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frage). 26, 334. 

*Die neuen Steuergesetze. Von Dr. Oskar Stillich. 
und Berichtigung 40, 521. 

Was der Gewerkschafter von der 
muß. SR3,9. 


Lohnsteuer. 
Gewerkschaften und Steuerfrage. 9, 111. 


Preußischen Staates für. das 


37, 473; 38, 486 


Steuerreform unbedingt wissen 


Die Massenbelastung im Februar. 15,190. 
*Spaziergang durchs Steuerchaos. Von Kurt Heinig. 21, 265. 
Die Neuregelung der Lohnsteuer. 23, 205. 


Die Lohnsteuer — die größte Steuer des Reiches. 29, 373. 

Wieder 550 Millionen Mark Steuern zu viel. 48, 626. 

Unternehmer gegen die Senkung der Lohnsteuer. 49,638. 

Erstattung von Steuern für 1924/1925. 51,665. 

*Die Neuregelung des Steuerabzuges vom Arbeitslohn. Von L. Leh- 
mann. RR 10,40. 

Was der Gewerkschafter von der Steuerreform unbedingt wissen 
muß. SR3,9. 

“Wie die Steuerzahler im letzten Steuerjahre herangezogen. wurden. 
SR 5, 18. 


VI. Kommunalpolitik. 


Kommunalpolitik, Allgemeines. 

Tagung des Reichsstädtebundes. 31, 405. 

Kapitalistische Privilegien. 48, 633. 

Städteordnungen. 3 

Neuberatung des Entwurfes für eine preußische Städteordnung 
und Landgemeindeordnung. 23, 300. 

Der Entwurf zu einer Reichsstädteordnung. 

Städtische Werke. ; 3 

Die Verwaltung der städtischen Werke auf dem preußischen Städte- 
tag. 25,326. 

Tagung des Reichsstädtebundes. 

Groß-Berlin. 

Die Rechtsfolgen des Groß-Berliner Eingemeindungsgesetzes 
die Beamten. 8, 100. 

Deutscher Städtetag, Preußischer Städtetag. 1 

Die Verwaltung der städtischen Werke auf dem preußischen Städte- 
tag. 25, 326. 

Unternehmerverbände und Deutscher Städtetag. 

Reichsstädtebund. 

Tagung des Reichsstädtebundes. 31, 405. 


VII. Rechtspflege. 


Materielles Recht. 3 E 
*Materielles Recht. RR1,1; 3,9; 4,13; 5,17; 6,21; 7,25; 12, 45. 
Entscheidungen. 
Entscheidungen. RR1,2; 
8,29; 9,35; 12, 47. 
Neue Gesetze. 
Neue Gesetze, 
Verfahren. 
Verfahren. RR7,27; 11,41. 
Rechtspflege, Allgemeines. 3 
Der Kampf ums Recht der Arbeitnehmervereine. 
Braun. RR5, 17. Fat Sk ; 
Darf der Arbeitgeber den Angestellten straflos beleidigen? RR 9, 36. 
Arbeitsgerichte. 
"Rückwärts! Von S. Aufhäuser, 


44, 580. 


31, 405. 


und 


42,550, 


3,11; 4,16; 5,18; 6,22; 1, 26; 


2,5; 


RR 5,18; 7,28, 
Kurt 


Von Dr. 


1,.18, 





Gegen die Zurücksetzung der Techniker. (Entschließung des Bun- 
desvorstandes.) 7,80. i 
*Der neue Entwurf eines Arbeitsgerichtsgesetzes. Von Fritz Pfirr- 

mann. 33,421; 34, 434. 
*Arbeitsrecht oder Juristenrecht? Von Clemens Nörpel. 45,586. 
Der AfA-Bundesausschuß. 45, 589. Er 
*Das Arbeitsgerichtsgesetz im Reichswirtschaftsrat. Von Fritz Pfirr- 
mann. 46,597 und 47, 610. 
Die Anfechtbarkeit der Entscheidungen der Arbeitsgerichte. RR 2,7. 
*Zur Frage der Prozeßvertretung bei den künftigen Arbeitsgerichten. 
Von A. Lenz. RR 11,41. 


Gewerbe- und Kaufmannsgerichte. 
Kommen Sie mit zum Frühschoppen? 28, 363, 


Berggesetz (Berggewerbegerichte). 

Die Spruchpraxis der Berggewerbegerichte. 9, 115; 14, 183. 

*Betriebsstörung und Schadenersatzpflicht der Betriebsangestellten, 
19, 242. 

*Bergbaufragen im Preußischen Landtag. Von K. Otter. 45, 591. 


VII. Kulturpolitik. 


(Schul- und Bildungswesen, Presse usw.) 


Kulturpolitik, Allgemeines. 

Mißbrauch des AfA-Namens. 28, 360. 

Esperanto und Arbeiterinternationale. 33, 424. 

"Zur Eröffnung des Deutschen Museums. Von Hans Jungkunst. 
BU 5, 17. 

*Die Maschine vor dem Weltgericht. Von Joh. Gröttrup. BU 9, 33. 


Rundfunkwesen. 

Das Rundfunkmonopol. 37, 477. 

Die AfA-Gewerkschaften im Rundfunk. 40, 522. 
Deutsche Amateur-Funkausstellung in Leipzig. 45,589. 


Schul- und Bildungswesen, Allgemeines. 

Durchführung der einheitlichen Kurzschrift bei der Reichsverwal- 
tung. 4,48. 

Baufachausstellung Köln. 38,490. 

*Die Aufgaben der Berufsschule. BU 1,1. 

*Bürgerlicher Unterricht in der Reichswehr, BU 1,4. 

*Die Arbeiterbildung in Deutschland. BU 5,18. 

"Die Passivität der Regierung in der Reichsschulpolitik. Von 
A. Lenz. BU 6,21. 

Der Reichsausschuß für sozialistische Bildungsarbeit. BU 6, 24. 

*Die Berufsberatung der Schüler mittlerer und höherer Lehranstal- 
ten. Von W. v. Kurowski. BU 12,46. 

Ein Jubiläum der Schülerwerkstätten. BU 12, 48. 

Englisch für Ingenieure. BU 12, 48. 


Berufsschulwesen. 

Ergänzungsprüfungen der Gewerbelehrer. 4,49. 

Thüringische Berufsschullehrer. 12, 151. 

Berufsschulpflicht_ der katastertechnischen Angestellten. 44, 580. 

*Die Aufgaben der Berufsschule. BU1,1. 

*Bericht über die Abschlußprüfungen am Staatlichen Gewerbe- 
lehrer-Seminar zu Charlottenburg im März 1925. Von Professor 
Schindler. BU 6,22 und 7, 28. Y 

Staatliche Gewerbelehrerprüfung. BU 6, 24. 

Gewerkschaften und Berufsschulwesen. BU 6, 24. 

Gärtnerfachklassen an gewerblichen Berufsschulen. BU 6, 24. 

"Außerordentliche Prüfung für Gewerbelehrer. Erlaß des Preußi- 
schen Ministers für Handel und Gewerbe vom 9. Juni 1925. 
BU 7, 27. 

*Freigewerkschaftliche Jugendtagung. BU 8, 30. 

"Verordnung des sächsischen Wirtschaftsministeriums über die aka- 
demische Ausbildung und Prüfung der Gewerbelehrer, BU 9, 34. 

*Privatberufsschulordnung in Thüringen. BU 10, 37. 

Vergütungen für nebenamtlichen Unterricht an den Berufsschulen 
und den gewerblichen Fachschulen. BU 10,40. 


*Die diesjährige Aufnahmeprüfung des Staatlichen Gewerbelehrer-" 


Seminars Berlin. Von Prof. Schindler. BU 11,42 und T 47,614, 


Technisches Schul- und Bildungswesen. 

Fachschule für Vermessungstechniker in Köln a. Rh. 5,63. 

Gegen die Zurücksetzung der Techniker. (Entschließung des Bun- 
desvorstandes.) 7,80. 

Vermessungstechnikerkursus in Barmen. 8,95; 13, 168. 

*Zur Reform der Baugewerkschulen. Von Baugewerkschulober- 
lehrer Albert Heitmann, Höxter. 9,112. 

Ausbildungsschwindel. 10,125 und 25, 320. 

Vermessungstechnikerkursus in Oberschlesien. 13, 168. 

‚Vermessungstechnikerkurse an der Baugewerkschule Essen. 38, 490. 

"Vermessungssekretäre und Fachschulfrage. Von W. Adam, 49, 644. 

Ein Kursus für Feldmeßkunde. 52, 684. 

"Praktikantenausbildung. BU 1,3 (vgl. 1924, BU 9,31). 

"Bürgerlicher Unterricht in der Reichswehr, BU 1,4. 

*Drei Jahre Betriebsfachschule. Von C. Volk. BU 3,9. 

Zum Fachunterricht und. zu den Prüfungen der Vermessungstech- 
niker an den staatlichen Baugewerkschulen. Von Beerbaum, 
Verm.-Techn. BU3, 11. 

"Neuerungen im technischen Unterrichtswesen. .Von Oberstudienrat 

Beau r Land, BU 4, 13. 

*Die Passivitä er Regierung in der Reichsschulpolitik. V« 
len Bier; £ g Reichsschulpolitik. Von 

"Bericht über die Abschlußprüfungen am Staatlichen Gewerbe- 
lehrer-Seminar zu Charlottenburg im März 1925. Von Professor 
Schindler. BU 6,22 und 7,28. 

*Die Chemotechnikerschule in Berlin. Von Dr. Dahse. BU 7,25. 

Das höhere technische Schulwesen. Von Weicken. BU 7, 26, 

*Die Ausbildung des technischen Nachwuchses in Deutschland. 
Von Prof. Peters. BU 8, 29. 


Die erleichterten Prüfungen für Vermessungstechniker an den 
staatlichen Baugewerksschulen. BU 11, 44. 
Die Chemotechnikerschule Berlin. BU 12, 47. 


Baugewerkschulen. 

*Zur Reform der Baugewerkschulen. Von Baugewerkschulober- 
lehrer Albert Heitmann, Höxter. 9, 112. 

Zum Fachunterricht und zu den Prüfungen der Vermessungstech- 
niker an den staatlichen Baugewerkschulen. Von Beerbaum, 
Verm.-Techn. BU 3, 11. 

Die staatliche Baugewerkschule in Buxtehude, BU 3, 12. 


Maschinenbauschulen. 

*Drei Jahre Betriebsfachschule. Von C. Volk. BU 3,9. 

Erlaß des M.f.H. vom 16. Mai 1925 Nr. IV 7654, beir. Semester- 
anfang für Fachschulen. BU 9, 36. 


Bergschulwesen. 

Forderung auf Einschränkung der Bergschülerzahl, 7, 82. 

Die Ueberfüllung des Bergbaustudiums. 16, 207. 

Zur Einschränkung des technischen Nachwuchses im Bergbau. 
21, 274. 

*Kritik an der Bergschulreform. BU 3, 11. 

Universitäten und Technische Hochschulen. 

Hochschulstatistik. BU 3, 12. 

Dr.-Ing.-Promotionen. BU10, 40. 


Allgemeine Lage des Studenten. 

*Werkarbeit des amerikanischen und deutschen Studenten. Von 
Gröttrup. 5, 17. 

Die Ueberfüllung des Bergbaustudiums. 16, 207: 

*Praktikantenausbildung. BU1,3 (vgl. BU 9,31, 1924). 


Volkshochschulen. 
Die Heimvolkshochschule in Tinz in Gefahr. BU 2,8; 5,20. 


Wirtschaftliches Bildungswesen. 

Zweiter Gewerkschaftskursus des A.D.B. 32, 418. 

*Die Sommerschulen des Internationalen Gewerkschaftsbundes. 
BU 4,15; BU 10, 38. 

*Die Arbeiterbildung in Deutschland. BU 5, 18. 


Verwaltungsschulen. 

Anerkennung der Abschlußprüfungen I und II der Heeres- und 
der Marinefachschulen für Verwaltung und Wirtschaft als Ersatz 
der Vorprüfungen. 14, 186. 

Zweite eisenbahnwissenschaftliche Woche der Deutschen Reichs- 
bahn. 16, 208. 

Post- und telegraphenwissenschaftlice Woche. 31, 405. 

*Die Ausbildung des Verwaltungsbeamten für Staat und Wirt- 
schaft. BU 5,20. 


Akademie der Arbeit in der Universität Frankfurt a. M. 
Der 4. Lehrgang der Akademie der Arbeit. 34, 438. 
*Die Akademie der Arbeit in Frankfurt a. M. BU4,15. 
*Die Arbeiterbildung in Deutschland. BU’, 18. 


Kapitalismus und Presse. 

Die Herrschaft der Schwerindustrie über die Presse. 12,148, 

*Ja, Bauer, das ist ganz was anderes! 18, 230, 

„Unter neutraler Flagge.‘ 28, 360. 

*Fachwissenschaft im Unternehmerdienst. Von H. Strähle, 47, 612. 
Korruption im Arbeitgeberlager. 52, 681. P3: 


Wissenschaft. 

Institut für Konjunkturforschung. 11,135; 30, 384. 

Vom preußischen aeronautischen Observatorium Lindenberg. 19, 249. 

Referentenführer. °SR1,3; 2,7; 3,115 4,16; 5,20: 77,283 8,32: 
9,35; 10,39; 12,47. 

Kunst. 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß. (Schaffung eines Reichs- 
bühnengesetzes.) 26, 332. 


B. Wirtschaftspolitik. 


I. Wirtschaftspolitik, Allgemeines. 


Weltwirtschaft. 

Wer versorgt Abd el Krim mit Flugzeugen und Kriegsmitteln? 
SR 7, 28. 

*Von politischen Grenzen und chinesischen Mauern. SR 8,31. 

Der Welthandel im Jahre 1924. SR 12,48. 


Wirtschaftspolitik, Allgemeines. 

*Kaliwirtschaftsgesetz oder Konzernmonopol? Von O. Peters. 6,71. 

*Wohin des Weges? 10, 122. 

Institut für Konjunkturforschung. 11,135. 

Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie, 16, 203. 

Die Wirtschaftspolitik im Reichstag. 17, 217. 

Gegen den Kartellunfug. 20, 256. 

*Krisengefahr — Kriegsgefahr, Von G. Fuchs. 21, 267. 

Der Fluch der bösen Tat. (Betr. Auswanderung.) 21, 269. 

Gegen Wirtschaftsreaktion und Unternehmerdenkschrift. (Kund- 
gebung des A.D.G.B.) 26, 335. 

*Abrechnung mit den “Unternehmern. 29, 369. © 

*"Ablenkungsmanöver. 35, 450. 

*Außenpolitik, Handelsverträge und Wirtschaftsieben, Von Bernh. 
Göring. 47,609. 

*Fachwissenschaft im Unternehmerdienst. Von H. Strähle, 47,612. 

Kapitalistische Privilegien. 48, 633. 

Wirtschaftlicher Wiederaufbau durch Gesundhungern. 51, 666. 

Weltverbesserung der Scharfmacher. 52, 682. 

*Das Vordringen der Kartelle. SR1,2. 

*Der Zusammenbruch der Zusammenbruchstheorie. SR 2,5. 

Die Wirtschaft als Gesamtprozeß. Von Paul Kampffmeyer. SR 6,23, 

*Der Götze Kapitalbildung. SR 7,26. 
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*Unternehmer gegen Unternehmer. (Betr. Handelskammer Ham- 
burg.) SR 9, 33. 

*Unternehmerprofit, Luxuskonsum und industrielle Fehlorganisation. 
SR 9, 34. 

*Die Stinnespleite und die Gewerkschaften. SR 10,37. 


Wirtschaftspolitik des Auslandes. 

England. Die Wettbewerbsfähigkeit d. deutschen Industrie. 16, 203. 

Rußland. Prämiensystem für Angestellte in Rußland. 32,413. 

England. Wenn sie sozialisieren wollen... 50, 652. 

Amerika. Die politische und soziale Rolle der amerikanischen 
Genossenschaftsbanken. 51,666. 

England. Der Mieterschutz und das Wohnbauprogramm der Ar- 
beiterregierung in England bleiben aufrecht. SR 2,7. 

Die Aufhebung des Mieterschutzes (im Ausland). SR 2,8. 

Frankreich. Das Rückversicherungsmonopoı in Frankreich. SR 6,24. 

England. Die englische Untersuchung über die Brot- und Fleisch- 
teuerung. SR 7,28. 


Oeffentliche Kreditgewährung an die Industrie. 

*Von politischen Grenzen und chinesischen Mauern. SR 8, 31. 

Sozialisierung auf kaltem Wege? 52,680. 

Deutsche Volkswirtschaft. 

Die Kapitalversorgung der deutschen Wirtschaft. 11,135: 

Die Schulden des Deutschen Reiches. 16, 203. 

Deutschlands zweiundzwanzig größte Unternehmungen. 19, 243, 

*Reichsfinanzministerium und Unternehmertum gegen die Erhöhung 
des Arbeitseinkommens. Von L. Hofmann. 24, 305. 

Vermehrung der sozialen Lasten und Vermögenszunahme, 34, 438. 

Ueber die soziale Belastung der deutschen Wirtschaft. 37,476. 

Der Verlust der Arbeitnehmer während der Inflationszeit — 35 Mil- 
liarden Goldmark. SR 8, 32. 


Konjunkturen und Krisen in Deutschland. 

Institut für Konjunkturforschung. 11,135; 30, 384. 

Rückgang der Gründungstätigkeit. 37, 476. 

“Wirtschaftskrise und Verkehrsprobleme. Von Heinrich Gramm. 
44, 571. 

*Weberwindung der Wirtschaftskrise durch Gehaltsabbau? Von Otto 
Schweitzer. 49, 637. 

Der AfA-Bund zur Wirtschaftskrise. 50, 652. 

"Wirtschaftskrise und Angestelltennot. 51,661. 

Wozu die Krise den "Kapitalisten dienen soll. 52,684. 

Rasche Kapitalbildung und niedrige Löhne verursachen die Wirt- 
schaftskrise. SR 7, 28. 


Konkurse, Geschäftsaufsicht. 

Kleiner Umsatz, großer Nutzen. 30, 384. 

Vervierfachung der Konkurse. 30, 384. 

Steigende Konkursziffern. 48, 626. 

Die Konkursziffer geht nach oben. 50,651. 

Die Verordnung über die Geschäftsaufsicht soll verschwinden. 
51, 665. 


Krisen und Weltwirtschaft. 

Der frische Luftzug der Weltmarktkonkurrenz., 

*Krisengefahr — Kriegsgefahr. Von G. Fuchs. 21, 267. 

*Der Zusammenbruch der Zusammenbruchstheorie. SR 2,5. 

Die Entwicklung des Produktionsapparates und. der Produktions- 
methoden seit dem Kriege. SR 2,6. 


Fragen der Produktion. 

Verlauf der Leistungsfähigkeit während eines Arbeitstages. 44, 574 
und 47,614. 

*Für den Achtstundentag. Wichtige Ergebnisse der wissenschaft- 
lichen Forschung. SR1,1. r 

*Fordismus made in Germany. SR 2,5. 

Die Entwicklung des Produktionsapparates ünd der Produktions- 
methoden -seit dem. Kriege. SR 2,6. 

Der Aufschwung der Eisen- und Stahlproduktion. SR 2,7. 

Die deutsche Produktion erreichte die Vorkriegshöhe! SR 10, 40. 


4,40. 


II. Privatkapitalismus. 


Kapitalistische Entwicklung. 

Vom Segen der freien Konkurrenz. 3, 27. 

Nöte und Leiden der Arbeitgeber und — die Goldbilanzen. Von 
Joh. Gröttrup. 8,89. 

Die Kapitalsversorgung der deutschen Wirtschaft. 

Elechlinde zweiundzwanzig größte Unternehmungen. 

Kleiner Umsatz, großer Nutzen. 30, 384. 

Rückgang der Gründungstätigkeit. 37, 476. 

Sie schreien Vaterland — und meinen Beute. 44,575. 

Fortschreitender Abbau von Konzernen. 47,613. 

Die Entwicklung des Produktionsapparates und der Produktions- 
methoden seit dem Kriege. SR 2,6. 

Die Konzentration und Ausdehnung deutscher Unternehmungen in 
den letzten drei Monaten. SR 4, 16. 

Die Wirtschaft als Gesamtprozeß. Von Paul Kampfimeyer. SR 6,23. 

*Der Götze Kapitalbildung. SR 7, 26; 

*Die Stinnespleite und die Gewerkschaften. SR 10, 37. 


Industrielle Konzentration. 

Die Konzentrationsbewegung deutscher Unternehmungen. 2,132 

Internationaler Gewerkechafishuhd und internationales Eisensyndi- 
kat. 8,92. 

Die Kapitalskonzentration in der deutschen Schwerindustrie, 12,149. 

“Günstiges Kaligeschäft. Interessentenkämpfe. 29, 377, 

Fusion der Teerfarbenindustrie und die Angestellten. 46, 600. 

Eine neue Interessengemeinschaft auf Kosten der technischen An- 
gestellten. (Betr. Firma Adolf Bleichert & Co. und Transport- 
anlagen-Gesellschaft m.b.H.) 49,641. 

Die Konzentrationsbewegungen deutscher Unternehmungen, 52, 680. 

Ein internationales Glühlampenkartell. SR 2,7. 


11,135. 
19, 243. 
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Die Konzentration und Ausdehnung deutscher Unternehmungen - in 
den letzten drei Monaten. SR 4,16. 

Der vierte Oeltrust der Welt. SR 6, 24. 

Die Konzentration der Schwerindustrie. SR 10,39. 

*Die Fusion in der deutschen Petroleumindustrie. Von Dr. N. Cro- 
ner. SR 11,41. 


Kartelle und Trusts. 

Die Konzentrationsbewegung deutscher Unternehmungen. 2,15. 

Vom Segen der freien Konkurrenz. (Anilinkonzern.) 3,27, 

*Kaliwirtschaftsgesetz oder Konzernmonopol? Von O. Peters. 6,71. 

Verständigung zwischen der deutschen und elsässischen Kaliindu- 
strie. 9,110. 

Künstliche Verteuerung des Bauens. 11, 137. 

Die Kapitalskonzentration in der deutschen Schwerindustrie. 12, 149. 

Gegen den Kartellunfug. 20, 256. 

Die Schaffung von Eisenkartellen schreitet vorwärts. 39, 506. 

Die Regierung und der Kartellunfug. 40,521. 

Aus der Praxis des Kartellgerichts. 41,532. 

Der Kampf gegen die Kartelle. 42,543. 

Der Anilintrust perfekt. 43, 556. 

Gefängnisstrafen für Vergehen gegen das Kartellgesetz. 44, 573. 

Kartelle und Preissteigerung: 51, 665. 

*Das Vordringen der Kartelle. SR1,2. 

Der Rohstahlverband. SR 1,4. 

Ein internationales Glühlampenkartell, 

Die Konzentration der Schwerindustrie, 


Stinnes-Konzern. 

Die Konzentrationsbewegung deutscher Unternehmungen. 2,15. 
Stinnes hier, Stinnes da — Stinnes überalli 12,149. 

Die Kapitalskonzentration in der deutschen Schwerindustrie. 12, 149. 
Dividendensegen bei Stinnes. 19, 247. 

“Die Goldbilanzen des Siemens-Konzerns. Von G. Fuchs, SR 6,21. 
*Die Stinnespleite und die Gewerkschaften. SR 10, 37. 

*Ein Franzose über Stinnes. Von J. Gröttrup. SR 12, 47. 


Krupp-Konzern. 


SR 2,7. 
SR 10, 39. 


Die Kapitalskonzentration in der deutschen Schwerindustrie. 12,149. 
Betriebsratswahlen bei der Firma ‚Krupp. 16, 204. 

Sonstige Konzerne. 

*Kaliwirtschaftsgesetz oder Konzernmonopol? Von O. Peters. 6, 71. 


Die Kapitalskonzentration in der deutschen Schwerindustrie. 12, 149, 
Fortschreitender Abbau von Konzernen. 47,613. 
Sachsenwerk, Dresden-Niedersedlitz. Von G. Fuchs. SR 5, 17. 


Aktiengesellschaften. 
* Nöte und Leiden der Arbeitgeber‘ und — die Goldbilanzen. Von 
Joh. Gröttrup. 8,89. 


Kapitalistische Gewinne. 

Wie an Hüten verdient wird. 
A.-G.) 5,20. 

"Nöte und Leiden der Arbeitgeber‘ und — die Goldbilanzen. 
Joh. Gröttrup. 8,89. 

*Kulturwidrige Arbeitszeit im 
15, 194. 

Dividendensegen bei Stinnes. 

100 000 M. Gratifikation für 
beitnehmer? 30, 384, 

Sie verdienen nichts! 38, 488. 

Verschärfte Krise, steigende Gewinne (in England). 46, 599. 

Beginnende Selbsterkenntnis. 52, 681. 

15 Prozent Dividende — aber 500000 Mark gestundete Steuern, 
(Betr. Mal-Kah-Zigarettenfabrik A.-G., Berlin.) SR5, 20. 

*Unternehmerprofit, Luxuskonsum und industrielle Fehlorganisation. 
SR 9, 34. 


Direktoren, Aufsichtsräte usw. 

100000 M. Gratifikation für Direktoren — und die anderen Ar- 
beitnehmer? 30, 384, 

Wo hat der Abbau zuerst einzusetzen? 45,589. 

Vom „Gehaltsabbau‘ der Direktoren. 50, 652. 


Bilanzen, Grundsätzliches. 

“Nöte und Leiden der Arbeitgeber‘ und — die Goldbilanzen, Von 
Joh. Gröttrup. 8,89. $ 

Die Kapitalskonzentration in der deutschen Schwerindustrie. 12, 149. 

100000 M. Gratifikation für Direktoren — und die. anderen Ar- 
beitnehmer? 30, 384. 

*Die Goldbilanzen des Siemens-Konzerns. Von G. Fuchs, SR 6,21. 

Kapitalzunahme. 

* Nöte und Leiden der Arbeitgeber und — die Goldbilanzen, Von 
Joh. Gröttrup. 8,89. 

Die Kapitalskonzentration in der deutschen Schwerindustrie, 12, 149. 

Deutschlands zweiundzwanzig größte Unternehmungen. 19, 243. 


(Betr. Berlin-Gubener Hutfabrik 
Von 
mitteldeutschen Braunkohlenbergbau, 


19, 247. 
Direktoren — und die anderen Ar- 


Vermehrung der sozialen Lasten und Vermögenszunahme, 34, 438. 
“Der Götze Kapitalbildung. SR 7, 26. 

“Betriebsstillegungen. 

“Der Kampf gegen die Betriebsräte im Ruhrbergbau. 3, 25. 

Auch eine Sanierung. 3,30. 

Die Krise der südlichen Randzechen des Ruhrgebiets. 3, 31. 
*Zur Frage der Zechenstillegungen. Von Spitama II. 33,422, 
*Schwerindustrie und Wirtschaftskrise. 36, 465. a 
Werksbeurlaubung und Kündigung. Von Heinz Potthoff. RR 4, 15. 


Entvölkerung ganzer Gemeinden durch Zechenstillegungen. SR 8, 32. 


Staatsmonopole. 

Steigt oder fällt der Alkoholkonsum? SR 7,28, 

Freie Privatwirtschaft. 

Künstliche Verteuerung des Bauens. 11,137. 

Kapitalistische Privilegien. 48, 633. , { er: 

AGpennehnierpenn Luxuskonsum und industrielle Fehlorganisation. 
SR 9, 34, 
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Wettbewerb und Reklame. 
Vom Segen der freien Konkurrenz. 3, 27. 
Der irische Luftzug der Weltmarktkonkurrenz. 4,40. 


Korruptionserscheinungen. 


Die Lehren des Falles Barmat, Michael und Konsorten, 4, 40. 


Ill. Planwirtschaft. 
(Elektrizitäts-, Kohlen-, Kaliwirtschaft usw.) 


Elektrizitätswirtschaft. 

Die Weltkraftmengen. SR 3, 10. 

Kaliwirtschaft, Reichskalirat (s. auch unter 257—259). 
Der Kaliabsatz im Dezember 1924. 4,45. 


*Kaliwirtschaftsgesetz oder Konzernmonopol? Von O.Peters. 6,71. 
Verständigung zwischen der deutschen und elsässischen Kali- 
industrie. 9, 116. 


Gute Absatzverhältnisse in der Kaliindustrie. 11, 139. 

Der Reichskalirat.... 15,196. 

Auf dem Wege zum Weltsyndikat im Kalibergbau. 

"Günstiges Kaligeschäft. Interessentenkämpfe. 29, 377. 

Anhaltende Steigerung des Kaliabsatzes. 37,480. 

Kaliabsatz sehr gut — Gehaltserhöhung aber verweigert. 41,535. 

Die Auslandsanleihe des Kalisyndikats. 52,687. 

*Aussichten für Kali und Landwirtschaft. Von Steiger Halbiell. 
SR 12, 45. 

Kohlenwirtschaft (s. auch unter 248—264). 

Reichskohlenrat. (Bericht üb. verschiedene Ausschußsitzungen,) 1,7. 

Der Große Ausschuß des Reichskohlenrates. (Tagung vom 9. Ja- 
nuar 1925.) 3,32. 

Kommission zur Prüfung der Selbstkosten im Ruhrbergbau. 8, 97. 


23, 298. 


Der Kampf um das Ruhrkohlensyndikat. Von Steiger Halbfell. 
14, 182. 

Der. Reichskohlenrat und seine Ausschüsse. (Tagung vom 31. März 
und 1. April.) 15,195. 


Der Geschäftsausschuß des technischen Sachverständigenausschus- 
ses des Reichskohlenrates. 18, 236. 

Der Große Ausschuß des Reichskohlenrats. .18, 236. 

*Das Kohlenchaos, 22, 284. 

, ap te der Kohlenförderung. Von Steiger Halbiell. 

"Der Stand der Kohlenwirtschaft. 

Verschärfung der Kohlenkrise. 

*Kohlenkrise und internationale 
Steiger Halbfell. 34, 440. 

*Zum Kampf im Bergbau. 35,455. 

*Die kommende Kohleninternationale. Von Steiger Halbfell. 38,492. 

Die Reichsfachgruppe Bergbau zur Bergbaukrise. 39, 510. 

Der Hauptausschuß zum Bergetat. 39, 510. 

Eine Umstellung der Kohlenwirtschaft? (Betr, England.) 41, 534. 

Versuche mit deutscher Braunkohle in England. 41,535. 

Sitzungen der Ausschüsse des Reichskohlenrats. 48, 630. 

Der Kampf der Hüttenzechen gegen die reinen Zechen im Kohlen- 
kontor. SR3,11. 

Kohlenpreis. 

Der Große Ausschuß des Reichskohlenrats. 
nuar 1925.) 3, 32. 

Der Reichskohlenrat und seine Ausschüsse. (Tagung vom 31. März 
und 1. April.) 15,195. 

*Die Preiselemente der Ruhrkohle. Von Steiger Halbfell. SR 11,43. 


Wärmewirtschaft, Brennstofiersparnis. 


Reichskohlenrat. (Bericht üb. verschiedene Ausschußsitzungen.) 1,7. 
Kölner Messe. 14, 179. 


30, 388. 
33, 427. 


:Bergbauangestelltenschaft. Von 


(Tagung vom 9. Ja- 


IV. Landwirtschaft, Ernährung. 


Landwirtschaft. 

Zur Lage der deutschen Landwirtschaft. 

Leidet die Landwirtschaft Not? 

*Aussichten für Kali- 
SR 12, 45, 


Volksernährung (s. auch unter 92 und 99). 

Der Ruf der Landwirtschaft nach Getreidezöllen. 17, 218. 

*Der Einfluß der Handelspolitik auf die Höhe der Lebenshaltungs- 
kosten. Von Otto Schweitzer. 19, 242, 

Die Teuerung des Fleisches. 38, 488. 

Voller. Brotwucher, 39, 506. 

En aalsche Untersuchung über die Brot- und Fleischteuerung. 

‚28. 


Das geringe Lohneinkommen gefährdet die Volksernährung. SR 9, 35. 


7,79. 
(Kastennotiz.) 
und Landwirtschaft. 


32, 411. 


Von Steiger Halbielı, 


© 


V. Handels- und Zollpolitik. 


Handelspolitik, Allgemeines. 

"Gewerkschaften und Handeisverträge. Von ©. Schweitzer. 5,53. 

De eionkt Gewerkschaftsbund und internationales Eisensyndi- 
kat, 2; 

*Internationale 
12, 147. 

"Der Einfluß der Handelspolitik auf die Höhe der Lebenshaltunes- 
kosten. Von O. Schweitzer. 19, 241. “ 


Konferenz der Arbeitnehmer der Schwerindustrie. 


Wie kann Deutschland durch vermehrte Ausfuhr Reparationen 
leisten? 37, 476. 

Welche Länder sind Deutschlands größte Abnehmer und Lieferan- 
ten? SRA4, 15. 


Die Zunahme der Oelheizung in der Handelsschiffahrt, 


SR 8, 32. 
Der Welthandel im Jahre 1924. SR 12,48. 
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Handelspolitik des Auslandes (alphabetisch nach Ländern). 

*Außenpolitik, Handelsverträge und Wirtschaftsieben. Von Bern- 
hard Göring. 47,609. 

Belgien. Der. Achtstundentag, eine handelspolitische Notwendigkeit. 
4,39. 

*Belgien. Gewerkschaften und Handelsverträge. Von O. Schweitzer. 


England. Der Handelsvertrag zwischen Deutschland und England. 
3, 27. 

England. Hindernisrennen der englischen ‚Schutzzöllner. 24, 309, 

Frankreich. Konferenz deutscher und französischer Gewerkschafts- 


vertreter wegen der deutsch-französischen Handelsvertragsver- 
handlungen. 1,4. 

*Frankreich. Gewerkschaften und Handelsverträge.-. Von Otto 
Schweitzer. 5,53. 


Frankreich. Internationaler Gewerkschaftsbund und internationales 
Eisensyndikat. 8, 92. 

Frankreich. Zur Handelsvertragspolitik. 12, 148. 

Frankreich. Ein Einfuhrverbot für deutsche Kohle. 37, 480. 

Frankreich. Warum stocken die Verhandlungen mit Frankreich? 
41,531. 


Handelsbilanz Deutschlands. 

Die Gestaltung des deutschen Außenhandels. 3, 28. 

2,7 Milliarden Einfuhrüberschuß im Jahre 1924, 11, 135. 
Zur Frage der passiven Handelsbilanz. SR 9,35. 


Außenhandel. 

Der Handelsvertrag zwischen Deutschland und England. 

Die Gestaltung des deutschen Außenhandels. 3, 28. 

Der frische Luftzug der Weltmarktkonkurrenz. 4,40. 

*Gewerkschaften und Handeisverträge. Von O. Schweitzer, 5,53. 

Die Konkurrenzfähigkeit der deutschen eisenverarbeitenden Indu- 
strie am Weltmarkt. 8,92. 

2,7 Milliarden Einfuhrüberschuß, im Jahre 1924. 11, 135. 

Wie kann Deutschland durch vermehrte Ausfuhr Reparationen 
leisten? 37, 4706. 

Welche Länder sind Deutschlands größte Abnehmer und .Liefe- 
ranten? SR4,15. 


Zollpolitik. 


3, 27. 


*Gewerkschaften und Handelsverträge. Von OÖ. Schweitzer, 5,53. 
*Rückwärts! Von S. Aufhäuser. 7,78. 
*Internationale Konferenz der Arbeitnehmer der Schwerindustrie. 


12, 147. 

Zur Handelsvertragspolitik. 12, 148. 

Der Ruf der Landwirtschaft nach Getreidezöllen. 17, 218. 

*Der Einfluß der Handelspolitik auf die. Höhe der Lebenshaltungs- 
kosten. Von O. Schweitzer. 19, 241. 

Die Hochschutzzollpläne der Rechtsregierung. 21, 269. 

*Die neue Zollvorlage. Von Fritz Pfirrmann. 22, 281. 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß. (Referat von Reichsminister 
a. DDr. Hiiferding: Angestellte und Handelspolitik.) 26, 333. 
Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß. (EntschließBung zum neuen 

Zolltarif.) 26, 333. 
Die freien Gewerkschaften gegen die Schutzzollvorlage. 26, 335. 
Das Gutachten des Reichswirtschaftsrates zur Frage der Agrar- 
zölle. 27, 348. 
Die Belastung der Lebensmittel durch den Zoll, 
*Schutzzölle? Von Schierwagen (Schönewerda) 
30, 383. 
Wer fordert den Brotzoll? (Kastennotiz.) 30, 385. 
Nimmt der Reichstag die Zollvorlage an... (Kastennotiz.) 31, 399. 
Getreidezoll als Verhandlungswaffe. 31, 399. 
Denkt an die Kinder! (Kastennotiz.) 31, 405. 
Die Verteuerung der Lebensmittel durch die neuen Zölle. 38, 488. 
Die Zölle und die Preisverbilligung. 41,532. 


29, 372. 
und Schweitzer, 


*Außenpolitik, Handelsverträge und Wirtschaftsleben. Von Bern- 
hard Göring. 47, 609. 

*Das Vordringen der Kartelle. SR 1,2. 

*Von politischen Grenzen und chinesischen Mauern, SR 8,31. 

Die Folgen des Hochschutzzolles. SR 9, 36. 

Verkehr. 

Die Rhein-Main-Donau-Wasserstraße. 20, 262. 

Verkehrswissenschaftliche Woche in München. 29, 379. 

*Wirtschaftskrise und Verkehrsprobleme. Von Heinrich Gramm. 


44,571. 
Die Zunahme der Oelheizung in der Handelsschiffahrt. 


VI. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Geld-, Bank- und Börsenwesen, Allgemeines. 

Die Entwicklung der europäischen Valuten. 12, 149. 
Wiederherstellung des Bankgeheimnisses. 21, 268. 
Ungenügende Geldverbiliigung. 38, 488. 
Das Agrarkreditinstitut — eine Gefahr. SR 3, 12. 


SR 8, 32, 


Wie lese ich den Handelsteil einer Tageszeitung? (Der Baum- 
woilmarkt.) Von Otto Pennenkamp, Barmen. SR 11, 44. 

Reichsbank. 

Die Kapitalsversorgung der deutschen Wirtschaft. 11, 135. 

Sparkassen. 

Die Kapitalsversorgung der deutschen Wirtschaft, 11,135. 
Werkssparkassen und Betriebspensionskassen. Von Kurt Heinig. 
35, 451. > 
Kein Spargeld den Betriebssparkassen! 43, 558. 

Aufwertung. 


Aufwertung von Dienstbezügen. 10, 130. 

Wie werden die sozialen Gesichtspunkte in den neuen Aufwertungs- 
gesetzen berücksichtigt? 31,398. 

Werkssparkassen und Betriebspensionskassen. 


Von Kurt Heinig. 
35, 451. 
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102 


103 


104 
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“Aufwertung von Pensionsansprüchen. Von Dr. jur. v. Karger. 


6,21. 
*Zurück zur sozialen Aufwertung. SR 4, 14. 
Aufwertung von Versicherungen. SR 4, 16. ö 
Die Aufwertungspolitik: Der rechtliche, der wirtschaftliche und 
der soziale Gesichtspunkt im Widerstreit. SR 5, 20. 


Kreditgewährung, Anleihen. 

Die Kapitalsversorgung der deutschen Wirtschaft, 11,135. 
Sozialisierung auf kaltem Wege? 52,680. 

Die Auslandsanleihe des Kalisyndikats. 52,687. 

Die deutschen Auslandskredite. SR 12, 48. 


Preispolitik, Teuerung, Preisabbau. 

Die Ursache der hohen Preise in Deutschland. 

Deutschland und die Weltteuerung. 34, 437. 

*Ablenkungsmanöver. 35, 450. 

*Preisabbau oder Lohnabbau? Von Otto Schweitzer, 

Preiserhöhungen der Unternehmer. 36, 464. 

Erst müssen die Löhne abgebaut werden. 37, 476. 

Was ist zu tun? (Bericht über die Bundesvorstandssitzung am 
13. September 1925.) 38, 485. 

*Preisabbau und Löhne. Von Bernhard Göring. 39, 505. 

Die Zölle und die Preisverbilligung. 41,532. 

Die Verteuerung der Lebensmittel. 45, 588. 

*Schlichter und Preisabbau. Von Fritz Schröder. 48,625. 

Unternehmerrezept zum Preisabbau. (Betr. Bayerischen Tonindu- 
strieverband.) 49, 641. 

Organisiertes Zurückhalten der Wollvorräte. SR 3,1]: 


27, 349, 


36, 461. 


VII. Sozialismus, Sozialisierung. 


Soziallsierung, Sozialismus, Grundsätzliches. 

Der Anteil der Löhne am Preise des Produktes. 

*Gewerkschaftliche Probleme. Von Bernhard Göring. 

Um die Sozialisierung des Heilwesens. 25,319. 

Die Stufen der Gemeinwirtschaft. 47,614. 

Wenn sie sozialisieren wollen... (England.) 

Sozialisierung auf kaltem Wege? 52,680. 

*Der Zusammenbruch der Zusammenbruchstheorie, 

*Das Sozialisierungsproblem. Von Paul Kampfimeyer. 

Christentum und Sozialismus. 

*Der Klassenkampf der Unternehmer und ‚das Christentum. Von 
Bernhard Göring. 4,37. 

Kapital und Arbeit. 

“Der Mißbrauch des technischen Geistes. Von Dr.-Ing, Wagner. 2, 13. 

*Der Klassenkampf der Unternehmer und das Christentum. Von 
Bernhard Göring. 4, 37. 

XX. Generalversammlung der Gesellschaft für soziale Reiorm. Von 
Fritz Pfirrmann. 21, 269. 

100000 M. Gratifikation für Direktoren — und die anderen Arbeit- 
nehmer? 30, 384. 

“Vom Wohlwollen der Unternehmer. Von Heinrich Gramm. 47,614. 

Rasche Kapitalbildung und niedrige Löhne verursachen die Wirt- 
schaftskrise. SR 7, 28. 

en Luxuskonsum und industrielle Fehlorganisation. 
SR 9, 34. 


SR 4, 10. 
23, 293. 


50, 052. 


SR 2353: 
SR 8,30. 


VIH. Genossenschaftswesen. 


Konsumgenossenschaften. 

Die deutschen Konsumgenossenschaften. 19 244. 

Die Großeinkaufsgenossenschaft Deutscher Konsumvereine (G.E.G.) 
im Jahre 1924. 28, 361. 


Wie der Konsumentenzusammenschluß preisverbiliigend wirkt, 48,027. 


Ein Kronzeuge für die Konsumvereine. 52, 684. 


Baugenossenschaften, Soziale Baubetriebe und Bauhütten. 
Künstliche Verteuerung des Bauens. 11,137. 

Aus der Bauhüttenbewegung. (Betr. Bauhütte Ostthüringen.) 
*Fünfter deutscher Bauhüttentag. 19,247, 21, 271. 

*Die Bauhüttenbewegung. 37,478. 

Aus der Bauhüttenbewegung. 47,616. 

Der Verband sozialer Baubetriebe, 48, 628. 


IX. Bodenpolitik. 


Bodenpolitik und Bodenreiorm. 
Eine Massenkundgebung. 44,573. 


Städtische Bau- und Bodenpolitik. 


Eine städtebauliche Studienreise nach Holland und England. 24,309. 


Wohnungsbau durch die Gemeinden, SR 2,7. 


Wohnungswesen und Wohnungsnot. 

*Die Kundgebung der deutschen Gewerkschaften am 
Von Fritz Pfirrmann. 13, 162. 

Wohnung vorhanden. 25, 320. 

Beamtensiediungen. 26, 342. 

Baukosten hüben und drüben. 29, 375. 

600 000 Wohnungen fehlen! 34, 439. 

Eine Massenkundgebung. 44, 573. 

Siedlungsmöglichkeiten für Beamte. 52, 689. 

Wohnungsbau durch die Gemeinden. SR PER 

Der Mieterschutz und das Wohnbauprogramm der 
rung in ‚England bleiben aufrecht. SR 2,7. 

Die Äufhebung des Mieterschutzes (im Ausland). 

In Deutschland fehlen über eine Million Wohnungen. 


Hausbesitz und Mietswesen. 
Für gerechte Lastenverteilung. 18, 231. 
Gegen die Mietsteigerungen. 33, 423. 


Siedlungswesen. 
Siedlungswesen der Bergarbeiter s. 


SR 2,8. 
SR 3,11. 


unter 252, 


16, 205. 


18. März 1925. 


Arbeiterregie- 
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114 


115 


116 


117 


118 


121 


Sub dato Cölln an def’ Spree, den 19. Januarii 1661. 7,82. 
Rheinische Siedlungstage. 24, 309. 
Beamtensiedlungen. 26, 342. 


Eine städtebauliche Studienreise nach Holland und England. 24,30%. 


Beamtensiedlung. 34, 446. 

Wohnungsfürsorgefonds — Beamtensiedlung. 37, 482. 

Eine Massenkundgebung. 44, 573. 

Siedlungsmöglichkeiten für Beamte. 52,689. 
Gartenstadtbewegung. 

Im Namen des Privateigentums gegen eine genossenschaftliche 


Gartenstadt. (Beigien.) SR 2,7. 


X. Betriebstechnik. 


Betriebstechnik, Allgemeines. 

Ford und Taylor. 3,28. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung. BU 2,8. 

*Fordismus made in Germany. SR2,5. 

Die Entwicklung des Produktionsapparates und der Produktions- 
methoden seit dem Kriege. SR 2,0. 

Eine wichtige Untersuchung über die Wirkung der Temperatur 
und der Beleuchtung auf die Arbeitsleistung. SR 2,6. 


Der Untergang der gelernten Arbeit. SR 2,8. 
Arbeitsdienstpflicht. 
"Rückwärts! Von S. Aufhäuser. 7,78. 


Arbeitspsychologie. 

*Der Mißbrauch des technischen Geistes. Von Dr.-Ing. Wagner. 2,13. 
*Die Maschine vor dem Weltgericht. Von Johann Gröttrup. BU 9, 33. 
Taylorsystem und Arbeitsphysiologie. SR 9, 36. 

Rationalisierung. 

Die deutschen Industriellen und die Rationalisierung. 51, 066. 
*Die industrielle Vorherrschaft Amerikas. Von A. Wesener, SR 19, 38. 
Taylorsystem. 

Ford und Taylor. 3,28. 

Taylor. Von Bote. BU 3,10. 


*Fordismus made in Germany. SR2,5. 


Die Entwicklung des Produktionsapparates und der Produktions- 


methoden seit dem Kriege. SR 2,6. 
F.G.Gilbreth. SR 3, 12. 
Von Owen bis. Taylor. SR 6, 24. 


Taylorsystem und Arbeitsphysiologie. SR 9, 36. 
Normalisierung, Typisierung, Spezialisierung. 

Die deutschen Industriellen und die Rationalisierung. 
*Fordismus made in Germany. 'SR 2,5. 

Fords Betriebsmethoden. 

Henry Ford. Von Ewald Bote. SR 8,29. 
Normenausschuß der deutschen Industrie. 

Die deutschen Industriellen und die Rationalisierung, 


C. Sozialpolitik. 


I. Sozialpolitik, Allgemeines. 


Sozialpolitik, Allgemeines. 
*Der Bund im neuen Jahre. Von Otto Schweitzer. 1,1. 
Das sozialpolitische Glaubensbekenntnis der Bergbauunternehmer für 


51, 609. 


51, 666. 


192556, -73: 

*IX, Generalversammlung der Gesellschaft für soziale Reiorm. Von 
Fritz Pfirrmann. 21, 269. 

Fortschritte der internationalen Arbeitsstatistik. 22,285. 

Gegen Wirtschaftsreaktion und Unternehmerdenkschrift (Kund- 


gebung des A.D.G.B.). 26, 235. 
*Finige zeitgemäße "Grundfragen der Sozialpolitik. 
31, 397. 
*Reichsregierung und Ruhrkrise. 32,415. 
Vermehrung der sozialen Lasten und Vermögenszunahme. 34, 438. 
Ueber die soziale Belastung der deutschen Wirtschaft. 37, 476. 
Der preußische Handelsminister und die soziale Belastung des 
Bergbaues. 37,480. 
*Gewerkschaftskongreß des A.D.G.B. 
“Der zweite internationale Kongreß der 
Hermann Waschow. 42,541 und 43, 554. 
"XIII. Delegiertenversammlung der Internationalen Vereinigung für 
gesetzlichen Arbeiterschutz in Bern. 44,572. 


Die Belastung der deutschen Wirtschaft durch Sozialpolitik, SR 4, 15. 


Bevölkerungsbewegung, Bevölkerungspolitik. 

Die Ergebnisse der Volkszählung. 34, 437. 

Der Geburtenausfall durch den Krieg als 
marktes. 52,683. 

Sozialpolitik im Ausland. 

*XIII. Delegiertenversammlung der Internationalen Vereinigung für 
gesetzlichen Arbeiterschutz in Bern. 44,572. 

Der gesetzliche Stand der Urlaubsfrage in den verschiedenen Län- 
dern. SR 2,7. 

*Die Verbreitung des Arbeiterurlaubs. SR 5, 19. 

Veränderungen des Arbeitslosenschutzes. SR 5, 19. 

(Alphabetisch nach Ländern‘) 


Von Dr. Croner. 


39,502. 


Privatangestellten. Von 


Entlastung des Arbeits- 


Australien. Gewinnbeteiligung der Arbeiter an der Konjunktur. 
SR 2,7. 
China. Die Argumente der chinesischen Unternehmer gegen die 


Sozialpolitik. SR 2,7. 

Italien. Heranbildung technischer Sachverständiger 
der Sozialpolitik in Italien. 19, 244. 

Mexiko. Endlich Arbeitnehmerpolitik. 25, 320. 

*Oesterreich. Der Weg zum neuen Erfinderrecht 
Von E. Lakenbacher, 44,569 und RR 11,43, 


auf dem Gebiet 


in Oesterreich. 
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Oesterreich. Das Verschwinden des Index in Oesterreich. SR 6, 24. 
Polen. Achtung! Anerkennungsgebühren in der polnischen Knapp- 


schaft. 40, 523. | 
Schweiz. Schweizer Kleinbürger und Bauern gegen Sozialversiche- 
rung. 29,373. 
Schweiz. Sozialversicherung in der Schweiz. 52,681. 


Tschechoslowakei. Gefängnisstrafen für Vergehen gegen das Kar- 
tellgesetz. 44, 573. 

Reichsarbeitsministerium. 

*Das Reichsarbeitsministerium im Schlepptau der Unternehmer. Von 
Alfred Flügger. 40,517 und 41,532: „Ein Seitenstück zur Akten- 
notiz“, 

Der Reichsarbeitsminister versucht 
(siehe auch 490,517 und 41,532). 

Unterstützt das Reichsarbeitsministerium 
schweig.) 45,590 und 49,641. 

"Das Reichsarbeitsministerium und die 
48, 627. 

Eine gesetzwidrige Entscheidung des Reichsarbeitsministers. 49, 643. 

Sozialpolitische Vereine und Kongresse. 

Hauptversammlung der Gesellschaft für Soziale Reform. 

IX. Generalversammlung der Gesellschaft für Soziale Reform. 
Fritz Pfirrmann. 21, 269. 

*Xlll. Delegiertenversammlung der Internationalen Vereinigung für 
gesetzlichen Arbeiterschutz in Bern. 44,572. 


li. Koalitionsrecht. 


sich zu rechtfertigen. 42, 543 


Tarifsabotage ? (Braun- 


Bauarbeitgeber-Verbände. 


18, 233. 
Von 


Koalitionsrecht. 

Der Kampf ums Recht der Arbeitnehmervereine. 
Braun. RR5, 17. 

Teilnahme an Gewerkschaftsveranstaltungen. 

Beurlaubung von Beamten zur Teilnahme 
Tagungen. 12,155; 37,482. 

Freifahrt zu Organisationstagungen. 38, 495. 

Streikrecht. (Streikrecht der Beamten s. unter B 59.) 

Beamte zum Streikbruch verpflichtet. 22, 291. 

Der Stahlhelm als Streikbrecher. 26, 337; 35, 452. 

Reaktionäre Regierung — reaktionäre Rechtsprechung. 

Maßregelungen. 

Eine Maßregelung und ihre Beantwortung. 

Technische Nothilfe. 

Auflösung der Technischen Nothilfe. 


Von Dr. Kurt 


an gewerkschaftlichen 


RR 2,5. 
45, 593. 


18, 233. 


Ill. Arbeitsrecht. 


Arbeitsrecht. 
* Arbeitsrecht oder 


Angestelitenrecht. 

Gegen die rechtliche Benachteiligung der technischen Angestellten. 
8,92. 

Bezüglich des Begriffs „mit höheren technischen Dienstleistungen 
betraut“. RR 2,8. 

"Vom Marxismus der Unternehmer. 
erfindung. Von Heinz Potthoff. 


Juristenrecht? Von Clemens Nörpel. 45,586. 


Zur Frage der Angestellten- 
RR 9, 33. 


IV. Tarifvertragsrecht. 


Tarifvertragsrecht. 

Zweibrücker Tarifkampf. 1,5; 6,70. 

Haben Unorganisierte Anspruch auf Tariflohn? 
Gewerbegerichts in Velbert.) 7,80. 

Der Kampf um den Tarifvertrag in der chemischen Industrie (Bez. 
Köln). 8,94. 

Die Bauunternehmer auf dem Kriegspfade. 

Tariffähigkeit. 35, 452. 

„Der Tarifkampf im Wirtschaftsgebiete Köln. 36, 466. 

Schlichtungsausschuß gegen Tarifsabotage. 36, 467. 

Was ist zu tun? (Bericht über die Bundesvorstandssitzung am 
13. September 1925.) 38, 485. 


(Entscheidung des 


26, 339. 


Ein Tarifbruch der Unternehmer. 43,558. 
Versuchter Tarifbruch (betr. Waggon- und Maschinenfabrik G.. 
Görlitz). 44, 575. 


Unterstützt das Reichsarbeitsministerium 
schweig.) 45,590 und 49, 641. 

Zur Frage der Zwangstarife (mit Schiedsspruch des Schlichtungs- 
ausschusses Leipzig vom 29. Oktober 1924). RR1,2. 

Der Kampf gegen den Tarifvertrag (betr. Entscheidung des Ge- 
werbegerichts Oberlahnstein). Von Franz Kaute. RR4, 14. 

*Tariffähigkeit der Arbeitgeberverbände. Von Gottfried Samter. 
RR 7, 25. 

“Die Nachwirkung von Tarifverträgen. Von F. Behschnitt. RR 8,29. 

Zur Frage der Nachwirkung von Tarifverträgen. Von Dr. Gott- 
fried Samter. RR 12,45. 

Schlichtungswesen, Allgemeines. 

"Der Tarifkampf im Wirtschaftsgebiete Köln. 36, 466. 

Schlichtungsausschuß gegen Tarifsabotage. 36, 467. 

"Das Reichsarbeitsministerium im Schlepptau der Unternehmer. Von 
Alfred Flügger. 40,517 und 41,532: „Ein Seitenstück zur Akten- 
notiz“. 

Der Reichsarbeitsminister versucht sich zu 
(siehe auch 40,517 und 41,532). 

Die Auswirkung der Schlichterbesprechung in Kassel (betr. Landes- 
tarif Württemberg). 42, 546. 

Der Schlichter für Gehaltsabbau (betr. 
44, 576. 

*Schlichter und Preisabbau. 

Hannover. 49, 641. 

Die Anfechtbarkeit der Entscheidungen der Arbeitsgerichte, 


Tarifsabotage ? (Braun- 


rechtfertigen. 42,543 


Metallindustrie Baden). 


Von Fritz Schröder. 48, 625. 


RR 2,7, 


133 


134 


136 


137 


138 


Ausscheiden aus der Gewerkschaft ist ein Grund für die Ab- 
berufung von Beisitzern des Schlichtungsausschusses. RR 4, 16. 
Bindung des ordentlichen Gerichts an eine Entscheidung des 


Schlichtungsausschusses usw. RR 6, 22. 
Schlichtungswesen, Einzelfälle. 
Zweibrücker Tarifkampf. 1,5; 6,70. 


Eine eindeutige und beachtenswerte Begründung eines Schieds- 
spruches. 4,41. 

Tariivertrag mit dem Bund deutscher Architekten. 6,70. 

Tarifvertrag durch Schiedsspruch (Rendsburg). 16, 125. 

Der Landesschlichter für die Pfalz. 19, 245. 

Schlichter gegen Angestelltenforderungen (betr. Nürnberg-Fürther 
Arbeitgeberkartell). 38, 490. 

Schlichter für den Gehaltsabbau. 52, 685. 

Zur Frage der Zwangstarife (mit Schiedsspruch des Schlichtungs- 
ausschusses Leipzig vom 29. Oktober 1924). RR 1,2. 


V. Dienstvertragsfragen. 


(Gehaltszahlung, Arbeitszeit, Erfinderrecht, 
Kündigung usw.). 
a) Dienstvertrag. 
Dienstvertrag, Allgemeines. 
Keine Spur von sozialem Empfinden (betr. Vertragsentwurf Seitz- 
werke in Kreuznach). 17, 220. 
*"Betriebsstörung und Schadenersatzpflicht der Betriebsangestellten, 
19, 242. 
Gehaltsvereinbarungen stets auf die Tarifgehälter stützen. 19, 244. 
Bezüglich des Begriffs „mit höheren technischen Dienstleistungen 
betraut“. RR2,8. 
Werksbeurlaubung und Kündigung. Von Heinz Potthoff. RR4, 15. 


b) Gehaltszahlung, 
(s. auch Lohnpolitik.) 
Gehaltszahlung, Grundsätzliches. 
Gegen die rechtliche Benachteiligung der technischen Angestellten. 


8,92. 
c) Arbeitszeit, 


Arbeitszeit, Allgemeines (Arbeitszeit der Beamten s. unter B 67). 

Ein Schritt zurück zum Achtstundentag. 4,41. 

Die Arbeitszeitverkürzung der Feuerarbeiter. 4,41. 

Die Verordnung des Reichsarbeitsministers über die Arbeitszeit in 
Kokereien und Hochofenwerken. 5,56. 


Die neue Regierung und das Arbeitszeitgesetz. 5,56. 

*Rückwärts! Von S. Aufhäuser. 7,78. 

Arbeitszeit eine politische Machtfrage? 7,82. 

*Internationale Konferenz der Arbeitnehmer der Schwerindustrie, 
12, 147. 


*Kulturwidrige Arbeitszeit im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau. 
15, 194. 

Gegen die Umgehung des $ 7 der Arbeitszeitverordnung. 16, 204. 

Wann kommt der Achtstundentag? 18, 232. 

Die Arbeitszeit in der Hüttenindustrie. 26, 336. 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß (Entschließung zur Frage 
der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe). 26, 334. 

Was Arbeitgeber opfern. 28, 360. 

Achtstundentag bei Rockefeller. 30, 385. 

Die Verordnung über die Arbeitszeit in den Kokereien und Hoch- 
ofenwerken wird nicht durchgeführt. 31, 400. 

Das gute Beispiel Frankreichs. 32,412. 

Arbeitspausen, Arbeitszeitverkürzung und Arbeitsleistung. “38, 489, 

*Das Reichsarbeitsministerium im Schlepptau der Unternehmer. Von 
Alfred Flügger. 40,517 und 41,532» „Ein Seitenstück zur Akten- 
notiz“. 

Der Reichsarbeitsminister versucht sich zu rechtfertigen. 
(s. auch 40,517 und 41,532). 

Der Reichswirtschaftsrat zur 
51, 665. 

*Für den Achtstundentag. Wichtige Ergebnisse der wissenschaft- 
lichen Forschung. SR1,1. 

Arbeitet die Schwerindustrie mit Verlust? 

Die Ruhepausen. SR 4, 15. 


Ratifizierung des Washingtoner Abkommens. 

"Der Bund im neuen Jahre. Von Otto Schweitzer. 1,1. 

"Die AfA-Bundesausschußsitzung (Arbeitszeitregelung). 1,3. 

Der Achtstundentag, eine handelspolitische Notwendigkeit. 

Die 13. Bundesausschußsitzung des AfA-Bundes. 10, 124. 

"Die Kundgebung der deutschen Gewerkschaften am 18. März 1925. 
Von Fritz Pfirrmann. 13, 162. 

Wann kommt der Achtstundentag? 18, 232. 

Beeinflußt die Stellungnahme Deutschlands zum Washingtoner Ab- 
kommen dessen Ratifikation durch andere*Länder? (Betr. Eng- 
land.) 21,270. 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß. (Referat von Fritz Schröder, 
„Kampf um den Achtstundentag“ und Entschließung.) 26, 333. 

"Abrechnung mit den Unternehmern. 29, 369. 

Die Ratifizierung des Washingtoner Abkommens über den Acht- 
stundentag durch Frankreich. 30, 384. 

Das gute Beispiel Frankreichs. 32, 412. 

*Gewerkschaftskongreß des A.D.G.B. 39, 502. 

"Der zweite internationale Kongreß der Privatangestellten. Von 
Hermann Waschow. 42,541 und 43, 554. 

Belgien will vorbehaltlos ratifizieren! _43, 557. 

*Für den Achtstundentag. Wichtige Ergebnisse der wissenschaft- 
lichen Forschung. SR1,1. 

Arbeitszeit der Angestellten. 

Arbeitszeit der Techniker im Baugewerbe. 


42, 543 


Arbeitszeitregelung im Bergbau. 


SR 3, 12. 


4, 39. 


3, 30. 


139 


149 


141 


143 


144 


Gegen die Zurücksetzung der Techniker. (Entschließung des Bun- 
desvorstandes.) 7,80. 

Arbeitszeit eine politische Machtfrage? 7,82. 

Ablenkungsmanöver (betr. Tarifpolitik des V.Dykssın 
g9rT11: 

Der Landesschlichter für die Pfalz. 19, 215. 

Kurzarbeit und Ueberarbeit. 38, 489. 


Urlaub. (Urlaub der Beamten s. unter B 69.) 

*Urlaubssorgen. Von Bote. 12,146. 

Volksreisebund. 12,150; 29,373; 38, 452. 

Der Kampf gegen den Urlaub. 18, 234. 

Urlaubsfragen. 20, 258. 

Wem verdankt Ihr den Urlaub? (Kastennotiz.) 37,473. 

Der gesetzliche Stand der Urlaubsfrage in den verschiedenen Län- 
dern. SR 2,7. 

*Die Verbreitung des Arbeiterurlaubs. SR 5, 19. 


Hersfeld). 


d) Konkurrenzklausel, 


Konkurrenzklausel (Wettbewerbsverbot). 
Gegen die rechtliche Benachteiligung der technischen Angestellten. 


8, 92. 
e) Erfinder- und Patentrecht. 


Erfinder- und Patentrecht (s. auch Erfinderrecht der Beamten und 
Behörden-Angestellten B 72). 
Spezialausstellung von Erfindungen und Neuheiten. 7,79. 

Gegen die Zurücksetzung der Techniker. (Entschließung des Bun- 
desvorstandes.) 7,80. 
Keine Spur von sozialem 

Seitzwerke in Kreuznach.) 17,220. 
*Der G.d.A. und die Techniker. Von Johann Gröttrup. 29,311; 
35,452 und 38,489: Der G.d.A. und der „eingebildete‘ Tech- 


Empfinden. (Betr. Vertragsentwurf 


niker. 
*Der Weg zum neuen Erfinderrecht in Oesterreich. Von E. Laken- 
bacher. 44, 569. 


*Theorie der Angestelltenerfindung. Von Kari Sohlich. RR1,1. 

Die Pflicht zur Offenlegung von Diensterfindungen. Von Karl 
Sohlich. RR 3,10; 4, 15. 

Zum -Patentanwaltgesetz. RR 5, 13. 

*Die Verwertung von Patenten in Deutschland und im Auslande. 
Von H. Nähler. RR 9,33. 

*VYom Marxismüs der Unternehmer. 
erfindung.) Von Heinz Potthoff. 

Erfinderrechte in Deutschland und Amerika. 


(Zur Frage der Angestellten- 
RR 9, 33. 
Von Dr. L. Gottscho. 


RR 9, 34. t 
*Die Neuregelung des Erfinderrechts in Oesterreich. Von E. Laken- 
bacher. RR 11,43. . 
f) Kündigung, Entlassung. 
Kündigungen. (Kündigung für Behörden-Angestellte s. unter B 74.) 


Forderung nach erhöhtem Kündigungsschutz für die Aufsichtsper- 


sonen im Bergbau. 20, 260. 
"Gefahr im Verzuge. Von Heinrich Gramm. 28, 358. 
Kommen Sie mit zum Frühschoppen? 28,363. 


Das kommt davon. (Betr. Elsaß-Werke in Bochum.) 37, 177. 


Der Gehaltsabbau geht weiter. 51, 667. 
Rechtswirksame Kündigungen. Anwendbarkeit des $ 193 B.G.B. 
auf Kündigungsfristen. RR 1,3. 


Bezüglich des Begriffs „mit höheren technischen Dienstleistungen 
betraut“. RR2,8. 

Werksbeurlaubung und Kündigung. Von Heinz Potthoff. RR 4, 15. 

Der fragwürdige Kündigungsschutz der Betriebsratsmitglieder. 
RR 5, 18. 

Ist die Kündigung eines Betriebsratsmitgliedes ohne Zustimmung 
der Betriebsvertretung rechtswirksam ... . usw,? RR 6,22. 
Bindung des ordentlichen Gerichts an eine Entscheidung des 

Schlichtungsausschusses usw. RR 6, 22. 

Wird die fristgerechte Kündigung eines minderbeschädigten Arbeit- 
nehmers infolge nachträglicher Erhöhung des Grades der Er- 
werbsbeschränkung auf 50 Prozent oder durch Gleichstellung mit 
den Schwerbeschädigten unwirksam? RR 9, 35. 

Sind die Mitglieder der Betriebsvertretung schadensersatzpflichtig, 
wenn sie den Einspruch eines gekündigten Arbeitnehmers (8 84 
B.R.G.) ablehnen? RR 12,47. 


Entlassung. 

Durften die Zechen die von der Micum übernommenen Angestellten 
entlassen? 19, 247. 

Reaktionäre Regierung — reaktionäre Rechtsprechung. RR 2,5. 

Bezüglich des Begriffs „mit höheren technischen Dienstleistun- 
gen betraut“. RR 2,8. . 

Hat die Betriebsvertretung oder ein einzelnes Mitglied derselben 
das Recht und die Pflicht, an dem gerichtlichen Termin im 
Rechtsstreit eines anderen Mitgliedes teilzunehmen? RR3, 11, 

Der wichtigste Grund zur frietlosen Entlassung. RR 7, 20. 

*Einspruchsverfahren bei fristloser Entlassung. Von Dr. Heinz Pott- 
hoff. RR 7,27. 


VI. Lohnpolitik. 


a) Allgemeines. 
Lohnpolitik, Allgemeines. = 
Arbeitgeberinteressen an der Beamtenentlohnung. 3, 28. 
Wie sie hetzen. (Betr. den Deutschen Industrieschutzverband, Sitz 
Dresden.) 15, 193. 
Die Wirtschaftspolitik im Reichstag. 17,217. 
Gehaltsvereinbarungen stets auf die Tarifgehälter stützen. 19, 244. 
Die Entwicklung der Arbeitslöhne seit der Stabilisierung. 19, 244. 
*Reichsfinanzministerium und Unternehmertum gegen die Erhöhung 
des Arbeitseinkommens. Von L. Hofmann. 24, 305. 
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147 


148 


*Abrechnung mit den Unternehmern. 29, 369. 
Klassensolidarität der Unternehmer. 33,426. 
Ein Kampfprogramm des A.D.G.B. 35, 451. 
Ein weißer Rabe. (Betr. Artikel in der 
*Preisabbau oder Lohnabbau? Von Otto Schweitzer. 
*Schwerindustrie und Wirtschaftskrise. 36, 465. 
Erst müssen die Löhne abgebaut werden. 37,476. 
*Gewerkschaftskongreß des A.D.G.B. 39,502. 
*Preisabbau und Löhne. Von Bernhard Göring. 39, 505. 
*Das Reichsarbeitsministerium im Schlepptau der Unternehmer. Von 
Alfred Flügger. 40,517 und 41,532: „Ein Seitenstück zur Akten- 
notiz‘“, 
Der Reichsarbeitsminister versucht sich zu 
(siehe auch 40,517 und 41,532). 
*Schlichter und Preisabbau. Von Fritz Schröder. 
Nichts gelernt und nichts vergessen! 52,682. 
Abwanderung gelernter Industriearbeiter in das Handwerk. SR 7,28. 
Rasche Kapitalbildung und niedrige Löhne verursachen die Wirt- 
schaftskrise. SR 7, 28. 
Das soziale Herz. SR 8,32. 


b) Allgemeine Lage der Arbeitnehmer, 


Allgemeine Lage der Arbeitnehmer. 

*Der Mißbrauch des technischen Geistes. Von Dr.-Ing. Wagner. 2, 13. 

* Nöte und Leiden der Arbeitgeber“ und — die Goldbilanzen. Von 
Joh. Gröttrup. 8,89. 

*Zum Entwurf eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes. 
Croner. 8,90; 9,109. 

"Wohin des Wegs? 10,122. 

*Neuberechnung des Reichsiebenshaltungsindexes. 
mann. 11,133. 

*Maifeier. Von E. Lustig. 18,229. 

Für gerechte Lastenverteilung. 18,231. 

Achtung! So sieht die Kaufkrait der Angestellten aus! 
notiz.) 29, 374. 

Der Verlust der Arbeitnehmer während der Inflationszeit — 35 Mil- 
liarden Goldmark. SR 8, 32. 
Das geringe Lohneinkommen 

SR 9, 35. 


Lage der Angestellten. 

*Der Bund im neuen Jahre. Von Otto Schweitzer. 1,1. 

*Philister, wach auf! Von Bote. 3,20. 

*Die Entwicklung der tariflichen Gehälter seit der Währungsstabi- 
lisierung. Von P. W. Tabert. 6,66. 

*Die Einkommensverhältnisse der Angestellten im Ruhrbergbatt. 
Von W. Todenhöfer. 7,479 und 38,494: „Gegen die unter- 
schiedliche Bezahlung auf den fiskalischen Zechen.“ 

219,40 Mark ist zuviel. 30, 386. 

Zur Illustration der Besoldung nach Leistung. 42,544. 

*Schlichter und Preisabbau. Von Fritz Schröder. 48, 625. 

Der alternde Angestellte. 

*Die AfA-Bundesausschußsitzung. (Not der älteren Angestellten.) 1,3. 

Opfer der Arbeit. 22,285. 

*Die Stellenlosigkeit der Angestellten. 47,611. und 56,650. 

Kein Lebensspielraum für ältere Angestellte! SR 3,11. 


„Textilwelt“.) 35, 451. 
36, 461. 


rechtfertigen. 42,543 


48, 025. 


Von Dt. 


Von Fritz Pfirr- 


/ı7 
(Kasten 


gefährdet die Volksernährung. 


c) Indexziffern. 


Indexziffern. (Lebenshaltungsindex, Großhandelsindex.) 

Tabelle Geldwertund Preisstand. 
Jahresübersicht 1924. 2,15. 
Monatsübersichten. 7,79; 11,135; 20, 255. 

Um den Index der Lebenshaltungskosten. 4,45. 

*Neuberechnung des Reichs!ebenshaltungsindexes. 

mann. 11,133. 

Die Reichsindexziffer für März. 14, 179. 

Fortschritte der internationalen Arbeitsstatistik. 22, 285. 

Die Reichsindexziffer für Mai 1925. 23, 294. 

Steigende Indexziffern. (Juni.) 28,359. 

Deutschland und die Weltteuerung. 34, 437. 

Steigender Index. 36, 464. 

Index und Beamtengehälter. 41,538. 

Lebenshaltungsindex trotz steigender Preise unverändert. 

Reichsindexziffer wieder gefallen! 46, 598. 

Die Reichsindexziffer fällt weiter — aber die Preise .. 


d) Lohnfragen (Lohnabbau, Gewinnbeteiligung usw.). 

Lohn- und Gehaltsstatistik (s. auch Tarife und Tariftabellen). 

Tarifstreit Berliner Metallindustrie (mit Schiedsspruch vom 6. Januar 
und Gehaltstabelle). 2,17. 

Deutsche und englische Bergarbeiterlöhne (mit Tabelle). 2,19. 

Um den Index der Lebenshaltungskosten. 4,45. 

*Die Entwicklung der tariflichen Gehälter der technischen Angestell- 
ten seit der Währungsstabilisierung. (Tabellen und graphische 
Darstellungen über Industrie, Baugewerbe, Bergbau, Behörden.) 
Von P. W. Tabbert. 6,66. 

Die Entwicklung der Arbeitslöhne seit der Stabilisierung. 19, 244. 

Fortschritte der internationalen Arbeitsstatistik. 22, 285. 

Die Löhne der Bergarbeiter im preußischen Bergbau im ersten 
Vierteljahr 1925 (Tabelle). 36, 468. 

“Ein Mißbrauch des Index. Von Steiger Halbfell. 47,617. 

*Eine Gehaltsstatistik für die technischen Angestellten in 
berg. Von Ewald Bote. 51,663. 

Abbau der Gehälter und Löhne. 

“Ein Mißbrauch des Index. Von Steiger Halbiell. 

*Ueberwindung der Wirtschaftskrise durch Gehaltsabbau? 
Schweitzer. 49, 637. 

Der Gehaltsabbau geht weiter! 

Schlichter für den Gehaltsabbau. 


Von Fritz Pfirr- 


12,543: 


.? 49, 638. 


Württem- 
47,617. 
Von Otto 


51, 667. 
52, 085. 
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Differenzierung der Löhne und Gehälter. 

Der Kampf des Unternehmertums gegen den Tarifvertrag der An- 
gestellten. 7,81. 

Gehaltsvereinbarungen stets auf die Tarifgehälter stützen. 19, 244, 

Darf eine durch Aufrückung in die nächsthöhere Altersstufe erlangte 

tarifliche Gehaltserhöhung auf die Leistungszulage angerechnet 

werden? RR 9, 36. 


Gehalt nach Leistung. 

Gehaltsvereinbarungen stets auf die DE stützen. 

Ein neuer Leistungstarif (Industrie Bielefeld). 26, 388. 27 

Neue Kampfmittel gegen den Tarifvertrag (betr. Tarifpolitik in 
Frankfurt/Main). 41,533. 

Zur Illustration der Besoldung nach Leistung. 

Hannover. 49,641. 

Darf eine durch Aufrückung in die nächsthöhere Altersstufe er- 
langte tarifliche Gehaltserhöhung auf die Leistungszulage ange- 


19, 244, 


42,544. 


rechnet werden? RR 9, 36. 

Pensionen in der Privatindustrie (Pensionen der Beamten s, 
unter B 61). ; 
"Aufwertung von Pensionsansprüchen. Von Dr. jur. v. Karger. 

RR 6, 21. 


e) Lohn und Unternehmergewinn. 


Lohn und Unternehmergewinn. 
Etwas vom Mehrwert. 10, 125. 
Der Anteil der Löhne am Preise des Produktes. 


Gewinnbeteiligung. S 
Gewinnbeteiligung der Arbeiter an der Konjunktur (Australien). 
SR 2,7. 


Prämien. 
Verhandlungen über die Beseitigung der Prämien. 


VI. Tarifpolitik. 


(s. auch unter den einzelnen Industrien.) 


Tarifpolitik, Allgemeines. (Tarifvertragsrecht s. unter 131.) 

Tarifverhältnisse im kartographischen Gewerbe. 3,30. 

Eine eindeutige und beachtenswerte Begründung eines Schieds- 
spruches. 4,41. 

Neuer Manteltarif durch Schiedsspruch (Metallindustrie Bayern). 5, 57. 

Dummheit oder Verrat? (Betr. sächs. Elektrizitätsindustrie.) 5,57. 

Gehalts- und Arbeitsverhältnisse in der Eisen- und Stahlindustrie 
Rheinland-Westfalens. 5,58. 

Tarifverhandlungen der kaufmännischen Angestellten im Bauge- 
werbe. 5,50. 

"Die Entwicklung der tariflichen Gehälter der technischen Angestell- 
ten seit der Währungsstabilisierung (mit Tabellen). Von P. W. 
Tabbert. 6, 66. 

Achtung! Laboratoriumstechniker! (Dortmunder Union.) 6,68. 

Der Kampf des Unternehmertums gegen den Tarifvertrag der An- 
gestellten. 7,81. 

Der Klassenkampf der Unternehmer. 8,93. 

Aus der Reichsfachgruppe Apotheker. Von Lambardt. 8,94. 

Der Kampf um den Tarifvertrag in der chemischen Industrie, 
(Bez. Köln.) 8,94. 

Ablenkungsmanöver (betr. Tarifpolitik des V.D,T.in Hersfeld). 9, 111. 

Im Schmucke fremder Federn. 10, 124. 

Zur Vermeidung eines Tarifvertrages (betr. Elektrizitätswerke in 
Hamburg-Altona). 11, 137. 

Der D.H.V. als Steigbügelhalter der Unternehmer, 12, 151, 

Gewerkschaftsstatistik in D.H.V. 14,181, 

Achtung! Laboratoriumstechniker! 17,221. 

Gehaltsvereinbarungen stets auf die Tarifgehälter stützen. 19, 244. 

Der Landesschlichter für die Pfalz. 19, 245. 


SR 4, 16. 


20, 261. 


Die Bauunternehmer auf dem Kriegspfade. 26, 339. 
"Die Bauunternehmer als Klassenkämpfer. 30, 385. 

Die Situation in der Berliner Metallindustrie. 31,401. 
Der „Volontär“. 32,413. 

Klassensolidarität der Unternehmer. 33, 426. 

*An die Litfaßsäule. 34,439. 

Tariffähigkeit. 35, 452. 

"Der Tarifkampf im Wirtschaftsgebiete Köln. 36, 466. 


"Der Zweck heiligt die Mittel. 
arbeitgeber. 39, 507. 

Ein Tarifbruch der Unternehmer. 43,558. 

"Vom Wohlwollen der Unternehmer. Von Heinrich Gramm. 47, 614, 


Skrupellose Tarifsabotage der Bau- 


En Reichsarbeitsministerium und die Bauarbeitgeber-Verbände. 

48, 627. 

"Eine neue Arbeitgeberparole. 49,640. (Siehe auch 46,601 und 
48, 628.) 


Unbeteiligte zur Unternehmerpraxis. 51, 669. 

Der Kampf gegen den Tarifvertrag. (Betr. Entscheidung des 
Gewerbegerichts Oberlahnstein.) Von Franz Kaute. RR 4,14. 
Darf eine durch Aufrückung in die nächsthöhere Altersstufe erlangte 
tarifliche Gehaltserhöhung auf die Leistungszulage angerechnet 

werden? RR9, 36. 


Ueber allgemeinverbindliche Tarifverträge. 

Teilweise Löschung einer Allgemeinverbindlicherklärung. 
tarifvertrag im Hoch-, Beton- und Tiefbau.) 6 

Verbindlicherklärung des Ruhrschiedsspruches. 7,83. 

Allgemeinverbindlicherklärung der Schiedssprüche für die Zechen- 
holzmeister bei den Grubenholzfirmen des Ruhrgebietes. 13, 170. 

Ueber Landes- und Bezirkstarifverträge. 

Haupttarifamt für technische Angestellte im Baugewerbe. (Tagung 
am 5. Januar 1925 und betr. Bezirkstarife Rheinland-Westfalen, 
Freistaat Lippe und Hannover-Braunschweig.) 2,17, 


(Reichs- 
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*Die Entwicklung der 


Groß-Berlin. April-Juni 1925. 30, 386. 
Groß-Berlin. 


Baden, 


Bayern: ab Febr. 1925. 
Mecklenburg: ab September 1925. 
Nürnberg: ab November 1924. 
Sachsen: ab Januar. 5,58; ab März. 15,194; ab Juni 1925. 30,386. 
Kunst- und Bauschlossereien. 

Groß-Berlin: ab Juli 1925. 
Optische Industrie. 
Rathenow: ab Januar. 14,182; ab Oktober. 50, 653, 
Seifenindustrie. 
Berlin: ab Mai. 
Uhrenindustrie. 
Schwarzwälder Uhrenindustrie: ab September 1925. 41,533. 

Wozu die Krise den Kapitalisten dienen soll. (Betr. Uhrenindustrie 


Wagen- und Karosseriefabriken. 

Berlin: ab Januar. 10,126; ab Mai. 26, 338. 

Landes-, Bezirks- und Ortstarife. 

Tariftabellen (alphabetisch nach Ländern und Orten): 


Nürnberg-Fürth: Drohender Konflikt mit dem N.F.A.K. 4,42; *Zum 
Tarifkampf der bayrischen Angestellten. 6,69; Schlichter gegen 
Angestelltenforderungen. 38,490; *Soziale Dokumente aus Bayern. 
42,545; 46,601; N.F.A.K.-Tarif. 52, 085. 

Neuer Manteltarif durch Schiedsspruch (betr. Baugewerbe und Me- 
tallindustrie in Bayern). 5,57. | 

Ein neuer Werbetrick des D.H.V. (betr. Württemberg). 5,58. 





Tarifvertrag mit dem Bund deutscher Architekten (Sachsen). 6,70. 
Mante‚tarifvertrag Lahr. 7,82. 

Mainz-Wiesbaden: Tarifvertrag. 13, 167. 
Industrietarif' Braunschweig. 16,204; *Tarifsabotage. Von Seitz. 


29, 374; Kein Zuzug nach Braunschweig. 40,523; Industrietarif 
Braunschweig. 44,576; Unterstützt das Reichsarbeitsministeriuns 
Tarifsabotage? 45,590 und 49,641; Braunschweig. 51,067; Der 
Tarifkampf in Braunschweig. 52, 685. 
Teile und herrsche. (Betr. Vereinigung Württembergischer Arbeit- 
geberverbände.) 16, 205. 
Der Kampf gegen den Urlaub (Karlsruhe). 18, 234. 
Gehaltsbewegung im Handelskammerbezirk Lahr. 26,337 und Be- 


richtigung. 27, 350. 
Zur Tarifgehaltsfrage der technischen Angestellten im Südwest- 
fälischen. Von Felix. 28, 362. 


Tarifstreit im Siegerland. 32,414 und 35,454. 

Schlichter gegen Angestelltenforderungen. (Südbayern, Elektrotech- 
nik.) 38, 490. 

Die Auswirkung der Schlichterbesprechung in Kassel. (Betr. Lan- 
destarif Württemberg.) 42, 546. 

Der Schlichter für Gehaltsabbau. (Betr. 
44, 576. 


Metallindustrie Baden.) 


*Eine Gehaltsstatistik für die technischen Angestellten in Württem- 


berg. Von Ewald Bote. 51,663. 
Bezirkstarifverträge Hannover-Braunschweig (Baugewerbe). 51,668. 


Ueber gemischte Tarifverträge. (Ortstarife, alphabetisch.) 

Bielefeld. Ein neuer Leistungstarif. 26, 338; 49, 641, 

Detmold. 51,668. 

Erfurt. Vom Erfurter Angestelltentarif. 45, 590, 

Frankenthal in der Pfalz. 41,534. 

Frankfurt a. M. Neue Kampfmittel gegen den Tarifvertrag. 41, 533. 
Gehaltsabbau in Frankfurt a. M. 48,628 (s. auch 49,640: Eine 
neue Arbeitgeberparole.) 

Hannover. 49, 641. 

Karlsruhe. Der Kampf gegen den Urlaub. 
vertrag in Karlsruhe. 22, 286. 


18, 234. Neuer Tarif- 


Mannheim. Eine kräftige Abfuhr. 15,193. Mannheimer General- 
tarif. 20,258; 22,286. Kriegserklärung der Mannheimer Arbeit- 
geber. 46, 601. 

Minden. 50,654. Tarifkampf in Minden. 52, 685. 


Rendsburg. Tarifvertrag durch Schiedsspruch. 10, 125. 
Zweibrücken. Zweibrücker Tarifkampf. 1,5; 6,70. 


VIN. Tarifübersichten. - 


(s. auch unter den einzelnen Industrien.) 


Tariftabellen. 

tariflichen Gehälter der technischen An- 

ee seit der Währungsstabilisierung (mit Tabellen). ‘Von 

. W. Tabbert. 6,66. 

Tariftabellen., (Zusammenstellung der Tarife in verschiedenen In- 
dustrien nach Monaten, Beträgen usw.) 1,5; 2,18; 5,58; 8,94; 
10,126; 12,152; 14,182; 17,221; 19,246; 21, 272; 24,310; 26, 338; | 
28, 362; 30,386; 31,402; 33,425; 35,454; 38,491; 41,533; 
43,559; 46, 601; 50, 653. | 


in verschiedenen nicht 
deltenIndustrien. 
Asphaltindustrie. 


einzeln behan-. 


Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte. 
12, 152; 26,338; 43, 559. 
Elektroindustrie. 
Rheinpfalz, 
ab April. 


Rheinhessen, Reg.-Bez. Koblenz und Trier: 
26, 338; ab September 1925. 46, 601. 

12, 152; 14, 182. 

46, 601. 


5,58; ab Mai 1925. 24, 310. 








38,491. 












28, 362; ab Oktober. 50,653. 








des Schwarzwaldes.) 52,684. 








Anhalt 19,246; 41,533; Apolda 46,601; Arnsberg 12, 152; 31,402; 
Arnstadt 35,454; Artern 2,18; Aschersleben 8,94; 19,246; 35,454; 

Bergischer Bezirk 1,5; Bitterfeld 17, 221; 30, 386; Brieg 1,5; 
8,94; 26,338; 46, 601; Bunzlau 1,5; 17, 221; 38, 491; Burg 31, 402; 

Cottbus 1,5; 14, 182; 

Darmstadt 8,94; 14,182; 38, 491; Dillenburg 28,362; Döbeln 
12, 152; 30, 386; 
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Erfurt 17, 221; 50, 653; 


Frankenthal (Pfalz) 8,94; 24,310; Frankfurt a. M. 14,182; 
33,425; Freiburg i. B. 10,120; 24,310; 

Gardelegen 2,18; Gera 10, 126, Gießen 5,58; 10, 126; 24, 310; 
Glatz 1,5; 17,221; 50,653; Görlitz 38, 491; Grünberg 15,194; 
24, 310; 35,454; 

Hagen 8,94; Halberstadt 15, 194; 31, 402; Halle a. S. 14, 182; 
38,491; 41,533; Hamburg 41,533; Hanau 14,182; 35, 454; 
Hannover 19,246; Harburg 8,94; 38,491; Herford 1,5; 28, 362; 


Hersfeld 24,310; Hildesheim 33,452; Hirschberg 10,126; 

Karlsruhe 10, 126; 12,152; 31,402; Königsberg 2,18; Kreuznach 
1,5; 19, 246; 

Lahr 26,338; Landsberg 31,402; Liegnitz 1,5; 28, 362; Lippe 
1,5; 19,246; Ludwigshafen 14,182; 35, 454; Lüneburg 43,559; 

Magdeburg 21, 272; Mainz-Wiesbaden 8,94; 30, 386; Mannheim 
8,94; 24,310; 46,601; Meißen 10,126; 33,425; Mühlhausen 
43,559; Münster 19, 246; 

Neustadt (Haardt) 1,5; 2,18; 19, 246; 
Nürnberg-Fürth 8,94; 24, 310; 

Offenbach 17,221; 43,559; Oschersleben 15, 194; 31, 402; Osna- 
brück 33, 425; 

Rathenow 46,601; Rudolstadt 43,559; Ruhla 14, 182; 

Schmalkalden 35,454; Schopfheim 12,152; 31, 402; 
1,5; 2,18; Stettin 8,094; 17,221; Stralsund 46, 601; 
münde 21,272; 50, 053; 

Torgau 10,126; 31,402; Trier 8, 94; 26, 338; 

Wernigerode 8, 94; Wetzlar 28, 362; Wittenberg 10, 126; 41,533; 
Worms 17,221; Württemberg 1,5; 14, 182; 

Zeitz 17,221; 38,491; Zella-Mehlis 35, 454; Zeulenroda 12,152; 
35, 454; 43,559. 


Neustadt (Orla) 35,454; 


Speyer 
Swine- 


IX. Arbeitsmarkt. 
a) Arbeitsmarkt, Auswanderung, 


Arbeitsmarkt, Allgemeines. 

Der Arbeitsmarkt im November 1924: 3,27; im Dezember 1924: 
8,91; Januar 1925: 13,165; Februar: 16, 202; März: 20, 255; 
April: 25,318; Mai: 28,359; Juni: 34, 436; Juli: 37,475; August: 
41,531; September: 46,599; Oktober: 51, 664, 

Forderung auf Einschränkung der Bergschülerzahl. 7,82, 

Niedriger hängen! 11, 136. 

Mangel an Baufacharbeitern? 16, 205. 

Die Gestaltung des Arbeitsmarktes. 32,411. 

Arbeitsmarkt und Wirtschaftslage. 47,613. 

Warnung vor Zuzug. 51,674. 

Der Geburtenausfall durch den Krieg als Entlastung des Arbeits- 
marktes. 52, 683. 

Was soll unser Junge werden? BU 2,8, 

Kein Lebensspielraum für ältere Angestellte! SR 3,11. 

Abwanderung gelernter Industriearbeiter in das Handwerk. SR 7,28. 


Auswanderung, Allgemeines. 

Die Freizügigkeit der technischen Angestellten. 6,68. 

Arbeitsmarkt und Auswanderung. 12,150. 

Gegen die Erschwerung der Berufstätigkeit deutscher 
ten im Auslande. 13, 166. 

Warnung vor Auslandsstellungen. 17, 220. 

Der Fluch der bösen Tat. (Betr. Auswanderung.) 21,269. 


Auswanderung nach einzelnen Ländern. 

Für Auswanderungslustige! Luxemburg. 8, 101. 
Stellenvermittlungsschwindel. Holland. 12, 150. 

Warnung vor Auslandsstellungen. Rußland. 17,220. 

*Der Techniker in Südamerika. Von Kurt Knauer. 52,677. 


b) Arbeitslosigkeit, 

Arbeitslosigkeit, Allgemeines (s. auch Arbeitsmarkt). 

Institut für Konjunkturforschung. 11, 135. 

Arbeitsmarkt und Auswanderung. 12,150. 

Die Gestaltung des Arbeitsmarktes. 32,411. 

Die unterstützten Erwerbslosen im Deutschen Reich nach 
Stande vom 1. September 1925. 40,521. 

*Die Stellenlosigkeit der Angestellten. 47,611 und. 50, 650. 

*Zum Arbeitslosenproblem der Angestellten. Von Fritz Schröder. 
50, 649. 

“Wirtschaftskrise und Angestelltennot. 51,661. 

*Die Ziele der Berufsberatung. Von Präs. Dr. F. Syrup. BU 2,5. 


Arbeitslosigkeit der Angestellten. 

*Die AfA-Bundesausschußsitzung. (Lage des Arbeitsmarktes der An- 
gestellten.) 1,2. 

Der Arbeitsmarkt im November 1924: 3,27; im Dezember 1924: 
8,91; Januar 1925: 13,165; Februar: 16,202; März: 20, 255; 
April: 25,318; Mai: 28,359; Juni: 34, 436; Juli: 37,475; August: 
41,531; September: 46,599; Oktober: 51,664. 

Niedriger hängen! 11,136. 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß. (Betr. 
lassungen.) 26,331. 

Erhebung über die Arbeitslosigkeit der Angestellten am Donnerstag, 
den 16. Juli 1925. 27,345. Kastennotizen: 28,359; 29, 370; 
30, 383; 31, 397. 

*Zur amtlichen Erhebung über die Stellenlosigkeit der Angestellten. 
Von P. W. Tabbert. 28, 357 

*Die Erhebung über die Stellenlosigkeit der Angestellten. Von 
R. Markward. 40,519 und 47,611. 


Angestell- 


dem 


Angestellten-Ent- 


*Der zweite internationale Kongreß der Privatangestellten., Von 
Hermann Waschow. 42,541 und 43,554. 
Die Not der älteren Angestellten. Von Fritz Pfirrmann. 43, 556 


und 46, 599: 
*Die Stellenlosigkeit der 


„Der AfA-Bund zur Not der älteren Angestellten,“ 
Angestellten. 47,611 und 50,650, 
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*Ueberwindung der Wirtschaftskrise durch Gehaltsabbau? Von Otto 
Schweitzer. 49, 637. 

*Zum Arbeitslosenproblem der Angestellten. 
50, 649. 

*Wirtschaftskrise und Angestelltennot. 

Arbeitslosigkeit im Ausland. 

Die Zahl der Arbeitslosen in England. 38, 494. 

Veränderungen des Arbeitslosenschutzes. SR 5,19. 


Erwerbslosenunterstützung und sonstige Fürsorge. 

*Die AfA-Bundesausschußsitzung. (Reform der 
sorge.) 1,3. 

Keine Geltung des neuen Ortsklassenverzeichnisses in der Erwerbs- 
losenfürsorge? 2,16. 

"Rückwärts! Von S. Aufhäuser. 7,78. 

*Zum Entwurf eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes. 
Croner., 8,90; 9, 109. 

Abbau der Erwerbslosenunterstützung im besetzten Gebiet. 18, 233, 

Die unterstützten Erwerbslosen im Deutschen Reich nach dem 
Stande vom 1. September 1925. 40,521. 

“Wirtschaftskrise und Angestelltennot. 51,661. 

Niedrige Arbeitslosenunterstützung — gesteigerte Arbeitslust. SR 1,4. 


Pflichtarbeit. 

“Rückwärts! Von S. Aufhäuser. 7,78. 

*Zum Entwurf eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes. 
Croner. 8,90; 9,109. 

Arbeitslosenversicherung in Deutschland und im Auslande. 

*Die AfA-Bundesausschußsitzung. (Arbeitslosenversicherung.) 1,3, 

*Zum Entwurf eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Von Dr. 
Croner. 8,90; 9,109. 

*Die Kundgebung der deutschen Gewerkschaften am 18. März 1925. 
Von Fritz Pfirrmann. 13, 162. 

Forderungen der Techniker zur Arbeitslosenversicherung. 20, 256. 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß. (Entschließung zur Frage 
der Arbeitslosenversicherung.) 26, 331. 

Ist die Arbeitslosenversicherung ein Luxus? 30, 385. 

*Die Arbeitslosenversicherung. Von Dr. Croner. 39, 501. 


Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 

Die Krise der südlichen Randzechen des Ruhrgebiets. 3,31. 

*Die Ziele der Berufsberatung. Von Präs. Dr. F. Syrup. BU 2,5. 
Niedrige Arbeitslosenunterstützung — gesteigerte Arbeitslust. SR1,4. 


Kurzarbeit, Arbeitsstreckung. 

*Zum Entwurf eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes. 
Croner. 8,90; 9,109. 

Kurzarbeit und Ueberarbeit. 38, 489. 

Ist angeordnete Kurzarbeit, wenn sie generell vereinbart war, auch 
zulässig, wenn nur einzelne Angestellte davon betroffen werden 
sollen? RR1,4. 


c) Arbeitsvermittlung. 

Arbeitsvermittlung. 

*Die AfA-Bundesausschußsitzung. 
lung.) 1,2. 

Gegen das Unwesen der Chiffreanzeigen offener Stellen. 6,68. 

Chiffreanzeigen. 7,80. 

Stellenvermittlungsschwindel. 12, 150. 

*Allgemeine Deutsche Arbeitsnachweistagung in Düsseldorf. 
Reinhold Markward. 25, 317. 

Warnung vor einem Stellenvermittler. (Betr. Obering. Rummel aus 
Neustrelitz.) 34, 438. 

Eine merkwürdige Empfehlung des „Essener Anzeiger“. 44, 574. 


Arbeitsämter und Arbeitsnachweise. 

*Allgemeine Deutsche Arbeitsnachweistagung in Düsseldorf. 
Reinhold Markward. 25,317. 

Eine wichtige Entscheidung über die Arbeitsnachweise. 49, 639. 

*Die Ziele der Berufsberatung. Von Präs. Dr. F. Syrup. BU 2,5. 


d) Berufswahl, 


Berufswahl, Berufsberatung. 

*Die AfA-Bundesausschußsitzung. (Umschulung und Berufsberatung.) 
1, 3; 

Lehrgang für Berufsberater. 10, 130. 

Berufsberatung und psychotechnische Methoden. 19, 244, 

Zur Einschränkung des technischen Nachwuchses im Bergbau, 
21, 274. 

*Die Ziele der Berufsberatung. Von Präs. Dr. F. Syrup. BU 2,5. 

Was soll unser Junge werden? BU 2,8, 

*Bericht über den Lehrgang für Berufsberater. 
BU 8, 32, 

*Das Problem der technischen Arbeiterschulung. BU 12, 45. 

*Die Berufsberatung der Schüler mittlerer und höherer Lehranstalten. 
Von W. v, Kurowski, BU 12,46, 

Ein Jubiläum der Schülerwerkstätten. BU 12,48. 

Psychotechnik, Berufseignungsprüfungen. 

Berufsberatung und psychotechnische Methoden. 19, 244. 

*Die Ziele der Berufsberatung. Von Präs. Dr. F. Syrup. BU 2,5, 

Was soll unser Junge werden? BU 2,3. 


e) Lehrlingswesen, 
Lehrlingswesen, Allgemeines. 
*Die AfA-Bundesausschußsitzung. (Lehrlingsschutz.) 1,3. 
*Die Ziele der Berufsberatung. Von Präs. Dr. F. Syrup. BU 2,5. 
*Freigewerkschaftliche Jugendtagung. BU 8, 30, h 
Die Lehrlingskrise im Bergbau. Von Steiger Halbiell. BU 10, 39. 
*Das Problem der technischen Arbeiterschulung. BU 12, 45. 


f) Frauenarbeit, 


Frauenarbeit, Allgemeines. 
*Rückwärts! Von S, Aufhäuser. 7,78, 


Von Fritz Schröder. 


51, 661. 


Erwerbslosenfür- 


Von Dr. 


Von Dr. 


Von Dr. 


(Organisation der Arbeitsvermitt- 


Von 


Von 


Von Wilh, Voigt. 
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8) Ausländerfragen, 

Ausländer als Arbeitnehmer. 

„Organisation der Neger und Indianer.“ 14, 180. 

*Der zweite internationa'e Kongreß der Privatangestellten, Von Her- 
mann Waschow. 42,541 und 43,554. 


X. Sozialversicherung. 


(Invaliden-, Kranken-, Angestelltenversicherung usw.) 


a) Allgemeines, 

Soziälversicherung, Allgemeines. A 

Zur Umgestaltung der deutschen Sozialversicherung. (Betr. Gut- 
achten von Präs. Dr. Kaufmann.) 2, 16. 

*Zum Entwurf eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Von Dr. 
Croner. 8,90; 9, 109. 

IX. Generalversammlung der Gesellschaft für soziale Reforın. Von 
Fritz Pfirrmann. 21, 269. 

*Einige zeitgemäße Grundfragen der Sozialpolitik. Von Dr. Croner. 
31, 397. 

Ueber die soziale Belastung ‘der deutschen Wirtschaft. 37, 476. 

Die Belastung der Deutschen Wirtschaft durch Sozialpolitik. SR 4, 15. 


Reichsversicherungsordnung. 
Neue Fassung der Reichsversicherungsordnung. 1,4. 


b) Invalidenversicherung, 
Invalidenversicherung. 
Anrechnung von Beitragsmonaten für Verdrängte. 10,123. 
Sozialrenten. Von Peter Dachs. 44,574. 


c) Krankenversicherung, 


Krankenversicherung. 

Zur Umgestaltung der deutschen. Sozialversicherung. (Betr. Gut- 
achten von Präs. Dr. Kaufmann.) 2,16. 

Neufestsetzung der Verdienst- und Einkommensgrenze in der Kran- 
kenversicherung. 4,41. 

Gegen die rechtliche Benachteiligung der technischen Angestellten. 
8, 92. 

Das Lebens- und Dienstalter der Krankheits- und Unfallinvaliden. 
22, 288. 

Um die Sozialisierung des Heilwesens. 25, 319. 

Christliche Krankenkassenvertreter gegen den D.H.V. 32, 413. 

Die wirtschaftliche Notwendigkeit der Menschenökonomie. SR 3, 11. 


d) Knappschafiswesen, 

Knappschaftswesen. 

Knappschaftliches. (Tagungen vom 16. und 17. Dezember 1924.) 
1,06, 10,126; 11,138; betr. Abkommen mit Saarbrücken: 22, 288; 
24,311. 

Oberschlesische Knappschaft. (Ein knappschaitlicher Erfolg.) 2,19; 
2205212, 194:32,,410;: 

Amtsenthebung von Vertrauensmännern. 2,20. 

Wahlen zu den Knappschaftsberufsgenossenschaften. (Bochum, Bonn, 
Waldenburg.) 3, 32. 

Knappschaftliche Altersrenten und Unternehmer. 4,44. x 

Die Gewährung von Altersrente an Anerkennungsgebührenzahler. 
4,45. Die Wiederaufnahme von Anerkennungsgebührenzahlern. 
18, 127; 13, 169. 

Nachklänge ‚zur Hauptversammlung des Reichsknappschaftsvereins. 
(17. Dezember 1924.) 5,59. 

Rentenberechnung in der Angestelltenabteilung der Knappschaits- 
kasse. 5,60. 

Aus dem Reichsknappschaftsvorstand. (Vorstandssitzung 27. Januar 
1925.) 6,72; 15. April in Ems: 18, 235. 

Die Pensionskassenbeiträge der Angestellten in der Ruhrknapp- 
schaft. 7,83. 

NE! Knappschaft, Aeltestenkonierenz. 8,97; 17,222; 
29,323. 

Aus der Ruhrknappschaft: a) Vorstandssitzung, b) Sitzung der 
AfA-Knappschaftsiraktion: 8,97; 9,114. Betr. Herabsetzung der 
Beiträge: 16,206. Anerkennungsgebührenzahler: 40,524. Aus 
dem Vorstand: 44,579, 

aan, schung der Angesteiltenrenten in der Knappschaft. 9, 114; 

‚108. 

En elanhgen des Knappschaftssenats. 10,128; 13,170; 14, 184; 
2151270; 

Zum Kampf um die Knappschaft. 11,138. 

Der Reichsknappschaftssenat zur Steigerung der Leistungen. 11,138. 

er der Knappschafts-Pensionskasse der Angestelltenabteilung. 
6, 206. 

Wichtige Entscheidung des Knappschaftssenats für die Angestell- 
ten der Preußag. 18, 236. 

Belt, regelt _die Mitgliedschaft in der Ruhrknappschaft! 
20, 261. 

Die Kreditgewährung im Reichsknappschaftsverein. 21,219. 

Die Knappschaftspensionen in Gefahr! 22, 237. 

Für das nach $ 33 Abs. 1b des deutsch-polnischen Abkommens 
über die Teilung des Oberschlesischen Knappschaftsvereins zu 
bildende Schiedsamt. - 22, 288. 

es ir und Dienstalter der Krankheits- und Unfallinvaliden. 
22, 288. 

AfA-Knappschaftstagung. 23, 297. 

Die Eingruppierung der Angestellten in die Beitragsklassen der 
Pensiotiskasse der Brandenburger Knappschaft. 25, 322, 

Aus dem Reichsknappschaftsvorstand. 27, 352; 39,511; 49, 642, 

Die Verweigerung der Familienhilfe vor dem Reichstag. 28, 364. 


*Der Aitersparagraph in der Knappschaft. 33,426. 
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Ein neues Heim für die Bergbauangestellten des Ruhrreviers. 
33, 427. 

Eine neue Klasse in der Pensionskasse der Knappschaft, Abteilung 
Angestellte. 34, 442. 

Aus der niederschlesischen Knappschaft. 35, 457. 

Uebergehung der Knappschaftsältesten. 38, 494. 

*Unwürdige Angestelltenvertreter in der Knappschaft. Von O. Pe- 
ters. 40,520. 

Achtung! Anerkennungsgebühren in der polnischen Knappschaft. 
40, 523. 

Senatsentscheidung über die Aufbringung der Pflegekosten für 
geisteskranke Knappschaftsinvaliden. 40,524. 

*Die Knappschaftsnovelle im Reichswirtschaftsrat. 44, 576. 

Ein Saarknappschaftsverein. 47,618. 

Eine gesetzwidrige Entscheidung des Reichsarbeitsministers. 49, 643. 

Ein Beitrag zur Entscheidungspraxis des Reichsarbeitsministers. 
50, 655. 

*Wichtige Aenderung in den Angestelltenpensionen. 52,686. 

Invaliditätszahlen der Angestellten in der Ruhrknappschaft. 52, 687, 


Reichsknappschaftsgesetz. 

Zur Umänderung des Reichsknappschaftsgesetzes. 4,44. 

Wichtige Entscheidungen des Knappschaftssenats zu $ 26 des 
Reichsknappschaftsgesetzes. 9,115. 

*Der Referentenentwurf einer Novelle zum Reichsknappschaftsgesetz. 
27,339. 

Gegen die Verschlechterung des Reichsknappschaftsgesetzes. 30, 389 
und „Zur Steuer der Wahrheit“. 41,535. 

Eine unerhörte Verschlechterung des Reichsknappschaftsgesetzes 
beabsichtigt. 31, 404. 

*Die Angestellten und die Alterspension. Von O. Peters. 43, 559. 

*Angestelltenverbände für Rentenabbau. 46, 602. 

*Die Ruhrangestellten gegen die Knappschaftsnovelle. (Gutachten 
der Angestelltengruppe der Ruhr-Arbeitskammer.) 51, 669. 


e) Unfallversicherung, 


Uniallversicherung. 

Neue Unfall- und Lebensversicherungssummen im Kalibergbau. 4, 45. 

Gegen die rechtliche Benachteiligung der technischen Angestellten. 
8,92. 

Ausdehnung der Unfallversicherung auf gewerbliche Berufskrank- 
heiten. 22, 285. ; k 
Das Lebens- und Dienstalter der Krankheits- und Unfallinvaliden. 

22, 288. 
*Die Neuregelung der Unfallversicherung. Von Grete Sehner. 32, 409. 


Arbeiter- und Angestelitenschutz. 

Die Wirkung des Gesteinsstaubes bei der Bekämpfung von Gru- 
benexplosionen. 7,83. 

Zum Grubenunglück auf Zeche Minister Stein. 8,96. 

*Zum Grubenunglück auf Minister Stein. 9, 105. 

*Prämiensystem und Sicherheit der Grubenbaue. Von Otto Peters. 
(Unsere Eingabe an den Landtag.) 9,106. 

Vorschläge zur Erhöhung der Grubensicherheit. 9,113. 

Die Wirksamkeit des Gesteinsstaubverfahrens. 9,114. 

*Reichsversicherungsamt und Unfallverhütung im Bergbau. 39, 509. 

"XIII. Deiegiertenversammlung der Internationalen Vereinigung für 
gesetzlichen Arbeiterschutz in Bern. 44,572. 


f) Angestelltenversicherung,. 


Angestelltenversicherung. 

Zur Umgestaltung der deutschen Sozialversicherung. (Betr. Gut- 
achten von Präs.' Dr. Kaufmann.) 2,16. 

Amtsenthebung von Vertrauensmännern. 2,20. 

Der AfA-Bund gegen die Kreditwirtschaft der Reichsversicherungs- 
anstalt. 4,39, 

*Der Mißbrauch mit den Geldern der Angestelltenversicherung. 6, 65. 

Aus der Angestelltenversicherung. 7,80. 

Anrechnung von Beitragsmonaten für Verdrängte. 10,123. 

*Der Hauptausschuß für soziale Versicherung der Privatangestell- 
ten und seine Vertretung im Reichstag.’ Von B. Göring. 12, 145. 

Pfuscharbeit in der Angestelltenversicherung. 13, 166. 

Der Kreditverkehr der Angestelltenversicherung im Reichstags- 
ausschuß. 15, 191. 

Neue Verdienstgrenze der Angestelltenversicherung. 18, 233. 

Rentenzusatzsteigerung in der Angestelltenversicherung. 20, 257. 

*Die Novelle zum Angestelltenversicherungsgesetz. Von Fritz Pfirr- 
mann. "24, 307. 

Die Zwiespältigkeit der Fachverbände im Bergbau. 24, 311. 

*Novelle zur Angestelltenversicherung. Von S. Aufhäuser. 30, 382. 

Ein Fälscherstückchen des D.H.V.. Von Fritz Pfirrmann. 31, 400. 

Angestellte, merkt es Euch! 32,412. 

*Rechte und Pflichten aus der Angestelltenversicherung. Von 
G. Krüger. 36,463 und 37, 475. 

Verzeichnis der angestellten- und invalidenversicherungspflichtigen 
Bediensteten der Reichsbahn. 38, 494. 

*Der Behördenangestellte und Beamtenanwärter in der Angestell- 
tenversicherung. 41,530. 2 

Sozialrenten. Von Peter Dachs. 44,574. 

Sind Laboratoriumstechniker angestelltenversicherungspflichtig? 
59, 651. 

Rentenzusatzsteigerung in der Angestelltenversicherung. RR 7, 28. 


g) Privates Versicherungswesen. 


Privates Versicherungswesen. 

Vertrag mit dem „Stuttgarter Versicherungskonzern“. 12,157; 48,633. 
Aufwertung von Versicherungen. SR 4,16. 

„Volksfürsorge“. 

*Das Versicherungsunternehmen der deutschen Arbeitnehmer. 6, 66, 








XI. Soziale Hygiene, Soziale Fürsorge. 
200 Volksgesundheit. 
*Ein Mißbrauch des Index. Von Steiger Halbfell. 47, 617. 
Die wirtschaftliche Notwendigkeit der Menschenökonomie. SR 3, 11. 


201 Soziale Fürsorge, Allgemeines. 
*Einige zeitgemäße Grundfragen der Sozialpolitik. Von Dr. Croner. 


’ 


202 Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene. 

Nichtbeachtung von Tarifbestimmungen durch den Reichsminister 
der Finanzen. 11,142. 

*Der Dank an die Kriegsopfer. Von Belsen. 35,449. 

Zur Beurlaubung der Schwerbeschädigten. 37, 482. 

Sozialrenten. Von Peter Dachs. 44, 574. 

Wird die fristgerechte Kündigung eines minderbeschädigten Arbeit- 
nehmers infolge nachträglicher Erhöhung des Grades der Er- 
werbsbeschränkung auf 50 Prozent oder durch Gleichstellung 
mit den Schwerbeschädigten unwirksam? RR 9,35. 


203 Private Fürsorge (Unternehmerfürsorge s. unter 287). 
Der Volksreisebund. 29,373; 35, 452. 


204 Jugendschutz, Jugendfürsorge. 
*Freigewerkschaftliche Jugendtagung. BU 8, 30. 


D. Wirtschafts- und Arbeits 
verhältnisse im In- und Ausland. 


(Auch Lohnbewegungen und Tarifverträge in den einzelnen Industrien.) 
I. Allgemeine. Wirtschafts- und Arbeitsverhältnisse 


im Inland. 


205 Wirtschaftsverhältnisse im Inland, Allgemeines. 

*Der Bund im neuen Jahre. Von Otto Schweitzer. 1,1. 

* Nöte und Leiden der Arbeitgeber‘ und — die Goldbilanzen. Von 
Joh. Gröttrup. 8,89. 

Die Kölner Frühjahrsmesse. 12,148; 14, 179. 

Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie. 16, 203. 

Deutschlands zweiundzwanzig größte Unternehmungen. 19, 243. 

Neue Kampfvorbereitungen der Bauunternehmer. 38, 492. 

Die Konzentrationsbewegungen deutscher Unternehmungen: 52, 680. 

*Ist in Deutschland die Seidenraupenzucht rentabel? Von Otto 
Pennenkamp. SR 12,46. 


206 Arbeitsverhältnisse im Inland, Allgemeines. 
Deutsche und englische Bergarbeiterlöhne (mit Tabelle). 2,19. 
*Die Entwicklung der tariflichen Gehälter seit der Währungsstabili- 

sierung. Von P. W. Tabbert. 6,66. 

*Wohin des Wegs? 19,122. 
Die Entwicklung der Arbeitslöhne seit der Stabilisierung. 19, 244. 
*Das Problem der technischen Arbeiterschulung. BU 12, 45. 
Kein Lebensspielraum für ältere Angestellte! SR 3,11. 


207 Lohn- und Gehaltsbewegungen im ınland, Allgemeines. 
*Generalaussperrung. 35, 453. 
Klassenkämpferische Unternehmer. 36, 464. 
Die Einigung mit den Arbeitgebern des Baugewerbes. 36, 467. 


II. Wirtschafts- und Arbeitsverhältnisse im Ausland. 


208 Wirtschaftsverhältnisse in den einzelnen Ländern. 

*Der Mißbrauch des technischen Geistes. (Amerika.) Von Dr.-Ing. 
Wagner. 2,13. 

Verschärfte Krise, steigende Gewinne. (England.) 46,599. 

Die Entwicklung des Produktionsapparates und der Produktions- 
methoden seit dem Kriege. (Amerika und Frankreich.) SR 2, 6. 

Der Aufschwung der Eisen- und Stahlproduktion. (England, Pol- 
nisch-Oberschlesien.) SR 2,7. 

*Die industrielle Vorherrschaft Amerikas. Von A. Wesener. SR 10, 38. 


209 Arbeitsverhältnisse in den einzelnen Ländern (s. auch Sozial- 
politik im Ausland: 121 und Auswanderung nach einzelnen Län- 
dern: 173). 

“Amerika. Der Mißbrauch des technischen Geistes. Von Dr.-Ing. 
Wagner. 2,13. 

“Amerika. Werkarbeit des amerikanischen und deutschen Studenten. 
Von -Gröttrup. 5, 17. 

Amerika. Der Untergang der gelernten Arbeit. SR 2,8. 

Amerika. Neue Vereinbarungen in der New Yorker Bekleidungs- 
industrie. SR 5, 19. 

Amerika. Von Owen bis Taylor. SR 6, 24. 

ae Gewinnbeteiligung der Arbeiter an der Konjunktur. 

el, 

England. Um den Index der Lebenshaltungskosten. 4, 45. 

England. Beeinflußt die Stellungnahme Deutschlands zum Washing- 
BReE ze ROININER dessen Ratifizierung dureh andere Länder? 
21,270. 

England. Aus dem englischen Bergbau. 30, 390. 

Italien. Der Niedergang der faschistischen Gewerkschaften. 12, 150. 

Oesterreich. Das Verschwinden des Index in Oesterreich. SR 6, 24. 

Rußland. Prämiensystem für Angestellte in Rußland. 32,413. 

Schweden. Steigerung der Arbeitslöhne in Schweden im Vergleich 
zur Vorkriegszeit. 31, 399. 

Tschechoslowakei. Firmensperre in der Tschechoslowakei. (Betr. 
Firma S. Eisenberger, Seidenweberei in Neurettendorf bei Köni- 
ginhof.) 15,193. 

210 Lohn- und Gehaltsbewegungen in den einzelnen Ländern. 

Amerika. Neue Vereinbarungen in der New Yorker Bekleidungs- 
industrie. SR 5, 19. 


211 


England. Deutsche und englische Bergarbeiterlöhne (mit Tabelle). 
2, 19. 

Frankreich. Der Streik der französischen Bankangestellten. 36, 465. 

Oesterreich. Drohender Angestelltenstreik in der österreichischen 
Textilindustrie. 20, 258. 

Oesterreich. Zur Gehaltsbewegung der Angestellten in der öster- 
reichischen Textilindustrie. 23,296. 


Internationale Bergbau- und Kohlenwirtschaft. 

Weltkohlenwirtschaft: 

Die Kohlenproduktion der Welt. 18, 236. 

Der Weltkohlenmarkt. 19, 243. 

*Das Kohlenchaos. 22,284. 

Fine internationale Untersuchung der Arbeitsbedingungen im Berg- 
bau. 26, 340. 

*Die Ueberspannung der Kohlenförderung. Von Steiger Halbfell. 
28, 363. 

*Der Stand der Kohlenwirtschaft. 30, 388. 

Verschärfung der Kohlenkrise. 33, 427. 

*Kohlenkrise und internationale Bergbauangestelltenschaft, ‚Von Stei- 
ger Halbfell. 34, 440. 

*Die kommende Kohleninternationale. Von Steiger Halbfell. 38, 492. 

Die Weltkraftmengen. SR3,10. 

Aus einzelnen Ländern: 

England. Aus dem englischen Bergbau, 28, 364; 30, 390, 

England. Zur englischen Kohlenkrise. 32, 416. 

England. Eine Umstellung der Kohlenwirtschaft? 41,534. 

England. Versuche mit deutscher Braunkohle in England. 41,535. 

England. Gegen das Fahrsteigersystem. 50, 656. 

Frankreich. Aus dem französischen Kohlenbergbau. 12, 154 

Frankreich. Ein Einfuhrverbot für deutsche Kohle. 37, 480, 

Holland. Ueberall dasselbe. _45, 589. 

Tschechoslowakei. Aus der tschechischen Bergbauangestelltenbe- 
wegung. 25,323. 


Einzelne Wirtschaftszweige in Deutschland. 


(Wirtschafts- und Arbeitsverhältnisse bei Behörden und öffentlichen Be- 
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217 
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trieben s. unter H—K). 


III. Bank-, Versicherungs- und Handelsgewerbe. 


Bankgewerbe. 
Wiederherstellung des Bankgeheimnisses. 21, 268. 


Versicherungsgewerbe. 
Die Lehren des Falles Barmat, Michael und Konsorten. 4,40. 


Handelsgewerbe. 
Kleiner Umsatz, großer Nutzen. 30, 384. 
Die Entwicklung des deutschen Einzelhandels. SR 1,4. 


IV. Baugewerbe und Steinindustrie. 


a) Baugewerbe, Allgemeines und Tarifverträge, 
Baugewerbe, Allgemeines. 
Baukosten hüben und drüben. 29, 375. 


Die Sonderabteilung „Deutsches Bauwesen“ auf der Essener Bau- 
ausstellung. 30, 388. 


Wirtschaftsverhältnisse im Baugewerbe. 

Künstliche Verteuerung des Bauens. 11,137. 

Steigerung der Baukosten. 32,414. 

Der Kampf gegen die Kartelle. 42,543. 

In Deutschland fehlen über eine Million Wohnungen. SR 3,11. 


Arbeitsverhältnisse im Baugewerbe. 

Arbeitszeit der Techniker im Baugewerbe. 3,30. 

Etwas vom Mehrwert. 10, 125. 

Reichsbautechnikerkonferenz. 13, 167. 

Mangel an Baufacharbeitern? 16, 205. 

Was die Bauunternehmer wollen! 23, 296. 

Das Rechtsverhältnis der technischen Angestellten im Baugewerbe, 
2aI2Te 

*Die Bauwsiternehmer als Klassenkämpfer. 30, 385. 

Die notleidenden Baugeschäfte. 32,414, 


Lohn- und Gehaltsbewegungen im Baugewerbe. 
*Generalaussperrung. 35, 453. 

Klassenkämpferische Unternehmer. 36, 464. 

Die Einigung mit den Arbeitgebern des Baugewerbes. 36, 407. 
Neue Kampfvorbereitungen der Bauunternehmer. 38,492. 


Tarifverträge im Baugewerbe. 

Reichstarifwertrag: 

Reichsbautechnikerkonferenz. (Stellungnahme zum Reichstarifver- 
trag.) 13, 167. 

Der Reichstarifvertrag für das Baugewerbe gekündigt. 14,181. 

Reichstarifvertrag für das Baugewerbe. 20, 259. 

Die Verhandlungen über den neuen Reichstarifvertrag im Bauge- 
werbe gescheitert. 22, 287. 

Was die Bauunternehmer wollen! 23, 296. 

Reichstarifverhandiungen im Baugewerbe. 24,310. 

Bautechnikerkonferenz Rheinland-Westfalen. (Stellungnahme zum 
Reichstarifvertrag.) 25, 320. 

Schlichtungsverhandlungen im Baugewerbe. 26, 338. 

Schiedsspruch Reichstarifvertrag Baugewerbe. 27, 350. 

*Verschleppungstaktik der Bauunternehmer. 28, 361. 

*Die Bauunternehmer als Klassenkämpfer. 30, 385. 

*Der neue Reichstarifvertrag im Baugewerbe. 34, 438. 

"Der Zweck heiligt die Mittel. Skrupellose Tarifsabotage der Bau- 
arbeitgeber. 39,507. 

Reichstarifverhandlungen Baugewerbe. 46, 602. 

Die BEE EN im Baugewerbe weiter verschleppt. 
47, 16. 
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"Das 
48, 627. 

Neue Reichstarifverhandlungen in Sicht. 50, 654. 

Bezirkstarifverhandlungen: 

Baugewerbetarif Rheinland-Westfalen. 1,6, 18,234, 38, 491. 

Schlichtungsverhandlungen im Baugewerbe Berlin. 31,401. Ferner 
Bezirkstarifverhandiungen Groß-Berlin. 42,546; 44,576; 46,602; 
51, 668; 52, 686. 

Bezirkstarifverhandlungen Baugewerbe. Schlesien, Hannover-Braun- 
schweig und Minden-Lippe. 38, 491. 

Bezirkstarifverhandlungen im Baugewerbe. Bayern, Berlin, Han- 
nover-Braunschweig, Rheinland-Westfalen. 40,522. 

Bezirkstarifverhandlungen. Mecklenburg und Freistaat Thüringen. 
41, 534. 

Bezirkstarifverhandlungen Ostpreußen. 45, 591. 

Bezirkstarifverhandlungen Baugewerbe. 45, 591. 

Bezirkstarifverhandlungen. Provinz Sachsen und Freistaat Anhalt. 
51, 668. 

Tarifpolitik (Verschiedenes): 

Tarifverhandlungen der kaufmännischen Angestellten im Bauge- 
werbe. 5,59. 

"Die Entwicklung der tariflchen Gehälter der technischen An- 
gestellten seit der Währungsstabilisierung. (Tabelle und graph. 
Darställing Von P. W. Tabbert. 6,66. 

Der Kampf des Unternehmertums gegen den Tarifvertrag der An- 
gestellten. 7,81. 

Bautechniker, achtet auf richtige Eingruppierung! 8,95. 

Wie der Verband deutscher Techniker die Bautechniker vertritt. 
25, 321. 

Das Rechtsverhältnis der technischen Angestellten im Baugewerbe. 
25, 321. 

Die Bauunternehmer auf dem Kriegspfade. 26, 339, 

Die minderwertigen Bautechniker., (Betr. Bez. Pommern;) 30, 387. 

Klassensolidarität der Unternehmer. 33, 426. 

Da staunt der Laie und der Fachmann wundert sich. 50, 654. 

Reichstarif der Bauarbeiter: 

Reichstarifverhandiungen der Bauarbeiter gescheitert. 11,138. 

*Generalaussperrung. 35,453. 

Die Einigung mit den Arbeitgebern des Baugewerbes. 36, 467. 

Verhandlungen über den Arbeiter-Reichstarifvertrag. 52, 686. 

Tariftabellen: 

Anhalt 15, 194. 

Baden 1,5; 15,194; 28, 362: Bayern 12,152; 26,338; Berlin 15, 194; 
Brandenburg 15, 194; Breslau 19, 246. 

Gleiwitz 2,18; 19, 246. 

Hamburg 5,58; 26,338; Hannover 12,221, 

Mecklenburg 17, 221; 41,533; Mitteldeutschland 12, 152, 

Ostpreußen 21, 272. 

Rheinland-Westfalen 21, 272. 

Sachsen (Freistaat) 26,338; Sachsen (Provinz) 15,194; Schlesien 
38,491; Schleswig-Holstein 26, 338; Schneidemühl 28, 362; Stettin 
28, 362. 

Thüringen 1,5; 21, 272. 

Unterweser-Ems 19, 246. 


b) Hoch- und Tiefbau, 
Tarifverträge im Hoch- und Tiefbau. 
Haupttarifamt für technische Angestellte im Baugewerbe. (Tagung 
vom 5. Januar 1925.) 2,17. 
Teilweise Löschung einer Allgemeinverbindlicherklärung. 6, 70. 
Haupttarifamt für technische Angestellte im Hoch-, Beton- 
Tiefbaugewerbe. 13, 167. 


Bezirkstarifvertrag Minden-Lippe. 24,310. 

Frankfurt/Main. Tariftabelle ab Juli 1925. _33, 425. 

Bezirkstarifverträge Hannover-Branschweig. 51,668 und 52,685: 
„Der Tarifkampf in Braunschweig.“ 


und 


c) Architekturgewerbe, 
Tarifverträge im Architekturgewerbe. 


Tarifvertrag mit dem Bund deutscher Architekten. 6,70. 
Architektentarif Berlin. 19,246. 
Tarifvertragsverhältnis mit dem Bund Deutscher 
Württemberg. 35, 455. 
Neues Gehaltsabkommen mit dem Bund Deutscher Architekten, 
Berlin. 45,591. 


Tariftabelle Baden 12,152; Berlin 19, 246; 46, 601, 


Architekten in 


d) Industrie der Steine und Erden, 


Wirtschaftsverhältnisse in der Industrie der Steine und Erden. 

Unternehmerrezept zum Preisabbau. (Betr. Bayerischen Tonindu- 
strieverband.) 49, 641. A 

Tarifverträge in der Industrie der Steine und Erden. 

Solidarische Selbsthilfe, 31, 402, 

Tariftabellen: Bayern 1,5; 38,491; Berlin 17, 221; 35,454; Schlesien 
10, 126; Unterfranken und Baden 35, 454. 


V. Bekleidungs- und Textilindustrie. 
_— 57 5 Textilindustrie. 


Wirtschafts- und Arbeitsv 
stoffindustrie. 

Wie an Hüten verdient wird. (Betr. 
AR). 5720, 

*Die technischen Angestellten in der Textilindustrie. 42, 542, 
Organisiertes Zurückhalten der Wollvorräte. SR 3,11. 

"Deutschlands Wollversorgung. Von Otto Pennenkamp. SR 9,33. 
Wie lese ich den Handelsteil einer Tageszeitung? (Der Baumwoll- 
markt.) Von Ötto Pennenkamp, Barmen. SR 11,44. 


erhältnisse in der Bekleidungs- und Faser- 


Berlin-Gubener Hutfabril 





Reichsarbeitsministerium und die Bauarbeitgeber-Verbände. 





Ist in Deutschland die Seidenraupenzucht rentabel? Von Otto 
Pennenkamp. SR 12, 46. 
225 Tarifverträge in der Bekleidungs- und Faserstoffindustrie. 
Berlin. Tariftabelie Januar bis April. 10, 126. 
Reichenbach. Tariftabelle ab August 1925. 38,491. 


VI. Chemische Industrie, Keramische und Glasindustrie, 
HE NEO REIE SEE NALCHF EURE SREARSBEREL SEEN EN 
Oelindustrie. 


a) Chemische Industrie, 
226 Wirtschafts- und Arbeitsverhältnisse in der chemischen Industrie. 
Vom Segen der freien Konkurrenz. 3,27. 
Der Anilintrust perfekt. 43,556. 
Fusion der Teerfarbenindustrie und die Angestellten. 46,600. 
Die Lage der chemischen Industrie. SR 12, 48. 
227 Tarifverträge in der chemischen Industrie. 5 
Der Kampf um den Tarifvertrag in der chemischen Industrie, (Bez. 
Köln.). 8,94. 
Tariftabelle: Bayern 10,126; 30,386; Dresden 8,94; 31, 402; 
Leipzig 5,58; 19,246; 50,653; Mitteldeutschland 8, 094; 43,559; 
Schlesien 41, 533. 


b) Keramische und Glasindustrie, 
228 Tarifverträge in der Keramischen und Glasindustrie. : 
Vereitelter Gehaltsabbau. 52, 685. 
Tariftabelle: Bayern 1,5; 10,126; Porzellanfabrik Kahla 8,94; 
21, 272. N 
c) Oelindustrie, 
229 Allgemeines. 
Der vierte Oeltrust der Welt. SR 6,24. i 
Die Zunahme der Oelheizung in der Handelsschiffahrt. SR 8, 32. 


*Die Fusion in der deutschen Petroleumindustrie. Von Dr. N. Cror 
ner. SR 11,41. 


VI. Graphisches Gewerbe und Papierindustrie. 
nn SER er SEN 5 ABLE MEESIEENZERENE 


230 Tarifverträge im graphischen Gewerbe und in der Papierindustrie. 
Tarifverhältnisse im kartographischen Gewerbe. 3,30. 
Streik der kartographischen Kupferstecher bei der Firma Reimer, 
Berlin. 11,137; 13,168; 14, 181. 
Streik im kartographischen Gewerbe. 22, 287. 
Tariftabelle. Bayern. 8,94. 


VII. Holzindustrie. 


231 Tarifverträge in der Holzindustrie. 
Wozu die Krise den Kapitalisten dienen soll, (Holzindustrie für das 
Wirtschaftsgebiet Groß-Hamburg.) 52, 684. 
Tariftabelle: Berlin 4,533; 12,152; 46,601; Breslau 41,533; Ham- 
burg 1,5; München (Möbelindustrie) 24,310; Nürnberg-Fürth 
1,5; 12,152; 30,386; Waldheim-Geringswalde 33, 425. 


IX. Lebens- und Genußmittelindustrie. 
I U ESEHRHITLEHIGUSENIGE 


232 Wirtschaftsverhältnisse in der Lebensmittel- und Genußmittel- 
industrie. 


100.000 M. Gratifikation für Direktoren — und die anderen Arbeit- 
nehmer? 30, 384. 

Steigt oder fällt der Alkoholkonsum? SR 7,28. 

15 Prozent Dividende — aber 500000 Mark gestundete Steuern. 
(Betr. Zigarettenfabrik Mal-Kah A.G. Berlin) SR 5,20. 

233 Tarifverträge in der Lebensmittel- und Genußmittelindustrie. 
Verlängerung des Urlaubs und Verkürzung der Arbeitszeit. 3,30. 
Tariftabelle: Berlin 14, 182; 24,310; Getränkeindustrie Groß-Berlin 

41,533; München (Brauereien) 5,58; 15, 194; 35,454; -Nieder- 


rhein (Fett- und Oelindustrie) 46, 601; Thüringen (Zuckerfabriken) 
35, 454. 


X. Eisen- und Metallindustrie, Schiffbau, Gesundheits- 
industrie. 


a) Eisen- und Metallindustrie, 
234  Eisen- und Metallindustrie, Allgemeines. 
Konferenz deutscher und französischer Gewerkschaftsvertreter wegen 
der deutsch-französischen Handelsvertragsverhandlungen. 1,4. 
"Gewerkschaften und Handelsverträge. Von Otto Schweitzer. 5,53. 
Die Konkurrenzfähigkeit der deutschen eisenverarbeitenden Industrie 
am Weltmarkt. 8,92, 

Internationaler Gewerkschaftsbund und internationales Eisensyndi- 
kat. 8,92. 

"Krisengefahr *— Kriegsgefahr. Von G. Fuchs, 21, 267. 

Die Blutschuld der Schwerindustrie. 25, 319. 

Die Schaffung von Eisenkartellen schreitet vorwärts. 39, 506. 

Der Aufschwung der Eisen- und Stahlproduktion. SR 2,7. 

*Das 700-Millionen-Ruhrgeschenk, SR 3, 10. 

Die Konzentration der Schwerindustrie. SR 10, 39, 


235  Wirtschaftsverhältnisse in der Metallindustrie. 


Die Kapitalskonzentration in der deutschen Schwerindustrie. 12,149, 
Der Rohstahlverband. SR 15:4; 


Arbei'et die Schwerindustrie mit Verlust? SR3, 12. 
"Die Goldbilanzen des Siemens-Konzerns. Von G. Fuchs. SR 6, 21. 


236  Arbeitsverhältnisse in der Metallindustrie. 


Man glaubt sich in eine Menagerie versetzt. (Betr, Maschinenbau- 
A,-G., Golzern-Grimma, Sa.) 


‚30, 
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Gehalts- und Arbeitsverhältnisse in der Eisen- und Stahlindustrie 
Rheinland-Westfalens. 5,58. 

“Internationale Konferenz der 
12, 147. 

Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie. 16, 203. 

Die Arbeitszeit in der /‚Hüttenindustrie. 26, 336. 

Erst müssen die Löhne abgebaut werden. 37,476. 

Zur Illustration der Besoldung nach Leistung. (Betr. Elsaß-Werke 
in Bochum und Gelsenkirchener Gußstahlwerke.) 42,544. 

Versuchter Tarifbruch. (Betr. Waggon- und Maschinenfabrik A.G., 
Görlitz.) 44,575. 

Eine neue Interessengemeinschaft auf Kosten der technischen An- 
gestellten. (Betr. Firma Adolf Bleichert & Co. und Transport- 
anlagen-Gesellschaft m.b. H.) 49 641. 


Tarifverträge in der Metallindustrie. 


Arbeitnehmer der Schwerindustrie. 


Baden. Der Schlichter für Gehaltsabbau. (Betr. Metallindustrie 
Baden.) 44,576. 
Bayern. Neuer Manteltarif durch Schiedsspruch. 5,57. 
Der Landesschlichter für die Pfalz. 19,245. 
Berlin. Gescheiterte Tarifverhandlungen in der Berliner Metall- 
industrie. 1,5. 
Tarifstreit Berliner Metallindustrie (mit Schiedsspruch vom 


6. Januar). 2,17. 
Berliner Metallindustrie. 4,43. 
Tarifloser Zustand in der Berliner Metallindustrie. 18, 234. 
Neuer Schiedsspruch in der Berliner Metallindustrie. 23, 296. 
Der tariflose Zustand in der Berliner Metallindustrie. 26, 331. 
Der Tarifstreit in der Berliner Metallindustrie. 27,349. 
Die Situation in der Berliner Metallindustrie. 31,401. 
*Streikgefahr in der Berliner Metallindustrie. 39, 508. 
Streik technischer Angestellter in der Berliner Metallindustrie. 
40, 523. 
*Die Krise in der Berliner Metallindustrie. 
41,529 und 44, 575. 
Der Schiedsspruch in der Berliner Metallindustrie von Amts 
wegen verbindlich erklärt. 45,590. 
Auf der Profitjagd. 50, 653. > 
Görlitz. Versuchter Tarifbruch. (Betr. Waggon- und Maschinen- 
fabrik A.G., Görlitz.) 44,575. 
Köln. Ein Tarifbruch der Unternehmer. 
Krefeld. 219,40 Mark. ist zuviel. 30,386. 
Rheinland-Westfalen. Gehalts- und Arbeitsverhältnisse in der Eisen- 
und Stahlindustrie Rheinland-Westfalens. 5,58. 
Tarifloser Zustand in der Metallindustrie Rheinland-Westfalens. 
27,350. 
Eisen- und Stahlindustrie in Rheinland-Westfalen. 41,534. 
“Vom Wohlwollen der Unternehmer. Von Heinrich Gramm. 
(Betr. Nordwestl. Gruppe des Vereins deutscher Eisen- 
und Stahlindustrieller.) 47,614. 


Tariftabellen. 


Aachen 8,94; Aue 8,94; 30, 386. 

Bayern 1,5; 8,94; 41,533; Bereedorfer Eisenwerk 43,559; Ber- 
oischer Bezirk 5,58; 14,182; Berlin (Büro und Betrieb) 50, 653; 
ielefeld 26,338; 50,653; Bremen 2,18; 14,182; 31,402; Bres- 
lau 1,5; 10,126; 12,152; 33,425; 41,533; 46, 601. 

Cassel 14,182; Chemnitz 8,94; 30,386, Crefeld 26, 338, 

Dresden 8,94; 30, 386; Düren 26, 338. 

Görlitz 14,182; 38,491; Greiz 43, 559. 

Kaiserslautern 17, 221; 24,310; 38,491; Köln 5,58; Konstanz 30, 386. 

Leipzig 5,58; 14, 182; 30, 386; Liegnitz 12, 152; Lübeck 1,5; 38, 491. 

München-Gladbach 26, 338. 

Neiße 1,5; 14,182; Niederschlesien 41,533. 

Oberschlesien 5, 58. 

Peniz 30,386; Pforzheim 14, 182; 38, 491, 

Remscheid 14, 182. 

Saalfeld 35,454; Seekreis 12,152; Siegerländer Gruben und Hütten 
15,194; Südlausitz 14,182; 28, 362; Suhl 35, 454. 

Waldenburg 1,5; 12,152; Wismar (Eisenbahn-Verkehrsmittel-A..-G.) 
28, 362. 

Zwickau 5,58; 30, 386. 


b) Schiffbau, 


Wirtschaftsverhältnisse im Schiffbau. 

Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie. 
Die Krise der Werftindustrie, 52, 680. 

Tarifverträge im Schiffbau. 

Ergebnislose Verhandlungen Seeschiffswerften. 18, 234, 


Von Max Günther. 


43,558. 


"16, 203. 


c) Gesundheitsindustrie. 
Arbeitsverhältnisse in der Gesundheitsindustrie. 
*Arroganz allein tut’s freilich nicht! Von Fritz Behschnitt. 33,425. 


Tarifverträge in der Gesundheitsindustrie. 


Tariftabellen. 


Bayern (Zentralheizungsindustrie) 12, 152; 
8,94; 21,272; 50, 653. 

Dresden 8,94; 30, 386. 

Oberschlesien 2, 18. 

Rheinland-Westfalen 50, 653. 


35,425; 50,653; Berlin 


XI. Private Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke. 


Wirtschaftsverhältnisse in den privaten Gas-, Wasser- und Elektri- 
zitätswerken. 

Die Kapitalskonzentration in der deutschen Schwerindustrie. 12,149. 

*Sachsenwerk, Dresden-Niedersedlitz. Von G. Fuchs, SR 5, 17. 
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Berggesetz unter 38. — Bergschulwesen unter 46. 


Tarifverträge bei privaten Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerken. 

Um den Achtstundentag. (Tarifverhaudlungen mit den sächsischen 
Elektrizitätswerken.) 1,6. 

Dummheit oder Verrat? (Sachsen.) 5,57. 

Zur Vermeidung eines Tarifvertrages. (Betr. Elektrizitätswerke in 
Hamburg-Altona.) 11,137. 


Tariftabellen. 
Altona 8,94. 
Berlin 12, 152. 
Hamburg 43, 559. 
Mitteldeutschland 21, 272. 
Oberpfalz 2,18; 46, 601. 
Sachsen 14,182; 35,454. 


XII. Deutsche Werke-A.-G. 


Wirtschaftsverhältnisse in den Deutschen Werken. 

*Ein Sieg des Privatkapitals? Wie Reichsbetriebe verschachert wer- 
den. 11,134. 

Gegen die Preisgabe der Deutschen Werke. 13, 166. 

Das Ende der Deutschen Werke. 23, 295. 

Die „Deutsche Werke‘-Gesellschaft. SR 1,4. 


XIII. Staatliche Betriebe. 


(Gemischt-wirtschaftliche Unternehmungen.) 


Preußische Staatsbergwerke (s. auch XV. Bergbau). 

*Der Kampf gegen den Gemeinbesitz. (Betr. Preuß. Staatsberg- 
werke.) 12, 153. 

Wichtige Entscheidung des Knappschaftssenats für die Angestell- 
ten der Preußag. 18, 236. 

Gegen die unterschiedliche Bezahlung auf den fiskalischen Zechen. 
38, 494. 

Der Hauptausschuß zum Bergetat. 39, 510. 

*Bergbaufragen im Preußischen Landtag. Von K. Otter, 45,591. 

Zur Lage auf den Staatszechen. 45,592. 

Aus der Bergwerks-A.-G. Recklinghausen. 47,618. 

Sächsische Werke. 

*Aktiengesellschaft Sächsische Werke. Von G. Fuchs. SR 7,25. 


XIV. Private Verkehrsunternehmungen. 


Tarifverträge bei privaten Verkehrsunternehmungen. 
Tariftabellen. 
Berlin (Hoch- und Untergrundbahn) 33,425; Hamburg (Hoch- 
bahn) 1,5; 21,272; 35,454; Rheinland-Westfalen (Straßenbahn) 


14, 182. 
XV. Bergbau. 
a) Bergbau, Allgemeines, 
— Kohlenwirtschaft 


unter 83. — Kohlenpreis unter 84..— Wärmewirtschaft unter 85. — 
Internationale Kohlenwirtschaft unter 211. — Preußischer Staatsbergbau 


248 


249 


unter 245, 


Allgemeine Wirtschaftsverhältnisse im Bergbau. 

*Der Kampf um das Ruhrkohlensyndikat. Von 
14, 182. 

Der Reichskohlenrat und seine Ausschüsse. (Tagung vom 31. März 
und 1. April) 15, 195. 

*Die Ueberspannung der Kohlenförderung. 
28, 363. 

Deutsche Kohlenförderung im Mai. 

*Zum Kampf im Bergbau. 35, 455. 

Der preußische Handelsminister 
Bergbaues. 37,480, 

Eine Umstellung der Kohlenwirtschaft? (Betr. England.) 41,534. 

Entvölkerung ganzer Gemeinden durch Zechenstillegungen. SR 8, 32. 

*Die Preiselemente der Ruhrkohle. Von Steiger Halbiell. SR 11,43. 

Der Kampf um das Zink. SR 12,47. 


Allgemeine Arbeitsverhältnisse im Bergbau. 

Reichskohlenrat. (Bericht über verschiedene Ausschußsitzungen.) 
19:1429,-92: 

Deutsche und englische Bergarbeiterlöhne (mit 

Das sozialpolitische Glaubensbekenntnis der 
für 1925. 6,73. 

Die 13. Bundesausschußsitzung des AfA-Bundes. 10, 124, 

Eine Reichskonferenz des Bergarbeiterverbandes. 17,223. 

*Betriebsstörung und Schadensersatzpflicht der Betriebsangestellten. 
19, 242, 

Forderung nach erhöhtem Kündigungsschutz für die Aufsichtsper- 
sonen im Bergbau. 20, 260. 

Grubenkontrolleure und G.d. A. oder lügenhafte Wahlpropaganda. 
Von A. Bauer, 21,274. 

Statistisches. (Arbeiter- und Angestelltenstatistik.) 23, 298. 

Eine internationale Untersuchung der Arbeitsbedingungen im Berg- 


Steiger Halbiell. 
Von Steiger Halbiell. 
28, 364. 

des 


und die soziale Belastung 


Tabelle). 2,19. 
Bergbauunternehmer 


bau, 26, 340. 

Ich hab’ mich ergeben ... . . (Betr, techn, Grubenbeamtenvereine.) 
30, 389. 

*Zum Kampf im Bergbau. 35, 455. 

30000 Bergarbeiter gekündigt. Rechtsbruch der Unternehmer. 


43, 561. 

*Bergbaufragen im Preußischen Landtag. Von K. Otter, 45,591. 

Eine Maßregelung und ihre Beantwortung. 45, 593. 

*Ein Mißbrauch des Index. Von Steiger Halbfell. 47,617. 

*Die Dienstverträge der Zechenangestellten während und nach der 
Fortführung der Zechenbetriebe durch die Micum. Von Dr. jur. 
Elias, RR 6, 23, 
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Ausbildungswesen. 


Forderung auf Einschränkung der Bergschülerzahl. 7,82. 


Zur Einschränkung des technischen Nachwuchses im Bergbau. 
21, 274. 

Ueber die Ausbildung der Zechenwerkstattlehrlinge. 39,511. 

Die Lehrlingskrise im Bergbau. Von Steiger Halbfell. BU 10, 39. 


Ruhrbergbau. 
*Der Kampf gegen die Betriebsräte im Ruhrbergbau. 3, 25. 
Arbeitskammer, Ruhrbergbau. 11,139. 
Etwas über das Treibersystem im Ruhrbergbau. 
*Reichsregierung und Ruhrkrise. 32, 415. 


13, 169. 


Saarbergbau. 


*Der drohende Streik im Saarbergbau. Von Steiger Halbfell. 4, 43. 


*Gelbe Werkvereine, Nationalismus und Saarbergbau. 8,95. 


*Bergpolizeiliche Mißstände im Saarbergbau. Von P. Klasen. 31,402. 


*Zuzug von Bergbauangestellten nach den Saargruben. 34, 440. 


*Aus dem Saarbergbau. 36, 467. 


Sicherheitswesen im Bergbau. 

Das Prämiensystem im Bergbau. 3,33. 

Die Wirkung des Gesteinsstaubes bei der Bekämpfung von Gruben- 
explosionen. 7,83; 9,114. 

*Zum Grubenunglück auf Minister Stein. 8,95; 9,105. 

*Prämiensystem und Sicherheit der Grubenbaue. Von Otto Peters. 
(Unsere Eingabe an den Landtag.) 9,106. 

Vorschläge zur Erhöhung der Grubensicherheit. 9,113. 

Zur Schlagwetterkatastrophe auf Zeche „Minister Stein“. 10, 126. 

*Die Aufklärung über die Ursachen des Grubenunglücks auf Zeche 


„Minister Stein“. Von Sichtermann. 17,216. 
Grubenunglücke und Unternehmerwillkür. Von Steiger Halbfell. 
11,222. 


Unsere Forderungen zur Erhöhung der Grubensicherheit. 

Verhandiungen über die Beseitigung der Prämien. 20, 261. 

Erschreckende Häufung der Grubenkatastrophen. 21, 275. 

Entschließungen zur Grubensicherheitsfrage. 23, 298. 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß. (Entschließung zur Frage 
des Grubensicherheitswesens.) 26, 331. 

Die Sicherheit der elektrischen Grubenlampe. 


20, 260. 


26, 340. 


*Grubenkatastrophen im Handelsausschuß des Preußischen Land- 
tages. Von K. Otter. 27,351. 
Wichtige Beschlüsse zum Grubensicherheitswesen — Verbot der 


Revierprämien angenommen. 28,364 und 29, 376. 
*Bergpolizeiliche Mißstände im Saarbergbau. Von P. Klasen, 31,402. 


Benennung von Angestellten für bergbauliche Ausschüsse. 34, 442. 
*Reichsversicherungsamt und Unfallverhütung im Bergbau. 39,509. 
Die Einführung von Grubenkontrolleuren beschlossen. 41,535. 
Zur Gefahrenbekämpfung im Bergbau. 44,579, 

Wann werden die Revierprämien verboten? 44,579. 
*Bergbaufragen im Preußischen Landtag. Von K. Otter. 45,591. 


Das Grubenunglück auf Zeche „Holland“. 45, 592. 

Eine wichtige Entscheidung des Kammergerichtes für Grubenan- 
gestellte. 47,618. 

Die Einführung des Gesteinsstaubverfahrens zum Schutze gegen 
Schlagweiter- und Kohlenstaubexplosionen. 47,618. 

*Schlagwetterexplosion auf Zeche Holland I/II. 48, 629. 

Der Handelsausschuß des Preußischen Landtages zum Unglück auf 
„Zeche Holand“. 49, 643. 

Arbeitszeit (Ueberschichten). 

Arbeitszeit-Schiedsspruch für 
11.130317 12;:153. 

*Kulturwidrige Arbeitszeit im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau. 
15, 194. 

Der Arbeitszeitschiedsspruch für die technischen Angestellten im 
Ruhrbergbau. 15,196 und Berichtigung 16, 207. 

Verbindlicherklärung des Arbeitszeitschiedsspruches für den Ruhr- 
bergbau. 24, 312. 

Feierschichten und Ueberschichten im Ruhrbergbau. 25, 322. 

Gegen die Zwölfstundenschicht im Braunkohlenbergbau. 37,481. 

Der Reichswirtschaftsrat zur Arbeitszeitregelung im Bergbau. 51,665. 


Siedlungswesen der Bergarbeiter. 

Der Geschäftsbericht der Treuhandstelle für Bergmannswohn- 
stätten im rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirk G.m.b H,, 
Essen. 3,31. 5 


Bergmannssiedlungswesen. 16, 207. 


die technischen Bergbauangestellten. 


Die Verhältnisse bei den Treuhandstellen. 41,536. 
Lohnstatistik. 
*Die Entwicklung der tariflichen Gehälter der technischen An- 


gestellten seit der Währungsstabilisierung. (Tabelle und graph. 
Darstellung.) Von P. W. Tabbert. 6,66. 

Die Löhne der Bergarbeiter im preußischen Bergbau im ersten 
Vierteljahr 1925 (Tabelle). 36, 468. 

"Die Einkommensverhältnisse der Angestellten im Ruhrbergbau. 
Von W; Todenhöfer. 37,479 und 38, 494: „Gegen die unter- 
schiedliche Bezahlung auf den fiskalischen Zechen.“ 


b) Steinkohlenbergbau. 


Wirtschaftsverhältnisse im Steinkohlenbergbau. 

Die Krise der südlichen Randzechen des Ruhrgebiets. 3,31. 

Kommission zıy Prüfung der Selbstkosten im Ruhrbergbau. 8, 97. 

*Der Kampf um das Ruhrkohlensyndikat. Von Steiger Halbiell, 
14, 182. 

Statistisches. (Produktion und Belegschaft im Januar 1925.) 17, 223. 

*"Arbeiterentlassungen und Förderanteiiı im Ruhrbergbau. Von 
Steiger Halbfell. 42,547. 

Aus der Bergwerks-A.-G. Recklinghausen. 47,618. 
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Der Kampf der Hüttenzechen gegen die reinen Zechen im Kohlen- 
kontor. SR3, 11. 

*Die Preiselemente der Ruhrkohle. Von Steiger Halbfell. SR 11, 43. 
Arbeitsverhältnisse im Steinkohlenbergbau. 

*Zum Grubenunglück auf „Minister Stein“. 
17, 216. 

Die 13. Bundesausschußsitzung des AfA-Bundes. 10, 124. 

Zur Schlagwetterkatastrophe auf Zeche „Minister Stein“. 10, 126. 

Arbeitszeit-Schiedsspruch für die technischen Bergbauangestellten. 
11,139; 12,153. 

Etwas über das Treibersystem im Ruhrbergbau. 13, 169. 

Statistisches. (Produktion und Belegschaft im Januar 1925.) 17,223. 

*Die Aufklärung über die Ursachen des Grubenunglücks auf Zeche 
„Minister Stein“. Von Sichtermann. 17, 216. 

Grubenunglücke und Unternehmerwillkür. Von Steiger 
115222. 

Durften die Zechen die von der Micum übernommenen Angestell- 
ten entlassen? 19, 247. 

Verbindlicherklärung des Arbeitszeitschiedsspruches für den Ruhr- 
bergbau. 24, 312. 

Feierschichten und Ueberschichten im Ruhrbergbau. 

*Reichsregierung und Ruhrkrise. 32, 415. 

*Zur Frage der Zechenstillegungen. Von Spitama II. 

Zur Ruhrkrise. 33, 427. 

*Die Einkommensverhältnisse der Angestellten im Ruhrbergbau. 
Von W. Todenhöfer. 37,479 und 38,494: „Gegen die unter- 
schiedliche Bezahlung auf den fiskalischen Zechen.“ 

*Arbeiterentlassungen und Förderanteil im Ruhrbergbau. Von Stei- 


8,96; 9,105; 10,126; 


Halbfell. 


25, 322. 
33, 422. 


ger Halbfell. 42,547. 

30000 Bergarbeiter gekündigt. Rechtsbruch der Unternehmer. 
43, 561. 

Reaktionäre Regierung — reaktionäre Rechtsprechung. (Zeche 


Zentrum.) RR2,5. 


Tarifverträge im Steinkohlenbergbau. 
Die Löhne der Bergarbeiter im preußischen Bergbau im ersten 
Vierteljahr 1925 (Tabelle). 36, 468. 


Aachener Revier. 


Tarifverhandlungen im Aachener Steinkohlenbergbau. 8,97. 


Niedersächsisches Revier. 

Neue Gehaltsregelungen. Niedersächsischer Steinkohlenbergbau. 3, 32. 

Gescheiterte Gehaltsverhandlungen im niedersächsischen Steinkohlen- 
bergbau. 16, 206. 

*Unhaltbare Verhältnisse in Niedersachsen. Von Seitz. 


31, 403, 
Lohnkämpfe im niedersächsischen Steinkohlenbergbau. ’ 


35, 456. 


Oberschlesisches Revier. 
Gehaltsverhandlungen im deutsch-oberschlesischen Steinkohlenberg- 
bau. 24,313. ? 
Im oberschlesischen Bergbau. 2,20. 


Ruhrrevier. 

Gehaltsschiedsspruch im Ruhrbergbau. 4, 44. 

Der Schiedsausschuß (Tarifausschuß) für technische Angestellte des 
Ruhrbergbaues. 7,83. 

Verbindlicherklärung des Ruhrschiedsspruches. 7,83. 

Der Arbeitszeitschiedsspruch für die technischen Bergbauangestell- 
ten.-u12, 193; 

Allgemeinverbindlicherklärung der Schiedssprüche für die Zechen- 
holzmeister bei den Grubenholzfirmen des Ruhrgebietes. 13, 170. 

Der Arbeitszeitschiedsspruch- für die technischen Angestellten im 
Ruhrbergbau. 15,196 und Berichtigung 16, 207. 

Erhöhung des Wohnungsgeldzuschusses im Ruhrrevier. 20, 261. 

Vorstoß der Unternehmer gegen den Tarifvertrag der Zechenlam- 
penmeister 34,441. 

Gegen die unterschiediiche Bezahlung auf den fiskalischen Zechen. 
38, 494. 

Der Tarifschiedsausschuß für technische Angestellte des Ruhrberg- 
baues. _44, 578. 

Der Wohnungsgeldzuschuß für die technischen Angestellten. 45, 592. 

Gehaltsbewegung im Ruhrbergbau. 51,671. 


Sächsisches Revier. 
Gehaltsregelung im sächsischen Steinkohlenbergbau. 4,44. 
Gehaltsstreit im sächsischen Steinkohlenbergbau. 25, 322. 
Gehaltserhöhungen im sächsischen Steinkohlenbergbau. 28, 364. 
Die neuen Gehälter im sächsischen Steinkohlenbergbau. 50, 655. 


c) Kalibergbau, 
(s. auch Kaliwirtschaft unter 82). 


Wirtschaftsverhältnisse im Kalibergbau. 

Der Kaliabsatz im Dezember 1924. 4,45. 

*Kaliwirtschaftsgesetz oder Konzernmonopol? Von Otto Peters. 6,71. 

Verständigung zwischen der deutschen und elsässischen Kaliindustrie, 
9, 116. 

Gute Absatzverhältnisse in der Kaliindustrie. 11,139. 

Auf dem Wege zum Weltsyndikat im Kalibergbau. 23, 298. 

Die Entschädigung der Angestellten bei Stillegung von Kaliwerken. 
23, 209. 

"Günstiges Kaligeschäft. Interessentenkämpfe. 29, 377. 

Anhaltende Steigerung des Kaliabsatzes. 37,480. 

Kaliabsatz sehr gut — Gehaltserhöhung aber verweigert. 41,535. 

Arbeitsverhältnisse im Kalibergbau. 

Entwicklung der Angestelltenzahl in der Kaliindustrie. 25, 323. 

Vergleichende Angestelltenzahlen der Kaliindustrie. 51, 670. 

Tarifverträge im Kalibergbau 

Neue Unfall- und Lebensversicherungssummen im Kalibergbau. 4,45. 

Gescheiterte Gehaltsverhandlungen im Kalibergbau. 10, 128. 
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. Die Löhne 


Gehaltsschiedsspruch im Kalibergbau. 12, 154. 

Neue Gehaltsregelung im Kalibergbau. 23, 299. 

Die Entschädigung der Angestellten bei Stillegung von Kaliwerken. 
23, 299. 

Tarifkündigung im Kalibergbau. 29, 377. 

er Bergarbeiter im- preußischen Bergbau im ersten 
Vierteljahr 1925 (Tabelle). 36, 468. 

Tarifverhandiungen im Kalibergbau. 37,481 und 40,523. 

Kaliabsatz sehr gut — Gehaltserhöhung aber verweigert. 41,535. 

Ein neuer Tarifvertrag im Kalibergbau. 43,562. 

Der neue Kalitarif. 45,592 und 46, 603: „Der neue Rahmentarif 
im Kalibergbau.“ 


d) Braunkohlenbergbau., 


Wirtschaftsverhältnisse im Braunkohlenbergbau. 
Ueber die Lage des Braunkohlenbergbaues im Monat November. 


Statistisches. (Produktion und Belegschaft im Januar 1925.) 17,223. 


Arbeitsverhältnisse im Braunkohlenbergbau. 

Dividendensegen bei Stinnes. 19, 247. 

Der Bericht des Rheinischen Braunkohlensyndikates über das Ge- 
schäftsjahres 1924/1925. 30, 389. 

Braunkohle contra Steinkohle. 42,548. 

*Kulturwidrige Arbeitszeit im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau. 
(Niederlausitzer Kohlenwerke, Werschen - Weißenfeiser Braun- 
kohien A.-G.). 15, 195. 

Statistisches. (Produktion und Belegschaft im Januar 1925.) 17,223. 

Im ostdeutschen Braunkohlenbergbau. 21, 275. 

Die Zwiespältigkeit der Fachverbände im Bergbau. 24,311. 

Die Folge einer verfehlten Lohnpolitik und falschen Menschenbe- 
handlung. 25,322. 

Gegen die Zwölfstundenschicht im Braunkohlenbergbau. 37,481. 

Braunkohle contra Steinkohle. 42,548. 


Tarifverträge im Braunkohlenbergbau. 


Die Löhne der Bergarbeiter im preußischen Bergbau im ersten 
Vierteljahr 1925 (Tabelle). 36, 468. 


Mitteldeutsches Revier. 


Verbindlicherklärung des mitteldeutschen und Niederlausitzer Schieds- 
spruches. 2,20. 

Tarifverhandiungen im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau. 9, 116. 

Schlichtungsverhandlungen für die mitteldeutsche Braunkohle. 12, 154; 
15,195 und Berichtigung: 16, 207. 

Mitteldeutsche Braunkohle. 20, 261. 

Schiedsspruch mitte:deutsche Braunkohle. 22, 288. 

Aenderung des Tarifschiedswesens im mitteldeutschen Braunkohlen- 
bergbau. 27,353. 

Gehaltsstreit im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau. 35, 456. 

Die mitteldeutschen Arbeitgeber gegen die Allgemeinverbindlich- 
keitserklärung. 50, 654. 

Die Arbeitgeber zur Lage des mitteldeutschen Braunkohlenberg- 
baues. 51,670. 


Niederlausitzer Revier. 


Verbindiicherklärung des mitteldeutschen und Niederlausitzer Schieds- 
spruches. 2,20. 

Gehaltsverhandlungen für den Niederlausitzer Braunkohlenbergbau. 
19, 248. 

Niederlausitzer Braunkohlenbergbau. 

Verbindiicherklärung des 
25, 322. 

Tarifverhandlungen für den 
38, 493. 


21,275; 24,312. | 
Schiedsspruches für die Niederlausitz. 


Niederlausitzer Braunkohlenbergbau. 


Oberlausitzer Revier. 
Neuregelung der Gehälter im Oberlausitzer Braunkohlenbergbau. 
26, 340. 
Gescheiterte Gehaltsverhandlungen im Oberlausitzer Revier. 41,535. 


Gehaltsschiedsspruch für den Oberlausitzer Braunkohlenbergbau. 
46, 603. ° 


Ostdeutsches 
Neue Gehaltsregelungen. 


Gehaltsverhandlungen für 
21, 275; 38,493. 


Rheinisches Revier. 
Schiedsspruch für die rheinische Braunkohle. 48, 630. 


e) Erzbergbau. 
Tarifverträge im Erzbergbau. 
Neue Gehaltsregelungen. Mansfelder Kupferschieferbergbau. 3, 32. 
Neuer Manteltarif im Siegerländer Erzbergbau. 10,128. 
Gewerkschaftstaktik im D.H.V. 14,181. 
Neuregelung der Gehälter im: Mansfelder Erzbergbau. 24, 313. 


Revier. 


Ostdeutscher Braunkohlenbergbau. 3,32. 
den ostdeutschen Braunkohlenbergbau. 


Gehaltserhöhung in den Siegerländer Gruben und Hüttenbetrieben, 


30, 389. 

Taritstreit im Siegerland. 32,414 und 35, 454. 

Die Löhne der Bergarbeiter im preußischen Bergbau im ersten 
Vierteljahr 1925 (Tabelle). 36, 468. 

Lohnkämpfe im Harzer Metallerzbergbau. Von Seitz. 36, 468. 

Die unhaltbaren Gehaltsverhältnisse der Angestellten im Ober- und 
Unterharz sollen verewigt werden. Von Seitz. 38,494 und 48, 630: 
Ein neuer Gehaltsschiedsspruch im Ober- und Unterharz. 

Gehaltstarif im Mansfelder Bergbau. 50, 655. 


f) Bernsteinbergbau, 
Tarifverträge im Bernsteinbergbau. 
Bernsteinbergbau Palmnicken. 30, 389. 
Tarifvertrag für die Bernsteinwerke Palmnicken. 51,671. 


XVI. Betriebe der Sozialversicherung. 


(Berufsgenossenschaften, Krankenkassen, Reichsversicherungsanstalt.) 


(Sozialversicherung im Hinblick auf die Interessen der Versicherten 
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270 


271 


272 


273 


274 
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s. unter 189—199.) 
Berufsgenossenschaften. 
Baugewerks-Berufsgenossenschaften und technische Aufsichtsbeamte. 
29, 378. 

Krankenkassen. 

Der 29. deutsche Krankenkassentag. 

Reichsversicherungsanstalt. 

Der AfA-Bund gegen die Kreditwirtschaft der Reichsversicherungs- 
anstalt. 4, 39. 

*Der Mißbrauch mit den Geldern der Angestelltenversicherung. 6, 65. 

Die 13. Bundesausschußsitzung des AfA-Bundes. 10,124, 

Was geschieht mit dem Millionen-Ueberschuß der Angestellten- 
Versicherung? (Kastennotiz.) 12,153. 

Der Kreditverkehr der Angestelltenversicherung im Reichstagsaus- 
schuß. 15,191. 

Ein Fälscherstückchen des D.H.V. Von Fritz Pfirrmann. 


E. Gesetzliche Interessen- 


vertretungen. 
I. Wirtschaftliches Rätesystem. 


Gesetzliche Interessenvertretungen, Allgemeines. 

* Herr-im-Hause“-Standpunkt oder gesetzliche Betriebsvertreiung der 
Arbeitnehmer? Von P. W. Tabbert. 13,161. 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß. (Referat von Otto Schweitzer: 
Fortführung der Rätegesetzgebung.) 26, 332. 

Angestelitenkammern. 

Die Einflußlosigkeit der „christlichen Technikerbewegung“. 11,137. 

Betriebsräte im Auslande. 

Die Betriebsräte in den Vereinigten Staaten. 


ll. Betriebsräte. 


(Beamtenräte s. unter B 66 bis B 70.) 
Betriebsräte, Allgemeines. 
Konferenz der Betriebsräte der Metallindustrie. 3,29. 
* ‚Herr-im-Hause“-Standpunkt oder gesetzliche Betriebsvertretung der 
Arbeitnehmer? Von P. W. Tabbert. 13, 161. 
*Gefahr im Verzuge. Von Heinrich Gramm. 28, 358. 
Betriebsrätegesetz. 
Konferenz der Betriebsräte der Metallindustrie. 3,29. 
* ‚Herr-im-Hause“-Standpunkt oder gesetzliche Betriebsvertretung der 
Arbeitnehmer? Von P. W. Tabbert. 13,101. 
Die Anfechtbarkeit der Entscheidungen der Arbeitsgerichte. 


Rechte und Aufgaben der Betriebsräte, Grundsätzliches. 

*Der Kampf gegen die Betriebsräte im Ruhrbergbau. 3, 25. 

Konferenz der Betriebsräte der Metallindustrie. 3,29. 

Auch eine Sanierung. 3,30. 

Zum Grubenunglück auf Zeche Minister Stein. 8,96. 

Vorschläge zur Erhöhung der Grubensicherheit. 9,113. 

* Herr-im-Hause“-Standpüunkt oder gesetzliche Betriebsvertretung der 
Arbeitnehmer? Von P. W. Tabbert. 13, 161. 

*Gefahr im Verzuge. Von Heinrich Gramm. 28, 358. 

Ein „tüchtiger‘“ Angestelltenrat. 46,600 und 51, 666. 

Heldentaten der G.d.A.-Stahlhelmleute. 50, 656. 

Wahrheitswidrige Anschuldigungen gegen einen 
50, 656. 

Hat die Betriebsvertretung oder ein einzelnes Mitglied derselben 
das Recht und die Pflicht, an dem gerichtlichen Termin im 
Rechtsstreit eines anderen Mitgliedes teilzunehmen? RR3, 11. 


22, 285. 


31, 400, 


33, 424. 


RR 2,7. 


ATA-Vertreter. 


Der fragwürdige Kündigungsschutz der Betriebsratsmitglieder. 
RR 5, 18. 

Bindung des ordentlichen Gerichts an eine Entscheidung des 
Schlichtungsausschusses usw. RR 6, 22. 


Ist eine nach erfolgter Kündigung eines Betriebsratsmitgliedes vor- 
genommene Wiederwahl unzulässig und ohne Bedeutung für die 
Beendigung des Dienstvertrages? RR 6, 22. 

Haftung der Mitglieder der Betriebsvertretung. RR 8,32. 

Sind die Mitglieder der Betriebsvertretung schadensersatzpflichtig, 
wenn sie den Einspruch eines gekündigten Arbeitnehmers (8 54 
B.R.G.) ablehnen? RR 12,47, 

Hat die nach erklärter Kündigung eines Betriebsratsmitgliedes er- 
folgte, gemäß 8 96 bzw. $ 97 B.R.G. erforderliche Zustim- 
mung rückwirkende Kraft? RR 12,48. 

Beiriebsrätewahlen. 

Zu den kommenden Betriebsrätewahlen. 3,29. 

Die Neuwahlen zu den Betriebsräten. (Kastennotiz.) 5,60 

Kollegen! Im Jahre 1925. (Kastennotiz.) 6,69, 

Aufruf für die Neuwahl der Betriebsvertretungen im Jahre 1925, 
1201: 

Ergebnis der Betriebsrätewahl im Ruhrbergbau 1925. 21,275. 

*Gefahr im Verzuge. Von Heinrich Gramm. 28, 358. 

*Die Bedeutung der Betriebsrätewahlen. Von Max Günther. 14,178, 

Betriebsratswahlen bei der Firma Krupp. 16, 204, 

Der AfA-Bund bei den diesjährigen Angestelltenrats- 
triebsratswahlen. 19, 245. 


und Be- 


III. Arbeitskammern für den Bergbau. 


Arbeitskammern für den Bergbau. 


Die Spruchpraxis der Berggewerbegerichte, 9,115. 
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Arbeitskammer, Ruhrbergbau. 11,139. 
Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau. 20, 261. 

*Zur Arbeitskammerwahl. Von A. Bauer. 21, 273. 

Auf zur Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau! 21, 273. 


Grubenkontrolleure und G.d. A. oder lügenhafte Wahlpropaganda. 


Von A. Bauer. 21, 274. 

Am 12. Juni Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau! 22, 281. 

Das Ergebnis der Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau. 26, 339. 

Der amtliche Tätigkeitsbericht der Arbeitskammer für den Kohlen- 
bergbau des Ruhrgebietes. 42,548. 

Arbeitskammer Ruhrgebiet. 42,548. 

Nachwahl zur Arbeitskammer des Ruhrgebietes. 50, 655. 

*Die Ruhrangestellten gegen die Knappschaftsnovelle. Gutachten der 
Angestelltengtuppe der Ruhr-Arbeitskammer. 51,669. 


IV. Reichswirtschaftsrat. 


Reichswirtschaftsrat, Allgemeines. 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß. (Referat von Ing. Otto 
Schweitzer: Fortführung der Rätegesetzgebung.) 26, 332. 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß. (Entschließung zur Frage 
der Schaffung des endgültigen Reichswirtschaftsrates.) 26, 332. 

Das Gutachten des Reichswirtschaftsrates zur Frage der Agrarzölle. 
27,348. 

*Der endgültige Reichswirtschaftsrat. Von Otto Schweitzer. 43,553 
und 45, 587. 5 

"Die Knappschaftsnovelle im Reichswirtschaftsrat. 44,576. 

*Das Arbeitsgerichtsgesetz im Reichswirtschaftsrat. Von Fritz Pfirr- 
mann. 46,597 und 47,610. 

Der Reichswirtschaftsrat zur Arbeitszeitregelung im Bergbau. 51,665. 


V. Handelskammern. 


Von einzelnen Handelskammern. 
*Unternehmer gegen Unternehmer, 


(Betr. 
burg.) SR 9,33. 


Handelskammer Ham- 


F. Soziale Bewegung. 


l. Soziale Bewegung, Allgemeines. 


Soziale Bewegung, Allgemeines. 

*„Herr-im-Hause“-Standpunkt oder gesetzliche Betriebsvertretung der 
Arbeitnehmer? Von P. W. Tabbert. 13, 161. 

„Organisation der Neger und Indianer.“ 14,180, 

Der Kampf ums Recht der Arbeitnehmervereine. 
Braun. RR5, 17. 

Zahl und Gliederung des Proletariats. SR 7, 27. 

Arbeitsgemeinschaft der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 

„Die Zeit der Arbeitsgemeinschaft ist vorbei.“ 22, 286, 

Werkvereine, Werksgemeinschaft (s. auch unter 354). 

"Gelbe Werkvereine, Nationalismus und Saarbergbau. 38,95. 

“Unter der gelben Flagge. Von K. Höltermann. 9, 107. 

*Werksgemeinschaft. Von Max Günther. 10, 121. 

Christliche Gewerkschaften und Stahlhelm. 20, 258. 


Von: Dr. Kurt 


Il. Arbeitgeberbewegung, Arbeitgeberpolitik. 
a N BEI IE BEN FLDON HR 


Arbeitgeberbewegung, Allgemeines. 

*Rückwärts! Von S. Aufhäuser. 7,78. 

Was Arbeitgeber opfern. 28, 360. 

„Unter neutraler Flagge.“ - 28, 360. 

"Der Tarifkampf im Wirtschaftsgebiete Köln. 36, 466. 

Eine wichtige Entscheidung über die Arbeitsnachweise. 

Was nützt mir die Gewerkschaft? 52, 682. 

*Tariffähigkeit der Arbeitgeberverbände. 
RR 7, 25. 

Reichsverband der deutschen Industrie. 

*Ablenkungsmanöver. 35, 450. 

Ein Seitenstück zur „Aktennotiz“. 41,532 (siehe auch 40, 517). 

Unternehmer gegen die Senkung der Lohnsteuer. 49,638. 


Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände. 


49, 639. 


Von Gottfried Samter., 


*Der Klassenkampf der Unternehmer und das Christentum. Von 
Bernhard Göring. 4,37. 

*Abrechnung mit den Unternehmern. 29, 369. 

*"Ablenkungsmanöver. 35, 450. 

Ein weißer Rabe. (Betr. Artikel in der „Textil-Welt“,) 35, 451. 

*Das Reichsarbeitsministerium im Schlepptau der Unternehmer. Von 


Alfred Flügger. 40,517 und 41,532: 
notiz.‘ 

Heuchler! 46, 600. 

Korruption im Arbeitgeberlager. 52,681. 


Zentralverband des deutschen Bank- und Bankiergewerbes. 
Wiederherstellung des Bankgeheimnisses. 21, 268. 


Arbeitgeberpolitik, Allgemeines (s. auch Tarifpolitik 157—160). 

Stellung der Arbeitgeber zu den einzelnen Fra- 
gen der Sozialpolitik (s. unter den betr. Fragen selbst), 

Arbeitgeberinteressen an der Beamtenentlohnung. 3, 28. 

*Der Klassenkampf der Unternehmer und das Christentum. Von 
Bernhard Göring. 4,37. 

*Die Entwicklung der tariflichen Gehälter seit der Währungsstabi- 
lisierung. Von P. W. Tabbert. 6,66. 

Das sozialpolitische Glaubensbekenntnis der Bergbauuunternehmer 
für 1925. 6,73. 

"Rückwärts! Von S. Aufhäuser. 7,78. 

Der Kampf des Unternehmertums gegen den Tarifvertrag der An- 
estellten. 7,81. 

Arbeitszeit eine politische Machtfrage? 7,82, 


„Ein Seitenstück zur Akten- 


286 


287 
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*Der Zweck heiligt die Mittel. 


*Soziale Dokumente aus , Bayern. 


"Unternehmer gegen Unternehmer. 


| 
Der Kampf ums Recht der Arbeitnehmervereine. Von Dr. Kurt 
Braun. RR5, 17. | 
Zahl und Gliederung des Proletariats. SR 7,27. 1 
Organisationsfragen. 
Haben Unorganisierte Anspruch auf Tariflohn? 


Der Klassenkampf der Unternehmer. 
Organisatorische Umbildung beim Personal der 


*Wohin des Wegs? 
Der Kampf ums Recht der Arbeitnehmervereine. 





*„Nöte und Leiden der Arbeitgeber“ und — die Goldbilanzen. Von 
Joh. Gröttrup. 8,89. 

Der Klassenkampf der Unternehmer. 8,93, 

*Gelbe Werkvereine, Nationalismus und Saarbergbau. 8,95, 

“Unter der gelben Flagge. Von K. Höltermann. 9, 107. 

“Werksgemeinschaft. Von Max Günther. 10, 121. 

Soziale Aufgaben der Akademiker im Betriebe. 11,136. 

Die betrübten Lohgerber. 12, 151, 

„Organisation der Neger und Indianer.“ 14,180. 


Grubenunglücke und Unternehmerwillkür. Von Steiger Halbfell. 
17, 222. 

*Ja, Bauer, das ist ganz was anderes! 18,230. 

„Die Zeit der Arbeitsgemeinschaft ist vorbei.“ 22, 286. 

Gegen Wirtschaftsreaktion und Unternehmer-Denkschrift. (Kund- 
gebung des A.D.G.B.) 26,335. 

Was Arbeitgeber opfern. 28,360. 

Klassensolidarität der Unternehmer. 33, 426. 

*An die Litfaßsäule. 34, 439. 

Ein weißer Rabe. (Betr. Artikel in der „Textil-Welt“.) 35,451. 

Klassenkämpferische Unternehmer. 36, 464. 

*Schwerindustrie und Wirtschaftskrise. 36, 465. 

Unterstützt das Reichsarbeitsministerium Tarifsabotage? 45,590 


und 49,641. (Braunschweig.) 
Heuchler! 46, 600. 
"Vom. Wohlwollen der Unternehmer. Von Heinrich Gramm. 47, 614. 
"Eine neue Arbeitgeberparole. 49,640; siehe auch 46,601 und 
48, 628. 
Wirtschaftlicher Wiederaufbau durch Gesundhungern. 51,666. 
Unbeteiligte zur Unternehmerpraxis. 51, 669. 
Korruption im Arbeitgeberlager. 52, 681. 
Beginnende Selbsterkentitnis. 52, 681. 
Weltverbesserung der Scharfmacher. 
Nichts gelernt und nichts vergessen! 52, 682. 
Was nützt mir die Gewerkschaft?. 52, 682. 
Wozu die Krise den Kapitalisten dienen soll. 52,684. 
"Das Problem der technischen Arbeiterschulung. BU 12, 45. 
Das soziale Herz. SR 8, 32. 
Der Kampf gegen den Tarifvertrag. (Betr. Entscheidung des Ge- 
werbegerichts Oberlahnstein) Von Franz Kaute. RR4, 14. 
*Tariffähigkeit der Arbeitgeberverbände. Von Gottfried Samter, 
RR 7, 25. 

Arbeitgeberpolitik, Einzelfälle. 

Drohender Konflikt mit dem N.F.A.K. 4,42, 

Dummheit oder Verrat? (Betr. Sächs. Elektrizitätsindustrie.) 5,57. 

Ein neuer Werbetrick des D.H.V. (Betr. Landestariit Württem- 
berg.) 5,58. 

Gehalts- und Arbeitsverhältnisse in der Eisen- und Stahlindustrie 
Rheinland-Westfalens. 5,58. 

Achtung! Laboratoriumstechniker! 6, 68. 

*Zum Tarifkampf der bayrischen Angestellten. 6,69. 

Zweibrücker Tarifkampf. 6,70. 

Der Kampf um den Tarifvertrag in der chemischen Industrie. 
(Bez. Köln.) 8,94. 

Wie sie hetzen. (Betr. den Deutschen Industrieschutzverband, Sitz 
Dresden.) 15, 193. 

Teile und herrsche. (Betr. Vereinigung Württembergischer Arbeit- 
geberverbände.) 16, 205. 

Achtung, Laboratoriumstechniker! 17, 221. 

Die Bauunternehmer auf dem Kriegspfade. 


52, 682. 


26, 339. 


"Die Bauunternehmer als Klassenkämpfer. 30, 385. 


Schamlose Ausbeutung. 
31, 401. 

Neue Kampfvorbereitungen der Bauunternehmer. 38,492. 

Aus alter Zeit. (Betr. Plakatverbot in München.) 39, 507. 

Skrupellose Tarifsabotage der Bau- 


(Betr. Firma Hans Schmenkel, Stettin.) 


arbeitgeber. 39, 507. 
(Betr. Nürnberg-Fürther Arbeit- 
geberkartell.) 42,545 und 46, 601. 
Das Reichsarbeitsministerium und die 

48, 627. 


An die Laterne! 


Bauarbeitgeber-Verbände, 


50, 652. 

(Betr. Handelskammer Ham- 
burg.) SR 9, 33. 

Wohlfahrtseinrichtungen der Unternehmer. 

Werkssparkassen und Betriebspensionskassen. 


Von Kurt Heinig. 
35, 451. 


Kein Spargeld den Betriebssparkassen! 43,558. | 
Der verschwundeffe Angestellten- und Arbeiterwohlfahrtsfonds. | 

SR 1,4. | 
Werkswohnungen. | 
Wohnung vorhanden. 25, 320. | 


III. Arbeitnehmerbewegung. 
(Beamtenbewegung s. unter ]J.) 


a) Arbeitnehmerbewegung, Allgemeines, 
Arbeitnehmerbewegung, Allgemeines. 


7,80. j 
8, 93. | 





Reichsbahngesell- 






schaft. 8,08. 







10, 122. 





Von Dr. Kurt 







Braun. RR5, 17. 
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Industrie- oder Berufsverband? 
*Gewerkschaftliche Probleme. Von Bernhard Göring. 23, 293, 
*Gewerkschaftskongreß des A.D.G.B. 39, 502. 


b) Gewerkschaftsbewegung, Allgemeines. 


(Stellung der Gewerkschaften zu bestimmten Einzelfragen s. unter den 
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293 


294 
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297 


298 


299 


300 


301 


einzelnen Gewerkschaften.) 


Stand der Gewerkschaftsbewegung in Deutschland. 
*Gewerkschaftliche Probleme. Von Bernhard Göring. 
Zahl und Gliederung des Proletariats, SR 7, 27. 


Gewerkschaftsbewegung im Ausland (Internationaler Gewerkschaits- 
bund s. unter 299). 

Amerika. Samuel Gompers. SR1,3. 

ee Der Achtstundentag, eine handelspolitische Notwendigkeit. 
4, 39. 

England. Aus dem englischen Bergbau. 30, 390. 

*Frankreich. Gewerkschaften und Handelsverträge. 
Schweitzer. 5,53. 

Frankreich. Der Streik der französischen Bankangestellten. 36,465. 

Italien. Der Niedergang der faschistischen Gewerkschaften. 12, 150. 

Tschechoslowakei. Aus der tschechischen Bergbauangestelltenbe- 


23, 293. 


Von Otto 


wegung. 25,323. 7 
Ungarn. Den Mutlosen ins Stammbuch. 38, 489. 
Gewerkschaften und Politik. 
Einen Aufruf zum Schutz der Republik. 6,69. 
Parteipolitische Neutralität unserer Gegner. 8,93. 


Reichspräsident Friedrich Ebert }. 10,123. 
Zur Reichspräsidentenwahl (Aufruf). 17,218. 


Maifeier, Verfassungsfeier. 

Für den Achtstundentag! 
(Aufruf.) 17,213. 

Maienlied. Von Franz Rothenfelder. 


Gegen Militarismus und Brudermord! 


18. 229. 


*Maifeier. Von E. Lustig. 18, 229. 

Dienstbefreiung von Beamten und Behördenangestellten am 1.Mai 
1925. 18, 237. 

Fr a umesun zur Verfassungsfeier am 11. August. 
1, 404. 


Gemeinsame Aktionen verschiedener Gewerkschaften (siehe auch 
unter 312). 

*Gewerkschaften und Handelsverträge. Von Otto Schweitzer. 5,53. 

Gegen das Unwesen der Chiffreanzeigen offener Stellen. 6,68. 

Für gerechte Lastenverteilung. 18, 231. 

Auflösung der Technischen Nothilfe! 

*Abrechnung mit den Unternehmern. 29, 369. 


Gewerkschafts- und Arbeiterbanken (s. 
Sparbank unter 322). 

Briefkasten. „Deutsche Zeitung“ und ihr. Gefolge. 25, 327. 

ey: gründete man in den Vereinigten Staaten Arbeiterbanken ? 

‚424. 

Die Bank_der Arbeiter, 
50, 651. 

Die politische und soziale Rolle der amerikanischen Genossen- 
schaftsbanken. 51,606. 

*Die Arbeiterbanken. SR 4,13. 


18, 233. 


auch Industriebeamten- 


Angestellten und Beamten, A.-G., Berlin. 


c) Freie Gewerkschaftsbewegung. 


Freie Gewerkschaftsbewegung, Allgemeines. 
Esperanto und Arbeiterinternationale. 33, 424. 
Was nützt mir die Gewerkschaft? 52, 682, 


Internationaler Gewerkschaftsbund, Amsterdam, 


Internationaler Gewerkschaftsbund und internationales Eisensyn- 
dikat. 8,92. 
*Die Sommerschulen des 1.G.B. BU4,15; BU 5,20; *BU 10,38. 


Allgemeiner Deutscher Gewerkschafsbund 
(A.D.G.B.). 


Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund (A.D.G.B.). (Gemein- 
same Aktionen mit dem AfA-Bund siehe unter 312.) 

Einen Aufruf zum Schutz der Republik. 6,69. 

*Gewerkschaftliche Probleme. Von Bernhard Göring. 23, 293. 


Gegen Wirtschaftsreaktion und Unternehmer-Denkschrift. (Kund- 
gebung des A.D.G.B.) 26, 335. 


Ein Kampfprogramm des A.D.G.B. 35,451. 
*Generalaussperrung. 35, 453. 
*Gewerkschaftskongreß des A.D.G.B. 39,502. 


Freigewerkschaftliche Jugendbewegung. 
*Freigewerkschaftliche Jugendtagung. BU 8, 30. 


Dem A.D.G.B. angeschlossene Zentralverbände: 


Bergarbeiter. 

Eine Reichskonferenz des Bergarbeiterverbandes. 

*Zum Kampf im Bergbau. 35,455. 

Internationale der Bergarbeiter und Bergbauangestellten. 

*Kohlenkrise und internationale Bergbauangestelltenschaft. Von Stei- 
ger Halbiell. 34,440. 

*Die kommende Kohleninternationale. 

Maschinisten und Heizer. 

Kölner Messe. 14, 179. 


Metallarbeiter. 
Konferenz der Betriebsräte der Metallindustrie. 


Internationale der Metallarbeiter. 
*Internationale Konferenz der Arbeitnehmer 
12,147, 


11,223, 


Von Steiger Halbfell. 38, 492. 


3, 29. 


der Schwerindustrie. 
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313 


314 


315 


316 


317 
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Freie Angestelltenbewegung. 


Freie Angestelltenbewegung in Deutschland, Allgemeines. 
*Gewerkschaftliche Probleme. Von Bernhard Göring. 23,293. 
*Ein Denkmal gewerkschaftlicher Arbeit. Von Eugen Prager. 27,347 


Freie Angestelltenbewegung im Ausland. 

Ernst Hirsch + (Tschechoslowakef). 8,93. 
Hauptversammlung des Bundes der Industrieangestellten Oester- 
reichs. 15, 191. 

Der Internationale Bund der Privatangestellten. . 

Den Mutlosen ins Stammbuch. (Ungarn.) 38,489. 

»Der zweite internationale Kongreß der Privatangestellten, 
Hermann Waschow. 42,541 und 43, 554. 


22, 285. 


Von 


AfA-Bund. 


AfA-Bund, Allgemeines. ; B 
*Ein Denkmal gewerkschaftlicher Arbeit. Von Eugen Prager. 27,317. 
Mißbrauch des AfA-Namens. 28, 360. 
Die AfA-Gewerkschaften im Rundfunk. 


Tagungen des AfA-Bundes. 

*Die AfA-Bundesausschußsitzung. 1,2. 

Die 13. Bundesausschußsitzung des AfA-Bundes. 
Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß (Einladung). 
2, AfA-Gewerkschaftskongreß (Einladung). 22, 286. 
AfA-Knappschaftstagung. 23, 297. 

*Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß. 26, 329. 
Der AfA-Bundesausschuß. 45.589. 


Stellung des AfA-Bundes zur Wirtschafts- und Sozialpolitik. 

Keine Geltung des neuen Ortsklassenverzeichnisses in der Erwerbs- 
losenfürsorge? 2,16. 

Der AfA-Bund gegen die Kreditwirtschaft der Reichsversicherungs- 
anstalt. 4,39. 

*Der. Mißbrauch mit den Geldern der Angestelltenversicherung. 6, 65. 

*Zum Entwurf eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Von Dr. 
Croner. 8,90; 9, 109. 

Gegen die Umgehung des $ 7 der Arbeitszeitverordnung. 16, 204. 

Wann kommt der Achtstundentag? 18,232. 

Der AfA-Bund bei den diesjährigen Angestelltenrats- und Be- 
triebsratswahlen. 19, 245. 

*Gewerkschaftliche Probleme. 

*Die Novelle zum Angestelltenversicherungsgesetz. 
mann. 24, 307. 

Das Ergebnis der Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau. 26,339. 

*Ein Denkmal gewerkschaftlicher Arbeit. Von Eugen Prager. 27,347. 

*Zur amtlichen Erhebung über die Stellenlosigkeit der Angestellten. 
Von P. W. Tabbert. 28, 357. 

Zur Steuer der Wahrheit. 41,535 (siehe auch 30, 389). 
*Der endgültige Reichswirtschaftsrat. Von Otto Schweitzer. 
schließung des AfA-Bundes.) 43,553 und 45,587. 
*Zum Arbeitslosenproblem der Angestellten. Von Fritz 

50, 649. 
Der AfA-Bund zur Wirtschaftskrise. 50, 652. 
*Wirtschaftskrise und Angestelltennot. 51, 661. 


Gemeinsame Aktionen des AfA-Bundes mit dem A.D.G.B. 

Die freien Gewerkschaften gegen den Ruhrskandal. 6,68 
Zum Kapitel „Ruhrentschädigungen“: 18, 231. _ BR 

Aufruf für die Neuwahl der Betriebsvertretungen ım Jahre 1925. 7,77, 

Gewerkschaften und Steuerfrage. 9111. 

Reichspräsident Friedrich Ebert +. 10, 123. : N ‚N 

*Die Kundgebung der deutschen Gewerkschaften am 18. März 1925. 
Von Fritz Pfirrmann. 13,162. 

Für den Achtstundentag! Gegen Militarismus 
(Aufruf,) 17,213. _ 

Zur Reichspräsidentenwahl (Aufruf). 

Gegen die Mietsteigerungen. 33 423. 





40, 522. 


10, 124, 
20, 258. 


Von Bernhard Göring. 23, 293, - 
Von Fritz Pfirr- 


(Ent- 


Schröder. 


und 


und Brudermord! 


17,218. 


Dem AfA-Bund angeschlossene Verbände: 


Allgemeiner Verband der Deutschen Bankangestellten. 

Eine bemerkenswerte Stärkung der freien Angestelltenbewegung. 
10, 124. 

Verband deutscher Schiffsingenieure und Seemaschinisten. 

Der 16. ordentliche Delegiertentag des Verbandes der 
ingenieure und Seemaschinisten. 33, 424, 

AfA-Bund Polnisch-Oberschlesien. | 

IV. Bundestag des AfA-Bundes Polnisch-Oberschlesiens. 22, 280. 


Schiffs- 


Bund der technischen Angestellten 
TI Tr 


und Beamten (Butab). 








Bund der technischen Angestellten und Beamten, Allgemeines. 


*Der Bund im neuen Jahre. Von Otto Schweitzer. 1,1. 
Ehrung unserer Jubilare. 6, 75. 
*Wider die Schwarzseher. Von Mitglied 3523. 15, 190. 


Bundesmitglieder in öffentlichen parlamentarischen und Verwal- 


tungskörperschaften. 36, 464. 
Programm und Satzung des Bundes. 
*Um die Geltung des Technikers. 14, 177, 
Ergänzungen zu den Ausführungsbestimmungen der Satzung. 20, 262. 
“Der G.d.A. und die Techniker. Von Johann Gröttrup. 29, 371; 
35,452 und 38,489: Der G.d.A. und der „eingebildete“ Tech- 
niker. 
Nachträge zu den Ausführungsbestimmungen zur Satzung. 
Organisations- und Verwaitungswesen des Bundes. 22 
Adressen der zentralen Verwaltungsstellen des Butab. 4,49; 19,250. 


21 


38, 4906. 
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328 


329 


*Was 


Geschäftseinteilung 

Eröffnung von 

Ausschluß von 
44,581. 

6301 Neuanmeldungen. 

Der letzte Termin für die ehemaligen Bundesmitglieder . 
(Kastennotiz.) 34,435; 37,479, 

Anrechnung früherer Mitgliedschaft. 38, 496. 

Beitrags- und Rechnungswesen des Bundes. 

Einen Beitrag zum Kampffonds des Bundes. 3,35. 

Zahlen Sie auch den richtigen Beitrag? (Kastennotiz.) 18, 233. 


in der Hauptverwaltung. 
Dienststellenverwaltungen. 
Mitgliedern. 17,226; 


RT 
14, 186. 
18,238, 37,483; 


(Kastennotiz.) 30, 337. 


Ergänzungen zu den Ausführungsbestimmungen der Satzung. 20,262. 


Rechenschaftsbericht‘ des Bundes für 1924. 23, 301. 
Warnung vor falscher Beitragszahlung. 24, 314. 


Satzungswidrige Beitragszahlung. 41,538. 
Zahlt satzungsgemäße Beiträge! (Kastennotiz.) 
50, 651. 
Falsche Beitragszahlung. 48, 633. 
Warum geht’s nicht überall so? 
Unterstützungswesen des Bundes. 
Und die Treue, sie ist doch kein leerer Wahn! 2, 22, 
Im Jahre 1924 zahlte der Bund. (Kastennotiz.) 4,41. 
Der Bundesvorstand (Stellenlosen- 
1,87. 
Zur Beachtung für Stellenlose! 8,4015 27,355. 
Eine Erhöhung der täglichen Unterstützungssätze. 
12,145; 12, 158. 
Steilenlosenunterstützung der 
*Die Unterstützungsleistungen 


46,603; 


52, 690. 


(Kastennotiz.) 


des Bundes. Von Lenz. 17, 214. 


Ergänzungen zu den Ausführungsbestimmungen der Satzung. 20, 262. 


Für die Inanspruchnahme der Stellenlosenunterstützung. 
Unterstützungsleistungen des Bundes vom 1. Januar 
30. Juni 1925. (Graph. Darstellung.) 30,381. 
Satzungswidrige Beitragszahlung. 41,538. 
Gekündigte Mitglieder. (Kastennotiz.) 45, 589. 
Ausführungsbestimmung zur Satzung. 45, 595. 
Zahlt satzungsgemäße. Beiträge! (Kastennotiz.) 46,603; 47,611. 


Stellenvermittlung und Auskunftei des Bundes. 


37, 483. 
1924 bis 


Der Arbeitsmarkt im November 1924. 3:2 

Achtung! Laboratoriumstechniker! 6,68; 17, 221. 

Kollegen! Denkt an die stellungslosen Mitglieder. (Kastennotiz.) 
6,74. 

Der Arbeitsmarkt im Dezember 1924. 8,91. 

Für Auswanderungslustige! 8,101. 

Zur Beachtung für Stellenlose! 8,101. 

Briefkasten. Sachverständige gesucht. 12, 159, 


Der Arbeitsmarkt im Mai 1925. 
Industriebeamten-Sparbank. 
1925 wird ein Teil des Gehaltes. (Kastennotiz.) 2,18, 
3ekanntmachungen der 1.B.S. 8,101; 15, 198; 20, 263. 
Sehr viel Geld... . (Kastennotiz.) 12,155. 

Neue Zinssätze bei der 1.B.S. 13,174. 

Aufwertung der alten Sparkonten. 14, 186. 
Generalversammlung der I.B.S. 20,256. 

Darlehnsgewährung bei der: 1.B.S. 27,355; 
Industriebeamten-Sparbank. 43, 565. 

Gesetzliche Revision der Industriebeamten-Sparbank. 52, 690. 


Erholungsheim des Bundes in Sondershausen. 


28, 359. 


Aus dem Bunde. (Erholungsheim Sondershausen.) 19, 130, 

4 Mark Verpfiegungssatz. (Kastennotiz.) 11,141. 
Bekanntmachung des Erholungsheimes. 17,226; 20, 263. 

Zu unserem größten Bedauern müssen wir . (Kastennotiz.) 
22, 283. 

Im Herbst ist Sondershausen . .. (Kastennotiz.) 26,339. 

Sondershausen im Schnee. (Kastennotiz.) 49,639; 52, 679. 

Krankenkasse. 


Rechnungs-Abschluß des Krankenversicherungsvereins” a. G. für 
Architekten, Ingenieure, Techniker und Chemiker Deutschlands. 
33, 431. 

Kündigung eines Vertrages (mit der Kranken- und Sterbekasse für 
das Deutsche Reich). 40,526. 

Industriebeamten-Verlag. 

Bildungsfonds. 20, 263. 

Deutsche Techniker-Zeitung. 

Das Inhaltsverzeichnis. (Kastennotiz.) 

"Eine „fachwissenschäftliche“ Beilage? 

Aus den Ortsverwaltungen. 


19, 243; 20, 255. 
BU 4, 16. 


Jahres-Generalversammlung der Ortsverwaltung Berlin. 16,210, 
Die pfälzischen Bundeskollegen gegen die neuen Steuern und 
Zölle. 28, 367. 


Aus Vorstandssitzungen. 

Gegen die Zurücksetzung der Techniker. 
8. Februar.) 7,80. 

Der Bund zum Kampf bereit! (Kundgebung.) 

ist zu tun? (Bericht über 
13. 9. 1925.) 38,485. 

Vorstandsbekanntmachungen. 

Warnung vor einem Schwindler. (Betr. 

Ehrung. unserer Jubilare. 6,75. 

Lehrgang für Berufsberater. 10, 130. 

Vertrag mit dem „Stuttgarter Versicherungskonzern“. 12, 157. 

Techniker-Taschenbuch 1925. 15,198. 

Ferienaufenthalt in der Schweiz. 19,250. 

Warnung! (Betr. Techniker Augustin Sieger.) 26,459; 35, 459. 

Warnung! (Betr. Erich Damm.) 27, 355. 

Sammlung Vieth. 32,419. 


(Vorstandssitzung vom 


38, 485. 
die Bundesvorstandssitzung am 


Seckert.) 1,10. 


43, 565; 


471,611; 


und Solidaritätsunterstützung). 


Nichtversicherungspflichtigen. 16, 210. 
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*Prämiensystem und Sicherheit der Grubenbaue., 


* 


*Die Stinnespleite und die Gewerkschaften. 





Kündigung eines Vertrages. 40,526. 
Warnung vor Zuzug. 51, 674. 


Personalien. 

Personalien. (Philipp Jordan, Richard Horn.) 

Carl Klostermann +. 15,189, 

Emil Mühlenkamp +. 15, 189. 

Josef Horn +. 45,585. 

Beschwerden. 

Beschwerden wichtiger Art. (Hinweis.) 1,10; 5, 635 27,373 425.157; 
17, 226, 21,279; 22,291; 25,327; 30, 293; 34,446; 38,497; 42,551; 
48,033; 52, 690. . 

Beschwerdeausschuß. 

Beschwerdeausschuß. (Hinweis.) 1,10; 7,87; 12,157; 17,226; 19, 250; 
25,327; 30,393; 34,446; 38,497; 42,551; 48, 633; 52,690. 

Briefkasten. 

„Handelswacht“ Nr. 1. 

KM 1051122450; 

Reichsverband der Bergbauangestellten. 

Sachverständige gesucht. 12, 159. 

FH. in Frankfurt/Main. 13,175. 

M. M. in Leipzig. 17, 226. 

„Deutsche Zeitung“ und ihr Gefolge. 25,327. 

Gautage. 

Bayern. Bayerischer Technikertag und Gautag. (Bericht.) 38,497. 

Brandenburg. Sechster ordentlicher Gautag des Gaues Bran- 
denburg. (Einladung.) 15,198; Bericht: 24, 314. 

Hannover-Braunschweig. Fünfter ordentlicher 
(Einladung.) 33,430; Bericht: 47, 621. 

Hessen. 6. ordentlicher Gautag. (Einladung.) 31,406; Bericht: 
41,538. 


1,10. 


3, 35. 


12.7159; 


Gautag. 


Mitteldeutschland. 6. ordentlicher Gautag. (Einladung.) 
29,379; Bericht: 39, 514. 

Nordost. Sechster ordentlicher Gautag. (Einladung.) 33, 430; 
Bericht: 42,551. 

Nordwestdeutschland. 6. ordentlicher Gautag. (Ein- 
ladung.) 38, 497. 


Rheinland- Westfalen. 6. ordentlicher 


Gautag. (Einladung.) 
31,406; Bericht: 40, 526. 


Saarland. Vierter ordentlicher Gautag. (Einladung.) _ 40, 526. 
Sachsen. Sechster ordentlicher Gautag. (Einladung.) 33, 430; 
Bericht: 43, 565. 


Schlesien. Gautag. (Bericht.) 46, 607. 

Südwestdeutschland.: 6. ordentlicher Gautag. (Einladung.) 
32,418; Bericht: 38, 497. : 

Westdeutschland. Der ordentliche Gautag . 
34, 446. 


Aus den Gauen. 


. + (Einladung.) 


Ostpreußisches Technikerhaus in Königsberg/Pr. 1,10. 
Laboratoriums- und Chemotechniker. 2,22. 

Und die Treue, sie ist doch kein leerer Wahn! 27.29: 
Personalien. (Gauleiter Hessen: Richard Horn.) 7,87. 


Aenderung in der Gaueinteilung. 26, 343. 

Berichtigung. (Betr. Gaunebenstelle Cassel.) 35, 459, 

Bergbau-Gaukonferenz. (Kastennotiz.) 43,561. 

Adressenänderung. (Gaugeschäftsstelle und Ortsverwaltung 
nover.) 45, 595. 

Neue Gaunebenstelle. (Düsseldorf.) 51, 674. 


Agitation des Bundes. (Vorträge usw.) 
(Stellung zu bestimmten Fragen s. unter diesen.) 
Wirtschaftliche Interessenvertretung der akademisch gebildeten Archi- 
tekten, Chemiker und Ingenieure. 8,92. 
"Wohin des Wegs? 10, 122. 
*Um die Geltung des Technikers. 14, 177. 
Auf zur Werbearbeit! (Kastennotiz.) 14,178. 
“Wider die Schwarzseher. Von Mitglied 3523. 15, 190. 
Pflichten der Mitglieder. (Kastennotiz.) 25, 325. 
Der Butab auf der Verkehrsausstellung in München. 34,433. 
Wem verdankt Ihr den Urlaub? (Kastennotiz.) 37, 473. 
Die Schachtvertrauensmänner des Ruhrreviers. 46,603, 
Was nützt mir die Gewerkschaft? 52, 682. 
„V.d. T.“ oder „Butab“? 52, 683. 
Eingaben des Bundes. 
Forderung auf Einschränkung der Bergschülerzahl. 7,82. 
Von Otto Peters. 


Han- 


(Unsere Eingabe an den Landtag.) 9, 106. 
Bayrische Flurbereinigungsbeamte und -anwärter. 
Der Baumeistertitel. BU 2,6. 

Stellung des Bundes zur äußeren und inneren Politik. 
Parteipolitische Neutralität unserer Gegner. 8,93. 
„Butab“ gegen Stahlhelm. 14, 180. 

„Organisation der Neger und Indianer.“ 14,180. 
Briefkasten. Mitglied F. in Berlin. 45, 595. 


Stellung des Bundes zur Wirtschafts- und Sozialpolitik. 


15, 196. 


*Gewerkschaften und Handelsverträge. Von Otto Schweitzer. 5,33. 


Gegen die Zurücksetzung der Techniker. 
desvorstandes.) 7,80. 

Prämiensystem und Sicherheit der Grubenbaue., 
(Unsere Eingabe an den Landtag.) 9,106. 

Forderungen der Techniker zur Arbeitslosenversicherung. 20, 256. 


Die pfälzischen Bundeskollegen gegen die neuen Steuern und Zölle. 
28, 367. 


(Entschließung des Bun- 
Von Otto Peters. 


SR 10, 37. 


Vertretung der Arbeitnehmerinteressen durch den Bund. (Tarif- 
politik, Stellung gegenüber den Unternehmern usw.). 
„Der technische Angestellte und seine Organisation.“ 4,42. 
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Wirtschaftliche Interessenvertretung der akademisch gebildeten Archi- 
tekten, Chemiker und Ingenieure. 8,92 

*Prämiensystem und Sicherheit der Grubenbaue. Von Otto Peters. 
(Unsere Eingabe an den Landtag.) 9, 106. 

Im Schmucke fremder Federn. 19, 124. 

*Was ist zu tun? (Bericht über die Bundesvorstandssitzung am 
13. September 1925.) 38, 485. 

Der Bund zum Kampf bereit! (Kundgebung.) 38, 485. 

Stellung des Bundes zu Beamtenfragen (siehe auch“H, I, K). 

Zur Lage der Maschinenbetriebsbeamten der Reichsvermögensver- 
waltung. 21, 277. 

*Vermessungssekretäre und Fachschulfrage. Von W,. Adam. 

Stellung des Bundes zu anderen Organisationen. 

Die „staatlich Geprüften“. (Betr. „Vereinigung der Vermessungs- 


49,044, 


ingenieure“.) 15, 192, 
Die Vereinigung der Vermessungsingenieure aufgelöst. 31, 400. 
„V.d. T.“ oder „Butab?“ 52,683. 


Fachgruppen des Bundes. 
(Fachgruppen der Beamten s. unter B 79—B 84.) 


Fachgruppe Baugewerbe und Steinindustrie. 
Bautechnikerkonferenz. (Einladung.) 4,43. 
Reichsbautechnikerkonferenz. 13, 167. 
Bezirksbautechnikerkonferenz für Rheinland-Westfalen. 
Bautechnikerkonferenz Rheinland-Westfalen. 25, 320. 


Fachgruppe Bergbau. 

Unsere Forderungen zur Erhöhung der Grubensicherheit. 20, 260. 

Eine Konferenz des Reichsausschusses der Fachgruppe Bergbau. 
22, 288. 

Die Reichsfachgruppe Bergbau zur Bergbaukrise. 39, 510. 

Die Schachtvertrauensmänner des Ruhrreviers. 46, 603. 


22, 287. 


d) Hirsch-Dunckersche Gewerkschaftsbewegung, 


Gewerkschaftsbund der Angestellten (G.d.A.). 

Ein Vergleich. (Betr. G.d.A.-Zeitschrift.) 1,5. 

„Der technische Angestellte und seine Organisation.“ 4,42. 

Knappschaftliches. 11,138. 

Zum Kampf um die Knappschaft. 11,138. 

Gewerkschaftstaktik im D.H.V. (Betr. auch G.d.A.) 14, 181. 

Der AfA-Bund bei den diesjährigen Angestelltenrats- und Betriebs- 
ratswahlen. 19, 245. 

Grubenkontrolleure und G.d.A. oder lügenhafte Wahlpropaganda. 
Von A. Bauer. 21, 274. 

Die Knappschaftspensionen in Gefahr! 22, 287. 

Der G.d.A. als Vertreter der angestellten Apotheker. 24, 309. 

Das Ergebnis der Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau. 26, 339. 

Der Deutsche Bankbeamtenverein jetzt Hirsch-Dunckersche Rich- 
tung. 27,349. 

“Der G.d.A. und die Techniker. Von Johann Gröttrup. 29, 371; 
RT und 38,489: Der G.d.A. und der „eingebildete“ Tech- 
niker.‘ ) 

Angestellte, merkt es Euch! 32,412. 

*Unwürdige Angestelltenvertreter in der Knappschaft. 
Peters. 40, 520. 

en die Mitglieder im G.d.A. Stellenlosenunterstützung ? 

‚S5T. 

Fusion der Teerfarbenindustrie und die Angestellten. 46, 600. 

*Angestelltenverbände für Rentenabbau. 46,602. 

zum a ap onlen der Angestellten. Von Fritz Schröder. 

Heldentaten der G.d.A.-Stahlhelmleute. 50, 656. 

*Die Ruhrangestellten gegen die Knappschaftsnovelle. (Gutachten der 
Angestelltengruppe der Ruhr-Arbeitskammer.) 51,669. 


Von Otto 


e) Christlich-nationale Gewerkschaftsbewegung. 


Christliche Gewerkschaftsinternationale. 

*Der Internationalismus und das „Christentum“ der „christlich- 
nationalen“ Gewerkschaften. Von J. Gröttrup. 27,347. 

*Kohlenkrise und internationale Bergbauangestelltenschaft. Von Stei- 
ger Halbfell. 34, 440. 


Gesamtverband deutscher Angestelltengewerkschaften (Gedag). 

Dummheit oder Verrat? (Betr. Tarifverhandlungen in der sächsi- 
schen Elektrizitätsindustrie.) 5,57. 

Ein neuer Werbetrick des D.H.V. (Betr. Landestarif Württemberg.) 


5,58. 
Knappschaftliches. 11, 138. 
Zentrum gegen Stahlhelm. 17,219. 
Der AfA-Bund bei den diesjährigen Angestelltenrats- und Betriebs- 
ratswahlen. 19, 245. 
*Reichsentschädigung der Angestellten im Einbruchsgebiet. 20, 254. 
*Die Knappschaftsnovelle im Reichswirtschaftsrat. 44, 576. 
*Angestelltenverbände für Rentenabbau. 46, 602. 


Bund angestellter Chemiker und Ingenieure (Budaci) jetzt: Bund 
angestellter Akademiker technisch-naturwissenschaftlicher Berufe. 

„Soziale Aufgaben der Akademiker im Betriebe.“ 11, 136. 

Bund angestellter Akademiker technisch-naturwissenschaftlicher Be- 
rufe e.V. 18,233. 


Deutscher Werkmeisterbund, Essen. 
Auch der Verband deutscher Techniker hat gemogelt. 12,151. 
Einen Blick hinter die Kulissen. 36, 465. 


Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband (D.H.V.). 

*Philister, wach auf! Von Bote. 3,26 

„Handelswacht“ Nr, 1. 3,35. 

*Der Mißbrauch mit den Geldern der Angestelltenversicherung. 6, 65. 
"Rückwärts! Von S. Aufhäuser. 7,78. 


Parteipolitische Neutralität unserer Gegner, 8,93. 
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*Unter der gelben Flagge. Von K. Höltermann. 9, 107. 

Gericht über die Gelben. 10,123. 

*Der Hauptausschuß für soziale Versicherung der Privatangestellten 
und seine Vertretung im Reichstag. Von B. Göring. 12,145. 

Die betrübten Lohgerber. 12,151. 


*Reichsentschädigung der Angestellten im Einbruchsgebiet. 20, 251. 

Die „Handlungsgehilfenarmee“. 26,337. 

»Der Internationalismus und das „Christentum“ der „christlich- 
nationalen“ Gewerkschaften. Von J. Gröttrup. 27,347. 


Der parteipolitisch neutrale D.H.V. 29, 374. 

Ein Fälscherstückchen des D.H. V. Von Fritz Pfirrmann. 31,00. 

Angestellte, merkt es Euch! 32,412. 

Christliche Krankenkassenvertreter gegen den D.H.V. 32,413. 

*Zum Arbeitslosenproblem der Angestellten. Von Fritz Schröder. 
50, 649. 

„V.d. T.“ oder „Butab‘‘? 


D.H.V. und Arbeitnehmerinteressen. 
*Philister, wach auf! Von Bote. 3,26. 
Dummheit oder Verrat? (Betr. Tarifverhandlungen in der säch- 
sischen Elektrizitätsindustrie.) 5, 57. 
Ein neuer Werbetrick des D.H.V. 
berg.) 5,58. 
Ablenkungsmanöver. 
9,111. 
Tarifverhandlungen im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau. 9,110. 
Im Schmucke fremder Federn. 10,124. 
Der D.HV. als Steigbügelhalter der Unternehmer. 12.1515 
Gewerkschaftstaktik im D.H.V. 14,181. 
Eine kräftige Abfuhr. (Betr. Kartell der Mannheimer Arbeitgebeıi 
vereine.) 15, 193. 
Zum Kapitel „Ruhrentschädigungen“. 18, 231. 
Unverstand oder Ueberheblichkeit? 38, 490. 
Ein „tüchtiger“ Angestelltenrat. 46, 600 und 


Verband deutscher Techniker (V.d.T.). 

R. M. in H. 450. 

Nochmals „Erster Deutscher Tag“. 7,81 (vgl. 

Ablenkungsmanöver. (Betr. Tarifpolitik des V.d.T. in 
9,111. 

Die Einflußlosigkeit der „christlichen Technikerbewegung“. 11,137. 

Der Briefkastenonkel im V.d.T. 12, 150. 

Auch der Verband deutscher Techniker hat gemogelt. 12, 151. 

„Butab“ gegen Stahlhelm. 14, 180, 

Ueber eine halbe Million Goldmark Unterstützungsleistungen. 30, 385. 


52, 083. 


(Betr. Landestarif Württem- 


(Betr. Tarifpolitik des V.d.T. in Hersfeld.) 


51, 606. 


1924, Nr, 31). 
Hersfeld.) 


Der Verband deutscher Techniker im Fahrwasser der Rechts- 
radikalen. Von J. Gröttrup. 34,435. 
Der Verband deutscher Techniker am Ende seines Könnens. 43,557. 


„V.d. T.“ oder „Butab‘‘? 52,683. 


V.d.T. und Arbeitnehmerinteressen. 

Ablenkungsmanöver. (Betr. Tarifpolitik des V.d.T. 
9, 111. 

Iın Schmucke fremder Federn. 10, 124. 

Briefkasten. H. in Frankfurt/Main. 13, 175 

Wie der Verband deutscher Techniker die 
25, 321. 

Reichskalitag? 36, 469. 

Bezirkstarifverhandlungen im Baugewerbe. (Bayern, Berlin, Han- 
nover-Braunschweig, Rheinland-Westfalen.) 40,522. 

Die Reichstarifverhandlungen im Baugewerbe weiter 
47, 616. 

Nachwahl zur Arbeitskammer des Ruhrgebietes. 

„V.d.T.“ oder „Butab‘‘? 52, 683. 


in Hersfeld.) 


Bautechniker vertritt. 


verschleppt. 


50, 655. 


f) Wirtschaftsfriedliche (gelbe) und völkische Gewerk- 
schaftsbewegung,. 


Geibe und völkische Gewerkschaftsbewegung (S. auch unter 18 
und 280). 

„Stahlhelm“ und „gelbe Gewerkschaften“. 2,17. 

*Unter der gelben Flagge. Von K. Höltermann. 

*Werksgemeinschaft. Von Max Günther. 10,121. 

Gericht über die Gelben. 10, 123. 

Auch der Verband deutscher Techniker hat gemogelt. 12, 151. 

Christliche Gewerkschaften und Stahlhelm. 20, 258. 

Beeinflußt die Stellungnahme Deutschlands zum Washingtoner Ab- 
kommen dessen Ratifikation durch andere Länder? 21,270. 

Geislers Gäste. 26, 3306. 

Erneute Abfuhr der Gelben. 28, 361. 

„Gelbe“ Bausteine zu 50 Mark. 30, 385. 

Reichsgelder für gelbe Verbände. 38,490. 


9,107. 


g) Sonstige Angestelltenverbände. 


Verband kaufmännischer Grubenbeamten. 

Nachklänge zur Hauptversammlung des Reichsknappschaftsvereins. 
(17. Dezember 1924.) 5,59. 

Der Verband kaufmännischer Grubenbeamten. 

Die Knappschaftspensionen in Gefahr! 22, 287. 

Die Zwiespältigkeit der Fachverbände im Bergbau. 

Der V.K.G. schimpft. 28, 364. 

Reichsverband der Bergbauangestellten. 

Nachklänge zur Hauptversammlung des Reichsknappschaltsvereins. 
(17. Dezember 1924.) 5,59. 


13, 170. 


24,311. 


Briefkasten. Reichsverband der Bergbauangestellten. 12, 159, 
Die Knappschaftspensionen in Gefahr! 22, 287. 

Der R.d.B. auf Agitationsreisen. 22,288. 

Die Zwiespältigkeit der Fachverbände im Bergbau. 24,311. 


Das Ergebnis der Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau. 26, 339. 
*Angestelltenverbände für Rentenabbau, 46, 602. 
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Verband der Vereine technischer Grubenbeamten. 367 
*Gelbe Werkvereine, Nationalismus und Saarbergbau. 8,95. 

"Wichtige Beschlüsse zum Grubensicherheitswesen. 29, 376. 

Ich hab” mich ergeben ....... (Betr. techn. Grubenbeamtenvereine.) 

30, 389. 
Benennung von Angestellten für bergbauliche Ausschüsse. 34,442. 
*Eine unerhörte Anmaßung der technischen Grubenbeamtenvereine. 
Von A. Bauer. 44,577. 


358 Verband oberer Bergbeamten. 368 


Benennung von Angestellten für bergbauliche Ausschüsse. 34,442. 
"Die Ruhrangestellten gegen die Knappschaftsnovelle. (Gutachten 
der Angestelltengruppe der Ruhr-Arbeitskammer.) 51, 669. 


359  Reichsverband der deutschen Bankangestellten. 


Eine bemerkenswerte Stärkung der freien Angestelltenbewegung. 
10, 124. 


360 Verschiedene Angestelltenverbände. 


361 


362 


363 


364 


365 


Aus der Reichsfachgruppe Apotheker. Von Lambardt. 8,94 

Die „staatlich Geprüften“. (Betr. „Vereinigung der Vermessungs- 
ingenieure“) 15, 192. 

Das Ergebnis der Arbeitskammerwahl im EU DELEURU 26, 339. 369 

Die Vereinigung der Vermessungsingenieure aufgelöst. 31, 400. 


G. Berufsfragen der Techniker 


Stand und Bedeutung der Technik. 

*Der Mißbrauch des technischen Geistes. Von Dr.-Ing. Wagner. 2, 13. 371 
Ein technisches Reichsministerium. 8,93. 
Die Kölner Frühjahrsmesse. 12,148, 

Was zeigte die Technik in Leipzig? 13, 166. 

"Um die Geltung des Technikers. 14, 177. 
Das Deutsche Museum. 18, 233. 3 

*Das Museum der Technik. Von J. Gröttrup. - 20, 253. 

Der Butab auf der Verkehrsausstellung in München. .34, 433. 

*Durch die Technik zur Freiheit! Von Joh. Gröttrup. 34, 434. 

Baufachausstellung Köln. 38, 490. 

Wir sind keine Hirten... .. Gedicht von Bruno Schönlank. 52, 677, 
Ein Monumentalbau deutscher Arbeit. 52, 684. 

Da nung des Deutschen Museums. Von Hans Jungkunst, 

5, 17. 

Die Bauausstellung Essen 1925. Von Prof. Heese. BU 1521. 

“Die Maschine vor dem Weltgericht. Von Joh. Gröttrup. BU 9, 33. 

Akademikerfragen. 

Wirtschaftliche Interessenvertretung der akademisch gebildeten Archi- Bi 
tekten, Chemiker und Ingenieure. 8,92, 

Soziale Aufgaben der Akademiker im Betriebe. 11, 136. 

Die westfälische Schwerindustrie gegen die Laboratoriumstechniker. 


370 


372 


30, 387. 
Diplomingenieure. 
Briefkasten. M. M. in Leipzig. 17, 226. B2 


Achtung! Diplomingenieure. 26, 338. 

Dienstliche Stellung der Diplomingenieure bei der Reichsbahn. 34,445, 

Titelfragen. (Amtsbezeichnungen s. unter B 72.) B3 

„Dr.-Ing. e. h. Komnick.“ 2,17. 

Beseitigung der Amtsbezeichnungen „Ingenieur“ und „Ober- 
ingenieur“ durch den Verwaltungsrat der Deutschen Reichsbahn- 
gesellschaft. 4,47. 

Wiedereinführung der Amtsbezeichnung „Ingenieur“ bei der Deut- 
schen Reichsbahn. 33,429, 

Geheimratstitei für Arbeiter statt Lohnzulagen. 49,640. 

*Der Baumeistertitel. BU 2,6. 

*Zur Baumeisterfrage. Von A. Lenz. BU 11,41 und Berichtigung 
in „Die Aufnahmebedingungen usw.“ T 47,614 (vgl. auch „Der 
Bautechniker“ vom 26. August 1921). 

Stellung und Geltung des Technikers. 

*Der Mißbrauch des technischen Geistes. Von Dr.-Ing. Wagner. 2,13, B4 

„Der technische Angestellte und seine Organisation.“ 4,42. 


Gegen die Zurücksetzung der Techniker. (EntschließBung des Bun- 
desvorstandes.) 7, 80. 


Juristen und Techniker. 7,80. 

"Um die Geltung des Technikers. 14, 177. 

*Das Museum der Technik. Von J. Gröttrup. 20, 253, 

*Der G.d.A. und die Techniker. Von Johann Gröttrup. 29, 371; 
as und 38,489: Der G.d.A. und der „eingebildete“ Tech- B5 
niker. 

*Durch die Technik zur Freiheit! Von Joh. Gröttrup. 34, 434, 

Berufsfragen der Techniker, Allgemeines. B6 

(Berufsfragen der Beamten s. unter B71—B 78.) 

Wirtschaftliche Interessenvertretung der akademisch gebildeten Archi- B7 
tekten, Chemiker und Ingenieure. 8,92, 

Der Chemotechniker. Von Framedor. 9,111. 

Ausbildungsschwindel. 10,125 und 25,320. 

"Um die Geltung des Technikers. 14, 177. 

Opfer der Arbeit. 22, 285. 

*Der G.d.A. und die Techniker. Von Johann Gröttrup. 29, 371, B8 
35, 452 und 38,489: Der G.d.A. und der „eingebildete“ Tech- 
niker. 

Die Laufbahn der Funkangestellten auf Handelsschiffen- und bei 
Großfunkstellen. 29, 375. 

Die minderwertigen Bautechniker. (Betr. Bez. Pommern.) 30, 387. 

„Der technische Beruf hat zur Zeit die größte Chance.“ — 

„Das Angebot deckt bei weitem nicht die Nachfrage.“ 32,413, 


Laboratoriumstechniker. 

Laboratoriums- und Chemotechniker. 2, 22. 

Achtung! Laboratoriumstechniker! 6,68; 17, 221. 

Der Chemotechniker. Von Framedor. 9,111. 

Die westfälische Schwerindustrie gegen die Laboratoriumstechniker. 
30, 387. 

Sind Laboratoriumstechniker angestelltenversicherungspflichtig? 50, 651, 

*Die Chemotechnikerschule in Berlin. Von Dr. Dahse. BU 7,25. 

Vermessungstechniker. 

„Die staatlich Geprüften.“ 2,17; 15,192. j 

Fachschule für Vermessungstechniker in Köln am Rhein. 5,063. 

Vermessungstechnikerkursus in Barmen. 8,95; 13, 168. 

Vermessungstechnikerkursus in Oberschlesien. 13, 168. 


*Die Zersplitterung der -vermessungstechnischen Berufsstände. Von 
W. Lewald. 25, 323. 


Die Vereinigung der Vermessungsingenieure aufgelöst. 31, 400. 

Zum Fachunterricht und zu den Prüfungen der Vermessungstech- 
niker an den staatlichen Baugewerkschulen. Von Beerbaum, 
Verm.-Techn. BU3, 11. 

Pharmazeuten und Apotheker. 

Aus der Reichsfachgruppe Apotheker. Von Lambardt. 8,94. 

Der G.d.A. als Vertreter der angestellten Apotheker. 24, 309. 


Technische Fachverbände., 
Bund deutscher Architekten. 
Tarifvertrag mit dem Bund deutscher Architekten. 6,70. 
Reichsbund Deutscher Technik. 
Der Reichsbund Deutscher Technik. ' 26, 336. 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. 17,219. 
Sonstige Fachverbände. 
*Fachwissenschaft im Unternehmerdienst. Von H. Strälle. 47, 612, 


Hier beginnen die Beamtenfragen, deren Registernummern von vorn 


zu zählen anfangen und zur Kennzeichnung durchweg ein B haben 





H. Beamtenfragen. 


I. Allgemeine Beamtenfragen. 


Verfassungsmäßige Rechte und Pflichten der Beamten. 

Erster Bundeskongreß des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes 
(Referat Bernhard). 5,55. 

Stellt Art. 14 der P,A.V. eine Verfassungsänderung dar? 38, 495. 

*Die Zulassung zu den öffentlichen Aemtern. Von Hans Aßmann. 
50, 656. 

Kampf um das Berufsbeamtentum. 

*Dert Abbau des Berufsbeamtentums in den Kommunen. Von 
Quensel. 26, 341. 

Beamtenfragen in den Parlamenten. 

Der Beamtenabbau in Preußen. 9, 116. 

Die parlamentarischen Mitglieder des Deutschen Beamtenbundes 
lehnen die Zusammenarbeit mit dem Gesamtvorstand desselben 
ab! 21,276. 2 

Der Entwurf des Gesetzes zur Aenderung der Personalabbau- 
verordnung. 30, 391. 

Ueberführung der Reichsbahnbeamten ins Arbeiterverhältnis. 40,524, 

Beamtenfragen im Preußischen Landtag. 40,525. 

Einsicht in die Personalakten. 41, 537. 

Die Besoldungsfrage im Preußischen Landtag. 43, 564. 

Anträge zum Etat des Preußischen Finanzministeriums. 48, 631. 

Reichstagskämpfe um die Beamtenbesoldung. 51,673. 

Verwaltungsreform. 

Erster Bundeskongreß des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes 
(Referat Bernhard). 5,55. 

Die preußische Verwaltungsreform. 47, 620, 

Verwaltungsreform und Preußische Bauverwaltung. 50, 658. 


II. Beamtenrecht. 


Reform des Beamtenrechts. 


"Erster Bundeskongreß des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes 
(Referat Völter). 4,39; 5,55. 


Reichsbeamtenrecht. v 
Vom neuen Reichsbeamtenrecht. 24, 314. 
Staatsbeamtenrecht. 


Zur Sicherung der langjährig beschäftigten Angestellten im Behör- 
dendienst (Preußen). 47, 619. 


Gesetzentwurf über die Einstellung des Personalabbaues in Preu- 
Ben. 47,619, 

Kommunalbeamtenrecht, Allgemeines. 

Einreihung von Stadtbaumeistern. 6,74. 

Die Neufestsetzung der B.D.A. durch den Magistrat der Stadt 
Berlin. Von Aßmann. 7,84. 


Die Rechtsfolgen des Groß-Berliner Eingemeindungsgesetzes und 
die Beamten. 8, 100. 

Rechtsansprüche der Berliner Beamten auf Gruppeneinreihung. Von 
Aßmann. 12, 156. 


Der „Volontär“. 32,413, "Der Abbau des Berufsbeamtentums in den Kommunen. Von 


Unverstand oder Ueberheblichkeit? 38,490. 

*Der Techniker in Südamerika. Von Kurt Knauer. 52, 677, B9 
*Praktikantenausbildung. BU 1,3 (vgl. BU 9,31, 1924). 

Was soll unser Junge werden? BU 2,8. 


Quensel. 26, 341, 


Ortsstatute für Kommunalbeamte. 


Die Rechtsfolgen des Groß-Berliner Eingemeindungsgesetzes und 
die Beamten. 8, 100, 
















































































B 10 


B 15 


B 16 


B 18 


B 19 


B 20 


B 21 


Rechtsverhältnisse der Beamten in und aus besetzten Gebleten. 

Unterbringung entbehrlich w&tdender Angestellten der Reichs- 
vermögensverwaltung f. d. besetzten rheinischen Gebiete. 25, 326. 

Nachprüfungsausschuß im Reichsministerium für die besetzten Ge- 
biete. 28, 367. 

Drohender Personalabbau bei der R.V.V. 35, 457. 

Niederschlagung der den ausgewiesenen Beamten usw. 
Darlehen und Vorschüsse. 37,482. 


Rechtsverhältnisse der Beamten des Saarlandes. 
Besoldungsbewegung der Saarbeamten. 17, 225, 
Die Katastersekretäre im Saargebiet. 26, 343. 


a) Amts- und Dienstverhältnis, Grundsätzliches. 


Beamtendienstverhältnis,. Allgemeines. 
*Beamtenabbau und Gerechtigkeit. 
Braun. RR3,9. 


Beamte auf Kündigung. 
Die rechtsunsichere Lage 
gesellschaft. 21,278. 


Dauerangestellte bei Reichs- 
Aufhebung d. Bezahlung aus 
Ueberführung von Angestellten ins Beamtenverhältnis. 


Dauerangestellte in Gemeinden. 

Berücksichtigung der Dauerangestellten bei der zahlenmäßigen Ver- 
teilung auf die Besoldungsgruppen. 48, 632, 

Angestellte auf- Privatdienstvertrag. 

Aufhebung d. Bezahlung-aus Dienstaufwandsentschädigungen. 2, 21. 

Unerhörter Druck staatlicher Dienststellen auf Vertragsangestellte. 
39, 512. 


b) Beamten- und Angestelltenstellen. 


Schaifung neuer Beamtenstellen. 

Listenstellen für abgebaute Reichsbahnangestellte. 5, 63. 

Der Haushaltsplan des Preußischen Staates für das Rechnungsjahr 
1925. 7,85. , 

Reichshaushaltsplan 1925. 11, 140, 


Personalabbau. 

Zum Personalabbau. 1,10. 

Wiedereinstellung abgebauter oder gekündigter Angestellten. 2,21. 

Abbau in der Reichsvermögensverwaltung. 2, 21. 

Aus dem Bereiche der Reichsvermögensverwaltung. 4, 46, 

Personalabbau in der R.V.V. 4,47, 5, 62. 

Weiterer Angestelltenabbau in der Besitz- 
verwaltung. 5,62, 

Listenstellen für abgebaute Reichsbahnangestellte. 5, 63. 

Personalabbau R.V.V.-Abfindungssummen. 6, 73 


gewährten 


Dienstverhältnisse. 


Von Rechtsanwalt Dr, Kurt 


der Kündigungsbeamten der Reichsbahn- 


und Landesbehörden. 
Dienstaufwandsentschädigungen, 2,21. 
21, 278. 


und Verkehrssteuer- 


Kein Tarifvertrag in Bayern. 6,74, 

Bedenkliche Abrechnung von Bauvorhaben in der R.V.V. 7,84. 
Der Beamtenabbau in Preußen. 9,116. 

Unterstützung an abgebaute Staatsangestellte. 11, 140, 


Nichtbeachtung von Tarifbestimmungen durch den Reichsminister 
der Finanzen. 11,142, 


Ortszuschlag (Wohnungsgeldzuschuß) für ausgeschiedene Ange- 
stellte. 12, 157. 

Gewährung von Unterstützungen an ehemalige auf Grund der 
P.A.V. ausgeschiedene Angestellte. 13, Weile 


Ergebnis des Personalabbaues im Reiche. 20, 262, 

Personalabbau in den Gemeinden. 21, 277, 

Der Personalabbau soll zur dauernden Einrichtung werden. 22,290, 

Zurückziehung der Novelle zur Personalabbauverordnung. 24, 313. 

Zur Aufhebung der Personalabbauverordnung. 27, 353. 

Der Beamtenabbau in Preußen. 27, 353. 

Regierungsentwurf zur Aenderung der Personalabbauverordnung im 
eichstage. 27, 353. 

Personalabbau bei Gemeinden. 30, 391. 

Der Entwurf des Gesetzes zur Aenderung der Personalabbauver- 
ordnung. 30, 391. 

Zum Personalabbau bei der Reichsbahn. 30, 392, 

Vom Personalabbau bei den Reichsbehörden. 31, 404, 

Zum Personalabbau in Preußen. 34, 444. 

Gesetz über Einstellung des Personalabbaues und Aenderung der 
Personalabbauverordnung. 35, 457, 

Stellt Art. 14 der P.A.V. eine Verfassungsänderun dar? 38, 495. 

Abfindungssumme an ausscheidende Reichsangestellte. 43, 563. 

Gesetzentwurf über die Einstellung des Personalabbaues in Preußen. 
471,619. 

Personalabbau-Abwicklungsgesetz in Preußen. 50, 658. 

*Beamtenabbau und Gerechtigkeit. Von Rechtsanwalt Dr. 
Braun. RR 3,9, 

Ausschaltung eines bereits anhängigen Einspruchsverfahrens durch 
Artikel 16 der Reichs-Personalabbauverordnung vom 27. Oktober 
1923? RR3, 12. 

“Ein Beamtenabbau und seine Folgen. Von L. Lehmann. RR 10,37. 


Angestelltenstellen (s. auch Kündigung von Angestellten und Per- 
sonalabbau). 

Einstellung von Angestellten. 12, 157. 

Einstellung von Aushilfsangestellten. 15, 198, 
Einstellung von Angestellten. 35, 458; 37, 481, 
Annahme von Angestellten. 38, 495. 


Militäranwäfrter. 
Militäranwärter für vermessungstechnische 


Unterbringungsgeseiz und Zentralausgleichsstelle. 
Personalabbau in der R.V.V. 4,47; 5, 62. 


Kurt 


Beamtenstellen. 


37, 482, 


B 22 


B 23 


B 24 
B 25 


B 26 


B 27 


B 28 


B 29 


B 30 


B 31 


B 32 


B 35 


Personalabbau R.V.V. — Abfindungssummen. 6,73. 

Bedenkliche Abrechnung von Bauvorhaben in der R.V.V. 7,84. 

Nichtbeachtung von Tarifbestimmungen durch den Reichsminister 
der Finanzen. 11, 142, 


IV. Beamtenrechte und -pflichten. 
a) allgemeine. 


Ehrenämter. 

*Die Zulassung zu den öffentlichen Aemtern. Von Hans Aßmann. 
50, 656. 

Vereinigungs- und Koalitionsrecht. 

Ein neuer Angriff gegen das Koalitionsrecht der Reichsbahn- 
beamten. 2,20. 

Beurlaubung von Beamten zur Teilnahme an gewerkschaitlichen 
Tagungen. 12, 155. 

Streikrecht. 

Beamte zum Streikbruch verpflichtet. 22, 291, 

Disziplinarrecht. 

Zur Neuordnung des Disziplinarrechts. 43,564. 

Personalakten. 


Einsicht in die Personalakten. 41,537, 


b) soziale (Arbeitszeit, Urlaub usw.). 


Allgemeine Lage der Beamten und Angestellten bei Behörden. 

*Die Entwicklung der tariflichen Gehälter seit der Währungsstabi- 
lisierung. Von P. W. Tabbert. 6,66. 

Fünfzig Jahre zurück. 17,224, 

*Reichsfinanzministerium und Unternehmertum gegen die Erhöhung 
des Arbeitseinkommens. Von L. Hofmann. 24, 303. 

u des Behördenangestellten-Tarifvertrages. Von Queißer, 
28, 365. 

Stellenausschreibungen durch Behörden. 30, 392, 


*Beamtenabbau und Gerechtigkeit. Von Rechtsanwalt Dr. Kurt 
Braun. RR 3,9. 

Arbeitszeit. 

Die Arbeitszeit der Reichsbeamten. 12, 156. 


Durchgehende Arbeitszeit bei Reichsbehörden. 17, 224, 


Urlaub. 

Vergütung für außerhalb des 
bei Urlaub. 6, 75. 

Fahrkosten bei Urlaubsreisen. 9, 116. 

Beurlaubung von Beamten zur Teilnahme an 
Tagungen. 12, 155. 

Reichsbeamtenurlaub für 1925. 13,171, 

Urlaubsregelung für Reichsangestellte für 1925...13,178. 

Dienstbefreiung von Beamten und Behördenangestellten am 1. Mai 
1925. 18, 237. 

Ein neuer Schlag der Deutschen Reichsbahngesellschaft gegen die 
Reichsbahnbeamten. 19, 249, 

Urlaub in Preußen. 19, 250, 

Zur Urlaubsregelung für preußische Angestellte. 20, 262. 

Anrechnung der Lehrlingszeit bei der Urlaubsfestlegung. 30, 393. 

Zur Beurlaubung der Schwerbeschädigten. 37, 482, 

Beurlaubung von Beamten zur Teilnahme an Tagungen ihrer Or- 
ganisationen. 37,482, 

Urlaub für Angestellte und Reichsbeamte in der 
straßenverwaltung. 41,537, 


Krankheit. 

Anrechnung von Krankengeld nach 833 R.A,T. 13,173. 

Erfinderrecht der Beamten und Behördenangestellten. 

Die Pflicht zur Offenlegung von Diensterfindungen. 
Schlich. RR 3,10; RR 4, 15. 

Kündigung von Angestellten. 

Eigenartige Methoden der Reichspostverwaltung. 4, 48. 

Weiterer Angestelltenabbau in der Besitz- und Verkehrssteuerver- 
waltung. 5,62, 

Listenstellen für abgebaute Reichsbahnangestellte. 5,63. 
Wohnungsgeldzuschuß (Ortszuschlag) für ausgeschiedene 
stellte. 9, 118. 
Kündigungen zum 

10, 130. 

Nichtbeachtung von Tarifbestimmungen durch den Reichsminister 
der Finanzen. 11,142, 

Ortszuschlag (Wohnungsgeldzuschuß) 
stellte. 12, 157, 

Zum Kündigungsschutz nach $ 43 des R.A,T. 

Wichtiger Grund. 41,537. 

Wird der Rechtsweg durch $$ 16, 24 (Schiedsgerichtsvereinba- 
rung) des Tarifvertrages für die Angestellten bei den thürin- 
gischen Staatsverwaltungen ausgeschlossen? (1. Zivilsenat des 
Gemeinschaftlichen Thüringischen Oberlandgerichts in Jena vom 
11. Oktober 1924) RR2,8. 

Arbeitsvermittlung für Angestellte. 

Wiedereinstellung abgebauter oder gekündigter Angestellten. 2, 21, 

Stellenausschreibungen durch Behörden. 30, 392, 


Laufende Unterstützung. 
Laufende Unterstützungen an ehemalige technische Hilfskräfte der 
Deutschen Reichsbahn. 5,063. 


V. Besoldungs- und Tarifiragen. 
a) Besoldung. 


Allgemeines über Besoldungsfragen. 
“Erster Bundeskongreß des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes 


(Referat Kunze). 4,39; 5, 55, 


Dienstortes verwendete Angestellte 


gewerkschaftlichen 


Reichswasser- 


Von Karl 


Ange- 


Zwecke der Rückgruppierung bei der R.V.V. 


für ausgeschiedene Ange- 


21, 279. 
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Einreihung von Stadtbaumeistern. 6, 74. 

Zurücksetzung des Technikers in der Verwaltung. 

Aufwertung von Dienstbezügen. 10, 130. 

*Reichsfinanzministerium und Unternehmertum gegen die Erhöhung 
des Arbeitseinkommens. Von L. Hoffmann. 24, 305. 

Zur Frage der Schlüsselungsgrundsätze in der Beamtenbesoldung. 
31, 406. 

Aufwertung nachzuzahlender Dienstbezüge, 34, 446, 

Ausspruch von Beförderungen mit rückwirkender Kraft. 38, 496, 

Beamtenfragen im Preußischen Landtag. 40,525, 

"Keine Besoldungserhöhung. Von Hofmann, 41,536, 

Index und Beamtengehälter. 41,538, 

Die Besoldungsfrage im Preußischen Landtag. 43, 564, 

Zum Kampf um die Beamtenbesoldung. 45, 594. 

Die Gewährung von Gehaltsvorschüssen an Beamte, Angestellte 
und Arbeiter in Preußen — eine neue Enttäuschung? 46, 605. 

Notstandsmaßnahmen des Reichsfinanzministeriums für Beamte und 

Behördenangestellte. 52, 689, 


10, 128. 


B 36 Aktionen zur Durchsetzung von Besoldungsforderungen. 


B 41 


B42 


B43 


B45 


B 46 


B47 


B 48 


B 49 


B 50 


B 52 


Zur Beamtenbesoldung. 
Zur Besoldungsbewegung. 16, 209; 31, 406, 

Die Besoldung der preußischen Beamten. 16,210, 

Zur Frage der Beamtenbesoldung. 30, 392, 

Die Spitzenorganisationen zur Besoldungsfrage. 39, 513, 
"Keine Besoldungserhöhung! Von Hofmann. 41, 536. 
Zum Kampf um die Besoldungsaufbesserung. 42, 549. 


Kommt noch eine Aufbesserung der Gehälter vor Weihnachten? 
48, 632. 


Zur Besoldungsfrage. 49,646. 

Reichstagskämpfe um die Beamtenbesoldung. 51,673, 

Tarifaktionen (vgl. auch B 58—60). 

Konflikt mit der Preußischen Staatsregierung über die Auslegung 
des Preußischen Angestelltentarifs. 3,33, 

Vergleich zwischen Beamten-, Arbeiter- 

Aufstieg von Angestellten. 2,21. 

Arbeitgeberinteressen an der Beamtenentlohnung. 3, 28, 

Einstufung. 

Einspruch des Reichsfinanzininisters gegen die Einreihung von preu- 
Bischen Sekretären in die Besoldungsgruppe VI und Forderung 
auf Einstufung in die Gruppe V mit Aufrückung nach VI. 11,141, 

Einstellung von Angestellten. 35, 458, 

Besoldungsdienstalter. 

Die Neufestsetzung der B.D.A. durch den Magistrat der Stadt 
Berlin. Von Aßmann, 7,84. 

Vergütungsdienstalter für Angestellte. 

Ueberzahlungen auf Grund tarifwidriger Behandlung. 

Anrechnung von Heeresdienstzeit. 19,250, 

Abkehrgeld für Angestellte. 

Personalabbau R.V.V. — Abfindungssummen. 6,73. 


Zur Frage des Abkehrgeldes an ausscheidende‘ Angestellte der 
Reichsverwaltung. 46, 606. 


"Uebergangsgelder für ausscheidende Reichsangestellte. 52, 687, 
Ortsklasseneinteilung. 

Gegen den Wohnungsgeldzuschuß,. 11,141. 

Zur Nachprüfung des Ortsklassenverzeichnisses. 

Wohnungsgeldzuschuß und Ortsklassenverzeichnis. 

Staifelung der Orts- und Teuerungszuschläge. 

Wohnungsgeldzuschuß (Ortszuschlag) für ausgeschiedene 
stellte. 9,118; 12,157; 15, 198, 

Vorschußzahlungen, Abschlagszahlungen. 

Die Gewährung von Gehaltsvorschüssen an Beamte, 
und Arbeiter in Preußen — eine neue Enttäuschung ? 

Dienstwohnungen, Wohnungsgeldzuschuß. 

Erhöhung der Sätze des Wohnungsgeldzuschusses. 16,210; 17, 225; 
18, 238; 38, 496. 

Wohnungsgeldzuschuß und Ortsklassenverzeichnis. 531,674, 

Sonstige Zulagen und Beihilfen. 

Notstandsmaßnahmen des Reichsfinanzministeriums für Beamte und 
Behördenangestellte. 52,689, 

Lehrlingsvergütung. 

Regelung der Lehrlingsbezüge. 19,250; 24, 314, 

Zahlungstermine. 

Die Zahltermine für die Angestellten. 37, 482, 


b) Reisekosten und Umzugsgelder. 
Reisekosten. - 
Die neuen Sätze der Tage-, Uebernachtungs- usw. Gelder ab 1, De- 
zember 1924 (mit Tabellen). 1,9, 
Fahrkosten bei Urlaubsreisen. 9, 116. 


Nichtbeachtung von Tarifbestimmungen durch den Reichsminister 
der Finanzen. 11,142, 


(Sitzung am 22. Dezember 1924.) 1,10. 


und Angestelltenentlohnung. 


18, 233, 


33, 429, 
51, 674. 


Ange- 


Angestellte 
46, 605. 


Reisekosten der Landmesser. 38, 496, 
Reisekostenverordnung. 43, 565, 
Umzugsgelder. 


Gewährung von Beihilfen zu den Umzugskosten und den Kosten 
doppelter Haushaltsführung. 1, 10, 


Versetzung von Angestellten bei der Reichsvermögensverwaltung. 
’ 


Entschädigung für unverheiratete Beamte ohne eigenen Hausstand 
bei Versetzung. 48,632. 

Zulagen für Führung doppelten Haushalts. 

Gewährung von Beihilfen zu den Umzugskosten und den Kosten 
doppelter Haushaltsführung. 1,10 


Vergütung für außerhalb des Dienstortes verwendete Angestellte 
bei Urlaub. 6,75. 


B5 


Nichtbeachtung. von Tarifbestimmungen durch den Reichsminister 
der Finanzen. 11, 142, = 


c) Aufwandsentschädigungen und Außendienstzulagen. 
3 Aufwandsentschädigungen, 
Aufhebung der 
2,21: 
Entschädigung für Tätigkeit im Außendienst. 4,48, 
Feldaufwandsentschädigung für Vermessungstechniker in der Preuß. 
Wasserbauverwaltung. 24, 314. 


Außendienstzulagen. 
Bezahlung aus Dienstaufwandsentschädigungen. 


B54 Beschäftigungstagegelder. 
Die neuen Sätze der Tage-, Uebernachtungs- usw. Gelder ab 1. De- 
zember 1924 (mit Tabellen). 1,9. 
Zahlung von Beschäftigungstagegeldern an Angestellte. 12, 157; 
15, 198. 
d) Besoldungsordnungen und T arifverträge. 
B 55 Sperrgesetz. ; 


B 56 


B57 


B 58 


B 59 


B 61 


B 62 


Genehmigung von Besoldungen der Gemeindebeamten durch be- 
sondere Stellen. 3,33 

Zum Kampf um das Besoldungssperrgesetz. 13, 172, 

Wie der Komba Technikerinteressen vertritt. 19, 248. 

Die Durchführung des Besoldungssperrgesetzes in den kommu- 
nalen Verwaltungen im rheinisch-westfälischen Industriegebiet. 
Von A. Schramm. 23, 302. 

Technische Gemeindebeamte unter dem Sperrgesetz. 28, 366. 

Neue Verlängerung des Sperrgesetzes? 31,406. 

Die Eingruppierung der technischen Gemeindebeamten. 
43, 565 

Besoldungsordnungen der Länder. 

Der Haushaltsplan des Preußischen Staates für das Rechnungs- 
jahr 1925. 7,85. 

Die Besoldung der preußischen Beamten. 16, 210, 

Zur Frage der grundsätzlichen Besoldungsreform. 46, 606. 

Anträge zum Etat des Preußischen Finanzministerjums. 48, 631, 

Besoldungsordnungen der Kommunen. 

Genehmigung von Besoldungen der Gemeindebeamten durch be- 
sondere Stellen. 3,33, 

Rechtsansprüche der Berliner 
Von Aßmann. 12, 156. 

Die Neufestsetzung der B.D.A. durch den 
Berlin. Von Aßmann. 7,84. 

Die Eingruppierung der technischen Gemeindebeamten. 32,418 und 
43, 565. 


Die Gewährung von Ruhegeld an die sächsischen Gemeindeange- 
stellten. 49, 645. 

Behördentarif für Reich und Preußen. 

Aufhebung d. Bezahlung aus Dienstaufwandsentschädigungen, 2, 21. 

Wiedereinstellung abgebauter oder gekühdigter Angestellten. 2,21. 

Konflikt mit der Preußischen Staatsregierung über die Auslegung 
des Preußischen Angestelltentarifs. 3,33, 

*Die Entwicklung der tariflichen Gehälter seit der Währungsstabi- 
lisierung. Von P, W. Tabbert. 6,66. 
Tagung des Reichsfachgruppenausschusses 

8, 99. 


Versetzung von Angestellten bei der Reichsvermögensverwaltung. 
Umgruppierung und Festsetzung des Grundvergütungssatzes. :9, 118, 
Einstellung von Angestellten. 12, 157, 
Anrechnung von Krankengeld’ nach $ 33 R.A,T. 13, 173. 
Bestimmungswidrige Behandlung der technischen Angestellten bei 
der Reichsvermögensverwaltung. 14, 184, 
Ausführungsbestimmungen zum Preuß. Angestellten-Tarifvertrage 
vom 30. Juni 1924, 15, 198. 
Reich$angestellten-Tarifvertrag. 17, 226, 
Nachtrag zum Reichstarifvertrag für die 
Reichsverwaltungen und -betrieben. 19,250. 
Zum Kündigungsschutz nach $ 43 des R.A.T. 21,279. 


*Aushöhlung des Behördenangestellten-Tarifvertrages. Von Queißer, 
28, 365. 


Zur Sicherung 


32, 418 und 


Beamten auf 


Gruppeneinreihung. 


Magistrat der Stadt 


„Reichswasserstraßen‘“. 


Angestellten bei den 
0 


der langjährig beschäftigten Angestellten im Be- 


hördendienst. 47,619, 
Festsetzung des Grundvergütungssatzes für Fachschultechniker. 
52, 689. 


Behördentarifverträge einzelner Länder. 


Tariftreue der Behörden (betr. Regierungsiorstkammer in Speyer). 
4,48; 6,74, 


Kein Tarifvertrag in Bayern. 
Wird der Rechtsweg durch $$ 16, 24 (Schiedsgerichtsvereinba- 
rung) des Tarifvertrages für die Angestellten bei den thüringi- 
schen Staatsverwaltungen ausgeschlossen? (1. Zivilsenat des Ge- 
meinschaftlichen Thüringischen Oberlandesgerichts in Jena vom 
11. Oktober 1924.) RR 2,8. 
Bezirkstarife mit Arbeitgeberverbänden der Gemeinden. 
Tarifvertrag mit dem Arbeitgeberverband der Gemeinden und Kom- 
munalverbände im Regierungsbezirk Breslau. 28, 367, 


6,74 (vgl. 4,48). 


e) Alters- und Hinterbliebenenversorgung, Kranken- 
versicherung usw. 


Ruhegehalt und Hinterbliebenenversor ung, Grundsätzliches. 

Aufwertung von Dienstbezügen. 10, 130. 

Pensionsdienstalter. 

Anrechnung der Vordienstzeiten der mittleren technischen Beamten 
bei der Reichsbahn. 11,140, 

*Beamtenabbau und Gerechtigkeit. 


Von Rechtsanwalt Dr. 
Braun. RR3,9, 


Kurt 







































B 63 


B 64 


B 65 


B 66 
B 67 


B 68 


B 69 


B 70 


Angestelltenversicherung für Beamte und Behördenangestellte. 

Befreiung von der Angestelltenversicherung. 33, 430, 

*Der Behördenangestellte und Beamtenanwärter in der Angestellten- 
versicherung. 41,530. 


Krankenversicherung für Beamte und Behördenangestellte. 
Uebertritt von Behördenangestellten aus versicherungsfreier in ver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung und umgekehrt. 13, 172. 
Versorgungskasse für die Angestellten und Arbeiter der Reichs- 
verwaltung. 
*Versorgungskasse für die Angestellten und Arbeiter der Reichs- 
verwaltungen. 29,377; 30, 390, 
*Versorgungsanstalt der Deutschen Reichspost. 33,427; 
44,580; 47,620; 52, 688. - 
Vollsitzung des Hauptbetriebsrates im Reichsverkehrsministerium, 
Abteilung für Wasserstraßen. 51,671, 


VI. Beamten- und Betriebsräte bei Behörden. 


Beamtenrätegesetz, Grundsätzliches. 

Gesetzentwurf über die Beamtenvertretung. 27, 354, 
Beamtenkammern. 

Die Wahlen zu den bayrischen Gemeindebeamtenkammern, 43, 563, 
Betriebsräte bei den einzelnen Behörden im Reich. 
Hauptbetriebsrat Wasserstraßen. 17, 225. 

Neuwahl der Betriebsvertretung in der Reichswasserstraßenverwal- 


34, 443; 


tung. 19, 249, 
Betriebsrätewahlen.. 24,313; 25, 317, 
Ergebnis der Hauptbetriebsratswahlen. 31, 405. 
Hauptbetriebsrat Reichswasserstraßen. 34, 445 
Nachklänge zur Reichswasserstraßen-Betriebsrätewahl. 36, 470. 
Ergebnis der Hauptbetriebsratswahlen in der Reichsvermögens- 


verwaltung. 41,537, 

Vollsitzung des Hauptbetriebsrates 
Abteilung Wasserstraßen. 51,671, 

Betriebsräte bei den einzelnen Behörden in den Ländern. 

Neuwahl der Betriebsräte im Verwaltungsbereich des Preuß. Fi- 
nanzministeriums und des Preuß. Ministeriums des Innern. 9, 117. 

Hauptbetriebsratssitzung im Preußischen Finanzministerum. 10, 129, 

Betriebsrätewahlen bei den Behörden (Preußisches Finanzministe- 
rium und Ministerium des Innern). 12, 156. 

Bei der Hauptbetriebsratswahl bei den Behörden des Preußischen 
Finanzministeriums und Ministeriums des Innern... 16, 209. 

Hauptbetriebsrat im Preußischen Finanzministerium. 18, 237, 

Betriebsrätewahl bei der preußischen Wasserbauverwaltung. 19, 249, 

Die überragende Stellung der freien Gewerkschaften für die Be- 
hördenangestellten (betr. Betriebsrätewahl im Bereiche des Preuß. 
Finanzministeriums und Ministeriums des Innern). 23,299, 

Betriebsrätewahlen (Aufruf). 23,300; 24, 313; 39,512; 

Ergebnis der Hauptbetriebsratswahlen, 31, 405. 

Zum Personalmangel in der Katasterverwaltung. 34, 445, 

Hauptbetriebsratswahlen bei den dem Ministerium für Wissen- 
schaft, Kunst und Volksbildung unterstellten Behörden und An- 
stalten. 36, 470, 

Sitzung des Hauptbetriebsrates im Preußischen Finanzministerum 
und Ministerium des Innern. 39,512. 

Hauptbetriebsrat der preußischen Wasserbauverwaltung. 40, 525, 


Bezirksbetriebsräte. 
Betriebsrätewahlen Bezirksbetriebsrat Trier. 


vn. Berufsfragen der technischen Beamten und 
Behördenangestellten. 


im Reichsverkehrsministerium, 


51, 673, 


(Allgemeine Berufsfragen der Techniker s. unter 366.) 


Laufbahn der technischen Beamten, Allgemeines. 

Aufstieg von Angestellten. 2,21. 

Die Katasterobersekretärlaufbahn. 
26, 342. 

Diplomingenieure bei der Reichsbahn im Arbeiterverhältnis. 6, 74 

Die Bewertung des Technikers in der R.V.V. 8,98. 

Einspruch des Reichsfinanzministers gegen die Einreihung von preu- 
Bischen Sekretären in die Besoldungsgruppe VI und Forderung 
auf Einstufung in die Gruppe V mit Aufrückung nach VI. 11, 141. 

Prüfungsausschüsse für den gehobenen technischen Dienst bei 
der Reichsbahngesellschaft. 20, 262, 

*Die Zersplitterung der vermessungstechnischen Berufsstände. Von 
W. Lewald. 25, 323. 

Zur Frage der Aufrückungs- und Beförderungsmöglichkeiten der 
preußischen Beamten. 30, 393, 

Diensteinteilung bei den Bauämtern der Restverwaltung der Bau- 
verwaltung des früheren Ministeriums der öffentlichen Arbeiten. 
36, 470. 

Militäranwärter für vermessungstechnische Beamtenstellen. 37, 482. 

Zulassung zu Anstellungs- und Beförderungsprüfungen bei der 
Reichsbahn. 39,511. 

Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes bei der Reichsbahn. 
44, 579. 

Die Besoldung der Telegraphengehilfen des Funkdienstes. 44,581, 

Anträge zum Etat des Preußischen Finanzministeriums. 48,631. 


Amtsbezeichnungen. 
Beseitigung der Amtsbezeichnungen 


5,61; 8,99; 12,155; 15,196; 


„Ingenieur‘‘ und „Oberinge- 


nieur‘‘ durch den Verwaltungsrat der Deutschen Reichbahn- 
Gesellschaft. 4,47. 
Die Katasterobersekretärlaufbahn. 5,61;, 8,99; 12,155; 15, 196; 


26, 342. 
Diplomingenieure bei der Reichsbahn im Arbeiterverhältnis. 
Neuordnung der Amtsbezeichnungen in Preußen? 27, 353, 


6, 74, 


B 73 


B 74 


B 76 
B 77 


B 78 


Stellung des Technikers in der Verwaltung. 

Technikerarbeit im Komba. (Bericht über Vertretertag.) 4,45. 

Die Bewertung des Technikers in der R.V.,V. 8,98. 

Zurücksetzung des Technikers in der Verwaltung. 10, 128. 

Tagung der Bezirksfachgruppe Gemeinde- und Kreisverwaltun- 
gen im rheinisch-westfälischen Industriegebiet. 19, 248. 

Technische Gemeindebeamte unter dem Sperrgesetz. 28, 366. 

Der Techniker in der Verwaltung. 51,672. 

Vermessungstechniker bei Behörden. 

Fachprüfung I. Klasse für vermessungstechnische Bürobeamte bei 
den Landeskulturbehörden. 2,21, 

Die Uebernahme der Katastertechniker in das staatliche Angestell- 
tenverhältnis. 18, 237, 

*Die Zersplitterung der vermessungstechnischen Berufsstände. Von 
W, Lewald, 25,323. 

Katasterobersekretärlaufbahn. 5,61; 8,99; 12,155; 15, 196, 26, 342. 

Die Katastersekretäre im Saargebiet. 26, 343, 

Abbau der Vermessungstechniker bei der Reichsbahn-Gesellschaft. 
31, 404. 
Mittelschul- 
42, 549. 
Berufsprüfung für den mittleren katastertechnischen Dienst. 52, 688. 
Die erleichterten Prüfungen für Vermessungstechniker an den staat- 

lichen Baugewerksschulen. BU 11,44, 


Landmesser bei Behörden. 
Mittelschul- und Vermessungstechnikerinteressen 
42, 549, 


Laboratoriumstechniker bei Behörden. 
Laboranten bei der Reichsbahn. 38,495. 


Mittelschultechniker als Stadt- und Kreisbaumeister. 
Technische Gemeindebeamte unter dem Sperrgesetz. 28, 366. 


Gegensätze zwischen Technikern und Verwaltungsbeamten. 

Gegen die Zurücksetzung der Techniker (Entschließung des Bun- 
desvorstandes). 7,80, 

Die Bewertung des Technikers in der R.V,V. 8,08. 

Zur Lage der Maschinenbetriebsbeamten der Reichsvermögensver- 
waltung. 21, 277, 

*Der Abbau des Berufsbeamtentums in den Kommunen. 
sel. 26, 341, 

Um die Dezernate bei den Oberpräsidien, Regierungen usw. in 
Preußen. 50,657 und 51,672: Der Techniker in der Verwaltung, 


und  Vermessungstechnikerinteressen in der Rateb. 


in der Rateb. 


Von Quen- 


VII. Fachgruppe Behörden und öffentliche Betriebe. 


B 79 


B 80 


B 81 


B82 


B 83 


B 84 


B 86 


B 87 


a) Reichsbehörden. 


Reichsfachgruppe Reichswasserwirtschaft. 
Der Reichsfachgruppenausschuß der Wasserstraßen. 4,48. 
Tagung d. Reichsfachgruppenausschusses Reichswasserstraßen. 8, 99. 


b) Staatsbehörden. 


Landesfachgruppe Preußisches Katasterwesen. 


Die Katasterobersekretärlaufbahn. 5,61; 8,99; 12,155; 15, 196; 
26, 342. 
Eröffnung von Dienststellenverwaltungen. 14, 186. 


Fünfter Landesfachgruppentag „Katasterwesen‘“ in Sondershausen. 


45,593 und 46, 604. 

Landesfachgruppe Bayern. 

Landestagung der mittleren Beamten und Anwärter 
bereinigungsämter Bayerns. 1,8, 

Landesfachgruppe Thüringen. 

Baubeamtentagung. 8,98, 


der Flur- 


c) Kommunalbehörden. 


Reichsfachgruppe Gemeinde- und Kreisverwaltungen. 

Tagung der Bezirksfachgruppe Gemeinde- und Kreisverwaltungen 
im rheinisch-westfälischen Industriegebiet. 19, 248, 

Tagung der Provinzial-Fachgruppe Gemeinde- und Kreisverwaltun- 
gen Niederschlesien. 20, 262, 


Landesfachgruppe Preuß. Provinzialverwaltungen. 
Provinzialtechnikertagung. 18, 237, 


J. Beamtenbewegung. 
I. Allgemeines. 


Allgemeines. 


Beamtenbewegung, 
Bund der mittleren technischen Beamten). 


Ellenbogenpolitik (betr. 
16, 209. 

Organisatorische Aenderungen in der Kommunalbeamtenbewegung, 
19, 248. 

Organisationschaos unter 
nisationen. 25, 325. 


Internationale Beamtenbewegung. 
Gründung einer neuen Beamteninternationale. 23, 299, 


ll. Beamtenspitzenorganisationen. 


Allgemeiner Deutscher Beamtenbund (A.D.B.) 

*Erster Bundeskongreß des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes. 
Von Fritz Pfirrmann. 4,38; 5,55. 

Zur Besoldungsbewegung. 16, 209, 

Organisatorische Aenderungen in der Kommunalbeamtenbewegung. 
19, 248. 

Zweiter Gewerkschaftskursus des A.D.B. 32,418. 

Zum Kampf um die Besoldungsaufbesserung. 42,549, 


den ‚neutralen‘ Reichsbahnbeamtenorga- 
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Die Wahlen zu den bayrischen Gemeindebeamtenkammern. 43, 563. 

Zun Kampf um die Beamtenbesoldung. 45, 594. 

Deutscher Beamtenbund. 

Erster Bundeskongreß des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes 
(Schlußwort Falkenberg)‘ 3, 50. 

Die parlamentarischen Mitglieder des Deutschen Beamtenbundes 


lehnen die Zusammenarbeit mit dem Gesamtvorstand desselben 
ab! 21, 276. 


B 88 


Ill. Einzelne Beamten- und Angestelltenverbände 
a EL Br WIDEHESTDARUE 


B 89 Reichsarbeitsgemeinschaft technischer Beamtenverbände (Rateb). 
Mittelschul- und Vermessungstechnikerinteressen in. der Rateb. 
42,549. 
*Die Rateb. Reichsarbeitsgemeinschaft technischer Beamtenverbände., 
43, 562. 
B 90 Reichsgewerkschaft Deuischer Eisenbahnbeamten und Anwärter. 
Organisatorische Umbildung beim Personal der Reichsbahn-Ge- 
sellschaft. 8,98. 
Organisationschaos unter den ‚neutralen‘ Reichsbahnbeamtenorga- 
nisationen. 25,325, 
B 91 Verband der Eisenbahntechniker (ET V): 
Hei lewet noch! 1,8. 
B 92 Geteb (Gewerkschaft technischer Eisenbahnbeamtenverbände). 
Organisatorische Umbildung beim Personal der Reichsbahn-Gesell- 
schaft. 8,98. 
Organisationschaos unter den „neutralen“ Reichsbahnbeamtenorga- 
nisationen. 25, 325. 
B 93 Gewerkschaft Deutscher Reichsbahnbeamten. 
Neue Personaleinschränkung b. d. Reichsbahn-Gesellschaft. 22, 291. 
Organisationschaos unter den „neutralen“ Reichsbahnbeamtenorga- 
nisationen. 25, 325. 
B 94 Deutscher Eisenbahner-Verband. 
Organisatorische Umbildung beim Personal der Reichsbahn-Gesell- 
schaft. 8,98, 
B 95 Reichsgewerkschaft Deuischer Kommunalbeamten. 


Organisatorische Aenderungen in der Kommunalbeamtenbewegung. 
19, 248. 

Verband d. Kommunalbeamten u. -angesteilten Preußens (Komba). 

Technikerarbeit im Komba (Bericht über Vertretertag). 4,45. 

Wie der Komba Technikerinteressen vertritt. 19, 248, 

Der Komba mausert sich. 28, 366, 

Verschiedene Verbände. 

Im Lippeschen Beamtenbund. 

Ellenbogenpolitik. 
16, 209. 

Die Wahlen zu den bayrischen Gemeindebeamtenkammern. (Betr. 
Zentralverband der Gemeindebeamten Bayerns.) 43,563. 


B 9% 


B 97 
16, 209. 
(Betr. Bund der mittleren technischen Beamten.) 


Wirtschafts- und Arbeitsverhält- 
nisse der Behörden. 
I. Reichsbehörden. 


Physikalisch-technische Reichsansialt. 
Die Physikalisch-technische Reichsanstalt 
1925,.213,.122. 
Aus der Physikalisch-technischen Reichsanstalt. 27, 354. 
"Die Physikalisch-technische Reichsanstalt im Reichshaushaltsaus- 
schuß des Reichstages. Von Hofmann. 32, 417, 
B 99 Chemisch-technische Reichsanstalt. 
Die Chemisch-technische Reichsanstalt im 
15, 197. 
B 100 Reichsamt für Landesaufnahme. 
Das Reichsamt für Landesaufnahme im 
13, 172. 
B 101 Reichswehrministerium. 
Anerkennung der Abschlußprüfungen I und II der Heeres- und 
der Marinefachschulen für Verwaltung und Wirtschaft als Ersatz 
der Vorprüfungen. 14, 186. 
Das Reichswehrministerium im Reichshaushalt 1925. 
B 102 Reichsmarine. 
Das Reichswehrministerium im Reichshaushalt 1925. 
16, 208; 17, 224. 
Organisation der Marinebauverwaltung. 40, 525, 
Die Anstellungsgrundsätze z. Wehrmachtsversorgungsgesetz. 45, 594, 
Vergesellschaftung der. Wilhelmshavener Hafenanlagen. 48,632, 
B 103 Reichsfinanzministerium. 
Das Reichsfinanzministerium im Reichshaushaltsplan 1925. 13, 171, 
B 104 Reichsbauverwaltung. 
Die Reichsbauverwaltung, ein Stiefkind im Ressort des Reichs- 
finanzministers. 10, 129, 
Die Reichsbauverwaltung im Reichshaushaltsplan 1925. 12, 156, 
Das Reichsfinanzministerium im Reichshaushaltsplan 1925. 13,171, 


Aus der Reichsvermögensverwaltung für die besetzten Gebiete. 
22, 289. 


Reichsministerium für Technik. 30, 392, 

Aufgabengebiet der Reichsbauverwaltung. 

Ein Kulturdökument. 48, 631 
treue durch Reichsbehörden. 

Versetzung von Baubeamten im Bereiche der Reichsvermögens- 
verwaltung. 51, 673, 


B 98 


im  Reichshaushaltsplan 


Reichshaushaltsplan 1925. 


Reichshaushaltsplan 1925. 


15, 197, 


Reichsmarine, 


89, 513, 
und 50,658: Verletzung der Tarif- 





B 105 Reichsvermögensverwaltung, Aufbau und Wirtschaftsverhältnisse. 


B 106 


B 107 


B 108 
B 109 


B 110 


B11l 


Die Reichsvermögensverwaltung für die besetzten rheinischen Ge- 
biete im Reichshaushaltsplan 1925. 12, 155, 

Dienstverhältnisse der Beamten der R.V.V. 

Abbau in der Reichsvermögensverwaltung. 2,21, 

Die Bewertung des Technikers in der RV.V. 8, 98. 

Die  Reichsvermögensverwaltung für die besetzten rheinischen Ge- 
biete im Reichshaushaltsplan 1925. 12, 155, 

Das Reichsfinanzministerium im Reichshaushaltsplan 1925. 13, 171. 

Zur Lage der Maschinenbetriebsbeamten der Reichsvermögensver- 
waltung. 21, 277. 

Versetzung von Baubeamten im Bereiche der 
verwaltung. 51, 673, 


Dienstverhältnisse der Angestellten der R.V.V. 
Abbau in der Reichsvermögensverwaltung. 2, 21. N 
Aus dem Bereiche der Reichsvermögensverwaltung. 4, 46, | 
Personalabbau in der R.V.V. 4, 47; :5, 62. i 
Personalabbau R.V.V. — Abfindungssummen. 6,73. 
Bedenkliche Abrechnung von Bauvorhaben in der R.V.V. 7,84. 
Versetzung von Angestellten bei der Reichsvermögensverwaltung. 
8, 100. 
Kündigungen zum Zwecke der Rückgruppierung bei der R.V.V. 
10, 130. 
Bestimmungswidrige Behandlung der technischen Angestellten bei 
der Reichsvermögensverwaltung. 14, 184, 
Ueberzahlungen auf “Grund tarifwidriger Behandlung. 18, 238, 
Aus der Reichsvermögensverwaltung für die besetzten Gebiete, 
22, 289. 
Unterbringung entbehrlich werdender Angestellten der Reichsver- 
mögensverwaltung für die besetzten rheinischen Gebiete. 25, 326. 
Drohender Personalabbau bei der R.V.V. 35, 457. 


Reichsvermögens- 


Landesfinanzämter. 

Das Reichsfinanzministerium im Reichshaushaltsplan 1925. 13, 171. 
Reichsverkehrsministerium. 

Ein technisches Reichsministerium. 8, 93, 

Das Reichsverkehrsministerium im Reichshaushaltsplan 1925. 14, 185, 


Reichsbahn-Geseilschaft, Allgemeines. 
Organisatorische Umbildung beim Personal der Reichsbahn-Gesell- 
schaft. 8,98, 

Die Bezüge der leitenden Reichsbahnbeamten. 15, 197. 

Zweite eisenbahnwissenschaftliche Woche der Deutschen Reichs- 
bahn. 16, 208. 

Neue Wühlereien der Schwerindustrie gegen die Reichsbahn-Ge- 
sellschaft. 21, 278. 

Die Rechtsstellung der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft. 21, 278. 
Arbeiterwochenkarten für Angestellte. 25, 319, 
Reichswirtschaftsrat gegen Reichsbahn-Gesellschaft. 
Freifahrt zu Organisationstagungen. 38, 495, 

Ein erschreckendes Beispiel f. d. Sinken der Kaufkraft. SR 12, 47. 

Dienstverhältnisse des Reichsbahnpersonals. 

Ein neuer Angriff gegen das Koalitionsrecht der Reichsbahnbeam- 
ten. 2,20, 

Personalordnung der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft. 

Beseitigung der Amtsbezeichnungen „Ingenieur‘‘ und 
nieur‘“ durch den Verwaltungsrat der Deutschen 
Gesellschaft. 4,47, 

Erster Bundeskongreß des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes. 
9,55. 

Laufende „Unterstützungen an ehemalige technische Hilfskräfte der 
Deutschen Reichsbahn. 5, 63, 

Listenstellen für abgebaute Reichsbahnangestellte. 5, 63. 

Diplomingenieure bei der Reichsbahn im Ärbeiterverhältnis. 6,74. 

Organisatorische Umbildung beim Personal der Reichsbahn-Gesell- 
schaft. 8,98, 

Anrechnung der Vordienstzeiten der mittleren technischen Beamten 
bei der Reichsbahn. 11, 140, 

Das Reichsverkehrsministerium im Reichshaushaltsplan 1925. 14, 185, 

Die Bezüge der leitenden Reichsbahnbeamten. 15-19 

Grundsätze für Gewährung von Unterstützungen an das Personal 
der Reichsbahn-Gesellschaft. 16, 208, 

Reichsangestellten-Tarifvertrag. 17, 226. 

Ein neuer Schlag der Neutschen Reichsbahn-Gesellschaft gegen 
die Reichsbahnbeamten. 19, 249, 

Prüfungsausschüsse für den gehobenen technischen Dienst bei der 
Reichsbahn-Gesellschaft. 20, 262. 

Neue Wühlereien der Schwerindustrie gegen die Reichsbahn-Ge- 
sellschaft. 21, 278. 

Die rechtsunsichere Lage der Kündigungsbeamten der Reichsbahn- 
Gesellschaft. 21, 278, 

Neue Personaleinschränkung b. d. Reichsbahn-Gesellschaft. 22, 291. 

Sankt Bürokratius bei der Eisenbahn. 23, 300 und 302, 

Zur Charakteristik des Reichsbahnbeamten als neuer Beamtentyp. 
24, 313. 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß (Entschließung zur Frage 
der Reichsbahnangestellten). 26, 331, 

Neuer Abbau von Baubeamten bei der Deutschen Reichsbahn-Ge- 
sellschaft. 26, 342. 

Der fünfte Ausschuß des 
sellschaft. 26, 342, 

Zum Personalabbau bei der Reichsbahn. 30, 392, 

Abbau der Vermessungstechniker bei der Reichsbahn-Gesellschaft. 
31, 404. 

Dienstliche Stellung der Diplomingenieure bei der - Reichsbahn. 
34, 445. 

Verzeichnis der angestellten- und invalidenversicherungspflichtigen 
Bediensteten der Reichsbahn. 38, 494, 

Laboranten bei der Reichsbahn. 38, 495, 

Erhöhung der Zulagen nach $ 26 des Reichsbahngesetzes. 38, 496, 









31, 404. 







4,47, 
„Oberinge- 
Reichsbahn- 






























Reichstages gegen die Reichsbahn-Ge- 





















B 112 


B 113 


B 114 


B 115 


B 116 


Zulassung zu Anstellungs- 
Reichsbahn. 39, 511, 

Ueberführung. d. Reichsbahnbeamten ins Arbeiterverhältnis, 40, 524. 
Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes bei der Reichs- 
bahn. 44, 579, 

Abteilung für Wasserstraßen, Allgemeines. 

Sitzung des Elbe-Wasserstraßenbeirats. 42, 550. 

Vollsitzung des Hauptbetriebsrates im Reichsverkehrsministerium, 
Abteilung für Wasserstraßen. 51,671. 


Dienstverhältnisse der Beamten und Angestellten der. Reichswasser- 

straßenverwaltung. 

Das Reichsverkehrsministerium im Reichshaushaltsplan 1925. 14, 185. 

Hauptbetriebsrat Wasserstraßen. 17, 225, 

Unglaublich, aber wahr! 22,290. 

Die Kündigung im Bereich der _ Wasserstraßenverwaltungen ... 
22, 291. 

Hauptbetriebsrat Reichswasserstraßen. 34, 445. 

Urlaub für Angestellte und Reichsbeamte in der 
straßenverwaltung. 41, 537, 


Reichspost, Allgemeines. 


und Beförderungsprüfungen bei der 


Reichswasser- 


B 121 


Einstufung der Katastertechniker. 9, 117, 

Zur Einreihung der Katastersekretäre. 15, 196. 

Einreihung der Katasterhilfstechniker. 15, 198. 

Die Uebernahme der Katastertechniker in das staatliche Angestell- 
tenverhältnis. 18, 237. 

Aus der Katasterverwaltung. 23, 300. 

Lehrlingswirtschaft in der Katasterverwaltung. 29, 378. 

Ein wohlwollender Dienststellenvorsteher. 30, 393. 

Zum Personalmangel in der Katasterverwaltung. 34,445. 

Ueber die Festsetzung des Grundvergütungssatzes für Katastertech- 
niker. 36, 471. 

Personalpolitik in der Katasterverwaltung. 37, 481 und 39,513: Ka- 
"tasterdiäten in der Besoldungsgruppe V. 

Zur Personalreform in der Katasterverwaltung. 41,537. 

Berufsschulpflicht der katastertechnischen Angestellten. 44, 580. 

Fünfter Landesfachgruppentag „Katasterwesen‘“ in Sondershausen. 
45,593 und 46, 604. 

Tarifstreit über die Bewertung der Vordienstzeiten der Kataster- 
techniker. 52,689, 


Staatliche Hochbauverwaltung. 
Offener Tarifbruch in der preußischen Staatshochbauverwaltung. 


Diensteinteilung bei den Bauämtern der Restverwaltung der Bau- 


Post- und telegraphenwissenschaftliche Woche. 31, 405. 33.429: 38, 496. 
Dienstverhältnisse der Beamten der Reichspost. f 
Durchgehende Arbeitszeit bei Reichsbehörden. 17, 224, 


Fünfzig Jahre zurück. 17, 224, 

Die Besoldung der Telegraphengehilfen des Funkdienstes. 44, 581. 
Dienstverhältnisse der Angesteliten der Reichspost. 

Eigenartige Methoden der Reichspostverwaltung. 4,48. 

Zum Kündigungsschutz nach $ 43 des R.A,T. 21,279. 

Neue Bestimmungen üb. die Laufbahn der Funkangestellten. 22,290. 


II. Landesbehörden. 


B122 


B 123 


verwaltung des früheren Ministeriums der öffentlichen Arbeiten. 
36, 470. 

Verwaltungsreform und Bieußische Bauverwaltung. 50, 658. 

Ministerium für Landwirtschaft, Domänen und Forsten. 

Zum Etat der landwirtschaftlichen Verwaltung. 36, 469. 

Kulturverwaltung, Landesvermessung. 

Fachprüfung I. Klasse für vermessungstechnische Bürobeamte bei 
den Landeskulturbehörden. 2,21, 

Der Haushaltsplan des Preußischen Staates für das Rechnungs- 


jahr 1925. 7,85. 
B 117. Finanzministerium a) Preußen. Personalreform in der Landeskulturverwaltung. 23, 299. 
Weiterer Angestelltenabbau in der Besitz- und Verkehrssteuer-- B124 Kulturbauverwaltung. 
ee ka 2er ng Der Haushaltsplan des Preußischen Staates für das Rechnungs- 
Hauptbetriebsrat im Preußischen Finanzministerium. 18, 237, jahr 1925. 7,855. : 
Das kommunale Hoch- u. Tiefbauwesen als Verschwender. 18, 237. u Sy a EN ae ae 36, 469. 
- ; ulturbautechniker im Tarifvertrag. 42,550, 
ne SE en rain Bay fans Be Laufbahn der Kulturbaubeamten. 49,645. 
Fünfter Landesfachgruppentag „Katasterwesen‘“‘ in Sondershausen. B125 Abteilung Wasserbau. 2% 
45,593 und 46, 604. Erweiterung der Duisburg-Ruhrorter Häfen. 18,237, 


B 119 Dienstverhältnisse der Beamten der Preuß. Katasterverwaltung. 
Nachprüfungsverfahren. 3, 35, 
Die Katasterobersekretärlaufbahn, 5,61; 8,99; 12,155; 15, 196; 
26, 342. 


B 120 


Vorsicht bei folgenden Firmen. 
17,226; 20,263; 24,314. 


Der Haushaltsplan des Preußischen Staates für das Rechnungs- 
jahr 1925. 7,85. 

Aus der Katasterverwaltung. 

Personalpolitik in der 


23, 300. 

Katasterverwaltung. 
Katasterdiäten in der Besoldungsgruppe V. 

Katasterdiätare in Besoldungsgruppe V. 37,482. 

Zur Personalreform in der Katasterverwaltung. 41,537. 


37,481 und 39,513: 


Fünfter Landesfachgruppentag „Katasterwesen‘‘ in Sondershausen. - 


45,593 und 46, 604. i 
Der Preußische Finanzminister zur Personalfrage in der Kataster- 
verwaltung. 50, 657, 
250 neue Beamtenstellen in der Katasterverwaltung. 51,674, 
Berufsprüfung für. den mittleren katastertechnischen Dienst. 52, 688, 
Dienstverhältnisse der Angestellten der Preußischen Katasterver- 
waltung. 


Aufhebung d. Bezahlung aus Dienstaufwandsentschädigungen, 2, 21. 


B 126 


B 127 


B 128 


Reform des der Wasserbauverwaltung. 
21, 278. 

Unglaublich, aber wahr! (Betr. Wasserbauamt Hamm.) 22, 290. 

Ueberführung von Angestellten ins Beamtenverhältnis. 21, 273. 

Feldaufwandsentschädigung für Vermessungstechniker in der Preu- 
Bischen Wasserbauverwaltung. 24, 314. 

Zum Etat der Preußischen Wasserbauverwaltung. 28, 366. 

Zum Etat der landwirtschaftlichen Verwaltung. 36, 469. 

Unerhörter Druck staatlicher Dienststellen auf Vertragsangestellte. 
39, 512. 

Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung. 

Vom preußischen aeronautischen Observatorium Lindenberg. 19, 249, 


Vermessungswesens in 


b) Ministerien der übrigen Länder. 
Bayern. 
Bayrische Flurbereinigungsbeamte und -Anwärter. 15, 196. 
Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß (Entschließung betr. Tarif- 
vertrag). 26, 333. 
Thüringen. 


Baubeamtentagung. 8,98. 





Besprochene Firmen und Unternehmen. 


(Firmen alphabetisch geordnet, darunter Ueberschrift des Artikels.) 


1,.10:0.12, 198% sche 


16, 207. 


Braunkohle. 


15, 195. 


Dampfkessel- und Gasometerfabrik. 


Eisenwerk, Bremerhaven. 
Chiffreanzeigen. 7,80. 
Elsaßwerke Bochum. 


Berichtigung: 


Adlerwerke, vorm. Hch, Kleyer. 
Gehaltsabbau in Frankfurt a. M, 48, 628, siehe 
auch: 49,640: Eine neue Arbeitgeberparole. 
Amme, Giesecke & Konegen. 
Der Tarifkampf in Braunschweig. - 52, 685, 


Anaconda 


Der Kampf um das Zink. SR 12, 47, 


 Bamag-Meguin-Werke in Gleiwitz. 


Der Gehaltsabbau geht weiter! 51,667. 


Baum, Herne. 


Der Gehaltsabbau geht weiter! 51, 667. 
Berlin-Gubener Hutfabrik A.-G. 
Wie an Hüten verdient wird. SR 5, 20, 
Bleichert & Co., Adolf, 

Eine neue Interessengemeinschaft auf Kosten 
der technischen :Angestellten. 49, 641. 
Boerner, Verlag Martin. „Braunkohle und Bri- 

kettindustrie.‘‘ 
Eine merkwürdige Empfehlung des „Essener 
Anzeiger‘. 44,574, 
Braunschweigische Maschinenbauanstalt. 
Der Tarifkampf in Braunschweig. 52, 685, 


Claßen,-Dr. 
Schlichtumgsverhandlungen für die mitteldeut- 


Der Tarifkampf in Braunschweig. 52, 685. 
Deutsche Industrie-Werke A.-G. 
Deutsche Kraftfahrzeug A.-G, 
Deutsche Präzisionswerkzeuge A.-G. in Amberg. 
De Spinnereimaschinenbau A.-G. in Ingol- 
stadt. ; 
Deutsche Stahl- und Walzwerke A.-G. 
Deutsche Werke A.-G., Kiel. 
Sämtlich in: Das Ende der Deutschen Werke. 
23, 295. 
Deutsche Werft, Hamburg. 
Die Krise der Werftindustrie. 52, 680. 
Deutsche wirtschaftspolitische Gesellschaft. 
Korruption im Arbeitgeberlager. 52, 681, 
Deutscher Industrieschutzverband, Sitz Dresden. 
Wie sie hetzen. 15, 193, 
Diegler, Zweibrücken. 
Zweibrücker Tarifkampf. ' 6, 70, 
Dortmunder Union. 
Achtung, Laboratoriumstechniker! 6, 68; 17,221. 


Eisenberger, S., Seidenweberei in Neurettendorf 
bei Königinhof. 
Firmensperre in der Tschechoslowakei. 15, 193. 


Das kommt davon. 37, 477. 
Essener Anzeiger. Ä 
Eine merkwürdige Empfehlung des „Essener 


Anzeiger‘‘. 44,574, 


Feuerwehrgeräte-Fabrik Koebe, Luckenwalde. 
23, 296. 
Fuchs, Waggonfabrik in Heidelberg. 


Der Gehaltsabbau geht weiter! 51, 667. 
Gelsenkirchener Gußstahlwerke. 5 
Der Gehaltsabbau geht weiter! 51, 667. 


Germaniawerft, Kiel. 
Die Krise der Werftindustrie. 52, 680. 
„Gesundheitsingenieur‘‘, Verlag, München. 
Eine merkwürdige Empfehlung des „Essener 
Anzeiger‘‘. 44, 574, 
Giesche, Bergwerksgesellschaft. 
Der Kampf um das Zink. SR 12,47, 
Gutmann, Alfred. 
Der ,„Volontär‘“. 32,413, 


Haag, Johannes, A.-G., Augsburg. 


Arroganz allein tut’s freilich nicht! 33, 425, 
und: Der Verband der bayerischen Zentral- 
heizungsindustrie. 50, 653. 
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Harriman-Konzern. 
Der Kampf um das Zink. 


Jüdel, Max, & Co. 
Der Tarifkampf in Braunschweig. 


Lanz, Heinrich, Mannheim. 
Eine neue Arbeitgeberparole? 49,640; 46, 601 
und 48, 628. 
Lonsdorfes, Direktor. 
17, 222. 
Lueg, Fahrzeugwerke in Bochum. 
3 die Krise den Kapitalisten dienen soll. 
52, 684. 


Mal-Kah-Zigarettenfabrik A.-G,, Berlin. 
SR 5, 20 
Mannheimer Arbeitgebervereine, Kartell der. 
Eine kräftige Abfuhr. 15, 193. 
Maschinenbau-A.-G,, Golzern-Grimma i. Sa. 
Auch eine Sanierung. 3,30. 
Meirowsky, A.-G. Köln. 
Der Klassenkampf der Unternehmer. 
Minister Stein, Zeche. 
u Deiner lück auf Zeche Minister Stein. 
und: Die Aufklärung über die Ur- 
ns des Grubenunglücks. 17, 216. 


Niederlausitzer Kohlenwerke. 
Kulturwidrige Arbeitszeit im mitteldeutschen 
Braunkohlenbergbau. 15, 195. 


"SR 12, 47. 


52, 085, 


8, 93. 


Im Laufe des Jahres in ‘der, „D.T.Z.“ 


Oberpfalzwerke A.-G. für Elektrizitätsversorgung. 
Ein netter Angestellterirat. 15, 193. 
Oppermann und Deichmann. 
er Tarifkampf in Braunschweig. 52, 685. 


Podeus, Wismar. 
Auch eine Sanierung. 3,30. 


Reiherstiegwerft in Hamburg. 
Die Krise der Werftindustrie. 52, 680, 
Reimer, Firma. 
Der Streik im kartographischen Gewerbe in 
Berlin. 11,137; 13,168 und 14, 1831. 
Rummel, Oberingenieur, Neustrelitz. 
Warnung vor einem Stellenvermittler. 


Schmenkel, Hans, Stettin. 
Schamlose Ausbeutung. ‚31, 401. 
Schnurpfeil, Ing. Alexander Fritz, Gotha. 
Ausbildungsschwindel. 10, 125 und 25, 320, 
Schönau und Frölich. 
Der Tarifkampf in Braunschweig. 52, 685. 
Seitzwerke, Kreuznach. 
Keine Spur von sozialem Empfinden. 
Skodawerke, Pilsen. 
Krisengefahr — Kriegsgefahr. 
Spelleken Nachf., Barmen, 
* Eine neue Arbeitgeberparole? 49, 640; 48,628 
und 46, 601. 
Stettiner Vulkanwerke. 
Die Krise der Werftindustrie. 


34, 438. 


17, 220. 
21, 267, 


52, 680. 





Namenregister. 


besprochene oder genannte Personen. — 


Trimonia, Zeche. 
Eine wichtige Entscheidung des Kammerge- 
richtes für Grubenangestellte. 47,618. 
Transportanlagen-Gesellschaft m. b. H. 


Eine neue Interessengemeinschaft auf Kosten 
der Angestellten. 49, 641. 


Vickers Ltd. 
eek aa — Kriegsgefahr. 
Vögele A.-G., Mannheim. 


21, 267. 





* Eine neue Arbeitgeberparoie? 49,640; siehe ° 


auch 48, 628. und 46, 001. 
Vohwinkel, Mainz. 
An die Laterne! 

Voigtländer & Sohn. 

Der Tarifkampf in Braunschweig. 52,685. 


Werschen-Weißenfelser Braunkohlen A.-G, 
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Nummer 1 / 7, Jahrgang 


Der Bund im neuen Jahre 


Das Ende des alten Jahres ist — wer könnte es leugnen — 
besser als sein Anfang. Zwar leidet die deutsche Volkswirt- 
schaft immer noch 'schwer unter den Nachwirkungen der In- 
flation, und die Stabilisierungskrise Kann noch keineswegs als 
überwunden gelten. Wenn man sich aber an die Lage vor 
einem Jahre erinnert, als infolge des verlorenen Ruhrkampfes 
und der Währungskatastrophe das ganze Wirtschaftsleben 
von tödlichem Stillstand befallen 'zu sein schien, dann ist 
die Wendung zum Besseren nicht zu verkennen. Sie äußert 
sich besonders auch in den Arbeitslosenziffern. Gewiß ist die 
Zahl der Arbeitslosen gerade bei den Angestellten immer noch 
erschreckend groß; aber sie ist doch bei weitem nicht mehr 
so ungeheuerlich wie zu Beginn des alten Jahres, als die 
Zahlen der Arbeitslosen und Kurzarbeiter in die Millionen 
gingen, 

Als ein Gewinn des Jahres 1924 muß auch die Tatsache 
verbucht werden, daß die Inflation, unter deren Wirkungen 
die deutschen Gewerkschaften jahrelang Sisyphusarbeit ge- 
leistet haben, heute nach dem Londoner Abkommen und nach 
dem Gelingen der in diesem Abkommen Deutschland zu- 
gesicherten 800-Millionen-Anleihe als endgültig überwunden 
angesehen werden kann. 


Wenig befriedigend ist freilich die sozialpolitische 
Bilanz des alten Jahres. Unter dem Druck der Wirtschafts- 
krise, in der sich erst gegen Ende des Jahres leise: An- 
zeichen einer Besserung der Konjunktur bemerkbar machten, 
vermochten. die Arbeitgeber nicht nur eine Lohnpolitik 
zu treiben, die selbst bescheidenen Forderungen den heftigsten 
Widerstand entgegensetzte, sondern es gelang ihnen darüber 
hinaus, mit Hilfe der Arbeitszeitverordnung vom 21.. Dezem- 
ber 1923 und teilweise mit Unterstützung, christlichnationaler 


_ Gewerkschaften weiten Kreisen der Arbeitnehmerschaft einen 


Neiun- oder Zehn-, ja, sogar einen Zwölfstundentag aufzuzwin- 
gen. Ebenso waren sie in der Lage, jede Initiative der Ge- 
setzgebung auf dem Gebiete der Sozialpolitik zu hinterireiben. 
Immerhin darf nicht übersehen werden, daß die Pläne der 
Scharfmacher zu Beginn des alten Jahres wesentlich weiter- 
gingen, und daß es schon als ein Erfolg der Gewerkschaften 


anzusehen ist, daß es ihnen gelang, den Generalangriff des 


Unternehmertums, der die restlose Wiederherstellung der vor- 
kriegszeitlichen Arbeitsverfassung zum Ziel hatte, zum Still- 


stand zu bringen. 


Was schließlich die Zustände in. den Gewerkschaften 


. selbst anlangt,. so ist. auch hier eine 'erfreuliche. ‚Wandlung, zu 


verzeichnen. Wie in fast allen anderen Gewerkschaften,. war 
auch in unserem Bunde das alte Jahr in erster Linie dem 
innerorganisatorischen: Wiederaufbau gewidmet. 


- Es darf heute mit Befriedigung festgestellt werden, daß diese 


Arbeit nicht umsonst geleistet worden ist. Die Mitgliederzahl, 


- mit. der der Bund das neue Jahr beginnt, ist zwar. etwas 


kleiner, als sie noch vor einem Jahre war, Dafür hat aber 
unsere Bewegung an: innerer Festigkeit gewonnen und, wie 
die zunehmende Zahl der Anmeldungen in den letzten Mo- 
naten beweist, gewinnt auch in den Kreisen der Unorganisier- 
ten und der Kollegen, die vor Jahresfrist enttäuscht und ent- 
mutigt der Organisation den Rücken kehrten, von: neuem 
die: Erkenntnis Raum, daß der: gewerkschaftliche Zusammen- 


- schluß auch. für die technischen Angestellten und Beamten 


N} 


eine bittere Notwendigkeit ist. 
Welches sind nun die Aufgaben, vor die uns das neue 


’%$ Er stelt? Im Grunde genommen die alten, nur in neuer 
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Allem Anschein nach werden die Gewerkschaften auf dem 
Gebiet der Handelspolitik zuerst, und zwar schon 
in allernächster Zeit gezwungen sein,. Gefahren, die die Ar- 
beitnehmerschaft bedrohen, mit allem Nachdruck entgegenzu- 
treten. Deutschland steht zurzeit. in Handelsvertragsverhand- 
lungen mit verschiedenen Ländern, darunter auch mit Frank- 
reich. Es ist für die deutsche Arbeitnehmerschaft eine Frage 
von höchster Bedeutung, welchen Kurs die deutsche Handels- 
politik bei diesen Verhandlungen verfolgt, ob sie darauf abzielt, 
Deutschland weiter durch hohe Schutzzölle auf industrielle 
und landwirtschaftliche Produkte gegen die ausländische Kon- 
kurrenz abzusperren, ‘oder ob sie die Beseitigung der in fast 
allen Ländern nach dem Kriege betriebenen Abschließungs- 
polıtik zugunsten eines ungehinderten internationalen Waren- 
austausches anstrebt. Es ist in diesem Zuhammenhange nicht 
möglich, ausführlicher darzulegen, warum die deutsche Ar- 
beitnehmerschaft das letztere verlangen muß. Festzustellen 
ist aber, daß im Zusammenhang mit den. deutsch-französischen 
Handelsvertragsverhandlungen beunruhigende Nachrichten über 
die Pläne der deutschen Schwerindustrie in die Oeffentlichkeit 
gelangt sind. Trifft auch nur ein Teil von dem zu, was diese 
Nachrichten besagen, so hat die deutsche Arbeitnehmerschaft 
allen Anlaß, sich rechtzeitig dagegen zur Wehr zu setzen, 
daß über die Landesgrenzen hinaus und innerhalb der Landes- 
grenzen Verträge zwischen bestimmten Industriegruppen auıf 
ihre Kosten abgeschlossen werden. 

Zu den Gefahren, die der deutschen Arbeitnehmerschaft 
von dieser Seite her drohen, kommt die nicht geringere, daß 
bei der im neueu Jahre in Angriff za nehmenden Ver- 
teilang der Reparationslasten im Wege der Um- 
und Ausgestaltung der deutschen Steuergesetzgebung 
d’e Lasten den Arbeitnehmern aufgebürdet werden, Nicht um- 
sonst stöhnt das landwirtschaftliche und industrielle Unter- 
nehmertum seit Jahr und Tag über die „unerträglichen‘ Steuer- 
lasten, die ihm durch, die Steuernotverordnungen auferlegt 
seien. Diese Klagen verfolgen vor allem den Zweck, die Neu- 
regelung des Steuerwesens in Deutschland von vornherein zu- 
guusten des Unternehmertums zu beeinflussen. Die Leitsätze, 
die der Ausschuß des AfA-Bundes in seiner letzten Sitzung 
zar Steuerfrage angenommen hat, und die an anderer Stelle 
dieses Blattes wiedergegeben sind, enthalten die Forderungen, 
die die Arbeitnehmerschaft bei der kommenden Steuerreform zu 
vertreten hat. 

Im .neuen Jahre werden die Gewerkschaften vor allem 
aber auch ihre ganze Kraft einsetzen müssen, um den Still- 
stand auf dem Gebiete der sozialpolitischen Ge- 
setzgebung zu überwinden. ‚Ein Ziel ist es vor allem, 
das es hierbei-zu erkämpfen gilt: die Ratifizierung des 
Washingtoner Abkommens über den Acht- 
stundentag. Kein Zweifel, daß das Unternehmertum ein- 
mütig dieser Forderung den. schärfsten Widerstand entgegen- 
setzen wird! Das kann und darf aber für die deutsche Arbeit- 
nehmerschaft kein Grund sein, von der Forderung nach Wieder- 
herstellung des gesetzlichen Achtstundentages abzulassen. 

Auch den Versuchen der Arbeitgeber, durch ungerecht- 
fertigte Klagen über die schwere Vorbelastung der deutschen 
Industrie durch unerträglich hohe Soziallasten einen Abbau 
der deutschen Sozialversicherung vorzubereiten, muß im neue 
Jahre mit noch stärkerem Nachdruck als bisher entgegen- 
getreten und im Gegenteil deren endliche Vervollständig.ing 
durch eine auf wirklicher Selbstverwaltung aufgebaute Ar - 
beitslosenversicherung angestrebt werden. Auch 
sonst werden namentlich die Angestelltengewerkschaften im 


-neuen ‘Jahre das Erforderliche tun müssen, um Gesetzgebung 


und Regierung zu Maßnahmen zur Linderung der Not der 
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Arbeitslosen zu veranlassen. 
hat ja in seiner letzten Sitzung.auch Leitsätze zur Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit unterden Angestell- 
ten beschlossen, die sicherlich in den weitesten Kreisen 
der Angestellten Zustimmung finden werden. Nun gilt eg, 
dafür zu sorgen, daß diese Leitsätze nicht nur auf dem Papier 
stehenbleiben, sondern von den Stellen, auf die es ankommt, 
auch wirklich beachtet werden. 

Die Aussichten auf tatkräftige ‘Mithilfe. der Gesetz- 
gebung bei der Erfüllung unserer Aufgaben sind freilich 
nicht gerade günstig. Trotz zweier, kurz hintereinander vor- 
genommener Neuwahlen zum Reichstage besteht die‘ Un- 
sicherheit der politischen Lage fort, die sich 
am deutlichsten in der schon'wieder wochenlang andauernden 
Kabinettskrisis offenbart. Die Kräfte des Fortschritts und der 
Reaktion halten sich im neuen Reichstage ebenso die Wage, 
wie sie sich im alten das Gleichgewicht gehalten haben. Man 
darf zwar annehmen, daß die Kräfte des Fortschritts stark 
genug sind, um die sozialpolitische Reaktion an der Verwirk- 
lichung ihrer Absichten zu verhindern; aber ebenso muß man 
damit rechnen, daß die Kräfte der Reaktion ausreichen, um 
einen ernsthaften sozialpolitischen Fortschritt zu hintertreiben. 
Darüber, inwieweit Angestellte und Beamte selbst am letzten 
Wahltage dazu beigetragen haben, dieses politische Kräfte- 
verhältnis wiederherzustellen, soll in diesem Zusammenhange 
nicht gesprochen werden. Nur über das eine darf keine Un- 
klarheit bestehen, daß wir im neuen Jahre so wenig 
wie im alten das Heil,von der Regierung und 
Gesetzgebung zu erwarten haben, und daß wir uns 
deshalb von Anfang an dessen bewußt sein müssen, daß uns 
Hilfenurvon.unserereigenen Kraft werden kann. 

Wenn überhaupt, so nur aus eigener Kraft wird es den 
Angestellten vor allem auch gelingen, die Arbeitgeberpläne 
abzuwehren, die darauf hinauslaufen, die Angestellten- 
tarifverträge entweder überhaupt zu zerschlagen oder 
sie unter dem heuchlerischen ‚Vorgeben, daß sie zugunsten 
der wirklich leistungsfähigen Angestellten reformiert werden 
müßten, so weit auszuhöhlen, daß sie der Durchführung der 
wirklichen Arbeitgeberabsicht, die Gehälter möglichst tief zu 
halten und an die Stelle des gewerkschaftlichen. Mitbestim- 
mungsrechtes über Gehälter und sonstige Arbeitsbedingungen 
wieder die alleinige Entscheidung des Arbeitgebers treten Zu 
lassen, nicht mehr hindernd im Wege stehen. 

Ist unser Bund den gewaltigen Aufgaben, vor die ihn: das 
“neue Jahr stellt, wirklich gewachsen? Es wäre leichtfertig, 
die Frage übermütig. zu bejahen und dabei die Augen vor den 
gewaltigen Machtmitteln zu verschließen, die ünse- 
ren Gegnern zu Gebote stehen. Täuschen wir uns nicht! 
Das Unternehmertum hat mit Hilfe der großen Geldmittel, 
über die es verfügt, seine Organisation in den letzten Jahren 
in einem Maße aAusgebaut und sich gleichzeitig einen Ap- 
parat zur Beeinflussung der öffentlichen Meinung geschaffen, 
daß es der höchsten Anstrengungen auf der Arbeitnehmer- 
seite bedarf, um ihm erfolgreich entgegentreten zu können. 

Noch bleibt auch in unserem Bunde vieles zu tun. Zwar 
ist die gröbste Arbeit am innerorganisatorischen Wiederaufbaı 
geleistet, und auch die Finanzlage hat sich gebessert. Aber 
mehr noch als im alten Jahre bedarf es im neuen Jahre der 
Mitarbeit aller Kollegen, um aus unserem Bunde 
die schneidige Waffe in Abwehr und Angriff zu machen, 
die den technischen Angestellten und Beamten den sozialen 
und wirtschaftlichen Aufstieg erkämpfen soll. Und nicht zu- 
letzt gilt es im neuen Jahre, durch unermüdliche Werbe- 
und Aufklärungsarbeit dafür zu sorgen, daß auch 
die Gleichgültigen und Unentschlossenen, die heute noch ab- 
seits stehen, in die Front der Kämpfer für unsere gute 
Bundessache eintreten, und daß alle, die in dieser Front stehen, 
sich mit jenem Geist wahrer Solidarität erfüllen, 
der der festeste Kitt unseres Zusammenschlusses und die 
sicherste Bürgschaft unseres Erfolges ist. 

Otto Schweitzer. 


Die AfA-Bundesausschußsitzung 


Am 15. Dezember fand im Industriebeamtenhaus zu Berlin 
die Bundesausschußsitzung des Allgemeinen freien Angestellten- 
bundes, die von den angeschlossenen Verbänden außerordent- 
lieh stark beschickt war, statt. Der Allgemeine Deutsche Ge- 
werkschaftsbund und der Allgemeine Deutsche Beamtenbund 
hatten Vertreter entsandt. 

Der Vorsitzende Aufhäuser berichtete einleitend über 
die vom Vorstand getroffenen Vorbereitungen für den zweiten 
AfA-Gewerkschaftskongreß, der in der Zeit vom. 15. bis 
17. Juni '1925 in München tagen ‚soll. Er stellte weiter fest, 
daß die Verhandlungen, die von dem englischen Gewerkschafts- 
sekretär Purcell in letzter Zeit mit der kommunistischen Mos- 
kauer Gewerkschaftsinternationale geführt wurden, ohne irgend- 
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welchen Auftrag vom Internationalen Gewerkschaftsbund in 
Amsterdam’ erfolgt sind, der auch jede Verantwortung für 
die von Purcell abgegebenen Erklärungen ablehnt. ‘Der, AfA- 
Vorstand wird sich innerhalb des 1.G.B. mit aller Entschieden- 
heit gegen die Veranstaltung des von Moskau neuerdings vor- 
ar sogenannten „Weltarbeiterkongresses‘ wenden, 
a‘ wir nicht geneigt sind, international denselben Einigungs- 
schwindel mitzumachen, den wir von: derselben Seite national 
bereits zur Genüge kennengelernt haben. 

Vorsitzender Stähr berichtete über Besprechungen mit 
dem Auswärtigen. Amt, bei denen. die Gewerkschaften die un- 
mittelbare: Beteiligung : an den Handelsvertragsverhandlungen 
Deutschlands gefordert und begründet haben, während bisher 
auf deutscher Seite nur Unternehmer hinzugezogen wurden. 
In diesen’ Tagen treten Sachverständigenvertreter des A.D.G.B. 
und des AfA-Bundes mit denjenigen französischen Gewerk- 
schaftsführern, die an den deutsch-französischen Handels- 
vertragsverhandlungen unmittelbar, teilnehmen werden, zu Be- 
ratungen in Köln zusammen. 

Ueber die besonders ungünstige Lage des Arbeitsmarktes 
der Angestellten und über die Arbeitslosenfürsorge berichtete 
Fritz Schröder-Berlin. -Er unterzog die -Passivität der 
Reichsregierung auf diesem Gebiete einer scharfen Kritik und 
legte eine Denkschrift; vor. Sie: fand die ‚einstimmige Zustim- 
mung des Ausschusses. Wir geben sie nachstehen im Aus- 
zug wieder: 


A. Lage des Arbeitsmarktes der ‚Angestellten, 


Kriegs- und Nachkriegszeit haben die soziale Straktur 
des Angestelltenberufes wesentlich verändert. Die zum Kriegs- 
dienst eingezogenen männlichen Angestellten mußten durch 
andere Arbeitskräfte ersetzt werden. Weitere Nachfrage ent- 
falteten die Militärbehörden und die im Verlaufe des Krieges 
geschaffenen kriegswirtschaftlichen Organisationen, Diese Nach- 
frage wurde gedeckt durch ein gewaltiges Anschwellen der 
Frauenarbeit und ein’ Zurückströmen früherer Rentnerexisten- 
zen in die Berufsarbeit.. Eine beispiellose Vermehrung der An- 
gestellten brachte die Inflationsperiode mit sich. Die Inflation 
vernichtete ‘den gesamten Mittelstand und zwang. diesen zur 
Rückkehr in die Erwerbstätigkeit. In erheblichem Maße ström- 
ten diese Kreise in die Angestelltenberufe. Banken, Versiche- 
rungsgewerbe, Handelsgewerbe, Lohnbüros, Behörden konnten 
die durch die Inflation bedingten -Mehrarbeiten. fast nicht 
bewältigen und entfalteten immer wieder neue Nachfragen 
nach Angestellten. Das Gebäude-brach zusammen, als durch 
den allgemeinen Uebergang zur Goldrechnung die Beibehaltung 
der Papiermarkentlohnung und damit die Inilationssteuer auf 
den Letzten abzuwälzen untragbar geworden war, 

Der AfA-Bund hat in wiederholten Kundgebungen auf diese 
unvermeidliche Entwicklung hingewiesen und eingehende Vor- 
schläge zur Bekämpfung der drohenden Gefahren gemacht, ins- 
besondere hat er frühzeitig die Notwendigkeit wertbeständiger 
Löhne und Gehälter dargetan und ferner darauf aufmerksanmı 
gemacht, daß aus den eingangs geschilderten Gründen die 
tunvermeidiiche Stabilisierungskrise die Angestellten mit beson- 
derer Wucht treffen würde. Diese Voraussagen haben. sich in 
erschreckendem Maße bestätigt. Bei den Verhandlungen über 
die Vorschläge des AfA-Bundes zur Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit vom Januar 1924 haben die Behörden jede tiefere 
Einsicht vermissen lassen und ‚älle Hoffnungen auf die selbst- 
tätige Regulierung durch das freie Spiel der Kräfte gesetzt. 
Immer deutlicher wird jedoch, daß ohne planvolle Maßnahmen 
eine wirksame Bekämpfung der Erwerbslosigkeit der An- 
gestellten nicht möglich ist, und daß die ri Behörden 
die Pflicht haben, in. beschleunigter Weise das Erforderliche zu 
veranlassen, A; 

Die zu treffenden Maßnahmen müssen von der Einsicht dik- 
tiert sein, daß aus den anfangs erwähnten Gründen eine 
Ueberfüllung der Angestelltenberufe besteht, die auch durch 
a u ee der Wirtschaftslage nicht ausgeglichen wer- 

en kann. — 


B. Organisation der Arbeitsvermittlung. 

Die wirksame Bekämpfung der Arbeitslosigkeit der An- 
gestellten erfordert in erster Linie die Beseitigung der bestehen- 
den. Zersplitterung in der Angestelltenvermittlung. Das Ar- 
beitsnachweisgesetz vom 22. Juli 1922 hat die Organisation 
der Angestelltenvermittlung, wie insbesondere die Erfahrungen 
der Gegenwart beweisen, in sehr  unvollkommener Weise ge- 
regelt. Die Zersplitterung in der Arbeitsvermittlung ist bisher 
unverändert geblieben. Die Angestellten sind daher gezwungen, 
für ein und dieselbe Vakanz die verschiedensten Einrichtungen 
unter Aufwendung. erheblicher Mittel zu benutzen. Diese 
Zersplitterurg macht auch jede klare Uebersicht über den Ar- 
beitsmarkt unmöglich. 

Eine einheitliche Organisation der Arbeitsvermittlung und 
eine wirksame Bekämpfung der bestehenden Mißstände, ins- 
besondere des Inseratenwesens, erfordert folgende Maßnahmen: 
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1. Zentralisation der gesamten Angestelltenvermittlung 
bei den ‘öffentlichen. Arbeitsuachweisen und Gliederung nach 
fachlichen -Gesichtspunkten in Hokale, ° zwischenörtliche und 
zentrale Vermittlungsstellen. Die’ Mitwirkung der Berufsver- 
bände ist sicherzustellen. 

2. Ausbau der Selbstverwaltung. 

3, Anmelde- und Benutzungszwang und ‚Einführung vou 
Strafbestimmungen zur Sicherung der Durchführung. 

4. Verbot von Chiifreanzeigen und Einführung des Sichi- 
vermerks bei Anwerbung von. Arbeitskräften. durch Zeitungs- 
inserate. 

C. Arbeitslosenversicherung. 

Der AfA-Bundesausschuß fordert die beschleunigte Ver- 
abschiedung “eines: Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Die 
gegenwärtige Regelung der Erwerbslosenfürsorge beruht bezüg- 
lich der Lasten und Pflichten bereits auf dem Versicherungs- 
prinzip, während die Leistungen nach armenrechtlichen Ge- 
sichtspunkten gewährt werden. Der Vorläufige Reichswirt- 
schaftsrat hat gutachtlich zur Arbeitslosenversicherung Stellung 
genommen. Der AfA-Bundesausschuß fordert die Reichsregie- 
rung auf, dem Reichstag sofort eine Gesetzesvorlage zugehen 
zu lassen, die das Gutachten des Reichswirtschaftsrates be- 
rücksichtigt. Bis zur Verabschiedung des Arbeitslosenver- 
sicherungsgesetzes ist eine Ergänzung der gegenwärtigen Ver- 
ordnung nach folgenden Gesichtspunkten: vorzunehmen: 


D. Reform der Erwerbslosenfürsorge. 


1. Der von der Erwerbslosenfürsorge zu erfassende Per- 
sonenkreis ist auf den Personenkreis des Versicherungsgesetzes 
für. Angestellte mit Einschluß der Versicherungsfreien aus- 
zudehnen (88 11, 12). 

2. Anspruch auf Unterstützung haben alle arbeitslosen 
Personen, die Beiträge entrichtet haben. 

3. Die Unterstützungsdauer ist, in den Berufszweigen, 
wo die Unterbringungsmöglichkeit besonders; schwierig ist, zu 
verlängern. 

4. Die Unterstützugg muß so weit erhöht werden, daß sie 
zur Bestreitung des nötwendigen Lebensunterhaltes ausreicht. 

5, Die Pflichtarbeit ist zu beseitigen, .da sie unsozial wirkt 
und im Widerspruch zur, Beitragsentrichtung steht. 

6. Alle’ Notstandsarbeiten sind nach den tarifvertraglichen 
Vereinbarungen zu bezahlen. 

7. Für das Reichsgebiet ist eine Reichsgefahrengemein- 
schaft unter Einschaltung der Selbstverwaltungsorgane der öf- 
fentlichen Arbeitsnachweise zu entrichten, 

8. Die Mittel zur Erwerbslosenfürsorge sind zu je einem 
Drittel durch Beiträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer und 
der öffentlichen Körperschaften aufzubringen. e 

9, Im Rahmen der allgemeinen Erwerbslosenfürsorge ist 
eine Kurzarbeiterfürsorge einzurichten, deren Höhe sich bemißt 
nach der Zahl der ausgefallenen Arbeitsstunden. Für jede aus- 
gefallene Arbeitsstunde beträgt die Unterstützung !/,, der für 
den Erwerbslosen bei voller Erwerbslosigkeit in Frage kommen- 
den Unterstützung. 

10. Die Unterstützungssätze für die erwerbslosen Frauen 
sind entsprechend den wiederholten Beschlüssen des Reichs- 
tags auf die Höhe der Unterstützungssätze der männlichen 
Erwerbslosen zu bringen. 


E. Not der älteren Angestellten. 

Die Erfahrung lehrt, daß die Arbeitgeber mit besonderer 
Vortiebe ältere Angestellte entlassen, um an ihrer Stelle jüngere 
Arbeitskräfte einzustellen. So waren beispielsweise nach einer 
Statistik des’ Deutschen Werkmeisterverbandes fast °/, der 
ge Stellenlosen über 41 Jahre alt, 1/, sogar über 
51 Jahre. 

Die Unterbringung der älteren Angestellten stößt auf große 
Schwierigkeiten. Ein erhöhter Schutz ist deshalb Ann edlen! 
erforderlich. Er muß in folgenden gesetzgeberischen Mab- 
nahmen bestehen: 

t, Erschwerung der Kündigung. Nachweis des Vorhanden- 
seins eines wichtigen, auf Verschulden des Angestellten be- 
ruhenden Grundes. 

3%, Zahlung eines Abkehrgeldes, das sich bemißt nach der 
Zahl der zurückgelegten Dienstjahre in einem Betrieb, und zwar 
für jedes angefangene Dienstjahr ein volles Monatsgehalt. 


F. Arbeitszeitregelung. 
Nach Erhebungen der AfA-Verbände wird in weitem. Um- 
fange Ueberstundenarbeit geleistet. Für diese Ueberarbeit liegt 
weder eine wirtschaftliche Notwendigkeit vor, noch wird der 
Versuch gemacht, erwerbslose ‘Angestellte zu beschäftigen. 
Es wird deshalb gefordert: I | 
1. Gesetzliche Sicherung des Achtstundentages. 

2. Zulassung von Ueberarbeit nur beı Vorhandensein eines 
Tarifvertrages unter Zustimmung der Tarifvertragsparteien. 
G, Lehrlingsschutz. 

Ausbildungsgang und -ziel sind durch gesetzgeberische 
Maßnahmen sicherzustellen, Die Beschäftigung von Lehrlingen 


darf nur gemäß tarifvertraglicher Vereinbarungen erfolgen. 
Diese haben auch auf ein angemessenes Zahlenverhältnis der 
Lehrlinge zu den vorhandenen Ausbildungskräften Rücksicht zu 
nehmen. Bestehende Mißstände sind durch reichsgesetzliche 
Vorschriften zu beseitigen. Den Gewerbeaufsichtsämtern sind 
weitgehende Befugnisse bei der Ueberwachung des Lehrlings- 
schutzes zu übertragen. 


H. Umschulung und Berufsberatung. 


Die Arbeitsvermittlung muß ergänzt werden durch eine gut 
ausgebaute Berufsberatung. Diese erfordert tüchtige fach- 
kundige und dementsprechend bezahlte Berufsberater. Bei der 
Auswahl der Berufsberater und bei der Berufsberatung ist den 
Gewerkschaften ein weitgehendes Mitbestimmungsrecht ein- 
zuräumen. Die öffentliche Angestelltenvermittlung hat fest- 
zustellen, in welchem Umfange die einzelnen Angestellten- 
berufe aufnahmefähig sind. Durch Umschulungseinrichtungen 
ist ein Ausgleich zu ermöglichen. Soweit Unterbringungs- 
möglichkeiten nicht bestehen, ist durch die Berufsberatung zu 
ermitteln, welche anderen Berufszweige in Frage kommen, 
Jeder Zwang zu einem solchen Berufswechsel und jeder Sche- 
matismus ist dabei zu vermeiden. 

* 


Ueber Angestellte und Steuerreform berichtete 
kurz Heinig, dessen Denkschrift in nachfolgendem Wortlaut 
gleichfalls einstimmige Annahme fand. 


Entschließung zur Steuerfirage. 


Nachdem ‚monatelang eine Steuerreform, obwohl sie sich 
aus dem Dawes-Gutachten und aus der Annahme der Londoner 
Abmachungen zwingend ergibt, vom Reichsfinanzministerium 
immer wieder abgelehnt worden ist, wurde die Oeffentlichkeit 
nun schon zum zweitenmal durch eine „Verordnung über wirt- 
schaftlich notwendige Steuermilderungen‘ in: Erstaunen- gesetzt. 
Die „Deutsche Bergwerks-Zeitung‘ hat deswegen die plötz- 
lich verordneten Steuermilderungen vom 10. November Wahl- 
versprechungen genannt. 

Bei der zweiten Steuermilderungsverordnung handelt es sich 
um Veränderungen der Einkommensteuer, der Körperschafts- 
steuer und der Umsatzsteuer. Die Einsprüche der gegen jene 
Herabsetzung der Reichssteuern ankämpfenden Länder sind da- 
durch beschwichtigt worden, daß ihnen die bisherige Mindest- 
quote der Ueberweisungen aus jenen Steuern, bis zum Ende 
NE 1925 (Abschluß des Etatsjahres) weiter zugesichert wor- 
en ist. 

Für die sich selbst einschätzenden Einkommensteuerpflich- 
tigen tritt die erste Ermäßigung um ein Viertel der fälligen 
Monatsvorauszahlung — also um 25 Prozent — erstmalig am 
10. Januar 1925 ein. Das gleiche gilt für die Gewerbetreiben- 
den, die ihre Vorauszahlung auf Einkommen- und Körper- 
schaftssteuer vierteljährlich leisten. Für die Landwirtschaft 
hat man bereits die am 15. November fällige Voraus- 
zahlung um 25 Prozent herabgesetzt. _ 

Der Steuerabzug vom Arbeitslohn unter, Berücksichtigung 
der Erhöhung des steuerfreien Lohnbetrages (von 50 auf 60 M. 
monatlich und unter. Nichterhebung von Beträgen unter 
wöchentlich 20 Pf.) trat mit der ersten Lohn- und Gehalts- 
auszahlung für Dezember-Arbeitsleistung in, Kraft., Der An- 
gestellte mit Monatsgehalt kommt erstmalig Ende Dezember 
in den Genuß der „Ermäßigungen“. Die Herabsetzung. der 
Umsatzsteuer von 2 auf 1!/, und der Luxussteuer von 15 auf 
10 Prozent gilt von den Umsätzen ab, die nach dem 1. Januar 
1925 erfolgen. Danach ist die Umsatzsteuerzahlung 
vom 10, Januar 1925 noch in der alten Höhe zu 
leisten. 

Die demnach im besonderen für die Arbeitnehmer sehr spät 
in Kraft tretenden Ermäßigungen ergeben keine merkbare Er- 
leichterung ihrer Notlage. 

Die Umsatzsteuer wird nach wie vor mindestens den 
riesenhaften Betrag von 1260 Millionen Goldmark, wie im 
Reichsetat vorgesehen, erbringen, 

Die Luxussteuer hat im ersten halben Steuerjahre 43 Pro- 
zent weniger, eingebracht, als veranschlagt worden ist. Die 
Herabsetzung, die für das letzte Viertel des Etatsjahres (1. Ja- 
nuar bis 31. März 1925) in Wirkung treten wird, wird diese 
Summe noch weiter vermindern, 

Die Ermäßigungen für den Lohnabzug, die im wesent- 
lichen eine kümmerliche Heraufsetzung des steuerfrei bleiben- 
den Betrages darstellen, dürften kaum irgendwelche Verminde- 
rung der Lohn- und Gehaltssteuereinnahmen des Reiches er- 
geben. Dabei ist zu beachten, daß die Einkommensteuer 
bisher schon gegenüber dem Etat rund 50: Prozent mehr ein- 
gebracht hat als vorgesehen wär, Von diesem riesenhaften 
Finkommensteuerertrag entfallen drei Fünftel auf Lohn- und 
Gehaltssteuerabzug. Es sind im ersten Steuerhalbjahr nur 1 Mil- 
liarde Mark Einkommensteuern aufgekommen, davon waren 
rund 100 Millionen Mark Lohn- und Gehaltssteuerabzug! 
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Für diejenigen, die sich selbst zur Einkommensteuer ein- 
schätzen, bedeutet dagegen die Ermäßigung der Vorauszahlung 
um 25 Prozent eine Steuerersparnis von monatlich wahrschein- 
lich rund 20 Millionen Mark, also-im Jahre 240 Millionen Mark. 

Die Steuermilderungen werden trotz der Ermäßigung der 
Umsatzsteuer nicht einmal einen Preisabbau einleiten, weil 
erfahrungsgemäß auch die Ersparnis an Umsatzsteuern von 
den Warenbesitzern gern eingesteckt wird. 

Angesichts dieser Täuschungsversuche fordern die An- 
gestellten erneut die dringend notwendige Steuerreform. 

In den ersten sieben Monaten des laufenden Steuerjahres 
(1. April 1924 bis Ende März 1925) sind .rund dreißig Prozent 
mehr Steuern, Zölle und Abgaben vereinnahmt worden als ver- 
anschlagt sind! 

Einzelheiten über die wichtigsten Reichseinnahmen nach 
Steuerarten sind von uns bereits in Nr. 31 der „DIE. 
unter dem Stichwort „Die Steuerscheu der Besitzen- 
den‘ bekanntgegeben. 

Die Steuernotverordnungen ihaben ihre Wirkungen getan! 
Es ist mit ihnen nicht nur die Steuerhoheit des Reiches zer- 
stört worden, sie haben auch die steuerliche Belastung des 
Volkes vorkriegsmäßig gestaltet, £ 

Angesichts dieser Tatsachen müssen wir die Regierung in 
der eindeutigsten Weise daran erinnern, daß ihr die Aufgabe 
der Steuerreform durch das Dawes-Gutachten klar umrissen ist. 
Dort wird betont: 


„daß die reicheren Klassen in Deutschland in den letzten 
Jahren von dem in Kraft befindlichem Steuersystem nicht in 
angemessener Weise erfaßt worden sind, weder in einem 
Maße, das sich mit Rücksicht auf die Besteuerung der ar- 
beitenden Klasse rechtfertigen würde, noch in einem Maße, 
» das mit der Belastung der reicheren Klasse in anderen 
Ländern vergleichbar wäre.“ 


Es ist der deutschen Regierung einstimmig durch die Sach- 
verständigen zur ernsten Erwägung empiohlen worden, die In- 
flationsgewinne zu besteuern. 

Als dringend notwendig ist eine Reform der Erbschafts- 
steuer bezeichnet worden, von der die Sachverständigen be- 
tonen, daß ihr bisheriger Ertrag als außerordentlich niedrig zu 
bezeichnen sei. 

‚.., Weiter ist die Besteuerung der im Ausland erzielten Ein- 
kommen in Deutschland bisher überhaupt noch nicht eingeleitet. 

Die freigewerkschaftlichen Spitzenverbände haben ihre 
Stellung zur deutschen Steuergesetzgebung schon einmal aus- 
führlich begründet. Diese Untersuchungsergebnisse sind seiner- 
zeit der Reichsregierung übermittelt worden. - Weiter haben 
die Gewerkschaften im Zusammenhang mit dem Sachverstän- 
digengutachten der Reichsregierung ihre Auffassung erneut be- 
kanntgegeben. Damals ist betont worden, daß die freien Ge- 
werkschaften nicht willens seien, zu dulden, daß die reicheren 
Klassen Deutschlands sich etwa nur deswegen den Vorschlägen 
fremder Mächte unterwarfen, weil sie glauben, bei der Ver- 
teilung der Kosten stark genug zu sein, um sie auf andere ab- 
zuwälzen. 

Wenn in unserer Steuerwirtschäft nicht eine gründliche Um- 
gestaltung Platz greift, dann duldet die Reichsregierung eine 
Belastung, der breiten Massen, die nicht einmal das Sachver- 
ständigengutachten zulassen wollte, denn in ihm ist betont, daß 
die deutsche Verbraucherschaft nicht unter das Lebensniveau 
der Verbraucherschaft anderer Länder gedrückt werden dürfe. 

Der Bundesausschuß des AfA-Bundes verlangt deshalb, daß 
die unabweislich notwendige Steuerreform endlıch die gerechte 
Lastenverteilung bringt, die herbeigeführt werden muß, wenn 
nicht eine neue Zerstörung unserer Wirtschaft erfolgen soll, 
denn die Vernichtung der Konsumkraft der breiten Volksmassen 
durch einseitige und übermäßige Belastung bedeutet praktisch 
die Zerstörung der deutschen Wirtschaft. 

Es ist deswegen notwendig: 

Sofortiger gründlicher Abbau der für die Volksgesundheit 
gefährlichen Massenbelastungen, im besonderen rasche Beseiti- 
gung der Umsatzsteuer. 

Sofortige Heraufsetzung des steuerfreien Lohn- und Ge- 
haltsbetrags auf monatlich 100 M., Herabsetzung der Lohn- 
und Gehaltssteuer von 10 auf 8 Prozent. 

Sofortige Besteuerung der Inflationsgewinne durch  ein- 
maligen Vermögenssteuerzuschlag. 


Sofortige grundlegende Reform der Erbschaftssteuer. 
Sofortige Besteuerung der Auslandsgewinne. 
Sehaffung eines Finanzausgleichs, der die Steuerhoheit des 


Reichs wieder herstellt: und wahrt. 


. Offenlegung der Einkommensteuerlisten nach 
nischem und schwedischem Muster. 


„Nach fast zehnstündiger Dauer konnte der Vorsitzende, 
Kollege Stähr, die von einem vorzügliehen Geist getragene 
Bundesausschußsitzung schließen. 
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Wirtschaftsfragen 
Konferenz deutscher unü französischer ° Gewerkschafts- 


vertreter wegen der deutsch-französischen Handelsvertrags- 
verhandlungen, Am 16. Dezember 1924 fand auf Anregung 
des Vorsitzenden des französischen Gewerkschaftsbundes in 
Köln eine Besprechung von Vertretern des Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und des Allgemeinen 
freien Angestelltenbundes sowie des Deutschen 
Metallarbeiterverbandes mit Vertretern‘ der -französischen Ge- 
werkschaften statt, an der als Vertreter des AfA-Bundes 
Kollege Schweitzer vom Butab teilnahm. Beraten wurde 
darüber, welche Haltung von den Gewerkschaften gegenüber 
den im Verlaufe der deutsch-französischen Han- 
delsvertragsverhandlungen aufgetauchten Fragen 
einzunehmen sei. Besonders eingehend wurde die Frage er- 
örtert, wie sich die Gewerkschaften in beiden Ländern gegen- 
über dem Plan der Bildung eines deutsch-französischen ‚oder 
gar europäischen Eisensyäüdikats zu verhalten hätten. 
Die Vertreter der deutschen Gewerkschaften erhielten bei 
dieser Gelegenheit auch ‘davon Kenntnis, daß die deutsche 
Regierung im Einvernehmen mit der deutschen Schwerindustrie 
der französischen ein Jahreseinfuhrkontingent von 800000 bis 
1 Million Tonnen Erzeugnisse der Schwereisenindustrie unter 
der Bedingung zugekanden hat, daß für die Erzeugnisse der 
deutschen eisenverarbeitenden Industrie der französische Mi- 
nimalzolltarif eingeräumt wird, Wesentlich ist dabei jedoch, 
daß die französische Schwereisenindustrie ihre Erzeugnisse 
nicht unmittelbar an die deutsche weiterverarbeitende In- 
dustrie abgeben, sondern daß das Kontingent von der deutschen 
Schwerindustrie übernommen werden sol ‚ die ihrerseits für den 
weiteren Vertrieb zu. sorgen hat. Natürlich verfolgt diese Art 
der Einfuhrregelung keinen anderen Zweck als den, der deut- 
schen Schwereisenindustrie die Beherrschung 
desinneren Marktes zu garantieren. 


Als Ergebnis der mehrstündigen Beratungen in Köln wurde 
Uebereinstimmung der beiderseitigen Gewerkschaftsvertreter 
darüber festgestellt, daß im Interesse der Arbeiterschaft beider 
Länder und im Interesse einer allgemeinen gesunden Wirt- 
schaftsentwicklung eine Beseitigung der von allen Ländern nach 
dem Kriege beiolgten protektionistischen Wirtschaftspolitik 
zugunsten eines freien internationalen Warenaustausches mit 
dem Ziele einer wirtschaftlich rationellen internationalen Ar- 
beitseinteilung angestrebt werden müsse, 


Was die Verquickung der Verhandlungen über die Bildung 
eines deutsch-französischen oder europäischen Eisensyndikats 
mit den Handelsvertragsverhandlungen anlangt, so bestand bei 
den Vertretern Uebereinstimmung in der Auffassung, daß die 
Bildung eines solchen Syndikats schwere Gefahren für die 
Arbeiterschaft und für eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung 
in den beteiligten Ländern heraufbeschwöre. Ferner waren die 
Gewerkschaftsvertreter sich auch darin einig, daß für den Fall 
des Zustandekommens eines internationalen Syndikats eine 
Kontrolle der Preispolitik .dieses Syndikats und 
seiner Wirkungen auf die soziale Lage der Arbeiterschaft durch 
Einflußnahme der Regierungen und der Arbeiterorganisationen 
gefordert werden müsse, 

Die Gewerkschaftsvertreter verständigten sich darüber, daß 
die Verbindung zwischen den beiden Gewerkschaftsorganisatio- 
nen aufrechterhalten werden soll und zur weiteren Verständi- 
gung gegebenenfalls weitere Zusammenkünfte stattfinden 
sollen. Von besonderem Interesse war für die deutschen Ge- 
werkschaftsvertreter die Mitteilung, daß die französische Regie- 
rung fünf Vertreter des dortigenGewerkschafts- 
bundes zu. den Verhandlungen über den deutsch-französi- 
schen Handelsvertrag hinzugezogen hat. Diese Mitteilung läßt 
erkennen, daß die französische Regierung mehr Wert darauf 
legt, ihre Handelspolitik auch in Uebereinstimmung mit der 


Arbeiterschaft zu führen, als es leider in Deutschland bisher der 
Fall war. 


Sozialpolitik 


Neue. Fassung der Reichsversicherungsordnung. Im Reichs- 
gesetzblatt Nr. 75 vom 22. Dezember 1924 ist die neue Fassung 
der R.V.O. veröffentlicht worden. Im: Unterschiede zur Neu- 
fassung des ndestellienversicheringsgesatzes ist die alte: Para- 
graphierung beibehalten worden, bei Streichungen oder Zu- 
sätzen sind Fehlangaben bzw. (wie bei der Gewerbeordnung) 
Buchstabenunterteilungen eingefügt, so daß stets der Ver- 
gleich mit den entsprechenden Paragraphen der alten Fässung 
möglich ist, 
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‚sogenannten Leistungstarifes 


 tungsausschusses für Groß-Berlin wird "nun in 
Tagen. des Monats Januar sich der Angelegenheit annehmen 


" Die Gehkaltssätze aus Tarlfverträgen mit abweichender Gruppen 


Ein Vergleich, In Nr. 32 der ‚Deutschen Techniker- 
Zeitung‘ 1924 wurden Umfang und Erscheinungstage einiger 
Angestelltenorgane mit tinserer „Deutschen Techniker-Zeitung‘‘ 
verglichen. -Hierbei hatten wir von der „G.D.A.-Zeitschrift‘‘ 
angegeben, daß sie zweimal im Monat ın einem Umfange 


von 12 Seiten erscheine. Der Gewerkschaftsbund der Ange- 


stellten weist uns darauf- hin, daß er in den Monaten November 





Geschreiterte Tarifverhandlungen in der Berliner Metail- 
industrie, Wir haben an dieser. Stelle mehrfach über die Ver- 
handlungen zum Abschluß eines neuen Manteltarifvertrages mit 
dem Verband Berliner Metallindustrieller berichtet. Die freien 
Verhandlungen von Partei zu Partei führten leider zu keinem 
Ergebnis. Die Unternehmer wollen von dem Grundsatz des 
nicht: abgehen. Unter einem 
Leistungstarif verstehen sie eine. Gehaltsgruppeneinteilung, nach 
der mit Ausnahme der untersten Gruppen nur je ein Mindest- 
gehalt festgesetzt wird. Die Erfahrungen, die anderwärts 
mit ähnlichen Tarifen gemacht worden sind, und über die 
in der letzten Nummer der „D.T.Z.“ berichtet wurde, sind 
derart, daß sowohl unser Bund als auch alle anderen beteilig- 
ten Angestelltenorganisationen im Interesse der Angestellten 
ihre Zustimmung zu einem $olchen Entlohnungssystem nicht 
geben können. Die freien’ Verhandlungen müssen deshalb als 
gescheitert betrachtet werden. Der Vorsitzende des Schlich- 
den ersten 


und, falls. auch unter seinem Vorsitz eine: freie Vereinbarung 
nicht zustande kommen soilte, ein Schiedsgericht ein- 


setzen. 


“. 


 Zweibrücker Tarifkampf.. In der letzten Nummer der 


„D,T.Z.“ ‚haben wir unter derselben Ueberschrift. über den 


Kampf mit den Zweibrücker Industriellen am den Tarifvertrag 
berichtet und mitgeteilt, daß der Schlichtungsausschuß einen 
Schiedsspruch fällte, der die Parteien verpflichtet, er- 
neut in Verhandlungen. einzutreten. Die Angestelltengewerk- 
schaften beantragten beim Landesschfichter für. Bayern .die 
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und. Dezember zusammen fünf Ausgaben. seiner Zeitung er- 
scheinen ließ, von denen drei sechzehn- und zwei zwöltseitig 
waren. Da die Schriftleitung des „G.D.A.“ Wert auf diese 
Feststellung legt und uns auch noch darauf aufmerksany 
macht, ‘daß das Format ihrer Zeitschrift größer als das der 
„D.T.Z.“ ist, wollen wir nicht unterlassen, unsere Angaben 
dahingehend zu berichtigen und zu ergänzen. Der Vorsprung 
der „D.T.Z.“ bleibt ja damit trotzdem erhalten. 


858 


Verbindiicherklärung des Schiedsspruches. Der Landesschlichter 
hat diesem Antrag nicht entsprochen, und zwar, weil der 
Schiedsspruch keinen positiven Vorschlag einer Gesamtver- 
einbarung enthält. Die Begründung des ablehnenden Beschei- 
des, die wir ihrer grundsätzlichen Wichtigkeit halber unten im - 
Wortlaut een berechtigt zu der Hoffnung, daß mit 
Hilfe des Landesschlichters in absehbarer Zeit auch in Zwei- 
brücken wieder geregelte Arbeitsverhältnisse erzielt werden 
können. Den beteiligten Firmen sind erneut Forderungen 
unterbreitet worden. Falls freie Verhandlungen wiederum 
zu keinem Ergebnis führen, wird der Landesschlichter sich der 
Angelegenheit annehmen. 





Gründe: 


In dem, von den oben genannten Arbeitgebern abgelehnten Schieds- 
spruch vom 4. Oktober 1924 macht der .Schlichtungsausschuß »Zwei- 
brücken den Parteien in Ziffer 1 den Vorschlag, miteinander ein Tarif- 
abkommen abzuschließen auf der Grundlage ‘des Tarifvertrages vom 
30. März 1921. Nach Ziffer 2 dieses Schiedsspruches sollen die Par- 
teien durch eine Kommission, gebildet aus je fünf Vertretern, die vor- 
handenen Gehaltstarife nachprüfen und einen neuen  Gehaltstarif aus- 
arbeiten. Kommt innerhalb 14 Tagen eine Einigung nicht zustande, so 
sollen die Parteien unter Vorlage der erstellten Unterlagen den Schlich- 
tungsausschuß neuerdings anrufen. Die Angestelltenorganisationen haben 
Antrag gestellt, diesen Schiedsspruch verbindlich zu erklären. 


Gegen den oben erwähnten Vorschlag des Schiedsspruches, als auch 
gegen die Verbindlicherklärung dieses Schicd&sbruches selbst, machen 
die Arbeitgeber in tatsächlicher Hinsicht in der Hauptsache folgende 
Einwände geltend: 

Die Arbeits- und Gehaltsverhältnisse seien in vorliegendem Fall von 
den Firmen durch besonderen schriftlichen Dienstvertrag mit den ein- 
zelnen Angestellten besser geregelt, wie dies anderwärts durch Tarif- 





Neue Tarifgehälter in Goldmark. 


Die Gruppenbezeichnung in den einzelnen Kari BEE AgeN entspricht nicht in allen Fällen der in nachstehender Tabslie angewandten, 


ezeichnung sind sinngemäss eingeseizt 


Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 





























2% 6 DieneuenGe- Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe 
Bezirk für Monat hälterwurden I u IH IV v vI Soziale Zulage 
Sn E festgesetzi.d. M. | M. M. M. M. M. 
D Hanıburg ab 1.1.25 Verhandig 121—157 155—218 | 187,50— 253.50 ° 225—297 268—343 — Kind 4,50 
EB -/ Paden ab Dez, 24 Haupttarif- 75—175 130—150 176-242 257 —321 — _ Verh.-Zulage 9, m. 
EI RG amt aD Kindera 18, — 
E Thüringen ab Okt. 24 Verhandig. 96—138 132—144 156—234 264-300 2 — Verh. 5%, 
G Hamburg ab Nov. 24 Vereinbg. 80—125 155 180—195 230 - = _ 
G  |Nürnberg/Fürth ab Dez. 24 Verhandig.) 106-160 167—193 202—248 258—305 —_ — Verh.-Zul. 7 
H _ |Bergischer Nov. 24-Febr. 25 | Schiedsspr. 85—175 180—215 260 295 — _ Frau 7, Kind 7, 
2 5: Bezirk einzige Ernähre. 7 
H ee u] ab 1.11.24 * 66—120 83 - 166 87—174 156— 242 208— 289 _ _ 
peyer - 
H Freistane. Lippe Dez. 24 Vereinbg. 70—150 80—200 125—245 _ _ 
"H° ı° Herford -» ab Nov. 24 Verhandlg. 67—167 117—192 152— 227 —_ _ _ Frau 7, Kind 7 
H Kottbus ab 15. Nov. 24 |Schiedsspr.| 72,60—132 165 198 247,50 — —_ _ 
HB  Brieg Nov.-Dez. 24 | Verhandig. 65—118 99—154 146—184 240 _ = Eiaz. Ernähr. 4-15 
g 2 Verh.m K&. 10-30 
H  IGrafschaltGlatzab. 1. Nov. 24 bis |Schiedsspr. „213—133 109=-157 mind. 215 mind. 266 _ _ Frau 5, Kind 8 
2 31. März 25 bis höchst. 3 K. 
FR Bunzlau ab Nov. 24 Verhand!g. 65—130 75— 160 95—210 175—255 _ _ — 
H Liegnitz Okt.-Dez. 24 » 177-fr. Vereinbg 106—148 124—173 148—185 185 -fr.Vbg. = Verh, 150/, 
H Württemberg ab 1. Dez. 24  |Schiedsspr. 83—160 160—198 231 303 34l,. _ Verh 10 
H Kreuznach Jab1.11. 24-31.1.25 5 65— 160 110—190 129— 215 160 —255 a. _ — 
K : Bayern ab Nov. 24 Rx 72,60—-111 118,80— 165 132—178,20| 145,20—191,40 min. 150, —_ — 
R mehr als IV 
M Bayern ab 1. Okt. 24 = 72-120 100— 151 110—197 133—232 _ —_ —_ 
N Waldenburg jab Nov. 24- Jan. 25] Verhandlg. 75—100 90—140 150— 220 240—275 | mind. 300 —- NS 
SEN Bayern ab 1. Nov. 24 |Schiedsspr. 69—143 94—186 161—235 193—297 10%, mehrifr.Vereinbz.]| Verh.-Zul. 12 
ser Be f 5 als Gr. IV 
N Breslau  fab1.Okt,-31.Dez.24| Verhandig.| - 76—140 130-194 | 216-281 mind. 324 — Soz. Zulage 6-10 
IN: ‚Neiße .. ab Nov. 24 ” .70—125 . 100—170 . |. . 180—210 Anf, 260 — — = 
N Lübeck ab 1. Okt, 24° |Schiedsspr.| - 100-170 |. 160-195 246,75 288,75 _ _ Verh. u. eing Ern. 
TER Fe ner r at nz 6, Kind 3, höchst. 
für 4 Kinder 








 _ Faehgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Eloktroindusrk; C= Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D = Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur, 


& == Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I —= Chemische Industrie, K 


= Steiniodustrie, L = Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N = 


Metallindustrie, O = Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q = Seifeniadugtrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte. 
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vertrag geschehen sei, Diese Regelung sei bei einer Gesamtziffer von 
380 in Frage kommenden Angestellten mit 340 Angestellten getroffen 
worden. Die Angestellten seibst würden daher ‘auch eine tarifliche 
Regelung gar nicht mehr wünschen, weshalb auch. Arbeits- und Gehalts- 
streitigkeiten, die der Schlichtung bedürfen, nicht vorliegen würden. In 
rechtlicher Hinsicht wird das Vorliegen der Voraussetzungen. für den 
Abschluß eines Tarifvertrages wegen des Bestehens von Einzelarbeitsver- 
trägen bestritten. : 

Die Würdigung dieses Parteivorbringens ergibt fo'gendes: i 

Abgesehen davon, daß die Vertreter der Angestelltenorganisationen 
bestreiten, daß der Abschluß der Dienstverträge freiwillig und ohne 
Zwang erfolgt wäre und daß die Angestellten einen. Vertragsabschluß 
gar nicht mehr wünschen würden, ist die rechtüche Seite der Frage ge- 
prüft worden, ob der Abschluß von Dienstverträgen mit den einzelnen 
Angestellten den Abschluß eines Tarifvertrages mit den Angestellten- 
organisationen. ausschließt. Die Prüfung dieser Frage hat ergeben, daß 
die in dieser Hinsicht von den Arbeitgebern vor- 
getragene Auffassung irrig ist; sie kann daher auch ein 
gesetzliches Hindernis’ nicht bilden für den Abschluß eines Tarifvertrages 
mit den in Frage stehenden Angestelltenorganisationen oder für die Ver- 
bindlicherklärung eines Schiedsspruches, der einen formell und materiell 
fest umrissenen Tarifvertrag enthält. 

Die oben bezeichneten Angestelltenorganisationen sind auf Grund 
des $ 1 der Tarifvertragsverordnung vom 23. Dezember 1918 im Zu- 
sammenhalt mit den Bestimmungen 88 3 u. 5 der V.O. über das 
Schlichtungswesen vom 30. Oktober 1923 und des $ 15 der zweiten V.O. 
zur Ausführung der V.O. über das Schlichtungswesen vom 29. Dezember 
1923 als berechtigt und befähigt zum Abschluß eines Tarifvertrages für 
die Angestellten mit den in Frage kommenden Firmen zu erachten. 
Für den Fall, daß sich die Firmen weigern .in Verhandiungen zum Ab- 
schluß eines Tarifvertrages mit ihnen einzutreten, sind sie zur Anrufung 
der gesetzlichen Schlichtungsbehörden berechtigt, ohne des Nachweises 
eines besonderen Auftrages oder des Nachweises einer, von der Mehr- 
zahl der Angestellten erteilten Vollmacht zu bedürfen. Anderer Vor- 
aussetzungen als der Parteieigenschaft für den Abschluß von Tarifver- 
trägen, der Absicht, einen Tarifvertrag abzuschließen und der vor- 
herigen Parteiverhandlung, bzw. des Versuches derselben bedarf es für 
das Tätigwerden der: Schlichtungsbehörden nicht. (S. Dr, Flatow und 
R. Joachim : „Die: Schlichtungs-V.O.“ vom 30. 10. 23.) 

Die Ablehnung der Verbindlicherklärung des 
Schiedsspruches mußte erfolgen, weil nach $5 der V.O. über das 
Schlichtungswesen vom 30. Oktober 1923 der Schlichtungsausschuß den 
Parteien einen Vorschlag für den Abschluß einer Gesamtvereinbarung 
(Schiedsspruch) zu machen hat. Der Schiedsspruch soll daher in solchem 
Fall einen positiven Vorschlag einer Gesamtvereinbarung mit normativen 
und obligatorischen Bestimmungen darstellen, der den  Interessenaus- 
gleich der Streitsparteien herbeizuführen geeignet ist. Der vorliegende 
Schiedsspruch eignet sich dagegen nicht zur Verbindlicherklärung, da 
er nur die Aufforderung an .die Parteien, einen Tarifvertrag abzuschließen 
enthält, Sonach sind die Grundlagen für die Verbindlicherklärung des 
vorliegenden Schiedsspruches nicht gegeben. Aus diesem Grunde war zu 
erkennen, wie geschehen. 


Um den Achtstundentag, Die Verhandlungen zum Ab- 
schluß eines neuen Tarifvertrages zwischen den An- 
gestelltenorganisationen und dem Arbeitgeberverband der 
sächsischen Elektrizitätswerke führten zu einer 
Einigung bis auf die Festsetzung der Arbeitszeit. Im 
alten Vertrag war bestimmt, daß für diejenigen Angestellten, 
die im Betriebe unmittelbar mit der Arbeiterschaft zu ver- 
kehren haben, dieselbe Arbeitszeit gelte, wie sie unter nor- 
malen Verhältnissen für die Arbeiter maßgebend ist. Die Ar- 





Knappschaftliches. Am 16. Dezember 1924 tagten der Vor- 
stand des Reichsknappschaftsvereins und seine Ausschüsse. Aus 
den umfangreichen Verhandlungen sind folgende Punkte für 
die Angesteilten von besonderem Interesse. Vorausgeschickt 
sei noch, daß ein ausführlicher, alle Punkte umfassender Bericht 
über die Verhandlungen der Ausschüsse und des Vorstandes so- 
wie über die Hauptversammlung in den „AfA-Bergbau-Mittei- 
lungen“ Nr. 2 enthalten ist, die unseren sämtlichen Bergbau- 
funktionären zugesandt worden sind. 


Die Bezirkstarifverträge der Aachener, Siegerländer und 
Gießener Bezirksknappschaftsvereine sind genehmigt worden. 
Der für den Niederschlesischen Kliappschaflsyerein ergangene 
Schiedsspruch dagegen nicht; denn die Arbeitgeber lehnten ihn 
ab, und nur die Arbeitnehmer sind dafür. Auf Antrag der Ver- 
sichertenvertreter soll nach $ 118 Abs. 4 des R.K.G. eine noch- 
malige Abstimmung vorgenommen werden. Dann hat der 
Reichsarbeitsminister zu entscheiden. 


Die Vorverhandlungen über die Berechnung der Pensionen 
« der Angestellten sind noch nicht zum Abschluß gelangt. Erst 
der neue Vorstand kann sich mit der Angelegenheit: befassen. 
„Ausführlich wird- über. diese für die Angestellten. so ' sehr 
wichtige. Angelegenheit in der nächsten Nummer der „D.T.Z.“ 
berichtet werden. Der Vorstand faßte nur einen Beschluß, der 
dahin ging, daß die Rente ‚eines Angestellten ‘in einem: Bezirk 
nicht niedriger sein dürfe als die eines Arbeiters mit gleichen 
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beitgeber vertraten nun den Standpunkt, daß zurzeit für die 
Arbeiter der Neunstundentag normal sei iind infolgedessen die 
Betricbsangestellten dieselbe Arbeitszeit innezuhalten hätten, 
ohne daß ihnen dafür ein geldlicher Ausgleich gewährt würde. 
Der Hinweis unserer Unterhändler, daß die Arbeiter-die neunte 
Stunde selbstverständlich bezahlt bekommen und die An- 
gestellten vernünftigerweise dasselbe zu beanspruchen hätten, 
veranlaßte die Unternehmervertreter zu keiner Aenderung ihres 
Standpunktes. Im $ 11 des bisherigen Tarifvertrages war 
festgelegt, daß Kündigungen und Entlassungen 
nur im Einverständnis mit der Angestelltenvertretung zulässig 
seien. Die Unternehmer lehnten die Wiederaufnahme einer 
derartigen Bestimmung in den neuen Vertrag ab. Mit diesen 
beiden Differenzpunkten wird sich deshalb der Schlich- 
tungsausschuß zu beschäftigen haben. 


Baugewerbetarif Rheinland-Westialen,. Nachdem im Jahre 
1923 ein Bezirkstarifvertrag für- Rheinland-Westfailen frei ver- 
einbart, dem zur Rechtswirksamkeit nur noch die Unterschrif- 
ten fehlten, kam im Frühjahr 1924 anläßlich einer Gehalts- 
verhandlung in Düsseldorf ein anderer Bezirkstarifvertrag 
zustande, dem jedoch der Bundesvorstand im Einverständnis mit 
den beteiligten Kollegen der Fachgruppe Baugewerbe seine 
Zustimmung versagen mußte. Die Gehaltsgruppierung dieses 
neuen Vertrages baute sich entgegen den zwingenden Vor- 
schriften des Reichstarifvertrages auf dem sogenannten Lei- 
stungsprinzip auf, d. h. es waren für die Gruppen 
U bis IV nur je ein Mindestgehalt festgesetzt. Zulagen zu 
diesem Mindestgehalt stehen im Belieben des Arbeitgebers, 
Im Oktober riefen, nachdem erneute freie_Verhandlungen ge- 
scheitert waren, die beteiligten Gauverwaltungen den Schlichter 
für Rheinland-Westfalen an. Ein von ihm einberufenes Schieds- 
gericht setzte durch Schiedsspruch einen Bezirkstarifvertrag 
test, der dem Reichstarifvertrag entsprach. Die Unternehmer 
lehnten den Spruch ab, und es wurde deshalb die Verbindlich- 
erklärung beim Reichsarbeitsminister beantragt. In 
der Verhandlung vor dem Reichsarbeitsministerium bestritten 
die Unternehmer, trotzdem sie gegen die Zuständigkeit des 
Schlichters für Rheinland-Westfalen seinerzeit keinen Einsprueh 
erhoben, die Zuständigkeit des Reichsarbeitsministeriums, weil 
in dem Reichstarifvertrag für die Sehlichtung von Streitig- 
keiten besondere Schlichtungsinstanzen vorgesehen sind. Trotz- 
dem der Bezirkstarifvertrag vom Mai 1924 mangels der Zu- 
stimmungserklärung der Spitzenkörperschaften niemals rechts- 
gültig gewesen ist, wurden in Rheinland-Westfalen die Bautech- 
niker bisher nach diesem Tarifvertrag entlohnt. Da nicht 
damit zu rechnen ist, daß das inzwischen angerufene Haupt- 
tarifamt für das Baugewerbe Gehaltsfestsetzungen mit rück- 
wirkender Kraft treffen wird, wurde durch freie Verein- 
barung anläßlich der Besprechung im Reichsarbeitsministe- 
riam für die Zeit vom Oktober bis Dezember eine Erhöhung 
der bisher gezahlten Grundgehälter um 15 Prozent verein- 
bar. Das Haupttarifamt, das sich mit der Angelegen- 
heit zu beschäftigen hat, tritt am 5. Januar zusammen. Ueber 
das Ergebnis werden wir berichten. 





Dienstjahren. Er wollte damit die. Ungerechtigkeiten, die sich 
in einigen Revieren herausstellen, beseitigen. 

Die über die Knappschaftspflicht verschiedener Betriebe 
erstatteten Gutachten wurden vom Vorstand gutgeheißen. 
Ebenso ist eine Verständigung über die Knappschaftspflicht der 
Hauptverwaltungen erfolgt. Wir berichteten auf S. 433 in 
Nr. 31 dieser Zeitung über den Gegensatz zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern, Die Gutachter haben sich nochmals 
über die Voraussetzungen verständigt, unter denen eine Knapp- 
schaftspflicht zu bejahen ist. Bei einer Nachprüfung der zur 
Entscheidung vorliegenden Fälle ist dann eine Verständigung 
dahingehend erfolgt, daß die Versicherungspflicht für alle die 
Hauptverwaltungen bejaht wird, die. durch die Art ihrer Tätig- 
keit mit den betrieblichen buchhalterischen Arbeiten zu tun 
haben, während Hauptverwaltungen mit rein kaufmännischer 
Tätigkeit nicht darunter fallen. So ist z. B. die Hauptverwal- 
tung, der Erdölwerke in Borna knappschaftsversicherungs- 
pflichtig, die Zentrale in Berlin jedoch nicht. Aehnlich liegt es 
m Bayern, wo das Büro der Oberbayerischen A.-G. für Kohlen- 
bergbau in Hausham  versicherungspflichtig ist,: während für 
das Büro! in München die Versicherungspflicht abgelehnt wird. 
Einige andere gewünschte. Gutachten sind zurückgestellt: wor- 
neon damit in den. Bezirken nochmals‘ eine Verständigung 
eriolgt. ; 

Der Vorstand: befaßte sich ferner mit einer Beschwerde, die 
sich mit dem Verlauf der Bezirksversammlungen in Mansfeld, 
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Halle und Hannover beschäftigte. Dort hat man sich nicht an 
die Geschäftsordnung gehalten, die vom Vorstand für die Be- 
zirksversammlungen erlassen worden ist. Diesen "Bezirksver- 
einen ist aufgegeben worden, umgehend eine neue Bezirks- 
versammlung einzuberufen und in dieser die Wahl des Bezirks- 
vorstandes sowie der Delegierten zur Hauptversammlung ernett 
vorzunehmen. j 1 

Im übrigen beschäftigte sich die Vorstandssitzung mit der 
Vorbereitung der Hauptversammlung. 

* 


Hauptversammlung. Am 17. Dezember tagte in 
den Gasträumen des Zoologischen Gartens zu Leipzig die 
Hauptversammlung des Reichsknappschaftsvereins. Anwesend 
waren außer den Vertretern des Reichsarbeitsministeriums 
und der Bergbehörden 71 Arbeitgeber- und 72 Arbeitnehmer- 
delegierte. Der alte Bergarbeiter-Verband stellte 37, der Christ- 
liehe Gewerkverein 21, die Union der Kopf- und Handarbeiter 
4, der AfA-Bund 10, der G.d. A. 4, der R.d.B. 3, der V.k.G. 
2 Vertreter, und von einem Vertreter ist uns die Verbands- 
zugehörigkeit unbekannt. Rechnet man den vorläufigen Vor- 
stand, die Vertreter der Verwaltung und die Zuhörer hinzıy, 
so waren etwa 170 Personen anwesend. Trotzdem die Arbeit- 
geber bereits vorher erklärt hatten, auch in dieser Hauptver- 
sammlung alle Mehrleistungen abzulehnen, haben wir alles 
getan, die Hauptversammlung zu einem guten Ende zu führen; 
denn ein Auffliegen hätte die Interessen der Versicherten ge- 
schädigt. Von jedem, der sich seiner Verantwortung klar 
war, ist darauf hingearbeitet worden, einen offenen Konflikt 
zu vermeiden. 

Bei Punkt 1 der Tagesordnung, „Ergänzungen der Sat- 
zung‘, wurde zuerst eine Reihe von Anträgen angenommen, 
die sieh im Laufe des letzten Jahres als notwendig zur Durch- 





führung der Verwaltungsarbeit erwiesen hatten. Unter anderem 


ist im $ 52 Abs. 2 der Satz gestrichen worden: „Der Steige- 
rungsbetrag darf nicht niedriger sein als der für die An- 
gestelltenversicherung maßgebende Steigerungsbetrag.“ Ein 
weiterer. Antrag zu $ 11 setzt die Zahl der Arbeiter, auf die 
ein Delegierter zur Hauptversammlung zu entsenden ist, von 
20.000 auf 15000 herab. Ferner ist der $ 72 dahingehend ge- 
ändert worden, daß in Zukunft nicht mehr die Hauptversamm- 
lung, sondern der Vorstand beschließen kann, daß die Teue- 
Fungszulage ganz oder zum Teil von sämtlichen Bezirksknapp- 
sehaftsvereinen gleichmäßig aufgebracht wird. Diese Ermächti- 
gung ist für ein Jahr erteilt worden. — Die Anträge der Ver- 
waltung sind gegen die Stimmen des V.k.G. und R.d.B. an- 
genommen worden. 

Naeh Annahme der Anträge der Verwaltung brachten die 
Arbeitnehmervertreter Anträge zu den 88 57, 59, 60, 63 ein. 
Diese Aenderungen sehen Mehrleistungen vor. Der Vertreter 
der Arbeitgeber, Generaldirektor Wiskott, erklärte, die Arbeit- 
geber würden getreu ihrer bisherigen Haltung alle Mehr- 
leistungen ablehnen. Bei der Abstimmung stimmten die Ar- 
beitgeber dagegen, die Arbeitnehmer dafür, was nach $ 126 
des R.K.G. die Ablehnung bedeutet. Weitere Anträge hatte 
die Arbeitsgemeinschaft kaufmännischer Angestelltenverbände 
im Ruhrrevier gestellt. Dieser Arbeitsgemeinschaft gehören der 
Verband kaufmännischer Grubenbeamten, der Reichsverband 
deutscher Bergbauangestellter und der D.H.V. an. Die Anträge 
umfaßten ein Manuskript von sieben Seiten in Schreibmaschinen- 
schrift. Verlangt wurde eine so vollständige Aenderung der 
Satzungen, wie sie auf Grund des Gesetzes gar nicht zulässig 
wäre. Diese Anträge wurden mit den Stimmen 
der Antragsteller abgelehnt! Abgelehnt wurden 
auch die Anträge der Union der Hand- und Kopfarbeiter, für 
die jedoch die Antragsteller selbst stimmten. 

Nach Ablehnung eines Antrages, der Richtlinien für die 
Durehführung der Mehrleistungen in der Krankenkasse ver- 
langte, entspann sich eine sehr interessante, jebhafte, aber sach- 
liche Diskussion. Der Vertreter des Reichsarbeitsministeriams 
bedauerte den Wegfall der Familienversicherung der Ver- 
sicherten. Er sagte dabei, dem Ministerium habe die Möglich- 
keit gefehlt, vermittelnd eingreifen zu können. Diesen Aus- 
führungen ist von den Versicherten in sehr entschiedener Weise 
widersprochen worden. Es wurde dem Vertreter des R.A.M. 
entgegengehalten, daß gerade das Verhalten des R.A.M. die 
Schüld däran trage, daß die Mehrleistungen abgelehnt worden 
seien. Hoffentlich haben diese Ausführungen dem R.A.M. die 
Erkenntnis beigebracht, daß der bisherige Zustand auf die 
Dauer die allerschärfste Belastungsprobe für. den Frieden im 
Bergbau darstellt. Man soll sich auch durch den sachlichen 
Verlauf der Hauptversammlung nicht etwa der Täuschung hin- 
Ben, daß diese Sachlichkeit ein Abfinden’mit dem .bedauer- 
iehen Zustand bedeute, 

ls von den Werksbesitzern ‚weiter ein Antrag ‚abgelehnt 
wurde, die Rente .in Zukunft über 25 Dienstjahre hinaus zu 
steigern, wurde von unserem Kollegen Peters im Namen der 
Versichertenvertreter folgende Erklärung abgegeben: 
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„Die, Versichertenvertreter in der Hauptversammlung 
nehmen mit Bedauern davon Kenntnis, daß die Arbeitgeber 
ihren Standpunkt, Mehrleistungen nicht zu gewähren, auf- 
rechterhalten, 

In der Krankenversicherung hat das Versagen der Mehr- 
leistungen zu derartigen gesundheitlichen Störungen der 
Familienangehörigen geführt, daß dieser Zustand eine schwere 
Schädigung der Volksgesundheit bedeutet. In der Pensions- 
versicherung verweigern die Unternehmer die Steigerung 
der Rente über 25 Jahre, was zu den größten Ungerechtig- 
keiten gegenüber allen Versicherten führt, die länger als 
25 Jahre Beiträge zur Pensionskasse gezahlt haben. Die Ver- 
sammelten erwarten von der gesamten Arbeitnehmerschaft 
des Bergbaues, daß sie sich geschlossen hinter ihre Organi- 
sation stellt, um. eine Aenderung. dieses Zustandes herbei- 
zuführen.‘‘ 


Der Schlußsatz dieser Resolution zeigt, daß die Organi- 
sationen im neuen Jahre alles daransetzen werden, um eine 
Aenderung des bisherigen Zustandes herbeizuführen. 

Bei der Wahl zum Vorstand wurde die Liste der Arbeit-; 
geber ohne Abstimmung angenommen. Die Arbeitnehmer 
mußten wählen. Die Liste der freien Gewerkschaften erhielt 
47, die des Christlichen Gewerkvereins 21 und die der Union 
der Hand- und Kopfarbeiter 4 Stimmen. Der alte Bergarbeiter- 
Verband erhielt 7, der Christliche Gewerkverein 3 Arbeitersitze., 
Die beiden Angestelltensitze fielen den freien Gewerkschaften, 
d. h. dem AfA-Bunde zu. Gewählt wurden unser Kollege 
Werner (Butab) und Kollege Rudolph (D.W.V., Essen). 
Stellvertreter sind die Kollegen Peters (Butab) und Müller 
(D.W.V., Waldenburg). 

Bei den Wahlen zu den Ausschüssen, und zwar a) zur Prü- 
fung und Annahme der Jahresrechnung, b) zur Ausübung der 
Befugnis, Ansprüche des Reichsknappschaftsvereins gegen Vor- 
standsmitglieder oder Angestellte aus deren Geschäftsführung 
durch besondere Beauftragte zu verfolgen, wurden von seiten 
der Arbeitnehmer dieselben zwei Arbeiter und ein Angestellter 
in jeden der beiden Ausschüsse gewählt. Von Angestellten- 
seite ist Kollege Möller (Butab) der Vertreter und Kollege 


 Hosang (D.W.V.) der Stellvertreter. Der Ausschuß zur Be- 


gutachtung allgemeiner knappschaftlicher Fragen besteht aus 
zwölf Vertretern, davon vier Arbeiter und zwei Angestellte. 
Die Angestelltenvertreter sind Bauer (Butab) und Schöne- 
seiffen (G.d.A.), Stellvertreter Schöttker (Butab) und 
Pappert (G.d.A.). 

Der gemäß. $-12-Abs. 3 vorzulegende Voranschlag für das 
Jahr 1925 enthielt nur geschätzte Zahlen, da bisher keine Er- 
fahrungen vorliegen. “Er wurde angenommen. 

Zum Schlüsse der Sitzung wurde von einem Vertreter des 
G.d. A. Protest gegen die Wahl eingelegt. Er wandte sich 
gegen die Ausschaltung der verschiedenen kleinen Angestellten- 
richtungen. Von unserem Kollegen Peters wurden die vor- 
gebrachten Zahlen richtiggestellt. Inder Diskussion war vor- 
her bereits darauf hingewiesen worden, daß zwischen den Ver- 
tretern der AfA-Verbände und den Vertretern der anderen 
Angestelltenrichtungen ein grundsätzlicher Unterschied in der 
Ansicht bestehe, wie in Zukunft die knappschaftliche Arbeit 
für die Angestellten zu leisten sei. Die Vertreter der AfA-Ver- 
bände halten ein Zusammengehen mit den Arbeitern für un- 
bedingt erforderlich, um sich gegenüber dem starken Unter- 
nehmertum durchzusetzen, wogegen die anderen Angestellten- 
verbände eine für die Angestellten vollständig gesonderte 
Knappschaft haben wollen. 

Mit dieser Hauptversammlung beginnt ein neuer Abschnitt 
im Reichsknappschaftsverein. Der jetzt gewählte Vorstand 
hat eine Amtsdauer von vier Jahren. Der AfA-Bund, der 
beide Angestelltenvertreter in den Reichsvorstand und in zwölf 
Bezirksvereine Vorstandsvertreter entsendet, wird in dieser Zeit 
zeigen müssen, daß er die Interessen der Angestellten auch in 
diesem wichtigen Selbstverwaltungskörper zur Zufriedenheit 
seiner Mitglieder vertreten kann. Der Erfolg wird zum großen 
Teil davon abhängig sein, wieweit sich die Angestellten des 
Bergbaues hinter ihn steilen. 


Reichskohlenrat. Wie bekannt sein dürfte, ist eine Anzahl 
unserer Mitglieder in den technischen Ausschüssen des Reichs- 
kohlenrates an führender Stelle.mit tätig. Wir berichten des- 
halb heute über Sitzungen dieser Ausschüsse, und zwar über 
Dinge, die sonst im allgemeinen in einer gewerkschaftlichen 
Zeitschrift nicht behandelt werden, Wir wollen nur zeigen, 
auf welche Aufgabengebiete sich der Einfluß unserer Gewerk- 
schaft erstreckt, aber indirekt sind diese technischen Verände- 
rungen mitunter sogar von sehr großem Einfluß auf das ge- 
werkschaftliche Interessengebiet. 

Am 12, Dezember tagte in Berlin der Sachverständigen- 
ausschuß für Brennstoffverwendung, der: sich mit einer Reihe 
von wichtigen interessanten Fragen befaßte, Der Geschäfts- 
führer der Ausschüsse, Dipl.-Ing. zur Nedden, erstattete zu- 
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nächst den Tätigkeitsbericht des Ausschusses, wobei er beson- 
ders auf die Weltkraftkonferenz in London einging und die zu- 
künftige Aufgabe des Ausschusses besprach. Die Weltkraft- 
konferenz hat gezeigt, daß die Menschheit auf internationale 
Kohlenwirtschaft eingestellt werden muß, wenn sie auf die 
Dauer vom technischen und volkswirtschaftlichen Standpunkt 
aus einwandfreie Arbeit leisten will. Der große Kreis‘ der 
Aufgaben, welchen dieser Ausschuß des Reichskohlenrates 
hat, wird für die nächsten Jahre noch hingebungsvolle und 
eifrige Arbeit erfordern. 

Der Sonderausschuß für Hausbrandfragen erstatiete Bericht 
über diesen wichtigen Zweig der deutschen. Wärmewirtschaft, 
und es mag interessieren, daß das Kültusministerium die Schulen 
angewiesen hat, gelegentlich über diese Frage schon bei den 
Kindern aufklärend zu wirken. Besondere Richtlinien für die 
Behandlung dieses Themas sind bereits herausgegeben. Weiter 
sollen an den Hochschulen bei der Volkswirtschaftslehre The- 
AN gestellt werden, die sich mit den Hausbrandfragen: be- 
assen. 

Der Kohlenstaubausschuß, dieser für die. Wärmewirtschaft 
in Großbetrieben so außerordentlich wichtige Ausschuß, hat eine 
Reihe von interessanten neuen Feststellungen gemacht, die der 
Kohlenstaubfeuerung immer weitere Perspektiven öffnen. Es 
sei darauf hingewiesen, daß die Kohlenstaubfeuerung für den 
deutschen Bergbau von großer Wichtigkeit ist, weil Zechen 
mit weicher Kohle, z. B. die südlichen Zechen des Ruhrgebietes, 
auf die Dauer nicht bestehen können, wenn die Frage der Ver- 
feuerung des Kohlenstaubes nicht in immer steigendem Maße 
von der kohlenverbrauchenden Industrie beachtet wird. 

Der Unterausschuß für Oele und Kohle bearbeitet dieses 
weltumfassende Problem, das ebenfalls für die Gesamtheit der 
deutschen Wirtschaft durch den notwendig steigenden Ver- 
brauch von Oelen aller Art täglich an Bedeutung gewinnt, 
icht nur vom rein bergmännischen, sondern auch vom Stand- 
punkt der deutschen Wirtschaft. Es muß gelingen, die deutsche 
Wirtschaft im Bezug von Oelen immer unabhängiger vom Welt- 
markt zu machen, wenn nicht Teile der deutschen Wirtschaft 
(Kraftwagenverkehr, Schiffahrt usw.) konkurrenzunfähig wer- 
den sollen. Eine neue Verbindung von Oelen und Kohlenstaub 
scheint dem flüssigen Brennstoff noch weitere Verbreitungs- 
möglichkeit zu garantieren. : 

Gas- und Elektrizitätswerke müssen im Interesse einer 
nationalen Brennstoff- und Oelwirtschaft zu immer engerem 
Zusammenarbeiten gebracht werden, da es auf die Dauer nicht 





Beamtenbewegung 


Landestagung der mittleren Beamten und Anwärter der 
Flurbereinigungsämter Bayern. Am 8. Dezember fand. in 
Würzburg die Tagung der mittleren Beamten und An- 
wärter der Flurbereinigungsämter Bayerns, die sich _be- 
kanntlich seit. dem 1. Juli unserem Bunde angeschlossen 
haben, statt. Vertreten waren ‚die Aemter Ansbach, 
Bamberg, Mün-chen, Neustadt und Würzburg. 
Erschienen war ferner der Vorstand des. Flurbereinigungsamtes 
Würzburg. Unsere Gauverwaltung Bayern war durch den Gau- 
leiter Kaufmann vertreten. Die Kollegen des Würzburger 
Amtes nahmen fast restlos an der Tagung teil.. Nach Bekannt- 
gabe der Tagesordnung: 1. Jahresbericht, Kassenbericht und 
Rechnungsprüfung; 2. Entlastung der Vorstandschaft; 3. Neu- 
wahl derselben; 4. Anträge und Verschiedenes erstattete Kol- 
lege Lang den Jahresbericht, aus dem sich ergab, daß seit 
Beitritt zum Butab ein reges organisatorisches Leben sich 
unter den Kollegen entfaltete, das sich insbesondere durch 
einen starken schriftlichen Meinungsaustausch innerhalb der 
Landesfachgruppe sowie mit den. Organen des Bundes. äußerte. 
Der Berichterstatter verbreitete sich‘ dann ausführlich über die 
Denkschrift, die vom Bunde dem Bayerischen Land- 
tag und der Staatsregierung sowie sämtlichen Amtsvor- 
ständen und Ministerialreferenten vorgelegt worden ist. Er gab 
dabei bekannt, welche Fraktionen ihre Unterstützung bereits 
zugesagt haben. Des weiteren beschäftigte sich der Bericht 
eingehend mit dem am 23.. November in Berlin veranstalteten 
Behördentechnikertag des Bundes, wobei auch die 
Dienstverhältnisse der Flurbereinigungsbeamten einer eingehen- 
den Erörterung unterzogen wurden. Der Bericht konnte fest- 
stellen, daß schon in der kurzen Zeit der Zusammenarbeit 
mit dem Bunde für das wirtschaftliche und soziale Interesse 
der Kollegen in den Flurbereinigungsämtern Wesentliches gc- 
leistet werden :konnte. Fester Zusammenschluß im Bunde 
werde ' die Arbeiten zu dem erwünschten Ziele führen: In 
der Aussprache nahm auch der Vertreter der Behörde das 
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angeht, daß wertvolle Teile der Kohle bei der Verfeuer.ng ver- 
nichtet werden. Wir müssen ganz besonders in unserem 'öl- 
armen Land dafür sorgen, daß immer weniger Kohle direkt 
verfeuert wird. i 

Die Kokserzeuger in Deutschland haben Bedacht zu nehmen 
auf die Bedürfnisse der Eisenindustrie, zu welchem Zweck 
der Ausschuß ein engeres Zusammenarbeiten zwischen dem 
Kokereiausschuß des Vereins deutscher Eisenhüttenleute und 
dem des Bergbauvereins in 'Essen eingeleitet hat. 

Wärme- und Kraftwerke »müssen genau so wie Gas- und 
Elektrizitätswerke weitgehend. gekuppelt werden, um Ver- 
luste zu vermindern, : 

Die umfangreiche bisherige Arbeit des Ausschusses zeigt, 
daß im Interesse der deutschen Wirtschaft fleißiges und energi-. 
sches Weiterarbeiten auf dem begonnenen Wege notwendig ist.. 

Es ist bedauerlich, daß es eine einwandfreie Wärmestatistik 
in der deutschen Wirtschaft noch nicht gibt, so daß man eine 
Uebersicht, ‘wie sie notwendig .wäre, nicht haben kann und 
nıcht hat. Die im allgemeinen in statistischen Dingen nicht 
gerade vorbildlichen Amerikaner. sind uns auf diesem Gebiete 
voraus, und es ist zu begrüßen, daß angeregt wurde, die An- 
sätze, die zu einer Wärmestatistik vorhanden sind, zu sammeln, 
um zu versuchen, auf dieser Grundlage zu einer guten Wärme- 
statistik für die deutsche Wirtschaft zu kommen. s ER 

‚ Der Sachverständigenausschuß für Kohlenbergbau hatte 
am gleichen Tage eine Sitzung seines Geschäftsausschusses, in 
welchem über die Anwendung der Zementba.uweise im Bergbau 
beraten wurde, da im Interesse des Bergbaues und der Zement-_ 
industrie der Beton in seinen vielfachen Formen im deut- 
schen Bergbau ähnlich wie im ausländischen weitgehende Be- 
achtung verdient. Das für die Veredelung der Kohle be- 
deutende Thema der Einführung, des Schwimmverfahrens wird. 
zurzeit ebenfalls bearbeitet, erfordert aber noch weitgehendes. 
Studium und vielfache praktische Versuche. 

Gemeinsam mit der Grubensicherheitskommission, dem. 
Grübensicherheitsamt und den Knappschaftsberufsgenossen- 
schaften hat der Ausschuß die Bekämpfung der Gefahrenquelle. 
durch Stein- und Kohlenfall zu bearbeiten. Tm ausländischen 
Bergbau sind Zeitstudien über einzelne Arbeitsvorgänge ge-. 
macht worden, die teilweise interessante Ergebnisse gezeitigt 
haben. Im deutschen Bergbau haben einzelne Werke sich 
auch mit dieser Frage befaßt, so daß es ratsam erscheint, daß 
sich. der Ausschuß dieser Frage annimmt und sie auch weiter- 
verfolgt. ScHEs 


Wort, wobei er die berechtigten Bestrebungen‘ der mittlere: 
Beamten durchaus würdigte, und zum Ausdruck brachte, das 
auch die Amtsvorstände ein großes Interesse an einer durch 
gerechte Würdigung ihrer Leistungen zufriedengestellten mitt- 
leren Beamtenschaft haben. 

Die Neuwahl des Landesvorstandes der Faclı- 
gruppe ergab die Wiederwahl Würzburgs als Vorort. 
In den Vorstand wurden gewählt die Kollegen Lang als I. 
Karch als H. Vorsitzender, Probst als I. und Leßneis 
als II. Schriftführer, Saur als Kassierer. 

Die Tagung beschäftigte sich dann an Hand der zahl- 
reichen Anträge mit den Verhältnissen der Beamten .im be- 
setzten Gebiete (Pfalz), mit dem Beamtenräte- 
gesetz und Beamtenabbau, ferner mit der Fach- 
ausbildung der mittleren Flurbereinigungs- 
beamten, dem Austausch von versetzten Be- 
amten, der Revision der Ranglisten und Gehalts- 
einstufungen sowie der Vorbereitungsdienst- 
zeit-cger Anwarter, 

Es wurde beschlossen, daß neben der „D.T.Z.“ von allen 
Angehörigen der Landesfachgruppe die „Bayerische Tech- 
nikerpost‘“, das Gauorgan des Bundes, gehalten werden soll. 

In vorgerückter Stunde fand die glänzend verlaufene Ta- 
gung nach Erledigung der umfangreichen Tagesordnung / mit 
She der Kollegen Lang und Kaulmanı ihren Ab- 
schluß. 


Behördenangestelltenbewegung 


Hei lewet noch! Uns liegt die Nr, I der Zeitschrift „Der 
Eisenbahntechniker“ vor, aus der wir entnehmen, 
daß der Verband der Eisenbahntechniker e.V. 
aus seinem Dornröschenschlaf wieder erwacht ist. Beim Durch- 
blättern dieser Zeitschrift finden wir allerlei sehr liebliche Er-. 
zählungen, die auf die Verfassung dieser „Auch-Gewerkschaft“ 
kein besonders rühmliches Bild werfen. So lesen wir: „Nach 
einem Jahr Pause lassen wir heute wieder 
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unsere Zeitschrift erscheinen. Seit April standen 
wir, wie schon durch Rundschreiben mitgeteilt, mit dem frühe- 
ren Verleger in Verhandlung. Dieser scheint jedoch keinen 
Wert mehr auf dieses „Geschäft“ zu legen, da er trotz ver- 
schiedenen persönlichen Vorsprechens des Gv. (Soll wohl 
heißen: Geschäftsführer-Vorsitzender. Die Red.) im seinem 
Büro nichts von sich hören ließ. Wir lassen die Zeitschrift vor- 
läufig ohne Inserate erscheinen, um so mehr, als uns dieselbe 
bei bedeutend mehr Text weniger kostet als früher.‘“ 

Was nun diesen „Text‘ der eben erwähnten Zeitschrift an- 
länet, so finden wir, daß derselbe der Redaktion dieses Blätt- 
chens äußerst mangeln muß, da wir trotz eifrigen Suchens 
geistige Produkte nicht haben feststellen können, was wir, 
nebenbei gesagt, auch kaum erwartet haben, Neben dem Ab- 
druck der Geteb-Denkschriit.über die Anrechnung der Privat- 
dienstzeit auf das pensionsfähige Dienstalter vom April 1924, 
mit der die Daseinsberechtigung dieses Verbändchens anschei- 
nend bewiesen werden soll, und die allein sieben von den zwölf 
verlügbaren Seiten einnimmt, ist ein weiterer Aufsatz über die 
„Zukunft der Reichsbeamtenschaft bei der Reichsbahngesell- 
schaft‘ veröffentlicht, der gleichfalls der Geteb-Zeitschrift 
entnommen wurde. 

° Mit der jinanzie!len Tragfähigkeit dieses Veibändchens 
scheint es oberfaul zu sein. So wird auch die Geteb-Denk- 
schrift erneut zum Anlaß genommen, um die leer gewordene 
Kasse mit Hilfe auch der Nichtmitglieder zu 
füllen. In Nr. 33 der „D.T{Z.“ ist dieses Gebaren der Geteb 
unscrerseits bereits besprochen worden. Wir haben zum Aus- 
druck gebracht, daß es unsere Mitglieder nicht nötig haben, 
sich an der Geteb-Sammlung zu beteiligen, da unser Bund aus 
eigener Kraft alles Erforderliche für seine Mitglieder veranlaßt 
hat. Bei der Geteb und den ihr angeschlossenen Verbänden 
scheint jedoch der Mitgliederbestand ein so geringer zu sein, 
daß die eingelaufenen Mittel nicht ausreichen, um einen Rechts- 
fall bis zur höchstrichterlichen Instanz zu führen. So heißt 
es weiter: „Wir müssen es anstandshalber ablehnen, diese 
Kosten von der wegen der Saumseligkeit der 
MitgliederauchmitfinanziellenSorgenkämp- 
fecnden Geteb zu fordern, auch deshalb, um uns .den 
Vorwurf zu ersparen, daß wir, d. h. die Mitglieder der tech- 
nischen Verbände, welche sich alle in Gruppe VI bis IX- be- 
finden, mit den Beiträgen der unteren Gruppen (IH bis V) 
Prozesse führen, welche speziell nur uns betreffen.“ Und nun 
kommt die Begründung für die eingeleitete Sammlung: 

„Um diese Kosten aufzubringen, auch für die Vervielfältigung der 
Abschriften, Versand an die Rechtsanwälte usw. sind größere Beträge 
eriorderlich, zu deren Aufbringen nicht nur unsere E.T.V.-Mitglieder, 


"sondern auch alle ehemaligen Kollegen in den an- 


wseren Verbänden mit herangezogen werden müssen.“ 

Damit die Mitglieder des E.T.V. und die der ande- 
ren Verbände auch wissen, welchen Anteil sie zu der be- 
absichtigten Sanierung dieses Verbändchens beitragen sollen, 
wird nachstehender Vorschlag gemacht: 

Jeder hier in Frage kommende Kollege, welcher noch im 
Dienst sich befindet, zahlt vorläufig entsprechend seiner Gruppe 
und der für diese in Frage kommenden Anrechnungsjahre einen 
Beitrag, welcher beträgt: 


in Gruppe VI 0,60 M. mal. Jahre 


= Wh VI TON! 3 
| ERBEN, VIill 080 , IR er 
„ „ IX 0,90 > ” ’ 


- mehr wieder 


Zum Schluß wird unter „Vorstandsnachrichten‘‘ mit Be- 
friedigung festgestellt, daß die seinerzeit aus dem E.T.V. 
ausgeschiedenen und dem Butab beigetretenen Kollegen nun- 
in den E.T.V. zurückkehren, besonders, weil 


sie sehen, wie der E.T.V. mit der Geteb mit aller Energie 








glieder’ zu vertreten in der Lage 


ihre ‘Interessen vertritt. Wir beneiden den E.T.V. um diese 
Mitglieder, die es noch nicht eingesehen haben, daß eine 
wirksame Interessenvertretung der Ingenieure und Techniker 
nur in einer Einheitsorganisation der Techniker erfolgver- 
sprechend ist, durchaus nicht. 

"Wie „erfolgreich‘‘ die Geteb die Interessen ihrer Mit- 
ist, geht am deutlichsten 
aus. der vom Verwaltungsrat der Deutschen Reichsbahn mit 
Wirkung ab 1. Januar beschlossenen Beseitigung der Amts- 


\W bezeichnungen „Ingenieur“ und „Oberingenieur‘“ hervor. 


Wir wissen nicht, in welcher Weise die Geteb die Inter- 
essen ihrer Mitglieder ‚wahrgenommen hat. Soviel steht aber 
fest, daß die Existenz der Geteb in dieser Frage nicht den ge- 
rfingsten Eindruck auf den: Verwaltungsrat der Reichsbahn 
‚ gemacht hat. Das müßte doch den Herren Anlaß genug sein, 
um über ihre Organisationsform ein wenig nachzudenken. 
Nicht durch die unzähligen Splitterverbände werden die Inter- 
essen der Ingenieure und Techniker bei der Reichsbahn wirk- 
sam. gewahrt, sondern einzig und allein durch den Zusammen- 
schluß aller technischen Angestellten und Beamten in einer 


einheitlichen Organisation, wie sie in unserem Bund verkörpert 


wird. Wir zweifeln nicht daran, daß diese Einsicht auch bei den 
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Ingenieuren und Technikern der Reichsbahn sich Geltung ver- 
schaffen wird, zumal der. Anschauungsunterricht, der ilnen 
in bezug auf ihre wirtschaftlichen und ideellen Interessen 
durch den privatkapitalistisch eingestellten Verwaltungsrat der 
Reichsbahn tagein tagaus zuteil wird, seine Wirkung nicht 
verfehlen kann. 


Besoldungsfragen 


Die neuen Sätze der Tage-, Uebernachtungs- usw, Gelder 
ab 1. Dezember 1924. Zehn Monate hat sich das Reichsfinanz- 
ininisterium Zeit gelassen, um die letztmalig am 1. Februar 1924 
geregelten Sätze der Tage- und Uebernachtungsgelder sowie 
Beschäftigungstagegelder ‘usw. den tatsächlichen Verhältnissen 
anzupassen. Wir brauchen nur darauf hinzuweisen, daß in- 
zwischen die allgemeinen Beamtenbezüge mehrmals, wenn auch 
nur in geringem Umfange, aufgebessert werden mußten. Die 
ganz unzulänglichen Reisekostensätze usw. hat man geglaubt, 
zehn Monate aufrechterhalten. zu können. : Es sind nunmehr 
mit Verordnung des R.F.M; I. B. 24 680 vom 29. November 1924 
folgende ‚Sätze mit Bestimmung ab 1. Dezember 1924 eingeführt 
worden: 

I. Tage- und Uebernachtungsgelder. 











bei Dienstreisen nach 














Es beträgt besonders teuren Orten anderen Orten 
für Beamte das das Ueber- Fu das das Ueber- Fra 
der Stuf volle |nachtungs- volle Inachtungs- EEE 
er Stvie | Tagegeld geld sammen | Tagegeld geld = 
R.-M. R.-M. R.-M. R.-M. R.-M. R.-M. 
TER 7,— 4,50 11,50 4,50 3,50 | 8,— 
IE: 5% 9,— 6,— 15.— 7,— 4,50 11,50 
Il. ‚Su. 12,— 9I,— 21,— 10,— 5,— 15,— 
IV 2... 42.14,— 10,— 24,— 12,— 6,— 18,— 
v 2% 16,— 12,— 28, — 14,— 9, — 22,— 


Die Vergütung für 1 km Landweg (8 4 Abs. 4 der R.V.) wird 
auf 0,20 R.-M. festgesetzt. 
II. Höchstsätze für Beschäftigungstagegelder. 


(Vom Tage nach dem Fortfall des Dienstreisetagegeides an 
— Nr. 60 und 61 der A.B» zur R.V. —.) 





3.Für unverheiratete 
planmäßige und außer- 
planmäßige Beamte 
mit e'genem ' Haus- 
stand, die ihren Haus- 
halt am dienstlichen 
Wohnsitz nicht fort- 


führen, sowie für un- 


2. Für verheiratete plan- 
mäßige und außerplan- 
mäßige Beamte, bei denen 
die Voraussetzungen unter 
1. nicht gegeben sind, so- 
wie für unverheiratete 
planmäßige und außer- 


1, Für verheiratete 
planmäßige undaußer- 
planmäßige Beamte, 
die ihren Haushalt 
an ihrem dienstlichen 
Wohnsitz fortführen 








und gezwungen sind,jplanmäßige Beamte mit & 3, 
Stufe von ihrer Familie ge-jeigenem Hausstand, die ee 8 ze 
trennt zu leben ihren Haushalt am dienst- mäßige BEER. 
lichen Wohnsitz fortführen reed 
in : in 5 in is 
besonders . besonders d besonders nd 
teuren ee teuren FO teuren © ah, 
Orten Nor Orten u Orten en 
R.-M. R.-M. R.-M. R.-M. R.-M. R.-M. 

I: ser 4,— 3,— 2,50 2,— 1,50 1,— 
I. 5,— 4,— 3,— 2,50 2,— 1,50 
IL. ‚sagen 7,— 6.— 4,— 3,50 2,50 2,— 
IV 8,— 7,— 5,— 4,— „— 2,50 
VE 10,— 9 — 6,— 5,— 4,— 3,— 

4. Höchstbeträge der ..Zuschüsse nach Nr. 9 des Rund- 


schreibens vom 9. Februar 1923 (R.B.B. S. 54/55) — Mehrkosten bei 
täglicher Rückkehr zum Wohnort — für verheiratete Beamte 1,50 R.-M., 
im übrigen 1,— R.-M. 

Ill. Höchstbeträge für Entschädigungen nach dem Gesetz 








vom 21. Mai 1920. 
1. Gemäß $ 1 des Gesetzen 
; erHeirateten unver 2 Gemäß 8 2 
n verheir heiratet 
a) in besonders AN u hal des Gesetzes 
teuren Orlen a 2 am bis- 
ei Fort- RER even 
führung des en Wohnort ver. unver- 
b) in anderen pnpeuirein Unter- Ener heirateten | heirateten 
Orten bisherigen Be a Beamten Beamten 
Wohnort hatten 
R.-M. R,-M. R.-M. R.-M. R.-M. 
a) Stufe I 4,— 2,50 2,— 2,50 1,50 
„u Ss 3,— 2,50 3,— 2,— 
sl 7,— 4,— 3,50 4,— 2,50 
„IV 8,— 5,— 4,— 5,— 3,— 
” V . 10,— 6, DR Fe 6,— A, 
b) Stufe l .. 3,— 2,— 1,50 2,— 1,— 
ER 1ER 4,— 2,50 2,— 2,50 „1,50 
u BIn. 6,— 3,50 2,50 3,50 2,— 
MilNE 7,— 4,— 3,— 4,— 2,50 
” Visse I,— I 4,— I,— I,— 


3. Wegen der Höchstbeträge für Zuschüsse vgl. II Nr. 4. 

IV. Im übrigen .bleiben . die bisherigen Grundsätze für die Ge- 
währung von. Beschäftigungstagegeldern und, von ; Entschädigungen für 
versetzte Beamte unverändert, 
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V. Die Verordnung findet auf die Angestellten entsprechend. dem 
Reichsangesteilten-Ta:iivertrage Anwendung, vgl. 8$ 31 und 37 des R.A.T. 
— R.B.B. 1924 S. 113 —. 

VI. Vorstehende Regelung zu Ibis V gilt für die 
meinden und . sonstigen öffentlichen 
Sinne des Besoldungssperrgesetzes. 


Zur Beamtenbesoldung. Die Spitzenorganisationen haben in 
einer Sitzung am 22. Dezember sich erneut mit der Besoldungs- 
frage beschäftigt. ‚Sie sind: übereingekommen, an den neuen 
Reichstag heranzutreten, um eine Revision der letzten, vom 
Reichsfinanzministerium vorgenommenen Neuregelung der Ge- 
hälter zu verlangen. Es soll dabei darauf hingewiesen werden, 
daß die vorgenommenen Aufbesserungen für die unteren und 
mittleren Besoldungsgruppen durchaus ungenügend sind. 

Es ist außerdem beschlossen worden, vom Reichstag eine 
beschleunigte gründliche Reform des gesamten 
Besoldungsgescetzes zu fordern. 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Gewährung von Beihilfen zu den Umzugskosten und den 
Kosten doppelter Haushaltsführung. In einer Eingabe an das 
Reichsverkehrsministerium haben wir uns gegen den Erlaß 
des Reichsverkehrsministerss — W. II. P. 6. 624 — gewandt, 
der anordnet, daß Angestellte, welche von verschiede- 
nen. Woasserbaudienststellen ausgetauscht 
werden, von der alten Dienststelle ordnungs- 
mäßig zukündigen und von der neuen Dienst- 
stelle new einzustellen sind. Diese Maßnahme be- 
deutet insofern eine große Härte für ‚die betroffenen An- 
gestellten, als die nach dem R.A.T. von der Wasserbauverwal- 
tung zu tragenden Kosten für den Umzug, für Führung doppel- 
ten Haushaltes usw. auf die Angestellten abgewälzt werden. 
Wir haben zum Ausdruck gebracht, daß durch diesen Erlaß 
lediglich die Fiktion aufrechterhalten werden soll, als wenn 
es sich um Angestellte handle, welche nur zur vorübergehen- 


Länder, Ge- 
Körperschaften als bindend‘ im 





Nr. I: 


den Verwendung von ‘der Wasserbauverwaltung beschäftigt 
werden, obgleich es sich in. den meisten Fällen um Angestellte 
mit jahrelanger Tätigkeit handelt, auf welche, sogar der erhöhte 
Kündigungsschutz des R.A.T. Anwendung findet. 

Wir erhalten nunmehr vom Reichsverkehrsminister auf 
unsere Eingabe die nachstehende Antwort: 

„Im Hinblick darauf, daß mein ErlaßB vom 5. Februar 1923 
— W. I. P. 6. 624 — durch die neueren Bestimmungen des R.A.T, 
vom 2. Mai 1924 nicht beeinflußt wird, geben mir die Ausführungen 
in Ihrem Schreiben keinen genügenden Anlaß zur Aufhebung oder 
Aenderung jenes Erlasses.. Es muß an dem Grundsatz festgehalten 
werden, daß Angestellten, die bei ihrer jeweiligen Dienststelle entbehr- 
lich werden, bestimmungsgemäß zu kündigen ist, sofern nicht die 
Möglichkeit vorliegt, sie nach $36 Abs.1 und 8% 
Abs. 1.des R.A.T. zu behandeln. Im übrigen bieten die Be- 
stimmungen im Abs. 2 des $ 37 R.A.T. eine ausreichende Gewähr da- 
für, daß den Interessen ‘der langjährig im Reichs- oder Staatsdienst 
tätigen Angestellten insoweit Rechnung getragen wird, als es mit der 
finarziellen Leistungsfähigkeit des Reiches vereinbar ist. 

Ich bin aber nicht abgeneigt, gelegentlich der Herausgabe von 
weiteren Richtlinien für die Anwendung des R.A.T. die wuntersteliten 
Behörden noch besonders auf die Bestimmung in der zweiten Hälfte, des 
letzten Satzes der Ziffer 1 des $ 36 R.A.T. hinzuweisen und darauf 
aufınerksam zu machen, daß ich auf Grund des $ 37. Abs. 2 R.A.T. 
auch weiterhin bereit bin, beim Vorliegen der im letzten Absatz meines 
Erlasses vom 7. Dezember 1921 — W. II. P. 6. 2754 — bezeichneten 
Voraussetzungen, Anträgen auf Gewährung von Beihilfen zu den Um- 
zugskosten und den Kosten doppelter Haushaltsführung. näherzutreten.“ 


Zum Personalabbau, Die Spitzenorganisationen der Be. 
amten- und Angestelltenverbände haben gegenüber den Ab- 
sichten des Reichsfinanzministeriums, den Personalabbau dureh 
gesetzliche Regelung in gewissem Umfange weiter aufrecht- 
zuerhalten, beschlossen, vom neuen Reichstag zu fordern, daß 
die Personalabbauverordnung völlig aufgehoben und damit 
jeder weitere Abbau endgültig eingestellt wird, 
und daß ferner die bisherigen Rechtsverhältnisse wieder her- 
gestellt werden. 








0D az 





Aus dem Bunde 





Vorstandsbekanntmachungen 

Beschwerden wichtiger . Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
ktamationen, sind an den. Bundesvorstand, z. H. des: Vorsitzenden Her- 
manı Waschow, .Stralau b. Berlit, Krachtsitr. . 16, . zu richien. 


Beschwerdeausschuß. Beschwerden gegen die Entscheidungen des 
Bundesvorstandes sind an den Obmann des vom Bundestage neu ein- 


gesetzten Beschwerdeausschusses, Herrn Ingenieur Jakob Michler, 
München, Jutastr. 7, zu richten. 
Personalien. Der bisherige Leiter des. Gaues Hessen, Kollege 


Philipp Jordan, ist am 31. Dezember v. J. auf seinen Wunsch 
aus den Diensten des Bundes ausgeschieden und hat wieder eine Stellung 
jr seinem: früheren Beruf "angenommen... Während seiner fünfjährigen 
Tätigkeit als Gauleiter hat Kollege Jordan rastlos und selbstlos für ‘den 
Bund gewirkt und sich durch seinen unermüdlichen Pflichteifer und 'sein 
Geschick in der Vertretung der ihm anvertrauten Interessen große Ver- 
cienste um die Bundesbewegung erworben. 

An seine Stelle ist mit Wirkung vom 1. Januar d. J. als Leiter: des 
Gaues Hessen — zunächst vertretungsweise — der Kollege Richard 
Horn, bisher Leiter der Gaunebenstelle in Erfurt, getreten. 


Warnung vor einem Schwindler. Die Ortsverwaltung Neu- 
ruppin warnt vor einem Herrn Seckert, der sich unter der 
Vorgabe, .Mitglied der O.-V. Stettin zu seim, daselbst eine 
Unterstützung -erschwindelt hat. 


Wir nehmen diesen Vorfall zum Anlaß, unsere Ortsver- 


waltungen darauf aufmerksam zu machen, daß Unterstützungen 
jeder ArtnurvonderHauptverwaltungin Berlin 
auf Grund der satzungsgemäßen Bestimmungen bewilligt wer- 
den können. Die Ortsverwaltungen sind hierzu nicht 
berechtigt. 


Aus den Gauen 


Ostpreußisches Technikerhaus in Königsberg/Pr, In Nr. 20 
der „D.T.Z.“ vom 11. August 1994 hatte die von Mitgliedern 
unseres Bundes — Gaugebiet: Ostpreußen — gegründete 
„Ostpr. Butab-Hausbau-Genossenschaft e. G. 
m. b.H. — Sitz Königsberg/Pr.,, — einenIdeenwett- 
bewerb zur Erlangung von Entwürfen zum Neubau eines 
ostpreußischen Technikerhauses in Königsberg/Pr. ausgeschrie- 
ben. Lage und Form des Grundstücks sowie die Aufgabe selbst 
boten gewisse Schwierigkeiten, so daß die Ausschreibung 
eines Wettbewerbes durchaus gerechtfertigt war. Zur Beteili- 
gung. daran wurden sämtliche Mitglieder unseres Bundes: zu- 

elassen. Bis zu dem auf vielseitigen Wunsch von Wettbewerbs- 
eilnehmern verlängerten Termin (12. November 1924) gingen 
38 Entwürfe ein, über die nunmehr ein aus namhaften Bausach- 
verständigen und Architekten Königsbergs und Mitgliedern der 
Ostpr. Butab-Hausbau-Gemossenschaft zusammengesetztes Preis- 


richterkollegium nach mehrmaligen Sitzungen die Entscheidung 
gefällt hat. 

Das Preisgericht ist einstimmig der Ansicht gewesen 
daß keiner der eingereichten Entwürfe für die Ausführung reif 
sei und daher auch keiner Ausarbeitung der I. Preis zuerkannt 
werden könne. 
vorgenommen worden, nach welcher erhielten: 

einen II. Preis.(400 M.) der Entwurf mit dem Kenn- 
wort „Getrennte Wirtschaft‘; Verfasser: Koll. Fritz Noth- 
roff (Lyck); 

je einen.IH. Preis (je 300.M.) der Entwurf mit dem 
Kennwort „Unser Haus‘; Verfasser: Koll. Karl Groß (Lyck), 
und der Entwurf mit dem Kennwort „Klops‘“; Verfasser: Koll. 
Hass Witecka (Ludwigshafen/Rh.). 

Für 100 M. angekauft wurde der Entwurf mit dem 
Kennwort „Am Butabplatz‘; Verfasser: Koll. Otto Bethge 
(Magdeburg). 

Mit dem Bau des Gebäudes — unseres achten Bundes- 
hauses, dem hoffentlich noch weitere im Reiche folgen werden — 
wird nach Beendigung der ostpreußischen Winterjahreszeit, das 
ist voraussichtlich im April 1925, begonnen werden. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Komnick in Elbing. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Baugeschäft Englisch in Zülz O.-S, 

Meguin A.-G. in Butzbach (Hessen). 

Dillinger Eisen- und Maschinenbau’ A.-G., Dillingen. 
Zimmermann-Werke, Akt.-Ges., Chemnitz. 

Hafa, Maschinenbau-A.-G., Düsseldorf, Bachstr. 15. 

Vereinigte Granit-, Syenit- u. Maärmorwerke A.-G, Wunsiedel. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T,Z.* dürfen wegen des be- 
schränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Ortsverwältung, Art der Versammlung 
Datum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort.. Die Anzeigen müssen spätestens 
4 Tage vor Erscheinen der neuen Nummer im Besitz der Redaktion sein 
und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter Anwendung nach- 
stehender Abkürzung enthalten: 

M = Mitgliederversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, 


Bautzen. M. 8.1. 8% Bürgergarten. 

Eisenach. M. 7.1. 8% Karthäuser Hof, Karlsplatz. 

Gera. Generalvers. 8. I. (statt 6.1.) bei Harn'sch. 

Halle. Hauptvers 6. I. Rest. Mars-la-Tour, Gr. Ulrichstraße. 

Kiel. M.. 8. I. 8% püoktl. im Hotel „Stadt Magdeburg“, Bergstraße, 

Pots3am-Nowawes. M. 16.1. (statt ?, 1) 8%, Rest. Fürst Bisinarck, Potzdam, 
Mammonstr. 1. 


V = Vertrauensmännerversammlung, 
B = Berufsausschuß. 





Geschäitliches 
Unserer heutigen Gesamtauflage, — Postauflage — liegt ein Pro- 
spekt der „Wohlfahrts-Geldiotterie füc die Ausge- 


wiesenen von Rhein und Ruhr“ bei, deren. Ziehung bereits 
am..15., 16. und 17. Januar 1925 stattiindet, der Lospreis ist 3,30. M, 
das Stück, worauf wir unsere Leser noch besonders hinweisen möchten, 


Demzufolge ist eine anderweitige VerteMung 
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geschteus. Bienen. | MR FISCHER, 


Statik 
fostigkeitslehre ] 
:allerbeste, hellste Auslese, Band 1—3418,— M. 


hochfeinM. 11.—, halbe Dose, a Band gegen 


Techniker 


denkt und handelt sachgemäß, 


i ; Ia Auslese, M. 6.30, Nachn. »— M. Monatsrate 
er Eure ee Belegynheiten 50 Pfg. mehr. B Eeezüchter beziehbar. P rospekt 
so, daß kein Vorwurf über Pflicht- | 5. Göken. Pe 
vergessenheit ins Grab gerufen WM | Thule b. Friesoyihe, Oldbe. | ash, BES HERE 7 
wird. Erhaltet die Kultur Eures See I ROe. er Kuapar Be gr u 
Standes und sorgt für den Fort- sg -e koniz-"o 2 


schritt durch Ausbildung der Kinder. 
Dies alles ist erreichbar durch 
eine Lebens-, Witwen-Pensions- oder 


Renten- und Aussteuer-Versicherung. 


Bevor Sie 
Gufe Bücher 
kaufen, verlangen Bie 


Roftenfrei 


den nenen Profpekf von ! 
3. Wichael Müller 
Verlag 
Verfandabteilung 
München, Bnssader Htrs 


Der 
Preußische Beamten - Verein 
zu Hannover, 





Lebensversicherungsverein a. 6. 
ist die alte, vor 49 Jahren für be- 
stimmte Kreise begründete gemein- 
nützige Versicherungsanstalt, bei der 
am vorteilhaftesten Versicherungen 
genommen werden können. 

Keine Agenten, beschränkter Auf- 
nahmekreis, Geschäftsbetrieb nur 
für- Mitglieder, niedrigste. Prämien 
(beim Eintrittsalter von 35 Jahren 
beträgt z.B. die Jahresprämie für 
Todesfallversicherung 24,30 Mk. 9%, 
beim Eintrittsalter von 40 Jahren 
28,93 Mk. °/,, usw.). 


Drucksachen sind kostenfrei ein- ® 
zufordern von der Direktion an uc 
tz 13. Be ; 
unnover Raschpie £ /\Herren für die Vermittelung von 
ve Es Inseratenaufirägen gegen Provision. 
Material und Anleitung kostenfrei. Gefl. An- 


gebote unter D. T.251 an die Anzeigen-Verw. 
Teilzahlufg! Katalog freit|R. Merkel, Berlin-Schöneberg, Vorbergstr. 8. | 


7 Photographische | jr enormen; 










Bevor Sie heiraten 
müssen Sie in Ihr. eigenen Interesse die Ratschl. eines 
erfahrenen Arztes üb. „Das Liebes- u. Geschlechts- 
ieben d. Weibes I. gesunden und kranken Tagen v. 

.med. A. Kühner, Eisenach, lesen. Aus dies. v. streng 
sittl. Standpunkte aus geschriebenen Werke des be- 
kannten Autors schöpfen S'e Kenntn. u. Tatsachen, die 
# jed. Gebildeten v. unschätzbarem Wert sind. Preis 
dieses zirka ?00 Seit. starken, mit vielen Abbild. ver- 
sehenen Werkes G -M. 2.—, mit zerlegb. Modell des 
weibl. Körpers G.-M. 1.— mehr. Nur zu beziehen von 
W. A. Sohwarze’s Verlag, Dresdon N 6/91 





























® 
ae welegenheilskauf!  Rauchlahak 
Katalog A H 
aus erster Fabrik habe noch wegen Aufgabe des 
Uhren, Goldwaren, Geschäfts einen kleinen Posten sehr billig abzu- 
Brilianten geben. 3 Sorten Feinschnitt ä Pfd. Gm. 1,90, 2,15 






u, 2,75. Zusendung portofrei unter Nachnahme. 
Probesendung nicht unter 9 Pfd. Gefl. Bestellungen 
unter „West 1" an die Anzeigenannahme R.Merkel, 
Berlin-Schöneberg, Vorbergstr. 8. 


Katalog B 


"LE 1Rümer, Altona-Oftmarschent 

















| 4 
/ ikas. Lauten, 
f herren aa Lauten.d 
rate eit 
ersandob Febrik 
Frnusasss Due nam d 
MEINELEHEROID } 


FHUINGENTHALKANG AS 












Elektrotechnik durch 
Selbstunterricht 


bietet der III. Fachband unseres „Technischen 
Selbstunterrichts“. Die Methode ist äußerst 
leicht faßlich, der Preis billig. Das Werk kann 
gebunden und in Einzelheften (je M. 1.—) 
bezogen werden. Der Bezug ‚einzelner Bände 
oder Hefte: verpflichtet :nicht:zur Abnahme des 
‚ ganzen Werkes: Verlangen Sie Prospekt vom 
Verlag Er 


R. Oldenbourg, München, Glückstr. 8. 








Kelikan 
SPECIAL 


RADIERT BLEI ALLER HARTEGRADE 
GÜNTHER WAGNER-HANNOVER U.WIEN 


Wenn Sie glauben 


daß ein teuer ausgestatteter Likör besser als 
ein aus Reichel-Essenzen selbst hergestellter 
ist, so ‚urteilen Sie nicht objektiv. Nicht Aus- 
stattung und Preis — der innere Wert 
entscheidet. — In dieser Erkenntnis wurden 
jährlich Millionen überzeugt. Reichel-Essenzen 
sind der Extrakt der gleichen echten Urstoffe, 
aus denen die ersten Likörmarken bestehen 
und ergeben Originalliköre edelster Art. 
Gleiches von Gleichem. Die Selbstbereitung mit 
Reichel-Essenzen verschafft Ihnen ohne große 
Ausgaben den uneingeschränkten Genuß auch 
der sonst kostspieligsten Luxusliköre. Erhältlich 
in Drogerien und Apotheken, echt aber nur mit 
Marke „Lichtherz“. Dr. Reichels Rezeptbüchlein 


daselbst umsonst oder kostenfrei durch 
Otto Reichel, Berlin 171 SO 33, Eisenbahnstr, 4. 


BE BEEE „Versichert Euere Habe solort wertbeständigl" ist das „Gebot der Stunde", BEREEE 
Goldmark-Versicherungen zu billigsten Beiträgen: | 


Feuer 50 Pf., Einbruch 50 Pf., einschliesslich Stempelgebühr 


für das Jahr und Tausend der Versicherungssumme bei der 


Brand- und Einbruchschadenkasse „Deuischer Posiverband“ Y. Y. a. 6. 
Fernsprecher: Hansa 84 Berlin NW 21, Bundesratufer 13 Postscheckkonto 26300 Berlin 


Billigste, gemeinnützige Versicherungs-Anstalt für Reichs-, Staats- u. Kommunalbeamte, Geistliche u. Lehrer 


Keine Zuschläge für Nebenräume; auch für Einbruchdiebstahl sind 10°, der Gesamt-Versicherungssumme in Nebenräumen 
kostenfrei versichert, während andere Versicherungsanstalten hierfür besondere Zuschläge erheben. — Entgegenkommendste 
Schadenregelung — Vermittlung von Gebäude-, Umzugs- und Reisegepäok-Versicherungen zu niedrigsten Sätzen. 


Näheres und Antragsformulare durch die Vertrauensmänner oder den Vorstand der Kasse. 


EEnmssmmmnne Pauschalversicherung in einer Summe. EEIEZENRBERENE 





IE BER N ER URN BRD EB3 EN RE EI EI EN EN 











Ausschneiden! 





Der Unterzeichnete bittet um kostenlose 
Uebersendung eines ausführl. Prospektes 
über techn. Selbstunterricht it. Anzeige 
in der Deutschen Techniker-Zeitung Nr. 1 
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Hyproxit 


(Magnesium peroxyd) 


caRHor 
Wer sioh elend, krank, 


matt fühlt, hat melst Ma-_ Tu? Wohl, 
eenbeschwerden und un-jindert Schmerzen 


esundes, kıankes Blut. 


Se ner use see 
Eine3—4wöchentlicheKur 1PlascheeC ARMOR ist 


mit Bintreinigungs- und, 


Magenpnlver Hyproxlit einebillige 
wirkt meist Wunder, 80- Haı 
dnss die Kranken sich wie 


neugeboren fühlen. 








WRONG." 


— nt 
|” Garmol-Blutreinigungs- Tee 
(aus Sennafrucht bereitet) \ 
ist ein beliebtes Abführmittel. da die Wirkung 
zuverlässig und reizlos ist. 


lan verwendet Garmol bei BIkBRNUg» Krankhalken: > aus reiner S 
Rheuma. Hoxenschuss, Genick-, Kreuz-, einfachem , 

Kopf-, Zahnschmerzen, Husten und ‚Schnupfen. Tr ae A 
Man verlange in Apotheken u. Drogerien ausdrück- Dreisw > 
lich Carmol (Karmelitergeist) und Carmol-Tee, ynunlttelbaren Y Sn Verrauc,, : 

Carmoi -Fahrik, Rheinsberg (Rark). { Be ® jan gen 
laflen Sie sich die Mufter p.23 kommen. 


$Sporf-u.An 






echtrot federdicht Daunenkö- | Ein einfaches, wunderbares 
per, 1}gschlfrg., groß. Ober- Mittel teile gern kostenlos mit. 
bett, Unterbettu. 1 Kissen m. Frau M.Poloni, 

14Pfd. grauen Federn gefüllt | HannoverA.45, Edenstr.30A 


un Betten [che Miessori 
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zugstoffe 
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a Gebett Gm. 43.—; dasselbe 
Gebett mit 2Kissen u. 16 Pfd. 
zartw. Fed. gefüllt Gm. 63.—. 


Bettfedern 
grau, perPfund Gm. 1.10, zart 
und weich Gm. 1.50, grave 
Halbdaun. Gm. 3.25, Schleiß- 
federn grau Gm. 2.25, weiße 
Halbdaun. Gm. 5.—, Daunen 
grau Gm. 9.25, weiß Gm.12.50. 

Bettfederngroßhandlung, 
Bettenfabrik und Versand 


Th.Kranefuß, Casse1247. 





erleichterune. 











[Pianos| 
Flügel - Harmonien E 


a neue und gebrauchte, @ 
 mässigePreise. Zahlungs- ® 


M Franz Ferd.Seydel} 
a Berlin C119,SpandauerStr.18 B 


Harzer Kanarienroller 
fleißige Sänger, 10, 12, 15 bis 
20 Mk., Weibchen 2bis 4 Mk., 
versendet Züchterei Pflock, 
Paderborn, Casseler Str. 24. 


Zeugnis- 
abschriften 


in saub. Maschinenschrift: 
10 St. 1 Mk., 20 St 1,25 Mk., 
309 St. 1,50 .Mk., 50 St 
2,— Mk. D. Liebermann, 

Göttingen 11, Postfach. 





PEN BOCH BE EP EBEN FEIERTE NEE EEE SSREREEB EEE REES EEE EEE Pen N I, nenn 
za an 


Inhalt: 


der Fragen aus der Praxis 
technikers (Fragekasten). 


stützung im Selbststudium. 
5. Stellenmarkt. 


gleichen Raum 15 Pfg. 


Namhafte Mitarbeiter! 


Berlin NW 40, 


In unserem Verlage 
erscheint ab 1. Januar 1925 die 


neue Halbmonatsschrift: 


Die Lahoratoriumspraxis 


herausgegeben vom 


Reichsberufsausschuss für Laboratoriumstechniker, 


“1. Wissenschaftliche und belehrende Fachartikel aus 
allen Gebieten der angewandten Chemie. 


2. Laufende Berichterstattung über Methoden und 
Fortschritte der gesamten Laboratoriumstechnik. 


3. Oeffentliche Beantwortung allgemein interessieren- 
des Laboratoriums- 


4, Nachrichten aus der Fachschulbewegung. 


6. Bücherschau — Verschiedenes. 


....Die Laboratoriumspraxis wird durch die Post be- 
zogen und kostet pro Vierteljahr 1,50 M. Anzeigen 
kosten die einmal gespaltene Millimeterzeile oder den 
Bei Neuaufnahme von 6 Inse- 
raten 10%, bei 12 Inseraten 20 % Rabatt. 
angebote und Stellengesuche kosten die einmal gespal- 
tene Millimeterzeile oder den Raum 8 Pfg. 


Probeheft auf Wunsch! 
Industriebeamten-Verlag G.m.b.H. 


Unter- 


Stellen- 


Werftstr, 7, 


000.000 000 000 009. 009.000 000.000 000 000 000 000 000 000.000 000.000 000 000 000 000 H00 OEO 000 O00 000 000 000 HaO 090 


000 000 090 000.000 000. 005 229. 000 000 009 000 000 000 000 900 009.009 om 
Verantwortl.: Alfred Flügger, Berlin. —" Industriebeamten-Verlag GmbH., 





















‚Bandwurm 


$pul- u. Madenwürmer entzieh. 
d.Körper d. besten Säfte, 
der Mensch wird blutarm, 
nervös, elend u. schlapp. 
3 Bleichsüchtige und blut- 
arme Frauen und Mäd- 
chen, Magen- und Weiss- 
flussleidende sowie ner- 
vöse Personen usw.leiden 
in den meisten Fällen an 
Eingeweidewürmern, er- 
kennen aber ihre Krank- 
heit nicht. Heute bedarf 
jeder d. soteuren Lebens- 
mittel für sich und dürfen 
diese nicht v.d. Würmern 
geraubt werden. Aus- 
kunft kostenlos (Rücporto). 
Keine Hungerkur. 


Wurm-Rose, 
Hamburg 11a 264. 


Zeuonis- 
abschritten 


in sauberer Maschinenschrift 
30 St. 1,75 Mk., 50St.2,—, 
100 St. 3,50 inkl. Ia Papier. 
Otto Höhn, Eisenach, 
Helenenstr. 11, part. 











Ziehung 15.—17. Januar 
Wohilfahris- 


held-Lotlen 


für die Ausgewliesenen 
v. Rhein u. Ruhr, 


12836 Gewinne 
bar ohne Abzug — Mark 


300000 
75000 
50000 
25000 


Lose A M. 3,30. 


Porto und Liste 35 Pfg. extra 
vers. auch unter Nachnahme 


Emil Stiller, ak 
Hamburg, Holzdamm 39 
Baldige Bestellg. erwünscht. 


Hauptgewinne 


Berlin NW 40. —" Rotationsdrück Möller '& Borel GmbH. Berlin SW 68 


Eine 
frohe 
Botschaft 


für alle Rheumatismuskranke! 


Schmerzen in den Gliedern und Gelenken, geschwollene 
Gliedmaßen, verkrüppelte Hände und Füße, Zucken in B 
den verschiedenen Körperteilen, ja selbst Schwäche der Hi 
Augen sind vielfach die Folgen rheumatischer und 
gichtischer Leiden. 


Bitte mir_noch von Ihrem St. Joseph’s-Tee zu 
übersenden, per ‘Nachnahme, denn derselbe hat 
tatsächlich bei meinem alten Leiden, ich selbst bin # # 
49 Jahre alt, Wunder vollbracht. F 

Ich habe mein Gelenkrheuma bereits 4 Jahre 
und habe 10 Wochen fest gelegen, konnte. vor 
Schmerzen wirklich 10 Wochen kein Auge zutun, 
und schon nach 3 Tagen habe ich eine große 
Linderung verspürt, Ihr Tee ist nach meinem 
Dafürhalten, ich bin zwar kein Arzt, aber ein 


alter Sanitäts-Vizefeldwebel, daher kein Laie, #% 


das tatsächlich beste Mittel gegen sogar veraltete 
Rheuma’s. 

So schreibt Herr Joseph Maternowski, Berlin... 
und viele hundert Kunden schreiben ähnlich. 


Weil wir wissen, daß Sie ebenso wie die vielen 
Tausend ‘Ihrer Leidensgefährten unbedingt zufrieden 
sein werden, erklären .wir uns bereit, bis auf weiteres 6 
jedem Leser dieses Blattes, der an Gicht- und Rheuma- 
tismus leidet, ein Orlginal-Paket St. Joseph’s- 
Tee zum 


Ausnahmepreis von Nik. 1.30 franko 


gegen Nachnahme zuzusenden, obwohl der Preis 
jetzt 2.50 Goldmark beträgt. Porto uad Nach- 
nahmegebühr tragen wir bei der ersten Sendung. 


Unsere große Garantie: 


Wir erklären uns ausdrücklich bereit, Ihnen den vollen 
Betrag zurückzuzahlen, wenn Sie keine Besserung 
4 verspüren. Eine größere Garantie kann man vun- 
möglich . geben. stellen Sie aber heute noch, 
denn um so rascher kann Ihnen geholfen werden. 


Dr. Zinsser & Co., Leipzig 36 


Gegründet 189. 











——— Kennen Sie schon die drei Broschüren über 


! Geschlechiskrankheiten ! 


1. Heilung von Harnröhrenleiden und Weißfluß- 
2. Heilung der Syphilis. 3. Hellung der Mannes. 
sohwäche. Bequeme - Verfahren ohne .Berufsstörung. 
Zahlreiche Anerkennungen. Diskreter Versand. ä Heft 
50 Pf. einschließlich Porto. Verlag Dr. med. H. Sohmidt 





@. m. b. H, Berlin NW 68, Rathenower Straße Nr. 73. 


ufjeEin Wort andie 
Frauenweltl 


Fort mit allen wertlosen Änge- 
boten auf hygienischem Gebiete. 


Lassen Sie sich nicht irreführen 
durch vielversprechende hoch- 
klingende Anpreisungen. Nur 
meine genehmigten, kräftig 
wirkenden Spezialmittel bei 
Störung helfen sicher. Auch 
in bedenklichen Fällen über- 


raschende Wirkung schon in 
wenigen Stunden. 


Keine Berufsstörung! 
Vollkommen unschädlich! 


Viele Dankschreiben. 
Diskreter Versand durch 
Frau H. Fischer 
frühere Bezirkshebamme 


Hamburg 36 (B 514) 
Gerhofstraße 16. 
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Nummer 2 / 7, Jahrgang 


Der Mißbrauch des technischen Geistes 


(Der Leiter des Verbandes sozia'er Baubetriebe, unser 
Mitglied Herr Dr. ing. Wagner, hat uns auf unsere 
Aufforderung den folgenden Artikel über ‘Eindrücke 


seiner. Studienreise nach Amerika geliefert. Die Red.) 


I. 


Wenn ein Amerikaner einem europäischen Gast sein Land 
zeigt, dann führt er ihn vor technische Bauwerke, die er 
stets als „die größten der Welt‘ vorstellen wird. Das Streben 
nach Umfang und Größe beherrscht den amerikanischen Geist 
ebenso, wie der Neger Zentralafrikas für glitzernde Glasperlen 
die Arbeit seines Lebens opfert. Mit diesem Hinweis haben wir 
bereits den Kulturwert des amerikanischen Schaffens und 
Strebens berührt. In keinem Lande werden die Begriffe Kultur 
und Zivilisation so durcheinandergeworfen wie in Amerika, 
das eine eigene Kultur nicht besitzt und darum dem Europäer 
die Fortschritte auf dem Gebiete der Zivilisation auch als 
Fortschritte der Kultur vorführen möchte. 

Nicht das „Wie“, sondern das „W as‘ beherrscht Ame- 
rika. Die Frage nach dem Wie ist auf die Kultur, die 
Frage nach dem Was auf die Zivilisation gerichtet. 
Was wir am Körper tragen (ob Seide oder Sackleinwand), 
ist eine Frage der Zivilisation, aber wie wir es tragen, das ist 
eine Frage der Kultur. Der reiche Emporkömmling kanı 
sich mit Brillanten und Edelsteinen behängen. Er wird dennoch 
keine Gnade finden vor den Augen eines Kulturmenschen, der 
sein Leinwandkleid mit innerem Adel trägt. Was wir bauen 
(ob Wolkenkratzer oder einen Krämerladen), ist eine Frage der 
- Zivilisation, aber wie wir bauen, das ist eine Frage der Kultur. 
Die Buddenbrooks, die in Lübeck ein zweistöckiges Geschäfts- 
haus besaßen, würden heute mit Verachtung auf den Dollar- 
könig herabschauen, der in Chicago einen Wolkenkratzer zum 
Vertrieb seines Kaugummis erbaut hat. 

Man muß diesen Gegensatz zwischen Kultur und Zivili- 
sation tief empfunden haben, wenn man sich für die richtige 
Einschätzung des amerikanischen Geistes und der amerikani- 
schen Technik einen objektiven Maßstab schaffen will. Das Er- 
kennen dieses Maßstabes ist auch für Europa bereits sehr 
schwierig gemacht, weil das Zivilisatorische, der äußere Schein 
der Dinge, ihre Größe und ihr materieller Zweck auch das 
europäische Werturteil schon ausschlaggebend zu beherrschen 
beginnt und den Kulturwert der Dinge in den Hintergrund 
treten läßt. Auch Europa läßt sich bereits von dem amerikani- 
schen Größenwahnsinn, von der äußerlichen Form der Dinge 
anstecken und beginnt, unser Werturteil durch den materiellen 
Zweck der Dinge zu benebeln, 

Die Zivilisation hat mit Hilfe des Kapitalismus ihre Macht 
in Europa bereits stark gefestigt und droht, der Kultur einen 
mittelalterlichen Seelenwert zu geben, der nur noch im Alter- 
tumsladen gehandelt wird. 

Woher diese‘ Entwicklung der Dinge? Man muß sich 
stets gegenwärtig halten, daß die Triebkraft der Zivili- 
sation der Kapitalismus ist. Der Kapitalismus ist es, der 
den Zweck der Arbeit umbiegt, die Freude an der Arbeit 
vernichtet, die. Arbeitsehre umstellt und dm Gewinn 
der Arbeit eine andere Richtung gibt. Ehedem reichte der 
Arbeitszweck, die Arbeitsfreude, die Arbeitsehre und der 
Arbeitsgewinn in den letzten Ausstrahlungen in die geistige 
Atmosphäre der Kultur hinein. Heute reichen die Arbeits- 
werte bestenfalls in die geistige Schicht der Zivilisation. 
Heute wird die Arbeit nicht mehr nach Kulturwerten, sondern 
in erster und letzter Linie nach dem Kapitalwert ge- 
messen, 


Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlin. — Fernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 78310. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40, 


Berlin, den 9. Januar 1925 











Wo finden wir bei unserer Arbeit noch Arbeitsfreude? Die 
Spezialisierung und Mechanisierung der Arbeit tötet die Ar- 
beitsfreude. Da der Mensch aber ohne Freude nicht leben 
kann, pflegen wir uns die Freude zu erkaufen. Jedes 
Voik beschäftigt ein ganzes Heer von Menschenkräften, die 
in freudloser Arbeit Dinge herstellen, die anderen Menschen 
einen Ersatz für die Freude bieten sollen, die sie bei ihrer 
Arbeit verloren haben. Die Zersetzung der Seelen- 
werte der Arbeitistin vollem Gange. Heute er- 
kaufen wir uns die Freude für das-Kind im Spielzeug (das unter 
Tränen von Heimarbeitern gefertigt wird), im Flitterwerk der 
Kleidung für die Erwachsenen (dem man den Existenzkampf 
der Fabrikarbeiterinnen nicht ansieht) und so fort. Kinos, 
Cafes, Variet€ und Lunaparkrummel, all das ist ein bewußt 
genährter Ersatz für die freudiose Arbeit des Berufslebens. 
Der arbeitende Mensch des 20. Jahrhunderts muß sich für die 
aus. eigener Arbeit nicht erwachsende Freude.einen Ersatz 
suchen, den ihm andere freudlos erarbeiten müssen. 


In Amerika ist diese Entwicklung der Dinge bereits auf 
ihren Höhepunkt gelangt. Dort sind alle Arbeitskräfte 
darauf eingestellt, Kapital zu machen. Dieses Kapitalmachen 
ist der ganze Inhalt des wirtschaftlichen Getriebes eines Mil- 
lionenvolkes, und es scheint, daß die Zersetzung der Seelen- 
werte der Arbeit mit aus dem Grunde betrieben wird, weil sich 
aus dieser Zersetzung wieder Kapital schlagen läßt. Das, 
was den 'G&ist ‚zerstreut und ablenkt, was die Nerven auf- 
peitscht und in Spannung hält und über den flachen Inhalt des 
menschlichen Lebens hinwegtäuscht, das ist zu einer In- 
dustrid*geworden, in der Millionen von Dollar verdient wer- 
den. Die Sklaxenwirtschaft ist nach dem Bürgerkrieg in 
Amerika abgeschafft/aYorden. Die Plantagenbesitzer sollen 
durch’ die«Aufhebung der Sklaverei 2000 Millionen Dollar ver- 
loren haben. Der moderne Kapitalismus jedoch hat die gol- 
denen Sklavenketten erfunden, die dem Besitzer der Produk- 
tionsmittel nun nicht mehr ausschließlich schwarze, son- 
dern auch weiße Leiber verpflichten. Wofür verpflichten? 


I. 


Man darf in Amerika nicht nach dem Zweck der Arbeit 
fragen. Ist die physische Arbeit in ihrem Seelenwert 
schon unterhöhlt, die geistige, und vor allem die tech- 
nische Arbeit ist es noch weit mehr! Nach dem Wie 
der Arbeit wollen wir nicht erst fragen. Aber wie sieht selbst 
das Was der Arbeit aus? Was schafft dort der technische 
Geist? 

Ich sah die größte Brücke der Welt, ich sah das höchste 
Haus der Welt, ich sah das größte Elektrizitätswerk der 
Welt. Der Amerikaner ist naiv genug zu glauben, daß er mit 
einer wahnsinnigen Steigerung der Dimensionen eines Bau- 
werkes auch seinen inneren Wert, seinen Kulturwert steigert. 
Aber darin liegt gerade der Mißbrauch des technischen 
Geistes. 

Die größte Brücke der Welt verbindet eine Hölle der 
Arbeit mit einem Tränental der menschlichen Ruhe, den Heim- 
stätten der versklavten Arbeiter. Der Ingenieur, der diese 
Brücke entwarf und baute, durfte nicht nach ihrem Zweck 
fragen und durfte nicht nach der menschlichen Kultur fragen. 
Er durfte auch nicht über die Begrenzung seiner Aufgaben 
hinausschauen, die. ihm der moderne Sklavenhalter Kapitalis- 
mas gesteckt hat. Er mußte die Brücke bauen, damit Mil- 
lionen freudloser Arbeitssklaven aus ihrem aus Balken und 
Brettern gezimmerten Heim in die in die Luft gebauten Berg- 
werke (Kontorhäuser und Fabriken) „befördert“ werden 
können. 
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Das höchste Haus der Welt schluckt und speit täglich 
14000 Angestellte aus, die jahraus, jahrein damit beschäftigt 
sind, für irgendeinen Kaugummi oder eine 40-Pf.-Ware den 
Absatz zu sichern, will sagen, den Arbeitsertrag den Lohn- 
und Gehaltsempfängern wieder atıs der Tasche zu ziehen. 

Das größte Elektrizitätswerk der Welt erzeugt den elektri- 
schen Strom für ein Vergnügungsviertel, in dem Hundert- 
tausende abgespannter Menschenkörper „Erholung“ nach der 
nerven- und geisttötenden Arbeit suchen und dort dennoch 
nichts anderes finden als eine noch schärfere, noch giftigere 
Spaltung ihrer Seeleneinheit, 

Wird mich der Leser verstehen, wenn ich ihm einen 
Eindruck wiedergebe, den idh auf der Plattform des höchsten 
Hauses der Welt hatte? Ich werfe diese Frage auf, weil ich 
fürchte, daß wir uns auch schon in Europa so weit von allem 
kulturellen Denken und Fühlen entfernt haben, daß es uns 
schwerfallen muß, den wirklichen Pulsschlag kulturellen Lebens 
zu empfinden, 

Ich stand auf dem Turm dieses Hauses, einem ‚„Wunder- 
werk der Technik“. Ein Expreßlift beförderte mich binnen 
einer Minute auf eine Höhe von 240 Metern. Auf der Platt- 
form des Turmes wehte ein starker Sturm. Aber der Turm 
stand fest und trotzte dem Element. Der Ingenieur hatte 
richtig gerechnet: das aus Stahl gebaute Haus war standfest, 
Hätte ich diese Leistung des Ingenieurs nicht bewundern 
müssen? Nein, ich bewunderte sie nicht! Ich mußte an die 
Besteigung des Ulmer Münsters denken, auf das kein Lift 
heraufführt, das nicht aus Stahl gebaut ist, und dessen 
Turm im Winde schwankt. Auf der Plattform dieses 
Münsters empfand ich die technische Kühnheit des Baumeisters 
weit stärker und nachhaltiger. Hier fühlte ich noch 
den frei arbeitenden menschlichen Geist, Ich empfand den 
heißen Pulsschlag einer Zeit, die mit hohen Idealen rang, das 
Göttliche wollte und doch menschlich unvollkommen bleiben 
mußte, Dieser Kirchenbau strömt Seelenwerte aus über die 
Dächer, einer mittelalterlichen Stadt hinweg. Man fühlte den 
Bau leben, und das Schwanken seines Turmes schien so natür- 
lich, so wesenhaft gewollt. 

Der Baumgister von Ulm baute mit seinem Seelenblut, der 
von New York mit kaltem Verstand. Das Ulmer Münster wuchs 
auf dem Boden der Kultur und der Woolworth-Kratzer 
auf dem Boden der Zivilisation. Es ist nichts bezeich- 
nender, als wenn der Besitzer dieses in den Himmel gebauten 
Bergwerkes sein Haus als „die Kathedrale des Ge- 
schäfts“ bezeichnet. Ich bin weder katholisch noch evan- 
gelisch, noch gehöre ich sonst zu irgendeiner Religionsgemein- 
schaft, Aber „Kathedrale des Geschäfts“, dieses Wort erpreßt 
mir heiligen Zorn. Ich würde es dem Baumeister von Ulm 
nachfühlen können, wenn er wünschte, daß diese Kathedrale 
des Geschäfts in die Luft gesprengt würde. Die Welt würde 
nicht ärmer werden, weder an Technik noch an Konstruktion, 
noch an Seelenwert, wenn der Woolworth in die Luft flöge. 
Wir aber hätten allen Grund, einen nationalen Trauertag fest- 
zusetzen, wenn das Werk des Ulmer Baumeisters zusammen- 
stürzte. Das ist der Unterschied zwischen dem Zweck tech- 
nischer Arbeit. Leser, empfindest du ihn auch? 

Es muß etwas Heiliges im Zweck der Arbeit liegen. Die 
Kraft des Baumeisters muß gestützt und getragen sein von 
einem Volkswillen, von einer Volkssehnsucht und 
von einem Gefühl der Befreiung von aller Erdenschwere. Wer 
dürite die Behauptung wagen, daß der Woolworth aus einem 
solchen Empfinden heraus entstanden sei? Als Erwin von 
teinbach sein Straßburger Münster baute, da fand er in der 
Kirche einen Bauherrn, aber im Volk die höhere Dankbar- 
keit für seine Lebensarbeit. Wer aber spannte die Seele des 
Ingenieurs Gilbert, der den Woolworth entwarf und baute? 
Ein reich gewordener Kleinkramhändler, der sich seine Millio- 
nen durch den Vertrieb von -20- und 40-Pf.-Ware erworben 
hat und seine Käufer durch glitzernden Tand über die große 
Leere des Lebens hinwegtäuscht! 


III. 


Der Mißbrauch des technischen Geistes offenbart sich aber 
nicht nur im Zweck der Bauten. Der Bauwille und .d er 
Bauzweck wurzeltnicht mehrim Volk. Der Kapi- 
talismus hat die Baukunst und die Bautechnik zu seinen ur- 
eigensten Dienern gemacht und ihnen einen Herrn ge- 
schaffen, der dem Kulturleben so fernsteht wie etwa Raffke 
einem Michelangelo. 

Es ist aber nicht nur der Bauherr, sondern auch der Bau- 
unternehmer, der den technischen Geist mißbraucht, 
Wenn ich in diesem Zusammenhang den Architekten 
nicht erwähne, so liegt darin bereits die Feststellung der tragi- 
schen Rolle, die heute die Architekten in Amerika spielen). 


Einen Michelangelo, der sich um den „Geschmack“ seiner Auf- 
traggeber wenig kümmerte und seine Werke so formte, wie die 
Stimme seiner Künstlerseele es ihm vorschrieb, gibt es in 
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Amerika nicht. Diese Allgewalt des Künstlers und — 
ich füge hinzu — des Ingenieurs liegt auch in Deutsch- 
land schon in den letzten Zümen. Die größte Tageszeitung 
der Vereinigten Staaten, die ,Tribune“ in ‘Chicago, glaubte vor 
Jahresfrist wenigstens den Schein wahren zu müssen, als sie 
kundgab, für ihren Wolkenkratzer den „besten Künstler der 
Welt“ heranziehen zu wollen. Sie schrieb einen internationalen 
Wettbewerb aus, an dem sich auch die besten deutschen 
Künstler beteiligt hatten. Die deutschen Kollegen kannten 
Amerika und seine Bauherren nicht! Sie wußten nicht, daß 
solch ein Wettbewerb eine der besten Reklamen für das Zei- 
tungsunternehmen ist, und daß es diesem Unternehmen gar 
nıcht darauf ankommt, ein Kunstwerk zu errichten. Sie 
fielen mit hervorragenden Arbeiten durch. Der typische 
Fassadenkitsch eines amerikanischen „Kathedralarchitekten‘“ be- 
findet sich in der Ausführung. Auch die Architekten müssen) 
sich dem Kapitalismus beugen, der ihnen die Kunst diktiert. 
„Machen Sie mir eine Kathedrale ähnlich der von Reims, 
es für 3000 Büroräume, Frist für den Entwurf 14 Tage. 

ie Kathedrale muß in neun Monaten eingeweiht werden. Der 
Präsident Coolidge wird in Washington am 2. Februar 1925 
auf den Knopf drücken, und dann müssen 30000 Glühlampen 
im größten Bau von Chicago aufflammen. Das hat die Welt 
noch nicht gesehen!“ So ungefähr spielt sich im Hirn des Bau- 
herrn ein Baugedanke ab, und der Architekt als der Diener 
wird dafür bezahlt. 


Und der Techniker, der Ingenieur? Sind sie 
Herren ihrer Kunst und ihres Könnens? Schon Henry Ford 
klagte über die Bankleute und Kaufleute, die nach altem Jobber- 
grundsatz die ganze Technik auf den Hund bringen. Diese 
Kaufleute — Bankleute — beherrschen in Amerika auch den 
ganzen Baumarkt. Immer schärfer geht die Entwicklung dahin, 
daß der Bauunternehmer nicht ein Techniker, sondern ein 
Kaufmann ist, der sich die Technik von Technikern kauft, 
indem er sie einstellt und entläßt, ganz wie das Geschäft das für 
erforderlich hält. Bernard Shaw kennzeichnete diesen Typ 
der technischen Unternehmer einmal mit dem schlagenden 
Ausspruch, den er einem modernen Raffketyp in den Mund 
legt: „Es genügt, mir nicht, ein berühmter Schriftsteller zu 
sein. Ich möchte auch ein bedeutender Techniker sein. 
Also kaufen Sie mir ein paar Manchester Schiffahrtskanal- 
werte. Es dürstet mich auch nach dem Ruhm des Fliegers. 
Besorgen Sie mir auf der Stelle ein paar Anteilscheine von der 
Gesellschaft, die Monsieur Bleriots Aeroplanı hergestellt hat. 
Da ich mir auch als großer Bildhauer Unsterblichkeit ver- 
schaffen möchte, so werde ich mit meinem Kapital ein großes 
Bildwerk ins Leben rufen. Zweifellos wird Monsieur Rodin 
oder irgendein anderer Herr vom Fach die bloße Handarbeit 
für ein paar tausend Mark dazu tun.“ So sprechen auch heute 
noch die Raffketypen zu ihren Börsenmaklern und — den 
Technikern! 


Aus dem technisch gebildeten Unternehmer wird in Ame- 
rika der kaufmännisch gebildete General unternehmer, unter 
dessen Obergewalt eine Schar von technischen Angestellten 
und Subunternehmern arbeitet. Der Aufstieg des Technikers 
zur führenden und leitenden Stellung wird ihm vom Kaufmann 
und Geschäftemacher unterbunden. 


Sehen wir nicht die gleiche Entwicklung auch in Deutsch- 
land? Wer leitet heute unsere großen Bau-Aktiengesellschaf- 
ten? Der Kaufmann oder der Techniker? Und wo es ein Tech- 
niker ist, wer gibt ihm die Direktiven des Handelns im Auf- 
sichtsrat dieser Gesellschaften? Es sind Bankleute, Kaufleute 
und Kapitalisten, denen das Dividendeninteresse Hauptsache, die 
Entwicklung der Technik aber Nebensache ist, Der Mißbrauch 
des technischen Geistes, seine Vergewaltigung und Herabwürdi- 
gung zur bezahlten Dienerarbeit ist auch bei uns schon unse- 
ren Technikern offenbar geworden. 


IV. 


Wären diese Zusammenhänge zwischen Kapitalismus und 
Technik unseren Kollegen ganz klar, dann müßte von unten her 
eine Bewegung einsetzen, die den ganzen Kapitalismus über den 
Haufen rennt. ‘Nicht nur deshalb, weil die Beherrschung der 
Technik durch den Kapitalisten — wie das Ford sehr richtig‘ 
ausführt — gerade die -ökonomische Entwicklung der Technik 
vergewaltigt, die. Ware verteuert, dem Erfinder seinen Ver- 
dienst, dem’ technischen Kopfarbeiter sein Gehalt und dem 
Handarbeiter seinen angemessenen Lohn unterschlägt. Weit 
höher als diesen materiellen Verlust veranschlage ich den 
ideellen, den Verlust an Arbeitsfreude;,-an Ar- 
beitsehre und an Kulturwerten. 


Es war zu natürlich, daß der Kapitalismus sich eine geistige 
Atmosphäre schuf, die die ideellen Verluste in Nebel hüllte und 
das Streben nach höherem Gehalt und höherem Lohn in den 
Vordergrund auch der gewerkschaftlichen Tätigkeit gerückt 
hat. Wir müssen uns aber darüber im klaren 
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Vielseitigen Wintersport und Kräftigung der Gesundheit 


finden die Bundesmitglieder und ihre Angehörigen bei einem Aufenthalt in unserem schönen 


Erholungsheim in Sondershausen in Thüringen. 


Die Lage Sondershausens, 210 m über dem Meere, an den bewaldeten Bergen der Hainleite, die Gelegenheit zu meilenweiten Spazier- 





gängen in Hochwald und gesunder Gebirgsluft bieten, ist von hohem landschaftlichen Reiz. 
bahnen führen von den Bergen in das Tal hinab. Die weiten Bergwiesen bieten ein vortrefflihes Skigelände. 


Ausgezeichnete, gut gepflegte Rodel- 
Der herrliche 


Lehpark enthält ausgezeichnete Eisbahnen. Das Bundesheim ist seit Weihnachten wieder geöffnet. Der Verpflegungs- 


satz (einschl. Miete und Heizung) beträgt 5,50 M. täglich. 


Den Kollegen, die ihren Urlaub in den Wintermonaten genießen wollen, empfehlen wir, ihn im Heim zu verleben. 
Anmeldungen wolle man umgehend an die Verwaltung des Erholungsheims, Berlin, Werftstr. 7, richten. 





sein, daß diese materiellen Ziele weder die 
Technik noch den Techniker zur Freiheit 
führen. Die Beschränkung auf die Forderung nach höherem 
Gehalt und höherem Lohn schließt de Anerkennung und 
Verewigung des Systems „Gehalt“ und ‚Lohn‘ und damit 
die Anerkennung und Verewigung der Herrschaft des Kapi- 
talismus über den technischen Geist in sich. 


Dergewerkschaftliche Kampf bedarf drin- 
gend der Ergänzung. Er muß geführt werden gegen 
das System, das den Mißbrauch des technischen Geistes in 
sich schließt. Er muß geführt werden gegen die Vergewalti- 
eung der Kunst und der’ Technik durch das Kapital. Er 
muß geführt werden gegen die kulturzerstörenden Kräfte des 
Kapitals. Er muß geführt werden gegen die Mechanisierung 
und falsche Spezialisierung des Geistes. Er muß geführt werden 
gegen die Entleerung der Seele. Er muß geführt werden 
gegen die Vernichtung der Arbeitsfreude und der Arbeitsehre. 
Kurz: er muß geführt werden für das IdealMensch und das 
Ideat Kultur, das der Kapitalismus in Trümmer geschlagen hat. 


Ich kann mir die Bemerkung nicht ersparen, daß unsere 
Gewerkschaften diese Lage des Kampfes nicht immer klar 
erkannt haben, und daß darum auch ihre Erfo!ge immer nur 
einen Zeitwert, aber keinen Dauerwert besitzen. Der 
Kapitalismus hat uns kurzsichtig gemacht und mit Blindheit 
geschlagen. Er hat uns den Schwung,der Begeisterung geraubt, 
unser Vertrauen zu uns selbst geschwächt und uns einen 
Sklavengeist eingeimpft, der uns weder rückwärts noch vorwärts 
schauen läßt. 


Der Vorsitzende des Holzarbeiterverbandes, Tarnow, 
sagte jüngst in einer Bezirkskonferenz der Bauarbeiter, daß die 
Gewerkschaften Gefahr laufen, zueinem öden Mecha- 
nismus zu werden. Prüfen wir uns selbst! Sind nicht wir 
es, die die Gewerkschaften bilden? Geben wir in den Ver- 
sammlungen nicht den Ton an. Und wo ist die Schar der 
Techniker, die zu den Versammlungen strömt, in denen der 
Mißbrauch des technischen Geistes und nicht 
Gehaltsfragen diskutiert werden? 


Nach meiner Studienreise in Amerika wurde mir das eine 
klar: der Kapitalismus muß in Europa, in seinem Stammhaus 
besiegt werden. Und wir werden ihn besiegen, wenn wir 
ihn in uns selbst bekämpfen! 


Dr. ing. Martin Wagner. 
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Wirtschaftsfragen 


Geldwert und Preisstand, — Jahresübersicht 1924. 
Goldmarkziffern. 1913 = 100 
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Großhandelsindex kostenindex BER, des 
. enshaltungs- 
1924 der Ind.- d.Stalist, a 4 5 Sao Reichsindex \ 
u.Hand.- Reichs- I5k Zig. 1913/14 — 1 geg. Vormonat 
Ztg. amts in 0% 
Monatsdurchschnitt 
Januar . 133,65 117,3 118,17 1,10 — 11,8 
Februar 133,22 116,2 113,29 1,04 — 55 
März 135,34 120,7 115,27 1,07 + 29 
April 137,92 124,1 119,49 . 1,12 + 47 
Mai. 131,37 122,5 - 119,66 1,15 + 2,7 
jun? 7; 124,85 115,9 115,00 1,12 — 26 
MA 119,35 115,0 117,40 1,16 + 386 
August. 123,25 120,4 116,08 1,14 — 17 
September 129,05 126,9 117,73 1,16 + 18 
Oktober . 130,63 131,2 121,40 1,22 + 54 
November. 131,90 128,5 120,10 1,225 +0, 
Dezember. 136,33 131,3 121,5 1,226 —_ 
Letzte Wochenzahlen 
Stichtage! Stichtage: 
29. 11.— 32 32, 
3.2, 133,38 128,5 120,3 1,222 
6. 12.-— 10. 12. 10. 12, 
12:12: 135,11 129,6 121,1 1,223 
13. 12.— 17.12. 17.112. 
19512. 137,43 132,9 122,1 1,226 
29. 12.— 23.12: 23.13. 
28.12 138,62 132,6 122,9 1,228 
27. 12.— 31.12. 30.172. 
2>1. 139,77 134,3 122,4 1,229 


Die Konzentrationsbewegung deutscher Unternehmungen, 
Das letzte Heft der „Wirtschaftskurve‘“ der „Frankfurter Zei- 
tung“ stellt die von Anfang August bis Ende Oktober 1924 
erfolgte Konzentration und Ausdehnung deutscher Unterneh- 








mungen zusammen, Aus der Verfolgung dieser Liste ergeben 
sich ungefähr die folgenden Feststellungen: 1. In den abgelaufe- 
nen drei Monaten war die horizontale Konzentration, d.h. 
der Zusammenschluß gleichartiger Unternehmungen, vor- 
herrschend, insbesondere was die Zahl der Zusammenschlüsse 
anbelangt. Diese erfolgten vor allem im Bergbau und in der 
Maschinenindustrie, außerdem in sehr ausgedehntem 
Maße im Bankwesen, wo eine große Anzahl von Fusionen 
unter Mittel- und Kleinbanken vollzogen wurde. Auch eine 
Anzahl von Kreditanstalten für die Kreditversorgung der Land- 
wirtschaft hat sich vereinigt; u, a. haben die Raiffeisenbank 
A.-G. und die Gemeinschaftsgruppe deutscher Hypotheken- 
banken ein Abkommen mit der Abgrenzung ihrer Wirkungs- 
kreise getroffen. Im Versicherüngswesen erfolgten 
zahlreiche Zusammenschlüsse. 2. Die vertikale Konzentra- 
tion durch die Großkonzerne schritt weiter vorwärts. ‘An der 
Spitze steht die Stinnes-Gruppe, die in dieser Periode 
ihren Machtbereich sehr wesentlich ausgedehnt hat. Die Neu- 
erwerbungen dieser Gruppe erstreckten sich auf die Stahl-, 
Metall-, Kupfer-, Oelindustrie, außerdem hervorragend auf die 
chemische und Automobilindustrie. Von .den übrigen Konzer- 
nen haben Krupp in der Brikettfabrikation, Blumenthal in der 
Textilindustrie, Klöckner im’ Eisenhandel Neuerwerbungen ge- 
macht. Die zwei neuen Konzerngrößen Michael und Bar- 
mat haben sich in dieser Periode im Verhältnis zu den frühe- 
ren- Monaten: weniger Unternehmungen angegliedert; Michael 
in Brückenbau und in der Versicherung (Iduna), Barmat in 
der. Textilindustrie. 3. Die Schaffung des Kohlensyndi- 
kats mit der Sonderbehandlung der gemischten Betriebe hat 
durch die ihnen gewährten Verbraucherrechte die :Konzentra- 
tionsbewegung gefördert. Darauf ist die Beteiligung der Badi- 
schen Anilin- und Sodafabrik beim Rheinstahl-Konzern und der 
Uebergang der Frankfurter Gasgesellschaft in den Besitz des 
Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerkes zurückzuführen. Es 
sei noch auf die Erwerbung der Magdeburger Bergwerke, 
deren Beteiligungsziffer am Kohlensyndikat 700.000 Tonnen im 
Jahr beträgt, durch die Deutsche Erdöl-A.-G. verzeichnet. 
4.. In den letzten drei Monaten wurden Fusionen von 
Handelsgesellschaften untereinander bzw. Angliede- 
rungen von Handelsgesellschaften an Industriebetriebe und um- 
gekehrt, vor allem im Bergbau und in der Metallindustrie, in 
großer Anzahl vorgenommen, Diese Tendenz war bereits in 
den früheren Monaten stark vorhanden und bildet ein wichtiges 
Moment in der neuen Organisierung der Industrie und des 
Großhandels. 5. Von den Auslandsbeteiligungen 
sind die Gründungen der Stinnes-Gruppe in Wien für Südost- 
handel und -industrie und einer Großhandelsgesellschaft in Riga 
hervorzuheben. Der mächtige Oelkonzern Shell hat 
sich die Oelwerke Stern-Sonneborn in Hamburg angegliedert. 
Eine von der Deutschen Erdöl-A.-G. geführte Gruppe, u. a. 
auch die Stern-Sonneborn-A.-G. und die Deutsche Petroleum- 
A.-G.,, hat mit dem Russischen Naphthasyndikat 
einen Schmierölkaufvertrag abgeschlossen, 


Sozialpolitik 


Zur Umgestaltung der deutschen Sozialversicherung. Der 
frühere Präsident des Reichsversicherungsamtes, Dr. Kauf- 
mann, hat im Auftrag der Verwaltungsabbaukommission ein 
Gutachten zur Umgestaltung der deutschen Sozialversicherung 
vorgelegt, das vor kurzem auch in Buchform erschienen ist. 
Seine Vorschläge verdienen große Beachtung. Sie enthalten 
vieles, was von der Arbeitnehmerschaft gebilligt werden kann, 
anderseits werden seine Anregungen in vielen Punkten ener- 
gisch bekämpft werden müssen, besonders dort, wo er aus Spar- 
samkeitsrücksichten wesentliice Herabminderun g der 
Leistungen der Sozialversicherung vorschlägt. Es muß an 
dem Grundsatz festgehalten werden, daß, je schlechter die all- 
gemeine Wirtschaftslage und damit die Lebenshaltung der Ar- 
beitnehmer ist, um so mehr Ausgleich zur Aufrechterhaltung 
der Gesundheit und Arbeitskraft durch erhöhte Leistun- 
gen der Sozialversicherung geschaffen werden muß. 

Dr. Kaufmann faßt keinen „GSesamtumbau‘“ der 
Sozialversicherung ins Auge. Die Idee der Schaffung eines 
Reichssozialamtes sowie von. Landes- und. Sozial- 
ämtern für die gesamte Sozialversicherung und außerdem 
noch für die Kriegsverletzten- und Kriegshinterbliebenenfür- 
sorge, wie dies von manchen Seiten angeregt wurde, macht er 
Sich nicht zu eigen. Auch möchte er die verschiedenen Ver- 
sicherungszweige nicht verschmelzen. Dieser Auffassung können 
wir beipflichten und ebenso dem Grundsatz, daß auf das vor- 
beugende Hilfsverfahren und die Unfallverhütung 
das größte Gewicht zu legen ist. 

Bei der Krankenversicherung möchte Dr. Kaufmann 
das Krankengeld auf 13 Wochen herabsetzen, das Wochengeld 
aber von zehn auf acht Wochen (dafür soll Stillgeld an sämt- 
liche Wöchnerinnen gewährt werden). Bei einem Einkommen 
von monatlich über 200 Mk. soll die Weiterversicherung' nicht : 
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erlaubt werden, eine Maßnahme, die für die Angestellten 
äußerst hart wäre. — Bei der Unfallversicherung will Dr. 
Kaufmann bei einer 20 prozentigen Erwerbsbeschränkung über- 
haupt keine Rente gewähren, bei Erwerbsbeschränkung bis 
s0 Prozent nur eine ganz geringe Rente, da die Beschädigten 
nach seiner Meinung in der Regel den Tariflohn erhalten. Was 
erspart wurde, soll den Schwerbeschädigten zugute kommen. 
Die Unfallberufsgenossenschaften sollen bereits vor Ablauf der 
Wartezeit — 13 Wochen — die Frühbehandlung übernehmen. 
Bei der Invaliden versicherung schlägt er eine Anzahl 
Herabsetzungen der Leistungen vor, damit die gegenwärtige 
Rentenlast von jährlich ungefähr 250 Millionen ‚Mk. verringert 
werde. Dem noch nicht invaliden 65 jährigen Mann soll nur die 
halbe Jahresrente als Altersrente gezahlt werden... Der Be- 
zug der Kinderzuschüsse und der Waisenrente ist wieder wie 
früher nur bis zum 15. Lebensjahr zu gewähren... Eine. In- 
validenhauspflege, die heute den Lungenkranken usw. im Er- 
holungsheim gewährt wird und im übrigen kaum eine Million 
Mark im Jahr beansprucht, soll eingestellt werden. Die Schat- 
fung eines Reservefonds. ist anzustreben, um über die Zeit der 
Wirtschaftskrise, wo infolge von Arbeitslosigkeit und. Kurz- 
arbeit die Beiträge sinken, hinwegzukommen. 

Die Angestelltenversicherung soll zwar bestehen 
bleiben, sie soll aber der. Invalidenversicherung stärker ange- 
lehnt werden durch gemeinsame Ueberwachung der. Beitrags- 
leistung und der Rentenempfänger und durch Unterstellung 
der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
unter die Aufsicht des Reichsversicherungs- 
amtes. 

Auf dem‘ Gebiet der Organisation verlangt Dr.: Kauf- 
mann, wie erwähnt, keine Vereinigung der Versicherungs- 
träger, sondern den weiteren Ausbau ihrer organisatori- 
schen Annäherung. Die gegenwärtig bestehenden In- 
teressen- und Arbeitsgemeinschaften zwischen den 
Versicherungsträgern sollen eine öffentliche Gestalt gewinnen 
und zur Gemeinschaftsarbeit auf dem Gebiet der Behandlung 
der Tuberkulose, der Geschlechtskrankheiten sowie zur Ueber- 
wachung der einheitlichen Beitragsentrichtung benützt werden. 
Um neue örtliche Hilfsstellen zu erhalten, sollen die jetzigen 
Versicherungsämter unter Erweiterung der Bezirke umgebaut 
werden. 

Das Versicherungsamt soll demnach sowohl Aufsichts- 
behörde wie Bindeglied zwischen den verschiedenen Versiche- 
rungsträgern werden. 


Keine Geltung des neuen Ortsklassenverzeichnisses in der 
Erwerbslosenfürsorge? Durch ein Rundschreiben, dessen .sach- 


licher Inhalt auch im Reichsarbeitsblatt Nr.. 25 veröffentlicht. 


worden ist, hat der Reichsarbeitsminister die örtlichen Verwal- 
tungsstellen der Erwerbslosenfürsorge darauf hingewiesen, daß 
das neue Ortsklassenverzeichnis auf Grund .der Verordnung 
über die 18. Ergänzung des Besoldungsgesetzes. vom 23. Ok- 
tober 1924 — Reichsbesoldungsblatt S. 2399 — keine Gültigkeit 
für die Erwerbslosenfürsorge habe. Diese mehr als seltsame 
Auffassung ist durch einen juristischen Kunstgriff gestützt 
worden, indem Art. IV, IH der genannten Verordnung den 
$ 10 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung über Erwerbslosenfürsorge, 
der für die Einreihung der Orte in die Ortsklassen das für 
die Reichsbeamten gültige Ortsklassenverzeichnis maßgebend 
sein läßt, dahin abänderte, daß nur die bis zum 31, Oktober 
1924 erlassenen Ergänzungen und Veränderungen des Orts- 
klassenverzeichnisses Berücksichtigung finden sollen. Also: 
nicht der Reichsarbeitsminister, sondern der Reichsfinanz- 
minister ändert in einer für gänzlich andere Zwecke be- 
stimmten Verordnung gesetzliche Bestimmungen, die durchaus 
außerhalb seines Kompetenzbereiches stehen; denn nur der 
Reichsarbeitsminister bestimmt nach $ 10 der Ver- 
ordnung über Erwerbslosenfürsorge über Art, Höhe und 
Dauer der Unterstützung nach Benehmen mit dem 
Verwaltungsrat des Reichsamtes für Arbeitsvermittlung, und 
nur die oberste Landesbehörde kann mit Zustimmung des 
Reichsarbeitsministers bestimmen, daß der für einen Ort eines 
Wirtschaftsgebietes geltende Höchstsatz auch für andere Orte 
dieses Gebietes zu gelten hat! Offenbar hat der Reichsarbeits- 
minister das Odium gescheut und es dem Reichsfinanzminister, 
dessen sozialpolitische Haltung ja bekannt ist, überlassen, 
den Erwerbslosen auch noch die kleinen Vorteile einer Höher- 
einreihung durch das neue Ortsklassenverzeichnis zu rauben, und 
sich dann auf den rein formalen Hinweis auf diese Spert- 
bestimmung zurückgezogen. 

Der AfA-Bund hat energisch gegen diese, ja schon wieder- 
holt beobachtete Methode Stellung genommen, hinterrücks 
durch Verordnungen über ganz andere Rechtsgebiete auch 
Regelungen sozialpolitischen Inhalts vorzunehmen, eine Me- 
thode, durch die die Betroffenen vielfach geradezu wehrlos 
gemacht werden, und die vielleicht als juristische Geschicklich- 
keit und Dialektik, nicht aber als ernsthafte sozialpolitische 
Arbeit gewertet werden kann. 

















Te ENTER ER EN 05 SNROSRIFDLEREN EUR, TOREHRTTZO 




































































Nr. 2 





DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1935 17 





Soziale Bewegung Ss 


„Stahlhelm“ und „gelbe Gewerkschaften“. In Nr. 31 
unserer Zeitung hatten wir unter der gleichen Ueberschrift 
bereits auf den auffallenden Umstand hingewiesen, daß die 
Stahlhelm-Zeitung unter „Bundesnachrichten“ die Adresse 
des gelben Buchdruckerverbandes bekanntgibt, und daraus 
unsere Schlüsse gezogen. In der ersten Nummer des Jahr- 

angs .1925 entschleiert sich der Stahlhelm nun noch mehr, 
indem er den Gelbenführer Wilhelm Schmidt, den Vor- 
sitzenden des Reichsbundes Vaterländischer Arbeitervereine, 
mit einem Artikel „Der Arbeiter in Staat und Wirtschaft“ die 
wirtschaftsfriedliche Arbeitnehmerbewegung empfehlen läßt und 
in einer Notiz „Die Wahlerfolge der vaterländischen Arbeit- 
siehmerbewegung‘ behandelt. 

Die Absicht des „Stahlhelms“ ist also ganz offensichtlich, 
die ihm angeschlossenen Arbeitnehmer gewerkschaftlich der 
gelben Richtung zuzuführen. Unterdiesen Umständen 
müssen wir unsere Mitglieder vor dem Bei- 
tritt zum „Stahlhelm“ oder dem Verbleiben iin 
ihm ernstlich warnen. 


„Dr. ing. e. h. Komnick.“ Die „Technische Rundschau‘ 
des „Berliner Tageblatts“ veröffentlicht die Ernennung des 
Inhaber der Komnick-Werke, Kommerzienrat Komnick, zum 
Dr. ing. e. h. durch eine technische Hochschule. Dieser Titel 
pflegt an Personen verliehen zu werden, welche sich um die 
Technik hervorragende Verdienste erworben haben. Für die 
Oeffentlichkeit ist es wissenswert zu erfahren, welche Ver- 
dienste dem Kommerzienrat Komnick zu diesem Titel verholfen 
haben, und von wem. die Verleihung ausgeht. Man muß 
diese Frage um so mehr stellen, wenn man die Ausführungen 
des Professors Dr. Friedrich Dessauer in der „D.T.Z:“ 
Nr. 32 vom 11. Dezember 1924 verstanden hat, und man wird 
bei Wertung der Verdienste des Kommerzienrates Komnick 





Tarifstreit Berliner Metallindustrie. Für die Angestellten 
der Berliner Metallindustrie ist auf Antrag der Angestellten- 
organisationen nach 17stündiger Verhandlung am 6. d. M. 
früh 6 Uhr ein Schiedsspruch gefällt worden, dessen 
wesentlicher Inhalt zwar festliegt, dessen Wortlaut jedoch erst 
nach Redaktionsschluß vorliegen kann. Das Schiedsgericht war 
vereinbarungsgemäß entgegen den Bestimmungen der Schlich- 
tungsordnung mit je sechs Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
unter dem unparteiischen Vorsitz des Herrn Gewerberats 
Körner besetzt und hatte über folgende Hauptstreitfragen zu 
entscheiden: 

1. Einteilung der Hauptgruppen, 

2. Gehaltsstaffelung und Gehaltshöhe. 

3. Urlaub, 

4. Arbeitszeit. 
Alle übrigen Streitpunkte sollen nach Entscheidung über die 
vorgenannten Hauptpunkte zunächst in einer später stattfinden- 
den freien Verhandlung zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern der Klärung entgegengeführt werden. Die Forderun- 
gen zu den vorgenannten Hauptpunkten, die seitens der AfA- 
Organisationen aufgestellt waren, sind an dieser Stelle bereits 
früher erörtert werden. Die Entscheidung des Schiedsgerichtes 
zu den einzelnen Punkten ist im wesentlichen folgende: 

1. Die Hauptgruppeneinteilung bleibt wie im 
alten Tarifvertrag bestehen. 

2. Die Gehaltsstaffelung bleibt für die Gruppen 1 
und 2 der kaufmännischen und technischen Angestellten un- 
verändert, während für die Gruppen 3 und 4 nur je ein Min- 
destgehalt festgesetzt wird. Die festgesetzten Gehaltssätze 
für die Gruppen T1 Bü. (Büro) bewegen sich in den Grenzen 
von 70 bis 125 M., für die Gruppe T2 Bü. von 100 bis 180 M., 
für die Gruppe T3 Bü. Mindestgehalt 190 M., für die Gruppe 
T4 Bü. Mindestgehalt 215 M., für die Gruppe T 2 Bt. (Betrieb) 
105 bis 190 M., für die Gruppe T3 Bt. Mindestgehalt 210 M., 
für die Gruppe T 3a Bt. (selbst. Betriebskalkulatoren) Mindest- 
gehalt 215 M. und für die Gruppe T4 Bt. Mindestgehalt 230 M. 

Die Angehörigen der Gruppen T3 und T4 erhalten auf 
ihre bisherigen Gehaltsbezüge einen Zuschlag von 20 Prozent, 
so daß die festgesetzten Mindestgehälter praktisch nur bei 
Neueinstellungen in Frage kommen. Auch die vorher aul- 
geführten Gehaltssätze für die Gruppen 1 und 2 bedeuten im 
Eifekt eine Erhöhung von 20 Prozent gegenüber den bisher 
bestehenden Gehaltssätzen. Die soziale Zulage bleibt 
in der bisherigen Höhe von je 10 M. für Frau und Kinder be- 
sichen, 

3. Bei der Festsetzung des Urlaubs hat das Schieds- 
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fragen, welchen Anteil an diesen er selbst, und welchen seine 
Arbeitnehmer haben. Wenn man die Verhältnisse der Komnick« 
Werke näher. kennt, kann man zu dem Ergebnis kommen, 
daß die Verleihung des Titels lediglich eine Krönung der 
Leistungen der Arbeitnehmer ist. In diesem Falle erscheint die 
Ehrung durch die technische Hochschule als ein Mißgriff, denn 
es gehört nicht viel Intelligenz dazu, ererbtes Gut zu verwalten 
und zu vermehren durch Einstellung geeigneter Arbeitskräfte. 
Es ist dies vielmehr ein kaufmännisches Rechenexempel, das 
durch die Bilanz gelöst wird und eines Organisators nicht 
bedarf. Die deutsche Technik ist stolz auf die Leistungen 
ihrer Söhne, die leider oft durch kapitalistische Kurzsichtigkeit 
geschädigt werden, und sie bewertet die Intelligenz, zu welchem 
Zweck der Titel Dr. ing. e. h. geschaffen wurde. Auf diese 
Weise werden Konstruktionen gewertet, welche neue Arbeits- 
und Absatzgebiete schaffen und das Volksvermögen vermehren. 
Um daher die Verdienste des Kommerzienrates Komnick hin- 
sichtlich der Titelverleihung zum Dr. ing. e. h. gerecht zw 
würdigen, ist es unbedingt’ notwendig, in dieser Frage Aufklä- 
rung zu schaffen. Px (Berlin). 


Angestelltenbewegung 


„Die staatlich Geprüften.‘“ Zu der in unserer Nr. 32 vom 
11. Dezember 1924 gebrachten Notiz erhalten wir aus den 
Kreisen unserer in Ostpreußen tätigen Kollegen Ver- 
messungstechniker Zuschriften, aus denen erfreulicherweise her- 
vorgeht, daß in unserem ostpreußischen Gaugebiet auch die 
„staatlich geprüften‘ Vermessungstechniker schon immer jede 
Sonderbündelei abgelehnt haben und restlos davon überzeugt 
waren, daß ihre Interessen wirksam nur durch eine grobe 
Berufsorganisation vertreten werden können. Aus dieser Er- 
kenntnis heraus sind daher auch fast restlos diese Kollegen in 
unserem Bunde organisiert. 





gericht auf die Einstellung der Arbeitgeber nach unserer Auf- 
fassung weitestgehend Rücksicht genommen. Das von ihnen 
auch in dieser Beziehung angestrebte Leistungsprinzip ist bei«- 
nahe restlos verwirklicht worden. 
Es erhalten die Gruppen Ki und TI 
3 3: 4. 




















im 1. 2 5. Dienstjahr 
6 7 8 10 "12 Arbeitstage, 
die Gruppen K2 und T 2 
im 1. 2. 3. a7: 5. Dienstjahr 
7 8 10 12 14 Arbeitstage, 
die Gruppen K3 und T3 
im 1. 2; 3. 4, 5. Dienstjahr 
8 10 12 14 16 Arbeitstage, 
die Gruppen K4 und T4 
im 1. = = 4 5. Dienstjahr _ 
10 12 14 17 20 Arbeitstage. 


Abteilungsleiter erhalten zu diesen Sätzen einen Zuschlag von 
einem "Arbeitstag. 

Der ursprünglich erreichbare Höchsturlaub von 21 Ar- 
beitstagen ist zwar nicht in dem Maße reduziert worden, wie 
das vom Arbeitgeberverband angestrebt wurde, jedoch sind die 
Voraussetzungen für die Erreichung des Höchsturlaubes 
wesentlich verschärft worden. 

4. Die Arbeitszeit (normal 48-Stunden-Woche) bleibt 
in der bisherigen Form bestehen mit der Maßgabe, daß bei 
Bekanntgabe einer neuen gesetzlichen Regelung die Arbeitszeit- 
bestimmungen mit einmonatlicher Frist gekündigt werden 
können. 

Gültigkeitsdauer,. Die Bestimmungen über die Ge- 
haltssätze (jetziges Gehalt plus 20 Prozent) haben bis zum 
31. März 1925 Gültigkeit, die Bestimmungen über die Staife- 
lung können mit einmonatlicher Frist erstmalig zum 30. Jun 
1925 gekündigt werden. Die Gültigkeitsdauer für den übrigen 
Tarifinhalt steht noch nicht fest. 

Die Erklärungsfrist über Annahme oder Ableh- 
nung des Schiedsspruches ist bis zum 14. Januar 1925 fest- 
gesetzt. In einer für den 13. Januar 1925 festgesetzten AfA- 
Funktionärversammlung der Metallindustrie wird die 
beteiligte Berliner Mitgliedschaft zu dem Ergebnis Stellung 
nehmen. ; 


Haupttarifamt für technische Angestellte im Baugewerbe. 
In seiner Sitzung vom 5. Januar beschäftigte sich das Haupi- 
tarifamt zunächst mit einem Bezirkstarifvertrag, der in Rhein- 
land-Westfalen vereinbart, dem jedoch die Genehmigung 
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Die Gruppenbezeichnung In den einzelnen Tarifverträgen entspricht nicht in allen Fällen der in nachstehender Tabelle angewandten, 
Die Gehaltssätze aus Tarlfverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 
Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung. erkundigen. 

















BAR. DieneuenGe- Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe j 

; Bezirk für Monat hälterwurden 1 In IV v VI Soziale Zulage 

ehr festgesetzt d. "M. M. M. | MH. M. M. 
A Oberschlesien ab Dez. 24 Verhandig 77—143 121—220 220—297 264—374 _ _ Frau 6, Kind 8 
C  [Oberpfalzwerkel ab 1. Okt. 24 x 61—121 79—157 116—224 169-273 254—315 | 281—347 |Frau 12, Kind. 8 
RG: 
Regensburg . 

E Gleiwitz ab Dez. 24 Schiedsspr. 75—120 120—150 160-210 220280 —_ .. — 20 

H Königsberg ab Dez. 24 Verhandlg. 73—140 112—180 146—213 mind. 247 E 2 Fr. 20%/,,K. 11,20 
Hr Neustadt/H. ab 1. Nov. 24 Vergleich 60—120 80—175- 155— 250 210-290 En rs 

u. Speyer 

H Be ab Nov. 24 Verhandlg. 70—144 100—183 114—224 _ a = 722 

H Gardelegen ab Dez. 24 > 75—140 115—200 145— 240 _ in —_ ie 

N Bremen Dez. 24 RER 107—173 123—219 136— 229 154—258 _ _ Frau 3, Kind 3 


f Berichtigung der in Nr. 1 veröffentlichten Sätze. 


G = Holzin 


Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D = Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur, 
user, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I= Chemische Industrie, K = Steinindustrie, L — Nahrungs- u. Genußnmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N — 


Metallindustrie, O = Textilindustrie, P — Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, 
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durch die Hauptverwaltungen des Butab und V.D.T. versagt 
wurde. Der Bund hatte beantragt: 


1. Das Haupttarifamt möge grundsätzlich entscheiden, 
daß der Bezirkstarifvertrag für Rheinland-Westfalen vom 6. Mai 
1924 in wesentlichen Punkten dem Hauptvertrag widerspricht, 
und daß deshalb die Genehmigung der Hauptverwaltungen 
der Technikerorganisationen diesem Vertrag zu Recht versagt 
wurde, er somit rechtsungültig ist. 


2. Nach Entscheidung im Sinne des Antrages zu 1. wolle 
das Haupttarifamt namens und im Auftrage unserer beteilig- 


ten Gauverwaltungen nach Ziffer 13 des $ 12 eine Einigung 


über den Abschluß eines Bezirkstarifvertrages unternehmen 
und, falls beide Parteien damit einverstanden sind, den Wort- 
laut des Bezirkstarifvertrages durch Schiedsspruch festlegen. 
Falls das Einverständnis beider Parteien zur Fällung eines 
solchen Schiedsspruches nicht erreichbar ist, beantragen wir: 


3. Das Haupttarifamt möge in Ermangelung eines Tarif- 
amtes den Parteien einen Vorschlag für die Schaffung eines 
solchen Bezirkstarifvertragesgnachen, als dessen Inhalt wir 
empfehlen: . 

Der Bezirkstarifvertrag vom 6. Mai 1924 wird mit Aus- 
nahme des $ 3 Ziffer 1 mit Wirkung ab 1. Januar 1925 beider- 
seitig als rechtswirksam anerkannt, 

$ 3 Ziffer 1 erhält folgende Fassung: 

Das Gehalt ab 1. Januar 1925 beträgt in Ortsklasse I: 
Gruppe I: a) 90 M., b) 108 M., e) 126 M., d) 144 M., e) 162 M., 
ft) 180 M.; Gruppe II: a) 135 M., b) 153 M., ec) 171 M;; 
Gruppe Ill: a) 198 M., b) 216 M$ c) 234 M., d) 1252 M,, 
e) 270 M.; Gruppe IV: a) 315 M., b) 342 M., c) 360 M. 

Gegen diesen Antrag wandten die Parteivertreter der 
Unternehmer ein, daß der Bezirkstarifvertrag in freier Ver- 


einbarung zwischen den Bezirksparteien, ja, sogar auf Vor- 
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n ein Teil des Gehaltes nicht mit ver- 
wird braucht, sondern 


z für die Zwecke des Urlaubs 

non atl ic n größerer Anschaffungen, un- 
vorhergesehener Notfälle 

jedoch nicht bei Betriebskassen, 

ges Da rt ölientlichen Sparkassen und 

privatkapitalisiischen Banken, sondern 

bei der Bank, die den Bedürfnissen der 


technischen Angestellten und Beamten 
am besten Rechnung trägt, 


bei der Industrieheamten-Sparbanl 


e.G. m. b. H., Beritn NW 40, Werftstr. 7. 
Postscheckkonto 13580 Berlin. 


Material bitte anfordern! 









schlag der Angestelltenvertreter zustande gekommen sei. Die 
auch in diesen Vertrag übernommene Klausel, daß dessen 
Gültigkeit von der Genehmigung durch die Hauptvorstände ab- 
hängig sei, sei lediglich als Formel zur leichteren Erreichung 
der Allgemeinverbindlicherklärung aufzufassen. Im übrigen 
verstoße ihrer Meinung nach das Leistlingsprinzip nicht gegen 
den Sinn des Reichstarifvertrages. 


Demgegenüber konnte von unserer Seite festgestellt wer- 
den, daß es zur loyalen Durchführung des Leistungsprinzips 
einer Abänderung der Vorschriften des Reichstarifvertrages 
nicht bedürfe, daß aber die Gehaltsgruppeneinteilung, wie sie 
in Rheinland-Westfalen vereinbart worden sei, eine erhebliche 
Abweichung von den zwingenden Bestimmungen des Reichs- 
tarifvertrages bedeute, 


Nach eingehender Beratung verkündete der Vorsitzende 
folgenden Spruch: 


„Das Haupttarifamt erachtet den Bezirkstarifvertrag für die tech- 
nischen Angestellten im Hoch-, Beton- und Tiefbaugewerbe vom 6. Mai 
1924 als rechtsunwirksam, da ihm die in seinem & 6 vorgesehene. 
BE igUnE der Vertragsparteien des Reichstarifvertrages nicht allseitig 
erteilt ist. 5 

Den Bezirksparteien wird aufgegeben, umgehend zum Abschluß eines 
gültigen Vertrages zusammenzutreten, wobei zu beachten ist, daß nach 
$ 1 Ziffer 1 des Reichstarifvertrages dieser die unabänderliche Grund- 
lage der Bezirkstarifverträge bildet. E 

Die Beschlußfassung über die Anträge der Gauverwaltungen des 
Bundes der technischen Angestellten und Beamten wegen Vermittlung 
des Haupttarifamtes aus $ 12 Ziffer 13 des Reichstarifvertrages wird 
dementsprechend noch ausgesetzt.“ . 

Mit diesem Spruch des Haupttarifamtes, der endgültig ist, 
ist in Rheinland-Westfalen die Bahn für neue Verhandlun- 
gen frei, 

Der letzte Punkt der Tagesordnung betraf das Vertrags- 
verhältnis der Hochbautechniker im Regierungsbezirk Min - 
den und Freistaat Lippe. Nach der Vereinbarung der Haupt- 
vorstände der drei Arbeitgeberverbände des Baugewerbes so!lte 
dieses Gebiet gemeinsam mit Hannover-Bra unschweig 
einen Bezirkstarifvertrag abschließen. Die Hochbauunterneh- 
mer dieses Bezirksarbeitgeberverbandes mit dem Sitz in Biele- 
feld weigerten sich aber, die von ihrer Organisation ein- 
gegangene Vertragsverpflichtung ihrerseits einzuhalten. Das 
Haupttarifamt wurde mehrfach um Vermittlung angerufen, 
aber auch die Bemühungen dieser Schlichtungsstelle blieben 
erfoiglos. Es mußte demnach der alte Bezirkstarifvertrag” 
vom Jahre 1920 weiter in Kraft bleiben. | 

Wie wir berichteten, hat vor einiger Zeit das Haupttarik- 
amt durch verbindlich .erklärten Schiedsspruch die sehr stark 
zurückgebliebenen Gehälter für den Bezirk Minden-Lippe den 
damals im Gebiet Hannover-Braunschweig gezahlten Tarif- 


sätzen angeglichen. Diesen Machtspruch beantworteten die 


Unternehmer mit der Kündigung des Tarifvertrages unter dem 


. Vorgeben, daß sie mit Wirkung vom 1. Januar 1925 einen, 


neuen Bezirkstarifvertrag abschließen wollen. Was von dieser 
Willenskundgebung zu halten war, kann nach den bisherigen 
Erfahrungen leicht festgestellt werden. Nach Wortlaut und 
Sinn des Reichstarifvertrages laufen die Bezirkstarifverträge 


automatisch während der ganzen Gültigkeitsdauer des Reichs- 


tarifvertrages. An Bemühungen zur Schaffung eines neuen 
Bezirkstarifvertrages hat es unsererseits nicht gefehlt. Wir 
hatten deshalb beantragt, daß 
tarifamt die Ungültigkeitserklärung der Kün- 
digung ausspreche. Nach kurzer Verhandlung wurde 
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das Haupt- 
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 folgende-.einstimmige Entscheidung des Haupttarif- 
amtes verkündet: 

BB "ss 

_  — Das Haupttarifamt verbleibt bei seiner grundsätzlichen Entscheidung 

‘Nr. 8 vom 21. Juni 1923, welche durch eine Kündigungserklärung einer 

Partei nicht beseitigt werden kann. Der alte Bezirkstarifvertrag für 

Minden-Lippe, der dem neuen Reichstarifvertrag nicht widerspricht, kann 
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E Deutsche und englische Bergarbeiterlöhne. Bei dem hart- 
_  näckigen Lohnkampf, der ‘soeben im Bergbau ausgekämpft 
- wurde, haben die Gegenüberstellungen der deutschen und eng- 
lischen Verhältnisse eine große Rolle gespielt. Krampfhaft hat 
die Unternehmerpresse nachzuweisen versucht, daß der deutsche 
Bergmann sich nicht schlechter stehe als der englische. Um 
dieses zu beweisen, sind alle möglichen Vergleiche angestellt 
worden, die aber großenteils kein richtiges Bild geben. Ich 
hatte in einem früheren Artikel behauptet, daß die Löhne der 
englischen Bergarbeiter ungefähr doppelt so hoch seien, als die 
der deutschen. Was für die Bergarbeiter zutrifft, gilt mit dem- 
selben Recht für die Bergbauangestellten, denn die 
Relation zwischen Bergarbeiterlöhnen und Bergbauangestellten- 
Bene iern ist in beiden Ländern die gleiche. Diese meine Be- 
auptung ist von Dr. Jüngst angegriffen worden, wobei er 
eine Gegenüberstellung von Reallöhnen machte. Mir liegt nicht 
daran, hier mit ihm über diese Frage zu streiten; denn man 
kann, wie das Statistische Reichsamt, dessen Zahlen Dr. Jüngst 
“ benutzt, selbst sagt, die deutschen. und die englischen Lebens- 
haltungsziffern nicht miteinander vergleichen. Weiter 
geht man dauernd dazu über, das Ruhrgebiet mit dem 
ganzen englischen Steinkohlenbergbau zu vergleichen. Warum 
vergleicht man den englischen nicht mit dem gesamten 
deutschen Bergbau? Ein ganzes Land mit dem besten 
Revier eines anderen Landes zu vergleichen, ist doch auch eine 
schiefe Betrachtung. 
’ Soweit Zahlen aus England bekanntgeworden sind, will 
j ich im folgenden das Gesamteinkommen der Gesamtbelegschaft 
je vergütete Schicht im Ruhrbergbau mit dem gleichen Faktor 
im Bezirk „Eastern Division‘ wergleichen. Ich habe diesen 
zusammengefaßten Bezirk genommen, weil er eine fast gleich 
er Förderung wie das Ruhrgebiet hat und ebenso wie 
ieses gute und schlechte Gruben umfaßt. Der Wert des Ge- 
Bere ommens der Gesamtbelegschaft je vergütete Schicht 
betrug: 


ale 


Bl a EL 


Ruhrgebiet Eastern Division 
M » s 

5 Mantar "Ba c..0.: 2.088,46 11/ 0,54 
H: Februar ln sale 5uoaS 11/ 2,01 
E. er Et: 11/ 4,56 
2 April . . .oe D . 5,49 11/ 4,30 
E Ma en. 06 12/ 9,43 
# Juni UN? 030 12/ 9,53 
y " Jui . . ® . . . . 6,32 h 12/1 1,44 
4 Aus diesen Zahlen dürfte sich ergeben, daß meine Behaup- 
® tung vollinhaltlich stimmt. Ich muß jedoch darauf hinweisen, 
daß in der Aufstellung für das Ruhrgebiet die Arbeiter aus den 
-  Nebenbetrieben eingerechnet sind, was bei den englischen An- 
E aben nicht der Fall ist. Hierdurch dürfte sich der angegebene 
- Lolhn für das Ruhrgebiet um einige Pfennige erhöhen. 
5: ‚Die Leistungen je Mann und Schicht ohne Nebenbetriebe 
- waren in dieser Zeit: 
3 Ruhrgebiet Eastern Division 
Ei kg g 
% Januar ER er. RD 1003 
“ CDTUan Se lee 864 1007 
©; März’ Bol dr un, 6 VOR 1095 “ 
5 Mai RN An 1005 
Fi Juni RR RE 1-2 708 1005 
rg u ee None 354 1003 
E: Die je Tonne Förderung gezahlten Löhne betrugen also: 
2 } Ruhrgebiet _ Eastern Division 
# s 
5 er ee a 6,72 11/— 
£ EDIT 11/1 
« NIarZU de En orte 6,27 11/4 
& Aa... 6,35 11/4 
“ Mare se mg 12/ 9 
E Juni Be ee 8,01 12/ 9 
E TI en ee ©. 7,40 212/14 
* Diese Zahlen stimmen mit der amtlichen Vierteljahrs- 
statistik überein. 
% Wenn man bei gleichen Preisen, die zurzeit in England 
_ und an der Ruhr gelten, nun feststellt, daß der Lohnanteil am 
Wert der Förderung ein so großes Stück geringer ist, so muß 





*) Streik im Ruhrbergbau, 
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während der Gültigkeitsdauer des gegenwärtigen Reichstarifvertrages nur 
durch Abschluß eines neuen Bezirkstarifvertrages beseitigt werden. Die 
angezogene grundsätzliche Entscheidung lautet: 

„Die alten Bezirkstarifverträge bleiben bis zum Abschluß neuer 
insoweit bestehen, als ihre Bestimmungen nicht dem neuen Reichstarif- 
vertrag widebsfterhen. Es war die Absicht der Zentralorganisationen, 
einen tariflosen Zustand zu vermeiden.“ 





man an sich annehmen, daß es den Bergbauunternehmern an 
der Ruhr möglich ist, höhere Löhne zu zahlen._ Nun behaupten 
jedoch die deutschen Unternehmer, daß die übrigen Selbst- 
kosten bei uns wesentlich höher seien als in England, und 
verlangen von den Bergarbeitern und der Oeffentlichkeit, daß 
man ihren Behauptungen glaubt. Diese Behauptung ist auch 
zumindest bei einigen Positionen der Selbstkosten richtig. Von 
England \liegen zweifelsfreie, von Unternehmern und Ar- 
beitern gemeinsam aufgestellte Zahlen vor, außerdem sind die 
amtlichen Veröffentlichungen sehr gut. Von Deutschland je- 
doch gibt es noch nicht einmal amtlich festgestellte Zahlen, 
sondern nur solche der Unternehmer. Bei dem besten 
Willen, diese zu benutzen, stoßen dem Kritiker jedoch zeit- 
weilig Behauptungen auf, die man anzweifeln muß, so daß 
man zu dem Schluß kommt, es müßte versucht werden, auch 
für den deutschen Bergbau eine so zweifelsfreie Statistik auf- 
zustellen. Wenn. das geschähe, wäre die Lohnhöhe kein 
Kampfobjekt mehr, sondern nur noch ein Rechenexempel, und 
Deutschland wäre in seiner Wirtschaft einen gewaltigen Schritt 
weiter, da Lohnkämpfe im Bergbau hierdurch fast unmöglich 
würden. Hibf. 


Ein knappschaftlicher Erfolg. Der Oberschlesische Knapp- 
schaftsverein hat unter dem 19. Dezember 1924 ein Rund- 
schreiben herausgegeben, das für eine Reihe von Angestellten 
wohl das beste Weihnachtsgeschenk war, welches sie jemals 
erhalten konnten. Wie bereits früher mitgeteilt, stand man in 
Oberschlesien auf dem Standpunkt, daß die dortigen Angestell- 
ten, die seit 1913 nur der Angestelltenversicherung, und nicht 
der Knappschaft angehört haben, wiederum neu in die Knapp- 
schaft aufgenommen werden müßten. Das hatte zur Folge, 
daß Leute, die über 62 Jahre alt waren, und die nicht den 
gesundheitlichen Ansprüchen genügten, zurückgewiesen wurden, 
und daß die Renten invalider Angestellter nur 30 Mark wie in 
der Angestelltenversicherung betrugen. Ebenso wurden die 
Jahre in der Angestelltenversicherung nicht als knappschaftliche 
Dienstjahre gerechnet, auch lebten die früheren knappschaft- 
lichen Dienstjahre erst wieder nach‘ drei Jahren auf. Jetzt 
gilt die Mitgliedschaft in der Angestellten- 
versicherungals Mitgliedschaftin der Knapp- 
schaftspensionskasse. Diese Uebernahme der Ange- 
stellten konnte rein juristisch nicht erzwungen werden. Es hätte 
erst eines längeren Verfahrens bedurft, doch warum streiten! 
Die jetzige Abmachung beruht auf einer freien Verständigung 
im dortigen Bezirksverein, die auf Grund eines Beschlusses 


des Reichsknappschaftsvereins herbeigeführt worden ist, und auf „ 


die vor allen Dingen der AfA-Bund gedrängt hat. In denı 
Rundschreiben wird u. a. folgendes gesagt: 


„Der Vorstand des Bezirksknappschaftsvereins hat jedoch in seiner 
Sitzung vom 10. Dezember 1924 beschlossen, von der nachträg'ichen 
Feststellung der Gesundheitsverhältnisse Abstand zu nehmen, so daß 
alle Angestellte, welche am 31. Dezember 1923 bei der Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte in Berlin-Wilmersdorf versichert waren, 
vom 1. Januar 1924 ab Mitglieder der Angestelltenabteilung der Pensions- 
kasse des Reichsknappschaftsvereins sind, auch wenn sie sich zur ärzt- 
lichen Untersuchung nicht gestellt haben oder von der Aufnahme in die 
Angesteiltenabteilung zurückgestellt worden sind, da diese Angestellten 
nur dann nicht Mitglieder der Angestelltenabteilung » der Pensionskasse 
mit dem 1. Januar 1924 geworden sind, wenn bei ihnen festgestelit 
worden wäre, daß sie bereits berufsunfähig sind. Allerdings gehören nach 
8 20 des Reichsknappschaftsgesetzes nur so‘che in knappschaftlichen Be- 
trieben beschäftigte Angestellte der Angestelltenabteilung der Pensions- 
kasse an, die der Versicherungs pflicht nach dem Angestelitenver- 
sicherungsgesetz unterliegen, so daß diejenigen Angestellten, welche der 
Versicherungspflicht nach dem Angestelltenversicherungsgesetz nicht unter- 
liegen, sofort wieder aus der Angestelltenabteilung der Pensionskasse aus- 
scheiden können. Das Knappschaftsgesetz enthält keine Bestimmung über 
Weiterversicherung in der Angestelltenabteilung der Pensionskasse beim 
Ueberschreiten der Verdienstgrenze. Mit Rücksicht auf die verschieden- 
artigen Verhältnisse hat der Vorstand des Reichsknappschaftsvereins den 
Bezirksknappschaftsvereinen es überlassen, die Weiterversicherung vorzu- 
nehmen. Wir müssen es unter diesen Umständen den Werksverwaltungei? 
überlassen, ob sie für die Angestellten auch beim Ueberschreiten der Ver- 
sicherungsgrenze die Beiträge zur Angestelltenabteilung der Pensionskasse 
weiter entrichten wollen. Lehnt die Werksverwaltung die Weiterzahlung 
der Beiträge ab, so bleibt es dem Angestellten überlassen, die persön- 
lichen und Werksbeiträge behufs Weiterversicherung in der Angestellten- 
abteilung der Pensionskasse zu zahlen.“ 
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Zu dem letzten Satz.bemerken wir, daß der Beschluß des 
Oberschlesischen Knappschaftsvereins für die Angesteliten sehr 
erfreulich ist. Im Vorstand des Reichsknappschaftsvereins hat 
man es abgelehnt, über die Frage der Weiterversicherung von 
nicht versicherungspflichtigen Angestellten einen Beschluß zu 
fassen, und nur den Bezirksvereinen empfohlen, möglichst loyal 
zu verfahren. . Die Frage der Zahlung der Beiträge für nicht 
versicherungspflichtige Angestellte wird nach Ansicht des Vor- 
standes durch den $ 97 geregelt, nach dem die Beiträge der 
Arbeitgeber und Mitglieder gleich hoch sein müssen. In Ober- 
schlesien will man die Uebernahme jener Angestellten, die die 
Versicherungsgrenze überschritten haben, nicht am Widerstande 
einzelner Unternehmer scheitern lassen, sondern erklärt sich 
bereit, diese Angestellten aufzunehmen, falls sie auch die 
Werksbeiträge bezahlen. Die Frage, ob der $ 97 auch für diese 
Angestellten Geltung hat, kann dann später entschieden werden. 

Auf Grund einer Vereinbarung zwischen Reichsknapp- 
schaftsverein und Oberschlesischem Bezirksknappschaftsvereim 
ist diesem bis zum 1. April kommenden Jahres Zeit gelassen, 
die Uebernahme jener Angestellten, die die Pflichtversicherungs- 
grenze überschritten haben, zu regeln. Wir haben vom AfA- 
Bund aus den Angestellten dringend empfohlen, sich in die 
Knappschaftspensionskasse aufnehmen zu lassen und die Be- 
denken zurückzustellen. Es gibt in Oberschlesien eine Reihe 
von Werken mit eigenen Werkspensionskassen, die ihren An- 
gestellten suggerieren, die Leistungen dieser Werkspensions- 
kasse seien so gut, daß sie die knappschaftliche Versicherung 
nicht brauchten. Wir befürchten, daß diesen Angestellten in 
einigen Jahren die bittere Wahrheit klar werden wird, daß sie 
eine sehr große Dummheit begangen haben, als sie die Gec- 
legenheit des Uebertritts in die Knappschaftspensionskasse ver- 
säumten. 


Bezirksversammlung der Oberschlesischen Knappschaft, 
Die erste ordentliche Bezirksversammlung der Oberschlesischen 
Knappschaft fand am 29. November statt. Als Vertreter zur 
Hauptversammlung wählte man zwei Mitglieder des Verban- 
des der Bergarbeiter, ein Mitglied der kommunistischen Oppo- 
sition und unseren Kollegen Ulbrich. In den Bezirksvorstand 
wurden drei Mitglieder des alten Bergarbeiterverbandes, ein 
Mitglied der kommunistischen Opposition und ebenfalls unser 
Kollege Ulbrich gewählt. 

Die Diskussion über den Punkt „Erlaß von Sonder- 
vorschriften‘“ endigte auch hier ergebnislos wie in allen 
anderen Bezirksvereinen. Nur ließen die Arbeitgeber im Gegen- 
satz zu dem gänzlich ablehnenden Standpunkt ihrer Kollegen 
in fast allen anderen Bezirksvereinen erklären, daß sie für eine 
Vertagung der Beschlußfassung über diesen Punkt bis nach dem 
Stattfinden der Hauptversammlung wären. Sie seien selbst für 
die Wiedereinführung der Mehrleistungen, wären aber gegen- 
wärtig durch Beschlüsse des Arbeitgeberverbandes gebunden. 
Einen Vermittlungsvorschlag, während der Zeit bis zur dem- 
nächst einzuberufenden Bezirksversammlung wenigstens die 
freie ärztliche Behandlung für die Familienange- 
hörigenr wieder einzuführen, lehnten sie ab. 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Ein ineuer Angriff gegen das Koalitionsrecht der Reichs- 
bahnbeamten. Die „Allgemeine Deutsche Beamtenzeitung‘, das 
Organ des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes, berichtet 
in der Nr. 1 vom 3. Januar 1925 über einen unerhörten 
Vorstoß gegendasKoalitionsrecht der Reichs- 
bahnbeamten. Der Vorstoß geht von der Reichsbahn- 
direktion Essen aus, die am 17. Dezember 1924 unter dem 
Geschäftszeichen -II. 32. ll. 32. B. 6 an sämtliche Aemter 
und Dienststellen des Bezirkes das nachfolgende Telegramm 
gerichtet hat: 


„Um bei Streiks den Betrieb mit arbeitswilligen Kräften 
aus dem Eisenbafınpersonal möglichst ohne Einsatz der 
Technischen Nothilfe durchzuführen, ist eine Personal- 
betriebshilfe zu schaffen. Zu ihr gehören alle 
arbeitswilligen Kräite des äußeren sowie des inneren Büro-, 
Abfertigungs-, Kassen-, Werkstättzn- usw. Dienstes. 

Die Ausbildung des Personals des inneren Dienstes ist, 
soweit dies zur Verwendung im Außendienst erforderlich ist, 
vorgesehen, weitere Verfügung folgt noch. 

Zwecks Feststellung des Bestandes an veriügbaren ar- 
beitswilligen Kräften ist unter Verwendung des umstehen- 
den Musters bis zum 25. d. M. an das vorgesetzte Amt zu 
berichten. Jedes Amt berichtet das Ergebnis bis zum 28, De- 





BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE | 


Leider hat die inzwischen stattgefundene Hauptver- 
sammlung noch keinen Beschluß über die Wiedereinführung 
der Mehrleistungen gebracht, so daß man neugierig sein könnte, 
ob bei der erneuten Bezirksversammlung die Arbeitgeber thren 
ablehnenden Standpunkt ändern werden, wenn sie das Leben 
und die Gesundheit der armen Frauen und Kinder höher ein- 
schätzen als Unternehmerbeschlüsse. 


Amtsenthebung von Vertrauensmännern. Da der Reichs- 
knappschaftsverein selbständiger Träger der Angestelltenver- 
sicherung geworden ist, gelten die bei ihm versicherten An- 
gestellten nicht mehr als Versicherte im Sinne des Angestellten- 
versicherungsgesetzes. Damit ist für die der Knappschaftsver- 
sicherung unterliegenden Vertrauensmänner und Ersatzmänner 
der Angestelltenversicherung die Voraussetzung der Wählbar- 
keit entfallen, sie müssen deshalb nach $ 129 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes von der unteren Verwaltungsbehörde 
ihrer Aemter enthoben ‚werden. Da das Direktorium der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte selbst nicht weiß, 
für welche Vertrauensmänner und Ersatzmänner dies gilt, hat 
es die Vertrauensmänner der Angestelltenversicherung auf- 
gefordert, gegebenenfalls selbst bei der zuständigen unteren 
Verwaltungsbehörde den Antrag auf Amtsenthebung zu stellen. 
Natürlich wissen auch diese . Vertrauensmänner sehr häufig 
nicht, welche Personen der knappschaftlichen Versicherung 
unterliegen, so daß wir auch auf diesem Gebiete feststellen 
müssen, daß Personen als Vertrauensmänner fungieren und ver- 
mutlich auch bei den letzten Wahlen zum Verwaltungsrat als 
wahlberechtigt gegolten haben, die selbst nach dem Wortlaut 
des Gesetzes bereits seit dem 1. Juli 1924 die gesetzliche 
Fähigkeit zur Ausübung des Amtes als Vertrauensmann ver- 
loren hatten. 


Im oberschlesischen Bergbau ist ein Schiedsspruch 
gefällt worden. Anschließend hieran erfolgte eine Verständi- 
gung über eine Abrundung. Hiernach erhalten z. B. die 
Feldesoberhäuer, die den Fahrhauern in anderen Revieren 
gleichzusetzen sind, 150 M. Anfangsgehalt, steigend 12 mal 4 
auf 198 M., die Steiger ohne Feld und gleichwertige Berufe 
168 M. Anfangsgeh., steigend 12 mal 6 auf 240 M., die Abtei- 
lungssteiger und gleichwertige Berufe 219 M. Anfangsgeh., 
steigend 12 mal 6 auf 291 M., die Feldesfahrsteiger und 
gleichwertige Berufe 258 M. Anfangsgeh., steigend 12 mal 10 
auf 378 M. Hierzu wird eine Prämie gewährt, die beim Er- 
reichen der Solleistung 50 Prozent des Gehaltes beträgt, die 
aber mindestens 25 Prozent des Grundgehaltes betragen muß. 


Verbindlicherklärung des mittzldeutschen und Nieder- 
lausitzer Schiedsspruches. Am 17. Dezember v. J. wurde, wie 
bereits in Nr. 33 der „D.T.Z.“ vorausgesagt, die Verbindlich- 
erklärung der am 9. Dezember für die Angestellten des mittel- 
deutschen und Niederlausitzer Braunkohlenbergbaues gefällten 
Schiedssprüche vom Reichsarbeitsministerium ausgesprochen. 
Die in Nr. 33 der „D.T.Z.“ bereits veröffentlichten Gehalts- 
sätze treten also mit Wirkung vom-1. Dezember 1924 in Kraft. 


zember der R.B.D. Essen, Die Fristen sind unbedingt ein- 
zuhalten. gez. Irmer. 
Beglaubigt: Kersting, Eisenbahninspektor. 

Mit Recht schreibt die „A.D.B.Z.“, daß diese Verfügung 
ganz unzweideutig den Geist erkennen läßt, in dem die Verwal- 
tung der Reichsbahngesellschaft fortan ihre Personalpolitik 
durchzuführen gedenkt. Ganz bewußt wird hier der Versuch 
gemacht, einen Keil in die Reihen der Reichsbahnbeamtenschaft 
hineinzutreiben, um nach dem Grundsatz ‚Teile und herrsche“ 
Uneinigkeit und Zersplitterung in die Reihen des Personals 
hineinzutragen. Wenn das die Mittel sein sollen, mit denen der 
Verwaltungsrat die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens der 
Reichsbahn heben will, so können wir uns für die Folge auf 
allerleı gefaßt machen. Die vom Verwaltungsrat erlassene 
Personalordnung atmet den gleichen Geist; auch sie ist diktiert 
von dem Bestreben, das Personal der Reichsbahn als will- 
fähriges Organ in der Hand des kapitalistisch eingestellten Ver- 
waltungsrates zu mißbrauchen. Für uns, die wir die Zusammen- 
hänge der privatkapitalistischen Wirtschaft genau kennen und 
demzufolge auch bekämpfen, ist diese Einstellung des Ver- 
waltungsrates an sich nichts Neues. Wir hoffen, daß diese 
neue Entwicklung in der Reichsbahn endlich dazu führen wird, 
daß auch das Personal in der Reichsbahn sich wieder auf sich 
selbst besinnen und die Schlußfolgerung, nämlich den engen 
organisatorischen Zusammenschluß in der freigewerkschaft- 
lichen Bewegung, ziehen wird. Nicht die zahlreichen Splitter- 
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e organisatiönchen werden die sozialen und wirtschaftlichen Inter- 


essen. vertreten können, sondern einzig und allein eine auf 
breiter. Basis angelegte -Organisationsform, wie sie durch die 
freigewerkschaftliche. Arbeiter-, _Angestellten- und. Beamten- 
bewegung. verkörpert wird. Wenn die Vertreter des krassesten 
Kapitalismus, nämlich, die sogenannten „Wirtschaftsführer‘‘, 
ihre reaktionären Bestrebungen über den Weg des Verwal- 
tungsrates der Reichsbahn in die Tat umsetzen wollen und 
sich hierzu als geeignetes Objekt das Personal der Reichsbahn 
ausgesucht haben, so kann dem nur wirksam begegnet werden, 
wenn auch das gesamte Personal der Reichsbahn einsieht, daß 
seine Interessen mit denen der Arbeitnehmer der übrigen 
Wirtschaft konform liegen. 

. Wir zweifeln nicht ‚daran, :daß die Maßnahmen des Ver- 
waltungsrates bzw. der nachgeordneten Dienststellen nicht nur 
das ‚Gegenteil des beabsichtigten Zweckes erreichen, sondern 
dazu führen werden, auch den bisher indifferenten Beamten 
die Notwendigkeit des engen Zusammenschlusses. vor Augen 
zu führen. 


Abbau in der Rejchsvermögensverwaltung. Die außer- 
ordentlich zahlreichen Entlassungsfälle in der R.V.V. gaben 
uns’ Veranlassung, gegen diesen sehr krassen Abbau von tech- 


nischen Angestellten, die zum Teil jahrzehntelang im Reichs-, 


Staats- und Kommunaldienst tätig waren, Einspruch beim 
Reichsministerium für die besetzten Gebiete zu erheben. Leider 
ist es bis zur Stunde nicht gelungen durchzusetzen, daß die 
Entlassungen rückgängig gemacht werden, auch nicht in’ den 
Fällen, in. denen nachweislich eine außerordentliche Härte zu 
verzeichnen ist. Das Ministerium sieht sich‘ insofern einer 
Zwangslage gegenüber, als seit Inkrafttreten des Londoner Ab- 


 kommens die Besatzungsmächte in bezug auf die Besatzungs- 


kosten eine ganz andere Politik eingeschlagen haben. Bekannt- 
lich sind nach dem Dawes-Plan die Besatzungskosten in der 
Annuität eingeschlossen, während vorher diese neben den; 
eigentlichen Reparationslasten verbucht wurden. Um ‘den Anteil 
aas der Annuität möglichst hochzuschrauben, versuchen die 
Besatzungsmächte, ohne an die Verringerung der Truppenstärke 
heranzugehen, nach einer anderen Richtung hin Ersparnisse 
zu erzielen. In erster Linie soll der Personalbestand der R.V.V., 
soweit die Personalausgaben auf Kosten der Annuität gehen, 
verringert werden. Wie uns mitgeteilt wurde, unterliegt der ge- 
satte Personalbestand der R.V.V. einer Kontrolle durch die 
Rheinlandkommission, d. h. diese entscheidet über jeden einzel- 
nen. Personalfall. Weiterhin mußten verschiedene vor dem In- 
kräfttreten des Dawes-Abkommens von der Rheinland-Kom- 
mission angeforderte und im Bau begriffene Bauausführungen 
eingestellt werden, da nunmehr die Rheinland-Kommission kein 
Interesse mehr an der Herstellung dieser Bauten hat. 
Andererseits steht, soweit die erste Zone in Betracht 
kommt, das Ministerium auf dem Standpunkt, daß mit Ablauf 
des 10. Januar vertragsgemäß die Räumung der ersten Zone 
zu erfolgen hat, und daß demzufolge auch mit der Liquidierung 
der in Frage kommenden Aemter begonnen werden müsse. 
Soweit das Personal frei wird, soll alles versucht werden, um 
eine anderweitige Unterbringung in anderen Ressorts bzw. bei 
Staat und Kommunen zu ermöglichen. Zu diesem Zweck 
wird seitens des Ministeriums an die in Frage kommenden 
Stellen (Deutschen Städtetag, Reichsressorts usw.) mit’der Bitte 


- herangegangen werden, dem Ministerium bei der Unterbringung 


ur 


der freiwerdenden Kräfte behilflich zu sein. 

Nach den bisherigen Erfahrungen wissen wir, daß diese 
Maßnahmen kaum den gewünschten Erfolg haben werden, da 
sie lediglich fakultativer Art sind. Wir streben eine obligato- 
tische Verpflichtung zur anderweitigen Verwendung an und 


werden in den nächsten Tagen neben führenden Mitgliedern 
des Reichstags auch mit dem zuständigen Minister für dis 


besetzten Gebiete über diese Frage verhandeln. 


Fachprüfung I. Klasse für vermessungstechnische Büro- 
beamte bei den Landeskulturbehörden. Der Minister für Land- 


_ wirtschaft, Domänen und Forsten hat durch Erlaß vom 15. De- 
 zember 1924 — Geschäfts.-Nr. VI, 4227 — angeordnet, daß 
- weitere Vermessungssekretäre zur Fachprüfung I. Klasse zuzu- 


lassen sind. Zu den Prüfungen, die im Monat März stattfinden, 
können alle Vermessungssekretäre, die vor dem 1. April 1920 


- eine planmäßige Stelle innehatten, zugelassen werden. Die Ge- 
- suche sind bis zum 1. Februar 1925 an den Präsidenten des 
- Landeskulturamtes einzureichen. 


; Ausführungsbestimmungen 


Für Reisen zum Prüfungsorte findet die Ziff. 59 Abs. 2 der 
zum Reisekostengesetz in der 


“Fassung vom 19. Dezember 1923 — IC. 2. 6554. — (Pr. Bes.- 


Bl. 1924, S. 1) Anwendung. 


Behördentariffragen 
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Wiedereinstellung abgebauter oder gekündigter Angestell- 
ten. In einem Einzelfall hatte sich ein langjährig im Staats- 
dienst beschäftigter Angestellter wegen seiner Wiederverwen- 
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dung im Staatsdienst an die oberste Verwaltungsbehörde, den 
Preußischen Finanzminister, gewandt, der in einem Schreiben 
vom 2. Dezember 1924 (A.-Z. Hochbauabt. H. 7. 753) folgende 
Antwort erteilte: 

„Die Einstellung von Angestellten in der Hochbauverwaltung erfolgt 
nicht von hier aus, sondern durch die Dienststellen, bei denen jeweils 
Hilfskräfte benötigt werden. 

Bei diesen Einstellungen sind die 84 bis 12 des 


Preuß. Angestelltentarifvertrages vom 30. Juni 1924 
zu beachten. 


Ich empfehle, in Bewerbungen an Behörden der. Preuß. Hochbau- 
verwaltung oder eine sonstige Staats- oder Reichsbehörde, sich auf $ 8 
des genannten Vertrages. zu berufen.“ 

Diese Antwort ist für die früher im Behördendienst be- 
schäftigten Kollegen von besonderer Wichtigkeit insofern, als 
die Beachtung der über die Einstellung der Angestellten ver- 
einbarten Bestimmungen des Tarifvertrages (88 4 bis 12) durch 
die nachgeordneten Dienststellen als selbstverständlich hin- 
gestellt wird. Hier erwächst den amtlichen und bezirklichen 
Betriebsräten eine ganz besondere Aufgabe bei der Wieder- 
einstellung abgebauter oder gekündigter Angestellter. Der $ 8, 
auf den besonders Bezug genommen wird, lautet: 

„Zitter 1; 

"Soiern die Verhältnisse, welche für die Beurteilung der Leistung 
eines - Angestellten maßgebend sind, im übrigen gleich sind, sollen bei 
der. Einstellung Bewerbungen ehemaliger oder gekündigter Angestellter 
bei der Staats- oder einer Reichsverwaltung vorzugsweise berücksichtigt 
werden, wenn die Entlassung” aus dem Staats- oder Reichsdienst nicht 
aus Gründen erfolgt ist, die in der Person des Bewerbers liegen. 

Z#tter.2: 

Bei gleicher Eignung gemäß Abs. 1 sollen Bewerber, die bereits 
im Staatsdienst tätig waren, den Vorzug vor ehemaligen Angestellten bei 
einer: Reichsverwaltung erhalten, Bewerber, die bereits vor dem Kriege 
in der Staatsverwaltung tätig waren, !vor Bewerbern berücksichtigt 
werden, die erst während des Krieges oder nach ihm bei einer Staats- 
dienststelle beschäftigt worden sind.“ 


Aufstieg von. Angestellten. In einem Erlaß vom 25. Juli 
1924 — 111. 7. 445 II — beschäftigt sich der Preußische Finanz- 
minister mit der Tätigkeit eines technischen Angestellten ını 
Vergleiche zu der Tätigkeit der Baubeamten und kommt zu 
dem Ergebnis, daß gewisse Arbeitsgebiete, welche den Auf- 
stieg von Angestellten in höhere Gruppen rechtfertigen, den 
bauleitenden Beamten resp. den in der Ausbildung befindlichen 
höheren Baubeamten vorbehalten bleiben müssen. Der Erlaß 
lautet im Wortlaut folgendermaßen: 

„In Ihren Randberichten vom 23. Mai 1924 — Pr. III. 324 — und 
vom 2. Juli 1924 — Pr. III. 426 — ist die Höhergruppierung eines 
Technikers damit begründet worden, daß er künstlerisch in Anspruch 
genommen werde und: seine Tätigkeit sich auf die Ausarbeitung von 
Ausführungszeichnungen und Details sowie auf die Bauleitung erstrecke. 
Dies alles sind aber Tätigkeitsgebiete, die dem für den betreffenden Neu- 
bau überwiesenen beamteten Bauleiter zufallen. In dem Kostenanschlag 
dürften auch nur Mittel für technische Hilfeleistung, nicht aber für einen 
Architekten und Bauleiter vorgesehen sein. Wenn der bauleitende Be- 
amte die ihm zukommenden Aufgaben aus irgendwelchem Grunde nicht 
zu bewältigen vermochte, wäre zweckmäßig einer der dort zur Aus- 
bildung befindlichen höheren Baubeamten heranzuziehen, und wenn dies 
nicht angängig war, zu berichten gewesen. 

Im Interesse der gebotenen äußersten Sparsamkeit muß unbedingt 
darauf gehalten werden, daß ohne Vorliegen zwingender Gründe Be- 
amte sich nicht durch Uebertragung der ihnen obliegenden Arbeiten 
auf Angestellte entlasten, insbesondere nicht durch Uebertragung solcher 
Aufgaben, die eine Höhergruppierung der Hilfskraft nach sich ziehen. 
Fälle dieser Art sind in Zukunft streng zu untersuchen und die betreifen- 
den Beamten erforderlichenfalls für die dem Staate erwachsenen Mehr- 
ausgaben haftbar zu machen.“ 

Wenn sich die Baubeamten und insbesondere die im Staats- 
dienst beschäftigte, im Angestelltenverhältnis befindliche Tech- 
nikerschaft an die Arbeitsteilung dieses Erlasses halten würden, 
würde sich die gebotene äußerste Sparsamkeit sehr bald in ihr 
Gegenteil verwandeln. Der Erlaß zeigt, wie weltfremd die 
oberste Verwaltungsbürokratie den Personalbedürfnissen des 
technischen Dienstes gegenübersteht. Denn wir möchten nicht 
annehmen, daß dieser Erlaß nur eine Umschreibung der Ab- 
sicht sein soll, angestellte Techniker zwar zu allen notwendigen 
technischen Arbeiten, auch zu den hochwertigen, heranzu- 
ziehen, ihnen aber äußere Vorwände für die Geltendmachung 
entsprechender Entlohnungsansprüche zu nehmen. Wir machen 
die Kollegenschaft auf diesen Erlaß und auf die ihm inne- 
wohnende Tendenz ganz besonders aufmerksam und empfehlen 
ihr dringend, unter Hinweis auf diesen Erlaß von ihren 
Dienststellen ganz klar umschriebene Arbeitsgebiete zu ver- 
langen. Dieses gilt ganz besonders für neu eintretende Kol- 
legen, denen wir auf Grund der gemachten Erfahrungen emp- 
fehlen, sich erst nach vorherigem Benehmen mit der Aus- 
kunftei des Bundes um eine Stelle im Staatsdienst zu bewerben. 


Aufhebung der Bezahlung aus Dienstaufwandsentschädi- 
gungen, ‚Seit Jahren kämpfen die technischen Angestellten der 
Katasterverwaltung sowie die Büroangestellten der landrät- 
lichen Verwaltung, die immer als Privatangestellte der Dienst- 
stellenvorstände behandelt wurden, um Anerkennung als Staats- 
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angestellte. Den Bemühungen der freigewerkschaftlichen Or- 
ganisationen — für technische Angestellte insbesondere unseres 
Bundes —, bei der Gestaltung der Tarifverträge und bei den 
Etatsberatungen ist es gelungen, durch den verabschiedeten 
Etat 1924 vorbezeichneter Angestelltengruppe ab 1. April 1924 
die Anerkennung als Staatsangestellte zu erringen. Mit dieser 
Anerkennung sind alle im Privatdienstverhältnis bisher zu den 
einzelnen Dienststellenvorständen begründeten Mißstände im 
Einzeldienstvertrag beseitigt. Alle Verwaltungsanordnungen, die 
sich auf dieses nunmehr überholte Dienstverhältnis gründen, 
haben damit ihre Geltung verloren. Man hätte annehmen sollen, 
daß die Zentralbehörden, die genau wissen, daß sich die ört- 
lichen Dienststellen noch immer an Verfügungen und Geschäfts- 
anweisungsbestimmungen, die nicht ausdrücklich aufgehoben 
sind, halten, und die sich nach den Erfahrungen sehr schlecht 
an Neuerungen gewöhnen, auf diese grundsätzliche Aenderung! 
der Rechtsverhältnisse dieser Angestellten aufmerksam gemacht 
hätten. Für die Katasterverwaltung ist aber nur nachstehender 
Runderlaß des Finanzministers vom 24. November 1924 — 
K.V. 1. 1362 — über die Anweisung, Buchung und Rechnungs- 
leoung der Bezüge der Angestellten auf den Katasterämtern 
herausgegeben: 

A. Nach dem vom Landtage genehmigten Haushalte des Finanz- 
ministeriums für das Rechnungsiahr 1924 sind infolge Uebernahme 
der bisher aus der Dienstaufwandsentschädigung 
bezahlten Angestellten bei den Katasterämtern in 
das staatliche Angestelltenverhältnis die bei Kap. 53a 
Tit. 10f. verausgabten Beträge mit Wirkung vom 1. April 1924 bei 
Kap. 58a, Tit. 4 des Haushalts nachzuweisen. Dementsprechend gelten 
die für die Anweisung, Buchung und Rechnungslegung der Bezüge der 
staatlichen Angestellten ergangenen Bestimmungen der Rdvf. v. 10. April 
1923 (I. A. 2. 1315 — F.M.Bl. S. 171), unter Fortfall der Ziff. 2, nun- 
mehr auch für die Angestellten bei den Katasterämtern. 

Hierzu ordne ich bis auf weiteres folgendes an: 

B. 1. Die an den Fälligkeitstagen zu zahlenden An- 
gestelltenbezüge sind für jedes Katasteramt in die Zusammenstellung 
nach Vordruck Nr. 141 R.O. aufzunehmen. Als Grundlage hierfür dienen 
die Vordrucke der vorgenannten Rdvf. v. 10. April 1923. Hierbei ist bis 
zum Neudruck des Formulars (Nr. 141) in der Weise zu verfahren, daß 
für jeden Angestellten zwei Zeilen zu benutzen sind. In Sp. 1 ist unter 
der laufenden Nummer in Bruchform die Nummer des Angestelltenver- 
zeichnisses (Abschn. III des Rd.-Erl. v. 28. Februar 1924 — Il. A. 1.5. 
— Pr. Bes.-Bl. S. 45) einzutragen. Auf der zweiten Zeile in der ersten 
Abteilung der Sp. 2 ist das Vergütungsdienstalter, der Grundvergütungs-, 
satz und die Vergütungsgruppe, in der zweiten Abteilung derse!ben 
Spalte die Zusammensetzung der Bezüge nach Grundvergütung, Orts- 
zuschlag usw. für jeden Angestellten anzugeben. Die zweite Zeile der 
Sp. 19 ist für die Empfangsbescheinigung der Angestellten zu verwenden. 

2. Die vorläufige Ausgabeanweisung an die zahlende Kasse erteilt 
der Katasterdirektor, nachdem der Betrag von einem katastertechnischen 
Bürobeamten festgestellt worden ist. 

3. Die zahlende Kasse hat auf der Ausgabeanweisung die Summe 
der von ihr abgelieferten Versicherungsbeiträge zu vermerken. 

4. Die bei den Zahlungsstellen verausgabten Beträge sind als Auf- 
tragszahlungen für Rechnung der Regierungshauptkasse‘ zu buchen und 
dieser unter Beifügung der Belege summarisch — nach. den einzelnen 
Ausgabeanweisungen getrennt — in den vorgeschriebenen Terminen an- 
zurechnen. 

Die Regierüngshauptkasse trägt die abgerechneten Zahlungen sämt- 
licher Zahlungsstellen nach der Kassenrevision in eine Zusammenstellung 
(Vordruck Nr. 109) ein und legt diese mit sämtlichen Belegen dem 
Regierungspräsidenten zur Erteilung der endgültigen Anweisung vor. 
In der Anweisungsformel (Vordruck Nr. 109) sind die Worte „zu zahlen 
und“ zu streichen. 

5. Das Verfahren zur Durchführung des Lohnsteuerabzugs ist durch 
den Rd.-Erl. v. 28. Februar 1924 (IM. A. I. 5) und die später hierzu 
erlassenen Abänderungsvorschriften geregelt. Die nach Abschn. III da- 


Aus dem Bunde 


Aus den Gauen 


Laboratoriums- und Chemotechniker. Am 30. November 1924 fand 
in Dortmund eine Bezirkskonferenz der Laboratoriumstechniker des 
Gattes Rheinland-Westfalen statt. Anwesend waren etwa 50 Kollegen aus 
fast allen bedeutenderen Orten des Industriegebietes. Den. Vorsitz führte 
Kollege Steffen--Dortmund. Kollege Schramm - Essen erstattete 
ein Referat über „Die Stellung der Laboratoriumstechniker im heutigen 
Wirtschaftsleben“. Anschließend sprach Kollege Wetzel- Dortmund 
über den „Wiederaufbau der Berufsgruppe Laboratoriumstechniker“. In 
der Diskussion wurde den Ausführungen der beiden Referenten zuge- 
stimmt. Es wurde en Gauberufsausschuß gewählt, der sich 
aus folgenden Kollegen zusammensetzt: . 

1. Gerhard Abel, Hamborn, Am Bischofskamp 46. 

2. Schittko, Bochum, Alsenstr. 21,1: 

3. Steffen, Dortmund, Hessische Str. 172. 

4. Bernhard Grigoleit, Essen-West, Klaustaler Str. 22. 

Als Obmann. dieses Ausschusses wurde der Kollege Abel eit- 
stimmig gewählt. Dem Ausschuß ist ‚anheimgegeben worden, nach 
seinem Ermessen sich durch Zuwahl von ein oder zwei weiteren Kollegen 
zu ergänzen. Als Geschäftsadresse des Gauberufsausschusses gilt die 
Adresse der Gaugeschäftsstelle: Essen, Adolfstr. 12. 

Als Ergebnis der Versammlung wurde eine vom Kollegen Abel 
eingebrachte Entschließung einstimmig angenommen: 
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selbst vom 1. Januar 1924 ab zu führenden Angestelltenverzeichnisse sind 
im Katasteramt anzulegen und dauernd auf dem laufenden zu. halten. 
Hierzu können die Vordrucke Nr. 274 R.O. (Lohnkontenbuch) verwendet 
werden. 

6. Die zur Bestreitung der Dienstbezüge der Lohnangestellten er- 
forderlichen Beträge scheiden fortan aus dem gemäß der Rdvi. v. 
17. September 1923 (K.V. 2. 1877) bereitzustellenden und abzuhebenden, 
beweglichen Vorschusse für die Dienstaufwandskosten des Katasteramts 
aus. Die Ausgabeanweisungen über Angestellten- 
bezüge sind daher der zahlenden Kasse rechtzeitig 
zuzuleiten, so daß die Beträge an den Fälligkeits- 
tagen gezahlt werden können. Den nicht am Orte der aiı- 
weisenden Dienststelle befindlichen Kassen sind die Anweisungen so früh- 
zeitig zu übersenden, daß die zu überweisenden Beträge rechtzeitig in 
den Besitz der Angestellten gelangen. Die entgegenstehenden Anordnun- 
gen meiner Rdvf. v. 29. November 1923 (K.V. 1. 3011 — F.M.“Bl. 
S. 531 —) werden hiermit auigehoben. 

Die Ausgaben für Miete, Heizung, Beleuchtung, Reinigung und 
Bürobedürfnisse sind nach Maßgabe der Rdvf. v. 31. Oktober 1921 
(LA. 2. 508 — F.M«-Bl. S. 523 —) wie bisher unter Benutzung des 
Vordrucks 220 R.O. zur Erstattung anzufordern, wobei bis zur Um- 
änderung des Formulars der freie Raum der Abteilung A für kurze Zu- 
sammenstellungen der in Rechnung gestellten Beträge benutzt werden 
kann. 


Unser Bund hat nun in einem an das Finanzministerium 
gerichteten Schreiben unter ganz besonderem Hinweis auf den 
Abschluß von Dienstverträgen gebeten, die nachgeordneten 
Dienststellen auf die Aenderung der Rechtsverhältnisse der 
Angestellten aufmerksam zu machen und die überholten Be- 
stimmungen, die die Bezahlung aus Dienstaufwandsentschädi- 
gung zur Grundlage hatten, aufzugeben. Durch nachstehende 
Antwort des Preußischen Finanzministerss vom 17. Dezember 
1924 — K.V. I. 3358 —, die wir zur besonderen Beachtung 
empfehlen, ist nun einige Klarheit geschaffen: 


„Die infolge der Uebernahme der bisher aus der Dienstaufwandsent- 
schädigung bezahlten Angestellten bei den Katasterämtern in das staat- 
liche Angestelltenverhältnis sich als notwendig erwiesenen Bestimmungen 
habe ich in meinem Runderlasse vom 24. November 1924 — K.V. 1. 
1362 — (F.M.-Bl. S. 233) getroffen. Daß für den Abschluß von Dienst- 
verträgen das in Ziffer 7 der Ausführungsanweisung zum P.A.T. ge- 
gebene Vertragsmuster allgeneiı zu verwenden ist, ist in dem Runderlasse 
vom 2. Dezember 1924 — Lo. 1723 — Pr. Bes.-Bl, S. 365 — hingewiesen 
worden.“ 


Der Teil des angezogenen Runderlasses vom 24. Novem- 
ber 1924 lautet folgendermaßen: 


„Bei dieser Gelegenheit wird gleichzeitig bemerkt, daß vielfach Klage 
über die Form und den Inhalt der mit den. Angestellten abgeschlössenen 
Verträge geführt worden ist, weil sie zum Teil nicht unerhebäch von dem 
in Ziffer 7 der Ausführungsanweisung zum Preuß. Angestelltentarif ge- 
gebenen Vertragsmuster abweichen. Um die Gleichmäßigkeit in der Ab- 
fassung der Verträge innerhalb der Preuß. Staatsverwaltung zu wahren, 
wird den Dienststellenvorstehern zur Pflicht gemacht, nicht ohne zwin- 
gende Notwendigkeit von dem in Ziffer 7 Ausführungsanweisung AA. er- 
wälnten Vertragsmuster abzuweichen.“ 


In Ziffer 7 der Ausführungsanweisung zum Preußischen 
Angestelltentarif ist folgendes Vertragsmuster vorgeschrieben: 

„Herr (Frau, Fräulein ......) wird ab ....,..- auf ‚unbe 
stimmte Zeit — für die Zeit ........ nach Maßgabe des Preuß. 
Angestelltentarifes unter Einreihung in die Vergütungsgruppe ...... 
bei (Dienststelle) ins Angestelltenverhältnis übernommen. Die Fest- 
setzung der Vergütungsgruppe erfolgte nach vorherigem Benehmen mit 
der Angestelltenvertretung gemäß $ 24 Preuß. Angestelltentarifs. 

Künitige Aenderungen des Preuß. Angestelltentariies oder eines an 
seine Stelle tretenden Kollektivvertrages gelten ohne weiteres auch für 
das vorstehend bezeichnete Vertragsverhältnis ohne Rücksicht auf die 
Zugehörigkeit des vertragschließenden Arbeitnehmers zu einer der ver- 
tragschließenden Organisationen.‘ 


„Die am 30. November 1924 in Dortmund versammelten Labora- 
toriuumstechniker stellen nach eingehender Aussprache erneut fest, daß 
nur der Bund der technischen Angestellten und Beamten imstande: ist, 
die materiellen und ideellen Interessen der Laboratoriums- und Chemo- 
techniker sachkundig und mit Erfolg zu vertreten. Die versammelten 
Kollegen fordern von dem neugewählten Gauberufsausschuß, im Ein- 
vernehmen mit der Gauverwaltung geeignete Schritte zu unternehmen, 
um nach den unglücklichen Auswirkungen des passiven Widerstandes 
und des Ruhrkampfes die alten Fogderungen weiter zum Ziele zu 
treiben. Es wird gefordert, daß w® für andere technische Berufs- 
zweige auch für Laboratoriums- und Chemotechniker Schuleinrichtungen 
geschaffen werden, wie sie der Bedeutung des Berufsstandes im heu- 
tigen Wirtschaftsleben entsprechen. Einer unterschiedlichen Behandlung 
der Laboratoriumstechniker in Arbeitszeit und Entlohnung gegenüber 
anderen technischen Berufen muß der schärfste Kampf angesagt 
werden. Die Versammelten versprechen, aufklärend und werbend 
unter der Kollegenschaft zu wirken, bis auch der letzte Kollege im 
Bunde organisiert ist.“ 


Anschließend an die Konferenz fand eine konstituierende Sitzung des 
neugewählten Gauberufsausschusses statt. 


Und die Treue, sie ist doch kein leerer Wahn! Die Mitglieder des 
Gaues Südwestdeutschland haben für die stelleniosen Kollegen ihres 
Gaues für eine Weihnachtsspende gesammelt, die kurz vor dem Fest zur 
Verteilung gelangte. Diese Solidarität der Tat hat gerade bei den Be- 
dürftigsten unserer Kollegen eine freudige Ueberraschung ausgeiöst. Von 
den vielen Dankschreiben möchten wir folgendes den Mitgliedern zur 
Kenntnis bringen: 
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„Und wo die Not am größten, ist... die Seinen vergißt Er nie! 
Ja, ich muß es sagen, hier hat es sich wieder gezeigt, wie der Bund 
für seine arbeitslosen Kollegen sorgt. Ganz überrascht über diese 
Wohltat, möchte ich hiermit nicht versäumen, auch im Auftrag meiner 
Frau und Kinder, meinen herzlichsten Dank über dem mir zugedachten 
und übersandten Betrag auszusprechen. Sie können es sich vorstellen, 
wenn man schon sieben Monate arbeitslos ist, für eine vierköpfige 
Familie sorgen muß und die Frau immer kränklich ist; bis nur die 
Miete bezahlt ist, das Holz und die Kohlen usw., und gegessen muß 
man auch haben. Gott sei Dank, mit der mir zugesandten Weihnachts- 
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spende sind wieder meine Schulden gedeckt worden; und so kann ich 
auch meiner Familie eine Kleinigkeit zu Weihnachten kaufen. Wir wollen 
hoffen, daß wir besseren Zeiten entgegensehen dürfen. Da ich früher 
schon als Vertrauensmann in der Ortsgruppe Oberndorf: tätig war, werde 
ich auch ferner nicht versäumen, nicht nur als Mitglied beizustehen, son- 
dern eifriger Mitarbeiter und Mitkämpfer unseres Bundes zu sein; wie 
immer.‘ 
Im Namen der Empfänger der Spende dankt der Gauvorstand hier- 
durch allen Kollegen, die zu der Sammlung in so opferwiliiger Weise 
beigesteuert haben. 





Fernspr.: Stephan 4073, Postscheckkonto 21187 Berlin. 
Schluß der Anzeigenannahme 7 Tage vor Erscheinen, 











Hochbaufechniker 


in allen praktischen Ge- 
bleten erfahren und künst- 
lerlsch befähigt, 30-35 
ahre alt, wird für die 
rovinzial-Verwaltung von 
Nieder-Schleslen mit Aus- 
sicht auf dauernde Anstellung 
gesucht. Bewerbungen mit 
Lebenslauf, Zeugnissen, Zeich- 
nungsproben, Gehaltsan- 
sprüchen usw. sind einzurei- 
chen an Landesbaurat 
Dr. Burgemeister, 
Breslau, Landeshaus, 
Gartenstr. 74, 





Sthormsteinbaugschäll 


wünscht Nachweis von projekt. Schornsteinbauten 
und Kesseleinmauerungen gegen angemessene 
Vergütung. Vertretung für Berlin und Brandenburg 
zu vergeben. Angebote unter D. T.259 an An- 
zeigenannahme R. Merkel, Berlin - Schöneberg, 
Vorbergstr. 8, 


ie. Mochhantechniker 


{2 Semester), mit Vermessängen im Holzfach etwas 
vertraut bevorzugt. durchaus perfektin Stenographie 
und Sehreibmaschine, arbeitsfreudig, für 1. 1. 25 
oder später gesucht. Angebote mit Angabe der 
Gehaltsansprüche, selbstgeschriebenem Lebenslauf 
ete, nur schriftlich an 
Anton Andresen, Büro für 

Arch. und Bauausführung mit Holzhandlung. 
Flensburg. 









Gratis 


vernickelte gut 
neue Herrenuhr 
Cigarettenfabrik 









eine #. 
gehende 

gibt die 
Zephir zur Einführung ihrer 


A | neuen hochfeinen oriental. 
3-Pf.-Cigarette nur auf kurze 









Zeit bei Entnahme von 700 

Stück=21 Mark und 1 Mark 

für Porto gegen Vorkasse 

oder Nachnahme. 

Alleiniger Versand durch 
Cigarren-Versandhaus 
Otto Lerche 

in Bad Reichenhall. 










Für die Stadt Wunstorf (Hannover) wird ein 
tüechtiger 


Ioch- u. Tieibaulechniker 


gesucht. Die Anstellung erfolgt auf Privatdienst- 
vertrag. Bedingung: Baupraxis, flotter Zeichner, 
sicherer Statiker. Ausführliche Bewerbung mit 
Gehaltsansprüchen, Lebenslauf und Zeugnisab- 
schriften sowie etwaigem Lichtbild baldigst an die 
unterzeichnete Behörde. 


\ Wunstorf, den 31. Dezember 1924. 


onstrukteur 


der nach Angaben patent- oder schutzfähige 


Kontroiikasse 


aus Holz mitSicherheits- und Alarm-Mechanismus 
konstruieren kann, wird um Einreichung seiner 
Adiesse unter J. H. 14151 an Rudolf Mosse, 
Berlin SW19, gebeten. 











Ziehung 15.—17. Januar 
Wohlfahrts- 


held-Loilei 


für die Ausgewiesenen 
v. Rhein u. Ruhr. 


12336 Gewinne 
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Lose & M. 3,30. 


Porto und Liste 35 Pig. extra 
vers. auch unter Nachnahme 


esuch 


Merren für die Vermittelung von 





Bank- 


Emil Stiller, Pak 
Hamburg, Holzdamm 39 


Inseratenaufträgen gegen Provision. | Baldige Bestellg. erwünscht. 
Material und Anleitung kostenfrei. Gefl. An- Sg : 





ebote unter D.T. 251 an die Änzeigen-Verw. 
. Merkel, Berlin-Schöneberg, Vorbergstr, 8. 











echtrot federdicht Daunenkö- 
per, 1!/aschlfrg., groß. Ober- 
bett, Unterbettu. 1 Kissen m. 
14 Pfd. grauen Federn gefüllt 
ä Gebett Gm. 43.—; dasselbe 
Gebett mit 2Kissen u. 16 Pfd. 
zartw. Fed, gefüllt Gm. 63.—. 


Bettiedern 


| grau, perPfund Gm. 1.10, zart 
| und weich Gm, 1.50, grave 
| Halbdaun. Gm. 3.25, Schleiß- 
\ federn grau Gm. 2.25, weiße 
| Halbdaun. Gm. 5.—, Daunen 
| grau Gm. 9.25, weiß Gm.12.50. 

Bettfederngroßhandlung, 
Beitenfabrik und Versand 


Th.Kranefuß, Cassel 247. 


Monatliche Ratenzahlungen | 
Herren- 
Rleidung| 


fertig und nach Mass! 


Gute Verarbeitung, mäßige Preise! 


Große Auswabl in Stoffen! 


Julius Fabian 
Große Frankfurter Straße 37, nur Il. Etage. 
Mitglieder des Technikerbundes erhalten 5°/, Rabatt, 




















RetleturchtundMenschenscheu 


sind Hemmnisse, die schon so manchen tüchtigen Menschen im 
beruflichen und gesellschaftlichen Leben an der Erreichung 
seines Zieles dauernd behindert haben. Wer aus Mangel an 
Redegewandtheit überall schweigen muß, fühlt sich unbedeutend 
und überflüssig. Wie aber Sheht es dagegen, wie macht es 
groß und erfüllt jeden mit dem reinen Gefühl seines 
persönlichen Wertes, der seiner Meinung durch e'ne 
schöne, schwungvolle Rede Ausdruck geben, in Unter- 
ha'tungen und Diskussionen jeden Augenblick das Wort er- 
greifen, schlagfertig reden und die Menschen für seine Ideen ge- 
winnen kann, Hierzu verhilft der von dem Direktor der Redner- 
Akademie F. A. Brecht herausgegebene tausendfach bewährte 
Fernkursus für praktische Lebenskunst, logisches Denken, 


ifreie Vortrags- und Redekunst. 


4 Anerkennung aus all. Kreisen. Ausführl. Broschüre versendet vollständig kostenlos 
A Redner-Akademie R. Halbeck, Berlin 3, Potsdamer Str. 105. 





































Soeben erschien: 
Dozent und Bürgermeister a..D. Hans Assmann: 
Wohlerworbene 


Beamienrechfte 
das Besoldungsrecht der Preussischen Kommunalbeamten. 


Preis kart. Mk. 1.20 


Partiebezug für Beamten-Gewerkschaften und deren 
Ortsvereine 6 Stück für 5 Stück Mk. 6.— 


Industriebeamten-Verilag G. m. b. H. 
Berlin NW 40. Postscheckkonto 15550 Berlin. 
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!!Pickel. Mitessor!! 


Ein einfaches, wunderbares 
Mittel teile gern kostenlos mit, 


krau W.Poloni, 
Hannover A.45, Edenstr.30A 
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L.Römer, Altona-Othmarsthen 6 
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H. Meusser 
Fachbuchhandlung. 
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Techniker 
denkt und handelt sachgemäß. 
Ordnet Eure Privatangelegenheiten 
so, daß kein Vorwurf über Pilicht- 
vergessenheit ins Grab gerufen 
wird. Erhaltet die Kultur Eures 
Standes und sorgt für den Fort- 
schritt durch Ausbildung der Kinder. 
Dies alles ist erreichbar durch 
eine Lebens-, Witwen-Pensions- oder 
Renten- und Aussteuer-Versicherung. 


Der 
Preußische Beumten- Verein 
zu Hannover, 

Lebensversicherungsverein a. G. 
ist die alte, vor 49 Jahren für be- 
stimmte Kreise begründete gemein- 
nützige Versicherungsanstalt, bei der 
am vorteilhaftesten Versicherungen 
genommen werden können. 

Keine Agenten, beschränkter Auf- 
nahmekreis, Geschäftsbetrieb nur 
für Mitglieder, niedrigste Prämien 
(beim Eintrittsalter von 35 Jahren 
beträgt z.B. die Jahresprämie für 
Todesfallversicherung 24,30 Mk. %o, 
beim. Eintrittsalter von 40 .Jahren 
283,93 Mk. 9/. usw.). 

Drucksachen sind kostenfrei ein- 
zufordern von der Direktion S% 

Hannover, Raschplatz13. == 
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Die Anfertigung statischer 
Berechnungen erlernt man 
am schnellsten und leichtesten 
durch meinePrakt. Anleitung. 
Prs. 2.— Gmk. Architekt 
Gieich,Mainhardt, Württ. 
Postscheckk.Leipzig Nr.23060 


Nebenverdienst 
für Ingenieure, Techniker, 
Zeichner vergibt 
Ziewmke, Bin.-Köpenick, 
Dorotheenstr. 5. _ 
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itskauf! 
telegenheifskauil Rauchlabak 
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Ein Wort andie 
ze Frauenwelt! 


Fort mit allen wertlosen Änge- 
boten auf hygienischem Gebiete. 


Lassen Sie sich nicht irreführen 
durch vielversprechende hoch- 
klingende Anpreisungen. Nur 
meine genehmigten, kräftig 
wirkenden Spezialmittel bei 
Siörung helfen sicher. Auch 
in bedenklichen Fällen über- 
raschende Wirkung schon in 
wenigen Stunden. 


Keine Beruisstörung! 
Vollkommen unschädlich! 


Viele Dankschreiben. 
Diskreter Versand durch 
Frau H. Fischer 


frühere Bezirkshebamme 


Hamburg 36 (B 514) 
Gerhofstraße 16. 
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prachlehr-Methode 


für den gesunden 
Menschenverstand 


Den „Nürnberger Trichter’ hat noch keiner erfunden, 


auch 


keine aller existierenden Sprachlehrmethoden. 


Wer sich also Sprachkenntnisse aneignen will, hat heute 


Prof. G. Langenscheidt 


noch damit zu rechnen, daß er lernen muß. Und wer 
S sich gründliche Kenntnisse erwerben will — erst solche 
bringen tatsächlich Nutzen —, muß um so fleißiger lernen. 


darauf achten, daß Ihnen die Methode, nach der Sie studieren, das Lernen 
leicht und interessant macht, daß sie gleichzeitig Ihre Auffostungege re und 


Ihre Willenskraft stärkt, 


so daß 


zu keiner Zeit: des 


tudiums eine Er- 


müdung eintreten kann. Dieses Unterrichtsproblem hat unsere weltberühmte 


Methode Toussaint-Langenscheidt 


glänzend gelöst. Lesen Sie, wie unsere nach vielen Tausenden zählenden 
Schüler urteilen : 


10.11.1924. Ich nehme mir lieber 
einen Ihrer Briefe zur Hand, als den 
schönsten Roman. Das Lernen ist 
mir zur Unterhaltung geworden, etwas, 
was ich nicht erwartet hatte. Ich kann 
jedem Vorwärtsstrebenden Ihre Methode 
aufrichtig empfehlen. F.W., Lohmke. 


2.11.24, ... die mich umgebenden 
Franzosen staunen über den Schatz, 
den ich mit Ihrer Mithilfe erlangt habe. 
Es ist auch nicht verwunderlich, denn 
Ihre Methode ist ausgezeichnet, und 
das Studium der Briefe wird nach 
kurrer Zeit ein Vergnügen, man 
macht überraschend schnell Fort- 
schritte. E.D., Reims. 


18. 10.24. .. daß meine hochgespannten 
Erwartungen, die ich auf Ihre Methode 
gesetzt hatte, noch bedeutend über- 
troffen worden sind. Gleichsam 
spielend lerne ich jetzt eine mir bis 
dato vollkommen fremde Sprache. 


G.-A.P., Kolberg. 
15.9. 24. . im Gegenteil — durch 


den interessanten Lehrstoff, die Ge- 
spräche, die Einteilung der Grammatik, 
Texterläuterung usw. wird einem das 
Studium Ihrer Briefe direkt eine 
Freude. C.K., Vollmershain. 


30.8.24. Mit Ihrer Lehrmethode bin 
ich ganz außerordentlich zufrieden. Das 
Lernen bereitet Freude, und man 
kommt schnell vorwärts. 
W., Klinga-Staudnitz. 
24.8. 24. Ich betreibe seit längerer Zeit 
nach Ihrer Methode das Studium der 
englischen Sprache, das für mich eine 
wirkliche Freude geworden ist. 
W.K., Hamburg. 
20.8.24. Man lernt spielend leicht 
vom ersten Tage ab, und das Inter- 
esse wächst von Tag zu Tag: Auch 


Sie müssen nur: 


i 


| 


meine Aussprache wird von vielen:be- 
wundert, und selbst ein stud. phil. 
bemüht sich, an Hand Ihrer englischen 
Briefe seine Aussprache zu korrigieren. 

E.H., Elberfeld. 
22.7.24. Ich falle jetzt — seit ich die 
2. Lektion bearbeite — mit wahrem 
Heißhunger über das Werk her und 
wünsche nur, den 3. und 4. Brief recht- 
zeitig zu erhalten. D.R., Hamburg. 
2.7.24... . ich kann Ihnen bestätigen, 
daß ich Ihre Uhnterrichtsbriefe sehr 
liebgewonnen habe und jede freie Mi- 
nute mit deren Studium ausfülle. Das 
Lernen einer fremden Sprache nach 
Ihrem System wird in der Tat zum 
Vergnügen. A.W. Sch., Neustadt, 


Doch urteilen Sie selbst! Verlangen Sie auf nebenstehendem Abschnitt unsere Ein. 
führung in den Unterricht der Sie interessierenden Sprache. Wir senden Ihnen dies, 


Probelektion kostenlos und portofrei 
und ohne irgendwelche Verbindlichkeit zu. 
Das Studium einer fremden Sprache birgt so große materielle wie ideelle Vor- / 
teile, daß auch Sie sich unbedingt dazu entschließen sollten. Selbst wenn Sie VI 
heute noch nicht wissen, wie Sie Sprachkenntnisse einmal verwerten können, Fee 


wäre es falsch von Ihnen, unsere Anregung nicht zu beachten. Verände- 
rungen ergeben sich oftmals bald im Leben, und viele Tausende, die 
früher einmal aus Liebhaberei Sprachen erlernt haben, besitzen heute # 


die Grundlage für ihre Existenz 


Überlegen Sie daher nicht lange, sondern schreiben Sie heute noch. 
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Nummer 3 / 7. Jahrgang 


Der Kampf gegen die Betriebsräte im 
Ruhrbergbau | 


Als im Januar 1923 die Besatzungstruppen in das Ruhr- 
revier einmarschierten, zogen sich die Zechenherren vor- 
sichtig hinter die Linie der Betriebsräte zurück. Die Betriebs- 
räte mußten: übertage bleiben, um Vorstöße der Besatzung ab- 
zufangen, das Werk zu schützen. Dann kam die Verha‘tung 
einer Anzahl Zechendirektoren. Wiederum waren es die Be- 
triebsräte, die sich aus reinen Gerechtigkeitsgründen schützend 
vor die verhafteten Zecherndirektoren stellten; sie fuhren nach 
Düsseldort und Mainz zu den Spitzenbehörden der Besatzung 
und erwirkten die Befreiung der Verhafteten. Worte des 
Dankes, Lobeshymnen wurden den Betriebsräten zuteil. 


Die Lobeshymnen verhallten in dem Augenblick, als die 
Gefahren vorüber waren. Generaldirektor Wiskott ver- 
kündete in der denkwürdigen Kundgebung in Hamm in An- 
wesenheit des Reichspräsidenten Ebert die Losungsworte: 
„Kampf bis zum Weißbluten. Lieber eine vollständig zu- 
sammengebrochene Wirtschaft später wieder aufbauen, ais den 
Feinden gegenüber nachgeben.“ a 1 


Der Zusammenbruch kam. 
wandelten sich in Fußtritte gegen die A 
besonders gegen die Betriebsräte. itog HANS des 
Achtstundentages, Stillegung der Bekäcbe, 
Massenentlassungen, Fi ıyyay swerfen der Be- 
triebsräte, das war das Ergebnis Mresheroischen, Abwehr- 
kampfes der Arbeitnehmer im Ruhrbergbau. MLINQIS 

Heute wissen wir, daß damals die allgemeine Stillegung 
der Betriebe in erster Linie zur „Bereinigung‘ der Betriebe 
und zum Abbau der sozialen arbeitsrechtlichen Bedingungen 
durchgeführt wurde. 


Einige Beispiele: Auf der Zeche Glückauf Tiefbau 

(Deutsch-Lux.) wurde nach der Wiederaufnahme des Betriebes 
als“ einziger Angestellter das technische Betriebsausschußmit- 
glied, Steiger Haberspörger, entlassen. Die. Entlassung stand 
im Widerspruch zu den Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes. 
Dennoch wurde sie von der Spruchkammer IV des Berg- 
gewerbegerichts Dortmund einfach als zu Recht bestehend 
anerkannt. 
- Die Verwaltung der Zeche Recklinghausen I/Il 
(Harpener Bergbau A.-G.) stellte die Betriebs- und An- 
gestelltenratsmitglieder nach der Wiederaufnahme des Betriebes 
ebenfalls nicht wieder ein. Es handelte sich dabei um An- 
gestellte, die 25 und -mehr Jahre in Diensten der Zeche ge- 
standen hatten. Das Berggewerbegericht Recklinghausen-W est 
entschied zugunsten der Zeche, obwohl auch diese Entlassun- 
gen auf Grund des B.R.G. unzulässig waren. 

Auf der Zeche Wiesche (Mülheimer Bergwerksver- 
ein) war nach der Wiederaufnahme des Betriebes nur für das 
technische Betriebsausschußmitglied, Steiger Stiffel, kein 
Platz mehr im Betriebe. Das Berggewerbegericht Essen I er- 
Kannte die Entlassung für ungerechtfertigt an. Da es sich um 
eine berufungsfähige Gehaltsklage handelte, legte die Zeche 
gegen die Entscheidung des Berggewerbegerichts Berufung 

eim Landgericht in Dortmund ein. Das Landgericht bestätigte 
zunächst durch Zwischenurteil die Richtigkeit der Entscheidung 
des Berggewerbegerichts und erkannte auf Wiedereinstellung 
des Kollegen St. Nun wollte die Verwaltung des M.B.V,. den 
Steiger St. auf eine andere Schachtanlage verlegen, was dieser 
natürlich ablehnte. St. beanspruchte die Wiedereinstellung als 
Betriebsausschußmitglied auf: der Zeche Wiesche. Die Zeche 
aber suchte einen anderen Ausweg. Sie versuchte nunmehr mit 


Die Dankesworte”£er- 
gituehmer und ganz 
is 


Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlin — Fernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40, 


Berlin, den 16. Januar 1925 








Hilfe der Angestellten die Wiedereinstellung Stiffels zu ver- 
hindern. Der Angestelltenrat der Zeche Wiesche wurde ver- 
anlaßt zurückzutreten und Neuwahl auszuschreiben, was dieser 
auch prompt ausführte. Es wurde nur eine Zechenliste” mit 
einem Fahrsteiger an der Spitze eingereicht, weil St. den 
Zechenplatz immer noch nicht betreten durfte. Die Liste galt 
als gewählt. Die im Betrieb befindlichen Angestelltenratsmit- 
glieder hatten aber vergessen, den auf Grund der Entscheidung 
des Landgerichts Dortmund wieder einzustellenden® Steiger St. 
und das inzwischen fristlos entlassene Angestelltenbetriebsrats- 
mitglied, Steiger Hübener, gemäß B.R.G. zu der entscheideu- 
den Angestelltenratssitzung, in der die Auflösung des An- 
gestelltenrats beschlossen wurde, einzuladen. Das Berggewerbe- 
gericht Essen I erklärte daher die Wahl für ungültig. Jetzt 
blieb der Zeche nichts anderes übrig, als den Steiger St. nach 
elf Monate langer Entlassungszeit im Oktober 1924 wieder 
einzustellen und ihm gemäß Landgerichtsurteil über 2800 M. 
nachzuzahlen. Im Wiedereinstellungsmonat lief die Amtsperiode 
des Betriebsrats der Zeche Wiesche ab. Es erfolgte eine Ord- 
nungsmäßige Neuwahl. Von den Angestellten waren zwei 
Vorschlagslisten eingereicht, eine Zechenliste mit einem Fahr- 
steiger’ an der Spitze und eine Liste von den AfA-Mitgliedern 
mit:dem Namen des Kollegen St. an der Spitze. Die Zechenliste 
erhieli 44 Stimmen und die AfA-Liste 16 Stimmen (!). Trotz 
der ünerhörten, gegen $ 95 B.R.G. verstoßenden Wahlbeein- 
flussängen der Zechenverwaltung wurde Steiger St. in den An- 
gestelltenrat gewählt. — Die Herren Bergwerksdirektor Stens 
und#“Bergassesor Naderhoff vom M.B.V. ersannen einen 
neuen Trick, um den Steiger St. zu vernichten. Das Berg- 
gewerbegericht Essen I erklärte auch diese Angestelltenrats- 
wahl für ungültig, weil zwei entlassene Angestellte (deren 
Entlassung allerdings inzwischen von den zuständigen Gerichten 
für unzulässig erklärt worden war) brieflich gewählt hatten. 
Es handelte sich dabei um das technische Betriebsratsmitglied 
Steiger Hübener und einen schwerkriegsbeschädigten Angestell- 
e galten nach den gerichtlichen Entscheidungen 


ten. I 

vice Belegschaftsmitglieder. Die Zeche verbot ihnen aber 
das en des Zechenplatzes. Sofort nach der Ungültigkeits- 
erklärung der Wahl wurde Steiger Stiffel wiederum fristlos 
entlassen, und zwar, weiler als Mitglied des Wahl- 
vorstandes die briefliche Wahl zugelassen 
hatte, was nach Ansicht der Zeche.ein Miß- 
brauch des Vertrauens im Sinne des $ 89 des 
Allgemeinen Berggesetzes sein soll. Was das 
Vertrauen der Zeche mit der Angestelltenratswahl zu tun hat, 
das mögen die Götter wissen. Feststeht, daß die Zechenver- 
waltung die beiden rechtmäßigen wahlberechtigten Angestell- 
ten in gesetzwidriger Weise an der Ausübung des Wahlrechts 
behindert hatte. Die Zeche brauchte aber einen Vorwand — 
und sei es der nichtigste —, um eine Wiederwahl des Steigers 
St. in den Angestelltenrat zu verhindern. Der Kampf geht 
weiter. 

Steiger Hübener wurde von der Verwaltung der Zeche 
Wiesche im Mai vorigen Jahres fristlos entlassen, weil er in 
seiner Eigenschaft als technisches Betriebsratsmitglied im Prozeß 
Stiffel gegen M.B.V. beim Landgericht in Dortmund als Zeuge 
auftrat und die Zeche ihm die Urlaubsgenehmigung verweigert 
hatte. Sowohl das Berggewerbegericht Essen I als auch die 
Berufungsinstanz, das Landgericht in Dortmund, haben die 
fristlose Entlassung für ungerechtfertigt erklärt. Während des 
schwebenden Prozesses wurde dem längst Entlassenen noch- 
mals zum 31. Dezember 1924 gekündigt. Am 31. Dezember 
1924 ging ihm wiederum eine Kündigung zum 28. Februar 1925 
zu. Die Zeche wird noch einen anderen Trick ersinnen müssen, 
um zum Ziele zu kommen. 


















Auch auf der Zeche Hagenbeck glaubte der Mülheimer 
Bergwerksverein damals bei der Wiederaufnahme des Betriebes 
ausgerechnet Mitglieder der. Betriebsvertretung entlassen zu 
müssen. Das Berggewerbegericht Essen I entschied auch hier 


zuungunsten der Zeche. Der Prozeß ist noch nicht abge- 


schlossen, 


Die Verwaltung der Zeche Sälzer-Neuack (Krupp) 
kündigte kurz vor Ablauf der Betriebsratsperiode dem An- 
Se Mcnratsititglied Steiger Pf. wegen angeblicher Einschrän- 
ung des Betriebes. Da eine solche Einschränkung weder an- 
emeldet noch durchgeführt war und eine Zustimmung der 
etriebsvertretung zur Kündigung nicht vorlag, mußte das 
Berggewerbegericht in Werden zugunsten des Steigers Pf. ent- 
scheiden. Auch vor dem Landgericht in Dortmund vermochte 
die Zeche kein obsiegendes Urteil zu erzielen, so daß sie den 
Steiger Pf. wieder einstellen mußte. Vor Gericht wurde ein- 
wandfrei festgestellt, daß es sich um einen der befähigtsten 
Angestellten handelte. 


Anläßlich der Stillegung bzw. Einschränkung der süd- 
lichen Randzechen fand auf Einladung des Regierungspräsiden- 
ten von Arnsberg eine Konferenz von Vertretern der Bergwerks- 
und Hütten-A.-G. Deutsch-Lux., der betroffenen Kommunnen, 
der Betriebsräte und der Gewerkschaften in Bochum statt. Hier 
wurden die Betriebsräte aufgefordert, zu den geplanten Maß- 
nahmen Stellung zu nehmen. Von jeder zum Deutsch-Lux.- 
Konzern gehörenden Schachtanlage trat ein Betriebsratsmit- 
glied als Sprecher auf und schilderte die Verhältnisse der 
Zeche. Sämtliche Sprecher brachten ihre Ansichten dahiu 
zum Ausdruck, daß die geplanten Betriebsstillegungen bzw. 
-einschränkungen bei gutem Willen vermieden werden könnten, 
Auch die Vertreter der Kommunen wehrten sich mit aller 
Schärfe gegen die beabsichtigten Maßnahmen, ebenso die Ge- 
werkschaftsvertreter. Der Betriebsrat der Zeche Tremonia 
hatte das technische Betriebsausschußmitglied, Steiger Schu- 
bert, beauftragt, die Verhältnisse klarzulegen. Steiger Sch. 
hatte — nach dem amtlichen Protokoll — u. a. auch darauf hin- 
gewiesen, daß auf der Zeche Tr. Förderwagen von verschiede- 
ner Größe vorhanden seien, und daß die Zeche bei der Effckt- 
berechnung den Inhalt der kleinsten Förderwagen zugrunde 
lege. Dadurch sei der Effekt künstlich niedriger gehalten, als 
er in Wirklichkeit war. Wegen dieser Ausführungen wurde 
Sch. fristlos entlassen. Die Spruchkammer IV des Berggewerbe- 
gerichts in Dortmund unter dem Vorsitz des Bergrats Hilbk 
erklärte die Entlassung für gerechtfertigt. Ausschlaggebend 


waren für diesen Vorsitzenden nicht etwa die Angaben im amt- . 


lichen Protokoll, sondern die Aussagen der Zechenzeugen. 
Wer waren diese Zeugen? Generaldirektor Knepper von 
Deutsch-Lux. (wozu Zeche Tremonia gehört) und sein Prokurist 
Reuter. Die Aussagen der Zeugen des Kollegen Sch., Beirat 
Sichtermann und Gewerkschaitsbeamter Wagner, waren 
für den Vorsitzenden belanglos. Generaldirektor K. sagte unter 
Eid aus, der Steiger Sch. habe der Zechenverwaltung Sabo- 
tage der Förderung vorgeworfen. Außer den Zechenzeugen 
hat niemand in der Konferenz etwas davon gehört, doch das 
interessiert das Berggewerbegericht nicht. Auch diese Streit- 
sache ist noch nicht abgeschlossen. 


Das sind nur vereinzelte Fälle aus dem Kampfe der Zechen- 
direktoren gegen die Betriebsräte im Ruhrbergbau, dj ven, 
wie Gründe konstruiert werden, um Existenzen zu’v ten. 
Ueber die Nadelstichpolitik dieser Herren gegen die ‚ebs- 
räte könnte man Bände schreiben. Die Grubenbesitzer wollen 
nur Menschen in ihren Betrieben dulden, die sich für die mo- 
derne Sklaverei eignen. Doch die Saat, die sie säen, 
wird aufgehen, A.B. 






Philister, wach’ auf! 


Lasse ich das Jahr 1924 vor meinem Geiste vorüberziehen, 
so muß ich mit einigem Unbehagen feststellen, daß wir dieses 
Jahr nicht als einen Abschnitt besonderer Erfolge in der An- 
gestellten-, Beamten- und Arbeiterbewegung werden buchen 
können. In den Jahren 1919, 1920 und 1921 ließ oft hemmungs- 
lose Begeisterung den Becher eines revolutionären Kampfes- 
willens hoch überschäumen. Forderungen auf Forderungen 
wurden aus den Betrieben an die Gewerkschaften, an die politi- 


schen Parteien herangetragen. In den Betrieben war die Beleg-' 


schaft bereit, sich für die Durchführung ihrer Forderungen 
sowie der gewerkschaftlichen und politischen Errungenschaften, 
für Tarifverträge, für Betriebsräte usw. einzusetzen. Entstanden 
Differenzen, so wurden die Gewerkschaftsvertreter gerufen. 
In zahllosen Verhandlungen haben die Gewerkschaften manchen 
guten, greiibaren Erfolg für die Angestellten, Beamten und 
Arbeiter herausgeholt. Das Verhandeln war in jenen jahren 
eine Lust, klopfte doch an die Türe des Verhandlungszimmers 
eine kampfbereite Kollegenschaft, die erste Voraussetzung für 
eine erfolgreiche gewerkschaftliche Arbeit. 
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Dem Elan der Arbeiter und Angestellten mußte damals 
alles weitestgehend Rechnung tragen, die Arbeitgeber, die 
Schlichtungsausschüsse, die politischen Parteien, ja, selbst solch’ 
reaktionäre Gebilde wie der Deutschnationale Handlung:gehil- 
fen-Verband. Seine Mitglieder, mitgerissen von der revolutio- 
nären Kampfeswoge, zwangen ihre Führer zu Zugeständnissen, 
wie Anerkennung des Klassenkampfes, Anerkennung des Streiks, 
parteipolitische Neutralität selbst gegenüber der Sozialdemo- 


kratie, Bekenntnisse, vor denen sie heute dreimal Kreuze 
schlä®en. Bald stellte sich jedoch der D.H.V. wieder um, 
forderte Arbeitsgemeinschaften, Volksgemeinschaften, Not- 


gemeinschaften mit den Arbeitgebern und ertötete dadurch den 
Kampfeswillen in seiner Mitgliedschaft. So schwenkte er all- 
mählich in seine alte Frontstellung aus der Vorkriegszeit wieder 
ein, die sich ausschließlich richtete: 


gegen die Arbeiterschaft, gegen die sozialistischen Parteien, 
neuerdings auch gegen den Liberalismus, gegen Klassen- 
kampf, gegen Marxismus, gegen Sozialismus, 


kurz gegen alle Strömungen, die die Arbeitnehmer zum Kampf 
gegen den Kapitalismus und die soziale Reaktion der Arbeit- 
geber aufrufen. Die Arbeit des D/H.V. im Jahre 1924 
war der Zersplitterung der Angestelltenfront 
und der Schürung des den Deutschen schon immer zum Ver- 
hängnis gewordenen Bruderkriegs gewidmet. 
gegen die eigenen Kollegen stand sein Ruf nach einer Volks- 
gemeinschaft mit den Arbeitgebern um jeden Preis würdig 
gegenüber. Der Verrat der Angestellten in Mannheim, Dres- 
den, Hannover und an vielen anderen Orten sind Marksteine 
auf diesem Wege. 

Mit welchen üblen Mitteln der D.H.V. seinen Kampf gegen 
jede Arbeitnehmerbewegung, die nicht auf seine Fahnen 
schwört, führt, zeigt wieder eine Notiz in der „Handeiswacht‘ 
vor den Wahlen. Es wurden hier Zahlen aus einer Statistik 
über die Arbeitszeit in den Konsumvereinen wiedergegeben, 
die aus dem Jahre 1905 stammen. Die Jahreszahl war nicht 
angegeben, so daß der urteilslose Leser glauben konnte, daß 
noch hette in den Konsumvereinen Arbeitszeiten von zehn und 
mehr Stunden vorkommen, während jeder, auch der D.H.V., 
genau weiß, daß die Arbeitsbedingungen in den Konsumverei- 
neh an allen Orten wesentlich günstiger als im Kleinhandel sind, 
mit dem die Konsumvereine im Wettbewerb stehen. 


Der D.H.V. kam mit seinen arbeits- und volkswirtschaft- 
lichen Friedensschalmeien leider. dem nach den Jahren des 
revolutionären Elans sich immer breiter machenden Ruhe- 
bedürfnis der Angestellten sehr entgegen. Eine all- 
gemeine Erschlaffung der Angestellten war die Folge. Die 


mit ungcheurer Reklame verkündeten zahlreichen öffentlichen " 


Werbeversammlungen des D.H.V. im Herbst 1924 waren gerade- 
zu kläglich besucht. 


Aber auch ursere Reihen sind feider nicht frei geblieben 
von diesem resignierenden Ruhebedürfnis. Mustern wir in 
unseren Versammlungen die Reihen, so sind es vor allem die 
alten Kämpen aus der Vorkriegszeit, die auch heute noch die 
freigewerkschaftliche Fahne vorantragen. Vergebens sehen wir 
uns oft nach unserem jugendlichen Nachwuchs um, nach allen 
jenen, denen die Erfolge unserer Kämpfe nach der Revolution 

zusagen in den Schoß gefallen sind, die es nicht kennengelernt 
haben, wie wir uns früher gegen wahnsinnige Konkurrenz- 
klauseln, gegen Dienstverträge, die selbst für Eheschließung 
die Genehmigung des Arbeitgebers verlangten, zur Wehr 
setzen mußten, und die es nicht einsehen, daß die Einschläfe- 
sung der Angestellten die Gefahr: einer neuen Knebelung im 
sieh birgt. Sie sehen nicht, wie es wetterleuchtet, wie die 
Tarifverträge, die Angestelltenräte den Kollegen systematisch 
verekelt werden, um so die Angestellten allmählich, aber sicher 
wieder in die alte Botmäßigkeit zu zwingen. Ja, manche 
geben sich dem trügerischen Wahn hin, allein, abseits von der 
Organisation stehend, dem Arbeitgeber gegenüber den starken 
Mann spielen zu können, sie verkennen, daß sie ihm dann 
restlos ausgeliefert sind. Die Jugend, die zu Beginn unseres 
Jahrhunderts Vorkämpfer unserer gewerkschaftlichen Auge- 
stelltenbewegung war, die heranstürmte auf die alten, ver- 
knöcherten Kollegen, sie aufrüttelte und aufrief zum Kampf für 
die sozialen Forderungen der Techniker, für Erfinderschutz, 
Koalitionsfreiheit, soziale Versicherung, Ausbau des Arbeits- 
rechts, der Arbeitsgerichte usw., diese Jugend, die zu allen 
Zeiten mit ihrer Begeisterung die Alten hineinriß in die Kämpfe 
um Recht und Freiheit, wo vertrödelt sie heute ihre kostbare 
Zeit?! 

Wehe uns, wenn die Jugend, bevor sie ihrer Sturm- und 
Draigperiode ihre Schuldigkeit abgetragen hat, in das Philiste- 
rium versinkt, daß sie Ruhe und nichts als Ruhe haben will, 
Nicht die Ruhe, sondern die Bewegung, nicht der Stillstand, 
sondern die Entwicklung sind die Väter des Fortschritts. Diese 
bewegungs- und kampfesfreudige Jugend braucht insbeson- 
dere die Technik, die nur im Fortschritt sich täglich neu 


Diesem Kampfe 
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gebiert, für die Stillstand und Verknöcherung den sicheren Tod 
bedeuten. 

Ich habe allerdings den festen Glauben, daß wir das Tal 
der stumpfen Ruhe bald durchschritten haben, daß neue Be- 
wegung die Reihen der Angestellten belebt. Doch die Jugend 
schläft bekanntlich gut und fest. Da heißt es schon, sie etwas 
energisch zu rütteln und zu schütteln. Das müssen die alten 
und jungen erwachten Kämpfer gründlich besorgen. Möge 
hierbei auch der eine oder andere alte Philister in gehobener 
selbständiger Stellung mit aus seinen Träumen aufgestört wer- 
den. Im neuen Jahr muß wieder Kampfeswille und Kampfes- 
freude bei jung und alt geweckt werden. 

Kollegen, ihr alle in Betrieb und Büro, schreit all den 
müden Spießern im neuen Jahr in die Ohren: 


Philister, wach’ auf! Bote 








po Rundschau ao 


Wirtschaftsfragen 


Der Arbeitsmarkt im November 1924. Das Bild der Ar- 
beitsmarktlage hat sich, wie wir dem Bericht des Reichs- 
arbeitsblattes im ersten Januarheft 1925 entnehmen, im Laufe 
des November gegenüber dem Vormonat nur wenig verändert. 
Eine merkliche Verschlechterung trat vor allem in den mit 
Außenarbeiten verbundenen Berufen, wie z. B. Landwirtschafts- 
gewerbe, Baugewerbe usw., ein. Demgegenüber belebte sich 
die Nachfrage nach_ Arbeitskräften in vielen Gewerbezweigen 
unter der Vorauswirkung des Weihnachtsgeschäfts, so z. B. im 
Holz-, Schnitzstoff- und Papiergewerbe, u. a. Die Zahl der 
Beschäftigten zeigt für den Berichtsmonat ein leichtes 
Aufsteigen. Die Zahl der Arbeitsgesuche hat in etwa 
dem gieichen Maße wie im Vormonat weiter abgenommen; es 
wurden im November insgesamt 1,33 Mill. Arbeitsgesuche 
gezählt gegen 1,43 im Oktober, d. h. rund sechs v. H. weniger. 
Das Stellenangebot ergab dagegen eine wesentliche Ver- 
schlechterung: Rückgang von 536206 Stellen im Oktober 
auf 447213 im November, d. h, um 16,6 v. H. Die Gesamt- 
andrangsziffer stellte sich auf 299 (266). Die Zahl der Ver- 
mittlungen ging entsprechend zurück; im ganzen wurden im 
November ven den nichtgewerblichen Arbeitsnachweisen 
383 613 Vermittlungen durchgeführt (452789), also Rückgang 
um 15,3 v. H. Auf 100 Arbeitsuchende beiderlei Geschlechts 
kamen je rund 29 Vermittlungen (32), von je 100 offenen 
Stellen wurden rund 86 (84) besetzt. Die Arbeitslosig- 
keitin den Fachverbänden hatte auch im ‚November 
einen weiteren, gegen die Vormonate etwas verringerten Rück- 
gang ergeben. Jedoch war die Entwicklung nicht mehr bei 
allen Verbänden einheitlich. Bei den 40 berichtenden Ver- 
bänden wurden unter 3,46 Mill. Mitgliedern 251 244 Personen 
oder 7,3 v. H. (84 v. H.) als arbeitslos gezählt. Auch die 
Kurzarbeit hat im Berichtsmonat noch weiter wesentlich 
abgenommen. 35 berichtende Verbände meldeten bei 2,96 Mill. 
Mitgliedern 222 377 oder 7,5 v. H. Arbeitszeitverkürzungen (12,2 
v. H.). Diese günstige Entwicklung erklärt sich daraus, daß 
die Berufe mit Außenarbeit, dereu Lage sich zur Zeit ver- 
schlechtert, für Kurzarbeit im allgemeinen nicht in Frage 
kommen. "(Die=»Zahlen in Klammern beziehen sich auf den 
Vormonat.) 
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Die Lage des Arbeitsmarktes der technischen An- 
gestellten zeigte nach unseren Beobachtungen im Monat 
Dezember (Novemberbericht siehe Heft 33 des vorigen 
Jahrgangs) ein weiteres leichtes Ansteigen der Besserung. 
Der Bedarf der langsam wieder in Gang kömmenden In- 
dustrie an qualifizierten Arbeitskräften, insbesondere an 
selbständigen Konstrukteuren, nahm weiter zu. Im Bau- 
gewerbe waren namentlich Architekturzeichner mehrfach 
gesucht. Wiederum bestand allermeistens nur Nachfrage nach 
jüngeren Kräften. Die Unterbringung von Technikern im fort- 
geschrittenen Lebensalter ist nach wie vor mit größten 
Schwierigkeiten verbunden. Eine nennenswerte Nachfrage nach 
Anfängern besteht kaum irgendwo; ein Beweis, wie richtig 
unsere Warnungen vor Ergreifung des technischen Berufes 
waren. ‘Die Gesamtzahl der Kündigungen und Entlassungen, 
die unserer Hauptgeschäftsstelle gemeldet wurden, betrug im 
Dezember 166 gegenüber 320 im Monat November. Unter- 
stützungsberechtigt waren am 1. Dezember 789, am 1. Januar 
566 Mitglieder. Dieser erhebliche Rückgang ist darauf zurück- 
zuführen, daß am Quartalsschluß bei vielen stellenlosen Kollegen 
die Bezugsdauer der Stellenlosenunterstützung abläuft. 


Vom Segen der freien Konkurrenz. Gedanken überleben 
immer die Umstände, unter denen sie geboren wurden. Sie 
werden dann zu einer Fiktion, deren Herrschaft fast immer 
verhängnisvoll ist, da sie den klaren Blick für die Veränderling 


der Sachlage trüben. Eine der stärksten Fiktionen, mit denen 
die kapitalistische Wirtschaftsordnung immer noch ihre Exi- 
stenzberechtigung dartut, ist der freie Wettbewerb. Ob- 


‘ wohl längst durch die kapitalistische Konzentration und Zu- 


sammenschlußbewegung der freie Wettbewerb auf zahllosen 
Gebieten durch Preis- und Absatzvereinbarungen der Erzeuger 
und Händler ersetzt worden ist, versteht es der Kapitalismus 
immer wieder, die gedankenlose Masse vor einer sozialistischen 
Wirtschaft gruselig zu machen, in der an die Stelle des 
kapitalistischen Profitstrebens eine planmäßige Regelung der 
Gesamtwirtschaft durch und für die Gesamtheit tritt. 

Wir sind heute in der Lage, ein sehr interessantes Doku- 
ment zu veröffentlichen, das einen recht guten Einblick in 
die Geschäftsgebarung der Kartelle gibt. Es handelt sich 
um ein Schreiben der Verkaufsgesellschaft des Anilinkon- 
zerns, eines der mächtigsten und geschlossensten Kartelle. 
Das Schreiben zeigt äußerst instruktiv, wie wehrlos die Ab- 
nehmer einem solchen mächtigen Kartell gegenüberstehen, und 
wie sorgfältig das Kartell darüber wacht, daß der Schein einer 
Konkurrenz nicht zur Wirklichkeit wird und die Verteilung 
der Beute nicht durchkreuzt. 

Angesichts der Bestrebungen zur Bildung internationaler 
Kartelle mit dem Ziele, das Absatzgebiet des ganzen Welt- 
marktes quotenweise zuzuteilen und auch die internationale 
Konkurrenz — soweit sie nicht bereits durch Schutzzölle fern- 
gehalten ist — zu beseitigen, gewinnen solche Vorgänge 
erhöhte Bedeutung. Hier türmen sich wirtschaftliche Mächte 
auf, denen mit den bisherigen Mitteln der Abwehr Staat, 
Konsumenten und Arbeitnehmer in keiner Weise genügend 
gerüstet gegenüberstehen. 

Das Rundschreiben lautet: 


„Die bisherige Handhabung des Kundenschutzes hat bekanntlich in 
manchen Fällen bei der Kundschaft eine gewisse Verstimmung ausgelöst, 
indem die Kunden sich dadurch beschwert fühlten, daB ihnen bei der 
Wahl der Lieferanten Beschränkungen auferlegt waren. Die Farben- 
fabriken haben daher Erwägungen angestellt, in welcher Weise hierin 
Abhilfe geschaffen werden könnte, ohne daß das nach wie vor bestehende 
Interesse der Werke an einer Aufrechterhaltung der nach den Besitz- 
standsbestimmungen zuständigen Lieferanteile eine wesentliche Beein- 
trächtigung erfährt, denn die Werke müssen schon im Hinblick auf ihre 
Fabrikationen an dem grundsätzlichen Standpunkt festhalten, daß jede 
nicht unbedingt notwendige Verschiebung in den Lieferquoten zwischen den 
einzelnen 1.G.-Firmen vermieden wird. In dem Wunsche jedoch, das 
freundschaftliche Verhältnis zu der Kundschaft noch weiter auszubauen, 
haben sich die Firmen entschlossen, die bestehenden Besitzstands- 
bestimmungen etwas liberaler zu handhaben als bisher und zu diesem 
Zweck die nachstehenden Richtlinien aufgestellt; deren strikte Beobach- 
tung wir Ihnen zur Pflicht machen: 

1. Die derzeit bestehenden Kundenschutzbestimmungen werden grund- 
sätzlich aufrechterhalten und sind für die Feststellung der Lieferberechti- 
gung und damit für die Geschäftsbetätigung bei den einzelnen Kunden 
nach wie vor maßgebend. 

2. In allen Fällen jedoch, in denen durch strikte Handhabung der 
bestehenden Kundenschutzvereinbarungen eine ernstliche Verstimmung des 
Abnehmers zu befürchten ist, soll den Wünschen des Kunden ohne 
Schutzpreisstellung Rechnung getragen werden. Die Entscheidung darüber, 
ob und in welchem Umfange derartigen Wünschen entsprochen werden 
kann, bleibt jedoch stets uns vorbehalten. 

3. Verstimmung über die Art und Weise der Verteilung der Liefe- 
rungen seitens der 1.G. ist nach den bisherigen Erfahrungen bei der 
Kundschaft vornehmlich. dann festzustellen gewesen, wenn eine 1.G.-Firma 
Aufträge in bisher regelmäßig gelieferten Produkten ablehnen mußte, 
nachdem ein nachträglicher Lieferzahlenaustausch innerhalb der 1.G. 
zeigte, daß Besitzstand auf Grund von Lieferungen in den maßgebendei 
Stichzeiten nicht vorliegt oder aber die Lieferquote bereits überschritten 
worden ist. In solchen Fällen soll es künftig gestattet sein, den bisher 
regelmäßig gelieferten Farbstoff weiterzuliefern. Eine Vergütung von 
Provision für derartige Lieferungen kommt nicht in Frage. 

4. Diese Regelung darf indessen unter keinen Umständen dazu 
führen, daß die Vertreter die Kunden im Sinne eines Wechsels ihrer 
Bezugsquellen bearbeiten. Wir werden die eingehenden Bestellungen 
auf das schärfste daraufhin bewachen, daß sich diese im Rahmen der seit- 
herigen Bezüge halten und in jedem Falle von Ihnen Aufklärung fordern, 
wenn Verschiebungen in dem bisherigen :Lieferverhältnis festgestellt 
werden. 

5. Insbesondere ist es unter allen Umständen unzulässig, Farbstoffe 
anzubieten, die bisher nicht geliefert, bzw. in gleicher Qualität von 
einer anderen 1.G.-Firma bezogen wurden. Seither nicht bezogene Farb- 
stoffe dürfen nur dann offeriert und geliefert werden, wenn diese einen 
erheblichen qualitativen Vorteil gegenüber den bisher verwendeten Pro- 
dukten bieten oder wenn Aufnahme des in Frage stehenden Farbstoffes 
vorliegt. 

6. Gegen Vertreter, die wissentlich und vorsätzlich gegen diese 
Richtlinien verstoßen und sie bei Kunden, die bisher die quotenmäßige 
Aufteilung des 1.G.-Farbengeschäftes stillschweigend hingenommen haben, 
dazu benutzen, ihren Geschäftsanteil über die Quote hinaus zu erhöhen, 
werden wir mit aller Strenge einschreiten und in schwerwiegenden Fällen 
auch vor schärfsten Maßnahmen, d.i. Entlassung, nicht zurückschrecken.“ 


Der Handelsvertrag zwischen Deutschland und England 
wurde auf der Grundlage der Meistbegünstigung ab- 
geschlossen, Die Einschränkungen, welche seit dem Krieg für 
Angehörige des Deutschen Reiches in bezug auf ihre Be- 
wegungsfreiheit und Gesckäftsführung in England bestanden, 
wurden aufgehoben. Ueber die 26 prozentige Reparations- 
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abgabe, die bei der Ausfuhr deutscher Waren immer noch er- 
hoben wird, konnte einstweilen noch keine Einigung erzielt 
werden. Diese wurde späteren Verhandlungen vorbehalten. 
Um die Wichtigkeit des deutsch-englischen Warenaustausches 
zu ermessen, muß man sich vor Augen halten, daß Deutsch- 
land vor dem Krieg nach Indien der größte Kunde Eng- 
lands war. Deutschland nahm 7,75 Prozent seiner Ausfuhr 
auf, 1913 den Rückexport hinzugerechnet im Betrag von über 
60 Millionen Pfund. England hat aber vor dem Kriege von 
Deutschland noch mehr gekauft: im Jahre 1913 um 80 Mil- 
lionen Pfund. Seit dem Kriege ist der Verkehr zwischen 
Deutschland und England trotz der großen Kohlenlieferungen 
Englands während des passiven Widerstandes sehr zurück- 
gegangen. Deutschland bezog von England unter Berück- 
sichtigung der seit dem Kriege erfolgten Entwertung des Geldes 
im Jahre 1922 ein Drittel, in den letzten zwei Jahren ungefähr 
die Hälfte der Vorkriegswerte; es ist damit im Jahre 1924 
unter den Kunden Englands an die fünfte Stelle gerückt und 
folgt jetzt mit nur 4,5 Prozent der englischen Gesamtausfuhr 
nach Indien, Australien, den Vereinigten Staaten und Frank- 
reich. Noch weniger hat aber England seit dem Waffenstill- 
stand von Deutschland gekauft; 1922 ungefähr ein Viertel, 1923 
und 1924 ein Drittel der Vorkriegswerte. Es ist zu hoffen, daß 
der jüngst abgeschlossene Handelsvertrag zur Hebung des 
gegenseitigen Wirtschaftsverkehrs beitragen wird. 


Die Gestaltung des deutschen Außenhandels war in der 
letzten Zeit sehr ungünstig. Im Monat Juni erreichte der 
Einfuhrüberschuß die ungeheure Summe von 1,6 Mil- 
liarden Goldmark. In den folgenden Monaten hat sich die 
Handelsbilanz durch Verminderung der Einfuhr und Steigerung 
der Ausfuhr verbessert. In den Monaten September und Ok- 
tober war aber wieder ein großer Einfuhrüberschuß — 
in diesen beiden Monaten mehr als 300 Millionen Mark — vor- 
handen. Damit wurde die Passivität der Han- 
delsbilanz Ende Oktober noch größer als im 
Monat Juni. Die Einfuhr in.den Monaten Januar bis Ok- 
tober betrug 6970 Millionen Mark, die Ausfuhr dagegen 
5160, somit: betrug der Einfuhrüberschuß Ende Oktober 1810 
Millionen Mark. Dies stellt eine gewaltige und auf die 
Dauer nicht tragbare Belastung der Wirtschaft dar. «In den 
Monaten Januar bis Oktober betrug der Außenhandel in Mil- 
lionen Mark für 
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Ford und Taylor. Die beiden berühmten Organisatoren 
cer Industrie, Ford und Taylor, werden oft miteinander ver- 


giichen. 
In der „Betriebswissenschaftlichen Rund- 
schau“ versucht Frank Rümelin die Unterschiede 


zwischen den Methoden Fords und Taylors schlagwortmäßig 
herauszuarbeiten. Seine Gegenüberstellungen, wenn sie viel- 
fach auch übertrieben sein mögen, verdienen Beachtung. Es 
kommt in ihnen seine Geringschätzung und Verachtung der 
Taylorischen und seine grenzenlose Bewunderung der Ford- 
ischen Methode zum Ausdruck. Wenn man auch dieser Ein- 
stellung, insbesondere der vorbehaltlosen Verherrlichung des 
Fordischen Methode nicht zustimmen kann, so steht es ohne 
Zweifel fest, daß erstens die beiden Methoden grundsätzlich 
verschieden sind, zweitens die Fordische Methode der Taylor- 
ischen zweifellos überlegen ist. Hier folgen einige Gegenüber- 
stellusgen: 

Bei Taylor liegt das Gewicht auf dem Arbeitsvollzug 
des Arbeiters, auf Ersparung unnötiger Wege, Normierung 
der Handgriffe, damit das Mindestmaß an Aufwendung von 
Kraft erreicht wird. Die Neuerungen gehen vom Arbeitsbüro 
aus: Vorschreiben, Einüben, Ueberwachen sind die Haupt- 
funktionen. 

Ford strebt dagegen nach der technisch vernünftigeren 
Gestaltung des ganzen Produktionsprozesses vom Rohstoff bis 
zum Fertigprodukt. Die Durchbildung des ganzen technischen 
Vorganges, Ausrüstung des Betriebes, Anordnung, Gliederung: 
und Apparatur sind bei ihm das Wichtigste. 

Mit betriebswissenschaftlicken Ausdrücken: Taylor will 
die Leistungswucht des Arbeiters, Ford die Ertriebswucht 
des Betriebes steigern. Der Fortschritt nimmt bei Taylor vom 
Büro, bei Ford vom Betrieb seinen Ausgang. 

Bei Taylor ist der Arbeiter streng gebunden. Arbeits- 
hast ist unvermeidlich. (In diesem Punkt vergißt jedoch 
Rümelin die berühmten Ruhepausen Taylors.) Der Taylor- 
Arbeiter hat kein Auge für den Betrieb und soweit er über- 
haupt Verbesserungsvorschläge machen kann, bezieht sich das 
nur auf die eigene Handarbeit. Er verrichtet Stückarbeit; 
Bestarbeit und Bestzeit muß er erreichen. Er wird zur Arbeits- 
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maschine, daher seine Not in dieser seelischen Zwangsjacke. 
Sein Aufstieg hängt von Eignungsprüfungen ab. 

Bei Ford kann der Arbeiter das, was zu. tun ist, nach 
seiner Art tun. Das Werkstück kommt an ihn heran, erfährt 
seine Bearbeitung und gleitet weiter in einem gleichmäßigen 
Tempo. Es gibt keine mörderische Arbeitshast. Er sieht den 
ganzen Betrieb, hat davon eine sinnliche Anschauung und kann 
seine technische Begabung anwenden. (Bei diesem Punkt 
wurde nicht genug berücksichtigt, daß das Bewegungstempo 
bei Ford auf gute Durchschnittsarbeiter berechnet ist, weshalb 
es für andere sehr belastend wirkt und eine große Anspannung 
der Aufmerksamkeit erfordert.) 


Wichtig ist die Gegenüberstellung in bezug. auf die Ge- 


sichtspunkte bei der Rentabilität (Ergiebigkeit) des Betriebes. 

Bei Taylor ist die Mehrleistung des einzelnen Arbeiters 
die Quelle des Gewinnes; die Hälfte des Ertrages der Mehr- 
arbeit wird aber von den Mehrkosten verschlungen, von der 
verbleibenden Hälfte behält der Unternehmer ungefähr zwei 
Drittel und ein Drittel verbleibt dem Arbeiter in Form vor 
Lohnerhöhung. 

Bei Ford wird die Rentabilität durch die Massenproduk- 
tion erreicht. Die Aufwandbelastungen sind stetig, die kleinste 
Verbesserung bedeutet bei der Riesenerzeugung eine ungeheure 
finanzielle Ersparnis. Die Möglichkeiten der Verbesserung! 
steigen bei wachsender Produktion in erhöhtem Maße. Der ein- 
malige Aufwand für Produktionsmittel wird dank der Massen- 
produktion binnen kurzem eingeholt. (Dieses Bild ist absolut 
stichhaltig, zeigt aber auf der anderen Seite, daß die Fordschen 
Methoden nur in bestimmten Fällen, wo Massenproduktion in 
größtem Ausmaße möglich ist, mit großem Erfolg angewendet 
werden können.) 

Diese ganze Gegenüberstellung ist, wie nicht vergessen 
werden darf, betriebswirtschaftlich. Der Arbeiter 
ist für sie lediglich Produktionsfaktor. Ueberlegen ist die 
Methode, die ihn als solchen in seiner Eigenart am besten er- 
kennt und auswertet. Wo der Mensch bleibt, ob er nach Ab- 
solvierung seines Arbeitspensums nach Taylors oder Fords) 
Methode noch Spannkraft genug besitzt, um sich seiner höheren 
Bestimmüng zu erinnern, seines Geistes, seiner Seele — diese 
Frage bleibt offen. Und sie ist das wahre Problem einer 
gemeinwirtschaftlichen Betriebslehre der Zukunft. 
Sie zu lösen ist der sozialistisch geschulte Techniker in erster 
Linie berufen. 


Allgemeine Lohnfragen 


Arbeitgeberinteressen an der Beamtenentlohnung. Die In- 
teressengemeinschaft der Arbeitgeberschaft für den Kreis Kon- 
stanz hat ein Rundschreiben herausgegeben, das bezüglich 
der Lohnpolitik der Kommunen folgenden Absatz 
enthält: 

„Das im ganzen Reich bestehende Mißverhältnis zwischen den Löhnen 
der Gemeindearbeiter und den Industrielöhnen hat der Vereinigung 


der deutschen Arbeitgeberverbände Anlaß zu einer be- _ 


rechtigten Kritik gegeben, die tatkräftige Unterstützung verdient. Insbe- 
sondere sollten die industriellen Mitglieder der Kommunalvertretungen ihr 
Augenmerk auf die Zahlungen der Gemeinden an ihre Arbeiter und Be- 
amten richten. Es ist bekannt, daß die Kommunen im Verfolg des 
Sperrgesetzes vom 21. Dezember 1920 betr. Sicherung einer einheitlichen 
Regelung der Beamtenbesoldung sich zwar an die Besoldungsordnung des 
Reiches formell gehalten, in Wirklichkeit aber durch Umgruppierung der 
oberen und unteren Kommunalbeamten in höhere als ihrer” Vorbildung 
und Tätigkeit entsprechende Gehaltsklassen doch eine wesentliche Er- 
höhung der Gehälter durchgeführt haben. Es sind Beispiele mitgeteilt, 
wonach auch in kleineren Orten bei gleicher Kopfzahl der Kommunal- 
beamten und Angestellten der Gehaltsetat im Kommunalbudget ein Viel- 
faches des Friedensetats ausmacht. So ist an zahlreichen Orten der Zu- 
stand geschaffen, daß Kommunalbeamte mit untergeordneter Tätigkeit 
ein höheres Einkommen haben als industrielle Angestellte (Buchhalter). 
Dieser Zustand, der auch dem Reichsfinanzministerrum und dem Reichs- 
bankpräsidenten als auf die Dauer unhaltbar erscheint, kann nur im 
Rahmen der gesamten kommunalen Steuerfinanz- 
politik beseitigt werden. Hierzu bedarf es der energischen 
Mitwirkung aller Arbeitgeber, die in der Gemeinde- 
politik Einfluß haben. Wir bitten die betreffenden Mitglieder, 
uns entsprechendes Material zu übermitteln.“ 

Daß sich die Arbeitgeberschaft für die Lohnpolitik des 
Reiches, der Länder und der Gemeinden interessiert, ist nicht 
neu. Bei den Besoldungsverhandlungen im Reichsfinanzmini- 
sterium ist diese Tatsache oft genug in die Erscheinung ge- 
treten. Auch die Behauptung, daß das Reichsfinanzministerium! 
die Anschauungen der Arbeitgeber in der Lohnpolitik teilt, 
dürfte keine Ueberraschung hervorrufen. Ist doch die Parallele 
zwischen Beamtenbesoldung und Arbeiterentlohnung bei den 


Verhandlungen oft genug von den Vertretern des Reichsfinanz- 


ministeriums gezogen worden. Die Notiz läßt aber wieder ein- 
mal erkennen, wo der Widerstand gegen eine angemessene 
Entlohnung der Beamtenschaft, speziell der unteren Gruppen, 
herrührt, und wo die Verkoppelung zwischen Beamtenbesol- 
dung einerseits und Arbeiter- und Angestelltenentlohnung an- 
dererseits hergestelit wird. 
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Nr. 3 
Betriebsräte 


Zu den kommenden Betriebsrätewahlen. Wie in früheren 
Jahren, so werden auch in diesem Jahre ın den Monaten März 
und April von den freien Gewerkschaften die Neuwahlen zu 
den gesetzlichen Betriebsvertretungen der Arbeiter und An- 
gestellten durchgeführt werden. Es gilt daher, schon jetzt 
örtlich und in den Betrieben die Voraussetzungen zu schaffen, 
die für eine glatte Durchführung der Wahlen und einen Erfolg 
der freigewerkschaftlichen Bewegung unerläßlich sind. Die 
diesjährigen Wahlen müssen zeigen, daß die freigewerkschaft- 
lich organisierte Arbeiter- und Angestelltenschaft trotz wirt- 
schaftlichen Druckes nicht gewillt ist, die einmal erkämpften 
Rechte aufzugeben. Es heißt. deshalb, die Hindernisse zu 

rüfen, die dem Erfolge entgegenstehen. Wohl haben Ar- 
beitslosigkeit und ungünstige Lohn- und Arbeitsbedingungen, 
im Krisenjahr 1924 den Betriebsvertretungen das Arbeiten im 
Rahmen der ihnen gestellten Aufgaben nicht leicht gemacht. 
In verschiedenen Fällen glaubten die Kollegen, ihr Amt als 
Betriebs-, Arbeiter- oder Angestelltenrat nicht mehr weiter- 
führen zu können, weil es infolge der vollständig verfahrenen 
wirtschaftlichen Verhältnisse nach ihrer Ansicht keinen anderen 
Ausweg als den Zusammenbruch mehr gab. So gibt es einer- 
seits Betriebe, die keinen Betriebsrat bzw. Betriebsobmann 
haben, andererseits wurde entweder kein Arbeiterrat bzw. 
kein Angestelltenrat mehr gewählt, sei es, weil durch Still- 
legung des Betriebes oder Entlassung größerer Massen von 
Arbeitnehmern die gesetzlichen Vorbedingungen nicht mehr vor- 
handen waren oder sonst der Belegschaft Hindernisse für 
eine Wahl in den Weg gelegt wurden. All diese Verhältnisse 
spiegeln das Bild der \erwirrung innerhalb der deutschen 
Wirtschaft im Jahre 1924 wider. 

Und dennoch läßt der Ausgang des verflossenen Jahres 
- die Feststellung zu, daß der Höhepunkt der Krise überschritten 
ist, und daß mit einer weiteren Besserung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse, also auch auf dem Arbeitsmarkt, gerechnet werden 
kann. Unter Berücksichtigung dieser Tatsache gilt es, bei 
den diesmaligen Neuwahlen der Betriebsvertretungen ganz 
besonders die alte Macht der freien Gewerkschaften in den 
Betrieben wieder herzustellen und neue Positionen zu gewinnen. 
Von den berufenen Körperschaften, den AfA-Ortskartellen oder, 
wo solche nicht bestehen, von den Verwaltungsstellen der 
einzelnen Verbände wird schnellstens in Verbindung mit den 
Ortsausschüssen des A.D.G.B. untersucht werden müssen, wie 
zur Zeit die Betriebsrätebewegung am Orte steht und wo mit 
besonderem Nachdruck eingegriffen werden muß. Erste Auf- 
gabe ist es, diejenigen Betriebe festzustellen 
undzu bearbeiten, indenenausirgendwelchen 
Umständen im vergangenen Jahre eine Betriebs- 
vertretung entweder gar nicht oder nur für 
einen Teilder Belegschaft bestanden hat. Aber 
auch in den Betrieben selbst müssen von den im Amte 
befindlichen Betriebs-, Arbeiter-- und Angestelltenräten alle 
Vorbereitungen entsprechend den Richtlinien des A.D.G.B., des 
AfA-Bundes und unseres Bundes in engster Zusammenarbeit mit 
den sonstigen Funktionären der freien Gewerkschaften für die 
Neuwahlen getroffen werden. Material und Hilfe kann jederzeit 
von der nächsten Verbandsgeschäftsstelle der freien Gewerk- 
schaften angefordert werden. Auf ein gemeinsames Ar- 
beiten der freigewerkschaftlich organisierten 
Arbeiter und Angestellten ist im Interesse der Sache 
und des Erfolges ganz besonderes Gewicht zu legen. 

Auf die Wichtigkeit der Betriebsvertretung sowohl in 
wirtschaftlicher wie in arbeitsrechtlicher Beziehung braucht 
wohl nicht besonders hingewiesen werden. In den Jahren seit 
der Inkraftsetzung des Betriebsrätegesetzes ist darüber genü- 
\ Eee und ausführlich in allen Verbandszeitungen und vielen 

‚ Schriften der freien Gewerkschaften geschrieben worden. 
Darum Kollegen, nehmt die Arbeit zur Vorbe- 
reitungder Neuwahlenin Angriff, rüttelt auf, 
wenn es sein muß, recht kräftig, schafft die 
Vorbedingungen für erfolgreiche Wahlen! 


Konierenz der Betriebsräte der Metallindustrie, Der 
Deutsche Metallarbeiterverband veranstaltete am 28., 29. und 
30. Dezember in Stuttgart eine Konferenz seines Reichs- 
beirates der Betriebsräte und der Vertreter größerer Konzerne 
unter Heranziehung von Vertretern der in der Metallindustrie 
besonders beteiligten AfA-Verbände, Butab, D.W.V. und Z.d.A. 
Kollege Dißmann, Vorsitzender des Metallarbeiterverbandes, 
berichtete über den gegenwärtigen Stand der Betriebsräte- 
bewegung, worauf Kollege Schröder vom Z.d.A. über die 
Forderung eines engen Zusammenarbeitens der Angestellten- 
und Arbeiterräte referierte. In diesen beiden Referaten wurden 
die großen Aufgaben der Betriebsräte für den einzenen Betrieb, 
besonders aber für die zukünftige Demokratisierung unserer 
Wirtschaft herausgearbeitet. Die klare Erkenntnis dieser Auf- 
gaben der Betriebsräte bedingt Beschränkung auf das eigent- 
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liche Aufgabengebiet, Ablehnung jeder Arbeit, die nur Zer- 
splitterung zur Folge haben kann, sei es Propaganda poli- 
tischer Ziele, sei es Warenhandel, der Aufgabe der Konsum- 
genossenschaften ist. Da die Betriebsräte ausgesprochene wirt- 
schaftliche Organe sind, haben sie sich stets als Organe 
der Gewerkschaften zu betrachten und mit diesen im 
engsten Einvernehmen zu handeln. Die Gewerkschaften haben 
ihrerseits alles zu tun, die Betriebsräte in der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben zu unterstützen, insbesondere durch geeignetes 
Material, durch Vorträge und Kurse in den Stand zu setzen, 
alle an sie herantretenden Fragen zu bearbeiten. Vor allem 
müssen die Betriebsräte einen zähen, erbitterten Kampf um 
die Wahrung der ihnen zustehenden bescheidenen Rechte aus 
dem Betriebsrätegesetz führen. 

Zur Bewältigung dieser großen Aufgaben ist ein enges 
Zusammenarbeiten zwischen den Arbeitern und Angestellten, 
soweit sie freigewerkschaftlich organisiert sind, notwendig. 
Die so oft berufene Arbeitsgemeinschaft muß gebildet werden 
zwischen Arbeitern und Angestellten, die beide in gleicher 
Weise unter der Entrechtung durch die kapitalistische Wirt- 
schaft Zu leiden haben. 

Die Reichstagsabgeordnete Toni Sender hielt einen tief- 
schürfenden, fesselnden Vortrag über $ 70 (Aufsichtsräte), Sa 
(Vierteljahrsabrechnung, Geschäftsbericht) und 8 72 (Jahres- 
bilanz) des Betriebsrätegesetzes und die dabei in Frage kom- 
menden Aufgaben und Arbeiten der Betriebsräte. Sie zeigte, 
daß sich bei aller Unzulänglichkeit des Gesetzes bei einer 
energischen und geschickten Ausnutzung der derzeitigen gesetz- 
lichen Bestimmungen gar mancher Vorteil für die Arbeit- 
nehmerschaft :herausholen läßt, daß auch in diesen Bestim- 
mungen schon der erste bescheidene Schritt zu einer Demo- 
kratisierung der Wirtschaft liegt. 

Die überaus interessante Aussprache über die drei ersten 
Punkte der Tagesordnung zeigte, mit welcher Zähigkeit von 
einer großen Zahl von Betriebsräten um die einzelnen Rechte 
gerungen wird. Keinerlei Schikanen der Arbeitgeber, seien 
es Lohnkürzungen, Kündigungen, Entlassungen, bringen die 
überzeugten Gewerkschaftler auch nur einen Finger breit von 
dem geraden Weg der rückhaltlosen Vertretung der Interessen 
ihrer Kollegen ab. Zähigkeit und Geschicklichkeit haben aber 
auch in vielen Betrieben den Betriebsräten Anerkennung und 
Achtung errungen. Von ganz besonderem Interesse war für 
uns der allgemein vorhandene Wunsch, daß die Angestellten 
sich in allen Firmen an der Betriebsrätearbeit in ihrem eigenen 
Interesse, aber auch im Interesse der gesamten Betriebsräte- 
bewegung intensiv beteiligen. Rückhaltlos wurde anerkannt, 
daß sich für den Angestellten mancherlei besondere Schwierig- 
keiten ergeben. Allgemein war der Wille vorhanden, diesen 
Schwierigkeiten Rechnung zu tragen. 

Weiter sprachen Kollege Hofmann über „Gewerbe- 
inspektion und Mitarbeit der Betriebsräte (Arbeiterschutz, Ge- 
werbehygiene u. a.)‘“ und Kollege Eichler über „Urteile, 
Verordnungen usw. zum Betriebsrätegesetz und die Rechte der 
Betriebsräte‘. Der Kollege Dißmann faßte das Ganze am 
Schluß noch zusammen in einer Uebersicht über die nächsten 
Aufgaben der Betriebsräte. 

Um die Zusammenarbeit der Angestellten und Arbeiter in 
den Betriebsräten zu fördern, ist in Aussicht genommen, zu 
den sich anschließenden Bezirkskonferenzen der Betriebsräte 
und zu den örtlichen Berichterstattungen die AfA-Verbände 
überall einzuladen, um so diese Konferenzen ‘in möglichst 
weite Kreise ausstrahlen zu lassen. Auch soll umgehend ein 
ausführliches Protokoll herausgebracht werden, das allen Be- 
triebsräten zugestellt wird. Es war eine Tagung, die Männer 
zusammenführte, die in der täglichen Betriebsrätepraxis an den 
schwierigsten Stellen stehen, und die über eine Fülle von Er- 
fahrungen verfügten. Die dreitägigen Verhandlungen standen 
auf einem hohen Niveau. Viele beachtenswerte ‚Anregungen 
wurden gegeben. Bei allem wurde besonders der Wille zum 
Kampf um die erworbenen Rechte belebt und gestärkt. 


Das Ergebnis der Verhandlungen wurde in folgenden Ent- 
schließungen zusammengefaßt: 


„li. Fünf Jahre liegen nunmehr seit Einführung des Betriebsräte- 
gesetzes zurück. Die-der Arbeiterklasse gewährte Betriebsvertretung hat 
in. dieser Zeit manche Anfechtung erfahren. Die zurückliegenden In- 
flationsjahre, Ruhrbesetzung und schweren Krisen engten die Betriebsräte 
vielfach in ihrer Betätigung ein. Das Unternehmertum war systematisch 
bemüht, die Rechte der Arbeiterschaft zu beschneiden und die Tätigkeit 
der Betriebsräte zu erschweren. Vielfache Maßregelungen bekunden, daß 
die Unternehmer vor keinem Gewaltmittel zurückschreckten, um jede 
wirksame Tätigkeit der Betriebsräte lahmzulegen. In diesem Bestreben 
wurde das Unternehmertum gestützt von einer arbeiterfeindlichen Mehr- 
heit im Parlament sowie durch eine Rechtsprechung, die in vielen Fällen 
ihre Spitze gegen die Arbeiterklasse richtete. 

Die Arbeiterschaft hat jedoch die Pflicht, trotz aller Schwierigkeiten 
die im Betriebsrätegesetz gewährten Rechte auszunutzen, zu sichern und 
ihren weiteren Ausbau anzustreben. Das kann aur geschehen in ein- 
mütigem Zusammenwirken aller Hand- und Kopfarbeiter und _deren 
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Klassensolidarität. Die Betriebsräte können eine wirksame Tätigkeit nur 
ausüben im Rahmen der Gewerkschaften, deren Glieder sie sind. Bei 
ihrer: Tätigkeit müssen die Betriebsräte die volle Unterstützung der 
Organisation sowie der Belegschaft finden. Die heutige Konferenz ruft 
alle in der Metallindustrie beschäftigten Arbeitnehmer auf, in diesem 
Sinne zu wirken. 

II. Die im März 1925 stattfindende Neuwahl .der Betriebsräte ver- 
pflichtet die Arbeiterschaft, durch eine vollzählige Wahlbeteiligung so- 
wohl ihr Interesse an einer Betriebsvertretung zu bekunden, wie auch 
durch ein einmütiges Vorgehen zu zeigen, daß die Belegschaften ge- 
schlossen hinter ihrer Vertretung stehen. Die Konferenz weist die Kol- 
legen im Lande darauf hin, daß die Neuwahl der Betriebsräte allerorts 
nach einheitlichen Kandidatenlisten der freien Ge- 
werkschaften erfolgen muß. Sonderlisten sind unzulässig. Wer 
gegen diese durch Verbandstagsbeschlüsse festgelegten Grundsätze ver- 
stößt, hat als Gewerkschaftsmitglied mit einem Ausschlußverfahren zu 
rechnen. 

ill. Die Konferenz ersucht die Vorstände des D.M.V., des Deutschen 
Werkmeister-Verbandes, des Zentralverbandes d. Angestellten und des 
Butab, mit tunlichster Beschleunigung Vereinbarungen zu treffen, die 
für die Betriebsräte der Metallindustrie ein engeres Zusammenarbeiten 


(/ ) lY/ 
HS 
Verlängerung des Urlaubs und Verkürzung der Arbeitszeit 
wurden bei Verhandlungen über die Erneuerung des zum 
31. Dezember 1924 gekündigten Manteltarifvertrages für die 
Brauereienin München erzielt. Der Höchsturlaub 
beträgt nach dem neuen Manteltarif drei Wochen, die Ar- 
beitszeit wurde für das Winterhalbjahr gegenüber dem 
bisherigen Zustand um wöchentlich fünf Stunden ver- 
kürzt. Gleichfalls fanden Gehaltsverhandlungen statt mit 
dem Ergebnis, daß die Gehälter der technischen Angestellten 
ab 1. Dezember 85 bis 335 M. betragen. Außerdem erhielten 
die Angestellten eine Weihnachtsgratifikation, die 
je nach dem Familienstand 75 bis 100 Prozent eines Monats- 
gehaltes beträgt. ) 

Auch eine Sanierung. Daß sogenannte Sanierungen von 
Firmen gemeinhin auf Kosten der Arbeitnehmer durchgeführt 
werden, ist nicht neu; trotzdem erscheint es zweckmäßig, an 
dieser Stelle einiges über die letzte Sanierung der Firma Po- 
deus in Wismar mitzuteilen. Zum Zwecke der Gesundung 
dieser Firma wurde Mitte vorigen Jahres wegen angeblicher 
geschäftlicher Schwierigkeiten bzw. wegen Kapitalmangels 
eine Betriebsstillegung durchgeführt. Schon diese Betriebsstill- 
legung war eigenartig. Die Verkaufsorganisation der Firma 
blieb intakt, dagegen wurden formell sämtliche Arbeiter und 
Angestellten des Werkes entlassen. Diese Kur scheint Podeus 
außerordentlich rasch geheilt zu haben. Kurz nach der Still- 
legung wurde das kaufmännische und technische Personal fast 
restlos wieder eingestellt. Man verzichtete sogar darauf, die 
Eingestellten zur Aushilfe oder Probe auf tägliche Kündigung 
einzustellen. Als die Wiedereinstellungen beendet waren, ent- 
deckten Arbeiter und Angestellte das Geheimnis dieser Sanie- 
rung. Entbehrlich und deswegen nicht wieder eingestellt waren 
einzig und allein die Mitglieder des Angestellten- 
rates. Alle Versuche, auch diese wieder in ihre Stellungen 
zu bringen, sind mißlungen. Unter den Nichtwiedereingestellten 
befindet sich auch der Vorsitzende des Angestelltenrates, ein 
Gießereimeister, der 25 Jahre bei der Firma tätig war, und für 
den einen gleichwertigen Ersatz zu finden der Firma bisher 
nicht möglich gewesen ist. Auch bei einem nicht wieder ein- 
gestellten Techniker können seine Kollegen als Grund der 
Nichtwiederbeschäftigung nur seine Mitgliedschaft im Ange- 
stelltenrat, in keinem Falle aber fachliche Minderwertigkeit 
feststellen. Diese Sanierung von Podeus ist ein neuer Beweis 
dafür, daß die Unternehmer vor nichts, auch nicht vor materiel- 
len Opfern zurückschrecken, wenn es sich darum handelt, 
den Arbeitnehmern ihre bescheidenen, schwer errungenen 
Rechte zu rauben. 


Man glaubt sich in eine Menagerie versetzt, wenn man im 
technischen Büro der Abteilung Apparatebau und Brennerei der 
Firma Maschinenbau-A.-G, Golzern-Grimma i. Sa, 
mit verbundenen Augen säße und die Bezeichnungen mit an- 
hören müßte, mit denen Herr Direktor Wonneberger 
seine „Mitarbeiter“ bezeichnet. Kamel, Rhinozeros usw, 
scheinen die beliebtesten Anreden zu sein, mit denen er seine 
Techniker bedenkt. Es wird versichert, daß die älteren  An- 
gestellten Herrn Direktor Wonneberger in seinem Auftreten 
längst nicht mehr ernst nehmen und deswegen diese menschen- 
unwürdige Behandlung weniger hart empfinden. Trotz- 
dem würden wir dem Herrn Direktor empfehlen, sich im 
Geschäft anderer Umgangsformen zu bedienen. 


Arbeitszeit der Techniker im Baugewerbe. 





Unter dieser 


Ueberschriit gaben wir in Nr. 30 tınserer Zeitung, S. 413, die 
Rechtslage, die 


nach Ablauf des Arbeitsabkommens vom 





DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925‘ 


INDUSTRIE UND BAUGEWERBE 


Nr. 3 


aller Arbeiter- und Angestelltenräte sowohl örtlich wie in den Bezirken 
und im Reiche sichern. 

Dieses anzustrebende gemeinsame Wirken ist für die Durchführung 
der Betriebsräteaufgaben. dringend notwendig und erfordert sowohl die 
Unterstützung der genannten Verbände, wie aller in der Metallindustrie 
in Frage kommenden Arbeiter- und Angestelltenräte. 

IV. Die Konferenz erkennt die Bemühungen des Vorstandes des 
D.M.V. zwecks Schulung und Unterstützung der Betriebsräte an. Diese 
Bemühungen müssen jedoch auch überall die nachhaltigste Unterstützung 
der örtlichen Verbandsleitungen und der Betriebsräte selbst finden. Die 
„Betriebsräte-Zeitschrift‘“ müssen alle Betriebsratsmitglieder obligatorisch 
erhalten; darüber hinaus muß dieses Bildungsorgan weitestgchende Ver- 
breitung in den Reihen unserer Mitglieder finden. 

Der Vorstand des D.M.V. wird dringend ersucht, die 1921 be- 
gonnenen Bildungskurse unter Freistellung der Kursusteilnehmer bezirks- 
weise fortzusetzen und möglichst bald ein festes Internat zur systema- 
tischen Durchbildung unserer Verbandsfunktionäre und -betriebsräte zu 
schaffen. 

Des weiteren hat der Vorstand dafür Sorge zu tragen, daß die ört- 
lichen und bezirklichen Zusammenfassungen der Betriebsräte sowie deren 
Arbeiten und Aufgaben ernstlich beachtet werden.“ 


10. März 1924 eingetreten ist, bekannt. Zuschriften aus Mit- 
gliederkreisen zeigen, daß die Notiz zum Teil mißverstanden 
worden ist. Insbesondere wird unsere unter Ziffer 2 festgelegte 
Rechtsauffassung bestritten, nach der auf Verlangen der Firma 
die aufsichtsführenden Techniker gegen Ueberstundenbezahlung 
auf der Baustelle länger als acht Stunden arbeiten müssen, 
wenn dies notwendig ist und von der Firma verlangt wird. 
In den erwähnten Kritiken wird der Meinung Ausdruck ge- 
geben, daß auch Ueberarbeiten auf der Baustelle nur an 
30 Tagen im Jahre zulässig seien. Dazu ist zu bemerken, daß 
in all den Fällen, in denen auf Antrag des Unternehmers auf 
dem Bau eine Verlängerung der Arbeitszeit durch den ‚Gewerbe- 
aufsichtsbeamten genehmigt ist, seitens der Bauführer usw. 
festgestellt werden muß, ob die Erlaubnis der Arbefiszeit- 
verlängerung, sich ausschließlich auf die Arbeiter und evtl. 
Schachtmeister und Poliere beziehe und weiter nicht etwa das 
gesamte Aufsichtspersonal mit einbezogen worden ist, ehe sie 
auf Auffordering die Leistung von Ueberstunden verweigern. 


Tarifverhältnisse im kartographischen Gewerbe, Im karto- 
graphischen Gewerbe wird eine Anzahl Arbeitnehmer be- 
schäftigt, die nach der Art ihrer Tätigkeit als technische 
Angestellte gewertet werden müssen. Es sind dies die 
Kartographen, Kartolithographen, kartogra- 
phischen Kupferstecher und kartographischen 
Zeichner. Von der künstlerischen Fertigkeit und dem 
technischen Verständnis dieser Arbeitnehmer hängt das Gec- 
lingen unserer Kartenwerke in hohem Grade ab. Die Organi- 
sationsverhältnisse dieser Arbeitnehmer waren bis vor kurzem 
ziemlich verworren. Vor dem Kriege bildeten die etwa 100 
kartographischen Kupferstecher Deutschlands einen eigenen 
Verein. Die Angehörigen der übrigen vorgenannten Beruis- 
gruppen entbehrten bis auf etwa ein Fünftel, das dem Verband 
der Lithographen, Steindrucker und verwandter Berufe an- 
geschlossen war, jedes Zusammenschlusses. Im Winter 1918/19 
schlossen sich zunächst die bei behördlichen kartographischer 
Instituten Tätigen restlos unserem Bunde an. Die übrigen, 
unter Führung der Kupferstecher organisierten sich zum größten 
Teil beim Verband der Lithographen, Steindrucker und ver- 
wandter Berufe. Sie mußten aber sehr bald die Erfahrung 
machen, daß dieser Verband nicht in der Lage war, ihre 
Interessen wirkungsvoll’zu vertreten. In einem von ihm abge- 
schlossenen Reichstarifvertrag wurden diese hochqualifizierten 
Angestellten zwar genannt, ihre Dienst- und Entlohnungsver- 
hältnisse aber in Bausch und Bogen gleich den übrigen Ar- 
beitern des graphischen Gewerbes geregelt. Da die genannten 
Gruppen entsprechend der Qualität ihrer Arbeit jedoch vor dem 
Kriege in den Betrieben eine bevorzugte Stellung, sowohl was 
Arbeitszeit, Urlaubsdauer als auch Lohnhöhe anbelangt, ein- 
genommen hatten, fühlten sie sich beschwert und beantragten, 
dem Beispiel ihrer Kollegen bei den behördlichen Instituten 
folgend, die Aufnahme in unseren Bund. Nach Verhandlungeis, 
die sich annähernd ein Jahr lang hinzogen, wurde zunächst 
die Gruppe der Kupferstecher in den Bund geschlossen awf- 
genommen. Ihr folgte bald auch ein erheblicher Teil der übri- 
gen Gruppen, so daß zur Zeit reichlich die Hälfte aller 
ınFragekommenden Angestellten Bundesmit- 
glieder sind. . 

Es sind zwei hauptsächliche Forderungen, die der Bund 
im Interesse dieser neuen Mitgliedergruppen durchzusetzen hat: 

1. die Anerkennung ihrer Angestellteneigenschaft und Ver= 
sicherungspflicht in der Angestelltenversicherung. 

Diese Forderung scheint erfüllt durch die Bestimmung von 
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Berufsgruppen der Angestelltenversicherung, die die eingangs 


_ genannten Berufsschichten als versicherungspflichtig bezeichnet. 


Die Unternehmer bestreiten allerdings zur Zeit noch die Ver- 
sicherungspflicht, und es sind deshalb durch den Bund Streit- 
verfahren bei den zuständigen Stellen eingeleitet. 

2. Daneben soll ein besonderer Reichstarifivertrag für die 
Kartographen, kartographischen Kupferstecher, Kartolitho- 
Baphen und kartographischen Zeichner geschaffen werden. 

ieser Forderung widersetzen sich die Arbeitgeber. Sie haben 
trotz unseres Einspruches mit Wirkung vom 1. Juni 1924 einen 
neuen Tarifvertrag abgeschlossen, der auch die von uns ver- 
iretenen Berufsschichten umfaßt und gemeinsam mit dem Ver- 
band der Lithographen, Steindrucker und verwandter Berufe 
dessen Allgemeinverbindlicherklärung beantragt. Unser Ein- 
spruch gegen die Allgemeinverbindlicherklärung wurde von 
der Reichsarbeitsverwaltung zurückgestellt, bis die Entscheidung 
über die Versicherungspflicht vorliegt. Im übrigen wurde die 


Allgemeinverbindlicherklärung ausgesprochen. 


DVAMSAN 


Die Krise der südlichen Randzechen des Ruhrgebiets. Die 
Oefientlichkeit und besonders die Kreise der Arbeitnehmer des 
Bergbaus wurden in letzter Zeit immer wieder durch Nach- 
richten über Stillegungen von Zechen an der Ruhr beunruhigt. 
Die sogenannten „Südlichen Randzechen‘“ sind schon lange 
ein Schmerzenskind der Gewerkschaften, da für sie von den 
Unternehmern immer wieder schlechtere Lohn- und Gehalts- 
regelungen verlangt werden. 

Unter den südlichen Randzechen versteht man im allge- 
meinen die Magerkohlenzechen, die südlich der Linie Steele— 
Bochum—Witten— Dortmund liegen. Diese Gruben haben ein 
hohes Alter und schon deshalb mit einer Reihe von Schwierig- 
keiten zu kämpfen, die man auf anderen Zechen nicht kennt. 
Teilweise sind die technischen Einrichtungen veraltet oder 
ungenügend, die Wetterwege lang und schwierig, was auch für 
die Förderwege gilt, die besten Flöze sind mehr oder weniger 
verhauen, die Wasserzuflüsse infolge geringer zerklüfteter 
Ueberlagerung groß und die Investierung neuer Kapitalien in- 
folge zeitweiliger Verluste oder Neuanlagen lohnt nicht mehr, 
weil die abbaufähige Kohlenmenge zu gering ist. Daß man 
Gruben, bei denen solche und ähnliche Verhältnisse vorliegen, 
in Zeiten wirtschaftlicher Krisen und mangelnden Absatzes zu- 
erst einschränkt oder gar stillegt, mag eine verständliche und 
unter Umständen sogar notwendige Maßnahme sein. Denn man 





kann nicht verlangen, daß Werke, die dauernd unrentabet 


oder gar abgebaut sind, weiter betrieben werden. 

So waren denn auch die Gewerkschaften der Auffassung, 

daß die eine oder andere Grube an der Ruhr nicht zu halten 
war, sie mußten jedoch mit -aller Schärfe Stellung nehmen 
egen einen Teil der Stillegungen und die Art, wie die Still- 
egungen- bzw. Einschränkungen erfolgten und auch jetzt noch 
vor sich gehen. Die Stillegung bzw. Einschränkung eines 
großen Betriebes mit oft mehr als 1000 Arbeitern ist keine 
Handlung, die nur vom privaten Standpunkte aus zu beurteilen 
ist, sondern eine Handlung, die großes Öffentliches Interesse 
hat. Ganze Gemeinden werden durch solche Handlungen not- 
leidend, und es kann auf die Dauer nicht ertragen werden, daß 
hier der: Anwalt der beteiligten Arbeitnehmer, und das sind 
die Gewerkschaften, vor vollendete Tatsachen gestellt wird. 
Die bisher bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten genügen, 
wie die Erfahrung der letzten Wochen zeigt, nicht, so daß 
nene,Wege gesucht werden müssen, um die Allgemeinheit zu 
schützen, 

Es ist nämlich nicht so, daß die Frage abgeschlossen ist, 


denn immer wieder wird die Frage der südlichen Randzechen 


in den nächsten Jahren die Oeffentlichkeit beunruhigen. Die 
Frage, ob eine Grube noch betrieben werden kann oder nicht, 
hängt nämlich von einer Reihe von Umständen ab, die nur teil- 
weise vom Betrieb beeinflußbar sind. Natürlich wird der Berg- 
bau an der Ruhr langsam zur Neige gehen, und doch muß man 


die Auffassung teilen, daß bei dem jetzigen Vorgehen der 


Unternehmer auf die Arbeitnehmer. und die Belange der 
Allgemeinheit wenig Rücksicht genommen wurde. 

Die Menschen an der Ruhr sind derbe, echte Westfalen, 
bodenständige Menschen ohne die Beimengung Aandersstäm- 
miger und anderssprachiger Elemente. Hier hat der Ruhr- 
bergbau sein Geburtsland. Dieses Volk hat ihm seinen Stem- 
pel in Sprache und Gebrauch aufgedrückt. Und diesem wert- 
vollen Menschenschlag muß geholfen werden. Aber wie kann 


dieses geschehen? Die erste und sicherste Hilfe ist 


die Selbsthilfe! Hilf dir selbst, so hilft dir 
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Der Tarifvertrag ‘enthält neben den allgemeinen, auf das 
Dienstverhältnis von Handarbeitern zugeschnittenen Arbeits- 
bedingungen auch Bestimmungen über Schiedsgerichte. Auf 
unsere Rückfrage bei der Reichsarbeitsverwaltung teilt die- 
selbe am 5. Januar 1925 mit, daß die Allgemeinverbindlich- 
erklärung sich nur auf die Arbeitsbedingungen erstreckt, daß 
aber die Bestimmungen des Tarifvertrages über die Entschei- 
dung von Gesamtstreitigkeiten durch tarifliche Schlichtungs- 
instanzen von der Allgemeinverbindlichkeit nicht betroffen 
wird, daß ferner die‘ Bestimmung über die Entscheidung von 
Einzelstreitigkeiten von der Allgemeiuverbindlicherklärung eben- 
falls ausgenommen ist, weil für Nichttarifangehörige bei solchen 
Streitigkeiten der ordentliche Rechtsweg nicht ausgeschlossen; 
werden könne. Unsere Mitglieder im kartographischen Ge- 
werbe sind demnach an die Schlichtungsbestimmungen des 
Tarifvertsages nicht gebunden, ebensowenig wie sie an die 
Lohnbestimmungen gebunden sein können, die nur Anfangs- 
löhne der Arbeiter darstellen, 


BARABARA 


ist die erste Vorbedingung. Die zweite ist genaue Kenntnis der 
Grube durch die Funktionäre. Es dari keinen Betriebsrat auf 
den in den nächsten Jahren gefährdeten Zechen mehr geben, 
der nicht genau informiert ist über alle Fragen wirtschaft- 
licher und technischer Art, soweit sie seine Grube und seinen 
Konzern angehen. Wenn wir so gerüstet sind, werden wir 
wahrscheinlich ungerechtiertigte Betriebsstillegungen und -ein- 
schränkungen verhindern können. Für Belegschaften von Be- 
trieben, die trotzdem stillgelegt werden müssen, ist durch 
Wohnungs- und Arbeitsnachweis im Norden des Ruhrgebiets zu 
sorgen, denn der ‚deutsche Bergbau kann diese wertvollen 
Arbeitskräfte nicht nutzlos brach liegenlassen. Auch bei den 
augenblicklich arbeitslos gewordenen Arbeitern und Angestell- 
ten liegen die Dinge so, daß man sich wundern muß, daß der 
Preuß. Wohlfahrtsminister nicht längst eingegriffen hat. Hier 
wäre durch Bereitstellung von Mitteln für den Wohnungsbau 
viel geholfen. 

Besonders schwierig ist die Situation für die abgebauten 
Angestellten. Erwerbslosenfürsorge bekommen diese Kotllegen 
nicht. An neue Stellung ist nicht zu denken. Ja, nicht einmal 
als Arbeiter können sie Brot finden. Da ist es unsere Aufgabe, 
mit aller. Entschiedenheit dafür einzutreten, daß der Arbeits- 
markt der technischen Grubenbeamten dadurch entlastet wird, 
daß die Bergschulen erheblich eingeschränkt werden, und daß 
in der Arbeitslosenfürsorge auch für die Angestellten etwas 
geschieht. 

Lösen kann man jedoch auch diese Frage nur dadurch, 
daß man den Bergbau einstellt auf die Bedürfnisse der Wirt- 
schaft und dadurch Krisen, die aus der kapitalistischen Wirt- 
schaft entstehen, verhindert, Hlbil. 





Der Geschäftsbericht der Treuhandstelle für Bergmanns- 
wohnstätten im rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirk G.m, 
b. H,, Essen, für das Jahr 1923 liegt vor. Der 26 Seiten lange 
Bericht ist bis Ende Oktober 1924 ausgedehnt, da nur auf diese 
Weise die Möglichkeit vorhanden war, einen Ueberblick über 
die Entwiekelung der Gesellschaft bis zum Augenblick der Fest- 
legung der neuen Gosdbilanz zu geben. Die Einnahmen 
der Bergmannswohnstättengesellschaft setzen sich zusammen 
aus dem Aufkommen infolge des Kohlenpreisaufschlages für 
Wohnzwecke, den von seiten des Reichsarbeitsministeriums zur 
Verfügung gestellten Mitteln und einem von der Reichskredit- 
Gesellschaft in Berlin gewährten Darlehen. Die Zusammen- 
setzung der Einnahmen ersieht man aus der nachstehenden 
Aufstellimg: 

1. Aufkommen aus dem Kohlenpreisaufschlag 793 079,82 Gm. 
2, Darlehen der Reichskredit-Gesellschaft, 
Berlin ee 


A IR 213 830,33 
3. Unterstützungen des Reiches . 


. 18.066 626,78  „ 
insgesamt 19074 130,93 Gm. 
Die Ausgaben bestanden im wesentlichen aus den Be- 
trägen für den Einkauf von Baustoffen und den Ueberweisun- 
gen an die Bauherren. Es entfielen auf: 
a) Ankauf von Baustoffen. . . « 
b) Darlehen an die Bauherren . . 


. 3283 896,44 Gm, 
.. 14251 120,97 


insgesamt 17540 026,41 Gm, 


Gegenwärtig sind 13860 Wohnungen, die selbst in Bau 
genommen worden waren, im Besitz der 160 Bergmannssiedelun- 


gen Hamm, Lünen, Hörde, Dortmund, Herne, Bochumy 


Hattingen, Gelsenkirchen, Recklinghausen, Bottrop-Buer-Glad- 
beck, Essen-Nord, Essen-Süd, Mülheim-Borbeck, Hamborn, 
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Oberhausen, Mörs. Den größten Anteil daran haben die 
Siedelungen Hamm, Lünen, Herne, Bochum, Recklinghausen, 
Bottrop-Buer-Gladbeck. Den Bericht über die Entwickelung 


der Bautätigkeit, insbesondere unter Berücksichtigung der In- 


flationszeit, wiederzugeben, verbietet leider der Platz. Die Ge- 
samtzahı aller durch die Organisation fertiggestellten Wohnun- 
gen einschließlich der noch in der Fertigstellung begriffenen 
beläuft sich bis zum Berichtsschluß auf 19459. Die gegen- 
wärtigen Baukosten werden nach dem Bericht mit dem 
1,5fachen derjenigen der Vorkriegszeit angenommen. Eine ab- 
schließend genaue Berechnung der Kosten ist erst nach Fertig- 
stellung aller Wohnungen möglich. Der Fertigstellung harren 
noch etwa 1600 Wohnungen, nicht gerechnet weiterer 450 
Sockelbauten. Schätzungsweise werden für die Vollendung 
dieser Bauten noch etwa sechs Millionen Mark benötigt, und 
die Abschließung der bisherigen Bautätigkeit hängt davon ab, 
ob es gelingt, diese Beträge zu annehmbaren Bedingungen zu 
erhalten. 


Der Große Ausschuß des Reichskohlenrates tagte nach 
längerer Zeit am 9. Januar d. J. zusammen mit den Vertretern 
- der Syndikate, um wegen verschiedener Preisfragen Stellung 
zu nehmen. Nach eingehender Aussprache beschloß man, die 
Herabsetzung der Umsatzsteuer um !/, Prozent nicht in einer 
Herabsetzung des Bruttokohlenpreises zum Ausdruck zu brin- 
gen. Die durch Schiedsspruch zugebilligten Lohnerhöhungen 
gehen so erheblich über !/, Prozent hinaus, daß auch die 
Arbeitnehmervertreter ihre Zustimmung gegeben haben. Der 
Reichswirtschaftsminister hat zwar sein Veto eingelegt, weil 
er befürchtete, daß diese Verrechnung der Umsatzsteuer in 
anderen Industrien Nachahmung finden würde; auf Grund der 
bisherigen Erfahrungen ist man aber im Reichskohlenrat über- 
zeugt, daß eine Herabsetzung der Kohlenpreise unter den 
heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen sich nicht in einer 
Herabsetzung der anderen Preise auswirken würde, denn es 
sind verschiedentlich Herabsetzungen im Kohlenpreis mit der 
Heraufsetzung anderer Preise beantwortet worden. Durch die 
scharfe Konkurrenz des Auslandes und den Kohlenüberfluß 


werden die Kohlenpreise in der Praxis viel schärfer herunter- _ 


gedrückt werden, als es durch Beschlüsse des Reichskohlen- 
rates allein geschehen könnte. 

Für den mitteldeutschen Braunkohlenberg- 
bau wurde der Höchstpreis von 12,05 M. für Briketts in einen 
Durchschnittspreis von 11,55 M. umgewandelt unter der Voraus- 
setzung, daß die Höchstpreise von der Niederlausitz nicht über- 
schritten werden. Es wird dadurch den mitteldeutschen Braun- 
kohlenunternehmungen eine größere Freiheit in ihrer Verkaufs- 
tätigkeit ermöglicht. : 

In der Diskussion zu dieser Frage antwortete auf die beweg- 
lichen Klagen der Bergwerksunternehmer unser Kollege Wer- 
ner, daß gerade das Unternehmen, dem Herr Bergmeister 
Hoffmann angehört, die Riebeckschen Montanwerke, genügend 
Geld haben müßte; sonst würde es wohl nicht ihm unan- 
genehmen Angestellten das Gehalt auf mehrere Monate im 
voraus zahlen, nur um sie los zu werden. Die Maßregelungen 
im mitteldeutschen Bergbau zeigten, wie rücksichtslos die 
Unternehmer augenblicklich wieder vorgehen. 

Weiter wurde beschlossen, in einer Kommission zunächst 
einmal die Selbstkosten des Ruhrbergbaues zu 
untersuchen. Von Arbeitnehmerseite ist für diese Kommission 
unser Kollege Halbfell benannt worden. 


Wahlen”zu den Knappschaftsberufsgenossenschaiten. Am 
30. Dezember 1924 fand die Wahl der Vertreter der Ver- 
sicherten für die Unfallverhütung bei den Knappschaftsberufs- 
genossenschaften Bochum, Bonn und Waldenburg 
statt. Wahlberechtigt waren die Arbeitnehmervertreter im 
Vorstand des Reichsknappschaftsvereins. Für Bochum waren 
9 Vertreter und 18 Stellvertreter, für Bonn 8 Vertreter und 
16 Stellvertreter und für Waldenburg ebenfalls 8 Vertreter und 
16 Stellvertreter zu wählen. Bei der Wahl entfielen auf die 
freien Gewerkschaften 6, auf die christlichen Gewerk- 
schaften 4 Stimmen. Es erhielten die ersteren in Bochum 
6 Vertreter und 10 Stellvertreter, in Bonn 5 Vertreter und 
10 Stellvertreter und in Waldenburg 5 Vertreter und 19 
Stellvertreter (der Christliche Gewerkverein hatte für Walden- 
burg nur 5 Namen vorgeschlagen). Der Christliche Ge- 
werkverein erhielt in Bochum 3 Vertreter und 9 Stell- 
vertreter, in Bonn 3 Vertreter und 6 Stellvertreter und in 
Waldenburg 3 Vertreter und 2 Stellvertreter. 

Da die freien Gewerkschaften 6, die christlichen Gewerk- 
schaften 4 Stimmen erhielten, ist mit größter Wahrscheinlich- 
keit anzunehmen, daß der Angestelltenvertreter Pappert im 
Vorstand des R.K.V. seine Stimme für den Christlichen Ge- 
werkverein abgegeben hat. Das ist natürlich seine eigene 
Sache. Da aber der G.d. A. immer so entschieden für die 
Angestellteninteressen einzutreten behauptet, erscheint es uns 
sehr verwunderlich, daß es Pappert trotz der Gewichtigkeit 


seiner Stimme nicht ermöglicht hat, auf die Liste des Christ- 
lichen Gewerkvereins auch hur einen Angestellten gesetzt zu 
bekommen. Pappert hat selbst nur Arbeiter gewählt. Er 
konnte ohne Schwierigkeit eine eigene Liste einreichen. Warum 
hıat er es nicht getan? 

Infolge unserer Verständigung mit dem alten Bergarbeiter- 
Verband sind für den Bezirk Boch um der Maschinensteiger 
Häde in Gerthe als Vertreter, Steiger Heinrich Sauerwein 
in Bochum und Steiger Richard Moritz in Langendreer als 
Stellvertreter gewählt worden. In Bonn sind Steiger Otto 
Holthaus in Rheinhausen zum Vertreter, Steiger Ernst 
Brettschneider, Lintfort, zum Stellvertreter und in Wal- 
denburg Maschinensieiger Friedrich Goebelsmann, 
Gottesberg, als Vertreter und Fahrhauer Heinrich Wels, 
Weißstein, und Fahrhauer Gustav Wittig, Rothenbach, als 
Stellvertreter gewählt worden. 


Neue Gehaitsregelungen. a) Ostdeutscher Braun- 
kohlenbergbau. Die am Angestelltentarifvertrag beteiligten 
Verbände hatten dem Arbeitgeberverband des Vereins der Ost- 
deutschen Braunkohlenbergwerke die Forderung unterbreitet, 
die durch Schiedsspruch vom 9. Dezember v. für den 
Niederlausitzer Braunkohlenbergbau festgesetzten Angestellten- 
gehälter auch für den Ostdeutschen Braunkohlenbergbau. mit 
dem bisherigen Abschlag von 12 Prozent anzuerkennen. Die 
am 20. Dezember dieserhalb in Frankfurt/O. stattgefundenen 
Verhandlungen verliefen ergebnislos, weil die Arbeitgeber ver- 
suchten, die bisherige Spanne von 12 Prozent zw vergrößern. 
Das beim Reichsarbeitsministerium beantragte Schieds- 
gericht unter dem Vorsitz von Br. Tiburtius führte 
nach mehrstündigen Verhandiungen- zu folgender Vereinbarung: 

1. Die für die Angestellten des Niederlausitzer Braunkohlenbergbaues 
ab 1. Dezember 1924 festgesetzten Grundgehälter werden vom g-eichen 
Zeitpunkte ab für das Ostdeutsche Revier übernommen mit einem Ab- 
schlage von 12 Prozent für die Gruben Kursachsen, Finkenheerd, Bach, 
Grünberg, Oskarsegen, Wutschdorf, Emma und die Verkaufsvereinigung; 
mit einem Abschlage von 15 Prozent für die übrigen Gruben. 

2. Die Nebenbezüge, wie Dienstalterszulagen, Hausstands- und 
Kindergeld usw., haben dieselbe Höhe wie im Niederlausitzer Revier, 

3. Falls demnächst eine Erhöhung der Arbeiterlöhne eintreten sollte, 
soll dies keinen Anlaß zu einer Erhöhung der Angestelltengehälter be- 
gründen. e 

Wir haben trotz schwerer Bedenken unter dem Druck der 
wirtschaftlichen Verhältnisse diesem Schiedsspruch zugestimmt. 
Gemildert wird diese Regelung dadurch, daß für den 
größten Teil der Angestellten der bisherige Abschlag be- 
stehen bleibt, daß außerdem die sonstigen Zuschläge nun-. 
mehr in der gleichen Höhdg wie in der Niederlausitz 
gezahlt werden. — Die Kollegen sind an Hand des in Nr. 33 
der „D.T.Z.‘“ veröffentlichten Schiedsspruches für die Nieder- 
lausitz in der Lage, die auf sie entfallenden Gehaltssätze zu 
errechnen. 

b) Niedersächsischer Steinkohlenbergbau. Für 
die technischen Angestellten wurden mit Wirkung vom 1. De- 
zember v. J. fo!gende Gehälter" abgeschlossen: 


Anfangsgehalt Steigerungssätze Endgehalt 
G.M. GM. 
Gruppe I. ni 
lasse a; 22), — 12 x 11,— 352,— 
Ra; 185,— 12 X 6,94 268,30 
erte, 165, — 12xX 412 214,40 
Pas 120, — 12 X 2,40 148,89 
Gruppe II 
Klasse a: 185, — 12 X 6,94 268,30 
senb: 165,— 12 x 4,12 214,40 
2208 120,— 12 x 2,40 7148,80, | 
ud: 115,— ON, 142,60 A 
raner 115,— 12 X 2,30 14.,60 x 
Gruppe Il. ; . 
Klasse a: 185.— 12X 694 263,30 
BET 165,— 12%X 4,12 214.40 
„6% 120, — 12 X 2,40. 148,80 
Hausstandsge'd 19,— 
Kindergeld 19. — 


Für Ibbenbüren geiten vorstehende Gehaltssätze zuzüglich eines Zu- 
schlages von acht Prozent. - 
c) Mansfelder Kupferschieferbergbau. Am‘ 
4. Dezember wurde mit Wirkung vom 1. Oktober folgender 










Gehaltsabschluß getätigt: A 
Anfangs- Steigerungs- Endgehalt R 
gehalt M. satz M. M. r 

Klasse s EN. 83% 230,— 5 mal 6 26), — 
Klasse U RIESE, 10 mal 5 295, 1 
Klasse IE 2% +02 258 2.125, -.12 mal 3,50 167,— Ei 
Klasse IV 05. .115,—-.  10.mal 3 15,73 
2. Hausstandsgeld und Kindergeld betragen wie. bisher je 750 .M. 
; monatlich. _ EN “ x u 
3. Die Untertagszulage wird auf 15,— M. monatlich erhöht. ä 








4. Als Entschädigung für die achtstündige Sonn- bzw. Feiertagsschicht ° 
wird gezahlt: ; DR : { T A 
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für. Angestellte der Klassen Lund 2... ..2.09-M 
” ” „ „ ” IV . . . . . . 6,— „ 
5. Das Wohnungsgeld: beträgt monatlich: 
für Angestellte der Klassen. 1° . . „#0. .2-..-..:18=M. 
„ „> » „ HI . . . . . & * . . 15,— „ 
% » De UF und lVone en 12, 
(über 21 Jahre). 
6. Der Entschädigungssatz für Lehrlinge, die mindestens das Reife- 
zeugnis der Obersekunda ‚besitzen, beträgt im 
1a sLehrjahr monatlich 2.4, ur eo lea 2530 ıM. 
2: „ >} ° . . ” . . . ° ’ D . 40 „ 
I: „ B 7 [} [} . . ” » . . » * . 55 „ 


Das Prämiensystem im Bergbau, Zu dem Antrage der 
Arbeiter- und: Angestelltengruppe der Arbeitskammer für 
den Kohlenbergbau des Ruhrgebiets vom 17. November v. J., 
betr. Beseitigung des Prämiensystems im Bergbau, hat der 
Herr Minister für Handel und Gewerbe in Berlin mit Schreiben 
vom 2. Januar — J. Nr. I. 10357 — folgendes geantwortet; 

„Aufdie Eingabevom 17. Novemberv. ].: 

Auch ich verkenne nicht, daß die Frage, ob und in welcher Weise im 
Bergbau die Gewährung von Prämien an die technischen Angestellten 
möglich ist, die Grubensicherheit berührt. Die Einwirkung der Prämien 
auf die Grubensicherheit hängt jedoch wesentlich davon ab, welche Be- 
diagungen für die Art und Berechnung der Prämien zugrunde gelegt 
werden. Mit Rücksicht auf die Bedeutung der Frage habe ich daher 
Veranlassung genommen, mich über die Auswirkungen der Prämien in 
sicherheitlicher Hinsicht regelmäßig unterrichten zu lassen. Diese Beob- 
achtungen müssen jedoch für einen längeren Zeitraum fortgesetzt werden; 
erst dann wird es mir möglich sein, zu der in der Entschießung der Ar- 
beiter- und Angestelltengrüppe der Arbeitskammer aufgeworfenen Frage 
nähere Stellung zu nehmen.“ 

Wir hoffen, daß der Herr Minister die beabsichtigten 
Beobachtungen nicht allzulange ausdehnt. Die Erledigung der 
Prämienfrage im Sinne des Antrages der Arbeitskammer duldet 
im ‘Interesse der Arbeitnehmer des- Bergbaues keinen Aufschub. 
Eigentlich können wir nicht verstehen, daß, um zu einer Ent- 





Besoldungsfragen 


Genehmigung von Besoldungen der Gemeindebeamten 


durch besondere Stellen (Verfügung des Preußischen Ministe- 


riums des Innern v. 5. Dezember 1924, IV a. V. 474.). Soweit, 
abgesehen von dem Verfahren auf Grund des Gesetzes v. 


8. Juli 1920 (G.-S. S. 383) und des Besoldungssperrgesetzes 


(R.-G.-Bl. 1920 S. 2117) für die Genehmigung einzelner Be- 


- soldungsvorschriften der Gemeinden gesetzlich ein besonderes 


Verfahren vorgesehen ist — wie nach den verschiedenen Städte- 


 ordnungen hinsichtlich der Bürgermeister und besoldeten Ma- 


gistratsmitglieder —, bedarf es der Erteilung dieser besonderen 


Genehmigung, ehe überhaupt eine Genehmigung nach $ 9 des 


Besoldungssperrgesetzes in Frage kommen kann (zu vgl. 
„Richtlinien“ v. 1. März 1922, M.-Bl. i. V. S. 213 unter IV B. 
Abs. 2). Selbstverständlich bleibt es zulässig, daß die Regie- 


‚rungspräsidenten, um ein einheitliches Vorgehen mit den Be- 


zirksausschüssen zu sichern, solche der besonderen Genehmi- 


- gung der Bezirksausschüsse bedürfenden Besoldungsvorschriften 
"ihrerseits vorprüfen und ‘das Ergebnis dieser Vorprüfung den 


Bezirksausschüssen zur Verwertung bei der Beschlußfassung' 
mitteilen (vgl. den an die Ober- u. Reg.-Präs. des besetzten 


" Gebietes gerichteten Runderl. v. 5. November 1924 — M.d.l. 
-IVa. V. 451, F.-M.-Bes. 2043, nicht veröffentlicht, zu 3). 


In der Regel muß eine Verzögerung der Sache eintreten, 


_ wenn die Bezirksausschüsse im Falle der Versagung der Ge- 
nehmigung zu der ihnen vorgelegten Besoldungsregelung nicht 
zugleich eine positive Entscheidung über die in Frage stehende 
_ Besoldungsregelung treffen. Um derartige Schwierigkeiten für 
die Zukunft möglichst zu vermeiden, ersuche ich die Regierungs- 
präsidenten, als Vorsitzende der Bezirksausschüsse darauf hin- 
 zuwirken, daß bei der Beschlußfassung der Bezirksausschüsse 


in den vorgenannten Fällen zugleich positiv über die zu ge- 


“nehmigende Besoldungsvorschrift der Gemeinden in der Art 
entschieden wird, daß ersichtlich ist, inwieweit der Bezirks- 


ausschuß der Besoldungsvorschrift zustimmt. Eine solche Ent- 


‚scheidung ist in der Weise möglich, daß der Bezirksausschuß, 
wenn er der von der Gemeinde beschlossenen Besoldungs- 


regelung nicht völlig zustimmen kann, die Genehmigung -so- 
‚weit erteilt, als er die Besoldungsregelung für angemessen hält. 


In allen Fällen, in denen die Abweichung lediglich in einer 
zitffernmäßig niedrigeren Besoldungsfestsetzung gegenüber der 


|" Besoldungsordnung besteht (niedrigere Einstufung), hat die 


' Genehmigung in dieser Form für die Genehmigung nach dem 
| Besoldungssperrgesetz die rechtliche Bedeutung, daß, soweit 
| die Besoldungsregelung durch den Bezirksausschuß genehmigt 


Nr. 3 | DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 33 
TE m nn ER 


[| BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE | 


scheidung zu kommen, erst Erhebungen über die Auswirkungen 
des Prämiensystems in bergpolizeilicher Beziehung angestellt 
werden. Darüber liegt aus der Vorkriegszeit umfangreiches 
Material vor, das auf unsere Veranlassung mehrfach die 
Oeffentlichkeit und den Preußischen Landtag beschäftigt hat 
und somit auch dem Herrn Minister bekannt sein dürfte, 
Dieses Material enthält zahlreiche Beweise, daß durch die von 
den  Zechenbesitzern wieder eingeführten und angestrebten 
Prämiensysteme Leben und Gesundheit der Arbeiter und An- 
gestellten aufs schwerste gefährdet sind. Wir erwarten also, 
daß die Entscheidung nicht hinausgezögert wird, damit nicht 
erst die unerträglichen Vorkriegszustände wieder eintreten. In 
dieser Frage muß gehandelt werden, ehe es zu spät ist. 


Ueber die Lage des Braunkohlenbergbaues im Monat No- 
vember sollen die nachstehenden Zahlen einen kleinen Ueber- 
blick geben: 

Mitteldeutschland: Rohkohlenförderung 8177 607 t 
(Vormonat 8417880 t), Brikettherstellung 1977 162 t (Vormonat 
2095 206 t), Kokserzeugung 28409 t (Vormonat 26332 t). Es 
erfuhr mithin die Rohkohlenförderung einen Rückgang von 
2,85%, die Brikettherstellung von 5,63% und die Kokserzeugung 
einen Zuwachs von 7,89%. Die arbeitstägliche Produktion 
betrug im Berichtsmonat für Rohkohle 340734 t (Vormonat 
311 773 t), für Briketts 82382 t (Vormonat 77600 t) und für 
Koks 1184 t (Vormonat 975 t). 

Die Kohlenförderung im rheinischen Braunkohlen- 
bergbau belief sich im Monat November auf 2988510 t 
(1923 1392905 t, 1913 17883009 t) und überstieg damit die des 
Jahres 1923 um 114,6% und die des Jahres 1913 um 67,1%. 
Arbeitstäglich betrug: die Förderting 129 934 t gegenüber 58037 t 
im Monat November 1923, 

Die Förderzahlen im bayerischen Kohlenbergbau 
waren: Steinkohle 3847 t, Pechkohle 93188 t, Braunkohle 
108 788 t. 





ist, eine formal gültig beschlossene Besoldungsordnung vorliegt, 
die einer Entscheidung gemäß $ 9 des Besoldungssperrgesetzes 
unterzogen werden kann, ohne daß es einer erneuten Beschluß- 
fasssung der städtischen Körperschaften bedarf. 

In den Fällen, in denen die vom Bezirksausschuß verlangte 
Abänderung nicht auf eine ziffernmäßig niedrigere Besoldungs- 
festsetzung beschränkt ist, sondern eine positive Aenderung 
der Besoldungsordnung bedingt, besonders dann, wenn der 
Bezirksausschuß eine höhere Besoldung als die beschlossene 
verlangt, bedarf es einer erneuten Beschlußfassung der Stadt 
oder einer Festsetzung gemäß $ 3 des Gesetzes v. 8. Juli 1920 
(G.-S. S. 383). In solchen Fällen wird daher über diesen Teil 
der Besoldungsordnung die Entscheidung gemäß 8 9 des Be- 
soldungssperrgesetzes ausgesetzt werden müssen, bis entweder 
ein vom Bezirksausschuß genehmigter neuer Gemeindebeschluß 
oder eine gemäß $ 3 des Gesetzes v. 8. Juli 1920 getroffene 
Festsetzung vorliegt. 


Behördentariffragen 


Konflikt mit der Preußischen Staatsregierung über die- Aus- 
legung des Preußischen Angestelltentarifs, Schon mit Inkraft- 
treten des neuen Reichs- und Preuß. Angestelltentarifs wurde 
durch die Herausgabe der einseitigen Verwaltungs- 
ausführungsanweisungen den soeben abgeschlossenen 
Tarifverträgen in einzelnen Bestimmungen eine Deutung ge- 
geben, die nicht nur dem Sinne und Geist des Tarifvertrages, 
sondern auch zum Teil dem klaren Wortlaut desselben wider- 
sprechen. Es trat schon damals das Bestreben der Verwaltung 
in die Erscheinung, die materielle Stellung der Angestellten zu 
verschlechtern und den Versuch der Angestellten, ihre Lage im 
Rahmen des neuen Tarifvertrages zu verbessern, zu erschweren 
bzw. zu verhindern. Dieses Bestreben der Verwaltung trat 
besonders deutlich durch die Bestimmung der Ziffer 16 in 
die Erscheinung, wonach eine zum Zwecke der Umgruppierung 
ausgesprochene Kündigung, die als solche nach den Vertrags- 
bestimmungen ausdrücklich bezeichnet werden muß, zur Auf- 
lösung des Dienstverhältnisses führen kann. Wir haben unter 
dem frischen Eindruck der damals soeben beendeteten Tarif- 
verhandlungen in der „D.T.Z.“ Nr. 19 die Bedeutung einer 
solchen Kündigung klargelegt, Gegen die Ziffer 16 der Ver- 
waltungsausführungsanweisung wurde von sämtlichen Angestell- 
tenorganisationen Einspruch erhoben, weil diese Verwaltungs- 
bestimmung in ihrer praktischen Handhabung die Angestellten 
auch der Willkür der nachgeordneten Dienststellen preisgeben 
mußte. Die später im Preuß. Tarifausschuß über diese Frage 
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geführten Verhandlungen zeitigten als Ergebnis die Herausgabe 
nachstehenden Erlasses vom 10. November 1924, Lo. 1505: 


„Preußisches Besoldungsblatt Nr. 78, 12. November 1924. Rd.-Erl. d. 
F.-M,, zugl. i. N, d. Min.-Präs. u. sämtl. Staatsmin., v. 10. No.enber 1924, 
betr. die Auslegung verschiedener Bestimmungen des P.A.T. (Lo. 1505). 

Vielfach sind Dienststellen dazu übergegangen, bei Angestellten, die 
bei Inkrafttreten des neuen Angestelltentarifvertrages v. 30. Juni 1924 
bei der Dienststelle beschäftigt waren und bei ihr weiterbeschäftigt wer- 
den, den Grundvergütungssatz nach den Bestimmungen in Anlage 2 des 
genannten Tarifvertrages neu festzusetzen. Eine derartige Maßnahme: ist 
mit den Bestimmungen des P.A.T. unvereinbar. Die Vorschrift in Ziff, 21 
der Ausführungsanweisung (S. 29), die dazu den Anlaß gegeben hat, ist 
vielmehr dahin zu verstehen, daß Angestellte, die bereits am Tage der 
Herausgabe des den Preuß. Angestelltentaritvertrag enthaltenden Besol- 


dungsblattes, d. i. der 19. Juli 1924, bei der Dienststelle beschäftigt 


waren und deren Vergütungsgruppe und Vergütungsdienstalter an diesem 
Tage nicht mehr streitig waren, mit ihrem bisherigen Grundvergütungs- 
satz in den neuen Angestelltentarifvertrag (Tabelle II S. 22) überführt 
werden, und daß das Aufrücken in die nächst höhere Vergütungsstufe zu 
dem Zeitpunkte erfolgt, an dem es unter der Wirkung des bisherigen 
Tarifvertrages v. 4. Juni 1920 eingetreten wäre, 

Ferner scheint über die Anwendung der $8$ 40 und 53 des P.A.T. 
nicht hinreichende Klarheit zu bestehen, denn es kann nicht verstanden 
werden, daß Angestellte sogleich von der Kündigung auf Grund des 
$ 53 a. a. ©. Gebrauch machen, ohne zunächst versucht zu haben, die 
Aufrückung auf Grund des $ 40 a. a. O. zu erreichen. Jeder Dienststelle 
wird daher zur Pflicht gemacht, den Angestellten, falls er die Absicht 
zu einer Kündigung nach $ 53 a. a. O. erkennen läßt, auf den Weg 
des & 40 a. a. O. hinzuweisen. Sollte er diesen zu beschreiten nicht 
gewillt sein, oder aber dieser Weg ihn zu dem erstrebten Zieie nicht 
geführt haben, so daß die Kündigung zum Zwecke der Höherreihung zur 
Tatsache wird, so haben die Dienststellenvorsteher in jedem Falle in 
Gemäßheit der Ausführungsanweisung zum P.A.T. Ziff. 16 sofort zu 
prüfen, ob der Abschluß eines neuen Vertrages zur Fortsetzung des 
Dienstverhältnisses erforderlich erscheint. Sofern dies im dienstlichen 
Interesse zu bejahen ist, finden die Bestimmungen im! $ 24 a. a. O. An- 
wendung, die den Weg des schiedsgerichtlichen Verfahrens ermöglichen. 
Falls der Dienststellenvorsteher aber glaubt, auf die weiteren Dienste des 
Angestellten verzichten zu können und das Dienstverhältnis aus diesem 
Grunde endgültig lösen will, so ist bis auf weiteres, d. h. bis eine 
Klärung der zwischen den Vertragsparteien über die Auslegung des 

53 des P.A.T. entstandenen Meinungsverschiedenheiten im Rechts- 


wege erfolgt ist, hierzu die Zustimmung des obersten Verwaltungschefs 
erforderlich. Zur Einholung dieser Entscheidung ist dem obersten Ver- 
waltungschef so schnell wie möglich nach Eingang des Kündigungs- 
schreibens unter eingehender Darlegung der Sachlage zu berichten, der 
seinerseits umgehend die Entscheidung darüber fällen wird, ob das 
Dienstverhältnis mit Ablauf der Kündigungsfrist als gelöst zu betrachten 
ist. Sogleich nach Eingang der Entscheidung des obersten Verwaltungs- 


chefs ist dem Angestellten von dieser Kenntnis zu geben. 


Die Uebertragung der Bestimmung im $ 7 Ziff. 1 des Teiltarif- 
vertrages v. 4. Juni 1920 in den neuen Angestelltentarifvertrag V. 
30. Juni 1924 ist absichtlich unterblieben. Bei einem Aufstieg eines 
Angestellten im Laufe des Dienstverhältnisses auf Grund des & 40 P.A.T. 
in eine höhere Vergütungsgruppe erhält also in jedem Falle der An- 
gestellte in der höheren Vergütungsgruppe den sich aus dem Verweisungs- 
pfeil ergebenden Grundvergütungssatz (Tabelle II S. 22), und zwar ein 
Jahr lang, gerechnet vom Tage der Aufrückung in die höhere Gruppe. 


Anträge auf Aufrückung von Angestellten im Laufe des Dienstver- 
hältnisses (8 40) sind nicht allein von der Dienststelle, bei der der 
Angestellte tätlg ist, sondern auch von der der Dienststelle vorgesetzten 
Behörde eingehend zu begründen und in alken Fällen der obersten Ver- 
waltungsbehörde zur Entscheidung vorzulegen, soweit sie diese Befugnis 
nicht einer nachgeordneten Dienststelle übertragen hat ($ 40 Abs. 3 
2.2.0). ; 

Schließlich sind noch Zweifel darüber laut geworden, welcher Orts- 
zuschlag den in der Vergütungsgruppe V befindlichen jugendlichen An- 
gestellten und den Angestellten in den ersten fünf Vergütungsstufen 
dieser Gruppe zusteht. Hierzu wird folgendes bemerkt: Die Bestim- 
mungen unter B Abs. 3 der Rd.-Vf. v. 1. Jul: 1924 — Lo. 995 — 
(Pr. Bes.-Bl. S. 235), die auch in der Anlage 3 zum P.A.T v, 30. Juni 
1924 aufgenommen worden sind, stellen lediglich eine Wiedergabe der 
früheren Bestimmungen, wie sie in der Rd.-Vf. v. 15. April 1924 
— Lo. 487 — (Pr. Bes.-Bll S. 106) zum Ausdruck gekommen sind, dar. 
In der protokollarischen Erklärung zu $ 27 des P.A.T. ist allgemein 
erwähnt, daß den Angestellten, denen ein-in der Tabelle II (S. 22) mit 
Zitf. I bis V bezeichneter Grundvergütungssatz zusteht, der Ortszuschlag 
zu gewähren üst, der dem untersten mit a bezeichneten Grundvergütungs- 
satz in der Vergütungsgruppe des Angestellten entspricht. Da dieser 
Grundvergütungssatz der des sechsten Dienstjahres ist, muß den An- 
gestellten der Vergütungsgruppe V nach den vorerwähnten Bestimmungen 
der Ortszuschlag nach der Tarifklasse V gewährt werden, obwohl sie das 
sechste Dienstjahr noch nicht erreicht haben. 

An die nachgeordnusen Behörden aller Zweige der Preuß. Staats- 
verwaltung. 

Damit war im wesentlichen die Gefahr einer willkürlichen 
Beendigung des Vertragsverhältnisses in Fällen, wo ein An- 
gestellter glaubt von seinem tariflichen Recht Gebrauch 
machen zu müssen, ein Riegel vorgeschoben, denn nach diesem 
Erlaß behielt sich der oberste Verwaltungschef die Entscheidung 
darüber, ob das Vertragsverhältnis fortgesetzt werden soll, 
vor, und verlangte von den Dienststellen eine eingehende Be- 
gründung, falls sie die Absicht hätten, das Dienstverhältnis 
zu lösen. Daß bei den unter der Wirkung der Personalabbau- 
verordnung, die ja ohnehin schon zwangsläufig den Abbau der 
Angestellten vorgeschrieben hatte, nunmehr kaum damit zu 


rechnen war, daß derartige Anträge von den Dienststellen ge- 
stellt wurden, weil sie sich sonst der obersten Verwaltungs- 
behörde gegenüber den Vorwurf, die Abbauverordnung nicht 
beobachtet zu haben, zugezogen hätten, war vorauszusehen, 
und versetzte die Organisationen in die Lage, sich vorerst ab- 


wartend der weiteren Entwicklung gegenüber zu verhalten. 


Mit der Herausgabe nachstehenden Erlasses vom 2. De- 
zember 1924 — Lo. 1723 — wurde aber eine neue Verwaltungs- 
ordnung getroffen, die in ihrer Wirkung eine dem Sinne des 
Tarifvertrages widersprechende und auch ungerechtiertigte Be- 
handlung aller derjenigen Angestellten ist, die von ihrem 
tariflichen Rechte der Umgruppierung Gebrauch gemacht haben 
oder Gebrauch machen wollen. Der Erlaß lautet: 


„Preußisches Besoldungsblatt Nr. 84, 6. Dezember 1924, Rd.-Erl. d. 
F.-M., zugl. i. N. d. Min.-Präs. u. sämtl. Staatsmin., v. 2. Dezember 1924, 
betr. die Auslegung verschiedener Bestimmungen des P.A.T. (Lo. 1723). 

Im Verfolg des Rd.-Erl. v. 10. November 1924 — Lo. 1505 — (Pr. 
Bes.-Bl. S. 339) wird darauf hingewiesen, daß jede Kündigung auf 
Grund des $ 53 des P.A.T. im Falle der Fortsetzung des Dienstvers 
hältnisses eine Neufestsetzung des Grundvergütungssatzes nach den Be- 
stimmungen der Anlage 2 zum P.A,T. zur Folge hat. Hierbei finden 
aber die Bestimmungen in Ziff. 4 a. a. O. keine Anwendung. jese 
würden, wie auch aus ihrem Wortlaute hervorgeht, nur dann Platz 
greifen, wenn ein Angestellter nach einer bei demselben Zweige der 
Staatsverwaltung zusammenhängend abgeleisteten Dienstzeit von min- 
destens fünf Jahren entlassen ist und im unmittelbaren Anschluß 
an den Tag des Ausscheidens bei einer andern Dienststelle bei dem- 
selben Zweige der Staatsverwaltung wieder eingestellt wird. Sollte durch 
die Neufestsetzung des Grundvergütungssatzes eine offenbare Härte ent- 
stehen, so daß die Anwendung der Bestimmung in Ziff. 13 a. a. OÖ. 
gerechtfertigt erscheint, so ist der obersten Verwaltungsbehörde unter 
eingehender Darlegung des Sachverhaltes zu berichten. 


Bei dieser Gelegenheit wird gleichzeitig bemerkt, daß vielfach Klage 
über die Form und den Inhalt der mit Angestellten abgeschlossenen 
Verträge geführt worden ist, weil sie zum Teil nicht unerheblich von 
dem in Ziff. 7 der Ausführungsanweisung zum P.A.T. gegebenen Ver- 
tragsmuster abweichen. Um die Gleichmäßigkeit in der Abfassung der 
Verträge innerhalb der Preuß. Staatsverwaltung zu wahren, wird den 
Dienststellenvorstehern zur Pflicht gemacht, nicht ohne zwingende .Not- 
wendigkeit von dem in Ziff. 7 AA. erwähnten Vertragsmuster abzu- 
weichen. 

Ferner sind mehrfach Beschwerden darüber eingegangen, daß mit 
Angestellten, die Anträge auf Aufstieg in eine höhere Vergütungsgruppe . 
($ 40 P.A.T.) gestellt haben, förmliche Prüfungen abgehalten werden. 
Eine derartige Maßnahme ist mit den Bestimmungen des P.A.T. unver- 
einbar und hat deshalb zu tnterbleiben. Es ist aber nichts dagegen 
einzuwenden, wenn sich der Dienststellenvorsteher erforderlichenfal's in 
geeignet erscheinender Weise darüber Gewißheit verschafft, ob der An- 
gestellte den Anforderungen entspricht, die an ihn in der höheren Ver- 
gütungsgruppe gestellt werden. Ebensowenig kann es dem Vertreier der 
der Dienststelle vorgesetzten Behörde verwehrt werden, gelegentlich 
seiner Anwesenheit bei der Dienststelle sich durch persönliche Fühlung- 
nahme mit dem Angestellten ein Bild von dessen Fähigkeiten u 
Leistungen und der Eignung für die höhere Vergütungsgruppe zu ver- 
schaffen.“ 

An die nachgeordneten Behörden aller Zweige der Preuß, Staats- 
verwaltung, 

Mit der in diesem Erlaß angeordneten neuen Festsetzung 
des Grundvergütungssatzes wird in den meisten Fällen das Ziel 
verfolgt, den Angestellten insofern um den Erfolg seiner ihm 
tariflich gewährleisteten Ansprüche zu bringen, als in der be- 
stehenden oder ‘auch in der durch Entscheidung des Nach- 
prüfungsausschusses festgesetzten höheren Vergütungsgruppe 
eine geringere Entlohnung als die bisherige herbeizuführen der 
Versuch gemacht wird. Daß diese Absicht der Zentralbehörde 
vorherrscht, glauben wir daraus entnehmen zu können, daß 
nachgeordnete Dienststellen den Angestellten zu erkennen 
geben, daß nach dem fraglichen Erlaß durch die Einleitung 
des Nachprüfungsverfahrens mit einer Verschlechterung der bis- 
herigen Bezüge zu rechnen ist. Daß eine solche Wirkung der 
Taritbestimmung nicht in der Absicht zum mindesten der 
Angestelltenorganisation gelegen hat, braucht nicht besonders 
betont zu werden. Alle Versuche aber, mit der Regierung zu 


‘einer befriedigenden Regelung in dieser Frage zu gelangen, 


sind bisher gescheitert. 


Es drängt sich der Eindruck auf, als ob die Preuß. Staats- 
regierung sich den Angestellten gegenüber mit der Abbatı- 
peitsche in der Hand so stark fühlt, sich nicht nur über Ver- 
tragsbestimmungen, sondern auch über alle Einsprüche der 
Angestellten oder deren Organisationen hinwegsetzen zu 
können. In diesem Zusammenhange zeigt sich aber deutlich, 
daß der Inhalt von Tarifverträgen und deren Auswirkung maß- 
geblich durch die Kräfteverteilung der beiden Vertragsparteien 
beeinflußt wird. Die Haltung der Preuß. Regierung läßt aber 
auch Zweifel darüber aufkommen, ob nicht auch die An- 
gestellten im gegebenen Falle sich ebenfalls auf ihr überragen- 
des Machtverhältnis gegenüber dem Arbeitgeber trotz Bestehens 
eines Tarifvertrages bei der Regelung ihrer Arbeits- und Ent- 
lohnungsbedingungen stützen. Eine solche Einstellung auf bei- 
den Seiten wäre aber gleichbedeutend mit der Aufhebung be- 
stehender Verträge. 
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Es muß aber ausdrücklich betont werden, daß, solange die 
Arbeits- und Entlohnungsbedingungen durch die Tarifverträge 
geregelt sind, die Angestelltenorganisationen ein solches gegen 
Treu und Glauben verstoßendes Verfahren ablehnen. 

Bei der Bedeutung dieses Konfliktes mit der Preuß. Staats- 
regierung haben sämtliche im Tarifvertrage beteiligten An- 
gestelltenverbände nochmals einen entscheidenden Schritt bei 


der Preuß. Staatsregierung getan und zunächst ihren Standpunkt - 


zu den strittigen Fragen innachstehendem Schreiben 
niedergelegt: 


„Sofort nach Inkrafttreten des Preuß. Angestelltentarifvertrages ent- 
standen zwischen den Vertragsparteien Meinungsverschiedenheiten über 
die Wirkung einer gemäß $ 53 zum Zwecke der Veränderung 
der Vergütungsgruppe ausgesprochenen Kündigung. Während 
die Preuß. Staatsregierung in Ziff. 16 der einseitigen Ausführungs- 
anweisung den Standpunkt vertritt, daß eine solche Kündigung zur 
Beendigung des Dienstverhältnisses führen kann, wurde von sämtlichen 
Angestelltenorganisationen geltend gemacht, daß Sinn und Wortlaut der 
genannten Bestimmung einem solchen Standpunkt widersprechen. In 
keiner Weise kann die Bestimmung des $ 53 mit den die Beendi- 
gung des Angestelltenverhältnisses für alle Angestellten 
ganz eindeutig umgrenzenden 8$ 42 bis 47 in Verbindung gebracht wer- 
den. Im übrigen wird auf die Niederschriften der Sitzungen des Tarif- 
ausschusses vom 30. Oktober 1924 und 8. November 1924 Bezug ge- 
nommen. "Trotz der grundsätzlichen Meinungsverschiedenheit konnten 
sich die Organisationen bisher abwartend verhalten, weil in einem Erlaß 
vom 10. November 1924 — Lo. 1505 — der oberste Verwaltungschef sich 
die Zustimmung zu der nach Ziffer 16 der Ausführungsanweisung als 
möglich bezeichneten Verzichtleistung auf die Fortsetzung des Dienst- 
verhältnisses vorbehalten hat, bis eine Klärung. der zwischen den Ver- 
tragsparteien über die Auslegung des $ 53 Preuß. Angestelltentarifes 
entstandenen Meinungsverschiedenheiten im Rechtswege erfolgt ist, und 
weil eine tatsächliche Beendigung des Dienstverhältnisses bisher nicht 
bekannt wurde, 


Durch die Herausgabe des Erlasses vom 2. Dezember 1924 — Lo, 
1723 — und dessen Auswirkung ist nun aber eine völlig unhaltbare 
Bituation geschaffen. Wir können nicht anerkennen, daß eine zum 
Zwecke der Veränderung der Vergütungsgruppe auf Grund des $ 53 
ausgesprochene Kündigung eine Neufestsetzung des Grundvergütungs- 
satzes zur Folge hat und daß außerdem hierbei die Bestimmungen in 
Ziffer 4 der Anlage 2 zum Preuß. Angestelltentarif keine Anwendung 
finden. Es liegt einmal kein neues Dienstverhältnis im all- 
gemeinen Sinne ver, und zum anderen ist es widersinnig, einen aus 
seinem bisherigen Dienstverhältnis tatsächlich ausgeschiedenen und nach 
Ziffer 4 der Anlage 2 zu behandelnden Angestellten günstiger zu stellen 
als einen in seinem bisherigen Dienstverhältnis verbleibenden Angestell- 
ten, nur weil letzterer von dem ihm tariflich gewährleisteten Recht auf 
Einleitung des schiedsrichterlichen Verfahrens über eine strittige Ein- 
reihung Gebrauch macht. Hinzu kommt noch, daß diese Angestellten 
in vielen Fällen förmlich von der Verwaltung zum Ausspruch einer Um- 
gruppierungskündigung angehalten sind und weiter durch den Erlaß vom 
10. November 1924 — Lo. 1505 — zunächst auf den Weg des $ 40 
_ hingewiesen werdem, Hiernach wie überhaupt bedeutet 
‚die sofortige oder spätere Anwendung des 8 53 die 
Geltendmachung einer tariflich gewährleisteten, im 


Verwaltungswege aber versagten Aufrückung im 
schiedsrichterlichen Verfahren. Völlig unverständlich ist 
es aber auch, daß zu einer Neufestsetzung des Grundvergütungssatzes 
schon geschritten wird, bevor das schiedsrichterliche Verfahren seinen 
Abschluß gefunden hat. 

Sinn und Zweck des $ 53 kann für den Angestellten oder die Ver- 
waltung nur der sein, gegen den Willen einer Partei eine Veränderung 
der Vergütungsgruppe herbeizuführen, ohne daß das Beschäftigungs- 
verhältnis hierdurch berührt wird. Hieraus ergibt sich, daß wenn im 
Verwaltungswege ($ 40) oder im schiedsrichterlichen Verfahren ($ 53 in 
Verbindung mit $ 24) eine niedrigere, höhere oder die gleiche Ver- 
gütungsgruppe wie bisher festgestezt wird, der Grundvergütungssatz in 
der neuen Vergütungsgruppe zum mindesten unter Berücksichtigung der 
Bestimmungen der Ziffer 4 der Anlage 2 festgestellt werden muß. Die 
Wirkungen der ministeriellen Anordnungen verkehren aber die tarif- 
lichen Bestimmungen nicht nur in ihr Gegenteil, sondern werden auch 
als Druckmittel empfunden und angewandt, um die Angestellten von 
der Geltendmachung tariflich gewährleisteter Rechte abzuhalten. 

Die unterzeichneten Organisationen bedauern «es ‚deshalb außer- 
ordentlich, daß durch die erwähnten einseitigen Verwaltungs- 
maßnahmen gegen ihren Widerspruch kurz nach dem Inkraft- 
treten des unter schweren Mühen ‚zustande gekommenen Tarifvertrages 
ein derart tiefgehender Konflikt entstanden ist, der starke Zweifel an 
einer loyalen Durchführung und Auslegung der Tarifbestimmungen seitens 
der Preuß. Staatsregierung hat aufkommen lassen, und der die Organi- 
sationen ferner zwingen würde, in zahlreichen Prozessen ihr Recht zu 
suchen sowie wirksame Gegenmaßnahmen zu ergreifen, die ebenfalls 
eine gedeihliche Fortentwicklung des Tarifwerkes erschweren. 

Um aber eine solche für die Unterzeichneten zwangsläufige Ent- 
wicklung möglichst zu vermeiden, richten wir an die Staatsregierung das 
höfliche Ersuchen, durch ihre, Beauftragten nochmals in eine alsbaldige 
Verhandlung zur Beseitigung der entstandenen ıSchwierigkeiten ein- 
zutreten.‘“ 

Sollte wider Erwarten mit der Preuß. Staatsregierung in 
schiedlichiriedlichen Verhandlungen eine Regelung der strittigen 
Fragen nicht herbeigeführt werden können, werden wir ge- 
zwungen sein, alle auftauchenden Streitfragen in dieser Sache 
imordentlichen Rechtsstreit einer Entscheidung ent- 
gegenzuführen. Daß diese Entscheidung im Sinne der von uns 
vertretenen Auffassung fällt, daran zweifeln wir nicht. 


Nachprüfungsverfahren. Der für die preußische Kataster- 
verwaltung gebildete Nachprüfungsausschuß behandelte im ver- 
flossenen Monat sieben Streitfälle. Als Arbeitgeberbeisitzer 
waren vom preußischen Finanzministerium benannt: 

1. Regierungs- und Steuerrat Hencke (Potsdam), 

2. Katasterobersekretär Neuendorf (Köpenick). 
Vom Bunde waren als Beisitzer benannt die Kollegen de Boer 
(Pankow) und Queißer (Berlin). Von den sieben zur Ver- 
handlung stehenden Fällen wurden drei im Sinne der Anträge 
auf Einreihung in Gruppe VII entschieden. Die restlichen vier 
Anträge wurden der zweiten schiedsrichterlichen Instanz über- 
wiesen, weil im Ausschuß eine übereinstimmende Auffassung 
der Mehrheit über die Einreihung der Angestellten nicht zu er- 
zielen war. 








afn Aus dem Bunde O0 








Kampffonds 


Einen Beitrag zum Kampffonds des Bundes in Höhe von 11,50 M. 
zeichneten die Bundeskollegen des Katasteramts Berlin-Pan- 
kow I „aus Anlaß der nachträglichen Erhöhung der Ueberstunden- 
bezüge, die nur dem Bunde zu verdanken ist“ Zur Nach- 
ahmung empfohlen! 


Briefkasten 


„Handelswacht“ Nr. 1. Die Mitteilung, daß Sie außer Ihrem Haupt- 
organ noch fünf Zeitschriften und 15 Gauzeitungen herausgeben, hat uns 
mit Schrecken erfüllt. Es ist nur gut, daß in einem Inserat gleich neben 


® 


Ihrer Briefkastennotiz Biomalz für Nerven- und Verdauungsstörungen 
angezeigt wird. Dieses Kräftigungsmittel wäre jedenfalls Ihren Mit- 
gliedern zu empfehlen, wenn sie gezwungen würden, neben der „Handels- 
wacht‘ auch noch alle diese Zeitschriften zu. lesen. Wir nehmen aber aus 
Mitgefühl mit Ihren Mitgliedern an, daß Sie ebenso wie wir nur ein Organ 
haben, daß für alle Mitglieder bestimmt ist, und auf dieses nur 
bezog sich unser Vergleich. — Werbeprämien im Werte von 
1 bis 5 M. also in Gestalt von Büchern usw., als „Kopfgelder“ zu 
bezeichnen, blieb ihrem „Geschmack vorbehalten.. Daß die malayischen 
Kopfjäger literarische Ambitionen haben, ist uns übrigens neu. 


Geschäftliches 


Ein jeder kann sein Leben verlängern, wenn er den Prospekt der 
Firma Dr. med. H. Schröder, G.m.b.H., Berlin W 35, der der heutigen 
Ausgabe unseres Blattes beiliegt, beachtet und. die angebotene Pröbe- 





‚dose, die jedermann umsonst und portofrei erhält, mittels der angefügten 


Postkarte bestellt, 


— 


Gesehäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- | Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto. 21187 Berlin. 


spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. | R. Merkel, Berlin W.35, Lützowstraße11ll. | Schluß der Anzeigenannahme 7 Tage vor Erscheinen- 













mit abgeschlossener Baugewerksschulbildung (einer 
staatl. anerkannten Schule) und Erfahrung im 
städtischen Tiefbau für Büro und Baustelle für 
das städtische Kanalbauamt gesucht. 
Besoldung erfolgtnach Vereinbarung, Anstellung auf 
Privatdienstvertrag; Umzugskosten werden erstattet. 

Nur bewährte Kräfte wollen ihre Gesuche mit 
selbstgeschriebenem Lebenslauf, beglaubigten Zeug- 
nisabschriften und Lichtbild bis zum 30. Jan, 1925 
einreichen an die 


Stadtverwaltung Saarbrücken. 


zu richten an 


Bautechniker 


gesucht. Schriftliche Angebote mit 9 | staatliche Bauausführungen, | 9 Pfd. rote Tafelkäse „ 4.75 
Zeugnisabschriften und Lebenslauf sind aushilfsweise auf 2-3 Monate |? » „Selbe Nordmarkkäse „ 4.75 


MH. Kurth, Bauunternehmung, 
Duisburg, Mülheimer Straße 175. 


Mehrere. Tiefhautechniker alten Hochhaunrheiten erfahrener WI Hothbauechniker |=8: 3:25:33 





| Schweing-Kleinfleisch 


durchaus erfahren ip der pro Pfd. nur 42 Pig. 


Aufstellung von Massenbe- Kugel-Käse 


rechnungen u. Kostenanschlä- (2 rote, runde Kugeln) 
’ 


gen nach den Vorschriften für | } 41/, Pfd. = 9 Pfund M. 4,75 


ht 9 „ dän.20%/.Edamer Käse „ 8.35 
gesucht, 9  „ger.hiesig. durchw.Speck „ 11.70 
Neubauamt Landgestüt | freibleibend ab hier Nachn. 


ück- Nortorf 
Osnabrück-Eversburg H, Krogmann, L Holt. “ sl. 
EEE | Ältest. Versandgesch. a.Platze 
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Zahlreiche Anerkennungen. 
50 Pf. einschließlich Porto. 


=——— Kennen Sie schon die drei Broschüren über 


I Geschlechtskrankheiten ! 


1. Heilung von Harnröhrenleiden und Weißfluß- 
2. Hellung der Syphilis. 3. Heilung der Mannes. 
schwäche. . Bequeme Verfahren ohne Berufsstörung. 
Diskreter Versand. ä Heft 
Verlag Dr. med. H. Schmidt 
@. m. b. H., Berlin NW 68, Rathenower Straße Nr. 73. 















Hyproxit 


(Magnesium peroxyd) 
Wer sich elend, krank, 










mit Blutreinigungs- und 








neugeboren fühlen. 





















matt fühlt, hat meist Ma- 
genbeschwerden und un- 
gesundes, kıankes Blut. 
E ine}—#wöchentlicheKur 


lindert Schmerzen 


Magenpulver Hyproxit 
wirkt. meist Wunder, so- 
dass die Kranken sich wie 





Carmol-Biutreinigungs- Pe 

(aus Sennafrucht 

ist ein beliebtes Abführmittel, da die Wirkung 
zuverlässig und reizlos ist 


Man verwendet Carmol bei Erkältungskrankheiten: 
Rheuma. Hoxenschuss, Genick-, Kreuz, einfachem 
Kopf-, Zahnschmerzen, Husten und Schnupfen. 
Man verlange in Apotheken u. Drogerien ausdrück- 
lich Carmol (Karmelitergeist) und Carmol-Tee. 
Carmoi -Fabrik, Rheinsberg (Mark). 


12hisi4 


Zinsen erhalten Sie p.a. auf 


Spark 





Industriebeamten-Sparbank =: 


Berlin NW, 40. Postscheckkonto 13 580 
Bitte Material anfordern. 






cARMOL 


tut wohl, 


aus reiner 













nes 
1RascheC ARMOR ist 
einebillige 


Hausapotheke 









ereitet) 
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Re 
porf-u. änzugstoffe 


Mara iR chönsten ansehe 


el. Verfand an gen Verfhraucge, 
I Laflen Sie sich die Mufter P.23 kommen. 
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Teilzahlung! Katalog frei! 


ER Photographische 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 


Preiswert 


Katalog A 


Uhren, Goldwaren, 


Brillanten 
Katalog B 


L.Römer, Altona-Othmarschen 6 





Garant. naturreinen | 
geschleud. Bienen- 


HONIG 


allerbeste, hellste Auslese, 
hochfein M.11.—, halbe Dose, 







onten 


8%, auf Ia Auslese, M. 6.30, Nachn. 
50 Pfg. mehr. B.enenzüchter 
Scheckkonten en 
; Thüle b. Friesoythe, Oldbg. 
bei der 


Gegr. 1812, vor dem Kriege 
die königl. Hofküche beliefert. 


KK runinufbohnen 


von A. GREGOR 


*T Eisenhochbau 
2. Band 








Alleinige Anzeigen- 


und 


Beilugen-Annuhme 


R. Merkel 


Berlin W.35 
Lützowstr. 111 


Bandwurm 


mr u. Madenwürmer entzieh. 
d. Körper .d. besten Säfte, 

# der Mensch wird blutarm, 
nervös, elend u. schlapp. 
Bleichsüchtige und blut- 
arme Frauen und Mäd- 
chen, Magen- und Weiss- 
flussleidende sowie ner- 
vöse Personen usw.leiden 
in den meisten Fällen an 
Eingeweidewürmern, er- 
kennen aber ihre Krank- 
heit nicht. Heute bedarf 
jeder d. so teuren Lebens- 
mittel für sich und dürfen 
diese nicht v.d. Würmern 

eraubt werden. Aus- 
kunft kostenlos (Rücporto). 
Keine Hungerkur. 


Wurm-Rose, 
Hamburg 11a Er: 











Gebunden 20 Mark 
Auch gegen Monats- 
rate von 4 Mark zu 
beziehen 
H. Meusser 
Buchhandlung 
Berlin W57/4, Potsdamer Straße 735. 


Billigehöhmische 


Beitferlern! 


1 Kilo graue geschlissene M. 3.— 
halbweiße M.4.—, weiße M. 5.— 
bessere M.6.— u. M.7.—‚daunen- 
weiche M. 8.—, 10.—, beste Sorie 
M.12.— u. 14.—. Versand franko, 
zollfrei, gegen Nachn. : Muster frei. 
Umtausch und Rücknahme gestattet. 
Benedikt Sachsel, 
Lobes Nr. 903 
bei Pilsen (Böhmen) 














/) 
DRGERSOEE 


Harmenikas‘ lauten, 
Quitarren,Mandolinen. ji 


ee Ra Sprechapparate etc 
!!Pickel, Mitesseril |T_ Szerastesnis 
Mittel teile gern kostenlosmit. MEINEL&HEROLD } 


Yrau M.Poloni d 
Hannover A.45, Edenstr. 304 | KLINGENTHAL/SAN? 858. 





Ziehung 12. Februar 


ield-Lotierie 


für das 


Auslands-Deutschtum 


5633 Gewinne 
bar ohne Abzug = Mark 


150000 
:50000 
20000 
10000 


Lose & M. 3,—. 


Porto und Liste 35 Pfg. extra 
vers. auch unter Nachnahme 


Emil Stiller, 93% 
Hamburg, Holzdamm 39 
Ba!dige Bestellg. erwünscht. 


Nebenverdienst 
für Ingenieure,. Techniker 
Zeichner vergibt 
Ziewmke, Blin.-Köpenick, 
Dorotheenstr. 5; 


Mitglieder, kauft 
bei unseren Inserenten. 


Hauptgewi 














Nr. 3 




























Techniker 


denkt und handelt sachgemäß. 
Ordnet Eure Privatangelegenheiten 
so, daß kein Vorwurf über Pflicht- 
vergessenheit ins Grab gerufen 
wird. Erhaltet die Kultur Eures 
Standes und sorgt für den Fort- 
schritt durch Ausbildung der Kinder. 
Dies alles ist erreichbar durch 
eine Lebens-, Witwen-Pensions- oder 


Renten- und Aussteuer-Versicherung. 
Der 
Preußische Beamten - Verein 
zu Hannover, 


Lebensversicherungsverein a. @. 
ist die alte, vor 49 Jahren für be- 
stimmte Kreise begründete gemein- 

nützige Versicherungsanstalt, bei der 
am vorteilhaftesten Versicherungen 
tenommen werden können. 

Keine Agenten, beschränkter Auf- 
nahmekreis, Geschäftsbetrieb nur 
für Mitglieder,‘ niedrigste Pramien 
(beim Eintrittsalter von 35 Jahren 
beträgt z.B. die Jahresprämie für 
Todesfallversicherung 24,30.Mk. %,0 
beim Eintrittsalter von 40 Jahren 
28,93 Mk. %/,, usw.). 

Drucksachen sind kostenfrei ein- 
zufordern von der Direktion 


Hannover, Raschplatz 13. 



















































EinWort andie 
Frauenwelt! 


Fort mit allen wertlosen Änge- 
boten auf hygienischem Gebiete. 


Lassen Sie sich nicht irreführen. 
durch vielversprechende hoch- 
klingende Anpreisungen. Nur! 
meine genehmigten, kräftig 
wirkenden Spezialmittel bei 
Störung helfen sicher. - Auch 


in bedenklichen Fällen über- 


raschende Wirkung schon.in 
wenigen Stunden, 


Meine Berufisstörung! 
Vollkommen unschädlich! 


Viele Dankschreiben. 
Diskreter Versand durch . 
Frau H. Fischer 


frühere Bezirkshebamme 


Hamburg 36 (B 514) 
Gerhofstraße 16. 


jusayeaagzne pun uopfouydssne OYıLH 





HE HESEE „Versichert Euere Habe sofort wertbeständigl“ ist das -Gebot der Stunde“. LLILILLT 
Goldmark-Versicherungen zu billigsten Beiträgen: 
Feuer 50 Pf., Einbruch 50 Pf., einschliesslich Stempeigebühr 
für das Jahr und Tausend der Versicherungssumme bei der 
Brand- und Einbruchschadenkasse „Deuischer Posiverband“ V. V. a. 6. 
Fernsprecher: Hansa 84 Berlin NW 21, Bundesratufer 13 Postscheckkonto 2630N Berlin 


Billigste, gemeinnützige Versicherungs-Änstalt für Reichs-, Staats- u. Kommunalbeamte, Geistliche u. Lehrer 


Keine Zuschläge für Nebenräume; auch für Einbruchdiebstahl sind 10°, der Gesamt-Versicherungssumme. in Nebenräumen 
kostenfrei versichert, während andere Versicherungsanstalten hierfür besondere Zuschläge erheben. — Entgegenkommendste 
Schadenregelung -- Vermittlung von Gebäude-, Umzugs- und Reisegepäck-Versicherungen zu niedrigsten Sätzen. 


Näheres und Antragsformulare durch die Vertrauensmänner oder den Vorstand der Kasse, 
„a EHEmzEmmEERm  Pauschalversicherung in einer Summe. SsBEBEBBRREER 
are ueneaman zen Frauchen en uhren ren wenn. EEE ELTERN) ICE En ar TEE ia ehe note 
Nerantworti.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH,., Berlin SW 68. 
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Zeitschrift des Bundes der technischen Angestellten und Beanen: 


| Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis" — „Sozialwirtschaftliche Rundschau“ — „Bildung und Unterricht" 





Erscheint wöchentlich Freitags. — Post-Bezugspreis vierteljährlich 1.20 R.M 
— Postscheckkonto: Berlin Nr. 52 100. — Herausgegeben vom Bund der 
technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstraße 7. 


Nummer 4 / 7, Jahrgang 





Der Klassenkampf der Unternehmer und 


das Christentum 


Eine Weihnachtsbetrachtung in der „Deutschen Bergwerks- 
Zeitung‘. 

j Die wirtschaftspolitischen Kämpfe, die Kämpfe für eine ge- 
rechte Sozialpolitik, für die Arbeitszeit der Arbe‘tnehmer, für ein 
Mitwirkungsrecht derselben innerhalb der Wirtschaft usw. sind 

im vergangenen Jahre mit besonderer Heftigkeit geführt worden. 

" Die Träger der heutigen Wirtschaftsordnung versuchten, durch 
konzentrierte Angriffe mit allen zu Gebote stehenden Mitteln 
ar ernennt die Errungenschaften der Vorjahre zu 
entreißen. 

» Die Brutalität dieser Industrie- und Handelskapitäne trat so 

" rücksichtslos zutage, daß selbst Körperschaften, die sonst die 
kapitalistische Wirtschaftsordnung (als die von Gott gegebene) 

© „grundsätzlich anzuerkennen bereit waren, gegen die Auswüchse 
derselben in aller Oeffentlichkeit Stellung nahmen. Die großen 
christlichen Gemeinschaften, die offizielle katholische und evan- 

" gelische Kirche, haben sich im Jahre 1924 im Verlauf ihrer 

" Tagungen gegen die Führer der Wirtschaft gewandt. Der 

Schreiber dieser Zeilen hat an anderer Stelle*) bereits zu den 

© Ausführungen des Herrn Universitätsprofessor Dr. Ruland 

" auf dem Katholikentag in Hannover Stellung genommen. 

" Prof. Ruland behandelte das Thema „Kapital und Arbeit‘ im 

" Lichte des Christentums und ist bei der Untersuchung dieser 

Frage zu Ergebnissen gekommen, die unsere Auffassung gegen- 

- über dem Kapital und seinen Führern. restlos bestätigen. Er 

sagt u. a.: 
„Im großen aber huldigt der Kapitalismus dem 

Grundsatze rücksichtsloser Gewalt“ 

E und fährt fort: s 

E „daß der Kapitalismus eine Vorliebe für moralfreies Handeln be- 

kundet, vor allem in dem Bestreben, allmählich alle Produktions- und 

- Handeisgeschäfte in Börsengeschäfte zu verwandeln, denn dort auf der 

Börse fallen alle Schranken moralischer Bindung, Krieg und Frieden, 

- der Aufstieg und der Untergang ganzer Völker, Erntesegen oder Hun- 

- gersnot, das Glück oder das Elend von Millionen Menschen sind gerade 

- gut genug, um Geldgewinn damit zu machen.‘ 

: Auch der Evangelische Kirchentag, der in Bethel 

bei Bielefeld stattfand, war gezwungen, in Form einer sozialen 

Botschaft den Arbeitgebern zu raten, von ihrer bisherigen 

* Unterdrückungspolitik abzugehen und dem Wort von der 

„Volksgemeinschaft“ praktischen Inhalt zu verleihen. 
Die objektiven Feststellungen, die besonders von dem vor- 

- stehend zitierten Redner gemacht worden sind, waren den 

_ Wirtschaftsführern sichtlich unangenehm. Sie bemühten sich 

daher, den in der Oeffentlichkeit hervorgerufenen Eindruck .zu 

verwischen. Schon die Nr. 18 des „Arbeitgeber“, Zeitschrift 

‘ der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, vom 

- 15. Dezember 1924 bringt Aufsätze von Prof. Dr. Bredt 

" „Kirche und Wirtschaft“ und von H.-W. v. Zengen „Arbeit- 

7 geberschaft und Kirche“. Besonders in dem letztgenannten 

Artikel sind einige Stellen nicht uninteressant. So wird von den 

- Kirchen beider’ Konfessionen das Entgegenkommen verlangt, 

daß bei Kundgebungen irgendwelcher Art auch die Stellung- 

"nahme der Spitzenorganisation der deutschen Arbeitgeberschatt, 

E der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, gewürdigt 

x wird. Es heißt dann weiter: 

Br „Eine christliche Führerversammlung ohne Arbeitgeber muß in Zu- 

; 



























)* kunft unmöglich sein.“ 


|  *) Siehe „AfA-Bundeszeitung“ Nr. 11/1924, Seite 123, Artikel „Katho- 
' likentag und Kapitalismus“. 
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Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlin — Fernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40. 


Berlin, den 23. Januar 1925 


In derselben Nummer des „Arbeitgeber“ finden wir unter 
der Ueberschrift „Katholikentag und Arbeitgeber‘ die Stellung- 


nahme der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände zu 


den auf dem Katholikentag gehaltenen Referaten. Sie lautet: 


„Die mehrfachen Erörterungen über sozialpolitische ‚Fragen av? 
dem diesjährigen Katholikentag in Hannover werden von der ae 
der Deutschen Arbeitgeberverbände mit größtem ‘Interesse verfolgt 
Besondere Beachtung fanden die ernsten Worte des Reichskanzlers Dr. 
Marx, der an die einzelnen Berufs- und Wirtschaftsgruppen die Auf- 
forderung richtete, sich der Gesamtheit unterzuordnen. Diese Erkennt- 
nis war für die deutsche Industrie, als sie sich schweren Herzens zur 
Annahme des Dawes-Gutachtens und des Londoner Paktes entschlo®, 
gewiß von Bedeutung gewesen. Es ist auch der Hinweis des Reichs- 
kanzlers zu begrüßen, wonach die Gutachtengesetze, seibst wenn man 
sie im günstigsten Sinne auslegt, dem gesamten deutschen Voike eine 
schwere Last auferlegen. 

Wenn der Reichskanzler am Schluß seiner Ausführungen den Ar- 
beitgebern zuruft, sie dürften ihre” Macht nicht bis zum äußersten aus- 
nützen und müßten Gerechtigkeit üben, so wäre allerdings 
diesem ernsten Appell die unausgesprochen ge- 
bliebene, aber nicht minder ernste Aufforderung an 
die deutsche Arbeitnehmerschaft gegenüberzu- 
stellen,vonmderso vielfach betriebenen Hetze gegen 
die deutschen Arbeitgeber endlich abzulassen und 
auch ihrerseits auf dem Boden der gegebenen wirtschaftlichen und pok- 
tischen Verhältnisse eine achtliche Verständigung mit den Arbeitgebera 
zu suchen. Die deutsche Arbeitgeberschaft hat mit offener Dariegung 
der derzeitigen wirtschaftlichen Lage das ihre ‘zur Aufklärung der 
Oeifentlichkeit getan. Auch die Arbeitnehmerschaft müßte nun mit ihrem 
sozia!politischen Ziel dieser Lage Rechnung tragen. Eine so!che Auf- 


‚forderung an die deutsche Arbeitnehmerschait wäre um so dringlicher, 


a's neuerdings aus gewerkschaitlichen Kreisen bekannt wird, daß ‚man 
sich mit der Ansammlung von Geidmitieln auf neue schwere Wirtschaits- 
kämpfe vorbereitet. 

Die Arbeitgeber müssen heute besonders eindringlich vor einem 
Optimismus in der Beurteilung der wirtschaftlichen Lage nach Inkraft- 
setzung der Dawes-Gesetze warnen. Was der deutschen Wirtschaft bei 
einer Besserung der Lage vor allem not tut, ist Stetigkeit und Ruhe in 
der Frage der Arbeitsbedingungen. Die soziale und wirtschaftliche Oe- 
rechtigkeit ist deshalb nicht nur gegen. die Arbeitnehmer zu üben, sondern 
sie wird auch im gleichen Maße für die deutschen Arbeitgeber in An- 
spruch genommen werden können, die wiederholt in aller Oefientlichkeit 
den Versuch gemacht haben, sich ınit ihrer Arbeiterschaft grundsätizlick 
zu verständigen.‘ 

Diese Stellungnahme beweist, daß die deutschen Arbeit- 
geber nicht gewilit sind, sich umzustellen. 

Wer einen weiteren Beweis für diese Behauptung wünscht, 
der möge den Leitartikel in Nr. 303 der „Deutschen Bergwerks- 
Zeitung‘ vom 25. Dezember 1924 durchlesen. Nach einer 
Menschenfreundlichkeit mimenden Einleitung, die mit der 
Engelsbotschaft „Ehre sei Gottin der Höhe und Friede 
den Menschen auf Erden, die eines guten Willens 
sind!“ endigt, wird die Auffassung, was Friede bedeutet, im 
Sinne der Bergwerksherren interpretiert. Es heißt hier u. &: 


„Es ist nicht das Aufhören von Kampf und Streit, von Mühe und 
Sorge, von Krankheit, Leid und Tod, was sie verheißt...... Nein, 
die Weihnachtsbotschait verkündet ganz gewiß nicht das „Nie wieder 
Krieg!“ Die Pazifisten, die mit dieser Parole ein neues Zeitalter 
ein!eiten wollen, berufen sich mit Unrecht auf das Christentum. Die 
Erreichung ihres Zieles wäre möglich, wenn die menschliche Natur sich 
total änderte. Diese Annahme ist aber ganz sinnlos. Das pazilistische 
Theorem, daß die Menschen allmählich immer besser und vollkommener 
würden, ist von einer unbegreiflichen Naivität. Wenn man die Er- 
eignisse der Gegenwart und der jüngsten Vergangenheit auf sich ein- 
wirken läßt, könnte man fast versucht sein, das Gegenteil zu glauben, 
Das Christentum steht in denkbar schärfstem Gegensatz zu dem uto- 
pistischen Pazifismus; es steht in der Einschätzung und Bewertung des 
Menschen und seines sittlichen Könnens auf dem Boden eines nüchternen 
Realismus. Gewiß verlangt das Christentum von seinen Anhängern, daß 
sie nach Vervolikommnung streben, aber es läßt keinen Zweifel 
darüber bestehen, daß dieses Streben ein unausgesetztes 
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Kämpfen und Arbeiten bedeutet, das erst mit dem Tode, auf- 
hört, und daß es kein Ausruhen auf errungenen Erfolgen gibt, weil ein 
Nachlassen der Anspannung nur zu leicht ein Abgleiten von der erreichten 
Höhe zur Folge haben kann.“ ; 

In den weiteren Ausführungen wird der Krieg verherrlicht. 
In diesem Zusammenhang wollen wir uns jedoch ersparen, 
darauf einzugehen. BE 

Wichtiger sind die Feststellungen über das Verhältnis von 
Mensch zu Mensch. Es wird hier gesagt: 

„Auch für das Verhältnis von Mensch zu Mensch und von Stand zu 
Stand verheißt die Weihnachtsbotschaft keinen ewigen Frieden. Dem 
steht die große Verschiedenheit der Menschen entgegen. Verschiedenheit 
birgt in sich die Möglichkeit von Interessengegensätzen und Konflikten, 
Mit der Ungleichheit der Menschen nach Anlagen, Fleiß, Gesundheit und 
Kräften ist unzertrennlich eine Ungleichheit in der Lebensstellung und im 
Besitz verbunden. Das nimmt das Christentum als eine gegebene und 
unabänderliche Tatsache hin. Die idealistische Religion ist eben, wie 
A. Voigt es treffend ausdrückt, sozial realistisch. Man hat versucht, 
das Christentum als einen sozialen Reformator und Vorläufer des Marxis- 
mus hinzustellen. Das kann nur tun, wer vom Christentum und seiner 
Geschichte keine Ahnung hat. ... 

Der soziale Friede wäre ein Grabesfriede. Ohne Reibungen 
und Kämpfe hat sich, wie die Naturgeschichte auf jedem Blatte beweist, 
kein Fortschritt durchgesetzt. In diesem Sinne darf man Heraklits Wort 
unterschreiben, daß der Kampf der Vater aller Dinge sei.“ 

Es wird dann weiter angeführt, daß der Stifter der Kirche 
erklärt hat: „Arme wird es allezeit unter euch geben. 
Schließlich werden alle diejenigen, die in einem Zukunttsstaat 
die sozialen Differenzen beseitigen wollen, als vollendete 
Utopisten hingestellt. Der alte Satz „Christentum und Sozialis- 
mus stehen im schärfsten Gegensatz zueinander‘‘ muß erneut 
herhalten. Die christliche Lehre wird so in einer Art miß- 
braucht, die in den Reihen der Anhänger derselben, und das 
sind zum überwiegenden Teil Arbeitnehmer, die hellste Em- 
pörung wachrufen muß. Diese Interpretation der christlichen 
Lehre von Unternehmerseite steht aber auch in striktestem 
Gegensatz zu der Auffassung, die durch den schon einmal ge- 
nannten Prof. Ruland auf dem Katholikentag zum Ausdruck 
gekommen ist, wenn er sagt, daß 
„eine falsche Wirtschaftslehre das rücksichtslose freie Spiel 
der Kräfte pries und man hoffte, die Natur werde mit eiserner Not- 
wendigkeit das alles wieder ausgleichen, was durch verkehrte gesetzliche 
Einrichtungen vernichtet und verdorben wurde.“ 

Nachdem so die „Bergwerks-Zeitung‘“ für den Klassen- 
kampf der Unternehmer in vollendetster Form eingetreten ist, 
berührt es merkwürdig, wenn nicht geradezu lächerlich, wenn 
'n den weiteren Ausführungen mit aller Schärfe der Klassen- 
kampf der Arbeitnehmer verurteilt wird. Der Klassenkampf 
der Arbeitnehmer ist danach der schlimmste von allen. Er 
will eine unüberbrückbare Kluft zwischen den Volksgenossen 
aufreißen. Er schafft eine Wunde am Volkskörper, die bis 
af die lebenswichtigsten Organe dringt. In diesem Zusammen- 

age wird schließlich die bekannte Rede Werner Som- 
ırts, die er auf der 51. Generalversammliing des Vereins 

... Sozialpolitik am 21. September 1924 gehalten hat, zitiert. 

Wir sind, ganz davon abgesehen, daß in einer kapitali- 
stischen Wirtschaftsordnung der Klassenkampf eine selbstver- 
ständliche Erscheinung ist, der Auffassung, daß die eigentlichen 
Träger dieses Kampfes nicht auf Arbeitnehmer-, sondern auf 
Arbeitgeberseite zu suchen sind. Sie führen den Kampf ihrer 
Klasse. Der Kampf der Arbeitnehmer ist nur ein Abwehr- 
kampf, der geführt werden muß, um die Besitzlosen vor dem 
völligen Zusammenbruch ihres Menschseins zu retten. In 
übrigen wird diese Meinung nicht nur innerhalb der freien 
Gewerkschaften vertreten, sondern findet ihre Unterstützung 
auch im christlichen Lager beider Konfessionen. Der Klassen- 
kampf ist eine Tatsache, welche die Kirche weder ignorieren 
noch verdammen kann. Der katholische Kaplan Hohoff 
hat den Kern der Sache am besten getroffen, wenn er sagt: 

„Der Klassermkampf ist weder eine Erfindung von Karl Marx, noch 
eine Erfindung des Sozialismus, sondern eine wirtschaftliche und 
historische Erscheinung, die seit Jahrtausenden die irdische Welt durch- 
zieht, Aber die Organisation der unterdrückten Klasse ist gerade das- 
jenige Mittel, durch welches der Marxismus die heutige kapitalistische 
lassenwirtschaft beseitigen und an ihre Stelle eine bessere und gerech- 
tere Wirtschaftsordnung setzen will, Der Klassenkampf und seine Organi- 
sation ist etwas nicht nur historisch Ueberkommenes, sondern auch 
gegenwärtig absolut Notwendiges und Gebotenes, Dieser Kampf braucht 
aber keineswegs zum „Klassenhaß“ zu führen, wie ja überhaupt jeder 
berechtigte Kampf ohne Haß geführt werden sollte.“ 

‚ Auch auf dem Katholikentag in Hannover mußte man 
diesen Klassenkampf der Arbeitnehmer anerkennen und im 
Rahmen dieser Anerkennung auch den Streik vom Standpunkt 
der christlichen Moral als grundsätzlich erlaubt ansehen. 

Eine weitere Polemik gegen die „Deutsche Bergwerks- 
Zeitung‘ und ihre Weihnachtsbotschaft wollen wir uns er- 
sparen. Die Hintermänner der „Deutschen Bergwerks-Zeitung‘ 
gehören mit zu den Scharfmachern auf Unternehmerseite. Ihre 
Parole für das kommende Jahr ist „Klassenkampf in rück- 
sichtslosester Art, wenn es sein muß, auch im Lichte der 
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christlichen Lehre“. Die vorstehenden Ausführungen 
dürften das genügend bewiesen haben. Gleichzeitig ist damit 
aber auch der Beweis erbracht, daß alle Ermahnungen im 
Unternehmerlager unberücksichtigt bleiben. ‚Diejenigen, die 
schon heute im christlichen Lager sich gegen die kapitalistische 
Wirtschaftsordnung und ihre Träger wenden, und deren Zahl | 
sich ständig erhöht, werden immer mehr einsehen müssen, daß 
freundliches Zureden nicht von Erfolg gekrönt ist. Es wird | 
ihnen, wenn sie der Menschheit ernsthafte Dienste leisten 
wollen, nichts weiter übrigbleiben, als daraus die Konsequenz 
zu ziehen, und Seite an Seite mit denen, die die kapitalistische 
Wirtschaftsordnung beseitigen wollen, für dieses Ziel zu | 
kämpfen. Bernhard Göring. 


Erster Bundeskongreß des Allgemeinen | 


Deutschen Beamtenbundes 


Vom 12. bis 14. Januar tagte im alten Herrenhaus zu 
Berlin die erste Heerschau der jüngsten freigewerkschaft- 
lichen Spitzenorganisation, des Allgemeinen Deutschen Be- 
amtenbundes. Sie hatte die Aufgabe, rückschauend die Ge- 
meinschaftsarbeit der im A.D.B. zusammengeschlossenen 21 Ver- 
bände zu überprüfen und für die künftige Tätigkeit des AI- 
gemeinen Deutschen Beamtenbundes Grund- und Richtlinien 
zu bestimmen. Ferner war es die Aufgabe des Kongresses, . 
an Stelle der provisorischen eine endgültige Satzung 
zu schaffen und schließlich die Führer zu wählen, denen die 
Leitung der Bundesgeschätte in Zukunft anvertraut sein soll. 

Der erste Bundeskongreß des Allgemeinen Deutschen Be- 
amtenbundes hat zweifellos erwiesen, welch vortrefilicher Geist 
diese Vorhut der deutschen Beamtenschaft beseelt. Wenn auch 
die Mehrheit der Beamtenschaft noch ablehnend oder un- 
entschlossen beiseite steht, so ist doch kein Zweifel darüber 
möglich, daß die Entwicklung der sozialen und wirtschait- 
lichen Verhältnisse mit Notwendigkeit jedem denkenden Be- 
amten die Richtigkeit des Grundgedankens der A.D.B.-Be- 
wegung einhämmern wird: daß der Beamte nur Hand in 
Hand mit dem Arbeiter und dem Angestellten hoffen kann, 
eine wirkliche Befreiung aus den wirtschaftlichen und sozia!en 
Nöten zu finden, unter denen er unter der Herrschaft des 
Kapitalismus und des wiedererstarkten Bürokratismus seufzt. 

Daß dabei gerade auch die Frage der Staatsver- 
fassung von den Beamten mit besonderer Aufmerksamkeit 
beobachtet werden muß, ist selbstverständlich, ist sich doch 
jeder denkende Beamte darüber klar, daß die ganze Zukunit 
seines Kampfes um Schaffung eines freien Beamtenrechtes 
davon abhängt, ob der Obrigkeitsstaat oder der Staat der De- 
mokratie die Oberhand behält. 

Die von musterhafter Disziplin und größtem sachlichen ' 
Ernst getragenen Verhandlungen des Kongresses haben gezeigt, 
daß der A.D.B., an dessen Gründung gerade unser Bund so 
en Anteil hat, sich der ungeheuren Größe und Schwierig- | 

eit seiner Aufgaben und der seiner Arbeit entgegenstehen- | 
den Widerstände bewußt ist, auf der anderen Seite auch die 
ernste Zuversicht und den ungebrochenen Glauben an den 
Sieg der guten Sache besitzt, die er den auch ihm wie der - 
ganzen freigewerkschaftlichen Bewegung zweifellos bevor- 
stehenden schweren Kämpfen entgegensetzt. E 

Der Kongreß war überaus zahlreich nicht nur von den | 
Vorständen sämtlicher beteiligten Organisationen, sondern auch 
von den Landes- und Provinzialausschüssen beschickt. Auch 
die internationale Zusammenarbeit in der freigewerkschaft- 
lichen Beamtenbewegung kam durch die Teilnahme eines 


‚österreichischen und holländischen Delegierten zum Ausdruck, 


Der Umstand, daß heute die Beamitenschaft international in 
einer Abwehraktion gegen Abbau und reaktionäre Angriffe 
verstrickt ist, zwang eine Reihe von ausländischen Organi- 
sationen — darunter auch die französische — in letzter Minute 
zur Absage von dem bereits zugesagten Besuch des Kongresses. 
Die befreundeten Spitzenorganisationen — AfA-Bund und 
A.D.G.B. — überbrachten dem Kongreß durch ihre Vertreter 
die besten Wünsche. 

Ein interessantes Zeichen für die Wandlung auf politischem 
Gebiet war das Verhalten der Regierungsstellen und der 
politischen Parteien. Die Minister, die doch wahrlich an 
einem Beamtenkongreß das regste Interesse nehmen sollten, 
glänzten durch Abwesenheit und beriefen sich auf die „Ge- 
schäftslage‘. Nur vom Reichspostministerium waren zwei Ver- 
treter erschienen, und das Preußische Ministerium für Volks- 
wohlfahrt hatte einen Vertreter entsandt. Von den politischen 
Parteien waren nur die sozialdemokratische und die kommuni- 
stische Partei vertreten. 

Den Geschäftsbericht erstattete Koilege Falken- 
berg. 

Er gab eine eingehende Schilderung der Gründung und Entwick- 
lung des A.D.B., und zeigte in außerordentlich instruktiver Weise, wie 
die äußere Veranlassung zum Ausscheiden aus dem Deutschen. Beamten- 
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bund nur ein Anlaß gewesen sei, daß aber die tieferen Gründe innerer 
Natur waren. Der ‘A.D.B. mußte eben in dem Augenblick entstehen, 
als der D.B.B. auf dem vorgezeichneten Wege der gewerkscnaftlichen 
Entwicklung halt machte und nicht zum Weitermarsch bereit war. Die 
Gründungsgedanken des A.D.B. waren einmal auf dem Gebiet des Be- 
"amtenrechts die Anerkennung des einheitlichen Arbeitsrechts, von dem 
“das Beamtenrecht — bei aller Anerkennung seiner Sonderart — nur eine 
Abteilung sein soll, die unbedingte Koalitionsfreiheit der Beamtenschaft 
und die Erkenntnis, daß die Besoldungspolitik nur begriffen werden 
kann, wenn man sie als einen Teil der allgemeinen Wirtschaftspolitik, 
_ die für Arbeiter, Angestellte und Beamte gemeinsam ist, ansieht und 
 demgemäß auch mit den anderen freigewerkschaftlichen Gruppen der 
Arbeitnehmer zusammengeht. Die Erfahrung hat gezeigt, daß hohe 
- Bürokratie, Großkapitalismus und Großagrariertum durchaus einig gehen 
und sich gegenseitig in die Hand arbeiten. Dieser Zusammenarbeit kann 
" der Beamte nur entgegentreten, wenn er eine feste Einheitsfront mit 
den Arbeitern und Angestellten bildet. Daran, daß der Deutsche Be- 
amtenbund diesen Gedanken nicht anerkennt und die Konsequenz eines 
‚klaren Bekenntnisses, insbesondere auf wirtschaftspolitischem Gebiet, 
scheut, sind letzthin- die Einigungsverhandlungen gescheitert. 
E Wie gegen den AfA-Bund, so erheben die Gegner auch gegen den 
-A.D.B. den Vorwurf der Verletzung der .parteipolitischen Neutralität 
"und mit demselben Unrecht, denn auch der A.D.B. weiß, daß es 
“richtig ıst, was Oudegest gesagt hat: „Die Gewerkschaft, die sıch einer 
“ Partei unterordnet, ist tot“. 

—— Großen Erfolg hatte der A.D.B. mit seinem Gewerkschaftskursus, 
der außerordentlich zahlreich beschickt war. Zu eigener praktischer 
 Wirtschaftspolitik ist er durch die Gründung der Wirtschafts- und‘ Wohl- 
“ fahrtseinrichtungen A.-G., die neben dem Versicherungs- ‚aııch das 
_ Warengeschäft aufgenommen hat, geschritien, wobei berücksichtigt wer- 
“ den muß, daß der A.D.B. nicht in der glücklichen Lage war, Regierungs- 
 gelder für seine Wirtschaitseinrichtungen zu benutzen. 
#: Schließlich konnte Kollege Falkenberg über die ersten Ansätze zur 
. Schaffung einer Beamteninternationale berichten, der Inter- 
"nationalen Vereinigung der Beamten, Angestellten und Lehrer im öffent- 
lichen Dienst, die ihren ersten Kongreß im Frühjahr dieses Jahres it 
- Frankreich abhalten will. 


a e. Pressewesen des A.D.B. schilderte Kollege Hän- 
Sdeler. 


Er wies insbesondere auf den verderblichen Einfluß der heute zum 
" weitaus überwiegenden Teil in großindustrielien Händen befindlichen 
Presse hin und auf die Tatsache, daß die großen Konzerne den ge- 
samten Apparat der öffentlichen Meinung, einschließlich der Korre- 
'spondenzen und Nachrichtenbüros heute fast restlos beherrschen. Auf 
"diese Weise baut der Kapitalismus einen Wall um die gutgläubigen Leser 
‚dieser Presse, den es zu durchbrechen gilt, und so ist die „Allge- 
"meine Deutsche Beamtenzeitung‘“, die heute bereits drei- 
"malwöchentlich erscheint, bewußt dazu übergegangen, neben dem 
rein gewerkschaftlichen Teil auch eine objektive Darstellung der wirtschaft- 
‚lichen, sozialen und politischen Vorgänge zu geben, selbstverständlich 
-oline damit Parteipolitik zu betreiben, sondern kdigiich um dem Leser 
e Möglichkeit zu geben, an Hand der Tatsachen sich ein eigenes 
politisches Urteil zu bilden. 


Die Grundlagen des neuen Beamtenrechtes 
wurden in einem ausführlichen Referat von Dr. Völter be- 
handelt. 


— Sein Grundgedanke war die wirtschaftliche, juristische und staats- 
politische Herausarbeitung der Grundauffassung, daß das Beamtenverhält- 
is ein Arbeitsverhältnis und darum das Beamtenrecht ein Arbeitsrecht, und 
zwar ein besonderer Teil desselben, ist. In ausführlicher, tiefschürfender 
Weise setzte sich Dr. Völter mit den Gegnern dieser Auffassung auseinan- 
"der, die entweder aus der äußeren Anordnung der Weimarer Verfassung 
oder aus rechtstheoretischen Gründen glauben, das Beamtenrecht als 
Er zich vom übrigen Arbeitsrecht verschieden hinstellen zu können. 
Insbesondere muß die Auffassung, daß das -Beamtenverhältnis auf einem 
Gewalt- und Treuverhältnis beruhe und durch einen einseitigen Hoheits- 
akt des Staates entstehe, also im Grunde ein Unterwerfungsverhältnis 
"sei, zurückgewiesen werden. Dieser Mystik muß die klare Erkenntnis. 
"dal das Beamtenverhältnis ein öffentlichrechtliches Vertragsverhältnis ist, 
entgegengesetzt werden. Der Vorwurf, daß der A.D.B. das Berufs- 
" beamtentum beseitigen und die Beamten rechtlich den Arbeitern und 
Angestellten gleichmachen wolle, ist falsch. Gerade umgekehrt läßt sich 
feststellen, daß das moderne Arbeitsrecht auch der privatwirtschaftlichen 
"Arbeitnehmer sich dem Beamtenrecht genähert hat. Der Grundgedanke 
des Beamtenrechts muß sein, daß der Beamte a's freier, gleichberechtigter 
" Arbeitnehmer anerkannt wird. Freilich setzt dieser Grundgedanke auch 
ein Stück Glauben und ein bestimmtes staatspolitisches Ideal voraus. 


- Ueber die Besoldungspolitik des A.D.B. referierte 
Kollege Kunze. 


Er schildert die ungeheure Arbeit um die Erhaltung der Existenz 
“der Beamtenschaft in der Inflationszeit, und wies darauf hin, daß der 
A.D.B. der erste war, der wertbeständige Gehälter gefordert hat, und 
"daß es erst dem gemeinsamen Druck von A.D.B., AfA-Bund und 
A.DG.B. gelungen ist, den vereinigten Widerstand der Arbeitgeber- 
verbände und des Reichsfinanzministeriums zu 'brechen. Durch die 
katastrophale Entwicklung der Währung gelang es aber niemals, den 
Beamten auch nur annähernd das Friedensrealeinkommen zu sichern. 
Als dann mit dem Markzusammenbruch die Beamtenschaft in stärkstem 
Maße wirtschaftlich und sozial bedrängt wurde, indem ihre Gehälter auf 
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einer unerhört niedrigen Geldbasis festgesetzt, die Arbeitszeit verlängert 
und das Personal abgebaut wurde, gelang es nicht, eine Kampfgemein- 
schaft der Beamtenspitzenorganisationen zur Abwehr dieser Verschlechte- 
rungen zu schaffen, weil der D.B.B. sich dem entzog, Die Reaktion 
hat denn auch die Situation richtig erkannt und eine unerhörte Er- 
Beeeung der Spannungen zwischen deu oberen und unteren Gruppen 
in der Besoldung durchgesetst. Dadurch erhielt die Gruppe Hl eine 

öhung um 17 Prozent, die Gruppe XIil eine Erhöhung ug 71 Pro- 


zent. Aber atıch hiergegen Iehnte der Dettsche Beamtenbund eine 
Urabstimmung als Auftakt einer großen gewerkschaftlichen Aktion ab. 
Erst unter dem Eindruck der bevorstehenden Reichstagswahlen gelang es 
Ende 1924 endlich, die Gehälter der Gruppen I bis VI um 121/, Prozent, 
die der Gruppen von VII aufwärts um zehn Prozent zu erhöhen. Durch 
die Verselbständigung der Staatsbetriebe war dem Reichslinanzministe- 
rium die Handhabe geboten, um die Besoldungsverhandlungen der Be- 
amtenschaft von den Lohnverhandlungen der ‚Staatsarbeiterschaft zu 
trennen, wobei es sich auf die gleiche Forderung des D.B.B. stützen 
konnte. Die Wirkung dieser Zersplitterung haben Arbeiter wie Beamte 
gleichmäßig spüren müssen. 

Der Referent legt Richtlinien des A.D.B. für die Reform 
des Besoldungsgesetzes vor. 

Danach sollen Grundgehälter und Ortszuschlag den Hauptbestand- 
teil des Diensteinkommens darstellen. Das Grundgehalt soll nach dem 
Leistungsprinzip bemessen und mindestens für eine vierköpfige Familie 
ausreichend sein. Die Einstufung soll nur nach sachlichen Gesichts- 
punkten: Leistung, Verantwortlichkeit, Abnutzung der Kräfte und per- 
sönliche Gefahren geschehen. Die Zahl der Besoldungsgruppen und die 
Spannung ist zu- verringern. Das neue Wohnungsgeldsystem wird ab- 
gelehnt, ebenso die heutige Gestalt der sozialen Bezüge. Die Richt- 
linien wenden sich ferner gegen die Mißstände bei der Berechnung des 
Besoldungsdienstalters im Diätariat und im Vorbereitungsdienst. 


(Fortsetzung folgt.) 
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Wirtschaftsfragen 


Der AfA-Bund gegen die Kreditwirtschaft der Reichsver- 
sicherungsanstalt. Im Rahmen der Kreditskandale ist unter 
anderem auch die Tatsache erörtert worden, daß die Reichs- 
versicherungsanstalt Kredite in größerem Maßstabe an Kom- 
munen usw. gewährt hat. Diese Kredite dürften, eine korrekte 
Abwickelung des Verkehrs vorausgesetzt, nicht zu beanstanden 
sein. Sie werden aber in ein eigentümliches Licht gerückt, wenn 
man erfährt, daß private Vermittler, u. a. ein höherer Forst- 
beamter a. D,, an diesen Krediten ganz bedeutende Summen 
verdient haben. Dadurch werden vor allen Dingen die Kredite 
verteuert und die Allgemeinheit geschädigt. Der AfA-Bund, 
der als Organisation des größten Teils der Reichsversicherten 
in Frage kommt, hat die Gelegenheit benutzt, um beim 
Reichsarbeitsministerium als zuständige Aufsichtsbehörde auf 
die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zu drängen. 
Die Untersuchung soll sich auch auf eine Revision erstrecken, 
inwieweit ein Kreditverkehr mit privaten Industriefirmen vor- 
liegt, und wie sich dieser vollzogen hat. Besonders die An- 
gestellten haben das größte Interesse daran, restlos über die 
Verwaltung ihrer Gelder aufgeklärt zu werden. Wie weit das 
Streben der Bürokratie, den Zinswucher auszunutzen, geführt 
hat, beweist der Fall der Wohnstätten-G.m.b.H., deren 
Zweck in der Förderung gemeinnütziger Bauten liegt, die aber 
Geld in einer Zeit, wo das Baukapital sehr knapp war, und 
die Wohnungsnot immer größeres Ausmaß annahm, u. a. an 
Filmgesellschaften verliehen hat. Wenn der AfA-Bund gegen 
diesen Kreditverkehr Front macht, so hat er zweifellos die 
gesamten Gewerkschaften hinter sich. Von Bedeutung ist auıch 
eine weitere Forderung des AfA-Bundes. Sie geht dahin, daß 
in jedem Fall, wo Kredite an Firmen gewährt werden, die 
Betriebsräte und Gewerkschaften vorher über die sozialen 
Verhältnisse der Arbeiterschaft der. kreditnehmenden Firmen 
gefragt werden müssen. 


Der Achtstundentag, eine handelspolitische Notwendigkeit. 
(Zu den deutsch-belgischen Gewerkschaftsbesprechungen in 
Köln.) Nachdem bereits die deutschen und französischen 
Gewerkschaften die Errichtung eines internationalen Eisen- 
kartells in einer gemeinsamen Sitzung erörtert haben, trafen 
sich im. Anschluß an die eingetretenen Verwickelungen in den 
deutsch-belgischen Handelsvertragsverhandiungen die Ge- 
werkschaften Belgiens und Deutschlands in Köln. Die Be- 
sprechungen standen stark unter dem Einfluß eines drohenden 
Zollkrieges, und die Vertreter der deutschen und der belgischen 
Gewerkschaften erörterten die schwebenden Fragen in dem 
Bewußtsein, daß ein westeuropäischer Tarifkrieg die Arbeiter- 
schaft aller Länder treffen muß. Die Verwickelungen in den 
deutsch-belgischen Verhandlungen selbst haben ihre Ursache 
darin, daß die belgische Regierung einer Anzahl von wichtigen 
deutschen Exportwaren nicht den Vorzug des niedrigen Mini- 
maltarifes gewähren will, den sie beispielsweise der Tschecho- 
slowakei zugesteht. Die belgische Regierung hat an und für 
sich ohne jegliche Diskussion für ?/, aller in Frage kommen- 
den Einfuhrwaren gegenüber Deutschland die Anwendung des 
Minimaltarifs zugesagt. Von den Waren aber, die den Vor- 
zug des Minimaltarifs nicht genießen, kämen 80 Prozent nach 
Verlauf eines Jahres in den Genuß niedrigeren Zolls, während 
der Rest fünf Jahre lang mit der ungleichen Behandlung eines 

höheren Tarifs belastet werden soll. Unter diese Ausnahme- 
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belastung fallen u. a. Eisenwaren, Textilien, Papier, keramische 
und chemische Artikel. Das ist eine Regelung, die, wenn sie 
durchgeführt wird, für die deutsche Wirtschaft und für. die 
deutsche Arbeiterschaft eine ganz empfindliche Schädigung 
bedeutet. 

Die belgischen Kollegen verschlossen sich diesen Vor- 
stellungen der deutschen Gewerkschaftsvertreter nicht, und so 
wurde eine Vereinbarung getroffen, die man dahin wiedergeben 
kann, daß sich die Gewerkschaften beider Länder in dem 
Gedanken einig sind, in ihren Ländern alle Bestrebungen zu 
sekämpfen, die auf handelspolitische und wirtschaftliche Feind- 
schaft hinauslaufen. Die Vertreter der Gewerkschaften beider 
länder werden ihren Vorständen über die Verhandlungen sofort 
Bericht erstatten, damit diese feststellen können, was geschehen 
kann. So soll nach Bedarf baldigst eine neue Zusammenkunft 
stattfinden. 

Die erzielte Einigung hilft aber nicht über die Tatsache 
hinweg, daß die belgischen Gewerkschaften die Stellungnahme 
ihrer Regierung billigen. Das wird in Deutschland und beson- 
ders den deutschen Arbeiter überraschen. Es darf aber dabei 
nicht vergessen werden, abgesehen von möglichen belgisch- 
französischen Plänen, mit denen die belgische Regierung evtl. 
sympathisiert, welche Rolle bei der ganzen Behandlung der 
Zollirage durch Belgien die Sabotierung des Acht- 
stundentagesin Deutschland gespielt hat. Auch anders- 
wo ist die Arbeitszeitfrage in Deutschland im Zusammenhang 
mit der Zollirage erörtert worden. Wir wissen genau, daß die 
Frage des Achtstundentages Polen sehr beunruhigt hat, und 
daß z. B. das dänische Unternehmertum mit einem deutschen 
Dumping, also mit dem Hinweis einer Unterbietung der Welt- 
marktpreise infolge verlängerten Arbeitstages in Deutschland 
gegen die deutsche Warenausfuhr nach Dänemark und gegen 
die sozialen Errungenschaften der dänischen Gewerkschaiten 
Sturm gelaufen hat. In Belgien wiederholt sich dieselbe Er- 
scheinung, zum Schaden der deutschen Wirtschaft und der 
deutschen “Arbeiterschaft. 

Die belgische Regierung weist immer wieder darauf hin, 
daß sie dem freihändlerischen Prinzip einer internationalen Ar- 
beitsteilung und einer billigsten Versorgung der Welt mit dem 
motwendigsten Bedarf zustimmt. Dabei betont sie aber, daß 
Belgien ein Land ist, das ungefähr 65 Prozent seines ganzen 
Nährungsmittelbedarfs einführen und durch Wiederausiuhr be- 
zahlen muß. Danach gestaltet sich die belgische Wirtschafts- 
bilanz noch schwieriger als die deutsche. Aus diesen Gründen 
heraus erklärt sich aber die Absicht Belgiens, Deutschland 
in.bezug auf Zölle usw. mit einer Ausnahmebehandlung zu 
belasten. Von der belgischen Regierung und vom belgischen 
Unternehmertum wird immer darauf hingewiesen, daß der 
Achtstundentag in Belgien gesetzlich festgelegt 
ist. Er darf ohne Zustimmung der belgischen Gewerkschaften 
in der Kriegszone um 150 Arbeitsstunden pro Jahr überschritten 
werden, und an anderen Orten im gleichen Maß mit Zustim- 
mung der Gewerkschaften. Dagegen haben viele Industrien 
Deutschlands nicht den Achtstundentag, sondern eine Arbeits- 
zeit z. B. in der Textilindustrie und in der Schwerindustrie, 
die wesentlich über der belgischen Arbeitszeit liegt. Daraus 
reswitiere nun nach belgischer Auffassung die Möglichkeit 
Deutschlands, auf dem Weltmarkt Minderpreise zu bieten, die 
ohne Zweifel die belgische Industrie gefährden würden. Die 
belgische Industrie stehe so, wie die Belgier betonen, vor der 
Notwendigkeit, gerade die wichtige Papier-, Eisen-, keramische, 
Textil- usw. Industrie durch einen gegenüber Deutschland be- 
sonders hohen Zoll zu schützen. Wenn eine Frist von einem 
bzw. fünf Jahren gesetzt worden ist, geschieht das in der 
Hoffnung, daß das deutsche Proletariat bis dahin seinen Acht- 
stundentag wieder hergestellt oder daß die belgische Industrie 
auf Grund der segensreichen Erfahrungen mit dem Acht- 
siundentag sich so kräftig entwickelt hat, daß sie auch einer 
hilliger arbeitenden deutschen Industrie durchaus wettbewerbs- 
fähig gegenübersteht. Für die Haltung der belgischen Gewerk- 
schalten gegenüber den Zollplänen ihrer Regierung spricht 
natürlich besonders mit, daß die belgischen Gewerkschaiten 
aus der’ Sabotage des Achtstundentages in Deutschland eine 
Gefährdung des Arbeitstages in Belgien befürchten. 

Die belgische Auffassung ist-recht interessant. Das deutsche 
Unternehmertum und auch die deutsche Regierung werden 
sehen, daß durch die Behandlung des Achtstundentages in 
Deutschland der deutschen Wirtschaft ein Bärendienst ge- 
leistet worden ist. Wir wissen. genau, daß der Schrei nach 
einer verlängerten Schichtzeit in Deutschland im Zusammen- 
hang mit gewissen Plänen der Industrie steht, die tatsächlich 
auf eine Preisunterbietung durch deutsche Waren auf dem 
Auslandsmarkt hinauslaufen. In der Behandlung der Zollirave 
werden aber die interessierten Kreise in Deutschland sehen 
müssen, daß alle Länder genügend Mittel haben, sich dagegen 
zu schützen. Die Schäden, die aus einer Durchbrechung des 
Achtstundentages durch Deutschland entstehen können, und 


Nr. 4 


vielleicht. entstehen werden, sind ohne Zweifel größer als der 
Nutzen, den man sich .einbildet, aus einer Durchbrechung des 
Achtstundentages ziehen zu können. Für Deutschland 
wird es unbedingt notwendig sein, zum Acht- 
stundentag zurückzukehren. Das gebietet schon die 
einfache Klugheit bei Behandlung der ganzen Zollirage. Augen- 
blicklich ist Deutschland gegenüber fast allen Staaten nur in 
der Lage, vorläufige Handelsabkommen schließen zu 
können. Schon bei diesen vorläufigen Abschlüssen hat die 
Frage des Achtstundentages üble Bedeutung gehabt. Wollen 
wir eine ersprießliche und segensreiche Regelung unserer aus- 
wärtigen Handelsbeziehungen, so ist die Wiederherstellung des 
Achtstundentages von größter Bedeutung und notwendig. Es 
ist selbstverständlich, daß der Reichsarbeitsminister, der ja in 
Kürze die Entscheidung über die Wiedereinführung des Acht- 
stundentages in der Schwerindustrie zu treffen hat, sich von 
diesen Vorstellungen leiten läßt. Die Wiedereinführung des 
Achtstundentages gerade der deutschen ScHhwerindustrie 
dürfte nicht nur auf Beigien, sondern auf alle Länder und auf 
alle Kreise, die für die Regelung der deutschen Handelsver- 
hältnisse von größter Bedeutung sind, einen für Deutschland 
sehr günstigen Eindruck machen. 


Der frische Luftzug der Weitmarktkonkurrenz. Es gibt 
Optimisten, die der Meinung sind, daß die Uebermacht der 
inländischen Kartelle ihre Grenzen in der Weltmarktkonkurrenz 
finde, die nach wie vor den Kampf um die bessere Qualität 
und den billigeren Preis herbeiführe. Dies wäre zum Teil 
richtig, wenn der Kapitalismus nicht einerseits den Weg der 
internationalen Kartellierung mit Erfolg beschritte und anderer- 
seits sich nicht des Staatsapparates zur Fernhaltung 
unliebsamer Konkurrenz zu bedienen wüßte. Ein hübsches 
Beispiel der innigen Zusammenarbeit des Staates mit den ein- 
heimischen privaten Monopolisten gibt uns das folgende Schrei- 
ben des Reichskommissars für Aus- und Einfuhrbewilligungen, 
das er im Dezember an die 1.G.-Farbenfabriken gerichtet hat: 

„In letzter Zeit mehren sich die Einfuhranträge für amerikanische 
Pigmentfarben (Kaltwasserfarben) seitens der Lederindustrie ganz erheh- 
lich. Die Anträge werden damit begründet, daß die deutschen Farben 
den amerikanischen in bezug auf Güte wesentlich nachstehen; so wird 
u. a. behauptet, daß bei Behandiung des Leders mit amerikanischer Farbe 
das Leder erheblich weicher bleibe als bei gkichartiger Behandlung mit 
deutscher Farbe. 

In der Anlage übersende ich ein Muster mit dem Anheimstellen einer 
Untersuchung. Für eine baldgefl. Stellungnahme in der Angelegenheit 
wäre ich dankbar. gez, Unterschrift.‘ 

Der Standpunkt der freien Gewerkschaften gegenüber jeder 
künstlichen Fernhaltung der Konkurrenz, sei es auf dem 
Wege des Zoiles oder auf dem der Einfuhrverhinderung, ist 
klar und gegeben. Wenn die deutschen Farbenfabriken in 
der Lage sind, die amerikanische Konkurrenz durch ebenso 
gute und preiswerte Erzeugnisse zu ersetzen, so bedarf es 

einer. Einfuhrbeschränkung, sind sie es aber nicht, so ist das 

Opfer einer künstlichen Fernhaltung der Konkurrenz regel- 
mäßig der Verbraucher, der entweder schlechtere oder teurere 
Ware durch das in diesem Falle staatlich geschaffene Mono- 
pol der inländischen Erzeuger in den Kauf nehmen muß. 

Nicht Selbstversorgung jedes Landes durch unter Umstän- 
den teurere und schlechtere Produktion, sondern internationale 
Arbeitsteilung ist der Ausweg, der aus der Weltwirtschaftskrisis 
herausführt. 


Die Lehren des Falles Barmat, Michael und Konsorten; 
Eine Anzahl neuer Konzerngrößen wurde verhaftet; sie werden 
verurteilt oder auch in Freiheit gesetzt werden. Um den 
Fall entbrannte ein durchaus unsachlicker und durch politische 
Einflüsse gefärbter Zeitungskampf, wobei die wirklich wichti- 
gen Lehren, die aus diesen Fällen zu ziehen wären, vernach- 
lässigt wurden. Man redet zwar von den Störungen der Volks- 
wirtschaft infolge der Stillegung der Tätigkeit der Banken, 
welche die Konzernunternehmungen mit Geld versorgen, und 
infolge der Erschütterung des Vertrauens in die betreffen- 
den Konzernunternehmungen. Was wird aber geschehen, um 
diese Uebel, die morgen bei anderen Konzernen eintreten 
können, zu verhüten? Die Preußische Staatsbank hat den 
Konzernen übermäßige Kredite gewährt. Der Preußische 
Finanzminister redet jetzt von der Aufstellung von Kontroll« 
organen für die künftige Kreditgewährung. Sehr recht. Nur 
dürfen wir nicht vergessen, daß während der ganzen In- 
flationszeit eine ungehemmte Kreditgewährung seitens der 
Reichsbank ohne jedwede Kontrolle erfolgen konnte, die einen 
bedeutend größeren Schaden für die ganze Volkswirtschaft 
angerichtet hat als die Kredite der Seehandlüng. Damals 
waren die Nutznießer dieser grenzenlosen Kreditgewährung 
Stinnes und seine Gefährten, die von den Deutschnationalen 
auch heute noch als Kredithelden gefeiert werden. Die In- 
flationsgewinne wurden nicht einmal versteuert, geschweige 
denn, daß eine nachträgliche Kontrolle darüber Aufklärung 
geschaffen hätte, auf welche Weise die Industriefürsten die 
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 ungeheuren Kredite erhielten, die sie dann in entwertetem 
Geld zurückzahlten. Die großen Konzerne können auch heute 
noch unbehindert schalten und walten. Um nur einen Punkt 
> herauszugreifen: die Großkonzerne, unter anderen der Barmat- 
| und Michael-Konzern, haben sich Versicherungsgesellschaften 
angegliedert. Durch den möglichen Zusammenbruch eines 
Konzerns müssen auch die Versicherungsanstalten zugrunde 
ehen. Schon deshalb, weil die nötige Grundlage, die des 
ertrauens, entzogen wird. Angesichts der Fälle Barmat usw. 
muß der Frage der Versicherungsanstalten eine besondere 
Aufmerksamkeit zugewendet werden. Das Versicherungs- 
gewerbe ist reif für die Verstaatlichung, freilich unter ent- 
sprechenden Garantien, daß das staatliche Versicherungs- 
monopol nicht für Privatinteressen mißbraucht wird. Würden 
die Gewinne aus dem Versicherungsmonopol, wie es im ita- 
lienischen Gesetz von 1912 — das freilich von den Faschisten 
beiseite geschoben wurde — bestimmt war, für die Sozial- 
- versicherung verwendet werden, so könnten die Unternehmer 
‚ihre fortwährenden Klagelieder über die Belastung der Wirt- 
schaft mit sozialen Ausgaben nicht ewig neu anstimmen. 


h 


2 


Sozialpolitik 


Ein Schritt zurück zum Achtstundentag. Auf einer deutsch- 
belgischen Gewerkschaftskonferenz zur Besprechung des Han- 
delsvertrages und des Achtstundentages wurde von den bel- 
gischen Vertretern mit besonderem Nachdruck darauf hinge- 
wiesen, daß die Durchbrechung des Achtstundentages in 
Deutschland eine willkommene Waffe für die belgischen In- 
dustriellen sei, um die belgische Arbeiterschaft gegen ihre 
deutschen Klassengenossen aufzuhetzen. Die Wiederherstellung 
des Achtstundentages sei darum für die Arbeiterschaft beider 
Länder von größter Wichtigkeit. 

Daß die Rückkehr zum Achtstundentag in letzter Zeit in 
Deutschland überall große Fortschritte gemacht hat, wurde 
durch die kürzlich vom A.D.G.B. eingeleitete Erhebung be- 
wiesen (s. „D.T.Z.“ Nr. 32 vom 11. Dezember 1924). Anlaß 

- zu schweren Bedenken bot eigentlich nur die Lage in der 
 rheinisch-westfälischen Schwerindustrie, wo unter dem Druck 
_ der Besatzung und aligemeinen Not der Achtstundentag ganz 
- besonders gefährdet war. 
z Es ist nun ein erfreulicher Fortschritt in Richtung der 
- Wiederherstellung des Achtstundentages zu verzeichnen, indem 
- der Sozialpolitische Ausschuß des Vorläufigen Reichswirtschafts- 
rates nach mehrwöchigen Vorberatungen einen Antrag ange- 
_ nommen hat, in dem dem Reichsarbeitsminister empfohlen 
"wird, ab 1. März Hochofenwerke, Verkokungs- und Kohlen- 
" destillationsanlagen dem 8 7 der Verordnung über die Ar- 
 beitszeit zu unterstellen. Damit hat sich der Reichswirtschafts- 
"rat für die beschleunigte Wiedereinführung des Dreischichten- 
x systems in der Schwerindustrie ausgesprochen. Die Arbeit- 
- Minderheit. Ein Kompromißantrag, den Achtstundentag am 
1. Januar 1926 wieder einzuführen, wurde von Arbeitnehmern 
" und Arbeitgebern abgelehnt. 
"Der Reichsarbeitsminister, der schon seit längerer Zeit von 
- Arbeitnehmerseite, insbesondere auch von den ihm nahestehen- 
den christlichen Gewerkschafien zu einer Entscheidung gedrängt 
" wurde, hat nur diesen Beschluß des Reichswirtschaftsrates 
- abgewartet, um dem neuen Reichskabinett sofort den Antrag 
vorzulegen, den Schutz dag $ 7 der Arbeitszeitverordnung auf 
 Kokereien und Hochofenwerke auszudehnen. Das Kabinett 
ist diesem Antrage einstimmig beigetreten. Leider konnte es 
sich jedoch nicht entschließen, den 1. März: für das Inkraft- 
“ treten der Verordnung anzusetzen, sondern „um den Be- 
"trieben für die Umstellung Zeit zu lassen‘, ist dafür der 
1. April 1925 festgesetzt worden. 
h4 Aus der vorläufigen Mitteilung der Presse geht nicht her- 
vor, ob sich die Verordnung nur auf die Arbeiter oder auch 
auf die Angestellten beziehen soll. Ebenso besteht noch keine 
Klarheit darüber, ob in die Verordnung nun alle Feuerarbeiter 
einbezogen werden. Jedenfalls ist die Verordnung im In- 
 teresse der unter dem bisherigen Zweischichtensystem schwer- 
| leidenden Arbeiter und als erster Schritt der Rückkehr zum 
Achtstundentag zu begrüßen. 


— Die Arbeitszeitverkürzung der Feuerarbeiter. Gegen die 
eplante Arbeitszeitverkürzung in der Hüttenindustrie, wo das 
Dreischichtensystem wieder eingeführt werden soll, richtet 
‚sich der erbitterte Kampf der Hüttenmagnaten. Die Oeffentlich- 
keit wird mit Broschüren überschwemmt, in denen versucht 
|" wird, die Nachteiligkeit der _Arbeitszeitverkürzung zu be- 
| weisen. Um die Sache dem Publikum schmackhaft zu machen, 
|" wird darauf hingewiesen, daß die Arbeiter im modernen 
- Hüttenbetrieb „nur“ sechs bis sieben Stunden in hoher Tem- 
peratur stehen müssen, sonst sei ihre Zeit in recht angenehmer 
Weise durch „Arbeitsbereitschaft‘‘ ausgefüllt. Auch sonst ist 
es ergötzlich, diese Darstellung über die Annehmlichkeit und 
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Vergnüglichkeit der Hüttenarbeit zu lesen. Hält man ihnen 
aber Amerika entgegen, wo das Zweischichtensystem vor 
kurzem abgeschafft und vom Dreischichtensystem abgelöst 
wurde, so sind die Unternehmer sofort mit der Antwort 
bereit: Amerika als reiches Land konnte sich dies erlauben, 
wir können es aber nicht. Dabei wird aber folgendes. ver- 
schwiegen: die amerikanischen Unternehmer haben nicht in- 
folge ihres Reichtums oder aus Menschenliebe das Drei- 
schichtensystem eingeführt, auch nicht unter einem politischen 
oder sozialen Druck, sondern aus freien Stücken, da sie davon 
gute Erfolge erhofften. Die Erfahrungen haben ihnen nicht 
nur recht gegeben, sondern auch den Zweiflern bewiesen, 
daß die Rechnung stimmte. Es liegen heute die Erklärungen 
fast sämtlicher großen Hüttenwerksdirektoren vor, denen zu- 
folge die Leistung der Betriebe, nicht nur was die Stunden- 
leistung, sondern auch was die Tagesleistung der Arbeiter 
anbelangt, bereits heute, nach kaum einem Jahr der Einführung 
des Dreischichtensystems keineswegs geringer, vielfach aber 
höher ist als zuvor. 


Neuiestsetzung der Verdienst- und Einkommensgrenze in 
der Krankenversicherung. Durch eine Verordnung vom 10. Ja- 
nuar 1925 ist mit Wirkung ab 12. Januar 1925 die Versiche- 
rungspflichtgrenze in der Krankenversicherung auf 2700 Reichs- 
mark jährlich festgesetzt worden. Wie der Reichsarbeits- 
minister ausgerechnet auf diese Summe gekommen ist, ist 
eigentlich unerfindlich, denn selbst wenn man die viel zu 
niedrige Indexzifier zugrunde legte, hätte zur Wiederher- 
stellung der Friedensgrenze zum mindesten der Betrag von 
3000 Mark gewählt werden müssen. Jedenfalls ist durch diese 
völlig unzureichende Erhöhung die Unzufriedenheit über den 
gegenwärtigen Zustand, der alle Angestellten mit etwas 
höherem Einkommen zwingt, die vollen Beiträge zur Kranken- 
versicherung aus.der eigenen Tasche zu tragen, nicht beseitigt 
und die Ungerechtigkeit gegenüber den Arbeitern, die keine 
Versicherungspflichtgrenze kennen, aufrecht erhalten worden. 


Soziale Bewegung 


Eine eindeutige und heachtenswerte Begründung eines 
Schiedsspruches. Die Angestellten der Buchdruckerei- 
betriebe in Leipzig befanden sich bereits seit Juli 1924 
in einem Kainpf mit ihren Arbeitgebern, um wieder zu eineni 
Tarifvertrag zu kommen. Alle Bemühungen aber scheiterten 
an der Hartnäckigkeit des Arbeitgeberverbandes. Die. An- 
gestellten waren schließlich gezwungen, den Schlichtungsaus- 
schuß anzurufen, der im Oktober des vergangenen Jahres einen 
Schiedsspruch fällte, der am 23. Dezember endlich duroh 
Spruch des zuständigen Schlichters Rechtskraft erlangte. Die 
Begründung des Schiedsspruches ist besonders beachtenswert; 
wir lassen deshalb nachstehend einen Auszug folgen: 

„Der Schlichtungsausschuß kann nicht verkennen, daß das geltende 
Recht grundsätzlich tariffreundich ist und deshalb die Erledigung von 
Gesamtstreitigkeiten regeimäßig in der Richtung eines -tarifanbalinenden 
Schiedsspruches zu suchen ist. Wenn von Arbeitgeberseite angeführt 
wurde, daß zahlreiche Angestelite trotz ihrer Zugehörigkeit zu einer der 
antragstellenden Organisationen auf einen Tarifvertrag keinen Wert legten, 
so konnte solchen Aeußerungen so lange keine durchschlagende Bedeutunzr 
beigemessen werden, als nicht diese Angestellten aus ihrer Haltung die 
Folgerung zogen, daß sie ihre Mitgliedschaft bei den Gewerkschaften 
lösten; daß dies im erheblichen Umfange geschehen sei, wurde nicht dar- 
getan. Wenn eine erhebliche Zahl von Angestellten nach Haustarifen, 
anderen Tarifverträgen oder freien Einzelvereinbarungen bezahlt und 
behandelt werden, so mußte der Schlichtungsausschuß annehmen, daft 
es sich hierbei um Besserstellung dieser Angestellten 
gegenüber dem Tarifvertrag handelte, unddaßfür diese Besser- 
stellung, mindestens zwmn erheblichen Teil eben gerade der 
Tarifvertrag die Grundlage gebildet hat“ 

An Klarheit läßt die Begründung absolut nichts zu wün- 
schen übrig, nur wäre zu hofien, daß alle Schlichtungsbehörden 













Im ER 1924 zahlte der Bund : 
395000 Goldmark 


an seine Mitglieder für Unterstützungen, davon allein für 
Steilenlosenunterstützung 


302000 Goldmark 


Diese Zahlen drücken besser als Worte die 
Leistungsiähigkeit des Bundes aus. 
Kollegen! 
Werbet für den Bund! 
Je größer die Organisation, um so schlagkräftiger ist siel 
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und auch ‚gewisse Gruppen der Angestellten entsprechend den 
Feststellungen des Schlichtungsausschusses in Leipzig, der den 
vorliegenden Fall behandelte, sich einstellen und die tatsäch- 
lichen Aufgaben und Rechte der Gewerkschaften, sowie die Be- 
deutung der Tarifverträge richtig erkennen. 


Angestelltenbewegung 


„Der technische Angestellte und seine Organisation.‘ Unter 
dieser Ueberschrift bringt die Nr. 2 des G.d.A., Zeitschrift des 
Gewerkschaftsbundes der Angestellten, einen Artikel, der be- 
weisen soll, daß die Beruisorganisation der Techniker vor 
zwanzig und mehr Jahren zwar den Bedürfnissen entsprochen 
habe, jetzt aber unmodern geworden sei. Die damals neue 
Form sei erstarrt und gegenüber der Weiterentwicklung ver- 
altet. 

„Die Führer der alten Technikerverbände haben es durch ihr Fest- 
halten ann überlebten Formen und Theorien verschuldet, daß heute die 
technische Angestelltenschaft trotz ihrer glänzenden beruflichen Leistungen 
im Betrieb, in der Wirtschaft und im Staat nicht die gebührende Bedeu- 
tung hat. 

Die einzelne Berufsgruppe ist, auf sich selbst gestellt, viel zu klein 
and zu schwach, um sich im Zeitalter der Großorganisation restlos 
durchzusetzen. Selbst die neue deutsche , Staatsverfassung kennt nur 
Angestelite als solche, gegenüber Unternehmern bzw. Arbeitgebern und 
Arbeitern.“ 

Die Techniker im G.d.A. müssen mit ihrem Verbande 
recht unzufrieden sein, wenn derselbe sich jetzt genötigt sieht, 
ihnen noch einmal grundsätzlich zu erklären, warum sie sich 
mit kaufmännischen Angestellten, und zwar natürlich in ihrer 
„Einheitsgewerkschaft‘“, gemeinsam organisieren müssen. Der 
G.d.A. hofft seine Techniker auf diese Weise vielleicht noch 
auf einige Zeit halten zu können. Wie das Zahlenverhältnis 
der Techniker im G.d.A. zu den Kaufleuten ist, darüber geben 
die Ausführungen des zum V.D.T. übergetretenen früheren 
G.d. A.-Beamten Herrn Schillik Auskunft, die wir in Nr. 28 
unserer „D.T.Z.‘“ 1924, S. 382 wiedergegeben haben. Danach 
beträgt der Anteil der Techniker an der Gesamtmitgliedschaft 
im G.d.A. kaum zwei Prozent. 

Wenn der G.d.A. schreibt: „Die einzelne Berufsgruppe 
ist, auf sich selbst gestellt, viel zu klein und zu schwach, um 
sich im Zeitalter der Großorganisation restlos durchzusetzen‘, 
so schreibt er damit auf sich selbst eine Satire. Denn wie sich 
die kaum 7000 Techniker im G.d.A. &egenüber den 343009 
Kaufleuten „restlos durchsetzen‘, das zeigt der Anteil, der der 
Technikerbewegung im G.d.A. bei der Berichterstattung über 
seinen letzten Bundestag in seiner Zeitschrift zugebilligt wurde 
(s. „D.T.Z.“ Nr. 27), und der Schilliksche offene Brief, wo- 
nach auf den ganzen Bundestagen der einzige Vertreter der 
Techniker im Vorstand des G.d.A. niemals zu Worte ge- 
kommen ist. 

Als Irreführung schlimmster Art muß es aber be- 
zeichnet werden, wenn als Beweis für die Notwendigkeit ge- 
meinsamer Organisation die deutsche Staatsverfassung 


Drohender Konflikt mit dem N,F.A,K, In der letzten 
Nummer der „D.T.Z.“‘ vom Jahre 1924 berichteten wir, daß 
das Landgericht Nürnberg den in den Firmen des Nürnberg- 
Fürther Arbeitgeberkartells beschäftigten Angestellten Rechts- 
anspruch auf eine Weihnachtsgratifikation zu- 
gesprochen habe, und daß die Arbeitgeber gegen dieses Urteil 
Berufung einlegten. Den Arbeitgebervertretern ist es bisher 
En den Urteilsspruch der Berufungsinstanz vertagen zu 
assen, 

Schon der Streit um die von jeher üblich 
Jahreszuwendung hat die Angestellten naturgemäß stark er- 
bitter. Dem aufmerksamen Leser unserer Zeitung wird auf- 
gefallen sein, daß wir uns im Laufe des Vorjahres auffallend 
häufig mit diesem Arbeitgeberkartell beschäftigen mußten. 
Ohne Hilfe der öffentlichen Schlichtungsstellen ist es selten 
oder nie möglich gewesen, von dem N.F.A.K. in Form von 
Gehaltserhöhungen irgendeinen Ausgleich für die ständi 
wachsenden Lebenshaltungskosten zu erreichen. Die dure 
Schiedssprüche erreichten Gehaltserhöhungen blieben wie in 
den meisten anderen Fällen weit hinter der tatsächlichen Teue- 
rung zurück. Zuletzt wurde ein solcher, durchaus nicht 
befriedigender Schiedsspruch, Ende Oktober gefälit, von den 
Arbeitgebern abgelehnt, von uns angenommen, aber sofort zu 
Ende November gekündigt. Diese Kündigung erkannten die 
Unternehmer nicht an, weil ihrer Meinung nach die Rechts- 
krait des Schiedsspruches mit dessen Verbindlicherklärung, 
die Anfang November erfolgte, beginne und ein Vertrag nicht 


gewesene 


INDUSTRIE UND BAUGEWERBE 


Nr. 4 


angeführt wird, die nur „Angestellte als solche‘ kennt. Die 
Reichsverfassung kann natürlich nicht in jedem, die Angestell- 
ten betreffenden Paragraphen, ausführlich die einzelnen An- 
gestelltenkategorien aufzählen. Daß die Reichsgesetzgebung 
aber an der arbeitsrechtlichen Unterscheidung der Angestellten 
in dem Dutzend von Gesetzen, z. B. der Gewerbeordnung, dem 
Handelsgesetzbuch, der Seemannsordnung u. a. bisher nichts 
geändert hat, ist dem G.d.A. doch wohl auch bekannt. Mit 
demselben Rechte kann der G.d.A. auch von den Arbeiter- 
verbänden des Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaftsringes, dem 
er selbst angeschlossen ist, fordern, daß sie sich in em und 
demselben Verbande, die Bauarbeiter also mit den Metall- 
arbeitern usw., zusammenschließen. 

Und Irreführung ist es auch, wenn der G.d.A. schreibt: 
„Die Arbeitgeber selbst sind ebenfalls nicht nach Kaufleuten 
und Technikern in ihren großen Verbänden getrennt.“ In den 
wirtschaftlichen Verbänden, die nur Kapitalsinteressen vertreten, 
sind die Arbeitgeber allerdings nicht nach ihrer Vorbildung 
getrennt, wohl aber in den paritätischen Berufsverbänden und 
wissenschaftlichen Vereinen, wie z. B. im Reichsbund Deutscher 
Technik, im Verein Deutscher Ingenieure, in die nur Techniker 
ohne Rücksicht auf ihre soziale Stellung aufgenommen werden. 

Warum sich technische Angestellte und Beamten in einem 
Berufsverbande organisieren müssen, das möge zur Belehrung 
des G.d.A. in folgenden kurzen Sätzen zusammengefaßt 
werden: 

1. Weil ihr Berufsstand, der sich in allen Betrieben und 
Verwaltungen in der Minderheit befindet, sich nur durch Zu- 
sammenschluß aller Techniker in einer Organisation durch- 
setzen kann. 


2. Weil der Techniker auf Grund seiner beruflichen Vor- 
bildung besondere, vom Anstellungsverhältnis unabhängige Be- 
rufsinteressen hat, die sich in anderen Organisationen mit 
überwiegend nichttechnischer Mitgliedschaft nicht wahren 
lasssen, als da sind: 

a) höhere Bewertung der technischen Arbeit; 

ideell: Anspruch auf die Führung in wirtschaftlichen 
Betrieben (Bekämpfung des Juristen- und Kaufmanns- 
monopoles. Durchdringung der Verwaltung mit tech- 
nischem Geist), 

materiell: höhere Bezahlung; 

Gleichstellung der technischen Angestellten mit anderen 
Berufsgruppen im Arbeitsrecht und in der Sozialver- 
sicherung (Nichtanrechnung der Kranken- und Unfall- 
versicherungsbezüge), der technischen Beamten mit den 
Verwaltungsbeamten; 

2 Erfinder- und Urheberrecht; 

) Hebung des Berufes durch Förderung des Nachwuchses 
(Beeinflussung des technischen Schulwesens und der 
sonstigen Ausbildung); 

e) Beeinflussung des technischen Arbeitsmarktes, Auf- 

klärung über die Lage des technischen Berufes, Stellen- 


vor dem Inkrafttreten gekündigt werden könne. Die Vertreter 
der Gewerkschaften vertraten die Rechtsauffassung, daß durch 
die nachträgliche Verbindlicherklärung der Schiedsspruch mit 
dem Tage seiner Fällung Rechtskraft erhalten habe und in- 
folgedessen die Kündigung fristgerecht gewesen sei. Als die 
Unternehmer auf Grund ihrer Rechtsauffassung freie Verhand- 
lungen über die Dezembergehälter ablehnten, wurde unserer- 
seits der Schlichtungsausschuß angerufen, der am 29, De- 
zember 1924 über den Antrag verhandelte und folgenden 
Beschluß faßte: 


„Die Voraussetzungen des Artikels 1 $ 3 der Verordnung über das 
Schlichtungswesen vom 30. Oktober 1923 sind nicht gegeben. Die 
Schlichtungskammer ist daher nicht in der Lage, dem materiellen Inhalt 
der Anträge der Angestelltengewerkschaften vom 29. November und 
5. Dezember 1924 durch Abgabe eines Schiedsspruches zu entsprechen.“ 

Aus der Begründung zu diesem Beschluß ist ersichtlich, 
daß die Schlichterkammer der Rechtsauffassung der Unter- 
nehmer beigetreten ist. Da die Gewerkschaften der Ueber- 
zeugung waren, die zuletzt geltenden, Gehaltssätze rechtsver- 
bindlich gekündigt zu haben, haben sie keine Veranlassung 
gehabt, diese Kündigung nochmals zu wiederholen. Nach der 
Rechtsauffassung der Unternehmer und der Schlichtungskammer 
wären demnach die Novembergehälier auch im Januar noch 
gültig gewesen. Die durch die Notlage der Angestellten her- 
vorgeruiene Erregung hat die N.F.A.K.-Firmen veranlaßt, das) 
Dezembergehalt bereits am 23. Dezember 1924 Auszuzahlen. 
Die Angestellten gaben -sich der Hoffnung hin, daß durch 
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einen Schiedsspruch die Dezembergehälter erhöht werden und 
‚ihnen so für Dezember noch eine Nachzahlung zustehen würde. 
Es ist deshalb erklärlich, daß der Schiedsspruch unter den 
Angestellten geradezu Verzweiflungsausbrüche zur 
Folge hatte, die sich in einem so starken Druck auf die Werks- 
‚direktionen auswirkten, daß seit langem zum erstenmal das 
_ N.F.A.K. sich zu freien Verhandlungen bereit erklärte. Der 
Verhandlung mit den Unternehmern gingen Massenver- 
-sammlungen voraus, die von Tausenden von Angestellten 
- besucht waren und erkennen ließen, daß ihre Geduld erschöpft 
ist und sie gewillt sind, alle Mittel anzuwenden, um endlich 
einigermaßen ausreichende Gehälter zu erringen. Die Verhand- 
- Äungen selbst fanden am 13. Januar 1925 in Nürnberg statt und 
- dauerten von mittags 2 Uhr bis abends nach 10 Uhr. Die Ge- 
_ werkschaften forderten eine allgemeine Gehaltserhöhung um 
25 Prozent. Die Unternehmer boten zunächst 5 bis 9 Prozent, 
- verstanden sich dann zu einem Vorschlage, der eine Gehalts- 
_ erhöhung von 10 bis 15 Prozent bedeuten würde, um schließ- 
lich in einem dritten Vorschlage 12 bis 18 Prozent anzubieten. 
Nach Lage der Sache mußte auch dieses Angebot als un- 
- befriedigend ‘abgelehnt werden, so daß die Verhandlungen 
zunächst als gescheitert zu betrachten sind. Die Hartnäckig- 
keit der Unternehmer ist um so ungerechtiertigter, als die 
- dem Kartell angeschlossenen Betriebe durchweg gut, teilweise 
aber so stark beschäftigt sind, daß mit Ueberstunden gearbeitet 
werden muß. Auch die Goldmarkbilanzen der Werke 
beweisen, daß diese sich in durchaus günstigen Verhältnissen 
befinden und demnach sehr wohl in der Lage wären, ihren An- 
gestellten auskömmliche Gehälter zu zahlen. 

2 Nach Betriebsschluß kam es dadurch zu einer vorüber- 
gehenden Störung der Verhandlung, daß Hunderte von An- 
gestellten Treppen und Flure des Verhandlungshauses füllten 
und zum Teil sogar in den Verhandlungsraum eindrangen. Nur 
mit Mühe gelang es unseren Unterhändlern, die erregte Masse 
“ wenigstens zum Verlassen des Verhandlungsraumes zu ver- 
"anlassen, so daß die Verhandlungen weitergeführt werden 
„konnten. e 

E Ueber die weitere Entwicklung der Angelegenheit wird an 
dieser Stelle berichtet werden. Wir hoffen, daß die Unter- 
nehmer eine friedliche Einigung noch ermöglichen werden. 


‘Der drohende Streik im Saarbergbau 


 — Frankeninflation und Preiserhöhung haben die 
Lohn- und Gehaltsverhältnisse im Saarbergbau unerträglich 
emacht. Alle Bestrebungen der Arbeiter and Angestellten auf 
Srreichung einer erträglichen Lebenshaltung haben zu einem 
"vollen Erfolg bisher nicht geführt, und so sind denn 
angsam Zustände eingetreten, die entweder zu einer Ge- 
währung ausreichender Bezahlung oder aber zur 
Arbeitsniederlegung führen müssen. Wie ernst diese 
Frage ist, mag neben den Behauptungen der Gewerkschaften 
ats einer Eingabe der protestantischen Geistlich- 
keit an die Regierungskommission und aus einem 
Aufruf derselben an die Privatindustrie hervorgehen, in welchen 
betont wird, daß die Lebensmöglichkeit der Bevölkerung ge- 
fährdet sei, und auf die drohenden Gefahren scharfer wirt- 
schaftlicher Kämpfe hingewiesen wird. 
Neben der Lohn- und Gehaltsfrage sind es jedoch die Be- 
andlung der Arbeiter und Angestellten und die 
"ragen der Sozialversicherung, die ebenfalls un- 
erträglich geworden sind. Besonders die Angestellten 
des Saarbergbaues leiden unter Zuständen, die nicht nur eines 
Grubenbeamten, sondern überhaupt eines Menschen unwürdig 
Sind. Der Druck, der auf die Angestellten ausgeübt wird, hat 
eils wirtschaftliche, teils politische Ursachen. Die Franzosen 
"haben natürlich das Bestreben, aus dem Saarbergbau möglichst 
viel herauszuholen. Bei dem Bestreben der Erhaltung und der 
Srhöhung der augenblicklichen Leistungen ist der französischen 
"Verwaltung jedes Mittel recht, mag es auch noch so brutal 
"sein. Die Arbeitszeit der technischen Angestellten, besonders 
‚der Steiger, ist endlos. Mengen von Schreibarbeiten werden 
ihnen aufgebürdet. Reviere von 350 Mann Belegschaft 
sind der Normalfall und eine Kohlenjagd hat ein- 
gesetzt, wie man sie in den schlimmsten Zeiten in anderem 
Revieren Deutschlands nicht übler gekannt hat. Natürlich fehlt 
ir Vervollständigung des Bildes das Revierprämien- 
system übelster Sorte nicht. Ueber 50 Prozent des Ein- 
kommens bestehen aus dieser Prämie, wenn ... ja, wenn 
Isie nicht gestrichen wird. Und Gründe für das Sireichen der 
Prämie werden täglich gefunden, und zähneknirschend muß so 
mancher tüchtige Beamte trotz größter Anstrengung und guter 
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Im Notfalle sind die. Angestellten gewillt, gestützt auf die Soli- 
darität der gesamten organisierten Angestelltenschaft, das ihnen 
von Rechts wegen Zustehende zuerkämpfen. 


Berliner Metallindustrie. An dieser Stelle berichteten wir 
in der letzten Nummer über den Schiedsspruch zur Schaffung 
eines neuen Ängestelitentarifes in der Berliner Metallindustrie. 
Der Schiedsspruch ist inzwischen angenommen 
und der newe Rahmentarifvertrag von beiden Par- 
teien unterzeichnet worden. 


Bautechnikerkonferenz. Auf Beschluß des Bundesvorstan- 
des findet am Sonntag, den 15. März 1925, im Erholungs- 
heim inSondershausen eine Bautechnikerkonferenz statt, 
die von je einem unter den Tarifvertrag fallenden Mitgliede 
sämtlicher Bezirkstarifgebiete beschickt werden soll. Die Kon- 
ferenz wird sich in erster Linie mit dem Reichstarif- 
vertrag für die technischen Angestellten im Hoch-, Beton- 
und Tieibaugewerbe vom 27. März 1923 und den damit ge- 
machten Erfahrungen beschäftigen. Sie wird sich insbesondere 
zu beschäftigen haben mit der Frage der Arbeitszeit, die 
gegenwärtig tarifvertraglich gar nicht geregelt ist, mit der 
Frage der Bezirkseinteilung, der eventuellen Ein- 
beziehung der bisher vom Tarifvertrag nicht erfaßten Bezirke 
Württemberg und Pfalz und den Schlichtungs- 
bestimmungen des Reichstarifvertrages, die zum Teil als 
verbesserungsbedürftig empfunden werden. Nach dem Ergebnis 
der Konferenz wird der Bundesvorstand darüber Beschluß 
fassen, ob der Reichstarifvertrag unsererseits gekündigt 
werden soll. 


In den nächsten Wochen wird in allen Ortsverwaltungen 
bzw. Versammlungen der Fachgruppe Baugewerbe die An- 
gelegenheit eingehend erörtert. Diese örtlichen Vorberatungen 
werden für das Ergebnis der Bautechnikerkonferenz von aus- 
schlaggebender Bedeutung sein. DieKollegenderFach- 
gruppe Beeewerbe werden deshalb auch auf diesem 
Wege aufgefordert, die vorerwähnten Versammlungen unter 
allen Umständen zu besuchen, um den ihnen zustehenden 
Einfluß auf die tarifvertragliche Festsetzung ihrer Arbeits- 
bedingungen auszuüben. 


Arbeitsleistung bei der Gehaltszahlung erfahren, daß er ein 
rechtloser Mensch ist, der Willkür des Arbeitgebers preisge- 
geben. Daß hiermit die Schikanierungen nicht beendet sind, 
ist klar. Strafschichten, Wiederanfahren bis zur 
Erreichung des Fördersolls und ähnliche schöne Ein- 
richtungen gehören natürlich ebenfalls zu den Wohltaten, 
mit denen die Bergverwaltung die Grubenbeamten beglückt. 


Neben dem wirtschaftlichen Druck wird noch ein 
politischer ausgeübt, der darin besteht, daß Arbeiter und 
Beamte gedrängt werden, Mitglieder des „Saarbundes“ zu 
werden. Der „Saarbund“ ist eine gelbe Gewerkschaft, 
die Kampfmittel und -ziele der freien Gewerkschaften ablehnt 
und daneben die sogenannte westliche Orientierung propagiert. 
Daß eine solche für das Saargebiet und für Deutschland von 
verderblicher Wirkung wäre, liegt auf der Hand, so daß schou 
aus diesen Gründen der Eintritt in diese Vereinigung die Ar- 
beitnehmerinteressen stark gefährdet. Daß wir als Deutsche 
daran festhalten, daß Deutschland den Deutschen gehört, und 
daß das Saargebiet ein untrennbarer Bestandteil 
des Deutschen Reiches ist, braucht eigentlich nicht be- 
tont zu werden. Das Bestreben der französischen Bergverwal- 
tung, die deutschen Angestellten des Bergbaues in den 
Saarbund zu drücken, bedeutet also, diese Leute zu einem Ver- 
rat an den eigenen Interessen und an denen des Vaterlandes 
zu zwingen. Einmütig lehnen unsere Kollegen derartige Zu- 
mutungen ab. Wie stark bei der Bevölkerung im allgemeinen 
und in den Kreisen des Bergbaues im besonderen die Ab- 
lehnung des „Saarbundes“ ist, mag aus folgenden Ausschnitten 
aus der „Bergarbeiter-Zeitung‘‘ des Saargebietes vom 17. Januar 
1925 hervorgehen: 

Erklärung. 

Auf einer in Umlauf gesetzten Saarbundsliste befindet sich u. a. 
auch mein Name. Ich er, daß ich mit dem Saarbund nichts zu 
tun habe und belange jeden gerichtlich, der mich auf obige Weise 
verdächtigt. Ich bin und bleibe Mitglied des alten Verbandes. 

Georg Steftien. 


Zahlstelle Niederwürzbach. In Niederwürzbach geht das Gerücht, 
ich wäre im Saarbund. Ich bin seit 1910 im Verband und kann ehren- 
wörtlich versichern, nichts mit dem Saarbund zu tun zu haben. Ich 
werde jeden gerichtlich belangen, der mich als Saarbündler titnliert. 

Ludwig Krill, 


E 

j 
10 
j 
H 


une michi. Sr 2 in ni 


e- 
PD 


we Ir Te an en ee 


| 
| 
j Ä 
} 


Zr 





"Zn Feine A 
EEE EN REERE FRRLARHEER u 








re er nange 









RERREERFESHE 
nn 








































pen RR 


REFERENT 


EN 


in 


Ey 


gr A BETEN Da ne ee 
EEE ENT Fe EEE ET re - 
EV nuig Er eo E ER, De bee Teen) Bere 


44 DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 Nr. 4 
an DEUTSCHE" Pr a 


Arbeiter und Angestellte verlangen Einführung des | 
Reichsknappschattsgesetzes im Saarbergbau, Er- 
höhung der Leistungen aus der Unfallversiche- 
rung und Aenderung der Handhabung der gesam- 
ten Sozialversicherung. Für die katastrophale Lage der 
Pensionsempfänger mag folgende Tabelle aus der „Bergarbeiter- 
Zeitung‘ des Saargebietes, welche das Verhältnis der Pen- 
sion zum Hauerdurchschnittslohn illustriert, beweisfähig sein: 

Am 1. Oktober 1923 betrug der Hauerdurchschnittsiohn 541 Franken, 

Die Pension bei 30 Dienstjahren betrug 109,10 Fr. gleich 5:1. 

Die Pension bei 35 Dienstjahren betrug 128,60 Fr. gleich 4,2:1. 

Am 1. März 1924 betrug der Hauerdurchschnittsiohn 612,50 Fr. 

Die Pension bei 30 Dienstjahren betrug 109,10 Fr. gleich 5,6:1. 

Die Pension bei 35 Dienstjahren betrug. 128,60 Fr. gleich 4,8:1. 


Inval.- Pass  Verhält- 
ension 3 

i is von 
Reiner | Pehsion Rente in R - v n 
Lohn bei monat- u ohn z 
Inanale lich ohne Reichs Pension 

lich Kinder zente und 
Zuschuß a Rente 


a) Vor Einführung der Mk Mk. Mk. Mk 
Reichsinva'idenversicherung 
(Jahr 1839) 

30 jähriger Dienstzeit 93,25 30.— -— 

35 jähriger Dienstzeit 93,25 _ 
b) in den Jahren 1891/99 

30 jähriger Dienstzeit 104,50 _ 40,60 

35 jähriger Dienstzeit 104,50 48,40 
c) in den Jahren 1909/06 

30jähriger Dienstzeit 113,50 — —_ 40,60 

35 jähriger Dienstzeit 113,50 — — 48,40 
d)in.den Jahren 1907/08 

30 jähriger Dienstzeit 122,50 40,30 20,20 61,10 

35jähriger Dienstzeit 122 50 48,10 20,80 69,90 
€) in den Jahren 1909/19 

30 jähriger Dienstzeit 121,25 40,30 21,75 62.05 

35jähriger Dienstzeit 121,25 48,10 21,75 68,85 
f) in den Jahren 1911/12 2 

30jähriger Dienstzeit 125,50 40,30 22,60 62,90 1 

35jähriger Dienstzeit 125,50 48,10 22,60 70,70 8:1 
g) in den Jahren 1913/14 

30jähriger Dienstzeit 133,75 40,30 26,— 66,30 | 

35jähriger Dienstzeit | 133,75 | 48,10 | 25— | 7410 | 1,8:1 

So liegen die Verhältnisse der Arbeitnehmer des Saarberg- 
baues auf jede Art katastrophal, sie sind unerträglich ge- 
worden. Als Grund für die Verweigerung der Erfüllung der 
Wünsche der Arbeitnehmer gibt die Bergwerksdircktion an, 
daß die Leistungen des Saarbergbaues (nach Angabe der 
Bergwerksdirektion 701 kg je Mann und Schicht im Novem- 
ber 1924) wesentlich geringer seien als die der in Frage kom- 
menden Konkurrenzreviere des In- und Auslandes. Hiermit 
müsse in Verbindung gebracht werden, daß die Qualität der 
Saarkohle geringer sei, und daß aus diesen Gründen auf der 
einen Seite die Selbstkosten hoch und auf der anderen Seite 
die Einnahmen gering seien. Die Folge davon sei, daß Ueber- 
schüsse nicht gemacht werden könnten, und somit sei auch 
eine Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der 
Arbeitnehmer des Saarbergbaues unmöglich. Es mag zutreffen, 
daß Barüberschüsse zur Zeit des jetzigen scharfen Kampfes 
um den Kohlenmarkt nicht erzielt werden. Fest steht jedoch, 
daß gewaltige Neuanlagen geschaffen werden, die nicht aus 
den Zubußen, sondern aus den Gewinnen stammen. 

Mag dem jedoch sein wie es will, die französische 
Verwaltung des Saarbergbaues hat die Leitung 
der Betriebe übernommen, und sie allein ist haft- 
bar dafür, daß Arbeitern und Angestellten ein 
menschenwürdiges Dasein gewährleistet wird. Da- 
neben muß jedoch gesagt werden, daß es für die üble Behand- 
lung der Bergbeamten einen Entschuldigungsgrund nicht gibt. 

Arbeiter und Beamte des Saarbergbaues rüsten sich in 
dieser Situation zum Kampf. Die freien Gewerkschaften haben 
die notwendigen Maßnahmen ergriffen, um den Kampf zu 
führen. Kommt es bei den letzten Schritten, die von den 
Gewerkschaften noch unternommen werden, nicht zu einer 
Einigung, so wird ein neuer Kampf im Saarbergbau entbrennen,” 
bei dem die volle Sympathie und ganze Kampf- 
kraft unseres Bundes unseren Kollegen an den 
Saartreu zur Seite stehen wird. Steiger Halbfell. 


Gehaltsschiedsspruch im Ruhrbergbau, Nachdem die freien 
Verhandlungen mit dem Zechenverband über eine Gehaltser- 
höhung gescheitert waren, trat am 12. Januar eine Schlich- 
tungskammer zusammen und fällte folgenden Schieds- 
spruch: 

„I. Die zur Zeit geltenden Gehaltssätze der technischen Angestellten 
erhöhen sich vom 1. Dezember 1924 ab um 10 Prozent. 

2. Der Abzug von den Gehältern der Angestellten gemäß Schieds- 
spruch vom 12. November 1924 wird vom 1. Dezember 1924 auf neun 
bzw. sechs Prozent festgesetzt, 

3. Die Erklärungsfrist läuft bis zum 15. Januar 1925.“ 

Ziffer 1 des Schiedsspruches wurde mit den Stimmen der 
Arbeitnehmer gegen die Stimmen der Arbeitgeber gefällt. Bei 
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Ziffer 2 war das Ergebnis umgekehrt. Die Angestelltenver- 
bände nahmen den Schiedsspruch an und werden die Verbind- © 
licherklärung beim R.A.M. beantragen. E 


Gehaltsregelung im sächsischen Steinkohlenbergbau Am 
10. Januar wurde über die Erhöhung des Einkommens der An- 
gestellten unter dem Vorsitz des Schlichters zwischen den 
Tarifparteien folgende Vereinbarung getroffen: 

Der Multiplikationsfaktor der Gehaltstafel vom 1. Mai 1924 von 
1,50 Mk., wird auf 1,64 Mk. erhöht. & 

Das Hausstandsgeld wird von 9,— Mk. auf 10,— Mk. erhöht. 

Das Kindergeld wird von 750 Mk. auf 8,— Mk. erhöht. 

Die Untertagezulage wird auf 10,— Mk. abgerundet. > 

Diese Regelung gilt ab 1. Dezember 1924 und behält Geltung bis 
mit 31. Mai 1925. 3: j 

Diese Regelung ‘kann erstmalig gekündigt werden mit einmonatiger 
Frist am 30. April 1925. 


Zur Umänderung des Reichsknappschaftsgesetzes. . Am 
10. Januar fand im Beichearbeitsminiete Fan eine Besprechung 
statt, zu der die Unternehmervertreter sowie Vertreter der ver- 
schiedenen Gewerkschaftsrichtungen der Arbeiter und Angestell- 
ten geladen waren. Wie bekannt, sabotieren die Unternehmer 
eine vernünftige Durchführung des Reichsknappschaftsgesetzes, 
indem sie in allen Vorständen die Gewährung von Mehrleistun- 
gen in der Krauken- und Pensionskasse verweigern. Die Be- 
sprechung sollte dem Zwecke dienen, einen Ausweg aus diesem 
unhaltbaren Zustande zu finden. In der Sitzung erfuhr man, 
daß z. B. im Jahre 1913 etwa 80 Millionen an Beiträgen für 
die Pensionskasse erhoben worden sind, während an Renten 
etwa 40 Millionen Mark ausgezahlt worden sind. Heute ist 
an Stelle des Anwartschaftsdeckungsverfahrens zu 90 Prozent 
das Umlageverfahren getreten, so daß der Beitragseingang die 
Rentensummen nicht mehr erheblich überschreitet. Nach dem 
Stande der Renten vom September 1924 rechnet man für das 
ganze Jahr 1924 mit folgenden Auszahlungen: 
Invalidenrenten: 
Zahl der Renten- Rentensumme eine Rente 
bezieher Gesamtbetrag pro Jahr pro Monat ° 
Mk, Mk. Mk. 
78 900 40 127 600,— 509,— 42,40 
Altersrenten (erst 1924 eingeführt): 
22 660 14 050 000, — 620,— 51,70 
Von diesen Altersrenten entfalien allein auf das Ruhrrevier 18 089 
Renten mit 12000 000,— Mk. 
Witwenrenten: 
95 150 22 140 080,— 233,— 19,40 
Halb- und Vollwaisenrenten: 
92 450 9 200 000,— 99,60 8,29 
"Sa. 289100 85517000, Mitgliederzahl: 701 00 
Von den Unternehmern wurde ein entschiedener Abbau der 
Versicherungseinriehtungen verlangt, weil diese Lasten untrag- 
bar seien. Das Reichsarbeitsministerium schlug vor, gewisse 
Leistungen abzubauen und die vorhandenen anderen Unge- 
rechtigkeiten mit den hierdurch erzielten Ersparnissen zu be- 
seitigen. Eine kleine Kommission soll versuchen, eine Lösung 
zu finden. Bezeichnenderweise war der bisherige Führer der 
Unternehmer in knappschaftlichen Fragen, Geheimrat Dr. 
Weidtmann, nicht anwesend, sondern Dr. Piatschek 
aus dem mitteldeutschen Braunkohlenbergbau, der auch unter 
seinesgleichen als der schärfste reaktionäre Vertreter gilt, der 
Sprecher. 


Knappschaftliche Altersrenten und Unternehmer. Vom 
Knappschaftsverein des Ruhrreviers erfahren wir, daß im 
vorigen Jahre, wenn man die Rentenauszahlungen für Septem- 
ber 1924 zugrunde legt, an 18000 Altersrentner zwölf Millionen 
Mark Rente ausgezahlt wurden. Diese Zahlen zeigen dem 
Eingeweihten, daß die Unternehmer es gut verstehen, mit Hilfe 
‚des $ 26 des neuen Reichsknappschaftsgesetzes ihr Lohnkosten- 
konto herabzusetzen. Nach dem $ 26 wird ohne ärztliche 
Untersuchung die Invalidenrente an Bergleute bei einem Alter 
von 50 Jahren gewährt, wenn der Versicherte 25 Dienstjahre 
zurückgelegt hat, davon mindestens 15 Jahre mit wesentlichen - 
bergmännischen Arbeiten, und keine gleichwertige Lohnarbeit 
mehr verrichtet. Die Unternehmer weigern sich nun, die Rente 
über 25 Jahre hinaus steigen zu lassen, d. h. sie beschränken 
die Rente auf die vorgesehene Höchstgrenze von 40 Prozent. 
Dadurch schaffen sie sich die Möglichkeit, den über 50 Jahre 
alten Arbeitnehmern zu sagen, daß weitere Beitragszahlung 
keinen Zweck habe und sie sich invalidisieren lassen sollten. 
Alle über 50 Jahre alten im Bergbau Tätigen, die den Anforde- 
rungen des $ 26 entsprechen, werden zur Invalidisierung ver- 
anlaßt. Bei der Lohniestsetzung werden die diesen Älters- 
rentnern gewährten Renten vom Verdienst abgezogen. Die 


Folge hiervon ist eine Schädigung. der noch im Beruf Tätigen; 
einmal müssen infolge der Steigerung der Rentenlasten die 


Umlagebeiträge erhöht werden; außerdem aber wird durch 


die Verminderung der Zahl der Beitragszahler durch den Ab- a 
gang der Altersrentner ebenfalls eine Steigerung der Beiträge 
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notwendig. Die Unternehmer sind zwar nicht berechtigt, diese 
Altersrenten auf die Löhne anzurechnen, sondern sie müssen 
auch diesen die Tariflöhne zahlen; aber sehr viele Arbeiter 
und Angestellte halten den Mund und geben sich mit der ge- 
ringeren Bezahlung zufrieden, weil sie die Entlassung be- 
fürchten. Der Nutzen, der den Unternehmern aus der Anwen- 
dung des $ 26 zufällt, geht in die Millionen. 


Die Gewährung von Altersrente an Anerkennungsgebühren- 

zahler ist in der Sitzung vom 6. November 1924 vom Knapp- 
schaftssenat behandelt worden. Der Vorgang ist folgender: 
Ein Bergarbeiter zahlte vom Jahre 1919 ab Anerkennungs- 
gebühren und stellte im Mai 1924 einen Antrag auf Alters- 
ension. Nach Ablehnung des Antrages wurde der Reichs- 
(nappschaftsverein in der Berufungsinstanz verurteilt, die 
Alterspension zu gewähren. Auf die daraufhin vom Reichs- 
knappschaftsverein eingelegte Revision hat das Reichsversiche- 
sungsamt (Knappschaftssenat) folgendes Urteil gefällt: 


„Der Revision konnte der Erfolg nicht versagt werden.“ 


In der Begründung wird gesagt, daß durch die Zahlung 
der Anerkennungsgebühr nur jene Rechte erhalten werden, die 
sich der Versicherte unter den während seiner Dienstzeit 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen erworben hat. Eine Vor- 
schrift, daß bei Erreichung eines bestimmten Lebens- und 
Dienstalters sowie ‚nach einer bestimmten Mindestdauer we- 
sentlicher bergmännischer Tätigkeit der Eintritt der Berufs- 
unfähigkeit ohne weiteres unterstellt werden müsse, war weder 
in dem Preußischen Knappschaftsgesetz noch in der Satzung 
des Mansfelder Knappschaftsvereins enthalten. Der Kläger kann 
deshalb die Gewährung der Invalidenpension auch nur dann 
verlangen, wenn seine tatsächliche Unfähigkeit zur Ausübung 


bergmännischer Tätigkeit festgestellt wird, während es nicht. 


genügt, daß er die Voraussetzungen des $ 26 des Reichsknarp- 
schaftsgesetzes erfüllt hat. Das Urteil des Knanpschafts-Ober- 
versicherungsamts, das in Anwendung des $ 26 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes dem Kläger die Invalidenpension zuge- 
sprochen hat, beruht auf unrichtiger Anwendung des bestehen- 
den Rechts. Es war deshalb aufzuheben und der ablehnende 
Bescheid des Mansfelder Knappschaftsvereins vom 20. Mai 1924 
wieder herzustellen. 


Neue Unfall- und Lebensversicherungssummen im Kali- 
Die Einführung stabiler Währungsverhältnisse er- 
fordert die Umstellung der Papiermark-Versicherungssummen 
in Reichsmark und den Abschluß neuer Versicherungsverträge. 
Am 12. Januar wurde deshalb zwischen uns und dem Kali- 


arbeitgeberverband folgende Vereinbarung getroffen: 


„. Der $S 16 (Lebensversicherung) des Angestellten- 
tarifvertrages vom 5. August 1920 wird dahin abgeändert, daß in Ziffer 1 


an Stelle des Betrages von 10009 M. (Papiermark) der Betrag von 


5000 R.M. tritt. 

I. Der $S 17 (Unfallversicherung) des Angestelltentarif- 
vertrages vom 5. August 1920 wird dahin abgeändert, daß an die Stelle 
von 20000 M. (Papiermark) bei Todesfall der Betrag von 15000 R.M. 


and an die Stelie von 30000 M, (Papiermark) bei 10),prozentiger Er- 


“ werbsunfähigkeit der Betrag von 25 000 R.M. tritt. 


ill. Ziffer 6 und 7 der vorläufigen Vereinbarung vom 11. Oktober 


‚1923 treten mit dem Abschluß der Versicherungsverträge außer Kraft.‘ 


Zu dieser Vereinbarung wurde festgestellt, daß die Lebens- 
versicherung bis spätestens 1. April 1925 für den einzelnen 


Angestellten abgeschlossen sein muß und die Unfaliversicherung 


so schnell wie möglich, d. h. zu einem früheren Termin als 


dem]. April, abzuschließen'ist. Die Zahlung eines Sterbegeldes 
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von Tarifstreitigkeiten vorgenommen werden. 
: ber hatte der Arbeitgeberverband die offizielle Zusage gegeben, 
- daß er entsprechend unserer Forderung bereit sei, die Reichs- 
 arbeitsgemeinschaft als Schlichtungsinstanz auszuschalten und 


| BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


in Höhe von drei Monatsgehältern lehnte der Arbeitgeberver- 
band ab. Die vorstehenden tariflichen Versicherungen laufen 
unabhängig von der gesetzlichen Pensions- und Uniallversiche- 
rung. war 

In der gleichen Verhandlung sollte auch eine Aenderung 
des & 19 des Kaliangestelltentarifvertrages betr. Schlichtung 
Am 2. Dezem- 





Beamtenbewegung 


Technikerarbeit im Komba, Anfang Dezember hat ein „Ver- 
tretertag‘“ der im Komba organisierten technischen Gemeinde- 


_ beamten Groß-Berlins stattgefunden, Ein großer Name für ein 
‚ kleines Ding, durch das herausgestellt werden sollte, wie im 
. Komba für die Techniker gearbeitet wird. Der Bericht in der 
Komba-Rundschau läßt aber erkennen, daß dort für Tech- - 
 niker eben nichts getan wird. 
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im $ 19 eine reine tarifliche Schlichtungsstelle einzusetzen. In 
der Verhandlung.am’ 12. Januar fühlten sich eigentümlicher- 
weise die Arbeitgeber an diese Zusage nicht mehr 
gebunden bzw. erklärten, daß ein Mißverständnis bei uns 
vorläge; eine Aenderung des $ 19 lehnten sie dann glatt ab. 
Wir überlassen das Urteil über das Verhalten der Kaliarbeit- 
geber unseren Kollegen und der Oeffentlichkeit; denn es ist 
uns unmöglich, einen parlamentarischen Ausdruck dafür zu 
finden. Da die im Tarifvertrag ($ 19) vorgesehenen Schlich- 
tungsinstanzen der Reichsarbeitsgemeinschaft keine rechtsgül- 
tigen Entscheidungen mehr fällen können, weil die vorge- 
schriebenen ‚Neuwahlen zu den Untergruppen nicht stattge- 
funden haben, empfehlen wir unseren Mitgliedern, bei allen 
Streitigkeiten aus dem Tarifvertrag durch uns die Arbeits- 
gerichte anrufen zu lassen. 

Desgleichen lehnten die Arbeitgeber eine Verkürzung der 
Kündigungsfrist für die Gehaltstafel von sechs auf vier Wochen 
ab. Wir haben deshalb schon jetzt die Gehaltstafel zum 
28. Februar gekündigt. Angesichts der hohen Lebenshaltungs- 
kosten und der geringen Erhöhung im Dezember war die 
Kündigung erforderlich. Auch rechtfertigen die derzeitigen 
Absatzverhältnisse der Kaliindustrie eine Gehaltsaufbesserung. 


Der Kaliabsatz im Dezember 1924 entsprach mit 847000 
dz K,O der Entwicklung des letzten Vierteljahres 1924 und 
brachte den Absatz des zweiten Halbjahrs 1924 auf 5143934 dz, 
wodurch der außerordentlich niedrige Absatz des ersten Halb- 
jahres von nur 3275069 dz zum größten Teil ausgeglichen 
wurde. Das Jahr 1924 bleibt mit einem Gesamtabsatz von 
8419000 dz hinter dem Jahre 1923 mit 440090 dz zurück. Es 
kann ange:.®ınmen werden, daß diese Absatzziffern nur einen 
Teil des tatsächlichen Verbrauches angeben, da nachweislich 
aus den Inilationsjahren bedeutende Mengen Kalizalze nament- 
lich bei den Verbrauchern lagerten, die nunmehr zum größten 
Teil verbraucht sein dürften. 

Im Monat Januar sind bereits wieder Lieferungsaufträge 
über sehr beträchtliche Mengen eingegangen, so daß die Aus- 
sichten für die kommenden Monate als günstig bezeichnet wer- 
den. Wir erwarten, daß die günstige Lage der Kalindustrie 
auch in den Löhnen und Gehältern der Kaliarbeitnehmer zum 
Ausdruck kommt. 


Um den Index der Lebenshaltungskosten. Die Gewerk- 
schaftspresse hat die Unrichtigkeit des amtlichen Lebenshal- 
tungsindex unwiderleglich nachgewiesen und die Behauptung, 
als ob die Lebenshaltungskosten in Deutschland nur um 
20 bis 22 Prozent höher wären, als vor dem Krieg, als eine 
augenfällige Unmöglichkeit zurückgewiesen. Wir werden nun 
immer damit vertröstet, daß es ja nicht darauf ankomme, ob 
die absolute Höhe des Lebenshaltungsindex richtig ist oder 
nicht; der Index ist ja nur für den Vergleich für kürzere 
Perioden da und soll nur die Bewegung der Lebens- 
haltungskosten beziehungsweise ihre Unterschiede von Monat 
zu Monat aufzeigen. Die Unternehmer sind aber nicht bereit, 
diese wissenschaftlich einwandfreie Beruhigung gelten zu lassen. 
Sie stellen fortwährend Vergleiche an zwischen den Löhnen 
der deutschen und denen der ausländischen, vor allem eng- 
lischen Arbeiter, und nehmen dabei den amtlichen Lebens- 
haltungsindex zur Grundlage. So vergleichen die Bergwerks- 
besitzer die Löhne der deutschen Bergarbeiter mit 
denen der englischen. Die Lebenshaltungskosten sind heute in 
England um 80 Prozent höher wie vor dem Krieg, die deut- 
schen sollen aber nach dem amtlichen Index nur um 20 bis 
22 "Prozent höher sein. Bei dieser Berechnung soll heraus- 
kommen, daß die deutschen Bergarbeiter höhere Real- 
löhne haben, wie die englischen. Freilich‘ wird dabei unter 
anderem auch der Umstand vernachlässigt, daß die englischen 
Bergarbeiter auch eine Gewinnbeteiligung haben und ihre 
Löhne nach dem jeweiligen Kohlenabsatz verschieden sind. Im 
übrigen ist es eine Tatsache, daß die englischen Bergarbeiter 
die schlechtest bezahlte Arbeitergruppe Eng- 
lands darstellen. Trotzdem betrug der Durchschnittsverdienst 
aller Bergarbeiter Englands im dritten Quartal 1924 10,10 sh. 


Zunächst hielt Brüggemann sein bekanntes Referat 
über die Organisation der Techniker im Reichskomba und der 
Rateb, das er wohl schon ein paar dutzendmal gehalten. und 
auch bereits veröffentlicht hat. Dann wurde weiter berichtet 
über die Schritte, die der Komba getan hat, um die Zusammen- 
legung der technischen Dezernate in Berlin zu verhüten, und 
welche Erfolge er dabei erzielt hat. Ausgerechnet der Komba, 
der sich bei dieser Gelegenheit nicht einmal mit seinem Namen 
hervortraute und sich hinter der Rateb versteckte. Dabei wird 
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schämig verschwiegen, daß Rateb und Butab ganz verschiede- 
ner Meinung w n und auch ganz Wege ein- 
geschlagen haben, und daß der Magistrat der Stadt Berl n 
den Vorschlägen des Butab gefolgt ist. Der Erfolg war also 
vollkommen auf das Konto des \Butab zu buchen. 

Der nächste Bericht beschäftipte sich mit der Tagung des 
fteichsfachbeirates für Vermessungswesen. Auch hier wird 
verschwiegen, daß der Vertreter der Rateb überhaupt nicht 
zur Tagung erschienen war und die Vermessimgstechn!) 
allein durch den Butab, und zwar glänzend vertreten wurden, 
so daß alles, was für die mittleren Vermessungstechniker 
herausgeholt wurde, der Arbeit des Butab zu danken war 

Den Beschluß der Tagung bildete ein Referat über den 
technischen Film. Eine Aussprache fand nach ein- 
timmigem Beschluß zu keinem Verhandlungsgegenstand statt 

Von all den anderen Fragen, die zur Zeit die technischen 
Beamten in Berlin bewegen, in denen der Bund intensiv ge- 
arbeitet hat, wurde auf der ganzen Tagung anscheinend nicht 
ein Wort geredet, nichts über das Bestreben, die Techniker 

den technischen Deputationen wieder beiseite zu schieben 

d die wichtigsten Posten den Verwaltungsbeamten in die 
Hände zu spielen, nichts über die Neuregelung der Amts- 
bezeichnungsfrage, über die Ausbildung der Techniker im 
Verwaltungsdienst usw. Es ist auch kein Wunder, wenn 
all diese Angelegenheiten nicht berührt wurden, Der Komba 
hat eben für die Techniker in Berlin wie auch 
1 


anderwärtg 
nicht einen Finger krumm gemacht. Wozu auch, die 


AN verschiedene 
n 


Komba- 
Techniker können sich ja darauf verlassen, daß der Bund ihre 
eruisinteressen wahrnimmt, und brauchen sich infolgrede: 
it die Unbequemlichkeit machen, eventuell einen Kamp! 
kung auszulechten Differenzen mit il 
Iskollegen, den Verwaltungsbeamten, 


tadtverw; oder 
nen Verban« 
sen 

Was der Komba unt 
7 versteht, hat in 
nen Jas 
ndlungen 


er Wahrnehmung von Technikerinter- 
Berlin blitzartig folgender Vorfall er- 
en: Als kürzlich der Magistrat den Bund zu | 
über Neuabschluß eines Tarifvertrages einiud, 
ungeladen ein Komba-Vertreter, nicht etwa als Ver- 
Vertragskontrahent, sondern als Ver- 
Beamteninteressen, Da nämlich die Stellen der 
| schen Beamten beim Berliner Magistrat aus den Reihen 
der Angestellten besetzt werden und letztere somit als Beamten- 
anwärter gelten können, glaubt der Komba, die Verhandlung 
kontrollieren zu müssen, damit nicht etwa etwas herauskäme, 
‚as Hır die Angestellten zu plinstig wäre und ihnen bei der 
Beamtenwerdung einen Vorsprung vor den nichttechnischen 
Beamten verschaffen könne, Selbstverständlich hat der Band 
uf die Kontrolle und die Anwesenheit des Komba-Vertreters 
verzichtet, #0 dab der Komba seine Verschlechterungsanträge 
zum Tariivertrag beim Magistrat bei anderer Gelegenheit an- 
bringen muß 


erschien 
handlungspartei oder evtl 
treter ‘on 


ech 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Aus dem Bereiche der Reichsvermögensverwaltung, Aus 
Mitgliederkreisen utserer Fachgruppe K.V.V. wird uns der 
nachstehende Aufsatz mit der Bitte um Veröffentlichung über- 
sandt, Wir kommen dieser Aufforderung gern nach, um so 
mehr, ale die skizzierten Fragen demnächst Gegenstand der 
Verhandlung unseres Bundes im Ministerium flır die besetzten 
Ciebiete sein werden, Unsere Vertrauensleute haben wir Über 
den Stand der Angelegenheit durch Rundschreiben unterrichtet 

„Nachstehende zwei Fragen, deren außerordentliche Trag- 

te Fir die im Bereiche der Reichsvermögensverwaltung 
Koblenz (W.V.V.) beschäftigten Angestellten ohne weiteres 
ersichtlich ist wird doch durch diese Fragen ihre Existenz 
in starkem Maße berlihrt sind za Tagesiragen der Be- 
teiligten geworden 


amten Angestelltenschaft 
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Butab-Abzeichen 


werden jetzt in besserer Ausführung geliefert. 
Stück Pfennig. 


bei Abnahme von 5 


Preis pro 
setriebs- und Örtsverwaltungen erhalten 
Stück oder mehr 25 Prozent Rabatt, 


Industrieboeamten-Vorlag G. m. b.H. 
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Um die zwei Fragen sachgemäß behandeln zu können, 
und sie in ihrer Tragweite zu würdigen, ist ein Rückblick auf 
Geschehenes der früheren Jahre nicht nur für die Techniker, son- 
dern für die gesamte Angestelltenschaft der R.V.V. erforderlich. 

Anfang des Jahres 1920 schon setzte ein Kampf zur Er- 
ringung auskömmlicher Bezüge der gesamten Angestellten- 
schaft mit der R.V.V. Koblenz ein, der monatelang geführt 
worden ist, ohne das gewünschte Ziel zu erreichen. Die 
bittere Not, in der sich die Angestellten infolge der mangel+ 
haften Entlohnung befanden, brachte eine Massenbewegung 
im besetzten Gebiet zuwege, die katastrophale Formen an- 
zunehmen drohte, Mit fast allen mur erdenklichen Mitteln 
mußte die Angestelltenschaft operieren, um ihr Ziel za er- 
reichen. Die R.V.V. hat hierbei ım Verein mit den zuständigen 
Ministerien den allerheftigsten Widerstand geleistet. Erst als 
es nicht mehr möglich war, die Bewegung niederzuhalten, 
kamen Verhandlungen mit Vertretern des Reichsfinanzministe- 
riums und sonstigen Regierungsvertretern, die in Koblenz ge- 
führt wurden, zustande. Diese Verhandlungen führten zu dem 
sogenannten „Koblenzer Abkommen“. Durch dieses "Ab- 
kommen ist für die technischen Angestellten erreicht worden, 
daß nunmehr einigermaßen auskömmlichere Bezüge zur Aus- 
zahlung kamen. Der monate-, ja, jahrelange Kampf zeigt, 
wie hartnäckig die Regierung damals war, trotzdem die Mög- 
lichkeit vorlag, den fehlenden Posten größtenteils auf die Re- 
paration anzurechnen. Nach Inkrafttreten des „Koblenzer 
Abkommens‘ ist zunächst das Ziel erreicht worden, jedoch 
gerieten die Vorkommnisse, die zum Abschluß des Abkommens 
führten, leider in den beteiligten Kollegenkreisen recht bald in 
Vergessenheit, Viele der Kollegen, die auf Grund des Ab- 
kommens in höhere Vergütungsgruppen übergeleitet wurden, 
standen den Gewerkschaftsfragen gleichgültig gegenüber und 
wurden eigentlich nur noch „zahlende Mitglieder“ ihrer Be- 
rufsorganisation, Ist es doch für manchen sicher angenehmer 
gewesen, errungene Erfolge auszunutzen und alles weitere 
einigen rührigen Kollegen zu überlassen. Gerade die letzteren 
aber erkannten schon beim Abschluß des „Koblenzer Ab- 
kommens‘, daß mit dem Moment, wo der „politische Himmel‘ 
ein anderes, für die Arbeitnehmerschaft düsteres Aussehen 
bekommen würde, die RK.V.V, zweifellos dazu übergehen 
würde, das ihr unliebsame Abkommen aus der Welt zu 
schaffen. 

Als nun die R.V.V. am Ende des Jahres 1923 mit Abbau- 
maßnahmen „als erster Vorstoß‘ einsetzte, wurde gegen ihren 
Willen erreicht, daß nunmehr yiele Kollegen sich wieder etwas 
mehr den Gewerkschaftsfragen und damit auch ihren sozialen 
und wirtschaftlichen Interessen zuwandten. Erst als diese Ab- 
baumalinahmen, nicht zuletzt durch den Widerstand unseres 
jundes, als gescheitert anzuschen waren, trat eine Beruhi- 
gung ein. 

Nun aber glaubt die R.V.V. den Zeitpunkt gekommen, 

um Rückgruppierungen vorzunehmen, d. h. mit anderen Worten, 
das „Koblenzer Abkommen‘ wieder außer Kraft zu setzen. 
So erging unterm 22, Oktober 1924 eine Verfügung der R.V.V,, 
wonach bis zum 15. Januar 1925 von allen Dienststellen ein 
Verzeichnis eingehen muß über diejenigen Angestellten, die 
zurückgruppiert werden können. (Die Verfügung geben wir 
an anderer Stelle dieses Blattes im vollen Wortlaut wieder. 
D, Red.) Die R.V.V, kann unmöglich annehmen, daß die 
Tätigkeit der technischen Angestellten eine geringwertigere ge- 
worden ist, Das wäre eine völlig unverständliche Annahme, 
wenn man bedenkt, daß sich an der Tätigkeit und dem Auf- 
abenkreis der unterstellten Aemter nicht das mindeste ge- 
ändert hat, und die Erfahrungen der technischen Angestellten 
infolge ihrer längeren Tätigkeit inzwischen größere geworden 
sind, Diese Rückgruppierungsmaßsnahmen verfolgen deshalb 
einen ganz bestimmten Zweck, der allerdings durchsichtig 
genug ist, 

Die R.V,V. begnügt sich aber nicht allein mit der Rück- 
Abe ıpierung der Anpestelltenschaft zum Zwecke der 
lerabsetzung ihrer Einkommensbezüge, sondern sie macht 
auch in ausgiebigster Weise von der Abbauverordnung 
des Reiches innerhalb ihres Ressorts Gebrauch. Ohne Rücksicht 
aut die derzeitige schlechte Wirtschaftslage und der besonders 
schwierigen Umstände des besetzten Gebietes versucht sie, den 
Abbau der Angestelltenschaft in krassester Weise zu betreiben, 
Dieses Vorgehen ist um so unverständlicher, als die Preußische 
Regierung sicherlich aus gut durchdachten Gründen beschlossen 
hat, von einem Abbau im besetzten Gebiet abzusehen, Wie also 
erklärt sich hier der große Widerspruch? Es kann sich, soweit 
die Mäassenklindipungen in der ersten Zone des besetzten Cie- 
bietes in Frage kommen, doch wohl nur um eine nach außen hin 
getroffene Maßnahme handeln, die nicht ernst genommen wer- 
den kann, denn mit einem Schlage können doch nicht die in 
Frage kommenden Aemter aufgelöst, und die Unmenge vor- 
liegender technischer Arbeiten als erledigt betrachtet werden, 
wein man eine große Schädigung des Reiches verhliten will. 
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Im gegebenen Augenblick dürfte also bestimmt angenommen 
werden können, daß es den Bemühungen unserer Bundeszen- 
trale gelingen wird, die Zurücknahme der Massen- 
kündigungen der technischen Angestellten in der ersten 
Zone durchzusetzen. Nicht aber kann damit gerechnet werden, 
daß dies ein Dauerzustand bleiben wird. Ueber kurz oder 
iang wird die Massenkündigung neu erfolgen, und hierin liegt 
eben die große Gefahr. 

Stellt man sich aber auf den Boden der bestehenden Tat- 
sache, so kann der Standpunkt des Ministeriums für die be- 
setzten Gebiete, daß mit Ablauf des 10. Januar 1925 vertrags- 
gemäß die Räumung der ersten Zone zu erfolgen hat, von 
der Angestelltenschaft nur anerkansıt werden. Diese Aner- 
kennung gilt jedoch nicht, wie schon erwähnt, soweit die 
Liquidation der in Frage kommenden Aemter in Betracht 
kommt. Hier könnte bestenfalls nur eine Namensänderung in 
Frage kommen. Versprechungen des Ministeriums, eine ander- 
weitige Unterbringung des Personals zu versuchen, werden in 
der Angestelltenschaft nur als Versprechungen gewürdigt, ohne 
als erfolgversprechend angesehen zu werden. Die Erfahrung 
hat gelehrt, daß vorliegende Erlasse der einzelnen Ministerien, 
wonach bei Neueinstellung von Personal „die Abgebauten‘“ be- 
vorzugt werden sollen, von den untersten Dienststellen und 
selbst von der R.V.V. Koblenz außer acht gelassen werden. 
Um nur ein Beispiel anzuführen, se? auf folgenden Fall hinge- 
wiesen: Das Reichsvermögensamt Aachen hat in lezter Zeit 
eine ganze Anzahl Personal eingestellt, das nicht aus den 
Kreisen der Abgebauten entnommen wurde, trotzdem unter 
diesen sicherlich geeignete Kräfte in ausreichendem Maße vor- 
handen sind. Bei den Entscheidungen über die Wiederbe- 
schäftigung Abgebauter spielt stets die Kostenfrage, wie Zu- 
reisekosten, Umzugskosten, oder Aufwandsentschädigung für 
Führung des doppelten Haushaltes, eine sehr erhebliche Rolle. 
Aus diesem Grunde werden von den Dienststellen mit Vorliebe 
Angestellte, die sich am Platze befinden, bevorzugt, ohne jeg- 
liche Rücksicht auf die freigewordenen Kräfte anderer Dienst- 
stellen des gleichen Ressorts. Wenn auf dem Gebiete der 
Unterbringung von Angestellten (Abgebauten) tatsächlich etwas 
geleistet werden sollte, so wäre zunächst erforderlich, daß eine 
Zentralstelle errichtet würde, die die Abgebauten listenmäßig 
zu führen hätte, und an welche die Behörden ihre Aniorde- 
rungen an Personal zu stellen gezwungen würden. Jede Neu- 
einstellung ohne die Inanspruchnahme der Zentralstelle müöte 
verboten werden. Den Stellennachweis auf die einzelnen 
Arbeitsämter der Länder zu verteilen, ist praktisch unzweck- 
mäßig, da bei einzelnen Landesarbeitsämtern ein großer An- 
drang herrschen dürfte, während bei anderen überhaupt keine 
Meldungen vorliegen würden. Auch erscheint es zweckmäßig, 
wenn bei Ausscheiden von Abgebauten denselben Bescheini- 
gun en (Einheitsform) ausgehändigt, und andererseits die Be- 

örden streng angewiesen würden, nur solche Angestellte ein- 

zustellen, die im Besitze einer solchen Bescheinigung wären. 
Bei Anforderungen könnten also dann die Behörden neben der 
Inanspruchnahme der Zentralstelle auch den Weg der freien 
Stellenausschreibung gehen. Wenn hier ein Weg vorgezeichnet 
wird, in welcher Weise den Abgebauten zu helfen wäre, so 
schließt dies nicht die moralische Verpflichtung der Reichs- 
regierung aus, für geeignete Unterbringung von alten, verdienten 
Angestellten zu sorgen. 

Die zwei behandelten Fragen sind von so außerordent- 
licher Wichtigkeit für die Angestelltenschaft der R.V.V., daß 
es der äußersten Kraftanstrengung derselben unter Zuhilie- 
nahme der entsprechenden Organisationen bedarf, wenn die 
beabsichtigten Maßnahmen der R.V.V. Koblenz verhindert wer- 


den sollen. Nicht nur die Angestelltenschaft kommt in Frage, 


sondern auch letzten Endes die beteiligte Arbeiterschaft, die 
letzten Endes ebenfalls unter den Abbaumaßnahmen zu leiden 
haben wird. Deshalb müssen die gesamten Arbeitnehmer der 
R.V.V., Angestellte und Arbeiter, Tester als je sich innerhalb 
der freigewerkschaftlichen Arbeitnehmerbewegung zusammen- 
schließen. Dem Hauptbetriebsrat Koblenz erwächst da- 
bei eine erhöhte Verantwortung.“ 


Personalabbau in der R.V.V. In wnserem Rundschreiben 
an die Vertrauensleute der R.V.V, haben wir bereits mit- 
geteilt, daß es unseren Bemühungen gelungen ist, das Mi- 
nisterium zur Rücknahme der Kündigungen innerhalb der ersten 
‚Zone zu bewegen. Wir haben weiter mitgeteilt, daB demnächst 
Verhandlungen mit dem Ministerium für die besetzten Gebiete 
über nachstehende Forderungen gepflogen werden: 

„I. Schaffung: einer zentralen Ausgleichsstelle für technische An- 

tellte und Beamte mit dem Ziele der anderweitigen Unterbringung 


eiwerdender Kräfte. 
2. Nichtanwendung der P.A.V, innerhalb des besetzten Gebietes, 
3, Zahlung ausreichender Uebergangsgebührnisse, falls einige Ent- 


abei wird vorausgesetzt, daß 


werden.“ 


Für unsere oben skizzierten Forderungen haben wir auch 
einige Mitglieder des Reichstages interessiert. Insbesondere hat 
der Reichstagsabgeordnete Sollmann uns bei unserem Vor- 
gehen seine Unterstützung zugesichert. Bis zur Stunde konnte 
die Verhandlung jedoch nicht stattiinden, da der Minister für 
die besetzten Gebiete noch nicht ernannt worden ist*). So- 
bald die Reichsregierung gebildet ist, stehen der Einleitung 
von Verhandlungen keine Schwierigkeiten mehr gegenüber. 

Inzwischen ist von der R.V.V. eine Verfügung erlassen, die 
sehr einschneidender Natur ist, und die gleichfalls Gegenstand 
der Verhandlung sein wird. Wir lassen die Verfügung nach- 
stehend in ihrem vollen Umfange folgen: 
Reichsvermögensverwaltung Koblenz, den 22. Dezember 1924, 

für das besetzte Gebiet, 
A.Z. B/20. 
An 
alle Dienststellen und Abteilungen der Reichsvermögensverwaltung. 

Unter Bezugnahme auf die Verf. v. 20, Juni 1924 A.-Z. B. 7/1091, 
nach welcher die Bauleitungskosten fünf Prozent der reinen Baukosten 
nicht überschreiten dürfen, und im Hinblick auf R.A.T. A.A, Ziit, 2, 
ersuche ich sofort nachzuprüfen, ob die Bauleitungskosten noch genügend 


R N 


Mittel zur Besoldung der Hilfskräfte bieten. Nach $ 32 der Reichs- 


haushaltsordnung müssen die Bauleitungskosten so verwaltet werden, daß 
sie zur Deckung aller Ausgaben, die unter die Zweckbestimmung fallen, 


ausreichen. Eine Ueberschreitung darf also nicht stattüinden. Eine Ueber- 
nahme der Bauleitungskosten für das Hilispersonal auf Kap. NN, Tit. S 
ist nicht möglich, da dieser Fonds keine Mittel mehr bietet. 
Insbesondere ist zu prüfen, ob die Eingruppierung der für dit 
einzelnen Bauvorhaben beschäftigten technischen und Verwaltungsan 
gestellten den Tätigkeitsmerkmalen der betr. Verg.-Gruppe des R.A.T, 
entspricht. Nötigenfalls ist von dem Kündigungsrecht gemäß $ 53 RAT 
zum Zwecke der Umgruppierung Gebrauch zu machen. 
Stellt sich bei der Prüfung der zur Verfügung steh 
deren Unzulängüchkeit zur weiteren Besoldung der Hilfs 
herisen Umiange heraus, so bleibt nur übrig, das Personal de 
Verfügung stehenden Mitteln entsprechend zu verringern. Anträge at 
Entlassung einzeiner Angestellten sind in diesem Falle so zeitig hierhe 
vorzulegen, daß die Entscheidung noch. rechtzeitig tien } 
kann. Zur Zeit bestehen folgende Kündigungsiristen: 
a) für Angestellte mit einer Dienstzeit bis zu drei Monaten 
13 Tage zum Monatsschluß, also z. B. am 17. Januar zum 
31. Januar 193; 
b) bis zu einem Jahrer monatlich zum Monatsschluß, z. B. am 
31. Dezember 1924 zum 31, Januar 198; 
€) über einem Jahre: sechs Wochen zum Monatsschluß, z. B, am 
20. Dezember 1924 zum 31. Januar 193. 





Unter Bezugnahme auf RAT. — AA. Ziff, 16 — ist bei dieser 
Gelegenheit zu prüfen, ob die zeitige Tätigkeit der übrigen Angestellten 
— techn. u, Verw.-Angestelite — ihre Belassung in den bisherigen Ver- 


tungsgruppen nach den Merkmalen des R.A.T. rechtiertigt, Falls diese 
ngestellten die besonderen Leistungen nicht mehr auszuüben haben 
die zu ihrer Einreihung in die beiretienden Vergütungsgruppen geführt 
haben — also jetzt eine nach dem R.A.T. niedriger zu bewertende 
Tätigkeit ausüben als früher —, ist von dem Rechte des $ 53 RAT. 
zum Zwecke der Umgruppierung Gebrauch zu machen. Hinsichtlich der 
Umgruppierungskündigungen gelten die Kündigungstristen nach $ 8 
RAT. ohne jegliche Aenderung. 

Ueber das Ergebnis der Nachprüfung ist bis zum 15. Januar 1925 
zu berichten. Fehlanzeige erforderlich. I, A.: gez. Schütz. 
Personalordnung der Deutschen Reichsbahngeselischaft. Der 

Verwaltungsrat der Deutschen Reichsbahngesellschaft hat in 
seiner Sitzung vom 3. November 1924 die Personalordnung 
verabschiedet, die inzwischen ab 1. Januar 1935 in Kraft ge- 
treten ist. Bemerkenswert ist, daß die Gewerkschaften, ins- 
besondere die Angestelltenorganisationen, von jeder Mitwirkung 
ausgeschaltet worden sind. So hat sich der Allgemeine freie 
Angestelltenbund als Spitzenorganisation der freigewerkschait- 
lichen Angestellten veranlaßt gesehen, formell gegen die Aus- 
schaltung der Angestelltenorganisationen Einspruch beim Ge- 
neraldirektor Oeser zu erheben, Mit Recht ist in dieser Ein- 
gabe darauf hingewiesen, daß die dem AfA-Bunde angehören- 
den Verbände mit dem Unternehmen Deutsche Reichsbahn 
den Tarifvertrag für die dort bezeichneten Angestelltengruppen 
abgeschlossen haben und daß sie trotz dieser Tatsache zu 
den Verhandlungen über die Personalordnung nicht hmzu- 
gezogen wurden, obgleich die Personalordnung den Tarifvertrag 
in starkem Maße beeinflußt, so daß einseitig Bestimmungen 
des Tariivertrages einer Abänderung unterzogen werden. Auf 
den Inhalt der Personalordnung werden wir noch näher zurück- 
kommen. 


* 
z 


Beseitigung der Amtsbezeichnungen „Ingenieur“ und „Ober- 
ingenieur‘‘ durch den Verwaltungsrat der Deutschen Reichs- 
bahngesellschaft, In Ausführung des $ 10 der Personalordnung 
hat der Verwaltungsrat der Reichsbahngesellschaft Diensi- 
bezeichnungen eingeführt, die wir, soweit die technischen 
Beamten in Betracht kommen, nachstehend wiedergeben: 
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Maschineninspektor, Maschinenober- 
inspektor. ; 
Maschizeninspektor, Maschinenoberin- 
spektor, entsprechend Wärme-, Oas- 
werk-, _Wasserwerkinspektor oder 

-oberinspektor. 
Werkinspektor, Werkoberinspektor. 
Technischer Eisenbahninspektor, 
nischer Eisenbahnoberinspektor. 
Vermessungsinspektor, Vermessungsober- 
inspektor. 

Damit sind die Berufsbezeichnungen „Ingenieur“ und 
„Oberingenieur“ bei der Reichsbahngesellschaft 
abgeschafft und durch die Bezeichnung „Inspektor 
bzw. „Oberinspektor“ ersetzt worden. Der sach- 
liche Grund ist aus der Maßnahme des Verwaltungsrates keines- 
wegs erkenubar. Sowohl der Vorbildung als auch der Tätigkeit 
nach können die in Frage kommenden Gruppen durchaus mit 
Recht den Anspruch auf die Berufsbezeichnung „Ingenieur 
bzw. „Oberingenieur“ erheben. Kein Mensch wird behaupten 
wollen, daß die Amtsbezeichnung „Inspektor“ bzw. „Ober- 
inspektor‘‘ die Tätigkeit der in Frage kommenden Gruppen 
richtig kennzeichnet. Die Maßnahme des Verwaltungsrates ist 
aber geeignet, nicht nur das Ansehen, sondern auch die wirt- 
schaftliche und soziale Lage der genannten Gruppen zu be- 
einträchtigen, zumal das Damoklesschwert des Abbaues infolge 
der Bestimmungen des $ 20 der Personalordnung ständig über 
dem Haupte des Reichsbahnbeamten schwebt. Aus diesem 
Grunde haben wir uns veranlaßt gesehen, gegen diese MaB- 
nahme des Verwaltungsrates Einspruch zu erheben. Wir wer- 
den auf diese Frage noch näher zurückkommen. 


Betriebsmaschinendienst: 


Elektrobetriebsmaschinendienst: 


Werkdienst: Tecl 
Technischer Verwaltungsdienst: lech- 


Vermessungsdienst: 


Der Reichsfachgruppenausschuß der Wasserstraßen hat sich 
in seiner Sitzung am 14. d. M. mit nachstehenden Frageu be- 
schäftigt: 

„il. Erledigung der Anträge vom Behördentechnikertag. 

2. Vorbereitung der Maßnahmen zur Erreichung der Angestellten- 
versicherungspflicht für einige Gruppen der Fahrzeugangestellten. 

3. Schaffung etatsmäßiger Stelien.‘“ 

Die sehr zahlreichen Anträge aus der Fachgruppe Wasser- 
straßen, die den Behördentechnikertag bereits beschäftigten, 
wurden eingehend durchberaten. Die Entscheidungen des Be- 
hördentechnikertages zu den vorliegenden Anträgen wurden, 
berücksichtigt und in Verfolg derselben beschlossen, Eingaben 
— soweit dies erforderlich — an die zuständigen Stellen zu 
richten, um den Wünschen der Antragsteller nachzukommen. 
Des weiteren wurde vereinbart, an die Vertrauensleute der 
Fachgruppe einen Fragebogen herauszugeben, zu dem Zwecke, 
die Tätigkeit des Schiffspersonals eingehend festzustellen und 
die Angestelltenversicherungspflicht für bestimmte Gruppen an- 
zustreben. 


Durchführung der einheitlichen Kurzschrift bei der Reichs- 
verwaltung. Der Reichsminister des Innern hat nachstehende 
Kichtlinien für die Verpflichtung der Reichsbeamten und -an- 
gestellten zur Erlernung der Einheitskurzschrift herausgegeben: 

„Richtlinien 
für die Verpflichtung der. Reichsbeamten zur 
kurzschrift. 

1. Von den am 1. Oktober 1925 oder später in den Reichsdienst 
eintretenden Beamten, die ihre Eingangsstellung von Besoldungs- 
gruppe IV an aufwärts haben, ist bei Eintritt in den Vorbereitungs- 
dienst die Kenntnis der Einheitskurzschrift (Nr. 5) zu veriangen, 

. Für die am 1. Oktober 1925 vorhandenen Beamten giit folgendes: 

a) Die Beamten, die eine Kurzschrift auf Grund einer bereits 
bestehenden dienstichen Verpflichtung beherrschen, haben sich bis 
zum 1. Oktober 1925 die Kenntnis der Einheitskurzschrift (Nr. 5) 
anzueignen. Treten die Beamten mach dem 1. April 1925 in den 
Bechecieht ein, so haben sie zur Eriernung eine haibjährliche 
rist. 

b) Die Beamten, die zur Beherrschung einer Kurzschrift bisher 
dienstlich nicht verpflichtet sind, haben sich, sofern sie am 1. April 
1926 das 30. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bis zu diesem 
Tage die Kenntnis der Einheitskurzschrift (Nr. 5) anzueignen; haben 
sie am 1. April 1926 das 30. Lebensjahr bereits vollendet, so ist 
ihnen die Erlernung der Einheitskurzschrift auzuempfehlen. 

. Die Angestellten, insbesondere die Kanzleikräfte, sind darauf auf- 
merksam zu machen, daß vom 1. Oktober 1925 ab im Behörden- 
betrieb die Einheitskurzschrift verwendet und ihre Kenntnis (Nr. 5) 
insbesondere bei den Angestellten des Kanzleidienstes voraus- 
gesetzt wird. 

. Die obersten Reichsbehörden oder die von ihnen ermächtigten 
nachgeordneten Behörden können Ausnahmen und Erleichterungen 
von den Vorschriften zw 1 bis 3 zulassen. Sie können insbesondere 
Gruppen von Beamten und Angestellten, die nur wenig zu schreiben 
oder Akten usw. zu ksen haben, von der Erlernung der Einheits- 
kurzschrift befreien. Auf die Kriegsbeschädigten ist angemessene 
tücksicht zu nehmen. 

. Unter „Kenntnis der Einheitskurzschrift“ ist die Fähigkeit zu ver- 
stehen, in der Einheitskurzschrift gut leserlich zu 'schreiben und in 
Kurzschriit Geschriebenes zu lesen; eine bestimmte Schreibgeschwin- 
digkeit wird nicht gefordert. 

6. Soweit die dienstlichen Bedürfnisse es erfordern, b’eibt es den 


Erlernung der Einheits- 


obersten Reichsbehörden oder den von ihnen ermächtigten nach-: 


Nr. 4 


geordneten Behörden unbenommen, weitergehende Anforderungen 
in der Kenntnis der Einheitskurzschrift an die Beamten und An- 
gestellten ihres Geschäftsbereiches, insbesondere für Neueinstellun- 
gen im Kanzleidienst, zu steilen. 

7. Die Behörden haben die Bestrebungen der Beamten und An- 
gestellten, die Einheitskurzschrift zu eriernen, möglichst zu fördern. 


Behördentariffragen 


Tariftreue der Behörden. Die letzten Notizen über die Aus- 
legung und Anwendung der Tarifverträge werden sicher bei 
manchen Kollegen die billigerweise auch von der Verwaltung 
zu fordernde Tariftreue in einem besonderen Licht erscheinen 
lassen. Ein besonderes Stück hat sich aber das Sekretariat . 
der Regierungsforstkammer in Speyer geleistet. In 
den Ludwigshafener Tageszeitungen erschien vor einiger Zeit 
folgendes Stellenangebot: 2 

„Gesucht werden zum sofortigen Eintritt auf etwa vier bis sechs 
Monate zwei gewandte, technisch durchgebiideie Zeichner gegen Entschä- 
digung von 4,10 M. pro- Tag. Bewerber wolien sich mündlich oder 
schriftlich unter Vorlegung von Zeugnissen an das Sekretariat der 
Regierungsforstkammer in Speyer wenden.“ 3 

Ein Kommentar hierzu erübrigt sich. Es hat den. Anschein, 
daß der Tarifvertrag für Behördenangestellte, sowohl der vom 
Jahre 1920 als auch der zur Zeit gültige, bei dieser Dienststelle 
bis heute noch nicht bekanntgeworden ist. Wir haben selbst- 
verständlich gegen ein solches Verfahren Einspruch erhoben. 
Dieser Einzeliall dürfte aber allen technischen Angestellten ein 
weiterer Beweis dafür sein, wie notwendig e$ ist, sich vor 
Stellenbewerbungen bei Behörden mit der Berufsorganisation 
der Techniker, unsereın Bunde, in Verbindung zu setzen. 


Eigenartige Methoden der Reichspostverwaltung. Wir er- 
halten durch Zufall Kenntnis von einer se des 
Reichspostminsiters, die wir mit Rücksicht auf ihre unglaub- 
lich unsoziale Einstellung wörtlich wiedergeben: 

„Beschäftigung von Angestellten mit einer Dienstzeit von zehm 
Jahren. Da Angestellten mit einer ununterbrochenen Dienstzeit von zehs 
Jahren das Dienstverhältnis nur bei Vorhandensein ‚eines wichtigen 
Orundes gekündigt werden kann ($ 43 (2) R.A.T.) und sie, soweit.es die 
Verhältnisse der Reichsverwaltung gestatten, im Falle der Verlegung 
oder Auflösung der Dienststelle einer anderen Dienststelle zu überweisen 
oder anderwärts unterzubringen sind ($ 44 R.A.T.), muß sich die Ober- 
postdirektion vor Ablauf der zehnjährigen Dienstzeit darüber klar sein, 
ob die Weiterbeschäftigung dieser Angestellten ‘mit Vorteil für die 
Deutsche Reichspost verbunden ist oder nicht. Entsprechen die Leistun- 
gen der Angestellten nicht in jeder Hinsicht voll den Anforderungen, 
so ist ihnen rechtzeitig das :Dienstverhältnis zu 
kündigen. (R.P.M. v. 18. 12. IV/VI T. 2054.)“ 

Die Postverwaltung benötigt also zehn Jahre, um die 
Qualifikation eines Angestellten richtig würdigen zu können. 
In der Verfügung werden die Begriffe verwechselt, denn 
eigentlich müßte der verantwortliche Beamte, der zehn Jahre 
benötigt, um zu beurteilen, wie eine bestimmte Tätigkeit eines 
Angestellten zu bewerten ist, wegen unzureichender Leistungen 
abgebaut werden. Für diesen Beamten hätten wir wegen der 
Trägheit seines Denkvermögens an sich nur den Ausdruck des 
Bedauerns übrig, wenn nicht die Kosten letzten Endes die Än- 
gestellten zu tragen hätten. Aus diesem Grunde allein müssen 
wir gegen dieses Vorgehen der Reichspostverwaltung Einspruch 
erheben. 


Entschädigung für Tätigkeit im Außendienst. Nach $ 31 
des Reichs- und preußischen Angestelltentarifvertrages .er- 
halten die Angestellten für Dienstreisen, für Tätigkeit im Außen- 
dienst sowie bei vorübergehender Beschäftigung außerhalb 
des dienstlichen Wohnsitzes eine Vergütung nach den für die 
entsprechenden Beamten geltenden Bestimmungen. Unter diesen 
Vergütungen sind insbesondere auch zu verstehen die den Be- 
amten gewährten Aufwandsentschädigungen, Uebernachtungs- 
gelder oder sonstige Pauschvergütungen für auswärtige Dienst- 
geschäfte sowie Entschädigung für getrennte Haushaltsfüh- 
rung. Im wesentlichen sind die diesbezüglichen Bestimmungen 
in dem Reisekostengesetz und den einzelnen ergänzenden Be- 
stimmungen bzw. Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz 
enthalten. Unter diese Tarifbestimmungen fallen auch die von 
den technischen Angestellten vielfach geltend gemachten An- 
sprüche auf Entschädigung für den Feldaufwand. 
Es war gelegentlich der Tarifverhandlungen nicht möglich 
gewesen, einen solchen Anspruch generell tariflich festzulegen. 
Eine solche Regelung wurde den einzelnen Verwaltungszweigen 
vorbehalten. 

Unter dem 21. Dezember 1923 Nr. IB. Ib. 6703 hat der 
preußische Landwirtschaftsminister im Einvernehmen mit dem 
preußischen Finanzminister in Ausführung des Gesetzes über 
Reisckosten für Staatsbeamte angeordnet: 

Auf Grund des $ 8 Abs. 1 des Gesetzes über die Reisekosten der 
Staatsbeamien vom 3. Januar 1923 — Gesetzsamml. $. 3 — bestimme 
ich im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminister folgendes: 

I. 1. Die Vorsteher der Kulturämter und Kulturbauämter sowie die 
übrigen bei den Ku'turämtern und Kulturbauämtern beschäftig'ea Beamten 
erhalten für Dieustreisen innerhalb des Bezirks ihres Kulturamtes: oder 
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Nr. 4 
Kulturbauamtes Tagegelder in Höhe von 75 v. H. des bei. Dienstreisen 
außerhalb des. Amtsbezirkes jewei's fäligen Tagegeldes (1/,, 1/g oder 1/g 
des volien Tagegeldes). , 

2. Eine Verkürzung der übrigen Reisekosten findet nicht statt, 
Insbesondere sind die Uebernachtungsgeider ($ 3 des Gesetzes) nach den 
unverkürzten Tagegeldsätzen des $ 2 Abs. 1 des Gesetzes zu berechnen. 

Il. Die Vorschriften zu I. finden auch auf solche Reisen der Beamten 
der Landeskulturämter Anwendung, bei denen Geschäfte erledigt werden, 
die an sich zur sachlichen Zuständigkeit von Beamten der Kulturämter 
und Kulturbauämter gehören. : 

III. Die Vermessungsbeamten der Landeskulturbehörden erhalten. bei 
den örtichen Dienstgeschäften als Entschädigung für den 
Feldaufwand eine Pauschvergütung nach Maßgabe nach- 
stehender Bestimmüngen: | 

1. Die Vergütung ist für jeden auf örtliche geometrische Dienst- 
geschäfte notwendig verwendeten Feldarbeitstag vorgeselen. 

Für Tage, an denen ausschließlich Termine wahrgenommen werden, 
Besichtigungen stattlinden usw., an denen also landmesserische Feld- 
arbeiien nicht ausgeführt werden, kommt die Vergütung nicht in Frage. 

‘2. Die Vergütung für ‘den Feldaufwand beträgt 20 v. H. der Grund- 
gebühr V der Gebührenordnung der Katasterverwaltung vom 7. De- 
zember 1922 in der Fassung der Verfügung vom 26. September 1923 
— Fin.-Min.-Bl. S. 489 — und der dazu ergangenen Abänderungen. Die 
Vervielfältigungszahl beträgt gegenwärtig 315 Milliarden. Jede Erhöhung 
oder Ermäßigung der Grundgebühr V wird im Ministerialblatt ver- 
öffentlicht werden, und zwar gieichzeitig mit der Mitteilung der übrigen 
Gebührensätze, die zur Ermittlung der durch Ausführung von ver- 
messungstechnischen Arbeiten wirklich erwachsenen Kosten gemäß 
Verfügung vom 26. August 1923 — 1.B. Ib 2881 — (Lw. M.-Bl. S. 731 
erforderlich sind. 

3. Die Vergütungen für Feldaufwand sind in der Rechnung beim 
Kap. 101 Tüt. 8 zu verrechnen, 

IV. Die unter III. vorgesehene Vergütung für Feldaufwand erhalten 
unter denselben Voraussetzungen und nach denselben Grundsätzen auch 
die kulturbautechnischen Beamten und Angestellten der Landeskultur- 
behörden und der Kulturbauverwaltung bei Ausführung von vermessungs- 
und kulturbautechnischen Aufnahmen. Ebenso wie vorstehend zu 3. sind 
die Vergütungen für Feldaufwand bei Kap. 106 Tit. 6 zu verrechnen. 

V. Vorstehende Bestimmungen treten mit dem Tage der Veröffent- 
lichung in Kraft. 

VI. Vorschlägen gemäß Ziffer 31 der Ausführungsbestimmungen des 
Finanzministers zu dem Gesetz über die Reisekosten der Staatsbeamten 
vom 17. Januar 1923 sehe ich baldmöglichst entgegen. 


Unter Absatz III ist durch diese Verfügung eine Entschädi.. 
gung für Feldaufwand für Vermessungsbeamte anerkannt. 
Diese Entschädigung wird unter Absatz IV auch auf die kultur- 
bautechnischen Beamten und Angestellten ausgedehnt. 
Aut der Grundlage dieser Regelung hat später der preußische 
Landwirtschaftsminister unter dem 14. August 1924 Abw. P. 1. 
1187 die Entschädigung für den Feldaufwand auch dem ver- 
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messungstechnischenPersonalderWasserhau«- 
verwaltung zugestanden: 


„Im Einvernehmen mit dem Herrn Preuß. Fin.-Minister und dem 
Herrn Reichsverkehrsminister bestimine ich, daß dem vermessungstech- 
nischen Personal der Wasserbauverwaltung bei den örtl. Dienstgeschäften 
als Entschädigung für den Feldaufwand eine Vergütung unter denselben 
Voraussetzungen nach denselben Grundsätzen und in der gleichen Höhe 
zu gewähren ist, wie sie für die Beamten und Angestellten der Landes- 
kulturbehörden und der Kulturbauverwaltung in Ziffer III und IV meines 
Erlasses vom 21. Dezember 1923 — 1.B. Ib 6703 — (Min.-Blatt d. 
Landw. Verwaltung 1923 S. 1056/1057) bereits angeordnet ist. 

Die Vergütungen für den Feldaufwand sind. bei Kap. 108b Tit. 11 
des Haushalts der Landw. Verwaitung zu verrechnen. 

Vorstehende Anordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung 
in Kraft, . Im Auftrage gez. Gerlach.“ 

Dem ‚bautechnischen Personal der Wasserbauverwaltung 
Preußens als auch des Reiches wurde eine gleiche Entschädi- 
gung nicht gewährt, obwohl die Voraussetzungen, die für solch 
eine Entschädigung geltend gemacht werden können, die 
gleichen sind. Der Bund hatte deshalb zunächst beim Preuß. 


‚Finanzminister beantragt, den erwähnten Erlaß des Landwirt- 


schaitsministers vom 14. August 1924 auf das gesamte bau- 
technische Personal anzuwenden und die Angelegenheit durch 
eine entsprechende Anordnung in Ausführung des $ 31 des 
Preußischen Angesteiltentarifs generell zu regeln. 

Leider ist der Preuß. Finanzminister diesem Ersuchen n'cht 
gefolgt. Ohne auf den Kern der Sache einzugehen, schreibt 
er in Beantwortung unseres Antrages am 1. Dezember 1924 
Lo. 1501, daß für ihn im Hinblick auf die eindeutigen Bestim- 
mungen im $ 31 des Preuß. Angestelltentarjfvertrages keine 
Veranlassung besteht, eine besondere allgemeine Ausführungs- 
bestimmung zu diesem Paragraphen zu erlassen. Wenn die 
besonderen Verhältnisse einer Verwaltun 
nähere Ausführungen zum $ 31 erforderlic 
machen, wird dies auf dem gleichen Wege ge- 
schehen wie im Landwirtschaftsministerium. 

Mit diesem Bescheid wird sich der Bund natürlich nicht 
abfinden, sondern die ihm geeignet erscheinenden weitereri 
Maßnahmen einleiten. Darüber hinaus wird aber auch die 
Kollegenschaft versuchen müssen, der Verwaltung klarzumachen, 
daß doch eine Veranlassung besteht, diese Angelegenheit als- 
bald und generell zu regeln. Wir empfehlen, daß unsere Ko!- 
legen den Betriebsräten entsprechende Anträge unter- 
breiten, welche ihrerseits zu diesen Anträgen Stellung zu 
nehmen und darauf hinzuwirken haben, daß sich die zustän- 
digen Hauptbetriebsräte in ihren Sitzungen mit der 
Frage befassen, 








ale Aus dem Bunde >: 


Ergänzungsprüfungen der Gewerbelehrer. Erl. d. M. f. H. vom 
4. Dezember 1924. Im Zusammenhange mit den Abschlußprüfungen des 
laufenden Lehrgangs am Gewerbeichrerseminar in Charlottenburg, die 
vom 2. bis 14. März d. ]J. stattfinden, können Gewerbelehrer für eine 
Berufsgruppe oder einen einzelnen Berufszweig die nach der Prüfungs- 
ordnung vorgesehene Ergänzungsprülung ablegen. Die Bewerber haben 
ihre Gesuche bis zum 1. Februar d. J. an die Leitung des Ge- 
werbelehrerseminars in Charlottenburg, Wilmersdorfer Straße 166/167, 
einzureichen. Voraussetzung für die Zulassung ist eine längere praktische 
Tätigkeit in der gewählten Berufsgruppe oder dem gewählten Berufs- 
zweige. Die ausgeübte Tätigkeit ist durch Belege nachzuweisen. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T.Z.“ erfolgen 
nur in der 4. 8. 12. und 13. Nummer jedes Vierteljahres; sie dürien 
wegen des beschränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Orts- 
verwaltung, Art der Versammlung, Datum, Versammlungsbeginn, Ver- 
sammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 3TagevorEr- 
scheinen der neuen Nummer im Besitz der Redaktion sein 
und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzung enthalten: 


M — Mitgliederversammlung, V — Vertrauensmännerversammlung, 
F = Fachgruppenversammlunge, B = Berufsausschuß, 


Bautzen. Hauptv. 5. Il. 800 im Bürgergarten. 

Bonn. M. 7. II. 800, Rest. Jakob, Friedrichstr. 23. 

Dudweiler. Generalvers. 8. II. 3% nachm, Lokal Grimm, 

Eisenach. M. 4. II. 8%, Karthäuser Hof, Karlsplatz. 

Erfurt. M. 6. II. 800, Rest. Steiniger, 

Gera. M. 3. II. 8% in Harnischs Garten, 

Glatz. M. 6. II. 730, - Stephans Brauerei, Roßstraße. 

Görlitz. M. 5. II. 80%, Handelskammerhaus. 

Greiiswald. M. 5. II. 80, Lok. Berger, Ecke Fisch- u, Langefuhr Str. 

Halle a. d. S. Hauptvers. 3. II. Rest. „Mars-la-Tour‘“, Gr. Ulrichstr. 

Halle a. d. S. 1. II, Bez.-F. Katasterwesen, Merseburg. Jahreshauptv. 
vorm. 11% in Halle, Rest. „Mars-la-Tour‘, Gr. Ulrichstraße, 


- Heidelberg. M. 5. II. 8%, Brauerei Ziegler, 


Kiel. 5. Il. Lichtbildervortrag (Selbsterlebtes aus der Schweiz). 8% im 
-- Lichtsaal des Gewerkschaftshauses. 

Neuruppin. M. 3. H. 800%, ‚Rest. Kuphal, Am See, 

Potsdam-Nowawes. Die Februär-Versamml. fällt aus, 





Siegen i. W. M. 3. II. 730%, Wirtsch, Heiser, Bahnhofstr, 19 

Waldheim. M. 3. II. 8%, Cafe Naumann, Hartha. 

Wittenberg. Die Mitgl.-Vers. finden von jetzt ab im Gasthaus „Zur 
goldenen Sonne‘ statt. Versammlungstage werden noch bekannt- 
gegeben. 

Wittenberge. M. 3. II. Vereinslokal „Deutsches Haus“, 






terbeiafel 
Es starben: 


Karl Benos (71595), Mikultschütz. Martin Matthes (133727), Hamkurg. 
Max Berthel (16547), Klingenthal. A. Moldau (129634), Dresden. 
Josef Böning (258529), Dortmund. R. Mühlisch (T ;003), Göppingen. 
Max Buchstädt (165 502), Chemnitz. Fridolin Pelster (204 748), Düssel- 
. Conrad Carduck (132906), Aachen. dorf. 
Fridolin'Cunz (186343),Saarbrücken. Wa'ter Pless (T 15542), Berlin, 
Friedrich Doll (208107), Mannheim. ©. Pohl (T 54230), Rosenberg. 
Johann Dreyer (T 34 793), Walter Quedenfeld (53587), 
amburg. Mannheim. , 
Johann Fries (200879), Flensburg. Alfred Richter (260912), Berlin. 
Max Garn (51969), Leipzig. Friedrich Rögner (164586), Leipzig. 
Herm. Gehrke (54939), Berlin. Franz Schmidt (176356), Dessau. 
Arthur Geruit (143010), Hannover. Otfo Schulze (132934), Magdeburg. 
Wilh. Gieseking (48220), Gelsen- Reinh. Steckel (101959), Frank- 
kirchen. furt/Main. 
Ferd. Gräbe (T 22398), Leipzig. Heinrich Sundhoff (T 98792), 
Fritz |'Henscher (T 80 089), Bremen. Düsseldorf. 
August Herborn (T8728:), Wies- Paul Tegtmeier (8172). 
baden. Wilb. Tıefel (217114), Nürnberg, 
NGolaus Hiedels (172459), Watten- BARB Treutlein (198126), Sprem- 
scheid. erg. 
Friedrich Höfer (T 92168), Plauen. Carl Wagner (309), Leipzig. : 
Ernst Kadgin (173688), Berlin. Emil Waldmann (T 278), Chemnitz. 
A. Knecht (202421), Kaufbeuren. Herm. Wegener (164269), Wickede- 
Heinrich v. d. Lahr (T 47357), Asseln. 
= München-Gladbach-Rheydt. Ludw. Woif (28525), Berlin. 
Ü Karl Mahncke (77148), Hamburg. Oito Zieger (200511), Merseburg. 


Ehre ihrem Andenken! 


Adressen der zentralen Verwaltungsstellen des Butab. 
Hauptgeschäftsstelle Berlin NW 40 Werftstr. 7 
(Telegramm-Adresse: Industriebeamte Berlin.) 
(Fernsprecher: Amt Moabit 1088, 1090, 7810, 7811.) 
Gauverwaltungen und Gaunebenstellen: 
Gauverwaltung Bayern: München, Elisenstr. 7 (T.-A.: Techniker- 

bund, München). F.:: 54248. 
Gaunebenstelie Bayern: Nürnberg, Hummelsteiner Weg 70. F.: 12147, 
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Gauverwaltung Brandenburg: Berlin, Werftstr. 7. 
Gaunebenstele Brandenburg: Stettin, Städt. Bürohaus an der 
Karkutschstraße. F.: 2986. 2 ä 
Gauverwaltung Hannover-Braunschweig: Hannover, Celler 
Straße 11,1. F.: Nord 1630. $ 
Gauverwaltung Hessen: Frankfurt a. M., Allerheiligenstraße 89,1. 
F.: Taunus 2019. 

Gauverwaltung-Mitteldeutschland: Halle a. S., Dryanderstr. 10. 
(T.-A.: Industriebeamte Hallesaale). F.: 5780. f 3 

Gaunebenstele Mitteldeutschland: Erfurt, Augustinerstr. 20. 
504234. 

Gauverwaltung Nordost: Königsberg i. Pr. Löbenichtsche Lang- 
gasse 19. F.: 8374. 

Gauverwaltung Nordwestdeutschland: Hamburg, Ellernthors- 
brücke 10. F.: Merkur 4864. \ 2 

Gaunebenstelle Nordwestdeutschland: Bremen, Faulenstr. 58/60. 
F.: Roland 563. 2 

Gauverwaitung Rheinland-Westialen: Essen, Adolfstraße 12. 
15330, x 

Gaunebenstele Rheinland-Westfalen: Barmen, Oberdörner- 
straße 95. ui e: 

Gauverwaltung Saarland: Saarbrücken, Wilhelm-Heinrich-Str. 34, F. 
F.: 1569, 

Gaunebenstelle Saarland: Ludwigshafen, Siegfriedstr. 10. F.: 934. 

Gauverwaltung Sachsen: Dresden, Wettinerplatz 10/11,I (bei Ein- 
schreibsendungen z. Hd. des Herrn Geiser). F.: 17554. ä 

Gaunebenstelle Sachsen: Leipzig, Zeitzer Str. 32 C,IV. F.: 16952. 

Gaunebenstelle Sachsen: Chemnitz, Dresdener Str. 38,1. F.: 8343. 

Gauverwaltung Schlesien: Breslau I, Margaretenstraße 17,1V, 
Zimmer 140. F.: Oltlle 8615. 

Gaunebenstele Oberschlesien-Ost: Gleiwitz, Wilhelmplatz 9, 
Bundeshaus. F.: 704. 

Gauverwaltung Südwestdeutschland: Stuttgart, Rotestr. 42,1. 
F.: 23386. 

Gaunebenstele Südwestdeutschland: Karlsruhe i. B., Karl- 
Friedrich-Str. 28, Ill. F.: 3757. 

Gauverwaltung Westdeutschland: Köln a. Rh., Beethovenstr. 12. 
F.: Rheinland 6137. 


Bücherschau 


Aßmann, Hans, Bürgermeister a. D, Wohlerworbene Be- 
amtenrechte und das Besoldungsrecht der preußi- 
schen Kommunalbeamten. Zweite durchgesehene Auflage. 43 S. 
Berlin 1924. Industriebeamtenverlag G.m.b.H, 

Der durch eine große Reihe praktischer Bücher bekannte Verfasser 
hat im November 1924 die vorliegende Schrift als einen Ratgeber für 
Beamte, Gemeinden, Gemeindevervände und sonstige Behörden sowie 
für Beamtengewerkschaften und Rechtsanwälte herausgegeben. Die erste 
Auflage war kurz nach ihrem Erscheinen vergriffen, so daß das Vorwort 
der zweiten vom Januar 1925 datiert werden kann. Aufgebaut ist die 
Schrift unter folgenden Abschnitten; Das Anstellungsrecht der Geimein- 
den. Das Recht auf Besoldung. Das kommunale Beso!dungswesen. Die 
wohlerworbenen Beamtenrechte. Die wohlerworbenen Besoldungsrechte 
der preußischen Kommunalbeamten. Der Schutz der wohlerworbenen Be- 
soldungsrechte. Der Anspruch der Einzelbeamten auf höhere Bezüge. 
Es ist die Eigenart des Verfassers, das geltende Recht mit einer großen 
Anzahl von Entscheidungen der Gerichte zu durchsetzen und dadurch: mit 
der Praxis in Fühlung zu bleiben. Auf diese Weise ist auch die vor- 
liegende Schrift entstanden und als eine höchst aktuelle und nützliche 
anzusehen. Ueber den Begriff der wohlerworbenen Rechte freilich ist 
die Wissenschaft noch sehr im unklaren, und die Ausführungen des Ver- 
fassers werden noch nicht das letzte Wort bedeuten. Alles in alleın 
gerommen wird die Aufgabe des Büchleins als eines Ratgebers im 
bezeichneten Sinn als erfüllt zu bezeichnen sein. 

Univers.-Prof. Dr. Stier-Somlo, Köln. 


Behörden und Beamte. Nachrichtenblatt und Literaturnachweis für 
die gesamte Reichs-, Staats- und Kommunalverwaltung. Herausgegeben 
von der Geschäftsstelle des Deutschen Beamtenarchivs, Wirtschaftsverlag 
Arthur Sudau G.m.b.H. Berlin SW 48, Wilhelmstr. 40a (Post- 
scheckkonto Berlin 16 829). Diese neue Zeitschrift unterrichtet kurz und 
sachlich über alle die Beamtenschaft angehenden Fragen und gibt vor 
allem laufend einen Ueberblick über die gesamte für Beamte und Be- 
hörden in Frage kommende Literatur. Die preiswerten Mitteilungshefte 
sind allen Beamten und Behörden zu empfehlen. 


Besoldungsausgabe des Deutschen Beamtenarchivs mit alphabetischem 
Ortsklassenverzeichnis. Die kürzlich erfolgten umfangreichen Aende- 
rungen der Besoldungsbestimmungen. für die Reichsbeamten haben die 
Geschäftsstelle des Deutschen Beamtenarchivs veranlaßt, die gesamte 
Neuregelung der Beamtenbesoldung übersichtlich in einem 
Heft zu vereinigen. Das soeben erschienene, außerordentlich umfang- 
reiche Heft 4/6 enthält infolgedessen die Neuregelung der Beamten- 
Ben des Wohnungsgeldzuschusses und der örtlichen Sonderzuschläge; 
erner Besatzungszulage, Anwärterbezüge, Besoldungsdienstalter, Dienst- 
aufwandsentschädigungen, Gnadengebührnisse, Reisekosten, Uebernach- 
tungsgelder, Angestelltenbezüge, Tabellen über Ruhegehalt, Wartegeid, 
Witwen- und Waisengeld usw. Besonders wichtig ist, daß auch das 
gesamte neue Ortsklassenverzeichnis übersichtlich in der 
alphabetischen Folge darin zum Abdruck gelangt ist. Die 
Zusammenstellung der neuen Besoldungsbestimmungen dürfte wohl allen 
Beamten willkommen sein. Preis des etwa 90 Seiten starken Heftes 
210 R.-M. Bezugspreis vierteljährlich 4,50 R.-M. (Bestellungen auch 
en Via Berlin 16829, Wirtschaftsverlag Arthur Sudau 
‚.m.b.H. 


Die neue Angestelltenversicherung. Systematische Einführung nebst 
Berufskatalog und Sachregister. Von Dr. Hermann Dersch, 
Senatspräsident im Reichsversicherungsamt. Verlag Julius Springer, 
Berlin 1924. 
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Der bekannte Versicherungsfachmann gibt auf knapp 109 Seiten eine 
außerordentlich instruktive und durch ein ausführliches Sachregister 
unterstützte systematische Darstellung des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes in seiner neuen Fassung. Es handelt sich nicht um eine 
Textausgabe mit Kommentar, sondern um eine klare und übersichtliche, 
durchaus gemeinverständliche Darstellung des Angestelltenversicherungs- 
rechtes. Das Berufsgruppenverzeichnis des Arbeitsministeriums ist als 
Anhang beigefügt. Das Buch wird vortreffliche Dienste leisten, wo es 
sich um eine schnelle und zuverlässige Orientierung handelt. Der geringe 
Preis, 2,10 M., ermöglicht eine weitgehende Verbreitung. pf. 


Allgemeine Volkswirtschaftsichre. Von Robert Liefmann. 
Leipzig und Berlin 1924. Verlag und Druck von B. G. Teubner, 
IV. und 95 S. gr. 8. Kart. Gm. 2,20. 

An Einführungen in die Nationalökonomie besteht eigentlich kein 
Mangel. Die Herausgabe eines neuen Leitfadens ist daher nur gerecht- 
fertigt, wenn sein Verfasser in sachlicher oder methodischer Hinsicht oder 
in beidem Neues zu bieten vermag. Die vorliegende Arbeit des Freiburger 
Volkswirtschaftlers unterscheidet sich von den üblichen populären Dar- 
stellungen insofern, als sie von den Bedürfnissen der Menschen als 
der Ursache aller Wirtschaft ausgeht und von da aus in den Mittelpunkt 
der heutigen Wirtschaftsordnung, den Tauschverkehr, den Geld-, Preis- 
und Einkommensmechanismus führt, Sie beschränkt sich bewußt auf 
die Erklärung der Organisation dieses Tauschverkehrs und bringt des- 
haib manches nicht, was man in den Lehrbüchern vorzutragen pflegt. 
Andererseits enthält das Buch auch manches, was, wie z. B. „Die Be- 
deutung der Steuern für den Tauschverkehr“, in den einführenden Schrif- 
ten fehlt. Ueber die sachliche Richtigkeit der Lehren Liefmanns läßt sich 
ebenso streiten wie über die ganze Anlage seines Buches. Eine Aus- 
einandersetzung mit ihm würde jedoch den Rahmen, der einer  Be- 
sprechung gesteckt ist, sprengen. Wenn auch der Gebrauch des kurzen 
Lehrbuches in den Händen des “Anfängers nicht unbedenklich ist, so 
bietet es doch dem Fortgeschritteneren vielfache Anregung und kann 
diesem so bei erneutem Durchdenken der Hauptprobleme. der Volks- 
wirtschaftslehre von Nutzen sein. KES. 


Meyers Lexikon in 12 Bänden. 7., völlig neu bearbeitete Auflage. 
Band 1 in“Halbleder gebunden 309.— M. Verlag des Bibliographischen 
Instituts in Leipzig. 

Eines der sichersten Zeichen für die wieder eingetretene Stabilisierung 
der Wirtschaft ist das Wiedererscheinen eines so sehr auf lange Sicht hin 
geplanten Unternehmens wie des großen Meyerschen Lexikons. Meyers 
Großes Konservationsiexikon, wie es früher hieß, hatte schon immer 
seine. Stärke auf den naturwissenschaftiichen und technischen Wissens- 
gebieten. Auch der uns vorliegende erste Band der Neuauflage ist durch- 
aus auf der alten Höhe geblieben und es ist gelungen, die trotz der 
Kriegszeit gemachten Fortschritte der Wissenschaft, insbesondere auch 
der theoretischen Physik, bei der neuen Auflage zu berücksichtigen. 
Aber auch die den Geweikschaftier interessierenden Wissensgebiete sind 
An einer die tiefgehenden Veränderungen deitlich aufzeigenden Weise 
berücksichtigt worden. Schon rein äußerlich sind die unter den Stich- 
worten: „Arbeit“, „Arbeiterfragen“, „Arbeiterschutzgesetzgebung“, „Ar- 
beitsrecht‘‘“ usw. behandeiten Fragen an Umfang. außerordentlich er- 
weitert, und daneben ist die inzwischen eiugetreiene Wandlung in den’An- 
schauungen und die gesetzgeberische Entwicklung, soweit dies im 
Ralımen eines zur äußersten Konzentration gezwungenen Werkes mög- 
lich ist, berücksichtigt. 

Trotz des von Jahr zu Jahr außerordentlich wachsenden Umfanges 
unseres Wissens wird die neue 7. Auflage auf 12 Bände beschränkt 
werden. Um dies zu erreichen ist das gesamte Lexikon völlig neu ge- 
schrieben worden und vereinigt knappste Form mit der Wiedergabe 
alles Wesentlichen. 

Ganz besonders erfreulich ist die überaus reichhaltige bild!iche 
Ausstattung, insbesondere der Tafeln. Fast immer ist das neueste photo- 
graphische Material benutzt worden und die Ausführung auf Kunst- 
druckpapier gestattet eine detaillierte und exakte Wiedergabe. 

Auch das Kartenmaterial liegt neu vor und berücksichtigt die durch 
den Weltkrieg und seine Folgen eingetretenen geographischen Ver- 
änderungen. 

Die buchtechnische Ausstattung ist in jeder Hinsicht mustergültig. 
Vorzügliches Papier und ein gediegener Einband berücksichtigen die 
Erfordernisse einer starken Benutzung und langen Lebensdauer, Wenn 
die weiteren Bände dem uns vorliegenden ersten Band entsprechen. 
wird der neue Meyer zweifellos die führende Stellung, die die deutsche 
Lexikographie vor dem Kriege innehatte, wieder erobern helfen. pf. 


„Technische Werkstattpraxis“. Von Alfred Nauck. Verlag Paul 
Parey, Berlin. 

Das vorliegende Werk ist ein klassisches Beispiel dafür, wie tech- 
nische Bücher nicht sein sollen. Zunächst ist es nicht einmal in ein- 
wandfreiem Deutsch geschrieben. Dann ist der Inhalt nichtssagend, 
zum Teil direkt falsch. So behauptet der Verfasser z. B. (S. 55), dass 


. man Drehbankspindeln aus bestem Siemens-Martin-Stahl von 60:80 k 


Festigkeit herstellt und die Laufflächen im Einsatz härtet. Auch durch- 
geschen hat der Verfasser das Buch bei der Drucklegung anscheinend 
nicht genau, sonst könnten m. E. solche Fehler nicht stehengeblieben 
sein, wie (S. 72) Umdrehungen der Arbeitsspindel usw. 100 :800 mm, 
Schade um das Papier und die Druckerschwärze. Dem Verlag möchte ich 
den guten Rat geben, sich in Zukunft vor der Drucklegung eines Werkes 
technischen Inhalts mit einem Sachverständigen in Verbindung zu setzen; 
es ist noch lange kein Beweis für die Eignung eines Verfassers, wenn 
derselbe in einer Konzernzeitschrift (Das Werk) Artikel geschrieben 
hat, die angeblich mit grossem Interesse gelesen worden sind. K. 


Briefkasten 


R. M. in H. Daß die Ortsgruppe Berlin des Verbandes deutscher 
Techniker sich mangels gewerkschattlicher Aufgaben mit „Schieß- 
sport“ befaßt, ist uns bekannt, ebenso daß die Mitglieder dieser Orts- 
gruppe jetzt in Ermanglung der Freude an ihrem Verband über ‚die 
Freuden des Waidwerkes“ unterrichtet und von der Jagd auf gewerk- 
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schaftliche Gegner durch das „Lesen der Fährten des Wildes“ abgelenkt 
werden, Seien Sie aber unbesorgt! Den Schaden, den etwaige Schlump- 
schützen dabei anrichten, wird der „Flaschenvater“, der D.H.V. gewiß 
gerne bezahlen. 


Geschäijtliches 


Die allgemeine Motorisierung des Wirtschaftslebens schreitet in der 
Nachkriegszeit endlich auch in Deutschland mit Riesenschritten vorwärts. 
Sie scheiterte bisher daran, daß es keiner deutschen Automobilfabrik 
möglich war, zu Spottpreisen, wie etwa Ford in Amerika, Automobile 
herzustellen. Diesen Mängeln abzuhelfen, müssen zwei Wege beschritten 
werden, der eine der Verbilligung der Produktion und der andere 
der erleichterte Erwerb durch kulanteste Zahlungsbedingungen. In 





0,30 Gun. 
Beilagen nach Vereinbarung. 


für die 6ge- 


Geschäftliche Anzeigen: 
R. Merkel, 


spaltene Millimeterzeile. 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 


Berlin W 35, Potsdamer Straße 111 


dieser Richtung gehen die Zschopauer Motorenwerke beispielgebend 
voran. Haben die Zschopauer Motorenwerke im Jahre 1924 von sich 
reden gemacht durch die staunenswerte Verbilligung ihrer DKW Motor- 
räder, so ist heute das Vorgehen der Zschopauer Motorenwerke noch 
mehr zu begrüßen, daß diese kreditwürdigen Personen ihre bekannten 
DKW Motorräder nunmehr gegen eine mäßige Anzahlung und zehn 
Monatsraten verkaufen. 


Sanatogen, das altbewährte, durch mehr als 21000 ärztliche Gut- 
achten anerkannte Kräftigungsmittel für Körper und Nerven, ist in be- 
kannter Güte in Packungen von 50 bis 500 g in allen Apotheken und 
Drogerien erhältlich. Man beachte den der heutigen Auflage beige- 
fügten Prospekt der Firma Bauer & Cie, die auch Proben “und Bro- 
schüren kostenlos versendet. 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin. 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 





Die Stel!e eines 





Oheringenieurs 


beim städt. Gas- und Wasserwerk ist alsbald durch 
einen Diplomingenieur zu besetzen. 

Gesucht wird ein durchaus tüchtiger Fach- 
mann, der mehrjährige Erfahrungen im Bau und 
Betrieb großer Gaswerke besitzt. Besonderer Wert 
wird auf erfolgreiche Betätigung auf wirtschaft- 
lichem Gebiet und möglichst auch in der Gas- 
propaganda gelegt. 

Die Anstellung erfolgt zunächst dienstvertrag- 
lich mit dreimonatiger Kündigung; nach Bewährung 
wird spätere Anstellung als Gemeindebeamter in 
Aussicht gestellt. Die Besoldung regelt sich vor- 
behaltlich der Genehmigung der staatlichen Auf- 
sichtsbehörde nach Gruppe XII der Reichssätze 
und Ortsklasse A, 

Bewerbungsschreiben mit Lebenslauf, Zeugnis- 
abschriften und Lichtbild sowie Angabe der Mög- 
lichkeit des Dienstantriits wollen bis spätestens 
10. Februar 1925 bei dem Unterzeichneten ein- 
gereicht werden. Persönliche Vorstellung zur 
nach Aufforderung erwünscht, 


Offenbach a.M., den 8, Januar 1925. 


| Der Oberbürgermeisier. 


Städtebau, 
Tarifvertrages (= staatliche 
mit Angabe 
sind zu richten an den 


werbungen 


| 22 = 
für Sofort gesucht 





u Zur sofortigen Einstellung 


gesucht. Derse'be muß künstlerische Fähigkeiten besitzen, 
nach Skizzen Projekte ausarbeiten und firm in der Auf- 
stellung von Kostenanschlägen sein. 


2. Ferner wird zur sofortigen Einstellung ein 


Bauschreiher 


gesucht, welcher im behördlichen Abrechnungswesen er- 
fahren ist und bei Behörden bereits gearbeitet hat. Be- | 
vorzugt werden Bewerber mit fachlichen Prüfungen. 
Offerten unter Gehaltsansprüchen, kurzem Lebenslauf 
und Zeugnissen an das Stadtbauamt Wetzlar. Bewerber : 
zu 1, wollen Skizzen beifügen, 3 


Stadtbauamt Wetzlar. 


Billige höhmische 


Beitfedlern! 


1 Kilo grang geschlissena M. 3.— 
| hatbweiße M.4.—, weiße N. 5.— 
bessera M.6.— u. M.7.— ‚daunen- 
weiche M. 8.—, 10.— , beste Serie 
EM. 12.— u.14.—. Versand franko 
zelifrei, gegen Nachn. Muster frei. 
| EUmtausch und Rücksahme gestattet. 
Banedikt Sächsel, 
Lohes Nr. 993 
bei Pilsen (Böhmen) 










Zum Vertrieb der 


: Lub-Industriepumpe 


(automatische Hochdruckschmierung) suchen wir an allen 
größeren Plätzen Deutschlands geeignete Firmen als 


eneralvertre 


Solche mit vorhandenem technischen Personal bevorzugt. 


General-Vertrieb der Lub-Industriepumpe: 


AUFIG.m.b.H. Berlin 


| 


Verlangt wird zeichnerische Ge- 
wandtheit und praktische Erfahrung im Wohnungs- und 
Die Besoldung erfolgt nach Gruupe 8 des 


des frühesten Eintrittstermins 


Magistrat Nordhausen a.H. 


Monatliche Ratenzahlung | 


Herren- 
Klileiduns 


fertig und nach Mass! 


Große Auswahl In quien Stoffen 
sowie Gummi- u. Lodenmänteln 


Maßsohnelderei Julius Fabian 
NO 18, Gr. Frankfurter Straße 37, 11. Etage. 


Torhniker One) 








‚Naiserliche Eingriffe x Weltkriegsführung 


von R. Wagner. Das Kriegsbuch für 
den Frontkämpfer. Gegen Einsendung 
von M. 5,25 zu beziehen durch 


N are | , I 

N. Rarich, Waldstr. 51. 8:DZ d 
Spezialgeschäft für Dampfkesseleinmaue- 

rung und Schornsteinbau in Chemnitz sucht 


ngenieur 


welcher außer allen einschlägigen Arbeiten im Feuerungs- 

bau auch im KMesselbau vollständige Facherfahrung 

besitzt und an selbstständiges Arbeiten gewöhnt ist. 
Angebote mit Angaben über Gehaltsansprüche, An- 


lie 





Besoldungsgruppe 8). Be- 





Elegante 


trittstermin unter Beifügung von Zeugnissen unter D. T. 45 
an R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Str. 111, erbeten. 


I!Pickel. Mitesser!! 


Ein einfaches, wunderbares 
Mittel teile gern kostenlos mit, 


Frau M.Poloni 
Hannover A.45, Edenstr. 30.A 


Nebenverdienst 
für Ingenieure, Techniker 
Zeichner vergibt 
Ziemke, Bin.-Köpenick, 
Dorotheenstr. 5. 





]| Rheinwein 


Billiger, vorzügl. Tischwein 
Dienheimer Weißwein 


sowie alle Musikinstrumente. 


9 
& 1) Echt italien. Mandoligen 


M. 0.75 zu M. 20,—, 30.—, 40.—, 50.—, 69. — 
Ungsteiner Rotwein 5} Anzahlung u. Woch.-Ralen 

M.0.75 1 BTage zur Probe zur Probe 7 ra 2. 
Großer illustr. Katalog postfrei. 


pr. Liter zuzügl. 20%), Wein- 

steuer = 15 Pig. zus, M. 0.90, 

ab Nierstein, Nachn., Er 

Fässer v. ca.30-50- 100 Litern, 
Freibl. Station angeben. 

Weingut Heinrich Strub II 
Nierstein a. Rhein 29, 
Großer Weinbergbesitz 

Gegr. 1864. 


Spezial-Versand erstklassiger Musikinstrumente 


Fritz Gottschalk, Röln a. Rh., Luxemburger Ste. 31-P. 


Ein Wort andie 
Frauenweltl 


Fort mit allen wertlosen Ange- 
boten auf hygienischem Gebiete. 


Lassen Sie sich nicht irreführen 
durch vielversprechende hoch- 
klingende Anpreisungen. Nur 
meine genehmigten, kräftig 
wirkenden Spzzialmittel bei 
Störung helfen sicher. Auch 
in bedenklichen Fällen über- 
raschende Wirkung schon in 
wenigen Stunden. 
Keine Berufsstörung! 
Vollkommen unschädlich! 


ter 


Viele Dankschreiben. 


Diskreter Versand durch 
Frau FH. Fischer 


frühere Bezirkshebamme 


Hamburg 36 (B 514) 
Gerhofsiraße 18. 


ju2AyzAogme pum U9PIPUYISSUR IYIıH 


Tiergarten- 
str. S4a. 
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Auf Grund der vielen täglichen Anfragen mit dem Ansuchen, 

unsere weltbekannten DKW -Motoriäder mit erleichterten 

Zahlungsbedin»ungen zur Verfügung zu stellen, haben wir uns 

entschlossen, vorläufig bis zum Saisonbeginn 1000 DKW-Ge- 

triebemotorräder gegen 40°/, Baranzahlung, Rest in 10 gleich- 

mäßigen Monatsraten, zu verkaufen. — Dank einem besonderen 

Abkommen mit einer großen Versicherungsgesellschaft ist jeder 

5 ra: Käufer unserer DK W-Motorräder auf Ratenzahlung gegen 

Unfälle, Beschädigung des Motorrades (Kasko), gesetzliche Haftpflicht bis zu Mk. 75000 — versichert; des weiteren ist der Raten- 

käufer dergestalt versichert, daß bei Todesfall des Käufers das Motorrad ohne weitere Ratenzahlung den Erben gehört. „Jedem Deutschen 
ein deutsches Motorrad, auf das er stolz sein kann“, ist unser Ziel. 


«Nur durch intensivste- Motorisierung unseres gesamten Wirtschafts- 
lebens und der hierdurch erfolgenden Vergrößerung der Produktions- 
kraft des einzelnen kann der Lebensstandard verbessert werden. Ärzte 
und Reisende, Baumeister und Landwirte, Monteure und Handwerker, 
weit von der Arbeitsstätte Wohnende, kurz jedermann, der im tsglichen 


Erwerbsleben steht, hatin einem DK W-Motorrad seinen treuesten Freund 

für Beruf und Erholung, Sport und Lebenskampf. — Schreiben Sie noch heute unter Beifügung von 10 Pfg. Rückporto an die Zschopauer 
Motorenwerke J. S. Rasmussen A.-G, Zschopau 31, Sa., Ratenabteilung, worauf Sie nähere Unterlagen und Bekanntgabe des nächsten 
Händlers, bei dem das Motorrad beziehbar ist, erhalten. — Etwa 65000 DK W-Motoren laufen in aller Welt und legen Zeugnis ab von der 
Beliebtheit und Zuverlässigkeit unserer Fahrzeuge. Unsere DK W-Motorräder, deren Güte durch mehr als 250 erste Preise im Jahre 1924 
erhäörtet wurde und die auf den Reichsfahrien 1921, 1922, 1923, 1924 den Teampreis erwarben, 

haben ihre internationale Überlegenheit am schlagendsten in der Deutschlandfahrt 1924 erwiesen, 

bei der sie im Kampf gegen 100 Konkurrenten bis zu den allerschwersten internationalen Motor- 

radtypen den ersten Preis des 3100 km langen Rennens errungen haben — Einfach, zuver- 

lässig, sparsam im Gebrauch, geben sie jedem Deutschen die Möglichkeit, zu sagen: 

„Ich bin stolz, ein deutsches DKW-Motorrad zu fahren“ 


ih 5 
= Preuß. Südd. Klasseniotterie Siföre hafd fo teuer, 
== 6.-28. Fobruar 1925 = wenn Sie,wiefchon und Sms 
— Ei 5 fate } x „ 
S Schluß- und Hauptziehung | | sn3satcine kreme Si 
; EE können fich dann jeden,auch den koftbarften 
In dieser Zeit werden bestimmt ausgelost Rikörleiften und in vollen Zügen geniehen 


74 000 Gewinne u. 1 Prämie = 16 9000 000 RM. MachenSie keine neuen riskantenBerjuche 


darunter an Hauptgewinnen beftehen Sie auf „Reichel® Essenzen“, 


1000000 200000 Sualtät und aufes Gelingen verbürg 


D) 

Erhältlich in Drogerien. und Wpofheken. & 
500000 150000 De see rag 
300 OQOO OO oo Reicbel « Ejjenzen — Die Marke der Renner. 


und viele andere Haupf- und Mitteigewinne Teilzahlung! Katalog freil 
la 


Kaufpreis für Y #1 z Y Los j j | a 
Sa om Hl ischer, 3 tatik| 6 „/ PRotograpn EEE 

(Porto und Gewinnlisto 30 Pf. extra.) Zusendung erfolgt nach Voraus- A Foctinlenite arate 

Sahluna ds Kaufpreises oder gegen Nachnahme. Be Festipkeitslehre| ir PR r 


Staatl. Lotterie-Einnahme BE Jeder Band gegen f Uh 
: r #7 3 M. Monatsrate ren, Goldwaren, 
A.Bergemann, Berlin-Schöneberg | |2 Brillanten 


Postscheckkonto: Berlin 5667 Martin Luthersiraße 60 











Katalog B 


TEEN" ES ZU 1 mbmer, Atna-ONmantens 


” 


‚Kalender 1925 | fyj pen Ihrmil 3 Kallckreri 


Herausgegeben vom Bund der technischen Ängesteliten und ERZEREEETT 

Beamten. — Umfang 250 Seiten. — Ganzleinen gebunden, n £ 

Preis für Mitglieder M. 1,—, für Nichtmitglieder M. 2,— sondern eine lebendige, packende Darstellung, ein & für das 
Chemiker-Kalender 1925 Preis M. 12, Werk aus einem Guß, von dem man nicht wieder . Auslands-Deutschtum 
Uhlands Ingenieur-Kalender 1925 Preis M. 3,50 loskommt, bis man es sich ganz erarbeitet hat, ist 9 5633 Gewinne 


die einzigartige, neu erschienene 


Hauptgewinne 


Ta der Technik Techn.-hist. Abreiß-Kalender 1925. Prei - m - 
RE NE ee Nationalökonomie 
Ein Abreiß-Kalender mit zahlreichen prächtigen Bildern deut- Rosa Luxemburg 2 jr © o I 
vers. auch unter Nachnahms 


Kalender für Gesundheitstechni«ser Preis M. 4,— 
bar ohne Abzug = Mark 
Deutscher Werk-Kalender 1925 
cher Sehenswürdigkeiien auf tdruckpapier. PreisM. 2,5 2 
ad aba: KEILENLSURBESFUERDEBIST Be In Leinen gebunden 300 Seiten holzfrei, Preis M.5,— # 1 oO © O 6) 
® = 
: : - Bank- 
Industriebeamten-Verlag G.m.b.H. j|emit stilter, yı: 


Kalender für Heizungs-, Lüftungs- und Badetech- © 
a .u [1 ga = 
Deutsche: Baukalender 1925 Preis M. 4,50 Einführung ın die 3 1 5 6) 6) 00 
Abreißkalender mit ganzseit. Il!ustrat. M. 2,50 von 
Abreiß-Kalender für 1925 mit zahlreichen Federzeichnungen Mitglieder des Butab erhalten 15% Zuschuß aus = Lose AM. 3,—. 
Berlin NW 40, Werttstraße 7. Postscheckkonto 15550. Berlin; A| | Hamburg, Holzdamm 39 


niker 1925 Preis M. 3,20 
Tiefbau-Kalender 1925 Preis M. 2,50 
Deutscher Kalender für 1925 
und Holzschnitten. Preis M. 3,— seinem Bildungsfonds, also noch zu zahlen M. 4,25. PortöundLu@ IBPR Dh 
Baidige Bestellg. erwünscht, 


Verantwortl.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 

















65 
Dir 





Deutsche 


Techniker-Ze 


Zeitschrift des Bundes der technischen Angestellten und Beamten. 








Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis“ — „Sozialwirtschaftliche Rundschau” — „Bildung und Unterricht’ 









Erscheint wöchentlich Freitags. — Post-Bezugspreis vierteljährlich 1.20 R.M 
— Postscheckkonto: Berlin Nr. 52 100. — Herausgegeben vom Bund der 
technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstraße 7. 


Nummer 5 / 7, Jahrgang 


Gewerkschaften und Handelsverträge 


Am 10. Janwar d. J. ist die fünfjährige Frist abgelaufen, 
für die Deutschland im Versailler Vertrag einseitig die Pflicht 
zur handelspolitischen Meistbegünstigung der Eniente- 
länder auferlegt wurde. Mit diesem. Tage hat es also seine 
handelspolitische Freiheit wiedergewonnen. Es kann wieder 
Zölle nach eigenem Ermessen festsetzen und mit anderen 
Staaten Handelsverträge abschließen. 


Bekanntlich sind mit einer ganzen Reihe von Staaten schon 
Handelsverträge oder vorläufige Handelsabkommen abge- 
schlossen worden, so mit den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, mit Spanien, England, der -Schweiz, Griechenland, 
Oesterreich und Italien. Die Verhandlungen über diese Ver- 
träge und Abkommen konnten verhältnismäßig reibungslos 
durchgeführt werden. Bedeutend schwieriger gestalteten sich 
dagegen die nun schon monatelang dauernden Verhandlungen 
mit Frankreich und Belgien. Es ist nicht gelungen, mit 
diesen beiden Ländern vor dem 10. Januar zu einer Verstän- 
digung zu gelangen, so daß der Handelsverkehr mit ihnen 
sich seit dem 10. Januar ohne vertragliche Regelung lediglich 
aut der Basis der beiderseitigen autonomen Zollgesetz- 
gebung abspielt. 

Angesichts der hervorragenden Bedeutung der Handels- 
politik im Rahmen der gesamten Wirtschaftspolitik braucht 
das Interesse der Gewerkschaften an den Handelsvertrags- 
verhandlungen nicht erst betont zu werden. Ihre Aufgabe ist 
es, darüber zu wachen, daß in der gesamten Handelspolitik 
wie in den einzelnen Handelsverträgen nicht nur die Interessen 
der verschiedenen Gruppen des Unternehmertums, sondern 
auch die der Arbeitnehmerschaft berücksichtigt werden. 

Soweit die Arbeitnehmer als Verbraucher an den 
Fragen der Handelspolitik interessiert sind, ist es seibstver- 
ständlich, daß sie sich gegen Schutzzölle wenden müssen, 
weil die Wirkung von Schutzzöllen immer eine Preissteige- 
rung auf dem inländischen Markte ist. Gegen diese einseitige 
Betrachtung der Zolifragen vom Standpunkt des Verbrauchers 
aus kann aber mit Recht eingewandt werden, daß ausschlag- 
gebend für die deutsche Handelspolitik ‘nicht nur das Ver- 
braucherinteresse sein darf, sondern daß sie an den Bedürf- 
nissen der gesamten Volkswirtschaft orientiert werden muß. 
Es soll deshalb zunächst die Frage erörtert werden, welche 
Einstellung der deutschen Handelspolitik den durch den Krieg 
hervorgerufenen Veränderungen in der wirtschaftlichen Lage 
Deutschlands entspricht. 

Vor dem Kriege basierte die deutsche Handelspolitik auf 
dem sogenannten Bülowschen Zolltarif von 1902, dessen 
Kennzeichen Hochschutzzölle auf Getreide und Eisen waren. 
Die Getreidezölle betrugen 5,50 Mk. pro Doppelzentner für 
Weizen und 5 Mk. für Roggen, der Roheisenzoll 10 Mk. pro 
Tonne. Die verteuernde Wirkung dieser Zölle wurde aller- 
dings gemildert durch die vor dem Kriege zwischen dem Deut- 
schen Reich und den meisten Staaten der Welt abgeschlossenen 
Handelsverträge, in denen die Sätze des autonomen Zolltarifes 
in weitem Umfange ermäßigt waren. Von den Unternehmer- 
gruppen, die die Aufrechterhaltung der alten Hochschutzzöile 
oder sogar noch einen weitergehenden Zollschutz fordern, wird 
vielfach auf die glänzende Entwicklung hingewiesen, die die 
deutsche Volkswirtschaft unter der Herrschaft des Bülowschen 
Zolltarifes bis zum Kriegsausbruch erlebt hat und behauptet, 
dieser wirtschaftliche Aufschwung sei auf den durch die Vor- 
kriegszölle gewährleisteten „Schutz der nationalen Ar- 
beit“ zurückzuführen. Selbstverständlich wird daraus weiter ge- 
schlußfolgert, daß der wirtschaftliche Wiederaufbau auch jetzt 
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nur mit „ausreichenden“ Schutzzöllen zu erreichen sei. In Wirk- 
lichkeit ist durchaus nicht erwiesen, daß der Aufschwung der 
deutschen Volkswirtschaft vor dem Kriege auf die Bülowsche 
Hochschutzpolitik zurückzuführen oder durch sie auch nur 
begünstigt worden ist. Namhafte Wissenschaftler vertreten im 
Gegenteil die Auffassung, daß die deutsche Volkswirtschaft 
sich vor dem Kriege so günstig entwickelt habe trotz der 
Hemmungen, die dieser Entwicklung durch die Hochschutzzoll- 
politik bereitet worden seien. 

Der Kriegsausbruch führte automatisch das Ende sämt- 
licher zwischen Deutschland und seinen Kriegsgegnern abge- 
schlossenen Handelsverträge herbei. Die Getreidezölle wurden 
sofort bei Kriegsbeginn aufgehoben, um die Getreideeinfuhr, 
soweit eine-solche noch möglich war, zu erleichtern. Bereits 
während des Krieges wurde der gesamte Außenhandel zum 
Zwecke des Währungsschutzes unter öffentliche Kontrolle ge- 
stellt. Einfuhrverbote, gemildert durch die Bewilligung 
von Einfuhrkontingenten, dienten dem Zweck, jede uner- 
wünschte Einfuhr von Luxuswaren und sonstigem nicht lebens- 
notwendigen Bedarf fernzuhalten. 

Diese Einfuhrverbote und Einfuhrbeschränkungen, die 
während der Inflationszeit aus valutarischen Gründen aufrecht 
erhalten wurden, bestehen zum großen Teil heute noch. Sie 
wurden nach dem Kriege ergänzt durch ein System der Aus- 
fuhrkontrolle, das einmal dem Zweck diente, den „Aus- 
verkauf Deutschlands‘ zu verhindern, zum. anderen einen Teil 
der beim Export erzielten: Valutagewinne in Gestalt von Aus- 
fuhrabgaben zugunsten der Allgemeinheit zu erfassen. 
Unter dem Druck des vereinten Ansturms sämtlicher am 
Export interessierten Unternehmerkreise wurde im Sommer 
1923, als die Währungskrisis sich ihrem Höhepunkt näherte, 
die Ausfuhrkontrolle fast restlos aufgehoben. Nur die Einfuhr- 
beschränkungen blieben bestehen. Es ist nicht zu bezweifeln, 
daß die durch die Einfuhrverbote bewirkte langjährige Fern- 
haltung der Auslandskonkurrenz vom deutschen Markte einen 
großen Teil der Schuld an der technischen Rückständigkeit 
der deutschen Industrie trägt, die als die wichtigste Ursache 
ihrer verminderten Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt 
anzusehen ist. Sie hat außerdem die Kartellbildung in der 
deutschen Industrie San und den Kartellen, Syndikaten 
und sonstigen Preiskonventionen jene Monopolstellung ge- 
sichert, die erst ihre Preisdiktatur ermöglichte. 

Die wichtigste Frage, die heute beantwortet werden mtß, 
Ist nun die, ob es angängig ist, daß die deutsche Handelspolitik 
einfach dort wieder anknüpft, wo die Fäden mit dem Kriegs- 
ausbruch abrissen, wie es von wirtschaftlich und politisch so 
mächtigen Gruppen des deutschen Unternehmertums, wie der 
Schwerindustrie und dem Großgrundbesitz, gefordert wird. 

Man braucht sich nur die Gebiets- und sonstigen Verluste 
zu vergegenwärtigen, die Deutschland durch den unglücklichen 
Kriegsausgang erlitten hat, um sich darüber klar zu werden, 
daß die - Voraussetzungen der deutschen Handelspolitik sich 
Semübst der Vorkriegszeit grundlegend verschoben haben. 

urch den Verlust wertvoller landwirtschaftlicher 
Ueberschußgebiete ist Deutschland in der Ernährung 
seiner Bevölkernug noch mehr vom Ausland abhängig ge- 
worden als vor dem Kriege. Gleichzeitig hat der Verlust'der 
lothringischen Eisenerze und der oberschlesischen 
Blei- und Zinkerze dazu geführt, daß es auch in seiner 
Versorgung mit industriellen Rohstoffen noch mehr auf das 
Ausland angewiesen ist als früher. Zu diesen Gebietsverlusten, 
die den Einfuhrbedarf erheblich gesteigert haben, kommen die 
Verluste an Einkünften, die die deutsche Volkswirtschaft vor 
dem Kriege aus der Handelsschiffahrt und aus deut- 
schenKapitalsanlagenim Auslande bezog. Es kommt 
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ferner hinzu die gewaltige Reparationslast, die. letzten 
Endes nur aus Ueberschüssen der Ausfuhr über die Einfuhr 
bezahlt werden kann. Alle "diese Tatsachen ‚fordern gebiete- 
risch eine Handelspolitik, die sich die stärkste Steigerung des 
Exportes als oberstes Ziel setzt. 

Diese Steigerung der deutschen Ausfuhr stößt im Auslande 
auf mannigfache Hindernisse. Allen voran steht die Tatsache, 
daß während. des Krieges die Rohstoffländer, die früher willige 
Abnehmer deutscher Industrieerzeugnisse waren, im .großen 
Umfange dazu übergegangen sind, eigene Industrien zu er- 
richten. Daneben bestehen die schweren Hemmungen, die dem 
Absatz deutscher Industrieerzeugnisse im Ausland durch die 
von fast allen in Frage kommenden Ländern errichteten hohen 
Zollmauern und die da und dort noch bestehenden Antidum- 
ping-Gesetze bereitet werden. Will die deutsche Handelspolitik 
der Steigerung der deutschen Ausfuhr die Wege ebnen, so 
muß sie vor allem danach streben, diese anderen Länder zur 
Abtragung ihrer Zollmauern_und zur Aufhebung nicht mehr 
zeitgemäßer Antidumping-Gesetze zu veranlassen. Wie kann 
man aber hoffen, .dieses Ziel zu erreichen, wenn Deutschland 
nicht bereit ist, selbst auf dem Wege der Befreiung des inter- 
nationalen Warenaustausches von Zollschranken voranzugchen? 

Neben diesen Hindernissen steht aber der Steigerung der 
deutschen Ausfuhr zur Zeit vor allem die Tatsache im Wege, 
daß die Preise der deutschen Industrieerzeugnisse fast durchweg 
noch über den Preisen ausländischer Konkurrenzfabrikate liegen. 
Worauf das zurückzuführen ist, braucht in diesem Zusammen- 
hange nicht untersucht zu werden. Fest stelıt jedenfalls, daß 
eine auf die Hebung des deutschen Exportes abzielende Wirt- 
schaftspolitik alles vermeiden muß, was weitere Preiserhöhungen 
im Gefolge haben könnte. Die Fortsetzung der Hochschutz- 
zollpolitik der Vorkriegszeit würde aber aller Voraussicht nach 
nicht nur den erforderlichen Preisabbau verhindern, sondern 
darüber hinaus zu weiteren Preiserhöhungen führen. Auch 
allgemeine volkswirtschaftliche Erwägungen müssen also die 
deutschen Gewerkschaften veranlassen, sich für eine frei- 
händlerische Richtung der deutschen Handels- 
politik einzusetzen. ; 

Die an den Handelsvertragsverhandiungen beteiligten Mi- 
nisterien scheinen bisher freilich überhaupt nicht das Bedürfnis 
empiunden zu haben, sich über die handelspolitischen 
Forderungen der dürch die Gewerkschaiten ver- 
tretenen Arbeitnehmerschait zu unterrichten. Man 
hielt es in diesen Ministerien offenbar für ausreichend, daß 
einigen Gewerkschaftsvertretern in ihrer Eigenschaft als Mit- 

lieder des Zolltarifausschusses des Reichswirtschaftsrates Ge- 
egenheit gegeben war, bei der Beratung über Aenderungem 
des alten autonomen Zolltarifes mitzuwirken und dachte nicht 
daran, die Gewerkschaften unmittelbar an den Handelsvertrags- 
verhandlungen zu beteiligen. Ganz anders war dagegen das 
Verhalten gegenüber dem Unternehmertum. Seinen Verbänden 
wurde nicht nur im vorbereitenden Stadium der Verhandlungen 
im reichen Maße Gelegenheit gegeben, ihre Meinungen und 
Wünsche zu äußern, sondern es ist bekannt, daß eine große 
Zahl vom sogenannten Sachverständigen aus Unternehmer- 
kreisen auch zu den eigentiichen Vertragsverhandlungen hin- 
zugezogen worden ist. Insbesondere konnte mar sich aus der 


Presse darüber unterrichten, in wie großem Maße der deut-: 


schen Industrie Gelegenheit gegeben worden ist, auf die Ver- 
handlungen mit Frankreich Einfluß zu nehmen. Was die Be- 
teiligung der Gewerkschaften an den Handelsvertragsverhand- 
lungen anbelangt, so hat es sehr energischer Vorstellungen seitens 
der gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen bedurit, ehe man 
sich auch nur dazu aufgeraift hat, sie zu infiormatorischen 
Besprechungen mit den beteiligten Regierungsstellen heran- 
zuziehen. 

Mit dieser unzulänglichen Art der Hinzuziehung der Ge- 
werkschaften zu den Handelsvertragsverhandlungen können sich 
die freigewerkschaftlichen Spitzenorganisationen um so weniger 
begnügen, als sie gelegentiich der Besprechung ihrer Vertreter 
mit Vertretern des französischen Gewerkschafitsbundes in Köln 
am 16. November v. J. davon Kenntnis erhielten, welchen 
ganz anderen Einfluß die französische Regierung dem franzö- 
sischen Gewerkschaftsbund auf die Gestaltung der franzör 
sischen Handelspolitik eingeräumt hat. Aber auch grundsätz- 
lich und gestützt auf die Zusicherungen, die der Arbeitnehmer- 
schaft im Artikel 165 der Reichsverfassung gegeben sind, 
müssen die Gewerkschaften fordern, daß ihnen in demselben 
Umfange wie den Vertretern des Unternehmertums Ge- 
legenheit gegeben wird, an den Handelsvertragsverhandlungen 
mitzuwirken. 

Die gleichberechtigte Beteiligung der Gewerkschaften an 
den Handelsvertragsverhandlungen muß auch um deswillen) 
verlangt werden, weil insbesondere aus den bisherigen Nach- 
richten über die deutsch-französischen Handelsvertragsverhand- 
lungen klar zu ersehen ist, welchen verhängnisvollen Einfluß 
die einseitige Heranziehung von Unternehmer- 
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‚vertretern auf das Ergebnis der Verhandlungen auszuüben 


droht. Besonders bemerkenswert sind in dieser Hinsicht die 
Mitteilungen, die die Tagespresse über die mit den offiziellen 
Verhandlungen parallel laufenden Verhandlungen 
zwischen der deutschen und französischen 
Schwerindustrie veröffentlicht hat. Nach diesen Nach- 
richten hat die deutsche Schwerindustrie der französischen die 
Uebernahme eines Jahreskontingents von 8000090 bis zu einer 
Million Tonnen Roheisen, Halbzeug und Walzfabrikate unter 
den beiden Bedingungen angeboten, daß für die Einfuhr von 
Erzeugnissen der deutschen eisenverarbeitenden Industrie nach 
Frankreich der französische Minimaltarit zugestanden werde, 
und daß dieses Jahreskontingent nicht unmittelbar an die 
Eisenverarbeiter, sondern an die Verbände der Schwerindustrie 
geliefert werde. Die französischen Hütten sollten für dieses 
Eisen ‚den gleichen Preis erhalten, den sie jeweils in Antwerpen 
erzielen könnten. Von der deutschen Regierung aber fordert die 
deutsche Schwerindustrie die Erhöhung des Eisenzolls 
um 50 Prozent, d. h. die Erhöhung des Roheisenzolls von 10 
auf 15 Mk. pro Tonne und des Zolls für Stabeisen von 25 auf 
37,50 Mk. pro Tonne. Es liegt auf der Hand, daß der Zweck 
der mit oben erwähntem Angebot erstrebten Verständigung 
mit der französischen Schwerindustrie in Verbindung mit der 
geforderten Erhöhung der Eisenzölle der ist, der deutschen 
Schwerindustrie eine Monopolstellung auf dem deutschen 
Eisenmarkte zu verschaffen. Die Wirkung wäre natürlich eine 
Steigerung des Eisenpreises mindestens um den Betrag der 
Zollerhöhung und, da das Eisen neben der Kohle der wichtigste 
Grundstofi der gesamten Industrie ist, eine Preissteigerung auch 
für alle übrigen Industrieerzeugnisse. Daraus würde aber 
zweifellos das landwirtschaftliche Unternehmertum für sich 
das Recht herleiten, nun mit erhöhtem Nachdruck die Wieder- 
einführung und vielleicht sogar noch Erhöhung der Vor- 
kriegsgetreidezölle zu fordern. 

Es ist bekannt, daß die Verhandlungen der deutschen und 
der französischen Schwerindustriellen auch von der deutschen 
eisenverarbeitenden Industrie mit sehr gemischten Gefühlen ver- 
folgt worden sind, und daß sich ‘namentlich aus den Kreisen 
der süddeutschen Eisenverarbeiter starker Widerspruch gegen 
die Pläne der deutschen Schwerindustrie bemerkbar gemacht 
hat. Inzwischen scheint aber bereits eine gewisse Verständi- 
gung zwischen der Schwerindustrie und den maßgebenden 
Organisationen der eisenverarbeitenden Industrie auf der Basis 
zustande gekommen zu sein, daß die Schwerindustrie sich 
bereit erklärte, der eisenverarbeitenden Industrie für das zur 
Ausführung von Exportaufträgen verbrauchte Eisen eine Export- 
vergütung etwa in der. Höhe des Eisenzolls einzuräumen. 

Selbstverständlich ist vom der Regierung versichert worden, 
daß die Verhandlungen zwischen den deutschen und den franzö- 
sischen Schwerindustriellen und die Zollforderungen der deut- 
schen Schwerindustrie auf die endgültigen Entschließungen der 
offiziellen deutschen Unterhändler keinerlei bestimmenden Ein- 
fluß hätten. Wenn man jedoch berücksichtigt, wie das neue 
Reichskabinett zusammengesetzt ist, und wie gut es die deutsche 
Schwerindustrie schon bisher verstanden hat, ihre Wünsche 
durchzusetzen, so vermögen solche Regierungserklärungen die 
Besorgnisse, die sich aus dem bisherigen Gang der Dinge er- 
geben, keineswegs zu _zerstreuen. Die Arbeitnehmer- 
schaft im besonderen muß sich darüber klar sein, daß die 
Kosten sowohl der Verständigung zwischen der deutschen 
und der französischen Schwerindustrie, als auch der Ver- 
ständigung zwischen der deutschen Schwerindustrie und der 
eisenverarbeitenden Industrie, wenn diese Verständigungen auf 
der oben gekennzeichneten Grundlage zustande kämen, im 
wesentlichen sie zu bezahlen hätte. 

Wie bekannt, ist bis heute eine Einigung bei den Handels- 
vertragsverhandlungen weder mit Belgien noch mit Frankreich 
erzielt worden. Die Hauptschwierigkeit in den Verhandlungen 
mit Belgien bildet die Weigerung Belgiens, Deutschland die 
uneingeschränkte Meistbegünstigung ebenso zuzugestehen, wie 
sie Deutschland Belgien einräumen will. Eine Aussprache 
zwischen deutschen und belgischen Gewerkschaftsvertretern, 
die am 9. Januar d. J. in Köln stattfand (s. auch „D.T.Z.“ 
Nr. 4, S. 39), ergab Uebereinstimmung, daß in beiden Ländern 
Bestrebungen, es zu einem Handelskrieg kommen zu lassen, 
bekämpft werden müssen. 

Noch größere Schwierigkeiten als einer Verständigung mit 
Belgien stehen zur Zeit noch einer solchen mit Frankreich 
entgegen. Aus der Presse ist bekannt, daß das größte Hinder- 
nis der Entwurf der französischen Zolltarifnovelle bildet, den 
die französische Regierung während der Weihnachtsverhand- 
lungspause veröffentlicht hat. Nach diesem Entwurf, der aller- 
dings noch der Zustimmung der französischen gesetzgebenden 
Körperschaften bedarf, soll für eine große Zahl von Waren, 
die Deutschland vor dem Kriege in größerem Umfange nach 
Frankreich ausgeführt hat und an deren Ausfuhr es auch 
künftig Interesse hat, Minimalzölle — also schon ermäßigte 
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Zölle — eingeführt werden, die teilweise bis zu 300 Prozent Micum-Verträge und die Lasten aus dem Dawes-Plan. Dieser belaste 


höher sind als die bisherigen und infolgedessen eine deutsche 
Einfuhr in diesen Waren geradezu ausschließen würden. Außer- 
dem ließ die französische Regierung der deutschen Delegation 
nach der Weihnachtspause einen Vorschlag für ein provi- 
sorisches Abkommen unterbreiten, in dem von Deutschland 
die Einräumung einer Reihe sehr wichtiger Zugeständnisse 
so z. B. der vollen Meistbegünstigung und der Aufrechterhal- 
tung zollfreier Einfuhrkontingente für Eisen und Textilwaren 
aus Elsaß-Lothringen vertangt wurde, während Frankreich 
selbst nicht bereit war, Deutschland auch seinerseits die unein- 
geschränkte Meistbegünstigung einzuräumen, und die wichtige 
Saarfrage überhaupt unberührt ließ. Es schien nach der Ueber- 
reichung des Provisoriums zeitweilig, als ob es zum Abbruch 
der Verhandlungen kommen sollte. Erfreulicherweise 
konnte jedoch dieser Abbruch vermieden werden und die Ver- 
handlungen gehen weiter. x 

Ein großer Mangel dieser Verhandlungen ist zweifellos, daß 
Vertreter der Gewerkschaften wohl auf französischer, 
nicht aber auf deutscher Seite beteiligt sind. Gerade angesichts 
der hervorragenden Bedeutung, die den deutsch-französischen 
Handelsvertragsverhandlungen für die Gestaltung der künftigen 
deutschen Handelspolitik zukommt und der engen Verbindung, 
die zwischen diesen Verhandlungen und den Plänen der deut- 
schen Schwerindustrie besteht, muß es als ein schweres Ver- 
säumnis der deutschen Regierung bezeichnet werden, daß sie 
es unterlassen hat, ebenfalls Gewerkschaftsvertreter zu den 
Verhandlungen hinzuzuziehen. Otto Schweitzer. 


Erster Bundeskongreß des Allgemeinen 


Deutschen Beamtenbundes (Schluß.) 


Am zweiten Verhandlungstag hielten Chefredak- 
teur Bernhard über „Beamte und Republik“ und Staats- 
sekretär z. D. Professor Dr. Hirsch über „Londoner Pakt 
und Lastenverteilung‘“ zwei große und außerordentlich instruk- 
tive Vorträge, die hier nur kurz gestreift werden können. 
Herr Bernhard zeigte an der Entwicklung der franzö- 
sischen Republik interessante Parallelen der Konflikte zwischen 
den neuen politischen Machthabern und der alten Bürokratie 
auf, zugleich aber bei aller Anerkennung des alten Beamten- 


“tums für die Kontinuität der Staatsverwaltung, die inneren 


Gründe, die zwangsläufig zur Republik geführt haben, nach- 
dem — um die Worte Rathenaus zu gebrauchen — „die Re- 
volte unter Flucht der Aufseher‘“, die Novemberereignisse des 
Jahres 1918 ein vollkommenes Chaos vorfanden. 

Man kann von dem Beamten nicht verlangen, daß er mit der poli- 
tischen Machtverschiebung auch seine Gesinnung wechselt, wohl aber, daß 
er dem Staat in Treue dient und nicht die Arbeit der Staatsobrigkeij 


 durchkreuzt. Bernhard meint, daß die rechtsgerichtete Bewegung nicht 


in erster Linie monarchistischen Charakter trage, sondern daß es sich 
im Grunde nur darum handle, die alte Pnivilegienwirtschait wieder ein- 
zuführen, in der der Besitz, die Vermögenslage und die Einkommens- 
verhältnisse automatisch auch den Rang der Beamtenhierarchie be- 
stimmten, in der es aber auch selbstverständiich war, daß ehemalige 
Beamte und hohe Offiziere in den Aufsichtsräten der Aktiengesell+ 
schaften die Verbindung zwischen Industrie, Staatsaufträgen und Staats- 
geldern herstellten, was man heute anläßlich der letzten Skandalaffären 
der Republik als ganz besonders schlimm ankreidet. 

Bernhard schilderte insbesondere den Kampf gegen die republi- 
kanischen Beamten, die man nicht wegen ihres Versagens im Amte, 
sondern deswegen angreift, weil sie nicht den vorgeschriebenen Bil- 
dungsgang und die erforderlichen Examen aufweisen können. Gerade 
das letztere werde ihnen zum größten Verbrechen gerechnet. Hierauf 
kommt es aber gerade an, daß die Bildungsprivilegien beseitigt werden 
und lediglich das Maß wirtschaftlicher Kenntnisse und Fähigkeiten ent- 
scheidend ist. Bernhard ist der Meinung, daß das heutige Beruis« 
beamtentum mit einem unbedingten Streikrecht unvereinbar sei. Wenn 


- dies aber der Fall sei, so müßte der Staat dieses geringere Maß an 


Rechten durch eine besonders anständige Bezahlung kompensieren. Man 
solle auch nicht vergessen, daß früher Orden und Titel als ein Teil der 
Beamtenbesoldung angesehen wurden und daß dies, wie die Menschen 
nun einmal beschaffen seien, keine schlechte Spekulation war. 
Schließlich weist er darauf hin, daß am allernotwendigsten heute der 
Schutz der republikanischen Beamten sei, da heute niemand weniger 
eschützt werde, als gerade der republikanische Beamte. Nicht darauf 
komme es an, daß von den Beamten eine vorschriitsmäßige Meinung 
verlangt wird, was doch nur auf Heuchelei hinauskäme, sondern dab 
dafür gesorgt werde, daß wahrhafte Republikaner auch an die Stellen 
kommen, in denen es auf die Durchsetzung republikanischer Prinzipien 
ankommt also die höheren Verwaltungsstellen, die Hoch- und höheren 


- Schulen. 


Professor Hirsch schilderte in außerordentlich instruk- 
tiver Weise die Vorgeschichte des Dawes-Planes und den 
ganzen Leidensweg des deutschen Volkes in all dem Hin und 
Her der Erfüllungs- und Nichterfüllungspolitik. 


Er. weist darauf hin, daß die Rathenauschen Vorschläge, die seiner- 


zeit zu einer maßlosen Hetze und schließlich der Ermordung Rathenaus 
ausgenutzt wurden, weit geringer in ihrer Auswirkung auf die deutsche 


1 Wirtschaft waren, als die später von der Industrie übernommenei 


den Verkehr mit ungefähr 40%, die Verbrauchssteuern, Zölle, das vor- 
gesehene yes mit 48% und die Sachwerte der Industrie 
mit etwa 12% des Aufkommens. Professor Hirsch streift auch das 
Geschrei der deutschen Arbeitgeber über die Belastung mit Reparations- 
zahlungen, obwohl doch zur Zeit überhaupt keine getragen würden, und 
obwohl auch in den nächsten beiden Jahren durch die Industrie jährlich 
nicht mehr als 125 Millionen, also kaum 1/;% ihres Umsatzes und kaum 
1% auf die gezahlten Löhne getragen würden. 

. Der deutsche Reichsetat ist gegenwärtig nicht ungünstig. Nach den 
Einnahmen und Ausgaben der letzten ‚Monate stenen jährlich acht 
Milliarden Reichseinnahmen ungefähr 71/, Mi:liarden Ausgaben gegenüber. 
Das Gesamtaufkommen für Reich, Länder und Gemeinden schätzt Pro- 
fessor Hirsch auf etwa zehn Milliarden, damit etwa 40% über dem 
Friedensaufkommen. 

Die Verteilung der Steuerlast ist freilich äußerst ungünstig. Ver- 
brauch und Löhne sind schematisch belastet, hohe Einkommen, Ver- 
mögen und Luxus, auch Masseniuxus außerordent!ich schonend behandelt. 

Wichtig sei vor allen Dingen, daß end.ch eine Endlösung in der 
Reparationsirage angestrebt werde. 

Professor Hirsch legte Leitsätze vor, die wir ebenfalls 
nur kurz andeuten können. 

Er verlangt vor allem baldige Gesamtfestseizung der Kriegsschuld, 
die von den interallierten Finanzministern auf 34 Milliarden Goldmark 
geschätzt werde. Ferner muß mit größter Beschleunigung auf schnellere 
Räumung des besetzten Gebietes gedrängt werden. Ferner auf eine 
Regelung des Transfers in der Form der Uebertragung von Sach- 
leistungen. Sodann muß festgehalten werden an der Zusage des Dawes- 
Berichtes wonach die Lebenshaltung der deutschen arbeitenden Klasse 
nicht unter die der wichtigsten Ententestaaten sinken darf, was insbe- 
sondere auch von Arbeitszeit, Löhnen und Gehältern gilt. Ferner muß 
die einseitige Besetzung der zur Durchführung des Dawes-Berichtes 
geschaffenen Komitees mit Arbeitgebervertretern beseitigt werden. 

Auf finanzpolitischem Gebiet muß die Steigerung des Realeinkom- 
mens der nichtbesitzenden Volksschichten durch Herabsetzung der Um- 
satzsteuer, Erhöhung der Löhne und Gehälter und die Deckung des 
Steverausfalls und der Mehrbelastung hieraus und aus Aufwertungen 
durch Belastung des Besitzes, insbesondere der Nutznießer der Geld» 
ent vertung erfoigen. Sodann muß die Erhöhung der Erbschaftssteuer, die 
höhere Besteuerung der hohen Einkommen, das Tabakmonopol und die 
Erhöhung der Vermögenssteuer durchgeführt werden. 

Die Wirtschaftspolitik muß der Förderung der weltwirtschaftlichen 
Verfiechtung und der einheimischen Produktionserhöhung nicht durch 
Schutzzölle, sondern durch Verbilligung der Produktionsmittel dienen, 
Die Gesamtkaufkraft muß durch Verbilligung der Warenverteilung ge- 
hoben, die Ausnutzung wirtschaftlicher Machtstellungen schärfer be- 
kämpft, die Spanne zwischen Debet- und Kreditzinsen verringert und 
die Produktion technisch verbessert und rationalisiert werden. 

In der Aussprache wurden Einzelheiten auf den verschie- 
denen in den Berichten und Vorträgen behandelten Gebieten 
noch näher herausgearbeitet, sie zeigte aber in allen Grund- 
fragen die erforderliche Uebereinstimmung. 


Im Schlußwort konnte Kollege Kunze dies insbesondere 
für die Besoldungspolitik feststellen. 

Ein Besoldungsausschuß, der über die einzelnen 
Anträge zur Besoldungsfrage zu beraten hatte, legte seinen 
Standpunkt in einer Entschließung vor, in der er darauf hin- 
weist, daß die durch das Besoldungsgesetz vom 1. April 1920 
geschaffenen Grundsätze in der Folgezeit systematisch be- 
seitigt worden sind, und daß die reaktionäre Bürokratie unaus- 
gesetzt daran arbeitet, zu den Besoldungsgrundsätzen der Vor- 
kriegszeit zurückzukehren. 

Der Kongreß billigte die vom Bundesvorstand bisher ge- 
troffenen Maßnahmen und beauftragt ihn, für eine grundsätz- 
liche Neugestaltung des gesamten Besoldungssystems zu wir- 
ken. — Schließlich wird die Aufhebung des Besoldungssperr- 
gesetzes mit seinen äußerst ungünstigen Wirkungen auf die 
Kommunalbeamtenschaft gefordert. 

Dr. Völter berichtete in seinem Schlußwort über die 
Arbeiten des Rechtsausschusses, der eine Reihe von 
Einzelheiten vorlegte und insbesondere verlangt: die Einführung 
des Achtstundentages auch für sämtliche Beamte, den Aufbau 
des neuen Beamtenrechts auf der Grundlage der sozialen 
Demokratie, die den arbeitenden Menschen über alle Ver- 
mögensinteressen und die Gesamtheit vor das Einzelinteressa 
setzt, die Gleichberechtigung aller Arbeitnehmer mit den Ar- 
beitgebern, das Selbstbestimmungs- und das kollektive Ar- 
beitsrecht, organische Eingliederung des Beamtenrechtes in 
das Arbeitsrecht unter Berücksichtigung der Sonderheiten des 
Berufsbeamtentums. 

Ferner wird auf die unhaltbare Rechtslage der Reichs- 
bahnbeamten durch die neuen Reichsbahngesetze hinge- 
wiesen und verlangt, daß den Reichsbahnbeamten die vollen 
Mitwirkungsrechte gewährt werden, die die Reichsverfassung 
dem Arbeiter und Angestellten zusichert und das neue Arbeits- 
recht bereits teilweise gibt. — Endlich wird für die Schutz- 
polizei die Aufhebung des Rahmengesetzes über die kaser- 
nierte Polizei und die Anstellung der Landesschutzpolizei- 
angehörigen als Landesstaatsbeamte verlangt. 

Gegenüber einzelnen Debatterednern wies Dr. Völter aus- 
drücklich darauf hin, daß die Frage des Beamtenrechts zu- 
nächst theoretisch behandelt werden müsse, da nur auf der 
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Grundlage einer wissenschaftlich begründeten Theorie eine 
fruchtbare praktische Bearbeitung möglich ist. In Kürze soll 
ein von drei wissenschaftlichen Sachkundigen ausgearbeiteter 
Beamtenrechtsentwurf veröffeutlicht werden. Be 

Ausführlich ging Falkenberg in seinem . Schlußwort 
aut die Diskussion ein und auf einzelne Meinungsverschieden- 
heiten, die sich über die Frage der Zweckmäßigkeit der seiner- 
zeit geführten Verhandlungen mit dem D.B.B. bezogen. Er 
wies auf die außerordentliche Verschiedenartigkeit der Her- 
kunft der im A.D.B. zusammengeschlossenen Verbandsgruppen 
hin, was notwendigerweise in der ersten Zeit Schwierigkeiten 
machen mußte, und gab der Erwartung Ausdruck, daß die 
ungeheure Not die Beamtenschaft schließlich doch zusammen- 
schweißen werde, und daß insbesondere die außerordentlich 
wertvolle Aufklärungsarbeit der „Allgemeinen Deutschen Be- 
amtenzeitung‘“ zur Aufklärung der Beamten über die wirt- 
schaftlichen Ursachen ihrer Lage beitragen werde. 

Falkenberg war schließlich noch genötigt, sich mit einer 
außerordentlich tendenziösen und ‘direkt unwahren - Bericht- 


‚£ıstattung der „Roten Fahne‘ zu beschäftigen, die anscheinend 


nicht begriffen hatte, daß eine einheitliche Bewegung von 
Beamten, Arbeitern und Angestellten nicht das Zusammen- 
werfen in einen Topf und Durcheinanderquirlen zu einem 
Brei zu bedeuten brauche. 

‚Falkenberg war sich darüber klar, daß schwere Kämpfe 
und herbe Enttäuschungen auch in Zukunft dem Weg der 


Organisation Schwierigkeiten machen werden. Wenn aber die _ 


Bewegung sich als eine geistige Bewegung erkennt, die nicht 
zu einer reinen Besoldungsbewegung degradiert werden darf, 
so wird auch die Idee der freigewerkschaftlichen Beamten- 
bewegung ausschlaggebend sein. 

Zur Wirtschaftspolitik wurde dann vom Kongreß 
eim Antrag, der sich gegen Agrarschutzzölle wendet, ange- 
»ommen. Ebenso. ein Antrag für Beamtensiedlungen und Be- 
amtenheimstätten in Hessen. 

An den Reichspräsidenten sandte der Kongreß eine 
Kundgebung, in der er verspricht, Republik und Verfassung 
mit allen Mitteln schützen zu wollen. 

Kollege Kotzur referiert über den organisatorischen Auf- 
bau des A.D.B. und den Entwurf der neuen Satzung. Er be- 
handelt eingehend den Organisationsvertrag, den der A.D.B, 
mit dem AfA-Bund und A.D.G.B. abgeschlossen hat, und die 
für den A.D.B. geltenden Grundsätze, die insbesondere die 
Schaffung weniger, zentralisierter größerer Gewerkschaiten an- 
streben. 


Gegenüber den Angriffen auf die Drei-Säulen-Theorie wies: 


er darauf hin, daß auch die christlichen Gewerkschaften die 
Drei-Säuien-Theorie anerkennen, während man uns aus der 
Anerkennung dieses Prinzips Vorwürfe macht. 

Die neuen Satzungen bezwecken ein besseres organi- 
satorisches Arbeiten. Die Geschäfte des A.D.B. führt ein 
geschäftsführender Vorstand aus fünf besoldeten und sieben 
unbesoldeten Mitgliedern. Der erweiterte Vorstand besteht 
aus dem geschäftsführenden Vorstand und je einigen Ver- 
tretern der angeschlossenen Verbände. Er muß mindestens 
einmal monatlich zusammentreten. Auch für den Bundesaus- 
schuß und Bundeskongreß wurden die Satzungen zweckmäßiger 
ausgestaltet. Zur Finanzierung der Orts-, Bezirks-, Provinzial- 
und Landesausschüsse werden für jedes Mitglied von den 
angeschlossenen Ortsgruppen mit Zustimmung des Bundes- 
vorstandes monatliche Beiträge erhoben. 

In der Aussprache über das Referat Kotzurs spielte die 
Frage der Organisationsiorm der einzelnen Gewerkschaften 
und die event. Wiedervereinigung mit dem D.B.B. eine be- 
sondere Rolle. Einzelnen Vertretern des Industrieverbandeg 
wurde von Vertretern des Berufsverbandes, insbesondere aus 
den Kreisen der technischen Beamten, für die die Berufs- 
organisation unentbehrlich ist, entgegengetreten. Für evtl. 
erneute Wiedervereinigungsverhandlungen mit dem D.B.B. be- 
hielt sich der Vorstand Handlungsfreiheit je nach der Lage vor. 

Der Bericht des Finanzausschusses ergab die Fest- 
setzung eines Beitrages pro Monat und Mitglied von 7 Pig. 
Nach Bericht der Revisionskommission wird die Entlastung des 
Vorstandes und des Kassenverwalters, Kollegen Händeler, vor- 
genommen. 

Als Ort des nächsten Kongresses wird München gewählt. 

Die Neuwahlen zum Vorstand ergaben die Wahl 
der Kollegen Falkenberg, Vorsitzender, Kotzur, Steli- 
vertreter, Händeler, Döbling und Dr. Völter als be- 
soldete Mitglieder. Als unbesoldete Mitglieder wurden die 


Kollegen Kunze, Prawitz, Bente, Schwerff, Hofmann, Stetter 


und Uhr, als Ersatzmänner die Kollegen Thyes, Jahn, Döbel, 
Reißner, Drosdatius, Weilmaier und Hornig gewählt. Die weib- 
lichen Beamten erhalten im erweiterten Vorstand eine Ver- 
tretung. 

Nach Schlußworten des neuen Vorsitzenden, des aus dem 
Vorstand ausscheidenden Kollegen Kunze, des neu gewählten 
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Kollegen Döbling, des Vorsitzenden der KongreBleitung, Kol- 
_ legen Stetter, und des Vertreters der österreichischen Beamten- 
' schaft, Janicki, wurde der Kongreß mit einem Hoch auf den 


Allgemeinen Deutschen Beamtenbund geschlossen. _ 
Fritz Pfirrmann. 


oo Rundschau oo 
Sozialpolitik 


Die Verordnung des Reichsarbeitsministers über die Arbeits- 
zeit in Kokereien und Hochofenwerken ist nunmehr im Reichs- 
gesetzblatt vom 20. Januar veröffentlicht. Sie hat folgenden 
Wortlaut: 

„Auf Grund des $ 7 Absatz 2 in Verbindung mit $ 15 Absatz 2 
der Verordaung über die Arbeitszeit vom 21. Dezember 1923 (Reichs- 
gesetzblatt I S. 1249) wird hiermit verordaet: 

Artikel. 

Die Beschränkung des $ 7 Absatz 1 der Arbeitszeitverordnung findet 
Anwendung 

1. in Kokereien (Zechen-, Hütten- und selbständigen Kokereien) auf 
diejenigen Arbeiter, die mit Arbeiten an den Koksöfen beschäftigt 
sind, einschließlich der unmittelbaren Zufuhr der Kohle zu den 
Oefien und einschließlich der unmittelbaren Abfuhr des. fertigen 

: Kokses von den Oeien; 

2. in Hochofenwerken auf diejenigen Arbeiter, die mit Arbeiten an den 
Hochöfen beschäftigt sind, einschließich der unmittelbaren Zufuhr 
des Kokses, der Erze und der Zuschläge zu den Hochöfen und 
einschließlich der Abfuhr des flüssigen Roheisens von deu Hoch- 
a oder der Entfernung des gegossenen Roheisens aus der Gieß- 
alle. 

Die Beschränkung des $ 7 Abs. 1 greift für Arbeiter, die in den 
bezeichneten Betrieben nur während eines Teils ihrer Arbeitszeit. be- 
schäftigt sind, nur an denjenigen Tagen Platz, an denen der einzelne 
Arbeiter mit den genannten Arbeiten während des überwiegenden Teils 
seiner täglichen Arbeitszeit beschäftigt ist. 

Artikel 2 

Die vorstehenden Bestimmungen treten am 1. April 1925 in Kraft. 

Soweit infolge besonderer Umstände in einem Teil des Reichs- 
gebiets die wirtschaftliche Lage das Inkrafttreten zu diesem Zeitpunkte - 
ohne schwere Gefährdung der bezeichneten Gewerbezweige nicht ge- 
stattet, kann die oberste Landesbehörde mit. Zustimmung des Reichs- 
arbeitsministers den Zeitpunkt des Inkrafttretens hinausschieben, 

Wir haben diese Verordnung in einer Notiz in der vorigen 
Nummer unserer Zeitung als einen „ersten Schritt der Rück- 
kehr zum Achtstundentag‘‘ begrüßt. Der Wortlaut der Ver- 
ordnung beweist aber, daß selbst diese vorsichtige Beurteilung 
noch zu optimistisch war. Denn, einmal werden die Angestell- 
ten davon überhaupt nicht berührt, zum anderen umgreiit sie 
nicht, unserer Forderung entsprechend, alle Feuerarbeiter, 
ja, nicht einmal ständig die Arbeiter der in Frage kommenden 
Betriebe. | 

Der Artikel 2 zeigt außerdem recht deutlich den Pfierdefuß 
der ganzen Verordnung. Bis zum 1. April ist noch viel Zeit. 
Und bis dahin werden es die Syndici der Unternehmer schon 
fertigbringen, die „besonderen Umstände‘‘ nachzuweisen, durch 
die das Inkrafttreten der Verordnung für ihre Betriebe bis 
Pflaumenpfingsten hinausgeschoben werden kann. Alles in 
allem bedeutet die Verordnung für die Arbeiter ein Danaer- 
geschenk, mit dem die neue Reichsregierung ein soziales Ge- 
sicht vorzutäuschen versucht. 3 














Die neue Regierung und das Arbeitszeitgesetz. Die nette 
Regierung hat in ihrem Regierungsprogramm eine Erklärung 
hiber den Achtstundentag vermieden. Die Frage war wichtig 
genug, um von einer neuen Regierung in dem Augenblick, 
als sie zum erstenmal vor den Reichstag trat, geklärt zu 
werden. Wäre das geschehen, so hätte man viel Unruhe 
unter der Arbeitnehmerschaft vermieden. : 

Nun ist der Reichsarbeitsminister Dr. Brauns von der 
Zentrumspartei dem von Arbeitnehmern durchgesetzten Gitt= 
achten des Reichswirtschaftsrats gefolgt und hat den Acht- 
stundentag für einen Teil der Feuerarbeiter wieder eingeführt, 
allerdings um einen Monat später, als das Gutachten vorsah. 
Wir haben nun Veranlassung und denken dabei an die energische 
Haltung der Vertreter des Reichsarbeitsministers im sozialpoliti- 
schen Ausschuß gegenüber den von ihnen geforderten Ver- 
besserungen in der Erwerbslosenfürsorge, daß Dr. Brauns es 
als Sozialminister ablehnen wird, Werkzeug der sozialpoliti- 
schen Gegner der Arbeiterschaft zu werden. Jedoch erscheint 
es klug, um diese gute Meinung über Herrn Brauns zu 
stützen, wenn er selbst Kompromisse in der Art vermeidet, wie 
sie sehr wahrscheinlich «der Verschiebung der Einführung des 
Achtstundentages in der Hüttenindustrie zugrunde liegen. Alle 
Welt weiß heute, daß in der Regierung Luther Leute sitzen, 
die nicht berufen und auch nicht gewählt sind, die sozial- 
politischen Errungenschaften der. Arbeiterschaft zu schützen 
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und zu fördern. Allerdings sind diese Leute klug und vor- 
‚sichtig. Sie werden nicht mit der Tür ins Haus fallen, be+ 
sonders nicht in der Achtstundentagfrage. Aber darauf kann 
man sich verlassen: der Pferdefuß wird bald zum 
Vorschein kommen. 

In dieser Beziehung beunruhigt eben die Vernachlässi- 
gung der ganzen Arbeitszeitfrage. Wir wissen, daß eine vor- 
sichtige Bürokratie in guter Witterung des politischen Kurs- 
wechsels und für alle Fälle zwei Entwürfe eines neuen Ar- 
beitszeitgesetzes in der Schublade liegen hat. Je nachdem 
sich die Situation gestaltet, wird man den Entwurf für oder 
gegen die Forderung der Arbeitnehmer hervorholen. Aber 
auch hier werden die neuen Männer sehr klug verfahren. 

Wie wir wissen, soll die Frage des Entwurfes eines neuen 
Arbeitszeitgesetzes vorerst in einem Ausschuß, der zwei bis 
drei Arbeitgeber und Arbeitnehmer umfaßt, besprochen wer- 
den. Dagegen sind Einwendungen erhoben worden, so daß 
ik der Ausschuß erweitert werden mußte. Zu einer Tagung 
x des Ausschusses ist es aber bis jetzt nicht gekommen. Not- 
wendig ist es, die Behandlung des Problems unbedingt zu 
beschleunigen, wenn Deutschland in den Genuß der Aus- 








Neuer Manteltarif durch Schiedsspruch. Nachdem eine freie 
Vereinbarung gescheitert war, wurde durch einstimmigen, 
Schiedsspruch unter dem Vorsitz des stellvertretenden Landes- 
—»schlichters für Bayern am 15 Januar 1925 ein Manteltarifvertrag' 
_ zwischen sämtlichen Angestelltenorganisationen und der baye- 
IB rischen Provinzmetallindustrie geschaffen. Der Ver- 
trag soll mit dreimonatlicher Frist auf Monatsschluß erstmalig 
zum 31. Dezember 1925 kündbar sein. Die zur Zeit am meisten 
umstrittenen Tarifbestimmungen wurden wie folgt geregelt: 
Urlaub in der Gruppe :I 6 bis 12 Arbeitstage 


”„ ”» » 6 ’„ 14 „ 
» on » IF-8.,- 16 ” 
re % IV 1257 218 ® 
” „» „ .V 16 „ 18 „» 

Im Gehaltsparagraphen ist neu festgesetzt, daß von 
der 49. bis 54. Wochenstunde die Mehrarbeit mit 1/200 des 
Monatsgehaltes vergütet wird. Die Gehälter der technischea 
Angestellten betragen in Gruppe! I im 18. Lebensjahr 55 Mk., 
in Gruppe V im 33. Lebensjahr 365 Mk. Die Gruppe VI erhält 
10% mehr als die Gruppe V. Die Gruppe I ist gestaffelt vom 
18. bis 27., die Gruppe II vom 18. bis 30., die Gruppe III vom 
20. bis 30., die Gruppe IV vom 23. bis 30. und die Gruppe V 
vom 23. bis 33. Lebensjahr. Neben dem Gehalt ist eine Ver- 
‚heiratetenzulage von 12 Mk. pro Monat zu zahlen. 

Der Schiedsspruch besagt ferner, daß Betriebe, die sich 
- bisher dem Tarifvertrag nicht unterstellt hatten, auf Antrag 

diesem zu unterstellen sind. 

Aus der Begründung ist hervorzuheben, daß ausgeführt 
wird, der Schiedsspruch bezwecke vor allem die Wiederauf- 
lebung geordneter Vertragsbestimmungen. Es sei nicht ver- 
ständlich, daß ein Betrieb sich dem Arbeitgeberverband an- 
schließe, sich an dem Vertrag für die Arbeiter beteiligt fühle, 
aber die Angestellten von einem gleichen Kollektivverhältnis 
ausschließen wolle. Die bisher mögliche Mehrarbeit von der 
49. bis zur 54. Stunde in der Woche habe das Schiedsgericht 
nicht abändern wollen, weil die gegenwärtige wirtschaftliche 
Lage die Möglichkeit auf den Verzicht hierauf nicht abschätzen 
lasse. Das Schiedsgericht erachtet es jedoch, als billig, daß 

- im Gegensatz zur bisherigen Regelung diese notwendige Mehr- 
arbeit mindestens mit dem sich für eine Arbeitsstunde ergeben- 
den Gehaltsbetrag vergütet werde. Es sei deshalb im Mantel- 
tarif besonders festgelegt worden, daß die Gehälter sich auf 
eine 48stündige Arbeitswoche beziehen. 

E Betreffend des Urlaubes wird gesagt, daß das Schieds- 

7 gericht eine geringe Erweiterung desselben in den höheren 
3 Eealierestulen für durchaus angemessen und vertretbar ge- 

= halten habe. 

Be Die Begründung der Gehaltstafel hebt hervor, daß die Ver- 
 teuerung von wesentlichen Gegenständen des täglichen Bedarfs 

noch keineswegs zum Stillstand gekommen sei. Wenn die vor- 
genommene Erhöhung die meßbare Teuerung zu überschreiten 
scheine, so sei zu berücksichtigen, daß die amtlichen Teuer 
= zungsziffern sehr bestritten seien, und daß die bisherigen Lohn- 

7 und Gehaltsentwicklungen von Beträgen ausgingen, die selbst 

bescheidenen Ansprüchen an das Leben nicht ge- 
|" _nügen. Es erscheine ferner besonders angezeigt, die untersten 
|” Gruppen etwas weitgehender zu berücksichtigen. 


| Dummheit oder Verrat? Bei den Verhandlungen mit dem 
17 Arbeitgeberverband der sächsischen Elektrizitäts- 
| Andustrie über den Neuabschluß eines von den Arbeitgebern 
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wirkungen eines unbeschränkten Achtstundentages schon in 


- handelspolitischer Beziehung kommen will. 


Im allgemeinen denkt man an eine Regelung durch ein 
Rahmengesetz, das sich an das französische Arbeitszeitgesetz 
anlehnt. Dabei soll der Grundsatz des Achtstundentages fest- 
gehalten werden; jedoch sind Abänderungen aus den bekannten 
Gründen vorgesehen. Hier muß unbedingt in dem neuen 
Gesetz stärker betont werden, daß die Abweichungen vom 
Normalarbeitstag durchaus von der Zustimmung der Organi- 
sationen der Arbeitnehmerschaft abhängig gemacht werden. 
Das Neue an der beabsichtigten Regelung wird sein, daß sie 
nicht generell wie heute ist, sondern auf die Eigentümlich- 
keiten der in Frage kommenden Industrien Rücksicht nehmen 
soll. In beteiligten Regierungskreisen ist man gewillt, diese 
Regelung zuerst für die Metallindustrie durchzuführen. 

Man muß abwarten, wie sich die Verhandlungen im ein- 
zelnen gestalten werden. Aufgabe der Vertreter der Gewerk- 
schaften und der Arbeiterschaft wird sein, den reinen Acht- 
stundentag wiederherzustellen, der dann seine Sanktionierung 
vor aller Welt durch die Ratifizierung des Abkommens vo» 


"Washington erfahren muß. 


INDUSTRIE UND BAUGEWERBE 





gekündigten Manteltarifvertrages konnte eine Einigung über 
die Arbeitszeit, insbesondere derjenigen Angestellten, die un- 
mittelbar mit der Arbeiterschaft zu verkehren haben, nicht er- 
zielt werden. Die Unternehmer forderten, daß diese An- 
gestellten ebenso wie die Arbeiter wöchentlich 53 Stunden 
arbeiten, ohne für diese Mehrarbeit irgendeine Entschädigung 
beanspruchen zu können. Wir waren bereit, zuzugestehen, daß 
da, wo die Handarbeiter mehr als 48 Stunden in der Woche 
arbeiten, auch die zur Beaufsichtigung usw. notwendigen An- 
gestellten diese Arbeitszeit innehalten, forderten dafür aber 
eine entsprechende Bezahlung, die ja auch den Arbeitern nicht 
vorenthalten wird. Weiter war eine Einigung über das Mit- 
bestimmungsrecht der Angestelltenvertretung bei Entlassungen 
bzw. Kündigungen nicht zu erzielen. Der $ 11 des bisheriger 
Tarifvertrages besagt in seinem zweiten Absatz: 

Einzelfällen Folge geben.“ 

„Kündigungen und Entlassungen sind nur im Einverständnis mit 
der gesetzlichen Angestelitenvertretung zulässig. Ist ein Einverständnis 
nicht zu erzieien, so ist der gesetzliche Schlichtungsausschuß anzurufen.“ 

Die übrigen Punkte des Manteltarifvertrages wurden in 
freier Vereinbarung erledigt. Der zwei strittigen Punkte halber 
wurde von den Gewerkschaften der Schlichtungsausschu? 
angerufen, der leider den Standpunkt der Unternehmer sich 
zu eigen machte, indem cr folgenden Schiedsspruch fälite: 

Absatz 3 des $ 2 erhält folgende Fassung: 

„Für die Angestellten, die im Betriebe und in den Bauabteilunger 
unmittelbar mit der Arbeiterschaft zu verkehren haben, gilt die innerha:b 
ihres Arbeitsbereiches für die Arbeiter jeweils festgestezte Arbeitszeit, 
wobei die in Wechselschicht beschäftigten Angestellten verpflichtet sind, 
auch am regelmäßigen Sonn-, Feiertags- und Nachtdienst teilzunehmen. 
jedoch sind von der 53. Stunde ab Ueberstundenzuschläge zu gewähren.“ 

Weiter erkannte das Schiedsgericht, daß der zweite Absatz 
(des $ 11 in Fortfall komme. Damit ist die ausdrückliche Ver- 
ankerung des Mitbestimmungsrechtes bei Kündigungen und 
Entlassungen gefallen. Trotz schwerster Bedenken haben die 
Angestellten in ihrer Mehrheit sich für Annahme dieses Schieds- 
spruches ausgesprochen. Bis zum 15. Januar 1925 sollte die 
Erklärung der Parteien über Annahme oder Ablehnung des 
Schiedsspruches erfolgen. 


Schon am 7. Januar 1925 aber teilte der Arbeitgeberverband 
mit, daß er inzwischen mit dem Gedag einen Tarifvertrag‘ 
abgeschlossen habe, dem beizutreten er uns einlud. Es hat sich 
also das schon so oft beobachtete Schauspiel wiederholt, daß 
hinter dem Rücken der anderen Angestelltenorganisationen der 
D.H.V. dem Arbeitgeberverband Sonderangebote machte 
Im vorliegenden Falle hat der D.H.V. den Schiedsspruch giatt 
fallen lassen, indem er mit dem Arbeitgeberverband vereinbarte, 
daß alle Angestellten in den Betrieben und Bau« 
abteilungen die Arbeitszeit der Arbeiter einzu-« 
halten haben, also nicht nur diejenigen, die für die Auf« 
rechterhaltung des Betriebes notwendig sind. sondern z. B. auch 
Buchhalter, Konstrukteure usw. Damit nicht genug, hat er 
auch auf die Bezahlung von Ueberstunden über die 
53. Stunde hinaus verzichtet, hat sich also praktisch für seine 
Mitglieder zu einer unbegrenzten Arbeitszeit ohne ‚irgend- 
welche Sonderbezahlung verpflichtet. Daß nach einem so 
glänzenden Angebot die Arbeitgeber nicht mehr bereit waren, 
den vorerwähnten Schiedsspruch anzunehmen, trotzdem der- 
selbe ihnen sehr weit entgegenkam, ist selbstverständlich, Trotz- 
dem der D.H.V. und seine Trabanten in der sächsischen EIt- 
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Neue Tariigehälter in Goldmark. 


Die Gruppenbezeichnung In 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 

















den einzelnen Tarifverträgen entspricht nicht in allen Fil!en der in nachstehender Tabelle angewandten, 


Die Gehaltssätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 
Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergieichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einz 


elheiten unterrichten wollen, 





ER DieneuenGe- Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe N 
; Bezirk für Monat hälterwurden I u IH IV FRF vi Soziale Zulage 
gruppe festgesetzt d. M. | M. | M. M. M. | M. 
B' Nürnberg ab 1. Nov 24 |Verhandig. 67—138 117—164 155—185 188— 232 195—255 | 315—345 7 
B Sachsen ab 1. Jan. 25 |Schiedsspr.| 64,5— 128,5 96,5 — 209 154— 282 211,5— 353 _ = _ 
E Hamburg ab1. „ 25 | Verhandig. 95—180 135—180 220— 250 265—325 _ _ _ 
H Gießen ab 1. Okt. 24 = 92—190 160—235 260 280 = — Verh. v.Alleinst. 10,- 
H St. Goarshausen| ab Januar 25 ” 55—160 105—180 135— 220 175— 250 220-—300 | 285-345 E= 
1 Leipzig ab 1. Januar 25 |Schiedsspr. 87—143 124,5 —205 186,6—261 223,5 —335,5 - E — 
L [Brauereien ab 1. Dez. 24 | Verhandig. 85—170 110—220 130—250 205— 315 — — = 
München 
N |Bergischer ab Nov. 24 Schiedsspr. 85—175 180-215 260 295 _ Frau 7,— Kind 7,— 
Bezirk Unterst.Berecht.7,— 
N Leipzig ab Dez. 24 D 61,5—129 79,5—187: 114—220,5 | 156 5-297,5 | 202-386 _ _ 
N Köln ab Nov. 24 s 75—140 85—175 200 275 — _ Kind 10-— 
N Oberschlesien ab Dez. 24 D: 130—172 190—260 240 -- 320 200-—260 260--370 _ Frau 8,-, Kind 9,- 
N Zwickau ab Januar 25 Verhandlg. 68—159 113—204 165—266 181—294 240—396 = 
Fachgruppenbezeichnung: A — Gesundheitsindustrie, B- Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.- Werke, D= Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur, 
G== Holsindustre, H — Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I = Chemische Industrie, K = Steinindustrie, L — Nahrungs- u. Genußmitteiindustrie, M = Keramische Industrie, N = 


Metallindustrie, © — Textilindustie, P = Aspbaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte. 


industrie nur eine verschwindende Minderheit der Angestellten 
zu ihren Mitgliedern zählen, brachten sie den traurigen Mut 
auf, für ihr Machwerk die Allgemeinverbindlicher« 
klärung zu beantragen. Wir hingegen legten Beschwerdd 
beim Schlichtungsausschuß ein. Die Arbeitgeber wollten das 
Werfahren ausgesetzt wissen, bis über den Antrag auf AIl- 
remeinverbindlicherklärung des Gedagvertrages entschieden ist. 
Da an unserer Beschwerde der Gedag naturgemäß nicht be- 
teiligt war und weil er in der sächsischen Elektrizitätsindustrie 
nur sehr wenig Bedeutung hat, trat das Schiedsgericht in die 
sachliche Behandlung unseres Antrages ein. Die Entscheidung 
konnte ihm nicht schwer fallen, denn der D.H.V. hatte alie 
Bestimmungen des Tarifvertrages, soweit wir sie mit dem 
Arbeitgeberverband bereits in freier Verhandlung vereinbart 
hatten, in seinen Vertrag übernommen und nur die Ver- 
schlechterung der Arbeitszeit hinein geschmuggelt. 
Der Schlichtungsausschuß entschied, daß der Gedagvertrag 
mit Ausnahme der von uns angefochtenen Arbeitszeitbestim- 
nungen auch für die Beschwerdeführer Geltung haben soll. 
Wir haben demnach einen Schiedsspruch, der ausdrücklich fest- 
setzt, daß die Arbeitszeitbestimmungen des Gedag für unsere 
Mitglieder nicht maßgebend sind, und einen anderen Schieds- 
spruch, der die Pflicht zur 53stündigen Arbeitszeit auf die- 
jenigen Kollegen beschränkt, die dienstlich unmittelbar mit der 
Arbeiterschaft verkehren. Wir werden die Verbindlicherklärung 
dieser beiden Schiedssprüche beantragen und so dazu beitragen, 
daß die Mitglieder des Gedag für die Dauer des jetzt strittigen 
Manteltarifvertrages wesentlich günstigere Arbeitsbedingungen 
‚haben, als ihre Verbandsleitung ihnen zugestehen wollte. 


Bei der Art von Gewerkschaftsarbeit, die die Gedagführer 
hier wieder einmal geleistet haben, muß man sich ernsthaft die 
Frage vorlegen, ob die Verbindungen ihrer Führungen 
mit reaktionären, parteipolitischen Parteien sie 
zum bewußten Verrat wichtiger Angestellteninteressen be- 
wogen haben oder ob man es mit einer kaum glaublichen 
Dummheit zu tun hat. 


Gehalts- und Arbeitsverhältnisse in der Eisen- und Stahl- 
industrie Rheinland-Westfalens. Als nach Beendigung des 
passiven Widerstandes im besetzten Gebiet der „Arbeit- 
geberverband für den Bezirk der nordwestlichen 
Gruppe des Vereins Deutscher Eisen- und Stahl- 
industrieller“ den bestehenden Rahmentarif kündigte und 
die Absicht aussprach, die Gehaltsvereinbarungen auf eine 
andere Basis zu stellen, erkannten die Angestellten, daß es sich 
um einen großzügig angelegten Kampf gegen die tarifliche 


Regelung der Gehalts- und Arbeitsverhältnisse der Angestell- 


ten überhaupt handelte. Daß dem Unternehmertum die tarif- 
liche Bindung ein Dorn im Auge war, und daß es schon längst 
den Wunsch hegte, wieder zu der sogenannten „Leistungs- 
bewertung“ auf Grund „freier‘ Vereinbarungen zu ge- 
langen, war bekannt. Den ersten Vorstoß in dieser Richtung 
machte die Schwerindustrie Rheinland-Westfalens. Unter 
dem Druck des wirtschaftlichen Zusammenbruchs, nach Be- 
endigung des „passiven Widerstandes‘, sahen sich die An- 
gestellten am AÄnfange des verflossenen Jahres gezwungen, 
schließlich einem mit Hilfe des Schlichters zustande gekom- 
menenen Gehaltstarif zuzustimmen, der die bis dahin be- 
stehende Gehaltsstaffelung wesentlich veränderte. In den bei- 
den unteren Gruppen waren noch je drei, in den beiden oberen 
Gruppen nur zwei Gehaltssätze enthalten. Als Grundsatz der 


tariflichen Vereinbarung vom 16. Februar 1924 hieß es in dem 
Abkommen: 

„Die Bemessung der tatsächlichen Bezüge erfolgt, soweit 
sie über die Mindestsätze hinausgehen, durch die Werksleitung 
lediglich nach dem Grundsatz der Leistung.“ 

Die Gehaltssätze waren infolgedessen sehr niedrig gehalten, 
und es bedurfte eines monatelangen Kampfes, um sie mit Wir- 
kung vom 1. Oktober 1924 um zehn Prozent zu erhöhen. 

Leider war die Angestelltenschaft durch Betriebsstillegungen 


“und Einschränkungen, und das dadurch entstandene Heer der 


Arbeitslosen in seinem gewerkschaftlichen Kampfe sehr behin- 
dert. Sie mußte sich infolgedessen dem Druck 'des Unter- 
nehmertums einstweilen fügen. 

Der Wille zur Macht ist aber auch durch die ungeheure 
Not. der Zeit nicht gebrochen worden. Noch sind Tausende 
von technischen Angestellten der rheinisch-westfälischen Eisen- 
und Stahlindustrie im Bunde organisiert, und die Zahl der Mit- 
streiter hat sich in den letzten Monaten wieder wesentlich 
erhöht. Wir können es deswegen wagen, einen Vorstoß zu 
unternehmen, um wieder zu einer besseren Gehaltsregelung 
zu gelangen. Davon wird uns auch das Vorgehen des „Ver- 
bandes Berliner Metallindustrieller“ gegen ihre An- 
gestellten nicht abzuhalten vermögen. 

Das Gehaltsabkommen vom 16. Februar 1924 wurde von 
den Gewerkschaften zum 31. Januar gekündigt, und dem Ar- 
beitgeberverband eine Forderung unterbreitet, die auf der 
Linie des früheren Gehaltsabkommens liegt. Der Arbeitgeber- 
verband hat es gar nicht erst zu einer Verhandlung darüber 
kommen lassen, sondern schriftlich mitgeteilt, daß er weder 
bereit sei, einer Aenderung des Abkommens vom 16. Februar 
1924 zuzustimmen, noch einer Erhöhung der Mindestgehalt- 
sätze. Wir haben sofort den Schlichter angerufen. Es wird sich 
in der rheinisch-westfälischen Eisen- und Stahlindustrie also 
wieder ein hartnäckiger Kampf entspinnen. Wir hoffen aber, 
daß es uns trotz der Ungunst der Zeit gelingen wird, Sieger 
in diesem Kampfe zu bleiben. Voraussetzung dafür ist aller- 
dings die unverbrüchliche Solidarität aller Berufskollegen, 
Treue zum Bund und Opferwilligkeit. 11.'G. 


Ein neuer Werbetrick des D.H.V. Der Gautag des D.H.V. 
in Ulm, der im April 1924 stattfand, faßte eine Entschließung, 
die forderte, daß der D.H.V. künftig eine selbständige 
Tarifpolitik treibe. Diese Aufgabe, die sich die Gaube- 
amten des D.H.V. von ihrem Gautage hatten vorschreiben 
lasssen, ist für sie jedoch außerordentlich schwer durchzu- 
führen, denn die maßgebenden Verträge in Württemberg 
sind ursprünglich von den freien Gewerkschaften ausgearbeitet 
worden, die um der Geschlossenheit der Bewegung willen die 
übrigen Organisationen aus freien Stücken eingeladen hatten, 
den Verhandlungen beizutreten. - 

Daß es dem D.H.V. und seinen Hörigen, als da sind Werk- 
meisterbund, Verband Deutscher Techniker, Verband der weib- 
lichen Handels- und Büroangestellten, nicht darauf ankommt, 
durch die proklamierte selbständige 'Tarifpolitik die gesamte 
Angestelltenschaft einschließlich seiner eigenen Mitglieder emp- 
findlich zu schädigen, wenn dafür auch nur die geringste Aus- 
sicht winkt, dem G.d. A., insbesondere aber den AfA-Verbänden 
einige Mitglieder abzujagen, zeigt seine neueste Heldentat, 
durch die er eine Erhöhung der Novembergehälter für die 
Angestellten der württembergischen Landesindustrie 
zu hintertreiben wußte. Ba RE 
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Mit der Vereinigung württembergischer Arbeitgeber hatte 


der D.H.V. als federführender Verband vereinbart, daß das Ge- 
_ haltsabkommen jeweils mit zwei Wochen Frist auf das Monats- 


ende kündbar sei. Der D.H.V. erbat von den übrigen Ver- 
bänden durch Fernsprecher die Zustimmung zu diesem Ab- 


kommen. Sowohl der G.d.A., als auch die AfA-Verbände er- 


klärten sich einverstanden, denn die vorgeschlagene Regelung 
erschien etwas günstiger, als die kurz vorher getroffene Verein- 
barung mit der Uhrenindustrie, in der eine Kündigung bis zum 
dritten des Monats für den laufenden Monat ausgesprochen 
werden konnte. Keiner der Beteiligten legte dieses Abkommen 
etwa so aus, daß das Gehalt für den Kündigungsmonat noch 
gültig sein sollte. 

Ohne mit den anderen Vertragskontrahenten auf Arbeit- 
nehmerseite Fühlung zu nehmen, richtete der D.H.V. nun 
am 16. Oktober 1924 folgendes Schreiben an die Vereinigung 
württembergischer Arbeitgeberverbände: 

„Die Unsicherheit der Lage zwingt uns, das ab 1. April d. J. be- 
stehende Gehaltsabkommen für die Angestellten der Industrie zu kün- 
digen. Wir werden im Laufe des kommenden Monats auf die Ange- 
iegenheit näher zurückkommen. 

Hochachtungsvoll 
Gesamtverband deutscher Angestelitengewerkschaften. 
gez. i. A.: Rüsch.“ 

Den übrigen Angestelltenverbänden wurde eine Abschrift 
dieses Schreibens zugestelit. Im allgemeinen ist es üblich, daß 
vor der Kündigung eines gemeinsamen Gehaltsabkommens die 
Angestelltenverbände untereinander Fühlung nehmen. Schon 
durch seine selbständige Kündigung hat der D.H.V. mindestens 


unfair gehandelt. Daß er aber in diesem Kündigungsschreiben 


dem Arbeitgeberverband nahelegt, in die Kündigungsbefdin- 
gungen den Sinn hineinzulegen, daß die Kündigung der Ge- 
haitstabelle erst für das Gehalt gelte, das sechs Wochen nach 
dem Kündigungstage fällig wird, ist ein Verfahren, für das 
ein parlamentarischer Ausdruck fehlt. Selbst wenn die übrigen 
Angestelltenverbände nachträglich der Auffassung des D.H.V. 
beigetreten wären, war es ihnen nicht mehr möglich, das 


- Gehaltsabkommen im Sinne des D.H.V. fristgerecht zu kün- 
digen. Sie kündigten deshalb die Gehaltstabelle am 12. No- 
ı vember 1924 und forderten gleichzeitig ab 1. November 1924 
ı eine Erhöhung der Gehälter um 20 Prozent. 


Es ist nicht 
verwunderlich, daß der Arbeitgeberverband die ihm vom D.H.V. 
in die Hand gegebene Auslegung zu der seinigen machte und 


 Gehaltsverhandlungen mit uns und dem G.d.A. für November 


ablehnte. Er weigerte sich aber auch, mit dem D.H.V. üben 
eine Aenderung der Gehaltstafel zu verhandeln, da er mit einer 
einzelnen Gruppe keine Gehaltstabelle vereinbaren will. Das 
hat Herr Rüsch vom D.H.V. zweifellos vorausgesehen. Man 
sieht aber, wenn man das vom D.H.V. herausgegebene Flug- 
blatt gelesen hat, daß der Zweck dieser heimlichen Kündigung 
‚viel weniger darin bestand, für die Angestellten möglichst bald 
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 Nachklänge zur Hauptversammlung des Reichsknapp- 
 schaftsvereins, Der Verlauf und das Ergebnis der Hauptver- 
sammlung des Reichsknappschaftsvereins (R.K.V.) am 17. De- 
 zember 1924 in Leipzig haben verschiedene Leute und An- 
 gestelltenverbände in eine förmliche Raserei versetzt. Die 
Zeitungsartikel des Reichsverbandes deutscher Bergbauange- 
 stellter (R.D.B.) und des Verbandes kaufmännischer Gruben- 
 beamten (V.K.G.) sind ein einziges Geschimpfe über den 
vorläufigen Vorstand des R.K.V., über den Leiter der Haupt- 
"versammlung und insbesondere über das Verhalten der AfA- 
“Vertretung in der Hauptversammlung. Das größte Talent 
entwickelt dabei der V.K.G. in seiner „Kohlenwacht‘“ vom 
i Ausdrücke wie „offensichtliche Schiebung‘“, 
" „ausgemachte Schuftigkeit‘, „‚niederträchtig‘, „erbärmlich“ 
usw, wechseln in anmutiger Reihenfolge ab. An sich ist 
die Art und Form, wie man in Zeitungen schreibt, eine Frage 
des Geschmacks und des Anstandes; wir würden uns die 
Finger besudeln, ‚wollten wir uns mit der vom R.D.B. und 
"V.KG. beliebten üblen Tonart auseinandersetzen. Wer sd 
‚schreibt, wirkt wenig überzeugend, und das Ganze sieht nach 
Komödie aus. 


An sich hatten wir nichts anderes erwartet; denn die 


"Leitungen der genannten Verbände haben alle Veranlassung, 


Komödie zu spielen. Ein rein sachlicher Bericht hätte näm- 
ich die Tolpatschigkeit ihrer Hauptversammlungsvertreter und 
hre eigene vollendete Unfähigkeit, in der Knappschaft positiv 
mitzuarbeiten, aufs d&utlichste offenbart. Deshalb Ablenkung 








U R.D.B. und D.H.V. (übrigens eine feine Mischung) bei der 


urch maßloses Geschimpfe auf den AfA-Bund. Den Mit- 
liedern wird geilissentlich verschwiegen, daß der V.K.G,, 
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bessere Gehälter zu erreichen, sondern das Material zu einem 
im typischen D.H.V.-Ton verfaßten Flugblatt zu liefern, in 
dem insbesondere die AfA-Verbände beschuldigt werden, durch 
die unterlassene Kündigung eine Gehaltserhöhung der Industrie- 
angestellten Württembergs unmöglich gemacht zu haben. 


‚Trotz dieses unqualifizierbaren Verhaltens des _Gedag in 
der Frage des Landestarifes wurde er von den AfA-Verbänden 
wenige Tage später zu einer Besprechung über November- 
gehaltsforderungen für die Uhrenindustrie eingeladen, Der 
D.H.V. wollte angeblich erst mit seinen Mitgliedern Fühlung 
nehmen, hat sich aber bis zum 3. November 1924, dem letzten 
Kündigungstage, nicht wieder geäußert. Es haben deshalb die 
AfA-Verbände mit dem G.d.A. gemeinsam Novemberforde- 
rungen eingereicht, während der Gedag auch hier wiederum 
ohne Fühlungnahme mit den anderen Verbänden Sonderforde- 
rungen vertrat. Das Ergebnis war folgendes Schreiben des 
Arbeitgeberverbandes der Uhrenindustrie an den D.H.V.: 

„Wir wundern uns, daß die Anträge diesmal nicht gemeinsam ein- 
gereicht werden, und teilen Ihnen mit, daß unser Ausschuß sich wohl auf 
den Standpunkt stellen wird, daß, wenn die Angestelltenverbände nicht 
mehr einmütig handeln, der Abschluß eines Tarifvertrages für uns über- 
haupt kein Interesse mehr hat.“ 

Aus diesen beiden Beispielen ergibt sich unw:derleglich, daß 
der D.H.V. die Interessen seiner eigenen Mitglieder skrupellos 
opfert, wenn er glaubt, dafür irgendwelchen Agitationsstoff 
einzutauschen. Es ergibt sich aber daraus auch, daß er seine 
Mitglieder, insbesondere aber auch diejenigen Angestellten) 
die er für sich und die anderen. Gedagverbände werben möchte, 
außerordentlich niedrig einschätzt. Selbst wenn das Verfahren 
dem Gedag vorübergehend einige Werbeerfolge verschaffen 
sollte, sind wir nicht geneigt, ähnliche Kampfmethoden anzi- 
wenden, da für unser Handeln ausschließlich das Interesse der 
Angestelltenschaft maßgebend bleibt. 


Tarifverhandlungen der kaufmännischen Angestellten im 
Baugewerbe. Dieser Tage haben zwischen den kaufmännischen 
Angestelltenverbänden und den Arbeitgeberverbänden des ge- 
samten Baugewerbes Verhandlungen über den Abschluß 
eines neuen Reichstarifvertrages stattgefunden. Eine 
Einigung wurde nur in der Frage des Wettbewerbsverbotes 
erzielt, und zwar dahingehend, daß die bisherigen Vertrags- 
bestimmungen bestehen bleiben. Alle anderen Punkte wurden 
zu einer zweiten Beratung, die in etwa drei Wochen statt- 
finden soll, zurückgestellt. Besondere Schwierigkeiten 
scheinen zu bestehen in der Frage der Arbeitszeit, da die 
Unternehmer auf die Einführung 
ferner in der Aufstellung der Gehaltstafel, weil die 
Arbeitgeber die Staifelung innerhalb der einzelnen Gruppen 
abschaffen wollen, und schließlich bei der Festsetzung des 
Urlaubs, der nach Ansicht der Arbeitgebervertreter unbedingt 
eine ganz erhebliche Verkürzung erfahren müsse. 


Einreichung ihrer gemeinsamen Anträge zur Hauptversamm- 
lung einen schwerwiegenden Lapsus begangen haben. Anstatt 
wie gesetzlich vorgeschrieben die Anträge durch einen ihrer 
Delegierten einreichen zu lassen, haben die Verbände das 
selbst besorgt. Die Folge dieses Fehlers war natürlich, daß 
die Anträge keinem einzigen Delegierten der Hauptversamm- 
lung vorlagen oder sonstwie bekannt waren. Trotzdem da- 
durch eine sachliche Beratung eigentlich unmöglich war, 
wandten sich die AfA-Delegierten loyalerweise nicht gegen 
die Behandlung der Anträge. Es erfolgte schließlich aber 
doch Ablehnung. Nicht einmal die Delegierten 
der Antragsteller stimmten dafür. 

Jeder blamiert sich, so gut er kann. Anstatt klugerweise 
mit Stillschweigen über die peinliche Angelegenheit durch 
Erstattung eines Beschlußberichts hinwegzugehen, schimpfen 
jetzt R.D.B. und V.K.G. auf den AfA-Bund und machen ihn 
gewissermaßen für ihre Dummheit und beispiellose Unkenntnis 
des Reichsknappschaftsgesetzes verantwortlich. Aber wie schon 
gesagt, es galt etwas zu vertuschen und deshalb diese ge- 
hässigen Ausfälle. 

Zu dem Vertuschungsmoment kommen noch der Aerger 
und die Wut, daß die beiden Angestelltensitze 
im Vorstand des RKV.anden AfA-Bund gefal- 
len sind. Sie schreiben, daß der AfA-Bund nur mit Hilfe 
der Arbeiter die beiden Sitze erhalten habe, er sei ein An- 
hängsel der Bergarbeiter, er untergrabe die Selbständigkeit der 
Angestellten und verhindere eine eigene Angestelltenpolitik in 
der Knappschaft. Damit das Maß voll wird, wird schließlich 
behauptet, daß der AfA-Bund sogar mit den Arbeitgebern ge- 
meinsame Sache mache, um die anderen Verbände von der 
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Knappschaft fernzuhalten. Das alles ist natürlich glatter Un- 
sinn, und die Verleumder glauben es schließlich selbst nicht, 
aber man sagt es, um seine eigene Schwäche zu verdecken. 
Wir können doch schließlich nichts dafür, daß diese Verbände 
nur einen winzigen Bruchteil der Bergbauangestellten ver- 
treten, und daß sie bei den Aeltestenwahlen, soweit man 
diese als Ganzes betrachtet, so schlecht abgeschnitten haben. 
Sie müssen schließlich eine andere Politik treiben und sich 
nicht so sehr im Fahrwasser der Arbeitgeberwünsche bewegen, 
wenn sie hier eine Aenderung herbeiführen wollen. Es ist 
einfach kurios, daß alle die kleinen und kleinsten Verbände 
jeder für sich einen Sitz im Reichsknappschaftsvorstand be- 
anspruchen, wo doch nur zwei Sitze zu vergeben sind. Die 
erdrückende Mehrheit der Bergbauangestellten würde sich 
jedenfalls auf Grund der bisherigen Arbeit dieser Verbände 
für eine derartige Regelung schönstens bedanken. 

Zu dem albernen Vorwurf der Einheitsfront mit den 
Arbeitgebern haben wir nichts zu sagen. Wir wolleh nur fest- 
stellen, daß die lange Liste der von den Arbeitgebern 
gemaßregelten Mitglieder unseres Bundes immer mehr wächst, 
während der R.D.B., dessen Gründung man bekanntlich nicht 
ohne die Riebeckschen Montanwerke (heute Stinnes A.G.) 
behandeln kann, von den Arbeitgeberverbänden direkt und 
indirekt begünstigt wird. Aehnlich verhält es sich mit anderen 
Verbänden, die man eher gelbe Werkvereine als Gewerkschaf- 
terı nennen müßte, 

Ueber die Führung einer selbständigen Angestelltenpolitik 
in der Knappschaft können sich Herr Dr. Herwegen, der 
V.K.G. und alle übrigen gleichartigen. Verbände beruhigen: 
Die AfA-Verbände haben sich unbestrittenermaßen das ge- 
schichtliche Verdienst erworben, die Bewegung der Bergbau- 
angestellten auf eigene Füße gestellt und zu einem beachtens- 
werten Faktor den Arbeitgebern gegenüber gemacht zu haben. 
Getreu seinen Grundsätzen wird der AfA-Bund auch in der 
Knappschaft positive Arbeit leisten und für die Angestellten 
das möglichste herausholen. Der Anfang ist bereits in der 
Frage der Berechnung der Angestelltenpensionen gemacht wor- 
den. Viele Mängel sind in der Knappschaft noch zu be- 
seitigen. Das wird um so eher gelingen, je weniger uns die 
gegnerischen Organisationen in den Arm jallen. 

In Verbindung mit der Hatptversammlung ruft Herr 
Dr. Herwegen (R.D.B.) zum soundsovielten Male zum 
Kampfe gegen die AfA-Verbände auf. Aber genau wie früher 
werden die Bergbauangestellten auch diesmal auf den Phrasen- 
schwall nicht hereinfallen; denn die Angestellten wollen an 
ihrer Knappschaft nicht herumdoktern lassen, sondern 
sind für zielbewußte Gewerkschaftsarbeit. Auf die Wichtig- 
tuerei und schwülstigen Reden von Dr. Herwegen kann man 
das Wort anwenden: „Vom Erhabenen zum Lächerlichen ist 
nur ein Schritt“. Herr Herwegen hat diesen Schritt längst 
gemacht, und wenn er es mit den Interessen der Bergbaus 
angestellten ehrlich meint (leider können wir das nicht mehr 
glauben), wäre es besser, wenn er sich eime seiner Ver 
anlagung mehr entsprechende Tätigkeit suchen würde. Dieser 
Mann gab sich in früheren Jahren vielleicht einmal dem Wahn 
hin, in der Bewegung der Bergbauangestellten eine führende 
Rolle spielen zu können. Zum Glück der Angestellten ist ihm 
Ss vorbeigelungen; heute wirkt er nur noch als komische 

igur, 


Rentenberechnung in der Angestelltenabteilung der Knapp- 
schaftskasse, In den letzten Ausführungen dieser Zeitung, die 
sich mit dieser Frage befaßten, wurde gesagt: „Ohne Zwei- 
felwerdensich über alle diese Neuregelungen im 
Anfang eine Reihe von Differenzen ergeben.“ Das 
Erwartete ist eingetreten. Aber diese Schwierigkeiten mußten 
kommen, wenn man zu einer einheitlichen Berechnung ge- 
langen wollte. Man mußte den Vereinen, die nach verschie- 
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densten Methoden die Renten berechneten, einen einheitlichen 
Maßstab geben, an Hand dessen man vergleichen konnte, 
welche Unterschiede bestehen. Erst dann konnte eine systema- 
tische Bereinigung dieser Unterschiede erfolgen. Bei den An- 
gestellten des Bergbaues war im Gegensatz zu den Arbeitern 
eine gleichmäßige Berechnung der Renten viel schwieriger, 
weil die Arbeiter in allen den etwa 70 Vereinen Mitglied einer 
Kasse sein mußten, während die Versichernugsverhältnisse der 
Angestellten nach den verschiedensten gesetzlichen Bestim- 
mungen ganz verschieden geregelt werden konnten. 

Man hat das auch bei der Beratung des Knappschafts- 

gesetzes gewußt und die Regelung dieser schwierigen An- 
gelegenheit der freien Verständigung der Beteiligten über- 
lassen. Schon der letzte Beschluß im Vorstand des R.K.V. 
hat für die Rentenempfänger in einigen Vereinen zum Teil sehr 
erhebliche Verbesserungen gebracht. An Hand von Erkundi- 
gungen bei allen Vereinen war es uns gelungen, alle die 
Differenzen, Unterschiede und die eventuellen Verschlechte- 
rungen bei der Anwendung der neuen Berechnung festzu- 
stellen. In zwei Konferenzen, deren erste am 8. Dezember 1924 
stattfand und an der acht Vereine teilnahmen, und deren zweite 
am 23. Januar tagte, in der alle Vereine vertreten waren, sind 
diese Schwierigkeiten besprochen und ist eine Verständigung 
über die zukünftige gleichmäßige Handhabung gefunden wor- 
den. Die Unterschiede in der Berechnung beruhen nicht allein 
darauf, daß die bisherigen Vorschriften so verschieden waren, 
sondern auch darauf, daß die geistige Einstellung der maß- 
gebenden Stellen in den einzelnen Bezirksvereinen nicht die 
gleiche ist. Einzelne Vereine stehen auf dem Standpunkt, 
durch die Beiträge seien Rechte erworben worden, auf die 
heute noch ein Rechtsanspruch besteht. In anderen Vereinen 
glaubt man, daß durch die Inflation alle Rentenansprüche 
leich null geworden und daß durch die Gewährung der 
Renten nach dem Reichsknappschaftsgesetz die alten Ansprüche 
abgelöst worden seien. Diese unterschiedliche Einstellung der 
einzelnen Vereine zu denselben gesetzlichen Bestimmungen 
bedingt die verschiedenartigsten Wirkungen. 

Die Differenzen werden nun noch weiter dadurch vermehrt, 
daß die Renten der Altpensionäre ebenfalls nach dem 
Knappschaftsgesetz zu berechnen sind. In den Besprechungen 
galt es daher zuerst, sich über die allgemein gültigen Voraus- 
setzungen zu einigen. Allseitig wurde anerkannt, daß eine ein- 
heitliche Berechnung aller Renten erfolgen müsse. Mit großer 
Mühe wurde dann eine Einigung dahingehend erzielt, daß diese 
einheitliche Regelung sich nur in freier Vereinbarung schaffen 
lasse, und daß die Frage, ob die Regelung gesetzlich zulässig 
sei, zurückzustellen sei. Weiter wurde anerkannt, daß den 
Vereinen, die bereits höhere Renten festgesetzt haben, die 
Möglichkeit gewährt werden müsse, diese höheren Renten bis 
zu einer grundsätzlichen Neuordnung auch weiterhin. zu ge- 
währen. Hierbei gaben wir die Erklärung ab, .daß wir am 
liebsten die Höchstrenten für alle Versicherten erreichen wollen, 
es aber auf Grund der Aussprache für unmöglich halten, die 
Zustimmung aller Vereine zu erlangen. 

Für die neue Berechnung der Renten gilt folgendes: 


In Abänderung des Vorstandsbeschlusses vom 25. Oktober 
1924 heißt es jetzt: 


„Die Pensions- und Teuerungszulage der Angestellten aus der 
Angestelltenabteilung der Pensionskasse des Reichsknappschaftsvereins und 
die Renten aus dem Angestelltenversicherungsgesetz, sowie die ent- 
sprechenden Bezüge der Witwen und Waisen sind — gleichgültig, ob 
die Angestellten einer Ersatzkasse angehörten oder bei der Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte versichert waren oder bei der Reichs- 
versicherungsanstalt und einer Zuschußkasse versichert waren oder der 
Reichsversicherungsanstalt und einer Arbeiterabteilung der Pensionskasse 
eines Knappschaftsvereins angehörten — für die Zeit vom 1. Januar 1913 
— dem Inkrafttreten des Angestelltenversicherungsgesetzes — wie folgt 
zu berechnen: 

Die Leistungen der Angestelltenversicherung werden nach der A.-V. 
berechnet; die Leistungen der Pensionskasse nach 83 23 und 31 des 
R.K.G. Bei über 25 Dienstjahren sind zunächst die Angesteiltendienst- 
jahre zu rechnen und für den Rest die Arbeiterdienstjahre. 

Den Angestellten werden in der Pensionskasse alle Dienst- 
jahre, diesie als Angestellteim Sinne des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes in knappschaftlichen Be- 
trieben tätig waren,. nach den Sätzen der Angestelltenabteilung 
der Pensionskasse berechnet. Soweit sie während solcher Dienstjahre sin 
einer Arbeiterabteilung einer Knappschaftspensionskasse versichert waren, 
werden diese Dienstjahre nur einmal, und zwar in der Angestellten- 
abteilung berücksichtigt. Als knappschaftlich versichert gelten auch die- 
jenigen Angestellten, die nicht in der Lage waren, in eine knappschaft- 
liche Pensionskasse einzutreten oder aus dieser ausscheiden mußten, weil 
der für sie in Frage kommende Knappschaftsverein eine Pensionskasse, 
der sie angehören konnten, nicht hatte oder sie auflöste. 

Der Berechnung wird diejenige Klasse der Pensionskasse zugrunde 
gelegt, die dem Hauptberuf des Versicherten entsprochen hatte. 

Treten neben die knappschaftlichen Leistungen Bezüge aus der An- 
a a so werden die knappschaftlichen Leistungen ge- 
ürzt um den Mehrbetrag, um den die Grundbeträge der A.-V. diejenigen . 
der 1.-V. übersteigen. - Die hiernach berechneten Bezüge dürfen nicht 
geringer sein als die Arbeiterbezüge mit gleichem Dienstalter. 
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j Soweit schon jetzt höhere Bezüge gewährt wer- 
den, trifftder Bezirksvorstand die Entscheidung, ob 
diese weiter zugewähren sind. 

Diese Regelung tritt am 1. März 1925 in Kraft. 

‚ Diese Grundsätze gelten auch für die Berechnung 
der vor dem 1. Januar 1924 bereits festgesetzten 
Renten.“ 

Dieser Beschluß läßt alle Fälle ungeregelt, in denen eine 
" Versicherung überhaupt nicht vorhanden war. Auch jene Fälle 
- sind nicht davon betroffen, wo die Mitgliedschaft aus irgend- 
 eınem Grunde im selben Verein verlorengegangen ist. Aben 
- grundsätzlich werden jetzt alle Angestellten des Bergbaues, 
7 wenn sie gesetzlich versichert waren, in allen Revieren die 
'" gleichen Mindestleistungen erhalten müssen. Der Unterschied 
zwischen den Altpensionären und denjenigen Bezugsberech- 
 tigten, die die Anwartschaft in der Angestelltenversicherung 


erworben haben, besteht darin, daß die Renten für Invaliden. 


um 14, für Witwen um 10 und für Waisen um 7 Mark höher 
- sind. Waisen kommen ja nun nicht mehr in Frage. Ebenso 
_ wird ein Teil dieser Altpensionäre noch von der Reichs- 
invalidenversicherung einen Zuschuß erhalten. Weiter ist zu 
bemerken, daß nicht allein die Anwartschait in der An- 
gestelltenversicherung erworben sein muß, sondern daß auch 
die Invalidität auf Grund des Angestelltenversicherungsgesetzes 
vorliegt. Für Ersatzkassen spielte diese Frage bisher praktisch 
' zwar keine Rolle, aber in den Revieren, in denen eine ge- 
 sonderte Angestelltenversicherung bestand, spielen sie doch! 
ı eine Rolle. 








etehrapen der Behördentechniker 


IE Die Katasterobersekretärlauibahn, Die Personalreform 
in der Katasterverwaltung, auf die der katastertechnische Be- 
"rufsstand so große Hoffnungen gesetzt hat, beginnt sich jetzt 
in ihren entscheidenden Punkten auszuwirken. Obwohl auch 
der diesjährige Etat keine neuen Beamtenstellen, auch keind 
" Uimwandlung von Stellen in Obersekretärstellen vorsieht, und 
‚obwohl ferner unter Hinweis auf das Abbaugesetz die bis- 
 herige Berufsprüfung, durch die der Nachweis der Befähigung 
für die Uebernahme ins Beamtenverhältnis erbracht wurde, in 
eine reine Angestelltenprüfung umgewandelt ist, soll jetzt die 
neue Obersekretärlaufbahn geöffnet und eine Anzahl Bewerber 
"für diese Laufbahn eingestellt werden. Man spricht zunächst 
‚von der Einstellung von zehn Bewerbern. 

I - Da die Einstellung dieser Bewerber die Herausgabe end- 
gültiger Vorschriften über die Annahme, Ausbildung und 
"Prüfung für die Obersekretärlaufbahn erfordert, hat 
"das Preußische Finanzministerium einen Entwurf ausgearbeitet, 
der dem Bunde zur Stellungnahme zugegangen ist und über 
"den demnächst Verhandlungen stattfinden sollen. 


R Der Entwurf, den wir in seinem vollen Umfange wegen 
















"Raummangels nicht wiedergeben können, unterscheidet Zivil- 
Fanwärterund Versorgungsanwärter und bestimmt, 


in den wesentlichsten Punkten folgendes: 

£ A. Zivilanwärter. 

Bedingung für die Zulassung ist die Vollendung des 16. Lebens- 
"jahres und die Beibringung des Reifezeugnisses einer deutschen öffent- 
‚ Nichen gymnasialen oder realistischen Lehranstalt mit sechsjährigem Lehr- 
.\ gang. 

e “ Die Ausbildung zerfällt in eine Probedienstzeit und eine 
‚dreijährige Vorbereitungszeit. Die Probedienstzeit beträgt 
in der Regel ein Jahr und elf Monate und dient zur Feststellung, ob der 

Weber, insbesondere hinsichtlich der Fertigkeit im Zeichnen und 
"Rechnen den Anforderungen des Berufes genügt. Gegen Ende der Probe- 
dienstzeit ist eine Vorprüfung abzulegen. Der Vorbereitungsdienst 
| a drei Jahre. Nach Beendigung der Vorbereitungszeit ist die Be- 
"fähigung zum Katasterobersekretär durch eine Prüfung nachzuweisen. 
7 Die Gesuche um Annahme zur Ausbildung sind unter Bei- 
gung eines Lebenslaufes und der sonst noch erforderlichen Nachweise 

in den Regierungspräsidenten zu richten und durch diesen dem Finanz- 
"minister vorzulegen. 

m Die Annahme erfolgt durch den Finanzminister, der die angenom- 

















nenen Bewerber dem Regierungspräsidenten zur Zuteilung an geeignete 
Katasterämter überweist. Die Ausbildung im Katasteramt 


sekretäre erfolgen. Während der Probedienstzeit sind die Be- 
werber in allen katasteramtlichen Büroarbeiten zu unterweisen, ihre Be- 
schäftigung hat sich insbesondere auf die Führung der Geschäftsbücher, 
ie Aniertigung von Auszügen - und Auflassungsschriften, die Fort- 
chreibung und Berichtigung der Bücher und Karten, einschließlich des 
"Bücherabschlusses, Rentenverteilungen sowie die. Anfertigung von Hand- 
zeichnungen, Handrissen, Kartierungen, Dreiecks- und Flächenberech- 
‚mungen und anderes mehr zu erstrecken. Ferner ist der Bewerber bei 


mn Abstecken von Linien und Winkeln und im Aufnahmeverfahren zu 
aterweisen. Die Probedienstzeit schließt mit einer Vorprüfung ab. Die 
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Nach dieser Art der Berechnung betragen die Renten, 
wenn der Invalide die ganzen 25 Jahre in einer Klasse der 
Angestelltenabteilung zurückgelegt hat, ferner auf Grund des 
Versicherungsgesetzes für Angestellte invalide ist, bei einem 
Einkommen 


bis -100 M. 101 bis 200 M. 201 bis 300 M. über 300 M. 


en 
s>0-+14=64M. 75--14=89M. 112,50--14=126,50 M. 150-4+-14=164 M. 


Für Witwen beträgt die Rente bei einem Einkommen: 
bis 100 M. 101 bis 260 M, 201 bis 360 M. über 300 M. 
25 +10 = 35 M. 37,50 + 10 = 47,50 M. 61.25--10=171,25M. 75-10=85M. 
Für Waisen beträgt sie bei einem Einkommen: 
bis 100 M. 101 bis 200 M. 201 bis 300 M. über 300 M. 
10+7=17M. 15+7=22M. 22,50-7=2950M. 30,50-7=3750M. 


Diese Rentenberechnung ist die Frucht der. Arbeit des 
ersten Jahres. Die anderen Angestelltenverbände sehen hypno- 
tisiert nur auf die Verfassung der Knappschaft und regen sich 
über den mangelnden Einfluß der Angestellten auf. Die Frage 
der Rentenberechnung scheint sie gar nicht zu interessieren; 
denn bisher hat man noch nichts von ihnen darüber gehört. 
Wir. haben dagegen in guter Zusammenarbeit mit den Berg- 
arbeitern unsere Krait für eine bessere Gestaltung der Renten 
der Angestellten eingesetzt. Nur einen Schritt haben wir 
voran getan; aber es war ein Schritt, und viele stehen uns 
noch bevor. Hoffentlich läßt sich nach einem na Jahre 

.W 


wiederum ein Fortschritt verzeichnen. R 
[/ 
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Vorprüfung zerfällt in die Anfertigung einer Probezeichnung und 
eine schriftiiche und mündliche Prüfung. Die Prüfung erfolgt durch 
einen vom Regierungspräsidenten zu berufenden Prüfungsausschuß, der 
aus einem Regierungs- und Steuerrat und zwei Katasterbeamten besteht. 
Sie soll sich besonders auf folgende Gegenstände erstrecken: Flächen- 
berechnung, Flächenteilung, einfache Koordinatenberechnungen. Einrich- 
tung des: Grund- und Gebäudesteuerkatasters, Fortschreibung der Ka- 
tasterbücher und Karten, Rentenverteilung. 

Bewerber, welche die Vorprüfung nicht bestehen, werden entlassen. 

Diejenigen Bewerber, die die Prüfung bestanden haben, werden durch 
den Finanzminister as Katastersupernumerare einberufen und 
dem Regierungspräsidenten zur weiteren Ausbildung überwiesen. Sie 
sind vor Beginn der Vorbereitungszeit zu verei- 


digen. Zum Zwecke ihrer gleichmäßigen Ausbildung in allen Ge- ° 


bieten des Katasterdienstes sind die Supernumerare während der Vor- 
bereitungszeit in der Regel ein Jahr acht Monate möglichst in mehreren 
Katasterämtern, zwei Monate bei einer Kreiskasse, zwei Monate in einem 
Grundbuchamt und ein Jahr lang im Katasterbüro der Regierung zu 
beschäftigen. Die praktische Ausbildung auf dem Katasteramt erfolgt 
nach. Weisung des Amtsleiters durch einen Katasterobersekretär. Der 
Supernumerar ist mit allen vorkommenden Arbeiten zu beschäftigen und 
mit den in Betracht kommenden Gesetzen, Verordnungen, Anweisungen 
und Ausführungsbestimmungen bekanntzumachen. Zur Ausführung me- 
chanischer Arbeiten darf er nur soweit herangezogen werden, als es im 
Hinblick auf die Ausbildung unbedingt erforderlich ist. Vom Beginn 
des zweiten Ausbildungsjahres an ist in jedem Vierteljahr eine schrift- 
liche Arbeit zu fertigen, die vom Katasterdirektor gestellt wird und die 
er zu begutachten und mit dem Supernumerar durchzusprechen hat. Die 
Arbeiten sind dem Regierungspräsidenten einzureichen. Die Ausbildung 
im Katasterbüro der Regierung kann ebenfalls durch einen älteren Ka- 
tasterobersekretär erfolgen, und ist so einzurichten, daß Einblick in alle 
vorkommenden Arbeiten gewonnen wird. Für die im Katasterbüro be- 
schäftigten Supernumerare sind besondere Unterrichtskurse einzurichten. 

Nach Beendigung der Vorbereitungszeit haben sich die Kataster- 
supernumerare der Katasterobersekretärprüfung nach be- 
sonderen Vorschriften zu unterziehen. Durch die erfolgreiche Ablegung 
wird olıne weiteres die Befähigung zur selbständigen Bearbeitung von 
Rechnungssachen erlangt. Bis zur planmäßigen Anstellung erhalten die 
Supernumerare die Amtsbezeichnung „Katasterpraktikant“. 

Die Zivilanwärter erhalten während der Probedienstzeit eine Ver- 
gütung nach. dem Lehrlingstarif. Den Katastersupernumeraren können 
Unterhaltszuschüsse gewährt werden. 


B. Versorgungsanwärter. 


Für die Zulassung gelten die gesetzlichen Bestimmungen. Nach 
Aufnahme in die Bewerberliste haben die Versorgungsanwärter zum 
Nachweis ihrer allgemeinen Bildung und der von ihnen zu fordernden be- 
sonderen technischen Kenntnisse und Fertigkeiten eine Vorprüfung 
abzulegen. Zu diesem Zwecke werden sie innerhalb eines Zeitraumes 
von längstens sechs Monaten einem Regierungspräsidenten und von diesem 
dem Prüfungsausschuß überwiesen. Es ist eine Probezeichnung anzu- 
fertigen. Die schriftiche und mündliche Prüfung erfolgt unmittelbar 
nach Abnahme der Probezeichnung und erstreckt sich auf Aufnahme 
eines Diktates zur Feststellung der Kenntnis der Regeln der Recht- 
schreibung und der Zeichensetzung, Anfertigung eines Aufsatzes aus der 
staatlichen, wirtschaftlichen, kulturellen Vergangenheit Deutschlands in 
ihrer Entstehung, ihrem Verlauf und ihren Auswirkungen oder aber Er- 
scheinungsformen des staatlichen, wirtschaftlichen, kulturellen Lebens der 
Gegenwart in ihrer Entstehung, ihrem Zusammenhang und ihrer Bedeu- 
tung, ferner in der Bearbeitung einer Aufgabe aus der Erb- oder Staats- 
bürgerkunde. der Anfertigung einer Zins- und Zinseszinsenrechnung, der 
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Mischungs-, Verteilungs- und Gesellschaftsrechnung und der Lösung einer 
einfachen Flächenteilungsaufgabe. 

Die Bewerber, die die Vorprüfung mit Erfolg abgelegt haben, werden 
vom Finanzminister einberufen und einem Regierungspräsidenten zur 
Probedienstleistung überwiesen. Der Probedienst dauert ein 
Jahr. Die Bewerber, deren dienstliche Leistungen ihre Brauchbarkeit 
erwiesen haben, werden nach Ablauf der Probedienstzeit vom Finanz» 
minister endgültig in den Staatsdienst übernommen und während einer 
weiteren zweijährigen Vorbereitungszeit als Kataster- 
supernumerar ausgebildet. Sie sind bei Beginn der Vorbereitungszeit 
zu vereidigen. 

* * 
* 


Soweit die hauptsächlichsten Bestimmungen der neuen 
Laufbahnvorschriften, die sicher den gesamten Berufsstand 
überraschen werden, insbesondere um, deswillen, weil künftig 
im mittleren katastertechnischen Dienst auch die Versorgungs- 
anwärter ein Recht auf Beschäftigung erlangen. Diese Maß- 
nahme birgt die große Gefahr in sich, daß sich die gesamte 
Katasterverwaltung immer mehr von einer überwiegend ver- 
messungstechnischen zu einer verwaltungs- und steuertech- 
nischen Behörde entwickelt. Entgegen den bisherigen Bestim- 
mungen ist.es in diesem Zusammenhange auch von Bedeutung, 
daß die Verwaltung für die Obersekretärlaufbahn den "Besuch 
einer vermessungstechnischen Fachschule keineswegs berück- 
sichtigt hat. Mit eigenartigen Gefühlen muß aber der gesamte 
vorhandene katastertechnische Berufsstand denjenigen Bestim- 
mungen gegenüberstehen, die eine tatsächliche Ausbildung 
durch Unterweisung hierzu bestellter Beamten und Einrichtung 
von Unterrichtskursen, die eine durchgreifende Ausbildung ge- 
währleisten, anordnen, während für ihre eigene Ausbildung bisher 
nichts oder sehr wenig getan ist. Als eine offene Heraus- 
forderung muß es aber empfunden werden, daß 
auch in diesem Zusammenhange von der Zu- 
lassung bzw. Ueberführung der zur Zeit in der 
Katasterverwaltung beschäftigten Techniker und 
Beamten mit keinem Wort die Rede ist. Diesen Kol- 
legen wird nur die Aufgabe zugewiesen, die kommenden Zivil- 
a SEE an ihre späteren Vorgesetzten, atıs- 
zubilden. 


Es wird die Aufgabe des Bundes sein, in den kommen- 
den Verhandlungen mit Nachdruck das allgemeine Berufsinter- 
esse dadurch zu wahren, daß der Besuch einer vermessungs- 
technischen Fachschule mit zur Voraussetzung für die Kataster- 
obersekretärlaufbahn gemacht wird, und daß ferner eine ge- 
rechte, den tatsächlichen Verhältnissen Rechnung tragende Be- 
rücksichtigung des vorhandenen Personals bei der Zulassung 
und Ueberführung in die Katasterobersekretärlaufbahn erfolgt. 


Gegen die Oeffnung der neuen Laufbahnen erhebt 
der Bund nach wie vor Einspruch, weil durch die Einstellung 
neuer Bewerber das Fortkommen des vorhandenen Personals 
stark beeinträchtigt ist, und weil außerdem irgendeine Schädi- 
gung auch der vorhandenen Obersekretäre gar nicht eintritt} 
In diesem Zusammenhange wird zum Beweise dieser Be- 
hauptung darauf hingewiesen, daß Obersekretärlaufbahnen 
anderer Verwaltungen zum Teil auch geschlossen sind, ohne 
Sa a vorhandenen Beamten irgendein Nachteil daraus 
entsteht. 


Im Interesse des gesamten katastertechnischen Berufs- 
standes wünschen wir, daß bei dieser hier offensichtlich zu- 
tage tretenden Gefahr auch derjenige Teil der Berufsgenossen, 
der bisher geglaubt hat, andere Wege als unser Bund gehen 
zu sollen, das Unheilvolle der bisherigen Einstellung erkennt, 
und gemeinsam mit allen Berufsgenossen im letzten Augenblick 
sich mit unseren Kollegen zusammenfindet zur Verhütung der 
Gefahr, daß das gegenwärtige Personal, das nicht zuletzt 
einen erheblichen Anteil an der Aufwärtsentwicklung der 
Katasterverwaltung hat, um seine berechtigten Ansprüche auf 
eigene Aufwärtsentwicklung gebracht wird. 


Personalabbau in der R.V.V. Bereits am. 14. November 
1924 hat sich unser Bund auf Veranlassung der Fachgruppe 
R.V.V. in einer Eingabe an den Reichsminister für die besetzten 
Gebiete und an den Reichsfinanzminister gewandt mit der/Bitte, 
bei den übrigen Baudienststellen des Reiches, der Länder und 
den in Betracht kommenden Gemeinden dahin zu wirken, daß 
diese im Bedarfsfalle bei Neueinstellungen bzw. Vermehrung 
des technischen Personals in erster Linie die etwa abzubauen- 
den Techniker (Beamte und Angestellte) berücksichtigen. In 
dieser Eingabe wurde darauf hingewiesen, daß die betreifenden 
Personen unter den anerkannt schwierigen Verhältnissen im 
besetzten Gebiet zum Teil eine langjährige Tätigkeit aus- 
geübt haben und dem weiteren Abbau in der R.V.V. mit der 
größten Besorgnis entgegensehen. Auf diese unsere Eingabe 
erhalten wir vom Reichsministerium für die besetzten Gebiete 
die Mitteilung, daß unseren Wünschen durch nachstehendes 
Schreiben Rechnung getragen worden ist: 





Berlin, den 22. Januar 1925 - 
Moitkestr. 5. 


„Hauptabteilung II 5a/140. 35. 


An 

sämtliche Reichsiministerien, 

sämtliche Länderregierungen, 

die Reichsarbeitsverwaltung, Berlin, Scharnhorsistr. 35, 

das Preuß. Ministerium des Innern, 

den Verband der Staats- und Landkreise des besetzten Gebietes, 

Köln, Apostelnkloster 7, U. 

den Deutschen Städtetag, Berlin C 2, Poststr. 17, 

den Reichsstädtebund, Berlin W 9, Potsdamer "Str. 22a, 

den Deutschen Landkreistag, Berlin W 9, Königin-Augusta-Str. 14, 

den Deutschen Landgemeindetag, Berlin W 10, Genthiner Str. 1, 

den Landeshauptmann für die Rheinprovinz in Düsseldorf, 

den Landeshauptmann für die Provinz Hessen-Nassau in Wiesbaden. 

Bei einigen Dienststellen der Reichsvermögensverwaltung für die 
besetzten rheinischen Gebiete werden demnächst etwa 40 technische 
und 200 Verwaltungsangestellte und eine große Zahl von Arbeitern 
entbehrlich. 

Die Entlassungen bedeuten für die betreffenden Angestellten und 
Arbeiter eine große Härte. Es handelt sich besonders bei den An- 
gestellten um Leute, die in langjähriger Tätigkeit im besetzten Gebiet 
im unmittelbaren Verkehr mit der Besatzung, insbesondere auch während 
des Ruhrkampfes als treue deutsche Männer gute Dienste geleistet und 
sich durchaus bewährt haben. Infolge der vielfach langjährigen Tätig- 
keit im Reichsdienst sind sie: in Privatbetrieben, die zudem in der 
augenblicklichen Wirtschaftskrise nur eine geringe Aufnahmefähigkeit 
besitzen, schwer unterzubringen, dagegen sind es durchweg gut geschulte 
Arbeitskräfte für den Verwaltungsdienst bei Reichs-, Staats- und Ge- 
meindeverwaltungen. Ich halte es für meine Pflicht, für die Unter- 
bringung der Leute zu sorgen und wäre dankbar, wenn ich bei meinen 
Bestrebungen die dortige Unterstützung finden würde. 

Ich bitte deshalb, die unterstellten Behörden bzw. die Mitglieder 
der Vereinigungen zu ersuchen, sich im Bedarfsfalle bei Neueinstellungen 
in erster Linie an die Reichsvermögensverwaltung für die besetzten rhei- 
nischen Gebiete, Koblenz, Kastorpfaffenstr. 26—28, zu wenden, die bereit- 
willigst jede weitere Auskunft erteilen wird. 

In Vertretung: gez. Unterschrift,“ 


Inzwischen ist die Sachlage insofern weiter gediehen, als 
Verhandlungen im Ministerium für die besetzten Gebiete statt- 
gefunden haben, die sich mit dem gleichen Problem beschäf- 
tigten. Vorbehaltlich der Zustimmung des Ministers ist ver- 
einbart worden, daß am Sitz des Präsidenten der R.V.V. 
Koblenz eine Ausgleichsstelle zum Zwecke der Personal- 
vermittlung eingerichtet wird. Die nachgeordneten Dienststellen 
werden verpflichtet, ihren Bedarf, sowie etwaige freiwerdende 
Kräfte bei der Ausgleichsstelle anzumelden. Damit wird dem 
Uebelstand, daß einige Dienststellen Neueinstellungen vor- 
nehmen, während andere bewährtes Personal abbauen müssen, 
wirksam begegnet. 

Die Kündigungen innerhalb der ersten Zone sind auf 
unsere Intervention rückgängig gemacht worden, dabei 
glaubten einzelne Dienststellen, diese Gelegenheit dazu zu be- 
nutzen, um mit den Gekündigten neue Dienstverträge 
abzuschließen. Dadurch würde eine materielle Benachteiligung 
eintreten. Wir konnten rechtzeitig gegen diese Machinationen 
Einspruch erheben, so daß diese beabsichtigte Einkommens- 
verschlechterung unterbunden wurde. Das Ministerium steht mit 
uns auf dem Standpunkt, daß in allen diesen Fällen das alte 
Dienstverhältnis fortgesetzt werden muß. Die Verfügung 
A.Z.B. 20 ist unsererseits im Ministerium gleichfalls beanstandet 
worden. Es ist anzunehmen, daß bei den bevorstehenden Ver- 
handlungen des Hauptbetriebsrates mit der R.V.V. 
die Aufhebung dieser Verfügung angeordnet wird, zumal auch 
der Sachreferent im Ministerium mit uns den Standpunkt ge- 
teilt hat, daß die technische Durchführung der Verfügung 
Schwierigkeiten mit sich bringt, die der tatsächlichen Sachlage 
nicht gerecht werden. 

Wiederholte Anfragen aus unseren Mitgliederkreisen geben 
tıns Veranlassung, über die Zahlung der Abtindungssummen das 
Nachfolgende festzustellen: Sowohl nach den Ausführungs- 
bestimmungen des Reichsministers der Finanzen, als auch nach 
der bisher geübten Praxis wird die in der P.A.V. vorgesehene 
Abfindungssumme in allen Entlassungsfällen zur Auszahlung 
gebracht, es sei denn, daß die Kündigung aus einem 
Grunde erfolgt, der zur fristlosen Entlassung be- 
Be oder das Ausscheiden des Angestellten ein 
freiwilliges ist. Da ein Rechtsanspruch auf. die Abfin- 
dungssumme auf Grund des Wortlautes der Bestimmungen der 
P.A.V. nicht hergeleitet werden kann, empfiehlt es sich, diese 
Frage vor dem Ausscheiden aus der Dienststelle klarzusteilen. 
Gegebenenfalls ist uns von auftretenden Schwierigkeiten Mit- 
teilung zu machen. 


Weiterer Angestelltenabbau in der Besitz- und Verkehrs- 
steuerverwaltung. Der Reichsfinanzminister hat unter HI A 87 
am 13. Januar 1925 nachstehende Verfügung herausgegeben: 

„Aus den Beiträgen zum Haushaltsvoranschlag 1925 und den auf 
meinen Runderlaß vom 3. Oktober 1924 — Ill A 25345 — eingereichten 
Uebersichten habe ich ersehen, daß die Mehrzahl der. Landesfinanzämter 
einen weiteren Angestelltenabbau nicht oder nicht in nennenswertem 
Umfange in Aussicht genommen hat. Diesen Landesfinanzämtern wer- 
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- den die von ihnen für nichtbeamtete Hilfskräfte angeforderten Mittel 


keinesfalls zur Verfügung gestellt, werden können; sie haben vielmehr 
für das Rechnungsjahr 1925 mit wesentlich geringeren Mitteln zu rechnen. 


Auf eine weitere Verringerung der Zahl der Angestellten muß daher, 
soweit die. dienstlichen Verhältnisse es irgend gestatten, hingewirkt 


vun 


werden. 

Zur Behebung von Zweifeln weise ich darauf hin, daß für den 
weiteren Angestelltenabbau nach wie vor mein Runderiaß vom 12. April 
1924 — 111 A9875 — maßgebend und der darin als Höchstgrenze ange- 
gebene Hundertsatz nur AR vorläufige Richtlinie anzusehen ist. 

Anzustreben ist, daß der gesamte Büro- und Kassendienst im 


wesentlichen durch beamtete Kräfte wahrgenommen wird, und daß nur 


die zur Erledigung reiner Kanzleiarbeiten und des Fernsprechdienstes 
sowie zur Hilfeleistung beim Buchprüfungs- und _Steueraußendienst 
erforderliche Kräfte bei den Aemtern verbleiben. 

Die Herren Präsidenten werden das besondere Augenmerk auf 
zweckentsprechende Ausnutzung der Arbeitskräfte bei den Landesfinanz- 
ämtern und bei den Finanzämtern zu richten und darauf Bedacht zu 
nchmen haben, daß die Beamten der mittleren und unteren Gruppen 
in größerem Maße als bisher, die in das ihnen übertragene Arbeits- 

‚ gebiet fallenden Arbeiten mehr mechanischer Art mit eriedigen. Die 
ldung von Abteilungen und Unterabteilungen bei den Finanzämtern, 
weiche vielfach dazu geführt hat, daß ein großer Teil der Bürobeamten 
lediglich Aufsichtstätigkeit ausübt, muß eingeschränkt und soweit irgend 
möglich ganz eingestellt werden. 

Aus diesen Erwägungen heraus ersuche ich Euer Hochwohlgeboren 
ergebenst, um dem oben angeführten Ziel möglichst nahezukommen und 
Ueberschreitungen der für 1925 voraussichtlich nur in beschränktem 
Maße zur Verfügung stehenden Mittel zu vermeiden, den Angestellten- 
abbau im Rahmen des dienstlich Tragbaren fortzusetzen. S 

Dem von einzelnen Landesfinanzämtern ausgesprochenen Wunsche, 
in Fällen dringenden Bedaris Angestellte auf Zeit oder für eine be- 
stimmte Arbeit in eigener Zuständigkeit einstellen zu dürfen, vermag 

' ich aus grundsätzlichen Erwägungen zur Zeit nicht zu entsprechen. Für 
die Einstellung von Ersatzkräften für Stenotypistinnen und Maschinen- 
schreiberinnen sind meine Runderlasse vom 6. März 1924 — IL A 2858 II 
usw. --und vom 14. Juli 1924 — III A 13922 usw. — maßgebend. Im übrigen 
muß ich mir für Neueinstellungen nach wie vor die Genehmigung vor- 
behalten. Anträgen auf Neueinstellung von Hilfskräften im Büro- und 
Kassendienst werde ich nur ausnahmsweise in besonders begründeten 
Einzelfällen Folge geben.“ 


Listenstellen für abgebaute Reichsbahnangestelite. Durch 
Erlaß I. B. 7277 vom 31. März 1924 hat der Herr Reichsminister 
der Finanzen zwecks Unterbringung abgebauter Beamten an- 
Eennet daß für die Beamten des Unternehmens Deutscher 

eichsbahn bei den Präsidenten der Reichsbahndirektionen 
Listenstellen eingerichtet werden, in die sich entbehrlich ge- 
wordene Eisenbahnbeamte eintragen lassen können, falls sie 
' auf die Wiedereinstellung in Betrieben der Reichsbahnverwal- 
tung rechnen. 

I Da sich unter den Abgebauten eine beträchtliche Anzahl 
technischer Angestellten befindet, die der Eisenbahn- 
verwaltung langjährige Dienste geleistet haben und als Spe- 


oo Aus dem Bund oo 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
klamationen, sind an den Bundesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her- 
mann Waschow, ‚Straiau b. Berlin, Krachtstr. 16, zu richten. 


Aus den Gauen 


Fachschule für Vermessungstechniker in Köln a. Rh. Vermessungs- 
techniker, welche die Absicht haben, die Fachschule für Vermessungs- 
techniker an der Baugewerksschule in Köln (Tagesunterricht) zu be- 
suchen, werden ıum Mitteilung ihrer Adresse an die Geschäftsstelle 
Unserer Ortsverwaltung in Köln, Beethovenstr. 12, gebeten. 

Zweck der Aufforderung ist, das Interesse am Vollunterricht festzu- 
stellen und auf Grund der eingehenden Meldungen Verhandlungen mit 
der Direktion wegen des Beginnes neuer Kurse einzuleiten. 
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1. Zur sofortigen Einstellung 


'  Torhniker (Architekt) 


| gesucht. Derselbe muß künstlerische Fähigkeiten besitzen, 
‚| nach Skizzen Projekte ausarbeiten und firm in der Auf- 
stellung von Kostenanschlägen sein. 


Wasserturbinen suchen wir 
einen jüngeren, tüchtigen 


NOnSIukleL 


(keinen Anfänger). 





| Be Ferner: wird, zur soförtigen Eee en Atorf & Propte, Paderborn. 
$ Bauschreiher Gesucht jüngerer 
1 Bautechniker, 


J 


* cht, welcher im behördlichen Abrechnungswesen er- 
Behren ist und bei Behörden bereits gearbeitet hat. Be- V hl EN 
"| vorzugt werden Bewerber mit fachlichen Prüfungen. ETANSC, wi I : 
| Offerten unter Gehaltsansprüchen, kurzem Lebenslauf LE ng« Angebote mit 
j| und Zeugnisscn an das Stadtbauamt Wetzlar, Bewerber ehaltsansprüchen an 
zu 1, wollen Skizzen beifügen. Georg Bierstedt, Tangermünde, 
2 i Stadtbauamt Wetzlar. Baugeschäft. 


flo'ter Zeichner, gut im 
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Für unsere Abteilung 
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ziälisten für bestimmte Fragen des Eisenbahnwesens gelten, 
haben auch diese den Wunsch, sobald es die Verhältnisse 
irgendwie gestatten? in den Dienst der Reichsbahnverwaltung 
zurückzutreten, zumal ihre Unterbringung in der Industrie 
gerade ihrer bisherigen einseitigen Tätigkeit wegen besonders 
schwierig ist. Unser Bund sah sich deshalb veranlaßt, in einer 
Eingabe an die Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn 
die Erweiterung des oben angezogenen Erlasses auch für die 
abgebauten Angestellten zu beantragen. Diese Eingab& 
wurde zuständigkeitshalber dem Reichsminister der Finanzen 
zugeleitet, von dem wir nunmehr die nachstehende Antwort 
erhalten: Pr 

„Nach Fühlungnahme mit dem Ausschuß der Personalabbaukom- 
mission teile ich Ihnen mit, daß es nicht angängig ist, technische oder 
sonstige Angestellte bei den Listenstellen vormerken zu lassen, weil die 
Gründe, die zur Einrichtung von Listenstellen für Beamte geführt 
haben, bei Angestellten nicht vorliegen.“ 

Bewerberlisten für die Bahnmeister- bzw. tech. 
Eisenbahnsekretärlaufbahn. 

Wiederholte Anfragen aus Mitgliederkreisen veranlassen 
uns darauf hinzuweisen, daß die Bewerberlisten für die Bahn- 
meister-- bzw. techn. Eisenbahnsekretärlaufbahn geschlossen 
sind, und daß keinerlei Aussicht besteht, daß in absehbarer Zeit 
die Oeifnung der Listen angeordnet wird, zumal insbesondere 
die Bahnmeisterlaufbahn zur Zeit eine starke Ueberfüllung: 
aufweist. Im übrigen ist damit zu rechnen, daß die Bestim- 
mungen über die Bildung einer Einheitslaufbahn für den 
mittleren technischen Dienst von der Reichsbahnverwaltung 
alsbald erlassen werden. 


Laufende Unterstützungen an ehemalige technische Hilis- 
kräfte der Deutschen Reichsbahn... Mit Rücksicht auf die in der 
letzten Zeit durch Verteuerung der notwendigsten Lebens- 
bedürfnisse eingetretene Erschwerung der Lebenshaltung, die 
auch eine weitere Erhöhung der Bezüge der Beamten und 
Pensionsempfänger bedingte, haben wir in einer Eingabe an 
die Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbaha um eine Nach- 
PS n der den ehemaligen technischen Hilis- 

räften bzw. deren Hinterbliebenen bislang ge- 
zahlten Unterstützungssätze mit dem Ziele der 
Erhöhung derselben gebeten. Der Höchstsatz der laufenden 
Unterstützung beträgt gegenwärtig 80 Mk. monatlich. Wir 
erhalten auf diese Eingabe die nachstehende ablehnende Ant- 
wort: 

„Eine Erhöhung der Sätze für laufende Unterstützungen an ehemalige 
technische Hilfskräfte und deren Hinterbliebene vermögen wir leider 
nicht in Aussicht zu stellen. Wir Aveisen aber darauf hin, daß die 
Reichsbahndirektionen ermächtigt sind, neben den laufenden Unter- 
Be in besonderen Bedürftigkeitsfällen auch einmalige zu ge- 
waiıren. 








Geschäitliches 


Häusliche Schwitzkuren. Die vorzügliche Wirkung von Heißluft- 
schwitzbädern bei den verschiedensten Krankheiten ist bekannt. Trotzdem 
konnte diese heilsame Methode bisher nicht recht aus dem Kreise der 
Krankenhäuser, Sanatorien und öffentlichen, Badeanstalten ins eroße 
Publikum dringen. Es fehlte nämlich an billigen Gelegenheiten zu solchen 
Schwitzkuren, es fehlte ein moderner, praktischer Apparat für den 
häuslichen Gebrauch. Dabei gewährt das „Kreuz-Thermalbad“ jede be- 
liebige Temperatur von Zimmerwärme bis 70 Grad C. mühelos. Auch 
für Teilschwitzbäder mit Heißluft und Dampf ist es bestens eingerichtet. 
Und schließlich arbeitet es so billig, daß die jedesmaligen „Kurkosten“ 
nicht mehr als 12 Pfennige betragen. 

‚Der heutigen Nummer dieses Blattes liegt ein interessanter Prospekt 
der Firma Kreuzversand Alfred Klotz, München, Lindwurmstr. 76, bei, 
aus welchem die Leser ersehen können, wie Schwitzbäder angewendet 
werden, und außerdem, in welch idealer Weise das „Kreuz-Thermalbad‘“ 
das wachsende Bedürfnis nach Schwitzbädern im Hause befriedigt. 








Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin, 


Durch Todesfali wird zur 
Unterstützung der Inhaberin 
(bei evil. Beteiligung) einer 
elektr. Installationsfirma im 
Ruhrgebiet ein 


Elekiromeisier 


mit staatl. Prüfung gesucht. 


Tiefbau- 
„Jimi | Techniker 


Rlektromeister“ D, T.58 an | Unverheirateter, geprüfter Baumeister, mit 


R. Merkel, Berlin W 35, Pots- : & * 
Apr » guten Erfahrungen in Straßenbau und -Unter 





Zeugnis- haltung, zum baldigen Antritt auf Privat- 
abschriften dienstvertrag gesucht. 


in saub. Maschinenschrift: Angebote mit Lebenslauf, Zeugnis- 
10 St. 1 Mk., 20 St. 1,25 Mk., 


30 St. 1,50 Mk., 50 St. |abschriften und Gehaltsansprüchen an das 


?estingenit Porn] Tiefbauamt Chemnitz, Poststraße 12. 
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Baldmöglichst gesucht v. mittlerem Zirmmergeschäft 
in kleiner Hafenstadt Holsteins nicht zu junger 


Bautechniker 


(Zimmerer) praktisch und theoretisch tüchtig, durch- 
aus zuverlässig, für Kontor, Platz, Werkstatt. Ge 
wandt für Kundschaftsbesuch. Spätere Geschäfts- 
übernahme nicht ausgeschlossen. Bewerbungen mit 
Gehaltsanspr unt. D. T.57 an Ann.- Exp. R. Merkel, 
Bin. W 35, Potsdamer Straße 111, erbeten. 


EN RR Le 2 u Fe 
Ingenieurbüro |3 haltbare 
im Rheinland sucht für sofort Anzüge 


Tiefhaulechniker | 39 o+e, Kesüne 


sortiert je 3.20 m 
für Büro und Baustelle mit für Reklamepreis 
besonderen Erfahrungen im Mk. 48.— 
Wasserbau u. Kulturtechnik. e . 


Ausführliche Bewerbungs- franko Nachnahme 


schreiben unter D. T. 59 an Gustav RAIME 


R. Merkel, Berlin W35, Pots- 
damer Straße 111. Braunschweig 4 





Das * 
Erholungsheim 
des Butab in 


Sondershausen 


bietet angenehmen Aufenthalt und beste 
Verpflegung. Anmeldungen an die Ver- 
waltung des Erholungsheimes 


Berlin NW40, Werftstraße 7 


Kaiserliche Eingriffe Welikrlegsührung 


von R. Wagner. Das Kriegsbu 
den Frontkämpfer.. Gegen Einsendung 


von M. 5,25 zu beziehen durch 
Leipzig 


11 Versandbuchhandlg. 
N. Karich, Waldstr. 51. 
„Z.R.lll-Ozeanflug“- Füllbieistifte 
verkaufen Sie leicht. — Reklameartike] für Geschäite, 


Geschenkartikel für jedermann. — Vertreter überall 
gesucht. — Gratisprospekt von August Stumpf, 


Postfach 61, Heidelberg 20. 
glänzend he- 


= N währten 


Präparate 
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Nummer 6 / 7, Jahrgang 


Der Mißbrauch mit den Geldern der 
Angestelltenversicherung 


Die Angestelltenversicherung ist dank der Mitwirkung 
unserer gegnerischen Angestelltenverbände nach den Grund- 
sätzen der a ee Versicherungsgesellschaften auf- 
gebaut. Trotz- aller Enttäuschungen, die die Versicherten 
insbesondere in der Nachkriegszeit erleben mußten, ist an dem 
sogenannten Kapitaldeckungsverfahren festgehalten 
worden. Nur ein Teil der Beiträge wird neuerdings im Umlage- 
verfahren aufgebracht. Ist diese mit hohen Beiträgen ver- 
bundene Ansammlung von Kapitalien schon allgemein nicht 
unbedenklich, so kommt bei der Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte hinzu, daß auch bei der Anlage der Gelder keine 
Gewähr für ausreichende soziale Verwendung geboten ist. Die 
bürokratische Verwaltung wird nicht genügend kontrolliert 
und korrigiert, da die obersten Selbstverwaltungskörper der 
R.f.A. durch den von uns schon früher gekennzeichneten 
Wahlrechtsraub an breiten Schichten der Berufsgenossen, vor 
allem an Gruppen der Werkmeister und Büroangestellten, 
einseitig besetzt und vorwiegend zu einer Domäne des Deutsch- 
nationalen Handlungsgehilfenverbandes geworden sind. 

Unter der glorreichen „Selbstverwaltung“ des D.H.V.hatsich 
bei der Gewährung von Darlehen aus den von den Versicherten 
mühsam aufgebrachten Kapitalien ein Schiebertum übelster 
Sorte eingenistet. Nach dem 8 205. des A.V.G., der Bestim- 
inungen über die Vermögensanlage enthält, müßte die R.f. A. 
gemeinnützige Unternehmungen, Genossenschaften und Kom- 
munen bei der Bewilligung von Darlehen bevorzugt berück- 
sichtigen. Obwohl bisher Kelenei Berichte und Zahlen über 
die Verteilung der gewährten Darlehen an Privatunternehmer 
einerseits, an gemeinnützige Betriebe und Kommunen anderer- 
seits gegeben wurden, müssen wir nach den vielen Einzelberich- 
ten, die uns vorliegen, annehmen, daß große und größte In- 
dustrielle Millionen von Krediten von der Angestelltenversiche- 
rung erhalten haben. 

Gemeinnützige Unternehmungen und Kommunen dagegen 
klagen über die Verweigerung der beantragten Darlehen und 
die dabei außerdem geübte unerhört bürokratische Behandlung. 
Der folgende Fall ist geradezu typisch. Anträge, die von Kom- 
munen an die R.f. A. direkt gestellt werden, bleiben erfolglos, 
während denselben Stadtverwaltungen von privaten Geldver- 
mittlern kurz darauf Darlehen von derseiben Anstalt angeboten 
werden, wenn sie sich verpflichten, solchen Schiebern die ver- 
langte Vermittlungsprovision zu bezahlen. 

Die Stadtverwaltung eines ganz bedeutenden Industrieortes 
hatte sich Ba Rei im Frühjahr v. J. an die Reichsver- 
sicherungsanstalt gewandt, um zu erfahren, zu welchen Bedin- 
gungen sie ein Goldmarkdarlehen in bestimmter Höhe gegen 
hypothekarische Sicherung erhalten könnte. Sie bekam darauf 
den bürokratiscchen Bescheid, daß über die Mittel der Anstalt 
zur Zeit bereits disponiert und deshalb für- die nächsten zwei 
Monate die Berücksichtigung weiterer Darlehnsanträge unmög- 
lich ist. Als die Een Stadtverwaltung zwei Monate darauf 
wieder anfragt, erhält sie denselben Bescheid. Es wird ihr auch 
mitgeteilt, daß ein Zeitpunkt, wann wieder Gelder disponibel 
seien, nicht angegeben werden könne. Vormerkungen werden 
nicht gemacht. Kristatt also den Kommunen oder Genossen- 
schaften die Erlangung von Darlehen zu erleichtern, wird ihnen 
auf diese Weise jeder direkte Verkehr nahezu unmöglich ge- 
macht. Es ist skandalös, wenn dann denselben Gemeinden, 
deren unmittelbare Anträge völlig zwecklos waren, kurz darauf 
von privaten Geldvermittlern Angebote zugehen, wonach sie 
Darlehen bis zu einer Million Goldmark erhalten können. So 
kam kürzlich an die besagte Stadtverwaltung von einem Ober- 
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förster a. D. ein Schreiben, in dem sich dieser „sehr guter 
Beziehungen zu einem seriösen Reichsinstitut‘“ rühmt und seine 
Vermittlung für erststellige Hypotheken anbietet. Als Referen- 
zen gibt der Vermittler die Bürgermeister von Ueckermünde 
und Demmin auf, denen er kürzlich auch größere Darlehen 
von dem „seriösen. Reichsinstitut‘“ besorgt hat. Bedingung 
für den Nachweis der Kreditquelle ist die Gewährung einer 
Vermittlungsgebühr von 2 Prozente Am Schluß heißt es 
wörtlich: 

„Sollten Sie, sehr geehrter Herr Bürgermeister, bereit sein, auch ein 
Darlehen zu obigen Bedingungen aufzunehmen, so bitte ich um Ihren 
geschätzten Auftrag. Ich verbürge mich für sicheren Erfolg, wenn Sie 
den Auftrag nach meiner Anweisung einreichen und die erforderlichen 
Unterlagen beibringen. Die ganze Sache geht in seriöser, vornehmer 
Weise vor sich,“ 

So werden bei der Anlage der von den Angestellten in 
der Sozialversicherung aufgebrachten und gesammelten Kapi- 
talien jene Parasiten in ihrer Eigenschaft als Geldvermittler 
uoch bereichert, deren Existenz von allen Seiten als größter 
Schaden der Volkswirtschaft angesehen wird. Die Angestellten 
selbst, für die eine Kommune mit dem Darlehen der R.f.A. 
etwa Wohnhäuser baut (Siedlungen), müssen den Erwerb ihrer 
Wohnstätten um den Betrag teurer bezahlen, den die Kommune 
an den betreffenden Geldvermittler entrichtet hat. Es ist ganz 
unerträglich, daß im Kreditverkehr der Reichsversicherungs- 
anstalt mit den Gemeinden derartige Geschäftemacher lediglich 
zum Zwecke der Erlangung eines persönlichen Profits einge- 
schaltet werden. 

Auf den Bericht des AfA-Bundes hat sich das Präsidium des 
Direktoriums der R.f.A. in einem ausführlichen Schreiben 
vom 23. Dezember v. J. grundsätzlich auf denselben Boden 
gestellt. Es wird wörtlich ausgeführt: 

„Bei der Hingabe von Darlehen an Gemeinden und Gemeindever- 
bände und zu gemeinnützigen Zwecken, insbesondere für den Wohnungs- 
bau, schließen wir grundsätzlich jede Vermittlertätigkeit aus.“..... 

„Leider haben wir es nicht zu verhindern vermocht, daß die Ver- 
mittler nun den Weg gehen, wie der Oberförster a. D. Mildebrath, in- 
dem sie durch Zeitungsannoncen oder Rundschreiben Kommunaldarlehen 
anbieten und sich lediglich für den Nachweis des Geidgebers eine 
Provision versprechen lassen. Da die Städte alsdann ihre Dariehensan- 
träge, ohne den Vermittler zu nennen, bei uns einreichen, treten diese 
bei ums gar nicht in Erscheinung. So ist auch Mildebrath weder in den 
von ihm angezogenen Fällen der Städte Demmin und Ueckermünde, 
denen wir tatsächlich Darlehen in der angegebenen Höhe gewährt 
haben, noch überhaupt als Vermittler bei uns aufgetreten.“ ...... 

Es wird in dem Schreiben dann weiter angekündigt, daß 
die notwendigen Schritte gegen den Herrn Oberförster ergriffen 
werden sollen und versucht werden wird, derartigen Geld- 
vermittlern allgemein ihr Handwerk zu legen. 

Diese Erklärung zeigt wohl, daß der Präsident der Reichs- 
versicherungsanstalt unsere Grundauffassung als richtig au- 
erkennt und eine entsprechende Handhabung wünscht. Seine 
Vermutung, daß diese Vermittler lediglich für den Nachweis der 
Geldquelle Provision erhalten, kann indes von uns einstweilen 
noch nicht geteilt werden. Es bedarf einer gründlichen Unter- 
suchung, um festzustellen, woher der Oberförster seine ein- 
gehenden Kenntnisse über den bisherigen Kreditverkehr der 
Anstalt gehabt hat. Es muß weiter darauf geachtet werden, 
daß dieser betriebsame Herr die Kommunen in seinem Rund- 
schreiben ausdrücklich auffordert, die Darlehensanträge nach 
seiner Anweisung einzureichen. Wenn also auch das Prä- 
sidium der R.f.A. ein einwandfreies Verfahren (ohne Ver- 
mittler) festgelegt hat, so scheint doch Herr M. auf der anderen 
Seite auch sein bestimmtes Verfahren zu haben, das an irgend- 
einer Stelle in die Reichsversicherungsanstalt einmünden muß. 

Der AfA-Bund hat am 7. Januar beim Reichsarbeits- 
ministerium die Einsetzung eines Untersuchungs« 
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ausschusses vorgeschlagen, in dem auch den gewerkschaft- 
lichen Vertretungen der Angestellten eine Mitwirkung gesichert 
sein soll. Es hätte im Interesse des Ansehens der R.r. A. ge- 
legen, diesen Vorschlag zu unterstützen. 

Die Gesamtfrage der Vermögensanlage der R.f. A. kann 
damit aber noch lange nicht erledigt sein. Es fällt auf, daß in 
dem  Antwortschreiben .des Präsidiums der R.f.A. erklärt 
wird, daß bei der Vergebung von Darlehen an: Gemeinden, 
Gemeindeverbände und zu gemeinnützigen Zwecken. sich die 
Reichsversicherungsanstalt keiner gewerbsmäßigen Vermittler 
bediene. Diese Fassung läßt den Schluß zu, daß sie in den 
anderen Fällen, nämlich bei der Gewährung von Darlehen an 
Privatfirmen, jene Geldvermittler nicht ausschließt. Es 
wäre aber auch bei diesem Teil der Darlehensgewährung (an 
Private) mehr als bedenklich, wenn die Auswahl der kredit- 
nchmenden Firmen davon abhängig ist, ob der einzelne Betrieb 
die richtigen Vermittler oder Verbindungsleute zur R.f. A. hat. 

Wenn schon ein Teil des Vermögens zu Produktions- 
zwecken an private Betriebe gegeben wird, dann müßten hierfür 
bestimmte soziale Bedingungen gestellt werden. Es kann nach 
den bisherigen Erfahrungen: auch nicht darauf verzichtet wer- 
den, daß die Betriebsvertretungen und die Gewerkschaften 
bei der Kreditgewährung an Privatbetriebe künftig mitgehört 
werden müssen. 

Schließlich wird es de Aufgabe des Reichstages 
sein müssen, bei nächster Gelegenheit Beiträge und Leistungen 
der Angestelltenversicherung nachzuprüfen, um festzustellen, 
inwieweit eine Erhöhung der heute . völlig unzuiänglichen 
Leistungen durchführbar ist, ohne daß die derzeitigen Beiträge 
ee werden. Es ist an der Zeit, daran zu erinnern, daß 

ie Angestelltenversicherung nicht als Bankgeschäft geschaffen 
worden ist. 

Gegenüber unserer Kritik schrieb in der Berliner Tages- 
zeitung „Der Deutsche“ am 9, Januar Herr Diller 
vom D.H.V. einen recht gewundenen Aufsatz. Darin wird die 
Angestelltenversicherung in Schutz genommen und kein Wort 
der Kritik über die besagten Mißstände ausgesprochen. Für den 
Artikelschreiber ist der Fall damit erledigt, daß die Ange- 
stelltenversicherung offiziell von der Einschaltung solcher pri- 
vaten Geldvermittler keine Kenntnis gehabt habe. Auf die 
Behauptung eines der Geldvermittler, daß er „sehr gute Be- 
ziehungen‘‘ zu einem „seriösen Reichsinstitut‘‘ pflege, wird nicht 
weiter eingegangen. Dr. Diller bringt es als „Angestelltenvertre- 
ter‘‘ sogar fertig, den Vorschlag, in Zukunft vor der Kredit- 
gewährung an Industriefirmen deren soziale Bedingungen nach- 
zuprüfen, abzulehnen. Er hält eine solche Kontrolle für 
zu umständlich, obwohl es eine Kleinigkeit ist, den jeweiligen 
Betriebsrat vorher zu hören, der ohne besondere Zeitversäumnis 
sofort in der Lage ist, über seine Firma Auskunft zu geben. 
Schließlich beruhigt der Artikelschreiber die Angestellten auch 
noch damit, daß ja die Entscheidung über die Gewährung 
von Darlehensanträgen beim Direktorium, also einem 
Selbstverwaltungskörper der Versicherten, liege. Da bei der 
letzten Wahl zu dieser Körperschaft durch einen Wahlrechtsraub 
weite Schichten der Angestellten ausgeschaltet wurden, ist be- 
kanntlich jetzt dieses Direktorium die Domäne der Deutsch- 
nationalen, die, wie der Artikel Diller zeigt, auch jetzt noch 
nioht bereit sind, die nachgewiesenen Mißstände auch nur 
irgendwie für die Zukunft zu inhibieren. 

Um die ganze Diskussion möglichst abzuwürgen, droht 
Alfred Diller damit, seinerseits Mängel im Reichsknapp- 
schaftsverein aufzudecken. Die Deutschnationalen dürf- 
ten aber mit dieser Drohung kaum Erfolg haben; denn der 
AfA-Bund ist entschiossen, auf einer restlosen Klärung des 
Kreditverkehrs der Angesteiltenversicherung zu bestehen, und 
er wird auch auf keinen Fall den Reichsarbeitsminister von der 
Erfüllung des gestellten Antrages entbinden können. 

Die Verhandlungen des AfA-Bundes mit dem R.A. sind 
noch im Gange. Wenn von dieser Aufsichtsbehörde keine aus- 
reichenden Auskünfte über den Geldvermittlungsbetrieb erhält- 
lich sein sollten, so wird der Reichstag mit der Klärung 
der Sache befaßt werden müssen 


Das Versicherungsunternehmen der 


deutschen Arbeitnehmer 


Die im Jahre 1913 von den deutschen Gewerkschaften und 
Genosssenschaften gegründete Versicherungsaktiengeseilschait 
Volksfürsorge in Hamburg hat die schlimme Zeit der 
alles verheerenden Inflation überwunden und steht heute wieder 
gelestigt da. 

Als sich die Entwertung der Mark Ende Oktober 1923 
ihrem Ende näherte und sich Deutschland auf die stabile 
Währung umstellte, hatte die Voiksfürsorge einen Versiche- 
rungsbestand von rund einer Million Versicherungen. In dieser 
Zahl waren viele Versicherte einbegrififen, die infolge der 
Entwertung nach und nach neue Versicherungen eingegangen 
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"waren, um sich der Entwertung der Mark immer wieder an- 
zupassen. 


Unter Berücksichtigung dieser Tatsache hat die 
Volksfürsorge einen großen Erfolg zw verzeichnen, wenn sie 
feststellen kann, daß heute schon wieder über 400000 Ver- 
sicherungen bei ihr laufen. Dieses angesichts der gedrückten 
wirtschaftlichen Lage sehr befriedigende Resultat ist ein Be- 
weis für das Vertrauen der deutschen Arbeitnehmer zu ihrer 
Versicherungsgesellschaft. Das bei der Umstellung den Ver- 
sicherten von der Volksfürsorge gemachte Zugeständnis, die 
umgestellte Versicherung ohne neue Wartezeit laufen 
zu lassen, hat zur Folge gehabt, daß die bei der Volksfür- 
sorge heute Versicherten wieder den vollen Versiche- 
rungsschutz genießen, der ihnen nach Maßgabe der neuen 
Prämie garantiert ist. Das soeben erwähnte Zugeständnis hat 
sich bis heute dahin ausgewirkt, daß rund 650000 Mark an 
die Hinterbliebenen derjenigen Versicherten ge- 
zahlt werden konnten, deren Ernährer durch Tod 
nach der Umstellung aus dem Leben geschieden 
sind. Das ist gewiß eine Leistung, die gerade in einer Zeit 
drückendster Sorgen in den betroffenen Familien . doppelt 
segensreich gewirkt hat, und die das beste Propagandamittel 
ist, das sich eine Gesellschaft von der Eigenart der Volksfür- 
sorge wünschen kann. In der von der: Volksfürsorge heraus- 
gegebenen Zeitung für die Mitarbeiter sind diese Leistungen 
im einzelnen namhaft gemacht, so daß jeder imstande ist, sich 
von der Wahrheit des hier Gesagten zu überzeugen. Diesen 
Leistung gegenüber verschwinden die Taten der meisten Be- 
gräbnisvereine, Abonnementsversicherungen, welche sich zum 
Teil mit vielem Lärm der Bevölkerung anpreisen, merkwür- 
digerweise auch noch immer Zulauf haben, im Grunde aber 
ihre dick aufgetragenen Versprechen an so viele Bedingungen 
knüpfen, daß praktisch für die Versicherten wenig heraus- 
kommt. Die deutsche Arbeitnehmerschaft solite sich um die 
von ihren zentralen Körperschaften gegründeten Unternehmen 
viel mehr kümmern und ihre Leistungen mit denen derjenigen 
vergleichen, die behaupten, im Namen der Arbeiterschaft wirken 
zu wollen, auf Grund der geschaffenen unsicheren Rechnungs- 
unterlagen aber meistens nicht imstande sind, die Versprechen 
zu erfüllen. Was die Volksfürsorge in ihren Tarifen 
angibt, hört sich den Anpreisungen der oben geschilderten 
Einrichtungen gegenüber zwar bescheiden an, beruht aber auf 
gewissenhaften Berechnungen, und kann, ohne das Gesamt- 
unternehmen zu gefährden, tatsächlich erfüllt werden. Es ist 
daher angebracht, den deutschen Arbeitnehmer immer wieder 
zu warnen, sich auf wirtschaftlich unsichere Unternehmen ein- 
zulassen, und ihn zu bewegen, die Gründungen zu unter 
stützen, die auf Grund jahrelanger Arbeit und Erfahrungen in 
der Lage sind, ihm in den Notfällen des Lebens wirkliche 
Hilfe zu leisten. Solch ein Unternehmen ist die Versicherungs- 
aktiengesellschaft Volksfürsorge in Hamburg; sie befaßt 
sich nicht mit allem Möglichen und Unmöglichen, sondern be- 
treibt nur die Volksversicherung und die-große Le- 
bensversicherung. Die Organe dieser Gesellschaft sind 
so gestaltet, daß die Interessen der Versicherten in jeder Weise 
gewahrt werden und die Voraussetzungen gegeben sind, daß 
die Versicherung ihren Mitgliedern wirklich zum Selbst- 
kostenpreis geboten werden kaun. Die Gesellschaft ge- 
währt ihren Aktionären — den Gewerkschaften und Genossen- 
schaften — nur ‘eine Verzinsung des Aktienkapitals bis 
höchstens fünf Prozent; die Zahlung irgend welcher Tantiemen 
an Vorstand und Aufsichtsrat ist durch die Satzung ausge- 
schlossen; die Verwaltungskosten sind auf das notwendigste 
herabgesetzt, so daß das Unternehmen nicht nur in der Lage 
ist, seinen Versicherten die antragsgemäß vereinbarte Ver- 
sicherungssumme beim Ableben oder Ablauf auszuzahlen, son- 
dern nach menschlichem Ermessen diese Leistungen auch noch 
durch entsprechende Gewinnanteile wird erhöhen können. 

Die Volksfürsorge hat es daher verdient, daß die 
deutschen Arbeitnehmer in ihr die für sie allein in Frage kom- 
mende Versicherungsgesellschaft erblicken, sich ausschließlich 
bei ihr versichern und durch Wort und Tat für sie werben. 

Nähere Mitteilungen über dieses Unternehmen erteilen die 
in den meisten Orten vorhandenen Geschäftsstellen der Volks- 
fürsorge, gegebenenfalls jede Gewerkschaft, jeder Konsum- 
verein und — wenn alle diese Instanzen nicht zu erreichen sind, 
— auch das Hauptbüro in Hamburg 5, An der Alster 58/59. 


Die Entwicklung der tariflichen Gehälter 
der technischen Angestellten seit der 


Währungsstabilisierung 


Als im letzten Viertel des Jahres 1923 endlich der In- 
flation Einhalt geboten wurde, atmete nicht zuletzt die deutsche 
Arbeitnehmerschaft auf und mit ihr die technischen Angestell- 
ten. Gern hätten gewisse Kreise auch weiterhin auf Grund 
ihres Devisenbesitzes Inilationsgewinne eingeheimst, jedoch dag 
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. Zahlenmäßige Uebersicht über die Entwicklung der aus den tariflich festgelegten monatlichen Gehältern errechneten Gesamtdurchschnitts- 
gehälter der ledigen männlichen technischen Angesteliten in einem Teli der wichtigsten Tarifgebiete seit Einführung der Goldmark- 


gehälter. 















Gr. EI: Technische Angestellte,die i ä ; 
nach Angaben. und Erden: Be- | Gr- III: Techn, Angestellte, die 
nutzung vorhandener Unterlagen teilweise selbst, schwierigere Ar- 

beiten verantwortlich erledigen 


Gr,1: Technische Angestellte, die 
vorwiegend mit mechanischen Ar- 
| beiten beschäftigt werden 


Gr. IV: Technische Angestelite 
mit selbständiger verantwortlicher 
ätigkeit 





einfachere Arbeiten verrichten 


bei Ein- bei Ein- 
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Fachgruppe bei Ein- bei Ein- 



















führ. der | Mitte 1924| Ende 1924| führ. der | Mitte 1924| Eode 1924| führ- der | Mitte 1924| Ende 1924| führ. der |Mitte 1924| Ende 1924 E00 
Goldmark- i Goldmark- Goldwa;k- Goldmark- I: 
Gehälter Gehälter Gehälter Gehälter vi N 
Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk, An 

Industrie | | 
Gesamtdurchschnittsgehälter . . . „| 88.— | 100.90 | 110.50 | 122.40 140.90 | 155.— | 151.50 | 185.90 | 203.90 | 208.10 | 210.50 | 284,— u 
4 
































: Zei : 1 x / ; |! 
Teresa Gr.II: Hoch-, Tief-, Beton-, Gr.Ilf: Fertige Techniker, die in} Gr. IV: Selbständige Techniker, h ! 


Baugewerbe mechanischer Tätigkeit Bautechniker usw, (Anfänger) | der Regel 3 Jahre Gr. II angehörten Bauführer, Ingenieure 


122.50 | 122.50 | 152.80 | 166 30 | 172.90 | 224.10 | 245.— | 221.70 292.30 | 323.70. 








Gesamtdurchschnittsgehälter . « . « 90.70 | 311.30 








Gr.Ii: Meister (Steinkohle) usw. 


; i Gr. III: Meister, Fehrhauer(Steink.) | Gr. IV: Steiger (Steinkohle) usw, 
Bergbau Gr. I: Zeichner usw. Aufseher (Braunkohle) Hi ) 


usw. Steiger (Braurkohle) Betriebsführer (Braunkohle) RN | 

































Gesamtdurchschnitisgehälter . . + . | 111.10 | 124.60 | 189.20 | 143.10 | 157.10 | 17370 | 161.90 | 181.80 | 201.50 | 187.50 | 215.60 | 239.— 
Behörden und Gr. VI der Besoldungs-Ordnung | Gr. Vii der Besoldungs-Ordnung | Gr. VIII der Besoldungs-Ordnung | Gr. IX der Besoldungs-Ordnung 
öffentliche Betriebe ann mn Huren 3 2 eagr ne range ge eye FETTE TwER UT En? | ET ERDE FETTE Tape BEE Ey ZT EN TETALTTETENTERTE TE TEE REN TEEN VIERTE EEE Tr TsEreiRe Eur TEITEGEil RC EA Fl TERRERTTCHTFEEEÄEEE AERER VOTE EEE ER f 
Angestellte (Ortsklasse A). . . . . 128.20 | 194.— | 234.— | 150.— | 255.— | 286.— | 175.50 |. 293.-- | 329.— | 201.— | 332.— | 882.70 
Kit 
Maß war für die Mehrheit des deutschen Volkes voll, über- an sozialer und wirtschaftlicher Not, was der größte Pessimist B 
voll. Wenn auch die Rentenmark zunächst allerlei Hlusionen wohl kaum vorausgesehen hätte. Tausende von technischen Bi 
in bezug auf ihre Kaufkraft vorzauberte, so kam doch bald die Angestellten wurden neben Hunderttausenden von Arbeitern % 
Ernüchterung. Die Arbeiter und Angesteliten begannen wieder stellungslos und belasteten schwer die Position der Gewerk- ef 
zu rechnen und mußten zu ihrem Leidwesen feststellen, daß schaften bei den Tariiverhandlungen. Wenn es trotzdem dem u 
vielfach bei der Umstellung der Taritliöhne auf feste Währung Bunde gelungen ist,. den technischen Angestellten die tarif- a 
die Unternehmer es durch alle möglichen Winkelzüge und liche Regelung der Einkommens- und Arbeitsverhältnisse zu Ef 
| Beteuerungen — Preisabbau usw. — verstanden hatten, sie erhalten, so ist dies nur der Geschlossenheit und Beharrlich- | | 
über den wahren Wert ihrer Bezüge hinwegzutäuschen. keit der organisierten freigewerkschaftlichen Techniker zu ver- | 


Das Jahr 1924 brachte der deutschen Arbeitnchmerschaft danken. Zäh verteidigten sie jeden Posten, der einmal errungen 
| AR war. Waren sie durch harmonieverbänd- 
-) lerischen Verrat auch hin und wieder ge- 
zwungen, Positionen aufzugeben, so jedsch 
immer mit dem festen Willen, das Ver- 
lorene bei der ersten sich bietenden Ge- 
legenheit wiederzuholen und weiter. vor- 
wärts zu schreiten. Derartige Fortschritte 
zeigen sich insbesondere bei der Gestaltung 
der Einkommensverhältnisse. 
Es ist bereits gesagt worden, daß das 
Jahr 1924 der deutschen Wirtschaft eine 
iurchtbare Krise brachte. Wie sowohl die 
beistehende zahlenmäßige Aufstellung als 
auch die graphische Darstellung beweisen, 
gelang es dem Bunde dennoch, die tarif- 
lichen Gehälter der technischen Angestell- 
ten seit Einführung der Goldmarkgehälter 
nicht unwesentlich zu erhöhen und auf 
einen Stand zu bringen, der den Vorkriegs- 
verhältnissen immer näherkommt. Es. ist 
jatürlich im Rahmen eines kurzen Berich- 
tes nicht möglich, eine Uebersicht “über 
alle in 300 Tarifverträgen festgelegten Ge- 
hälter, über deren Regelung der Bund 
laufend verhandelt, zu bringen. Wir mußten 
uns vielmehr darauf beschränken, aus einer 
Anzahl der wichtigsten Tarifverträge nach 
Fachgruppen getrennt die jeweiligen‘ Ge- 
samtdurchschnittsgehälter zu errechnen und 
in entsprechender Zusammenstellung die 
Entwicklung zu zeigen. rn 
Die vorstehende Uebersicht bedarf Äh 
keiner weiteren Erläuterung, da sie unseres IE MR 
Erachtens klar genug die Entwicklung er- N aa 
kennen läßt, doch sei noch gesagt, daß sit 
Vergleichsmöglichkeiten zwischen den ein- + 
zelnen Fachgruppen nur bedingt gegeben IE 
sind, F IR 
Die nebenstehende graphische Darstel- | 
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Ä ek lung, die die Zahlen der vorstehenden Ta- # 

I IN: IE: Soll. belle in bildlicher Form wiedergibt, zeigt I 

e Bl } | Kai) 2 Elle le SM neben den Gesamtdurchschnittsgehältera 0 

g ‚lt Y i WE noch die jeweils höchsten Spitzen- bzw. - Be 
y . Durchschnittstarifgehälter der einzelnen Ta- EIBR. 


rif- bzw. Fachgruppen. 

Das vorstehende Ergebnis der Tarif- 
politik des Bundes in lohnpolitischer Hin- 
‚ sicht darf in Anbetracht der äußerst schwie- 
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rigen Verhältnisse im Jahre 1924 und unter Beachtung dessen, 
daß die Tarifverträge ja allgemein nur Mindestgehälter vor- 
sehen, die als Grundlage einer entsprechend höheren Ent- 
lohnung durch Gewährung von Leistungszulagen dienen sollen, 
als ein Fortschritt bezeichnet werden. Es wird selbstverständlich 
Aufgabe des Bundes sein, im Jahre 1925 den bisher einge- 
schlagenen Weg. mit besonderem Nachdruck weiter zu ver- 
folgen, um so den deutschen Technikern mehr und mehr zu 
einer Entlohnung zu verhelfen, die einer gerechten Bewertung 
der von ihnen geleisteten Arbeit entspricht. 
P. W. Tabbert, 











oo Rundschau an 


Wirtschaftsfragen 


Die freien Gewerkschaften gegen den Ruhrskandal. AfA- 
Bund und A.D.G.B. haben an den Reichstag folgendes 
Schreiben gerichtet: 


„Die unterzeichneten Spitzenverbände der freien Arbeiter- und An- 
gestelltengewerkschaften Deutschlands erheben gegen die von der Reichs- 
regierung an die schwere und chemische Industrie von Rheinland-West- 
falen bewilligte und zum größten Teil auch bereits ausgeschüttete Ge- 
samtentschädigung von 715 Millionen Goldmark schärfsten Einspruch, 
Sie verurteilen die von der Regierung eingeschlagene Art des Vorgehens, 
die Riesenhöhe der bewilligten Summe und den völligen Mangel jeder 
ausreichenden staatlichen Kontrolie. Ohne prinzipiell jede Reichsent- 
schädigung für die durch die Ruhrbesetzung erwachsenen tatsächlichen 
Verluste abzulehnen, die selbstverständlich für alle Beteiligten nach 
gleichen Grundsätzen zu erfolgen hätte, muß es von dem von schwerer 
Not bedrückten deutschen Volk als unerträglich empfunden werden, 
wenn Reichsmittel je nach dem politischen und wirtschaftlichen Einfluß 
einzelner Interessentengruppen und ohne jede Rücksicht auf die soziale 
Lage unter Außerachtlassung aller rechtlichen Gesichtspunkte verteilt 
werden. 

Während die Arbeiter, Angestellten und Beamten, die als Haupt- 
träger des passiven Widerstandes neben schwersten Opfern materiellew 
Art auch persönlich Verlust von Angehörigen, Ausweisung, Zerreißung 
ihres ‚Familienlebens ertragen mußten, mit geringen Bruchtei!en ihrer 
Ansprüche abgefunden wurden und teils heute noch an den bitteren 
Foigen des Ruhrkampfes zu leiden haben, wird der rheinischen Groß- 
industrie über den erfahrenen Schaden hinaus eine Summe verabreicht, 
die R Prozent des gesamten Einnahmeetats des Reichs für 1924 aus- 
macht. 

Dies alles vollzieht sich in einer Zeit, in der das Reich seine 
sonstigen notwendigen Ausgaben auf ein Mindestmaß herabgesenkt hat 
und für die gesamten sozialen Zwecke im neuen Etat nur eine Summe 
von 300 Millionen Goldmark zur Verfügung stellt. Die Sachschäden 
der eigentlichen Ruhrkämpfer sind unter Hinweis auf diese Finanznot 
des Reiches nur zu einem kleinen Teil ersetzt worden; die mitt!eren und 
kleineren geschädigten Unternehmungen sollen insgesamt mit 70 Mil- 
lionen Mark abgeiunden werden, während die Großindustrie olıne jede 
gesetzliche Grundlage bereits nicht weniger als 645 Millionen Goldmark 
zugewiesen erhalten hat. 

Die offizielle Erklärung der Reichsregierung, daß sich diese ge- 
waltige Ausschüttung von Reichsgeldern auf einen Brief des Reichs- 
ministers Stresemann an Hugo Stinnes vom 13. November 1923 stützt, 
kann niemals als eine staatsrechtliche Grundlage für solche außerhalb 
des Etats liegenden Riesenausgaben des Reiches anerkannt werden. 

Dieser Amtsmißbrauch ist um so mehr zu verurteilen, als statt einer 
individuellen Kontrolle. der den einzelnen Großbetrieben tatsächlich er- 
wachsenden Schäden die Gelder den Industrieverbänden überwiesem 
wurden, deren Kontrolle -über die einzelnen Schadensrechnungen in 
keinem Falle als Ersatz für die unterbliebene Prüfung durch die Reichs- 
organe angesehen werden darf. Dabei ist die Frage aufzuwerien, ob 
und inwieweit die nach Abschluß des passiven Widerstandes gestundetem 
Steuern (Kohlen-, Umsatz-, Körperschaftssteuern usw.) nachträglich ent- 
sichtet worden sind. 

Durch die schärfste Anspannung der Steuerschraube, vor allem durch 
hohe Verbrauchs- und Lohnsteuern und eine starke Belastung der Ge- 
werbetreibenden ist im abgelaufenen Jahr ein Etatsüberschuß von 940 
Millionen Goldmark erzielt worden, von dessen Gesamtertrag jetzt über 
75 Prozent den erwähnten Industriellen ausgezahlt worden sind. Beil 
den Schiedssprüchen der Schlichtungsinstanzen war der Hinweis auf 
die von den Zechen zu tragenden Micumlasten entscheidend, um die 
Löhne niedrig zu halten, die Arbeitszeit zu verlängern. Die hohen, weit 
über den Friedenssätzen liegenden Kohlenpreise wurden der Oeffent- 
lichkeit damit mundgerecht gemacht, daß die Zechen alle Lasten des 
Ruhrkampfes selbst zu tragen hätten. Tatsächlich sind jene Unternehmer 
doppelt entschädigt worden: einmal durch niedrige Löhne, hohe Preise 
und Steuerstundung, zum anderen durch die jetzt erfolgte Reichsent- 
schädigung. 

Eine Anfrage des Deutschen Bergarbeiterverbandes vom 17. Ok- 
tober vorigen Jahres ist jetzt nach vier Monaten beantwortet worden, 
eine Bestätigung dafür, daß diese Zuwendung des Reiches an die 
Zechenbesitzer erst nachträglich bekannt werden sollte. 

Diese Vorgänge haben, vornehmlich unter den Belegschaften der 
entschädigten Unternehmungen, Erbitterung und Empörung ausgelöst. 
Für die Arbeiter und- Angestellten jener Werke bildete die General-ı 
kündigung zum Zwecke des Lohndrucks und der Beseitigung des Acht- 
stundentags den Abschluß des passiven Widerstandes. Die Beleg- 
schaften der von der Micum beschlagnahmten Betriebe sind wider Recht 
und Gesetz nach Rückgabe an die deutschen Besitzer von diesen fristlos 
entlassen worden; nur ein Teil wurde zu verschlechterten Bedingungen 
wieder eingestellt, die Betriebsräte und Gewerkschaftsvertrauensleute zum 
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‚ darunter solche mit einer mehr als 30jährigen Dienstzeit, sind a 
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hen Teil gemaßregelt. Das Reichsarbeitsministerium hat ihnen seinen 
chutz versagt und sie auf den Weg verwiesen, ihre Ansprüche bei der 
Micum in Paris geltend zu machen! Etwa 7000. Arbeiter und kan aa 
in au 
diese Weise brotlos gemacht worden. Den erst von der Besatzung ge- 
peinigten, dann von ihren deutschen Arbeitgebern auf die Straße ge- 
setzten Angestellten und Arbeitern ist bisher keine Entschädgung vom 
Reich bewilligt worden, während die Nutznießer ihrer Not aus Reichs- 
geldern eine unverdiente Bereicherung erfahren sollen. 3 
Die unterzeichneten Gewerkschaftsbünde erwarten von den Parteien 
des Reichstags eingehende Untersuchung dieser Vorgänge und unter 
Mitwirkung der Gewerkschaften eine Gesamtregelung, die der sozialen 
Gerechtigkeit entspricht.“ 





Sozialpolitik 


Gegen das Unwesen der Chiffreanzeigen offener Stellen. 
Die große Stellenlosigkeit, insbesondere unter den Angestellten, 
hat das Unwesen der Chiffrestellenanzeigen wieder außerordent- 
lich anwachsen lassen. Damit sind alle ihre schädigenden Wir- 
kungen für die wirtschaftlich Schwächsten wieder verstärkt in 
Erscheinung getreten. Nicht nur, daß es häufig ganz unmöglich 
ist, den Bewerbungsschreiben beigelegte Zeugnisabschriften und 
Photographien, deren. Herstellung oft die letzten Groschen 
aufgezehrt hat, zurückzuerlangen, ist darüber hinaus ein direk- 
ter Chiffreanzeigenschwindel aufgeblüht, dessen Unternehmer 
auf das beigelegte Rückporto spekulieren. 

Das Chifirestellenanzeigenwesen entwickelt sich immer mehr 
zu einem unerträglichen Mißstand. Triftige Gründe für die Bei- 
behaltung der Chiffreanzeigen wissen auch die Vertreter der 
Unternehmer nicht beizubringen. Der einzige Einwand, der 
manchmal gehört wird, ist, daß die Konkurrenz, insbesondere 
bei Gesuchen nach technischen Spezialisten, auf bestimmte 
Fabrikationspläne aufmerksam gemacht werden könnte. Selbst- 
verständlich ist auch dieses Argument nicht zugkräftig, da es ja 
den Firmen leicht wäre, sich in solchen Fällen an die Berufs- 
organisation der Techniker zu wenden und von deren Stellen- 
nachweis in der Form der Bekanntgabe Diskretion nach außen 
hin zu verlangen, die ja ohnehin eine Selbstverständlichkeit ist. 

Die wirklichen Beweggründe für die Beibehaltung der 
Chiffreanzeigen liegen natürlich auf ganz anderem Gebiete, 
Einmal ist es die Bequemlichkeit, da ja der Absender des Be- 
werbungsschreibens gar keine Antwort anmahnen kann, sodann 
sichert die Chiffre in gewisser Hinsicht vor den Warnungstafeln 
der Verbände, und schließlich ermöglicht sie die Ansammlung 
eines großen Angebots von Bewerbungen, ohne daß diese ihre 
Forderungen, gestützt auf die Kenntnis der örtlichen Teuerungs- 
verhältnisse und der Tarifzugehörigkeit, gemäß den tariflichen 
Vereinbarungen gestalten können. Es soll sogar vorgekommen 
sein, daß Firmen durch Erlaß von Chiffreanzeigen zu ermit- 
teln versucht haben, welche ihrer Angestellten sich mit dem 
Gedanken eines Stellenwechsels tragen. 

Um allen diesen Mißständen abzuhelien, gibt es nur ein 
Mittel: ds Aufnahmeverbot von Chiffrestellen- 
anzeigen. Der AfA-Bund hat deswegen zusammen mit 
dem G.d.A. und dem Gedag an die Reichsarbeitsverwaltung 
die dringende Aufforderung gerichtet, den Erlaß eines Verbotes 
der chiftrierten Stellenangebote zu veranlassen. 


Die Freizügigkeit der technischen Angestellten. Eine Reihe 
von Staaten hat die während und nach dem Kriege geschaffenen 
gesetzgeberischen oder verwaltungsmäßigen Erschwernisse für 
die Niederlassung und Beschäftigung von Ausländern noch 
nicht wieder aufgehoben. Dadurch ist insbesondere auch 
unserer Berufskollegenschaft vielfach die Annahme einer Stel- 
lung im Auslande außerordentlich erschwert oder ganz unmög- 
lich gemacht. Da Ausländer in Deutschland. als Angestellte 
ohne gesetzliche Erschwernisse tätig sein können und z. B. 
auch im technischen Beruf in erheblicher Anzahl tätig sind, 
ist es ein Erfordernis der einfachsten Billigkeit, daß die Nieder- 
lassungsfreiheit und Freizügigkeit auch unseren deutschen Be- 
rufskollegen eingeräumt wird. Unser Bund hat deshalb an das 
Reichsarbeitsministerium das Ersuchen gerichtet, darauf hin- 
zuwirken, daß bei den schwebenden oder noch stattfindenden 
Handelsvertragsverhandlungen, wie auch außerhalb derselben, 
auf die Herstellung der Freizügigkeit für deutsche Arbeit+ 
nehmer im Auslande hingewirkt wird. 


Soziale Bewegung 


Achtung! Laboratoriumstechniker! Die Dortmunder 
Union und sehr viele andere Werke im Ruhrbezirk, 
versuchen, die bisher als Angestellte tätigen Laboratoriumstech- 
niker künftig ihrer Angestellteneigenschaft zu entkleiden und sie 
als Arbeiter im Schichtlohn zw beschäftigen. Sie versprechen 
ihnen dabei die Spitzenlöhne der Arbeiter, wodurch sie angeblich 
ein höheres Einkommen erreichen würden, als nach dem An- 
gestelltentarif möglich sei. Diese Ausrede ist außerordentlich 
durchsichtig, denn der gültige Tarifvertrag ist auf Betreiben der 
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Arbeitgeber ein sogenannter Leistungstarif, der nur Mindest- 
gehälter vorsieht, auf welche die Arbeitgeber nach Leistung 
aufzubauen sich verpflichteten. Das sogenannte Leistungsprin- 
zip im Tarifvertrag kann nicht greller beleuchtet werden, als 
durch die Behauptung, es sei nach diesem nicht möglich, den 
"Angestellten dasselbe Einkommen zu gewähren, wie den best- 
bezahlten Arbeitern. Es handelt sich aber bei den Arbeitgebern 
BITENUEE darum, die Laboratoriumstechniker ganz allgemein 
zur zwölistündigen Arbeitszeit zu zwingen, sie von 
den übrigen Angestellten, die ihre Interessen solidarisch mit- 


vertreten, zu trennen, um sie schutzlos zu machen und ihre . 


Arbeitskraft noch mehr als bisher ausbeuten zu können. 
Laboratoriumstechniker, die in Rheinland-Westfalen Stellung 
nehmen wollen, ist äußerste Vorsicht zu empfehlen, 
keinesfalls darf abgeschlossen werden, ohne beim Bund Er- 
kundigungen eingezogen zu haben. 


Einen Aufruf zum Schutz der Republik hat der Bundes- 
ausschuß des A.D.G.B. am 30. Januar erlassen, Die Eut- 
schließung hat folgenden Wortlaut: 2 

„Der Sieg des Bürgerblocks im Reich, wie der Sturz der Koalitions- 
regierung in Preußen gefährden in weitestem Umfang die Rechte der 
Arbeiter, die Sicherheit der Verfassung, den Bestand der Repubiik. 

Die deutsche Arbeiterschaft befindet sich einer Koalition der 
extremen Parteien von rechts und links gegenüber, die aus erklärten 
Feinden ihrer Ziele besteht — Feinden ihrer Staatsauffassung, ihrer 
Gemeinschaftsidee wie ihres Strebens nach Gleichberechtigung. in Staat 
und Wirtschaft. Der Schutz der Republik, die Verteidigung der Ver- 
fassung ist den Gegnern der neuen Staatsform überantwortet worden. 

Die demokratische Republik ist die einzige Gewähr, daB die Grund- 
rechte der deutschen Arbeiterschaft gewahrt bleiben. Jedem Versuch, 
auf politischen Schleichwegen oder durch Gewalt den alten Obrigkeits- 
staat wieder an ihre Stelle treten zu lassen, muß der entschlossene Wille 
der gesamten deutschen Arbeiterschaft entgegentreten, den jungen Frei- 


Zum Tarifkampf der 
gestellten 


In Nr. 4 der „D.TiZ.“ vom 23. Januar 1925 berichteten 
wir unter der Ueberschrift „Drohender Konflikt mit 
dem N.F.A.K.“ über den damaligen Stand der Verhandlungen. 
Das in der Verhandlung vom 13. Januar 1925 von den Unter- 
nehmern gemachte letzte Angebot wurde bereits am nächsten 
Tage den Angestellten in Nürnberg, Augsburg und Mün- 
chen in Riesenversammlungen zur Entscheidung vorgelegt. 
Ueberall fand das Angebot einstimmige Ablehnung, und stür- 
misch drängten, insbesondere in Nürnberg, die Angestellten 
zum Kampf. Die in den Betrieben vorgenommenen Abstim- 
mungen ergaben Mehrheiten von 89, 90 und 100 Prozent 
für den Streik. Die Tagespresse nahm lebhaft Interesse 
an der Bewegung, brachte Artikel und Erklärungen der Ar- 
beitgeber sowie unsere Gegenklndgebungen. 

Ein Wirtschaftskampf, dessen Auswirkungen unabsehbar 
schienen, stand vor dem Ausbruch. Da gritf der Landes- 
schlichter Herr Dr. Fux, ein Mann, der auch in den Kreisen 
der Angestellten erheblich mehr Vertrauen genießt als sein 
Stellvertreter, in Nürnberg. persönlich ein, und berief die 
Parteivertreter zu einer unverbindlichen. Aussprache nach 
München. Dieser am 17. Januar stattgefundene Vermittlungs- 
versuch, der fast zwölf Stunden dauerte, endete mit einem 

Vorschlag des Landesschlichters, der über das letzte Arbeit- 
geberangebot etwas hinausging und auch eine gewisse Siche- 
rung für die Angestellten vorsah, deren Gehälter zwischen den 
Ecksätzen der Gehaltstafel liegen. Alec 

Das N.F.A.K. hat den Vorschlag angenommen 
und seine Mitgliedsfirmen angewiesen, die darin enthaltenen 
Sätze am Monatsende zur Auszahlung zu bringen. Diese An- 
weisung wurde in den Großbetrieben angeschlagen und so 
den Angestellten bekanntgegeben. Gleichwohl haben diese 
bei einer nochmaligen Abstimmung, die teils in den Betrieben, 
teils in Versammlungen erfolgte, den Vorschlag des Lan- 
desschlichtersmitgroßer Mehrheit abgelehnt. Nur 
der Werkmeisterverband hat angenommen, dabei aber erklärt, 
daß er bei einem Weitertreiben der Bewegung solidarisch an die 
Seite der übrigen Verbände trete, Maßgebend für die Ablehnung 
war vor allem die lange Bindung, die neue Verhandlungen 
erst im Mai ermöglichte. 

Nun wurde ein Zwangsschiedsgericht gerufen, das 
unter dem Vorsitz des Regierungsrats Ischinger, vom So- 
 zialministerium am 28. Januar tagte. Trotz eifriger Bemühun- 

‚gen des Unparteiischen war auch hier wieder eine freie Ver- 
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staat gegen seine innerpolitischen Geguer mit allen Mitteln zu ver- 
teidigen. 


Die Gewerkschaften haben zur Zeit des Kapp-Putsches bewiesen, 


daß sie die Republik gegen ihre innerpolitischen Feinde zu schützen 


imstande sind. Sie haben während des Ruhrkampfes nicht nur die Ein- 
heit des Reiches gegen die vertragsbrüchigen Staaten im Westen ver- 
teidigt, sondern auch gekämpft für den freiheitlichen Ausbau der Demo- 
kratie. Sie sind überzeugte Vorkämpfer des republikanischen und deıno- 
kratischen Gedankens. Sie sind sich bewußt, daß die Wiederkehr des 
alten Systems auch die verbürgten Rechte beseitigen würde, die es 
ihnen ermöglichen, die Interessen des schaffenden Volkes gegen seine 
wirtschaftlichen und poätischen Gegner wahrzunehmen. Ihr Einfluß 
auf die Gestaltung der sozialen Gesetzgebung wäre unwiederbringlich 
dahin, der Weg wäre ihnen auf lange Zeit verlegt, ihr Ziel, die Gleich- 
berechtigung der Arbeiter in der Wirtschaft durchzusetzen. Der Schutz 
der Arbeitskraft vor willkürlicher Ausbeutung, der allein von der Macht 
a Gewerkschaften abhängt, wäre ihnen ebenso erschwert wie vor dem 
riege. 

Der Bundesausschuß des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes erklärt deshalb im Namen 
aller Zentralverbände, daß die Gewerkschaften mit 
allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln die 
Republik zuverteidigen entschlossen sind. Der Bun- 
desausschuß verpflichtet die Gewerkschaften, den 
Feinden der Republik, gleichgültig in welchem poli- 
tischen Lager sie sich befinden, Deutschnationalen 
oderKommunisten,ingeschlossener Frontentgegen- 
zutreten. Die gewerkschaftlich organisierten Ar- 
beiter müssen dessen eingedenk sein, daß jeder An- 
griff auf die Republik und ihre Verfassung die 
Rechte und Freiheiten der deutschen Arbeiter- 
schaft gefährden. Der Bundesausschuß ruft die Ar- 
beiter auf, dem Bürgerblock zu beweisen, daß alle 
Bestrebungen, die Republik zu stürzen, an dem ein- 
heitlichen Willen der gewerkschaftlich organisicr- 
ten Arbeiterschaft scheitern werden“ 


euer _ 
Sa 
N 
die es anscheinend auf die Kraftprobe ankommen lassen .woll- 
ten. So mußte ein Schiedsspruch gefällt werden, der sich 
nun leider buchstäblich an den Vorschlag des Landesschlich- 
ters anschließt und den Angestellten nur hinsichtlich deg 
Geltungsdauer entgegenkommt. 

Der Schiedsspruch bringt nachstehende Gehälter: 
Gruppe u DI IV V, VI 


nach vollendetem 
Lebensjahr 





17 '83—96 SS _ _ 2— 
18 06—113 120-143 2% = 
2ı 113-1322 143166: 176-205 Ex EN 
24 132—147 166-188 205—234 260-2834 310-340 
27 147—167 188-214 234-279 2834-308 340-370 
5830 = Yo = 308—353 70—425 
Meister: A. 175—214, 217—267, 277-327. 


Lehrlinge bei 3jähr. Lehrzeit 1. Jahr 15 Mk., 2. Jahr 23 Mk., 3. Jahr 40 Mk, 
Lehrlinge bei 2jähr. Lehrzeit: 1. Jahr 28 Mk., 2. Jahr 40 Mk, 
Soziale Zulagen 7 Mk. (je Frau und Kind bis zu vier). 

Geltungsdauer bis 31. März. 

Dieser Schiedsspruch wurde nun erneut zur Abstimmung 
gestellt und jetzt mit Mehrheit von den Angestellten 
angenommen. Er bedeutet prozentual eine Steigerung der 
Gehälter in den Gruppen II von 3—21%, HI 171/,—16,3%, 
IV 161/,—16,2%, V 13—13,2%, VI 123,7—13,6%. In Mark und 
Pfennig ausgedrückt werden damit Gehaltssteigerungen ge- 
geben, schwankend in Gruppe II, von 15—29, II 18—39, 
IV 25—39, V 30—41, VI 35—50 Mk. 

Mit Annahme dieses Schiedsspruches, der den berech- 
tigten Wünschen der Angestellten und den Argumenten unserer 
Begründung durchaus nicht voll Rechnung trägt, ist der 
Kampf vorläufig abgebrochen. 

Wir haben, wenn wir das Ergebnis werten, ein Stück zurück- 
gelegt auf dem Wege zum Ziel unserer Gehaltspolitik: Ge- 


Kollegen! Im Jahre 1925 muß 
in jedem Betriebe wieder eine 
gesetzliche 


Betriebsveriretung 
vorhanden sein. 
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hälter, deren Kaufkraft es ermöglicht, eine Le- 
benshaltung zu führen, auf die die Angestellten- 
schaft entsprechend ihrer Bedeutung in Industrie 
und Handel berechtigten Anspruch erheben kann. 


Für einen Streik waren nach Erschöpfung des staatlichen 
Schlichtungsinstanzenweges mit dem vorliegenden Ergebnis. die 
Voraussetzungen nicht mehr gegeben. Wir wissen auch, daß 
die immer noch große Zahl der Unorganisierten sich nach 
Anschlag der Gehaltssätze in den Betrieben bereits damit ab- 
gefunden hatte und somit die Einheitlichkeit der Bewegung 
nicht mehr gewährleistet war. 


Nun muß die ernste Sorge der Angestellten darum gehen, 
das Bleigewicht der Unorganisierten zu beseiti- 
gen und mit allen Kräften daran zu arbeiten, daß die Lücken, 
die sich in unserer Front auch bei dieser Bewegung noch ge- 
zeigt haben, schleunigst ausgefüllt werden. 


Im Gebäude des N.F.A.K. knistert es schon. Der ‚Ver- 
band der Spiel- und Metallwarenfabrikanten ist 
bereits aus der Tarifgemeinschaft ausgetreten. 


Die technischen Angestellten haben kei Interesse an dem 
Bestand des N.F.AAK.; das sei mit aller Deutlichkeit auch 
hier Öffentlich ausgesprochen. — Unser Verhandlungsgegner 
ist der V.B.M., mit dem wir. glauben, leichter zu einer sach- 
äichen Verständigung zu kommen, wenn gemeinsame wirt- 
schaftliche Interessen an der Steigerung der Produktion nicht 
durch die Scharfmacher aus dem Großhandel, durch Krämer- 
seelen kleinlichster Art, gestört werden. 


Jedenfalls hat diese Bewegung gezeigt, daß die An- 
gestelltenschaft eine Macht ist, der auch starke Arbeitgeber- 
verbände Rechnung tragen müssen, wenn Einigkeit und ent- 
schlossener Kampfwille die Massen beseelt. Aber es muß 
noch mehr an Stelle spontanen Aufbegehrens, der zähe und 
entschlossene Wille zur Arbeit in der Organisation treten, 
damit, wenn es später wieder einmal gilt; auch der letzte 
Mann, soweit die Techniker dabei in Frage kommen, organi- 
satorisch in unserem Bunde steht und starken Rückhalt in 
seiner Kampfgewerkschaft findet. 


Zweibrücker Tarifkampf. Die Leser unserer Zeitung 
wissen, daß der mit einer seltenen Hartnäckigkeit geführte 
Kampf um einen Tarifvertrag der Angestellten in der Industrie 
Zweibrückens in letzter Zeit in das entscheidende Stadium ge- 
treten ist. Wir erinnern daran, daß insbesondere Herr Direk- 
tor Schwartz von der Firma Dingler sich in Verhand- 
lungen und Zeitungsartikeln als schärister Gegner jeglicher 
tariflichen Bindung bekannt hat und drohte, falls man ihm 
einen Tarif aufzwingen sollte, seine Betriebe in das Saargebiet 
zu verlegen, weil die derzeitigen Machthaber dieses Gebietes 
weniger arbeitnehmerfreundlich seien. 


Am 26. Januar 1925 sollte der Tarifstreit endlich 
durch einen Schiedsspruch entschieden werden. Der Bil- 
dung der Schlichterkammer ging aber ein Vorspiel voraus, 
wel Herr Kommerzienrat Schwartz jede Mit- 
wirkung unseres Kollegen Hauser an den Verhandlungen ab- 
lehnte, die übrigen Arbeitgeber erklärten sich mit ihm solida- 


risch. Als, um überhaupt Verhandlungen zustande zu bringen. - 


Kollege Hauser als offizieller Butabvertreter zugunsten des 
Gauleiters, Kollegen Hoffmeister, zurücktrat und erklärte, nur 
als Tarifausschußmitglied mitwirken zu wollen, erklärten die 
Arbeitgeber, überhaupt keinen Tarif abschließen zu wollen und 
infolgedessen auch keine Veranlassung zu haben, mit Gewerk- 
schaften zu verhandeln. Nebenbei sei bemerkt, daß Herr 
Schwartz schon vor zwei Jahren unseren Kollegen Hoffmeister, 
später den D.W.V,-Vertreter und schließlich auch den Ver- 
treter des D.H.V. von Verhandlungen ausschließen wollte. 


Ehe die Schlichtungskammer gebildet wurde, gab der 
Schlichter bekannt, daß fast alle Industrieangestellten in Zwei- 
brücken Erklärungen unterschrieben hätten, nach denen sie 
zur Regelung ihres Dienstverhältnisses auf die Mitwirkung von 
Gewerkschaften verzichten. Nach den Erklärungen der Ar- 
beitgeber, die ihm diese ‚„Treugelöbnisse‘ übermittelten, glaubte 
der Schlichter, feststellen zu können, daß die Angestellten ohne 
irgendwelchen Zwang diese Unterschriften geleistet haben. 
Die Vertreter der Gewerkschaften waren allerdings in der Lage, 
den Gegenbeweis zu führen. Bei der Bildung der Schlichter- 
kammer trat unser Kollege Hauser, um das Ergebnis nicht 
unnötig in Frage zu stellen, zugunsten des Kollegen Hoff- 
meister zurück, da Kommerzienrat Schwartz erklärt hatte, daß 
er neben Hauser als Beisitzer nicht amtieren würde. Seitens 
der Angestellten wurde die Schlichterkammer nunmehr durch 
Hoffmeister, Butab, Düker, D.H.V., und Metz, D.W.V,, besetzt, 
Trotz unseres Entgegenkommens verzichtete Herr Kommerzien- 
rat Schwartz auf die Ausübung des Beisitzeramtes. Die Unter- 
nehmer begnügten sich, zwei Syndici und einen Prokuristen 
in die Kammer zu entsenden. Die Kammer arbeitete nun neun 
Stunden, mit dem Ergebnis, daß der Wortlaut eines Tarifver- 





Nr. 6 
trages zustande kam, dessen erster Paragraph geeignet ist, 
den ganzen Vertrag praktisch außer Krait zu setzen. Dieser 
Paragraph lautet: 

„Das Verhältnis zwischen‘ der Firma, den Angestellten und Lehr» 


lingen, soweit sie den obenbezeichneten Organisationen angehören, regelt 
sich, soweit nicht Einzelverträge ‘vorliegen, nach den gesetzlichen Vor- 


' schriften, sofern nachstehend nichts anderes vereinbart ist.“ 


Mit dieser Vertragsbestimmung wird es den Firmen, die 
es verstanden haben, von ihren Angesteliten die obenerwähnten 
Verzichterklärungen zu erhalten, nicht schwerfallen, ihre An- 
gestellten zur Unterschrift eines Einzelvertrages zu veranlassen 
und sie dem Geltungsbereich des Tarifvertrages zu entziehen. 


Die Bestimmungen über die Arbeitszeit beginnen mit der 
üblichen Festsetzung der 48-Stundenwoche, besagen aber, daß 
für die Betriebsangestellten die jeweilige Arbeitszeit der Ar- 
beiter und die Bedürfnisse des Betriebes maßgebend 
seien. 

Die Gehaltstafel sieht für die Techniker drei Gehalts- 
gruppen vor. Die erste Gruppe der Detailkonstrukteure, Hütten-, 
Werkstätten- und Chemotechniker hat Anspruch auf ein Ge- 
halt von 79 Mk. im 5. Berufsjahr bis 178,59 Mk. im 15. Be 
rufsjahr. Selbständige Konstrukteure, Chemiker usw. erhalten 
im 7. Berufsjahre 132 Mk., im 15. Berufsjahre 259 Mk., Gruppen- 
führer im 11. Berufsjahr 220 Mk., im 15. Beruisjahre 303 Mk. 


Sowohl die Mantelbestimmungen als auch die Gehalts- 
bestimmungen können demnach kaum als befriedigend be- 
zeichnet werden. 


Teilweise Löschung. einer Aligemeinverbindlicherklärung. 
Im Tarifregister der Reichsarbeitsverwaltung ist am 27. Januar 
1925 die Allgemeinverbindlicherklärung der Arbeitszeitbestim- 
mungen des Reichstarifvertrages für die tech- 
nischen Angestellten im Hoch-, Beton- und Tief- 
bau vom 27. März 1923 gelöscht worden. Die ats der 
Allgemeinverbindlicherklärung herausgenommenen Vertragsbe- 
stimmungen sind im Frühjahr 1924 durch ein Arbeitszeitab- 
kommen für die Vertragsparteien abgelöst worden. Nach Ab- 
lauf dieses Arbeitszeitabkommens haben die Unternehmerorga- 
nisationen auf Grund der Verordnung über die Arbeitszeit 
vom 21. Dezember 1923 die Arbeitszeitbestimmungen des 
Reichstarifvertrages erneut gekündigt, so daß, wie wir an 
dieser Stelle bereits früher ausführten, für unsere Mitglieder im 
Baugewerbe in bezug auf die Arbeitszeit ausschließlich 
die Verordnung über die Arbeitszeit maßgebend ist. 
Die Einschränkung der Allgemeinverbindlicherklärung hat dem- 
nach an dem Rechtsverhältnis der unter den Tarifvertrag fallen- ° 
den Techniker nichts geändert. 


Tarifvertrag mit dem Bund Deutscher Architekten. Nach 
der Kündigung und dem Ablauf des Reichstarifvertrages mit 
dem B.D.A. kamen in Groß-Berlin und im Freistaat Baden 
Bezirkstarifverträge mit den Bezirksorganisationen der Ar- 
chitekten zustande. In anderen Bezirken, so auch im Frei- 
staat Sachsen, erklärten sich die Architekten bereit, ihren 
Angestellten die jeweiligen Bedingungen des Reichstarifver- 
trages für das Baugewerbe zuzugestehen. Daraus ergaben 
sich jedoch Schwierigkeiten in der Urlaubsregelung, der Ar- 
beitszeit, Einstellung, Eingruppierung usw. Unsere Gauver- 
waltung Sachsen versuchte deshalb, auch in ihrem Bezirk 
mit dem B.D.A. zu einem Tarifvertrag zu kommen. Die Ver- 
handlungen scheiterten jedoch. Auf umseren Antrag fällte 
nunmehr am 30. Januar 1925 der Schlichtungsausschuß in der 
Kreishauptmannschaft Dresden folgenden Schiedsspruch: 

„Der Bund der Deutschen Architekten, Landesbezirk Sachsen, hat 
mit dem Bund der technischen Angestellten und Beamten, Gau Sachsen, 
einen Manteltarif abzuschließen. — Erklärungsfrist für die Parteien: Sonn+ 
bend, den 7. Februar 1925. 


Falls der B.D.A.-Sachsen diesen Schiedsspruch ablehnen 
sollte, werden wir die Verbindlicherklärung beantragen. 


Die Weigerung zum Abschluß eines Bezirkstarifvertrages 
begründeten die Architekten damit, daß ihre Berliner Zentrale 
den Landesverwaltungen den Abschluß von Tarifverträgen 
ausdrücklich verboten habe. Tatsächlich ist seinerzeit von 
einer Hauptversammlung des B.D.A. ein dahingehender Be- 
schluß getaßt worden, der aber sowohl in Beriin wie in, 
‚Baden, wo die Angestellten energisch darauf bestanden, ein- 
heitlich geregelte Arbeitsverhältnisse zu haben, nicht durch- 
geführt werden konnte. Wie schon erwähnt, ist die Bestim- 
mung in vielen „anderen Bezirken mittelbar dadurch um- 
gangen worden, daß die Architekten sich bereit erklärten, 
den Bezirkstaritvertrag für das Baugewerbe sinngemäß an-. 
zuwenden. Bei ‘der in sicherer Aussicht stehenden Neube- 
lebung des Baumarktes wird dem B.D.A. nichts übrigbieiben, 
als seinen tariffeindlichen Beschluß bei ehester Gelegenheit 
zu revidieren, um so mehr, als er sich sogar in Zeiten schlech- 
tester Könjunktur nicht restlos durchführen ließ. 
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Kaliwirtschaftsgesetz oder Konzern- 
monopol? 


r Mitte Januar wurde die Oeffentlichkeit durch die Nach- 
richt überrascht, daß der Abschluß eines Interessen- 
gemeinschaftsvertrages zwischen der Preu- 
 Bischen Bergwerks- und. Hütten-A.-G. (Preußag) 
and dem Wintershallkonzern unmittelbar bevorstände. 
Daran wurde mit Recht die Bemerkung geknüpft, daß durch 
einen solchen Vertrag die Majorität des Wintershallkonzerns 
im Kalisyndikat faktisch gesichert sei. Die Meldung hat in 
Arbeitnehmerkreisen größtes: Erstaunen hervorgerufen, da es 
doch den Anschein hat, als ob die Preußag, die rein fiskalische 
. Kaliwerke vertritt, bewußt oder unbewußt dem Wintershall- 
konzern zur unumschränkten Herrschaft in der Kalindustrie 
verhilft. Bisher waren an dem Kampfe um die Majorität im 
Kalisyndikat nur die Privatkonzerne beteiligt; durch die Ein- 
Bing der Preußag erhält diese Bewegung eine besondere 
ote, 


Die Arbeitnehmer haben ein starkes Interesse an den Vor- 
gängen in der Kaliindustrie.. Denn es handelt sich nicht allein 
darum, ob der Wintershallkonzern die Mehrheit im Syndikat 
bekommt, sondern letzten Endes geht es mit um das Bestehen 
ı des Kaliwirtschaftsgesetzes und des Kaligemeinwirtschaftskör- 
ı pers, d. h. des Reichskalirats und der Kalistellen. Da die Kali- 
düngung eine wichtige Voraussetzung für eine ergiebige Agrar- 
produktion ist, kann es der Allgemeinheit und insbesondere den 
Arbeitnehmern nicht gleichgültig sein, wer in der Kaliindustrie 
regiert und welche Preispolitik dort getrieben wird. 


Eine Einflußnahme der Arbeitnehmer ist auch deshalb not- 
wendig, weil die Kaliindustriellen in den letzten Jahrzehnten 
mehr als einmal bewiesen haben, daß sie nicht imstande sind, 
die ihnen übereigneten ' Bodenschätze rationell auszubeuten. 
- Auf ihre Initiative und Profitsucht ist es zurückzuführen, daß 
die Kaliindustrie heute an einer übergroßen Anzahl von Schäch- 
‚ten krankt. Aus spekulativen Gründen, lediglich zum Zwecke 
“ der Erlangung von Quoten, hat die Kaliindustrie vor dem 
Kriege eine Ausdehnung erfahren, die in einem krassen Miß- 
verhältnis zur Absatzmöglichkeit steht. Solange das Welt- 
 monopol bestand, war eine erträgliche Rente für alle Werke 
ı gesichert, wenn auch zum Schaden der deutschen Verbraucher. 
ı Der Verlust des Monopols durch die Abtretung der elsässischen 
" Kaliwerke und die darauf einsetzende Konkurrenz auf dem 
 Weltmarkte hat dieser widersinnigen Wirtschaitsführung ein 
Ende bereitet. Auf die schädliche extensive Wirtschaftspolitik 
folgte nun eine scharfe Zusammenlegung der Betriebe und 
N Bchzeitie setzte eine Trustbildung ein, die eine, ungeahnte 
Entwicklung genommen hat. Zwischen den einzelnen Kali- 
Be schaften entstand ein förmlicher Wettlauf in dem Auf- 
kaufen von Werken und Konzernen. Die Bewegung kam An- 
Sang 1924 zu einem gewissen Stillstand. Als weitaus stärkster 
Konzern ist daraus die Wintershallgruppe (Wintershall, Deutsche 
 Kaliwerke, Glückauf, Ronnenberg) hervorgegangen. Nach- 
ı stehende Aufstellung gibt einen Ueberblick über das Kräfte- 
verhältnis der einzelnen Konzerne im Kalisyndikat nach dem 
Stande der amtlichen Beteiligungstabelle vom 1. Januar 1935: 


Oruppe Wintershall . .. 39,5% Beteiligung 
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Die Expansions- und Stillegungspolitik des Wintershall- 














® 
:, fand in der Oeffentlichkeit gewisse Sympathien, 
eil sie unter der Parole eingeleitet wurde: Hebung des Kali- 
(absatzes durch Senkung der Preise und rationelle Ausbeutung 
er Bodenschätze durch Konzentration der Erzeugung auf 
erke mit guten Lagerstätten und modern eingerichteten 
abriken. Gegen ein solches Prinzip läßt sich auch vom) 
sozialistischen Standpunkt absolut nichts einwenden; die freien 
| Gewerkschaften haben deshalb auch immer im Reichskalirat 
Mund an anderen Stellen die grundsätzliche Richtigkeit der 
/Wintershall-These anerkannt. Es fragt sich nur, in welchem 
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Tempo die Stillegung der schlecht und weniger gut arbeitenden 
Werke zu erfolgen hat. Die Unterbringung der Arbeitnehmer 
stillgelegter Werke verursacht große Schwierigkeiten; ganz 
abgesehen von den Schäden, die den betreffenden Land- 
gemeinden entstehen, 

Aber die Pläne von Wintershall sind durchaus nicht so 
selbstloser Natur, wie es im ersten Augenblick scheint. Der 
Führer des Wintershall-Konzerns, Generaldirektor Rosberg, hat 
des Öfteren und insbesondere Ende 1924 öffentlich ausge- 
sprochen, daß die Kaliindustrie zur freien Wirtschaft zurück- 
kehren, d. h. von dem Kaliwirtschaftsgesetz befreit werden 
müsse. Das Kaliwirtschaftsgesetz hemme die deutsche Kali- 
industrie in einer erfolgreichen Konkurrenz gegenüber den 
elsässischen Werken. Auch verteuere der angeblich kostspielige 
Apparat des Reichskalirates nebst Kalistellen die Produktion 
erheblich. 

Alle übrigen Privatkonzerne, mit Ausnahme der Einigkeits- 
gruppe, die sich in dem Besitz eines Hauptgewerken von 
Wintershall (dem Amerikaner Zimdin) befindet, stehen den 
Bestrebungen von Wintershall feindlich gegenüber. Nicht etwa, 
wie mitunter fälschlich angenommen wird, weil sie Freunde 
des Kaligemeinwirtschaftskörpers wären, sondern aus reinem 
Selbsterhaltungstrieb. Sie befürchten, vielleicht nicht mit Un- 
recht, daß die meisten ihrer Werke, die dem Durchschnitt der 
Wintershall-Werke qualitativ nicht gleichwertig sind, bei einer 
Befürwortung der Wintershall-Politik stillgelegt werden würden. 
Die kleinen Konzerne sind nur insoweit Anhänger des Kali- 
wirtschaftsgesetzes, als es dem Schutze der schwächeren Werke 
dient. Sie sind aber ebenso scharfe Gegner wie Wintershall 
gegenüber den Bestimmungen zum Schutze der Arbeitnehmer 
und deren Teilnahme bei der Festsetzung der Preise und der 
Beteiligungsziifern. 

Es grenzt an Demagogie, wenn heute die Sache so darge- 
stellt wird, als ob das Kaliwirtschaftsgesetz und die in seiner 
Auswirkung errichteten Körperschaften erst nach dem Kriege 
geschaffen worden seien. Das Kaligesetz vom Jahre 1910, das 
bekanntlich im Zusammenhange mit der Schmidfmann-Krise auf 
Verlangen der Mehrzahl der Kaliindustriellen geschaffen wurde, 
enthielt über die Preisfestsetzung, Quotenzuteilung, Zwangs- 
syndikat usw., grundsätzlich dieselben Bindungen für die Kali- 
industrie wie heute das Kaliwirtschaftsgesetz. Zu der Kosten- 
frage ist zu sagen, daß über zwei Drittel der Gelder für die 
Festsetzung von Quoten und für Propagandazwecke ausge- 
geben worden sind; also Ausgaben, die auch unter dem alten 
Kaligesetz hätten gemacht werden müssen. Im übrigen spielt 
die geldliche Belastung der Industrie durch das Kaliwirtschafts- 
gesetz überhaupt keine Rolle. Ihre vollständige Beseitigung 
würde die Herabsetzung des Preises für Reinkali (die Haupt- 
absatzmarke, 40er Düngesalz, kostet heute 6,30 M. pro dz) nicht 
einmal um wenige Pfennige gestatten. Die Behauptung von 
den stark produktionsverteuernd wirkenden Kosten des Kali- 
wirtschaftsgesetzes ist also irreführend und weiter nichts als 
eine Spekulation auf die Unkenntnis der Bevölkerung. Der 
eigentliche Zweck der Kampagne gegen das Kali- 
wirtschaftsgesetz ist neben dem Kampfe gegen das 
Zwangssyndikat die Ausschaltung der unbequemen 
Arbeitnehmerkontrolle. Der Kaligemeinwirtschaftskörper 
ist, von unseren Standpunkt aus betrachtet, keineswegs eine 
ideale Einrichtung, aber an dem geringen Mitbestimmungsrecht, 
welches die Arbeitnehmer dadurch haben, muß unbedingt fest- 
gehalten werden. 

Die Einführung der freien Kaliwirtschaft wird hauptsäch- 
lich mit der elsässischen Konkurrenz begründet. Die Gefährlich- 
keit dieser Konkurrenz auf dem Weltmarkte ist gewiß nicht 
zu leugnen. Es ist aber nicht einzusehen, daß zu ihrer wirk- 
samen Bekämpfung die Aufhebung des Kaliwirtschaftsgesetzes 
notwendig ist. Vor dem Kriege durfte auf Grund des Kali- 
esetzes derAuslandspreis nicht unter dem Inlandspreis liegen. 
Fur erfolgreichen Bekämpfung der elsässischen Konkurrenz 
fordert der Wintershall-Konzern eine scharfe Preisunterbietung! 
auf dem Weltmarkte. Der Reichskalirat ist dieser Forderun 
auch zum Teil nachgekommen. Es ist aber einleuchtend, da 
die Unterbietung auf die Dauer nicht auf Kosten. der heimischen 
Landwirtschaft erfolgen darf. Es wäre nicht zu verantworten, 
wenn Amerika auf unabsehbare Zeit relativ billigere Dünge- 
mittel als die deutsche Landwirtschaft erhalten würde. Uebri- 
ens ist im Herbst 1924 mit den elsässischen Werken ein drei- 
jähriger Vertrag über die Belieferung der Vereinigten Staaten, 
geschlossen worden, in dem auch die Preise festgesetzt sind. 
Hinter dem Wintershall-Konzern stehen starke amerikanische 
Kapitalsinteressen. Der Hauptgeidgeber soll der Großreeder 
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Dollar sein. Er besitzt zwar nicht die Mehrheit im Win- 
tershall-Konzern, verfügt aber über eine nicht zu umgehendd 
Minorität. Bei der Verschachtelung der einzelnen Wintershall- 
Gesellschaften ist die finanzielle Gestaltung des Gesamtkonzerns 
sehr unübersichtlich, und man weiß nicht recht, wer eigent- 
lich das Heft in Händen hat. Wir stimmen nicht in das Ge- 
schrei der kleinen Konzerne nach nationalem Schutze der Kali- 
industrie ein, aber immerhin wäre einmal nachzuprüfen, inwie- 
weit der amerikanische Düngemitteltrust die deutsche und 
elsässische Kaliindustrie gegeneinander ausspielt und inwieweit 
amerikanische Reeder- oder Farmerinteressen in Betracht 
kommen. 

Alles zusammen betrachtet, gliedern sich die Bestrebungen 
des Wintershall-Konzerns in drei Hauptpunkte: 1.Erringung 
der absoluten Majorität im Kalisyndikat, 2. Be- 
seitigung des Kaliwirtschaftsgesetzes, 3. Errich- 
tung eines Konzernmonopols mit freier Kaliwirt- 
schaft. 

Angesichts solcher Bestrebungen ist es vom wirtschaftlichen 
und politischen Standpunkte aus gesehen höchst bedenklich, 
wenn jetzt die Preußag in enge Beziehungen zum Wintershall- 
Konzern tritt. Die erste Meldung von einem bevorstehenden 
Vertragsabschluß erläuterte der amtliche Preußische Presse 
dienst dahingehend, daß es sich nur um einen Austausch von 
Betriebserfahrungen handle. Dagegen läßt sich wenig ein- 
wenden. Aus dem wenige Tage später veröffentlichten Ver- 
tragsentwurf geht aber hervor, daß die Sache durchaus nicht 
so harmlos ist. Als Hauptpunkt ist dem Vertrag vorangestellt, 
daß sich die Parteien (Preußag und Wintershali) zwecks Re- 
gelung der Kalipreise und der Erzeugungskosten über eine ge- 
meinsame. Politik gegenüber dem Kalisyndikat, dem Arbeit- 
geberverband und ähnlichen Einrichtungen verständigen. Die 
Betriebsweise der Kaliwerke beider Konzerne soll durch einen 
beiderseits gleichmäßig beschickten Ausschuß ständig kon- 
trolliert werden. Die Errechnung der Selbstkosten hat nach 
gieichem Schema zu erfolgen; der Wintershall-Konzern über- 
1äßt der Preußag zu diesem Zwecke Musterformulare. Die 
finanzielle Regelung der gegenseitigen Quotenübernahme soll 
in der Weise geregelt werden, daß die Preußag für jede über- 
nommene Quote zehn Prozent weniger bezahlt als umgekehrt 
der Wintershall-Konzern. Die Vertragsdauer ist zunächst auf 
vier Jahre festgesetzt. Die weitaus wichtigste Bestim- 
mung ist aber der Passus, daß der Vertrag auch dann Gültig- 
keit behalten soll, wenn das Syndikat nicht mehr be- 
steht, „sondern eine etwa an seine Stelle tretendg 
Verkaufsvereinigung‘ gesetzt wird. 

Die letzte Bestimmung beleuchtet blitzartig die gesamte 
Situation und zeigt, wohin die Reise gehen so!l. Betrachtet 
man den Vertrag als Ganzes, so ist schwer vorstellbar, daß 
sich die Preußagvertreter bei der Formulierung des Vertrags- 
entwurfes der besonderen Aufgaben des Staatsbergbaues be- 
wußt gewesen sind. Es heißt, daß sich die Parteien auch 
über eine gemeinsame Politik gegenüber dem Arbeitgeber- 
verband verständigen. Was soll das bedeuten? Will vielleicht 
die Preußag die reaktionäre Tarifpolitik des Wintershall-Kon- 
zerns mitmachen? Wir können uns nicht denken, daß der 
Wintershall-Konzern in dieser Frage mit Rücksicht auf die 
Preußag seine bisherige Einstellung aufgibt. Noch schwer- 
wiegender sind die Vertragsbestimmungen über das Zusammen- 
gehen in wirtschaftlichen Fragen. Soweit der eventtelle 
Quotenaustausch in Betracht kommt, würde das Abkommen 
für die Preußag ein finanzielles Geschäft bedeuten, Die übrigen 
Bestimmungen bergen aber die Gefahr in sich, daß die Preußag 
vollständig in die Gefolgschaft von Wintershall gerät. Daran 
ändert auch die an sich begrüßenswerte Möglichkeit des Rück- 
tritts von dem Vertrage vor seinem Ablauf nichts. Die Er- 
fahrung lehrt, daß die Lösung eines solchen Verhältnisses fast 
unmöglich ist, wenn sich der Apparat erst einmal eingespielt 
hat. Der Staatsbergbau hat noch andere Aufgaben als bloß 
die des Verdienens zu erfüllen. Wahrnehmung des Staatsin- 
teresses und der Interessen der Allgemeinheit gegenüber dem 
Machtstreben der Privatkonzerne. Dieser Gesichtspunkt war 
maßgebend, als der Preußische Fiskus vor knapp zwei Jahr- 
zehnten mit der Erwerbung und Errichtung von Kaliwerken 
begann. Bei der Ueberführung der fiskalischen Werke aus 
dem Staatshaushalt in die beweglichere Form der Aktiengesell- 
schaft (Preußag) war ein Abweichen von dieser Linie sicher- 
lich nicht beabsichtigt. Es hieße den ursprünglichen Zweck 
der fiskalischen Werksgründung in das Gegenteil umkehren, 
wenn die Preußag heute den stärksten Privatkonzern gewollt 
oder ungewollt unterstützen würde. 

Es besteht die große Gefahr, daß die von dem Wintershall- 
Konzern ersehnte freie Kaliwirtschaft sehr leicht zu 
einer Ausbeutungsfreiheit für diesen Konzern gegen- 
über den Verbrauchern führt. In einer solchen Situation ist 
es notwendig, daß der Staat freie Hand behält, um gegebenen- 
falls einen Riegel vorschieben zu können. Die dazu erforder- 


liche Entschließungsfreiheit besitzt er aber nicht mehr, went 
seine in der Preußag vereinigten Werke mit dem Wintershall- 
Konzern in enger Gemeinschaft stehen. Der finanzielle Vorteil, 


den der beabsichtigte Vertrag der Preußag gewährt, gibt zu 
allerhand Bedenken Anlaß. Man gewinnt den Eindruck, daß 
es dem Wintershall-Konzern gar nicht so sehr um die an sich 
geringfügige Beteiligungsziffer der Preußischen Werke zu fun 
ist. Mehr scheint ihm daran zu En die Preußag für seine 
Politik einzuspannen, um bei der Verwirklichung seiner Pläne 
auf Beseitigung des Kaliwirtschaftsgesetzes den Preußischen 
Staat nicht zum Widersacher zw haben. Wenn die gerissenen 
Wintershall-Leute der Preußag einen finanziellen Vorteil ge- 
währen, so tun sie das bestimmt nicht aus Liebe zum Fiskus. 
Wie schon oben gesagt, ist die Rationalisierung der Kali- 
industrie unbedingt Bere Zwecks Herabminderung der 
Gesamtselbstkosten ist die Stillegung noch weiterer Werke er- 
forderlich. Es wäre ein volkswirtschaftlicher Unsinn, auf die 
Dauer Werke durchzuschleppen, die sich bei freier Wirtschaft 
nicht behaupten könnten. Die Umstellung der Industrie auf 
den höchsten Leistungseffekt darf aber nicht im Schnellzugs- 
tempo erfolgen. Schwere soziale Schädigungen würden da- 
durch entstehen. Was eine jahrzehntelang betriebene falsche 
Wirtschaftsmethode angerichtet hat, läßt sich nicht in kurzer 
Frist und insbesondere nicht mit der Wintershall-Politik des 
Biegens oder Brechens gutmachen. Der Preußische Staat muß 
hier zusammen mit dem Reiche zugunsten einer sorgfältig er- 
wogenen Uebergangswirtschaft eingreifen. Um diese Aufgab& 
erfüllen zu können, darf er in keiner Weise gebunden sein. 
Die Entwicklung läßt sich nicht genau überblicken, soviel 
steht aber fest, daß die gegenwärtigen Verhältnisse in der 
Kaliindustrie auf eine baldige Entscheidung hindrängen. Der 
Staat als Vertreter der Allgemeinheit hat darüber zu wachen, 
daß keine Wege beschritten werden, die zur Schädigung der 
Verbraucherschaft und der beschäftigten Arbeitnehmer führen. 
Unter diesem Gesichtswinkel muß der Preußische Landtag 
sorgfältig nachprüfen, ob und inwieweit die Preußag in eine 
Gemeinschaftsarbeit mit dem Wintershall-Konzern eintreten kaun; 
gleichgültig, ob der Vorstand der Preußag dem Vertrage schon 
zugestimmt hat oder nicht. Otto Peters. 


Aus dem Reichsknappschaftsvorstand. Am 27. und 28. Ja- 
nuar d. J. tagte in Bochum der Vorstand des Reichsknapp- 
schaftsvereins sowie seine Ausschüsse. Aus den umfangreichen 
Verhandlungen sind foigende Punkte für die Angestellten von 
besonderem Interesse: 

Zum Vorsitzenden wurde wieder Geheimrat Dr. Weidtmann 
gewählt, nachdem die Arbeitnehmer eine Erklärung abgegeben 
hatten, daß sie grundsätzlich der Meinung seien, der ihnen 
durch die Verfassung gegebene Einfluß berechtige sie, den 
Posten des Vorsitzenden für sich zu beanspruchen. 





Bei den Wahlen zu den Ausschüssen wurde von den Arbeit- 


nehmern verlangt, zur Unterstützung der Verwaltung einen Ge- 


schäftsausschuß einzusetzen, der in allen den Fällen, in denen 


die Verwaltung eine Entscheidung zu treffen hat, die sie durch 
den Vorstand gedeckt sehen möchte, angerufen werden kann. 
Zur Weiterverfolgung der in der Hauptversammlung dem Vor- 
stande erteilten Berechtigung, die Renten nicht mehr von dem 


einzelnen Bezirksknappschaftsvereinen für sich tragen zu lassen, 


sondern sie auf die Gesamtheit umzulegen, ist ein aus drei 
Arbeitgebern und drei Arbeitnehmern bestehender Ausschuß 
eingesetzt worden. Er soll die Dinge in Verbindung mit den 
Verwaltungen möglichst schnell klären. Der von dem G.d.A.- 
Vertreter Schöneseiffen in Aachen erhobene Einspruch gegen 
die Verteilung der Vorstandssitze in der Hauptversammlung 
wurde als erledigt angesehen, da der Reichsarbeitsminister die 
Verteilung der Sitze in der Hauptversammmlung als korrekt an- 
sieht. Von Gedag und G.d.A. lag ein Antrag vor, die nach 
Artikel 25 des Reichsknappschaftsgesetzes von der Kranken- 
versicherung befreiten Angesteilten, d. h. diejenigen, die Mit- 
glieder einer Ersatzkasse sind, von der Versicherungspflicht 
in der Pensionskasse zu befreien. Ueber den Antrag wurde als 
gegen den Sinn des Gesetzes verstoßend zur Tagesordnung 
übergegangen. Die Auslegung des Artikels 29 Abs. 3 des Ge- 
setzes, der von dem Wiederaufleben verlorengegangener An- 
sprüche spricht, ist verschieden. Es soll von dem Kollegen 
Viktor ein Vorschlag ausgearbeitet und dem Vorstand unter- 
breitet werden, in welcher Weise die Auslegung einheitlich zu 
eriolgen habe. 

/’egen der Wahl der Bezirksvorstände in Halle und 
Mansfeld, über die eine Verständigung zwischen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern bisher nicht erfolgen konnte, ist von dem 
G.d.A. und dem R.d.B. eine Beschwerde beim Reichsarbeits- 
minister eingereicht worden. Er soll entscheiden, was rechtens 
ist. Der Reichsarbeitsminister hatte bereits früher entschieden, 
daß Arbeiter und Angestellte gemeinsam zu wählen seien. Jetzt 
hat er den entgegengesetzten Standpunkt vertreten. Der Knapp- 
Ehe fterolsEige ist der Meinung, daß der erste Standpunkt, der 
sich mit dem seinigen deckt, der richtige ist, Von einzelney 
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‘Arbeitgebern wurde hierbei wiederum die Erklärung abgegeben, 
daß sie das Zusammengehen von Arbeitern und Angestellten 
- nicht für richtig halten und die Trennung wünschen. Im thü- 
- ringischen Knappschaftsverein ist gegen die rechnerische Sitz- 
- verteilung Einspruch erhoben worden. Der Protest wurde als 
- berechtigt anerkannt. Es muß daher nach den überall gültigen 
Grundsätzen die Verteilung nochmals berechnet werden. Von 
_ einigen dem G.d. A. angehörigen Aeltesten des oberschlesischen 
 Knappschaftsvereins war gegen die Wahl des Kollegen Ulbrich 
als Vorstandsmitglied Einspruch erhoben worden. Der Protest 
wurde als unbegründet abgewiesen, da laut Auskunft des ober- 
schlesischen Knappschaftsvereins die Wahl ordnungsgemäß vor» 
genommen worden ist, 

Der für die Angestellten wichtigste Beschluß ist der über 
die Neuberechnung der Renten. Er ist in dem in der vorigen 

- Nummer dieser Zeitung behandelten Sinne gefaßt worden. Um 
die neue Festsetzung sämtlicher Renten bis zum 1. März d. ]J. 

' einheitlich in die Wege zu leiten, ist von unserem Kollegen 
Werner dem Knappschaftsvorstand die Bitte unterbreitet wor- 

. den, Vertreter der Bezirksknappschaftsvereine an den vom 
AfA-Bund in die Wege geleiteten Beratungen über die Neu- 
berechnung in Görlitz, Halle und Bochum am 10, 12, und 
14. Februar teilnehmen zu lassen. 

Der Brandenburger Aerztevertrag wurde genehmigt. Bei 
der Abstimmung haben die Vertreter der christlichen Richtung 
dagegen gestimmt. Es war das erstemal, daß eine Differenz 
unter den Arbeitnehmern im Vorstand nicht beigelegt werden 

konnte. Der Hallesche Aerztevertrag wurde zurückgestellt. 
Vom Reichsverband der Knappschaftsärzte lag ferner ein Antrag 
vor, mit ihnen in Verhandlungen darüber einzutreten, welche 
ı Richtlinien den Verhandlungen in den Bezirken zugrunde zu 
legen seien. Die Herren Wiskott und Viktor sind beauftragt 
worden, gemeinsam mit der Verwaltung alle Vorfragen zu 
| klären. ’ 

Im Personalausschuß hat man beschlossen, jetzt die Ver- 

- handlungen zur Durchführung des Tarifvertrages der knapp- 
schaftlichen Angestellten in die Wege zu leiten. Es handelt sich 
um die Schaffung einer Dienstordnung, Einsetzung von Schieds- 

| en, Richtlinien für die Prüfungsordnung usw. Die frühere 
ommission, bestehend aus den Herren Wiskott und Bunzel von 

. seiten der Arbeitgeber und Werner und Wegener von seiten der 

| Arbeitnehmer, wird die Verhandlungen führen. 
Weiter beschäftigte sich der Vorstand mit der Frage, ob 

. gegen den Redakteur der „Kohlenwacht‘‘ wegen seiner beleidi- 
genden Angriffe auf den Vorstand des R.K.V. und seinen Vor- 

‚sitzenden zu klagen sei. Die „Kohlenwacht‘‘ bezeichnet das 

Verhalten des’ Vorstandes in der Hauptversammlung als eine 
„schufterei‘“ und spricht gegenüber dem Vorsitzenden als von 

einer gemeinen und niederträchtigen Handlungsweise. Weiter 
hat der Redakteur der „Kohlenwacht‘ in einer Versammlung 

"in Wanne den Vorsitzenden als einen Halunken bezeichnet. Vor- 
stand sowohl wie Dr. Weidtmann lehnen eine Klage ab, da sie 

| es für unter ihrer Würde halten, auf solche Schmutzereien über- 
haupt einzugehen. : 

 Vorstehendes sind nur Einzelheiten aus der etwa 40 Punkte 

| umfassenden Tagesordnung der Vorstandssitzung. Den Knapp- 

 schaftsfunktionären wird ein ausführlicher Bericht über die 

| Sitzung in den „AfA-Bergbau-Mitteilungen‘“ Nr. 4 erstattet. 











Ps Das sozialpolitische Glaubensbekenntnis der Bergbauunter- 
"mehmer für 1925. Die „Deutsche Bergwerks-Zei- 
tung‘, das Sprachorgan der Zechenbesitzer, bringt in ihrer 
| Nr. 1, Jahrgang 1925, einen Artikel „Sozialpolitischer Rück- 
| und Ausblick“, der deutlich erkennen läßt, welchen Kurs die 


| Berufsfragen der Behördentechniker 
i Personalabbau R.V.V. — Abfindungssummen. Wiederholte 
JJ Anfragen aus Mitgliederkreisen unserer Fachgruppe R.V.V. ver- 
anlassen uns, darauf hinzuweisen, daß für die Auszahlung der 
| Abfindungssummen im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
I die besetzten Gebiete nachfolgende Richtlinien festgelegt sind. 
I Die Auszahlung der Abfindungssummen ist von den je- 
I weiligen Kündigungsfristen unabhängig. Sie wird in allen Ent- 
’ assungsfällen, soweit diese während der Geltungsdauer der 
I P.A.V. erfolgen, gezahlt, es sei denn, daß ein frei- 
4 williges Ausscheiden des Angestellten vorliegt 
Hoderdie Kündigung aus einem Grunde erfolgt, der 
1 zur fristlosen Entlassung berechtigt. 
17 Für die Angestellten regelt sich die Höhe der Abfindungs- 
I summen wie folgt: 
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deutschen Bergwerksbesitzer in der Sozialpolitik im Jahre 
1925 einzuschlagen gedenken. Im großen und ganzen wieder- 
holt der Artikel die bereits im Laufe des Jahres 1924 vor- 
gebrachten Klagen der Unternehmer über die angeblich za 
hohen Soziallasten und verlangt, daß eine Herabminde- 
rung derLeistungen der sozialen Einrichtungen erfolgt. 
Vor allem wird auf die Leistungen aus dem Reichsknapp- 
schaftsgesetz hingewiesen. Eine verarmte Wirtschaft 
wie die deutsche könne sich derartig hohe soziale Zuwendun- 
gen nicht leisten. 

Den gleichen Gedanken findet man in einem anderen Ar- 
tikel derselben Nummer dieser Zeitung, „Die Aussichten des 
mitteldeutschen Braunkohlenbergbaues“, ausgesprochen. Die 
Auffassung der Bergbauunternehmer in dieser Frage ist also 
einheitlich, 

Die Behauptung über die Armut der industriellen Betriebe 
wird Lügen gestraft durch die in den letzten Monaten veröffent- 
lichten Goldbilanzen. Aus ihnen geht hervor, daß die 
industriellen Betriebe und ganz besonders die Bergwerks- 
gesellschaften mit wenigen Ausnahmen während der Inflation 
ihre Substanz nicht nur erhalten, sondern sogar erheblich ver- 
mehrt haben. Die Inflation war für die Industrie ein riesiges, 
Ba ngenies Geschäft, für die Arbeitnehmer dagegen der 

uin. Die Goldbilanz der Angestellten sieht verteufelt schlecht 
aus. Auf der Aktivseite erscheinen nur Minuszeichen. 

Natürlich wird nicht nur eine Einschränkung der Knapp- 
schaftsleistungen, sondern darüber hinaus ein Abbau der sozial- 
politischen Einrichtungen überhaupt verlangt. Keine Tarif- 
regelung, sondern unbedingte Vertragsfreiheit fordert der Ar- 
tikelschreiber. Der Schluß klingt in den programmati- 
schen Satz aus: „Wie es denn auf sozialpolitischem Gebiete 
für uns eine Hauptaufgabe sein muß, stärkste Zurück- 
haltung zu üben gegenüber allen sozialen Leistungen.‘‘“ Mit 
diesem sozialpolitischen Glaubensbekenntnis der deutschen 
Bergbauunternehmer leitet die „Dtsch. B.-Ztg.‘“ das Jahr 1925 
ein. In der Sprache der Unternehmer heißt Zurückhaltung 
nicht etwa nur Ablehnung eines weiteren Ausbaues der sozial- 
politischen Einrichtungen, sondern stärkste Einschränkung und 
wenn möglich Beseitigung auf verschiedenen Gebieten. 

Wir sind nicht naiv genug zu glauben, daß eine finanzielle 
Notlage der Unternehmungen zu einer solchen Einstellung 
zwingt; denn die deutschen Unternehmer haben auch in Zeiten 
höchster Wirtschaftsblüte einen scharfen Kampf gegen eine 
vernünftige Sozialpolitik geführt. In zäher Arbeit mußten ihnen 
die Gewerkschaften schon in der Vorkriegszeit Stück für Stück 
abringen. Also die angebliche Verarmung der Unternehmun- 
gen ist nicht die Ursache zur Forderung auf Beseitigung 
der Tarifverträge, Arbeitsgerichtsbarkeit, Betriebsrätegesetz 
usw.. Die Gründe liegen tiefer. Die Arbeitgeber halten den 
Zeitpunkt für gekommen, ihr altes Herrschaftsprinzip innerhalb 
des Betriebes wieder aufzurichten. Sie wollen wieder Herr im 
Hause sein und sich nicht mehr der Kontrolle durch die Ge- 
werkschaften und die Betriebsräte aussetzen. Deshalb weg 
mitden lästigen Gesetzen und Bestimmungen, 
die eine solche Kontrolle der Arbeitnehmer 
ermöglichen! 

Wir zweifeln nicht daran, daß die Bergbauunternehmer, die 
ja bereits im Jalıre 1924 eine beachtenswerte Probe reaktio- 
närer Einstellung abgelegt haben, versuchen werden, im Jahre 
1925 ihr Endziel zu erreichen. Sie werden und können ihre 
Forderungen nicht verwirklichen, wenn die Bergbauangestell- 
ten die Gefahr erkennen und den Unternehmern die gewerk- 
schaftliche Einheit und den Gedanken der Solidarität ent- 
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das 4fache des letzten Monatseinkommens unter 

Zugrundelegung der am letzten Tage des Dienstes ihm zu- 
stehenden Bezüge. 

Da infolge der Geltungsdauer der P.A.V. nach den bekann- 
ten Entscheidungen des Reichsgerichts die Anrufung des Ar- 
beitsgerichtes entsprechend dem B.R.G. (8 84ff.) nicht in 
Frage kommt, ist durch die obigen Richtlinien eine Milderung 
geschaffen. Es ist deshalb, wie oben bereits gesagt, ganz 
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leichgültig, ob die Kündigung nach dem R.A.T. oder nach der 
.A.V. eriolgt ist. In allen Fällen wird die Abfindungssumme 
ezahlt. Sollten in Einzelfällen Schwierigkeiten eintreten, sO 
itten wir um Benachrichtigung. 


Diplomingenieure bei der Reichsbahn im Arbeiterverhältnis. 
Eigenartige Praktiken scheinen bei der Reichsbahngesellschaft 
seit ihrer Umstellung in Anwendung zu kommen. Wir haben 
schon des öfteren Gelegenheit gehabt, an verschiedenen Maß- 
nahmen der neuen Reichsbahngesellschaft Kritik zu üben. Nun- 
mehr erhalten wir Kenntnis von Vorgängen, die geradezu blitz- 
artig die ganze Personalpolitik der Reichsbahngesellschaft be- 
leuchten. Als ein spezifisch technisches Unternehmen ist die 
Reichsbahn von der Entwicklung der Technik im besonders 
starken Maße abhängig, so daß sie aus dieser Tatsache allein 
— so sollte man meinen — insbesondere dem technischen Per- 
sonal und seiner Bewertung ein größeres Maß von Verständnis 
entgegenbringen müßte, als dies normalerweise in den anderen, 
mehr mit Verwaltungspersonal durchsetzten Ressorts der Fall 
ist. Der vorliegende Fall zeigt aber, daß man auch bei der 
Reichsbahn den Bock zum Gärtner gemacht hat. Anders ist die 
fast unglaubliche Mißachtung technischer Arbeit, wie sie durch 
den folgenden Vorgang charakterisiert wird, nicht zu erklären, 

Infolge des Personalabbaues sind bewährte und auf Privat- 
dienstvertrag beschäftigte Kräfte, namentlich Ingenieure und 
Architekten, fast restlos zum Abbau gekommen. Nunmehr 
geht die Verwaltung notwendigerweise dazu über, für die er- 
forderlichen Arbeiten neues Personal einzustellen. U. a. sind 
auch bei der zur Reichsbahn gehörigen Telegraphen- 
inspektion Cannstatt Diplomingenieure und Ingenieure 
neu eingestellt worden. Entsprechend dem Grundsatz der Besol- 
dungsordnung, wonach die Gruppe X als Eingangsgruppe für 
Akademiker festgesetzt ist, müßte man annehmen, daß die neu- 
eingestellten Diplomingenieure nach der Gruppe X besoldet 
werden. Aber weit gefehlt! Im Bereiche des Herrn Oeser 
erfreut sich die Technik eines besonderen Rufes. Die hohe 
Bürokratie hielt es deshalb entsprechend diesem Rufe für an- 
gebracht, die Diplomingenieure und Ingenieure 
nach dem Arbeiter-Reichslohntarif — Lohn- 
gruppe Ill — zubesolden. Mit 49 Pf. Stundenlohn soll 
also die technische Arbeit der bei der Reichsbahn beschäftigten 
Ingenieure genügend bewertet sein. Reinemachefrauen zahlt 
man, zwar nicht bei der Reichsbahn, aber an anderen Stellen, 
55 bis 60 Pf. pro Stunde. 

Merkwürdige Perspektiven eröffnen sich da für die In- 
genieure der Reichsbahn. Nachdem man durch einen Feder- 
strich ihre bisherige Amtsbezeichnung „Ingenieur“ und „Ober- 
ingenieur‘ beseitigt hat, geht man nun dazu über, sie materiell 
entsprechend zu bewerten. Nach Meinung dieser Verwaltungs- 
bürokratie ist es auch durchaus in der Ordnung, wenn die 
geistigen Vertreter der technischen Arbeit neben der Reine- 
macheirau figurieren. 

In aller Form müssen wir gegen dieses Verfahren Einspruch 
erheben. Dieser Vorgang zeigt aber auch ganz deutlich, daß der 
überaus brutale Personalabbau nur zu dem Zweck durchgeführt 
wurde, um Ersparnisse auf Kosten der Einkommensbezüge zu 
erzielen. Wir können nur wünschen, daß dieser Vorgang dazu 
beitragen wird, daß auch die Diplomingenieure 
sich endlich auf, die Notwendigkeit gewerk- 
schaftlicher Arbeit besinnen. Erst wenn der Ge- 
werkschaitsgedanke sich auch in diesen Reihen durchgesetzt 
hat, werden Vorkommnisse dieser Art unterbleiben. Unser Bund 
hat dennoch Veranlassung genommen, beim Generaldirektor der 
Deutschen Reichsbahngesellschaft, Reichsminister a. D. Oeser, 
Einspruch gegen diese herausfordernde Maßnahme zu erheben 
in der Erwartung, daß Herr Oeser seinen anläßlich der Jahr- 
hundertfeier des Berliner Architektenvereins gesungenen Lob- 






Denkt an die 


Kollegen! stellenlosen Mitglieder 


und meldet jede offene Stelle sofort dem 


Sielen-Nachweis 


der Hauptverwaltung. 


Die beste Unterstützung 


für unsere stellenlosen Kollegen 


ist der Nachweis einer Stelle! 


Darum tue jeder seine Pflicht! 
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liederu auf die Technik nunmehr die Taten folgen läßt. Oder 
sollen dies schon die Taten sein? Es wird endlich an der Zeit, 
daß die Personalverhältnisse der Ingenieure und Techniker bei 
der Reichsbahn nicht den Verwaltungsbürokraten zur Bearbei- 
tung überlassen, sondern in die Hand der engeren Berufs- 
genossen gelegt werden. Das Wort hat nunmehr der Herr 
Generaldirektor Oeser. 


Beamtenrecht 


Einreihung von Stadtbaumeistern. Auf S. 31 des Buches 
Aßmann: „Wohlerworbene Beamtenrechte und das 
Besoldungsrecht der Preußischen Kommunalbe- 
amten‘ ist zum Ausdruck gebracht, daß, wenn eine B.O. 
endgültig genehmigt war, sie einen konstitutiven Rechtsakt 
darstelle, und nicht durch die später erlassenen „Richtlinien 
des Oberpräsidenten‘‘ wieder rückgängig gemacht werden 
könne. Ein Beamter habe daher ein wohlerworbenes Recht 
auf den Bezug des höheren Diensteinkommens der genehmigten 
B.O. auch dann, wenn die spätere Aenderung der B.O. für 
ihn eine niedrigere Gruppierung vorsehe. Dieser Standpunkt 
wird nun durch eine Entscheidung des Bezirksaus- 
schusses Wiesbaden bestätigt. Diese führt aus: 

„Das R.-Spr.-G. seibst und die „Richtlinien des Preuß. Min.“ vom 
1. März 1922 enthalten keine Vorschriften, die die Beschäftigung eines 
Stadtbaumeisters mit nicht voll akademischer Aus- 
bildung in einer nach Gruppe X dotierten Stelle ausschkeßen. Nur 
die „ergänzenden Richtlinien des Oberpräsidenten“ enthalten die Be- 
stimmung, daß Stadtbaumeister in Stellen, für die abgeschlossene Hoch- 
schulbildung Voraussetzung ist, nicht unter Gruppe X, in, sonstigen Stellen 
nach Gruppe VIII und ix zu besolden seien. Einstufungen, die, ent» 
gegen diesem Erlaß, der ausgesprochenermaßen nur Richtinien enthält, 
ordnungsgemäß erfolgt sind, können daher nicht als rechtsunwirksam 
behandelt werden und schließen die Entstehung wohlerworbener Rechte 
nicht aus. Wenn nun die Anstellungsbehörde insbesondere noch in der 
Anstellungsurkunde einwandfrei zum Ausdruck bringt, daß sie die Au- 
stellung eines. nicht akademisch gebildeten Stadtbaumeisters nach 
Gruppe X bedingungslos zugestanden hat, dann werden die wohler- 
worbenen Rechte des betreffenden Beamten endgültig festgelegt (Entsch. 
Bez.-Aussch. Wiesbaden vom 29. Oktober 1924, B.A. 739/24).* 


Behördentariffragen 


Kein Tarifvertrag in Bayern. Die bayerische Staatsregie- 
rung hatte, dem Vorgehen der Reichsregierung folgend, den für 
die bayerischen Staatsangestellten am 11. Januar 1921 ap- 
geschlossenen Tarifvertrag zum 30. September 1922 gekündigt 
und auf Grund einer Vereinbarung mit den Organisationen je- 
weils um ein Vierteljahr, letztmals zum 30. September 1923 
verlängert. Der Abschluß eines neuen Tarifvertrages erfolgte 
nicht. Die durch die Stabilisierung der Währung und durch 
den Personalabbau eingetretene Veränderung der Rechtsverhäft- 
nisse der Angestellten wurde durch eine einseitige Ver- 
waltungsanordnung vom 1. April 1924 neu geregelt. 
Die Weiterverwendung und Neuaufnahme bemißt sich hiernach 
nicht mehr nach tarifvertraglichen Bestimmun- 
gen, sondern nach Einzeldienstverträgen, deren 
wesentlicher Inhalt im Regelfall die in der Anordnung vom 
1. April 1924 enthaltenen Bestimmungen bilden sollen. 

er Abschluß eines neuen Taritvertrages wird abgelehnt 
mit der Begründung, daß die mit der Bekanntmachung vom 
1. April 1924 eingeführte Regelung des Dienstverhältnisses der 
Angestellten sich durchaus bewährt habe, und daß kein Anlaß 
zum Abschluß eines Tarifvertrages bestehe, der seiner Natur 
nach und namentlich in der Zeit des Abbaues 
der Angestelltenschaft weder den besonderen 
Verhältnissen der Staatsverwaltung noch dem 
Wesen des Dienstverhältnisses der Staats- 
angestellten gerecht werden könne, 

Diese Aeußerungen sind völlig abwegig und sollen nur die 
grundsätzliche Gegnerschaft gegen einen Tarifvertrag ummän- 
teln. Die Verhältnisse in anderen Ländern und in der Reichs- 
verwaltung sind völlig gleichartig, und es kann festgestellt 
werden, daß die bestehenden Verträge sich gut bewähren, auch 
vom Standpunkt der Verwaltung aus gesehen. Der bayerischen 
Staatsregierung scheint es aber, wie wir aus einem Einzelfall 
(„D.T.Z.“ Nr. 4, S. 48) bei der Regierungsforstkammer in 
Speyer entnehmen, in erster Linie darauf anzukommen, selbst- 
herrlich Arbeits- und Entlohnungsbedingungen in einer gerade- 
zu skandalösen Weise festzusetzen. In diesem Falle wird einem 
gewandten, technisch durchgebildeten Zeich- 
nereine Entschädigung von 410 M. geboten. Auf 
eine Beschwerde des Bundes äußert sich das Präsidium der Re- 
gierung der Pfalz hierzu wie folgt: 

„410 M. ist nach Bek. des Staatsministeriums der Finan- 
zen vom 2. Dezember 1924 Nr. 54555 (Staatsanzeiger Nr. 281/ 
24) der Tagegeldhöchstsatz für staatliches Aushilfs- 
personal in Ortsklasse B, Wir waren daher nicht in der 
Lage, eine höhere Vergütung in Aussicht zu stellen. Der 
Tagegeldsatz wurde übrigens absichtlich in 
das Ausschreiben mit aufgenommen, damit 
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F. Nr. 6: 


jedermann wußte, wieerdaran war, und damit 
Se: mit besonderer Vor- und Ausbil- 
dung sich gar nicht erst meldeten. Trotzdem 
sind über 20 Bewerbungen eingelaufen, darunter viele Absol- 
venten einer Ingenieurschule.‘ 


Aus diesem Schreiben der Behörde muß sich für die Kol- 
legenschaft zweierlei ergeben, nämlich erstens den Bund in dem 
vor dem Landesschlichter in München angestrengten Streit- 
verfahren über den Abschluß’ eines Tarifvertrages, der- solche 
Mißstände ausschließt, zu unterstützen und zweitens bei Stellen- 
bewerbungen mehr Wert auf die Wahrung der Technikerwürde 


“und Bezahlung technischer Arbeit zu legen. 
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mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung wird zum als= 
baldigen Antritt gesucht. 
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Vergütung für außerhalb des Dienstortes verwendete An- 


gestellte bei Urlaub. Der Reichsfinanzminister hat in einem 
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rlaß vom 21. Januar‘ 1925 — 1B97 — in Neufassung der 
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Anordnung vom 25. Janttar 1924, R.B.B. S. 14 Nr. 779 folgende 
Anordnung getroffen: 


„Nach 88 31 und 37, Abs. 1 des Reichsangestelltentarifvertrages er- 
halten Angestellte bei vorübergehender Beschäftigung außerhalb _des 
dienstlichen Wohnsitzes oder bei dauernder Ueberweisung an einen 
anderen Dienstort Tagegelder und Vergütungen nach den für die ent- 
sprechenden Beamten geltenden Bestimmungen. Es bestehen keine Be- 
denken, daß verheiratete Angestellte in solchen Fälten bei Urlaub eben- 
falls nach den für die entsprechenden Beamten erlassenen Richtlinien, 
(Nr. 64 der Ausf.-Best. zur R.V. und Nr. 15 der Ausf.-Best. zum Gesetz 
vom 21. Mai 1920 — R.B.B. 1924 S. 278 Nr. 993 —) abgeiunden wer+ 
den, Sind demnach solchen Angestellten Entschädigungen für getrennte 
Haushaltsführung usw. bewilligt worden, so werden sie für die ersten 
drei Tage des Urlaubs fortgewährt; für den Rest des Urlaubs werden 
nur die Auslagen für die Beibehaltung der Wohnung am neuen Dienst- 
oder Beschäftigungsort in Grenzen der gewährten Entschädigungsbeträge 
erstattet. Auch die übrigen Bestimmungen der Nr. 64 und 15 der er- 
wähnten Ausführungsvorschriften gelten sinngemäß. 
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Ionen si Tochnike 


_ erfahrener Spezialist für Gewächshausbau und Heizungs- 


1 Gehaltsansprüchen und Zeugnisabschriften unter D. T. 67 
“ an R. Merkel, Aun.-Exped., Berlin W 35, Potsdamer Str. 111, 
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5 Halberstadt, den 24. Januar 1925. 





Vorstandsbekanntmachungen 


Ehrung unserer Jubilare. Unter den Mitgliedern des Bundes be- 
finden sich zur Zeit noch 36 Kollegen, die vor 40 Jahren den Deutschen 
Technikerverband mitgegründet haben, der sich bekanntlich vor fünf 
ern mit dem Bund der technisch-industrielien Beamten zu unserem 
eutigen Bunde zusammengeschlossen hat: 


Bochert, Charlottenburg, 
220 Rechnungsrat C. Drawiel, Stralsund, 
Robert Eckhardt, Charlottenburg, 
Rudolf Faillard, Wiesbaden, 

Heinrich Fricke, Halle, 

Oswald Friedrich, Leipzig, 

Heinrich Fuhrmann, Duisburg, 

Curt Graichen, Johannisburg, 

Otto Haase, Berlin, 

Hans Haßier, Tempelhof, 

Carl Heubiein, Eisenach, 

“Paul Hoffmann, Sigmaringen, 

Richard Karl, Spandau, 

E. Kirmse, Braunschweig, 

Robert Klug, Halle, 

Hermann  Knütter, Berlin, 

Wilhelm Kraus, Crimmitschatt, 

R. Krey, Stettin, 

Ottomar Kunz, Halle, 

Carl Leopold, Leipzig, 

- Hugo Menzel, Neubarnim bei Wriezen, 
Robert Möller, Leipzig, 

G. F. R. Müller, Wilhelmshaven, 
Hermann Müller, Dortmund, 
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Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 








Hochbau- 
techniker 


per sofort gesucht. 

Bewerbungen mit Lebens- 
lauf, Zeugnisabschriften, 
selbstgefertigten Zeichnungen 
in Briefform und Gehaltsan- 
eprüchen bis zum 15. Februar 
1925 erbeten. 


Bad Kreuznach, d. 28.1.25, 


Kreisbauamt Ant. Hochbau u. 
Baupalizei. 


Suche von sofort für mein 
Baugeschäft verbunden mit 
Dampfsägewerk (Büre und 
Bauleitung), besonders für 
landwirtschaftl. Bauten einen 
selbständig arbeitenden ledig. 


1. Horhhaufechniker 


(M.) Radfahrer. 

Angebote mit Gehaltsan- 
sprüchen, Lebenslauf und 
Zeugnisabschrif'en erbeten an 

E. Dümler, 
Maurer- und Zimiermeister, 
Garnsee/Westpr. 


kaiserliche Eingriffe 


von R. Wagner. 
den Frontkämpfer. 


Junger 


Ingenieur oder. Techniker 


im Gewächshausbau erfahren, zum als- 
baldigen Eintritt gesucht. Angebote mit Angaben 
seitheriger "Tätigkeit und Gchaltsansprücken an 


Jacob Christ G.m.b.H., Mainz. 








Tüchtiger i 


anisgen mit ausführlicher Angabe des Werdeganges, 


erbeten. 





Ein in Statik erfahrener 


Nochhautechniker 


Bewerbungen mit szeibsige- 
schriebenem Lebenslauf und Zeugnisabschriften sind um- 
gehend an das hiesige Stadibauumt einzureichen, 


Der Magistrat. 


E+ 







Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


1 Weltkriegsführung 


Das Kriegsbuch für 


von M. 5,25 zu beziehen durch 


H.Karich Vest [ofpzig| 


162 Gustav Rönick, Dresden, 
37 Ernst Schulze, Bonn, 

31 Emil‘ Sell, Berlin, 
174 Albert Sommerfeld, Leipzig, 
109 Cari Taube, Halle, 

1 Erich Tiedt, Berlin, 
106 Gustav Villaret, Halle, 
105 Georg Weber, Halle, 
130 E. Weißenborn, Kronach, 
276 Fritz Wiedenield, Dresden, 
196 M. Wilde, Leipzig, 

24 R. Zimmermann, Berlin. 

Diese Kollegen haben allen Bundesmitgliedern ein leuchtendes Beispiel 
von Treue zur Organisation gegeben. Der Bundesvorstand hat den 
Jubilaren in Anerkennung ihrer treuen Bundeskameradschaft ein zu 
diesem Zwecke angefertigtes Gedenkblatt durch die Ortsverwaltungen 
überreichen lassen. Wir möchten nicht unterlassen, auch an dieser Stelle 
der Jubilare zu gedenken und ihnen für ihre vierzigjährige Bundestreue 
im Namen der gesamten Bundesmitgliedschaft unseren Dank auszu- 
sprechen. 

Wir wünschen den: Kollegen heute, daß es ihnen vergönnt ist, in 
guter Gesundheit und geistiger Frische nach weiteren zehn Jahren auch 
noch ihr 50jähriges Jubiläum zu feiern. Wir Jüngeren aber wolien dessen 
eingedenk sein, daß unsere alten Mitkämpfer auf das Werden des 
Bundes von seinen kleinsten Anfängen bis zu seiner heutigen Größe 
zurückblicken. Mancher Sturm, den der Bund auf seinem 40jährigen Wege 
erlebt hat, ist in ihrem Gedächtnis eingeschrieben, aber keiner hat 
unseren Bund in seiner Entwicklung und die Kollegen im Glauben an 
ihren Bund erschüttern können. Auch dieses möge uns den Ansporn 
geben, für unseren Bund unbeirrt durch vorübergehende Ungunst der, 
en in aller Zukunft weiterzukämpfen, bis wir unser Ziel erreicht 
aben: 

Die Zusammenfassungaller deutschen Techniker 
im Bundealsihrer alleinigen Interessenvertretung. 


Der Vorstand. 
gez. Waschow gez. Pfirrmann. 


4494944944999 






Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin. 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 


Techniker 


für Straßen- und Wasserlei- 
tungsbau für sofort gesucht. 


Bewerbungen mit Lebens- 
lauf, Zeugnisabschriften und 
Gehaltsansprüchen bis zum 
15. Februar 1925 erbeten. 


Bad Kreuznach, d. 27.1.25, 


Kreisbauamt. 
Abt. Tiefbau. 


Offeriere jedes Quantum gut- 
gepflegter 


t. Mosol- 
WEINE 


in Flaschen zu mäßigen 
Preisen. Anfragen an Fırma 


Josef Schanz, 
Enkirch (Mosel), 
Weinbau und Weinhandel, 


Rlikan 
SPECIAL 
RADIERT BLEI ALLER HARTEGRADE 
GUNTHER WAGNER HANNOVER U.WIEN 


Gegen Einsendung 
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| Ziehung 12. Februar 


f.Reise, Pension, Führung ® 
are || DOIN-Loferip 


für das 
bis Se ‚Neapel, Auslands-Deutschtum 
ızılıen. 
15 Tage Norwegen 5633 Gewinne 
k. 190 u. 350. bar ohne Abzug = Mark 


Loierhans Boner LK | I 5Q OOO 
Kantstraße 86. 5 0) o 0) o 





EERETETSCHLEERERTEN -20000| 
Rheinwein | 2 10000; 


Billiger, vorzügl. Tischwein | 
Dienheimer Weißwein Bose ADD, 
M. 0.75 Porto und Liste 58 Pfg. extra 


Ungsteiner Rotwein vers. auch unter Nachnahme | f 
M. 0.75 


: r Bank- |B 
- 0. = Emil Stiller, haus x 
pr. Liter zuzügl. 20% Wein- 
steuer — 15 Pig, zus. M. 0.90, | Hamburg, Holzdamm 39 | E 
ab Nierstein, Nachn., Leih- 1di i en 
Fässer v. ca. 30-50-100 Litern, > a BeRENE ZERER 
Freibl. Station angeben, ee" EA Fr 
Weingut Heinrich Strub I 
Nierstein a. Rhein 29. 
Großer Weinbergbesitz 
Gegr. 1864. 
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iPianos! 
& Flügel - Harmonien R 


M neue und gebrauchte, ® 
2 mässigePreise. Zahlungs- ® 
E erleichterung. 


Franz Ferd.Seydel 
4 Berlin C119,SpandauerStr.18 
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spez 
f Harmonikas.Lauten, 
Cuitarren,Mandolinen. 
Sprechapparate etc 4 
Versand ab Fabrik 


direkt anPrivate 
ee gretis. M000 Dankschreiben 


MEINEL&HERDLD ı 


Einer Harmöntkafabri'- 


KLINSENTHAL/A N? 458. 
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Dandwurm E 


Spul- u. Madenwürmer entzieh. B% 

„Körper d. besten Säfte, & 
der Mensch wird blutarm, 
nervös, elend u. schlapp. ® 
Bleichsüchtige und blut- 
arıne Frauen und Mäd- 9 
chen, Magen- und Weiss- $% 
flussieidende sowie ner- & 
vöse Personen usw.leiden ®& 
in den meisten Fällen an ® 
Eingeweidewürmern, er- & 
kennen aber ihre Krank- 2 
heit nicht. Heute bedarf ®& 
jederd.soteuren Lebens- B 
mittel für sich und dürfen 
diese nichtv.d. Würmern ® 
geraubt werden. Aus- 8 
kunft kostenlos (Rücporto). 8% 

Keine Hungerkur. © 
Wurm-Rose,& 
Hamburg 11a 264. & 
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M ran nufbahnen 


von A. GREGOR 


Eisenhochbau 
2. Band 
Gebunden Z0 Mark 
Auch gegen Monats- 
rate von 4 Mark zu 
beziehen 


H. Meusser 
u Buchhandlung 
Berlin W 57/4, Potsdamer StraßeT5. 
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Kollegen! Bestellt das 


Torhniker- Taschenbuch 1923 


ehe die Auflage vergriffen ist. 
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Maschinenbau durch 
Selbstunterricht 


bietet der II. Fachband unseres ‚Technischen 
Selbstunterrichts“. Die Methode ist äußerst 
leicht faßlich, der Preis billig. Das Werk kann 
gebunden und in Einzelheften (je M. 1.—) 
bezogen werden. Das Gesamtwerk erweitert 
und ‘vertieft die technische . Fachbildung. 
DerBezug einzelner Bände oder Hefte verpflichtet 
nicht zur Abnahme des ganzen Werkes. Ver- 
langen Sie Prospekt vom Verlag 


R. Oldenbourg, München, Glückstr. 8. 
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olngshe 


des B utab 
Sondershausen 


bietet angenehmen Aufenthalt 
und beste Verpflegung. 











Anmeldungen an die Verwaltung des # 
Erholungsheims 


| Berlin NW 40, Werftstr. 7. 





1. Scmmersprossen ll 2. Pickel, Mitesser| 


Ein einfaches, wunderbares Mittel jür jeden der obigen 
| Hautfehler teile gern kostenlos mit. 
ai Frau M. Polonl, Hannover A. 45, Edenstr. 30a. 





Ein Wort andie 
Frauenweltl 
Fort mit allen wertlosen Ange- 
boten auf hygienischem Gebiete. 


Lassen Sie sich nicht irreführen 
durch vielversprechende hoch- 









Meine Berußsstörung! 
i Volikommen unschädlich! 


Viele Dankschreiben. 
Diskreter Versand durch 
Frau H. Fischer 


frühere Bezirkshebamme 


Hamburg 36 (B 514) 
Gerhofstraße 16, 














Nerantwortl.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag OrıbH., Berlin NW 40, — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH. Berlin SW 685 






Eine 
frohe 
Botschaft 


für alle Rheumatismuskranke! 


B Schmerzen in den Gliedern und Gelenken, geschwollene 
Gliedmaßen, verkrüppelte Hände und Füße, Zucken in # 
i den verschiedenen Körperteilen, ja selbst Schwäche der £ 
Augen sind vielfach die Folgen rheumatischer und 
gichtischer Leiden. 





















Bitte mir noch von Ihrem St. Joseph’s-Tee zu 
übersenden, per Nachnahme, denn derselbe hat 
tatsächlich bei meinem alten Leiden, ich selbst bin 
49 Jahre alt, Wunder vollbracht, 

Ich habe mein Gelenkrheuma bereits 4 Jahre 
und habe 10 Wochen fest gelegen, konnte vor 
Schmerzen wirklich 10 Wochen kein Auge zutun, 
und schon nach 3 Tagen habe ich eine große 
Linderung verspürt, Ihr Tee ist nach meinem 
Dafürhalten, ich bin zwar kein Arzt, aber ein 
alter Sanitäts-Vizefeldwebel, daher kein Laie, 
das tatsächlich beste Mittel gegen sogar veraltete 
Rheuma’s. 

So schreibt Herr Joseph Maternowski, Berlin... 
und viele hundert Kunden schreiben ähnlich. 














































Weil wir wissen, daß Sie ebenso wie die vielen 
Tausend Ihrer Leidensgofährten unbedingt zufrieden 
sein werden, erklären wir uns bereit, bis auf weiteres 
B jedem Lesor dieses Blaites, der an Gicht- und Rheuma- £ 

Usmus leidet, ein Originai-Paket St. Joseph’s- } 
B Tee zum - 


d Ausnahmeprels von Mk. 1.30 franko 


ägeren Nachnahme zuzusenden, obwohl der Preis 
jetzt 2.50 Goldmark beträgt. Porto und Nach-& 
f nahmegebühr tragen wir bei der ersten Sendung. B 


Unsere große Garantie: 


Wir erklären uns ausdrücklich bereit, Ihnen den vollen & 
a Betrag zurückzuzahlen, wenn Sie keine Besserung 
A verspüren. Eine größere Garantie kann man un-# 
möglich geben. Bestellen Sie aber heute noch, # 
denn um so rascher kann Ihnen geholfen werden. & 


Dr. Zinsser & Co., Leipzig 36 


Gegründet 1898, 
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Teilzahlung! Katalog Zrei! 


klingende Anpreisungen. Nur Photographische 
meine genehmigten, kräftig Apparate 
Be Saite) ei Katalog A 
törung helfen sicher. Auch 
in Dede Fällen über- Uhren, Goldwaren, 
raschende Wirkung schon in Brillänten 
wenigen Stunden. 3 Katalog B 





2 Bevor Sie heiraten R 


müssen Sie in Ihr. eigenen Interesse die Ratschl, eines B% 
3 erfahrenen Arztes üb. „Das Liebes- u. Geschlechts- % 
= leben d. Weibes i.gesunden und kranken Tagen“ v. & 
Dr. med. A. Kühner, Eisenach, lesen. Aus dies, v. streng 
sittl. Standpunkte aus geschriebenen Werke des be- # 
#9 kannten Autors schöpfen Sie Kenntn. u. Tatsachen, die ® 
Ef jed. Gebildeten v. unschätzbarem Wert sind. Preis # 
A dieses zirka 200 Seit. starken, mit vielen Abbild. ver- ® 
sehenen Werkes G -M. 2.—, mit zerlegb. Modell des 
weibl. Körpers G.-M. 1.— mehr. Nur zu beziehen von E 
W. A. Schwarze’s Verlag, Dresden N 6,91 # 
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Ausschneiden! 


Der Unterzeichnete bittet um kostenlose 
Uebersendung eines ausführl. Prospektes 
über techn. Selbstunterricht It. Anzeige 
| in der Deutschen Techniker-Zeitung Nr. & 


Name: na 





Als Drucksache frankiert einschicken! 
BEER 0-9. 
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Berlin, den 13. Februar 1925 


"technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstraße 7. 
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bsvertretungen im 


Wie alljährlich sind auch im Jahre 1925 die Neuwahlen der Betriebsräte einheitlich nach den Richtlinien der unter- 


zeichneten Spitzenverbände in den Monaten Februar/März durchzuführen. 
Von den Ortsausschüssen des A.D.G.B. und den Ortskartellen des AfA-Bundes ist zu diesem Zweck 


ein Termin zu bestimmen, ; 


an welchem alle. Betriebsvertretungen die Bestellung des Wahlvorstandes vornehmen und diejenigen Belegschaften, die gegen- 
wärtig eine Betriebsvertretung nicht besitzen, ihren Unternehmer zur Bestellung eines Wahlvorstandes auffordern. Die Durch- 
führung der Wahlen obliegt den jeweils beteiligten Gewerkschaften. 

.... Alle Betriebsvertretungen, welche im Laufe des Jahres 1924 gewählt worden sind, sollen im Interesse der Einheitlich- 
keit. die Neuwahlen durchführen; maßgebend sind $ 23 bzw. SS 42/43 B.R.G. Betriebsvertretungen, welche erst im Jahre 1925 
gebildet worden sind, legen nicht nieder, sondern bleiben im Amte. Ebenso diejenigen Betriebsvertretungen, bei denen be- 
sondere Verhältnisse vorliegen, auch wenn die Wahlen schon im Jahre 1924 stattgefunden haben. Hierbei ist jedoch eine Ver- 
ständigung mit den maßgebenden Gewerkschaften notwendig. ‘Die besonderen Betriebsvertretungen gemäß &8 61/62 B.R.G. 
(im Baugewerbe, bei Behörden, bei der Reichsbahn usw.) handeln nur nach den Weisungen ihrer Gewerkschaften, für sie gilt 
daher die allgemeine Aufforderung zur Neuwahl nicht. Diese Anweisungen sind genauestens zu beachten, damit Schädigungen 


der Arbeiterbewegung vermieden werden. 


 Maßgebend für die. Durchführung der Neuwahlen sind sowohl für Arbeiter als auch für Angestellte die Beschlüsse des 
Gewerkschaftskongresses in Leipzig 1922 (Protokoll, S. 419/420, außerdem enthalten in der „Betriebsrätezeitung‘‘ 1923, Seite 32, 
und der „Gewerkschafts-Zeitung‘, Nr. 1/1925, Seite 11).- Hiernach ist genau zu verfahren. 

Die Entwürfe für die. zur Durchführung der Neuwahlen notwendigen Formulare sind enthalten in dem allgemein ver- 
breiteten Kommentar von Flatow, Seite 273 ff, Diese Materialien hat der Unternehmer zur Verfügung zu stellen ($ 36 B.R.G. 
und $ 22 der Wahlordnung zum B.R.G.). ; 

Nunmehr frisch ans Werk! Schwere Zeiten des passiven Widerstandes, der Inflation und der Kämpfe um höhere 
Löhne und kürzere Arbeitszeit liegen hinter uns, neue schwere Kämpfe stehen bevor. 

Ehrensache der Arbeiter- und Angestelltenbewegung muß es sein, daß kein Betrieb, für den eine Betriebsvertretung zu- 
ständig ist, ohne dieselbe bleibt. Nur so sind die Rechte der Arbeiter und der Angestellten zu wahren und zu sichern. Die 
Neuwahlen müssen zur Gewinnung der noch nicht den Gewerkschaften angehörenden Arbeiter und Angestellten ausgenutzt 
werden. Denn ohne starke Gewerkschaften kann keine Betriebsvertretung erfolgreich arbeiten und r 

ohne starke Gewerkschaften gibt es überhaupt keinen Kollektivismus und keine Arbeiterrechte. 

Nurstarke Gewerkschaften gewährleisten die Macht der Arbeiter. Die Unternehmer sind mächtig 
am Werke. Ihre Presse veranstaltet Umfragen über die Bewährung der Betriebsräte. Das Ergebnis ist eine Ehrung der Be- 
triebsräte; denn die Unternehmer stellen betrübt fest, daß die Betriebsräte sich nicht für den Profitinternationalismus ge- 


4 brauchen ließen. Aber die Unternehmer sind hartnäckig. 


- Teile und herrscheistihre Parole. Sie wollten die Betriebsvereinbarung und die Werksgemeinschaft, um die 
Gewerkschaften und die Tarifverträge zu zerschlagen, und für diese Zwecke glauben die Unternehmer die Betriebsräte miß- 
brauchen zu können. 

"Dasistihnen noch nicht gelungen, und daswirdihnenauchnichtgelingen. Die Kommunistische 
Partei arbeitet wie überall so auch hier den Unternehmern in die Hände; die kommunistische Betriebszellenpolitik kommt den 


- Unternehmerabsichten entgegen, wie ja immer die Kommunisten durch die Zerschlagung der Einheit der Arbeiterbewegung die 


Unternehmergeschäfte besorgen. Diesen beiderseitigen Angriffen müssen die Arbeiter und die An- 
gestellten die Parole: 
i \ Einigkeit macht stark! 


entgegenstellen. ® 
Die Betriebsräteneuwahlen 1925 müssen unter dem Zeichen der freigewerkschaftlichen Ziele und Forderungen stehen. In 


diesem Jahre finden die 
Gewerkschaftskongresse des AfA-Bundes und A.D.G.B. 


statt, die Betriebsvertretungen und die. Belegschaften aller Betriebe müssen hinter diesen Kongressen stehen, alle Arbeiter 
und alle Angestellten müssen ‚den freien Gewerkschaften angehören. ; 
An die Arbeit! Die Betriebsvertretungsneuwahlen 1925. müssen unter der Parole: Stärkung der Kampfkraft der freien Gewerk- 
2 RIERBE N No schaften! geführt werden. 
Berlin, den 1. Februar 1925. 3 


Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund (ADGB.) 
Allgemeiner freier Angestelltenbund (AfA-Bund). 
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78 ‚DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 
Rü ckwärts! Es ist doch nicht denkbar, daß auf allen Gebieten sehr rasch ein 


Die Neubildung der Reichsregierung ist diesmal mehr als 
ein politischer Vorgang. Das deutsche Volk sieht damit sein 
politisches, aber auch vor allem sein wirtschaftliches Schicksal 
in die Hände einer Arbeitgeber-Reichsregierung gelegt. Es 
war schon bei dem Sturz des Kabinetts Marx und den lang- 
wierigen Verhandlungen zwecks Schaffung einer neuen Regie- 
rung zu beobachten, wie das Wirtschaftsbarometer sich immer 
mehr dem „Sturme‘“ näherte. Alle Versuche des früheren 
Reichskanzlers Marx, einen Ausgleich auf mittlerer Linie zu 
finden, waren gescheitert; die Bildung einer ganzen oder teil» 
weisen „Volksgemeinschaft‘“ hatte sich als Illusion erwiesen, 
Mehr als je trat der scharfe Klassengegensatz zwischen 
Besitz und Arbeit in die Erscheinung. Das Endergebnis 
aller Verständigungsversuche war schließlich die aus der öko- 
nomischen Situation heraus geborene Alternative: Links- 
regierung oder Reckhtsregierung. Der Streit um 
Republik oder Monarchie spielte zwar in der öffentlichen Dis- 
kussion eine entscheidende Rolle, die Kernfrage war indes Ab - 
solutismus oder Demokratie in der Wirt- 
schaft. Es zeigte sich alsbald, daß prominente Mitglieder 
der neuen Regierung, die vorher als Beamte aus ihrer unbe= 
dingten Gegnerschaft zur Republik heraus sogar den Eid auf 
die Verfassung verweigert hatten, nachher um der errungenen 
neuen wirtschaftlichen Machtposition willen auf die weitere 
Betonung ihrer monarchistischen Einstellung völlig verzichtet 
haben. Es ging und es geht einzig und allein um die Macht in 
der Wirtschaft, und es war sicher kein Zufall, daß der frühere 
Syndikus einer großen Industriellenorganisation, Herr Dr. 
Stresemann, die treibende Kraft beim Sturz des alten 
Kabinetts und bei der Schaffung der neuen Rechtsregierung ge- 
wesen ist. 

Die Rechtsregierung ist durch ihre Entstehungsgeschichte 
wie durch ihre Zusammensetzung als ein Instrument des 
organisierten Unternehmertums, ganz besonders 
der Großlandwirtschaft und der Großindustrie, erkennbar. Ihre 
durch den Reichskanzler Dr. Luther gegebene Regierungs- 
erklärung wie auch ihre bisherige Haltung und Tätigkeit sind 
die Bestätigung für unsere Auffassung. 

Manche begründete Hoffnung auf eine rasche Entspannung 
der außenpolitischen Situation und auf neuen wirtschaftlichen 
Aufstieg ist getrübt worden. Die ersten leisen Ansätze zur 
internationalen Völkerverständigung, jener wichtigsten Vor- 
bedingung für Deutschlands Sanierung, wie sie auf der Lon- 
doner Konferenz sichtbar geworden waren, sind wieder ver- 
wischt, die Gewaltpolitiker in Frankreich fühlen Oberwasser. 

Der für unsere Berufsgenossen als Arbeitnehmer und als 
Verbraucher wirtschaftliche Ausgleich mit Handelsverträ- 
gen ist nicht nur durch die schutzzöllerisch eingestellten fran- 
zösischen Industriellen, sondern in gleicher Weise auch durch 
deren reichsdeutsche Partner erschwert, wenn nicht in Frage 

estellt. Deutschland bedarf zur Steigerung seiner Produktion 
ür die Einfuhr seiner Waren nach den europäischen Nachbar- 
staaten der Meistbegünstigung in der Zoilvereinbarung. Ein- 
flußreiche deutsche Industriellengruppen verschärfen indes die 
Situation, indem sie ihrerseits hohe Schutzzölle für die Einfuhr 
ausländischer Produkte fordern. Die Textilindustrie kämpft 
mit aller Macht für. eine solche Verteuerung ihrer Inlands- 
produkte. Die allmächtige Eisenindustrie sieht in der Ver- 
schärfung der deutsch-französischen Verhandlungen und dem 
drohenden Zollkrieg ein geeignetes Druckmittel, um bei ihren 
Kartellverhandlungen mit der französischen Fisenindustrie eine 
günstige Position zu haben. Die dagegen obstruierende 
deutsche Fertigindustrie soll durch Ausfuhrprämien gezähmt 
werden: das geplante internationale Eisenkartell soll jede preis- 
verbilligende Konkurrenz ausschalten und dem deutschen Pro- 
duzenten das Monopol auf dem inländischen Eisenmarkt 
sichern. Aber neben dieser gefahrvollen Preisdiktatur der Eisen- 
industrie sieht sie auch in. der internationalen Koalierung eine 
gewaltige soziale Macht, um den berechtigten Forderungen 
der Arbeitnehmer der einzelnen Länder, insbesondere dem Ver- 
langen nach ausreichendem Lohn und beschränkter Arbeitszeit, 
ein für allemal einen Riegel vorschieben zu können. 

In einem Artikel in der Nr. 271 der „Deutschen Bergwerks- 
Zeitung“ schreibt ein führender Großindustrieller, daß nach 
Errichtung der internationalen Eisenkartelle auch in der Ar- 
beitszeitfrage eine Regelung erfolgen müsse. Denn 
„der augenblickliche Zustand ist... daß heute dieses Land, morgen 
jenes einen kleinen Vorsprung hat und damit alle übrigen Länder in die 
Ecke drückt. Augenblicklich sind wir in Deutschland voran. Wir haben 
den ae nageulsg wieder erreicht, und das war dringend nötig, wenn 
die Industrie überhaupt lebensfähig bleiben sollte. Den Industrien der 
anderen Länder geht es so schlecht, daß sie nach Verständigung streben. 
Kommen wir ihnen bei dieser Verständigung nicht entgegen, so drängen 
wir diese Länder zu solchen scharfen Kämpfen gegen unseren Zehn- 
stundentag, daß die Aussichten, diesen zu halten, in aller Kürze zunichte 


werden. ir müssen aber in jedem Fall versuchen, den Achtstundentag 
so lange als möglich fernzuhalten... ,... 


Ausgleich für die Minderleistung gefunden werden kann; es ist aber auf 
der anderen Seite nicht denkbar, daß im Deutschland allein in der ge- 
samten industriellen Welt auf lange Zeit eine längere Arbeitszeit gilt, 
wie in allen übrigen industriellen Ländern.“ 


Und zu diesem Zwecke schlägt er die Gründungin- 
ternationaler Unternehmerorganisationen vor 
mit dem Ziel: Verständigung über Internationalisierung der So- 
zialreaktion, in der Deutschland nach dem eigenen Geständnis 
dieses Großindustriellen gegenwärtig einen Vorsprung hat. . 

Diese Industriegewaltigen stützen sich bei ihrer volksfeind- 
lichen Wirtschaftspolitik auf die Willfährigkeit ihrer „neuen Re- 

ierung‘ Es ist deshalb national im wahrsten Sinne des 

ortes, wenn die Angestellten und Arbeiter gegenüber dieser 
kapitalistischen Internationalisierung auch ihren Abwehrkampf 
international zu organisieren wissen. Der Internationale 
Gewerkschaftsbund in Amsterdam, dem der AfA-Bund und 
damit der Butab angeschlossen sind, hat die Aufgabe, diese 
Abwehrfront der werktätigen Menschen aller Länder zu organi- 
sieren. 


Das farbenreiche Programm des neuen Reichskanzlers hat 
auch einige wohlwollend klingende Bemerkungen über die 
soziale Reform enthalten. Herr Dr. Luther hat auch von 
der Arbeitszeit gesprochen, die geregelt werden müsse, ohne 
aber mit einem Wort vom Achtstundentag zu reden. Das war 
kein Zufall! Die Programmrede des „alten“ und „neuen“ 
Reichsarbeitsministers Dr. Brauns enthält zwar seine allgemeine 
Geneigtheit. zur Ratifizierung des Washingtoner Abkommens, 
doch wurde dem Artikel 14, der für den Kriegsfall gewisse 
Ausnahmen zuläßt, eine Auslegung gegeben, die so ziemlich das 
ganze Abkommen und den Achtstundentag überhaupt in Frage 
stellt. Noch deutlicher hat sich im Reichstag am 4. Februar 
1925 der Sprecher einer Regierungspartei, der deutschnationale 
Industrielle August Klönne, geäußert, daß man nicht ratifizieren 
wolle! Sein Parteigenosse, Herr Lambach, hat wohlweislich 
geschwiegen. f : 


Wenn trotz dieser ganzen Einstellung der jetzigen Regie- | 


‚ rung schon im Januar 1925 für die Kokereien und Hochofen- 


betriebe die Wiedereinführung des Dreischichtensystems zum | 
1. April 1925 angekündigt worden ist, so geschah es lediglich 
unterdemDruckderGewerkschaften. Es hat sich 
hier bestätigt, daß der organisierte Kampf der Angestellten und 
Arbeiter um Tages- und Teilerfolge auch in der Frage des 
Achtstundentages ergebnisreicher ist als das Revolutionsgeschrei 
der Kommunisten. Es gilt nun, diesen Fortschritt in den 
Hüttenbetrieben zu sichern und durch eine breit angelegte Be- 
wegung für die Herbeiführung eines Volksentscheides die ge- 
samte Arbeitszeitfrage gegen den ausdrücklichen Willen der 
jetzigen politischen Machthaber zu erzwingen, 


Auch in der Erwe rbslosenfrage hat sich bereits ge- 
zeigt, daß die Bäume des Rechtsreformators Dr. Luther nicht 
in den Himmel wachsen können. Schon in einer der ersten 
Reichstagssitzungen versuchte Dr. Moldenhauer von der Deut- 
schen Volkspartei, der Parteifreund des Herrn Thiel vom 
D.H.V., einen kleinen Fortschritt, nämlich die Gleichstellung 
der erwerbslosen Frauen mit den männlichen Unterstützungs- 
empfängern, zu verhindern. Der Entrüstungssturm der Links- 
parteien vereitelte auch diesen Vorstoß der neuen Regierungs- 
parteien. Herr Moldenhauer mußte seinen Antrag zurück- 
ziehen. Unsere weitergehenden Forderungen zur Aenderung 
der Erwerbslosenfürsorge, insbesondere die Aufhebung der Be- 
düritigkeitsprüfung, Abschaffung der Pflichtarbeit, die Ein- 
beziehung aller Angestellten und die Schaffung einer wirklich 
sozialen Arbeitslosenversicherung werden mit derselben Energie 
gegen die Reaktion im neuen Reichstag durchgekämpft werden 
müssen. Dabei steht die Pflichtarbeit in einem innigen Zu- 
sammenhang mit der sogenannten Arbeitsdienstpilicht, für die 
die Regierungsmänner von heute schwärmen. Es war wiederum 
einem Abgeordneten des D.H.V., dem vötkischen Herrn Stöhr, 
vorbehalten, in der Reichstagsverhandlung am 4. Februar d. if 
eine neue Auflage des früheren Hilfsdienstgesetzes zu befür- 
worten. Um den Kollegen einen kleinen Vorgeschmack dieses 
neuen Systems zur „körperlichen Ertüchtigung der Jugend‘ 
zu geben, seien hier einige Zeilen aus einem Aufsatz des „Ber- 
liner Lokalanzeigers“ wiedergegeben, wie jenes Arbeits- 
dienstpflichtgesetz aussehen soll: 

„An Stelle der allgemeinen Wehrpflicht soll ein einjähriger Dienst im 
Arbeitsheer eintreten bei einem Mindestmaß von Lohn, bei freier 


„Wohnung, Heizung, ‚Beleuchtung, Verpflegung und Kleidung. Die Unter- 


bringung erfolgt in den Kasernen, die Stellen der Offiziere und Unter- 
offiziere werden sinngemäß besetzt. Ein besonderes Strafgesetz 


. für das Arbeitsheer, dem ehemaligen Militärstrafgesetzbuch entsprechend, 


soll eingeführt werden, erweitert um ein Ausnahmegesetz für die Ueber- 
gangszeit, nach dem für das Alter von 15 bis 17 Jahren die Prügel- 
strafe, von 18 Jahren an -die Todesstrafe für Desertation ein- 
geführt werden soil.“ . 
Arbeitsdienstpflicht bedeutet bei der kapitalistischen Wirt- 
schaft nichts anderes als die Bereitstellung jugendlicher Ar- 
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- beitskräfte zur unentgeltlichen oder nur teilweise und schlecht 
‚ entlohnten Dienstleistung für den privaten Unternehmer. 
j Es konnte dem aufmerksamen Beobachter auch nicht ent- 
 gangen sein, daß die neue Richtung in der Reichssozialpolitik 
ihre positive Tätigkeit damit beweisen will, eine der letzter 
sozialen Errungenschaften, die noch in die Vorkriegszeit zu- 
rückreichen, zu beseitigen. Die Kaufmanns- und Ge- 
werbegerichte sollen zu sogenannten „Arbeitsgerichten‘“ 
vereinigt und als solche den ordentlichen Amts- und Land+ 
gerichten eingegliedert werden. Damit würde der ganze soziale 
Einschlag dieser bisher gut arbeitenden Sondergerichte zu- 
gunsten der rein formaljuristischen Rechtsprechung aufgehoben. 
Es entbehrt nicht eines gewissen Humors, daß in einem Antrag 
Lambach und Genossen Beibehaltung der bisherigen Vorteile 
im Verfahren der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte, gleichzeitig 
aber der Anschluß an die ordentlichen Gerichte 
verlangt wird. Der Reichsarbeitsminister hat sich zu diesem 
- ausführlich begründeten Antrag der neuen Regierungsparteien 
. ausgeschwiegen. 

Auch innerwirtschaftlich folgten den zahlreichen 
Versprechungen des neuen Reichskanzlers in seiner Regierungs- 
erklärung alsbald Enttäuschungen. Nachdem im Wahlkampf 
die Männer, die jetzt in der Regierung sitzen, insbesondere die 
Deutschnationalen, eine weitgehende Aufwertung der 
Reichsanleihen usw. versprochen hatten, waren sie in- 
zwischen bei den Verhandlungen im Aufwertungsausschuß des 
Reichstages bemüht, die Abstimmung ihrer eigenen Anträge 
zu verhindern. Ueberdies hat der neue Finanzminister von 
Schlieben angekündigt, daß, soweit eine Aufwertung 
kommt, die dazu erforderlichen Mittel aus neuen Reichsein- 
nahmen aufzubringen wären und zur Zeit nur noch eine 
Steuerreserve für neue Verbrauchsabgaben besteht. Also auf 
der einen Seite Aufwertung, und zwar ohne sozialen Charakter, 
und auf der anderen weitere Belastung der breiten Schichten 
der Konsumenten. Der Rat des Herrn von Schlieben für das 
Volk, sich zu diesem Zweck „einer bescheidenen Lebens- 
haltung zu befleißigen‘“, dürite bei unseren Kollegen allgemei- 
nes Hohngelächter erregen. 

Wenn im Zusammenhang mit diesen ersten Anfängen des 
neuen Regierungskurses auch noch darauf hingewiesen werden 
muß, daß den „armen“ Reedern wieder einmal 50 Mil- 

| lionen Reichsmittel aus der produktiven Erwerbslosenfürsorge 
_ verabreicht worden sind, den Ruhrindustriellen 715 Millionen 
- Goldmark Entschädigung zugewandt wurden und auf der 
-_ anderen Seite der „alte — neue‘ Reichsarbeitsminister im Etat 
für die gesamten sozialen Zwecke nur 300 Millionen Mark vor- 
gesehen hat, dann sollten diese Tatsachen auch dem letzten 
- Angestellten zu denken geben. 
Die Verhandlung im Reichtag und noch mehr ‘im Preußi- 
| schen Landtag hat allerdings gezeigt, daß sich die deutsche 
Reaktion bei ihrem Raubzug gegen die Angestellten, Arbeiter 
“und Beamten auf die unbedingte Unterstützung der Kommu- 
nistischen Partei Deutschlands verlassen kann. Die politische 
und die gewerkschaftliche Tätigkeit der Kommunisten, die von- 
einander nicht zu trennen sind, bedeuten eine gefahrvolle De- 
Bene erene der gesamten deutschen Arbeitnehmerbewegung. 
Unsere freien Gewerkschaften sind aber unter der tatkräfti- 
gen Mitwirkung ihrer gesamten Mitgliedschaften in der Lage, 
] den schweren Kampf gegen rechts und links führen zu können. 
Die nur andeutungsweise gezeigten Gefahren sind das Alarm- 
zeichen für unsere gesamte Kollegenschaft, 
_ wachsam zu sein, die sämtlichen Berufskollegen in den freien 
Gewerkschaften zu vereinigen, um so unseren Gewerkschaften 
1 die volle Aktionskraft zu verleihen. Die Gewerkschaften 
1 sind und bleiben der einzig wirksame Schutz 
ges weitere Unterdrückung; sie sind der 
Bahnbrecherfüreinenneuensozialen Aufstieg. 
S. Aufhäuser. 


= nn nn nn nn m 
oo - Rundschau an 
| Wirtschaftsfragen 


r Spezialausstellungen von Erfindungen und Nesheiten. Der 
| Deutsche Erfinder-Schutzverband e. V. in München veranstaltet 
1 während der kommenden Messen in Leipzig und Frankfurt die 
1 23. und 24. große Ausstellung von ‘Erfindungen und Neuheiten, 
I die allen Erlindern Gelegenheit bietet, ihre Schutzrechte ohne 
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| lose Erfinder sowie Kriegsbeschädigte stehen gegen eine ent- 
_ sprechende behördliche Bescheinigung eine beschränkte Anzahl 


| große Kosten zu verkaufen. Für vollständig mittel- und arbeits- 

E ganzer oder halber Freiplätze zur Verfügung. Die Anmel- 
dungen müßten soforterfolgen, da andernfalls die 
| ausgestellten Gegenstände nicht mehr im Ausstellungskatalog 


aufgenommen werden können, Ausstellungsbedingungen 





kostenlos, Fragebogen über die Bedürftigkeit (Vermögenszeug- 
nis) gegen Rückporto durch die Geschäftsstelle des Verbandes, 
München, Falkenstraße 15b. 

Wir geben unsern Mitgliedern hiervon Kenntnis mit dem 
Hinweis, daß es sich um eine Maßnahme zur wirtschaftlichen 
Verwertung bereits geschützter Erfindungen handelt, daß 
unsere Tätigkeit auf dem Gebiet einer zeitgemäßen Reform 
des Erfinderschutzes und der Sicherung des Eigentumsrechtes 
der Angestellten an ihren Erfindungen davon nicht berührt wird. 


Geldwert und Preisstand. 
Goldmarkziffern. 1913 = 100 
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Die vorstehenden Zahlen unterscheiden sich dadurch von 
den früheren, daß diejenigen der „Industrie- und Handels- 
zeitung‘ ein geringeres Ansteigen der Preise anzeigen als die 
des Statistischen Reichsamts. Die „I.- u. H.“ berechnet eine 
Erhöhung des Großhandelsindex im Januardurchschnitt um 
3 Prozent, das Reichsamt um 5,3 Prozent. Der Lebenshaltungg- 
index der „I.- u. H.“ weist für Januar sogar eine geringe 
Senkung auf, während die Reichsindexziffer um 1,1 Prozent 
gestiegen und auch absolut in allen Wochen höher ist. Die 
vom Stat. Reichsamt berechneten Ernährungskosten 
belaufen sich sogar auf 136,6, erreichen also fast die Groß- 
handelsindexziffer. Trotz dieser in den Ziffern in die Erschei- 
nung tretenden Preissteigerung kann der Lohn- und Gehalts- 
empfänger das Gefühl nicht loswerden, daß die wirkliche 
Teuerung die zahlenmäßigen Angaben noch übersteigen müsse. 
Das Statistische Reichsamt ist noch damit beschäftigt, die alte 
Methode der Reichsteuerungsstatistik zu überprüfen, wozu um- 
tangreiche Untersuchungen nötig sind. Der Aufbau der neuen 
Meßzahl ist noch nicht endgültig bekannt, die Gewerkschaften 
sind an den Beratungen darüber beteiligt. Die neue Berech- 
nungsmethode wird voraussichtlich erst im März zur Anwen- 
dung kommen. 


Zur Lage der deutschen Landwirtschait. Ein hervorragen- 
der Kenner der deutschen Landwirtschaft, Dr. Fritz Beck- 
mann, Professor an der landwirtschaftlichen Hochschule in 
Bonn, entwirft in einer Arbeit unter dem Titel: „Die Kapital- 
bildung der deutschen Landwirtschaft während der Inflation‘ 
ein lebendiges Bild der gegenwärtigen Kapitalslage der Land- 
wirtschaft. Wohin sind die Inflationsgewinne der 
Landwirtschaft geflossen? Bei Professor Beckmann 
findet sich kein Hinweis darauf, daß sich diese Gewinne in 
Papiermark angehäuft und dann entwertet worden sind. Solche 
Verluste haben die Landwirtschaft nicht empfindlich getroffen, 
zumal sich die Landwirte während der Zeit der Inflation von 
der Belieferung des Marktes weitgehend zurückhielten. (Ein 
Beispiel: Der Milchviehbestand wurde um zehn Prozent ver- 
mindert, die Marktbelieferung an Milch um 28 Prozent.) Die 
Landwirte haben die Inflationsgewinne nach Professor Beck- 
mann folgendermaßen verwendet: Sie haben landwirtschaft- 
liche Gebäude errichtet, Maschinen gekauft und ihren Vieh- 
stand außerordentlich erhöht. Was die beiden letzten Kate- 
gorien anbelangt, meint Professor Beckmann, daß die deutsche 
Landwirtschaft in dieser Beziehung in ungesunder Weise über- 
kapitalisiert ist, das heißt, es liegt in diesen Werten vielfach 
ein totes Kapital, das keinen entsprechenden Ertrag abwerfen 
kann. Mehr als die Hälfte des Reinertrages wurde für die 
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Anschaffung von landwirtschaftlichen Maschinen ausgegeben, 
und so. ist der Maschinenpark für Jahre hinaus organisiert. 
Die Erweiterung des Viehstandes diente nicht zur Marktbe- 
lieferung, sondern. der Kapitalbereicherung der einzelnen Be- 
triebe. Das Vieh wurde als Vermögensobjekt betrachtet. Der 
Pierdebestand am Ende der Inflationszeit war derselbe wie 
vor dem Kriege, wo er außerordentlich hoch war. In manchen 
Gegenden ist eine Vermehrung um 25 Prozent zu verzeichnen. 
Die Pferde verzehren aber ein Sechstel vom Rohertrag der 
Produktion, und so. gehen große Mengen für die Volkser- 
nährung, verloren. „Da ein Pferd‘, meint Professor Beckmann, 
„einen größeren Magen als ein Mensch hat, hätte man ‚etwa 
eine Million Meuschen statt dieses Vermögens ‚ernähren 
können.“ Auch der Rindvieh- und Schweinestand ist über-+ 
setzt und verzehrt die naturalen Ueberschüsse. Professor Beck- 
mann redet'von den erzwungenen Ersparungen der Landwirt- 
schaft während der Inflationszeit. „Dank der äußerlich er- 
zwungenen Sparsamkeit der Nurkonsumenten ist: die rasche 
Rekapitalisierung der Viehhaltung gelungen.“ ‚Interessant ist 
der Rückblick auf die Geschichte der Maislieferungen des 
Reiches an die Landwirtschaft. „Die bekannte Maislieferung 
des Reiches,“ schreibt Professor Beckmann, „die als Prämie 
für prompte Ablieferung von Brotkorn gedacht war, endete 
mit jenem schwurghaften Händel in Maisbezugsscheinen, da 
die Landwirte statt Mais zw beziehen das Bezugsrecht ver- 
kauften. Der Mais fand sich in den Brennereien wieder, ob- 
wohl es für ein unterernährtes Volk nicht angenehm war, statt 
Schweinefleisch Alkohol zw genießen!“ WVersäumt hat aber 
die Landwirtschaft, ihre Vorräte an Futter- und Dünge- 
mitteln einzudecken. Wir können jedoch annehmen, daß 
die Landwirtschaft seit der Stabilisierung diese Vorräte trotz 
der vorhandenen Kapitalsknappheit ergänzte. Die Landwirt- 
schaft hatte bekanntlich bei der Stabilisierung keine flüssigen 
Geldmittel, erhielt aber später umfangreiche Kredite 
von der Reichs- bzw. Rentenbank. Auch haben die Landwirte 
für den eigenen Haushalt wenig Anschaffungen gemacht, Wohn- 
häuser kaum errichtet. Als Schlußfolgerung stellt Professor 
Beckmann fest, daß die Landwirtschaft infolge der Inflation 
nur illiquid geworden ist, das heißt, keine flüssigen Geldmittel 
hat, ohne einen beträchtlichen Teil ihrer Substanz verloren 
zu haben. Angesichts der geschilderten Zustände kann man 
aber ruhig von einer Vermehrung der Substanz reden. Pro- 
iessor Beckmann meint, daß die Industrieunternehmer ihre 
Substanz noch viel besser gerettet haben, als dies bei der Land- 
wirtschaft der Fall war, eine Frage, die sich der Beantwortung 
entzieht. Die Goldbilanzen der Industrieunternehmungen sind 
freilich für die Entscheidung der Frage nach der Substanz- 
erhaltung keineswegs maßgebend. 


Sozialpolitik 


Chiffreanzeigen. Das Annoncieren von Stellenangeboten 
unter Chiffre ist ein Unfug, der von uns seit jeher bekämpft 
wurde. Die Anzeigen nahmen in den letzten Monaten in Fach- 
zeitschriften und Tagesblättern einen Umfang an, der die 
Schlußfolgerung zuläßt, daß von zentraler Stelle aus die Arbeit- 
geber angewiesen sind, nur noch auf diesem Wege technische 
Kräfte zu suchen. Diese Annahme wird noch durch die Tat- 
sache unterstützt, daß den Bewerbern der ablehnende Bescheid 
seitens der Firmen — wenn überhaupt eine Beantwortung er- 
folgt — in neutralem Kuvert und einliegendem Blockzettel mit 
der Aufschrift „mit Dank zurück“ ohne jede Unter- 
schrift mit den Zeugnisabschriften zugestellt wird. Die 
Chiffreanzeigen genügen offenbar den Unternehmern nicht 
mehr, sie hüllen sich jetzt doppelt in Anonymität. 

Wie rücksichtslos. einzelne Unternehmer — jedenfalls in 
der Auffassung, daß der Stellenlose durch die Erwerbslosen- 
unterstützung über eine erhebliche Einnahmequelle verfügt — 
vorgehen, zeigt folgender Fall, in welchem es uns gelungen 
ist, den Anonymus ausfindig zu machen. 

Die Firma Eisenwerk, Bremerhaven, suchte im 
„Essener Anzeiger für Berg-, Hütten- und Maschinenwesen“ 
tüchtige, selbständige Konstrukteure. Angebote mit Lichtbild 
usw. waren unter der Chifire H. 6356 an den Essener An- 
zeiger zu senden. Ein Mitglied unserer Organisation, das auf 
Bewerbungen eine erhebliche Zahl solcher „Dankzettel‘“ 
bereits erhalten hatte, bekam auch auf diese Bewerbung von 
der Firma im neutralen Kuvert den oben bereits gekennzeich- 
neten Zettel. Da der Brief ungenügend frankiert war, mußte 
der Stellenlose Strafporto entrichten. Der Kollege bemerkt 
hierzu u. a.: 

„Den Gipfel der Unverfrorenheit aber erkletterte der Anonymus in 
Bremerhaven. Er sendet mir die Papiere ungenügend frankiert zurück, 
so daß mir die Post noch 20 Pfeg. Strafporto abnimmt. Von Leuten, 
die nicht mehr dem Mut haben, in einer an sich doch sehr harmlosen Sache 
ihren Namen zu nennen, kann man ja nicht. viel Moral. erwarten, immer- 
hin reicht sie bei den meisten doch noch zur richtigen Frankatur.“ 


Nr. 7 


Wir haben den Ausführungen unseres Kollegen nichts hin- 
zuzufügen. Angesichts dieser Vörgänge scheint aber die Frage 
an den Reichstag berechtigt, ob er nicht endlich gewillt ist, 
die Forderung der Gewerkschaften auf Zentralisation der ge- 
samten Angestelltenvermittlung unter Sicherung der Mitwirkung 
der Berufsverbände, den Anmelde- und Benutzungszwang unter 
Einführung von Strafbestimmungen und das Verbot von Chiffre- 
anzeigen zum Gesetz zu erheben. Sn ee 


Aus der Angesteiltenversicherung. Die Reichsversicherungs- 
anstalt für Angestellte hat das Sanatorium Birkenhof bei 
Greiffenberg in Schlesien, das bereits seit zehn Jahren mit 
Versicherten belegt wurde, käuflich erworben. Mit dem Sana- 
torium ist das gleichfalls in den Besitz der Reichsversiche- | 
rungsanstalt übergegangene Gut Baumgarten in einer Größe 
von 430 Morgen verbunden. 


Soziale Bewegung 


Juristen und Techniker. Blitzartig beletchtet wird die 
Wertschätzung, mit der Juristen. und: andere vorschriftsmäßig 
„gebildete“ Leute.die Techniker bedenken, durch eine Zwischen- 
bemerkung anläßlich eines Zivilprozesses vor dem Amtsgericht | 
in Siegen. Einem unserer Kollegen wurde auf der‘ Straße 
von einem Hund sein Cutaway zerrissen. Er ließ sich für den 
zerrissenen einen neuen Rock machen, der 80 M.' kostete, und 
klagte gegen den Hundebesitzer auf Schadenersatz. Der.am- 
tierende Amtsrichter, Herr Amtsgerichtsrat Dr, Kopp, 
fühlte sich in der Verhandlung zu der Frage veranlaßt, o.b 
denn ein Techniker einen Cutaway. haben 
müsse. 

Wir können dem Herrn Amtsgerichtsrat bestätigen, daß 
weder nach der Besoldungsordnung ‘noch nach irgendeinem 
Tarifvertrag die Techniker verpflichtet sind, ein derartiges 
Kleidungsstück zu tragen. Offenbar hatte diese Frage des Ge- 
tichtsvorsitzenden. mit der zu. findenden Rechtsentscheidung 
nichts zu tun. Es scheint cher, daß. sie. von dem Erstaunen 
oder der Entrüstung des Herrn Amtsgerichtsrates darüber dik- 
tiert war, daß ein Techniker den Mut besitzt, auf offener 
Straße ein Kleidungsstück zu tragen, das seiner Juristen- 
anschauung nach anscheinend ein Privileg sogenannter höherer 
Stände sein sollte. 

So unwesentlich das Vorkommais an sich ist, so deutlich 
verrät es die Geringschätzung, mit der die Techniker von ge- 
wissen akademischen Beamtenkasten bedacht werden. 


Allgemeine Lohnfragen 


Haben Unorganisierte Anspruch auf Tariflohn? Bekanntlich 
gibt es eine nicht geringe Zahl von Arbeitnehmern, die ent- 
weder noch nicht den Weg zur Gewerkschaft gefunden haben 
oder der Ansicht sind, daß ihnen die von ihren gewerkschaft- 
lich organisierten Kollegen erkämpften Tarifgehälter ohnz 
weiteres von ihrem Arbeitgeber ebentalls gezahlt werden. Daß 
dies nicht immer zutrifft, zeigt ein Rechtsverfahren, - das vor 
dem Gewerbegericht in Velbert ausgetragen wurde. Eine 
Firma verweigerte einem Arbeitnehmer die kurz vorher durch 
Schiedsspruch festgelegte Lohnerhöhung von 17 Prozent und 
wurde deshalb verklagt. Die beklagte Firma machte im Ver- 
fahren geltend, daß der Kläger nicht Mitglied einer der an dem 
Schiedsspruch beteiligten Parteien sei. Er könne deswegen. aus 
dem Schiedsspruch keinerlei Rechte für sich herleiten, denn der. 
Schiedszpruch sei wohl für verbindlich, nicht aber für 
allgemeinverbindlich erklärt worden. Die Gründe der Firma 
wurden vom Gewerbegericht anerkannt und ein Urteil gefällt, 
in welchem die Klage abgewiesen wurde. In der Urteils- 
begründung wird darauf hingewiesen, daß ein Schiedsspruch, 
gleichgültig, ob eine Unterwerfung unter diesen freiwillig _ oder 
gezwungen erfolgt, nur den ‚Streit zwischen den beteiligteiy 
Parteien schlichtet. Für Nichtmitglieder ist der Schiedsspruch 
weder gefällt, noch erstreckt sich eine Verbindlicherklärung . 
auf diese. Soll der Schiedsspruch auch Kreise umfassen, die’ 
nicht den beteiligten Parteien angehören, so müßte derselbe 
für allgemeinverbindlich erklärt werden. 

Diese Begründung sagt eindeutig, daß Unorganisierte grund- 
sätzlich keinerlei Rechte aus den Vereinbarungen der Ge- 
werkschaften mit den Unternehmern herleiten können, es sei 
denn, diese Vereinbarungen würden auf Antrag der Gewerk- 
schaften, um Lohndrückerei usw. zu vermeiden, für allgemeinu- 
verbindlich erklärt. 2 


Angestelltenbewegung 


Gegen die Zurücksetzung der Techniker richtet sich eine 
Entschließung, die in der Vorsta ndssitzung des Bun- ' 
aes der technischen Angestellten und Beamten am 8. Februar 
in Berlin zur Annahme gelangte: 

„Der Vorstand des Bundes der technischen Angestellten und Beamten 
lenkt die Aufmerksamkeit der Reichsregierung und des Reichstages 'er- 
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 neut auf die Tatsache, daß die deutsche Technikerschaft noch immer in 


ihrem Arbeitsrecht, ihrem Schulwesen und ihrer sozialen 
Geltung gegenüber anderen Beruisständen zurückgesetzt ist. Die deut- 
schen Techniker sind gewillt, dem Ziele einer allgemeinen Entwicklung 
der Technik zu einem Höchststande zu dienen und technisches Denken 
auf allen Gebieten der Wirtschaft und öffentlichen Verwaltung herrschend 
zu machen. Dies ist aber nur möglich, wenn die Träger der Technik, 
die technischen Angestellten und Beamten, wirtschaftlich und sozial von 
Se auf ihnen lastenden Zurücksetzung und Niederhaltung befreit 
werden. 

Der Vorstand des Butab verweist erneut auf die von seinem vierten 
ordentlichen Bundestage im September 1924 aufgestellten, der Reichs- 
regierung und den Fraktionen des Reichstages -zugegangenen Forde- 
rungen der deutschen Techniker an die Gesetz- 
gebung. ; 

Als besonders vordringlich sind folgende, gesetzgeberisch ohne 


Schwierigkeiten durchzuführende Regelungen zu bezeichnen: 


1. Beseitigung des Ausnahmerechtes, unter das die technischen Be- 
triebsangestellten erneut wieder durch die Verordnung über die 
Arbeitszeit in Kokereie'n und Hochofenwerken vom 
20. Januar 1925 gestellt worden sind, indem diese Verordnung den 
Wortlaute nach nur auf Arbeiter, nicht aber auf die unter den gleichen 
Schädigungen -arbeitenden technischen -Aufsichtspersonen Bezug hat. 

2. Arbeitsrechtlich ist die durch nichts gerechtfertigte 
Schlechterstellung der Techniker bezüglich der Fortzahlung des 
Gehalts in Krankheitsfällen ($ 133e Abs. 2 der Gewerbe- 
ordaung) zu beseitigen und das Recht des Wettbewer bsverbots 
zum mindesten analoz den Bestimmungen der $$ 74 bis 75f und 82a 
des Handelsgesetzbuches zu regeln. hr 
8, Das Patent- und das Erfinderrecht wurden schon von 
dem letzten Reichstage der Vorkriegszeit als dringend der Reform be- 
dürftig anerkannt. Insbesondere bedarf es auf folgenden Gebieten 
schleunigster Abänderung: | 

a Das Patentgebührenwesen bedarf der Verein- 
fachung durch Beseitigung der in der: Inflationszeit entstandenen zahl- 
{ der Gebühren 
auf das für die Zwecke des Patentamtes erforderliche Maß. Die an sich 
berechtigte Anteilnahme des Staates an den aus Patenten erzielten Ge- 
winnen ist nicht auf dem Wege der Erhebung von Gebühren, sondern 
durch die allgemeine Besteuerung herbeizuführen. 

” b) An die Stelle des Anmelder - ist das Erfinderprinzip 
zu setzen und durch zwingende Vorschriften der Erfinderlohn — 
auch bei Geheimverfahren — zu sichern. 

ec) Die in öffentlichen Diensten stehenden Techniker 
sind bezüglich des Erfinder- und Urheberrechts denen in privaten Be- 
trieben gieichzustellen. 

d) Das Patentamt ist für die Feststellung der Urheber- 
schaft bei Erfindungen für zuständig zu erklären. 

e) Für Streitigkeiten aus dem Dienstvertrage, die sich auf Erfinder- 
und Urheberrechte beziehen, müssen die Arbeitggerichte zuü- 
ständig sein. FE : 

4. Ganz besondere Aufmerksamkeit ist auf die immer noch be- 
technischen Schulwesens 


stehende  Schlechterstellung - des 


ı gegenüber anderen Schularten zu richten. Bei dem Umfange und 


“ Grade des heute durch die Schulen zu vermittelnden technischen Wissens 


' muß von den gesetzgebenden und verwaltenden Körperschaften größeres 
Verständnis für die Bedeutung des technischen Schulwesens erwartet 


werden. Insbesondere ist das technisch Fachschulwesen orga- 
nisch ih das einheitliche öffentliche Schulwesen als gleichberech- 


ı tigtes Glied einzufügen. 





Ferner ist die technische Fachschulaufsicht unter Hinzu- 
ziehung von technischen Dienstnehmern aus privaten und öffentlichen 
Betrieben schleunigst durchzuführen, um auf diese Weise bestehenden 
Mißständen auf dem Gebiete des privaten Schulwesens entgegenzutreten 
und eine einheitliche, gedeihliche Entwicklung zu gewährleisten. 

5. Die Zurücksetzung der Techniker gegenüber den 
Juristen und Verwaltungsbeamten, insbesondere beim Aufstieg in höhere 
Stellen, ist die Hauptursache für die Schwerfälligkeit und Rückständig- 


Der Kampf des Unternehmertums gegen den Tarifvertrag 
der Angestellten nimmt immer schärfere Formen an, denn die 
durch den Tarifvertrag erfolgte Bindung ist vielen Unterneh- 
mern unangenehm. Im Bergbau des rheinisch-westfälischen 

- Industriegebiets wird mit den bekannten Mitteln, die man vor 
dem Kriege anwandte, gegen die Angestellten vorgegangen, 
_ um sie von den Gewerkschaften abzubringen. Die gelben tech- 
nischen Grubenbeamtenvereine müssen als Sturmböcke gegen 





' die Gewerkschaften dienen. Man zwingt die technischen An. 
gestellten mit mehr oder weniger Gewalt in diese Vereine, 


pflegt dort angeblich Geselligkeit und versucht so, die An- 


"gestellten wieder in das alte Sklavenjoch zu zwingen. Den 
Tarif muß der Bergbau allerdings anerkennen, doch hofft man 


“ dadurch, daß man die Angestellten den Gewerkschaften ent- 
-fremdet, allmählich Oberwasser zu bekommen, um schließ- 


- Jich erklären zu können, daß man keine Verhandlungen mit den 


“ Gewerkschaften mehr zu führen brauche, da die überwiegende 


Zahl der Angestellten nicht mehr organisiert sei. 


| Im Baugewerbe und in der Industrie kann man 
diesen Weg nicht g\ beschreiten, da die Angestelltenschaft 
} weniger fest an d”, einzelne Unternehmen gebunden ist als im 
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keit auf weiten Gebieten. der öffentlichen Verwaltung. Der Bund der 
technischen Angestellten und Beamten lenkt die Aufmerksamkeit der 
Reichsregierung und des Reichstages auf die erneut vordringende Tendenz 
zur Schaffung von Privilegien und Bildungsmonopolen 
und fordert sie auf, dem entgegenzutreten und ausschließlich das wirk- 
lich in der Praxis erprobte Können für die Besetzung aller Stellen maß- 
gebend sein zu lassen. 

6. In der Arbeitsgerichtsbarkeit sind die technischen 
Angestellten gegenüber den kaufmännischen Angestellten, die seit langem 
fachliche Sondergerichte besitzen, durch die Zusammenfassung mit den 
verschiedenartigsten Berufsgruppen noch immer zurückgesetzt. Sie ver- 
langen ‘die Schaffung selbständiger, nicht den. ordentlichen Gerichten an- 
gegliederter Arbeitsgerichte auf paritätischer Grundlage mit fachlicher 
und beruflicher Gliederung.“ 


Nochmals „Erster Deutscher Techniker-Tag“. Unsere 
Notiz in der „D.T.Z.“ Nr. 31 vom vorigen Jahre, in der wir den 
„Ersten Deutschen Techniker-Tag“, die Tagung des Verbandes 
Deutscher Techniker, auf das wirkliche Maß seiner Bedeutung 
für die deutsche Technikerschaft zurückgeführt haben, ver- 
anlaßt dessen Verbandsorgan „Der Deutsche Techniker“, in der 
bei den christlichen Angestelltenverbänden üblichen Art gegen 
uns eine Schimpfkanonade loszulassen. Wir wollen nur einige 
Aeußerungen festhalten: „Oberflächliches Geschreibsel“, „Re- 
gelrechte Lügenprodukte“, „Brunnenvergiftungsversuche‘“. Wir 
überlassen es den Lesern unserer Notiz in der „Deutschen 
Techniker-Zeitung‘, sich ein Urteil über die Verschiedenartig- 
keit der Kampfmethoden bei uns und beim-V.D.T. zu bilden. 


Wir entnehmen dem „Deutschen Techniker‘, daß der 
V.D.T. nach seinen Angaben in Hamburg, St. Geargshof, 12 
(wörtlich zwölf) Stunden lang „tüchtige Arbeit im Interesse 
der Techniker geleistet hat“. Die deutsche Technikerschaft 
kann also beruhigt sein. In ganzen zwölf Stunden sind ihre 
Aufgaben gewerkschaftlicher, wirtschaftlicher. und 'sozialpoli- 
tischer Art für die nächste Zukunft „tüchtig‘ bearbeitet worden. 


Wir hatten in unserer Notiz darauf hingewiesen, daß Herr 
Adam Stegerwald auf dem „Ersten Deutschen Techniker- 
Tag‘‘ nach den Presseberichten die erste Rolle gespielt hat, 
und daran erinnert, daß Herr Stegerwald als derjenige bekannt 
ist, der auf der Kölner Generalversammlung der christlichen 
Gewerkvereine durch seine deutschnationale Einstellung eine 
große Unruhe in die christliche Gewerkschaftsbewegung hinein- 

ebracht hat. Hierbei sollen wir uns auch nach dem „Deutschen 
"echniker‘ eine leichtfertige und oberflächliche Berichterstat- 
tung haben zuschulden kommen lassen, da Stegerwald an der 
Generalversammlung gar nicht teilgenommen hat. Tatsächlich 
hat am 13. Oktober v. J. ein „Vertretertag‘ der christlichen 
Gewerkschaften stattgefunden, der in der Presse wegen der 
Haltung des Herrn Stegerwald sehr eingehend behandelt wor- 
den ist, gerade weil die Richtungskämpfe, die innerhalb der 
christlichen Gewerkschaften an die beiden Namen Stegerwald 
und Imbusch geknüpft sind, auf dieser Kölner Tagung 
offen zum Ausdruck kamen. Sollte der V.D.T. von diesen Vor- 
gängen nichts wissen oder wissen wollen, oder glaubt er sich 
hinter dem von uns gebrauchten Wort „Generalversammlung‘* 
verstecken zu können, womit wir, wie allgemein üblich, die 
„Vertretertagung‘‘ einer Körperschaft bezeichnet haben. Jeden- 
falls stellt es ein gewisses Maß von „Wahrheit und Klarheit‘ 
dar, wenn der V.D.T. seinen Lesern die Vorgänge in der christ- 
lichen Gewerkschaftsbewegung verschweigt, gleichzeitig aber 
gegen uns den Vorwurf einer „blühenden Phantasie‘ erhebt. 


Bergbau.’ Der Angestellte hat eine größere Bewegungsfreiheit, 
die Werksvereinigungen und ähnliche den Angestellten an das 
Unternehmen bindende Vereine nur in seltenen . Ausnahme- 
fällen aufkommen lassen. Hinzu kommt, daß die technischen 
Angestellten der Industrie und des Baugewerbes schon mehr au 
die Organisation gewöhnt sind als die des Bergbaues und siclh 
ihre einmal errungenen Rechte nicht so leicht wieder nehmen 
lassen wie leider viele technische Angestellte im Bergbau. Daß 
aber auch Bauunternehmer und Industrielle mit allen Mitteln 
versuchen, die verhaßte Bindung an den Tarif von sich abzu- 
schütteln, ist aus den Tarifverhandlungen zur Genüge bekannt. 
Man scheut sich aber auch nicht, die Not der Zeit auszunutzen, 
um den Angestellten die ihnen tariflich zustehenden Rechte 
vorzuenthalten. Uns liegt eine ganze Anzahl Zuschriften so- 
wohl von Industrietechnikern als auch von Bautechnikern vor, 
aus denen hervorgeht, daß ihre Arbeitgeber von ihnen die Zu» 
stimmung zu einer untertariflichen Bezahlung verlangen. 


Eine Baufirma erklärt einem Angestellten, der nach Gr. IV 
des Baugewerbetarifs entlohnt werden muß und danach ein 
Gehalt von etwa 312 M. zu bekommen hätte, daß sie ihm 
nur 240 M. zahlen könne; wenn er darauf nicht eingehen wolle, 
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werde sie ihm kündigen. In einer anderen Firma hatte der 
Arbeitgeber sich ausdrücklich zur Zahlung des tariflichen 
Gehaltes verpflichtet, doch glaubte er sich davon drücken zu 
können und zahlte ein niedriges Gehalt aus. Der betreffende 
Kollege suchte mit Erfolg eine andere Stellung und wird jetzt 
mit Hilfe unseres Bundes seine Ansprüche durchsetzen. 

Ein großes industrielles Werk des rheinisch-westfälischen 
Industriegebiets legte einer Anzahl Angestellten, die auf Grund 
des für die rheinisch-westfälische Eisen- und Stahlindustrie ab- 
geschlossenen Leistungstarifvertrages um eine Erhöhung der 
Leistungszulage ersuchten, nachstehendes Schreiben vor: 

„Wir haben Ihr Gehalt ab 1. Januar 1925 auf G,-M... ._erhöht, 

Wie Sie aus vorstehendem ersehen wollen, sind wir bemüht, nach 
Möglichkeit Leistungen anzuerkennen, während die wirtschaftliche Lage 
an sich uns zwingt, im allgemeinen an Abbau der Gehälter zu denken. 

Da wir uns bei unseren Gehaltsfestsetzungen nur von den Leistungen 
und nicht von den tariflichen Abmachungen leiten: lassen, bitten wir Sie, 
auch Ihrerseits auf der Anlage Ihr. Einverständnis zu geben, daß Sie 
sich unserem Vorschlage anschließen und auf tarifliche Gehaltsverände- 
rungen verzichten.‘ 

Man sieht, mit welchen Mitteln das Unternehmertum die 
sozialen und wirtschaftlichen Errungenschaften der Angestellten 
zu beseitigen sucht. Gegen diese Versuche kann die Ange- 
stelltenschaft nur erfolgreich ankämpfen, wenn sie geschlossen 
bleibt; denn der Kampf des Unternehmertums gegen die tarif- 
liche Bemessung der Gehälter wird nur geführt, um durch 
niedrige Gehälter und willkürlich zu verteilende Zulagen die 
Angestellten gefügig und unterwürfig zu machen. 


Arbeitszeit eine politische Machtfrage? Unter dem Druck 
der Verordnung über die Arbeitszeit wurde seinerzeit zwischen 
dem Arbeitgeberverband für die chemische Industrie 
Mitteldeutschlands und“den Angestellten ein sog. 
Arbeitszeitabkommen getroffen, nachdem bereits die Handarbei- 
ter sich zu einem solchen bereitgefunden hatten. Wie in allen 
ähnlichen Fällen bedeutete dieses Abkommen eine Durch- 
brechung des Achtstundentages. Anläßlich einer Gehaltsver- 
handlung Ende Januar verlangten wir die Aufhebung oder 
Revidierung jenes Abkommens, trotzdem die Handarbeiter 
ihrerseits einer Verlängerung der bisher gültigen Arbeitszeit- 
ordnung bis zum 31. März d. J. bereits zugestimmt hatten. 
Der Sprecher des Arbeitgeberverbandes lehnte Verhandlungen 
über diesen Punkt mit der Erklärung ab, „daß die Ar- 
beitszeitregelungheutenichtmehrindenHän- 
den der wirtschaftlichen Kräfte liege, son- 
dern vom Machtstandpunkt der Parteien aus 
geregelt werde“. Er dachte dabei zweifellos an die 
zu erwartende Verhandlung im Reichstag, wo durch Gesetz 
das gesamte Arbeitsrecht festgelegt werden soll. Offenbar er- 
wartet dieser Unternehmervertreter von dem derzeitigen Reichs- 
tag eine Regelung zugunsten der Profitinteressen der Unter- 
nehmer und weiter, daß die Arbeitnehmer stillschweigend eine 
für sie ungünstige gesetzliche Regelung anerkennen werden. 
Es scheint zweckmäßig, daran zu erinnern, daß seinerzeit die 
Schwerindustrie eine Verlängerung der Arbeitszeit erzwang, 
trotzdem eine gesetzliche Unterlage dafür nicht gegeben war. 
Es muß bei dieser Gelegenheit auch daran erinnert werden, 
daß die Unternehmer sich stets dann gegen irgendwelche ge- 
setzlichen Bestimmungen verwahrten, wenn die Zusammen- 
setzung der Parlamente oder Regierungen nicht die Gewähr 
dafür boten, daß etwaige gesetzliche Regelungen in ihrem 
Sinne ausfallen könnten. 

Aus der oben wiedergegebenen Einstellung der Arbeitgeber 
ergibt sich für die Arbeitnehmer die Pflicht, auch ihrerseits 


durch restlosen Zusammenschluß den Unternehmern. 


eine gleichwertige Macht entgegenzusetzen 
und darüber hinaus durch zweckmäßige Anwendung ihrer 
Staatsbürgerrechte, insbesondere ihres Stimmrechtes, dafür zu 
sorgen, daß in den Parlamenten, die als Gesetzgeber über wich- 
tige Teile der Arbeitsbedingungen zu entscheiden haben, eine 
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ausreichende Zahl von Abgeordneten vorhanden ist, die sich in 
ihren Entscheidungen nicht vom Profitinteresse der Kapitalisten 
leiten lassen, sondern den Menschen als das wertvollste Gut 
der Nation erkannt haben und durch wirklich soziale Gesetze 
den Aufstieg des arbeitenden Volkes fördern. 


Maniteltarifvertrag Lahr. Die Unternehmer hatten den Ta- 
rifvertrag zum 31. Dezember 1924 gekündigt, weil, wie ihr Syn- 
dikus vor dem Schlichtungsausschuß in Freiburg i. Br. aus- 
führte, derselbe für ein gedeihliches Zusämmenarbeiten 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer kein Allheil- 
mittelsei. Sie wollten auf der Grundlage des Einzelarbeits- 
vertrages dieses „beiderseits‘‘ gesteckte Ziel erreichen. Schließ- 
lich ist es uns unter dem Beistand des Schlichtungsausschusses 
gelungen, zu einer Vereinbarung zu kommen, nach der der bis- 
herige Manteltarif bis zum 31. Dezember 1925 weiterbesteht. 
Es wurde weiter vereinbart, daß für den Fall, daß eine gesetz- 
liche Aenderung der Arbeitszeitbestimmungen erfolge, diese 
an die Stelle der tarifvertraglichen Regelung treten soll. 


Sub date Cölln an der Spree, den 19. Januarii 1661. Eine 
Urkunde mit obigen Daten hat die Zeitschrift „Das Bau- 
gewerbe‘ ausgegraben und empfiehlt sie unter der Ueber- 
schrift „Der Große Kurfürst zur Frage der Be- 
lebung der Neubautätigkeit durch Steuer- 
befreiungen‘ den gegenwärtigen Machthabern zur Nach- 
ahmung. Wir fürchten jedoch, daß die Redaktion der ge- 
nannten Zeitschrift das Edikt nur sehr flüchtig gelesen hat. Die 
von den Arbeitgebern angezogene landesherrliche Versügung 
hatte den Zweck, die Siedlungstätigkeit in Brandenburg zu 
heben, nachdem durch den Dreißigjährigen und die nachfolgen- 
den Kriege nicht nur viel Land verwüstet, sondern auch die Be- 
völkerung dezimiert war. Die damaligen Herrscher suchten 
diese Schäden so rasch als möglich zu beheben; das betreffende 
Edikt verspricht deswegen: „allen denjenigen so wüste Stelle 
anzunehmen, zu bebauen und also sich in diesen Unsern Lan- 
den Häußlich nieder zu lassen vorhabens seyn sollten, einige 
empfindliche Ergötzlichkeit wiederfahren zu lassen“. Die Er- 
götzlichkeiten bestanden darin, daß solche Siedler von aller- 
hand Landesbeschwerden befreit sein sollten, als da sind: 
Schoß-Contribution, Einquartierung, Steuren, Collecten, Pacht, 
Zinsen, Zehend und allerhand Praestationen auf sechs Jahre. 
Außerdem wurde ihmen Bauholz geliefert. x 


® Wir wollen: die Frage nicht untersuchen, ob die Methoden 
des Jahres 1661 auf das 20. Jahrhundert ohne weiteres über- 
tragbar sirfd, nur feststellen, daß die Steuerbefreiung damals 
solchen Leuten in Aussicht gestellt worden ist, die unbebautes 
Land urbar machen und bebauen wollten, was bedingte, daß sie 
natürlich auch für sich selbst ein Wohnhaus errichteten. Was 
die der Zeitschrift „Das Baugewerbe‘ nahestehenden Kreise 
unter Neubautätigkeit z. Zt. verstehen, ist etwas wesentlich 
anderes. Ihnen handelt es sich nicht darum, daß jemand Steuer- 
freiheit genießt, weil er für sich und seine Familie selbst eine 
Wohnung: errichtet hat, sondern darum, daß Mietskasernen 
bzw. deren Inhaber steuerfrei bleiben. In dem Falle von 1661 
handelte es sich darum, das platte Land, zum Teil auch die ver- 
wüsteten Städte, mit werktätigem Volk zu besiedeln, während 
heute Steuerfreiheit verlangt wird, um den schon von 
seinem Arbeitgeber um einen Teil seines Arbeitsertrages 'ge- 
brachten Proletarier auch in seiner Eigenschaft als Mieter zu- 
unsten des kapitalistischen Hausbesitzers weiter auszubeuten. 
ieselben Kreise, die der heutigen Regierung das Edikt 
„Friedrich Wilhelms, Marggraf zu Brandenburg, des Heil. 
Römischen Reichs Ertz-Cämmerer und Churfürst etc.“ zur 
Nachahmung vor Augen halten, tun alles, um zu verhüten, 
daß gemeinnützigen Siedlungsgesellschaften und ähnlichen 
Selbsthilfeeinrichtungen der Arbeitnehmerschaft im wahren 
Sinne jenes Edikts seitens der Regierung Erleichterungen ver- 
schafft werden. 


SASABARA] Bern 


Forderung auf Einschränkung der Bergschülerzahl. Der 
Vorstand unseres Bundes hat sich in seiner Sitzung am 8. Fe- 
bruar mit der allgemeinen Wirtschaftslage unter besonderer Be- 
rücksichtigung des Bergbaus und der Heranbildung von tech- 
nischen Bergbauangestellten beschäftigt. Nach eingehender Be- 
ratung wurde folgende Entschließung an den Preu- 
ßischen Handelsminister beschlossen: 

„Die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung des Bergbaues, insbe- 
sondere die umfangreichen Stillegungen im Ruhr- und Kalibergbau, die 
Beamtenentlassungen im Saarrevier und die Einführung des Zweischichten- 
systems in der Braunkohlenindustrie haben ein starkes Anschwellen der 
Stellenlosenziffer der technischen Bergbauangestellten zur Folge gehabt. 


Es wird unmöglich sein, die ausgeschiedenen Angestellten in abseh- 
barer Zeit wieder in ihrem Berufe unterzubringen; ebensowenig können 
die Bergschulabsoiventen Stellung im Berufe finden. 

Angesichts der Ueberfüllung des technischen Stellenmarktes im 
Bergbau muß größte Zurückhaltung in der Heranbildung des Nach- 
wuchses geübt werden. Der Bund der technischen Angestellten und 
Beamten ersucht deshalb den Preußischen Handelsminister, die Berg- 
schulvorstände anzuweisen, daß sie sich bei der Neuaufnahme von 
Schülern größte Beschränkung auferlegen und schon die Aufnahmeziffer 
für das nächste Frühjahrssemester stark herabsetzen. 

Zur besonderen Begründung vorstehender Forderung sei auf die 
bereits übermittelte Entschließung unserer ERChEN Saarbergbau und 
auf den Ausschuß für die Stillegung der sü lichen Randzechen ver- 
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wiesen, dessen ES FORNER Auffassung dahingeht, daß nur die Verringe- 
rung der Bergschüterzahl eine Entlastung des Stellenmarktes der tech- 
nischen Bergbauangestellten verspricht.‘ 

Diese Entschließung enthält zugleich eine Warnung vor der 
Ergreifung des technischen Bergbauberufes. Sie gilt nicht nur 
für den Besuch der Bergschulen, sondern auch für das 
Studium an den technischen Hochschulen. Schon seit 
einigen Jahren ist es unmöglich, die fertig ausgebildeten Hoch- 
schüler in entsprechenden Positionen unterzubringen; vielfach 
mußten sie sich mit der Uebernahme von unteren Stellen be- 
gnügen, ohne eine Aufstiegsmöglichkeit vor sich zu sehen. Ein 
erheblicher Teil fand überhaupt keine Gelegenheit zur Aus- 
übung des erlernten Berufs. Deshalb muß nicht nur aufs ein- 
dringlichste vor dem Bergschulbesuch, sondern auch vor dem 
Hochschulstudium gewarnt werden. Von dem Handelsminister 
erwarten wir, daß er auch die technischen Hochschulen und 
Bergakademien auf die starke Ueberfüllung des technischen 
Stellenmarktes im Bergbau hinweist, 


Die Pensionskassenbeiträge der Angestellten in der Ruhr- 
knappschaft. Das Reichsknappschaftsgesetz, das am 1. Janupr 
1924 in Kraft trat, enthält in & 135 die Bestimmung: „Innerhalb 
des Bezirksvorstandes werden getrennte Abteilungen für 
Arbeiter und Angestellte gebildet.“ Und in $136 ist fest- 
gelegt: „Ueber Angelegenheiten, die ausschheßlich die Ar- 
beiterabteilung oder die Angestelltenabteilung der Pensions- 
kasse berühren, beschließt der zuständige Abteilungsvorstand. 
Ueber alle anderen Angelegenheiten beraten und beschließen 
die Abteilungsvorstände gemeinsam.“ Vor dem Inkrafttreten 
des Reichsknappschaftsgesetzes hatten die Angestellten keinen 
Einfluß in den Knappschaitsvereinen. 

Nach Artikel 9 des Einführungsgesetzes zum R.K.G. mußten 
die bisherigen Organe der Knappschaftsvereine, denen keine 
Angestelltenvertreter angehörten, die Geschäfte bis zum 31. De- 
zember 1924 weiterführen. Dem im Februar v. J. gewählten 
vorläufigen Bezirksvorstand lagen gemäß Artikel 13, Abs. 2 


«des Einführungsgesetzes lediglich ob die Vorbereitung der 


Wahlen der Knappschaftsältesten und Angestelltenältesten und 
die Leitung dieser Wahlen. Die Pensionskassenbeiträge in der 
Angestelltenabteilung der Ruhrknappschaft und auch in den, 
anderen Bezirksknappschaftsvereinen sind infolgedessen ohne 
Mitwirkung von Vertretern der Angestellten festgesetzt wor- 


. den. Sie betragen (Anteil der Angestellten und Arbeitgeber) 


in Klasse IV 56 Mk., in Klasse III 42 Mk., in Klasse II 28 Mk: 
und in Klasge I 14 Mk. monatlich. Das bedeutet eine Belastung 
für den einzelnen Angestellten von 10 bis 15 Prozent des Ein- 
kommens. Hinzu kommen noch die Beiträge für die Angestell- 
tenversicherung, für Krankenkasse usw. Diese Belastung 
ist für die Angestellten untragbar. 

Es muß zugegeben werden, daß es kurz vor Beginn des 
Jahres 1924 außerordentlich schwierig für die Kna pschaft 
war, die richtige Beitragshöhe für die Angestelltenabteilung der 
Pensionskasse festzusetzen. Damals wirkten sich die Betriebs- 
stillegungen bzw. Einschränkungen und die damit verbundenen 
Entlassungen im Ruhrbergbau auch auf die Knappschaft sehr 
stark aus. Es war noch nicht zu übersehen, wieviel Angestellte, 


- gezwungen durch die Verhältnisse, Anträge auf Pensionierung 


stellen und wieviel im Produktionsprozeß vollwertig tätig‘ 
bleiben würden. Nur diese Unsicherheit der Verhältnisse in 
der damaligen Zeit dürfte die Festsetzung der Beiträge in der 
Angestelltenabteilung der Pensionskasse bei der Ruhrknapp- 
-schaft erklärlich erscheinen lassen. 

Heute lassen sich jedoch die Dinge schon ziemlich klar 
übersehen, so daß eine Nachprüfung der Beiträge erfolgen 
kann. Der endgültige Bezirkavorstand hat im Januar 1925 
seine Tätigkeit aufgenommen. In der ersten Sitzung des Be- 
zirksvorstandes am 8. Januar d. J. verlangten wir genaue Aus- 
kunft über die Einnahmen und Ausgaben der Angestellten 
abteilung der Pensionskasse. Die Verwaltung der Ruhrknapp- 
schaft erklärte, daß diesbezügliche Erhebungen im Gange seien 
und die gewünschte Auskunft deshalb noch nicht erteilt werden 
könne. Nun haben wir einen Antrag beim Vorstand der Ruhr- 
knappschaft eingebracht, dahingehend, daß die Beiträge in 
der Be tage bieilung der Pensionskasse nachgeprüft und 
entsprechend den gegenwärtigen Leistungen herabgesetzt wer- 
den sollen. In der Begründung wird darauf hingewiesen, daß 
die Beiträge bei- der Ruhrknappschaft erheblich höher sind 
als bei den übrigen Bezirksknappschaftsvereinen und daß die 
Belastung für den einzelnen Angestellten unter Berücksichti- 
gung der Einkommensbezüge entschieden zu hoch ist. Ferner 
wird auf den Bericht des Ausschusses zur Prüfung der mit der 


- Stilegung von Zechen im südlichen Ruhrbezirk zusammen- 


hängenden Fragen verwiesen, worin hervorgehoben wird, daß 
dem Ausschuß ganz besonders die Höhe der Beiträge für die 
Angestelltenabteilung der Pensionskasse aufgefallen ist. 
Soweit die Zahlen der Angestelltenabteilung der Pensions- 
kasse bekannt -sind, lassen sich überschläglich Annäherungs- 
werte berechnen. Die Beitragseinnahmen bei 24465 Mitgliedern 
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dürften rund 972000 Mark‘ monatlich betragen. Selbst wenn 
man die 850: Invaliden sowie die entsprechende Anzahl der 
Witwen und Waisen auf die höchsten Klassen verteilt (Klasse 
IH und IV) und nur Angestelltendienstjahre zugrunde legt, 
kommt ein erheblicher überschüssiger Prozentsatz an Beitrags- 
geldern heraus, so daß eine wesentliche Herabsetzung der 
Beiträge unter allen Umständen erfolgen kann. In der voraus- 
sichtlich am 10. Februar stattiindenden Vorstandssitzung der 
Ruhrknappschaft wird der Beweis für die Berechtigung unserer 
Forderung auf Herabsetzung der Beiträge von unserer Seite er- 
bracht werden. 


Der Schiedsausschuß (Tarifausschuß) für technische An- 
gestellte des Ruhrbergbaues befaßte sich in der Sitzung am 
13. Januar d. J. unter anderem auch mit einer Anfrage des 
Berggewerbegerichts Essen I. Das Berggewerbegericht 
wünschte eine gutachtliche Aeußerung darüber, ob und in 
welcher Höhe die tariflichen - Leistungszulagen an die tech- 
nischen Betriebsausschußmitglieder zu gewähren sind. Es wurde 
folgender Beschluß gefaßt: 

„Die Geschäftsführung des Zechenverbandes wird beauftragt, auf die 
Anfrage des Berggewerbegerichts zu antworten, daß nach der ein- 
inütigen Auffassung des Schiedsausschusses der Kläger (Betriebs- 
ratssteiger) Änspruch auf die durchschnittliche 
Leistungszulage seiner Gruppe hat.“ 

In dieser Sitzung befaßte sich der Schiedsausschuß auch mit 
der Frage, ob ein Abteilungssteiger vom Tage der behördlichen 
Verpflichtung ab oder vom Tage der Uebernahme seiner 
Dienstgeschäfte das Gehalt der Abteilungssteigergruppe zu 
beanspruchen hat. Ferner, wie lange in Urlaubs- und Krank- 
heitsfällen eine stellvertretende Revierführung ohne Anspruch 
auf das Abteilungssteigergehalt tariflich zulässig ist. Die Ent- 
scheidung wurde zurückgestellt. Es wurde beschlossen, daß 
beide Seiten die Angelegenheit zunächst unter sich besprechen 
sollen. — Wegen der Umstellung der Lebensversicherung auf 
Goldmarkversicherung sagte der Zechenverband zu, die 
Angelegenheit in den in Frage kommenden Organen zu er- 
örtern. 


Verbindlicherklärung des Ruhrschiedsspruches. Das Reichs- 
arbeitsministerium hat den am 12. Januar d. J. gefällten 
Schiedsspruch, der für die Angestellten des Ruhrbergbaues 
mit Wirkung vom 1. Dezember 1924 eine zehnprozentige Ge- 
haltserhöhung vorsieht, verbindlich erklärt. 


Die Wirkung des Gesteinsstaubes bei der Bekämpfung 
von Grubenexplosionen. Das Oberbergamt in Dortmund 
teilt mit: Mehrere Grubenexplosionen der neueren Zeit, bei 
denen sich das Gesteinsstaubverfahren als äußerst wirksam er- 
wiesen hat, veranlassen uns, die Wirkungsweise des Gesteins- 
staubes der weiteren Oeffentlichkeit darzustellen. 

Die im Steinkohlenbergbau des Oberbergamtsbezirks Dort- 
mund seit Jahren bergpolizeilich vorgeschriebene Berieselung 
des Kohlenstaubes mit Wasser hat die in sie gesetzten Erwar- 
tungen nicht erfüllt. Sie verhindert zwar, wenn sie ordnungs- 
mäßig durchgeführt wird, die Aufwirbelung des Kohlenstaubes 
vor dem Schuß und damit die unmittelbare Zündung eines 
Kohlenstaubgemisches durch Schießarbeit, verhütet aber nicht 
das Anschießen von Schlagwettern und das Ueberspringen von 
Schlagwetterexplosionen auf den Kohlenstaub. Außerdem läßt 
sich die ordnungsmäßige Durchführung der Berieselung nur 
schwer erreichen und nicht einwandfrei _nachprüfen. 

Aus den obigen Gründen soll die zur Verhinderung von 
Grubenexplosionerm angeordnete Berieselung mit Wasser durch 
Anwendung von Gesteinsstaub ersetzt werden. Dieser hat sich 
in jahrelangen, umfangreichen, im In- und Auslande angestell- 
ten Versuchen und bei uns auch im Ernstfalle bereits mehrfach 
als unbedingt zuverlässig bei der Bekämpfung von Gruben- 
explosionen erwiesen. Er verhindert mit Sicherheit, wenn ord- 
nungsmäßig verfahren wird, das Anschießen von Schlagwettern 
und Kohlenstaubgemischen, verhütet die Uebertragung einer 
Schlagwetterexplosion auf den Kohlenstaub und löscht ent- 
standene Explosionen ab. Seine Verwendung hat außerdem 
noch den Vorteil, daß der Gesteinsstaub dauernd wirksam 
bleibt, während die Berieselungsfeuchtigkeit bald wieder ver- 
schwindet und ferner den, daß sein Vorhandensein leicht nach- 
geprüft werden kann. 

Der Gesteinsstaub wirkt dadurch, daß er der Flamme des 
Schusses oder der Explosion soviel Wärme entzieht, daß sie 
nicht mehr heiß genug ist, um die Explosion weiterzutragen. 
Bedingung für seine Wirksamkeit ist, daß er 

1. in solchen Mengen vorhanden ist, daß er wirken kann und 

2, so fein ist, daß der Luftstoß, welcher der Explosionsflamme 
voraufläuft, ihn ebenso leicht aufwirbeln und ebenso lange 
schwebend erhalten kann, wie den feinen Kohlenstaub, 
den er unentzündbar machen soll. 

Die erforderliche Menge des Gesteinsstaubes ist abhängig 
von der Menge des vorhandenen Kohlenstaubes. Dort, wo die 
Sicherung dadurch erzielt wird, daß an allen den Stellen, wo 
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sich Kohlenstaub ablagert, auch Gesteinsstaub gestreut wird, 
muß das Verhältnis des Gesteinsstaubes zum Kohlenstaub 
mindestens eins zu eins sein. Wo die ‚Sicherung dadurch er- 
folgt, daß an den Hauptpunkten der Grube auf den sogenannten 
Gesteinsstaubsperren größere Mengen von Gesteinsstaub auf- 
gestapelt werden, welche die Explosion in diesen Punkten ab- 
löschen sollen, wird die Menge des Gesteinsstaubes durch den 
Streckenquerschnitt und die Entfernung vom Herde der Explo- 
sion bestimmt, in der diese aufgehalten werden soll. Ausgangs- 


stelle der Explosion ist: gewöhnlich. der Orts- oder Abbaustoß. 
Da die Explosion, wenn sie genügend ‘Nahrung vorfindet, an 
Heftigkeit mit der Länge der durchlaufenden Strecke zunimmt, 
so müssen die anzuhäufenden Gesteinsstaubmengen,‘ auf die 
Einheit des Streckenquerschnitts bezogen, nach dem Schachte 
zu immer größer werden. 

Grundsatz bei allen Sicherungen ist, die Explosion zu ver- 
hüten, wenn sie aber entstanden ist, sie möglichst nahe am 
Entstehungsort abzulöschen. 


BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Bedenkliche Abrechnung von Bauvorhaben in der R.V.V. 
Nachstehend veröffentlichen wir eine Verfügung der R.V.V! 
Koblenz über Abrechnung : von Bauvorhaben, da diese im 
engsten Zusammenhang mit den in Nr. 4 der „D.T!Z.““ be- 
handelten zwei Fragen, nämlich Abbau und Rückgruppierung 


steht: „Koblenz, den 10. Januar 1925. 
Reichsvermögensverwaltung für die 
besetzten rheinischen Gebiete. 
Aktenz. B. 7/191. 

An sämtliche Reichsvermögensämter, 

» sr Reichsneubauämter, 

„ „ Reichsvermögensstellen, 

„»„ den Generaldelegierten in Aachen. 

Gez. 11173, III/4, 11/5. Reserve 8, 

Betr: Abrechnung der Bauvorhaben. 


Der Herr Reichsminister füc die besetzten Gebiete hat durch Erlaß 
vom 16. Dezember 1924, Haupt-Abt. II 7/6879,24, erneut die be- 
schleunigte Abrechnung der fertiggestellten Bauvorhaben und der in 
Papiermark abgeschlossenen Verträge gefordert. Er hat hierbei insbe- 
sondere darauf. hingewiesen, daß mit Rücksicht auf die ernste Finanz- 
lage des Reiches die Kosten für die Rechnungslegung der Bauten aus 
der. Inflationszeit und Nachkriegszeit weitgehendst eingeschränkt werden 
müssen. 

Hierzu ist erforderlich, daß nach Möglichkeit die Forde«- 
rungen der Unternehmer aus dieser Zeit im Ver- 
gleichswege ohne die Aufstellung umfangreicher 
förmlicher Abrechnungen durch die Dienststellen 
erledigt werden. Auf die diesbezügliche Verfügung vom 7. Mai 1924, 
B. 191 und 3. Oktober 1924, B. 7/191 weise ich erneut hin. 

Im Nachgange zum drittletzten Absatz der Verfügung vom 3. Okt. 
1924, B. 7/191, ordne ich gemäß Weisung des Herrn Reichsministers 
für die besetzten Gebiete an, daß die Eriedigung aller Abrechnungsreste 
von Bauten, die bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1923 (1. April 1924) 
fertiggestellt waren, bis zum 1. April 1925 zu erfolgen hat. 
Bis zum gleichen Zeitpunkte müssen auch alle Rechnungen für die zu 
Papiermark vergebenen ' und ausgeführten Teilarbeiten im Jahre 1923 
begonnener, am 1. April 1924 aber noch nicht vollendeter Bauten er- 
ledigt.sein, so daß also am 1. April 1925 sämtliche auf Papiermark4+ 
grundlage vergebenen Arbeiten abgerechnet sein müssen. 

Ich verkenne nicht, daß die Einhaltung der vorgenannten, vom 
Herrn Minister festgesetzten Fristen trotz der inzwischen eingetretenen 
Verminderung der Bautätigkeit nur bei äußerster Anspannung aller 
Kräfte und weitgehendster Vereinfachung der Rechnungs'egung möglich 
sein- wird und erwarte, :daß die Herren Amtsvorstände durch geeignete 
Arbeitsverteilung und ‚schärfste Kontrolle der Einzelleistungen für ihre 
Erhaltung Sorge tragen. 

Vorgenannte Frist soll nach Anordnung des Herrn Ministers auch den 
Städten gestellt werden. Ich erbitte dieserhalb sofort mit ihnen in Ver- 
bindung zu treten und über das Ergebnis der Verbandiungen bis zum 
1. Februar 1925 zu berichten. 

In die mit Verfügung vom 3. Oktober 1924, B. 7/191 geforderten 
Verzeichnisse über den Stand der Abrechnungen sind nunmehr auch alle 
Bauvorhaben aufzunehmen, die nach vorstehendem bis zum 1. April 1925 
ganz oder teilweise abzurechnen sind. Die Vorlage der Nachweisung 
hat nunmehr halbmonatlich (15. 1. 1. 2, 15. 2,1. 310. 3. 1. 4.) zu 
erfolgen. ) 

Erstmalige Erfassung _der neu aufzunehmenden Bauvorhaben am 
1. Februar 1925. I. A. gez. Hirschberger.“ 

Aus vorstehender Verfügung der R.V.V. ist ersichtlich, 
in welcher Weise neuerdings die Abrechnung von Bauvorhaben 
des besetzten Gebietes durchgeführt werden soll, nicht aber 
ob diese Richtlinien für die Abrechnung von dem Minister des 
besetzten Gebietes gegeben wurden. Es scheint, daß le:zterer 
nur die beschleunigte Abrechnung der fertiggestellten Bau- 
vorhaben und der in Papiermark abgeschlossenen Verträge ge- 
fordert hat. 

Die ganze Technikerschaft im Bereiche der R.V.V. Koblenz 
ist sich darüber klar, daß der gestellte Termin (1. April 1925) 
unmöglich eingehalten werden kann, da die Unmengen noch 
zu erledigender Abrechnungen aus den früheren Jahren in einer 
so kurzen Frist nicht bewältigt werden können. 

Das. Bestreben, ein möglichst sabgekürztes Abrechnungs- 
verfahren von Bauvorhaben in der Bauverwaltung einzuführen, 
wird von der ganzen Technikerschaft begrüßt, zum Teil wird 
nach einem abgekürzten Abrechnungsverfahren bereits abge- 
rechnet. 


Nicht verkannt wird, daß ein Abrechnungsverfahren nach 
den Bestimmungen der alten Heeresbauverwaltung nicht mehr 
in die heutige Zeit hineinpaßt, und hat die Technikerschaft 
schon jahrelang gehofft, daß in der Bauverwaltung ein neues, 
zeitgemäßes Werk hinsichtlich der gesamten Bearbeitung von 
Bauvorhaben eingeführt würde. 

Der Versuch, durch eine Großzügigkeit in der Behand- 
lungsart der Abrechnungen eine schnellere Erledigung dev 
Bauvorhaben herbeizuführen, wird von der Technikerschaft an- 
erkannt. Ausschlaggebend für diese Großzügigkeit 
in der Abrechnung darf aber nicht lediglich der. 
Gesichtspunkt der Kostenersparnis für Personal- 
ausgaben sein, sondern in erster Linie muß 
doch das Reichsinteresse als Allgemeininter- 
essegewahrt werden. 

Daß gerade durch ein überstürztes Abrechnungsverfahren 
dem Reich ein unermeßlicher Schaden entsteht, ist ohne 
Zweifel. 

Die Technikerschaft findet es deshalb unverständlich, daß 
die R.V.V. Koblenz, der doch sicherlich diese Tatsache be-. 
kannt sein dürfte, dazu übergeht, einen derart kurzen Termin 
zur Erledigung der genannten Abrechnungen zu stellen. 

Selbst wenn der Herr Minister für die besetzten Gebiete 
einen undurchführbaren Termin für irgendeine Sache stellt, so 
müßte doch die R.V.V. Koblenz bei .ihrer Sachkenntnis ent- 
sprechende Schritte unternehmen, um solche Unmöglichkeiten 
von vornherein zu verhüten. 

Es darf ohne weiteres angenommen werden, daß auch 
Amtsvorstände von der Undurchführbarkeit der Anordnung 
vollständig überzeugt sind. 

Für die Technikerschaft bleibt bei dieser Sachlage einzig 
die Vermutung, daß die vorstehende Verfügung nur ein weiteres 
Glied in der Kette der Maßnahmen gegen das technische Per- 
sonal (Angestellte wie Beamte) von seiten der R.V.V. Koblenz 
usw. darstellt. 


Beamtenrecht 


Die Neufestsetzung der B.D.A. durch. den Magistrat der 
Stadt Berlin. Im Dienstblatt des Magistrats, Tejl I, S. 15 sind 
unter Nr. 29 die Bestimmungen für „Neufestsetzung der B.D.A.“ 
entsprechend der Entscheidung des Landesschiedsgerichtes be- 
kanntgemacht worden. Man kann wohl jetzt schon voraussagen, 
daß diese Neufestsetzung einen Rattenschwanz von Prozessen 
nach sich ziehen wird, zumal (nach Ziffer 6) der Oberpräsident 
angeordnet haben soll, daß ein wohlerworbenes Recht 
auf ein B.D.A. nur dann anzuerkennen sei, „wenn einem Be- 
amten im Anstellungsvertrage die Anrechnung eines bestimmten 
Zeitraumes bei seiner Einreihung: in die Gehaltsstufen einer 
planmäßigen Besoldungsgruppe ausdrücklich mit der Wir- 
kung zugesagt worden ist, daß sie auch dann ein- 
treten solle, wenn Gruppeneinteilungen und Gehaltssätze 
sich, wie das bei Erlaß einer ganz neuen Besoldungsordnungt 
der Fall ist, ändern.“ 

Nur wenn das der Fall wäre, dürfe daher abweichend von 
der B.O. verfahren werden. Lägen nicht sämtliche Voraus- 
setzungen vor, so könne ein Anspruch nicht anerkannt wer- 
den. Auch nur ähnlich liegende Fälle müßten aus- 
scheiden. Glaube die umzurechnende Stelle trotzdem ein 
wohlerworbenes Recht anerkennen zu müssen, so sei ein ein- 
gehend begründeter Antrag an den Magistrat einzureichen. 

Diese Rechtsauffassung darf nicht unwider- 
sprochen bleiben! 

Die Veranlassung zu der Neufestsetzung der B.D.A. der 
Berliner Beamten ist ein Einspruch des Oberpräsidenten 
als Aufsichtsbehörde vom 10. Oktober 1922 auf Grund 
des $ 9 ides .R.Spr.G. gegen den & 24 der Berliner Besoldungs- 
ordnung, da dieser für die Beamtenschaft eine günsti- 
gere Festsetzung, des B.D.A., also auch ihrer Bezüge, im 
Sinne des R.Spr.G. darstelle. Der. Einspruch des Oberpräsiden- 
ten ist eine Wiederholung des Einspruches des Reichsfinanz- 
ministeriums gegen eine „Länderbesoldungsordnung“, die in der 
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Entscheidung des Reichsschiedsgerichts vom 12. November 1921 
(vel. Aßmann: „Wohlerworbene Beamtenrechte‘‘ S. 35) zu 
Recht: anerkannt worden ist. Die Aufsichtsbehörde hat das 
Recht und die Pflicht, die richtige Eingruppierung der Dienst- 
stellen in die B.O.. nach dem R,Spr.G. zu sichern, dagegen 
ist es nicht ihre Aufgabe zu prüfen, ob der einzelne Stellen- 
inhaber besondere wohlerworbene Rechte auf bestimmte 
Bezüge für seine Person und Amtszeit hat. Die Besoldung der 
Stelleninhaber ist auch nicht Gegenstand der B.O., sondern des 
Besoldungsplanes der B.O. Es ist Angelegenheit der Anstel- 
lungsgemeinde, ob. sie wohlerworbene Rechte der. Einzel- 
beamten’ anerkennen will oder nicht. Nur dann, wenn sie 
zweifelhaft sind, ist diese Frage im Wege des $ 7 K.B.G. zu 
entscheiden (vgl: S. 17 Aßmann: „Wohlerworbene Beamten- 
rechte‘‘). A 

Der Oberpräsident erkennt an, daß das B.D.A. ein 
wohlerworbenes Besoldungsrecht ist. Er irrt indessen inso- 
fern, als er ein wohlerworbenes Recht nur dann als ein solches 
anerkennen will, wenn es, wie unter Ziffer 6 der, Magistrats- 
verfügung gesagt ist, ausdrücklich als unwiderruf- 
lich in der Anstellungsurkunde verankert sei. ve 

a) Das B.D.A. enthält nicht nur die Zeitangabe, von welcher 
an ein Beamter nach seiner Dienstaltersstufe jeweils zu besolden 
ist, es verkörpert auch als Terminus technicus einen Anspruch 
des Beamten auf bestimmte Gehaltsbezüge. Es trägt also nicht 
allgemein der Charakter beliebiger Widerruflichkeit, sondern 
dokumentiert die Absicht einer dauernden Besserstel- 
lung. Das im Rechtswege zulässige Verlangen, ein günstigeres 
B.D.A. bei der’ Einreihung eines am 31. März 1920 angestellt 
gewesenen Beamten ‚festzusetzen, ‘bedeutet sachlich das Be- 
gehren höherer Gehaltsbezüge; denn über die Stufen- 
einreihung innerhalb der Besoldungsgruppe entscheidet das B.D.A. 

Es wird dieserhalb insbesondere noch auf die Entscheidung 
des Landesschiedsgerichts zur Berliner Besoldungsordnung vom 
5. Juli 1924 (Nr. 116, 22) verwiesen. Hier ist ausdrücklich 
gesagt, daß nicht nur Streitigkeiten über die Berechnung des 
B.D.A., über ein wohlerworbenes Recht auf die Berechnung 
der Besoldung innerhalb der Gruppe, nach Maßgabe des 
früher festgesetzten B.D.A. auch in Beziehung auf die Ein- 
ordnung in die Gehaltsstufen, im Wege des $ 7 K.B.G. aus- 
getragen werden müssen, sondern daß auch gegen eine Vor- 
schrift, „daß denjenigen Beamten, die ein wohlerworbenes 
Recht auf Berücksichtigung eines bestimmten B.D.A. bei Be- 
rechnung ihrer Besoldung innerhalb der Gruppe des nen 
Besoldungsplanes haben, dies Recht vorbehalten werde‘, nichts 
zu erinnern sei; denn damit würde nur der durch die Bestim- 
mung im 8 3 Abs. 1, Satz des R.Spr.G. geschaffene Rechts- 
zustand zum Ausdruck gebracht worden sein. Die Aufnahme 
einer solchen Bestimmung in den $ 24 der Berliner B.O. sei 


" allerdings dann eine Maßnahme, die zwar überflüssig, aber 





nicht unzulässig gewesen sei. 

b) Es ist nun auf S. 39 in Aßmann „Wohlerworbene Be- 
amtenrechte‘“ nachgewiesen, daß das Preußische Landesrecht 
dafür maßgebend ist, inwieweit in der Zeit vom 1. April 1920, 
dem Tage -der rückwirkenden Kraft des R.Spr.G., wohler- 
worbene Rechte erworben werden können. Der Verfasser 
kommt zu dem Ergebnis, daß wohlerworbene Rechte geltend 
gemacht werden können aus: a) den Besoldungsordnungen, 
die bis zum 30. Juli 1920 vom: Bezirksausschuß bei Städten 
bzw. vom Kreisausschuß bei Landgemeinden genehmigt worden 
sind; b) die Besoldung regelnden Gemeindebeschlüssen, die bis 
zum 30. Juli 1920 ordnungsgemäß beschlossen und den Be- 
amten bekanntgegeben, d. h. zur Durchführung gekommen 
sind; ec) der Aufsichtsbehörde „nach‘ dem 30. Juli 1920 vor- 
gelegten Besoldungsvorschriften, die gentäß: ‚des Preußischen 
Gesetzes vom 8. Juli 1920 bis zum 4. Dezember 1920 in Kraft 


getreten sind. Der $ 3 des R.Spr.G. verlange nur dann eine 


Neuregelung der nach dem 31. März 1920 erlassenen oder in 
Kraft getretenen Besoldungsvorschriften, wenn sie „günstiger“ 
als die nach dem R.Spr.G. zulässigen Vorschriften seien, ge- 
währleiste aber die Aufrechterhaltung eines wohlerwiorbenen 
Rechtes von dieser Neuregelung für die Pergon des Beamten, 

Dieses bedeutet also, daß- rechtswirksame, neue Besol- 


_ dungsvorschriften im Sinne des $ 10 R.Spr.G. nicht ge- 


schaffen werden können (vgl. L.- letzter (Abs. der „Richt- 
linien des Preuß. Min.“ vom 1. März 1920, $ 11 Abs. 2 
R.Spr.G.). Solches liegt aber nicht .vor, wenn ein einzelner 
Beamter auf Grund bisheriger Vorschriften eingruppiert wird. 
(Entsch. Bez.-Aussch. Wiesbaden vom 29. Oktober 1924, B.A. 
139/24.) ; a 
Es:wird nun seitens des Reichsfinanzministeriums in der 
Begründung zum Entwurf des R.Spr.G. die Auffassung ver- 
treten, daß wohlerworbene Rechte nur aus der Zeit vor dem 


1. April geltend gemacht werden könnten, weil dieses Gesetz 


bis zum 1. April 1920 rückwirkende Kraft: habe? Diese Auf- 
fassung ist aber irrig. Als wohlerworbene Rechte sind näm- 


IB lich alle Rechtsansprüche zu. bezeichnen, bei denen die Wider- 


een 


ruflichkeit sich nicht aus dem Gesetz oder aus der Natur der 
Sache ergibt. So findet man z. B. imt 8 28 Abs. 3 der Reichs- 
B.O. vom 30. April 1920 eine Bestimmung; wonach das Recht 
der Reichsbeamten aus der neuen B.O. von dem „Vorbehalt 
der Nachprüfung‘ abhängig gemacht wird, und im. $ 34 dieser 
R.B.O. einen Vorbehalt, daß die Festsetzung der Gehälter usw. 
sowie die Einreihung der Beamten in die Gruppen der R.B.O\ 
„durch Gesetz vorbehalten‘ se. Im Gegensatz hierzu 
besteht aber bis zum Erlaß des R.Spr.O. für die 
Gemeindebeamten weder eine reichs-, noch eine 
landesgesetzliche Bestimmung, welche einen Vor- 
behalt oder eine Widerruflichkeit der rechtsgül- 
tig zustande gekommenen B.O. vorsieht. Es ergibt 
sich also hieraus, daß eine bis zum Inkrafttreten des Preuß. G. 
vom 8. Juli 1920 ordnungsgemäß beschlossene B.O. einer Ge- 
meinde unwiderruflich Rechtsansprüche, d. h. wohler- 
worbene Besoldungsrechte gewährt (vgl. auch Häckel: „Wohl- 
erworbene Beamtenbesoldungsrechte“, K.R. XV S. 17). Dieser 
Auffassung entspricht auch .der letzte Satz, Abs. 1 des R.Spr.O. 
Das O.L.G. Naumburg führt im übrigen -zu der oben zitierten 
Auffassung des Reichstinanzministeriums aus, eine rückwirkende 
Kraft bis zum 1. April 1920 sei dem R.Spr.G. nur deshalb bei- 
gelegt worden, weil am 1. April 1920 das R.B!G. und dessert 
Erg.G. vom 17. Dezember 1920 in Krait getreten sei. Der $ 14 
des R.Spr.G. besage weder nach seinem Wortlaute noch nach 
seinem Sinn etwas darüber, daß Besoldungsvorschriften der 
Gemeinde, die vor Verkündung des R.Spr.G. seit dem 1. April 
1920 ergangen seien, als nach Maßgabe dieses Gesetzes er- 
lassen und nach dessen Vorschriften zu beurteilen seien. Auch 
sonst enthalte das Gesetz keine Bestimmung, obwohl gerade der 
8 3 dazu hätte Veranlassung geben. können. Derartige Be- 
soldungsvorschriften bis zum 24. Dezember 190 
seien daher aus sich selbst heraus, ohne Rück- 
sichten auf die Vorschriften des R.Spr.G. zu beur- 
teilen (cit. Bürgerm. 1924, S. 109). . 

c) Die Besoldungsordnungen derin Groß-Berlin 
eingemeindeten Gemeinden sind nun alle nach dem 
unter b) Gesagten Bestimmungen des - öffentlichen Rechts, 
die „vor‘‘ dem 30. Juli 1920 rechtswirkend waren, also nicht der 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung bedurften. Erst am 30. Juli 
1920 unterwarf das Preuß. Gesetz vom 8. Juli 1920 die Ge- 
meindebesoldungsordnungen dem Einspruchsrecht. Sie traten 
in Kraft, wenn nach erfolgter Vorlage die Aufsichtsbehörde er- 
klärt hatte, keinen Einspruch erheben zu wollen, oder die 
Ausschlußfrist von vier Wochen zur Einspruchserhebung abge- 
laufen bzw. der Einspruch zurückgewiesen war ($ 2 Ges. vom 
8. Juli 1920). In der Regel ist den Beamten auch die Einreihung 
mit dem betr. B.D.A. mitgeteilt oder Gegenstand der An- 


stellungsurkunde geworden. Hiermit hat aber die Ge-. 


meinde „vorbehaltlos“ das B.D.A. als integrieren- 
den Teil der Einreihung in eine bestimmte Gruppe 
anerkannt. 

d) Werden also die am 31. März 1920 im Dienst der Stadt 
Berlin gewesenen Beamten nicht mit ihrem B.D.A., das sie 
vor der Eingemeindung hatten, eingestuft, so wird ihr wohl- 
erworbenes Recht verletzt, was einen Verstoß gegen 
Artikel 129 der Reichsverfassung in Verbindung mit $ 3 
R.Spr.G. (vgl. S. 32 Aßmann:: „Wohlerworbene Beamten- 
rechte‘; Entsch. d. Oberpräsidenten von Berlin in Sache Leh- 
mann und Gen., Berl. Eingemeindungsges.) bedeutet. Die Ein- 
stufung durch Festsetzung eines B.D.A., das schlechter ist als 
das früher innegehabte, stellt aber den Bezug geringerer Be- 
züge dar, und ein solcher Verwaltungsakt ist als gegen Art. 129 
R.Verf. verstoßend rechtsunwirksam. (Urt. R.G. vom 1, Juli 
1924, S. 26 Aßmann: „Wohlerworbene a 

mann. 


Besoldungsfragen 


Der Haushaltsplan des Preußischen Staates für das Rech- 
nungsjahr 1925. Der Entwurf des Haushaltsplans des Preußi- 
schen Staates für das Rechnungsjahr 1925 ist dem nun 
zugegangen. In dem Vorbericht wird besonders betont, da 
bei Bemessung des Ausgabenbedarfs für das Rechnungsjahr 
1925 äußerste Zurückhaltung geübt werden mußte, daß aber 
trotzdem ein erheblicher Mehrbedarf von mehr als einer halben 
Milliarde Mark nicht vermieden werden konnte. Der Mehr- 
bedarf beruht in erster Linie auf einer erheblichen Steigerung 
der Besoldung für Beamte, Hilfsbeamte und Angestellte. Ob- 
wohl die gegenwärtigen Grundgehälter durchschnittlich 90 v. H. 
der Friedensgrundgehälter nicht überschreiten, hat sich dieser 
Besoldungsbedarf von rund 460 Millionen Reichsmark im Rech- 
nungsjahr 1913 auf 881,9. Millionen Reichsmark, also um 
415 Millionen Reichsmark oder um 91,7 v. H. erhöht, 

Bei dem im Haushalt für 1925 aufgenommenen Personal- 
stand an planmäßigen Beamten ist von der Stellenzahl 
und Gruppierung im Nachtragsstellenplan für 1924 ausgegangen. 
Dabei sind jedoch Planstellen, die bis zum 1. April noch in 
Wegfall kommen, nicht wieder aufgenommen. 
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Neue Beamtenstellen sind nur in ganz vereinzelten 
Ausnahmefällen und in ganz geringer Zahl, soweit sie durch 
ein dringendes Bedürfnis erfordert werden, eingestellt: 

Höherstufungen von Beamtenstellen sind aus- 
nahmsweise nur da in Aussicht genommen, wo solche durch 
eine organisatorische Aenderung notwendig erschienen. 

Der Etat schließt mit einer Gesamteinnahme und -ausgabe 
von 2830294766 Mk. ab. 

Ueber die Personalentwicklung sind in den Anlagen 
zum Vorbericht folgende interessante Angaben gemacht. Die 
Zahl der planmäßigen Beamten betrug nach dem Haushalt für 
1913 nach Abzug der auf die Abtrennungsgebiete und auf das 
Saargebiet entfallenden Stellen 82957, Für den Haushalt für 
1925 sind 149115 Beamte erforderlich. Die ungewöhnliche Er- 
höhung gegenüber dem Haushalt von 1913 findet ihre Ber 
gründung insbesondere in der Vermehrung der Beamtenstellen 
bei der allgemeinen Verwaltung infolge Zuweisung neuer Ar- 
beitsgebiete (Schutzpolizei, Landjägereii usw.). 

Die Zahl der beamteten Hilfskräfte betrug am 1. Ok- 
tober 1923 14342, ant 1. Juli 1924 14.395, für 1925 werden durch- 
schnittlich 14440 Kräfte erforderlich. Die Zahl der An- 
gestellten betrug am 1. Oktober 1923 24068, am 1. Juli 1924 
18051. Für 1925 werden durchschnittlich 18602 Kräfte er- 
iorderlich. Die Zahl der Arbeiter betrug am 1. Oktober 
1923 16755, am 1. Juli 1924 14576, für 1925 werden durch- 
schnittlich 14340 Kräfte erforderlich. 

Nachstehend geben wir folgende Einzelheiten aus dem 
Etat wieder: 


Preußisches Finanzministerium (Katasterver- 
waltung). 
Laufende Einnahmen für Gebühren der Kat.-Verw. 4000000 Mk. 
Prüfungsgebühren der Katasteranwärter 1000 Mk. 
An Planstellen sieht dieser Etat vor: 
Gruppe 11 19 Regierungs- und Steuerräte, 
— Gruppe 10 39 Regierungs- und Steuerräte, 
Gruppe 10 404 Katasterdirektoren und Regierungslandmesser, 
Gruppe ‚9 442 Katasterdirektoren und Regierungslandmesser, 
Gruppe 8 170 Katasterobersekretäre, 
Gruppe ‚7 255 Katasterobersekretäre, 
Gruppe 6 625 Katastersekretäre (hiervon 146 die Bezüge 
Gruppe 7). 

Gegenüber dem Etat vom Jahre 1924 hat sich hiernach 
die Zahi der Planstellen für Katasterdirektoren und Regierungs- 
landmesser um 29, für Katasterobersekretäre um 34 und für 
Katastersekretäre um 17 vermindert. Eine teilweise Höher- 
gruppierung haben die Katasterdirektoren erfahren. In den 
Erläuterungen ist zu dieser Etatposition folgendes zu sagen: 

„Die Aenderung des Verteilungsmaßstabes bei den Besoldungsgruppen 
A10 und A9 ist begründet durch die Umorganisation in der Verwaltung, 
die Uebertragung neuer wichtiger Arbeiten und die Erhöhung der Forde- 
rung für die Vor- und Ausbildung.“ 

Die Zahl der außerplanmäßigen Beamten für 193 
ist in der Besoldungsgruppe A, 9 auf 85, in der Besoldungs- 
gruppe A 6 auf 163 festgelegt und bedeutet ebenfalls einen 
kleinen Rückgang gegenüber der Stellenzahl des verflossenen 
Jahres. 

Angestellte waren am 1. Oktober 1923 4455, am 
1. Juli 1924 3499 vorhanden, für 1925 sind durchschnittlich. 
erforderlich 3999 Angestellte. Die Zahl der Zöglinge be- 
trägt 680. 

Für die Erhaltung und Erneuerung des Katasters ist ein 
Betrag von 40000 Mk. eingesetzt. Abfindungssummen an auts- 
scheidende Beamte und Angestellte sind nicht vorgesehen, so 
daß im Zusammenhang mit der als erforderlich bezeichneten 
Zahl der Angestellten angenommen werden muß, daß der Ab- 


er 


bau in der Katasterverwaltung als tatsächlich beendet be 


trachtet wird. 


Preußisches Landwirtschaftsministerium 
(Landeskulturämter und Kulturämtern). 
An Planstellen sieht dieser Etat vor: 
Gruppe A 11 7 Regierungs- und Vermessungsräte, 
Gruppe A 10 2 Regierungs- und Vermessungsräte, 
098 Vermessungsräte, 
229 Regierungslandmesser, 
A 3238 Regierungslandmesser, 
"A 84 Vermessungsobersekretäre, 
A 125 Vermessungsobersekretäre, 
291 Vermessungssekretäre (hiervon 97 

Gruppe 7). 

Gegenüber dem Etat vom Jahre 1924 hat sich die Zahl 
der Planstellen für Regierungs- und Vermessungsräte um 1, 
für Regierungsoberlandmesser und Landmesser um 223 und 
für Vermessungssekretärte um 19 verringert. 

Neu ist die Schaffung der Obersekretärklasse 
für Vermessungsbeamte im mittleren Dienst. Diese wird in den 
Erläuterungen folgendermaßen begründet: 

„Die Umgestaltung der Landesktlturbehörden (Gesetz vom 3, Juli 
1919) bedingt auch eine Reform im Vermessungswesen, welche die Ver- 
messungsbeamten durch Uebertragung gewisser Arbeiten an Vermessungs- 


Gruppe 
Gruppe 
Gruppe 


Gruppe A die Bezüge der 


obersekretäre entlastet und dadurch die Möglichkeit bietet, eine Anzahl ” 


Nr. % 


- ER Be 
‚der höherbesoldeten Stellen für Vermessungsbeamte einzusparen. Die zu- 
künftigen Vermessungsobersekretäre sollen eine Vor- und Ausbildung 
‚haben, die derjenigen der sonstigen Obersekretäre gleichwertig ist. In 
der Uebergangszeit rückt zunächst ein Teil der Vermessungssekreläre nach 
' Ablegung einer Fachprüfung I. Klasse in die Obersekretärstellen ein, 
Deshalb sind 209 Vermessungssekretärstellen (Gruppe A 6) in Ver- 
messungsobersekretärstellen (Gruppe A 7 und 8) umgewandelt.“ 
„ Dielandmesserischen Beamten häben ebenfalls eine 
‚teilweise Höhergruppierung erfahren. Hierzu wird folgendes 
gesagt: BE 2 
& Rack den Regierungslandmessern, deren Stellung infolge der Re- 
form verantwortungsvoller und bei denen eine Erhöhung der Forderung 
an die Vor- und Ausbildung notwendig geworden ist, kann eine Höher- 
gruppierung in der Besoldungsordnung nicht versagt werden. Es ist 
deshalb das Verhältnis, nach dem sich diese Beamten auf die Gruppen 
9 und 10 verteilen und das seither 1 zu 2 betrug, in 1 zu 1 abgeändert. 
Und dementsprechend sind 75 Stellen der Gruppe A 9 in solche von 
A 10 umgewandelt worden.“ 
Kulturbauverwaltung. _ 

An Planstellen für mittlere Beamte sieht dieser Etat vor; 
Gruppe A 10 1 Regierungsbauamtmann, \ 
Gruppe A 9 33 ee und Kulturbauoberin- 

spektoren, 
A 8 71 Regierungsbauinspektoren und Kulturbauinspektoren 
sowie Regierungsbauobersekretäre und Kultur- 
bauobersekretäre in Aufrückestellen, 
Regierungsbauobersekretäre und Kulturbauober- 
sekretäre, 
Regierungsbausekretäre 
(hiervon 17 Gruppe 7), 
2 Moorvögte, 7 Deichvögte, 2 Strommeister. 

Gegenüber dem Etat vom Jahre 1924 hat sich die Zahl der 
Planstelien für Obersekretäre der Gruppen 7 bis 9 um 8, der 
Sekretäre der Gruppe 6 um 4 vermindert. 
Restverwaltung der Bauverwaltung des früheren 
Ministeriums für öffentliche Arbeiten (Wasserbau- 

verwaltung). 
für mittlere Beamte sind eingesetzt: 
Regierungsbauamtmänner, 2 Regierungsoberland- 

messer, 8 Regierungslandmesser, 
Regierungslandmesser, 

Wasserbauoberinspektoren, Werftoberinspektoren 
und Regierungsbauoberinspektoren, 
Werftinspektoren, Wasserbauinspektoren, Regie- 
rungsbauinspektoren sowie Wasserbauobersekre- 
täre und Regierungsbauobersekretäre in Aufrücke- 
stellen, 

Wasserbauobersekretäte und Regierungsbauober- 
sekretäre; außerdem vorläufig ein Regierungs- 
bauobersekretär, 

Wasserbausekretäre und Regierungsbausekretäre, 
Vermessungssekretäre (hiervon 4 die Bezüge der 

Gruppe N; außerdem vorläufig je ein Wasserbau- 
. und Regierungsbausckretär, 

Gruppe A 5 161 Strommeister. x . E 

Gegenüber dem Etat vom Jahre 1924 hat sich hiernach die 
Zahl der Planstellen für die Beamten des mittleren bautech- 
nischen Dienstes (Obersekretäre) um 28, der Wasserbausekre- 
 täre um 18, der landmesserischen Beamten um 2 vermindert. 

Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem. 

Dieser Etat berücksichtigt bereits die in diesem Amt vorge- 
nommene Neu- und Umorganisation des Personals. 

Es ist eine restlose Umgruppierung vorgenommen. 
Im einzelnen weist der Etaf folgendes nach: 

Gruppe A 12 3 Direktoren und Professoren, 

Gruppe A 11 10 ständige Mitglieder und Professoren, 

Gruppe A 10 .18 ee ae und Professoren (künftig weg- 

allend), 

Gruppe 4 technische Mitarbeiter (künftig wegfallend), 

Gruppe 7 technische Mitarbeiter (künftig wegfallend), 

Gruppe 9 technische Mitarbeiter (künftig wegfallend), 

Gruppe 2 Laboranten, 

Gruppe 3 -Laboratoriumsgehilfen. 

Von den außerplanmäßigen Beamten sind die Hälfte in 
Gruppe VII eingereiht. Beim Ausscheiden der Beamtenanwär- 
ter (Hilisarbeiter und Techniker) sollen Beamte angenommen 
werden, sowohl im mittleren als auch im höheren Dienst. Eine 
Ueberführung ins Beamtenverhältnis soll erst mit Einreihung in 
Gruppe VII bzw. XI erfolgen. 

Hochbauverwaltung. 
In diesem Etat sind für Beamte des mittleren Dienstes nach- 
stehende Stellen enthalten: 

Gruppe A 10 1 Regierungsbauamtmann, 

Gruppe A 9 43. Regierungsbauoberinspektoren, 

Gruppe A .8 44 Regierungsbauinspektoren, 

43 Regierungsbauobersekretäre in Aufrückestellen, 

Gruppe A .7 133 Regierungsbauobersekretäre, 

Gruppe A 6 85 Regierungsbausekretäre. 

Gegenüber dem Etat vom Jahre 1924 haben sich die Stellen 
in den Gruppen 7 bis 9 um '8, in der Gruppe 6 um 5 ver- 
mindert. 

Unsere Reichs- und Landesfachgruppenausschüsse befassen 
sich im Augenblick mit dem vorliegenden Etatentwurf. Die 
Stellungnahme des Bundes hierzu sowie eventuelle Abände- 
rungsanträge werden wir zur gegebenen Zeit bekanntmachen. 


Gruppe 


Gruppe A ı7 109 


Gruppe A 6 60 und Kulturbausekretäre 


An Planstellen 
Gruppe A 10° 2 


32 
36 


92 


Gruppe A 9 


Gruppe A 


Gruppe 121 


84 
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Vorstandsbekanntmachungen 


Geschäftseinteilung in der Hauptverwaltung. Der Bundesvorstand hat 
J. den Kollegen Schindler als 
achten Geschäftstührer der Hauptverwaltung bestellt und die Abteilungen 
der Hauptverwaltung in der aus nachstehender Aufstellung ersichtlichen 


in seiner Sitzung am 8. Februar d. 


Weise auf die Geschäftsführer verteilt: 
Abteilung: 


Allgemeine Gewerkschaftspolitik 
Vorstands- und Personalangelegenheiten . 


N gr ei re 
BauUSEWerDEn Sn nen al urn ee e 
Berttmeunsehüsser a er 


DETODaUE Bee RE ee ee ae 
Behörden und öffentliche Betriebe. . :» » o » 


Sozial- und Wirtschaftspolitik 
Schriftwesen und Archiv . . . » » 


Rechts- und Patentsachen . 


Unterstützungswesen . . . 2: 22 ne. 
SEcllennnchwern Sr en a Ten ae 
Anskünftei sed a see 5 

Bildungswesen. „ . . . 


Organisatorische Angelegenheiten und Mitgliederverwa tung . 


Werbetätigkeit 


Kassen- und Betriebsverwaltung 
Personal A 2, 2. sale 


Personalien. 


Aus dem Bunde 


Als Gauleiter des Gaues Hessen hat der Vorstand 


00 


Der Bundesvorstand hat in seiner Sitzung am 8. Februar beschlossen, 
die Stellenlosen- und Solidaritätsunterstützung mit 
Wirkung ab 1. April 1925 zu erhöhen. 
stützung wurde außerdem eine Erhöhung der Bezugsdauer, 


Bei der Stellenlosenunter- 


und zwar vom vierten Mitgliedsjahr an, festgesetzt. 
Die tägliche Stelleniosenunterstützung beträgt ab 1. April: 








Nach einer Mitglied- 
schaft von Jahren 





Geschäftsführer: 


2 G.M. | 3 G.M. | 4 G.M. 





auf die Dauer 
von Monaten 


bei einem Beitrage von 


1 0,70 0,90 1,20 3 

ar 2 Sameikter 2 0,75 0,95 1.30 3 

Kate 3 0,80 128 1,40 3 
\ : 4 0,85 1,10 1,50 317, 
1 Lustig 5 0,90 1,20 1,60 31), 

. 6 r 1,30 1,70 4 

& . Werner 2 1,10 1,40 1,80 4 
1,10 1,40 1,80 41), 

ve een 9 1,10 1,40 1,80 5 
Dr. Pfirrmann 10 1,10 1,40 1,80 5i/z 

7% 11 1,10 1,40 1,80 6 
12 1,10 1,40 1,80 61), 

13 bis 15 1,10 1,40 1,80 7 

Lenz 15 „ 20 1,30 1,60 SEE 7 

über 20 1,50 1,80 2,20 7 


Schindler für ledige Mitglieder: 





Gaedke 


Die tägliche ‚Solidaritätsunterstützung beträgt ab 1. April 195 











um um en nr nt 


mit Wirkung vom 1. März 1925 den bisher schon mit der Leitung 


dieses Gaues beauftragten Kollegen Richard Horn in Frankfurt/M. 


Nach einer Mitgliedschaft 


in der Beitragsstufe 


3 G.M. | 4 G.M. 


2G.M. 





bestellt. von 3 Monaten bis zu 1 Jahr 1,— 1,20 ‚50 
Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- bis zu 2 Jahren 1,10 1,40 1,70 

klamationen, sind an den Bundesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her- bis zu 5 Jahren 1,30 1,70 2,10 

mann Waschow, .Stralau b. Berlin, Krachtstr. 16, zu richten. von 5 Jahren und mehr 1,50 2,— 2,50 
Beschwerdeausschuß. Beschwerden gegen die Entscheidungen des 


Bundesvorstandes sind an den Obmann des vom Bundestage neu ein- 
gesetzten Beschwerdeausschusses, Herrn Ingenieur Jakob Michler, 
München, Jutastr, 7, zu richten, 






Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


Für ‘jedes unterhaltsberechtigte Familienmitglied wird ein täglicher 
Zuschlag von 0,50 Mk., höchstens jedoch 2,50 Mk. gezahlt. Die Zahlung 
der Solidaritätsunterstützung erfolgt wöchentlich, 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin. 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 











Die Stelle des 


Stadthaurutes 


der Stadt Marburg ist neu zu besetzen. Der Stelleninhaber 
ist Magistratsmitglied und Leiter des städtischen Bauamts. 
Vorbehaltlich der Zustimmung des Bezirksausschusses ist 
die Stelle in Gruppe 11 mit Äufrückung nach Gruppe 12 
der staatlichen Besoldungsordnung eingereiht. 

Gesucht wird ein Regierungsbaumeister des Hochbaues, 
der bereits längere Jahre im Kommunaldienst gewesen ist 
und reiche Erfahrung auf dem Gebiete der Städteerweiterung 
und des Siedlungswesens hat. Auch muß er in der Lage 
sein, die Abteilungen Tiefbau und Gartenbau leiten zu 
können, 

Die Umzugskosten werden in Höhe der tatsächlichen 
Ausgaben bis zur Höhe der staatlichen Sätze gewährt. 

Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnissen über die 
bisherige Tätigkeit sind bis zum 15. März 1925 an den 
Unterzeichneten einzureichen, 

Marburg, den 3. Februar 1925. 


Der BEBSiKErerüngten -Vorsteher, 
ohnhde®, 








Zum sofortigen Eintritt wird ein erfahrener 


Tiefhautechniker 


mit abgeschlossener Fachschulbildung für etwa 6 Monate 
gesucht. Bewerber mit Baumeister-Prüfung werden bevorzugt. 

Die Anstellung erfolet auf Privatdienstvertrag mit einer 
Entschädigung nach Gruppe VI bzw. VII der staatlichen 
Besoldungsordnung. 

Geeignete Bewerber wollen Gesuche unter Beifügung 
von Lebenslauf und beglaubigten Zeugnisabschriften sowie 
Angabe des frühesten Dienstantritts bis spätestens 20.2.1925 
hierher einreichen. 


Zittau, den 4. Februar 1925. 
Der Stadtrat. 


— 


Hochbautechniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung, erfahren in 
Projektbearbeitung, Bauleitung und Statik, aufsofort gesucht, 
Off. mit Gehaltsansprüchen, kurzem Lebenslauf und 
Zeugnisabschriften sind einzureichen an 
Kreishochbauamt Eisleben, 





Architekt 


welcher auf dem Gebiete des Hoch- und Tiefbaues praktische 
Erfahrungen nachweisen kann, im Verkehr mit den Behörden 
bestens bewandert ist und imstande ist, ein größeres Bau- 
büro selbständig zu leiten, wird für sofort oder später 
gesucht. Schriftliche Bewerbungen mit Gehaltsansprüchen 
und Referenzen an Herrn Robert Tilleiu, Brandenburg 
(Havel), Groß-Görschenstr. 4, erbeten. 


Tüchtiger 


IngeniouT vi Techniker 


erfahrener Spezialist für Gewächshausbau und Heizungs- 
anlagen mit ausführlicher Angabe des Werdeganges, 
Gehaltsansprüchen und Zeugnisabschriften unter D. T. 67 
a Merkel, Ann.-Exped., Berlin W 35, Potsdamer Str. 111, 
erbeten. 


Junger 


Hochbantechniker 


vorläufig auf 2—3 Monate 
für mein Landbaugeschäft zu 
sofort gesucht. Wohnung 
und Verpflegung im Hause. 
Off. m. Gehaltsansprüchen an 


Suche von sofort für mein 
Baugeschäft verbunden mit 
Dampfsägewerk (Büro und 
Bauleitung), besonders für 
landwirtschaft!. Bauten einen 
selbständig arbeitenden ledig. 


1. homhautechniker 





Am Montag, den 16. Fehruar 1825, findet im Hotel 
Kurek in Hindenburg abends um 7° Uhr die Jahres- 
Hauptversammlung statt, zu der pünktliches Er- 
scheinen erforderlich ist. — Tagesordnung: 1. Jahres- 
bericht. 2. Wahl des neuen Vorstandes. 3. Referat des Koll. 
Jakob Gleiwitz über: Kredit-Krisen und Lohnbewegung. 

Wir bitten um recht zahlr. Beteiligung. Mit Bundesgruß! 
Bund techn. Angestellten u. Beamten, Hindenburg OS. 
Der Vorstand. 


[Biltigeböhmischel 


Bettfedern! 


{ Rilo graug geschlissene M. 3.— H 
halbweiße iM. 4.—, weiße M. 5.— 









Wasjede Fran wissen maß 





Aufklärung u. Rat gibt Ihnen 
in allen diskreten Fällen, wie 
monatl.Störungen etc.etc.,am 
sichersten die weltbekannte 
roschüre 


„Diskrete Frauenfragen“ 


von der früh. Oberhebamme 
der Charite Berlin. Direkt zu 
beziehen gegen Einsendung v. 
ı M. von Frau Anna Hein, 


Benedikt Sächsel, 
Lobes Nr. 903 
kei Pilsen (Böhmen) 


= 
Apfelwein 
Lir. 30 Pfg. Tohannisbeerw. 
6 Pfg. u. 200, Steuer in Ge- 


(M.) Radfahrer. 

Angebote mit Gehaltsan- 
sprüchen, Lebenslauf und 
Zeugnisabschriften erbeten an 

E. Dümler, 
Maurer- und Zimmermeister, 
Garnsee/Westpr. 





Suche zum sofortigen Ein- 
tritt einen jüngeren 


Bautechniker, 


gelernter Zimmermann. Ge- 
halt nach Uebereinkunft. An- 
gebote mit Zeugnisabschr, 
erbeten an 

W.H.Bahlburg, Baugeschäft, 
Jesteburg, Bez. Hamburg. 


&., A. Möhlmann, 
Maäurer- und Zimmermeister, 


Lückstedt (Altmark). 


Suche für sofort auf 
mehrere Monate, womöglich 
auch für dauernd einen 


tüchtigen 


Bautechniker, 


welcher hauptsächlich Ent- 
würfe für Wohnbauten u. dgl. 
selbständig bearbeiten kann, 
Gebaltsansprüche bei freier 
Station mit Angabe der 
Körpergröße erbeten an 

Kırl Vogel, Baumeister, Sägewerk, 

Biankenberg (Saale). 





1. Sommersprossen It 2. Pickel, Mitesser! 


Ein einfaches, wunderbares Mittel jür jeden der obigen 
Hautfehler teile gern kostenlos mit, 


Frau M. Poloni, Hannove 


A. 45, Edenstr. 30 a. 


g 


\ / 





hyg.Versandhaus, Berlin 75, 
Potsdamer Sir. 1062. 









Monatliche Ratenzahlung | 


Herren- 
Kleidung 


fertig und nach Mass! 
Große Auswahl In guten Stoffen 
sowie Gummi- u. Lodenmänteiln 
Maßsohneiderei Julius Fabian 


NO 18, Gr. Frankfurter Straße 37, Il. Etage. 
Mitglieder erhalten 5% Rabatt. 


fäßen zu 30 u.50L. Apfelsekt 
10 FI, 15 M. verst. versendet 
Oswald Flikschuh,Neuzelle. 





Elegante 





DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1935 


Rote Bordeauxwelne 2 
R.-M. 1.80 1920er Chät. Simard 1er Crü. Seren 
1919 er ChAt.Ducru BeaucalllouGrandvin „ 3.10 
2.20 | 1921er Chät.L£oville Fogferes Grandvin „ 3.60 
240 | 1919er Chät. Giscours Grand vin. . „ 3.9 


Weiße Bordeauxweine . 
R.-M. 2.40 1919er Sg ‚Rabaud Sigalas Grand 
1921er Haut Sauternes süß . 2.60 


” eo vin, ikör süß. . L % . ‘ « 
1921 er Chät. La Biche Blanche süß »„ . 3— 


Rote Burgunderwelne 


1921 er Beaujolais Ires tötes . . R.-M. 2.20 | 1919er Beviuny- ar: 

».  Mäcon Ires tötes. . -. 2. . „2.40 mbert 
1920er Bourgogue . EEE HN) 1920er Cnablis-Vilage, weißer Bur- 
1919er Pommard Passeioutgrain . N RL BO gundor . » . ee ae 


per '/ı Flasche Inkl. Glas, Kiste und Verpackung mit Weinsteuer ab En Bonn 
in 12er, 30er und 50er Kisten Packungen 


Zahlbar Kasse bei Auftragsbestätigung mit 30/, Skonto oder rein netto per Nachnahme 
Das Angebot ist freibleibend. Erfüllungsort für beide Telle Ist Bonn a.Rh. 


Adoif Leckert G.m.b. H., Bonn a. Rh. 


Telegramm-Adresse: “Weinleckert — Telephon: Nr. 3530 
Postscheckkonto: Köln Nr. 31552 — Reichsbankgirokonto: Bonn a. Rh. 


sind Hemmnisse, die schon so manchen tüchtigen Menschen im 
beruflichen und gesellschaftlichen Leben an der Erreichung 
seines Zieles dauernd behindert haben. Wer aus Mangel an 
Redegewandtheit überall schweigen muß, fühlt sich unbedeutend 
und überflüssig. .Wie aber. erhebt es dagegen, wie macht es 
groß und erfüllt jeden mit dem reinen Gefühl seines 
persönlichen Wertes, der seiner Meinung durch e'ne 

° schöne, schwungvolle Rede Ausdruck geben, in Unter- 
haltungen und Diskussionen jeden Augenblick das Wort er- 
greifen, schlagfertig reden und die Menschen für seine Ideen ge- 
winnen kann. Hierzu verhilft der von dem Direktor der Redner- 
Akademie-F. A. Brecht herausgegebene tausendfach bewährte 
Fernkursus für praktische Lebenskunst, logisches Denken, 


3 “ 
ifreie Vortrags- und Redekunst. 
Anerkennung aus all. Kreisen. Ausführl. Broschüre versendet vollständig kostenlos 
ERUnSERundgmIe R. URIDSER: Boun? EHEBORMEK 3 105a. 


Neusilber-Präzisions-Reißzeuge 


R.-M. 2.60 mit Gradführung und x Reißfedern. 


1922er St. Emilion A : 
Chät. Grand Mazerolies ier 
Bourgeois. . NER 


1920 er. Chät. Chasse Spieen, 


1921er Haut Barsac süß . 


RE 


R.-M. 4.50 
RiohardLoopoldt, Berlin NW 87, Wikinger Ufer 1. 
Versandhaus für Ingenieurbedart. 
Auf Wunsch -. bequeme äTeilzahlung. 


heat 


Indert Schmerzen 
IAascheGARHOL 
einebillige 
Haı 


Hyproxit 


(Magnesium peroxyd) 
Wer sich elend, krank, 
matt fühlt, hat meist Ma- 
genbeschwerden und un- 
gesundes, kıankea Blut. 
Eine3—4wöchentlicheKur 
mit Blutreinigungs- und 
Magenpulver: Hyproxlit 
wirkt meist Wunder, so- 
dass die Kranken rich wie 
neugeboren fühlen. 


Carmo!-Blutreinigungs- -Tee 

(aus Sennafrucht bereitet) 

ist ein beliebter Abführmittel.da die Wirkung 
zuverlässig und reizlos ist. 


Man verwendet Carmol bei Erkältnngskrankheiten: 
Rheuma. Hexenschuss, Genick-, Kreuz», einfachem 
Kopf-, Zahnschmerzen, Husten und Schnupfen. 
Man verlange in Apotheken u. Drogerien ausdrück- 
lich Carımol (Karmelitergeist) und Carmol-Tee. 
Carmol -Fabrik, Rheinsberg (Mark). 


an Heß Nachf., 


gegründet 1872, 

Alle Misikineiruent: Harmonikas, 

Sprechapparate. — Fabrikation! 

Niedrigste Fabrikpreise. Gr. Jubil.. 

Katal.gratis Schallplatt.St.2,30 M- 
Klingenthai 1. Sa., nz 512. 


Betten 


’ | echtrot federdicht Daunenkö- 
3 | per, 1!/sschlfrg., groß. Ober- 
bett, Unterbett u. 1 Kissen m. 

14 Pfd. grauen Federn gefüllt 

 ä Gebett Gm. 43,—; dasselbe 

ı Gebett mit 2 Kissen. u.16 Pfd. 

| zartw. Fed. gefüllt Gm. 63.—. 


‚Bettfedern 
‚ graue,perPfund Gm.1.10, zart 
und weich Gm. 1.50, graue 
Halbdaun. Gm. 3.25, Schleiß- 
| federn grau Gm. 2.25, weiße 
Halbdaun. Gm. 5.—, Daunen 
grau Gm. 9.25, weiß Go. 12.50. 
Bettbezug aus gutem, weißem 
Linon oder bunt geblümtoder 
kariert per Stück Gm. 7.20. 
Alle Aussteuerartikel billig. 
Muster u. Katalog frei. Nicht- 
gefall. Geld zurück. 
Bettfederngroßhandlung, 
Bettenfabrik und Versand 


Th.Kranefuß, Cassel 247. 


Gelegenheitskauf ! 
Umständehalber für d. Hälfte 
des Wertes verkaufe sofort: 
1 ff. pr. Solo-Violine, ganz 

vorzüglichim Ton mit hoch- 


—— Kennen Sie schon die drei Broschüren über ——= 


| Gesclecfskrunkhei "7 


: Heilung von Harnröhrenleiden und Weißfluß- 
2. Hellung dör Syphilis. 3. Heilung der Mannes, 
sobwäche. Bequeme Verfahren ohne Berufsstörung, 
Zahlreiche Anerkennungen. Diskreter Versand. ä Heft 
50 Pf. einschließlich Porto, Verlag Dr. med. H. Schmidt 
G. m. b. H., Berlin NW 68, Rathenower Straße Nr. 73.| .inem Etui u. Künstler- 


i Garant. naturreinen | bogen . m. 80, — 


geschleud. Bienen-| |] Künstlerlaute, er Ton- 
wenden sich bei 


Bedeutende Weingroß- 
handlung Süddeutschlands 
. bei hoher Provision 

ee oder in Ruhe 
indiichem Beamten reich- 
Bes 


Nebenverdienst 


Off. unt. D. T. 82 an die Ann.- 
Exped. -R. Merkel, Berlin 
W.ss, Potsdamer Str. 111. 


Ein Wort andie 
Frauenweitl 


i Fort mit allen wertlosen Änge- 
boten auf hygienischem Gebiete. 


Lassen Sie sich nicht irreführen 
durch vielversprechende hoch- 
klingende Appreisungen. Nur 
meine genehmigten, kräftig 
wirkenden Spezialmittel bei 
Störung helfen sicher. Auch. 
in bedenklichen Fällen über- 


Schweine-Rleinfleisch 


gesalzene Ranze Ware 

netto 9 Pfd. . . .3. 

Gebinde mit 30, 50 u. 1.100 Pfd. 
pro Pfd. nur 42 Pig: 


fül:ie, glockenreine Monsur 
Gm. 45, — 
1 ff. pr. Künstler-Mandoline 
: für Solospiel : Gm. 38, — 
Po .tkolli 9 Pfd. netto, frank P ’ 
allerbeste, heilste Auslese, | EMSt Wunderlich, Sohl-Bad-Elster 


hochfein 11.—M., 2. Auslese 


.s 
Kugel-Käse 
(2 rote, runde Kugeln) 

a 41/, Pfd. =9 Pfund M. 4.75 
9 Pfd. rote Tafelkäse „ 4.75 
9 „gelbe Nordmarkkäse „ 4.75 
9 „ dän. 20%/oEdamer Käse „ 8.35 
9  „ger.hiesig, durchw.Speck „ 11.70 
freibleibend ab hier Nachn. 


H. KTOUManl, ı. msn 


Holst. Nr. 646. 
Altest.Versandgesch. a.Platze 


Bandwurm 


$pul- u. Madenwürmer entzieh. B% 
„Körper d. besten Säfte, | 
der Mensch wird blutarm, 
nervös, elend u. schlapp. 8 
Bleichsüchtige und blut- 
arme Frauen und Mäd- 

4 chen, Magen- und Weiss- 

A flussleidende sowie ner- 
vöse Personen usw.leiden 
in den meisten Fällen an 
Eingeweidewürmern, er- $ 

B kennen aber ihre Krank- 

# heit nicht. Heute bedarf 

d jeder d.soteurenLebens- 

4 mittel für sich und dürfen 

H diese nicht v.d. Würmern 
ang werden. Aus- 

4 kunft kostenlos (Rückporto). 

Keino Hungerkur. 


Wurm-Rose, 
Hamburg 11a 264. 


Werantwort!.: 


Beschwerden, 


Weihttuß er 


an die 


Apotheke 


Mittelweg166 © 


Hamburg 13/139 5 


Viele Dankschreiben. 


Prospekta gegen Rüxporto. 


Fernsprecher: Hansa 84 


M. 10%/,, halbe Dose 1. Auslese 


M. 6.30, Nachn. 50 Pfr. mehr., 


Bienenzüchter I. & üken, 
Thüle b. Friesoythe, Oldbg. 
Gegr. 1812, vor dem Kriege 
lange die kön'gl. Hofküche be- 


liefert. 


Mux Fischer, Statik 
Fnokeilehre] 


Band 1—3418,— 
Jeder Band eu. 
3,— M. Monatsrate 
beziehbar. Prospekt 
gratis. 
H.Meusser 
Fachbuchhandl. ‚BerlinW57/4 
Potsdamer Straße 75. 





Rheinwein 


Bi.liger, vorzügl. Tischwein 


Dienheimer Weißwein 
M. 0.75 


Ungsteiner Rotwein 


pr. Liter Eurer. 20°, Wein- 
steuer — 15 Pfg. zus. Mm. 0.58, 
ab Nierstein, Nachn., Leih- 
Fässer v. ca.30-50-100 Litern. 
Freibl. Station angeben. 


Weingut Heinrich Strub Il 
Nierstein a. Rhein 29. 
Großer Weinbergbesitz 

Ber 1864. 


raschende Wirkung schon in 
wenigen Stunden. 


Meine Berufisstörung! 
Vollkommen unschädlich! 


Viele Dankschreiben. 
Diskreter Versand durch 
Frau MH. Fischer 
frühere Bezirkshebamme 


Hamburg 36 (B 514) 
Gerhofstraße 16. 


juaIyemogzne pun UPPI2uUy9sEene ONIH 


ITLT SE „Versichert Euere Habe sofort anal ist das „Gebot der Stunde“. EBEBEH 
Goldmark-Versicherungen zu billigsten Beiträgen: 

Feuer 50 Pf., Einbruch 50 Pf. einschliesslich Stempelgebühr 

für das Jahr und Tausend der Versicherungssumme bei der 

Brand- und Einbruchschadenkasse „Deufscher Postverband“ V. V. a. G. 
Berlin NW 21, Bundesratuier 13 
Billigste, gemeinnützige Versicherungs-Anstalt für Reichs-, Staats- u. Kommunalbeamte, Geistliche u. Lehrer, 
Keine Zuschläge für Nebenräume, auch für Einbruchdiebstahl sind 10 %, der Gesamt-Versicherungssumme in 
Nebenräumen kostenfrei versichert, während andere Versicherungsanstalten hierfür besondere Zuschläge 
erheben. — Entgegenkommendste Schadenregelung — Vermittlung von Gebäude-, Umzugs- u. Reisegepäck- 
Versicherungen zu niedrigsten Sätzen. 


Näheres und Antragsformulare durch die Vertrauenspersonen oder den Vorstand der Kasse. 


Pauschalversicherung in einer Summe. 
Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel' GmbH., Berlin SW os 68, 


Postscheckkonto: 26300 Berlin | 
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Techniker- 


Zeitschrift des Bundes der technischen Angegäliten und Beamten. 

















Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis“ — „Sozialwirtschaftliche Rundschau” — „Bildung und Unterricht“ 


Erscheint wöchentlich Freitags. — Post-Bezugspreis vierteljährlich 1.20 R.M. 
— Postscheckkonto: Berlin Nr. 52 100. — Herausgegeben vom Bund der 
technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstraße 7. 


Nummer 8 /. 7. Jahrgang 


„Nöte und Leiden der Arbeitgeber“ 
und — die Goldbilanzen 


In Nr. 22 der Zeitschrift der Vereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände, „Der Arbeitgeber‘, vom 15. November 
1924 finden wir einen aus der „Deutschen Bergwerkszeitung‘‘ 
Nr. 224 vom 23, September 1924 übernommenen Aufsatz 
„Soziale Gerechtigkeit — für alle“, der ein ge- 
radezu rührendes Klagelied des deutschen Arbeitgebertums 
über die „Nöte und Leiden der Arbeitgeber‘ darstellt, die „mit 
einer empörenden Gleichgültigkeit‘“ ignoriert würden. Wenn 
wir nicht bereits gewöhnt wären, daß das Unternehmertum 
trotz offenbar „guter Geschäfte‘ seine ‚Not und Sorge‘ be- 
jammert, würden wir erstaunt 'sein, folgende Forderungen des 
Unternehmertums lesen zu müssen: 

„Die soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit ist nicht nur gegen 
die Arbeitnehmer zu üben, sondern wird auch in gleichem Maße für die 
deutschen Arbeitgeber in Anspruch genommen ‚werden müssen, die 
wiederholt ‚in. aller Oeffentlichkeit den Versuch gemacht haben, sich mit 
ihrer Arbeiterschaft grundsätzlich zu verständigen.“ 

Was zunächst. die Verständigung mit der Arbeiterschait 
anbelangt, so haben wir die Art des Verständigungswillens der 
Arbeitgeber, wie wir in letzter Zeit so oft Gelegenheit hatteı 
auszuführen, insbesondere in der Frage des Arbeitslohnes und 
der Arbeitszeit kennengelernt. Selbst die christlichen Gewerk- 


. schaften beschwören heute das Unternehmertum, endlich den 


krassen „Herrn-im-Hause-Standpunkt‘“ aufzugeben. Ihre Mahn- 
rufe haben aber bisher keinen Einfluß auf die Haltung des 
Unternehmertums gehabt und werden auch in Zukunft un- 
gehört verhallen. Das Unternehmertum wird weiter den Beweis 
für. die Richtigkeit der Einstellung der freien Gewerkschaften 
bringen, daß aus dem unüberbrückbaren Gegensatz zwischen 
Kapital und Arbeit die Unmöglichkeit einer Arbeitsgemein- 
schaft oder Volksgemeinschaft im Sinne der christlichen Ge- 
werkschaften resultiert. Wir werden vergebens darauf warten, 
daß diese Erkenntnis auch den christlichen Gewerkschafts- 
führern wird. Sie haben aus der Geschichte der letzten Jahre 
nichts gelernt, trotzdem sie den Riesenbetrug anerkennen 
müssen, den das deutsche Unternehmertum an der Arbeit- 
nehmerschaft begangen hat. Sie werden. auch nichts an- 
gesichts der offenbaren Tatsache lernen, daß das Unternehmer- 
tum während der großen Notzeit der Arbeitnehmer, während 
des Krieges und in der Nachkriegszeit sich ungeheuer be- 
reichert hat, wie jetzt aus den Goldbilanzen der Ak- 
tiengesellschaften sichtbar. und unbestreitbar wird. 
% + 
* 


Wir wollen in nachstehenden Zeilen den Versuch machen, 
die Frage zu klären, inwieweit die deutschen Kapitalisten 
ihre Substanzwerte vermehren konnten. Daß eine solche Ver- 
mehrung stattgefunden hat, darüber ist sich jeder klar, der mit 
offenen Augen die Entwicklung des neuen Reichtums, die 
Kapitalflucht nach dem Auslande, den Luxus der „oberen 
Zehntausend‘“ und die großen Betriebserweiterungen in Handel 
und Gewerbe gesehen hat. Rechnerisch werden wir die Ver- 
mehrung niemals im vollen Umfange erfassen können, da auch 
nach den gesetzlichen Bestimmungen den einzelnen Unter- 
nehmungen bei Aufstellung der Goldbilanzen ein weiter Spiel- 
raum, nicht nur in der Bewertung ihrer Anlagen zwecks 
Schaffung sogenannter „stiller Reserven‘ gelassen wird, sondern 
auch dadurch, daß manche Dinge durch die Bilanzen über- 
haupt nicht erfaßt werden. 

“ Dabei mag darauf hingewiesen werden, daß die größere 
Geneigtheit des Auslandes, der deutschen Wirtschaft Kredite 
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Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlin — Fernsprecher: Amt 
Moabit .1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestel.te 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40. 


Berlin, den 20. Februar 1925 








zu gewähren, aller Wahrscheinlichkeit nach mit der Rückkehr 
des während der Inflationszeit in das Ausland geflüchteten 
deutschen Kapitals innig zusammenhängt, wenn man nicht so 
weit gehen will anzunehmen, daß ein. großer Teil des vom 
Ausland gewährten Kredites in Wirklichkeit - nichts anderes 
bedeutet, als daß das deutsche Kapital seinen Weg aus denı 
Auslande nach Deutschland, allerdings unter Auferlegung 
der „an das Ausland‘ zu zahlenden Zinsen, also eines Tributes 
auf die deutsche Wirtschaft, zurückkehrt. Jedenfalls wird 
man von vornherein gut tun, die internationale Verfilzung des 
Kapitals im Gedächtnis zu behalten, wenn man sich darüber 
klar werden will, wie es mit der Substanz in der deutschen 
Wirtschaft bestellt ist, und daran denken müssen, daß es 
sich bei den Goldbilanzen nur um diesichtbaren Substanz- 
werte der Wirtschaft handelt. 
* % 
* 


Wenn wir die Berichte über die Generalversammlungen 
der Aktiengesellschaften durchsehen, stoßen wir immer auf dic 
vielsagenden Feststellungen, daß die „Bewertung der 
Aktiven mit der gewohnten Vorsicht vorge- 
nommen“, oder daß „in der Bewertung der An- 
lagen, der Gebäude, des Inventars usw. sehr 
starke stille Reserven erkennbar“ sind. Wie weit 
diese Art der Aufmachung der Goldbilanzen geht, zeigt das 
Beispiel der Eduard Lingel A.-G. Schuhfabrik. Nur 
durch die Tatsache, daß ein ehemaliges Vorstandsmitglie«l 
der Gesellschaft, das sicher gut unterrichtet ist, mit der Firma 
in Streit geraten ist, sind allerliebste Dinge ans Licht der 
Oefientlichkeit gezogen worden. Nach den Angaben dieses 
Herrn sollen „sehr ansehnliche Werte in die Goldbilanz über- 
haupt nicht aufgenommen‘ worden sein. Diese Behauptung hat 
in der Generalversammlung eine Widerlegung ‚nicht gefunden, 
im Gegenteil, man hat dem Opponenten durch Beschluß einer 
Zweidrittelmehrheit das Wort entzogen, weil er in Wahrung 
seiner Interessen es gewagt hatte, „interne Geschäftsvorgänge 
preiszugeben‘“ (!!!). 

Es wäre vielleicht zu weitgehend, diesen Fall verailgemei- 
nern zu wollen, aber solche Zufallserscheinungen stärken den 
Verdacht, daß die Methode der Lingel A.-G. auch anderwäris 
geübt worden ist. Abgesehen hiervon zeigen auch die übrigen 
Goldbilanzen, daß man mit einer gewissen Rücksichtslosigkeit 
die Substanzwerte herabgesetzt hat. Wie es z. B. mit dem an- 
geblichen Substanzverlust der Banken bestellt ist, geht aus dem 
Gewinn, den die Roggenrentenbank erzielen konnte, 
hervor. Auf Grund von Darlegungen des sich in der Opposi- 
tion befindenden Großindustriellen Herrn Hugenberg in 
der Generalversammlung der Roggenrentenbank ergibt sich, 
daß diese in nicht ganz zwei Jahren ihr Vermögen von 
1073 889 Goldmark auf 8500 000 Goldmark hat erhöhen können, 
also in dieser kurzen Zeit einen Gewinn von über 7000000 
Goldmark zu verzeichnen gehabt hat. 

So deutlich wie bei der Roggenrentenbank treten die 
Gewinne der deutschen Unternehmungen nicht überall in die 
Erscheinung. Dazu ist das in der Oeffentlichkeit Bekannt- 
gegebene aus begreiflichen Gründen zu mager, insbesondere 
fehlen die Angaben über den Goldwert der durch die Ausgabe 
von neuen Aktien in der Kriegs- und Nachkriegszeit und der 
auf diesem Wege für Betriebserweiterungen hereingeholten 
Kapitalien, die an sich selbstverständlich neue Verbindlichkeiten 
der Unternehmungen an die Besitzer der Aktien darstellen. 
Wo aber dieser Goldwert angegeben wird, kann man genauere 
Feststellungen machen. Ein besonders lehrreiches Beispiel 
hierfür stellt die Entwicklung der Orenstein & Koppel 
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E 
A.-G. dar, bekanntlich eines Unternehmens, das vor dem 


Kriege große Besitzungen im Auslande hatte. 


Krieges wurden der Firma. Vermögenswerte von 39 003 400 
G.M. konfisziert, wofür der Firma nur eine Entschädigung 


von 5002534 M. gezahlt wurde; sie hat also einen glatten 
Verlust von 34000 866 G.M. erlitten. Nun betrug das Ver 
mögen der Orenstein & Koppel A.-G. nach der letzten Frie- 
densbilanz: 


Aktienkapital . . » . 2....45000000 G.M. 
Rücklagen, Gewinne usw. 17570601 G.M. 
zusammen 62570601 G.M. 

Ziehen wir hiervon den Kriegsverlust ab, so bleiben 
26569735 G.M. Nach den eigenen Angaben der Firma sind 
durch neues Aktienkapital hereingeholt worden 1741226 G.M. 
Diese zu der obigen Summe hinzugezogen, ergibt 28 310 961 
G.M.; das wäre also das Vermögen der Orenstein & Koppel 
A.-G., wenn nicht inzwischen neue Gewinne erzielt worden 
wären. Heute sind vorhanden: 


au, aAklivens. E20 200 unse: 
an Passiven.) 202 2.2 08, 2312192697 M. 3 
somit Reinvermögen . 40128000 G.M. 
Also ungerechnet der sogenannten stillen Reserven hat die 
Firma Orenstein & Koppel A.-G. den Verlust durch Konfiszie- 
rung ihrer ausländischen Unternehmungen von 34 000 000 G.M. 


bis. auf) „ung une te, 200 40 128 000 OEM, 
weniger 2 Vila sr. 170028810 06T M. 


das ist auf”. 12 000 000 G.M. 


wettmachen können, d. h. die Firma hat in der Kriegs- und 
Inflationszeit bei einem Aktienkapital von 45 000 000 G.M. einen 
Wert von 22000000 G.M. herauswirtschaften können. Dieses 
Ergebnis läßt eine Schlußfolgerung auf die Gewinne der- 
jenigen Unternehmungen zu, die keinerlei Verluste durch 
Konfiskation von ausländischem Besitz gehabt haben. 


Das „Handels- und Finanzblatt“ der „Vossisehen Zeitung“ 
vom 24. Oktober v. J. stellt z. B. fest, daß die Baumwoll- 
spinnereien, also eine Industrie, die durch den Ausfall des Kon- 
sums der breiten Massen in Deutschland stark zu leiden hatte, 
den nicht unerheblichen Zuwachs an Vermögenswerten von 
mehr als 40 Prozent und eine dementsprechend höhere Börsen- 
bewertung um 46,9 Prozent gegenüber 1913 zu verzeichnen 
hatten. Dabei ist nach der „Vossischen Zeitung‘ auch hier zu 
berücksichtigen, daß die angegebene geringe Vermehrung der 
Anlagen keineswegs dem tatsächlichen Zuwachs entspricht, 
was bedeutet, daß die Unternehmungen in der Bewertung ihrer 
Anlagen sehr tief gegriffen haben. 


An sich gibt die Vermehrung des Aktienkapitals nicht ohne 
weiteres etwa ein Bild der erzielten Ueberschüsse. Trotz alle- 
dem kann man die Entwicklung des Aktienkapitals normaler- 
weise in ein gewisses Verhältnis zu der Entwicklung des tat- 
sächlichen Vermögens stellen und als Maßstab für die wirt- 
schaftliche Entwicklung der Unternehmungen ansehen. Aus 
diesem Grunde verlohnt es sich, die Vermehrung des Aktien- 
kapitals gegenüber dem Friedensstande an Hand von einzelnen 
Beispielen festzustellen: 





52 280 657 M. 


1914 1924 
Deutsche Eisenbahnbetriebs-Ges. . . . „ 3 Mill. 8 Mill, 
Phil. Holzmann .(Eisenbeton-Tiefbau) . . 6 „ 20, 
Chem: Fabrik vorm! Weiler? 27. 0 Boa ke Ga 12,08 „ 
Ilse, Bergbau. Te ee Re 50%, 
Akkumulatoren-Fabrik L. Hagen . . . . 12 „ Pe 
A-GEEr Anilimfabrikation vu hl 207, la SR 
Grieshesm : Elektrom. ) „0. Zt Dane es 
Deutsche + Erdol-SA,-GaP ne Re A 100-,;, 
Phönix A.-G. ..106 SEEN 


Diese Erhöhung des Aktienkapitals wird im allgemeinen 
von den Vorständen der A.-G. mit der Ausdehnung der Unter- 
nehmungen, Betriebserweiterungen und Erwerbungen begrün- 
det. Die Ausdehnung z. 'B. bei der Aktiengeseilschaft für 
Anilinfabrikation. wird durch Vermehrung der Ärbeiterzahl von 
4000 auf 14000, der Akkumulatorenfabrik Hagen A.-G. durch 
Vermehrung der Arbeiterzahl um 1000 gegenüber dem Frieden 
gekennzeichnet. 

Betriebserweiterungen und Kapitalserhöhungen waren in 
Friedenszeiten das Kennzeichen einer gesunden wirtschaft- 
lichen Entwicklung der Unternehmen. Nur wenn die Ge- 
schäfte gut gingen und mit einem weiteren günstigen Fort- 
gange gerechnet werden konnte, d. h.,, wenn der Profit winkte, 
investierte man neues Kapital, das teilweise aus Betriebsüber- 
schüssen stammte, teilweise durch Ausgabe neuer Aktien 
hereingeholt wurde. Voraussetzung für das letztere war, daß 
auf dem Markte überhaupt Geldkapital flüssig war, d. h. daß 


sich Kapital aus den Ersparnissen der breiten Massen neu 
* a . « . - 
bildete. So war es in Friedenszeiten. Nun waren aver, das 


wird von niemandem bestritten, die breiten Massen in Deutsch- 
land während des Krieges und in der Nachkriegszeit spar- 
unfähig, und selbst heute noch, nach einem Jahr den 
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Stabilisierung unserer Geldverhältnisse, kann von einer Kapital- 
neubildung auf diesem Wege nicht gesprochen werden. Gerade 
hierüber spricht sich der im Dezember gegebene Bericht der 
Kommerz- und Privatbank mit folgenden Worten 
sehr deutlich aus: 

„Der Gesundungsprozeß unserer Wirtschaft schreitet nur in lang- 
samem Tempo vorwärts. Das bezieht sich vor allem auf die Kernfrage, 
nämlich die Neubildung von Kapital, der Grundlage jeder ersprießlichen 
Wirtschaftstätigkeit und der Voraussetzung für die der Wirtschaft zu 
gewährenden Kredite. /Wie langsam die Neubildung von Kapital vor sich 
geht, zeigt der Umstand, daß von den den Sparkassen zur Verfügung 
gestellten Mitteln nur etwa 20 Prozent auf wirkliche Spareinlagen ent- 
fallen. Auch bei den Banken dürfte unter den Depositen das eigent- 
liche Sparkapital kaum einen größeren Prozentsatz ausmachen. Die 
Frage der Kapitalneubildung ist aufs engste nicht nur mit der Be- 
lebung der Produktion, sondern auch mit der Hebung der Kaufkraft 
der Bevölkerung verknüpft.“ 

Da nun ferner gerade während der Kriegszeit und der 
Inflationszeit die deutsche Wirtschaft auch im Auslande jeden 
Kredit verloren hatte, also von hier aus keine Kapitalien hereim- 
geflossen sind, so bleibt nur ‚die eine Schlußfolgerung übrig, 
daß die Mittel zu den gewaltigen Erweiterungen der deut- 
schen Unternehmungen auf anormalem Wege beschafft worden 
sind, und dieser anormale Weg ist der Weg der Inflation ge- 
wesen. Die Gewährung der Papiermarkkredite durch die 
Reichs- und Staatsbanken, die Kluft zwischen Warenpreis 
und Arbeitslohn, die Entbindung von den Schulden infolge der 
Entwertung der Obligationen kennzeichnen den Weg, auf dem 
der Kapitalist seine Substanzwerte, wie wir gesehen haben, 
in ganz unerhörter Weise erhöhen konnte. ; 

Die Inflation war also — und das kann heute nicht 
mehr geleugnet werden — ein Raubzug der deutschen 
Kapitalisten allergrößten Stils, an dessen Ende auf der 
einen Seite die völlig verarmten Volksmassen und die aus- 
gehungerte Arbeitnehmerschaft stehen, auf der anderen Seite 
das Unternehmertum mit seinem verdoppelten und verdreifach- 
ten Vermögen. 

* * 
* 


Nun wollen wir weiter hören, was der „Deutsche Ar- 
beitgeber‘“, den wir im Anfang dieser Zeilen zitiert haben, 
noch zu sagen hat: 


„Die Geldschränke, auf die man sich so gern beruft, sind statt mit 
Geld mit Schuldverschreibungen gefüllt. Der große Topf, der manchem 
Sozialillusionisten unergründlich schien, ist längst leer gegessen, an 
dieser Arbeit hat sich ganz Deutschland beteiligt, das besonders in den 
Inflationsjahren beständig von der Substanz gezehrt hat. Not und Sorge 
lastet auf dem deutschen Arbeitgebertum. Daß gegenwärtig in der 
Industrie von Gewinnen überhaupt nicht die Rede ist, sollte auch den ° 
Narren die Augen öffnen, die immer noch das Steckenpferd von der 
„reichen Industrie“ reiten. 

Der Arbeitgeber ist heute kaum mehr als der Lastesel für alle, 
Er, der doch seine Intelligenz, seine Erfahrung und seine Arbeit ein- 
schließt und dabei sein Hab und Gut, die Frucht seines Fleißes und 
seiner Sparsamkeit, riskiert, hat nur diesverdammte Pflicht und Schuldig- 
keit, seinen Arbeitnehmern für Arbeit und Lohn zu sorgen. Und wenn 
der Arbeitgeber wirtschaftlich zusammenbricht und vielleicht arbeits- 
unfähig geworden ist, dann gibt es für ihn keine Pension und keine 
Rente. Er steht einfach als Bettler und Almosenempfänger da. Jal zum 
Kuckuck, warum hat der Mann auch den verrückten Einfall "gehabt, 
Arbeitgeber zu werden?“ 


Ja, ja! Es ist „zum Verrücktwerden‘“. Die Welt steht auf 
dem Kopfe. Wir fragen uns nur, weshalb die Arbeitgeber, 
nachdem sie soviel Pech gehabt haben, auch mit ihrer „ver- 
dammten Pflicht und Schuldigkeit‘“, ihren Arbeitnehmern für 
Arbeit und Lohn zu sorgen — wie die Riesenarbeitslosenziffern 
der vergangenen Jahre zeigen — nicht den ganzen Bettel hin- 
geworfen haben. Bei ihrer „Intelligenz, Erfahrung‘, bei ihrem 
„Fleiß“ und ihrer „Sparsamkeit“ und insbesondere bei ihren, 
guten Beziehungen zu Industrie und Wirtschaft würde es ihnen 
nach unserer Ansicht sehr leichtfallen, einen, wie der Herr 
Arbeitgeber uns, weismachen will, viel leichteren und angeneh- 
meren Posten als Arbeitnehmer zu erhalten. Ja, zum Kuckıck! 
Warum tun sie das nicht? Trotz der Aussicht, Pension und 
Rente zu erhalten, trotz der nach Ansicht des „Arbeitgebers“ 


größeren Sicherheit, nicht an den Bettelstab gebracht zu 
werden? Ja, warum tun sie das nicht? | 
Ja, ja! Wenn die — — Goldbilanzen nicht wären! 


Joh. Gröttrup. 


Zum Entwurf eines Arbeitslosen- 
versicherungsgesetzes 


Der Reichsarbeitsminister hat vor einigen Wochen den 
Ländern den Entwurf eines endgültigen Arbeitslosenversiche- 
rungsgesetzes zur Stellungnahme vorgelegt. Es ist das — 


ohne Berücksichtigung der Erwerbslosenfürsorgeverordnung — 
der fünfte Entwurf. Mit ihm dürfte die gesetzliche Regelung 
des Arbeitslosenschutzes nun doch wohl aus dem Stadium der 
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Erwägungen in das der praktischen Regelung getreten sein, 
und schon deshalb gebührt diesem Entwurf die volle Aufmerk- 
samkeit der Gewerkschaften. Es bleibt unverständlich, daß der 
den Ländern schon vor Wochen vorgelegte Entwurf den Ge- 
werkschaften bis jetzt ängstlich vorenthalten worden ist. 
Die Arbeitslosigkeit und die Versuche, die Not der von ihr 
Betroffenen zu lindern, gehören zu den Zentralproblemen der 
deutschen Gewerkschaftsbewegung. Der in Gestalt des neuen 
Entwurfs vorliegende Versuch, Verhütungs- und Schutzmaß- 
nahmen gegen die Arbeitslosigkeit zu treffen, muß deshalb 
von uns so beschleunigt wie nur möglich darauf geprüft wer- 
den, ob er mindestens als eine praktische Gegenwartslösung 
angesehen werden kann. 

Die Fragestellung: Fürsorge oder Versicherung kann 
bei einer Prüfung, die nicht an der Oberfläche bleiben will, 
nicht ausgeschaltet werden. 

Der Schutz gegen Krankheit, Unfall, Invalidität und Alter 
ist bis heute in der Praxis im ‘Sinne der Versicherung ge- 
regelt. Die deutsche Versicherungsgesetzgebung ist auf diesem 
Gebiete lange Jahre vorbildlich für die Gesetzgebung der 
ganzen Welt gewesen. Die praktische Erfahrung hat aber 
gezeigt, daß auch mit dieser Regelung das letzte Wort noch 
nicht gesprochen sein kann. Führende Praktiker haben, nicht 


zuletzt infolge der Erlebnisse mit den Versicherungsträgern in. 


der Nachkriegszeit, den Ausbau und Umbau der sozialen Ver- 
sicherung zur sozialen Fürsorge verlangt. Schon diese aus 
der Praxis sich ergebenden Erwägungen sprechen gegen die 
Einbeziehung eines neuen Gebietes des Arbeitnehmerschutzes 
in die versicherungsrechtliche Regelung. Dazu kommt, daß 
u. E. ein grundsätzlicher Unterschied zwischen den, versiche- 
rungsrechtlich bisher erfaßten ‚„Schutzgebieten‘“, wie Krank- 
heit, Unfall, Invalidität und Alter, einerseits und der Arbeits- 
losigkeit anderseits besteht. Den Gefahren von Krankheit, 
Invalidität und Alter ist jedes Mitglied der Gesellschaft aus- 
gesetzt. Trotzdem hat man aus den Gliedern der Gesellschaft 
nur die Arbeitnehmer herausgenommen und gegen diese Ge- 
fahren versichert, und zwar aus der richtigen Erkenntnis 
heraus, daß der Arbeitnehmer infolge seines lediglich um das 
physische Existenzminimum schwankenden Einkommens nie- 
mals in der Lage ist, aus eigenen Mitteln seine durch Krank- 
heit, Invalidität, Unfall oder Alter beschädigte Arbeitskraft 
wieder herzustellen oder sich im Falle ihrer Vernichtung 
über Wasser zu halten. Wie eng man dabei den Rahmen der 
Versicherten gezogen hat, ist ja nur zu gut bekannt. Man hat 
den an sich richtigen Gedanken übertrieben und ist in das 
andere Extrem gefallen, den Kreis zu eng zu ziehen und 
breite, schutzbedürftige Massen außerhalb der Versicherung 
zu lassen. 

Grundverschieden von dieser Situation ist aber der Schutz 
gegen Arbeitslosigkeit. Arbeitslosigkeit ist eine spezifische 
Erscheinung in der Arbeitnehmerklasse, der nicht, wie etwa 
der Krankheit, auch die Mitglieder anderer Gesellschaftsklassen 
ausgesetzt sein können, sondern die nur und ausschließlich 
die Arbeitnehmer treffen kann. Der Arbeitnehmer aber kann 
nur existieren, soweit und solange er in Arbeit steht. Ob er. 
Arbeit hat, ‘ist nicht von ihm abhängig, sondern von dem 
Profitinteresse der gegnerischen Klasse. Die Arbeitslosigkeit 
ist also eine charakteristische Erscheinung der gegenwärtigen; 
Wirtschaftsordnung, in der die Arbeitskraft, d. h. also, der 
Arbeitnehmer, nur soweit beschäftigt wird, als er Profit er- 
zeugt. Sind infolge irgendwelcher Vorgänge innerhalb dieser 
kapitalistischen Gesellschaft, die hier nicht näher zu erörtern 
sind, die Ergebnisse der Arbeitskraft nicht in der Lage, Profit 
abzuwerfen, mit einem Wort, wird die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern und die Verwendung ihrer Arbeitskraft unren- 
tabel, so wird der Arbeitnehmer entlassen, er wird arbeits- 
los. Die Arbeitslosigkeit ist so sehr ein charakteris.isches 
Kennzeichen der heutigen Wirtschaftsordnung, daß diese ohne 
einen mehr oder weniger großen Stamm von Arbeitslosen — 
ohne die sogenannte Reservearmee — nicht denkbar ist. Die 
freien Gewerkschaften bekämpfen aus diesem Grunde die 
heutige Wirtschaftsordnung und verlangen ihre Umbildung zu 
einer Gemeinwirtschaft. Darum erscheint uns die Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit als eine Absurdität. Der Arbeitnehmer 
ist am Weiterbestehen der heutigen Wirtschaftsform nicht in- 
teressiert. Sie kann aber vorläufig nur weiterbestehen, 
wenn es gelingt, die Wirkungen des krisenverschärfenden) 
Moments, eben der Arbeitslosigkeit, zu mildern. Damit spitzt 
sich die Frage: Fürsorge oder Versicherung gegen Arbeitslosig- 
keit zu zu der Frage, wer die Kosten dieser Milderung tragen 
soll, ob diejenigen, die allein die Vorteile der heutigen Ge- 
sellschaftsordnung genießen und darum auch allein an ihrem 
Fortbestand interessiert sind, oder auch die Arbeitnehmer, die 
die Leidtragenden dieser Wirtschaftsordnung sind, Die erste 
Regelung findet ihren Ausdruck in der Fürsorge mit einer 
entsprechenden Steuerpolitik, die zweite in der Versicherung. 
Damit wird der Sinn unserer Antwort klar. Wir verlangen 
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grundsätzlich die Fürsorge, also die Uebernahme des Arbeits- 
losenschutzes durch den Staat, der seine Ausgaben hierfür 
durch eine erhöhte Belastung des Besitzes zu decken hat. 
Wenn irgendwo, so scheinen mir bei der Regelung des. Ar- 
beitslosenschutzes die Vorzüge der Fürsorge auf der Hand zu 
liegen und die Nachteile, ja, Sinnwidrigkeiten einer Versiche- 
rung ans Licht zu treten. Darum hatte der erste AfA-Bundes- 
kongreß durchaus recht, wenn er eine Arbeitslosenversicherung 
ablehnte und sich hier besonders nachdrücklich auf den 
Boden der Fürsorge stellte. 

Die gegenwärtige Regelung der Erwerbslosenfürsorge, ist 
nun allerdings nur dem Namen nach eine Fürsorge und nicht 
länger mehr zu ertragen. Es ist ja bekannt, daß man in die 
ursprüngliche Fürsorgeverordnung auf Grund des ersten Er- 
mächtigungsgesetzes die Beitragspflicht der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer hineingebaut hat, ohne die Voraussetzungen der 
Bedürftigkeit und der Pflichtarbeit als Gegenleistung für die 
Unterstützung auszumerzen. Wir haben dadurch den Zustand, 
daß man für die Erwerbslosen alle Pflichten einer Versicherung 
geschaffen hat, ohne die Rechte daraus zu garantieren, ja, 
daß ıman den Versicherungspflichten alle nur möglichen Nach- 
teile einer Fürsorgeregelung nebengeordnet haft. 

Gegen den Aufbau einer gesunden Fürsorge, die von den 
armenpfilegerischen und lohndrückenden Bestandteilen Bedüri- 
tigkeit und Pflichtarbeit befreit ist, setzen sich die Unternehmer 
mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln zur Wehr, 
da sie aus einer solchen Fürsorgeregelung keinen Vorteil für 
sich mehr ziehen könnten. Weniger stark ist ihr Widerstand 
gegen eine Arbeitslosenversicherung, da an deren Kosten die 
Arbeitnehmer unmittelbar mittragen*). 

Es ist nun die Frage, wie man die gegenwärtigen gesell- 
schaftlichen Kräfteverhältnisse einschätzt. Wenn man der An- 
sicht ist, daß sie den Neubau einer gesunden Erwerbslosen- 
fürsorge nicht zulassen, so bleibt im Augenblick kein anderer 
Weg, als den gegen unseren Willen einmal getanen Schritt 
zur Versicherung ganz zu tun und ein Gesetz zu fordern, das 
nicht nur die Versicherungspflichten festlegt, sondern auch 
alle Versicherungsrechte garantiert. 

Entschließt sich der AfA-Bund zu dieser Forderung, so 
begibt er sich damit keinesfalls seines grundsätzlichen Stand- 
punktes. Seine Erkenntnis des grundsätzlichen Unterschiedes 
zwischen Fürsorge und Versicherung erfordert den ausdrück- 
lichen Vorbehalt, zu gegebener Zeit daraus auch die prak- 
tischen Konsequenzen zu ziehen. (Fortsetzung folgt.) 


Rundschau 


Wirtschaftsfragen 


Der Arbeitsmarkt im Dezember 1924. Die Arbeitsmarkt- 
lage erfuhr im Dezember nach dem Bericht in Nummer 5 
des Reichsarbeitsblattes vom 1. Februar 1925 eine geringe Ab- 
schwächung. Landwirtschaft, Baugewerbe und Außenarbeit 
lagen nach wie vor still. Die Grundtendenz der Entwick- 
lungskurve darf indessen trotz aller Saisonerscheinungen noch 
keineswegs als ungünstig angesprochen werden. Für die erste 
Januarhälfte scheinen sich bereits wieder vereinzelte Vor- 
boten günstiger Entwicklung zu zeigen. 

Bei den Arbeitsnachweisen hat die Zahl der Arbeits- 
gesuche noch immer, wenn auch in geringem Maße als 
während des Vormonats, abgenommen; auf der anderen Seite 
hat sich auch der Rückgang des Stellenangebotes gegenüber 
dem November etwas gemindert. Insgesamt wurden im Berichts- 
monat gezählt 1306733 Arbeitsgesuche (29737 oder 2,2 v. Ti 
weniger als im Vormonat) und 386362 offene Stellen (60851 
oder 13,6 v. H. weniger als im Vormonat). Die Andrangsziffer 
stelllt sich demnach auf 333 (gegen 299 im Vormonat). Die 
Zahl der Vermittlungen blieb mit 329462 hinter dem 
Vormonatsergebnis um 54151 ‘oder 14 v. H. zurück. Von 
100 Arbeitsuchenden wurden 25 v. H. (im Vormonat 28,7 v. H.) 
vermittelt; von je 100 offenen Stellen wurden wie im Vom 
monat je 85 besetzt. 

Die Arbeitslosigkeit unter den Mitgliedern der Ar- 
beiterfachverbände zeigte für den Dezember wieder ein An- 
steigen, nachdem in der bisher beobachteten Besserung bereits 
im Vormonat eine leichte Abschwächung eingetreten war, 
immerhin meldeten einige besonders wichtige Verbände noch 
eine Abnahme ihrer Arbeitslosen. Insgesamt meldeten 39 Ver- 
bände, mit einer Mitgliederzahl von rund 3,5 Millionen, 282 645 
als arbeitslos, d. h. 8,1 v. H. der Gesamtzahl (im Vormonat 
1,3 vH): 5 
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=) BR die Arbeitgeber sich vorläufig auch noch gegen eine Ver- 
sicherung wehren, ist nur ein Beweis für ihre Abneigung gegen jede 
Regelung des Arbeitslosenschutzes, aus der sie keinen Nutzen schlagen 
können. 

























































































92 





Die Arbeitszeitverkürzungen haben wie bisher wei- 
ter nach Maß und Zahl abgenommen. Von den durch die Er- 
hebung erfaßten rund 2,99 Millionen Arbeitern arbeiteten nur 
noch 193280 oder 6,5 v. H. (im Vormohat 7,5 v. H.) mit ver- 
kürzter Arbeitszeit. Vor allem ‚ging der Anteil der großen 
Verkürzungen (17 bis 24 Stunden) zurück. 

Statistik der unterstützten Erwerbslosen. Nach 
den bis jetzt vorliegenden Meldungen wurden unterstützt am 
15. Dezember 1924 458129, am 1. Januar 1925 535654, am 
15. Januar 1925 583136 Vollerwerbslose (sogenannte Haupt- 
unterstützungsempfänger). Die Zunahme machte demnach vom 
15. Dezember bis 1. Januar rund. 17 v. H.. vom 1. Januar bis 
15, Januar rund 9 v. H. aus. In dieser Zahl sind die mitunter- 
stützten Familienangehörigen nicht enthalten; ebenso darf sie 
keineswegs als gleichbedeutend mit der Gesamtzahl aller Ar- 
beitslosen im Reich aufgefaßt werden, da der Bezug von Er- 
werbslosenunterstützung gesetzlich an eine Reihe Bedingungen 
geknüpft und zeitlich begrenzt ist. 

* 


Die Besserung der Lage des Arbeitsmarktes der tech- 
nischen Angestellten setzte sich nach unseren Beobachtungen 
im Januar im bescheidenen Umfange fort. Die Nachirage 
nach ersten Konstrukteuren und Architekten war etwas reger 
als im Vormonat; für ältere Kollegen besteht nach wie vor 
kaum irgendeine Unterkunftsmöglichkeit. Die Zahl der Kündi- 
gungen und Entlassungen, die uns gemeldet wurden, erhöhte 
sich von 166 im Dezember 1924, auf 260 im Januar 1935. Die 
Z>hl der unterstützungsberechtigten Mitglieder hat dagegen 


abgenommen. Unterstützungsberechtigt waren am 1. Januar 
>09 und am 1. Februar 423 Mitglieder. Die Abnahme der 


Unterstützungsberechtigten ist darauf zurückzuführen, daß einige 
Kollegen wieder praktisch arbeiten, in einen anderen Beruf 
übergetreten sind oder mit Unterstützung ausgesteuert wurden. 


Die Konkurrenzfähigkeit der deutschen eisenverarbeitenden 
Industrie am Weltmarkt. Im englischen ‚Manchester Guardian 
Commercial‘ werden die Aussichten der deutschen eisenver- 
arbeitenden Industrie, insbesondere der Maschinenindustrie, auf 
die Steigerung der Ausfuhr als sehr ungünstig dargestellt. 
Bereits im Jahre 1924 waren die deutschen Rohstoifpreise 
wesentlich höher als die englischen. Roheisen kostete im 
Durchschnitt der ersten elf Monate 1924 92,96 Mk. die Tonne, 
gegen 80,73 Mk. für englisches Roheisen. Die deutschen Preise 
sind aber im rapiden Steigen begriffen und sollen durch die 
geplante erhebliche Erhöhung des Eisenzolles noch weiter ver- 
tcuert werden. Um die Einwilligung der verarbeitenden In- 
dustrie zum internationalen Eisenkartell zu gewinnen, hat man 
ihr Rückvergütungen nach den ausgeführten Waren zugesagt. 
Abgesehen davon, daß die Kontrolle dieser Ausfuhr beinahe 
unmöglich ist, hat ein jeder ähnliche Versuch vor dem Kriege 
zum völligen Fehlschlag geführt. So hat der deutsche Ma- 
schinenbau wenig Hoffnung auf billige Rohstoffe, weshalb 
seine Konkurrenzfähigkeit auf den Auslandsmärkten außer- 
ordentlich eingeschränkt, während sein Inlandsabsatz infolge 
der Geld- und Kreditnot schwer beeinträchtigt ist. 


Internatiorjaler Gewerkschaftsbund und internationales 
Eisensyndikat. Im Zusammenhang mit den deutsch-franzö- 
s:schen Handelsvertragsverhandlungen haben bekanntlich zwi- 
schen Vertretern der deutschen und französischen Schwer- 
industrie Verhandlungen über die Bildung eines deutsch-franzö- 
sischen Eisensyndikats stattgefunden, das unter Umständen so- 
gar durch Einbeziehung der Schwerindustrien Englands, Bel- 
g-ens, Luxemburgs, der Tschecho-Slowakei und Polens zu 
vnem europäischen Eisensyndikat erweitert werden 
sollte. Zweck des zunächst ins Auge gefaßten Abkommens 
zwischen der deutschen und französischen Schwerindustrie sollte 
die Ausschaltung der Konkurrenz der lothringischen Schwer- 
industrie auf dem deutschen Eisenmarkte sein. Die Bestre- 
bungen auf Herbeiführung einer Verständigung zwischen der 
deutschen und französischen Schwerindustrie waren, wie hier 
berichtet worden ist, bereits am 16. Dezember v. J. Gegen- 
stand einer Besprechung zwischen deutschen und französischen 
Gewerkschaftsvertretern in Köln. Am 8. Februar d. J. hat nun 
im „Rahmen des Internationalen Gewerkschaftsbundes in 
Amsterdam eine weitere ausgiebige Erörterung der mit den 
Handelsvertragsverhandlungen zusammenhängenden Probleme 
stattgefunden. Die Konferenz führte zunächst zu dem ein- 
mütigen Beschluß, alles Material zu diesen Fragen vom Sekre- 
tariat des Internationalen Gewerkschaftsbundes so schnell als 
möglich sammeln zu lassen. Ferner wurde eine internationale 
Kommission mit der Aufgabe betraut, Vorschläge zur Abwehr 
der Gefahren eines internationalen Eisenkartells auszuarbeiten. 
Der Kommission gehören an: für Deutschland Eggert vom 
A.D.G.B. und DiBmann vom Deutschen Metallarbeiter-Ver- 
band, für Belgien Mertens, für England Brown und für 
Frankreich Jouhaux. 


\ 
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Sozialpolitik 


Gegen die rechtliche Benachteiligung der technischen An- 
gestellten. Die Reichstagsfraktion der Sozialdemokratischen Par- 
tei beantragt zur zweiten Beratung des Haushalts des Reichs- 
arbeitsministeriums: 

„Die Reichsregierung zu ersuchen, dem Reichstag a'sbald eine Vor- 
lage zu unterbreiten, durch die unbeschadet der späteren Schaffung eines 
einheitlichen Reichsarbeitsrechts, unverzüglich die rechtiiche Benachteiligung 
der technischen Angestellten gegenüber anderen Berufsgruppen der An- 
gestellten und der Arbeiter zu beseitigen ist. 'Insbesondere hat für die 
Bestimmungen des $ 133c Abs. 2 der Gewerbeordnung (Anrechnung der 
Bezüge aus der Kranken- und Unfallversicherung) zunächst mindestens 
die für Handlungsgehilfen geltende Regelung gemäß $ 63 Abs. 2 des 
Handelsgesetzbuchs zu treten. Analog dem $ 64 des Handelsgesetzbuchs 
(Gehaltszahlung spätestens am Monatsschluß) ist eine entsprechende Be- 
stimmung für die technischen Angestellten zu schaffen.“ Bis zum Inkraft- 
treten eines gesetzlichen Verbots der Konkurrenzklausel sind inzwischen 
mit sofortiger Wirkung den technischen Angestellten die Mindestrechte 
der $$ 74 bis 75f und 82a des Handelsgesetzbuchs zu gewähren.“ 

Wir gehen wohl nicht fehl, wenn wir annehmen, daß dieser 
Antrag auf. die den Reichstagsfraktionen sämtlicher poli- 
-tischen Parteien zur Kenntnis gebrachte Entschließung der 
Bundesvorstandssitzung vom 8. Februar zurückzuführen ist, 
die wir bereits in der letzten Nummer ‘der „D.T.Z.“ wieder- 
gegeben haben. Wir werden seinerzeit darüber berichten, 
welche Haltung die übrigen Parteien gegenüber dem Antrag 
der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion eingenommen 
haben. 

Außer dem oben wiedergegebenen Antrag hat die Reichs- 
tagsfraktion der Sozialdemokratischen Partei noch. den anderen 
eingebracht: 

„Die Reichsregierung zu ersuchen, schleunigst dem Reichstag eine 
Vorlage zu unterbreiten, durch die eine Vereinbarung zwischen einen 
Arbeitgeber und einem oder mehreren Arbeitnehmern oder der Gesamt- 
heit oder der gesetzlichen oder sonstigen Vertretung derseiben, die für 
Arbeitnchmer für die Zeit nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses 
eine Beschränkung ihrer gewerblichen Tätigkeit (Wettbewerbsverbot) 
vorsieht, als nichtig erklärt wird.“ 

Auch diese Initiative einer großen Partei zwecks Beseiti- 
gung der Konkurrenzklausel ist begrüßenswert. Hofient- 
lich gibt sie dem Reichsarbeitsministerium Veranlassung, auch 
seinerseits etwas mehr Dampf hinter die gesetzgeberische Er- 
ledigung der Konkurrenzklauselfrage zu machen. 


Angestelltenbewegung 


Wirtschaftliche Interessenvertretung der akademisch  ge- 
bildeten Architekten, Chemiker und Ingenieure. Eine Reihe 
von in unserem Bunde organisierten technischen Vollakade- 
mikern wendet sich in einem Druckschreiben an ihre akade- 
misch gebildeten Standesgenossen, um sie zur bewegen, sich 
der Einheitsorganisation aller Techniker anzuschließen. Wir 
geben von dem Inhalt dieses Schreibens, das in einer beliebigen 


Anzahl von Abzügen von der Hauptgeschäftsstelle unseres 
Bundes bezogen werden kann, nachstehend einen Auszug 


wieder: 

„Gern wird dem Akademiker vor Augen geführt, daß er auf Grund 
seiner Vorbildung zur Führung in der Wirtschaft berufen sei, nicht 
etwa um ihm eine höhere Wertschätzung zuteil werden zu lassen, sondern 
um ihn davon abzuhalten, seine Ansprüche, ebenso wie jeder andere 
Angestellte, geltend zu machen. Der Unternehmer erkennt gern die 
höhere geistige Bildung seines akademisch gebildeten Angestellten. in 
gesellschaftlicher Beziehung an. Aber sobald es sich um das Einkommen 
handelt, stellt sich jedesmal der Gegensatz der Interessen zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer heraus. 

Nicht nur das Einkommen des jüngeren Ingenieurs, auch das des in 
gehobener Stellung befindlichen älteren Akademikers basiert auf dem 
für alle technischen Angestellten geltenden Tarifvertrag. Mag dies in 
Form von Zuschlägen ausdrücklich anerkannt sein, mag es durch Be- 
nutzung von Indexzahlen oder sonstwie verschleiertt werden, sine 
wirklich objektive Betrachtung wird immer ergeben, daß auch das 
Einkommen des scheinbar -ganz individuell bezahlten Angestellten in 
gehobener oder leitender Stellung durch den Tarif beeinflußt, also 
von der Gewerkschaft reguliert wird. Es steigt, wenn die Gewerkschaft 
Erfolge hat, es bleibt zurück, wenn die Arbeitgeber die Oberhand ge- 


winnen. Auch die übrigen Arbeitsbedingungen: Urlaub, Arbeitszeit, 
Ertinderrecht werden durch den Tarifvertrag festgesetzt. Waren die 
Uriaubsverhältnisse vor dem Kriege nicht viel schlechter als jetzt? 


Sind die tariflichen Verbesserungen, ebenso wie diejenigen, die dem 
Gesetzgeber im Kampf gegen das energisch Widerstand leistende 
Unternehmertum zugunsten der Angestellten abgerungen wurden, nicht 
hauptsächlich dem Bund der technischen Angestellten und Beamten zu 
danken, der in dieser Frage seit jeher die Führung hatte? Steht der 
einzelne dem Unternehmer nicht ganz anders gegenüber, wenn er des 
festen Rückhaltes an seiner Organisation sicher ist? 

Der Bund der technischen Angestellten und Be- 
amten umfaßt Techniker aller Bildungsstufen, vom technischen Lehr- 
ling bis zum Doktor-Ingenietir und Hochschulprofessor, vom Zeichner 
bis zum Betriebsleiter, vom Bauassistenten bis zum Oberbaurat. Niemals 
hat der Bund Gleichmacherei. getrieben oder auf Kosten der höheren 
Gruppen, die bei uns immer zu den Kerntruppen unserer Bewegung ge- 
hörten, Vorteile für die unteren gesucht. In den Richtlinien, die der 
Bundesvorstand für den Abschluß_von Tarifverträgen herausgegeben hat, 
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ist den verantwortiichen Außenbeamten unseres Bundes ein bestimmtes 
Verhältnis zwischen dem Durchschnitt der ersten und vierten Tarifklasse 
als Verhanditingsziel aufgegeben und immer wieder wird. von uns eine 
übertarifliche Bezahlung jener Leistungen gefordert, die über den 
Durchschnitt der betreffenden Grupre hinausgehen. Was von gegnerischen 
Verbänden über unsere „Gleichmacherei“ gesagt wird, ist, wie an Hand 
hunderter Ergebnisse von Tarifverhandlungen bewiesen werden kann, 
bewußte Unwahrheit. Ebenso steht es mit der Beamtenbesoldung. 

Der Akademiker hat — gleiche Intelligenz und technische Veran- 
lagung vorausgesetzt — auf Grund seiner Vorbildung dem Techniker mit 
Fachs-hulbildung eine größere Entwicklungsfähigkeit voraus. Das ist 
von einsichtigen Mitte'schultechnikern niema!s bestritten worden und 
wird niema's bestritten werden. Es liegt deshalb kein Grund für den 
akademisch gebildeten Architekten, Ingenieur und Chemiker vor, sich 
uicht der Einheitsorganisation der Techniker anzuschließen. Die seit 
Jahrzehnten im Butab organisierten Vollakademiker können aus ihrer 
Erfahrung sagen, daß die Interessen der Akademiker in diesem Verbande 
ebenso gewahrt worden sind wie die der Mittelschultechniker. Im 
Gegenteil haben sie, gestützt auf die Solidarität aller Berufskollegen, 
größere Erfolge erzielen können, als es möglich gewesen wäre, wenn sie 
allein dagestanden hätten. 

Ist der Akademiker auf Grund seiner umfassenderen Vorbildung in 
der Technik zum Führer in der Wirtschaft berufen, so sollte er sich 
auch berufen fühlen, Führer seiner Kollegen in ihrem Existenzkampf 
als Arbeitnehmer zu sein. Der Beste, der Fähigste ist hier als Führer 
gerade gut genug. Auch die Arbeitgeber stellen uns ihre fähigsten 
Vertreter im Kampfe um die Anstellungs- und Arbeitsbedingungen 
gegenüber.“ 

Ernst Hirsch 7. Der Vorsitzende des Zentralverbandes der 
Angestellten in Industrie, Handel- und. Verkehr der Tschecho- 
slowakei, Sitz Teplitz-Schönau, ist nach langem Leiden am 
4. Februar gestorben. Unser Kartellverband verliert in dem 
Dahingeschiedenen seinen Gründer und Führer, der im alten 
Oesterreich in Böhmen, Mähren und Schlesien die Angestellten 
in unermüdlicher Arbeit für die freigewerkschaftlichen Ideen 
gewonnen und nach dem Zusammenbruch Oesterreichs die 
deutschen Angestellten der Tschechoslowakei zu dem ge- 
nannten Verbande zusammengefaßt hat. Der Verstorbene war 
uns auch persönlich kein Fremder, hat er doch unseren Bund 
auf den Buntdestagen 1921 und 1922 im Namen seines Ver- 
bandes mit warmen Worten begrüßt. 

Wir fühlen mit unserem Kartellverband den schweren Ver- 
Ehre seinem Andenken! 


Parteipolitische Neutralität unserer Gegner. Es sind uns in 
letzter Zeit häufig Rundbriefe von gegnerischen Verbänden 
oder Funktionären gegnerischer Verbände bekannt geworden, 
in denen diese gelegentlich der Reichstagswahi die Verbands- 
mitglieder auffordern, für die Wahl bestimmter politischer Par- 
teien einen Propagandabeitrag zu zahlen. Wir sind leider wegen 
Raummangels nicht in der Lage, alle diese Propagandaschreiben 
zu veröffentlichen, und wolıen daher nur den Inhalt eines 
solchen Schreibens, das aber als typisch für ale Schreiben 
angesehen. werden kann, im Auszuge wiedergeben. Es heißt 
in einem von Magdeburg vom 14. Dezember 1924 ausgehenden 
Schreiben: folgendermaßen: 

w..., Da zum Kriegführen und Wahlkampf aber Geld gehört, 
haben sich die unterzeichneten Kollegen entschlossen, trotz der wirt- 
schaftüch schlechten Lage unserer Kollegen an diese mit der Bitte 
heranzutreten, freiwillig ihr möglichstes zu tun, um auch die finanzielle 


Der Klassenkampf der Unternehmer gegen die Arbeit- 
nehmer und insbesondere die Angestellten wird neuerdings mit 
besonderer Zähigkeit geführt. Die Unternehmer begnügen sich 
sicht mit Maßregelungen der Gewerkschaftsfunktionäre und 
Betriebsräte; sie haben erkannt, daß die „Unschädlichmachung‘“ 
des einzelnen sie ihrem Ziele um keinen Schritt näherbringen 
kann, solange die Angestellten in Gewerkschaften zusammen- 
geschlossen eine Macht darstellen. Es werden deswegen in 
neuerer Zeit planmäßig und offen die Gewerkschaften be- 
kämpft. Man rechnet im Unternehmerlager in erster Linie mit 
denjenigen organisierten Angestellten, die nur einer Gewerk- 
schait beigetreten sind, weil sie in den Genuß von Tarif- 
gehältern kommen wollten, und denen die Endziele der Ge- 
werkschaften und ihr ethischer Wert nicht bekannt sind. Immer 
mehr Arbeitgeberverbände verweigern deshalb den Abschluß 
von Tarifverträgen. Da sie von den Schlichtungsinstanzen 
evti. zur Anerkennung solcher Verträge gezwungen werden 
können, versuchen sie, mit der Behauptung der Tarifvertrag 
schädige die einzelnen Angestellten, die Leichtgläubigsten und 
Kurzsichtigsten unter diesen den Gewerkschaften abtrünnig 
zu machen. So hat z. B. die Aktiengesellschaft Meirowsky 
(Köln) folgendes Schreiben an ihre Angestellten gerichtet: 
Die in der AfA, G.d.A. und Gedag zusammengeschlossenen An- 
gestelltenverbände verlangen Abschluß eines Tarifvertrages. Hierdurch 
wird die für Januar vorgesehene Gehaltserhöhung für die in den oben 


lust. 
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Durchführung der Wahl des Koliegen Baudach zu sichern. Sie wissen, 
Herr Kollege, daß der Verband dafür keine Gelder zur Verfügung hat 
— um so weniger, als ihm jetzt die Stelienlosigkeit einen erheblichen 
Teil der Beiträge kostet. Wollen wir aber nicht unter Umständen auf 
Jahrzehnte in unserem Beruf zurückgeworfen werden, müssen wir Rat 


schaffen. Rat, d. h. Geld schaffen. Viele Wenige machen ein Viel, 
Nehmen Sie noch heute eine Zahlkarte und überweisen Sie auf das 
Postscheckkonto der Hauptabrechnungsstelle Halle des D.H.V. — Post- 
scheckamt Leipzig Nr. 105858 — einen Betrag zur wirksamen Unter- 
stützung unserer Arbeit mit besonderem Vermerk auf dem Mitteilungs- 
abschnitt „Kandidatur Baudach“. Den Betrag, den wir freundlichst auf 
mindestens 2,— Mk. zu bemessen bitten, können Sie selbstverständlich 
auch der dort zuständigen Geschäftsstelle des Verbandes übermitteln. 
Wir hoffen, daß Sie unseren Aufruf recht verstehen. Wir wollen 
damit unserem Beruf und unserer Zukunft dienen. 

Mit deutschem Gruß 

gez. Otto Fritz Klaıte, gez. Karl Leue, 

Kreisgeschäftsführer Aufsichtsratsmitgl. 

Mitgl. Nr. 560 375 Mitgl. Nr. 51 779, 


Interessant an diesem Schreiben ist, daß die Funktionäre 
der Auffassung sind, daß an sich auch der Verband für die 
Wahl des Kandidaten einer bestimmten politischen Partei Mittel 
zur Verfügung stellen würde, wenn nicht die Verbandskasse 
durch die Stellenlosigkeit erschöpft wäre.” Auch wir sind der 
Auffassung, daß die Angestellten aktiver als bisher sich am 
politischen Leben beteiligen müssen. Wir haben aber strengstens 
darüber gewacht, daß unsere Mitglieder sich nur in ihrer Eigen- 
schaft als Mitglied irgendeiner Partei und als Person politisch 
betätigen. Die gegnerischen Verbände haben uns trotzdem als 
Gewerkschaft in sehr ausgedehntem Maße parteipolitisch ver- 
dächtigt. Wir möchten einmal ihr Geschrer hören, wenn sich 
ein Funktionär unseres Bundes unter ausdrücklicher Berufung 
auf seine Mitgliedschaft zu unserem Bunde oder auf seine be- 
sondere Funktionärstellung für eine bestimmte Partei einsetzen 
würde. Gar nicht davon zu reden, wenn wir auch nur den 
Gedanken aussprechen würden, daß die Gewerkschaftsmittel 
für die Reichstagswahl herangezogen werden sollen, wie es 
in obigem Schreiben als ganz selbstverständlich für den 
Deutschnationalen Handlungsgehilfenverband angesehen wird. 

Wir zweifeln nicht daran, daß trotz unserer Feststellungen 
und trotzdem wir nicht daran denken, unsere Gewerkschafts- 
mittel für die Wahl irgendeines Kandidaten irgendeiner poli- 
tischen Partei in Anspruch zu nehmen, die Lüge über unsere 
parteipolitische Einstellung weiter verbreitet wird. 


gez. Otto Faber, 
Mitgl. Nr. 85 236 


Allgemeine Berufsfragen 


Ein technisches Reichsministerium soll.nach einer Mitteilung 
der „Deutschen Technischen Warte“, des Organs des Reichs- 
bundes Deutscher Technik, gesichert sein, da sich sämtliche 
Parteien des Reichstages zu einer solchen Umbildung des 
Reichsverkehrsministeriums unter Einbeziehung der Reichsbau- 
verwaltung bekannt haben. Wir haben als Techniker natürlich 
ein lebhaftes Interesse an dem Zustandekommen dieses Planes, 
befürchten aber, daß die Ressortwiderstände in den in Betracht 
kommenden Ministerien seine Ausführung noch recht lange 
hinauszögern werden. Wir werden uns demnächst ausführlicher 
in unserer Zeitung damit befassen. 


genannten Verbänden ‘organisierten Angestellten verhindert. Für die 
Nichtorganisierten wird die Neuregelung rückwir- 
kend ab I. Januar 1925 sofort durchgeführt und bitten wir Sie 
uns hierunter mitzuteilen, falls Sie einem der Angestelltenverbände nicht 
angehören.“ 

Hier wird. denjenigen Angestellten ein materieller Vorteil 
in Aussicht gestellt, die nicht organisiert sind bzw. gewillt sind 
sich die Organisationszugehörigkeit abkaufen zu lassen. Ganz 
ähnliche Praktiken haben vor Jahr und Tag die Seeschiffs- 
werften angewandt. Ein erheblicher Teil der Angestellten 
ist damals in die Falle gegangen mit dem Ergebnis, daß es zur 
Zeit in Deutschland wohl keine ‘Angestelltenschicht mehr gibt, 
deren Gehaltsniveau ähnlich niedrig läge Das Vorgehen der 
Industriellen ist sehr durchsichtig. Selbst wenn beträchtliche 
Gehaltszulagen auf einige Zeit als Preis für den Austritt aus 
den Gewerkschaften an die Mehrheit der Angestellten bezahlt 
würden, so würde das für die Unternehmer immer noch ein 
gutes Geschäft bedeuten, denn sehr rasch nach der Einführung 
einer Individuallohnbemessung fä!lt erfahrungsgemäß das Durch- 
schnittsgehalt eines Werkes beträchtlich. Würde es den Unter- 
nehmern auf diesem Wege gelingen, die Angestelltengewerk- 
schaften erheblich zu schwächen oder gar zu zerschlagen, so 
würde es für sie eine Kleinigkeit sein, die Angestelltenräte und 
die Schutzbestimmungen des Betriebsrätegesetzes binnen kurzem 
zu beseitigen, mindestens aber praktisch außer Kraft zu setzen. 




















































































Die Gehaitssätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 
Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Ver 
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Die Gruppenbezeichnung in den einzelnen Tarifverträgen entspricht nicht in allen Fällen der in nachstehender Tabelle angewandien, 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 


gleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 





Fach- 
gruppe 
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Bezirk | für Monat 


Berlin 
Dresden 
Altona 
Mitteld. 
Aschersleben 
Brieg 
Darmstadt 


Frankenthal 


Hagen 
Haıburg 


Mainz- 
Wiesbaden 
Mannheim 


Nürnbg -Fürther 
Arb. Geb. Kart. 
Stettin 


Trier 
Wernigerode 
Dresden 
Mitteld. 
Porz -Fabrik 
Kahla 
Aachen 
Auec/Erzgeb, 
Bayern 
Chemnitz 
Dresden 
Bayern 
Berlin 


Jan. bis März 25 
ab Febr. 25 


Jan-.März 25 
ab Nov. 24 
Jan -März 25 


Januar 25 


ab 15. Nov. 24 
ab Jan. 25 


Jan.-März 25 
ab Jan. 25 
ab 1. Nov. 24 


ab 1. Dez. 24 
Dez: 24 
ab Febr. 25 
Jan.-März 25 
Jan. 25 


ab 1. Dez. 24 
März-April 25 
ab Jan 25 
Jan.-April 25 
ab Jan, 25 
ab Febr. 25 
Jan -Juni 25 


Die neuenGe- 
hälterwurden 
festgesetzt d. 


Verhandlg. 
Schiedsspr, 


Verhandlg. 


Schiedsspr. 
Verhandlg. 


Schiedsspr. 
Verhandig. 


” 


Schiedsspr. 
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Verhandig. 
Schiedsspr. 
Verhandlg, 
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Schiedsspr. 
Vereinbg. 


Schiedsspr. 


” 
”» 
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Vereinbg 





Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe 


1 
M. 


115—145 
75—130 
180—235 
87—135 
59—138 
70—127 
60—105 


57—126 


61—119 
77—148,50 


&0— 160 
92—140 
83—167 
80—140 


63,5— 153,5 
81—152 
85—155 
89152 

65,6—121,5 


60—165 
80—148 
55—115 
75—136 
75—150 
130—235 
135—215 


| 





u 
M. 


152— 213 
95-160 
220—300 
95—167 
76 —165 
107—166 
135—200 
81-146 


78-176 
82,50—170,5 


165— 240 
116—158 
120—214 
105—190 


116,5—190 
87—189 


120—202 


91,5—169,5 


155—210 
91—179 
75-—155 
86 —153 
85 —150 

265—315 

230—270 


IN 
M. 


204—316 
125—190 
265— 375 
135— 225 
133 — 224 
177—198 
225—290 


100—172 


145— 231 
181,50 


275—330 
134—194 
176—279 
170—250 
196— 223 
125—211 


195—275 
146— 249 


102,2— 200 


110—225 
148— 261 
105—205 
136—204 
130—195 


| 


IV 
M. 


258 — 393 
195 — 260 
330—420 
200— 280 
169—266 
258 
310 


126— 245 


209 286 
148,5 --192,5 


fr. Vereinbg. 
214— 263 
260—353 


222,5— 254 
146— 254 
300—335 
221—295 
131— 243 


193—310 
175—255 
203— 287 
185— 270 


259— 311 


209 —220 


‚310-425 


365 
240—332 


261—374 
212— 365 
281— 382 
260— 340 


| 


| 
| 





VI 
M. 


325—390 


233 — 402 
310-390 


Soziale Zulage 


Frau 15, Kind 20 
100%, 


s_33 M. 


-|Frau 10, Kind 8,- 


bis 3 Kinder, einz, 

Ern.10, Alleinst.8.- 

Frau 13,- Kind 6, 
Alleinst. 13 


Frau 7,70, Kd. 7,70 
höchstens 4 Kind. 


Frau 12, Kind 10,- 
höchstens 5 KinJ, 
7,— M. 


Frau 5, Kind 10,- 
höchstens 2 Kind, 
7—24,50 M. 


10%), 
Frau 50/,Kind 5% 
6,90—34,- M. 


12,—M. 


Frau 12, Kind 6, — 


Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D = Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur, 


G = Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I= Chemische Industrie, K = Steinindustrie, 


L == Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N = 


Metallindustrie, O = Textilindustrie, P —= Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 


Damit wäre das Arbeitgeberideal „das Herr-im-Hause-sein‘“, 
d. h. die praktische Versklavung der Angestellten wieder her- 
gestellt. Diesem Beginnen der Unternehmer muß von allen An- 
gestellten dadurch entgegengewirkt werden, daß sie derartigen 
Verlockungen Widerstand leisten, die jüngeren, insbesondere 
aber die Nichtorganisierten müssen über die Ziele der Unter- 
nehmer aufgeklärt werden. Alle Versuche, die Gewerkschaften 
zu schwächen oder zu zerschlagen, müssen von den Gewerk- 
schaftern mit einer rastlosen Werbe- und Aufklärungsarbeit be- 
antwortet werden. Die Parole der Angestellten in diesem von 
den Unternehmern aufgezwungenen Kampfe muß heißen: „Nun 
erst recht Gewerkschaftsarbeit.“ 


Der Kampf um den Tarifvertrag in der chemischen In- 
dustrie. Der Arbeitgeberverband für die chemische Industrie, 
Bezirk Köln, hat in seiner Satzung eine Bestimmung auf- 
genommen, nach der er nicht mehr berechtigt ist, für die 
Angestellten das Gehalt tariflich zu regeln. Die Angestellten- 
organisationen haben den Schlichter für Rheinland angerufen. 
Die Bemühungen des Schlichters, eine Einigüng herbeizu- 
führen, waren erfolglos. Es wurde deshalb eine Spruchkammer 
eingesetzt, für welche jedoch der Arbeitgeberverband sich 
weigerte, Beisitzer zu stellen, weshalb die Arbeitgeberbeisitzer 
anderen Tarifgebieten entnommen wurden. Der Spruchkammer 
waren zwei Fragen vorgelegt: 

l.istder Arbeitgeberverband berechtigt, durch 
cine Aenderung seiner Satzung seine Tariffähig- 
keit zu beschränken; 

2. wird durch eine derartige Beschränkung die 
Tariffähigkeit des Arbeitgeberverbandes über- 
haupt aufgehoben? 

Beide Fragen wurden von der Spruchkammer bejaht. Durch 
die Bejahung der zweiten Frage ist festgestellt, daß der 
Arbeitgeberverband für die Angestellten als 
Tarifkontrahent überhaupt nicht mehr in Frage 
kommt. Es kann mit ihm also auch kein Manteltarif mehr 
abgeschlossen werden. 

Damit ist für die Gewerkschaften der Weg der Verhand- 
lungen mit den einzelnen Firmen frei. Die Angestell- 
tenorganisationen beabsichtigen, die in Frage kommenden etwa 
90 Firmen der chemischen Industrie vor den Schlichter laden 
zu lassen, um auf diesem Wege mit jeder einzelnen Firma 
sowohl Mantel- wie Gehaltstarifverträge abzuschließen. \ 


Aus der Reichsfachgruppe Apotheker. Wiederum ist ein 
Jahr dahingegangen. Wiederum haben tausende angestellte 
Apotheker ihre Wünsche und Hoffnungen in nebelgraue Ferne 
verschwinden sehen, deren Erfüllung ihnen durch Schaukel- 
führer vorgegaukelt war. Trostloser denn je schaut der an- 
gestellte Apotheker, besonders der verheiratete, in die Zukunft. 
Leider bricht sich bei ihm noch immer nicht die,Einsicht Bahn, 
daß nur der Anschluß an eine wirkliche Arbeitnehmerorganisa- 
tion ihm eine Verbesserung seiner sozialen Lage bringen kann. 
Noch immer nicht scheint ihm zum Bewußtsein gekommen zu 
sein, daß nur auf seine Kosten der Kampf zwischen Kranken- 
kassen und Apothekenbesitzer ausgefochten wird. Wie wenig 
hat es die Leitung des V.D.A. verstanden, die Interessen der 
angestellten Kollegen so zu vertreten, wie es die Not der 
Stunde unbedingt verlangt hätte. 


Ich erinnere hier nur an den Tarifvertrag. Der Tarifver- 
trag von 1924 war trotz seiner vielen und großen Mängel 
immer noch ein Instrument, mit und auf dem man spielen 
konnte, und was haben. die Führer des V.D.A. aus ihm ge- 
macht. Wir hier im Rhein- und Ruhrgau haben es der V.D.A.- 
Leitung zu danken, daß wir ungefähr an letzter Stelle der 
Lohnempfänger stehen. Versuche von Seiten der Butabmit- 
glieder, an den Tarifverhandlungen teilzunehmen, wurden von 
der V.D.A.-Seite mit der Begründung abgelehnt, daß wir 
Butableute uns gegebenenfalls rühfnen würden, - ein höheres 
Gehalt wie die Vertreter des V.D.A. herausgeholt zu haben; 
und die Vertretung einer solchen Politik wagt sich Interessen- 
vertretung der angestellten Kollegenschaft zu nennen. Nach 
Fallenlassen der sogenannten Micumabgaben war von seiten 
der Besitzer des hiesigen Bezirks in Aussicht gestellt worden, 
den angestellten Apothekern ein den augenblicklichen Ver- 
hältnissen entsprechendes Gehalt zu zahlen. Scheinbar hat die 
Gedächtnisschwäche trotz verschiedener Aufrüttelungsversuche 
unsererseits den Tarifführer des V.D.A. so sehr beein- 
flußt, daß er bis heute keinen Versuch gemacht hat, um 
die Besitzer zur Innehaltung ihrer damaligen Versprechungen 
anzuhalten. Es ist bei diesem Herrn stets die alte Leier, 
Mit Bluffen versucht man, das zu erreichen, was man zu feige 
ist, durch die Tat zu vollenden. 

Ein ganz dunkles Kapitel für sich bildet dann die Stellung- 
nahme der V.D.A.-Leitung bei der Behandlung der sogenannten 
Helferinnenfrage. Im Mai 1924 erschien im „Zentralblatt 
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für Pharmazie‘ eine bombastische Veröffentlichung über ein 
Vorgehen der Verbandsleitung gegenüber solchen Apotheken- 
besitzern, speziell Berlins, die Helferinnen ungesetzlich be- 
schäftigten . und damit war für den V.D.A. die 
Sache erledigt. Oder will man uns weiszumachen ver- 
suchen, daß durch sogenannte Verhandlungen hinter den 
Kulissen etwas Erfolgreiches erreicht worden sei? Wir be- 
haupten das Gegenteil, daß nämlich heute mehr als je in den 
Apotheken durch nicht pharmazeutisch ausgebildetes Personal 
ungesetzliche Arbeiten verrichtet werden und pharmazeutisches 
durch nichtpharmazeutisches Personal ersetzt wird. Aber für 
den V.D.A. ist es ja wohl schließlich dasselbe, ob er seine 
Gelder von einem bei ihm organisierten Apotheker oder einem 
Apothekenhelfer oder einer Helferin erhält. Mußten nicht 
schon längst die allerschärfsten Maßnahmen gegen die Be- 
sitzer ergriffen werden, wo der V.D.A.-Leitung ebensogut wie 
uns die Stellungnahme des V.D.A.-Vorstandes in der Helfe- 
rinneiffrage bekannt war? 


Wir im Butab haben oft genug versucht, gemeinsam mit 
der hiesigen Ortsgruppe des V.D.A. in der Helferinnenfrage 
vorzugehen, aber leider stets vergeblich, obwohl wir die 
klarsten Beweise über ungesetzliche Zustände in vielen Apo- 
theken hatten. Es ist allgemein bekannt, daß die sogenannte 
Helferinapotheke die leichteste Möglichkeit zur ungesetzlichen 
Anfertigung von Rauschgifte enthaltenden Verordnungen bietet, 
von Ueberschreiten der Taxe und anderen Vorgängen gar nicht 
zu reden. Alle diese Argumente sind für die V.D.A.-Führer 
scheinbar solche Nebensächlichkeiten geworden, daß sie von 
ihnen bei den angeblichen Verhandlungen über die Helferinnen- 
frage vollkommen unbeachtet gelassen worden sind. Ebenso 
scheinen ihnen die $$ 50, Dienstanweisung für Kreisärzte und 
48, Apothekenbetriebsordnung in der Preußischen Betriebsord- 
nung für Apotheken unbekannt zu sein. Für uns angestellte 
Apotheker ist eine, wirkliche Sicherstellung unseres Lebens 
und eine Hebung unseres ganzen Standes nur durch die Ver- 
gesellschaftung der Apotheken erreichbar und mög- 
lich. Die Erkämpfung dieses Zieles ist das Bestreben der 
freien Gewerkschaft des Bundes der technischen Angestellten 
und Beamten, Reichsfachgruppe Apotheker. 

Lambardt. 


“ 


Bautechniker, achtet auf richtige Eingruppierung! In letzter 
Zeit mehren sich die Fälle, daß Bautechniker, die zu niedrig 
eingruppiert sind, in der Hauptverwaltung unseres Bundes an- 
fragen, was sie. zu tun hätten um die Nachzahlung dei 
Differenz zwischen dem tatsächlich erhaltenen und dem ihnen 
zustehenden Gehalt zu erwirken. Nach dem bestehenden Reichs- 
tarifvertrag muß diesen Kollegen mitgeteilt werden, daß sie 
einen Rechtsanspruch auf eine Gehaltsnachzahlung nicht haben. 
Ze 5 des $ 4 des Reichstarifvertrages hat folgenden Wort- 
aut: 

„Wenn über die Einreihung in die Gruppen- zwischen dem Arbeit- 
geber und dem Angestellten eine Einigung nicht zustande kommt, so ist 
eine Verständigung unter Hinzuziehung der Angestelltenvertretung des 


Betriebes anzustreben. Wird auch hierdurch keine Einigung erzielt, 
so entscheiden die tariflichen Schlichtungsinstanzen. Sofern der An- 


gestellte nicht innerhalb sechs Wochen nach der 
ersten strittigen Gehaltszahlung Einspruch bei der 





Gelbe Werkvereine, Nationalismus und, 


Saarbergbau 


In der Vorkriegszeit, als der richtige Untertan sein Natio- 
nalgefühl nach Konsumierung genügender Mengen Alkohols, 
oder beim Strammstehen durch Hurrabrüllen zur Schau 
trug, war auch :die höchste Blütezeit der elendesten Sumpf- 
pflanze der hochkapitalistischen Wirtschaftsepoche, des gelben 
Werkvereins. In allen möglichen Formen und Abarten trat 
er auf, je nach der Art, wie er seine Aufgabe, den Arbeit- 
nehmern die Köpfe zu verkleistern, zu erfüllen hatte. Nur von 
einer Abart soll hier die Rede sein, vom „Verein techn. 
Grubenbeamten“. 

Der Mensch hat ein Bedürfnis nach Geselligkeit, er strebt 
nach Fortentwicklung, zw höherer Kultur. Dieses natürlicha 
Bedürfnis ist beim Gruübenbeamten stark ausgeprägt, da er 
mehr als mancher andere Mensch so manches, was das Leben 
bietet, entbehren muß. Diese Tatsache wird im Bergbau aus- 
genutzt und zur Grundlage der gelben Vereine gemacht. Man 


- redet dem gutgläubigen technischen Grubenbeamten vor, er 


könne sich in einem solchen Verein technisch weiterbilden, 
Standesinteressen pflegen, der Kollegialität den Boden bereiten 
und bei einem guten Trunk kerndeutsches Wesen zeigen. 
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tariflichen Schlichtungsinstanz eingelegt hat, gilt 
die Eingruppierung und das danach gezahlte Gehalt 
als vonihm anerkannt“ 

Es ist also bei jeder Neueinstellung bzw. Annahme einer 
neuen Stellung Aufgabe der Betriebsvertretung, insbesondere 
aber des neu eingestellten Kollegen, dafür zu sorgen, daß cr - 
tatsächlich in die Gehaltsklasse eingruppiert wird, auf die er 
Anspruch hat. Ist eine Einigung nicht zustande gekommen 
und unterläßt es der Kollege, vielleicht aus Furcht, alsbald 
wieder gekündigt zu werden, die Schlichtungskommission an- 
zurufen, so hat er sich jeden weiteren Anspruch verscherzt 
und kann den Anspruch auf eine höhere Gruppierung nur 
geltend machen, wenn ihm ein anderes Arbötsgebiet dauernd 
zugewiesen wird oder er seine Stellung kündigt und mit 
seinem bisherigen Arbeitgeber eine neue Vereinbarung trifft. 
Manche Kollegen schließen auch aus Unkenntnis des Tarii- 
vertrages für sie ungünstige Vereinbarungen mit dem Arbeit- 
geber ab. Es kann deshalb allen (Kollegen, insbesondere 
solchen, die sich um eine neue Stellung bewerben, nur drin- 
gend empfohlen werden, sich in den Besitz eines Reichstarif- 
vertrages zu setzen, der ihnen gegen Einsendung der Selbst- 
kosten in Höhe von 25 Pfennigen zuzüglich Porto von der 
Hauptverwaltung übermittelt wird. 


Vermessungstechnikerkursus in Barmen. Im Juli des Vor- 
jahres wurde in Barmen ein Vermessungstechnikerkursus für 
Extraneer errichtet. Leider konnte er wegen Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen dem Kursusleiter und den: Teilnelı- 
merh nicht durchgeführt werden. Der Unterricht ist seit No- 
vember vorigen Jahres eingestellt.. Die Schüler wandten sich 
dann an die Regierung in Düsseldorf, die nach langen Verhand- 
lungen den bisherigen Kursusleiter seines Amtes enthob und die 
Errichtung eines neuen Lehrganges an der Baugewerksschule in 
Essen in Aussicht stellte. Damit war den Kollegen natürlich 
nicht geholfen, da die Kursusteilnehmer alle in Barmen/Elber- 
feld und Umgegend wohnen. Nach weiteren Verhandlungen 
unseres Bundes mit der Regierung in Düsseldorf war es mög- 
lich, die Genehmigung zu einem solchen Kursus an der Bau- 
gewerksschule in Barmen wieder zu erhalten unter 
der Bedingung, daß Herr Oberstudiendirektor Gewerbeschul- 
rat Schau die Leitung des Kursus übernimmt. 

Wir hoffen, daß schon in nächster Zeit der Kursus wieder 
eröffnet werden kann. Die Erlaubnis stützt sich auf eine Ur- 
kunde der Regierung vom 31. Januar 1920, nach welcher Aus- 
bildungskurse für Vermessungstechniker under dem Nameu 
„Vermessungstechnikerkursus des Bundes der 
technischen Angestellten und Beamten“ bis 
auf Widerruf abgehalten werden dürfen. Der 
demnächst zu eröffnende Kursus wird voraussichtlich der letzte 
seiner Art sein, da die Prüfungsvergünstigungen nur bis April 
1927 gelten und die Unterrichtsdauer mit zwei Jahren veran- 
schlagt werden muß. Die Teilnahme an dem Kursus soll nicht 
auf diejenigen Kollegen beschränkt bleiben, die im Juli v. ]: 
als Kursusteilnehmer eingetragen waren, wir fordern vielmehr 
Vermessungstechniker, die von ihrem Wohnort aus den Barmer 
Kursus besuchen können, auf, sich bei unserer Gauneben- 
stelle in Barmen, Oberdörnerstr. 95, baldmöglichst zur 
Teilnahme anzumelden. 


Wie mancher Kollege fühlte früher und fühlt auch heute wieder, 
welch elender Schwindel in diesen Behauptungen steckt. Doch 
Vorgesetzte sind zuweilen stark und hohe Herren können 
leicht auf ein Knechtsgemät tief einwirken, so daß mancher 
zum Speichellecker wird, von dem man solches nicht gekacht 
hätte. Natürliches Reinlichkeitsgefühl kam bei der Revolution 
zum Durchbruch und fegte die Vereine technischer Gruben- 
beamten hinweg. Es ist ein Zeichen — zu all den vielen schon 
vorhandenen — der Demoralisation des deutschen Volkes, 
daß sie heute aufs neue mächtig aufblühen. 

Dieselben Leute, die eine umfassendere Ausbildung des 
Bergschülers verhindern, wollen hier das Wissen des Gruben- 
beamten fördern; dieselben Leute, welche die Arbeitskraft des 
Steigers durch lange Arbeitszeit und niedrige Löhne ausbeuten, 
wollen ihm hier Gelegenheit geben, Kulturmensch zu sein; die- 
selben Leute, welche den Grubenbeamten im Dienst schi- 
kanieren, wegen Geringfügigkeiten seine Prämien streichen und 
wenn es ihnen paßt, — ach, wie manchen, nach 20 bis 30 Dienst- 
jahren — ihn auf die Straße werfen, und dadurch ihn und seine 
Familie der Not preisgeben, wollen hier seine Kameraden sein. 
Es gehört wirklich die ganze Unklugheit und Gutgläubigkeit 
des Deutschen dazu, um nicht zu sehen, wie man den ganzen 
Apparat der Vereine technischer Grubenbeamten nur dazu auf- 
zieht, um den Grubenbeamten für sich auszunutzen. Er merkt 
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es nicht, daß das Glas Freibier ihm vorher vom Gehalt gekürzt 
witrde, und wie man ihn zu Sachen mißbraucht, die sich 
gegen ıhn selbst richten. Wie schön kann der Herr Berg- 
verksdirektor sich selbst und die Oeffentlichkeit davon über- 
zeugen, daß es den Grubenbeamten gut geht, daß sie nicht nur 
Bier, sondenn oft sogar auf Festen Wein trinken können und 
daß sie und ihre Frauen gut angezogene Leute sind, denen 
es an Nichts mangelt. Er schaut ja nicht in den Haushalt 
der Grubenbeamten, sieht nicht den leeren Wäscheschrank und 
auch nicht die Margarine auf dem Brot der Familie. „Es sind 
ja nur de Gewerkschaften, die so etwas behaupten, um 
die Grubenbeamdten, denen es recht gut geht, zu verhetzen.‘“ 
Hierin liegt ein wesentlicher Teil der schädlichen Arbeit der 
Vereine technischer Grubenbeamten. 

Aber daneben kann man bei solchen Festen und bei 
anderen Veranlassungen, wie ein Verein sie bietet, Reden: 
halten. Wie gern glaubt-der Grubenbeamte, dessen geistiger 
Ueberblick bei der schweren körperlichen Arbeit langsam ver- 
kümmert, einer Rede, die nach Wissenschaft oder hoher Ge- 
sinnung aussieht, und die doch nur gehalten wird, um den 
Grubenbeamten wieder einzuspannen ins alte Joch. Eine‘ Blüte 
solcher Reden, dem „Bergbau“, dem Organe der Vereing 
technischer Grubenbeamten entnommen, sei hier als Beweis 
angeführt. Am 10. Januar hielt im Verein Oberhausen der 
Vorsitzende desselben, Herr Bergwerksdirektor Berg- 
assessor Funke eine Ansprache, in der er u. a. ausführte: 

„Die unendlichen Schwierigkeiten, überhaupt eine Regierung zu- 
stande zu bringen, reden hierzu eine allzudeutliche Sprache. Der Parla- 
mentarismus in der bei uns bis auf die Spitze getriebenen Form zeigt 
sich hier in seiner ganzen Unfähigkeit und Unmöglichkeit. Eine aus 
einem Kompromiß zwischen den Parteien hervorgegangene Regierung 
wird niemals eine hinreichende Autorität besitzen, um diejenige Stetig- 
keit und Ordnung gewährleisten zu können, die zur Führung eines 
ordentlichen Staatswesens unbedingt erforderlich sind und welche die 
Grundlage für eine gesunde Wirtschaft bilden. 

In der deutschen Presse steht gegenwärtig im Vordergrund des 
Interesses die Erörterung über die Wiedereinführung des Achtstundentages 
und damit des Dreischichtensystems für Hochöfen und Kokereien; ein 
dementsprechender Verordnungsentwurf leet zur Zeit dem Reichs- 
wirtschaftsamt zur Begutachtung vor. 

Die unausbleibichen Folgen dieses regierungsseitigen Vorgehens 
werden natürlich nicht ausbleiben und es ist nicht zu verwundern, wenn 
heute schon Stimmen aus den Bergarbeiterkreisen laut werden, welche 
die Wiedereinführung der Siebenstundenschicht für die Unter-Tage- 
Arbeiter verlangen. — Und so etwas ist in Deutschland möglich, in dem 
Deutschland, dessen Volksvertretung gerade vor kurzem die außerardent- 
lich drückenden, auf eine Reihe von Jahren sich erstreckende wirtschaft- 
liche Belastung des Dawes-Gutachtens auf sich genommen hat. 

Es mangelt in großen Kreisen des deutschen Vo!kes und auch ins- 
besondere den maßgebenden Kreisen der Regierung immer noch an der 
Erkenntnis, daß es nur ein Mittel gibt, uns aus unserem E’end zu be- 
freien — nämlich die Arbeit. Deshalb sollten es die maßgebenden 
Herren der Regierung als ihre erste und heiligste Pflicht ansehen, die 
deutsche Arbeit mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln zu 
schützen und zu fördern. Erst wenn diese Erkenntnis Allgemeingut des 
deutschen Volkes geworden ist, können wir die feste Zuversicht auf 
| bessere Zeiten hegen.“ 

Mit dankenswerter Offenheit ist es also hier einmal aus- 
gesprochen worden, wozu man die Vereine technischer Gruben- 
beamten braucht., Und neben der Hetze gegen den 
verhaßten Parlamentarismus, wobeisogarder 
Angestellte sich erlaubt mitzureden, ertönt der 
‚Rui nach Werksgemeinschaft, längerer Arbeits- 
‚zeit, höheren Leistungen und — an dieser Stelle unaus- 
gesprochen, aber darum um so lauter in der Presse der Unter- 
nehmer — nach niedrigeren Löhnen und Gehältern. 
Und neben diesem allen läßt erst vorsichtig und dann immer 
lauter der untermeidliche Bruder des gelben Werk- 
vereins, der Nationalismus, seine Stimme ertönen. 

Iı Buer hatte man zum Fest den Saal mit 
schwarz-weiß-roten Fähnchen geschmückt, was 
einer Reihe von Kollegen mit Gewalt die Augen öffnete, und 
auf Viktor und Ickern hielt Bergwerksdirektor Russel 
bei der Uebernahme der Werke von der Micum eine Rede, 
veröffentlicht im „Bergbau‘ Nr. 28, 1924, die in so krassem 
Widerspruch zu seinem Handeln steht, daß man sich wundern 
muß, daß er nicht selbst darüber errötete. In glänzenden 
Worten feierte er die Tüchtigkeit und die Opferbereitschaft der 
Beamten, die in der schwierigsten Zeit des passiven Wider- 
standes und der Micumherrschaft ihrem Vaterlande und dem 
Werk die Treue gehalten hätten. Er gedachte der Zeit, als 
die Beamten das Werk schützten, sich unter Gefährdung von 
Leben und Gesundheit für dasselbe einsetzten und dann ausge- 
wiesen mit Weib und Kind in der Ferne weilten. Und Herr 
Russel scheute sich nicht, diese Zeiten in den Köpfen der An- 
gestellten wieder wachzurufen, nachdem er die Führer 
derselben, die Treuesten der Treuen, kurz vorher 
auf die Straße warf und sie nicht nur brotlos, sondern 
weit schlimmer, sogar heimatlos machte. Und es hat sich aus 
dem Kreise der Zuhörer kein aufrechter Mann gefunden, den 
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dem Herrn Direktor diese Tat ins Gesicht schleuderte. Alles 
Zureden der Gewerkschaften hatte bei ihm nichts gefruchtet. 
Man verübelt es ihm nicht, daß er Leute, die er nicht kannte, 
entließ. Aber daß er alte ıBeamte, die restlos ihre Pflicht er- 
füllt hatten, nur weil sie treu zu ihrer Gewerkschaft hielten, 
entließ, das ist eine Tat, von einem Deutschen an einem 
Deutschen verübt, die eine Sünde am Volke bedeutet. Eine 
Sünde am Volke deshalb, weil er wußte, da es ihm eindringlich 
geschildert war, daß diese Leute ins Saargebiet gehen 
mußten, wenn sie nicht hungern wollten. Er wußte, daß die 
Franzosen die entlassenen Grubenbeamten mit offenen Armen 
aufnehmen würden und daß sie mit dem Haß gegen den 
deutschen Unternehmer im Herzen für die deutschen Inter- 
essen an der Saar eine Gefahr werden konnten. Starke Na- 
turen werden sich trotzdem nicht zu Knechten des franzö- 
sischen Arbeitgebers machen lassen, ebensowenig, wie sie 
sich ihre Ueberzeugung nicht von ihren „deutschen‘ Arbeit- 
gebern rauben ließen. Auf diese Erziehungsarbeit fnserer 
Gewerkschaft sind wir stolz. 

Diese kurzen Streiflichter mögen die „nationale‘‘ Ein- 
stellung der Unternehmer beleuchten. Den Arbeitnehmern 
dieLastenund den Arbeitgebern Riesenentschädi- 
gungen, das ist der „nationale‘‘ Standpunkt der Unternehmer, 
und um diesen Standpunkt gemeinsam mit der großen Forde- 
rung nach Mehrarbeit durchführen zu können, dazu braucht 
man „Vereine technischer Grubenbeamten“. Nicht 
zur Weiterbildung, sondern zur Verdummung, nicht zur Ka- 
meradschaftlichkeit, sondern zur Erziehung willenloser Knechte, 
nicht zur Hebung der Kultur, sondern zur Versklavung der 
Angestellten braucht man diese gelben Werkvereine. 


Grubenbeamte, besinnt Euch! Werdetnicht zu 
Totengräbern der eigenen Freiheit und des eige- 
nen wirtschaftlichen Wohlergehens! Behaltet 
Ehrgefühl! Meidet aus sittlichem Reinlichkeits- 


gefühl die gelben Werkvereine! 


Zum Grubenunglück auf Zeche Minister Stein. Auf Zeche 
Minister Stein haben die Wetter geschlagen. Ueber 130 Knappen 
haben den Tod gefunden. Ueberall ertönt die Frage: „Wer 
istschuld an diesem Unglück?“ Wenn wir als Organi- 
sation der technischen Grubenbeamten zu dieser Frage Stellung 
nehmen, müssen wir uns bewußt sein, welche Konsequenzen 
eine solche Stellungnahme in sich birgt. Schlagwetterunglücke 
werden sich — das ist die Meinung vieler Fachleute — nie ganz 
vermeiden lassen, Erreichen läßt sich aber durch geeignete 
Maßnahmen, ihre Häufigkeit so zu mindern, daß sie rein prak- 
tisch gleich null werden. Der Schreiber dieser Zeilen hat nach 
dem Unglück auf der Zeche Radbod während sechs Tagen 
als Gutachter in dem Prozeß mitgewirkt, und in diesem Pro- 
zeß konnte man über die starke Vermutung nicht hinweg- 
kommen, daß sich durch das Voneinanderlösen zweier Ge- 
birgsschichten ein Hohlraum gebildet hat, in dem sich Gase 
sammelten, die beim Zerbrechen der unteren Schicht unauf- 
haltsam in die im Betrieb befindlichen Baue traten. Wie sie 
dort entzündet worden sind, steht auf einem anderen Blatt. 
Auf jeden Fall ist das plötzliche Auftreten großer Schlagwetter- 
mengen auch in einer gut bewetterten Grube möglich. 

Die Entzündungsmöglichkeiten steigern sich aber, wenn, 
wie es jetzt geschieht, der Druck auf Erhöhung der Förderung 
wieder in der übelsten Form ausgeübt wird. Die Antreiberei im 
Ruhrrevier ist in den letzten Monaten wieder auf den Vor- 
kriegszustand zurückgekommen. Prämienstreichen, Strafschich- 
ten, Maßregelungen, Beschimpfungen sind auf manchen Werken 
wieder an der Tagesordnung. Der eingesetzte Untersuchungs- 
ausschuß muß sich mit diesen Tatsachen eingehend befassen, 
und das Unternehmertum im Ruhrrevier darf sich nicht wun- 
dern, wenn auf Grund solcher Unglücke die menschenunwür- 
digen Zustände auf ihren Werken auf das Schärfste kritisiert 
werden. Wir behalten uns vor, auf das Unglück ausführlicher 
einzugehen, wenn die Ergebnisse der Untersuchungskommission 
vorliegen. 

Wie stark die vorstehenden Gedanken in den Kreisen der 
Grubenbeamten vertreten werden, geht auch daraus hervor, 
daß die nachstehende Resolution in zwei überfüllten Angestell- 
tenversammlungen einstimmig angenommen und dem Unter- 
suchungsausschuß auf Zeche Minister Stein telegraphisch über- 
mittelt wurde: 

„Die am 15. Februar 1925 in Oberhausen (bzw. Mörs) tagende Berg- 
bauangestelltenversammlung aller Organisationen erblickt die Haupt- 
schuld an dem grausigen Unglück auf Zeche Minister Stein in dem 
systematischen Abbau der Betriebsratsrechte durch die Zechenverwal- 
tungen. Bei den Bergrevierbeamten finden die Betriebsräte ganz unge- 
nügenden Schutz. Weiter ist schuld daran die Wiedereinführung des 
Prämiensystems, das den Teil der technischen Angestellten, der in erster 
Linie berufen ist, über Leben und Gesundheit der Bergarbeiter zu 
wachen, zu Leistungstreibern degradiert. Die Versammlung empfiehlt, 
Betriebsratstätigkeit und Prämiensystem auf der Unglückszeche ganz 
besonders zu untersuchen.“ 
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. Kommission zur Prüfung der Selbstkosten im Ruhrbergbau. 
In Nr. 3 der „D.T.Z.‘“ berichteten wir bereits über die Be- 
nennung unseres Kollegen Halbfell (Buer) für die Kom- 
mission zur Prüfung der Selbstkosten im Ruhrbergbau. In- 
zwischen ist in Bochum am 3. Februar über die Durchführung 
der Aufgaben dieser Kommission verhandelt worden, Kollege 
Halbfell wurde beauftragt, die Arbeiten für das abzugebende 
Gutachten ‚zu leisten. In welcher Weise er hierbei zu ver- 
fahren gedenkt, geht aus einem Schreiben an den Reichskohlen- 
rat hervor, in dem es heißt: 

„Ich beabsichtige, zunächst eine Zusammenstellung des Materials bei 
den einzelnen Konzernen zu machen. — Dieses Material muß möglichst 
auf eine einheitliche Grundlage gebracht werden. — Das so zusammen- 
gefaßte Material soll mit dem in der Oeffentlichkeit erschienenen ver- 
glichen bzw. durch dieses ergänzt werden. Die Untersuchungen erstrecken 
sich äuf das zweite Halbjahr 1924. 


Aus der Ruhrknappschaft. a) Die erste Vorstands- 
sitzung der Ruhrknappschaft fand am 9. Januar statt, 
Für die Wahl eines Vorsitzenden hatten sich die Arbeitnehmer- 
mitglieder geeinigt, für Dr. Weidtmann, den früheren Vor- 
sitzenden, zu stimmen, ohne ihren grundsätzlichen Anspruch 
auf die Besetzung des Vorsitzendenpostens durch die Arbeit- 
nehmer aufzugeben. Infolge der Ablehnung Dr. Weidtmanns, 
den Posten zu übernehmen, ‘wurde die Wahl des Vorsitzenden 
und seiner Stellvertreter bis zur nächsten Sitzung verschoben. 
(Sie ist inzwischen erfolgt.) — Für die Kommission zur Fest- 
stellung von Unfallentschädigungen wurde vom AfA-Bund unser 
Kollege Sauerwein-Bochum benannt. 

Von der Geschäftsführung wurde mitgeteilt, daß im Jahre 
1924 in der Krankenkasse ein Ueberschuß von 7,1 Millionen 
Mark zit verzeichnen sei. Der Ueberschuß sei darauf zurück- 
zuführen, daß in den ersten sechs Monaten acht Prozent, dann 
sieben Prozent vom Einkommen als Beiträge erhoben worden 
sind. Jetzt würden sechs Prozent erhoben, so daß kaum ein 
Ueberschuß zu erwarten sei. In der Arbeiterpensionskasse sei 


" für die ersten neun Monate des Jahres 1924 ein Ueberschuß 
'" von 27 Millionen vorhanden gewesen; dann habe sich der 

Ueberschuß wesentlich verringert, weil die Pensionen mit den 
 Lohnerhöhungen sich steigerten, während die Beiträge stehen 


lieben. Im laufenden Jahre wird wahrscheinlich kein Ueber- 

schuß erzielt werden. Unser Vertreter verlangte genauen Auf- 
schluß über die Ueberschüsse der Pensionskasse der Angestell- 
tenabteilung. Die Verwaltung erklärte, daß die Abrechnungen 
noch nicht abgeschlossen seien, weil infolge der gefaßten Be- 
schlüsse des R.K.K. Nach- und Umberechnungen vorgenommen 
werden müßten. Unser Vertreter behielt sich vor, in kürzester 
Zeit auf die Angelegenheit zurückzukommen. 

Die Vorberatungen 1. zur Festsetzung einer Wahlordnung 
für die Wahl der Vorstands- und Geschäftsausschüsse sowie von 
Geschäftsordnungen für den Bezirksvorstand und seine Aus- 
schüsse, 2. zur Regelung von Einsprüchen bei den Aeltesten- 
wahlen und 3. zur Festsetzung eines Honorars für die Angestell- 
tenältesten wurden einem gewählten Ausschuß von fünf Arbeit- 
nehmern und fünf Arbeitgebern übertragen. 

b) Sitzung der AfA-Knappschaftsfraktion im 
Ruhrbergbau. In der am 13. Januar d. J. stattgefundenen 
Sitzung wurde eine Entschließung angenommen, die fordert, daß 
den Angestellten, die infolge Ueberschreitung des Jahresver- 
dienstes aus der Angestelltenversicherung ausgeschieden sind, 
die Möglichkeit gegeben wird, ihre Anwartschaft aufrecht zu 
erhalten. In einer anderen Entschließung richten die Knapp- 
schaftsfunktionäre an den AfA-Vorstand die Bitte, bei Um- 
änderung des R.K.G, dafür einzutreten, daß die Krankenver- 
sicherung sämtlicher bensionskassenmitglieder durch Errichtung 
einer besonderen Klasse in der Bezirkskrankenkasse der 
Knappschaft geregelt werden kann. Für die Errichtung eines 
Geschäftsausschusses für den Bereich der Ruhrknappschaft 
wurden die Kollegen Schuster, Rösner, Fischer und 
Adolphs vorgeschlagen. 


Aeltestenkonferenz in der Brandenburger Knappschaft. Am 
15. Februar fand in Kottbus eine Konferenz der freigewerk- 
schaftlichen Angestelltenältesten statt, die sich mit der Tätig- 
keit der Angestelltenältesten und den schwebenden Knapp- 
schaftsfragen beschäftigte. An das Referat des Kollegen 
Peters „Die Aufgaben der Angestelltenältesten und unsere 
Arbeit in der Bezirksknappschaft‘“ schloß sich eine tiefgründige 
und lebhafte Diskussion an. Einmütig wurde das Verhalten der 
Arbeitgeber in der Knappschaft verurteilt und als Sabotage am 
Reichsknappschaftsgesetz bezeichnet. Klar kommt das in der 
Frage der Mechrleistungen der Krarikenkasse zum Ausdruck. 
Die Einnahmen der Krankenkasse der Brandenburger Knapp- 
schaft werden nach vorsichtiger Schätzung für das Jahr 1925 
auf 2450000 Mk. veranschlagt. Die Gewährung der Pflicht- 
leistungen beansprujcht 1700000 Mk. Somit verbleibt ein Ueber- 
schuß von 750000 Mk., mit dem die Gewährung der Mehr- 
leistungen (Familienhilfe usw.), wie sie vor Inkrafttreten des 
ROvtekisenschaftsresetz&s bestanden, fast restlos bestritten 
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werden könnte, Dennoch verweigern die Arbeitgeber die so- 
fortige Wiedereinführung der Mehrleistungen. Aus den Zahlen 
geht ohne weiteres hervor, daß nicht die Schaffung des Reichs- 
knappschaftsgesetzes, sondern der Starrsinn der Unternehmer 
an dem Wegfall der Mehrleistungen die Schuld trägt. Zur 
Behebung der gegenwärtigen Mißstände und: zur kommenden 
Reform des Reichsknappschaftsgesetzes stellte die, Konferenz 
folgende Forderungen als besonders dringlich auf: 


1. Steigerung der Rente über 25 Dienstjahre hinaus; 

2. Wiedereinführung der Mehrleistungen in der Kranken- und Pensions- 
versicherung durch gesetzliche Bestimmungen; 

3, Aufhebung der Einkommensversicherungsgrenze in der Kranken- 
und Pensionsversicherung; 

4. Weitestgehende Auslegung des Begriffes „wesentliche bergmännische 
Arbeit“; 

5. Festhalten an der gemeinsamen Wahl von Arbeitern und An- 

6 


gestellten im Selbstverwaltungskörper; 

. Ablehnung der Zulassung von Ersatzkrankenkassen. 

Die Konferenz wählte dann aus ihrer Mitte einen Arbeits- 
ausschuß, dessen Zusammensetzung eine eingehende Bearbei- 
tung aller Knappschaftsfragen gewährleistet. Das gesamte Ge- 
biet der Brandenburger Knappschaft soll in Unterbezirke auf- 
geteilt werden, um ein dawerndes und inniges Zusammen- 
arbeiten unserer Angestelltenältesten herbeizuführen. Sodann 
nahm die Konferenz einen Vortrag des Kollegen Kloke 
„Die Aeltesten als Funktionäre der Gewerkschaft‘ entgegen. 

Die Konferenz hat einen sehr guten Verlauf genommen. 
In der Diskussion kam zum Ausdruck, daß sich die freigewerk- 
schaftlichen Angestelltenältesten der hohen Aufgabe ihres Amtes 
in jeder Beziehung bewußt sind, und daß sie den ehrlichen 
Willen haben, die Knappschaft zum Wohle der Kollegen auszu- 
bauen. Mit aller Deutlichkeit wurde auch von den Aeltesten 
darauf hingewiesen, daß gegenüber dem Ansturm der Arbeit- 
geber gegen das Reichsknappschaftsgesetz ein inniges Zu- 
sammenarbeiten zwischen Angestellten und Arbeitern zwingende 

Notwendigkeit ist. Der Kampf der Unternehmer richtet sich 
in erster Linie gegen die Höhe der Knappschaftspensionen, 
und zwar in gleicher Weise gegen Angestellte und Arbeiter. 
Die Knappschaitspolitik der im Bergbau bedeutungslosen An- 
gestelltenverbände (G.d.A., D.H.V. usw.), die auf eine Zer- 
reißung der Arbeiter und Angestellten hinausläuft, wurde als 
den Interessen der Angestellten zuwiderlaufend bezeichnet und 
deshalb auf das Schärfste verurteilt. 


Tarifverhandiungen im Aachener Steinkohlenbergbau. Zum 
30. November 1924 wurde von den Angestelltenorganisationen 
im Aachener Steinkohlenbergbau der äußerst schlechte Gehalts- 
passıus des Tarifes gekündigt und mit Wirkung vom 1. De- 
zember eine Erhöhung der Gehälter um 15 Prozent verlangt. 
Die Arbeitgeber benutzten diese Gelegenheit, den gesamten 
Tarifvertrag zu kündigen, um ihren schon lange gehegten 
Plan, eine Verschlechterung der Urlaubsbedingungen vertrag- 
lich durchzusetzen, auszuführen. Sie schienen der Meinung zu 
sein, daß im übrigen der Tarifvertrag von den Angestellten 
wieder glatt übernommen werden würde. Die Verhandlungen 
am 17. Januar belehrten sie anders. Sie mußten zu ihrer Ver- 
wunderung erfahren, daß weitgehende Aenderungen an dem 
bisherigen Tarifvertrag beabsichtigt wurden. An diesem Tage 
wurden die Verhandlungen zu dem Zweck, den Arbeitgebern 
einen eingehenden Gegenvertragsentwurf zu überreichen, ab- 
gebrochen. Die auf den 2. Februar anberaumte Sitzung dauerte 
nur kurze Zeit, denn die Arbeitgeber erklärten, daß Verhand- 
lungen überhaupt keinen Zweck hätten, wenn die Organisa- 
tionen auf ihren Vorschlägen hinsichtlich der Arbeitszeit, Sonn- 
tagsarbeit, Bezahlung der Ueberstunden und Urlaub beharrten. 
Sie bezeichneten es als eine Schande, daß die Angestellten- 
organisationen die Ueberarbeit ablehnten und für die Mehrarbeit 
eine besondere Bezahlung verlangten. Hierzu hätten sich noch 
nicht einmal die Arbeiter verstiegen! ‚Die Verhandlungen wur- 
den als gescheitert erklärt. Von den Organisationen ist sofort 
der Schlichter für Rheinland angerufen worden. 


Die Betriebsräte- 
wahlen 1925 


müssen im Zeichen 


der freien Gewerkschaften 
stehen. 


Kollegen, schafft die Vorbedingungen! 











































Beamtenbewegung 


Organisatorische Umbildung beim Personal der Reichs- 
bahngesellschaft. Die Reichsgewerkschaft der Eisenbahnbe- 
amten und -anwärter hat in ihrer Hauptversammlung vom 
27. und 28. Januar d. J. mit 50 gegen 27 Stimmen bei vier 
Stimmenenthaltungen die Vereinigung der Reichsge- 
werkschaft mit dem Deutschen Eisenbahnerver- 
band zu einer Einheitsorganisation beschlossen, Der organisa- 
torischen Vereinigung wurde eine Vereinbarung zwischen beiden 
Verbänden zugrunde gelegt, der 58 Delegierte in dieser Haupt- 
versammlung der Reichsgewerkschaft zustimmten, während nur 
17 dagegen waren und sich acht ihrer Stimme enthielten. Die 
Vereinbarung enthält die Richtlinien für Maßnahmen, die so- 
wohl gewerkschaftlich wie innerorganisatorisch den Zusammen- 
schluß sicherstellen. Zu einem noch zu vereinbarenden Termin 
soll eine gemeinsame Tagung der Hauptversammlung der 
Reichsgewerkschaft und des Verbandstages des D.E.V. statt- 
finden, um die Satzungen der Einheitsorganisation zu be- 
schließen. Die Notwendigkeit des Zusammenschlusses der Ar- 
beiterorganisationen mit der Beamtenorganisation wird be- 
gründet mit den durch die Bildung der Reichsbahngesellschaft 
entstandenen Verhältnissen. Beide Gruppen glauben, dem sich 
jetzt in der Reichsbahngesellschaft breitmachenden brutalen 
Kapitalismus nur durch engsten organisatorischen Zusammen- 
schluß den notwendigen Widerstand entgegensetzen zu können. 
Damit hat eine in der in der Reichsgewerkschaft vereinigten Eisen- 
bahnbeamtenschaft seit längerer Zeit bestehende Entwicklung 
einen Abschluß gefunden, den die Gegner der organisatorischen 
Richtung der Reichsgewerkschaft und auch des A.D.B. nicht 
erwartet hatten. 

Wie wir weiter bereits früher berichteten, hatte man den 
AfA-Bund bei wichtigen Verhandlungen zwischen Reichsbahn- 
verwaltung und Personalvertretung des Eisenbahnpersonals, zu 
denen man meist auch die Vertreter der Eisenbahnorganisa- 
tionen bzw. der in Frage kommenden Spitzenverbände zuge- 
zogen hatte, nicht berücksichtigt. Trotz des sowohl bei dem 
Generaldirektor als auch bei dem Verwaltungsrat der Reichs- 
bahngesellschaft eingelegten Protestes ist eine Wendung in der 
Frage im Sinne der Forderung des AfA-Bundes bisher nicht 
eingetreten. Geflissentlich sucht die Reichsbahnverwaltung die 
Meinung aufrecht zu erhalten, daß das Angestelltenelement so 
unbedeutend an Zahl sei, daß es einer besonderen Wahr- 
nehmung seiner Interessen nicht bedürfe. Nur so ist es 
möglich, daß die Verwaltung es sich erlauben kann, hoch- 


wertige Ingenieure nach dem Arbeitertarif anzustellen, ob- 
wohl diese Kräfte hochwertige technische Arbeit leisten 
müssen. Der Vorstand unseres Bundes hat sich in seiner 


Sitzung am 7. und 8. Februar d. J. erneut mit der Angelegenheit 
befaßt und in einer Entschließung seine Stellungnahme dahin 
zum Ausdruck gebracht, daß er sich erneut für alle Wirtschafts- 
zweige und Behörden zu der Organisationstorm des Berufs- 
verbandes der technischen Angestellten und Beamten bekennt. 
Auf diese organisatorische Zusammenfassung aller Techniker 
kann auch in den Betrieben der Eisenbahn in keiner Weise 
verzichtet werden. Mit dem Aufgehen der Techniker in großen 
Sammelverbänden der Verwaltungsbeamten müssen die Tech- 
nikerinteressen dort völlig untergehen. Vorgänge und Er- 
fahrungen der zurückliegenden Zeit sollten den Eisenbahntech- 
nikern der warnenden Beispiele genug bieten. Auch die Geteb, 
die sich zwar „Gewerkschaft“ der technischen Eisenbahn- 
beamten nennt, aber nach ihrer ganzen Organisationsform — 
sie ist ja nur ein loser Zusammenschluß von einem Dutzend 
und mehr technischen Fachverbänden sowie auch ihren 
Aeußerungen und ihrer Tätigkeit nach nicht als Gewerkschaft 
angesehen werden kann, wird gerade angesichts der neuen 
Verhältnisse in der Reichsbahngesellschaft für die tech- 
nischen Beamten nicht den Halt und die Stütze bieten, deren 
sie in Zukunft mehr denn je dringend bedürfen. Enger denn je 
sind heute die Verbindungen des Arbeitgebers der Eisenbahn- 
techniker mit dem Arbeitgebertum dersprivatefi Industrie. Der 
in seiner Berufsarbeit so nüchtern und logisch denkende und 
rechnende Eisenbahntechniker sollte mühelos erkennen, daß 
es dringend notwendig ist, sich zur Wahrung seiner eigenen 
Berufsinteressen mit den Berufskollegen der freien Industrie 
zu einer machtvollen Berufsorganisation zusammenzuschließen, 
wie sie im Bunde der technischen Angestellten und Beamten 
seit Jahren geschaffen ist. 


. Baubeamtentagung. Die Landesfachgruppe Thürin- 
gische Staatsbauverwaltung des Bundes der technischen 
Angestellten und Beamten hielt am 35. Januar in Neudieten- 
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dorf eine von den Beamten fast aller thüringischen Bauämter 
zahlreich besuchte Versammlung ab, welche zu den schweben- 
den Fragen Stellung nahm. Insbesondere wurde der Auf- 
fassung Ausdruck gegeben, daß man die derzeitige Organisa- 
tion der thüringischen Bauämter nicht durch Zerschlagen der- 
selben beseitigen dürfe, sondern durch Schaffung einer ein- 
heitlichen Ministerialbauinstanz auch die Zersplitterung in der 
Spitze aus der Welt schaffen müsse. Einen breiten Raum nahm 
atıch die Erörterung der Frage der Prüfungsordnungf der 
Schaffung eines einheitlichen thüringischen Baugesetzes sowie 
der Geschäftsordnung der Bauämter ein. Unter zahlreichen 
anderen Fragen fand besonders die der Regelung der Wege- 
gelder lebhaftes Interesse. Die Maßnahmen des Finanzmi- 
nisteriums wurden als ungerecht empfunden und stießen auf 
starken Widerspruch. Die Tagung nahm einen überaus har- 
monischen Verlauf und dürfte nicht nur der mittleren Baube- 
amtenschaft, sondern auch der Entwicklung des gesamten 
thüringischen Staatsbauwesens zum Vorteil-gereichen. Sie klang 
aus in dem Gelöbnis: die Berufsorganisation der technischen 
Beamten, dem Biünd der technischen Angestellten und Be- 
amten zu fördern und zu stärken. 





Berufsfragen der Behördentechniker 
Die Bewertung des Technikers in der R.V.V. 


Der drohende Personalabbau in der R.V.V. hat erfreulicherweise die 
Kollegen zu einer intensiveren, gewerkschaftlichen Arbeit angeregt. Wir 
erhalten aus unseren Mitgliederkreisen laufend Zuschriften, die sich mit 
den Vorgängen in der R.V.V. befassen mit der Bitte, diese in der 
„D.T.Z.“ zum Abdruck zu bringen. Leider ist es uns aus Raummangel 
nicht möglich, allen diesen ‚Wünschen nachzukommen. Wir beschränken 
uns daher darauf, in dieser Nummer der „D.T.Z.“ den nachfolgenden 
Aufsatz eines Fachgruppenmitgliedes wiederzugeben. Die Red. 

Es wäre endlich an der Zeit, daß gerade der Techniker 
nicht allein bei der R.V.V., sondern auch im allgemeinen ats 
seinem Halbschlummer in bezug auf Organisations-, Stan- 
des- und Wirtschaftsinteressen aufwacht. Er ist aber meistens 
nur ein Sklave der Arbeit, das Arbeitstier seines Brotherrn, das 
morgens vor die Karre,gespannt und nach getaner Tagesarbeit 
im Joch wieder ausgespannt wird; er ist zufrieden, wenn er 
sich abends müde ins Bett legen kann und immer Arbeit ge- 


nügend vorhanden ist. Um seine Standes- und gewerkschaft- . 


lichen Interessen, um seine Stellung und die Entlohnung seiner 
Arbeit innerhalb seines Wirkungskreises, gleich ob Behörde 
oder Privat, bekümmert er sich überhaupt nicht. Erst wenn 
ihm einmal das Messer an der Kehle sitzt und die Existenz 
gefährdet wird, dann erst besinnt er sich, daß es außer seiner 
täglichen Arbeit auch noch andere Pflichten gibt, die er in 
seinem eigenen Interesse sowie im Interesse der gesamten 
Technikerschaft nicht vernachlässigen soll und darf, nämlich 
Standes-, Wirtschafts- und Gewerkschafts- 
fragen. Das Problem liegt im folgenden: Wiestelltsich 
der Techniker ein zur Weltwirtschaft, insbe- 
sondere zur Wirtschaft des deutschen Vater- 


landes? 
Mißstand 


Der größte ist die Zersplitterung der ge- 
samten deutschen Technikerschaft, ob Akademiker oder 


Mittelschultechniker, und dies zeigt sich am deutlichsten zur 
Zeit im Bereiche der R.V.V. Koblenz, der erstens hervor- 
gerufen wird dadurch, daß sehr viele Techniker nicht organi- 
siert sind, und zweitens, daß er sich bei der R.V.V. einer be- 
sonders stramm organisierten Gegnerschaft gegenüberbefindet, 
das sind die Verwaltungsbeamten, insbesondere die Juristen. 

Die planmäßigen beamteten Technikerstellen bei derR.V.V. 
stehen im Vergleich zu Verwaltungsbeamtenstellen in keinem 
Verhältnis, und der technische Apparat besteht somit zum 
großen Teil aus technischen Kräften auf Privatdienstvertrag. 

Die mittleren und unteren Beamten rekrutieren sich zum 
größten Teil aus früheren Militäranwärtern, die oberen Beam- 
ten aus Juristen, was bei den meisten leitenden Stellen der 
Fall ist. Es ist daher für diese Herren auch selbstverständ- 
lich, daß alles vom juristischen Standpunkt betrachtet wird 
ohne Rücksicht auf praktische und finanzielle Auswirkungen. 
Dem Techniker fällt in den meisten Fällen eine ganz unter- 
geordnete Stelle zu, günstigstenfalls wird ihm eine mitberatende 
Stimme zugebilligt. Wohl hat er die Aufgabe, das Material zu- 
sammenzutragen und die erforderlichen Arbeiten dafür zu 
leisten. Der Vollzug des Ganzen bleibt aber dem Herrn Ju- 
risten vorbehalten. Bei den Reichsvermögensstellen der R.V.V. 
wird ängstlich darüber gewacht, daß kein technischer Be- 
amter Leiter wird, und sollte es vorkommen, daß ein techni- 
scher Beamter dienstälter ist, so wird derselbe schleunigst ver- 
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setzt, damit der Eintluß eines Technikers ausgeschaltet wird. 
Die Ausführung und Ueberwachung von bau- 
lichen Instandsetzungen und Reparaturen sO- 
wie Instandhaltung von Gebäuden wird bei 
diesen Stellen den Verwaltungsbeamtenüber- 
tragen, also Herren, die sehr wenig oder gar keine tech- 
nischen Kenntnisse und keine praktische Erfahrung besitzen; 
denn es ist wohl kaum anzunehmen, daß ihr früherer Dienst 
beim Militär dazu geeignet ist, ihnen technische Fähigkeiten 
beizubringen. Zur gründlichen Ueberwachung und Prüfung 
ist unbedingt eine technische Schulbildung und langjährige 
praktische Erfahrung erforderlich, sofern diese Arbeiten im 
Reichsinteresse abgewickelt werden sollen. Es sollte deshalb 
schon aus fiskalischen Gründen angeordnet werden, daß für die 
Leitung und Ueberwachung von Bauvorhaben keinesfalls Ver- 
_ waltungsbeamte in Betracht kommen; denn es wäre im andern 
Falle überflüssig, daß ein Techniker sich einem langen Studium 
unterzieht und viele Jahre in der Praxis stehen muß, um sich 
die erforderlichen Kenntnisse anzueignen. Gerade die 
Uebertragung dieseroben geschilderten tech- 
nischen Arbeitsgebiete an Nichttechniker ist 
eine Ungerechtigkeit innerhalb der R.V.V., die nicht 
scharf genug gerügt werden kann, und die fürdasRei ch 
von größtem Schaden ist. Diese Zustände erklären 
sich nur daraus, daß der Techniker es bis heute noch nicht ver- 
standen hat, seine Arbeitsleistungen ins richtige Licht zu stellen 
und zu beweisen, was für eine vielseitige Arbeit geleistet wer- 
den muß, bis eine Sache baureif ist. Da muß er sich den 
Verwaltungsbeamten zum Beispiel nehmen, der es ausgezeichnet 
versteht, sich Arbeit zu verschaffen, selbst wenn keine vorliegt 
und ein produktiver Wert nicht nachzuweisen ist. Bei Prü- 
fungsreisen innerhalb der R.V.V. prüfen auch Verwal- 
tungsbeamte den Arbeitsumfang und die Dienst- 
geschäfte der technischen Abteilungen und 
lassen sich von ihren vorhandenen Verwaltungskollegen getreu- 
lich unterstützen, was diese auch mit besonderer Freude tun. 
Jeder vernünftig denkende Mensch muß doch zugeben, daß ein 
Verwaltungsbeamter schwerlich in der Lage ist, technische Ar- 
beitsleistungen zu prüfen, aber bei der R.V.V. ist es so. Es 
sollen keine Vorschläge auf Abänderung gemacht werden, aber 

jeder Techniker soll doch einmal nach Feierabend nur auch 
| eine halbe Stunde über diese Angelegenheiten nachdenken, 
Die Verwaltungsbeamten, vom obersten bis zum untersten, 
halten zusammen, beim Techniker ist das Gegenteil der Fall. 
Hier ist die Kluft zwischen dem akademisch ge- 
bildeten und dem Mittelschultechniker zu 
groß. Nur wenn die Interessen der Oberen gefährdet sind, 
sehen sie sich nach Hilfe des Mittelschultechnikers um. In 
den großen gemeinschaftlichen Fragen, z. B. der Stellung 
des Technikersin der Weltwirtschaft, Bewer- 
tung und Entlohnung seiner technischen Ar- 
beitskraft und seines Wissens, dürfte esdoch 
unmöglich getrennte Wege zwischen akade- 
misch gebildeten und Mittelschultechnikern 
geben; bei gerechter Würdigung darf nicht der Titel zum 
Bekleiden einer Stellung maßgebend sein, sondern das Können, 
das Leistungsprinzipr. Der Techniker muß endlich 
erkennen, welche Gefahrenihmdrohen,ermuß 
heraustreten aus seiner bisher geübten Re- 
serve, er muß sich den Platz sichern,,der ihm 
zukommt, und darf sich nicht an die Wand 
drücken lassen, er muß entlohnt und bewertet 
werden auf Grund seiner Leistungen, seiner 
Kenntnisse sowie seiner langjährigen Erfah- 
rungen. Das sind gerechte Forderungen, deren Erreichung 
unser Ziel sein muß. Sie können aber nur erreicht werden, 
wenn die Techniker sich restlos in einer Organisation zu- 
 sammenschließen, und auch für den Mittelschultechniker kann 
es nur eine Organisation geben, ob er bei Behörden oder in 
der privaten Indutrie tätig ist, und das ist der Bund der tech- 
| technischen Angestellten und Beamten. 


Zur Katasterobersekretärlaufbahn. In Nr. 5 der „D,T.Z.“‘ 
vom 30. Januar haben wir einen Entwurf des Finanz- 
ministeriums betr. Bestimmungen über die Annahme, Aus- 
bildung und Prüfung der Anwärter für die Obersekretärlauf- 
bahn in der Preußischen Katasterverwaltung, der uns zur Stel- 
lungnahme als gewerkschaftliche Interessenvertretung des ka- 
tastertechnischen Berufsstandes übermittelt ist, bekanntgegeben. 
Inzwischen hat sich der Landesfachgruppenausschuß 
mit diesem Entwurf beschäftigt und seine Stellungnahme für 
die Verhandlungen im Finanzministerium festgelegt. Bei seiner 
Stellungnahme ist der Landesfachgruppenausschuß grundsätzlich 
von den bereits am 19. Mai 1923 dem Preußischen Finanz- 
ministerium übermittelten Grundsätzen über die Annahme, Vor- 
und Ausbildung von Obersekretären und den diesen Grund- 
sätzen beigefügten Ausbildungsplan ausgegangen. Der Landes- 
fachgruppenausschuß glaubt, zur Betonung der vermessungs- 
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technischen Bedeutung der Katasterverwaltung unter allen Uın- 
ständen daran festhalten zu müssen, daß der Besuch einer staat- 
lichen oder staatlich anerkannten vermessungstechnischen Fach- 
schule mit zur Voraussetzung für den Eintritt in die Kataster- 
obersekretärlaufbahn gemacht wird. Der Zulassung von Ver- 
sorgungsanwärtern wäre der Bund bereit, unter der Voraus- 
setzung zuzustimmen, wenn von diesen Personen sämtliche 
Voraussetzungen für Zivilanwärter erfüllt werden. Dem Re- 
gierungsentwurf vermögen wir unsere Zustimmung aus grund- 
sätzlichen Erwägungen nicht zu geben. 

Von besonderer Bedeutung für uns ist aber die Frage der 
Einschaltung der vorhandenen Zöglinge, Techniker, Anwärter 
und Beamte in die neue Laufbahn. Es wird deshalb unter allen 
Umständen an der Forderung, die unsere Grundsätze vom Mai 
1923 enthalten, festzuhalten sein, wonach alle vor dem 14. Mai 
1921 für die Laufbahn der katastertechnischen Bürobeamten 
angenommenen Zöglinge, Katasterhilfstechniker und Kataster- 
techniker nach Ablegung der bisherigen Berufsprüfung ebenso 
wie die Katasteranwärter, Katasterdiätare und Katastersekretäre 
zur Katasterobersekretärprüfung (Fachprüfung I. Klasse) zu- 
zulassen sind. In Konsequenz dieses Standpunktes können wir 
nach wie vor der Annahme neuer Bewerber nicht zustimmen. 
Die Annahme neuer Bewerber bedeutet aber nicht nur ein 
Hindernis im Fortkommen des vorhandenen Berufsstandes, 
sondern ist gleichzeitig eine ernste Gefahr für die Beschäfti- 
gung derer, die heute noch nicht ins Beamtenverhältnis über- 
nommen sind und voraussichtlich auch in absehbarer Zeit nach 
den Absichten der Regierung hiermit nicht rechnen können. 
In diesem Zusammenhange, ist auch für uns die an anderer 
Stelle wiedergegebene Etatbemerkung von sehr großer Be- 
deutung, wonach zur Zeit 680 Katasterzöglinge in der Ver- 
waltung beschäftigt sein sollen. Wir müssen in diesem Zu- 
sammenhange recht ernsthaft die Frage aufwerfen, woher diese 
eroße Zahl von Zöglingen kommt, da doch nach den ministe- 
riellen Anordnungen die Laufbahn der Bewerber um Kataster- 
sekretärstellen seit dem Jahre 1921 geschlossen ist. Oder 
handelt es sich im vorliegenden Falle um die sogenannten 
Bürolehrlinge, deren Einstellung ohne ministerielle Ge- 
nehmigung ja auch nicht möglich ist? Wir sehen in dieser 
ungeheuren großen Zahl von Zöglingen eine Rückkehr zu der 
sowohl für das Personal als auch für die Verwaltung so unge- 
sunden Lehrlingswirtschaft der früheren Jahre, und werden 
Veranlassung nehmen, diesen Punkt des Etats restlos aufzu- 
klären zu versuchen. 

Bei den Verhandlungen über die Laufbahnen im Mi- 
nisterium werden neben den erwähnten prinzipiellen Punkten 
noch eine Reihe anderer mehr technischer und praktischer 
Art zur Erörterung zu stellen sein, u. a. diejenige Frage, 
ob es nicht zweckmäßig ist, die Art und Form der künftigen 
Ausbildung der Obersekretäranwärter sowie den Zwang zu 
dieser Ausbildung auch auf alle diejenigen auszudehnen, die 
zur Zeit bereits in der Verwaltung beschäftigt sind, aber noch 
einer weiteren Ausbildung bedürfen. Wir glauben, daß eine 
solche Maßnahme nicht nur im Interesse des Personals, son- 
dern auch im wohlverstandenen Interesse der Verwaltung 
selbst liegt. 

Wir haben leider wenig Hoffnung, daß das Finanzministe- 
rium bereit und gewillt ist, den durchaus berechtigten Wün- 
schen der Katastersekretäre und Techniker entgegenzukommen, 
denn sonst wäre es nicht zu verstehen, daß, wie aus dem an 
anderer Stelle wiedergegebenen Etat, hervorgeht, die Kataster- 
verwaltung ihre Gesamtstellenzahl gegenüber sämtlichen 
anderen technischen Verwaltungszweigen am meisten vermin- 
dert hat, auf der anderen Seite aber durch Annahme neuet 
Bewerber neu zu schaffende. oder eventuell freiwerdende Plan- 
stellen dem vorhandenen Personal entzieht. Es wäre sonst 
auch nicht zu verstehen, daß das Finanzministerium schon 
heute einen so scharfen Schnitt zwischen der dienstlichen Stel- 
lung der Sekretäre und derjenigen der Obersekretäre, die atıs 
derselben Laufbahn hervorg@gangen sind, und auch heute noch 
die gleichen Dienste verrichten, macht, wie solches durch die 
Ziffer 8 der Geschäftsanweisung geschehen ist. Auf ein neueres 
Schreiben des Bundes hat das Finanzministerium freilich etwas 
eingelenkt und erklärt, daß bei der kurzen Geltungsdauer der 
Geschäftsanweisung VI zur Zeit noch nicht übersehen werden 
kann, ob und wieweit die Geschäftsanweisung eine Erläuterung 
oder Ergänzung der Bestimmungen in Nr. 18 erfordert. Die 
Kollegen werden gut tun, sich bei eventuell entstandenen oder 
noch entstehenden Schwierigkeiten bei der Anwendung dieser 
Bestimmung auf vorstehende Aeußerung des Finanzministeriuums 
zu beziehen. 

Ueber das Ergebnis der Verhandlungen im Finanzministe- 
rium werden wir zur gegebenen Zeit berichten. 


Tagung des Reichsfachgruppenausschusses „Reichswasser- 
straßen“.- Am Donnerstag, den 12. Februar 1925, fand im 
Bundeshause die Tagung des Reichsfachgruppenausschusses 
„Reichswasserstraßen“ statt, die sich insbesondere mit der 
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Verordnung über Beiräte für die Reichswasserstraßen, ferner 
mit der Eingruppierung der Schiffsangestellten und schließlich 
mit den zweiten Richtlinien zur Durchführung des R.A.T. be- 
schäftigt hat. Nähere Einzelheiten über die behandelte Materie 
sind den Rundschreiben Nr. 1 und 2, an die Fachgruppen+ 
vertrauensleute gerichtet, zu entnehmen. 


Versetzung von Angestellten bei der Reichsvermögensver- 
waltung. In einer Eingabe an das Ministerium für die besetzten 
Gebiete haben wir unter Bezugnahme auf 8 36 Ziff. 1 letzter 
Halbsatz R.A.T. den Antrag gestellt, die nachgeordneten Dienst- 
stellen anzuweisen, Angestellte, die bereits mehr als zehn Jahre 
ununterbrochen im Reichs- oder Landesdienst beschäftigt sind, 
gegebenenfalls zu Dienstleistungen an andere Dienst- 
stellen zu überweisen. Zu dieser Eingabe sind wir ver- 
anlaßt worden durch die eigenartigen Maßnahmen einzelner 
Dienststellen. So hat das Reichsvermögensamt Krefeld auf 
Veranlassung der Reichsvermögensverwaltung Koblenz beim 
Reichsvermögensamt II Köln technische Angestellte mit lang- 
jähriger praktischer Erfahrung angefordert, wobei Ver- 
zichtleistungserklärungen auf Umzugs- bzw. 
Aufwandsentschädigungskosten von den in 
Frage kommenden verlangt wurden. In unserer Eingabe 
haben wir hervorgehoben, daß die eben geschilderten Maß- 
nahmen der nachgeordneten Dienststellen ein erfolgreiches Ar- 
beiten der neu zu bildenden Ausgleichsstelle illusorisch machen 
würden. 

Wir erhalten nunmehr vom Reichsminister für die besetzten 
Gebiete die nachstehende Antwort, aus der hervorgeht, daß 
das Reichsministerium die oben gekennzeichnete Haltung der 
Dienststellenvorstände nicht billigt: 

„Ich‘ habe die Reichsvermögensverwaltung in Koblenz angewiesen, 
die nachgeordneten Dienststellen davon in Kenntnis zu setzen, daß ich 
gewillt bin, auf Vorschlag der Reichsvermögensverwakung von der Er- 
mächtigung im letzten Halbsatz der Ziffer 1 des 
$ 36 Reichsangestelltentarif in loyaler Weise Gebrauch zu 
machen und daß Verzichtleistungserklärungen der 
Angestellten auf Umzugs- usw. Kosten, wie sie im 
Schreiben des Reichsvermögensamts Krefeld vom 22. Januar 1925 allge- 
mein verlangt werden, vermieden werden müssen.“ 


Beamtenrecht 


Die Rechtsfolgen des Groß-Berliner Eingemeindungs- 
gesetzes auf die Beamten. Das Gesetz über die Bildung einer 
neuen Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 1920 bestimmt, daß 
die im $ 1 aufgeführten Gebietsgemeinden (Stadtgemeinden, 


Landgemeinden und Gutsbezirke) die „Stadtgemeinde Berlin‘ 
bilden sollen. Nicht aufgeführt sind die sogenannten gebiets- 


losen Verwaltungskörperschaften (der Zweckverband Groß- 
Berlin und die Amtsbezirke), wenn auch deren Auflösung 
kraft Gesetzes geboten wurde und deren Rechte und Pflichten 
auf die Stadt Berlin kraft Gesamtrechtsnachfolge übergingen. 
Es war daher strittig, ob die Beamten dieser Verwaltungs- 
körperschaften verpflichtet sind, auf Grund des 8 55 a.a.O. 
in den Dienst der neuen Stadtgemeinde Berlin überzutreten. 
Die in Betracht kommenden Beamten beschritten daher den 
im $ 57 vorgesehenen Weg, und zwar vorerst den der Be- 
schwerde beim Oberpräsidenten, mit dem Antrage festzustellen, 
daß sie nicht verpflichtet wären, in den Dienst der Stadt Berlin 
überzutreten, da die Verwaltungskörperschaften nicht in Berlin 
„eingemeindet“ worden seien und die Bestimmung des S 55 
a.a.O., soweit hierin die Beamten der Verwaltungskörper- 
schaften aufgeführt worden seien, infolgedessen rechtsungültig 
sei. Der Oberpräsident von Berlin und das Landgericht I 
Berlin haben diesen „Beschwerdegrund“ für zulässig erklärt, 
das Kammergericht verneinte dagegen die Nachprüfung des 
$ 55 auf seine Rechtsgültigkeit, weil der ordentliche Rechts- 
weg grundsätzlich nur für vermögensrechtliche Ansprüche aus 
dem Beamtendienstverhältnis gegeben sei. 

Es soll nun nachstehend auf die durch die Rechtsprechung 
geschaffene Rechtslage der, Beamten der Verwak 
tungskörperschaften eingegangen werden, wobei vorausgeschickt 
wird, daß ein Kommunalbeamter nicht verpflichtet ist, in den 
Dienst eines anderen Dienstherrn überzutreten. 

Das Reichsgericht (vgl. Entsch. Ziv. Bd. 68. S. 213) 
sieht das Wesen der Eingemeindung darin, daß sie ein aus der 
Staatshoheit fließender Verwaltungsakt ist und ganz unabhängig 
davon, in welcher Form die Eingemeindung geschieht, ins- 
besondere darin, daß zwei bisher selbständige Gemeinden der 
Regel nach auf Grund eines zwischen ihnen abgeschlossenen 
Vertrages durch Verfügung der Staatsgewalt dergestalt mit- 
einander verbunden werden, daß sie von dem hierfür be- 
stimmten Zeitpunkte ab nur noch als eine Gemeinde, als ein 
Kommunalverband, in Betracht kommen. Diese Feststellung ist 
zwar richtig, ist aber nicht zur Erfassung aller Fälle geeignet, 
Sie geht nämlich aus von dem Begriff „Gebietskörperschaft‘*, 
Dieser enthält zwei Elemente: „‚die Gemeinde als Verwaltungs- 
körperschaft“ und „das zugehörige Gebiet“. Findet nım eine 
Eingemeindung statt, so erfolgt bezüglich der Gemeinde als 
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Verwaltungskörperschaft eine öffentlich-rechtliche Gesamtrechts- 
nachfolge. Im Augenblick des Eintritts der Rechtsnachfolge 
hört die Einzelgemeinde als Verwaltungskörperschaft nätur- 
gemäß auf; das Gebiet selber kann nicht zu existieren auf- 
hören, es wird eingemeindet und nimmt gleichsam teil an der 
Gesamtrechtsnachfolge. Dieser letzte Umstand hat offenbar 
dazu geführt, den gesamten Vorgang als „Eingemeindung“ zu 
bezeichnen. Man hat bei dieser Wortbildung nicht eigentlich 
zum Ausdruck bringen wollen, daß ‘die alte Verwaltungs- 
körperschaft als solche zu existieren aufhört oder mit anderen 
Worten aufgelöst wird, das Wesen des ganzen Vorganges ist 
vielmehr darin zu sehen, daß die verschiedenen Einzelgemein- 
den als Verwaltungskörperschaften in ihrer ursprünglichen Ge- 
stalt zu bestehen aufhören und alle Rechte und Pflichten auf 
die neue Gemeinde oder was dasselbe ist auf die eine von 
ihnen, die in der netten Gestalt erscheint, übergehens 

Ebenso verhält es sich, wenn eine von den betroffenen 
Verwaltungskörperschaften nicht gleichzeitig eine Gebietskör- 
perschaft ist. Die wesentlichen Momente, insbesondere die 
Gesamtrechtsnachfolge, werden auch hier erfüllt. Wenn die 
Rechtsprechung immer nur von Betriebskörperschaften in 
Sachen der Gemeinden spricht, so beruht dies nur auf einem 
Mangel an Gelegenheit, andere Körperschaften mit in den 
Bereich der Deduktionen zu ziehen. Da in diesem Falle ein 
Gebiet nicht eingemeindet werden kann, von den früheren 
Gemeinden in der neuen Verwaltungskörperschaft also nichts 
in seiner ursprünglichen Gestalt zurückbleibt, kann zweck- 
mäßigerweise der Ausdruck Eingemeindung keine Anwendung 
finden. Abgesehen von den Rechten und Pflichten, bezüglich 
deren eine Gesamtrechtsnachfolge eintritt, findet die Verwal- 
tungskörperschaft ihr Ende. Da das aber eine längere Zeit 
der Abwicklung erfordert, kann der Gesetzgeber nur durch 
Gebot ihre Auflösung anordnen. 

Beide genannten Fälle hängen insofern eng zusammen, als 
in beiden Fällen die neue Verwaltungskörperschaft ein und die- 
selbe ist, nämlich die neue Stadtgemeinde Berlin. Den ersten 
Fall enthält der $ 1 des Eingemeindungsgesetzes. Der Wort- 
laut dieser Vorschrift kennzeichnet den Vorgang als einen typi- 
schen Fall der Eingemeindung im üblichen Sinne des Wortes 
(„sie gilt als Erweiterung der bisherigen Stadtgemeinde 
Berlin‘), und nach $ 2 erfolgt mit der Vereinigung die „Ge- 
samtrechtsnachfolge‘“. Den anderen Fall spricht & 3 aus, im 
Satz 3 die Gesamtrechtsnachfolge und in Satz 2 die Auflösung 
der gebietslosen -Verwaltungskörperschaften, die somit zusam- 
men der Eingemeindung rechtlich gleichzustellen sind. 

Sieht man somit einen Wechsel des Dienstherrn, der dem 
bei der Eingemeindung gleichgestellt ist, für gegeben an, so 
sind alle Beamten, sowohl der Gebietskörperschaften als auch 
der gebietslosen Verwaltungskörperschaften auf Grund des 
8. 55 des Groß-Berliner Eingemeindungsgesetzes verpflichtet, 
ein angebotenes Amt der gleichen oder gleichwertigen Lauf- 
bahn anzunehmen (Urt. L.G. Berlin I v. 21. Oktober 1921, 
17. ©. 44/21). Nach dem „jetzigen‘‘ Wortlaut des S-HILAZAENN 
kann nämlich der Beamte nicht mehr verlangen, daß das an- 
gebotene Amt gleichwertig ist, sondern nur noch, daß es einer 
gleichwertigen Laufbahn angehört. Geringerer Rang und gc- 
ringere Besoldung des neuen Amtes treffen dabei den Beamten 
persönlich nicht. Er kann sich aber auf die etatsmäßige Min- 
derwertigkeit des neuen Amtes zur Begründung seiner Ab- 
lehnung nicht berufen und behältnur persö nlich, was 
er bis zum 1. Oktober 190 an Rang und Gehalt 
erreicht hatte, und das ist als erworbenes Recht an- 
zusehen (Bescheid des Oberpräsidenten von Berlin vom 12, April 
3) O.P.C. 1164, Aßmann „Wohlerworbene Beamtenrechte“ 
S. 32). 

Der $ 57 des Eingemeindungsgesetzes besagt nun, daß 
über Streitigkeiten aus Anlaß der 88 55 und 56 in erster In- 
stanz der Oberpräsident beschließt, und daß gegen dessen Be- 
schluß binnen einer Ausschlußfrist von sechs Monäten nach 
seiner Zustellung die Klage im ordentlichen Rechtsweg statt- 
findet. Nach dem Urteile des Kammergerichts vom 4. Ja- 
nuar 1924 (11 U. 16181. 21/13) bietet aber der $ 57 
keine Rechtsunterlage dafür, den Rechtsweg 
vordenordentlichen Gerichten überdie Frage 
zu eröffnen, ob die vonihmindenS$ 55 und 56 
getroffene gesetzliche Regelung an sich rechts- 
gültigist, mit anderen Worten also festzustellen, ob Beamte 
der gebietslosen Verwaltungskörperschaften verpflichtet seien, 
in den Dienst der Stadtgemeinde Groß-Berlin überzutreten, 
da diese Verwaltungskörperschaften nicht in Groß-Berlin ein- 
gemeindet seien und somit ein Wechsel des Dienstherrm vor- 
liege. 

Der 8 55 besagt nämlich im Absatz 1 Satz 2, daß im Falle 
der Weigerung eines Beamten zur Uebernahme eines gleich- 
wertigen Amtes die Stadt von ihren Verpflichtungen gegen 
den Beamten frei wird, und Satz 3 bestimmt, daß diese Folge 
vorbehaltlich der Nachprüfung im ordentlichen Rechtswege 
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erst eintritt, wenn sich der Beamte der Entscheidung des 
- Öberpräsidenten nicht unterwirft. Es ist also nach dem Wort- 
laut des $ 55 der Nachprüfung im ordentlichen Rechtswege 
nur die Folge der Verweigerung der Amtsübernahme, d. h. 
die Entbindung der Stadt von. ihren Verpflichtungen gegenüber 





den Beamten unterworfen. Diese Verpflichtungen sind aber 
vermögensrechtlicher Natur, da sie u. a. in der 
Verpflichtung zur Gehaltszahlung bestehen. In der Praxis liegt 
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Vorstandsbekanntmachungen 


Zur Beachtung für Stellenlose! Wir geben im nachstehenden wieder- 
holt bekannt, welche Schritte von den Mitgliedern bei Kündigung des 
Dienstverhältnisses einzuschlagen sind, um den Anspruch auf Un- 
terstützung nicht zu verlieren. | 
1. Nach erfolgter Kündigung innerhalb sieben Tagen zum 
Stellennachweis anmelden. 

2. Die Meldung zum Stellennachweis muß auch dann erfolgen, 
wenn Verhandlungen über 'Zurücknahme der Kündigung schweben, 
‚ unverbindliche Zusagen vom Arbeitgeber über Weiterbeschäftigung 
‚gemacht werden oder die Aussicht besteht, eine andere Stellung in der 
Zeit zwischen der Kündigung bis zur Auflösung des Dienstverhältnisses 

zu erhalten. ; 

3. Bei verspäteter Meldung zum Stellennachweis wird die Bezugsdauer 
der Unterstützung der Anzahl der versäumten Tage entsprechend 
gekürzt. 


| 4. Bei Eintritt der‘ Stellenlosigkeit muß das Mitglied innerhalb 


sieben Tagen den Antrag auf Unterstützung bei der Hauptverwal- 
tung stellen und gleichzeitig die öffentliche Erwerbs'osenunterstützung 
beantragen, sofern es zum Kreise der Bezugsberechtigten gehört. 
Bezugsberechtigt ist, wer in den letzten zwölf Monaten vor Ein- 
tritt der Stellenlosigkeit drei Monate krankenversicherungspflichtig war. 
5. Am Tage der Kündigung und am Tage des Ausscheidens aus der 
Firma darf das Mitglied nicht mit mehr als zwei Monats- 
.beiträgen im Rückstande sein, ohne von der Ortsverwaltung oder 
der Hauptverwaltung Stundung der Beiträge erhalten zu haben. Rück- 
wirkende Stundung der Beiträge ist nicht zulässig. 
6. Die Mitglieder müssen darauf achten, daß die Beitragsmarken 
vom Vertrauensmannoderder Ortsverwaltung mit 
dem Verkaufsdatum entwertet werden. 


Für Auswanderungslustige! Aus Luxemburg wird uns von einem 
Bundeskollegen mitgeteilt, daß verschiedene Firmen deutsche Techniker 
suchen. Der Zweck ist, billige deutsche Arbeitskräfte zu erhalten, da 
die Luxemburger Kollegen für das ihnen angebotene Gehalt lieber auf 
die Stellungen verzichten. Durchschnittsgehalt von 609 bis 800 Frs., 
etwa 132 bis 176 Reichsmark für ältere Konstrukteure sind — trotzdem 
die Lebensverhältnisse den deutschen nicht nachstehen — üblich. Alle 
Bemühungen, höhere Gehälter darüber hinaus zu erreichen, waren bisher 
vergebens. Der Kollege bittet uns darauf hinzuweisen, daß bei der 
jetzigen Kaufkraft des Franken für die Bestreitung der Lebenshaltung 
1100 bis 1200 Frs. erforderlich sind. Wir kommen dieser Bitte gern 
nach und raten unseren Kollegen, vorstehendes bei evtl. Bewerbungen 
zu-beachten und sich nicht a's Lohndrücker gebrauchen zu lassen. 


Bekanntmachung der I. B. S. 


Neue Zinssätze. Vom 1. März 1925 tritt im Hinblick auf die allge- 
meine Verbilligung des Geldes eine Ermäßigung der Zinssätze ein. Wir 
vergüten nunmehr auf regelmäßige und gesperrte Sparkonten zehn. Pro- 
zent, auf gewöhnliche Sparkonten neun Prozent p. a. Bei größeren Be- 
trägen, die mit längerer Frist festgelegt werden, bieiben besondere Ver- 
einbarungen vorbehalten. Hand in Hand mit der Ermäßigung der 
Habenzinssätze werden auch die Sollzinsen entsprechend herabgesetzt. 


- Aufwertung der alten Sparkonten. Die Frist für Einreichung von 
Anträgen auf Aufwertung der alten Sparkonten wird in Anlehnung an 
die‘ gesetzlichen Bestimmungen auf den 31. März 1925 verlängert. 
Kontoinhaber, die bis dahin keinen Antrag geste!it haben, bleiben bei 
der Aufwertung ihrer Sparkonten unberücksichtigt. 

Industriebeamten-Sparbank 
Der Vorstand 
Schwedt Lustig 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T.Z.“ erfolgen 
ur in der 4., 8., 12. und 13. Nummer jedes Vierteljahres; sie dürien 
wegen des beschränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Orts- 
verwaltung, Art der Versammlung, Datum, : Versammiungsbeginn, Ver- 
sammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 3TagevorEr- 
scheinen der neuen Nummer im Besitz der Redaktion sein 
und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzung enthalten: 
M — Mitgliederversammlung, V == Vertrauensmännerversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, B = Berufsausschuß. 

Bautzen. M. 6. III. S00 im Bürgergarten. 

Bielefeld. M. 3. III. im Lindenhof. Vortrag Geiser, 

Bonn. M. 7. III. 800 Rest. Jakob, Friedrichstr. 23. 


- Dudweiler. F. Bergbau. 8. II. Vorm. 93° im Lokal Brenner, 


Eisenach. M. 4. Ill. 8%, Karthäuser Hof, Karisplatz. 
Eibing. Vorstandssitzung. 25. IH. 730, Gewerbehaus. 
Elbing. M. 4. Ill. 730, Gewerbehaus. 


| Erfurt. M. 6. Ill. 800%. Rest. Steiniger. 
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der Fall mithin so, daß ein Beamter sich weigert, ein von der 
Stadt Berlin angebotenes Amt, das vom Oberpräsidenten als 
anzunehmen bezeichnet worden ist, anzutreten und die Stadt 
Berlin sich deshalb für nicht verpflichtet hält, dem Beamten 
weiterhin sein Gehalt zu zahlen. Der Beamte müßte dann auf 
Gehaltszahlung (Leistung) im ordentlichen Rechtswege klagen, 
weil die Voraussetzung zur Dienstverpflichtung nach $ 55 
a.2.O. nicht vorliegt (Feststellung). Aßmann. 











Gera. M. 4. III. 80%, Harnischs Garten. Ref. d. Koll. Schweitzer 
(Bundesvorst.). 

Glatz. M. 6. Ill. 730, Stephans Brauerei, Roßstraße. 

Görlitz. M. 5. III. 8% im. Handelskammerhaus, 

Greifswald. M. 4. III. 800, Lokal Berger, Ecke Fisch- u. Langefuhr ‚Str, 

Heidelberg. M. 5. III. 800%, Brauerei Ziegler. 

Neuruppin. M. 3. III. 80, Rest. am See (Inh. H. Wölk). 

Potsdam-Nowawes. M. 6. III. 80%, Rest. Fürst. Bismarck, Potsdam, 
Mammonstr. 1. 

Siegen i. W. M. 3. III, 73%, Wirtsch. Heiser, Bahnhofstr. 19. 

Weinheim. M. 4. III. 80%, Rest. Dells Weinstube. 

Wittenberg (Bez. Halle). M. 11. III, 8% im Gasth. „Zur go.denen 
Sonne“. 

Wittenberge. M. 3. III. Vereinsiokal Deutsches Haus, 


Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung‘* 
übersandten Schriitwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt in 
jedem Fal!e vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schrifien 
erfolgt nicht. 


„Die Arbeit“. Herausge. von Th. Leipart. 2. Jahrg. 1. Heft. Verl. d. 
A.D.G.B. Abonn.-Pr. viertelj. 3 Mk., für Organis.-Mitgl. 2,40 Mk. 
Einzelhefte 1 Mk., für Organis.-Mitgl. 80 Pig. 

Baels, Paul. Kalkputz, Kratzputz und. Sgraffito. ‘Vie. d. Vereins der 
Deutschen Kalkwerke, Berlin W 62. Pr. 1,20 Mk. 

Burghardt, Rich. Prakt. Anleitung z. Kalkbrennen im Schachtofen,. Vig. 
wie vorstehend. Pr. 1,20 Mk. 

Deutscher Baukalender 1925. 53. Jhrg. Teil 1: Taschenbuch, geb. Teil 2: 
Nachschlagebuch, brosch. Vig. d. Deutschen Bauzeitung, Berlin. 
Pr. 450 Mk. 

Deutsches Beamten-Archiv. 5. Jhrg. Heft 8: Etatsausgabe mit Auszug 
aus d. Reichshaushaltsplan 1925; Beamtenanträge im neuen Reichstag, 
Beamten-Rechtsprechung. Wärtschafts-Verlag A. Sudau, Berlin SW 43. 
Pr. 80 ‚Pig. 

Deutscher Ingenieur-Kalender 1925. Auskunftsbuch für d. prakt. Maschinen- 
bau. .15.. Jhrg. -Bearb. v.: Ing. C. E. Berck. Zwei: Teile. .Vig. 
Uhlands Techn. Bibliothek G.m.b.H., Leipzig. Pr. gbd. 3 Mk. 

Erdmann, Lothar. Die Gewerkschaften im Ruhrkampf. Verlagsgesellsch, 
des A.D.G.B. Pr. brosch. 4,755 Mk. Ganzleinenbd. 5,75 Mk. 

Furtwängler, Franz J. Arbeit und Volksklassen im Wandel der Ge- 
schichte. (Gewerkschaftl. Jugendbücherei Bd. II.) Verlagsges. d. 
A.D.G.B. Pr. 1,50 Mk. 

Güldner. Betriebskalender u. Handbuch für d. prakt. Maschinenbau, 
33. Jhrg. 1925. Zwei Teile. Herausg, v. Dipl.-Ing. A. Wiegand. 
Vig. H. A. Ludw. Degener, Leipzig. Pr. 3,50 Mk. 

Heilborn, Adolf. Das Volk. Käthe Kollwitz, Heinrich Zille. Mit über 
100 Bildern u. fünf farb. Tafeln. Rembrandt-Veriag G.m.b.H., Berlin- 
Zehlendorf. Pr. in Halbl. gbd. 10,50 Mk,, in Ganzleinen 12 Mk. 

Heuß, Aug. Rechtstaschenbuch für Gläubiger. Zweite Auflage. Verl. f, 
Wirtschaft u. Verkehr, Stuttgart. Pr. gbd. 4,80 Mk, 

Jachmann, Erich. Lehrgang für d. Fachzeichnen d. Metallarbeiter, insbe- 
sondere f. Maschinenbauer u. Mechaniker. Creutzsche Verlagsbuch- 
hdig., Magdeburg. Pr. kt. 1,30 Mk. 

Kalkschmidt, Eugen. Oskar von Miller. Ein Führer Deutscher Technik. 
Franckhs Techn. Verl. Dieck ‚& Co., Stuttgart. Pr. geh. 1,00 Mk., 
in Halbleinen geb. 250 Mk. 

Nörpel, Ciemens. Gewerkschaften und Arbeitsrecht. (Gewerkschaftl. 
Jugendbücherei, herausgegeb. v. Jugendsckretariat des A.D.G.B., 
Bd. IV.) Verlagsges. des A.D.G.B., Berlin. Pr. 1 Mk. 

Reichskurzschrift. (Amtl. Einheitskurzschrift, Heft 1/1925.). H. Apitz. 
Verlag für Berufsbildung, Berlin W57. Abonn.-Preis für sechs Hefte 
viertelj. 1,50 Mk. 

Riedel, Johs. Arbeitskunde. Grundlagen, Bedingungen und Ziele der 
wirtschaftl. Arbeit. Mit 35 Textabbild. u. zwei Tafeln. Vlg. B. G. 
Teubner, Leipzig-Berlin. 1925. Pr. geh. 13 Mk. Leinenbd. 15 Mk. 

Ried‘, Karl. Der moderne schnellaufende Automobilmotor. (Autotechn. 
Bibl., Bd. 67.) Verl. Rich. Carl ‘Schmidt, Berlin. 

„Sarotti“, Deutsche Sommerzeit. Ecksteins Biogr. Verlag, Berlin. 

Seidenschnur, K. Lohnsteuertabellen z. Feststellung des Steuerabzuges 
bei wöchentlicher Lohnzahlung (Pr. 1,10 Mk.) und Steuertabellen z. 
Feststellung des Steuerabzuges bei monatlicher Gehalts- bzw. Lohn- 
zahlung (Pr. 1,50 Mk.), gültig ab 1. Dez. 1924. Vlg. E. Meier, 
Berlin N 24, Veteranenstr. 12. ö 

Schneider, Gust. Die Gewerkschaft als Wirtschaftsträger. Vortrag, ge- 
halten auf d. 2. Deutschen Angestelltentag in Frankfurt a. M., am 
24. Aug. 1924. Buchverl. d, G.D.A., Berlin. 

Ser Rn Aufwertungsfrage. Unikum-Verl., Wurzen (Bez. Leipzig). 
we 2yubte. 

Stier, Gg. Th. d. Ae. Die Härtungen aller hierzu geeigneten Metalle in 
unterschiedlichen Verfahren. (Die heutige Metall-Technik 5. Bd. B.) 
Vig. Dr. Max Jänecke, Leipzig. Pr. 1,95 Mk, 

Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu 
beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. H, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Be- 
rechnung von Porto und Verpackung. 





Ti 


! 


De ne 


rn 


ee 


. 


Be 


j 













































































































































102 


- Technik. 

Die Störungen an elektrischen Maschinen. Von Ludw. Hammel, 
Akadem.-techn. Verlag Johann Hammel, Frankfurt a. M., 1923, Preis 
kart. 3,60 Mk. 

Das bereits in 18. Auflage erschienene Buch will dem im praktischen 
Betriebe stehenden Maschinisten und Installateur Verhaltungsmaßregeln 
geben, um an elektrischen Maschinen auftretende Störungen zu besei- 
tiven. Das Buch beschränkt sich nicht, wie nach seinem Titel anzu- 
nehmen ist, auf elektrische Maschinen, sondern es werden die Störungen 
an allen Teilen einer elektrischen Anlage, also auch an der Schaltanlage. 
den Leitungen usw. beschrieben. Der Teil des Buches, der nicht von 
Maschinen handelt, muß sogar entschieden als der bessere anerkannt 
werden, wenn auch hier manches nach den neueren Erfahrungen auf- 


gefrischt werden könnte. Die Abschnitte 1 bis 4 über Maschinen be- 
dürfen aber dringend einer Neubearbeitung. Wenn auch nach dem 


Zweck des Buches und dem Leserkreis, für den es bestimmt ist, die An- 
wendung schwieriger theoretischer Betrachtungen nicht angebracht wäre, 
so führt doch die überaus oberflächliche Behandlung der Vorgänge in 
elcktrischen. Maschinen zu vielen Irrtümern. Sätze wie: „Der Anker 
kann sich selbst durch die große Geschwindigkeit, mit ‘welcher er die 
Luft durchschneidet, nicht schr erwärmen“; oder „Durch die Kupplung 
der Maschinenwellen vermehrt sich die Lagerreibung“, können bei wenig 
geschulten Lesern nur Verwirrung anrichten. Manche Abschnitte scheinen 
seit der ersten Auflage des Buches immer wieder unverändert abge- 
druckt zu werden, unbekümmert um die Entwicklung, we’che die Technik 
seitdem genommen hat. So wird für die außerordentlich wichtigen Er- 
wärmungsvorschriften die allerälteste Ausgabe der Maschinennormalien, 
die inzwischen mehrfach geändert worden sind, zugrunde ge'egt. Die 
neuen Richtlinien für e!ektrische Maschinen werden mit keinem Worte 
erwähnt. Was über die Kommutation der Gleichstrommaschinen ge- 
sagt wird, mag für Maschinen, die vor mehr als einem Vierteljahrhundert 
gebaut worden sind, ganz zutreffend gewesen sein. Daß es Wendepoks 
und Kompensationswicklungen gibt, scheint dem Verfasser unbekannt zu 
sein. Wenn das Buch bei seiner 19. Auflage nach dem jetzigen Stande 
der Elektrotechnik umgearbeitet wird, kann es wieder ein brauchbares 
Werk werden. Frank. 


Dampiturbinen und Turbokompressoren. Von Prof, H. Baer. 
(Teubners Techn. Leitfäden, Bd. 20.) Verlag von B. G. Teubner, Leip- 
dig u. Berlin, 1924. 

In dem Buche wird die Theorie der Dampfturbinen und ihrer Um- 
kehrung der Turbokompressoren von den grundiegenden Gesetzen der 
strömenden Gase ausgehend behandelt. Im Anschluß wird auch einiges 
über die wichtigsten Konstruktionsteile, z. B. die Formgebung der Leit- 
und Laufradschaufeln, die Stopfbüchsen u. ähnl. gesagt. Die gebräuch- 
lichsten Turbinensysteme werden beschrieben; ein ganz besonderer Vor- 
zug des Buches äst es, daß hierbei keine besonderen Fabrikate einze!ner 
Firmen erwähnt werden. Das Buch unterscheidet sich hierdurch vorteil- 
haft von ähnlichen Werken unserer technischen Literatur, die manchmal 
von Reklameschriften kaum zu unterscheiden sind. Auch die mit der 
hohen Drehzahl verknüpften konstruktiven Besonderheiten, wie das Aus- 
wuchten und die Berechnung der kritischen Drehzahl der Wellen, werden 
behandelt. In ähnlicher Weise werden die Arbeitsvorgänge und der 
konstruktive Aufbau der Turbogebläse und Kompressoren beschrieben. 
Zum Schluß wird an einigen Berechnungsbeispieen die praktische An- 
wendung der entwickelten Gesetze und Formeln gezeigt. Bei dem 
geringen Umfang des Buches kann natürlich keine bis in alle Einzel- 
heiten gehende Darstellung dieses recht schwierigen und umfangreichen 
Gebietes der technischen Wissenschaft gegeben werden. Leider wird 
das Lesen des Buches besonders für Studierende dadurch außerordentlich 
erschwert, daß sich bei den Formeln zahlreiche Druckfehler vorfinden, 
die bei einer Neuauflage unbedingt beseitigt werden müßten. 
Frank, 
Elektrisch beheizter Fußboden. „Elektra“, Fabrik elektr, Heiz- u. 
Kochapparate, Wädenswil (Zürich). 

Es handelt sich um eine Propagandaschrift, in der ein von der Firma 
Elektra vertriebenes neues elektrisches Heizungssystem beschrieben wird. 
Der Heizkörper besteht aus biegsamen Röhren, die in geschlossene, im 
Fußböden angebrachte Hohlräume eingezogen werden. Diese Heizungs- 
system ist nur bei Steinplatten- oder Mosaikfußböden anwendbar. Es 
werden die hygienischen Vorzüge des Systems geschildert. Natürlich 
kann auch diese elektrische Heizung wegen der hohen Stromkosten nur 
bei Luxusbauten Anwendung finden. Frank. 


„Elektrizität“ heißt die sechste der zehn .Jubiläumsausgaben, welche 
die „Deutsche Bergwerks-Zeitung“, Essen, aus Anlaß ihres 25 jährigen 
Bestehens herausgibt. 24 Artikel erster Fachleute, deren Wert durch 
zahlreiche und anschauliche Abbildungen, graphische Darstellungen und 
statistische Tabellen noch erhöht wird, behandeln die verschiedensten An- 
wendungsgebiete der Elektrotechnik. Vorausgestellt ist ein Leitaufsatz: 
„Die Entfaltung der Elektrotechnik“ von Dr. ine e. 
Carl Friedrich von Siemens 


Oskar von Miller, ein Führer der deutschen Technik. Von Eugen 
Kalkschmidt. Franckhs Technischer Verlag Dieck & Co., Stuttgart. 
Preis geheftet 1,60 Mk., in Halbleinen geb. 2,50 Mk. 

Der siebzigjährige Oskar von Miller, der nach Jahrzehnten auf- 
opiernden Schaffens für die Gesamtheit noch ungebrochen und stark die 
letzte Hand an sein Lebenswerk legen darf, sieht der Eröffnung des 
großen Deutschen Museums, des Pantheons weltumspannender 
Technik in München entgegen. Schon von Jugend auf den mächtigen 
Werken der Technik sich widınend, gehört er zu den Mitbegründern der 
Edison-Gesellschaft (der nachmaligen A.E.G.), er war es, der die ersten 
elektrischen Kraftübertragungen in Deutschland ausgeführt hat, wie etwa 
die vielbestaunte Leitung von Lauffen a. N. nach Frankfurt a. M., er 
war der Anreger und Organisator der großen Elektrizitätsausstellung im 
Glaspalast zu München, dem ersten ähnlicher Unternehmungen in Deutsch- 
land, einer entscheidenden Fat, er ist es vor allem, der das Riesenwerk 
der Walchenseeanlagen, das täglich ungeheure Gebiete mit e'ektrischer 
Kraft versorgt, ins Leben gerufen hat. Der Mann, der heute mit Recht 
im Mittelpunkt unserer Verehrung steht, hat in diesem Büchlein seine 
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verdiente Würdigung erfahren. Das mit 60 Abbildungen ‘geschmückte 
Werk kann allen Technikern zur Anschaffung auf das wärmste empfohlen 
werden. 


Gewerkschaftliches. 


Zur Geschäftsordnung. Ein Leitfaden für Versammlungsleiter tnd 
Vereinsvorstände zur Veranstaltung erfolgreicher Versammlungen. Von 
Kurt Schindler. Industriebeamten-Verlag, Berlin NW 40. 80 S. 
Preis 1,50 Mk. 

Sowohl in der „D.T.Z.“ wie auch in früheren Techniker-Taschen- 
büchern und wiederholt in. Rundschreiben der Hauptverwaltung und 
der Gaue unseres Bundes ist über . Versammlungsvorbereitung und 
‚leitung, besonders in Zeiten erhöhter Werbetätigkeit, schon oft und 
viel geschrieben worden. Aber alle diese. Literatur hat den Mangel, daß 
sie nicht alles Wissenswerte vereinigt bringt, vielmehr auf die ver- 
schiedensten Veröffentlichungen verteilt und daher nicht zur Hand ist, 
wenn sie jeweilig benötigt wird. Diesem fühlbaren Mangel hilft das 
Büchlein des Kollegen Schindler in trefflicher Weise ab, es bringt in 
übersichtlicher und selbst bei einem so trockenen Gegenstand, wie der 
Wahltechnik, fesselnder und klarer Form alles das, was ein Vereinsvor- 
sitzender über dıe Vorbereitung, Leitung und Auswertung einer Ver- 
sammlung wissen muß. Das aus einer langjährigen Versammlungspraxis 
entstandene Buch übermittelt allef Versammlungsleitern, die es mit 
Verständnis ge'esen haben, die Kenntnisse, die sie sich sonst erst in lanzer 
Zeit und mit vielen bitteren Erfahrungen teuer erkaufen müssen. Da es 
gewerkschaftlich und politisch auf völlig neutraem Boden steht, wird 
es seinen Weg sicherlich in alle politischen Parteien und die Gewerk- 
schaften und Vereine aller Art und Richtungen finden. 

Wir empfehlen allen Ortsverwaltungen für ihre 
Bibliotheken auf das wärmste seine Anschaffung. 
Die Lehren, die die- Vorsitzenden unserer O.-V. daraus ziehen können — 
und selbst ältere erfahrene Kollegesi werden nooh daraus lernen — werden 
sich sicher allmählich in einem erhöhten Interesse der Mitglieder für 
das Versammlungsleben ihrer O.-V. aüswirken und ihnen manche Miß- 
erfolge ersparen. 

Für eine Neuauflage des Buches empfehlen wir dem Verfasser neben 
der Auısmerzung einiger stilistischer Unebenheiten und Kürzung des 
Kapitels „Wahltechnik“ eine Ergänzung des Kapitels „Wie fülle ich 
meine Versammlung?“ mit Winken über die Wahl eines zweckmäßigen 
Versammlungslokals und über moderne Plakattechnik, ferner die häufigere 
Anwendung von Sperrsatz zur Kennzeichnung der Unterabschnitte. 

r. 
Politik. 

Kaiserliche Eingriffe in die Weltkriegsführung. Von Rudolf 
Wagner. Verlag Thalacker & Schwarz, Leipzig-Reudnitz. Preis 5 Mk. 

Der Verfasser hat mit Fleiß alles zusammengetragen, was das noch 
immer verschwommene Bild der direkten kaiserlichen Einwirkung auf 
die Kriegführung von Heer und Marine zu klären geeignet ist. Die 
Ueberzeugung von der völligen politischen Unfähigkeit Wilhelms I., 
die sich das deutsche Volk bfsher schon aus den\ Memoirenwerken 
bilden mußte, wird durch diese Darstellung nach der militärischen Seite 
hin wirksam vertieft. Nur schade, daß die Schlußtolgerungen des Ver- 
Verfassers so völlig von seiner subjektiven politischen, extrem völkischen 
Einstellung beeinflußt werden. So wird von einer „inneren Hunger- 
blockade gesprochen, dem Kriegsmittel der vereinigten inneren Feinde: 
Zentrum, Sozialdemokratie und Demokraten“. Der Haß des Verfassers 
gegen die vorgenannten’ politischen Parteien entlädt sich dann vor allem 
in dem Schlußkapitel „Ausblick in die Zukunft“, Direkt belustigend 
wirken darin die Theorien des Verfassers über den Ursprung der 
„Neger- und Hebräervölker“, der auf „Neandertaler Neger- und Hebräer- 
wild“, der Sklaven der germanischen Herrenrasse (der Gote — Gott) 
zurückgeführt wird. Was soll man zu solchen Sätzen sagen, wie: „Die 
Hebräer hatten bei den Germanen das Schreiben gelernt und fälschten 
num in raffinierter Weise die oben geschilderten Vorgänge um (altes 
Testament)“. „Die in der Bibel erzählten Geschehnisse haben sich in 
Deutschland abgespielt.“ „Die Annahme, daß Jesus ein Gote gewesen 
ist, hat große Wahrscheinlichkeit für sich.“ Und dergkichen hirnver- 
brannten Unsinn mehr. 

Alles in allem daher eine Tendenzarbeit, die keine Bereicherung der 
Literatur über die Kriegführung bedeutet. ; Ar Fi 
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fertigt man schnell und leicht 
mit Hilfe meiner Prakt. An- 
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Hochhautechniker 


Absoivent einer Baugewerkschule, firm in allen Büroırbeiten 

und auf der Baustelle, zum 1. März 1925 für Dauersiellung 

gesucht. Angebote mit Zeugnisabschriften, Gehaltsan- 

sprüchen usw. an Maurermeister A. Kleemznn, 
Kyritz (Ostpriegnitz). 


Erfahrener 


Nochhautechniker 


sauberer Zeichner, guter Bauleiter, sicher im Veranschlagen 

und Abrechnung, zum 1. 3. gesucht, Bewerbungen mit 

Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Gehaltsansprüchen und 
Auskunftsnachweisen an das 


Staatliohe Baubüro Erz & Eisenkal, Emden, am Dellt32. 


| Vermessungstechniken 


und Leichnel 


gesucht. Erforderlich: Gute zeichnerische Durchbildung 
und Erfahrung in der Bearbeitung von Fortschreibungs- 
messungen, jedoch nicht im örtlichen Aufnehmen. Be- 
werbungen mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Schrift- und 
Zeichenproben und Gehaltsansprüchen an 


Oberbürgermeister Köln. 








Erholunesheim 


des Butab in 


Sondershausen 


bietet angenehmen Aufenthalt und beste 
Verpflegung. Anmeldungen an die Ver- 
waltung des Erholungsheimes 


Berlin NW40, Werftstraße 7 









1. Sommersprossen I! 2. Pickel, Mitesser! 


Ein einfaches, wunderbares Mittel jür jeden der obigen 
Hautiehler teile gern kostenlos mit. 
Frau M. Poloni, Hannover A. 45, Edenstr. 30 a. 


EinWort andie 
Frauenweltl ne 


Fort mit allen wertlosen Ange- 
boten auf hygienischem Gebiete. 


Lassen Sie.sich nicht irreführen 
durch vielversprechende hoch- 
klingende Appreisungen. Nur 
meine genehmigten, kräftig 
wirkenden Spezialmittel bei 
Störung helfen sicher. Auch 


in bedenklichen Fällen über- 


raschende Wirkung schon in 
wenigen Stunden. 


Meine Beruisstörung! 
Vollkommen unschädlich! 


Viele Dankschreiben. 
Diskreter Versand durch 
Frau H. Fischer 
frühere Bezirkshebamme 


Hamburg 36 (B 514) 
Gerhofstraße 16. 
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Nummer 9 / 7, Jahrgang 


hat erneut die 
Aufmerksamkeit der Oeffentlichkeit auf die Bedeutung der Verhinderung 


Das Grubenunglück auf Zeche „Minister Stein“ 


der Unfallgefahren, damit aber auch auf die außerordentlich verant- 
wortungsvolle Aufgabe der technischen Betriebsbeamten gelenkt. Wir 
bringen deshalb in der heutigen Nummer unserer Zeitung in Abhand- 
lungen und Notizen ein besonders reichhaltiges Material aus dem Ge- 
biete des Bergbaues in der Erwartung, daß auch die Kollegen anderer 
Fachgebiete daran Interesse nehmen. Die Redaktion. 





Zum Grubenunglück auf Minister Stein 


Von der Gaugeschäftsstelle Essen unseres Bundes wird 
uns geschrieben: 


Nachdem sich die Gräber der bei der Schlagwetterkata- 
strophe auf Zeche „Minister Stein“ ums Leben gekommenen 
Menschen geschlossen haben, drängt sich unwillkürlich jedem 
Bergbauangestellten die Frage auf: „Wie konnte eine der- 
artige Katastrophe eintreten?“ Kurz vor dem Un- 
glück ging durch die Tagespresse ein Artikel, in welchem die 
Sicherheit des Gesteinsstaubverfahrens gerühmt und 
zum Ausdruck gebracht wurde, daß es unmöglich sei, daß 
größere Katastrophen eintreten könnten, da die Explosion durch 
die Gesteinsstaubschranken abgeriegelt und lokalisiert würde. 
(Zeche Hannibal.) Darum ist die Frage aufzuwerfen: „Warum 
wurde bei einer derartigen Sicherheit das Gesteinsstaubver- 
fahren auf der Zeche „Minister Stein‘ nicht schneller durch- 
geführt?“ Wenn wir richtig unterrichtet sind, war der Zechen- 
verwaltung von der Bergbehörde aufgegeben, bis zu einem 
bestimmten Termin vorigen Jahres das Gesteinsstaubverfahren 
einzuführen. Mußte das Kind erst ertrinken, ehe man den 
Brunnen zudeckt? 

Interessant ist weiter die rapide Steigerung der Förderung 
aus dem ‚Ostfelde der Unglückszeche. (Die von der Explosion 
betroffenen Reviere 9 und 12 bauten im Ostfelde.) Hier betrug 
die tägliche Förderung: 


Juni 1924 —= 2898 Wagen 
Juli 1924 — 3366 » 
August 1924 =73472 3 
September 1924 = 3298 r 
Oktober 1924 —=r3314 in 
November 1924 = 3707 5 
Dezember 1924 = 3754 F 
Januar 1925 —= 3858 „ 


Angesichts solcher Zahlen ist die Frage zu stellen: „Ist 
bei diesem Treibsystem und der Jagd nach Kohlen 
die nötige Betriebssicherheit außer acht ge- 
lassen worden?“ 


» Dem alten erfahrenen Steiger Rupieper, der fast 25 Jahre 
als Steiger tätig ist, hatte man die Revierführung entzogen, 
weil R. nicht genügend Kohlen förderte. Sein Amt übertrug 
man einem Neuling des Bergbayes, dem Steiger Pothmann. 
Pothmann ist Absolvent einer Bergschul-Otfiziersklasse und 
etwa 4 bis 6 Monate auf der Anlage im Dienst, obwohl dort 
genügend ältere Steiger ohne Revier vorhanden sind, die vor- 
wiegend auf eine Steigertätigkeit von 10 bis 18 Jahren zurück- 
blicken können. Sollte Pothmann in diese Stellung gekommen 
sein auf Grund der wieder einsetzenden Günstlingswirtschaft, 
nämlich weil er deutschnational und nicht gewerk- 
schaftlich organisiert ist? Wir müssen nach vorstehend 
Geschildertem einem solchen Neuling im Bergbau die Fähig- 
keit absprechen, in einem derartigen, nach Aussage des Be- 
triebsdirektors, schlagwetterreichen Grubenfeld ein Revier 
führen zu können. Dieses hätte auch die Verwaltung wissen 
müssen. Pothmann war sogar, wie wir erfahren, auf einer 
Schachtanlage schon als Fahrsteiger vorgemerkt. 
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Einen weiteren Grund zur Verhinderung solcher betrüben- 
den Massenunglücke sehen wir in der sofortigen Beseitigung 
des Prämiensystems. Sind doch auf der Zeche „Minister 
Stein“ in einem Monat Prämien gezahlt worden, schwankend 
zwischen 3 und 140 und 160 Mark. Weiter erhielt ein Steiger 
als Gesamtprämiensumme im Jahre 1924 240 bis 270 Mark, 
während ein anderer diese Summe innerhalb i1/, bis 2 Mo- 
naten verdiente. Fest steht, daß in dem Unglücks- 
revier 9 im Dezember 1924 die höchste Prämie 
herausgewirtschaftet wurde. Sollte bei dieser Prämien- 
wirtschaft nicht die Betriebssicherheit leiden? Die Allgemein- 
heit wird es interessieren, wie die Prämieneinteilung auf der 
Zeche „Minister Stein‘ vor sich geht und die Prämien errechnet 
werden. 

1. Prämien für Holz- bzw. Materialkosten- 
ersparnis. 

Bei einem Sinken der Holz- bzw. Materialkostenpreise im 
Revier um 0,02 Mk. je geförderte Tonne erhöht sich die 
Normalprämie um einen bestimmten Anteil. Sollte es da nicht 
vorkommen, daß sich die beladenen Holzwagen bzw. Holz- 
teckel absichtlich von einem Revier in ein anderes verlaufen, 
damit höhere Prämien erzielt werden? Die Betriebssicherheit 
muß unter diesem System bestimmt leiden. Die  Grubenbaue 
brechen unter der prämiierten Niedrighaltung der Holzkosten 
zusammen. Bei dem Aufbau der so entstehenden Brüche 
werden Hohlräume in der Firste, infolge Einschränkung der 
Zimmerhauer und des Antriebes auf höhere Leistung nicht ord- 
nungsmäßig ausgefüllt und bilden so einen Herd für Schlag- 
wetteransammlungen. Wir ersuchen die Bergbehörde, ihre Ver- 
treter bei den Befahrungen anzuweisen, Prüfungen vorzu- 
nehmen, ob die Firste im Streckenausbau über den Zimmerun- 
gen ordnungsmäßig dicht zugepackt wird. 

2. Prämien für hohe Förderleistungen. 

Bei einem Steigen der Leistung von je 100 kg über den 
Normalsatz, erhöht sich die Prämie um einen bestimmten 
Anteil, während bei einem Sinken der Leistung eine Kürzung 
der Prämie erfolgt. Naturnotwendigerweise werden die Aui- 
sichtspersonen die Arbeiter antreiben, um die größtmögliche 
Leistung zu erzielen. Die nötige Aufmerksamkeit wird bei 
diesem Kampf ums Dasein nicht selten außer acht gelassen. 
Fahrsteiger und Obersteiger besorgen bei dieser Jagd 
nach Kohlen ihr Möglichstes, sie können es um so leichter, weil 
denen ja die doppelte Prämie winkt. 

Wir fordern, daß die Untersuchungskommission zu der 
Prämienfrage Stellung nimmt, sich Einsicht in den. Ver- 
teillungsmodus verschafft, und fordern weiter die sofor- 
tige Beseitigung dieses menschenunwürdigen 
Systems. Bemerken wollen wir noch, daß dieses Prämien- 
system nicht durch Vereinbarung mit dem Zechenverband 
zustande gekommen ist, sondern den Angestellten aufge- 
zwungen. wurde, als der passive Widerstand aufgehoben 
wurde. Das war der Dank für alle Leiden, die von den An- 
gestellten während des passiven Widerstandes getragen wurden. 
:Nach unserer Ansicht hätte die Katastrophe nicht derartig viele 
Menschenleben gefordert, wenn nicht die Grundbedingungen 
hierfür, starke Schlagwetteransammlungen und reichlich Kohlen- 
staub, in beiden Revieren vorhanden gewesen wären. 

Aufgabe der Untersuchungskommission ist es, die Schuld- 
frage restlos zu klären. 


Von anderer Seite wird uns zum gleichen Thema ge- 
schrieben: 

Obwohl durch Erlaß des Preußischen Ministers für Handel 
und Gewerbe, vom 28. April 1922 die Bergbehörde ausdrück- 
lich ange»”"sen ist, die Betriebsvertretungen zu den 
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Befahrungen in der Grube hinzuzuziehen, nimmt die Bergbe- 
hörde die Befahrungen allgemein ohne die Betriebsräte vor. 
Diesbezügliche Beschwerden der Betriebsräte bleiben unbe- 
rücksichtigt. Die Bergbehörde scheint deshalb die Anordnung 
des Preuß. Handelsministers nicht zu befolgen, weil die Be- 
fürchtung naheliegt, daß die Betriebsräte an Ort und Stelle auf 
Mißstände aufmerksam machen. 

Die Mißstände auf den Zechen im Ruhrrevier greifen immer 
mehr um sich. 

Auf mehreren Zechen des Ruhrreviers hat man auf Grund 
einer bergbehördlichen Genehmigung in den Kriegsjahren die 
Wettermänner sowie Wettersteiger abgeschafft. Diese Genehmi- 
gung ist bis jetzt noch nicht zurückgezogen. 

Weiter werden in letzter Zeit in immer größerem Umfange 
die verantwortlichen Revierschießmeister abgeschafft und dafür 
Hauer von den einzelnen Betrieben in Massen zu Schieß- 
hauern verpflichtet. 

Obere Werksbeamte vom Fahrsteiger aufwärts, sind nicht 
mehr in der Lage, die Grubenbaue auf Schlagwetter zu unter- 
suchen, weil sie ihre Befahrungen mit elektrischen Lampen 
vornehmen. 

Die Zahl der Reparaturhauer wird fast durchweg weit 
unter das zulässige Maß herabgesetzt und dadurch die Sicher- 
heit der Grubenbaue vernachlässigt. 

Auf einigen Zechen sind sogar die Berieselungsmeister ab- 
geschafft worden, weil sie als unproduktive Kräfte betrachtet 
werden. 

Die Gesteinstaubschranken sowie das Gesteinstaubverfahren 
überhaupt sind noch nicht allgemein eingeführt, weil die 
Zechenverwaltungen sich gegen den Erlaß einer diesbezüg- 
lichen bergpolizeilichen Vorschrift mit aller Entschiedenheit 
wehren. Dabei steht fest, daß bei dem Grubenunglück auf der 
Zeche Hannibal die Explosion durch die Gesteinstaubschranken. 
aufgehalten wurde. ze 

Die Mittel zur Unschädlichmachung des Kohlenstaubes 
werden also nicht angewandt. 

Die Kohlenstaubentwicklung aber ist in den letzten Jahren 
in den Gruben nicht geringer, sondern erheblich stärker ge- 
worden. Einmal durch die Einführung der maschinellen Schräm- 
und Kohlengewinnungsarbeit und zum anderen durch das über- 
volle Beladen der Kohlenwagen. Von den Bergarbeitern wird 
verlangt, daß sie auf den vollbeladenen Kohlenwagen noch 
einen recht hohen Kohlenkranz aufsetzen müssen. Die Wagen 
sind derart überladen, daß erhebliche Kohlenmengen auf dem 
Transportwege zum Schacht herunterfallen und zu Kohlenstaub 
zerrieben werden. Dieser zermalmte Kohlenstaub wird vom 
Wetterstrom bis in die entlegensten Winkel der Grubenbaue 
hineingetragen. 

Die technischen Grubenbeamten bis zum Betriebsführer 
aufwärts erhalten für übervolle Wagen besondere Prämien. 
Die Bergarbeiter werden bestraft, wenn die Wagen nicht mehr 
übervoll übertage ankommen. Den technischen Grubenbeam- 
ten wird die Prämie, die einen wesentlichen Bestandteil des 
Einkommens ausmacht, aus dem gleichen Grunde gekürzt oder 
gestrichen. 

Außerdem werden den technischen Grubenbeamten Prämien 
bezahlt für Holz- und Materialersparnis, für hohe Förder- 
ziffern usw. 

Sollen Grubenkatastrophen ernsthaft verhindert werden, 
dann müssen in erster Linie die Gefahrenquellen beseitigt wer- 
den, wie sie hier zum Teil angedeutet und im Ruhrbergbau 
allgemein verbreitet sind. Ein geschehenes Unglück läßt sich 
nie wieder gutmachen. Es kommt darauf an, alles zw tun, was 
nach menschlichem Ermessen zu tun möglich ist, um Unglücke 
zu verhüten. Soll dieses mit Erfolg geschehen,. dann muß 
das gegenwärtige System im Bergbau vollständig 
umgestellt werden. Ob die Zechenbesitzer, Regierung und 
Bergbehörde sich im Interesse von Leben und Gesundheit der 
im Bergbatt Beschäftigten dazu aufschwingen werden? 


Prämiensystem und Sicherheit der 


Grubenbaue. 


Unsere Eingabe an den Landtag. 

Die Zahlung von Förderprämien an die technischen 
Grubenangestellten ist als eine der Ursachen des Massen- 
unglücks auf Zeche „Minister Stein‘ bezeichnet worden. Da 
das Prämiensystem im gesamten Ruhrrevier und in anderen 
Bergbaubezirken wieder eingeführt worden ist und somit die 
Ursache weiterer Unglücke bilden kann, ist es eine zwingende 
Notwendigkeit, die aufgestellte Behauptung nachzuprüfen. Sollte 
sich dabei ihre Richtigkeit herausstellen, so wäre es für die 
gesetzgebenden Körperschaften (Landesparlamente) und Auf- 
sichtsbehörden eine gebieterische Pflicht, schärfste Gegen- 
maßnahmen zu ergreifen. 
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$ 76 des Allgemeinen Preußischen Berggesetzes regelt die 
Verantwortlichkeit der Aufsichtspersonen;.er 
lautet: 

„Eine jede der Aufsichtspersonen, welche die Leitung oder Beauf- 
sichtigung des Betriebs übernommen haben, ist innerhalb des ihr über- 
tragenen ÖGeschäftskreises für die Innehaltung der Betriebspline sowie 
für die Befolgung aller im Gesetz enthaltenen oder auf Grund des- 
selben ergangenen Vorschriften und Anordnungen verantwortlich.“ 

Als Aufsichtspersonen gelten die technischen Angestellten, 
wie Betriebsführer, Steiger, technische Aufseher usw., nicht 
aber der Bergwerksbesitzer oder dessen Vertreter. Vergegen- 
wärtigt man sich, daß der bergbauliche Betrieb eine natürliche 
Quelle zahlreicher Gefahren bildet, so erkennt man die schwere 
und große Tragweite dieser gesetzlichen Bestimmung. Die 
darin ausgesprochene Verantwortlichkeit gegenüber der Berg- 
behörde bezieht sich in erster Linie auf die Innehaltung der 
unzähligen bergpolizeilichen Vorschriften, die zur Verhütung! 
von Unfällen, zum Schutze des Lebens und der Gesundheit 
der Bergleute erlassen worden sind. Die Bergbehörde kon- 
trolliert die Erfüllung der bergpolizeilichen Anordnungen. Die 
eigentliche Durchführung und Innehaltung dieser Vorschriften 
obliegt aber der Aufsichtspersonen, d. h. den techni- 
schen Angestellten. Als die Techniker des Berg- 
baues haben sie die Grubenbaue so zu gestalten und den Ar- 
beitsvorgang in der Weise zu bestimmen, daß mindestens die 
polizeilichen Vorschriften erfüllt sind und eingehalten werden 
können. Bei der riesigen Ausdehnung der Grubenbaue und 
der großen Anzahl von Gefahrenquellen entsteht nur zu leicht 
die Gefahr, daß die Kontrolle der Bergbehörde bloß allgemeiner 
Natur ist, und daß Einzelheiten, die unter Umständen große 
Auswirkungen haben können, von ihr übersehen werdeı. 
Die Bergbehörde muß sich deshalb mehr oder weniger auf die 
technischen Angestellten, die durch ihre besondere Ausbildung 
und Erfahrung den bergbaulichen Betrieb genau kennen, 
verlassen. In den Verhältnissen liegt begründet, daß der tech- 
nische : Angestellte nicht nur als die der Bergpolizei verant- 
wortliche Aufsichtsperson angesehen werden dürfte, die mau 
gegebenenfalls zur Rechenschaft zieht und bestraft, sonderu 
seine Tätigkeit sollte zugleich die einer Vertrauensperson der 
Bergbehörde sein, wenn der Staat seine Funktion als Hüter 
des Lebens der Bergbauarbeitnehmer voll erfüllen will. 


In der Praxis spielen sich die Dinge aber wesentlich anders 
ab. Die Aufsichtsperson ist vom Bergwerksbesitzer angestellt, 
und zwar in erster Linie zur Förderung von möglichst viel 
Kohlen und zur Erzielung @iner möglichst hohen Gewinnguote. 
Die Tätigkeit des technischen Angestellten zerfällt also in zwei 
sich widerstreitende Hauptfunktionen: hohe und billige Kohlen- 
förderung einerseits und Innehaltung der bergpolizeilichen Vor- 
schriften andererseits. Auf Grund seines Dienstvertrages, deı 
bekanntlich auch die Bezahlung bestimmt, ist der technische 
Angestellte in stärkstem Maße von seinem Arbeitgeber, dem 
Bergwerksbesitzer, sozial und wirtschaftlich abhängig. Es ist 
begreiflich, daß je nach dem Inhalt des Dienstvertrages und 
seiner Anwendung durch den Arbeitgeber die Erfüllung der 
Unfallverhütungsvorschriften gegenüber der anderen Funktion 
zu kurz kommen kann. Das ist unbestreitbar der Fall, wenn 
die Höhe der Bezahlung, wie das beim Prämiensystem 
geschieht, von der Förderleistung oder dem Selbstkostenantei? 
abhängig gemacht wird. 


Die Tätigkeit des Angestellten ist dann vorwiegend auf die 
Förderung großer Kohlenmengen und weniger auf die Ein- 
haltung der bergpolizeilichen Vorschriften gerichtet. Aın 
schlimmsten wirkt sich dieses Moment bei dem Revier- 
prämiensystem aus, d. h. bei solchen Prämien, dereı 
geldliche Höhe sich nicht nach der Fördermenge der ge- 
samten Schachtanlage, sondern nach der Förderleistung der 
einzelnen Abteilungen oder Reviere des Grubenbetriebes richtet. 
Jedes Revier ist dann gewissermaßen ein Einzelbetrieb und ein 
Steiger versucht den anderen in der Förderleistung zu über- 
flügeln, natürlich ‚leider auf Kosten der polizeilichen Vorschrit- 
ten. An sich ist ein solches Verhalten zu verurteilen, aber unter 
Berücksichtigung des Dienstvertrages und der bekannten Rück- 
sichtslosigkeit der Zechenbesitzer menschlich verständlich. Han- 
delt ein Angestellter aus 'Verantwortlichkeitsgefühl heraus 
anders, so sind sehr leicht schwere Differenzen mit der Werks- 
leitung das Endergebnis seiner Standhaftigkeit. Solche Fälle 
sind in der Praxis nichts Seltenes. 


Im Jahre 1918 verschwand das Prämiensystem restlos. 
Für seine Beseitigung hatten“sich besonders die freigewerk- 
schaftlich organisierten Bergbauangestellten eingesetzt. Nach 
Beendigung des passiven Widerstandes sind die Prämien atıf 
sämtlichen Zechen des Ruhfreviers wieder eingeführt worden, 
erst Schachtprämien und dann die schlimmeren Revierprämien, 
Uebrigens auch ein Beitrag zu dem traurigen Kapitel: „Dank: 
der Unternehmer für treues Ausharren im Ruhrkampfe.“ 

Es läßt sich im konkreten Falle natürlich schwer beweisen, 
daß ein Unglück auf das Prämiensystem bzw. auf eine Unter- 
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lassung in der Erfüllung der polizeilichen Vorschriften als seine 
Folge zurückzuführen sei. Dazu liegt der Bergbaubetrieb viel 
zu kompliziert. Außerdem würde kein Grubenbeamter um 
seiner Existenz willen ‘und zur Vermeidung schwerer Ge- 
fängnisstrafe ein Verschulden zugeben. Das ist auch nicht das 
Ausschlaggebende. Es kommt vielmehr auf die allgemeine 
Wirkung des Prämiensystems an, welche die ist, dab durch 
die Anwendung dieses Systems eine Atmosphäre des Hastens 
und Jagens entsteht. Bei der Betrachtung .dieser Frage 
sollte man an’ der Meinung der Arbeiter und ‚Angestellten 
des Bergbaues nicht achtlos vorübergehen. Einhellig wird von 
sämtlichen Bergbauarbeitnehmern und ihren Verbänden, ge- 
stützt auf Vorgänge in der Vorkriegszeit, -die Auffassung ver- 
treten, daß durch die Gewährung von Prämien an die tech- 
nischen‘ Angestellten die Sicherheit der Grubenbaue außer- 
ordentlich leidet und das Leben Tausender von Bergleuten ge- 
fährdet wird. Erst kürzlich ist ein entsprechender Beschluß der 
‚Ruhrarbeitskammer auf Arbeitnehmerseite einstimmig gefaßt 
worden. Die allgemeine Unsicherheit der Grubenbaue infolge 
lässiger Handhabung der bergpolizeilichen Bestimmungen er- 
zeugt nicht nur Masserunglücke, sondern in erster Linie: die 
zahllosen Einzelunfälle, die zusammengerechnet weit 
mehr Menschenleben fordern als die Massenkatastrophen. Im 
Bi 1924 sind’ allein im -Ruhrbergbau täglich. 775 bis 800 

ergarbeiter verunglückt, auf eine Schicht entfallen mehr als 
zwei tödliche Unfälle. Diese dürren Zahlen zeigen: deutlicher 
als viele Worte, welche Gefahren der Bergbau in sich birgt. 

Die von ums. auf Grund zahlreicher Entschließungen der 
Arbeiter und Angestellten gegen das wiedereingeführte Prä- 
miensystem unternommenen Schritte sind bis heute leider er- 
folglos geblieben, im Gegenteil sind sogar die fiskalischen 
Zechen unter zweifelloser Verkennung ihrer Aufgaben als 
Staatsbergbau zur Einführung eines rafliniert ausgeklügelten 
Revierprämiensystems geschritten. 

Angesichts .des Massenunglücks auf der Zeche „Minister 
Stein‘ hat unser Bund erneut an den PreußischenLand- 
tag eine Eingabe gerichtet, in der er «unter Betonung 
seiner Gegnerschaft gegen jedes Prämiensystem ein Verbot der 
Revierprämien fordert. Die Eingabe lautet: 


„Der interzeichnete Bund der technischen Angestellten und Beamten 
| unterbreitet dem Preüßischen Landtag die Bitte: 


im Bergbau alle Arten von Revierprämien für 
die technischen Angestellten zu verbieten. 
Begründung: 

Nachdem am 11. Februar d. J. auf der Zeche „Minister Stein“ in 
Dortmund die schlagenden Wetter über 130 Opfer gefordert haben, 
halten es die im Bunde der technischen Angestellten und Beamten organi- 
sierten technischen Angestellten des Bergbaues, die für das Leben und 
die Gesundheit der Bergleute die Verantwortung tragen, für ihre Pflicht. 
auf den nach ihrer Ansicht wichtigsten Grund der Möglichkeit solcher 
Katastrophe hinzuweisen. 

Unseres Erachtens liegt die Schuld an der Vermehrung der Gefahren- 
momiente in der Einführung der Revierprämie. Die Grubenarbeit unter 
Tage birgt die verschiedensten Gefahren in sich. Die technischen Gruben- 
beamten, die für die Befolgung der bergpoäzeilichen Vorschriften zu 
sorgen haben, sind aber auch den Zechenverwaltungen für die Höhe der 
Förderung verantwortlich. Ihre: gesamte Tätigkeit besteht darin, diesen 
Interessengegensatz der Sicherheit und der Leistung miteinander in Ein- 
klang zu bringen. Es liegt nun für die Unternehmer sehr nahe, diesen 
Interessengegensatz zu ihren Gunsten zu beeinflussen, indem sie die 
Bezahlung der technischen Angestellten von der Leistung abhängig 
machen. Es ist dies durch die Einführung von Prämien geschehen, die 
sich nach der Höhe der Leistung richten. Die Arten dieser Prämien 
sind nun ganz verschieden. Für die Sicherheit am ungünstigsten wirken 
sich jedoch jene aus, die die egoistischen Momente bei Einzelnen am 
schärfsten auslösen. Das sind aber die Prämien, die auf die Leistung 
des Einzelnen abgestellt sind, die sogenannten Revierprämien. Solche 
Prämien bringen es mit sich, daß der Gesichtspunkt der Sicherheit gegen- 
über demjenigen der Förderung zurückgedrängt wird. Es wird dann im 
Interesse des Verdienstes manches übersehen, was bei festen Einkommen 
ohne weiteres abgestellt wird. 

Die technischen Angestellten des Bergbaues haben daher seit Jahren 
das Verbot jeglicher Prämien gefordert, weil jede Prämie die Sicher- 
heit im Bergbau mindert. In den ersten Jahren nach dem Kriege waren 
auch die Prämien verschwunden. Nachdem jedoch die Frage der Leistung 
im Bergbau immer mehr in den Vordergrund trat, hat man auf den 
Werken, trotz des Sträubens der Grubenbeamtea, die Präinien wieder 
eingeführt. Wir: haben daher in unserer Organisation bereits vor 
Jahresfrist einen Beschluß gefaßt, der besagte, daß wir grundsätzlich 
die Prämien: ablehnen, daß wir aber, falls sie eingeführt werden, ver- 
langen müssen, daß sie für alle auf einem Werk. Beschäftigten gleich 
hoch sind und daß sie nicht von der Leistung des Einzelnen abhängig 
gemacht werden dürfen. 

Die Unternehmer haben dagegen die bedenklichste Art der Prämien, 
die Revierprämien eingeführt. Sie machen von der Leistung im einzelnen 
Revier das Einkommen des einzelnen Beamten abhängig, so daß heute 
z. B. der eine Steiger auf dem Werk 0,Mk. und” der andere weit über 
100 Mk. erhält. Dadurch werden zwangsweise die technischen Angestell- 
ten veranlaßt, ihr Augenmerk nicht in erster Linie der Sicherheit, sondern 
der Steigerung der Förderung zuzuwenden. 

Wir richten daher an den Landtag die dringende Bitte, jegliche 
Prämien zu verbieten, die nicht von der Gesamtkistung im Betriebe ab- 
hängig gemacht werden. Nur Prämien, bei denen alie Angestellten des 
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Werkes gemeinsam beteiligt sind und die ale Angestellten, gemeinsam 
veranlassen, einen vernünftigen Ausgleich von Sicherheit und Leistung 
zu erreichen, sind das Mindeste, was angesichts dieses großen Unglücks 
heute zu geschehen hat, wenn die Sicherheit im Bergbau erheblich ge- 
steigert werden soll. Nebenbei dienen aber auch Ciesamtprämien der 
Steigerung der Leistung mehr als Revierprämien, weil hierdurch die 
Be lge Unterstützung aller Betricbsbeamten besonders gefördert 
wird,‘ 

Im Interesse des Lebens der gesamten Arbeitnehmerschaft 
des Bergbaues möchten wir an dieser Stelle an den Preußischen 
Landtag die dringende Mahnung richten, unserem wohlüber- 
legten Antrage stattzugeben, und zwar nicht nur für das Ruhr- 
revier, sondern fürdengesamtenpreußischen Berg- 
bau. In der Natur des Bergbaubetriebes liegt begründet, dat 
sich BANN nie gänzlich vermeiden lassen werden. 
Unser aller Ziel muß aber sein, die Zahl der Unfälle durch 
Verringerung der Gefahrenquellen auf das Mindestmaß herab- 
zumindern. Nach Meinung der Fachleute, nach Auffassung 
aller technischen Bergbauangestellten sind die Revierprämien 
eine der Hauptgefahrenquellen, deren Beseitigung neben ande- 
ren aus Anlaß des Massenunglücks zu ergreifenden Maßnahmen 
zwingende Pflicht ist. 


Für die Notwendigkeit des Prämiensystems im allgemeinen, 
vor allem aber der Revierprämien im besonderen lassen sich 
unseres Erachtens stichhaltige Gründe überhaupt nicht än- 
führen. Förderleistung und Leistung des einzelnen Angestellten 


. sind zwei ganz verschiedene Begriffe. Es kann jemand ein schr 


tüchtiger Mensch sein, ohne eine hohe Förderung zu erzielen, 
weil die natürlichen Voraussetzungen dafür nicht gegeben sind, 
und weil, was sehr oft geschieht, unvorhergesehene, aus der 
Natur des Bergbaubetriebes heraus geborene Hindernisse und 
Zwischenfälle die Förderleistung herabdrücken. Den Angestell- 
ten für diese objektiven Ursachen verantwortlich zu machen 
und ihn dafür durch Zahlung eines geringeren Gehalts ge- 
wissermaßen zu bestrafen, ist geradezu unsittlich. An- 
dererseits zwingt das Prämiensystem die Angestellten, das 
Allerletzte aus den Arbeitern herauszuholen, zwingt sie dazts 
unter Vernachlässigung der bergpolizeilichen - Vorschriften. 
Gegen diese Rolle, die nur auf Kosten des. Lebens der Beig- 
arbeiter und ihres eigenen Lebens zur Zufriedenheit der Berg- 
werksbesitzer durchgeführt werden kann, wehren sich die tech- 
nischen Bergbauangestellten mit aller Entschiedenheit. 


Die Prämien sind erst seit etwa einem Jahre wieder ein- 
geführt. Die Zahl der Unfälle ist seitdem beträchtlich ge- 
stiegen. Wir stehen hier gewissermaßen am Anfang einer 
neuen, für die Arbeitnehmer gefährlichen Entwicklung. Ver- 
hüten wir, daß die Vorkriegsverhältnisse einreißen und der 
berüchtigte Steigerruf: „Kohlen! Kohlen!“ wieder zur Regel 
wird. Die Toten von „Minister Stein“ mahnen. 
Sorgen wir dafür, daß Kapitalgewinn nicht auch in Zukunit 
über Menschenleben triumphiert. 

Steiger Otto Peters. 


Unter der gelben Flagge 


(Der Zeitschrift „Die Glocke“, Heft 46, entnehmen wir mit 
Genehmigung des Verlags für Sozialwissenschaft den folgen- 
den Artikel, der auf außerordentiich beachtliche Zusammen- 
hänge zwischen politischen und gewerkschait ichen Dingen 
hinweist. Die Red. d. „D.T.Z.“) 
Von der Arbeiterschaft kaum beachtet, von der Gegenseite 
nur vorsichtig-zurückhaltend kommentiert, um nicht vorzeitig 
alarmierend- zu wirken, ging dieser Tage folgende Meldung 
durch die Presse: 


„Der Hochmeister des Jungdeutschen Ordens, Artur Mahraun, der 
1. Vorsitzende des Stahlhelms, Franz Seldte, der Vorsitzende des National- 
verbandes deutscher Berufsverbände und Führer der vaterländischen Ar- 
beitnehmerbewegung, Fritz Geisler, und der Arbeitersekretär Willi Diet- 
rich, als Vertreter weiterer christlich-nationaler Arbeitergruppen, haben 


zum Zwecke gemeinsamer vaterländischer und sozialer Arbeit eine Zen- __._—— 
ne 


tralstelle in Berlin errichtet.‘ Anse 

Diese Meldung ist bewußt in eine Form ekleidei, die den 
Außenstehenden und wohl auch einen güfen Teil der im 
„Stahlhelm‘“ und im „Jungdeutschen Orden‘ Vereinigten im 
unklaren lassen soll. über die Bedeutung des Bündnisses, das 
am 27. Januar mit dem Gelbenhäuptling Geisler geschlossen 
wurde. ‚‚Nationalausschuß‘“ nennt sich die „Zentralstelle für 
Ken: vaterländische und soziale Arbeit“, die von den 
eldte, Mahraun und Geisler geschaffen wurde. Die Gewerk- 
schaften und politischen Führer der deutschen Arbeiterschaft 
mögen 'sich beizeiten auf eine Wiederbelebung der gelben 
Werkvereine in einer neuen Form und einer neuen Ideologie 
efaßt machen; denn das und nichts anderes bedeutet das 
ündnis des Stahlhelms, des Jungdeutschen Ordens mit dem 
Nationalverband deutscher Berufsverbände. 

Es müssen starke Kräfte im Hintergrund gewirkt haben, 
wenn die Führer dieser beiden stärksten schwarz-weiß-roten 
Kampfverbände Norddeutschlands mit Ehren-Geisler sich zu- 
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sammensetzten. Der Charakter dieses von der Deutschen 
Volkspartei hinausgeworfenen und von den Deutschnationalen 
nur mit halbem Herzen aufgenommenen Reichstagsabgeord- 
ueten ist auch in den sogenannten nationalen Kreisen nicht mehr 
umstritten. Die in Kassel erscheinende Tageszeitung „Der 
Jungdeutsche‘‘ sagt mit Recht, daß Geisler im Lager der 
christlich-nationalen Gewerkschaften grimmig bekämpit wor- 
den ist. Er ist bekämpft worden wegen seiner Geschäftstüchtig- 
keit, die von gleicher Art ist wie jene des berüchtigten Lebius 
unseligen Angedenkens. Manche Führer des „Stahlhelms‘‘ und 
des „Jungdeutschen Ordens“, die auf Reinlichkeit im persön- 
lichen und politischen Verkehr Wert legen, sind laut und ver- 
nehmlich von Geisler abgerückt. Einiges Unbehagen wird 
unter den Mitgliedern der beiden schwarz-weiß-roten Verbände, 
zumal bei jenen, die im Deutschnationalen Handlungsgehilfen- 
Verband organisiert sind, die Mitteilung von dem Bündnis aus- 
gelöst haben. Aber mit der Zeit werden sich auch die Opponen- 
ten gegen Geisler an die vollzogene Tatsache gewöhnen. 
Geisler wird sich vielleicht in der ersten Zeit einige Zurück- 
haltung auferlegen, wenn es gar nicht anders geht, wird er 
um der Sache willen geopfert werden. (Ist inzwischen ge- 
schehen. Red. d. „D.T.Z.“) Ein würdiger Nachfolger wird 
sich schon finden, wenn es auch schwer fallen wird, einen 
Mann aufzutreiben, der alle für einen Gelbenführer notwen- 
digen Charaktereigeuschaften in so hohem Maße _ in sich ver- 
einigt wie Geisler. 

Nur andeutungsweise ist sichtbar, welche Formen die neue 
schwarz-weiß-rote Bewegung mit der gelben Gösch annehmen 
wird. Mancherlei Experimente sind in dieser Richtung schon 
gemacht worden. Geisler versuchte es mit simpler Galvani- 
sierung der alten »gelben Werkvereine. Seine Erfolge waren 
mehr ais bescheiden. Die alte gelbe Methode ist denn doch zu 
verächtlich und schmachvoll in öffentlicher Erinnerung. Der 
„stahlhelm‘“ und der „Jungdeutsche Orden‘ probierten es mit 
eigenen Stellennachweisen. Die geltenden Bestimmungen über 
das Arbeitsnachweiswesen erwiesen sich aber als ein Hindernis, 
das nicht von heute auf morgen zu überwinden war. Was 
Iuinten herum geschoben werden konnte, war allenfalls die Ver- 
mittlung billiger Arbeitskräfte auf große Güter und die Be- 
setzung dieser und jener Stelle durch gute Beziehung zu Be- 
hörden, Aemtern und einzelnen Unternehmern. Den landwirt- 
schaftlichen Arbeitern und den Angestellten ist auf diese Weise 
zweifellos mancher Schaden zugefügt worden. An die wirk- 
lichen Arbeitermassen war aber auf diesem Wege nicht heran- 
zukommen, zumal auch die Schärfsten der Scharfmacher unter 
den Unternehmern einen offenen Konflikt mit den Gewerk- 
schaften bisher nicht riskieren wollten, 


Mit großer Aufmerksamkeit wurde im schwarz-weiß-roten 
Lager der von den Kommunisten täglich und stündlich ge- 
predigte Kampf in den und gegen die Gewerkschaften be- 
obachtet. Die nicht erfolglos gebliebene Zersetzungsarbeit, 
insbesondere die mit großem Eifer betriebene Austrittsbe- 
wegung, hat neue Hoffnungen geweckt. Solange außerhalb 
der Gewerkschaften nennenswerte Arbeitermassen nicht stehen, 
ist erfahrungsgemäß — das wissen die -Unternehmer-Syndizi 
aus der Zeit der alten gelben Werkvereine noch sehr gut — 
alle Arbeit an der Gründung von Streikbrecherorganisationen 
verschwendet. Für deren Aufkommen sind unorganisierte Ar- 
beiter in größerer Zahl die erste Voraussetzung. Sie zu schaffen 
haben sich die Kommunisten nicht ohne Erfolg bemüht. 


Eine andere Schwierigkeit der alten gelben Werkvereine 
und der bisherigen Geislerei war die Beschaffung geeigneter 
Kreaturen in den einzelnen Betrieben und Orten, die ihren 
Namen zur Gründung und nominellen Führung der Unter- 
nehmerschutztruppen hergaben. Waren die erst gefunden, dann 
lieferten die tatsächliche oder in der Einbildung drohende Ent- 
lassung bald die notwendigen Mitglieder. Der Terror der 
Schwarzen Listen, mit deren Hilfe die rührigsten und be- 
fähigtsten Funktionäre der Gewerkschaften von Betrieb zu 
Betrieb und, von Ort zu Ort gehetzt wurden, erschwerte die 
Gegenwehr. 


Das Bündnis zwischen „Stahlhelm‘“ und „Jungdeutschem 
Orden‘ und den Geisler-Verbänden hilft die Gründungs- 
schwierigkeiten überwinden. Die Mitglieder des „Stahlheims“, 
des „Jungdeutschen Ordens“ samt ihrem Anhang von „Jung- 
stahlhelm‘‘, „Stahlhelm-Landsturm‘“, „Werwolf“, „Schlageter- 
Bund‘, „Scharnhorst-Bund‘“ usw., soweit sie in einem Beiriebe 
beschäffigt sind, bzw. einem Gewerbe angehören, können leicht 
zusammengeholt werden, und die Gründimg einer gelben Be- 
triebszelle wird dann keine großen Schwierigkeiten mehr 
machen. Das Zellenbilden haben ja die Kommunisten vor- 
gemacht. Ein mehr oder minder saniter Druck wird genügen, 
und die unorganisierten Arbeiter werden die gelben Reihen 
füllen, womit zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen werden: 
der Unternehmer hat seinen „wirtschaftsfriedlichen‘‘ Streik- 
brecherverband und die „nationale“ Bewegung schafft sich 
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ein neues Rekrutierungsgebiet. Mit Hilfe der Unternehmer- 
verbände samt einer micht zu knappen Portion schwarz-weiß- 
roten Terrors wird die „Reinigung“ der Betriebe von den 
roten und schwarz-rot-goldenen Hetzern dann schon gelingen. 
Der Aufbau eines umfassenden Spitzeldienstes, um Unterlagen 
für die Schwarzen Listen zu beschaffen, ist bereits im Gange, 


Es tut not, daß die beteiligten Organisationen rechtzeitig 
auf die Abwehr bedacht sind. Die schwarz-weiß-roten Gelben- 
züchter hoffen auf tatkräftige Unterstützung der Bürgerblock- 
regierung im Reich‘ und der erst noch zu schaffenden in 
Preußen. Auf die Regierungen in Bayern, Thüringen, Mecklen- 
burg, Württemberg und Braunschweig können sie sich ohnedies 
verlassen. Bei alien Abwehrmaßnahmen muß aber wohl bedacht 
werden, daß die Elemente, die für eine neue gelbe Bewegung 
in Betracht kommen, teilweise von anderem Schlage sind als 


"die Gelben der Vorkriegszeit. Die schwarz-weiß-roten Kampf- 


verbände haben eine Ideologie geschaffen, die von ihren An- 
hängern als eine „revolutionäre‘‘, als etwas unerhört Neues: 
empfunden wird. Es sind nicht wenige, die ernstlich glauben, 
die „nationale“ Bewegung sei berufen, den „Kapitalismus“ 
zu überwinden und ebenso „den von den Marxisten gepredig- 
ten Klassenkampf‘. Manche Führer der Kampfverbände fühlen 
sich berufen, eines Tages die diktatorische „Schiedsrichterrolte 
zwischen Kapitalisten und Sozialisten‘ übernehmen zu können. 
Die neue gelbe Bewegung wird- unter der Parole gemacht 
werden, es gelte, einen „Staat im Staate‘“ zu schaffen, einen 
„Stahlhelmstaat‘“. An den Frontkämpfergeist wird appelliert, an 
das gemeinsame Erlebnis des Krieges, der in den Schützen- 
gräben Soldaten und Offiziere zusammengeschweißt habe, 
„Soldat“ und „Offizier‘“ wird dabei gleichgesetzt mit „Ar- 
beiter“ und „Unternehmer“. Hochfliegende Phantasie sieht 
den „Stahlhelm‘‘ eines Tages die Regierung übernehmen, die 
dann eine „wirklich neutrale“ Regierung sem werde, besessen 
von einem „fanatisch sozialen Gerechtigkeitssinn“. Das ist 
eine Ideologie, die mehr dem italienischen Fascismus als jener 
der alten gelben Verbände entspricht. 

Das Bündnis zwischen den Kampforganisationen und den 
gelben Geisler-Verbänden ist geboren aus dem Zusammenbruch 
der völkischen Bewegung Hitlerscher und Ludendorffscher 
Prägung, die da glaubten, ganz Deutschland mit ihren Sturm- 
abteilungen.erobern zu können. Die völkisch-deutschnationalen 
Massen, die anfangen einzusehen, daß außen- und innenpolitisch 
nicht alles Heil von Maschinengewehren kommen kann, werden 
systematisch darauf eingestellt, nicht mehr auf den „großen 
Schlag‘ zu warten, sondern mit organisatorischen und propa- 
gandistischen Mitteln die Macht im Staate zu erobern. Von 
den Unternehmerverbänden und ihren journalistischen a 
lechtern werden die Inspiratoren kräftig unterstützt. ie 
Auguren freilich lächeln über den heiligen Eifer, mit dem die 
Apostel der „nationalen“ Verbände von der „kommenden Zeit 
ohne Großkapitalismus und ohne Klassenkampf“ predigen. Die 
„Berliner Börsenzeitung‘ hat in einem Leitartikel von 28. Ja- 
nuar mit überraschender Offenheit das Ziel gekennzeichnet, 
auf das die schwarz-weiß-roten Kampfverbände angesetzt 
werden: 

„Die Liquidation der Revolution als der erste Schritt auf dem Wege 
der Vorwärtsentwickimg verlangt eine stärkere Betonung des National- 
willens, die Sanierung der Wirtschaft, die Reinigung der Verwaltung 
und die Hebung der öffentlichen Moral. Auf allen diesen Gebieten 
hat die Revolution Zustände geschaffen, die dem ‚Eigennutz, niemals 
dem Staatsinteresse dienen. Bei ruhiger und fester Führung, die sich 
nicht durch das Geschrei von Interessenten, Drohungen mit General- 
streik, Forderungen der Gewerkschaften und dergleichen schrecken läßt, 
wird das Vertrauen der Volksgesamtheit in die nationalen Regierungen 
wachsen. Auch viele, heute noch abseits stehende Kreise, namentlich 
in der Arbeiterschaft, werden erkennen, daß nur auf diesem Wege eine 
Gesundung unseres kranken Volkskörpers zu erreichen ist. Dann wird 
sich. auch der Gedanke der Volksgemeinschaft durchsetzen, der nur arıf 
nationalem, niemals auf revolutionären Boden geweckt werden kann. 
Der politische Lehrsatz: „Es kann nicht gegen die Sozialdemokratie 
regiert werden‘, ist Unsinn und muß durch den Willen ersetzt werden: 
„Es soll nicht gegen die nationalen deutschen Arbeiter regiert werden.“ 
Stellen sich die Gewerkschaften auf diesen Gedanken ein, dann ist es 
gut, sonst müssen sie verschwinden wie die erbärmliche Rätewirtschaft. 
Immer klarer zeigt sich, daß unsere Verfassung verbesserungsbedürftig 
ist, Sie entstand in den Wirren der Revolution, die es heute zu über- 
winden gilt. Herr Preuß mag sich damit trösten, daß auch die Ver- 
fassung eines Größeren — Bismarck — heute nicht mehr zeitgemäß 
wäre. Je schneller wir das staatliche Grundgesetz in Formen bringen, 
die dem wahren Charakter unseres Volkes entsprechen, desto besser 
jst4es.t 

Die Gewerkschaften aller Richtungen, welche die Gefahr 
der gelben Werkvereine kennen, dürfen nicht in den Fehler 
verfallen, die eingeleitete Bewegung deshalb zu unterschätzen, 
weil sie fast lautlos einsetzt. Gewiß, die Hlusionen im schwarz. 
weiß-roten Lager werden bald verfliegen, und die Kätders der 
Gewerkschaften werden nicht ins Wanken gebracht werde 
Aber der Schaden, welcher der gesamten Arbeiterschaft ein- 
schließlich der Irrenden und Mißbrauchten im jenseitigen Lager 
zugefügt werden kann, zwingt zur Aufmerksamkeit. Mit vor- 
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_ beugender Aufklärung kann nicht früh genug begonnen werden, 
"wie die Geschichte der Gelben in der Vorkriegszeit beweist. 
Den Anfängen muß gewehrt werden. 


Die verwüstende Arbeit der-Kommumnisten wird den gelb- 


gefleckten Schwarz-Weiß-Roten auf gewerkschaftlichem Gebiet 


ebenso zugute kommen wie auf politischem. Der Zellenbauerei 
der Kommunisten ein Ende zu machen, ist die erste Abwehr- 
maßnahme gegen die geplante gelbe Invasion; umfassende, ein- 
dringliche Ägitation und ständige Bearbeitung der jetzt noch 
oder wieder Unorganisierten die zweite, und planmäßige 
Schulung der Gewerkschaftsmitglieder die dritte. Schwieriger 
als diese Arbeit ist die unumgänglich notwendige Einwirkung 
auf die zukünftigen gelben Rekruten, die den schwarz-weiß- 
roten Kampfverbänden angehören. Sie sind nur zu beein- 
flussen, wenn angeknüpft wird bei dem Kriegserlebnis, das 
‚sie zusammengeführt hat, auf das sich ihre Ideologie auf- 
baut. Hier liegt ein Feld gemeinsamer Tätigkeit der Gewerk- 


' schaften mit dem Bunde der republikanischen Kriegsteilnehmer, 


dem „Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold‘“. Frisches Zugreifen 
von Gewerkschaften und Reichsbanner ist notwendig, und wird, 
wenn es mit Nachdruck geschieht, manchem Unheil vorbeugen. 
- K. Höltermann. 


| Zum Entwurf eines Arbeitslosen- 


versicherungsgesetzes (Schluß.) 
| Der Kreis der Versicherungspflichtigen nach 





dem Entwurf des Arbeitslosenversicherungsgesetzes beschränkt 


| sich auf den Kreis der Krankenversicherungspflichtigen nach 


"der R.V.O. ünd dem R.K.G, Alle Arbeitnehmer, deren Ein- 
ı kommen 2700 Mark übersteigt, bleiben gegen Arbeitstosig- 
keit unversichert. Das Gesetz kennt keine Selbstversicherung. 
Es sieht lediglich beim Ausscheiden aus einer versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung die Möglichkeit der freiwilligen Wei- 
terversicherung vor. Diese enge Begrenzüng des Versicherungs- 
kreises würde wiederum weite schutzbedürftige Schichten der 
Angestellten außerhalb des Arbeitslosenschutzes lassen. Wir 
können uns daher mit einer solchen Beschränkung keines- 
wegs zufrieden geben, es sei denn, daß man sich endlich ent- 
schließt, entsprechend den Forderungen der freien Gewerk- 
schaften die Krankenversicherungspflichtgrenze ganz wesent- 
lich heraufzusetzen. Bis das geschieht, muß der Versicherungs- 
kreis eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes sich mindestens 
decken mit dem Versicherungskreis nach der Angestelltenver- 
sicherung. Aber auch dabei wäre zu fordern, daß die Ver- 
sicherungsgrenze "Tür die Angestelltenversicherung entsprechend 
den dem Reichstag vorliegenden Anträgen mindestens auf das 
Friedensniveau erhöht wird, und weiter, daß die gemäß 88 ill 
und 112 von der Versicherungspflicht Befreiten (ständige An- 
gestellte und Beamte öffentlicher Körperschaften) der Ver- 


| sicherungspflicht unterstellt werden. 


Die Bestimmungen, die der Entwurf über die Beitrags- 
befreiung bestimmter Berufsgruppen bringt, fordern unseren 
entschiedensten Widerspruch heraus. Bisher waren von der 
Beitragspflicht die Land- und Forstarbeiter mit genügend 
großem Grundbesitz befreit, ferner die Land- und Forstarbeiter 
mit einem mindestens einjährigen Dienstvertrag, die Haus- 
gehilfen, das ländliche Gesinde, die Partenfischer und die 
Lehrlinge mit mindestens zweijährigem Lehrvertrag. Der Ent- 
wurf verzichtet nur auf die Befreiung der Hausgehilfen und 
Partenfischer und läßt sie für die übrigen Berufsgruppen be- 


| stehen. Damit bekundet er eine vollkommene Verkennung 


der Aufgaben eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Die Be- 


| freiung wird vorgeschlagen, weil die Arbeitslosigkeit in diesen 


2 


Berufen verhältnismäßig so gering sein soll, daß ihnen eine 
Beitragsleistung nicht gut zugemutet werden‘ könne. Die vor- 
liegenden Zahlen rechtfertigen die Auffassung des Ministeriums 
über die Risikoverhältnisse in der Landwirtschaft keineswegs. 
Aber selbst wenn diese Auffassung zu Recht bestände, hätte 
‘das Ministerium schon aus rein versicherungstechnischen Er- 


| wägungen gerade zu der entgegengesetzten Schlußfolgerung 


kommen, nämlich im Interesse des notwendigen Ri- 


I sikoausgleichs die Einbeziehung gerade dieser günstigen 


Risiken in die Versicherung verlangen müssen. Soll der Be- 


| stand der geplanten Versicherung nicht von vornherein aufs 


| 


a: 


schwerste gefährdet werden, müssen die Gewerkschaften sich 
mit aller Energie dagegen stemmen, daß die Versicherung nur 
mit den schlechten Risiken belastet wird. Die Praxis hat zu- 
dem ergeben, welchen unerhörten Mißbrauch die interessierten 
Kreise mit einer solchen Befreiungsmöglichkeit treiben. Die Ge- 
- werkschaften werden deshalb unter gar keinen Umständen zu- 
lassen, daß in das Versicherungsgesetz aufgenommen wird, was 
ich in der Erwerbslosenfürsorge als unerträglich erwiesen hat. 
st der Barlohn der Landarbeiter — wie eingewendet wird — 
zu gering, um aus ihm noch weitere Versicherungsbeiträge 


" 
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zu bestreiten, so muß er — wie der Pressedienst des Deutsches 
Landarbeiterverbandes kurz, aber treffend erwidert — ent- 
sprechend erhöht werden. Es wäre ja einfach ungeheuerlich, 
wollte man im Ernst eine Befreiung der Landarbeiter von der 
Versicherungspflicht mit diesem Argument rechtfertigen. Das 
hieße nicht mehr und nicht weniger, als der brutalen Aus- 
beutung durch die Agrarier von Staatswegen noch den Raub 
eines sozialen Schutzes hinzufügen. 


An Leistungen sieht der Entwurf — neben minder 
wichtigen Nebenleistungen — vor: Hauptunterstützung, Fa- 
milienzuschläge und die Versicherung der Erwerbslosen gegen 
Krankheit. Anspruch auf Leistungen hat: wer 

1. arbeitsfähig, arbeitswillig und unfreiwillig arbeitslos ist, 

2. die Anwartschaftszeit erfüllt hat, 

3. den Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung noch nicht 
erschöpft hat. 


Die beiden weiteren Voraussetzungen der bisherigen Regelung: 
die Bedürftigkeit und Arbeitslosigkeit als Kriegsfolge mußten 
naturgemäß fallen. Der Begriff der Arbeitsunfähigkeit deckt 
sich mit dem Invaliditätsbegriff nach der R.V.O. Zur Prüfung 
des Arbeitswillens übernimmt der Entwurf die schon jetzt 
geltenden Bestimmungen mit der einen wesentlichen Aenderung, 
wie sie 8 12 Abs. 3 bringt. Danach ist der Arbeitslose, sofern 
er nicht Saisonarbeiter und berufsüblich arbeitslos ist, erst 
nach acht Wochen gehalten, Arbeit auch außerhalb 
seiner früheren Tätigkeit anzunehmen. Für diese Zeit ist er 
ausschließlich bei seiner Fachabteilung gemeldet. Bisher konnte 
die nachgewiesene Arbeit nicht nur außerhalb seines Wohn- 
ortes, sondern auch außerhalb seines Berufs liegen, was zu 
den schwersten Härten in der Praxis geführt hat. Aber auch 
nach Ablauf der achtwöchigen Frist kann jetzt eine Arbeit noch 
immer dann verweigert werden, wenn ihre Ausübung mit er- 
heblichen Nachteilen für das spätere Fortkommen verknüpfi 
ist. Ob bei dem bestehenden Mangel an Facharbeitern, über 
den von allen Seiten geklagt wird, diese achtwöchige Frist aus- 
reichend ist, ob sie nicht vielmehr im Interesse der Erhaltung 
der Facharbeiter wesentlich verlängert werden müßte, das mub 
von den Gewerkschaften aufs ernsthafteste nachgeprüft werden. 
Wir erkennen den Fortschritt, den der Entwurf hier bringt, ast, 
halten aber die Frist von acht Wochen für zu kurz bemessen. 
Einer besonderen Prüfung bedarf in diesem Zusammenhang 
auch die Frage, ob der für Facharbeiter vorgesehene Schutz 
nicht auch auf die Saisonarbeiter — man denke z. B. an die 
Bauarbeiter — auszudehnen ist. 


Der im Entwurf ausgesprochene Zwang zur Berufs- 
umschulung ist in Anbetracht der Lage des Arbeitsmarktes 
der Angestellten besonders erwähnenswert. Nachdrücklichst 
sei dabei auf die Forderungen des AfA-Bundesausschusses hin- 
gewiesen, der eine durchgreifende gesetzliche Neuregelung 
des ganzen Berufsberatungswesens forderte, ohne die auch eine 
sachgemäße Durchführung der erwähnten Bestimmung im Ent- 
wurf undenkbar ist. ; 

Die Gründe, die im übrigen nach dem Entwurf zur Ab- 
lehnung nachgewiesener Arbeit berechtigen, sind mit 
einer Aenderung aus der bisherigen Regelung übernommen. 
Die frühere Bestimmung, daß eine Ablehnung berechtigt war, 
wenn die Versorgung der Familie unmöglich wurde, kam nur 
den Verheirateten zugute. Der Entwurf dehnt diese Bestim- 
mung auf alle Arbeitslosen aus, die familienrechtlich zur Ver- 
sorgung von Angehörigen verpflichtet sind. 

Auf einmütigen Widerstand wird die Bestimmung des Ent- 
wurfs stoßen, die versucht, die Pflichtarbeit im Versiche- 
rungsgesetz. beizubehalten. Zwar ist sie im Entwurf lediglich 
für Jugendliche unter 21 Jahren und langfristig Unterstützte 
reserviert. Aber auch mit dieser Beschränkung stellt sie nach 
den Erfahrungen, die bisher mit ihr gemacht worden sind, 
eine so unerträgliche Belastung des Gesetzes dar, daß wir 
diesem unsere Zustimmung versagen müssen, wenn de Pflicht- 
arbeit aus ihm nicht verschwindet. Es bedarf ja keiner längeren 
Ausführungen, um zu verstehen, daß die Pflichtarbeit dem 
Versicherungsgedanken geradezu ins Gesicht schlägt und daß 
sie schon aus diesem Grunde für die Gewerkschaften indis- 
kutabel sein muß. 


Es kann im Rahmen dieses Artikels nur darauf hinge- 
wiesen werden, zu welchen gewerkschaftspolitischen Auswir- 
kungen die Bestimmungen der 88 15 und 16 des Entwurfs 
führen können. Sie regeln die Leistungen im Falle der frei- 
willigen Aufgabe der Arbeit und im Falle von Streiks 
und Aussperrungen. Wer seine Arbeit ohne wichtigen 
Grund freiwillig aufgibt, erhält für die ersten vier Wochen der 
dadurch eintretenden Arbeitslosigkeit keine Unterstützung. 
Ebenso wird derjenige behandelt, der durch ein Verhalten, das 
zur fristlosen Entlassung berechtigt, seine Arbeit verloren hat. 
Diese letzte Formulierung muß zu den schärfsten Bedenken 
Anlaß geben, denn zu einem solchen Verhalten rech- 
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net nach der heute noch -geitenden Auffassüng 
auch der Streik. Nach $ 16 wird für die Dauer .des Streiks 
Unterstützung nicht gewährt. Der nach Beendigung eines 
Streiks nicht wieder eingestellte Arbeitnehmer würde ‚also 
„durch ein Verhalten, das zur fristlosen Entlassung berechtigt“, 
seine Arbeit verloren haben und deshalb im Anschluß an den 
Streik auf weitere vier. Wochen vom Unterstützungsbezug aus- 
geschlossen werden können. Darin liegt eine so schwere Be- 
einträchtigung des Koalitionsrechtes, daß. der Wortlaut. des 
$ 15 unbedingt geändert werden muß, wenn er für die Gewerk- 
schaften annehmbar werden soll. Aber auch der Wortlaut des 
8.16 bedarf einer durchgreifenden Aenderung. Durch ihn wird 
dem Arbeitslosen, dessen Arbeitslosigkeit durch Ausstand 
oder Aussperrung ganz oder überwiegend verur- 
sacht ist, die Unterstützung für die Dauer des Ausstandes oder 
der Aussperrung entzogen. Danach. würden also auch die Ar- 
beitnehmer den Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung ver- 
lieren, die gar nicht selbst im Streik stehen, deren Betrieb aber 
z. B. infolge eines Streiks in der Rohstofiindustrie zum Still- 
stand kommt. Die Gewerkschaften können höchstens für die- 
jenigen einen Fortfall der Unterstützung anerkennen, die selbst 
unmittelbar an einem Streik teilnehmen für die Dauer des 
Streiks. Jede weitergehende Bestimmung stellt bereits eine 
unzulässsige Beeinträchtigung des Koalitionsrechtes dar. 


Eine wesentliche Verschlechterung gegenüber den bis- 
herigen Bestimmungen bringt der Entwurf in den Fragen der 
Anwartschaftszeit und der Dauer der Unter- 
stützung. Während bisher der Arbeitslose drei Monate 
innerhalb eines Jahres in einer versicherungspflicht'gen Be- 
schäftigung gestanden haben mußte, um in den Gienuß. der 
Unterstützung zu kommen, verlangt der Entwurf eine versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung von. 26 Wochen in den der Ar- 
beitslosigkeit voraufgegangenen zwei Jahren. Die Erfahrungen, 
die man im Laufe des vergangenen Jahres mit den versiche- 
rungstechnischen Deckungsmöglichkeiten gemacht hat, recht- 
fertigen unter keinen Umständen eine derartig verlängerte An- 
wartschaftszeit. Da man mit dieser Bestimmung einen noch 
erheblich größeren Teil der Arbeitslosen als bisher vom Ge- 
»uß der Unterstützung ausschließen würde, können die Ge- 
werkschaften unter keinen Umständen ihre Zustimmung zu der 
Verschlechterung geben. Es muß verlangt werden, daß das 
Versicherungsgesetz gegenüber der Fürsorgeverordnung keinen 
Rückschritt in dieser Frage bringt. Ebenso steht es mit der 
Dauer der Unterstützung. Bisher war die Dauer im allgemeinen 
26 Wochen innerhalb eines Jahres, wobei dem Verwaltungs- 
ausschuß des  Arbeitsnachweises zur Vermeidung von Härten 
noch die Befugnis zustand, die Dauer auf 39 Wochen zu ver- 
!ängern. Der Entwurf setzt demgegenüber eine Unterstüzungs- 
dauer von 26 Wochen innerhalb von zwei Jahren fest und 
bringt die Befugnis des Verwaltungsausschusses zur selbstän- 
digen Verlängerung der Unterstützung in Fortfall. Auch dies 
ist lich als ein Mittel zıw betrachten, noch größere Massen 
von Arbeitslosen um den Genuß der Unterstützung zu bringen, 
und muß besonders bei der heutigen Arbeitsmarktlage in 
Deutschland auf das energischste bekämpft werden. 


Von einer Kurzarbeiterunterstützung steht im Ge- 
setz kein Wort, obwohl noch der vorige Entwurf annehmbare 
Bestimmungen zu dieser Frage brachte. Es ist dies ein deut- 
liches Zeichen für den Kurs, den die Sozialpolitik in Deutsch- 
land im vergangenen Jahre eingeschlagen hat. Wir müssen 
fordern, daß die Kurzarbeiterunterstützung in. den Entwurf 
wieder ' hineingearbeitet wird, wobei die Bestimmungen von 
1923 als Grundlage dienen können. 


Der Forderung der Gewerkschaften nach einem Reichs- 
ausgleich in Gestalt einer Reichsgefahrengemeinschaft 
will der Entwurf durch den beim Reichsamt für Arbeitsver- 
mittlung zu errichtenden Arbeitslosennotstock gerecht werden, 
in den die Ueberschüsse der Landesämter für Arbeitsvermittlung 
fließen sollen. Der Arbeitslosennotstock soll auf einer solchen 
Höhe gehalten werden, daß aus ihm für 200000 Arbeitslose 
drei Monate lang die Arbeitslosenunterstützung bestritten wer- 
den kann. Die Errichtung ejner Reichsgefahrengemeinschaft 
hat sich in der Praxis als unumgänglich notwendig erwiesen. 
Heute schwanken die Beiträge zwischen 0,2 und 3 Prozent des 
Grundlohnes, und es war lediglich :bürokratischer und parti- 
kularistischer ‘Widerstand, der bis jetzt den dringend notwen- 
digen Ausgleich verhinderte. Die Wirkungen dieses Wider- 
standes zeigen sich aber auch noch in dem Entwurf, denn die 
Reichsgefahrengemeinschaft wird nicht konsequent so durch- 
geführt, daß von der zentralen Reichsstelle aus der Beitrag 
einheitlich festgesetzt wird und die eingehenden Beiträge ‚bei 
ihr zusammenfließen. Vielmehr bleibt das Landesamt für Ar- 
beitsvermittlung ‚dazwischengeschaltet und hat die Möglich- 
keit, innerhalb seines Bezirks niedrigere Beiträge festzusetzen, 
als es der Verwaltungsrat beim Reichsamt vorschreibt. In 
diesem Falle muß lediglich ein Ausgleichszuschlag in Höhe 
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von höchstens 1/, Prozent des Grundiohnes an den Arbeits- 
losennotstock abgeführt_werden. Wir können uns mit diesem 
halben Schritt zur Reichsgefahrengemeinschaft. nicht. einver- 
standen erklären. Die. Interessen der Versicherten verlangen. 
ebenso wie das Interesse einer gut ausgebauten Versicherung 
einen Reichsausgleich ohne jeden Vorbehalt. 


Leider verbietet es der hier zur Verfügung stehende 
knappe Raum, auf die bis jetzt behandelten Fragen näher und 


auf die sonstigen Bestimmungen des Entwurfs überhaupt ein- 


zugehen. Zum Schluß sei deshalb nur noch eine für die Ge- 


werkschaften außerordentlich wichtige Frage kurz erörtert, 


nämlich die Frage der Selbstverwaltung in dem vorliegenden 
Entwurf. 


Das Maß an Selbstverwaltung, das‘.der Entwurf 
bringt, ist völlig unzureichend. Während. alle übrigen. Zweige 
der Sozialversicherung — wenn auch ‚graduell. verschieden — 
auf der Grundlage der Selbstverwaltung unter Aufsicht und 
einer gewissen Mitwirkung staatlicher Organe aufgebaut sind, 
überträgt der Entwurf den bestimmenden Einfluß auf die 
Versicherung nicht Selbstverwaltungsorganen, sondern . aus- 
schließlich behördlichen Organen. Die in. den Entwurf hinein- 
gestreuten Selbstverwaltungsorgane sind entweder nur zu be- 
ratender Mitwirkung zugelassen oder: nur zu hören. Hier sei 
auf drei Beispiele besonders hingewiesen: die Höhe der 
Leistungen wird nicht durch ein Organ der Versicherten, 
in diesem Falle den Verwaltungsrat beim. Reichsamt für Ar- 
beitsvermittlung, festgesetzt, sondern (8 21) durch den Reichs- 
arbeitsminister im Einverständnis mit dem Reichsfinanzminister(!) 
und dem Verwaltungsrat unter Zustimmung des Reichsrats (!). 
Hier — wie bei den Bestimmungen über die Verwaltung des Ar- 
beitslosennotstocks — ist die 
der Versicherung nichts zu tun haben, besonders auffällig. 
Die Verwaltung des Arbeitslosennotstocks liegt nicht. etwa 
in den Händen der Versicherten, sondern ‘beim Reichsamt 
für  Arbeitsvermittlung. Eine andere Behörde, der. Reichs- 
arbeitsminister, stellt die Grundsätze auf, die. der Zustimmung 
einer dritten Behörde — Reichsfinanzminister — und der Ge- 
nehmigung einer vierten Behörde — Reichsrat — (8 66) be- 
dürfen. Ueber die Kürzung oder Verlängerung der 
im Gesetz vorgeschriebenen Unterstützungs- 
dauer entscheidet wieder nicht der Verwaltungsrat, sondern 
der Reichsarbeitsminister — lediglich im. Einvernehmen mit 
dem Verwaltungsrat G 18). Aehnliche Beispiele ließen sich 
häufen. Lediglich die Bestimmungen über ganz nebensächliche 
Leistungen will man den Selbstverwaltungsorganen übertragen. 


Gegen einen solchen Plan müssen die Gewerkschaften mit 
aller Energie Front machen. 





äufung von Behörden, die mit 


Nachdem der erste Entwurf einer "Arbeitslosenversicherung, ‘ 


der ihren Aufbau im engen Anschluß an die Krankenkassen 
vorschlug, mit dem — auch von uns nicht zu widerlegenden — 
Einwand abgelehnt worden war, daß er zu wenig die öffent- 
lichen. Arbeitsnachweise heranzog, müssen wir u. E. ohne 





Rücksicht auf eventuell notwendige Aenderungen des Arbeits- | 
nachweisgesetzes fordern, daß nunmehr von der Grundlage der 


öffentlichen Arbeitsnachweisämter aus ein Aufbau der Arbeits- 
losenversicherung erfolgt, der einer gesunden Selbstverwaltung 
Raum gibt. 


Als erste Voraussetzung verlangt die Selbstverwaltung eine 
Wahl der Selbstverwaltungsorgane durch die beteiligten Ver- 
sicherten. Selbstverwaltungsorgan des öffentlichen Arbeitsnach- 
weises ist der Verwaltungsausschuß. Dieser könnte in ähnlicher 
Weise durch Wahl zustande kommen wie der Ausschuß der 
Krankenkasse, wobei weiter zu diskutieren wäre, ob nicht- im 
Interesse der Selbstverwaltung die Entsendung beratender Mit- 
glieder durch die Gemeinde überhaupt zu Fallen hätte. Der 
Verwaltungsausschuß müßte dann seinerseits den Verwaltungs- 
ausschuß beim Landesarbeitsamt wählen. Außerdem müßte ihm 
das Vorschlagsrecht für den von der Gemeinde zu ernennen- 
den Vorsitzenden des Arbeitsnachweises übertragen werden. 
Aus dem Verwaltungsausschuß beim Landesarbeitsamt hätten die 


Vertreter der Errichtungsgemeinden. zu verschwinden; ebenso 


die beratenden Vertreter der obersten Landesbehörden. Der 
Vorsitzende des Landesarbeitsamtes dürfte ebenfalls nur auf 
Vorschlag des Verwaltungsausschusses bestellt werden. Der 
Verwaltungsausschuß beim Landesarbeitsamt wählt seinerseits 
den -Verwaltungsrat beim Reichsamt für Arbeitsvermittlung, in 
dem bei diesem Aufbau die Vertreter der öffentlichen Körper- 
schaften keinen Platz mehr hätten, ebensowenig wie die be- 
ratenden Beauftragten des Reichsarbeitsministers. 


Die hier gebrachten Darlegungen stellen nur eme Aus- 
wahl der wichtigsten Bedenken dar, die von Gewerkschafts- 
seite gegen den Entwurf vorgebracht werden müssen. Dem- 
nächst werden wir Gelegenheit nehmen, uns. mit weiteren, 
Einzelheiten des Entwurfs auseinanderzusetzen und die heutigen 
Ausführungen zu vervollständigen. "Dr. Croner. 
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Rundschau ao 
\ Wirtschaftsfragen 


Gewerkschaften und Steuerfrage. Die freigewerkschaftlichen 
Spitzenverbände erlassen folgende Kundgebung an ihre 
Mitglieder: 

Die steuerliche Belastung der breiten Massen schreitet voı Monat 
zu Monat weiter fort. An Lohn- und Gehaltssteuer wurden im Monat 
März des vorigen Jahres 71 Goldmillionen Mark erhoben. Im Juni waren 
es schon 96 Millionen, im Oktober 114, im November 119, im Dezember 
des vorigen Jahres und im Januar 1925 sind es jetzt 126 Goldmillionen 

Mark gewesen! Wie von uns vorausgesagt, ist die Erhöhung des steiter- 
freien Lohnbetrages von 50 auf 60 M. monatlich an den Reichsein- 
nahmen spurlos vorübergegangen. 

Die Umsatzsteuer hat im Januar den ungeheuren Ertrag von über 
200 Millionen Goldmark ergeben. Die Zolleinnahmen in Höhe von 
52 Millionen Mark für den jüngst vergangenen Monat sind rund 30 Pro- 
zeut der veranschlagten Jahreseinnahme. 

Der Reichsregierung. ist ihre 

Liebesgabenpoliiik zugunsten der Ruhrindustriellen 


nur durch eine beispiellose und ohne jede soziale Rücksicht vorge- 
nommene Belastung der breiten Massen des Volkes möglich geworden. 

Jetzt hat die Reichsregierung durch sieben neue Gesetzesvorlagen die 
„Steuerreform“ angekündigt. Eine Durchprüfung der Entwürfe ergibt, daß 
sie auf eine skandalöse Begünstigung des Besitzes abzie'en. Man spricht 
von einer sogenannten, vereinfachten Veranlagung für die Einkommen- 
und Vermögenssteuern, die Stafielung soll für die großen Vermögen und 
Einkünfte günstiger werden a!s bisher, die ‘Besitzbewertung der Land- 
wirtschaft möchte man durch ein besonders landwirtefreundliches Organ 
vornehmen, die Kapitalverkehrssteuern werden auf den Friedensstand 
herabgedrückt,- die Erbschaftssteuer bleibt in ihrer vollen Lückenhaftigkeit 
bestehen, — das sind die Steuerreformpläne der Regierung! Soweit zu 
ihnen bisher schon die Begründungen gegeben worden sind, strotzen sie 
von Entschuldigungen darüber, daß den Besitzenden im vergangenen Jahr 
eigentlich zu viel Steuern abgenommen worden seien, obwohl unbestreit- 
bar feststeht, daß die Besitzsteuern in erheblichem Umfange auf die 
breite Masse abgewälzt wurden. 

Die Regierung wagt es, den Arbeitnehmern als einzige Erleichterung 
ihrer steuerlichen Last. anzubieten, daß derjenige, der mehr als vier 
. Kinder ernähren muß, für das fünfte und jedes weitere Kind in Zukunit 
| zwei Prozent statt ein Prozent in seiner Steuerrechnung einsetzen darf. 
| Da die Regierung in ihren Entwürfen und auch bei deren Begründung 
nicht einmal von einer Herabsetzung der Umsatzsteuer gesprochen hat, 
so ist anzunehmen, daß sie glaubt, durch späteres Entgegenkommen aui 
diesen Gebiet den Volksprotest ab!enken zu ‚können. 

. Die. gewerkschaftlichen. Spitzenverbände erheben hiermit lauten Pro- 
test gegen diese Steuerreform zugunsten der Besitzenden. Sie verlangen 
schon heute, daß die Reichsregierung endlich‘ ausspricht, wie sie die 
Mehrkosten für die von vielen Parteien verlangte erhöhte Aufwertung 
aufzubringen gedenkt. Der Finanzausgleich mit den Ländern besteht aus 
einem Provisorium, das in sechs Wochen abläuft. Die Reichsregierung 
bringt es fertig, dennoch zu schweigen. 

Wir müssen die Regierung daran erinnern,“daß das auch von ilır 
anerkanite Dawes-Gutachten die Art der notwendigen Steuerreform klar 
wnrissen hat, Dort heißt es, 


„daß die reicheren Klassen in Deutschland in den 
letzten Jahren von dem in Kraft befindlichen 
Steuersystem nicht in angemessener Weise erfaßt 
“worden sind, weder in einem Maße, das sich mit 
Rücksicht auf die Besteuerung der arbeitenden 
Klassen rechtfertigen würde, noch in einem Maße, 
das mit der Belastung der reicheren Klasse iin an- 
deren Ländern vergleichbar wäre“ 


Wo bleibt die Versteuerung der Inflationsgewinne? 
Wann beginnt die Rückzahlung der Ruhrverdienste? 
Es muß die Lohnsteuer weitgehend erleichtert werden! 


Die gewerkschaftlichen Spitzenverbände haben ihre Stellung zur 
deutschen Steuergesetzgebung schon einmal ausführlich begründet. Diese 
Verhandlungsergebnisse sind auch dem damaigen Finanzminister und 
 augenblicklichen Reichskanzler, Herrn Dr. Luther, übermittelt worden. 
Das gleiche geschah im Zusammenhang mit dem Sachverständigengut- 
achten. Damals ist betont worden, daß die Gewerkschaften nicht zu- 
lassen könnten, daß die reicheren Klassen Deutschlands sich etwa nur 
deswegen- den Vorschlägen fremder Mächte unterwarfen, weil sie glauben, 
bei der Verteilung der Kosten im Innern stark genug zu sein, um sie 
auf andere abzuwälzen. 

Wir verlangen von der Reichsregierung eine Steüerpoktik, die nicht 
zuerst den Bedürfnissen der Besitzenden, der Industriekönige und Agrarier, 
sondern den Lebensnotwendigkeiten der breiten Masse des Volkes 
entspricht. . 

Die Steuerpolitik, wie sie jetzt getrieben wird, liegt auf einer Linie 
mit der Schutzzollpoüitik, die von der deutschen Schwerindustrie bei den 
Handelsvertragsverhandkungen immer sichtbarer durchgesetzt, von einer 
kleinen aber mächtigen Schicht der Großgrundbesitzer gedeckt und durch 
die verarbeitende Industrie, die heute in einem Hörigkeitsverhältnis zu 
den Rohstoffbeherrschern lebt, geduldet wird. 

Wärtschaftlicher Unverstand und politische Reaktion vereinigten sich, 
um die Konsumkraft der Arbeiter, Angestellten und Beamten, der breiten 
ee des Volkes, das ketzte Fundament unserer Wirtschaft, zu unter- 
graben. 

Wir fordern unsere Mitglieder auf, zur Abwehr zu rüsten! 
Die Vorstände des A.D.G.B., des AfA-Bundes und des A.D.B, 
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Angestelltenbewegung 
 Ablenkungsmanöver. Die verräterische Rolle, die der 


Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband 
seit langem in der Frage der Arbeitszeit an den ver- 
schiedensten Stellen ohne Rücksicht auf die Interessen den 
Angestelltenschaft, und zwar auch der mit ihm im Gedag ver- 
bündeten, spielt, hatte uns veranlaßt, in einer Notiz „Flaschceu- 
kind und Nährvater“ in Nr. 33 unserer Zeitung auf gleich- 
artige Vorgänge bei Tarifverhandlungen in Hersfeld hin- 
zuweisen. Für eine Besserstellung einer Gruppe der kaui- 
männischen Angestellten wollte der D.H.V. hier eine Ver- 
längerung der Arbeitszeit von acht auf neun Stunden für alle 
Angestellten zugestehen. Dabei haben wir auch das Verhalten 
des Verbandes Deutscher Techniker in Hersfeld 
kritisiert, der sich durch sein von einem Vorstandsmitgliede 
in einer dortigen Angestelltenversammlung selbst zugegebenes 
finanzielles Abhängigkeitsverhältnis vom D.H.V. nicht im- 
stande sah, die beabsichtigte Schädigung seiner Mitglieder 
durch den D.H.V. nach Verdienst zu brandmarken. 

. In einer Erwiderung in Nr. 2 seines Organs „Der Deutsche 
Techniker‘ versucht nun der V.D.T. von dem Hauptpunkte 
unserer Anklagen dadurch abzulenken, daß er das Haupt- 
gewicht seiner Ausführungen auf nebensächliche Teile unserer 


Notiz und auf einen persönlichen Angriff gegen den zu uns. 


übergetretenen Kollegen A., der früher in der Tarifkommissipn 
des V.D.T. war, verlegt. Die Richtigkeit unserer 


Ausführungen über das Vorgehen des D.H.V.- 


Beamten bestreitet der Verband.nicht, er ist 
aber andererseits zu feige, sie direkt zuzugeben, er hilft sich 
dadurch, daß er schreibt: der D.H.V. „soll“ versucht haben, 
er „soll“ den Neunstundentag angeboten haben. Ein recht 
bequemes Verfahren, um sich um eine eigene Stellungnahms 
herumzudrücken. Ueber den Kernpunkt‘ der Angelegenheit 
äußert sich der V.D.T. nur mit folgendem ärmlichen Verlegenf 
heitsgestammel: 

„Zu der ganzen Angelegenheit ist zu sagen, daß es Sache des D.H.V. 
ist, welche Gehaltspolitik er für seine kaufmännischen Mitglieder betreibt. 
Wir stehen jedenfalls dafür ein, daß die Techniker den Kaufleuten gegen- 
über so bezahlt werden, ‘wie sie es auf Grund ährer kostspieligen Aus- 
bildung und der aufreibenden und verantwortungsvollen Tätigkeit, die 
ganz besonders der Umgang mit ‚der Arbeiterschaft mit sich bringt, ver- 
dienen. Darauf haben wir stets, auch in Hersfeld, Wert gelegt. Wenn 
der Butab die angeblich falsche Tarifpolitik ‘des D.H.V. uns in die 
Schuhe schiebt, so gehört schon der anspruchsbse Geist. der Butab- 
redakteure dazu, zu glauben, damit noch auf irgendeinem vernünftigen 
Techniker „Eindruck zu machen.“ 

Wenn also der D.H.V. zugunsten einer einzelnen Gruppe 
der kaufmännischen Angestellten allen anderen Angestellten- 
gruppen, also auch den mit ihm im Gedag verbündeten Tech- 
nikern, die Arbeitszeit zu verlängern sucht, dann ist das eine 
Frage der Gehaltspolitik des D.H.V., dieden V.D.T.nichts 
angeht! 

Wir müssen schon sagen, daß bei den Verbänden des 
AfA-Bundes ein gleichartiges Vorgehen eines einzelnen Ver- 
bandes einfach undenkbar wäre. Es gehört daher schon eine 
vollgemessene Portion „anspruchslosen Geistes‘ bei den Mit- 

liedern des V.D.T. dazu, um diesen Standpunkt ihrer Ver- 

andsleitung zu billigen. 

Das zur grundsätzlichen Frage. Im einzelnen halten wir 
die Behauptung von der finanziellen Abhängigkeit des V.D.T: 
vom D.H.V. voll aufrecht. Ob sich diese Abhängigkeit dabei 
auf „Geschenke“, „Gründungsfonds‘ oder ‚Kredite‘ stützt, ist 
natürlich gleichgültig. Und diese Abhängigkeit wird ja auch 
von den Hersfelder Mitgliedern des V.D.T. nicht bestritten, 
sondern als Entschuldigung für die Ohnmacht dem D.H.V. 
gegenüber vorgebracht. 

“ Wenn sich unser Gewährsmann hinsichtlich der Uebertritte 
vom V.D.T. geirrt'hat, so ist das verständlich. Bei der damali- 
gen Stimmung vieler Mitglieder des V.D.T. und bei ihreim 
Aeußerungen mußte er annehmen, daß sie aus der Entrüstung 
gegen ihren Verband auch die Konsequenzen ziehen würden. 
Wenn sie sich jetzt doch wieder umgestellt haben sollten, 
so ist das vielleicht dadurch zu erklären, daß ihr „anspruchs- 
loser Geist“ sich in einem Vergnügungsverein wohler fühlt 
als in einer Gewerkschaft. 


Allgemeine Berufsfragen 


Der Chemotechniker. Vor etwa 40 bis 50 Jahren, als unsere 
Industrie und die Technik noch in ihren Anfängen steckten, 
kannte man kaum industrielle Laboratorien. Mit dem Auf- 
blühen der Industrie zwang die immer schärfer werdende Kon- 
kurrenz zur Verbesserung der Fabrikate und damit zur Prüfung 
der Rohmaterialien und Produkte des Werkes. Die Werke 
wurden gezwungen, Laboratorien einzurichten, gegen die man 
sich vorher als zu kostspielig und nichts einbringend wehrte. 
Es gibt wohl heute kein angesehenes Unternehmen mehr, das 
nich‘ sein Laboratorium hätte. Nicht. mit Unrecht wird es als 
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die Seele des Betriebes bezeichnet. Der Einkauf der 
Rohmaterialien, der Verkauf der Fertigfabrikate geschieht heute 
nur noch nach der Analyse, in der der Gehalt eines Stoffes 
nachgeprüft wird, z. B. Erz, Kohle, Koks, Oel, Fett, Zement, 

Die Wichtigkeit des Laboratoriums ist heute allgemein an- 
erkannt. Man sollte. glauben, daß mın auch der Chemo- 
techniker, der Ausführer der Analyse, eine -ebensolche \Wert- 
schätzung genießt wie sein Werk. Döch wie überall sucht der 
Arbeitgeber die wirtschaftliche Lage seiner Laboratoriums- 
angestellten nach der alten kurzsichtigen Methode, durch 
niedrige Löhne die Gewinnquote erhöhen zu wollen, tief zu 
halten. 

Leider findet er hierbei vielfach auch die Unterstützung 
von Chemikern, die nicht erkannt haben, daß sie damit ihren 
eigenen Beruf herabwürdigen. Denn wenn der Chemiker er- 
klärt, daß jeder einigermaßen intelligente junge Mann in 
kürzester Zeit fähig sei, Analysen auszuführen, gibt er zu, daß 
\ler Beruf des Chemikers nicht besonders viel Intelligenz er- 
fordert. Mit der Herabsetzung der Berufsarbeit des Chemo- 
technikers wird das Ansehen der chemischen Arbeit überhaupt 
herabgedrückt. Nur allmählich bricht sich diese Wahrheit 
in den noch stark von falschem Standesbewußtsein erfüllten 
„kademisch gebildeten Chemikerkreisen Bahn. Wenn auch 
zugegeben werden muß, daß einzelne Analysen, die sich 
dauernd gleich bleiben, bald erlernt sind und "auch, was Ge- 
uauigkeit anbelangt, gut ausgeführt werden, so ist es jedoch 
erundfalsch, damit das ganze Arbeitsgebiet des Chemotech- 
nikers abtun zu wollen. Jeder, der Gelegenheit hatte, ein 
Laboratorium zu besuchen, wird festgestellt haben, daß die 
Arbeit im Laboratorium hauptsächlich von Chemotechnikern 
verrichtet wird, eine Arbeit, die weit über rein mecha- 
nische Tätigkeit hinausgeht. Heute werden an einen Chemo- 
techniker hohe Anforderungen gestellt. Es wird von ihm 
verlangt, daß er mit Sicherheit und Genauigkeit Gesamt- 
analysen ausführt. Hierzu ist in größeren Laboratorien. die 
Kenntnis der Hunderte von Bestimmungen notwendig, deren 
Einhaltung ‘von den Chemikern nicht kontrolliert werden kann. 

Hieraus folgt, daß der Chemotechniker selbständig arbeiten 
muß. Die Analysenergebnisse des Chemotechnikers sind maß- 
webend für den Kauf und Verkauf. Nach seiner Analyse be- 
‚echnet der Hochofeningenieur seine Möllerung, erbläst der 
Stahlwerksingenieur seine Eisen, berechnet der Bauingenicur 
seine Brücken und Gerüste usw. usw. Aus dieser kurzen 
Ausführung, die sich beliebig vergrößern und ausdehnen läßt, 





Zur Reform der Baugewerkschulen 


Von Baugewerkschuloberlehrer Albert Heitmann, Höxter. 


In Nrn. 48 und 52 der „Bauwelt“ hat Herr Oberstudienrat 
Dipl,-Ing. Voepel, Weimar, einen Artikel „Bauschaf- 
ien und Bauschulen“ veröffentlicht, der sich mit einer 
Reform dieser Lehranstalten befaßt. Es ist mit Freuden zu 
begrüßen, daß die Notwendigkeit einer weiteren Ausgestaltung 
der Baugewerkschulen einmal in der Oeffentlichkeit erörtert 
wird, damit weitere Kreise, insbesondere aber die Vertreter des 
Baugewerbes, darauf hingewiesen werden. Soweit nun bei der 
geplanten Fachschulreform die Allgemeinbildung in Frage 
kommt, stimme ich den Voepelschen Forderungen durchaus 
zu, möchte mir aber gestatten, dazu einiwe ergänzende Be- 
inerkungen zu machen. 


Der Artikel in Nr. 52 der „Bauwelt“ macht vier Forde- 
ungen namhaft, die eine gedeihliche Weiterentwicklung der 
heutigen Bauschulen gewährleisten sollen. Zunächst wird ein 
reiferes Aufnahmealter, eine vertiefte Allgemeinbildung und eine 
ausgiebigere praktische Tätigkeit der aufzunehmenden Schüler 
gefordert. Um diese Forderungen zu erreichen, wäre das 
Aufnahmealter der Schüler in die Bauschule allgemein auf das 
18. Lebensjahr hinaufzusetzen an Stelle des jetzt vorgeschriebe- 
nen 16. Jahres. Dadurch würde einmal erreicht, daß die 
jungen Leute Zeit gewinnen, ihren Beruf praktisch gründlicher 
zu erlernen und möglichst vorher noch die Gesellenprüfung ab- 
zulegen, bevor sie in die Schule eintreten. Außerdem würden 
die aus der Volksschule kommenden Schüler in dieser Zeit 
eine bessere Allgemeinbildung sich aneiguen können. Es be» 
steht ja der Plan, das Berufisschulwesen weiter auszubauen, 
Die Schulpflicht dauert hier. bis zum 18. Lebensjahre. Herr 
Oberstudiendirektor : Peters, Neukölln, der mit den 
Voepelschen Ausführungen allgemein nicht einverstanden ist, 
hat in Nr. 3 der „Bauwelt“ darauf hingewiesen, daß die große 
Mehrzahl der Schüler bereits bei der Aufnahme in die Schule 
ein Lebensalter von 18 Jahren hat. Es kann also deswegen 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 


INDUSTRIE UND BAUGEWERBE 





Nr. 9 


ist ersichtlich, wie wichtig die Tätigkeit des Chemotechnikers 
ist. So ist es in den Eisenhütten, im Bergbau mit den Koke- 
reien, in der Farbenindustrie, in den Gerbereien, in Brauereien, 
im Schlachthof, in  Zementfabriken, in Krankenhäusern, in 
städtischen Lebensmittellaboratorien usw. usw. Zu diesen Ar- 
beiten reicht ein aufgezogener Automat nicht aus. Es gehört 
dazu nicht nur mechanisches Arbeiten, sondern auch theoreti- 
sches Wissen, um überhaupt den Gang einer Gesamtanalyse 
verfolgen zu können. Viele Chef-Chemiker haben das auch 
anerkannt und stellen in ihren Betrieben lieber den praktisch 
durchgebildeten und theoretisch: genügenden Chemotechniker 
ein als einen Akademiker mit nur theoretischen Kenntnissen. 

Damit wollen die Chemotechniker die hahe Bedeutung des 
akademisch-wissenschaftlichen Studiums durchaus nicht ver- 
kennen. Gerade in der Chemie ist die höhere wissenschaft- 
liche Arbeit nicht zu entbehren. Wir wissen, daß ein intelli- 
genter und auch praktisch erfahrener Akademiker auf Grund 
seines Studiums größere Entwicklungsmöglichkeiten hat als 
derjenige, dem der Besuch einer Hochschule nicht möglich war. 
Aber das abgelegte Examen ist noch kein Beweis für .die 
Tüchtigkeit. Nur der von Haus aus wirklich begabte Aka- 
demiker hat ein Recht, seine Arbeit höher einzuschätzen als 
die des Chemotechnikers. Er wird aber gerade auf Grund des 
Bewußtseins von dem höheren Werte seiner Arbeit dem 
Chemotechniker die ihm gebührende Anerkennung nicht ver- 
wehren. 

Daß der Chemotechniker einen schweren, mühseligen, 
verantwortungsvollen Beruf hat, wird ihm täglich klar, wenn 
er seine‘ Arbeitsstätte betritt. In schlechter, mit Säure und gifti- 
gen Gasen geschwängerter Luft ist er dauernd von Gefahren 
umgeben. Explosionsgefahren setzen von vornherein die Nerven 
unter Spannung und verlangen größte Gewissenhaftigkeit und 
Aufmerksamkeit. 

Die Bezahlung der Chemotechniker ist nun leider nicht 
ihrer verantwortungsvollen Stellung angepaßt. Um in dieser 
Beziehung Erfolge zu haben, ist es nötig, daß die. Chemo- 
techniker sich viel mehr, als es bisher geschehen ist, zu- 
sammenschließen, um ihre Forderungen geschlossen stellen 
zu können. Es gibt noch vieles, um das der Chemotechniker 
kämpfen muß. Der einzelne kann aber nichts erreichen. Nur 
die Technikerberufsorganisation — der Bund der technischen 
Angestellten und Beamten — kann uns die Kraft geben, er- 
folgreiche Arbeit für unseren Berufsstand zu leisten. 

Framedor. 





nichts im Wege liegen, wenn allgemein das Aufnahmealter auf 
das 18. Lebensjahr festgesetzt wird. 


Als Allgemeinbildung für den Eintritt in die Baugewerk- 
schule wäre mit vollem Recht die Obersekundareife oder das 
bisherige „Einjährige‘“ für alle Schüler zu fordern. Man braucht 
hier keineswegs zu erschrecken und zu befürchten, daß da- 
durch die Volksschüler von der Baugewerkschule ausge- 
schlossen würden. Das braucht durchaus nicht zu geschehen; 
denn das für die Einjährigenberechtigung vorgeschriebene 
Pensum können sich auch Volksschüler bis zum 18. Lebensjahre 
neben ihrer Berufsausbildung und dem Fortbildimgsschulunter- 
richt sehr wohl erwerben, und zwar auch auf dem Dorfe, 
Hier können sich junge Leute, die die Bauschule beziehen 
wollen, zusammenschließen und sich unter Leitung eines Lehrers 
die vorgeschriebenen Kenntnisse erwerben. Wenn jetzt junge 
Leute mit so geringer Vorbildung zur Aufnahme sich melden, 
so wissen sie ganz genau, daß sie damit in die Schule kommen 
werden; denn ihre Bekannten auf der Schule hatten auch keine 
besseren Kenntnisse, warum sollen sie sich dann darum be- 
mühen? Man schreibe die neuen Aufmahmebedingungen einmal 
vor und führe sie durch, dann werden die zur Aufnahme sich 
meldenden Schüler auch schon dafür sorgen, daß sie sich das 
Maß der nötigen Kenntnisse erwerben. Wenn vielleicht für ein 
oder zwei Jahre eine Stockung eintreten sollte, so wäre das 
nicht einmal ein Fehler; denn der Zustrom ist zur Zeit reich- 
lich groß. 


Muß also als Aufnahmebedingung die Obersekundareife 
oder die alte Einjährigenberechtigung unbedingt gefordert 
werden, so ist auf der Schule die Allgerteinbildung weiter zu 
fördern. Dies müßte in der Richtung geschehen, daß unsere 
Schüler ohne eine Nachprüfung ‘zur Technischen Hochschule 
übergehen können. Für die Ergänzungsprüfung schreibt das 
Provinzialschulkollegium in Harmover folgendes vor: „Gegen- 
stand der Prüfung sind Deutsch, Erdkunde, Geschichte tnd 
eine vom Bewerber zu wählende Fremdsprache. Die Absol- 
venten von staatlichen Baugewerkschulen haben auch eine 
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Prüfung in Mathematik und Naturwissenschaften abzulegen, 
Für die Prüfungsforderungen ist der Lehrplan des preußischen 
Realgymnasiums maßgebend.“ Diese behördlicherseits ver- 
langten Unterrichtsstoffe müßten in den Lehrplan der Bau- 
gowerkschulen aufgenommen werden, wobei darauf hinzuwir- 
ken wäre, daß von der Fremdsprache Abstand genommen 
würde, da unsere Schüler in ihren übrigen Disziplinen erheb- 
liche Ersatzwerte haben. 

Um zu diesem Ziel zu gelangen, ist die Einführung eines 
sechsten Schulhalbjahres unbedingt erforderlich. Wenn aber 
Herr Öberstudienrat Voepel der Ansicht Ausdruck- gibt, daß 
dieses sechste Semester zunächst in erster Linie zum Aus- 
gleich ungleichmäßiger Vorbildung dienen soll, so muß .dem 
entschieden entgegengetreten werden. Es könnte dergestalt 
das sechste Schulhalbjahr nichts anderes als eine Vorklasse 
sein. Die gleichmäßige, aber doch gleichwertige Vorbildung 
muß bei der Aufnahme in die Bauschu!e schog vorhanden sein. 
Die durch das sechste Semester.gewonnene Stundenzahl ist der- 
artig auf die einzelnen Aligemeinbildungsfächer zu verteilen, 
daß diese durch aile sechs Klassen hindurchgehen. Es ist viel 
wirkungsvoller, wenn sich die Schüler mit einem Unterrichts- 
fach bei gleicher Gesamtstundenzahl in sechs Halbjahren oder 
nur in einem ‘oder zwei Semestern beschäftigen. Die Allgemein- 
bildungsfächer müssen dann auch neben den technischen 
Fächern Gegenstand der Reifeprüfung sein. Natürlich sind für 
diese Allgemeinbildungsfächer Fachlehrer mit voller Hoch- 
schubildung zu berufen. 

- Wenn man den Baugewerksschülern eine gute technische 
Ausbildung übermittelt, ihnen aber eine ausreichende Allge- 
meinbildung vorenthält, so ist das kein würdiger Zustand. 
Man vergegenwärtige sich einmal eine Schulklasse mit Schülern 
von so verschiedener Vorbildung, wie sie in die Baugewerk- 
schule eintreten. Einzelne besitzen das Reifezeugnis einer 
ncunstufigen höheren Lehranstalt, viele die sogenannte Ein- 
BENIBENDETSChUgung, zahlreiche andere haben die Fortbil- 
Gdungsschule mit Erfolg besucht, und der Rest besitzt die Bil- 
dung der abgeschlossenen Volksschule. Wie soll der Lehrer 
mit einem solchen Vorbildungskonglomerat z. B. Deutsch und 
Geschäftskunde betreiben können? Was der Lehrplan hierfür 
vorschreibt, ist im wesentlichen dasselbe, was auch in der Be- 
rufsschule behandelt wird. Es ist doch ganz natürlich, daß 
dieser lehrplanmäßig erteilte Unterricht die große Mehrzahl 
der Schüler nicht befriedigen kann, da sie darüber längst hin- 
aus sind. Will man also die Baugewerksschule reformieren, 
so muß man den Hebel in erster Linie bei der Allgemein- 


bildung einsetzen. Das ist viel wichtiger als etwa die Ein- 


iührung eines technischen Elitesemesters, wovon auch schon 
einmal die Rede gewesen ist. Da ein großer Teil der Schüler 
die Obersekundareife bereits besitzt, so ist sie für alle Schüler 
bei der Aufnahme zu fordern, indem man entsprechende Prü- 
iungsvorschriften erläßt. Die aus der Volksschule kommenden 
Schüler können und müssen sich diese Vorbildung, wie bereits 
ausgeführt, erwerben, und demgemäß ist es zweckmäßig, das 
Kintrittsalter für die Bauschule allgemein auf das 18. Lebens- 
jahr hinaufzusetzen, wie ich mochmals wieder betonen will. 


bei Einführung des sechsten Semesters und Fortführung der 


Allgemeinbildung in den sechs Halbjahresklassen könnten die 
Absolventen die Hochschulreife erhalten. Neben Gymnasium, 





Vorschläge zur Erhöhung der Grubensicherheit. Aus Anlaß 
des Massenunglücks auf Zeche „Minister Stein‘ hat die Frak- 
tion der Sozialdemokratisch’en Partei im Preu- 
BischenLandtag folgende Anträge gestellt: 

a) Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, 


1. unverzüglich im Verordnungsweg Vorschriften zu erlassen, die 
den generellen Einbau von Gesteinsstaubsperren in allen 
durch Schlagwetter und Kohlenstaubexplosionen gefährdeten Grubenteilen 
im Steinkohlenbergbau Preußens zur Pflicht machen und pflichtwidrige 
Unterlassungen unter schwere Strafe stellen; 

2. die StrafLestimmungen der Bergpolizeiverordnungen bei nachge- 
wiesenen Unterlassungen und fahrlässigen Verfehlungen auf dem Gebiet 
der Wetterführung und Wetterkontrolie, der Kontroile der Lampenwirt- 
schaft, des Sprengstoffwesens und der Berieselung soweit zu ver- 
schärfen, daß ein wirksamer Grubensicherheitsdienst garan- 
tiert wird; 

3. Ausnahmebewilligungen durch die Bergrevierbeamten 
für einzelne Grubenbaue oder Grubentei'e in den in Ziffer 1:und 2 auf- 
Sn Gebieten des Grubensicherheitsdienstes zu unterbinden und 
ringliche Ausnahmebewilligungen der Zuständigkeit des Grubensicher- 
heitsamtes zu überweisen. 

b) Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu er- 
suchen, die Zahl der Bergreviesinspektoren (Einfahrer) 
unter Verkleinerung der Kostvolberinke ausreichend zu vermehren und 
dieselben künftig ausschließlich aus den Kreisen der bergschulmäßig 
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Realgymnasium, Oberrealschule, Ober- oder Aufbauschule wür- 
den wir in der Fachschule über Volks- und Berufsschule noch 
eine fünfte Möglichkeit haben, die Hochschulreife zu erlangen, 
Man braucht dabei keineswegs zu befürchten, daß sich mun 
unsere Absolventen in großen Scharen der Hochschule zu- 
wenden. Es werden immer nur Ausmahmen bleiben. Warum 
aber will man ihnen die Bahn nicht frei machen? 

Es ist schon bemerkt worden, daß auch das. Berufsschul- 
wesen weiterentwickelt werden soll. In Charlottenburg 
und Köln bestehen Seminare zur Ausbildung von Berufs- 
schullehrern. Neben Volksschullehrern können auch unsere 
Absolventen diese neuen Bildungsstätten besuchen. Die Volks» 
schullehrer müssen Hochschulreife haben. Warum will man 
unseren Schülern. diese Allgemeinbildung nicht auch mit auf den 
Weg geben, wenn sie die Fachschule verlassen, um vollwertige 
Berufsschullehrer werden zu können? Auf allen Gebieten 
strebt. man nach höherer Bildung. Die größten Handels- 
häuser verlangen nicht mehr Gehilfen mit Einjährigenberechti- 

ung, sondern mit dem Reifezeugnis der neunstufigen höheren 
chule. Gerade im Interesse unserer Volksschüler, die das 
Bauhandwerk ergreifen, ist die höhere Allgemeinbildung zu 
fordern. Der Zwang ist für diese jungen Leute eine Wohltat. 
Nicht um sie von der Bauschule auszuschließen, sondern um 
sie hinaufzuziehen, muß diese Forderung gestellt werden. Wenn 
dadurch die Ausbildungskosten um ein Semester verteuert 
werden und dem Staate durch Anstellung einiger neuer Lehr- 
kräfte mit voller Hochschulbildung einige Mehrkosten ent- 
stehen, so darf das die Reform nicht hindern. Die von Herrn 


Oberstudienrat pepe im Sinne der Beschlüsse der organi- 
t 


sierten Schülerschaften vertretenen Forderungen sind nicht 
„unsozial‘“, wie Herr Oberstudiendirektor Peters meint, saıt- 
dern genau das Gegenteil. Dem deutschen Volke sind die 
Kriegswaflfen aus der Hand genommen. Es ist ihm aber nicht 
verboten, seine geistige Rüstung zu stärken. Mehr denn je 
hat heute das alte. Wort wieder seine volle Bedeutung: „Nicht 
durch Heer und Kraft, sondern durch den Geist.‘ 


Anmerkung der Schriftleitung. Wir haben den vor- 
stehenden Ausführungen Raum gegeben, weil auch wir eine allgemeine 
Erörterung der Reform und in Verbindung damit der Vereinheitlichung 
des technischen Fachschulunterrichts für das ganze Reich für sehr 
winschenswert halten. Die Vorschläge des Verfassers zur Vertiefung 
der Allgemeinbildung der Baugewerksschüler während der ganzen Dauer 
des Fachschülunterrichts sind zweifellos sehr beachtenswert. Ob aber 
die Verlängerung der Unterrichtsdauer um em obligatorisches sechstes 
Semester die wirtschaftlichen Verhältnisse derjenigen Volkskreise, aus 
denen sich die Schüler der Baugewerksschulen bisher rekrutierten, nicht 
doch über die Grenze materieller Opferfähigkeit hinaus belastet, scheint 
uns nicht unbedingt sicher. Sie bürgt die Gefahr in sich, daß noch mehr 
als bisher Schüler vor Erreichung des Lehrzieles die Schule verlassen 
und als unfertige Berufsmenschen in die Berufspraxis übergehen. Auch 
die Tendenz, die technischen Mitteischulen immer mehr zur Vorbereitungs- 
anstalt für das Hochschulstudium umzugestalten, erhält durch die Er- 
höhung der obligatorischen Semesterzahl neue unerwünschte Nahrung, 
ungeachtet dessen, daß damit die akademische Technikerausbildung noch 
zeitraubender und kostspieliger wird, als auf dem Wege über die neun- 
klassigen höheren Lehranstaiten. Darin aber stimmen wir dem Verfasser 
durchaus zu, daß Absolventen derart umgestalteter Baugewerksschulen 
mit anschließendem 11/,- bis 2jährigem Unterricht an einem Gewerbe- 
lIehrerseminar auch ohne Hochschuibildung den Anfordrungen als Be- 
rufsschullehrer, sowohl in Fach- als auch in allgemeiner Bildung voll- 
kommen gerecht werden können. 


DAR 


vorgebildeten Grubenbeamten mit mindestens zehnjähriger Steigertätig- 
keit zu entnehmen. Den Organisationen der technischen Grubenbeamten, 
soweit sie Tarifträger sind, ist ein Vorschlagsrecht bei Neubesetzungen 
einzuräumen. 

c) Der Landtag wolle beschließen, die Staatsregierung ‘zu ersuchen, 
auf eine Verkleinerung der Steigerabteilungen hinzu- 
wirken, soweit durch die Größe und Ausdehnung der Steigerabteilungen 
die Ueberwachung der Grubenbaue und die Durchführung der berg- 
polizeilichen Vorschriften beeinträchtigt wird. 

d) Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu er- 
suchen, Bestimmungen zu erlassen, die zur Vermeidung des Erstickungs- 
todes der Bergleute durch Nachschwaden im Falle auftretender Explo- 
sionen die obligatorische Einführung und Vorrätighaltung von Gasmas- 
ken mit ausreichenden Sauerstoffapparaten an schlagwetterreichen Gru- 
benteilen zur Pflicht machen. 

e) Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium. zu er- 
suchen, dem Landtag alsbald einen Oesetzentwurf vorzulegen, der die 
Einführung von Grubenkontrolleuren aus den Reihen der prak- 
tisch erprobten Hauer mit mindestens zehnjähriger Hauertätigkeit auf 
der Zeche, für die diese bestellt werden, vorsieht. 

Das Vorschlagsrecht wird den am Tarif beteiligten Bergarbeiter- 
organisationen übertragen; die fachliche Prüfung und SEC LUBG auf 
mindestens fünf Jahre erfolgt durch die Bergbehörde, die die Besol- 
dung übernimmt unter Einziehimg der Kosten von den Zechenbesitzeri. 

Für jeden Orubenbetrieb mit mindestens 1000 Mann Belegschaft ist 

ein Grubenkontrolieur vorzuseherir 
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Wir möchten unsere Bedenken zu dem Antrag betr. ‚Ein- 
führung von Grubenkontrolleuren nicht verschweigen. 
Zur Erreichung einer größeren Grubensicherheit und eiwer 
besseren Durchführung der bergpolizeilichen Bestimmungen ist 
unseres Erachtens die Schaffung neuer Kontrolleinrichtungen 
auf Arbeitnehmerseite nicht erforderlich. Es ist vielmehr not- 
wendig, dafür zu sorgen, daß einmal die Betriebsräte im 
Bergbau gegenüber den Grubenbesitzern genügend bei der 
Ausübung ihrer jetzigen Rechte und Pflichten geschützt wer- 
den, und daß weiterhin die Aufgaben und Rechte der Betriebs- 
räte insbesondere in der Frage der Grubenkontrolle erheblich 
erweitert werden. Ein Vorgehen nach dieser Richtung würde 
dem erstrebten Ziele sicherlich besser dienen als die Schaffung 
neuer Kontrollinstanzen. Es ist doch- zu berücksichtigen, daß 
sich in den Betriebsräten bzw. Betriebsausschüssen bereits 
BEL /EOETIERIENE Arbeiter und Angestellte befinden, die aber 

isher in der vollen Ausübung ihrer Aufgaben von den Zecheu- 
besitzern — leider mit Erfolg — behindert worden sind. 

Inwieweit der Antrag. betr. Vorrätighaltung von Gas- 
inasken auf Schlagwettergruben praktisch durchführbar ist 
und Erfolg verspricht, müßte einmal nachgeprüft werden. 

Die ‚übrigen Anträge entsprechen dem Grunde nach frühc- 
ren Forderungen und Vorschlägen unserer Organisation, und 
ihre Annahme im Landtage wäre nur zu wünschen. 


Die Wirksamkeit des Gesteinsstaubverfahrens. In Ergän- 
zung unserer Notiz in Nr. 7 der „D.T,Z.“ bringen wir heute 
eine weitere Mitteilung des Preußischen Oberbergamtes in 
Dortmund, in der von zwei Fällen Kenntnis gegeben wird, in 
denen sich das Verfahren der Bekämpfung von Grubenexplo- 
sionen durch Gesteinsstaub als wirksames Gegenmittel er- 
wiesen hat: 

„Auf den Zechen Radbod und Westfalen im Bergrevier Hamın 
sind vor ‘kurzem bei der Schießarbeit Schlagwetter entzündet worden, 
Menschenleben sind dank der getroffenen Sicherungen nicht zu be- 
klagen. Explosionsstelie war auf Zeche Radbod das Ort einer Streb- 
strecke, auf Westfalen ein Wettersohlenquerschlag, der erweitert wird. 
Die Flammenwirkung ist in beiden Fällen sehr erheblich gewesen und 
reichte im ersteren über 35 m, im letzteren sogar über 85 m hinacıs. 
Die Explosionen haben aber infolge der auf beiden Zechen durch- 
geführten völligen Einstaubung der Strecken mit Gesteinsstaub nicht 
auf den vorhandenen, an und für sich sehr explosiblen Kohlenstaub 
übergreifen können, da dieser durch die Beimengung des Gesteins- 
staubes unentzündbar geworden war. Auf diese Weise ist in beiden 
Fälen ein Unglück vermieden worden, das einen unberechenbaren Um- 
fang hätte annehmen können. 

Radbod und Westfalen gehören zu den Zechen, die das Gesteins- 
staubverfahren bereits für das gesamte Grubengebäude verwenden. In 
beiden Fälkn ist Vollstreuung in Verbindung mit Hauptsperren in 
Gebrauch.“ 

Wie wir erfahren, ist das Gesteinsstaubverfahren auf der 
Zeche „Minister Stein‘ nur teilweise in Anwendung gewesen. 

Aus der Ruhrknappschaft. Am 12. Februar fand eine 
Sitzung des Bezirksvorstandes statt. Die Wahl des Vorsitzen- 
den und seiner Stellvertreter verlief wiederum resultatlos. Auf 
die als Vorsitzenden präsentierten Kandidaten — von Arbeit- 
geberseite Generaldirektor Wiskott, von Arbeitnehmerseite Kol- 
lege Viktor — entfielen je 15 Stimmen. Die Wahl muß nun- 
mehr in der nächsten Vorstandssitzung im Monat März wieder- 
holt werden. Wenn auch hier wieder Stimmengleichheit vor- 
liegt, muß der Reichsarbeitsminister entscheiden. Unseren} 
Bemühungen ist es gelungen, die wichtigsten Vorstandsaus- 
schüsse mit den Arbeitern gemeinsam zu besetzen. Kollege 
Bauer ist in den Satzungsausschuß gewählt. Der Personal- 
ausschuß besteht nur aus zwei Arbeitgebern und zwei Arbeit- 
nehmern. Unser Antrag auf Erweiterung um je einen Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber wurde abgelehnt. Der Vorstand für 
die Angestelltenabteilung setzt sich wie folgt zusammen: Kol- 


lege Bauer und Nottenkemper vom V.k.G. auf der einen Seite, 


Dr. Weidtmann und Generaldirektor Wiskott auf der anderen 
Seite. In den Geschäftsausschuß für Angestellte wurden Kol- 
lege Bauer und Nottenkemper gewählt. Von Arbeitgeberseita 
gehören dem Geschäftsausschuß die Direktoren Dach und 
Knupe an. 

Am 19, Februar fand eine Sitzung des Geschäftsausschusses 
der Angestelltenabteilung statt, in der eine große Anzahl von 
Anträgen auf Einreihung in eine größere Klasse vorlagen. 
Diese Anträge wurden wegen des vorliegenden Beschlusses des 
Reichsknappschaftsvorstandes, wonach eine Umrechnung mit 
Wirkung vom 1. März erfolgen soll, zurückgestellt. Bei der 
vorzunehmenden Umrechnung werden die meisten Anträge 
ohne weiteres erledigt. Weiter lagen einige Anträge von grund- 
sätzlicher Bedeutung vor, die auf Betreiben unseres Vertreters 
unter Berücksichtigung der Tarifentwicklung im. Ruhrbergbau 
und der im Mai v. vom Reichsarbeitsministerium heraus- 
gegebenen Gruppenbezeichnung zum Angestelltenversicherungs- 
Be entschieden wurden. er Platzmeister van Dick, der 

erwieger Schürmann hatten die Aufnahme in die Angestellten- 
abteilung der Pensionskasse beantragt. Beide wurden bei 
Inkrafttreten des Tarifvertrages als Angestellte betrachtet, je- 
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doch seit dem Inkrafttreten des Reichsknappschaftsgesetzes als 
Vorarbeiter im Schichtlohn bezahlt. Dadurch kamen sie in die 
Arbeiterabteilung der Knappschaftspensionskasse, obgleich ihre 
Tätigkeit nach wie vor dieselbe war. Die Knappschaftsverwal- 
tung hatte den Antrag auf Uebermahme in die Angestellten- 
abteilung abgelehnt. Der Geschäftsausschuß hat entschieden, 
daß die beiden Angestellten nach dem Angesteiltenversiche- 
rungsgesetz als Angestellte zu betrachten und damit in die 
Angestelltenabteiltng der Knappschaftspensionskasse aufzuneh- 
men seien. 

Ferner lag ein Antrag eines Fördermaschinisten auf Ge- 
währung der Altersrente nach & 26 R.K.G. vor. Die Verwaltung 
hat den Antrag abgelehnt. Der Geschäftsausschuß hat ent- 
schieden, daß die Tätigkeit des Antragstellers als wesentliche 
bergmännische Arbeit mm Sinne des $ 26 R.K.G. anzusehen 
sei und ihm die Alterspension zu gewähren ist. 


Zur Berechnüng der Angestelltenrenten in der Krappschaft. 
Nachdem am 28. Januar der Vorstandsbeschluß über die Neu- 
berechnung der Angestelltenrenten gefaßt ist, sind von uns 
folgende Schritte zu seiner Durchführung in die Wege geleitet 
worden: 

Am 10. Februar fanden in Görlitz, am 11. Februar in 
Halberstadt und am 14. Februar in Bochum Besprechun- 
gen statt, an denen die Bezirksknappschaftsvorstandsmitglieder 
aus den Kreisen des AfA-Bundes teilnahmen, zu denen ferner zu 
einem großen Teil die Verwaltungen der Bezirksknappschafis- 
vereine Vertreter entsandt hatten. Die den anderen Verbänden 
angehörigen Vorstandsmitglieder waren als Gäste zu diesen 
unverbindlichen Besprechungen geladen, hatten es jedoch laut 
schriftlicher Mitteilung eines Herrn vom R.d.B. mit Ausnahme 
der Herren Nottenkemper vom V.k.G. und Heuser vom G.d.A. 
für unter ihrer Würde gehalten, nur als Gäste teilzunehmen. 
Das Ergebnis dieser drei Besprechungen, die dem Zweck dienen 
sollten, unter den Augesteiltenvertretern zu einer Klärung über 
die möglichst reibungslose Durchführung des Vorstandsbe- 
schlusses zu kommen, .hat. der Unterzeichnete mit Schreiben 
vom 19. Februar der Verwaltung des Reichsknappschaftsvereins 
mitgeteilt. Er hat dabei die in den Besprechungen gemachten 
Vorschläge nach drei Gesichtspunkten gegliedert: 

1. in solche Fragen, über die Einhelligkeit in der Beantwortung unter 
den Anwesenden bestand, und die gegebenenfalls den Vereinen olıne 
Vorstandsbeschluß zur Beachtung empfohlen werden könnten; 

2. in noch ungeklärte Fragen, über die erst eine Verständigung in 
einer Direktorenkonferenz : des R.K.V. erfolgen ‚müßte; 

- 3. in Fragen, die nur durch einen Vorstandsbeschluß beantwortet wer- 
den können. 

Die Verwaltung des R.K.V. hat dieses Schreiben verviel- 
fältigt und den Bezirksknappschaftsvereinen zur Kenntnisnahme 
übermittelt. Für uns sind im Augenblick aus jenem Schreibei 
nur die Formulierungen von Wichtigkeit, über die unter den 
Teilnehmern der Besprechungen Verständigung erzielt wurde. 
So wurde zur zeitlichen Geltung des Vorstands- 
beschlusses Einigkeit darüber erzielt: 

„Der Beschluß gilt für die Zeit vom 1. Januar 1913 an für das 
Zusammenfalien der Rente aus der knappschaftlichen Versicherung uud 
der Ruhegelder aus der Angestelltenversicherung. 

Absatz 3 und die folgenden Absätze des Beschlusses handeln von 
den 25 Jahren der knappschaftlichen Rentenberechnung. Sie gelten also 
vom Tage der Festsetzung jeder Rente 25 Jahre zurück.“ 

Hinsichtlich des Kreises der Versicherten wurde 
gesagt: % ) 

1. Als Angestellte gelten diejenigen, über deren Zugehörigkeit. zur 
Angestelltenversicherung bereits eine Entscheidung getroffen ist oder aber 
bis zum 1. März 1925 ein Streitverfahren anhängig gemacht wurde und 
im bejahenden Sinne endigt, 

Durch diese Formulierung würde z. B. ein Meister, der im 
Jahre 1905 auf der Zeche eintrat, im Schichtlohn beschäftigt und 
als Arbeiter versichert würde, der aber im Jahre 1920 in die 
Angestelltenversicherung kam, für seine gesamte Dienstzeit 
als Angestellter behandelt. 

2. In Vereinen, in denen die Angestellten, die jetzt die Voraus+ 
setzungen für die Aufnahme in die Pensionskasse hinsichtlich des Lebens- 
alters und der Gesundheit erfüllt haben, aber vor dem 1. Januar 1924 
wegen Fehlens einer Beamtenpensionskasse in der Arbeiterpensionskasse 
oder nur in der Angestelltenversicherung versichert waren, gilt diese 
Zeit auch als knappschaftliche Pensionsversicherung‘ der Angestellten, 
Desgleichen gelten diejenigen Angestellten, die eine Lebensversicherung 
abgeschiossen hatten und in der’ Angestelltenversicherune von der 
eigenen Beitragskistung befreit waren, aber aus demselben Grunde bis 
zum 1. Januar 1924, der Pensionskasse nicht angehörten, auch vor dem 
1. Januar 1924 als knappschaftlich versichert. 

3. Versicherte, z. B. Techniker oder kaufmännische Angestelite, 
die erst vom Inkrafttreten des Reichsknappschaftsgesetzes an neu in die 
Knappschaftspensionsversicherung eingetreten sind, gelten für die früheren 
Zeiten der knappschaftlichen Beschäftigung als versichert, falls sie 
dauernd in Bergbaubetrieben a waren, ohne in die Pensions- 
kasse aufgenommen worden zu sein. Die Dienstjahre rechnen von dem 
Zeitpunkte an, von-dem an ‘die Aufnahme in die Pensionskasse nach den 
jeweiligen gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen hätte erfolgen 
müssen, wenn seinerzeit die knappschaftliche Versicherungspflicht nicht 
zweifelhaft gewesen wäre, Ks - 
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. Durch die Formulierung der Beschlüsse zu 2 und.3 
werden nicht nur Mitglieder der Angestelltenversicherung in 


Bezirken, in denen Keine Knappschaftskasse bestand, für ihre 


gesamte Tätigkeit im Bergbau als knappschaftlich versichert 
angesehen, sondern auch die Angestellten jener Werke, die erst 
neu in den Kreis der knappschäftlich zu versichernden gekom- 
men sind, werden für die Zeit ihrer gesamten Tätigkeit auf 
diesen Werken als knappschaftlich versichert angesehen. Ferner 
werden alle die Angestellten, die man früher nicht in die 
Knappschaftskasse aufgenommen hatte, weil man glaubte, sie 
nur vorübergehend zu beschäftigen, heute, nachdem ihre Auf- 


nahme. erfolgt ist, für die ganze Zeit ihrer Tätigkeit als ver- 


sichert angesehen. Im Falle der Anerkennung dieses Be- 


‚schlusses wäre daher ‘allen im Bergbau tätigen Angestellten, 


die aus irgendeinem Grunde heute noch nicht in der Knapp- 
schaft versichert sind, aber noch der Angestelltenversicherung 
angehören, zu empfehlen, sich umgehend aufnehmen zu lassen. 
Der Vorstand des R.K.V. wird seinen Vereinen die loyalste 
Handhabung in dieser Angelegenheit empfehlen. 

Zur Frage des Hauptberufes machte man folgende 
Vorschläge: / 

1. Als Hauptberuf gilt diejenige Tätigkeit, die längere Zeit als 
höchstbezahlte ausgeübt wurde. Dieser Hauptberuf muß am 1. Dezember 
1923 begonnen sein. ._ AR 
2. Am Schlusse eines jeden Jahres ist auf Grund der im Bezirk 
geltenden Tarifverträge (gezahltes Einkommen) jede Gruppe in eine 
der einzeinen vier Klassen einzureihen. Bei der Einreihung ist das 
Höchsieinkommen der Gruppe zugrunde zu ’kgen. Das Einkommen für 
Oktober gilt für die Rentenberechnung des folgenden Jahres. Für dieses 
Jahr gilt das Einkommen von Januar 1925. 

Diese letzte Formulierung ist von ganz besonderer Wich- 
tigkeit, weil sie die Renten der Altpensionäre sowohl wie die 
der neu hinzutretenden Invaliden ähnlich wie bei den Arbeitern 
vom wechselnden. Einkommen ihrer Gruppe abhängig macht. 
Wir haben unsere Vorstandsmitglieder in den Bezirksknapp- 
schaftsvereinen angewiesen, mit den Bezirksvereinen wegen 
der Klassenfestsetzung in Verbindung zu treten. 

Bei der Auslegung des Wortes „Grundbetrag“ 
einigte man sich auf die folgenden beiden Formulierungen: 

1. Der Grundbetrag im Sinne des 7. Absatzes des Beschlusses des 
Reichsknappschaftsvorstandes ist in der Invalidenversicherung der Grund- 
beirag plus Reichszuschuß. 

2. Die Worte „die Leistungen gekürzt um den Mehrbetrag, um den 
die Grundbeträge der Angestelitenversicherung denjenigen der Invaliden- 
versicherung - übersteigen“, haben mit - der Einschränkung Geltung, als 
den Leistungen der Pensionskasse auch entsprechende Leistungen aus 
der Invalidenversicherung gegenüberstehen müssen. 

Zu äll- diesen Vorschlägen ist zu sagen, daß sie eine 
radikale Lösung aller bestehenden Schwierigkeiten bringen 
würden. Es ist als ziemlich. sicher anzunehmen, daß in der 
kommenden Direktorenkonferenz die in der Vorbesprechung 
zwtagegetretene. Einhelligkeit bestehen bleiben wird. Sobald 
über diese Vorschläge endgültiger Beschluß gefaßt ist, liegt 
es an dem einzelnen Angestellten, sich über ihre Auswirkungen 
klar zu werden. Zweckmäßigerweise sollten sich schon heute 
die Kollegen. mit. den Vorschlägen befassen, damit eventuelle 
Zweifelsfragen rechtzeitig geklärt werden können Eines der 
wichtigsten Zugeständnisse ist aber, daß’ bei der späteren An- 
wendung dieser Bestimmungen die Verwaltungen so, loyal 
verfahren werden, daß den Grundsätzen der Gerechtigkeit 
Genüge geleistet wird. 

Auf die noch ungeklärten Fragen schon jetzt. einzugehen, 
erübrigt sich. Ein Vorschlag, der vom Vorstand beschlossen 
werden soll, geht dahin: 


„Im Artikel 35 des E.G. zum R.K.G. ist der Begriff „Bezirk eines ' 


bisherigen Knappschaftsvereins“ auch dahin auszulegen, daß der Per- 
sonenkreis der Versicherten darunter verstanden werden kann. Das 
bedeutet z. B. für Oberschlesien, daß Angestellte, die vor dem 1.. Juni 
1922 nach dem Deutschen Reiche gekommen sind, ihre gesamte Tätig- 
keit im“ Bergbau als in Deutschland zurückgelegt angesehen bekommen, 
Mit entsprechender Terminsänderung gilt dieses dann auch für Elsaß- 
Lothringen und Saarbrücken. Wer nach den Terminen übertritt, fällt 
unter die später getroffenen Bestimmungen.“ 


Wenn. die Angestellten des Bergbaues die in der Frage der 


"Neuberechnung der Renten geleistete Arbeit objektiv beur- 


teilen, werden sie zu der Erkenntnis‘ kommen, daß wirlich 
etwas geschaffen worden ist. Möglich ist es gewesen, dieses 
schwierige. Werk zu vollenden, weil einmal die Arbeiterschaft 
unsere Wünsche kameradschaftlich unterstützt hat, zum anderen 
die. Verwaltungen und die Arbeitgeber in‘ dieser Frage Ent- 
gegenkommen zeigten, und weil ferner jene Angestelltenver- 
bände, die immer den Mund so voll nehmen mit der Inter- 
essenvertretung der Angestellten, . überhaupt. nicht gemerkt 
haben, was los gewesen ist. Sie hätten wahrscheinlich durch 
ihr Geschrei die ganze Geschichte verdorben: G.W. 


Rn ehtige- Entscheidungen. des Knappschaftssenats zu: $. 26 
des Reichsknappschaftsgesetzes. Die: Gewährung : der Alters- 
rente nach $ 26 R.K.G., nach dem: Berufsunfähigkeit als vor- 
handen angesehen wird, wenn der Antragsteller das 50: Le- 
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bensjahr vollendet, 25 Dienstjahre zurückgelegt, während dieser 
eit mindestens 15 Jahre wesentliche bergmännische Arbeiten 
verrichtet hat und keine gleichwertige Arbeit mehr verrichtet, 
beschäftigt den Knappschaftssenat als Revisionsinstanz in vielen 
Fällen. Nachstehend führen wir drei der gefällten Entschei- 
dungen an, um zu zeigen, von welchen Gesichtspunkten sich 
der Knappschaftssenat bei seiner Stellungnahme . leiten läßt: 


.a) Ein Kokereioberassistent beantragt Alterspension nach 
$ 26 Reichsknappschaftsgesetz. Das Reichsversicherungsamt, 
fünfter Revisionssenat, hat am 4. Dezember 1924 in der Ange- 
legenheit nachstehendes Urteil gefällt: 

„Die Feststellung des Berufungsgerichts, daß der Kläger die Voraus- 
setzungen für die Gewährung der sogenannten Alterspension nach 8 26 
des Reichsknappschaftsgesetzes nicht erfüllt ‘hat, weil er nicht mindestens 
15 Jahre lang. wesentliche bergmännische Arbeiten verrichtet hat, ist im 
Ergebnis nicht zu beanstanden. Allerdings hat das Knappschaftsoberver- 
sicherungsamt den Begriff der wesentlichen. bergmännischen Arbeiten zu 
eng aufgefaßt, wenn es dazu nur Arbeiten unter Tage rechnet. Vielmehr 
sind als wesentliche bergmännische Arbeiten im Sinne des S$S 26 des 
Reichsknappschaftsgesetzes diejenigen Arbeiten auf Bergwerken anzu- 
sehen, ‚die infolge der eigenartigen Natur des Bergbaus mit - besonderen 
Gefahren für die Gesundheit verknüpft :sind..oder. eine vorzeitige Ab- 
nutzung der Arbeitskraft zur Folge haben. Diese Merkmale waren. in- 
dessen bei der Tätigkeit des Klägers als Kokereioberassistent auf der 
Zeche Rheinpreußen vom 1. April 1908 bis Ende Dezember 1923 nicht 
gegeben. Denn es handelte sich dabei um eine Tätigkeit über Tage, 
bei der der Kläger besonderen, dem Bergbau eigentümlichen, gesund- 
heitsschädlichen Einwirkungen. nicht ausgesetzt war, und die auch nicht 
derartig anstrengend war, daß sie eine vorzeitige. Abnutzung der Ar- 
beitskraft hätte befürchten lassen. Bei dieser Rechtslage kann es dahin- 
gestellt bleiben, ob etwa die Tätigkeiten, die der Kläger vor dein 1. April 
1998 im Bergbat verrichtet hat, als wesentliche bergmännische Arbeiten 
gelten können, da diese Tätigkeiten nach den getrofienen Feststellungen 
nicht einen Zeitraum von 15 ‚Jahren umfassen.“ - 

:b) In einem anderen Falle wurde einem Abraumarbeiter die 
Altersrente nach $ 26 R.K.G. abgelehnt, weil die Merkmale der 
wesentlich bergmännischen Arbeit bei der Tätigkeit des Klägers 
in der Maurerkolonne und als Abraumarbeiter auf der Braun- 
kohlengrube Fortuna in den Jahren 1898 bis 1910 nicht gegeben 
waren. Nacıı Ansicht des Knappschaftssenats handelte es sich 
bei dieser Beschäftigung um Arbeiten, die sich, was Gesund- 
heitsgefährdung und Abnutzung der Arbeitskraft anbetrifit, 
richt in nennenswerter Weise von Maurer- und Erdarbeiten in 
nicht knappschaftlichen Betrieben unterscheiden, wobei eben- 
falls dahingestellt bleiben muß, ob die spätere Tätigkeit des 
Klägers als Kohlenhauer und als Baggerbedienungsmann als 
wesentliche bergmännische Arbeit anzusprechen ist, da der 
Kläger diese Tätigkeit nur vom Jahre 1910 bis 19. Januar 1924, 
also nicht 15 Jahre lang, verrichtet hat. 


c) Ein Bergarbeiter zahlte vom Jahre 1919 ab Aner- 
kennungsgebühren und stellte im Mai 1924 einen Antrag auf 
Alterspension. Nach Ablehnung des Antrages wurde der Reichs- 
knappschaftsverein in der Berufungsinstanz verurteilt, die Alters- 
pension zu gewähren. Der daraufhin vom Reichsknappschafts- 
verein eingelegten Revision an das Reichsversicherungsamt 
(Knappschaftssenat) ist stattgegeben worden. In der Begrün- 
dung wird gesagt, daß durch die Zahlung der Anerkennungs- 
gebühren nur jene Rechte erhalten werden, die sich der Ver- 
sicherte in seiner Dienstzeit erworben hat. Da zu jener Zeit 
aber noch keine Bestimmung über Altersrente bestand, kann 
er auch nicht nach dieser Bestimmung invalidisiert werden. 


Die Spruchpraxis der Berggewerbegerichte. In Nr. 31, 
Jahrgang 1924, der „D.T.Z.‘“ wurde die Entschließung ver- 
öffentlicht, die von seiten der Arbeitnehmergruppen‘ (Arbeiter 
und Angestellte) der Arbeitskammer für den Ruhrbergbau am 
14. November 1924 gegen die Spruchpraxis der Berggewerbe- 
gerichte einstimmig angenommen und dem Handelsminister 
übermittelt worden war. Die Antwort: des Handelsministers 
vom 24. Januar d. J. auf diese Entschließung lautet wie folgt: 


„Zu der Frage der Abschaffung der Berggewerbegerichte oder der 
Betrauung ‘anderer Personen als der Bergrevierbeamten mit dem Vor- 
sitz bei diesen Gerichten habe ich in letzter Zeit bereits mehrfach Stellung 
genommen. 5 

Mein dabei eingenommener Standpunkt ist aus der nachfolgenden 
Abschrift des an den Vorstand des Bergarbeiterverbandes in Bochum 
gerichteten Schreibens ersichtlich. A : ) 

Diesen Standpunkt zü ändern bietet mir der Inhalt des dortigen 
Schreibens keinen Anlaß. 


Betr.: Abschaffung der Berggewerbegerichte und Un- 

terstellung des Bergbaues unter die allgemeinen 

“Gewerbegerichte® _ E 

Ich vermag die für die Abschaffung der Berggewerbegerichte in der 
dortigen Eingabe vom 7. Mai v. J.. vorgebrachten‘ Gründe nicht ale be- 
rechtigt anzuerkennen. Weder die Behauptung, daß die Bergarbeiter 
kein ‘Vertrauen zu den ee Degetichlen hätten, noch auch der 
gegen die Vorsitzenden der Berggewerbegerichte erhobene Vorwurf der 
Parteilichkeit und mangelnden Objektivität wird ‘durch die ganz allge- 
mein gehaltenen Ausführungen der Eingabe erwiesen. : Besonders ab- 


wegig aber erscheint das Vorbringen, daß der Bergrevierbeamte als 


Vorsitzender des Berggewerbegerichts Kläger. und Richter in seiner 
Person vereinige. Die Tätigkeit des Bergrevierbeamten als Bergpolizei- 
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behörde und Hilfsbeamter der Staatsanwaltschaft steht mit seinem Amt 


als Vorsitzender des Berggewerbegerichts weder in rechtlichem noch in. 


sachlichem Zusammenhange. Es ist daher ausgeschlossen, daß er in der- 
selben Angelegenheit gleichzeitig. Ankläger ist und Recht spricht. Eben- 
sowenig wie die frühere Eingabe des Bergarbeiterverbandes vom 8. De- 
zember 1920 bietet mir daher die jetzige Eingabe stichhaltige Gründe Tür 
die Beseitigung der Berggewerbegerichte. Dies um so weniger, als dem 
dortigen Wunsche aller Voraussicht nach ohnehin aus anderer Veran- 
lassung entsprochen werden wird, nämlich gelegentlich der Schaffung 
allgemeiner Arbeitsgerichte auf Grund des künftigen Arbeitsgerichts- 
gesetzes. Der einheitlichen reichsgesetzlichen Regelung der Arbeits- 
gerichtsbarkeit durch besondere Maßnahmen jetzt vorzugreifen, erscheint 
unzweckmäßig. Diesen Standpunkt teilt auch der Preußische Landtag, 
dessen Hauntausschuß den bei der Beratung des diesjährigen Haushalts 
der Bergve:waltung von der V.S.P.D. gestellten Antrag, die Bergge- 
werbegerichte nicht mehr mit Bergrevierbeamten als Vorsitzenden zu 
besetzen, mit stark überwiegender Mehrheit abgelehnt hat; bei den 
Plenarverhandlungen ist daraufhin von einer erneuten Einbringung des- 
selben oder eines ähnlichen Antrages von vornherein abgesehen worden. 
gez. Siering“ 


Tarifverhandlungen im mitteldeutschen Braunkohlenberg- 
bau. Am 16. Februar fanden Tarifverhandiungen statt, in denen 
folgende Punkte behandelt wurden: 1. Antrag der Angestellten- 
verbände auf Gehaltserhöhung um 20 Prozent; 2. Aenderung 
des Mehrarbeitsabkommens entsprechend dem Arbeiterschieds- 
spruch vom 29. Dezember 1924;-3. Einführung einer tariflichen 
Schlichtungsinstanz an Stelle der bisher als Schiedsinstanz fun- 
gierenden Reichsarbeitsgemeinschaft. 

Zu Punkt 1 erklärten die Arbeitgeber, daß sie jede Ge- 
haltserhöhung ablehnen müßten und es keinen Zweck habe, 
darüber zu verhandeln. Darauf wurden über diesen Punkt die 
Verhandlungen als gescheitert angesehen; von unserer Seite ist 
bereits das R.A.M. angerufen worden. 

Gemäß dem Arbeiterschiedsspruch vom 29. Dezember v.]J. 
wurde das für die Angestellten des mitteldeutschen Braun- 
kohlenbergbaues geltende Mehrarbeitsabkommen vom 24. Ja- 
nuar 1924 in seiner Laufzeit und Kündigungsfrist geändert. 
Außerdem wurde von Arbeitgeberseite erklärt, daß alle Ver- 
günstigungen des Arbeiterschiedsspruches vom 29. Dezember 
1924 bezüglich der Arbeitszeit auch den Angestellten ohne 
weiteres zugute kommen würden. 

Bei den Verhandlungen über die Einführung einer reinen 
tariflichen Schlichtungsinstanz kam es zu unliebsamen Vor- 
kommnissen. Der D.H.V. hatte gemeinsam mit den übrigen 
Angestelltenorganisationen den Antrag auf Errichtung einer 
solchen Schlichtungsinstanz gestellt. Im Widerspruch hierzu 


- gab der D.H.V.-Vertreter in den Verhandlungen die Erklärung 


ab, daß der D.H.V. nach wie vor an der Reichsarbeitsgemein- 
schaft als Schlichtungsinstanz festhalte.e Bezeichnenderweise 
wurde er von Arbeitgeberseite darauf aufmerksam gemacht, daß 
sein heutiges Verhalten unverständlich sei, da er doch den 
Antrag mit unterschrieben habe. Er müsse sich in Zukunft 
vor Eintritt in die Verhandlungen besser überlegen, welche 
Stellung er zu den zur Beratung stehenden Fragen einnehme. 
Dieses Vorkommnis kennzeichnet den D.H.V. recht treffend. 


IA) BEHÖR 
Beamtenbewegung 


Der Beamtenabbau in Preußen, Der Hauptausschuß des 
Preußischen Landtages beriet vor einigen Tagen über den 
Antrag Hirsch (Soz.) zum Abbau von Wahlbeamten. Der 
Antrag fordert, daß auch bei den Wahlbeamten ein Abbau 
nur unter den allgemeinen Voraussetzungen des $ 21 der 
preußischen Personalabbauverordnung stattfinden soll, wäh- 
rend der Abbauausschuß des Kammergerichts sich auf den 
Standpunkt gestellt hat, daß ein Einspruch gegen den Abbau 
von Wahlbeamten aus politischen Gründen nur insoweit zu- 
lässig sei, als der Abbau nicht an sich schon aus sachlichen 
Gründen gerechtfertigt gewesen sei. In Verbindung mit dem 
sozialdemokratischen Antrag wurden die Anträge, die die 
Aufhebung und Aenderung der Personalabbauverordnung ver- 
langen, beraten. Nach kurzer Begründung durch den Abg, 
Dr. Badt (Soz.) teilten die Vertreter der Staatsregierung mit, 
es seien in ganz Preußen von sämtlichen abgebauten Kom- 
munalbeamten 567 Einsprüche eingegängen, davon 373 aus 
Berlin. Erledigt seien 529. Insgesamt seien abgebaut worden 
in ganz Preußen: 8806 planmäßige Beamte, also 5,6 Proz., 
5466 Angestellte (22 Proz.), 5342 Volksschullehrer (Prozent- 
satz nicht bekannt) und Arbeiter (14,4 Proz.). Der Durch- 
schnitt betrage, äbgesehen von den Lehrern, 7,8 Proz. Der 
finanzielle Effekt sei schätzungsweise unter *Abzug der zu 
zahlenden Versorgungsgebührnisse und Abfindungssummen 32 
und im Beharrungszustand nach hoher Schätzung 35 Millionen, 
Mark jährlich. Die Zahl der Einsprüche von Wahlbeamteı 








DEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


Nach außen hin den Angestellten gegenüber großsprecherisch 
und vielversprechend, und wenn es dann heißt, die Worte in 
die Tat umzusetzen, fallen seine Vertreter um, Es ist schließlich 
eine kleine Kommission zur Beratung der Errichtung einer 


‘ tariflichen Schlichtungsinstanz eingesetzt worden. 


Verständigung zwischen der deutschen und elsässischen 
Kaliindustrie. Wie die Tagespresse meldet, hat sich die Ver- 
ständigung zwischen der deutschen und elsässischen Kali- 
industrie insofern günstig gestaltet, als seit dem Abschluß des 
deutsch-elsässischen Vertrages über den Kaliabsatz nach Ame- 
rika verschiedentlich Besprechungen zwischen der deutschen 
und elsässischen Kaliindustrie stattgefunden haben, die auf 
Grund der beiderseitigen Beobachtungen und Erfahrungen im 
Weltgeschäft zu einem durchaus freundschaftlichen Zusammen- 
arbeiten geführt haben. Eine solche Besprechung fand jetzt 
in Baden-Baden statt. Es ist zu hoffen, daß diese Zusammen- 
künfte im Laufe der Zeit zu festen Vereinbarungen in bezug 
auf den gesamten Kaliabsatz führen werden. Ueber den deut- 
schen Kaliabsatz im Februar wurde mitgeteilt, daß derselbe 
schätzungsweise 1,5 Millionen D-Zentner (1,658 Millionen D- 
Zentner im Januar) erreichen dürfte. Das hängt naturgemäß 
mit der durchaus günstigen Witterung zusammen, mit der wahr- 
scheinlichen Folge eines früheren Saisonschlusses als in den 
anderen Jahren. 

Soweit die Pressemeldung. Die Absatzverhältnisse haben 
sich also außerordentlich günstig gestaltet. Auf Grund der 
Verständigung mit den elsässischen Kaliwerken ist anzunehmen, 
daß auch der Auslandsabsatz eine wesentliche Steigerung 
erfährt. Wir erwarten, daß die Kaliarbeitgeber sich nunmehr 
gegenüber: den Forderungen der Angestellten auf Gehalts- 
erhöhung entgegenkommender als bisher verhalten. 

Der Kampf zwischen den Konzernen um die Herrschaft 
im Kalisyndikat nimmt mit unverminderter Schärfe seinen 
Fortgang. Die Börse ist im allgemeinen „lustlos“, lediglich 
Kalipapiere werden in größeren Mengen gehandelt. Wintershall 
bestreitet, der Käufer zu sein; der Antiblock behauptet das- 
selbe, d. h. keine der beiden Gruppen will mit der Wahrheit 
herausrücken. Jedenfalls scheinen für die nächsten Monate 
einige Ueberraschungen bevorzustehen. Wie schädlich dieser 
Interessentenkampf sich für die Verbraucher auswirkt, zeigt 
der Verkauf der Beteiligungsziffer der Mansfeld A.-G. Die 
Beteiligungsziffer dieser Gesellschaft beträgt 23 Tausendstel 
vom Gesamtabsatz und ist vom Antiblock (das ist der Zu- 
sammenschluß der kleinen und mittleren Konzerne gegen die 
Wintershall-Gruppe) für 12 Millionen Mark aufgekauft wor- 
den, eine horrende Summe, wenn man bedenkt, daß die Mans- 
felder Kaliwerke unter den heutigen Verhältnissen eigentlick 
nicht mehr konkurrenzfähig sind. Letzten Endes müssen die 
Verbraucher die arbeitslose Remte, die die Mansield A.-G. 
durch den Verkauf ihrer Beteiligungsziffer erhält, bezahlen. 
Daran ändert auch nichts die Tatsache, daß die 12 Millionen 
Mark nicht auf einmal beglichen werden. 





lasse sich nicht genau angeben, doch sei sie in der Provinz 
sehr gering. In der Kommunalverwaltung sei der Abbau 
soweit als möglich durchgeführt, indem mehr als 17 Proz. 
der Beamten und Dauerangestellten abgebaut seien. Ein Re- 
gierungsvertreter erklärte die Bereitwilliekeit des Ministers 
des Innern, einen interpretierenden Gesetzentwurf mit rück- 
wirkender Kraft vorzulegen, obwohl die Absicht der Auf- 
hebung der Verordnung im ganzen nach dem Vorgang im Reich 
und im Rahmen derselben bestehe. Im weiterenVerlauf wurde 
mitgeteilt, daß von den erwähnten 529 erledigten Einsprüchen 
als unbegründet zurückgewiesen worden seien 505, stattgegeben 
wurde in drei Fällen, anderweite Erledigung fanden 21. 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Fahrkosten bei Urlaubsreisen. In Abänderung bzw. zur 
Neuregelung der Gewährung von Fahrkosten bei Urlaubsreisen 
hat der Reichsfinanzminister mit I. B. 2649, am 31. Januar 
1925, laut R.B.B. Nr. 4, S. 63, folgendes verfügt: 


„Mit Wirkung vom 1. Februar 1925 ab wird das Rundschreiben 
vom 27. November 1923 — I. B. 32511 — aufgehoben, so daß für die 
Gewährung von Fahrkosten bei Urlaubsreisen wieder die im Rund- 
schrefben vom 26. August 1922 — I. B. 22518 — gegebenen Richt- 
linien in der durch die Rundschreiben vom 13. Juni 1923 — I. B. 14468 
(R.B.B. S. 184, Nr. 291) — und vom 16. August 1923 — I, B. 18390 — 
geänderten oder ergänzten Fassung gelten. Es können demnach von 
diesem Zeitpunkt ab wieder wie früher den verheirateten. Be- 
amten, die infolge auswärtiger Beschäftigung oder Versetzung aus 
dienstlichem Anlaß von ihren Famiien getrenat leben müssen, im Laufe 












% 


I 


HR DL alien > 








Br 


Ver SEN 


MB Tr Tan RR NER: 








Nr. 9 
eines Rechnungsjahres für vier Reisen zum Besuch ihrer Familien die 
wirklich erwachsenen Fahrtauslagen der dritten Wagenklasse in voller 
Höhe nach Maßgabe der Grundsätze ersetzt-werden. Die ursprünglichen 
Vorschriften werden ferner vom 1. Februar 1925 ab dahin erweitert, 
daß auch den in den Reichsdienst als Beamte neu übernommenen ver- 
lieirateten Personen die Fahrtauslagen bei Urlaubsreisen bewilligt werden 
können, sofern der Ort ihrer erstmaligen dienstlichen Verwendung von 
ihrem Wohnort verschieden ist und ihnen nach den Ausführungsbestim- 
mungen zum Gesetz, betreffend Gewährung einer Entschädigung an 
versetzte Beamte usw., vom 21. Mai 1920 (Reichsgesetzbl. S. 1061) eine 
solche Vergütung gezahlt wird. Außerdem bestimmt sich ab 1. Februar 
1925 der Begriff „verheirateter Beamter‘ nach Nr. 64, Abs. 2 der Aus- 
führungsbestimmungen zur Reisekostenverordnung und der entsprechen- 
den Vorschrift der Ausführungsbestimmungen zum Gesetz, betreffend 
Gewährung einer Entschädigung an versetzte Beamte usw., vom 21. Mai 
1920. 

Wegen der Zahlung von Fahrkosten bei Urlaubsreisen an ver- 
heiratete Angestellte gilt das Rundschreiben vom 25. Januar 
1924 (R.B.B. S. 14, Nr, 779) mit der Maßgabe, daß die Anwendung 
des in bezug genommenen Rundschreibens vom 27. November 1023 
ebenfalls mit dem 1. Februar 1925 außer Kraft tritt, daß die obige 
für die in den Reichsdienst als Beamte übernommenen Personen ge- 
gebene Vorschrift für neu angenommene verheiratete Angestellte sinn- 
gemäß Geltung hat, sofern ihnen auf Grund des $ 37 Abs. 2 des 
RReichsangestelltentarifvertrages eine Trennungsentschädigung zugebilligt 
worden ist, und daß die oben erwähnte Erweiterung des Begriffs der 
„Verheirateten“ auch hier gilt. 

Die nach der vorstehenden Regelung vom 1. Februar 1925 ab 
geltenden Richtlinien werden unten bekanntgegeben. Dabei ist über 
die bisher in dem Rundschreiben vom 25. Januar 1924 (R.B.B. S. 14, 
Nr. 779) enthaltene Vorschrift über Fortgewährung einer bewilligten 
Entschädigung an Angestellte für die ersten drei Tage eines Urlaubs usw. 
das Nähere in dem Rundschreiben vom 21. Januar 19253 — R.B.B, 
Nr. 1119, S. 7 — ausgeführt (siehe „D.T.Z.“ Nr. 6. d. J.). 

„Mit Wirkung vom 1. Februar 1925 ab können die 'Fahrkosten bei 
Urlaubsreisen von Beamten und Angestellten nach folgenden Grund- 
sätzen vergütet werden: 

I, Verheirateten Beamten, die infolge auswärtiger Be- 
schäftigung oder Versetzung aus dienstlichem Anlaß von ihren Familien 
gelrennt leben müssen, können im Laufe eines Rechnungsjahres für vier 
Reisen zum Besuche ihrer Familien. die wirklich erwachsenen Fahrtaus- 
lagen der 3. Wagenklasse, bei Entfernung von über 209 km auch ein- 
schließlich des Schnellzugszuschlages, ersetzt werden, sofern das Ge- 
trenntieben von der Familie länger als ein Vierteljahr dauert. Erfolgt die 
auswärtige Beschäftigung oder die Versetzung im Laufe eines Rech- 
nungsjahres, so ermäßigt sich die Zahl der Reisen entsprechend, wobei 
davon auszugehen ist, daß im allgemeinen auf jedes Vierteljahr eine 
Reise entfällt. Beim Vorliegen besonderer Gründe darf bereits im ersten 
Vierteljahr der Abwesenheit von der Familie die Reiseentschädigung ge- 
währt werden. Als ein solcher Fall kann auch ein Urlaub zum Weih- 
uachtsfest in Betracht kommen. 

2. Nach den Gründsätzen unter 1. können die Fahrtauslagen bei 
Urlaubsreisen auch den im Reichsdienst wiederbeschäftigten oder wieder- 
angestellten Wartegeldempfängern und den Landes- oder Kommunal- 
heamten, die im Reichsdienst beschäftigt oder in ihm übernommen sind, 
vergütet werden, sofern sie in der bisherigen Verwaltung als Beamte 
bereits planmäßig oder außerplanmäßig angestellt gewesen sind. Außer- 
ılem kann Ersatz der Fahrtauslagen auch den in den Reichsdienst als 
Beamte neu übernommenen verheirateten Personen bewilligt werden, so- 
fern der Ort ihrer erstmaligen dienstlichen Verwendung von ihrem Wohn- 
ort verschieden ist und ihnen nach den Ausführungsbestimmungen zum 
Gesetz, betreffend Gewährung einer Entschädigung an versetzte Beamte 
usw., vom 21. Mai 1920 (Reichsgesetzbl. S. 1061) eine Vergütung ge- 
zahlt wird. 

3.. Den verheirateten Beamten werden die unverheirateten Beamten 
gleichgestellt, die im eigenen Hausstand auf Grund gesetzlicher oder sitt- 
licher Verpflichtung Verwandten bis zum vierten Grade, Verschwägerten 
bis zum zweiten Grade sowie Adoptiv- und Pflegekindern und -eltern 
oder unehelichen Kindern, Wohnung und Unterhalt gewähren. Dabei 
bestimmt sich der Grad der Verwandtschaft nach der Zahl der sie ver- 
mittelnden Geburten und der Grad der Schwägerschaft nach dem Grade 
der sie vermittelnden Verwandtschaft (vgl. $$ 1589, 1590 B.G.B.). 

4. Die Fahrtauslagen dürfen auch dann erstattet werden, wenn ein 
Beamter aus dienstlichen Gründen oder infolge Erkrankung zwar selbst 
nicht in der Lage ist, zu seiner Familie zu fahren, jedoch seine Ehefrau 
oder ein anderes Familienmitglied zu sich kommen läßt. Solche Reisen 
müssen jedoch auf die jährlichen vier Reisen angerechnet werden. Etwaige 
Dienstreisen des Beamten nach seinem früheren Wohnsitz oder nach dem 
sonstigen Aufenthaltsort der Familie sind auf die zugebilligten vier 
Urlaubsreisen anzurechnen, sofern nicht von dem Beamten besondere 
Gründe “dargetan werden, die eine Nichtanrechnung gerechtfertigt er- 
scheinen lassen, 

5. Wird die Reise eines Beamten zu seiner Familie aus besonderen 
zwingenden Gründen (z. B. Krankheit in der Familie) notwendig, so 
dürfen die Fahrtauslagen nach diesen Grundsätzen erstattet werden, 

- jedoch nur innerhalb der Zahl der jährlich zulässigen vier Reisen. 

6. Erkrankt der Beamte und ist er reisefähig, so können ihm in 
sinngemäßer Anwendung der Nr. 21 der Ausführungsbestimmungen zur 
Reisekostenverordnung die Fahrtauslagen für die Reise vom  Beschäf- 
tigtings- oder neuen Diedskert zum Wohnort und zurück ersetzt werden. 
Von einer Anrechnung dieser Reise auf die vorgesehene Zahl von vier 
Reisen kann abgesehen werden. 

7. Die Fahrtauslagen werden dem Beamten für die Streke von seinem 
Beschäftigungsort oder neuen Dienstort nach seinem bisherigen Wohn-. 


. ort gewährt. Hält die Familie sich an einem anderen Orte als den bis- 


herigen Wohnort auf, so können die Auslagen für. Fahrten nach diesem 


Orte erstattet werden, sofern er nicht weiter gelegen ist als der bis - 
Bat Wohnort; andernfalls findet nur eine Erstattung der Fahrtauslagen 
- in 


a der Fahrtkosten für eine Reise nach dem bisherigen Wohn- 
ort statt, ’ 
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‘der Regelung nicht herleiten. 
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8. Neben Jen Falırtauslagen werden weitere Ausgaben, z. B. für Zu- 
und Abgang, Gepäckbeförderung und -versicherung, Uebernachtung usw., 
nicht erstattet. Solche besonderen Ausgaben, die den beurlaubten Be- 
amten auf der Reise zur Familie und zurück außer den Fahrtauslagen 
entstehen können, sind aus den Beschäftigungstagegeldern oder den 
Versetzungsentschädigungen zu bestreiten, die bestimmungsgemäß für die 
ersten drei Tage des Urlaubs fortzugewähren sind, vgl. Nr. 64 der Ä.B. 
zur R.V. und Nr. 15 der A.B. zum Gesetz vom 21. Mai 1920 (R.B.Bl. 24, 
S. 278, Nr. 993), 

- 9. Einen Anspruch auf Urlaubserteilung können die Beamten aus 
Es muß vielmehr der Entscheidung des 
Vorsteherss der Behörde überlassen bkiben, ob die Urlaubsgewährung 
mit den dienstlichen Interessen vereinbar und inwieweit der Urlaub nach 
den allgemeinen Urlaubsbestimmungen auf den jährlichen Erholungs- 
urlaub anzurechnen ist. 

10. Die entstehenden Ausgaben sind bei dem für diesen Zweck im 
neteeplan vorgesehenen besonderen Titel zu verrechnen. 

‘ Die vorstehend in Np. 1 und Nr. 3 bis 10 enthaltenen Grundsätze 
gelten sinngemäß für verheiratete Angestellte, die aus zwin- 
genden dienstlichen Gründen versetzt sind oder außerhalb ihres Dienst- 
ortes vorübergehend beschäftigt werden und infolge dieser besonderen 
dienstlichen Verwendung gezwungen sind, von ihren Familien getrennt 
zu leben. Voraussetzung hierbei ist, daß der Angestellte vor dem 
Wechsel des Dienstortes bereits verheiratet war und an seinem alten 
Wohnort einen eigenen Hausstand geführt hat. 

“ Nr. 2 Satz 2 der vorstehenden Grundsätze gilt entsprechend für 
netangenommene verheiratete Angestellte, sofern ihnen auf Grund des 
$ 37 Absatz 2 des Reichsangestelltentarifvertrages eine Trennungsent- 
schädigung zugebilligt worden ist.“ 


Betriebsräte bei den Behörden 


Neuwahl der Betriebsräte im Verwaltungsbereich des 
Preuß. Finanzministeriums und des Preuß, Ministeriums das 
Innern. Im März d. J. sollen im Verwaltungsbereich der ge- 
nannten preußischen Ministerien die Neuwahlen der örtlichen 
und bezirklichen Betriebsräte sowie des , Hauptbetriebsrates 
stattfinden. An diesen Wahlen sind sämtliche Arbeitnehmer, 
die bei den Oberpräsidien, preußischen Regierungen, Land- 
ratsämtern, Kreiskassen, Hochbau- und Katasterämtern, den 
staatlichen Polizeiverwaltungen einschl. der Schutzpolizei be- 
schäftigt sind, beteiligt. Wir machen auf diese Wahlen schon 
jetzt aufmerksam mit der Aufforderung, die notwendigen 
Wahlvorbereitungen für die örtlichen und bezirk- 
lichen Betriebsräte im Einvernehmen mit den zuständigen 
Gauverwaltungen zu treffen. Ferner fordern wir hierdurch 
auf, Kandidaten für den Hauptbetriebsrat unter Bei- 
fügung einer Einverständniserklärung durch die zuständigen 
Fachgruppeninstanzen (Bezirksfachgruppen-Dienststellenverwal- 
tungen) alsbald der Abteilung Behörden und öffentliche Be- 
tricbe zu benennen, 


Behördentariffragen 


Einstufung der Katastertechniker. Das Einstufungsverfah- 
ren für Katastertechniker bei Umgrtüppierungsanträgen gestaltet 
sich insofern außerordentlich langwierige und schwierig, als 
die örtlichen Dienststellen bzw. die Bezirksregierungen vielfach 
in der Behandlung der gestellten Anträge sehr säumig sind 
und ferner mit nicht ganz zulässigen Mitteln versuchen, die 
Antragsteller zur Zurücknahme gestellter Anträge zu bewegen 
oder das Verfahren zuungunsten des Angestellten zu beein- 
flussen. Bis vor kurzem sind im Nachprüfungsausschuß I. In- 
stanz 40 Streitfälle behandelt, wovon nur 12 entschieden sind, 
In dem Nachprüfungsausschuß H. Instanz sind von 8 Streif- 
fällen 3 entschieden worden. Wenn das so weitergeht} wird 
ein großer Teil der Einreihungsstreitigkeiten vor den ordent- 
lichen Gerichten auszufechten sein. Die bisher bei Feststellung 
des Sachverhalts über die Tätigkeit des Angestellten ein- 
genommene Haltung der Aufsichtsinstanzen sowie das Ver- 
fahren bei der Festsetzung des Grundvergütungssatzes, bei Neu- 
einreihung infolge Stellenwechsel und bei Einreihung der 
Katasterhilistechniker zeigt aber auch, welchen außerordentlich 
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schwierigen Kampf die Katastertechniker bzw. der Bund wegen 
einer gerechten Bewertung zu führen haben. In der wirtschaft- 
lichen und politischen Reaktion findet dieses Bestreben der 
Verwaltung, nun ‘auch die im Angestelltenverhältnis befind- 
lichen Kollegen zu drücken, eine große Stütze. Trotzdem 
ist es dem Bunde gelungen, die dem Katastertechniker bisher 
errungene Position zu halten. , 

Wie das Finanzministerium die Arbeit des katastertechni- 
schen Berufsstandes einschätzt, ist aus einem streng vertrau- 
lichen Erlaß vom 23. Januar 195 — K.V.1.355 — zu ersehen, 
in dem u. a. folgendes gesagt wird: 


„Bei den Angestellten, die mit Bewertungsarbeiten für die vorläufige‘ 


Steuer vom Grundvermögen beschäftigt werden, ist ausführlich zu 


schildern, welcher. Art ihre Tätigkeit ist. "Es kommt hierbei darauf an, - 


Klarheit darüber zu gewinnen, ob die Angestellten, wie behauptet wird, 
Bewertungsarbeiten tatsächlich selbständig ‘ausführen, oder nur an den 
vorbereitenden . Arbeiten . (Berechnungen u. a) bzw. Vorarbeiten teil- 
nehmen. Zu den Vorarbeiten gehören u. a. auch die etwa von 
den Angestellten selbst gefundenen Vorschläge zur 
Bewertung, das Heraussuchen von geeigneten Vor- 
schlagsobjekten-und etwaige Vorschläge für Mehr- 
und Minderwertenachdenvon dem Katasterdirektor 
gegebenen allgemeinen oder besonderen Anhalts- 
punkten. Außerdem.ist von jeder Dienststelle schätzungsweise anzu- 
geben, wie viel» Hundertteile von den gesamten Büroarbeiten ein- 
schließlich der technischen auf die sogenannten schwierigen Arbeiten, 
ui sie von Beamten der Besoldungsgruppe 7 zu: fordern sind, ent- 
allen. 

Diese Anordnungen sollen bei Schilderung der Tätigkeit 
der Angestellten berücksichtigt werden... Es ist .deshalb- gut, 
wenn die Kollegen das gleiche bei der Ausfüllung der Berichts- 
bogen usw. tun. Gut wäre es aber auch, wenn das Finanz- 
ininisterium klarstellen würde, welche schwierigeren Arbeiten 
es von einem Beamten der Gruppe VII verlangt, und. was 
unter Bewertungsarbeiten im Gegensatz zu den Vorarbeiten zur 
Bewertung zu verstehen ist. Die Beantwortung dieser Fragen 
dürfte nicht nur für die Katastertechniker, sondern auch für die 
beamteten Kollegen und für die Katasterdirektoren von Bedeu- 
tung sein. 

Auch bei der Festsetzung des Grundvergü- 
tungssatzes im Zusammenhang mit einer Umgruppierung 
nach & 53 Pr.A.T. war bei der Verwaltung das lebhafte Be- 
streben zu erkennen, die Angestellten schlechter zu stellen. Iır 
mehrfachen Verhandiungen hat der Bund gegen dieses Ver- 
fahren Einspruch erhoben. Die vorhandenen Schwierigkeiten 
sind vielfach dadurch entstanden, daß die örtlichen Dienst- 
stellen glaubten, bei der Festsetzung: des Grundvergütungs- 
satzes von der Vergütungsgruppe V ausgehen zu müssen. Dem- 
gegenüber verweisen wir nochmals auf den Erlaß des Finanz- 
ministers vom 30. August 1924 — K.V.2135 —, wonach die 
Vergütungsgruppe Vlals Eingangsgruppe für 
Katastertechniker anzusehen ist. 

In einer neueren Einzelentscheidung vom 27. Januar 1925 
— K.V. 1.151. — ist ferner u. a. folgendes gesagt: 

„Dagegen habe ich, keine Bedenken bei der Berechnung der Vor- 
dienstzeiten die Tätigkeit des N. N. vom vollendeten ‘21. Lebensjahre ab 
nach der Vergütungsgruppe VI zu bewerten. Ich gehe dabei von der 
Erwägung aus, daß eine solche Bewertung der Vordienstzeiten aus 
Billigkeitsgründen bei allen Katastertechnikern Platz greiien kann, wenu 
nicht besondere Fälle eine Ausnahme erheischen. Ein’ ÄAusnahmefall 
würde vorlegen, wenn die fachliche Beschäftigungszeit vor dem 21. Le- 
bensjahr nur von so. kurzer Dauer wäre, daß eine Bewertung der 
Tätigkeit nach der Vergütungszruppe VI nach dem Stande der Aus- 
bildung offenbar ungerechtfertigt erscheinen würde.“ 

Dieser Auffassung des Preußischen ° Finanzministeriums 
treten wir im allgemeinen bei, weil hierdurch den besonderen 
Beschäftigungsverhältnissen des katastertechnischen Personals 
im allgemeinen Rechnung getragen ist. In Anwendung ‘dieser 
Entscheidungen dürften im wesentlichen auch alle bisher ent- 
standenen Schwierigkeiten bei Neufestsetzung des Griundvergü- 
tungssatzes, die die Verwaltung bei einer Umgruppierung nach 
$ 53 glaubte vornehmen zu müssen, beseitigt werden. Im ande- 
ren Falle wird die Katasterverwaltung im Sinne der an anderer 
Stelle wiedergegebenen allgemeinen Erklärung der Staatsregie- 
rung zur Festsetzung des Grundvergütungssatzes zu ver- 
fahren haben. . ; 


Umgruppierung und Festsetzung des Grundvergütungs- 
satzes. In Nr. 3 der „D.T.Z.“ haben wir ausführlich über die 
zwischen den Angestelltenorganisationen und der Preußischen 
Staatsregierung bestehenden Meinungsverschiedenheiten über 
die Auslegung der Umgruppierungsbestimmungen nach $ 53 
Preuß. Angestelltentarif im Zusammenhang mit der Neu- 
festsetzung des Grundvergütungssatzes berichtet. Die Mei- 
nungsverschiedenheit, aus der alle einzelnen Schwierigkeiten 


entspringen,- besteht “darin, daß nach Auffassung der Regie- 


zung die nach 8. 53 zum Zwecke’ der Umgruppierung auszu- 
sprechende Kündigung eine vollkonimene Lösung des bisherigen 

ienstverhältnisses bedeutet,“ und daß bei Fortsetzung des 
Vertragsverhältnisses eine Neuteinstellung- vorliegt; - die eine 
Neueinreihung und Neufestsetzung des Grundvergütungssatzes 
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Nr. 9- 


— 


erfordert. Demgegenüber vertreten wir den Standpunkt, daß 


die Umgruppierungskündigung nicht das Dieristverhältnis, son- 
dern ausschließlich. die - Einreihung berührt: Daß die Regie- 
rung ursprünglich selbst dieser Auffassung, zum mindesteu 
bezüglich der Festsetzung - des Grundvergütungssatzes, war, 
beweist die Ziffer-21 der einseitigen Verwaltungsausführungs- 
anweisung, die folgende Bestimmung enthält: rer 

„Zu Anlage 2, Vorbemerkung I, 5 bis 12: Gegenüber den in Nr. 5 
Dis 12 enthaltenen Anrechnungsgrundsätzen waren die bisher geltenden 
Bestimmungen mitunter namentlich durch ‚die Anrechnung beschäftigungs- 
loser Zeiten (als Lebensalter zur Hälfte), für den Angestellten. günstiger, 
Eine Herabsetzung des Grundvergütungssatzes soll 
durch Anwendung der neuen Vertragsbestimmungen 
bei Angestellten, dieam Tage der Herausgabe des 
den Preuß. Angestellten-Tarifvertrag-.eenthaltendeu 
Preuß. Besoldungsblattes bereits im Genuß eines 
höheren Grundvergütungssatzes waren, nicht er- 
folgen.“ RE. 

In der Zwischenzeit, haben nun auf Grund des Vorstoßes 
der Organisationen Verhandlungen zwischen den Vertrags- 

arteien. stattgefunden. In diesen Verhandlungen ließ die 
reußische - Regierung durch Ministerialrat Sandrock cr- 
klären, daß sie nach wie vor ihren grundsätzlichen Standpunkt 
aufrechterhalte,. jedoch ‘bereit sei, auf Antrag im Einzelfall zu 
prüfen, ob und inwieweit Gründe geltend gemacht und au- 
erkannt werden körinen, die eine Anwendung der Härtebestim- 
mungen (Ziff. 13 Anl. 2 P.A.T.) rechtfertigen. Eine solche 
Erklärung konnte uns, die wir mit guten Gründen die Halt- 
losigkeit des Regierungsstandpunktes nachzuweisen in der 
Lage sind, nicht befriedigen, jedoch lag uns im Interesse der 
betroffenen Kollegen viel daran, möglichst schnell zu einer 
praktischen Lösung zu kommen, die in der Wirkung der vou 
uas vertretenen Auffassung nahekommt, um einen Ratteu- 
schwanz von Finzelprozessen zu. vermeiden. Ohne unseren 
Rechtsstandpunkt aufzugeben, forderten wir daher die Anwen- 
dung der Ziffer 4 der Ant. 2 P.A.T. bei Neufestsetzung des 
Grundvergütungssatzes auch im Falle der Umgruppierung, 
weil nicht zugelassen werden kann, daß ein im Behördern- 
dienst stehender, also von der Verwaltung benötieter An- 
gestellter schlechter gestellt wird als ein entlassener. Ängestell- 
ter. Diese Forderung war um so berechtigter, als der Ver- 
treter der Reichsregierung erklärte, daß die Reichsregierung 
im Sinne des Antrages der Organisationen bereits verfährt. Im 
laufe der Verhandlung gaben dann die Vertreter der Preuß. 
Staatsregierung nach anfänglichem starken Sträuben folgende 
schriftliche Erklärung ab: 

„Die Staatsregierung wird im einzelnen Falle in Anlehnung an die 
Bestimmungen der Ziff. 4 der Anlage 2 Pr.A.T. prüfen, wieweit von 
Ziif. 13 Gebrauch gemacht werden kann. Sie ist auch bereit, alle 
ergangenen Entscheidungen daraufhin nachzuprüfen.“ 

Nach dem Verlauf der Verhandlungen ist 
diese Erklärung dahin zu verstehen, daß iu 
keinem Falle eine Verschlechterung des Grund- 
vergütungssatzes erfolgt, es sei denn, 
eine Heruntergruppierung vorliegt. 

Nach diesem Verhandlungsergebnis und in der Erwartung, 
daß die einzelnen preußischen Ressorts nunmehr in diesem 
Sinne verfahren, haben wir zunächst von der Herbeiführung 
einer Entscheidung über die grundsätzlichen Meinungsverschie- 
denheiten Abstand genommen, uns aber vorbehalten, ‚hierauf 
zurückzukommen, wenn uns Entscheidungen bekannt werden, 
die dem Wortlaut und Sinn des Tarifvertrages und der neueren, 
Regierungserklärung widersprechen. 


Besoldungsfragen 


Wohnungsgeldzuschuß (Ortszuschlag) für ausgeschiedene 
‚Angestellte. Der Reichsminister der Finanzen hat unter dem 


9. Februar 1925 — 1B3540 — folgende Verfügung erlassen:, 


„Im Anschluß an ‘die Bekanntmachung im R.B.B. 1924, Nr. 1018, 
Abschnitt C erkläre ich mich damit einverstanden, daß Angestel!ten, deren 


Dienstverhältnis vor dem 2. November 1924 gekündigt worden ist und- 


deren Wohnungsgeldzuschuß, (Ortszuschlag) sich infolge der Einstufung 
der Orte in die einzelnen Ortsklassen entsprechend der Achtzehnten Er- 
gänzung des Besoldungsgesetzes vermindert hat, der Unterschiedsbetrag 


in entsprechender Anwendung der Verfügung Nr. 1013 (R.B.B. 1924,: 


S. 322) bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses gezahlt wird. 

Dementsprechend ist auch zu 
gemäß Artikel 15 $ 1 Abs. 3 der Personalabbauverordnung (R.B.B, 1924, 
S. 13) für die in vorstehendem Absatz bezeichneten Angesteilten bei der 
Feststellung des letzten Monatseinkommens der bisherige höhere Woh- 
nungsgeldzuschuß (Ortszuschlag) zugrunde zu kegen.“ 


Geschäftliches 


Es ist eine bekannte Tatsache, daß alle Waren dort am billigsten 





und am besten sind, wo sie hergestellt werden. Man spart 'deshalb _ 


viel Geld, wenn man seinen -Rauchbedarf direkt in der Fabrik einkauft. 
Wir empfehlen allen Rauchern für den billigen Bezug ihres Bedarfs 


die seit über 35 Jahren in allen- Raucherkreisen. bestens bekannte Firma - 


Julius Hagemann, Zigarren- und Rauchtabakfabriken in Orsoy am Rhein, 


deren Prospekt der heutigen Atisgabe- beiliegt. ‘ Der reichhaltige Prospekt ; 


wird jedem ‚etwas Passendes bieten. 


daß 


Berechnung der Abfindungssumme. 




































Gesucht zum sofortigen Eintritt für das 


Straßenbauamt 


zwei technische Hilfskräfte des Tiefbaufachs 
mit guten Kenntnissen und längeren Er- 
fahrungen im Straßenbau, die im Entwurf wie 
im Kalkulationswesen sicher arbeiten können, 
ferner für das 


Hafenbauamt 


eine technische Hilfskraft für einige Monate, 
die im Wasserbau erfahren sein soll. 
Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisab- 
schriften und Gehaltsforderung an 
Oberbürgermeister Köln. 


Tiefhautechniker. 


Beim städt. Tiefbauamt ist baldigst ‚die Stelle eines 
Tielbautechnikers zu besetzen. 

Praktische Erfahrungen im Projektieren und in der 
Ausführung von Straßenbauten und Stein- und Eisenkon- 
struktion, gute statische Kenntnisse, sowie das Reifezeugnis 
einer anerkannten Tiefbauschule Bedingung. 

Bewerbungen mit Lebenslauf und Gehaltsansprüchen 
sind unter Angabe des möglichen Dienstantritts bis zum 
2. März 1925 an die Verwaltungsabteilung des Tiefbau- 
amtes zu richten. 

Eiberfeld, den 17. 2. 1925. 

Der Oberbürgermeister. 


Bei dem hiesigen Stadtbauamt ist die Stelle eines 


Hochbautechnikers 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung, möglichst mit 
Kenntnissen im Tiefbau, zu besetzen. Einstellung -auf 
Privatdienstvertrag mit gegenseitiger vierteljährlicher Kün- 
digung. Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften 
usw, und Gehaltsansprüchen sind spätestens bis zum 
1. März d. Js. an den Magistrat zu richten, 
Bad Pyrmont, den 18. Februar 1925, 
Der Magistrat. 


Ingenieur der Autobranche 


Gesucht wird per sofort ein strebsamer Fach- 
mann der Autobranche, Ingenieur bevorzugt. 
Ausführliche Bewerbungen unter DT. 94 erbeten 
an R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Str. 111. 


Für unser Maschinenbüro suchen’wir zum 1. April d. ]. 
einen unverheirateten, jüngeren 


Masthinentechniker oder Zeichner, 


welcher in der Lage ist, nach gegebenen Unterlagen saubere 
Zeichnungen anzufertigen. 
Angebote sind mit Lebenslauf, Zeugnissen und Ge- 
haltsansprüchen einzureichen. 
Bergwerksdirektion Niederschlesien 
der Oberschles. Kokswerke u. Chem. Fabriken 


Act.-Ges., Abteilg.: Fuchsgrube, Neu-Weißstein. 
Erfahrener 


Hochhautechniker 


sauberer Zeichner, guter Bauleiter, sicher im Veranschlagen 

und Abrechnung, zum 1. 3. gesucht, Bewerbungen mit 

Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Gehaltsansprüchen und 
Auskunftsnachweisen an das 








Staatliche Baubüro Erz & Eisenkai, Emden, am Delit32.- 


Suche für sofort jüng. Jüngerer 


Hochbautechnikor| Hochhautechniker 


Absolv. einer staatl. Bauge- 
(M. od. Z.) Absolv. staatl. werkschule, flotter Zeichner, 
Baugewerkschule, flotter 


Zeichner, sicher in Statik und ehe) Ar 


suche mit Gehaltsansprüchen 

sind sofort einzureichen. 
Stadtrat Borna, 

Bez.Leipzig,20.Februar1925. 


Veranschl. für ländl. Bau- 
rer Provinz Sachsen. 

fferte m. Gehaltsanspr. unt. 
DT. 92 an R. Merkel, Berlin 
W 35, Potsdamer Straße 111. 


Schreiben Sie an mich 


und verlangen Sie Muster bei Bedarf in 


Anzug- 
2 Stollen 
Kostüm- 


Otto Ziegner, 


Tuchversand, 


ottbus 14. 


Vertragslieferant grösster Beamtenverbände., 
Ratenzahlung gestattet. 





Beim Eichamt Bremen 
ist.die ruhegehaltsberechtigte 
Stelle eines 


IE. Eichmeistors 


zu besetzen. Die Befähigung 
für den mittleren technischen 
Eichdienst ist nachzuweisen. 
Mit der Stelle ist ein Gehalts- 
satz n. Besoldungsgruppe VI 
nebst den gesetzlichen Zu- 
schlägen verbunden. Die An- 
stellung ist nach einer sechs- 
monatl.Probezeit vorgesehen. 

Bewerbungen sind bis 
6. März 1925 zu richten an die 


Regierungskanzlei Bremen 
unter Beifügung eines vom 
Bewerber persönlich abgefaß- 
ten Lebenslaufes nebst amt- 
lich beglaubigten Zeugnis- 
abschriften. 
Bremen, den 18.Februar 1925. 
Der Eichungskommissar. 





Aelterer, energischer und 
wirtschaftlich rechnender 


Tieihautechniker 


mit praktischer Erfahrung in 
Beton und Eisenbetonbau für 
Büro und Baustelle, gewandt 
im Verkehr m. Unternehmern, 
sofort ge$ucht. Bewerbungen 
mit Lebenslauf, Zeugnisab- 
schriften u, Gehaltsansprüchen 
sind zu richten an das 
Kreisbauamt 
in Recklinghausen. 





Zwei 1. selbständige 


Baulührer 


zum sofortigen Antritt 


gesucht. 
Lebenslauf, Zeugnisse und 
Bild erbeten an die 
Bauhütte Ostthüringen 
Altenburg, Münsaerstraße 36. 


Die Riesen - Zigarette 
Prinz Harro 

a. goldgelbem milden Orient- 

tabak, 100 Stück M. 3,— 

und M.— ‚50 Nachnahme. Zu- 

rücknahme bei Nichtgefallen, 

OttoLerche, Bad Reichenhall. 


Apfelwein 


herb Ltr. 30 Pfg., süß und 
stark 60 Pfg. Johannisbeerw. 
75 Pfg., auf alles 20 %/, Steuer, 
Apfelsekt 10 Flaschen 15 M. 
versteuert bei 


Oswald Flikschuh,Neuzelle. 


Was jede Franwissen muß 


















/f 7 
Aufklärung u. Rat gibt Ihnen 
in allen diskreten Fällen, wie 
monatl.Störungen etc.etc., am 
sichersten die weltbekannte 
Broschüre 


„Diskrete Frauenfragen“ 


von der früh. Oberhebamme 
der Charite Berlin. Direkt zu 
beziehen gegen Einsendung v. 
1 M. von Frau Anna Hein, 
hyg. Versandhaus, Berlin 75, 
Potsdamer Sir. 108a. 





Neu erschienen! 


Kurt Schindler 
„zur 


Geschäftsoränung!“ 


Ein Leitfaden 


für Versammlungsleiterund 

Vereinsvorstände zur Ver- 

anstaltung erfolgreicher 
Versammlungen, 


80 Seiten, 
gebunden Preis M. 1.50.% 


te eg - Verlag 


Beriin NW40 
Postscheckkonto 15550. 
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Jüngerer 


Iahkauechniker 


(M) ewandt im Zeichnen 
eranschlagen, welcher 
auch die Bücher mitführen 
muß, zum baldigen Antritt 
gesucht. Bewerbungen mit 
Lebenslauf und Gehaltsan- 
sprüchen erbeten an 


Vierjahn & Moormann, 
Maurermeister, 
Walsrode (Hannover). 


Regierungsbaumeister a. D. 
oder Dipl. » Ingenieur 
(Wasserbau) tunlichst mit 
mehrjähriger praktischer Er- 
fahrung und erährusg für 
laufende Büroarbeiten und 
Bauausfübrungen möglichst 
zum 1. April d. Js. gesucht. 
Einstellung und Vergütung 
nach d. Preuss, Angestellten- 
Tarifvertrag. Bewerbungen 
mit begl. Zeugnisabschriften 
u. Lebenslauf einzureichen an 
Staatl, Hafenbauamit 
Stolpmünde i, Pomm. 


Bautechniker, 


firm imVeranschlagen, Pr 
rer, flotter Zeichner, für ein 
mittleres Baugeschäft nach 
Gleiwitz sofort gesucht. Nur 
erste Kraft! Offerten unter 
DT.93, Richard Merkel, Berlin 
W635, Potsdamer’Straße 111. 


Zeugnisahschriften 


in tadelloserMaschinenschrift, 
fehlerlose und saubere Aus- 
führung, 1 Seite 30mal 1.75 
inkl. Ia Papier, engzeilig 
kleiner Aufschlag. 
Otto Höhn,Eisenach?2, 
Helenenstraße 11p. 


Handwurm 


Spul- u. Madenwürmer entzich. Re 
i d. Körper d. besten Säfte, ES 
























nervös, elend u, schlapp. ® 
Bleichsüchtige und blut- ® 
arme Frauen und Mäd- & 
chen, Magen- und Weiss- & 
flussleidende sowie ner- 
vöse Personen usw.leiden ® 
in den meisten Fällen an ® 
Eingeweidewürmern, er- 
kennen aber ihre Krank- 
heit nicht. Heute bedarf 
jeder d.soteuren Lebens- 
mittel für sich und dürfen 
diese nicht v.d. Würmern 
geraubt werden. Aus- 

kunft kostenlos (Rücporte). 8 
i Beine Hungerkur, 


IWurm-Rose, 
euDur) 11a 264. 
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MK tunlaufbahnen 


von A. GREGOR 





Schweine-Rleinfleisch 


gesalzene hiesige Ware 


eteak 9 lb, . M. 3.90 Ei Pochh 
ebinde mit 30, 50 u.100 Pfd. “. isen 
pro Pfd. nur 42 Pfg. = ih a 
.. Gebunden 20 Mark 
Kugel-Käse Auch gegen Monats- 


rate von 4 Mark zu 


(2 rote, runde Kugeln) beziehen 


3 41/, Pfd. —9 Pfund M.4.75 
9 Pfd. rote Tafelkäse „ 475 H. Meusser 


CORE merkh j Buchhandlung 
en,” g.a5 | Berlin W57/4,Prisianer$traie75. 
9 ——— BEER, 


„ger.higsig. durchw.Speck „, 11.70 = = 

freibleibend ab Fe Nachn. Mitglieder, 
werbt für den 

Bund! 





N rf 
H. KrOGMAnN, ;. nes mie. 


Ät est. Versandgesch, a.Platze 








Hyproxit 


(Magnesium peroxyd) 


Wer sich elend, krank, : 


Enbaeleerlertni nelinderpSehtnber 
gesundes, kıankes Blut. lindert Schmerzen 
Eine3--4wöchentlicheKur 1 Ok ist 


mit Blutreinigungs- und, 
Magenpulver Hyproxit efnebillige 
Hausapo; 









wirkt meist Wunder, 80- 
dass die Kranken sich wis 
neugeboren fühlen. Eee 
SIE ESSEN u a en ei 
|  Garmol-Blutreinigungs-Tee 
(aus Sennafrucht bereitet) 
ist ein beliebtes Abführmittel, da die Wirkung 
zuverlässig und reizlos ist. 


Man verwendet Carmol bei Erkältungskrankheiten: 
Rheuma, Hexenschuss, Genick-, Kreuz-, einfachem 
Kopf-, Zahnschmerzen, Husten und Schnupfen. 
Man verlange in Apotheken u. Drogerien ausdrück- 
lich Carmol (Karmelitergeist) und Carmol-Tee, 
Carmol-Fabrik, Rheinsberg (Mark). 





Am 4. März 


abends 8 Uhr eine 


erweiterte. Mitglieder- Versammlung 


statt, zu der pünktliches Erscheinen er- 
forderlich ist. — Tagesordnung: 


Gewerkschaftliche Tagesirugen. 
Wir bittenum recht zahlreiche Beteiligung. 
Mit Bundesgruß! 


Bund der techn. Angestellten u. Beamten, Zwickau i. Sa. 
Der Vorstand. 


N 

N findet 

l im Lokal „Erzgeb. Hof“, Zwickau i. $a. 
N 

h 











. Industriehenmten- Verlag G.m.b.H. 
Berlin NW 40, Werfisit. 7. 


Postscheckkonto Berlin 155 50. 


Wir empfehlen: M. 
Barth, Politische Porträts . . . 
Beer, Allgemeine Geschichte des "Sozialismus und der sozialen Kämpfe 10,— 
Brammer, Der Prozeß des Reichspräsidenten . » » vo» «* S E 
Ford, Mein Leben und Werk . . DNGREIEN a N RR TU rer Oper 
Haenisch, Lassalle, Mensch und Politiker ei 
Klühs, August Bebel . . s = N a ah Ber u ee On 
Mehring, Deutsche Geschichte . % el te . d,— 
Luxemburg, Einführung in die Nalfonalökonomie AR AR EHER Ar 
Kollwitz-Zi ilie, DasyV ol a ee . . 10,— 
Mennicken, Anti-Ford A NR Be EIER RE NY Kon 
Preczang, Freie Gedanken . » » vv» vorne. 3,20 
Rathenau, Gesammelte Reden . » : 2 vn er a 2 nero. Im 
Die Tragödie Deutschlands ER ER BB 
Ufermann, Könige der Inflation . u: a tt 2.50 
Ufermann-Hüglin, Stinnes und seine Konzerne lssre NER No 
Trotzki, 1917, Bie Lehren der Revolution . - NR EEE 
Wells, Die Grundlinien der Weltgeschichte (geb.) LER RE Er 
Wendel, Hans Baluscheck (eine Monographie) . . .12,— 
— Der Sozialismus in der Karrikatur . . +, 10,— 


Wilbrandt, Einführung 


in die Volkswirtschaftsichre Band I und I je - 3,50 


Teilzahlung gestattet! 
Bücherverzeichnisse kostenlos! 
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BREITET ET ETEITTETETTTTTREN 
Spellmann Bahneng 


das Jdeal 






EMEINE 
22:27.MARZ 









Georg Spellmann,Hannov.Holz-Indu strie,Hannover-Kleefeld 
Monatsleistung 75—100 Xegelbahnen. 
ZERKLTTEETEN ESTER 


Die Zeitschrifte ı 


Die Haustohlel | Rheinwein 


für werdende Hausfrauen 













IN 

Ma Oi Be N En nn 

= LOBEAG - 

Bin.- Charlottenburg 8, 
Kantstraße 86, 
Rom, Neapel, 

Sizilien 
von 190.— Mk. an. 

15 Tage - März- Juni, 


















Billiger, vorzügl. Tischwein 


Beruf. Welt | as 












\ M N . für die berufstätigen Töchter] Ungsteiner Rotwein 
ER REN RE zZ E Be n gehören in jedes Beamten- M. 0.75 h 
EUER 3 haus, in dem es Töchter gibt. | pr. Liter zuzügl. 200%, Wein- 
ET ET ER TERPTErETErE Sie sind sehr vielseitig, prak- | steuer = 15 Pfg. zus. M. 0.90, 
BER: z Osterferienfahrt tisch und tun ihren Leserinnen | ab Nierstein, Nachn., Leih- 
» in ‚jeder Hinsicht beste | Fässer v. ca.30-50-100 Litern. 
Norwegen- Spereisen j $ Dienste. Freibl, Station angeben. 
n jedem Heft interessante i Heinrich Strub II 
Ban erlag FroMp: ekt! || pP reisfragen mit guten und mas en 29. 
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Werksgemeinschaft 

Es wäre falsch, die jetzt überall einsetzende: Propaganda 
der Unternehmer und der sogenannten Vaterländischen Arbeit- 
nehmerbewegung für den Gedanken der Werksgemeinschaft 
etwa als einen Versuch anzusehen, die erledigte Idee der Ar- 
beitsgemeinschaft mit neuen Mitteln und auf anderen Wegen 
wieder zu beleben. Gewiß ist der Werks- wie der Arbeits- 
gemeinschaft die wirtschaftsfriedliche Erörterung und Behand- 
lung wirtschafts- und sozialpolitischer Streitfragen gemeinsam, 
‘jedoch mit dem bedeutsamen Unterschiede, daß der Arbeits- 
gemeinschaftsgedanke die Zentralkörperschaften, die wirtschaft- 
lichen Vereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
zum Träger ‘der Gemeinschaftsarbeit macht, während die 
Theorie der Werksgemeinschaft diese Erörterungen, die mög- 
liche Verständigung auf den engen Kreis des einzelnen Be- 
triebes, des einzelnen Unternehmens beschränkt wissen will. 
Während also die Idee der Arbeitsgemeinschaft immerhin von 
der „Binsenweisheit‘‘ ausgeht, daß unsere moderne Wirtschaft 
eine Summe von organisch zusammenhängenden Einzelkom- 
‚plexen ist, deren Beschaffenheit und Funktionen sich wechsel- 
seitig ‚beeinflussen, und deren Träger durch ihre Klassenlage 
bedingte gemeinsame Klasseninteressen besitzen, glauben die 
Befürworter der Werksgemeinschaft diese elementare sozial- 
ökonomische Erkenntnis völlig außer acht lassen zu können. 
Diese Feststellung soll keineswegs eine Befürwortung des 

schon als Erledigt: bezeichneten Arbeitsgemeinschaftsgedankens 
darstellen, vielmehr soll damit die — schon vom rein wirt- 
schaftlichen ‘Standpunkt gesehen — unglaublich rückschrittliche 
‚Tendenz der Werksgemeinschaftsidee gekennzeichnet werden. 
Wenn bisher von einer Idee gesprochen :wurde, so ist dies 
eine. wohlwollende Unterstellung tür die Manager dieser an- 
geblich neuen Wege und Ziele. Es handelt sich aber freilich 
keineswegs um ‚das Ergebnis exakter wirtschaftlicher Unter- 
suchungen, angestellt zu dem Zweck, mit neuen Methoden 
eine Gesundung unserer Wirtschaft herbeizuführen, sondern 
um eine bewußte Irreführung der gesamten, schwer notleiden- 
den Arbeitnehmerschaft. 

Die eigentlichen Treider dieser neuen Richtung sind keines- 
wegs die Geisler und Genossen mit ihrem Anhang, dem 
„Nationalverband Deutscher Berufsverbände‘, sondern die 
Unternehmer. Herr Geisler war und ist nichts anderes 
als ein gefügiges Werkzeug in der Hand der Unternehmer. Das 
beweist am besten ein Rundschreiben, mit dem der National- 
verband zu einem großspurig aufgemachten vaterländischen 
Betriebsrätekongreß, der in der Zeit vom 13. bis 17. Februar 
als Auftakt einer vaterländischen Unternehmerwoche Groß- 
Deutschlands stattfand, eingeladen hat. Es heißt dort wörtlich: 
- „Wir nehmen an, daß auch in Unternehmerkreisen weitgehendes 
Interesse für diese Tagung vorhanden ist, und daß daher die Bei- 
bringung der Mittel für die Entsendung der Betriebsrats- 
mitglieder nicht allzu schwer sein dürfte.“ 

. Eindeutiger kann das Verhältnis des Nationalverbandes 
Deutscher Berufsverbände zum Unternehmertum nicht gekenn- 
zeichnet werden. Diese „vaterländische‘‘ Arbeitnehmerwoche 
brachte eine Fülle von Entschließungen und Richtlinien für die 
Förderung der Werksgemeinschaft, die wohl kaum auf einen 
denkenden Arbeitnehmer irgendwelchen Eindruck machen .wer- 
4 den. Auszugsweise-sei aber ein Abschnitt aus diesen Richtlinien 
WISGETBEBEDER, der sich mit dem Aufbau der Werksgemein- 
# schaft beschäftigt und eine merkwürdige Uebereinstimmung mit 
den Unternehmerbestrebungen aufweist. Es heißt da: 
. „Dem Zusammenschluß aller Volksgenossen in der Volksgemeinschaft 
entspricht der Zusammenschluß aller Werksangehörigen in der Werks- 
gemeinschaft, Leitung, Beamte, Angestellte, Arbeiter. Innerhalb der 
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“ Berlin, den 6. März 1925 


Werksgemeinschaft sind Sondergruppen mit besonderer Vertretung der 
Sonderbelange möglich und wünschenswert. Der Aufbaukreis ist ein viel- 
facher, und zwar: 

1. für Männer: Regelung von Lohn und Arbeitszeit, Arbeitsschutz, 
Arbeitsmethode, Unterstützungswesen, Kranken- und Sterbekasse, Sied- 
lungswesen, Beratung im Gartenbau, Kleintierzucht, Geld- und Rechts- 
sachen. ‘Werkssparkasse (Werksgemeinschaftsbank). 

2. für Frauen: Unterweisung in der Haushaltung, richtige Ver- 
wendung des Lohnes, (Kurse) Kranken- und Wochenpflege, Pflege des 
Heims, Nähstube, Spinnerei, Sammelbezug, Säuglingspflege, Kinderer- 
ziehung, die nicht der Schule allein überlassen sein soll; sondern  be- 
sonders in der. Familie zu erfolgen hat. 

3. für die Jugend: Besonders in der Reifezeit, in der eine Um- 
stellung in der Lebens- und Weltauffassung erfolgt, Fernhaltung von 
Parteipolitik, Ersatz für Schundkinos und Schundliteratur durch prak- 
tische Jugendarbeit, die sich erstreckt auf das Körperliche: Turnen, 
Sport, Wandern; das Geistige: Lesen, Theaterspiel, Jugendbücherei, Fort- 
bildungsschule; das Sittliche; Jugendkino, Handfertigkeit. Für Mädchen: 
Handarbeit, Basteln. Für Knaben: Papp-, Holz- und Metallarbeiten 
(Jugendwerkstätten). Jugendheim, Gesang, Spiel und Tanz. 

4. Ein Zusammenwirken aller findet statt bei Ausflügen, Bildungs- 
und Unterhaltungsabenden, Theater- und Gesangsgruppen, volkstümlichen 
Festen: wie Weihnachten, Erntedankfest, Sonnenwende, vaterländischen 
Gedenktagen usw. 


Gibt es nicht in fast allen Großbetrieben wie Krupp, Borsig, 
Siemens usw. solche Werksvereine? haben sich nicht hunderte, 
vielleicht* tausende auch freigewerkschaftlicher Arbeitnehmer 
gutgläubig solchen Werksvereinigungen angeschlossen in der 
Annahme, daß es sich eben nur um die Pflege des Sportes 
oder um irgendeinen kulturellen Zweck handle? Sind sick 
solche Arbeiter und Angestellte nicht des unheilvollen Ein- 
flusses solcher Einrichtungen auf die notwendige Klasseır- 
solidarität aller Arbeitnehmer bewußt? Jeder Angehörige eines 
solchen Betriebes hat gewiß schon einmal unter dem peinlichen 
Eindruck der Rede eines Werksangestellten gestanden, in der 
bei irgendeiner festlichen Gelegenheit das „Wachsen, Blühen 
und Gedeihen‘ „unserer‘‘ Firma X oder Y gefeiert wurde. 
„Das Wohlwollen, das soziale Verständnis der Werksleitung‘‘, 
so konnte man hören „sei über jeden Zweifel erhaben usw. 
usw.‘ und jeder hätte solche Phrasen beim Gedanken an seine 
jammervolle Bezahlung, an die zehrende Sorge des Alltags, 
als schneidenden Hohn empfinden müssen. Wie demütigend 
war für jeden Aufrechten, der joviale dankende Händedruck, 
den der Redner am Schlusse seiner Ausführungen von dem an- 
wesenden Werksdirektor oder Werksinhaber erhielt! Wer fühlt 
nicht und weiß nicht, daß in einer solchen Atmosphäre das 
Intriganten- und Angebertum gezüchtet wird, daß einer dem 
anderen nicht trauen darf. Warum sind aber selbst denkende 
Angestellte und Arbeiter Mitglieder solcher gelben Werks- 
vereinigungen? Zum Teil unter dem sanften Druck der Firmen- 
leitungen, zum Teil einfach aus Gedankenlosigkeit. Es handelt 
sich ja in Wirklichkeit gar nicht um die Pflege eines Sportes 
oder sonstiger kultureller Bestrebungen, sondern um eine be- 
wußte Ablenkung der Arbeitnehmerschaft von der klaren Er- 
kenntnis ihrer Klassenlage und einer dementsprechenden ge- 
werkschaftlichen Betätigung. Es soll der Eindruck erweckt 
werden, als ob der Wohlstand des einzelnen von der Ren- 
tabilität und der Entwickelung „seines‘‘ Betriebes abhängig 
wäre, woraus natürlich der Schluß gezogen werden müßte, 
daß eine Vereinigung mit betriebsfremden Personen, etwa in 
der Form der Gewerkschaften, zweckwidrig sei. Mit logischer 
Konsequenz müßte weiter geschlußfolgert werden, daß sölchen 
außenstehenden Personen selbstverständlich kein Einfluß auf 
die Gestaltung der Lohn- und Arbeitsbedingungen eingeräumt 
werden kann, weil: dies einzig und allein Sache der Betriebs- 
leitung und der dazugehörigen Belegschaft wäre. 
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„Also los von diesen, im Schematismus erstarrten Tarif- 
verträgen!‘““ Die notwendigen Vereinbarungem werden zwischen 
Betriebsvertretungen und Geschäftsleitung und nicht mit „be- 
triebsfremden‘ Gewerkschaften getroffen, wobei die persön- 
liche Leistung des einzelnen (Werksverein-Einstellung) weitest- 


gehend berücksichtigt wird. Mit den in jeder Beziehung ab-* 


hängigen Mitgliedern der Betriebsvertretung, die natürlich in 
keinerlei Beziehungen zu den Gewerkschaften stehen dürfen, 
wird man dann zu Resultaten kommen, die viel „tragbarer“ 
für den Betrieb sind als die Ergebnisse der jetzt mit den Ge- 
werkschaften geführten Tarifverhandlungen. Hat man die jetzt 
noch starke gewerkschaftliche Front der Arbeitnehmer,in dieser 
Weise erst einmal zerschlagen, dann werden die Herren Unter- 
nehmer sehr bald mit der bekannten Methode „Zuckerbrot und 
Peitsche‘ den einzelnen gefügig machen. „Dann wird man 
Arbeiterdelegationen zu allen nur denkbaren Regierungsin- 
stanzen und Parlamenten nach Belieben kommandieren, um 
„aurch den Mund der Arbeiter‘ beweisen zu lassen, daß der 
geforderte Schutzzoll bewilligt, die „unerträglichen‘‘, „die Wirt- 
schaft erdrosselnden“ Kapitalsbesteuerungen beseitigt und durch 
indirekte Steuern ersetzt, diese oder jene Preisbeschränkungg- 
vorschrift aufgehoben werden müssen. Die vaterländische wirt- 
schaftliche Einheitsfront des Herrn Geisler ist hergestellt! Heil! 
Sollte das gegenseitige Vertrauen trotzdem einer Nachhilfe 
bedürfen, dann veranstaltet man gemäß 8& 4 der wiederge- 
gebenen Richtlinien einen gemeinsamen Unterhaltungsabend, 
des Theater-, Gesang-, Sport- und. Geselligkeitsvereins.. Kommt 
auch hierbei so recht keine Stimmung auf, so kommandiert 
man wie beim Militär: „singen!“ und stramm steigt der Kantus 
„Oh, wie lieblich ist’s im Kreis trauter Biederleute“. 

So übertrieben und abwegig dem einen oder dem anderen 
das bisher Gesagte wohl erscheinen mag, so sicher treibt die 
Entwicklung dahin, wenn nicht alle Arbeitnehmer mit größerer 
Entschiedenheit als bisher von den Werksvereinigungen und 


Werksgemeinschaften abrücken. Man gebrauche nicht die Aus- 


rede, man sei nur deshalb Mitglied der gelben Werksvereine, 
weil man diese kontrollieren und wenn möglich ihre Führung 
in die Hand bekommen wolle. Mit gleich großer Aussicht auf 
Erfolg hätte im Felde auch jemand zum Feinde überlaufen 
können, mit der Begründung, die gegnerische Generalstabs- 
leitung in einem für uns günstigen Sinne beeinflussen zu wollen. 
Niemand ist in Wirklichkeit so tief von dem unüberbrückbaren 
Klassengegensatz zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber über- 
zeugt, als die Unternehmer selbst. Alle ihre organisatorischen 
Maßnahmen, die zentral geführten Arbeitgebervereini ungen, 
die weitgehende Vertrustung der Industrie, die keinesfalls an 
den nationalen Grenzen Halt macht, vor allem aber ihr 
Kampf gegen die Gewerkschaften, haben diese Erkenntnis 
zur Grundlage. Die Unternehmer wissen aber auch, daß, wenn 
diese Erkenntnis Gemeingut aller Arbeitenden geworden ist, 
ihre Macht vorüber sein wird. Deshalb bieten sie alles auf, 
um die Arbeitnehmerschaft zu zersplittern, zu verdummen und 
von der eigentlichen Grundfrage unserer Zeit: ob das Besitz- 
interesse oder das Recht des arbeitenden Menschen herrschen 
Sr abzulenken. Die Parole aller Arbeitnehmer muß deshalb 
auten: 


„Heraus aus den gelben Werksvereinen, 
stärksten Widerstand gegen die Tendenzen der 
Werksgemeinschaft!“ 


Es gibt keine Interessengemeinschaft zwischen Kapital und 
Arbeit, sondern nur einen unüberbrückbaren Gegensatz, den 
zwischen Arbeit und Besitz, der alle Arbeitnehmer zwangs- 
läufig in eine große Front von Schicksalsgenossen hineinstellt, 
deren Ausdehnung weder von der Fabrikmauer noch von 
Landesgrenzen bestimmt wird. Max Günther. 


Wohin des Wegs? 


Von einem alten Vorkämpfer unseres Bundes erhalten 
wir folgenden beherzigenswerten Mahnruf, den wir trotz 
mancherlei Schärfen und trotz seiner unserer Ansicht nach 
zu weitgehenden pessimistischen "Auffassung der Verhält- 
nisse veröffentlichen. Die Redaktion. 

Die entnervende Inflatiönszeit ist vorüber, langsam be- 
ginnen die dem Wirtschaftsleben geschlagenen tiefen Wunden 
zu heilen. Der Staat hilft mit ungezählten Goldmillionen den 
„armen‘‘ Kapitalisten zum Wiederaufbau ihrer Vermögen. „Na- 
türlich‘‘ kann der Staat nicht allen helfen; daß zu denen, die 
sich selber helfen müssen, die Arbeitnehmer ehören, ist 
in einem kapitalistischen Staate wohl selbstverständlich. Schließ« 


lich haben ja auch die letzten Reichstagswahlen wieder gezeigt, - 


daß die Mehrheit unserer Staatsbürger 
hat, kapitalistisch regiert zu werden. 
nung! Es bleibt alles beim alten! Den Reichen wird geholfen 
— die Armen müssen auf Gott vertrauen — — —!!! Nach den 


Substanzverlusten der Arbeitnehmer fragt niemand. Das Wie- 
deraufrichten ihrer Wirtschaft bleibt ihnen überlassen. So 


den dringenden Wunsch 
Also ist alles in Ord- 
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mancher meint, daß auch ohne sein Zutun alles gut wird, und 
kümmert sich daher persönlich blutwenig um die weitere Ent- 
wicklung. Dieser fast orientalisch anmutende Fatalismus kann 
Rue für die gesamte Arbeitnehmerschaft katastrophale Folgen 
haben. 

Das Elend beginnt erst! Niemals waren die deut- 
schen Arbeitgeber entschlossener als jetzt, von ihren politisch 
und wirtschaftlich durchaus gefestigten Positionen aus den 
Kampf gegen die Arbeitnehmer durchzufechten mit dem Ziel, 
sich für die Jahre der Angst zu entschädigen und sich die Ar- 
beitnehmer in allen Dingen gefügig zu machen.“ Jeder einzelne 
merkt es im Betriebe, daß die Zeiten anders geworden sind. 
Schlimmeres als die Rückkehr der alten Zustände steht. bevor. 
Fast unmerklich für scharfe Beobachter des Wirtschaftslebens 
wefden die Massen psychologisch reif gemacht für neue Ar- 
beitsmethoden. Tagtäglich ist in Zeitungsartikeln zu lesen, 
daß in Deutschland mehr und billiger produziert werden müsse, 
Die amerikanischen Methoden — System Taylor, Ford usw. — 
werden gepriesen, und ehe sich die Arbeitnehmerschaft ver- 
sehen wird, ist die Umorganisation leise und ohne viel Geschrei 
geschehen, nur mit dem einen Unterschied, daß wir zwar die 
für das Individuum furchtbare Arbeitsmethode, nicht aber die 
in Amerika üblichen Löhne und: Gehälter bekommen werden, 
die es nach Ford den Arbeitnehmern ermöglichen, Auto zu 
fahren und. sich .Bankkonten anzulegen mit für uns unerhört 
hohen Ersparnissen. Zu unsern deutschen Unternehmern dürfen 
wir „volles Vertrauen‘ haben, daß sie den durch intensivste 
Arbeitsleistung herausgepreßten Mehrwert auf ihr Konto 
buchen werden. 

Stehen wir der Entwicklung machtlos ge- 
genüber? Vor Beantwortung dieser Frage sei es erlaubt, 
eine Untersuchung über die Schlagkraft der Organisationen 
vorzunehmen und zu prüfen, ob und: inwieweit ‚die psycholo- 
gische Beschaffenheit der Gewerkschaftsmitglieder eine große 
Kraftentfaltung ermöglicht. 

Ehrlich auszusprechen, was ist, ist immer gut, heilsam 
und notwendig! Wer wollte es leugnen, der Mensch von heute 
ist anders als früher. Geschleift durch den die gemeinsten 
Instinkte wachrufenden vierjährigen Krieg. Stahlbad wurde von 
manchen, die kraft ihres Geldes zu Hause bleiben konnten, das 
Morden genannt! Gemartert durch die wirtschaftlichen Aengste 
der Nachkriegszeit — zermürbt durch die Inflationszeit — diese 
„stahlbäder‘‘ raubten den Menschen das Beste, was sie be- 
saßen, den Glauben an die Menschheit — den Idealismus. 
Nicht an andere, nur an sich selbst denken, ist die Parole; 
Schon zeigen sich böse Krankheiten des Volkskörpers, überall 
bricht das Geschwür stinkend auf, wohin wir sehen, Kor- 
ruption, Bestechlichkeit, Lug und Trug; Treu und Glauben 
sind dahin. Das sind die wahren Folgen des Krieges. Fluch 
ihm und seinen Erzeugern! 

Auch der Geist unserer Kollegen mußte sich unter den 
furchtbaren Einwirkungen der vieljährigen DERDN DEFIEE SE 
ändern. Fast märchenhaft erscheint der ideale Befreierwille 
der organisierten Kollegen der Vorkriegszeit. Ein Blick in die 
Vergangenheit läßt erkennen, daß damals das Verhältnis des 
einzelnen zur Organisation ein ganz anderes war als heute. 
Früher brachte jeder einzelne Opfer, nur an das Gesamtwohl 
denkend. Unermüdlich und bei jeder Gelegenheit wurde für 
die Ausbreitung unserer Ideen gekämpft. Hunderte verloren 
Arbeit und Heimat, nur_ weil sie ihren Bund nicht aufgeben 
wollten. Je schärfer und rücksichtsloser der Arbeitgeber die 
Organisierten drangsalierte und maßregelte, desto eisenfester 
wurden die Bündler. Stark und stärker wurde die Bewegung, 
stolz und mit blitzenden Augen kämpfte jeder an seinem Platz, 
freudig sich zur Organisation bekennend. Alle Mühsal, Not 
und Pein auf sich nehmend, mit sicherem Blick auf das Ziel 
zu. So war es früher. 

Und heute? Die Organisation ist schuld an den un- 
auskömmlichen Gehältern, sie hat den Achtstundentag nicht 
halten können. Die Beiträge sind zu hoch. Auch ohne Orga- 
nisation bekommt man die tariflich festgesetzten Gehälter. 
Alles wird wieder schlechter usw., lauten die Aussprüche vieler, 
wenn sie über ihre Organisation sprechen. 

Die vorstehenden Beispiele mögen zur Charakteristik so 
mancher Zeitgenossen genügen, der Geist ist klar ersichtlich, 
Für all die unvermeidbaren Rückschläge mächt man, das ist die 
bequemste Methode, andere verantwortlich. Dabei‘ konnte es 
bei der Ideallosigkeit und dem mangelnden Willen, sich per» 
sönlich für andere zu opfern, gar nicht anders kommen. Zeitig 
genug haben wir die Kollegenschaft aufgefordert, das Wirt- 
schaftsleben zu studieren und in Verfolg unserer Ziele endlich 
den Willen zu zeigen, auch die bitter notwendigen politischen 
Konsequenzen zu ziehen. Alles war vergebens. Mit starren 
Blick wurde fast nur die Gehaltspolitik verfolgt. Nur Geld — 
schafft Geld, war die Losung. Unsere Mahnungen, neben der 
an sich selbstverständlichen Sicherung der materiellen Existenz 
vor allem an die Zukunft zu denken, wurden in den Wind ge- 
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- schlagen. Die Freude an der Organisation starb. Immer 
schwerer wurde es, den Funktionärkörper in Ordnung zu 


halten. Bei einem Blick auf die Ortsverwaltungsleitunge 
sehen wir die erstaunliche Tatsache, daß in Amt und Würden 


- auch heute noch die alten Kollegen sind, die mit unerschütter- 


lichem Glauben an die Zukunft jahrzehntelang viel mehr als 
Die Jungen fehlen! Sie kriti- 
sieren und denken im übrigen nur an sich selber. Ein inner- 
liches und daher unlösliches Verhältnis zur Organisation be- 
steht nicht. Viele Gewerkschaftler von heute haben am Kapi- 
talismus eigentlich nur das eine auszusetzen, daß sie selbst 
noch keine Kapitalisten sind. Verhinderte Kapita- 
listen! So ist es heute. Selbstverständlich trifft die Kenn- 
zeichnung nicht auf alle zu. Auch früher hat es neben der 
großen Masse Idealisten Egoisten gegeben, ebenso wie es auch 
zur Zeit außer den verhinderten Kapitalisten jugendfrische 
und zukunftsfreudige Kämpfer gibt. Ausnahmen bestätigen 
Beneel: Im allgemeinen dürfte die Charakteristik aber zu- 
reffen. 


Trotz alledem ist die Situation nicht hoffnungslos. Es gilt 
nur, so schnell als möglich die Gefahren zu erkennen und die 
Voraussetzungen für siegreich zu bestehende Kämpfe zu 
schaffen. Zunächst sei festgestellt, daß der Organisations- 
apparat in Ordnung ist. Mit Stolz dürfen wir darauf hin- 
weisen, daß sogar die Inflationspest den Bund nicht vernichten 
konnte. Er lebt und reckt sich. Von seiner Bahn ist er auch 
in den vielen Monaten härtester Bedrängnis nicht einen Finger 
breit abgewichen. Die Waffe also ist vorhanden. Nur muß der 
Geist der Masse wieder gestählt werden. Klaren Auges in 
die Wirtschaft hineingesehen, bringt die felsenstarre Erkennt- 
nis, daß die Revolution erst im Beginn steht, der Klassen- 
Kampf immer heftiger sich abspielen wird. Jeder Arbeit- 
nehmer muß in jedem Augenblick an seine Klassenzugehörig- 
keit denken und eingedenk "sein der Tatsache, daß der einzelne 
seine Kraft nur erhält durch engstes_ Zusammenwirken mit 
allen anderen. 
Masse ist unbesiegbar! Der Kampf mit der macht- 
lüsternen, zielklaren und in ihrem Wesen unerbittlich brutalen 
Klasse der Kapitalisten bedeutet entweder lebenslange Aus- 
beutung — auch für die Nichtkampfteilnehmer — oder Ueber- 
windung der mörderischen kapitalistischen Produktionsmethode. 
Dem Schwachmütigen sei gesagt, daß allein der schärfste 


Kampf, an dem jeder teilnehmen muß, die Lage für die Ar- 
Erbarmen kennt der Ka-- 
 pitalismus nicht. Das haben in den letzten. Jahren 


beitnehmer bessern kann. 


viele — man denke an die abgebauten Beamten, ferner an 
die Tausende stellenloser Kollegen — eingehämmert bekom- 
men. Betrachten wir uns immerdar als ein Teil des Gesamt- 
proletariats und ziehen hieraus die Konsequenzen, an allen 
Aktionen direkt oder indirekt teilzunehmen, die geeignet sind, 
die Position des Gegners zu erschüttern. Es geht ums 
Ganze. Entweder lebenslange Ausbeutung durch den Ka- 
pitalismus ohne jede Zukunftshoffnung oder freies glückliches 
Zukunftsland. Wer wollte da beiseite stehen? 


Die wichtigste Vorbedingung für das Er- 


— kämpfen der besseren Zeitist die Durchträn- 
“kung des Geistes der Gesamtkollegenschaft 
_ mit der Erkenntnis von der Sieghaftigkeit 


der gewaltigen Idee, der sozialistischen Ge- 
meinwirtschaft. Dafür wollen wir leben und arbeiten! 


H.G. 
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Anrechnung von Beitragsmonaten für Verdrängte. Durch 


eine Verordnung vom 7. Februar hat der Reichsarbeitsminister 
- bestimmt, daß die Kalendermonate, während deren ein bei 
der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte Versicherter aus 
_ dem besetzten und dem Einbruchsgebiete des Westens aus- 
_ gewiesen oder sonstwie aus zwingenden Gründen verdrängt 


war, für die Erfüllung der Wartezeit, die Erhaltung der An- 
wartschaft und als Vormonate für die freiwillige Versicherung, 


 als_Beitragsmonate angerechnet werden. Diese Anrechnung gilt 
_ aber nur bis spätestens zum Ablauf desjenigen Monats, in 


“ welchem dem 


ersicherten die Rückkehr möglich war und 


- nicht für Monate, in denen der- Versicherte im unbesetzten 
- Gebiet versicherungspflichtig beschäftigt war. Nähere Bestim- 
- mungen über die Bescheinigung der Ausweisung oder Ver- 
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drängung, die als Ersatzzeitschein gilt, werden von der obersten 


- Verwaltungsbehörde erlassen. 


Analoges ist durch eine weitere Verordnung vom gleichen 
Tage auch für die Invalidenversicherung bestimmt worden. 


Einer wird zerbrochen; die denkende - 


v. 
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Zu beachten ist, daß der Reichsarbeitsminister von seiner 
Befugnis, solche Monate auch bei der Rentenberechnung be- 
rücksichtigen zu lassen, keinen Gebrauch gemacht hat. Es 
handelt sich ja auch nicht um dit notleidende Ruhrindustrie, 
sondern nur um einfache Angestellte und Arbeiter! 


Soziale Bewegung 


Reichspräsident Friedrich Ebert $. Die freigewerk- 
schaftlichen Spitzenverbände haben folgenden 
Aufruf erlassen: 


Der deutschen Republik erster Reichspräsidelnt, 
Friedrich Ebert 


der organisierten Arbeiter Deutschlands bester Vertreter und 
rastloser Förderer, wird am Donnnerstag in seiner Vaterstadt 
Heideiberg zur letzten Ruhe bestattet. 

Unermüdlich war er am Werke, die demokratischen und 
sozialen Grundgedanken der Verfassung in die Wirklichkeit 
umzusetzen. Deshalb sind die Herzen der Arbeiter und An- 
gesteilten von der Trauer um den Toten am tiefsten erfüllt. 
Die Millionen Mitglieder der Gewerkschaften sind in erster 
Linie berufen, überall im Lande an den: Trauerkundgebungen 
der republikanischen Bevölkerung Anteil zu nehmen. 

. Ein großer Sohn des Volkes wird zu Grabe getragen. 
Um Friedrich Ebert die letzte Ehre zu erweisen, rufen die 
unterzeichneten Bundesvorstände das arbeitende Volk auf, 
durch eine allgemeine Kundgebung seinen großen Führer zu 
ehren. Zur Stunde der Bestattung soll am Donnerstag, 
den 5. März im zen ande die Arbeit vormittags von 
11 Uhr bis 11 Uhr 15 Min. ruhen: 


Zum Zeichender Trauerumden Totenundder 
geistigen Teilnahme an der Feier seiner 
Bestattung. 

Als Ausdruck desverdienten Dankes für seine 
große und erfolgreiche Lebensarbeit. 

Als Kundgebung der Entschlossenheit, voll 
Kraft und Ausdauer festzuhalten an den 
Zielen der Arbeiterbewegung bis zuihrem 
endgültigen Siege. 

Als erneutes Treuegelöbnis für die deutsche 
Republik und zur Bekundung des festen 
Willens, mitLeibundLebensiezuschützen 
gegenalle Feinde. 


So werden die Trauerkundgebungen am Donnerstag tm 
ganzen Lande zugleich ein Anlaß zu geistiger Erhebung und 
Willensstärkung sein im Sinne des Dichterwortes: Das Banner 
steht, wenn der Mannauch fällt. 

Die örtliche Durchführung dieser Trauerkundgebung unter 
Beachtung der für lebenswichtige Betriebe bestehenden Regeln 
wird den Ortsausschüssen und Ortskartellen übertragen. Die 
Betriebsvertretungen werden sich mit ihren Betriebsleitungen 
ins Benehmen setzen. Von den öffentlichen Arbeitgebern im 
Reich, den Ländern und Gemeinden, wird erwartet, daß sie 
Be Personal die Teilnahme an dieser Kundgebung ermög- 
lichen. 

Die Ortsausschüsse und Ortskartelle, die Deputationen vor- 
gesehen haben, werden gebeten, sie zu der Beisetzungsfeier 
am Donnerstag, vormittag 10 Uhr, nach Heidelberg zu ent- 
senden. Ven Kranzspenden soll im Sinne des Verstorbenen Ab- 
stand genommen werden. Die hierfür bereit gestellten Mittel 
sind örtlich zu sammelan und der geplanten „Friedrich- 
Ebert-Stiftung‘ zuzuführen. 


Berlin, den 2. März 1925. 


Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund. 
Leipart. 
Allgemeiner freier Angestelltenbund. 
Aufhäuser. Stähr, 
Allgemeiner Deutscher Beamtenbund. 
Falkenberg. Kotzur. 
Der AfA-Bundesvorstand und die Vorstände der AfA-Verbände 
nehmen durch Delegationen an der Beisetzung des Reichspräsidenten in 
Heidelberg teil. 


Gericht über die Gelben. Der Führer deı gelben (vater- 
ländischen) Werkvereinsbewegung, der deutschnationale Reichs- 
en estänste Geisler, hatte den Schriftleiter der.,„Deut- 
schen Handelswacht‘“, Organ des deutschnationalen Handlungs- 
gehilfenverbandes, Zimmermann, verklagt, weil dieser ihm 
in dieser Zeitung Unwahrheit, Terror und Gesinnungs- 
kKnebelei vorgeworfen hatte. Es sei Geisler zur Ge- 
wohnheit geworden, Unwahrheiten zu ver- 
breiten, und andere zu verleumden. Wegen der Be- 
hauptung Geislers, daß er einige der schlimmsten Verleumder 
et Kadi geladen hätte, hatte Zimmermann Widerklage 
erhoben. 
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Der Beklagte trat in dem gestrigen Termin im vollen 
Umfange den Wahrheitsbeweis an. Es waren zahl- 
teiche Abgeordnete und Gewerkschaftsführer geladen worden, 
er Abgeordnete Fahrenhorst, der früher dem Reichsbund 
“;eisler angehörte, bekundete, daß bei den Gelben Gewerk- 
schalten falsche Mitgliederlisten geführt wurden; 
Bei einem Verbande, der 183 Mitglieder zählte, sei 
die Zahl der Mitglieder mit 5183 angegeben worden, 
bei einem anderen Verband statt 137 2187. Der Verband der 
Haus- und Privatlehrer habe im ganzen Jahre nur 123 Mk,, 
der Friseurverband nur 163 Mk. eingenommen, der Verband 
Ger Landarbeiter 1500 Mk., ausgegeben seien aber 
150000 Mk. Alles übrige sei von den Arbeitgebern ge- 
kommen. Es sei aber nach außen der Anschein erweckt 
worden, als ob es sich um Mitgliederbeiträge handelte. Der 
Abg. Thiel ciörterte dann eingehend die Vorgänge, die zum 
Austritt des Abg. Geisler aus der Fraktion der Deutschen 
Volkspartei geführt, haben. Die Trennung vom Abg. 
Geisler sei darauf zurückzuführen, daß in allen Instanzen 
Jer Partei die Erkenntnis sich Bahn gebrochen hatte, daß 
Iterrn Geisler es sehr schwer falle, bei der 
Wahrheit zu bleiben. Auf Befragen von Justizrat Dr. 
Zahn läßt sich der Zeuge dann näher aus über die Behaup- 
tung des Beklagten, daß der Abg. Geisler die Oeffentlichkeit 
über den Mitgliederstand seiner Verbände getäuscht hätte. Die 
Hitgliederlisten hätten mit der Zahl 1001 begonnen. Der 
Kläger Geisler beantragte demgegenüber den Reichstagsabge- 
ordneten Johann Wolf zu vernehmen, der aus seiner früheren 
Tätigkeit in der christlichen Bewegung bekunden ‚werde, 
daß die Methode des Mi®liederübertreibens 
von dort gekommen und übernommen sei, daß 
zuch, christliche Gewerkschaften in demselben 
Maße wie. die gelbe Bewegung von der Arbeit, 
geberseite subventioniert worden sei. 


Mehrere Gewerkschaftsvertreter bekunden sodann, daß 


in versteckter Form von den Gelben Verbän-. 


den Unterstützungen durch Unternehmer an- 
genommen worden seien. Der Hefeverband habe dem 
Organ der gelben Bäcker Inserate in Höhe von 6000 Mk. 
monatlich gegeben. Die Summe erschien dann zu klein und 
es wurde dem Bunde der Vorschlag gemacht, eine Pauschale 
von 50000 Mk. zu zahlen, zunächst für ein halbes Jahr. Die 
Zeitung werde dann alles bringen, was der Verband wünsche, 


4 


Nachdem die Parteivertreter längere Reden gehalten hatten, 
kam das Amtsgericht zu einer Freisprech ung .sowohl des 
Angeklagten Zimmermann als auch des Widerbeklagten Geisler. 
Der Angeklagte habe allerdings scharfe Worte gebraucht, er 
sei aber von der Richtigkeit seiner Behauptungen überzeugt 
gewesen. Es mag dahingestellt sein, ob die Behauptungen ob- 
jektiv richtig waren. Nach seiner subjektiven Ansicht durfte 
er scharfe Worte gebrauchen gegen jemanden, den er für einen 
Schädling hielt. em hat er Ausdruck gegeben, ohne die 
Grenzen des $ 193 zu überschreiten. Der Widerbeklagte hat 
auf scharfe Angriffe mit scharfen Ausdrücken geantwortet. Auch 
ihm müsse $ 193 zugebilligt werden. — Die Kosten wurden zu 
zwei Drittel dem Privatkläger und Widerbeklagten Geisler, 
zu einem Drittel dem Angeklagten und Widerkläger auferlegt. 


Angestelltenbewegung 


Die 13. Bundesausschußsitzung des AfA-Bundes fand am 
24. Februar unter besonders zahlreicher Beteiligung im In- 
sustriebeamtenhause statt. A.d.G.B. und A.D.B. waren durch 
ihre Vorsitzenden Leipart und Falkenberg. ebenfallg 
vertreten. 


Für das Preisrichterkollegium berichtete zunächst Busch- 
mann über die abgeschlossene Prüfung der eingegangenen 
Arbeitenzum Tarifvertragswesen. Es wurden dem 
Bundesvorstand bestimmte Vorschläge für die Preiskrönung 
der fünf ‘besten Arbeiten unterbreitet. Der Rechnungsbericht 
für das Jahr 1924 und der Kostenvoranschlag für das Jahr 1925 
wurden nach Berichterstattung genehmigt, dem Vorstand auf 
Antrag des Revisors Konorah Entlastung erteilt. Der Aus- 
schuß befaßte sich alsdann mit den Aenderun genzuden 
Satzungen, wie sie dem im Juni d. J. tagenden Kongreß 
in Vorschlag gebracht werden sollen. Es handelt sich dabei im 
wesentlichen um den organisatorischen Ausbau der Ortskartelle 
und der Bezirkskartelle.e Den Hau ptpunkt der Aus- 
schußberatung bildete die Kreditgebarung der 
Angestelltenversicherung, die bereits in den letzten 
Wochen Gegenstand lebhafter Erörterungen in der Tagespresse 
gewesen ist. Der. Vorsitzende, Reichstagsabgeordneter A uf- 
häuser, berichtete über das außerordentlich gehäufte vor- 
liegende Material und die bisher zur Klärung der Angelegenheit 
mit dem Reichsarbeitsministerium geführten direkten Verhand- 
lungen. Im Anschluß an den Bericht und eine eingehende, 


Nr. 10. 


teils sehr bewegte Debatte, gelangte folgender Beschluß 
einstimmig zur Annahme: “ 


„Der am 24. Februar 1925 tagende AfA-Bundesausschuß hat über 
die Mißstände, im Kreditverkehr der Angestelltenversicherung den aus- 
führlichen mit einwandfreiem Material belegten Bericht des Bundesvor- 
standes entgegengenommen, aus dem besonders hervorzuheben ist, daß 
bei der Beleihung privater Unternehmungen zahlreiche und nicht immer 
einwandfreie Geldvermittler einen unzulässigen Einfluß auf die Aus- 
wahl der zu berücksichtigenden Kreditnehmer ausgeübt haben, während 
andererseits soziale Gesichtspunkte "hinsichtlich der Betriebsverhältnisse 
völlig unberücksichtigt geblieben sind. Aber auch die Kommunen mußten 
sich vielfach förmlich durch eine: Kette von Agenten hindurchwinden, 
während ihre direkten Anfragen an die Reichsversicherungsanstalt büro- 
kratisch und ablehnend beantwortet wurden. Es wird als ein Teil-, 
eriolg der vom AfA-Bund vorgenommenen Aktion festgestellt, daß das 
aufsichtführende Reichsarbeitsministerium Anfang Februar dieses Jahres 
als Zwischenlösung der Reichsversicherungsanstalt die bestimmte Er- 
wartung. ausgesprochen hat, : 

„daB für die Anstalt der Geldvermittlerdienst 

aller Gelegenheitsvermittler, insbesondere auch 

der abgebauten Beamten bis auf weiteres ruht.“ 
Gegen die gewerbsmäßigen Geldvermittier hat offenbar das Arbeits- 
ministerium nichts einzuwenden. — Im übrigen will das R.A.M. nach 
seiner Erklärung das zur Wahrung seines Aufsichtsrechtes Erforderliche 
angeordnet haben. Eine beruhigende Erklärung des Direktoriums der 
Anstalt selbst ist bis zum heutigen Tage nicht erfolgt, obwohl die 
Angelegenheit alle beteiligten Kreise schon seit über sieben Wochen 
beschäftigt. Der AfA-Bundesausschuß "erachtet. die erwähnten Maß- 
nahmen des R.A.M. für ungenügend, und er ' verlangt insbesondere eine 
eingehende Untersuchung des Kreditgebarens der R.f.A. für 
die zurückliegende Zeit ab Oktober 1923. Er spricht sein 
Befremden darüber aus, daß das Reichsarbeitsministerium seit Beginn 
des Krankheitsurlaubs des Herrn Reichsarbeitsministers Dr. Brauns 
dem AfA-Bund auf eine Reihe ganz präzis gestellter Fragen Auskunft 
nicht mehr erteilt hat, obwohl ihm in vorausgegangenen münd- 
lichen Verhandlungen bestimmte Zusagen auf Auskunftserteilung gemacht- 
worden waren. Der Bundesausschuß erklärt sich mit dem bisherigen 
Vorgehen des Bundesvorstandes und mit den von ihm heute vorge- 
schlagenen Maßnahmen voll und ganz einverstanden. Er weist die von 
gegnerischen Verbänden, insbesondere vom Deutschnationa'en Hand- 
ungsgehilienverband gemachte Unterstellung, als könnten agitatorische 
Gesichtspunkte für, das Vorgehen des AfA-Bundes mit maßgebend ge- 
wesen sein, unter schärfster Verwahrung zurück. Der AfA-Bund fordert 
alle Angestellten ohne Unterschied der Richtung 
auf, den Kampffür die Ausmerzung der Geldschieber 
rücksichtslos aufzunehmen und für eine Reorganisation der Vermögens- 
anlage der Angesteiltenversicherung einzutreten, die mit dem Grund- 
gedanken der Sozialversicherung in Einklang gebracht werden kann.“ 

Ueber’ die Errichtung einer Volkswirtschaftlichen Abteilung 
berichtete das Vorstandsmitglied Ing. Schweitzer. Der 
Bundesvorstand wurde beauftragt, sich alsbald mit den Vor- 
bereitungen für die Errichtung des volkswirtschaftlichen Re- 
ferats zu befassen. 

Zum Grubenunglück auf Zeche „Minister Stein“ nahm der 
Bundesausschuß in folgender Entschließung Stellung; 

„Der am 24. Februar 1925 in Berlin tagende AfA-Bundesausschuß 
kommt nach eingehender Stellungnahme zu der Grubenkatastrophe auf 
der Zeche „Minister Stein“ zu dem Ergebnis, daß das heute bestehende 
Treibersystem im Ruhrbergbau mit eine wesentliche Ur- 
sache für die Auslösung derartiger furchtbarer Expiosionen darstellt. 
Dieses in Revier- ünd Materialienprämien bestehende 
System im Ruhrbergbau bildet eine unerträgliche Aus- 
beutung der im Bergbau tätigen Arbeitskräfte; es bedeutet, wie 
das Unglück auf der Zeche „Minister Stein“ erneut bestätigt hat, eine 
ständige Bedrohung Tausendervon Menschenleben. 

Der AfA-Bundesausschuß erwartet von der Reichsregierung und der 
Preußischen Landesregierung sowie den beiden zuständigen Parlamenten, 
daß unverzüglich gesetzgeberische Maßnahmen getroffen werden, um 
das Prämiensystem endlich zu überwinden.“ 

Auf Antrag von Fritz Schröder wurde der Bundesvor- 
stand beauftragt, ohne weitere Verzögerung Schritte einzu- 
leiten, um durch parlamentarische und außerparlamentarische 
Mittel die beschleunigte Ratifizierung des Wa- 
shingtoner Abkommens über den Achtstundentag her- 
beizuführen. 


Eine bemerkenswerte Stärkung der- freien Angestellten- 
En gung bedeutet der Ende Februar erfolgte Zusammen- 
schlußB des dem AfA-Bunde angeschlossenen Allg. Ver- 
bandes der deutschen Bankargesteıt mit 
dem Reichsverband der Bankangestellten. Mit 
diesem Zusammenschluß ist ein großer Schritt nach vorwärts 
auf dem Wege zur Einheitsorganisation der Bank- 
angestellten gemacht worden. Im’ Interesse der Hebung der 
sozialen und’ wirtschaftlichen Lage der Bankangestellten und 
der Stärkung ihrer gewerkschaftlichen Kampffront gegenüber 
dem Bankkapital ist diese Fusion sehr zu begrüßen. 


Im Schmucke fremder Federn. In seiner Nummer 2 vom 
1. Februar 1925 bringt „Der Deutsche Techniker‘ 
Zeitschrift des V.D.T., eine Notiz: „Haben die Gewerk- 
schaften versagt?“ Er verneint diese Frage, indem er 
aus dem Jahresbericht seiner Ortsgruppe Groß-Ham burg 
nachweist, daß die dortigen Spitzengehälter in den verschiede- 
nen Gewerben und Industrien im Laufe des Jahres 1924 erheb- 
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lich, teilweise um annähernd 100 Prozent gestiegen sind. An 
Hand dieser Feststellungen rechnet er seinen Mitgliedern nach, 
daß die geringste erreichte Gehaltserhöhung 50 M. betrage, die 
höchste 148 M. im Monat. Demnach lohne sich die Beitrags- 
zahlung ‚zum V.D.T. außerordentlich gut; denn die Organi- 
sation habe im ungünstigsten Falle für den Organisierten 
in einem Monat 14 M. mehr Gehaltserhöhung herausgeholt, 
als der Verbandsbeitrag für das ganze Jahr betrage; im 
höchsten Falle sei dieser Nettogewinn sogar in einem Monat 
132 M. Aus dem Ergebnis dieser Rechnung ergebe sich, daß 
jeder Techniker V.D.T.-Mitglied werden müsse. 


Gegen die tatsächlichen Feststellungen ist von unserer 
Seite nichts einzuwenden. Zweifellos haben die Gewerk- 
schaften als Ganzes im verflossenen Jahre nicht versagt, son- 
dern, zumal für die technischen Angestellten, beachtliche mate- 
rielle Vorteile errungen. Die Frage ist nur, ob der V.DT. 
berechtigt ist, diese gewerkschaftlichen Erfolge für sich ganz 
oder teilweise in Anspruch zu nehmen. Wir können verraten, 
daß der Vertreter des V.D.T. in Hamburg, Herr Elfert, 
in den zwei Jahren seiner Amtsführung im Gau Nordmark des 
V.DT. sich in Tarifverhandlungen niemals zur Sache äußerte, 
es Sei denn, daß dies etwa auf Anstoß des D.H.V.-Vertreters 
erfolgte. Die technischen Angestellten würden, wenn sie die 
Wahl hätten, zweifellos Herrn Elfert auch nicht mit ihrer 
Interessenvertretung betraut haben; denn unsere Berufskollegen 
wissen ganz genau, daß mit sehr seltenen Ausnahmen ihre 
Interessen nur von einem Techniker wahrgenom- 
men werden können. Herr Elfert aber ist kein Tech- 
niker und auch keine der vorerwälnten Ausnahmen. Es 
wäre ihm auch, Fähigkeit und guter Wille vorausge- 
setzt, kaum möglich, für die Techniker ernsthaft einzu- 
treten, sonst würde er seinen Arbeitsplatz im Büro des D.H.V. 
sehr wahrscheinlich bald verlieren; denn jeder, der ernsthaft 
für Technikerinteressen eintritt, zieht sich die Feindschaft des 
D.H.V. mit Sicherheit zu. Wenn es trotzdem auch in Ham- 
burg unter unsäglichen Schwierigkeiten gelungen ist, im ver- 
flossenen Jahre teilweise beachtliche Gehaltsverbesserungen 
für die Techniker durchzusetzen, so ist dies ausschließlich der 
Arbeit unseres Bundes zu verdanken. Die Schlußfolgerung 
aus der Mitteilung des V.D.T. muß also lauten: Jeder Un- 
organisierte, überhaupt jeder deutsche Techniker, der nicht als 
Parasit von den Erfolgen des Butab Nutzen ziehen will, 
trete schleunigst dem Bund‘ der technischen Angestellten und 
Beamten bei. 


Allgemeine Berufsfragen 


Ausbildungsschwindel. Durch Zeitungsinserat verspricht 
ein Herr Fabrikdirektor Ingenieur Schnurpfeil 
in Gotha Leuten beliebigen Berufes und beliebiger Vorbil- 
dung neue Existenzmöglichkeiten. Wer auf das Inserat ein- 


Tarifvertrag durch Schiedsspruch. Seit etwa einem Jahre 
bestand für-die Angestellten der Rendsburger Industrie 
kein Tarifvertrag mehr. Dem angerufenen Schlichtungsaus- 
schuß gegenüber erklärten die Arbeitgeber, keinen Tarifvertrag 
mehr abschließen zu können, da ihre neue Satzung den Ab- 
schluß von Tarifverträgen mit Angestellten verbietet. Darauf- 
hin wurde von den Angestelltenverbänden an 52 Firmen die 
Forderung zum Abschluß eines Tarifvertrages überreicht und, 
da diese sich dazu nicht äußerten, der Schlichtungsausschuß 
wiederum angerufen mit dem Erfolg, daß ein Tarifvertrag 
durch Schiedsspruch zustande gekommen ist, und zwar mit 
folgender Begründung: 





„Dem Antrage der Gewerkschaften auf Abgabe eines einen Tarif- 
vertrag enthaltenden Schiedsspruches war stattzugeben. Die Aktivlegiti- 
mation der Antragsteller ist durch die Vorlage entsprechender Auf- 
tragslisten dargetan. 


Der’ Schlichtungsausschuß hatte zunächst die 
Frage zu prüfen, ob der Abschluß eines Tarif- 
vertrages zwischen den streitenden Parteien aus 
deren eigefen wirtschaftlichen Interessen anzu- 
streben sei. Erhatdiese Fragebejaht. 
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geht, erhält einen langen Brief, in dem er aufgefordert wird, 
sich an einem’ technischen Konstruktions-Zeichen- 
unterricht auf brieflichem Wege zu beteiligen.‘ Dieser 
briefliche Unterricht soll, ohne daß durch das Studium die 
bisherige Berufstätigkeit unterbrochen oder eingeschränkt wer- 
den müsse, nach vier Monaten abgeschlossen 
sein. Den Teilnehmern wird ein Abgangszeugnis mit ‘der 
Reifebestätigung als technischer Zeichner resp. Zeichenkon- 
strukteur in Aussicht gestellt. Dieses Zeugnis soll sogar nota- 
riel beglaubigt sein und somit einen amtlichen Eindruck 
machen. Jeder Kollege und jeder Arbeitgeber weiß, daß kein 
Mensch in vier Monaten zu einem brauchbaren Zeichner aus- 
gebildet werden kann, am wenigsten auf brieflichem Wege. 
Die Berufsbezeichnung „Zeichenkonstrukteur‘‘, die dieser neu- 
artige Lehrer anwendet, ist bisher weder in der Industrie noch 
im Baugewerbe üblich. In dem Schreiben wird weiter be- 
hauptet, die heutigen technischen Leiter, Werkmeister, Tech- 
niker und Betriebsleiter, die den technischen Weltmarkt be- 
herrschen, seien alle ehemalige Zeichner gewesen. 

Ein fast noch größerer Schwindel als die von ihm emp- 
fohlene Unterrichtsmethode ist die Behauptung, daß heute eim 
allgemeiner Mangel an technischen Kräften vorhanden sei 
und es ihm infolgedessen eine Kleinigkeit wäre, nach Beendi- 
gung dieser sogenannten Ausbildung, seine Schüler als tech- 
nische Zeichner oder Konstrukteure in der Industrie und im 
Baugewerbe unterzubringen, und daß zur Zeit einigermaßen 
gewandte technische Zeichner ein Monatsgehalt von 180 bis 
350 M. erhalten. Wir stellen fest, daß ohne Werkstattpraxis 
oder mehrjähriges theoretisches Studium ‘an einer mittleren 
oder höheren Lehranstalt nur in den allerseltensten Fällen ein 
Zeichner nach mühsamem Selbststudium und jahrelanger Praxis 
es zum Konstrukteur bringt. Daß man gleichzeitig ‘Ma- 
schinenzeichner und Bauzeichner sein oder beides gar in vier 
Monaten erlernen könne, ist nicht nur. als Schwindel, sondern, 
auch als Unsinn zu bezeichnen. Die Gehaltsversprechungen 
aber sind bewußt schwindelhaft. Die Tarifgehälter der Zeichner 
bewegen sich zwischen 60 und 180 M. im Monat. Das tarif- 
liche Höchstgehalt wird in der Regel nach etwa zehnjähriger 
Berufstätigkeit erreicht. Das Angebot an technischen Kräften 
aller Art vom Zeichner bis.zum Diplomingenieur ist geradezu 
ungeheuerlich, ‚trotzdem wegen Mangel an Beschäftigungsmög- 
lichkeit nach dem Kriege Tausende von Kollegen ausgewandert 
sind oder ihren Beruf gewechselt haben. Heute noch ist eine 
sehr große ‚Zahl guter Kräfte, insbesondere im höheren Le- 
bensalter, stellenlos, und zwar nicht wenige von ‚ihnen seit 
zwei bis drei Jahren. Herr Schnurpfeil verlangt für seine 
Bemühungen allerdings im ganzen nur 38 M., aber auch diese 
38 M. können nur als weggeworfenes Geld bezeichnet werden. 
Es ist Aufgabe unserer Mitglieder, dafür zu sorgen, daß dieses 
neue Lehrinstitut über die Kreise der Kollegen hinaus ent- 
sprechend gebrandmarkt wird, um andere vor Schaden zu 
bewahren. 





Die Antragsgegner haben sich zwar ganz allgemein als Tarif- 
vertragsgegner bezeichnet; sie haben aber eine präzise Begründung 
ihres Standpunktes nicht vorgetragen. Tatsächlich bestehen zwischen 
den Organisationen der Arbeiterschaft einerseits und den An- 
tragsgegnern andererseits Tarifverträge, SO daß eine grundsätz- 
liche Gegnerschaft nicht gefolgert werden kann. Der Tarifvertrag 
hat sich im allgemeinen in anderen Städten der Provinz durchaus 
bewährt; er bildet nach der Auffassung des Schlichtungsausschusses 
die beste Basis eines reibungsiosen Zusammenwirkens zwischen Arbeit- 
geber und Angestellten; er bildet das Bindeglied zwischen den 
verschiedenen Strömungen im Wirtschaftsieben und ist durchaus geeignet, 
die Entwicklung im friedlichen Wettstreit wesentlich zu fördern. 

Der Abschluß eines Tarifvertrages erscheint daher wünschens- 
wert und notwendig. Die Ueberprüfung der bestehenden Ge- 
hälter hat ergeben, daß gegenwärtig Veränderungen nicht berechtigt 
erscheinen. 

Es war daher wie geschehen zu erkennen.“ h 

Zur Vermeidung von Wirtschaftskämpfen wäre es er- 
wünscht, daß alle 'Schlichtungsausschüsse sich diesen Stand- 


punkt zu eigen machen würden. 
Etwas vom Mehrwert. In der „Baugewerkszeitung“ teilt 


ein Innungsmeister Rr. mit, daß ihm eine Berliner Eisenbau- 


firmd folgende Rechnung zugestellt habe: 
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Neue Tariigehälter in Goldmark, 


Die Gruppenbezeichnung In den einzelnen Tarifverträgen entspricht nicht In allen Fällen der In nachstehender Tabelle angawandien, 
Die Gehaltssätze aus Tarlfverträgen mit abweichender BEUppE Den rn sind sinngemäss eingesetzt. 


Die nachstehenden Zahlen geben nur annähern 
müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung ‘erkundigen. 
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möglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 
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SR jeneuenGe- Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe 
Bezirk für Monat hälterwurden I u IH IV vV vi Soziale Zulags 
gruppe festgesetzt d. M. M. M. M. M. M. 

H Freiburg i.B. | Febr.-April 25 3 68—167 68—190 196— 238 250-292 405 = Frau 40/,,Kind 40/, 

H Gera ab Jan. 25 ir 82—157 102— 192 145— 265 215—320 _ _ , _ 

H Gießen R Schiedsspr. 65—150 105—195 170—245 280 300 _ 10 M. 

H Hirschberg Jan.-Juni 25 Verhandig. 78—121 120—198 155— 253 235—326 _ _ 73/9, 

H Karlsruhe Febr. 25 R 77—153 94—171 145—213 230—29%0 334 2 — 

H Meißen ab Jan. 25 > 790—150 100—190 160—275 290— 340 .— — 10% 

H Torgau Febr.-Mai 25 a 74-120 102—170 136 203 181—243 —_ — — 

H Wittenberg ab Febr. 25 5 76—138 99— 184 128 - 235 227—293 _ _ —_ 

I Bayern ab Jan. 25 = 90-170 115—209 180—255 320—355 _ _ Frau 10,-, Kind 6,- 

höchstens 3 Kind, 

"K Schlesien Jan.-März 25 Mi 171—204 149-182 138—160 143—220 En _ — 

M Rayern Jan.-Mai 25 Schedsspr. 81-133 113—168 124—219 150—260 — _ 8—16 M. 

N Breslau ab Jan. 25 Verhandlg. 140—210 174— 244 256—325 _ _ E= 6—7M, 

Ö Berlin Jan.-Aprii 25 | & 79—130 179 195— 231 294 _ _ — 

U Berlin ab Jan. 25 > 145 189—255 255— 300 330 — _ 


*Die Gruppeneinteilunsg weicht von der sonst üblichen ab. 
£ {>} 


Fachgruppenbezeichnung: A — Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D = Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur, 


G = Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I = Chemische Industrie, K 


= Steiniudustrie, L= Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N = 


Metallindustrie, O = Textilindustrie, P — Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindusirie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 


= Wagen- und Karosseriefabriken. 


Rechnung vom Januar 1925, 
Betrifft: Landhausbau usw. 
Glasdachmontage. . 
Ausgeführte Tagelohnarbeiten in der Woche vom 5. bis 10. Januar 1925, 
laut Bescheinigung: 

9 Monteurstunden, pro Stunde je 0,70 M. © ss» 2 2 2. 630 M. 

und 150 Prozent Generalunkosten . © eo oe sa oe ao .. 0985 „ 
15,75 M, 

sind 10 Prozent Gewinn ; 2 Be an. 1,60 „ 
1735 M, 

und 10 Prozent für Vorhaltung und Verschleiß der Handwerks- 

ZUR IN 0 ee re N 1,7500, 
Kahrgeklauislapen 75:25 sn ee ae ee 1. 0,00 

: Summe 19,70 M. 
Zahlbar netto Kasse. 

Er stellt fest, daß der Gesamtzuschlag‘ zum reinen Lohn 
300% beträgt. Von der „Baugewerkszeitung‘“‘ wird an dieser 
Rechnung insbesondere kritisiert, daß erstens einmal 150% 
Generalunkosten berechnet werden, von der Summe Lohn 
plus Generalunkosten dann noch 10% Gewinn und von der 
um diesen Gewinn erhöhten Gesamtsumme wiederum 10% für 
Werkzeugvorhaltung usw. Die „Baugewerkszeitung‘“ empfiehlt 
dem anfragenden Innungsmeister, die Rechnung in. dieser Höhe 
nicht zu bezahlen, sondern der fordernden Firma den Lohn, 





Zur Schlagwetterkatastrophe auf Zeche „Minister Stein“, 
Das Oberbergamt Dortmund sendet uns eine Mitteilung, 
die wir auszugsweise nachstehend wiedergeben. Die ganze 
Ausführung zu bringen, erlaubt der zur Verfügung stehende 
Platz nicht. Wir geben den Inhalt wieder, weil auch wir ein 
Interesse an der Vermeidung solcher Differenzen haben. 

In einer Dortmunder Zeitung ist in einer Besprechung 
des Unglücks u. a. gesagt worden, der Vertreter des Ober- 
bergamtes habe sich in einer Sitzung der Gesteinsstaubkom- 
mission dagegen gewandt, Befahrungen durch die Kommissions- 
mitglieder auf den Werken vorzunehmen. Das Oberberg- 
amt sagt dagegen: 

„Wir haben im Gegenteil bisher den allergrößten Wert auf die 
Beteiligung der Arbeiter gelegt, schon allein aus dem Grunde, weil bis- 
her der Widerstand der Arbeiter selbst gegen das Gesteinsstaubverfahren 
noch ein sehr erheblicher war und dieser Widerstand nur durch weit- 
gehende Aufklärung beseitigt werden kann.“ 


Knappschaftliches. Am 25. Februar tagte der Vorstand des 
Reichsknappschaftsvereins und seine Ausschüsse. Aus den 
umfangreichen Verhandlungen, über deren Ergebnis unsere 
Knappschaftsfunktionäre eingehend durch die „AfA-Bergbau- 
Mitteilungen‘ unterrichtet werden, sind folgende Dinge von 
Wichtigkeit: 

- Der Abs. 3 Artikel 29 des E.G. zum R.K.G. handelt von 
der Anrechnung von Dienstjahren beim Uebertritt von einem 
Knappschaftsverein zum anderen in der zurückliegenden Zeit. 
Der Vorstand hat einer von Herrn Oberbergrat Hense aus- 
gearbeiteten Auslegung dieses Absatzes zugestimmt, die- den 
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150% Generalunkosten und 60 Pfennige Fahrgeld, also 16,35 M. 
anzubieten. Die betreffende Notiz überschreibt die „Bau- 
gewerkszeitung‘‘ mit der Frage „Ist das Wucher ?“ 

Wir halten diese Frage durchaus- nicht für ungerecht- 
fertigt, fühlen uns aber nicht berufen, sie endgültig zu ent- 
scheiden. Was wir als Arbeitnehmer aus diesem Vorkommnis 
mit- Sicherheit entnehmen können, ist die Tatsache, daß die 
kapitalistischen Unternehmer an den ihrer Ansicht nach viel 
zu hohen Löhnen der Arbeiter ganz nett verdienen. Wir 
glauben, daß das nicht nur bei Berliner Eisenbaufirmen, son- 
dern auchim Baugewerbe der Fall ist. Da der Rat, den 
die „Baugewerkszeitung‘‘ dem anfragenden Innungsmeister gibt, 
zu dem Schluß berechtigt, daß auch im Baugewerbe ein Zu- 
schlag von 150% für Gewinn und Generalunkosten wenigstens 
noch vertretbar sei, müßten die Bauunternehmer ihren An- 
gestellten eigentlich das Recht zustehen, bei den Gehaltsforde- 
rungen eine ähnliche Rechnung aufzumachen, die etwa so aus- 
sehen würde: 

Ein junger unverheirateter Zeichner hat, um überhaupt 
leben und arbeiten zu können, einen Mindestaufwand von etwa 
120 Mark, dazu 150% = 180 Mark. Demnach müßte tarifver- 
traglich festgelegt werden, daß der Zeichner nach dem dritten 
oder vierten Berufsjahr und nach Vollendung des %0. Lebens- 
jahres ein Mindestgehalt von 300 Mark bezieht. 


AKA 


Kreis der Versicherten, deren Rechte wiederaufleben sollen, 
klarer umgrenzt. Unter gewissen Voraussetzungen fallen jetzt 
auch im selben Verein verlorengegangene Anwartschaiten hier- 
unter. 

Die Errichtung der im Tarifvertrage für die Knapp» 
schaftsangestellten vorgesehenen Schiedsstellen ist be- 
schlossen worden. Es sollen acht Schiedsgerichte 
und ein Oberschiedsgericht in Berlin errichtet 
werden. Die Benennung der Beisitzer hat von den Bezirks- 
vereinen in nächster Zeit zu erfoigen. Weiter ist beschlossen 
worden, einen Normaldienstvertrag für die von den Arbeit- 
nehmern in die einzelnen Bezirksvereine entsandten Vertrauens- 
männer auszuarbeiten. 

Der wichtigste im Vorstand gefaßte Beschluß betrifft 
jedoch die Umlage. 

In der am 17. Dezember v. J. stattgefundenen Haupt- 
versammlung des R.K.V. wurde dem Vorstand die bisher der 
Hauptversammlung zugewiesene Aufgabe übertragen, die Teue- 
rungszulage ganz oder teilweise auf sämtliche Bezirksvereine 
umzulegen. Bereits seit einigen Monaten beschäftigt sich nun 
die BL HIURE Kommission des Vorstandes mit dieser Auf- 
gabe. Die Belastung der Pensionskasse des Reichsknapp- 
schaftsvereins erfolgt einmal durch die Renten, die bis zum 
31. Dezember 1923 bereits bewilligt wurden, und die man als 
alte Last bezeichnet, ferner durch jene Renten, die nach diesem 
Zeitraum bewilligt werden, die sogenannten neuen Lasten. 
Zwischen neuen und alten Lasten besteht noch der Unter- 
schied, daß in den neuen Lasten die sogenannten Altersrenten 
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enthalten sind, die man bis zum 31. Dezember 1923 nicht 


. v 


gekannt hat. 

Die einzelnen Bezirksvereine waren nun prozentual ganz 
verschieden belastet, weil Bezirke mit altem eingesessenen 
Bergarbeiterstand erheblich mehr Rentenbezieher (Invaliden, 
Witwen und Waisen) zu versorgen hatten als Vereine in den 
Gebieten, in denen der Bergbau erst in den letzten Jahr- 
zehnten entstanden ist. Ferner sind die Reviere bei gleicher 
Last durchaus nicht immer gleich kapitalstark. Bezirke, in 
denen niedrige Hauerlöhne gezahlt werden, werden prozenr- 
tual daher viel stärker herangezogen als andere. 

Es galt nun, von den Bezirksvereinen die notwendigen 
Unterlagen für die Verhandlungen einzuholen, Unterlagen, 
die sich infolge der Zusammenlegung von etwa 70 Einzelver- 
einen in 16 Bezirksknappschaftsvereine zum Teil nur schät- 
zungsweise beschafien ließen. Die nachstehende Auistellung 
gibt ein ungefähres Bild der vorhandenen Invaliden, Witwen 
und Waisen im September 1924: 


Bezirksknappschaftsverein auf 100 Mitglieder 


Invaliden Witwen » Weisen 

Wurm . ee 13,25 12,2 13,1 A 
Niederrhein . . eo» ı 0.» 6,34 7,0 9,3 
Brühl te 3,79 56 6,3 
Ruhr ee rmnele. rs 14,84 10.3 13,0 
Siegerland; „ie e-.e lo u Te 28,46 37,8 24,7 
Gießen . Erle... 9 Te). 28,42 391 15,8 
ES re EB 13,27 19,9 13,6 
Blalberstadt u ar ya 21,94 19,1 11,1 
Mansfeld ns eutel eines 22,99 “ 213 9,8 
Thüringen. . vie eve. 5,52 6,9 10,7 
BEN FR 4,41 7,1 23 
Trandenhurg „u e. 0. oe. 3,7 5,3 5,3 
Niederschlesien © » 2 0 >» > 7,13 12,4 11,8 
Oberschlesien „ oo... 123 16,3 16,3 
Sachsen re 6 14,5 19,3 10,1 
Payern . Dee ker- 5,6 6,5 52 

Durchschnitt: 13,2 12.4 12.1 


Verteilt man diese Belastung prozentual auf die im Be- 
zirke geltenden Hauerlöhne, so ergibt sich “folgendes Bild: 


Hauerlohn Belastung des 
M 


Name der Knappschaft Bezirks in ®/, 


Wurm Beyer sic SE 147,50 1 ] ‚Oo 
Niederrhein . . 2 2...» 12— 2,2 
Brühl RR a Er = 140,— 2,9 
Ruhr gt ae LIT SIE es 162,— 88 
Siegerland . vo 2. 0.4 106,25 15,8 
Gießen LS ET We PIC SER RR | 85,— 17,8 
Hanuoyer ee 102,50 9,1 
Halberstadt N a a a 1 00, N 1 3 „7 . 
Mansfeld” , „2 0 see 105,— 15,7 
Thüringen . ee N a Ser 1 120,— 2,8 
Halle . RU ee SEN Pr Tea | 20 | 117,50 2,7 
Brandenhurg. . x 2 2 0. 109,— 3,2 
Niederschlesien . ,„ 2» o. >» 9%,— 6,3 
Oberschlesien . 2 » 2.» 135, — 6,9 
Sach.en TE Verl FRE RL Fa ee) 112,50 10,4 
WET 112, 5,6 


"Aus der vorstehenden Aufstellung ergibt sich, daß eime 
gleichmäßige Umlegung der Lasten auf sämtliche Mitglieder 


“ eine ganze Reihe von Bezirksvereinen, die bisher niedr'gere 


Beiträge erheben, sehr stark belasten würde. Eine weitere 
Schwierigkeit bringt der Altersparagraph mit sich. Die Be- 
willigungen der Altersrente sind infolge der Auslegung des 
Begriffs „wesentliche bergmännische Arbeit‘ in den verschie- 
denen Kreisen ganz verschieden. Während im Bochumer 
Knappschaftsverein bereits über 20000 Altersinvaliden ihre 
Rente bewilligt erhalten haben, zählen die übrigen Vereine 
zusammen nur etwa 5000, wovon einzelne Vereine sogar 
weniger als 10 Altersinvaliden haben. Von den Arbeitneh- 
mern dieser wenig belasteten Bezirke zu verlangen, für die 
Altersrente in den anderen Bezirken aufzukommen, stieß im 
Augenblick auf große Schwierigkeiten. Es war nicht etwa 
jede Gruppe — Arbeitgeber und Arbeitnehmer — geschlossen 
dafür oder dagegen, sondern der Widerstand richtete sich 
danach, ob ein Verein seine Beiträge erhöhen mußte oder er- 
mäßigen konnte. Wer durch die Umlage etwas erhielt, war 
dafür, wer bezahlen sollte, dagegen. Es muß jedoch anerkannt 
werden, daß sich der Widerstand gegen die Umlage nur in- 
soweit zeigte, als man es ablehnte, die gesamten Lasten voll- 
kommen gleichmäßig umzulegen; man war aber wohl bereit, 
die am meisten belasteten Vereine zu entlasten. Es sind dies, 
wie aus der vorstehenden Aufstellung hervorgeht, die Be- 
zirksvereine Siegerland, Gießen, Halberstadt, Mansfeld, die 
ihre Lasten schon bisher nicht mehr ‘tragen konnten, und 
die schon die Hilfe des. Reichsknappschaftsvereins in An- 
spruch genommen haben. Man hat sich daher in der Vor- 
standssitzung dahin geeinigt, daß einmal die diesen vier Ver- 
einen gewährten Vorschüsse umgelegt werden und innerhalb 
sechs Monaten aufgebracht werden sollen, weiter, daß zwar 
jeder Verein in Zukunft seine eigene Last tragen soll, daß es 
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jedoch dem Vermögensausschuß überlassen bleiben soll, unter 

erücksichtigung der wirtschaftlichen Lage der einzelnen Be- 
zirksvereine, der Beitragszahlung und aller sonstigen Neben- 
umstände die Umlage für die alte Last so iestzusetzen, daß 
die hoch belasteten Vereine entlastet werden. 

“ Mit diesem Beschluß ist ein wichtiger Schritt auf dem 
Wege zur tatsächlichen Einführung der Reichsknappschait 
getan worden. Ob und inwieweit Modifikationen dieses Be- 
schlusses für die Angestellten notwendig werden, wird sich 
erst sagen lassen, nachdem die für die Beurteilung notwendigen 
Unterlagen vorliegen. G.W. 


Die Wiederaufnahme von Anerkennungsgebührenzahlern in 

die Knappschaft erfolgt nach Meinung so ziemlich aller Knapp- 
schaftsmitglieder ohne weitere: Formalitäten. Ein jeder nimmt 
an, daß durch die Zahlung der Anerkennungsgebühr die Mit- 
liedschaft erhalten bleibt; in Wirklichkeit werden durch die 
‚ahlung der Anerkennungsgebühr nur die Rechte erhalten, die 
auf Grund der Mitgliedschaft erworben worden sind. Der nach- 
stehende Fall ist deshalb besonders in der heutigen Zeit, in der 
age des schlechten Geschäftsganges viele seit Jahren im 
Bergbau Tätige aus dem Bergbau bzw. der Knappschaft aus- 
scheiden mußten, von großem Interesse, weil er zur Klärung 
beiträgt: 

Ein seit 1895 im Bergbau beschäftigtes, seit 1905 als Steiger 
tätiges Knappschaftsmitglied wurde im Jahre 1923 stellenlos und 
zahlte Anerkennungsgebühren. Im Jahre 1924 trat es wieder in 
demselben Revier in Stellung und bezahlte wieder seine Bei- 
träge. Nach einigen Wochen wurde das Mitglied vom Knapp- 
schaftsverein aufgefordert, sich untersuchen zu lassen. Bei der 
Untersuchung steilte der Arzt fest, daß es nicht mehr den An- 
forderungen entspreche, die an Neuaufzunehmende zu stellen 
seien. Der Kollege ist jetzt im Saarrevier in Stellung. 

Es soll num. nicht auf”die Einzelheiten der Angelegenheit 
eingegangen werden, trotzdem die Versuchung hierzu eine 
sehr große ist, denn die Zurückweisung durch den Arzt er- 
scheint im Zusammenhang mit anderen Vorgängen, die sich 
auf einen Zeitraum von 15 Jahren erstrecken, in einem eigenen 
Licht. Alle diese Vorgänge würden einem Schriftsteller glänzen- 
den Stoff zu einem sozialen Roman bieten, in dem geschildert 
wird, wie die Grubenbesitzer die geistige Prostitution ihrer 
Mitglieder erzwingen, und wie es dem ergeht, der sich ein- 
bildet, ein freier Mensch zu sein. 

Der Kollege stellt folgende Fragen: Bestand meine Zurück- 
weisung zu Recht? Kann ich die im Jahre 1924 gezahlten Bei- 
träge zurückverlangen ? 

Die Rechtslage ist die folgende: 

Laut $ 46 des R.K.G. hat ein Mitglied der Pensionskasse 
des Reichsknappschaftsvereins, das aus der knappschaftlichen 
Beschäftigung ausscheidet und die Anerkennungsgebühren zahlt, 
die Berechtigung zur Wiederaufnahme in die Pensionskasse 
ohne erneuten Gesundheitsnachweis. 

Der Kommentar zum! & 46 sagt unter Ziffer 4 folgendes: 

„Unter dem Recht der Wiederaufnahme ist zu verstehen, daß ein 


Mitglied, welches die knappschaftliche Beschäftigung unterbricht, vor 


Ablauf der in der Satzung bestimmten Frist für Zahlung der Aner- 
kennungsgebühr die Beschäftigung aber wieder aufnimmt, ohne weiteres, 
insbesondere ohne erneuten Gesundheitsnachweis, wiederum Pensions- 
kassenmitglied wird, sofern nicht bereits Berufsunfähigkeit eingetreten 
ist. Für das Vorliegen von Berufsunfähigkeit würde gegebenenfalls 
der Reichsknappschaftsverein beweispflichtig sein.“ 

Nach diesem Kommentar wäre also der R.K.V. für das 
MaEgeN. Yon Berufsunfähigkeit beweispflichtig, d. h, hält 
ein Bezirksverein einen Aufzunehmenden für 
berufsunfähig, sokannerihn aufseine Kosten 
ärztlich untersuchenlassen. 

Der Freizügigkeitsvertrag (Wartburgvertrag), der vom 
1. Januar 1918 bis 31. Dezember 1923 gültig war, da am 
1. Januar 1924 das Reichsknappschaftsgesetz in Krait trat, sagt 
im 8 1 unter Ziffer 1 folgendes: 

„Jedes Mitglied der Pensionskasse eines Vertragsvereins wird, so- 
lange es seine Anwartschaften noch nicht verloren hat, ohne Antrag 
und ohne Rücksicht auf sein Lebensalter mit seinem erworbenen 
Dienstalter in die Pensionskasse eines anderen Vereins aufgenommen, 
sofern es zur Berufsarbeit nicht bereits unfähig. ist.“ 

Da der 8 1 des Freizügigkeitsvertrages dem Sinne nach 
demi 8 46 R.K.G. entspricht, so muß angenommen werden, daB 
Mitglieder früherer Knappschaftsvereine, die ihre Anerkennungs- 
gebühren zahlten, ohne weiteres wieder Mitglieder des R.K.V. 
werden können ohne ermenten Gesundheitsnachweis. Doch 
wird auf diese Mitglieder dasselbe zutreffen, wie bei dem 


Kommentar zu 8 46 R.K.G. Ziffer 4 ıschon oben gesagt ist. 


Der Bezirksverein ist also berechtigt, die Gesundheit 
des Aufzunehmenden nachzuprüfen. Das ist in vorliegendem 
Falle geschehen. ; 

Wie bereits gesagt, wollen wir den Einzelfall nicht be- 
handeln. Wir werden aber dafür eintreten, daß ‚solche schwer- 
wiegenden Entscheidungen der Verwaltungen mindestens vom 
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Bezirksvorstand nachgeprüft werden, falls die Entscheidung 
von dem Zurückgewiesenen angefochten wird. Es ist ‘eine auf 
keinen Fall beabsichtigte Ungerechtigkeit, einen Bergmann, 
der vielleicht seine Gesundheit im Bergbau verloren hat, der 
aber noch nicht berufsunfähig ist, von der Wiederaufnahme in 
die Knappschaft zurückzuweisen. Der Gesumndheitszustand darf 
hierbei nicht allein entscheidend sein, sondern die sozialen Be- 
lange müssen berücksichtigt werden, wenn wir in unserem 
Selbstverwaltungskörper den Anforderungen gerecht werden 
wollen, die wir normalerweise zu erfüllen haben. 


Entscheidungen des Knappschaftssenats. 1. Ein Kessel« 
wärter beantragt Alterspension nach & 26 des R.K.G. Das 
Reichsversicherungsamt, Fünfter Revisionssenat, hat am 5. De- 
zember 1924 unter Nr. Ha Kn. 121/245 in der Angelegenheit 
nachstehendes Urteil gefällt: 

„Die Feststellung des Berufungsgerichts, daß der Kläger nicht 
15 Jahre lang wesentäche bergmännische Arbeiten im Sinne des $ 26 
des Reichsknappschaftsgesetzes geleistet hat, ist nicht zu, beanstanden. 
Allerdings ist der Auffassung. des Knappschafts-Oberversicherungsamts 
nicht beizupflichten, daß Arbeiten über Tage schlechthin nicht als 
wesentliche bergmännische Arbeiten in diesem Sinne gelten könnten. 
Die Tätigkeit des Klägers als Kesselwärter in einem Zechenkesselhaus, die 
er seit 1893 ständig verrichtet hat, ist aber deshalb mit Recht nicht als 
wesentliche bergmännische Arbeit angesehen worden, weil sie sich, was 
Gesundheitsschädlichkeit und Abnutzung der Arbeitskraft anbelangt, 
nicht von der Tätigkeit anderer, "nicht in knappschaftlichen Betrieben 
beschäftigter Kesselwärter unterscheidet.‘ 

2. Ein Anschläger erhob Anspruch auf Alterspension nach 
& 26 des R.K.G. Das Preußische Knappschafts-Oberversiche- 
rungsamt verurteilte den Reichsknappschaftsverein zur Zahlung 
der Alterspension. Auf die daraufhin eingelegte Revision fällte 
das Reichsversicherungsamt, Fünfter Revisionssenat, am 5. De- 
zember 1924 unter Nr. Ha Kn. 119/245 nachstehendes Urteil: 

„Die Feststellung des Berufungsgerichts, daß der Kläger in seiner 
mehr als fünfundzwanzigjährigen Tätigkeit als Anschläger auf der 
Zeche Caroline wesentliche bergmännische Arbeiten im Siane des $ 26 
des Reichsknappschaftsgesetzes verrichtet hat, ist nicht zu beanstanden. 
Die Merkmale der wesentlichen bergmännischen Arbeiten waren nach 
den vom Berufungsgericht getroffenen Feststellungen bei der Tätigkeit 
des Klägers gegeben. Dena danach ist der Kläger während seiner ge- 
samten Anschlägertätigkeit am Hauptförderschacht unter Tage beschäftigt 
gewesen, wo er den gesundheitsschädlichen Einwirkungen des hHaupt- 
wetterzuges in besonderem Maße ausgesetzt war; er hatte ferner früher 
neben der eigentlichen Tätigkeit als Anschläger auch Schlepperarbeiten 
(Aufschieben und Abnehmen der Wagen) zu verrichten und damit Är- 
beiten zu leisten, die sehr hohe Anforderungen an die Körperkräfte 
stellen und erfahrungsgemäß zu deren vorzeitigem Verbrauch führen.“ 

3. Ein Grubenschlosser erhob Anspruch auf Alterspension 
nach 826 des R.K.G. Das Preußische Knappschafts-Oberversiche- 
rungsamt verurteilte den Reichsknappschaftsverein zur Zahlung 
der Alterspension. Auf die daraufhin eingelegte Revision fällte 
das Reichsversicherungsamt, Fünfter Revisionssenat, am 17. De- 
zember 1924 unter Nr. Ha Kn. 120/245 nachstehendes Uiteil: 

„Die "Feststellung des Knappschafts-Oberversicherungsamts, daß der 
Kläger mehr als 15 Jahre lang wesentliche bergmännische Arbeiten im 
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Berufsfragen der Behördentechniker 


Zurücksetzung des Technikers in der Verwaltung. Den 
Ländern und Kommunen predigt der Herr Reichsfinanz- 
minister Sparsamkeit und nochmals Sparsamkeit. Er hat 
eine  Denkschrift über das Besoldungsspersrgesetz 
herausgebracht, die ein Reichsbeamter nicht lesen kann, ohne 
daß er ein leises Kribbeln in den Fingerspitzen fühlt und er 
seinen ganzen Restvorrat an guten Vorsätzen zusammensuchen 
muß, um keine abwegigen Gedanken hochkommen zu lassen. 

Schließlich mit Eintritt der Besinnung sagt man sich dann 
aber, wenn es schon viel Ungerechtigkeit und Ungleichheit 
gibt, so teilst du wenigstens dein Los mit allen anderen 
Reichsbeamten, und diesen geht es ohne Ansehen der Person 
doch wenigstens gleich schlecht. 

Ja, wenn der arme Reichsbeamte sich nun wenigstens 
derart trösten könnte! Dem ist aber leider "nicht so. Auch 
unter den Reichsbeamten gilt nicht gleiches Recht für alle, 
auch hier wird mit verschiedenem Maß gemessen. Daß es 
zehnmal etwas anderes ist, ob ein sehr hoher Beamter, ein 
‘ Minister gar etwas tut oder unterläßt, daran gewöhnt sich der 
Durchschuittsmensch und -beamte heute ja schließlich, daß 
er aber als Angehöriger einer bestimmten Beamtengruppe 
immer zu den Hintenangesetzten sich zählen muß, das wirkt 
schließlich doch erbitternd und — nicht moralverbessernd. 

Solche Stiefkinder stellen nun in der Reichs- 
verwaltung die Techniker dar. Sie sind in den 
Beförderungs- und Anstellungsverhältnissen schlechter gestellt 
als die Juristen, und an ihnen wurde, wird und soll der Abbau 





BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE | 


Sinne des $ 26 des Reichsknappschaftsgesetzes „verrichtet hat, ist im 
Ergebnis nicht zu beanstanden. Die Merkmal der wesentlichen berg- 
mätinischen Tätigkeit waren bei der vom Kläger über 15 Jahre lang 
verrichteten Arbeit eines Grubenschlssers gegeben, wie die näheren 
Feststellungen des Berufungsgerichts über die Art dieser Tätigkeit er- 
kennen lassen. Denn danach ist der Kläger im unterirdischen Gruben- 
betriebe der Zeche „Consolidation“ tätig gewesen und hauptsächlich 
mit der Instandhaltung des unterirdischen Seilbahnbetriebes "beschäftigt 
worden. Er hatte hiernach Arbeiten zu verrichten, die, wie das Be- 
rufungsgericht zutreffend ausführt, hinsichtich der Schwere und des 
Verbrauches der Arbeitskraft mit der Tätigkeit eines Zimmerhauers ver- 
gleichbar sind, und war bei diesen Arbeiten auch besonderen Schädi- 
gungen der Gesundheit ausgesetzt, da er bei seiner Tätigkeit in den 
unterirdischen Grubenräumen den schädlichen Einflüssen von schlechter 
und heißer Luft, Nässe und Wetterzug preisgegeben war.“ 

4. Ein Berginvalide beantragte Zuerkennung des Hausgeldes 
nebst ZB er wurde abschlägig beschieden, da die Voraus- 
setzungen hierfür nicht vorlagen. Das Reichsversicherungsamt, 
Fünfter Revisionssenat, hat am 23. Januar 1925 unter Nr. Ila 
Kn. 134/245 in der Angelegenheit nachstehendes Urteil gefällt: 

„Das Oberversicherungsamt ist mit Recht davon ausgegangen, daß 
der Anspruch des Klägers auf Hausgeld gemäß $ 18:Ab5. 2 der Satzung 
des Allgemeinen Knappschaftsvereins zu Bochum nur dann begründet 
ist, wenn der im: Krankenhause Untergebrachte Angehörige besitzt, 
deren Unterhalt er bisher, d. h. bis zu seiner Erkrankung, allein oder 
vorwiegend aus seinem Arbeitsverdienste bestritten hat. 

Die den eigenen Angaben des Klägers und den angestellten Ermitt- 
lungen Arechenae tatsächäche Festste:lung des Oberversicherungsamts, 
daß diese Voraussetzung für die Gewährung des Hausgeldes im vor- 
liegenden Falle nicht gegeben ist, unterliegt bei einwandfreier Begrün- 
dung keinem Bedenken und bindet daher das Revisionsgericht. Der 
Anspruch des Klägers auf Hausgeld ist danach und ebenso nach & 186 
der Reichsversicherungsordnung unbegründet, und. deshalb mußte die 
Vorentscheidung aufrechterhaiten werden.“ 


Gescheiterte Gehaltsverhandlungen im Kalibergbau. Iu 
den Tarifverhandlungen mit dem Kaliarbeitgeberverband am 
27. Februar forderten wir eine Erhöhung der Gehaltssätze 
aller Gruppen in der 5. Dienstaltersklasse um” 15 Prozent 
unter Beibehaltung der jetzigen absolufen Dienstalterszulage. 
Das letzte Angebot der Arbeitgeber ergab eine durehschnitt- 
liche Erhöhung der Gehälter um etwa 8 Prozent. Trotz der 
außerordentlich günstigen Wirtschaftslage der Kaliindustrie und 
trotzdem auf allen Werken mit Hochdruck gearbeitet wird, 
erklärten die Arbeitgeber, über ihr Angebot nicht hinausgehen 
zu können. Die Verhandlungen scheiterten schließlich, und das 
Reichsarbeitsministerium ist von uns angerufen worden. 


Neuer Manteitarif im Siegerländer Erzbergbau. Durch 
Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses in Siegen wurde 
am 21. Februar ein neuer Manteltarifvertrag für die Sieger- 
länder Gruben und Hütten festgelegt. Im großen und ganzen 
wurde der alte Tarifvertrag übernommen. Hervorzuheben 
ist, daß endlich eine Trennung des Manteltarifes und der 
Gehaltstafel bezüglich der Kündigungsfrist vorgesehen - ist. 
Ueber eine Neuregelung der Gehälter finden weitere Verhand- 
lungen statt. 


auch ferner noch viel rigoroser geübt werden als an den Ver- 
waltungsbeamten, obgleich bei deren größerer Zahl an sich 
und ihren höheren Gehältern der Sparerfolg entschieden viel- 
versprechender sein müßte. 

Um nur ein markantes Beispiel dieser Bevorzugung heraus- 
zuheben: der Herr Finanzminister kritisiert in seiner Denk- ® 
schrift die Besoldungspolitik der Gemeinden und deren Be- ° 
förderungstaktik. Welche Erklärung hat der Herr Minister 
selber zu ‘geben für die Bevorzugung vieler Verwaltungs- 
beamten in seinem eigensten Ressort, die auch ohne jede 
Motivierung mit Beförderungsstellen bedacht wurden, und die 
man bisher nur den technischen Beamten vorenthielt? 

Trotz der an sich ganz erheblich schlechteren Beförde- 
rungsverhältnisse der Techniker, die geradezu als trostlos zu 
bezeichnen sind, wenn man bedenkt, daß Techniker mit 
Hochschulbildung z. T. ihr lebelang in Gruppe X bleiben, 
während für den Verwaitungsjuristen die Gruppe X lediglich als 
Durchgangsstufe für den jungen Assessor in Frage kommt, 
hielt man es nicht für notwendig, auch für die Techniker * 
jene „sogenannten Ueberalterungsstellen“ zu schaffen, wie sie ° 
(las sonst doch „vorbildlich sparsame‘ Reichsfinanzministe- 
rium für seine Herren Regierungsräte der süddeutschen Ver- 
waltungen schuf, denen es seinerseit nicht paßte, ihre idylüi- 
schen Nester im traulichen Süden-gegen Wohnsitze im rauhen 
Norden einzutauschen, wo es (in Preußen) bessere Beförde- 
rungsmöglichkeiten für sie gab. Damals half man sich auf 
die bequemste Weise, die heute vom Finanzminister bei den 
anderen Verwaltungen gerügt wird, und schuf, um den „ge- ° 
rechten Wünschen‘ jener Herren Verwaltungsjuristen Rech« 
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nung zu tragen, jene lukrativen „Ue beralterungsstel- 


len‘, d. h. diese Herren wurden auf ihrem Aemtchen belassen, 


aber höher eingestuft und zu Oberräten gemacht und erhalten 


nun ihr Gehalt nach Gruppe XI und XI, obgleich sie nur 
Dienststellen der Gruppe X ausfüllen. 

-Wo bleibt da für die andere Beamtenschaft .die a.ts- 

gleichende Gerechtigkeit gegenüber solchem wundervollen Prä- 
zedenzfalle? BEE ei FE 
“ Der Herr Finanzminister hilft sich wie-jener ganz weise 
Richter: „Er schafft‘einfach, die ganze Reichs- 
bauverwaltung ab undist diese Plage mit den 
Technikernlos!“. 


Betriebsräte bei den Behörden 
Hauptbetriebsratssitzung. im ‚Preußischen Finanzministc- 

rium. Der Hauptbetriebsrat beim, Preußischen Finanzministe- 
rium und Ministerium des innern trat vom 10.. bis. 12. Fe- 
bruar 1925 zu seiner.letzten Sitzung :vor den Neuwahlen zu- 
sammen. Aus den Verhandlungen ist folgendes von besonde- 
rem Interesse: -- Er He 

- Zum Personalabbau konnte der H.B.R. nach einer 
Erklärung des Regierungsdirektors Dr. Bothe feststellen, 
daß der Personalabbau im allgemeinen als beendigt angesehen 
wird. Im Etatentwurf 1925 "sind Abfindungssummen nicht 
mehr eingesetzt. BR a 

Durch generelle Aufhebung aller Bestimmungen, die auf 
der Bezahlung der Angestellten aus Dienstaufwands- 
entschädigungen beruhen (u. a. die diesbezüglichen 
Bestimmungen der Geschäftsanweisung der Katasterverwaltung) 
soll die Ueberführung der Angestellten in das unmittelbare 
Staatsdienstverhältnis nochmals besonders klargestellt werden. 

Einspruch wurde erhoben gegen das Verfahren der Ka- 

tasterverwaltung bei Einstellung von Angestellten. 
Durch die Anwendung des sog. Personalbogens E werden in 
einer Weise über die Person und Leistung des Bewerbers Er- 
kundigungen eingezogen, die vielfach zu einer völlig falschen 
Beürteilung der Person des Angestellten und völliger Ver- 
kennung seiner Leistung und Befähigung führen. Reg.-Rat 
Büttner erklärte, daß das Finanzministerium die Anwen- 
dung des Personalbogens E vor Einstellung des Bewerbeirs 
untersagt habe. Dennoch dürfte es sich empfehlen, wenn 
die Katastertechniker Stellenangebote nur gegen vorbehalt- 
lose Zusicherung der geltend gemachten tariflichen An- 


| sprüche annehmen. Auch den örtlichen Betriebsräten wird 


auf Grund der gemachten Erfahrungen empiohlen, den Vor- 
schlägen der Verwaltung vor Eintritt der Bewerber nur unter 
Vorbehalt zuzustimmen. 

Eine längere Erörterung fand die Frage der Beschäfti- 


gung und Einstellung von Lehrlingen,- weil in 


einem Erlaß des Finanzministers für die Kreiskassenverwal- 
tung angeordnet war, daß Lehrlinge nach Beendigung ihrer 
Lehrzeit zu entlassen sind. Gegen dieses Verfahren wie über- 
haupt gegen die sich wieder bemerkbar machende ungesunde 
und unsoziale Lehrlingswirtschaft wurde Einspruch erhoben. 
Ministerialrat König erklärte hierzu, daß die Staatsregierung 
grundsätzlich in der eigenen Verwaltung nur so viel Lehrlinge 
heranbilde, als sie selbst später Hilfskräfte gebraucht. Dieser 
Mitteilung steht aber die Tatsache gegenüber, daß ausweislich 
des Etatentwurfes 1925 zur Zeit in der Kreiskassenverwaltung 
neben 1133 Angestellten 247 Lehrlinge und in der Kataster- 
verwaltung neben 3499 Angestellten sogar 680 Zöglinge be- 
schäftigt waren. Diesen Widerspruch aufzuklären, waren die 
Regierungsvertreter nicht in der Lage. Der H.B.R. und die 
Gewerkschaften haben sich die ihnen geeignet erscheinenden 
Schritte gegen diese Zöglingszüchterei vorbehalten, 


Verwaltungsreform 


. Die Reichsbauverwaltung, ein Stiefkind im Ressort des 
Reichsfinanzminister» Auf einer Anfang Februar einberufenen 
Konferenz der Landesfinanzminister hat der unseren Kollegen 
wohlbekannte Herr von Schlieben in seiner neuen Würde 


‚als Reichsminister der Finanzen eine Rede über den Finanz- 


% 


ausgleich gehalten. Dabei hat er zum Ausdruck gebracht, daß 
der Zuschußbedarf der Gemeinden durch einen zu großen Auf- 
wand ein überspannter sei, und folgendes ausdrücklich hervor- 
gehoben: - en j 
„Zahlreiche Gemeinden aller Länder entfalten auf dem Gebiet der 
Personal- und Besoldungspolitik und der Bauverwaltung einen Aufwand, 
der mit der allgemeinen Finanz- und Wirtschaftslage nicht in Einklang 
zu. bringen ist... .“ 2m ’ 
Was mag den Herrn Finanzminister veranlaßt haben, sich 
gerade die unglückselige „Bauverwaltung‘ wieder besonders 
aufs Korn zu nehmen? Gibt es unter den Behörden der Kom- 
munen nicht genug _Greise, die nicht sterben können, aus der 
Zeit der Kriegswirtschaft und 'Kinder mit Wasserköpfen, Ge- 


1 burten der Na@hkriegszeit, d. h. ganz andere, und zwar mon- 
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ströse Auswüchse am Verwaltungskörper, als gerade deren 
Bauverwaltungen? :? er 

‘ Warum führt der Herr Minister gerade die Bauverwä'iung 
an; kann er den Beweis erbringen, daß ausgerechnet sie im 
den letzten Jahren bei den Stadtverwaltungen unverhältnis® 
mäßig und unwirtschaftlich angewachsen sind? Er wird diesen 
Beweis nicht erbringen können, und somit mutet diese beson- 
ds Heraushebung der Bauverwaltung durchaus absicht- 
ich an, 

Bei der ablehnenden Haltung, die der Reichsfinanzminister, 
d. h. seine leitenden Juristen, schon lange der unglückseliger- 
weise diesem Ministerium angegliederten Reichsbauverwaltung 
gegenüber einnehmen, kann diese ausgesprochene und betonte 
Animosität des Herrn Ministers gegenüber den Technikern nicht 
weiter wundern, wenn auch jede sachliche und begründete 
Erklärung unterlassen wurde. 

Würde man den Herrn Minister fragen können, warum er 
zu jener bekannten und bedauerlichen Tatsache der komr:ina- 
len Verschwendungssucht in Personal- und Besoldungsiragen 
die Bauverwaltung als eklatantes Beispiel noch hinzu- 
fügte und sie für die Befriedigung seines Sparsamkeitstriebes 
aus allen den übrigen Verwaltungszweigen heraussuchte, so 
kann man sicher sein, daß er eine überzeugende Antwort hätte 
schuldig bleiben müssen. 

“ Aber es ist.ja so leicht alles in einen Topf zu werfen, und 
es ist noch leichter, seine Kräfte an einem Schwachen zu be- 
weisen. Eine tatkräftige, einflußreiche Vertretung der spe- 
zifisch technischen Interessen mit Zusammenhalt und 
einheitlichen Zielen, die gibt es höheren Ortes nicht. Die Tech- 
nikerschaft ist infolge ihrer Zersplitterung ein gänzlich un- 
gefährlicher Gegner, und deshalb ist es so furchtbar bequeın, 
ihn abzutun. = 

‚Darum schweben nun auch schon lange Verhandlungen 
über den- Abbau, d. h. de Auflösung der Reichsbau- 
verwaltung. Damit gedenkt der Herr Minister, wie es 
das Reich ja bisher stets tat, wieder vorbildlich zu wirken, 
und er denkt weiter, wenn ich meine Techniker zum Teufel 
jage, mögen und müssen die anderen Behörden (Kommunen, 

änder) es mir nachtun. Dabei ist der kindliche Plan für die 
Uebernahme der Aufgaben der Reichsbauverwal- 
tung darauf aufgebaut, daß diese hinfortvonden Dau- 
ämtern der Städte und Länder übernommen 
werden sollen. Schon unter Hinweis auf diese Tatsache 
werden es die Gemeinden also ablehnen können, ihre Bau- 
verwaltungen einzuschränken und ihr technisches Personal zu 
vermindern. Im Gegenteil, sie werden es sicher daraufhin und 
also auf Kosten des Reiches vermehren. Dem Herrn 
Reichsfinanzminister ist es dann aber inzwischen gelungen, 
einen ganzen Verwaltungszweig — seine Bauverwaltung — ab- 
zuknicken. Daß er dem Reiche dadurch keine "Ersparnisse 
einbrachte, daß gegebenenfails nach einem Versuch von ein’gen 
Jahren der ganze Apparat wieder aufgezogen werden ınuf, 
das spielt dabei ja keine Rolle. Augenblicklich sieht es wie 
eine Leistung aus und ist wie so häufig im Leben gerade etwas 
sehr Verkehrtes. Durch Offenheit zeichnet sich dieses Vor- 
gehen keineswegs aus. In den gleichen Tagen (Dezember 
1924), als mit Emphase von sämtlichen Regierungsmitgliedern 
wieder und wieder betont wurde, „der Abbau sei im wesent- 
lichen abgeschlossen“, gerade in jenen Tagen wurde der 
Stab über die Reichsbauverwaltung gebrochen und ihr gegen- 
über jenes armselige Hintertürchen benützt, daß er, der Abbau, 
hinfort nur noch für einige gewisse Verwaltungszweige aı- 
gewandt werden würde. ie stimmen solche feier- 


lichen Erklärungen damit überein, daß man 
nun drauf und dranist, die ganze Reichsbau- 
verwaltung zu zertrümmern? Handelt es sich bei 
der Auflösung der gesamten Reichsbauverwaltung wirklich um 
eine solche Bagatelle im Abbau, wie die Regierungserklä- 
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rung sie mit ihrem Hintertürchen hinfort noch als zulässig 
angesehen wissen will? 

In die Beamten- und Angestelltenkreise der Reichsbau- 
verwaltung ist jedenfalls eine nun sich schon lange genug hin- 
ziehende schwere Beunruhigung getragen worden. Will der 
Herr Finanzminister die Arbeitsfreudigkeit und Gewissenhaftig- 
keit der Beamtenschaft erhalten sehen, dann möge er vor allem 
gegen die Voraussetzungen für solche Eigenschaften durch 
sein Vorgehen nicht so schwer verstoßen. 


Beamtenrecht 


Aufwertung von Dienstbezügen. Auf S. 9 des Buches 
Aßmann: „Wohlerworbene Beamtenrechte“ ist 
zum Ausdruck gebracht, daß der Rechtsanspruch auf Ver- 
zinsung oder Ersatz des durch die spätere Auszahlung ent- 
standenen Schadens gegenüber der mit der Auszahlung der 
Dienstbezüge in Verzug geratenen Gemeinde auf Grund des 
Art. VII der 12. Erg. z. R.Be.O. vom 12. Dezember 1923 be- 
seitigt sei und das Reichsgericht die Rechtsgültigkeit dieses 
Art. VII bestätigt habe. Aufwertung sei aber in 
jedem Falle geboten; denn diese stelle eine 
Anpassungandie Geldentwertung dar (vgl.S.38, 
Hinweis auf S. 3 und 4). Diese Ansicht ist richtig; denn sie 
wird durch die nunmehrige Rechtsprechung des Reichsgerichts 
bestätigt. So heißt es u. a.: 

; Der Art. 7 der Verordnung vom 12. Dezember 1923 steht dem 
Aufwertungsbegehren nicht entgegen; Aufwertung ist weder Verzinsung 
noch Schadensersatz (Urt. R.G. vom 29. Oktober 1924, ill. 32/24). Bei 
der Aufwertung handelt es sich um den rückständigen Bezug selbst und 
seine richtige Bemessung mit Rücksicht auf die inzwischen eingetretene 
Geidentwertung. (Urt. R.G. vom 28. Oktober 1924, II. 936/23.) 

Die Aufwertung bezieht sich aber nicht 
nur auf die Gehaltsbezüge, sondern findet auch 
Anwendung auf Bezüge, die kraft Vereinbarung an Stelle des 
Diensteinkommens oder des Ruhegehalts oder neben dem Ruhe- 
gehalt kraft Vertrages oder gerichtlichen Urteils gezahlt wer- 
den. Sie sind also nach Maßgabe der am 1. April 1920 in 
Kraft getretenen Besoldungsreform mit ihren verschiedenen 
Eu I zu erhöhen. (Urt. R.G. vom 3. Juli 1923, II 
1/22.) 

Die Bewilligung von Zuschüssen zu einem Ruhegehalt 
beruht ebenso wie dieses selbst auf dem Gedanken, dem Emp- 
länger für die Zeit seines Ruhestandes ein bestimmtes, dem 
Geldwert entsprechendes Maß des zum Lebensunterhalt Er- 
forderlichen zu beschaffen. Aendert sich der Geldwert nach- 
träglich derart, daß es dem Empfänger auch. nicht annähernd 
mehr möglich ist, aus dem festgesetzten Betrage sich das be- 
stimmte Maß des zum Lebensunterhalt Notwendigen zu be- 
schaffen, so wird durch die unveränderte Zahlung des ur- 
sprünglichen Betrages nicht mehr das erreicht, was die Par- 
leien gewollt haben, und eine entsprechende Erhöhung ist 
gerade im Sinne der richtig verstandenen Bewilligung selbst 
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Wer unser Erholungsheim in Sondershausen in Thür. schon besucht 
hat, der wird bestätigen können, daß sich dort jeder erholen muß, der 
sich von den nen seines Berufes ausruhen will. Ko llegen, 

t guten Besuch unseres schönen Heimes, 
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sorgt mit für einen rec 
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Zimmer mit 2 Betten im Erholungsheim. 


auch in den Monaten März, April und Mai. Je höher die Zahl 
der Heimbesucher, je niedriger können wir die Verpflegungssätze fest- 
setzen. Anmeldungen erbitten wir rechtzeitig an die Verwaltung 
des Erholungsheims des Putab, Berlin, Werftstr. 
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nach Treu und Glauben unerläßlich. Aus dieser ENT Eune 
hat das R.G. eine Erhöhung. von Unterhaltsansprüchen auc 
da zugesprochen, wo Unterhaltsrenten durch Vergleich oder 
sonstige Vereinbarung in bestimmten Beträgen zahlenmäßig 
festgesetzt waren. (Entsch. R.G., Ziv. Bd. 106, S. 233; J.W. 
1921, S. 1080, 1923, S. 45.) Das gleiche muß auch hier gelten. 
Beamtenrechtliche Grundsätze stehen nicht entgegen, da es 
sich um einen freiwilligen Zuschuß handelt, der dem gesetz- 
lichen Ruhegehalt gleich zu behandeln, aber nicht selbst Ruhe- 
gehalt im Sinne des Gesetzes ist. (Urt. R.G. vom 19. Febr, 
1924, III 252/23.) 

Pensionsfähige Zulagen stellen einen Teil des ruhegehalts- 
fähigen Diensteinkommens dar und fallen daher auch unter den 
Aufwertungszwang. (Vgl. Befehl des Preuß. Min. d. Inn. 
vom 16. April 1924, S. 33 AßBmann: „Wohlerworbene Be- 
amtenrechte.‘‘) 


Behördentariffragen 


Kündigungen zum Zwecke der Rückgruppierung bei der 
R.V.V. Nach uns zugegangenen Nachrichten. hat die Reichs- 
vermögensverwaltung in der letzten Zeit Kündigungen auf 
Grund des 8 53 zum Zwecke der Rückgruppierung in sehr 
erheblichem Umfange ausgesprochen. Wir haben unsern Kol- 
legen durch Rundschreiben Verhaltungsmaßregeln zukommen 
lassen, möchten aber auch an dieser Stelle nochmals darauf 
hinweisen, daß den Maßnahmen der R.V.V. lediglich auf 
tariflichem Wege begegnet werden kann. Der Tarifvertrag 
beruht auf dem Leistungsprinzip, demzufolge muß auch 
die Gruppierung der Angestellten den innerhalb der einzelnen 
Vergütungsgruppen festgesetzten Tätigkeitsmerkmalen ent- 
sprechen. Sollte also die R.V.V. dazu übergehen, die Tätig- 
keit unserer Kollegen niedriger zu bewerten, als dies nach dem 
Tarifvertrag zulässig ist, so haben es die Kollegen durch An- 
wendung des $ 24 R.A.T. in der Hand, die Einleitung eines 
Nachprüfungsverfahrens zu beantragen. Nach den Ausführungs- 
bestimmungen des Reichsfinanzministers darf die Kündigung 
zum Zwecke der Herabgruppierung im Sinne des $ 53 R.A.T. 
nicht zum Anlaß genommen werden, um das Vertragsverhältnis 
aufzulösen. Nachstehend geben wir die im Reichsbesoldungs- 
blatt Nr. 48, S. 272 veröffentlichte Bestimmung wieder: 

„zur Vermeidung von Zweifeln wird darauf hingewiesen, daß Nr. 4 
‚der Ausführungsanweisungen zum R.A.T. (s. Reichsbeso!dungsblatt Nr. 27 
S. 131 vom 12. Mai 1924) sich nicht auf die Fortbeschäfti ung von 
Angestellten bezieht, denen die Dienststelle gemäß 853 R.A.T. zum 
Zwecke ihrer Herabgruppierung gekündigt hat. Die Einleitung des 
Nachprüfungsverfahrens gemäß & 24 R.A.T. seitens des Angestellien ist 
in diesen Fällen nicht zum Anlaß zu nehmen, die Weiterbeschäftigung 
des Angesteliten abzulehnen.“ 

Das Nachprüfungsverfahren ist spätestens innerhalb von 
vier Wochen, beginnend mit dem Tage, an welchem dem An- 
gestellten die schriftliche Mitteilung über seine Einreihung 
oder Abschrift des mit ihm abgeschlossenen Vertrages zuge- 
gangen ist, zu beantragen. 


Vorstandsbekanntmachungen 


Lehrgang für Berufsberater. In Nr. 7 der „Deutschen Techniker- 
Zeitung“ vom 13. Februar 1925, Beilage „Bildung und Unterricht“, 
haben wir einen Artikel „Die Ziele der Berufsberatung“ 
zum Abdruck gebracht und in einer Anmerkung der Scheiftleitung darauf 
hingewiesen, daß nach einer Statistik von 613 Berufsberatern nur elf 
Personen dem Technikerberuf angehört haben oder noch angehören. 
Ferner wiesen wir auf die Wichtigkeit der Berufsberatung hin und 
forderten unsere Kollegen zur regen Betätigung auf. 


Das Preußische Ministerium für Handel und Ge- 
werbe beabsichtigt nun im Frühling d. J. einen Lehrgang für 
Berufsberater abzuhalten, der zehn Wochen dauern soll, und 
der im wesentlichen für solche Personen bestimmt ist, die bereits in der 
Berufsberatung tätig sind oder durch ihre Vorbildung oder ihre bis- 
herige Berufsarbeit geeignet erscheinen und gewillt sind, in den Dienst 
der öffentlichen Berufsberatung überzugehen. 


Zugelassen werden etwa 25 bis 30 Teilnehmer. Die Teilnahme selbst 
ist gebührenfrei. Gesuche um Teilnahme an dem Lehr- 
gange sind an das Preußische Ministerium für Handel und Gewerbe zu 
richten. 

Der Lehrgang wird voraussichtlich in Verbindung mit der Deutschen 
Hochschule für Politik abgehalten werden und sich auf alle Wissens- 
gebiete erstrecken, deren Kenntnis für _Berufsberater notwendig ist. 

Wir bitten unsere Kollegen, soweit sie ehrenamtlich bereits als 
Berufsberater tätig gewesen sind oder glauben, sich hierfür zu eignen, 
ihre Meldung umgehend unserer Hauptverwaltung, Abteilung Schul- 
wesen, zuzustellen. Wir werden von hier aus die Weitergabe ver- 
anlassen. 

Der dem Kursus zugrunde liegende Lehrplan wird amtlich in der 
nächsten Zeit bekanntgegeben werden. Wir haben Vorsorge getryffen, 
daß auch wir in der Lage sind, diesen den interessierten Kollegen zur 
Kenntnis zu bringen. 

Der Bundesvorstaad behält sich vor, den Teilnehmern au 
dem Lehrgang eventuell eine Beihilfe zu den Lebenshal- 
tungskosten zu gewähren. 
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Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 


spaltene Millimeterzeile, 


Für das hiesige Kreisbauamt wird infolge Ablebens des bis- 
herigen Stelleninhabers zum baldigen Eintritt ein energischer 


Techniker 


mit abgeschlossener Fachschulbildung als 


Wegemeisier 


gesucht. Anstellung durch den Kreisausschuß auf Privat- 
dienstvertrag. 

Gründliche Erfahrung in Straßen-Neubau und -Unter- 
haltung erforderlich. Da vertretungsweise auch Baupolizei- 
Geschäite zu erledigen sind und die Uebertragung der 
Bausekretärstelle möglich ist, ist Erfahrung im Hochbau 
und Verwaltungswesen nötig. Kenntnis der plattdeutschen 
Sprache erwünscht. Besoldung 2, Zt. nach Gruppe 6 der 
staatl. Besoldungsordnung und Reisekostenentschädigung. 
Motor- und Fahrrad wird gestellt, 

Bewerbungen sind Lebenslauf, Zeugnisse, Zeichen- und 
Schriftproben sowie amtsärztliches Gesundheitszeugnis bei- 
zufügen. 

Eckernförde, den 23, Februar 1925. 

Leister, Kreisbaumeister, 





Schreiben Sie an mich | 


#4 und verlangen Sie Muster bei Bedarf in 


„= Stoffen 


Paletot- 
Kostüm- 

Otto Ziegner, Tuchversand, 
Cottbus 14. 


Vertragslieferant grösster Beamtenverbände. 
Ratenzahlung gestattet. 








Boerner, Statische Tabellen . . . . 





Taschenbuch für den Fabrikbetrieb . , . 


Eisen‘ im Hochbau 





technikers, 3 5 Fr 
Gregor, Der praktische Eisenhochbau. 
and l: Mathematik, Bauvorschriften usw. 

„ U: Kranlaufbabnen. . . 2... . 
Masder, Konstruieren und Rechnen. Band 1. 
We 
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Teilzahlung gestattet! 









reichillustriertes Nachschlagewerk 


Tausend Abbildung.). Billiger Preis, da 


Der Bezug einzelner 







erlangen Sie Prospekt vom Verlag 


Beilagen nach Vereinbarung. 











Dubbel, Taschenbuch für den Maschinenbau. 2 Bände . 


Fischer, Statik und Festigkeitsichre. 3 Bände. p der Band ; 
Graf, Technische Berechnungen für die Praxis des Maschinen- 


Bei Veberwachung 
von Bauarbeiten 


leistet Ihnen der II. Fachband unseres „Tech- 
nischen Selbstunterrichts“ treffliche Dienste. Das 
Gesamtwerk erweitert und vertieft eine abge- 
schlossene Fachbildung und ist gleichzeitig ein 
(mehrere 


auch inEinzelheften (zu re M.1.—) erfolgen kann. 
ände oder Hefte ver- 
Balahee nicht zur Abnahme des ganzen Werkes. 


R. Oldenbourg, München, Glückstr. 8. A.Duntze 
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R. Merkel, Berlin W 


‚ Regierungsbaumeister a. D. 
oder Dipl.» Ingenieur 
(Wasserbau) tunlichst mit 
mehrjähriger praktischer Er- 
fahrung und Bewährung für 
laufende Büroarbeiten und 
Bauäusführungen mög!ichst 
zum 1. April d. Js. gesucht. 
Einstellung und Vergütung 
nach d. Preuss, Angestellten- 
Tarifvertrag. Bewerbungen 
mit begl. Zeugnisabschriften 
u. Lebenslauf einzureichen an 
Staatl. Hafenbauamt 
Stoipmünde 1. Pomm. 





Mitarbeiter 
aus Idealismus gesucht für 
eine Abhandlung ‚Das 
martialische Preußen In 
seinen Ingenieursieilen als 
Kolonie der Technikum- 
staaten.‘ Gefl. Angebnte 
unter D.T. 118 an R. Merkel, 
Berlin W35,Potsdamer St.111, 


Mitglieder 


kauft nur bei unseren 


Inserenten! 


|Honig 


arant. reiner Bienen- Blüten- 
Schleuder - Honig edelster 


| Qualität. 10 Pfd -Dose franko 


i Nachnahme 11.— Mk., halbe 
6.50 Mk. Garantie Zurück- 
nahme. Rektor Feindt, 


Großimk., Hemelingen 85. 


Industriebeamten-Verlag GmbH. 
Berlin NW40, Werftstraße 7 


Postscheckkonto Berlin 15550 


Technische Bücher 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 


Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin. 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor: Erscheinen. 


Fernspr.: 


35, Potsdamer Straße 111. 





Gesucht ein junger 


Hochbaulechniker 


mit bestandener Baumeister- 
prüfung, sicherer Statiker. 
Besoldung nach Gruppe VII 
Ortsklasse B. Persönlich 
vorstellen nur nach Auffor- 
derung. 


Bescheinigle Zeugnisse 
und Lebensbeschreibung bal- 
digst einzureichen. 


Stadirat Crimmilschau. 


Tüchtiger, -lediger 


‚ Hocilau- 
othniker 


(Zim.) sofort gesucht, 


Angebote mit Zeugnis- 
abschriften und Gehaltsan- 
aprüchen an 


Arnold Kriener, 


Zimmermeister, 
Neuenkirchen, 
Kr. Wiedenbrück. 
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über techn. Selbstunterricht It. Anzeige 
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pellmann Bahien Bier, 
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Eeorg Spellmann,Hannov.Holz-Industrie,Hannover-Kleefeld 
Monatsleistung 75—100 Kegelbahnen. 





ZuWasser und zu Lande 
AWIUTUTAUTUTUZR 
haben sich seit mehr als 30 Jahren meine Koffer bestens bewährt. 


Ich liefere frei Haus 
gegen Nachnahme 


Rundreise- 
koffer 


Nr. 250 
Gr. 40 50 60 70caßR® 
Mk. 6.- 7.- 8.- 11.- 
Prima schokoladebraune 
Hartplatte mit 8 echten 
Fiberecken, herumgehend. 
Metallschiene und 2 guten 

Springschlössern. 


Derselbe Koffer Nr. 255 aus echtem Vulkanfiber. 
Lebensdauer von 25 Jahren. 

















Dieser Koffer hat eine 


Größe: 40 50 60 70 cm 
Mark 8,50- 12.— 15.- 18.- 





Der gleiche Koffer wie Nr. 255 mit Einsatz plus Mk. 1.50. Ständige Auswahl 
von über 1000 Koffern aller Art, wie Uebersee-, Bahn-, Schrank- u. Lederkoffer. 


Verlangen Sie kostenloses Sonderangebot in allen Reiseartikeln u. Lederwaren. 


Louis Gröpke, Hannover. 


Auf Teilzahlung | Wefischer, Statik 
liefere ich meine berühmten Festigkeitslehre] 


„Gold-Sieg“-Fahrräder u. | Band 1—3418,—M. 

„Sieger“-Nähmaschinen je: Band gegen 
an Beamte, Werke und Verbände. bezi n Moni 

Eduard Goldberg, Siegburg ee 


tis, 
Prospekte gratis und franko H. Menu sser 


Buchhandi., BerlinW57/4 
Potsdamer Straße 75. 
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Apparate e osi 
Katalog A 2 1a n 
Uhren, Goldwaren, | F!üge! - Harmonien 
E neue und gebrauchte, 
Brillanten mässigePreise. Zahlungs- 
Katalog B h erleichterung. 





1 Franz Ferd. Seydel 
Berlin C119,SpandauerStr.18 & 





- .„LRömer, Altona-Othmarschen 6 
1. Sommersprossen I! 2, Pickel, Mitesser| 


Ein einfaches, wunderbares Mittel jür jeden der obigen 
“ Hautfehler teile gern kostenlos mit. 
Frau M. Poloni, Hannover A. 45, Edenstr. 30 a. 


Neue Zinssätze 


r ab 1. März 1925 
Sparkonten regelmäßige und 10 7 52 


gesperrte 






Hoher Verdienst 
Beruf und Nebenerwerb vom 
Schreib- und Werktisch aus 
(Auch Vertret. ganz neue 
Sache.) Adressen-Verlag 





„Eigene Scholle‘, Jena- 
Löbstedt 123. 








. gewöhnliche 9%, p. a. 
Scheckkonten 8°)... 
Bei größeren Beträgen mit längerer Kündigun frist „spez 
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direkt anPrivate 
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teId-Lofteri 


6835 Gewinne 
bar ohne Abzug = Mark 


200000 
60000 
30000 
10000 


Lose & M. 3,30. 
Porto und Liste 38 Pig. extra 
vers. auch unter Nachnahme 


Emil Stiller Nachf. 


Bankhaus 
Hamburg, Holzdamm 39 
Batdige Bestellg. erwünscht. 
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Hauptgewinne 








echtrot.federdicht.Daunenkö- 

r, 1!/gschlfrg., groß. Ober- 
bei, Unterbett u. 1 Kissen m. 
14 Pfd. grauen Federn gefüllt 
& Gebett GM. 43.—; dasselbe 
Gebett mit 2 Kissen u.16Pfd. 
zartw. Fed. gefüllt GM.63.—. 


Bettfedern 
graue, per Pfd. GM.1.10,zart 
und weich GM. 1.50, grau- 
Halbdaun. GM. 3.25, Schleiß- 
federn grau GM. 2.25, weiße 
Halbdaun. GM. 5.—, Daunen 
grau, GM.9.25,weißGM.12.50 
Bettbezug aus gutem, weißem 
Linon oder bunt geblümt oder 
kariert per Stück Gm. 7.20. 
Alle Aussteuerartikel billig. 
Muster u. Katalog frei. Nicht- 
gefall. Geld zurück. 

Bettfederngroßhandlung, 

Bettenfabrik und Versand 


Th.Kranefuß, Cassel247. 
EEE EEE TEEN 


Rheinwein 


Billiger, vorzügl. Tischwein 


Dienheimer Weißwein 
M. 0.75 


Ungsteiner Rotwein 
M. 0.75 
pr. Liter zuzügl. 20%, Wein- 
steuer = 15 Pfg. zus. M. 0.90, 
ab Nierstein, Nachn., Leih- 
Fässer v. ca.30-50-100 Litern. 
Freibl. Station angeben. 


Weinpat Heinrich Strub Il 
Nierstein a. Rhein 29. 
Großer Weinbergbesitz 
Gegr. 1864. 


DandWurm 


An a. Madenwürmer entzieh. 
«Körper d. besten Säfte, 
der Mensch wird blutarm, 
nervös, elend u. schlapp. 
Bleichsüchtige und blut- # 
arme Frauen und Mäd- ® 
chen, Magen- und Weiss- B 
flussleidende sowie ner- & 
vöse Personen usw.leiden 
in den meisten Fällen an & 
Eingeweidewürmern, er- 
kennen aber ihre Krank- ® 
heit nicht. Heute bedarf 
jeder d. so teuren Lebens- 
mittel für sich und dürfen 
diese nicht v.d. Würmern # 
kernie werden. -Aus-B 
nft kostenlos (Rückporto). 
Keine Hungerkur. £ 


Wurm-Rose,ß 
‚Hamburg 11a 264. 5 
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Eine 
frohe 
Botschaft 


für alle Rheumatismuskranke! 


Schmerzen in den Gliedera und Gelenken, geschwollene & 
Gliedmaßen, verkrüppelte Hände und Füße, Zucken in & 
den verschiedenen Körperteilen, ja selbst Schwäche der & 
Augen sind vielfach die Folgen rheumatischer und & 
gichtischer Leiden. 


Bitte mir noch ‚von Ihrem St. Joseph’s-Tee zu 
übersenden, r. Nachnahme, denn derselbe hat 
tatsächlich bei meinem alten Leiden, ich selbst bin 
49 Jahre alt, Wunder vollbracht. 

Ich habe mein Gelenkrheuma bereits 4 Jahre f 
und habe 10 Wochen fest gelegen, konnte vor 
Schmerzen wirklich 10 Wochen kein Auge zutun, | 
und schon nach 3 Tagen habe ich eine große 
Linderung verspürt, Ihr Tee ist nach meinem 
Dafürhalten, ich bin zwar kein Arzt, aber ein 
alter Sanitäts-Vizefeldwebel, daher kein Laie, 
das tatsächlich beste Mittel gegen sogar veraltete 
Rheuma’s. 

So schreibt Herr Joseph Maternowski, Berlin... 
und viele hundert Kunden schreiben ähnlich, 






























Weil wir wissen, daß Sie: ebenso wie die vielen & 
Tausend Ihrer Leidensgefährten unbedingt zufrieden @ 
M sein werden, erklären wir uns bereit, bis auf weiteres # 
a jedem Leser dieses Blattes, der an Gicht- und Rheuma- 
f tismus leidet, ein Orlginal-Paket St. Jjoseph’s- F 
Tee zum 


Ausnahmepreis von Mk. 1.30 franko$ 


gegen Nachnahme zuzusenden, obwohl der Preis # 
a jetzt 2.50 Goldmark beträgt. Porto “und Nach- # 
nahmegebühr tragen wir ‚bei der ersten Sendung. ei 


Unsere großs Garantie: 


4 Wir erklären uns ausdrücklich bereit, Ihnen den vollen 
2 Betrag. zurückzuzahlen, wenn Sie keine Besserung # 
verspüren. Eine größere Garantie kann man un-& 
möglich geben. estellen Sie aber heute noch, & 
denn um so rascher kann Ihnen geholfen werden. £ 


Dr. Zinsser & Co., Leipzig 36] 


Gegründet 1898. 





















Bevor Sie heiraten 
müssen Sie in Ihr. eigenen Interesse die Ratschl. eines & 
M erfahrenen Arzte- üb. „Das Liebes- u. Geschlechts- % 
a leben d. Weibes I. gesunden und kranken Tagen“ v. & 
Dr. med. A. Kühner, Eisenach. lesen. Aus dies. v.streng #3 
1 sittl. Standpunkte aus geschriebenen Werke des be- = 
kannten Autors schöpfen S e Kenntn. u. Tatsachen, die 
f jed. Gebildeten v. unschätzbarem Wert sind. Preis 
dieses zirka 200 Seit. starken, mit vielen Abbild. ver- 2 
sehenen Werkes G -M. 2.—, mit zerlegb. Modell des # 
weibl. Körpers G.-M. 1.— mehr. Nur zu beziehen von & 
W. A. Schwarze's Verlag, den N 6/81 
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uf in Wort andie 
Frauenweltl 


Fort mit allen wertlosen Ange- 
boten auf hygienischem Gebiete. 


Lassen Sie sich nicht irreführen 
durch vielversprechende hoch- 
klingende Anpreisungen. Nur 
meine genehmigten, kräftig 
wirkenden Spezialmittel bei 
Störung helfen sicher. Auch 
in bedenklichen Fällen über- 
raschende Wirkung schon in 
wenigen Stunden. 


Keine Berufsstörung! 
Vollkommen unschädlich! 


Viele Dankschreiben. 
Diskreter Versand durch 
Frau H. Fischer 


frühere Bezirkshebamme 


Hamburg 36 (B 514) 
Gerhofstraße 16. 
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"Neuberechnung des Reichsiebens- 


haltungsindexes 


Durch die scharfe Kritik der Gewerkschaften an der bis- 
herigen Berechnungsmethode des Lebenshaltungsindexes hat 
sich nach langem Zögern endlich auch das Statistische Reichs- 
‚amt bereitfinden lassen, eine neue Berechnung des ‚Lebenshal- 
tungsindexes vorzunehmen. Bei der zentralen Bedeutung, die 
der Index für alle Berechnungen des Reallohnes und die zahl- 
losen Auseinandersetzungen mit den Arbeitgebern gehabt hat 
und auch in Zukunft noch haben wird, mußte es die Aufgabe 
der Gewerkschaften sein,“ dahin zu wirken, daß der Index so- 
‚wohl seiner Höhe wie:seiner Bewegung nach ein mög- 
lichst getreues. Spiegelbild. der wirklichen Höhe wie der 
Veränderung der Lebenshaltungskosten darstellt. Selbstver- 
ständlich wird jeder Index, da er ja eine Durchschnittsziifer 
sowohl aus der Bewegung der einzelnen Warenpreise wie 
ihrer örtlichen Verschiedenheit ist, immer nur im groben 
Durchschnitt brauchbar sein. Insbesondere ist es auch nicht 
möglich, die verschiedene Höhe der Lebenshaltung der ein- 
zelnen Schichten der Arbeitnehmer gleichmäßig zu erfassen. 


Dem. Verlangen der Gewerkschaften, daß ein Index auf- 
gestellt werden sollte, der der wirklichen Zusammensetzung 
der. Lebenshaltungskosten in der Vorkriegszeit entspräche, wurde 
regelmäßig ea, daß der gegenwärtige Index, 
wenn er auch auf der Grundlage der Zwangsration für eine 
Reihe der wichtigsten Lebensbedürfnisse aufgebaut sei, wenig- 
stens die Bewegung richtig wiedergäbe und auch in seiner 
Höhe kaum modifiziert werden würde. Wie richtig aber dem- 
gegenüber unser Verlangen war, beweist die Tatsache, daß, 
nachdem nunmehr die Arbeiten der Indexkommission abge- 
schlossen sind, eine ganz wesentliche Erhöhung 
des Indexes sich herausgestellt hat. An der bisherigen 
Zusammensetzung des Indexes war von uns besonders gerügt 
worden, daß in ihm die minderwertigen Nahrungsmittel, wie 
Kartoffeln und Roggenbrot bei den Ernährungskosten domi- 
nieren, während hochwertige Nahrungsmittel kaum in Er- 
scheinung treten, ferner, daß die Bekleidungskosten auf, der 


“Grundlage der allerschlechtesten Stoffe aufgebaut sind, ferner, 


daß bei der Wohnung nur das Prozentverhältnis der heutigen 
zur Friedensmiete in Vergleich gestellt wird, und schließlich, 
daß weder den Ausgaben für kulturelle Zwecke noch der Ver- 
änderung der steuerlichen und sozialen Belastung Rechnung 
getragen worden ist. 


Unsere diesbezüglichen Abänderungsvorschläge sind nun in 
dem neuen, erstmal für Februar aufgestellten Index zu einem 
beträchtlichen Teile tatsächlich anerkannt worden. Die Roggen- 
brotration ist von 47000 auf 40000 g herabgesetzt worden, 
dafür sind für Weißbrot 5000, für Weizenmehl 4000 g eingesetzt 
worden (bisher 4000 g Roggenmehl). Die Kartoffelration ist 
‘von 70000 auf 50000 g herabgesetzt worden, die Rindfleisch- 
und Schweinefleischration wurde um 1000 g erhöht, Hammel- 
fleisch neu mit 1000 .g eingefügt, die Speckration mit 1000 g 
verringert, dafür inländische Butter mit 2000 und Leberwurst 
mit 2000 g neu eingefügt und die Margarineration um 250 g 
verringert. Auch die Fischration wurde um 1000 g verkürzt. 
Die hochwertigen Nahrungsmittel Eier und Milch wurden von 
10 auf 24.Stck. bzw. von.28 auf 35 Liter erhöht. Neu eingefügt 
wurden Bohnenkaffee, Kaffeeersatz, Kakao und Speisesalz. 
Die zahlreichen kleineren Posten, die früher den Index mit- 
bildeten, wurden sämtlich fallengelassen, da sie für die Be- 
rechnung nur eine Mehrbelastung darstellen, ohne sie wesent- 
lich beeinflussen zu können. Durch die Berücksichtigung 
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hochwertiger Nahrungsmittel ist der Kaloriengehalt um etwa 
2, der Eiweißgehalt um fast 20 Prozent gestiegen. 


In der Bekleidungsgruppe hat eine erneute Nachprüfung 
stattgefunden zu dem Zwecke einer genauen Preis- und Quali- 
tätsvergleichung der Friedenswaren mit den jetzt benutzten. 
An die Erhebungsstellen wurden höherwertige Stoffmuster aus- 
gegeben. 

Ganz besonders stark wurde die Gruppe des „Sonstigen 
Bedarfs‘ verändert. Hier wurde den Reinlichkeits- und Kultur- 
bedürfnissen, wenn auch u. E. in unzureichendem Ausmaße, 
erstmalig Rechnung getragen durch Einfügung von Toiletten- 
und Waschseife, Soda usw., Zeitungsabonnement und Bücher- 
bezug, Bleistiften und Berücksichtigung des Besuches eines 
Kinotheaters mit Arbeiterpublikum. 

Wichtiger noch als diese Posten sind die neu für Verkehrsaus- 
gaben eingesetzten, die zu je einem Drittel aus den Fahrkosten 
in der Eisenbahn (4. Klasse Fernverkehr), Straßenbahn (Grund- 
preis einer Einzelfahrt) und den anteiligen Kosten für ein Fahr- 
rad nebst Ersatzbereifung zusammengesetzt sind. 

Nicht erfüllt worden sind unsere Wünsche bezüglich Be- 
rücksichtigung der Qualitätsverschlechterung der Wohnun- 
gen und vor allem der Erhöhung der Ausgaben für Steuern 
und soziale Lasten. 

Wie bedeutsam trotzdem schon das bisher Erreichte sich 
auswirkt, zeigt die Vergleichung der Indexberechnung für 
Februar auf Grund der bisherigen und der neuen Methode, 
ergibt doch die Februarzahl nach der alten 
Methode gegenüber Januar eine Steigerung 
von09Proz. auf 125,1, währenddieneue Methode 
an enifenden Index auf 1356 emporschnellen 

äßt. 

Wegen der nach eingetretener Stabilisierung der Währung 
geringfügigen Preisveränderungen soll die Indexberechnung in 
Zukunft nicht mehr wöchentlich, sondern monatlich erfolgen. 

So erfreulich dieser erste Erfolg der Gewerkschaften ist, 
so erbitternd muß der Gedanke wirken, daß die ganze lange 
Zeit seither regelmäßig mit den bisherigen amtlichen Index- 
zahlen als mit einer unumstößlichen Wahrheit gerechnet wor- 
den ist; 'hat doch gerade die Denkschrift der Vereinigung 
deutscher Arbeitgeberverbände über „Die Lohnpolitik der 
deutschen Arbeitgeber‘ ebenso wie ihre ganze Argumentation 
in allen Lohn- und Gehaltsverhandlungen den amtlichen Index 
als einen untrüglichen Maßstab für. die Berechnung der Teue- 
rung wie der Reallohnhöhe zugrunde gelegt. Auch die amt- 
lichen Reallohnberechnungen des Statistischen Reichsamtg 
sind auf der bisherigen — falschem + Indexberechnung 
aufgebaut worden. Ob diese Berechnumgen wieder vor- 
genommen werden, ist noch nicht sicher, wen ‘auch zu- 
gestanden wurde, daß bei ihrer Wiederaufnahme der 
neue Index zugrunde gelegt.werden wird. Wenn die 
amtliche Verlautbarung des Statistischen Reichsamts ausdrück- 
lich betont, daß ein Vergleich der neuen Indexziffer mit der 
bisherigen nicht möglich sei, so ist dies zwar an sich, näm- 
lich bezüglich der Berechnung der Bewegung, zutreffend; 
es handelt sich aber für die Arbeitnehmer ja gar nicht darum, 
festzustellen, wie die beiden Indexziffern sich zueinander ver- 
halten, sondern in welchem Verhältnis die Kauf- 
kraft ihrer heutigen Gehälter und Löhne zu 
derdesFriedenssteht. Bei dieser Vergleichung werden 
sie unvermeidlich die bisherige Indexberechnung als eine 
schwere Beeinträchtigung und Schmälerung mit amtlicher Hilfe 
empfinden, wie sie auch gegenüber dem neuen Index darauf 
hinweisen werden, daß auch dieser noch nicht die wirkliche 
Teuerung in vollem Ausmaße mißt. Die Gewerkschaften 
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werden deshalb mit dem jetzt Erreichten sich nicht zufrieden 
geben dürfen, sondern verlangen, daß dem index die wirkliche 
Friedenslebenshaltung einschließlich der Steuern und sozialen 
Abgaben zugrunde gelegt, die Wohnungsverschlechterung be- 
rücksichtigt und die Veränderung der Preise bei gleicher 
Qualität im Index gemessen wird*). Von der Anerken- 
nung dieser Forderungen ist auch der neue Index immer noch 
wesentlich entfernt. Auch er behält, abgesehen von der Nicht- 
berücksichtigung von Steuern und sozialen Abgaben und der 
Gleichsetzung der heutigen mit der Friedenswo nung, so daß 
also die heutigen Mieten den Index drücken, den wesentlichen 
Mangel bei, von der heutigen gedrückten Lebenshaltung 
aus eine künstliche Friedenslebenshaltung zu konstruieren, 
die der Durchschnittszusammensetzung des Friedens nicht ent- 
spricht. 

Dies zeigt am besten eine Gegenüberstellung der Zusam- 
mensetzung der Ausgaben auf Grund der Haushaltungsrech- 
nungen aus dem Jahre 1907 und der neuen Berechnung; steht 
doch einer wirklichen durchschnittlichen Ausgabe von 11,54 Pro- 
zent für „Sonstigen Bedarf“ nach der neuen Berechnung eine 
künstlich verringerte von 6,21 Prozent gegenüber. In dieser 
Minderung steckt zum großen Teil all die Einbuße an Behag- 
lichkeit, Lebensfreude, einem bescheidenen Komfort und dem 
Aufstieg zur Teilnahme an den kulturellen Gütern, die die 
Arbeitnehmer durch Krieg und Inflation aufgezwungen be- 
kamen. Und so zeigt auch der Index bei tieferem Einblick 
die tausendfältig erwiesene Wahrheit, daß es nur einen 
wahrhaft Besiegten gibt, die arbeitende Menschheit, und nur 
einen Sieger, das internationale Kapital! 

Fritz Pfirrmann. 


Ein Sieg des Privatkapitals? 
Wie Reichsbetriebe verschachert werden. 


Mit der Gründung der Deutsche Werke A.-G. sollte der 
Versuch gemacht werden, die Idee der Vergesellschaftung 
zu realisieren. Als der Krieg zu Ende, war das Reich mit 14 
räumlich großen Industriewerken belastet. Da die ehemalige 
Produktionsbasis (Waffen, Munition, Gebrauchsgegenstände für 
Heer und Marine usw.) zerstört war, hingen die über das 
ganze Land zerstreuten Betriebe vollständig in_der Luft. Nach 
langen Beratungen entschied man :sich ausgangs 1919 zur 
Gründung einer Aktiengesellschaft, die die Werke in Spandau, 
Haselhorst, Kiel, Friedrichsort, Rüstringen, Erfurt, Kassel, Lipp- 
stadt, Siegburg, München, Ingolstadt, Amberg, Dachau tnd 
Hanau zu übernehmen hatte. So entstand die Deutsche Werke 
A.-G. Alleiniger Aktionär war das Reich. Der Aufsichtsrat 
setzte sich aus Vertretern der parlamentarischen Parteien, der 
Industrie und der Banken zusammen. 

Als ehemalige Betriebe der Rüstungsindustrie müßten die 
Unternehmungen der Deutschen Werke große Zerstörungen 
über sich ergehen lassen. Die größten Schwierigkeiten taten 
sich aber auf, als man daran ging, eine neue Produktionsbasis 
zu schaffen. Was bisher hergestellt wurde, war von der Entente 
verboten. Es mußten also marktgängige Produkte und Artikel 
“>s täolichen Bedarfs gesucht und hergestellt werden. Diese 

mußten sich nicht nur erst einen Markt suchen, son- 

auch gegen die konkurrierenden Werke durchsetzen. 
ı5 wär .!so nicht leicht, für 14 Betriebe mit einer Belegschaft 
von 20000 Personen Beschäftigung zu finden. Und doch gelang 
es überraschenderweise. Die Spezialausstellungen der Deut- 
schen Werke auf den Leipziger Messen zeigten eme seltene 
Vielseitigkeit auf allen möglichen Produktionsgebieten. Auf 
manchen Gebieten, so im Motorrad- und Kleinautobau, Spin- 
nereimaschinen, landwirtschaftliche Maschinen und Geräte, 
Glühkopf- und Dieselmotoren, in der Möbelbranche usw. ver- 
mochte die Deutsche Werke A.-G. sogar hervorragende Pro- 
dukte herzustellen. Das Stahlwerk Siegburg brachte es sogar 
zu einer Produktion von 60000 Tonnen Stahl. 

So waren die Deutschen Werke auf dem besten Wege, der 
Privatindustrie empfindliche Konkurrenz zu bereiten. Kein 
Wunder, daß diese den Aufstieg derselben mit scheelen Augen 
verfolgte. Namentlich die Autoindustriellen erblickten in der 
Serientabrikation der Deutschen Werke einen gelungenen Ver- 
sich, die Privatindustrie ins Hintertreffen zu setzen. Daß man 
dieser neuen Konkurrenz, die an einem praktischen Beispiel 
die Ueberflüssigkeit des Privatkapitals zeigte, Schwierigkeiten 
auf allen Gebieten bereitete, ist somit nicht verwunderlich. 

Der Aufbau der Deutsche Werke A.-G. geschah streng 
zentralistisch. Wenn auch ‘die einzelnen Betriebe über eine 





2 Es handelt sich hierbei keineswegs m geringfügige Ziffern. Allein 
die Berücksichtigung der Wohnungsverschlechterung, durch die sicher- 
lich noch zu günstige Annahme, daß die Wohnungen im Durchschnitt 
sich um den gleichen Bruchteil verschlechtert haben, um den die Mieten 
unter den Friedensmieten stehen, müßte die Indexzahl um etwa-7 Punkte 
erhöhen, die durchschnittliche Erhöhung der Ausgaben für Steuern und 
Sozialbeiträge dürfte mit mindestens 5 Punkten. anzusetzen sein, 
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ie Selbständigkeit verfügten, so lag doch die Leitung 
etzten Endes in der Berliner Zentrale. Die Zentrale selbst war 
der großen Holdinggesellschaft Vereinigte Industrieunternehmum- 
gen A.-G. (Viag), Berlin, angegliedert. Die Viag besitzt ein 
Eigenkapital von 132000000 Mk. und kontrolliert im Namen 
und im Auftrage des Reiches Werke der Aluminium- und 
Stickstoffindustrie, ferner Wasser- und Elektrowerke, die im Be- 
sitze des Reiches sind. Außerdem ist die Viag und mithin auch 
die Deutschen Werke dem Netz der Reichs-Kredit-A.-G. an- 
geschlossen. Diese hat sich zu einem achtunggebietenden Fak- 
tor in der Finanzwelt entwickelt und sich gegenüber den 
Großbanken durchzusetzen verstanden. Angesichts solcher 
Finanzorganisation und der zur Verfügung stehenden Mittel 
ist es ersichtlich, daß die Reorganisation der Deutschen Werke 
aus anderen Gesichtspunkten heraus scheitern mußte. 

Die Nachrichten, die jetzt in die Oeffentlichkeit gelangen, 
deuten auf eine Zerschlagung der Deutschen Werke hin. Be- 
Bande: wird diese Maßnahme mit dem Mangel an Kredit. 

ie zur Durchorganisierung der Werke weiter notwendigen 

Kreditsummen in Höhe von 50 Millionen Mark waren vom 
Reich als Großaktionär der Werke nicht zu erlangen. Ein 
Gegenstück zu dem Bewilligungseifer gegenüber der Ruhr- 
indestrie, Dort wurde mit vollen Händen gegeben, hier will, 
man noch nicht einmal einen Kredit gewähren, der in eigenen 
Betrieben produktiv verwendet werden soll. Die erste Tat 
der Lutherregierung zur Erdrosselung der in Händen des 
Reiches befindlichen Industriebetriebe, 

Die Deutsche Werke‘ A.-G. will nun dazu übergehen, 
einzelne Werke zu verkaufen. Andere Betriebe sollen an die 
Länder (in Betracht kommt hier hauptsächlich Bayern) abge- 
treten oder in Teilen oder ganz an die Privatindustrie ver- 
äußert werden. Die Werftbetriebe in Kiel und Rüstringen 
und die Anlagen in Friedrichsort scheinen als erste zur Ver- 
äußerung an die Privatindustrie in Betracht zu kommen. Und 
dies, obwohl die Reichsmarine genügend Beschäftigung zu ver- 
geben hätte. Die Möglichkeit liegt außerdem vor, daß das zu 
großer Zukunft berufene Werk in Ingolstadt (Spinnerei- 
maschinen) an die konkurrierenden Fabrikanten und an die ab- 
nehmende Textilindustrie teilweise veräußert wird. Die durch 
derartige Verkäufe hereinkommenden Mittel will man dann zur 
Modernisierung der noch vorhandenen Betriebe verwenden. 

Die Goldumstellung der Werke auf nur 29 Millionen Mark 
Aktienkapital läßt einen außerordentlich scharfen Kapitalschnitt 
erkennen. Abschreibungen und stille Reserven wurden in 
großem Umfange gemacht. Stehen doch Schiffe, Fuhrpark 
und Automobile; Dockanlagen, Heilinge und Nebenantagen; 
Modelle, Formen und Werkzeuge usw. nur mit je 1 Mk. zu 
Buch. Werkzeugmaschinen (45 000 Stück) sind nur mit 1,17 Mil- 
lionen Mk. bewertet. Es scheint fast, als sei der Kapitalschnitt 
so stark erfolgt, um der Privatindustrie billige Betriebe in die 
Hände zu spielen. Zu berücksichtigen ist noch, daß die 
Deutschen Werke hinfort zu allen Steuern, auch der Körper- 
schaftssteuer herangezogen werden. Bekanntlich erfolgte diese 
Maßnahme, um die in öffentlichen Besitz befindlichen Betriebe 
mit der Privatindustrie gleichzustellen. 

Gelingt der Verkauf der Deutschen Werke, dann wäre der 
Wunsch erfüllt, dem die „Deutsche Ber£..zr} ' 
21. Dezember 1924 in folgenden Wörten A 
Umstand, daß, auf der dieser Tage in P ‚chabten 
Deutschen Automobilausstellung ein von den Deutschen Werken 
hergestellter Wagentyp gezeigt wurde, der zu einem über- 
raschend billigen Preise verkäuflich war, hat die in manchen 
Industriezweigen herrschende Beunruhigung über den Wett- 
bewerb der Deutschen Werke von neuem wachgerufen und 
den Wunsch gezeigt, daß diese Firma sich bereitiinden lassen 
möge, sich mit der Privatindustrie über Preise und Verkaufs- 
bedingungen zu einigen.“ 

Weil also die Privatindustnie sich über die „überraschend 
billigen Preise“ der Deutschen Werke beunruhigt fühlte und 
ihr möglicherweise ein ernsthafter Konkurrent erstand, deshalb 
muß dieser Reichsbetrieb zerschlagen und der Privatindustrie 
ausgeliefert werden. So wollen es die Interessenten, und die 
Regierung hilft ihnen dabei. Für die Schwerindustrie Hunderte 
von Millionen, für+ die eigenen Werke nichts! Rückwärts, 
rückwärts, Don Rodrigo, los von den Schöpfungen der Re- 
volutionszeit, Schonung und Stärkung der Privatindustrie, das 
ist das Ziel, welches die Rechtsregierung zu verfolgen ent- 
schlossen ist. Die Deutsche Werke A.-G. sollten einmal zur 
Verwirklichung des Sozialisierungsprinzips berufen sein, :num 
werden sie zerschlagen, weil es die Pro itgier und fanatischer 


‘ Parteigeist verlangt. 


* 3° gi 
* 
Eine Vollversammlung der Belegschaften der Werke Hasel- 


horst und Spandau der Deutsche Werke A.-G.,, am 9. d. M, 
faßte nach eingehender Aussprache folgende Entschließung: 
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„Die Angestellten und Arbeiter der Deutsche Werke A.-O., Werk 


7 


Spandau und Hasellorst, protestieren mit, aller Entschiedenheit gegen 
die beabsichtigte, vom Aufsichtsrat beschlossene Umorganisation des 
Unternehmens. Es Be; 

Sie erblicken in den vom Aufsichtsrat beschlossenen Maßnahmen 


einen Vorstoß der Großindustrie, die Werke “aus dem Besitz des 


Reiches in ‘den der Privatindustrie zu überführen. 
‘Sie halten die Fortführung der zur Zeit in Betrieb befindlichen 


_ Werke sowohl vom. wirtschaftichen, als auch vom technischen Stand- 


punkt für unbedingt erforderlich. Sie erachten es für die Pflicht des 
Reiches, dem "Unternehmen die zur Weiterführung der Betriebe not- 
wendigen Kredite zur Verfügung zu stel!en. 

Die Belegschaft fordert von der Regierung eine Revision der 
beschlossenen Maßnahmen. Die geplante Umorganisation bzw. Ab- 
stoßung der Betriebe an die Privatindustrie ist nur mit großen finan- 
ziellen Verlusten für das Reich möglich. Die finanziellen Verluste, die 
durch die beschlossenen. Maßnahmen notwendigerweise eintreten müssen, 
stehen in keinem Verhältnis zu der zur Fortführung‘ des Unter- 
nehmens notwendigen neuen Finanzierung. 

Um die in den. Deutschen Werken investierten großen Kapitalien 
dem Reich zu erhalten und außerdem die bisher anerkannterweise 
geleistete Umstellungsarbeit auf organisatorischem und technischem Ge- 
biete für das Reich in absehbarer Zeit zum erfolgreichen Abschluß 
bringen zu können, fordert die Belegschaft von der Reichsregierung 
und den Parteien, die notwendigen Kredite zu bewilligen.“ 


Im Zusammenhang mit den geschilderten Vorgängen hat 
Generaldirektor Henrich sein Amt als Vorstands- und Auf- 
sichtsratsmitglied niedergelegt. 
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Wirtschaftsfragen 


Geldwert und Preisstand, 
Goldmarkziffern. 1913 = 100. 
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GroShandels - Index 





Lebenshaltungskosten - Index 





1924/25 i.- 
j der!nd.- d.Statist. a Sie = d.Stalist. 
u.Hanll.- Reichsamt Uueland, Reichsamts 
Zig. eichsamtis Ze, eg 


Letzte Wochenzahlen 


Stichtage! Slichtage: 
= 42 4.2. 
31.1.— 6.2. 139,78 136,7 119,4 124,8 
18.2. 4152: 
7.2.13, 2: 149,54 136,0 119,3 125,1 
k i 18.2. 18. 2. 
"14.2.—20.2. 140,08 136,1 119,4 125,2 
ü 23:2 29:2 
21.2.—27.2. I: 149,85 138,72. 119,7 5,123,2 
GT 
28. 2.— 6.3. 140,62 136,7 120,1 —_ 
Monatsdurehschnitt 2 
Dezember 1924 136,33 131,3 121,397 122,6 
Januar 1125 140,40 138,2 12179- 124,05 
Februar 1925 140,35 136,5 119,5 125,1 
neue 
Indexziffer: 
135,6 


Der Großhandelsindex weist nach beiden Berechnungs- 
methoden im letzten Monat nur ganz geringfügige Schwankun- 
gen auf. Das gleiche gilt vom Lebenshaltungsindex nach der 
alten Berechnungsinethode. Wie diese zu bewerten ist, geht 
aus dem bedeutenden Unterschied hervor, den die Februar- 
ziffer nach der neuen Berechnungsmethode (vgl. den grund- 
sätzlichen Artikel in dieser Nummer) gegenüber der alten 
Methode aufweist: 135,6 gegenüber 125,1! Die Veröfientlichung 
der Reichsindexziffer für die Lebenshaltungskosten durch das 
Statistische Reichsamt soll von nun an wieder nur noch 
monatlich, nicht mehr wöchentlich erfolgen. 


2,7 Milliarden Einfuhrüberschuß im Jahre 1924. Nachdem 
die amtlichen Dezemberziffern der deutschen Ein- und. Aus- 
fuhr vorliegen, läßt sich ein, wenn auch infolge der unvoll- 
kommenen Statistik der ersten eif Monate nicht durchaus ein- 
waandfreies Bild des deutschen Außenhandels gewinnen. Im 
Monat Dezember stieg die Passivität der Handelsbilanz 
weiter und es ergab sich in diesem Monat ein weiterer Ein- 
fuhrüberschuß im Betrage von beinahe einer halben Mil- 
liarde Mark. Die wesentliche Zunahme der Rohstoffeinfuhr 
(um 100 Millionen) ist die Folge der belebten Industrietätigkeit 
und insofern kein ungünstiges Zeichen; ein Teil der Mchr- 
einfuhr ist auf die ausländischen Anleihen zurückzuführen 
(Gold- und Warensendungen); die erhebliche Steigerung der 
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Fertigwareneinfuhr gegen November (80 Millionen) wurde zum 
Teil durch die angestrengte Einfuhr aus Lothringen und Luxem- 
burg mit Rücksicht auf das damals bevorstehende Ablaufen der 
freien Einfüuhrkontingente verursacht. Der Steigerung der Ein- 
fuhr um etwa 260 Millionen gegenüber November steht eine 
Ausfuhrzinahme von nur 96 Millionen gegenüber; sie ent- 
fällt zu einem Drittel auf Walzwerkerzeugnisse und Maschinen, 
zu einem weiteren Drittel auf andere Fertigwaren. Es war 
auch eine wesentliche Ausfuhr für Lebensmittel vorhanden, die 
im Monat Januar noch weiter stieg. Rußland und die ost- 
Sr äischen Staaten haben von Deutschland Getreide und 
ehl in erheblichen Mengen gekauft. Diese Verkäufe sind für 
die deutsche Volkswirtschaft durchaus ungünstig, da Deutsch- 
land auf Getreideeinfuhr angewiesen ist, und die fehlen- 
dern Mengen zu viel höheren Preisen wieder einführen muß. 
Unter Berücksichtigung der Dezemberziifer stellt sich die 
Passivität der Handelsbilanz für das Jahr 1924 auf 
2,7 Milliarden Mark. Wenn auch das Stabilisierungsjahr nicht 
als ein normales Geschäftsjahr gelten kann, so klingt doch 
die ungeheure Höhe des Handelsdefizites sehr besorgniser- 
regend. Deutschland hat zur Bezahlung des Einfuhrüber- 
schusses keine erheblichen Aktivposten; das Defizit wurde in 
diesem Jahr teils aus Devisenreserven beziehungsweise Rück- 
fluß von im Ausland angelegten deutschen Kapitalien be- 
stritten, teils durch ausländische Anleihen. Damit wird 
aber die deutsche Volkswirtschaft an das Ausland verschuldet, 
die geborgten Kapitalien’ müssen verzinst, das heißt dafür 
Waren ohne Entgelt ausgeführt werden. Die Herstellung des 
Gleichgewichtes der Zahlungsbilanz durch Aufnahme von atıs- 
ländischen Anleihen (geborgte aktive Handelsbilanz) ist auf die 
Dauer nicht möglich. Für die verhängnisvolle Lage Deutsch- 
lands ist die Tatsache bezeichnend, dad zur Zahlung von Re- 
parationssummen ein Ausfuhrüberschuß von zumindest dem 
gleichen Umfang wie der gegenwärtige Einfuhrüberschuß 
erforderlich wäre. Angesichts der gegenwärtigen Absatzmög- 
lichkeiten am Weltmarkt scheint die Umwandlung des Einfuhr- 
überschusses in einen ebenso großen Ausfuhrüberschuß ein 
unlösbares Rätsel. Die Verteuerung der Produktion durch 
hohe Schutzzölle, Kartelle und Syndikate macht seine Lösung 
noch schwieriger. 


Institut für Konjunkturiorschung. Mit der Verfeinerung der 
Wirtschaftsstatistik hat sich immer deutlicher erwiesen, daß 
auch aus der Bewegung der kapitalistischen Wirtschaltsvor- 
gänge Schlüsse auf die voraussichtliche ‚weitere Gestaltung 
sich ziehen lassen. Insbesondere das gegenseitige Verhältnis 
der Preisbewegung der Kapitalsgüter zu den Konsumgütern, 
also derjenigen Waren, die zur Erweiterung und Vermehrung 
der Produktion dienen, zu den unmittelbar für den Verbrauch 
bestimmten, läßt, wie langjährige Beobachtung gelehrt hat, 
Schlüsse auf ein bevorstehendessÄbilauen oder Anschweilen der 
Konjunktur zu. Die Bedeutun& solcher Konjunkturbeobach- 
tung und -voraussage für alle Wirtschaftskreise liegt auf der 
Hand. Insbesondere für die Arbeitnehmer kann sie 
einer auf weite Sicht eingestellten Gewerkschafitspolitik 
die wertvollsten Dienste leisten, indem sie die Aussichten von 
Lohnbewegungen sowie die einzuschlagende Taktik besser zu 
überschauen gestattet. 

Noch wichtiger aber ist sie für das größte soziale Problem 
innerhalb der kapitalistischen Wirtschaftsordnung, die Ar- 
beitslosigkeit. Wenn die öffentlichen Körperschaften 
sich ihrer Pflicht bewußt sind, nicht nur durch geeignete Ar- 
beitsvermittlung und ausreichende Arbeitslosenunterstützung die 
eingetretenen Schäden zu bekämpfen, sondern auch vorbeugend 
zu wirken, so können sie durch zweckentsprechende Verteilung 
öffentlicher Aufträge, insbesondere öffentlicher Bauten, Schaf- 
fung. von Betriebsanlagen, Warenbestellungen usw. sehr wohl 
für die Zeiten der Depression ausgleichend und mildernd 
wirken. Je mehr es deshalb gelingt, auf Grund sorgfältiger 
Beobachtung des Wirtschaftsbarometers zu Schlüssen für die 
voraussichtliche Weiterentwicklung zu kommen, desto wert- 
voller müssen diese Beobachtungen werden. Auch auf diesem 
Gebiete sind andere Länder Deutschland wesentlich voraus- 
geeilt. Immerhin ist jetzt auch in Deutschland in Kürze mit 
einer amtlichen Beobachtung der Wirtschaftskonjunktur zu 
rechnen. Nach Mitteilungen des Statistischen Reichsamts soll 
in wenigen Monaten, vielleicht bereits im Mai, das Institut 
für Konjunkturforschung beim Statistischen Reichsamt, seine 
Arbeiten beginnen. Wir werden uns bemühen, dahin zu 
wirken, daß insbesondere auch die für die Arbeitnehmerschaft 
wichtigen Erscheinungen .des Wirtschaftsiebens durch dieses 
Institut laufend beobachtet und in ihrer Bewegung statistisch 
erfaßt werden. 


Die Kapitalsversorgung der deutschen Wirtschaft. Naclı 
den jüngsten Angaben des Reichsbankpräsidenten Schacht 
hat sich die Kapitalsversorgung Deutschlands in der letzten Zeit 
befriedigend gestaltet. Die ausländischen Anleihen, die wesent- 
lich zur Erleichterung der Kapitalknappheit beitrugen, kann 
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man schätzungsweise auf 1,5 bis 2 Milliarden beziffern. Diese 
Beträge wurden zum großen Teil zur Bezahlung von Roh- 
stoifen für die deutsche Industrie verwendet, ein anderer Teil, 
ungefähr die Hälfte, blieb als Bankgüthaben im Ausland stehen, 
während der über die Reichsbank gehende Teil für die laufen- 
den Betriebsausgaben der Wirtschaft Verwendung gefunden 
hat. Die Benutzung der ausländischen Kredite durch Kom- 
munen und Gesellschaften zu Investitionszwecken wurde vom 
Reichsbankpräsidenten als unerwünscht hingestellt. Was den 
inländischen Kapitalbestand anbelangt, so ist dieser auf 8 bis 
9 Milliarden Mark zu schätzen. { : 
Sparkassen und Kreditgenossenschaften stiegen auf 2 Mil? 
liarden Anfang dieses Jahres. Die Versicherun gsge- 
sellschaften verfügen über eine halbe Milliarde, die Out- 
haben der Konteninhaber bei der Post beziffert man 
ebenfalls auf eine halbe Milliarde. Die Guthaben und Einlagen 
bei den Staats- und Kommunalbanken beliefen 'sich 
auf ungefähr 1,5 Milliarden Mark. Bei den Privatbank en 
bestehen Depositen im Werte von ungefähr 6 Milliarden, die 
aber für die Kapitalsversorgung der Wirtschaft nur zum Teil 
in Frage kommen. Die Reichsbank seibst stellt der Wirt- 
schaft durchschnittlich 3 Milliarden zur Verfügung. Unter der 
Wirkung der jüngsten Ereignisse wurde bezüglich der Ver- 
wen&ıng der Gelder der Post und der Seehandlung eine wich- 
tige Regelung erreicht, die den Einfluß‘ der Reichsbank auf 
die Kreditverteilung wesentlich stärkt und die Konzentration 


des Kreditwesens fördert. Die Post wird ihre Gelder künftighin ' 


durch die Reichsbank bzw. die Seehandlung in den Verkehr 
bringen; einen Teil ihrer Mittel wird sie in langfristigen An- 
lagen unterbringen. Die Seehandlung aber wird ihre Gelder 
nur an die Großbanken kurzfristig vergeben, während sie dem 
Handel und der Industrie nicht direkt Kredite erteilen wird. 
Der Reichsbankpräsident hat die Banken und die Versiche- 
rungsgesellschaften ermahnt, „sich in dem Tempo der Rück- 
gewinnung der Inflationsverluste eine den Gesamtinteressen 
dienende Mäßigung aufzuerlegen‘“. Ein Wink mit dem 
Zaunpfahl für die Ermäßigung der ungeheuren Kreditzinsen. 
Auch die Versicherungsgesellschaften so!len diese Mahnung be- 
herzigen und ihre Mittel nicht ausschließlich für gutverzinste, 
aber risikovolle Anlagen verwenden. Die Kreditein- 
schränkungen der Reichsbank müssen mit Rücksicht auf 
die Währung noch weiter beibehalten werden. Dagegen wurde 
der Zinsfiuß um 1 Prozent ermäßigt. 


Allgemeine Lohnfragen 


Niedriger hängen! Von einem Allensteiner Kollegen er- 
halten wir zwei Inseratenausschnitte aus der „Elektrotechnischer 
Zeitschrift‘ Nr. 9 vom 26. Februar 1935, ‘die wir hier ver- 
öffentlichen: 

Elektroingenieur, 27 IJBEIlektroingenieur, 27 Js 
strebs. u, arbeitsfreud., 5 J. Prax., led, strebs., gewissenh., Absolv. ein. 
Inst.-Freiltg, Hoch- u. Nieder- Techn. (gut), gel. Mech. u. Mont., 
spannung, Ortsnetzbau, EI-Werk, 8 ]J, Werkst. u. Montagepr. in 
sucht -sof, bei bescheid. An- Licht- u. Kraftanl., Frei eitungsh., 
sprüch. Stelung in EI.-Werk, gr. Bau v. Transformatst., Rep. v. Mot., 
'nst.Gesch,, Montage-Ing., evtl. als Transf. u. App., sucht, gest. a. 
rechner od. Konstrukteur. beste Zeugn., sofort od. später 
Z. 5092 d. d. Exp. d. Z. Anfangssteliung i. Ueberl.-Zentr., 
Kraftwerk, Betrieb, Prüffeld ohne 
Gehaltfür dieersten fünf 
Monate. Off. ünter E. 5208 d. 

d. Exp. d. Zeitschr. 

Der Kollege schreibt dazu fo'genden Kommentar: 

„Daß es heute sehr schwer ist, neue Stellung zu erhaiten, weiß wohl 
jeder einsichtige Mensch. Wenn sich nun auch noch derartige „Kollegen“ 
linden, die mit einem Angebot unentge!ticher Arbeitsleistung oder „bei 
bescheidenen“ Ansprüchen Stellung suchen, dürfte es für die Kollegen, 
die nicht in der Lage sind umsonst zu arbeiten, vollkommen aussichts- 
los sein, Beschäftigung zu finden. Ich denke dabei noch nicht an die 
ledigen stellungslosen Kollegen, sondern nur an die verheirateten und 
Familienväter, für die es an und für sich schwerer ist Stellung zu finden, 
und denen nun noch durch solche. gewissen!osen Menschen in den 
Rücken gefallen wird. 

Der Ingenieur, der bei „bescheidenen Ansprüchen“ Stellung sucht, 
ist allem Anschein nach ein Mensch, der überhaupt keine Bedürfnisse 
hat; denn noch bescheidener zu sein, als wir es augenbicklich alle sein 
müssen, ist ja ein Ding der Unmöglichkeit. Wir‘ wollen uns doch 
darüber klar sein, daß wir heute alle sehr bescheidene Gehälter be=- 
ziehen, mit denen auszukommen man manchmal seine liebe Not hat, 
warum "da seine Ansprüche noch tiefer setzen? 

Ueber den zweiten . . „. der die Sache ganz umsonst machen will, 
will ich nichts weiter reden, als wie, daß es mit der Arbeitsfähigkeit 
und den Kenntnissen dieses Herrn nicht weit her sein kann, wenn er 
zufrieden ist, seine „Leistungen“ an den: Mann bringen zu können, ohne 
Entgelt dafür zu erhalten. Das üst jedenfalls einer, der nur „Tech- 
niker“ geworden ist, um die. Zeit totzuschlagen. Schade, daß man 
den Namen dieses Herrn nicht weiß.“ 


Wir können uns den in diesen Zeilen zum Ausdruck ge- 
brachten bitteren Empfindungen gegen solche entwürdigende 


Lohndrückerei nur anschließen. 


Die Einlagen bei den, 
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Angestelltenbewegung 


„Soziale Aufgaben der Akademiker. im Betriebe,“ Unter 
diesem Titel finden wir in den Bundesblättern des Bundes an- 
gestellter Chemiker und Ingenieure (Budaei) einen Aufsatz, ‚der 
eine, wenn auch vorsichtige, aber trotzdem recht. bezeich- 
nende Charakterisierung des deutschen Arbeit- 
gebertums bringt. 

Der Verfasser Dr. Höfchen, Elberfeld, verweist z.B. 
auf die gelegentlichen Kundgebungen hervorragender Wirt- 
schaftsführer, die ihn veranlassen, als „unparteiischer Beobach- 
ter‘ die Frage aufzuwerfen: „Ja, ist hier wirklich beabsich- 
tigt, die Arbeitnehmer kräftig vor den Kopf zu stoßen, oder 
liegt nur wieder ein besonders starker Fall psychologi- 
schen Ungeschickes vor?“ 

Des weiteren lesen wir: Br 

„Arbeitnehmerwünsche, ganz allgemein, werden meist als eine „un- 
berechtigte Störung“ in der geschäft!ichen Täliskeit empfunden. Wenn 
es auch menschlich durchaus verständich ist, daß "der: Unternehmer in 
wirtschaftlich schweren Zeiten, in denen er den Kopf voll Sorgen hat, 
jede weitere Beanspruchung seiner : Zeit als „unnötige Störung“ 
empfindet, so solite er sich doch darüber klar sein, daß der Ausdruck 
des Unmutes seinen Arbeitnehmern gegenüber wezen der ihm. zuge- 
muteten „Störung“ seinem Betriebe gewiß nicht dienlich ist.“ ; 

Nun folgen längere Ausführungen über die merkwürdige 
Rolle, die der akademisch “ade Angestellte dem Unter- 
nehmer gegenüber spielen soll. U. a. heißt es: 

„Er darf dabei nicht persönlich empfindich sein und sich durch 
Aeußerungen des Unmutes oder auch durch schroffe Ablehnung nicht 
abweisen lassen. Manche Unterneiuner pflegen  tei!s grundsätzlich, teils 
in der ersten Aufwallung Anregungen von Angestelltenseite abzu- 
alien — um sie. nachher bei ruhiger - Ueberlegung doch durchzu- 
unten! . 

Er muß verhüten, daß ungenügend durchdachte Maßnahmen den 
Arbeitnehmern bekanntgegeben werden. .. . e 

Mit einer Zertrümmerung der Gewerkschaften würden die Unter- 
nehmer letzten Endes nur die Geschäfte des ärgsten wirtschaftlichen 
und politischen Radikaismus besorgen. Es muß hier, wie in ahderen 
Fällen, von Akademikerseite eindringlichst "gewarnt werden vor jenen, 
aus gelegentichen Machtverhältnissen geborenen Augenblickserfolgen, 
die sich in der Zukunft bitter zu rächen pflegen.“ ’ 

Des weiteren wird als Aufgabe des Akademikers be- 
zeichnet, den Arbeitgeber davor zu warnen, Erfo'ge mit 
solchen „Mitteln“ zu erzielen, „die von dem Arbeitnehmer als 
Ueberlistung und Täuschung empfunden werden‘, wie „das 
formaljuristische Heraustüfteln von Vertragsbedingungen, die 
von keiner Partei beabsichtigt waren‘ oder ‚juristische Spitz- 
findigkeiten‘“. 

„Die angestellten: Akademiker würden sich um den sozialen Frie- 
den... ein ganz außerordentliches Verdienst erwerben, wenn (wenn 
das „Wenn“ nicht wäre... . Schriftleitung der „D.T.Z.“) sie. .die 
Unternehmer dazu bewegen könnten, .die Arbeitsverträge mit den 
mittleren und unteren Arbeitnehmern in einer Weise auszu egen,: welche 
dem Rechtsemptinden . . . der breiten Masse angepaßt ist.“ 

Wir müssen gestehen, daß der Verfasser des Aufsatzes, 
Herr Dr. Höfchen, Elberfeld, eine sehr gute Kenntnis der 
Unternehmerpsyche verrät: Die Arbeitnehmeransprüche werden 
als „unnötige Störung‘ empfunden— die Arbeitgeber „pflegenf‘ 
„in der ersten Aufwallung Anregungen schroff abzulehnen‘, 
treffen „ungenügend durchdachte Maßnahmen“, versuchen die 
Arbeitnehmer zu „überlisten‘“, sind „spitzfindiet har 
vorragende (!!!) Wirtschaftsführer‘‘ zei 
psychologisches Ungeschick‘ — — — iiesen 
schaften gegenüber darf der Akadem..:. un.leıbe nicht 
etwa „persönlich empfindlich sein“. Wahrscheinlich soll er 
nach Dr. Höfchen sich jede Anpöbelei gefallenlassen. So 
etwas bezeichnet man dann als Standesbewußtsein und als 
die „Erfüllung einer moralischen Pflicht“, zu der „Persönlich- 
keiten, mit der Gabe der Menschenbehandlung‘ erforderlich 
seien. 

Wir sind der Ansicht, daß die von Dr. Höfchen sehr 


richtig gekennzeichneten Unternehmertypen nicht durch 
lakaienhafte Unterwürfigkeit zur Raison gebracht werden, 
können, sondern nur durch die Machtmittel der Gewerk- 


schaften, deren Notwendigkeit ja auch Dr. Höfchen anerkennt. 
Ein standesbewußter Akademiker wird sich für die Nacht- 
wächterrolle, die ihm von seiten des Bundes angestellter Che- 
miker und Ingenieure zugemutet wird, bedanken. Mannesstolz 
vor dem Unternehmerthron sallte eine moralische Eigenschaft 
sein, die sich nicht allein auf die „mittleren und unteren Ar- 
beitnehmer“ beschränkt, sondern auch auf die „höheren“. Die 
Herren vom Bund der angestellten Chemiker und Ingenieure 
scheinen ihn besonders notwendig zu haben. Wir empfehleu 
ihnen, dem Rate des Herrn Dr. Höfchen zu folgen, sich ‚ein be- 
trächtliches Maß von allgemeinwirtschaftlichen, sozialgeschicht- 
lichen und sozialrechtlichen Kenntnissen, weit mehr, als bis- 
her im allgemeinen bei den Akademikern vorhanden ist“, an- 
zueignen; das wird sie. am schnellsten von dem Irrgiauben be- 
freien, daß der Akademiker ohne wirkliche gewerkschaft- 
liche Interessenvertretung durch unseren Butab_ seine -Be- 
rufsinteressen und seine Berufsehre wahren - könnte, 
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'herigen 45 Stunden. 


Die Einflußlosigkeit der „christlichen Techniketbzwegung‘“ 


hat sich‘ wieder einmal gezeigt. Bei der Wahl zur bremischen 


Angestelltenkammer wurden ganze 34 Stimmen: (im Jahre 1921 


77 Stimmen) für den Verband Deutscher Techni- 





Zır Vermeidung eises Tariivertrages sind die Elektri- 
zitätswerke in Hamburg-Altona auf einen neu:n 
Trick, der eines gewissen Reizes nicht entbehrt, verfallen. Der 
bisher bestehende Tarifvertrag wurde fristgerecht vom Arbeit- 
geberverband gekündigt. Es haben dann mehrfach Verhandiun- 
gen stattgefunden. Der Arbeitgeberverband erklärte aber schließ- 


‚lich, daß er für jedes Werk,d.h. für das Hamburgische Elektri- 
‚zitätswerk und das Elektrizitätswerk Unterelbe in Altona einen 


besonderen Tarifvertrag wünsche. Unsere zuständige Gauleitung 
ist diesem Wünsche nachgekommen und legte den beiden 
Werkem’entsprechende Vorschläge vor. Das Hamburger Elck- 
trizitätswerk ist zum Abschluß eines Einzelvertrages grund- 
sätzlich bereit, das Elektrizitätswerk Unterelbe aber lehnt den 
Abschluß eines Tarifvertrages für sich allein ab, da es dem 
Arbeitgeberverband angehöre. Noch interessanter, wird das 
Verhalten. der beteiligten Arbeitgebervertreter, wenn man die 


Personalunion zwischen den einzelnen Werksvertretern und dem 


Arbeitgeberverband berücksichtigt. Syndikus des Hambıur- 
gischen Elektrizitätswerkes ist Herr Dr. Distel, der nam:ns 
des Arbeitgeberverbandes getrennte Tarife fordert. Der tech- 
nische Direktor des Elektrizitätswerkes Unterelbe, Herr 


‚Milich, ist Vorsitzender des Arbeitgeberverbandes tind erklärt 


im Gegensätz zu den anderen Vertretern desselben Arbeit- 
geberverbandes,...nur einen. gemeinsamen Tarifvertrag ab- 
schließen zu wollen.. Wir glauben nicht, daß es sich um: per- 
sönliche Meinungsverschiedenheiten der Herren Dr." Distel und 
Milich handelt, daß vielmehr auch "hier die grundsätzliche 


Gegnerschaft gegen Köllektivvereinbarungen des Arbeitsver- 


trages.. maßgebend ist. -Mit der Lösung dieses eigenartigen 
Konfliktes wird sich’ demnächst der Schlichtungsausschuß in 


Neumünster zu beschäftigen haben. 


Streik der kartographischen Kupfersiacher bei der Firma 
Reimer, Berlin, Die in Frage stehenden Kollegen bezogen ..bis- 
her einen Höchstwochenlohn. von-60 M. ..Sie. verlangten: eine 


‚Erhöhung um 20 Prozent. Damit wären sie den Kartographen 


und -Kartolithographen ‚gleichgestellt gewesen. Die Firma und 
auch ‘das Reichsmarineamt, das für die betreffende Abteilung 
der’ Firma Reimer als alleiniger Auftraggeber in Frage kommt, 
stellten sich auf den Standpunkt, dad eine Gehaltserhöhung 
nur in Frage kommen könnte, wenn. die Kupierstecher bereit 
seien, wöchentlich 47 Stunden zu arbeiten an Stelle der bis- 
Die Kupferstecher ‚ lehnten eine Ver- 
längerung der Arbeitszeit nicht grundsätzlich ab, forderten aber 
als Gegenleistung eine VerlängerungdesErholungs- 
urlaubes. Verhandlungen auf dieser Basis führten zu keinem 
Ergebnis, so. daß die Kollegen. am 4. März 1925 mit Geneh- 
migung des. Bundesvorstandes in den. Streik. eingetreten sind. 

Anscheinend sucht die Firma Reimer, bereits, außerhalb 
Berlins Ersatz zu bekommen. Wenigstens erscheint seit dem 
2. d. M. täglich. in der, Dorizeitung..in Hildburghausen ein 
Inserat, mit dem ein bedeutendes auswärtiges Unternehmen 
kartographische. Kupferstecher sucht. Vor Zuzug wird 
gewarnt. i 


= Künstliche Verieuerung des Bauens. Die derzeitigen Bau- 
kosten verhalten’ sich zu den Baukosten’ vor dem Kriege un- 
gefähr wie 16 zu 10. Die Unternehmer versuchen, diese Tat- 
sache insbesondere bei 'Lohnverhandlungen auf die höhen 
Löhne, die kurze Arbeitszeit und die Minderleistung der Ar- 
beiter zurückzuführen. Daß die Nominalstundenlöhne nicht 
das 1,6fache der Friedenslöhne betragen, ist bekannt. Es läßt 
sich außerdem leicht der Nachweis führen, daß im großen und 
ganzen die Friedensstundenleistung der Bauarbeiter annähernd 
erreicht, in Einzelfällen sogar überschritten ist. Die „So- 
ziale Bauwirtschaft“ zeigt in ihrer Nummer 5 vom 
1. März eine andere Quelle der Verteuerung mit jeder wün- 
schenswerten Deutlichkeit auf, nämlich diePreisringe der 
Unternehmer. In Einzelfällen treten sogar die Innungen 
für Preisringe auf. Wir können aus der Fülle der Beispiele 
hier nur weniges mitteilen. Typisch erscheint ein Protokoll 
einer -Sitzung der Vereinigung Berliner Beton-, 
Eisenbeton- und Deckenbaugeschäfte vom 
30. August 1920, das folgenden Wortlaut hat: 

„Es wird vereinbart: Die Beton- und. Monierbau-A.-G. wird ge- 
schützt und gibt mit 463 963 Mark den biligsten Preis ab, den Odorico 
um zwei Proz. W. & F. um fünf Proz, D. & 9. um "acht Proz. 
schützend- überbieten. . . . 
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ker abgegeben, während die vereinigte Liste der Techniker, 
Werkmeister und der anderen technischen Berufe im. AfA- 
Bund 968 Stimmen (im Jahre 1921 944) erreichte. 





Die Firma, welche einen Auftrag erhält und die Arbeit ausführt, 
verpflichtet sich, aus dem zu erzie.enden Unternehmergewinn an die 
hierdurch gebildete Interessengemeinschaft eine Submissionsschadenver- 
sicherung von 41/, Proz. der Abrechnungssumme, zur gleichen Verteilung 
unter die ausfalienden Firmen .. „ zur Hälfte acht Wochen nach 
Arbeitsbeginn, Rest nach Abrechnung zu zalılen. . 

Protokollverletzungsbuße 20 Prozent des eigenen Angebotes.“ 


Die hier geschützte Gesellschaft verpflichtet sich, bei der 


‚nächsten Gelegenheit zugunsten von Odorico zurückzutreten. 
‚Aus Rheinland-Westfalen ist bekannt, daß am 8. Oktober 1922 


eine Sitzung der Interessengemeinschaft einberufen wurde, um 
über die Regelung von Arbeiten. der Reichse'senbahn, bestehend 
aus 65000 cbm Erdarbeiten, zu beraten. Das Ergebnis dieser 
Beratung war fo'gendes Telegramm: 
„Einunddreißig Millionen schützen. Jakobs.“ 
Bei jener Sitzung der Interessengemeinschaft ist verein- 


.‚bart worden, daß» der ‚Unternehmer, der, den Auftrag erhält, 
‚an die ausfallenden Unternehmer 8 bis 10 Prozent der Bar- 
‚summe zu verteilen hat. 


Den Behörden ist diese Art, Vereinbarungen bekannt, und 
sie machen mitunter den Versuch, im Interesse der Steuer- 
zahler die Bildung von Preisringen zu unterbinden. So hat 


.zum Beispiel im Jahre 1923 die ‚Gemeinde Westerholt 
‚neben .den ortsansässigen auch auswärtige Firmen, zur. Ab- 


gabe eines Angebotes für eine Bachregulierung aufgefordert. 
Es wurde jedoch später bekannt, dad vor. Abgabe des An- 


‚gebotes die. Unternehiner einschließlich .der, auswärtigen sich 


im Ratskeller zu Buer besprochen hatten. Dem von ihnen be- 
stimmten Unternehmer wurden, da er der billigste .war, die 
Arbeiten. auch tatsächlich übertragen, nach Bekanntwerden des 


‚Preisringes jedoch ‚wieder eingezogen. und von der Gemeinde 


in eigener Regie fertiggesteilt:. Aber nicht nur: die Hoch- und 
Tiefbauunternehmer biiden derartige Preisringe, sondern auch 
im Baunebengewerbe sind ähnliche Erscheinungen festzustelien. 
So schrieb an de Bauhütte in Gera’im Jahre 1923 ein In- 
nungsmeister: , 

„ich gehöre zur Zeit noch der Glaserzwangsinnung a’s -Mitg‘igd 
anund sehe doch, daß. nur die Sozialisierung die Preise etwas regu- 
leren kann. Auch im Glasergewerbe würde das ein »großer Vorteil 
für Gera sein, da die Glaserinnung dauernd nur Einheitspreise” aufsteikt‘;“ 

Die Berliner Töpfereigesellschaft, die dem 
Verband Sozialer Baubetriebe angeschlossen ist; erhielt am 
24. April 1924 folgendes Schreiben: 

„Auf. Grund des" Beschlusses der ordent‘ichen Mitg’iederversamm- 
lung vom 24. März, wonach Mitgiieder, weiche den Mindestsatz der 
festgesetzten Unkostenzuschläge unierbieien, vor den Vorstand geladen 
werden und eventuell mit einer Geidstraie bis 1090 Mark bestraft wer- 


‘den sollen, lade ich Sie zu ciner Sitzung der Vorstände am Donnerstag, 


BEREICH. SL ET 
“In dieser Versammlung wurde von dem Vertreter der 
Töpfereigesellschaft verlangt, daß er auf die Löhne einen Zu- 
schlag für Geschäftsunkosten und Gewinn in Höhe von 80 Proz. 
erhebe. Die Gesellschaft weigerte sich natürlich, da sie mit 
40 Proz. Zuschlag auskomme. Die Folge dieser Weigerung 
war, daß die Töpfereigesellschaft aus der, Zwangsinnung aus- 
geschlossen wurde. ö re, 
Gegen diese künstliche Verteuerung des Bauens gibt es zur 
Zeit keine andere Hilfe als die Sozialen Baubetriebe 
Das wird auch von amtlichen und halbamtlichen Stellen durcht- 
aus anerkannt. In einem Bericht der Mitteldeutschen 
Heimstätte wird gesagt, es zeigen sich oft Ringbi!dungen 
der Unternehmer. Hier wären die sozialisierten Baubetriebe 
vielfach ein wirksamer Schutz. 
Diesen Schutz den Bauauftraggebern zu entziehen, ist 
natürlich das eifrigste Bestreben der Unternehmer. Ein am 
meisten angewandtes Mittel ist- die Gründung von Inter- 
essengemeinschaften zwischen Bauunterneh- 
mern und Baustoffhändlern. So hat zum Beispiel 
der Arbeitgeberverband für das Baugewerbe an der Unterweser 
mit dem Steinkontor Unterweser einen Vertrag abgeschlossen, 
nach dem die Bauunternehmer verpflichtet sind, alle Hinter- 
mauersteine durch das Steinkontor zu beziehen und etwa ander- 
weitig von den Bauherren bezogene Steine nicht zu verarbeiten. 
Dafür verpflichtet sich das Steinkontor,, zum Verbrauch im Ver- 
tragsgebiet nur an Mitglieder des Arbeitgeberverbandes zu 
liefern: Wenn mit Genehmigung des Arbeitgeberverbandes an 
jrivate Bauherren Steine geliefert werden, so hat das Stein- 
ontor einen Aufschlag von 10 Proz. zu nehmen. Die Hältte 
dieses Aufschlages muß an den ausführenden Unternehmer ab- 
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geliefert werden. Außerdem muß das Steinkontor an den Ar- 
beitgeberverband eine Abgabe von 11/, bis 2 Proz. des Preises 
abführen. Damit sind die sozialen Baubetriebe dieses Vertrags- 

ebietes boykottiert. In der Regel finden die sozialen Baı- 
be Wege, um die Angriffe der kapitalistischen Unterneh- 
mer wirkungslos zu machen. In Einzelfällen jedoch gelingt 
es den Unternehmern auf diese Art, einem sozialen Baubetrieb 
einen Auftrag abzujagen. 

In einem anderen Falle wurde festgestellt, daß die Ziege- 
leien verpflichtet wurden, von den durch die Ziegeleiverkauis- 
stellen festgesetzten Preisen 7 Proz. abzugeben. Davon erhalten 
die Mitglieder des Unternehmerverbandes 3 Proz., der Unter- 
nehmerverband selbst 2 Proz. und die Ziegeleiverkaufsstelle 
ebenfalls 2 Proz. Eine in dem betreffenden Bezirk tätige Bau- 
hütte versuchte, mindestens die den anderen Baugeschäften zu- 
fließenden 3 Proz. gleichfalls zu bekommen, natürlich ohne 
Erfolg. Wenn die betreffende Bauhütte trotzdem konkurrenz- 
fähig geblieben ist, so ist das lediglich ein Beweis dafür, daß 
der den Unternehmern zugeflossene Mehrgewinn von diesen 
nicht dazu benutzt wurde, ihren Betrieb auszubauen und wirt- 
schaftlicher zu gestalten. ' 

In einem anderen Vertrag wird den Baumaterialienhänd- 
lern grundsätzlich verboten, sozialisierte Baubetriebe 
zu beliefern. 

Die „Soziale Bauwirtschaft“ wirft am Schluß ihrer Fest- 
stellungen die Frage auf: Was gedenkt die Reichs- 
regierung und was gedenken die gesetzgeben- 
den Körperschaften gegen das hier geschil- 
derte unerhörte Treiben der Preisringe und 
ee Interessenvereinigungen zu tun? Die 
"rage ist durchaus berechtigt. Ehe aber die Reichsregierungi 
und die gesetzgebenden Körperschaften Erfolgversprechendes 
in dieser Angelegenheit unternommen haben, müssen die Bau- 
herren, insbesondere aber Kommunen, 'Siedlungsgenossenschaf- 
ten usw., sich selbst nach Möglichkeit gegen die künstliche 
Verteuerung des Bauens durch die Unternehmer zu schützen 
verstichen, indem sie bei jeder Gelegenheit die sozialen Bau- 
betriebe zur Abgabe von Angeboten auffordern. Unsere Kol- 
legen bei Behörden sowie öffentlich-rechtlichen Siedlungs- 
genossenschaften werden, indem sie rechtzeitig und nach- 
drücklich auf diesen Weg zur Verbilligung des Bauens hin- 
weisen, in der Lage sein, der Oeffentlichkeit erhebliche Mittel 
durch Senkung der Baukosten zu ersparen. 





Zum Kampf um die Knappschaft. Unter der Ueberschrift 
„Die Knappschaft gefährdet‘ bringt das Organ des 
G.d.A. in seiner Nummer 2 einen längeren Artikel, der über 
eine Sitzung im Reichsarbeitsministerium berichtet. Wir würden 
auf diesen Artikel nicht zurückkommen, wenn darin nicht 
Gedanken ausgesprochen würden, die wir bis heute in einem 

‚an noch nicht gefunden haben. Es heißt da 
inne nach: 
allten verlangen die Weitersteigerung der Renten in der 
knappschaftlichen Pensionsversicherung über das 40. Lebensjahr hinaus 
bis mindestens 66?/; Prozent des Einkommens bei 50 Jahren.‘ 

An den verschiedensten Stellen des Artikels wird ständig 
vom 40. Lebensjahr und einer Rentensteigerung über das 
40. Lebensjahr hinaus gesprochen. Wir waren bisher der 
Meinung, daß 25 Dienstjahre die Grenze für die 40 Prozent 
seien und daß die Forderung der Angestellten bisher dahin 
ging, ganz unabhängig vom Lebensalter die Steigerung der 
Rente über 25 Jahre hinaus zu erreichen. Anscheinend hat 
Herr Fromholz, von dem man doch annehmen sallte, daß 
er etwas von den Dingen versteht, die Begriffe Pro- 
zente und Lebensalter verwechselt. — In dem: Artikel 
wird des öfteren der Name Werner erwähnt und ganz beson- 
ders betont, daß dieser Angestelltenvertreter aus der Knapp- 
schaft verschwinden müsse. Nach der vorerwähnten Leistung des 
Herrn Fromholz zu urteilen, wären die Angestellten zu be- 
dauern, wenn unser Kollege Werner durch Herrn Fromholz 
ersetzt würde. Man stelle sich einmal vor, was passieren 
könnte, wenn ihm bei entscheidenden Verhandlungen die Be- 
griife ebenso . durcheinandergingen! 


Knappschaftliches,. Am 27. Februar fand im Reichsarbeits- 
ministerium eine Besprechung mit den Vertretern der im Berg- 
bau tätigen Angestellten statt, in der sich die Vertreter des 
R.A.M. über die Wünsche der Angestellten zur kommenden 
Aenderung des Reichsknappschaftsgesetzes 
informieren wöllten., In welcher Richtung sich die Wünsche 
des AfA-Bundes bewegen, ist in der vom AfA-Bund keraug- 
gegebenen Be eu „Zum Kampf um das Reichs- 
knappschafitsgesetz“ niedergelegt. Von. den. Wün- 
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Reichstarifverhandlungen der Bauarbeiter gescheitert. Am 
20. Februar und 2. März fanden unter dem Vorsitz des Herm 
Ministerialrat Meves Verhandlungen über den Abschluß eines 


‚Reichstarifvertrages für die Handarbeiter des Baugewerbes 


statt. Die Arbeitervertreter stellten bei Eintritt in die Ver- 
handlungen sofort in den Vordergrund, daß sie einen Reichs- 
tarifvertrag, der eine längere Arbeitszeit als 48 Stunden in der 
Woche vorsehe, nicht abschließen würden. Es wurde ferner 
verlangt, daß die Ferien für die Bauarbeiter im ersten Jahre 
mindestens sechs Tage betragen. Es wurde dann in einer 
kleineren Kommission stundenlang verhandelt, Schließlich 
einigte man sich dahin, daß die Arbeitszeitbestimmungen des 
seit Frühjahr 1924 abgelaufenen Vertrages vom 5. Juli 1922 
auch in einem neuen Vertrag im wesentlichen wieder aufge- 
nommen werden. Als Uebergangsbestimmung sollte festge- 
setzt werden, daß in Bezirken, in denen durch freie Verein- 
barıng oder Schiedsspruch eine Verlängerung der Arbeits- 
zeit eingeführt würde, der bisherige Zustand bis zum 31. Juli 
aufrecht erhalten werden soll. Die Bauarbeiter erklärten sich 
bereit, in den Fällen, wo der Arbeitermangel nicht zu beheben 
sei, zur Beschleunigung der Fertigstellung von Bauten, insbe- 
sondere Wohnungen, nach örtlicher oder bezirklicher Verein- 
barung oder durch Spruch des Tarifamtes bzw. Schlichtungs- 
ausschusses die Arbeitszeit auf neun Stunden zu verlängern: 
Für die neunte Stunde sollte ein Aufschlag von zehn Prozent 
bezahlt werden. Gegen diesen Aufschlag wandten sich ins- 
besondere die Beton- und Tiefbauunternehmer. Iu der Ver- 
handlung am 2. März teilten die Unternehmer mit, daß sie die 
in der vorigen Verhandlung gemachten Zugeständnisse zurück- 
ziehen müßten, da ihre Mitglieder das Ergebnis des Ver- 
handlungsausschusses abgelehnt hätten. Es wurden dann noch 
allerlei Vermittlungsvorschläge gemacht. So _z. B. sollte der 
Zuschlag für die neunte Stunde auf fünf Prozent ermäßigt wer- 
den. Die Leistung von Ueberstunden sollte nicht nur bei 
Mangel an Arbeitern möglich sein; weiterhin sollte, falls be- 
hördlich eine längere Arbeitszeit festgesetzt werden sollte, 
der Arbeitszeitparagraph des zu schaffenden Vertrages ohne 
weiteres außer Krait gesetzt werden. Da die Arbeitervertreter 
sich mit Recht weigerten, in irgendwelche Verhandlungen einzu- 
treten, solange die Arbeitszeitfrage ungeklärt ist, sind 
die Verhandlungen zur Schaffung eines Reichstarifvertrages für 
-die Handarbeiter im Baugewerbe als gescheitert zu be- 


trachten. 
N) 


schen der übrigen Angestelltenverbände ist bekannt, daß fast 
ein jeder besondere Wünsche hat. Diese Uneinigkeit der An- 
gestellten hat dem Vertreter des R.A.M. zum Schlusse der 
Sitzung die Veranlassung gegeben, darauf hinzuweisen, daß bei 
ähnlichen Verhandlungen mit den Arbeitern diese eine eiserne 
Ruhe bewahrten und nur einen Sprecher stellten; das gleiche 
träfe auch auf die Arbeitgeber zu. Bei de. teiltcH Sci 
dagegen eine Verschiedenheit der Ansichte 
im Interesse der Fortentwicklung der Knapp 

Mit diesen Ausführungen hat Ministeriaidirektor Uriesca 
nicht unrecht. Die beste Iilustration zu seinen Ausführungen 
ist die Stellungnahme, die von den verschiedenen Angesteilten- 
verbänden in dieser Sitzung erfo!gte. So ist z. B. Herr From- 
holz vom G.d.A. für eine Heraufsetzung des Lebensalters 
von 50 auf 55 Jahre im $ 26 des R.K.G. eingetreten. Herr 
Diller vom Gedag verlangt, daß die kaufmännischen An- 
gestellten vollständig aus der knappschaftlichen Versicherung 
herausgenommen werden. Der mit ihm karteilierte Vertreter 
des V.k.G. verlangt dagegen, daß die kaufmännischen An- 
gestellten in der Knappschaft sein so!len. Mit dieser Blütenlese 
ist es wohl genug. Das einzige, worin sie alle einig sind, ist 
der Gedanke, die Zusammenarbeit mit den Arbeitern darf nicht 
weiter gepflogen werden. Blindlings arbeiten sie darauf kin, 
auch in der 
zum Spielball der Unternehmerwillkür zu machen, 


Der Reichsknappschaftssenat zur Steigerung der Leistungen. 








Der Reparaturhauer P. hatte nach einem Dienstalter von, 


45%/,5 Jahren Anspruch auf Berücksichtigung des nach dem 
25. Dienstjahre liegenden Dienstalters bei der Berechnung der 
Pension und der Teuerungszulage erhoben. Vom Preußischen 
Oberversicherungsamt wurde sein Anspruch als zu recht be- 
stehend anerkannt. Der Reichsknappschaftsverein erhob gegen 
dieses Urteil Einspruch. Daraufhin entschied der Knappschafts- 
senat als Revisionsinstanz wie folgt: 

„Der Revision war nicht” stattzugeben. Die Annahme des Ober- 
versicherungsamts, daß dem Kläger die ihm zustehende Invalidenpension 
und. Teuerungszulage entsprechend dem von ihm. zurückgelegten, Dienst- 
alter von 454/ıs Jahren vom 1. Januar 1924 .zu zahlen sind, ist an. sich 


” - 
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nappschaftlichen Versicherung die Angestellten. 
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als zutreffend zu erachten. $ 28 des Reichsknappschaftsgesetzes be- 
stimmt, daß die Invalidenpension nach monat,ichen Steigerungsbeträgen 


bemessen wird und gleich der Summe der rdienten Steigerungsbeträge 
ist. Nach $ 31 daselbst tritt zu dieser Invalidenpension eine veränder- 
liche Teuerungszu'age, welche durch die Satzung nach dem Dienstalter 
abzustufen ist. Aus diesen miteinander im Zusammenhange stehenden 
Vorschriften muß ihrem Wortlaut und Inhalt nach entnommen werden, 
daß in beiden Fällen eine Steigerung der Bezüge nach Maßgabe des 
zurückgelegten Dienstalters beabsichtigt ist. Wenn im 8 31 Abs. 1 
Satz 3 gesagt ist, daß Invalidenpension und Teuerungszulage bei 
25jähriger Dienstzeit mindestens 40 Prozent der Durchschnittsbeträge er- 
reichen müssen, so ist damit lediglich eine Mindestgrenze für die zu 
gewährende Leistung bestimmt, aber nicht der im übrigen zur Anwen- 
dung zu bringende Grundsatz beseitigt, daß die Invalidenpension und 


Teuerungszulage unter Berücksichtigung des tatsächlich zurückgeiegten 


Dienstalters zu gewähren sind. Hieran kann auch nichts ändern, daß 
die Steigerungsbeträge für die Zeit vor dem 1. Januar 1924 sowie die 


- Teuerungszulage und deren Abstufung nach dem Dienstalter von den 


zuständigen Stellen (88 52, 59 der Satzung) noch nicht festgesetzt sind. 
Naß dies geschieht, muß diesen Stelien überlassen bleiben. Der Kläger 
hat jedenfalls einen Anspruch darauf, daß bei der De aune seiner 
Pension und Teuerungszulage sein nach dem 25. Dienstjahre liegendes 
Dienstalter ebenfalls berücksichtigt wird. Der beklagte Reichsknapp- 
schaftsverein ist daher durch die Entscheidung des Oberversicherungs- 
amts nicht beschwert. Diese gibt nur insofern zu einer Beanstandung 
Anlaß, als sie die Leistung an den Kläger der Höhe nach nicht be- 
stimmt. Sie stellt sich, da. der endgültige Betrag der Pension sich 
zur Zeit nicht feststellen läßt, als eine, Entscheidung über den Grund 
des Anspruchs dar, in welchem Falle nach $ 1658 Abs. 2 der Reichs- 
versicherungsordnung eine vorläufige Leistung hätte zugesprochen wer- 
den müssen. Es muß auch angenommen werden, daß das Oberver- 
sicherungsamt dem Kläger den Betrag, den er bisher auf die Inva'iden- 
pension erhalten hat, auch weiter hat zukommen lassen wo!len. Unter 
diesen Umständen erschien es angebracht, dies auch zum Ausdruck zu 
bringen und deshalb die Revision mit der Maßgabe zurückzuweisen, 
daß der Anspruch des Klägers auf Berücksichtigung seines Dienst- 
alters dem Grunde nach anerkannt wird und daß ihm vorläufig die in 
dem Bescheide vom 19. Mai 1924 festgesetzten Leistungen zu ge- 
währen sind.“ 


Arbeitskammer, Ruhrbergbau. Die Arbeitskammer für den 
Ruhrbergbau nahm in der gemeinsamen Sitzung der Arbeiter- 
und Angestelltengruppe am 4. März 1925 folgende Anträge an: 


„I. Die Arbeitskammer für den Kohlenbergbau des Ruhrgebiets 
(Gruppe der Arbeiter und ee hat anläßlich der ketzten 
schweren Unfälle nochmals zu den Unfallgefahren im Bergbau und 
deren Beseitigung Stellung genommen Wng ist dabei zu folgendem Er- 
gebnis gekommen: > 

Nach 8 66 Ziffer 8 des Betriebsrätegesetzes haben die Betriebs- 
räte die Aufgaben, auf die Bekämpfung der Unfall- und Gesund- 
heitsgefahren im Betriebe zu achten, “die Gewerbeaufsichtsbeamten 
und die: sonstigen in Betracht kommenden Stellen bei dieser Be- 
kämpfung durch Anregungen, Beratung und Auskunft zu unterstützen 
sowie auf die Durchführung der gewerbepolizeiiichen Bestimmungen 
und der Unfallverhütungsvorschriften hinzuwirken. Die gieiche Vor- 
schrift besteht in 8 78 Ziffer 6 des B.R.G. für den Arbeiter- und 
Angestelitenrat. 

Daraus ergibt sich, daß die Betriebsräte hinsichtlich der Ver- 
hütung von Unfällen im Bergbau und von Grubenunglücken einen 
ausschlaggebenden Faktor darstellen sollen. Diese Aufgaben werden 
den Betriebsräten in letzter Zeit mehr und mehr unterbunden, weil 
die Zechenverwaltungen nicht nur. Anregungen der Betriebsräte nicht 
beachten, sondern die Betriebsräte bei der Ausübung ihrer Tätigkeit 

“rn. Insbesondere ım Laufe des letzten Jahres ‚mehren 

ieilung jene Fälle, indem eine Reihe Zechenverwaltungen, 

zwischen den Arbeitnehmervertretern und dem Zechenver- 
Said süiruuwvarten Richtlinien zum Betriebsrätegesetz, den Betriebs- 
räten dadurch ihre ordnungsmäßigen Befahrungen unmöglich machen, 
daß sie mehrere Steigerreviere zu emer Fahrabteilung zusammeniegen 
und gleichzeitig verlangen, daß diese "zusammengefaßten Steigerreviere, 
aber zu großen Fahrabteilungen, innerhalb einer Schicht befahren wer- 
den sollen. Gegen diese Behinderung der ordnungsmäßigen Kontroll- 
fahrten bzw. der Geschäftsführung haben die Betriebsräte bei den vor- 
läuligen Arbeitsgerichten Rn ee Kiage erhoben, Diese 
Klagen sind, soweit sie der Arbeitskammer bekannt sind, von den Berg- 
a aeien abgewiesen worden. Gegen diese Urteile konnte 
eine Berufung eingelegt werden, weil die Entscheidungen endgältig 
sind. Soweit Differenzen wegen der Befahrung der Betriebsräte zu 
Lohnklagen vor den Berggewerbegerichten führten, fie'en auch diese 
Entscheidungen zuungunsten der Betriebsräte aus. Das für den vor- 
stehenden Sachverhalt in Frage kommende Material liegt, soweit es 
der Arbeitskammer zur Verfügung steht, dem Antrage bei. 

Aus dem Material geht hervor, daß durch die gefällten endgültigen 
Entscheidungen nicht nur die gesetzlich verankerten Aufgaben ilhı- 
sorisch gemacht worden sind, sondern auch der gesetzliche Schutz der 
Betriebsräte. 

Die Arbeitskammer hält es daher für dringend notwendig, daß 
bis zur endgültigen Errichtung der Arbeitsgerichte eine 1. Instanz ge- 
schaffen wärd, die Urteile der Arbeitsgerichte in I. Instanz nachprüten 
und abändern kann, damit eine ungehinderte Tätigkeit der Betriebs- 
räte im Interesse von Leben und Gestndheit der im Bergbau Beschäftig- 
ten gewährleistet wird. Die Arbeitskammer schlägt as Berufungs- 
instanz für die vorläufigen Arbeitsgerichte die gegenwärtig beim Land- 


De in Dortmund bzw. Kleve bestehende Zivilkammer (Berufungs-: 
ammer für die Berggewerbegerichte) vor. Dieser II. Instanz wären - 


als Laienbeisitzer (bergtechnische Beisitzer) je ein Vertreter der Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber anzugliedern. 

Das Vorschlagsrecht für diese Beisitzer wäre zweckmäßig den’ Tarif- 
organisationen zu übertragen. ; x 
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‚Unter Bezugnahme auf die früheren Entschließungen der Arbeits. 
kammer fordert diese auch hier erneut, daß die bergpolizeilichen 
und richterlichen Tätigkeiten unter allen Umständen ge- 
trennt werden müssen. 

II. Unabhängig von den. Betriebsrätefragen ist die Arbeitskammer 
für den Steinkohlenbergbau des Ruhrgebiets (Gruppe der Angestellten 
und Arbeiter) dann aber noch der Auffassung, daß angesichts der hohen 
Unfallziffiern im Bergbau, insbesondere aber im Hinblick auf das furcht- 
bare Massenunglück auf der Zeche. „Minister Stein“ vom 12. Fe- 
bruar 1925 eine wesentlich verschärfte Kontrolle im Bergwerksbetriebe 
einsetzen muß. 

Die Arbeitskammer hält es daher für notwendig, durch Gesetz mit 
tunlichster Beschleunigung Grubenkontrolleure aus den Reihen 
der praktisch tätigen Arbeitnehmer einzustellen. Diese Grubenkontrol- 
leure müssen eine mindestens zehnjährige Hauer- bzw. Steigertätigkeit 
besitzen. Sie werden von den Arbeiterorganisationen den Oberberg- 
ämtern benannt und auf Grund einer fachlichen Prüfung auf fünf Jahre 
bestellt. Auf Beschluß der Organisation kann der besiellte Kontrolleur 
nach Ablaut der fünf Jahre zurückgezogen und durch einen andern 
ersetzt werden. Die Grubenkontrolieure haben das Recht, ohne Be- 
fragung ärgendeiner Stelle in den ihnen vom Oberbergamt zugewiesenen 
Schachtanlagen anzufahren und zu kontrollieren. Von dem Befund ihrer 
Beiahrungen geben sie dem Oberbergamt laufend Bericht. 

Die Arbeitskammer würde es für ausreichend halten, wenn zunächst 
für den Bereich eines jeden Bergreviers ein Gru- 
benkontrolleur vorgesehen würde. 

Die Besoldung erfolgt nach staatlichen Grundsätzen. Die Kosten 

werden vom Bergbau aufgebracht. . 

Il. Die Arbeitskammer für den Kohlenbergbau des Ruhrgebiets 

(Gruppe der Arbeiter und Angestellten) kommt nach weiterer Beratung 
über die Gründe der hohen Unfaliziffern im Bergbau, insbesondere des 
furchtbaren Massenunglücks auf der Zeche „Minister Stein“ zu dem Er- 
gebnis, daß vor al’en Dingen das heutige Treibersystem im 
Bergbau beseitigt werden muß. 
- Insbesondere muß der für Leben und Gesundheit der Arbeiter 
verantwortliche Steiger in der Befolgung und Handhabung der berg- 
polizeilichen Vorschriften sowie gegen wilkürliche Entlassung und unan- 
gemessene Behandlung seitens der Bergwerksbesitzer bzw. Verwaltungen 
durch verstärkten gesetzlichen Schutz gesichert werden. 

Durch gesetzliche Maßnahmen ist insbesondere zu regein: 

1. daß die Steiger nicht zu anderen Arbeiten, als zur Ausübung des 
Aufsichtsdienstes innerhalb ihres Geschäftskreises herangezogen wer- 
den dürfen; 

2. daß „die Steiger nicht wegen Unterschreitens der  Sollförderung 
nach an sich beendeter Schichtzeit wieder in die Grube geschickt 
werden dürfen; 

3. daß un Bergbau alle Prämienarten verboten werden, weil diese 
Veranlassung geben, die Befolgung der bergpolizeilichen Vor- 

. ‚schriften außer acht zu lassen; 

4. daß insbesondere die Vorgesetzten der Steiger in Fällen, in denen 
sie durch Anordnungen in den Geschäftskreis des Steigers selb- 
ständig eingreifen, die Verantwortung allein zu tragen haben und 

daß daneben nicht auch noch der Steiger gesetzlich zur Verantwor- 
tung gezogen werden kann; 

5. daß jede Behinderung in der bergpolizeiiichen Aufsichtstätigkeit 
des Steigers mit einer Geldstrafe oder wenn Menschen!eben dadurch 
zu Schaden gekommen sind, mit einer entsprechenden Freiheits- 
strafe geahndet wird.“ 


Gute Absatzverhältnisse in der Kaliindustrie. Die Nach- 
richten über die Absatzverhältnisse in der Kaliindustrie sind 
nach wie vor günstige. So meldet die Tagespresse, daß der 
Absatz des Deutschen Kalisyndikats im Februar dieses Jahres 
2.018.675 dz Reinkali gegen 1659953 dz im Januar betrug. Der 
bisherige Absatz im Jahre 1925 beträgt 3078628 dz Reinkali 
gegen 1129077 dz im gleichen Zeitraum des vorigen Jahres, 
Mit Rücksicht auf einen erheblichen, in den März übernomme-* 
nen Auftragsbestand aus dem Februar rechnet man trotz der 
vorgeschrittenen Saison auch noch für März mit einem ver- 
hältnismäßig befriedigenden Absatz. Das hindert natürlich die 
Kaliarbeitgeber nicht, in den Tarifverhandlungen zu klagen. 


Arbeitszeit-Schiedsspruch für die technischen Bergbau- 
angestellten. Im Arbeitszeitstreit für die technischen Bergbau- 
angestellten des Ruhrgebiets wurde am 9. März unter dem 
Vorsitz des Reichs- und Staatskommissars Mehlich ein Schieds- 
spruch gefällt. Danach soll die festgesetzte Gesamt- 
arbeitszeit für die unter Tage beschäftigten Angestell- 
ten durchschnittlich für die Arbeit täglich 9 Stunden nicht 
überschreiten. Für die in den nicht durchgehenden Tages- 
betrieben beschäftigten Betriebsangestellten ist die Wochen- 
schichtzeit die der unterstellten Arbeiter. Die Tagesschichtzeit 
soll jedoch 12 Stunden bei 10stündiger Arbeitszeit nicht über- 
schreiten. Angestellte in durchgehenden Betrieben sind inner- 
halb ihres Tätigkeitskreises auch an Sonntagen und sämtlichen 
Feiertagen ohne besondere Bezahlung zur Arbeit verpflichtet, 
wenn der Betrieb es unbedingt erfordert. Das Höchstmaß der 
für die Arbeiter geltenden Wochenschichtzeit darf dabei keines- 
falls überschritten werden. Den hiernach zur Arbeit verpflich- 
teten Angestellten stehen im Monat mindestens zwei freie 
Sonntage zu. Für eine etwa an einem dieser freien Sonn- 
tage oder am 1. Weihnachtsfeiertag zu verfahrende Schicht muß 
ein freier Wochentag gewährt werden. Erklärungsfrist bis 
zum 18. März. 
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DEUTSCHE TECHNI 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Unterstützung an abgebaute Staatsangestellte. .Im An- 
schluß an den Erlaß vom 22. Oktober 1924 — I. D. 1. 3285/1. 
C.2. 5827 — Preuß. Besoldungsblatt, S. 331 — bestimmt der 
Preuß. Finanzminister unter dem 17. Februar 1925 — 1. D. 1. 
401 — Preuß. Besoldungsblatt, Nr. 9 — folgendes: 

„Beim Vorliegen einer besonderen Not!age können denienigen ehe- 
maligen, auf Grund der Personal-Abbauverordnung ohne laufende Be- 
züge entlassenen Angestellten des Staates, die infolge Ueberschreitung 
der für. die Berechtigung zum Bezuge von Erwerbslosenunterstützung 
ren: Einkommensgrenze eine Erwerbslosenunterstützung nicht er- 
alten können, im Ratımen der verfügbaren Mittel einmaige Unter- 
stützungen gewährt werden. Ein Rechtsanspruch auf derartige Unter- 
stützungen besteht nicht. Etwaige Anträge sind nach sachgemäßer 
Prüfung auf dem Dieastwege an die zuständigen Herren Fachminister 
zu richten.“ : 


Beamtenrecht 


Anrechnung der Vordienstzeiten der mittleren technischen 
Beamten bei der. Reichsbahn, In der. „D.T.Z.‘“ haben wir 
wiederholt darauf hingewiesen, daß die Reichsbehörden, in- 
sonderheit die Reichsverkehrsverwaltung, gestützt auf den 
$ 52,4 des Besoldungsgesetzes die Anrechnung der Vordienst- 
zeiten bei den mittieren technischen Hilfsbeamten bei der 
Ueberführung in das Beamtenverhältnis ablehnen. Durch 
diese Maßnahme werden die technischen Beamten den Ver- 
waltungsbeämten gegenüber insofern benachteiligt, als ihr pen- 
sionsfähiges Diensiater dadurch eine erhebliche Kürzung er- 
fährt. Seit Jahren haben wir auf die. Beseitigung dieser Maß- 
nahmen hingearbeitet, ohne ‚jedoch zu einem abschließenden 
Ergebnis zu gelangen, da der Widerspruch des Reichsfinanz- 
ministers und die Auffassung des Reichsverkehrsministeriums 
hindernd im Wege standen. Nachdem verschiedene Eingaben 
und : persönliche. Vorstellungen bei den. zuständigen Stellen 


ohne Erfo’g geblieben sind, sahen wir uns veranlaßt, in einigen. 


konkreten Fällen: den:ordentlichen Rechtsweg zu 
beschreiten... Durch die Umbildung der Deutschen Reichsbahn 
in eine andere Rechtstorm hat die Sachlage insofern eine andere 
Wendung. genommen, als nunmehr die Zuständigkeitder 
Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn 
lediglich für die aktiven Beamten gegeben .ist, 
während die inaktiven vom Reichsverkehrsmini- 
ster betreut werden. Aus diesem Grunde sind auch ein'ge 
Schwierigkeiten zu erklären. Für die aktiven Beamten ver- 
‚sprach die Reichsbahngesellschaft, eine Nachprüfung vorzur 
nehmen. Inzwischen ist die Nachprüfung erio!gt. 

Wir sind nunmehr in der Lage mitzuteilen, daß die Haupt- 
‚verwaltung der Deutschen Reichsbahn demnächst einen Erlaß 
"herausbringen wird, der die frag!iche Materie, wenn auch nicht 
zur vo!lsten Zufriedenheit der Beteiligten, so doch in einer 

ie gegenüber dem bisherigen Zustande als ein 

eichnet werden muß. Der Eriaß, .der, wie wir 

| ‚der Voilziehung: des “Generaldirektors bedarf, 
‚ordnet an, daß mit Wirkung vom 1. Januar 1925 die ständige 
Hilfsbeamtentätigkeit als .. pensionsfähige 
Dienstzeit voll angerechnet:wird, soweit sie 
den Zeitraum voh vier Jahren überschreitet. 

Sobald wir. im Besitz des genauen Wortlautes des Erlasses 
sind, werden wir ‘diesen. den. Mitgliedern unserer "Reichsfach- 
gruppe  „Reichse’senbahnbetriebe“ . zugänglich machen. In 


diesem Zusammenhange möchten wir darauf hinweisen, daß, 


unser Bund die Interessen ‘seiner Mitglieder auch in der frag- 
lichen Angelegenheit‘ gebührend wahrgenommen hat. Wir 
haben allen Anlaß anzunehmen, daß die Geteb bzw. die ihr 
angeschlossenen Verbände versuchen werden, die geänderte 
Sachlage agitatorisch auszunutzen, um dadurch ihre leergewor- 
denen Verbandskassen wieder aufzufüllen. In den letzten Ver- 
öffentlichungen der Getebverbände ist auch an Nichtmitglie- 
der die Aufforderung zur Zeichnung eines Beitrages für einen 
bestimmten. Fonds, der mit dieser “Materie in 'engstem Zu- 
sammenhang steht, gerichtet worden. Unsere Mitglieder haben 
es nicht nötig, sieh an solchen Sammlungen ‚bzw. Umlagen 
zu beteiligen, da .die Finanzkraft unseres ‚Bundes die Erfül- 
lung aller gewerkschaftlichen Zwecke, also auch die Durch- 
führung der für die‘ inaktiven Beamten der Reichsbahn noch 
schwebenden. Prozesse gewährleistet. 


Besoldungsfragen NEN 


Reichshaushaltsplan 1925: Dem Deutschen Reichstag ist der - 


“Reichshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1925 zugegangen. 
Sein Inhalt ist in zwei Bänden in einem Umfange von 300 bzw. 


<ER-ZEITUNG 1925 


BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE |f8) 


200 Seiten zusammengetragen. Im nachstehenden wollen wir 
lediglich die wesentlichsten Punkte des Reichshaushaltsplanes 
behandeln: er 

A. Allgemeines. 


' Der Haushaltder Allgemeinen Reichsverwaltung 
schließt in Einnahme und Ausgabe mit rund 5,9 Milliarden Reichs- 
mark ab. | 
Davon entfallen je an Einnahmen und Ausgaben: 
auf den ordentlichen Haushalt 
auf den außBerordentlichen Haushalt 


I. Ordentliächer Haushalt. 
Der ‚ordentliche. Haushalt ° weist nach: 

an fortlaufenden Ausgaben der allgemeinen Reichs- 
verwaltung RN ELE 
an ordentiichen Ausgaben des Kriegslastenhautshaltes, 
wa den laufenden Einnahmen zu bestreiten 

sin 
an einmaligen Ausgaben 


5513 Mill. R.M. 
433 Mill. R.M. 


5167 Mill. R.M. 


162 Mill. R.M. 
184 Mill. R.M. 


insgesamt 5513 Mill. R.M. 


I. Außerordentlicher Haushalt. 


Im außerordentlichen Haushalt ent- 
fallen von den 
die in Ausgabe gestellt sind, auf die Deckung des 
keiiebedarfes des außerordentichen Hausha'tes 
der Kıriegslasten 
so dad die eigentlichen Ausgaben des außer- 
rdentlichen Hausha.tes betragen 
An außerordentlichken Einnahmen stehen 
zur Verfügung, so daß sich ein Anleihebedarf von 
ergibt. _ 


433 Mill. R.M. 


144 Mill. R.M. 


292 Mill. R.M. 
156 Mill. R.M. 
136 Mill. R.M. 


IH. Kriegslastenhaushalt. 


Der Haushalt der Kriegslasten gleicht 
sich in Einnahme und. Ausgabe mit rund 
aus. Davon entfallen auf: ; 
den ordentlichen Haushait 162 Mill. R.M. 
den außerordentlichen Haushalt 1238 Mill. R.Mi 


Von den Ausgaben des ordentlichen Haushaltes 
werden :162 Mill. R.M. aus den laufenden Einnahmeı der allgemeinen 
Reichsverwaltung - bestritten, während 499099 R.M. aus eigenen Eh 
nahmen auikommen, SEN 

Der außerordentliche Haushalt weist an Ausgaben nach: 
in. Erfüllung des Sachverständigengutachtens 1095,4. Mill... R.M. 
für Reparationsleistungen 142,7 Mill. R.M- 

Den ersteren Ausgaben stehen aus Beiträgen der Beteiligten "Ein- 
nahmen “In gleicher Höhe gegenüber. Von. den übrigen Ausgaben wer- 
den 141 Mill. R.M. aus Anleihen der allgemeinen Reichsverwaltung 
gedeckt, während 1,5 Mill. R.M. aus eigenen Einnahmen des Kriezs- 
lastenhaushaltes aufgebracht werden. 2 

Gesamtausgabender Reichsverwaltung. _ 

Im ganzen betragen die reinen Ausgaben der gesamten Reichsver- 
waltung: 

a) bei. der Allgemeinen Reichsverwa'tung 5513 + 433 = 5946 Mill. R.M. 
b) nach dem Haushalt der Kriegsiasten 1095 4-15 = 1097 Mill. R.M. 
ib - zusammen 7043 Mill, R.M: 

Der Gesamtanleihebedarf der allgemeinen Reichsverwal- 

tung beträgt somit : 
1. außerordentlicher Haushalt 136 Mill. R.M. 
141- Mill. R.M, 


2. Kriegslastenhaushalt 
i | zusammen 277 Mill. R.M. 


1400 Mill. R.M. 


‘Von den reinen Verwaltungsausgaben der allgemeinen 


Reichsverwaltung entialien auf: 
1. Persönliche Bezüge: 
a) Bezüge der Beamten, Angestellten und Arbeiter des 
Reiches 5 u 
b) Versorgungsgebührnisse (Ruhegehälter, Wartege'der, 
Hinterbliebenenbezüge der Reichsverwaitung und der 
Wehrmacht einschl. der Militärrenten) 


“ 


20,01% 


42,5. .% 
zusammen 62,51% 
2. sächliche Verwaltungsausgaben: BAT 13,18% 
3. allgemeine Ausgaben und Ausgaben für besondere Sach- °° 
zwecke: 2 € 24,31% 
, Unter den einmaligen Ausgaben des ordent- 
lichen Haushaltes sind u. a. folgende Positionen ein- 
gesetzt: RE : 
1. Neu- und Erweiterungsbauten von Dienstgebäuden » 
und Dienstwohngebäuden im Bereiche der Reichs-- 
finanzverwaltung 
2. Schaffung von Wohnungen 
Reiches für Reichsbedienstete 
3. Verbesserungen und Instandsetzungen von Binnen- 
wasserstraßen und von Geräten und‘ Einrichtungen 
an ihnen ze . nn as 
. 4. -Beihilien auf dem Gebiete des. Luftfahrweseas .. 
5. Heer: Instandsetzung. der Heeresbauten, Ergänzung. 
und Auffrischung. der Bestände an Waften und , 
 Heeresgerät 3 ES 


19,8 Mill, R.M. 


auf Rechnung des 
| | ‚10 Mill. R.M. 


23,9 Mill. R.M. 
"15,4 Mill, R.M. 


51,6 Mill, R.M. 
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6. Marine: Schiffsbauten, Verbesserung. der Werft- und = 
 Arsenalanlagen, Auffrischung der Bestände und In- 
“ standsetzung von Bauten 294 Mill. R.M. 

Unter den Ausgaben des außerordentlichen 

Haushaltes sind u. a. eingesetzt: 

1. Haushalt des Reichsverkehrsministeriums für den 

‘ „ Ausbau, von Binnenwasserstraßen (Kanäle und Flüsse) 
2, Haushalt der Marine: Zuschuß zu den Kosten der 

Schiffsbauten 
3. Haushalt der allgemeinen Finanzverwaltung zur Ab- 
wicklung von Fürsorgemaßnahmen im Rhein- und 
Ruhrgebiet. . . h 
4.: Haushalt des Reichsarbeitsministers zur Gewährung 
von Dariehen und Bauge'd an gemeinnützige Wohn- 
bau-Unterneimungen usw. zwecks ‚Herstel,ung von 
Wohnungen für Bedienstete des Reiches, Kriegsbe- 
schädigte und Kriegerwitwen 6 Mill. R.M, 
Zu den allgemeinen:Personalfiragen ist in den 

Vorbemerkungen zum Reichshaushaltsplan darauf hingewiesen, 
daß neue Pıanstellen in den Haushaltsentwurf mit'einigen 
wenigen Ausnahmen, die besonderen dringenden Bedürfnissen 
entsprechen, grundsätzlich nicht eingesetzt sind. 
Ebenso ist.die Zahl der Hilfskräfte, beamtete’ und nichtbeamtete, 
nür da vermehrt, wo neue Aufgaben und Einrichtungen dies 
unerläßlich machen. Nach Durchführung des Personalabbaues 
— so heißt es in den Vorbemerkungen zum Reichshaushalts- 
plan — hatte für den verbliebenen Beamtenstand das in den 
Schlüsselungsgrundsätzen für die Besoldungsgruppen der ein- 

‚zelnen Dienstiaufbahnen vorgesehene Stellenverhältnis ‘wieder 
hergestellt werden müssen. Die neuen Stellenpläne sind der 
Veranschlagung der persönlichen Ausgaben sowohl für das 
zweite Halbjahr des Rechnungsjahres 1924, wie für das Rech- 
nungsjahr 1925 zugrunde gelegt. RE, 

Für die persönlichen Ausgaben ist der Personal- 
stand am 1. Oktober 1924 zugrunde gelegt, während für die 
sächlichen Ausgaben als Stichtag der 1. Juli 1924 in Frage 


635 Mill. R.M. 
194 Mill. RM. 


27.Mill. R.M. 


- kommt. 


Die Mittel für Unterstützungszwecke sind für 
Beamte mit einem Satz von 20 Mk. für jede Planstelle ein- 
gesetzt, während für die Angestellten und Arbeiter mit einem 
Kopfsatz von 10 Mk. gerechnet wird. 


Sr den Wohnungsgeldzuschuß. Die zuständigen Spitzen- 
verbände haben dem Reichstag eine Eingabe vorgelegt, 
in der Einspruch gegen die durch die 18. Ergänzung des Be- 
soldungsgesetzes vom 23. Oktober 1924 erfolgte Einführung des 
Wohnungsgeldzuschusses erhoben wird. Bekanntlich erfolgte 
der Uebergang von dem durch das Besoldungsgesetz vom 
39. April 1920 bestimmten Ortszuschlag zum Wohnungsgeld- 
zuschuß auf Grund der Ermächtigung im Art. 6 der 12. Er- 
gänzung des Besoldungsgesetzes vom 12. Dezember 1923, durch 
Verordnung über die 15. Ergänzung des Besoldungsgesetzes 
vom 29. März 1924. Durch Verordnung über die 18. Ergän- 
zung des Besoldungsgesetzes vom 23. Oktober 1924 wurde ein 
neues Ortsklassenverzeichnis eingeführt. 

Die Eingabe der Verbände weist darauf hin, daß von der 
Beamtenschaft seit jeher gefordert worden ist, daß durch den 
Ortszüuschlag der volle Wohnungsaufwand abgegolten werden 
mitsse Moser orderung ist auch im Besoldungsgesetz vom 

\ ‘ inung getragen worden. In der Begründung 

wurde ausgeführt, daß der Ortszuschlag 
dem Deamten ım Hinblick darauf, daß er in der Wahl seines 
Dienstortes nicht frei ist, einen Ausgleich für die örtlichen 
Verschiedenheiten der Lebensverhältnisse unter 
Berücksichtigung namentlich des vollen Wohnungsbedürfnisses 
usw. gewähren solle. Gatız abgeschen davon, daß. der 
Wohnungsgeldzuschuß schon an sich eine Verschlechterung 
gegenüber dem Ortszuschlag, der ja den vollen Wohnungs- 
aulwand abgelten solite, bedeutet, fordern die Beamten darüber 
hinaus einen Ausgleich für die örtlichen Verschiedenheiten der 
Lebensverhältnisse. In der Begründung zum Besoldungsgesetz 
vom .30. April 1920 war dieser Ausgleich als notwendig aner- 
kannt, denn es hieß dort u. a.: 

„Denn auch’ der»Aufwand für die sonstige Lebenshaltung, insbesonr 
dere für die Nahrung, ist an den .einzelnen Orten ein dürchaus ver- 
schiedener. Die Erhebung von Wirtschaftberechnungen minderbe- 
mitteiter Familien im deutschen Reich von 1997 zeigt, daß schon in 
Friedenszeiten an den größeren Orten nicht nur tatsächlich, sondern auch 
verhältnismäßig nicht unerheblich mehr für Nahrungsmittel ausgegeben 
wurde, als an den kleineren Orten.“ - 

In der Tat werden seitens des Reichsfinanzministeriums 
gegen die Beibehaltung des Ortszuschlags lediglich Gründe 
technischer Art ins Feld geführt. Es wird von ihm die An- 
sicht vertreten, daß praktisch die Teuerungsunterschiede von 
einem Ort zum anderen nicht zu erfassen: seien. Die Grund- 
lagen für die Aufstellung einer Vergleichszahl: würden daher 
unsicher und wenig überzeugend bleiben, so daß man zu der 
sicheren Grundlage der Mieten zurückkehren müsse. Seitens 
der Organisationen wird mit Recht bestritten, da3 die Mieten 
eine sichere Grundlage für die Feststellung der örtlichen‘ Ver- 
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schiederheit der Lebensverhältnisse darstellen. Schon in der 

Begründung zum Besoldungsgesetz vom 30. April 1920 war 
gesagt: 

„Es ist jedoch schon oben ausgeführt, daß der Mietpreis allein 
gleichfalls nicht als einwandfreier Maßstab für die Beurteilung der allge- 
meinen Teuerungsverhäitnisse angesprochen werden darf.“ 

“ An einigen Punkten zeigt dann die Eingabe der Organisa- 
tionen, daß die Erhebungen für die Aufstellung des neuen 
Ortsklassenverzeichnisses auf der Grundlage der Wohnungs- 
miete den tatsächlichen auf dem Wohnungsmarkt herrschenden 
Verhältnissen nicht Rechnung getragen haben und daher die 
gewonnenen Grundlagen zur Erzielung einer einwandfreien 
Meßziffer auf’ der Grundlage der Mieten als durchaus unsicher 
angesehen werden müssen. 

“ Sogar noch in der dem Reichstag vorliegenden Denk- 
schrift über die Entwicklung der ‘Besoldung der Reichsbeamten 
von 1897 bis Ende 1924 vom 19. Januar 1925 führt der Reichs- 
minister der Finanzen auf Seite 7 unter IV aus: 

“« „Versetzungen von ‚Beamten, - Einstellungen - von - Beamten an be» 
stimmten Orten würden auf. große Schwierigkeiten stoßen, wenn nicht 
die zweilelios bestehenden Unterschiede in den Lebensverhältnissen an den 
einzelnen Plätzen in irgendeiner Weise im Gehalt ausgeglichen würden.“ 

Die Eingabe steilt daher fest, daß der Reichsminister der 
Finanzen den Ortszuschlag im Besoldungsgesetz vom 30 April 
1920 auf Grund der Ermächtigung in einen Wohnungsgeldzu- 
schuß umgewandelt hat, trotzdem aus seinen Auslassungen her- 
vorgeht, daß der Ortszuschlag -das gerechte. und notwendige 
System darstellt, weil die Mieten allein keinen Maßstab für 
die örtliche Teuerung bilden, daß ferner die örtlichen Unter- 
schiede' keine Folge der Inflation sind, sondern in normalen 
Friedenszeiten schon 1907 nachweisbar waren und daß endlich 
die Abschaffung des Ortszuschlags lediglich wegen technischer 
Schwierigkeiten in der Aufstellung der Vergleichszahl erfolgt 
ist. Die Eingabe ersucht daher den Reichstag, an den Bestim- 
mungen über den -Ortszuschlag im Besoldungsgesetz vom 
30. April 1920 festzuhalten und vom Reichsfinanzminister die 
Vorlage eines Ortsklassenverzeichnisses zu fordern, das auf 
einer verbesserten Art der Erhebung über die örtlichen Ver- 
schiedenheiten der Kosten der Lebenshaltung aufgebaut ist. 


Einspruch des Reichsfinanzministers gegen die Einreihung 
von preußischen Sekretären in die Besoldungsgruppe VI und 
Forderung auf Einstufung in die Gruppe V mit Auirückung 
nach VI, Der Reichsfinanzminister hat mit Schreiben vom 
13. Februar 1925 — I. B. 1596. I. Ang, — folgenden Einspruch 
gegen die Bewertung der preußischen Beamten erhoben: 


Mark 
beträgt vom 1. April 1925 an der 
verpflegungssaftz 



















einschließlich Miete für die Besucher unseres 


| Erholungsheims in Sondershausen 








in Thüringen. 







HIN 





4 ZA un 


Kollegen, sorgt für einen recht guten Besuch unseres Heimes 
in den Monaten April und Mai, damit wir diesen nied- 
rigen Verpflegungssatz im ganzen Jahre durchhalten können. 


BE: Wr Anmeldungen | \ 
‚an die Verwaltung des Erholungsheims, Berlin, Werftstraße 7. 
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„Der mir auf Grund des $ 4 des Besold.-Sperrgesetzes übersandte 
Entwurf des Nachtragsstel'enplans zum Haushalt des Preuß. Staates 
für das Rechnungsjahr 1925 gibt mir zu nachstehenden Bemerkungen 
Veranlassung: 


P-P- 

5. Wie ich bereits in meinem Schreiben vom 9. Nov. 1924 
— 1. B. 19414 — ausgeführt habe, besteht im Reich der Grundsatz, 
daß die nach dem 31. März 1920 eingesteliten Anwärter für den ein- 
facheren Bürodienst ihre Anfangsstel’e in der Gruppe V und nur Be- 
förderungsstellen nach dem Verhältnis von 2 zu 1 in der Gruppe VI 
erhalten. Demgegenüber habe ich aus dem "mir übersandten Nach- 
tragsstellenplan für 1925 ersehen, daß die Beamten des ein- 
facheren Bürodienstes in Preußen bei .den nachstehend 
aufgeführten Verwaltungen anscheinend auch für ıdie Zukunft ‚ihre 
regelmäßige Eingangsstelie sogleich in der Gruppe VI finden sollen, 
da Siellen in der Gruppe V für diese Beamten überhaupt nicht vor- 
gesehen sind. 

Bergverwaltung — Staatsarchiv — Oberpräsidien — Regierungen — 
Katasterverwaltung — Kreiskassenverwaltung — Hochbauverwaltung — 
Handels- und Gewerbeverwaltung — Justizverwaltung — Städtisches 
Landesamt Landrätliche Beliörden Landwirtschaftliche Verwal- 
tung — usw. 

Den in meinem Schreiben vom 22. November 1924 — I. B. 24 439 — 
erhobenen Einspruch dagegen, daß, die nach dem 1. April 1920 ange- 
stellten Polizeisekretäre ihre Eingangsstelle in der Gruppe VI (anstatt 
in der Gruppe V) erhalten, erstrecke sich nunmehr auch auf die an- 
scheinend in Aussicht genommene künitige Anstellung der Beamten des 
einfacheren Bünodienstes in der Gruppe VI — statt V — bei den vor- 
stehend genannten Verwaltungen.“ 


Dieser Einspruch erstreckt sich auch auf technische Be- 
amtengruppen. Der Bund hat deshalb bereits die notwendigen 
Schritte zur Wahrung der Interessen der technischen Beamten- 
gruppen eingeleitet. Wir werden noch besonders auf diesen 
bedeutsamen Vorgang zurückkommen. 


Behördentariffragen 


Nichtbeachtung von Tarifbestimmurgen durch den Reichs- 
minister der Finanzen. Der Reichsminister der Finanzen hat 
unter dem 21. Februar 1925 — Ill. A. 4956 — für den Bereich 
der Besitz- und Verkehrssteuerverwaltung den nachfolgenden 
Erlaß betr. Personalabbau herausgegeben: 

„von verschiedenen Seiten ist Beschwerde darüber geführt wor- 
den, daß Versorgungsanwärtern, Schwerbeschädigten ‘und solchen An- 

estellten, die bereits viele Jahre hindurch erfolgreich im Gemeinde-, 
Landes- und Reichsdienst tätig gewesen sind, das Dienstverhältnis ge- 
kündigt worden sei. Ich ersuche ergebenst, schwebende 
Kündigungen in solchen Fällen unverzüglich zu- 
rückzunehmen, soweit esssich um unbestritten 
brauchbare Kräfte handelt. Bei nicht voll leisiungslähigen 
Angesteliten ist die Entlassung durchzuführen. 

Unter Beziehung auf den Runderlaß vom 20. August 1924 
III. A. 21 144 usw. — bin ich--damit einverstanden, daß auch Ueber- 
weisungen von Angestellten, die unter die Schutzbestim- 
mung des Art.15 $1 Abs.i P.A.V. fallen, aus einem in den anderen Lan- 


Geschäftliche Anzeigen: 0,30.Gr. für die öge- 


spaltere Millimeterzeile. Eeilagen nach Vereinbarung. 


‚Ordeutsche Aluminium-Gießerei 


durchaus selbständigen 


_etriabs-Ingenleur 


mit langjährigen praktischen Erfährungen. Organisatorisch 

veranlagt. In allen gießereitechnischer Fragen auf der Höhe. 

Energisch zielbewußte Persönlichkeit. Eintritt raschmößlichst. 

Angebote unter DT. 134 an R. Merkel, Berlin W 3:, 
Potsdamer Straße 111. 


ingenieur! 


wird von altem Spezialreschäft für Schornstein- und 
Feuerungsbau als Geschäftsleiter b.ldigst gesucht. 
Gewinnveteiligung zugesichert. Herren, weiche nachweisbar 
mit Erfolg gereist und mit allen einschlägigen Arbeiten 
vollständig vertraut sind, wollen ihre Offerte einreichen an 
Georg Richter, Chemnitz, 
Ingenieurbüro für reuerungs- und Schornsteinbau. 


Anstellung als Beamter. 


und Gehaltsansprüchen an 


mit abeeschlossener 


Tiefbasstechniker muß 





erfahren sein. 


Monatliche Ratenzahlung 


Elegante 


erren- 
Kleiduns 


tertig und nach Mass! 
Große Auswahl In auten Stoffen 
sowie Gummi- u. Lodenmäntela 
Maßschneiderei Julius Fabian 


NO 18, Gr. Frankfurter Straße 37, I. Etage. 
Mitglieder erhalten 5%, Rabatt. 


Beso'dung Gruppe VII. 


BERL 
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Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 


R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


Wir suchen einen jüngeren, enerzischen 


Tiefbau - Techniker 


mit Bauschule und prakt'scher Erfahrung, tunlichst auch 
im Betrieb von Motorfahrzeugen. 


B-werbungen mit Lebenslauf, Zeugnissen, Zeichenproben 


Stadtrat Kempten im Allgäu. 


2 Tiefbautechniker, 
2 Hochbauteechniker 
und 1 Be- und Entwässerungstechniker 


Baugewerkschulbildung und guter 
behördlicher Praxis zum sofortigen Eintritt gesucht. 
im. Kanalisationswesen, 
Straßenbau und -unterhaltune, ein Hochbautechniker und 
der Be- und Entwässerungstechn’ker im Baupglizeiwesen Der Magistrat. 


Aileinige 
Anzeigen- und Beilagen - Annahme 


R. Merkel 


Nr. 11 


desfinanzamtsbezirk vorgenommen werden. Ich ‘ersuche die Herren Präsi- 
denten, in deren Bezirken vorwiegend geschützte Angestellte vorhanden sind, 
gegebenenfalis mit den Landestinanzämtern in Verbindung zu treten, bei 
denen noch eine größere Anzahl nicht geschützter Ängesteilten be- 
schäftigt ist. Ich erkläre mich ferner damit einverstanden, daß der 
erwähnte Runderlaß auch auf solche Angestellte ausgedehnt wird, die 
zwar moch nicht am 1. November‘ 1923 insgesamt mindestens 12 Jahre 
ununterbrochen bei Reichs-, Länder- und Gemeindeverwaltungen tätig 
waren, die aber doch auf eine vieljährige Dienstzeit bei solchen Ver- 
waltungen zurückbäcken und. gute Leistungen aufzuweisen haben. 
Reisekosten, Entschädigungen für getrennte Haus- 
haltsführung und dergleichen, kann ich allerdings 
mit Rücksicht auf-die zur Verfügung stehenden 
Mittel zur Zeit für die Ueberwiesenen nicht be- 
willigen. Um aber einen Ueberblick zu gewinnen, ersuche ich, 
mir bis zum 10. April 1925 zu berichten, in weicher Höhe derartige 
Kosten. entstehen würden, wenn die Betreffenden versetzt werden 
würden. 

Ich erwarte, daß sich die genannten Angestelltengruppen der Ueber- 
weisung nach außerhalb nicht widersetzen werden, da sie ja lediglich 
erfolgt, um sie vor Entiassung zu bewahren. Ich hofie, daß es in ab- 
sehbarer Zeit möglich sein wird, wieder eine größere Anzahl Ver- 
sorgungsanwärter einzuberufen und ferner langjährig bewährte An- 
gestellte in das Beamtenverhältnis zu überführen. 

im übrigen mache ich darauf aufinerksam, daß mein Runderlaß vom 
13. Januar 1925 — Ill. A. 37 — durchzuführen ist, soweit, worauf 
ich schon dort hingewiesen habe, der Abbau von den dienstlichen Be- 
dürfnissen vereinbar ist.“ 


Die Bestimmungen des Tarifvertrages, insbesondere die 
SS 44, 37 und 35, die bei einer zehnjährigen Reichs- bzw. 
Staatsdienstzeit eine Ueberweisung des Angestellten an 'eine 
andere Dienststelle, gegebenenfalls unter Zahlung einer Um- 
zugskostenentschädigung bzw. Aufwandsentschädigung für Füh- 
rung eines doppelten Haushaltes ermöglichen, werden von der 
Verwaltungsbürokratie ungeachtet gelassen. Was kümmert es 
auch die maßgebenden Beamten des Reichsfinanzministeriums, 
wenn der oben wiedergegebene Erlaß in der Praxis aus mater 
riellen Gründen nicht verwirklicht wird, da die Versetzung an 
eine andere Dienststelle ohne Zahlung der Umzugskosten- 
bzw. Aufwandsentschädigung für Führung des doppelten Haus- 
haltes den betreffenden Angestellten die Annahme einer solchen 
Stellung von vornherein unmöglich macht. Dem Angestellten 
zuzumuten, von seinem bescheidenen Einkommensbezügen die 
kostspielige getrennte Haushaltsführung selbst zu bestreiten, 
ist nach unserem Dafürhalten ein unbilliges Verlangen. Mit- 
der Begründung, daß keine Mittel vorhanden sind, läßt sich 
so manche Bestimmung des Tarifvertrages umgehen. Die im 
Dienste der Reichs- bzw. Staatsverwaltung ergrauten Angestell- 
ten müssen es aber als besonders hart und ungerecht empfin- 
den, wenn zu einer Zeit, in der den Ruhrindustriellen z. B. 
700 Millionen Mark aus Staatsmitteln geschenkt werden, auf 
der anderen Seite für sie nicht einmal die Mittel aufzubringen 
sind, um den tariflichen Bestimmungen im vollsten Maße Rech- 
nung zu tragen. 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlia. 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 


Für die Hochbauabteilung des hiesigen Stadtbauamtes 
werden gesucht: 
a) ein künstlerisch befähigter, praktisch erfahrener 


Architekt 


« für die Bearbeitung größerer Bauvorhaben, 
b) ein tächtiger älterer erfahrener 


Hochbau-Techniker 


mit abgeschlo:sen. Baugewerksschulbildung, sauberer 
Zeichner, guter Statiker und tüchtiger Bauleiter. 
Einstellung erfolgt nach Maßgabe des Preußischen 
Angestellten-Tarifs. Besoldung: 
zu a) nach Vergütungsgruppe IX, bei besonderer 
Befähigung Gruppe X, 
zu b) Vergütungsgruppe Vili. 
Eintritt sofort. Vorstellung nur nach Aufforderung. 
Angebote mit beglaubigten Zeugnisabschriften, Lebens- 
lauf, selbstgefertigten Zeichnungen und Skizzen unter 
Angabe von “eferenzen umgehend erbeten. 
Höchst a. M., den 5. März 1925. 


1 Jahr Probezeit, dann 


Ein 


einer in 


Beschäftigung auf Grund des zwischen der Stadt Berlin 
und dem. Butab z. Zt. bestehenden Kollektivvertrages. 
Bewerbungen mıt Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften und Probezeichnurg an 
Bezirksamt Cöpenick. 


Schreiben Sie an mich 


und verlangen Se Muster bei Bedarf in 


Anzug- 

“> Stoffen 

Kostüm- 

Otto Zieuner, Tuchversand, 
Cotibus 14. 


Vertragslieferant grösster Beamtenverbände. 
Ratenzahlung gesiaitet. 


N W35 


Potsdamer Straße 111 
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Nr. 11 


Tüchtiger, lediger 


Hndibau- 
other 


{Zim.) sofort gesucht, 


Angebote mit Zeugnis- 
abschriften und Gehaltsan- 
sprüchen an 


> Arnold Kriener, 


Zimmermeister, 
Neuenkirchen, 
Kr. Wiedenbrück. 


Ein Vermessungs- 


techniker 


welcher sicher in Be 
arbeitung von 
Forischreibungs- 
vermessungen 
ist, für sofort gesucht. 
Angeb. mit Gehaltsanspr. 
an vereidigt Landmesser 
Schuster, Dramburg in 
Pommern erbeten. 





Mitarbeiter 

aus Idealismus gesucht für 
eine Abhandlung „Das 
martislische Preußen In 
seinen Ingenleursietlen als 
Kolonie der Technikum- 
staaten.‘ Gefl. Angebute 
unter D.T. 118 an R. Merkel, 
Berlin W35 Potsdamer St.111. 





Neu erschienen! 
Kurt Schindler 


„zur 
eschäftsordnung RB 


für Versanmlungsleiter und 
Vereinsvorstände zur Ver- 






anstaltung erfolgreicherf ! 


Versammlungen. 


Gebunden Preis M, 1.50. 


Berlin NW40 


Honig 


arant. reiner Bienen- Blüten- 


chleuder - Honig ede!ster 
Netz OPEL! -Dosefranko 
Mk., halbe 

» Zurück- 

"eindt, 


ENPPERERTETTT Dorn nemeiingen 85. 





Schweine-Hleinfleisch 


frisch gesalzene, hiesige Ware 
netto I Pfd. „ . .M.3.40 


30 | BB 
Gebinde mit 30, 50 u.100 Pfd. ES 






| 

| 

| 

| 

| 
a pe : Verlag | 

| 


Bünder Zigarren. 


aus garantiert rein überseeischen Qual täis-Tabaken, 
aromatisch u. woh schmeckend v. 8—40 Pfg. d. Stück 
Spezialität: erstkl. Sumatra-Sandblatt-Zigarren 
zu 10, 12, 15 u. 20 Pfg. Versand per Nachnahme, 

410 Stück postirei. 
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Reelle Bedienung. 


W. Schröder, Zigarren-Industrie, Bünde-Blanken i.W. | Berlin NW. 40, 


pro Pfd. nur 36 Pig. | : 
| 
| 


Kugel-Käse 
(2 rote, runde Kugeln) 
a4'/,Pfd. =9 Pfund M. 450 
9 Pid. rote Tafelkäse „ 4,50 
„ gelbe Nordmarkkäse „ 4.50 
„ Jän. 20%; .Edamer Räse„ 7.65 
ren durchw.Spack „ 31.25 | 
freibleibend ab hier Nachn. 


N. RIOGMANN, 1. nos m 0. 


Altest.Versandgesch a Platze 


Billigeböhmische 


Beitfenlern! 


1 Kilo sang geschlissene M. 3.— 
halbweida M 4.—, weiße M. 5.— 
Hosszre M.6.— u. M.7.—,daunen- 
we .8.—, 10.—, bestz Sorte 
.12.— u.14.—. Versand franko 
zolfei, gegen Nacha. Muste frei. 
Umtausch und Rück:ahme gestattet 
Benedikt Sächsel, 
Loves Nr. 903 
bei Pilsen (Böhmen) 
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I bedeutet die psychotechnische Methode 


A Eines 


Zumatra, Vorstenl| Neue Zinssätze a 1. Marz 1925 
Sparkonten tgelnäßigeu.gesperrte 20°, p.2. 


Scheckkonten 
Industriebeamten-Sparkank e.G.m.b.H. 


# 
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Zengnisahschriften 


in tadel,oserMaschinenschrift, 
fehlerlose und sautere Aus- 
führung, 1 Srite 30mal 1.75 
inkl. Ia Papier, engzeilig 
kleiner Aufschlag. 
Otto Höhn,Eisenach 2, 
Helenenstraße 11p. 


gewöhnliche 9°), p. a. 
6°,7.8. 


Postscheckkonto 13580. 





auf psychotechnischer und suggestiver Grundlage 


Kein Wörterlernen — Kein Einüben von Regeln 


Wörterbücher überflüssig! 


Nachstehend geben wir über diese Aufsehen erregerde Sprachmethodik, die sich in der Praxis 

a EEE EEE 

glänzend bewährt hat — es mussten in wenigen Monaten 110 Auflagen gedruckt werden — 
einige bezeichnende Fachgutachten: 





Ohne Lerndrill und Kopfarbeit 


Mertner ist es gelungen, durch entsprechende Glicdc- 
rung des Stoffmaterials die Uebertragung einer Fremd- 
sprache den mechanisch-suggestiven Vorgängen anzu- 
gleichen, die sich in der Psyche des Kindes bei der 
unbewußten und mühelosen Aneignung seiner Mutter- 
sprache voliziehen. Wie das Kind nicht auf Grund einer 
der üblichen Schulgrammatiken in die Sprache hinein- 
geführt wird, sondern diese von Tag zu Tag als leben- 
digen Organismus in sich hineinwachsen fühlt, so wird 
die Fremdsprache nach der Mertnerschen  Reform- 
Methode ohne Lerndrill und Kopfarbeit in das Be- 


= wußtsein des Erwachsenen verpflanzt und seinem Deuk- 
= vermögen .so fest einverleibt, daß er in kürzester Zeit 
a das erreicht, was ihm die veralteten Schul- und Lern- 


methoden samt und sonders nicht zu vermitteln ver- 
mochten: in der fremden Sprache idiomatisch richtig 
zu denken und zu sprechen. Die Stoffanordnung der 
Methode Mertner gibt die Gewähr, daß wirklich die 
kebendige Sprache und nicht eine wirklichkeitsfremde 
Literatur in das Sprachbewußtsein des Studierenden 


übergeht. Zuerst vermittelt spannender aktueller Stoff 
aus den bekanntesten englischen, französischen und 
spanischen Zeitungen (soweit diese Sprachen in Be- 


tracht kommen) die Bekanntschaft mit einem reichen 
Wortschatze, der dann durch sorgfältig ausgewähite 
Erzählungen und Novellen vertieft und durch packend 
und flott geschriebene Bühnenstücke mit ihren aus dem 
vollen Leben geschöpften Dialogen zur gewandten Um- 
gangssprache geschüffen wird, wie sie sonst nur durch 
einen mehrjährigen Aufenthait im Auslande selbst er- 
worben werden kann. 
Dr. phil. Max Schumann. 


Wörterbücher überflüssig 


Den bisher erreichten Gipfelpunkt an Verfeinerung 
Mertner. Sie 
enthält keine Regen, keine Lektionen, keine Uebungen. 
sie macht den zeit- und nervenraubenden Gebrauch 
Wörterbuches überflüssig. Mertner macht sich 
die Wortforschung der Stenographiesysteme zunutze, 
ebenso die Ergebnisse der entelen Psychologie. 
Die Wörter der fremden Sprache gehen auf mechanisch- 


E, a suggestivem Wege ohne Lernen in’ das Gedächtnis über. 


Dr.-F. Meguscher. 


Ein intellektueller Hochgenuss 


Ich muß zu meinem freudigen Erstaunen erklären. 
daß es nicht nur möglich ist, auch ohne Lernzwang sich 
eine fremde Sprache bis zur souveränen Beherrschung 
anzueignen, nein, daß der von Ihnen eingeschlagene 
Weg überhaupt der einzig gangbare — weil natür.iche 
— ist, um am schnelisten und sichersten zum Ziele zu 
gelangen. Da das geisttötende Auswendig'ernen von 
Vokabein und trockenen grammatischen Regeln sowie 
das lästige Wälzen des Lexikons, ja, jegliche bewußte 


Gedächtnistätiekeit gänzlich ausgeschaltet ist, so ist es 
ein inteliektueller ochgenuß, nach Ihrem> wahrhaft 
idealen Verfahren sich der Erlernung einer fremden 


Sprache zu widmen, und das um so mehr, als man von 
Tag zu Tag- rasch vorwärts schreitet. Dabei ist die 
Auswahl und Anordnung des Stoffes so geschickt und 
meisterhaft getroffen, daß der Leser — ganz im Gegen- 
satz zu den bisher erschienen Uhnterrichtswerken — 
den interessanten Stoff mit stets sich steigernder Span- 
nung in. sich aufnimmt. Ich. urteilie auf Grund eigener 
Erfahrung, wenn ich behaupte, daß jeder, der sich heute 
noch eine fremde Sprache nach einer anderen Methode 
als „Mertner‘“ aneignen will, sein Geld zum Fenster 
hinauswirft. Dr. phil. Th. Böcker. 


DieSprache wird suggestiv übermittelt 


Wie das Kind seine Muttersprache nur vom Hören 
lernt, nichts von: Regeln, Grammatik und dergleichen 
kennt, so werden dem Erwachsenen Wörter, deren Aus- 
"sprache und Bedeutung, Regeln usw. rein suggestiv über: 
mittelt. Dazu wurden Häutigkeitsstatistiken benützt, wie 
sie F, U. Kaeding zum Beispiel für die deutsche Sprache 
ausgearbeitet hat. Die Experimente der Psychologen 
Prof. Dr. Müller und Dr. Pilzecker wieder brachten sehr 
wichtige Ergebnisse für das Sprachstudium. Sie stellten 
fest, wie oft ein Wort auftreten muß, damit es im Ge- 
dächtnis mühelos haften bieibt. Das Verdienst Mertners 
liegt darin, nicht nur einen neuen Weg angedeutet, 
sondern auch seine Idee durch die Herausgabe von 
Unterrichtswerken für die wichtigsten Kultursprachen in 
die Tat umgesetzt zu haben, der das Lernen zur Zer- 
streuung, zum Vergnügen macht; so daß der Lernende 
eigentlich gar nicht merkt, daß er lernt, während er 
bloß zu lesen glaubt. 

Dr. Louis Stadlmann. 


Zweifeln Sie noch, daß auch Sie mit Hilfe der genial erdachten, hunderttausendfach bewähr- 
ten psychotechnischen Methode Mertner die englische, französische, spanische oder ital enische 


Sprache geläufig meistern lernen? Sie können 


bald völlige Gewißheit haben: Teilen Se uns 


Ihre Adresse mit, und wir senden Ihnen postwendend das Buch „Spracherwerb ohne Lernzwang“, 
das Ihnen zeigt, wie man fremde Sprachen beherrdchen kernt, ohne Wörter lernen zu müssen, 
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Reddefurcht und Menschenscheu 


sind Hemmnisse, die schon so manchen tüchtigen Menschen im 
beruflichen und geselischaftlichen Leben an der Erreichung 
seines Zieles dauernd behindert haben. Wer aus Mangel an 
Redegewandtheit überall re muß, fühlt sich unbe.ieutend 
und überflüssig. Wıe arer ehebt es dagegen, wie macht es 
groß und erfüllt jeden mit dem reinen Gefühl seines 
persönlichen Wertes, der seiner Meinung .durch ene 
schöne, schwurgvolle Rede Ausdruck geben, in Unter- 
haltungen und Diskussionen jeden Augenblick das Wort er- 
greifen, schlagfertig reden und die Menschen für seine Ideen ge- 
wianen kann. Hierzu verhilft der von dem Direktor der Redner- 
Akademie F. A. Brecht herausgegehene tausendfach bewährte 
Fernkursus für praktische Lebenskunst, logisches Denken, 
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Nummer 12 / 7, Jahrgang 


Der Hauptausschuß für soziale Ver- 
sicherung der Privatangestellten und 
seine Vertretung im Reichstag. 


Der Präsidentschaftswahlkampf setzt in diesen 
Tagen mit aller Schärfe ein. Wie bei allen bisherigen Wahl- 
kämpfen wird man auch dieses Mal um die Stimmen der 
großen Schicht der Privatangestellten- buhlen. An Versprechun- 

en werden es die Rechtsparteien auch dieses Mal nicht fehlen 
assen.. Versprechungen abzugeben ist weniger dchwer, als 
diese dann auch später zu halten. Die großen Massen der An- 
gestellten und Arbeiter haben in den wenigen Monaten des 
Wirkens der Rechtsregierung hierfür bereits genügend Be- 
weise erhalten. Wenn trotzdem einzelne Angestelltengruppen 
noch nicht ganz zu dieser Erkenntnis gelangt waren, so dürften 
die :Beratungen, die in diesen Tagen im Reichstag über die 
Angestelltenversicherung stattgefunden haben, auch 
dem letzten Angestellten endgültig die Augen.öffnen und ihm 
das wahre Gesicht der deutschnationalen Angestelltenfreunde 
offenbaren. 

Es darf. als allgemein bekannt vorausgesetzt werden, daß 
die bisherigen Renten der Reichsversicherungsanstalt für An- 
gestellte vollkommen. unzureichend sind. Nach dem gelten- 
den Gesetz besteht das jährliche Ruhegeld aus Grundbetrag 
und: Steigerungsbetrag. Der Grundbetrag ist für alle Gehalts- 
klassen auf 360 Mark, also monatlich 30 Mark, festgesetzt. 
Als Steigerungsbetrag werden 10% der Beiträge gewährt, die 
seit dem 1. November 1924 entrichtet worden sind. In der 
Praxis kommt gegenwärtig kaum ein Steigerungsbetrag 
in Frage. Hat der Ruhegeldempfänger Kinder unter 18 Jahren, 
so erhöht sich das Ruhegeld für jedes Kind um jährlich 
36 Mark, also um 3 Mark monatlich. Die Witwen- und die 
Witwerrente betragen ©/,, des Ruhegeldes, also 18 Mark im 
Monat; die Waisenrente für jede Waise 5/,, also 15 Mark im 
Monat. 

Die versicherten Angestellten fordern mit Recht seit Mo- 
naten von der Reichsversicherungsanstalt für Angestelite, von 
der Reichsregierung und vom Reichstag, eine sofortige Er- 
höhung dieser den gegenwärtigen Verhältnissen in. keiner 
Weise Rechnung tragenden Rentensätze. Sie fordern bis heute 
vergeblich, trotzdem ihnen gerade von den Vertretern der 
Rechtsparteien immer wieder versprochen worden ist, für ihre 
Wünsche einzutreten. 

Das Direktorium der Reichsversicherungsanstalt für An- 
gestellte steht heute restlos unter dem Einfluß des Haupt- 
ausschusses für soziale Versicherung der Privatangestell- 
ten, der sich aus Mitgliedern des Deutschnationalen Handlungs- 
gelhilfen-Verbandes und seiner Trabanten sowie Mitgliedern -des 
Gewerkschaftsbundes der Angestellten zusammensetzt. Die 
Führung in diesem Hauptausschuß liegt in den Händen des 
D.H.V. Die Hilferufe der notleidenden Angestellten und ihr 
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begründeter Unmut haben selbst diesen Hauptausschuß ge- 
zwungen, die berechtigten Forderungen anzuerkennen. -Er über- 
mittelte daher bereits am 18. Februar 1924 dem Deutschen 
Reichstag eine Eingabe betr. Aenderung des Angestellten- 
versicherungsgesetzes. Die Angestellten sollten durch diese Ein- 
gabe beruhigt und hoffnungsvoll gestimmt werden. Um so 
größer muß jetzt die Enttäuschung sein. Im Sozialpoli- 
tischen Ausschuß des Reichstages haben die- 
selben Vertreter, die die Eingabe des Hauptausschusses 
veranlaßten, gegen diese Eingabe gestimmt und im 
Einvernehmen mit. der Reichsregierung dem Plenum des 
Reichstages am 12. März d. J. eine Vorlage zur Annahme 
empfohlen, die jedem sozialen Empfinden und der großen Not 
Hohn spricht. 

Mit Recht bezeichnete es der Vorsitzende des AfA-Bundes, 
Kollege Aufhäuser, als eine Verhöhnung der Angesteli- 
ten, daß man über ein Jahr nach Beginn der Stabilisierung 
es wagt, dem Reichstage und damit: den breiten Schichten der 
Angestellten selbst eine Vorlage zu unterbreiten, die weiter 
nichts enthält als eine ganz bescheidene Aufwertung der vier 
obersten Gehaltsklassen. Die Gehaltsklassen der so- 
genannten mittleren und niederen Angestellten gehen 
vollkommen leer aus, da der genannte Vorschlag .eine 
Erhöhung des Grundbetrages nicht vorsieht. Im Gegensatz 
zu allen sozialen Grundsätzen werden gerade diejenigen An- 
gestellten, die nach ihrer unzulänglichen -Entlohnung schon 
sowieso schlecht gestellt sind, noch weiter herabgedrückt. 
Eine Erhöhung erhalten lediglich die Gehaltsklassen F bis ], 
die bereits früher ein Einkommen von: über 2000 Mark im 


Jahre hatten. Nach der eigenen letzten Enquete der.. An- 
gestelltenversicherung wurde festgestellt, daß von den da- 
maligen Versicherten ein Einkommen bis zu 2000 Mark im 


Jahre 757389 bezogen, das sind 62,8%, ein solches von 2000 
bis 5000 Mark — es sind hier nur die männlichen Angestell- 
ten aufgeführt —, nur 454474, das sind 36,9%. Von den 
weiblichen Angestellten steht fest, daß bis zu 2000 Mark 
514612 Versicherte und über 2000 Mark nur 16129 Versicherte 
bezogen. Das heißt also: ?2/; der männlichen Ver- 
sicherten fallen unter die Gehaltsklassen, die 
in-der jetzigen Vorlage vollständig ausge- 
schaltet sind und nichts bekommen. Von den 
weiblichen Angestellten erhalten nach der 
jetzigen Vorlage nur 3% «eine Zusatzsteige- 
rung. Alle übrigen erwerbstätigen Frauen 
gehen vollständig leer aus. 

Alle sonstigen Wünsche der versicherten Angestellten in 
bezug auf die Erweiterung der Versicherungs- 
grenze und: den-Rechtsanspruch auf das Heil- 
verfahren usw. sind überhaupt nicht berücksichtigt. 

Den Forderungen des AfA-Bundes hat nur die sozialdemo- 
kratische Partei Rechnung getragen und die Verdoppelung des 
Grundbetrages von 30 Eu 60 Mark, und ebenso die Ver- 
doppelung des Witwen- und ‚des Waisengeldes beantragt. Sie 
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fordert, daß in Zukunft ein Rechtsanspruch auf das 
Heilverfahren besteht, und verlaftgt die Erweiterung der Ver- 
sicherungspflichtgrenze auf 9000 Mark. Darüber hinaus wird 
eine Erhöhung der Steigerungssätze für alle Klassen von A 
bis gewünscht. 5 

ie Hauptausschußparteien waren sich durchaus darüber 
klar, daß ihr Eintreten für die unzureichenden Ausschuß- 
beschlüsse die Empörung der Angestellten aufs höchste steigern 
würde. Sie haben daher unmittelbar, nachdem sie im Aus- 
schuß gegen die Eingabe ihres eigenen Hauptausschusses ge- 
stimmt haben, denselben Hauptausschuß veranlaßt, in einer er- 
neuten Eingabe die alten Forderungen aufrecht zu erhalten 
und sich gegen die Ausschußbeschlüsse des Reichstages zu 
wenden. Man durfte gespannt sein, welche Haltung nunmehr 
die Vertreter der Rechtsparteien und des Hauptausschusses bei 
den Beratungen im Plenum des Reichstages einnehmen würden. 
Eine größere Spiegelfechterei, wie sie hier in aller Deutlich- 
keit zutage trat, wird der Reichstag und die Oeffentlichkeit 
in den letzten Jahren bestimmt nicht erlebt haben. 
“ Kollege Aufhäuser brandmarkte das Verhalten der 
„Angestelltenfreunde“ aus dem Lager des Hauptausschusses 
in gebührender Weise. Der demokratische Abgeordnete Schnei- 
der, der noch im Ausschuß des Reichstages für die unzu- 
reichende Vorlage gestimmt hatte, war der einzige Abgeord- 
nete von der Hauptausschußrichtung, der nun im Plenum 
egen die Ausschußbeschlüsse auftrat, und einen eigenen An- 
rag einbrachte, dem die Forderungen des Hauptausschusses 
zugrundelagen. Er betonte, daß er bereit wäre, sogar ohne 
Erhöhung der Beiträge mit den Sozialdemokraten für die Er- 
höhung der Renten zu stimmen und wandte sich mit aller 
Schärfe gegen die Redner der Deutschnationalen und der 
Deutschen Volkspartei. 

Die Situation erreichte ihren Höhepunkt, als der Volks- 
parteiler Thiel, Vorstandsmitglied des D.H.V. und Vor- 
sitzender des Gedag, für die Beschlüsse des Ausschusses ein- 
trat, wobei er gezwungen war, die Eingabe des Hauptaus- 
schusses, die unter seiner Mitwirkung zustande gekommen war, 
zu desavouieren. Um diesen Eiertanz war Herr Thiel nicht 
zu beneiden. Er führte aus, daß er den Beschlüssen des Aus- 
schusses zustimme, weil die Sorgen der Regierung 
auch seine Sorgen seien. Den Argumenten Äufhäusers, 
der von der Regierung weniger Mathematik, aber 
mehr soziales Empfinden forderte, stellte er ent- 
gegen, daß die Regierung in ihren Entschlüssen sich von der 
Verantwortung tragen lassen müsse. Auf einen Zwischenruf 
des Abgeordneten Hoch, daß er damit seine eigenen Haupt- 
ausschußforderungen verneine, erwiderte er, daß er den Sach- 
verständigen der Regierung mehr Glauben schenken müsse, 
Der Hauptausschuß sei ihm nicht so sachverständig, wie 
Herr Geheimrat Aurin vom R.A.M. 

Als nächster Redner sprach der Verbandskollege des Herrn 
Thiel, der national-sozialistische Abgeordnete Stöhr. Er er- 
klärte im Gegensatz zu Thiel, daß ihm die Hauptausschuß- 
vertreter sachverständiger seien und er für die demokratischen 
bzw. sozialdemokratischen Anträge stimme, 

Der AfA-Bund erwartet, daß die sozialdemokratische Par- 
tei, die in diesem Falle für die Angestellten eintritt, nach wie 
vor an ihrer Auffassung festhält, und verweist dabei auf die 
Tatsache, daß die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
nach ihrem eigenen Voranschlag für 1925 mit einem Üeber- 
schuß von 9 Millionen Goldmark rechnet. Es 
geht nicht an, daß man die versicherten Angestellten in Not 
und Elend umkommen läßt und auf der anderen Seite Riesen- 
kapitalien aufspeichert, um sie der Privatindustrie zu leihen. 
Nach den Anträgen der Sozialdemokratie würden bei vor- 
sichtiger Ueberrechnung auch dann noch unter Zugrundelegung 
des genannten Voranschlages der R.f.A. annähernd 40 Mil- 
lionen Mark Ueberschuß für 1925 verbleiben. Der D.H.V. und 
seine Vertreter im Reichstag wollen weiter dabei beharren, den 
Angestellten Sand in die Augen zu streuen, sie denken nicht 
daran, für die Angestellten in sozialer Hinsicht etwas Ernst- 
haftes zu tun. 

Wieder einmal beweist der D.H.V., daß er die wirklichen 
Interessen der Angestellten mit Füßen tritt. Auch die Mit- 
glieder der Gedag-Verbände werden mehr und mehr ®rkennen, 
daß es Unsinn ist, Verbänden anzugehören, die durch ihre 
politische Einstellung gezwungen sind, kapitalistischen Inter- 
essen willfährig zu sein. 

Aufgabe der Mitglieder der AfA-Verbände ist es, bei auders 
organisierten Kollegen für die nötige Aufklärung über die oben 
geschilderten Vorgänge zu sorgen, Göring. 


Urlaubssorgen 


„Die Urlaubszeit soll zwischen April und Oktober ein- 
schließlich liegen‘, so lautet Ziffer 3f unseres Tarifvertrages, 
und ähnliche Bestimmungen enthalten fast alle Tarifverträge. 
In den nächsten Wochen dürfte daher in den meisten Betrieben 
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die Urlaubsliste umlaufen, um den nicht immer leichten Aus- 
tausch für die notwendigen Vertretungen vor Beginn der Ur- 
laubszeit regeln zu können. Viele kleinere Firmen vergessen 
aber grundsätzlich, sich um den tariflich festgesetzten Urlaub 
zu kümmern. Bei diesen Firmen ist es Pflicht der Angestell- 
ten, wegen der Festlegung ihrer Urlaubszeit rechtzeitig, d. h. 
spätestens im April, vorstellig zu werden, damit ihnen nicht 
geantwortet werden kann: „Ja, wären Sie früher gekommen, 
jet geht es nicht, jetzt will ich in Urlaub gehen, und dann 
Öönnen Sie nicht auch noch fort.“ Nur wenn der Angestellte 
seinen Urlaub fordert, hat er Anspruch auf den Urlaub oder 
auf die in vielen Tarifverträgen festgesetzte Sonderentschädi- 
gung für nicht gewährten Urlaub. Immer und immer wieder 
müssen wir die Erfahrung machen, daß Kollegen jahrelang! 
keinen Urlaubsanspruch Belkend gemacht haben; wenn dann der 
Arbeitgeber ihnen die Stellung kündigt, so glauben sie, nun für 
all die zurückliegenden Jahre rückwirkend Urlaub beanspruchen 
zu können. Das ist ein Irrtum. Nach den meisten tarifvertrag- 
lichen Bestimmungen verjährt nicht geltend gemachter Ur- 
laubsanspruch mit dem Ablauf des Kalenderjahres, und das ist 
recht so, damit jeder Angestellte dazu erzogen wird, sein 
Recht auch von seinem Arbeitgeber zu fordern. 

Die zweite Sorge ist: Wann gehe ich in Urlaub? 
Für Familien mit schulpflichtigen Kindern dürfte sich diese 
Frage zwangsläufig beantworten durch die Ferienzeit der 
Kinder. Allen anderen aber, die nicht an die Schulferien 
gebunden sind, kann nicht dringend genug empfohlen werden, 
ihren Urlaub nicht in der Hochsaison, sondern vorher »der 
nachher zu nehmen. Wer irgendeinen Erholungsort aufsuchen 
will, findet dann viel leichter ein Unterkommen. Es ist alles 
nicht so überfüllt, nicht so teuer, und die Aufnahme ist überall 
ne freundlicher, als wenn jedes Eckchen mit Fremden be- 
egt ist, 

Die dritte Sorge ist: Wo verbringe ich meinen 
Urlaub? Bei den meisten Kollegen ist die Antwort auf diese 
Frage abhängig vom Geldbeutel. Wer es irgend kann, soll 
einmal einige Tage den Alltag abstreifen, er soll hinausfliegen 
in eine.neue Umgebung. Das braucht gar nicht so sehr teuer 
zu werden. Es ist ja nicht nötig, daß die Urlaubszeit auch 
eine Schlemmerzeit sein muß. Einen guten, preiswerten Auf- 
enthalt in einer herrlichen Gegend bietet unser Erholungs- 
heim Sondershausen. Sondershausen ist eine Perle 
im schönen Thüringer Land, und unser Heim ist ein so an- 
genehmer Aufenthalt, daß jeder sich dort wohl fühlen muß. 
Fürchte keiner, daß der Kollegenkreis ikm irgendwelche be- 
sondere Verpflichtungen auferlegt oder durch ewige Fach- 
simpeleien den Alltag heraufbeschwört. Im Gegenteil, der 
Kollegenkreis bewirkt, daß alle vom ersten Tag an sich als 
Glieder der großen Bundesfamilie fühlen, ohne daß es irgend- 
welchen Zwang gibt. Ich liebe die Einsamkeit und habe täglich 
meine Wanderungen allein gemacht. Andere wieder finden 
schnell den gewünschten Anschluß und pilgern in kleineren 
und größeren Trupps hinaus in die so abwechslungsreichd 
nähere und fernere Umgebung. Und wer. nicht anders kann 
oder will, findet im schönen Heimpark auf grünem Rasen und 
im kühlen Schatten Ruhe und Erholung. Ein tüchtiger Tisch- 
präside, der von den Heimgästen gewählt wird, wird überdies 
für mancherlei Abwechslung sorgen. Eine schöne Omnibus- 
tagesfahrt nach dem Kyffhäuser, gemütliche Abendunterhaltun- 


gen, an Regentagen ein Preiskegeln usw. laden oft den Gott 


Frohsinn zu Gaste. 

Doch wer unser Heim in Sondershausen besuchen will, 
muß sich bald entscheiden. Gar bald sind von Mitte Mai bis 
Anfang September alle Zimmer besetzt, und vielen muß eine 
Absage erteilt werden. 

Aber auch sonst gibt es im deutschen Vaterlande so 
manches schöne Plätzchen, wo man Ruhe und Erholung finden 
kann. Wer mit dem Geld rechnen muß (und wer muß das 
nicht!) suche sich ein Plätzchen abseits vom großen Fremden- 
strom, ein kleines Walddorf, einen einsamen Weiler, ein 
Fischerdorf. Wer solche Plätze nicht kennt, beginne sofort sich 
zu erkundigen bei den wandernden Kollegen, sie kennen sich 
aus. Wenn man sich dann noch in seinen Ansprüchen be- 
Scheidet,_nur das Mittagessen im Gasthof einnimmt, im übri- 
gen sich selbst verpflegt, so kann auch der Kollege mit be- 
scheidenem Gehalt während seines Urlaubs den qualmenden 
Fabrikschloten entfliehen. 

Will es aber auch dazu nicht reichen, dann den Rucksack 
auf den Rücken genommen, Proviant hineingetan und losmar- 
schiert. Sehr billige Gelegenheiten zum Uebernachten bieten 
die Jugendherbergen und die Häuser der Naturfreunde, Die 
Jugendherbergen sind für Erwachsene nur zugängig, wenn sie 
Führer von Jugendlichen sind. Voraussetzung für die Benutzung 
dieser Häuser ist die Mitgliedschaft bei den Naturfreunden) 
bzw. Jugendherbergen. 

Keiner braucht und keiner darf die wenigen’ Urlaubstage 
daheim versauern oder gar in den Kneipen und im Bett ver- 
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bümmeln. Wenn wir einen schweren Kampf um einen aus- 
reichenden Erholungsurlaub kämpfen, so müssen wir auch 
von jedem verlangen, daß er den mühsam errungenen Er- 
holungsurlaub wirklich zu seiner Erholung verwendet. 

nd nun die größte Sorge: Woher nehme ich das 
Geld zu meinem Urlaub? Keiner wird die Kosten 
von dem letzten Gehalt bestreiten können. Die Forderung‘ 
eines. Urlaubszuschusses ist bis jetzt tariflich nicht durch- 
gedrungen. Jeder muß deshalb fast das ganze Jahr einen 
kleinen Betrag für den Urlaub zurücklegen. Das Geld soll er 
aber nicht in den Strumpf stecken und bei passender Gelegen- 
heit doch wieder ausgeben, sondern er bilde-mit seinen Kol- 
legen eine Sparergruppe. Der Vertrauensmann kassiert bei der 
Gehaltszahlung den zu erübrigenden Betrag ein und schickt das 
Geld der Industriebeamtensparbank. Dort liegt es 
sicher, wird verzinst und steht zum Urlaub zur Verfügung. An- 
weisungen über die Errichtung von Sparergruppen können bei 
der Sparbank angefordert werden. ' 

Kollegen, auch der Urlaub bringt Sorgen mancherlei 
Art, ja, in vielen Betrieben muß er mühsam erkämpft werden. 
Aber jeder ist es sich selbst, seiner Familie und seiner Gesund- 
heit schuldig, einmal im Jahr-auszuspannen, einmal im Jahr 
frei zu sein, einmal im Jahr sich als Mensch fühlen zu dürfen.. 
Deshalb ans Werk! Jeder muß in den nächsten Wochen 
seinen Urlaub für das Jahr 1925 fordern, festlegen und seine 
Vorbereitungen treffen. Bote. 


Internationale Konferenz der Arbeit- 


nehmer der Schwerindustrie 
Auf Beschluß des Zentralkomitees des Internationalen 


‘ Metallarbeiter-Bundes fand am 1. und 2. März in Köln eine 


internationale, Konferenz der Arbeitnehmer der Schwerindustrie 
statt, zu der 'aus 14 Ländern Vertreter der beteiligten Ge- 
werkschaften erschienen waren. Vertreten waren neben anderen 
Ländern auch Belgien, England, Frankreich, Schweden und 
die Tschecho-Slowakei, also neben Deutschland alle euro- 
päischen Länder mit einer bedeutenden Schwereisenindustrie. 
Im Auftrage des Internationalen Metallarbeiter-Bundes hatte 
der Deutsche Metallarbeiter-Verband auch die an der Eisen- 
industrie beteiligten AfA-Verbände, nämfich unseren Bund, den 
Deutschen Werkmeister-Verband und den Zentralverband der 


Angestellten eingeladen und alle drei Verbände waren der 


Einladung gefolgt. Unser Bund war mit 7 Kollegen auf der 
Konferenz vertreten. 

Eröffnet wurde die Konferenz von dem Sekretär des In- 
ternationalen Metallarbeiter-Bundes, dem Schweizer Ilg, der 
zunächst der Opfer der Schlagwetter-Katastrophe auf der Zeche 
„Minister Stein‘ und des am Tage zuvor verstorbenen Reichs- 
präsidenten Friedrich Ebert gedachte. Auf seinen Vorschlag 
wurde sodann eine siebenköpfige Verhandlungsleitung gewählt, 
in die als Vertreter der Angestellten Kollege Schweitzer 
aufgenommen wurde. 

Auf der Tagesordnung der Konferenz standen zwei 
Punkte: 


1. Die soziale Lage der Hütten- und Walzwerksarbeiter mit 
Se Deracksichtirung der Verhältnisse in Deutsch- 
and; 

2, or sell europäisches Eisenkartell und Arbeiter- 

asse. 

Die Berichte zu den beiden Verhandlungsgegenständen 
lagen gedruckt vor, so daß sie von den Referenten Reichel 
und Dißmann, beide Vorsitzende des Deutschen Metall- 
arbeiter-Verbandes, mündlich nur ergänzt zu werden brauchten. 

Eine ausführliche Wiedergabe der beiden Berichte an 
dieser Stelle ist leider nicht möglich; wir müssen uns darauf 
beschränken, nur das AHkerwesentlichste aus der Konferenz 
mitzuteilen und verweisen im übrigen auf den ausführlichen 
Bericht in Nr. 11 der „Metallarbeiter-Zeitung‘“, des Wochen- 
blattes des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes. Der Bericht- 
erstatter zum ersten Tagesordnungspunkt, Kollege Reichel, 
wies darauf hin, daß nach einer vom Vorstand des Deutschen 
Metallarbeiter-Verbandes vorgenommenen Erhebung die Schicht- 
dauer in der Schwerindustrie in allen maßgebenden euro- 
päischen Ländern, mit Ausnahme von Deutschland und Polnisch- 
@berschlesien, acht Stunden betrage. Die Aufgabe der Kon- 
ferenz sei eine doppelte: sie solle einmal die Errungenschaften 
in den Ländern mit günstigen Arbeitsbedingungen sichern und 
zweitens in Deutschland und Polen den Kampf der Hütten- 
arbeiter um die Achtstundenschicht durch Wort und Tat 
unterstützen. 

‘Die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt gestaltete 
sich äußerst lebhaft und eindrucksvoll. Zu ihm äußerten sich 
vor allem auch die Vertreter der ausländischen Metallarbeiter- 
organisationen, die übereinstimmend das lebhafte Interesse der 
in der, Schwerindustrie ihres Landes beschäftigten Arbeit- 
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nehmer an der Gestaltung der Arbeitsbedingungen in Deutsch- 


land bekundeten und darauf hinwiesen, daß ihnen von ihren 


Arbeitgebern immer wieder die längere Arbeitszeit und die 
niedrigeren Löhne in der deutschen Eisenindustrie vorgehalten 
würden. Bisher sei es ihnen zwar möglich gewesen, die 
Angräfe ihrer Unternehmer auf die Achtstundenschicht abzu- 
wehren, doch unterliege es für sie keinem Zweifel, daß bei 
Aufrechterhaltung der längeren Arbeitszeit in Deutschland, die 
Achtstundenschicht auch in ihrem Lande gefährdet sei. Des- 
halb — das betonten namentlich die Vertreter der englischen, 
belgischen, österreichischen und schwedischen Metallarbeiter 
— seien sie bereit, die deutschen Arbeitnehmer der Schwer- 
industrie nicht nur mit Worten, sondern auch mit der Tat in 
ihrem Kampfe um die Rückeroberung der Achtstundenschicht 
zu unterstützen. Außer den ausländischen Gewerkschaftsver- 
tretern und einer Anzahl deutscher Hüttenarbeiter äußerten 
sich zu diesem Tagesordnungspunkt auch als Vertreter der 
Angestelltenverbände die Kollegen Krotl vom Deutschen 
Werkmeister-Verband und Frühling von unserem Bund. 
Beide betonten das gemeinsame Interesse von Angestellten 
und Arbeitern an der Zurückeroberung des Achtstundentages 
in der Schwerindustrie und die Notwendigkeit, in diesem 
Kampfe die Einheitsfront der Angestellten und Arbeiter her- 
zustellen und aufrechtzuerhalten. 


. Die zu diesem Tagesordnungspunkt einstimmig angenom- 
mene Entschließung lautet: 


„Die internationale Hüttenarbeiterkonferenz stellt mit Befriediguug 
fest, daß in sämtlichen europäischen Industrieländern, mit alleiniger Aus- 
nahme von Deutschland und Polnisch-Oberschlesien, in den Hochofen-, 
Stahl- und Walzwerken, in den Zink-, Blei- und Kupferhütten die drei- 
geteilte Schicht und damit der Achtstundentag besteht und ferner der 
Achtstundentag zum allergrößten Teil auch in der übrigen Industrie zur 
Anwendung kommt. 

Der Achtstundentag ist nicht nur für die Arbeiter, sondern auch im 
Hinblick auf die moderne Entwicklung der Volkswirtschaft, die ein fried- 
liches Zusammenwirken aller Kulturvölker zur Ueberwindung der Kriegs- 
schäden bedingt, von größter kultureller Bedeutung. Die Konferenz 
macht es daher alien Metail- und Hüttenarbeiter-Organisationen, in deren 
Ländern ‘der Achtstundentag nicht gilt, zur Pflicht, alle zweckdienlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um den Achtstundentag durch die schleunige 
Ratifizierung des Washingtoner Abkommens einzuführen und damit seine 
weitere Aufrechterhaltung in den übrigen Ländern zu sichern. In diesem 
Kampfe sichert sie den betreffenden Landesorganisationen ihre moralische 
und finanzielie Unterstützung zu. 

Die Konferenz nimmt Kenntnis von der Verordnung des deutschen 
Reichsarbeitsministers, wonach am 1. April 1925 für die Hochofen- und 
Kokereiarbeiter der Achtstundentag wieder eingeführt wird. Sie be- 
trachtet das als einen Erfolg der Gewerkschaften, hält jedoch diese 
Maßnahmen für unzureichend und mit Rücksicht auf die arbeitstechnische 
Verbundenheit der Hochofenwerke mit den Stahl-, Walz- und Hammer- 
werken für keine befriedigende Lösung des Schichtenproblems. Dem 
sanitären Achtstundentag müssen alle Feuerarbeiter untersteilt werden. 
Sie fordert daher dessen Ausdehnung auf die Hüttenarbeiter aller Art, 
im übrigen aber- die schleunige Ratifizierung des Washingtoner Ab- 
kommens in allen Ländern, in denen das bisher nicht erfolgt ist. 

Den Versuchen der Schwerindustriellen, über den Weg der Landes- 
behörden das Inkrafttreten der Verordnung für die Hochofen- und 


- Kokereiarbeiter hinauszuzögern und auf diesem Wege zu Fall zu bringen, 


ist tatkräftig und mit geeigneten Mitteln entgegenzuwirken. 

Beim Uebergang vom Zwei- zum Dreischichtensystem ist nicht nur 
ein entsprechender Lohnausgleich, sondern darüber hinaus auch eine an- 
gemessene Erhöhung der viel zu geringen Löhne notwendig. 

Zur Erreichung dieser Ziele fordert die Konferenz die Hütten- 
arbeiter allerorts auf, sich ihren zuständigen, im Internationalen Metall- 
arbeiter-Bund zusammengeschlossenen Verbänden anzuschließen. Die beste 
Bürgschaft für die Wiedereinführung und Sicherung des Achtstundentages 
in allen Ländern sind starke, leistungsfähige, vom Geiste brüderlichen 
Zusammenwirkens erfüllte Organisationen.“ 

In seinem Berichte zum zweiten Tagesordnungspunkt be- 
tonte Kollege Dißmann die Notwendigkeit der Beseitigung 
der künstlichen Grenzen, die das Zusammenwirken der Völker 
auf wirtschaftlichem Gebiet erschweren und die Entwickking 
einer natürlichen Arbeitsteilung unter den Nationen hemmeı 
Die Handelspolitik eines jeden Landes dürfe nicht als Mitte 
zur Bereicherung bestimmter Schichten benutzt werden. Auch 
sei es nicht angängig, daß ein Land für seine Waren von 
anderen Ländern Einfuhrfreiheit fordert, sich selbst aber gegen 
die Einfuhr aus diesen Ländern mit hohen Zollmauern ab- 
sperrt. Mit dem von den Schwerindustriellen erstrebten Eisen- 
kartell würde nicht bloß eine Stärkung der wirtschaftspolitischen 
Stellung der Schwerindustrie angestrebt, sondern auch eine Stär- 
kung er Stellung gegenüber der Arbeiterklasse. Deshalb sei 
es notwendig, diesen Bestrebungen die schärfste Aufmerksam- 
keit zuzuwenden. Vor allem aber tue ein ständiges inniges 
Zusammenwirken der Arbeiter aller Länder not, weil nur durch 
den international geführten Kampf der Arbeitnehmer der in- 
ternationale Angriff des schwerindustriellen Unternehmertums 
abgewehrt werden könne, 

An der Aussprache zu diesem Gegenstand beteiligte sich 
Kollege Schweitzer, der auf die seit Kriegsbeginn ent- 
standene Ueberlegenheit der amerikanischen Wirtschaft gegen- 





über den europäischen Volkswirtschaften hinwies und fest- 
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stellte, daß diese Ueberlegenheit in dem Maße wachsen müsse, 
als die politische Zersplitterung Europas noch durch Errichtung 
hoher Zollschranken auf wirtschaftlichem Gebiet verschärft 
würde. Er warnte auch vor den Versuchen der Unternehmer, 
die Arbeitnehmer mit dem Hinweis auf drohende Arbeits- 
losigkeit infolge starker Einfuhr aus dem Auslande für ihre 
Schutzzollpolitik einzufangen. Das wahre Interesse der Ar- 
beitnehmerschaft fordert eine freihändlerische Gestaltung der 
Handelspolitik, weil jede Schutzzolipolitik zu einer Preis- 
steigerung auf dem inneren Markte führe, die in erster Linie 
die Lebenshaltung .der breiten Masse belaste. Auch zu diesem 
Gegenstand wurde eine Entschließung angenommen, in der es 
heißt: 

„Die Arbeiterschaft muß im allgemeinen Volksinteresse fordern, daß 
die Handelsverträge nach den Grundsätzen des Freihandels abgeschlossen 
werden. Schutzzölle verteuern die Lebenshaltung gerade der Aermsten 
und Wehrlosesten. Schutzzölle treiben.die Preise im eigenen Lande hoch 
empor, damit die Industrie im Ausland durch Dumping konkurrieren 
kann. Schutzzölle vor allem in der Schwereisenindustrie wirken sich in 
sämtlichen Industrien aus, belasten alle Waren und werden doch schließ- 
lich auf die letzten Konsumenten, die breiten Massen der werktätigen 
Bevölkerung abgewälzt. 

In allen Ländern fordert das Kapital die Errichtung von Schutzzoll- 
mauern. Und überall beugt sich die Regierung diesem -Drängen; ihre 
volkswirtschaftlichen Sachverständigen sind bei den Beratungen der 
Handelsverträge die Vertreter der Industrie, also einseitige privatwirt- 
schaftliche Interessenten. Es ist daher unumgänglich notwendig, um 
dieser einseitigen Begutachtung- entgegenzutreten, daß auch die Ver- 
treter der organisierten Arbeiterschaft gehört und. als gleichberechtigte 
Sachverständige zu den Vertragsverhandlungen hinzugezogen werden.“ 


Einen äußerst. wirkungsvollen Abschluß fand die Kon- 
ferenz durch eine am Abend des zweiten Tages veanstaltete 
Massenkundgebung der Kölner Metallarbeiter. 
Der weite Raum der großen Festhalle des Messehauses in 
Köln war dicht gefüllt und mit gespanntestem Interesse lausch- 
ten die Tausende von Metallarbeitern, die zu der Kundgebung. 
erschienen waren, den Ausführungen der ausländischen Ge- 
werkschaftsvertreter, die sie zum Kampf um die Wiederer- 
oberung des Achtstundentages und gegen das ausbeutungs- 
lüsterne kapitalistische System aufriefen und ihnen Hilfe und 
Unterstützung in ihrem Kampfe zusagten. Der stürmische 
Beifall, der diesen Ausführungen gezoilt wurde, bewies, daß 
die Metallarbeiter gewillt sind, den Kampf um die Zurück- 
eroberung des Achtstundentages aufzunehmen. Wir zweifeln 
nicht, daß die Angestellten der Metallindustrie 
bereit sind, diesen Kampf mit ihnen gemein- 
sam zu führen. 











oo Rundschau ao 
Wirtschaftsfragen 


Die Kölner Frühjahrsmesse (allgemeine Messe 22. bis 
27. März, technische Messe 22. bis 31. März) wird ihre 
Vorgängerinnen an Ausdehnung und Bedeutung weit über- 
treffen. In erster Linie weist die technische Messe eine er- 
hebliche Erweiterung auf. Sie erhält diesmal besondere Be- 
deutung durch die großzügig aufgebaute, überaus interessante 
Sondergruppe „Neuzeitliche Wärmewirtschaft“, die 
eine lückenlose Schau aller neuesten Bestrebungen und Er- 
folge auf diesem großen und heute besonders zeitgemäßen 
Gebiet der Technik darstellt. In systematischer Reihenfolge 
wird hier alles gezeigt, was zur Brennstoffgewinnung, -aufbe- 
reitung, -veredelung, -beförderung, -speicherung und -lagerung 
gehört. Praktische Vorführungen und Tagungen mit Vor- 
trägen hervorragender Fachleute erhöhen den wirtschaftlichen 
und wissenschaftlichen Wert dieser Sondermesse. 

Von den Hauptgruppen der Messe werden die folgenden 
besonderes Interesse für den Techniker haben: 

Maschinenbau: Kraftmaschinen, Werkzeugmaschinen, Arbeits- 
maschinen, Transportmaschinen. 

Bergbau: Kohlenbagger, Abraumbagger,  Brikettierungsanlagen, 
Entstaubungsanlagen, Transportbänder, Eievatoren, Brennstoffverwertung. 

Verkehrsmittel: Lokomotiven, Waggon- und Eisenbahnbedarf, 
a ene Grubenbahnen, Drahtseilbahnen, Kraft- und andere Fahrzeuge, 

ehiifbau. 

Elektrotechnik(Starkstrom): Elektrotechnische Maschinen. 
Transformatoren, Akkumulatoren, Schalt-, Meß- und Sicherungsapparate, 
Leitungs- und Installationsmaterial, Glüh- und Bogenlampen. 

Werkzeuge: Utensilien und Geräte für Fabrikbedarf, Armaturen 
und: technische Bedarfsartikel. 

Baumesse: Alle Gegenstände für Bau- und Wohnbedarf, In- 
stallationsgegenstände für Gas und Wasser, Heizungsanlagen, Maschinen 
und Geräte für das Baufach, neue Bauweisen und Bausparmaterial. 

Landwäirtschaftliche Maschinen und Zubehör. 

Eisen- und Stahlwaren: Haus- und Küchengeräte, ' Oefen 








‚und Herde, elektr. Heiz- und Kochapparate, Schwachstromartikel. 


Radioapparate und Zubehör. 


Nr. 12 





Die Herrschaft der Schwerindustrie über .die Presse. Im 
französischen „Matin‘“ werden in einem Artikel über :die 
zwischen Deutschland und Frankreich ‘stattfindenden Wirt- 
Schaftsverhandlungen einige Bemerkungen des deutschen In- 
dustriellen Arnold Rechberg zitiert, die. wir im folgenden 
wiedergeben: 

„Man darf nicht vergessen, daß die führenden Männer der 
Schwerindustrie jetzt die abseluten ‘Herren in 
Deutschland geworden sind. Sie verfügen ‚über die ganze 
Rechtspresse und haben Einfluß auch auf die Zeitungen 
der Linken. Denn .die Blätter der Linken können sich mit keiner 
Aussicht auf Erfolg der furchtbaren Phalanx der schwerindustriellen 
Zeitungen gegenüberstellen, auch wenn die oppositionellen Zeitungen von 
der Schwerindustrie nicht direkt oder indirekt abhängig sind. Die Folge 
ist, daß ein deutscher Staatsmann gegen die Schwer- 
industrie nichts ausrichten kann. Wenn er es wagt, sich 
zu wädersetzen, dann wird er von der Presse der Schwerindustrie fort- 
gefegt.“ 

Die bisherigen Erfahrungen in Deutschland sprechen nur 
zu deutlich für die Richtigkeit der Rechbergschen Auffassung. 
Die Gerechtigkeit verlangt allerdings, festzustellen, .daß auch 
Agrarier, Banken und Handelskapital einen großen. Teil der 
Presse — und nicht erst seit dem Kriege — beherrschen. 

Aber all diese Macht ist nicht unüberwindlich, denn sie 
stützt sich nur auf die Gedankenlosigkeit, Unkenntnis und das 
mangelhafte Klassenbewußtsein der großen Masse der Arbeit- 
nehmer. Wenn Angestellte, Beamte und Arbeiter die Kapi- 
talisten ihre Zeitungen selber lesen lassen und mur die Zeitun- 
gen lesen, von denen sie genau wissen, daß weder direkt noch 
indirekt kapitalistische Einflüsse in ihnen wirksam - sind, so 
wird die ganze Macht jener Presse rasch zu dem, was sie ist: 
Holzpapier. 


Zur Handelsvertragspolitik. Das handelspolitische Rüst- 
zeug des Deutschen Reiches ist noch nicht fertig, es wird erst 
geschmiedet. Den gegenwärtigen Handelsvertragsverhandlun- 
gen soll die sogenannte „kleine Zolltarifnovelte“ 
dienen, von der bereits Gebrauch gemacht wurde. Diese No- 
velle muß aber vom Reichstag gutgeheißen werden, dem sie 
jedoch noch nicht vorgelegt wurde. Es ist zu befürchten, daß 
ei der Behandlung dieses Gesetzentwurfes die Großagrarier 
mit der Forderung. nach Wiedereinführung der Getreidezölle 
hervortreten und dazu sich die Unterstützung der. Großindustrie 
erwerben werden. Der“wirkliche Zolltarif, der den Gegenstand 
der großen Zolltarifrevision bildet, soll erst später 
verfertigt und keineswegs vor 1926 erledigt werden. Nur- sein 
Gerüst ist fertiggesteilt, die Warengruppen sollen viel weiter 
als bisher spezialisiert werden, was ım allgemeinen in der 
Richtung des verstärkten Schutzzolls liegt, weil der Wert der 
Meistbegünstigung auf diese Weise am besten vermindert wer- 
den kann. Diese Tarife sind die sogenannten „autonomen 
Tarife‘, das heißt, sie enthalten die höchsten Tarifsätze, die 
in Ermanglung eines Handelsvertrages angewendet werden. 
Gegenwärtig wird in solchen Fällen der Tarif vom Jahre 1902 
(mit den seither erfolgten Veränderungen) zur Anwending 
gebracht. Wir sollen aber darüber hinaus noch. mit. einem 
zweiten autonomen Tarif, mit dem sogenannten „Ober- 
tarif‘, beglückt werden, wenn dieser von der Großindustrie, 
die diesen Plan aufgeworfen hat, durchgesetzt wird. Der Ober- 
tarif soll als „Wafte‘“ für den Zollkrieg. dienen. für den Fall 
eines vertragsiosen Zustandes, während den Handelsvertrags- 
verhandlungen der gewöhnliche autonome. Tarif zugrunde 
gelegt werden soll. Auf diese Weise soil das handelspolitische 
Rüstzeug verstärkt werden. Indessen ist diese Verstärkung 
überflüssig und gefährlich. Ueberflüssig, da infolge des be- 
stehenden Zolltarifrechts gegenüber Staaten, in denen deutsche 
Schiffe und deutsche Waren tngünstiger behandelt werden 
als die anderer Länder, Zollzuschläge in der doppelten 
Höhe des tarifmäßigen Tarifsatzes erhoben ‘werden können, 
was im Falle eines Zollkampfes als Waffe wirkungsvoll ge- 
nug ist. Gefährlich, weil der Obertarif von der Großindustrie 
mißbraucht werden kann. Durch ihre politische Macht kann sie 
den Staat zur unnötigen Anwendung des Obertarifs in eigenem 
Profitinteresse und auf Kosten des Verbrauchers veranlassen. 

Die deutsch-französischen Handelsvertragsver- 
handlungen haben, nachdem sie monatelang hingeschleppt wur- 
den, einen vorläufigen Abschluß gefunden, -und zwar auf 
einer recht verwickelten. Grundlage. Es wurde vereinbart, daß 
Mitte März Verhandlungen zum Abschluß der vorläufigen 
Regelung des Handelsverkehrs auf neun. Monate ‚eingeleitet 
werden sollen. Die Grundsätze dieser Uebergangsregelung, aber 
auch des für später beabsichtigten endgültigen Tarifvertrages, 
wurden: jedoch bereits jetzt festgesetzt. - Einstweilen, bis : die 
Uebergangsregelung nicht erfolgt, bleibt der vertragslose 
Zustand, also werden gegenseitig die höchsten Zoll- 
sätze in Anwendung gebracht, und. die zollfreie Einfuhr 
gewisser Warenkontingente aus: Elsaß-Lothringen: bleibt weiter 
unterbunden. Erst in: der Uebergangsregelung. soll für- diese 
Waren eine Zollbegünstigung von höchstens 50 ‚Prozent .ge- 
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währt werden bei herabgesetzten Mengen und gegen die Ge- 
währung einer gleichwertigen Begünstigung-seitens Frankreichs. 
Das Saarland wurde im Januar dem französischen Zoll- 
gebiet einverleibt und steht heute außerhalb des deutschen 
Wirtschaftsverkehrs. Diese unmögliche Lage soll nunmehr eben- 
falls geregelt werden. Im übrigen werden von Frankreich in der 
Uebergangsregelung nur für bestimmte Warengruppen die 
niedrigsten Zollsätze gewährt, für andere Waren Zölle zwischen 
den niedrigsten und höchsten Sätzen, für gewisse Gruppen wird 
aber der gegenwärtig angewendete Höchsttarif in Geltung 
bleiben. Erst für den endgültigen Tarif ist die durchgehende 
Anwendung des Minimaltarifs, die einer tatsächlichen Meist- 
begünstigung gleichkommt, zugesagt. Die Höhe der einzelnen 
Zollsätze hängt freilich von der Gestaltung der Zollgesetz- 
gebung in beiden Ländern ab. Diese ist aber noch ungeklärt. 


Die Entwicklung der europäischen Valuten. Eine Anzahl 
europäischer Valuten, die in den letzten Monaten des ver- 
gangenen Jahres ihren Wert erheblich zu steigern vermochten, 


erfuhren im laufenden Jahre eine Abschwächung. So 


das englische Pfund, das gegen Ende Januar 1925 bereits 
99 Prozent seiner Vorkriegsparität erreichte und nahe daran 
war, den Vorkriegswert wieder zu erlangen. Der Schweizer 
Franken und der holländische Gulden haben im 
vergangenen Jahre die Vorkriegsparität mit dem Dollar bereits 


erreicht, ja, überstiegen; in der letzten Zeit sind auch diese _ 


etwas gesunken. Unter den 'Edelvaluten blieb nur die Schwe- 
denkrone stabil. Der Grund für die Schwankung dieser 
Valuten ist in der Kapitalswanderung aus den Vereinigten 
Staaten zu suchen. Bis Ende Januar strömten amerikanische 
Kapitalien nach Europa und hatten daher infolge vermehrten 
Angebots von Dollars die europäischen Valuten gestärkt. Seit- 
her hat eine Rückwanderung amerikanischer Ka- 
pitalien eingesetzt. Dank der Hochkonjunktur in den Ver- 
einigten Staaten ist wieder eine große Nachfrage nach Kapi- 
talien vorhanden, weshalb der Kreditzinsfuß dort wesentlich 
Beiegen ist. Vor:kurzem hat die amerikanische Notenbank 
ihren Zinsfuß von 3 auf 31/, Prozent erhöht. Der Privatdiskont- 
satz ist noch um ein Prozent höher. Mit Rücksicht auf die 
bessere Verzinsung ziehen die amerikanischen Kapitalisten ihre 
Kapitalien aus Ländern, wo der Zinsfuß ebenfalls niedrig ist, 


‘wie in England (Bankzinsfuß 4 Prozent), der Schweiz (4 Pro- 


zent), zurück. Selbst aus Frankreich, wo der Zinsfuß wesent- 
lich höher -ist (Bankzinsfuß 7 Prozent), wurden amerikanische 
Kapitalien ini erheblichem Umfang zurückgezogen, was aller- 
dings zum Teil auch dem Mangel an Vertrauen in die fran- 
zösische Währung zuzuschreiben ist. Der heftige Rück- 
gang des französischen Franken seit Mitte Februar 


war zum Teil durch diese neue verschuldet. _ 


Zum größeren Teil wurde er aber durch die Finanzkrise ver- 
ursacht, die gegenwärtig der Staat wegen der Schwierigkeiten 
der Ausgleichung des. Staatsbudgets, die Wirtschaft aber in- 
folge der ungenügenden Mengen von Zahlungsmitteln .er- 
leiden muß. Sehr auffallend war der Rückgang der italie- 
nischen Lira, der nur in der Verworrenheit des politischen 
Herrschaftssystems seinen Grund haben kann, da. Finanzen und 
Wirtschaft Italiens sich sonst in günstiger Lage befinden. Die 
Stabilisierung der dänischen Krone kann, dank der Maß- 
nahmen der Regierung, als gelungen betrachtet werden. 


Die Kapitalskonzentration in der deutschen Schwerindu- 
strie. Ueber den Fortschritt der Kapitalskonzentration in der 
Montan-, Elektrizitäts- und chemischen Industrie geben die 
Goldbilanzen der Großkonzerne (mitgeteilt in der „Wirtschafts- 
kurve“ der „Frankfurter Zeitung‘) einigen Aufschluß. Man 
muß dabei in Betracht ziehen, daß in den Goldbilanzen die 
Sachwerte der Unternehmungen sehr erheblich . unterschätzt 
wurden. Wenn ein Konzern zum Beispiel in seiner Goldbilanz 
den Betrag des Aktienkapitals und der Reserven in der gleichen 
Höhe wie vor dem Krieg ansetzt, so sind die Sachwerte dieses 
Konzerns in der Wirklichkeit viel höher. Dies trifft zum 
Beispiel für den Krupp-Konzern, Deutsch-Luxemburg und an- 
dere Konzerne zu, deren Goldbilanzen das Aktienkapital und 
die Reserven auf der Voorkriegshöhe angeben. Die Allgemeine 
Elektrizitätsgesellschaft hat sogar ihre Sachwerte so vorsichtig 
bewertet, daß sie trotz der riesigen Ausdehnung ihres Konzerns 
ein geringeres Aktienkapital ausweist wie vor dem Kriege. 
Die A.E.G. verfügt gegenwärtig über 872 selbständige Betriebe 
und 1833 Beh anlägcn im In- und Ausland. Trotzdem 
wurden Grundeigentum, Gebäude, Maschinen mit nur 75 Mil- 
lionen Mark bewertet. Indessen weisen die Goldbilanzen der 
meisten Großkonzerne in der Montan-, Elektrizitäts- und Tex- 
tilindustrie viel höhere Ziffern aus als vor dem Kriege. Die 


- Erhöhung ist bei den chemischen Gesellschaften, wo die 


Kapitalskonzentration den größten Umfang angenommen hat, 
am auffallendsten. Das Kapital des Badischen Anilinkonzerns 
wurde in der Goldbilanz. mit 235 Millionen Mark angegeben; 
gegen 83 vor dem Kriege. Die Elberfelder Werke mit 195 Mil- 
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lionen, gegenüber 79, die Höchster mit 196, gegenüber 70, die 
Rütgers-Werke mit 78, gegenüber 27. Von den Gesellschaften 
der Schwerindustrie erhöhte sich das Kapital des „Phö- 
nix‘‘- (Otto-Wolf-) Konzerns von 120 auf 330 Millionen, Rhei- 
nische Stahlwerke von 58 auf 124, Mannesmann von 90 auf 
115, Klöckner von 58 auf 103, Ilse von 21 auf 88, Bochumer 
Verein von 50 auf 72, Rheinische Braunkohle von 36 auf 70. 
Die Gute-Hoffnung-Hütte mit einem Vorkriegskapital von 38, 
Hoesch-Eisen (46) und Köln-Neu-Essen (14). konnten ihr Vor- 
kriegskapital auf beinahe 70 Millionen bringen. Unter den 
Elektrizitätswerken konnte Siemens-Halske A.-G. ihr 
Aktienkapital von 87 Millionen vor dem Krieg auf 186 Millio- 


nen in der neuen Goldbilanz steigern, die Rheinisch-Westfäli- 


schen Elektrizitätswerke von 54 auf 156, Siemens-Schuckert 
von 97 auf 105 Millionen, Hamburger Elektrizitätswerke von 


24 auf 77. Von sonstigen industriellen Gesellschaften: Deutsche 


Erdöl von 41 auf 105, Lincke-Hoffmann von 22 auf 72. Die 
große Erhöhung der ausgewiesenen Kapitalswerte ist der Ein- 
schmelzung bzw. Angliederung vieler kleiner Gesellschaften 
durch die Großkonzerne zuzuschreiben. 

Stinnes hier, Stinness da — Stinnes überall! Seit dem 
Tode von Stinnes haben seine Nachfolger seinen Konzern ın 


einem nicht geringeren Maß ausgedehnt wie er selbst wäh- 


rend der Inflationszeit. Für den Konzern gab es und. gibt 
es keine Geldschwierigkeiten beim Ankauf neuer Unternehmun- 
gen. Im letzten Februarheft der „Betriebsrätezeitschrift für 
die Metallindustrie‘ berichtet Fritz König über die Neu- 
erwerbungen des Stinnes-Konzerns, der sich -auf immer neue 
Gebiete, zuletzt in de Textil- und Glasindustrie, in 
auffallendem Maße aber Auch auf die Kino- und Film- 
industrie ausdehnte. Die Konzernbildung in der Kino- und 
Filmindustrie unter Führung des Stinnes-Konzerns ist be- 
reits so weit fortgeschritten, daß wenigstens auf fabrikato- 
rischem Gebiet die planmäßige Durchdringung Europas abge- 
schlossen und die Möglichkeit eines internationalen 
Filmsyndikats gegeben ist. Der Stinnes-Konzern trat 
in Beziehungen, zu der Berliner Filmgruppe Wengedow. Aus 
dieser Verbindung ging die „Westi-Film‘“ hervor, die 
wieder mit der Deulig-Gruppe zusammen arbeitete. Diese 
Gruppe hat mit der dänischen „Palladium‘ eine Inter- 
essengemeinschaft hergestellt und beabsichtigt, die Ös?er- 
reichische Vita-Filmgesellschaft, die bisher im Besitz der ver- 
krachten Depositenbank stand, zu erwerben. Wichtiger aber 
ist die Interessengemeinschaft des Stinnes-Konzerns mit dem 
größten französischen Konzern Path&-Fröres, wodurch 
der Stinnes-Konzern in enge Beziehungen zu den bedeuten- 
den Produktionsgesellschaften der französischen Filmindustrie 
kommt. Die Stinnes-Deulig-Pathe-Gruppe verfügt über fabri- 
katorische Stützpunkte in Deutschland, England, Frankreidh, 
Oesterreich und Skandinavien. — Der Stinnes-Konzern be- 
absichtigt auch, sich ds Reklamewesens zu bemäch- 
tigen. Eine Stinnes-Gesellschaft hat mit der Verwaltung 
der Preußischen Staatstheater einen Vertrag für 
die alleinige. Ausnützung der Reklamemöglichkeiten in den 
vier preußischen Staatstheatern geschlossen. Ja, es will der 
unternehmungslustige Stinnes-Konzern sogar die Veranstaltung 
von Bällen in der Staatsoper in die Hand nehmen. Daß_der 
Stinnes-Konzern sein eigentliches Feld, die Montan- und Elek- 
trizitätsindustrie, nicht vernachlässigte, versteht sich von selbst. 
Er erwarb bedeutende Kupferwerke in der Slowakei, auf 
dem Gebiet des früheren Ungarn, die ihm als großem Kupfer- 
verbraucher im Konkurrenzkampf gegen die Allgemeine Elek- 
trizitätsgesellschaft von großem Nutzen sein Können. Er hat in 
der dänischen Werftindustrie, im belgischen Kohlenhandel, 
weiter Fuß gefaßt und gründet in der Schweiz gemeinsam mit 
dem bekannten Marquis de Lubersac eine Handelsgesell- 


schaft. Die Siemens-Rheinelbe-Schuckert-Union, woran der 


Stinnes-Konzern maßgebend beteiligt ist, erwarb das Baroper 
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Walzwerk; ihr wurde auch die da Se Char- 
lottenhütte in Niederschelden produktionstechnisch an- 
gegliedert. 


Sozialpolitik 

Stellenvermittlungsschwindel. Von einem Vermittlungsbüro 
in Amsterdam erhielten wir ein Inserat zur Veröffent- 
lichung in unserer Zeitung, durch das nach Holland uud 
Holländisch-Indien einige junge Techniker und Ingenieure ge- 
sucht werden. Da wir alle Ursache haben, an der Reellität 
solcher Inserate zu zweifeln, haben wir beim Internatio- 
nalen Bund der Privatangestellten in Amster- 
dam Erkundigungen eingezogen, und erhalten von dort prompt 
die Antwort, daß das genannte Büro weder dem Internationalen 
Bund noch der öffentlichen Stellenvermittlung bekannt ist. 
Weitere Nachforschungen haben ergeben, daß das genannte 
Vermittlungsbüro erst unter der angegebenen Adresse ge- 
gründet werden soll. Kontormobiliar gäbe es jedoch noch 
nicht und die Geschäftsräume seien noch unbewohnt. Es 
handele sich auf jeden Fall um ein Unternehmen, das auf 
Gewinnsucht aufgebaut ist. Vermutlich beabsichtige man, das 
Mobiliar von den Geldern, welche die deutschen Kollegen ein- 
senden müßten, anzuschaffen. Derartige Büros seien 
in Holland ohne Ausnahme Schwindelunter- 
nehmen, es werde daher dringend abgeraten, sich mit dem 
in Frage stehenden Büro abzugeben. 

Wir geben unseren Mitgliedern von dieser Auskunft Kennt- 
nis, damit sie unterrichtet sind, wenn das Inserat etwa in 
anderen Zeitschriften erscheinen soflte. 


Allgemeine Lohnfragen 


Arbeitsmarkt und Auswanderung. Im „Reichsarbeits- 
blatt‘ vom 26. Februar untersucht Ministerialrat Dr. Berger 
den Zusammenhang zwischen Arbeitsmarkt und Auswanderung. 
Die Auswanderung hielt sich in den Nachkriegsjahren in engen 
Grenzen bis 1923, wo sie einen großen Umfang annahm. In 
diesem Jahr gab es 115000 überseeische Auswanderer. Für 
das Jahr 1924 kann man mit etwa 60000 Auswanderern 
rechnen, was immer noch ungefähr das Dreifache der Aus- 
wanderung vor dem Kriege ausmacht. Die Mehrzahl der Aus- 
wanderer waren Männer, darunter 41 Prozent in der Alters- 
stufe zwischen 21 und 30 Jahren. Die Fragen, die Ministerial- 
rat Berger aufwirft, sind: Ist für die deutsche Be- 
völkerungkeinLebensspielraum undkeineBe- 
sehäftigungsmöglichkeit innerhalb Deutsch- 
lands? Wie hängt die Auswanderung mit der Erwerbs- 
losigkeit zusammen? Wurde der Arbeitsmarkt durch die 
bisherige Auswanderung entlastet? Er gibt auf diese 
Fragen eine verneinende Antwort. Nach seinen Be- 
rechnungen gibt es heute um eine bis anderthalb Millionen 
Arbeitskräfte weniger als vor dem Krieg, wenn man die 
Kriegsverluste, Kriegsbeschädigten, Ausgewanderten und den 
Ausfall an ausländischen Arbeitskräften auf der einen Seite, 
die Bevölkerungsvermehrung, den Eintritt bisher nicht 'arbeiten- 
der Schichten in das Erwerbsleben und die Rückwanderer 
berücksichtigt. Ob die vorhandenen Arbeitskräfte in Deutsch- 
land Beschäftigung finden können, ist eine Frage, die vorerst 
noch keineswegs verneint werden darf. Was das zeitliche Zu- 
sammenfallen der Auswanderung mit der Erwerbslosigkeit 
anbelangt, so kann man zwar diese Erscheinung für eine An- 
zahl von Monaten feststellen. Wenn man aber die einzelnen 
Landesteile gesondert berücksichtigt, so ergibt sich, daß 
die größte Auswanderung in der Regel aus Ländern mit 
der geringsten Erwerbslosigkeit erfolgte. Ein 
direkter Zusammenhang besteht also nicht und kann auch. nicht 
bestehen, weil die Erwerbslosen, zumeist ungelernte Arbeiter, 
am wenigsten die Geldmittel und die Entschlußkraft zur Aus- 
wanderung aufbrachten. Eine Entlastung des Arbeits- 
marktes durch die Auswanderung ist aber nicht erfolgt. 
Einen sehr großen Teil der Auswanderer bildeten die Än- 
gehörigen. der Land- und Forstwirtschaft (1923: 17000) ‚und 
weibliche Dienstboten (12000). In diesen Arbeitszweigen war 
aber keine Ueberfüllung des Arbeitsmarktes vorhanden. Was 
jedoch die Auswanderung der Industriearbeiter, einschließlich 
des Baugewerbes (45000) anbelangt, so sind zum größten 
Teil Facharbeiter ausgewandert. Die Statistik gibt zwar 
darüber keine Auskunft, doch läßt sich diese Tatsache aus 
verschiedenen Gründen annehmen. Dadurch ist aber jetzt schon 
ein Mißverhältnis zwischen gelernten und ungelernten Ar- 
beitern entstanden, indem in vielen Gewerben bereits ein 
Mangel an Facharbeitern vorherrscht. Auswanderu ng der 
Fachkräfte bedeutet aber nicht vermehrte, sondern eher 
verminderte Arbeitsgelegenheit für die Hierbleibenden, insbe- 
sondere wenn man die mittelbaren Wirkungen der Auswande- 
rung der geschulten Arbeitskräfte berücksichtigt, deren Er- 
fahrungen künftighin im Ausland verwertet werden. Er hält 
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deshalb diese Auswanderung für äußerst ungünstig. Wie kann 
man ihr entgegenwirken? Verbote können freilich nicht in 
Frage kommen. Ministerialrat Berger empfiehlt einige Er- 
schwerungen der Auswanderung, deren Zweckmäßigkeit und 
Berechtigung wir für recht zweifelhaft erachten. Er gibt jedoch 
zu, daß damit das er Ale EN nicht gelöst werden 
kann, und behauptet richtig, daß ein ungesundes Anschwellen 
der deutschen Auswanderung und die Abwanderung der 
dringend notwendigen Facharbeiter nur dann nicht eintreten 
wird, wenn die Lebensverhältnisse des deutschen 
Arbeiters in der Heimat gut genug sind, was in 
erster Linie die Aufrechterhaltung einer kräftigen deutschen 
Sozialpolitik erfordert. 


Soziale Bewegung 


Der Niedergang der faschistischen Gewerkschaften. Der 
Berichterstatter des bekannten englischen Wirtsehaftsblattes 
„Economist“ teilt aus Italien folgende Tatsachen mit, welche 
den Niedergang der ‚faschistischen Gewerkschaften anzeigen. 
„Das vielleicht wichtigste wirtschaftliche Ereignis im Monat 
November war das Wiederaufleben der  Arbeiter- 
bewegung. Die Zahl der Streiks und der verlorenen Arbeits- 
tage wird 1924 viel höher sein als 1923. Vor allem hat sich 
die allgemeine Stimmung verändert. Die Arbeiter sind nicht 
mehr geneigt, sich den allmächtigen faschistischen Korporatio- 
nen (Gewerkschaften) zu unterwerfen. Diese haben in der 
letzten Woche ihren Kongreß in Rom abgehalten, wo sie nach 
ihrer Gewohnheit das Gebot der Harmonie zwischen Unter- 
nehmern und Arbeitern predigten. Trotzdem war es ein auf- 
fallendes Zeichen der veränderten Massenstimmung, daß sich 
die Korporationen scharf gegen diejenigen Industriekapitäne 
wandten, die die Forderungen der Korporationen hartnäckig 
ablehnten. Die große Mehrheit der Arbeiterschaft hat aber 
zu diesen Korporationen, die keine Arbeiterorganisation gegen 
das Kapital darstellen, kein Vertrauen und ist innerlich ihren 
alten Gewerkschaften treu geblieben. Die faschistischen Ge- 
werkschaften werden „Korporationen‘‘ genannt, vielleicht als 
Erinnerung an die mittelalterlichen Korporationen (Stände), 
die sämtliche Unternehmer und Arbeiter zusammenfaßten. Da- 
gegen haben die alten Gewerkschaften Sympathien für den 
Sozialismus, tragen den alten Namen „Verband“ und sind 
dem Gewerkschaftsbund angeschlossen. In Mailand, das 
als Hauptstätte der faschistischen Korporationen bezeichnet zu 
werden pflegt, weigerten sich die Metallarbeiter, den von 
den Korporationen abgeschlossenen Tarifvertrag anzunehmen. 
Gelegentlich der vorgenommenen Abstimmung reihte sich fast 
die gesamte Arbeiterschaft hinter den alten Metallarbeiter- 


. verband. Als dann die Unternehmerverbände von der Ab- 


stimmung keine Notiz nehmen wollten und die Einhaltung 
des zwischen ihnen und der faschistischen Korporation ab- 
geschlossenen Tarifvertrages forderten, haben die Arbeiter 
für einen Tag einen Streik veranstaltet, an dem 50 bis 100 Pro- 
zent der Arbeiter, je nach den ‚Betrieben, teilnahmen. Nach 
einer Pause von zwei Jahren wird der Gewerkschafitsbund 
bald einen Kongreß abhalten... Während im November und 
Dezember 1922 von dem Uebergang bekannter Gewerkschafts- 
führer in das faschistische Lager und in das Ministerium 
Mussolini viel Gerede war, steht es heute nur in Frage, ob die 
Gewerkschaften von den Kommunisten bzw. Linkssozialisten 
erobert werden oder aber bei der Vereinigten sozialistischen 
Partei bleiben, einer Partei, die der englischen Labour Party 
sehr ähnlich ist. Der Erfolg dieser Richtung wird als wahr- 
scheinlich angenommen.“ 


Volksreisebund. Unter Bezügnahme auf den Artikel „Ur- 
laubssorgen‘ in dieser Nummer nehmen wir Gelegenheit, 
erneut auf den Volksreisebund hinzuweisen. Dieser Bund hat 
es sich zur Aufgabe gestellt, Rat und Auskunft in allen Fragen 
des Reisewesens zu erteilen, gute und preiswerte Erholungs- 
gelegenheiten auf dem Lande — sei es im Gebirge oder an 
der See — ausfindig und seinen Mitgliedern zugänglich zu 
machen; Quartiere nachzuweisen, Reise- und Wanderpläne aus- 
zuarbeiten usw. Der Bund leistet dies alles auf eine gemein- 
nützige, jeden privaten Gewinn ausschaltende Weise. Er zählt 
viele Mitglieder in allen Gegenden des Reiches, und hat an 
mehreren großen Orten bereits Zweigvereine, die in der gleichen 
Weise arbeiten. Interessenten verweisen wir auf das soeben 
erschienene neueste Blatt der Bundeszeitschrift, das eine Fülle 
guter Anregungen für alle Reiselustigen enthält und das auf 
Wunsch von der Geschäftsstelle des Bundes, Berlin SW 48, 
Wilhelmstr. 41, geliefert wird. 


Angestelltenbewegung 


Der Briefkastenonkel im V.D.T. In Nr. 3 vom 1. März 
bringt der „Deutsche Techniker“, Zeitschrift des Ver- 
bandes deutscher Techniker eine Briefkastennotiz, die. wir 
unseren Lesern nicht vorenthalten wollen. Sie lautet: 
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„Es ist richtig, daß der Butab seine Stelleniosen- und Solidaritäts- 
(Streik) - Unterstützung erhöht hat. Er hat das ganz einfach so ge- 
maächt, indem er bei der Stellenlosenunterstützung 10 Pfg. zu unseren 
Unterstützungssätzen schlug. Das gilt aber nur für die ersten Mitglieds- 
jahre. Schon vom dritten Jahre an wird das anders, weil wir dann für 
vier Monate, der Butab aber. nur für drei Monate Unterstützung zahlen. 
Den Höchstbetrag an Unterstützung bezieht der stel'eniose Kollege bei 
uns schon nach zehn Jahren, beim Butab aber erst nach 15 Jahren. Man 
kann demnach gerade nicht sagen, daß er die früher von den Mitgliedern 
gezahlten Goldmarkbeträge so aufwertet, wie das sonst von ihm ver- 
langt wird.“ 

Der Briefkastenonkel will also seinen Lesern weißmachen, 
daß der Butab einfach 10 Pfg. auf die Sätze des Verbandes 
Deutscher Techniker aufschlägt. Er versucht davon abzulenken, 
daß dies bisher nicht unsere, sondern die Methode des Verban- 
des Deutscher Techniker gewesen ist, wie wir bereits in der 
„Deutschen Techniker-Zeitung“ Nr. 11 vom 11. Mai 1924 be- 
wiesen haben. 

Wir können bei dieser Gelegenheit nur wieder feststellen, 
daß der „Verband Deutscher Techniker‘ wie immer eine Eigen- 
schaft verrät, die das Gegenteil voii Bescheidenheit ist. Wenn 
er die von uns betriebene systematische Erhöhung der 
Unterstützungssätze objektiv verfolgt hätte, würde er unser 
Ziel erkannt haben, die vor dem Kriege gezahlten Sätze so- 
bald wie möglich wieder zu erreichen. Um deutlich zu machen, 
daß in dem Aufbau unserer Unterstützungssätze wirklich 
System liegt, dagegen beim V.D.T. Systemlosigkeit herrscht, 
geben wir nachstehend eine vergleichende Gegen- 
überstellung der bei uns und beim V.D.T. heute festge- 
setzten Unterstützungsbeträge: 

Die Stelleniosenunterstützung eines Mitgliedes kann im Höchstfalle 
innerhalb von zwölf Monaten (wobei, der Monat zu 30 Tagen ange- 
uommen ist) betragen: 





Mitglieds- 4-M.-Zahler | 3-M.-Zahler n ‚50-M.-|2-Mk..| Bezugsdauer 


alter - V.D.T.! Butab 
4V.D.T. V.D.T.! Butab 
Jahre 







Monate 


15—20 
über 20 


Es geht aus den Sätzen des V.D.T. deutlich hervor, daß 
er eine Heidenangst vor der wirklichen Zahlung vom 
Unterstützungen hat. Abgesehen davon, daß es ihm bisher 
nicht eingefallen ist, die von ihm aufgewendeten Beträge für 
Unterstützungen zu veröffentlichen, kann man mit den Händen 
fühlen, daß er die Festsetzung seiner Unterstützungssätze so 
eingerichtet hat, daß die Mitglieder möglichst wenig be- 
kommen. 

Am deutlichsten wird das bei dem Sprung vom 9. zum 
10. Mitgliedsjahr, wo er seinen Mitgliedern auf einmal eine 
Erhöhung det Unterstützungen in einer Unterstützimgsperiodd 
von 202,50 Mk. auf 3783,— Mk. bzw. von 17550 Mk. auf 
336,— Mk. zusagt. Das ist nämlich. für den V.D.T. ein 
billiges Vergnügen. Die Unterstützungsempfänger, die 
eine zehnjährige Mitgliedschaft im V.D.T. unter Anrechnung 
der beim Uebertritt aus anderen Verbänden verbrachten Mit- 
gliedsjahre aufzuweisen haben, dürften in Anbetracht dessen, 





Der D.H.V. als Steigbügelhalter der Unternehiner. Unsere 
Gaugeschäftsstelle in Stuttgart schreibt uns: 

In Nr. 5 der „D.T.Z.“ haben wir unter der Ueberschrift 
„Ein neuer Werbetrick des D.H.V.“ festgenagelt, 
wie der DH.V. in Württemberg in leichtfertiger Weise 
die Interessen der Angestellten auf das Spiel gesetzt und dieses 
Spiel mit Pauken und Trompeten zum großen Schaden der 
Angestellten verloren hat. Unsere sach- und wahrheitsgemäßen 
Feststellungen sind Herrn Rüsch, der diesen ganzen Reinfall 
des D.H.V. zu verantworten hat, auf die Nerven gefallen, 
und er sucht nun mit der ihm eigenen Kunst der Verdrehung 
der Tatsachen seine Mitglieder vom Gegenteil der Wahrheit zu 
überzeugen. 


._ 
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daß der V.D.T. erst seit etwa fünf Jahren besteht, an den 
Fingern abzuzählen sein. 

Wir haben den V.D.T. wiederholt aufgefordert, seine tat- 
sächlich zur Auszahlung gelangten Uhterstützun- 
gen bekanntzugeben. Solange er sich hierzu nicht aufschwin- 
gen kann, machen wir hinter seine auf dem Papier stehenden 
Unterstützungssätze nach wie vor ein Fragezeichen. 


Auch der Verband deutscher Techniker hat gemogelt. 
Das ist in der Gerichtsverhandlung der Beleidigungsklage 
Keisler. gegen; Zimmermann: :(s. „D:T.Z.“ Nr. 10, 
S. 123) herausgekommen. Geisler entschüldigte nämlich die 
eigene Schwindelei bei den Mitgliederzahlen seiner „vaterlän- 
dischen Berufsverbände“ damit, daß er nur eine Methode 
nachgemacht habe, die von der christlich-nationalen Gewerk- 
schaftsbewegung bereits früher geübt worden sei. So hätten 
der Verband deutscher Techniker und der Deutsche 
Werkmeisterbund am 1. Februar 1920 nur 190 bzw. 
243 Mitglieder gezählt, nach außen angegeben wären jedoch 
für die Zeit kurz nach ihrer Gründung je 6000 Mitglieder. 

Mehr hat auch Geisler nicht gemogelt! 


Die betrübten Lohgerbar. In Nr. 5 der „Deutschen Han- 
delswacht‘‘ stimmt der Verbandsvorsteher des D.H.V., Herr 
Bechly, ein bewegliches Klagelied über die Schlechtigkeit der 
Arbeitgeberverbände und ihre sozialreaktionären Absichten an. 
Er schreibt u. a.: 

„Die Reichstagsauflösung und die Neuwahlen sollten die Entscheidung 
für eine lange Zeit innerpolitischer Führung bringen. Die Bedeutung 
dieser Entscheidung wurde allseitig anerkannt. Da, am Tage der Reichs- 
tagsauflösung, traten die Arbeitgeberverbände mit einer geradezu zur 
äußersten Gegenwehr aufreizenden Kundgebung an die Oefientlichkeit 
und das nicht allein: Der „Vorwärts“ war in der Lage, einige vertrau- 
liche Rundschreiben maßgebender Arbeitgeberführer zu veröffentlichen. 
die keinen Zweifel darüber ließen, daß das organisierte Arbeitgebertum 
von einem Zerfall der bisherigen Regierungsmehrheit mit Besümmtheit 
eine grundsätzliche Abkehr von aller sozialpolitischen Gesetzgebung, ja, 
den Abbau der bisherigen sozialen Gesetze erhoffte. Dazu kam, daß 
einige Berliner Tageszeitungen, die sich für einen politischen Rechts- 
kurs und für „den Bürgerblock“ ostentativ einsetzten, mit aller 
Kraft in dasselbe Horn stießen. In der Provinz sah: es ähnlich aus. 
Gleichzeitig kamen von allen Seiten aus dem Reich. Meldungen über 
eine sich verschäriende antisoziae Haltung der Arbeitgeber bei Tarif- 
verhandlungen und Nachrichten über eine starke Vermehrung der Reichs- 
tagskandidaten aus dem Arbeitgeberlager. Wir sahen die schlechte 
Wirkung bei den Wahlen voraus und ließen den Parteileitun- 
gen des Zentrums, der Deutschen Volkspartei und 
der Deutschnationalen Volkspartei Warnungen zu- 
gehen, ohne daß wir eine besondere Wirkung fest- 
stellen konnten“ 

Ueber die Einflußlosigkeit der christlichnationalen Gewerk- 
schaften in den bürgerlichen Parteien wird sich nur der wun- 
dern, der den unüberbrückbaren Gegensa‘z zwischen Kapital 
und Arbeit grundsätzlich abstreitet. Alle Enttäuschungen wer- 
den den D.H.V. aber nicht hindern, bei den nächsten politip 
schen Wahlen wiederum die Parole für die gieichen bürger- 
lichen Parteien auszugeben. Hat er doch auch für die kom- 


mende Reichspräsidentenwahl seine Unterschrift für? 


die schwarz-weiß-rote Sammelkandidatur Jarres hergegeben, 
des Kandidaten der Borsig und Vögler und der „vaterlänkli- 
schen Berufsverbände“. 


Allgemeine Berufsfragen 


Thüringische Berufsschullehrer. Die dem Bunde ange- 
hörenden thüringischen Berufsschullehrer bitten zwecks näheren 
Zusammenschlusses alle Berufskollegen, ihre Adressen der Ge- 
schäftsstelle des Butab ia Erfurt, Augustinerstr. 26, mitteilen 
zu wollen. Ferner ist die Angabe von Adressen technisch vor- 
gebildeter Kollegen erwünscht, welche noch nicht dem Bunde 
angehören. In nächster Zeit ist eine Zusammenkunft in Aus- 


Wörtlich schreibt er in einer Notiz der „Handelswacht‘* 
Nr. 7: 4 

„Der Sachverhalt ist folgender: Um Tarifarbeit vom Be- 
rufsstandpunkt aus zu leisten und nicht wieder Gefahr zu laufen, 
durch die Kurzsichtigkeit und den Energiemangel anderer. Verbände die 
Kaufmannsgehilfeninteressen zu Schaden kommen zu lassen, beschloß der 
Gau, allein zu kündigen und seine Forderungen nach seinem 
eigenen Geschmack einzureichen.“ 


Wenn das der Zweck der Maßnahmen war, so hatte der 
D.H.V. diesen Zweck dadurch, daß er allein kündigte ohne 
rechtzeitige Verständigung mit dem AfA-Bund und G.d.A., 
vollkommen erreicht. Er stand mit seiner (nach seiner und 
der Arbeitgeber Auslegung) rechtzeitigen Kündigung im No- 
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Neue Tariigehälter in Goldmark. 


Die Gruppenbezeichnung In den einzelnen Tarifverträgen entspricht nicht in allen Fällen der In nachstehender Tabelle angewandten. 


Die Gehaltssätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 
Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 





Fach- 


gruppe 







Bezirk für Monat 











festgesetzt d. 2 | M. 





Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe 


Soziale Zulage 





in IV v vi 
M. M. M 



















Az Bayern ab 1. Febr. 25 |Schiedsspr. 129—191 _ 169— 250 197— 328 438 _ 50%, 
B Bayern ab 1. Febr. 25 | Vereinbg. 70—135 90-170 105— 240 165—315 260—400 _ Frau 10,-, Kinder 
je 10,-, bis 4 Kind. 
D Berlin . Jan.-Juni 25 5 160— 218 195—275 248 — 348 309-409 — —_ ee 
in „ 
E Bayern Febr.-April 25 = 109—190 155—190 210—280 305—355 — _ Frau 12,- Kinder 
je 10,-, bis 3 Kind. 
E |Mitteldeutschl, | ab 1. Febr. 25 }Schiedsspr. 98—195 147—186 215—295 345— 390 _ _ _ 
F Baden Febr.-April 25 | Vereinbg 72—145 115—133 167—219 238— 296 — — 
G Nürnberg ab 1. März 25 |Schiedsspr. 115—175 175—214 217—267 277—327 — — Verh.-Zul. 7 M. 
G Berl.n ab 1. Febr. 25 | Vereinbg. 150—204 209—253 265— 29% -_ — — — 
H Arnsberg ab 1. Febr. 25 |Schiedsspr. 61-124 116—173 195—247 308 _ — _ 
H Döbeln ab 1. Febr, 25 | Vereinbg. 75—130 105—165 165— 215 245—295 — _ =. 
H Karlsruhe ab 1. Febr. 25 |Schiedsspr. 81—162 99—180 153—225 243—306 405 — u 
H Schopfheim | ab 1. März 25 | Vereinbg. 84—152 194—231 210—276 362—394 _ _ Frau 10,-, Kind 5,- 
bis 5 Kinder 
Ri Zeulenroda ab 1. Jan. 25 5 80-150 110—195 150— 240 195—285 —_ _ = 
N.® Breslau ab 1. Jan. 25 % 82—151 140—210 232—302 348 — 4—7 an je nach 
ruppe. 
N Liegnitz Febr.-Mai 25 = 82—119 113—158 133—185 158—198 198 fr. V. |fr.Vereinbg.| Verh -Zul. 150%), 
N Seekreis Febr -April 25 5 136—185 185—235 240—300 312 fr.Vereinbg. — Verh -Zul. 10. M. 
E Kinder-Zul. 5 M. 
N Waldenburg Febr.-luni 25 ss 80 - 110 95—150 160— 240 255-—300 ar bis — — 
ST n. Leist, 
R Berlin Jan.-März 25 = 65—150 121—195 155—240 220—310 —_. 2 _ 


* Technikerfachschulzulege 71/,%,, Konstrukteurzulage 15%/). 
** Berichtigung der Zahlen aus Nr. 10 der D.T.Z vom 6. 3.25. 


Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundbeitsindustrie, B= Elektroindustrie, C == Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D = Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur, 
G = Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I = Chemische Industrie, K — Steinindustrie, L= Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N = 
Metallindustrie, O = Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R= Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 


= Wagen- und Karosseriefabriken. 


vember allein da, brauchte also auf die „Kurzsichtigkeit und 
den Energiemangel anderer Verbände“ keine Rücksicht nehmen 
und konnte seine „Tarifarbeit vom Berufsstandpunkt‘“ allein aus 
eigener Energie und seiner großen Weitsichtigkeit leisten. 
Was hat er geleistet? Nichts, gar nichts! 
Die Ohrfeigen, die er wegen seines Sondervorgehens von 
allen Seiten bezogen hat, sowohl von der Vereinigung Württ. 
Arbeitgeber-Verbände wie von dem Arbeitgeber-Verband der 
Uhrenindustrie, von den Schlichtungsausschüssen in Stuttgart 
und Konstanz und besonders von seinen Mitgliedern, hat er 
einstecken müssen. Wir können es Herrn Rüsch lebhaft nach- 
fühlen, wie beschämend für ihn diese Niederlage ist, und wie 
peinlich es für ihn sein muß, wenn ihm jetzt seine Mitglieder 
vorhalten, daß er mit seiner Führung vollständig Schiffbruch 
„gelitten und das Ansehen der Angestellten auf das schwerste 
"gefährdet hat, und daß er jetzt doch wieder Anschluß bei den 
anderen Verbänden suchen muß. Das Sondervorgehen hat nur 
die große Ohnmacht des D.H.V. und der Gedag-Verbände 
gezeigt. 

Nun noch einige Richtigstellungen: Esist nicht 
wahr, daß vor dem Schlichtungsausschuß ein AfA-Vertreter 
zugab, daß Gelegenheit zur richtigen Kündigung noch vor- 
handen gewesen wäre. Wahr ist vielmehr, daß von 
den AfA-Vertretern erklärt wurde, das Kündigungsschreiben 
des Gedag wäre so spät beim AfA-Bund eingetroffen, daß 
der letzte Kündigungstermin um einen. Tag überschritten war. 

Es ist auch nicht wahr, daß wir beim Uhrentarif des 
Schwarzwaldes allein vorgegangen sind, wie der D.H.V. beim 
Landestarif in Württemberg. Wahr ist, daß durch Schreiben 
vom 28. Oktober der Gedag zu einer Aussprache betr. Kündi- 
gung der Gehaltssätze in der Uhrenindustrie für November ein- 
geladen wurde. Herr Rüsch hat telephonisch die Teilnahme 
an dieser Aussprache abgelehnt. Da bis zum dritten Werk- 
tage die Kündigung ausgesprochen sein mußte, haben AfA- 
Bund und G.d. A. am Sonnabend, den 1. November, das Kün- 

digungsschreiben abgesandt, da wir nach dem Verhalten des 
D.H.V. wieder mit einem Sondervorgehen rechnen mußten. 
Das ist dann auchygeschehen. Der D.H.V. hat am 2. November 
gekündigt, ohne uns hiervon zu benachrichtigen, wie er tele- 
phonisch zugesagt hatte. 

Die Behauptung, daß wir unseren Vorwitz mit einem gründ- 
lichen Hereinfall büßen mußten, ist eine frei erfundene Behaup- 





tung, für die nicht der Schatten eines Beweises erbracht wird. 
Die Bewegung endigte mit einer Verständigung vor dem 
Schlichter in Karlsruhe, der die Gedag-Verbände zustimmten 
und durch die auch für November eine Gehaltserhöhung er- 
reicht wurde, während der D.H.V. die württembergischen An- 
gestellten durch seinen Sondertanz um die Gehaltserhöhung 
für November gebracht hat. 


Gründlich hereingefallen ist nur der D.H.V., der die Ar- 
beitgeber für ebenso dumm gehalten hat, wie er selbst ist. 
Der D.H.V. war nämlich so töricht zu glauben, er könne von 
den Arbeitgebern, ohne daß diese es merkten, doppelte Ge- 
haltserhöhung bekommen, nämlich durch die Erhöhung des 
Multiplikators und dann durch eine allgemeine Erhöhung der 
Verhältniszahlen. Unseren Einwand, daß -die Verhältniszahlen 
nur das Verhältnis der Gehälter zueinander bestimmen, aber 
nicht zu allgemeinen Gehaltserhöhungen dienen können, hat 
er bis zur Stunde noch nicht begriffen. Die Verhandlungen im 
Dezember brachten dann auch nur eine Erhöhung des Multi- 
plikators, wie von uns vorausgesagt war. 


Auch die Märzverhandlungen haben unserer Auffassung 
recht gegeben. Diesen weiteren gründlichen Hereinfall, den 
der D.H.V. seiner absoluten WVerständnislosigkeit für diese 
etwas schwierigere tarifliche Voraussetzung zu verdanken hat, 
sucht er jetzt durch seine unbewiesenen Behauptungen in das 
Gegenteil zu verdrehen. 


Den Gipfel der Unverfrorenheit erklimmt aber der D.H.V. 
mit der Bemerkung, daß wir in richtiger Erkenntnis unseren 
Schwäche darauf verzichtet hätten, durch Gerichtsurteil die 
Grundlage für eine nachträgliche Erhöhung der November- 


gehälter zu schaffen. Von uns waren die Vorbereitungen zur 


Anstrengung dieser Klage getroffen, um unsere, Auslegung des 
Abkommens mit den Arbeitgebern vom Juni 1924, daß die 
Gehaltssätze gegenseitig auf Monatsende mit zwei Wochen 
Frist (und zwar für den laufenden Monat) kündbar sind, durch- 
zusetzen. Als Herr Rüsch uns den Vertrag der Arbeitgeber 
telephonisch mitteilte, haben wir ihm ausdrücklich gesagt, daß 
diesem Vertrag zugestimmt werden könne, da er günstiger sei 
als das Abkommen mit der Uhrenindustrie, wo bis zum 
3. d. M. für den laufenden Monat die Kündigung erfolgen muß. 
Wir konnten nicht annehmen, daß der D.H.V. als der feder- 
führende Verband ein Abkommen tätigen würde, das unserer 
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_ telephonisch übermittelten Auslegung nicht entsprach und. für 
_ die: Angestelltenschaft eine schwere Schädigung bedeutete. Wir 


Be daher, daß ihm nachträglich nur bezüglich der Aus- 
egung Bedenken gekommen waren, ‚und daß von ihnen die 
Kündigung nur vorsorglich erfolgt sei. Für eine erfolgreiche 


- Durchführung der Klage war die selbstverständliche Voraus- 


setzung, daß der D.H.V. :ns bezeugte, daß von ihm ent- 
sprechend unserer telephonischen Unterredung die Abmachung 
mit dem Arbeitgeber-Verband in unserem Sinne getroffen 


| wurde, d. h. Mindestkündigungsfrist zwei Wochen vor Monats- 


schluß für die Gehälter des laufenden Monats. Da wirft der 
D.H.V. Tausende von Flugblättern heraus und sagt: „Wir 





Der Kampf gegen den Gemeinbesitz 


Zu der Zeit, als die Sozialisierung in Kommissionen ge- 
macht werden sollte, gab es reihenweise Vorschläge über die 
Art der Durchführung der Sozialisierung. Dafür zu sorgen, 
daß die bereits im Besitze des Reiches und der Länder befind- 
lichen Werke, sozialisiert wurden, d. h. aus staatskapitalistischen 
Betrieben in: soziale Betriebe umgewandelt wurden, ist niemand 
eingefallen. Man kann heute, ohne jemand persönlich einen 
Vorwurf zu machen, feststellen, daß dieses eine große Unter- 
lassungssünde war. Und während sich die Arbeitnehmer poli- 
tisch gegenseitig die Köpfe einschlagen, die Gewerkschaften 
unter diesen politischen Strömungen stark leiden und teilweise 
sogar bis zur Arbeitsunfähigkeit dezimiert werden, gehen das 
Kapital und seine Trabanten dazu über, auch diese Anfänge 
der staatlichen Beeinflussung der Wirtschaft abzubauen. 

In der vorigen Nummer der „D.T.Z.“ haben wir bereits 
in einem .Artikel „Ein Sieg .des Privatkapitals?‘“ auf die Vor- 
gänge bei den „Deutschen Werken‘ hingewiesen. 

Der zweite große Konzern in Gemeinbesitz, der 
beseitigt werden soll, sind anscheinend die Preußischen 
Staatswerke. Durch die Ueberführung dieser Werke in 
die Preuß. Bergwerks- und Hütten-A.-G,, ist den 
leitenden Männern des Konzerns wenigstens die Freiheit ge- 

eben, den: Kampf ‘mit. den Gegnern aüfzunehmen und zu 
eweisen, daß ein. Staatsbetrieb genau so rentabel sein kann 
wie ein Privatbetrieb. Doch die Schwierigkeiten sind auch 
hier ‚riesengroß. Noch viel übler jedoch liegen die Dinge 
bei dem Teil der Preuß. Werke, dessen  Verwaltungsform 
noch nicht geändert wurde. Der staatl. Bergbau im 
Direktionsbezirk Recklinghausen, einer der 
größten Konzerne des Ruhrgebiets, dessen Anlagen zu den 
größten und modernsten der ganzen Welt gehören, geht lang- 
sam aber sicher der Vertrustung mit irgendeiner kohlever- 
brauchenden Industrie oder aber der Pleite entgegen. Der 
Weg, auf dem dieses Ziel kapitalistischen Sehnens erreicht 
werden soll, war etwas verschwommen, ist heute aber bereits 
völlig klar. Die Verschuldung hat fast 40 Mill. Mk. erreicht 
und es unterliegt keinem Zweifel, daß die Schulden. noch 
von Tag zu Tag wachsen. Das liegt weniger daran, daß die 
Betriebe an sich unrentabel sind, oder daß die Kohlenpreise 
zu gering sind, als daran, daß der Absatzmangel im Ruhrberg- 
bau die Staatsbergwerke zwingt, Riesenmengen von Kohlen 
und Koks aut Lager zu nehmen und obendrein Feierschichten ein- 


zulegen. Das bringt natürlich eine starke Belastung der Gruben 


mit sich, die noch aus der Zeit der Ankurbelung der Be- 
triebe nach dem passiven Widerstand große Schulden haben. 
Daß hier die Frage aufgeworfen werden muß, welche Summe 
der Staatsbergbau aus dem 700 Millionengeschenk erhalten hat, 
ist klar. Es scheint, als wenn der Staatsbergbau bei dieser 
Gelegenheit ‚sehr schlecht weggekommen ist, wie schon so 
oft, wenn es was zu holen gab. 
Nun wäre die Ruhe erklärlich, mit der man die Dinge hin- 


nimmt, wenn an ihnen nichts, zu ändern wäre, und wenn 


wirklich der große Absatzmangel für die Gesamtheit des 
Ruhrbergbaues vorhanden wäre. Solcher besteht jedoch nur 
für die reinen Werke, d. h. für solche, die nicht mit 
der kohleverbrauchenden Industrie stark verbunden sind und 
nach dem Syndikatsvertrag keinen großen Werksselbstver- 
brauch haben. Für die Arbeiter der reinen Werke bedeuten 
die Feierschichten entsprechenden unerträglichen Lohnausfall, 
und auch für die Angestellten dieser Werke entstehen ernste 
Gefahren. Die gemischten Werke haben bis vor kurzem 
Ueberschichten verfahren, trotzdem rund 7 Mill. t Brennstöffe 
auf Lager lagen. Dieselben Werke haben auch heute noch 
flotten Absatz. Es ist klar, daß die reinen Werke im Syndikat 
sich wehren und daß es darum dort zu’ scharfen Reibungen 
kommt, über die in der Tagespresse schon verschiedentlich 


i berichtet wurde, Nurvermißtmanbisheuteindieser 


© 
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stellen fest, die Vereinbarung vom 12. Juni konnte gar nicht 
anders ausgelegt werden, als es durch uns geschehen ist.“ Mit 
diesem Dolchstoß von hinten hatte er uns jede Mög- 
lichkeit, noch die Erhöhung der Novembergehälter heraus- 
zuholen, aus der Hand geschlagen. 

Der D.H.V. hat sich wieder als das entpuppt, was er in 
Wirklichkeit 'ist, Steigbügelhalter der Unterneh- 
mer. Es wäre für ihn ja auch zu peinlich gewesen, wenn wir 
mit unserer Klage Erfolg gehabt hätten, wodurch die An- 
gestellten noch nachträglich eine Erhöhung der November- 
gehälter bekommen hätten. Die Flucht aus dem D.H.V. wäre 
dann gar nicht auszudenken gewesen. 





Frage eine größere Aktivität des Staatsberg- 
baues, die der Gefahr, in der er sich befindet, entspricht. 
Das Handelsministerium sieht die Vorgänge schein- 
bar nicht. So ist, wenn nicht bald und energisch 
eingegriffen wird, mit einem Absacken der 
Staatsbergwerke zu rechnen. 

Zielbewußtes Vorgehen des Kapitals gegen jede Art von 
Gemeinbesitz also auch hier! 


Der Arbeitszeitschiedsspruch für die technischen Bergbau- 
angestellten im Ruhrbergbau ist von den beteiligten Verbän- 
den am 10. März abgelehnt worden. Einmal ist die vor- 
gesehene Rückwirkung bis zum 1. Februar 1925 nicht an- 
gängig. Zweitens stellt der Schiedsspruch im wesentlichen nur 
den bisherigen Zustand hinsichtlich der Mehrarbeit her. Dieser 
ist aber außerordentlich rechtsunsicher, weil er eine durchaus 
einseitige Auslegung durch die Werksleitungen zuläßt. Alle 
Anträge auf eine klarere Formulierung sind jedoch unbe- 
rücksichtigt geblieben. 

In den Vorverhandlungen mit dem Zechenverband vor Ein- 
setzung des Schiedsgerichts am selben Tage forderte dieser 


die Verlängerung unseres bisherigen Mehrarbeitsabkommens. - 


Wir forderten demgegenüber Beibehaltung des tariflichen Prin- 
zips, wonach die Arbeitszeit der Angestellten die der unter- 
stellten Arbeiter sein soll. Diese Forderung enthielt also die 
Herabsetzung der Arbeitszeit der Kokereiangestellten auf acht 
Stunden. Darauf ging der Zechenverband jedoch nicht ein. 
Er begründete seine Ablehnung wiederum mit der Unrentabilität 
des Bergbaues (trotz der 700 Millionen G.-M.). Unter einer 
verkürzten Arbeitszeit der paar Kokereiangestellten würde also 
der Bergbau nach: Ansicht des Z.-V. zusammenbrechen. ‚Die 


Begründung des Z.-V. konnte die Angestelltenverbände natür- - 


lich von ihrer Auffassung nicht abbringen. Der Z.-V. war 
der Meinung, daß das Mehrarbeitsabkommen der Angestell- 
ten noch nicht abgelaufen sei, weil vom AfA-Bund und Gedag 
je ein Vertreter an den Verhandlungen der Bergarbeiterver- 
bände mit dem Z.-V. teilgenommen hätten. Diese Auffassung 
des Z.-V. ist absolut irrig, denn diese Vertreter haben in der 
Anwesenheitsliste ausdrücklich vermerkt, daß sie den Ver- 
handlungen der Bergarbeiter nur informatorisch beiwohnten, 
um bei späteren Verhandlungen der Angestelltenverbände ge- 
nau zu wissen, wie die Mehrarbeit der Arbeiter geregelt ist. 

Interessant sind noch folgende Einzelheiten: Wir verwahr- 
ten uns ganz entschieden gegen die Heranziehung von An- 
gestellten zur Verrichtung von Arbeiten der Arbeiter bei: 
Feierschichten, einmal weil die Angestellten vertraglich dazu 
keineswegs verpflichtet sind und zum andern, weil die Autorität 
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der Angestellten durch ein solches System vollständig unter- 


graben wird. Hierauf erklärte der Zechenverband, daß die 
Angestellten bereitwilligst die Arbeiten der Arbeiter bei 
Feierschichten verrichteten. Kein Angestellter habe sich seiner 


Verwaltung gegenüber ablehnend geäußert. Nur die Organi- 


sationsvertreter, sie hätten aber die Angestellten glücklicher- 
weise nicht hinter sich, seien gegen die Hinzuziehung der An- 
gestellten zur Verrichtung von Arbeiten der Arbeiter. Dadurch, 
daß die Steiger mal Zimmerungen setzen, Weichen umlegen, 
Bahnen senken usw., werde ihre Autorität durchaus nicht ver- 
letzt. Im übrigen gehe er (der Zechenverband) mit den Or- 
ganisationsvertretern darin einig, daß die Autorität der An- 
gestellten gegenüber den Arbeitern hochgehalten werde. 

Wir haben demZ.-V. nicht darüber im unklaren gelassen, 
daß wir in der Oeffentlichkeit gegen das System der Be- 
schäftigung der Angestellten als Arbeiteg Stellung nehmen 
würden. Hierauf erwiderte der Z.-V., daß die Angestellten 
sich dann für die Feierschichten Gehaltsabzüge gefallen lassen 
müßten. Der Z.-V. hat anscheinend ganz vergessen, was das 
Bürgerliche Gesetzbuch hierüber sagt. 

Die die mitteldeutsche 


Schlichtungsverhandlungen für 


Braunkohle vertagt. In den Verhandlungen am 6. März vor - 
erklärten die mitteldeutschen ' 


dem Reichsarbeitsministerium 
Braunkohlenarbeitgeber kurzerhand, daß sie eine. Gehaltser- 
höhung ohne eine Erhöhung der Kohlenpreise nicht tragen 
könnten. Der Vorsitzende gab bekannt, daß das Reichswirt- 
schaftsministerium eine Prüfung der Wirtschaftslage der mittel- 
deutschen Braunkohle vornehmen würde. Die Verhandlungen 
wurden daraufhin auf den. 27. März vertagt. 

Uns scheint, daß die Braunkohlenunternehmer wieder ein- 
mal ein doppeltes Geschäft machen wollen. Die Gehalts- 
forderung wird benutzt, um eine Preiserhöhu ng durch- 
zusetzen, obgleich feststeht, daß die Braunkohle seit etwa 
einem halben Jahre einen kaum zu bewältigenden Absatz 
hat. Der günstige Absatz hat infolge der, über den Friedens- 
sätzen liegenden Kohlenpreise den Werken sicherlich ermög- 
licht, erhebliche Gewinne zu erzielen. Wird die vom R.W.M. 
eingeleitete Prüfung die Gewinne bestätigen? Vielleicht wird 
bei dieser Gelegenheit einmal mit: festgestellt, welche Riesen- 
sımmen die Werksbesitzer für die gelben Werksgemeinschaf- 
ten, Stahlhelmbewegung usw. ausgeben. Aber von dem deutsch- 
nationalen Reichswirtschaftsminister, Herrn Dr. Neuhaus, 
kann man solche Feststellungen nicht erwarten, denn er ist 
aus demselben Holz geschnitzt. Die Angestellten sind an der 
Nachprüfung nicht beteiligt, und wir möchten heute schon 
offen aussprechen, daß wir dem Ergebnis mit größtem Miß- 
trauen entgegensehen. 


Gehaltsschiedsspruch im Kalibergbau. Die Schlichtungs« 
kammer des R.A.M. fällte am 11. März in dem Gehaltsstreit 
der Kaliangestellten gegen die Stimmen der Angestell!- 
tenbeisitzer einen Schiedsspruch, wonach die geltenden Ge- 
haltssätze mit Wirkung ab 1. März 1925 gleichmäßig um 8,5% 
zu erhöhen sind. Auf Grund dieser Festsetzung ergeben 
sich für die technischen Angestellten ab 1. März folgende 


Gehälter: 
Gruppe Anfangsgehalt Endgehalt 

la 191 Mk. 299 Mk, 

Ib 21597, 246 „ 

Ic 148 „ 22a 

Ila 01 299 „ 

IIb 160 „ ZUR u 

Illa 19 „ 246 » 

Illb 142 3% PN 

Illc 13003, At. 

IIId 123 1392, 


Alle übrigen Sätze der Gehaltstafel bleiben unverändert. 


Die im Schiedsspruch vorgesehene Gehaltsaufbesserung ist 
unseres Erachtens keineswegs eine Abgeltung der zur Zeit 
erforderlichen Lebenshaltungskosten. Die günstige Wirtschafts- 
lage der Kaliindustrie kommt in dem Schiedsspruch in keiner 
Weise zum Ausdruck. Nach unserer Meinung würden die 
Kaliwerke eine stärkere Erhöhung mit Leichtigkeit ertragen 
können, zumal feststeht, daß die Kaliangestellten in ihrer Ge- 


haltsbemessung lange Zeit Rücksicht auf die frühere schlechte‘ 


wirtschaftliche Lage der Kaliindustrie haben nehmen müssen. 

Aber es hat sich bei dieser Gehaltsbewegung das Kuriosum 
herausgebildet, daß die Erhöhung in den freien Verhandlim- 
gen am 27. Februar etwas stärker ausgefallen wäre, als sie 
nunmehr durch Schiedsspruch festgesetzt worden ist. Und 
‚die Schuld, daß es nicht so gekommen ist, liegt sogar bei 
den Angestelltenverbänden. Der Kaliarbeitgeberverband bot 
in den freien Verhandlungen am 27. Februar als Letztes eine 
Erhöhung in der Mittelgruppe um 8,85%. Unser Vertreter und 
die der übrigen AfA-Verbände waren für Annahme dieses 
Angebots, weil wir klar sahen, daß im Schlichtungsverfahren 


keinesfalls mehr, sondern eher weniger herauskommen würde. 
Die Vertreter der anderen Tarifverbände (G.d. A, Gedag 
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und R.d.B.) waren „klüger“; mit hochtönenden Worten ver- 

langten sie Ablehnung des Angebotes. Um den Arbeitgebern 
nicht das traurige Bild einer Zerrissenheit der Kaliangestellten 
zu bieten, schlossen wir uns der Ablehnüng an und wandten 
uns mit an das Reichsarbeitsministerium. Nachdem aber der 
Schiedsspruch gefällt worden ist, halten wir es für notwendig, 

offen über die Dinge zu sprechen, damit solche für die Kali- 
angestellten schädlichen Vorkommnisse unter allen Umständen 
in der Zukunft vermieden werden. 

Die Ablehnung des Angebotes in den freien Verhandlun- 
gen war eine Dummheit und grenzenlose Kurzsichtigkeit, 
denn die Anrufung des R.A.M. hat den Kaliangestellten eine 
Blamage und außerdem eine materielle Verschlechterung gegen- 
über dem Angebot eingebracht. Man muß leider annehmen, 
daß den Vertretern der andern Verbände das Urteilsvermögen 
über das Kräfteverhältnis und über das im Augenblick Er- 
reichbare vollständig fehlt. Es kommt. doch nicht darauf an, 
möglichst hohe Forderungen zu stellen und diese dann mit 
tönenden Worten und wenig Sachkenntnis negativ zu ver- 
treten, sondern es heißt, die Situation richtig abschätzen und 
das Bestmögliche zugunsten der Kaliangestellten herausholen. 
Die Anrufung des Schiedsgerichts nicht zur Tugend machen, 
sondern die Schlichtungskammer als Notbehelf ansehen und 
aus eigener Kraft das Ziel zu erreichen versuchen, das ist 
wirkliche Gewerkschaftsarbeit, alles andere ist Phrasen- 
drescherei, Demagogie und knsageze Agitation. Leider haben 

er Kaliangestellten die unge- 
werkschaftlichen Momente triumphiert. Der Schaden ist nicht 
ausgeblieben. Mögen die technischen Angestell- 
ten daraus die Lehre ziehen, den anderen Verbän- . 
den den Rücken kehren und sich im Butab organisieren. 


Aus Oberschlesien. Am 4. März ist in Oberschlesien 
zwischen dem Knappschaftsverein und den knappschaftspflich- 
tigen Gruben eine Verständigung über die zukünftige Rege- 
lung der Pensionierung der Bergbauangestellten erfolgt. Die 
oberschlesischen Bergbauangestellten gehörten bis zum 1. Ja- 
nuar 1913 der Knappschaft an, traten daun zur Angestellten- 
versicherung über und schieden aus der Knappschaft ats. Die 
Werke hatten ihre eigene Pensionskasse, so daß die Angestell- 
ten glaubten, auf die Knappschaft verzichten zu können. Nun 
kam die Inflation, die die Ansprüche aus den Werkspensions- 
kassen reduzierte; es kam das Reichsknappschaftsgesetz, 
welches die versicherungspflichtigen Angestellten in die Knapp- 
schaft zwang, es den freiwillig in der Ängestelltenversicherung 
Versicherten dagegen freistellte, ob sie in der Knappschaft ‘ 
Mitglied bleiben wollten oder nicht. 

Für die oberschlesischen Angestellten ergab sich nun eine 
eigenartige Situation. Ein Teil mußte Mitglied in der Knapp- 
schaft werden und erhielt im Falle der Invalidisierung nur die 
Rente aus der Angestelltenversicherung, da die Wartezeit in 
der Knappschaft noch nicht erfüllt war. Die Angestellten mit 
über 333 M. Monatseinkommen brauchten der Knappschaft 
nicht beizutreten; sie lehnten es auch ab, weil sie einmal hoff- 
ten, die Ansprüche aus den Werkspensionskassen würden wieder 
aufleben, zum anderen, weil einige Angestelltenverbände vom 
Beitritt in die Knappschaft abrieten. 

Vor einigen Monaten ist nım“im Reichsknappschaftsverein 
ein Beschluß gefaßt worden, daß die Mitgliedschaft in der An- 
gestelltenversicherung als knappschaftliche Dienstzeit angerech- 
net wird, wenn in den zuständigen Knappschaftsvereinen für 
die Angesteilten keine Möglichkeit bestanden hat, Knappschafts- 
mitglied zu werden. Dieser Beschluß brachte den oberschlesi- 
schen Angestellten, trotzdem sie der Knappschaft nicht ange- 
hört hatten, die volle Anrechnung der Dienstjahre in der An- 
gestelltenversicherung als knappschaftliche Dienstzeit sowie der 
Jahre, die vorher schon in der Knappschaft zurückgelegt waren, 
Aber noch immer weigerte sich ein Teil der Angestellten, 
die die versicherungspflichtige Gehaltsgrenze überschritten 
hatten, der Knappschaft beizutreten. Einmal forderten die Un- 
ternehmer diese Ablehnung, weil sie hierdurch Beiträge 
sparen konnten, zum anderen hofften die Angestellten, die 
Werkspensionskassen würden die entwerteten Ansprüche in 
voller Höhe aufwerten. 

Am 4. März ist nun in Gleiwitz zwischen den Werken 
und dem Knappschaftsverein eine Verständigung erfolgt, die 
dahin geht, daß alle Angestellten der Knappschaft 
beitreten sollen, dagegen die Werkspensionskassen das 
Recht haben, die Beiträge und Leistungen aus der Knapp- 
schaft auf die Leistungen aus der Pensionskasse anzurechnen. 


Aus dem französischen Kohlenbergbau. Die französische 
Kohlenförderung übertraf nach uns vorliegenden Nachrich- 
ten im vergangenen Jahre mit 44 954567 t die Ausbeute von 
1913 um 4100000 t (ohne die Produktion - Lothringens). Im 
Jahre 1913 betrug sie nur 38 543 670 t. An der Mehrförderung 
sind die kriegsverwüsteten Gebiete des Nord und Pas de Calais 
mit 4,7, Lothringen®nit etwa 1,1 Mill. t beteiligt. Die fran- 
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 zösische Kokserzeugung bleibt mit 2,6 Mill. t im Jahre 19224 Verbrauch von 65 bis 70 Mill. t stand ene Gesamt- 
noch erheblich hinter den 4 Mill. t des Jahres 1913 zurück. produktion von 45 Mill. t gegenüber. Es wurden 1924 
- Doch stehen viele neue Koksöfen betriebsfertig da, so daß 1925 im ganzen an Kohlen eingeführt: 25,1 Mill. t gegen 26,2 Mill. t 
_ auch in der Kokserzeugung ein guter Teil der Differenz ein- im Jahre 1923 und 18,7 Mill. t im Jahre 1913, davon ent- 
- geholt werden wird. Trotzdem bleibt Frankreich in der fallen auf Deutschland 4,2 Mill. t gegen 3,5 Mill. t im Jahre 
_ Kohlenversorgung noch stark vom Auslande abhängig. Einem 1913. Ausgeführt wurden nur 23,3 Mill. t Kohlen. 





Berufsfragen der Behördentechniker 


Die Katasterobersekretärlaufbahn, In Nr. 5 der „D.T.Z.“ 
ist der Entwurf des Preußischen Finanzministers über Vor 
schriften für die Annahme, Ausbildung und Prüfung der Be- 
werber für die Katasterobersekretärlaufbahn mitgeteilt. Der 
Landesfachgruppenausschuß hat hierzu Stellung genommen und 
dabei festgestellt, daß die Regierungsvorschläge in zwei: Punk- 
ten von der seit jeher vom Bunde vertretenen grundsätzlichen 
"Auffassung, die dem \Finanzminister bereits am 19. Mai 1923 
schriftlich unterbreitet ist, abweicht, und zwar 

1. bezüglich der fachschulmäßigen Ausbildung umd 

2. bezüglich der Berücksichtigung der aus der bisher'gen 
Laufbahn hervorgegangenen Techniker und Beamten. 

Am 24. Februar 1925 haben nun im Finanzministerium 
Verhandlungen stattgefunden. Dabei wurde von unseren Ver- 
tretern zum Ausdruck gebracht, daß das Vermessungswesen 

die Grundlage zur Lösung aller katastertechnischen Arbeiten, 
auch der steuertechnischen, sei, und daß demzufolge der tech- 
nischen Seite der Ausbildung eine größere Bedeutung dadurch 
beigemessen werden müsse, daß zum mindesten bei der An- 
"nahme von Obersekretäranwärtern die fachschulmäßige Aus- 
bildung berücksichtigt wird. In Anerkennung eines solchen 
Standpunktes, der die notwendige technische Seite der Aus- 
bildung betont, bestehen auch keine gesetzlichen Verpflich- 
tungen auf Zulassung der Versorgungsanwärter. Diese Per- 
sonen, die der Bund an sich nicht ausschließt, können dann! 
aber nur für die Obersekretärlaufbahn in Frage kommen, wenn 
sie dieselben Voraussetzungen auf vermessungstechnischem Ge- 
biete erfüllen wie die Zivilanwärter. 

VonbesondererBedeutungistfür den Bund 
aber die Berücksichtigung des aus der bishe- 
rigen Laufbahn hervorgegangenen Personals. 
Es müsse deshalb in irgendeiner Form eine Regelung dahin ge- 
troffen werden, daß auch die Katastertechniker und Kataster- 
sekretäre nach Ablegung der Fachpr. I. Klasse in die Ober- 
sckretärklassen überführt werden. Die bisherige Entwicklung 
wird von den vorhandenen Angestellten und Beamten als Zu- 
rücksetzung empfunden. Diese Zurücksetzung tritt ganz deut- 
lich in die Erscheinung, wenn man berücksichtigt, daß nach 
'Ausweis des Haushaltsplans für 1925 die vorhandenen Ober- 
sekretärstellen um. 34 und die. Katastersekretärstellen um 17 

- vermindert sind, auf der anderen Seite aber in Rücksicht zieht, 
daß neue Obersekretäranwärter eingestellt werden sollen. Der 
Bund ist der Meinung, daß der notwendige Bedarf an Kataster- 
obersekretären aus den vorhandenen Katastersekretären und 
-technikern rekrutiert werden kann, und daß deshalb die Neu- 
einstellung von Obersekretäranwärtern nach wie vor abgelehnt 
werden muß. Im übrigen hat das Finanzministerium bei frühe- 
rer Gelegenheit selbst zugegeben, daß die Frage, inwieweit 
- den Katastersekretären und -technikern die Möglichkeit zum 
Aufstieg in die Obersekretärlaufbahn gegeben werden kann) 
noch zu regeln sei. Diese Regelung ist jetzt be- 
sonders notwendig. 

Demgegenüber wurde von den Vertretern des Fin.-Min. 
erklärt, daß sie eine weitergehende als die vorgeschlagene ver- 
messungstechnische Ausbildung nicht für notwendig halten, 

sondern mehr an der verwaltungsmäßigen Ausbildung _fest- 
halten. Hierbei müsse die gesetzliche Verpflichtung auf Zu- 
lassung der Versorgungsanwärter (50 Prozent der Stellen) be- 
rücksichtigt werden. Auch müsse die Oefinung der neuen Lauf- 
bahn im beschränkten Umfange erfolgen. Man habe sich zum 
Ziel gesetzt, für jedes Katasteramt eine Obersekretärstelle zu 
schaften, allerdings stünden der Verwirklichung dieses Zieles 


noch große Schwierigkeiten entgegen. Das Fachreferat sei 


zwar auch bemüht, die vorhandenen Katastersekretäre und 
-techniker bei der Ueberführung in die Obersekretärklassen zu 
berücksichtigen, jedoch könnten irgendwelche bindenden Er- 
Klärungen nicht abgegeben werden, zumal es bei der in Aus- 
sicht genommenen Gesamtzahl der Obersekretärstellen aus- 
geschlossen ist, eine größere Zahl zu berücksichtigen. 

Eine Ueberbrückung der so grundverschiedenen Stand- 
punkte — auf der Regierungsseite verwaltungsmäßige Ausbil- 
dung einschl. gesetzlicher Berücksichtigung der Versorgungs- 
# anwärter und Oeffnung der neuen Laufbahn ohne Regelung der 
# Frage, ob und wieweit das vorhandene Personal berücksich- 
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tigt werden soll, auf unserer Seite Betonung der vermessungsl- 
technischen Ausbildung, wodurch die gesetzliche Verpflich- 
tung gegenüber den Versorgungsanwärtern entfällt, Schließung 
der Laufbahn und generelle Berücksichtigung der Kataster- 
sekretäre und -techniker — war nicht möglich. Der Bund behält 
sich vor, bei Stellung von Anträgen zum Etat nochmals auf 
diese Angelegenheit mit aller Schärfe zurückzukommen. 


Beurlaubung von Beamten zur Teilnahme an gewerkschait- 
lichen Tagungen, Nach einem Erlaß — IV/Vla © 3043 — des 
Reichspostministers soll den Beamten der D.R.P. fortan, soweit 
dringende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, Urlaub zur 
Teilnahme an den Haupt- und Bezirksversammlungen, an den 
Vorstandssitzungen und sonstigen Tagungen ihrer gewerkschaft- 
lichen Verbände ohne Anrechmmg auf den Erholungsurlaub 
erteilt werden, wenn sich die Berufsverbände oder die be- 
teiligten Beamten zur Tragung der etwa entstehenden Stell- 
vertretungskosten bereit erklären. 

Das Urlaubsgesuch hat der Beamte bei seiner unmittelbar 
vorgesetzten Dienstbehörde, der bei P.Ag. beschäftigte Beamte 
bei dem Abrechnungs-P.A. (in Bayern u. U. durch Vermitt- 
lung der selbständigen P.Ag. unmittelbar bei der O.P.D.) so 
zeitig einzureichen, daß es ordnungsmäßig erledigt werden 
kann. Der Antrag ®nuß Zeit und Ort der Tagung usw., die 
Dauer des erforderlichen Urlaubes und die Erklärung des Be- 
amten oder des Berufsverbandes enthalten, daß er zur Tragung 
der etwaigen Stellvertretungskosten bereit ist. 

Es wird erwartet, daß die Beamten und auch die Ver- 
bände bei dieser Regelung auf die wirtschaftlichen und dienst- 
lichen Verhältnisse der D.R.P. gebührend Rücksicht nehmen 
und von der Vergünstigung nur in den wirklich notwendigen 
Fällen und in dem wirklich notwendigen Umfange Gebrauch 
machen werden. Sollten sich aus der Neuregelung Unzuträglich- 
keiten ergeben, so haben die V.Ae. an die O.P.D. und diese, 
sofern ein besonderer Anlaß dazu vorliegt, an das R.P.M. zu 
berichten. 

In dieser Angelegenheit beim R.P.M. vorliegende Anträge 
finden hiermit ihre Erledigung. 

Hinsichtlich der Beurlaubung yon Beamten zur Teilnahme 
an gewerkschaftlichen Lehrgängen verbleibt es bei der bis- 
herigen Regelung. 

Der Erlaß über Beamtenausschüsse (Amtsbl.-Vf. Nr. 85 
v. 1920 in Verbindung mit Amtsbl,-Vf. Nr. 35 v. 1922) bleibt 
durch diese Verfügung unberührt. 


Die Reichsvermögensverwaltung für die besetzten rheini- 

schen Gebiete im Reichshaushaltsplan 1925, 
Gruppe A 13 4 Abteilungsdirektoren 

A12 10 Oberregierungsräte 
7 Oberregierungsbauräte 
17 Stellen. 
A 18 Regierungsräte 

13 Regierungsbauräte 


Sehr viel Geld 


Angehörigen plötzlich haben 


für einen angenehmen Urlaub, für eine größere 
Anschaffung, oder in Fällen_von Krankheit in 
der Familie, Stellenlosigkeit oder gar Tod. 


Denken Sie rechtzeitig daran! 


Ein Konto bei der Industriebeamten- 
Sparbank enthebt Sie vieler Sorgen! 


Lassen Sie sich Material zusenden und 
zahlen Sie noch heute ein auf das 
Postscheckkonto Berlin 135 50 der 1.-B.-S. 
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A10 23 Regierungsräte 
19 Regierungsbauräte 
4 Verwaltungsamtmänner 
1 techn. Amtmana 
47 Stellen. 
A9 14 Regierungsoberinspektoren 
17 techn. Regierungsoberinspektoren 
8 Reichsverpflegungsamtsdirektoren 
33 Verwaltungsoberinspektoren 
72 Stellen. 
36 Regierungsinspektoren 
36 techn. Regierungsinspektoren 
89 Verwaltungsinspektoren 
1 Reichsverptlegungsamtsdirektor 
162 Stellen. 
50 Oberregierungssekretäre 
23 Oberregierungsbausekretäre 
238 Oberverwaltungssekretäre 
1 Kanzleiobersekretär 
312 Stellen. 
1 ‚Registrator 
64 Verwaltungssekretäre 
2 Kanzleisekretäre _ 
67 Stellen. 
6 Kanzleisekretäre 
20 Verwaltungsassistenten 
2 Maschinenmeister 
1 Küster 
29 Stellen 


In dem Titel „Hilfsleistung durch Beamte“ 
sind 90 Kräfte nachgewiesen, die sich auf die Gruppen wie 
folgt verteilen: 


AT 


11 Hiliskräfte nach Gruppe A 10 
11 A9 


U wo RR 
36 » ” » A7 
8 ”„ ” „ A6 

Gegen den Haushalt 1924 sind 71 Hilfskräfte niehr vor- 
gesehen, und zwar 26 technische und 45 Verwaltungshilfskräfte 
der Gruppen A7 bis A9. 

In Abgang gekommen sind: 71 Planstellen, wovon 70 
auf die Durchführung. des Personalabbaues zurückzuführen 
sind. Für die Besetzung der neuen 71 Stellen für beamtete 
Hilfskräfte sind abgebaute Beamte in Aussicht genommen. 

Der Titel» „nichtbeamtete Hilfskräfte“ ist im 
Haushalt für die Ausführung des Friedens- 
v er ir ages für die vorhandenen nichtbeamteten Hilfskräfte 
enthalten. 


Die Reichsbauverwaltung im Reichshaushaltsplan 1925. 
Gruppe A 12 24 Oberregierungsbauräte : 
All 48 Regierungsbauräte 
10 74 Regierungsbauräte 
9 53 techn. Regierungsoberinspektoren 
s 107 techn. Regierungsinspektoren 


161 Oberregierungsbausekretäre (8 erhalten die Bezüge 


. der Gruppe A 8) 
2 Betriebsleiter 
163 Stellen. 
‚6 Betriebsmeister (einer erhält die Bezüge der 
Gruppe AB : 
3 techn. Verwaltungssekretäre 
9 Stellen. i 
6 Verwaltungsbauassistenten 
der Gruppe A 6) i 
7 Maschinenmeister 
2 Lokomotivführer 
15 Stellen. 
7 Obermaschinisten 
36 Bauaufseher 
29 Maschinisten (zwei erhalten die Bezüge der Gruppe 
A 4, einer Gruppe A 6) 
15 Amtsobergehilfen 
1 Oberheizer 
1 Schleusenaufseher 
82 Stellen. 


Hilfsleistungen durch Beamte. 
29 Hilfskräfte eingesetzt, die sich 
wie folgt verteilen: 


15 Hilfskräfte nach Gruppe 


(einer erhält die Bezüge 


Insgesamt sind 
auf die einzelnen Gruppen 


10 
T 
6 
+ 


A 
A 
A 
A 
A 
A 
A 


5 
> 
2 

Hilfsleistungen durch nicht beamtete Kräfte: 
Im Angestelltenverhältnis befinden sich 208 Hilfskräfte im tech- 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 95 0... 


NE. 12 


nischen Dienst und 107 Hilfskräfte im Büro- und Registratur- 


klienst. Br 
Für laufende Bauunterhaltungsaufgaben 
sind 55 Hilfskräfte im technischen Dieust eingesetzt. } 
Ferner sind 153 Hilfskräfte im technische 
Dienst für die Ausführung von Bauten vorüber- 
gehend erforderlich. 
Gegenüber dem Haushalt für 1924 hat sich die Zahl der 
Hilfskräfte im technischen Dienst von 280 auf 208 ermäßigt, 
während der Büro- und Registraturdienst eine Erhöhung von 
40 auf 107 Hilfskräfte erfahren hat. . 
An Abfindungen an ausscheidende Angestellte ist gegen- 
über dem für das Rechnungsjahr 1924 angesetzten Betrag von’ 
18 000 Reichsmark für das Rechnungsjahr 1925 ein Betrag von’ 
6000 Reichsmark angesetzt, so daß mit einem weiteren Per- 
sonalabbau in der Reichsbauverwaltung gerechnet wird. 3 


Die Arbeitszeit der Reichsbeamten. Das Reichskabinett‘ 
hat zur Neuregelung der Arbeitszeit der Reichsbeamten nach- 
stehenden Beschluß gefaßt: . 3 
„Die im Hinblick auf die Notlage des Reiches über die Dienstzeit ” 
der Reichsbeamten für die Zeit bis zum 31. Dezember 1925 getroffenen 
Beschlüsse werden vorläufig wie folgt gemildert: Su 

Die Dienstzeit kann auf 51 Stunden wöchentlich herabgesetzt wer- 
den, soweit dies ohne erhebliche Mehraufwendungen möglich ist. 

-Unberührt bleiben die allgemeinen Grundsätze über die Verpflich- 7 
tung des Beamten, die ihm übertragermen Arbeiten rechtzeitig ohne Rück- 
sicht auf die allgemeine Regelung der Dienststunden zu erledigen und ® 


‚über die Erhöhung der Dienstzeit bei bloßer Dienstbereitschaft. 


Die Ressortminister erlassen: die erforderlichen Ausführungsbestim- 7 
mungen.“ eo 


Betriebsräte bei den Behörden 


Betriebsrätewahlen bei den Behörden. Am 238. und 
29. März 1925 finden im Bereich des Preußischen Fi- 
nanzministeriums und des Ministeriums des In- 
nern die Wahlen zum Hauptbetriebsrat und den örtlichen und 
bezirklichen Betriebsräten statt. Im verflossenen Jahre bestand 
der Hauptbetriebsrät aus zehn freigewerkschaftlich organisier- 
ten Mitgliedern und einem Mitgliede des G.d.A. Von 8798 
abgegebenen gültigen Stimmen konnten (die freien Gewerkschaf- 
ten 7887 auf ihre Liste vereinigen. 740 Stimmen entfielen auf. 
die Liste des G.d.A. und 671 Stimmen auf die Liste der 
christlichen Verbände. Jeder Gewerkschaftler muß in diesem” 
Jahre seine Hauptaufgabe darin erblicken, alle Stimmen auf 
die Listen der freien. Gewerkschaften zu ver 
einigen. Um jede Stimmenzersplitterung zu vermeiden, haben 
wir mit dem Zentralverband der Angestellten und dem Ge. 
meinde- und Staatsarbeiter-Verband eine gemeinsame Liste auf- 
eh, Auf dieser Liste kandidieren von uns folgende Kol+ 
en: 
= 1. Eugen Hiike, Berlin, 
2. Alex Konkolewski, Breslau. 
3. Paul Hamann, Köln. 
4. Albin Hammer, ‚Arnsberg. 
5. Erich Kroening, Frankfurt a. d. Oder, 
6. Josef Lischka, Ratibor. 
7: Walter Gnädig, Berlin. 
8. Otto Großjohann, Gladbeck i. W, 
9. Rudolf Schneidewind, Halk a. d. S, 
10. Peter Dahm, Koblenz. 
- 11, Gottfried Laue, Schleswig. 
12. Eduard Quast, Hagen i. W, 
13. Max Hieronymus, Berlin. i u 
14. Max Riechert, Breslau. : 2 
Die “gemeinsame Liste sämtlicher freien Gewerkschaften, 
die die volle Einmütigkeit und Geschlossenheit der Arbeitneh-. 
mer widerspiegelt, zum völligen Siege zu führen, ist jetzt Auf- 7 
gabe aller Vertrauensmänner und Funktionäre. 


Besoldungsfragen | an 
Rechtsansprüche der Berliner Beamten au? Gruppenein- 
reihung. Das Reichsgericht hat einen eigenartigen Streit 


‚zwischen einem Berliner Vorortbeamten und der Stadtgemeinde 


Groß-Berlin entschieden, nachdem das Landgericht I, Berlin, 
dem Kläger Recht gegeben und die Wiederklage der Stadt 
Berlin abgewiesen hatte, das Kammergericht aber die Klage 
abgewiesen und dem Antrag der Beklagten entsprechend der 
Widerklage stattgegeben hatte. Leider war das Reichsgericht 
an die „Feststellungen der Vorinstanz‘ gebunden und konnte 
somit nicht nachprüfen, wie das ausdrücklich im Urteil hervor- 
gehoben ist, ıınd mußte deshalb der Entscheidung des Kammer- 
gerichtes beitreten. Das Urteil vom 9. Januar 1935 (III. 392/24) 
besagt u. a.: 
„Das Berufsgericht habe die Klage abgewiesen, weil es sie als einen” 
unzulässigen Versuch angesehen habe, die dem Rechtswege entzogene ’ 
Frage der Einstufung des Klägers der gerichtlichen Entscheidung zu 
unterstellen (R,G. Ziv. Bd. 107, S. 326; Bd. 108, S. 405). Der Vortrag 
des Klägers nötige indessen nicht zu dieser Auffassung, sein Vorbringen 
sei vielmehr dahin zu verstehen, daß er lediglich bezwecke, sich den 































































- Nr. 12 
Peauezeinee ‚Gehaltes zu sichern, auf das er ein 
„wohlerworbenes Recht“ zu haben glaube, nämlich- 







gestellt worden sei. Eine solche Klage sei nach Art. 129 Abs. 1 
atz 3 R.Verf. ‘zulässig; sie ‘hätte daher nicht, als unzulässig ab- 
gewiesen werden dürfen. Gleichwohl erübrige sich im vorliegenden Falle 
die Aufhebung und Zurückweisung der Sache an die Berufungsinstanz, 
die bei anderer Gestaltung der Prozeßlage unvermeidlich gewesen 
"wäre. Das Berufungsgericht habe nämlich in zulässiger Weise zu- 
‚gleich auf die Widerklage entschieden und damit den gesamten Rechts- 
streit materiell erledigt, so daß es gemäß $ 565 Abs. 2 Z.P.O. nur 
nöch zu einer Wiederholung des hier bereits getroffenen Urteilsspruches 
hätte kommen können. Zu einem solchen Formalismus zwinge je- 
‚doch „das Gesetz nicht. a 
Die Erledigung der Widerklage sei deshalb als zulässig an- 
zusehen, weil der im: $ 33 Z.P.O. vorgesehene rechtiiche Zusammen- 
hang gegeben erscheine. Dagegen könnte die Fassung ihres Antrages 
Bedenken darüber erregen, ob sie inhaltich zulässig war. Denn 
ebensowenig, wie die ordentlichen Gerichte be- 
fugt seien, darüber zu erkennen, ob der Kläger 
eine andere „Einstufung“ verlangen könne, könn- 
ten sie darüber entscheiden, ob er ein solches Ver- 
langen nicht erheben dürfe Insoweit sei der 
Rechtszustand auch durch die Gesetzgebung. des 
Jahres 1920 nicht geändert.@Möge auch durch das Besol- 
dungssperrgesetz und das. preußische Gesetz vom 8. Juli. 1920 die 
Betätisung der Gemeinden auf diesem Gebiete erhebich eingeengt 
worden sein, so sei doch dadurch deren rechtliches Wesen nicht beseitigt 
worden. Auch. bei eingeschränkter Selbständigkeit 
der Gemeinden bleibe die von ihnen vorgenom- 
mene „Einstufung ihrer Beamten“ doch eine ledig- 
lich ihnen obliegende und allein von der Auf- 
sichtsbehörde nachzuprüfende, der gerichtlichen 
Nachprüfung entzogene Angelegenheit. 
Die Widerklage möge daher in ihrer Fassung zu beanstanden sein, 
| inhaltlich sei sie statthaft. Sie bezwecke die Feststellung, Kläger sei bei 
| der gegenwärtigen Sach- und: Rechtslage überhaupt, a'so auch in der 
Folgezeit nicht befugt, Bezüge, die er Gruppe X bezifiert, von der Be- 
klagten zu verlangen. In diesem Sinne sei auch die der Widerklage 
stattgebende Entscheidung des Berufungsgerichtes aufzufassen und recht- 
lich nicht zu beanstanden. Kläger gebe nämlich an, daß die von ihm 
‚verlangten Beträge den Bezügen der Gruppe X .entsprächen, und 
behaupte, diese sei der vormahgen Gruppe Ib gleichgestellt. Er 
folgere dies zunächst daraus, daß ihm die Beklagte bis zum 30. Juni 1922 
| die Bezüge aus Gruppe X gezahlt habe. Das seiaber, wie fest- 
gestellt, nur „unter Vorbehalt“ geschehen, wobei un- 
erörtert bleiben könne, ob der Kläger diesem.- Vorbehalt zugestimmt 
und weshalb er das getan habe. Sodann habe das Berufungs- 
gericht ausgeführt, daß in den einschlägigen orts- 
rechtlichen Bestimmungen, auf die sich .der Kläger weiter- 
hin berufe, eine Gleichstellung der Gruppe X und Ib 
nicht ausgesprochen worden sei. Ob dies zutreffe, 
könne gemäß 8.562 Z.P.O. nicht nachgeprüft wer- 
den. Auch seine Bezugnahme auf den preuß. Min.-Erl. vom 
25. Februar 10921 versage, da dieser nur eine Belehrung 
der Gemeinden enthalte und Ansprüche der in Be- 
tracht kommenden Beamten gegen diese nicht be- 
gründen könne, 

Hiernach bliebe nur noch zu erörtern, ob der 
Kläger, der, wie das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum annehme, 
ein „wohlerworbenes Recht auf die Bezüge der 
Gruppe Ib habe, bei der jetzigen Gehaltsregelung 
weniger wie diese Bezüge erhalte. Das sei jedoch nach 
der aus dem angefochtenen Urteil ersichtlichen tatsächlichen Annahme 
des Berufungsgerichtes nicht der Fall; denn es habe mit der erst- 
instanzlichen Erkenntnis auf die dem Kläger erteilten Verwaltungs- 
bescheide Bezug genommen, indenen ausdrücklich ‚„fest- 
gestellt“ worden sei, daß die vom Kläger nun- 
mehr bezogenen Sätze — nicht nur die gegen- 
wärtige Zahlung — höher seien wie die Bezüge 
der vormaligen Gruppe Ib. Dann aber sei der Kläger nicht 
befugt, den mit der Widerklage abgewehrten Anspruch zu erheben, die 
angefochtene Entscheidung sei aber hinsichtlich der Widerklage be- 
gründet. - =: e 

Aus diesem Spruch ergibt sich nun folgendes: 

1. Der Beamte hat einen im Rechtswege verfolgbaren An« 
spruch nur auf diejenigen Bezüge, auf die er ein „wohler- 
| worbenes Recht“ hat. 

2. Für die Berliner Beamten sind das die Bezüge, die ihnen 
nach den Gruppen der B.O. ihrer früheren Gemeinden am 
Tage der Eingemeindung zustanden, soweit sie nicht auf Grund 
des Besoldungssperrgesetzes beanstandet werden konnten und 
beanstandet worden sind. 













na Aus dem Bunde >: 


_ Vorstandsbekanntmachungen 


k Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
- klamationen, sind an-den Bundesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her- 
# mann .Waschow, .Stralau b. Berlin, Krachtstr. 16, zu richten. 
E _ Beschwerdeausschuß. . Beschwerden: gegen die Entscheidungen des 
" Bundesvorstandes sind an den Obmann des vom Bundestage neu eiti- 
u ren ‚Beschwerdeausschusses, - Herrn Ingenieur Jakob Michler, 











Aünchen,- Jutastr. 7, zu richten, 


 desjenigen aus Gruppe X, die der vormaligen Gruppe Ib gleich- _ 
! 
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3. Der Beamte hat unbeschadet der Eingruppierung seiner 
Dienststelle keinen Rechtsanspruch, aus einer bestimmten 
Besoldungsgruppe der Berliner B.O. besoldet zu werden, nur 
müssen die neuen Bezüge mindestens die gleichen sein wie die 
der alten Besoldungsgruppe, es sei denn, daß das dem Beamten 
vor der Eingemeindung „verliehene Amt‘ durch die Um- 
organisation der Verwaltungsgeschäfte der neuen Stadt Groß- 
Berlin zu einer andern Beamtengliederung geführt hat. 

Eigenartig berührt es— und dieses Gefühl haben 
anscheinend auch die Richter des Reichsgerichtes gehabt, die 
jedoch an die Feststellung gebunden waren —, wennin den 
„Verwaltungsbescheiden“ im vorliegenden 
Rechtsstreit „festgestellt“ wordenist, daß die 
Bezüge der Gruppe Ib niedriger gewesen sein 
sollen, als die Bezüge der Gruppe IX, in welche der 
Kläger eingereiht worden war. Sieht man sich die „Vorent- 
scheide‘‘ des Oberpräsidenten von Berlin an, so findet man, daß hier 
noch die Fiktion: „Mark—=Mark“, angewandt wird, also 
eine Goldmark des Friedensstandes mit der Inflationspapier- 
mark gleichgestellt wird, trotzdem das Urteil des Reichs- 
gerichtes vom 28. November 1922 ausdrücklich besagt, daß 
eine solche Fiktion gegen den übergeordneten 
Rechtsgrundsatz von Treu und Glauben ver- 
stößt und nicht anwendbar ist. Auch der Herr 
Minister des Innern weist in seinem Beschluß vom 13. Sep- 
tember 1923 in der Beschwerdesache O.B.C. 3381 und vom 
16. April 1923 (IV a. V. 1002/24) (vergl. S. 3, 4 und 38 im 
Aßmann: „Wohlerworbene Beamtenrechte‘‘) hierauf hin. Bei 
zukünftigen Streitfällen, die sich ja jetzt infolge der neueıt 
Eingruppierungen in Berlin besonders vermehren dürften, muß 
daher ausdrücklich nachgewiesen werden, daß die früheren 
Besoldungsbezüge in M. bei ihrer Aufwertung nicht denjenigen 
entsprechen, wie sie aus der betr. neuen Besoldungsgruppe 
nunmehr in R.-M. gezahlt werden und daß somit ein wohl- 
erworbenes Recht auf „höhere Bezüge‘ besteht. 

Aßmann. 


Behördentariffragen 


Ortszuschlag (Wohnungsgeldzuschuß) für ausgeschieder:e 
'Arigestellte. Der Preußische Finanzminister hat unter dem 
23. Februar 1925 (Lo. 200) folgenden Eriaß herausgegeben: 


„Im Anschluß an den Runderlaß vom 3. November 1924 — Lo. 153. 
Abschn.: C —, veröffentlicht im Preuß. Bes.-Bl, S. 335 von 1924, wird 
hiermit bestimmt, daß Angestellten, deren Dienstverhältnis vor dem 
2. November 1924 gekündigt worden ist und deren Ortszuschlag .(Woh- 
nungsgeldzuschuß) sich infolge der Einstufung der Orte in die einzeinen 
Ortsklassen entsprechend dem neuen, im Reichsbeso!dungsblatt von 1924, 
Nr. 54, S. 21 ff., abgedruckten Ortsklassenverzeichnis mit den dazu 
bekanntgegebenen Nachträgen und Berichtigungen vermindert hat, der 
Unterschiedsbetrag in entsprechender Anwendung des Runderl. vom 
3. November 1924 — Lo. 1533 — bis zur Beendigung des Dienstver- 
hältnisses gezahlt wird. 

Dementsprechend ist auch zur Berechnung der Abfindungssummie 
gemäß $ 36 des 1. Abschnittes der ‚Preuß, Personal-Abbau-Verordnung 
(Pr. G.-S. S. 73 von«1924) und den dazu ergangenen vorläufigen Aus- 
tührungsvorschriften (Pr. Bes.-Bl. S. 253 von 1924) für die in vor- 
stehendem Absatz bezeichneten Angestellten bei der Feststellung des 
letzten Monatseinkommens der bisherige höhere Ortszuschlag (Wohnungs- 
geidzuschuß) zugrunde zu legen.“ 


Einstellung von Angestellten. Der Preußische Finanzmini- 
ster hat unter dem 27. Februar 1925 (Lo. 234) folgenden Erlaß 


herausgegeben: 
„Soweit — unter Beachtung der für die Angestellten geltenden Vor- 
schriften — eine Einstellung von Angestellten außerhalb des preuß. An- 


gestelltentarifvertrages, insbesondere von Aushilfsangestellten und nicht 
vollbeschäftigten Angestellten in Frage kommt, wird ersucht,. auch in 
diesen Fällen, soweit. irgend angängig, entsprechend den in den 55 3 
bis 12 des P.A.T. niedergelegten Grundsätzen zu verfahren.“ 


Zahlung von Beschäftigungstagegeldern an Angestellte. Der 
Preußische Finanzminister hat unter dem 3. März 1925 (Lo. 271) 
folgenden Erlaß herausgegeben: 

„Zur Vermeidung von Zweifeln wird darauf hingewiesen, daß die 
den Angestellten etwa zu gewährenden Beschäftigungstagegelder und 
Wohnungsbeihilfen in der gleichen Weise wie die Dienstbezüge, also 
halbmonatlich im voraus, zu zahlen sind.“ 





Vertrag mit dem „Stuttgarter Versicherungskonzern“. Der Bun- 
desvorstand hat im Jahre 1920 mit dem „x tuttgarter Ver- 
sicherungs-Konzern“ einen Vertrag über Einzelunfallversicherungen und 
Haltpflichtversicherungen für die Mitglieder abgeschlossen. Die Prämien- 
zahlung richtet sich in beiden Versicherungsarten nach den jeweils gelten- 
den Tarifen des Konzerns. Ueber die in den Tarifen aufgeführten Er- 
mäßigungen auf die Tarifprämien erhalten Bungesmitglieder bei Ab- 
schluß “einer Unfall- oder Haftpflichtversicherung eine weitere Er- 
mäßigung. von zehn Prozent. Diese Vergünstigung wird auch auf 
bereits bestehende Versicherungen von dem Tage ab, an weichem dies 
beantragt wird, gewährt. 

Anträge auf Abschluß ‘einer Versicherung sind an obengenannten 
Konzern in Stuttgart zu richten. 
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Eine Erhöhung der täglichen Unterstützungssätze bei der Stellen- 
losen- und ne tritt gemäß Beschluß des Bundes- 
vorstandes ab 1. April 1925 ein, ferner eine Verlängerung der Bezugs- 
dauer bei der Stelleniosenunterstützung. Die Sätze sind aus nachstehen- 
den Tabelien ersichtlich. 


Die tägliche Stellenlosenunterstützung beträgt: 


auf die Dauer 
von Monaten 


Nach einerMitglied- 
schaft von Jahren 


bei einem Beitrage von 
2 G.M. | 3G.M. | 4 G.M. 


Su 
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Die tägliche Solidaritätsunterstützung beträgt 
für ledige Mitglieder: 
ee 
in der Beitragsstufe 


Nach einer Mitgliedschaft 2GM. | 3GCM | 4CM. 


von 3 Monaten bis zu 1 Jahr 1,— 
bis zu 2 Jahren 1,10 

bis zu 5 Jahren 1,30 

von 5 Jahren und mehr 1,50 


Für jedes unterhaltsberechtigte Familienmitglied wird ein täglicher | 


Zuschlag von 0,50 Mk., höchstens jedoch 2,50 Mk. gezahlt. Die Zahlung 
der Solidaritätsunterstützung erfolgt wöchentlich. 

Wir weisen darauf hin, daß für die Inanspruchnahme der Stellen- 
losenunterstützung nachstehende Bestimmungen für die Mitglieder unbe- 
dingt zu beachten sind, um den Anspruch auf Unterstützung 
nicht zu verlieren. 

1. Nach erfolgter Kündigung innerhalb sieben Tagen zum 

Steilennachweis anmelden. 

2. Die Meldung zum Stellennachweis muß auch dann erfolgen, 
wenn Verhandlungen über Zurücknahme der Kündigung schweben, 


unverbindliche Zusagen vom Arbeitgeber über Weiterbeschäftigung 


gemacht werden oder die Aussicht besteht, eine andere Stellung in der 

Zeit zwischen der Kündigung bis zur Auflösung des Dienstverhältnisses 

zu erhalten. 

. Bei verspäteter Meldung zum Stellennachweis wird die Bezugsdauer 
der Unterstützung der Anzahl der versäumten Tage entsprechend 
gekürzt. 

. Bei Eintritt der Stellenlosigkeit muß das Mitglied innerhalb 
sieben Tagen den Antrag auf Unterstützung bei der Haupt- 
verwaltung stellen und gleichzeitig die öffentliche Erwerbslosen- 
unterstützung beantragen, sofern es zum Kreise der Bezugsberechtig- 
ten gehört. 

Bezugsberechtigt ist, wer in den letzten zwölf Monaten vor Ein- 
tritt der Stellenlosigkeit drei Monate krankenversicherungspflichtig war. 

. Am Tage der Kündigung und am Tage des Ausscheidens aus der 
Firma darf das Mitglied nicht mit mehrals zwei Monats- 
beiträgen im Rückstande sein, ohne von der Ortsverwaltung 
oder der Hauptverwaltung Stundung der Beiträge erhalten zu haben. 
Rückwirkende Stundung der Beiträge ist nicht zulässig. 

. Die Mitglieder müssen darauf achten, daß die Beitragsmar- 
ken vom Vertrauensmann oder der Ortsverwal- 
tung mit dem Verkaufsdatum entwertet werden, 
Der monatliche Beitrag beträgt: 
bei einem monatlichen Einkommen bis 125 G.-M. = 2 G.-M,, 
bei einem monatlichen Einkommen bis 225 G.-M. = 3 G.-M,, 
bei einem monatlichen Einkommen über 225 G.-M. = 4 G.-M, 

Als beitragspflichtiges Einkommen gilt das monat- 
liche Brutto -Arbeitseinkommen einschließlich aller Zulagen 
(Frauen-, Kinder- und Leistungszulagen usw.) und des Gegenwertes 
etwaiger Naturalleistungen, wie freie Wohnung, Licht usw. — Auf An- 
trag bei der zuständigen Verwaltungsstelle können für jedes versorgungs- 
berechtigte Kind unter 16 Jahren 10 G.-M. in Abzug gebracht werden. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 


Komnick in Elbing. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Dillinger Eisen- und Maschinenbau A.-G., Dillingen. 
Zimmermann-Werke, Akt.-Ges., Chemnitz, 


Versammlungskalender | 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T.Z.“ erfolgen 
nur in der 4. 8. 12. und 13. Nummer jedes Vierteljahres; sie dürfen 
wegen des beschränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Orts- 
verwaltung, Art der Versammlung, Datum, Versammlungsbeginn, Ver- 
sammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 3 Tage vor Er- 
scheinen der neuen Nummer im Besitz der Redaktion sein 


und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 

wendung nachstehender Abkürzung enthalten: Be 
M == Mitgliederversammlung, V = Vertrauensmännerversammlüng, A 
F = Fachgruppenversammlung, B = Berufsausschuß, 

Bautzen. M. 3. IV. 8% im Bürgergarten, 

Bonn. M. 4. IV. 8%, Rest. Jakob, Friedrichstr. 23. 

Eisenach. M. 1. IV. 8%. Karlshäuser Hof, Karlsplatz, 

Erfurt. M. 3. IV. 8%. Rest. Steiniger. 

Glatz. M. 3. IV. 730%, Stephans Brauerei, Roßstr. 

Görlitz. M. 2. IV. 8%, Hande'skammerhaus, 


Greifswald. M. 1. IV. 8%, Lokal Berger, Ecke Fisch- und Langefuhrstr, | 


Heidelberg. M. 2. IV. 8%, Brauerei Ziegler, i 
Potsdam-Nowawes. M. 3. IV. 8%, Rest. Fürst Bismarck. 
Waldheim. M. 2. IV. 80%, Hartha, Kaffee Naumann, 


Bücherschau 
Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung“ 


übersandten Schriftwerke werden nach Veriasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schrifter 
erfolgt nicht. 


Stier, Gg. Th. d. Ae. Die Stahle in den Metalivorgängen, ihre Dar- ° 


stellungen, stofflichen Artuf@en u. folgerichtigen Bearbeitungen. 
Dritte Aufl. (Die heutige Metall-Technik, 5. Bd. A.) Vie. Dr. Max 
Jänecke, Leipzig. Pr, 2,70 Mk. 

Stillich, Oskar. Die Banken u. ihre Geschäfte. Vierte Aufl. (Handbuch 


d. Geld-, Bank- u. Börsenwesens, Bd. U.) Vig. G. A. Gloeckner, © 


Leipzig 1924. Pr. geb. 6 Mk. 
Tiefbau-Berufsgenossenschaft, Berlin-Wilmersdorf. Die Unfallverhütung 


im Bilde. 50 Tafeln z. Verhütung von Unfällen. Zweite Aufl. 1925, Er 


Vlg. Reimar Hobbing, Berlin. 

Uhlands Ingenieur-Kalender 1925. 51. Jhrg., bearb. v. F. Wilcke, 
1. Teil: Taschenbuch (gebd.), 2. Teil: Für den Konstruktionstisch 
(geh.). Vig. A. Kröner, Leipzig. Pr. 3,50 Mk. 

Wagner, Martin. Neue Wege zum Kleinwohnungsbau. Vlg. d. Vorwärts- 
Buchdruckerei, Berlin. Pr. 75 Pig. 

Warneyer und Koppe. Die Aufwertung auf Grund der dritten Steuernot= 
verordnung vom 14. Februar 1924. Industrie-Verl. Spaeth & Linde, 
Berlin. 

Webb, Sidney und Beatrice. (Deutsch von J. Cassau.). Die Genossen- 
schaftsbewegung der Konsumenten. (Soziale Organisationen der 
Gegenwart, herausgegeb. v. Prof. Grünfeld, Halle, Nr. 2) H. 
Meyers Buchdruckerei, Abt. Verlag, Haiberstadt, 1924. 


Webb, Sidney und Beatrice. (Deutsch von Prof. Dr. Aug. Müller.). Die 


genossenschaftliche Gemeinwirtschaft. (Soziale Organisationen d. 


Gegenwart, herausgegeb. v. Prof. Grünfeld, Halle, Nr. 3) H. 
Meyer’s Buchdruckerei, Abt. Verlag, Halberstadt, 1924. / 
Weihe, Carl. Franz Reuleaux und seine Kinematik. Vig. J. Springer, 

Berlin. Pr. geb. 3 Mk. 
Wiesent, johs. Die Elektrizität. Auf Grund der jüngsten Forschungs- 
ergebnisse gemeinverständl. dargestellt. Mit 167 Textabbild. u. drei 
Tafeln. Vig. Ferd. Enke, Stuttgart, 1924. Pr. geh. 4 Mk, 
Winkel, Arthur. Die Auftragsorganisation, insbesondere der Klein- und 
- Mittelbetriebe. (Samml. „Lebende Bücher“, herausgeg. von Adalb. 
Deckert.) Vig. Jos. Kösel & Fr. Pustet, Verl.-Abt. Kempten. 


Wölbling, Paul, und Neubauer, Horst. Die Entlassung der Arbeiter und 


Angestellten nach neuestem Recht. Text aller einschlägigen Gesetze 
und Verordnungen mit Erläuterung. Zweite Aufl. Industrie-Verl. 
Spaeth & Linde, Berlin, 1924. Pr. 3,20 Mk. : 


Wölbling, Paul, und Riese, Walter. Verordnung über die Arbeitszeit vom— 
21. Dez. 1923. Mit Erläuterungen. Industrie-Verl. Spaeth & Linde, 


Berlin. Pr. 4,50 Mk. 
Wörner, Gerh. Der demokratische Gedanke im deutschen Sozialrecht, 


H.Meyers Buchdruckerei, Abt. Verlag, Halberstadt, 1925. Pr.150 Mk. 


Wundram, Oskar. Die elektrische Lichtbogenschweißung, ihre Hilfs- 


mittel u. ihre Anwendung. Hanseat. Verlagsanstalt, Hamburg, 1924, 


Pr. kt. 3 Mk. in Leinen gebd. 4 Mk. 


Zentralverband d. Angestellten in Industrie, Handel u. Verkehr, Teplitz- | 


Schönau. Angestellten-Kalender 1935. Komm.-Vlg. Rob. Wantoch, 
Turn b. Teplitz. Pr. 7 Ko, u. 1 Kc. in Briefmarken (f. Porto). 
Zwing, Karl. Soziologie der Gewerkschaftsbewegung. 1. Teil: Ge- 

werkschaften und Wirtschaft. Vig. Gewerkschatts-ÄArchiv, Jena, 1925. 

Pr. brosch. 4,50 Mk., in Halbleinen geb. 5,50 Mk. (für Bezieher d. 

„Gewerkschafts-Archivs“ halbe Preise). 

Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu 
beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. EI;; 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. ° Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Be- 
rechnung von Porto und Verpackung. 


Technik. 


Güldners Betriebskalender und Handbuch für den praktischen Ma- 
schinenbau, Verlag von H. A. Ludwig Degener, Leipzig 1925, 
Preis 3,50 Mk. Die vorliegende Ausgabe für 1925, die von Dipl.-Ing. 
Wiegand herausgegeben wird, ist der 33, Jahrgang des von Güldner be- 
gründeten Betriebskalenders. Der Kalender ist im Laufe der Jahre ent- 
sprechend der Entwicklung der Betriebswissenschaften umgearbeitet und 


erweitert worden. Auch der vorliegende Jahrgang weist wesentliche 


Fortschritte nach dieser Richtung hin auf. So sind unter anderem die 
Kapitel über Werkstoffe, Maschinenelemente und Arbeitsrecht neu be- 
arbeitet. Einen besonders breiten Raum nehmen ihrer Wichtigkeit ent- 


sprechend die von Dipl.-Ing. Angermann neubearbeiteten Kapitel über 


Elektrizitätsiehre, elektrische Kraftübertragung und Beleuchtung sowie 


über elektrische Betriebseinrichtungen ein. Neu aufgenommen sind vom 
Normenausschuß ‚der Deutschen Industrie (NDI) Beiträge und Normen- 


‚.blätter über „Dinormen“ und „Dinpassungen“, ferner sind vom Aus- 
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Nr. 12 


schuß für wirtschaftliche Fertigung (AWF) Betriebsblätter zum Ab- 
druck zur Verfügung gestellt. 

Auch dieser Jahrgang des Güldner kann als die „Hütte“ des Be- 
triebsmannes bestens empfohlen werden. W. M. 

Technisches Auskunftsbuch für die Jahre 1924/1925. 
Von Joly. Es erscheint überflüssig, der 30. Auflage des Joly eine 
besondere Empfehlung mit auf den Weg zu geben. Die hohe Zahl 
seiner Auflagen zeigt am besten, wie sehr’sich dieses Nachschlagewerk für 
kurze technische Auskünfte und als Bezugsquellenverzeichnis eingebürgert 
hat, so daß es für den Betriebsleiter und technischen Einkäufer als 
unentbehrlich bezeichnet werden darf. H. W. 


Verschiedenes. 

„Hustrierte Reichsbanner-Zeitung.“ Das Reichsbanner „Schwarz-Rot- 
Gold“ gibt seit einiger Zeit unter vorstehendem Namen eine reich- 
ilhıstrierte Wochenschrift heraus. Trotzdem das Erscheinen der ersten 
Nummern in den Trubel des Wahlkampfes fiel, hat die „I. R.-Z.“ in 
überraschend kurzer Zeit eine außerordentlich hohe Auflageziffer erreicht. 
Das ist zweifelsohne auf die ausgezeichnete Ausgestaltung der Zeitung 
zurückzuführen, die tatsächlich von Anfang an in die Reihe unserer 
führenden illustrierten Zeitschriften getreten ist. Die Reichsbanner- 
illustrierte verfolgt dieselbe Tendenz wie das Reichsbanner überhaupt, 
d. h. Stärkung und Verbreitung des republikanischen und staatsbürger- 
lichen Geistes. Sie bringt in Bild und Schrift alles, was im öffentlichen 
Leben der deutschen Republik in der Volkswirtschaft und in der deut- 
schen Politik von Wichtigkeit ist, ohne dabei auch nur im geringsten 


30. Auflage. 




















Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
Beilagen nach Vereinbarung. 





spaltene Millimeterzeile. 











Kalaster- orler Katasterhilistechniken 


mit der Bearbeitung von Fortschreibungsvermessungen ver- 
traut, sucht für sofort oder später 
Katasteramt Beetzendorf 
(Kreis Salzwedel). 





Für Büro und Baustelle 
zu sofort gesucht: 


. tüchtiger Statiker 


für Eisenbetonkonstruktionen, 


ns 
‚. erfahrener Bauführer 
für Hoch- und Tiefbau, 

Schriftliche Bewerbungen mit Auskunftsnachweisen 
Zeugnisabschriften, Lebenslauf und Gehaltsansprüchen er- 
beten san Ernst Sandvoss A.-G., Bauausführungen, | an 

Düsseldorf, Grabenstr. 19-25. 


2 Tiefbautechniker, 
2 Hochbautechniker 
und 1 Be- und Entwässerungstechniker 


mit abreschlossener Baugewerkschulbildung und guter »P 
behördlicher Praxis zum sofortigen Eintritt gesucht. Ein 
Tiefbautechniker muß im Kanatisationswesen, einer in 
Straßenbau und -unterhaltung, ein Hochbautechniker und 
der Be- und Entwässerungstechniker im Baupolizeiwesen 
erfahren sein, 

Beschäftigung auf Grund des zwischen der Stadt Berlin 
und dem Butab z. Zt. bestehenden Koliektivvertrages. 
Beso!dung Gruppe VII. Bewerbungen mit Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften und Probezeichnung an 

Bezirksamt Cöpenick. 


Suche sofort tüchtigen 


Bau -Techniker 


vorwiegend zur Bau-Beauf- 
sichtigung. Derselbe muß 
auch Kenntnis im Kalkstein- 
bruch-Betrieb haben. Gefl. 
Offert.mit Gehaltsansprüchen 
Karl Madlung, 
Maurermeister, 
Laucha a. Unstrut 
Fernruf 26. 





Achiung Radiahrer! 


Fahrrad- Bereifung | 
Wulstdecken; ze ee 


Bergdecken, pa. weiß 4,50 


N extrastark 5.— 
Luftschläuche,extr.pa. 1.20 
Carbidlaternen, 

Messing vernickelt 4.50 
Versand unter Nachnahme. 
Bei Beträgen über M. 20.— 
Verpackung u. Porto frei. 
Prompte und streng reelle 

jenung- 
OTTO HAACK 


KL Steinheim a. M. 
Fahrrad- u. Gummiw.-Vers. 





Wir suchen: 
1. Zur Unterstützung des Oberingenieurs 
einen jüngeren 


Betriehsassistenten 


der möglichst schon Erfahrungen in allen mit der Be- 
triebskontrolle eines Kraftwerkes zusammenhängenden 
Fragen sowie Auswertung von Versuchen hat; 


2. für unsere Verkehrs-Abteilung einen 


Techniker 


zur Erledigung aller vorkommenden Arbeiten, insbe- 
sondere für die Prüfung und Abnahme elektrischer 
Anlagen jeder Art und Größe. Derselbe muß mit 
den Vorschriften des V DE. vollkommen vertraut und 
für den Verkehr mit Stromabnehmern und Installateuren 
geeignet sein; 

3, für unsere Kabelnetz-Abteilung einen 


Techniker 


mit Erfahrungen im Ausbau und Betrieb von Kabel- 
netzen für Gleich- und Drehstrom. 
Bewerber mit gut abgeschlossener technischer Mittelschul- 
bildung wolien Meldungen mit Lebenslauf,Zeugnisabschriften, 
Gehaltsansprüchen und Eintrittstermin umgehend an uns 


“en Elektrizitätswerk Halle (Sale) 


Mitglieder 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 19235 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


Süddeutsche Aluminium -Gießerei 
sucht durchaus selbständigen 


Betriebs-Ingenieur |Padler, 


mit langjährigen praktischen Erfahrungen. Organisatorisch 

veranlagt. In allen gießereitechnischen Fragen auf der Höhe. 

Energisch zielbewußte Persönlichkeit. Eintritt raschmöglichst. 

Angebote unter DT. 134 an R. Merkel, Berlin W 35, 
Potsdamer Straße 111. 






MI IS 
3.255 ® 





kauft nur bei unseren | füsung v. 20 Pf 


Inserenten! | 


Direkt an Private zu sehr_billigen Preisen 
Jagdrad- Fahrräder 
sowie Fahrrad-Ersatz- und Zubehörteile, 
Motorräder, Uhren, Gold- und Silber 


waren, Haushaltungsgegenstände eller 
Art, Musikinstrumente, Geschenkartikel 


Burgsmüller- Waffen 


wie Teschings, Revolver, Pistolen, Luft. 

gewehre, Doppelflinten, Drillinge und 

sämtliche Munition, 

rüstungsgegenstände 

Reichhaltiger Katalog gratis und franko 

Deutsche Waffen. und Fahrradfabriken 

H.Burgsmüller & Söhne 
Kreiensen am Harz Nr 18. 


RER 
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# 
die zahlreichen anderen Gebiete, die uns interessieren-wnd die wir auch 
gern im Bild sehen möchten, zu vernachlässigen. Kunst und Wissen- 
schaft, das schöne deutsche Vaterland, Sport und Körperkultur, be- 
wundernswerte Stellen der Welt und aktuelle Ereignisse kommen in 
Wort und Bild zur Darstellung. 

Die „Ilustrierte Reichsbanner-Zeitung“ kann jedem Kollegen emp- 
IckER krfege Der Preis pro Nummer beträgt 20 Pfg. Bestellungen bei 
er 05 » 


Briefkasten 


Reichsverband der Bergbauangestellten. Ihr Dr. Herwegen ist in 
einer Versammlung in Mörs am 15. Februar, eine halbe Stunde kan 
von unserem Kollegen Werner so auf den Arm genommen worden, dal 
die Versammlung von Lachstürmen durchbraust wurde. Sie versuchen 
vergeblich durch eine Notiz in Ihrer Zeitschrift, in der nicht weniger. 
als 31 mal der Name Werner genannt wird, den glänzenden Reinfall von 
Dr. Herwegen in dieser Versammlung zu bemänteln. Sie werden damit 
bei den unterrichteten Kollegen wenig Glück haben, sondern nur einen 
weiteren Heiterkeitserfolg erzielen. Sachlich darauf einzugehen, dafür ist 
uns der Raum in unserer „D.T.Z.“ zu schade. 


Sachverständige gesucht. Ein älterer, abgebauter Bundeskollege will 
die Fabrikation von Motorkolbenringen aufnehmen. Er bittet 
Kollegen, die ihm mit Rat in dieser Fabrikation gegen Entgelt behilflich 
sein können, um Mitteilung ihrer Adressen an die Abt. Stellennachweis 
des Bundes. Diskretion wird geübt. 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin. 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 


Bautechniker! 


Lest unsere Neuerscheinung: 
Grundlagen für den praktischen 
Eisenbetonbau. 

Preis M. 7.20. Teilzahlung gestattet! 


Industriebeamten -Verlag G.m.b.H. 
BERLPN NWA40, Werftsirasse 7 


Jeder tüchtige Techniker 
muß volkswirtschaftlich denken! 






Lesen Sie: Mk. 
Eckstein, Kapitalismus und Sozialismus . » ever eo.» —.20 
Ford, Mein Leben und Werk, in Halbl. gebd.. . 8— 


Kahn u. Naphtali, Wie liest man den Handelsteil einer 


Zenuno ee ee ee a ad 2.50 

A Liefmann, Allgemeine Volkswirtschaftsiehre . . oo oo». > 2.20 

AM ® Luxemburg, Einführung in die Nationalökonomie . » » » sie. I. 

2 M Niarx, Das Kapital, Gesamtausgabe, 4 Bd. . .» » ae ee 

5 Pinner, Deutsche Wirtschaftsführer. . . » voor eo.» 6.— 

) 5 Pohle, Entwicklung des deutschen Wirtschaftslebens „ ..» » > » 1.60 
Pot:hoff, Die sozialen Probleme des Betriebes . SEA 

| Oppenheimer, Wege zur Gemeinschaft . 2 on oo». 12.50 

Wilbrandt, Einführung in die Volkswirtschaftslehre: 
Bd. 1: Entwicklung der Volkswirtschaftsichre . » » » o » ® 3.50 
„ HU: Geschichte der Volkswirtschaft . » » oo 2 0 > 3,50 





® Teilzahlung gestattet! Blicherverzeichnisse kostenlos! 


Industrlebeamten-Verlag G. m. b. H. 
Berlin NW 30 Werftstt. 7. 


Postscheckkonto Berlin 15550. 
1. 3000 Einkommen 





Teilzahlung! Katalog frei! 


Photographische 


Gründen Sie das Postver- 

sandgeschäft mit Hilfe meiner Appa rate 

Pe Nur ee Katalog A 

ist erforderlich. Fordern Sie 

Schriften Nr. 28 unter Bei- Uhren, Goldwären, 

: 8- & 

Hoffmeisters Propaganda - Büro, Brillanten 

Hamburg 6. Katalog B 





1.Römer, Altona-Othmarschen 6 








Monatliche Ratenzahlung | 
Zlegante 


#Herren- 
Kleidung 


fertig und nach Mass! 
Große Auswahl in guten Steffen 
sowie Gummi- u. Lodenmänteln 
Maßschneiderei Julius Fabian 


NO 18, Gr. Frankfurter Straße 37, 1. Etage. 
Mitglieder erhalten 50/, Rabatt. 










ferner Jagdaus 
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Zahlen beweisen! 


Die Preußisch-Süddeutsche Staatslotterie ist die größte Lotterie der Welt. 

Gleiche Gewinnmögliel;keiten bietet keine ‚andere Klassenlotterie. In der 

ea Be nden ‘25/251. Ausspielung kommen in 5 Klassen 
195000 Gewinne zur Verteilung im Gesamtbetrage von 


38 Millionen M. 


auf ein Doppellos 









darunter als Höchstgewinne: 


2 Millionen M. 


auf ein ganzes Los: 


1 Million M. 


ferner viele größere Gewinne, u. a.: 


4-500000M.| 4-75000M. 

2300000 „ 1450000 

2-200000 „ 1225000 ,, 
10x100000 „ |58<10000 „ 


Der Einsatz für alle Klassen ist gleich und zwar: 
1/s 1; !/a YYı Los s 1 Doppellos 


12,2..,:926, 2,7948. 


eden Monat ist eine Ziehung. Bestellen Sie sofort ein Los aus meiner 

löckskollekte. Zusendung erfolgt diskret in geschlossenem Brief ohne 

Firma. Auszahlung der Gewinne gt nach Erscheigen der amtlichen Liste. 
u 


a - Altona-E. 


BLU 30Te. ee Hamburg 63170. 








Stastiiches 
Loiterie- 
Einnehmer 









Honig 


garant. reiner Bienen- Blüten- 
Schleuder - Honig edelster 
Qualität. 10 Pfd -Dose franko 
Nachnahme 11.— Mk., halbe 
6.50 Mk. Garantie Zurück- 
nahme. Rektor Feindt, 
Großimk., Hemelingen 85. 


IBilligehöhmische 
[Bei tfedern! 


1 Kilo gane geschlissene M. 3.— 
halbweiße M. &.—, weile M.5.— 
bessere M.6.— u. M.7.— ‚daunen- 
weiche M. 8.—, 10.—, beste Sorte 
M.12.— u. 14.—. Versand frauko, 
zollfei, gegen Nacho. Mu ste frei. 
Umtausch und Rücknahme gestattet 
Benedikt Sächsel, 
Lobes Nr. 903 


bei Pilsen (Böhmen) I 
Kennen Sie 


meine seit Jahrzehnten bei Behörden, industriellen Werken, Rechtsanwälten usw. 
im Gebrauch befindliche Aktentasche? Ich liefere frei Haus gegen Nachnahme 


Nr. 231. 


Aktentasche 


nr [73 
„Primosa 
BestesRindleder(Vo!l-) \ 
mit Griff und Schiene, Mi zereuse 
longgrain oder florida # h N il) 
genarbt,zwei Schlösser i N 


Friäche Butter 
ist unerschwinglich, Man spart schnell 


und viel beim direkten Bezuge unserer 
buttergleichen u. butterfrischen Margarine 


A Mei-Rei buttergleich OPfd.M.8.50 franko Haus 1 
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i Fort mit allen wertlosen Ange- 
boten auf hygienischem Gebiete. 


Lassen Sie sich nicht irreführen 
durch vielversprechende hoch- 
klingende Anpreisungen. Nur 
meine genehmigten, kräftig 
wirkenden Spezialmittel bei 
Störung helfen sicher. Auch 
in bedenklichen Fällen über- 
raschende Wirkung schon in 
wenigen Stunden. 














Meine Berufsstörung! 
Vollkommen unschädlich! 


Viele Dankschreiben. 
Diskreter Versand durch 
Frau H. Fischer 
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Nummer 13 / 7. Jahrgang 


„Herr-im-Hause“-Standpunkt oder 
gesetzliche Betriebsvertretung der 


Arbeitnehmer? 


Nicht allzu weit brauchen wir zurückdenken, um den Zeit- 
abschnitt zu finden, in welchem es kein Mitbestimmungsrecht 
der Arbeiter und Angestellten in den Betrieben gab. Unum- 
schränkt, gestützt auf eine seinen Wünschen angepaßte Gesetz- 
gebung, herrschte der Unternehmer in den Betrieben; Arbeiter 


“und Angestellte waren fast schutzlos seiner Willkür preis- 


gegeben. Sie waren Arbeitssklaven ihrer Zeit, den bestehenden 
politischen und. wirtschaftlichen Machtverhältnissen unterworfen. 
Wohl konnten sie entsprechend dem kapitalistischen Wirt- 
schaftsgesetz ihre Arbeitskraft frei verkaufen, aber nach der 
Eingliederung in den Produktionsprozeß bestimmte der Unter- 
nehmer. Er allein setzte die Arbeitszeit fest, stellte Antreiber 
ein, veranlaßte Kontrollen sichtbarer und unsichtbarer Art, ver- 
hängte Strafen und dergleichen mehr, war allein der Herrscher 
im Betriebe, die Arbeitsbedingungen diktierend. Wem es nicht 
paßte, der konnte ja gehen, Hunderte‘ der industriellen Re- 
servearmee warteten vor dem Fabriktore, um an seine Stelle 
zu treten. Erdreistete sich gar einer, etwas gegen die Anord- 
nungen des Unternehmers einzuwenden, so war es letzterem 
unberommen, diesen Arbeiter oder Angestellten fristlos auf 
die Straße zu setzen. Die Kautschukparagraphen des seinerzeit 


geltenden Rechts ließen in neunundneunzig Prozent der Fälle 


schon eine entsprechende Begründung für die Entlassung 
finden. So mancher Kollege wird von derartigen Willkürakten 
der Unternehmer auch gegenüber technischen Angestellten er- 
zählen können. Wer denkt nicht bei dieser Gelegenheit an die 
Kampfansage des Verbandes bayrischer Metallindustrieller im 
Jahre 1908, an die Tage. von „Sterkrade“ und viele andere 
Kämpfe gegen überschäumende Herrschergelüste gewisser Un- 
ternehmer. 

Hatten auch die freien Gewerkschaften als Vertreter der 
wirtschaftlichen Interessen der Arbeitnehmerschaft durch jahr- 
zehntelange Kämpfe — aktive Selbsthilfe — sich eine achtung- 
gebietende Stellung im deutschen Wirtschaftsleben geschaifen, 
so war den Arbeitern und Angestellten ein gleicher gesetzlicher 
Schutz wie den Unternehmern und die Anerkennung, ihrer Ver- 
bände durch das Gesetz jedoch versagt. Es gab für sie nur 
Rechte, die sie sich selbst in Tarifverträgen und dergleichen 
erkämpft hatten. 

Ein schwaches Dämmerlicht tauchte im Jahre 1891 am poli- 
tischen Horizont auf. Das Arbeiterschutzgesetz vom 
ee Jahre sah freiwillig zu errichtende Ar- 

eiterausschüsse vor, die in den Betrieben an der Ge- 
staltung der Arbeitsbedingungen der Belegschaft mitwirken 
sollten. Nicht unerwähnt sei, daß einzelne Unternehmer schon 
vorher in ihren Betrieben freiwillig derartige Ausschüsse ge- 
schaffen und anscheinend nicht schlechte Erfahrungen damit 
emacht hatten. Obligatorisch wurde die Bildung von Ar- 
eiterausschüssen zuerst landesrechtlich durch Preußen 
im Jahre 1905 für den Bergbau vorgeschrieben. Die Ent- 
wicklung bis zum Kriege zeigt, daß die gesetzgebenden Kör- 
perschaften nur in den allerdringendsten Fällen gewillt waren, 
der Arbeitnehmerschaft ein Mitbestimmungsrecht einzuräumen. 
Erst die Kriegszeit rief eine grundsätzliche Aenderung dieses 
Zustandes hervor. Unter dem Druck der “Verhältnisse sah 
sich gie damalige Reichsregierung gezwungen, den Arbeitern 
und Angestellten ein gesetzlich festgelegtes Mitbestimmuugs- 
recht in den Betrieben zuzugestehen. In dem sogenannten 


- Hilisdienstgesetz vom 5. Dezember 1916 wurde be- 
stimmt, daß in allen im vaterländischen Hilfsdienst stehenden 
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Betrieben mit mindestens fünfzig Arbeitern oder Angestell- 
ten Arbeiter- bzw. Angestelltenausschüsse zu 
errichten seien. Ihre Aufgabe war es, Forderungen der Ar- 
beiter und Angestellten bezüglich der Lohn- und rbeitsbedin- 
gungen und Betriebseinrichtungen dem Unternehmer zur Kennt- 
nis zu bringen und mit ihm darüber zu verhandeln. 

Die Novembertage von 1918 brachten neben sonstigen 
Fortschritten auf sozialem und arbeitsrechtlichem Gebiet auch 
eine völlige Neuordnung des Mitbestimmungsrechtes. Die Ver- 
ordnung vom 23. Dezember 1918 übernahm zunächst die Ar- 
beiter- und Angestelltenausschüsse aus dem Hilisdienstgesetz 
und bestimmte, daß in allen öffentlichen und priva- 
ten Betrieben, Büros und Verwaltungen mit mindestens zwan- 
zig Arbeitern oder Angestellten derartige Ausschüsse zu bilden 
seien. Der Aufgabenkreis wurde ebenfalls erweitert. Die Ar- 
beiter- und Angestelltenausschüsse hatten nunmehr die wirt- 
schaftlichen Interessen der Belegschaft gegenüber dem Unter- 
nehmer zu wahren, die Einhaltung der Tarifverträge zu über- 
wachen, bei der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen 
mitzuwirken und das gute Einvernehmen innerhalb der Be- 
legschaft und mit dem Unternehmer zu fördern. Ferner lag 
ihnen die Mitwirkung bei der Bekämpfung der Unfall- und 
Krankheitsgefahren ob. Durch einige Demobilmachungsverord- 
nungen erhielten sie die Befugnis, bei Kündigungen und Ent- 
lassungen ein gewichtiges Wort mitzureden. Ein erfolgreicher 
Kampti gerade auch um dieses Recht wurde im Frühjahr 1919 
von der gesamten Angestelltenschaft der Berliner Metallindu- 
strie durchgeführt. Das Ergebnis war wegweisend für d’e 
weitere Entwicklung des Mitbestimmungsrechtes, wie der Rätc- 
gesetzgebung überhaupt. 

Die am 11. August 1919 geschaffene neue Reichsverfassung 
sieht in ihrem Artikel 165 denn auch vor, dab die Arbeil- 
nehmer mit den Unternehmern gleichberechtigt an der Reg>- 
lung der Lohn- und Arbeitsbedingungen, sowie an der gesamteit 
wirtschaftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte mitwirken 
sollen. In den Betrieben sollen Betriebsarbeiterräte gebildet 
werden: darüber sollen Bezirksarbeiterräte in den einzelnen 
Wirtschaftsgebieten stehen, an der Spitze ein Reichsarbeiterrat 
für das ganze Reich. Verwirklichung fand bisher nur die erste 
Stufe dieser in der Verfassung vorgesehenen Arbeitnehmer- 
vertretungen. Das Betriebsrätegesetz vom 4. Februar 
1920, in Kraft getreten am 9. Februar 1920, räumte endgült'g 
mit dem absolutistischen System in den Betrieben 
auf und setzte die Betriebsdemokratie an seine Steile. 
Der Betrieb wird zur Arbeitsgemeinde, in der Arbeitnehmer 
und Unternehmer in wichtigen Angelegenheiten zusammen- 
arbeiten sollen. Die Belegschaft wählt zur Wahrnehmung ihrer 
Interessen in Betrieben von bestimmter Größe einen Betriebs- 
rat, in kleineren Betrieben einen Betriebsobmann. Für die Ar- 
beiter und Angestellten sind besondere Gruppenvertretungen in 
den- Arbeiter- und Angestelltenräten geschaffen, an deren Stelle 
in kleineren Betrieben ein Arbeiterobmann und ein Angestell- 
tenobmann treten. Neben den Einzelbetriebsräten kann unter 
Umständen für Unternehmen, die mehrere Betriebe umfassen, 
ein. Gesamtbetriebsrat gebildet werden, der für Angelegen- 
heiten, die alle Betriebe einer Unternehmung gemeinsam be- 
treffen, zuständig ist. Es kann aber auch ein gemeinsamer Be- 
triebsrat, der die Bildung einzelner Betriebsräte ausschließt, für 
derartige Unternehmen gewählt werden. Erwähnt seien noch 
die Sondervertretungen, die für besonders gelagerte Betriebs- 
verhältnisse, wie z. B. im Baugewerbe, zulässig sind, und deren 
Regelung durch allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag 
erfolgt. 

° Durch die Neuordnung der Betriebsvertrefungen im Be- 
triebsrätegesetz sind für die Wahrnehmung der Interessen der 
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Arbeiter und Angestellten in den Betrieben öffentlich-rechtliche 
Körperschaften mit einem ganz bestimmten Aufgabenkreis ge- 
schaffen. Die Aufgaben können durch Tarifvertrag erweitert, 
jedoch niemals vermindert werden. Die tarifliche Regelung 
kann aber nicht durch die Betriebsvertretung erfolgen, da diese 
nicht das Recht hat, Tarifverträge abzuschließen. Allein den 
Gewerkschaften steht dieses Recht zu. Die Aufgaben der Be- 
triebsvertretungen sind durch das Gesetz teils dem Betriebsrat 
bzw. Betriebsobmann, teils den Gruppenräten übertragen. 

Schauen wir uns nun diese Aufgaben etwas näher an. 
Zu unterscheiden sind Mitwirkungsrechte und Hilfs- 
rechte. Die Mitwirkungsrechte sind äußerst vielseitig. Als 
wichtigstes ist das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates beim 
Abschluß von Betriebsvereinbarungen, die Arbeitsordnung be- 
treffend, anzusehen. Gleichbedeutend ist die Mitbestimmung 
bei der Kündigung eines Mitgliedes der Betriebsvertretung‘, 
bei Straffestsetzungen und dergleichen. Die Betriebsvertretun- 
gen haben ferner ein sogenanntes Mitberatungsrecht bei 
Einstellungen und Entlassungen — entsprechende Richtlinien 
können mit der Betriebsleitung vereinbart werden — und bei 
Stitlegungen. Die Interessen der einzeinen Arbeitnehmer hat 
die Beiriebsvertretung dadurch zu wahren, daß sie von ihrem 
Recht, Beschwerden dem Arbeitgeber zur Kenntnis zu bringen, 
Gebrauch macht und in gemeinsamer Verhandlung mit ihm auf 
Abstellung der Mißstände hinwirkt. Durch die Entsendung 
von Betriebsratsmitgliedern in die Aufsichtsräte der Aktien- 
gesellschaften usw. ist der Aufgabenkreis der Betriebsvertre- 
turgen nicht unwesentlich erweitert worden. Ein Kontrolk 
recht steht der Betriebsvertretung bei der Durchführung der 
Unfallverhütungsvorschriften und der für. den Betrieb gelten- 
ech Fariivertrage zu. Die Rechte auf Auskunfterteilung über 
betriebsvorgänge, die Erteilung des vierteljährlichen Geschäfts- 
berichtes, die Vorlage der Lohnlisten, der Bilanz, der Gewinn- 
und Verlustrechnungen und dergleichen durch die Betriebs- 
leitung können als Hilfsrechte betrachtet werden. Die wirt- 
schaftspolitische Funktion der Betriebsvertretungen 
hesieht in der Mitwirkung bei der Gestaltung und Verwendung 
der Produktion, in der Beratung der Betriebsleitung bei der 
Enführung neuer Arbeitsmethoden usw. Daß der Betrieb 
urch die Betriebsvertretung vor Erschütterung bewahrt wer- 
Gen soll, bedarf besonderer Erwähnung, da diese Bestimmung 
ücs Gesetzes ein besonderer Angelpunkt der Unternehmer bei 
der Feststellung von Verfehlungen der Betriebsräte ist. Es 
bieibe dakingestelit, wer im einzelnen Falle Anlaß zu Erschüt- 
terungen gibt. Zum Schluß, sei noch das Recht der Betriebs- 
vertreiung auf Mitwirkung bei der Verwaltung von Pensions- 
kassen und Werkswohnungen sowie sonstiger Betriebs- und 
Woehlfahrtseinrichtungen nachgetragen. 

Die vorstehenden Ausführungen können naturgemäß nur 
cin kurzes, allgemeines Bild über die Entwicklung des Mit- 
bestimmungsrechtes der Arbeitnehmer in den Betrieben geben. 
Fs ist gezeigt worden, daß es jahrzehntelanger schwerer 
Kämpfe bedurfte, um zu dem zu gelangen, was heute in Form 
des Detriebsrätegesetzes vor uns lieet. Halten wir es des- 
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halb fest! Das Beiriebsrälegesetz ist wie alle Kompromiß- 
ergebnisse nichts Vollkommenes. Vieles hätten wir uns anders 
gewünscht. Dennoch ist es heilige Pflicht der deutschen Ar- 
beituchmerschaft, mit allen zu Gebote stehenden Mitteln die 
im Betriebsrätegesetz errungenen Rechte dadurch zu wahren, 
daß sie diese Rechte geltend macht. Rechte können aber nur 
geitend geinacht werden, wenn die durch das Gesetz vor- 
geschriebenen Organe bestehen, die zur Wahrnehmung dieser 
Rechte berufen und befugt sind. Arbeiter und Atge- 
stellte,inderen Betrieb keine gesetzliche Be- 
triebsvertretung besteht, sind rechtilos,.d. h, 
sie sind schutzlos wie in früheren Zeiten der 
Willkürihres Arbeitgebers preisgegeben. Erste 
Pilicht und Schuldigkeit der freigewerkschaftlich organisierten 
Arbeitnchmer ist es, dafür Sorge zu tragen, daß bei den dies- 
jährigen Betriebsräteneuwahlen wieder in jedem Betriebe ein 
etriebsrat gewählt wird. Die fähigsten Kollegen sind ais Kan- 
idaten aufzustellen. Mit allen Mitteln werden sich die Kol- 
gen für die freigewerkschaftlichen Listen wie 
überhaupt für die freigewerkschaftliche Idee einsetzen müssen. 
Denn nur so werden überall freigewerkschaftliche Betriebsräte 
erstehen und die Absichten der Unternehmer, wieder „ierr in 
ihrem Hause zu werden‘, fromme Wünsche bleiben. 
P.W. Tabbert. 


Die Kundgebung der deutschen Gewerk- 
schaften 


Der auf der ganzen Linie weit vorgedrungene Ansturm der 
wirtschaftlichen, politischen und sozialen Reaktion hat auch 
unter der gewerkschaftlich geschulten Arbeitnehmerschaft bei 
manchem zu Kleinmut und Pessimismus geführt. Die mit un- 


geheuren Mitteln betriebene systematische Verlälschung der 
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öffentlichen Meinung, die Lügenpropaganda, die für alles Un- 
glück in Deutschland nicht den verlorenen Krieg und die Raft- 
gier der herrschenden Klassen, sondern die Arbeitnehmerschaft 
schuldig sprach, die Frechheit, mit der all-die Nutznießer und 
Anbeter des Obrigkeitsstaates, des Staates der bevorrechteten 
Klassen und Stände, die im November 1918 spurlos vom Erd- 
boden verschwunden schienen, sich jetzt wieder obenauf fühlen 
und die Herren spielen, die Tatsache schließlich, daß die Mit- 
läufer, die sich stets je nach der Konjunktur der am meisten 
Aussicht bietenden Gruppe anschließen, heute wieder indolent 
geworden sind oder gar in Werksgemeinschaften, vaterländi- 
‘schen Arbeiterverbänden usw. untergekrochen sind, die fast 
hoffnungslos scheinende politische Gedankenlosigkeit breiter 
Massen, die immer wieder Phrasenhelden und Schlagwortfabri- 
kanten nachlaufen, dies alles wird ja von klugen Drahtziehern 
und Geldgebern hinter den Kulissen nur benutzt, um auf 
Kosten des arbeitenden Volkes ungeheure Raubzüge zu unter- 
nehmen. 

In einer solchen Lage war es die Pflicht der Gewerk- 
schaften, hervorzutreten und den Lauen und Kleinmütigen wie 
den Gegnern zuzurufen: Ihr täuscht euch, wenn ihr glaubt, die 
Kampfesfreudigkeit und Widerstandskrait der freigewerkschaft- 
lich organisierten Millionen mißachten zu können! Trotz aller 
Rückschläge und aller Zermürbung, die die Inilationszeit und 
der Zusammenbruch des Ruhrkampfes der Gewerkschaftsbewe- 
gung gebracht haben, lebt in ihr der alte Kampfeswillen und 
die Zuversicht, die aus dem unbesieglichen ‘Gefühl ihre Kraft 
schöpft, daß Wahrheit und Gerechtigkeit Richtschnur wie 
Triebkraft unseres Kampfes sind. 

Vier der dringendsten und. am heißesten umstrittenem 
Kampfgebiete waren es, denen die gemeinsame Öfientliche 
Kundgebung der Bundesausschüsse des Allgemeinen Deut- 
schen Gewerkschaftsbindes, des Allgemeinen freien Angestell- 
tenbundes und des Allgemeinen Deutschen Beamtenbuiides am 
18. März gewidmet waren: de Wohnungswirtschaft, 
die Steuerfrage, die Arbeitslosenversicherung 
und die Arbeitszeit. 

Zur Eröifnung der Tagung, zu der Vertreter der Reichs- 
regierung, wenn auch keine Minister, erschienen waren, ge- 
dachte der Vorsitzende des Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
schaitsbundes, Leipart, der vor 77 Jahren am 18. März 1848 
für die Freiheit Gefallenen, die die Versammlung durch Er- 
heben von den Plätzen ehrte, Er wies darauf hin, daß auch 
heute wieder der Kampf um die Herrschaft im Volke und 
über das Volk, und zwar vielfach mit den brutalsten Mitteln, 
geführt wird. Die deutschen Arbeitnehmer führen diesen 
Kampf, der wirtschaftlich, sozial und politisch geführt. wird, 
nicht nur mit dem Ziel, die deutsche Republik zu schützen, 
sondern vor allem, den demokratischen Gedanken zu festigen 
und auszubreiten, während der Kampf von den gegnerischen) 
Klassen und Parteien geführt wird zu dem Zwecke der Wieder- 
einführung der Vorherrschaft privilegierter Klassen und Stände. 

Zum ersten Punkt der Tagesordnung erstattete Dr. Martin 
Wagner, Geschäftsführer des Verbandes sozialer Baıu- 
betriebe, den Bericht. 

Er wies darauf hin, daß heute beim Kampf um die Wohnungswirt- 
schaft zwei Parteien um die Herrschaft kämpfen: die Produzenten 
und die Konsumenten, während die dritie Gruppe, die Re- 
gierung, sich abwartend und zuschatend - verhält. Hierin ist eine 
völige Wandlung eingetreten. Wähnend kurz nach dem Kriege noch 


eine Art sozialer Wohnungswirtschaft — als selbstverständicher Dank 
für die Kriegsteilnehmer — betrieben würde, deren Grundgedanken im 


Artikel 155 der Reichsverfassung ihren Ni derschlag fanden und die in 
einer Reihe von Gesetzen, wie dem Reichsheimstätten-Gesetz, dem’ 
Mitierschutz-Gesetz und dem Wohnungsmangel-Gesetz, Ansätze zu einer 
praktischen Inangriffnahme der Aufgaben machte, haben sich seitdem 
die Dinge gründiich geändert. Die Wohnungsnot freilich hat sich in 
der Zwischenzeit nicht vermindert, sondern vermehrt, das Reich aber 
hat die Initiative an die Länder und Gemeinden abgegeben, die indessen 
selbst nicht frei handeln können, sondern an Reichsgesetze und die 
durch sie aufkommenden Mittel gebunden sind. Heute werden keine 
Mitiel mehr aus aligemeinen Sieterqueilen der Wohnungswirtschaft 
zur Verfügung gestellt, sondern umgekehrt, muß die Wohnungswirt- 
schaft noch durch die Hauszinssteuer den Staatssäckel auffüllen helien, 
Was verlangen nun die beiden Kämpferparieien? Die Produzenten, a!so 
die Bauunternehmer, die Terrainbesitzer, die Hausbesitzer, die Banken 
und die Baustoffindustrie verlangen angebich freie Wirtschaft, 
freies Spiel der Kräfte, um dadurch wieder friedensmäßige Zustände 
herbeizuführen. Ein gangbarer Weg zur Lösung der Wohnungsfrage 
ist freilich von ihnen bisher nicht gezeigt worden. Selbstverständäch 
wollen aber diese Kreise in Wirklichkeit durchaus nicht einfach den 
Friedenszustand mit seinen drei Prozent leerstehenden Wohnungen und 
der Herrschaft der Terrainspekulation, sondern sie wollen die Ver- 
ewigung der Nachfrage, also in Wirklichkeit ein Monopol 
in der Wohnungswirtschaft, dem sicherlich auch rasch wieder das Ver- 
langen nach Wiederherstellung der Vorherrschaft. in der Gemeinde durch 
das Hausbesitzerprivileg folgen würde. "Allen gemeinsam ist aber aus 
ilyem Klassenbewußtsein heraus der Kampf gegen den Schein oder 
Keim der Gemeinwirtschaft, die heute im Wohnungswesen noch 
vorhanden sind. 

Auf der anderen ‘Seite de Konsumenten: Sie haben kein 
anderes Ziel, als die Hersschaft von Recht und Moral 
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Sie sind bereit, die Mittel zur Gesundung der Wohnungswirtschaft zur 
Verfügung zı€ stellen, aber freiiich nicht zum Zwecke privater Be- 
reicherwug. Sie verlangen nicht Beseitigung der Zwangswirtschaft, 
sondern ihre Umwandlung zu einem allgemeinen Volkswoh nrecht. 
Die breite Masse der Bevölkerung komint für den Erwerb einer eigenen 


"Wohnung nicht in Betracht. Heute, wo die Wohnung mindestens das 


Achtlache des Jahreseinkommens eines Arbeitnehmers kostet, noch 
weniger als ‚früher, wo sie auch schon das Vierfache kostete. Die Ver- 
sprechungen der Anhänger der freien Wirtschaft - stützen sich auf 
lilusionen. Die Wohnung ist ein besonderes Gut, dessen Mangel nicht 
wie bei anderen Gütern durch Import, ja, nicht einmal durch Transport 
abgeholfen werden kann, nicht allein die Landesgrenze, sondern schon 
die Grenzen der Gemeinden sind maßgebend für die Gestaltung des 
Wohnungsmarktes. Wo aber ein soleirer nicht durch Import oder Trans- 
port behebbarer Mangel besteht, da ist die Rationierung das allein mög- 
liche Mittel, um unerträgliche Zustände zu verhüten. Tatsächlich be- 
stimmen nicht die paar tausend Neubauwohnungen, sondern die 15 Mil- 
lionen Altwohnungen den Preis und es wäre auf die Dauer ganz uner- 
träglich, wenn zwei verschiedene Wohnungspreise nebeneinander be- 
ständen. Die Neuwohnungen sollen und dürfen nicht 
teurer sein als die Altwohnungen. Selbst das wohlver- 
standene Hausbesitzerinteresse müßte sich gegen die freie Wirtschaft 
wenden, denn freie Wirtschaft würde -bei den heutigen Preisen und 
Zinssätzen zu einer Belastung des Hausbesitzes führen, die bei einem 
Sinken des Zinsfußes zu einer Ueberlastung und einem massenhaften 
Zusammenbruch treiben würde. Erst recht falsch ist die Behauptung, 
es bestehe kein Wohntungsmangel, dem stehen die Wohnungsbaupro- 
gramme gerade der Industriestädte gegenüber, die ein Mehrfaches der 


1 


Friedensproduktion als unbedingt notwendig bezeichnen. Und wo sollten 
bei freier Wirtschaft die Mittel für eine umfangreiche Wohnungsbau+ 
tätiekeit herkommen? In der Vorkriegszeit stammten sie aus Ueber- 
schüssen der Wirtschaft, die heute bei dem allgemeinen Kapitals- 
hunger doch nur auf Kosten anderer Wirtschaftszweige für die neue 
Bautätigkeit herangezogen werden könnten. Da bei einer Verdoppelung 
der Baukosten und einer Verdreifachung des Zinsfußes die Häuser und 
Mieten bei freier Wohnungswirtschaft auf das Sechs- bis Achtfache des 
Friedens kämen, ist also nicht abzusehen, weder wo die Geldgeber und 
Käufer, noch wo die Mieter für solche Wohnungen herkommen soliten. 
Hier befindet sich die freie Wirtschaft eben in einer Sackgasse und es 
hat denn auch das private Baugewerbe bereits ganz offen zugegeben, 
daß es auch in Zukunft auf die Hauszinssteuer rechne! Im übrigen sind 
schon heute wegen der Höhe der Mieten Neubauten unverkäuflich und 
unvermietbar. Demgegenüber müssen wir verlangen: Restiose zur 
Verfügungstellung der Mittel aus der Wohnungs- 
wirtschaft für die Neubauten, Konzentration der 
Wohnungswirtschaft durch planmäßiges Vorgehen, plan- 
mäßige Finanzierungswirtschaft zur Beseitigung der 
heutigen ganz unhaltbaren Zustände und der Mißwirtschaft, die mit 
der Hauszinsstenerhypothek betrieben wird und Bekämp fung der 
Wuchergewinne der Baustoffindustrie, die die Bau- 
stoffpreise in geradezu irrsinniger Weise in die Höhe getrieben hat. 


Wird diesen Forderungen nicht entsprochen, so muß schon heute 
gesagt werden, daß die Arbeitnehmer sich gezwungen sehen werden, 
Lohnerhöhungen zu fordern, die sie in die Lage versetzen, die 
zu erwartenden hohen Mieten zu tragen. 


In der Aussprache wies Falkenberg, Vorsitzender der 
A.D.B., auf die Notwendigkeit einer umfassenden Bodenre form- 


gesetzgebung hin, und ferderte die Gewerkschaften zu größter 
Aktivität auf dem Gebiete des Wohnungswesens auf. 


Reichel, Vorsitzender des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes, 
steftte den Hunderten von Millionen für die Ruhrindustrie, die 
dem Wohnungsbau zur Verfügung stehenden kärglichen Mittel gegen- 
über und hob die Bedeutung des Wohnungsbaues für die Beschäftigung 
der Arbeitslosen hervor, 

Dr. Pfirrmann wies auf die Tatsache hin, daß das Privat- 
kapital im Klein-Wohnungsbau schon vor dem Kriege ver- 
sagte und forderte angesichts des Umstandes, daß gegenüber der 
Wohnungsnot das soziale Gewissen bei weiten weniger lebhaft 
sich rührt, als gegenüber anderen Nöten, auf die im Wohnungsprob!em 
liegenden großen, und nur in langer, zäher Arbeit zu bekämpienden Ge- 
fahren aufmerksam. Auch in der Wohnungsfrage könne es so kommen, 
wie auf anderen Gebieten, wo man die Vorschläge der Gewerkschaften 
erst verlachte und schließlich doch aufgriff, aber dann ins Kapitalistische 
verzerrt durchführte. Auf dem Gebiete des Wohnungswesens lassen 
sich aber eingewurzelte Uebel nur in langjähriger Arbeit wieder ausrotten. 
Da die auf dem Gebiete des Wohnungswesens liegenden Gefahren in 
erster Line das arbeitende Volk berühren, müssen die Gewerkschaften 
das schlummernde soziale Gewissen wachrütteln. 


Einstimmig wurde folgende Entschließung angenommen: 


Die am 18. Februar im Reichswirtschaftsrat versammelten Bundes- 
ausschüsse des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, des Alige- 
meinen freien Angestelltenbundes und des Allgemeinen Deutschen Be- 
amtenbundes wenden sich mit allem Nachdruck gegen die von den 
Regierungen des Reiches und der Länder genährten Wünsche des 
privaten Hausbesitzes, der Bodenspekulation -und des privaten Bau- 
gewerbes nach Aufhebung der gebundenen Wohnungswirtschaft. Nicht 
die Auflebung der die minderbemittelten Volksklassen schützenden 
gesetzlichen Bestimmungen, sondern ihr planvoller Ausbau zu einen 
neuen Volkswohnungsrecht muß das Ziel jeder das Volkswohl ver- 
tretenden Politik . sein. 

Solange die Wohnungsnot besteht, ein friedensmäßiger Leerbestand 
von Wohnungen nicht vorhanden ist und zahllose Volkskreise in 
menscheninwürdigen Wohnungen leben, müssen die Bundesausschüsse 
der unterzeichneten Verbände verlangen, daß alle Kräfte der öffent- 
lichen Organe darauf eingestellt werden, neue Wohnungen für die 
_ minderbemittelten Volkskreise zu schaffen, daß insbesondere ' Maß- 
nahmen zur Bekämpfung übersetzter Baustoffpreise ergriffen und die 
aus der Wohnungswi aft selbst fließenden Steuterbeträge nur einem 
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sozialen Volkswohnungsbau im Sinne des 8 155 der Reichsverfassung 
zugeführt werden. 


Zu Punkt 2 der Tagesordnung sprach der Vorsitzende des 
Holzarbeiter-Verbandes, Tarnow, über die Steuervorlage 
der Reichsregierung: 


Wenn man nur nach dem Steuerertrag sehen wollte, so verdiente 
der deutsche Finanzminister das höchste Lob, denn der Steuerertrag 
hat bereits in den ersten zehn Monaten des vergangenen Jahres dem 
Voranschlag um zwei Milliarden überstiegen. Aber diese Einnahmen 
sind nicht aus den UWeberschüssen der Wirtschaft, sondern durch die 
Auspressung der ärmsten Schichten des Volkes erzielt worden. Es hat 
sich aber zugleich die alte Wahrheit wieder erwiesen, daß übermäßiger 
Steuereingang genau so verderblich wirkt, wie ungenügender.,. Geld- 
mangel in den öffentlichen Kassen bedeutet Inflation, Geldüber- 
fluß Korruption. Das Steuerbukett von neun Gesetzen, das die 
Reichsregierung jetzt vorgelegt hat, läßt nun deutlich erkennen, welches 
Ziel erreicht werden soll, denn alle diese Gesetze stimmen darin überein, 
daß der Besitz geschont, die großen Massen überlastet 
werden sollen; dies zeigen nicht nur die vorgelegten, sondern 
die fehlenden Gesetzentwürfe. 

So soll die Vermögenszuwachssteuer außer Hebung gesetzt 
werden, aber vergeblich wird man nach einer Inflationsge windg- 
steuer suchen. Dafür soll de Umsatzsteuer, durch die geradezu 
ungeheuere Summen auf Kosten der Verbraucher erzielt werden, erhaiten 
bleiben, wenn man auch vielleicht als Kompensationsobjekt in Verhand- 
lungen nachher etwas von der Umsatzsteuer ablassen will. Die Lohn- 
steuer soll verewigt werden, und zwar unter Beibehaltung der pro- 
zentttal berechneten” steuerfreien Einkommensteile, wodurch die höheres 
Einkommen wesentlich begünstigt werden. Außerdem soll noch ein 
Zuschlagsrecht für Länder und Gemeinden geschaffen werden. 
Demgegenüber muß von den Gewerkschaften eine ganz wesentliche 
Herabsetzung der Lohnsteuer, und vor aliem auch die Ofien- 
‚egung der Steuerlisten für die Einkommensteuer verlangt wer- 
den. Wenn die Reichsregierung glaubt, dem ärmsten Teile des Volkes 
wie einem Packesel die ganzen Reparationslasten auferlegen zu können, 
so werden dieser Illusion die Gewerkschaften sehr schnell ein Endd 
machen. 

In der Aussprache wies Heinig vom Dettschen Werkmeister- 
Verband darauf hin, daß jetzt die Lasten auf lange Sicht verteilt 
werden sollen, daß das Steuerprogrammı .also auch die Verteilung der 
zukünftigen Reparationslasten in sich schließt. Er erinnerte daran, daß 
angesichts des skandalösen Testaments Stinnes, von dessen _Hinter- 
lassenschaft kein Pfennig Erbschaftssteuer gezahlt worden: ist, der da- 
malige Reichsfinanzminister und jetzige Reichskanzer Luther sich 
äußerte, daß derartige Testamente durchaus üblich seien und auch er 
schließlich kein anderes gemacht haben würde. Außerdem machte 
Heinig noch auf die geplante Unterwerfung öffentlicher 
Betriebe unter die Umsatzsteuer aufmerksam, wodurch 
ebenfalls eine weitere Belastung des Verbrauchs herbeigeführt werde. 

Schmidt vom Bergarbeiter-Verband wies auf die besondere Lage 
der Arbeitergemeinden im Industriegebiet hin, die schon vor dem Kriege 
nur mit Hilfe gewaltiger Zuschläge zur Einkommensteuer ihren Haus- 
halt im Gleichgewicht halten konnten, und die bei dem geplanten System 
zu außerordentlich hohen Zuschlägen schreiten müßten. 

Dr. Völter, vom Allgemeinen Deutschen Beamtenbund, hob das 
Interesse der Beamtenschaft an eiwer gesunden und gc- 
rechten Finanzwirtschaft hervor. — 

Es wurde dann einstimmig eine Entschließung gefaßt, in 
der es heißt: 

Die Bundesausschüsse des A.D.G.B., des AfA-Bundes und des 
A.D.B. nehmen mit Entrüstung von den Steuerplänen der Reichs- 
regierung Kenntnis. Sie erkennen darin die offenkundige Absicht, 
das Steuerunrecht am arbeitenden Volke nicht nur aufrechtzuer- 
halten, sondern noch zu vergrößern. Den weit über den Haushalts- 
plan hinausgehenden Riesensummen aus Lohnsteuer und Abgaben vom 
Massenverbrauch stehen nur verhältnismäßig geringe Steuereinnahmen 
aus dem. Besitz und dem großen Einkommen gegenüber. Nichts- 
destoweniger schlägt die Regierung eine Steuerreiorm vor, die den 
Besitz noch mehr entlasten, die Lohnsteuer mit unwesentlichen Aende- 
rungen in bisheriger Höhe aufrechterhalten und den Massenverbraich 
noch schärfer belasten soll, 

Gegen diese Absichten legen die Bundesausschüsse im Namen der 
Millionen organisierter Lohn- und Gehaltsempfänger entschiedenen 
Protest ein. Sie fordern eine grundsätzliche Aenderung des gesamten 
Steuerwesens, die dem Staat an den Erträgnissen der privaten Wirt- 
schaft eine direkte Beteiligung gibt. Sie verlangen die immer noch 
ausstehende Wegsteuerung der Inflationsgewinne und eine Rückzahlung 
der aus öffentlichen Mitteln stammenden Ruhrkampfigewinne. Die Ein- 
hebung dieser Beträge und die nach dem Stande der Steuereingänge 
mögliche und notwendige Herabsetzung der Gesamtsteuerlast gestatten 
es, die auf den unteren Volksschichten ruhenden Lasten zu verringern, 
ohne die Staatsfinanzen zu gefährden. Insbesondere fordern die Ge- 
werkschaften die baldige Beseitigung der Umsatzsteuer. Für. die. Ein- 
kommensteuer verlangen sie eine merkbare Herauisetzung des steuer- 
freien Einkommenteils und eine für die niedrigen Einkommen günstigere 
Staffelung des Tarifes. e 

Das System der Lohnsteuer bedeutet die Festlegung eines ein- 
seitigen absoluten Zwanges zur Steuerzahlung für die Lohn- und 
Gehaltsempfärger, während die anderen und namentlich die größeren 
Einkommen sich der Kontrolle und Steuerzahlung im weitesten Uin- 
fange entziehen. Die Regierung schlägt nun eine weitgehende Herab- 
setzung dos Steuertarifes für die größeren Einkommen vor, nicht 
aber auch schärfere Maßnahmen gegen die Steterhinterziehungen. 
Den Lohn- und Gehaltsempfängern kann aber nicht länger ein ein- 
seitiger Steuerzwang zugemutet werden, wenn nicht auch für die 
übrigen Einkommensteuerpflichtigen eine schärfere Ueberwachung ein- 
geführt wird. Zu diesem Zweck fordern die Gewerkschaften die ge- 
'setzliche Offenlegung der Einkommensteterlisten. 
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Spliedt vom Allgemeinen Deutschen Gewerkschsrtsbundi, Die zu diesem Punkte angenommene Entschließung 
sprach dann über die Forderungen der Gewerkschaften zur lautet: Y 2 PER se 
Arbeitslosenversicherung: 4 Wirtschaftspolitische wie sozialpolitische Erwägungen verlangen 
Die industrielle Reservearmee ist zugleich Resultat dringend, daß. Deutschland schnellstens durch „eine  Arbeitsiosenvers 
und Voraussetzung der privatkapitalistischen Wirt- sicherung die Voraussetzungen für einen genügenden "Arbeitslosen- 
schaftsordnung; diese setzt dauernd Arbeitskräfte frei und be- schutz schafft. Die auf Jahre hinaus unvermeidbar starken ‚Schwankun- 
dient sich in Zeiten der Hochkonjunktur dieses Reservoirs der Arbeits- gen des deutschen Arbeitsmarktes machen seine systematische Beein- 
losen, um ihren Mehrbedarf an Arbeitskräften zu decken. Die Struktur, tlussung durch zweckmäßig organisierte Arbeitsvermittlung und durch 
der Umfang und. die Existenzbedingungen der Reservearmee haben sich. planmäßige Förderung von ‚Arbeitsgelegenheit ‚nötig. Den erwerbs- 
aber seit dem Kriege wesentlich verändert. Während im Frieden mit losen Arbeitnehmern muß eine ausreichende Fürsorge zuteil werden, 
2,5% Arbeitslosen gerechnet werden mußte, sind es heute 8 bis 0%. daß sie und ihre hilfebedürftigen Angehörigen wirklich vor Not und 
Ciegenwärtig werden 600 090 Arbeitslose unterstützt, und selbst bei einer Elend geschützt sind. Das Fehlen eines durchgreifenden Schutzes 
Besserung wird mit einem Bestand von 300 000 bis 400 000 gerechnet würde bedeuten, daß das kostbarste Gut der deutschen Wirtschaft, 
werden müssen. Die Struktur hät sich geändert, denn während früher z die Arbeitskraft, verwüstet würde. i 
größere Fiuktuation bestand, so daß auf den einzelnen Arbeitnehmer Kern der notwendigen vorbeugenden und‘ fürsorgerischen Maß- 
keine allzulange Durchschnittsarbeitslosigkeit entfiel, sind heute bestimmte nahmen muß die Arbeitslosenversicherung "sein, die alle Aufgaben 
große Schichten von Arbeitslosen dazu verurteilt, eine außerordentlich) ‚organisatorisch zusammenfaßt. : Die jetzige Erwerbslosenfürsorge kann 
lange Arbeitslosigkeit durchzumachen. Zählungen in Bayern diese Aufgaben nicht erfüllen. Trotz Beitragsieistung ist sie an das 
haben z. B. ergeben, daß über 50% der Arbeitslosen länger als sechs Prinzip der Armenpflege gebunden, da nur der „bedürftige“ Erwerbs- 
Monate arbeitslos waren, und während auf der einen Seite ein Minder- - lose unterstützt werden soll. Dieses Prinzip führt unvermeidbar zu 
angebot an Jugendlichen und kräftigen Arbeitnehmern besteht, können Ungerechtigkeiten und ist mit der Beitragspflicht unvereinbar. Die Ar- 
vielfach von 35 Jahren ab die Arbeitnehmer nicht mehr untergebracht beitslosenversicherung muß einen Rechtsanspruch auf eine Unter- 
werden. Dies rührt von der starken Anspannung und Ausbeutung der stützung sichern, die die notwendige Lebenshaltung der Erwerbs- 
Arbeitskraft her, der nur noch die Kräftigsten gewachsen sind. So gibt es loser deckt. 
un Gebiet der Schwerindustrie beispielsweise gleichzeitig Tausende von Um die arbeitsmarktpolitischen Aufgaben erfüllen zu können, muß 
Arbeitslosen und eine nicht zu befriedigende Nachfrage nach Schwer- die Arbeitslosenversicherung organisatorisch einheitlich und in enger 
arbeitern, i 3 3 i Verbindung mit den öffentlichen Arbeitsnachweisen durchgeführt „wer- 
Neben diesen allgemeinen Erscheinungen ‚sind noch Sonder- den. Verwaltimg und Geschäftsführung müssen Aufgabe der wirt- 
probleme erwachsen, so durch den gewaltigen Abbau. Z. B. schaftlichen Selbstverwaltung sein. Reichs-, Länder- und Kommunal- 
haben wir gegenwärtig 233000 ‘Junglehrer, die nicht untergebracht wer- behörden sind auf entsprechendes Aufsichtsrecht zu beschränken; 


a könner ei ützung erhalten. E ; HE s 
den können und atıch keine Unterstützung erhalten Die durch die derzeitige Regelung der Erwebslosenfürsorge ge- 


Was ist nun gegenüber diesem riesenhaften Elend zu tun? Zunächst Be : RE ; : 
: Ko “ 2 : er: schaffenen Verhältnisse sind unerträglich, sie verlangen die. schnelle 
muß das Problem einer besseren Verteilun £.der Arbeits Schaffung eines Versicherungsgese ee 


kraft gelöst werden, damit es gelingt, durch Arbekitsvermitt- ? 2 : r 5 
ung und Berufsberatung die Arbeitskräfte an den Ort zu Gegenüber der irreführenden Behauptung, daß eine Versicherung 
bringen, an dem sie gebraucht werden. höhere Kosten verursachen und die Soziallast der deutschen Wirtschaft 

Vor aliem aber muß jetzt schnellstens eine zentrale Arbeits- unerträglich steigern werde, muß darauf verwiesen werden, daß nach 
Tosenversicherung ins Leben gerufen werden. Das gegenwärtige den bisherigen Erfahrungen bei einheitlicher Verteilung der Kosten 
System der Erwerbslosenfürsorge ist nicht länger haltbar. Die Beiträge auf die Gesamtwirtschaft ohne Bevorzugung einzelner Gebiete und 
werden nach dem Versicherungsprinzip erhoben, die Unter- . Berufe, die Versicherungsbeiträge für ‚Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
stützung aber nach dem System der Armenunterstützung ge wesentlich geringer sein werden als sie früher veranschlagt und bis 
währt, Die Bedürftigkeitsfrage muß ausgeschaltet werden, denn es Ende 1924 von der Wirtschaft bereits getragen wurden. 


gibt keinen objektiven Maßstab der Bedürftigkeit, der nicht in der Zum letzten Punkt der Tagesordnung erstattet den Bericht 
Yraxis zu den größten Härten und Widersprüchen führt. Wenn die Aufhäuser, der über die Ratifizierun g des W a 


deutschen Unternehmer sich immer noch gegen die Schaffung ; . < 
einer umfassenden Erwerbslosenversicherung wehren und auf das Bei- shingtonerAbkommensübe r den Achtstunden-. 


spiel des Auslandes hinweisen, das angeblich eine niedrigere Sozia- tag sprach. 
last habe, so ist darauf hinzuweisen, daß erstens die Soziallast in anderen Aufhäuser wies darauf hin, daß der Kampf um den Achtstundentag 
Ländern tatsächlich nicht niedriser, sondern vielfach wesentlich höher so alt, wenn nicht älter als die deutsche Gewerkschaftsbewegung ist. 
ist als in Deutschland. Wo aber die Sozialversicherung im deutschen Bei den gegenwärtigen Erörterungen über den Achtstundentag ist die 
Sioane und Umfange nicht besteht, da sind die Löhne ent- soziale Seite, der Schutz des arbeitenden Menschen, 
sprechend höher und gestatten es dem Arbeiter, sich auf eigene zurückgedrängt worden. Die ganze Diskussion ‚konzentriert sich gegen- 
Kosten selbst zu versichern, denn die Rücklagen für die Fälle der Er- wärtig auf die wirtschaftliche Seite, auf die Hebung oder 
werbslosigkeit, der Krankheit usw. sind stets Teile des Lohnes, Senkung des Ertrags beim einzelnen Unternehmer. Demgegenüber fnüssen 
die entweder vorweg abgezweigt werden müssen oder.die der Arbeiter die Gewerkschaften die soziale Seite der Achtstundentagsbewegung wie- 
von seinem Lohn zurücklegen können muß. der in den Vordergrund stellen. Hierbei sind 'sie allein auf sich selbs# 
Nach den Berechnungen für die voraussichtlichen Kosten der Er- angewiesen. Während vor dem Kriege die sogenannten Sozial- 
werbslosenversicherung würden etwa 3/,% der Lohnsumme erforderlich wissenschaftler, namentlich die Professoren, durchaus mit den 
sein, wovon die Hälfte noch auf die Arbeitnehmer entfällt. Die Be- Gewerkschaften darin einig waren, daß angesichts der fortschreitenden 
hauptung, daß die deutsche Soziallast zu hoch sei, ist falsch, weil die - Mechanisierung und Intensivierung der Arbeit die Verkürzung der 
yon Unternehmerseite stammenden Berechnungen falsch sind. Alles in Arbeitszeit die dringendste Aufgabe sei, haben sich diese Sozial- 
allem kann die deutsche Soziallast auf noch nicht 10% des Lohnes ge- _ wissenschaftler nach dem Kriege, erbittert durch die Vernichtung ihrer 
schätzt werden, wirtschaftlichen Existenz durch die Inflation, zum großen Teil auf die 
Die zu schaffende Arbeitslosenversicherung muß vor allem nun ein- Seite der Arbeitgeber gestellt. Dabei bestehen doch alle die Tatsachen, 
heitlich sein und vor neuer Zersplitterung etwa durch Ersatzkassen, die vor dem Kriege für die Verkürzung der Arbeitszeit sprachen, nicht 
wie sie z. B. der D.H.Y. fordert, geschützt werden. Sie muß genügenden nur unverändert fort, sondern Mechanisierung und Intensivierung haben 
Schutz für die Versicherten bieten, auf der Selbstverwaltung aufgebaut inzwischen noch gewaltige Fortschritte gemacht, und sich auch auf das 
scin und den zentralen Kostenausgleich bringen. Die Versicherung muß Gebiet der Kopfarbeit in Form von Rechen-, Buchführungs- 
ferner organisch mit dem Arbeitsnachweis verbunden sein. Vor allem maschinen usw. bereits ausgedehnt. _ 


aber tut Eile not. Wenn sich heute weiter Kreise der Arbeitnehmer eine gewisse Ver- 
In der Aussprache forderte Quaßnik, vom Landarbeiter- zweiflung und Resignation bemächtigt hat, so vor allem infolee der über- 
verband, die Einbeziehung der Landarbeiter in die Ver- mäßig langen Arbeitszeit, die dem Menschen keine Zeit mehr zur Aus- 
sicherung, da es durchaus nicht zutrifft, daß die Land- und Forstarbeiter spannung und Erholung gewährt. Kultureller ‚Aufstieg hat 
etwa keine größere Arbeitslosigkeit kennen. ‚Umgekehrt bringt gerady ja gerade die Verkürzung der Arbeitszeit erst zur 
die Rationalisierung der Landwirtschaft periodisch große Arbeitslosigkeit, _ Voraussetzung, Der achtstündige Normal-Arbeitstag ist aber nicht 
.ür die Vorsorge getroffen werden muß. nur eine soziale und kulturelle, sondern auch eine volkswirtschaft- 
Dr. Croner, vom Deutschen Werkmeister-Verband, hob die be- © liche Notwendigkeit. Er kann geradezu regulierend wirken, und wenu 
sonders große Arbeitslosigkeit unter den An gestellten hervor, ins- _ den Gewerkschaften entgegengehalten wird, daß sie den schematischen 
besondere die der älteren Angestellten. Er wies darauf hin, daß jetzt Achtstundentag verlangten, so muß dem entgegengehalten werden, daß 
auch in einem Artikel im Reichsarbeitsblatt diese besondere Notlage an- die Gewerkschaften die Beseitigung des heutigen schematischen 
erkannt worden ist, ohne daß der Verfasser irgendwelche positiven Vor- Zehn- bis Zwölfstundentages verlangen müssen, bei dem 
schläge zur Abhilfe weiß, denn er hofft auf das soziale Gewissen der: einer. Ueberlastung und Ueberanstrengung der in Arbeit Stehenden die 
Arbeitgeber, womit die Angestellten wirklich nicht mehr vertröstet wer- Millionen gegenüberstehen, die unter der Arbeitslosigkeit leiden. Diesen 
den können. Es wird auch offen zugegeben,. daß insbesondere tarif- Konstruktionsfehler der Wirtschaft kann gerade der Achtstundentag be- 
politische Gründe für die Arbeitgeber bei der Entlassung bzw. seitigen helfen, denn er ermöglicht die Anpassung der Arbeitsleistung an 
Nichtwiedereinstellung der älteren Angestellten maßgebend sind. Gegen- den Produktionsbedarf. Aber der Achtstundentag ist zugleich eine in - 
über dem vorliegenden Gesetzentwurf muß verlangt werden, daß sämt- ternationale Angelegenheit. Er ist ein Problem der 
liche Angestellte einbezogen werden, die beabsichtigte Ver-- internationalen Arbeiterschaft gegenüber dem in- 
längerung der Wartezeit unterbleibt und die Unterstützungsdauer min- ternationalen Kapitalismus, 
destens 26 Wochen im Jahr beträgt. Vor allem muß zentrale Fest- Aufhäuser wies darauf hin, daß sich das geplante internationale - 
setzung und Erhebung der Beiträge verlangt werden. Der Versuch, Eisenkartell auch ganz ausgesprochenermaßen den in ternationalen - 
die Pflichta rbeit — etwa auf dem Wege über die Notstands- Kampf für die soziale Reaktion zur Aufgabe gestellt habe. 
arbeiten — wieder in das Gesetz hineinzubringen, muß aufs schärfste . Diesem internationalen Vorgehen gegenüber bietet nun das Washingtoner 
zurückgewiesen werden, Abkommen eine Plattform für eine gemeinsame, internationale Regelung. 
Silberschmidt, vom Deutschen Bauarbeiter-Verband, wies, ge- Es ist gewiß kein Ideal, aber ein Mindes tprogramm, 
stützt auf die Erfahrung im Baugewerbe, auf .den Bankrott des bisherigen dessen sofortige Durchführung in allen Ländern möglich ist. Wenn die 
Entlohnungssystems für Notstandsarbe iter hin und Gegner des Washingtoner Abkommens mit der Phrase arbeiten, daß. 
unterstrich die Forderung auf Sicherung des Tariflohnes für alle. Hand- Deutschland eine solche Einmischung in. seine Souveränität nicht dulden 
und Kopfarbeiter, „könne, so muß demgegenüber festgestellt werden, daß die Souve- 
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ränität des arbeitenden Deutschlands den Acht- 
stundentag, und zwar die gemeinsame internationale 
Regelung des Achtstundentages verlangt. 


Das Verhalten der deutschen Regierung in der Frage der Ratifizie- 
rung des Washingtoner Abkommens war höchst ungeschickt und zwei- 
deutig. Im Juni 1924 war der Reichsarbeitsminister noch Gegner 
der Ratifizierung, im Juli war er dann mit dem englischen und 
französischen Arbeitsminister zusammen und erklärte dann im September, 
daß er ratifizieren wolle, aber den berühmten Artikel 14 des Abkommens 
für Deutschland in Anspruch nehmen müsse. Später rückte er dann 
wieder etwas von dieser Auffassung ab, um im Februar 1925 sich 
wiederum auf die Erklärung der früheren Regierung zurückzuziehen und 
eine ausweichende Antwort zu geben. Und doch wird auch die Reichs- 
regierung zum Nachgeben gezwungen sein, wenn der Druck der Ge- 
werkschaften nicht nachläßt. Daß die Gewerkschaften Erfolge erzielen 
können, beweist der erste Beschluß des Reichskabinetts, das Drei- 
schichtensystem in den Kokereien wieder einzuführen. 
Aufhäuser sprach noch den an exponierter Stelle im Kampf um die 
Arbeitszeit stehenden Eisenbahnern den Dank und die Sympathie 
der Versammlung aus. 


Auch an die Beamten wandte sich Aufhäuser, indem er 
ihnen die Tatsache ins Gedächtnis rief, daß auch ihre Arbeitszeit in dem 
Augenblick verlängert wurde, als der Achtstundentag für die übrigen! 
Arbeitnehmer beseitigt wurde. Auch sie haben also das größte Interesse 
an einem gemeinsamen Kampf Hand in Hand mit den Arbeitern und 
Angestellten. 


In der Aussprache zeigte Frl. Hanna, wie auf dem Ge- 
biet der Frauenarbeit heute wieder Zustände herrschen, wie sie 
zur Zeit des Inkrafttretens der Novelle zur Gewerbeordnung im Jahre 
1891 herrschten, wobei aber durch die jahrelangen Entbehrungen der 
Krieps- und Inflationszeit die Widerstandskra ft außerordentlich 
herabgemindert ist und wobei berücksichtigt werden muß, daß die Frau 
neben der Erwerbsarbeit sehr häufig noch die Hausar beit mit er- 
ledigen muß. 

‘  Dißmann, Vorsitzender des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes, 
erklärte, gegenüber den Wünschen der Unternehmer, endlich Ruhe in 
den ‚Betrieben zu bekommen, daß es für Regierung und Unter- 
nehmertum keine Ruhe geben wird, solange nicht 


der im Herbst 1923 den Arbeitern, Angestellten und: 


Beamten brutal entrissene Achtstundentag wieder 


 zurückerobert ist. 


Die Versammlung nahm dann einstimmig folgende Ent- 
schließüng an: 

Die am 18. März 1925 im Reichswirtschaftsrat tagenden Bundes- 
ausschüsse des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, des Allge- 
meinen freien Angestelltenbundes und des Allgemeinen Deutschen Be- 
amtenbundes halten es aus kulturellen, gesundheitlichen und nicht zu- 
letzt aus wirtschaftlichen Erwägungen für dringend erforderlich, daß 
der durch die Verordnung vom 21. Dezember 1923 gefährdete acht- 
stündige Normalarbeitstag wiederum gesetziich gesichert wird. Die 
gemeinsame Tagung der gewerkschaftlichen Arbeiter-, Angestellten- 
und Beamtenvertretungen verlangt daher von der Reichsregierung und 
dem Reichstag die beschleunigte Verabschiedung eines entsprechenden 
Arbeitszeit-Gesetzes in Verbindung mit der Ratifizierung des W ashing- 
toner Abkommens. 

Die Gewerkschaften widersetzen sich der Absicht, mit Hilfe des 
Artikels 14 des Washingtoner Abkommens, für Deutschland ein Aus- 
nahmerecht zu schaffen und dadurch das internationale Abkommen 
über den Achtstundentag für Deutschland illusorisch zu machen. 

Eine weitere Verzögerung der gesetzlichen Arbeitszeitregelung wäre 
unerträclich und müßte die gemeinsame Aktion der vereinigten ge- 
werkschaftlichen Organisationen zur unmittelbaren Folge haben. 

An die angeschlossenen Zentralverbände, an die bezirkliche und 
örtliche Gliederung der drei Verbände ergeht die Aufforderung, sich 
auf die Durchführung eines Volksentscheides vorzubereiten, dessen 
Einleitung unverzüglich erfolgen wird, sofern die gesetzgebenden 
Körperschaften dem Verlangen der Gewerkschaften sachlich oder zeit- 
lich nicht zu entsprechen bereit sein sollten. 

Von alten Arbeitern, Angestellten und Beamten wird erwartet, daß 
sie dazu beitragen, den Kampf um die Sicherung des Achtstundentages 
durch Opferfreudigkeit und gewerkschaftliche Solidarität bis zum vollen 
Erfolge zu führen. 

In seinem Schlußwort hob dann Falkenberg noch 
hervor, daß gegenwärtig die Privatwirtschaft wie ein 
Dieb in der Nacht die Staatsmacht an sich gerissen habe, 
und daß eine weitgehende Politisierung der Wirt- 
schaft eingetreten sei, wofür die Reichsbahnverwaltung ein 
anschauliches Beispiel biete. Wenn gegenwärtig in der Wirt- 
schaftspolitik die soziale Reaktion obenauf sei, so werde sich 
die in den freien Gewerkschaften zusammengefaßte Arbeit- 
nehmerschaft dagegen zu wehren wissen, denn in ihren Reihen 
herrscht der wirkliche Geist, der schließlich mächtiger 
ist als alle blutleeren Zahlen. Der feste Zusammenschluß der 
Arbeiter, Angestellten und Beamten in den freien Gewerkschaf- 
ten wird stark genug sein, um alle Widerstände zu beseitigen. 


Damit war die eindrucksvolle, von einem klaren und festen 
Willen getragene Kundgebung zu Ende. Es wird nun die Auf- 
gabe der Gewerkschaften sein, gestützt auf die Gesamtheit der 
Mitgliedschaft, im ‚Sinne der als Richtschnur angenommenen 
Entschließungen zu arbeiten und zu kämpfen und der wirt- 
schaftlichen, politischen und sozialen Reaktion den unerschüt- 
terlichen Siegeswillen des arbeitenden Volkes entgegenzusetzen. 


Fritz Pfirrmann. 
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Wirtschaftsfragen 


Der Arbeitsmarkt im Januar 1925. Nach der mäßigen Ab- 
schwächung im Dezember v. J. zeigte der Arbeitsmarkt’ im 
Januar, wie im „Reichsarbeitsblatt‘ berichtet wird, wieder eine 
jeichte Belebung auf fast allen Gebieten. Soweit sich aus 
den für Mitte Februar vorliegenden Statistiken ersehen läßt, 
hat die bessere Beschäftigung auch weiterhin angehalten. 

Die Arbeitsnachweise konnten für den Januar über 
eine gewisse Belebung ihrer Tätigkeit berichten. Die Zahl 
der Stellenangebote stieg von 336 362 im Dezember auf 474571 
im Januar, d. h. um rund 22,8 v. H. Da die Arbeitsgesuche 
sich demgegenüber um etwa 14 v. H,, nämlich von 1,3 Millio- 
nen auf 1,49 Millionen mehrten, so ging die Gesamtandrangs- 
zitfer von 338 im Vormonat auf 314 im Januar zurück; immer- 
hin blieb die Andrangsziffer noch beträchtlich hoch. Die Zahl 
der Vermittlungen stieg von 329462 auf 393 731, d. h. um 19,5 
von Hundert. Es konnten im Berichtsmonat im Durchschnitt 
26,4 v. H. aller Arbeitsuchenden (im Vormonat 25,2) und 
8 v. H. aller offenen Stellen (im Vormonat 85,3) vermittelt 
werden. 

?Die Arbeitslosenstatistik der Gewerkschaften 
zeigte im Gesamtergebnis gegenüber dem Dezember gleich- 
bleibende Zahlen. Bei 40 Verbänden mit 35 Millionen durch 
den Bericht erfaßter Mitglieder wurden im ganzen am 31. Ja- 
nuar 283797 oder 8,1 v. H. Arbeitslose (wie im Vormonät) 
festgestellt. 

Die Kurzarbeit hat nach den Feststellungen der Ge- 
werkschaften trotz Verschlechterung bei einzelnen Verbänden 
im ganzen sowohl nach der Zahl der Fälle wie nach dem: 
Maße der Verkürzung weiter abgenommen. Bei den 34 Verbän- 
den wurden 3 Mill. Mitglieder durch die Erhebung eriaßt, 
von denen 166476 oder 5,5 v. H. (im Vormonat 6,5 v. H.) 
mit verkürzter Arbeitszeit tätig waren. Besonders stark minder- 
ten sich die Fälle von großen Arbeitszeitverkürzungen. 

“Die Inanspruchnahme der Erwerbslosenfür- 
sorge zeigte im Laufe des Januars ein weiteres Änsteigen, 
war aber gegenüber dem Vormonat etwas schwächer. In den 
ersten beiden Wochen des Februars trat eine nicht unbedeu- 
tende Abnahme ein. Nach den bis jetzt vorliegenden Meldun- 
gen wurden unterstützt am 15. Januar 585 742, am 1. Februar 
592479, am 15. Februar 575 555 Vollerwerbslose (Gesamtzahl 
der Hauptunterstützungsempfänger). Für den letzten Berichts- 
zeitraum ist also ein Rückgang um 3,9 v. H. erreicht worden. 
%* * 
* 

Die Arbeitsmarktlage der Techniker war auch 
im Monat Februar, wie wir feststeilten, noch unbefriedi- 
gend. Einigermaßen günstiger wurden die Aussichten der 
Hochbautechniker; z. B. traten Kreise und Gemein- 
den mit Stellenangeboten zum erstenmal wieder häufiger im 
Erscheinung. Wesentlich besser wurden im privaten Bat“ 
gewerbe die Verhältnisse in Württemberg und Schlesien. Im 
ganzen genommen war nur an zeichnerisch befähigten Büro- 
kräften jüngeren Alters eine lebhaftere Nachfrage zu ver- 
zeichnen. Tiefbautechniker wurden wenig angefordert. In der 
Industrie war die Lage im Heizungstach wie bisher be- 
sonders günstig, auch für Waggonbau kamen verschiedentlich 
Stellenangebote heraus. Im weiten Abstande ist nur noch der 
Eisenbau zu nennen, während Schiffbau und insbesondere der 
Bergbau nach wie vor für technische Angestellte überhaupt 
nicht aufnahmefähig waren. Der Zwang zur Rationalisierung‘ 
der Betriebe steigerte die Nachfrage nach Wärme-Ingenieuren 
und Zeitstudienbeamten. Aus ähnlichen Gründen waren Werk- 
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zeug- und Vorrichtungskonstrukteure mehrfach gesucht. Wie 
ungünstig die Lage für ältere Angestellte blieb, ist daraus 
zu entnehmen, daß das Durchschnittsalter der Kollegen, die 
nach ihren Meldungen in den letzten vier Wochen wieder Be- 
schäftigung fanden, 30 Jahre betrug. Die Zahl der Kündigun- 
gen und Entlassungen, die wir im Februar notieren mußten, 
war wiederum recht erheblich, sie betrug 211 gegenüber 260 
im Januar. Durch Steilungsannahme (z. T. in anderen Be- 
rufen) und Ablauf der Unterstützungsdauer verringerte sich 
die Zahl der unterstützungsberechtigten Mitglieder von 535 am 
1. Februar auf 382 am 1. März. 


Was zeigte die Technik in Leipzig? Auf der Frühjahrs- 
messe in Leipzig war die technische Ausstellung 
ohne Zweifel der Hauptanziehungspunkt. Die technische Messe 
bekam diesmal besondere Bedeutung durch eine Reihe von 
Neubauten. Zum erstenmal ist die Werkzeugmaschinen- 
halle für Großmaschinen ihrem Zweck übergeben wor- 
den. In dieser Halle, etwa 21009 qm groß, sind alle Industrien 
vertreten, die Maschinen ausstellen, die die Funktion des Werk- 
zeuges mechanisieren. Um mit den gewaltigsten Dimensionen, 
zu beginnen, ist auf eine ausgestellte Riesenblockschere hinzu- 
weisen, die etwa 7 m hoch ist und ein Gewicht von etwa 
80000 kg hat (erbaut von der Firma Henry Pels & Co.). Ein 
Quadrateisen von 20 cm wird mit einem Ruck wie ein Streich- 
holz durchgeschnitten. Weitere Maschinen derselben Fabrika- 
tion dienen zum Kaltschneiden von dicken Blechen und Win- 
keleisen. Den größten Raum nehmen die eigentlichen Werk: 
zeugmaschinen ein, welche sich schon längst einen Welt- 
suf erworben haben. Es war erfreulich zu beobachten, daß 
gerade für die Werkzeugmaschinen großes Interesse vorlag, 
und daß auch in vielen Fällen Bestellungen erteilt wurden. Im 
besonderen zeigten die Werkzeugmaschinen verschiedene Ver- 
besserungen in der Fertigung selbst, wobei viele Fabriken dazu 
übergegangen sind, ihre Einzelprodukte zu normalisieren. Ge- 
rade dieser Fabrikationsmethode wird noch viel zu wenig Be- 
achtung geschenkt, obwohl durch dieselbe die Wirtschaft- 
lichkeit eines Betriebes bedeutend erhöht wird. 

Großes Interesse erweckte auch eine ausgestellte Kaltsäge, 
welche mit einer Tourenzahl von 1400 per Minute die größten 
Fisenträger in wenigen Sekunden absägte. Einen erheblichen 
Raum nahmen auch die verschiedensten Holzbearbei- 
tungsmaschinen ein, für welche lebhaftes Interesse, 
meistens bei östlichen Ausländern, bestand. Eine besondere 
Neuheit auf der technischen Messe war weiter die Errichtung 
einer Wärmemesse. Sie hat mit Erfolg die Versuche zur 
restlosen Verwertung aller im Lande vorkommenden Brenn- 
stoffe demonstriert. Es ist hierbei nur an die Kohlenstaubfeue- 
rung und die Gewinnung verschiedener Nebenprodukte zu er- 
innern. Der wärmetechnischen Fachmesse schloß sich das 
verwandte Gebiet der Gießereitechnik an. Hier ver- 
einigte die Industrie alle modernen Einrichtungen für den 
Gießereibetrieb. Erwähnenswert ist noch ein Späneseparator, 
welcher eiektromagnetisch die Metallspäne von den Eisen- 
spänen sondiert. 

im Hause der Elektrotechnik standen natürlich die 
aktuellen Radivartikel im Mitielpunkt des Interesses. 
Obgleich darin nicht mehr so viel Aussteller wie sonst vorhan- 
den waren, fand man jedoch um so mehr wirklich gute, brauch- 
bare Einzelteile und komplette Apparate. Von den elektro- 
technischen Artikeln sei hier auf eine Neuigkeit hingewiesen, 
welche sowohl im Betriebe als auch in jedem Haushalt Ver- 
wendung finden kann, wo elektrisches Licht und elektrische 
Kraft vorhanden ist. Es handelt sich um eine Sicherung, 
welche den Motor wie auch die Lichtleitung vor Ueber- 
tastung schützt und sich bei Kurzschluß oder Ueberlastung 
selbsttätig ausschaltet, also nıemafls ditrehbrennt. Die Lebens- 
dauer einer solchen Sicherung ist demnach unbegrenzt. 

Viel beachtet wurden auch die automatischenFern- 
sprech-Telephonanlagen. An den ausgestellten kom- 
pleiten Anlagen konnte man genau den Vorgang, angefan- 
gen beim Abheben des Telephonhörers, Selbstwählen der ge- 
wünschten Nummer bis zur Meldung des Teilnehmers beobach- 
ten. Ist jedoch die gewünschte Leitung besetzt, also unter 
Strom, so hört man ein deutliches Knacken, und man wieder- 
holt eben den ersten Vorgang nunmehr später. Den Telephon- 
teilnehmern wird also in Zukunft, wenn alle Aemter auto- 
matisch angeschlossen sind, mancher Aerger erspart werden. 
Beachtenswert sind auch die Ausstellungen vön. Kabeln für 
die Schwach- und Starkstromindustrie. Als weitere Neuheit 
der Technischen Messe ist noch eine vollständige Muster- 
druckerei, die im Betrieb vorgeführt wurde, zu erwähnen, 
ferner die sinnreichen Konstruktionen der Lederverarbei- 
tungsmaschinen. Hier erhält man einen Einblick in die 
Massenfabrikation der modernen Schuhfabrikation. 

Eine Halle für sich beanspruchte die Fahrzeugindu- 
strie. Man sah wirklich brauchbare, neue und billige Mo- 
delle. Ein 2/8-PS-Motor für zwei bis drei Personen wurde 
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beispielsweise für 1500 M. angeboten. Durch solchen und ähn- 
lichen Bau versucht man der amerikanischen Konkurrenz zw 
begegnen. 

Der Erfolg unserer technischen Arbeit hängt aber davon 
ab, ob wir eine Wirtschaftspolitik treiben können, die den deut- 
schen Techniker und Qualitätsarbeiter zur Geltung kommen läßt. 


Gegen die Preisgabe der Deutschen Werke. Es ist dem 
einmütigen Protest der Gewerkschaften gelungen, den An- 
schlag gegen die Deutschen Werke wenigstens zum Teil abzu- 
wehren. Unter dem Drucke der öffentlichen Meinung hat sich 
auch der Haushaltsausschuß des Reichstages auf- 
gerafft und folgende Entschließung angenommen: 

„Der Reichstag wolle beschließen, die Reichsregierung zu ersuchen, 
bei der Umsteilung der Deutschen Werke alle Maßnahmen zu ergreifen, 
die bei möglichster Erhaltung der Arbeitsgelegemheit geeignet sind, die 
Reichsinteressen in vollem Umfange zu wahren. Die für diese Um- 
stellung unerläßlichen Mittel sind von der Reichsregierung mit Ge- 
nehmigung des Haushaltsausschusses des Reichstags zur Verfügung zu 
stellen. Ueber diese EntschlieBung wird die Vollsitzung heute bei der 
Beratung des Notetats mit Beschluß fassen.“ 

Die von der Reichsregierung angeforderten 10 Millionen 
zur Fortführung der Werke in Kiel, Spandau und Ha- 
selhorst wurden dann in der Vollsitzung bewilligt. 


Sozialpolitik 

Gegen die Erschwerung der Berufstätigkeit deutscher An- 
gesteilter im Auslande, Selbst heute, im siebenten Jahre nach 
dem Kriege, bestehen immer noch außerordentlich bedauer- 
liche Erschwernisse der Betätigung deutscher Angesteliter, be- 
sonders Techniker, im Auslande. Entweder sind Einreise- 
verbote, die nur in Ausnahmefällen aufgehoben werden, vor- 
handen, oder es werden auf dem Verwaltungswege Schwier:g- 
keiten gemacht, die praktisch einem Verbote gleichkommen. 
Vielfach bedarf jede Beschäftigung deutscher Techniker oder 
Kaufleute noch besonderer Genehmigung, und diese wird 
häufig versagt oder doch von der Zustimmung wirtschaftlicher 
Verbände abhängig gemacht. Hierzu kommen die allgeıneinen 
Erschwernisse durch die Sichtvermerke und Paßgebühren. 
Dieser Zustand muß um so unerträglicher empfunden werden, 
als ähnlich starke Erschwernisse der Tätigkeit ausländischer 
Angestellter in Deutschland nicht gemacht werden. 

Um diese Mißstände zu beseitigen, unter denen ganz bescn- 
ders die deutschen Techniker zu leiden haben, haben 
wir uns an den Reichsarbeitsminister gewandt und 
diesen aufgefordert, bei den bevorstehenden Handelsvertrags- 
verhandlungen — und auch außerhalb derselben — auf die 
Herstellung der völligen Freizügigkeit der Angestell- 
ten hinzuwirken und insbesondere auch den Abbau der kost- 
spieligen und umständlichen verwaltungsmäßigen Erschwernisse 
zu betreiben. 

Durch Schreiben vom 9. März 1935 — IV. 1163/25 — hat.der 
Reichsarbeitsminister uns- benachrichtigt, daß er in dem von 
uns beregten Sinne bei den gegenwärtigen und den noch be- 
vorstehenden Handelsvertragsverhandlungen tätig sein will, und 
unser Schreiben dem Auswärtigen Amt, dem Reichswirtschaits- 
minister und dem Reichsminister des Innern zugeleitet hat. 
Er weicht in seiner Antwort insofern von unserer Auffassung, 
ab, als er auch einen „Schutz des deutschen Arbeitsmarktes 
gegenüber ausländischen Arbeitnehmern‘ anzustreben erklärt. 
Wir stehen demgegenüber auf dem Boden völliger gegenseiti- 
ger Freizügigkeit und halten auch Repressalien nicht für ge- 
eignet, die Freizügigkeit herzustellen, da im Grunde derartige 
Kämpfe nur auf dem Rücken der Arbeitnehmer selbst und zu 
ihrem Schaden ausgefochten werden. 


Pfuscharbeit in der Angestelltenversicherung. Nach dem 
jämmerlichen Umfall der Hauptausschußvertreter im Reichs- 
tag, über den wir in Nr. 12 der „D.T.Z.“ ausführlich berichtet 
haben, ist es gekommen, wie zu erwarten war: der Reichstag 
hat unter Ablehnung aller weitergehenden Anträge lediglich 
den Angehörigen der oberen Klassen Zusatzsteigerungen be- 
willigt, und zwar derart, daß für Beiträge der Gehaltsklassen 
F bis I aus der Zeit vom 1. Januar 1913 bis 31. pa 1921 für 
jeden Monatsbeitrag ein Steigerungssatz des jährlichen Ruhe- 
geldes gewährt wird, der in Gehaltsklasse F 1 M, in Ge- 
haltsklasse G 2 M., inH 3 M. und in 1 4 M. beträgt. 

Es ist also lediglich eine Aufwertung für die Ange- 
hörigen der oberen Gehaltsklassen beschlossen 
worden, während die der unteren Gehaltsklassen völlig leer 
ausgehen. 

Der Beschluß des Reichstages bedeutet also für Beitrags- 
zahler, die vom 1. Januar 1913 bis 31. Juli 1921 Beiträge ent- 
richtet haben, eine Erhöhung der jährlichen Rente um 103 M. 
in ee F, 206 M. in G., 309 M. in H. und 412 M, 
in 1. 

‚Lediglich in Form einer Entschließung ist die 
Reichsregierung ersucht worden, einen Gesetzentwurf vorzt- 
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legen, der neben einer Erhöhung der Versi cherungs- 
pflichtgrenze auch eine Erhöhung der Leistun- 
gen vornehmen soll, und zwar durch Erhöhung des Grund- 
betrages beim Ruhegeld auf „etwa‘ 489 M. jährlich, eine Er- 
höhung des Steigerungsbetrages von 10 auf 15 Prozent und des 
Kinderzuschlages von 36 auf mindestens 90 M. jährlich. 
Gemäß der erweiterten Versicherungspflicht sollen neus 
Beitragsklassen geschaffen werden. Damit aber der 
Pferdefuß nicht fehlt, soll der Entwurf auch die entsprechen- 
Ei 


"Tarifvertrag Mainz-Wiesbaden, Nach langwierigen Ver- 
handlungen ist es gelungen, den von den Arbeitgebern ge- 
kündigten, seinerzeit vom Schlichtungsausschuß Wiesbaden 
durch Schiedsspruch formulierten und vom Reichsarbeitsministe- 
rium für verbindlich erklärten Tarifvertrag in freien Verhand- 
lungen ohne grundsätzliche Aenderung seines Inhaltes auf ein 
Jahr zu verlängern. 


Reichsbautechnikerkonferenz. Am Sonntag, den 15. März, 
fand in unserem Erholungsheim in Sondershausen eine 
Konferenz der Reichsfachgruppe Baugewerbe statt. Aus 15 Be- 
zirkstarifgebieten waren 16 Abgeordnete erschienen. Zwei Be- 
zirke, und zwar Hessen und Meckienburg, waren nicht ver- 
treten. . Außer den Bezirksabgeordneten nahmen an der Kon- 
ferenz die beiden ehrenamtlichen Beisitzer des Haupttarif- 
amtes und als Vertreter des Bundesvorstandes die Kollegen: 


"Wewzow und Lustig sowie zwei Gäste teil. Nach einem 


kurzen Rückblick über die bisherige Entwicklung der Tarii- 
verträge für die technischen Angesteliten im Baugewerbe wurde 
über das künftige Tasifvertragsverhältnis beraten. 

Ein Teil der Abgeordneten war der Meinung, der bisherige 
Reichstarifvertrag müßte unsererseits vor Ende März zum 
30. Juni d. J. gekündigt werden, um so die Bahn für die 
Durchsetzung notwendiger Vertragsverbesserungen frei. zu 
machen. Insbesondere wurde die vertragliche Regelung der 
Arbeitszeit, die Wiedereinführung der Bauführerzulage u. a. m. 
mit Recht als dringlich bezeichnet. Nach sehr ausgiebiger 
Aussprache entschied die überwiegende Mehrheit der Kon- 
ierenz, daß dem Bundesvorstand die Kündigung des laufenden 
Vertrages nicht zu empfehlen sei. Da jedoch die Unternehmer 
den Vertrag wahrscheinlich ihrerseits kündigen werden, wur- 
den unsere Forderungen auf Vertragsänderungen formultert. 

Eine längere Aussprache löste die Frage aus, ob gegebe- 
nenfalls ein neuer Vertrag wieder gemeinsam mit dem V.D.T. 


‚abgeschlossen werden dürie. Die Aussprache ergab, daß in den 


meisten Bezirkstarilgebieten der V.D.T. weder beim Abschluß 
des Bezirkstariivertrages noch bei den späteren Gehaltsverhand- 
lungen mitwirkte, daß es ihm nur in Ausnahmefällen gelang, 
einen Beisitzer zu den Tarifämtern zu stellen, daß ferner in 
keinem Falle der V.D.T. aus eigenem Entschluß irgend- 
welche Forderungen an die Unternehiner gestellt hat und somit 
die Wahrung der Bautechnikerinteressen ausschließlich bei un- 
serem Bunde ruhte. Es ist klar, daß der Wunsch des V.D\.T., 
Vertragsteilhaber zu sein, ausschließlich seinem Agitations- 
bedürinis entspringt, das befriedigen zu helfen für uns natur- 
gemäß keine Veranlassung vorliegt. Andererseits aber hat der 
V.D.T. durch seine wohl durch Mitgliedermangei erzwungene 
Passivität in der zurückliegenden Zeit wenigstens nicht schäd- 
lich wirken können. Unter Abwägung aller Gründe stellte die 
Konferenz fest, daß diese Frage von sehr nebensächlicher Be- 
deutung sei. Wenn die Unternehmer nach wie vor Werb 
darauf legen, den V.D.T. als Vertragsteilhaber zu gewinnen, 
so werden wir unsererseits deshalb die Verhandlungen nicht 
scheitern lassen. Von einer Seite wurde der Meinung Aus- 
druck gegeben, daß es vielleicht besser sei, den V.D.T. inner- 
halb unseres Vertrages unter Kontrolle zu haben, als es ihm zu 
ermöglichen, bei einem mit den Unternehmern allein  abge- 
schlossenen Vertrag nach D.H.V.-Muster den Achtstundentag 
für papierne Zugeständnisse auf anderm Gebiet zu verhandeln. 

ollkommene Finigkeit herrschte darüber, daß der Acht- 
a SE unter keinen Umständen preisgegeben werden 
dürfe. 

Ueber die sonst vorliegenden Aenderungsvorschläge wurde 
vollkommene Uebereinstimmung erzielt. Als einer der wich- 
tigsten Punkte soll eine Aenderung ‘der Schlichtungs- 
bestimmungen erstrebt werden, die dem Haupttarifamt 
Den Gesamtstreitigkeiten in den Bezirken erweiterte Befugnisse 
gibt. hr | a rl 
Fs wurde weiterhin unser Verhältnis zum Verband 
Sozialer Baubetriebe und zur Deutschen Woh- 
nungsfürsorge A.-G. für Beamte, Angestellte und Ar- 
beiter kurz besprochen. = 


| INDUSTRIE UND BAUGEWERBE 
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den Beitragserhöhungen mitenthalten. Also: trotz der 
riesigen Ueberschüsse der Angestelltenversicherung neue er- 
höhte Beitragslasten, brutale Entrechtung der Angestellten der 
unteren Gehaltsgruppen und ganz willkürliche Zuwendungen 
für die obersten Gruppen. 

Sosiehtdank der Tätigkeit des Hauptaus- 
schusses und seiner demagogischen Politik 
gegenwärtig die „Reform“ der Angestellten- 
versicherung aus! 





Gegen 7 Uhr abends schloß der Verhandlungsleiter die 
Konferenz nach reichlich achtstündiger Dauer mit dem Dank 
an die Anwesenden für ihre ausdauernde Mitarbeit. Neben 
einem leisen Bedauern, daß die Fülle der Arbeit es den Kon- 
ferenzteilnehmern nicht ermöglichte, wenigstens von einer der 
nächstgelegenen Höhen die landschaftlichen Reize Sonders- 
hausens kennenzulernen, werden alle Konferenzteilnehmer mit 
Befriedigung über die geleistete sachliche Arbeit die Koniercnz 
in guter Erinnerung behalten. 

Einzelheiten über die Ergebnisse der Konferenz werden in den 
Aprilversammlungen der Ortsverwaltungen bzw. in Fachgrup- 
penversammlungen bekanntgegeben und zur Aussprache gestellt 
werden. Die Berichterstattung über die Reichsbautechniker- 
konferenz wird überall den Beweis dafür erbringen, daß unser 
Bund die einzige Organisation ist, welche bisher und künft'g 
gewillt und in der Lage ist, die Interessen der Bautechniker zu 
vertreten. Die Aprilversammlungen der Ortsfachgruppen bzw. 
Ortsverwaltungen müssen deshalb nicht nur von alien Bundes- 
mitgliedern aus dem Baugewerbe unbedingt besucht, sondern 
auch zuWerbeversammlungen der Fachgruppe 
Baugewerbe ausgebaut werden, in die jeder Kollege einen 
Falsch- oder Unorganisierten mitbringt. 


Haupttarifamt für technische Angestellte im Hoch-, Beton- 
und Tiefbaugewerbe. In seiner Sitzung vom 16. März 1925 
hatte sich das Haupttarifamt, wie in fast jeder Sitzung inner- 
halb des letzten Jahres, wieder einmal mit dem Vertragsver- 
hältnis der Hochbautechniker in Minden/Lippe zu beschäf- 
tigen. Die Arbeitgeber bestreiten, daß die Entscheidungen 
des Haupttarifamtes für sie maßgebend seien. Sie wollen ab- 
weichend von den Vereinbarungen zwischen den Parteien des 
Reichstarifvertrages für Minden/Lippe ein besonderes Vertrags- 
gebiet haben. Trotz Ablehnung durch das Haupttarifamt halten 
sie an der Rechtsverbindlichkeit ihrer Kündigung des alten Be- 
zirkstariivertrages fest, so daß nach ihrer Meinung ein tarif- 
loser Zustand vorliegt. Zufolge dieser Rechtsauffassung) 
weigern sie sich, mit unserer zuständigen Gauverwaltung über 
Gehaltserhöhungen zu verhändeln oder Beisitzer zum Bezirks- 
tarifamt zu stellen. Die Gauverwaltung Hannover-Braunschweig 
rief geshalb als Ersatz für das nicht vorhandene Bezirkstarif- 
amt das Haupttarifamt an und beantragte, die Gehälter der 
Hochbautechniker in Minden/Lippe ab Januar 1925 wm 20 Proz. 
zu erhöhen. 

Das Haupttarifamt glaubte, diesem Antrage nicht stattgeben 
zu können, weil damit die zur Zeit geitenden Gehälter im 
Bezirk Hannover-Braunschweig überholt würden. Andererseits 
aber hielt es das Haupttarifamt für einen unmöglichen Zustand, 
daß die in demselben Gebiet bei Beton- und Tieibaufirmen 
beschäftigten Techniker, die nach dem Tarif für Hannover- 
Braunschweig bezahlt werden, dauernd höhere Gehälter haben 
als die Hochbautechniker. Es fällte deshalb einen Schieds- 
spruch, nach dem auch für die Hochbautechniker ab 1. Ja- 
nuar 1925 die für diese Zeit im Bezirk Hannover-Braunschweig 
vereinbarten Gekälter zu zahlen seien. 

Das Haupttarifamt hatte sich weiter mit einem Antrage 
unserer Gauverwaltungen Rheinland-Westfalen 
und Westdeutschland zu beschäftigen, weil dort ein 
gültiger Bezirkstarifvertrag immer noch nicht besteht. Die 
Arbeitgeber hatten bei den letzten Verhandlungen eine erheb- 
liche Verschlechterung der Arbeitszeitbestimmungen gefordert, 
außerdem so niedrige Gehälter angeboten, daß von voruherein 
eine Einigung ausgeschlossen war. Vor dem Haupttarifamt 
erklärten die Vertreter der Unternehmer, daß sie nicht ermäch- 
tigt seien, von den bekannten Forderungen auch nur um 
Haaresbreite abzuweichen. Sie wären auch nicht damit einver- 
standen, daß das Haupttarifamt einen für beide Teile binden- 
den Schiedsspruch fällt. Sie begründeten ihre Verhandlunzs- 
weigerung in der Hauptsache damit, daß bei der Wichtigkeit 
der Angelegenheit die Verhandlung auf breiterer Basis, d. h. 
mit mehr Vertretern der Unternehmer geführt werden müßte. 
Das Haupttarifamt machte deshalb einen Vergleichsvorschlag 
dahingehend, daß unter Mitwirkung des um vier Personen 
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verkleinerten Haupttarifamtes in Düsseldorf oder Essen alsbald 
die Verhandlungen wieder aufgenommen würden, und daß über 
die Punkte, über welche in freier Verhandlung eine Einigungt 
etwa nicht erzielt werden könnte, das Haupttarifamt durch 


einstimmigen Spruch für beide Parteien bindend endgültig ent- 
scheiden könne. Inzwischen haben 
diesen Vorschlag abgelehnt. 


lichen Schlichtungssteilen anzurufen. 


Der Streik der kartographischen Kupferstecher in Berlin. 
In Nr. 11 der „D.T.Z.“ haben wir an dieser Stellg von dem: 


Ausbruch eines Streikes der- kartographischen Kupferstecher. 
bei der Firma Reimer (Berlin) berichtet. Nach dreiwöchi- 


ger Dauer des Kampfes hat sich die Firma bereit erklärt, die 
materiellen Forderungen ihrer Angestellten fast restlos zu ar- 


füllen. Um aber ähnliche Kämpfe künftig nach Möglichkeit zu. 


vermeiden, fordern die Streikenden, daß die Firma sowohl für 
sie als auch für die anderen Angestellten der kartographischen 
Abteilung, also Kartolithographen, kartographische Zeichner 
usw., mit unserem Bund einen Haustarif abschließt. Die 
Verhandlungen über diese Forderung finden am 24. März 1925 
statt. Sollte die Firma auf ihrem ablehnenden Standpunkt be- 
harren, so wird die Kampfbasis durch Eintreten der Karto; 
lithographen in den Streik verbreitert werden. 


Bemerkenswert ist, daß das Reichsmarineamt als 


treuer Hüter kapitalistischer_ Interessen den ihm nahestehenden 
Betrieben die Anstellung streikender Kupferstecher verboten 
hat. Erfreulich ist, daß die engeren Berufskollegen der Strsi- 
kenden im ganzen Reiche, ohne dazu aufgefordert worden zu 
sein, sofort nach Bekanntwerden des Streiks zugunsten der 
Kämpfenden Sammlungen veranstaltet und den Ertrag der 


die Unternehmer auch 
Unseren beteiligten Gauverwal- 
tungen bleibt nun nichts anderes mehr übrig, als die öffent- 


Streikleitung zur Verfügung gestellt haben, die dadurch instand 3 
gesetzt war, jedem Streikenden eine Zusatzunterstützung auszu- 
zahlen. Sie geben damit den ‚Kollegen anderer Fachgruppen 
ein leuchtendes Beispiel gewerkschaftlichen 


Solidarität. Die Bemühungen der bestreikten Firma, Er- 
satzkräfte heranzuziehen, sind erfolglos geblieben. Unten 
den kartographischen Kupfterstechern gibt es 
keine Streikbrecher. 


Verniessungstechnikerkursus in Oberschlesien, Nach Östern 


- beginnt in Gleiwitz ein Vermessungstechnikerkursus, der 


von dem Direktor der Breslauer Baugewerkschule, Herrn 
Oberstudiendirektor Prof. Braune, geleitet wird. Den Un- 
terricht erteilen Lehrkräfte der Vermessungs- und Tiefbau- 
abteilung derselben Schule. Vorgesehen ist eine Kursusdauer 
von drei Semestern, sodann: folgt eine staatliche Abschluß« 
prüfung an der Baugewerkschule in Breslau. ER T; 

Die Unterrichtsstunden sind auf Sonnabendabend und Sonn- 
tagvormittag festgelegt, so daß die Teilnahme allen in Ober- 
schlesien ansässigen Vermessungstechnikern möglich ist. Die 
Teilnehmergebühr wird voraussichtlich monatlich 15 M. be- 
tragen. Rechtzeitige Anmeldungen sind zu richten an den 
Bund der technischen Angestellten und Beamten, Gauneben- 
stelle Gleiwitz, Wilhelmsplatz 9, Bundeshaus. 


Vermessungstechnikerkursus in Barmen, In Ergänzung. un« 
serer diesbezüglichen Notiz in Nr. 8 der „D.T.Z.“ können wir 
nunmehr mitteilen, daß in Barmen in der ersten Hälfte ded 
Monats April 1925 unter Leitung des Herrn Oberstudiendirek- 
tors Schau ein Vermessungstechnikerkursus des Bundes der 
technischen Angestellten und Beamten wiederum eröffnet wird, 
der voraussichtlich im.Frühjahr 1927 mit der Prüfung seinen 
Abschluß findet. : e 


82 BERGBAU Re] | 


Zur Berechnung der Angestelltenrenten in der Knapp- 
schaft. Die erste Etappe haben wir hinter uns. Einmal ist 
der Beschluß des Vorstandes des R.K.V. vom 28. Januar d. J. 
für die Berechnung der Angestelltenrenten maßgebend, fernen 
ist jetzt eine Verständigung über die Durchführung dieses 
Beschlusses in den Vereinen erfolgt. Eine Konferenz der Di- 
rektoren der Bezirksvereine, an der außer der Verwaltung! 
des R.K.V. auch der Vorsitzende des R.K.V. und seine beiden 
Stellvertreter teilnahmen, hat sich am 19. März d. J. mit den 
Richtlinien für die Durchführung dieses’ Beschlusses befaßt. 
Es ist dann auch nach schweren Mühen eine Verständigung 
erzielt worden, die zwar nicht alle Wünsche erfüllt, die aber 
eine brauchbare Piattform für die 
haben in der Nummer 9 vom 25. Februar d. 


J. dieser Zeitung 
die Vorschläge aufgeführt, 


Angestelltenvorstandsmitglieder sowie verschiedenen Verwal- 


tungen der Bezirksknappschaftsvereine ausgearbeitet worden. 


sind. 


Die Direktorenkonferenz hat über die zeitliche Gel- 
tung des Beschlusses 
gehalten: 

„Der Beschluß gilt für alle Dienstzeiten, die der Versicherte im 
seane des Aungestelltenversicherungsgesetzes in knappschaftlichen Betrieben 
ätig war,“ 

Durch diese Auslegung wird zweifelsfrei erreicht, daß 
der Beschluß für alle Versicherten, gleichvieil ob sie noch 
tätig oder ob sie bereits früher invalide geworden sind, für 
ihre gesamte Dienstzeit, von der zwar bisher nur 25 Dienst- 
jahre angerechnet werden, Geltung hat. 

Ueber den Kreis der Versicherten schafit #ol- 
gende Auslegung Klarheit: 


„Als Angestellte gelten diejenigen, 


über deren Zugehörigkeit zur 
Angestelltenversicherung 


bereits eine Entscheidung getroffen ist oder 


aber bis zum 1. März 1925 ein Streitverfahren anhängig gemacht wurde - 


und im bejahenden Sinne endigt.“ 

Man war sich darüber einig, daß von dem Beschluß des 
Vorstandes des R.K.V. nur diejenigen Angestellten berührt 
werden sollen, bei denen die Angestellteneigenschaft nicht 


mehr zweifelhaft ist. Von allen denjenigen, bei denen die An-. 


gestellteneigenschaft heute noch nicht feststeht, muß minda- 


stens bis zum 1. März 1925 ein Streitverfahren anhängig ge- - 
gleichzeitig die Aufnahme in die An-' 


macht worden und 
gestelltenabteilung der Pensionskasse schon beantragt worden 
sein oder bis zum 1. März 1925 beantragt werden. 

‚Diese Ausiegung erschien anfangs einem großen Teil der 
‚Teilnehmer an der Besprechung zu weitgehend. Man hielt 
‚es nicht für tragbar, daß Versicherte, die Zeit ihres Lebens 


Weiterarbeit abgibt. Wir 


.die der Verwaltung des R.K.V.- 
vom Unterzeichneten für die Durchführung gemacht worden 
sind, und die auf Grund von Besprechungen mit einer Anzahl‘ 


folgende Auslegung: für richtig 


sicherung der Angestellten. 


Beiträge in die Arbeiterklasse gezahlt haben, jetzt Angestelf- 
tenrenten erhalten, weil sie heute unter das Ängestelltenver- 
sicherungsgesetz fallen. Als jedoch zur Sprache kam, daß 
z. B. jetzt in Waldenburg sämtliche Fördermaschinisten 
als Angestellte gelten und nun auch alle Beiträge auf Grund 


der Umlagedeckung in die Angestelltenabteilung fließen, also - 


zur Deckung von Angestelltenrenten verwendet werden, er- 
kannte man, daß es eine Ungerechtigkeit sein würde, wenn 
dies invaliden Fördermaschinisten Arbeiterrenten erhielten, die 
dann .auch von der Arbeiterschaft aufgebracht würden. Die 
Aussprache ergab, daß eine gerechte Regelung nur bei kon- 
sequenter Durchführung des Grundsatzes: 
ist ausschlaggebend für die Rentenberech- 
nung‘, möglich sei, EAN 
Der nachstehenden Auslegung, die vorgeschlagen worden 
war, wurde zugestimmt: | 
„In Vereinen, in denen die Angestellten, die jetzt die ‚Voraussetzungen 
für die Aufnahme in die Pensionskasse hinsichtlich des Lebensalters und 
der Gesundheit erfüllt haben, aber vor dem 
Fehlens einer Beamtenpensionskasse in der Arbeiterpensionskasse oder. 
nur in der Angestelltenversicherung in knappschaftächen Betrieben ver- 
sichert waren, gilt diese Zeit auch als knappschaftliche Pensionsver- 
Desgleichen gelten diejenigen Angestellten, 
die eine Lebensversicherung abgeschlossen hatten und in der Angesteil- 
tenversicherung von der eigenen Beitragsleistung befreit waren, aber 
aus demselben Grunde bis zum 1. Januar 1924 der Pensionskasse nicht 
angehörten, auch vor dem 1. Januar 1924 als knappschaftlich ver- 
sichert.‘ - 
Der weiteren Anregung, auch die Tätigkeitsjahre von 
Versicherten anzurechnen, die dauernd im Bergbau tätig ge- 
wesen sind, ohne jedoch Mitglied in der Knappschaft zu wer- 
den, trotzdem die Voraussetzungen hierfür vorhanden 
waren, wurde nicht stattgegeben. Die Konsequenzen, die ein 
solcher Beschluß eventuell nach sich ziehen kann, ließen sich 
nicht übersehen, weshalb die Verfolgung der in diesem Vor- 
schlag enthaltenen Anregungen den Beteiligten überlassen. 
bleiben soll. Es wird also an uns jetzt liegen, zutage tretende 
Ungerechtigkeiten zu beseitigen. Die Sondervorschriiten geben. 
dem Selbstverwaltungskörper weitgehende Möglichkeiten, aber 
auch der Rechtsweg wird beschritten werden können. 
Eine einheitliche Formulierung, wie der Begriff „Haupt- 
beruf“ auszulegen sei, 


1. Januar 1924 wegen Be 


„die Tätigkeit 


wurde nicht gefunden. Hierbei wird 


in Zweifelsfällen die Rechtsprechung angerufen werden müssen, 


Sr dann die Unterlagen für eine einheitliche Auslegung schafft. 
ie 
ja in der 
schüssen vertreten sind, 
die Frage behandeln. 
Dem Vorschlage ä 


werden nach gleichen Grundsätzen 


„Am Schlusse eines jeden Jahres ist auf Grund der im Bezirk” 


unserem AfA-Bund angehörigen Vorstandsmitglieder, die. ie 
Mehrzahl der Bezirksvereine in den Geschäftsaus- 


geltenden Tarifverträge (gezahltes Einkommen) jede Gruppe in eine pe 












der einzelnen vier Klassen einzureihen. Bei der Einreihung ist das 


- Höchsteinkommen der Gruppe zugrunde zu legen. Das Einkommen für 
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Oktober gilt für die Rentenberechnung des folgenden Jahres. Für dieses 
Jahr gilt das Einkommen von 1925.“ . 
wurde nach eingehender Aussprache zugestimmt. Ausschlag- 
gebend für die Zustimmung war die Mitteilung des Bochumer 
Vereins, daß er sich bereits diese Regelung zu eigen gemacht 
habe und sie für gangbar halte. Es wurde aber auch aus- 
gesprochen, daß die bestehenden Unterschiede in dem Ver- 
fahren zur Berechnung der Arbeiterrenten und demjenig:n 
zur Berechnung der Angesteiltenrenten auf die Dauer be- 
seitigt werden müssen. Im AfA-Bund finden gegenwärtig Ver- 
handlungen darüber statt, weiche dahingehenden Vorschläge 
zu machen sind, falls vom Reichsarbeitsminister eine Gesetzes- 
vorlage zur Aenderung des Reichsknappschaftsgesetzes ein- 
gebracht wird, RR 

Angenommen worden sind die beiden nachstehenden Vor- 
schläge über den Begriff des Wortes „Srundbetrag‘: 

„1. Der Grundbetrag im Sinne des 6. Absatzes des Beschlusses des 
Reichsknappschaftsvorstandes ist in der Invalidenversicherung der Grund- 
betrag plus erhöhten Reichszuschuß. 

2. Die Worte ‚Die Leistungen gekürzt um den Mehrbetrag, um den 
die Grundbeträge der Angesteiltenversicherung denjenigen der Invaliden- 
versicherung übersteigen‘, haben mit der Einschränkung Geltung, als 
den Leistungen der Pensionskassen auch entsprechende Leistungen aus 
der Angestelitenversicherung gegenüberstehen müssen.“ 

Bei der Besprechung des ersten Absatzes wurde gesagt, 
daß in absehbarer Zeit mit einer Aenderung des Grundbetrages 
in der Angestelltenversicherung zu rechnen sei. Der Beschluß 
soll aber auch für diesen Fall Geltung behalten. Daher ist 
mit einer Aenderung der kuappschaftlichen Rente nicht zu 
rechnen, wenn sich der Grundbetrag in der Angestelltenver- 
sicherung ändert. Diese tritt nur dann ein, wenn der Grund- 
betrag in der Invalidenversicherung ein anderer wird. 

Eine Verständigung. über die Anrechnung der unstän- 
digen Jahre war nicht zu erzielen. Die Reg:lung dieser 
Angelegenheit. soll den Bezirksvereinen überlassen bleiben, 


- die durch Sondervorschriften hierfür die Möglichkeit haben. 
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Ausführungsbestimmungen über die An- 
rechnungen der Dienstzeiten in Oberschle- 
sien, dem Saarrevier und Elsaß-Lothringen 
hielt man nicht für notwendig, da sich der Vorstand berei'g 
verschiedentlich mit dieser Angelegenheit befaßt hat und diese 
Materie, soweit sie noch im Fluß ist, ohnehin ganz allgemein 
geregelt werden wird. G. Werner. 


Etwas über das Treibersystem im Ruhrbergbau. Aus Berg- 
bauangestelltenkreisen wird uns geschrieben: Wie jetzt schon 
wieder, nachdem die Toten des gräßlichen Grubenunglückes 
auf „Minister Stein‘ kaum kalt geworden sind, mit den tech- 
nischen .Grubenbeamten umgesprungen wird, das spottet jeder 
Beschreibung. Man sollte doch annehmen, diese fürchterliche 
Katastrophe hätte die Herrschaften zur Besinnung gebracht, so 
daß sie alles daran setZen würden, um zukünftig .ein derartiges 
Unheil zu vermeiden. Aber weit gefehlt, die Herren haben 
er nichts gelernt: und werden oder wollen nichts dazu- 
ernen. ; 

Auf den allermeisten Zechen im Ruhrbergbau müssen die 
technischen Angestellten an den Tagen, wo Feierschichten ein- 
gelegt werden, Arbeit der Arbeiter verrichten: z. B. über Tage 
Kohlen stürzen, unter Tage Lufthäspel reparieren, Ausstollen, 
Weichen legen, Material transportieren und sogar Strecken 
und Querschläge reinigen. 

Läge es nicht vielmehr im Interesse der Sicherheit des 
Betriebes, daß an diesen Tagen (Feierschichten), wenn die 
Angestellten absolut ausgenutzt werden sollen, die Revier- 
steiger, Steiger und Fahrhauer die Reviere befahren würden? 
Auch die Konferenzen, wie sie vor der Revolution üblich 
waren, werden wieder eingeführt. Die Beamten der Mittag- 
schicht, Steiger und Fahrhauer, müssen vielfach von morgens 
8 bis 11 Uhr, also drei Stunden und mehr, zu Konferenzen auf 
der Zeche zusammentreten. Die Anweisung des Betriebsfüh- 
rers lautet: „Diese Konferenzen sind so lange einzuhalten, bis 
der Effekt von xt erreicht ist.“ Diese Kollegen der Mit- 
tagschicht, die außerhalb wohnen, kommen des Nachts 
vor 12 -bis 121/, Uhr nicht zu Bett. Am andern Morgen 
müssen sie aber um 61/, Uhr schon -wieder aufstehen) 
um pünktlich in der Konferenz zur Stelle zu sein. Fehlt 
einer, so wird mit Entziehung der ganzen Prämie gedroht. 
Jeder vernünftige Mensch muß doch zugeben, daß diese Kol- 
legen des Mittags abgespannt sind und ihren Dienst zur Sicher- 
heit des Betriebes nicht mehr so ausführen können, wie es sein 
soll, zumal an Angestellten derart gespart wird, daß die meisten 
mindestens zwei Reviere in einer Schicht befahren müssen. 

Prämienstreichungen sind an der Tagesordnung, 


2. B. wegen zu hoher Holzkosten, zu hoher Selbstkosten, 


zu hoher Löhne, zu niedrigen Effekts und schlechter Leistung, 
wegen unreiner Kohle und Mindermaß. Wagen, die nicht hoch 
mit Kranz beladen sind, sind nicht voll. 
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Bei jeder Gelegenheit wird den Kollegen mit Fort- 
jagen gedroht. Am 15. Februar 1925, als die Opfer von 
„Minister Stein‘ der Erde noch nicht übergeben waren, brachte 
die Harpener Bergbau A.-G., Bezirk Langendreer, es fertig, 
mehreren Angestellten die Kündigung zuzustellen. Andere 
bekamen einen Drohbrief mit dem Vermerk: „Wenn sich 
Ihre Leistung nicht bessert, dann werden Sie versetzt oder das 
nächste Mal gekündigt usw.‘ 

Man sieht also immer wieder, Lehren werden von den 
Bergwerksbesitzern aus dem letzten Grubenunglück nicht ge- 
zogen. Sollte diese Treiberei und Jagerei so ungehemmt 
weitergehen, dann werden sich in nächster Zeit die Massen- 
unglücke häufen, denn man hört in der Grube nichts anderes 
mehr als: Kohlen, Kohlen! Einsichtigen Kollegen, die 
das Einbauen der Gesteinsstaubschranken für drin- 
gend notwendig halten, wird erklärt, „Kohlenförderung 
geht vor!“ 

Hoffentlich werden die freigewerkschaftlichen Verbände 
alles daransetzen, damit diese unglaublichen Zustände abge- 
ändert werden. Vor allem müssen die Betriebsräte unbehin- 
dert ihre Aufgaben erfüllen können, damit sie an der Be- 
seitigung der vielen Gefahrenquellen im Bergbau mitzuarbeiten 
imstande sind. 


Die Wiederaufnahme von Anerkennungsgebührenzahlern in 
die Knappschaft ist in einer der letzten Nummern dieser Zeitung 
besprochen worden. Wir sagten am Schlusse dieser Notiz: 

„Der Bezirksverein sei berechtigt, die Gesundheit der Aufzunehmen- 
den nachzuprüfen. Der Gesundheitszustand dürfe aber nicht allein für 
die Aufnahme entscheidend sein, sondern die sozialen Belange müßten 
berücksichtigt werden,® wenn wir in unserem Selbstverwaitungskörper 
den Anforderungen gerecht werden wolle” die wir normalerweise zu 
erfüllen haben.“ 

Wir haben nun die Rechtslage geprüft. Sämtliche Arbeit- 
nehmer im R.K.V. legen die Satzung dahin aus, daß durch 
Zahlung der Anerkennungsgebühr die Mitgliedschaft in der 
Pensionskasse erhalten bleibt; denn im $ 49 wird gesagt: 

“ „Die Mitgliedschaft in der Pensionskasse erlischt mit dem Eintritt 
der Berufsunfähigkeit. Sie erlischt auch, wenn der Versicherte aus der 
Beschäftigung in einem knappschaftlichen Betriebe ausscheidet, sofern er 
nicht die Anerkennungsgebühr nach $ 50 dieser Satzung entrichtet.“ 

Herr Oberbergrat Hense, Mitverfasser des Kommentars 
zum Reichsknappschaftsgesetz von Reuß-Hense, legt die Be- 
stimmungen wie folgt aus: 


„Wer innerhalb eines Jahres wieder Bergarbeit aufnimmt oder wer 
länger als ein Jahr Anerkennungsgebühren gezahlt hat, ist als Mitglied 


Hiermit bestelle ich für das 2. Vierteljahr 1925 die 
Straße und Hausnummer - 


Deutsche Techniker-Zeituno 


laut Zeitungs-Preisliste 1925, Seite 45, zum Preise von 1,20 Goldmark. 
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der Pensionskasse wieder aufzunehmen, vorausgesetzt, daß er nicht. 


schen berufstnfähig im Sinne des 8 25 des R.K.G. ist; denn dann muß 
seine Invalidisierung erfolgen. Wenn also bei der ärztlichen Unter- 


suchung festgestellt wird, daß der Wiederaniegung Bedenken entgegen- 


stehen, weil der zu Untersuchende nicht den gesundheitlichen Anforderun- 
gen des 
suchung 
erfolgen müssen. 
erkennungsgebührenzahler 
nehmen.“ £ 

Man ersieht hieraus, daß ein Unterschied in der Aui- 
fassung besteht. Eine Verwaltung kann eine Untersuchung‘ 
auf Berafsinvalidität mit dem Scheine des Rechts verlangen. 

Wir haben nun versucht, in der am 19. März d. J. statt- 
gefundenen Konferenz der Knappschaitsdirektoren eine Ueber- 
einstimmung herbeizuführen, damit in Zukunft jeder Anerken- 
 nungsgebührenzahler, der im Bergbau arbeitet, ohne ärztliche 
Untersuchung wieder beschäftigt werden kann. Die Bezirks- 
vereine haben u. E. keine Veranlassung, einen Arbeitnehmer 
gegen seinen Willen zum Invaliden nach $ 25 zu machen; das 
ıst aber die einzige Möglichkeit, ihn von der Bergarbeit auf 
Grund seines Gesundheitszustandes fernzuhalten. Aus reisz 
praktischen Gründen empfiehlt es sich daher, auf die ärztliche 
Untersuchung zu verzichten. Unserer Anregung wurde statt- 
gegeben, so daß in Zukunft Anerkennungsgebührenzahler bei 
der Wiederanlegung nicht mehr untersucht werden. _ 


Entscheidungen des Reichsversicherungsamts (Knappschafts- 
senat). Ein Wiegemeister beantragte Alterspension nach $ 26 
des Reichsknappschaftsgesetzes. Der Knappschaftssenat hat am 
6. März in dieser Angelegenheit nachstehendes Urteil gefällt: 

„Das Oberversicherungsamt hat sich auf den Standpunkt gestellt, 
daß die von dem Kläger nach dem 1. März 1894 ausgeübte Tätigkeit 
schon deshalb a!s wesentliche bergmännische Arbeit nicht angesehen 
werden könne, weil sie — wie unbestritien ist — über Tage er+ 
folgte. Darin kann ihm nicht ohne weiteres beigetreien werden. Es 
ist nicht ausgeschlossen, daß gewisse Arbeiten über Tage eine derartige 
Anspannung der Körperkräfte erfordern und infolge der Eigenart der, 
bergbaulichen Verhältnisse unter so ungünstigen gesundheitlichen Be- 
dingungen vefrichtet werden müssen, daß sie an Schwere und Gesund- 
heitsgefährlichkeit der Bergarbeit unter Tage kaum nachstehen und 
deshalb ebenfalls als wesentliche bergmännische Arbeiten angesehen 

Zu dieser Art Arbeiten kann allerdings die Tätigkeit 


insıchtlich des Vorliegens der Berufsunfähigkeit nach $ 25 
Wird jedoch diese nicht anerkannt, so ist der An- 
wieder als Pensionskassenmitglied aufzu- 


werden müssen. 
des Klägers, selbst wenn sie nicht nur die eines Wiegemeisters sondern, 
auch die eines Rangiermeisters gewesen ist, nicht gerechnet werden. 
Wenn der Kläger bei dieser Tätigkeit auch Wind und Wetter ausgesetzt 
ist, so ist darin weder eine Eigenart der bergbaulichen Verhältnisse, 
noch eine besondere Gefahr für die Gesundheit zu erblicken, die der bei 
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44 der Satzungen entspricht, so wird eine besondere Unter- 
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bergmännischen Arbeiten unter Tage annähernd gleichgestellt werden 
könnte. Das Oberversicherungsamt hat deshalb den Anspruch auf Alters- 


‚pension gemäß $ 26 des Reichsknappschaftsgesetzes als ungerechtfertigt 


erklärt.‘ 


Allgemeinverbindlicherklärung der Schiedssprüche für die 
Zechenholzmeister bei den Grubenholzfirmen des Ruhrgebieies. 
Mit Wirkung vom 1. Januar 1925 ist das am 24. Mai 1924 ge- 
troffene Gehaltsabkommen und der am 29. September 1924 
vereinbarte Manteltarifvertrag für die Zechenholzmeister bei 
den Unternehmerfirmen des Ruhrreviers von der Reichsarbeits- 
verwaltung für allgemeinverbindlich erklärt worden. Der räum- 
liche Geltungsbereich der allgemeinen Verbindlichkeit sind die 
Regierungsbezirke Düsseldorf, Arnsberg und Mün- 
ster. Die allgemeine Verbindlichkeit - erstreckt sich nicht 
auf den $ 6 des Manteltarifvertrages. 


Der Verband kaufmännischer Grubenbeamten hat sich auf 
seinem vorjährigen Verbandstage mit dem D.H.V. zu einer 
Arbeitsgemeinschaft zusammengetan. Damit hatte 
sich der D.H.V. die Möglichkeit geschaffen, den V.k.G. von 
innen auszuhöhlen, um die Gefahren, die ihm von dieser 
Sonderorganisation drohten, und die schon auf die Kohlenhaı- 
deis- und Kohlensyndikatsangestellten überzugreifen begann, zu 
beseitigen. Auf dem am 24. Mai stattfindenden Verbandstage 
des V.k.G. wird man sich bereits mit den Folgen dieser Ar- 
beitsgemeinschaft befassen. Wir glauben nicht, daß die Mehr- 
zahl der kaufmännischen Grubenbeamten mit einem Alliierten 
zufrieden ist, der beim Reichsarbeitsminister dafür eintritt, 
die kaufmännischen Angestellten aus der Knappschaft auszu- 
schließen. Ueber solche Fragen kann man sich im internen 
Kreise streiten, aber dem Vorsitzenden des V.k.G. muß doch 
ganz eigentümlich zumute gewesen sein, als er in der Sitzung 
beim Reichsarbeitsminister gegen den D.H.V.-Vertreter Stel- 
lung nehmen mußte, um auszusprechen, daß seine Organisation} 
für das Verbleiben der kaufmännischen Angesteilten in der 
Knappschaft eintritt. 

Wenn man wie der V.k.G. für ‚das Verbleiben in der 
Knappschaft eintritt und etwa 99 Prozent der Mitglieder bereits 
Knappschaftsmitglieder sind, mutet es weiter eigentümlich an, 
wenn im Verbandsorgan die Angestelltenversicherung in den 
Himmel gehoben, die Knappschaft aber heruntergerissen wird. 
Wir technischen Angestellten können dieses - Verhalten, das 
die Gegner der knappschaftlichen Versicherung in einem Augen- 
blicke unterstützt, in dem alles getan werden sollte, um uns 
die knappschaftliche Versicherung zu erhalten, nur als einen 
Bärendienst ansehen, auf den, soweit die Führer des V.k.G. in 
Frage kommen, das Bibelwort zutrifft: „Herr, vergib ihnen, 
denn sie wissen nicht, was sie tun.“ Die Gegner der Sonder- 
versicherung, die in allen Lagern zu finden sind, werden sich 
über diese wertvolle Hilfe freuen. Be 

Auch der Redakteur der „Kohlenwacht“, Herr Schle- 
gel, ein früherer Angestellter des D.H.V., leistet dem V.k.G. 
Bärendienste. Er ist seiner ganzen Herkunft nach ein über- 
zeugter Gegner des Knappschaftsgesetzes- Mit dessen Einstel- 
lung und Betätigung hat der V.k.G. sein Ansehen nicht nur 
in den Kreisen der Bergwerksbesitzer, sondern bei allen klar 
und nüchtern Denkenden erheblich geschädigt. Herr Schlegel 
glaubt den Interessen der von ihm vertretenen Bergbauange- 
stellten am besten zu dienen, wenn er sich in seiner Zeitungt 
und in Versammlungen rüde benimmt. Der Vorstand des 
Reichsknappschaftsvereins hat sich deswegen schon mit der 
Frage beilaßt, ob man ihn wegen seiner Anpöbeleien ver+ 
klagen solle. Man hatte es aber abgelehnt, weil man ihm 
damit zu viel Ehre angetan hätte. Jetzt hat, wie uns berichtet 
wird, in einer Verhandlung beim Zechenverband Herr Ge- 
neraldirekior Wiskott Herrn Schlegel gefragt, ob er Herm 
Dr. Weidtmann in einer Öffentlichen Versammlung in ‘Wanne 
einen Halunken genanut habe. Dieses stellte Herr Schiegel 
entschieden in Abrede, trotzdem Zeugen genügend vorhanden 
sind. Sodann kam Herr Wiskott auf den Artikel in Nr. 1 der 
„Kohlenwacht‘“ zu sprechen und erklärte, daß, wenn sich der- 
artiges wiederhole, sie es ablehnten, mit Herru Schlegel in 
Zukunft zu verhandeln. Darauf wurde Herr Schlegel ziem- 
lich kleinlaut und sagte: „Aber Herr Wiskott, der Artikel 
richtet sich ja nicht gegen Sie, sondern gegen die AfA und 
deren Anhang.“ Und der ‚Vorsitzende des V.k.G, Herr 
Mellenthin, erklärte, der Artikel ist zwar von Herrn Schlegel 
geschrieben, wurde aber von uns. nicht gebilligt!!- Als nun Herr 
Wiskott noch darauf hinwies, daß in der „Kohlenwacht“ der 
Vorwurf erhoben sei, der Zechenverband habe sich. infolge 
der Besatzung und des vorhergegangenen passiven Widerstan- 
des doppelt bezahlen lassen, erklärte Herr Schlegel: „Wenn 
Sie es wünschen, bringen wir in’ der nächsten Nummer eine, 
Berichtigung. So war das ja nicht gemeint!!!“ 

Hoffentlich befaßt sich der V.k.G. auf seiner General- 
versammlung sehr eingehend mit dieser Art der Interessen- 
vertretung. Sie schädigt nicht nur die kaufmännischen An- 
gestellten, sondern alle Angestellten des ‚Bergbaues. 
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Gewährung von Unterstützungen an ehemalige, auf Grund 
der P.A.V. ausgeschiedene Angestellte. Auf Grund verschiede- 
ner Anfragen weisen wir wiederholt darauf hin, daß durch 
Runderlasse sowohl des Reichsfinanzministeriums als auch Jes 
Preußischen Finanzministeriums angeordnet ist, daß beim Vor- 
liegen einer besonderen Notlage diejenigen ehemaligen, auf 
Grund der Personalabbauverordnung. ohne laufende Bezüge 
entlassenen Angestellten des Reiches und des Staates, die in- 
folge Ueberschreitung der für die Berechtigung zum Bezuge 
‚von Erwerbslosenunterstützung gezogenen Einkommensgrenze 
eine Erwerbslosenunterstützung nicht erhalten können, im 
Rahmen der verfügbaren Mittel eine einmalige Unterstützung 
"beantragen können. Ein Rechtsanspruch auf derartige Unter- 
stützungen besteht nicht. Etwaige Anträge sind nach sach- 
‚gemäßer Prüfung auf dem Dienstwege an die zuständigen 
Ressortminister zu richten. Die in Frage kommenden Veriügun- 
gen lauten: R.F.M. vom 28. Febr. 1925 — III. A. 3323; II. A. 
3117; .WV. 1326; V.a. 11. 2748; V.c. 4057; V.B.I, 989 — und 
Runderl. des P.F.M. vom 17. Febr. 1925 — 1.22.1401, 


Reichsbeamtenurlaub. für 1925. Zur Neuregelung des Er- 
holungsurlaubs der Reichsbeamten für das Rechnungsjahr 1925 
hat das Reichskabinett Richtlinien aufgestellt, nach denen sich 
der Urlaub wie folgt gestaltet: 

„Alten Reichsbeamten wird in jedem Rechnungsjahr, ohne daß es 
eines besonderen Antrags bedarf, ein Erholungsurlaub gewährt. Die 


Urlaubsdauer ist unter Berücksichtigung der Dienststellung und des 
Lebensalters der Beamten abzustufen. Hat ein Beamter beim Antritt 
seines Urlaubs das ihn zu einer längeren Urlaubsdauer berechtigendg 
Lebensjahr noch nicht vollendet, so wird ihm der längere Urlaub; 
gewährt, wenn die Vollendung dieses Lebensjahres innerhalb des Rech- 
nungsjahres eintritt. 


Die Urlaubsdauer beträgt in 


Urlaubs- Besoldungs- _Altersabteilung 1 Altersabteilung 2 Altersabteilung 3 
klasse gruppe bis zu 30 Jahre 3040 Jahre über 40 Jahre 
I— il 16 21 28 KT. 
BeSSan- DV -VI 18 25 3.2; 
© vi—iX 21 28 3 
D x—XU 25 85 Blne zn 
E XUlI u. darüber 29 37 ER 


Maßgebend für die Einreihung in die Urlaubsklassen ist die Be- 
soldungsgruppe, nach deren Sätzen der Beamte seine Bezüge erhält. 

Die außerplanmäßigen Beamten, die das 30. Lebensjahr vollendet 
oder drei Diätärienjahre zurückgelegt haben, erhalten den vollen Er- 
holungsurlaub der Besoldungsgruppe, in der sie beim regelmäßigen Ver- 
lauf ihrer Dienstiaufbahn zuerst planmäßig angestellt werden. Ziffer 1, 
Abs. 3 findet gleichmäßige Anwendung. ie übrigen außerplanmäßigen 
Beamten erhalten - Urlaub: 
in Urlaubsklasse im ee im 2. Bean im 3. ehr 

1 1: 1 


A d-IM) 


B (V-VND 13 15 16 

C (WIL-IX) 16 18 19 

D &x—XN 20 22 23 
Kalendertage. 


Die Beamten im Vorbereitungsdienst erhalten 
im 1. Jahre des Vorbereitungsdienstes 3 Kalendertage, 
im 2. Jahre des Vorbereitungsdienstes 10 Kalendertage, 
im 3. Jahre des Vorbereitungsdienstes 12 Kalendertage 
Erholungsurlaub. 

Die Beamten, die den Urlaub in der Zeit vom 1. November bis 
30. April nehmen, erhalten einen Zusatzurlaub von 7 Tagen. Fällt der 
Urlaub nur zum Teil in die vorbezeichnete Zeit, so wird der Zusatz- 
urlaub anteilmäßig verringert. 

Schwerkriegsbeschädigten und schwerunfallverletzten Beamten kann 
ein längerer Urlaub gewährt werden, wenn sich dies aus gesundheit- 
lichen Gründen im Einzelfall als notwendig erweist. Von der Einforde- 
rung eines ärztlichen Zeugnisses kann abgesehen werden, wenn es, sich 
bei den genannten Beamten um eine Verlängerung des Urlaubs bis zu 
eimer Woche handelt und das Bedürfnis einen besonderen Nachweis 


nicht erfordert, 


Das Reichstinanzministerium zeigt im Reichshaushaitsplan 

1925 folgenden auszugsweisen Plan: 

a) vom Reichsschatzministerium übernom- 
mene (jetzt der Reichsbauverwaltung an- 
gegliederte) Verwaltungszweige: 

Einzelgehälter: 

B3 1 Ministerialdirektor (technischer) 
4 Ministerialräte (davon 3 künftig wegfallend) 
4 Ministerialräte (technische) 
8 Stelien. 


1 Oberregierungsrat 
2 Oberregierungsbauräte (hiervon erhält einer die Be- 
. züge der Gruppe A 13) 


———— — 
3 Stellen, 


Gruppe A13 


A12 






An 1 Regierungsrat als Referent 


2 Regierungsbauräte als Referenten 

2 Ministerialamtmänner 

1 Ministerialamtmann (technischer) 

6 Stellen. 

7 Ministerialamtmänner (hiervon 5 künftig_wegfallend) 
2 erhalten die Bezüge der Gruppe A 1l, 

3 Ministerialamtmänner (technische), einer erhält die 
Bezüge der Gruppe All 

10 Stellen. 

1 Ministerialoberregistrator 

2 Regierungsoberinspektoren (hiervon einer künftig weg- 
fallend), einer erhält die Bezüge der Gruppe A 10 

2 techn. Regierungsoberinspektoren \ 

5 Stellen. 

2 techn. Regierungsinspektoren 

2 Regierungsinspektoren (davon einer künftig weg- 
fallend), einer erhält die Bezüge der Gruppe AiO 
1. Registrator 

5 Stellen. 

3 Oberregierungsbausekretäre 

1 She sriepe (erhält die Bezüge der Grup, € 

10) 


7 Stellen. 
Hilfsleistungen durch Beamte: 
Insgesamt 8 Hilfskräfte, davon 3 Hilfskräfte nach Gruppe 
'A10, 3 nach Gruppe A9, 2 nach Gruppe A8. 
b) Reichsbauverwaltung s. IINZIENT,.CZ 
20. März 1925, S. 156. 
c) Landesfinanzämter und deren nachgeord- 
nete Behörden: 


A10 


A9 


A8 


AT 


vom 


Gruppe All 10 Regierungschemiker 
A10 10 Regierungschemiker 
A6 47 Zollobermaschinisten 

124 erste Zollschiffer 
A5 95 Zollmaschinisten 
249 Zollschifier 
A4 1 Obermaschinist 
1 Oberdrucker 
17 Zolloberbootsleute 
A3 30 Lagermeister 
4 Schiffsheizer 


5 Maschinisten 
38 Zollbootsleute. 

In der Position „Hilfsleistung durch 
tete Hilfskräfte“ sind 32 Hiliskräfte 
Dienst nachgewiesen. 
d) Reichskommissariat für Reparationsliefe- 

rungen. 


Gruppe A 13 2 Direktoren 
A12 6 Oberregierungsräte und Oberregierungsbauräte (einer 
erhält die Bezüge der Oruppe A 13) 
14 Regierungsräte und Regierungsbauräte (4 erhalten 
die Bezüge der Gruppe A 12) 


20 RES (4 erhalten die Bezüge der Gruppe 
11 


nichtbeam- 
im technischen 


\ 


All 
A 10 


2 Verwaltungsamtmänner 
22 Stelien. 


A9 6 Maschinenoberingenieure 
14 Regierungsoberinspektoren (3 erhalten die Bezüge 
der Gruppe A 11, und 11 der Gruppe A 10) 
3 Rechnungsdirektoren 
23 Stellen. 
AS 13 Maschineningenieure (7 erhalten die Bezüge der 
Gruppe A9) 
38 Regierungsinspektoren (14 erhalten die Bezüge der 
Gruppe A 10 und 9 der Gruppe A9) 
51 Stellen. 
AT 19 techn. Obersekretäre (13 erhalten die Bezüge der 


! Gruppe A8) 
57 Oberregierungssekretäre (11 erhalten die Bezüge 
5 +der Gruppe AS) 
76 Stellen. 


ni 2 Werkmeister 
2 Regierungssekretäre (2 erhalten die Bezüge der 


Gruppe A7) 
23 Stellen. 


A5 6 Werkführer (6 erhalten die Bezüge der Gruppe 
A6 


43 Verwaltungsassistenten (6 erhalten die Bezüge der 
Gruppe A 6) 
6 Kanzleisekretäre 


A 
55 Stellen, 
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Hilfsleistungen durch Beamte. 


Insgesamt sind 107 Hilfskräfte vorgesehen, die sich auf die | 


einzelnen Gruppen wie folgt verteilen: 
2 Hilfskräfte nach der Gruppe A 
6 


PPP>P>>> 
PUANDO— 


>> 
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Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräfte: 


Als Angestellte werden folgende Hilfskräfte geführt: 

1 Hilfskraft als Abteilungsleiter ö 

8 Hilfskräfte im Referenten- und wissenschaftlichen Hilfsdienst 
34 2 „ Büro- und Registraturdienst 

60 N ». Kanzleidienst. 


Die Physikalisch-technische Reichsanstalt im Reichshaus- 


haltsplan 1925. 
Gruppe A 13 
A12 9 Oberregierungsräte 


4 Direktoren 


die Bezüge der Gruppe A 12) 
..6 ‚Regierungsräte 
24 Stellen. 
22 Regierungsräte 
Bürovorsteher 
Regierungsinspektoren 
Oberregierungssekretäre (hiervon erhält 1 Oberre- 
gierungssekretär die Bezüge der Gruppe AB) 
techn. Obersekretäre 
Stellen. 
Verwaltungssekretär (Bezüge der Gruppe A7) 
Registrator 
Kanzleisekretär 
Masclinenmeister 
techn. Sekretäre 
Stellen, 
Verwaltungsassistent . & h 
Registraturassistenten (beide erhalten die Bezüge 
der Gruppe A 7) 
1 Kanzleisekretär 
45 Techniker 
49 Stellen, 
ang werden folgende Stellen gesetzt: 


D 
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DD 
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1 Regierungsoberinspektor 
2 Regierungsinspektoren 
AA4 2 Kanzleiassistenten 


Als Zugang sind eingesetzt: 


Abg 

Gruppe A 10 2 Regierungsräte 
A9 
AS 


1 Verwaltungssekretär 


Gruppe A6 
A5 1 Verwaltungs- und 1 Registraturassistent. 


In der Position „Hilfsleistungen durch Beamte“ 


sind 37 Hilfskräfte vorgesehen, die sich auf die ein- 
zelnen Gruppen wie folgt verteilen: 
1 theoretischer Phiysiker It. besonderer Vereinbarung 
15 Hiliskräfte der Gruppe A 10 
2 Hilfskräfte der Gruppe A7 
16 Hilfskräfte der Gruppe A5 
Für Hilfsleistungen durch nichtbeamtete 
räfte sind vorgesehen u. a.: 4 Techniker als Angestellte. 


Das Reichsamt für Landesaufnahme im Reichshaushaltsplan 
Gruppe A 13 3 Direktoren 
A12 1 Oberregierungsrat 
A 2 Regierungsräte (hiervon erhält einer die Bezüge der 
Gruppe A 12 
A 10 3 Regierungsräte (erhalten die Bezüge der Gr. All), 
1 Verwaltungsamtmann 
11 Vermessungsamtmänner 
15 Stelien. 
5 Oberlandmesser 
1 Regierungsoberinspektor 
19 Vermessungsdirigenten 
1 Bürovorsteher 
26 Stellen, 
1 techn. Inspektor 
6 Regierungsinspektoren 
90 Trigonometer, Topographen, Kartographen und 
Photogrammeter E 
97 Stellen. 
1 Kupferstecher 
10 Oberregierungssekretäre 
6 techn. Obersekretäre (hiervon erhalten 5 die Be- 
züge der Gruppe A8 
17 Stellen. 
1 Werkmeister 
1 Galvanoplastiker 
1 Kanzleisekretär 
2 Verwaltungssekretäre 
5 Stellen, 


All 18 Regierungsräte als Mitglieder (hiervon erhalten 1 


A5 6 techn. Assistenten (hiervon erhalten 5 die Bezüge 
der Gruppe AB) N ee 
4 Verwaltungsassistenten (hiervon erhalten 2 die Be- 

züge der Gruppe A 6 3 
770 Stellen. | 


Auf die Reichskartenstelle entfallen die ‚nach- 4 
stehend angesetzten Stellen, wobei die der Gruppen Ai9 bis 
A2 als künitig wegfallend bezeichnet sind: 
Gruppe A 12 1 Oberregierungsrat 

A 10 1 Regierungsrat 
A9 2 techn. Oberinspektoren 
1 Kartenvertriebsdirigent 

Stelien. 
techn. Inspektoren 
Regierungsinspektor 

Stellen. 
Kupferstecher, Lithographen und Photographen 
Oberregierungsräte 
Stellen. 
Werkmeister 
Verwaltungssekretär 
Stellen. : 
Werkführer 
Verwaltungsassistent 
Stellen. 
Oberdrucker 
Oberlagermeister 
Untergalvanoplastiker 

14 Stellen. ; 

Der Titel „Hilisleistungen durch Beamte“ sieht 
4 Hilfskräfte der Gruppe A7 und 3 Hilfskräfte der Gruppe A5 
vor. 

Der Titel „Hilfsleistungen durch nichtbeam- 
tete Kräfte“ sieht 13 Angestellte als Hilfskräfte im tech- 
nischen Büro-, Registratur- und Kanzleidienst vor. i 

Für den Beirat für das Vermessungswesen ist ein Betrag 
von 4000 Reichsmark angesetzt. 


Uebertritt von Behördenangzstellten aus versicherungsfreier 
in versicherungspflichtige Beschäft'gung und umgekehrt. Durch 
Verordnung vom 13. Februar 1924 (R.G.Bl. 1924, Teil I, S. 62) 
waren die bis dahin strittigen Fragen der Sicherung der In- 
validen-, Alters- und ee solcher An- 
gestelten, die aus einer versicherungsfreien Beschäftigung aus- 
schieden, ohne daß gegen den Arbeitgeber ein Anspruch auf 
Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente entstand, und auch für 
den umgekehrten .Fall entschieden worden. Zur Durchfüh- 
rung dieser Verordnung sind jetzt zur Klärung von Zweifels- 
fällen laut Amtsblatt der Reichsfinanzverwaltung Nr. 10 vom 
14. März 1925 mit II. A. 6126/ll. A. 4709 vom 9. März 1925 
seitens des Reichsfinanzministeriums Richtlin!en erlassen worden. 
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Besoldungsfragen 


Zum Kampf um das Besoldungssperrgesetz, Die Regierung 
hatte dem Reichstag eine Vorlage zur Abänderung des Ge- 
setzes zur Sicherung einer einheitlichen Regelung der Beamten- 
besoldung vom 21. Dezember 1920 (Besoldungssperrgesetz) in 
der folgenden Fassung vorgelegt: 

„Das Gesetz zur Sicherung einer einheitlichen Regelung der Be- 
amtenbesoldung vom 21. Dezember 1920 (Reichsgesetzbi. S. 2117) in der 
Fassung der Gesetze vom 22. März 1923 (Reichsgesetzbl. I, S. 215) und 
vom 23. Juni 1923 (Reichsgesetzbl. I, S. 419) und des Artikel 11 der 


‚Verordnung zur Herabminderung der Personalausgaben des Reiches 


(Personal-Abbau-Verordnung) vom 27. Oktober 1923 (Reichsgesetzbl. I, 
S. 999) wird wie folgt geändert: 
Artikel. 

Im $ 2 Abs. 1 werden die Worte: ‚höhere Dienstreisetagegelder und 
-ibernachtungsgelder, Beschäftigungstagegelder, Trennungsentschädigungen 
und Umzugsvergütungen‘ gestrichen. 

Artikel 2, 

$ 2 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 fälit fort, 

b) Satz 2 erhält fo'gende Fassung: 

‚Soweit die Vorschriiten des Reiches nicht Reichsgesctze sind, sind 
sie für die Länder, Gemeinden und sonstigen öffentlichen Körperschaften 
nach Maßgabe dieses Gesetzes nur bindend, wenn sie nach Zustimmung. 
des Reichsrats den Landesregierungen unter Hinweis auf dieses Gesetz 
mitgeteilt sind; soweit solche Vorschriften früher ohne Zustimmung des 
Reichsrats bindend geworden sind, bleiben sie bindend, solange nicht 
der Reichsrat die Aufhebung der Bindung beschließt.‘ 3 

Artikel 3, 

Im 8 5 Abs. 2 ist nach den Worten ‚sonstigen Öffentlichen Körper- 

schaft‘ einzufügen: ET 

‚sowie nach Ablauf der in $ 9 Abs. 3 bestimmten Frist gegen eine 

günstigere Regelung einer Gemeinde oder sonstigen Öffentlichen Kör- 

perschaft.‘ 
Artikel 4. 


89 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: ' ve 
a) Nach den Worten ‚I. April 1920° wird eingefügt: ‚oder dem 


späteren Tage des Inkrafttretens‘, 
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-. .b) Die Worte ‚falls ‚die Gemeinde oder sonstige öffentliche Körper- 
schaft der ihr durch $ 3 auferlegten Verpflichtung nicht innerhalb der 
dort bezeichneten Frist nachgekommen ist‘ werden gestrichen. 

s Artikel 5. 

Zwischen &9 Abs. 2 und 3 ist folgender Absatz einzufügen: 

‚Die in Ab. 1 und 2 vorgesehene Genehmigung oder Abänderung 
oder die Versarung der Genehmigung soll bis zum 1. Oktober 1925, 


bei den nach dem 1. Juli 1925 beschlossenen Vorschriften innerhalb 


dreier Monate erfolgen. 
F Artikel 6. 

Hinter 8 9b wird folgende Vorschrift geschaltet: 

8 9c. Entscheidet das Reichsschiedsgericht über Vorschriften einer 
Gemeinde oder sonstigen öffentlichen Körperschaft, so ist auf Antrag 
des beteiligten Landes oder der beiden ständigen Beisitzer aus dem 
obersten Verwaltungsgericht des Landes oder, wenn ein solches nicht 
vorhanden ist, aus dem höchsten Gericht am Regierungssitz des Landes 
zu entnehmen. Der Beisitzer und ein oder zwei Stelivertreter für ihn 
werden vom Lande ein für allemal ernannt. Abs. 1 gilt nicht für Ent- 
scheidungen in der Besetzung von drei Mitgliedern ($ 7 Abs. 5). 

Artikel 7. N 

$ 12a wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 fallen fort. 

b) Im bisherigen Abs. 3 werden die Worte ‚1. April 1925° durch 
die Worte ‚Außerkrafttreten des Gesetzes’ und die Worte, ‚nach dem 
31. März 1925° durch die Worte ‚nach diesem Zeitpunkt‘ ersetzt. 

c) Als letzter Absatz tritt hinzu: 

‚Abänderungen von Vorschriften einer Gemeinde oder sonstigen 
öffentlichen Körperschaft durch die zuständigen Landesbehörden gemäß 
$ 9, die im Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieses Gesetzes noch nicht 
endgültig geworden sind, bleiben bis zum Erlaß neuer Vorschriften ver- 
bindlich. Die zu diesem Zeitpunkte vor dem Reichsschiedsgericht oder 
dem Landesschiedsgericht schwebenden Verfahren sind einzustellen.‘ 


Artikel 8. 
8 15 erhält foigende Fassung: 
‚Dieses Gesetz tritt am 1. April 1926 außer Kraft.‘ 
3 Artikel 9. ERS 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1925 in Kraft.“ 

In wiederholten Entschließungen hat sich sowohl unser 
Bund als auch der A.D.B. neben den übrigen Beamtenspitzen- 
organisationen für die Beseitigung des Besoldungssperrgesetzes 


‚ausgesprochen. Die von der Regierung zum Besoldungssperr- 


gesetz dem Reichstage gleichzeitig vorgelegte Denkschrift hat 
unter den Kommuna!beamten einmütigen Protest hervorgerufen. 
In den Verhandlungen über das Besoldungssperrgesetz sowohl 
im Haushaltsausschuß als auch im Plenum des Reichstag's 
mußte die Regierung mehr denn eine herbe Kritik an dieser 
Denkschrift einstecken. Es wurden der Regierung objektive 
Fehler und Irrtümer in der Denkschrift nachgewiesen. Die 
Denkschrift wurde wegen der vielen Unrichtigkeiten und leicht- 
fertigen Zusammenstellung als wertlos bezeichnet. Entschei- 
dend war die Abstimmung über den Art. 8 der Vorlage, der 
das Sperrgesetz erst am 1. April 1926 außer Kraft setzen will. 
Seitens des Reichskanzlers Dr. Luther. wurde der stärkste 
Druck ausgeübt, indem er dem Vernehmen nach den Regie- 
rungsparteien bedeutete, daß die Ablehnung des Gesetzes 
seinen Rücktritt nach sich ziehe. Die Annahme des Art. 8 er- 
foigte mit 165 gegen 153 Stimmen. 


Behördentariffragen 


Anrechnung von Krankengeld nach $ 33 R.A.T. Nach dem 
R.A.T. $ 33 Ziff. 1 werden den Angestellten im Falle einen 
durch Unfall oder Krankheit verursachten Arbeitsunfähigkeit 
die Dienstbezüge unter Abzug der reichsgesetz- 
lichen Barleistungen (Krankengeld, Hausgeld) weiter- 
gezahlt. Nach Verhandlungen mit dem Tarifausschuß hat das 
Reichsfinanzministerium mit IB.6478 vom 18. März 
1925 (R.B.Bl. Nr. 9 vom 21. März 1925) nachstehende Aus- 
führungsbestimmung zur Klarstellung des Begriffes 
„reichsgesetzliche Barleistung‘‘ herausgegeben: 


Aus dem Bunde 


Versammlungskalender 


Bautzen. -M. 3, IV. .800 im Bürgergarten, 

Bonn. M. 4. IV. 8%, Rest. Jakob, Friedrichstr. 23. 

Eisenach. M. 1. IV. 8%, Karthäuser Hof, Karlsplatz, 

Erfurt. M. 3, IV. 80, Rest. Steiniger. 

Gera. M. 7. IV. 80%, Harnischs Garten (Vortrag). 

Glatz. M. 3. IV. 730. Stephans Brauerei, Roßstr. 

Göriitz. M. 2, IV. 8%, Handelskammerhaus. 

Greifswald. M. 1, IV.. 800, Lokal Berger, Ecke Fisch- und Langefuhrstr. 
Heidelberg. M. 2, IV. 800, Brauerei Ziegler. Ä 
Potsdam-Nowawes. M. 3. IV. 8%, Rest. Fürst Bismarck. 
Waldheim. M. 2. IV. 8%, Hartha, Kaffee Naumann, 

Weimar. M. 1. IV. 8%, Hotel. „Germania“, 

Zwickau. M. 8, IV. 8%, Erzgeb. Hof. 
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‚R.A.T. umfaßt den 
“sicherungsträger auf Geldleistung. Dies gilt sowohl bei Haus- wie bei 
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„Die ‚Reichsgesetzliche Barleistung‘ im Sinne. des $ 33 Abs. 1 des 
Anspruch des Angestellten gegenüber dem Ver- 


Anstaltsbehandlung. In Frage kommt hiernach Krankengeld, Hausgeld 
und sogenanntes Taschengeld, und zwar in allen Fällen in der Höhe, 


wie es von der für die Dienststelle zuständigen Krankenkasse ($ 225 


R.V.O.) auf Grund der reichsgesetzlichen Pflichtversicherung tatsächlich 
bar geleistet wird oder bar geleistet würde. 

Leistungen aus: 

a) freiwilligen Versicherungen, 

b) Zusatzversicherungen oder 

c) Versieherungen, soweit sie über das Pflichtmaß hinausgehen, 
bleiben außer Betracht. 

Soweit bisher abweichend von der vorstehenden Ausführungsbestim- 
mung verfahren worden ist, hat es dabei sein Bewenden. 
= Da vorstehende Ausführungsbestimmung Bestandteil des Tarifver- 
trages geworden äst, ist in den im Dienstgebrauch befindlichen Ab- 
drucken des R.A.T. am Fußende des $ 33 ein entsprechender Hinweis 
nachzutragen.“ 


Urlaubsregelung für Reichsangestelite für 1925. Nach Ver- 
handlungen mit den Tarifparteien des Reichstarifvertrages für 
die Angestellten bei den Reichsverwaltungen und Reichsbetr:c- 
ben wurde für das Rechnungsjahr 1925 der Erholungsurlaub 
für die Reichsangestellten. wie folgt festgesetzt: 

Den Angestellten des Reiches mit einer über fünfjährigen 
Beschäftigungsdauer wird ein Urlaub nach folgender, auch für 
die planmäßigen Beamten geltenden Tabelle gewährt: 











bei einem Lebensalter 











Urlaubs- Besoldungs- | _ 8 Vale über 
klasse gruppen De en 40 Jahren 40 Jahre 
(1. AReaBeN (2; Altersklasse) (3. Altersklas e) 
A I —u 16 21 28 
B IV —VI 18 25 al 
e vI—IX 21 28 35 
D x —XIl 25 3i 37 
E Xi und 
darüber 29 837 42 


Kalendertage. 


Angestellten mit einer Beschäftigungsdauer von weniger 
als 1 Jahr wird der vorstehende Urlaub um 8 Tage, mit einer 
Beschäftigungsdauer von weniger als 3 Jahren um 5 Tage und 
einer Beschäftigungsdauer von weniger als 5 Jahren um 3 Tage 
gekürzt, so daß sich für diese Angestelltengruppen folgende 
Urlaubsdauer ergibt: 














Unter einem Jahr |weniger als 3 Tahrelweniger als 5 Jahre 
Urlaubsklasse | pschäftigung. | Beschäftigung | Beschäftigung 
A (I) 8 11 3 
B (IV—VI) 10 13 15 
C (VII-IX) 13 16 18 
D(X—XI 17 20 22 


Kalendertage. 


Entsprechend der gleichlautenden Bestimmung in den 


Richtlinien für die Urlaubsregelung der Beamten, kann auch 


schwerkriegsbeschädigten und schwerunfallverletzten Angesteil- 
ten ein längerer Urlaub gewährt werden, wenn sich dies aus 
gesundheitlichen Gründen im Einzelfall als geboten erweist. 
Von der Einforderung eines ärztlichen Zeugnisses kann abge- 
sehen werden, wenn es sich bei den genannten Angestellten 
um eine Verlängerung des Urlaubs bis zu einer Woche handelt 
und das Bedürfnis einen besonderen Nachweis nicht erfordert. 

Die preußische Verwaltung hat sich die Regelung des Ur- 
laubs für die Angestellten noch vorbehalten, da auch die Vor- 
lage über den Beamtenurlaub an das Gesamtministerium bisher 
noch nicht erledigt werden konnte. 






















Sterbetafel. 


Wilhelm Astheimer (245281), Georg Könitzer (187834), Chemnitz» 
: ‚Mainz. rhön P. ©. Krug ge Set 

_ Albert Frankenhäuser (179573), ‚Joh. Kruse (201836), Berlin. 
2 Wietze.Steintörde. » Aug, Lindemann (76936), Berlin, 


4. Paul Neifer (10%980), Geislingen, 
a ememann ee ae G. J. Oehler (5914), Bruchsal. 


K. Pötzsch (29099), Leipzig. 
ll Albert Heise (T 21535), Hannover. 5 
Ä Hermann Kanapin (76 630), Essen. Theodor Albert Reich (T 92189), 
Heinrich Kevenhörster (75 342), 
Buer. 
Hermann Klose (174092), Stettin. 
Arthur Köhler (217821), Nieder- 
sedlitz. 


Es starben: 


Aue. 
Emil Rothe, (93644). Böhlen-Rötha. 
Ernst Schäftlein (247536), Saar- 
louis 
Ad. Weininger (T 87213), Berlin. 
Aug.: Weber (39185), Mannheim, 


Ehre ihrem Andenken! 
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Bekanntmachung der 1. B. S. 


Neue Zinssätze bei der 1.B.S. Im Zusammenhang mit einer Er- 
mäßigung der Sollzinsen kündigt die Industriebeamten-Sparbank eine 
Herabsetzung der Habenzinssätze an. Es werden vom 1. April ab auf 
Sparkonten 8% p. a. vergütet. Regelmäßige und gesperrte Sparkonten 
werden jedoch mit 9% abgerechnet. Für tägliches Geld auf Scheckkonten 
werden 5% gewährt. Gleichzeitig werden die Dariehnszinssätze noch 
stärker herabgesetzt, so daß zugleich eine Ermäßigung der Zinsspanne 
eintritt. Dieses Vorgehen der Sparbank ist nur zu begrüßen. Eine Zins- 
politik, die den berechtigten Wünschen der Geldgeber sowohl wie der 
Geldnehmer Rechnung trägt, dürfte am besten geeignet sein, ihr neue 
Anhänger zuzuführen. 


Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung‘ 
übersandten Schriftwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt in 
jedem Fal!e vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 
erfolgt nicht. 


Bayerische Industrie- und Handels-Zeitung. Sonderheft: Die Rhein-Main- 
Donau-Wasserstraße. Reich illustriert. Vig. F. C. Mayer, München, 
Briennerstr. 9. Pr. 3 Mk. 2 

Behm, Hans, Wolfgang. Von der Faser zum Gewand. Blick in die 
Verarbeitung der Textilrohstoffe. % 

Behörden und Beamte. Fünfter Jahrg. Heft 4, vom Jan. 1925, Wirt- 
schaftsverlag A. Sudan, Berlin SW 48. Bezugspr. halbjährl. 1,20 Mk. 

Bölsche, W. Tierseele und Menschenseeie. Mit 7 Textabbildungen. 
Frankh'sche Verlagshandlg., Stuttgart. Pr. geh. 1,20 Mk., gebd. 2 Mk, 

Bücherverzeichnis des Verlags Quelle & Meyer, Leipzig. 1924. 

Damaschke, Adolf. Bibel und Bodenreform. (Soziale Zeitfragen, Heft 28.) 
Verlag Gebr. Mann, Berlin. 1924. Pr. 30 Pf. 

Deutscher Metallarbeiter-Verband. Die deutsche Schwereisenindustrie und 
ihre Arbeiter. Verlagszes. des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes, 
Stuttgart. 1925. Pr. 2,50 Mk. 

Günther-Schulze, A. Elektrische Gleichrichter und Ventile. (Lebende 
Bücher, herausgegeben von Adalbert Deckert.) Vig. Jos. Kösel und 
Friedrich Pustet, Komin.-Ges., München. Verlagsabtig. Kempten. 192; 

Gunst, Konrad. Die Geldentwertung in den Jahren 1914 bis 1924. Mi 
vergl. Tabellen der Preise der wichtigsten ‚Lebensmittel und Bedaris- 
artikel sowie einer Uebersicht über die Entwicklung der Löhne und 
Gehälter und Aufwertungstabelle. Vig. E. Knapp & Co,, Pfullingen 
(Württbg.). 1925. Pr. I Mk. (Für organisierte Mitgl. 60 Pf, zu 
beziehen durch Herrn Paul Müller, Reutlingen, Lederstr. 122.) 

Hedin, Alma. Mein Bruder Sven. Nach Brieien und Erinnerungen. 


Mit 61 Abbildungen. Vig. F. A. Brockhaus, Leipzig. 1925. Pr. in 
Ganzleinen gebd. 15 Mk. 

Hedin, Sven. Ossendowski und die Wahrheit, 
Leipzig. 1925. Pr. geh. 2 Mk. 


Vig. F, A. Brockhaus, 






verpflegungssalfz 


einschließlich Miete für die Besucher unseres 
Erholungsheims in Sondershausen 


in Thüringen. 








Gesellschaftszinmer im Erholungsheim, 


Kollegen, sorgt für einen recht guten Besuch unseres Heimes 
in den Monaten April und Mai, damit wir diesen nied- 
rigen Verpflegungssatz im ganzen Jahre durchhalten können. 


Anmeldungen 
an die Verwaltung des Erholungsheims, Berlin, Werftstraße 7. 
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Herbst, Edgar. Der Taylorismus als Hilfe in unserer Wirtschaftsnot. 
3. Auflage, (Der Aufstieg, Nr. 19/20.) Anzengruber-Verlag Brüder 
Suschitzky, Leipzig. u. Wien. Pr, 50 Pf, ac 

Kahle. Maschinen-Elemente in Frage und Antwort. Heft 15: Zylinder 
der Kraftmaschinen. Vig. E. S. Mittler & Sohn, Berlin. 

Keller, Hugo. Gegenbeweise gegen die Relativitätstheorie. Vig. Otto 
Hillmann, Leipzig.’ 1925. Pr. 1 Mk. 

Kistner, Otto. Fünf-Sprachen-Wörterbuch des Kaufmannes. Vig. F. A. 
Brockhaus. 

Die Kölner Messe. Broschüre, herausgegeben vom Messeamt Köln-Deutz. 

Lang, Otto. Internationale techn. Arbeitsgemeinschaft für wissenschaft- 
liche Wirtschaftsordnung. Anzengruber-Vig. Brüder Suschitzky, Leip- 
zig u. Wien. Pr. 1 Mk. 

Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu 
beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. H, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Be- 
rechnung von Porto und Verpackung. 





Technik. 


Grundlagen für den praktischen Eisenbetonbau. Von Padler. 
Industriebeamten-Verlag, Berlin, 300 Seiten in Ganzleinen geb. 7,20 M. 
Der Verfasser hat sich zum Ziel gesetzt, dem entwerfenden Ingenieur 
die Grundlagen für den Entwurf und die Berechnung von Eisenbeton- 
konstruktionen in möglichst zweckmäßiger Form zu übermittein, und 
es kann von vornherein gesagt werden, daß der Verfasser diese selbst- 
gestellte Aufgabe glänzend gelöst hat. Aus dem überaus reichen Inhalt 
des Buches kann im folgenden nur einiges angeführt werden. Schön 
der erste Abschnitt, der de Belastungen, zulässigen Span- 
nungen und weitere für den Entwurf nötigen Angaben enthält, zeigt 
eine gute Auswahl und klare Giederung des Stoffes. Der zweite 
Abschnitt umfaßt die Querschnittsermittlung und Span- 
nungsberechnung, und läßt schon bei der Durchsicht erkennen, 
daß das Buch von einem erfahrenen Praktiker für die Praxis geschrieben 
worden ist. Auf die überflüssige Ableitung von Formeln ist verzichtet, 
der Hauptwert ist darauf gelegt, auf möglichst einfache und schnelle 
Art und Weise die Querschnitte zu findea. Selbst bei dem komplizierte- 
sten Spannungs- und Lastzuständen kann der Querschnitt an Hand der 
zahlreichen zweckmäßigen Tabellen zum Teil sofort: abgelesen werden. 
Die sonst so schwierige und zeitraubende Bestimmung von Rahmenyıer- 
schnitten ist auch für den weniger Geübten schnell und sicher mög'ich. 
Alle Tabellen und Formeln sind vollkommen gebrauchsiertig, eine große 
Anzahl von Beispielen aus der Praxis dient zur Erläuterung des Rech- 
nungsganges. Besonders ist anzuerkennen, daß die so wichtigen Fragen 
der Wirtschaftlichkeit bei allen Kapiteln eingehend erörtert sind; 
auch hier sind reichlich. Beispiele gegeben. Der dritte Abschnitt ent- 
hält die Statik. An dieser Steile sind in mustergültiger Form alle 
Systene behandelt, welche gewöhnlich im Eisenbeionbau vorkommen. 
Besonders die statisch unbestimmten Systeme finden. eine eingelmende 
Darstellung, und die verschiedenen Rahmen und Bögen können olme 
Schwierigkeit Iberechnet werden. Besonders beachtenswert ist bei dem 
Balken auf mehreren Stützen ein neues Verfahren, welches gestattet, für 
Balken mit beliebigen ungleichen Feldern für jede ' Laststellung ohne 
weiteres die Stützenmomente abzulesen. Dieses Verfahren bedeutet für 
den Praktiker ein leichtes und fehlerfreies Arbeiten, und wird sich daher 
schnell einbürgern. 

Zusammeniassend kann gesagt werden, daß dieses Buch bei dem 
Entwurf, der Berechnung und dem Kostenanschlag ein unentbehr- 
licher Ratgeber werden wird, es kann daher den Kollegen ntr 
bestens empfohlen werden. EB 


Türen und Fenster, ihre Gestaltung nach alten und neuen Hand- 
werkstechniken. Von Architekt Otto Meyer, Berlin. 192 Seiten auf 
Kunstdruckpapier mit 237 Abbildiingen. Verlag des Deutschen Holz- 
arbeiter-Verbandes, Berlin. Preis in Ganzkeinen 12 Mark. 

Ein wirklich gutes Werk, aus dem der Künst!er und Techniker zu- 
gleich spricht. Die Gegenübersteilung der phoiographischen Wiedergabe 
einer ausgeführten Arbeit mit der Werkzeichnung einer gleicheii Koa- 
struktionsart kann nur als vorteilhaft bezeichnet werden. Der Wert des 
Werkes liegt überhaupt darin, daß mit Erfolg versucht wird, eine ver- 
nunftgemäße Verbindung "zwischen Form und Konstruktion darzustelien. 
In sehr vielen, gut ausgewählten Beispielen werden eia- und melır- 
flügelige Haustüren, Haus- und Hloftore, Garten- und Parktüren, eisen- 
beschlagene Türen, Türbeschläge, Innentüren, Glasabschlüsse, Balkon- 
und Terrassentüren sowie Feaster, Schaufenster und Fensterladen ge- 


zeigt. Die ganze Art der Behandlung des schwierigen Stoffes — jedes 
Lehrbuchmäßige ist vermieden — sowie die Vielseitigkeit machen .das 


Werk für den Architekten, den Techniker und insbesondere für den 
Handwerker besonders wertvoll. Die Anschaffung kann nıur empfohlen 
werden. W, Sch. 


Verschiedenes. 


Mein Bruder Sven. Von Alma Hedin. Verlag Brockhaus, Leip- 
zig. 410 Seiten. Preis geb. 15 Mark, 

Zu seinem 60. Geburtstag, am 19. Februar 1925, hat die Schwester 
des großen schwedischen Forschers nach Brieien und Erinnerungen eine 
Lebensbeschreibung Sven Hedins herausgebracht, die bei den Freunden 
seiner Reisewerke lebhaftes Interesse hervorrufen wird. Die Werke 
„Im Herzen von Asien“, „Durch Asiens Wüsten‘, „Zu Land nach Indien“ 
u. a. m. kann ınan zu dem klassischen Schöpfungen der Länder- und 
Völkerkunde aller Zeiten rechnen, sie haben ihren Verfasser in die vor- 
derste Reihe der geographischen Forscher gestellt. Sven Hedins 
Schwester sah ihren Bruder sich auf der selbst erwählten Bahn Schritt 
für Schritt zu dem erfolgreichen Forscher entwickeln. Jeder, der eines 


‚der prächtigen Reisewerke geiesen hat, jeder, der weiß, welch großen 


Anteil der Forscher an der wissenschaftlichen Eroberung Asiens, be- 
sonders des verbotenen Landes Tibet, hat, wird gern auch die intimen 
Seiten seines Lebensbiches kennen lennen, die das Werk seiner Schwester 
enthüllt, und die iım den Menschen Hedin ebenso sympathisch 
machen wie ‚den Forscher. » R - N, } 
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Daß Hedin bei der Beurteilung hochstehender Persönlichkeiten, mit 
denen er persönlich zusammergekommen ist, z. Wilhelms des H., 
den er noch im November 1918 als „den bedeutendsten Mann der leben- 
den Generation“ ‚und „die letzte, einzige, wirklich große Herrscher» 
gestalt unserer Zeit“ bezeichnet, ein merkwürdig einseitiges und kurz- 
sichtiges Urteil bewiesen hat, zeigt nur, daß auch große. Forscher ge- 
legentüch in die Irre gelien können. . RE 


Der Bücherkreis. Diese, im August 1924 gegründete Organisation der 
Bücherfreunde, bezweckt nach ihren Satzungen die Hersteliung neuer, 
technisch auf das allerbeste ausgestatteter Bücher schöngeistigen, natur- 
wissenschaftlichen und allgemeinwirtschaftlichen Inhalts sowie deren 
Verbreitung. Der Mitgliedsbeitrag beträgt monatlich 1 M. Dafür erhält 
das Mitglied gratis die vom Arbeitsausschuß herausgegebenen Bücher und 
die Monaisschrift „Der Bücherkreis“.. Im Jahr erscheinen mindestens 
vier neue Bücher, Das erste herausgebrachte Werk ist von Friedrich 
Wendel: „Das neunzehnte Jahrhundert in der Karikatur“, das zweite 
von Martin Andersen Nexö: .„Sühne“, 

Informationsmaterial ist in allen Volksbuchhandlungen 
„Bücherkreis“, Berlin SW 68, Lindenstr, 3, zu haben. 


oder beim 


Briefkasten 


H. in Frankfurt a. M. Daß die Ortsgruppe Worms des Ver- 
bandes deutscher Techniker noch nicht den Namen ihres 
eigenen Verbandes kennt, sondern im Tarifvertrage von Worms und 
Umgegend, abgeschlossen am. 11. April 1924, an zwei Steilen mit 
„Deutscher Techniker Verban d“ firmiert, ist vielleicht atıf 
die Absicht zurückzuführen, sich ein klein wenig mit fremden Federn 
zu schmücken. 













Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
Beilagen nach Vereinbarung. 





spaltene Millimeterzeile. 


 Tüchtiger Zeichner 


gesucht, der nach Angabe und Vorlagen saubere und gut- 
beschriftete tiefbautecehnische Pläne und Bauzeichnungen 
anfertiren kann. Eintritt möglichst sofort. Besoldung nach 
staatlichen Grundsätzen. Bewerbungen mit Leben-lauf, 
Zeugnisabschriften, Sehrifiproben und Gehaltsansprüchen 
sind umgehend zu richten an die 


Linksniederrheinische Entwässerungs-Genossenschaft 
in Meers. 


Auf sofert oder später 
ein tüchtiger, zuverlässiger 


Hochhau-Techtiker 


(Tiefbauerfahrung erwünscht) 
der absolut selbständig ar- 
beitet, für Büro und Bau 
nach  Norswestdeutschland 
gesucht. Stellungev. dauernd. 
Jokann Müblenteld & Co, 
Baugeschäft, 
Nordenham i. Olabg. 





M Betifedern E 
graue 85 Pig., Halb- 
daun. 3,—, 4,50, weiße 
5,50, 7,—, 9, 13,— 

. Pfd. Beamte 30 Tage 
Bic. Versand überall- 
hin. Bitte ring. z. be- 
achten, dass m.Ware 
gewasch., gereinigt, 
entstäubt u. vollxom- 
men fälifert.ist. Prob. 
gratis Bettenh. Rohr, 
Berlin N 16, Chausseestr. 55- 







Neue Zinssätze 


ab 1. April 1925 
Sparkonten 
gewöhnliche 8%, p- a. 
Scheckkonten Fe 


Bei größeren Beträgen mit längerer Kündigungsfrist Ä 
besondere Vereinbarungen vorbehalten, 











regelmäßige und 
gespirrie 


9%... R 





Neu erschienen! 
Kurt Schindler 


„zur 


Geschäftsordnung!“ 


Ein Leitfaden 
für Versammlungsieiter und 
Vereinsvorstände zur Ver- 
anstaltung erfolgreicher 
Versammlungen, 


Gebunden Preis M. 1.50. 
Iadustriebeamten - Verleg 
G.m.b.H. 





Biite Material anfordern. 


Industriebeamten-Sparhank &.G. m... 


Berlin NW40, Postscheckkonto 13580. 






Beriin NW40 


Odiwe - Zigaretten 


aus garantiert rein orientalischen Tabaken 


unter Ausschaltung des Zwischenhandels 
zu Fabrikpreisen. 


100 Stück 3 Pfg. zu M. 2,25 
100 „ 5 » » » 375 
100 s 10 „ >» » 7, 


gegen Nachnahme zuzügl, Porto, 


Hernmann-Honzern A.-ü., BerinW 8, 
Friedrichsir. 191. 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 


R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 
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Geschättliches 


Die  Brand- und Einbruchschadenkasse „Deutscher Pestverband“, 
Berlin NW 21, siche Inserat, bittet uns um Veröffentlichung foigender 
Mitteilung: : 

Zur Behebung von Zweifeln gestatten wir uns, die Mitglieder der 
Kasse darauf aufmerksam zu machen, daß die Verbringung von Fleisch, 
Wurst usw. in Räucherkammern und Räucherhäuser eine 
erhöhte Versicherungsgefahr für die Kasse in sich schließt, für die be- 
sondere Zuschläge erfwben werden müssen. Nach Artikel 5, 16, 18, 
20 und 21 der Versicherungsordnung bedarf es dalıer der vorherigen 
Anzeige, wenn die Versicherung sich auf so zu verbringende Gegenstände 
erstrecken soll; diese .Verpflichtung gilt übrigens auch für bereits ver- 
brachte Gegenstände. In der Anzeige ist anzugeben, ob die Räucher- 
kammer bzw. das Räucherhaus massiv, aus Fachwerk oder Holz gebaut 
ist, und ob weiche oder harte Bedachung in Frage kommt, da dies für 
die Berechnung des Zuschlages maßgebend ist. 

Diese Bedingung gilt auch für die Verbringung versicherter Gegen- 
stände in Lauben und Sommerhäuser, worauf besonders ge- 
achtet werden wolle. 


Seinite Sandblaft-Zigarren für 7 Big. 


(Marktpreis 10 Pf). Probetifie mit 50 Stüd ME. 3.80 fr. Rachn., 300 Stüd 

ME. 21.— fr. Nadn. Garantie für graubr. Sandbl.-Deder, weihen Brand 

und pilante Qnalität;z Nüdnahme nach Verbrauch von 10 Brutisproben. 

Wegen Stenererhöhung wird Einkauf empfohlen. Srörtes Bremer Zigarreii: 
haus Ernit Wente & Eo., Bremen 9. 
















Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin. 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 





Geschenkbände zum Osterfest 


Wir empfehlen: 


Bonsels, Himmelsvok- » . 2: 2» une eu. M 
Brand, Reise nach Island. . . - . - 2... - Ä 
“ UÜblenbrock, Briefe aus der Heide : x . >» « 
Eyih, Hinter Pflug und Schraubstok . . 2... .« 
„ Schneider von Ulm. ER ee RE 
„» Kampf um die Cheopspyramide . . 
»» Feierstunden . . » un. en 0. 
Freytag, Soll und Haben. a De 
Bürgel, Aus fernen Welten. . vo 2 onen 
Loens, Aus Forst und Flur. ». oe... oem. m 
Rosen, Der deutsche Lausbub in Amerika . . =» 
Rosegger, Als ich noch der Waldbauernbub war . LE 
Rehbein, Junge, mach die Augen auf — {Einblicke in alle: hand 
Berufe und Betriebe) EERUS ERS I TUREN 
Scheffei, Ekkehard EANERR EN ENE 
Goethe, Gedicht (Kunstwildleder-Einbazd) . 
” aust » » ee ettient ae 
Heine, Buch der Lieder . » . 2.0. 
Schiller, Ged:chte (Kunstwildleder-Einband) . 
= Dichtungen, 4 Ganzleinen-Bände . » . ; » - 
Klassiker: Chamisso, Lenau, Körner, Möricke, Uhland, 
agner, je 1 Ganzleinenband . 2 Rn 
Storm, Sämtliche Werke . . . . ER , 
Goettie, Auswahl von 10 Bänden (in 5 Bänden gebunden) 
Schitter, Gesammelte Werke (5 Bände) . .» x... > 


& Teilzahlung gestattet! Bücherverzeichnisse kostenlos! 


Industriebeumten-Verlag G.m.b.H. 
Berlin NW 30, Werftstroße 7. 


Postscheckkonto Berlin 15550. 
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in Sachsen und Hamburg genehmigt. 


Ziehung 1. Klasse am 17. u. 18. April 1925. 


Hauptgewinn im günstigsten Falle auf ein Doppellos: 
Zwei Millionen Reichsmark. 
1000000 200000 
500000 100000 
300000 750009 


und sehr viele Mittelgewinne. 


== Jede Klasse der- 1/g 2/4 IE 25 Doppellos 
selbe Lospreis: 3.» 6.» 12.= 24,.= 48.- RM. 


Porto u. Gewinnliste 30 Pf. extra. Zahlung nach Empfang der Lose. 
Gewissenhafte Zusendung der Lose und Gewinnlisten. 


BE Staatl. Lotterie-Einnahme "EI 


A.Bergemann, Berlin-Schöneberg 


| Postscheckkonto: Berlin 5667. Martin Lutherstraße 60. 
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Zahlen beweisen! 


Die Preußisch-Süddeutsche Staatslotterie ist die größte Lot'erie der Welt. 

Gleiche Gewinnmögliciikeiten bietet keine andere Klassenlotterie. In der 

Deminehst oa nden 25/251. Ausspielung kommen in 5 Klassen 
195000 Gewinne zur Verteilung im Gesamtbetrage von 


38 Millionen M. 


darunter als Höchstgewinne: 


2 Millionen M. 


auf ein ganzes Los: 


1 Million M. 


ferner viele größere Gewinne, u. a.: 


4-500000M. 4x75000M. 
2300000 „ | 1450000 „, 
2200000 „ 1225000 
10x100000 „ 15810000 „ 


Der Einsatz für alle Klassen ist gleich und zwar: 
1; ii Ya fi Los 1 Doppellos 


6,— 12, — 24, — 48, — 


leden Monat ist eine Ziehung. Bestellen Sie sofort ein Los aus meiner 
Glückskollekte. Zusendung erfolgt diskret in geschlossenem Bricf ohne 
Firma. Auszahlung der Gewinne sofort nach Erscheinen der amtlichen Liste. 





auf ein Doppellos 












ee Staatlicher 
0 n i Lotterie- 0 n An 
Einnehmer = 


ale Postscheckkto. muan 63170. 


In Sachsen und Hamburg erlaubt! 























Achtung Radfahrer! 
Fahrrad - Bereifung! m 


Wulstdecken, grau. . 3.25 
„pa. weß .. 4.— 
Bergdecken, pa. weiß 4.50 
+ extrastark 5.— 

| Luftschläuche, extr.pa. 1.20 

Carbidlaternen, 

Messing vernickelt 4.50 
Versand unter Nachnahme, 
Bei Beträgen über M. 20.- 
Verpackung u. Porto fhıei 
Prompte und streng reeile 





| Buttergtsich! -Butterfrisch! 2 1 


So erhalten Sie unsere berühmten Mar- 68 
i garine-Marken auf dem Wege des Ei- KW; 
i versandes durch die Post. Viel frischer 
und feiner als Laden Margarine. 


27 Mei-Aei buterpeich 9PId.M.8.50 franko Haus EA 
= Losetfi wie Butter 9 „ „7.50 „ 

































Er uarta 710 Bedienung. 
% { R) »» m ” „ OTTO HAACK 
(Nachnahme) Kl Steinheim a. M. 





ä ; : ? F abrrad- u, Gummiw.-Vers, 
E3 Butter- Zentrale, Niederrhein“ 
GOCH Nr. 23 


== Größt. Unternehmen dies. Art in Rhein- 
8 fandn u. 1 MoSMalsı. 40000 Abnehmer. 5% 







Gärantlert naturreinen 
gosohleuderten Biensn- 


9 Pfd.netto, frko.,1. Ausl. 
sehr hell, 11M., 'o, Ausl, 
u Halbe Dose 1. Ausl, 

6.30 M., Nachn. 50 Pf, 
mehr. Joh. Göken, Bienen- 
zücht., gegr. 1812, Thülg 
b. Friesoythei.O. Vorm, 









1. Sommersprossen I! 2. Pickel, Mitesser! 


Ein einfaches, wunderbares Mittel jür jeden der obigen 


Hautfehler teile gern kostenlos mit, königl. Hofküche belief, 
Frau M. Poloni, Hannover A. 45, Edenstr. 30 a. a 


























gBEBN Bun „V 3] „Versichert Euere I Habe solori wertbeständi 


das 


beitferlern! 


1. Rilo gaue geschlissene M. 3.— 
halbweiße M.4.—, weiße M. 5.- 
bessere M.6.— u. M.7.—,daunen- 
weiche M. 8.—, 10.—, beste Sorle 
M.12.— u. 14.—. Versand franko, 
zollfei, gegen Nachn. Mu ste frei. 
Umtausch und Rücknahme gestatiet 

Benedikt Sächsel, 

Lobes Nr. 903 
bei Pilsen (Böhmen) 


Mur Fischer, Statik 
Fostigkeitsiehre | 


Neu! Band 4,Teil l: 
Berechnung statisch 
unbest;mmt.System. 
Preis 6 Mark. 
Zu beziehen durch 
H.Meusser 
Fachbuchhandl.,B: rlinW57/4 
Potsdamer Straße 75. 


Honig 


garant. reiner Bienen- Blüten- 
Schleuder - Honig edelster 
Qualität. 10 Pfd -Dose franko 
Nachnahme 11.— Mk., halbe 
6.50 Mk. Garantie Zurück- 
nahme. Rektor Feindt, 
Großimk., Hemelingen 85. 


Randwurm 


- u. Madenwürmer entzieh. &$ 
Körper d. besten Säfte, @ 
Er Mensch wird blutarm, & 
nervös, elend u. schlapp. & 
Bieichsüchtige und blut- ® 
arme Frauen und Mäd- ® 
chen, Magen- und Weiss- ® 
flussleidende sowie ner- 
vöse Personen usw.leiden & 
in den meisten Fällen an $ 
Eingeweidewürmern, er- 9 
kennen aber ihre Krank- 8 
a heit nicht. Heute bedarf 8 
jeder d. sc teuren Lebens- 
mittel für sic! und dürfen ® 
diese nicht v.d. Würmern 
eraubt werden. Aus- 9 
kunft kostenlos (Rükpor‘s). & 
Keine Hungerkur. 5b 
Wurm-Rose,& 
Bempurs 11a 264. © 





ER-ZEITUNG 1925 


des OportKeglers 


pellmann Bahnen 


Ideal 











a 






Georg Spellmann,Hannov.Holz-Industrie,Hannover-Kleefeld 
Monatsleistung 75—100 Kegelbahnen. 


Direkt an Private zu sehr billigen Preisen 


Jagdrad. Fahrräder 


sowie Fahrrad-Ersatz- und Zubehörteile, 


Motorräder. Uhren, 


Gold- und Silber 


waren, Haushaltungsgegenstände aller 
Art, Musikinstrumente. Geschenkartikel 


Burgsmüller-Waffen 


wie Teschings, Revolver. Pistolen. Luft 
gewehre, Doppelfflinten, Drillinge und 


sämtliche Munition, 
rüstungsgegenstände 





ferner Jagdaus 


Reidihaltiger Katalog gratis und franko ; 


Deutsche Waffen. und Fahrradfabriken 
H.Burgsmüller & Söhne 
Kreiensen am Harz Nr [d, 


Pi ai inne u. 
Festbesa:dete 
zu billigen Preisen u. 
monatl. Teilzahlungen. 
Verlang. Sie unverbindl. 
Muster. Abgeb. Beamte 
als Vertreter gesucht. 
Tuchversand 


A. Krumbacher, 
ı Eichenau b. Münch, 


Rheinwein 


Bi:liger, vorzüg!. T:'schweia 
Dienheimer Weißwein 
M.075 
Ungsteiner Rotwein 

M 





pr. Liter zuzügl. 20%, Wein- 

steuer = 15 Pfg. zus. M. 0.90, 

ab Nierstein, Nachn., Leih- 

Fässer v. ca.30-50-100 Litern. 
Freibl. Station angeben. 

Wängut Heinrich Strub I 
Nierstein a. Rhein 29, 
Großer Weinbergbesitz 

Gegr. 1864. 





Klingenthal 





. Apfelwäin 


herb Lir. 30 Pfg., süß und 
stark 60 Pfg. Johannisbeerw. 
75 Pfg., auf alles 20°/, Steuer, 
Apfelsekt 10 Flaschen 15 M. 


versteuert bei 
Oswatd Flikschuh, Nauzelie- 


Zengnisabschriften 
in tadelioserMaschinenschrift, 
fehlerlose und saubere Aus- 
führung, £ Seite 30mal 1.75 
inkl. Ia Papier, engriig 
kleiner Aufschlag. 
Oito Höhn,Eisenach 2 
Helenenstraße ‚Il p. 








Mitglieder 
kauft nur bei unseren 


Inserenten! 
REIN STETITNTEITER 


ernst Heß Nachf., 


gegründet 1872, 

Alle Musikinstrum., Harmonikas, 
Sprechapparate. — Fabrikation! 
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Berlin, den 3. April 1925 


Auf zur Werbearbeit! 


Stillstand ist Rückschritt. Dies gilt nicht nur für die Ent- 
wicklung der einzelnen Persönlichkeit; es trifft vor allem auch 


auf jede geistige Bewegung zu. 


Im breiten Strome unseres 


öffentlichen Lebens können nur die Gedanken sich auf die 
Dauer Geltung verschaffen, die von großen Massen getragen 
werden. Soil deshalb unser Bund die Stellung behaupten, die 
er durch seine bisherige Tätigkeit errungen hat, so gilt es, ihm 


unermüdlich 


zuzuführen. 


Um die Geltung des Technikers 


Ein Aufruf an die deutsche Technikerschaft. 


Niemals im Verlaufe der deutschen Geschichte hat das 
Wirtschaftsleben unseres Volkes sich so von Grund auf geän- 
dert wie im letzten Jahrhundert. Auf dem Boden des hewigen 
Deutschen Reiches, auf dem im Jahre 1810 nicht ganz 25 Mil- 
lionen Menschen wohnten, leben und schaffen heute über 
60 Millionen. 

AuseinemVolkvonAckerbauernundHand- 
werkernistein Industrievolk geworden. Waren 
früher sechzig von hundert Erwerbstätigen Grundeigentümer 
und selbständige Unternehmer, so müssen heute schon über 
achtzig vom Hundert der Bevölkerung in wirtschaftlicher Ab- 
hängigkeit ihr Brot verdienen. Neben großen Arbeitermassen 
hat sich ein Heer von Angestellten und Beamten gebildet, 
das mit über 3 Millionen Erwerbstätiger (unter Hinzurechnung 
der Angehörigen “mit 6—-7 Millionen) an der gesamten Bevölke- 
rungsziffer beteiligt ist. 

Das Kapital des deutschen Volkes ist immfer mehr in. 
einzelne Hände übergegangen. Der kleine Unternehmer ist in 
vielen Gewerben durch das unpersönliche Aktienkapital ver- 
drängt, die kleinen Betriebe sind durch den Großbetrieb auf- 
gesogen worden. 

Aus demeinstsofreudevollen Schaffen und 
Wirken der Menschen in Selbständigkeit und 
Freiheitist mehr und mehr eine geistlose, ein- 


neue Mitikämpfer 


Tausende von Berufskollegen stehen heute 
noch abseits. An sie müssen wir herankommen und sie davon 
überzeugen, daß auch ihr Platz in unseren Reihen ist. 


„Noch ist es Tag, da rühre sich der Mann .. .“ 





seitige und damit freudlose Zwangsarbeit ge- 
worden. Darunter haben besonders die technischen An- 
gestellten und Beamten zu leiden. Von ganz verschwindendeit 
Ausnahmen abgesehen, ist ihnen die Möglichkeit genommen, 
jemals eine, wenn auch bescheidene wirtschaftliche Selbständig- 
keit und einen Platz für selbstschöpferische Tätigkeit zu er- 
ringen. Ihr Schicksal ist es, gleich den Arbeitern, bis ans Ende 
des Lebens abhängiger Lohnempfänger zu sein, dauernd ge- 
wärtig, die mühsam erkämpfte Stellung zu verlieren. Dieser 
Zustand hat sich durch den Krieg und seine Folgen bedeutend 
verschärft. Ueber 20000 technische Angestellte und Beamte 
haben in der Nachkriegszeit ihre Stellung verloren. Erst all- 
mählich hat ein geringer Teil von ihnen wieder Unterkommen 
gefunden. Der 'Zudrang zum technischen Studium ist trotz 
dieser ungünstigen Lage des technischen Arbeitsmarktes dop- 
pelt so groß wie in Friedenszeiten, so daß die Aussichten im 
technischen Beruf für die absehbare Zukunft als äußerst un- 
günstig anzusehen sind. Als Techniker verstehen wir es, 
daß trotz dieser ungünstigen Verhältnisse keiner, der die Be- 
rufung zum Techniker in sich fühlt, seine Laufbahn aufgeben 
wille Aber der kluge Techniker wird beizeiten 
darandenken,sich dieWege zueinermöglichst 
erfolgreichen Laufbahn zu öffnen. Hierzu ist es 
notwendig, seinem -Beruf einen neuen Inhalt zu geben. An die 
Stelle der einseitigen technisch-wissenschäftlichen Ausbildung 
muß eine zweckmäßige Verbindung von fachlichem Wissen 
und volkswirtschaftlicher Schulung treten. Wohl sind an den 
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meisten technischen Lehranstalten bereits erfreuliche Ansätze 
zur Verbreitung volkswirtschaftlicher und sozialwissenschaft- 
licher Kenntnisse gemacht worden. Diese Einrichtung ver 
dient von den Studierenden mehr, als das bisher geschehen 
ist, beachtet zu werden. Aber das genügt nicht. Auch in der 
weiteren Berufslaufbahn darf der Techniker sich nicht auf die 
einseitige technische Weiterbilding beschränken, sondern ‚muß 
auch seine‘ volkswirtschaftlichen und sozialwirtschaftlichen 
Kenntnisse erweitern und im Wirtschaftskampfe zur Geltung 
bringen. Hierzu bietet ihm seine Gewerkschaft, unser Bund, 
die Hand. 

Unser Kampf gilt der Sprengung aller jener unwürdigen 
Fesseln, die der persönlichen Freiheit und dem wirtschaftlichen 
Fortkommen des technischen Angestellten und Beamten auf- 
erlegt werden. Als anerkannter- Träger der Standesinteressen 
der technischen Angestellten und Beamten ist dem deutschen 
Techniker überall im öffentlichen Leben die Stellung zu er- 
fingen, die ihm nach seiner Bildung und seinen Leistungen 
für die gesamte Wirtschaft zukommt. Auf dem Gebiete des 
Arbeitsrechts, des Erfinderschutzes, der Dienstverhältnisse in 
öffentlichen und privaten Betrieben bekämpft er die rechtliche 
und soziale Beeinträchtigung und Zurücksetzung des Tech- 
nikers gegenüber anderen Berufsgruppen. Darüber hinaus aber 
kämpft er gegen die Zurücksetzung des arbeitenden Menschen 
hinter die Interessen des toten Kapitals und gegen jede Be- 
vorrechtung, die sich nicht auf die Leistung, sondern auf Besitz 
oder Geburt stützt. Durch den Zusammenschluß der einzelnen 
zu einem machtvollen Ganzen will er insbesondere die Ent4 
faltung der freien Persönlichkeit vor den nivellierenden Ten- 
denzen des Großbetriebes schützen. 

Der Techniker als freie Persönlichkeit ist 
die notwendige Voraussetzung für unseren 
wirtschaftlichen Wiederaufstieg. Nur zu lange 
ist der Techniker, trotz der ihm zuteil A ueuen Achtung 
als „geschätzter Mitarbeiter“, nur das fleißige Stiefkind in 
Staat und Wirtschaft gewesen. Nur zu lange hat er darauf ver- 
zichtet— was eigentlich eine Selbstverständlichkeitsein sollte —, 
an der Gestaltung unserer wirtschaftlichen und kulturellen Ent- 
wicklung führend mitzuwirken. Eine Befähigung, die in keinem 
Beruf besser erworben werden kann als im technischen Beruf, 
ist die, vorhandene Kräfte zu erfassen, zweckmäßig zu vem 
teilen und nach bestimmtem Plane wirken zu lassen. Was der 
Techniker in seinem Beruf erlernt, ungebundene Kräfte auf« 
zufangen und nach seiner Weisung in den Dienst der Mensch- 
heit zu stellen, tut nirgendwo dringender als im wirtschaftlichen 
und politischen Leben, wo heute unbestritten ein Mangel an 
Führern vorhanden ist. 

Kein Beruf ist mehr als der technische ge» 
eignet, Organisationstalent zu entwickeln. 

Der Techniker ist gewohnt, Kräfte zu meistern, sie zu 
harmonischer Zusammenarbeit zwecks Erreichung eines ge- 
steckten Gesamtzieles zu zwingen. Was für einen industriellen 
Großbetrieb gilt, trifft auch für die große Wirtschaftsmaschine 
der Volksgemeinschaft — für die gesamte Privat- und Staats- 
wirtschaft zu. 

In der Technik ruhen aber nicht nur vernunftgemäße und, 
wirtschaftsgünstige Kräfte, sondern auch sittliche Werte. Die 
technische Wissenschaft schöpft aus den Erkenntnissen der 
Naturwissenschaften, um die Naturkräfte in ihre Bahnen zu 
zwingen, baut sich also auf der unerschütterlichen Wahrheit 
der Naturgesetze auf, 

Kein Beruf trägt wie der technische eine 
solche Fülle erzieherischer Kräfte zur Wahr- 
haftigkeit, zurStärkung des Wollens und Kön- 
nens in sich. In keinem Berufe rächen sich menschliche 
Irrtümer so unerbittlich wie bei der technischen Arbeit. Ein 
im Keime technischer Entwicklung, bei der Entwurfsarbeit be- 
gangener Fehler rächt sich bitter bei der Ausführung der vor- 
her festgelegten Pläne. Ebenso rächt sich jede Nachläss'gkeit 
bei der Durchführung technischer Arbeit. Die hierin liegende 
stete Kontrolle der Berufsarbeit erzieht den ausführenden Men- 
schen wie in keinem anderen Beruf zu Verantwortlichkeit, Um- 
sicht und Gewissenhaftigkeit. 

Kein Beruf kann ferner durch die Schön- 
heit und Mächtigkeit seiner Schöpfungen eine 
solche Begeisterung erwecken wie der tech- 
nische Beruf. Wir haben deshalb das Recht, auf unseren 
Beruf stolz zu sein. Wir haben aber andererseits auch die 
Pflicht, in Erkenntnis des Wertes unseres Berufes für das 
Volksganze um die Anerkennung unseres Berufsstandes zu 
kämpien, um eine Anerkennung, die sich nicht auf wohl= 
wollende Redensarten und Festreden beschränkt, sondern in 
wirklichen unzweideutigen Zugeständnissen wirtschaftlicher, 
rechtlicher und sozialer Art ausgedrückt ist. 

Es ist in erster Linie Aufgabe des Technikers, die in 
seinem Beruf erworbenen Fähigkeiten im Leben seines Volkes 
zur Auswertung zu bringen. Im Zeitalter der Technik 
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gehört der Techniker an die Spitze! Beweisen | 
wir, daß wir kraft unserer Erkenntnis der ER waltenden #| 
Gesetze, kraft der Erkenntnis vom Wesen der aturkräfte, ” 
kraft unseres Gläübens an ein besseres vernunftgemäßes System 7 
menschlicher Gemeinschaft, die Kräfte in uns haben, um die 
Menschheit einer besseren und wahrhaftigeren Kultur ent- 
gegenzuführen. Diesen Beweis kann.aber nur der Techniker 
erbringen, der darauf bedacht ist, sich neben technischem 
Wissen wirtschaftliche, politische und kulturelle Kenntnisse an- 
zueignen. Es ist allerhöchste Zeit, daß der Techniker die Füh- 
rung des Volkes nicht mehr anderen Berufen allein über 
läßt. Er hat höhere Ansprüche auf die Führerschaft als z. B. 
Juristen, Journalisten, Landwirte und Arbeiter. 

Der Techniker muß dort zum mitbestim- 
menden Faktor werden, wo das Schicksal des 
Volkes gestaltet wird. Deshalb ist es die vornehmste 
Aufgabe des Technikers, sich von vornherein mit dem Rüst- 
zeug zu versehen, das den Techniker zum Führer befähigen 
kann. Er muß vor allen Dingen die Verbindung mit dem politi- 
schen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben aufnehmen und 
jede Gelegenheit benutzen, sein Gesichtsfeld über den Rahmen 
der eigentlichen Berufsarbeit hinaus zu erweitern. 


Unser Bund kämpft seit Jahren für eine höhere Geltung 
des Technikers. In seinem Kampf um die materielle Besser- 
stellung der technischen Angestellten und Beamten ist er sich 
stets der hohen kulturellen Bedeutung seiner Arbeit bewußt 
gewesen, so wie sie auch in diesen Zeilen angedeutet worden 
ist. Wer also will, daß er in seinem Berufsleben geordnete, 
eines freien Mannes würdige Zustände vorfindet, und wer 
sich selbst beizeiten auf den unvermeidlichen Kampf um eine 
gesteigerte Anteilnahme aller Schaffenden an den Gütern unse- 
rer Kultur gegen jede nur auf Aeußerlichkeiten, nicht auf 
inneren Menschenwert gestützte Vorherrschaft rüsten will, der 
muß lebendigen Anteil an unserer Gewerkschaftsarbeit nehmen, 












































































Die Bedeutung der Betriebsrätewahlen | 


Die Interesselosigkeit gegenüber den Betriebsrätewahlen, ” 

die insbesondere in Angestelltenkreisen zu. beobachten ist, 
wird vielfach mit dem Hinweis begründet, daß der Wert 
der Betriebsräte für die Wahrnehmung und den Aus- ; 
bau der Arbeiter- und Angestelltenrechte nach den gemachten 
Erfahrungen recht zweifelhafter Natur sei. Wenn die Wirksanı- 
keit der Betriebsräte unter dem Drucke der sozialpolitischen 
Reaktion der letzten Monate und Jahre vielfach zu würschen 
übrig liess, so liegt das eben an der Indifferenz breiter Arbeit- 
nehmerschichten, die dem Unternehmertum die Durchführung 
grosszügiger Unterdrückungsmassnahmen gestattete und spricht 
nicht gegen die Einrichtung der Betriebsräte als solche. Der- 
artige Feststellungen mussten erst recht Veranlassung geben, 
alle Energien der Arbeitnehmer frei zu machen und durch eine 
starke Beteiligung an der Betriebsrätewahl und eine ent- 
sprechende Zusammensetzung des zu wählenden Betriebsrates 
zu zeigen, dass man gewillt ist, dieser. reaktionären Bewegung 
Einhalt zu bieten. Es ist im übrigen nicht so, dass die Be- 
deutungslosigkeit der Betriebsräte einwandfrei erwiesen wäre 
— solche Aussprüche sind allzu oft nur ein billiger Vorwand, 
um sich den nicht leichten Anstrengungen, eine Aenderung der 
Zustände herbeizuführen — zu entziehen. Andererseits hat man 
auch die Vergleichsbasis für den Wert der Betriebsräte ver- | 
loren, so dass es am Platze erscheint, einen kurzen Ueberblick % 
über die geschichtliche Entwicklung der Betriebsrätebewegung, 
einen Appell für intensivste Tätigkeit bei den bevorstehenden 
Betriebsrätewahlen vorauszuschicken. Man vergegenwärtige 
sich zunächst, dass in der Vorkriegszeit, im alten kaiserlichen 
Deutschland, von einem noch so bescheidenen Mitbestim- 
mungsrecht der Arbeiter und Angestellten keine Rede war, 
dass damals der absolute „Herr-im-Hause-Standpunkt‘ einzig 
und allein ausschlaggebende Bedeutung hatte. Zwar ent- 
hielt die alte Reichsgewerbeordnung eine „Kannbestimmung‘“, 
wonach unter bestimmten Voraussetzungen Arbeiterausschüsse 
ebildet werden konnten, die praktisch jedoch ohne jede 

edeutung war und sich andererseits auf Angestellte nicht er- 

streckte. Der erste Versuch, das Mitbestimmungsrecht der 
Arbeiter gesetzlich zu regeln, ist in der Novelle zum 
allgemeinen Berggesetz vom Jahre 1905 zu erblicken, wo 
für Betriebe mit mehr als 100 Arbeitern die Bildung eines 
Arbeiterausschusses vorgesehen ist. Die heute im AfA-Bund zu 
sammengeschlossenen freien Angestelltengewerkschaften haben 
schon damals alles aufgeboten, um auch für die Angestellten 
ein gesetzlich verankertes Mitbestimmungsrecht zu sichern, 
Gescheitert sind diese Bemühungen nicht nur an dem natür- 
lichen Widerstand des Unternehmertums, sondern auch an dem 
unbegreiflichen Widerstreben der Harmonieverbände, GDA. und 
GEDAG,, die cine solche Massnahme mit dem Ansehen der 
Angestellten nicht für vereinbar hielten. Bei den Beratungen 
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über das Hilfsdienstgesetz im Jahre 1916 konnten die gleichen 
Beobachtungen gemacht werden. Auch bei dieser Gelegenheit 
stand zunächst nur die Bildung von Arbeiterausschüssen zur 


Debatte, und erst dem Eingreifen der heutigen AfA-Verbände 


ist es zu danken, dass diese Erwägungen auch auf die Ange- 
stellten ausgedehnt wurden. Neben den Unternehmern waren 
es wieder die Harmonieverbände, die diesen Bestrebungen 
schärfsten Widerstand entgegenstellten, und erst durch die 
konsequente Haltung der AfA-Verbände gezwungen werden 
konnten, einen ‘solchen unhaltbaren Standpunkt aufzugeben. 
Das Verhalten der Harmonieverbände in der Frage des Mit- 


| bestimmungsrechtes der Angestellten verdient ganz besonders 


festgehalten zu werden, weil sich diese Organisationen heut 
den Anschein geben, als seien sie die Vorkämpfer für die be- 
deutsamen Finrichtungen der Angestelltenräte, die im Verlauf 
des Wallkampfes immer wieder versichern, dass sie diese so 
schwer errungenen Rechte mit allen Mitteln und mit Nachdruck 
zu verteidigen gedenken. 

Die politische Umwälzung im Jahre 1918 und die in deren 
Verlauf gebildeten Arbeiterräte brachten die "Angestellten 
wiederum in eine bedrängte Situation. Die Arbeiter vertraten 
damals die Auffassung, dass die Angestellten, die sich den ge- 
werkschaftlichen und politischen Kämpfen mit einer grossen 
Aengstlichkeit ferngehalten hätten, heute keinen Anspruch 
darauf erheben könnten, neben den Arbeiterräten ein Mit- 
bestimmungsrecht im Betriebe auszuüben. Wenn diese uner- 
freulichen Auseinandersetzungen in einem für die Angestellten 
günstigen Sinne beendet wurden, so ist dies nicht zuletzt auf 
die von den AfA-Verbänden gegründete Zentrale der Ange- 
stelltenräte und ihre Wirksamkeit zurückzuführen. Bei den 


Beratungen im Parlament über den Inhalt des heutigen Be- 
| triebsrätegesetzes war es wiederum der AfA-Bund, der durch 


Vorlage eines eigenen Entwurfes, der bei den parlamentarischen 
Debatten eine Rolle spielte, grosse Initiative erkennen liess. 
(Bei den bevorstehenden Debatten über die Novelle zum Be- 
triebsrätegesetz wird dieser Entwurf des AfA-Bundes voraus- 
sichtlich wieder als Grundlage herangezogen werden.) Dass 
das später beschlossene Betriebsrätegesetz mit seinem un- 
klaren und auslegungsfähigen Inhalt den AfA-Verbänden keines- 
wegs angenehm war, beweist am besten die Tatsache, dass 


sich der AfA-Bund damals an der blutig verlaufenen Demon- 


stration gegen das Betriebsrätegesetz im Januar 1920 beteiligte. 


' Aus dieser Beteiligung ist den AfA-Verbänden später durch die 


Harmonieverbände ein schwerer Vorwurf gemacht worden. In 
einem Flugblatt mit dem Titel „Die Blutschuld der AfA“ hat 


| man versucht, der AfA politische Momente für die Beteiligung 
‘an dieser Demonstration zu unterschieben, während doch nur 
‚der Wunsch, den Inhalt des Gesetzes, insbesondere soweit er 
‚sich auf die Mitwirkung der Angestelltenräte für die Gestaltung 


der Produktion im Betriebe bezieht, zu verbessern, einzig und 
allein ausschlaggebend war. Man darf überzeugt sein, dass 
„diese Biutschuld der AfA“ noch einmal als ein Ruhmesblatt 
für die Geschichte der AfA-Verbände anerkannt wird. Von 


 grösster Bedeutung für das Zustandekommen des Betriebs- 
‚rätegesetzes war der grosse Streik der Angestellten der Ber- 


liner Metallindustrie und der Berliner Bankbeamten, eine Be- 
wegung, die die beschleunigte Inangriffnakme der parlamen- 
tarischen Beratungen über das Betriebsrätegesetz wahrschein- 
lich erst ausgelöst hat. 

Vergleicht man die ungeheuren Anstrengungen, an die im 
vorstehenden Abschnitt erinnert wurde, die notwendig waren, 
um das Mitbestimmungsrecht der Angestellten in einem be- 
scheidenen Masse im Betriebsrätegesetz zu verankern, dann 
begreiitt man einfach nicht die Teilnahmslosigkeit, die heute 
angesichts der bevorstehenden Neuwahlen in weiten Ange- 
stelltenkreisen zu verzeichnen ist. Hier wird es Aufgabe der 


älteren Kollegen sein, die jüngeren Angestellten an diese Opfer 


und Kämpfe zu erinnern, und die älteren wieder mit dem 


| lebendigen Angriifsgeist der Jahre 1919 bis 1920 zu erfüllen, 


Kämpfe und Opfer nicht vergessen zu lassen, das muss aus- 
drücklich hervorgehoben werden, die jedes materiellen Ein- 


| schlages entbehrten. 


Was hat also für die bevorstehenden Be- 


|triebsrätewahlen zu geschehen? Vor allem muss 


dafür gesorgt werden, dass der Wille zur Klarheit, die Ab- 
neigung gegen jedes Kompromiss mit den Harmonieverbänden 


| in den Vordergrund gestellt wird. Es ist nicht wahr, dass eine 


Listenverbindung der AfA-Organisationen mit denen des GDA. 
und GEDAG. Vorteile brächte. Der Ausgang der Be- 
triebsrätewahlen im Vorjahre in einer Reihe von 
Grosskonzernen hat.dies auf das eindeutigste bewiesen. Bei 
dem AEG.-Konzern in Berlin setzte sich der Angestelltenrat 
im Jahre 1923 aus 54 Mitgliedern zusammen, davon waren 
; es GEDAG. 
Im Jahre 1924 bestand der Angestelltenrat aus 64 Mitgliedern 
(die Erhöhung ergibt sich aus der Verstärkung der BELE" 
schaftsziffern), davon gehörten 57 dem ATA-Bund, 2 dem GDA. 


"und 5 dem GEDAG. an. 
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Die durch die Erhöhung der Beleg- 
schaftsziffern bedingte Verstärkung des Angestelltenrates ist 
bei der Wahl im Jahre 1924 bei getrennten Listen fast aus- 
schliesslich dem AfA-Bund zugute gekommen. Der GDA. ver- 
lor. 2 Sitze, während der GEDAG. nur einen hinzugewinnen 
konnte. Achnlich ist das Verhältnis bei fast allen Berliner 
Grossbetrieben. Es besteht also keine sachliche Veranlassung 
zu solchen Kompromissen. Und selbst wenn die Gefahr be- 
stände, bei getrennten Listen einen oder zwei Sitze zu ver- 
lieren, so muss dieses Risiko getragen werden, weil die schon 
erwähnte Klarheit die elementarste Voraussetzung für die ge- 
sunde Entwicklung des AfA-Gedankens ist. Der dominierende 
Einfluss des AfA-Bundes in der Berliner Betriebsrätebewegung, 
insbesondere in den Berliner Grossbetrieben, ist nicht zuletzt 
auf eine sehr innige und gute Zusammenarbeit der beteiligten 
AfA-Organisationen zurückzuführen (Anmerkung der Redaktion: 
Eine Listenverbindung mit den Vertretern der Harmoniever- 
bände ist nach den Satzungen des AfA-Bundes überhaupt nicht 
statthaft). 

Die Betriebsrätewahlen dürfen unter keinen Umständen nur 
als eine Angelegenheit, die formell ihre Erledigung finden muss, 
aufgefasst werden. In allen Betrieben sollte der Belegschaft 
in einer Versammlung Gelegenheit gegeben werden, sich zu 
dieser wichtigen Frage zu äussern, nachdem durch einen ge- 
schulten Referenten die gegenwärtige wirtschaftliche Situation 
ausreichend gekennzeichnet wurde. Das Unternehmertum 
kennt die Bedeutunz des Ausgangs der diesmaligen Betriebs- 
rätewahlen sehr wohl und sucht mit allen Mitteln eine mög- 
lichst weitgehende Zersplitterung der Arbeitnelimer ihrer Be- 
triebe herbeizuführen. Nur so lässt es sich erklären, dass jetzt 
überall vaterländische -Arbeiter- und AÄnge- 
stelltenvereine mit weitestgehender Unterstützung der 
Unternehmer ins Leben gerufen werden, die selbstverständlich 
auf die Betriebsrätewahlen einen entsprechenden Einfluss zu 
nehmen haben. 

Der Ausgang der Betriebsrätewahlen wird deshalb für die 
Unternehmer ein Massstab dafür sein, ob sie ihren wirtschaft- 
lichen Druck gegen die Arbeitnehmer, der nach meiner 
Meinung die Grenzen des Erträglichen bereits erreicht hat, noch 
weiterhin steigern können oder nicht. Ihre nationalen und 
internationalen Zusammenschlüsse, ihre reaktionären wirt- 
schaftlichen und sozialpolitischen Pläne, festgelegt in zentralen 
Pichtlinien, lassen diese Absicht klar und eindeutig erkennen. 
Diese Erkenntnis müsste aber allen Arbeitnehmern Veran- 
lassung geben, gerade bei diesen Betriebsrätewahlen jedan 
auch nur denkbaren Energieaufwand aufzubringen, um die Ab- 
sichten der Unternehmer illusorisch zu machen. 

Max Günther. 








20 Rundschau ao 
Wirtschaftsfragen 


Die Reicks’ndexziffer für März beträgt nach der neuen um- 
fassenderen Berechnungsmethode des Statistischen Reichsamts 
(vgl. Leitartikel in Nr. 11) 136,0 gegen 135,6 im Durchschnitt 
des Monats Februar, mithin um 0,4% mehr. Bemerkenswert ist, 
daß nach der alten Berechnungsmethode, die erst auf das 
Drängen der Gewerkschaften geändert wurde, sich nur eine 
Durchschnittsziffer von 125,7 für März ergeben hätte. — Da 
die Indexzahlen jetzt nur noch monatlich veröffentlicht wer- 
den, werden wir sie künftig in der „D.T.Z.“ auch “nur in 
größeren Zeitabständen in Tabelenform veröffentlichen 


Kölner Messe. Die eben zu Ende gegangene Kölner Messe 
unterschied sich durch nichts von dem Fehlschlag, den vor vier 
Wochen bereits die Leipziger Frühjahrsmesse aufzuweisen 
hatte. Der Verlauf kann ja auch angesichts der gedrosselten 
Kaufkraft der Bevölkerung gar nicht anders sein. Vor allem 
müsste der Fehlschlag in Köln endlich mal Veranlassung für 
die Regierung sein, ihre Wirtschaftspolitik einer gründlichen 
Revision zu unterziehen. 

Die Kölner Messe stellte sich auch dieses Mal wieder als 
Zentralmarkt und Zentralausstellung des rheinisch-westfälischen 
Industriebezirks dar. Sie kann sich dabei auf eine reichhaltige 
und verzweigte Industrie im nahegelegenen Hinterlande stützen. 
So kam für die Kölner Messe vor allen Dingen die Textil- 
industrie des Niederrheines und die Eisen- und Stahlindustrie 
des Bergischen Landes in Frage. Dazu traten weiter die 
manigialtig verzweigte Fertigwarenindustrie des Wuppertales 
(Elberfeld und Barmen), die Seidenverarbeitung Krefelds und 
die zahlreichen Hersteller von Spezialmaschinen. Gerade die 
Spezialmaschine gab der Kölner Messe das ÜGepräge. 

Verbunden mit der allgemeinen Mustermesse war in Köln 
eine Messe für de Wärmewirtschaft. Diese-zeigte durch 
reichhaltige Beschickung eine vollständige Uebersicht des bisher 
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Errungenen auf diesem Gebiete. Der Stand unseres Wirt- 
schaftslebens gebietet die grösste Sparsamkeit auf dem Gebiete 


des Kohlenverbrauchs und die bessere Ausnutzung der Kolıle. _ 


Kohlenstaub und andere Abfallprodukte konnten bisher nur in 
geringem Masse zur Erzeugung von Kraft verwandt werden. 
Die Technik wetteifert heute. in dem Bestreben, hier einen 


Wandel eintreten zu lassen. Die wärmetechnische‘ 


Messe in Köln zeigt hierin erfreuliche Fortschritte. In Zu- 
kunft wird man aus jenen Kohlenrückständen, die früher wert- 


los weggeworfen wurden, Dampf von erheblichem Druck zu. 


erzeugen vermögen. Aber auch in der besseren Dampfent- 
wicklung zeigten sich in Köln bemerkenswerte Fortschritte, 
Während man bei uns bisher Dampfkessel nur bis zu 
einem Druck von 20 Atm. verwandt, ging das Ausland längst 
darüber hinaus. Werden doch in Amerika Dampikessel bis zu 
einem Druck von 100 Atm. hergestellt. Diesen Vorsprung sucht 
die deutsche Industrie wettzumachen, was auf der Messe in 
Köln besonders erkenntlich war. Es sei noch erwähnt, dass 
auf der technischen Messe in Köln neben der Organisation der 
Unternehmer zum erstenmal eine Arbeiterorgani- 
sation als Aussteller auftrat. Der Zentral- 
verband der Maschinisten und Heizer zeigte an 
Hand von Aufzeichnungen, Statistiken und Diagrammen, wie 
durch systematische Berufsausbildung seitens der Organisation 
üe Zahl der Dampfkesselexplosionen und andere Berufs- 
störungen ständig zurückgegangen sind und eine bessere Aus- 
nutzung der Brennstoffe stattfinden konnte. 

Die Kölner Messe dari immerhin als ein gelungener Ver- 
such bezeichnet werden, die Leipziger Messe zu ergänzen. Das 
Bedürfnis für eine Messe im Westen zeigte sich darin, dass sich 
zur technischen Messe weit mehr Aussteller meldeten, als 
berücksichtigt werden konnten. 


Angestelltenbewegung 


„Organisation der Neger und Indianer.“ Seit undenklichen 

Zeiten hat es einzelne Menschen und Menschenklassen ge- 
geben, die sich die Arbeit anderer Menschen zunutze gemacht 
haben. Aber erst als das Handwerk durch die sich immer mehr 
ausbreitende Fabrikarbeit verdrängt wurde, trat an die Stelle 
des bis dahin wertvollsten Wirtschaftskapitals, der Handiertig- 
keit des Meisters, das profitsuchende und zinstragende Kapital 
und wurde die herrschende Triebkraft der Wirtschaft und da- 
mit auch der Antrieb für die menschliche Arbeit. Während 
die Handwerkerkunst noch eng an Haus und Hof gebunden 
war, eine Heimat hatte und so nationalen Charakter trug, 
hat das nach nüchternen Zinszahlen bewertete Fabrik- und 
Industriekapital naturgemäß keinerlei Bindungen mehr an Land 
und Volk, sondern ist im wahrsten Sinne des Wortes inter- 
national. Das „Geschäft“ kennt keine nationalen Grenzen. 
Der Kapitalist wird ein für ihn wertvolles Geschäft nicht des- 
halb ablehnen, weil als Geschäftspartner ein Franzose oder 
Engländer in Frage kommt. Für das Geschäft ist es gleich- 
gülig, ob es mit einem Christen, Juden oder Heiden abge- 
schlossen wird. Der Kapitalist kennt in geschäftlichen Dingen 
keine Rücksicht auf Anschauungs- und Gefühlsmomente, die 
en Ursprung in Rassen-, Religions- oder Nationalitätenfragen 
haben. 
Die vielfachen internationalen Verpflichtungen auch. des 
deutschen Großunternehmertums können als bekannt voraus- 
gesetzt werden. Als typisches Beispiel ist der Name Stinnes 
oft genannt worden, und man weiß, daß Stinnes nicht nur mit 
dem Italiener Castiglioni und dem Franzosen Schneider-Creuzoß 
Geschäfte gemacht hat, sondern, daß sich die Stinnesgeschäfte 
auf die ganze Welt erstrecken. 

Es ist ferner allgemein bekannt, daß die deutschen Arbeit- 
geber nicht die geringsten Bedenken haben, ausländische 
Arbeiter in ihre Dienste zu nehmen. Im landwirtschaft- 
lichen Osten wie im industriellen Westen Deutschlands sind 
seit Jahrzehnten ‚polnische Arbeiter beschäftigt worden. Auch 
im Handel und in.der Industrie sind viele Ausländer als Kauf- 
leute und Techniker tätig. Diese Beschäftigung von Aus- 
ländern birgt für die einheimischen Arbeitnehmer die Gefahr 
der Herabdrückung ihrer sozialen und wirtschaftlichen Lage in 
sich. Die Arbeitgeber holen sich durch Werber ausländische 
Arbeitskräfte hauptsächlich deshalb herein, weil sie billiger 
sind als die einheimischen und das Lohnniveau drücken. 

Hieraus haben die ernsthaft zu nehmenden Gewerkschaften 
die einzig logische Schlußfolgerung gezogen, auch diese Aus- 
länder organisatorisch zu erfassen, um sie. zu zwingen, ihre 
‚Arbeit nur unter den von den Gewerkschaften mit dem Arbeit- 
gebertum vereinbarten Arbeitsbedingungen zu verrichten. 

Die Gewerkschaften tun damit nichts anderes, als was 
ihnen die Arbeitgeber vorgemacht haben, nämlich in wirt- 
schaftlichen Dingen das wirtschaftliche Interesse 
ausschlaggebend sein zu lassen.: Man sollte meinen, daß das 
bei jedem klardenkenden Menschen als selbstverständlich an- 


Nr. 14 


gesehen wird. Weit gefehlt! Der Bund der technischen An- 
gestellten und Beamten wird in einer Notiz, die hauptsächlich 
in weniger unterrichteten Provinzblättern erschienen ist, wegen 
des oben angedeuteten Standpunktes in der Ausländerfrage als 
antinational verdächtigt. Die Notiz, die den bezeichnen- 
den Titel „Organisation der NegerundiIndianer“ 
hat, und offenbar aus derselben Quelle stammt, ist von einem 
sehr niedrigen Konkurrenzstandpunkte aus diktiert. Jedem 
einsichtigen deutschen Techniker wird es beim Lesen 
der Notiz klargeworden sein, daß in ihr nur die Ge- 
schäfte des internationalen Industrie- und Handelskapitals 
besorgt worden sind, das es noch immer verstanden 
hat, von seinem eigenen internationalen Charakter 
durch das Geschrei über die Internationalität der Gewerk- 
schaften abzulenken. Daß internationale Beziehungen der Ge- 
werkschaften bestehen müssen, wird auch weder von den 
christlichen Gewerkschaften noch von den freigewerkschaft- 
lichen Organisationen bestritten. Die Gewerkschaften können 
gar nicht anders, als ihren internationalen Wirtschaftsgegner 
auch international zu bekämpfen. 


„Butab“ gegen Stahlhelm. Unter dieser Ueberschrift bringt 
die Nr. 13 des „Stahlhelm‘ vom %9. März eine Abhandlung des 
D.H.V.-Beamten Arno Zuberbier-Hamburg, in der eine bereits 
durch viele rechtsstehende Zeitungen gegangene Pressenotiz 
über „Die Organisationder Neger und Indianer“ 
und den „schwarz-weiß-roten Butab“ nun auch noch 
vom „Stahlhelm‘-Standpunkt wiedergekäut wird, Anlaß zu 
diesem Presselärm bot ein in die Hände des Gedag gelangtes 
Rundschreiben unseres Gaues Hannover-Braunschweig an seine 
Ortsverwaltungen, in welchem vor der Mitgliedschaft beim 
Stahlhelm, Jungdo, Wehrwolf und anderen nationalistischen 
Verbänden mit recht derben Worten gewarnt wird. Der Wider- 
spruch, der in der gleichzeitigen Mitgliedschaft in diesen Ver- 
bänden und unserem Bunde enthalten ist, wurde im Rund- 
schreiben u. a. bei der Rassen frage festgestellt. Während 
die freien Gewerkschaften bei der Aufnahme von Mitgliedern 
nicht nach der Rassenzugehörigkeit fragen, lehnt ein Teil der 
obigen Verbände die Aufnahme von Ausländern und „Fremd- 
stämmigen‘“ — dazu werden die deutschen Juden bekanntlich 
auch gezählt — ab. Dieser Gegensatz zwischen den freien 
Gewerkschaften und den nationalistischen Verbänden ist etwas 
allgemein bekanntes, er gibt daher wohl kaum noch neuen 
Stoff zu Polemiken. Weshalb wird nun in diesem Falle das 
Gau-Rundschreiben zur Aufwärmung des alten Gegensatzes be- 
nutzt? Anscheinend nur, weil die Förm des Rundschreibens 
dazu besonders geeignet schien. Um den Mitgliedern nämlich 
recht drastisch unseren ablehnenden Standpunkt gegenüber dem 
Völker- und Rassenhaß der andern zum Ausdruck zu bringen, 
wurde in dem — wohlverstanden, nur für unsere Mitglieder be- 
stimmten — Rundschreiben gesagt: 

„Wir sind die Organisation derin Deutschland be- 
schäftigten Techniker, gleich ob männlich oder weiblich, ob 
Christ, Jude oder Heide, ob Deutscher, Franzose oder Engländer, ob der 
weißen, schwarzen oder roten Menschenrasse angehörend. Würden wir 
nicht diesen Standpunkt einnehmen, so wäre unsere Organisation eben 
nicht die Organisation der innerhalb der deutschen Hoheitsgrenzen be- 
schäftigten technischen Angestellten. Es liegt im Interesse unserer Mit- 
glieder deutscher Nationalität, den Bund auch als Sammelbecken für 
Berufskoliegen anderer Nationalität, die in Deutschland beschäftigt werden, 
zu erhalten, um dadurch einer Lohndrückerei seitens der Auslandstechniker, 
die sich zum Schaden der einheimischen Techniker auswirken würde, er- 
folgreich zu begegnen.“ 

Daher also die „Organisation der- Neger und Indianer“ 
und daher der „schwarz-weiß-rote Butab‘! 

Die Gegner drucken allerdings bezeichnenderweise von 
obiger Stelle des Rundschreibens nur den ersten Satz ab und 
lassen die beiden anderen Sätze, die ıden ersten Satz erst richtig 
‚begründen, fort, weil sonst dem faulen Witz natürlich sofort 
die Pointe genommen wäre. Dafür gibt aber Herr. Zuberbier 
zu diesem Satz folgenden Kommentar: „Also ein Führer des 
„Butab“ stellt sich offiziell auf den gleichen Standpunkt, wie 
der bekannte Sozialist Crispien, der ja auch kein Vaterland, 
das Deutschland heißt, kennt.“ 

Daß man ein guter Deutscher sein kann, ohnte deshalb die 
Völker- und Rassenverhetzung des „Stahlhelm“ mitzumachen 
und Ausländer gewerkschaftlich zu boykottieren, geht nun 
einmal über den Begriff: dieser nationalistisch verbohrten Men- 
schen. Es ist deshalb nutzlos, mit: ihnen über diese ‚Frage noch 
weiter zu diskutieren. Vielleicht erkundigt sich Herr Z. aber 
einmal bei seinem Verbandskollegen Habermann, über welche 
Nationen er bei den internationalen Zusammenkünften: der 
Christlichen Angestellten-Verbände den Vorsitz führt. 

Es zeigt sich auch: hier wieder, ‘wie leicht es ist, vor- 
eingenommene und flüchtige »Leser mit einem Schlagwort oder 
mit einem Witz über den Kern einer Sache hinwegzutäuschen. 
Man stelle sich eimmal vor: In einer Versammlung völkischer 
Verbände spricht ein Redner. über den ‚Vorrang‘. der germa- 
nischen Herrenrasse“ über alle andern Rassen und über die 
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Hütten war zum 28. Februar 1925 gekündigt. 


_Schiedsspruch 
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„schwarze Schmach im besetzten Gebiet‘. Mit tobendem Bei- 
fall würde in diesem Zusammenhang jedes Wort begrüßt wer- 
den, das den Neger als völlig minderwertige ‚Rasse hinstellt. 


— Man serviere nun das gleiche Gericht in einer anderen Zu- 


bereitung: Einer Stahlhelmversammlung würde ein mit vieien 
Kriegsorden geschmückter Askari-Feldwebel vorgestellt, der 
unter General von Lettow-Vorbeck in Ostafrika alle Kriegs- 
jahre mit durchgekämpft hat. Mit begeistertem „Frontheil‘ 
würde sicherlich der „schwarze Kamerad‘ empfangen werden. 
Und würde etwa der Stahlhelm die Aufnahme dieses ehe- 
maligen Frontsoldaten ablehnen? Was tut er da (mutatis 
mutandis) anders als der Butab, der technische Angestellte 
ohne Rücksicht auf ihre Rasse und Nationalität aufnimmt! 


S8% 


Gewerkschaftstaktik im D.H.V. Der Manteltarifvertrag mit 
dem Arbeitgeberverband der Siegerländer Gruben und 
Teils auf 
dem Wege freier Verhandlungen, teils durch Schiedssprüche 
kam ein neuer Manteltarifvertrag mit Wirkung ab 1. März 1925 





.zustände. Die Forderungen der Gewerkschaften auf Verbesse- 


rung gegenüber. dem früheren Manteltarifvertrag blieben zu 
einem erheblichen Teile unberücksichtigt. Immerhin sind in 
der Frage der Arbeitszeit einige Milderungen erreicht worden. 
Außerdem bestimmt der neue Manteltarifvertrag, daß die Ge- 


 haltsabkommen vom Mantel unabhängig sind und jederzeit mit 


einmonatiger Frist gekündigt werden können, während nach 
dem alten Vertrage eine Neuregelung der Gehälter von dem 
Nachweis erhöhter Teuerung abhängig war. Mehr war augen- 
blicklich nicht zu erreichen. Unsere zuständigen Bundesorgane 
sowie der Deutsche Werkeister-Verband haben deshalb den 
angenommen; anders der D.H.V., der den 
Schiedsspruch ablehnte, weil unter den Tarifvertrag etwa 
30 Firmen des Dillenburger Gebietes fallen. Diesem Vor- 
gehen hat sich dann auch der G.d.A. angeschlossen. . Die 
Arbeitgeber nahmen den Schiedsspruch an und beantragten 
beim Reichsarbeitsminister dessen Verbindlicherklärung *). 

... Das Verhalten dieser beiden Organisationen ist um so 
unverständlicher, als mit dem neuen Manteltarifvertrag, was 
dessen Geltungsbereich anbelangt, ‚gar kein neuer Zustand 
geschaffen wird. Bereits im vorigen Jahre sind die Arbeit- 
geber des Dillkreises dem Arbeitgeberverband Siegerland bei- 
getreten. Die bisher getrennten Tarifverträge wurden schon 
damals zu einem einzigen vereinigt: Die Gauleiter der beiden 
Verbände im Siegerland sind auch für Annahme des Schieds- 
spruches, währenddem die Frankfurter Vertreter, zu deren 
Gau der Dillkreis gehört, für die Ablehnung eintraten. 

Bei den mündlichen Verhandlungen über die beantragte 
Verbindlicherklärung stellte sich nun heraus, daß der Schieds- 
spruch den..beiden Bünden deshalb unannehmbar erschien, 
weil:für das ganze Vertragsgebiet der Schlichtungsausschuß in 
Siegen zuständig ist. Die Herren sind der Auffassung, daß 
der Schlichtungsausschuß in Siegen bzw. dessen Vorsitzender 
weniger angestelltenfreundlich sei, als der für einen besonderen 
Tarifvertrag Dillkreis zuständige Schlichtungsausschuß in 


Wetzlar. Aus dieser Argumentation läßt sich der Schluß 


ziehen, daß der D.H.V. die Anrufung des Schlichtungsaus- 
schusses als letztes gewerkschaftliches Mittel .ansieht. Anders 
ist seine Einstellung zu dem Schiedsspruch auch kaum zu er- 
klären. Letzten Endes soll nun das Reichsarbeitsministerium 
durch die Verbindlicherklärung des Siegener Schiedsspruches 
darüber. entscheiden, ob der für das Siegerland oder der für 
den Dillkreis zuständige D.H.V.-Beamte mit Annahme bzw. 
Ablehnung des Schiedsspritches richtig gehandelt hat. Die 


‚Kosten: des Streites tragen natürlich die Angestellten, denn der 


Arbeitgeberverband weigert sich, in Gehaltsverhandlungen ein- 
zutreten, solange der Manteltarifvertrag nicht rechtskräftig 
geworden ist. 


Der Reichstariivertrag für das Baugewerbe gekündigt. Die 
drei am Reichstarifvertrag für die technischen Angestellten im 
Hoch-, Beton- und Tiefbaugewerbe beteiligten Arbeitgeber- 
verbände haben den am 27. März 1923 abgeschlossenen 
Reichstarifvertrag fristgerecht zum 30. Juni d. J. gekündigt. 


‘Wir haben Verhandlungen über den Abschluß eines neuen 


Reichstarifvertrages angeregt und die Unternehmerverbände 
ne gebeten, uns ihre etwaigen Abänderungsvorschläge 
ekanntzugeben.‘ Nach $ 14 des Reichstarifvertrages, Ziff. 3, 
verlängert sich die Gültigkeitsdauer des nunmehr gekündigten 
Reichstarifvertrages über den Ablauftermin, also den 30. Juni 
d. J., hinaus bis zu dem Zeitpunkt, zu welchem ein neuen 


” *) Nach Redaktionsschluß erhalten wir die Mitteilung, daß die Ver- 
bindlicherklärung inzwischen erfolgt ist. 
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Es kommt also nur darauf an, wie man eine Sache drehf, 
Die gedankenlosen Leser, so hofft Herr Z., werden es schon 
nicht merken, wie hohl der Kern der Sache ist. Oder sie 
wollen es nicht merken. . 

Die Techniker sind zu kritisch veranlagt, als daß sie sich 
durch solche durchsichtige Mätzchen täuschen und in ihrer 
freigewerkschaftlichen Ueberzeugung irremachen lassen könn« 
ten. Die Tendenz des „Stahlhelm“-Artikels kommt außerdem 
am Schlusse dadurch deutlich zum Ausdruck, daß die Bundes 
mitglieder zum Austritt aus dem Bunde und zum Uebertritt 
in den Verband Deutscher Techniker aufgefordert werden. 
Herr Z. hat also mit seinen Angriffen nur für seinen OGedag« 


Verband im trüben fischen wollen. 
RN | 


Reichstarifvertrag wirksam wird bzw. bis zu dem Tage, am 
dem eine der Vertragsparteien der anderen schriftlich erklärt, 
daß sie die Verhandlungen zur Schaffung eines neuen Reichs- 
tarifvertrages als gescheitert ansieht. Unbeschadet der Künd- 
gung bleiben also die Bestiminungen des genannten Reichs- 
taritvertrages mit Ausnahme der. bereits früher gekündig- 
ten Arbeitszeitbestimmungen bis auf weiteres in Kraft. 
Auch die Bezirkstarifverträge bleiben unbeschadet 
dieser Kündigung in Kraft, solange wie der Reichstarifvertrag 
seine Gültigkeit behält. In denjenigen Bezirken, in denen 
auf Grund des Reichstarifvertrages vom 27. März 1923 ein 
Bezirkstarifvertrag nicht abgeschlossen wurde, bleiben die Be- 
zirkstarifverträge, die auf Grund der früheren Reichstarifver- 
träge abgeschlossen waren, gleichfalls rechtskräftig, solange 
der Reichstarifvertrag seine Gültigkeit behält. 


Der Streik‘ im kartographischen Gewerbe in Berlin. Der 
Streik der kartographischen Kupferstecher bei der Firma 
Reimer, über den wir mehrfach berichtet haben, hat an Um- 
fang zugenommen. Wir rekapitulieren hier kurz die Daten. 
Am 4. März traten 14 Kupferstecher wegen Gehaltsforderungem 
in den Streik. Schließlich kam über den materiellen Teil der 
Forderung eine Einigung zustande unter der Bedingung, daß 
die Kupferstecher, anstatt wie bisher 45 Stunden, wöchentlich 
47 Stunden arbeiten. Die Firma weigerte sich aber, dieses 
Abkommen mit dem Butab zu treffen. Die Kollegen ihrerseits 
verlangten, daß zwischen der Firma und unserem Bunde 
für sie ein Haustarif abgeschlossen werde. Ueber diese 
Forderung wurde am 24. März verhandelt, aber nun nicht 
mehr mit den Vertretern der Firma, sondern mit dem Arbeit- 
geberverband, der damit den Streit zu dem seinigen ge- 
macht hat. Der Arbeitgeberverband bezog sich auf einen mit 
dem Verband der Lithographen, Steindrucker und verwandter 
Berufe abgeschlossenen und für allgemeinverbindlich erklärten 
Tarifvertrag, in dessen ersten Paragraphen die kartographischen 
Kupferstecher, Kartolithographen usw. allerdings genannt sind, 
dessen einzelne Bestimungen jedoch auf die in Frage stehende 
Arbeitnehmerkategorie weder anwendbar ist noch jemals an- 
gewendet wurde, Sie weigerten sich atch, uns. unter ent- 
sprechender Ergänzung des Vertrages in denselben eintreten 
zu lassen oder mit uns ein Zusatzabkommen zu jenem Vertrag 
abzuschließen. Selbst die Zusage, daß nach Ablauf des gegen- 
wärtigen Vertrages unsere Mitglieder in einen etwa neu ab- 
zuschließenden Vertrag mit dem Verband der Lithographen, 
Steindrucker und verwandter Berufe nicht mehr einbezogen 
würden, lehnten sie ab. 


Stellenlose Kollegen 


können aus der Mitgliederliste des Bundes 
gestrichen werden, wenn sie drei Monate lang 
weder Beiträge zahlen, noch 
Stellenlosenmarken kleben. 
Sie 
erhalten sich ihre 
Mitgliederrechite 


durch rechtzeitiges Kleben von Stelleniosen- 
marken, die von den Ortsverwaltungen un- 
entgeltlich abgegeben werden ($ 12 u. 16 der 

> Satzung.) 
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Neue Tarifgehälter in Goldmark, : ' 


Die Gruppenbezelchnung In den einzelnen REN EHEN entspricht nicht In allen Fällen der In nachstehender Tabeile angewandten. 


Die Gehaltssätze aus a a mit abweichender Gruppen 


Die rachstehenden Za 
müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 


Fach- 
gruppe 


Die neuenGe- 
hälterwurden 1 n 
festgesetzt d. M. 


Bezirk für Monat 


ab 1. Febr. 25 
ab 1. Febr. 25 = 


B Bayern Vereinbg. 70--135 


Freistaat 80-150 
Sachsen 


Straßenbahnen 
Rheinl /Westf 
Cottbus 
Darmstadt 


ab 1. März 25 105—195 


ab 1. März 25 
März-Mai 25 


79-145 
70—165 


Frankfurt/M, März- Juni 25 = 132—190 


Hanau 115—160 
Halle ad S. 
Ludwigshafen 
Ruhla 
Württemberg 
Getränke- 

indusirie Berlin 
ergischer 

Bezir 


März-Juni 25 |Schiedsspr. 
Febr.-Mai 25 
ab März 25 
ab März 25 
ab März 25 
März-Mai 25 


eb März 25 


Vereinbg. 80--122 
: 150180 
79—142 
95--176 
105-—189 


Schiedsspr. 


zZ MIIIT Zn % 


Vereinbg. 95-190 


März-Mai 25 5 

ab Febr. 25 % 

ab März 25 Schiedsspr. 
ab März 25 Vereinbg. 
Mätrz- juni 25 “ 

ab Febr. 25 
ab 1. Febr. 25 
ab 1. Febr, 25 


ab Jan. 25 R 


139—188 
90—145 
89— 173 
78—135 

109—140 
67-173 
94—179 
83—142 


%—109 


Bremen 
Cassel 
se 
eıpzı 

Neiße, 
Plorzheim 
Remscheid 
Südlausitz 


< 22222222 


Rathenow 


M. 


90—170 
125—180 


150— 260 


mind, 180 
145—220 


175—270 
182,25— 260 


110,50—177,50} 122,50 — 232,50 
167—223 
95—168 
176—220 
150— 240 


195-- 235 


175—243 
135 --200 
129—217 

95—195 
120-- 200 
133—236 
110— 210 
129 —180 


120— 160 


ezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 
len geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 


Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe 


In IV V m Soziale Zulage 


M. ="LM. M->57 M. 


165—315 260— 400 Frau 10,-, Kd. 10,-, 
bis zu4 Kinder 
Frau 10-15,1 Kind 
10-15, weit. Kind, 
5-10, ie n. Gruppe 


Verheir. 12,50 


105— 240 


175—260 265—330 309— 380 


250-340 285390 | 310-430 
mind. 220 ; 
250—325 


mind. 270 _ —_ 
360 — Frau 10,-, Kind 8,- 
Ledige alleinst.8,- 
Ledige alleinig. 
Ernährer 8,- Z 
Fraut(),-,‚Kind10,-, 
allein Ernähr. 10,- 
Frau 6,-, Kind 6,-, 
höchst. f. 3 Kinder 
Frauil,-,Kind5,50 


8-18,-,jen.Gruppe 


250—310 
262,50— 280 


295—390 
315— 336 


202— 275,50!257,59-312,:0 
342 


142— 221 
335 


224—275 
105—195 
262 
210—325 


380 


— 


Verheir. 10,- 


Frau 7,-, Kind 7,-, 
Unterstützungsbe- 
rechtigte 7,- 
Frau 3,-, Kind 3- 
Frau 3,-, Kind 3,- 


280 330 


183-252 
180—265 
194— 306 
125—221 
200—250 
292 
138—305 
198—282 


167—232 


212—289 
225--300 
fr. Vereinbg. 
165--298 
Anf. 309 
376 
173-385 
320-415 


205— 386 


— 


fr.Vereinbg. 


— 


.—_ 
— 
— 


Fam.-Zul. 10 %,, 
Kinder-Zul. 5%, 


A Ra a | 


fr. Vereinhg. 


* Techniker erhalten eine Zulage von 10 M., Techniker mit abgeschlossener technischer Vorbildung eine Zulage von 15 M, 
Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D = Verkehrsbetriebe, E — Baugewerbe, F = Architektur, 


G = Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I = Chemische Industrie, K = Steinindustrie, L= Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = 


eramische Industrie, N => 


Metallindustrie, O — Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T == Kunst- u. Bauschlossereien, 


U = Wagen- und Karosseriefabriken, V — optische Industrie. 


An dieser Haltung der Arbeitgeber sind die Verhandlungen 
ec Demzufolge traten am 25. März auch die 13 Karto- 
ithographen und kartographischen Zeichner der Firma Reimer 
in den Streik. Zwei Tage später verlangte die Firma Moser 
von zwei Kartolithographen, daß sie Arbeiten ausführen, die 
zufolge des Streiks in der Firma Reimer nicht erledigt werden 
konnten. Da die Kollegen sich weigerten, wurden sie frist- 
los entlassen. Mit ihnen verließen die zehn übrigen Kol- 
legen ihre Arbeitsstelle Bis zum 30. März verlangten auch 
die Firmen Kraatz, Givelius sowie Flemming & Wisgott die 
Ausführung von Streikarbeiten ohne Erfolg, sie entließen die 
betreffenden Angestellten, mit denen auch die übrigen Karto- 
tithographen die Arbeit niederlegten; so daß zur Zeit 48 Kol- 
legen im Streik stehen. Die noch restierenden Firmen haben 
Arbeiten der Firma Reimer zwar zugewiesen erhalten, haben 
aber bisher ihren Angestellten die Leistung von Streikarbeit 
nicht zugemutet. Nach der Zusage der Firma Reimer, die 
materiellen Forderungen der Kupferstecher zu befriedigen, 
geht der Kampf nunmehr ausschließlich um ideelle Forde- 
rungen. Die Kollegen streiken um das’ Recht, sich bei der 
Gewerkschaft zu organisieren, die ihr Vertrauen besitzt, 


BERGBAU 


Der Kampf um das Ruhrkahlensyadiken 


Die Konsolidierung der Weltwirtschaft ist nur möglich 
unter schweren Krisenerscheinungen, da eine Verständigung der 
verschieden interessierten Kapitalsgruppen auf eine dem Bedarf 
angepaßte Produktion unmöglich ist. Die Folgen dieser Krise 
bekommen wir in Deutschland besonders hart zu spüren, da 
die Wirtschaft Deutschlands während eines langen Zeitraumes 
aus der Weltwirtschaft ausgeschieden war und ihre Eingliede- 
sung nunmehr überall schwersten Widerstand findet. Die 
deutsche Industrie hat große Absatzmärkte verloren, die nun 
von konkurrenzfähigen Industrien anderer Länder verteidigt 
und behauptet werden. Die Wiedergewinnung dieser Märkte 
scheitert aus verschiedenen Gründen in einer Reihe von Fällen, 


während die Arbeitgeber einen Zwang auf die Angestellten aus- 
üben wollen, sich, wenn überhaupt, so dann im Verband der 
Bawerapben, Steindrucker und verwandter Berufe zu organi- 
sieren, der durch den von ihm mit abgeschlossenen Reichs- 
tarifvertrag bewiesen hat, daß er entweder zur Wahrnehmung 
der Interessen der in Frage stehenden Berufsschicht außerstande 
ist oder aber für die Eigenart des kartographischen Gewerbes 
das nötige Verständnis nicht aufbringt. In der ersten Zeit nach 
dem Kriege wurden Kämpfe um das Mitbestimmungsrecht im 
Betriebe geführt. Es ist bezeichnend für die herrschende 
Reaktion, daß heute Kämpfe um das Selbstbestim- 
mungsrecht der Angestellten geführt werden müssen. 
Dieser Streik ist trotz der relativ geringen Zahl der daran Be- 
teiligten seines Zieles halber von grundsätzlicher Bedeutung. 
Die Beteiligten sind fest entschlossen, bis zum Sieg ihrer ge- 
rechten Sache im Kampf zu verharren. 

Die Arbeitgeber selbst glauben nicht an einen für sie 
günstigen Ausgang des Kampfes, sondern suchen num schon 


- durch Wiener Zeitungen Streikbrecher, nachdem ähnliche In- 


serate in deutschen Zeitungen erfolglos geblieben sind. Die 
österreichischen Kollegen sind gewarnt worden. 


BARIBART 


Die Grundursachen sind Kriegswirkungen, die teils über- 
haupt nicht mehr zu beseitigen sind, teils die deutsche Wirt- 
schaft und damit das deutsche Volk noch jahrelang schädigen 
werden. Alle Einfuhrländer für industrielle Artikel waren ge- 
zwungen, als durch den Kriegsausbruch die großen euro- 
päischen Industrieländer nicht mehr liefern konnten, sich nach 
Ersatz umzusehen. Da nun solcher zum Teil nur in anderen 
Industriestaaten zu haben war, so mußten sie von dort bezogen 
werden. Der Verbrauch gewöhnte sich an die Artikel anderer 
Erzeuger, Deutschland verlor seine Handelsorganisation in 
den Ländern und ist infolge dieser und einiger anderer Um- 
stände kaum in der Lage, das verlorene Gebiet wieder zu er- 
obern. Zum Teil konnten die gewünschten Artikel auch in 
anderen Ländern nicht oder nicht vorteilhaft. gekauft werden: . 
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In solchen Fällen ging man, soweit die Möglichkeit bestand, 
dazu über, diese Artikel selbst zu erzeugen. So entstand die 
Industrialisierung der Ueberseeländer, und die nie geahnte 
Ausdehnung der Industrie mancher früher Ackerbau treibender 
Länder. Die Folge der Industrialisierung ist, daß solche 
Länder aus dem Kreis der Verbraucher ausscheiden und teil- 
weise heute selbst, wie z. B. Südafrika, mit Kohlen auf dem 
Weltmarkt als Verkäufer erscheinen. Diese Auswirkungen! 
treffen nun nicht allein Deutschland, sondern auch England, 
das besonders unter der vergrößerten Kbhlenförderung Ame- 

rikas und der Industrialisierung der Dominions leidet. 

In der Welterzeugung der Kohle hat sich seit 1914 folgen- 
des zugetragen: In Deutschland sind die Steinkohlengruben 
weiter ausgebaut worden und darum heute in der Lage, mehr 
Kohlen zu fördern als 1914. Als Folge der verschiedenen 
Gründe, aus denen in der seit Kriegsausbruch verflossenen Zeit 
eine erhöhte Kohlenproduktion gewünscht wurde, hat die 
Braunkohlenproduktion einen riesigen Aufschwung 
enommen. Eine Reihe Staaten mit kleiner Kohlenförderung 
aben diese erheblich erhöhen können, z. B. Holland um 
zwei Millionen Tonnen. Die Förderung Amerikas ist von 24% 
der Weltkohlenmenge auf 37% gestiegen. Amerika hat mit 
dieser erhöhten Förderung besonders die englische Kohle auf 
vielen Plätzen verdrängt, so daß die englische Kohle, die im 
Preis genau so wie die deutsche mit der amerikanischen nicht 
konkurrieren-kann, heute die deutsche Kohle mehr bedrängt 
als früher. Neben der direkten Konkurrenz bringt die ameri- 
kanische Kohle der englischen und deutschen Kohle noch 
indirekt dadurch Konkurrenz, daß das mit Hilfe der ameri- 
kanischen Kohle hergestellte Eisen das englische und das 
deutsche Eisen verdrängt, und darum die Eisenindustrid 
beider Länder - schlechter beschäftigt ist. Schlechte - Beschäf- 
tigung der Eisenindustrie aber bedeutet Absatzmangel für den 
oblenbergbau. 

Zu diesen Umständen kommen noch einige andere, von 
denen die wichtigsten die Ersparung von Brennstoff 
durch Einführung und Ueberwachung einer geregelten Wärme- 
wirtschaft und der Mehrverbrauch an flüssigem Brenn- 
stoff sind. 

Die Verarmung der europäischen Bevölkerung durch den 
Krieg hat außerdem einen großen Rückgang des Konsums 
vieler Waren mit sich gebracht, so daß ein geringerer Ver- 
brauch vorhanden ist. 

Dieser Situation steht der deutsche Bergbau, und insonder- 
heit der Ruhrbergbau, als für die Ausfuhr von Kohle wich- 
tigster Wirtschaftszweig, gegenüber. Von den die wirtschait- 
liche Situation teilweise noch erschwerenden politischen Um- 


ständen will ich hier nicht reden. Der Inlandsabsatz für Ruhr-. 


steinkohle ist zurückgegangen und kann kaum noch erheblich 
gesteigert werden. Es bleibt also nur ein Weg: Auslands- 
absatz zu erzielen. Das ist aber nur mit schweren Opfern 
möglich, da die Inhaber der dortigen Märkte diese durch er- 
hebliche Preisnachlässe verteidigen. Der Markt kann jedoch 
auch trotz erheblicher Preisnachlässe die geförderten Mengen 
nicht aufnehmen und die Folge hiervon sind Lagermengen, 
welche die höchste, in der Vorkriegszeit gelagerte Menge, 
um 100% übersteigen. Daneben sind eine Reihe von Werlien 
gezwungen Feierschichten einzulegen, die nicht nur die 
Arbeiterschaft sondern auch das Werk erheblich belasten. Die 
Stillegungen einer ganzen Anzahl von Magerkohlengruben 
waren die übelsten Auswirkungen dieser Umstände. 

Nun wären alle diese Dinge kein Grund dafür, daß die 
Werke sich gegenseitig aufs äußerste bekämpfen, wenn der 
Absatz und damit die Beschäftigung der Werke gleich- 
mäßig wären. Das Ruhrkohlensyndikat, die Ruhr- 
kohlen-A.-G., welches diese gleichmäßige Beschäftigung 
herbeiführen soll, ist dazu nicht in der Lage, weil die Ent- 
wicklung der letzten Jahre ie der Schwerindustrie Wege ge- 
gangen ist, die dem entgegenstehen. Die immer größer wer- 
dende Konzentration, die sogenannte vertikale Ver- 
trustung, ist der schärfste Hinderungsgrund für die ein- 
heitliche Beschäftigung des Steinkohlenbergbaues. Die Be- 
teiligungsquoten des Rehrkallensrallrtes zerfallen in zwei) 
Teile; eine sogenannte Verkaufsbeteiligung und 
den Werksselbstverbrauch. Werksselbstverbrauch 
ist Verbrauch, der auf Werken entsteht, die im Eigen- 
tum eines Syndikatsmitgliedes sind, oder an denen ein 
Mitglied des Syndikats beteiligt ist. Nun ist die Frage, 
wann. ein Werk Eigentum eines Syndikatsmitgliedes ist, 
immer weitherziger ausgelegt worden. Nach dem jetzt 
ee Vertrag ist dem Eigentum gleich zu erachten die 

eteiligung von mindestens 50% an dem Gesamtunternehmen 


des Verbrauchers. In besonderen Fällen kann auch eine Be- 


teiligung von weniger als 50% aber mindestens 35% als ge- 
nügend erklärt werden. Die Folge der Erweiterung des Werks- 
selbstverbrauchsrechtes ist ein immer größeres Ausscheiden 
von Kohleverbrauchern aus dem Markt, so daß für die reinen 
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Zechen, das sind solche, welche den Weg der Vertrustung 
nicht mitgegangen sind, fast nichts übrigbleibt. Die Werke, 
welche nun Verbraucher angegliedert haben, haben Absatz 
über den des Syndikats hinaus, so daß sie teilweise Ueber- 
schichten verfahren ließen, zu einer Zeit, als andere Gruben 
Feierschichten einlegen mußten. Die reinen Werke 
stehen also zurück, und die Arbeiter dieser Gruben sind er- 
heblich am Lohn geschädigt. So sind diese Zustände der 
Grund für den Kampf zwischen reinen Gruben und gemischten 
Werken, wobei zu sagen ist, daß Mehrheit und Macht sich 
um die gemischten Konzerne, d. h. um die Namen Stinnes, 
Klöckner, Thyssen usw. gruppiert. 


Einen zweiten Zankapfel bildet die Beschäftigung 
der Magerkohlengruben, die eine große Belastung 
des Syndikats bedeutet. Magerkohle kann weniger wie andere 
Sorten abgesetzt werden, so daß das Syndikat große Mengen 
auf Lager nehmen mußte, Diese Lagermengen werden von 
allen Mitgliedern des Syndikats durch die Umlage bezahlt, so 
daß die Fettkohlenzechen die Kosten für die Magerkohlen mit 
aufbringen. Dagegen wird Sturm gelaufen und nun versucht 
man, im Guten oder Bösen eine Einschränkung der Mager- 
kohlenförderung zu erzielen. Entsprechende Anträge hat man 
in den Verhandlungen angenommen. Der für die Arbeitnehmer 
der Magerkohlenzechen gefährlichste Beschluß besagt, daß 
gegen Vergütung durch das Syndikat einzelne Gruben 
mehr eingeschränkt werden können wie andere. Die 
gemischten Werke wehren sich noch gegen den billigeren Ver- 
kauf von Kohle im Ausland, weil dadurch die ausländische 
Konkurrenz in die Lage versetzt wird, billiger zu produzieren. 
Ein weiterer schwieriger Streitpunkt ist die Frage der Zechen- 
handelsgesellschaften. Die Besitzer solcher, und das sind wieder 
in erster Linie die gemischten Werke, woilen Ausschaltung des 
Syndikathandels, weil sie selbst die Kohlenhandelsgewinne 
machen wollen. 

Die Arbeitnehmer sind bei diesem Kampf aus eigenem 
Interesse einmal auf Seiten der reinen Werke, da sie sehr 
daran interessiert sind, daß alle Bergarbeiter gleichmäßig be- 
schäftigt werden, weiter bestehen Allgemeininteressen an Er- 
haltung einiger reiner Konzerne, da die vollkommene Ver- 
trustung große Gefahren mit sich bringt. Zum andernmal sind 
Arbeiter und Angestelite auf Seiten der Magerkohlengruben, 
da weite Kreise derselben mit ihrer Existenz vom Weiterbe- 
stehen der Magerkohlengruben abhängen. Der Reichskohlen- 
rat nimmt zu diesen Fragen Stellung, und es ist dort an der 
Zeit, Arbeiter- und Angestelltenrechte zu verteidigen. Der 
Reichswirtschaftsminister wird wahrscheinlich ein Zwangsstatut 
erlassen, da eine Einigung nicht möglich sein wird. Auch bei 
ihm gilt es also Sturm zu laufen und Anträge einzubringen, 
die geeignet sind, die Belange der Arbeiter und Angestellten 
zu wahren, wenn wir uns von dieser Regierung auch nicht 
viel Arbeit im Interesse des arbeitenden Volkes versprechen. 

Die freien Angestellten-Gewerkschaften 
sind in diesem Kampfe auf dem Plan, doch wo 
sind die anderen? Steiger Halbiell. 


Die Spruchpraxis der Berggewerbegerichte. Die Arbeiter- 
und Angestelltengruppe der Arbeitskammer für den 
Kohlenbergbau des Ruhrgebietes nahm in der am 
24. März abgehaltenen Sitzung zu dem Schreiben des Handeis- 
ministers vom 24. Januar (veröffentlicht in Nr. 9 der „D.T.Z.“) 


wie folgt Stellung; ” 


„An den Herrn Minister für Handel und Gewerbe, 
Berlin. 


Durch Schreiben vom 24, Januar d. J. — 1.11201 — erteilte der Herr 
Minister Bescheid auf einen Antrag der Arbeiter- und Angestelitengruppe 
der Arbeitskammer des Ruhrkohlenbergbaues vom 18. November 1924. 
Der Herr Minister verweist dabei auf ein Schreiben in derselben An- 
gelegenheit, gerichtet an den Verband der Bergarbeiter Deutschlands. 

Die Arbeiter- und Angestelitengruppe der Arbeitskammer kanı der 
in dem Schreiben niedergelegten Auffassung nicht beitreten. Sie hält viel- 
mehr auch jetzt noch eine andere Besetzung der Berggewerbegerichte, 
soweit die Vorsitzenden in Betracht kommen, vor Inkrafttreten des Ar- 
beitsgerichtsgesetzes für unbedingt erforderlich. Schon in Rücksicht auf 
eine schärfere Grubenkontrolle ist es notwendig, daß sich die Bergrevier- 
beamten und ihre Hilfsarbeiter ausschließlich der polizeilichen Kontroll- 
tätigkeit widmen. - Dieser Tätigkeit werden sie jetzt in besonders starkem; 
Maße dadurch entzogen, daß sie mit den zeitraubenden Obliegenheiten als 
Vorsitzende an den Berggewerbegerichten bzw. Arbeitsgerichten belastet 
sind. Aber auch das jetzige sehr gespannte Verhältnis der Arbeiter- 
und Angestelltenschaft zu 2 Bergbehörde beruht im wesentlichen auf 
der Tätigkeit der Bergamtsvertreter in ihrer Eigenschaft als Vorsitzende 
der Berggewerbegerichte. Es ist unumstritten, daß in einer Anzahl von 
Fäl'en, besonders auch noch in letzter Zeit, Urteile seitens der Berg- 
gewerbe- und Arbeitsgerichte ergangen sind, die zu der überaus not- 
wendigen Entspannung keineswegs beigetragen haben. Es wird dabei auf 
beiliegende Anlagen verwiesen, welche der Arbeitskammer (Angestellten- 
und Ärbeitergruppe) zugegangen sind anläßlich der Beratung folgender 
Tagesordnungspunkte: 


1. Die Einwirkung der Betriebsräte auf die Produktion und ihre 
Aufgaben, 
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2. Die Einführung von freigestellten Arbeiterkontrolleuren im Bergbau. 

Von diesen Beratungen tügen wir ebenfalls eine Niederschrift bei. 
und bitten den Herrn Minister für Handel und Gewerbe, trotz des Be- 
scheides vom 24. Januar d. J. alsbald eine Aenderung in der Besetzung 
des Vorsitzes der Berggewerbe- bzw. vorläufigen Arbeitsgerichte ein- 
treten zu lassen, 


Knappschaftssenat. Am 39. März d. J. haben die Wahlen 
zum Knappschaftssenat stattgefunden. Von den drei gewählten 
Vertretern entfällt je einer auf den AfA-Bund (Butab), den 
alten Bergarbeiter-Verband und den Gewerkverein christlicher 
Bergarbeiter. Die drei Stellvertreter stellt sämtlich. der alte 
Bergarbeiter-Verband. Unser Vertreter ist Kollege Steiger 
Wilhelm Stohlmann von der Zeche „Rosenblumendelle‘, 
Essen-Borbeck. 


Entscheidungen des Knappschaftssenats. Von den nach- 
stehenden beiden Entscheidungen des Knappschaftssenats ist 
die erste von besonderer Bedeutung für die Versicherten, weil. 
in der Begründung klar darauf hingewiesen wird, daß beim 
Vorliegen des $ 25 ein ärztliches Aitest über die prozen- 
tuale Erwerbsunfähigkeit nicht ausgefüllt zu werden braucht. 
(Der betreffende Passus in der Begründung ist besonders her- 
vorgehoben.) 

1. Ein Drahtseilarbeiter beantragte Invalidenpension gemäß 
$ 25 des Reichsknappschaftsgesetzes. Da Berufsunfähigkeit des 
Antragstellers nicht vorliegt, wurde die Revision zurückge- 
wiesen. Gleichzeitig wurde vom Reichsversicherungsamt ent- 
schieden, daß die Voraussetzungen zur Bewilligung der Alters- 
pension gemäß $ 26 des Reichsknappschaftsgesetzes nicht ge- 
Eee sind. In dem Urteil des Reichsversicherungsamtesg 
1eißt es: 


„Die Feststellung des Oberversicherungsamtes; daß Berufsinvalidität 
im Sinne des $ 25 des Reichsknappschaftszesetzes bei dem Kläger nicht 
vorliegt, wird durch die Gutachten des -Dr. Koch von 30 Mai 1924, 
des Dr. Moritz vom 5. Jali 1924, des Dr. Hartwich (Medizinische Uni- 
versitätsklinik Halle) vom 9. August 1924 und des Dr. Freytag vom 
17. November 1924 in ausreichendem Maße gestützt. In den Gut- 
achten findetsich zwar zum Teilderauchinanderen 
Fällen noch oft wiederkehrende Irrtum, der durch 
eine prinzipielle Aufklärung zu beseitigen Sache 
der Vorinstanzen wäre, daß es bei der Anwendung 
des 825 des Reichsknappschaftsgesetzes auf eine 
prozentuale Feststellung der Erwerbsbeschränkung 
ankäme. Aber dieser Irrtum ist im vorliegenden Falle für das Er- 
gebnis und für die Feststellungen der Vorinstanzen ohne Einfluß. Denn 





Berufsfragen der Behördentechniker 

Bestimmungswidrige Behandlung der technischen Angestell- 
ten bei der Reichsvermögensverwaltung. Wir haben in der 
Nr. 10 der „D.T.Z.“ vom 6. März d. J. auf Seite 139 eine 
Verfügung des Reichsministers der Finanzen veröffentlicht, 
die in ihrem Schlußsatz folgendes besagt: „Die Einleitung des 
Nachprüfungsverfahrens gemäß $ 24 R.A.T. seitens des An- 
gestellten ist in diesen Fällen (Kündigungen zum Zwecke der 
Herabgruppierung) nicht zum Anlaß zu nehmen, die Weiter- 
beschärtigung des Angestellten abzulehnen.“ 

„ Die Zuständigkeit des Reichsministers der Finanzen für die 
Regelung der Durchführung des Tarifvertrages wird allem 
Anschein nach.innerhalb des Ressorts der R.V.V. nicht an- 
erkannt. Anders ist die zu unserer Kenntnis gelangte Behand- 
lung tariflicher Angelegenheiten durch die R.V.V. nicht zu 
verstehen. Es befremdet allerdings, daß die R.V.V. Aug 
führungsbestimmungen des Reichsministers der Finanzen nur 
dann durchführt, wenn sie zuungunsten der Angestellten aus- 
fallen. Entgegen den Bestimmungen des Reichsministers der 
Finanzen hat die R.V.V. in einigen zu unserer Kenntnis ge- 
langten Fälle einen mehr oder weniger starken Druck auf die 
in Frage kommenden Angestellten ausgeübt, um ihr Ziel, die 
Herabgruppierung durchzusetzen, zu erreichen. Nachstehend 
geben wir einige Beispiele auszugsweise wieder. 

Das Reichsvermögensamt Kaiserslautern hat einem 
ihrer Angestellten das nachfolgende Schreiben zugestellt: 

„Falls Sie das Dienstverhältnis mit dem Reichsvermögensamt über 
den 31. März 1925 hinaus nach den Sätzen der Vergütungsgruppe VII 
fortzusetzen wünschen, werden Sie ersucht, die beiliegende Einverständnis- 
erklärung unterschriftlich zu vollziehen. Diese Erklärung ist erforderlich 
zur Aufnahme eines entsprechenden Nachtrages im Dienstvertrage.“ 

Die Einverständniserklärung lautet: 


„Ich erkläre mich hiermit mit der Rückgruppierung von Vergütungs- 
gruppe IX nach Vergütungsgruppe VII einverstanden.“ 


Die R.V.V. gibt in einer Anweisung an eine nachgeordnete 


Dienststelle folgendes kund: 


„Sollte X sich mit einer Vergütung nach Gruppe VIII (der Kollege 
befand sich bisher in der Vergütungsgruppe X, an seiner Tätigkeit hat 
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die in der Ermittlung: des objektiven Befundes nahezu übereinstimmen- 
den Gutachten bringen inhaltlich überall dasseibe Ergebnis, daß der 
Kläger noch nicht Berufsinvalide für seine bergmännische Tätigkeit ist. 
Der Vertrauensarzt des Knappschafts-Oberversicherungsamtes hat in der 
mündlichen Verhandlung vor dieser Instanz ausdrücklich erklärt, daß der 
Kläger fähig sei, nicht nur Arbeiten als Materialausgeber, sondern auch 
noch seine frühere Arbeit als Drahtseilbahnarbeiter übertage verrichten 
zu können. Das Knappschaftsoberversicherungsamt konnte deshalb zu 
dem Schluß gelangen, daß Arbeitsunfähigkeit beim Kläger noch nicht 
vorliegt. 

Auch war dem Oberversicherungsamt darin beizutreten, daß & 26 des 
Reichsknappschaitsgesetzes nicht anwendbar ist. Denn als Drahtseil- 
arbeiter‘ übertage, welche Tätigkeit der Kläger 32 Jahre lang, von 1890 
bis 1922, verrichtet hat, ist von ihm wesentliche bergmännische Arbeit 
tiicht geleistet worden.“ 

2. Ein Zechenfeuerwehrmann erhob Anspruch auf Aner- 
kennung der Werksbeamten- bzw. Angestellteneigenschaft. In 
dieser Angelegenheit wurde vom Reichsversicherungsam 
Fünfter Revisionssenat, am 12. Februar 1925 folgendes Urtei 
gefällt: 

„Die Feststellung des Oberversicherungsamtes, daß die Tätigkeit des 
Klägers als Feuerwehrmann auf Zeche Prosper II der Rheinischen Stahl- 
werke nicht derart gehoben gewesen ist, daB sie als eine Beamtentätig- 
keit anzusprechen gewesen wäre oder dem Kläger Werksbeamteneigen- 
schaft verliehen hätte, ist im Akteninhalt, insbesondere der Dienst- 
ordnung für die Feuerwehr der Zeche Prosper II, begründet und frei 
von Rechtsirrtum. Sie erfährt auch dadurch eine Unterstützung, daß in 
der Ausführungsbestimmung des Reichsarbeitsministers zum Angestellten- 
versicherungsgesetz vom 8. März 1924, in der die gemäß & 1 Absatz I 
des Angestelitenversicherungsgesetzes unter die Angestelltenversicherung 
fallenden Berufsgruppen bezeichnet werden, im Bergbau tätige Feuerwehr- 
leute nicht genannt werden, : 

Allerdings hatte der Kläger in seinem Schriftsatz vom 3. Dezember 1923 
behauptet, daß er auch Bürotätigkeit zu leisten habe und ihm die 
Befugnisse eines ordentlichen Po.izeibeamten verliehen worden seien. 
Diese Tatsachen hätten, wenn nachgewiesen, gegebenenfalls eine andere 
Beurteilung herbeiführen können. Der Sachverhalt ist jedoch durch 
Schriftsatz der Werksverwaltung : dahin. aufgeklärt worden, daß Büro- 
arbeit nicht geleistet werde, sondern. lediglich die Ein- und Ausgänge 
in einer Kladde eingetragen würden, und daß der Kläger nur als Hilfs- 
polizeibeamter und nur für den Ordnungsdienst auf der Zeche verpflichtet 
worden sei. Diese Klarstellung ist von dem Kläger in keiner Weise, 
weder in seinen späteren Schriftsätzen noch in der mündlichen Verhand- 
lung vor dem Oberversicherungsamt angegrifien worden. Das Ober- 
versicherungsamt konnte sie-daher, ohne daß ihm der Vorwurf mangein- 
der Sachauiklärung gemacht werden kann, als Unterlage für seine Ent- 


scheidung mitverwerten.“ 
N) 
RB 


sich nichts geändert. D. Red.) nicht einverstanden erklären, so besteht 
hier nicht die Absicht, das Dienstverhältnis mit ihm über den 31. Dezem- 
ber 1924 hinaus’ fortzusetzen. Nur went er sich ausdrücklich mit Gr. VIH 
einverstanden erklärt, wird das Dienstverhältnis mit ihm verlängert 
werden.“ 

Wirersuchen unsereKollegenhiermit, allen 
solchen Einschüchterungsversuchen gegen- 
über Widerstand zu leisten und ihr tarifliches Recht 
der Nachprüfung ihrer Tätigkeit dtüirch die vereinbarte Schieds- 
stelle unter alien Umständen zu fordern. Das Reichsministerium 
für die besetzten Gebiete haben wir in einer mündlichen Ver- 
handlung auf das Unzulässige dieser Handlung aufmerksam 
gemacht. Sollten sich derartige Fälle wiederholen, so bitten 
wir, uns hiervon Kenntnis zu geben. 


Das brutale Vorgehen der R.V.V. wird ganz besonders da- 
durch charakterisiert, daß die gegenwärtig ungünstige Wirt- 
schaftslage ausgenutzt wird, um Sparmaßnahmen durchzu- 
führen, die man ohne Rücksicht auf die Bestimmungen des 
Tarifvertrages auf die Angestellten abzuwälzen sucht. Es ist 
nicht notwendig, in diesem Zus{immenhange erneut darauf hin- 
zuweisen, daß es sich um dieselbe Gruppe von Personen 
handelt, die in der Zeit des passiven Widerstandes und der 
Separatistenaufstände durch Ausharren auf ihrem verantwor- 
tungsvollen Posten dem Reiche unermeßliche Dienste geleistet 
haben. Den die technischen Angestellten insbesondere geht 
die Verwaltungsbürokratie in letzter Zeit mit aller Schärfe 
vor. Eine sogenannte Wirtschaftskommission, 
die,sich aus reinen Verwaltungsbeamten zu- 
sammensetzt,undinderauchnichtein einziger 
Techniker als Sachverständiger vertreten war, 
wurde losgelassen, um die Arbeit der tech- 
nischen Angestellten zu bewerten und zu über- 
prüfen, inwieweit in bezug auf tarifliche Eingruppierung ge- 
spart werden kann. Eine Anmaßtng, die auf das schärfste 
zurückgewiesen werden muß. Wir müssen die Kompetenz 
dieser Kommission, zur Prüfung der Leistungen der technischen 
Angestellten, ablehnen und die vön-ihr gemachten Feststellun- 

en als für die technischen Angestellten nicht bindend er- 
tlären. Verhindern konnten wir leider nicht, daß auf Grund 
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des Berichtes dieser Kommission die R.V.V. zu massenweisen 
Herabgruppierungs-Kündigungen geschritten ist. Im Nachprü- 
fungsverfahren aber werden wir Sorge tragen dafür, daß diese 
Maßnahmen gebührend gebrandmarkt werden. Wir ersuchen 
die Kollegen nochmals, in allen Herabgruppierungs-Kündigungs- 
nn das Nachprüfungsverfahren form- und fristgerecht ein- 
zuleiten. 


Das Reichsverkehrsministerium zeigt im Reichshaushalts- 
plan 1925 folgenden auszugsweisen Plan; 


a) Abt. Wasserstraßen, Luft- und Kraftfahr- 
wesen: 


Gruppe A 13 24 Ministerialräte (hiervon erhalten 2 die Bezüge der 
Gruppe B2) 
A1l2 7 Oberregierungsräte und Oberregierungsbauräte 
1 Ministerialbürodirektor 
REH 8 Stellen. 
An 7 Regierungsräte und Regierungsbauräte als Referen- 
ten (hiervon erhalten 2 die Bezüge der Gr. A 12) 
9 Ministerialamtmänner - 
16 Stellen. 
A10 23 Ministerialamtmänner _ 
1 Ministerialkanzleidirektor 
= 24 Stellen. - 
A9 11 Regierungsoberinspektoren, technische und nichttech« 
. ade (hiervon erhalten 3 die Bezüge der Gruppe 
A 10) 
7. Ministerialoberregistratoren 
18 Stellen, 
AS ht Rep Bsinepekloren, technische und nichttechnische 
(hiervon erhalten 2 die Bezüge der Gruppe A9) 
3 Ministerialregistratoren 
14 Stellen. 
A7 2 Ministerialkanzleiobersekretäre ; 
3 Oberregistratoren (hiervon erhalten 2 die Bezüge 
____ der Gruppe A8) 
5 Stellen. 
A6 5 Ministerialkanzleisekretäre (hiervon erhält einer die 
Bezüge der Gruppe A 6) 
1 Werkmeister 
3 _Regsitratoren 
9. Stellen. 


b) Abteilung Eisenbahn, 


Gruppe A 13 7 Ministerialräte 
A12 1 Oberregierungsbaurat 
Ai 1 Regierimgsrat als Referent 
6 Ministerialamtinänner 


7 Stellen. 


„A109. 10 Ministerialamtmänner 
A9 4 Regierungsoberinspektoren, technische und nichttech- 
er erhält einer die. Bezüge der Gruppe 
10). 5 
AS 4 Regierungsinspektoren (technische und nichttech- 
nische). ; 


Unter dem Titel „Hilfsleistungen durch Beam- 
te‘ erscheinen: 
a) Abteilung für Wasserstraßen-, Luft- und Kraftfahrwesen: 
er 1 Hilfskraft der Gruppe Fi 12 
10 


9 Hiliskräfte „ r 
1 Hiliskraft „ „ A6 
1 ” ” » A 5 


12 Stellen. . 

‚b) Eisenbahnabteilung: 4 Hilfskräfte der Gruppen A7 bis A12. 
Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Hilfs- 
kräfte: urn 

'»6 Hilfskräfte für die Untergruppe a (hiervon 4 im Re- 
ferenten- und 2 im technischen Bürodienst), 
ec) Seezeichen-Verwaltung. 

Gruppe A8 1 Seekapitän ; 
Er T 1 techn. Obersekretär 
2 erste Seesteuermänner 
3 Stellen. ’ 
: A6 2 zweite Seemaschinisten 
4 zweite Seesteuermänner 
6. Stellen. » 
. A5 2 dritte Seemaschinisten 


1 techn. Verwaltungsassistent (erhält die Bezüge der 
"Gruppe A 6) 


A4 2 Obermaschinisten 
25% A3 2 Maschinisten 
d) Reichskanalamt. 
Gruppe A 12 1 Oberregierungsbaurat 
= All 2 Regierungs- und Regierungsbauräte 
1: Betriebsdirektor - : 
. "3 Stellen, 
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AO 5 Regierungs- und Regierungsbauräte (hiervon erhalten 
2 die Bezüge der Gruppe All) 
2 Hafenkapitäne 
7 Stellen. 
A9 2 Verwaltungsoberinspektoren (technische und nicht» 
technische) 
1 Betriebsoberinspektor (neue Stelle Werft Saatsee) 
3 Stellen: 
A8 5 Verwaltungsinspektoren (technische und nichttech- 
nische) 
4 Oberlotsen 
9 Stellen. 
A7 12 Oberverwaltungssekretäre (technische und nichttech- 
nische) 
10 Lotsen 1. Klasse 
2 Maschinenbetriebsleiter 
24 Stellen. 
A6 11 Verwaltungssekretäre, technische und nichttechnische 
(hiervon erhält einer die Bezüge der Gruppe A 7) 
4 Maschinenmeister : 
17 Schiffsobermaschinisten 
13 Schiffskapitäne 
2 Seeoberschleusenmeister 
6 Kanalmeister 
2 Hafenmeister 
3 Baggermeister 
2 Werkmeister 
60 Stellen. 
A5 5 Verwaltungsassistenten, technische und  nichitech- 
nische (einer erhält die Bezüge der Gruppe A6) 
1 Magazinmeister 
6 Seeschleusenmeister 
26 Reservemaschinenmeister 
35 Schiffsmaschinisten 
32. Schiffsführer (für kleinere Fahrzeuge) 
3 Obertelegraphisten 
5 Werkführer 
113 Stellen. 
A4 4 Telegraphisten 
2 Materialienverwalter 
12 Schleusenverwalter 
18 Stellen. 
A3 1 Fährmeister 
1 Gasmeister 
2 Leitungsaufseher 
1 Magazinaufseher 
18 Weichengehilfen 
23 Stellen. 


Hilfsleistungen durch Beamte. 
12 Hilfskräfte (davon eine Hilfskraft nach Gruppe A 10) 
3.Hilfskräfte Gruppe A6, 7 Gruppe A5, 1 Gruppe AA, 
Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräjite. 
52 Hilfskräfte im Angestelitenverhältnis; davon 15 im Fahrdienst 
oder sonstigen Betriebs- und Außendienst und 3 im technischen Büro- 
dienst. - 
e) Neckarbauverwaltung. 
Gruppe A 13 2 Strombaudirektoren 
A1 1 Oberregierungsbaurat 
AN: 3 Regierungs- und Regierungsbauräte 
A110 5 Regierungsbauräte (hiervon erhalten 2 die Bezüge 
der Gruppe All) 
1 Vermessungsamtmann 
6 Stellen. 


AS 2 Verwaltungsinspektoren (technische und nichtiech- 


nische 

A7 5 Oberverwaltungssekretäre, technische und nichttech- 
nische (hiervon erhält einer die Bezüge der Gruppe 
A8). 


f) Ausgabenfürdieam1.April191 aufdasReich 
übergegangenen Wasserstraßender Länder, 
"Aus diesem Titel werden die Kosten der nichtbeamteten 

Kräfte, die bei den von den Ländern auf das Reich übergegan- 

genen Wasserstraßen beschäftigt werden, bestritten, soweit die 

Kräfte bei den Behörden der mittleren und unteren Instanz in 

der laufenden Verwaltung oder bei Vorarbeiten 

tätig sind oder zur Stellvertretung von Beamten 
herangezogen sind. 

Nicht übernommen werden auf diesen Titel die Kosten der 
beim Bau, bei der Bauunterhaltung oder beim Betriebe ver- 
wendeten nichtbeamteten Kräfte, die aus Bau-, 'Bauunterhal- 
tungs- oder Betriebsfonds bezahlt werden. : 
Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräfte: 
i a) in der laufenden Verwaltung verwendete Hilfs- 

ralte: 

Insgesamt sind 209 Hilfskräfte eingesetzt, wovon 9 Hilfs- 
kräfte im Referenten-, wissenschaftlichen und höheren bautech- 
nischen Dienst und 77 Hilfskräfte im technischen 
Bürodienst tätig sind. > 

b) Bei Vorarbeiten verwendete Hilfskräfte: 

. Insgesamt 10 Hilfskräfte, davon 5 Hilfskräfte im tech- 
nischen Dienst. 
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ec) Zur Stellvertretung von Beamten verwendete 
Hilfskräfte; 

Insgesamt 12 Hilfskräfte, davon 10 Hilfskräfte im Fahr- 
und sonstigen Betriebs- und Außendienst und eine Hilfskraft im 
technischen Dienst. 

Beim Titel „Unterhaltungsfonds“ werden ver- 
rechnet: 

1205 nichtbeamtete Hilfskräfte‘ 

11 Reichsbahnbeamte 

1 sonstiger abgebauter Bearnter 
1217 Stellen. 


Ferner sind unter Kap. Xl,1 der Ausgaben de3 
außerordentlichen Fonds enthalten: 
660 Hilfskräfte, und zwar: 
601 nichtbeamtete Hilfskräfte 
3 Postbeamte 
52 Reichsbahnbeamte 
4 sonstige abgebaute Beamte. 

Bei dem Fonds „Aufwendungen für den Deut- 
schen technischen Delegierten bei der Inter- 
alliierten Feldschiffahrts-Kommission sind 20 
nichtbeamtete Hilfskräfte nachgewiesen. 


g) Schleppbetriebauf dem Rhein-Weser-Kanal. 
| 


Unter dieser Titel sind 
410 Hilfskräfteim Angestelltenverhältnis nach- 

gewiesen, und zwar: 

1 Hilfskraft im Referenten-, wissenschaftlichen und höheren 
bautechnischen Dienst, 1 Hilfskraft im technischen Bürodienst, 
6 Hilfskräfte im Betriebs- und Außendienst, 332 Fahrzeug 
bedienstete. 


Beamtenrecht 


An NUM der Abschlußprüfungen I und II der Heeres- 
und der Marinefachschulen für Verwaltung und Wirtschaft als 
Ersatz der Vorprüfungen. Verfügung des Ministers für Land- 
wirtschaft, Domänen und Forsten — I 12526, II, HI, IV, V, VI 
Abw.P. 10577 — vom 17. März 1925. 


„Hinsichtlich der Anerkennung der Abschlußprüfungen I und II der 
Heeres- und der Marinefachschuien für Verwaltung und Wirtschaft als 
Ersatz der Vorprüfungen wird für den Bereich meiner Verwaltung 
folgendes bestimmt: 

1. Die von Angehörigen der Reichswehr und der Marine bei den 
Fieeres- und den Marineiachschulen für Verwaltung und Wirtschaft 
künftig abzulegenden Abschlußprüfungen I und Il werden als Ersatz der 
Vorprüfungen insoweit anerkannt, als den Prüfungen ein Vertreter der 
preußischen Anstellungsbehörden beigewohnt hat und die Zeugnisse von 
diesem Vertreter mit vollzogen sind. 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Eröffsung von Dienststelienverwaltungen. In Ausführung eines Be- 
schlusses des letzten Bundestages hat der Vorstand beschlossen, zunächst 
für die Bezirksfachgruppe Katasterwesen mit Wirkung vom 
1. März d. J. folgende Dienststellenverwaltungen unter An- 
lehnung an die Ausführungsbestimmungen zu den $$ 31, 32 und 33 der 
Satzung zu eröffnen: 

Regierungsbezirke: Arnsberg, Breslau, Coblenz, Erfurt,‘ Frank- 
furt a.d: O., Hildesheim, Köln, Köslin, Liegnitz, Magdeburg, Merseburg, 
Oppeln, Potsdam, Sigmaringen, Schleswig, Stade, Steitin und Trier, 


Die zu obigen Dienststelienverwaltungen gehörenden Mitglieder wer- 
den gebeten, sich künftig in allen Angelegenheiten an den Dienststellen- 
Verwaltungsausschuß zu wenden. 


Bekanntmachung der LB. S. 


Aufwertung der alten Sparkonten. Den Inhabern alter Sparkonten, 
die Auträge auf Aufwertung gestellt haben, diene zur Kenntnis, 
daß die Arbeiten flir die Errechnung des Goldmarkwertes der Sparkonten 
in vollem Gange sind. Erst nach Durchführung dieser umfangreichen 
Arbeiten kann der genaue Aufwertungssatz festgestellt werden. 

Hinzu kommt, daß die gesetzliche Frist zur Einreichung von Auf- 
wertungsanträgen bis 30. Juni verlängert wurde. 

Nach den der Sparbank zur Verfügung stehenden Mitteln ist mit 
einer Aufwertung zu rechnen, die zwischen 25 und 40 Prozent des Gold- 
markwertes liegt. Da die Gegenwerte jedoch in langfristigen Hypotheken 
festliegen, ist zunächst noch En Auszahlung auf die aufgewerte- 
ten Sparkonten zu erwarten. Weitere Anfragen in diesen Angelegen- 
heiten erübrigen sich deshalb. Sobald die Arbeiten durchgeführt sind, 
werden jedem einzelnen Kontoinhaber die neuen Ansprüche schriftlich 
bestätigt. Es werden ferner in der Bundeszeitung besondere Bekannt- 
machungen erlassen. 


Bücherschau 


Lindes Kaufmännische Bücherel. Band V: Einführung in die Fabrik- 
buchhaltung von Prof. B. Penndorf. Band VI: Kalkulation und 
Betriebsorganisation von R. Fischer, je Heft geb. 2,80 bzw. 3 Mk. 
Industrieverlag Spaeth & Linde, Berlin C2. 
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2. Die bisher abgelegten Abschlußprüfungen sowie die Abschluß- 
prüfungen, bei denen die unter I gegebenen Voraussetzungen nicht er- 
a sind, sind ausnahmslos von der Anerkennung grundsätzlich ausge- 
schlossen. 

3. Die bestandene Abschlußprüfung I gilt als Ersatz der Vorprüfung 
für Beamtenstellen der Besoldungsgruppen bis V (VI). Die Abschluß- 
prüfung I kann durch eine Zusatzprüfung in Kurzschrift und Maschine- 
schreiben ergänzt werden. Im Abschlußzeugnis wird besonders er- 
wähnt, mit welchem Erfolge die Zusatzprüfung abgelegt ist. 

Versorgungsanwärter, die die Abschlußprüfung bestanden, aber 
eine Zusatzprüiung in der Kurz- und Maschinenschrift nicht abgelegt 
haben, können für Beamtenstellen, zu deren Erlangung die Beherrschung 
der Kurz- und Maschinenschrift ‘Vorbedingung ist, nur vorgemerkt 
werden, wenn sie nachträglich eine Prüfung in diesen Fächern bei einer 
Anstellungsbehörde ablegen. 

4, Die bestandene Abschlußprüfung II gilt als Ersatz der Vorprüfung 
für Beamtenstellen der Besoldungsgruppe VII. 

5. Als Vertreter der Anstellungsbehörden sämtlicher preußischen 
Ressorts wird an allen Abschlußprüfungen der staatliche Schulaufsichts- 
beamte (Regierungs- und Schulrat oder Kreisschulrat) teilnehmen. 

6. Den Vertretern der Anstellungsbehörden können besondere Ver- 
ütungen außer den gesetzlichen Reisekosten nicht gewährt werden. 
ie Reisekosten fallen der Heeresverwaltung zur Last. 

7. Zur Vermeidung aufgetretener Zweifel wird bemerkt, daß die 
Versorgungsämter, die bereits auf Grund der alten Anstellungsgrundsätze 
eine informatorische Beschäftigung zum Zwecke ihrer Vormerkung bei 
Behörden meiner Verwaltung erfo!greich abgelegt haben, einer Vor- 
prüfung nicht mehr zu unterziehen sind. 

8. Hat ein Prüfling die für einzelne Zweige meiner Verwaltung vor- 
geschriebene Vorprüfung nicht bestanden, so kann er zu einer einmaligen 
Wiederholung zugelassen werden. Ueber das Gesuch entscheidet der 
Vorstand der Behörde, der die Vormerkung obliegt, der auch bestimmt, 
nach Ablauf welcher Zeit der Prüfling erneut zur Prüfung zugelassen 
wird. Die Prüfungskommission hat sich auf Ersuchen des Behörden- 
vorstandes über die erforderliche Dauer der weiteren Vorbereitung gut- 
achtiich zu äußern. Wird der Prüfing erneut zugelassen, so ist der 
Bewerber an der alten Stelle im Bewerberverzeichnis wieder einzu- 
tragen. Die Prüfung ist grundsätzlich bei der Prüfungsbehörde zu wieder- 
holen, von der die erste Vorprüfung abgenommen worden ist. Um zu 
verhüten, daß ein Bewerber nach mißlungener erstmaliger Vorprüfung 
unter ‚Verschweigung dieses Umstandes seine Eintragung in das Be- 
werberverzeichnis eines anderen Bezirkes für die gleiche Laufbahn und 
dort seine alsbaldige Zulassung zur erneuten Vorprüfung erreicht, ist 
der Bewerber zu einer Erklärung darüber zu veranlassen, ob und ge- 
gebenenfalls bei welcher Behörde er sich schon einer Vorprüfung unter- 
zogen hat. Eine bei einer Behörde meiner Verwaltung mißlungene 
Vorprüfung bindet die übrigen Anstellungsbehörden meiner Verwaltung. 

9. Die Regelung hinsichtlich der Abschlußprüfung der Polizeiberufs- 
schulen erfolgt in Kürze. 

10. Soweit für einzelne Zweige meiner -Verwaltung bestehende Vor- 
schriften über die Vorprüfungen vorstehenden Bestimmungen entgegen- 
stehen, gelten sie als aufgehoben.‘ 


Be plefaennpnn en een nn nenne ne nr Bag rn nn nenne benennen nee nissen npinpennnen nintendo under nennen 


Wir Techniker haben bisher im allgemeinen die Kalkulation und die 
Fabrikbuchhaltung, vor allem die Organisation des Kalkulationswesens 
unseren Koliegen von der anderen Fakultät überlassen. Eine Buchhaltung 
soll aber nicht nur ein Spiegelbild der Betriebsvorgänge wiedergeben, 
sondern das Organ für den Betriebsleiter sein, mit dem er die Einzel- 
vorgänge im Betriebe beobachten kann, so daß er schnell dort, wo es 


notwendig wird, verbessernd eingreifen kann. Ein solches Organ kann... 


sich nicht organisch entwickeln, sondern muß konstruiert werden. In 
den beiden Bändchen finden wir solche konstruktiven Ansätze für die 
Neugestaltung der kaufmännischen Fabrikleitung. Es ist nichts in den 
Büchern enthalten, was dem Techniker „zu hoch“ sein könnte. Allen 
denjenigen, die Betriebstechniker sind, oder Zuneigung für Betriebs- 
organisaiion haben, können wir die Bücher empfehlen. Der Techniker 
sollte sich überhaupt über seine eigentliche Berufsarbeit hinaus mehr 
um die wirtschaftliche Organisatien der Betriebe 
kümmern, denn hier liegt ein noch arbeits- und aussichtsreiches Feld 
vor uns. 1720 





Geschäftliches 


Der Gesamtauflage der heutigen Nummer liegt ein Prospekt der 
25. Preuß.-Süddeutschen Jubiläums-Klasseniotterie von der Fa. Gottwick, 
Württembergischer Lotierie-Einnehmer, Stuttgart, bei, den wir besonderer 
Beachtung empfehlen, 


En Heabhar 


Daß bei der immer fühlbarer werdenden Geldknappheit allgemein das 
Bestreben Platz greifen würde, in müheloser Form ‘und mit kleinen 
Mitteln eine Besserung herbeizuführen, macht sich am deutlichsten an der 
diesmaligen gewaltigen Beteiligung aller Bevökkerungsschichten an der 
beliebten Staatlichen Klassen-Lotterie bemerkbar. ° 

Es muß doch sein Gutes mit dieser staatlichen Einrichtung haben, 
andernfalls wohl kaum der Fall eintreten konnte, daß schen heute, ob- 
gleich die Ziehung der 1. Klasse erst am 17. April d. J. beginnt, bei ver- 
schiedenen Lotterieeinnehmern die Lose fast vergriffen sind. 

Von den Koliekteuren, bei denen gern gespielt wird, sei die bekannte 

Staatliche Lotterie-Einnahme C. Grieben, 
Oranienburg 19 b. Berlin, erwähnt, die bei der Losversendung 
die besonderen Wünsche der Interessenten. bereitwilligst berücksichtigt. 
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Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 


Tiefbautechnike ee] 


und gründiichen Kenntnissen im Entwurf von Eisenbeton- 
konstruktion. z. sofort. Antritt ges. Hafenbauamt, Bremen. 


Techniker 


denkt und handelt sachgemäß. Ordnet Br: 


Eure Privatangelegenheiten so, daß kein 
Vorwurf über Pflichtvergessenheit ins 
Grab gerufen wird. Erhaltet die Kultur 
Eures Standes und sorgt für die hinter- 
bliebene Ehefrau und für die Kinder, 
Das ist erreichbar durch eine Lebens-, 


4 Witwen - Pensions- oder Ronten- und 
Aussieuer-Versicherung. 
Der 


Preußische Beamten-Verein 
zu Kannover, 


Lebensversicharungsverein a. 6. 
Vertragsanstat verschiedener Standes- 
und Wirtschaftsorganisationen 
ist die alte vor 50 Jahren für bestimmte 
Kreise gegründete gemeinnützige Ver- 
sicherunvsanstait mit den Sondereinrich- 
tungen: Keine Agenten, keine 
Provisionen, Aufnahmebeschrän- 
kung auf Gr ka , gesundeVolkskre: se, 
Er bietet daher bei absoluter Sicherheit 
billigere Versicherungen als sämtliche 
größeren deutschen Lebensversicherungs- 
gesellschaften, 


Vor Verhandlungen mit Konkurrenz- 
unternehmungen fordere man Drucksachen 
ein von der 


Direktion in Hannover ! 


Raschplatz 13, 
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voll. Wir liefern nur direkt. Verl, 






Mk. -.50 od. einfache Preisliste kostenlos. 


Rosenheim a. Inn 336 
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führen Sie 
EERRT zerlegt im 
| Rucksack mit 
’ sich. Mit Wan- 
p dern auf Flüssen 
e p u. Seen verbringen 

Sie Ihre Sonntage und 
Ferien gesund, billig u. reiz- 


Sie die ill. Schrift „Wasserwandern“ gegen 


KLEPPER-FALTBOOT-WERKE, 
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Preuss. Kliasseniotierie | 


In Sachsen und Hamburg genehmigt. 


Ziehung 1. Klasse am 17. u. 18. April 1925. 


Hauptgewinn im günstigsten Falle auf ein Doppellos: 


Zwei Millionen Reichsmark. 
1000000 200000 
500000 1090000 


75000 un Harn 
D.— 


und sehr viele Mittelgewinne, 
Jede Klass& der- Y/g Ya 1ja 
selbe Lospreis: 3.= 6.- 12.= 


Porto u. Gewinnliste 30 Pf. extra. Zahlung nach Empfang dor Lose. 
Gewissenhafte Zusendung der Lose und Gewinnlisten, 


BE Staatl. Lotterie-Einnahme EX 


A.Bergamann, Berlin-Schöneberg 


Martin Lutherstraße 60, 


P Louis Gröpke, Har"-- 





Ein einfaches, wunderbsres Mittel jür jeden der obigen 
Haut/ehler teile gern kostenlos mit, 
Frau M. Polcni, Hannover A. 45, Edenstr. 30 a. 





MT Asche, St 


Zu. MM 7 
Fachbackhändt, BerlinW57/ 4 | 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin, 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. i 2 r Erschei 


Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen, 


Für Mk.S.— | tranko Keen 
50 Stück feinste Bremer Zigarren 


milde und aromatisch, Kasino - Spezialität in schöner 
Zedernholzkiste. Beamte als Vertreter gesucht. 
Bernhard Will, Ziearrenfabrik, 
»remen 53 


5 Ziehung der 1.Klasse am 17.u.18. April i 


Höchstgewinzns 


[7wel Millionen‘ 


Hanptgewinne Mark; 










& Bits zu 43,—Mark 9 
2 A, 12, 6,— 3,— u. E 
Porto und Liste 8 PL extra 


4 Ch Staatl, . 
: pl Loiterie- ; "s 
x Einnekiner 2 


Neue Königstraße 86 





Motorräder. 





Postscheekkonto: Berlin 31159 “ 
a Telsgr.-Adr.: Glücksgoft Berlin. BuEL, 


1. Sommerserosen 2. Pickel, Hiltesser| 
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“ = Festigkeitsieirel 


Neu! Band 4,Teill: 

Berechnung statisch 

unbestimmt.System, 
Preis 6 Mark. 


Zu beziehen durch 


das Jdeal 
des OportKeglers 
%* 






Potsdamer Straße 75. 












Rucksack Nr. 260 


14 Doppellos 
24,» 48.- RM. 


Rucksack Mr. 265 „Sporffreund® 


fütterung. Bestes Erzeugnis deutscher Industrie. 
Mk. 15,— 


Schrank- und Lederkoffer, 





Direkt an Private zu sehr billigen Preisen 


Jagdrad-Fahrräder 


sowie Fahrrad-Ersatz- und ad.Ersatz. und Zudehört seite, 


Uhren, Gold- und Silber- 


waren, Haushaltungsgegenstände eiler 
Art, Musikinstrumente, Gescenkartiket 


Burgsmüller- Waffen 


wie Teschings. Revolwer, Pistoten. Luft. 
gewehre, Doppelflinten, Drillinge und 
aämtlike Munition, ferner Jagdaus 
rüstungsgegenstände 
Reichhhaltiger Katalog gratis und franko 
Deutsche Wallen- und Fahrradiadriken 
H.Burgsmäller & Söhne 
Kreiensen am Harz Nr Id, 


























Georg Serge Hana Holz-Jndustrie: Hannover-Kleefeld 
ee ungE eher 0 BaerDanler, 





wenn Sie mit meinem seit Jahrzehnten bei vielen Sport-, Jagd- usw. Vereinen 
bestens eingeführten Rucksack reisen. Ich liefere frei Haus gegen Nachnahme 


Aus allerbestem Jaedtuch mit ganzer Gummi- Ei 





Ständige Auswahl von über 1000 Koffer aller Art, wie Uebersee-, : 


Verlangen Sie kostenloses Sonderangebot in allen Reiseartikeln u. Lederwaren, 
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Zahlen beweisen! 


Die Preußisch-Süddeutsche Staatslotterie ist die größte Lot'erie der Welt. 

Gleiche Gesinnmöglichkeiten bietet keine andere Klassenlotterie, + In der 

demnächst beginn.nden 25/251. Ausspielune kommen in 5 Klassen 
195000 Gewinne zur Verteilung im Gesamtbetrage von 


33 Millionen 


darunter als Höchstgewinne: auf ein Doppellos 








12 Millionen M.| 


auf ein ganzes Los: 


1 Million M. 


ferner viele größere Gewinne, u. a.ı 


4-500000M.| 4-75000M. 

2-300000 „ 1450000 „ 

2200000 „ |12-25000 „ 
10300000 „ 15810000 „ 


Der Einsatz für alle Klassen ist gleich und zwar: 
17 & 1, Ya /ı Los Jopp 
3, 6,20..492.0,00200 
Jeden Monat ist eine Ziehung. Bestellen Sie sofort ein Los aus meiner 


Glückskullekte. Zusendung erfolgt diskret in geschlossenem Bricf ohne 
Firma. Auszahlung der Gewinne sofort nach Erscheinen der amtlichen Liste. 


BL in Staatlicher 

rn 0 n j ü Lotterie- 
Einnehmer 
Königstr.30Te. Postscheckkto. Hamburg 63170. 
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Bhf aiemt 


zu billiven Preisen u. 
menatt. Teilzahlungen. 
Verlang. Sie unverbindl 
Muster. Abgeb. Beamte 
als Vertreter gesucht. 

Tuchversand 
A. Krumbacher, 
Eichenau b. Münch, 





= In Sachsen und Hamburg erlaubt! 
RE a FE 
2 > NEE ER a N TE TEEN 


Auf Teilzahlung 
„Gold-Sieg«- Fahrräder u. | 


„Ssieger“-Nähmaschinen 
an Beamte, Werke und Verbände. 
Eduard Goldberg, Siesburg 10 
Prospekte gratis und franko 















Dre 





Achtung Radfahrer! 


Fahrrad-Bereifug! „]| Rheinwein 


Wulstdecken, grau, . 3.25 Bülliger, vorzügl Tischwein 
„ pa. weiß ..4.—#| Dienheimer Weißwein 









<f Fe : Bergdecken, pa. weiß 4.50 M.O075 
LI VIE | = extrastark 5.— : . 
"INSTR| | Luftschläuche,extr.pa. 1.20 Ungsteiner Rotwein 


Carbidlaternen, 


> ‚spez \ : Lit el. 200/ Pe 
Harmonikas.Lauten, $ Messing vernickelt 4.50 ee pe NN. 
Quitarren,Mandolinen. Versand unter Nachnahme ab Nierstein, Nachn., Leih- 
9 Sprechapparate etc 5. Bei Beträgen über M. 20.- |! Füsser v.ca 30-50-100 Lit 
% Versandabfaorik Verpackung u. Porto frei | a DEN: 
direkt an Private 


Dont ee Freibl. Station angeben, 
Bedienung A| Weingut Heinrich Strub 11 


a Nierstein a. Rhein 29. 

OTTO HAACK Großer Weinbergbesilx 
KL Steinheim a. M. Gegr. 186 

Fahrrad- u. Gumimiw.-Vers. ae 25 


3° Katalog gratis. 14000 Dankschreiden 


\ MEIREL& HEROLD | 


®Musikinstr-Narınonikafabrt” 


FKUNGENTHAL/ANS 450, 


ist Ihre Arbeitsstunde 
drei Goldmark wert? 


Wenn nicht, dann ist es höchste Zeit, daß Sie Ihre 
technische Fachbildung durch Studium unseres 


„Technischen Selbstunterrichts“ 


erweitern und vertiefen. Das Werk ist reich 
illustriert, die Methode leichtfaßlich, der Preis 
billig, da auch in Einzelheften (zu je M. 1.—) 
lieferbar. Bezug einzelner Hefte oder Bände ver- 
pflichtet nicht zur Abnahme des ganzen Werkes. ff 
Verlangen Sie noch heute Prospekt vom Verlag A 


“Wdenbourg, München, Glückstr. 8, %, 
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| und weich GM. 1.50, grau | N 





BE Halbdaun. GM. 5.—, Daunen 





#5; kariert per Stück Gm. 7.20. | 
#4 | Alle Aussteuerartikel billig. 5 














Ein | einer Photograph'e ist nicht | 
Be | Gabe, sondern Kunst und | 








: | lernen nach meiner Anleitung 






EI ich für M. 5.— an Interes- |® 
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echtrot.federdicht.Daunenkö- | B 
per, IV/sschlirg., groß. Ober- , 
bett, Unterbett u I Kissen m. ! 
14 Pfd. grauen Federn gefüllt 

ä Gebett GM. 43.—; dasselbe  £ 
Gebett mit 2 Kissen u.16Pfd. | B 
zariw. Fed. gefüllt GM.63.—. | # 


Bettfedernm |! 
graue, per Pfd. GM.1.10, zart | 





Eine 
frohe 2 

Botschaft £ 
| Halbdaun. GM. 3.25, Schleiß- | 


eadaun. GM 5.5, Schleit- |E für alle Rheumatismuskranke! 


‚, 8 Schmerzen in den Gliedern und Gelenken, geschwollene # 
rau, GM.9.25,weißGM.12.50. | 9 Gliedinaßen, verkrü pelte Hände und Füße, Zucken in j 

ttbezug aus gutem, weißem | B den verschiedenen Körperteilen, ja selbst Schwäche der $ 
! Linon oder bunt geblümt oder | Augen sind vielfach die Folgen rheumatischer und 


gichtischer Leiden. 


Bitte mir noch ‘von Ihrem St. Joseph’s-Tee zu 
übersenden, per Nachnahme, denn derselbe hat 
: ter ae alten Leiden, ich selbst bin 
Bettentabrik und Versand | 49 Jahre alt, Wunder vollbracht. 

Th RR ie \@R : Ich habe mein Gelenkrheuma bereits 4 Jahre B& 
h ! "IMyund habe 10 Wochen fest gelegen, konnte vorf# 
2 | E Schmerzen wirklich 10 Wochen kein Auge zutun, I # 
Zeugnisabschriften und schon nach 3 Tagen habe ich ‘eine große # # 

5 Linderung verspürt, Ihr Tee ist nach meinem 

i. tadell, Wasch -Schr., korrekt ! # \ Dafürhalten, ich bin zwar kein Arzt, aber ein 
u. sauber, 6 Stck.0.75,10 Stck, | @# alter Sanitäts-Vizefeldwebel, daher kein Laie, 
1,—,20$:ck.1,25,3 Stck 1.50 |} das tatsächlich beste Mittel gegen sogar veraltete # B 

50 Stck. 2,—. Otto Höhn, | 


j Rheuma’s. 
Eisenach, Helenenstr. 11p | 


'So schreibt Herr Joseph Maternowski, Berlin .. . 
„Kunst bringt Gunst, 


Bund viele hundert Kunden schreiben ähnlich. 
Eine Porträizeichnung nach 

























Muster u. Katalog frei. Nicht- 
gefall. Geld zurück. 
Bettfederngroßhandlung, 


































Weil wir wissen, daß Sie ebenso wie die vielen # 
Tausend Ihrer Leidensgefährten unbedingt zufrieden & 
i sein werden, erklären wir uns bereit, bis auf weiteres & 
| jedem Leser dieses Blattes, der ar Gicht- und Rheuma- 7 
t'smus leidet, ein Original-Paket St. Joseph’s- ® 
M Tee zum ; 


Ausnahmepreis von Mk. 1.30 franko® 
geren Nachnahme zuzusenden, obwohl der Preis 
ä jetzt 2.50 Goldmark beträgt. Porto und Nach- N 
9 nahmegebühr tragen wir bei der ersten Sendung. 


Unsere große Garantie: 


: N x B Wir erklären uns ausdrücklich bereit, Ihnen den vollen & 
| N © Betrag zurückzuzahlen, wenn Sie keine Besserung 3 

8 ei Bi verspüren. Eine größere Garantie kann man un-$ 

E Spul- u. Madenwürmer entzieh. & & möglich geben. Hestellen Sie aber heute noch, 

ne d. besten Säfte, B denn um so rascher kann Ihnen geholfen werden. & 

E der Meusch wird blutarm, & 

nervös, elend u. schlapp. $& 


Dr. Zinsser & Co., Leipzig 36 
Bleichsüchtige und biut- 8 


erme Frauen und Mäd- & Gegründet 1998, 


1 chen, Magen- und Weiss- & 
fiussleidende sowie ner- 
u vöse Personen usw.leiden &# 
in den meisten Fällen an 2 
Eingeweidewürmern, er- 
kennen aber ihre Krank- # 








(leicht ohne Mühe zu er- ! 






\und den Unter agen, welche 





 senten abgebe. P. Siemes, | 
| Karisruhe-Grünwinkel i. B. 
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ae Rt Firm bedarf e Katalog A 
jegerc.soTtcuren Lebons- Sy 
mittel für eich und dürfen Uhren, Goldwaren, 
diese nicht v.d. Würmern B ill 
geraubt ei Au-& riianten 
kunft kostenlos (Rückporto). 4 

Keine Hungerkur. F Aa Mi 





Wu rm-Rose,ß 
Hamburg fia 264. FM 
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L.Rümer, Altona-Oitmarschen 6 
Bevor Sie heiraten 


4 müssen Sie in Ihr. eigenen Interesse die Ratschl, eines T 
erfahrenen Arzte- üb. „Das Liebes- u. Geschlechts- B 4 
leben d.Weibes I.gesunden und kranken Tagen“ v. 
4 Dr med A.Kühner, Eisenach, lesen. Aus dies, v. streng 
E34 sittl. Standpunkte aus geschriebenen Werke des be- 
9 kannten Autors schöpfen S e Kenntn. u, Tatsachen, die 
f jed. Gebildeten v. unschätzbarem Wert sind. Preis 
dieses zirka 200 Seit. starken, mit vielen Abbild. ver- 
schenen Werkes G -M, 2,—, mit zerlegb Modell des 
9 weibl, Körpers G.-M. 1— mehr. Nur zu beziehen von 
n_W. A. Schwarze’s Verlag, Dresden N 6/91 
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IPianosi, 
Flügel - Harmonien ® 


2 neue und gebrauchte, 
@ mässigePreise. Zahlungs- 
erleichterung. 


a FranzFerd.Seydel} 
4 Berlin C119,SpandauerStr 18 




















Ausschneiden! 


Der Unterzeichnete bittet um kostenlose 
Uebersendung eines ausführl. Prospektes 
über techn. Selbstunterricht, It. Anzeige 
in der Deutschen Techniker-Zeitung Nr. 14 





Als Drucksache frankiert- einschicken! 
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Zeitschrift des Bundes der technischen Angestellten und Beamten. 


Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis® — „Sozialwirtschaftliche Rundschau“ — „Bildung und Unterricht” 
TEE ET EEErEEEEEEEETTEEEEEEREEREEREEREEREEEEEEEEEREEEREEREEEREEERERREEN 






Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlin — Fernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 7810. —  Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40, 


Berlin, den 10. April 1925 


Erscheint wöchentlich Freitags. — Post-Bezugspreis vierteljährlich 1.20 RM 
— Postscheckkonto: Berlin Nr. 52 100. — Herausgegeben vo:r: Bund der 
technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, -Werftstraße 7. 


Nummer 15 / 7. Jahrgang 


Am 29. März ist Kollege | 
Carl Klosftermann 


Betriebsleiter beim Karl-Zeiß-Werk, im Alter von 44 Jahren in Jena an den Folgen einer Blinddarm- 
entzündung gestorben. 

Klostermann ist dem „Bund der technisch-industriellen Beamten“ am 14. Mai 1910 als Mitglied 
beigetreten und hat sowohl im alten wie im neuen Bunde wichtige Ehrenämter ausgeübt. Von der 
Gründung des Gaues Mitteldeutschland im alten Bunde an war er Mitglied des Gau-Ausschusses und 
wurde von dem Gau auch vom 9. Bundestag im März 1913 an zu jedem Bundestage als Abgeordneter 
entsandt. : Auch nach der Verschmelzung blieb er an führender Stelle tätig und nahm sowohl am ersten 
als auch am zweiten ordentlichen Bundestage als Abgeordneter teil. Auf dem zweiten Bundestage wurde 
er auf Vorschlag des Gaues Mitteldeutschland in den Bundesausschuß gewählt, dem er bis zum letzten 
Bundestage im September v. J. als Mitglied angehörte und in dem er seit dem vorletzten Bundestage 
im Mai 1922 den Vorsitz führte. 

Bei seiner Mitarbeit im Bunde war Klostermann ständig bemüht, die Bundesarbeit durch anregende 
Kritik geistig zu vertiefen. Er war ein eifriger Hüter des Kontroll- und Ueberwachungsrechtes der 
Mitglieder gegenüber der Bundesleitung und hat aus dieser Einstellung heraus mit besonderem Nachdruck 
die Rechte des Bundesausschusses gegenüber dem Bundesvorstand wahrgenommen. Er vertrat seine 
sachliche Auffassung mit Schärfe und Zähigkeit, stets aber wußte er die Person von der Sache zu. trennen 
und so zu vermeiden, daß sachliche Auseinandersetzungen zu persönlicher Verstimmung führen konnten. 
Der Bund wird dem Kollegen Klostermann ein dankbares und ehrendes Andenken bewahren. 

Noch eine Trauerbotschaft haben wir zu verkünden, die unsere Kollegen der Fachgruppe „Behörden 
und öffentliche Betriebe‘ mit besonderer Teilnahme vernehmen werden: | 


3% 


. Emil Mühlenkamp 


ist am 31. März in Braunschweig unerwartet an den Folgen einer Blinddarmoperation verschieden. Der 
Verstorbene war 1921 aus seinem Verhältnis als Bundesbeamter und damit aus der aktiven Arbeit in 
unserer Gewerkschaftsbewegung ausgeschieden. 1922 trat er als Regierungsrat in die Dienste der 
Braunschweigischen Landesregierung. Seine Berufung in dieses Amt verdankte er nicht zum wenigsten 
"seiner Tätigkeit als Geschäftsführer und Leiter der Behördenabteilung unserer Hauptverwaltung, bei der 
er die in seiner eigenen erfolgreichen Beamtenlaufbahn erlangte Sachkunde in glücklicher Verbindung mit 
persönlicher Festigkeit und gewandten Verkehrsformen zur Geltung zu bringen verstand. Im alten Deutschen 
Techniker-Verband war er Vorsitzender des Zweigvereins Metz sowie der Bezirksverwaltung E!saß- 
Lothringen und Mitglied des Gesamtvorstandes. In welchem Maße er sich in diesem Wirkungskreis 
bereits die Achtung und das Vertrauen seiner Berufskollegen zu erringen verstanden hatte, davon ‚konnten 
sich die Teilnehmer des 22. Verbandstages in Metz überzeugen, dessen prächtiger Verlauf in erster Linie 
"seinem agitatorischen und organisatorischen Geschick zu verdanken war. 

Daß Mühlenkamp auch in seinem Regierungsamt der Bundessache treu geblieben ist und daß er, 
soweit es mit seinen amtlichen Verpflichtungen vereinbar war, sich die Förderung der materiellen und 
ideellen Interessen seiner ehemaligen Berufskollegen im öffentlichen Dienst bis zuletzt angelegen sein ließ, 
läßt uns seinen frühen Verlust besonders schmerzlich empfinden. Auch sein Andenken werden wir in 


Ehren halten und dankbar treu bewahren, 
Der Bundesvorstand. 
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Wider die Schwarzseher 


Die Zahl der Schwarzseher ist seit Kriegsbeginn auf Legio- 
nen angeschwollen. Ueberall wittern sie Gefahren. Immer 
sehen sie Gegenwart und Zukunft schwarz in schwarz, und 
vor allem lassen sie Pech und Schwefel regnen auf ihre heuti- 
gen Mitmenschen. Und das schlimmste ist, daß diese Schwarz- 
seher, wenigstens nach ihrer Ansicht, inımer recht haben, 
immer schon vor langer Zeit das Unglück, das nun da ist, vor- 
ausgesagt haben, weil es naturgemäß in unserer wechselvollen 
Zeit Rückschläge mancherlei Art geben muß. 


Ist nun wirklich alles, Ding und Menschen, so verfault, 
so viel schlechter als in der Vorkriegszeit? Ich behaupte: 
nein. Nur dürfen wir nicht vergessen, bei unseren Untei- 
suchungen das über Deutschland hereingebrochene Unglück: 
den verlorenen Krieg, den Gewaltfrieden und seine natur- 
gemäßen Folgen, mit in Rechnung zu stellen. Nachdem vier 
Jahre lang die ganze Welt aufgeboten wurde, Kulturgüter und 
Arbeitsprodukte, die Generationen im Schweiße ihres Angesichts 
erzeugten, zu zerstören und Millionen von Menschen zu ver 
nichten und zu verstümmeln, konnte die Entwicklung nicht 
dort wieder einsetzen, wo sie in Deutschland aın 1. August 1914 
ausgeschaltet wurde. 


Verhungert und verelendet standen wir am Ende des Krieges 
da. Der Hunger trieb Millionen in die Gewerkschaften, ihre 
Macht gegenüber der Vorkriegszeit vervielfachend. Die Ge- 
werkschaften haben durch schnelles Handeln die ihnen zu- 
geflossene Macht ausgenützt und oft unter Einsetzung ihrer 
ganzen Kraft durch eine ganze Reihe von Streikbewegungen 
Erfolge für die Arbeitnehmerschaft, insbesondere für die An- 
gesteilten, herausgeholt und in zahllosen Tarifverträgen ver- 
ankert. Glaubt der Kollege H. G., der Verfasser des Artikels 
„Wohin des Weges?“, daß wir bei einer ruhigen Entwicklung 
von 1914 bis heute die gleichen gewerkschaftlichen und sozial 
politischen Erfolge zu verzeichnen hätten? Glaubt der Kollege 
11.G,, daß z. B. die Steiger im Bergbau, deren gewerkschafts 
liche Organisation durch die Büttel der wilhelminischen Zeit 
über Nacht in die Luft gesprengt wurde, auch nur annähernd 
die Bewegungsfreiheit bekommen hätten, die sie sich mit 
Hilfe unseres Bundes errungen haben? Sicher nicht. Ver« 
gessen wir doch nicht so schnell, wie es 1914 mit der gewerk- 
schaftlichen Bewegungsfreiheit überhaupt in den Betrieben aus- 
sah, und um wieviel es doch anders geworden ist. Nicht nur 
die Anerkennung der Gewerkschaften durch die Gesetzgebung, 
sondern besonders die offizielle Anerkennung durch unsere Ta- 
rifverträge haben uns ein ganz gewaltiges Stück vorwärts- 
gebracht. 


Gewiß, es hat nicht alles gehalten werden können, was 
1919 und 1920 im Sturmschritt genommen wurde. Die Mil- 
lionen, die da glaubten, im Anlauf die kapitalistische Wirt- 
schaft überrennen zu können, die keinerlei Kenntnisse von der 
Trägheit wirtschaftlicher Verhältnisse hatten, sind vielfach zu- 
rückgeflutet und laufen heute vielleicht den sich wild gebärden- 
den Hitlerleuten nach. Aber haben wir Veranlassung, deshalb 
pessimistisch in die Zukunft zu blicken, waren Welt und Men- 
schen früher wirklich um so viel besser und opferbereiter, daß 
von ihnen mehr zu erhoffen war als von der heutigen Genes 
sation? Nein, sicher nicht! 

Unser Organisationsapparat, besonders unser Funktionär- 
körper, hat über die Inflationszeit die Feuerprobe bestanden. 
Die Mitglieder haben trotz der Hungergehältern, die immer 
sprunghafter durch die Teuerung überholt wurden, Opfer über 
Opier, vielfach weit über die satzungsgemäßen Beiträge hinaus, 
durch freiwillige Spenden gebracht, um ihren Bund aufrecht- 
zuerhalten. In einer Funktionärsitzung, in der einzelne über die 
Beiträge murrten, schlug ein Kollege auf den Tisch und sagte: 
„schmeißt doch die Lappen hin, die Hauptsache ist, daß uns 
unser Bund erhalten bleibt!“ Und die Vertrauensmänner und: 
Kassierer haben Woche für Woche die Millionen und Milliar- 
den hereingeholt und dem Bunde gebracht, all den unend- 
lichen Schwierigkeiten, die in dieser Zeit die Beitragskassie- 
tung bot, Trotz bietend. Eine Organisation wie unser Bund, 
der diese Zeit höchster Not ohme erhebliche Verluste über- 
standen hat, kann die sichere Zuversicht haben, daß das Tal 
des Niederganges durchlaufen ist. 


Und nun die Menschen; sind diese wirklich um so viel 
verdorbener, korrumpierter, kapitalistisch verseuchter als die 
der Vorkriegszeit? Die jüngste Vergangenheit hat zweifellos 
viei Schieberexistenzen emporgetragen, und viele, die über die 
Verdorbenheit der anderen am lautesten schimpfen, schreien 
nur, weil sie zu spät aufgestanden sind. Aber solche Kreaturen 
hat es doch schon in den guten alten Zeiten in hinreichender 
Zahl gegeben. Ich erinnere nur an die blühenden gelben Werk- 
vereine mit ihrem famosen Führer Lebius. Nur gab es in der 
Intlationszeit mehr Gelegenheit für gemeine Charaktere, sich 
emporzuschieben. 


‚ Vollends in unserem Bunde können wir voller Vertrauen 
der Zukunft entgegensehen. Es ist nicht wahr, wenn Kol« 
lege H. G. sagt: „Die Freude an der Organisation starb. 
Immer schwerer wurde es, den Funktionärkörper in Ordnung 
zu halten.“ Unser Abrechnungswesen steht heute sogar besser 
da als in der Vorkriegszeit, dank unseres Funktionärkörpers, 
der als Ganzes betrachtet gut arbeitet. Schwierigkeiten an ein- 
zelnen Stellen gibt es, hat es aber auch schon in der Vor 
kriegszeit gegeben; auch da sind Ortsverwaltungen, Fabrik- 
gruppen usw. vorübergehend zusammengebrochen. 

ie Zahl dr Neuanmeldungen mehrt sich. Die Bei- 
tragseingänge steigen von Monat zu Monat. Die Beanspruchung 
unserer Unterstützungseinrichtungen ist erheblich vermindert, 
die letzte Vorstandssitzung konnte die beiden wichtigsten 
Unterstützungen, Stellenlosen- und Streikunterstützung, wesent- 
lich erhöhen. Trotzdem sind wir jetzt wieder in der glück- 
lichen Lage, Kampfreserven anzusammeln, unser Rüstzeug zu 
stärken. Wir werden in kurzer Zeit neuen Kämpfen gegenüber 
viel besser gerüstet dastehen, als das in den letzten Jahren 
der Fall war. Haben aber die Kollegen erst wieder die Sicher- 
heit, daß die Gewerkschaften für sie einstehen können, dann 
wird auch die Bereitschaft zum Kampf sich wieder einstellen, 
wenn auch nicht so sporadisch und zuweilen unüberlegt wie 
gleich nach Kriegsschluß. Dabei dürfte auch gar mancher Phi- 
lister wieder auigerüttelt werden, der heute die Zipfelmütze 
über die Ohren gezogen hat und vorläufig überhaupt nichts 
mehr von Gewerkschait und Politik wissen will. 

Es geht nicht mehr rückwärts, sondern vorwärts. Diese 
hoffnungsfreudige Zuversicht ‘wieder zum Gemeingut unserer 
gesamten Mitgliedschaft zu machen, ist die vornehmste Auf- 
gabe der Stunde. 

Nieder mit den Schwarzsehern! sei die Losung. 
Sie verderben uns nur die Freude am Werk. 

Jeder Kollege, der sich freudig und mit Begeisterung für 
unsere Bewegung in seinem Kollegen- und Freundeskreis ein- 
setzt, wird die Erfahrung machen, daß viele nur auf die An- 
regung warten, um sich dem Bunde anzuschließen, vielleicht 
auch wieder anzuschließen. Die Werbearbeit muß in den 
nächsten Monaten bei jung und alt mit verstärkter Kraft auf- 
genommen werden. Nach Semesterschluß kommen viele junge 
Kollegen in die Betriebe; heran an sie aın ersten Tag! Die 
Lauen aufrüttein zur Mitarbeit und zum Versammlungsbesuch. 
Wir haben Betriebe, die zu 109 Prozent organisiert sind, und 
die regelmäßig zu 70 bis 100 Prozent unsere Versammlungen 
besuchen. Es liegt nur am Geist, der von einigen  über- 
zeugten Gewerkschaftlern hineingetragen wird in die Betriebe. 
Was dort möglich ist, geht auch an anderer Stelle. Nur das 
„Es-geht-bei-uns-nicht‘“ nicht aufkommen lassen. Wo ein Wille, 
ist ein Weg. Wir wollen, weilwir müssen! 

Kollege H. G. hat recht, wenn er sagt: „Erbarmen kennt 
der Kapitalismus nicht, aber die denkende Masse ist unbesieg- 
bar.‘ es Bund muß die denkende Masse der Techniker 
umfassen, dann ist unser der Sieg! Mitglied 3523.. 
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Wirtschaftsfragen 


Die Massenbelastung im Februar. Der Ausweis des Reichs- 
finanzministeriums über die Einnahmen des Reiches an Steuern, 
Zöllen und Abgaben im Monat Februar bringt einen Rückgang 
der Reichseinnahmen. Diese betrugen im Januar 769 Milliv.ıen 
und erreichten im Februar nur 643 Millionen. Der Rückgang 
ist vor allem verursacht durch einen Einnahmeausfall bei der 
veranlagten Einkommensteuer, die nur 61 Millionen gegenüber 
114 Millionen im Vormonat aufbrachte, und bei: der Umsatz- 
steuer, deren Ertrag sich von 201 Millionen auf 127 Millionen 
gesenkt hat. Da somit der Ausfall sowohl auf der Seite der 
Besitzbelastung als auch der Massenbelastung eingetreten ist, 
hat sich ihr Verhältnis gegenüber den Vormonaten nur un- 
wesentlich verschoben. Aber auch im Februar hat die Massen- 
belastung den größten Anteil an den Reichseinnahmen erzielt. 
Das Auikommen betrug im einzelnen: 

Durchschn tt 
April/Dez 24 5 
in Millionen Reichsmark 


Januar Februar 


Lohmsteuer 2.2106 126 123 
Umsatzsteuer ed | 201 127 
Beförderungssteuern . . 37 26 21 
"Zölle u. Verbrauchssteuern 119 175 149 
Massenbelastung 3, 528 420 
Anteil an den gesamten 

Reichseinnahmen . . .. 69% 69% 65% 


Wie aus dieser Uebersicht hervor. eht, sind aus der Massen- 
Millionen weniger auf- 


belastung im Februar zwar rund 1 
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‚Die Steuern der Massenbelastung 


aber nur geringfügige, nämlich von 69 auf 65 Prozent gesunken. 
erbrachten 
auch im Februar nahezu zwei Drittel der ge- 
samten Reichseinnahmen. 

Der Ertrag der Lohnsteuer ist gegenüber dem Vormonat 
nur um 34/, Millionen gesunken. Dementsprechend ist ihr 
Anteil an den gesamten Reichseinnahmen und an dem Ge- 
er an Einkommensteuer gestiegen. Es betrug der 
Anteil: „ 


Durchschn. Januar Februar 
1924 1925 
an den gesamten Reichseinnahmen 17% 16,40% 19% 
am Gesamtaufkommen der Ein- 
kommensteuer . 2 2.2... 57% 52,5% 71% 


Die Lohnsteuerhatalso im Februar nahezu 
ein Fünftel der gesamten Reichseinnahmen 
und fast dreiviertel der gesamten Einkom- 


 mensteuer aufgebracht. Aber ı&cht mur prozentual hat 


sich das Aufkommen der Lohnsteuer erhöht, bei richtiger 
Würdigung des Ergebnisses ergibt sich auch eine tatsächliche 
Erhöhung. Denn im Lohnsteueraufkommen des Monats Ja- 
tuar waren erhebliche Beträge enthalten, die aus der Ablieie- 
rung im Markenverfahren und aus der Versteuerung der Weih- 
uachtsgratifikationen und Tantiemen stammten. Aus diesem 
Grunde hätte im Februar ein erheblicher Ausfall erwartet 
werden können. Daß das nicht eingetreten ist, war nur durch 
eine weitere Steigerung der laufenden Lohnsteuereinnahmen: 
möglich. Die laufenden Einnahmen aber sind gestiegen, ob- 
gleich im Dezember vorigen Jahres der steuerfreie Lohn- 
betrag von 50 auf 60 M. erhöht worden ist. Schon dieses Er- 
gebnis dürfte genügen, eine wirksame Ermäßigung der Lohn- 
steuer durch Erhöhung des steuerfreien Lohnbetrages von 60 
auf 100 M. zu rechtfertigen. 
Andererseits ist der Ausfall bei der Umsatzsteuer mit 80 Mil- 
lionen gegenüber dem Vormonat nicht so beträchtlich, wie er 
auf den ersten Blick scheinen könnte. Der Ausfall der Um- 
satzsteuer an den Gesamteinnahmen, der im ei 1924 durch- 
schnittlich ein Viertel beirug, erreichte im Februar immer noch 
ein Fünftel. Das erhöhte Aufkommen im Januar erklärt sich 


‚einerseits aus dem belebten Weihnachtsgeschäft, andererseits 


aber daraus, daß der Januar die vierteljährlichen Vorauszahlun- 
gen mitenthält. Wie in jedem Quartalsmonat brachte daher die 
Umsatzsteuer auch im Januar gegenüber dem Dezember einen 
beträchtlichen Mehrertrag, nämlich rund 61 Millionen Mark. 
Die Ermäßigung des Steuersatzes auf 11/, Prozent hat also 
keineswegs den von der Regierung angekündigten großen Aus- 
fall zur Folge gehabt. Wie hoch das Aufkommen der Umsatz- 
steiter immer noch ist, geht erst aus einer Gegenüberstellung 
ınit dem Vorjahre hervor. Im Februar 1924 brachte die Um- 
satzsteuer bei einem Steuersatz von 2!/, Prozent 103 Millionen, 
im Februar 1925 bei 1!/, Prozent 127 Millionen. Trotz den 
Senkung des Steuersatzes um zwei Fünftel hat sich also ihr 
Aufkommen um 12 Prozent erhöht. 

Während somit die bisherige Ermäßigung bei den großen 
Massensteuern keine Erleichterung der Massenbelastung ge- 
bracht 'hat, hat man auf der anderen Seite dafür gesorgt, die 
Besitzbelastung möglichst hintenan zu halten. Eine der un- 
geheuerlichsten Tatsachen auf diesem Gebiet sind die Rück- 
zahlungen bei der Landabgabe. Von der Landabgabe, die ins- 
gesamt nur 42 Millionen Goldmark aufgebracht hat, sind bis 
jetzt über 30 Millionen zurückgezahlt. Diese Rückzahlungen 
sind an die großen Landwirte erfoigt, die aus spekulativen 
Gründen umfangreiche Vorauszahlungen auf die Landabgabe 
gemacht hatten. Obgleich diese Vorauszahlungen nur einen 
Bruchteil des Goldwertes darstellten, wurde diesen Stetuer- 
spekulanten der volle Goldmaärkbetrag zurückerstattet. Die 

roßgrundbesitzer haben also ein hübsches Steuergeschenk cr- 
halten, das man nicht zum geringen Teile aus den Taschen 
der kleinen Landwirte bezahlt hat. 


Sozialpolitik | 
Der Kreditverkehr der Angestelltenversicherung im Reichs- 
tagsausschuß. Die Beratungen des 9. Ausschusses des Reichs- 


‚tages erfuhren in der Sitzung am 1. April eine Unterbrechung, 


um dem Reichsarbeitsministerium die von ihm gewünschte Ge- 
tegenheit zur Abgabe einer Erklärung über das Kreditwesen 
der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte zu geben. Mi- 
nisterialdirektor Grieser erklärte namens des Reichsarbeits- 
ministers, daß die Denkschrift des AfA-Bundes, soweit darin 
dem Reichsarbeitsministerium ‘der Vorwurf gemacht wird, seine 
Pflicht als Aufsichtsinstanz versäumt zu haben, nicht zutrefie. 
Er gab dann im einzelnen eine Reihe von Erlässen und 
Ermittlungen bekannt, die das Reichsarbeitsministerium in- 


zwischen veranlaßt hatte, um die notwendige Klärung über die 


Kreditverteilung, das Kreditgebaren und das Vermittlerwesen 
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herbeizuführen. Danach sind auch Maßnahmen getroffen, um 
künftig überhaupt private Geldvermittler auszuschalten. Dem 
Industrie- und Handelstag, dem Deutschen Städtetag usw., 
sind entsprechende Rundschreiben zugegangeun. Abg. Auf- 
häuser gab seiner Befriedigung darüber Ausdruck, daß 
das Reichsarbeitsministerium nunmehr die vom AfA-Bund ver- 
langte und in einem Antrag der sozialdemokratischen Fraktion 
gleichfalls geforderte Nachprüfung über das: Kreditwesen der 
HNOR STE eingeleitet hat. Die Erklärung des 
Reichsarbeitsministers behaupte nicht, daß das in der Denk- 
schrift des AfA-Bundes enthaltene, die Reichsversicherungs- 
anstalt belastende Material unzutreffend sei; man müsse im 
Gegenteil aus der Erklärung entnehmen, daß das R.A.M. als 
Aufsichtsinstanz größten Wert darauf legt, sich selbst von 
ES Mitverantwortung der Mißstände in der R.f. A. zu ent- 
asten. 

Einer Anregung des Abg. Hoch, die Erklärung des 
Reichsarbeitsministertums dem Ausschuß im Wortlaut zuzu- 
stellen, soll entsprochen werden. Der Abg. Thiel (D.V.P.) 


versuchte, die Erklärung des Reichsarbeitsministers dahin um-. 


zudeuten, als wären damit die sachlichen Vorwürfe gegen die 
Angestelltenversicherung entkräftet, fand aber in den darauf- 
folgenden Ausführungen des: Regierungsvertreters keine Be- 
stätigung für seine Annahme. Der Abg. Schneider (Demo- 
krat) fand mit einer verbandsagitatorischen Polemik gegen 
den AfA-Bund gleichfalls keinen Resonanzboden im Ausschuß. 
Es wurde in Aussicht genommen, die Denkschrift des AfA- 
Bundes nach Abschluß der nunmehr schwebenden Ermittlungen 
des Arbeitsministeriums im Ausschuß zum Gegenstand ein- 
gehender Erörterungen zu machen. 


Angestelltenbewegung 


Hauptversammlung des Bundes der Industrieangestellten 
Oesterreichs. Vom 27. bis 29. März 1925 fand in Wien die 
Hauptversammiung des Bundes der Industrieangestellten Oester- 
reichs statt. Wenn wir über diese Tagung hier besonders be- 
richten, so geschieht es. deshalb, weil von allen ausländischen 
Angestelltenorganisationen uns der österreichische Bund am 
nächsten steht. Unser Bund war bei der Hauptversammlung 
durch die Kollegen Schweitzer und Waschow ver- 
treten, von denen der erstere die Hauptversammlung zugleich 
im Namen des Internationalen Bundes der. Privatangestellten 
und des Allgemeinen freien Angestelitenbundes zu begrüßen 
hatte. Bemerkenswert war die große Zahl von Arbeiter- 
vertretern, die an der Hauptversammlung teilnahm und 
durch deren Begrüßungsansprachen immer wieder die Befriedi- 


gung über die durch den Bund geförderte verständnisvolie 


Zusammenarbeit von Hand- und Kopfarbeitera durchklang. 
Mit besonderem Beifall nahm die Hauptversammlung die An- 
sprache des Kollegen Waschow entgegen, der dem öster- 
reichischen Bunde auch an dieser Stelle den Dank für die 
unserem Bitnde während der Inflationszeit geleistete Hilfe und 
für sein Hilfswerk an den Kindern deutscher Kollegen ab- 
stattete und unter begeisterter Zustimmung, der Abgeordneten 
erklärte, daß, wenn einmal der Tag komme, der die deutschen 
Industrieangestellten und Techniker im Reiche und in Ocster- 
reich nicht mehr durch Grenzpfähle trennt, dieser Tag nur 
äußerlich noch einen Zusammenschluß besiegeln werde, der 
schon lange besteht. 

Der Geschäftsbericht für die drei Jahre seit der 
letzten Hauptversammlung lag in einem stattlichen Bande 
gedruckt vor und wurde von dem Präsidenten, Ingenieur 
Seidel, noch mündlich ergänzt, Es ist aus dem Geschäfts- 
bericht zır entnehmen, daß der Bund unter den Wirkungen 
der Stabilisierungskrise seine Mitgliederzahl ebensowenig voll 
zu halten vermochte, wie dies unserem Bunde und den anderen 
Gewerkschaften möglich gewesen ist. Am 31. Dezember 1924 
zählte er rund 330009 Mitglieder gegenüber rund 50000 zur 
Zeit seines höchsten Mitgliederbestandes. Wenn man be- 
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rücksichtigt, um wieviel kleiner die Zahl der Industrieangestell- 
ten in Oesterreich als die in Deutschland ist und -wie stark 
die österreichische Industrie seit Monaten unter der Wirt- 
schaftskrise leidet, wird man es als einen großen organisa- 
torischen Erfolg unserer österreichischen Bruderorganisation an- 
sprechen müssen, daß sie Ende 1924 noch 33000 Mitkämpfer 
mustern konnte. Von großem Interesse waren auch die Aus- 
führungen des Berichterstatters über die Lohnpolitik des Bun- 
des. Bis zum Ende der Inilationsperiode in Oesterreich war 
es dem Bunde durch die Anwendung des Gleitlohnsystems 
nicht nur möglich, in der Lohnsteigerung mit der Verteuerung 
der Lebenshaltung gleichen Schritt zu halten, sondern darüber 
hinaus durch Vorstöße zu günstigen Zeitpunkten eine Steige- 
rung der Reallöhne zu erzielen. Seitdem jedoch die Währung 
stabilisiert ist, sträuben sich die Unternehmer auch in Oester- 
reich mit Händen und Füßen gegen jede Erhöhung der Ge- 
hälter, auch ‘wenn sie durch die Steigerung der Lebenshal- 
tungskosten noch so gerechtiertigt ist, und die Durchführung 
von Lohnkämpfen wird durch die Wirtschaftskrise aufs äußerste 
erschwert. Auf Grund der bisher gesammelten Erfahrungen 
hat der Bund in jüngster Zeit einen neuen Weg auf dem Ge- 
biet der Lohnpolitik eingeschlagen. Er will die Unternehmer 
in. den künftige. abzuschließenden Kollektivverträgen verpflich- 
ten, ihren großjährigen Angestellten mindestens ein soziales 
Existenzminimum, wie es durch das physische und kulturelle 
Lebensniveau eines geistigen Arbeiters bestimmt wird, zu 
gewährleisten. Von dieser Basis aus sollen dann die Eintritts- 
gehälter für minderjährige Angestellte, ferner die Gehalts- 
stufen für Angestellte verschiedener Vorbildung in einem be- 
stimmten Verhältnis zum Existenzminimum festgesetzt wer- 
den. Ferner hat der Bund gefordert, daß für vier verschiedene 
Leistungsklassen der Industrieangestellten Mindestgehälter mit 
Steigerungssätzen nach ein- und fünfjähriger Anstellungsdauer 
festgesetzt werden. Bisher haben sich die Unternehmer strikt 
geweigert, über diese Forderungen mit dem Bunde auch nur 
zu verhandeln, nach Ansicht des Bundesvorstandes deshalb, 
weil sie sonst eingestehen müßten, daß zahlreiche Industrie. 
angestellte heute unter dem Existenzminimum besoldet wer- 
den. Nach eingehender Aussprache über den Geschäftsbericht 
wurde dem Vorstand von der Hauptversammlung einstimmig 
Entlastung erteilt. : 


Am nächsten Tage beschäftigte sich die Hauptversammlung 
mit den nächsten Aufgaben des Bundes. Die Be. 
ratungen über diesen Gegenstand drehten sich vor allem um 
die Lohnpolitik des Bundes, ferner aber auch um seine Forde- 
rungen zur sozialpolitischen Gesetzgebung. Es 
wurde außer einer längeren Entschließung zur Angestellten- 
versicherung eine Entschließung zur Sozialpolitik angenommen, 
aus der zu entnehmen ist, daß auch die. Unternehmer in 
Oesterreich starke Anstrengungen machen, um den Arbeitern 
und Angestellten die sozialpolitischen Errungenschaften der 
„Nachkriegszeit zu entreißen. In der Entschließung wird dazu 
gesägt: 

„Die Hauptversammlung spricht dem Bundesvorstande für seine 
Arbeit auf sozialpolitischem Gebiete den Dank und das Vertrauen aus. 
Sie stelit mit Befriedigung "fest, daß es durch die Zusammenarbeit des 
Bundes mit der Gesamtheit der freigewerkschaftlichen Arbeiter- und An- 
gestelltenbewegung gelungen ist, gegen den erbitterten Ansturm der Un- 
ternehmerorganisation _ das sozialpolitische Gesetzgebungswerk der Re- 
ublik. nicht nur zu verteidigen, sondern ‘auch noch in wesentlichen Punk- 
en, auszubauen. Die Hauptversammlung ist sich dessen bewußt, daß 
dieser Kampf noch nicht zu Ende ist, Die Hauptversammlung erwartet, 
daß der Bundesvorstand alle Kräfte der gewerkschaftlich organisierten 
Industrieangesteliten für die Erhaltung der sozialpolitischen Machtpositio- 
sen mobilisierem wird, 

In der Erkenntnis, daß die letzte Entscheidung in Fragen der Gesetz- 
gebung auf dem Boden der Volksvertretung im Nationalrat fällt, fordert 
die Hauptversammlung die Kollegenschaft auf, die Stellungnahme der po- 
litischen ‚Parteien zu den sozialpolitischen Fragen der Angestellten mit 
der . größten Aufmerksamkeit zu verfolgen und den politischen Einfluß, 
den ihnen die demokratische Staatsform der Republik verliehen hat, rest- 
los auszunützen, um solche Politiker, die es wagen sollten, Hand an die 
sozialpolitischen Errungenschaften zu legen, und jene Parteien, denen sie 
angehören, ohne daran gehindert zu werden, zur vollen Verantwortung zu 
ziehen. Der Bundesvorstand wird aufgefordert, dafür zu sorgen, daß 
der Mitgliedschaft des Bundes in der Bundeszeitschrift und in den Ver- 
sammlungen der Bundeskollegen über die Haltung der Nationalräte zu 
den sozialpolitischen Forderungen der Angestellten einerseits, der Unter4 
nehmer andererseits dauernd und fortlaufend Bericht erstattet werde.‘ 


Nach der Erledigung dieses Tagesordnungspunktes nahm 
die Hauptversammlung einen Vortrag eines der Führer der 
österreichischen Sozialdemokratie, Dr. Otto Bauer, über 
dieLagederösterreichischen Volkswirtschaft 
entgegen. Es war außerordentlich interessant, sich durch’ die 
fesselnden Ausführungen dieses Redners über die weitgehende 
Parallelität der Erscheinungen in. der österreichischen und 
deutschen Wirtschaftskrise zu unterrichten. Wie in Deutsch- 
land, versuchen auch in Oesterreich die Unternehmer durch 
Lohndruck und Abbau der sozialen Lasten ihre Konkurrenz- 
fähigkeit auf dem ‚Weltmarkt wieder zu erringen. Wie in 
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Deutschland stöhnen sie auch in Oesterreich über den angeb- 
lich unerträglichen Stewerdruck. Der Vortragende erkannte an, 
daß die österreichische Volkswirtschaft vor allem unter den 
Folgen des Krieges und der Friedensverträge leidet. Das ge- 
eignete Mittel zur Ueberwindung der Krise könne aber nie- 
mals der Druck auf die Lebenshaltung der Arbeiter und An- 
gesteliten, sondern nur eine gesteigerte Volkskultur 
sein, weil sie allein zu der Hoffnung berechtigt, in der öster- 
reichischen Industrie Qualitätsprodukte herzustellen, die auf 
dem Weltmarkt konkurrenzfähig sind. 

Am letzten Tage fanden die Wahlen statt, aus denen 
als Präsident des Bundes wieder Ingenieur Seidel her- 
vorging. 


Die „staatlich Geprüften‘“, In Nr. 32/1924 haben wir über 
die Gründung einer besonderen Vereinigung der staatlich ge- 
prüften Vermessungstechniker unter: der. Bezeichnung „Ver- 
einigung der Vermessungs-Ingenieure“ besıch- 
tet. Inzwischen ist uns auch die Niederschrift der Grüne mgSs- 
versammlung sowie die Satzung der neuen Vereinigung bekannt 
geworden, deren wichtigsten Inhalt wir unseren Mitgliedern 
nicht verschweigen wollen: An der Gründungsversammlung 
haben 9 (neun Vermessungstechniker, die eine Prüfung ab- 
gelegt hatten (Ungeprüfte wurden nicht zugelassen), teilgenom- 
men. Aus dem einleitenden Bericht des Einberufers konnte man 
entnehmen, daß es den Gründern gelungen war, einige hundert 
Adressen von. geprüften Vermessungstechnikern ausfindig zu 
machen, an die sie sich zwecks Gründung ihres Vereins 
wandten, ünd von denen auch tatsächlich etwa 100 sieh zu 
dem Gründungsplan äußerten. In welchem Sinne, verschweigt 
die Niederschrift. Die Gründer gingen nun zunächst. an die 
Bildung von Ortsgruppen, die im ganzen. am Tage der -Grün- 
dungsversammlung in Magdeburg (9. November 1924). etwa 
170 Mitglieder erfaßt hatten. Aus der Beratung des Satzungs- 
entwurfes geht hervor, daß der neue Verein eine . Arbeits- 
gemeinschaft der im Butab, in, der Reichsgewerkschaft der 
Eisenbahnbeamten und -anwärter, im Deutschen Eisenbahner- 
verband und im Komba organisierten Vermessungsinge- 
nieure sein soll. Nach 8 3 ist Schutz und, Förderung der 
beruflichen und wirtschaftlichen Interessen ihrer Mitglieder 
Zweck der Vereinigung. Entgegen. dem ursprünglichen Plan 
wurde beschlossen, auch „Nichtgeprüfte“ aufzunehmen, 
wefin der Ortsgruppenvorstand ihre fachliche Vollwertigkeit 
anerkennt. Der Beitrag soll monatlich 60 Pf. betragen, von 
denen 40 Pf. der Hauptvorstand, 15 Pf. die Ortsgruppe und 
5 Pf. die Bezirksverwaltung erhalten sollen. 

Wie gedankenlos die Gründer vorgingen, zeigt schon der in, 
der Beitragsfestsetzung enthaltene Finanzplan. Selbst wenn 
alle etwa-500 staatlich geprüften. Vermessungstechniker sofort 
der neuen. Vereinigung beigetreten wären, so würde. deren 
Hauptvorstand eine Bruttojahreseinnahme von. höchstens 2000 M. 
gehabt haben. Davon soll. er alljährlich die Kosten eines Ver- 
tretertages, zu dem die Ortsgruppen ihre . Vertreter entsenden, 
aufbringen. Wenn nur 40 solcher Vertreter ernannt würden, 
so dürite von der Jahreseinnahme kaum roch genug Gekd 
übrigbleiben, um die Einladungen. zum Vertretertag zu trankie-: 
ren. Wo noch Mittel zur Verfolgung anderer Aufgaben her- 
kommen sollen, und wie der Bezirksvorstand mit 60 Pf. pro 
Mitglied und Jahr die Kosten der vorgesehenen Bezirkstagun- 
gen bestreiten soll, bleibt Geheimnis der Gründer. Prüft man 
aber den übrigen, an sich sehr dürftigen Inhalt der Satzung, 
so muß man eine geradezu erschreckende Ahnungslosigkeit der 
Verfasser derselben feststellen. 

Die Vereinigung soll eine Arbeitsgemeinschaft sein. Eine 
Arbeitsgemeinschaft. der dort genannten Gewerkschaften kann 
sie schon aus dem Grunde nicht sein, weil diese weder um ihre. 
Zustimmung gefragt wurden noch jemals einem solchen Plane 
zugestimmt hätten. Es ist also nach berühmten Mustern eine 
Art Zellenbildung in den Gewerkschaften geplant. Diese 
Zellen aus den verschiedenen Gewerkschaften sollen dann zu 
Ortsgruppen und diese zu der Vereinigung zusammengefaßt 
werden, deren Aufgabe es anscheinend ist, Gewerkschaften 
aller Richtungen aufzufordern, die Belange der Zellenbauer im 
Sinne des Hauptvorstandes der Vereintgung an den zuständigen 
Stellen zu vertreten. Tun die Gewerkschaften dies nicht, so 
ist der ganze Aufwand vertan. Geradezu typisch für die 
Gründer der neuen Vereinigung ist es, daß sie sowohl Berufs- 
als auch Industrieverbände, ebenso freie Gewerkschaften wie 
den Komba als berufene und geeignete Vertretungen der staat- 
lich geprüften Vermessungstechniker anerkennen, daß sie also 
keine gewerkschaftliche Ueberzeugung haben oder nicht den 
Mut aufbringen, sich dazw zu bekennen. Nach ‚objektiver Prü-. 
fung der Gründungsgeschichte und Satzung dieser Vereini- 
gung ergibt sich, daß kaum ein anderes Motiv für diese Neu- 
gründung in Frage kommt als eine ehörige Dosis Eitelkeit . 
einiger Vermessungstechniker, die in olge. der von. unserem 
Bunde durchgesetzten Ausbildungs- und Prüfungsmöglichkeit in: 
den Besitz eines staatlichen Prüfungszeugnisses gekonmen sind 
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und auf Grund desselben nun auf dem Umweg ‚über eine Ver- 
einsgründung. ihren Anspruch auf .die .Berufsbezeichnung „Ver- 
messungs-Ingenieur‘‘ anmelden. Wie wir von zuverlässiger 
Seite erfahren, soll auf Antrag des Hauptvorstandes der neuen 
Vereinigung ein zum 3. Mai einberufener Vertretertag die Auf- 
lösung derselben beschließen. Selbst der Vorstand fand dem- 
nach, daß sein neuer Verein keinen Zweck habe; außerdem soll 
bisher keine einzige Ortsgruppe Beiträge gezahlt haben. Also 
ist Lebensschwäche die Todesursache. 

Als zielbewußtere Vertretung der Berufsinteressen erwies 
sich eine am 5. April in Hannover tagende. Ver- 
messungstechnikerversammlung unseres Bundes, 
die nicht nur von Kollegen aus Hannover, sondern auch ‚von 
Mitgliedern anderer Ortsverwaltungen des Gaues gut besucht 
war. Kollege W. Schulz, Berlin, gab eine geschichtliche 
Darstellung. der ‘Arbeiten und Erfolge, die unser Bund bzw. 
der frühere D.T.V. für die Vermessungstechniker durchgeführt 
bzw. errungen hat. Er wies nach, daß bereits vor rund 
20. Jahren unsere Organisation die Mängel im Vermessungs- 
wesen und in der Ausbildung der Vermessungstechniker er- 
kannt und durch Verbesserungen auf diesem Gebiet erfolgreich 
gewirkt hat. Viel ist durch diese Arbeit für die Vermessungs- 
techniker erreicht worden, mehr noch muß erstrebt werden, 
weshalb eine absolut geschlossene Front aller Berufsangehöri- 





Firmensperre in der Tschechoslowakei. Der Allgemeine 
Industrieangestellten-Verband in Reichenberg bittet uns, mit- 
zuteilen, daß er die Firma S. Eisenberger, Seidenweberei 
in Neurettendorf bei Königinhof, gesperrt habe. Die Firma hat 
auf die Mitglieder des genannten Verbandes. einen Zwang aus- 
geübt, dem diese Angestellten durch Austritt aus ihrer Or- 
ganisation nachgekommen sind. Trotzdem rief sie später den 


Verband zwecks Stellenvermittlung an, gab aber auf Befragen 
° zu, daß sie dem von dem Verband vermittelten Angestellten 


mitteilen würde, daß sie seinen Austritt aus der Organisation 
wünscht. BR ; 

Wir stehen hier vor einem ganz neuartigen Verfahren 
der Unternehmer zur Zerschlagung der freien Gewerkschaften, 
in dem seitens der Firma die Stellenvermittlung des Verbandes 
in Anspruch genommen. wird mit dem Z‘ele, die Mitglieder 
zum Austritt aus der Organisation zu veranlassen. Wir fordern 
tnsere Mitglieder auf, ihren Kollegen in der Tschechoslowakei 
gegenüber dieser Firma,Solidarität zu wahren. 


Ein netter Angestelltenrat. Zwischen den Oberpfalzwerken 
A.-G. für Elektrizitätsversorgung und den Angestelltengewerk- 
schaften besteht: ein Haustarifvertrag. Wir forderten von der 
Firma ab 1. Januar 1925 eine Gehaltserhöhung von 25%. Der 
Arbeitgeber lehnte jede Verhandlung mit der Begründung ab, 
daß die Angestellten nach Versicherung des Angestelltenrates 
gar keine Gehaltserhöhung wünschen. Diese Bescheidenheit 
der Angestellten erschien um so unglaubhafter, als die seit 
Oktober 1924 gültigen Gehälter für den selbständigen Kon- 
strukteur im 26. Lebensjahre 169 M. und mit 35 Jahren nur 
273 M. betragen. Wir riefen den Schlichtungsausschuß an, 
vor dem der Arbeitgebervertreter wie üblich die Aktivlegiti- 
mation der Angestelltengewerkschaften bestritt und behauptete, 
der Angestelltenrat habe der Firma gegenüber ausdrücklich 
erklärt, daß die Angestellten gar keine Gehaltserhöhung "wollen. 
Schließlich wurde auch die Zuständigkeit des Schlichtungsaus- 
schusses bestritten. Der Schlichtungsausschuß erkannte sich 
jedoch für zuständig, er hielt anscheinend auci? die Behauptung, 
daß die Angestellten keine Gehaltserhöhung wünschen, für 
unwahrscheinlich und setzte mit Wirkung vom 1. Februar 1925 
eine Gehaltserhöhung von 10 Prozent fest. 

Es ist durchaus wahrscheinlich, daß ohne das Dazwischen- 
treten des Angestelltenrates in freier Verhandlung mit der 
Geschäftsleitung der Oberpfalzwerke ein günstigeres Abkom- 
men ‚zustande gekominen wäre. An den Angestellten der 
Oberpfalzwerke rächt sich jetzt die Gleichgültigkeit, mit der 
sie seinerzeit der Angestelltenratswahl gegenüberstanden und 
es so ermöglichten, daß ihre gesetzliche Betriebsvertretung 
zum überwiegenden Teile aus Unorganisierten besteht, denen 
anscheinend das Wohlwollen ihrer Arbeitgeber wichtiger ist 
als die ihnen übertragene Vertretung der Angestellteninteressen. 


Eine kräftige Abfuhr hat das Kartell der Mannheimer 
Arbeitgebervereine dem D.H.V. erteilt, zweifellos als Aner- 
kennung des Liebesdienstes, den er ihm im vorigen Jahre 
erwiesen hat. Es wird unseren Lesern erinnerlich sein, daß 
vor reichlich einem Jahre, als die Gewerkschaften sich mit 
den Mannheimer Arbeitgebern über den Neuabschluß eines 
Tarifvertrages nicht einigen "konnten, der D.H.V. flugs das 
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gen hergestellt-werden muß. Der dem Referenten gespendete 
Beifall, noch mehr aber. die nachfolgende, sehr eingehende Aus« 
sprache bewiesen, daß die Mehrheit der Vermessungstechniker 
die Arbeft des Bundes würdigt und anerkennt, daß für eine 
tatkräftige Wahrnehmung der Interessen der Vermessungstech- 
niker ausschließlich unser Bund in Frage kommen kann. 
Sehr schlecht kamen in der .Aussprache die Sonderbündier 
mit ihrer Vereinigung von „Vermessungs-Ingenieuren‘ weg. 
Alle Redner erblickten in dieser Neugründung eine Zersplitte- 
rung der Kräfte und damit eine Schädigung der Berufsinter 
essen. Ganz energisch verbaten sich die Anwesenden, ein- 
schließlich der staatlich geprüften Vermessungstechniker, den 
Versuch, eine durch nichts berechtigte künstliche Scheidung 


zwischen „Geprüften‘ und „Ungeprüften‘ herbeizuführen. Die - 


Versammlung stellte fest, daß die Satzungen des Bundes aus- 
reichende Möglichkeiten vorsehen, um auch dem Bedürfnis 
der Vermessungstechniker nach engerem fachlichen Zusamımen- 
schluß innerhalb des Bundes zu genügen, und deshalb keine 
Ursache besteht, außerhalb des Bundes irgendwelche Ver- 
messungstechnikerorganisationen ins Leben zu rufen. Die Ver- 
sammlung klang aus in ein freudiges Bekenntnis der hannover- 
schen Vermessungstechniker zum Bund der technischen An- 
gestellten und Beamten und seinen. freigewerkschaftlichen 


Diktat der Arbeitgeber, das u. a. die Dauer der Arbeitszeit 





praktisch in das Belieben der Unternehmer stellte, als Tarif-. 


vertrag akzeptierte und somit, trew seiner volksgemeinschaft- 
lichen Theorie, die Angesteiltenschaft Mannheims einschließ- 
lich der eigenen Mitglieder um Judas-Silberiinge, in Gestalt 
einer ganz unzulänglichen Gehaltsaufbesserung, verriet. Die 
übrigen Verbände kaufmännischer Angestellten sahen sich ge- 
zwungen, dem Vertrage beizutreten, während die Techniker 
und Werkmeister die Unterschrift unter das Machwerk. ver- 
weigerten. Als treuer Schildknappe der Unternehmer hat er, 
unter Assistenz des ihm hörigen V.D.T., diesen dann noch 
dazu verholfen, den so zustande gekommenen „Tarifvertrag“ 


.durch die Reichsarbeitsverwaltung, auch für .die technischen 


Angestellten, für verbindlich erklären zu lassen. 

Wohl unter dem Druck seiner Mitglieder ist ihm .allmählich 
sein Machwerk selbst unheimlich geworden, jedenfalls versuchte 
er, gemeinsam mit den übrigen Verbänden kaufmännischer 
Angestellten, auf dem Verhandlungswege die übelsten Be- 
stimmungen des Vertrages zu mildern. Alle diesbezüglicheır 
Versuche waren erfolgios, trotzdem die Bescheidenheit der 
gestellten Forderungen kaum zu überbieten ist. Die Arbeit- 
geber sahen sich nicht veranlaßt, dem D.H.V. für geleistete 
treue Dienste irgendwelches Entgegenkommen zu zeigen. Der 
Mohr hat seine Arbeit getan, er kann gehen. Der D.H.V. 
sah sich nunmehr gezwungen, den von ihm zunächst als 
Meisterwerk gepriesenen Tarifvertrag. als nicht mehr. tragbar 
mit den übrigen kaufmännischen Angestelltenverbänden ge- 
meinsam zu kündigen. Daß der D.H.V. als solcher aus dem 
ihm gewordenen Dank der Unternehmer die nötigen Schluß- 
folgerungen zieht, wagen wir nicht zu hoffen, wohl aber 
scheint es möglich, daß dies seine Mannheimer. Mitglieder 
tun. Mit dieser Kündigung hat der D.H.V., wenn auch sicher 
gegen seinen Willen, die Bahn freigemacht für. neue Verhänd- 
lungen zur Schaffung eines Mannheimer. Tarifvertrages, an dem 
auch die Organisation der Techniker, unser Bund, beteiligt ist. 


Wie sie hetzen. Die Tatsache, daß die Baufacharbeiter 
sich mit einem Stundenlohn von 93 Pfennigen, den der Schlich- 
tungsausschuß vorgeschlagen hatte, nicht zufrieden geben, ver- 
anlaßt den Deutschen Industrieschutzverband, 
Sitz Dresden, zu einem umfangreichen Werberundschreiben 
vom 7. März an die ihm noch nicht angeschlossenen Firmen. 
Es wird zunächst darauf hingewiesen, daß der vom Schlich- 
tungsausschuß vorgeschlagene und von den Unternehmern trotz 
„schwerster Bedenken‘ angenommene Lohnsatz 30 Prozent 
höher sei als der Friedenslohn. Damit ist zugegeben, daß mit 
dem vorgeschlagenen Lohnsatz der Friedensreallohn bei 
weitem noch nicht erreicht wird. Die Tatsache, daß die Bau- 
arbeiter an einzelnen Plätzen in den Streik getreten sind, ver- 
anlaßt den Industrieschutzverband zu prophezeien, dab ein 
allgemeiner Vorstoß zum Zwecke beträchtlicher Lohnerhöhun- 
gen geplant sei. Es wird den Firmen dann auseinandergescizt, 
daß die Bauarbeiter die Avantgarde im Kampfe um die über- 
triebensten Ansprüche der Gesamtarbeitnehmerschaft sei. Aus 
diesem geringfügigen Anlaß glaubt der Industrieschutzverband 
wiederum die Gefahr des Zusammenbruches der deutschen 


Volkswirtschaft und der erneuten Zerrüttung unserer Währung 
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Neue Tariigehälter in Goldmark. 


Die Gruppenbezeichnung In den einzelnen ERHEBEN entspricht nicht In allen Fällen der In nachsiehender Tabeiie angewandien. 


Die Gehaltasätze aus Tarifverträgen mit abweichender SORR en 


ezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 


Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaitung erkundigen. 
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B ab März 25 Vereinbg. 80—135 115—218 165—290 215—355 _ — _ 

E Baden ab März 25 Schiedsspr, 83—191 142—165 195—266 283— 353 2 — Frau9M .‚Kind.9M, 
E Berlin ab März 25 BE 95-239 160—205 220-290 315-385 _ En — 

E Brandenburg ab März 25 = 81-195 136—174 187—246 268—327 _ — — 

E Prov. Sachsen ab März 25 Vereinbg. 105—185 175—205 230-275 300-—350 -- = 9—30 M. 

u. Fr. Anhalt 

H Grünberg ab April 25 ii 86—150 118—210 192-278 238— 340 _ - Frau 15M.,K.5M. 
H Halberstadt ab Febr. 25 [Schiedsspr. 85-155 105—175 140— 220 215—255 255--285 — _ 

H Oschersleben ab Febr. 25 je 70—169 121—220 144 — 259 190—299 _ _ _ 

L rauer München ab März 25 Vereinbg. 90—165 115—210 135—2409 225— 315 240—335 _ 10--35 M. 

N Siegerländer ab April 25 R 71-113 92—151 125—198 198—259  Ifr.Vereinbg. — Frau 3M.‚Kind 4M. 


Fachgruppenbezeichnung: A= Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D = Verkehrsbetriebe, E — Baugewerbe, F= Architektur, 
G = Holzindustrie, A = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, 1 == Chemische Industrie, K = Steinindustrie, L—= Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M— Keramische Industrie, N = 
Metallindustrie, — Textilindustrie, P — Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R= Beieuehtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 


U = Wagen- und Karosseriefabriken, V — optische Industrie. 


an die Wand malen zu müssen. Er fordert dann. die Arbeit- 
geber auf, sich mit den Bauunternehmern völlig solidarisch 
zu erklären. Er hält es für selbstverständlich, daß die gesamte 
Unternehmerschaft den Bauarbeitgebern eine ausreichende Ent- 
schädigung für den Kampfschaden gewährt und gibt zu, daß 
dafür sehr große Mittel erforderlich sind. Trotz der vorhan- 
denen reichlichen Mittel müßte deshalb die Paro!e für alle 
Arbeitgeber heißen: „Hinein in den Deutschen In- 
dustrieverband!“ Die Firmen werden weiter aufge- 
fordert, jetzt nicht auf die Fertigstellung begonnener Bauten 
und auf die Einhaltung der bauvertraglichen Fristen zu drän- 
en, die stillgelegten Bauten nicht etwa anderen Firmen zur 
“ertigstellung zu übertragen oder gar die sozialen Baubetriebe 
zur Fertigstellung der begonnenen Arbeiten heranzuziehen. 

Aus diesem Rundschreiben ist ersichtlich, daß 

1. die an sich schon übermächtigen Verbände der kapita- 
tistischen Unternehmer nach wie vor eifrig bemüht sind, auch 
die letzten Außenseiter in ihre Kampilinie einzugliedern; 

2. sie gewillt sind, die aufgespeicherten Mittel, die doch 
letzten Endes ausschließlich von dem Ertrag der Arbeit ihrer 





Kulturwidrige Arbeitszeit im mitteldeut- 
schen Braunkohlenbergbau 


In keinem deutschen Industriezweig herrschen in der Frage 
der Arbeitszeit so traurige Zustände wie im Braunkohlenberg- 
bat östlich und westlich der Elbe. Ganz besonders hart sind 
davon die technischen Angestellten betroffen. Bekanntlich er- 
folgt in diesem Gebiete die Kohlengewinnung überwiegend 
durch Tagebaubetrieb. Wie anderswo, so wurde auch hier 
sm Jahre 1918 der Achtstundentag bzw. das Dreischichten- 
system: eingeführt. Diese Maßnahme der Velksbeauftragten 
wurde von den Braunkohlenarbeitnehmern freudigst begrüßt 
war sie doch gleichsam eine Erlösung aus menschenunwürdigen 
Verhältnissen und der Anfang zur Schaffung eines freien Men- 
schentums. Aber nur kurze Frist sollten die Stiefkinder des 
Glückes die neue, bessere Zeit genießen. 

Unter Niehtachtung der bestehenden Tarif- und Dienst- 
verträge führten die Unternehmer Ende 1923: die Vorkriegs- 
arbeitszeit, d. h. den Zehnstundentag und das Zweischichten- 
system, wieder ein. Dieser beispielose Gewaltakt wurde nach- 
träglich vom Reichsarbeitsminister durch entsprechende Schieds- 
sprüche sanktioniert. Damit haben für die technischen An- 
gestellten nicht nur die Vorkriegsverhältnisse, sondern weit 
schlimmere Zustände Platz gegriffen, weil die Betriebsausnut- 
zung heute eine stärkere ist als in dem Zweischichtensystem 
vor dem Kriege. Die Schichtzeit der Arbeiter beträgt zwölf 
Stunden einschließlich zwei Stunden Pausen. Auf den meisten 
Werken läuft der Betrieb zwölf Stunden ununterbrochen. Die 
Arbeiter in der maschinellen Gewinnung und Förderung wer- 
den für die Einhaltung der Pausen ausgewechselt. Dertech- 
nische Angestellte hat aber keinen Ersatz- 
mann, er muB ohne Unterbrechung den Betrieb beaufsichti- 
ae Aber selbst auf den Gruben, wo der Betrieb zwecks 

rchführung der Pausen unterbrochen wird, bleibt dem An- 
gestellten keine Minute freie Zeit für seine eigenen Pausen; 


BERGBAU 


denn er muß während der Betriebsunterbrechung die regel- 


Arbeiter und Angestellten herrühren, zu verwenden, um die 
Schöpfer dieses Reichtums niederzukämpfen; 


3. sie darüber hinaus zu diesem Zweck von ihren Klassen- 
genossen als selbstverständliche Leistung ihrer Solidarität alle 
möglichen persönlichen Opfer fordern und 


4. der Unternehmerschutzverband nach wie vor auf dem 
Standpinkt steht, daß der Lohn des Arbeitenden unter keinen 
Umständen auf Kosten seiner Gewinnquote über dasjenige Ma 
hinauswachsen dürfe, das notwendig ist, um die Arbeitskraft 
notdürftig zu erhalten, daß also die große Masse der Arbeiten- 
den keinen Anteil haben dürfe an den Kulturgütern der Nation. 

Gegenüber dieser klaren Einstellung der Unternehmer kann 
es für jeden denkenden Angestellten und Arbeiter nur eine 


Einstellung geben, nämlich die, restlos zu brechen mit - 


der Gefühlsduselei vom Ausgleich der Gegensätze 
zwischen Kapital und Arbeit und tatkräft ig mitzuar- 
beitenin den freien Gewerkschaften, die allein 
gewilt und imstande sind, dem maßlosen Ausbeutungswillen 
Sn kapitalistischen Unternehmertums erfolgreich entgegenzu- 
wirken, 





mäßig auftauchenden Reparaturarbeiten überwachen. Mit der 
Schichtdauer ist die Arbeitszeit der technischen Angestellten 
noch nicht erschöpft; dazu kommen die außerhalb: der Schicht- 
zeit liegenden Betriebsbesprechungen und die teilweise sehr um- 
fangreichen schriftlichen Arbeiten nach Schichtende, 14 bis. 
15 Stunden ist der Angestellte täglich im Betriebe tätig. Unter 
Hinzurechnung des Weges von und nach der Grube wendet 
er etwa zwei Drittel der Tageszeit auf, um sich seinen kümmer- 
lichen Lebensunterhalt zu verdienen. Daneben ist der regel- 
mäßige und außergewöhnliche Sonntagsdienst zu leisten, 
so daß ihm außer der Zeit zum Schlafen für die Erfüllung 
Pr anlcher Bedürfnisse überhaupt keine freie Zeit zur Ver- 
ügung steht. 

Das sindim wahrsten Sinne des Wortes kul- 
turwidrige und menschenunwürdige Zustände. 
Eine solche Arbeitszeit läßt sich durch nichts rechtfertigen. 
Unter vernünftig denkenden Menschen würde es keines Wortes 
bedürfen, um solche Verhältnisse zu beseitigen. Anders denken 
die Braunkohlenunternehmer. Ihr angeblich so großes soziales 
Verständnis offenbart sich deutlich in folgenden Worten des 
Herrn Generaldirektors Piatscheck: „Ach was, die 
Wirtschaftkannnichtauf das Wohldes einzel. 
nen bedacht sein. Die Hauptsache ist, daß die 
Wirtschaft lebt.“ Dieser Ausspruch des Vorsitzenden des 
Deutschen Braunkohlen-Industrie-Vereins zeugt von Cinem er- 
schreckenden Mangel an sozialem und kulturellem Em finden, 
wie man es nur von einem Vertreter der deutschen hwer- 
industrie erwarten kann. Die Wirtschaft ist alles. Diese aus 
den Anfängen des Manchestertums stammende Auffassung, die 
von alien ernsthaften Sozialwissenschaftlern längst fallen- 
gelassen worden ist, hat anscheinend für die heutigen Braun- 
kohlenunternehmer noch volle Gültigkeit, 

Die lange Arbeitszeit wird von den Unternehmern als eine 
zwingende Notwendigkeit hingestellt, für den Braunkohlenberg- 
bau käme eine andere Regelung als das Zweischichtensystem 
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ä überhaupt nicht in Betracht. Man verweist in der Unternehmer- 


presse auf die Arbeitsleistung in der achtstündigen Arbeitszeit 
während der Inflation und stellt dann mit einem gewissen Ver- 
gnügen fest, daß seit der gewaltsamen Einführung der Zwölf- 
stundenschicht die Vorkriegsleistung wieder erreicht sei. Wir 
halten es in jeder Beziehung für abwegig, die Arbeitsleistung 
in der Inflationszeit mit der Vorkriegsleistung zu vergleichen. 
Bei den kümmerlichen Löhnen während der Inflation, in dem 
sorgenvollen Kampf um das tägliche Brot brachte der Arbeit- 
nehmer begreiflicherweise sehr wenig Arbeitsfreude auf, ganz 
abgesehen davon, daß er infolge der Unterernährung gar nicht 
imstande war, Höchstleistungen zu vollbringen. Trotz alledem 
ist die Inflationszeit mit ihren angeblich niedrigen Arbeits- 
leistungen der Braunkohlenindustrie sehr gut bekommen. Die 
Goldbilanzen weisen in keinem einzigen Falle eine Sub- 
stanzverminderung, dagegen aber erhebliche Substanzvermeh- 
rungen auf. Wir greifen zwei Beispiele aus den letzten Tagen 
heraus: 

Die Niederlausitzer Kohlenwerke haben bei 
der Umstellung ein Goldkapital von 24 Millionen M. gegenüber 
12 Mill. M. im Frieden herausgebracht, und die Werschen« 
Weißenfelser Braunkohlen A.-G. hat in einem Ver- 
hältnis vom 1:11/, ihr Kapital umgestellt. Das ist in ersterem 
Falle eine Substanzvermehrung um 100 Prozent und in dem 
anderen um 25 Prozent. Nicht nur die Goldbilanzen sind sehr 
günstig, sondern auch die Abschlüsse der großen Gesellschaften 
für das Jahr 1924 haben recht erhebliche Dividenden gezeitigt. 

Die lange Arbeitszeit läßt sich demnach auch wirtschait- 
lich nicht begründen. Es hat vielmehr den. Anschein, als ob 
die Arbeitszeitverlängerung den Unternehmern eine möglichst 
hohe Gewinnquote sichern soll. Im Kölnischen Braun- 
kohlenbergbau ist durch Schiedsspruch vom 27. Fe- 
bruar die Schichtzeit von zwölf auf zehn Stunden und die Ar- 
beitszeit von zehn auf neun Stunden herabgesetzt worden. 
Damit ist zwar kein idealer Zustand geschaffen worden, aber 
für die Arbeitnehmer bedeutet schon diese geringe Arbeitszeit- 
verkürzung eine sehr große Erleichterung. Wir sind der Auf- 
fassung, daß für den Braunkohlenbergbau östlich und westlich 
der Elbe das gleiche geschehen könnte. Zweckdienlicher wäre 
sogar, ganze Arbeit zu machen, d. h. das Dreischichtensystem 
wieder zur Einführung zu bringen. Die Abraumarbeiten, die 
Kohlengewinnung und -förderung werden heute fast ausschließ- 
ich durch maschinelle Einrichtungen bewältigt. Die Kosten für 
die Anschaffung, Erneuerung und Unterhaltung der maschi- 
nellen Anlagen machen einen erheblichen Teil der Selbstkosten 
aus. Es kommt also darauf an, diese Einrichtungen rationell 
auszunutzen. Diese: Möglichkeit ist bei dem Dreischichten- 
system unstreitig besser gegeben als bei dem Zweischichten- 
system. 

Auf jeden Fall muß alles aufgeboten werden, tım die heuti- 
gen menschenunwürdigen Zustände in der Arbeitszeit zu be- 
seitigen. Wie im Köln, so kann dieses. Ziel in Mitteldeutschland 
auch nur durch die Gewerkschaften erreicht werden. Diese 
Erkenntnis muß sich jeder technische Angestellte zu eigen 
machen, wenn er wieder zu freieren kulturellen Verhältnissen 
kommen will. : ; 


Der Reichskohlenrat und seine Ausschüsse tagten am 
31. März und 1. April d. J. Den Hauptteil der Vollver- 
sammlung nahm der Bericht des Geschäftsführers, Herrn 
Berghauptmann Bennhold, über die Lage unserer Kohlen- 
wirtschaft ein. Er befaßte sich mit der weltwirtschaitlichen 
Kohlenlage und schilderte die Ursachen unseres Absatzmangels. 
Die gesteigerte Kohlenförderung in anderen Lärdern, der Mehr- 
verbrauch von Oel zum Antrieb von Kraftmaschinen, die Ver- 
wendung der Wasserkräfte zur Erzeugung des elektrischen 
Stromes, die durch die Wärmewirtschaft bedingten Verbesse- 
rungen, ferner die Ausschaltung einzelner Teile unserer Welt- 
wirtschaft aus dem Produktionsprozeß durch den Krieg und 
die dadurch hervorgerufene Depression: in.den übrigen Ländern 
wurden von ihm als Ursachen hervorgehoben. In der Aus- 
sprache, an der sich Arbeitnehmer und Arbeitgeber sowie 
der Geschäftsführer der Sachverständigenausschüsse desR.K.R. 
beteiligten, wurde anerkannt, daß die Verbesserungen der Tech- 
nik im Interesse unserer Gesamtwirtschaft liegen, und daß auch 
vom Standpunkte des R.K.R. aus die Gesamtinteressen über die 
des Bergbaues zu stellen seien. Ebenso wurde ausgesprochen, 
daß die notwendige Konkurrenz mit dem Auslande, vor allem 
mit England, nicht mit Preisunterbietungen, hervorgerufen 
durch unsere niedrigeren Löhne und längere Arbeitszeit, zu 
führen sei. Es wurde auf die Gefahr hingewiesen, daß eine 
solche Konkurrenz nicht zu einer Vermehrung des Kohlenver- 
brauches und zu einer allgemeinen Steigerung der Absatzmög- 
lichkeiten führen könne, daß aber England, vor allem Eng- 
lands Arbeiterschaft, durch eine solche Konkurrenz zur Nach- 
giebigkeit in der Frage der Lohnhöhe und der Arbeitszeit ver- 
anlaßt werden könne. Ein damit verbundenes Zurückgehen 
der englischen Kohlenpreise würde dann für unseren Bergbau 
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mit so großen Nachteilen verbunden sein, daß ein jeder im 
Bergbau Verantwortliche dieser Frage die allergrößte Auf- 
merksamkeit schenken müsse. Die Aussprache über die Eeurtei- 
lung der Angelegenheit war sehr interessant. Die Unterschiede 
waren nur gradueller Natur: die Unternehmer verteidigten die 
scharfe Konkurrenz vor allem mit der Notwendigkeit, dem 
Auslande zu zeigen, welche Wirkungen der Dawes-Plan jetzt 
für die gesamte europäische Kohlenwirtschaft auslöse. 

In der Diskussion wurde weiter darauf hingewiesen, daß 
die Kohlenpreise vor allen Dingen erst durch den Handel auf 
die Höhe gebracht würden, die man so bemängelt. So koste 
z. B. ein Zentner Briketts franko Berlin 91 Pf., während der 
Kleinhandel 1,52 M. fordere. 

Bei der Behändlung der Selbstkosten kam zur 
Sprache, daß ein kleiner Ausschuß vom Reichskohlenrat be- 
auftragt worden sei, festzustellen, inwieweit die Meinungen der 
Parteien über die einzelnen Selbstkostenanteile auseinander- 
gehen. Der Bericht dieser Kommission liegt bereits im Konzept 
vor und wird in. den nächsten Tagen fertiggestellt werden. 

Weiterhin kam zum Ausdruck, daß die Hoffnung bestehe, 
im Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikat bis zum 6. April zu 
einer Verständigung zu kommen. Falls wider Erwarten bis zu 
dieser Zeit keine Verständigung erfolgt, soll der Große Aus- 
schuß des R.K.R. Stellung nehmen und die gesetzlichen Schritte 
veranlassen, um ein Zwangssyndikat herbeizuführen. Die 
Versammlung war mit diesem Vorschlage einverstanden. 

Ferner hatte sich die Versammlung mit der Wahl eines 
neuen Vorsitzenden zu befassen, da der bisherige Vorsitzende, 
Herr Bergrat Kleine, aus Gesundheitsrücksichten von seinem 
Posten zurückgetreten ist. Arbeitgeber sowohl wie Arbeitneh- 
mer erhoben Änspruch auf den Vorsitzendenposten. Die Wahl 
führte zu einer Niederlage der Arbeitnehmer, da die Ver- 
brauchergruppe fast einhellig für den Arbeitgebervertreter 
stimmte. Mit 26 gegen 28 Stimmen ist der bisherige stellver- 
tretende Vorsitzende, Herr Imbusch, gegenüber dem Ver- 
treter der Arbeitgeber, Herrn Oberbergrat von Velsen, 
Generaldirektor der Hibernia A.-G., unterlegen. Herr Imbusch 
bleibt wie bisher stellvertretender Vorsitzender. An Stelle des 
ausgeschiedenen Schriftführers, Langhorst, wurde der Vor- 


sitzende des alten Bergarbeiter-Verbandes, Herr Husemann,, 


vorgeschlagen und gewählt. 

"Von den Kohlenhändlern wurde verlangt, den Bezug der 
sogenannten Germanenwagen, d. h. die Lieferung von 15 t 
Brennstoffen direkt vom Großhandel an den Verbraucher mit 
Ausschaltung des Zwischenhandels, zu unterbinden. Die Aus- 
sprache ergab jedoch die Ablehnung dieses Antrages. Die Ver- 
teuerung der Kohlenpreise durch den Zwischenhandel ließ es 
der Mehrzahl der Versammlungsteilnehmer als notwendig er- 
scheinen, an diesem Bezugsrecht nichts zu ändern. 

Die Bilanz für das Geschäftsjahr 1924 wurde genehmigt, 
ebenso wurde dem Haushaltsvoranschlag für das Jahr 1925 
zugestimmt. Aus diesem Voranschlag geht hervor, daß dies- 
mal für die Arbeiten der technischen Ausschüsse ein Betrag 
von 35 000 M. eingesetzt worden ist. Im Zusammenhang hiermit 
sei erwähnt, daß in einer der Sitzungen der Sachverständigen- 
ausschüsse gewünscht wurde, daß der Technische Ausschuß 
für Kohlenbergbau den Ergebnissen der Besprechungen der 
großen Bergwerkskatastrophe Aufmerksamkeit schenke, um für 
die Arbeiten des Ausschusses zur Verbesserung der Wirtschaft- 
lichkeit und Sicherheit der Betriebe Nutzen zu ziehen. 


Schlichtungsverhandlungen für die mitteldeutsche Braun- 
kohle, Die für den 6. März angesetzten Schlichtungsverhanld- 
lungen waren auf den 27. März verschoben worden, da das 
Reichswirtschaftsministerium auf Grund der scharf ablehnenden 
Haltung der Arbeitgeber erst in-eine Prüfung der Wirtschafts- 
lage der mitteldeutschen Braunkohle eintreten wollte. Der 
daraufhin am 27. März von dem Vertreter des Reichsarbeits- 
ministers, Dr. Claßen, gefällte Schiedsspruch bestimmt: 


Es ist 
allerhöchste Zeit 


“sich die Mittel für den diesjährigen Sommerurlaub 


zu beschaffen. Lassen Sie sich sofort ein Sparkonto 
bei der 


Industriebeamten-Sparbank 
| einrichten durch Einzahlung auf Postscheckkonto 13580 


Berlin. 
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„Il. Für die Monate Februar und März verbleibt es bei den Gehalts- 

sätzen, wie sie der Schiedsspruch vom 9. Dezember 1924 vorsieht. 
....2. Mit Wirkung vom 1. April 1925 werden die Grundgehälter um 7 
vom Hundert erhöht. Die Ueberstundenabfindung beträgt von dem 
gleichen Zeitpunkt ab 7,50 M. bis II M. und 11 M. bis 22,50 Mı Die 
Vergütung für die dritte Sonntagsschicht wird auf 10 M. erhöht. 

3. Diese Gehaltsregelung gilt bis auf weiteres, sie ist erstmalig zum 
30. Juni 1925 kündbar. 

4. Die Parteien haben sich bis zum 6. April 1925 gegenseitig und 
dem Reichsarbeitsministerium gegenüber über die Annahme des Schieds- 
spruches zu erklären,“ 

Von seiten der AfA-Verbände ist de Annahme des 
Schiedsspruches erklärt worden. 


Der Reichskalirat beschäftigte sich in seiner Sitzung am 
24. März d. J. mit dem Antrag des Deutschen Kalisyndikats 


a NEE 


auf Erhöhung der Kalipreise für das Inland.- Der An- 
trag des Syndikats ging dahin, die Preise vom 16. April ab um 
durchschnittlich fünf Prozent zu erhöhen, wobei sich das 
Syndikat bereiterklärte, im Falle, daß seinem Antrage ent- 
sprochen werden sollte, für die Sommermonate weitgehende 
Rabatte und Kreditmöglichkeiten zu gewähren. Der Reichs- 
kalirat beschloß dem Antrage des Syndikats entsprechend 
gegen die vier Stimmen der Vertreter der Landwirtschaft. Der 
ertreter des Reichswirtschaftsministeriums behielt sich die 
Stellungnahme des Herrn Reichswirtschaftsministers vor. 


Der Arbeitszeitschiedsspruch für die technischen Arngestell- 
ten im Ruhrbergbau ist vom Zechenverband angenommen 
worden, während ihn die Angestelltenverbände bekanntlich 
abgelehnt hatten. Der Zechenverband hat nunmehr die Ver- 
hindlicherklärüng beantragt. 


BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


Berufsfragen der Benordentelaile 


Zur Einreihung der Katastersekretäre. Das Bestreben der 
Verwaltung, durch eine kurzsichtige und bürokratische Perso- 
nalpolitik die Entwicklung des Berufsstandes zu henynen, tritt 
immer deutlicher in die Erscheinung. Die systematische Aus- 
schaltung des größten Teiles der Beamten und Angestellten 
von der Ueberführung in die Obersekretärklasse durch Um- 
gestaltung der Berufsprüfung, Schließung der Anwärterliste, 
Oeffnung der neuen Laufbahn mit der Möglichkeit der Ein- 
stellung von Militäranwärtern, Schaffung einer neuen Laufbahn 
des einfacheren Bürodienstes, hat unter allen Be- 
amten und Angestellten eine starke Beunruhigung hervorge- 
rufen. Der Bund hat gegen diese katastrophale Entwicklung 


von jeher Stellung genommen und auch jetzt wieder die not- 


wendigen und möglichen Schritte bei den maßgebenden Re- 
gierungsstellen eingeleitet. f S 


Bezüglich des Einspruchs des Reichsfinanz- 
ministers ist nachgewiesen, daß die Forderung auf Ein- 
stufung der Katastersekretäre in- die Gruppen V und VI von 
falschen Voraussetzungen ausgeht, denn die Katastersekretäre 
und Techniker können nach ihrer Ausbildung, Tätigkeit und 
Stellung nicht als Beamte des einfachen Bürodienstes 
angesehen werden. Soll der Reichsbesoldungsgrundsatz auch 
in der Katasterverwaltung durchgeführt werden, so müßte zu- 
nächst eine neue Laufbahn und eine entsprechende Umreißung 
der dienstlichen Aufgaben und Stellung einer solchen Beamten- 
gruppe .des einfachen Dienstes erfolgen. Keinesfalls können 
hierfür aber die aus der bisherigen Laufbahn hervorgegangenen 
Katastertechniker und Katastersekretäre in Frage kommen, 
denn: diese sind die berufenen und tatsächlichen Beamten un 
Angestellten des katastertechnischen Obersekretärdienstes. 


Diese Stellungnahme ist von uns nachhaltig vertreten. Auch 
das Landessekretariat der preußischen Beamten im A.D.B. hat 
sich diese Auffassung zu eigen gemacht und ebenfalls Schritte 
bei den Regierungsstellen eingeleitet. Für ein eventl. Schieds- 
gerichtsverfahren ist der Kollege Katastersekretär Lemnitz 
(Potsdam) als Vertreter der Preußischen Beamten der Staats- 
regierung benannt. 


Inzwischen haben Verhandlungen über den Einspruch 
zwischen Reich und Preußen stattgefunden. Hiernach hat 
das Reich seinen Einspruch für die Kataster- 
sekretäre fallen lassen. 


Bei dieser Sachlage berührt es merkwürdig und ist es 
für die Katasterverwaltung bezeichnend, daß sie so schnell bei 
der Hand war, Katasterdiätare als Katastersekretäre in 
Gruppe V, wenn auch unter Vorbehalt, einzuberufen und diese 
Einberufung erzwang mit der Drohung, daß im Falle der Ab- 
lehnung Streichung aus der Laufbahn erfolgen solle. Gegen 
ein solches Verfahren werden wir Stellung nehmen und die 
schnellste Rückgängigmachung der Einberufungen in die 
Gruppe V verlangen und Einberufungen in der bisher üblichen 
Form in Gruppe VI fordern. 


Zur Katasterobersekretärlaufbahn. Im Preuß. Finanzmi- 
nisterialblatt Nr. 5 vom 8. März 1925 sind die Bestimmungen 
über die Annahme, Ausbildung und Prüfung der Anwärter für 
die Obersekretärlaufbahn (Erlaß vom 27. Februar 1925, 
K.V. 1, 238) veröffentlicht. Die Wünsche des Berufsstandes 
sind unberücksichtigt geblieben. Die aus der alten Laufbahn 
hervorgegangenen Katastertechniker und -Sekretäre bleiben 

rundsätzlich ausgeschaltet. Ueber die Oeffnung dieser 
Laufbahn und über die Bezahlung der Anwärter ist folgendes 
gesagt: 


„Hinsichtlich der Bezahlung gelten bis auf weiteres die nachstehen- 
den Bestimmungen: En 

Während der Probedienstzeit erhalten die Zivilanwärter. Vergütun- 
gen in Höhe der im Angestelltentarifvertrage für Lehrlinge im I. und 
2. Lehrjahre vorgesehenen Vergütung. . 

Den aus den Zivilanwärtern hervorgegangenen Katastersupernume- 
raren können bis zur Abiesung der Prüfung Unterhaltszuschüsse nach 


. Maßgabe der hierfür geltenden allgemeinen Bestinmungen . gewährt 


werden. 

Die Versorgungsanwärter erhalten während der Probedienstleistung 
und der Vorbereitungszeit eine fortlaufende Vergütung nach des hierfür 
allgemein bestehenden Grundsätzen. 

Es ist in Aussicht genommen, zum 1. April’ 1925 erstmalig Bewerber 
für die Katasterobersekretärlaufbahn- einzustellen. Hierbei wird auf die in 
der Katasterverwaltung - beschäftigten Zöglinge und Angestellten zurück- 
egriffen werden, die sich auf Grund des Runderlasses vom 35. Juni 1923 
(KV. 1. 1231) zu dieser Laufbahn gemeldet haben. Da bei dem geringen 

edarf an Nachwuchs selbst von diesen Bewerbern nur ein Teil bei der 
Annahme Berücksichtigung finden kann, sind Meldungen anderer Bewer- 
ber für die Katasterobersekretäriaufbahn bis atıf weiteres zurückzuweisen,“ 

Inzwischen sind einige neue Bewerber bereits eingestellt. 
Demgegenüber sind Katasterdiätare, die unter Umständen die 
neuen Bewerber auszubilden haben, mit vorläufiger Bezahlung 
nach Gruppe V zum Katastersekretär einberufen worden. 
Die Früchte dieser Personalpolitik wird die Katasterverwaltung 
bald ernten, & 


Bayrische Flurbereinigungsbeamte und -Anwärter. Der 
bayrische Landtag hat über die Eingabe des Bundes 
1. vom 25. August 1924 um gene 5 

a) Angleichung der Unterhaltszuschüsse an die Reichsregelung vom 
2. Juli 1924, | er 

b) Ernennung zum nichtetatsmäßigen Beamten oder Hinweisung in 
deren Bezüge für die im vierten Dienstjahr stehenden Anwärter, 

c) Erhöhung der Beschäftigungstagegelder nach 14 Tagen von 75 Pf. 
atıf mindestens 1,50 M.; 

2, vom 18. Oktober 1924 um 

a) eine den dienstlichen Verhältwissen entsprechende Regelung der 
Annahme und Ausbildung der Bewerber für den mittleren vermessungs- 
technischen Dienst, insbesondere die Einrichtung einer vermessungs- 
technischen Abteilung an eiser bayrischen technischen Mittelschule im 
Sinne der für Preußen vorgeschlagenen Regelung, 

b) Regelung der dienstlichen Stellung der mittieren vermessungs- 
technischen Beamten, 

c) Anerkennung dieser Beamten als Techniker und dementsprechende 
Amtsbezeichnungen, NZE 

d) allgemeine Hebung der mittleren Beaniten des Flurbereinigungs- 
dienstes 
beschlossen, die Eingabe unter Ziff. 1 in Punkt b der 
Staatsregierung zur Würdigung hinüberzugeben und in 
Punkt a und c durch die Beschlüsse ; 8 

1. die Staatsregierung sei zu ersuchen, die Unterhaltsbeiträge der 
Staatsdienstanwärter in Bayern in bezug auf die Höhe: nach der Reichs- 
regelung festzusetzen; 

2. die Staatsregierung wolle bei der Reichsregierung mit allem. Nach- 
druck darauf dringen, daß die‘ Erhöhtuug der Gehaltsbezüge der Beamten, 
zumal der unteren Gehaltsklassen, deren Unzulänglichkeit von allen Seiten 
anerkannt werde, unverzüglich und in einem den Bedürfnissen ent- 
sprechenden Umfange vorgenommen wird, 
für erledigt zu erklären; die Eingabe unter Ziffer 2 der 
Staatsregierung zur Kenntnisnahme hinüberzugeben. 

Wir hätten gewünscht, daß der bayrische Landtag sich den 
Inhalt unserer Eingabe voll zu eigen gemacht und dieses in 
bestimmterer Form zum Ausdruck gebracht hätte. Die Flur- 
bereinigungsbeamten können sich hiermit nicht abfinden, son- 
dern werden weiter um die Durchsetzung ihrer Forderungen 
durch den Bund kämpfen. Zunächst hat aber die bayrische 
Staatsregierung zur Durchführung der Beschlüsse des 
Landtages das Wort. he 
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NEE 
“ Die Chemisch-technische Reichsanstalt im Reichshaushalts- 
lan 1925, a. 
ruppe A 13 1 Direktor 
A12 2 Oberregierungsräte 
An 4 Regierungsräte als Mitglieder (hiervon erhält einer 
die Bezüge der Gruppe A 12) ; 


A1O 7 Regierungsräte (hiervon erhalten 5 die Bezüge der 
Gruppe All) 

A9 1 Bürovorsteher 

A8 1 Regierungsinspektor 

A7 2 Oberregierungssekretäre. 


In der Position „Hilfsleistungen durch Beamte‘ 
sind 2 Hilfskräfte der Gruppe A10 und 3 Hilfskräfte den 
Gruppe A7 nachgewiesen. . _ 

Die Position „Hilfsleistung durch nichtbeam- 
tete Kräfte‘ enthält 2 Hilfskräfte im wissenschaftlichen 
- ent und 30 Hilfskräfte im technischen 

ienst. 


‘Das Reichswehrministerium im Reichshaushalt 1925. 
1. Heeresleitung und -verwaltung,. 
Gruppe A 13 26 Ministerialräte 
7 


Abteilungschefis 
2 1 33eRtellen z er 
A12 1 Oberregierungsbaurat 5 
All 5 Regierungsbauräte als Referenten: (hiervon erhält 


- einer die Bezüge der Gr. A 12) 
27 Ministerialamtmänner. 
7 Regierungsräte .. 
39 Stellen es 
106 Ministerialamtmänner 
1 Vermessungsamtmann 
1 Ministerialkanzleidirektor 
103 Stellen 
- 1 techn. Regierungsoberinspektor 
.2 Vermessungsdirigenten IR, 
5 techn. Regierungsoberinspektoren 
3 Kartographen . 
1 Betriebsinspektor als Leiter der Druckerei 
3:techn. Regierungsobersekretäre 2 
1 Lithograph 
5 techn.. Sekretäre " 
1.techn. - Assistent 
;. 2 Werktührer. . 3 3 \ 
... Aus.dem Tit. „Hilfsleistungen durch nichtbe» 
amtete Kräfte‘ können besoldet werden: 
...11.Hilfskräfte im Referenten- und. techn. Hilfsdienst 
43 Hilfskräfte im Büro- und Registraturdienst 
52 Hilfskräfte im Kanzleidienst 
.18 Hilfskräfte im Fernsprechdienst 
13 Schwerkriegsbeschädigte, davon einer $m Referenten-, 7 im Büro. 
usw, und 5 im Kanzleidienst. , 
-2. Kommandobehörden, Truppen usw. 
Heeresbeamte. BETA EI 
2 techn. Inspektoren (der Nachrichtentruppen) 


"A10 


A 9: 
A8 
-A7 


A6 
A5- 


Gruppe AS 
we A7 3 techn. Obersekretäre (der Nachrichtentruppen) 
53 Oberwaffenmeister ' MER 
A6 . 24 techn. Sekretäre, und, zwar: 


17 der Nachrichtentruppen und 
7 der Kraftiahrtruppen 
304 Waffenmeister Be, © 
. bis zu 13 techn. Sekretäre, davon 10. der. Nach- 
richten- 
‚31. März 1920 in 
tenklasse angestellt waren, können zu techn. Ober- 
. sekretären befördert werden, sobald sie die Er- 
gänzungsprüfung bestanden haben. Die von den 
etrefienden Beamten bekleidete Steile der Gruppe 6 
wird damit bis zum Ausscheiden oder bis zum Ein- 
rücken des Stelleninhabers in eine planmäßige Be- 
‘ förderungsstelle in eine Stelle der Gruppe 7 um- 
gewandelt. 
‘Der Tit. „Hilfsleistungen durch nichtbeam- 
tete Kräfte“ sieht folgende Stellen vor: i 
155 Hilfskräfte im Büro- und Registraturdienst 
102. Hilfskräfte im Kanzleidienst s 
427 Schwerkriegsbeschädigte, davon 257 im Büro- und Registratur- 
dienst und 170 im Kanzkeidienst. Re 
3. Inspektion für Waffen und Geräte. 
Oruppe All 1 Regierungsbaurat 
AI 1 Regierungsrat 
2 Regierungsbauräte (hiervon erhält einer die Bezüge 
der Gruppe A IF) 
- 3 techn. Oberinspektoren 
8 techn. Inspektoren ; 
15 techn. Obersekretäre (hiervon erhält einer die Be- 
züge der Gruppe AS) 
4 Oberwafienmeister 
ER 19 Stellen 
A6 3 Waffeimeister. ; 
„Hilfsleistuangen durch nichtbeamtete Kräfte.“ 
.23-Hilfskräfte im. Referenten- und ‚wissenschaftlichen Dienst 
36 techn. Hilfskräfte mit Mittelschulbildung oder vorwiegend prak- 
tischer Ausbildung 


A9 
‚A8 
A7 
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und 3 der ‘ Kraftfahrtruppen,. die am. 
lanmäßigen Stellen der Assisten-, 
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49 Hilfskräfte im Büro-, Kanzlei- und Fernsprechdienst | 
11 Schwerkriegsbeschädigte, davon einer im Referenten- und wissen» 
EHALICHER Hilfsdienst, 2 techn. Hilfskräfte, 8 im Büro- usw, 
ienst, 


4. Waffenschulen. 
Gruppe ji E 2 techn. Oberinspektoren 


1 techn. Inspektor 
1 Trigonometer 
A7 1 techn. Obersekretär 
4 Oberwaffenmeister 
A6 2 techn. Sekretäre 
A5 1 techn. Assistent 
A4 1 Oberdrucker 
A3 7 Maschinisten 
6 Laboratoriumsgehilien 
3 Drucker, 


„Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräfte.“ 

14 Hilfskräfte im Bürodienst, 1 Hilfskraft im mittleren Büchereidienst. 
5. Verwaltung der Zeugämter, 

Heeresbeamte, 


Gruppe A38 1 techn. Inspektor 
1 Wafienoberrevisor 
A7 25 Oberwafienmeister 
2 techn. Obersekretäre 
A6 7 techn. Sekretäre, 


In dem Tit. „Hilfsleistungen durch nichtbe- 
amtete Kräfte‘ sind 34 Hilfskräfte im Büro-, Kanzlei 
und Registraturdienst nachgewiesen, wovon 19 Schwerkriegs- 
beschädigte-Stellen. 


6. Festungsbauverwaltung: 


Gruppe AI . 3 techn. Oberinspektoren 
A8 3 techn. Inspektoren 
A7 1 techn. Obersekretär 
15 Oberregierungsbausekretäre 
A6 17 techn. Verwaltungssekretäre. 


A5 21 Verwaltungsbauassistenten. : 

- In dem Tit. „Hilfsleistungen durch nichtb& 
amtete Kräfte“ sind 32 Hilfskräfte im Büro-, Kanzlei- und 
Registraturdienst vorgesehen. 

7. Heeresbauverwaltung. 
Gruppe A 12 7 Oberregierungsbauräte 
"A 11 12 Regierungsbauräte 


A10 20 Regierungsbauräte 

A9 5 techn. Oberregierungsinspektoren 
A8 11 techn. Regierungsinspektoren 

A7 16 Oberregierungsbausekretäre. 


„Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräfte.“ 


8 Hilfskräfte im Referenten- und wissenschaftlichen Hilfsdienst 
145 Hilfskräfte im techn. Dienst (Büro- und Registraturdienst) 
25 Hilfskräfte im Kanzleidienst. 2 

- Für Fortbildung destechnischen Personals, 
Besuch von Fachausstellungen usw. einschließlich Fahrtkosten 
ist im Etat ein Betrag von #00 M. eingesetzt. : In der Be- 
Eaons hierzu heißt es: „Die Fortbildung des technischen 

ersonals liegt- angesichts der Weiterentwicklung der Bautech- 
nik im Reichsinteresse.‘ : 

An Abfindungen für Angestelite auf Grund der P.A.V. ist 
ein Betrag von 10000 M. eingesetzt. Der Titel „Unter- 
stützung an Angestellte und Arbeiter‘ weist 
eine Summe von 109000 M. auf. 


Besoldungsfragen 


Die Bezüge der leitenden Reichsbahnbeamten. Der Reichs- 
verkehrsminister hat im Reichstage auf eine Anfrage folgende 
Antwort erteilt: 

1. Nach dem Beschluß des Verwaltungsrates der Deutschen Reichs- 
bahn-Geselischaft in der Sitzung vom 24./25. November 1924 ist der 
Kreis der leitenden Beamten wie folgt festgesetzt: N 

Leitende Beamte sind: a) bei der Hauptverwaltung: der 
Generaldirektor, die Direktoren und die Leiter -der Unterabteilungen, die 
zeichnungsberechtigten Mitglieder der Hauptverwaltung, die Leiter des 
Hauptprüfungsamtes; b) bei der Gruppenverwaltung Bayern: die Leiter 
der Abteilungen, die zeichnungsberechtigten Mitglieder der Gruppenver- 
waltung; c) bei den Reichsbahndirektionen: die Präsidenten und die Vize- 
präsidenten; d) einzeine obere Beamte, die in besonderen Fällen auf Vor« 
schlag des Generaldirektors vom Verwaltungsrat zum leitenden Beamten 
ernannt werden. 

Zeichnungsberechtigt sind Mitglieder, die zwei Jahre 
lang der Gruppe XIII angehört haben und ebensolange als Referenten 
bei der Hauptverwaltung bzw. Gruppenverwaltung Bayern tätig gewesen 
sind. i 
2. Anstellungsverträge sind mit den Direktoren, die Reichsbahn- 
beamte sind, nicht geschlossen worden. 

3. Durch Beschluß des Verwaltungsrates vom 23. Januar d. J. 
gilt folgende Regelung für die Bezüge der leitenden Beamten: 

Die leitenden Beamten beziehen ein pensionsfähiges Grundgehalt, 
weiches den zur Zeit für die gleichartigen Reichsbeamten festgesetzten 
Dienstbezügen entspricht. Daneben erhalten ‚sie eine je nach der Bedeu- 
tung ihrer Stelle bemessene, nicht pensionsfähige. Sonderzulage. Bei den 
Direktoren der Geselischaft beträgt die Sonderzulage von 7500 bis 12 000 
Reichsmark, bei den anderen leitenden Beamten 1100 bis 4090 Reichse- 
mark. Diejenigen leitenden Beamten, die Direktoren der Gesellschaft 
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sind oder an der Spitze der einzelnen Bezirke stehen, beziehen daneben 
Dienstaufwandsgelder, die nach dem Geschäftsumfang abgestuft  eind.' 
Die Dienstaufwandsgelder der Direktoren betragen 8900 bis 12000 M.„' 
für die übrigen leitenden Beamten 2100 bis 6000 M. Die Bezüge des‘ 
Generaldirektors sind nach denselben Grundsätzen aufgebaut und erreichen 
bei weitem nicht die Sätze, die für Leiter von Unternehmungen großen! 
Umfanges üblich sind. Sie erreichen nach dem erwähnten Beschlusse des 
Verwaltungsrates einschließlich der Dienstaufwandsentschädigung die 
Stunme von 100000 M. nicht, a 


I 


Behördentariffragen 


Ausführungsbestimmungen zum preuß. Angestellten-Tarif- 
vertrage vom 30. Juni 1924, Unter dem 18. März 1925 hat 
der Preußische Finanzminister (Lo. 334) folgenden Erlaß heraus- 
gegeben: f 

„Gemäß $ 60 Abs. 1 P.A,T, sind folgende Ausführungsbestimmungen 
vereinbart worden; 

Zu 833 Abs. 1 PALT.: 

Die reichsgesetzliche Barleistung im Sinne des 833 Abs. I des 
P.A,T. umfaßt den Anspruch des Angestellten gegenüber dem Ver- 
sicherungsträger auf Un Dies gilt sowohl bei Haus- wie bei 
A altebehandiine. In Frage kommt hiernach Krankengeld, Hausgeld. 
und sogenanntes Taschengeld, und zwar in allen Fällen in der Höhe, wie- 
es von der für die‘ Dienststelle zuständigen Krankenkasse ($: 225 R.V.O, 
auf Grund der reichsgesetzlichen Pflichtversicherung tatsächlich bar ge- 
leistet wird oder bar geleistet wurde. 

Leistungen aus: 

a) freiwilüigen Versicherungen, 

b) Zusatzversicherungen oder - 

c) Versicherungen, soweit sie über das Pflichtmaß hinausgehen, 
bleiben außer Betracht. 

Es wird ersucht, für die Folge nach vorstehender Vereinbarung zu- 
verfahren. Soweit bisher abweichend hiervon entschieden sein sollte, 
behält es hierbei sein Bewenden. Da vorstehende Ausführungsbestimmun- 
gen Bestandteil des Tarifvertrages geworden sind, äst in. den im Dienst- 
gebrauch befindlichen Abdrucken des P.A.T. am Fußende des & 33 ein 
Hinweis auf die vorstehend bekanntgegebene Ausführungsbestimmung 
einzutragen. 


DE ung tagegelder werden an Angestellte nach einem 
Erlaß des Preußischen Finarizministers vom 3. März 1925 
(Lo. 271) in der gleichen Weise wie die Dienstbezüge, also. 
halbmonatlich im voraus, gezahlt. 5 


Einstellung von Aushilfsangestellten. Der Preußische Fi- 
nanzminister hat unter dem 27. Februar 1925 (Lo. 234) folgen« 
den Erlaß herausgegeben: z 

„Soweit — unter Beachtung der für die Angesteliten geltenden Vor- 
schriften — eine Einstellung von Angesteilten außerhalb des Preußischen 
Angestelltentarifvertrages, insbesondere von Aushilfsangesteliten und nicht 
volibeschäftigten Angestellten in Frage kommt, wird ersucht, auch in 
diesen Fällen, soweit irgend angängig, entsprechend den in den 8$ 8 bis 
12 des P.A.T. niedergelegten Grundsätzen zu verfahren.“ - 

' Einreihung der Katasterhilfstechniker. Das Einreihungs- 
schiedsgericht, der Nachprüfungsausschuß, hat bezüglich der 
Meinungsverschiedenheiten über die Umgruppierung von Ka- 


rs 


tasterhilfstechnikern in nachstehendem Schiedsspruch gutächt- 


lich Stellung genommen: ET ERS 
„Berlin, den 16. März 1925. 5, Sitzung des Nachpf.-Aussch, zweiten 
Instanz. ERST naar 
Anwesend: von Moelliendorf, Staatssekretär a. D., als unparteiischeg 
Vors., Dr. Acker, Regierungs- und Steuerrat Heucke, Katasterobersekrer 
tär Neuendorf als Arbeitgeberbeisitzer, Katastertechniker de Boer, Dornow 
und Philipp als Arbeituehmerbeisitzer, \ 
Zum Schreiben Lo. 277 vom 12. März 1925 hat der erweiterte Nach- 
prüfungsausschuß in seiner‘ Sitzung vom 16. März einstimmig folgender- 
maßen gutachtlich Stellung genommen: Se x 
1. Die für die Katasterhilfstechniker in der Vergütungsgruppe V und 
der Fußnote 1 des P.A.T. gegebenen an erscheinen so ein- 
deutig, daß für die Katasterhiltstechniker eine höhere Vergütungsgruppe 
und somit ein Nachprüfungsverfahren - während der vom Ministerrum 
gemäß K.V. 1 1209 vom 1. Juni 1922 zu bemessenden Ausbildungszeit 


‚nicht in Frage kommt. 


2. Die Katasterhilfstechniker haben jedoch nach Ablauf der Ats- 
bildungszeit und auch zur Unterbrechung der Ausbildungszeit die recht- 
liche Möglichkeit, ihr Dienstverhältnis zu Bear und die Neuanstellung 
in einer höheren Vergütungsgruppe nachzusuchen, so daß sie dam ge- 
gebenenfalls als technische oder Büroangestellte dem Nachprüfungsver- 
fahren unterliegen. gez. von Moellendorf.‘ 


Hiernach ist eine Umgruppierung und eventuelle. Einlei- 
tung des Nachprüfungsverfahrens als Katasterhilfstech- 


„.niker nicht möglich. Umgruppierungen können deshalb nur 


auf der Grundlage der Ziff. 2 vorgenannter gutachtlicher 
Aeußerung erhoben werden. Damit haben alle bisher vorliegen- 
den Fälle zunächst ihre Erledigung gefunden. Die Verwaltung 
wird diese Anträge, soweit nicht bereits geschehen, zurück- 
geben. Dieselben müssen, falls die Kollegen unter den Voraus- 
setzungen des Schiedsspruches eine Einstufung in Gruppe VI 
weiter geltend machen wollen, durch Ausspruch einer Kündi- 
gung nach $& 24 erneut gestelit werden. 


Ortszuschlag (Wohnwngsgeldzuschuß) für ausgeschiedene 
Angestellte. Der Preußische Finanzminister hat unter dem 
23. Februar 1925 (Lo. 200) folgendes angeordnet: : 

„Im Anschluß an den Runderlaß vom 3. November 1924 (Lo. 1533, 
Abschn. C), veröffentlicht im Preuß. Bes.-Bl. S. 335 von 1924, wird 
hiermit bestimmt, daß Angesteilten, deren Dienstverhältnis vor dem 
2. November 1924 gekündigt worden ist, und deren Ortszuschlag (Woh- 
nungsgeldzuschuß) sich intolge der Einstufung der Orte, die einzelnem 
Ortsklassen entsprechend dem neiten, im Reichsbesoldungsblatt von 1924, 
Nr. 54, S. 291 ff, abgedruckten Ortsklassenverzeichnis mit den dazu 
bekanntgegebenen Nachträgen und Berichtigungen vermindert hat, der 
Unterschiedsbetrag in entsprechender Anwendung des Runderlasses vom 
3. November 1924 (Lo. 1533) bis zur Beendigung des Dienstverhält- 
nisses gezahlt wird, | 

Dementsprechend ist auch zur Berechnung der Abfindungssumme 
emäß $ 36 des 1. Abschnittes der Preuß. Personal-Abbau-Verordnume 
Pr.G.-S. S. 73 von 1924) und den dazu ergangenen vorläufigen Aus- 
führungsvorschriften. (Pr. Bes.-Bl. S. 253 von 1924) für die in vor 
enden Absatz bezeichneten Angestellten bei der Feststellung. des- 
letzten Menatseinkommens der bisherige höhere Ortszuschlag (Wohnungs- 
geidzuschuß) zugrunde zu legen, 


a0 Aus dem Bunde 


Techniker-Taschenbuch 1925.. Die sehr erhebliche Auflage des Tech- 
niker-Taschenbuches 1925 ist bis auf einige wenige Exemplare ver- 
griffen. Es laufen jedoch noch fortgesetzt Bestellungen ein, da das 
Techniker-Taschenbuch sich ständig neue Freunde erwirbt. Um diese 
Bestellungen noch ausführen zu können, bitten wir diejenigen Orts- 
verwaltungen, die etwa noch unverkaufte Bestände liegen haben, diese an 
uns gut verpackt umgehend zurückzusenden. 


Aus den Gauen 


Sechster ordentlicher Gautag des Gaues Brandenburg. 
Auf Grund des & 40 der Bundessatzungen und der dazu erlassenen 
Ausführungsbestimmungen berufen wir hiermit, in Begänzung zu dem 
bereits am 3. April 1925 herausgegebenen Wahlausschreiben, den 6. or- 
dentlichen Gautag des Gaues Bran enburg auf Sonztag, den 24. Mai 
1925, vormittags 9 Uhr, nach Berlin, „Nordwest-Hotel“, Spiege!saal, 
Turmstr. 7, ein. ’ 2 
Vorläufige Tagesordnung: 
. Konstituierung des Gautages; 
- Festsetzung der Geschäfts- und Tagesordnung; 
. Berichte; 
a) des Gauleiters, 
b) des Gauvorstandes, 
oe) der Revisoren; 
‚ Sozial- und wirtschaftspojitische Tagesfragen, 
Referent: Kollege Dr. Pfirtmaun; 
. Wahlen; 
a) Wahl des Gauvorstandes, 
b) Wahl der Hauptkassenrevisoren, 
c) Bestätigung des Gauleiters; 
‚ Anträge; = 
. Verschiedenes, 
Der Gauvorstand, 
Lemnitz. Günther, 


oo Bekanntmachung der L.B.S. 


Gemäß & 20 unserer Satzungen laden wir hierdurch ein zur 13. or- 
dentlichen Generalversammkıng "am Donnerstag, den 30. April 1925, 


abends 7!/; Uhr, im Industriebeamten-Haus, Berlin NW 40, Werftstr, 7. 


Tagesordnung. R 
1. Koustituierung der Generalversammlung. 
2. Geschäfts- und Jahresbericht. 
. Das Abkommen mit dem Butab, 
‚, Genehmigung der Bilanz per 31. Dezember 1924. 
. Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat. 
. Festsetzung der Höchstbeträge für Anleihen und Kredite, 
« Anträge, ; 
. Wahlen für den Vorstand und Aufsichtsrat, 
. Verschiedenes. j 


Die Verhandlungen sind öffentlich. Jedem erschienenen Oenossen 


steht, unabhängig von der Höhe der auf den Geschäftsanteil geleisteten 


Einzahlungen, Stimmrecht zu. Inhaber mehrerer Anteile haben ntur eine 
Stimme. Die Genossen haben sich durch den Genossenschaftsausweis zu 
legitimieren. | 2 ? 

Die Bilanz für das Jahr 1924 liegt während der Kassenstunden zus 
Einsicht vom 15. bis zum 39. April an unserer Kasse aus. 

Berlin, den 31. März 1925, 


Industriebeamten-Sparbank, e.G.m.b.H. 
Der Aufsichtsrat 3 
gez. Braun. gez. Reichelt. - 


Bücherschau = 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung* 
übersandten Schriftwerke werden nach Verfässer, Titel, - Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechuag bleibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefötdert eingesandter Schrifien 
erfolgt nicht, > 


Löwer, Rich. Modelltischlerei. 2. Teil:_ Beispiele von Modellen und 
Schablonen zum Formen. Mit 163 Textliguren. (Werkstattbücher, 


herausgegeben von Eugen Simon. Heft 17)  Vig. Jul. Springer, 


Berlin, 1925. Pr. 1,50 Mk, 














Nr. 15 


Meyer, Eduard. Die Heimstättenfrage im Lichte der Geschichte. (So- 
ziale Zeitfrage. Herausgegeben von A. Damaschke, Heft 67/68.) 


Vig. Gebr. Mann, Berlin. 1924. Pr. 1 Mk. 

Model. Deutsches Staatsbürger-Taschenbuch. (Beamten- und Verwal- 
tungsbücherei, Bd. 8.) Wirtschaftsverlag A. Sudan, Berlin SW 48. 
1925. Pr. 350 Mk. 

Oyheau, Frank. Weltentwicklung. Uranus-Vig. Max Duphom, Bad Oldesloe, 

Reichsarbeitsverwaltung und Reichsversicherungsamt. „Arbeiterschutz.“ 
ahrgang 1925. Heft 1: Januar. (Sonderausgabe des Reichsarbeits- 
lattes.) Verlag R. Hobbing, Berlin. Monatl, ein Heft. Pr. 1 Mk. 

Rohde, Hans. Meßwerkzeuge. (Der Werkzeugmacher. Lehrheite für 
Metallarbeiter. Heft 8.) Mit 126 Abbildungen. Vig. C. Pataky, 
Berlin. 1925. Ps, 1 Mk. 

Roth-Seefrid, C. F. Richtiges Denken in der Berufsarbeit und sein 
Geschäftswert. Selbstverlag Berchtesgaden. Pr. 4,80 Mk. 

Saedier.. Hypothekenreiorm und Wohnungsreform. (Soziale Zeitiragen. 
Herausgegeben von A. Damaschke. Heft 79.) Vig. Gebr. Mann, 
Berlin. 1924. Pr. 50 Pf, 

Steuertabellen zur Ermittlung des Steuerabzuges bei monatlicher Gehalts- 
oder Lohnzahlung. 

Lohnsteuertabellen zur Berechnung des Steuerabzuges bel wöchentlicher 
Lohnzahlung. 

Beide gültig ab 1. 12. 1924. Vig. G. Knapp & Co., Pfullingen 

(Württbg.). Pr. 50 Pf. (Vorzugspreis für organisierte Mitglieder je 

40 Pf. zu beziehen durch Herrn Paul Müller, Reutlingen, Leder- 

straße 122. 

Verband der Deutschen Buchdrucker. Protokoll des 12. Verbandstages, 
abgehalten vom 1.—6. 9. 1924 in Hambg. Selbstverlag des Ver- 
bandes in Berlin. 

Winkel, H. Im Auftrage des Ausschusses für wirtschaftliche Fertigung 
(AWF). Seibstanfertigung von Rechentafeln. 1. Das Rechnen mit 
Teilungen. 2. Anwendung des logarithmischen Liniennetzes auf die 
Maschinenkarten des AWF. 3. Der Aufbau der Leitertafeln.- (Beuth- 
Heft 2/4.) Beuth-Vig. Ges.m.b.H. Berlin SW 19. Pr. 1 Mk. 

Zufüiger, Hans. Unbewußtes Seeienleben. Die Psychoanalyse Freuds 
in ihren Hauptzügen. 2. Auflage. Frankh’sche Verlagsbuchhandlung, 
Stuttgart. Geh. 1,20 Mk. geb. 2 Mk. 

Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu 
beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. H, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15559. Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Be- 
rechnung von Porto und Verpackung. 


Technik. 

„Nupubest“ (Nuflpunktbestimmung), experimentelle Lösung statisch 
unbestimmter Systeme f. d. Gebrauch in der Praxis. Von Chr, Rieck - 
hof. Verlag: Aktiengesellschaft für Baubedarf, Darmstadt, Lud- 
wigstraße 15. Die Broschüre wird kostenlos vom Verlag an alle In- 
teressenten versandt. 

Der Verfasser beschäftigt sich in seinem Werk mit der Lösung 
statisch unbestimmter Systeme auf ‘experimenteller Grundlage und gibt 
ein Verfahren an, nach welchem mit Hilfe der Nupubest-Apparatur auch 
komplizierte statisch unbestimmte Systeme auf dem Versuchswege be- 
rechnet werden können. Das Verfahren bietet den Vorteil, daß es jede 
Verbiegung, Verschiebung und Verdrehung sinnfälig erkennen läßt und 
somit die Formänderungen deutlich vor Augen führt. Ist mit Hilfe der 
Apparatur die elastische Linie des zu untersuchenden Tragwerkes rein 
mechanisch festgestellt, so werden die Momentennulpunkte bestimmt, und 
das statisch unbestimmte System wird damit in eine Anzahl statisch be- 
stimmter Systeme zerlegt, weiche ohne weiteres mit Hilfe der Elementar- 
statik berechnet werden können. Eine reiche Anzahl: guter Beispiele 
gibt den Rechnungsgang an und läßt die besonderen Vorteile des Ver- 
fahrens erkennen. G::P; 


Eßlinger Lokomotiven, Wagen- und Bergbahnen. Geschichtliche 
Entwicklung in der Maschinenfabrik Eßlingen seit dem Jahre 1846. Von 
Dr. ing. Max Mayer. 250 Seiten 4% mit Tafeln, mehreren 100 Ab- 
bildungen und Tabellen. V.d. J.-Verlag, Berlin. Preis 25 Mk. 

Eine Festschrift; die keine sein will. Wein sonst eine Firma der 
Großindustrie ein Jubiläum feiert, dann ist natürlich nicht nur der 





Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaitene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 


Zur Aufertigung mehrerer Entwürfe mit Kostenan- 


Aw 7 g schlägen für Kreisneubauten wird ein gewandter, jüngerer 
ut | br Yu nl Pf Bochbautechniker 


zum sofortigen Eintrilt gesucht. . 

hal sprüchen, lauf 

er Zementbetonwarenfabrik Thüringens in selbständige | Zeugnisabschriften sind a 165 ohne 
R. Merkel, Berlin W35; Potsdamer Str. 114, zu richten, 


mit Erfahrungen im modernen Gewächshausbau, von Bewerbungen mit 
eliung, möglichst per sofort, spätestens aber zum 1, Mei, 

gesucht. 

“ Bewerbungen unter D. T. 156 an R. Merkel, Berlin 

W 35, Potsdamer Str. 111. 


2 Tiefhautechniket 


sofort für längere Beschäftigung gesucht. Längere Praxis 
erwünscht. Ye ütung entsprechend der Beamten in 
Gruppe VI—-VII, je nach Lebensalter, Vorbildung und: 
Dauer der praktischen Betätigung. 

Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften 
an RE und Fiußbauamt Weilheim {Ober- 
bayern): 


Dir a IE RETTET EETTE 

Ehemaliger techn. U-Boots-Ober-Masch.-Maat 
mit D. O. 5. 31 Jahre alt, ledig, la Zeugnisse, sucht 
Stellung im Betriebsbüro. Gefl. Angebote unter @. E. 121 
an Rudoli Mosse, Görlitz, 
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Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 








Monatliche Ratenzahlung! 


7Merren- 
Kleidune 


tertig und nach Masse! 
Große Auswahl in guien Stoffen 
sowie Gumm!i- u. Lodenmänteln 
Mesßsohnelderel JuliusFabian 


NO 18, Gr. Frankfurter Siraße 37, H. Etage. 
Mitglieder erhalten 5°/, Rabatt. 


Gründer eine Zierde seines Jahrhunderts und ein unvergleichliches 


"vGenie gewesen, sondern auch auf seine Nachfolger fällt ein reichliches 


Strahlenbündel von dem bengalischen Licht. Begreiflich, der Angestellte 
benutzt die Gelegenheit, um sich „oben“ beliebt zu machen, und ist's ein 
technischer Berutsschriftsteller, den man zur - Bearbeitung herangezogen 
hat, so weiß er, was man für das fette Honorar erwartet und wird sich 
in den meisten Fällen hüten, seine Auftraggeber zu enttäuschen. 

Hier ist mit dem Brauch gebrochen, Dinge die sich am festlich 
gedeckten Tisch nett anhören, dem Leser aufzudrängen. Bei allem Be- 
streben, die Persönlichkeit Reßlers und seine Leistung gebührend her- 
vortreten zu lassen, kaum ein Wort der Bewunderung. Die Nachfolger 
der historischen Persönlichkeiten Reßiers und Tricks werden nicht ein- 
mal genannt. Dafür sind mit einem wahren Bienenfleiß alle technisch- 
geschichtiich wertvollen Abbildungen und Daten zusammengetragen, es 
ist vielleicht sogar etwas zu viel des Guten, und eiwas mehr Auslese, 
die dann eine Vergrößerung der verbleibenden Abbildungen gestattet 
hätte, wäre dienlich gewesen. Auch die Behandlung der Klischees 
(s. z. B. Nr. 94) läßt in einigen Fällen diejenige Sorgfalt vermissen, 
die dem prätentiösen Einband und dem guten Papier entsprochen hätte. 
Aber diese kleinen Ausstellungen sollen das Verdienst der alten süd- 
deutschen Firnıa und des Autors nicht schmälern. Für die noch immer 
recht dürftige Geschichte der Technik wird das Buch eine wertvoll 
Quelle bilden. Fr. ©. 


Geschäitliches 


Die Mode zu Ostern. Die Frühjahrsmode steht nunmehr in allen 
Einzelheiten fest. Aus dem soeben erschienenen Osterheft des „Bazar“ 
ersieht man, daß neben der langen paletotähnlichen auch die kürzero 
acke wieder getragen wird. Das Interessante in der Mode dieses Früh- 
jahrs sind wohl die neuen kurzen Sakkojäckchen und die Tatsache, daß 
Jacke und Rock voneinander abstechend beliebt sind. ‚Mit neuen kleid- 
samen Hüten für die Uebergangszeit in kleinen, für die ersten Sonnen- 
tage in breitrandigen Formen zeigt der „Bazar“ die veränderte Hut- 
mode. Und weiter. gibt er Anregungen für eine Art. persönliche, ein 
wenig zeitlose Kleidung: mit Handarbeitverzierung, wie sie ‚heute viele 
Frauen und Mädchen gutbürgerlicher Kreise suchen und lieben. Der 
„Bazar“ ist bei jeder Postanstalt zu bestellen und in jeder besseren 
Buchhandlung zu haben. 


Neu erschienene 



















Bücher 


Heinig, Die Finanzskandale des Kaiserreihs . . » 2... M. 2.50 
Köttgen, Das wirtschaftliche Amerika . , . x 2» ee 2 02.200 Bo 
Kiodel, Deutsches Staatsbürger-Taschenbuch, + » » » 2 2.2 2 2» 350 
Renner, Die Wirtschaft als Gesamtprozeß und die Sozialisierung. 
{Populärwissenschaftlich dargestellt nach Karl Mars-System) . „ &— 



















Baluschek, Großstadtgeschichten. . » 2» 2 ve nn 20. nm 460 B 
Blos, Florian Geyer, Lebens- u. Charakterbild aus d. großen Bauernkrieg „ 1.90 £ 
Cunow, Politische Kaffeehäuser . » : 2» 22... Be RE Be 
Homo, Zigeunerblut im Aktenschrenk (Roman) . » » x» 2 2 m 980 B 
Kampfmeyer, Vom Zunftgesellen zum freien Arbeiter. . . » 2. „ 1.75 
Lohmann, Werde {Zur Erinnerung an die Feierstunde der Jüugendweihe) „ 1.75 
EHideLictwerk so Ba Wa, ARE EN 
Michaelis, Die sieben. Schwestern (Roman). » 2 » » » 2 2.2. 850 $ 
Andersen Nexö, Bornholmer Novellen . .„ » » >» EEE 300 
Roth, April (Geschichte einer Liebe). » » » ze 2 er 2 a 2 009 1.70 
». Der blinde Spiegel (Roman) , » «2 vr en... NEE 3 
Wendel, Geschichte in Anekdoten » » »: 2 ar ze 2 20. mn #50 | 
se Das 19; Jahrbundert in.der Karikatur , » » v2 20» 7.50 


Zu beziehen durch 


Industriebeamten-Varlad G.m.b.H, 
Berlin NW 30, Weritsiraße 7. 


Postscheckkonto Berlin 15650. 


Fernspr.: Lützow 8984, Postschecikonto 21187 Borlin. 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 





Nachru?! 


Auch an dieser Stelle möchten wir 
unsere Anteilnahme an dem so tra- 
» gischen Tode unseres bei dem folgen- 
schweren Unglück bei der Firma Rud. 
O. Meyer im Hamburger Hafen tödlich 
verunglückten lieben Kollegen, 


Her Ingenieur Karl Spakowsky 


zum Ausdruck bringen, Seine Treue, 
die für alle Kollegen ein Vorbild 
war, wird. bei uns ein dauerndes An- 
denken hinterlassen. 


Bund der technischen Angestellten und Beamten 


Ortsverwaltung Hauburg-Altona 
Fürst. 





Elegante 
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Rexlefurcht und Menschenscheu Een 


sind Hemmnisse, die schon so manchen tüchtigen Menschen im 
beruflichea und socsellschaftlichen Leben an der Erreichung 
seines Zieles dauernd behindert haben. Wer aus Mangel aa 
Redegewandtheit überall schweigen muß, fühlt sich unbeseutend 
und. überflüssig. Wıe ater c-hebt es dagegen, wie macht es 
groß und erfüllt jeden mit dem reinen Gefühl seines 
Pl persönlichen Wertes, der seiner Meinung durch e'ne 
schöne, schwungvolle Rede Ausdruck geben, in Unter- 





























Redner-Akademie R. Halbeck, Berlin 













Falt- 
boote 


führen Sie 
RT, zerlegt im 
“ A Rucksack mit 
sich. Mit Wan- 
p dern auf Flüssen 
p u. Seen verbringen 

f} e Sie Ihre Sonntage und 
We ”° Ferien gesund, billig u. reiz- 
voll. Wir liefern nur direkt. Verl. 

Sie die ill. Schrift „Wasserwandern“ gegen 
Mk. -.50 od. einfache Preisliste kostenlos. 


KLEPPER-FALTBOOT-WERKE, 
Rosenheim a.inn 336 





















Preußische Staatslotterle 


Ziehung der 1.Klasse am 17. u. 18. April 


Eüshstgewimes 


Zwei Milllonen'; 


Bauptgewinne Marks 





Doppellose zu 48,— Mark 

Ganze __Halbe Viertel Achtel-Lose 

K- 12-  g- 3— M 
Porto und Liste 25 Pt. extra, 


SEHWATZ. ===. Berlin 
Neue Königstraße 86 


Postscheckkonto: Berlin 31150 
Tolegr.-Ade.: @iückegott Berlin. 


1 Sommersprossen Il Z Pickel, Mitesser! 


Ein einfaches, wunderbares Mittel jür jeden der obigen 
Hautfehler teile gern kostenlos mit. 

Frau M. Poloni, Hannover A. 45, Edenstr. 30 a. 
nn Me 





Achtung Radiahrer! 



















ha'tungen und Diskussionen jeden Augenblick das Wort er- 
greifen, schlagfertig reden und die Menschen für seine Ideen ge- 
winnen kann. Hierzu verhilft der ven dem Direktor der Redner- 
Akademie F. A. Brecht herauszegehene tausendfach bewährte 
Fernkursus für praktische Lebenskunst, logisches Denken, 


Afreie Vortrags- und Redekunst. 
4 Anerkennung aus all. Kreisen. Ausführ!. Broschüre versendet vollständ'g kostenlos 
* 3, Potsdamer Str. 105a. 





EFT 
Rheinwein 
Billiger, vorzügl. Tischwein 
Dienheimer Weißwein 

M.0.75 
Ungsteiner Rotwein 
M. 0.75 


pr. Liter zuzügl. 20°, Wein- 
steuer = 15 Pig. zus. M. 0.90, 


ab Nierstein, Nachn., Leih- 


Fässer v. ca. 30-50-100 Litern, 


Freibl. Station angeben. 
Weingut Heinrich Strub II 
Nierstein a. Rhein 29. 
Großer. Weinbergbesitz 
Gegr. 1864. 


echtrot.federdicht.Daunenkö- 
Pi 1V/aschlfrg., groß. Ober- 

ett, Unterbett u 1 Kissen m. 
14 Pfd. grauen Federn gefüllt 


& Gebett GM. 43.—; dasselbe 


Gebett mit 2 Kissen u. 16 Pfd, 
gaärtw. Fed. gefüllt GM.693.—., 


Bettfedern 
graue, per Pfd.GM.1.10, zart 
und weich GM. 1.50, grau- 
Halbdaun. GM. 3.25, Schieiß- 
federn grau GM.2.25, weıße 
Halbdaun. GM. 5.—, Daunen 
au, GM.9.25,weißGM.12.50. 
ttbezug aus guter, weißem 
Linon oder bunt geblümt oder 
keriert per Stück Gm. 7.20, 
Alle Aussteuerartikel billig. 
Muster u. Katalog frei. Nicht- 
gefall. Geld zurück. 

Beitfederngroßhand'ung, 
Bettenfabrik und Versand 


Th.Kranefuß, Cassel247. 


Hütte, 3 Bände, 


X Betriebs- 
hütte 


und alle anderen 
Bücher wieder gegen 
Raten. 
H. Meusser, 
Fachbuchhandlung, 
Berlin W57/ 4, 
Potsdamer Straße 75. 


Existenz 


durch Postversand. Fordern 

Sie Schriften unter Beifügung 

von 10 Pfg. von Fr. Dorer, 

Freiburg (Baden), Kolmarer 
Straße 10. 
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BandWurm 


eo a. Madenwürmer entzieh. 
Körper d. besten Säfte, 
der Mensch wird bl.ıtarm, 
nervös, elend u. schlapp. 
Bleichsüchtige und blut- 
erıne Frauen und Mäd- 
chen, Magen- und Weiss- 
flussleideude sowie ner- 
vöse Personen usw.leiden 
in den meisten Fällen an 
Eingeweidewürmern, er- 
kennen aber ihre Krank- 
heit nicht. Heute bedarf 
jederd. so teuren Lebens- 
mittel für sich und dürfen 
diese nicht v.d. Würmern 
gern te on 
unft kostenlos (Rückporto). 

Keine Hungerkur. 
Wurm-Rose, 
Hamburg 11a 264. 


Stoffp an Beamte u, 
1) 
Fastbeso!dete 
zu billipen Preisen u. 
monatl.Teilzahlungen. 
Verlang. Sie unverbindl. 
Muster. Abgeb. Beamte 
als Vertreter gesucht. 
Tuchversand 
A. Krumbacher, 
Eichenau b. Münch, 


Zeugnisabschriften 


i.tadell. Masch -Schr., korrekt 
u. sauber, 6 Stck. 0,75, 10 Stck. 
1,—, 20Stck 1,25, 30 Stck 1.50 
$0 Stck. 2,—. Otto Höhn, 
Eisenach, Helenenstr. 11p. 


Schweine-Kleinfleisch 


“ 


frisch gesalzene, hiesige Ware 
netto 9 Pfd... . .„M.3.40 
Gebinde mit 30, 50 u.100 Pfd, 
pro Pfd. nur 36 Pfg. 


Kugel-Käse 
(2 rote, runde Ku In) 
& 4. Pfd. =9 Pfund M. 4.50 
9 Pfd. rote Tafelkäse „ 4.50 
„ gelbe Nordmarkkäse „ 4.50 
„ Gän. 20°. Edamer Käse „ 7.65 
„ her.hiesig. durchw.Speck „ 11.25 
freibleibend ab hier Nachn. 

Nortorf 

























osoo 


'H. Krogmann, ı Nor Nr. 646. 


Altest.Versandgesch. a.Platze 


gewehre, 


Direkt an Private zu sehr billigen Preisen 
Jagdrad. Fahrräder 


sowie Fahrrad-Ersatz- und Zubehörteile, 
Motorräder. Uhren, Gold. und Silber 
waren, Haushaltungsgegenstände aller 
Art, Musikinstrumente, Geschenkartiket 


B urgsmüller-Waffen 


wie Teschings. Revolver, Pistoten. Luft. 
Doppelflinten, Drillinge und 
eämtlihe Munition, ferner agdaus., 
rüstungsgegenstände 


Reidhaltiger Katalog gratis und franko a 


Deutsche Waffen. und Pahrradfabriken 
H.Burgsmäller.& Söhne 











| Georg Spellmann,Hannov,Holz-Ind ustrie, Hannover-Kleefeld 
Monatsleistung 75—100 Kegelbahnen. 



















Kreiensen am Harz Nr /&. 





Ernst Heß Nachf, 


gegründet 1872, ° - 
Alle.Musikinstrum., Harmonikas, 
Sprechapparate. — Fabrikation! 


Niedrigste Fabrikpreise Gr. Jubil.. 





Katal.gratis Schallplatt.St. 2,30 M- 


Klingenthal i. Sa., Nr. 512. 





ESTER 
Gärantlert naturreinen | 
geschleuderten Bienen- | 


HONIG 


9 Pfd.netto, frko.,1. Aust. 
sehr heil, 11 M., 2. Ausl, 
10 M, Halbe Dose 1. Ausl. | 
6.30 M., Nachn. 60 Pf, 
mehr. Joh. Göken, Blenen- 
zücht., gegr. 1812, Thüle 
b. Eros I.O. Vorm. 
königl. Hofküche belief. 














Kurt Schindler 
: „Zur 


Geschäftsordnung!“ 


Ein Leitfaden 
für Versamralungsleiter und 
Vereinsvorstände zur Ver- 
anstaltunz' - erfolgreicher 
Versammlungen. 


Gebunden Preis M. 1.50. 
Industriebeamten - Verlag 
G.m.b.H 


Berlin NW 40 














it bedi 
3 Tage zur Probe }-irus- 
dungsrecht, franko gegen franko, liefere ich meine 
erstklassigen 


Alnaka-Bestecke 


gegen niedrigere 3 EZAhIUNFEN 


bei angemessener . Anzahlung 


— Verlangen Sıe 


sofort kostenlose Preisofierte, 


P. Walther Ebert, Halle-Trotha. 





BBEMEEM „Versichert Euere Habe solort wertbeständig!“ ist das „Gebot der Stunde“. DERSEN 

















| Fahr d-Bereitungl - Goldmark-Versicherungen zu billigsten Beiträgen: 
| Wulstdecken, grau. "3.251 EB Feuer 50 Pf, Einbruch 50 Pf. einschliesslich Stempelgebühr 63 
i E ae Wa N n u i für das Jahr und Tausend der Versicherungssumme bei der ee i 
nie] Brand- und Einbruchschadenkasse „Deutscher Posiverband“ Y. V. a. 6. a 
ee ee 1.20 r Fernsprecher: Hansa 84 Berlin NW 21, Bundesratufer 13 Postscheckkonto: 26390 Berlin 2 
Mersioe se 1) Billigste, gemeinnützige Versicherungs-Anstalt für Reichs-, Staats- u. Kommunalbeamte, Geistliche u. Lehrer. 2 
Bei Beträgen über M.20. } M9] Keine Zuschläge für Nebenräume, auch fürEinbruchdiebstahl sind 10%, der Gesamt-Versicherungssumme in 

| Seldersge Re | Nebenräumen kostenfrei versichert. Kostenfreie Versicherung von Bargeld und Wertpapieren bis )®@ 
Bedienung. F zum Betrage von M. 300.—- unter einfachem Verschluss. Entgegenkommendste Schadensregelung. — #8 
OTTO HAACK = Vermittiung von Gebäude-, Umzugs- u. Reisegepäck-Versicherungen zu niedrigsten Sätzen. = 
ee ea m Näheres und A ntragsformulare durch die Vertrauenspersonen oder den Vorstand der Kasse. 
ee AI ITIIIIITTIT Pauschalversicherung in einer Summe, BEBEBEUEHLIE 


u Sauer 
Werantwortl.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag OmbH., Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 




















HERE 


TEIRTIERDRER 
. Fi 


F3 Pa TEE" ze 





S ‚Zeitschrift des Bundes der technischen Angestellten und Beamten. 


> m 0 a Homo per rer mn 1 omern Dorn een near eng erng Beeren PR SE errungen ne ee m 1 Te TEE. 
h N . 2 , ei nd 


MAY 7 1925 


Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis® — „Sozialwirtschaftliche Rundschau” — „Bildung und Unterricht” 


Erscheint wöchentlich Freitags. — Post-Bezugspreis vierteljährlich 1.20 R.M: 
— Postscheckkonto: Berlin Nr. 52 100. — Herausgegeben vom Bund der 
technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 4u, Werftstraße 7. 


Nummer 16 / 7, Jahrgang 








Wo bleiben die Entschädigungen der 


Ruhrangestellten ? 


Als vor einigen Wochen die Oeffentlichkeit davon Kennt- 
nis erhielt, daß die Reichsregierung ohne Befragung des Reichs- 
tages den Ruhrunternehmern als Ersatz für die Micum-Liefe- 
rungen 715 Millionen Reichsmark bewilligt und davon bereits 
500 Millionen den Syndikaten und Vereinigungen der Unter- 
nehmer zur Auszahlung an ihre Mitglieder überwiesen hatte, 
zeigte sich, bis zu welchem Ausmaß ein großer Teil der Presse 
und der von ihr beeinflußten öffentlichen Meinung den Inter- 
essen der Schwerindustrie dienstbar ist. Während man über die 
Barmat-Affäre tagtäglich den Lesern mit neuen pikanten Einzel- 
heiten aufwartet, den Staatsanwalt zır Land, zu Wasser und in 
der Luft gewaltige Reisen machen ließ, ohne daß bis heute 
irgendein Mensch nun eigentlich weiß, worin das Verbrechen 
der Barmats bestehen soll, setzte im Ruhrgelderskandal nach 
der ersten Ueberraschung sofort jene Taktik ein, die vielleicht 
noch wirkungsvoller ist, als die sensationelle Aufmachung von 
Klatschgeschichten: das Totschweigen. Und so kommt es, daß 
außer in der "Arbeiterpresse und einigen linksstehenden Or- 
ganen über diesen in seinem Ausmaße beispiellosen Finanz- 
skandal kaum noch außerhalb des eingesetzten Reichstags- 
untersuchungsausschusses und der den Interessen der Arbeit- 
nehmer gewidmeten Presse gesprochen wird. 

Gegenüber dieser Taktik und den Rechtfertigungsversuchen 
der Reichsregierung und der Unternehmer muß von gewerk- 
schaftlicher Seite mit aller Deutlichkeit erklärt werden, daß 
die Arbeitnehmerschaft nicht gewillt ist, nach all den tnsäg- 
lichen Opfern, die ihr Besatzung und Ruhrkampf auferlegt 
haben, nun auch noch zu sehen, wie dieser Kampf zu einer 
einseitigen Bereicherung ausgewertet und die Entschädigungs- 
pflicht des Reiches -den wahren Trägern des Abwehrkampies 
gegenüber versäumt wird. 

Der Standpunkt der Gewerkschaften gegenüber der Ent- 
schädigungspflicht läßt sich in wenigen Worten darstellen: 

- 1. Die Gewerkschaften bestreiten nicht die Verpflich- 
tung des Reiches, diejenigen Wirtschaftskreise, die die un- 
mittelbaren Lasten des Ruhreinbruchs getragen haben, im 
Rahmen des Möglichen zu entschädigen. Es kann nicht 
einem Teil des Volkes, der zufällig im besetzten Gebiet. wirt- 
schaftlich tätig ist, zugemutet werden, größere Lasten zu 
tragen, als die übrigen Glieder des deutschen Volkes. 

"2. Diese Entschädigıngspflicht des Reiches muß aber auf 
Be tele cher Grundlage und in aller Oeffentlich- 
keit, nach Maßgabe des wirklich nachgewiesenen Schadens 
und mit unparteiischer Gerechtigkeit, sowie nach sozialen 
Gesichtspunkten festgelegt werden. 

Diesen Erfordernissen ist aufs gröblichste zuwiderge- 
handelt worden. Die Unternehmer haben während des Ruhr- 
kampfes durch Ausnutzung von Papiermarkkrediten, die in 
entwertetem Gelde zurückgezahlt wurden, durch Stundung der 
Kohlensteuer,- Ausgabe von nichtwertbeständigem Notgeld, 
Empfang. von Lohnsicherungszahlungen, die zur Beschäftigung 
der Arbeiterschaft mit durchaus produktiven Vorrichtungs- und 
Erweiterungsarbeiten benutzt wurden und nach Beendigung des 
passiven ‚Widerstandes — während der Dauer der Micum-Ver- 


träge und unter Berufung hierauf —, durch umfassende Steuer-. 


stundungen und -erlassungen, Kürzung. der. Arbeiterlöhne, Re- 
duzierung der Angestelltengehälter um 25 Prozent, Verlänge- 
rung der Arbeitszeit, Beseitigung der Ueberstundenbezahlung, 
Abbau der Beamten oder Zurückversetzung ins Arbeiterverhält- 
nis, «sich ‘sowohl außerordentliche Mittel ‚verschafft, wie die 
Lasten in größtem Ausmaße abgewälzt. Diese Gegenposten 
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sind in keiner Weise von der Reichsregierung verrechnet wor- 
den. Dadurch, daß nicht amtliche Organe, auf Grund des 
genau ermittelten Schadens, sondern Unternehmervereinigungen 
— insbesondere die Ruhrkohlen-A.-G. — mit der Auszahlung 
der Entschädigung betraut wurden, ist jede Kontrolle ausge- 
schaltet gewesen. Endlich ist nicht auf gesetzlicher Grund- 
lage, Sondern auf Grund eines einfachen Kabinettsbeschlusses 
die Auszahlung der Gelder zustande gekommen. 


- Dies alles wird aber in den Schatten gestellt durch die 
Tatsache, daß derjenige Teil der Bevölkerung des besetzten 
Gebietes, der die schwersten Opfer in Form von Arbeitslosig- 
keit, Lohn- und Gehaltskürzung, Arbeitszeityerlängerung oder 
gar Vertreibung auf sich genommen hat, bei der ganzen Ent- 
schädigungsregelung leer ausgegangen ist. Wir müssen des- 
halb nunmehr von Reichsregierung und Reichstag mit aller 
Entschiedenheit verlangen, daß die Entschädigungspflicht 
gegenüber diesen Volksgenossen erfüllt und durchgeführt wird. 

Man wird zugestehen müssen, daß ein praktisch durchführ- 
barer Plan für die Entschädigung der Opfer des Ruhreinbruchs 
eine Reihe von überaus großen Schwierigkeiten berücksichtigen 
muß. Zunächst sind seit Beginn der Ruhrbesetzung — dem 11. Ja- 
nuar 1923 — 21/, Jahre insLand gegangen und auch seit Aufgabe 
der Regie haben sich die wirtschaftlichen Verhältnisse außer- 
ordentlich gewandelt. Sodann ist es natürlich wesentlich leichter 
für einen Betrieb, auf Grund der Geschäftsbücher, die Lieie- 
rungen usw. festzustellen und zu berechnen, als für Tausende 
von Arbeitnehmern im einzelnen den individuellen Schaden 
zu errechnen. Es-wäre eine meines Erachtens unlösbare Auf- 
gabe, wenn der Festsetzung der Entschädigungssumme eine 
ins einzelne gehende Ermittlung des durch Kurzarbeit, Ar- 
beitslosigkeit, Gehaltsverkürzung, Zwang zur Annahme einer 
schlechteren Stellung, Ortswechsel, Nichtbezahlung von Ueber- 
stunden und ähnliches mehr erwachsenen Schadens von amt- 
licher Seite vorausgehen und dann ünter Umständen noch im 
Rechtsstreitverfahren in allen Einzelheiten nachgeprüft wer- 
den müßte. Bei einer solchen Regelung würden wahrschein- 
lich in vielen Fällen die Verwaltungskosten höher werden, als 


die zur Auszahlung gelangende Summe, selbst wenn diese den 


ganzen Schaden erfaßte. 

Ebenso wird"der Kreis der für die Entschädigung in Frage 
kommenden Personen notwendigerweise in bestimmten 
Maßen umgrenzt werden müssen. Selbstverständlich hat sich 
bei der wirtschaftlichen Verflechtung des besetzten Gebietes 
mit dem übrigen Deutschland die durch den Ruhreinbruch 
und die Micum-Zwangsverträge hervorgerufene Schädigung 


auch auf das unbesetzte Gebiet ausgedehnt und dort auf den 


Arbeitsmarkt eingewirkt. Letzten Endes ist ja der katastro- 
phale Zusammenbruch der Währung auf den Ruhreinbruch 
und seine sinnlose Finanzierung zurückzuführen, aber auch in- 
dividuelle Schäden der verschiedensten Art sind auf diese Weise 
entstanden. . Trotzdem scheint es mir notwendig, scharf 


zwischen denjenigen Angestellten, die während des Ruhrein- : 
bruchs unmittelbar alle Leiden ertragen haben und den im 


unbesetzten Gebiet gebliebenen oder nach diesem verzogenen 
zu scheiden, wobei es natürlich notwendig sein wird, besonders 
gelagerte Einzelfälle durch Schaffung eines Härteparagraphen 


zu berücksichtigen.  Abzuzweigen wäre auch von dem Per-. 


sonenkreis: der zu Entschädigenden der Kreis der Ruhr- 


flüchtlinge. Für diese, ist ja die Fürsorgepflicht schon : 


bisher ‚gründsätzlich anerkannt. worden und es wurde für sie 


durch Vase und gesonderte Unterstützung 
i 


gesorgt. Da ihr Schaden sich nicht nur auf das Gebiet des 
Arbeitsverhältnisses, - sondern weit darüber hinaus erstreckte, 


-muß sich die Regelung ihrer Entschädigung außerhalb des 
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Rahmens der nach rein wirtschaftlichen Merkmalen zu regeln- 
den Entschädigung der übrigen Angestellten bewegen. 

Für den zu entschädigenden Personenkreis von An- 
gestellten dürfte sich folgende Einteilung ergeben: 

1. Solche Angestellte, die unter Berufung auf die durch 
den Ruhreinbruch entstandene wirtschaftliche Lage oder durch 
Eingreifen der Besatzung arbeitslos geworden sind; 

2. Angestellte, die nach Fortfall der Lohnsicherungszahlun- 
gen unter Berufung hierauf fristlos entlassen oder ohne Gehalt 
beurlaubt wurden, und schließlich 

3. diejenigen Angestellten, die vor Beginn der Micum-Ver- 
waltung auf einem Werke tätig waren, dann in den Diensten 
der Micum standen, nach deren Abzug aber von ihrer deut- 
schen Betriebsverwaltung nicht weiterbeschäftigt wurden. 

So groß die damit verbundenen Härten auch zweifellos 
sind, wird es sich aus den bereits geschilderten Gründen nicht 
vermeiden. lassen, den Personenkreis auch in bezug auf die 
Entschädigungsberechtigung sehr scharf abzugren- 
zen. Unbeschädet also einer besonderen Regelung der Ent- 
schädigung für die Vertriebenen und ihre Familien, wird es 
notwendig sein, den Personenkreis auch dahingehend abzugren- 
zen, daß Voraussetzung der LIE die Anwesenheit 
im Einbruchsgebiet (alt- und neubesetztes Gebiet) von Beginn 
bis zur Beendigung der Ruhrbesetzung ist. Als festzusetzendex 
Tag für letzteres Datum dürfte wohl der 31. Oktober 1924 ın 
Frage kommen. 

Selbstverständlich ist, wie bei der sonstigen sozialen Ge- 
setzgebung, so auch für die Festsetzung der Entschädigungs- 
berechtigung, der Begriff der Bedürftigkeit abzulehnen. 
Die Angestellten verlangen auch gar nicht, daß ihnen jedes 
Opfer, das sie im Zeichen des Abwehrkampfes gebracht haben, 
nachträglich abgekauft wird. Nur da, wo der eingetretene 
Schaden wirklich über ein erträgliches Maß hinausgegangen 
ist und sich noch jetzt in seiner Auswirkung! 
zeigt, wird eine Entschädigungsforderung unerläßlich sein. 
Schließlich wird auch der Personenkreis nach Maßgabe der 
absoluten Höhe des Einkomm ens abgegrenzt wer- 
den müssen. Mir erscheint als äußerste Grenze noch ver- 
tretbar: x 
1.. Die Begrenzung des Personenkreises auf ein Jahres- 
einkömmen bis zu 9000 RM; R 

2. das Vorhandensein einer mindestens zweimonatigen, auf 
den Ruhreinbruch zurückzuführenden Arbeitslosigkeit; 

3. die Fortwirkung der eingetretenen Schädigung auf die 
heutige wirtschaftliche Lage des Betreffenden. 

Ich bin mir dabei bewußt, daß dieser Vorschlag ein außer- 
ordentlich hohes Maß von Opferwilligkeit nd die entschädi- 
gungslose Hinnahme außerordentlich großer und langwirken- 
der Einbußen bedeutet. Es wäre natürlich eine Kleinigkeit, aus 
agitatorischen Erwägungen die Forderung nach wesentlich 
weitergehender Entschädigung zu erheben. Trotzdem scheint 
mir dieser Vorschlag, weil er in den Grenzen des unerläßlich 
Notwendigen bleibt und sich auf objektiv leicht nachweisbare 
Merkmale beschränkt, die finanzpolitische und technische Durch- 
führbarkeit der Entschädigung zu sichern. 

Was nun die Art der Entschädigung anlangt, so ist ihre 
absolute Höhe naturgemäß von der durch den Reichstag 
hierfür auszusetzenden Gesamtsumme abhängig. Innerhalb 
dieses Rahmens, den wir so weit gespannt wünschen, daß er 
eine Abgeltung des wirklichen Schadens zum mindesten in dem- 
selben Maße enthält, wie er. der Ruhrindustrie gewährt worden 
ist, wird sich die zu bewilligende Entschädigung: 

1. nach der Dauer der Arbeitslosigkeit, ’ 

2. nach der Höhe der Einbuße an Arbeitseinkommen, also 
im Vergleich zu dem eines gleichartigen Angestellten, 
der keine unmittelbare Schädigung erlitten hat, und 

3. nach dem Familienstande 

abzustufen haben. 

Die Verwaltung, also die Ermittlung der Schäden 
und die Auszahlung der Entschädigung, muß selbstverständ- 
lich so einfach und billig wie möglich gestaltet werden. Des- 
halb wird weitgehende Dezentralisation notwendig sein. 
Hierbei kann auch am zweckmäßigsten eine etwaige Ver- 
rechnung der bereits bezogenen Entschädigungssumme er- 
folgen. Daß diese in gewissem Ausmaße verrechenbar 
sein soll, wird nicht bestritten werden können. Am zweck- 
mäßigsten wird eine Bestimmung sein, wonach bereits gezahlte 
Entschädigungssummen zwar angerechnet, zur Vermeidung von 
Härten aber auch niedergeschlagen werden können. 

Es muß als undurchführbar bezeichnet werden, wenn etwa 
eine amtliche Ermittlung und Erfassung sämtlicher eingetretenen 
Schäden vorgenommen werden sollte; deshalb wird nür übrig- 
bleiben, die Festsetzung der Entschädigung auf Antrag 
des Geschädigten selbst, und zwar auf der Grund- 
lage der Selbstdeklaration, die dann, soweit er- 
forderlich ist, nachzuprüfen wäre, vorzunehmen. Selbstver- 
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ständlich müssen Vertreter der Gewerkschaften bei der 
mittlung und Feststellung mitwirken können, 

Es ist mit großer Sicherheit anzunehmen, daß die Stellung 
der Entschädigungsansprüche der Angestellten von seiten der 
Industrie zu einem Ablenkungs- und Entstellungsmanöver be- 
nutzt werden wird, indem man triumphierend die erhobenen 


Er- 


‘Vorwürfe gegen die bewilligten und ausgezahlten Entschädigun- 


gen mit dem Hinweis abzuwehren versucht, daß ja nunmehr 
die Arbeitnehmer dasselbe für sich fordern. Einer solchen 
Gleichstellung unseres Vorgehens mit den bisher beliebten Me- 
thoden muß deshalb schon von vornherein entschieden ent- 
gegengetreten werden. Zunächst muß die Einsch altung 
wirtschaftlicher Interessenverbände als Organe 
der Auszahlung zurückgewiesen werden. Weder Unternehmer- 
syndikate noch Gewerkschaften sollten als Zwischenglieder für 
eine auf reichsgesetzlicher Grundlage vorzunehmende Ent- 
schädigungszahlung eingeschaltet werden. Ferner müssen wir 
auch jede Verbindung, Verquickung oder Verrechnung der be- 
sonderen Entschädigung für entgangenen Arbeitsverdienst mit 
anderen Schadensersatzforderungen ablehnen. 
Dies gilt nicht nur für die besonderen Forderungen der-Ver- 
triebenen, sondern auch für sonstige wirtschaftliche Schädigun- 
gen an Vermögen oder Einkommen von Arbeitnehmern. Vor 
alleın aber ist die Erledigung auf dem Verordnu ngs- oder 
Verwaltungswege wie überhaupt jede auf Hintertreppen 
zu erlangende Vergünstigung aufs entschiedenste zu vermeiden. 
Die Angestellten des besetzten Gebietes haben einen Rechts. 
anspruch darauf, vom Reichstag und der Reichs- 
regierung auf gesetzlicher Grundlage eine Ent- 
schädigung für die von ihnen gebrachten Opfer zu erhalten. 
Fritz Pfirrmann. 


Rundschau 


Wirtschaftsfragen 


Der Arbeitsmarkt im Februar 1925. Mit der milden Witte 
rung. hat, wie im ersten Aprilheft des Reichsarbeitsblattes be- 
richtet wird, auch die günstige Entwicklung des Arbeits- 
marktes, die bereits im Vormonat zu beobachten war, den Fe- 
bruar hindurch angehalten. Dieses Ergebnis konnte durch 
leichte 'Abschwächungen, die sich auf verschiedenen Gebieten 
andeuteten, nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

Die Inanspruchnahme der Arbeitsnachweise 
hat sich günstig fortentwickelt. Es wurden im Februar ins- 
gesamt 533 477 offene Stellen angeboten gegen 474571 im Vor- 
‚monat, eine Verbesserung um 58906 oder 12,4 v. H. (im Vor- 
monat 22,8 v. H.). Auf der anderen Seite sank der Andrang 
Arbeitsuchender von 1491170 im Januar auf 14634192 im 
Februar, d.h. um 27978 oder 1,87 v. H. (im Vormonat Zu- 
nahme um 14 v. H.). Die Gesamtandrangsziffer besserte sich 
danach von 314 auf 274. Die Zahl der Vermittlungen stieg 
von 393 731 auf 430.047, d. h. um 9,2 v. H., so daß im Durch- 
schnitt 29,4 v. H. aller Arbeitsuchenden (im Vormonat 26,4 v.H.) 
und 80,6 v. H. aller Stellen (im Vormonat 82,97 v. H.) ver- 
mittelt wurden. 

Die Nachweisungen der Arbeiterfachorganisationen über 
die Arbeitslosigkeit unter ihren Mitgliedern ergeben 
eine weitere leichte Besserung. Bei 4 berichtenden Verbänden 
waren unter 3596465 durch die Erhebung erfaßten Mitglie- 
dern 264 263 oder 7,3 v. H. arbeitslos gegen 8,1 v. H. im Vor- 


monat. 
und Maß der 
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Zähl Arbeitszeitverkürzungen 
haben sich im Februar gegenüber dem Vormonat nur wenig 
verbessert. Es berichteten 35 Verbände über 3093498 durch 
die Erhebung erfaßte Mitglieder. Von diesen arbeiteten 163 345 
Be H) v. H. mit verkürzter Arbeitszeit (im Vormonat 
DV. 1), - 
Der Rückgang in der Inanspruchnahme der Eı- 
werbslosenfürsorge hat mit geringen Schwankungen. 
angehalten. Nach den bis jetzt abgeschlossenen Feststellungen 
‘empfingen Unterstützung am 1. Februar 593024, am 15. Fe- 
bruar 575 243, am 1. März 540.099, am 15. März 514911 Voll. 
erwerbslose. Die Besserung betrug also in den einzelnen Be- 

richtszeiträumen 3,0 v. H., 6,1 v. H,, 4,7 v.H. 
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Die Lage des Arbeitsmarktes der technischen An- 
gestellten zeigte nach unseren Beobachtungen im Monat 
März ungefäfr das gleiche Bild wie im Vormonat. Die Besse- 
rung hat nur geringe Fortschritte gemacht. Kennzeichnend ist 
der Mangel an Stellenangeboten für Bauführe r, ein Beweis, 
daß trotz der milden Witterung, die uns der Winter bescherte, 
immer noch wenig gebaut wird. Auch in der Industrie iwar. 
die Zahl der offenen Stellen für Betriebspersonal unbedeutend. 
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In der Regel fanden sich nur einige anonyme Anzeigen in Zeit- 
schriften. Nachfrage nach Anfängern wurde uns überhaupt 
nicht bekannt. Eine ganze Anal von Kollegen, die im Ok- 
tober v. J. die technische Lehranstalt verließen, ist noch be- 
schäftigungslos. Der Semesterschluß um Ostern verheißt den 
jungen Absolventen nicht gerade Erfreuliches für die nächste 
Zukunft. Unsere Warnungen vor dem Ergreifen des_ tech- 
nischen Berufes waren nur zu berechtigt. Von den abgebauten 
Behördentechnikern sind noch viele stellenlos. So mancher hat 
seine besten Jahre im öffentlichen Dienst verbracht. Aelter ge- 
worden, klopft er überall an verschlossene Türen. In der Frage 
der Altersgrenze liegen die Dinge trostlos. Die lang- 
jährigen Erfahrungen der alten Kollegen werden wenig ge- 
schätzt. Eine Gesamtstatistik über das Alter der Stellenlosen 
gibt es leider nicht. Nach der vom Bunde gelührten Statistik 
betrug das Durchschnittsalter der in der Zeit vom 23. Februar 
bis 21. März wieder in Stellung getretenen 93 Kollegen 
31,6 Jahre. Ein Beweis dafür, wie schwer es für die älteren 
Kollegen ist, wieder Stellung zu erhalten. 

Nach amtlichen Ermittlungen bei den wichtigeren Arbeits- 
nachweisen kamen noch im Februar auf ein Stellenangebot für 
Techniker aller Art über 100 Bewerber (s. statistische 
Beilage in Nr. 13 des Reichsarbeitsblattes). Eine Stichtag- 
zählung ergab, daß am 17. März 1925 8563 Techniker (männl.) 
und 177 (weiblich) bei den: Arbeitsnachweisen eingetragen 
waren, denen nur 177 (bzw. 1 für weibl.) offene Stellen nach- 
gewiesen werden konnten. Uebrigens alıch ein Beweis dafür, 


‘wie wenig die Öffentlichen Arbeitsnachweise von Arbeitgebern 


in Anspruch genommen werden. Sogar manche Behörden 
scheinen, wie wir wiederholt feststellen mußten, noch nicht zu 
wissen, daß auch Angestellte von öffentlichen Arbeitsnach- 
weisen vermittelt werden. Im Monat März teilten uns 163 Kol- 
even mit, daß sie ihre Kündigung bzw. Entlassung erhalten 
hätten (211 im Vormonat). Durch Stellungannahme 2.12: 
anderen Berufen) und Ablauf der Unterstützungsdauer ver- 
ringerte sich die Zahl der unterstützungsberechtigten Mitglie- 
der von 382 am 1. März auf 297 am 1. April. 


Die Schulden des Deutschen Reiches. Bei den Schulden 
des Deutschen Reiches kann es sich um dreierlei handeln: 
erstens die Papiermarkschuld, die sich aus den An- 
leihen der Vorkriegs- und Kriegszeit sowie einer Nachkriegs- 
anleihe (der „Prämienanleihe‘‘) von 1919 zusammensetzt; zwei- 
tens die Reparationsschuld auf Grund des Dawes-Ab- 
kommens und drittens die verschiedener auf Gold (Dollars, 


 Goldmark usw.) lautenden Schulden, die zum Teil noch. im 


letzten Intlationsjahr (1923), zum Teil schon im Jahre der 
Markstabilisierung (1924) aufgenommen wurden. 

Nun hat man aber nur über die dritte Art von Schul- 
den eine genaue Vorstellung. Sie betragen rund 2,9 Milliarden. 
Den größten Posten bildet unter den Schulden dieser Gruppe 
der Rentenbaukkredit von 1,22 Milliarden, den das 
Reich bei der Stabilisierungsaktion erhalten hat; der zweit- 
größte Posten ist die Dawes-Anleihe, die dem Reich 
800 Millionen gebracht hat, die aber im Bätrag von 944 Mil- 
lionen (ohne Zinsen) zurückzuzahlen sein wird, da sie zu einem 
nicht vollen Kurs. ausgegeben wurde;) die weiteren Posten 
bilden die verschiedenen Öoikschatzanvisungen der Inflations- 
zeit und endlich die ziemlich kleine gegenwärtige (rund 100 
bis 150 Millionen) schwebende Schuld des Reiches, 
das heißt hauptsächlich die kurzfristigen, immer wieder zu 
erneuernden Kredite bei der Reichsbank, die heute nicht ent- 
fernt die Rolle spielen wie in der Inflationszeit. 

Wenn es nun bei diesen rund 3 Milliarden bliebe, so 
wäre das Reich jetzt besser daran als vor dem Kriege, als es 
fast 5 Milliarden Schulden hatte. Dem ist aber nicht so. Denn 
die Reparationsbelastung beträgt allein jährlich: 
im nächsten Jahre 720 Millionen, in den darauffolgenden noch 
mehr und vom Herbst 1928 ab 24/, Milliarden! Und wie lange 
_—_ 'stefit nicht fest. Und der weitere unsichere Postem ist die 
Papiermarkschuld. Zwar ist die schwebende Pa- 
piermarkschuld, das heißt die auf den Papiergeldscheinen ver- 
briefte Schuld annulliert worden; aber die Anleiheschuld im 
Gesamtbetrag von rund 70 Milliarden ist nicht voll annulliert. 
Von dem Maß, in dem sie aufgewertet wird, hängt also 
die wirkliche Schadensumme des Reiches ab. Und dann gibt es 
noch weitere Schuldenposten, deren Größe ganz unsicher ist: 
die Renten der Kriegshinterbliebenen müssen doch einmal von 
ihrem lächerlich geringen gegenwärtigen Stand erhöht werden; 
die Ansprüche derer, die im Ausland oder im Elsaß, Posen usw. 
ihr Eigentum durch Liquidation verloren haben, werden auch — 
wenn auch nur zum Teil — befriedigt werden müssen, da das 
Reich aus diesem Eigentum einen Teil der Reparationen bezahlt 
hat. Die Bankrotterklärung, welche lautete: „Eine Billion gleich 
einer Mark“ wird sich eben doch nicht auf alle Schulden des 
Reiches erstrecken dürfen. Es wird vom innerpolitischen 
Kampfe abhängen, daß in der Aufwertungs-, Renten-, 
Entschädigungsfrage nur wirkliche Gerechtigkeit und 
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volkswirtschaftliche Nützlichkeit und nicht private Großtaschen- 


interessen entscheidend wirken. Denn der Ruhrentschädi- 
gungss kandal, bei dem die Reichsregierung eine Schuld 
von ?/, Milliarden ohne mit der Wimper zu zucken unter- 
schrieben hat, ist ein warnendes Vorspiel gewesen. 


Die Wettbewerbsiähigkeit der deutschen Industrie. Die 
deutsche Industrie beginnt auf dem Weltmarkt als ernsthafter 
Konkurrent aufzutreten. Deutsche Unternehmungen gehen 
heute vielfach in scharfem Wettbewerb durchs Ziel. Große 
Aufträge vom europäischen und überseeischen Ausland sind in 
dieser Weise in den letzten Wochen und Monaten hereinge- 
kommen. 
Reederei Furneß, Witby & Co. in Gestalt von fünf Diesel- 
motorfahrzeugen zu je 10000 t an die Deutsche Werft in 
Hamburg. Das Angebot der Deutschen Werft lag pro Schiff 
50000 Piund (1 Million M.) niedriger als der Durchschnitt der 
Angebote der englischen Werftindustrie. Ueber dieses Ergeb- 
nis war die Oeffentlichkeit in England geradezu entsetzt. Die 
Schiffbauindustrie Englands, die zu der ältesten der Welt ge- 
hört und allen voran zu sein glaubte, wurde von ihrer um 
viele Dezennien jüngeren deutschen Schwester geschlagen. 
Das war hart. Die Aufregung der Engländer ist also erklärlich. 

So sicher es zu begrüßen ist, daß die deutsche Industrie 
Aufträge erhält, soweit die deutsche Arbeiterschaft Lohn und 
Brot erhält, so hat die Sache doch einen bedenklichen Haken. 
Wird doch der überlegene deutsche Wettbewerb auf die 
niedrige Entlohnung der deutschen Arbeiterschaft einerseits 
und auf die staatliche Begünstigung der deutschen Groß- 
industrie andererseits zurückgeführt. Die Reichsregierung hat 
die Meldungen dementiert, daß die Werftindustrie irgendwie 
von der Regierung unterstützt oder begünstigt wird. Wenn 
eine direkte Unterstützung auch nicht in Frage kommt, so weiß 
doch auch im Ausland jeder Mensch, daß eine indirckte Be- 
günstigung der Großindustrie seitens der Rechtsregierung vor- 
liegt, zumal die Deutsche Werft zu einem Teil eine Tochter- 

esellschaft eines Ruhrkonzerns, der Gutehoffnungshütte (Haniel) 

ist. Was es mit den niedrigen Löhnen der Schiffbauarbeiter auf 
sich hat, das wurde in der am 1. März in Köln tagenden inter- 
nationalen Konferenz der Hüttenarbeiter nach- 
gewiesen. Dort konnten bedeutende Lohnunterschiede zwischen 
den einzelnen Ländern festgestellt werden. Die deutschen 
Löhne rangierten mit an niedrigster Stelle. Wenn dies fest- 
steht und die englische Arbeiterschaft der Schiffbauindustrie 
zu 30% arbeitslos ist, dann kann man die Einstellung der 
englischen Arbeiterschaft verstehen. Leider wird noch eine 
andere Bewegung in England dadurch gefördert: Die Ein- 
führung des Schutzzollsystems. Bekanntlich ist die herrschende 
Partei Englands, die Konservative, für die baldige Einführung 
von Schutzzöllen. Ihr Angriff nach dieser Richtung konnte 
das letztemal noch abgeschlagen werden, doch ist die Position 
der Freihändler (Arbeiterpartei und Liberale) durch die Auf- 
tragsvergebung der Schiffe an Deutschland sehr geschwächt. 
Nicht ausgeschlossen ist es übrigens, daß die englische Re- 
ierung auf Grund der Safeqwarding of Industrie Act, wonach 
ange Arbeitszeit und niedrige Löhne als Merkmale einer 
unbilligen Konkurrenz gelten können, eine Art Schutzzoll für 
die Schiffbauindustrie zu schaffen vermag. Eine Umgürtelung 
Englands mit einer hohen Schutzzollinauer wäre für Deutsch- 
land ein schwerer Schlag. 

Soweit die Lohnfrage und die Arbeitszeit bei dieser inter- 
national geführten Diskussion eine Rolle spielte, liegt es an 
den deutschen Arbeitern und Angestellten, hier anzusetzen. Es 
ist eine Schande, daß man das Vorliegen eines sozialen Dum- 


Kollegen, 


die mit ihren Urlaubsterminen nicht | 
an die Schulferien gebunden sind, 


ist ein Urlaubsaufenthalt zu | 


Pfingsten im Erholungsheim 


‘auf das wärmste zu empfehlen. Auch für Passanten 
nur für die Festtage bietet 


Sondershausen im Frühlings- 
schmuck 


denangenehmsten undbilligsten Aufenthalt. Pensions- 
preis 4M. (einschließlich Zimmer). 


Anmeldung an die Verwaltung des Erholungs- 
heims, Berlin, Werftstr. 7. ea 








Am bekanntesten sind die Aufträge der Londoner 
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pings für Deutschland be ö | 
Angestellten recht bald die Kraft finden, die Arbeitszeit auf das 


international tragbare Maß herabzusetzen und die Löhne und - 


Gehälter soweit zu erhöhen, -daß sie mit denen des ‚hoch- 
valutarischen Auslandes mindestens gleich sind. Dann ist 


wenigstens die Schmach eines sozialen Dumpings aus der 
Welt geschafft. - 


Sozialpolitik 


Gegen die Umgehung des $ 7 der Arbeitszeitverordnung, 
Der. AfA-Bund hat an das Reichsarbeitsministerium folgende 
Eingabe gerichtet: 

„Durch die Verordnung über die Arbeitszeit in den Kokereien und 
Hochofenwerken, die der Herr Reichsarbeitsminister am 20. Januar 1925 
auf Grund des & 7 Abs. 2 in Verbindung mit dem $& 15 Abs. 2 der Ver- 
ordnung über die Arbeitszeit. vom 21. Dezember 1923 erlassen hat, sind 
die Arbeiter in Kokereien, Hochofenwerken usw. dem besonderen Schutz 
des $ 7 der. Arbeitszeitverordnung unterstellt worden. Damit ist die 
Zwölfstundenschicht für diese Arbeitnehmer beseitigt. Neuerdings machen 
sich aber auf Arbeitgeberseite Bestrebungen geltend, die den Zweck 
der neuen Verordnung’ des Herrn Reichsarbeitsministers illusorisch machen 
wollen. Es wird versucht, trotz der neuen. Ausführungsverordnung die 
zweigeteilte Schicht beizubehalten und eine zehnstündige Arbeitszeit ein- 
zuführen, Soweit uns bekannt, wird dabei folgendermaßen argumentiert: 
Der $ 7 Abs. 1 der Arbeitszeitverordnuug gewährleistet keineswegs für 
die ihm unterstellten Arbeitnehmer die achtstündige Arbeitszeit. Er läßt 
vielmehr die Mögichkeit offen, auch für die von seinem Schutz erfaßten 
Arbeitnehmer aus dringenden Gründen des Gemeinwohls die Arbeitszeit 
zu verlängern. Diese mögliche Verlängerung wird durch den 8 9 Abs. 1 
iter Arbeitszeitverordnung lediglich auf zen Stunden begrenzt. Da zur 
Zeit eine Regelung der Arbeitszeit durch Tarifvertrag nicht besteht, 
haben die Arbeitgeber gemäß $ 6 der Arbeitszeitverordnung die Mög- 
lichkeit, auf Antrag eine von der achtstündigen Arbeitszeit abweichende 
Regelung durch behördliche Zulassung zu erreichen. Dabei ist es be- 
sonders bedenklich, daß in aller Fällen, in denen der Antrag auf- Ar- 
beitszeitverlängerung über die im $ 1 der Arbeitszeitverordnung festge- 
setzte achtstündige Arbeitszeit für einzelne _ Betriebe oder Betriebsab- 
teilungen eingehracht wird, die Entscheidung “über ihn und damit über 
das Vorliegen von dringenden Gründen des Gemeinwohls, dem zustän- 
digen Gewerbe- bzw. Bergaufsichtsbeamten zusteht, daß_für den Bereich 
mehrerer Gewerbeaufsichtsämter usw., sowie für ganze Gewerbezweige 
und Berufe die oberste Landesbehörde und erst in den Fälen, die sich 
auf mehrere Länder erstrecken, der Reichsarbeitsminister selbst zu- 
ständig ist, N 

Da jeder Versuch zur Umgehung der Verordnung des Herrn Reichs- 
arbeitsministers vom 20. Januar 1925 geeignet ist, unter den schwerst- 
arbeitenden Arbeitnehmern die größte Beunruhigung hervorzurufen, richtet 
ler AfA-Bund an das R.A.M. das dringende Ersuchen, die nachgeordneten 
Obersten Landesbehörden, Gewerbe- und Bergaufsichtsbeamten bindend 
dahin zu instruieren, daß solche Entscheidungen jeweils von der Zustim- 
mung des Herrn Reichsarbeitsministers abhänig zu machen sind, und daß 
ohne die Zustimmung des Herrn Ministers eine Ueberschreitung der 
dreigeteilten achtstündigen Schicht durch Anordnung  untergeordneter 


Industrietarif Braunschweig. Der Schlichtungsausschuß 
Braunschweig hat vor etwa 11/, Jahren einen Beschluß gefaßt, 
nach dem es ihm damals nicht für zweckmäßig erschien, einen 
Schiedsspruch zwecks Schaffung eines Zwangstarifvertrages zu 
fällen. An dieser Stellungnahme des Schlichtungsausschusses 
ist die Braunschweiger Angestelltenschaft nicht unschuldig. Die 
Angestelltenschaft hatte nämlich mündlich und schriftlich er- 
klärt, auf eine tarifvertragliche Regelung ihrer Lohn- und Ar- 
beitsbedingungen keinen Wert zu legen. Die einzelnen Werks- 
leiter konnten damals diese Einstellung der Angestellten als 
einen Erfolg buchen, um so mehr, als diese die Freundlich- 
keit besaßen, in Betriebsversammlungen den Angestellten klar- 
zumachen, daß sie schon längst viel höhere Gehälter beziehen 
würden, wenn die Arbeitgeber durch den von ihnen als schema- 
tisch bezeiehneten Tarifvertrag nicht daran gehindert wären. 
Auf dieses Gerede sind leider die Angestellten hereingefallen;. 
Es kam dann die glorreiche tariflose Zeit. Der freien Initiativd 
der Arbeitgeber sind unter Mitwirkung des Arbeitgeberverban- 
des Gehaltsrichtlinien entsprungen, die allerdings nicht dem Ver- 
sprechen der Arbeitgeber entsprochemhaben. Jas Höchstgehalt 
dieser Richtliniensätze betrug im Monat März 1925 sage und 
schreibe 225 M. Nur wenige ganz prominente Angestellte sind 
in den Besitz dieses jämmerlichen Spitzengehaltes gekommen, 
Die Gewerkschaften konnten feststellen, daß das Durchschnitts- 


einkommen eines verheirateten Angestellten in Braunschweig 
höchstens 130 M. betrug z 


Nachdem die Braunschweiger Angestellten dieses Lehrgeld 
ezahlt hatten, wurden die Rufe nach einem Tarifvertrag immer 
auter. Die Organisationen konnten somit von neuem an den 
Schlichtungsausschuß herantreten, der dann am 12. März d. 3 
einen Beschluß verkündete, demzufolge dem Arbeitgeberver- 

band aufgegeben wird, mit den antragstellenden Verbänden 
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€ Gleichzeitig bitten "wir darum, 
daß der Herr eichsarbeitsminister in jedem Einzelfall über die Not. 
‚wendigkeit..der Verlängerung, der Arbeitszeit aus dringenden Gründen 


‚des Gemeinwohls mit den gewerkschaftlichen .‚Spitzenorganisationen. in 
: Verhandlungen tritt. BEE ir Be a } 

‘Zur Illustration der Bestrebungen der Arbeitgeber gestatten wir 
uns, die Aufmerksamkeit des R.A.M. auf den diesbezüglichen Artikel 
in Nr. 29 der „Deutschen Bergwerkszeitung“ d. J., auf die Nr. 5 der 
Zeitschrift „Der Arbeitgeber“ vom 1. März 1925, sowie ‚ganz besonders 
auf die Entscheidung ‘des Oberbergamtes Breslau vom 19, März 1925 
zu lenken. Durch diese letztere Entscheidung ist, gestützt auf die oben i 
dargelegten Begründungen, die Verordung des Herm Reichsarbeits- 


ministers tatsächlich schon bis zum 31, Dezember 1925 außer Kraft 26 
setzt worden.“ 


Betriebsräte 


Betriebsratswahlen bei der Firma Krupp. Bei der Firma 
Krupp haben am 27. März d. J. die Wahlen zum Betriebs- 
bzw. Angestelltenrat stattgefunden. Bei der Wahl ist eine 
Agitation durch ein Massenaufgebot von Flugblättern getrieben 


worden, das an die Papierschlacht bei der eichstagswahl er- 


innert. Von 28125 Wahlberechtigten haben 24281 ihr Wahl- 
recht ausgeübt. Die Wahlbeteiligung ist als gut zu bezeichnen, 
Das Ergebnis der Wahlen ist folgendes; 


Arbeiterrat: Stimmenzahl: Vertreter: 
1925. 1924 19252719234 
Freie Gewerkschaften . .. , 8076 13 447 11 18 
Christl. Gewer schaften. , , 7746 7112 10 9 
Komm. und Unorganisierte , 5743 B= 7 = 
Hirsch-Duncker . . . . .. _ 945 — 3. 
Gelbe B ranls'set RR er} oo 1697 2 036 2 2 
Angestelltenrat: 
Geilag . 2 re 1944 2115 9 10 
Re 2 1585 1 782 7 7 
EL © 224 267 1 1 
Hirsch-Duncker , .°., 608 633 2 2 
Oberbeamte . . , Er ey er 3 N 


Der zahlenmäßige Rückgang der auf den AfA-Bund ent- 
fallenden Stimmen ist auf den Angestelltenabbau zurückzu- 
führen, der bei Krupp 36,6% beträgt. Die Wahl ist, soweit 
es sich um die Angestellten handelt, ein Sieg des AfA-Bundes. 
Allgemein betrachtet beweist das Ergebnis, daß trotz stärkster 
Propaganda die Zusammensetzung des Betriebs- und Angestell- 
tenrates eine wesentliche Verschlechterung nicht erfahren hat. 


- Der Gewinn der beiden Hauptrichtungen, freie‘ und christliche 


Gewerkschaftsbewegung, dürfte in der Hauptsache auf den 
Ausfall bei den Hirsch-Dunckerschen zurückzuführen sein. Der 


Stimmenverlust der Gelben dürfte seine Erklärung in der 
starken Pensionierung von alten Kruppianern finden, die im 


vergangenen Jahr erfolgt ist. 
N 
RB 








wegen Abschluß eines Tarifvertrages in Verhandlungen zu 
treten. Wie zu erwarten war, ist der Arbeitgeberverband diesem 
Beschlusse nicht nachgekommen. Auf unseren ‚Antrag fällte 
dann der Schlichtungsausschuß am 30. März d. J. einen Schieds- 


spruch, wonach der früher bestehende Tarifvertrag wieder in 
Kraft gesetzt wurde. Gleichzeitig wurden mit Wirkung. ab; 


I. März d. J. nachstehende Gehaltssätze für die technischen ‚An- 
gestellten festgesetzt: RE 4 


Gruppe I von 20 bis 25 Jahren 130 M. 
über 25 ,„ 28 Jahre 170 


» . 28 Jahre 200 ,, BERNER IE 
Gruppe II von 20 bis 35 Jahren 160 „ BE 
über 25 ,„ 28 Jahre 200 „, n 
92833 5 20.05 no 
33 Jahre 280 


Gruppe II von 25 bis 28 Jahren 280 
» 28 ,„ 30 Jahre 310 

“über 30 Jahre a0: I, 
Vorstehende Gehaltssätze stellen gegenüber den famosen 


Richtliniengehältern zweifellos einen Erfolg dar. Wir nehmen 
bestimmt an, daß_ der Arbeitgeberverband diesen Schieds- 
spruch ablehnt, so däß wir. die Verbindlichkeitserklärung beim: 
Braunschweigischen Arbeitsministerium beantragen müssen. Wir 
sind uns darüber klar, daß dort noch sehr schwierige Verhand- 
lungen stattfinden werden und die Verbindlichkeitserklärung des 
Schiedsspruches schließlich wesentlich durch das Verhalten 
der Angestellten der Braunschweiger Industrie beeinflußt wird: 


Die stundenlangen Verhandlungen vor dem Schlichtungs- 


ausschuß über die Begriffe Tariffähigkeit, Tarifberechtigung 
und Tarifwilligkeit, die von uns ebenso sachlich als ‚energisch 
geführt. wurden, veranlaßten den 'Schlichtungsausschuß durch 
die Tat» den von ihm vor /,, Jahren .gefaßten Beschluß auf- 































zuheben. Auf die Beschlüsse und Schiedssprüche ‘des Schlich- 


tungsausschusses nebst den interessanten Begründungen werden 
wir demnächst in der Beilage der „D.T.Z.“, „Recht und Rechts- 
praxis“, zurückkommen. : N 


Teile und herrsche ist von jeher die Parole aller Gewalt- 


 haber gewesen. Daß auch die Vereinigung Württem- 


bergischer Arbeitgeberverbände diesem Grund- 
satz huldigt, beweist ihre öffentlich bekanntgegebene Auf- 
fassung über Bestimmungen des neu abgeschlossenen Tarif- 


* vertrages. 


Wie alle anderen Tarifverträge enthält natürlich auch der 
württembergische Landestarif nur Mindestbestimmungen. Die 
festgesetzten Gehälter sind Mindestgehälter, über die hinaus 
für besondere Leistungen Leistungszulagen gezahlt werden 
sollen. Wie recht und billig, werden dadurch ‚besonders tüchtige 
Angestellte auch materiell über die Masse hinausgehoben. Der 
hochqualifizierte Angestellte würde einen Tarifvertrag, der es 
ihm nicht ermöglichte, nach seinen Leistungen bezahlt zu 
werden, entschieden ablehnen. FR 

Schon in der Vorkriegszeit- richtete sich die absolute Ge- 
haltshöhe der qualifizierten Angesteliten im wesentlichen nach 
dem Durchschnittsgehalt, das in der betreffenden Firma gezahlt 
wurde. War dieses Durchschnittsgehalt niedrig, so waren auch 
die Spitzengehälter unbefriedigend. Während der Gültigkeits- 
dauer der Tarifverträge ist eine Hebung des Durchschnittsge- 
haltes erreicht worden, die mittelbar auch eine absolute Hebung 
der außertariflichen Spitzengehälter zur Folge gehabt hat. Als 
grundsätzliche Gegner des Tarifvertrages haben die Unter- 
nehmer von jeher Hilfstruppen in den Reihen der qualifizierten 
Angestellten gesucht und, um sie zu gewinnen, ihnen einzu- 
reden versucht, daß der Tarifvertrag eine ausreichende Be- 
zahlung ihrer Leistung verhindere. Tatsächlich ist auch eine 
beachtliche Zahl von Angestellten auf solche Lockungen herein- 
gefallen; so haben sich seinerzeit die Angestellten der See- 
schiffswerften, die Industrieangestellten Braunschweigs u. a. zur 
Abgabe schriftlicher Erklärungen verleiten lassen, die besagen, 
daß sie keinen Tarifvertrag wollen. Diese Einstellung haben 
die Kollegen teuer bezahlen müssen, wie das z. B. aus der an 
anderer Stelle dieser Nummer abgedruckten Notiz. über den 
Tarifvertrag in Braunschweig ersichtlich. ist. 

Die württembergischen Arbeitgeber haben nun einen neuen 
Trick gefunden, einen Teil der Angestellten auf die Seite der 
Tarifgegner zu bringen. Bei den Verhandlungen war als seibst- 
verständlich festgestellt worden, daß alle Zulagen, insbesondere 
gen, außerhalb des Tarifvertrages stehen. Diese 
Feststellung legt nun der württembergische Arbeitgeber so aus, 
daß auf etwaige Erhöhung der Tarifgehälter Leistungszulagen 
angerechnet werden können. Damit soll für den Fall variflicher 
Gehaltserhöhung die Gehaltsspanne zwischen den nmiedrigsten 
und höchsten Gehältern in einem Werk oder einer Industrie er- 
mäßigt werden. Es soll den qualifizierten Oder sich für qualifi- 
ziert haltenden Angestellten wiederum bewiesen werden, daß 
der Tarifvertrag zwangsläufig eine gerechte Differenzierung 
der Gehälter verhindere. 

Wir glauben nicht, daß dieser zwar neue aber ziemlich 
plumpe Trick den gewünschten Erfolg haben wird. Davon ab- 
gesehen ist aber die Auslegung der Unternehmer rechtlich 
unhaltbar. Wenn mit einem Angesteilten zur Abgeltung 
seiner besonderen Leistung eine feste Zulage vereinbart wurde, 
so ist damit ein Vertrag zustande gekommen, der von Ver- 
änderungen des Tarifgehaltes weder nach oben noch ‚nach unten 
berührt werden kann. Ist aber z. B., was vielfach üblich ist, 
vereinbart, daß der Angestellte 10% des Tarifgehaltes als 
Leistungszulage erhalten soll, so verändert sich die absolute 
Höhe der Zulage in demselben Verhältnis wie das Tarifgehalt. 
Soll eine solche Leistungszulage entzogen oder gekürzt wer- 
den, so ist das nur möglich nach Kündigung des Vertrages 
und Ablauf der Kündigungsfrist. 


Aus der BERDENE REN, Der vorliegende Geschäfts- 
bericht der Bauhütte Ostthüringen in Altenburg für 
das Jahr 1924 ist ein erneuter Beweis für die Ueberlegenheit 
der sozialen Baubetriebe gegenüber den privatkapitalistisch 
betriebenen Geschäften. Er gibt in kurzen Andeutungen auch 
ein Bild von den erbitterten Kämpfen, die die. Unternehmer 
gegen die Bauhütten führen. Die Tatsache, daß die bloße 
Existenz gutgeleiteter Bauhütten die Unternehmer, wenn sie auf 
die Uebertragung öffentlich ausgeschriebener Arbeiten reflek- 
tieren, zu schärfster Kalkulation zwingt, macht diese Abneigung 
menschlich verständlich. Die Bauhütte Thüringen hat fest- 
gestellt, daß sofort anders kalkuliert wird, wenn Grund zu 
der Vermutung. vorliegt, daß die Bauhütte zur Abgabe eines 
Angebotes nicht aufgefordert- ist. Charakteristisch ist die Mit- 
teilung, daß Bauherren öfter mit dem Ersuchen an die Bau- 
hütten herangetreten sind, Rechnungen von Privatunternehmern 
nachzuprüfen, weil sie sich übervorteilt glaubten. Die Leistung 
derartiger Dienste wurde natürlich abgelehnt, der gewonnene 
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Einblick bestätigt aber, daß bei-einem etwaigen Verschwinden 
der Baıhütten die Baupreise erheblich in die Höhe schnellen 
würden. Der -Bericht enthält ein Beispiel der Arbeitsweise 
der privatwirtschaftlichen Konkurrenz, das auch weitere Kreise 
interessieren dürfte. Es handelt sich um die Ausführung von 
Eisenbetonarbeiten für de Werrakraftwerke A.-G. Die 
Bauhütte hatte ursprünglich die Arbeiten für 375652 Mark 
angeboten, die teuerste Firma forderte 739390 Mark. Seitens 
der ausschreibenden Firma wurde nun mit den einzelnen An- 
bietern verhandelt mit dem Ergebnis, daß die Bauhütte die 
Schlußsumme ihres Angebotes ım rund 16000 Mark erhöhte, 
währenddem mit einer Ausnahme alle anderen Konkurrenz- 
firmen ihre Forderung erheblich reduzierten. Mit der Be- 
gründung, daß die Firmen Dyckerhoff & Widmann und die 
Mitteldeutsche Beton- und Eisenbetonbau-Gesellschaft, welche 
die Erdarbeiten ausgeführt hat, auf der Baustelle bereits in- 
stalliert und somit in der Lage sei, mit den Betonarbeiten 
früher zu Senden als die Bauhütten, wurde diese Firma, 
deren erstes Angebot um etwa 30% höher lag als dasjenige 
der Bauhütte, mit der Ausführung der ausgeschriebenen Ar- 
beiten beauftragt, nachdem sie sich bereit erklärt hatte, ihre 
Forderungen denjenigen der Bauhütte anzunähern. Dieser Auf- 
trag ging also. der Bauhütte verloren; sie hat lediglich die 
Genugtuung, der Werrakraitwerke A.-G., deren Aktien zum 
größten Teile dem Freistaat Thüringen ımd der Stadt Eisenach 
DR durch ihr Angebot rund 100000 Mark gespart zu 
haben. 


Es wird weiter von Fällen berichtet, daß Privatunter- 
nehmer die Bauhütten unterboten, dann entweder Nachforde- 
rungen stellten oder auf dem Bau fast ausschließlich Lehr- 
linge beschäftigten. In einzelnen Fällen ‘wurde auch fest- 
gestellt, daß von den Unternehmern nicht die tarifmäßigen 
Löhne gezahlt wurden. Daß die freien Architekten teilweise 
ebenfalls gegen die Bauhütten arbeiten, geht aus der Tatsache 
hervor, daß einzelne Privatarchitekten sich weigerten, die Bau- 
hütten zur Konkurrenz heranzuziehen oder eingegangene An- 
geuBie einfach ablehnten bzw. den Bauherren gar nicht vor- 
egten. 


Trotz all dieser Schwierigkeiten hat die Bauhütte im Ge- 
schäftsjahre für annähernd 900000 Mark Aufträge ausgeführt. 
Die Tatsache, daß ihr dies ohne Inanspruchnahme großer 
Kredite mit einem Stammkapital von nur 38000 Mark möglich 
war, ist ein Beweis der Geschäftstüchtigkeit der Bauhütten- 
leitung. Daß selbst bei niedrigen Preisen das Baugeschäft bei 
vernünftiger Arbeitsweise noch Gewinn abwerfen kann, zeigt 
die Bilanz, die einen Reingewinn von rund: 29000 Mark nach 
Abschreibungen in ungefähr derselben Höhe nachweist. Dieser 
Gewinn, der in der Hauptsache zu Rücklagen, Erneuerungs- 
und Wohlfahrtsionds, also zu sehr erheblichem Teile zur 
Kapitalneubildung verwandt werden soll, ist aber nicht etwa 
auf Kosten der Arbeiter und Angestellten erzielt worden, was 
schon daraus hervorgeht, daß neben der selbstverständlichen 
Zahlung des tarifmäßigen Lohnes die Arbeiter je nach Be- 
triebszugehörigkeit vier bis acht Tage Ferien bekamen. Zu 
diesem Zwecke und für Weihnachtsvergütungen an die Be- 
legschaft würden allein rund 90009 Mark aufgewandt. Für 
Wohlfahrtszwecke wurden an Gemeinden und anderen Körper- 
schaften weitere 2350 Mark zur Verfügung gestellt. Die 
Bauhütte beschäftigte in ihrem Betriebe. und dem Architektur- 
büro einschließlich der Geschäftsführer und Prokuristen am 
31. Dezember ' 1924 13 technische und 8 kaufmännische An- 
gestellte. Die Höchstzahl der beschäftigten Arbeiter stieg 
im September auf 410. 


Der hier besprochene Jahresbericht ist ein newer Beweis 
dafür, daß, wenn die Bauhüttenbewegung nicht bereits in 
voller Blüte stände, sie im Interesse des Gemeinwohles, um 
die überstiegenen Baupreise zu senken, schleunigst ins Leben 
gerufen werden müßte. Der Gewinnverteilungsvorschlag des 
Aufsichtsrates sieht eine Verzinsung. von nur fünf Prozent, 
gleich 1900 Mark vor. Es ist selbstverständlich, daß ein 
Privatunternehmer, der das Stammkapital von 38000 Mark in 
den Betrieb hineingesteckt hätte, mit einer Verzinsung von 
1900 Mark nicht zutrieden wäre, noch viel weniger ein etwaiger 
stiller Teilhaber, der das Kapital zur Verfügung stellte. Neben 
der Tatsache, daß die Bauhütte im verflossenen Jahre ihren 
Auftraggebern, vorwiegend öffentlichen Körperschaften, durch 
billiges Bauen große Summen ersparen .half, hat sie sich durch 
starke Rücklagen aus dem Betriebsüberschuß zinsfreie Betriebs- 
mittel gesichert, die ihr eine weitere Verbilligung des Bauens 
ermöglichen. Der Bericht und insbesondere die Bilanz sind 
eine praktische Demonstration für die Ueberlegenheit gemein- 
wirtschaftlicher Betriebe. | 


Mangel an Baufacharbeitern? Die Bauunternehmer be- 
stürmen die Regierung um Maßnahmen, die geeignet wären, 
einen Mangel an Baufacharbeitern zu beseitigen. Tatsächlich 
soll sich die Regierung mit einem Plan tragen, die Bauarbeiten 
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auf das ganze Jahr planmäßig zu verteilen, einen zwischen- 
örtlichen Ausgleich von Baufacharbeitern durchzuführen, ferner 
die Rückführung von Bauarbeitern, die während der ersten 
Nachkriegsjahre infolge von Arbeitsmangel in andere Berufe 
eingetreten sind, zu ihrem ursprünglichen Beruf zu fördern. 
Schließlich spricht man von einer möglichst weitgehenden 
Heranziehung angelernter und ungelernter Arbeitskräfte, die 
zu ermöglichen sei durch Verwendung von Baustoffen, deren 
Verarbeitung durch ungelernte Arbeiter möglich sei. Dieses, 
Regierungsprogramm enthält nicht viel neue Gedanken. Schon 
längst ist von anderer Seite verlangt worden, daß das 
Baugewerbe nach Möglichkeit seines Charakters als Saison- 
gewerbe entkleidet werde. Auch die Verwendung newer Bau- 
stoffe, die die Lohnquote ermäßigen, ist durchaus erstrebens- 
wert. Wahrscheinlich ist nur, daß die Bauunternehmer als 
die Vertreter des technisch rückständigsten Gewerbes sich mit 
Händen und Füßen gegen eine Unistellung ihrer Betriebe 
wehren werden, die sowohl das Weiterarbeiten im Winter als 
auch die Verwendung grundlegend neuer Baustoffe gestattet. 
Man muß übrigens ernsthaft die Frage aufwerfen, ob denn 
tatsächlich ein Mangel an Baufacharbeitern vorliegt. In den 
günstigsten Monaten des Vorjahres haben in einzelnen Ge- 
bieten Baufacharbeiter in der benötigten Zahl nicht zur Ver- 
fügung gestanden, deshalb sind die deutschen Unternehmer 
mit der tschechoslowakischen Regierung in Verbindung ge- 
treten, um für den bevorstehenden Bausommer tschecho- 
slowakische. Bauarbeiter nach Deutschland zu bringen. Der 
Schritt war allerdings ohne Erfolg, da in der Tschechoslowakei 


Gescheiterte Gehaltsverhandlungen im niedersächsischan 
Steinkohlenbergbau. Am 30. März beantragten wir beim Ar- 
beitgeberverband der niedersächsischen Steinkohlenbergwerke 
eine Erhöhung der Gehälter um 20 Prozent mit Wirkung ab 
1. April. Die am 3. April stattgefundenen freien Verhandlungen 
scheiterten wegen der Weigerung der Arbeitgeber, eine Ge- 
haltsaufbesserung vorzunehmen. Die schwierige Wirtschafts- 
lage des niedersächsischen Steinkohlenbergbaues mache nach 
Meinung der Arbeitgeber eine Gehaltserhöhung unmöglich. Von 
unserer Seite ist daraufhin das Reichsarbeitsministerium ange- 
rufen und um Einsetzung einer Schlichtungskammer ersucht 
worden. 

Die Haltung der Arbeitgeber ist recht eigenartig.» Es 
handelt sich lediglich um frühere fiskalische, jetzt der Preußag 
gehörige Betriebe. Vor der Ueberführung in den Besitz der 
Preußag waren neben den im freien Dienstvertrag beschäftigten 
Angestellten auch Angestellte im Staatsbeamtenverhältnis tätig. 
Mit der Umstellung der Betriebe im Jahre 1924 wurden auch 
die Staatsbeamten in das freie Angestelltendienstverhältnis über- 
führt. Für die Gehaltsbemessung wurden die Sätze der Be- 
soldungsordnung zugrunde gelegt. Die Gehälter der bereits 
vorher vorhanden gewesenen Angestellten wurden nach wie 
vor nach dem geltenden Tarifvertrag bestimmt. So ergab sich 
bei gleichem Dienstverhältnis und bei gleicher Tätigkeit eine 
sehr unterschiedliche Bezahlımg zuungunsten der alten An- 
gestellten. } 

Die Arbeitgeber vertreten in der Theorie immer den Grund- 
satz: „Für gleiche Leistung gleiche Bezahlung.“ Logischer- 
weise hätten sie demnach die Gehälter der alten Angestellten 
auf den Stand der Gehälter der früheren Beamten bringen 
müssen. Im Dezember 1924 stellten sie eine Anpassung auch in 
Aussicht. Dadurch ließen sich die Angestelltenverbände zum 
Abschluß eines Gehaltsabkommens für die früheren Angestell- 
ten ab 1. Dezember 1924 bewegen. Heute erklärt auf einmal 
der Arbeitgeberverband, daß er nicht bereit sei, eine Gehalts- 
erhöhtung bzw. -anpassung vorzunehmen. Wir möchten nicht 
verhehlen, daß es auf den anderen Tarifkontrahenten keinen 
guten Eindruck macht, wenn ein Arbeitgeberverband eine vor 
wenigen Wochen gegebene Zusage nicht mehr anerkennt. 
Jedenfalls können wir unter keinen Umständen noch länger 
dulden, daß in den Preußagbetrieben für gleiche Tätigkeiten 
und gleiche Leistungen unterschiedliche Bezahlungen, wie es 
heute der Fall ist, stattfinden. Die Höhe der Bezahlung der 
früheren Staatsbeamten halten wir für durchaus richtig, womit 
keineswegs gesagt werden soll, daß diese Sätze den heutigen 
Lebenshaltungskosten entsprechen. Wir verlangen aber, daß 
sämtliche Angestellte so bezahlt werden. Eine Mehrbelastung 
würde der Preußag dadurch nur in sehr geringem Ausmaß ent- 
stehen. Eine Weigerung, unserem Verlangen: stattzugeben, kann 
man deshalb nur als unsozial und krämerhaft bezeichnen. 


Aus der Ruhrknappschaft. Nachdem bereits im Januar d. ]J. 
ein Antrag auf Herabsetzung der Beiträge in der 
Angestelltenabteiling der Pensionskasse der Ruhrknappschaft 
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ein Mangel an Facharbeitern und demzufolge eine Steigerung 
der Löhne ebenfalls befürchtet wird. Inzwischen ist noch 
immer der fünfte Teil der deutschen Bauarbeiter arbeitslos. 
Aus diesem Heer der Arbeitslosen dürfte, auch . wenn der 
Sommer 1925 alle Erwartungen auf Hochkonjunktur im Bau- 
gewerbe erfüllen sollte, der Bedarf an Bauarbeitern zu decken 
sein. Wenn die Bauunternehmer sich entschließen könnten, 
auf Kosten ihrer Gewinnquote den, Arbeitern nicht nur einen 
ausreichenden Lohn, sondern auch“ angemessene Arbeitsbe- 
dingungen zu gewähren, würde im Bedarfsfall auch ein Rück- 
strom gelernter Bauarbeiter aus anderen Berufen von selbst 
einsetzen. Solange aber die Unternehmer sich weigern, mit 
den Organisationen der Bauarbeiter einen für diese annehm- 
baren Tarifvertrag abzuschließen, dürfen sie nicht erwarten, 
daß gelernte Baufacharbeiter, die in einem anderen 
Beruf Unterkommen gefunden haben, zu ihrem früheren Ge- 
werbe zurückkehren. Das Vorgehen des Unternehmertums 
sowohl bei der tschechoslowakischen wie bei der deutschen 
Regierung gibt der Vermutung Raum, daß es sich für die 
Unternehmer viel weniger darum handelt, den wirklichen Be- 
darf an Bauarbeitern zu decken, als künstlich ein Ueberange- 
bot zu schaffen, das es ihnen ermöglicht, die Lohn- und Ar- 
beitsbedingungen noch weiter zu verschlechtern. Auf dieses 
Bestreben deıtet auch die Tatsache hin, daß trotz der nichts 
weniger als glänzenden Beschäftigung des Vorjahres die Zahl 
der Lehrlinge im Baugewerbe größer war als vor dem Krieg 
und die Lehrlingsausbildung sich vielfach schon zur Lehrlings- 


züchterei ausgewachsen hat, 


gestellt wurde (siehe „D.T.Z.“ Nr. 7, S. 83), hat der Be- 
zirksvorstand nunmehr in seiner Sitzung vom 9. April d. 7: 
beschlossen, die Beiträge auf die Hälfte der bisherigen Sätze 
herabzusetzen; 





Bei einem Neue Beitrags- Bisherige Beitrags- 
Einkommen sätze sitze 
E M. 
Klasse I bis 100 5,25 10,50 
CH über 100-—200 7,— 14,— 
Sl »  200—300 10,50 21,— 
ERLV: „ 300 14,— 28, — 


Das ist praktische Knappschaftsarbeit! 


Invaliden der Knappschafts-Pensionskasse der Angestell- 
tenabteilung. Von.dem Vorstandsmitglied der Ruhrknappschajit, 
Steiger Bauer, wird uns geschrieben: 

In der Ruhrknappschaft ist in diesen Tagen mit der Um- 
rechnung der Angestelitenpensionen auf Grund des Beschlusses 
des Reichsknappschaftsvorstandes vom 28. Januar 1925 be- 
gonnen worden. Auf nähere Einzelheiten wird in einem späteren 
Artikel hingewiesen werden. Vorerst soll an dieser Stelle auf 
eins aufmerksam gemacht werden: Angestellteninvaliden, die 
trotz ihrer Angestelltentätigkeit nicht in die Beamtenab- 
teilung, sondern in die Arbeiterabteilung der Pensionskasse 
Beiträge entrichtet haben, aber nur für die Zeit ihrer Zuge- 
hörigkeit zur Beamtenabteilung Angestelltenpensionen erhalten, 
müssen sofort durch ihren zuständigen Angestelltenältesten 
Bescheinigungen der Zechen über die Gesamtdauer ihrer An- 
gestelltentätigkeit einreichen. Wer eine längere Angestellten- 
tätigkeit im Sinne des Angestelltenversicherungsgesetzes nach- 
weisen kann, erhält für diese Zeit: mit Wirkung ab 1. März 1935 
die Pension enguale als Angestellter. 

Die Umrechnung der Pensionen für die Zeit vor dem 
1. Januar 1924 erfolgt im übrigen ganz schematisch. Für den 
Bereich der Ruhrknappschaft sind die Angestellten für die 
vorbenannte Zeit wie folgt eingruppiert: 

Klasse IV: Betriebsführer, Obersteiger, Fahrsteiger, Direktoren, 
Inspektoren, Ingenieure, Abtei.ungs- (Revier-) Steiger, Gruben- (Hilfs-) 
Steiger, Maschinen- und Elektrosteiger, Markscheidersteiger oder Erste 
Markscheidergehilfen, Vermessungstechniker, Bauführer und Bautechniker, 
Kokereisteiger, Laboratoriumstechniker, Materialienverwalter; von den 
kaufmännischen Grubenangestellten die Büro- und Abteilungsleiter, Rech- 
nungsführer, Hauptkassierer größerer Verwaltungen, Kassierer, Versand- 
leiter oder Expedienten bei größeren Zechen, ferner auch die nichtbenann- 
ten Angesteliten, soweit sie nach dem 1. Januar 1924 schon Beiträge zur 
Gehaltsklasse IV gezahlt haben bzw. vor dem 1. Januar 1919 in einer 
Gehaltsklasse geführt wurden, die der jetzigen Gehaltsklasse IV entspricht, 

Klasse Ill: Fahrhauer, Schreiner-, Schmiede-, Lampen-, Koks-, Ben- 
zol-, Destillier- und sonstige Meister, ferner die Zweiten Märkscheider- 
gehilfen, Zweiten Vermessungstechniker, Zeichner, Laboranten und die son- 
stigen technischen oder kauimännischen Grubenbeamten, soweit sie nicht 
nach Klasse IV gehören. 

Die Umrechnung der etwa 6000 Versicherungsfälle der An- 
gestellteninvaliden, Witwen und Waisen, wird etwa zwei Mo- 
nate in Anspruch nehmen, weil durch die Aenderungen in der 
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Angestelltenversicherımg und Invalidenversicherung die Um- 
rechnungen ein ungeheures Ausmaß an Arbeit. erfordern. 
Für die Zeit nach dem 1. Januar 1924 sind für die Ein- 
eruppierung in die einzelnen Versicherungsklassen die tat- 


sächlichen Einkommensbezüge maßgebend. 


‚  Bergmannssiedlungswesen. Nachdem der \ Bergmanns- 
wohnungsbau mit Hilfe von Reichsmitteln auf Grund einer Ab- 
gabe pro Tonne verkaufter Kohle infolge Wegfalis dieser Ab- 
gabe beendet ist, haben die Treuhandstellen für den Berg- 
mannswohnungsbau nur noch die Aufgabe, für die Erhaltung 
der Häuser im Sinne der Bestimmungen vom 21. Januar 1920 
zu sorgen. Von den Unternehmern wird laut und leise der 
Wunsch geäußert, diese Wohnungen nunmehr als Werks- 
wohnungen zu erwerben, denn weinn auch schon heute die 
Wohnungen dem Bergbau zugute kommen, so ist doch der Ein- 
fluß des Unternehmers auf den Mieter erheblich größer, wenn 
die Wohnung sich in Werksbesitz und nicht im Besitz einer, 
gemeinsam mit den Arbeitnehmern verwalteten Stelle befindet. 
Bisher ist. es glücklicherweise gelungen, ‘allen auf die Er- 
werbung solcher Wohnungen gerichteten Wünschen der Arbeit- 
geber die Spitze abzubrechen, weil erfreulicherweise auch das 
Reichsarbeitsministerium Verantwortlichkeitsgefühl genug besaß, 
den Erwerb dieser großen, wenn aueh schlecht verzinslichen 
Vermögensobjekte durch die Unternehmer zu verhindern. Der 
Wert der Häuser steht infolge der Mietszwangswirtschait in 
keinem Verhältnis zum Ertrage. Einmal ist die jgesamte 
Mietswirtschaft daran schuld, zum anderen erzielen die Woh- 


- nungsbauten im Bergbau infolge des Bestehens der großen 


‚ Zechenkolonien nur geringe Mieten. Das Dilemma, in welches 
daher manchmal die Vertreter der Arbeitnehmer kommen, wenn 
geldliche Fragen im Bergmannssiedlungswesen gelöst werden 
müssen, ist groß. Ein typisches Beispiel hierfür ist das 
folgende: 

Die Mitteldeutsche Treuhandstelle ist nur eine 
Dachgesellschaft, die den Bau von Bergmannswohnungen an 
Siedlungsgesellschaften übertragen hat. In der Nähe des 
Michelkonzerns, und zwar in Groß-Kayna, Neumark und Roß- 
bach, sind Siedlungen entstanden, insgesamt etwa 140 Wohnun- 
sen. Die Häuser sind in kleinen Gemeinden gebaut worden 
unter der rechtlich festgelegten Voraussetzung, daß auch zu 
den unbedingt notwendigen Schulhausbauten die erforderlichen 
Zuschüsse aufgebracht werden. Nun hat das Geld aus der 
Abgabe für den Bergmannswohnungsbau zu fließen aufgehört, 
aber die Schulen sind noch nicht gebaut. Was nun? Die Ge- 
meinden bzw. der Kreis drohen mit Zwangsversteigerung, um 
das Geld für Schulhausbauten und Lehrerwohnungen — etwa 
1/, Million Mark — aufzybringen, denn die Schulverhältnisse 
sind unerträglich. 

Der für den Bergmannswohnungsbau zuständige engere 
Ausschuß der Reichsarbeitsgemeinschaft mußte sich nun mit 
dieser Frage befassen, Die Michelwerke, die in der Siedlungs- 
gesellschaft zur Hälfte selbst vertreten sind, zum anderen aber 
auch die darinsitzenden Arbeitgeber weitgehend zu beein- 
flussen vermögen, machten den Vorschlag, von sich aus soviel 
Siedlungshäuser zu erwerben, daß von dem Kaufpreis für diese 
Häuser die Schulen gebaut werden können. Sie boten für eine 
Wohnung auf Grund des Mietsertrages etwa 1500 Mark. Jede 
Wohnung hat aber Baukosten von etwa 8000 Mark erfordert 
und würde unter den heutigen Verhältnissen noch teurer wer- 
den; sie bringt aber pro Jahr nur 150 Mark Miete, so daß, 
wenn die notwendigen Abgaben an die Gemeinde und für 
Reparaturkosten abgerechnet werden, d@r Betrag von 1500 M. 
ein Kaufpreis ist, der nach rein kapitalistischen Grundsätzen 
nicht zu niedrig erscheint. 

Daß die Arbeitnehmervertreter im Wohnungsausschuß der 
R.A.G. ebenso wie: das Reichsarbeitsministerium und das 
Reichswohlfahrtsministerium . einem solchen Angebot durch den 
Unternehmer mit ziemlich gemischten Gefühlen gegenüber- 
standen, braucht nicht erwähnt zu werden; denn das Angebot 
der Michelwerke wäre der Anfang zum Uebergang aller Berg- 
mannssiedlungen in die Hände der Unternehmer. 

’In den langen Verhandlungen ist es gelungen, dem Projekt 
die Giftzähne auszubrechen, indem das Reich aus dem für 
Schulhausbauten zur Verfügung stehenden Fonds einen Betrag 
von 70000 Mark zuschießt, dagegen der Rest von den Michel- 
werken nur als Anleihe gegeben wird. Auf die erforderliche 
Anzahl von Häusern soll pro Haus eine Hypothek von 1500 M. 
mit fünfprozentiger jährlicher Verzinsung eingetragen werden. 
Die Wohnungen dürfen jedoch nur Belegschaftsmitgliedern der 
Michelwerke zur Verfügung gestellt werden. Steht der Mieter 
nicht mehr im Arbeitsverhältnis zu den Michelwerken, so er- 
*höht sich der Zinssatz von seinem Ausscheiden ab auf den je- 
weiligen Reichsbankdiskontsatz. Auch sollen in diesem Falle 
die Michelwerke zur Kündigung der Hypothek mit dreimonatiger 
Frist berechtigt sein. Der Mieter behält das Recht, das Haus 
als Eigenheim zum gleichen Preise von der Siedlungsgesell- 
schait zu erwerben, wenn er die Verpflichtung übernimmt, 
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auch weiterhin im Bergbau tätig zu sein.. Bei Aufhebung des 
Dienstverhältnisses zum Bergbau soll der Siedlungsgesellschaft 
ein grundbuchlich sicherzustellendes Wiederkaufsrecht zu- 
stehen, und zwar zu dem Preise, den der Mieter bezahlt hat, 
abzüglich einer Amortisationsquote von zwei: Prozent jährlich. 
Die für das Michelwerk auf die Wohnung eingetragene Hypo- 
thek von 1500 Mark kommt an die erste Stelle, dagegen wird 
die nichtrentierliche Belastung, die heute auf das Haus, zu- 
gunsten der Treuhandstelle eingetragen ist, um 1500 Mark 
gekürzt. 

Von den Arbeitnehmern ist versucht worden, das Darlehen 
für diese Siedlungsgesellschaft von anderen‘ Stellen (Knapp- 
schaft) zu erhalten. Da aber die Knappschaft die allgemein 
für mündelsichere Hypotheken erforderlichen Zinsen verlangt 
— heute acht Prozent —, die Michelwerke dagegen Geld für 
fünf Prozent anbieten, so lehnte der Verwaltungsrat der Sied- 
lungsgesellschaft das Darlehen der Knappschaft ab. Es blieb 
also nur der vorerwähnte Ausweg, wenn die Schulen gebaut 
bzw. die Zwangsversteigerung verhindert werden solite. 


Die. Ueberfüllung des Bergbaustadiums. _ Unter dieser 
Ueberschrift bringt die Zeitschrift „Glückauf‘“ vom 21. März 
d. J. eine Notiz, die wir nachstehend im Auszug wiedergeben: 

„Die Warnung, die der gesamte deutsche Bergbau vor dem 
Bergbaustudium in der Oeffentlichkeit erhoben hat und pflicht- 
gemäß erheben mußte, scheint ihre Wirkung nicht verfehlt zu 
haben. Denn während im Wintersemester 1923/1924 rund 
1760 Studenten gegenüber 650 im Wintersemester 1913/1914 an 
den deutschen Berghochschulen immatrikuliert oder als Hörer 
eingeschrieben waren, hat sich diese Zahl im Wintersemester 
1924/1935 auf rund 1500 verringert. Die genauen Ziffern, die 
auf Angaben der Hochschulen beruhen, sind nachstehend zu- 
sammengestellt: 


Wintersemester 

1913/14 1923/24 1924/25 
Technische Hochschule Aachen 97 157 167 
Technische Hochschule Berlin 174 395 345 
Technische Hochschule Breslau _ 40 78 
Bergakademie Clausthal 103 667 542 
Bergakademie Freiberg 276 499 365 

650 1758 1498 


Diese Verringerung genügt aber noch keineswegs, denn 
erst jetzt wirken sich die übermäßigen Studierendenziifern der 
Nachkriegsjahre in der Prä&is in vollem Umfange und in ver- 
hängnisvoller Weise aus. Gegenüber den Verhältnissen, die in 
den früheren Veröffentlichungen mit dem Hinweis darauf ge- 
kennzeichnet worden waren, daß sich junge Diplom-Berg- 
ingenieure oder Bergassessoren neuerdings in der Regel mit 
mittleren Beamtenstellen von Steigern oder Fahrhauern be- 
gnügen müßten, die daher den Bergschulabsolventen entzogen 
würden, ist noch eine erhebliche Verschlechterung eingetreten, 
so daß die Hochschulabsolventen froh sein müssen, überhaupt 
irgendeine Tätigkeit zu finden, die ihnen den Lebensunterhalt 
gewährt. Zum Beispiel sind auf einer größeren Zeche des 
Ruhrbezirks neuerdings zehn Diplom-Ingenieure des 
Bergfaches eingestellt worden, vondenenzweialsFahr- 
hauer, die übrigen acht als Hauer arbeiten, 
um nur ihr tägliches Brot zu verdienen. Aehnliche Fälle sind 
aus dem mitteldeutschen Braunkohlenbergbau bekannt gewor- 
den. Aber auch bei den Bergschulen übersteigt der Zudrang 
bei weitem die Aufnahmefähigkeit des Bergbaues für die 
mit dem Reifezeugnis abgehenden Schüler. Die Folge davon 
zeigt sich beispielsweise darin, daß von rund 40 Absolventen, 
die Ende des Wintersemesters die Eislebener Bergschule 
verlassen werden, nur zwei eine gewisse Aussicht auf eine 
Stellung haben. Unter diesen Umständen hat die Mitglieder- 
versammlung des Eislebener Bergschulvereins kürzlich be- 
schlossen, unter Einstellung einer Bergvorschule für die drei 
aufrechtzuerhaltenden Bergvorschulen den Numerus clausus ein- 
zuführen und die Zahl der zuzulassenden Bergvorschüler auf 
jährlich 24 zu beschränken. Aehnlich liegen die Verhältnisse 
bei der Bochumer Bergschule, wo gegen das Sommerhalb- 
jahr 1923 eine Verminderung in der Zahl der Steigerklassen 
von 21 auf 17 und eine Verringerung des Schülerbestandes um 
sogar 41 Prozent vorgenommen werden mußte.‘ 


Berichtigungen. In Nr, 15 der „D.T.Z.“ sind uns zwei 
Irrtümer unterlaufen: In der Notiz „Schlichtungsverhandlungen 
für die mitteldeutsche Braunkohle‘ ist am Schluß gesagt wor- 
den, daß die AfA-Verbände den Gehaltsschiedsspruch vom 
27. März angenommen hätten. Das ist nicht der Fall, 
die AfA-Verbände haben vielmehr den Schiedsspruch 
abgelehnt. In der Notiz „Der Arbeitszeitschiedssprüch 
für die technischen Angestellten im Ruhrbergbau‘‘ ist mit- 
oeteilt, daß der Zechenverband die Verbindlicherklärung des 
Schiedsspruches beantragt habe. Demgegenüber ist zu er- 
klären, daß der Zechenverband einen solchen Antrag nicht 
gestellt hat. 
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|&%| BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Zweite eisenbahnwissenschaftliche Woche der Deutschen 
Reichsbahn. In Verbindung mit der Hauptverwaltung der Deut- 
schen Reichsbahn-Gesellschaft veranstaltet die Verwaltun g S- 
akademie Berlin vom %. bis 25. April in der Berliner 
Universität einen Vortragszyklus, der in knapper wissen- 


schaftlicher Form einen Ueberblick über die Neugestaltung der: 


Deutschen Reichsbahn bieten soll. Zugelassen werden Eisen- 
bahnbeamte, die nach ihrer Vorbildung und praktischen Bewer- 
tung die nötigen Kenntnisse besitzen, um den Vorlesungen mit 
Nutzen folgen zu können. Die technische Seite der zu erörtern- 
den Fragen berühren Vorträge über das Prüfungsamt der Deut- 
schen Reichsbahngesellschaft, Reform des Werkstättenweseng 
und Fragen des Eisenbahnbetriebes. 


Grundsätze für Gewährung von Unterstützungen an das 
Personal der Reichsbahngesellschaft, Die Hauptverwaltung der 
Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft hat mit Inkrafitsetzung ab 
1. März d. J. neue Grundsätze für die Gewährung von Unter- 
stützungen an Beamte, Angestellte und Arbeiter der Reichs- 
bahngesellschaft erlassen. Sonderabdrucke dieser Grund- 
sätze werden Interessenten auf Wunsch von der Hauptgeschäfts- 
stelle unseres Bundes geliefert. 


Das Reichswehrministerium im Reichshaushalt 1925. — 
Reichsmarine. 


1. Marineleitung. 


5 Obermarinebauräte 
1 Oberregierungsbaurat 
1 3 Marinebauräte als Referenten 
0 1 Vermessungsamtmann, 53 Ministerialanıtmänner 
11 Marineoberingenieure 
2 techn. Regierungsoberinspektoren 
6 Vermessungsdirigenten 
A8 2 Marineingenieure 
14 Kartographen 
AT 5 Lithographen 
1 Photograph 
A5 1 Werkführer 
AA 1 Obermaschinist 
4 Oberdrucker. 

In den Erläuterungen zu dem vorstehenden Stellenplan wird 
festgestellt, daß das in der Marineleitung vorhandene Kon- 
struktionspersonal völlig unzureichend ist. Es genügt nicht 
einmal für die Durchführung der Grundreparaturen an den der 
Marine verbliebenen alten Schiffen, geschweige denn für die 
Konstruktion der erforderlichen Ersatzbauten. Aus diesem 
Grunde ist eine Vermehrung des Personals von 
Gruppe A1l2 ,_ 2 Obermarinebauräte (für Schiffe und Maschinenbau) 

Al 1 Marinebaurat (für Schiffbau) 
2 Ministerialamtmänner 
A10 1 Ministerialamtmann 
AY 9 Marineoberingenicure, davon 7 für Schiffbau, 2 

Maschinenbau 

1 techn. Regierungsoberinspektor 
AS 2. Marineingenieure 
in Vorschlag” gebracht. ’ 

In dem Kap. „Hilfsleistungen durch Offiziere 
und Beamte“ sind insgesamt 9 Stellen der Gruppe A 11 
bis A 4 vorgesehen. Außerdem werden 20 Hilfskräfte ber 
Kap. VII, D 1, Tit. 1, 2 und 3 der einmaligen Ausgaben des 
ordentlichen Haushaltes verrechnet. ! 

Aus dem Tit. „Hilfsleistungen durch nichtbe- 
amtete Kräfte‘ werden insgesamt 113 Hiliskräfte im 
Büro-, Kanzlei- und Botendienst verrechnet. 


2. Marinebauverwaltung. 
Gruppe A 12 
AU 
A10 
AY9 
A8 


A7 


Gruppe A 12 

Al 
Al 
A9 


für 


1 Oberregierungsbaurat 

2 Regieriungsbauräte 

3 Regierungsbauräte 

3 techn. Regierungsoberinspektoren 
4 techn. Regierungsinspektoren 

6 Oberregierungsbausekretäre 

1 Betriebsleiter 

7 Stellen 

1 techn. Marinesekretär 

4 Marinesekretäre 

5 Stellen 

8 Bauaufseher 

4 Amtsobergehilfen 

12 Stellen, ? 


= „Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräfte, 
8 Hilfskräfte, davon 5 im technischen Dienst. 


AG 


A3 


3. Werft Wilhelmshaven und Arsenal Kiel, 


1 Maschinenbaudirektor 
1 Schiffbaudirektor 
1 Strombaudirektor 
3" Stellen ' 
8 Obermarinebauräte 
13 Marinebauräte 
19 Marinebauräte 
2 Marineamtmännei 
4 techn. Marineamtmänuer 
25. Stellen 
9 Marineoberingenieure 
3 Marineoberinspektoren 
12 Stellen 
27 Marineingenieure 
11 Marineinspektoren 
14 Marineobermeister 
52 Stellen 
23 Werkstättenvorstelier 
3 Betriebsleiter 
1 Photograph : 
3 Erste Seestetermänner - 
4 Erste Seemaschinisten 
17 Oberwerftsekretäre _ 
40 techn. Obersekretäre (hiervon sind I1 in Gr. A 8) 
2 Registraturvorsteher 
93 Stellen 
1 Kanzleisekretär 
49 Werkmeister 
15 techn. Marinesekretäre (hiervon 2 in 
15 Betriebsmeister 
5 Zweite Seesteuermänner 
9 Zweite Seemaschinisten 
y 144 Stellen 
67 Werkführer 
2 Magazinmeister 
15 Dritte Seemaschinisten 
11 Dritte Seesteuermänner 
6 Marineassistenten 
1 Kanzleisekretär 
102 Stellen 
6 Magazinoberaufscher 
3 Kanzleiassistenten 
9 Stellen 
7 Bauaufseher 
10 Magazinaufscher 
2 Schleusenaufscher 
1 Amtsobergehilfe 
20 Stellen 


Aus den Erläuterungen entnehmen wir folgendes: „Ebenso 
wie bei der Marineleitung ist auch bei der Werit das Konstruk- 
tionspersonal völlig unzureichend. Die Konstruktionsbüros sind 
nicht in der Lage, die "Zeichnungen rechtzeitig fertigzustellen. 

‚Hierdurch entstehen Verzögerungen bei den Arbeitsobjekten, 
die ein wirtschaftliches Arbeiten unmöglich machen. Es ist 
bisher nicht einmal möglich gewesen, die Schiffspläne für die 
Er. instandgesetzten Schiffe und Torpedoboote fertigzu- 
stellen. 


Um diesen Mängeln abzuhelfen ist es erforderlich, das 
Personal um LIEBER Dre 

2 techn. Marineamtmänner ; 

4 Marineoberingenieure 

12 Marineingenieure 

12 techn. Obersekretäre = 
zu vermehren.“ 


Zu Gruppe A 7 sind 2 Betriebsleiter an Stelle der in Ab- 
satz kommenden 2 Obersekretäre neu hinzugekommen. 


Zu Gruppe A 7 und A 6. Aus Zweckmäßi keitsgründen 
haben die Betriebsbeamten des Innendienstes an Stelle der bis- 
her gewählten Amtsbezeichnungen „Obersekretär‘‘ und „Ma- 
rinesekretär‘‘ (Betrieb). die für den Dienst dieser Betriebs- 
beamten zutreffenden Amtsbezeichnungen „Betriebsleiter“ und 
„Betriebsmeister‘‘ erhalten. 


Zu Gruppe A 6. Bis zum 1. Juli 1924 sind 18 Stellen 
für Marinesekretäre der Gru pe A 6 auf Grund des Ermäch- 
tigungsvermerkes in Stellen für Obersekretäre der Gruppe A 7_ 
umgewandelt worden. Rah 
3 Mehr angefordert sind: 

1 techn. Marinesekretär nr Er Er 

4 Betriebsmeister (bisher Marinesekretäre für Betrieb) e 

3 Betriebsmeister für die Kartenabteilung, Kompaßabteilung und den 

Polizeidienst. x 


Gruppe A 13 


AI2 
Au 
A10 


Gruppe A7) 
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Gruppe A10 2 Hilfskräfte 


“ Gruppe A8 4 Hilfskräfte 
Gruppe A7 7 Hilfskräfte 
Gruppe A6 51 Hüfskräfte Se 

. Gruppe A5 84 Hilfskräfte 

Gruppe A4 2 Hilfskräfte 


Außerdem werden 14 Hilfskräfte bei Kap. VIII, D 1, Titel 
1, 2 und 13 der einmaligen Ausgaben des ordentlichen Haus- 
haltes verrechnet. * 
- „Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräfte.“ 
5 Hilfskräfte im Referenten- und wissenschaftlichen Hilfsdienst 
372 Hilfskräfte für Büro- und Registraturdienst ” 
10 Hilfskräfte für Kanzleidienst 
55 Hilfskräfte für Betriebs- und techn. Aufsichtsdienst 
3 Hilfskräfte für Polizeidienst 
4 Hilfskräfte für Fernsprechdienst. 
Außerdem werden 27 Hilfskräfte bei Kap. VIH, D 1, 
Titel 1, 2 und 7 bis 13 verrechnet. 
Durch Umwandlung aus dem Arbeiterverhältnis sind u. a. 
5 neue Stellen für den Betriebs- und techn. Aufsichtsdienst vor- 
gesehen. 
4. Artilferie und Befestigungen. 
Gruppe A 10 1 Regierungsrat 
7 Marineamtmänner 
8 Stellen. 
4 Marineoberingenieure 
3 techn. Regierungsoberi 
7 Stellen - 
AS 22 Marineingenieure 
9 techn. Regierungsinspektoren 
31 Stellen 


A9 ES 
nspektoren 


A7 37 techn. Obersekretäre 

14 Oberregierungsbausekretäre 

51 Stellen ’ 
A6 . 14 Waffenmeister ä 


94 techn. Marinesekretäre 
9 techn. Verwaltungssekretäre- 
117 Stellen 


A5 25 Verwaltungsbauassistenten 
A3 13 Bauaufseher (Fortwächter). 


Betriebsräte bei den Behörden 


Bei der Hauptbetriebsratswahl bei den Behörden des Preu- 
Bischen Finanzministeriums und Ministeriums des Innern wur- 
den für die Liste der freien Gewerkschaften 8028 Stimmen, 
für die Liste des G.d. A. 1017 und für die Liste der christlichen 
Organisationen 887 Stimmen abgegeben. Hiernach entfallen 
auf die Liste der freien Gewerkschaften 9 und des G.d. A. 
sowie der Christen je 1 Sitz. Von den vom Butab vorge- 
schlagenen Technikern sind gewählt: 

1. Architekt Eugen Hilke (Berlin), 

2. Katastertechniker Alex Konkolewski, Regierung Breslatı, 

3. Katastertechniker Hamann, Regierung Köln, 
Beamtenbewegung | 

Ellenbogenpolitik. Der bekannte „günstige Wind“ hat 
unserer Gaugeschäftsstelle in München ein vertrauliches Rund- 
schreiben des „Bundes der mittleren technischen 
Beamten“ mit der Unterschrift Gunzelmann (beim Landes- 
finanzamt München) auf den Schreibtisch geweht, das wert 
ist, einer. breiteren Oeffentlichkeit unterbreitet zu werden. 
Wir sind ja leider in der Beamtenbewegung manches gewohnt 
und wissen, daß einzelne Gruppen eine Ellenbogenfreiheit be- 


treiben, die ohne Rücksicht auf den benachbarten Kollegen im 
beruflichen Leben dem nacktesten Gruppenegoismus dient; aber 


| eine brutalere Interessenvertretung, wie sie durch dieses Rund- 


schreiben enthüllt wird, ist uns in den 25 Jahren, in denen 
wir Beamteninteressen verfechten, noch nicht vorgekommen. 

Im ersten Teil des Rundschreibens, das der „Bund der 
mittleren technischen Beamten‘ an seine Mitglieder richtet, be- 
schwert sich der Herr Gunzelmann, der allerdings selbst noch 
137. Vordermänner hat, darüber, daß für die Beamten des Lan- 


- desfinanzamtes keine Vorrückungsmöglichkeit vorhanden ist. 
‘kein Nachschub da sei, der 


Er führt als Grund dafür an, da 
nachdrücke! Deshalb soll’der Staat angegangen werden, „die- 
sen Nachschub zu liefern, der dann wiederum 
die Vormänner vorwärts treibt, damit sie selbst 
nachrücken können“ » " 

Wie das nun gemacht werden soll, ist im zweiten Teil 
des Rundschreibens klargelegt. Dort heißt es:- ER 

„Die technischen Angestellten — es sollen noch etwa 
200 technische Angestellte im Bereich des Reichsfinanzministeriums vor- 


handen sein — sind zu hoch eingruppiert undkommen 
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Hilfs! eistunge n durch B eamte“ "Aus diesem - 
Titel können besoldet werden; 
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dem Staate zu teuer. Die mittleren technischen Beamten stellen 
deshalb die Forderung, daß vom Reichsfinanzministerium von 200 tech- 
nischen Angestellten aus Sparsamkeit mindestens 1W entlassen 
unddafür i00 billige Staatsanwärter einberufen wer 
den. Der Rest der technischen Angestellten kann nebenbei aushilfsweise; 
beschäftigt werden.“ ’ 

So wörtlich zu lesen in dem Rundschreiben einer Beamten» 
"organisation. 

Wir sind sicher, daß kein anständiger technischer Beamter 
der Finanzämter dieses erbärmliche Rundschreiben decken wird. 

_ Welchen Wert muß eine Beamtenorganisation aber haben, 
die zu solchen verwerflichen Mitteln greift, und welche Quali« 
täten muß ein Führer haben, der sich nicht scheut, die elemen- 
tarsten Anforderungen der beruflichen Kollegialität in solch 
gemeiner Ärt zu verletzen? 
 - Wir hoffen, daß dieses Rundschreiben dem „Bund der 
mittleren und technischen Beamten“, der als eine Zer- 
splitterungsorgamisation und in .erster Linie zur 
Befriedigung persönlicher Interessen geschaffen wurde, den 
Rest gibt, denn welcher technische Beamte kann noch Mitglied. 
einer Organisation sein, die bei der Wahrnehmung ihrer Inter- 
essen zu derartig unanständigen Mitteln greift. 

Den auf Privatdienstvertrag bei den Finanzämtern be- 
schäftigten technischen Angestellten möge dieses Rundschreiben 
die Augen Öffnen und zeigen, wohin sie gehören. 

... Im „Bund der technischen : Angestellten ‘und Beamten‘ 
finden sich zur wahrhaft kollegialen Interessenvertretung tech- 
nischa Beamte und Angestellte zusammen, um durch 


ihre gesammelte organisatorische Kraft beiden Gruppen — 
den Beamten sowohl wie den Angestellten -—- gerecht zu 
werden. 


Im Lippischen Beamtenbund ist nach Mitteilungen in Nr. 4 
der Bundeszeitschrift „Selbsthilfe“ eme „Berufsvereini- 
gung der technischen Beamten‘ gebildet, die die 
besonderen Interessen der technischen Beamten zur Geltung 
bringen soll. 

Wie dieses geschieht, zeigen die Ausführungen in derselben 
Nummer über die Einstufung der Katastertechniker. Diese 
Ausführungen sind wörtlich aus.der Nr. 9 unserer „Deutschen 
Techniker-Zeitung‘‘ entnommen, beruhen also auf der Arbeit, 
die allein unser Bund für den katastertechnischen Berufsstand 
geleistet hat. 

Wir begrüßen es, daß hiermit auch der Lippische Beamten- 
bund die Arbeit unseres Bundes würdigt und damit indirekt 
den Wert der technischen Berufsorganisation anerkennt. Der 
Anstand gebietet es aber, solche Aufsätze mit Quellen- 
angabe zu versehen. Oder ist die Position des Lippischen 
Beamtenbundes unter den Technikern so schwach, daß er es 
nötig hat, sich mit fremden Federn zu schmücken? 


Besoldungsfragen 


Zur Besoldungsbewegung. Alsbald nach der letzten Reichs- 
tagswahl war dem Reichstag von seiten der verschiedensten 
Fraktionen eine Unzahl von Anträgen auf Verbesserung der 
Belange der Beamten unterbreitet worden. Die Art und Weise 
der Behandlung dieser Anträge durch den Reichstag selbst hat 
in der gesamten Beamtenschaft zu einer außerordentlichen Be- 
unruhigung geführt, die sich in den letzten Wochen bis zur Em- 
pörung gesteigert hat. Die Art und Weise, wie die Anträge, 
insbesondere zur Aufbesserung der Besoldung, verschleppt und 
verzögert worden sind, stellt eine schallende Ohrfeige dar für 
alle die Vertrauensseligen, die den bombastischen: Versprechun- 


gen gewisser Wahlagitatoren vor den Wahlen ihr Ohr 
geliehen und den angepriesenen Kandidaten ihre Stimme 
„egeben hatten. Die größte Enttäuschung haben die Mit- 
glieder des D.B.B. wohl erlitten. Heute muß sich. der 
D.B.B., insbesondere von Beamtenkreisen aus Süddeutsch- 
land, einen „unbegreiflichen Optimismus‘ gegenüber den 


Anträgen der politischen Parteien bescheinigen lassen. ‚Der 


D.B.B. Selbst dokumentiert eine tiefe Resignation, wenn er 
selbst den gegenwärtigen Zustand als „trostlos auf der ganzen 
Linie‘ bezeichnet. 
schwer enttäuschten Beamten „einstweilen auf völlig unbe- 
stimmte Zeit‘‘ wohl vertagt werden müßten, Das bedeutet das 
Eingeständnis eines völligen Fiaskos seiner bisherigen Politik, 
Tieiste Unzufriedenheit über diese bisherige Politik des D.B.B. 
durchzieht die ihm angeschlossenen Verbände. Die Dinge sind 
bereits so weit gediehen, daß der Bezirksverein Frankfurt a. O. 
des Verbandes Deutscher Post- und Telegraphenbeamten an 
sämtliche Bezirks-, Reichs- und Ortsvereine ein Rundschreiben 
ergehen ließ, worin mitgeteilt wird, daß der Bezirkstag unter. 
Zustimmung sämtlicher Kreisvereine beschlossen habe, aus 
dem Deutschen Beamtenbunde auszutreten, und 
die übrigen Bezirksvereine des Verbandes. zu gleichem Vor- 
gehen aufzufordern. Es wird weiter darauf hingewiesen, daß 
der D.B.B. völlig unter dem Diktat des Komba und der Lehrer- 
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schait stehe, die ihren überragenden. Einfluß lediglich dazu 
benutzt hätten, um ihre eigenen Interessen ohne Rücksicht auf 
die anderen Beamtengruppen mit Hilfe des D.B.B. durchzu- 
setzen. Man kann weiter feststellen, daß auch die in den Ver- 
waltungsbeamtenverbänden des D.B.B. bisher organisierten: 
technischen Beamten nicht gewillt sind, ihre bisherige Zurück- 
setzung weiter stillschweigend hinzunehmen. Die Organe dieser 
Verbände sehen sich veranlaßt, häufiger als früher die Not- 
schreie der technischen Beamtengruppen aufzunehmen; mit 
welchem Erfolge, dürften die technischen Beamten selbst nur 
allzu gut wissen. Mit rührender Geduld bringen sie jahraus, 
jahrein zu den Hauptversammlungen ihrer Verbände ihre An- 
träge. Eine wohlwollende Behandlung wird zugesichert — das 
Ergebnis aber ist das seit Jahren gewohnte. Wann werden die 
technischen Beamten aller Verwaltungen einsehen, daß nur eine 
von allen möglichen Einflüssen freie und unabhängige Berufs- 
organisation aller technischen Beamten, wie sie unser Bund 
darstelit, eine zähe,: aufrechte und rückgratfeste Vertretung 
ihrer berechtigten Forderungen und eine Beseitigung jahr- 
zehntelangen Unrechts bringen kann? 


Die Besoldung der preußischen Beamten. Das Landes- 
sekretariat Preußen im Allgemeinen Deutschen Beamtenbund 
hat in der letzten Zeit in Denkschriften’ und in mündlichen 
Verhandlungen der Preußischen Staatsregierung gegenüber den 
Nachweis geführt, daß die preußischen Beamten zu einem 
großen Teil erheblich schlechter gestellt sind als die Reichs- 
beamten. Aus diesem Grunde kann auch der in letzter Zeit 
wiederum erfolgte Einspruch des Reichsfinanzministers gegen 
die Einstufung der preußischen Sekretäre nicht als berechtigt 
anerkannt werden. Die preußischen Sekretäre sind ihrer dienst- 
lichen Stellung und Tätigkeit nach nicht mit den Sekretären 
des einfachen Bürodienstes im Reiche vergleichbar, sondern 
sind in den meisten Fällen Beamte, die Obersekretärdienste 
verrichten. Abgesehen von diesen Betrachtungen war der 
Zweck des Vorstoßes des preußischen Landessekretariats, die 
Preußische Staatsregierung an die Durchführung ihres Ver- 
sprechens, die preußischen Beamten den Reichsbeamten gleich- 
zustellen, zu erinnern. 

In der Denkschrift ist nachgewiesen, daß die Aufrückungs- 
möglichkeit für preußische Beamte ungünstiger ist als im Reich. 
Ferner, daß preußische Beamtengruppen von ursprünglich 
gleichstehenden Reichsbeamten überholt worden sind, und daß 
durch Verwaltungsanordnungen sogen. Reformen und Neu- 
regelungen von Laufbahnen ganze Beamtenkategorien im 
Reiche höhergeschoben wurden als die entsprechenden Gruppen 
in Preußen. 

Der Preußische Finanzminister hat in einer schriftlichen 
Antwort erklärt, daß eine vollständige Angleichung der Auf- 
stiegsverhältnisse der preußischen Beamten aller Gruppen an 
die Beförderungsverhältnisse der Reichsbeamten. mit Rücksicht 
auf den völlig anderen Aufbau der preußischen Hoheitsver- 
waltungen nicht möglich sei. Das Preußische Finanzministerium 
sei jedoch fortgesetzt bestrebt, die Aufstiegsmöglichkeiten be- 
sonders für die Beamten der unteren Besoldungsgruppen, so- 
weit es im Rahmen der preußischen Behördenorganisation an- 
. gängig ist, zu verbessern. Es wird in.diesem Zusammenhange 
auf einige Verbesserungen im Stellenplan von. 1924 hingewiesen, 
Das Finanzministerium weist: dann noch darauf hin, daß bei 
‚einer Gegenüberstellung der Bezüge von Reichs- und Landes- 
beamten, die vor dem 1. April 1920 etwa gleich besoldet waren, 
nicht übersehen werden darf, daß jetzt im allgemeinen Dienst- 
‚leistungen, die eine technische oder handwerksmäßige Vor- 
bildung erfordern, z. B. die der Lokomotivführer und Waften- 
meister, höher gewertet werden, andere Dienstleistungen, be- 
sonders mechanischer Art, geringer gewertet werden als früher. 
Der Finanzminister ersucht die Organisationen, konkrete Vor- 
schläge zu machen, wie nach Ansicht der Organisation im 
Rahmen der bestehenden Besoldungsordnung und der der- 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Stellehiosenunterstützung der Nichtversjcherungspflichtigen. Die tinter 
der Ueberschriit „Erhöhung der täflichen Unterstützungs- 
sätze“ in der „D.T.Z.“ Nr. 12 vom 20. März 1925, S. 158 unter 
Ziff. 4 veröffentlichte Bestimmung: 

„Bei Eintritt der Stellenlosigkeit muß das Mitglied innerhalb 
sieben Tagen den Antrag auf Unterstützung bei der Hauptver- 
Wwaltung steilen und gleichzeitig die öffentliche Erwerbslosenunter- 
Stützung beantragen, sofern es zum Kreise der Bezugsberechtigten 
ehört.  Bezugsberechtigt ist, wer in den letzten zwölf Monaten vor 
intritt der Stellenlosigkeit drei Monate krankenversicherungspflichtig 
war“, 

ist von einigen Mitgliedern so aufgefaßt worden, .als ob die nichtver- 
sicherungspfichtigen Mitglieder keine Stellenlosenunterstützung erhalten, 


Er 00 


ARELSAIP NEE 


k IE GR 


PR 


zeitigen Behördenorganisation den gerügten Ungleichheiten ab- 
geholien werden könnte. 

Von besonderem Interesse dürfte für die preußische Be- 
amtenschaft sein, daß die Preußische Staatsregierung die ge- 
rügten Ungleichheiten und die Benachteiligung der preußischen 
Beamten im allgemeinen zugibt und bestrebt ist, diese Mängel 
zu beseitigen. Wir sind allerdings der Meinung, daß sich diese 
Mängel im Rahmen der bestehenden Besoldungsordnung und 
der derzeitigen Behördenorganisation nicht völlig beseitigen 
lassen. Die vorzunehmende gerechte Bewertung der preußischen 
Beamten kann nur durch eine grundlegende Revision der Be- 
soldungsordnung im Zusammenhang mit der Vornahme einer 
durchgreifenden Personal- und Verwaltungsreform erfolgen. 
Nach dieser Richtung hin sind den beteiligten Ressorts von 
den Organisationen wiederholt Vorschläge unterbreitet. Völlig 
unhaltbar ist gegenwärtig aber der Zustand, daß den preußi- 
schen Sekretären des mittleren schwierigeren Dienstes die Mög- 
lichkeit der Einreihung in die für diese Dienstleistungen vor- 
gesehenen Gruppen (VII bis IX) grundsätzlich versagt ist. Im 
Rahmen der bestehenden Besoldungsordnung wäre zum min- 
desten schleunigst diese Ungerechtigkeit und Benachteiligung 
zu beseitigen. 


In einer weiteren Denkschrift ist die Entwicklung der 
preußischen Beamtengehälter im Vergleich zum Jahre 1914 
untersucht. Hierbei ist festgestellt, daß die Gruppen I bis IV 
am schlechtesten abgeschnitten haben. Ihnen fehlen im Durch- 
schnitt rund 19% am Friedensgehalt. Die Gruppen V und VI 
bleiben um 12% “hinter dem Friedenseinkommen zurück. Er- 
heblich besser, aber auch noch immer unter dem Friedensein- 
kommen, stehen die Gruppen VII bis IX. Allein die Gruppen 
X bis XIII haben nach dem Gesamtdurchschnitt höhere Bezüge 
als 1914, nämlich 104,79%. Die Denkschrift stellt fest, daß 
selbst die günstigste Prozentzahl des Gesamtdurchschnities 
der Gruppen X bis XIiI den tatsächlichen wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen nicht entspricht. Der Lebenshaltungsindex für Fe- 
bruar beträgt 135,6%. Hierbei muß berücksichtigt werden, 
daß die Lebenshaltung nach den Indexangaben, besönders was 
Kulturbedürfnisse anlangt, auf ein unerträglich niedriges Niveau 
zurückgeschraubt ist, daß die Lebensmittelpreise vielfach nicht 
den wirklich gezahlten Kleinhandelspreisen entsprechen . und 
daß es auch falsch ist, die Mark von 1914 der Reichsmark von 
heute gleichzusetzen, denn die Kaufkraft der alten Mark war 
bedeutend höher. 


Nach der Auffassung des Landessekretariats Preußen des 
A.D.B. muß mit einer Indexzahl von 175 gegen den Stand von 
1914 gerechnet werden, d. h, es müßten 75% Gehaltsauf- 
besserungen auf die Gehälter von 1914 gezahlt werden, wenn 
ein gerechter Vergleich gezogen werden soll. Die gegenwär- 
tige Besoldung zeigt aber, daß den preußischen Beamten zu- 
gemutet wird, im allgemeinen nur mit einem Drittel bis zur 
Hälfte der Vorkriegsbezüge zu wirtschaften und daß die Be- 
amten der Gruppen I bis VI besonders benachteiligt sind. 


Erhöhung der Sätze des Wohnungsgeldzuschussas. Gemäß 
dem Beschluß des Haushaltsausschusses hat der Reichstag be- 
schlossen, mit Rücksicht auf die Erhöhung der Wohnungs- 
mieten den Wohnungsgeldzuschuß von 5 v. H. au 5 v.H. 
ab 1. April 1925 zu erhöhen. Die danach für den April nach- 
zuzahlenden Beträge werden mit den für den Monat Mai zu- 
stehenden Bezügen ausgezahlt. 


Nachdem der Reichstag sich zu diesem ungeheuren Oster- 
geschenk für die Beamtenschaft aufgeschwungen hatte, ver- 
tagte er sich bis zum 28. April. Nebenher hat er auch noch 
beschlossen, die Reichsregierung zu ersuchen, „mit tunlichster 
Beschleunigung zu prüfen, ob und auf welcher Grundlage die 
Bezüge der Beamten eine Erhöhung erfahren können“ Den 
Bericht darüber erwartet man von der Regierung nach dem 
Wiederzusammentritt. Es wird also weiter geprüft. 


EEE EEE re 
EEE nm nn 


Diese Auffassung ist natürlich irrig, wie schon aus 


der Satzung 
hervorgeht. 


ist nur die 


g 21 
Der zweite Absatz „Bezugsberechtigt ist usw.“ 


. Voraussetzung für die Inanspruchnahme der öffentlichen Erwerbslosen- 


unterstützung, d. h., alle Mitglieder, die in den letzten zwölf Monaten 
vor Eintritt der Stellenlosigkeit drei Monate krankenversicherungspflichtig 


_ waren, haben ‘Anspruch auf die öffentliche Erwerbslosenunterstützung und 


müssen diese nach 


$ 21g der Satzung beantragen. 
während des 


\ vorgenannten Zeitraumes nicht 
Pichtig waren, können die öffentliche 
beantragen, trotzdem erhalten sie aber 


Mitglieder, die 
krankenversicherungs- 
Erwerbslosenunterstützung nicht 
die Bundesunterstützung. 


Aus den Gauen 


Jahres-Generalversammlung der Ortsverwaltung Berlin. Am Freitag, 
den 27. März, fand die Jahres-Generalversammiung der Ortsverwaltung 
Berlin des Butab statt. Der Vorsitzende, Kollege Snell, gedachte nach 
Eröffnung der Versammlung in warmen Worten der im verflossenen 
Geschäftsjahr verstorbenen Kollegen, der Toten von der Zeche „Minister 
Stein“ sowie des verstorbenen Rekksrsalieren Friedrich Ebert, 
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Der Bericht des Geschäftsführers Koll. Rogatz zeigte, daß nach einer 
notwendig gewesenen Mitgliederbereinigung wieder eine begrüßenswerte 
Festigung und Hebung des Mitgliederstandes eingetreten ist. An Hand 
des den ‚Delegierten vorliegenden Zahlenmaterials besprach er eingehend 
den gesamten Kassen-Ein- und -Ausgang und schloß seinen Bericht mit 
san Appel an die Kollegen, auch weiterhin mitzuarbeiten am Ausbau des 

undes. 2 ; 

Der Tätigkeitsbericht des Vorsitzenden Koll. Snell gab Rechen- 
schaft über die Arbeit des Ortsvorstandes im Jahre 1924. Besonders 
hervorzuheben sind eine im Jahre 1924 aus freiwilligen Spenden der 
Kollegenschaft aufgebrachte Weihnachtssammlung für erwerbs- 
lose Kollegen sowie der Umsatz von Achtstundentagmarken zur Durch- 
führung des Volksentscheids über das Washingtoner Abkommen, Im 
vorigen Jahr konnte überdies der D.T.V., mit dem sich der Butib 1919 
zum Butab verschmolzen hat, auf ein vierzigjähriges Bestehen zurück- 
blicken. Der Ortsverwaltung Berlin gehören noch heffte elf Kollegen 
an, die seinerzeit Mitbegründer des D.T.V. waren.“ Den Jubilaren zu 
Ehren wurde am 2. Weihnachtsfeiertag eine Feier veranstaltet, bei der 
ihnen zur Erinnerung an ihre vierzigjährige Mitgliedschaft ein Gedenkblatt 
überreicht wurde. Im vergangenen Jahr wurde weiter der Anschluß an 
das Arbeiter-Kultur-Kartell Groß-Berlin vollzogen. 


Unabhängig hiervon hält die Ortsverwaltung Berlin für ihre Kollegen 


arbeitswissenschaftliche Kurse ab. Der ersten Vortrags- 
reihe „Betriebswirtschaftslehre‘“ folgt zur Zeit die zweite: „Taylor, Ford 
und was weiter?“ Die Ortsverwaltung sah sich im Vorjahr wieder in 
der Lage, ein Informationsblatt unter dem Namen „Berliner Mit- 
teilungen“ herauszugeben, das bei der Kollegenschaft gute Auf- 
nahme gefunden hat. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß der Ortsvorstand gute 
Erfolge verzeichnen kann. Es muß das Bestreben aller Kollegen sein, 
diese Erfolge im laufenden Jahr noch erheblich zu vergrößern. 

Für die Kassenprüfer bat der Kollege Rauchfuß, dem Ortsvor- 
stand und dem Geschäftsführer Entlastung zu erteilen, da sämtliche 
Kassenangelegenheiten in Ordnung gingen. 

Aus der folgenden sehr sachlichen Diskussion ist eine Anregung des 
Kollegen Günther, die Bundeskollegen auch sportlich zusammenzuschließen, 
hervorzuheben. 

Dem Ortsvorstand wurde dann einstimmig Entlastung erteilt; eben- 
falls einstimmig erfolgte die Bestätigung des Geschäftsführers Kollegen 
Rogatz. 

Danach gelangten mehrere vom Ortsvorstand gestellte Anträge, die 
fast ausnahmslos die Verwaltungsordnung angingen, zur Annahme. 

Bei der später folgenden Wahl des Ortsvorstandes fand die vom 
Ortsvorstand eingebrachte Vorschlagsliste einstimmige Annahme, 


Bücherschau | 
Technik. 


Werkstoffe. Von Prof. Dipl.-Ing. H. Edert. (Betriebstaschen- 
buch. Herausgegeben von Prof. Dipl.-Ing. R. Horstmann und Prof, Dr.- 
Ing. K. Laudien.) Verlag Dr. Max Jaenicke (Leipzig). Preis 2,30 Mk, 

Das Buch bildet einen Teil des Horstmann-Laudienschen Betriebs- 
taschenbuches. Es sei zur Anschaffung besters empfohlen. Der Ver- 
fasser gibt nach einer kurzen Einleitung über die erforderlichen Eigen- 
schaften der Werkstoffe im allgemeinen einen kurzen, aber auch in der 
gedrängten Form sehr übersichtlichen und leicht verständlichen Ueber- 
bick über die Prüfung der Werkstoffe. Allerdings hat er sich hierbei 
lediglich auf die Prüfung der Metalle, und zwar auf fhre gebräuchlichsten 
Beanspruchungen: Festigkeit, Elastizität, Zähigkeit und Härte beschränkt; 














Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 


Tüchtiger Techniker 





gesucht. 


Bewerbungen unter D. T. 156 an R. Merkel, Berlin 
W35, Potsdamer Str. 111, 
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Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


Mehrere tüchtige 


Bauführer 


für größere Objekte gesucht. 


mit Erfahrungen im modernen Gewächshausbau, von | die an selbständiges Ärbeiten gewöhnt sind und Erfahrungen 2 
are Zementbetonwarenfabrik Thüringens in selbständige | in allen Hochbauarbeiten besitzen, besonders im Ä = Tiefbau- 


tellung, möglichst per sofort, spätestens aber zum 1, Mai, | rechnungswesen, Verkehr mit den Behörden und der . 
Kundschaft, belieben ihre Angebote an uns einzureichen, Techniker 
Bauhtitte Ostthüringen 
soz. Baugesellschaft, Altenburg. 
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auf die anderen für das Gebiet der Elektrotechnik so wichtigen Eigen- 
schaften wie Leitfähigkeit und Remanenz, konnte des Raummangels 
wegen wohl nicht eingegangen werden. Auch sonst konnte das Gebiet 
der Werkstoffe in Form eines Taschenbuches natürlich nicht erschöpfend 
behandelt werden. Der größte Teil des Buches ist dem wichtigsten 
Werkstoff, dem Eisen, mit seinen verschiedenen Abarten gewidmet. Ferner 
bespricht der Verfasser irı seinem Buche Aluminium, Kupfer, Magnesium, 
Holz und die Schmiermittel. 

Es erscheint außerordentlich erwünscht, daß nach ein weiterer Band 
der gleichen Schriftenreihe den anderen sehr wichtigen Werkstoffen aus 
der gleichen Feder gewidmet würde. 

Hervorgehoben sei bei dem vorliegenden Band noch die sehr ver- 
ständliche Schreibweise, die gut ausgeführten Skizzen sowie auch der 
bei dem obgien Verlage allerdings beisannte gute Druck, 


Die Prüfung des Kraftfahrers. Automobillehrbuch in Fragen und 
Antworten von M. Wohlbrück, Ziv.-Ing. Verlag von Klasing & Co., 
G.m.b.H., Berlin. Vierte Aufl. Preis geb. 4,— Mk. 

Die Benutzung von Kraftfahrzeugen aller Art ist Allgemeingut ge- 
worden, der Motorverkehr auf der Straße ohne Schienen wird atch 
in Deutschland für den öffentlichen Verkehr ausschlaggebend werden, 
Zur Führung eines Kraftfahrzeuges ist aber die Kenntnis des Kraft- 
wagens und seine Behandlung. sowie der allgemeinen Fahrregeln und 
gesetzlichen Bestimmungen erforderlich, auf Grund deren Nachweis erst 
der Führerschein erlangt werden kann. Es ist daher zu’ begrüßen, daß 
der Verfasser des vorliegenden Buches eine Grundlage geschaffen hat, 
auf der sich jeder solche Kenntnisse- erwerben kann. Wie notwendig 
die Herausgabe eines solchen Buches im allgemeinen war, und welchen 
Wert diese Ausgabe im besonderen besitzt, beweist, daß das Buch bereits 
die vierte Auflage aufweisen kann. Die Anordnung des Stoffes und 
seine Behandlung in Frage und Antwort erleichtert den Gebrauch des 
Buches als Ratgeber und Lehrbuch, dessen Anschaffung allen Interessen- 
ten sehr empfohlen werden kann. 


Sozialpolitik. ; 

„Arbeiterschutz, Unfallverhütung, Gewerbehygiene.“ Sonderausgabe 
des Reichsarbeitsblattes. Die Reichsarbeitsverwaltung und das Reichs- 
vefsicherungsamt geben unter Mitwirkung des Vereins deutscher Gewerbe- 
aufsichtsbeamten, des Verbandes der deutschen Berufsgenossenschaften 
und der Deutschen Gesellschaft für Gewerbehygiene eine neue Zeit- 
schrift „Arbeiterschutz“ heraus, die nicht als eine amtliche Zeitschrift, 
sondern als ein Ort der freien Aussprache gedacht ist, Bedauerlich ist, 
daß man die doch in allererster Linie Interessierten — nämlich die Ge- 
werkschaften — nicht von vornherein zur Mitarbeit herangezogen hat, 
aber freilich entspricht dies so sehr der herrschenden deutschen Auf- 
fassung der Sozialpolitik „von oben“, daß man sich hierüber nicht zu 
wundern braucht. : 

Das vorliegende erste Heft, das auch außerordentlich reichhaltig 
mit instruktiven Abbildungen, insbesondere Schaubildern zur Verhütung 
von Unfallgefahren (von übrigens sehr verschiedenem Werte) ausge- 
stattet ist, macht einen guten Eindruck und kann allen Kollegen, die als 
technische Aufsichtsbeamte, aber auch als Betriebsleiter tätig sind, 
empfohlen werden. 

Ob die Zeitschrift freilich bei der Zusammensetzung der Heraus- 
geberschaft auch entsprechend auf die unseres Erachtens wichtigsten 

„Unfallursachen, nämlich ungenügende Entlohnung, überlange Arbeitszeit, 
“unhygienische Arbeitsräume und aus Profitsucht unterlassene Ausstattung 
mit genügenden Schutzvorrichtungen, Arbeitshetze (Akkord, Prämien im 
Bergbau usw.) eingehen wird, bleibt abzuwarten. 





Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin, 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen, 











PB Ziehung 15. u. 16. Mai 
Beim Stadtbauamt Hom- Östpreußische 


Herren, nicht unter 28 Jahren, burg (Saarpfalz) wird ein £ 


Did A 6834 Gewinne 
auf Privatdienstvertrag ein-| bar ohne Abzug — Mark 
gestellt. 


Bewerber, welche die Ab- 2 0) (0) Ö oO Ö 


schlußprülung einer Tiefbau- 


El 


Besetzung der Stelle eines Kanalbau-Inge- 
nieurs bei dem Tiefbauamt der Stadt Mainz. 


Bei der Kanalbauabteilung des Tiefbauamtes 
der Stadt Mainz ist die Stelle eines 


Kanalbau-Ingenieurs 


zunächst probeweise zu besetzen. Nach Ablauf einer 
einjährigen erfolgreichen Probedienstzeit kann feste 
Anstellung als Stadtbaurat in Aussicht gestellt werden. 
Das Gehalt ist vorläufig das eines Beamten in 
Gruppe X der Reichsbesoldungs-Ordnung. 

Regierungsbaumeister oder Diplom-Ingenieure, 
die in der Bearbeitung von Kanalisationsplänen und 
als Bauleiter im Kanalbau reiche Erfahrung besitzen 
und in leitender Stellung tätig waren, werden gebeten, 
ihre Meldung samt Lebenslauf und Zeugnissen bis 
zum 25. April d. A Oberbürgermeister der Stadt 
Mainz in einem Umschlag mit der Aufschrift „Be- 
werbung um die Stelle eines Kanalbau-Ingenicurs“ 
beim städtischen Tiefbauamt einzureichen. 


Mainz, den 9. April 1925. 
Der Oberbürgermeister. 





Besetzung der Stelie eines Tiefbautech- 
nikers bei dem Tiefbauamt der Stadt Mainz. 


Für die Kanalbau-Abteilung des Tiefbauamtes 
der Stadt Mainz wird zum baldigen Eintritt ein 


Tiefbau-Techniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung gesucht. 
Die Einstellung erfolgt mit vierteljähriger Kün- 
digungsfrist, N 

Bewerber soll hauptsächlich für Kanalbauarbeiten 
verwendet werden. Er muß es verstehen, an der 
Baustelle die Leitung der Bauausführung, im Ge- 
schäftszimmer das Zeichnen und Veranschlagen der 
Einzelheiten und den ordnungsmäßigen Schriftverkehr 
gewandt zu erledigen. Das Gehalt ist das eines 
Beamten nach Gruppe VII der Reichsbesoldungs- 
Ordnung. Bewerbungsgesuche sind unter Beifügung 
von Lebenslauf und Zeugnissen bis spätestens 
25. April d. ], dem Oberbürgermeister der Stadt 
Mainz in einem Umschlag mit der Aufschrift „Be- 


werbung um die Stelle eines Tiefbau-Technikers beim. 


städtischen Tiefbauamt“ einzureichen, 
Mainz, den 9, April 1925. 
Der Oberbürgermeister. 





schule abgelegt haben und im 
Vermessungswesen prakt'sch 
tätig gewesen sind, wollen ihre 
Gesuche mit Lebenslauf, be- 
glaubigtenZeugnisabschriften 
und seibsigefertigten Probe- 
arbeiten bis zum 30. April 
ds Js. beim unterzeichneten 
Amte einreichen. Praktische 
Vorkenntnisse im Straßen- u. 
Kanalbau sind erwünscht. 


Das Bürgermeisteramt 
Homburg. 


Erfahrener 


Hochhantechniker 


der mit Anfertigung von 
Zeichnungen, Kalkulationen, 
Abrechnungen usw. vertraut 
ist, zu sofort gesucht, 


Ds Sievers & Co., 
Vienenhurg a. H. 





Lose a M. 3,30. 
Porto und Liste 35 Pfg. extra 
vers. auch unter Nachnahme 


Emil Stiller aan: 
Hamburg, Holzdamm 39 
Baldige Bestellg. erwünscht. 
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Zeugnisabschritte 


i. tadell. Masch -Schr., korrekt 
u. sauber, 6 Stck.0,75, 10 Stck. 
1,—-,20Stck.1,25,30 Stek.1,50 
50 Stck. 2,—. Otto Höhn, 
Eisenach, Helenenstr. 11p, 
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Wir suchen für unser Warenhaus einen 


Haus-Inspektor 


Für diese Stellung kommen nur bestempfohlene 


Herren in Frage, 


die gründliche bau- und 


maschinentechnische Kenntnisse besitzen und ‚be- 
fähigt sind, die gewerblichen Angestellten energisch 
und zielbewußt zu leiten. 


Gefl. Off. mit Bild, Zeugnisabschr. und Ge- 


haltsansprüchen erbeten 


‚Julius Tietz, Plauen 


1. Vogtl. 





‚pellmann Bahnen 


das Jdeal 
des SportKeglers 
- %* 


GL 


Georg Spellmann,Hannov.Holz-Indu strie, Hanno 
g 75—100 Kegelbahnen. 





Monatsleistun 






© 









1. Summersprossen!! 2. Pickel, Mitesser! 


Ein einfaches, wunderbares Mittel jür jeden der obigen 
Hautiehler teile gern kostenlos mit, 
Frau M. Poloni, Hannover A. 45, Edenstr. 30a. 






















Techniker 


denkt und handelt sachgemäß, Ordnet 
Eure Privatangelegenheiten so, daß kein 
Vorwurf über Pflichtvergessenheit ins 
Grab gerufen wird. Erhaltet die Kultur 
Eures Standes und sorgt für die hinter- 
bliebene Ehefrau und für die Kinder, 
Das ist’ erreichbar durch eine Lebens-, 
Witwen - Pensions- oder Renten- und 
Aussteuer-Versicherung. 
panel ea BEER HAND 























Der 


Preußische Beamten -Verein 
zu Hannover, 


Lebensversicherungsverein a. @. 
Vertragsansialt verschiedener Standas- 
und Wirtschaftsorganisationen 


ist die alte vor 50 Jahren für bestimmte 
Kreise gegründete gemeinnützige Ver- 
sicherungsanstalt mit den Sondereinrich- 
tungen: Keine Agenten, keine 
Provisionen, Aufnahmebeschrän- 
kung aufausgesuchte, gesundeVolkskreise, 
Er bietet daher bei absoluter Sicherheit 
billigere Versicherungen als sämtliche 
größeren deutschen Lebensversicherungs- 
gesellschaften. 























Vor Verhandlungen mit Konkurrenz- 
unternehmungen fordere. man Drucksachen 
ein von der 


Direktion in Hannover 
Raschplatz 13, 





Handwurm 


IP u. Madenwürmer entzieh. 
«K 


Nerantworti.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag Gm 
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Fostbesoldefe 


zu billigen Preisen u. 
monatl. Teilzahlungen. 
Verlang. Sie unverbindl. 
Muster. Abgeb. Beamte 
als Vertreter gesucht, 


Tuchversand 


&. Krumbacher, 
Kichenau b. Münch, 





























örper d. besten Säfte, 


der Mensch wird blutarın, 
nervös, elend u. schlapp. 
Bleichsüchtige und blut- 
arme Frauen und Mäd- 
chen, Magea- und Weiss 
flussleidende sowie ner- 
vöse Personen usw.leiden 
in den meisten Fällen an 
Eingeweidewürmern, er- 
kennen aber ihre Krank- 
heit nicht. Heute bedarf 
jeder d. soteuren Lebens- 
mittel für sich und dürfen 
diese nichtv.d. Würmern 
geraubt werden. Aus- 


kunft kostenlos (Rücporto). 


"Keine Hungerkur. 


Wurm-Rose, 


Hamburg 11a 264, 





. Seen verbringen 
E2 rn, N 


Rosenheim a.inn 336 
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Zu Wasser und zu Lande 


haben sich seit mehr als 30 Jahren meine Koffer bestens bewährt. 


. Ich liefere frei Haus 
gegen Nachnahme 


Rundreise-: 
koffer 


Nr. 250 : 
Gr. 40 50 60 70 .cmk 
Mk. 6.- 7.- 9- 1. 8 
Prima schokoladebraune 
Hartplatte mit. 8 echten 
Fiberecken, herumgehend. 
Metallschiene und 2 guten 
Springschlössern 
Detselbe Koffer Nr. 255 aus echtem Vulkanfiber, 

Lebensdauer von 25 Jahren. 

Größe: 40-. 50 60 70 cm 

"Mark 8.50 12.— 75. 18.—- 
Der gleiche Koffer wie Nr. 255 mit Einsatz plus Mk. 1.50. Ständige Auswahl 
von über 1000 Koffern aller Art, wie Uebersee-, Bahn-, Schrank- u. Lederkoffer. 


Verlangen Sie kostenloses Sonderangebot in allen Reiseartikeln u. Lederwaren 


Louis Gröpke, Hannover. 
Rheinwein 


Billiger, vorzügl. Tischwein 
Dienheimer Weißwein 
M.0.75 
Ungsteiner Rotwein 
M. 0.75 
pr. Liter zuzügl. 20%, Wein- 
steuer — 15 Pfg. zus. M. 0.90, 
ab Nierstein, Nachn., Leih- 
Fässer v, ca. 30-50-100 Litern. 
Freibl. Station angeben. 
Weingut Heinrich Strub I 
Nierstein a. Rhein 29. 
Großer Weinbergbesiiz 
Gegr. 1864. 










Dieser Koffer: hat eine 











Direkt an Private zu sehr billigen Preisen 


Jagdrad- Fahrräder 


sowie Fahrrad-Ersatz- und Zubehörteile, 
Motorräder. Uhren, Gold- und Silber. 
waren, Häushaltungsgegenstände aller 
Art, Musikinstrumente, Geschenkartikel 


Burgsmüller-Waffen 


wie Teschings, Revolver, Pisroten. Luft. 
gewehre, Doppelflinten, Drillinge und 
sämtliche Munition, ferner Jagdaus. 
rüstungsgegenstände 

Reichhaltiger Katalog gratis und franko 


Deutsche Waffen: und Fahrradfabriken 
H.Burgsmüller & Söhne 
Kreiensen am Harz Nr 10. 






















boote 


führen Sie 
5 r zerlegt im 
2 e Rucksack mit 
sich. Mit Wan- 
p dern auf Flüssen 


er 





Teilzahlung! Katalog frei! 
Photographische 
Apparate 






















% l Be Ihre ‚Dun nlape und Katalog A 
erien gesund, billig u. reiz- 
Sie aie ‚1 Ol; Wir liefern nur direkt, Verl, Uhren, Goldwaren, 
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L. Römer, Altona-Othmarschen 6 
Auf Teilzahlung 


liefere ich meine berühmten 


„Gold-Sieg“-Fahrräder u. 


„Sieger‘“-Nähmaschinen 
an Beamte, Werke und Verbände. 
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und alle anderen Eduard Goldberg, Siegburg a 

Bücher wieder gegen Prospekte gratis und franko. 
Raten. 

H. Meusser, 

Fachbuchhandlung, Leiden Sie an 





Berlin W 57/4, 
Potsdamer Straße 75. 








SOmmersprossen! 


so wenden Sie sich vertrauensvoll an Gertrud 


BEREITET | Hasselhorst, Hannover A,162. Schließf.206. 
———— 2 DS Se 

Verbessern Sie 
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IhreLebenslage 
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Wir brauchen energische Menschen. Nur sie kommen 
vorwärts, Mangel an Energie, Verdrießlichkeit,Arbeits- 
unlust haben meistens ihre Ursache in schlechter 
Gesundheit, deann nur in einem gesunden Körper kann 
sich ein leistungsfähiger Geist ungehindert entwickeln, 
Sie haben es aber in der Hand, sich die sichere Grund- 
lage für Ihr Glück durch eine natürliche systematische 
Körperausbildung nach bewährter Methode zu schaffen. 
Ihre Spannkraft wird schnell zunehmen. Nervöse 
Leiden, Appetitlosigkelt, Kurzatmigkeit, Störungen im 
Blut, Stoffwechselkrankheiten, Fettleibigkeit verschwin- 
dendauernd. Auch äußerlich sieht man Ihnen bald den 
Tatmenschen an. Nur frisch ans Werk. Tun Sie sofort 
den ersten Schritt, verlangen Sie heute rioch durch Post- 
karte die interessante Broschüre.Nr..9 ‚kostenlos vora 
Pommern Versand, Kolberg 1. Pom,. Postfach 111. 













Achtung Radilahrer! 


Fahrrad-Bereifung! m. 
Wulstdecken, grau. . 3.25 
».pa. weiß .. 4,.— 
Bergdecken, pa. weiß 4.50 
Es extrastark 5.— 
Luftschläuche,extr.pa. 1.20 
Carbidlaternen, 

Messing vernickelt 4.50 
Versand unter Nachnahme. 
Bei Beträgen über M. 20.— 
Verpackung u. Porto frei. 
Prompte und streng reelle 

Bedienung. 
OTTO HAACK. 
EL Steinheim a. M. 


Fahrrad- u. Gummiw.-Vers, 
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Arbeiter, Angestellte! 
Demonstriert am 1. Mai mit eurer ganzen Macht und 
bis zum letzten Mann für die Forderungen des Welt- 
proletariats! Noch immer haben wir den Kampf zu führen 
U gegen die Reaktion, die, nachdem sie dem Proletariat 
© im Weltkrieg Gesundheit und Leben. geraubt hat, ihm 
" nun das wichtigste und notwendigste vorenthält: 


: ” Pr A 

= Arbeit und Frieden! 

:/E Der Krieg wurde von der-besitzenden Klasse gemacht 
und für die besitzende Klasse geführt, von den Besitzenden 
- wird der Achtstundentag bekämpft und in ihrem Inter- 
I esse sabotiert. Zweimal in den letzten Jahren lebte in der 
- Welt die Hoffnung auf, daß dem Trauerspiel, das der 
Kapitalismus Tag für Tag aufführt, ein. Ende gemacht 
werden würde. Das erstemal, als die Washingtoner 


Se | 





Arbeitskonferenz den Achtstundentag als inter- 


nationale Maßregel festlegte. Das zweitemal, als Mac do- 
naldin Genf sein erlösendes Wort gegen denMili- 
tarismus in die Welt sandte. Die kapitalistische Re- 
‚aktion hat die Durchführung beider Losungen zu ver- 
- hindern gewußt; die Arbeitszeit wird weiter verlängert; 
die Kriegsrüstungen werden weiter fortgesetzt, Es ist 
Zeit, daß die Arbeiter und Angestellten endlich die Re- 
gierungen zwingen, den Achtstundentag und die 
Abrüstung durchzuführen. Es ist Zeit, daß die Arbeit- 
nehmer ihre Augen öffnen und ihre wirtschaftlichen und 
politischen Rechte fordern! Ama, 
Es ist Zeit, daß die Arbeiter und Angestellten ihren 
Gleichmut aufgeben und den Besitzenden zurufen: Es ist 
genug! Wir wollen nicht länger von einer kleinen 
Gruppe kapitalistischer Nutznießer, die nur an ihren 
eigenen Vorteil und ihren "eigenen Profit denken, be- 
herrscht werden! : 
Wir wollen nicht längerdie Beute einer 
Kaste sein, die im Interesse ihres eigenen Wohlbefin- 
dens und ihres eigenen Glücks das Wohlbefinden und 
Glück des Proletariers und seiner Familie zerstört! 
| _ Wir wollen frei. sein vom kapitalistischen Joch, das 
2 auf uns drücken wird, solange die Arbeitszeit lang 
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Es Zeitschrift d in Bundes de technischen Angestellten und Beamten. 


Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis" — 








Für den Ach tst undenta g! 


"Gegen Militarismus und Brudermord! 





Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlin. =: :F ernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestel'te 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40. 


Berlin, den 24. April 1925 





und die Kasernenvollsind! Genossen! Demonstriert 
am 1. Mai in Millionen und Millionen für den Achtstun- 
dentag, für Abrüstyung, gegen Krieg und Militarismus! 


Der Vorstand des Internationalen Gewerkschaftsbundes. 


Deutsche Arbeiter und Angestelite! 


Der Internationale Gewerkschaftsbund richtet an die 
Arbeiter der ganzen Welt den Ruf, am 1. Mai durch 
machtvolle Demonstrationen einzutreten für den Acht- 
stundentag und den Völkerfrieden. 

Auch wir richten diesen Appellan euch! 
Ihr steht mitten im Kampf um den Achtstundentag. Kir 
leidet mehr als die Arbeiter anderer Länder an den Fol- 
gen des unseligen Weltkrieges. Ihr habt doppelte Gründe 
dafür, am 1. Mai zu demonstrieren für eure alten Forde- 
rungen. 

Der 1. Mai 1925 muß wieder ein Tag der 
Heerschau der Arbeit werden. Die würdigste 
Kundgebung am Weltfeiertag der Arbeit ist die Arbeits- 
ruhe. Ob die Proklamierung der Arbeitsruhe ohne ernste 
Schädigung der Beteiligten möglich und zweckmäßig ist, 
istvon den Ortsausschüssen des A.D.G.B. und den 
AfA-Ortskartellen im Einvernehmen mit den an- 
geschlossenen Gewerkschaften zu prüfen und zu ent- 
scheiden. Auch wo von der Arbeitsrüuhe abgesehen wer- 
den muß, haben die Ortsausschüsse des A.D.G.B: und 
des AfA-Bundes durch Veranstaltung von ‚Versammiun- 
gen für die Durchführung der Demonstration zu sorgen. 


“ Zwecksmäßiges Hand-in-Hand-Arbeiten ist dabei erfor- 


derlich. 

Gewerkschaftsmitglieder! Beteiligt euch vollzählig an 
der Maidemonstration. Tretet ein für den Ac htstun- 
dentag, für den Völkerfrieden und für den Ausbau 
der Sozialpolitik. 

‘Macht auch in diesem Jahr die Maifeier. zu einer 
wirksamen Kundgebung für die Rep ublik, 

Die Bundesvorstände des Allgemeinen Deutschen Gewerk- 


schaftsbundes und des Allgemeinen freien Angestellten- 
bundes. - - | 


„Sozialwirtschaftliche Rundschau” — „Bildung und Unterricht‘ 


Par; \ 


Die Unterstützungsleistungen desBundes 
Als das Jahr 1924 aus dem Zeitenschoße heraufstieg, hatte 


zwar die Rentenmark dem katastrophalen Währungsverfall 
bereits Einhalt getan, aus Milliarden- und Billionenwerten 
waren wieder bescheidene Mark und Pfennige geworden. Man 
war wieder in der Lage, die Preise der einzelnen Bedarfsartikel 
in ihrem Verhältnis zueinander und auch zu den Vorkriegs- 
reisen und zum gesamten Haushaltungsbudeet zu vergleiche. 
Man erlebte das wirkliche Wunder, daß diese Rentenmark 
nicht, wenn man sie unvorsichtigerweise einige Stunden im 
Besitz behalten hatte, in ihrem Kaufwert zerfloß wie Butter an 
der Sonne, sondern daß diese Rentenmark wertbeständig ge- 
worden war. Trotz alledem wollte aber das Vertrauen in eine 
entscheidende Wendung zum Bessern nicht Fuß fassen, im 
Gegenteil, das plötzliche Versiegen der Quelle, aus der bisher 
die fiktive zusätzliche Kaufkraft in die Wirtschaft geflossen 
war, offenbarte nun auch den breiten Massen, wie, hohl und 
ungesund unsere dem „Schein‘‘ nach günstige Wirtschafts- 
konjunktur war, und der bald einsetzende Zusammenbruch ‚der 
parasitären Wirtschaftsgebilde war dann der Auftakt zu einer 
Wirtschaftskrise, wie sie verheerender niemals vor- 
her über die deutschen Angestellten und Arbeiter hereinr 
gebrochen war. k 
'.. In den besetzten Gebieten die Menge der Arbeitslosen, 
die nach dem Zusammenbruch des passiven Widerstandes so- 
wohl vom Reich’ als von ihren privaten Arbeitgebern einiach 
im Stich gelassen und auf die Straße gesetzt worden wareı. 
In den unbesetzten Gebieten Betriebseinschränkungen und -stilf- 
legungen, Massenentlassungen von Angestellten und Arbeitern 
der Privatbetriebe im trauten Verein mit dem Abbau der 
‚Reichs- und Staatsbetriebe und -verwaltungen und unter den 
‚Betroffenen Arbeitnehmer, die ein halbes Menschenalter und 
mehr bereits in derselben Dienststelle verbracht und seibst- 


verständlich nicht mehr daran gedacht hatten, im vorgerücktehi‘ 


Alter noch dem Kampf ums tägliche Brot in der rücksichts- 
und aussichtslosesten Art ausgeliefert zu werden. 

; „Soweit sie organisiert waren, haben sich nun diese stellen- 
und erwerbslos Gewordenen um Schutz und Hilfe an ihre Ba- 
rufsverbände gewandt und damit diese in den ersten Monate 
des Jahres 1924 in Anbetracht der selbst noch nicht überwund I- 
nen Nachwirkungen des Währungs- und Vermögensverfalles 
vor Anforderungen gestellt, die mehr als einmal unerfüllbar 
schienen und in unserem Bund z. B. auch nur unter Hinte 
ansetzung anderer wichtiger Aufgaben und dringender Ver- 
pflichtungen zunächst erfüllt werden mußten. 
der ausgestreckten Hände konnten die Gaben, die wir in diese 
zu legen .hatten, zunächst natürlich nur bescheiden sein, wenn 
wir keine Hand sich leer zurückziehen lassen wollten. Wir 
mußten uns damit abfinden, erst einmal äußerste Not zu lindern 
und den gewerkschaftlichen Zweck auch bei der Stellenlosen- 
unterstützung zurücktreten zu lassen, da ja Aussicht auf Erhalt 
einer Stellung und damit die Verlockung zur Unterbietung des 
arbeitenden Kollegen vorerst überhaupt nicht bestand. Sobald 
aber die ersten Anzeichen abnehmender Stellenlosenziffern 
sich zeigten, haben wir die dadurch möglich gewordene Er- 
höhung der Kopfquote bei der Stellen- und Solidaritätsunter- 
stützung vorgenommen, und die nachstehend wiedergegebenen 
Zahlen zeigen jedenfalls, daß der Bund im Jahre 1924 wieder 
wie vor der Inilationszeit ganz erhebliche Summen für Unter- 
stützungszwecke aufgewendet und in Zeiten größter wirtschaft- 


!icher Bedrängnis seinen Mitgliedern einen starken materiellen - 


und damit auch moralischen Rückhalt geboten hat. 


1. An Stellenlosenunterstützung wurde gezahlt: 


Im Monat: M. 
na ee 24 578,97 


39 662,78 


an Mitglieder: 
1439 - dav. aus 1923 übern. 733 
und neu hinzugek. 706 
2007 dav. neu hinzugek. 1012 
März , 34 941,98 1870 ; = 508 
April . E .......27.356,89 1298 * 234 
Mail ee ee 51, 522:9 206,80 794 "3 240 
Juni: nn 17 042,40 578 . 144 
DER NR 0742,08 638 5 248 
August Ä . 24.075 37 745 5 378 
Septemter . 24 310,35 857 r 232 
Oktober . 24 840,35 1008 x 365 
November 22 868,50 839 A 8 234 
Dezember 20 775,05 692 A 114 


insgesamt: 300 591,50 5148 
2. An Solidaritätsunterstützung wurden im Be- 


sichtsjahre 2647,65 R.M. gezahlt an 76 Mitglieder mit 
1375 Streiktagen und 1209 Unterstützungstagen. Die unter- 


Februar , 


stützten Mitglieder waren hauptsächlich an Arbeiterstreiks und 


Aussperrungen beteiligt. er 

3. Wegen ihres Eintretens für den Bund oder wegen ihrer 
gewerkschaftlichen Tätigkeit wurden 34 (im Vorjahre 27) Mit- 
glieder gemaßregeli. An Gemaßre geltenunterstüt- 


Bei der Menge 


Y 


DEUTSCHE TECHNIKE 


R-ZEITUNG 1925 


zun & wurden 23 633,97 R.M. für 3780 Unterstützungstage ge- | 
zahlt = rund 6,25 R.M. pro Tag. Im Durchschnitt erhielt 


jeder gemaßregelte Kollege 695,20 R.M... 


...+,Notfallunterstützung. Die Tatsache, daß von 
den stellenlos gewordenen Kollegen ein starker Prozentsatz, be- 


sonders die im vorgerückten Alter stehenden, erst nach vielen 


Monaten und mitunter überhaupt nicht wieder Stellung er- 
halten konnte, ihre Erwerbslosigkeit also noch andauerte, als 
die satzungsgemäße Bezugsdauer. der ‚Stellenlosenunterstützung: 
abgelaufen war, zwang uns, diesen besonders hart betroffenen 
Kollegen noch durch die Gewährung. von. besonderen - Not- 
fallunterstützungen beizuspringen; um die bitterste Not wirk- 
lich zu steuern, hätten allerdings noch Zehntausende von Mark 
zur Verfügung stehen müssen. Mitunter haben örtliche 
Sammlungen die von der Hauptverwaltung gebotene Hilfe 
wirksam verstärkt. rn 

--Zur Auszahlung gelangten im Jahre 1924 an. 288 Mitglieder 
nichtrückzahlbare Notfallunterstützungen im Betrage von 
9282,71 R.M. Darlehen wurden gewährt an 315 Mitglieder im 
Betrage von 25 975,60 R.M.; außerdem wurden noch an nicht- 
rückzahlbarer Unterstützung 175,0 Fre. und 42 Gulden gezahlt. 


B: Hinterbliebenenunterstützung wurde - in 
259 Fällen im Betrage von 28 853,85 R.M. und in einem Falle 
445,50 Fre. gewährt. Das Durchschnittsalter der Verstorbenen 


. war 43,7 Jahre. 


Die für die bisher aufgezählten Unterstützungseinrichtun, 
gen im Jahre 1924 aufgewendeten Beträge ergeben also ins- 
gesamt eine Unterstützungsleistung von 391 285,28 R.M., zu 
denen noch 2317,65 Fre., 58,10 Gulden und 27,5 Litas kommen, 


also rund 
400. 000 R.M. 


Das sind 29 Prozent der nach dem Rechenschaftsbericht auf 
rd. 1383040 R.M. sich belaufenden Nettoeinnahmen der Haupt- 
verwaltung, ein Prozentsatz, der niemals vorher erreicht wor- 
den ist, und der so recht die ganze Misere der wirtschaftlichen 
Existenzunsicherheit des Arbeitnehmers, andererseits aber auch 
den Wert des solidarischen Zusammenschlusses zur gegen- 
seitigen Unterstützung zeigt. 

Stellennachweis. Daß die katastrophale Lage des 
Arbeitsmarktes zu Anfang des Jahres 1924 den Wirkungsgrad 
unseres Stellennachweises äußerst ungünstig beeinflussen mußte, 
braucht wohl nicht besonders erläutert zu werden. Der bereits 
Ende des Jahres 1923 einsetzende Personalabbau tobte sich mit 
solcher Schärfe aus, daß ihm selbst jahrzehntelang bei Behör- 
den und in der Industrie beschäftigte Angestellte zum Opfer 
fielen. Auf der anderen Seite "suchten Scharen junger An- 
fänger des technischen Berufes Unterkommen. Daß die „wirt- 
schaftlichen Verhältnisse“ gewissen Arbeitgebern gute Ge- 


legenheit boten, unliebsam gewordene Gewerkschaftler zu maß- 


regeln, konnte leider vielfach festgestellt werden. Dem gewalti- 
gen Andrang von Stellensuchenden gegenüber fiel die Zahl 
der offenen Stellen zeitweise überhaupt nicht mehr ins Ge- 
wicht. Die außerordentliche Ungunst der Verhältnisse dauerte 
fast das ganze Jahr hindurch fort, wenn auch der Höhepunkt 
der Krise im Februar überschritten war. Es setzte damals 
eine leichte Besserung der Arbeitsmarktlage ein, ihr folgte 
jedoch mit der Sperrung der Reichsbankkredite ein neuer 
Rückschlag. Im Monat August, der neben dem Januar der 
schlechteste des ganzen Jahres wurde, nalımen die Meldungen, 
wieder erheblich zu, doch konnte am Schlusse des Jahres; 
ein langsames, aber stetiges Abnehmen beobachtet werden, 
das auch bisher angehalten hat. Immerhin sind aber die Aus- 
sichten für ältere Kollegen, eine Stellung zu erhalten, nach 
wie vor sehr ungünstig, 

Aus dem Jahre 1923 mußte ein Bestand von 2921 Bewer- 
bern übernommen werden. Neu eingetragen wurden im Jahre 
1924 3651 Bewerber, so daß also insgesamt für die Unter- 
bringung von 6572 stellenlosen Kollegen zu sorgen war. Dem 
versuchten wir durch die Ausgabe von etwa 70 Stellenlistem 
gerecht zu werden, in denen etwa 450 dem Bund selbst über- 
tragene Angebote und etwa 4300 aus Zeitschriften entnommene 
Stellenangebote enthalten waren. Es ist uns gelungen, die 
Zahl der Stellensuchenden am Ende des Jahres auf 1695 herab- 
zumindern. Von den 4878 ausgeschiedenen Bewerbern ist ein 
Teil auch in andere Berufe übergegangen. Es ist uns aber 
möglich gewesen, rund 80 Prozent der dem Bunde direkt ge- 
meldeten offenen Stellen mit B ndesmitgliedern zu besetzen 
und durch schnelle Verbreitung der “übrigen Stelenangebote 
eine erhebliche Zahl unserer Kollegen vor längerer Stellen) 
losigkeit zu bewahren. Eine genaue Angabe der letzteren 
ist leider nicht möglich, weil viele Kollegen es immer noch 
unterlassen, von der Annahme einer Stellung den Nachweis 
zu benachrichtigen. ; 

Die Auskunftei wurde gegenüber dem Jahre 1923 
wieder mehr in Anspruch genommen. Insgesamt sind 3222 Aus- 
künfte eingefordert worden, von denen 1605 sofort und 655 
nach Einholung der notwendigen Informationen bei den zu- 
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| _ ständigen Ortsverwaltungen beantwortet werden konnten. In 
795 Fällen konnten keine Angaben beschafft werden, entweder 


weil in dem betreffenden Betriebe Bundesmitglieder nicht fest- 
zustellen waren, oder weil es den Ortsverwaltungen nicht mög- 
lich war, auf anderem Wege zuverlässiges Material zu erhalten. 
'Auf den Wert unserer Auskunftei haben wir wiederholt hin- 
gewiesen. Wir möchten deshalb auch bei dieser Gelegen- 
heit wiederholen, daß unsere Ortsverwaltungen sich dauernd 
die Beschaffung zuverlässigen Auskunftsmaterials ‚angelegen 
sein lassen müßten, damit im Bedarfsfalle nicht erst vergebliche 
Anstrengungen gemacht zu werden brauchen, sondern der an- 
fragende Kollege zuverlässig und schnell bedient werden kann. 
Nachdem auch in den einzelnen Firmen sowie in den örtlichen 
Lebensbedingungen stetigere Verhältnisse wieder eingetreten 
sind, werden wir dem Ausbau unserer Auskunftej, wieder be- 
sondere Aufmerksamkeit zuwenden. 

Rechtsschutz. Auch der Rechtsschutz des Bundes 
stand unter dem Zeichen ganz außergewöhnlicher Verhält- 
nisse. Es war ohne weiteres vorauszusehen, daß der Rechts- 
bruch, der mit der Ruhrbesetzung in politischer Hinsicht sich 
vollzog, auch aut wirtschaftlichem Gebiete seine Reflexwirkun- 
gen zeigen würde. Was. aber in bezug auf willkürliche Behand- 
lung arbeits- oder tarifvertraglicher Verpflichtung, Verletzung 
und Verdrehung gesetzlicher Bestimmungen seitens der wirt- 
schaftlichen Machthaber geleistet worden ist, überstieg doch 
alles, was man in einem Rechtsstaat noch für möglich gehalten 
hätte, Als dann noch mit den verschiedenen Verordnungen auf 
Grund des Ermächtigungsgesetzes die Regierungen des Reiches 
und der Länder selbst dazu.übergingen, nicht nur neue Er- 
rungenschaften auf dem Gebiete des Arbeits-, Versicherungs- 
und Steuerrechtes wieder zu beseitigen, sondern auch die wohl- 
erworbenen Rechte der öffentlichen Beamten und 
Angestellten, die man auf Fels gegründet glaubte, mit 
den Abbauverordnungen kurzerhand zu kassieren, da 
gerieten doch alle Rechtsbegriffe derartig ins Wanken, daß es 
nicht ganz leicht war, für die Rechtsberatung der Mitglieder 
und die Behandlung der eingehenden Rechtsschutzgesuche 
festen Boden zu behalten. Im besetzten Gebiet machte 
sich wie unter der gesamten Arbeitnehmerschaft so auch unter 
unseren Bundesmitgliedern eine Nervosität bemerkbar, die 
leider vielfach zu recht unüberlegten und, wie sich später 
zeigte, recht kostspieligen Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Rechtsschutzes verleiteten, deren Ergebnis nicht immer im 
richtigen Verhältnis zu dem Energie- und Kostenaufwand stand. 

Auch die bürokratische Durchführung der Abbauverord- 
nung hat viele Reibungsflächen geschafien, die bei richtigem 
Verständnis, objektiver Einstellung und gutem Willen der unte- 
ren Dienststellen hätten vermieden werden können. So mußten 
erst durch eine ganze Anzahl von Uerichtsentscheidimgen die 
Behörden darüber belehrt werden, daß es trotz allen Gesetzes- 
tohuwabohus immer noch so etwas wie grundsätzliche Begriffe 
von Treu und Glauben gibt. 

Die sich ständig erweiternde Tätigkeit des Rechtsschutzes 
und der Rechtsberatung zeigen die nachfolgenden Zahlen: 

Rechtsauskünfte wurden schriftlich 1706 und münd- 
lich 2571, Auskünfte in Patentangelegenheiten 130 erteilt. Dazu 
gesellen sich die vielfachen Belehrungen, die den prozeßführen- 
den Mitgliedern in bezug auf Terminswahrnehmungen usw. 
gegeben werden mußten, so. daß sich aus dieser Tätigkeit schon 
ein sehr umfangreicher Schriftwechsel ergab. i 

An Rechtsschutzfällen wurden aus dem Jahre 1923 
610 laufende Prozesse übernommen. Dazu kamen die im Laufe 
des Jahres 1924 neu bewilligten 601 Streitverfahren von Mit- 
gliedern und eine Klagesache für den Bund selbst, so daß 
1212 Prozesse zu bearbeiten gewesen sind. Davon wurden 631 
erledigt und somit 581 zur weiteren Bearbeitung ins Jahr 1925 
übernommen. je 

Ueber die Beteiligung der einzelnen Fachgruppen an den 
abgeschlossenen 631 Streitfällen und über die Art ihrer Erledi- 
gung gibt folgende Uebersicht Auskunft: 





mit Er- durch‘ In. erm. 








durch 























? durch ver- ins- 
Es entfallen auf Urteil | Vergl. folg loren Klage- Erg. u. gesamt 
: zus. also| rückn. |Entzhg. 

Industrietechniker 87 156 243 67 20 48 378 
Bautechniker 33 49 82 15 8 24 129 
Bergbauangestellte 8 8 16 9 3 9 37 
Staatstechniker 41. 6 17. 3.1.5 10 47 
Gemeindetechniker 8 3 11 16 35 8 38 
Eigene Angelegenh. —_ 1 1 1 _ _ 2 


zusssmen? 13147, 1.223 | 370%] .123. [1.39 I 9 | 631 


Die folgende Tabelle zeigt die Hauptgruppen von Rechts- 
fällen, unter die sich die vorkommenden Streitfragen einreihen 
lassen, die materiellen Werte, um die es dabei ging, die er- 
strittenen Erfolge und die Beteiligung der Hauptfachgruppe an 
der Inanspruchnahme des Rechtsschutzes. . 
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Nachruf! 
‘Am 20. April ist der Reichspostminister a. D. 


Dr. Anion Hofe 


verstorben. 


E Herr Dr. Höfle war vom 1. April 1914 bis zur Ver- 
9 schmelzung mit dem Bund der technisch-industriellen Be- 
-amten Direktor des Deutschen Techniker-% 
ä verbamdes. Er hat als solcher unter den schwierig- 
sten Verhältnissen während des Krieges die Verbands- & 
eschäfte geführt und unserer Bewegun wertvolistg # 
ienste geleistet. Seine Mitarbeit in der rbeitsgemein- ® 
schaft technischer Verbände wie in der Arbeitsgemein- # 
© schaft für einheitliches Angestelltenrecht war nicht nur 
| für die Kriegsarbeit der Angestellten- und Beamtenver- & 
 bände, sondern auch als Vorarbeit für die nach dem 
Kriege erfolgte engere Zusammenfassung zur Arbeits- } 
gemeinschaft freier Angestelltenverbände von höchstem 
Werte. Von ganz besonderer Bedeutung war sein energi- 3 
sches tind vorausschauendes Einstehen für die Vorberei- 
tung einer geregelten Demobilmachung, insbesondere die 
A Wiedereinstellung der Kriegsteilnehmer. Wenn nach der 
Ü Verschmelzung Herr Dr. Höfle einen von unserer Be- 
| wegung abweichenden Weg eingeschlagen hat, so soft 
E ihm doch das für unsere- Organisation Geleistete un- 
vergessen bleiben. Es ist nicht unsere Aufgabe, ein Urteil 3 
i darüber abzugeben, ob der Verstorbene, der in den letzten 
Wochen seines Lebens Gegenstand außerordentlich hef- % 
a tiger Angriffe in seiner Eigenschaft als Minister gewesen 
MH ist, gefehlt hat oder nicht. Wir sind jedenfalls gewiß, daß 
die Mitgliedschaft unseres Bundes, ohne Unterschied der 
politischen Auffassung, dem Verstorbenen für seine in der & 
Zeit seiner Tätigkeit beim Deutschen Techniker-Verband 
geleistete Arbeit ein dankbares und ehrendes Andenken 
bewahren wird. | 


























Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
Der Bundesvorstand. 


Erstrittene Erfolge. 
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b) rückständiges vo: nis 
BEST ce) Tarifnach- = Eee ER ung 
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1 900,— 1) 
400,— 2) 
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En ) 6.289,20 en 2610,— | Zoo 10) 1 Gegner | 6 
techniker c) 473,66 = ! nimmt Bel.z. 
Ss A IB 2011,64 5)| wird | _ 
g ee 1.200,-— 8)| rehahl. 
stellte | ©) ' 2 Freispr. 
ee ET an 
Staats- | 9 5950, I 5 | 
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ce) 1483,— ER | 
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40,— | 224,70 5) | vimmt Be- 

228,90 | 72,—11) leidigung 
zurück 


Ge |. 4773,- 
meinde- | b) — > 
techniker| c) — 
een BESTEN URERERE" TREE R0 70 
|M. 122 507,70 | 708,— | 23520,53 | 11.212,44 ER [41 
1) Vertragserfüllung, 2) Einspruchsverfahren, 3) Entschädigung, 4) a 
legung, 5) Entwertungsschaden, 6) Befreiung von der Konkurrenzklausel, 7) Er- 
findung wird dem Mitglied zugesprochen, 8) Versicherung, 9) Urlaubsent- 
schädigung, 10) Herausgabe von Gegenständen, 11) Pendelgelder. 


Zu diesen erstrittenen Summen ist noch ein durch außer- 
gerichtliche Verhandlungen erzielter Erfolg von 25 873,02 R.M. 
und 10 Zeugnissen zu zählen, so daß sich der zahlenmäßige 
Erfolg auf insgesamt 183 821,69 R.M., 8 gewonnene Strafverfah- 
ren und 51 Zeugnisse beläuft. 
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Ren in re eelern 


Die Berichterstattung über die Rechtsschutztätigkeit in den stand, in den let zten zwei 


Eu 
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Jahren nicht mehr 


Gauen und Ortsverwaltungen ist leider immer noch sehr man-- berieselt zır haben, er mußte -andere Arbeiten: ver- _ 


zelhaft. Nach den im Geschäftsgang gemachten Beobachtun- 


gen hat sie im- Jahre 1924 noch einen beträchtlichen: Umfang 


gehabt, so daß das Ergebnis nicht erheblich hinter den vor- 


stehend mitgeteilten Erfolgen der Hauptverwaltung zurück- 
. geblieben sein dürfte, Aus den uns zugegangenen Meldungen 


ergibt sich schon ein erstrittener Betrag von 49 565 R.M. und 
7 Zeugnissen, so daß nach dem prozentualen Verhältnis der 
berichtenden Gaue zum gesamten Bundesgebiet ein Klageerfolg 
von 120000 R.M. nicht zu hoch gegriffen erscheint. Dadurch 
wächst der .niaterielle Erfolg des Rechtsschutzes auf rund 


309000 R.M. an. Es darf also in bezug auf das gesamte ge 
- i nachtschichtnicht erfolgte. Mit Ausnahme der Ver- 
Gewissen behauptet werden, daß sich die Organisation. von dem 
wirtschaftlichen Schlägen der Inflationszeit bereits wieder er 


werkschaftliche "Unterstützungswesen des Bundes mit gutem 


holt hat und ihre alte Leistungsfähigkeit zeigt. IRA 


Die Aufklärung über die Ursachen des 
Grubenunglücks auf Zeche „Minister 


° 66 
Stein | : 
Der Unfallausschuß der Grubensicherheitskommission 


Dortmund hat seine Untersuchungen über das am 11. Fe+ 
bruar d. J. erfolgte Unglück auf Zeche „Minister Stein‘ be 


endet. 

Dem Unfallausschuß gehören an: Oberbergrat Lwowski 
als Vorsitzender, die Gewerkschaftssekretäre Schudy und 
Rütten als Vertreter der Arbeitnehmer, Andre, Berg- 
assessor und Direktor von „Radbod“ und Eichler, Berg- 


assessor. und Direktor von „Germania“ als Vertreter der 
Arbeitgeber, ferner Sobotta, Mitglied des Landtages und 


Siehtermann, Beirat beim Oberbergamt Dortmund. 

Es soll in diesem Artikel in gedrängter Form das Wesent- 
liche des umfangreichen Berichtes wiedergegeben werden: 
-...). Die Zeche „Minister Stein‘ baute in dem betreffenden 
Feldesteil in der mittleren und unteren Fettkohlenpartie; sie 
gilt unter den Zechen im Ruhrrevier, welche unter ähnlichen 
Verhältnissen betrieben werden, als eine Schachtanlage mit 
normalem Gefahrencharakter. Für die Entstehung der tolgen- 
schweren Explosion am 11. Februar kommen mehrere Be- 
triebspunkte und verschiedene Ursachen in Frage. Mit ziem- 


licher Gewißheit kann als Ausgangspunkt die Ortsstrecke 


Flöz Otto Westen über der ersten Sohle angesehen werden. 
Auf Grund der an dieser Stelle gemachten Wahrnehmungen 


ist die Explosion durch das Wegtun eines schwachen, nur mit 


einer Patrone geladenen Schusses entstanden. Dieser Schuß 
hat ein vor dem Bohrloch gebildetes Schlagwettergemisch ent- 
zündet, ist dann weitergegangen und hat den reichlich 
vorhandenen Kohlenstaub aufgewirbelt, ihn entzündet und. 


so die. verheerende Explosion über zwei Reviere und drei ich g t , hrankenm nac 
-hieristdie Explosion vollständig aufgehalten 


MH. Die ‚Ursache der Explosion und ihr folgenschwerar  Worden. 


Sohlen getragen. 


Verlauf ist in einer Reihe zusammentreiiender Faktoren zu. 
erblicken. 


a) Grubengasansammlungen und Kohlen-- 


staubbildungen. 
Wenn auch nicht mit Sicherheit das Auftreten größerer 


und längere Zeit dauernder Schlagwetteransammlungen fest- 


gestellt werden konnte, so ist doch bestimmt anzunehmen, daß 
bei Unterbrechung der Wetterführung schon nach kurzer Zeit 


entzündliche Gasgemische an den hierzu neigenden . Betriebs- 


punkten vorhanden waren. 

Das Auftreten von Kohlenstaubablagerungen, die durch 
Befeuchtung hätten unschädlich gemacht werden müssen, wurde 
zwar von der Mehrzahl der Zeugen verneint, es konnte jedoch 
festgestellt werden, daß ein Teilder Zeugen überdie 


Gefährlichkeit des Kohlenstaubes nicht unter- - 


richtet war. Es darf sicher angenommen werden, daß so- 


wohl in den Abbaubetrieben infolge der Förderung mit 


Schüttelrutschen, als auch in den Strecken und Bremsbergen; 
— letztere hatten ein Einfallen bis 350 —_ reichlichey 
Kohlenstaub vorhanden war, um eine einmal eingeleitete 
Explosion weiterzutragen. 


b) Wie erfolgtedieBekämpfung desKohlen- 


staubes? 

l. Die Befeuchtung. 

Was die allgemeine, in den Strecken und Bremsbergen 
vorgeschriebene Berieselung betrifft, so hat der Ausschuß 
bis auf die Arbeitgebermitglieder den Beweis für er- 
bracht gehalten, da die Betriebsleitung für 
eine den bergpolizeilichen Vorschriften ge- 
nügende Berieselungsmöglichkeit nicht ge- 
sorgt hat. Der von der Verwaltung dem Aus- 


schuß benannte Spritzmeister Schwarze ge-4 


richten. Bei seiner Bestellung im jahre 1921 war er ein junger 
Mann von 19 Jahren und sich of enbar seiner Verantwortung 
ar nicht ‚bewußt. Der dann von der Verwaltung benannte 
pritzmeister Fischer ist bei dem Unglück zu Tode gekommen. 
Er hat aber jedenfalls, ‘da in der Mittagsschicht kein Repara- 


turschlosser 'anwesend war, die notwendigen maschinellen Re- 


paraturen machen müssen, so‘ daß erhebliche Zweifel bestehen 
müssen, ob er überhaupt ‘berieselt hat: Es wurde weiter 
festgestellt, daß die nach $ 161 der Bergpoli- 
zeiverordnung vorgeschriebene 'Berieselung 
vor Anfahrt der Belegschaft in der Sonntag- 


treter der Arbeitgeber ‘stand der Ausschuß auf dem Standpunkt, 
daß eine ordnungsmäßige 'Berieselung vielleicht nicht die 


Entzündung der Schlagwetter, wohl aber die Einleitung und ge- 


waltige Ausdehnung. der Kohlenstaubexplosion verhindert hätte. 
Auch Herr Assessor  Beiling, Leiter der Versuchsstrecke in 
Derne, hat vor einer Unterschätzung der a 


-. gewarnt, Schwere Bedenken entstanden dem Ausschuß, da 


die von der Bergpolizei geforderte Berieselung: in den einzelnen 
Strecken dadurch. unterbunden, war, daß die. Wasserleitungs- 


|  rohre sehr weit zurücklagen. In dem Unglücksort waren 


‚die Wasserrohre 4 Meter zurück, und außer den 
‚Arbeitgebervertretern hat kein Mitglied des Ausschusses den 


Beweis für erbracht gehalten, daß mit zusämmengestückten 
Schläuchen wirklich berieselt worden. ist. Auch einige Zeugen, 


. die auf diese Weise berieselt haben woliten, konnten wirklich 


den peinlichen Eindruck dieser mißglückten Beweisführung 
nicht mehr. verwischen. -Es kam noch hinzı, daß diese Zeugen 
sich in ihren Aussagen vollständig widersprachen. So wollte 
der Ortsälteste Schmilecki in der Rutsche ‚Flöz Otto Osten) 
nicht einmal wissen, wo die Wasserleitung war. Einen-Schlauch 
zum Berieseln will er ‚nicht besessen haben,. während der 


. vernommene Schießmeister andererseits aussagte, daß Schmi- 


lecki vor dem Schießen an seiner Arbeitsstelle stets berieselt 
habe. Jedenfalls _ waren beide Reviere mit dem 
Wasserrohrnetz sehr weit zurück, in beiden Re- 


‚vieren will man das Berieselm mit zusammengekuppelten Bohr- 
und Wasserschläuchen vorgenommen haben; ein Verfahren, 


das dem Fachmann nur eim Lächeln abnötigen kam. Man muß 
bei diesen Zeugen aber berücksichtigen, daß. sie sich selbst- 


_ belastet haben würden, wenn sie alısgesagt hätten, nicht be- 
.rieselt zu haben, und man wird daher die Aussagen mensch- 


lich begreiflich finden. 


2. Die Gesteinsstaubsicherung. 

Eine Streckensicherung durch Gesteins- 
Staubschranken war im Entstehen begrifien. 
Von 15 errichteten Sperren waren acht iertig und mit Staub 
belegt. Die von der Explosion betroffenen Schranken haben 
auch gewirkt, insbesondere die Schranken nach Flöz Rudolf: 


3. Die Bewetterung.' : ; 

Bedenklich erschien dem Ausschuß außer den Vertretern 
der Arbeitgeber die Abwärtsführun g der verbrauchten 
Wetter, Es muß hier besonders berücksichtigt werden, daß 


‚es sich um drei Flöze handelte, die zur schlagwettergefähr- 
lichen Fettkohlenpartie gehörten, bei der doch besondere Vor- 


sicht geboten war. Die von der Bergbehörde ge- 
nehmigten Ausnahmen erregten bei dem Aus- 
schuß außer den Vertretern der Arbeitgeber Bedenken 


— die Ausnahmen waren jedenfalls hier schon zur Regel ge- 


“worden. Allerdings hatte die ‚Bergbehörde diese Ausnahmen 


nur unter der Bedingung gestattet, daß nötigenfalls ein be- 


 sonderer Türhüter angestellt werden mußte. Die Zecheiuver- 


waltung hatte aber auch hiervon abgesehen. Die Versorgung 
der Belegschaft mit frischen Wettern war allerdings mehr als 
ausreichend —, die Wetterwege waren überall in den Quer- 
schnitten ausreichend. Man muß aber berücksichtigen, daß 
ein zufälliges Offenlassen der Wettertüren schon nach kurzer 
Zeit gefährliche Mengen Schlagwetter an gewissen Betriebs- 
punkten ansammeln ließ. Bei einem Versuche an dem Explo- 


‚sionsherd ergaben die: Wettermessungen nach ‚einstündigem 


Offenstehen der Türen bis 3,7% CH, und 20 Meter zurück 


. in der Streckenfirste (nach Beseitigung des Firstenverzuges) 


ergaben Messungen mit dem Interferometer 14% CH.. 
Auch die Sonderbewetterun g in. dem Unglücksort 
Flöz Otto Westen war.nicht den Vorschriften ent- 


sprechend. Insbesondere waren die Lutten, die den Orts- 


stoß mit frischen Wettern bespülen sollten, nicht tief genug im 
Streb herabgebaut. Ein. einfacher Luttenkrümmer . ging nicht 
einmal bis zum Rand der Strebe. Sodann fehlten aber auch in 
der Lutte die Düse und weiter der Verbindungsschlauch von 
der Lutte zur Lüftleitung. Jedenfalls kann als sicher gelten, 
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daß zur Zeit des Unglücks die Lutten tour nicht 
_ in Betrieb war: -- Nach Meinung der Vertreter der Arbeit- 


geber war allerdings atıch hier alles in. bester ‚Ordnung. 


© 4, Die Ausübung der Schießarbeit. . 


Als unerwünscht ‚bezeichnete es-der Ausschuß,. daß im 


Flöz Otto Westen sowie: in mehreren anderen Betrieben die 


Schießarbeit durch Ortsschießhauer ausgeübt wurde, 
während in ‚unmittelbarer:Nähe Schießmeister in den Streben 
schossen. ..Diese Betriebe gehörten keinesfalls zu den in der 
Bergpolizeivorschrift als entlegen betrachteten Betriebspunkten. 
Man konnte sich jedenfalls des Eindruckes nicht erwehren, daß 
die Ausnahmen der Bergbehörde außerordent- 
lich weitherzig gegeben waren. 

Der das Unglück verursachende Schuß war ein sogenannter 
Knappschuß mit einer einzigen Patrone. Die Gefahren 
solcher Schüsse sind durch einige Unglücksfälle erst neuerdings 
erkannt. Sie beruhen in. einer nicht restlosen und genügend 
raschen Verbrennung der aus dem Bohrloch herausgeschleuder- 
‚ten brennbaren Teile der Zündmittel und: der Patronen- 
"umhüllung‘, ER ee 

5. Betriebsvertretung. 

Das Verhältnis zwischen Zechenverwaltung und Betriebs- 
vertretung ‘erschien dem Ausschuß nicht ungünstig oder ge- 
spannt zu sein. Insbesondere waren wesentliche Anstände in 
sicherheitlicher Beziehung vom Ausschuß nicht vorgebracht 
‘worden, kleineren Beschwerden hatte abgeholfen werden 
können. — Der Betriebsausschuß erhob jedoch 
den Vorwurf, daß die Verwaltung durch das 


- Zusammenlegen der beiden Unglücksreviere 


zu einer Fahrabteilung es dem Betriebsausschuß 
ünmöglich gemacht habe, diese beiden a ler S- 
reviere ordentlich zu befahren. — Es mußte leider bei 
der Untersuchung festgestellt werden, daß das Berggewerbe- 
gerichteine Klage der Betriebsausschußmitglieder wegen 
vorenthaltenen Lohnes — es händelte sich um Befahrungen 
dieser Unglücksabteilung — abgewiesen hatte. Als 
Grundlage für diese Entscheidung diente eine Revisionsbefah- 
rung des Vorsitzenden des Berggewerbegerichtes, die derselbe 
nur mit der Betriebsverwaltung, nicht aber mit den Klägeriy 
vorgenommen hatte. Für den Untersuchungsausschuß steht es 
jedenfalls fest, daß diese beiden Reviere nicht in einer Schicht 
befahren werden können. Insbesondere wurde dies bewiesen 
durch eine Befahrung durch einen Kommissar des Oberberg- 
amtes, am‘ der sich‘ Mitglieder ‚des Ausschusses und die Be- 
triebsvertretung beteiligten. Auch der Bericht der beiden Ver- 
treter der Arbeitgeber bestätigte dem Ausschuß diese Gewiß- 
heit, da diese beiden Herren eine Gesamtbefahrungszeit von 
6 Stunden und 34 Minuten. verwendet hatten, hierbei aber we- 
sentliche Teile der Reviere, insbesondere eine Reihe von Auf- 
brüchen, Strecken sowie Flöz Ida über der ersten Sohle nicht 
befahren hatten. Wenn beide Herren trotzdem zu dem Schlusse 
kamen, daß die Reviere zu befahren seien, so konnte das den 
Ausschuß nicht überraschen. 


6. Das Beladen der Wagen mit Kränzen. 


Der Ausschuß (außer den Vertretern der Arbeit- 
geber) erblickte in dem sog. Kränzeladen eine 


-Vermehrung des Kohlenstaubes. Es bilden sich 


auf diese Weise Mengen von Kleinkohle, die ständig zu Staub 
zermahlen werden. Diese Anhäufung von Kohlenstaub bringt 
natürlich bei einer einmal eingeleiteten Explosion eine verhäng- 
nisvolle Auswirkung. 


7. Das Prämiensystem. 


Das auf Zeche: „Minister Stein‘ herrschende Prämien- 
system ist nach Ansicht der Arbeitnehmervertreter des Aus- 
schusses geeignet, die Unfallgefahren zu erhöhen. Es wareı) 
en festgesetzt, d. h. nach dem Fördersoll 
der einzelnen Reviere erhielt der Beamte Prämien. Diese Prä- 
mien schwankten zwischen 3 M. bis 130 M. pro 
Monat. :So hatte z. B. das Unglücksrevier im Monat De- 
zember 113 M. Prämie bekommen. Solche Revierprämien ver- 
anlassen natürlich den Beamten, sein Hauptaugenmerk auf 
möglichst hohe Förderleistung zu richten, alle Faktoren bezüg- 
lich der Sicherheit treten zurück, insbesondere dann, wenn der 
Beamte durch Festsetzung eines zu hohen Fördersolls dasselbe 
nicht erreichen kann. Er wird in diesem Fälle beide Augen, 
-zudrücken und die nötige Vorsicht zurücktreten lassen, heißt 
‘es doch vor allen Dingen, eine hohe Prämie herauszuwirt- 
schaften. z ß 4 ; OR 

Kurz zusammengefaßt ergaben sich für die Arbeitnchmer- 
mitglieder des Unfallausschusses folgende Feststellungen: 

1. Die in Frage kommende Flözpartie gehört zu den gas- 
und kohlenstaubgefährlichen. RSS 

2. Diese Gefahr wurde verstärkt durch abwärts ge- 
führte Bewetterung, die in dem Unglücksfelde über der 
Wettersohle die Regel war. ei 
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3. Eine_ weitere Ben PHIIDE der Gefahr bestand in der uns 
nötig großen Zahl von Schießhauern und mangelhaften Ucber- 
wach Bag er Schießarbeit. 

4. Weitere Mängel bestanden hinsichtlich der Durchfüh- 
rung der Kontrolle der vorgeschriebenen Berieselung und Be- 
schaffung von Wasserrohren. n% 
5. Bei den unter 1. und 2. genannten Gefahrenmomenten 
war zur Durchführung des Gesteinsstaubverfahrens große Eile 
geboten, die jedoch vermißt wird. 

Der Ausschuß (ohne die Vertreter der Arbeitgeber) kommt 
daher zu dem Ergebnis, daß der Werksleitung nicht der 
Vorwurf erspart bleiben kann, nicht alles getan zu aben, was 
zu einer wirksamen Bekämpfung der Untallgefahr hätte ge- 
schehen müssen. Auch die Bergbehörde hat von dem 
Recht der Ausnahmegenehmigungen sowohl hinsichtlich der 
Wetterführung als auch der Schießhauer zu reichlich Ge- 
brauch gemacht. — ; | 

Dies über die Untersuchung des Unglückes durch den Un- 

fallausschuß. 

Die: Grubensicherheitskommission hat dem Oberbergamt 
eine Reihe von Vorschlägen zur Verhinderung derartiger Un- 


‚glücke gemacht, die in einem weiteren Artikel besprochen 


Sichtermann, 


werden sollen. 
$ Beirat am Oberbergamt Dortmund. 


Rundschau 


Wirtschaftsfragen 


Die Wirtschaftspolitik im Reichstag. In dem Haushaltsatis- 
'schuß des Reichstages hielt der deutschnationale Reichs- 
wirtschaftsminister Neuhaus anläßlich der Be- 
ratung des Etats des Reichswirtschaitsministeriums eine größere 
programmatische Rede über die gegenwärtige Wirtschaftslage 
Deutschlands und die künftigen Ziele der Wirtschaftspolitik. 

Die Aufrechterhaltung der beruhigten Währungssituation 
könne nur durch eine Gesundung der Wirtschaft 
selbst gesichert werden. Noch stellten sich die Folgeerscheinun- 
gen des Krieges und der Nachkriegsblockade, insbesondere die 
Kapitalnot, dieser Gesundung entgegen. Vergleiche man die 
-Ein- und Ausfuhrzahlen des vergangenen Jahres mit den 
Außenhandelszahlen des Jahres 1913, so zeige sich, daß der 
Außenhandel um die Hälfte zurückgegangen sei. Zurückzufüh- 
ren sei dies auf den durch die einseitige Meistbegünstigung 
geschlossenen Ring von Handelsverträgen um und gegen 
Deutschland, durch die Selbstblockade der Inflationszeit sowie 
durch die Maßnahmen des Auslandes gegen das gefürchtete 
deutsche Valutadumping, obgleich jetzt die deutschen 
Preise längst den Weltstandard erreicht oder 
überschritten hätten. Es bedürfe aber noch erheb- 
licher Anstrengungen, diese sachlich überholten Bestiinmungen 
des Auslandes zu beseitigen, Auch in Deutschland be.‘inden 
noch eine Reihe von Ein- und Ausfuhrverboten, die ©» bald 
wie möglich beseitigt werden müßten. Durch das \Wegfallen 
der einseitigen Meistbegünstigung am 10. Januar 1925 sei eine 
Bresche in die handelspolitische Blockade gelegt und Deutsch- 
land wieder der Weg zur Weltwirtschaft freigemacht worden. 
- Die geänderten Wirtschafts- und Konkurrenzverhältnisse 
aut dem Weltmarkt sowie die völlige Umkehrung der Welt- 
schuldverhältnisse machten für die deutsche Wirtschaft eine 
Umstellung nach mancher Richtung hin nötig. Nicht mehr 
durch billige Konsumwaren, sondern nur mit höchsten 
Qualitätswaren könnten die verlorenen Absatzgebiete 
zurückgewonnen werden. + 

Hierauf machte der Minister einige vertrauliche Mitteilun- 
gen über die schwebenden Handelsvertragsverhand- 
lungen, ging dann auf die Pariser Sachleistungsverhand- 
lungen ein, deren Abschluß noch in diesem Monat zu er- 
warten sei, und auf die im Zusammenhang mit der Dawes- 
Gesetzgebung stehende Regelung der Exportabgabe und das 
Industriebelastungsgesetz. 

Ebenso wichtig wie die Beseitigung der äußeren Schran- 
ken für unsere wirtschaftliche Betätigung sei die Schaffung 
der inneren wirtschaftlichen EN ag für unsere Wett- 
bewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt. rgänisatorische und 
technische Umstellungen seien notwendig, um in Hinsicht der 
Qualität, der Lieferungsbedingungen und des Preises den Wett- 
bewerb aufnehmen zu können. Die Frage der Qualitätsarbeit 
sei aber auch in hohem Maße eine Frage der Pflege 
unserer wissenschaftlichen wie technischen 
Schulung, vor allem aber der Erhaltung und Ergänzung 
unseres Facharbeiterstandes.. Um dem Rückgang der Lehr- 
lingsaufzucht zu steuern, trete das Ministerium für eine Ver- 
erößerung derLohnspanne zwischen gelernten und ungelernten 
Arbeitern ein. ‘Die Reichsregierung werde demnächst den Ent- 
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wurf eines Berufsausbildungsgesetzes vorlegen, 


der allgemein die Berufsausbildung Jugendlicher in allen Be- 


rufisgruppen regelt und diese Aufgabe den öffentlich-recht- 
lichen Berufsvertretungen überträgt. Lohnforderungen 


und soziale Lasten seien in unserer gegen- 
wärtigen Lage nur dann tragbar, wenn sie 
nicht zu einer Erhöhung der Preise führten, 

Die zu hohe Preisgestaltung beruhe zum Teil 
auf zu hohen Selbstkosten, zum Teil auch auf der wirtschaftlich 
völlig falschen Einstellung, daß es besser sei, ein geringes 
Warenquantum teuer als ein größeres billig zu verkaufen. 

Nach dieser milden Kritik der Produzenten glaubte der. 
Minister aber gleich, einige Zuckerpillen verabfolgen zu müssen, 
indem er zugestand, daß die hohen Preise auch- mitveranlaßt 
wären durch die Steuern, die in einer Höhe und in Formen 
erhoben werden mußten, die auf die Dauer von der Wirtschaft 
nicht getragen werden können. Auch der Wunsch der Wirt- 
schaft nach Ermäßigung der Frachten sei berechtigt. 

Hierauf verbreitete sich der Minister eingehend über die 
Kapitalnot der Wirtschaft, über die notwendige Neubildung von 
Betriebskapital und die Versorgung unserer Wirtschaft mit 


iremdem Kapital, auf das wir für die nächste Zeit noch in er-. 


heblichem Umfange angewiesen sein werden. Allerdings sollten 
die privaten Kreditnehmer sich fragen, wie sie später die Kre- 
dite abdecken wollten. Mit innerer Kreditgewährung. dürfe für 
einen solchen Fall nicht gerechnet werden. Die Einlagen, 
bei den Sparkassen hätten relativ zugenommen, auch die Ver- 
sicherungen gewönnen wieder an Boden. Die Gelder der öf- 
fentlichen Stellen sollen in der Reichsbank zusammenlaufen 
und von hier der Wirtschaft auf dem ordnungsmäßigen Wege 
wieder zugeführt werden. Das schließe eine Berücksichtigung 
besonders bedürftiger Kreditkreise, so des gewerblichen Mittel- 
standes, dem 30 Millionen’ aus den Mitteln der Reichspost zur 
Verfügung gestellt würden, nicht aus. Der Entwurf zum end- 
gültigen Reichswirtschaftsrat werde zurzeit fertig- 
gestellt, wobei die Zahl der Mitglieder beschränkt und die Ar- 
beit vornehmlich in die Ausschüsse verlegt werden sollte. 
Nach kurzen Ausführungen des Berichterstatterss von 
Raumer unterzog der Mitberichterstatter Robert Schmidt 
(Soz.) die Ausführungen des deutschnationalen Ministers einer 


scharfen Kritik. Vor allem wandte er sich gegen die übermäßi- 


gen Preise, die die Hauptursache für den Exportrückgäng bilde- 
ten. Die Lohnpolitik der deutschen Unternehmer, die den 
Arbeitnehmern kaum mehr ein Existenzminimum sichern, habe 
dazu geführt, daß die besten Arbeitskräfte Deutschland den 
Rücken kehrten. "Mit besonderer Schärfe wandte sich dann der 
Redner gegen die oberflächlichen Ausführungen des Reichs- 


wirtschaftsministers, die sich auf den Zusammenhang von’ 


Löhnen und Preisen bezogen. Er wies darauf hin, daß die 
Ziegelsteine um mehr als 100 Prozent teurer seien als vor dem 
Kriege, während kein Ziegeleiarbeiter eine solche Lohn- 
erhöhung erhalten habe. An Hand von amtlichen Zahlen, die 
das Reichswirtschaftsministerium selbst zusammengestelit hat, 
legte Schmidt ferner dar, daß z. B. in der englischen Textil- 
industrie weitaus höhere Löhne gezahlt würden als'in der deut- 
schen, während die Preise englischer Textilwaren erheblich 
niedrigen seien als bei uns. Die Löhne seien also für die Preis- 
politik der Unternehmer nicht verantwortlich zu machen. End- 
lich wies er noch auf die Schwierigkeiten im Kohlen- und 
Kalibergbau infolge des Uebergewichtes der Konzerne hin. 
Ebenfalls gegen die Behauptung, daß die Arbeiterlöhne die 
Konkurrenzfähigkeit der Industrie beeinträchtigten, wandte sich 
in der nächsten Sitzung der Abgeordnete Simon-Franken 
(50z.). Diese Redensart sei ein bequemer VORanS St die Ar- 
beitgeber, die Löhne möglichst niedrig zu halten, aber keines- 
wegs stichhaltig, wie auch aus Statistiken zahlenmäßig zu be- 
weisen sei. Das Reichswirtschaftsministerium 
müsse sich davor hüten, den Anschein zu er- 
wecken, als wenn es nur eine Filiale des 
Reichsverbandesder deutschenIndustrie wäre. 
Die Auswüchse des deutschen Kartellwesens hätten zu dem un- 
gesunden Zustande geführt, daß jetzt deutsche Waren im Aus- 
land billiger als im Inland verkauft würden. Der Handel wirke 
durch seine viel zu hohen Preisaufschläge ebenfalls ungeheuer 
verteuernd; z. B. koste gutes deutsches Obst pro Zentner im 
Großhandel 12 bis 15 R.M., im Einzelhandel IR.M. bis 120R.M. 


. pro Pfund. In welche Tasche fließe diese Differenz zwischen 


12 und 120 R.M.? 

Bemerkenswert war, daß auch ein Vertreter des Zentrums, 
Abg. Schlack, die Darlegung des Ministers, daß er vor der 
Heraufsetzung der Löhne warnen müsse, bedauerte. Die jetzi- 
gen unzulänglichen Löhne müßten, soweit es die Lage der 
Wirtschaft zulasse, unbedingt erhöht werden. 

Interessant ist, was die „Frankfurter Zeitung‘ an dem Wirt- 
schaftsprogramm des Reichswirtschaftsministerg zu kritisieren 
hat. Sie wendet sich vor allem gegen seine Ausführungen be- 
züglich einer elastischen Zollgesetzgebung und gegen die Ab- 


sicht, „die großen Gegensätze zu verdecken, die in bezug auf 
die Grundrichtung der Handels- und Wirtschaitspolitik zwischen 
den Parteien und zwischen den Schichten der Bevölkerung be- 
stehen. Denn aus der Verschleierung folgt entweder ein 
dauernd unzulängliches Fortwursteln oder die Durchsetzung 
einer volksfeindlichen Interessentenpolitik“. Zum Schlusse 
schreibt die „Frankfurter Zeitung‘: Wenn es den Parteien der 
Linken nicht gelingt, „mit der Wucht ihrer Argumente und der 
Macht der hinter ihnen stehenden Volksteile ihre handels- 
politischen Ziele durchzusetzen, so. sollen wenigstens die Ver- 
antwortlichkeiten für eine ungesunde Interessentenpolitik klar- 
gestellt werden, und es soH nicht der Mantel einer farblosen 
Sachlichkeit dazu dienen, diese Interessenpolitik mit dem 
Nimbus der Volkstümlichkeit zu umgeben“, 


Der Ruf der Landwirtschaft nach Getreidezöllen, Trotz 
der Erhöhung der Getreidepreise läßt die Landwirtschaft von 
der Forderung von Getreidezöllen nicht ab. Auf dem Kongreß 
des Landbundes, wo die Wortführer der Reaktion wüste 
Hetzreden gegen die Republik führten, wurden die Getreide- 
zölle stürmisch gefordert. Der Präsident der preußischen Haupt- 
landwirtschaftskammer, Dr. Brandes, versuchte nun in seiner 
Rede auf der Hauptversammlung der Landwirtschafts- 
kammer die Forderung nach Getreideschutzzöllen mit sta- 
tistischenı Material zu belegen. Die Getreidepreise können — 
so führte er aus — infolge der Konkurrenz der überseeischen 
Einfuhr wieder sinken und dadurch die deutsche Landwirtschaft 
in eine schwere Lage bringen. Für diesen Fall muß man be- 
reits jetzt durch Aufrichtung von Schutzmauern vorsorgen. 
Er meinte nämlich, daß die Produktionsmöglichkeiten in der 
Welt sehr große sind und die Steigerung der überseeischen 
Ausfuhr sehr schnell einsetzen kann; er berief sich auf die ge- 
steigerte Getreideausfuhr der, Vereinigten Staaten, Kanadas, Ar- 
gentiniens und Australiens nach dem Kriege. Diese Länder 
haben in den letzten vier Jahren mehr als zweimal so viel Ge- 
treide ausgeführt als in den Vorkriegsjahren. (672 Millionen 
Bushels gegenüber 334 Millionen.) Der Ausfall Rußlands und 
die verringerte Ausfuhr Indiens wurden daher durch die Aus- 
fuhr aus den oben erwähnten Ländern mehr als wettgemacht. 
Die Ausfuhr der gesamten Getreideländer habe sich seit dem 
Kriege um 25 Prozent erhöht, die nach Europa um fast 39 Pro- 
zent. Die Roggenausfuhr aus Rußland will Dr. Brandes nicht 
berücksichtigen, da diese im Vergleich zur Weizenausfuhr 
nicht beträchtlich war — ein Vorgehen, das für deutsche Ver- 
hältnisse, wo die Roggeneinfuhr eine sehr große Rolle spielte, 
am wenigsten erlaubt ist. Was folgt aber aus der „Beweisfüh- 
rung““ des. Landwirtschaftskammerpräsidenten? Mit gesundem 
Menschenverstand kann man nur so vie] sagen, daß man zu- 
nächst einmal abwarten muß, ob sich die Konkurrenz der über- 
seeischen Getreideländer in Zukunft wieder steigern wird; ehe 
dies eintritt, kann von Schutzzöllen überhaupt nicht die Rede 
sein. Nach unserem Urteil wären Schutzzölle selbst in diesem 
Fall nicht angebracht. Indessen deutetjalles darauf hin, daß die 
Entwicklung nicht die von Dr. Brandes ‚vorhergesagte Rich- 
tung nehmen wird. Die Steigerung der überseeischen Getreide- 
ausiuhr in den Nachkriegsjahren bedeutet für die Zukunft 
nichts. Erstens muß man den Bevölkerungszuwachs 


. der letzten zehn Jahre in Betracht ziehen, der höhere Einfuhr 


nötig macht. Zweitens die Entvölkerung Kanadas durch 
Abwanderung der Farmer in die Industrie der Vereinigten _ 
Staaten, was die Entwicklung der kanadischen Landwirtschaft 
für lange Jahre unterbindet. Drittens die Tatsache, die vor 
kurzem vom amerikanischen Staatssekretär Hoover betont 
wurde, daß die Vereinigten Staaten bald nicht mehr 
in der Lage sein würden, Getreide auszuführen. Ja, sie werden 


‚bald selbst auf Einfuhr angewiesen sein. Viertens: ‚die 


asiatischen Völker gehen von Jahr zu Jahr mehr zum 
Getreideverbrauch über, während sie bisher nur Reis verbrauch- 
ten. Endlich wurden in einer Anzahl von europäischen Staaten 
Bodenreformen durch Aufteilung des Grundbesitzes 
durchgeführt, womit aber bekanntlich der Rückgan g des 
Getreidebaues verbunden ist, da die Kleinbesitzer sich 
statt des Getreidebaues der Viehzucht und dem Anbau von Han- 
delsgewächsen zuwenden. Daher istdas Ge genteildessen, 
was, vom Präsidenten Dr. Brandes erwartet wird, anzunehmen. 
Von der Möglichkeit reicher Ernten abgesehen, muß man eher 
mit einem dauernden Rückgang der Getreide- 
ausfuhr aus überseeischen Ländern rechnen. 


Soziale Bewegung 


Zur Reichspräsidentenwahl erlassen die freigewerkschaft- 
lichen Spitzenorganisationen folgenden Aufruf: 
Die Wahl des Reichspräsidenten macht ein klares, ein- 


‚deutiges Bekenntnis zum sozialen und demokratischen Volks- 


staat erforderlich. 
Monarchie oder Republik? 
Absolutistischer Obrigkeitsstaat oder Volks- 
herrschafit? u 
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,  Milätarismus oder Völktrversöhnung? 


das sind die Fragen, die das werktätige Volk am 26. April zu 
entscheiden hat. 5 

Der sogenannte Reichsblock, der vom Reichslandbund und 
vom Reichsverband der Deutschen Industrie getragen wird, 
ist für die furchtbare Not und das große Elend der Inflations- 
jahre verantwortlich. Er hat die Aussichtslosigkeit seines ersten 
Kandidaten Jarres erkannt. Es ließen sich mit seiner Kandida- 
tur keine parteipolitischen Geschäfte machen. So ist der 
Reichsblock auf den überschlauen Gedanken verfallen, Hinden- 
burg als Kandidaten aufzustellen, einen Mann, der in richtiger 
Selbsterkenntnis bisher nie den Anspruch erhoben hat, eine 
politische Rolle zu spielen, einen Mann, dessen ehrwürdiges 
Alter ihn davor schützen sollte, ein Opfer der Ratlosigkeit an- 
geblich nationaler Parteien zu werden. 

Diese Spekulation auf den Namen Hindenburg dient nur 
dem Zweck, hinter einer scheinbar überparteilichen Kandidattr 
zu verbergen, was der Reichsblock beabsichtigt: 


Die Vorherrschaft der wirtschaftlichen und 
politischen Reaktionäre, 

die diese Schiebung zustande gebracht haben, die Festigung 
ihres unkontrollierbaren Einflusses auf die Führung der Reichs- 
geschäfte. Denn darüber kann kein Zweifel bestehen, daß 
Hindenburg nur dem Namen nach Präsident 
des Reiches sein soll. In Wahrheit wäre die Führung des 
Reiches den geschworenen Gegnern seiner Verfassung über- 
antwortet, die jede sich ihnen bietende Gelegenheit benutzen 
würden, an Stelle der demokratischen Republik das alte Herr- 
schaftssystem wieder _aufzurichten und die Rechte der Arbeit- 
nehmer zu beseitigen, die in mühevollen Kämpfen den Feinden 
ihres Aufstiegs abgerungen wurden. 

Für die Gegner der Republik ist gerade Hindenburg der 
geeignete Mann. Schon während des Krieges hat er sich von 
Ludendorff, Tirpitz und den übrigen Kriegsverlängerern dazu 
mißbrauchen lassen, alle Maßnahmen mit seinem Namen zu 
decken, durch die das deutsche Volk in das tiefste Elend ge- 
stürzt wurde. 

In diesem Kampf kann es für die in den Gewerkschaften 
zusammengeschlossenen Arbeitnehmer keinen Zweifel geben, 
daß sie dem dreisten Versuch des Reichsblocks und seiner Mit- 
jäufer, sich der Führung der Republik zu bemächtigen und auf 
Schleichwegen die Verfassung nach ihren Wünschen umzu- 
gestalten, einmütigen Widerstand entgegensetzen müssen. Die 
Gewerkschaften haben sich bei mehr als einer Ge- 
legenheit in den letzten krisenreichen Jahren als Verteidi- 
ver der Republik, als Hüter der Einheit des 
Reiches, als mächtige und zielbewußte Schützer der 
Demokratie bewährt. Sie dürfen auch in dieser ent- 
scheidenden Stunde nicht versagen. Die demokratischen Ein- 
richtungen der deutschen Republik sind die Grundlagen einer 
besseren Zukunft für das arbeitende Volk, an ihnen darf nicht 
gerüttelt werden. 

Die Mitglieder der Gewerkschaften werden nicht dulden, 
daß an die Spitze des Reiches ein Repräsentant jener Parteieu 
tritt, die ausschließlich Unternehmerinteressen vertreten und 
ihre Machtstellung im wirtschaftlichen und politischen Leber 
zu verstärken trachten., 

Die Gewerkschaften rufen deshalb ihre Mitglieder auf, sich 


geschlossen für Wilhelm Marx, 
den Kandidaten der republikanischen Parteien, einzusetzen. 
Arbeiter, Angestellte, Beamte! 
= Ihr habt die Macht, die Pläne der Reaktion zum Scheitern 
zu bringen! : 

Denkt an den Weltkrieg und seine entsetflichen Folgen! 

Denkt an die Millionen von Toten, Krüppeln, Witwen und 
Waisen! Denkt an die sinnlose Zerstörung von Kultur und 
Wohlstand! a, 

Wieviele dieser Opfer wären den Völkern erspart geblieben, 
wenn sie sich rechtzeitig von dem verhängnisvollen Einfluß 
der Militaristen freigemacht hätten. 

Im Kampfe gegen den Imperialismus, 

gegen dre. Vorherrschaft des Unternehmertums und seiner 
politischen Hilfstruppen, 

im 'Kampfe für die politische und wirtschaftliche Freiheit 
ist es eine Pflicht der Selbsterhaltung aller 
Gewerkschafter, 
am 26. April y 

gegen Hinde 
zu stimmen. 


Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund. 


uburg — für Wilhelm Marx 


Graßmann. == 
Allgemeiner freier Angestelltenbund. 
Aufhäuser. Stähr. Sn Bora 


Allgemeiner Deutscher Beamtenbund. 
Falkenberg. 


Kotzur. 
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Zentrum gegen Stahlhelm. Der Teil der christlich-nationa- 
len Gewerkschattsbewegung, der zum Unterschied von den 
christlichen Arbeitergewerkschaften mehr zu der völkischen Be- 
wegung hinneigt, und das ist vor allem der Gesamtverband 
deutscher Angestellten-Gewerkschaften (Gedag), hat aus dieser 
Einstellung heraus mancherlei Verbindung mit den militari- 
stisch-nationalen Verbänden, wie dem Stahlhelm, Jungdo und 
Wehrwolf. Das äußert sich dadurch, daß Führer des Gedag 
in den Organen dieser „nationalen“ Verbände gegen die freien 
Gewerkschaften — s. u. a. die Notiz „Butab gegen Stahlhelm‘ 
in Nr. 14 unserer Zeitung — polemisieren, wobei sie sich allein 
als national zuverlässig und christlich hinstellen und für ihre 
Verbände werben. 

Ihre blinde Anhänglichkeit an die Stahlhelme und Genossen 
hat sie aber vergessen lassen, daß-ein großer Teil, besoniders 
ihrer katholischen Mitglieder den nationalistischen Rummel 
nicht mitmacht, besonders nicht in Wahlzeiten. Die Reichs- 
präsidentenwahl war eine zu starke Belastungsprobe für 
den schon zu lange verkleisterten Riß, der zwischen der mehr 
christlich und der mehr völkisch eingestellten Mitgliedschaft be- 
steht. Die Wahlparole des Stahlhelms für die Prä- 
sidentschaftskandidatur Jarres hat die Zentrumswähler im 
Stahlhelm mobil gemacht, sie begehren auf, wie folgender im 
Auszug wiedergegebener Artikel: „Die Hilfstruppen des Rechts- 
blocks“ in Nr. 71 des hannoverschen Zentrumsorgans, der 
„Hannoverschen Volkszeitung“, vom 25. März — 
also vor dem ersten Wahlgang — beweist: 


Wir sind erstaunt, daß jetzt noch Katholiken sich in. sogenannten 
vaterländischen Verbänden bewegen können, vor allem im Jungdo und 
Stahlhelm. Denn diese sind. doch die Bannerträger des Rechts- 
blocks, mithin des Blocks des Evangelischen Bundes. Beim Jungdo 
haben wir das Verwundern über seine Haltung verlernt, Wenn man sein 
Organ aus informatorischen Gründen lesen muß, dann ist man erstaunt 
über das, was sich die, wenn auch wenigen katholischen Mitglieder 
gefallen lassen müssen. Sie werden eines schönen Tages schon selbst 
wieder zur Besinnung kommen. Ein wenig mehr müssen wir uns mit 
dem Stahlhelm beschäftigen. 

Da interessiert uns vor allem der „Wahlaufruf für den 
Stahlhelm-Gau Hannover“ zur Reichspräsidentenwahl. Das 
ist das Unerhörteste, was wir bis jetzt zu Gesicht bekamen. Wir haben 
mit verschiedenen ehemaligen aktiven und Reserveoffizieren gesprochen, 
die mit uns der Meinung waren, daß auf Grund dieses Aufrufes für 
einen überzeugten Zermtrumswähler kein Platz mehr 
km Stahlhelm ist. Und zur Ehre dieser sei es mitgeteilt, daß sie 
bereits die Konsequenzen gezogen haben und aus dem Stahlhelm aus- 
traten. 

Der Wahlaufruf verpflichtet die Mitglieder des Stalilhelms, 
restlos für Jarres einzutreten, und zwar in einem Tone, daß ınan glauben 
müßte, der Gauführer Wellmann stände auf dem Kasernenhof vor neu 
eingezogenen Rekruten. Es heißt da u. a.: 

a..Kein Stahlhelmkamerad darf in dieser Sache 
jetzt noch Weisungen von irgendeiner politischen 
Parteiannehmen. Dennhöher alsalle Parteibelange 
steht das Ziel der Einigkeit aller zu uns gehören- 
den deutschen Volksgenossen und die Weisung un- 
seres obersten Führers, die ein Dienstbefehl, aber 
keine Parteisache ist. Diesem haben wir zu gehorchen, weil wir unseren 
Stahlhelmführern Gehorsam gelobt haben (!!!)... 

Darum hat -jeder Angehörige des Stahlhelmbundes die Ehrenpflicht, 
Jarres zu wählen, sonst bricht er sein Gelübde des Gehor- 
sams (!!). Wer trotzdem andere Wege gehen will, muß aus dem Stahl- 
helmbund austreten, und wer etwa in der geheimen Wahlanders 
wählt, ohne auszutreten, handelt unehrlich und ist 
daher unwürdig (!!), dem Stahlhelmbund länger anzugehören ...“ 

Wir müssen auf Grund dieses Aufrufes die Erwartung aussprechen, 
daß unsere Zentrumsmitglieder, die dem Stahlhelm 
angehören, jetzt die Konsequenzen ziehen. Es ist 
unglaublich, daß hier in dem Aufruf von einem „Dienstbefehl 
von einem „‚Gelübde des Gehorsams“ gesprochen wird, und das 
in einer Stunde, wo nur das Volksgewissen bei der Präsidenten- 
wahl zu entscheiden hat, jenes Gewissen, das in der Ueberzeugung, eine 
heilige Pflicht dem Volk und Vaterland gegenüber erfüllen zu müssen, 
wurzelt.‘“ - 

. Für den zweiten Wahlgang ist vom Stahlhelm genau so 
diktatorisch der Abstimmungsbefehl für Hindenburg 
ausgegeben worden, obgleich der Zentrumskandidat Marx 
Det sogar Einheitskandidat des Volksblocks gewor- 

en ist. 

Wenn. die Reichspräsidentenwahl nunmehr die Geister ge- 
schieden hat, so ist das im Interesse einer Klärung in der Ar- 
beiter- und Angestelltenbewegung zu begrüßen. Dei Stahl- 
helm aber, der seine Sympathie sowieso in erster Linie den 
gelben Gewerkschaften schenkt, wird jetzt wohl nur noch 
den Teilen der Mitgliedschaft des Gedag sein Organ Öfinen 
können, die dieser Gewerkschaftsrichtung geistig verwandt 
sind. N 


” 


 Angestelltenbewegung 


Verband Deutscher Diplom-Ingenieure, Es gehört nicht 
viel wirtschaftliche Einsicht dazu, zu erkennen, daß in einer 
Wirtschaft, in‘ der der private Gewinn für das  wirtschaft- 
liche Handeln ausschlaggebend ist, auch die Arbeitskraft des 
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einzelnen Menschen nur nach dem- bewertet wird, was’ sie ' Verband erstrebt hiernach insbe 
einbringt, daß also der Unternehmer seine „Mitarbeiter“ nur. 


nach dem  Profitwert ihrer Leistungen bewertet. ‘Es ist eine 
alte Wahrheit, daß für die Bezahlung seiner Arbeiter und An- 
gestellten nicht ihre Schulbildung und die abgelegten Prüfun- 
gen maßgebend sind, sondern lediglich die Leistungen. 
Er wird ohne Rücksicht dem Mittelschultechniker dann den 


Vorzug vor dem Akademiker geben, wenn er glaubt, daß dieser 


für eine bestimmte Arbeit geeigneter ist, d. h.’ihm einen größe- 
ren Gewinn einbringt als jener. Nur wenn der Akademiker 
neben seiner Ausbildung den Beweis für seine Tüchtigkeit 
erbringt, wird er mit besonderer Bewertung rechnen können. 
Tausende Beispiele aus der Praxis beweisen dies. 


Diese einfache Erkenntnis hat die einsichtigen Diplom-In- 
genieure veranlaßt, in unserem Bunde Seite an Seite mit den 
übrigen Technikern für die Hebung des gesamten techni- 
schen Berufsstandes und damit für die Hebung ihrer eigenen 
sozialen Lage zu kämpfen. Eine bedeutungslose Minderheit 
der deutschen Diplom-Ingenieure glaubt aber immer noch, auf 
Grund ihres Titels als Diplom-Ingenieure besondere Vorteile 
erreichen zu können. Da es nicht möglich war, etwa durch 
eine Gewerkschaft der Diplom-Ingenieure dieses Ziel zu er- 
reichen — eine Diplom-Ingenieur-Gewerkschaft würde niemals 


die Macht einer großen Technikergewerkschaft. aufbringen 


können —, geht man andere Wege. Man macht sich bei dem 
Unternehmertum dadurch beliebt, daß man sich bewußt. in 
Oegensatz zu den Gewerkschaften stellt, und man betont: aus- 
drücklich, wie aus einer Vereinbarung des Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure mit dem Arbeitgeber-Verband für den 
Bezirk der nordwestlichen Gruppe des Vereins deutscher Eisen- 
nd Stahlindustrieller hervorgeht, die programmatische „strenge 
Ausschließung aller gewerkschaftlichen Bestrebungen und 
Mittel‘‘. : f 

Eine solche Einstellung gefällt dem Unternehmertum na- 
türlich sehr, denn es wittert, daß es mit den Leuten ganz 
anders umspringen kann als ‚mit Gewerkschaftern. Das geht 
auch deutlich aus dem Rundschreiben Nr. 
Z/1% der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
vom 9. Januar 1925 hervor: . 

Betrifft: Verband Deutscher Diplom-Ingenicure. 

Aus Kreisen unserer Mitglieder, die bereits jetzt mit dem Verband; 
Deutscher Diplom-Ingenieure in Verbindung stehen und hiermit gute 
Erfahrungen gemacht haben, sind wir wiederholt auf den genannten Ver- 
band aufmerksam gemacht und gebeten worden, dafür einzutreten, daß 
auch weitere Kreise mit dem Verband Fühlung nehmen. Wir haben in- 
Jolgedessen den Vertretern dieses Verbandes in einer Vorstandssitzung, 
Gelegenheit gegeben, Ziele und Grundsätze ihres Verbandes darzulegen, 
Der Eindruck dieser Darlegimgen auf die Herren war günstig. Der 
Vorstand kam deshalb nach eingehenden Erörterungen zu der Auffassung, 
daß eine Unterstützung des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure in 
der vom ihm gewünschten Form unseren Mitgliedern durchaus empfohlen 
werden kann. 

Im Verfolg dieser Auffassung des Vorstandes übersenden wir Ihnen 
in der Anlage einen Bericht über das in der Vorstandssitzung der Ver- 
einigung von dem Vertreter des Verbandes gehaltene Referat sowie 
weitere von dem Verband uns zur Verfügung gestellte Unterlagen. Der 


_ wurde vor einiger Zeit eine Meldung der 


7, Tagebuch-Nr. : 


sondere in vier Punkten das Interesse’ 
und die ‚Unterstützung der industriellen Verbände und Firmen: 
“ 1. Erwerbung der Einzelmitgliedschaft durch leitende . Persönlich- 


i > keiten. 


2. Empfehlung des mit der nordwestlichen Gruppe des Vereins 'Deut- 
scher Eisen- und Stahlindustrieller getätigten Abkommens, = 
3. Bekanntgabe offener Stellen. | . 

4, Unterstützung der Fachzeitschrift durch Anzeigen. 

Wir bitten um wohlwollende Prüfung dieser Fragen und gegebenen- 
falls um Unterstützung des Verbandes in dem von ihm gewünschten 
Sinne, Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, 

.. Die Geschäftsführung. gez. Dr. Tänzler. 

Es ist überflüssig, noch einmal an Hand dieses Dokumentes 
festzustellen, daß der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
einen ausgesprochenen gelben Charakter hat. Das war uns 
‚bisher schon hinreichend bekannt. Wir möchten den Herren 
Diplom-Ingenieuren, die sich diesem Verbändchen angeschlossen 
haben, nur ein Wort Bismarcks ins Gedächtnis rufen: 

‚Artige Kinder fordern nichts; 
Artige Kinder kriegen nichts. 


‚Allgemeine Berufsfragen 
Warnung vor Auslandsstellungen. In der Tagespresse 

i „Russ. Tejlegr.- 
Agentur‘ verbreitet, wonach eine von der Regierung ein- 
 berufene Sachverständigenkommission zur Prüfung der Aus- 
‚ wanderungsfrage sich für eine starke Heranziehu ng 
geschulter Ingenieure ausdem Ausland ausgesprochen 
hat. Gleichzeitig bezeichnete es die Kommission für wünschens- 

wert, daß sowjetistische Ingenieure und Techniker zur prak- 

tischen Arbeit in die ausländischen Betriebe gehen, worauf die 
Regierung beim ‘Abschluß von Verträgen mit ausländischen 

Firmen dringen soll. Die Gehälter der ausländischen Techniker 

und Ingenieure sollen durch Einzelverträge geregelt werden. 

Diese Meldung veranlaßt eine Zahl auswanderungslustiger 


Kollegen, bei unserer Abt. Auskunftei anzufragen, ob 


etwas über Auswanderungsmöglichkeiten nach Rußland be- 
kannt sei. Schon bei Erscheinen der Pressenotiz hatten wir uns 
an die Russische Botschaft und an die Russische 
Handelsvertretung gewandt und angefragt, ob die 
obige Pressemeldung zutrifft, und wenn ja, in welchem Um- 
fange und unter welchen Voraussetzungen Techniker in Ruß- 
land eingestellt werden. ‘Beide Stellen haben es trotz Anmah- 
nung leider nicht für notwendig erachtet, auf unsere Anfrage. 
‚eine Antwort zu erteilen. Aus diesem Schweigen kann wohl 
die Schlußfolgerung gezogen werden, daß obige Pressenachricht 
nicht den Tatsachen entspricht, und daß bei der in Rußland 
herrschenden Arbeitslosigkeit keine Aussicht besteht, feste An- 
stellung zu erhalten. Wir warnen dringend davor, 
falls von irgendeiner Seite Angebote über Auslandsstellungen 
„gemacht werden, darauf einzugehen, wenn nicht gleichzeitig. 
durch die zuständige Botschaft beglaubigt vertragliche Ab- 
machungen getrofien werden, die den. Vertragschließenden 
berechtigen, bei Vertragsbruch seine Rechte gerichtlich geltend 
zu machen. 


_ 


INDUSTRIE UND BAUGEWERBE S 


Keine Spur von sozialem Empfinden 'verrät der Verfasser 

eines Vertragsentwurfes für die Angestellten der Seiiz- 
verke in Kreuznach. Wenn dieser Vertragseniwurf, 
dessen Bekanntschaft uns der Zufall vermittelt hat, auch den 
Angestellten noch nicht zur Unterschrift vorgelegt wurde, so 
lohnt es sich doch, einige Kernstücke daraus einem weiteren 
Kreise bekanntzugeben, um zu zeigen, in welche Regionen 
‚einzelne Arbeitgebervertreter im Gefühle ihrer Allmacht sich 
 verstiegen haben. 
Der Vertragsentwurf ist nicht paragraphiert, sondern in 
zwei Absätzen hintereinander niedergeschrieben, Scheinbar zu 
dem Zwecke, ihn harmloser erscheinen zu lassen, als er ist. 
Die Numerierung einzelner Punkte des Vertragsentwurfes im 
nachstehenden geschieht, um die Besprechung derselben über- 
sichtlicher zu gestalten. 

Der Vertrag bestimmt: 

1, Soweit es das Geschäftsinteresse erfordert, muß außer- 
‚halb der festgesetzten Dienststunden gearbei- 
‚tetwerden. : ; 

2. Ein unentschuldigtes oder unberechtigtes Fernbleiben 
Dienste begründet die sofo rtige Entlassung. 
„0 „Die Angestellten haben die Ergebnisse ihrer. Berufs- 
tätigkeit und‘ die bei ‚Erfüllung ihrer dienstlichen Obliegenr 
heiten gemachten oder in den Rahmen der wirtschaftlichen! 
Betätigung der S.-W. fallenden Beobachtungen und 
Erfahrungen denselben laufend mitzuteilen und sie den 


'xom 


S.-W. zum. ausschließlichen Gebrauch und freier Verfü- 
gung zu überlassen. Sie haben die Ergebnisse, Beob- 
achtungen und Erfahrungen Dritten gegenüber nicht nur für 
die Dauer, sondern auch für die Zeit nach Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses ebenso geheim zu 
halten wie alle ihnen infolge ihres Dienstverhältnisses an- 
vertrauten oder sonst bekanntgewordenen Geschäfts- oder Be- 
triebsgeheimnisse. ; 


4. Diese Geheimhaltungspflicht gilt auch gegenüber Werks- 


angehörigen, 


3. Alle Erfindungen, Verbesserungen oder Abände- 
‚tungen von Neukonstruktionen, die im Arbeitsbereiche der 
Seitzwerke liegen, gehören dieser und sind ohne Ans pruch 
aut ein Entgelt zur beliebigen Verwendu ng zu 
überlassen. - Er ar? 
i Die Angestellten verpflichten sich, keinerlei Patent- 
oder Schutzrecht zu erwerben. 
Erfindungsgedanken, welche während der Dauer 
des Dienstverhältnisses in irgendwelcher Form zum Ausdruck 
‚gekommen sind, gehören den Seitzwerken, auch wenn die Ge- 
‚danken erst nach Beendigung des Dienstverhält- 
nisses zu patentfähigen Erfindungen ausgereift sind. ERS 
‚Alle nicht in den. Rahmen der Seitzwerke fallenden Er- 
sangen haben die Angestellten dem Werke zum Erwerb ‚ant- 
zubieten. : 
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_ Die Gruppenbezelchnung In den einzelnen Tarifverträgen entspricht nicht in allen Fällen der In nachstehender Tabelle angewandten. 
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Die aebanaeltee RUE Tarifverträgen mit abweichender BFUBE END #2 Elch nad sind sinngemäss eingesetzt. 


ie nachstehenden Zahlen geben nur annähern 
müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 
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' Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse lin Gruppe 


e Vergieichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 






- Fach- > nn one i z 
Bezirk -| für Monat hälterwurden - Soziale Zula 
grup eier =; ; festgesetzt d. m. M. ; M. H M m 7 
Er e N en “ * * ri . 
E Hannover ab 1. März 25. | Vereinbg. 95—155 150-200 230— 295 310—350 = _ Frau 15,-, K. 7,50, 
Eee Eu SE Sr R ; höchst. 2 Kinder 
BE Mecklenburg; | ab 1. April 25 105—165 180—210 225—245 260— 280 _ ar _ 
H | Bitterfeld Februar, März, “ 72—140 97—194 190—235 197—263 — _ Frau 30/,, Kind 20, 
PEPRR > April 25 N ; des Gehaltes 
H Bunzlau ab 1. März 25 2 70-140 80—170 100-225 190-270 ifr.Vereinbg. — - 
H Erfurt a L 80—158 120-200 169-259 _ nn, _ 8,- bis 25,- 
H Glatz - ab 1. April 25 Fl 89-146 120-173 - mind. 237 mind. 292 = _ Frau 5,-, Kind 9,- 
K, E höchst. 3 Kinder 
Hs Offenbach ab März 23 RE 74—133 94—170 156-—288 265—-380 _ we 20,- 
H Stettin a | Schiedsspr.|,  88—154 116— 209 187275. = er — _|FrauS,., Kind 10,-, 
höchst. 2 Kinder 
H Worms abi. April 25 | Vereinbg. 115—175 125— 225. 135-275 240—335 —_ — " 4Frau 12,-,Kind1?,-, 
| = ‘ “ lallein. Ernähr, 12,- 
H „Zeitz ab 1, März 25. 7 84—168 103—206 120-240 135— 271 "148-297 | 161—322 |: — 
Krsz7Berlin- a  e % 130 155 200 „275 360 —_, u 
N | Kaiserslautern Ri 3 58—130 75—175: | - 205-262 246—314 | _ En = 


* Vorkalkulatoren uud Betriebstechniker erhalten eine Zulage von 20 M. 


Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundbeitsindustrie, B Elektroindustrie, C = Gas, Wasser- und Elektr.-Werke, D = Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F= Architektur, 


G = H olzind ustrie, 


H — Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I = Chemische Industrie, K 


— Steinindustrie, L— Nahrungs- u. Genußinittelindustrie, M = Keramische Industrie, N = 


Metallindustrie, © — Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R — Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 


U = Wagen- und Karosseriefabriken, V = optische Industrie, 


6. Nicht nur Schriftstücke und Drucksachen des Werkes, 
sondern auch eigene Notizen geschäftlicher Art sind 
streng geheim zu halten und spätestens beim Ausscheiden aus 
der Firma dieser auszuhändigen. 

7. Die Seitzwerke sind berechtigt, jederzeit, un- 
beschadet der Fortdauer des Dienstverhältnisses, unter Fort- 
gewährung der-Bezüge auf die Dienste der Angestell- 
ten zu verzichten. 

Wir wollen von einer erschöpfenden Kritik dieses Vertrags- 
entwurfes absehen und zu den einzeinen Punkten nur das Fol- 
gende bemerken: 

Zu 1. Es ist charakteristisch, daß trotz der noch zu Recht 
bestehenden Verordnung über die Arbeitszeit vom 21. Dezem- 
ber 1923, die den Unternehmern eine für die Arbeitnehmer 
katım noch tragbare Freiheit zur Verlängerung der Arbeitszeit 
gibt, sich Unternehmervertreter noch veranlaßt sehen, durch be- 
sondere Dienstverträge über den Rahmen der genannten Ar- 
beitszeitverordnung hinaus Ueberarbeit zu fordern. 

Zu 2. Diese Bestimmtng scheint den Zweck zu haben, 
jeden irgendwie unliebsam gewordenen Angestellten fristlos 
entlassen zu können. Jedem Angestellten kann es einmal vor- 
kommen, daß er vom Dienste auf kürzere oder längere Zeit 
fernbleiben muß, ohne die Möglichkeit einer rechtzeitigen 
Entschuldigung zu haben. Ob von dem Vorgesetzten die nach- 
träglich vorgebrachte Entschuldigung anerkannt oder das Fern- 
bleiben als „berechtigt‘“ anerkannt wird, ist in sein Belieben ge- 
stellt. Nach dem Wortlaut dieses Satzes könnte unter Umstän- 
den ein Zuspätkommen von einigen Minuten ohne_vorherige 
Verwarnung als Grund zur fristlosen Entlassung . mißbraucht 
werden, und es ist sehr fraglich, ob ein Angestellter, der dieseni 
Dienstvertrag unterschrieben hätte, im Falle der fristlosen Ent- 
us vom Gericht auch nur eine Entschädigung zugesprochen 
würde. 4 

Zu 3. Diese Bestimmungen können sich schlimmer. aus- 
wirken als eine offen formulierte Konkurrenzklausel. Es ist 
keinem Angestellten möglich, bei Antritt einer neuen Stellung 
die Erfahrungen, die er in seinen früheren Steliungen gesam- 
melt hat, zu verleugnen oder nicht zugunsten seiner neuen 
Firma auszuwerten. Die Firmen 'stellen Angestellte, die in 
anderen Firmen derselben Branche bereits gearbeitet haben, 
deshalb ein, weil sie für ihr Werk die von den Angestellten) 
in anderen Firmen gesammelten Erfahrungen ausnutzen wollen. 
Die Verfolgung dieser Vertragsvorschrift würde es dem An- 
gestellten verbieten, eine Stellung in derselben Branche jemals 
wieder anzunehmen; er müßte also, wolite er nicht in emer ihm 
fremden Branche wieder ganz von vorn anfangen, zu jeden den 
Seitzwerken beliebten Bedingungen auf Lebenszeit bei diesen 
bleiben. Das ist vermutlich auch der Zweck dieser Bestimmung. 

Zu 4. Die Geheimhaltungspflicht den Werksangehörigen 
gegenüber scheint im ersten Augenblick harmlos oder höchstens 
das Werk selbst schädigen zu können insofern, als das Werk 
sich des Nutzens begibt, der aus dem Erfahrungsaustausch 
der Angestellten unter sich entstehen kann. Tatsächlich ist 
diese Bestimmung aber zweifellos aus dem Bestreben heraus 
entstanden, die einzelnen Angestellten mit Mißtrauen gegen- 
einander zu erfüllen, das Zusammengehörigkeitsgefühl zu unter- 
graben, um so den einzelnen ungestörter ausbeuten zu können. 


- Zu 5. Diese Bestimmung bestätigt die unter 4 geäußerte! 
Vermutung, daß dieser Vertragsentwuri der Absicht brutalster 
Ausbeutung entstammt. Wenn aber sogar verlangt wird, dab 
die nach dem Verlassen des Werkes bei einem ehemaligen: 
Angestellten ausgereiften Gedanken bzw. Erfindungen noch 
Eigentum der Seitzwerke sein sollen, so ist diese Bestimmung 
nur zu vergleichen mit dem Paragraphen des vorkriegszeit- 
lichen Werkswohnungsmietsvertrages eines rheinischen GroB- 
industriellen, der bestimmte, daß die schulentlassenen Kinder 
des Mieters nur mit Genehmigung der Werksleitung in einer 
fremden Firma Arbeit nehmen dürfen. 


Zu 6. Was eigene Notizen „geschäftlicher Art‘ sind, wird 
auch der Verfasser dieses Vertragsentwurfes kaum exakt um- 
schreiben können. Die Bestimmung erscheint in Verbindung 
mit der angedrohten Schadenersatzpflicht des Angestellten; 


‚lediglich zum Zweck der Einschüchterung erfunden. 


Zu 7. Diese Bestimmung ist geeignet, den.davon Betrofie- 
nen schwer zu schädigen. Es braucht einer anderen Firma 
nur bekannt zu werden, daß die Dienste eines Angestellten auf 
Grund des Dienstvertrages unter Fortzahlung des Gehaltes ver- 
zichtet wurde, um sie von einer Anstellung des so Gemaß- 


regelten abzuhalten. 


Wir glauben zwar annehmen zu dürfen, daß die Direktion 
der Seitzwerke in Kreuznach diesen Vertragsentwurf ihren An- 
gestellten zur Unterschrift nicht vorlegen wird. Jeder Ange- 
stellte aber muß sich die Frage vorlegen, ob wohl in Deutsch- 
land irgendein Mitglied einer Werksdirektion überhaupt einen 


. derartigen Entwurf aufzustellen wagen würde, wenn die An- 


gestellten restlos freigewerkschaftlich organisiert und infolge- 
dessen sich ihrer Menschenwürde und des Wertes ihrer Arbeit 
bewußt wären. 

> Achtung, Laboratoriumstechniker! In Nr. 6 der. „DIE ZE 
vom 6. Februar 1925 teilten wir unter diesem Kennwort mit, 


daß sowohl bei der Dortmunder Union als auch sehr vielen 


anderen Werken im Ruhrbezirk der Versuch gemacht wird, die 
bisher als Angestellte beschäftigten Laboratoriumstechniker in 
das Arbeiterverhältnis zurückzuversetzen. Trotzdem der be- 
stehende Tarifvertrag von den Unternehmern ausdrücklich als 
Leistungstarif bezeichnet wurde und demnach Leistungszulagen 
die Regel bilden sollen, wird von‘ den Vorgesetzten ver- 
sucht, die Angestellten willfährig zu machen mit der Behaup- 
tung, daß sie nach dem Tarifvertrag unter Beibehaltung der 
Angestellteneigenschait nicht so viel verdienen könnten wie 
qualifizierte Arbeiter. Tatsächlich handelt es sich für die 
Firmen aber darum, die Laboratoriumstechniker, sobald sie ihrer 
Ueberführung in das Arbeiterverhältnis zugestimmt haben, zur 
zwölfstündigen Arbeitszeit zu zwingen. Sie erhalten dann aller- 
dings für diese lange Arbeitszeit in der Regel einen etwas höhe- 
ren Lohn als vorher für den Achtstundentag. Die angedeuteten 
Bestrebungen werden mit unverminderter Kraft fortgesetzt. 
Wir empfehlen deshalb nach wie vor allen Laboratoriumstechni- 
kern bei Annahme einer Stellung im Ruhrgebiet 
äußerste Vorsicht. Keinesfalls darf eines unserer Mit- 
glieder eine ihm etwa angebotene Stellung annehmen, ohne 
vorher beim Bund Erkundigungen eingezogen zu haben. 
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BERGBAU |BARIBART 


Grubenunglücke und Unternehmer- 
willkür 


Nach den großen Grubenunglücken der letzten Zeit be- 


schäftigt sich die Oeftentlichkeit wieder einmal mit den Zu- 
ständen im Bergbau, und Berufene und Unberufene nehmen 
Stellung dazu. Leider- ist festzustellen, daß es immer noch 
Unternehmer gibt, die durch ihre Maßnahmen, durch die bru- 
tale Willkür, mit der sie herrschen, Grubenunglücke geradezu 
herausfordern. Aus der Masse des uns zur Verfügung stehen 
den Materials greife ich zur Abwechslung einmal solches aus 


Oberschlesien heraus, da auch in diesem Bezirk Schlim- _ 


mes zu befürchten ist, wenn nicht bald eine Aenderung eintritt. 

Was in den untenstehenden Verfügungen Herr Direktor 
Lonsdorfer ausspricht, gehört zu dem Uebelsten, was 
wir je auf diesem Gebiete gesehen haben. Liegen die Ver- 
fügungen auch 11/, Jahre zurück, so zeigen sie doch den Geist, 
der diesen Herrn beseelt. Diesen Geist braucht man, wenn man 
zu den Zuständen, wie sie in der Kriegs- und Vorkriegszeit 
herrschten, zurück will. Man braucht dazu aber auch Ange- 
stellte, die sich eine derartige, menschenunwürdige Behand- 
lung gefallen lassen. Nie wird das ein freier Mann können, nie 


ein aufrichtiger Gewerkschafter. Darum die Losung der Unter- 


nehmer auf Beseitigung der Gewerkschaften; darum die Hilfe 
der Unternehmer bei den Gründungen und der Wühlarbeit der 
Stahlhelme, Wehrwölfe usw., darum die von Honig triefende 
Werbung für die Werksgemeinschaften. Dieser Losung der Un- 
ternehmer setzen wir die Losung, gegenüber: „Sammlung 
aller technischen Angestellten und Beamten, 
die auf Menschenrechte bestehen, zu einer 
Kampfgemeinschaft gegen diese Zustände, 
zum Zusammenschluß im Bund der technischen 
Angestelltenund Beamten. ; 

Die von der. Direktion der Castellengogrube erlassenen, 
oben angezogenen Verfügungen an die Betriebsleitung lauten 
folgendermaßen: 

„Die Eutwicklung des Holzverbrauchs droht ebenfalls zur Katastrophe 
zu werden. Mir liegt eine Rechnung über 1,5 Bill. M. für Holz vor, 
Trotz der riesigen Holzpreise verringert sich nicht der Verbrauch, son- 
dern er vergrößert sich noch und ganz besonders bei den Stempeln und 
dem Nutzholz. 

Inder Weise kanmes nicht mehr weitergehen, 

Ich bitte, sich sämtliche Herren kommen zu lassen und sie anzır- 
weisen, daß in erster Linie mit Holz gespart werden muß, und zwar 
durch möglichst vieles Rauben auch in Spülpfeilern, soweit es möglich 
ist, durch Ueberwachung der Arbeiter, daß sie keine Stempel zu „Klötz- 
kes“ zerschneiden. Ich werde von jetzt ab die Holkzstatistik für jedes 
Flöz führen und die Herren mit hohem Holzverbrauch 
dirckt belangen, denn der Monatsverbrauch des Juli darf nicht 
melr vorkommen, gez. Lonsdorfer, 27. 9. 23.“ 

Eine zweite Verfügung lautet: 

„Die finanzielle Lage der Grube wird von Tag zu Tag schwieriger, 
Wir haben am gestrigen Tage wieder 5 Mill. Polenmark seitens der Berg- 
verwaltung Ruda geliehen und in das Defizit hineinschmeißen müssen. 
Das Defizit ist deswegen so hoch, weil sich die Kopfkistung nicht heben 
will. Ganz besonders bleibt die Leistung bei Einsiedel I und Poch- 
hammer I zurück. Schlecht ist sie bei Pochhammer III und Einsiedel Il: 
Reden hat sich erfreulicherweise gebessert. Mit Rücksicht auf den Ernst 
der Lage bitte ich Sie, auf die Herren Fahrsteiger hinzuweisen, daß die 
 untertägige Leistung, die sich jetzt gerade auf dem Durchschnitt des Re- 
viers hält, endlich einmal besser wird. 

Zugleich bestimme ich hiermit, 
Herren Hillmann, Gaida und Mayer so lange mitder 
letzten Schale ein-und ausfahren, bissich beidiesen 
Herren die Leistung auf 1,5 bzw. 15 t gehoben hat. 
Sollte bis zum 10. November bei diesen Herren keine 
Besserung eingetreten sein, so werde ich die Kün- 
digung beim Herrn Generaldirektor beantragen... 
gez. Lo. 4. 10) 23, 


Steger Halbfell. 


Aus der Brandenburger Knappschaft. Der Bezirksvorstand 
der Brandenburger Knappschaft tagte am 17. April 1925. Als 
wichtigster Punkt stand die Besen hretassttnge über die Son- 
dervorschriften auf der Tagesordnung. Der von der 
ordentlichen Bezirksversammlung zur Beratung der Sonder- 
vorschriften eingesetzte Ausschuß hatte seine Arbeiten beendet 
und einen Entwurf aufgestellt, der die Zustimmung aller Aus- 
schußmitglieder gefunden hatte. Der Entwurf lag nunmehr 
dem Bezirksvorstand vor. Den hauptsächlichsten Bestandteil 
der vorberatenen Sondervorschriften stellen die Bestimmtn- 
gen über die Mchrleistungen in der Kranken- und Pensions- 
kasse dar; sie enthalten ıw. a. die Gewährung freier 
Kur und Arznei für Familienangehörige aktiver 
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daß die Steiger 


Weiterer Kommentar überflüssig! - 


‚zirksvorstand gab Generaldirektor Heubel 


NASE » DENN nie . 
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Vor der Beschlußfassung im Be- 
im. Namen der 
Arbeitgeber eine Erklärung ab, die dem Sinne nach besagt, 


Mitglieder und Invaliden.. 


. daß die Haltung der Arbeitgeber in der Frage der Sondervor- 


schriften bzw. Mehrleistungen sich nicht geändert habe. Ihre 


. Teilnahme an den Ausschußberatungen sei lediglich deshalb 


erfolgt, um die erforderlichen Vorarbeiten zu leisten. Die 
Inkrafttretung der Sondervorschriften könne aber erst dann 
erfolgen, wenn die Wünsche der Arbeitgeber bezüglich der 
Verminderung der Knappschaftspensionen und 
der Bestimmung über die Altersrente erfüllt worden seien. 
Die Verweigerung der Mehrleistungen sei die 
einzige Waffe der Arbeitgeber, um eine Aenderung 
des Reichsknappschaftsgesetzes in ihrem Sinne zu erzwingen. 

Auf diese Erklärung, die das „soziale“ Herz der Bergbau- 
arbeitgeber so deutlich offenbart, wurde von den Arbeiter- und 
Angestelltenvertretern in einer gemeinsamen Gegenerklärung 
geantwortet, daß die Haltung der Arbeitgeber außerordentlich 


- zu bedauern sei. Die Not der Arbeitnehmer, die durch die 


. über den Erlaß der Sondervorschriften zu bestimmen. Der 


Verweigerung der Familienhilfe in der Krankenkasse 
entstanden wäre und noch entstehe, sei unerträglich. Fast 
sämtliche Ortskrankenkassen des Gebietes der Brandenburger 
Knappschaft hatten aus dieser Erkenntnis heraus für ihre Mit- 
glieder die Mechrleistungen bereits wieder eingeführt. Ledig- 
lich die Knappschaft als größte Krankenkasse habe diesen 
ımbedingt notwendigen Schritt noch nicht gemacht. 

Unter Aufrechterhaltung beider Erklärungen wurden sodana 
die vom Ausschuß vorgelegten Sondervorschriften einstimmig 
angenommen. Lediglich der $ 54 Absatz b betreffend An- 
gestelitenpensionen wurde auf Antrag des Angestelltenver- 
treters im Bezirksvorstand, unseres Kollegen Peters, von der 
Beschlußfassung ausgenommen, weil die Frage der Berech- 
nung der Angestelltenpensionen im Vorstand des Reichsknapp- 
schaftsvereins noch nicht endgültig geklärt. ist. 

Nach $ 141 R.K.G. hat die Bezirksversammlung DEE 
e- 
zirksvorstand beschloß deshalb die Einberufung einer außer- 
ordentlichen Bezirksversammlung auf den 29. Mai 
nach Kottbus mit der Tagesordnung: 1. Beschlußfassung über 
die Sondervorschriften. 2. Verschiedenes. 

Von den übrigen in der Bezirksvorstandssitzung behandel- 
ten Angelegenheiten sind folgende von besonderer Bedeutung: 


1. Erlaß einer Dienstanweisang für die Knapp- 
schafts- und Angestelltenältesten. 


Da es sich hierbei um eine sehr wichtige Frage handelt, 
wurde die Angelegenheit auf Antrag der Arbeitnehmervertreter 
dem Vorlagenausschuß zur Vorberatung überwiesen. 


2. Im Hinblick auf die Vergrößerung des Kranken: 
hauses in Senftenberg wurde die Anstellung eines vier- 
ten Krankenhausarztes beschlossen. 


3. Die Entschädigung der Aeltesten für ihre 
Mühewaltung wurde in folgender Höhe festgesetzt: Die Ar- 
beiter- und Angestelltenältesten erhalten für jedes verwaltete 
Mitglied ihres Sprengels eine Entschädigung in Höhe von 
0,50 M. pro Jahr. Es sind dabei höchstens 1000 Mitglieder in 
Anrechnung zu bringen. Die Entschädigung muß aber min- 
destens 20 M. pro Jahr betragen. Die Auszahlung erfolgt 
halbjährlich. Neben dieser Entschädigung werden die Porto- 
auslagen ersetzt, - 

Wie. in den änderen Bezirksknappschaften betreiben die 
Brandenburger Arbeitgeber in der Knappschaft eine Politik 
nach der Methode: „Friß Vogel oder stirb“, Sie ver- 
weigern solange die Wiedereinführung der "Mehrleistungen 
bzw. die Familienhilfe in der Krankenkasse, bis ihre Forde- 
ungen auf Herabsetzung des Mindestsatzes der Knappschafts- 
rente von 40 auf 25 Prozent und auf Verschlechterung der 
Altersrentenbestimmung erfüllt sind. Bemerkenswert ist hier- 
bei, daß einwandfrei feststeht, daß die Wiedereinführung der 
Mehrleistungen, in der Brandenburger Knappschaft Keinen 
Pfennig Beitraßserhöhung erfordert. Die Arbeitgeber kennen 
das große Elend, das unter den Bergleuten infolge des Fehlens 
der Familienhilfe entstanden ist, sie bedauern es auch, aber 
sie tun nichts, um es zu beseitigen. Mit der Verweigerung der 
Mehrleistungen wollen sie die Arbeitnehmer zermürben und 
Schließlich zum Nachgeben in der weit wichtigeren Rettenfrage 
zwingen. Bet 

Wir wissen, daß der Kapitalismus im sozialen Kampfe kein ° 
Erbarmen kennt, aber die Politik, die die Bergbauarbeitgeber 
in der Knappschaft betreiben, übertrifft alles bisher Dage- 
wesene. Wir glauben, daß auch diese Gewaltkur an dem 
unbeugsamen Willen der Arbeitnehmer /inichts ändern wird. 
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Mit Hilfe ihrer Organisationen (werdem sie ‚alles aufbieten, 
um die lreutigen Pensionsbestimmungen des Reichsknappschafts- 
gesetzes zur Anerkenmmg zw bringen und die Sabotage des 
Öesetzes durch die Arbeitgeber zu unterbinden. 


"Statistisches. Den Zeitschriften „Glückauf‘“ und „Braun- 
kohle“ entnehmen wir folgende statistische Angaben: 
a) Gewinnung undBelegschaftdesRuhrbezirks 
im Januar 1925. _ 















Preßkohlen- 
herstellung 


Koks- 


Kohlenförderung : 
| gewinnung 






arbeitstäglich ins- |arbeits- 








Arbeitstage - 





BT igolich 

ins- | je Ar- 3äolich 

gi Be Par gesamt | gesamt | täglie 

1000 + 11000 t| ‘kg 11000 t | 1000 [1000 t| 1000 t 

ee EEE BERGE BEREIT VER EE BEER 
Monats- {1913 25'.| 9546 | 380 | 928 52080 | 68 413 16 
durch- 21922] 25'%| 8112 | 323 | 585 | 2088 | 69 | 351 14 
schnitt [19241*25'/4| 7838 | 310 | 663 | 1726 | 57 232 9 


1925: Januar | 2544| 9560 | 879 | 801 | 2020 65 813 |? 12 


Zahl der beschäftigten Arbeiter Zahl der 





- davon in beschäftigten 

Arbeits- Sr IN pie Beamten 
insge eben-| Preß- a 
tage | insgesamt | Koke- prod.- PAR EN 
ae RE werken ‚nische männ, 





durch- 7 1922] 25% | 552188 | 20891 | 8250 | 1936 | 19898 | 8968 
schnitt | 1924 | #254 | 467 107 | 16083 | 6398 | 1273 | 19408 | 8852 
1925: Janvar .| 25% | 472605 | 15186 | 6183 1850 | 19159 | 8381 


b) Die Produktion desmitteldeutschen Braun- 
kohlenbergbaues im Januar 1925. 


Te TE 
Monats- | 1913 25h — — 





Zusammen 


Kamen Randreviere 
t 3 t 
ER 


t 





7960 391 | 737770 18698161 
6791 0051| 295 246 |7086 251 
1169336 | 442524 |1611 910 
21214751 65303 |2 186 778 
Naßpreßsteinproduktion EN 28 _ 28 
Kokserzeugung .» . +» .» EN SEaE 31 046 — 31046 


c) Verteilung der Belegschaft der dem Deut- 
schen Braunkohlen-Industrie-Verein ange- 
schlossenen Werke nach Kern- und Randre- 
vieren im Monat Januar 192. 


en VG 


Rohkoblenförderung: 
a) Tagebau . . 2» 2. 
b) Tiefbau „2,0% 
Brikettherstellung » » >» ® 








k: Kern- Rind- 
reviere reviere 

mE TEE TERREESEEEENER 
Beamte insgesamt x 2 2. ee ren. . 7630 925 
davon technische .  : 2 2 0 2 er 2.2 2.“ 4.544 551 
» kaufmännische » » 2 ee. 0. 3086 374 


Arbeiter insgesamt. . x. x ve een .. 76 547 12 282 
davon erwachsene männliche Arbeiter . » » -» 72 808 11 967 


davon erwachsene weibliche Arbeiter. . » . 1206 123 
Iugendliche 20. AH 2533 192 
Auslanüer =, 0? REN SE 770. 46 


* Einschließlich Regiebetriebe, die als solche im Monatsdurchschnitt 1924 
an der Förderung mit 256865 t und an der Koksherstellung mit 165009 t 
beteiligt waren. 


Eine Reichskonierenz des Bergarbeiterverbandes, die ‚sich 
hauptsächlich mit der Wirtschaftslage im Bergbau und dem 
Grubensicherheitswesen beschäftigte, fand am 15. bis 17. April 
in Berlin statt. Auf Einladung nahmen die Vertreter unseres| 
Bundes im Reichskohlenrat, im Grubensicherheitsamt und, in 
den Kohlensyndikaten sowie andere Vertreter unserer Organisa- 
tion an der Konferenz teil. 

Der. Verbandsvorsitzende, Kollege Husemann, hielt über 
das Thema® „Die wirtschaftliche Lage unter besonderer Be- 
rücksichtigung des Bergbaues“ ein großangelegtes Referat. 
Er schilderte die bestehende schwere Wirtschaftskrise des 
Bergbaues, die sich nicht nur auf Deutschland, sondern auf 


. alle bergbautreibenden Länder erstreckt und kennzeichnete in 


großen Umrissen die Ursachen dieser Krise. Der. Krieg habe 
die Weltwirtschaft aus dem Gleichgewicht gebracht. Neue In- 
dustrieländer seien entstanden; für Deutschland sei besonders 
einschneidend die Zerreißung seiner Verbindungen mit der 
Weltwirtschaft; alte Absatzgebiete seien. verlorengegangen, und 
die Eroberung neuer Gebiete bereite große Schwierigkeiten. 
Für den innerdeutschen Verbrauch käme hinzu die Umstel- 
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lung und Verbesserung unserer Wärmewirtschait, die Um- 
setzung der Kohle in elektrische Kraft am Gewinnungsorte! 
und schließlich das Darniederliegen der deutschen Industrie, 
Zwischen. den deutschen Grubenbesitzern und den verschiede» 
nen Revieren werde unter der Oberfläche ein heftiger Kon- 
kurrenzkampf geführt. Der Bergarbeiterverband habe sich 
beim Reichswirtschaftsminister gegen einen syndikatslosen Zu- 
stand im Ruhrgebiet ausgesprochen und eine möglichst gleich- 
mäßige Beschäftigung der Zechen verlangt. Auch in den ande- 
ren Bergbaurevieren sei die Situation außerordentlich ernst. 
Die Unternehmer halten eine Beseitigung der Krise nur durch 
eine weitere Verlängerung der Arbeitszeit und Herabsetzung 
der Löhne und Soziallasten sowie Steuern für möglich. Diese 
Einstellung der Unternehmer erschwere eine Lösung der Krise 
außerordentlich. Aufs schärfste müsse dagegen Einspruch er- 
hoben werden, daß die Lasten auf die Arbeitnehmer im Berg- 
bau abgewälzt würden. Die unlösbaren Widersprüche in der 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung würden durch die gegen- 
wärtige Wirtschaftskrise scharf gekennzeichnet. Leider sei 
diese Erkenntnis noch nicht in die Köpfe aller Arbeitnehmer 
eingedrungen. Man müsse sich aber darüber klar sein, dab 
eine tiefgreifende Besserung der Wirtschaftslage nur durch 
eine grundlegende Aenderung unseres heutigen Wirtschafts- 
systems herbeigeführt werden könne. Der Weg zu diesem 
Ziel führe nur über starke Gewerkschaften. 

Die Diskussion über das Referat Husemanns war sehr 
sachlich und tiefgründig. Unser“ Kollege Halbfell wies darauf 
hin, daß 'der Ruf nach technischer Vervollkommnung des 
Bergbaues ein Schlagwort bleibe, wenn die Betriebsführung 
nıcht nach technischen Grundsätzen, d. h. nach wissenschaft- 
lichen Methoden, erfolge. Eine Besserung im Kohlenabsatz 
habe die Erhöhung des Massenverbrauches zur Voraussetzung. 
Letzteres sei aber nur möglich, wenn die Arbeitnehmer durch 
Zahlung höherer Löhne kaufkräftiger würden. Halbfell gab 
noch zu erwägen, einen Plan auszuarbeiten, wie und in 
welchem Umfange auf Grund des Verbrauches und nach dem 
tande der Technik die Bergbauwirtschaft in den nächsten hun- 
dert Jahren betrieben werden müsse. 

Die Behandlung des Themas „Grubensicherheitswesen“ 
erhielt durch die Anwesenheit des Leiters des preußischen 
Grubensicherheitsamtes, Ministerialrat Hatzfeld, eine besondere 
Note. Kollege Schudy vom Bergarbeiterverband verbreitete 
sich über die Gefahren der Bergbauarbeit und erläuterte ein- 
gehend die unten wiedergegebenen Forderungen des Berg- 
arbeiterverbandes zur Bekämpfung der Unfallgefahren. Als 
eine der Hauptursachen für die Entstehung von Unfällen be- 
zeichnete er die Gewährung von Prämien an die technischen 
Angestellten. Unser Kollege Sichtermann, der als Beirat beim 
Oberbergamt Dortmund tätig ist, machte in der Diskussion 
bemerkenswerte Vorschläge für den Ausbau des Sicherheits- 
wesens. Wie der Referent, sprach auch er sich für die Einfüh- 
rung von Grubenkontrolleuren aus. Diese Kontrolleure sollen 
nicht für eine einzelne Schachtanlage tätig sein, sondern sind 
gewissermaßen als Beigeordnete der Bergrevierämter, aber un- 
abhängig von den Bergrevierbeamten stehend, gedacht. Mi- 
nisterialrat Hatzfeld behandelte in langen Ausführungen das 
oesamte Grubensicherheitswesen und erörterte eingehend die 
Pläne und Aufgaben des Grubensicherheitsamtes. 

Kollege Bauer äußerte sich kritisch zu der Tätigkeit, 
der Bergrevierbeamten und der Spruchpraxis der Berggewerbe- 
gerichte. Letztere habe zu einer Unterbindung der Kontroll- 
tätigkeit der Betriebsräte geführt. 

- Nach ausgiebiger Diskussion wurde einstimmig nach- 
stehende Entschließung angenommen: 

' ‚Der Bergarbeiterverband fordert die baldige Einführung eines 
Reichs-Berggesetzes. Die reichsgesetzliche Regelung ist deshalb geboten, 
weil der heutige Zustand besonders im Bergpolizeiverordnungswesen, 
verworren ist und keinen genügenden Unfallschutz bietet. Die neu zu 
schaffende Berggesetzgebung muß die wichtigsten Schutzbestimmungen, 
soweit die Eigenarten des Bergbaues es zulassen, zentral regeln, 

Nachfolgende Forderungen müssen im Reichs-Berggesetz berück- 
sichtigt werden. Bis dahin erwarten wir von den gesetzgebenden Kör- 
perschaften bzw. Bergbehörden der Länder, daß sie auf dem Gesetzes- 
oder Verordnungswege unsere Forderungen verwirklichen. Diese sind: 

1. Im unterirdisch betriebenen Bergbau sind Grubenkontrol- 

leure aus den Reihen der ‚Bergleute zu bestellen. Vorbedingung 

für dieses Amt muß seine entsprechende Dauer bergmännischer 

Tätigkeit (untere Grenze bein Hauer) sein. Diese Grubenkon- 

trolleure dürfen in kein Beamtenverhältnis gestellt werden; sie 

werden von den der Tarifgemeinschaft angehörenden Bergarbeiter- 

Organisationen den Oberbergämtern benannt und müssen von ihnen 

zurückberufen werden können. 

2, Den einzenen Mitgliedern der Grubensicherheits- 

" kommissionen und den. Beiräten bei den Oberberg- 

ämtern muß das Recht unbeschränkter Grubenbefahrung 

eingeräumt werden, 
3, Den Betriebsräten sind zur wirksamen Bekämpfung der Un- 
- > fallgefahren weitergehende Rechte einzuräumen. Auch ist ihnen 
ein größerer Schutz gegen die Behinderung durch die Unternehmer 
in der Ausübung dieser Rechte zu gewähren. 
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4. Beeinflussungen der Tätigkeit verantwortlicher Aufsichtspersonen = 
durch Androhung oder. Zufügung. wirtschaftlicher Nachteile ist zu 


bestrafen. Prämiensysteme sind zu verbieten. 


‚ Das Gesteinsstaubverfahren ist, nachdem es sich bei 
verschiedenen Anlässen als wirksam erwiesen hat, obligatorisch ein- 


zuführen. Mit der Instandhaltung dieser Einrichtung sind besonders 
geschulte Bergarbeiter zu betrauen. Wo infolge besonders starker 
Staubbildung eine unerträgliche Belästigung der Ortsbelegschaft auf- 


tritt, ist von der Ortsstreuung abzusehen und die Wasserrieselung 


vor Ort beizubehalten. 
Zur Bekämpfung der Kohlenstaubbildung ist das Ueberladen 
der Förderungen zu verbieten. 
. Hinsichtlich der Bergarbeiterausbildung fordern wir — 
neben den bestehenden Einrichtungen — folgendes: 
a) Ausbildung der Schießmeister durch besonders hier- 
für zu schaffende Einrichtungen. 


b) Besondere Ausbildung der Hauer. Nach erfolgter 
Ausbildung und Befähigungsprüfung ist ein Hauerschein aus- 


zustellen. 


ec) Unterrichtung der Belegschaften über die Unfall- 


gefahren. durch: 


Beamtenbewegung 


alleig Jahre zurück. Wir entnehmen der Zeitschrift der 
dem A.D.B. angeschlossenen Allgemeinen Deutschen Post- 


ewerkschaft „Die Post“, Nr. 11, die Mitteilung, daß die 


eichspostverwaltung. sich mit der Absicht trägt, für die 
Postbeamten wieder Achselstücke einzuführen. Mit großer 
Ironie stellt die Zeitschrift fest, daß diese Maßnahme freudigen 
Beifall in den Reihen der Gewerkschaftsmitglieder finden wird. 


Die Maßnahme kommt zur rechten Zeit, um Trost zu brin- - 


gen für den im Verwaltungsrat der Deutschen Reichspost 
und im Reichstag abgelehnten Antrag einer Besoldumngser- 
höhung. Wenn die Schultern, auf denen die Achselstücke zu 
tragen sind, genügend mit Watte ausgepolstert werden, wird 
jene stolze, aufrechte Körperhaltung erzielt, die alles Magen- 
knurren verdeckt. Die Achselstücke sollen jetzt schon von 
Gruppe IV ab getragen werden. Wenn man bedenkt, daß der 


allerhöchste kaiserliche Erlaß vom 13. Oktober 1879 solche‘ 


Dekorationsstücke erst vom Postassistenten an aufwärts vorsah, 


kann man den unendlichen Fortschritt erkennen, den die neue. 


Zeit im Laufe eines halben Jahrhunderts durchschritten hat. 
Auch die Selbstverwaltung soll hierbei. durchgeführt werden, 
denn jeder Achselstückträger kann sich seine Achselstücke 
selber kaufen. Aber eins betrübt die Kollegen von‘ der Post 
noch sehr. An die Wiedereinführung des durch allerhöchsten 
kaiserlichen Erlaß vom 13. Oktober 1879 verliehenen „leich- 
ten Degens mit goldenem Portepee“ scheint man 
vorläufig leider noch nicht gedacht zu haben. Was sind aber 
Achselstücke ohne Säbel? Die Vorstellung „achselstückglän- 
zend ohne Säbelrasseln‘‘ muß ein starkes Gefühl der- Unbe- 
friedigung auslösen. Hier muß noch Abhilfe geschaffen wer- 
den. Auf jeden Fall wird außer den Beamten, wie „Die Post“ 
meint, auch die Geschäftswelt und das Privatpublikum mit 


Freuden die neue Maßnahme des Reichspostministeriums be- 


grüßen. Der von den goldenen Achselstücken ausgehende 
Glanz und Schimmer wird manche schlechte Schalterbeleuch- 
tung verbessern und das Warten schmerzloser machen. ... 
Nun muß sich alles, alles wenden! 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Durchgehende Arbeitszeit bei Reichsbehörden. Bekanntlich 
hat die Reichsregierung am 3. März d. J. beschlossen, daß die 
Dienstzeit der Reichsbeamten auf 51 Stunden wöchentlich 
herabgesetzt werden kann. Der Erlaß der erforderlichen Aus- 
führungsbestimmungen hierzu war den Ressortministern über- 
tragen worden. Inzwischen hat nun der Reichspost- 
minister unter dem 23. März eine entsprechende Verfügung 
über die Arbeitszeit der Reichspostbeamten erlassen. Hierin 
wird u. a. gesagt, daß die Oberpostdirektionen in Städten mit 
mehr als 200000 Einwohnern, die noch geteilte Arbeitszeit, 
haben, z. B: Bremen, Chemnitz, Dortmund, Düsseldorf, Han- 
nover, Kiel, Königsberg, Magdeburg und Stettin ermächtigt 
werden, sofern sich auch die übrigen Reichsbehörden an- 
schließen, die durchgehende Arbeitszeit mit 51 Wochenstunden, 
für das Personal ihrer Büros einzuführen. Hiernach ist zu er- 
warten, daß in diesen genannten Orten die ungeteilte Arbeits- 
zeit alsbald wieder eingeführt wird. Die Beamtenausschüsse 
und Angestelltenvertretungen aller übrigen Reichsbehörden 
müssen in diesen Orten entsprechende Schritte unternehmen, 
falls die Wiedereinführung der ungeteilten Arbeitszeit auf. 
Schwierigkeiten stoßen sollte. 





-1. für Torpedowesen: 


31 Hilfskräfte: im techn. Dienst. 
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1 Offene Schießvorführungen hinsichtlich der Kohlenstaubge- 

fahr "auf. den «Grüben;... a ee FRE 
za ‚I. Benutzung des Bildes (Plakate) und geeigneter Merkblätter; 
= II. Vorträge mit Lichtbildern.. | a ee 
7. Die vorhandenen Einrichtungen zur Rettung Bedrohter bei 

Grubenexplosionen oder -bränden müssen ‚weiter ausgebaut werden. 

Die Rettungsmanuschaften sind nür aus den Reihen ge- 

schulter Bergkute zu. entnehmen; -die Gruppenführer müssen die 

Orientierung nach dem Grubenbild beherrschen. Zum Zwecke eines 

praktischen Schutzes gegen Erstickungsgefahr durch 

Nachschwaden ist von dem -Grubensicherheitsamt und dem 

Reichskohlenrat ein Preisausschreiben zu erlassen. 

Man kann wohl sagen, daß die Konferenz außerordent- 
lich fruchtbringend verlaufen ist: De Lage im 
Bergbau ist geklärt worden, und den Teilnehmern wurde die 
Richtung gewiesen, in der in der nächsten Zeit zu arbeiten ist. 
Darüber hinaus wurde aufs neue das gute Zusammenarbeiten, 
zwischen unserer Organisation und dem alten Bergarbeiter- 
verband bestätigt. Das feste Zusammenstehen dieser beiden 


Gruppen wird auch in Zukunft ‚eine wertvolle Unterstützung 
_für das Arbeiten beider Teile bilden. - 


Das Reichswehrministerium im Reichshaushalt 1925. — 
" Reichsmarine. 


5. Torpedowesen. _ 


1 Torpedolaboratoriumsdirektor 
1 Regierungsrat 

1 Regierungschemiker 

1 Marineamtmann 

2 Marinestabsingenietire 
5 Stellen © | 
2 Marineoberingenieure 
2 Marineinspektoren 

2. Marineobermeister 

4 Marineingenieure 

8 Stellen 

3 Obersekretäre 

3 Werkstättenvorsieher 
6 Stellen 5 

8 Marinesekretäre 

2 techn. Marinesekretäre 
8 Werkmeister 

18 Stellen. 

2 Werkführer 

4 Marineassistenten 

6 Stellen. 


„Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräfte“ 


Gruppe A il 
A10 


3 Hilfskräfte im Referenten- und wissenschaftlichen Hilfsdienst 
14 Hilfskräfte im Büro- und Registraturdienst 
11 Hilfskräfte im technischen Dienst 
1 Schiffsführer; 
2. für Funkentelegraphe: j EEE 
4 Hilfskräfte im Referenten- und wissenschaftlichen Hilfsdienst 
4 Hilfskräfte im technischen Dienst. 
4 Hilfskräfte im Büro- und Registraturdienst 
Außerdem werden 18 Hilfskräfte bei einem anderen Kapitel 
verrechnet. i 
Für die neu zu bildende Versuchsabteilung bei der Tor- 


. pedoversuchsanstalt sind 5 technische’ Angestellte erforderlich 
‚und neu angefordert. 
- Torpedoarmierung ist ein weiterer Angestellter angefordert. 


Als Montage-Meister zum Einbau. der 


6.-Minenwesen. 


Gruppe A 10 3 Marineamtmänner 
9 1 Marineoberingenieur 
A8 .7 Marineingenieure 
A7 17 techn. Obersekretäre 
A6 13 techn. Marinesekretär 
A5 4 Werkführer, : 2 


Gegenüber dem Etat 1924 sind mehr angefordert: 


Gruppe A7 10 techn. Obersekretäre 
„ A6 1 techn. Marinesekretär 
A5 4 Werkführer. 


Neu gefordert werden: BR 
Gruppe A9 1 Marineoberingenieur (bisher außerplanmäßig) 
A8 3 Marineingenieure (bisher. außerplanmäßig) : 
AT 7 techn. Obersekretäre (bisher außerplanmäßig) 
A6 9 techn. Marinesekretäre (bisher außerplanmäßig). 


Der Titel „Hilfsleistungen durch Beamte“ sicht 


14 Hilfskräfte der Gruppen A 6 bis A 2 vor. 


„Hilfsleistungen durch nichtbeamtete Kräfte“: 
Außerdem werden 18. Hilfs- 
kräfte aus einem anderen Kapitel verrechnet. a E 
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 7.Kü sten- und Verme ssun gswe sen 2 
Gruppe AQ ° 1 Lotsenkommandeur : . ER R 
< RB 2 Oberiotsen. 
Be ac BEERBBFtAN. 
Miu“ SER SIRBE Tr a 
"A? .»*r Erster. Seesteuermanir ' Me 
‚16 Lotsen 1.-Klasse : © -. .* ri BB: 
en 72,16: Stellen :? BE SEIEK: 
3. Kar 5 Marinesekretäre _ 


3 Zweite Seesteiiermänner 
3.Zweite SeemastHinisten 
: = »Maschinenmeister 
SEEREREeIE er N 3. 
SIR 5 Dritte Scesteuermänner 
’ 4: Dritte Seemaschinisten 
1 Reservemaschinenmeister .- 
10: Stellen Ser: 
"A4 2 Obermaschinisten 
A3 4 Leuchtturmaufseher 
3 Maschinisten 
1 Lagermeister 
. 8 Stellen. a 
„Hilfsleistungen durch Beamte“: 
5 Hilfskräfte der Gruppen A 6 bis A 10. 
„Hilfsleistungen dwrch nichtbeamtete Kräfte, 
3 Hilfskräfte im Betricbsdienst vom 1, Juli 1925 ab 
2 Hilfskräfte (Handelsschiff-Sachverständige) 
8 Hilfskräfte im Büro- und Registraturdienst 
1 Hilfskraft im Kanzleidienst. g 


Betriebsräte bei den Behörden 


Hauptbetriebsrat Wasserstraßen. Am 2. und 3. April fand 
die achte Vollsitzung des Hauptbetriebsrats für Wasserstraßen, 
Luft- und Kraftfahrwesen im Reichsverkehrsministerium_ statt. 
Aus der umfangreichen Tagesordnung werden nachstehend die 
für I Kollegenschaft besonders beachtlichen Punkte mit- 
geteilt. 

Zunächst wurde de Wahl. des Hauptwahlvor- 
standes für die im Juni d. J. durchzuführenden Betriebs- 
rätewahlen in der Reichswasserstraßenverwaltung vorgenom- 
men. In den Hauptwahlvorstand wurden einstimmig gewählt 
unser Kollege Wagner, Potsdam, Fritsche, Mitglied 
des geschäftsführenden Ausschusses des Hauptbetriebsrats, Har- 
burg (Deutscher Verkehrsbund), und Behrens, Mitglied 
des Betriebsausschusses des Hauptbetriebsrats, Brake i. Oldbg. 
(Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter). 

Der Hauptwahlvorstand wird alsbald die Vorbereitungen 
für die Betriebsrätewahlen in die Wege leiten. Wir er- 
suchen unsere Kollegen, sich rechtzeitig un- 
tereinander über die entsprechenden Kandi- 
datenfür die Aufstellung der Vorschlagslisten 
für dieörtlichen und bezirklichen Wahlen ins 
Benehmen zu setzen. os R 

Unter Bezugnahme auf die in der siebenten Vollsitzung des 
Hauptbetriebsrats behandelte Frage der Verreichlichung 
der Wasserstraßen kann. mitgeteilt werden,. daß zur 
endgültigen Entscheidung dieser Frage nunmehr der Staats- 
serichtshof angerufen worden ist. 

Zu den inzwischen durch Erlaß des Herrn Reichsverkehrs- 
ministers, vom 28. Februar 1925 — W. II. .P. 6. 590 — heraus- 
gegebenen Richtlinien il zum R.A.T. hat die Voll- 
sitzung eingehend Stellung genommen. Die Herausgabe in der 
vorliegenden Form ist ohne Anhörung des Hauptbetriebsrats 
einseitig vom Reichsverkehrsministerium act Die Richt- 
linien enthalten teilweise Anordnungen, die im Widerspruch zu 
den Bestimmungen des R.A.T. stehen. Kollege Pandow trug 
die einzelnen der Abänderung 'bedüritigen Punkte der Richt- 
linien mit entsprechender Begründung in Gegenwart der an- 
wesenden zuständigen Vertreter des Reichsverkehrsministeriums 
vor. Die von den Vertretern des Reichsverkehrsministeriums 
für die Abfassung der Richtlinien im vorliegenden Wortlaut 
gegebenen Begründungen konnten von unseren Vertretern viel- 
fach nicht als zu Recht bestehend anerkannt werden. Nach 
eingehender Aussprache kamen auch die Vertreter des Reichs- 


. verkehrsministeriums zu der Ansicht, daß mehrere der in den 


Richtlinien getroffenen Vereinbarungen noch genauer Ueber- 
prüfung über die praktische, Auswirkung bedürfen. Der ge- 
schäftstührende Ausschuß des Hauptbetriebsrats wird sich 
dieserhalb mit deri Sachbearbeitern im. Reichsverkehrsministe- 
riım noch besonders in Verbindung setzen; das Reichsverkehrs- 
ministerium wird alsdann durch entsprechenden Erlaß den 
Anordnungen der Richtlinien, die in ihrer Ausführung eine 
Schädigung der Angestellten in der Reichswasserstraßenverwal- 
tung nach sich ziehen können, eine andere Fassung geben bzw. 
von der Durchführung absehen, damit eine Sonderbehandlung 
der Reichswasserstraßenangestellten nicht eintritt. 


‚folgen soll? 
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Wir bemerken noch zu den Richtlinien, daß sie zunächst 
nur eine Anordnung für die nachgeordneten Dienststellen dar- 
stellen, und empfehlen den Kollegen, sich bei Schwierigkeiten, 
die sich bei der Durchführung örtlich bereits ergeben haben, 
sollten oder noch ergeben, durch die Richtlinien nicht beein- 
flussen zu lassen, da für das Dienstverhältnis lediglich die Be- 
stimmungen des R.A.T. und die zugehörigen, von den Organi- 
sationen anerkannten Ausführungsbestimmungen zum R.A.T. 
sowie die protokollarischen Erklärungen maßgebend sind. 
= Ueber den Stand der noch schwebenden Eingruppie- 
rung der Fahrzeugbediensteten wurde in der 
Hauptbetriebsratsvollsitzung folgendes festgestellt: Die vom 
Reichsverkehrsministerium für die Behandlung der Fahrzeug- 
angestellten aufgestellten Richtlinien sind bei der Verhandlung 
mit-den Organisationen von diesen als Unterlagen für die Ein- 
eruppierung der Fahrzeugbediensteten nicht anerkannt worden. 
Das Reichsverkehrsministerium ist bereit, Abschriften des bei 
ihm vorhandenen Materials aus einigen Bezirken den Organi- 
sationen zur Verfügung zu stellen, um Vorschläge über die 
Art der Durchführung von seiten der Organisationen ent- 
gegenzunehmen. Sobald dieses Material uns zugänglich ge- 


macht worden ist, werden wir in Gemeinschaft mit den übrige 


in Betracht kommenden Organisationen dem Reichsverkchrs- 
ministerium entsprechende Vorschläge unterbreiten. 


Besoldungsfragen 


-Der neue Wohnungsgeldzuschuß. Wie. wir bereits mit- 
teilten, sollen laut Beschluß des Reichstages vom 1. April 1925 
ab bis auf weiteres 95 v. H. des Wohnungsgeldzuschusses ge- 
zahlt werden. 


geldzuschusses ab 1. April 1925 festgesetzt: 

















bei einem Grundgehalte von RM. 


en : über 948!üb. 1380\üb. 2 376!üb, 4 140\üb. 7200|. nanr 
Ortsklasse | DE 948 Ibis 1 380/bis 2 376|bis 4 140|bis 7 200|bis 12000 &b.12000 
ö aa SS 


Tarifkl. IV Tarifkl. DI 





'ITarifkl. VII Tarifkt. VI|Tarifkl. V Tarifkl. U| Tarifkl. I 


—— > 








RM. RM. RM. RM. RM. RM, | RM. 
Sonderkl. . 318 | 504 .| 684 912 | 1254 | 1596 | 1998 
AB: 276 420 582 798 1.086 1 368 1710 
ET 228 354 480 630 858 1140 1428 
er 174 276 378 "516 684 858 1.086 
DREH, 126 | 204 276 ‘378 516 630 798 





“ Hiernach ergeben sich folgende Monatsbeträge: 











bei einem Grundgehalt von monatlich RM. _ 






































2 über 79 lüber 145lüber 198lüber 34Slüber 6CO., um 
ZB; bis 79. | nis 115 | bis 198 | bis 345 | bis 600bis 1 bo ib. 1000 
Ortsklasse hu fi REN 
Tarifkl.Vl|Tarifkl. VI Tarifkl. V|Taritkl, IV|Tarifkl. BI] Tarifkl n| Tarifkl. I 
RM. | RM. RM. RM. | RM. | RM. | RM. 
Sonderkl.. | 26,50 | 42,00 | 57,00. | 76,00 | 104,50 | 133,00 | 166,50 
A....,1 2300 | 35.00 | 48,50 | 66,50 | 90,50 | 114,00 | 142,50 
B.....1 19.00 | 29,50 | 40,00 | 52,50 | 71,50 | 9500 | 119,50 
c.....:1 1450 | 23/00 | 31,50 |:43,00 | 57,00 | 71,50 | 90.50 
Dan. 10.50 | 17.00 | 23,00 | 31,50 | 43,00 | 52,50 | 66,50 


Der Mehrbetrag an Wohnungsgeldzuschuß für April 1925 
ist den Beamten und Angestellten am Donnerstag, den 30. April, 
mitsden übrigen an diesem Tage fälligen Bezügen auszuzahlen. 
(Reichmin. d. Fin. I. B. 8500 vom 17. April 1925.) 


 Besoldungsbewegung der Saarbeamten. Die Organisationen 
der Beamten des Saargebietes, darunter auch unser Buind, 
haben sich auf den Standpunkt gestellt, daß sie die gleichen 
Bezüge erhalten müssen wie die Beamten im Reiche, und dabei 
verlangen sie auch die Rückkehr von der jetzt 19 Gruppen un- 
fassenden Besoldungsordnung des Saargebietes zu den 13 Grup- 
pen‘ der Reichsbesoldungsordnung.. "Nach längeren. Verhand- 
lungen hat sich jetzt die Regierungskommission des 
Saargebietes mit Schreiben vom 25. März d. ]J. grundsätzlich 
bereit erklärt, mit den Vertretern der Verbände über die Be- 
soldungsfrage zu verhandeln. Die Regierungskommission hat 
weiter schriftliche Vorschläge zu den Forderungen der Saar- 
beamten eingefordert und dabei insbesondere um Beantwortung 
folgender Fragen ersucht: . 
» 1, - Welcher "Umrechnungskurs wird vorgeschlagen; auf welcher 
Grundlage ist er errechnet? Welche sind die statistischen Methoden und 
die wissenschaftlichen Grundlagen, auf welchen fragliche Errechnung er- 
2. Soll dieser Umrechnungskurs einheitlich auf alle Besoldungsgruppen 
Anrechnung finden; wenn nicht, wie gestalten sich die Schwankungen? 


Laut Verordnung des. Reichsfinanizininisters:. 
— L B. 8469 — vom 17. April 1925 werden zur Abrundung- der ; 
auszuzahlenden Beträge folgende Jahresbeträge des Wohnungs- 
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3. Wie ist die Anwendung aller in Frage kommenden Reichsgesetze 
gedacht, insbesondere die Bestimmungen betr. Personalabbau, die Er- 
rechnung des Besolduagsdienstalters bei Beförderungen usw.? 


4, In welcher Weise soll dem Unterschied zwischen der Dienstdauer! 


(Arbeitsdauer) im Saargebiet mit derjenigen im Reiche Rechnung ge- 
tragen werden? EV) : 

5. Wie sollen, vorausgesetzt, daß die 13 Gruppen umfassende Reichs- 
besoldungsordnung eingeführt wird, Vorteile gewährkistet werden, die 
gewisse Beamte im Rahmen der saarländischen Besoldungsordnung er- 


langt haben, die aber deren Kollegen im Reiche nicht ‚genießen, wie 
sollen beispielsweise die Beamten der Besoldungsgruppen XI, XII und 


AN in die entsprechende Reichsbesoldungsgruppe IX zurückgestuft 
werden? i 

Die Organisationen haben daraufhin unter dem 31. März 
der Regierungskommission eine ausführliche Antwort erteilt. 


er 


Reichsangestellten-Tarifvertrag. „Die Reichsbahn“, amt- 
liches Nachrichtenblatt der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, 
veröffentlicht in ihrer Nr. 14 unter Nr. 38 zum Reichsangestell- 
ten-Tarifvertrag folgendes: ® 


„Die unter Ifd. Nr. 1142 des Reichsbesoldungsblattes vom 21. März 
d. J. sowie die unter lid. Nr, 1148 und 1150 des Reichsbesoldungsblattes, 
vom 28. März ıd. J. bekanntgegebenen Ausführungsbestimmungen und 
Aenderungen zum Reichsangestellten-Tarifvertrage gelten sinngemäß auch 
für die Angestellten der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, die Bestun- 
mung unter lfd. Nr. 1150 des ee einen neuen mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der höheren Verwaltungsbehörde die zuständige Reichs 
balındirektion tritt.“ 7 Ä 


LT  — — ——m—— m ——— nn nn 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
klamationen, sind an den Bundesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her- 
mann Waschow, ‚Stralau b. Berlin, Krachtstr. 16, zu richten. 


Beschwerdeausschuß. Beschwerden gegen die Entscheidungen des 
Bundesvorstandes sind an den Obmann des vom Bundestage neu ein- 
gesetzten Beschwerdeausschusses, Herru Ingenieur Jakob Michler, 
München, Jutastr. 7, zu richten. F 


Ausschluß von Mitgliedern. Durch Beschluß 
würden nachstehende Mitglieder ausgeschlossen: 
Gemäß & 13a der Satzung die Mitglieder: 
T. 08540 — Plauen, 
244030 — Plauen, 
112374 — Dortmund, 
187522 — Wiebelskirchen. 
Gemäß $ 13b der Satzung die Mitglieder: 
29353 — Dortmund, 
53530. -- Görlitz, 
T. 60525 — Königsberg, 
101 325 — Saarbrücken, 
115131 — Bautzen, 
211290 — Dessau. 
Die Mitglieder 15125 — Stettin und T. 81376 — Duisburg haben vor 
ihrem endgültigen Ausschluß aus dem Bunde ihren Austritt erklärt, 
Trotzdem gelten diese Mitglieder gemäß $ 13b der Satzung als aus+ 
geschlossen. 


Bekanntmachungen des Erholungsheims 


DO 


des Bundesvorstandes 


In der Zeit vom 1. Juni d. J. bis etwa Mitte August ist unser - 


Erholungsheim in Sondershausen fast voll besetzt, doch 
ist es immerhin noch möglich, einzelne Kollegen evtl. mit Frau unte 
zubringen, wenn uns bei der Festsetzung des Zeitabschnittes des Auf- 
enthaltes freie Hand gelassen wird. : ! 

Dagegen ist das Heim im Monat Mai noch verhältnismäßig 
schwach besetzt. Wir können den Koflegen nicht dringend genug ans 
Herz legen, den schönsten Monat des Jahres, der außerdem für Wande- 
rungen und Ausflüge in den ausgedehnten Waldungen der Hainleite be- 
sonders geeignet ist, zur Erholung im Heim zu benutzen. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 
Komnick in Elbing. 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 
Dälinger Eisen- und Maschinenbau A.-G., Dilängen, 
Zimmermann-Werke, Akt.-Ges., Chemnitz, 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T.Z.“ erfolgen 


eur in der 4, 8., 12. und 13. Nummer jedes Vierteljahres; sie dürfe 

wegen des beschränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Orts- 

verwaltung, Art der Versammlung, Datum, Versammlungsbeginn, ‚Ver- 

sammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 3 Tagevo ı9E r- 

scheinen der neuen Nummer im Besitz der Redaktion seiü 

und dürien keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 

wendung nachstehender Abkürzung enthalten: ; 

 M = Mitgliederversammlung, _V = Vertratensmännerversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, B = Berufsausschuß, | 

Bautzen. M. 1. V. 8%, Bürgergarten. 

Bonn. M. 2. V. 8%, Rest. Jakob, Friedrichstr, 23, 

Dudweiler. F. Bergbau. 10. V., vorm. 030%, Lokal Brenner, 

Eisenach. M. 6. V. 800, Karthäuserhof, Karlsplatz. 

Erfurt. M. 1. V. 8%. Rest. Steiniger. 

Glatz. M. 1. V. 700, Stephans Brauerei, Roßstraße, 

Görlitz. M. 7. V. 8%, Handelskammerhaus. 

Greifswald. M. 6. V. 80, Lokal Berger, Ecke Fisch- und Langefuhrstr. 

Heidelberg. M. 7. V. 80, Brauerei Ziegler. 

Linz a. Rh. F. Katasterwesen. 3. V. 100%, Rest. Franz Josef, 

Neuruppin. M. 5. V. 800, Restaurant am See (lah. H. Wölk). 

Niederfinow. M. 27. IV. 70. Bachmann, Lieper Schleuse. 

Potsdam-Nowawes. M. 8, V, 8%, Rest. Fürst Bismarck, Potsdam, 

’ Mammonstr. 1. 

Siegen i. W. M. 790. Wirtsch. Heiser, Bahnhofstr. 19. 

Weimar. M. 6. V. Hotel Germania, 

‘Wetzlar. M. 1. V. 830, Schleusenstr. 12, 

Wittenberg (Bez. Halle). M. 13. V. 809, 

Wittenberge. M. 5. V. Vereinslokal Deutsches Haus. 


Dos 


Lanugsdorff. 


‚haben. 


. wendigkeit einer 
“schaffung und Betrieb eines Leichtilugzeuges müssen billiger als beim 


Gasthaus zur goldenen Sonne. 


Briefkasten 


M. M. in Leipzig. Daß Diplom-Ingenieure sich Firmen zu ganz 
niedrigen Gehältern anbieten, ist leider nicht ungewöhnlich. Daß sie aber 
sogar, wie in dem von Ihnen mitgeteilten Falle des Herrn S. in Bitter- 
feld, ein ganzes Jahr ohne ee en zu arbeiten 
bereit sind, ist immerhin ein außerordentlicher Fall, der nur dadurch 
erklärt werden kann, daß der betr. Diplom-Ingenieur in der, Wahl seiner 
Eltern schr vorsichtig gewesen ist und es daher nicht nötig zu haben 
glaubt, auf seine Berufskollegen, die sich das nicht leisten können, Rück- 
sicht zu nehmen. 


Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Detfschen Techniker-Zeitung“* 
übersandten Schriftwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt, Besprechung bleibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schrifien 
erfolgt nicht, 

Albert, Robert. Was die Arbeiter über Has Washingtoner Abkommen und 
über den Achtstundentag nicht erfahren. Verlag der Deutschen Wirt- 
schaftspolitischen Gesellschaft, Berlin W 35, Lützowstr. 8. 1925. 

Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung (A.W,F.). Gasschmelzschweißung. 


* 


Herausgegeben vom Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung (A.W.F.) 


beim Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit unter Mitarbeit des Ver- 
bandes für autogene Metallbearbeitung e. V. Beuth-Verlag G.m.b.H., 
Berlin SW 19. 1925, 5 

Din Normblatt-Verzeichnis. Stand der Normung Frühjahr 1925. Beuth- 
Verlag, Berlin SW 19, Beuthstr. 8 


' Eisemann, Fritz. Chlorkalk. Rohstoffe und Erzeugnis. 1925. Kalk-Verlag 


G.m.b.H., Berlin W 62, Kielganstr. 2. 

Fischer, Max. Statik und Festigkeitslehre. Bd. IV, Teil 1: Die Berech- 
nung von statisch unbestimmten Systemen. Verlag H. Meußer, Berlin, 
Potsdamer Str. 75. 


‘ Frenzel, H. K. Gebrauchsgraphik. Monatsschiit ke Förderung künstle- 


rischer Reklame. Verlag Phönix, Druck und Verlag G. ın. b. H,, 
Berlin SW 68. 1. Jahrg., Heft 7. 

Hartmann, Friedrich. Die genauere Berechnung gelenkloser Gewölbe 
und der Einfluß des Verlaufes der Achse und der Gewölbestärken. 
Verlag Franz Deuticke, Leipzig und Wien. 1925. (Mit 19 Abbildun- 
gen im Text, 2., Aufl.) { 


- Heifetz, I. J. Das neue russische Patentgesetz. Der gewerbliche Rechts- 


schutz in Rußland unter besonderer Berücksichtigung des Rechtes 
der Ausländer, Vollst. Text der Gesetze mit ausführl. Kommentar. 
Ueberseizt von Hellm. Rost. Verlag M. Krayn, Berlin W 10, Gen- 
thiner Str. 39. 1924, I 


‚Herzog, S. Handbuch des beratenden Ingenieurs, Verlag Ferd. Enke, 


Stuttgart. 1925. A } 

Alle hier genannten Bücker, Broschüren und Zeitschriften sind zu 
beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. H, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Be- 
sechnung von Porto und Verpackung. Se 


Technik. 
Das Leichtilugzeug für Sport und Reise. Von Dr.-Ing. W, von 
Oktav, 200 Seiten, 121 Bilder, 9 Zahlentafeln, holz- 
freies Papier. Preis brosch. 3 Mark, gebd. 4 Mark. Sammlung „Bücher 
der Umschau über die Fortschritte in Wissenschaft und Technik.“ 
Verlag H.-Bechhold, Frankfurt a. M. # 
Das Leichtilugzeug gewinnt in neuerer Zeit immer mehr an Bedeu- 
tung, besonders durch den Einbau von Leichtmotoren in Segelflugzeuge, 


“ 


wie es der Zugspitzenflug erneut bewiesen hat, bei dem der Preisträger, 


auf dem leichtesten der beteiligten Flugzeuge mit einem 14,5-PS-Black- 
‚burne-Tantit-Motor einen Benzinverbrauch von nur 3 kg hatte. (Strecke 
Schleißheim bei München — Zugspitze — Garmisch.) Und so steht auch 
in dem vorliegenden Buch die Wirtschaftlichkeit des Flugbetriebes im 


' Vordergrunde der Betrachtung. Mit großer Sachkenntnis gibt der Ver- 


o 


fasser einen Ueberblick über das gesamte Fhlugzeugwesen und kenn- 
zeichnet besonders die Etappen, die zum Bat der Leic tflugzeuge geführt 
Für dig Einführung des Leichtflugzeuges für Sport und Reise 
weist er auf die rationelle Reihenherstellung großen Stils als der Not- 
niedrigen Preisgestaltung. für den Absatz hin. An- 
'Kleinauto werden. Der erste Weg, der zu diesem Ziele tührt, ist die 
könstruktive Durchbildung aller ‚Einzelteile und die Herabsetzung des 
Leistungsbedarfs bei möglichster Verringerung des Luftwiderstandes, 


‚Die Lösungsversuche des Segelflugproblems als besondere Erfahrungs-— 


‚quelle und die wissenschaftlichen Forschungen, die erst nach dem Kriege 


An Fluß gekommen sind, werden für die Fortentwicklung der acrodyna- 


Die zahl- 


mischen Qualitäten und der Betriebssicherheit gewärdigt. 
Konstruktionsbeispie'e, Tabelen und die Be- 


reichen - Abbildungen, 
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sprechung fast sämtlicher Flugzeugtypen tragen zur Erreichung des 
beabsichtigten Zweckes wesentlich bei. 

b nun die (vielleicht gemeinschaftliche) Anschaffung‘ eines Leicht- 
flugzeuges in nächster Zukunft möglich wird oder nicht, dies Buch_ ist 
für die weiten Kreise der Techniker von ‚Bedeutung, die an der‘ Ent- 
wicklung ‘des Flugwesens stets ganz besonders interessiert waren. 


Verschiedenes. Starck. 


„Eines Arbeiters Weltreise.“ Von Fritz Kummer, 418 Seiten 
mit über 100 Abbildungen und einer Karte:. Ganzleinen ebunden 7,50 Mk. 
Vertriebsstelle: Buchhandlung Emil Fink, Stuttgart ‚Schloßstr. 84. 

In diesem in zweiter Auflage erschienenen Buche schildert der Ver- 
fasser (der . jetzige Schriftleiter der Metallarbeiterzeitung), wie er, als 
Schlossergeselle arbeitend, schauend und schreibend um den Erdball 
wanderte, Sein Weg ging über New York, St. Francisco, Tokio, Schanghai, 
Singapore, Aden, Suez, Kairo, Jerusalem und Neapel. Wir sehen den 
Verfasser, wie er in New York in Eisenbuden seinen Lebensunterhalt unkl 
in der Volksschule des Onkel Sam englische Sprachkenntnisse erwirbt, 
wie er als Werkzeugmacher in den Stahltrustwerken in Pittsburg‘ mit 
starken Haufen europäischer Einwanderer zusammen arbeitet und hier 
durch ständige Berührung mit Negern auf die brennendste Frage Nord- 
amerikas, auf die Negerfrage aufmerksam wird. Im Paradies von 
Amerika, in St. Francisco, wo Arbeitsverhältnisse, Menschen und Natur 
bedeutend besser sind, ist es möglich, das nötige Geld für die Fahrt 
nach Japan zu erübrigen. Im Mikadolande, wo es dem kuropäischen 
Metallarbeiter unmöglich war, auf seinem Beruf zu arbeiten, gab’s in 
dem Heim des kleinen braunen Mannes viel zu schauen, Die Kapitel über 
das häusliche Leben des unteren Volkes in Japan zählen zu den 
fesselndsten des Buches, sie sind denen ebenbürtig,. die von Rechten 
der amerikanischen Damen und den Pflichten ihrer Ehemänner handeln. 

Was dieses Buch von den vielen anderen ange- 






0,30 Gm. für die 6ge- 
Beilagen nach Vereinbarung. 


‚Geschäftliche Anzeigen: 
spaltene Millimeterzeile. 






Junger, strebsamer 






Besetzung der Stelle eines Kanalbau-Inge- 
nieurs bei dem Tiefbauamt der Stadt Mainz. 


Bei der Kanalbauabteilung des Tiefbauamtes 
der Stadt Mainz ist die Stelle eines 


Kanalkau-Ingenieurs 


zunächst probeweise zu besetzen. Nach Ablauf einer 
einjährigen erfolgreichen Probedienstzeit kann feste 
Anstellung als Stadtbaurat in Aussicht gestellt werden. 
Das Gehalt ist vorläufig das eines Beamten in 
Gruppe X der Reichsbesoldungs-Ordnung. 

Bedierüngskaumeister oder Diplom-Ingenieure, 
die in der Bearbeitung von Kanalisalionsptlänen und 
als Bauleiter im Kanalbau reiche Erfahrung besitzen 
und in leitender Stellung tätig waren, werden gebeten, 
ihre Meldung samt Lebenslauf und Zeugnissen bis 
zum 25. Apni .d.  Aere Oberbürgermeister der Stadt 
Mainz in einem Umsehlag mit der Aufschrift „Be- 
werbung um die Steile eines Kanalbau-Ingenieurs“ 
beim städtischen Tiefbauamt einzureichen. 


Mainz, den 9. April 1925. 
Der Oberbtirgermeister. 


Bauleiter 





Seinen Freunden und Bekannten zur Nachricht, daß 


Karl Schulter 


Oberbauinspektor 
heute vormittag 915 Uhr gestorben ist. 
Beerdigung am Freitag vormittag 11 Uhr. 


Seelenamt Samstag morgen 7'5 Uhr in der St. Geb- 
hardskirche. 


Konstanz, 15. April 1925. 


Ortsverwaltung Frankfurt am Main 


BUTAB-FEIERSTUNDE 


am 2. Mai 1925 abends 8 Uhr in der 
„Frankfurt-Loge‘, Eschersheimerlandstr. 27. 

Eintritt für Mitglieder freil 
Näheres auf der Geschäftsstelle, Allerheiligenstr.89'. 





Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 


R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


Heizungs-Ingenleur 


oder Techniker : 

flotter Zeichner, welcher in Projekt und Ausführung von| 

Heizunosanlagen aller Art bewandert ist, für sofort 
gesucht. Wohnung vorhanden. 

Wachter & Lang, 


Kronach i. Oberfranken, Kaulgasse 4. 


EIS ERTL ERERTRRERREE  _ e 
Wir suchen für das Baubüro als Hilfskraft für den 


süngeren Hochautechniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung. 

erselbe muß flotter, sauberer Zeichner, sicher in 
Konstruktion und Statik und gewandt im Entwerfen und 
Veranschlagen sein. Kenntnis der Berechnung einfacher 
Eisenbetonkonstruktionen ist erwünscht. - Bewerbungen mit 
lückenlosem Lebenslauf, Zeugnisabschriften und Lichtbild 
sind unter Angabe des evtl. Eintrittstermins zu richten an 


Deutsche Solvay- Werke A.-G. 
Abt. Borih 
Post Büderich, Kreis Moers. 


ı Für 
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nehm unterscheidet, ist, daß es sich fast ausschließ- 
lich mit dem Leben und Streben der Arbeiter in 
Werkstatt, Haus und Gesellschaft beschäftigt. Es 
schildert die Löhne und Lebenshaltung der Arbeiter, ihre Sitten und 
Anschauungen, ihre Vorzüge und Vorurteile. Und alles ist lebhaft, 
spannend und humorvoll geschrieben. Das Buch liest sich wie ein 
packender Roman, das geschriebene Wort wird durch-zahlreiche Bilder 
wirksam unterstützt. So wird das eigenartige Buch für den, der hinaus 
in die Welt zieht, zu einem guten Wegweiser und Berater. 


































Sterbeiafel. 
Es starben: 


Rassa Baur (45 799), München. 
Otto Braun (1382%), Stuttgart. 
Max Demant (56859), Bielefeld. Wiih. H. Rath (189740), Hannover. 
H. Gröschel (T 25808), Berlin. Wald. Ronde (638%), Berlin. 
Gustav Höller (T 11672), Dortmund. Otto Roscher (6498), Dessau. 
Gg. Huschwadel (T 14421), Mann- Karl Sager (136450), Neustrelitz. 
ben. Eile Sehne {1 9-00) Such 
Jakob Kirch (94376), Frankenthal. prear ac BA she, 
Oskar Knecht (245864), Heidelberg. Paul Schulz E ee 
Heinrich Krebs (86456), Hamm. Walter Stark (64842) Cäln. 
Hans Kreuzer (99931). Bissingen. Karl Vieth (138731), Be 
Georg Launer (146399), Zaborze. Fritz Vogel (36846), Leipzig. 
Wilh. Lücke (T 79449), Crefeld. Friedr. Woif 206262), Oberursel. 
Alfred Noth (172697), Berlin. Christ. Würz 186309), Gau Saarland. 


Ehre ihrem Andenken! 


Christian Oswald (133217), Gau 
Mitteldeutschland, 












Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin, 
Schluß. der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 
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Besetzung der Stelle eines Tiefbautech- 
nikers bei dem Tiefbauamt der Stadt Mainz. 


Für die Kanalbau-Abteilung des Tiefbauamtes 
der Stadt Mainz wird zum baldigen Eintritt ein 


Tiefbau-Techniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung gesucht, 
Die Einstellung erfolgt mit vierteljähriger Kün- 
digungsfrist. 

Bewerber soll hauptsächlich für Kanalbäuarbeiten 
verwendet werden. Er muß es verstehen, an der 
Baustelle die Leitung der Bauausführung, im Ge- 
schäftszimmer das Zeichnen und Veranschlagen der 
Einzelheiten und den ordnungsmäßigen Schriftverkehr 
gewandt zu erledigen. Das Gehalt ist das eines 
Beamten nach Gruppe VII der Reichsbesoldungs- 
Ordnung. Bewerbungsgesuche sind unter Beifügung 
von Lebenslauf und Zeugnissen bis spätestens 
25. April d. J. dem „Oberbürgermeister der Stadt 
Mainz in einem Umschlag mit der Aufschrift „Be- 
werbung um die Steile eines Tiefbau-Technikers beim 
städtischen Tiefbauamt“ einzureichen. 


Mainz, den 9. April 1925. 
Der Ohberbürgermeister. 
















die 
empfehlen wir: 


Wander- und Bäderkarten 


Herausgegeben vom Relchsamt für Landesaufnahnie. 
Hochtaunus, Maßstab 1:25000 


Beise 


* . ® [ [3 ® . > . » ® M. 0.50 
Umgebung des Hermannsdenkmals . zo» or rn 0.60 
Oberhof in Thüringen. . » x: vv rer... . u 1.30 
Insel Rügen 1:10000 . » » «so rem o.n ee. ‚ 0.60 
Insel Hiddensee b. Rügen . » » oo: ee... 9 m 0.40 


Osiseebäder. 
Zinnowlitz . . » 
Swinemünde : 


oo oo». 

.-. 

. 
..o.e 
.seou,o 
.o0o 
soon. 
.”..0oe 
.e 
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oe... 
.o.0. 
.u.o0e 


Misdroy . » . > 

Divenow. . . » AR) 9 
asader: 

BE a ar ae re A ER Be Rn RER ® 

Föhr ” 0 * . . ° . . » ® > » 3 ° » ° . . » al 8.70 

ANMUM een in Ne it BET we Js ee 
Glatzer Bergland 1:100 000. » 2. cv eve no. . M. 0.80 
Harz re ee, oe re re ei 2,— 
RN near OLD FTIR RE RR 0.80 
Thür.nger Wald 1:10000 ., PR ee Sal’ BT SER Ye Femı 2 Do m 0.80 
Schwarzwald Nord). » » ss es on ed a od ao m 0.80 
Schwarzwald (Süd) En ERTL ETRT BABLR IT BR 0.60 
Bayrisches Hochland und Nordtlrol . » so vo» m 1.40 
Altgäuer Alpen, Vorarlberg und Westtirol. „ >» > +» 0.70 


Reiseführer und Relselektüre in reichhaltiger Auswahl. 
Prospekte kostenlos. 


Industrieheamten-Verltg G,m.I.H. 
| Berlin NW 30, Wettstraße 7. 


Postscheckkonto Berlin 15560. 
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pellmann ahnen] ® 


das Jdeal 
‚des ee 


Wer die 
ae 44 Wohnungsboschäffung, 
Soziale Bauhlittenbewegung, 
Wirtschafts- und Kulturaufgaben des Butab, 
Finanzielle Selbsthilfe unserer Mitglieder 
fördern will, 
der gebe sein Spargeld der 


Industriebeamten - Sparbank e. G. m. b. H., 
Berlin NW 40. 





Material kostenlos. 

















“Monatliche Ratenzahlung! 


zer Elegante \ 
wrHerren- 
=” Kleidung 


tertig und nach Mass! 
Große Auswahl in guten Stoffen 
sowie Gummi- u. Lodenmänteln 
Maßschnelderei Julius Fabian 


NO 18, Gr. Frankfurter Straße 37, Il. Etage. 
Mitglieder erhalten 5°/, Rabatt. 
















Hauptmarkt 18 


Grösstes Photo Spezialgeschäft 


am Platze., 


Y: Anzahlung 


Rest auf 3-6 Monate verteilt 


ohne Mehrberechnung ohne Zinsen 


Original - Fabrikpreise 
1 Tag zur Ansicht 
Neuer Photokatalog kostenfre!. 


Direkt an Private zu sehr billigen Preisen 


Jagdrad- Fahrräder 


sowie Fahrrad-Ersatz- und Zubekörteile, 
Motorräder. Uhren, Gold. und Silber. : 
waren, Haushaltungsgegensi fände alle _ W 
Art, Musikinstrumente. Geschenkartikel 


Burgsmüller- Waffen 


wie Tescdings, Revolver, Pistolen, Luft 
gewehre, Doppelflinten, Drillınge und 
sämtlihe Munition, ferner Jagdaus 
rüstungsgegenstände 


Reichhaltiger Katalog gratis und franko 
Deutsche Waffen. und Fahrradfabriken 
H.Burgsmäller & Söhne 

Kreiensen am Harz Nr I. 





Postscheckkonto 13580 Berlin.- 












REITEN A 
Ziehung 15. u. 16. Mai 


Ostpreußische 


" reit-Loflene 


06834 Gewinne 
bar ohne Abzug = Mark 


10000 


Lose A M. 3,30. 
Porto und Liste 35 Pfg. extra 
vers. auch unter Nachnahme 


EmilStiller Nach". 
Hamburg, Holzdamm 39 


Baldige Bestellg. erwünscht. 


Achtung Radlahrer! 
Fahrrad - Bereifung Im 


Wulstdecken, grau. 
» pa. weiß ..4— 
Bergdecken, pa. weiß 4.50 
E> extrastark 5.— 
Luftschläuche,extr.pa. 1.20 
Carbidlaternen, 

Messing vernickelt 4,50 
Versand unter Nachnahme. 
Bei Beträgen über M. 20.— 
Verpackung u. Porto frei 
Prompte und streng reelle 

Bedienung. 


OTTO HAACK 
Kl Steinheim a. M. 
Fabrrad- u. Gummiw.-Vers. 


Stoffp an Beamte u, 
Festbesoldete 
zu billinen Preisen u. 
monati. Teilzahlungen. 
Verlang. Sie unverbindl. 
Muster. Abgeb. Beamte 
als Vertreter yesucht. 
Tuchversand 
A. Krumbacher, 
Kichenau b. Mücch, 


Bandwurm 


en u. Madenwürmer entzieh. 
Körper d. besten Säfte, 
der Mensch wird blutarm, 
nervös, elend u, schlapp. 
Bleichsüchtige und blut- 
arme Frauen ‚und Mäd- 
chen, Magen- und Weiss- 
flussleidende sowie ner- 
vöse Personen usw.leiden ® 
in den meisten Fällen an 
Eingeweidewürmern, er- # 
kennen aber ihre Krank- 
heit nicht. Heute bedarf 
jederd. soteuren Lebens- 
mittel für sich und dürfen 
diese nicht v.d. Würmern # 
geraubt werden. Aus-% 
kunft kostenlos (Rückporto). | 
Keine Hungerkur. 




















Wurm-Rose,% 
N er 11a 264. W 
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Georg Spellmann,Hannov,Holz-Indu strie,Hannover-Kleefeld 
Monatsleistung -75—100 Kegelbahnen. 


M taniaufbahnen 


von A. GREGOR 


Eisenhochbau 
2.Band 

Gebunden 0 Mark 

Auch gegen Monats- 

rate von 4 Mark zu 
beziehen 

B Meusser 

Buchhandlung 
Berlin W 57/4, Potsdamer Straße?5. 


Garantiert naturreinen 
gescohleuderten Blenen- 


HONIG 


BPfd.netto, frko,,1. Ausl. 
sehr heil, 11 M., 2 Ausl, 
40 M, Halbe Dose 1. Ausl. 
6,30 M., Nachn. 60 Pf. 
mehr. Joh. Göken, Bienen- 
zücht., gegr. 1812, Thüle 
b. Friesoythel. O. Vorm. 
königl. Hofküohe belief. 


BEE 
MAXIM 


die gute 2"/2-Pfg.-Zigarette 
(gar. rein orient. Tab.) lief. 
ich bis auf weiteres 100 St. 
für 1.50 Rm., bei Voreinsend. 
frei Haus, Nachn. 20 Pfg. 
mehr. Max Holimann, 
ı Mermsdorl, Bez. Breslau, 
Postscheckkto Breslau 25318. 














Anzug-, Paletot-, Kostüm- 


Sole 


Nur preiswerte Qualitätsware 
in herrlichen Musterungen. 
Verlang. Sie Muster! 


Lieferant 
größter Beamtenverb, 


Otto Ziegner, Cottbus 14 


Schließfach 56. 
Ratenzahlung gestattet! 








EEE 
Schweine-Kleinfleisch 


frisch gesalzene, hiesigeWare 

netto 9 Pfd. «.M. 2.95 

Gebinde mit 30, 50 u.100 Pid. 
pro Pfd, nur 32 Pig. 


Kugel-Käse 

(2 rote, runde Kugeln) 
a 4/ Pfd. — 9 Pfund M. 3.90 
9 Pfd. rote Tafelkäse „ 3.99 
9 „selbe Nordmarkkäse „ 3.90 
9 „ dän. 20%/0 Edamer Käse „6.90 
9  „ger.hissi ir durchw.Speck „70.83 
freibleibend ab hier Nachn. 


H. Krogmann,onont 


Altest.Versandgesch.a Platze 





Verautwor 


Fernsprecher: Hansa: 84 


Nebenräumen kostenfrei versichert. 








Pianos, Harmonlums 
Sprechapparale 


haben Weltruf von der 
Weltfirma 


Max Horn, 


Zwickau 


5 Spiegelstrasse 23, 
liefert nach 36 Weltstaaten. Besonders günstige Zahlungs- 
bedingungen. Kataloge umsonst. 


Harmoniums 


nit zsc ereed Spielapparaten, wo jedermann sofort 
ohne Notenkenntnis 4stimmigr A sei kann, 
schon von 275.— an. 


$Ekasig Phob-Aparzz 


(nur mit Goerz- oder Meyer-Anastigmaten ausgerüstet) 
liefert zu den seitens der Fabriken vorgeschriebenen 
Preisen gegen 


günstigste Teilzahlung. 


Dresdner Camera-Vertrieb ö 
Dresden-A. 24. 
Ulustrierte Preisliste N. kostenfrei. 3) 


[0000 .__ [TI TTT N TU I 


Nebenverdienst! 


Bekannte Zigarren- und Tabakfabrik gibt fest- 
angestellten Beamten Kommissionsware bei monat- 
licher Abrechnung. Gefl. Zuschriften unter DT. 170 
an R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


6999009909 309309P2008080090 
Ernst Heß Nachf., 


gegründet 1872, 

Alle Musikinstrum,, Harmonikas, 
Sprechapparate. — Fabrikationi 
Niedrigste Fabrikpreise. Gr. Jubil.. 
Katal.gratis Schaliplatt.St.2,30M- 


Xlingenthal 1. Sa., Nr, 512. 


1. Sommersprossen |! 2. Pickel, Mitesser! 


Ein einfaches, wunderbares Mittel jür jeden der obigen 
Hautfehler teile gern kostenlos mit, 
Frau M. Poloni, Hannover A. 45, Edensitr. 30a. 





LET „Vorsichert Eu Habe sofort wertbeständigi« ist das „Gebot der Stunde“. NAEBEE 
Goldmark-Versicherungen zu billigsten Beiträgen: 
Feuer 50 Pf., Einbruch > Pf- einschliesslich Stempelgebühr 

für das Jahr und Tausend der Versicherungssumme bei der 

Brand- und Einbruchschadenkasse „Deuischer Posiverband“ Y. V. a. G. 
Berlin NW 21, Bundesratufer 13 
Billigste, gemeinnützige Versicherungs-Anstalt für Reichs-, Staats- u. Kommunalbeamte, Geistliche u. Lehrer. 
Keine Zuschläge für Nebenräume, auch fürEinbruchdiebstahl sind 10%, der Gesamt-Versicherungssumme in 
Kostenfreie Versicherung von Bargeld und Weripapieren bis 
zum Betrage von M. 300.—- unter einfachem Verschluss. Entgegenkommendste Schadensregelung. — 

Vermittlung von Gebäude-, Umzugs- u. Reisegepäck-Versicherungen zu niedrigsten Sätzen. 


Näheres und Antragsformulare durch die Vertrauenspersonen oder den Vorstand der Kasse. 


EDER BBEREBBBEBRHG Pauschalvsrsicherung in einer Summe. 
rtl.: Alfred Flügger, Berlia. — Industriebeamten-Verlag Gmkit., Berlin NW 40, — Rotationsdruck Mölter‘& Borel GmbH. Berlin SW'68, 





Postscheckkonto: 26300 Berlin 
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Erscheint wöchentlich Freitags. — Post-Bezugspreis vierteljährlich 1.20 R.M. 
— Postscheckkonto: Berlin Nr. 52 100. — Herausgegeben vom Bund der 
technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstraße 7, 






‚Volk der Arbeit, vor dem Tor 
Lacht ein Maienmorgen. 
‚Sieh dich um und sieh dich vor, 
Was-in Wintern Mut verlor, s 
Trägt der Lenz aus Sorgen. 


ES —_  Maienlied. 


Sollen dir denn .endios gehn 

'Tobende Maschinen? 
Laß sie einmal rastend stehn, 
Wind will frei um Menschen wehn, 
Die den Engen dienen. 


Sonne will" mit liebster Glut 

. Um die Armen kreisen. 

Blumen blüh’n aus deinem Blut, 
- Frühlingslied will deinem Mut 
Junge Wege weisen. 


. Immer nur ein grau’ Gewand? 
Heulen, Surren, Pfeifen? 
Frühling jubelt über Land, . 
Frühling will mit freier Hand 
Freie Hände greifen, 





® u] 

Maifeier | 

“ Von altersher, und in ländlichen Gegenden noch heute, 
wird der 1. Mai als Volksfest begangen. Ein Freudenfest war 
und ist es, dem endgültigen Siege des Frühlings über den 
Tyrannen Winter gewidmet, eine Feier des Wiedererwachens 
der Natur, der Schönheit und gesteigerten Lebensfreude, zu 
der der Wonnemonat mit seiner fruchtversprechenden Blüten- 
geacnt geradezu herausfordert. Es ist kein Zufall, daß dieses 
est aus der Großstadt und den Industriezentren verdrängt 
wurde. Planmäßig wurde der Angestellte und Arbeiter der 
kapitalistisch geleiteten Industrie der Natur entfremdet. Die 
Industrie benutzt zwar die Naturkräfte, für Naturschönheiten 
hat sie kein Verständnis, am wenigsten aber dafür, daß etwa 


die als Werkzeuge der Profitwirtschaft eingespannten Menschen 


Auspruch auf Naturgenuß und Lebensfreude zu machen be- 
rechtigt wären. Uebermäßig lange Arbeitszeiten und die durch 
Hungerlöhne bedingten Sorgen um das nackte Leben haben 
jedoch die Industriesklaven (Arbeiter wie Angestellte) nicht 
so sehr der Natur entfremden können, daß nicht auch heute 
noch den Arbeiter vor dem Feuer, wie den Angestellten in der 


iR _ Zeitschrift des Bundes der Fechnis Angestellten And Beamfen. 


Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis" — „Sozialwirtschaftliche Rundschau“ — „Bildung und Unterricht” 






A 7 e 


Fernsprecher: Amt 
Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40, 


® Telegramın - Adresse: Industriebeamte Berlin. — 
Moabit 1088, 7810. — 


Berlin, den 1. Mai 1925 








Seht euch vor und-seht euch um, 
Arme, blinde Seelen. 
-  Bangen schleicht noch trüb’ herum, 
- Sind erst die Maschinen stumm, 
Singen Menschenkehlen. 
e „Was in Wintern frierend lag, 
-3 I82Will in Blüten brennen. 
i Greif’ es, wer noch hoffen mag: 
Junger Weltenfeiertag 
Atmet froh’ Bekennen. 


e 
C 


Volk, du mußt um deine Zeit 
Selbst dich tapfer mühen. 

Ist dein Herz von Gram befreit, 
Wird in Wunderseligkeit 
Glück der Arbeit blühen, 


to 


Maienlied ist Freiheitssang, 
Laß ihn kräftig schallen. 


DI 


Deine Winter wühlten lang’ — yn 
Doch der Erde neuer Gang S 


D; 


BIS 


Jubelt Freude allen. 
Franz Rothenfelder. 


Der 


dumpfen Arbeitsstube gerade in den Maitagen die Sehnsucht 
nach der Natur, das Verlangen nach Freiheit und Freude, nach 
Schönheit und Menschsein stärker wie sonst erfaßt. 

Der Internationale Arbeiterkongreß von 1889 hat deshalb 
sicher einen glücklichen Griff getan, als er den Brauch dea 
Maifestes aufnahm und den ersten Mai zum Weltfeiertag 
derArbeit, als Kundgebung für den achtstündigen Normal- 
arbeitstag proklamierte. Zu keiner anderen Zeit wird es dem 
an Maschinen, Konstruktionstischen oder Rechnungsbücher ge- 
bannten Arbeiter und Angestellten so schmerzlich bewußt, daß 
{remde Mächte ihn der Natur, ja, sich selbst entzogen haben, 
daß jene anderen, für die er lediglich eine Ziffer in ihrer 
Profitkalkulation bedeutet, zwischen ihn und die lachende Früh- 
lingssonne Gitter und Mauern errichtet haben, hinter denen 
er gefangen ist. Er erlebt täglich schmerzlich, daß unter der 
rücksichtslosen Herrschaft des Kapitalismus selbst der Ge- 
sundheit und Lebensfreude gewährende Genuß eines Tages in 
der Frühlingssonne ein Privileg derjenigen geworden ist, die 
ihn unter Ändrohung des Verhungerns zwingen, von Sonnen- 
aufgang bis Sonnenuntergang hinter Zäunen und Mauern für 
sie Güter zu erzeugen, deren Mehrwert sie verwenden, uni 
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auf seine Kosten ihre Macht immer mehr und mehr zu er- 


weitern. Errafit, er einen Blick in das Wunder der blühenden 


Natur, so paart sich mit der Freude über die geschaute Pracht 
die bange Frage, ob ihm auch nur eine Frucht von der in über- 
reicher Fülle in Aussicht stehenden Ernte je zuiallen werde. 
und das erinnert ihn daran, daß auch in seinem Industrie- 
efängnis tagtäglich von seiner Geistes- und seiner Muskelarbeit 
Früchte, heranreifen, die andere pflücken. 

Unter diesen Umständen kann für die zur Maifeien 
aufgerufenen Arbeitnehmer der 1. Mai kein Tag der Freude 


sein, wie die alten Volksieste sie waren. Das Anrecht) 
auf Freude,. auch den Aermsten unter den Alten um 
bestritten, muß erst neu erkämpft werden. Der 1. Mai 


ist für den modernen Arbeitnehmer ein Kampftag. Es gilt 
den Kampf um das Menschenrecht der Freude, um das Recht 
einer erträglichen Arbeitsdauer. Durch Jahrzehnte haben die 


Arbeiter der Welt um den Achtstundentag gekämpft. Durch 


Jahrzehnte ist alljährlich am 1. Mai eine ‘Heerschau dieser 


Kämpfer abgehalten worden. Das Jahr 1918 brachte nicht nur - 


den Deutschen, sondern einem großen Teil der übrigen In- 


dustriearbeiter der Welt den Achtstundentag. Ist ER er 
ie Er- 


Maidemonstration überflüssig geworden? — Nein! 
rungenschaften vom November 1918 und mit ihnen der Acht- 
stundentag sind weiten Kreisen der Arbeitnehmer Deutschlands 
wieder verloren gegangen, in anderen Ländern, wo er noch 
besteht, ist er stark gefährdet. 

Angestellte! Techniker! Habt Ihr weniger Ur- 
sache zu kämpfen, zu demonstrieren gegen das Unrecht, gegen 
Willkür und Ausbeutung, die Euch bedrücken, als die Hand- 
arbeiter? — N 

Denkt nach! Euch ist von der herrschenden Klasse 
vielerorts ein Arbeitstag von neun bis zehn Stunden aufgezwun- 
gen worden, an Stelle einer Arbeitszeit von sieben bis höchstens 
acht Stunden in der Vorkriegszeit. — Der von den kapita- 
listischen Unternehmern im November 1918 feierlich zugesicherte 
Kollektivarbeitsvertrag ist vielen von. Euch schon 
verlorengegangen, für die übrigen ist er gefährdet! — Gegen 
die einigermaßen ausreichenden Urlaubsbestimmungen der 
Tarifverträge aus den letzten“Jahren laufen die Unternehmer 
Sturm! Ohne Erholungs-, ohne Atempause sollt Ihr arbeiten! — 
Nicht für die Allgemeinheit, nein! Arbeiten für den zufälligen, 
meist unpersönlichen Besitzer der Produktionsmittel, nach dem 
Willen der Kapitalgewaltigen, arbeiten in ständig verlängerten 
Arbeitszeiten, für einen dauernd fallenden Reallohn! 

Die finsterste Reaktion ist in die Betriebe eingezogen, 
nicht nur in die Werkstätten, sondern auch in die Arbeitsräume 
der Angestellten. Die Unternehmer setzen Euch in salbungsvollen 
Reden auseinander, daß die „Not der Wirtschaft‘ solche Maß- 
nahmen erforderlich mache. — Ihre Geschäftsabschlüsse aber 
weisen aus: Vermehrung der Substanz! — Hohe Dividenden! — 
Daneben bringen sie noch reichliche Mittel auf, um auch 
politisch gegen Euch zu kämpfen mit den Euch von Eurern 
gerechten Lohn vorenthaltenen Millionen. Mit der aus der- 
selben Quelle gespeisten_Unternehmerpresse haben sie es ver- 
standen, die öffentliche Meinung zu vergiften und der Reak- 
tion auch im öffentlichen Leben die Bahn freizumachen. — 
Nicht nur ideell, auch materiell wirkt diese politische Reak- 
tion sich für die Angestellten ebensosehr aus wie für die Ar- 
beiter. Eure etwaigen Spargroschen sind im Sumpf der In- 
Hation versunken, die seinerzeit erworbenen Anwartschaften 
aus. den Sozialversicherungen sind auf armselige Almosen zu- 
sammengeschrumpft. Wenn Ihr nach jahrzehntelanger Fron- 
arbeit vorzeitig arbeitsunfähig oder vom Tode ereilt werdet, 
so erhaltet Ihr oder Eure Hinterbliebenen Bruchteile dessen, 
was seinerzeit in Aussicht gestellt wurde! Eure wohlerworbenen 
Ansprüche wurden von Euren Arbeitgebern in ihrer Eigenschaft 
als politische Machthaber reduziert, Eure Pflichten aber ver- 
mehrt. Mit jedem Stück Brot, das Ihr eßt, mit jedem Glase 
Bier oder jedem Gramm Tabak, das Ihr, Euch gönnt, zahlt Ihr 
Neue Belastungen für die arbeitenden Massen wollen 
Eure Gegner Euch auferlegen. Lasten, aus denen die Repara- 
tionsverpflichtungen gedeckt werden sollen, die Verpflichtun- 
gen aus jener zusammengebrochenen Spekulation um Erzgruben 
und neue Kriegshäfen, die der besitzenden Klasse Gewinn über 
Gewinn brachte, Millionen Eurer Klassengenossen aber einem 
grausamen Tode überlieferte. 

Wahrlich Kollegen! Ihr habt keinen Grund, beiseite zu 
stehen, wenn die Handarbeiter kämpfen um die Niederringung 
der Reaktion. Ihr seid ebenso, ja, noch mehr betroffen von 
Bedrückungen eines unersättlichen profit- und machthungrigen 
Unternehmertums,. Also reiht Euch ein in die Front der um 
ihre elementarsten Menschenrechte kämpfenden Klassengenossen 
mit der schwieligen Faust. Keiner ist zu schwach, keiner zu 
gut, durch seine Kraft die Massen der Kämpfenden zu ver- 
stärken, 

Nicht wie die Alten haben wir Ursache, den 1. Mai als 
Freudeniest zu feiern, um so mehr aber als Kampftag, als 
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führten Kampfes zu Ende war, 
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' Tag der Heerschau über die Enterbten, die ihrer Macht be- 5 / 


wußt geworden und gewillt sind, sie anzuwenden. Unsere dies- | 
jährige Maidemonstration — sei es durch Arbeitsruhe oder | 
Abendversammlungen — gilt in erster Linie der Wiederer- | 


langung des Achtstundentages, dm Ausbauder 


Sozialpolitik, demVölkerfrieden, demKampf gegen 
die Reaktion in jeglicher Gestalt. Nicht rasten noch ruhen 
dürfen wir, bis wir Ursache haben, den 1. Mai als Freudentest 
zu feiern, geweiht dem endgültigen Sieg des Menschen über 
den Tyrannen Kapitalismus. Das Ziel ist hoch, aber erreichbar. 


Erkennt Eure Macht und Ihr seid:mächtig! 
au Er Lustig: 


Ja, Bauer, das ist ganz was anders! 


Die beste, manchmal einzige Waffe eines von brutaler 
Gewalt unterdrückten Volkes ist die Ironie. Wo jeder Wider- 
stand aussichtslos ist, schafft sich der gekränkte Gerechtigkeits- 
sinn diese einzig noch mögliche Genugtuung und hält so auch 
die letzte schwache Hoffnung auf eine Wendung des Ge£- 
schickes aufrecht. Aus der dunkelsten Zeit des Mittelalters 
stammt das Histörchen vom schlauen Bauer mit der oben 
zitierten Pointe. 

Der Hund des allmächtigen Junkers hat die einzige Kuh 
des Bauern gebissen, und der Aetmste sinnt nun darüber nach, 
wie er von dem Grundherrn, der selbst ‘die Gerichtsbarkeit 
innehat, Ersatz des Schadens erlangen könne, Er geht aufs il 
Schloß und erzählt angstschlotternd, sein Hund hätte des Jun- I 
kers Kuh gebissen, und fragt, wer nun ersätzpflichti sei  M 
Der Junker schnauzt ihn prompt an: „Natürlich mußt du 
Schelm bezahlen!“ Der Bauer entschuldigt sich, er habe mur 
in seiner Angst die Sache verkehrt erzählt, des Junkers Hund 
habe ja seine Kuh gebissen. Worauf der Junker sagte: „Ja, 
Bauer, das ist ganz was anders!“ 

Die Schlotjunker, die sich heute mit den Krautjunkern in 

die Macht teilen, haben sich natürlich modernisieren müssen. 
Mit den alten Methoden geht’s nicht mehr, aber solange man 
Zeitungen kaufen kann, Nachrichten und. öffentliche Meinung 
im Großbetrieb mit ‘allen Mitteln moderner Technik fabrizieren 
und feilhalten kann, und solange es Menschen gibt, die das 
lesen und noch dafür bezahlen, kann’s ihnen nicht fehlen. Da 
müssen sich täglich Hunderte und Tausende im. Schweiße ihres 
Angesichts bemühen, dem staunenden Publikum tagtäglich zu 
beweisen, daß alles, was die Stinnes, Vögler, Thyssen und 
Borsig tun, einzig zu unserm Besten geschieht. Und weil selbst. 
die geduldigsten Schäflein hier und’ da Miene machen, tingeber- 
dig zu werden, zieht sich durch alle diese Artikel wie der be- 
kannte rote Faden durch das Tauwerk der englischen Marine 
das Motto: „fa, Bauer, das ist ganz was anders!“ 

Als nach dem verlorenen Kriege noch die Blockade fort- 

dauerte und im Gegensatz zu dem noch immer leidlich ver- 
‚sorgten platten Land und den schlemmenden Kriegsgewinn- 
lern die Proleten den Schmachtriemen immer enger schnallen 
mußten und gerechtere Verteilung verlangten, hieß es drüben: 
„Ja, wenn man dem Produzenten auf diese Art das Interesse 
nimmt, dann kriegen.die Städter gar nichts mehr. Nur die 
völligeFreigabe der Produktionkannden Man- 
gelbeheben!“ 

Als die ersten von uns den Mut fanden,. die Forderung zı 


ne Sn 


Be 


ln, 





erheben, Gehälter und Löhne den stetig steigenden Preisen an- 
zupassen, war große patriotische Entrüstung in den Kreisen 
der kartellierten Unternehmer, die jeden Augenblick die Preise 
erhöhten: Wir ruinierten mit unseren Forderun- 
gen die Währung! 

Und die Männer, die forderten, man solle die wirtschaft- - 
liche Unmöglichkeit der Versailler Forderungen dadurch klar- 
legen, daß man den ehrlichen Versuch mache, sie zu erfüllen, 
die waren natürlich Verräter an Vaterland und Volkstum. 
Aber wenn die Schlotmagnaten im Saarrevier und in Ober- 
schlesien ihre Nationalität für 30 Silberlinge verkauften, da _ 
schwieg die Kapitalistenpresse in allen lebenden und toten. 
Sprachen. Und wenn sich, als der Ruhrkampf noch tobte, als 
Dutzende von unseren Leuten im Gefängnis saßen, als die 
Maschinengewehrkugeln fielen, 
schon die Fäden zwischen dem französischen Eisen und der 
deutschen Kohle spannen — business as usual —, ja, Bauer, 
das war eben ganz was anders! Im Kasino grölten Alkohol- 
begeisterte: „Siegreich woll’n wir Frankreich schlagen‘; auf 
Züge, die Franzosen und Deutsche beförderten, wurden Spreng- 
stolfattentate verübt, aber Stinnes und Loucheur 
hattenihren Separatfrieden geschlossen. e: 

Und als der ganze Irrsinn des mit der Notenpresse ge- 
warf man unsere Kollegen 


gegen den klaren Wortlaut der Gesetze auf die Straße, und als 
sie ihr Recht suchten, dekretierten die deutschen 
Berggewerbegerichte die Unmöglichkeit der ; 
Leistungsannahme seitens der Unternehmer, 2 
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Arbeiter, Angestellte und Kleingewerbetreibende waren fast 


am Verhungern. Nur die Energie der Gewerkschaften, die den 


von den republikanischen Parteien tnterstützten Forderungen 
das Schwergewicht eines wirklichen Machtfaktors aben, ver- 
hinderte, daß man die Zahlungen an das besetzte Gebiet ein- 
stellte und die verzweifelten, aller Hilfsmittel entblößten Massen 
den Franzosen in die Arme trieb. Aber die Leute, die erst — 
mit der großen Klappe — die Franzosen durch Sabotageakte 
aus dem Rheinland vergraulen wollten und dann, ganz wie 
Erich Lindström, die Nerven verloren und Waffenstillstand 
um jeden Preis wollten, auch um. den der „vorübergehenden“ 
Aufgabe des Rheinlandes, sind natürlich weiter die berufenen 
Führer der Nation. — Weil man in Deutschland die phänome- 
nalsten Dummheiten machen kann, ohne jener Lächerlichkeit zu 
verfallen, die in politisch reifen Ländern. tötet. 

Man kann es heute kaum noch glauben, aber man kann es 
in den damaligen Zeitungen nachlesen: Die Unternehmersyn- 
dizi überboten sich in Superlativen über maBlose, rui- 
nöse, selbstmörderische Forderungen der Arbeit- 
nehmer, als der Stundenlohn eines qualifizierten 
Arbeiters, eines Schlossers, nicht ganz aus- 
reichte, um ein Pfund Kartoffeln zu kaufen. 

Und als die Stabilisierung kam, als ausgeführt war, was 
wir längst gefordert hatten, als es noch viel leichter durch- 
zuführen war, da konnten wieder nur der Zwölistundentag und 
die Abschaffung der sozialen Schutzgesetze und des Betriebs- 
rätegesetzes Deutschland retten. 

„. Das heißt, bezüglich des Betriebsrätegesetzes scheint man 
teilweise wieder anderer Meinung geworden zu sein, denn die 
Betriebsräte sollten ja die Basis für de Werksgemein- 
schaft sein, die jüngste Parole Menschheitsbeglückung sin- 
nender Unternehmer. Freilich, die undankbaren Angestellten 
haben wieder vorgezogen, AfA-Leute zu wählen, und mit dem 
paradiesischen Zustand, in dem die reißenden AfA-Tiere mit 
Ki gelben Lämmlein um die Weite grasen, wird es zunächst 
nichts. 

Während die Leistungen der Sozialversicherung 
trotz vorhandener Ueberschüsse nicht erhöht werden können, 
kleine und mittlere Betriebe auf winzige Entschädigungen 
warten, steckt die Schwerindustrie 600 Millionen in die Tasche. 
Und die Gewerkschaften bezahlen gleichzeitig Zehntausende an 
Gerichtskosten zweiter Instanz, weil den Arbeitgebern von 
Rechts wegen bescheinigt wird, daß sie Angestellte ohne 
Kündigung auf die Straße setzen durften. Ja, es gibt noch 
Richter in Deutschland! 

Die Pressemeute der Hugenberg und Stinnes aber grölt in 
allen Tonarten „Barmat“. Daß in diesem Prozeß trotz allen 
Wühlens im Schmutz eine Haftentlassung der anderen folgt, 
während von den Pfandbriefbankkavalieren einer nach dem 
andern mit Moabit Bekanntschaft macht, wird natürlich scham- 
haft verschwiegen. 

Und der Vorsitzende der Vereinigung Deutscher Arbeit- 
geberverbände, Herr Ernst v. Borsig, erklärte in einer 
offiziellen Ansprache, die Arbeitnehmer dächten nicht wirt- 
schaftlich, sondern tnachtpolitisch, und\es sei die Pflicht der 
Unternehmer, das Harte zu tun, d. h. den Forderungen ent- 
gegenzutreten, wenn auch natürlich, bei ihrer bekannten Meı- 
schenliebe, blutenden Herzens. 

Also nun wissen wir’s! Lediglich die Unternehmer haben 
infolge ihrer zugleich mit der Firma oder dem Aktienpaket 
ererbten Weisheit ein Urteil über den wirtschaftlich richtigen 
und tragbaren Lohn. 

Und die Unternehmer, die eine ganze Presse aufkaufen, in 
ihren Osganisationen besondere Pressekommissionen zur Be- 
obachtung der Presse haben, Telegraphenagenturen und An- 
zeigenbüros kaufen, Wissenschaft und Kunst in den Dienst ihrer 


‚Machtpolitik zu spannen suchen und weder Sport noch Woh- 


nungsnot noch sonst irgendein Ding zwischen Himmel und 
Erde verschmähen, das ihnen dienen kann, diedenkenna- 
türlich nicht machtpolitisch! Und wenn Herr von 
Borsig für die Reichstagswahlen einen Mindestbeitrag von drei 
bis vier Mark pro Arbeiter zum Wahlfonds verlangt, dann ist 
das natürlich keineswegs machtpolitisch ge- 
dacht: . . 
‚ Aber wollen wir nicht endlich vom Gegner lernen und 
tun, wovon er uns abzubringen wünscht? Wollen wir nicht 
endlich versuchen, den ungeheuren Anstrengungen, uns is das 
alte Joch zurückzuzwingen, um wieder Herr im Hause zu sein, 
ein Paroli zu bieten? Auch wir können Macht haben, wenn 
wir nur ernstlich wollen! Unsere Gewerkschaften, unsere Kon- 
sumgenossenschaften, Bauhütten, Arbeiterbanken, alle die Mittel 
zur Führung des Befreiungskampfes sind da. Es kostet nichts 
als den Entschluß, diese Waffen, vornehmlich die für uns 
Techniker wichtigste, unsern Bund mit allen Mitteln zu för- 
dern und zu stärken, damit wir vereintkönnen, was 
der einzelne niemals vermag. er, 
: Er. 
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Wirtschaftsfragen 


Für gerechte Lastenverteilung. Die Spitzengewerkschaften 
aller Richtungen haben folgende Kundgebung erlassen: 

Die unterzeichneten Organisationen haben an die Reichs- 
regierung, den Reichstag und die Regierungen 
der Länder am 23. April folgendes Schreiben gerichtet: 
„Die nachteiligen Folgen des verlorenen Krieges lasten 
besonders schwer auf den breiten Massen der Hand- und 
Kopfarbeiter, den Arbeitern, Angestellten, Beamten und ge- 
werbetreibenden Mietern, die trotz erheblicher Verminderung 
ihres Realeinkommens wesentlich höhere Ausgaben für 
die notwendigen Lebensbedürfnisse zu leisten haben als in 
der Vorkriegszeit. Jede weitere Ausgabensteigerung ohne eine 
gleichzeitige Erhöhung des Realeinkommens verschlech- 
tert die Lebenshaltung dieser Kreise und geht so- 
mit auf Kosten ihrer Arbeitskraft — ganz zu schweigen von 
der besonderen Not der Erwerbslosen, Sozialrentner, Kriegs- 
beschädigten. Kriegerhinterbliebenen, Kleinrentner, Kinder- 
reichen usw. Gesteigert wird die Not der mittellosen erwerbs- 
tätigen Bevölkerung durch die starke Anspanmung 
der direkten und indirekten Steuern, wie sie 
in der letzten Zeit erfolgt ist. 

Unter diesen Umständen muß von diesen Kreisen jede 
nicht unbedingt notwendige Steigerung der 
Ausgaben feengehalten werden, tind zwar um so 
mehr, als der Reichswirtschaftsminister erst vor einigen Tagen 
im Haushaltsausschuß des Reichstags erklärt hat, dab bei 
weiteren Lohnerhöhungen die Frage der Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Industrie ausschlaggebend ins Gewicht fallen müsse. 

In stärkstem Widerspruch hierzu steht das Bestreben 
der Reichsregierung, iu verhältnismäßig kurzer Frist 
die Friedensmiete wiederherzustellen, teils zur Befrie- 
digung der Finanzbedürfnisse der öffentlichen Haushalte, teils 
zur Steigerung des Anteils des Hausbesitzes an der Miete. 

Demgegenüber erklären die unterzeichneten Organisationen, 


1. daß der Ausgleich der öffentlichen Haushalte durch 
stärkere Heranziehung des Besitzes und 
Se höheren Einkommen herbeigeführt werden 
muß; 

2, daß aus der Miete nur Mittel für dan Wohnungs- 
neubau und für de Erhaltung der Altwohnun- 
gen aufgebracht werden dürfen, und zwar unter Schonung 
zahlungsschwacher und zahlungsunfähiger Mieter; 

3, daß die Hausrente nach dem Wegfall des weitaus 

größten Teiles der Hypothekenlasten nicht auf Kosten 
der Miete weiter gesteigert werden darf; 

. daß jede Steigerung der Miete, die vorwiegend der Er- 

höhung der Grundrente dient, als weitere ein- 
seitige Belastung der deutschen Wirtschaft zugunsten der 
kleinen und durch die wirtschaftlichen Verhältnisse bereits 
besonders begünstigten Gruppe der Grund- und Haus- 
besitzer wirkt und damit: die Wettbewerbsfähigkeit der 

Wirtschaft vermindert; 
5..daß eine weitere Mietsteigerung zur Zeit für 

die größte Zahl der Mieter untragbar, außerdem aber 

bei Beachtung der oben aufgestellten Gesichtspunkte auch 
wirtschaftlich nicht gerechtiertigt ist. 

Die unterzeichneten Organisationen fordern von der Reichs- 
regierung, dem Reichstag, den Regierungen der Länder und 
den Parlamenten, daß sie den obigen volkswirtschaitlichen 
Gesichtspunkten Rechnung tragen. . 


Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund. 
Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter-, Angestellten- und 
Beamten-Verbände. 

Allgemeiner Deutscher Beamtenbund, 

Deutscher Gewerkschaftsbund. 

Allgemeiner freier Angestelltenbund. 
Reichsbund deutscher Mieter e. V.“ 
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Zum Kapitel „Ruhrentschädigungen“. Der AfA-Bund 
schreibt uns: Die „Deutsche Handelswacht“ vom 
15. April beschwert sich darüber, daß der AfA-Bund durch 
Rundfunk von seinem an das Reichsarbeitsministerium gerich-- 
teten Verlangen auf Entschädigung der von der Ruhraktion 


"betroffenen Ängestellteri Kenntnis gegeben und den Anschein 


erweckt habe, als hätte er zuerst eine solche Forderung ge- 
stellt, während doch die christlich-nationalen Verbände bereits 
am 20. Februar die erste Eingabe dieser Art gemacht hätten. 
Dazu stellen wir lediglich der Ordnung halber iest: 

Unser AfA-Bund hat sofort nach dem Bekanntwerden des 
700-Millionengeschenks an die Ruhrindustriellen in einer Kund- 
gebung an den Reichstag vom 3. Februar 1925 eine Gesamt- 


a a rem 


nn rn 


a 


Zn. 


Tr mn 
a 





nn 


DuREe un a ? 


“w 


wenig. 


ne ee 


ER a DE TER. NR ET te ee 


{ ; 

! 

N 
N 


re 


- 


232 


regelung. der. Entschädigungen gefordert, wobei die Leiden der 
Ruhrangestellten besonders hervorgehoben worden waren.. Diese 
Kundgebung ist durch die ganze Presse bekannt geworden. 
Wenn wir uns alsdann an dem besonderen Vorgehen der 
D.H.V.-Leute und ihres Anhangs nicht beteiligten, so hatten 
wir gute Gründe. Wir lassen dem D.H.V. gern den Ruhm, 
seine Eingabe vom 20, Februar allein gemacht zu: haben, 
wie wir auch neidlos Herrn Breddemann vom Verband 
Deutscher Techniker das Monopol zugestehen, in dieser 


Sache Privatbriefe an den Herrn- Reichsarbeitsminister 
geschrieben zu haben. $ 
Wir legen Wert .darauf, daß die Angestellten einen 


Rechtsanspruch auf Reichsentschädigung haben müssen, 
und wir haben nie beabsichtigt, auf einem anderen als dem 
etatsrechtlichen Wege Reichsmittel anzufordern. Ueber unser 
Vorgehen ist der Rundfunk vom AfA-Bund nicht benachrichtigt 
worden. Er hat wahrscheinlich die Mitteilung aus einer ihn 
bedienenden Zeitungskorrespondenz entnommen. Jedenfalls 
ziehen wir die öffentliche und einwandfreie Behandlung der 
Entschädigungsfrage irgendwelchen geheimnisvollen Unter- 
handlungen mit einzelnen Regierungsstellen ‘vor. Es ist daher 
ein großer Irrtum der „Deutschen Handelswacht‘, anzunehmen, 
daß wir uns mit „fremden Federn“ schmücken wollten. 
Die Federn ihrer Unterhändler sind uns wirklich „fremd“, 


Sozialpolitik 


Wann kommt der Achtstundentag? Der Sozialpolitische 
Ausschuß des AfA-Bundes hat sich, in seiner Sitzung am 
23. April eingehend mit dem gegenwärtigen Stand der gesctz- 
lichen Neuregelung der Arbeitszeit befaßt. Wie der Verlauf der 
Verhandlungen des paritätischen Ausschusses im Reichsarbeits- 
ministerium zur Beratung der Arbeitszeit in der Großeisen- 
industrie am 17. April gezeigt hat, weicht das R.A.M. gegen- 
über seiner im Herbst 1924 abgegebenen Erklärung jetzt zu- 
sück. Ob das Washingtoner Abkommen über den Achtstunden- 
tag von Deutschland zu ratifizieren ist, soll vom Ergebnis der 
an Neuregelung der Arbeitszeit in Deutschland ab- 
ängig gemacht werden. Noch größere Befremdung hat es im 
AfA-Bund hervorgerufen, daß allem Anschein nach überhaupt 
sticht die. Absicht besteht, die Arbeitszeitverordnung vom De- 
zember 1923 durch ein,einheitliches Arbeitszeit- 
gesetz abzulösen; vielmehr deutet alles darauf hin, daß eine 
Sonderregelung der Arbeitszeit für die verschiedenen Berufe 
und Gewerbezweige beabsichtigt ist. Das Verlangen nach 
einer einheitlichen gesetzlichen Regelung der Arbeitszeit würde 
aber keineswegs erfüllt sein, wenn etwa der Achtstundentag 
als‘ Grundsatz verkündet, dieser Grundsatz dann aber wieder 
in den einzelnen Spezialgesetzen praktisch aufgehoben wird. 

: Wie das Verhalten der Unternehmer in den Verhandlungen 
gezeigt hat, wenden diese sich zur Zeit überhaupt gegen eine 
Neuregelung der Arbeitszeit. Wie sie den Ruhrkampf und die 
Micum-Lieferungen - vorgeschützt haben, so sollen ihnen jetze 
die Dawes-Gesetze als Vorwand für die angebliche Unmöglich- 
keit des Achtstundentages in Deutschland dienen. Nach ihren 
Erklärungen müßte die Neuregelung der Arbeitszeit in Deutsch- 
and bis nach Erfüllung der, Reparationsleistungen zurück- 
gestellt werden. Gegen derartige Verschleppungsversuche wer- 
den die Gewerkschaften mit allen Mitteln ankämpfen. 

Der AfA-Vorstand wird auf seinem im Juni d. J. in 

lee stattfindenden Kongreß das Arbeitszeitproblem be- 
sandeln. 
Sollte die Reichsregierung den Verschleppungsversuchen 
der Unternehmer nachkommen, so bliebe die Ein eitung‘ des 
Volksentscheides das Mittel, um den unverfälschten Willen des 
arbeitenden Volkes zur Ratifizierung des Washingtoner Ab- 
kommens zu bekunden. 

Diese»der Presse übergebene Kundgebung des AfA-Bundes 
bezieht sich auf die Verhandkıngen eines vom Reichsarbeits- 
ministerium berufenen paritätischen Ausschusses zur Beratung 
der Arbeitszeitfrage in der Großeisenindustrie. 

Zu praktischen Verhandlungen ist dieser Ausschuß durch 
das Verhalten der. Arbeitgeber überhaupt nicht gekommen. 
Diese erklärten, jede Mitwirkung an eratungen, die die 
‚Vorbereitung der Ratifizierung des Washingtoner Abkommens 
zum Ziele hätten, versagen zu wollen, Sie legten eine formu- 
lierte Erklärung mit folgendem Inhalt vor: 

I. Die Arbeitgebervertreter der eisenschaffenden und -verarbeitenden 
Industrie sind der Ansicht, daß eine endgültige Regelung der Ar- 
beitszeitfrage durch ein deutsches Gesetz erst vorgenommen werden 
kann, wenn die vollen Auswirkungen des Dawesplanes auf die deutsche 
Wirtschaft klar zu übersehen. sind. Einer Erörterung dieser endgültigen 
esetzlichen Regelung fehlt im gegenwärtigen Zeitpunkt jede Grund- 
age, weil die dauefnde Tragbarkeit dieser Regelung heute gar nicht 
beurteilt werden kann. 

2. Um festzustellen, ob Aenderungen der gegenwärtigen Arbeitszeit 
wirtschaftlich tragbar und erforderlich sind, beantsagen wir, sofort eine 
sorgfältig durchgeführte Untersuchung der gegenwärtigen Wirtschafts- 
lage der Eisenindustrie vorzunehmen unter Hinzuziehung des Reichs- 
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wirtschaftsministeriums, Reichsfinanzministeriums. und der Handelsministe- 
rien der Länder, ©. Re je EIS Br 

... Man spürt den nur schwer verhaltenen Hohn'.der: schwer- 
industriellen Arbeitgeber, die angesichts der politischen Gesamt- 
entwicklung sich wieder obenauf fühlen und sich anschicken, 
die „Wirtschaft“, worunter sie ihre Profite verstehen, mit den 
Mitteln einer Verlängerung der Arbeitszeit und des Lohndrucks 
aufzurichten. 

Die Berufung auf das Dawes-Abkommen zeigt deutlich, 
wie recht die Gewerkschaften hatten, als sie darauf hinwiesen, 
daß ‚mit der Annahme des Dawes-Gutachtens der Kampf um 
die. Verteilung der Lasten erst beginne. 

Wie sehr sich die Schwerindustrie bereits Herr der Lage 
fühlt, zeigen die Vorgänge nach dem Erlaß der Ausführungs- 
bestimmungen zu & 7 der Arbeitszeitverordnung. Abgesehen 
von den Ermächtigungen,- die man sich in Oberschlesien und 
im Ruhrgebiet geben ließ, versucht man nun, durch Fest- 
setzung einer Zehnstundenschicht und durch Einschränkung 
des Personenkreises unter Ausschaltung sämtlicher Betriebs- 
angestellten die Auswirkung der Verordnung auf einen winzi- 
gen Rest zu beschränken. Soweit es sich um offenkundige 
Umgehungen des Gesetzes handelt, ist bereits Klage eingeleitet, 
worden. Daneben hat der AfA-Bund an das Reichsarbeits- 
ministerium eine Eingabe gerichtet,- in der er sich gegen: die 
Durchkreuzung der Verordnung durch untere Verwaltungs- 
stellen wendet. Es heißt hierin: : 


Durch die Verordnung über ‘die Arbeitszeit in den Kokereien und 
Hochofenwerken, die der Herr Reichsarbeitsminister am 20. Januar 1925 
auf Grund des $ 7 Abs. 2 in Vebindung mit dem $ 15 Abs. 2 der 
Verordnung über die Arbeitszeit .vom 21. Dezember. 1923 erlassen. 
hat, sind die Arbeiter in den Kokereien, Hochofenwerken usw. dem be- 
sonderen Schutz des $ 7 der Arbeitszeitverordnung unterstellt worden, 
Damit ist die Zwölistundenschicht für die Arbeitnehmer beseitigt. Neuer- 
dings machen sich aber auf Arbeitgeberseite Bestrebungen geltend, die 
den Zweck der neuen Verordnung des Herrn Reichsarbeitsministers 
illusorisch machen sollen. Es wird versucht, trotz der neuen Aus- 
führungsverordnung die zweigeteilte Schicht beizubehalten und eine zehn- 
stündige Arbeitszeit einzuführen. Soweit uns bekannt, wird dabei folgen- 
dermaßen argumentiert: Der $ 7 Abs. 1 der Arbeitszeitverordnung ge- 
währkeistet keineswegs für die ihın unterstellten Arbeitnehmer die acht- 
stündige Arbeitszeit. Er läßt vielmehr die Möglichkeit offen, auch für’ 
die von seinem Schutz erfaßten Arbeitnehmer aus dringenden Grüs- 
den des Gemeinwohles die Arbeitszeit zu verlängern. - Diese mögliche 
Verlängerung wird durch den & 9 Abs. 1 der Arbeitszeitverlängerung 
lediglich auf zehn Stunden begrenzt. Da zur Zeit eine Regelung der 
Arbeitszeit durch Tarifvertrag nicht besteht, haben die. Arbeitgeber ge- 
mäß.$ 6. der Arbeitszeityverordnung die Möglichkeit, auf Antrag eine von 
der achtstündigen Arbeitszeit abweichende Regelung durch behördliche 
Zulassung zu erreichen. Dabei ist es. besonders bedenklich, daß in 
allen Fällen, in denen der Antrag auf Arbeitszeitverlängerung über 
die im $ 1 der Arbeitszeitverordaung Testgesetzte achtstündige Ar- 
beitszeit für einzelne Betriebe oder Betriebsabteilungen eingebracht 
wird, die Entscheidung über ihn und dam# über das ein, von 
drigenden Gründen des Gemeinwohles dem zuständigen Gewerbe- 
bzw. Bergaufsichtsbeamten zusteht, da für den Bereich mehrerer Ge- 
werbeaufsichtsämter usw. sowie für ganze Gewerbezweige und Berufe 
die oberste Landesbehörde und erst in den Fällen, die sich auf mehrere 
Länder erstrecken, der Reichsarbeitsminister selbst zuständig ist. - 

Da jeder Versuch zur Umgehung der Verordnung des Herrn Reichs- 
arbeitsministers vom 20. Januar 1925 geeignet ist, unter den schwerst- 
arbeitenden Arbeitnehmern die größte Beunruhigung hervorzurufen, richtet 
der AfA-Bund an das Reichsarbeitsministerium das dringende Ersuchen, 
die nachgeordneten . obersten Landesbehörden, Gewerbe- und Bergauf- 
sichtsbeamten bindend dahin zu insiruieren, daß solche Entscheidungen 
jeweils von der Zustimmung des Herrn Reichsärbeitsministers abhängig 
zu machen sind, und daß ohne die Zustimmung des Herrn Minikters 
eine Ueberschreitung der dreigeteilten achtstündigen ‚Schicht durch An- 
ordnung. untergeordneter Stellen nicht zugelassen werden kann. Gleichr 
zeitig bitten wir darum, daß der Herr Reichsarbeitsminister in jedem 
Einzelfall über die Notwendigkeit der Verlängerung der Arbeitszeit aus 
dringenden Gründen des Gemeinwohles mit den. gewerkschaftliches 
Spitzenorganisationen in Verhandlungen tritt. 

Zur Ilkıstration der Bestrebungen der Arbeitgeber gestatien wir 
uns, die Aufmerksamkeit des Reichsarbeitsministernms auf den dies- 
bezüglichen Artikel in Nr. 20 der „Deutschen Bergwerks-Zeitung‘ dieses 
Jahres, auf .die. Nr, 5 der Zeitschrift „Der Arbeitgeber“ vom 1. März 
1925 sowje ganz besonders auf die Entscheidung des Oberbergamtes 
Breslat vom 19. März 19235 zu lenken. Durch diese letztere Ent- 
scheidung ist, gestützt auf die oben dargelegte Begründume, die Ver- 
ordnung des Hersn Reichsarbeitsministers tatsächlich schon bis zum 
31.- Dezember 1925 außer Kraft gesetzt worden. ? 


Die Arbeitnehmer müssen sich darüber klar sein, daß der: 
Kampf um die Arbeitszeit nicht zersplittert und isoliert, sondern 
zentral und gemeinsam geführt werden muß. 

A.D.G.B. und AfA-Bund haben die Parole des Volks- 
entscheides für den Fall der Verweigerung der Ratifizierung: 
durch die deutsche Regierung gegeben. Nach den letzten Vor- 
gängen, insbesondere nach den Verhandlungen im Reichs- 
arbeitsministerium, muß bezweifelt werden, daß der Reichs- 


‚arbeitsminister noch die Ratifizierung  ernstlich anstrebt. 


Die Spitzengewerkschaften werden sich u. E. deshalb 
jetzt bald mit der Frage zu beschäftigen haben, ob und wanı 
sie den Zeitpunkt für die Einleitung des Volksentscheides für 
gekommen erachten. > 
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0 Abbau der Eiwerbslosemunterstützung im besetzten Ge- - 
 biet. Der Reichsarbeitsminister hat unter dem 21. April im 
einem Schreiben an die zuständigen Ministerien der beteiligten 

‘Länder die Einstellung der Unterstützung für langfristig Er- 


werbslose im besetzten Gebiete vorgeschrieben. 

Alle Erwerbslosen, die seit mehr als einem Jahre Unterstüt- 
zung erhalten, sollen nunmehr staffeiweise aus der Erwerbslosen- 
unterstützung ausscheiden. Erwerbslose, die am 1. Mai d. J. 
länger als zwei Jahre hindurch ununterbrochen oder mit weni- 
ger als vier Wochen Unterbrechung Erwerbstosenunterstützung' 

ezogen haben, sollen mit dem 2. Mai ausscheiden. Am 13. Juni 
sollen die Erwerbslosen ausscheiden, die an diesem Tage eine 
längere als 11/, jährige Unterstützungsdauer zurückgelegt haben, 
vom 2. August 1925 ab soll dauernd nur noch Erwerbslosen- 
fürsorge unter den gleichen Voraussetzungen gewährt werden 
wie im unbesetzten Gebiet, also mit der. Höchstdauer von 
39 Wochen, in Ausnahmefällen 52 Wochen. 


! Die Obersten Landesbehörden werden ermächtigt, nach 
ihrem Ermessen einen rascheren Abbau vorzunehmen. 


Bezüglich der Personen, die bei öffentlichen Notstands- 
Beben beschäftiet werden, soll zunächst nichts geändert 
werden. : 


‘Ein Vergleich zwischen der Behandlung der Erwerbs- 
losen im besetzten Gebiet, die zum größten Teil Opfer des 
Ruhrkampfes sind, und den der Schwerindustrie zugebilligten 
715 Millionen Mark liegt nur zu nahe. Der Herr Reichsarbeits- 
minister hat es leider unterlassen, in seinem. Runderlaß zu 
sagen, was aus den Erwerbslosen-werden soll, die nach seiner 
Verfügung jetzt auch die” spärlichen Mittel der Erwerbsloseit- 
unterstützung entzogen bekommen. Sollen sie der Armen- 
pflege der Gemeinden anheimfallen? Oder gilt nicht auch für 
das Reichsarbeitsministerium noch Art. 163 der Reichsver- 
fassung, der jedem Deutschen, dem angemessene ‚ Arbeits- 
gelegenheit nicht nachgewiesen werden kann, verspricht, daß 
für seinen notwendigen Unterhalt gesorgt wird? 


Neue Verdienstgrenze der Angestelltenversicherung. Durch 
Verordnung vom 23. April 1925 hat der Reichsarbeitsminister 
die- Jahresarbeitsverdienstgrenze in. der Angestelltenversiche- 
riing-auf 6000 Reichsmark jährlich festgesetzt. Die Verordnung 
tritt- mit dem 1. Mai 1925 in Kraft. 


. Hauptversammlung der Gesellschaft für Soziale Reform. 
Am 8. und 9. Mai findet in Köln a. Rh. die IX. Hauptver- 
sammlung der Gesellschaft für Soziale Reform statt. Auf ihrer 
Tagesordnung stehen: „Reform der deutschen Sozial- 
versicherung“, über die der frühere ‚Präsident des Reichs- 
versicherungsamtes, Dr, Paul.Kaufmann und der Ober- 
bürgermeister von Nürnberg, Dr. Hermann Luppe, berichten 
werden, sowie: „Die Klassenverschiebung nac h 
dem Kriege“, über die Professor Dr. Eulenburg spricht. 

Unser Bund, der der Gesellschaft angeschlossen ist, wird 
auf dieser Tagung vertreten sein. 


Soziale Bewegung | 


“ Auflösung der Technischen Nothilfe! Die Spitzengewerk- 
schaften aller Richtungen haben zur Frage der Technischen Not- 
hilfe ein gemeinsames Schreiben an den Reichskanzler, das 
Reichsministerium des Innern, das Reichsarbeitsministerium, das 
Reichsfinanzministerium und die Fraktionen des Reichstages 
gerichtet, in welchem sie die Auflösung der. Tech- 
nischen Nothitlfe für den Ablauf des nächsten Etats- 
jahres vorzubereiten und die für das Rechnungsjahr 1925 anzi:i- 
iordernden FEtatsmittel entsprechend zu kürzen ersuchen. 


_ Die “Voraussetzungen, die zur Errichtung der Technischen 
Nothilfe führten, seien infolge des Eintritts stabilerer Wirt- 
schaftszustände und damit verbundener wesentlicher Beruit!- 

ung unter der arbeitenden Bevölkerung nicht mehr gegeben. 
ie gewerkschaftliche Erziehungsarbeit in den letzten Satrfeu 
hat dazu beigetragen, daß die Arbeiter im Falle eines 
Streiks die Notarbeiten selbst ausführen. Im Falle eines Streiks 
ingemeinnötigen Betrieben sind in den gewerkschait- 
lichen Satzungen Sicherungen für die Fortführung der Not- 
arbeiten getroffen. Demgegenüber sei die Anforderung im 
Reichsetat mit 3687000 M. und einem Mehrbetrag von 367 000 M. 
gegenüber dem Vorjahre für die Technische Nothilfe nicht 
Zu rechtfertigen. Die bei der Finanzlage des Reiches 
notwendige größte Sparsamkeit könne in erster Linie beim 
Etattitel „Technische .Nothilfe“ geübt werden. 

Die Reichsregierung habe: wiederholt zum Ausdruck ge- 
bracht; daß die Technische Nothilfe nicht als dauernde 
Einrichtung zu betrachten sei. 

‘ „Seit jener Zeit sind ‘die Bedingungen zur endgültigen 


- Auflösung der Technischen Nothilfe wesentlich günstiger ge- 


staltet. Vielfach. haben die Arbeitgeber bei Lohnkämpfen die 
gewerkschaftlichen - Notarbeiter zum Verlassen ihrer Betriebe 
aufgefordert und dafür den Einsatz der Technischen Nothille 
verlangt. Die Arbeitgeber erblicken bereits in dieser Einrich- 
tung eine Organisation zum Schutze ihrer Standesinteressen; 
sie werden in dieser Auffassung nur noch bestärkt, wenn die 
Regierung die staatlichen Mittel in noch größerem Umiange 
antordert, statt den Abbau vorzubereiten.“ 


In einem der ersten Aufrufe der Technischen Nothilfe heiße 
es: „Nichts für Gewinn oder Profitgier, alles nur für Erhaltung 
der Arbeitsmöglichkeit eines gesunden deutschen Volkes.‘ Diese 
Grundsätze würden von den Spitzengewerkschaften anerkanut 
und praktisch geübt. Deshalb sei die Technische 
Nothilfe nunmehr entbehrlich und ihre Auflö- 
sung im staatspolitischen Interesse eine Nolt- 
wendigkeitgeworden. 

Das Schreiben ist unterzeichnet vom A.D.G.B. und ATA- 
Bund, sowie vom Deutschen Gewerkschaftsbund und vom 
Gewerkschaftsring. . 


"Wie berechtigt diese entschiedene Stellungnahme .der Ge- 
werkschaften zur „Teno‘ ist, beweisen u. a. die Leitsätze, die 
die Mannheimer Ortsgruppe der „Teno‘ herausgegeben, 
hat. Es heißt dort im Leitsatz 3: 

„Der Gedanke, daß die eigene Arbeit, ob sie nun unmittelbar für 
den Staat, für die Gemeinde oder für irgendeinen Privatunternehmer 
geleistet wird, in letzter Linie auch dem Volksganzen zugutekommt 
und- weiterhin der daraus von selbst entspringende Gedanke, daß jede 
Arbeitsniederlegung, ob zunächst berechtigt oder nicht berechtigt, is 
letzter Linie einen Schaden für das Volksganze darstellt, diese Gedankes 
sind leider noch nicht allen Schichten unserer Bevölkerung zum Be- 
wußtsein und zur klaren Erkenntnis "gekommen. Das bezeugen die 
vielen Streiks, weiche immer wieder trotz Beschlüssen und Ehtscheidun- 
gen der Schlichtungsausschüsse durchgeführt werden und die unserena 
Vaterlande fortdauernd große Schäden zufügen.“ 

Mit solchen Leitsätzen läßt sich’ in der Tat jeder Streik 
bekämpfen, denn selbstverständlich liegt es im Wesen des 
Streiks, daß er dem Gegner Schaden zufügt, da er. diesen ja 
zwingen will, zur Vermeidung dieses Schadens das für ihn ge- 
ringere Uebel, die Bewilligung der Streikforderungen, » zu 
wählen. Jedenfalls zeigen die Leitsätze, daß die „Teno* 
ihrem Wesen nach nichts anderes ist als eine Organisation zur 
grundsätzlichen Bekämpfung des Streiks, und daß kein auf- 
rechter Gewerkschafter es mit seinem Gewissen vereinbaren 
kann, dieser arbeitnehmerfeindlichen Einrichtung ‚anzugehören. 


Angestelltenbewegung | 


- Bund angesieilter Akademiker technisch-naturwissenschaft- 
licher Berufe e. V. (länger ging’s nicht!) nennt sich jetzt’ auf 
Beschluß seiner „Sprechertagung‘‘ der dem Gedag änge- 
schlossene „Bund angestellter Chemiker und Ingenieure (Bu - 
daci)“. Es ist anzunehmen, daß die Spekulation auf dem 
Standesdünkel der Akademiker der Beweggrund für diese 
Namensänderung gewesen ist. 


Allgemeine Berufsfragen 


Das Deutsche Museum - von Meisterwerken der Natür- 
wissenschaft und Technik in München wird am 7. Mai 
feierlich eröffnet werden. . Die deutschen Techniker nehmen: 
besonders warmen Anteil an der Vollendung dieses gewaltigen 
Werkes. Wir werden uns in der nächsten Nummer unserer 
Beilage „Bildung und Unterricht‘ in einem besonderen Ar- 
tikel eingehend damit befassen. 











Herr Kollege! 


Tahlen Sie auch den vichlien Reiag 


Nur bei einem monatlichen Einkommen 


bis zu 125 M. ist der Monatsbeitrag 2 M. 
bis zu 225M. „ » E 3M. 


s _ Bei einem Monatseinkommen über 225 M. ist 
"jedes Bundesmitglied verpflichtet, einen Beitrag von 
AM. zu zahlen. 


Denken Se ehe nächsten Beiragrahlung dar! 
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angenommen im Handelskammerbezisık Kar Isruhe. Eine 
Erneuerung des Manteltarifvertrages war in freien Verhandlun- 
gen nicht möglich. Es wurde deshalb der Schlichtungsaus- 
schuß angerufen, der durch Schiedsspruch einen Tarifvertrag 
schuf, der in bezug auf Urlaub im großen und ganzen die 
Bestimmungen des abgelaufenen Tarifvertrages aufrechterhielt. 
Die Unternehmer haben den Schiedsspruch abgelehnt, was 
uns zwang, die Verbindlicherklärung zu beantragen. Da aber 
immerhin die Möglichkeit vorliegt, daß bereits jetzt einzelne 
Angestellte den ihnen zustehenden Urlaub antreten könnten, 
sieht sich der Arbeitgeberverband der Industrie des Handels- 
kammerbezirkes Karlsruhe veranlaßt, an seine Mitgliedsfirmen 
folgenden Kampfaufruf zu versenden: 

» ».. Bis zur Erledigung des Verfahrens — vom 
Ausgang werden -wir ehestens Nachricht geben — bitten wir unsere 
Mitglieder dringend, zunächst an die Angestellten 
unter keinen Umständen Urlaub von der Dauer wie 
im vorigen Jahre zu erteilen und auch die Urlaubs- 
einteilung nicht vorzunehmen. Bei etwaigen Rekla- 
mationen wolle auf die unnachgiebige Haltung der 
Gewerkschaften hingewiesen werden“ 

Nach diesem Kampfaufruf sollte man annehmen, daß der 
alte Tarifvertrag ungewöhnlich lange Urlaubszeiten vorsehe. 
Das ist jedoch nicht der Fall. Angestellte bis zum; 21. Jahre 
erhalten 9, bis zum 30. Jahre 15 und über 30 Jahre 18 Tage 
Urlaub. Wenn jemand fünf oder zehn Jahre ununterbrochen 
bei einer Firma tätig ist, erhält er noch zwei bzw. drei Tage 
mehr. 

Das hier den Firmen des Arbeitgeberverbandes empfohlene 
Verfahren ist ein glatter Tarifbruch, denn nach den Bestim- 
mungen des gekündigten Tarifvertrages gilt derselbe über den 
Ablauf der Kündigungsfrist hinaus bis zum Inkrafttreten eines 
neuen Tarifvertrages bzw. bis zum Abschluß eines Schlich- 
tungsverfahrens. Es ist bezeichnend, daß die Unternehmer sich 
bereits stark genug glauben, um sich über die von ihnen selbst 
mitgeschaffenen Taritverträge hinwegsetzen zu können. Ebenso 
bezeichnend ist es, daß der Arbeitgeberverband seinen Mitglie- 
dern empfiehlt, falls die Angestellten sich die schikanöse Vor- 
enthaltung oder Beschneidung des Urlaubes nicht gutwillig ge- 
fallenlassen wollen, die Gelegenheit zu benutzen, um gegen die 
Gewerkschaften zu hetzen. 


Ergebnislose Verhandlungen Seeschiffswerften. 
Leser sind über die Entwicklung der Angelegenheit des An- 
gestelltentarifes Seeschiffswerften unterrichtet. Nachdem Ende 
des Vorjahres Verhandlungen vor dem Reichsarbeitsministerium 
stattgefunden hatten, haben die Angestellten sich entschlossen, 
den keine Gehaltsstaffel enthaltenden Manteltarif zum 31. März 
dieses Jahres zu kündigen. Dieser Manteltarif ist im Vorjahre 
sozusagen probeweise zur Einführung gekommen, nachdem die 
Angestellten für eine bestimmte Zeit auf den Abschluß eines 
Gehaltstarifes verzichtet hatten. Diese Frist forderten die Un- 
ternehmer, um zu beweisen, daß die Mehrheit der Angestellten 
ohne Gehaltstarif bessere Gehälter beziehen könne als unter 
der Wirkung eines „schematischen“ Oehaltsgruppenaufbaues. 
Das Experiment ist, wie zu erwarten, sehr zum Schaden der 
Angestellten ausgefallen. In den Verhandlungen vor dem 
Reichsarbeitsministerium legten die Arbeitgeber den ausdrück- 
lich befristeten Verzicht auf den Gehaltstarif so aus, daß dieser 
für die Dauer der Gültigkeit des Manteltarifes gelte. Wie schon 
eingangs erwähnt, ist, um diesen Vorwand zu beseitigen, der 


Manteltarif gekündigt worden. Der Entschluß dazu fiel den „. 


Angestellten um so leichter, als derselbe neben einer Reihe von 
Selbstverständlichkeiten nur noch eine Urlaubsdauer festsetzt, 
die als durchaus ungenügeend bezeichnet werden muß. 

Da die Unternehmer neue Verhandlungen ablehnten, fand 
am 21. April wiederum eine Verhandlung vor dem Reichs- 
arbeitsministerium statt, bei der die Arbeitgeber ihre Weige- 
rung zum Abschluß eines Gehaltstarifes wiederholten, dafür 
aber einen neuen Grund angaben, der darin besteht, daß eine 
ncu eingefügte Satzungsbestimmung des Arbeitgeberverbandes 
ihnen verbiete, mit den Angestellten Gehaltstari verträge abzu- 
schließen. Der Vertreter des Arbeitsministeriums, Herr Ober- 
regierungsrat Grabein, glaubte, der Rechtsauifassung der 
Unternehmer-beitreten zu müssen, so daß auch diese Verhand- 
lung scheiterte, 

‚Die Angestellten der Seeschifiswerften sind somit vom 
1. April d. N ab tariflos, Wir bezweifeln nicht, daß der Ar- 
beitgeberverband diesen Zustand auszunutzen versuchen wird, 
um noch mehr als bisher den „Herr-im-Hause“-Standpunkt 
herauszukehren, bis die Angestellten endlich, ihrer Macht be- 
wußt, ihm ein Paroli bieten werden, 
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| INDUSTRIE UND BAUGEWERBE 


Der Kampf gegen den Urlaub hat eine besondere Schärfe” 


Unsere- 





Tarifioser Zustand im der Berliner Metallindustrie. ‚Im 
Anschluß an die Verhandlungen über. die Neuschaffung eines 
vom 1. Januar 1925 ab geltenden Manteltarifes für die An- 
gestellten der Berliner Metallindustrie wurde ein Gehaltsabkom- 
men getroffen, über das an dieser Stelle seinerzeit berichtet 
wurde. Die Gehaltssätze dieses Abkommens waren aber so 





niedrig, daß infolge Steigerung der Lebenshaltungskosten, die 


in Berlin nicht unwesentlich beeinflußt wurden durch Erhöhung 
der Mieten und Fahrgelder, die festgesetzten Tarifgehälter nicht 
weiter tragbar erschienen. Sie wurden deshalb zum 31. März 
dieses Jahres gekündigt. Die freien Verhandlungen waren er- 
folglos. Der angerufene Schlichtungsausschuß fällte einen 
Sehiedssprüsch, nach dem die bisherigen Gehaltssätze bis auf 
weiteres bestehenbleiben sollen. Die Funktionärversammilung, 
die sich mit dem Schiedsspruch beschäftigte, empfahl desseır 
Ablehnung. Es wurde deshalb eine Urabstimmung:.über 
Annahme oder Ablehnung des Schiedsspruches vorgenommen. 
Da wegen der kurzen Erklärungsfrist eine gründliche Vorberei- 
tung nicht mehr möglich war, konnte in einer Reihe kleinerer 
Betriebe die Abstimmung nicht durchgeführt werden. Die ab- 
gegebenen Stimmen zeigen aber deutlich, daß die überwie- 
gende Mehrheit der freigewerkschaftlich organisierten Ange- 
stellten den Schiedsspruch ablehnt. Eine am 27. April tagende 
AfA-Funktionärversammlung beschloß deshalb endgültig, den 
Schiedsspruch abzulehnen. 

Damit sind die Angesteilten der Berliner Metallindustrie 
in bezug auf ihr Arbeitseinkommen bis auf weiteres tarif- 
!os, es sei denn, daß unter dem Eindruck der Ablehnung der 
Verband Berliner Metallindustrieller nochmals den Verhand- 
lungsweg beschreitet und sich zu Zugeständnissen bereitfindet. 

Nicht unerwähnt darf bleiben, daß der Gedag auch 
in diesem Falle wieder seinen eigenen Weg ging und seinen 
Mitgliedern die Teilnahme an der Urabstimmung verbot. Auch 
seine Funktionäre haben zwar in einer Versammlung den 
Schiedsspruch abgelehnt, ihrem Verhandlungsausschuß jedoch 
ireie Hand gelassen... Wie verlautet, soll dieser Verhandiungs- 
ausschuß, wie er das auch früher schon getan hat, hinter dem 
Rücken der übrigen Angestelltenorganisationen schon vor deren 
endgültigen Entscheidung die Anknüpfung von Sonderverhand- 
lungen versucht haben. 


Baugewerbe Rheinland-Westfalen. Nachdem die Anrufung 
der taritlichen Schlichtungsinstanzen zur Schaffung eines Be- 
zirkstarifvertrages für das Baugewerbe Rheinland-Westfalens 
erfolglos geblieben war, wurde von unseren zuständigen Gau- 
verwaltungen der Schlichter für Rheinland-Westfalen angerufen, 
der am 16. April 1925 die Parteien zu einer Verhandlung einlud. 
Der unternommene Schlichtungsversuch führte zu keinem Er- 
gebnis. Es wurde deshalb eine Schlichterkammer ebildet, 
die nach langer Beratung folgenden Schiedsspruch fällte: 

„I. In Erwägung des Umstandes, daß der Reichstarifvertrag bereits 
zum 30. Juni 1925 gekündigt ist, hält die Schlichterkammer es nicht für 
opportun, den Parteien durch Schiedsspruch Vorschläge für den Abschluß 
eines neuen Bezirkstariivertrages zu machen. Bis zum. Zeitpunkt des 
Neuabschlusses bzw. des Inkrafttretens eines neuen Reichs- oder Bezirks- 
tarifvertrages bleibt die am 6. Mai. 1924 festgelegte Ortsklasseneinteilung 
in Kraft. 

2. Für die Zeit ab 1. April 1925 werden folgende Gehaltssitze in 
Ortsklässe I festgesetzt: 

Gruppe I nach vollendetem 17. Lebensjahr 

im 1. bis 3. Berufsjahr 100 bis 135 Mark, 
im 4. bis 6. Berufsjahr 120 bis 175 Mark, 
im 7. bis 9, Berufsjahr 150 bis 215 Mark, 
nach vollendetem 9. .Berufsjahr mindestens 190 Mark. 
Gruppe Il mindestens 175 Mark, 
Gruppe IH mindestens 235 Mark, 
Gruppe IV mindestens 330 Mark.“ 
Dieser Schiedsspruch unterscheidet sich grundsätzlich nicht 


von dem Tarifvertragsentwurf vom 6. Mai 1924, dem vom: 


Bundesvorstande, da er in der Gehaltsfestsetzung dem Reichs- 
tarifvertrag widerspricht, die Genehmigung versagt wurde, 
Die Begründung dieses Schiedsspruches ist unhaltbar. Der 8 1 
des Reichstarifvertrages besagt, daß der Hauptvertrag die unab- 
änderliche Grundlage für alle im deutschen Reiche abzıb 
schließenden Bezirkstarifverträge bildet. Die Tatsache, daß 
der Reichstarifvertrag zum 30. Juni 1925 ekündigt ist, be- 
rechtigt weder die Unternehmer noch- den chlichter, den Arn- 


“gestellten des Baugewerbes in Rheinland-Westfalen für den 
est der Vertragsdauer ungünstigere Arbeitsbedingungen zu- 
zumuten, als sie durch den Reichstarifvertrag vereinbart sind. 
Der Reichstarifvertrag kann außerdem: über den 30. Juni 1925 
hinaus, theoretisch auf unbeschränkte Zeit, in Kraft bleiben, 
da die Geltungsdauer des Reichstarifvertrages "sich über den 
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Ablauftermin der Kündigungsfrist. hinaus verlängert bis zum 
Inkrafttreten eines neuen Reichstarifvertrages oder der schrift- 
lichen Erklärung einer der Vertragsparteien, daß die Verhand- 
lungen zur Schaffung eines newen Reichstarifvertrages endgültig 
gescheitert seien. Der Schiedsspruch würde zwar gegenüber 
den bisher von den Unternehmern gewährten Mindestgehältern 
eine Verbesserung bis zu 21 Prozent bringen. Das beweist aber 
nur, daß die bisher in Rheinland-Westfalen festgesetzten Min- 
destgehälter außerordentlich niedrig waren, denn selbst die 
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Vorstandssitzung des Reichsknappschaftsvereins am 

15. April in Ems. Einige Bezirksknappschaftsvereine haben 
noch immer nicht begriffen, daß seit dem 1. Januar 1924 das 
R.K.G. besteht und der R.K.V. im Laufe des vergangene: 
ra endgültig geschaffen worden ist. Sie bereiten der 
urchführung der einheitlichen Versicherung noch immer 
Schwierigkeiten und geben sich anscheinend der Hoffnung hin, 
daß sie nach wie vor nach ihrem eigenen Gutdünken arbeiten! 
könnten. Zu diesen Bezirksvereinen gehört auch die Gieße- 
ner Knappschaft. Der Vorstand beschloß, die Gießener Knapp- 
schaft anzuhalten, daß sie endlich ihre Bezirkskrankenkasse 
bilde, in der einheitliche Beiträge zu erheben sind. Das Er- 
suchen der Gießener Knappschaft, für mehrere frühere Kranken- 
kassen die Beiträge besonders zu genehmigen, hat der Vorstand 
abgelehnt. Die Beitragserhebung in der Krankenkasse für die 
Halberstädter und . Brandenburger Knappschaft ist hingegen 
vom Vorstand genehmigt worden. Ein Antrag der Buderus- 
schen Eisenwerke in Wetzlar auf Zulassung einer besonderen 
Krankenkasse ist mit den Stimmen der Versichertenvertreter 





— abgelehnt worden. 


Von mehreren” Orten lagen Beschwerden über die Fest- 
setzung des Hauerdurchschnittslohnes für die Be- 
rechnung der Rente in den Bezirksknappschaftsvereinen vor. 
Beschlossen wurde, die Richtlinien, die der Vorstand zu Anfang 
des vorigen Jahres zu dieser Frage erlassen hatte, nach- 
zuprüfen. Es soll der Grundsatz in den Vordergrund gestelit 
werden, die Berechnung einheitlich durchzuführen. Ueber die 
bisherige Berechnung werden von den B.K.V. Unterlagen ein- 
gefordert und der nächsten Vorstandssitzung vorgelegt. 

Bei der Frage „Bevollmächtigung der Bezirks- 
verwaltungen“ wurde zur Sprache gebracht, daß einzelne 
Bezirksverwaltungen sich den Anordnungen des R.K.V. nicht 
fügten und dadurch entschuldigten, daß ihr Bezirksvorstand 
das Gegenteil beschlossen hätte. Ein solches Nebeneinander- 
arbeiten kann selbstverständlich im Interesse der Durchführung 
der Knappschaftsversicherung nicht geduldet werden. Der Vor- 
stand des R.K.V. muß darauf sehen, daß seinen Anordnungen 
Folge geleistet wird. Da dies seitens der Wurmknapp- 
schaft wegen der ‚Auszahlung von Renten an Mitglieder 
eines aufgelösten Vereins nicht sofort geschah, spricht der 
Vorstand der Wurmknappschaft seine Mißbilligung aus und er- 
sucht sie nochmals, in Zukunft den Anordnungen des R.K.V. 
Folge zu leisten. 

Seitens des Gewerkschaftsbundes der Angestellten sind 
Aenderungsvorschläge zum R.K.G. dem Reichs- 
arbeitsminister zugestellt worden, der sie an den Vorstand des 
R.K.V. zur Aeußerung weitergegeben hatte. Da die Zeit für 
eine Aussprache nicht zur Verfügung stand und eine; Einigung 
darüber zu erzielen auch wohl nicht möglich war, beschloß 
der Vorstand, daß die einzelnen Gruppen, wie Werks-, An- 
gestellten- und Versichertenvertreter, sich schriftlich zu 
den Anträgen äußern sollen. 

Die Brühler Knappschait hatte in einer früheren Sitzung 
dem Vorstande eine Dienstanweisung für‘ Knappschafts- und 
Angestelltenälteste zur Genehmigung vorgelegt; der Vorstand 
hatte die Genehmigung aber versagt und die Brühler Knapp- 
schaft ersucht, eine neue Dienstanweisung auszuarbeiten. Wie 
‚seitens der Verwaltung dem ortnd Derichket wurde, hat 
die Brühler Knappschaft es abgelehnt, dem Ersuchen des Vor- 
standes des R.K.V! nachzukommen. Der Vorstand beschloß 
deshalb, der Brühler Knappschaft mitzuteilen, daß, wenn sie 
nicht in sechs Wochen eine neue Dienstanweisung ausarbeitet, 
für die Brühler Knappschaft die Musterdienstanweisung des 
R.K.V. zu gelten hat. 

Als Steigerungssätze und Beiträge/sind für das 
Jahr 1925 in der Arbeiter- und Angestelltenabteilung die des 
vorigen Jahres vom Vorstand wieder beschlossen worden. 
Einem Antrage, den weiblichen Mitgliedern geringere Bei- 
träge abzunehmen und dafür auch gegebenenfalls geringere 
Leistungen au gewähren, hat der Vorstand nicht stattgegeben, 
weil nach Ansicht der Werksvertreter das Gesetz und. die 
Satzung dies nicht zuließen, 7 : R 
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'so erhöhten Sätze bleiben noch erheblich hinter den gültigen 
Gehältern vergleichbarer Gebiete zurück. Natürlich sind wir 
nicht in der Lage, diesen Schiedsspruch anzunehmen. Nicht 
nur die traurigen Erfahrungen, die in anderen Gebieten mit 
dem sogenannten Leistungstarif gemacht wurden, machen die 
Annahme dieses Schiedsspruches unmöglich, sondern auch die 
Tatsache, daß wir durch unsere Zustimmung zu diesem Schieds- 
spruch gleichzeitig unsere Zustimmung zu dem Tarifbruch 
der rheinisch-westfälischen Bauunternehmer geben würden. 





Da in der Frage der Steigerung der Rente über 
25 Dienstjahre der Knappschaftssenat zu entscheiden hat, 
daß eine Steigerung auch über die 25 Dienstjahre zu gewähren 
ist, und ‚auch der Reichsarbeitsminister in seinem Antwort- 
schreiben auf die Eingabe des Verbandes darauf hinwies, daß 
von einem Unterschied zwischen Dienstjahren bis zu 25 Jahren 
und über 25 Jahre weder im Gesetz noch in der Satzung die 
Rede ist, beantragten die Versichertenvertreter eine erneute Ab- 
stufung der Teuerungszulage. Die Werksvertreter erklärten, 
daß sie nach wie vor der Ansicht sind, daß die Leistungen der 
Pensionskasse nach dem R.K.G. bereits in der Höhe von 
40 Prozent nach 25 jähriger Dienstzeit zu hoch seien und Sie 
deshalb einer Festsetzung von Steigerungsbeträgen der Teue- 
rungszulage für die Dienstjahre über 25 nicht zustimmen 
könnten. Bei der Abstimmung über den Antrag der Versicher- 
tenvertreter stimmten die Werksvertreter geschlossen dagegen 
und lehnten dadurch den Antrag der Versichertenvertreter ab. 


Die Versichertenvertreter beantragten hierauf die Ein- 
berufung einer außerordentlichen Hauptver- 
sammilung, die sich mit der Frage der Festsetzung der 
Teuerungszulagen: über die 25 Dienstjahre zu beschäitigen 
hätte. Die Werksvertreter lehnten auch den Antrag ab, weil 
nach ihrer Auffassung auch in der Hauptversammlung ein 
anderes Ergebnis nicht zustande käme und es auch keinen 
Zweck habe, die Hauptversammlung vor der Annahme der 
Novelle zur Aenderung des R.K.G. im Reichstage, die der 
Reichsarbeitsminister angekündigt hat, abzuhalten. Ueber den 
Antrag der Abhaltung einer außerordentlichen Hauptversamm- 
lung wird noch einmal schriftlich abgestimmt, / um die 
Möglichkeit zu schaffen, daß nach der zweimaligen Abstim- 
mung der Reichsarbeitsminister zur Entscheidung 
angerufen werden kann. 


Die Eingabe der Bezirksleitung Halle des Bergarbeiter- 
verbandes, für- die Hallesche und Mansfeldsche Knappschaft 
einenkommissarischen Bezirksvorstand durch den 
Vorstand des R.K.V. einzusetzen, da sich die Haller und die 
Mansfelder Knappschaft weigerte, die Wahlordnung für die 
Wahl der Versichertenvertreter in den Bezirksvorstand gemäß 
des Beschlusses des R.K.V. dahin zu ändern, daß sowohl die 
Angestellten- als auch die Arbeitervertreter gemeinsam gewählt 
werden, haben die Versichertenvertreter als ihren Antrag zur 
Tagesordnung erhoben und ihn unterstützt. Ueber die Frage 
entstand eine Aussprache, in der Kollege Viktor erneut die 
Rechtsauffassung der Versichertenvertreter vortrug. Er stellte 
fest, daß, wenn die Vertreter der Arbeiter und Angestellten 
getrennt gewählt würden und die Angestelltenvertreter. wie in 
Mitteldeutschland direkt bösartig gegen die Arbeiter eingestelit 
sind, von einer Mitbestimmung der Arbeiter in der Knappschaft 
nicht mehr geredet werden könnte, solange die Bestimmung 
in dem R.K.G. vorhanden wäre, daß Beschlüsse des Bezirks- 
vorstandes in den meisten Fragen nur durch eine einfache 
Mehrheit gefaßt werden können. Die Arbeiter müßten deshalb 
darauf bestehen, daß die Vertreter in den  Bezirksvor- 
stand gemeinsam zu wählen sind. Der Bergarbeiterverband 
maße sich nicht an, die Angestellten irgendwie zu vergewalti- 
gen. Er sei nur bestrebt, sich selbst von der Mitbestimmung 
nicht auszuschließen. Bei der Beratung des R.K.G. im Reichs- 
tage hat der Bergarbeiterverband durch seine Vertreter lor- 
dern lassen, daß Beschlüsse in den Organen der Knappschaft 
in allen Fällen nur dann gefaßt werden könnten, wenn von 
jeder Seite die Mehrheit dafür stimmt. Man habe aber dem 
nicht entsprochen, sondern die einfache Stimmenmehrheit und 
aus diesem Grunde auch die gemeinsame Wahl der Vertreter 
der Arbeiter und Angestellten vorgesehen. Die Werksvertreter 
müßten selbst zugeben, daß eine Perg WaINBUNE der Angestell- 
ten nicht möglich ist, denn die Werksvertreter hätten es in der 
Hand, durch ihre Stimme einer solchen Vergewaltigung zu be- 
gegnen, indem sie niemals einem Beschlusse zustimmten, der 
sich gegen die | Angestellten, die ihnen besonders nahestehen, 
richte. Die Angestellten, die den Versicherten näherstehen 
erklären sich mit dem bisherigen Zustand einverstanden, und 
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die Praxis-hat ergeben, daß ein einträchtiges Zusammen- 
arbeiten zwischen Arbeitern und Angestellten möglich ist. 

Generaldirektor Wiskott mußte zugeben, daß die Aus- 
führungen des Verbandsvertreters nicht un erechtigt seien. Da 
aber der Reichsarbeitsminister sich dahin ausgesprochen habe, 
daß auch die getrennte Wahl möglich sei, und die B.K.V. 
Halle und Mansteld sich auf diese Auslegung des Reichsarbeits- 
ministers berufen, schlugen die Werksvertreter vor, in dem be- 
sonderen Falle in Halle und Mansfeld die jetzige Wahlordnung 
zu genehmigen. Bei der Abstimmung über den Antrag stimm- 
ten natürlich die Versichertenvertreter dagegen. Sie bestanden 
darauf, daß der Beschluß,- der einheitlich von Werks- und 
Versichertenvertretern gefaßt und in mehreren Sitzungen be- 
stätigt wurde, aufrechterhalten bleibe, wonach die Wahlordnung 
so zu fassen.ist, daß die Wahl gemeinsam erfolgt. Das Reichs- 
arbeitsministerium, das mehrmals den Vorwurf erhob, daß die 
Selbstverwaltung im R.K.V. versagt habe, ist für den unhalt- 
baren Zustand in Halle, Mansfeld und Thüringen verantwortlich 
zu machen insofern, als es dem Selbstverwaltungskörper Knüppel 
zwischen die Beine warf, seine Beschlüsse nicht beachtete und 
die Saboteure der Selbstverwaltung "in Mitteldeutschland bei 
ihrer Sabotagearbeit bestärkte. 

Ueber den Mustervertrag für die Vertrauens- 
männer der Versicherten war in der. Sitzung am 14. April 1925 


auch keine Einigung zu erzielen. Es soll noch der Personal-- 


ausschuß über den Vertrag in nächster Zeit erneut verhandeln. 
Der „Kompaß“, der bisher nur Organ der Berufsgenossen- 
schaft gewesen ist, soll in Zukunft umgestaltet werden, und 
zwar wird er den Titel erhalten: „Amtliches Organ der Knapp- 
schaftsberufsgenossenschaft und des Reichsknappschaftsver- 
eins“. Für den Teil’ des „Kompasses“, der dem R.K.V. zur 
Verfügung gestellt wird, ist dem Reichsknappschaftsdirektor 
Heimann die Redaktion übertragen worden. Die Kosten für 
den „Kompaß‘“ sind. durch eine Vereinbarung zwischen dem 
R.K.V. und der Knappschaftsberufsgenossenschaft nach Maß- 
gabe der Inanspruchnahme von beiden Teilen zu tragen. 

Von der Ruhrknappschaft lag eine Vereinbarung 
mit den Knappschaftsärzten über die Erhöhung der 
Honorare vom vorigen Jahre zur Genehmigung durch den 
Vorstand. des R.K.V. vor. Der Honorarerhöhung hat der Vor- 
stand zugestimmt. Die Pensionierung der Zahnärzte, die gleich- 
Bl VRESSDBRSE wirrde, haben die Versichertenvertreter ab- 
gelehnt. 

Den Arztvertrag der Süddeutschen Knappschaft 
im_Bezirk Rosenheim hat der Vorstand genehmigt. Die B.K.V. 
sind nochmals ermächtigt worden, mit den Aerzten in den Be- 
zirken zu verhandeln. Den Vertrag der Haller Knappschaft mit 
den Aerzten lehnten die Versichertenvertreter ab, weil die 
Haller Knappschaft sich weigert, einen ordnungsmäßigen Vor- 
stand zu wählen, und somit die Arbeiter von der Mitwirkung 
an der Gestaltung dieses Vertrages ausgeschlossen sind. 

Ein Gegenseitigkeitsvertrag mit dem Saarbrücker 
Knappschaftsverein hat die Genehmigung des Vorstandes ge- 
funden. 

Die Sächsische Knappschaft hat ein Rundschreiben 
an die Aerzte erlassen, in dem ausgesprochen wird, daß ein 
Arbeiter keine Knappschaftspension und Krankengeld neben- 
einander beziehen könne. Da dieses Rundschreiben mit dem 
Wortlaut des Gesetzes tind der Satzung nicht vereinbar ist, 
haben die Versichertenvertreter verlangt, daß es rückgängig‘ 
zu machen sei. Die Werksvertreter wollten zu der Frage keine 
Stellung nehmen, da sie der Auffassung sind, daß alle strittigen, 
Fragen auf dem Rechtswege zu klären sind. Die Versicherten- 
vertreter konnten jedoch darauf hinweisen, daß hier nichts 
mehr zu klären sei, weil sowohl der Begriff der Arbeitsunfähig- 
keit nach der R.V.O. als auch der Begriff der Berufsunfähig- 
keit durch die höchsten rechtsprechenden Instanzen geklärt 
sind, und daß sie nur wünschen,‘ daß die Sächsische Knapp- 
schaft danach verfährt. Der Vorstand beschloß, die Sächsische 
Knappschaft auf die Entscheidungen hinzuweisen. 


Wichtige Entscheidung des Knappschaftssenats für die An- 
gestellten der Preußag. Ein Tagessteiger ist in einem staat- 
ichen Bergwerksbetriebe, dessen Verwaltung und Ausbeutung 
auf eine Aktiengesellschaft übergegangen sind, beschäftigt. 
Er ist in die Dienste der Aktiengesellschaft übergetreten und 
bestreitet, daß bei ihm die Voraussetzungen für die Versiche- 
rung nach dem Angestelltenversicherungsgesetz und die Pen- 
sionsversicherung beim Reichsknappschaftsverein vorliegen. Das. 
Reichsversicherungsamt, Fünfter Revisionssenat, hat in seiner 
Sitzung vom 12. Februar 1925 unter 189/245 in dieser An- 
gelegenheit nachstehendes Urteil Baal; 

„Der Kläger wird von dem Reichsknappschaftsverein als versiche- 
rungspflichtig für die von ihm in den Betrieben der Preußischen 
Bergwerks- und Hütten-Aktiengeselischaft atisgeübte. Tätigkeit in An- 
spruch genommen. Die Feststellung des Oberversicherungsamts, daß 
hierauf die Voraussetzungen des & 71 des Reichsknappschaftsgesetzes, 21 
des Angesteliienversicherungsgesetzes zutreffen und deshalb grundsätzlich. 
die Versicherungspflicht gegeben sei, ist bedenkenfrei und auch vom 


Kläger nicht bestritten. Aber auch der weiteren Feststellung ‘des Ober- 
versicherungsamts, daß die von dem Kläger in Anspruch genommene Ver- 
sicherungsfreiheit gemäß & 72 des Reichsknappschälskesstzes‘ 8 11 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes nicht vorliege, muß beigetreten werden. 
Voraussetzung für den Befreiungsfall des 8 11 des Angestelltenversiche- 
rungsgescetzes ist neben anderem, daß der Betreffende in Betrieben oder 
im Dienste des Reiches, eines Landes, eines Gemeindeverbandes, einer 
Gemeinde oder eines Trägers der Reichsversicherung beschäftigt ist. 
Zum Wesen des Beschäftigungsverhältnisses gehört, wie das Reichsver- 
sicherungsamt bereits in der Entscheidung. 1969 (Amtliche Nachrichten 
des Reichsversicherungsamts 1915, Seite 371) ausgeführt hat, die. Ver- 
fügungsmacht des Arbeitgebers über den Beschäftigten. Eine solche 
liegt aber von seiten des Preußischen Staates, der allein von den vor- 
genannten Arbeitgebern hier in Betracht kommt, nicht vor, Allerdings 
ist, der Preußische Staat Eigentümer der Betriebe geblieben, aber er hat 
sich sämtlicher, die Verwältung und Ausbeutung betreffenden Rechte be- 
geben und sie auf die genannte Aktiengesellschaft übertragen. Dieser 
steht deshalb allein die Verfügungsgewalt über die in den Betrieben 
oder im Dienst des Unternehmens Beschäftigten zu. Der Preußische 
Staat ist nicht befugt, ihnen Weisungen in bezug auf die von ihnen aus- 
geübte Beschäftigung zu erteilen. Die ihm früher zustehende Verfügungs- 
macht ist ihm durch $ 7a des Gesetzes vom 9. Oktober 1923 (Preußische 
Gesetzessammlung, Seite 467) ausdrücklich entzogen, nach dessen Vor- 
schrift die betreffenden Beamten für die Zeit ihres Dienstes bei der 
Preußischen Bergwerks- und Hütten-Aktiengeselischaft, solange sie nicht 
endgültig ausgeschieden sind, als unwiderruflich beurlaubt gelten. Daran 
ändert auch nichts, daß der Preußische Staat im Besitz der gesamten 
Aktien ist. Träger der Rechte und Pflichten den Beschäftigten gegen- 
über ist deshaib doch nur die Aktiengesellschaft, die eine Persönlichkeit 
für sich ist, auf die der Preußische 'Staat als solcher keinen Einfluß hat. 
Der Preußische Staat ist an ihr lediglich als Aktionär im Rahmen des 
Aktienrechts beteiligt. 

Sonach fehlt es an eimer Hauptvoraussetzung für die Befreiung von 
der Versicherungspflicht gemäß $ 72 des Reichsknappschaftsgesetzes, $ 11 
des Angestelltenversicherungsgesetzes. Der dahin zielende Anspruch ‘des: 
Klägers ist daher schon deshalb ungerechtfertigt, und es erübrigte sich 
eine Prüfung bezüglich der übrigen Voraussetzungen. 

Da auch die von dem Kläger micht angegriffene weitere Feststellung‘ 
des Oberversicherungsamts, daß die Vorschriften des $ 72 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes, 8 14 des Angestelitenversicherungsgesetzes auf den 
vorliegenden Falı nicht anwendbar seien, bedenkenfrei ist, muß es’ bei 
der Vorentscheidung bewenden.“ : 


Der Große Ausschuß des Reichskohlenrats hat in seiner 
Sitzung am 23. April hinsichtlich des Syndikatsvertragsentwur- 
fes des rheinisch-westfälischen Kohlensyndikats folgendes be- 
schlossen: 

„Vorbehaltlich endgültiger formelier Zustimmung wird der vorge- 
legte Syndikatsvertragsentwurf, dessen Aenderungen gegenüber  denı. 
jetzt geltenden Vertrage eingehend erläutert und erörtert wurden, grund, 
sätzlich gebilligt. Es wird erwartet, daß in den bis zum ‚28. d. M. 
zu führenden Einzelverhandiungen keine ‚Sonderwünsche ‚Berücksichtigung 
finden, durch deren Erfüllung die noch ausstehenden Zechenbesitzer 
bessergestellt sein „würden, als die bereits beigetretenen.“ 


In dieser Sitzung des Großen Ausschusses wurde ferner 


das von unserem Kollegen Halbfell erstattete Gutachten 
über die Selbstkosten vorgelegt, zu dem die beteilie- 
ten Herren, jeder im einzelnen, ihre Bedenken geltend gemacht 
haben. Das ‚Gutachten „wird nochmals im Großen Ausschuß 
verhandelt werden, und dann wird die Veröffentlichung erfolgen. 


Der Geschäftsausschuß des techn. Sachverständigenaus- 
schusses des Reichskohlenrates hielt am 24.4. in Bochum in 
der Bergschule eineSitzung ab, in der ein Bericht über in Oester- 
reich bei der Alpinen Montan-Gesellschaft erfolgte Zeitstu- 
dien erstattet wurde. Ohne auf die Einzelheiten dieses Vor- 
irages schon jetzt einzugehen, sei bemerkt, daß ar dieser Sitzung‘ 
außer dem Geschäftsausschuß neun Kollegen unseres Fach- 
gruppenausschusses im Rüuhrrevier, drei Vertreter des Berg- 


arbeiterverbandes, ein Vertreter des Christlichen Gewerkver- : 


eins sowie die Schüler der Oberklasse teilgenommen haben: 
Die Letzteren schauten etwas verwundert drein, den - Bund 


in solcher Anzahl vertreten zu sehen. Die interessante und: 


lebhafte Diskussion 'zeigte, daß dieses Problem in-der Zu- 
kunit eine Rolle spielen wird. Der Geschäftsausschuß hat 
beschlossen, allen Mitgliedern des technischen Ausschusses den 
Vortrag zugänglich zu machen, außerdem soll die nächste 
Vollsitzung des Ausschusses sich mit ihm befassen und sich 
über die Weiterverfolgung der Angelegenheit verständigen. 


Die Kohlenproduktion der Welt. 
in 1000 t 


Monatsdurch- Monatsdu: ch- November 1924 Dezember 1924 


schnitt 1913 _ schnitt 1923 
England 24 337 23 750 22 172 22 450 
Deutschland 17458 7 384 13 243 13 974 
Frankreich 3360 3167 3.624 3797 
Polen — 3007 3036 — 
Belgien 1904 1910 1890 2001 
Tschechoslovakei 1828 1419 1686 1835 
Saargebiet 1101 766 1.066 1174 
Europa 48 887 41 403 46 717 _. 
Vereinigte Staaten :- 43 088 48 448 "43100 46 728 
Japan - - ‘1776 219 Fr 3 
Britisch-Indien 1311 1581 1416. 1661° -- 
Süd-Afrika . 663: 22. ar WEL: 906... 987 : 
Kanada 1.135 1.097. 34° - ge — 
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Beamtenbewegung. 

- Provinzialtechnikertagung. Die Vertreter der Provinzial- 
techniker der Provinz Sachsen waren vor kurzem in 
Halle zu einer Konferenz zusammengetreten, in der eine 
Reihe beruflicher und organisatorischer Fragen erörtert wurden. 
Insbesondere wurden die Forderungen für de Anrechnung 
der Vordienstzeiten auf das Besoldungsdienstalter for- 
müliert. Des weiteren beschäftigte man sich mit der Frage 
der. Eingruppierung der Oberbaukommissare. Auch 
hier einigte man sich auf einen Antrag an den ‚Provinzialland- 
tag. Schließlich wurden noch die zw einer besseren organisato- 





besprochen. 


Berufsfragen der Behördentechniker 
Erweiterung der Duisburg-Ruhrorter Häfen. Nach Mit- 
teiungen in der Halbmonatsschrift „Die Gemeinde‘, Heft 3 
laufenden Jahres, müssen für die Duisburg-Ruhrorter Häfen 
erhebliche Neu- und Ausbauarbeiten. vorgenommen werden, 
da die jetzigen Anlagen nicht mehr in der Lage .sind, die 
zukünftige Verkehrsentwicklung zu bewältigen. Für die Er- 
weiterungsbauten ist ein Kostenaufwand von 30 Millionen Mark 
erforderlich. Bekanntlich werden die Duisburg-Ruhrorter Häfen 
in &iner zwischen Staat und Stadt abgeschlossenen Interessen- 
gemeinschaft verwaltet. Die zur Ausführung des Baupro- 
eramms.im Ruhrorter Hafen erforderlichen Kosten werden aus 
Staatsmitteln zur Verfügung gestellt, während die Kosten für 
ei Duisburger Hafen von der Stadt bereitgestellt werden 
ERUMEI... . = 
Wir erwarten, daß zur Bewältigung der technischen Ar- 
beiten für dieses große Projekt bei etwa erforderlichen Neu- 
—_ einstellungen an die langjährig im Staats- und Ge- 
" meindedienst beschäftigt gewesenen Hoch- 
© und Tiefibauteehniker gedacht wird, die unter den 
© Figorosen Abbaumaßnahmen .der Regierung rücksichtslos auf 
i dic Straße gesetzt wurden und zum Teil heute noch ohne jeden 
Erwerb den Kampf mit der bittersten Not zu führen haben. 


...Dienstbefreiung von Beamten und Behördenangestellten am 
7 1.:Mäai 1925. Auf Grund eines Antrages des A:D.B, am 
1. Mai d. J. Sonntagskienst durchzuführen, ist vom 
Reichsministerium des Innern nachstehendes Schrei- 
ben ergangen: # 

Betreff: Regelung des-Dienstes aın 1. Mai, 

Das’ Reichskabinett hat durch Beschluß vom 20. April 1925 ,hinsicht- 
lich des Dienstes an 1. Mai die gleiche Regelung wie in den Vorjahren 
getroffen. Diese Richtlinien lauten: 

„In den Ländern, in denen der 1. Mai als gesetzlicher Feiertag landes- 
sechtlich anerkannt ist, ist auch in den Reichsbehörden und -betrieben 
auf die Landesgesetzgebung Rücksicht zu neimen. 

"In den Ländern, in denen der 1. Mai nicht als gesetzlicher Feiertag 
gilt, haben Beamte, Angestellte und Arbeiter, welche zwecks Teilnahm» 
as einer Feier am 1. Mai dem Dienst oder der Arbeit fernbleiben wollen, 
rechtzeitig bei: ihrem Dienstvorgesetzten um Befreiung vom Dienst nach- 
 — zusuchen. Solchen Anträgen ist grundsätzlich überall“ soweit. zu eht- 

sprechen, als dadurch die notwendige Fortführung _des Dienstbetriebes 
sicht im Frage gestellt wird. Bei der Entscheidung über derartige 
Gesuche soll nicht engherzig verfahren werden. 

Die hiernach beantragte und bewilligte Freizeit ist bei Beamten 

und Angestellten auf den Erholungsurlaub anzurechnen. Das gleiche 
kann auf Wunsch bei Arbeitern geschehen. Wird von Arbeitern nicht aus- 
 drücklich um Anrechnung auf den Erholungsurlaub nachgesucht, so wird 

für die- Dauer der Arbeitsversäumnis Lohn nicht gewährt. 
je: Von “der Anrechnung auf. den Erholungsurlaub oder der Lohn+ 
 kürzung kann abgesehen werden, wenn die Nachholung der versäumten 
- Arbeitsstunden anderweit sichergestellt ist. In Betrieben, in denen 
 Dienstbefreiung zur Befriedigung religiöser Bedürfnisse an staatlich 
nicht anerkannten Feiertagen ohne Anrechnung auf den Erholungsurlauls 
und ohne Lohnkürzung gewährt wird, gilt das gleiche auch. für Dienst- 
 hefreiungen am 1. Mai. 2 
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Im Auftrage: gez. Dr. Brecht“ 


= Auch in Preußen ist die gleiche Regelung wie im Vorjahre 
Be getrofien worden. 


Das kommunale Hoch- und Tiefbauwesen als Verschwen- 
der. Vor einiger Zeit hatten wir einer Zuschrift aus höherem 
technischen Beamtenkreisen Raum gegeben, die sich mit den 

Ausführungen des Reichsfinanzministers über zu hohe Aus- 

gaben der Kommunen für Zwecke des Hoch- und Tieibau- 

wesens befaßte. Es war darin mit Recht die Frage aufge- 

- —  worfen worden, was wohl den Reichsfinanzminister veranlaßt 

haben könnte, ausgerechnet das Bauwesen als den Prügelknaben 
für die finanziellen- Anforderungen der Gemeinden hinzustellen. 
er die überragende Stellung des Reichsfinanzministeriums, 

ie es sich im Laufe der letzten Jahre Zug um Zug zu ver- 


. “ 
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|@A| BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


rischen Durchbildung der Fachgruppe notwendigen Maßnahmen 


schaffen gewußt hat, erkennt, den wird es nicht wundernehmen, 
wenn sich nunmehr auch der Preußische Finanzmi- 
nister veranlaßt sieht, in die Fußtapfen seines allmächtigen 
Kollegen im Reiche zu treten und in einem besonderen Erlaß 
die Gemeinden vor den nicht zu rechtfertigenden Ausgaben 
auf dem Gebiete des Hoch-*und Tiefbauwesens eindringlichst 
zu warnen. Wir wollen es vermeiden, das noch einmal zu 
wiederholen, was hierzu gesagt werden könnte. Was seit 
Kriegsende auf dem Gebiete des öffentlichen Hoch- und Tief- 
bauwesens geschehen, kann weiß Gott nicht als Lixusaus- 
gaben betrachtet werden. Wenn die dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Straßen nach vielfach zehnjähriger Pause wieder 
in einen verkehrsmöglichen Zustand. versetzt und die durch 
den Krie& und seine Folgen mannigfach dem Verfali preis- 
gegebenen öffentlichen Gebäude und Anlagen wieder instand 
gesetzt wtrden, so kann ernstlich der Vorwurf verschwende- 
rischer Ausgaben in dieser. Beziehung nicht erhoben werden. 
Wenn darüber hinaus aber, zumal in den Großstädten, wichtige 
Neuanlagen geschaffen wurden, die ausschließlich der Wirt- 
schaft und dem Verkehr zugutekommen, 'so sollte sich auch 
die öffentliche Meinung mit aller Kraft gegen solche ten- 
denziöse Aeußerungen eines einseitigen Verwaltungsbürokratis- 
mus aufs schärfste wenden. Freilich findet der Preuß. Finanz- 
minister einen trefflichen Sekundanten in dem öffentlichen 
Tagesorgan der christlichen Gewerkschaftsbewegung, „Der 
Deutsche“, der den Hinweis des Finanzministers auf „ent- 
behrliche Bauten“ durchaus zutreffend findet. An und für 
sieh wundert uns das nicht, denn wir wissen es schon vom 
Anbeginn, daß die Techniker in der christlichen Gewerkschalts- 
bewegung nur das fünfte Rad am Wagen bilden. 


Betriebsräte bei den Behörden 


Hauptbetriebsrat im preußischen Finanzministerium. Der 
neugewählte Hauptbetriebsrat trat am 21. und 22. März zu 
seiner ersten Sitzung zusammen. Zum Vorsitzenden wurde 
der Architekt Eugen Hilke, Berlin. Obmann unserer Lan- 
desiachgruppe Staatshochbauverwaltung, wiedergewählt. Eben- 
so ist der bisherige stellvertretende Vorsitzende Tabbert vom 
Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter sowie der Schrift- 
führer Zechel vom Zentralverband der Angestellten wieder- 
gewählt worden. = 
Besonders beschäftigte sich der neugewählte Hauptbetriebs- 
rat mit dem Lehrlingswesen in der preuß. Staatsver- 
waltung, und der Stellung und dem Beschäftigungsverhältnis 
des Angestelltenkörpers. Zur Beschäftigung von Lehrlingen 
soll der geschäftsführende Ausschuß des Hauptbetriebsrates 
Richtlinien vorbereiten, die dann dem Staatsministerium unter- 
breitet werden sollen. Bezüglich der Beschäftigung von An- 
gestellten in der preuß. Staatsverwaltung faßte der Haupt- 
betriebsrat seine Stellung dahin zusammen, für eine Ueber- 
führung von Angestellten ins Beamtenverhältnis im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Stellen einzutreten. Daneben 
bedürfen die Angestellten eines besonderen Kündigungsschutzes 
und einer besonderen materiellen Hilfe für den Fall der Ar- 
beitsunfähigkeit. Auch in dieser Beziehung werden dem Mi- 
nisterium besondere Anträge unterbreitet werden. Nebenbei 
wurde auch die Frage der Bezahlung von Ueberstun- 
den erörtert. Die Vertreter des Finanzministeriums lehnten 
eine generelle- Regelung ab, erklärten sich aber bereit, im 
Einzelfall einer Bezahlung näherzutreten. In der Kataster- 
verwaltung soll die Bezahlung auf der Grundlage der seiner- 
zeit vor dem Schlichter getroffenen Vereinbarung erfolgen: 


Behördentariffragen 


Die Uebernahme der Katastertechniker in das staatliche 
Angestelltenverhällnis wird in einem Runderlaß des Finanz- 
ministers vom 14. April 1925 —.K.V. I. 939 — in Erledigung 
unserer Anträge und der Anträge des Hauptbetriebsrates ge- 
regelt. Es wird darauf hingewiesen, daß die Uebernahme der 
Angestellten und Lehrlinge in das staatliche Angestelltenver- 
hältnis ohne weiteres die Außerkraftsetzung der betrefienden 
Vorschriften im 8 9 der Geschäftsanweisung 5 und anderer 
entgegenstehenden Bestimmungen zur Folge hat. Soweit in 
dem abgeschlossenen Beschäftigungsvertrage der Katasterdirek- 
tor als persönlicher Arbeitgeber bezeichnet ist, tritt an seine 
Stelle die betreffende Dienststelle. Einer Aenderung der Ver- 
träge bedarf es nicht, weil der preußische Staat als Rechts- 
nachfolger des bisherigen persönlichen Arbeitgebers ohne weite- 
res an. die Vertragsvereinbarungen gebunden: ist. \r 

In demselben Zusammenhange wird die Annahme, Be- 
schäftigung und Entlassung auf der Grundlage der Bestimmun- 
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gen des Tarifvertrages geregelt und hierzu im einzelnen fol- 
gendes bemerkt: 3 


„Zar Einstellung von Angestellten und Lehrlingen bedarf es der 


Zustunmung des Finanzministers. Re Anträge sind unter An- 
i 


gabe des Personalbestandes auf dem enstwege vorzulegen und gleich- 
Aal Einreihungsvorschlag zu machen. | 

ie Einreihungsvorschläge sollen enthalten einen kurzen Beschäfti- 
gungsnachweis, eine Schilderung der Tätigkeitsmerkma'e und ‚leistungen 
und eine Berechnung des Grundvergütungssatzes. 

Der Vertrag darf in der Regel erst abgeschlossen werden, wenn 
der Einreihungsvorschlag vom Finanzminister genehmigt ist. Eine Be- 
schäffigung vor Genehmigung des Vertrages ist mit entsprechendem 
Vorbehalt bezüglich der Einreihung zu versehen. 

Die Beschäftigungsverträge sind von dem Katasterdirektor als Ver- 
treter der staatlichen Dienststelle abzuschließen. 

Die Regierungspräsidenten werden zur Genehmigung von Einreihungs- 
vorschägen soweit ermächtigt, als es sich um Angestellte handelt, die 
lediglich einen Stellenwechsel innerhalb der Katasterverwaltung vor- 
nehmen und in ihrer neuen Dienststelle die bisherige Vergütungsgruppe 
mit Zustimmung der Angestelltenvertretung beibehalten.“ 


Wir haben im allgemeinen gegen diese Bestimmung nichts‘ 
einzuwenden. Die praktische Handhabung draußen bei Ein- 
stellungen und bei der Einreihung gibt aber zu den größten 
Bedenken Anlaß. Wir behalten uns vor, diese Frage dem- 
nächst gründlich zu untersuchen, möchten aber schon jetzt 
unsere Auffassung dahin zum Ausdruck bringen, daß bei 
Stellenwechsel und Neueinreihungen jeder Kollege eine Ein- 
reihung in die Vergütungsgruppe VII fordern muß, da nach 
den gemachten Erfahrungen im allgemeinen die Ausübung von 
Tätigkeiten verlangt wird, die den Bestimmungen der Gr. VII 
des Tarifvertrages entsprechen. Jeder Kollege muß die An- 
nahme einer Beschäftigung in der Katasterverwaltung nach der 
Vergütungsgruppe VI als. eine Herabdrückung des Wertes 
der katastertechnischen Arbeit empfinden und demzufolge der- 
artige Angebote zurückweisen. 


Ueberzahlungen auf Grund tarifwidriger Behandlung. Die 
Reichsvermögensverwaltung in Koblenz hat die 
zwischen der örtlichen Dienststelle und der Angestelltenvertre- 
tung vereinbarte Berechnung des Vergütungssatzes mit erheb- 
licher Verspätung, in einem konkreten Fall sogar erst nach vier 
Jahren, nachgeprüft. Hiergegen wäre von unserer Seite aus 
an sich nichts einzuwenden, wenn die R.V.V. nicht dazu über- 
gegangen wäre, für diese verspätete Erledigung die in Frage 
kommenden Angestellten büßen zu lassen. So hat die RV.V. 
in einigen Fällen bei der Nachprüfung des Vergütungsdienst- 
alters eine Reduzierung des vereinbarten Vergütungssatzes vor- 
genommen und nunmehr angeordnet, daß den in Frage kom- 
menden Angestellten die 
künften“laufend abgezogen wird. Soweit es sich um Angestellte 
handelte, die vom Abbau betroffen wurden, hat sich die 
R.V.V. bemüßigt gesehen, den überzahlten Betrag sogar auf 
die bestimmungsgemäß zur Auszahlung zu bringende Abfin- 
dungssumme in Anrechnung zu bringen. Gegen diese Methode 
haben wir uns bei der vorgesetzten Stelle beschwert. Auf 
unsere Eingabe erhielten wir das nachfolgende Schreiben: 


„Hauptabt. II, Br. II. 5a/99 C. 25. 

Nach weinen Feststellungen waren die vom Reichsvermögensamt 
Kaiserslautern aufgestellten und der Reichsvermögensverwaltung in 
Koblenz im März 1923 vorgelegten Vergütungsdienstaltersberechnungen 
wenig sorgfältig und ‚vielfach bestimmungswidrig aufgestellt, so daß die 
Vergütungsdienstalter für die meisten Angestellten zu günstig berechnet 
waren. ie Nachprüfung, die die Reic svermögensverwaltung infolge 
der atıs der Inflationszeit und ihrer Nachwirkungen sich ergebenden außer- 
ordentlichen Geschäftsbelastung erst m Herbst 1924 vornehmen konnte, 
machte infolgedessen durchweg eine Herabsetzung 
dienstalter nötig und begründete damit einen Herausgabeanspruch auf 
die zuviel gezahlten Gebührnisse. 


Maßgabe d 


‚durch unberührt, „zur Anordnung 


überzahlte Summe von ihren Ein- - 


der Vergütungs- 


Da derartige Ansprüche jedoch nach 8 50 Ziff. 3 R.A.T. nur nach 
ih 


gesetzlichen Bestimmungen geltend gemacht werden können, 
eine Bereicherung der Angestellten nach Lage der Verhältnisse nicht 
mehr als vorliegend anzunehmen ist, habe ich die Reichsvermögensver- 
waltung angewiesen, soweit sich die Angestellten nicht ausdrücklich mit 
einer Aufrechnung der überholten Beträge auf ‚ihre laufenden Bezüge 
gemäß & 50 Ziff. 2 Satz 2 R.A.T. einverstanden erklärt haben, von 
einer weiteren Einziehung Abstand zu nehmen \und die bereits einge- 


zogenen Gelder auf Antrag: wieder zurückzuzahlen, es sei denn, daß* die - N 


Angestellten die Nichtberechtigung ihrer Ueberhebungen kannten. 

Daß den inzwischen abgebauten Angestellten die Abfindungssumme 
nach den richtiggestellten Vergütungsdienstaltersberechnungen gezahlt 
worden sind, entspricht durchaus der Ordnung. 

‚ Ihre Bezugnahme auf 8 24 Abs. 2 RAT. iist abwegig, da ein 
Streit über die Einreihung in eine bestimmte Vergütungsgruppe nicht 
besteht. v.gezi./k. A, Mil er 

Im übrigen verweisen wir in diesem Zusammenhange auf 
den nachstehenden Erlaß des Reichsministers der Fi- 
nanzen vom 21. September 1920 — I. H. 8558: 

„Veberzahlungen, die ein Angestellter auf Grund einer tarifwidrigen 
Eingruppierung bereits bezogen hat, sind ihm /zu belassen, sofern “er 
sie nicht nachweislich im Mangel des guten Glaubens erlangt hat. Die 
Haftung des Dienststellenleiters für eine von ihm vorgenommene Ein- 
gruppierung, die nicht auf entschuldbarem Versehen "beruht, bleibt hier- 
von Einbehaltungen der zuständigen 
Abwendung seiner Haftung für tarif- 
Dienststellenleiter nicht befugt. 

gez. I. A. v. Schlieben“ 


In dem konkreteu Falle ist es uns gelungen, die Interessen 
unserer Mitglieder wirksam zu schützen. - Wir bitten, falls 
ähnliche Fälle vorliegen sollten, um Mitteilung, damit wir in 
der Lage sind, rechtzeitig einzugreifen. 


Bezüge zwecks Minderung oder 
widrige Eingruppierung ist der 


Besoldungsfragen 


Das neue Wohnungsgeld. Eitsprechend der Veröffent- 
lichung im Reichsbesoldungsblatt Nr, 15 vom 18. April 1925 
hatten wir in der letzten Nummer der „D.T.Z.“ die neuen, abi 
1. April 1925 geltenden Wohnungsgeldsätze tabellarisch mit- 
Feteilt. In diesen der ministeriellen Verordnung entkommenen 
Tabellen waren die im November 1924 bewilligten Zuschläge 
von 10 Proz. bzw. 121/, Prozent zu den ah le bei 
den Tarifklassen noch nicht berücksichtigt. Unter Einrech- 
nung dieser Zuschläge ergeben sich folgende Grundgehalts- 
grenzen für die darunter stehenden Wohnungsgeldsätze: : 

a) Jahresbezüge. 


we, 


VII vi V IV IN u i 


bis üb.1068 | üb.1554 | üb.2676 | üb.4654 | üb 7920 
1068 |b. 1554 | b. 2676 | b. 4554 | b. 7920 | 613200 


Tarifklasse über 


13 200 


1998 
1730 
1 428, 
1085 


634 
582 
480 
378 516 
276 378 


b) Monatsbezüge. 
I V IV 
über über über über über 


89 bis | 129,50 1223 bis! 379,50 | 660 bis 
129,50 }bis 223 | 379,50 | bis :660 | 1100 


318 
276 


Sonderkl. 
Ortski. A 
>=. 5B 1 298 
a ea 
D 126 


504 
420 
3547 
276 
204 


912 
798 
630 


1 254 
1086 
858 
684 
516 


1596 

1 368 

1140 
858 
630 


» 


vu 
Tarifklasse bi 
ı 


I M E82 


s 89 über. 


104,50 ; 133,— | 166,50 
90,50 | 114,— | 142,50 
71,50 95,— | 119, 
57,— 71,50 | 90,50 
43,— 52,50: 66,50 


Sonderk!. 
Ortskl, A 
n B 
SC 

D 


26,50 


0 
3, | 3 
| 


35,— 
29,50 
23,— 


17,— 


57 
48,50 
40,— 
31,5 

23, 


76,— 
66,50 
52,50 
43,— 
31,50 


19, — 
14,50 
10,50 


ne m  [T| — — m 


a0 Aus dem Bunde 


= 2 


Vorstandsbekanntmachungen 


Ausschluß von Mitgliedern. Der Bundesvorstand hat auf Antrag 
der zuständigen Ortsverwaltungen nachstehende Mitglieder gemäß $ 13b 
der Satzung aus dem Bunde ausgeschlossen: 

Mitglied Nr. 61163 — Halle, 
Mitglied Nr. 41392 — Frankfurt a. Main, 
Mitglied Nr. 153016 — Kassel, 


Bücherschau 


Taschenbuch der 
München. 550 Seiten. Gebunden 12 M. 

Das von Dr.-Ing. Werner von Langsdorff herausgegebene 
Taschenbuch der Luftflotten liegt nunmehr im IV. Jahrgang vor und gibt 
mit 793 Abbildungen einen gedrängten Ueberblick über die militäri- 
schen und zivilen Luftflotten aller Staaten. Aus der Reichhaltigkdif des 
gebotenen Materials bekommt nicht ner der Laie einen Eindruck von | 


00 


Technik. 4 
Luftflotten 1924/25. ]J. F. Lelunauns , Verlag, 


x 


der gewaltigen Bedeutung, die dem Flugwesen bereits jetzt zukommt; 
sie dürfte auch geeignet sein, dem Flugtechniker neue Anregungen zu ver- 
mitteln. x -Se- 


‚Versammlungskalender 


Kiel. 


M. 7. V. 8%. Hotel „Stadt Magdeburg“, 
Roßwein. 


M. 5. V. 80% im Herkules. 


10 Zigarren umfonff! 


Um jedem Naucher den Beweis dafür zu erbringen, daß wir 
Ihon für 8 Pig. eine mittelgroße, töftlich Tchmedende Sumatra: 
Havanna -Bigarre Kiefern fönnen, verfenden wir Probefiften mit 
50 Stüd für ME. 4.30 (250 Stüd M. 20.—), franfo nachn. und ges 
ftatten Die Rücfendung nach Gebrauch von 10 Gratisproben. Die 
Zatfache, daß wir bei einem Verfand von täglich rund 50000 is 
garten das größte Bremer Sigarrenhaus find, verb rgt Eonfurvenzlog 
ute Bedienung. Ernft 
Bremen 99. Boftichecfonto Hannover 9297. 


ge Se Bu nr a ee 





nfe & Co, Big.-Fabr., gegr. 189, 
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Wir suchen für unaer Haus in Ellerau (nahe Hamburg) 
noch tüchtige 


Konstrukteure 


für Papierverarbeitungs- und Spezial-Druckmaschinen und 

erbitten ausführliche Bewerbungen mit Angabe der frühesten 

Antrittsmöglichkeit und. der Gehaltsansprüche. 
Germa-Werke A.-G., Hamburg 36. 


Architekt 


(Bautechniker, unverheiratet) für größere Wohnungsbauten 
zur Unterstützung des Stadtbaumeisters gesucht. Be- 
werber mit gutem zeichnerischen Talent wollen Angebote 
mit beglaubigten Zeugnisabschriften, Zeichenproben und 
Vergütungsansprüchen umgehend einsenden. 
Magistrat Lablau. 
ET ee ne 


Erfahrener Techniker 
oder Bauingenieur 


bis zu 30 Jahren, mit guter Praxis und Allgemeinbildung, 
sehr arbeitsfreudig und gewissenhaft, von Spezialfirma für 
Eisen- und Glaubaukonstruktionen in Dauerstellung ge- 
sucht, Baldiger Antritt erwünscht. 
Angebote mit Lebenslauf und Gehaltsansprüchen unter 
D. T. 175 an Rich. Merkel, Berlin W 35, Potsdamerstr.111. 
Die Stelle des Bei der Stadtverwaltung 
ö a. M. ist 


> D in Höchst 
Betriebsleite TS | bald möglichst die Stelle eines 


er ihnen, Serst | ÖIFADEnMEISIRIS 





Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 















Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin, 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen, 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


SOEBENERSCHIENEN! 
, Bewegungs- 
Mechanismen 


von Henry T. Brown. — Zweite Auflage. 
Durchgesehen und durch rund 100 neuere Ausführungen 
erweitert von F. Wileke, Oberingenieur in Leipzig. 
Mit weit über 600 Abbildungen. Kl. 8°. 228 Seiten. 
In Ganzleinen Mk. 6.50. 


Für Inzenieure, Konstrukteure, Betriebsleiter, Werkführer 
und die gesamte Bewegungsmechanismen schaffende 
Technik sowie angehende Techniker wichtig! 

Zu beziehen durch jede Buchhandlung. 
EEE GRIEEEEREEEEEEREEERERSELTTEREEEREE 
ALFRED KRÖNERVERLAG IN LEIPZIG 





Ein Buch wichtig. Frauen- 
fragen von der früheren 
Oberhebamme der Charite 
Berlin gibt sichern Rat in 
allen Fällen! Vesendetge- 
schloss. geg. Einsendg. von 
M. 1,— Frau Anna Hein, 
hyg. Versandhs,, Berlin 75, 
Potsdamer Straße 106a. 


















Anzug-, Paletot-, Kostüm- 


Iole 


Hur preiswerte Gualitätsware 
in herrlicien Musterungen. 
Verlang. Sie Muster! 


Lieferant 
größter Beamtenverb. 


Dtte Ziegner, Cottbus 14 






















Eienbelenhat 


er von H. Schlüter. 
nn Ba l Bänlen. Belken. 


2 9,50 M. 

= Bd.1I Rahmen u. Ge- 
wölhbe. 9,50 M 

Ist leicht verständl. 

Ratenzahlung durch 


H. Meusser, Buch. 


digst zu besetzen 

Ver'angt wird Absch’uß- 
rüfung an einer staatlichen 
öheren Maschinenbauschule 
od. gleichwertige Ausbildung, 
langjährige, gründliche Er- 
fahrung im Betriebe von 
Dampfkraft- und elektrischen 
Anlagen, möglichst von 
Wasser- od. Abwasserpump- 
werken, Fähigkeit zur Aus- 
arbeitung von Entwürfen 
maschinellerAnlagen,sicheres 
Auftreten. 


zu besetzen. 

Verlangt wird langjährige 
und gründliche Erfahrung und 
gute Fachschulbildung im 
Straßenbau u, Unterhaltuna. 

Anstellung erfoigt auf 
Grund des Preuß. Angestell- 
tentarıfs. Besoldung nach 
Vergütungsgruppe VI. Aus- 
sicht auf Uebernahme in das 
Beamtenverhälinis besteht. 

GeeigneteBewerber werden 
ersucht, ihre Bewerbungen 
mit Lebenslauf und Zeugnis- 


Berlin W 57/4, Potsdamer $tr. 75. 









Schließfach 56. 
Ratenzahlung gestattet! 








Bei Bewährung kann später 
Asstellung ‘als Beamter 
(Gruppe IX) in Äussicht ge- 
stellt werden. 

Bewerbungen mit Lebens- 


abschriften bis spätestens zum 

10. Mai 1925 einzureichen. 

Höchst a.M., 24. April 1925. 
Der Magistrat, 


lauf und Zeugnisabschriften Ba D 

sind his zum 20: Mai an die 

Städtischen Kanalisations- 

werke, Breslau, Wallstr. 11], | sucht. Besoldung nach 


einzureichen - 
E Gruppe6. Preuß.Hoch- 
Breslau, am23.April1925. | yanamit, Osnabrück, 


Der Magistrat. Schloß, Hauptgebäude. 








Esilasine Photo-Anparalt 


(nur mit Goerz- oder Meyer-Anastigmaten ausgerüstei) 
liefert zu den seitens der Fabriken vorgeschriebenen 
Preisen gegen 


günstigste Teilzahlung. 


Dresdner Camera-Vertrieb 
__ "Dresüsn-A. 24. 
Illustrierte Preisliste N. kostenfrei. 


4 


Direkt an Private zu sehr_billigen Preisen 
Jagdrad- Fahrräder 


sowie Fahrrad-Ersatz- und Zubehörteile, 
Motorräder. Uhren, Oold- und Silber: 


waren, Naushaltungsgegenstände aller 
Ars, Musikinstrumente, Geschenkartikel 


Burgsmüller-Waffen 
wie Teschinge, Revolver, Pistolen. Luft- 


gewehre, ppelflinten, Drillinge und 
sämtlihe Munition, ferner Jogdaus 
rüstungsgegenstände 
Reichhaltiger Katalog gratis und franko 
Deutsche Walten. und Fahrradlabdriken 
N. Burgsmöller & Söhne 
Kreiensen am Harı Nr.19, 


einem 


inhandrken | m 


liefern wir unsern Lesern zur fortlaufenden 

Sammlung und zum sofortigen Einband 

der Deutschen Techniker Zeitung aus- 

reichend für 26 Nummern, in dauerhafter, 

geschmackvoller _Halbleinenausführung 
zum Preise von 


M. 1.95 je Stück. 


Unsere Sammelmappen sind patentamtlich 
geschützt und bilden eine Zierde für jeden 
Bücherschrank. Durch ihre Benutzung 
sparen Sie die Kosten und Mühen des 
besonderen Einbindens. Sie haben die 
D. T. Z. ständig geordnet zur Hand. Be- 
stellungen gegen Voreinsendung porto- 
frei oder gegen Nachnahme. 


© ndustieheamten-Verlag 
m. b. H,, Berlin NW 40 


Postscheckkonto 15550 Berlin. 





nd 


Fahr- u. Motorräder! 


fabrikneu auf Teilzahlung, ohne Preisaufschlag 


von monatlich M. 5.— an 


Bedingungen ‚und Sera, bei Einsendung von M. 1,—, | 
welche beim Auftrag angerechnet wird, | 2 


Staunend billige Preise. 


7 H. R. Bergmann, 
Vertriebs-Zentrale, Breslau 1. B. 34. 








Auf Teilzahlung 


liefere ich meine berühmten 
„Gold-Sieg“-Fahrräder u. 
„Sieger“-Nähmaschinen 
an Beamte, Werke und Verbände. 
Eduard Goldberg, Siegburg 10 
Prospekte gralis und franko. 











Bücherfreunde! 


Was Einigkeit vermag, 
oder meine Methode, Ihnen billig Bücher zu verschaffen, 
teile ich Ihnen auf Wunsch unverbindlich mit. 
OTHMAR MUTE, Buchversand, Chemnitz !. Sa. 
Uhlandstrasse 33, 


Bechsteinsaal 

Berlin W 9, Linkstraße 42 

über 500 Sitzplätze! Frei für Vereine- 
versammiungen etc. 

Näheres: Wolff & Sachs, Linkstraße 42, 

Lützow 9454, 


















Kennen Sie 


meine seit Jahrzehnten bei Behörden, industriellen Werken, Rechtsanwälten “='*. 
im Gebrauch befindliche Aktentasche? Ich liefere frei Haus gegen Nachnahme 


Nr. 231. 


Aktentasche 


- [73 
„Primosa‘ 
BestesRindleder(Vo!l-) 
mit Griff und Schiene, 
longgrain oder florida 
genarbt,zwei Schlösser 


Mk. 10.— . 


Rindleder-Pressbox, braun od. 
Nr.232, Aktentasche... Mk. 8. 


mit Griff und Schiene, zwei Schlösser ... 2... 


Ständige Auswahl von über 1000 Koffer aller Art. 
Verlangen Sie kostenloses Sonderangebot in allen Reiseartikeln und Lederwaren. 


. Louis Gröpke, Hannover. 





Großschlosserei 


sucht bei Behörden und Baugeschäften gut ein- 
geführte Vertreter. Auch gelegentliche Ver- 
mittlungen werden entsprechend honoriert. 
Offerten unter J. F. 21129 an Rudolf Mosse, 
Berlin SW 19. 





m———m——— le 00000 


Nebenverdienst! 


Bekannte Zigarren- und Tabakfabrik gibt fest- 
angestellten Beamten Kommissionsware bei monat- 
licher Abrechnung. Gefl. Zuschriften unter DT. 170 
en R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


a TE eu 


Teilzahlung! Katalog frei! 


Photographische 
E Apparate 


Katalog A 


Uhren, Goldwaren, 
Brillanten 
Je Katalog B 


7 1.Rmer, Atona-Dihmarschen 6 
Verbessern Sie 


Wir brauchen energische Menschen. Nur sie kommen 
vorwärts. Mangel an Energie, Verdrießlichkelt,Arbeits- 
unlust haben meistens ihre Ursache in schlechter 
Gesundheit, dena nur in elnem gesunden Körper kann 
sich ein leistungsfähiger Gelst ungehindert entwickeln, 
Sie haben es aber in der Hand, sich die sichere Grund- 
lage für Ihr Glück durch eine natürliche systematische 
Körperausbildung nach bewährter Methode zu schaffen. 
Ihre Spannkraft wird schnell zunehmen. Nervöse 
Leiden, Appetitiosigkeit, Kurzatmigkelit, Störungen im 
Biut, Stoffwechselkrankheiten, Fettleibigkeit verschwin- 
dendauernd. Auch Außerlich sieht ınan Ihnen bald den 
Taimenschen an. Nur frisch aus Werk. Tun Sie sofort 
den ersten Schritt, verlangen Sie heute noch durch Post- 
karte die interessante Broschüre Nr.9 kostenlos vom 






Pommern Versand, Kolberg I, Pom.. Postfach 111. 












vertiefe, ‚Ich bekomme dann leicht 


einen Prospekt an den Verlag 








besseren Posten. Noch heute schreibe ich um 


R. Oldenbourg, München, Glückstr. 8. 


Mi Bettfedern mM 
graue 85 Pfg. Halb- 
daun, 3,—, 4,50, weiße 
5,50, 7,9, 192 
‚Pid. een 
iel. Versand überall- 
hin. Bitte dring. z. be- 
achten, dass m.Ware 
gewasch., gereinigt, 
entstäubt u. vollkom- 
men füllfert.ist. Prob. 
gratis Bettenh. Rohr, 
‚ Beriin N 16, Chausseostr. 55. 


|Pianos 
Flügel - Harmonien 


neue und gebrauchte, 
mässigePreise. Zahlungs- 
erleichtsrung. 


# FranzFerd.Seydel 
A Berlin C119 SpandauerStr.18 











Be Sn Er 3 | 
Ziehung 15. u. 16. Mai 


Ostpreußische 


ield-Lofleri 


6834 Gewinne 
bar ohne Abzug = Mark 


200000 
50000 
:30000 
20000 

10000 


Lose A M. 3,30. 
Porto und Liste 36 Pfg. extra 
vers. auch unter Nachnahme 


im 

ı . Nacht. 
EmilStiller Naht. 
Hamburg, Holzdamm 39 
Baidige Bestellg. erwüuscht, 


eWIDNE 


e.nen 
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pell 


des ) 


Georg Spellmann,Hannov,Holz-Industrie, Ha nnover-Kleefeld 


mann Bahnen a 


das Ideal / 
porfKeglers - 


BD 


TA 


7 


Monatsleistung 75—100 Kegelbahnen. 


Billigste und beste 
Bezugsquelle für 


Apparate u. Zubehör 

Einzelteile z.Selbstbau 

Versand nach überall. 
Viele Hundert 


Anerkennungsschreib. 
sowie üb. 100 Seit. stark. 


Radio-Nalalo0 


mit zahlreichen Abbil- 
dungen, Bauanleitungen, 
Schaltungsplänen, wis 
senschaftlich. Aufsätzen, 
Antennenbau-Anleitung, 
Wegweiser durch die 
gesamte Radio-Literatur 
kostenlosund franko an 
alle ernstl. Interessenten. 


Süddeutsche 
Radio - Zentrale 


Stuttgart, Kanon 10. 
Telefcn 26874 


Größtes Spezialhaus 
Süddeutschlands, 





DW WWEEEEEEEESEEESSSSSESSEESSEESEESEESEEEEEESEREEE 


echtrot.federdicht.Daunenkö- 

r, 1!/sschlirg., groß. Ober- 
Bett, Unterbett u.1 Kissen m. 
14 Pfd. grauen Federn gefüllt 
& Gebett GM. 43.—; dasselbe 
Gebeit mit 2 Kissen u. 16 Pfd. 
zartw. Fed. gefüllt GM.63,—. 


Bettl!edern 
graue, per Pfd. GM. 1.10, zart 
und weich GM. 1.50, grau- 
Halbdaun. GM. 3.25, Schieiß- 
federn grau GM. 2.25, weiße 
Halbdaun. GM. 5.—, Daunen 

rau, GM.9.25,weißGM.12.50. 
berug aus gutem, weißem 
Linon oder bunt geblümt oder 
kariert per Stück Gm. 7.20. 
Alle Aussteuerartikel billig. 
Muster u. Katalog frei. Nicht- 

gefall. Geld zurück. 
Bettfederngroßhandlung, 
ettenfabrik und Versand 


8 
Th.Kranefuß, Cassel247. | 
En Sn 


Ich will jetzt mehr \D | 
Geld verdienen 4 / 


in dem ich meine technische Bildung durch den 


„Technischen Selbstunterricht“ 
aus dem Verlag . Oldenbourg erweitere und 


Teilzahlung 


Photoapparate 
Photoutensilien 


Gebr. Huth, Dresden-28. 







Techniker 


denkt und handelt sachgemäß, Ordnet 
Eure Privatangelegenheiten so, daß kein _ 
Vorwurf über Pflichtvergessenheit ins 
Grab gerufen wird. Erhaltet die Kultur 
Eures Standes und sorgt für die hinter- 
bliebene Ehefrau und für die Kinder, 


Das ist erreichbar durch eine Lebens-, 


Witwen - Pensions- oder Renten- und 
Aussteuer-Versicherung. 


Der 
Preußische Beumten-Verein 
zu Hannover, 


Lebonsversicherungsverein a. G. 
Vertragsanstalt verschiedener Standes- 
und Wirtschaftsorganisationen 
ist die alte vor 50 Jahren für bestimmte 
Kreise gegründete gemeinnützige Ver- 
sicherungsanstalt mit den Sondereinrich- 
tungen: Keine Agenten, keine 
Provisionen, Aufnahmebeschrän- 
kung auf ausgesuchte, gesunde Volkskreise, 
Er bietet daher bei absoluter Sicherheit 
billigere Versicherungen als sämtliche 
größeren deutschen Lebensversicherungs- 

gesellschaften. 


Vor Verhandlungen mit Konkurrenz- 
unternehmungen fordere man Drucksachen 
ein von der 


Direktion in Hannover 
Raschplatz 13. 





Ausschneiden! 








Der Unterzeichnete bittet um kostenlose 
Uebersendung eines ausführl. Prospektes 
über techn. Selbstunterricht It. Anzeige 
in der Deutschen Techniker-Zeitung Nr. 18 
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" Erscheint wöchentlich Freitags. — Post-Bezugspreis vierteljährlich 1.20 R.M. 
-— Postscheckkonto :"Berlin-Ner, 52 100; — Herausgegeben vom Bund der 
- technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstraße 7. 


"Nummer 19 / 7. Jahrgang 


EFT ce 17 730 
©, Eh} > a 


# Der Einfluß der Handelspolitik auf die 
Höhe der Lebenshaltungskosten 


7 2.22:Obwohl der Zolltarifausschuß des Vorläufigen Reichswirt- 
© <schaftsrates die sogenannte „Kleine Zolltarifnovelle‘‘ schon im 
7 = =Herbst des vergangenen Jahres durchberaten hat, und obwohl 
"  sdie"Fortführung der Handelsvertragsverhandlungen mit Frank- 





 . » setzlichen Unterlage auf deutscher Seite stark erschwert wird, 
‚zögert die Reichsregierung immer noch, diese Zolltariinpvelic 
5 dem Reichstag, vorzulegen. Zwar hat kürzlich den Reichs- 
| "wirtschaftsminister wieder einmal die. Einbringung der No- 
E% velle in den. allernächsten Wochen angekündigt; doch machte 
R diese Ankündigung nicht den Eindruck, als ob ‚die‘\ Reichs- 
‚regierung selbst sich über den’ Zeitpunkt der Einbtingung der 
Vorlage schon klar sei. Es hat sogar den Anschein,. ats ob 
die Reichsregierung selbst noch nicht einmal wüßte, ‚was für 
eine Vorlage sie dem Reichstag eigentlich unterbreiten soll: 


Mit dem Inhalt. dieser Zolltarifnovelle hat es nämlich fol- 
IF gende Bewandtnis: Der Zolltarifausschuß des Reichswirtschafts- 
[G rates hat sich lediglich über die Revision einer größeren An- 
” zahl industrieller Schutzzölle gutachtlich geäußert, hat 
& sich dagegen mit-der Frage der Wiedereinführung von Ge- 
% treidezöllen bisher überhaupt noch nicht "beschäftigt. 
Trotzdem beabsichtigte die Reichsregierung noch vor kurzem, 
in der Vorlage, die sie dem Reichstage zu unterbreiten gedachte, 
auch die Wiedereinführung der Vorkriegsgetreidezölle vorzu- 








>: schlagen oder besser gesagt, sich zur Wiedereinführung dieser 
E Vorkriegsgetreidezölle ermächtigen zu lassen. Die Einbringung 
IME der Vorlage war lediglich zurückgestellt worden, weil man den 


‚Parteien, die Agrarzölle ablehnen, kein Agitationsmaterial für 
‚den. Wahlkampf anläßlich der Präsidentenwahl liefern wollte. 
‘Nun sind seit der Wahl des neuen Reichspräsidenten immer- 
"hin schon vierzehn Tage verstrichen; dennoch läßt die Ein- 
FF: bringung der Zolltarifnovelle immer noch auf sich warten. 
ee Daraus ist zu entnehmen, daß der endgültigen Fertigstellung 

ider Vorlage noch Schwierigkeiten entgegenstehen, die bisher 
nicht überwunden werden konnten. Mancherlei Anzeichen 
deuten darauf hin, daß die .Hauptschwierigkeit der Wider- 
| stand eines erheblichen Teiles des industriellen - Unternehmer- 
= stums gegen die Wiedereinführung der Getreidezölle ist. Ein 
© großer Teil der weiterverarbeitenden Industrie befürchtet von 
=. der. Wiedereinführung. der Getreidezölle mit Recht eine Unter- 
bindung oder zum mindesten starke Erschwerung ihrer Kon- 
| _ kurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt und wehrt sich deshalb 
7 gegen die Forderungen des Landbundes, der ungestüm auf 
7 die Wiederherstellung der Getreidezölle drängt. Der hinter den 
Kulissen mit großer Erbitterung geführte Kampf zwischen 
‚diesen beiden Unternehmergruppen wogt allem Anschein nach 
noch unentschieden hin und.her, so daß wohl die Regierung; 
‚einer parlamentarischen Mehrheit für die von ihr beabsich- 
$ tigte Vorlage noch nicht sicher ist. Das ist allem Anschein. 
| Bader Hauptgrund, weshalb die Vorlage noch nicht einge- 
"bracht ist. 


Die Arbeitnehmerschaft könnte ‘diesem Streit im Unter- 
nehmerlager als lachende Dritte zusehen, wenn nicht ihre 
eigenen Interessen in hohem Maße in Mitleidenschaft gezogen 
‘wären. Tatsächlich dreht sich dieser Kampf — wie überhaupt 
‘der Kampf um die künftige Richtung der deutschen Handels- 
ipolitik — nicht zuletzt um die Frage, ob die Lebenshaltung der 
Breiten Massen noch weiter verteuert werden soll, und die 
-Arbeitnehmerschaft hat deshalb alle Veranlassung, auf der Hut 
‘zu sein, um 'keine unangenehmen Ueberraschungen zu erleben. 


Eur — gg — 
TR. ER FEAN 
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Moabit 1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin $ 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin W 40. 


Berlin, den 8. Mai 1925 


Daß ’die Wiedereinführung der Getreidezölle zu einer Ver- 
tewerung des Brotpreises und damit zu einer allge- 
meinen Steigerung der Lebenshaltungskosten führen müßte, 
liegt so klar auf der Hand, daß es kaum noch nachgewiesen 
zit werden braucht. Immerhin versuchen die Anhänger des Ge- 
treidezolles, diesem gewichtigen Argument gegen ihre Forde- 


‚rung mit dem Einwand zu begegnen, dab die Getreidezölle 


„größten Teil vom Ausland getragen, also keine preis- 
steigernde Wirkung im Inland ausüben würden. Wäre dieser 


zum 


überhaupt keinen Zweck, weil ja dann der von den Interessen- 
ten verlangte Schutz gegen die Konkurrenz des ausländischen 
Getreides gar nicht eintreten würde. Tatsächlich lehren aber 
die Erfahrungen der Vorkriegszeit, daß nicht das Ausland den 
Zoll. trägt, sondern daß er fast in voller Höhe in den inlän- 
dischen Getreidepreisen enthalten ist. Der Unterschied in dem 
Preis für je 100 kg verzollten und unverzollten Weizen betrug 
bei einem Zollsatz von 5,50 Mark: 

1906 1907 1908 1909 1910 1911 1912 . 1913 

457 4096 441 463 5,07 4,37 4,47 3,60 M. 

Für Roggen, bei dem der Zollsatz 5 Mark für 100 kg 
betrug, sind die entsprechenden Zahlen: 

1906 1907 1908 1909 1910 1911 1912 1913 

486 4,66” :3,58 - 3,62 432 445 468 447 M. 

- Es ist nicht einzusehen, weshalb bei der Wiedereinführung 
der Getreidezölle sich heute ein anderes Bild ergeben sollte. 
Da nach der von der Reichsregierung für die Beratungen der 
internationalen Sachverständigen ausgearbeiteten Denkschrift 
„Deutschlands Wirtschaft, Währung und Finanzen‘ im Wirt- 
schaftshalbjahr 1922/1923 in Deutschland 2930 000 Tonnen 
Weizen und 5662000 Tonnen Roggen konsumiert wurden, 
würde sich, wenn man die aus vorstehender Aufstellung zu 
errechnenden Durchschnittszahlen von 73 Prozent des Weizen- 
und 84,6 Prozent des Roggenzolles zugrunde legt, um die die 
inländischen Getreidepreise durch die Einführung der Vor- 
kriegsgetreidezölle steigen würden, und wenn man außerdem 
annimmt, daß der Getreideverbrauch der gleiche bliebe wie 
im Wirtschaftsjahr 1922/1923, eine Belastung der deutschen 
Verbraucherschaft von 117,64 Millionen Mark jährlich durch 
den Weizen- und 239,50. Millionen Mark jährlich durch den: 
Roggenzoll ergeben. . Wenn man jedoch berücksichtigt, daB 
der Verbrauch des Jahres 1922/1923 mit 91,9 Kilogramm Roggen 
und 47,6 Kilogramm Weizen auf den Kopf der Bevölkerung 
viel zu gering war, und annimmt, daß auf die Dauer der Ver- 
brauch wieder die Höhe des Jahres 1913/1914 mit 153,1. Kilo- 
gramm Roggen und 95,8 Kilogramm Weizen auf den Kopf der 
Bevölkerung erreichen wird, so kommt man zu einer Gesamt- 
belastung von 734,45 Millionen Mark. 

Recht bemerkenswerte Angaben über den Einfluß von 
Getreidezöllen auf die Lebenshaltungskosten enthält auch ein 
Artikel „Getreideschutzzölle — Industrieexport — Lohnpolitik‘“ 
von Dr. Köhler in Nr. 7 der Zeitschrift der Vereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände „Der Arbeitgeber“. „Unter 
Zugrundelegung des Zolls von 35 Mark des Caprivitarifes für 
1000 Kilogramm“, heißt es in diesem Artikel, „wird eine fünf- 
köpfige Arbeiterfamilie im Jahre durchschnittlich mit. diesem 
Betrag von 35 M. belastet. Eine Erhöhung des Zolls auf 6 M. 
pro Doppelzentner würde die Belastung der Familie auf 60 M. 
jährlich steigern. Bei einem Einkommen von 800 M. bedeutet 
das eine Steuer von 7,5 Prozent, von 1000 M. eine solche von 
6 Prozent, von 5000 M. eine solche nur noch von 1,2 Prozent; 
und bei 20000 M, eine solche von 0,3 Prozent. Besonders 
eingehende Untersuchungen über diese Frage hat seinerzeit 
Mombert in seiner Schrift über die ‚Belastung des Arbeiter- 
einkommens durch die Kornzölle‘ (1901) geliefert. Danach 
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beträgt die Durehschnittsbelastung der untersuchten 75 Fami- 
lien ber einem Getreidezoll von Mark EN * un 
6,50 ..7,— 750 


3,50...,4,— 450. .5—,.550..6— 
Belastung von Mark 
31,79 36,33 40,897 45,41 49,95 54,59 59,03 6357 6811 
in Prozent des Einkommens | 
3,64 416 468 5,20. 572 624 6,76. 7,28 7,80 
Dieser Berechnung ist ein Durchschnittseinkommen. von 
1136,80 M. zugrundegelegt. Bei 300 Arbeitstagen ergibt sich 
ein täglicher Verdienst von rund 3,80 M. Mombert berechnet 
danach weiter die Zahl der Arbeitstage, die für die Aufbrin- 
gung des Brotgetreidezolls nötige sind: 
Bei einem Zoll von Mark 
55— 550. 6— 
Zahl der Arbeitstage 
8,4 9,6 10,7.° 12, 2.13,1°°.14,4,...155 
Diese Zahlenangaben dürften genügen, um die 
Wirkung von Getreidezöllen zu beweisen. 
Aber auch Industriezölle treiben — teils unmittelbar, teils 
mittelbar — die Lebenshaltungskosten in die Höhe. Besonders 
klar ist" der Zusammenhang zwischen der Zollhöhe und den 
Lebenshaltungskosten bei Textilien, Schuhwaren und  Bau- 
stoffen. Wenn die Einfuhr billiger Kleidung, Wäsche, Schuh- 
waren und Baustoffe durch hohe Schutzzölle verhindert wird, 
so sind es in erster Linie die breiten Massen der werktätigen 
Bevölkerung, die dadurch geschädigt werden, indem sie Ie- 
zwungen werden, einen größeren Teil ihres Lohnes zur Be- 
friedigung ihres Kleidungs- und Wohnungsbedarfs auszugeben, 
Das wichtigste ist jedoch bei den Industriezöllen der 
Einfluß, den sie auf die Preispolitik der in- 
ländischen Produzenten ausüben. Hochschutzzölle 
auf Industrieprodukte bedeuten geradezu einen Anreiz zur 
Kartellbildung in den beteiligten Industrien mit all den 
Folgen für die inländische Preisbildung, die wir aus der 
Vor- und Nachkriegszeit zur Genüge kennen. Es ist gar nicht 
zu bestreiten, daß die Kartellbildung und die monopolistische 
Preisdiktatur der Kartelle in den letzten Jahren durch nichts 
so sehr gefördert worden ist, wie durch die aus der Kriegszeit 
übernommenen Einfuhrverbote und Einfuhrbeschränkungen. 
Hochschutzzölle haben aber, soweit es sich um die Fernhaltung 
der ausländischen Konkurrenz handelt — im Grunde dieselbe 
Wirkung wie Einfuhrverbote und sind infolgedessen auch eben- . 
so wie. diese geeignet, einer monopolistischen Marktbehert- 
schung durch Kartelle der inländischen Industrie Vorschub zu 
leisten. Andererseits ist keine polizeiliche Preiskontrolle und 
Wucherbekämpfung so geeignet, ungerechtfertigte Preissteige- 
rungen auf dem inländischen Markt hintanzuhalten, wie die 
freie Zulassung der ausländischen Konkurrenz. Deshalb ist die 
am stärksten kartellierte Schwerindustrie neben dem Groß- 
agrariertum die ausgesprochenste Verfechterin einer Hoch- 
schutzzollpolitik, deshalb haben aber auch die Arbeitnehmer, 
deren Bemühungen um eine Hebung ihrer Reallöhne jederzeit 
durch die Preispolitik der kartellierten Unternehmer durch- 
kreuzt werden können, alle Veranlassung, sich für eine frei- 
händlerische Richtung der deutschen Handelspolitik einzusetzen, 


350 4° 450 650 7, 2.70 


16,8 179.4 
preissteigernde 


Natürlich sind die Verfechter des Hochschutzzolles be” 


müht, den Zusammenhang zwischen Zöllen und Lebenshaltungs- 
kosten zu verdunkeln. Da sie nun einmal die preissteigernde 
Wirkung von Schutzzöllen nicht vollständig abstreiten können, , 
suchen sie den Widerstand-der Arbeitnehmer gegen die von 
ihnen geforderten Schutzzölle dadurch zu überwinden, daß 
sie ihnen eine Erhöhung ihrer Nominallöhne entsprechend der 
durch die Schutzzölle herbeigeführten Verteuerung der Lebens- 
haltungskosten in Aussicht stellen. Es braucht kaum gesagt. 
zu werden, daß im Falle einer Verteuerung der Lebenshal- 
tungskosten durch Wiedereinführung von Getreidezöllen die 
Arbeitnehmerschaft selbstverständlich eine entsprechende Er-. 
höhung ihrer Löhne und Gehälter fordern müßte. 
Darüber ist sich auch wohl das industrielle Unternehmertum 
klar und deshalb wehrt sich die weiterverarbeitende Industrie. 
zur Zeit noch gegen die Wiederherstellung der Getreidezölle. 
Immerhin muß schon heute dringend davor gewarnt werden, 
sich der optimistischen Hoffnung hinzugeben, daß: es ohne 
Schwierigkeiten möglich sein werde, eine Verteuerung der 
Lebenshaltung durch Schutzzölle durch entsprechende Er- 
höhungen der Nominallöhne wettzumachen. Man braucht sich 
nur die Kundgebung desGroßen Ausschussesder 
Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 


bände vom 12. März d. J./gegen weitere Lohnerhöhungen zu‘ 


vergegenwärtigen, um sich darüber klar zu werden, daß 
weitere Erhöhungen der Nominallöhne und -gehälter nun 
gegen den hartnäckigsten Widerstand der Arbeitgeberverbände 
urehzusetzen sein werden. Darum fordert es das ureigenste 
Interesse aller Arbeitnehmer, sich mit allem Nachdruck gegen 
eine Verteuerung ihrer Lebenshaltung durch eine hochschutz- 
zöllnerische Handelspolitik zu wenden. Otto Schweitzer,: 


+ die 


. industrie A.-G. (Bubiag) 


lichen Anweisung Dreschers (Name des 


Betriebsstörung und Schadenersatz 


pflicht der Betriebsangestellten 
In der Frage der Haftung der technischen Angestellten für 
durch Betriebsstörungen entstandenen Schäden hat unser 
Bund beim Oberlandesgericht in Naumburg ein 
günstiges Urteil, das zugleich von grundsätzlicher Bedeutung 
für die Frage der Verantwortlichkeit der. Aufsichtspersonen 
ist, erwirkt. SR, 

Unser Mitglied N. war bei der: Braunkohlen- und Brikeit- 
in Mückenberg als Grubenauf- 
seher angestellt und hatte die Kohlengewinnung in den Tage- 


bauen Marianne I und II zu beaufsichtigen. Am 24. Fe- 


bruar 1923 wurde ‘N. fristlos entlassen, und gieichzeitig 
reichte die Bubiag beim Landgericht Torgau eine Klage ein, 
in der sie N. für den durch die Beschädigung eines Kohlen- 
baggers entstandenen Schaden ersatzpflichtig machte; sie for- 
derte Ersatz der aufgewandten Material- und Reparaturkosten 
und außerdem eine Entschädigung für den entstandenen Förder- 
ausfall. Die Forderung: bezifferte sich ins- 
gesamt auf 4000 Goldmark. Als Begründung wurde 
angegeben, daß der Grubenaufseher N. seine Pflichten aus 
dem Angestelltenvertrage schuldhaft verletzt habe, und daß 
infolge dieser Pflichtverletzung die Beschädigung des Baggers 
eingetreten sei. Er habe das Fahrgeleis des Kohlenbaggers 
nicht ordnungsgemäß legen lassen, die Steigung sei zu stark 
gewesen, und der Bagger habe infolgedessen eine Beschädi- 
gung am Fahrantrieb erfahren. Darin sei eine Verletzung 


“der Aufsichtspflicht zu erblicken. Außerdem habe der Gruben- 


aufseher N. seine Pflichten aus dem Dienstvertrage verletzt, 
indem er der Anweisung des ihm vorgesetzten Grubeninspek- 
tors, sich ständig an dem Bagger aufzuhalten, nicht nach- 
gekommen sei. Durch den Weggang vom Bagger sei der 
Unfall passiert. R or: 
Das Landgericht Torgau erklärte im Urteil 
vom 7. Januar 1924 den Klageansprucheder Bu- 
biag für gerechtfertigt, 
Gegen das Urteil legten. wir sofort im Interesse des be- 
troffenen Kollegen und aus grundsätzlichen Erwägungen Be- 
rufung beim Oberlandesgericht in Naumburg ein. In einem 
umfangreichen technischen Gutachten legten wir im einzelnen 
dar, daß die Beschädigung am Fahrantrieb des Baggers auf 
die verschiedensten Ursachen zurückgeführt und ein ursäch- 
licher Zusammenhang zwischen der Aufsichtstätigkeit des Gru- 
benaufsehers und dem eingetretenen Betriebsunfall überhaupt. 
nicht bewiesen werden könne, Außerdem wiesen wir daratıf 
hin, daß der Grubenaufseher N. der Anordnung des Gruben- 
inspektors, sich ständig am Bagger aufzuhalten, gar nicht 
nachkommen konnte, weil er auf Grund des S 76. des Allgemei- 
nen preußischen Berggesetzes für die Einhaltung der berg- 
polizeilichen _Vorschriften innerhalb seines Geschäftskreises die 


Verantwortung trug und laut 8 152 der Allgemeinen Berg- 


polizeiverordnung des O.B.A. Halle jeden Arbeitspunkt seines 
Geschäftskreises in jeder Schicht ein- bzw. zweimal befahren 
mußte. Das Oberlandesgericht beauftragte zur weiteren Klä- 
rung der schwierigen Streitsache einen gerichtlichen Sachver- 
ständigen für technische Angelegenheiten mit der Erstattung“ 
eines Gutachtens. Wir konnten mit Genugtuung feststellen, 
aß das erstattete Gutachten dem Sinne nach mit der in unse. 
rem Gutachten niedergelegten Auffassung übereinstimmte. 

In dem Termin am 26. März 1925 wies das Ober- 


landesgericht die Bubiag mit ihrer Klage ab 


und verurteilte sie zur Tragung der Kosten 
des Rechtsstreites. „Das Oberlandesgerichtsurteil führt 
in der Begründung über die technische Seite der Streitsache 
aus, daß die Beweislast für den ursächlichen Zusammenhang 
zwischen dem Verhalten des Beklagten und dem eingetretenen 
Schaden die Klägerin (Bubiag) trifft. „Durch. die Beweisauf- 
nahme ist nun weder-ein Verschulden des Beklagten noch ein 
ursächlicher Zusammenhang erwiesen.“ Der Nachweis, daß 
die befahrene Steigung so stark war, daß sie vom Bagger 
nicht genommen werden konnte, sei nicht erbracht worden; 
eine_hohe Wahrscheinlichkeit spreche dafür, daß der Unfall 
auf die mangelhafte Beschaffung des Baggers zurückzuführen 
sei, wofür der Beklagte auf keinen Fall hafte. 

-_ Besonders wichtig ist die Stellung des Oberlandesgerichtes 
zur Frage der Verantwortlichkeit der Aufsichtspersonen. In 
der Urteilsbegründung wird zunächst ausgeführt, daß der Senat 
der Aussage des Grubeninspektors, der ekundet, daß er den 
Beklagten angewiesen habe, nicht vom Bagger fortzugehen, 
keinen Glauben habe schenken können, weil er am Ausgang 
des Prozesses erheblich interessiert sei. Sodann unterstellt der 
Senat diese Aussage als wahr, und die Begründung - fährt 
wörtlich fort: ZEN. 


„Auch wenn erwiesen wäre, daß sich der Beklagte der ausdrück- 
Grubeninspektors. D. R.) zu- 
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wider vom Bagger 72% entfernt hätte, Könnte ihm daraus ein Vor- 
wurf nicht gemacht werden, da er sich um mehrere Betriebe zu kümmern 


hatte, Bei Kollisionem zwischen Anordnungen Vor- 


 gesetzter und allgemeinen Betriebsvorschriften 


ehen die letzteren vor, denn der Beklagte ist gemäß 8 76 


des Allgemeimen preußischen Berggesetzes als Aufsichtsperson innerhalb 


des ihr übertragenen Geschäftskreises für die Innehaltung der Betriebs- 
pläne sowie für die Befolgung aller im Gesetz enthaltenen oder auf 
leer desselben . ergangenen Vorschriften und Anordnungen verant- 
wortlich.“ 

Das Urteil ist ein großer Erfolg, unseren 
Organisation. Zwei grun sätzliche Fragen sind in dem 
Urteil behandelt -und zugunsten der technischen Betriebs- 
angestellten entschieden worden: die Haftpflicht der techni- 
schen Angestellten für Betriebsschäden un die Stellung der 
bergpolizeilich verantwortlichen Angestellten gegenüber ihren 
dienstvertraglichen Vorgesetzten. Die Ietztere Frage ist im 
gegenwärtigen Augenblick, wo sich der Preußische Landtag 
mit der Erhöhung der Grubensicherheit beschäftigt, von ganz 


besonderer Bedeutung, Wir behalten uns deshalb vor, noch 


näher darauf zurückzukommen. . .-: 

Das Urteil ist in. sachlicher Beziehung ein 'kroßer Er- 
folg unserer Organisation. Darüber hinaus zeigt es in hervor- 
ragendem Maße den Nutzen -der’Gewerkschaft für die tech- 
nischen Angestellten. Ohne die Hilfe seiner Organisation 
hätte der Kollege N. mit größter Wahrscheinlichkeit den, Pro- 
zeß verloren, und zeitlebens würde er an der hohen Schadens- 
ersatzsumme zu tragen gehabt haben. Nicht nur die enorm 
hohen Kosten machen ‘dem einzelnen Koliegen eine form- 
gerechte Prozeßführung, insbesondere die Einlegung der Be- 
rufung unmöglich, sondern vor allem die Bearbeitung der in 
solchen Prozessen aufgeworfenen technischen und berggesctz- 
lichen Streitfragen, die ein großes Maß von Spezialkenntnissen 
»rfordert, das der. berufstätige Kollege nicht besitzen kann. 
Jeder technische Angestellte muß sich bei der Kompliziert- 
heit des Bergbaubetriebes mit seinen vielen Störungen bewußt 
sein, daß er sehr leicht in einen solchen Streitfall verwickelt 
werden kann. Wenn er dann nicht organisiert ist oder ihm 
keine gute Organisation zur Seite steht, ist er wehrlos dem 
Arbeitgeber ausgeliefert. x 

Ein so schwieriger Prozeß ist gleichsam ein Prüfstein für 


die sachliche Leistungsfähigkeit einer gewerkschaftlichen Or- 


‚ganisation; denn hierbei ist zu beweisen, ob die Organisation 


> allen Anforderungen gewachsen ist, und ob sie ins esondere 
mehr kann, als nur Gehaltsforderungen zu stellen. Wir glau- 


ben, daß der vorliegende Falt wieder einmal bewiesen hat, 
daß die Interessen der technischen Bergbauangestellten im 
Butab gut aufgehoben sind. 
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Wirtschaftsfragen 


Der Weltkohlenmarkt. Die bekannten Schwierigkeiten der 


2 vergangenen Jahre in der Kohlenversorgung und die seit 1924 
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Finsetzenden Klagen über die Absatzverhältnisse lassen das 
Augenmerk auf die Entwicklung des internationalen Kohlen- 
marktes überhaupt richten. Dem allgemeinen Wirtschaftsan- 
trieb nach der internationalen Produktionseinschränkung 
während des Krieges ging keine gleichmäßige Produktionsent- 
wicklung der Kohle parallel. Die Nachkriegsjahre brachten 


_ anorganische Hemmungen und Eingriffe in die Kohlenproduk- 


tion, die lange Zeit keine geregelte Kohlengewinnung auf- 
kommen ließen. Immerhin war schon, einmal im Jahre 1920 


“nach der ersten großen Bedarfsdeckung eine Absatzstockung 


auf dem Weltmarkt zu beobachten. Ende; jenes Jahres setzte 
Mann ein zweimonatiger Bergarbeiterstrefk in England ein, 
dem im folgenden Jahre ein zweiter vem April bis Juli mit 
einem Förderausfall von zirka 55 Millionen Tonnen folgte. Ein 
mehrere Monate langer Streik in Amerika im Jahre 1922 
brachte einen ähnlichen Ausfall. Der Ruhreinbruch im Jahre 


1993 verursachte in Deutschland einen Förderausfall von 60 bis 
70 Millionen Tonnen. Das Jahr 1924 brachte zum erstenmal 


wieder eine normale Produktionsentwickkung, wobei die euro- 


 päischen Kontinentalländer besonders -eine Steigerung der 


Kohlenförderung aufweisen gegenüber einer starken Abnahme 
in Nordamerika und einer geringen Abnahme in England. In 
Deutschland erhöhte sich die Steinkohlengewinnung im 
abgelaufenen Jahr von 62,2 auf 118,8 Millionen Tonnen, die 
Braunkohlenförderung von 118,2 auf 124,4 Millionen Tonnen. 
In Frankreich steigerte sich die Stein- und Braunkohlen- 
gewinntung von 38,5-auf 45 Millionen Tonnen, im Saargebiet 


von 9,2 auf 14 Millionen Tonnen, in Belgien von 22,9 auf 


23,4 Mill. Tonnen, in der Tschechoslowakei von 28,6 auf 
34,8 Millionen Tonnen. Den Steigerungen der Produktion steht 


= ein tatsächlicher Minderverbrauch an Kohle gegenüber. Er 
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hat seine Ursachen teils in der internationalen Absatzkris®, ann 
aber auch in der fortschreitenden Ausnützung der Wasserkrätie, 
der Elektrifizierung der Eisenbahnen und Industrien und der 
vermehrten Verwendung von Petroleum ‚und Oel, Durch diese 
Tatsachen ist die Konkeäriee" vol einer Produktionskrise zu 


- einer Absatzkrise geworden. Betrachtet man dabei die 


Wettbewerbsverhältnisse, so zeigt sich, daß der amerikanische 
Absatz in Europa nach dem Ruhrkrieg mit Ausnahme von 
Italien so gut wie ausgeschaltet ist. Die Hauptausfuhr 
Amerikas geht nach Kanada, wo der englischen Kohle das 
Feld abgegraben ist. Die englische Kohle behauptet. sich _da- 
gegen besser gegen die nordamerikanische Konkurrenz in Süd- 
amerika. Englands Ausfuhr ist durch die allgemeine Absatz- 
krise am stärksten getroffen. Sie ging von 79,5 Millionen 
Tonnen im Jahre 1923 auf 61,7 Millionen Tonnen im Jahre 
1924 zurück. Dem steht allerdings ein gesteigerter Inmen- 
verbrauch gegenüber. Verhaltnismäßig günstig liegen die eng- 
lischen Absatzverhältnisse noch in Dänemark, Schweden, Nor- 
wegen, Spanien und den deutschen Küstenstädten. Aber überall 
trifft sie auf die neue deutsche Konkurrenz. Durch den stetigen 
Preisabbau der Ruhrkohle seit Mitte 1923 haben schließlich 
die deutschen Preise für Kohle und Koks die englischen etwas 
unterschritten. Seit Jahresfrist steht die deutsche Kohlenausfuhr 
in erfolgreichem Wettbewerb mit der englischen Kohle. Nach 
Schweden dürfte der deutsche ‘Kohlenexport die Höhe der 
Vorkriegszeit wieder erreicht haben. Die baltischen Staaten, 
Südosteuropa, die Türkei, Kleinasien, Aegypten, Algier und 
Java erhalten wieder deutsche Kohle. Die Eingliederung der 
deutschen Kohlenproduktion in den Weltmarkt läßt daher aller 
Voraussicht nach nicht auf eine gefahrvolle Entwicklung des 
deutschen Bergbaues schließen, die etwa eine Rückschraubung 
der sozialen Verhältnisse rechtiertigen würde. 


Deutschlands zweiundzwanzig größte Unternehmungen. Mit 
dem Uebergang Deutschlands zur Goldwährung wunden sämt- 
liche Aktiengesellschaften verpflichtet, neue, sogenannte „Gold- 
bilanzen“ aufzustellen. Eine eigentliche Neubewertung ge- 
schah dabei nicht, da die Verwaltungen der Aktiengesell- 
schaften ziemlich willkürlich die Betriebsanlagen einschätzten. 
Trotzdem können die Bilanzziffern manchen Anhalt zur Be- 
urteilung der deutschen Kapitalskonzentra tion geben. 
Rechnet man das Aktienkapital und die ausgewiesenen Rück- 
lagen als „Eigenkapital‘“; zusammen, so ergibt sich, daß ein 
Eigenkapital von 100 Millionen Goldmark. und darüber 
hinaus nur zweiundzwanzig Unternehmungen besitzen. 
Darunter fallen: acht Gesellschatten der Kohlen- und Eisen- 
industrie mit einem Eigenkapital von insgesamt einer Milliarde 
125 Millionen; vier Elektrizitätsgesellschaften mit einem Eigen- 
kapital von insgesamt 600 Millionen; drei chemische Gesel- 
schaften, die zusammen ein Eigenkapital von 626 Millionda 
besitzen; vier Großbanken (die sogenannten „D-Banken“: 
die Deutsche Bank, die Disconto-Gesellschaft, die Dresdner 
Bank, die Darmstädter Bank), mit einem Gesamtkapital von 
545 Millionen; und ferner drei Unternehmungen gemisch- 
ten Charakters (darunter auch die dem Reiche gehörende 
Vereinigte Industrie-A.-G.), die zusammen 337 Millionen er 
kapital haben. Das sind die 22 größten Gesellschaften. 
Die Summe ihres Kapitals beträgt also etwas über 31/, Milliac- 
den Goldmark. Unter ihnen befinden sich nur drei Geseil- 
schaften mit einem Kapital, das 200 Millionen erreicht: Fried- 
sich Krupp A.-G. mit 200, die Badische Anilinfabrik mit 235 
und die Deutsche Bank mit 200 Millionen. Vergleicht man 
diese Zahlen mit der Friedenszeit, so ergibt sich: 

1. eine teilweise Kapitalseinbuße bei denjenigen 
Unternehmungen, die entweder durch den Friedansvertrag oder 
durch die Intlation enteignet wurden: dies sind die Schifli- 
tahrtsgesellschaften (Hapag, Lioyd hatten früher 
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‚mehr als je 100 Millionen, heute wenieer als’ je 70 Millionen 
Eigenkapital und können also heute ü erhaupt nicht zu den 
größten zählen) und ein Teit der Banken; 

2. ein starker Fortschritt der Konzentratio n, nament- 
lich in der Schwerindustrie, der dhemischen und der Elektri- 
zitätsindustrie; in dem Maschinenbau und der Textilindustrie 
hingegen sind überhaupt: Keine Gesellschaften vorhanden, die 
zu den größten zu zählen wären; x 


3. infolge mangelhaften Kredits können heute die Gesell- 


schaften viel weniger Obligation skapital in Anspruch 
nehmen als in der Vorkriegszeit. Sie sind vorerst lediglich auf 


ihr Eigenkapital angewiesen, so daß heute eine Ge- 


sellschaft mit 100 Millionen Eigenkapital ‚eine geringere Ge- 
schäftsbasis besitzt als eine mit gleichem Eigenkapital vor 
dem Kriege. 


schaften wohl viele geistig fremde „Konjunkturmitglieder“ 


brachten, aber ihre wirkliche Sach- und Tatengrundlage ges 
schwächt haben, beginnen diese wichtigen Arbeiterorganisa- 
tionen sich zu erholen und gehen einem wirklichen, nicht mehr 
scheinbaren Aufstieg entgegen. Der Umsatz betrug pro Mit» 


glied im 

5 1. Vierteljahr 1924 . & » . . 32,45 Mark 
2: » 1924 [1 * » . . 3 fs „ 
NA 102" eg 240 >, 
BT, re 


im ganzen Jahr . . . . .. 161,24 Mark 


Das ist immer noch viel geringer als vor dem Kriege. 
Damals erreichte .der ‚Kopfumsatz trotz der billigen Preise 


287 Mark. 5 


Natürlich liegt dies zum Teil an der aene des 
a 


deutschen Proletariats nach dem Kriege und der Inflation: 


der Arbeiter verbraucht in Wirklichkeit weniger. Zum andern 


Teil erklärt sich das .aber auch durch die innere Unreife der 
einzelnen. Zwar ist die Zahl der Mitglieder (3,4 N 
heute genau doppelt so groß wie vor dem Kriege (1,7 Mil- 


Mitgliederzahl allein nicht viel beweist. Es muß also durch 


Werbearbeit: das Verlorene wiedergewonnen werden. 


Allein 280 Vereine haben im vorigen Jahre 5700 Werbever- 


anstaltungen getroffen, an denen sich12,6 Millionen Personen, ' 
darunter 1,2 Millionen Frauen und 140000 Kinder beteiligt 
haben. Allmählich wird sich auch der Eriolg zeigen, wie sich 
schon aus dem obigen Steigen der Umsatzzifiern im Laufe des 


Jahres ergibt. 
Heranbildung technischer Sachverständiger auf dem Gebiet 


der Sozialpolitik in Italien. Wie die „Konsum enossenschaft- 


liche Rundschau‘ mitteilt, ist aus der freien Universität für 
landwirtschaftliches Gegenseitigkeits- und Genossenschafts- 
wesen ın Rom das Institut für Genossensch aits- 
wesen, Sozialpolitik in Wohlfahrtseinrich- 


tungen hervorgegangen, das sich das Ziel gesteckt hat, ge- 


eignete Personen für Genossenschaftsverwaltung und tech-. 


nische Sachverständige auf dem Gebiet der Sozialpolitik, Aus- 


wanderung und Versicherung in zweijährigen Kursen heranzu- 
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Feststellung der. Berufseignung in der letzteren Zeit ‚häufig an- 


. gewendet wird. Besonders Dr. Hildegard Sachs und Dr.H. Zan- 
Emneız befassen sich mit dieser Frage. Das Ergebnis ihrer 
orschungen ist: die Ermittlung der persönlichen Veranlagung 

durch Beobachtungen, ° die sich auf längere Zeiträume er- 

strecken, ‘die den Einfluß des ‘Zufalles und der Aufregungs- 
momente bei Experimenten und Prüfungen ausschalten, 'ist 
für die Zwecke der Massenberatimg viel empfehlenswerter als 
die Handhabung. der unentwickelten Technik der experimen- 
tellen Methode. Ganz entschieden wird. gegen die Prüfungs- 


stellen, die von der Großindustrie für die Sonderzwecke der. 


einzelnen. Betriebe eingerichtet ‚werden, Frönt gemacht. Die 
Notwendigkeit einer 'unparteiischen, gemeinnützigen und sozia- 


len Berufsberatung wird. gegenüber der kapitalistisch beeinfluß- 
ten, parteiischen Berufsberatung betont. Zeit- und Kraftvergeu- 


Die deutschen Konsumgenossenschaften. Nach den Jahren 


der Inflationszerrüttung, die den deutschen Konsumgenossen- fungsstellen angeführt. 


dung, ‘ Doppelarbeit, laienhafte Methoden und vermehrte Ar- 
beiterausschließBung werden gegen die großindustriellen Prü- 


. Allgemeine Lohnfragen ee ee 
Die Entwicklung, der Arbeitslöhne seit der Stabilisierung. 


Die. vom Statistischen Reichsamt herausgegebene „Wirtschaft 


und Statistik‘ stellt die: seit der Stabilisierung erfolgte Lohn- 
entwicklung. ziffernmäßig dar. Nach Einführung der Renten- 
mark wurden die bis dahin nach dem Dollarindex ausgerechne- 
ten Löhne in einem Ausmaß gesenkt, das viel größer war als 


‘ die Senkung der Warenpreise nach der Stabilisierung. Die 


tarifmäßigen Spitzenlöhne (für Vollarbeiter mit drei Kindern) 
betrugen im Reichen kart im Monat. Januar. 1924 für 
Gelernte 57 Pfennig, für Ungelernte 44 Pfennig (Nominallöhne). 
Im Bergbau betrug zu der Zeit der Schichtlohn 5,28 Mark, der 
Stundenlohn in der Metallindustrie 59 Pfennig, Textilindustrie 
32, Lederindustrie 55, Holzindustrie 48 Pfennig. Diese. geringen, 
Löhne‘ haben bei den meisten Industriezweigen bis. April: und 
Mai keine Erhöhung erfahren. Die in den Monaten April und - 
: Mai erkämpften Lohnerhöhungen blieben infolge der Wirt- 


1 "= schaftskrise während des Sommers überall unverändert, ja, auch 
lionen). Aber’ die Inflationsiahre haben ja gezeigt, daB die 


die Belebung der Konjunktur im September und Oktober hat 
“ vorerst keine Löhnerhöhungen nach sich gezogen. Erstin 
den letzten Monaten des Jahres, nach der entscheiden- 


den Besserung der Konjunktur konnten Lohnerhöhungen 


durchgesetzt werden, die aber angesichts der Verteuerung der 
Warenpreise in der zweiten Hälfte des Jahres keine erhebliche 
Erhöhung des Reallohnes bedeuteten. " Immerhin konnte die 
Arbeiterschaft ihre Löhne seit Januar erheblich steigern. Im 
Reichsdurchschnitt betrugen die Stundenlöhne (Spitzenlöhne) 
im Januar 1924 57 Pfennig, im Dezember 74,8 Pfennig für Ge- 
‚lernte, für Ungelernte 44 bzw. 53,5 Pfennig. Die Spitzenlöhne 
der Bauarbeiter betrugen im Dezember 86 Pfennı für Ge- 
lernte, womit sie nach ‘den Bergarbeitern, deren Tariflöhne 


im Dezember erhöht wurden, mit 90 Pfennig Stundenlohn an 


zweiter Stelle stehen. Ihnen folgten die Buchdrucker und Holz- 
arbeiter mit 80 bzw. 78 Pfennig Stundenlohn. Am schlechtesten: 
waren die Facharbeiter der-Papier- und Textilindustrie bezahlt. 
Die Spanne zwischen den Löhnen der gelernten und ungelern- 


_ ten Arbeiter ist-von 20,7 Prozent im Januar 1924 auf 31,9 Pro- 


bilden. Die Zulassung ist bedingt durch eine klassische oder. zent im Dezember gestiegen. 


technische Reifeprüfung oder Qualifikationsnachweis. 


Berufsberatung und psychotechnische Methoden. Das Son- . 


Im Januar 10925 hat eine Steigerung der Tarifsätze nur in 


der chemischen Industrie stattgefunden; sonst kamen nur ver- 


einzelte Lohnänderungen vor. Im ganzen hat sich der ge- 


derheft zum Reichsarbeitsblatt, das unter dem Titel „Berufs-  wogene Stundenlohn für Gelernte .von Dezember 1924 auk 


beratung, \ Berufsauslese, Berufsausbildung‘ herausgegeben 
wurde, erörtert eingehend die verschiedensten Probleme der 


Berufsberatung. Besonders hervorzuheben ist die skeptische 


Beurteilung der jungen psychotechnischen Methode, die zur 


An den z 

Bund der technischen Angestellten und Beamten | 

Berlin NW 40 3 
Werftstraße 7. 


Bestellzettel 


Abt. Betrieb 


Ich bestelle hiermit das Inhaltsverzeichnis der 
Deutschen Techniker-Zeitung, Jahrgang 1924, zur un- 


Exemplaren. 


Januar 1925 von 74,8 auf 75,3 Pfennig, für Ungelernte von 53,5 


“auf 54,1 Pfennig erhöht. Die Wochenlöhne erhöhten sich von 


‚Dezember auf Januar von 36,52 Mark im Reichsdurchschnitt 
auf 36,77 Mark für Gelernte, von 27,69 Mark auf 27,95 Mark 
für Ungelernte. Im Februar sind die Spitzenlöhne der west- 
fälischen Eisen- und Stahlindustrie durch Schiedsspruch um 


6 Pfennig pro Stunde auf 66 ‚Pfennig für Gelernte, für Hilfs- 


‚arbeiter um! 4 Pfennig auf 52 Pfennigeerhöht worden. Im Buch- 
a gewerbe erfolgte im Januar die Neuregelung des Reichs- _ 
tarifes, ar 


Gehaltsvereinbarungen stets auf ‚die Tarifgehälter stützen. 
Die von den Gewerkse aften seit der Inilation durchgesetzten 
Gehaltserhöhungen haben in manchen Betrieben Schwierigkeiten 
aller Art zur Folge gehabt. Unter den Arbeitgebern gibt es 
schr viele, denen jedes, auch das bescheidenste Gehalt zu 


hoch ist, die in der Notlage vielleicht bereit sind, durch eine 
 Leistungszulage ihre Gehälter den sonst üblichen Gehältere 
anzupassen, die aber jede mögliche Gelegenheit benützen, 


um den je ta 5 die Gehälter zu kürzen oder bei allge- 
meinen tariflichen Gehaltserhöhungen versuchen, ihnen diese 
vorzuenthalten, besonders wenn der Angestellte infolge der 
ungünstigen Konjunktur nicht diese Frivolität des Arbeit- - 
gebers mit der Kündigung beantworten kann. Der Angestellte 
muß deshalb über sein Gehalt eine Vereinbarung treifen, 
die ihm die tariflichen Gehaltserhöhüngen ‚sicherk = ee 
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Nehmen wir an, das Tärifgehalt einer O 
d der An estellte will ein Gehalt von .360 


gibt es hierfür folgende Möglichkeiten: 


N | Jruppe sei 300 Mark 


ark vereinbaren, 






1. Im Dienstvertrag wird: ohne Bezugnahme auf: den be- 
stehenden Tarifvertrag ein festes Gehalt von 360 Mark ver- 
- einbart. Nun gelingt es den. Gewerkschaften, eine Erhöhung’ 
——- um zehn Prozent, durchzudrücken, dann könnte der Arbeit- 
> geber erklären, es ist ein festes Gehalt von 360 M. vereinbart 
worden, Die zehnprozentige Erhöhung der Tarifgehälter be- 
rührt unser Gehaltsabkommen nicht, um so weniger, als das 
neue Tarifgehalt von 330. Mark immer noch 30 Mark unter dem 
‚vereinbarten Gehalt liegt. Ob auf dem Rechtswege eine Ent- 
scheidung, daß auch dieser Angestellte Anspruch auf eine 
Erhöhung seines Gehaltes um. zehn Prozent hat, durchzu- 
bringen. ist, ist mindestens zweifelhaft. Deshalb sollten Gehalts- 
vereinbarungen in dieser Form. auf alle Fälle vermieden werden. 


2. Im Dienstvertrag wird vereinbart: Herr A bekommt zum 
Tarifgehalt der Gruppe X eine Leistungszulage von 60 Mark. 
Hier wäre für die Leistungszulage ein fester Betrag vereinbart. 
Die Folge könnte sein, daß bei einer Erhöhung der Tarif- 

ehälter um zehn Prozent wohl das Grundgehalt von 300 auf 
330 Mark erhöht wird, "aber die in fester Höhe gewährte 
Leistungszulage keine Erhöhung erfährt. In der Inflationszeit 
sind dadurch .viele Leistungszulagen allmählich entwertet. Es 
kann daher auch eine solche Abmachung nicht empfohlen 


\ 


{ werden. ._ | 

=. 3, Die Vereinbarung lautet: Herr A. bekommt zum Tarii- 
= ehalt der Gruppe X eine Leistungszulage von 20- Prozent. 
— Damit ist einwandfrei festgelegt, daß bei einer Erhöhung des 


—— Gründgehaltes durch die Tarifparteien auch eine entsprechende 

Erhöhung der. Leistungszulage eintreten muß. Die Gehälter 
der oberen Angestellten sind meistens in dieser einwandfreien 
Form festgelegt. Was aber bei den leitenden Angestellten 
recht ist, muß auch’ bei den anderen billig sein. 
Alle Kollegen können nicht dringend genug aufgefordert 
werden, über’ alle Punkte ihres Dienstverhältnisses, besonders 
über die Gehaltsbestimmungen, Tarifgruppe, Leistungszulage, 
Provision, Prämien, Gratifikation usw. feste, einwandfreie, 

- vertragliche Regelüngen zu treffen und ‚sich auf keine allge- 

— » meinen Redensarten und Versprechungen einzulassen. Eine alte 

- Erfahrung ‚sagt: Arbeitgeber, die am’: meisten versprechen, 
halten am wenigsten. BER 


"Betriebsräte - en 


.. Der AfA-Bund bei den diesjährigen Angestelltenrats- und 

_ Betriebsratswahlen, Die ersten aus den großen Betrieben vor- 

liegenden Ergebnisse der diesjährigen. Angestelltenrats- und 

Betriebsratswahlen zeigen, daß die Vertreter des AfA-Bundes 

nach wie vor das Vertrauen der Angestellten in vollem Um- 

fange besitzen. Die nachstehenden Ergebnisse zeigen außer- 

dem ein Wachsen der abgegebenen Stimmen und eine Ver- 

-— mehrung der Mandate für den AfA-Bund. 

"Die Angestelltenratswahlen bei dr Germaniawerft 

De de am.14, April 1925 erfolgte, ergaben folgendes Re- 
sultat: 3 ; : 


& 7) 


=» Der Landesschlichter für die Pfalz. Nach den letzten gül- 
Be. et Gehaltsfestsetzungen erhielten die Angestellten der Me- 
——  tallindustrie Frankenthals in Gruppe TI Monatsgehälter von 
57 bis 126 M,, in Gruppe TII 81 bis 146 M., TIII 100 bis 
172 M., TIV — das sind selbständige Konstrukteure, Bau- 
führer usw. — 126 bis 245 M., TV — Betriebsingenieure und 
—  —-vorstände — 259 bis 311 M. und Oberingenieure und sonstige 
leitende Angestellte nach Gruppe TVI 376 M. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß nur sehr wenige Kollegen nach den 
Gruppen V und VI entlohnt werden und die allergrößte Zahl 
- aber in Grüppe II fällt. Die Mehrheit der Kollegen erhält 
demnach in der Frankenthaler Metallindustrie ein Gehalt, das 
- ihnen kaum eine Lebenshaltung gestattet, wie sie ein Angestell- 
——- ter vor dem Krieg mit einem Monatseinkommen von etwa 
100 bis 120° M. führte. Sämtliche an. dem Tarifvertrag beteilig- 
ten Angestelltenorganisationen verlangten deshalb eine Ge- 
— haltserhöhung, und als in freien Verhandlungen ein Ergebnis 
"nicht zustandekam, riefen sie den Schlichtungsausschuß an, 
- der eine Gehaltserhöhung um 13 Prozent vorschlug. Aber auch 
 liese bescheidene Gehaltserhöhung lehnten die Unternehmer ab. 
Die Angestellten beantragten deshalb beim stellvertretenden 
=  Schlichter für die Pfalz die Verbindlicherklärung des Schieds- 
- spruches. Zur allgemeinen Ueberraschung hat der Schlichter 
dem Antrage nicht entsprochen, sondern die Verbindlicher- 
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A: " Unorganisierte . .2 1924 — 
Der Gedag und mit ihm der Verband deutscher 
Techniker — die glaubten, auf der Germaniawerft eine 
Hochburg zu haben — sind durch diese Wahl sicherlich böse 
enttäuscht worden. Der AfA-Bund hat jetzt die absolute Mehr- 
heit im Angestelltenrat. 


Bei den Angestellten- und Betriebsratswahlen der Firma 
Krupp in Essen. zeigt sich ebenfalls ein gutes Abschneiden 
für den AfA-Bund. Es-erhielten: ’ 
bi: 2 “  AfA-Bund Gedag G.d.A, Oberbsamte Gelbe 

1925 1924 1925 1924 1925 1924 1925 1924 1925 1924 


} Ate-Bund... * 2 ...6 Mandate (1924 5 Mandate) 
924 5 1} 


Stimmen. 1585 1782 .1944 2715. 608 633. 671 829 224 267 
Angestelltenrats- 

sitze 7 19.1027 52 25:23 BEER! 1 
Betriebsratssitze _ 3 2.223 et 172% 1- — 


- Nur fünf Stimmen fehlten und der AfA-Bund hätte einen 
weiteren, Sitz im Angestelltenrat erhalten. Der allgemeine 
Stimmenrückgang ist auf den Abbau von mehr als einem 
Drittel der Tarifangestellten zurückzuführen. Während alle 
übrigen Listen ihre bisherigen Sitze wieder erhielten — den 
AfA-Bund sogar einen Sitz im Betriebsrat mehr — büßte der 
Gedag je einen Sitz im Angestellten- und Betriebsrat ein. 


Die Angestelltenratswahlen bei der Maschinenfabrik 
Augsburg-Nürnberg in Augsburg brachten eine 
weitere Vergrößerung des Spannungsverhältnisses zwischen 
AfA-Bund einerseits und Gedag und G.d. A. andererseits. Es 
entfielen auf die Liste des E 


“AfA-Bundes-... . . 417 Stimmen und 8 Sitze (1924 7 Sitze 
ee BE WER 
Ba Donner.) 


Von 1047 Wahlberechtigten haben 681 ihr Wahlrecht ausge- 
übt, was einer Wahlbeteiligung von 65 Prozent entspricht. - 


Auch die Neuwahl des Angestelltenrats im Sachsen- 
werk Niedersedlitz war für den AfA-Bund ein voller 
Erfolg. Es waren nur zwei Listen aufgestellt, und zwar hatte 
außer dem AfA-Bund der Gedag eine Liste eingereicht, Das 
Wahlergebnis war folgendes: 7 


AfA-Bund . . 8»Sitze (1924 7 Sitze) 
Gedag- 277..2..1:° 52.1924 2553 
Wie uns aus dem mitteldeutschen Gebiet be- 
richtet wird, hat auch dort der AfA-Bund fast überall an 
Stimmen und Mandaten gewonnen. Im Leunawerk behält 
er seine führende Stellung. Die Wahl ergab: 


$ AfA-Bund Gedag G.d. A, 
Angestelltenrat . » « 7 4 22 
Betriebsrat . ., ., 3 1 1 
Betriebsausschuß GER 1 - _ 


Weitere Ergebnisse lassen wir an dieser Stelle in dem 
nächsten Nummern unserer Zeitung folgen. 


SHARE 


klärung mit einer Begründung abgelehnt, die ebensogut der 
Feder eines strebsamen Unternehmersyndici entstammen könnte. 
Die Begründung führt aus, daß nach Fällung des Schieds- 
spruches die Parteien nochmals Verhandlungen führten, in 
denen das Arbeitgeberkartell bereit war, die Gehälter um 
sechs Prozent zu erhöhen, falls die Angestellten dafür statt 
der 48stündigen eine 54 stündige Wochenarbeitszeit auf sich 
zu nehmen bereit gewesen wären. Scheinbar hält der Verfasser 
dieser Begründung das Angebot der Unternehmer für beson- 
ders sozial, denn zwischen den Zeilen der Begründung. steht 
recht deutlich die Mißbilligung des Schlichters über die An- 
gestellten, die eine zehnprozentige Gehaltserhöhung forderten 
und außerdem die neunte Tagesstunde mit 1/,,,. des Monats- 
gehaltes bezahlt haben wollten. Prüft man dieses sogenannte 
Arbeitgeberangebot objektiv, so findet man, daß von den 
Angestellten eine Arbeitszeitverlängerung um etwa zwölf Pro- 
zent gefordert wurde, währenddem das Gesamteinkommen 
nur um die Hälfte, nämlich um sechs Prozent erhöht werden 
sollte. Der Schlichter ist der Meinung, daß die Frage der 
Arbeitszeit sich von der Frage der Gehaltserhöhung nicht 
trennen ließe: Weiter führt die Begründung aus, daß es der 
Arbeitnehmerseite bei Verhandlungen über die Arbeitszeit eine 
besondere Ausfallstellung geben hieße, wenn der Schiedsspruch, 
der der Angestelltenschaft eine 13 prozentige Gehaltserhöhung 
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. Neue Tariigehälter in Goldmark, Er ER 
Die Gruppenbezelichnung In den einzeinen TEE Rugen entspricht nicht in allen Fällen der In nachstehender Tabelle angewandten. 


Tari trägen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. a 1 R Bo 
PR ne aneteran den Zahlen geben nur annähernde Vergieiehamöglichkeit; ‚Kollegen, die sich Über Einzelheiten unterrichten wollen, 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 


DieneuenGe- Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe 


hälterwurden 1 I - IN IV v 
festgesetzt d. M. | M. M. M. M. | 


Fach- 
gruppe 


Bezirk | für Monat Soziale Zulage 


1352165 
135165 
160200 


190-250 
180—230 
220— 290 


275—335 
245—310 
300-360 


303— 352 
187-- 254 


85—160 
85—135 
110-200 


Breslau ab 1. April 1925 | Vereinbg. 
Gleiwitz Schiedsspr. 
Unterweser- nes 
Ems 
Berlin r 
FreistaatAnhalt 
Aschersleben 
Hannover 
Kreuznach 
* [Freistaat Lippe 
Münster 
Neustadt 


tn m 


152—189 206 279 
115—151 151-—205 
90—182 149-— 248 187—297 
175—250 300 400 
120— 221 130—247 170—294 
105—230 145-280 _ 
94—222 103— 244 — 
84—184 163— 263 221—315 


104—189 
85—121 
70—152 

100—170 
70—170 
80—170 

85,50—202 
65—130 


„ 254— 290 
Vereinbg. 


= 


Frau 15,-, K. 15,-, 
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(Haardt) 
Leipzig | 5 
'y Angestellte, die im Betrieb tätig sind, erhalten 50/, Zuschlag. 


u 


* Die Gehälter gelten nur für das platte Land. In Städten sind die Arbeitgeber verpflichtet, ausreichende Zulagen zu zahlen. 


Schiedsspr. | 91,50—150,50 | 131—215,50 


— 


196— 274,50 | 235— 352,50 —_ | 
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Fachgruppenbezeichnung: A == Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D— Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur, 


G = Holzindustrie, 


H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I= Chemische Industrie, K= Steinindustrie, L— Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N = 


Metallindustrie, O — Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q — Seifenindustrie, R= Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 


U = Wagen- und Karosseriefabriken, V = optische Industrie, 
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bringt, für verbindlich erklärt” würde. 
die Aufgabe des Schlichters sein. — Ferner müsse die Frage 
der Trägfähigkeit der Firmen einer näheren Prüfung unter- 
zogen werden. Die Arbeitgeber behaupten, die 13 prozentige 
Erhöhung würde eine jährliche Belastung von 300 000 Mark 
ausmachen, während die Angestellten nur etwa die Hälfte 
dieser Summe errechnen. Der Schlichter stellt fest, daß ihm. 
die Zahlen der Angestelltenverbände etwas zu niedrige‘ ver- 
anschlagt scheinen, die Berechnung des Arbeitgeberkartellg 
aber unstrittig die gerechtere sei. Weiter wird in der Be- 
gründung das bekannte Lied angestimmt von den größeren 
Lasten, die die deutsche Industrie im Verhältnis zur Vorkriegs« 
zeit zu tragen habe. Es werden aufgezählt die Kreditnot, die 
Bankzinsen, Güterfrachten, Steuern usw. und schließlich er- 
klärt, daß auch die Begleiterscheinungen des Tarifvertrages 
die Betriebe belasten. — Es ist in. der Pfalz demnach ein 
Beamter zum Schlichter bestellt worden, der das Bestehen 
der Tarifverträge bedauert oder wenigstens glaubt, feststellen 
zu müssen, daß die Tarifverträge eine zwecklose Belastung 
der Produktion seien. Er gibt zwar in seinen weiteren Aus- 
'führungen zu, daß die Realgehälter noch niedriger als vor dem 
Krieg und der Steigerung der Lebenshaltungskosten “nicht 


geiolgt seien. Es wird auch zugegeben, daß die Frankenthaler . 


Gehälter niedriger sind als in der übrigen pfälzischen Metall- 
industrie. Es müsse aber auch berücksichtigt werden, daß die 
Firmen bei schlechtem Geschäftsgang fast zum Erliegen kom- 
men. Weiter beklagt die ‚Begründung, daß der Export fast 
vollständig daniederliege, aber auch am Inlandsmarkt die fran- 
zösische, belgische und sogar amerikanische Metallindustrie 
den einheimischen Werken nicht zu urnterschätzende Kon- 
kurrenz mache. 


Es dürfte dem stellvertretenden Schlichter in der 
nicht unbekannt sein, daß in Belgien, Frankreich und insbe- 
sondere in Amerika die Durchschnittslöhne ganz erheblich 
höher sind, ja, in Amerika das Vielfache der in Deutschland 
üblichen Sätze betragen. Es hätte für ihn als Schlichter nahe- 


liegen müssen, daraus den Schluß zu ziehen, daß die Kon- . 
kurrenzfähigkeit einer Industrie nur zum geringsten Teil von 


der Lohnhöhe abhängig ist. — Wir können dem Schlichter 
und den von ihm betreuten Unternehmern mit großer Sicherheit 
voraussagen, daß, wenn sie ihre Tarifpolitik im Sinne der vor- 
stehend skizzierten Begründung beibehalten, die Franken- 


aus der Konkurrenz vollständig 


1 : ausgeschaltet sein wird, weil 
sich kein 


tüchtiger Angestellter bereitfinden wird, für. die 


Frankenthaler Unternehmer zu hungern, auch dann nicht, wenn 
der stellvertretende Landesschlichter dies sozusagen als patrio- 


tische Pflicht hinstellt. 


Im übrigen ist es charakteristisch, daß die Begründung 
des ablehnenden Bescheides auf den Antrag der Angestellten 
sich ausschließlich mit den Interessen der Arbeitgeber be- 
schältigt. Anscheinend ist es diesem Hüter des sozialen 
Friedens gar nicht eingefallen, etwa zu untersuchen, ob und 
wie es den Angestellten möglich sei, mit einem Friedensreal- 
lohn von etwa 100 Mark oder. beim selbständigen Konstruk- 
teur von ungefähr 162 Mark eine Familie nicht nur zu er- 
nähren, sondern den Kindern auch noch eine der 


Es könne dies nicht 


Pfalz 


Ausbildung 
des Vaters mindestens gleichwertige Erziehung angedeihen 


zu lassen. Der Schlichter spricht in längeren Ausführungen 


von den vielfältigen Lasten, die den Industriellen auferlegt 


seien, läßt aber außer acht, daß die Steuerlasten der Arbeit- 
nehmer gegenüber der Vorkriegszeit relativ» weit mehr ge- 
stiegen sind als die der Unternehmer. Wir geben germ zit, 
daß der stellvertretende Schlichter in der Pfalz eine unrühmliche 
Ausnahme darstellt, aber auch diese Ausnahme beweist, daß 
die Angestellten sehr leichtfertig wären, wenn sie sich auf das 
soziale Empfinden der amtlichen Schlichtungsausschüsse und 
Schlichter verlassen wollten, anstatt auf ihre eigene Kraft. 


"Architektentarif Berlin. Die Gehaltsverhandlungen mit desi 
Privatarchitekten gestalten sich deshalb in letzter Zeit schwierl- 
ger, weil die Architekten behatpten, die Gehaltserhöhungen 
nicht so wie die Bauunternehmer einfach auf den Auftraggeber 
abwälzen zu können. Sie machen insbesondere geltend, daß 
die behördlichen Auftraggeber ihren Wünschen auf Erhöhung 
der Gebührenordnung wenig Entgegenkommen zeigen. Aus 
diesem Grunde glaubten sie, unsere Forderung auf Gehalts- 
erhöhung ablehnen zu müssen. Wie schon früher bei ähnlichen 
Gelegenheiten lassen die Architekten durchblicken, daß ihrer 
Ansicht nach die Angestellten bzw. deren Gewerkschaft mit 
den Architekten gemeinsam auf die Anerkennung der Honorar- 
forderungen der selbständigen Architekten hinwirken sollten. 
Natürlich ist unser Bund nicht in der Lage, derartigen Wün- 
schen irgendwelcher Arbeitgeberschicht nachzukommen. Mit 
den Gehaltsforderungen der Gewerkschaften ist niemals die 
Absicht verbunden, ein notwendiges Produkt zu verteuern, 
sondern den Gewinn aus der Herstellung desselben unter die 
Arbeitenden gerechter als bisher zu verteilen, jedenfalls so, 
daß auch der Schlechtestbezahlte das soziale Existenzminimum 
hat. Die Architekten klagen auch darüber, daß die Beschäftl- 
gung nicht so gut sei, wie, sie für dieses Frühjahr allgemein 
erwartet wurde und begründen auch damit ihre Abneigung, 
eine Gehaltserhöhung zu bewilligen. Wir haben aber nichts 


- davon gehört, daß die Architekten den wahren Grund der 


Zurückhaltung auf dem Baumarkt, nämlich den durch nichts 
berechtigten Baustoffwucher, energisch bekämpfen. In 
früheren Zeiten versuchten die Architekten, unsere jeweiligen 
Gehaltsforderungen zu drücken mit dem Hinweis auf die 


schlechtere Bezahlung im‘ Baugewerbe oder die Besoldungs- 


ordnung der Beamten, nach der gleichartige Arbeitskräfte 


thaler Metallindustrie binnen kurzem aus dem einfachen Grunde schlechter besoldet werden als die in Architekturateliers e 


Techniker. Die Beamten können die Architekten nun nicht 


. mehr in ihrem Interesse zu einem Vergleich heranziehen. Als 


Vergleichsobjekt haben sie sich nunmehr in den letzten Ver- 
handlungen die Bankangestellten ausgesucht, deren Ge- 
hälter infolge des riesigen Angestelltenabbaues und der organi- 
satorischen Zersplitterung der Bankangesetien allerdings auf 
einem bedauerlichen Tiefstand angelangt sind. Nach sehr lang- 
wierigen Verhandlungen sahen wir uns genötigt, das Tarif- 
amt anzurufen, das eine Gehaltserhöhung um zehn Prozent 
mit Wirkung ab 1. April 1925 festsetzte. Auch damit bleiben - 


die bei Architekten tätigen Kollegen im Gehalt noch um unge- 


fähr zehn Prozent hinter dem “vergleichbaren Berliner Bau- 
gewerbe zurück. Für die Privatarchitekten bedeutet das. eine 
nicht zu unterschätzende Gefahr, weil ihre tüchtiesten An- 
gestellten bei längerem Anhalten dieser Minderbezah ung "zum 
Baugewerbe übergehen werden. = 
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s Born: Fünfter Deutscher Bauhüttentag. Der Verband sozialer 
pi“ 


Baubetriebe beruft den Fünften Deutschen Bauhüttentag auf 
die Zeit vom 14. bis 16. Mat nach München ein. Die 
Tagung zerfällt in eine öffentliche und in eine ge- 
schlossene Sitzung. In der öffentlichen Sitzung am 
15. Mai, zu der auch die Regierungen des Reiches und der 
Länder, eine Reihe großer deutscher Städte sowie die öffentlich- 
rechtlichen und gemeinnützigen Bauauitraggeber eingeladen 


'sind, wird Herr Finanzminister a. D. HermannLüdemann 


über „Die Bauhütten im Wirtschaftskampfe“, 
Herr Geheimrat Dr. H. Bachem, Direktor der Bank der 












‚Dividendensegen bei Stinnes. Im weiten Gehege des 
Siinneskonzerns beginnt man zu ernten. Jetzt ist der Ab- 
schluß der Braunkohlen- und Brikettwerke Rod- 
dergrube A.-G. bekanntgeworden. Diese verteilt üfr das 
abgelaufene Geschäftsjahr nicht weniger als 24 Prozent Divi- 
dende. Bevor diese Dividende festgesetzt wurde, war bereits 
eine Abschreibung von 3,4 Millionen Mark oder mehr als ein 
Sechstel des 18 Mill. M. betragenden Aktienkapitals vorge- 
nommen worden. Bei der kürzlich stattgefundenen Bewegung 
zur Erhöhung der Löhne und Neuregelung der Arbeitszeit für 
den rheinischen Braunkohlenbergbau konnten die 
dortigen Unternehmer nicht genug Gründe heranziehen, daß 
der rheinische Braunkohlenbergbau gegenüber Mitteldeutsch- 
land im Nachteil sei und sich nur schwer gegen die Konkur- 
renz dieser Gebiete halten könne. Es mußte erst das Reichs- 


arbeitsministerium mobil gemacht werden, um geringfügige 
Verbesserungen für. die Arbeiter zu erreichen. ie der Ab- 


schluß der Roddergrube zeigt, waren die Schwierigkeiten der 
rheinischen Braunkohlenwerke eitel Geflunker. Die Produk- 
tionsbasis der Roddergrube ist sehr vielseitig. Neben den 
Produktion und Versendung von Rohbraunkohle bestehen 
13 Brikettfabriken mit 100 Pressen, wodurch 1,8 Millionen t 
Briketts hergestellt werden können. Ein großer Teil der För- 
derung geht aber per Kettenbahn direkt von der Grube auf 
die Treppen- und Wanderroste der Dampikessel des Golden- 
bengwerks, eines Tochterunternehmens des Rheinisch-West- 
fälischen . Elektrizitätswerkes. Das Goldenbergwerk ist das 


" größte Kraftwerk Europas, dort stehen Turbinen mit einer 


Leistungsfähigkeit von nicht weniger als 50000 Kw. Der Strom 
wird auf 110000 Voltleitungen nach den Bezirken Remscheid 
und Solingen befördert. An der Geldentwertung hat die 
Roddergrube tüchtig verdient. Waren doch im Jahre 1913 
rund 6 Mill. und 1921 22 Mill. Anleiheschulden vorhanden, 
die nach Tilgungen in der Inflationszeit in der Golderöffnungs- 
bilanz noch mit 10,7 Mill. Papiermark vorhanden waren, nach 
der Umstellung aber auf 700000 Rm. zusammengeschmolzen 
sind. Es konnten also hier bedeutende Gewinne erzielt wer- 
den. _Die ee der Arbeitszeit im Braunkohlenberg- 
bau auf 12 bzw. 10 Stunden brachte, wie obiger Abschluß 
zeigt, nicht geringe Vorteile für die Aktionäre. Bekanntlich) 
erhielt das Rheinische Braunkohlensyndikat aus den Entschädi- 
gungen der Lutherregierung für die Ruhrindustrie den Betrag 
von 10604000 Mark. Als größtes Werk ‘des Syndikats erhielt 
die Roddergrube natürlich den Löwenanteil. Wie sich diese 
Zuwendungen ausgewirkt haben, zeigt vorliegender Abschluß. 


Durften die Zechen die von der Micum. übernommenen 
Angestellten entlassen? Wir hatten im der „Recht und Rechts- 
praxis‘‘ Nr. 4, 1925 die abweisenden Urteile des Berggewerbe- 
gerichts Dortmund, Kammer Herne, zweier Angestellter der Zeche 
Viktor 3/4 veröffentlicht. Nunmehr liegt auch die Abweisung' 
der Berufungsklage durch das Landgericht Dortmund mit Ur- 
teil vom 6. April 1925 — 1. 1. S, 4525 — vor. Bezüglich des 
Tatbestandes können wir uns auf die Darstellungen der Urteile 
erster Instanz beziehen. Das Berufungsgericht hat zur Begrün- 


dung seiner. ebenfalls abweisenden Entscheidung folgendes aus- 
geführt: / 2 


„Die Berufung ist frist- und formgerecht eingelegt. Es war ihr aber 
der Erfolg zu versagen, vielmehr den durchweg zutreffenden Ausführun- 
gen des Gerdarichterd beizutreten. 

. “Der Kläger macht eine Forderung aus einem Vertrage geltend, 
dessen Bestehen von der Beklagten bestritten wird. Den ihm obliegenden 


_ Beweis für das Bestehen dieses Vertrages hat der Kläger nicht zu führen 


vermocht, 

Darüber, daß bei Beendigung des passiven Widerstandes und Fort- 
fall der Lohmsicherung durch das Reich das zwischen den Parteien be- 
stehende Arbeitsverhältnis fortbestand, herrscht unter den Parteien kein 
Streit. Es kann auch ferner keinen Bedenken unterliegen, daß die ge- 
waltsame Wegnahme der Zeche durch die Micum ein Akt höherer Ge- 
walt ist, der zur Folge hatte, daß es dem Kläger unmöglich war, für 
die Beklagte die vertraglichen Dienste zu leisten, der Behlapten, solche 


Dienste entgegenzunehmen, so daß für sie, wie der Kläger zugibt, die 


Verpflichtung zur Lohmzahlung fortfiel, 
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"Arbeiter, Angestellten und Beamten zu Berlin, über „Geld- 


marktundBaugewerbe‘, Reichstagsabgeordneter Her- 

ann Silberschmidt über den „Sturm auf die 
Zwangswirtschaftim Wohnungswesen“ und Herr 
Architekt Richard Linneke über „Die wirtschaft- 
liche Betriebsführung im Baugewerbe“ sprechen. 
In der geschlossenen Tagung am 16. Mai sollen organisa- 
torische Fragen der Bauhüttenbewegung behandelt werden. 
Mit der Tagung ist eine kleine Ausstellung sowie die, 
Besichtigung der Bauhütte München und Südbayern ver- 


DAS“ 


Ob infolge dieser beiderseitigen Unmöglichkeit, die mit Rücksicht 
auf die unabsehbare Dauer der Besetzung durch die Micum als dauerndk, 
Unmöglichkeit anzusehen ist, der Vertrag der Parteien zur Auflösung. 
ekommen ist, kann dahingestelit bleiben; jedenfalls ergibt sich die. 
Auflösung des Vertragsverhältnisses der Parteien daraus, daß der Kläger 
im ‚Oktober 1923 mit der Micum einen neuen Vertrag abgeschlossen‘ 
und dadurch seinerseits den alten Vertrag zum Erlöschen gebracht hat.‘ 
Mit Recht führt die Beklagte aus, daß, nachdem nach Aufgabe des, 
passiven Widerstandes und Aufhören der Lohnsicherung durch das Reich 
die Verhandlungen der früheren Belegschaft mit der Micum zum Ab-. 
schluß eines Arbeitsvertrages mit dieser führten, das Arbeltsverhältnis 
mit der Beklagten zur Auflösung kam. Ob diese Verhandlungen mit 
Zustimmung der Beklagten geführt und abgeschlossen worden sind oder 
nicht, ist unerheblich, da auch im letzten Falle irgendwelche Verpilich, 
tungen der Beklagten gegenüber der früheren Belegschaft nicht er- 
wachsen sind. Insbesondere kann die Zustimmung der Beklagten zu 
den Verhandlungen ihrer früheren Belegschaft mit der Micum nicht 
dahin ausgelegt werden, daß sie damit ohme weiteres die Verpflichtung 
übernommen hätte, den Kläger und die übrige Belegschaft später nach 
dem Abzug der Franzosen wieder einzustellen. Eine solche Annahme 
verbietet sich schon deshalb, weil die Dauer des Betriebes der Zeche 
durch die Micum völlig unbestimmt war. Es kann sich somit nur noch 
fragen, ob ein späteres Ereignis geeignet ist, von neuem irgendwelche 
Ansprüche des Klägers gegen die Beklagte zu begründen. Kläger will 
die Verpflichtung der Beklagten daraus ableiten, daß sie am 28. Ok- 
tober 1924 den Betrieb und die Verwaltung der Zeche als Rechts- 
nachfolgerin der Micum übernommen habe. Dem ist nicht beizutreten. 
Die Beklagte hat unbestritten ausgeführt, daß sie sich ausdrücklich ge- 
weigert habe, mit der Micum wegen der Uebernahme der Arbeiter zu 
verhandeln. Diese Weigerung der Beklagten war auch durchaus ver- 
ständlich, da die Micum „weit mehr Arbeiter eingestellt hatte, als früher 
bei der Beklagten beschäftigt waren und eine Weiterbeschäftigung dieser 
Arbeiter bei der bedeutend geringeren Absatzmöglichkeit für. die Beklagte 
gar nicht in Frage kommen konnte. 


Da eine Rechtsnachfolge wohl gegen den Willen des” Rechtsvor- 
gängers, aber nicht gegen den ausdrücklich erklärten Wällen des Nach- 
folgers möglich ist, kann hier wegen der Weigerung der Beklagten, mit 
der Micum irgendwie wegen der Uebernahme des Betriebes zu ver- 
handeln, von einer Rechtsnachfolge nicht die Rede sein. Dik Beklagte 
hat dann auch weiterhin tatsächlich mit’ jedem Beamten und Arbeiter, 
den sie unter Befücksichtigung der veränderten Wirtschaftsverhältnikse 
wieder in Dienst nahm, einen neuen Vertrag abgeschlossen. Gegenüber 
diesem klar erkennbaren Willen der Beklagten, das Vertragsverhältnis 
zwischen der Micum und der Belegschaft nicht fortzusetzen, ist bedeu- 
tungslos, daß stellenweise, wo eine Unterbrechung des Betriebes tech- 


{ 





nisch nicht ohne Störungen möglich war, eine tatsächliche Unterbrechung» 


nicht erfolgt ist. a 

Was Kläger im übrigen noch für seinen Anspruch vorbringt, sind 
allgemeine Erwägungen, denen rechtliche Bedeutung nicht beizumessen 
ist. Daß das Londoner Abkommen zur Begründung des Anspruchs nicht 
herangezogen werden kann, ergibt die Erwägung, daß öffentlich-recht- 
liche oder völkerrechtliche Bestimmungen auf die privatrechtlichen 
Beziehungen- unter den Parteien ohne Einfluß sind. 

Da also der früher zwischen den Parteien bestehende Vertrag er- 
loschen, die Beklagte in das zwischen dem Kläger und der Micum ver- 
einbarte Vertragsverhältnis infolge ihrer Weigerung nicht eingetreten ist, 
bestand für sie keinerlei vertragliche Verpflichtung, dem Kläger für 
November 1924 Gehalt zu zahlen. 

Es war demmach, wie geschehen, zu entscheiden mit der Kostenfolge 
aus $ 97 Z.P.O.“ 

Das vorstehende Urteil geht in seiner Begründung wiederum 
von vollständig falschen Voraussetzungen aus. Es verkennt 
den Begriff der Unmöglichkeit bei Dienstverträgen, insbeson- 
dere den Inhalt der auf Grund eines Dienstvertrages vom Ar- 
beitgeber zu machenden Leistungen. Wir nehmen Bezug auf den 
zur selben Frage in der „Recht und Rechtspraxis‘‘ Nr. 4, 1925° 
abgedruckten Artikel von Rechtsanwalt Dr. Samter und be- 
tonen nochmals, daß die Leisting des Arbeitgebers sich be- 
schränkt auf die Zahlung des Arbeitslohnes. Daß diese Leistung 


nicht unmöglich geworden ist, steht ganz außer Frage (vgl.‘ 


$ 279 B.G.B.). Unmöglich geworden ist lediglich die Annahme 
der Dienstleistungen. Daß es aber darauf nicht ankommt, geht 
aus 8 293 B.G.B. zweifelsfrei hervor. 


Ganz verfehlt ist der Hauptpunkt der Begründung, daß 
durch den Abschluß eines neuen Vertrages des Arbeitnehmers 
mit der Micum der alte Vertrag mit dem früheren Arbeit- 
geber aufgelöst worden ist. Dieser Auffassung steht $ 615 B.G.B. 
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entgegen: Wenn jemand zu Unrecht fristlos entlassen ist und 
es entgegen der Verpflichtung aus .$ 615 B.G.B. böswillig: 
unterläßt, anderweitig sich ihm darbietende Arbeit anzuneh- 
men, so muß er sich dennoch auf die durch die ungerecht- 
fertigte fristlose Entlassung beanspruchte Gehaltszahlung an- 
rechnen: lassen, was er. in: der Zwischenzeit hätte verdienen 
können. 

Schließt also, un alle Verdienstmöglichkeiten auszunutzen, 
ein solcher zu Unrecht fristlos entlassener Arbeitnehmer einen 
neuen Vertrag, so wird niemand ‘behaupten wollen, daß dä- 
durch der alte aufgelöst ist. Sonst wäre es nicht möglich, daß 
ein zu Unrecht fristlos Entlassener, der anderweitig zwar Ar- 
beit findet, aber weniger. verdient als in seiner früheren 
Stellung, die Zahlung des Differenzbetrages für die Zeit bis zum 
Ablauf der gesetzlichen oder vertraglichen Kündigungsfrist 
vom früheren Arbeitgeber verlangen kann. 


Hieraus ergibt sich, daß der vom Berufungsgericht zur 
Begründung der Abweisung herangezogene Grund unhaltbar, 
ist. Die Erörterung der übrigen entscheidenden Gesichtspunkte 
hat das Gericht mit Rücksicht auf diesen Grund übergehen zu 
können geglaubt. Die Frage der Rechtsnachfolge interessiert 
für diese Streitigkeiten überhaupt nicht. Das Gericht hat aber 
noch vollkommen unberücksichtigt den Umstand gelassen, daß 
die Weiterärbeit der mit den Betriebsverhältnissen vertrauten 
Arbeiter und Angestellten durchaus im Interesse der Zechen- 
besitzer lag, und daß deshalb die Angestellten zum mindesten 
das stillschweigende Einverständnis der Zechenleitung mit der 
Fortführung ‚ihrer Tätigkeit unter der Micumherrschaft vor- 
aussetzen durften. Wir halten also auch die Entscheidung des 
Berufungsgerichts für rechtlich unhaltbar. 


Gehaltsverhandlungen für den Niederlausitzer Braunkohlen- 
bergbau. Die Verhandlungen mit dem Arbeitgeberverband des 
Niederlausitzer Bergbauvereins haben sich in der letzten Zeit 
dadurch besonders schwierig gestaltet, daß die Arbeitgeber 
den Standpumkt vertreten, die Angestellten seien nicht berech- 
tigt, Rechtsansprüche aus der geleisteten Mehrarbeit zu er- 
heben für diejenige Zeit, die vor Abschluß des Mehrarbeits- 
abkommens vom 28. November 1924 liegt. Am 30. März 1935 
forderten wir vom Arbeitgeberverband die Anberaumung eines 
Verhandlungstermins zu dem Zwecke, die bisherigen Gehalts- 
sätze zu erhöhen. Der Arbeitgeberverband antwortete darauf, 
daß er so lange mit den am Tarifvertrag beteiligten Angestell- 
tenorganisationen nicht in Verhandlungen eintrete, bis diese 
bereit sind, ihre bisherige Ansicht "bezüglich der Bezahlung 
der Mehrarbeit aufzugeben und ausdrücklich zu erklären, daß 
die seit Ende 1923 gezahlten Gehälter für die seit dieser Zeit 





Beamtenbewegung 


Tagung der Bezirksfachgruppe Gemeinde- und Kreisvar- 
waltungen im rheinisch-westfälischen Industriegebiet. Am 
15. März fand in der Geschäftsstelle in Essen eine Tagung 
der Bezirksfachgruppe R.-W. I statt, bei der etwa 30 Kollegen 
aus den verschiedensten Orten des Gebietes, Vertreter des 
Butndesvorstandes, des Gates und der Hauptgeschäftsstelle an- 
wesend waren. Kollege Quensel gab einen Bericht über die 
Arbeit des Bundes: für die Gemeindetechniker, wobei er 
hauptsächlich auf die. Stellungnahme des Bundes zur 
Personalabbauverordnung, zum Sperrgesetz 
und zur preußischen Städteordnung einging und 
die. vom Bunde angewandten Mittel und Wege auf- 
zeigte, um den Standpunkt des Bundes bei der. Be- 
handlung dieser Fragen zur Geltung zu bringen. Weiter be- 
richtete Kollege Schramm über die Arbeiten der Bezirks- 
fachgruppe und schilderte dabei ausführlich die Kämpfe 1m 
die Besetzung des kleinen Gutachterausschusses. Im 
weiteren ‘Verlauf der Tagung wurde noch eine ganze Reihe 
Themen, die sich auf die Bewegung der Kommunalbeamten 
beziehen, eingehend erörtert, so z. B. die Einstellung der 
Kommunen gegenüber den Technikern und der wachsende 
Widerstand gegen die Schaffung von Beamtenstellen für Tech- 
niker, ferner die Regelung des Dienstverhältnisses der tech- 
nischen Angestellten durch einen Reichskommunal- 
tarifvertrag, die Entwicklung der Kommunalbeamten- 
bewegung im A.D.B. und. innerorganisatorische Fragen des 
Bundes. Die Debatte über .die einzelnen Fragen war außer- 
ordentlich anregend, und die Tagung selbst nahm einen sehr 
befriedigenden Verlauf. 

Im Anschluß an die Tagung fanden in einer Reihe von 
Orten des Industriebezirkes Kommunaltechnikerversammlungen 


statt, in” denen Kollege Quensel über das Thema „Dex 


I@| BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE |f9) 


Techniker inder kommunalen Verwaltung‘ re- 





_N.19 


von den Arbeitgebern eigenmächtig eingeführte längere Ar- 
beitszeit gelten. - a N; 3% 

Das von ums angerufene Reichsarbeitsministerium hatte 
die Gehaltsstreitsache an den Schlichter für die Provinz Bran- 
denburg abgegeben, der zum 4. Mai Termin angesetzt hatte. 
Auch in diesen Verhandlungen beharrten die Arbeitgeber auf 
ihren Standpunkt und weigerten sich, irgendein Gegenange- 
bot auf unsere Forderüng zu machen. Alle Versuche des 
Schlichters, die Differenzen aus der Mehrarbeit beizulegen, 
waren ergebnislos, so daß diese Frage ausscheiden und die 
Gehalisangelegenheit durch Schiedsspruch geregelt werden 
mußte. Der Schiedsspruch besagt: „Die Grundgehälter 
erhöhen sich vom -1. April ab’ um 7%. Die Ueberstunden- 
pauschale beträgt 18, 15 und'12 Mark. Diese rn 
gilt bis auf weiteres und ist erstmalig kündbar zum 30. Juni 
1925. Die Parteien haben sich bis zum 14. Mai über Annahm 
oder Ablehnung des Schiedsspruches zu erklären.“ 


Dieser Schiedsspruch deckt sich inhaltlich mit dem Schieds- 
spruch vom 27, März für das mitteldeutsche Braunkohlenrevier. 
Er trägt den Forderungen ‘der Angestellten nicht Rechnung, 
und die Lage wird dadurch besonders erschwert, daß der 
mitteldeutsche Schiedsspruch mit Recht bereits von den An- 
gestellten abgelehnt wurde. Bei den Arbeitgebern sind wir 
es gewohnt, für die Interessen der Angestellten kein Ver- 
ständnis zu finden. Bedauerlich ist aber, daß auch der Schlich- 
ter sich den Ansichten der Arbeitgeber geneigter zeigte, al& 
unseren Forderungen und nicht um ein Tipfelchen über den 
mitteldeutschen Schiedsspruch 'hinausgegangen ist. 

Von unserer Seite war neben der Gehaltserhöhung noch 

efordert worden, daß den Betriebsangestellten für den zweifel- 


os schwierigeren, verantwortüngsvolleren und auch längeren 


Dienst eine Sondervergütung entweder in Form weiterer Dienst- 
alterszulagen oder durch einen prozentualen Zuschlag zu den 
Gehaltssätzen gewährt wird. Von -Arbeitgeberseite wurde so- 
fort versucht, die kaufmännischen gegen die Betriebsangestellten 
auszuspielen. Die Vertreter des Gedag und des G.d.A. im 
ee taten allerdings den Arbeitgebern nicht den Ge- 
allen, 


nunmehr darüber zu entscheiden, ob sie sich die Art und Weise; 


wie die Arbeitgeber ‚glauben. Angestelltenforderungen behan- 
deln zu können, noch länger gefallenlassen wollen. Das" Auf-- 


treten der Arbeitgeber wird immer unerträglicher und sollta 
jedem Angestellten mit: aller Deutlichkeit zeigen, daß eine 


erfolgreiche Abwehr nur durch die geschlossene Front der 


Angestellten möglich ist. 





ferierte. Auch diese Versammlungen waren durchweg recht 


gut besucht. Auch Mitglieder gegnerischer Verbände waren. 
in größerer Zahl. vertreten. Der Verlauf .der Versammlungen:. 


war sehr befriedigend und zeigte, daß gerade unter den Kom- 
munalbeamten noch gute Werbemöglichkeiten vorhanden sind. 


Organisatorische Aenderungen in: der Kommunalbeamten- 
BPWeRUnG. Der erste Bundeskongreß des A.D.B. hat eine: 
eschlossen, die seine angeschlossenen -Organisationen ' 
verpflichtet, in eine Nachprüfung. ihrer Organisationsverhält- - 
nisse einzutreten. Auch die Verbände, die sich bei der Grün- - 


Satzung 


dung des A.D.B. zur „Reichsgewerkschaft Deut- 
scher Kommunalbeamten“  zusammengeschlossen 


haben, sahen sich veranlaßt, eine Aenderung der bisher gelten- 


den Organisationsform vorzunehmen. Aus organisationstechni- 
schen Gründen und zur besseren Wahrung der ‚Interessen 
ihrer Mitglieder haben sich die drei Verbände, ‚Verbands- 
gruppe I, Verband Deutscher Berufsfeuerwehrmänner und der 
Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter, zu einer Arbeits- 
gemeinschaft unter dem Namen „Reichsgewerkschaft Deut- 
scher Kommunalbeamten‘‘ zusammengeschlossen. Die Ver- 
tretung der Techniker und Werkmeister obliegt (nicht nur 
in Sonderberufsfragen, sondern auch in allgemeinen Fragen) 
allein unserem Bund und dem Deutschen Werkmeister-Ver- 
band, die der Arbeitsgemeinschaft nicht angehören. 

Trotz der organisatorischen Umstellung ändert sich natür- 
lich nichts daran, daß alle fünf früher in der R.D.K. zusammen- 
geschlossenen Verbände in gemeinsamen Fragen gemeinsam 


vorgehen und sich bei der Behandlung ihrer Sonderberufs- 


fragen unterstützen. 


Wie der Komba Technikerinteressen vertritt. Zur Durch- 
führung des Besoldungssperrgesetzes im rheirisch-westfälischen 
Industriegebiet war entsprechend den Richtlinien des preußi- 


ür die Ablehnung. unserer Forderung einzutreten, sie. 
haben sich aber auch nicht dazu aufschwingen können, unsere‘ 
Forderung zu unterstützen. :Die Angestellten im Revier haben 










en Ministers des Innern. en Gutachterausschuß ge- 


bildet, in dem”’der Butab für die im A.D.B. vereinigten. Kom-. 


wunalbeamtenverbände einen. Sitz inne hatte. Anläßlich von 
- Verhandlungen mit einem Vertreter. des ‚preußischen Ministe- 
 riums des are wurde. vereinbart, daß zur. beschleunigten 
- Erledigung der Streitfälle ein besonderer kleinerer Gutachter- 
ausschuß ‚gebildet werden solle, der seine Sitzungen nicht an 
einer bestimmten. Stelle..abhalten, sondern je nach ‚Bedarf an 
verschiedenen Orten zusammentreten sollte. - 

Der Komba schien zu glauben, daß ihm bier eine günstige 
Gelegenheit. geboten wäre, den unbequemen Butab auszuschal- 
ten, und ohne daß Verhandlungen zwischen den Gewerkschaf- 
ten ‚stattgefunden. hatten und eine Vereinbarung zustande ge- 
kommen wäre, wurden drei: Kombamitglieder. (zwei Verwal- 
- fungs- und. ein ‚Polizeibeamter) als Beisitzer benannt. Tech- 
- _ .niker ‚wären .also bei der Behandlung. von: Technikerfragen 
sicht zugegen gewesen, so .daß- ihre Interessen eine sach- 
- gemäße Vertretung nicht gefunden. hätten. Allerdings. stellte 

der Komba seinen Technikern in Aussicht, daß er bei der Be- 
handlung von Technikerfragen einen Techniker -in den Gut- 
achterausschuß entsenden würde. ee ”.: 

- "Gegen. dieses eigentümliche Verfahren setzte sich der 
"Bund natürlich sofort zur Wehr, und da Verhandlungen mit 
dem Komba nicht zum Erfolge führten, wandte er sich be- 
© schwerdeführend an die Aufsichtsinstanzen. Die Beschwerde 

wurde zuletzt bis zum: Ministerium des Innern getragen. 

Das Ergebnis üfiseres Vorgehens war, daß nunmehr unter 

Mitwirkung eines .Vertreters des Ministeriums des Innern 

mit der Aufsichtsbehörde vom Bunde vereinbart wurde, daß 

ein Butabvertreter (von uns wurde Kollege Schramm, 

- Essen, benannt) sämtlichen Verhandlungen des Gutachteraus- 

schusses beiwohnen solle und bei der Behandlung von Tech- 

 _ nikerfragen eines der drei Arbeitnehmermitglieder des Aus- 

schusses ausscheiden und dafür Kollege Schramm als Beisitzer 
eintreten solle. 

Schon in der ersten Verhandlung des Gutachterausschusses, 
an der unser Vertreter teilnahm — den Mitgliedern des Aus- 
schusses war nicht bekannt geworden, daß ein Bundesvertre- 
ter in den Ausschuß eintreten und an der Sitzung teilnehmen 

solle —, stellte sich heraus, daß der Komba entgegen seiner 
Zusage einen- Techniker nicht zu den Verhandlungen zuge- 
- zogen hatte, obwohl Technikerfragen zu verhandeln waren. 
- Ohne unser Eingreifen wären also Technikerangeiegenheiten 
„entschieden worden, ohne daß ein sachverständiger Vertreter 
_ hätte mitwirken können. Auch bei den folgenden Verhand- 
Jungen hat der Komba niemals daran gedacht, einen Techniker 
 zuzuzieben; er ist wohl selbst der Meinung, daß die beste 
Vertretung von Technikerinteressen immer noch der Bund ist, 
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 Berufsfragen der Behördentechniker 
3 Ein neuer Schlag der Deutschen Reichsbahngesellschaft 
gegen die Reichsbahnbeamten, Mit Erlaß 59a 231, 102, vom 
22. April-1925 hat die Deutsche Reichsbahngesellschaft dei 
Urlaub für ihre Beamten geregelt. Wenn die Reichs- 
bahnbeamten erwartet hatten, daß diese Regelung entsprechend 
der von der Reichsregierung für die Reichsbeamten getroffenen 
- erfolgen würde, so sahen sie sich. in ihren Erwartungen bitter 
“= enttäuscht. Wohl hatte die Hauptverwaltung der Reichs- 
- bahngesellschaft vorher mit den Beamtenorganisationen ver- 
handelt, doch war es zu einer- Verständigung nicht gekommen, 
da die Reichsbahngeselischaft die Uebertragung des Reichs- 
_  beamtenurlaubes auf die Bahnbeamten kategorisch ablehnte. 
> Die von der Reichsbahngesellschaft nunmehr einseitig ge- 
troffene Regelung bringt dem Eisenbahnbeamten eine wesent- 
- liche. Benachteiligung. für das laufende Jahr gegenüber den 
 _ Reichsbeamten. In den Zeitungen der  Reichsbahnbeamten- 
 verbände tritt der Unmut der Beamten über ihre Zurück- 
setzung deutlich zutage. Natürlich klagt man in den sogen. 
„neutralen“ Verbänden über die Zersplitterung in der Reichs- 
 bahnbeamtenschaft, vergißt aber hierbei anzuführen, was man 
- selbst zu dieser Zersplitterung beigetragen hat. Wie verlegen 
- mau auf dieser Seite über die weitere Entwicklung in der 
- Behandlung der Eisenbahnbeamten durch die Reichsbahngesell- 
- schaft ist, geht daraus hervor, daß z. B. die „Bayerischen 
 Verkehrsblätter‘‘ gegenüber der Diktatur der Reichsbahnge- 
sellschaft es schon als „eine rettende Tat“ bezeichnen, wenn 
die Eisenbahnbeamtenschaft sich in ihrer Gesamtheit dem von 
_ ihnen erhobenen Protest anschlösse. Diese papiernen Protest- 
_ resolutionen dürfte die Hauptverwaltung der Reichsbahngesell- 
- schaft mit der größten Gelassenheit zu den Akten nehmen, 
_ wenn sie nicht vorzieht, dieselben im Papierkorb verschwin- 
den zu lassen. RER ER 
Bezüglich der Angestellten stellen wir fest, daß die 
Hauptverwaltung der  Reichsbahngesellschaft ‚von uns darauf 
- hingewiesen wurde, daß der Urlaub für die Angestellten den 
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Bestimmungen. des Reichstarifvertrages für. die Angestellten 
bei den Reichsverwaltungen. und Betrieben vom 2. Mai 1924 
unterliegt. Danach muß vor jeder Aenderung mit den Tarif» 
kontrahenten seitens der Reichsbahngesellschaft verhandelt wer- 
den. Inzwischen haben .die. Verhandlungen der Tarifkontra« 
henten über den Urlaub der Reichsangestellten mit den Ver- 
tretern der Reichsregierung bereits stattgefunden. An den 
Verhandlungen war auch der. Vertreter der Reichsbahngesell- 
schaft beteiligt. Es wurden dabei. die in der „D.T.Z.“, Nr. 13 
vom 27. März 1925 mitgeteilte Urlaubsregelung für Reichs- 
angestellte vereinbart, der sich auch die Deutsche Reichsbahn« 
gesellschaft für ihre Angestellten angeschlossen hat. 


Vom preußischen aeronautischen Observatorium Linden- 
berg. Am 27° April konnte das preußische aeronautische Ob- 
servatorium in Lindenberg (Mark) die Feier seines 25 jährigen 
Bestehens begehen. Mit sehr bescheidenen Mitteln gegründet, 
entwickelte sich das Observatorium unter der Leitung seines 
ersten Direktors, des Geh. Oberregierungsrates Prof. Dr. AB- 
mann, im Laufe der Jahre zu einem bedeutsamen Forschungs- 
institut. Im. Jahre 1914 trat an Stelle des inzwischen ver- 
storbenen Prof. Dr. Aßmann der Geh. Regierungsrat Prof, 
Dr. Hergesell. Auch unter dessen Leitung nahm das 


Institut einen weiteren glänzenden Aufstieg. Trotz der für die - 


deutschen wissenschaftlichen Institute im allgemeinen ungünsti- 
gen Nachwehen des Krieges und der Inflation gelang es dem 
Observatorium, seine mustergültige führende Stellung in der 
Welt zu behaupten. Es ist hier nicht der Ort zu längeren Aus- 
führungen über die Entwickelung der wissenschaftlich-tech- 
nischen Arbeitsmethoden des Observatoriums, die es zu seinen 
außerordentlichen Eriolgen in der Erforschung der Luft ge- 
führt haben. Im Zusammenhang sei aber auf die Bedeutung: 
der Forschungen des Institutes für das jüngste Verkehrsmittel, 
das Luftfahrzeug, hingewiesen.‘ Seit dem Jahre 1911 wurde 
bereits ein Warnungsdienst für Luftfahrer vom Observatorium 
eingerichtet und bei einer großen Reihe von Stellen des 
deutschen Wetterdienstes Pilotstationen geschaffen. So stellt 
das Observatorium heute die vollkommenste Anstalt für wissen- 
schaftliche Drachenaufstiege in der ganzen Welt dar. Das 
Observatorium untersteht dem preußischen Ministerium für 
Wissenschaft, Kunst und Volksbildung. Zur Durchführung 
seiner Untersuchungen steht ihm ein ‚Stab von Meteorologen 
und ein bedeutendes Personal von technischen Hilfskräften 
aller Art zur Verfügung. Bei den vielen’ Anerkennungen, die 
man jetzt in der großen Tagespresse über das Institut und 
seine Leistungen finden kann, wollen wir die Erwartung aus- 
sprechen, daß man sich auch der im Dienste des. Institutes 


stehenden schaffenden Menschen, insbesondere der Techniker, 


entsinnen möge, die, jeder zu seinem Teil, zu den Erfolgen; 
mit beitragen. Möge man sich bei den zuständigen Stellen, 
dieser Anerkennung erinnern, wenn es sich darum handelt, die 
vielfach bedrängte soziale Lage dieser Techniker zu bessern. 


Betriebsräte bei den Behörden 


_Betriebsrätewahl bei der preußischen Wasserbauverwaltung, 
Die Wahlen zu den örtlichen Betriebsvertretungen und zum 
Hauptbetriebsrat der preußischen Wasserbauverwaltung finden 
am 16. Juni 1925 statt. Es sind 7 Hauptbetriebsratsmitglieden 
zw wählen, hiervon entfallen auf die Arbeiter 5 Mitglieder, auf 
die Angestellten 2 Mitglieder. Wir erwarten, daß die Bundes- 
mitglieder sofort in die Vorbereitungen der Wahl eintreten. 


Neuwahl der Betriebsvertretung in der Reichswasserstraßen- 
verwaltung. Der Reichsverkehrsminister hat in einem Erlaß 
vom 27. April 1935 — W. II. B. 8. 1721 — die örtlichen Be- 
hörden ersucht, für die bevorstehende Wahl der Betriebsver- 
tretungen namentliche Listen der Belegschaft aufzustellen 
und diese sofort, spätestens bis zum 15. Mai, in je einem 
Exemplar an den örtlichen, bezirklichen und Hauptwahlvor- 
stand einzusenden. 

"In diese Listen sind aufzunehmen alle Arbeiter, die mit 
°/g und mehr ihrer Arbeitsleistung für die: Reichswasserstraßen 
beschäftigt sind, ferner alle Angestellten, die ganz oder über- 
wiegend für die Reichswasserstraßen beschäftigt sind. Bis zum 


Wahltage eintretende Aenderungen sind den jeweiligen Wahl- 


vorständen mitzuteilen. i 

Die Behörden und Dienststellen werden ersucht, den ört- 
lichen Bezirks- und Hauptwahlvorstand in jeder Hinsicht zu 
unterstützen. 

- Nachstehend geben wir den vom Hauptwahlvorstand 
herausgegebenen Plan für die Neuwahl der Betriebsvertretun- 
gen auszugsweise unseren Mitgliedern bekannt, wobei wir 
voraussetzen, daß unsere Bezirksfachgruppen die Gelegenheit 
sofort ergreifen werden, um die Vorschlagslisten rechtzeitig 
fertigzustellen. E 

„Die Waülzeit der bisherigen Betriebsvertretungen läuft am 30. Junj 
1925 ab. Die Mitglieder der alten Betriebsvertretungen bleiben aber 
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noch so lange im Amt, bis die neuen Betriebsvertretungen gebildet sind. 


Nach & 66 der B.R.V. vom 22. August 1922 werden für den Haupt- 


betriebsrat sechs Mitglieder gewählt. 
Als Wahltagist der 23. Juni 1925 festgesetzt wor- 
den. 


Betriebsvertretungen spätestens am 2. Juni 1925 zu veröffentlichen. 
Die Vorschlagslisten für die Bezirksbetriebsratswahl und für die 
Hauptbetriebsratswahl sind bis zum 2. Juni 1925 und die Vorschlagsliste 
für die örtliche Betriebsratswahl bis zum 9. Juni 1925 einzureichen. 
Die Veröffentlichung der eingegangenen Vorschlagslisten für die Be- 
zirksbetriebsratswahl und für die Hauptbetriebsratswahl erfolgt bis zum 
16. Juni 1925. Für die Veröffentlichung der eingegangenen Vorschlags- 
listen der örtlichen Betriebsratswahl ist der 18. Juni 1925 festgelegt. 
Am 26. Juni 1925 erfolgt die Feststellung des Wahlergebnisses 
durch den örtlichen Wahlvorstand, während die Feststellung des Wahl- 
ergebnisses durch. den Bezirkswahlvorstand am 30. Juni 1925 erfolgt, 
Die neu gewählten örtlichen Betriebsvertretungen treten gemäß 
$ 30 der B.R.V. am 30, Juni 1925 erstmalig zusammen. 

Der 15. Juli 1925 ist als Termin für den Zusammentritt 'der neu 
gewählten Betriebsvertretungen festgelegt. Am gleichen Tage findet 
auch die Feststellung des Wahlergebnisses durch den Hauptwahlvorstand 
statt. S 

Für den Zusammentritt des neu gewählten Hauptbetriebsrates gemäß 
8 68 der B.R.V. ist der 6. August 1925 vorgesehen.‘ 


Behördentariffragen 
Nachtrag zum Reichstarifvertrag für die Angestellten bei 


den Reichsverwaltungen und -betrieben. Wir haben eine Reiha 


wichtiger Entscheidungen und nachträglicher Abkommen zum 
Reichstarifvertrag zusammengestellt und lassen dieselben in 
Druck erscheinen. Wir empfehlen allen Kollegen, die im Be- 
sitze des von uns herausgegebenen Reichstarifvertrags sind, 
sich diesen Nachtrag durch den Industriebeamten-Verlag, Berlin 
NW-40, Werfistr. 7, gegen Einsendung von 10 Pf. kommen 
zu lassen. Zur Ersparung von Porto empfehlen wir bei dem 
geringen Betrag den Bezug durch Sammelbesteliung. _Wir 
liefern ferner noch den Reichstarifvertrag mit dem ersten 


Das Wahlausschreiben für die Bezirks- und Hauptbetriebsrats- 
‚wahlen ist spätestens am 26. Mai 1925 und für die Wahl der örtlichen 


Nachtrag und dem jetzt erscheinenden neuen zweiten Nachtrag! 


zum Gesamtpreise von 80 Pf. 


Urlaub in Preußen. Das preußische Staatsministenum hat 
beschlossen, daß es für das Rechnungsjahr 1925 in Preußen bei 
der bisherigen Regelung des Erholungsurlaubs sein Bewenden 
haben soll.” Bezüglich der Regelung des Erholungsurlaubs für 
Angestellte verbleibt es bei der bisher geltenden im $ 32 P.A.T, 
festgelegten Urlaubsregelung. Der Urlaub der Lehrlinge richtet 
sich nach 8 52 Abs. 3 P.A.T. 

In einem besonderen Erlaß vom 20. April 1925, Lo. 422, 
weist der Preuß. Finanzminister darauf hin, daß Klagen laütge- 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


OD 00 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
‘ klamationen, sind än den Bundesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her- 


maın Waschow, ‚Stralau b. Berlin, Krachtstr. 16, zu richten, 


Beschwerdeausschuß. Beschwerden gegen die Entscheidungen des 
Bündesvorstandes sind an den Obmann des vom Biundestage neu ein- 
gesetzten Beschwerdeausschusses, Harn Ingenieur Jakob Michler,s 
München, Jutastr. 7, zu richten. 


Adressen der zentralen Verwaltungsstellen des Butab. 
Hauptgeschäftsstelle: Berlin NW 40, Werftstr. 7. 
(Telegramm-Adresse: Industriebeamde Berlin.) 
(Fernsprecher: Amt Moabit 1088, 1090, 7810, 7811.) 
Gauverwaltungen und Gaunebenstellen: 
Gauverwaltung Bayern: München, Elisenstr. 7 (T.-A.: Techniker- 

bund, München). F.: 54248. e 
Gaunebenstele Bayern: Nürnberg, Hummelsteiner Weg 70. F.: 12147. 
Gauverwaltung Brandenburg: Berlin, Weritstr, 7, 

Gäaunebenstele Brandenburg: Stettin, Städt. 

Karkutschstraße. F.: 2086. 

Gauverwaltung Hannover-Braunschweig: 

Straße 11,1. F.: Nord 1630, 


Gauverwaltung Hessen: Frankfurt a. M., Allerheiligenstraße/ 80,1, 
Taunus 2019. 


Hannover, 


Gauverwaltung Mitteldeutschland: Halle a. S., Dryandeıstr, 10, 


(T.-A.: Industriebeamte Hallesaale). F.: 5780. 
Gaunebenstele Mitteldeutschland: Erfurt, Augustinerstr. 26, 
F.: 4234, ; 
Gauverwaltung Nordost: 
gasse 49, F.: 8374. 


Gawverwaltung Nordwestdeutschland: 
brücke 10. F.: Merkur 4864, 


Königsberg i. Pr., Löbenichtsche 


Hamburg, 


Gaunebenstelle Nordwestdeutschland: Bremen, Faulenstr. 58/60. 


F.: Roland 563. 


Gauverwaltung Rheisland-Westfalen: Essen, Adolistraße 18% 


Fr: 58330: 
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worden sind, wonach einzelne Dienststellen Angesteltten und 
Arbeitern ohne zwingenden Anlaß den tariflichen Urlaub unter 
Berufung darauf, daß die dienstlichen Verhältnisse die Be- 
urlaubung nicht gestatteten, ganz oder teilweise versagt haben, 


während den mit gleichen dienstlichen Aufgaben betrauten 


Beamten der Urlaub unverkürzt gewährt worden sei, so daß 
zu folgern sei, daß bei zweckentsprechender Gestaltung des 
Urlaubsplanes die dienstlichen ‘Verhältnisse keine oder min- 
destens eine geringere Einschränkung des tariflichen Urlaubs 
der Angestellten und Arbeiter erfordert hätte. 


Um in diesem Urlaubsjahr derartige Beschwerden auszu- 
schalten wird angeordnet, daß, wenn eine Dienststelle beab- 
sichtigt, einem Angestellten oder Arbeiter den Urlaub ganz 
oder teilweise zu versagen, weil die dienstlichen Verhältnisse 
die Beurlaubung nicht gestatten, rechtzeitig die Entscheidung 
der höheren erwaltungsbehörde einzuholen ist. Diese hat 
darauf hinzuwirken, daß im Laufe des Urlaubsjalires jeder An- 
gestellte und Arbeiter den tarifmäßigen Urlaub erhält. 


Anrechnung von Heeresdienstzeit. In einem Erlaß des 
Preußischen Finanzministers vom 16. April 1925, Lo. 350 
(Preuß. Bes.-Bl. Nr. 19, 1925), wird die Festsetzung des 
Grundvergütungssatzes für Angestellte, die früher als Kapitu- 
lanten im Heere gestanden haben, geregelt. Hiernach gilt 
die außerhalb der früheren gesetzlichen Wehrpflicht im Frieden 
abgeleistete Heeresdienstzeit als Offizier oder als Kapitulant, 


‘als Reichsdienstzeit. Hieraus ergibt sich, da®” dem: Friedens- 


kapitulanten die -Kriegsdienstzeit innerhalb der Grenzen der 
Zitfer 12 der Vorbemerkung 1 der Anlage 2 zum preußischen 
Angestelltentarif. voll zur Anrechnung gelangen kann. Ob 
aber die Kapitulantenzeit im Frieden im vollen Umfange bei 
der Festsetzung des Grundvergütungssatzes anzurechnen ist, 
hängt davon ab, ob die Beschäftigung in dieser Zeit als gleich- 
artig anzusehen ist. In diesem Falle wird die Kapitulantenzeit! 


‘als Reichsdienst voll berücksichtigt, im. andern Falle dagegen 


innerhalb der Grenzen der Ziffer 12 am andern Ort zur Hälite. 


Regelung der Lehrlingsbezüge. Die Lehrlinge in den Ver- 
waltungen des Reiches und des preußischen Staates erhalten 
vom 1. April 1925 ab an Gesamtbezügen monatlich: 

im i im 

1, Lehrjaiwe 3. Lehrjahre 

In der R.-M. „M, R.-M. 

Sonderklasse 25 45 
Ortsklasse A ; 22 40 
B 20 36 
% G 18 32 
D 19:3 28 


im ° 
2, Lehrjahre 


Gaunebenstele Rheinland-Westfalen: 
straße 95. 


Gauverwaltung Saarland: Saarbrücken, Wilhelm-Heigrich-Str. 31, 1. 
F.: 1569. 


Barmen, _ Oberdörner- 


Gaunebenstele Saarland: +Ludwigshafen, Siegfriedstr. 10. F.: 934. 
Gauverwaltung Sachsen: Dresden, Wettinerplatz 10/11,1 (bei Ein- 
schreibsendungen z. Hd. des Herm Geiser). F.: 17554. 
Gaunebenstele Sachsen: Leipzig, Zeitzer Str. 32C,IV. F.; 16032. 
Gaunebenstelle Sachsen: Chemnitz, Dresdener Str. 38,1. F.: 8343, 
Gauverwaltung Schlesien: Breslau I, Margaretenstraße 17,1V, 
Zimmer 140. F.: Ohle 8615. Ne 
Gaunebenstele Oberschlesien-Ost: Gleiwitz, Wilhelmplatz 9, 
Bundeshaus. F.: 704. : 
Gauverwaltung Südwestdeutschland: Stuitgart, Rotestr, 42,1. 
BF .23380; 
Gaunebenstele Südwestdeutschland: Karlsruhe i. B., Karl- 
Friedrich-Str. 28, III. F.: 3757. 
Gauverwaltung Westdeutschland: Köln a. Rlı., Beethovenstr. 12, - 
F.: Rheinland 6137. 


 Ferienaufenthalt m der Schweiz. Durch den AfA-Bund wird tus 
vom ‚Internationalen Gewerkschaftsbund mitgeteilt, daß für deu Ferien- 
aufenthalt in einem der schönsten Teile: der Schweiz das Kurhatıs 
„dotel Beau $Sejour“ in Tesserete bei Lugano für die 
organisierte Arbeiterschaft und die Verbände der Angestellten, die dent 
1.G.B. angeschlossen sind — also auch für Bundesmitglieder — errichtet 
wurde, Das Hotel besitzt modernen Komfort, wie Bäder, Zentral- 
heizung, elektr. Licht, große geschlossene und offene Terrassen, Garten. 
usw., sorgfältig gepflegte Küche, auf Wunsch nach Diät, Im Hotel be- 
findet sich ständig ein Arzt. Blutarme, Nervöse, Rheumatiker, Ueber 
arbeitete haben Gelegenheit, sich einer rationellen Kur zu unterziehen|, 


‘Tesserete ist mit dem direkt vom Bahnhof Lugano abfahrenden elek- 


trischen Tramwagen in etwa 20 Minuten erreichbar und ist dank seiner 
etwas über Lugano erhöhten Lage (532 m über dem Meeresspiegel) das 
ganze Jahr nebelfrei. Für Organisierte sind laut vertraglicher Verein- 
barung bei gleicher Verpflegung Spezialpreise festgesetzt, und zwar bei 
einem Aufenthalt von mindestens drei Tagen 7—8 Franken pro Tag. 

Lungerkranke und Personen mit ansteckenden Krankheiten, sowie 
Bettlägerige können im Hotel nicht aufgenommen werden. Bundes- 
mitgliedern, die das Geld für einen Aufenthalt in der Schweiz 
erübrigen können, wird das Hotel empfohlen. Als Aus 


weis ist das Mitgliedsbtuech mitzunehmen RS 









ur 
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Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung‘“ 
übersandten Schriftwerke werden ‘nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 
erfolgt nicht, 


Hilier, F„, und, Luppe, H. Gewerbeordnung für das Deutsche . Reich 
nebst Kinderschutzgesetz und Hausarbeitsgesetz sowie den für. das 
Reich und Preußen erlassenen Ausführungsbestunmungen. 20. un- 
veränderte Auflage (Güttentagsche Sammlung Deutscher Reichs- 
esetze, Nr. 6). Verlag Vereinigung wissenschaftlicher Verleger W, de 

uyter & Co., Berlin W 10, Genthiner Str. 38. 

Internationaler Gewerkschaftsbund. Die internationale Gewerkschaftsbewe- 
gung. Jahrbuch für 1925. Verlag des Internationalen Gewerkschafts- 
bundes, Amsterdam. ' 

Kaskel, W. Arbeitsrecht. Enzyklopädie der Rechts- und. Staatswissen- 
schaften. Verlag Julius Springer, Berlin W 9, Linkstr. 23/24. ” 

Langsdorff, W. v. Taschenbuch der Luftflotten. IV. Jahrg. 1924/1925, 
Verlag J. F. Lehmann, München. - 

Levy, Herm. Der deutsche Arbeiter und die internationale Wirtschaft. 
(Schriften der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände e.V., 
Heft 9.) Für den Buchhandel zu beziehen durch die Verlagsbuch- 
handlung Fr. Zillessen (H. Beenken), Berlin € 19, 

Lewinsohn, Rich. Die Uinschichtung der europäischen Vermögen. Verlag 
S. Fischer, Berlin. 1925. s 

Noack, Victor. Der Weg aus der Wohritingsnot. Finanzierungsversucho 
und -möglichkeiten. (Schriften zur Aufklärung und Weiterbildung, 
Nr. 14.) Verlag Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter, Berlin 
SO 33, Schlesischestr. 42. 

Pick, Fritz, und Weigert, M. Die Praxis des Arbeitsrechts. Das Hand- 
buch für die praktische. Anwendung des Arbeitsrechts. (280 Seiten 
Oktav.) Geburfden 10 Mark. Ein unentbehrliches Handbuch für die 
tägliche Praxis. 

Tarnow, Fritz. Das Organisationsproblem im A.D.G.B. Verlag Verlags- 
anstalt des Deutschen Holzarbeiterverbandes O. m. b.H., Berlin SO 16, 
Am Köllnischen Park 2. 1925. 

Wirtschaftliches Arbeiten. Herausgegeben vom Beuth-Verlag, Berlin 
SW 19, Beuthstr. 8. 1925. 


Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu 
beziehen durch den Industriebeamien-Verlag G. m. b. H,, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendun& ohne Be- 
rechnung von Porto-und Verpackung. 





Technik. 


Kurzer Abriß der Elektrizität. Von Dr. Leo Graetz, Prof. a. d. 
Univ. -München. Verlag J. Engelhorns Nachf,, ‘Stuttgart. 15. Auflage. Es 
liegt bereits die 15. Auflage (66. bis 75. Tausend) dieses 240 Seiten 
starken und mit 179 Abbildungen versehenen Abrisses vor, die in allen 
Teilen dem neuesten Stande der Wissenschaft und Technik angepaßt ist. 
Es werden behandelt im: 1. Kap. die Erzeugung .von elektrischen Strömen 
aller Art; 2. Kap. die Gesetze der elektrischen Gleichströme; 3. Kap. die 
magnetischen Wirkungen des elektrischen Stromes und ihre Anwendung; 
4. Kap. die elektrischen Ladungs- und Spannungserscheinungen; 5. Kap. 
die Umwandlung großer Energiemengen in elektrische Ströme; 6. Kap. 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 251 


de Leistung von Arbeit durch elektrische Ströme; 7. Kap. ‚die 'Wärme- 
und Lichtwirkungen des, elektrischen Stromes und ihre Anwendung; 8, Kap. 
die chemischen Wirkungen des elektrischen Stromes und ihre Anwendung; 
9..Kap. der Durchgang der Elektrizität durch Gase, Röntgenstrahlen 
und radioaktive Erscheinungen; 10.. Kap. die elektrischen . Schwingungen 
und. ihre Anwe: (drahtlose Telegraphie und Telephonie). Ein ein- 
gehendes Sachregister erleichtert den Gebrauch dieses durchaus empfeh- 
ienswerten Buches, das bei der Reichswehr als Lehrmittel für den tech- 
nischen Unterricht im Nachrichtendienst zur Einführung gelangt ist. 
A 5 mann, 
Politik. 

Kurt Heinig: Die Finanzskandale des Kaiserreiches, 
Verlag für Sozialwissenschaft, Berlin. Preis 2 M. Das Buch ist als Ab- 
wehr gegen den aus den Korruptionsskandalen der Gegenwart entstande- 
nen und von den politischen Parteien der Rechten erhobenen Vorwurf 
geschrieben, daß nur in der republikanischen Staatsform und unter dem 
Einfluß der Sozialdemokratischen Partei der Nährboden für Korruptions- 
erscheinungen dieser Art gegeben sei. Demgegenüber weist der Ver- 
fasser an Hand eines umfassenden Aktenmaterials nach, daß die vier 
Jahrzehnte seit der Gründung des Kaiserreiches geradezu von Finanz- 
skandalen aller Art gewimmelt haben, und daß in erster Linie die Kreise 
der Hof- und Finanzaristokratie, die jetzt die Pharisäer spielen, es waren, 
die diese Skandale verursachten. In den Kapiteln: Das junge Kaiserreich 
der Schieber, der Schieberkrach der Frommen, Kolonialskandale, die Stin- 
nes-Atmosphäre, fürstliche Leistungen wird die scheinheilige Moral und 
die Gesinnungskorruption der Gründer, der Pfandbriefschieber, der Dia- 
mantenpropheten schärfstens gegeißelt und festgestellt, daß am ver- 
lorenen Kriege auch die Charakterlosigkeit jener 
Zeit mitschuldig war. 

Der, Inhalt des Buches ist trefflich geeignet, in alle jene Kreise Auf- 
klärung zu bringen, die sich durch das Barmatgeschrei der Rechts- 
parteien den klaren Blick in die Vergangenheit trüben ließen, und die 
immer noch nicht eingesehen haben, daß Finanzskandale unabhängig von 
der Staatsform integrierende Bestandteile der kapitalistischen Wirtschafte- 
ordnung sind. 4 


Verschiedenes. 


Sven Hedin: Ossendowski und die Wahrheit. Verlag 
F. A. Brockhaus, Leipzig. Preis 2 M. Das Buch. ist eine Streitschrift 
gegen den Verfasser des 1923 in Amerika erschienenen, von sensationellem 
Erfolge begleiteten und in alle Kuftursprachen übersetzten Werkes 
„Tiere, Menschen und Götter“ des polnischen Professors 
Dr. Ossendowski. Hedin weist nach, daß der größte Teil der wilsen- 
schaftlichen Angaben des Verfassers auf Phantasie beruht, daß das Buch 
daher bestenfalls nur als Abenteuersoman angeschen werden kanı. Bei 
dem Kapitel „Das Mysterium der Mysterien‘“ beweist Hedin sogar, daß 
es einem 1910 erschienenen Buche eines Franzosen entnommen ist. 

Wer das Buch Ossendowskis trotz der vielen darin enthaltenen 
Unwahrscheinlichkeiten als wissenschaftliches Werk aufgefaßt hat, für den 
mag die Streitschrift Hedins von Nutzen sein. Wer das Werk jedoch 
nur als interessante Abenteuerlektüre angesehen hat, kler wird die Polemik 
Hedins doch als über das Ziel hinausschießend empfinden. Wenn Hedin 
das Werk sogar zu den „schlechten literarischen Erscheinungen“ rechnet, 
„die den Untergang der abendländischen Kultur. beschleunigen“, so muß 
eine solche Behauptung doch als recht verstiegen bezeichnet werden. 


eG ‘ E 


Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- | Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin, 





spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. | R..Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. | Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen, 





Tüchtiger Hochbautechniker 


(Zimmerer), für kleinen Zimmereibetrieb mit Holzhandlung 
und Sägerei zu sofort gesucht. Bedingung: zuver- 
lässig, selbständig, sicher und flott im Entwurf, Veran- 
schlagen und Statik, desgl. firm in Schiftung u. Treppen- 
bau. Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnissen, Lichtbild 
und Gehaltsforderungen an 

Zimmermeister W. Broocks, Schneverdingen i. Hann, 


Bautechniker j Ben 
für örtliche Bauleitung "für | IMOIESPISTOIEN ‚ac 
Wohnhaus auf 5 Monate ge- | Fabrikat d. Deutschen Werke, 
sucht. Bewandert im Ab- Kal. 6.35 für M. 26.— 
rechnungswesen. Bewerbung. Kal. 7.65 für M. 28,— 
m. Gehaltsansprüchen, Zeug- | Auskunft u Brosch. kosten!. 


nisabschriften Lebenslauf, 
Lichtbild sofort erbeten | u Kr aaa 


Niesky, d. 28 April 1925 
BEER TER 











Besetzung der Ste 





digungsfrist, 


verwendet werden. 


gewandt zu erledigen. 


von Lebenslauf un 


4 


lle ein 
nikers bei dem Tiefbauamt der Stadt Mainz. 


Für die Kanalbau-Abteilung des Tiefbauamtes 
der Stadt Mainz wird zum baldigen Eintritt ein 


Tiefbau-Techniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung gesucht. 
Die Einstellung erfolgt mit vierteljähriger Kün- 


Bewerber soll hauptsächlich für Kanalbauarbeiten 

Er muß es verstehen, an der 
Baustelle die Leitung der Bauausführung, im Ge- 
schäftszimmer das Zeichnen und Veranschlagen der 
Einzelheiten und den ordnungsmäßigen Schriftverkehr 
Das Gehalt ist das eines 
eamten nach Gruppe VII der Reichsbesoldungs- 
Ordnung. ee eetescche sind’ unter Beifügung 










SEITE 


es Tiefbautech- 





Besetzung der Stelle eines Kanalbau-Inge- 
nieurs bei dem Tiefbauamt der Stadt Mainz. 


Bei der KanalbauabtcHung des Tiefbauamtes 
der Stadt Mainz ist die Stelle eines 


Kanalbau-Ingenleurs 


zunächst probeweise zu besetzen. Nach Ablauf einer 
einjährigen erfolgreichen Probedienstzeit kann feste 
Anstellung als Stadtbaurat in Aussicht gestellt werden. 
Das Gehalt ist vorläufig das eines Beamten in 
Gruppe X der Reichsbesoldungs-Ordnung. 

Rei ierungsbaumeister oder Diplom-Ingenieure, 
die in der Bearbeitung von Kanalisationsplänen und 
als Bauleiter im Kanalbau reiche Erfahrung besitzen 
und in leitender Stellung tätig waren, werden gebeten, 
ihre Meldung samt Lebenslauf und Zeugnissen bis 







































































Der Gemeindevorstand. 
Nachruf! 


Am 3, April 1925 entschlief nach schwerem er 


Leiden unser lieber Kollege und treues Mitglied 
der Katasteranwärter 








Zeugnissen bis spätestens 
25. April d. J, dem Oberbürgermeister der Stadt 
Mainz in einem Umschlag mit der Aufschrift „Be- 
werbung um die Stelle eines Tiefbau-Technikers beim 
städtischen Tiefbauamt‘“ einzureichen. 

Mainz, den 9. April 1925. 


Der Oberbürgermeister. 





zum 25. April d. ]. dem Oberbürgermeister der Stadt 
Mainz in einem Umschlag mit der Aufschrift „Be- 
werbung um die Stelle eines Kanalbau-Ingenieurs‘ 
beim städtischen Tiefbauamt einzureichen. 

Mainz, den 9. April 1925. 


Der Oberbürgermeister. 





Herr Karl Vieth 


im 32. Lebensjahre. 

Trauernd mit seinen Angehörigen stehen wir 
an der Bahre eines lieben und aufrichtigen 
Kollegen, dem leider der unerbittliche Tod 
ein so frühes Ende bereitet hat. 

Wir werden ihm ein bleibendes Andenken 
bewahren. Er ruhe in Frieden ! 

Erfurt, im April 1925. 


Bezirksfachgruppe „Ratasterwesen‘‘, Erlurt, 











Hochbautechniker, Aufzugsbau 


, . ’ R für Reise und Ausarbeitung von Projekten einen erfahrenen 
ter Zeichner und Statiker, sicher im Veranschlagen, sofort 
ht Angebote sind zu richten mit Zengülsabsciriften; jüngeren Techniker 
Lebenslauf und Gehaltsforderungen an 
Kart Alivens, Maurermeister, 
Walsrode i. Hannover, 


ucht 
Aufzugswerk M. SCHMID & SOHN, München. 
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ERBE SUP | 
Ziehung 15. u. 16. Mai 


Ostpreußische 


veld-Lotien 


6834 Gewinne 
bar ohne Abzug = Mark 


Monatliche Ratenzahlung! 


Klogante 


Herren- 
Kleidung 


fertig und nach Massa! 
sowie Gummi u. Lodenmäntein | 200 OOO 


Maßschneiderei Julius Fabian 5 OÖ OÖ Ö Ö 
ne ee ra 71830000 
520000 
Nebenverdienst! er20g 

s Porto und Liste 35 Pig. extra 
ne Toakten Kommanienemare De nase] Ein fStiller TH 


khaus 
licher Abrechnung. Gefl. Zuschriften unter DT. 170 gi 
an R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. Hamburg, Holzdamm 39 


Baldige Bestellg. erwünscht, 
GOGEOHEEO5L.L5IAIO9IET0H6659  EREETTTT ET F 


Renefurcht undMenschenschen 


sind Hemmnisse, die schon so manchen tüchtigen Menschen im 
beruflichen und gesellschaftlichen Leben an der Erreichung 
seines Zieles. dauernd behindert. haben. Wer aus Mangel an 
Redegewandtheit überall schweigen muß, fühlt sich. unbedeutend 
und überflüssig. Wie aber erhebt es dagegen, wie macht es 
groß und erfüllt jeden mit dem reinen Gefühl seines 
RE persönlichen Wertes, der seiner Meinung durch eine 
RE schöne, schwungvolle Rede Ausdruck geben, in Unter- 
; = WM haltungen und Diskussionen jeden Augenblick das Wort er- 
Ben greifen, schlagfertig reden und die Menschen für seine Ideen ge- 
a winnen kann. Hierzu verhilft der von dem Direktor der Redner- 
EERD » Akademie F, A. Brecht herausgegebene tausendfach bewährte 
Fernkursus für praktische Lebenskunst, logisches Denken, 


äfreie Vortrags- undRedekunst.| 


4 Anerkennung aus all. Kreisen. Ausführl. Broschüre versendet vollständig kostenlos E 
Redner-Akademie R. Halbeck, Berlin 3, Potsdamer Str. 105a. 







































Billigste und beste 
Bezugsquelle für 


Apparate u. Zubehör 

Einzelteile z.Selbstbau 

Versand nach überall. 
Viele Hundert 


Anerkennungsschreib, 
sowie üb, 100 Seit. stark. 


Radio-Nalalo 


mit : zahlreichen Abbil- 
dungen Bauanleitungen, 
Schaltungsplänen, wis- 
senschaftlich. Aufsätr”n, 
Antennenbau-Anleitung, 
Wegweiser durch die 
gesamte Radio-Literatur 
kostenlosund franko an 
alle ernstl. Interessenten. 


Süddeutsche 
Radio - Zentrale 


Stuttgart, Königstr. 10. 
Telefen 26874 





(nur mit &oerz- oder Meyer-Anastigmaten ausgerüstet) 
liefert zu den seitens der Fabriken vorgeschriebenen 


Preisen gegen 8 





günstigste Teilzahlung. 


Dresdner Gamera-Vertrieb 
Dresden-A. 24. 
Illustrierte Preisliste N. kostenfrei, 2 
















Alleinige ÄAnzeigen- und Beilagen - Annahme 


R. MERKEL 


Berlin W 35, Potsdamer Straße 111 
Ernst Heß Nachf,, 


gegründet 1872, 

Alle Musikinstrum., Harmonikas, 
Sprechapparate. — Fabrikation! 
Niedrigste Fabrikpreise. Gr. Jubil.. Cranles Spasıaıh 
Katal.gratis Schallplatt.St. 2,30 M- Saddentzchlaude, = 


Klingenthal 1. Sa. Nr. 512. | u 


































Durch Uebernahme von 
Kleinaktien (je M. 10.—) 





bietet sich Die LOBiEn EM -FEBEREEF NER Berlin 
j veranstaltet na 


zinsung Gewinnchancen bis 
M 


« eg 
ee) Yiea innSalzkammergut 
Kapitalsanlage ’ Riesengebg. Italien Rothenburg 
da mit.dem Erwerb derseibea (Elitefahrt) (Festspic'e) 
neben der regelrechten Ver- (Sonderabt. Luftreisen) 
1500.— verbunden sind, 


sonst PAINNSHahte 


R. Merkel, Berlin W 35, Pots- 
damer Straße 111. 
In fast allen Preislagen auch gegen Ratenzahlung. 


m nn nn nn 


Gratis! 
In 4 Wochen 15 Jahre 


jünger. Die neue Wieder- 
geburt, Kraft, Gesundheit, |. 


jü önheit. P: kte Charlottenbur 
Verjüngung und Schönheit ann LO 123 EA Ko: Ka 8: 
Telephon: Wilhelm 9356, 3453, ; 


Druckschrift gratis (reklame- 
halber Lotos - Versand, | 
; Jena-Löbs. 123. 








pellmann Bahnen aus 


das Jdeal / 
des SportKeglers 
> : 


G TG Erd 
TEE 
U: 


Georg Spellmann,Hannov.Holz-Industrie,Hannover-Kleefeld 
Monatsleistung . 75—100 Kedelbahnen. 








| SENDEN 
[7] 
Hütte, : :.... 
= 
Betriebs- 
? u. 

a RAR hütte 
Direkt an Private zu sehr billigen Preisen und. alle anderen 
Jagdrad:- Fahrräder Bücher wieder gegen 

: sowie Fahrrad-Ersatz- und Zubehörteile, Raten. 

Motorräder. Uhren, Gold. und Silber: H. Meusse Dr, 
waren, Haushältungsgegenstände aller Fachbu chhandlung, 


Art, Musikinstrumente. Geschenkartikel Berlin wWw57 [&, 


Burgsmüller-Waffen Potsdamer Straße 75. 
wie Tescings, Revolver, Pistolen. Luft, 
La RENTE | 


gewehre, Doppelflinten, Drillinge und 


sämtlihe Munition, ferner . Jagdaus- 
Anzug-, Paletot-, Kostüm- 


rüstungsgegenständs 


Reichhaltiger Katalog gratis und franko 
Nur ‚preiswerte Qualitätsware 


‚ Deutsche Waffen. und’ Fahrradfabriken 
H.Burgsmäütler.& Söhne 
in herrlichen Musterungen. 
Verlang. Sie Muster! 








Kreiensen am Harz Nr 20. 








Vorzüglicher Garantiert  naturreinen 
Bowlen- u. Tischwein, gesohleuderten Bienen- 


weiß u. rot, 90 Pfg. pro 1 
Liter inkl. Weinsteuer, ab Ei © Eu N 


Nierstein a.Rhein, Nachn. 9 Pfd.netto, frko.,1. Ausl. 







Welngut sehr hell, 11 M., 2. Ausl, Lieferant : 
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Das Museum der Technik 
Dr „Das Deutsche Museum ist ein. Bekenntnis des deutschen 
Volkes zur Technik. Die Technik hat nicht nıır Nutzen, sondern 
auch viele Lasten gebracht. Niemand aber kann den Fortschritt 
hemmen, der durch die "Technik die Menschheit mit sich fort- 
gerissen hat. 
Aber auch in ihrem Werden ist Gott. Nur der dient seiner 
Zeit, der sich auf die neue Wirklichkeit einstellt. 
Das Deutsche Museum ist aber auch ein Bekenntnis des 
deutschen Volkes zu sich selbst. Nur so kann es den sichersten 
A Be finden, zu dem, was war, zu dem, was ist und 
wird. Ba 
Das Deutsche Museum dient diesem Ziele, in dem es 
deutsche wissenschaftliche Arbeit und deutschen geschichtlichen 
Sinn als Grundlage technischen Verstehens zur Geltung bringt. 
Schöpfender Wille ist lebendig im deutschen Handwerk, 
im deutschen Ingenieur, in einem großen Teil der deutschen 
Arbeiterschaft. Das große Gut, daß das deutsche Volk in ihr 
besitzt, das es mit aller Sorgfalt als einen der stärksten Pfeiler 
der Zukunft. hütet.“ 
Reichskanzler Luther bei der Eröffnung des Deut- 
schen Museums in München am 7. Mai 1925, 

‚Die Technik ist mal wieder „über den Klee“ gelobt 
worden. Es hat dem deutschen Volke nie an Dingen gefehlt, 
an denen es sich begeistern konnte. Wie es sich Bi anderen 
Anlässen um die „deutsche Wirtschaft‘ oder die „deutsche 
Presse‘‘ oder um das „Vaterland“ handelt, so war es diesmal 
wieder die Technik. Es liegt wohl im technischen ‘Beruf, 
daß die Techniker bei solchen Anlässen nicht so von Begeiste- 
rung überschäumen wie die anderen Bevölkerungskreise. Der 
Techniker hat in seinem Berufe mit sehr realen Dingen zu 
tun, Seine Wissenschaft baut sich auf erkannten Tatsachen der 
Natur auf, die von der Gefühlswelt des Menschen nicht beein- 
flußt werden können. Er ist infolgedessen nüchterner veran- 
lagt und darf für sich beanspruchen, an der vielgenannten 
„ocheinkultur‘ unserer Zeit und an der Mundbegeisterung für 
sie am wenigsten beteiligt zu sein. 

. Auf jeden Menschen hat der Beruf, die Beschäftigung mit 
dem, was sein Leben hauptsächlich ausfüllt und seine -Ge- 
dankenwelt beeinflußt, auch moralische Einwirkungen. Der 
Techniker ist gewohnt, die Dinge so zu sehen, wie sie sind. 
Und mag die deutsche Presse noch so hoch als ‚Kulturinstruis- 
ment gefeiert werden, der Techniker sieht, daß sie zum größ- 
ten Teile ein Organ im Dienste nackter wirtschaftsegoistischer 
Interessen ist. Und mag der Patriotismus gewisser Kreise 
in noch so hohen Tönen gesungen werden, dem. Techniker 
als dem Wirklichkeitsmenschen bleibt nicht verborgen, daß 
es gerade diejenigen Kreise sind, die zwar im Kriege vom 
„einfachen Mann“ für das Vaterland Opferbereitschaft bis 
zum Tode verlangt haben, aber sich heute, wo es sich um 
den wirtschaftlichen Wiederaufstieg desselben Vaterlandes han- 
delt, weigern, trotz der erzielten Gewinne während der Kriegs- 
und Inflationszeit, die notwendigen Opfer an Hab’. und Gut 
zu bringen. 

- Für jeden mit noch etwas Empfinden für innere Kul- 
furwerte ausgestatteten Menschen offenbart sich die Tragödie 
Unserer Zeit in ihrer ganzen Gestalt, wenn er die Begeiste- 
rung für die „Größe“ unserer Zeit als nichts anderes erkennt 
als einen Rausch, der über den Wirtschaftsegoismus und die 
Hohlheit unserer sogenannten Kultur ‚hinwegtäuschen soll, 
und wenn er immer wieder feststellen muß, daß mit den an 
sich wertvollen Schöpfungen des Menschengeistes, so auch der 
Technik, Mißbrauch getrieben wird. Schon bei der er- 
folgreichen und bewunderten Ueberquerung. des Atlantischen 
Ozeans durch den Zeppelin haben. wir unsere „gemischten“ 
Oefühle zum Ausdruck gebracht. Die große Begeisterung 
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für die Entwicklung der Technik, wie sie von Nichttechnikern 
zur Schau getragen wird, muß uns so lange verdächtig er 
scheinen, als man dem Techniker nicht auch die entsprechende 
Wertschätzung zuteil werden läßt. 

-.. Nr ein Techniker wird das Maß der technischen Ent- 
wicklung ganz erfassen können. Nur wer in der Technik zu 
Hause ist, wer weiß, wie. eine moderne technische Schöp- 
fung entsteht, wer die endlosen Rechnungen, das Nachgehen 
und Nachspüren der Kräfte, der Verteilen, Auswählen und An- 
ordnen des Materials kennt, wird sich einen Begriff von’ der 
Macht des Menschen machen können, die er in der Erfassung 
der Naturkräfte gewonnen hat. In keinem Gebiet ist so wie 
in der Technik das geistige Wachstum des Menschen — vom 
Urmenschen, der sich die ersten Werkzeuge fertigte,- bis zum 
Erbauer der Wunderwerke der Technik, die jetzt der erstaunten 
Mitwelt in München gezeigt werden — erkennbar. Die Technik 
ist der untrügerische sichtbare Maßstab- für die gewalr 
tige Ausdehnung, die das geistige Vorstellungsvermögen des 
Menschen in den Jahrtausenden erfahren hat. 

Es ist wohl kein Zufall, daß gerade in unserer Zeit auch 
in der nichttechnischen Welt Zweifel an der Fruchtbarkeit der 
anderen, nichttechnischen Wissenschaften geäußert werden. Der 
Philosophie wird z. B. der. Vorwurf immer deutlicher gemacht, 
daß sie sich in wertlosem Sophismus verloren hat. Noch 
heute nach 2000 Jahren beten die Philosophen die alten 
Griechen Plato und Aristoteles als ihre_ Meister an. Dem- 
gemäß ist auch ihre Wissenschaft „platonisch“, d. h. eine 
Wissenschaft, der wir irgendeine Wirkung auf den Menschen 
nicht zutrauen. Platonisch muß uns auch die Liebeserklärung, 
die man gewohnheitsmäßig der Technik macht, so lange er- 
scheinen, als die Technik nur als Hilfsmittel der menschlichen 
Kultur angesehen und nicht als Beherrscherin der Kultur an- 
erkannt wird. ® 

Die Technik, so wie wir sie heute vor uns sehen, ist im 
wesentlichen ein Geschöpf des letzten Jahrhunderts. Aus 
dem Kindheitsstadium des Mittelalters ist sie zum Riesen an- 
gewachsen. Wenn wir uns den Riesen näher besehen, ist er 
körperlich gut entwickelt. Aber er hat keine Seele. 
Er ist in der seelenlosen Atmosphäre der kapitalistischen Wirt- 
schaft groß geworden. Die Technik herrscht ‚nicht, sondern 
wird von anderen, der Technik fremden Geistern beherrscht. 
Der kapitalistische Erwerbssinn beherrscht unumschränkt die 
gesamte Kultur und so auch die Technik der zivilisierten 
Völker. Als Techniker müssen wir anerkennen, daß in der 
vergangenen Zeit der Erwerbssinn die Ursache für den wirt- 
schaftlichen Wetteifer und damit auch für den technischen 
Fortschritt gewesen ist. Aber in unserer Zeit werden die 
Zeichen immer deutlicher, daß der Kapitalismus Formen an- 
nimmt, die im Widerspruch zum Geist der Technik 
stehen. Durch die immer weiter um sich greifende Monopoli- 
sierung: der Wirtschaft wird der frische Windzug der freien 
Konkurrenz, trotzdem er nach dem kapitalistischen Prinzip 
die Triebkraft für den technischen Fortschritt sein sollte, ab- 
gedrosselt.e. Der Monopolgeist legt der freien wirtschaftlichen 
Entwicklung. und damit auch der Technik Fesseln an. 

Es widerspricht dem. technischen Geist, 
wenn Unternehmer ‚die Grenzen gegen das Eindringen aus- 
ländischer Waren nur deshalb absperren, weil sie es unterlassen, 
haben, ihre Fabrikationsmethoden rechtzeitig auf neue tech- 
nische Gedanken umzustellet, und wenn sie so versuchen, 
ihren Profit durch künstlich hochgehaltene Preise zu sichern. 
Es widerspricht dem technischen Geist, wenn 
die monopolisierte Kohlenindustrie ihre Preise der ganzen von 
ihr abhängigen Wirtschaft diktiert und durch so herbeige- 
führte hohe Betriebskosten die Herstellung von Gebrauchs- 
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gütern gefährdet. Es widerspricht dem techni- 
schen Geist, wenn ein Industriewnternehmen eine neue 
Erfindung ankauft, sie aber nicht ausführt, um die durch die 
Erfindung eintretende Entwertung der bisherigen Anlagen zu 
verhüten. Eswidersprichtdemtechnischen Geist, 
wenn Millionen Menschen in Wohnungsnot verkommen, trotz- 
dem Rohstoffe und Arbeitskräfte brachliegen, nur weil die 
Baustoffproduzenten auch bei geringem Absatz zu Monopol- 
preisen genug „verdienen“. Die Technik will alle Kräfte 
einspannen, weil es ihrem Wesen widerspricht, Kräfte brach- 
liegen zu lassen. Die Technik will sich erfüllen, will 
aufbauen, will ordnen, will schaffen und helfen. Die Tech- 
nik istnicht dazu da, um nur Geld zu machen, sondern, 
um den Menschen von wirtschaftlicher Not zu befreien. Die 
Technik ist auch nicht Selbstzweck, sondern in ihr ruht der 
tiefe Gedanke der gegenseitigen Hilfsbereitschaft. Deshalb 
wird die Technik ihre volle, freie Entfaltung erst in einer 
Wirtschaftsordnung finden, in der jeder in den unmittelbaren 
Dienst der Allgemeinheit gestellt ist, und iin der nicht mehr 
der Wirtschaftsegoismus herrscht, sondern das Allgemein- 
interesse. Solange die Profithand des Kapitalismus in die 
Arbeit des Technikers hineingreift, solange die Profitsucht 
Mißbrauch mit dem technischen Geist treibt, ıwird sich die 
Technik nur halb erfüllen können. 


Wenn wir nicht den Glauben an stärkere Kräfte im Volke 
hätten, müßten wir unsere Hoffnungen auf eine volle Entr 
wicklung der Technik und auf eine höhere Wirtschaftsform 
aufgeben. Wenn wir an der Ueberwindung des heutigen Wirt- 
schaftssystemes verzweifelten, der Kapitalismus müßte sich in 
ein antriebsloses Produktionsmonopol totlaufen und nicht nur 
den gegenseitigen Wirtschaftskampf und den Wetteifer, son- 
dern auch den Kampf um die immer bessere Ausnutzung) 
der Naturkräfte aufgeben. 


Noch lassen sich die Menschen. von den wirtschaftsegoistik 
schen Kräften beherrschen. „Das Raubtier zeigt seine Natur, 
wenn es Blut, der Mensch, wenn er Geld sieht.‘ Die Bemeiste- 
rung der eigentlichen Naturkräfte war die beherrschende Ten- 
denz der bisherigen technischen Entwicklung. Die Bezwin- 
gung der Raubtierinstinkte im Menschen muß der Sinn der 
weiteren Entwicklung sein. “Wir wissen, daß diesem Sinne in 
erster Linie der Kampf der Arbeitnehmerschaft. gilt, soweit 
sie sich ihrer Lage bewußt ist und im freigewerkschaftlichen 
Lager ‚steht. Auch in diesem Sinne offenbart sich — um 
mit den Worten des Reichskanzlers zu reden — der „schöp- 
fende Wille, der im deutschen Ingenieur und im einem großen 
Teil der deutschen Arbeiterschaft lebendig ist“. Der Tech- 
niker ist aber der schöpferische Führer der wirtschaft- 
lichen Arbeit. Es ist seine Aufgabe, die gesamte Wirte 
schaft mit technischem Geiste zu durchdringen und der Tech- 
nik höhere Werte, als sie heute hat, zu geben. 


In dem Film „Kraft und Schönheit‘ wird der Mangel an 
wahrem Schönheitssinn bei den heutigen Menschen durch ein 
humorvolles und doch tiefernstes Bild gekennzeichnet, das 
uns die üblichen Museumsbesucher vor der Statue der Venus 
zeigt, und in dem plötzlich die Venus Leben gewinnt und durch 
eine abweisende Gebärde ihren Abscheu vor den von der 
Menschenschönheit so fernen menschlichen Gestalten und vor 
ihrer scheinheiligen, nur platonischen Verehrung zum Aus- 
druck bringt. 


Auch wir Techniker werden im Museum der Technik 
von Menschen, denen wahres technisches Empfinden wesens- 
fremd ist, sicherlich» zahlreiche Aussprüche der Bewunde- 
rung für die Leistungen des deutschen, Technikers hören! 
müssen. Auch diese “Verehrung wird nur platonisch sein 
und nach wie vor keine Wirkung irgendwelcher Art auf die 
schaulustigen Menschen haben. Politiker, Wirtschaftler, Ju- 
risten, Kaufleute und Verwaltungsbeamte werden wie bisher 
dem Techniker die Stellung und den Einfluß vorenthalten; 
die er auf Grund seiner bisherigen Leistungen und seiner .zu- 
künftigen Leistungsfähigkeit für das Wirtschaftsleben nicht 
nur ım „eigenen, sondern im Gesamtinteresse beanspruchen 
muß. Erst wenn der Techniker in seiner Gesamtheit be- 
griffen hat, daß er sich nur dann den notwendigen Respekt 
vor seinem Berufsstande verschaffen känn, wenn er es ver- 
steht, sich auch wirtschaftlich durchzusetzen, — erst 
wenn er begriffen hat, daß er nur durch Zusammenschluß 
zu einer Macht werden kann, wird er die ihm im Interesse 
der Gesamtheit gestellten Aufgaben erfüllen können. Hoffen 
wir, daß die Zeit nicht mehr fern ist, wo allen Technikern 
klar wird, daß sie nicht nur dazu berufen sind, eine seelen« 
lose mechanische Welt aufzurichten, sondern auch daz, 
in Gemeinschaft mit dem übrigen schaffenden Volke dafür zu 
kämpfen, daß nicht mehr das tote Kapital und der ‚nackte 
Wirtschaftsegoismus das A und O des menschlichen Strebens 
darstellen, sondern daß der Mensch zum Mittelpunkt 
der Wirtschaft und der Kultur wird. 
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Nr. 20 
Wir glauben deutlich gemacht zu haben, daß nicht nun 
zwischen Arbeit und Kapital, sondern insbesondere zwischen 
Technik und Kapitalismus, zwischen technischem Geist und 
kapitalistischem Wirtschaftsgeist ein unüberbrückbarer Gegen- 
satz besteht. In der kapitalistischen Wirtschaft wird nie - 
mals die höchste Blüte der Technik erreicht werden können. 
Erst wenn die — die technische Entwicklung hemmenden — 
Einflüsse der rein wirtschaftsegoistischen Kräfte überwunden 
werden, wird das wahre Zeitalter der Technik und damit das 
Zeitalter einer ganz neuen und besseren Kultur aufsteigen 
können. J. Gröttrup. 


Reichsentschädigung der Angestellten 


im Einbruchsgebiet 
Der Gedag am Pranger, 
Wer die Geschichte des passiven Widerstandes kennt, 
weiß, daß schon während seiner Dauer von den freien Gewerk- 
schaften die größte Aktivität entwickelt wurde, um den 


Trägern des Ruhrkampfes einen ausreichenden sozialen Schutz 


zu sichern. So hatte der AfA-Bund auch Mitte 1923 die Initia- 
tive ergriffen, um den im alt- und neubesetzten Gebiet infolge 
des Ruhreinbruchs aus ihrer Beschäftigung entlassenen An- 
gestellten einen Rechtsanspruch auf. \Wiedereinstellung und 
Weiterbeschäftigung zu verschaffen. Die Kollegen Auf- 
häuser und Giebel hatten im Reichstag einen Entwurf 
zu einem Notgesetz eingebracht und. gegen den Widerstand 
der Rechtsparteien schließlich den Erfolg erzielt, daß am 
7. Juli 1923 das „Gesetz über Wiedereinstellung 
und Kündigungin Teilen des Reichsgebietes“ 
verabschiedet ‘ werden konnte. Wenn jenes Gesetz nicht in 
Kraft getreten ist, so deshalb, weil die Nutznießer der Infla- 
tion bis zum Herbst desselben Jahres einen völligen wirtschaft- 
lichen Zusammenbruch bewirkt hatten. 

Als Anfang 1925. die Oeffentlichkeit von der 750 Mil- 
lionenspende des “Reiches an die. Ruhrindustriellen erfuhr, 
waren es wiederum A.D.G.B. und AfA-Bund, die sofort in 
ihrer großen Protestkundgebung das Verlangen stell- 
ten, auch den “tatsächlich geschädigten Angestellten und Ar- 
beitern einen Rechtsanspruch auf Reichsentschädigung zu ge- 
währen. Da es galt, den Geschädigten zu helfen, so mußte 
nach Auffassung des AfA-Bundes jeder agitatorische Gesichts- 
punkt der Richtungen ausscheiden. Im Anschluß an Verhand- 
lungen mit dem Reichsarbeitsministerium, in denen der AfA- 
Bund zum erstenmal den Vorschlag einer gesetzlichen Rege- 
lung gemacht hatte, lud er die Vertretungen des Gedag- und 
des G.d. A. zur Besprechung ein, trug ihnen seine Vorschläge 
vor, um so ein gemeinsames Vorgehen zu ermöglichen. Der 
AfA-Bund hätte schon im März d. J. die Möglichkeit gehabt, 
von sich aus einen eigenen Entwurf an das Reichsarbeits- 
ministerium zu geben, er hielt aber damit zurück, um ein. 
ame Vorgehen nicht zu erschweren. Die gemeinsam 

esprechung fand am 8. April d. J. in den Räumen des 
Reichswirtschaftsrates statt. Der G.d.A. brachte den Vor- 
schlägen Verständnis entgegen, während die Gedag-Vertreter 
allerlei Bedenken gegen eine gesetzliche Regelung 
vorzubringen wußten. Schließlich wurde "vereinbart, den» Plan 
des AfA-Bundes den beiden anderen Vorständen zur Stellung- 
nahme weiterzuleiten, um alsbald in einer zweiten Sitzung die 
endgültige Fassung für eine gemeinsame Vorlagean 
das Reichsarbeitsministerium zu finden. Die fol- 
genden wiederholten telephonischen und schriftlichen Ver- 
suche, mit dem Gedag einen neuen Sitzungstermin zu verein- 
baren, scheiterten indes dauernd. Bald war der zuständige Re- 
ferent verreist, bald hatte man andere Ausreden, so daß bis 
zum 5. Mai noch keine neue Sitzung stattgefunden hatte, 
Am 5. Mai ging aber in der Hauptgeschäftsstelle des AfA- 
Bundes vom Gedag die Abschrift einer Eingabe ein, die er 
bereits am 30. April an das Reichsarbeitsministerium gerichtet 
hatte. 

Die Grundgedanken und der wesentlichste Teil seiner 
Vorschläge waren dem am 8. April von uns vorgetragenen 
AfA-Plan entnommen. So sieht bei den Deutschnationalen und 
ihrem Anhang, dem Werband Deutscher Techniker und dem 
Werkmeisterbund, „Treu und Glauben“ aus. Das Urteil 
über diese Schiebertaktik kann den Angestellten und der 
überlassen bleiben. Hier kann man nur 
sagen: „Niedriger hängen“. — Der AfA-Bund hat das 
Reichsarbeitsministerium inzwischen von diesem in der deut- 
schen Arbeiterbewegung beispiellos dastehenden Vorgang des 
unlauteren Konkurrenzmanövers unterrichtet und seine Origi- 
nalrichtlinien für die Entschädigung von Angestellten des 
Einbruchsgebietes unterbreitet. 

Wenn sich der Gedag hier des geistigen Eigentums des 
AfA-Bundes bedient, so dürfte er allerdings beim Reichsarbeits- 
ministerium wenig Eindruck machen; denn dort ist bekannt, 
daß die Deutschnationalen nebst Anhang nach ihren vorauf- 
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 gegangenen Erklärungen eine gesetzliche Regelung der Ent- 


 schädigung gar nicht wünschten. Ihre „geheimen‘‘ Verhand- 
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Jungen mit Regierungsstellen liefen vielmehr darauf hinaus, 
- daß die Reichsregierung ihren Verbänden Pauschalsum- 


men zur Verteilung an Geschädigte zur Verfügung stellen 


sollte. Also, man wollte denselben dunkten Weg gehen, den 


vorher die Ruhrindustriellen gegangen waren. In welch wider- 
licher Weise man sich beim Reichsarbeitsminister anzubiedern 
versuchte, um Reichsmittel locker zu machen, dafür spricht 
u. a. ein „Privatbrief“, den einer der Gedag-Führer persönlich 
geschrieben hat, und in dem es z. B. heißt: ES 

no. , Die vielfachen offenen und versteckten Andeutungen, als ob 
von der gegenwärtigen Regierung nach der sozialen Seite hin wenig 
oder gar nichts zu erwarten sei, würden damit in einem wichtigen 
Einzelfall entkräftet. Aus unserem Angestelltenlager ist Ihnen, Heır 
Minister, stets großes Verständnis. entgegengebra t worden für Ihre 
schwierige und mühevolle Arbeit. Vor aliem die Unterzeichner können 
das für sich in Anspruch nehmen. Entgegen manchen anderen Strömun- 
gen hat der Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband im Westea 
unter Führung des _Hersn Walz mehrfach in aller Oeffentlichkeit Ihr 
Wirken anerkannt. Ich darf weiter daran erinnern, daB sowohl der 
Verband Deutscher. Techniker, als auch der Deutsche Werkmeisterbund, 
der erstere auf seinem Verbandstag in Hamburg, der letztere auf seinem 
Bundestag in Münster, in ihren sozialpolitischen Entschließungen Ihrer 
Tätigkeit wärmsten Dank gezollt haben.“ i 

Nicht weniger bedenklich ist das „Schweigegebot‘“, von 
dem der rheinische Gauleiter des D.H.V. an seine Mannen in 
einem vertraulichen Rundschreiben berichtet: 

m... am 29. Februar 1925 hat mit Herrn Ministerialdirektor 
Sitzier in R.A.M. die erste Besprechung stattgefunden, an der nur die 
zufällig in Berlin anwesenden Gauvorsteher des D. H.V. aus 
Essen und Köln, sowie die beiden Reichstagsabgeordneten Thiel 
und Gerig teilgenommen haben. .... Ueber die Einzelheiten 
unserer Forderung müssen wir nach wie vor schweigen. Wir wollen 


lediglich noch bekanntgeben, daß darüber zur Zeit mit dem Reichsfinanz- 


minister verhandelt wird, Sobald die uns auferlegte Schweigepflicht 
aufgehoben ist, geben wir nähere Auskunft.“ = 

Nachdem der AfA-Bund dieses illegale Treiben der Herren 
nach Ruhrentschädigung durchkreuzt hat, glauben sie nun- 
mehr, sich mit fremden Federn schmücken zu dürfen, indem 
sie den AfA-Bund veranlassen, seine Eingabe zurückzuhalten, 
um inzwischen eine Gedag-Eingabe mit AfA-Ge- 
danken machen zu kömen. Dieses Ruhrschieberstückchen 
ist weder deutsch noch national — und doch ist es echt 
„deutschnational“ 
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Ein Ueberblick über die Preisentwicklung in den letzten 
Monaten zeigt, daß die Großhandelspreise seit Beginn des 
Jahres zwar langsam, aber stetig gefallen sind, während die 
Lebenshaltungskosten nicht nur auf der gleichen Höhe blieben, 
sondern ebenso langsam und stetig anstiegen. Nach der neuen 
Berechnungsmethode der Reichsindexziffer ergibt sich für 
Aprileine Durchschnittszahlvon 136,7, gegenüber 
136,0 im März und 135,6 im Februar. 


Der Arbeitsmarkt im März, Die überwiegend günstige 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt hielt nach dem Bericht 
des Reichsarbeitsblattes im ersten Maiheft den März hindurch 
an. Führend waren nach wie vor Landwirtschaft, Baugewerbe, 
Lohnarbeit, im ganzen also die Außenarbeiten. Abschwächun- 
gen machten sich in geringem Umfange im Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe, im Bekleidungsgewerbe, in Metallver- 
arbeitung und Maschinemindustrie sowie im Spinnstoffgewerbe 
geltend; doch erreichten sie nirgends den Charakter ausge- 
sprochener Verschlechterung. 

Ein weiteres starkes Anwachsen des Stellenangebotes kenit- 
zeichnete die Entwicklung bei den Arbeitsnachweisen 
während des Berichtsmonats. Im ganzen stiegen die Stellen- 
angebote von 533477 im Februar auf 624669 im März, d. h., 
um + 17,1 v. H. (im Vormonat + 12,4 v. H.). Die Zahl den 
Arbeitsgesuche ging in der gleichen Zeit von 1463192 auf 
1445441, d. h, um 1,2 v. H. (im Vormonat 1,9 v. H.) zurück. 
Vermittlungen wurden gezählt im Februar 430047, im März 
495660, d. h, 65613 oder 15,3 v. H&mehr (im Vormonat 
+ 92 v. M.). Die Gesamtandrangsziffer stellte sich auf 231 
im März, gegen 274 im Vormonat. 34,3 v. H. aller Arbeits- 
gesuche und 79,4 v. H. aller Stellenangebote führten zu einer 
Vermittlung (im Vormonat 29,4 bzw. 806 v. H.). 

Die Arbeitslosigkeit unter den Mitgliedern der 
Arbeiterfachverbände hat weiter abgenommen. Bei 40 be- 
richtenden- Verbänden kamen im März auf 36383957 Mit- 
glieder 211 987 Arbeitslose, d. h, 5,8 aufs Hundert (gegen 
7,3.v. H. im Februar).. 

‘In der Zahl der Arbeitsverkürzungen ist gegenüber dem 
Vormonat eine erhebliche Aenderung nicht eingetreten. 

Die Inanspruchnahme der öffentlichen Erwerbslosenfürsorge 
hat weiter nachgelassen. Unterstützt wurden am 15. März 
514576, am 1. April 465761, d. h, 48815 oder 95 v. H. 
weniger, am 15. April noch 394292, also gegenüber dem 
1. April eine weitere Verringerung um 71469 oder 15,3 v. H. 
Diese Zahlen bedeuten lediglich die aus öffentlichen Mitteln 
der Erwerbslosenfürsorge Unterstützten; sie enthalten nicht 
die mitunterstützten Familienangehörigen Erwerbsloser und 
dürfen auch keineswegs mit der Gesamtzahl aller Arbeitslosen 
gleichgestellt werden. 


*+ * 
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Die Lage des Arbeitsmarktes der technischen An- 
gestellten hat sich nach unseren Beobachtungen im Monat 


April weiter gebessert, ein Fortschritt, der sich besonders | 


im Baugewerbe ausprägte. Der Bedarf an jüngeren Hoch- 
bautechnikern für Büroarbeiten war sehr lebhaft. Unbefrie- 
digend ist nach wie vor die Lage des SteNenmarktes für 
ältere Bauführer. In der Industrie waren selbst jüngere 
Betriebsassistenten schwer unterzubringen. Nach Zeitstudien- 
beamten herrschte Nachfrage. Am lebhaftesten ist der "Be- 
darf zur- Zeit im Helzungelsch, Vermessungs- und Kataster- 
wesen, Waggonbau und Förderanlagen aller Art. Von Wärme- 
ingenieuren und Hüttentechnikern wird jetzt häufig Hech- 
schulbildung verlangt. Tiefbautechniker wurden mehrfach von 
Stadtverwaltungen eingestellt, die Privatbetriebe meldeten kaum 
Bedarf an solchen. Die Stellenangebote für qualifizierte Spezial- 
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ist erschienen und wird allen Ortsverwaltungen für ihre Büchereien 
zugestellt werden. 
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ingenieure in der mechanischen Industrie überwiegen die 
Nachfrage nach mittleren Hilfskräften, Detailkonstrukteuren und 
Zeichnern erheblich. Anzeigen in den Zeitschriften, die solche 
Stellenangebote enthalten, finden sich wenig. Es scheint, daß 
die Firmenleitungen bei Bedarf an mittleren Kräften und An- 
fängern meistens auf die unmittelbar eingehenden Bewerbungen 
zurückgreifen. Die Inanspruchnahme der öffentlichen Arbeits- 
nachweise von seiten der Arbeitgeber blieb nach wie vor gering. 
Aus der statistischen Beilage des Reichsarbeitsblattes vom 
1. Mai 1925 geht hervor, daß nach einer Stichtagzählung am 
16. April, bei. den wichtigeren Arbeitsnachweisen 7490 männ- 
liche Techniker alier Art (8563 am 17. März). und 48 weib- 
liche (177) bei den Arbeitsnachweisen eingetragen waren. 
Diesen Bewerbern konnten nur 178 (177) Stellenangebote für 
männliche bzw. 4 (1) für weibliche nachgewiesen werden. 
Im Monat April meldeten sich bei unserem Stellennachweis 
103 Kollegen als gekündigt oder stellenlos an (im März 163). 
Die Bevorzugung jüngerer Kräfte wird dadurch 
bewiesen, daß nach der vom. Bunde geführten- Statistik das 
Durchschnittsalter der in der Zeit vom 22. März 
bis einschließlich 2. Mai 1925 wieder in. Stellung getretenem 
111 Mitglieder 323,4 Jahre betrug; bis 40 Jahre alt waren 
86,5%, über 40 Jahre 13,5%. Die Zahl der unterstützungs- 
berechtigten Mitglieder 'hat sich im Gegensatz zu früher nur 
unwesentlich verringert. Sie betrug am 1. April 297 und am 
1. Mai 293, 


Sei Kor 1.B.S. Am 10. April tagte im 
Industriebeamtenhause die 13. ordentliche Generalversammlung: 
der 1.B.S., die von den Berliner Genossen stark besucht war. 
Den Geschäftsbericht für das Jahr 1924 erstattete Genossd 
Schwedt. Daraus ging hervor, daß mit Beginn der Stabili- 


sierung die Sparkraft der Angestellten auf ein Minimum gesun- 


ken war. Erst ganz allmählich wurde es dem einzelnen wieder 
möglich, finanzielle Rücklagen zu machen, die eine von Monat 
zu Monat steigende Tendenz aufwiesen. Der Kreditbedarf der 
Genossen konnte änfänglich nur "wenig, später in steigendem 
Maße befriedigt werden. Es wurden zahlreiche Darlehen und 
Vorschüsse für Notfälle, Anschaffungszwecke und sonstige 
wirtschaftliche Ausgaben bewilligt. Im neuen Jahre konnten 
eine Reihe von Bauvorhaben einzelner Genossen finan- 
ziert werden. Auch der Bauhüttenbewegung konnten 
Mittel zugeführt werden. Es ist im Berichtsjahre ferner ge- 
lungen, größere Mittel für die Aufwertung der alten Spar- 
konten zugesichert zu erhalten. Der Butab hat, ermächtigt 
durch den Bundestag, seine Hypotheken in einer, das gesetz- 
liche Maß beträchtlich übersteigenden Höhe, aufgewertet. Das 
zukünftige Vertragsverhältnis wurde in einem besonderen Ab- 
kommen festgelegt, das von der Generalversammlung mit Be- 
friedigung zur Kenntnis genommen ‚wurde. Sobald der Gold- 
wert sämtlicher für die Aufwertung in Frage kommenden 
Sparkonten ermittelt ist, wird der Aufwertungsprozentsatz fest- 
gelegt, der voraussichtlich zwischen 35 und 40 Prozent liegen 
ürite. 

Den Bericht des Aufsichtsrates gab dessen Vorsitzender, 
Genosse Kortenbach. Der Aufsichtsrat beantragte, den Ge- 
winn des Geschäftsjahres 1924 in der Weise zu verteilen, daß 
zunächst zehn Prozent Dividende auf das Geschäftskapital 
Anfang 1924 verteilt werden. Weitere 1000.Mark werden dem 
ordentlichen Reservefonds und der Rest dem außerordentlichein 
Reserveionds zugeführt. Die Bilanz vom 31. Dezember 1924 
wurde genehmigt und dem Vorstand und Aufsichtsrat seitens 
der Generalversammlung Entlastung - erteilt. Aus dem Vor- 
stand schied satzungsgemäß aus der. Genosse Lustig, der 
wiedergewählt wurde, so daß der Vorstand sich wie bisher aus 
den Genossen Krug, Martens, Lustig, Schwedt zu- 
sammensetzt, Die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder wurde auf 
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10 erhöht. Aus dem Aufsichtsrat schieden aus die Genossen 
Kortenbach, Schmidt, Markus. Neugewählt wurden 
die Genossen .Gaedke, Kortenbach, Reichel, 
Schmidt. Seine Mitglieder Gaedke, Reichel, Waschow, gelten 
als Vertreter des Butab im Aufsichtsrat. Die Generalversamm- 
lung ließ erkennen, daß die Genossen gewillt sind, den Wieder- 
aufbau der Sparbank und deren weitere Ausdehnung mit allen 
Mitteln zu fördern, so .daß sie in immer stärkerem Maße in 
der Lage sein wird, der Gesamtheit zu dienen und dem 
einzelnen eine wirksame Stütze zu sein. 


Gegen den Kartellunfug. Der Zusammenschluß des Unter- 
nehmertums zu Preiskartellen usw. ist von jeher ein Mittel ge- 
wesen, die Ware zu verteuern. In Deutschland ist dieser Un ug 
nach der Stabilisierung der Mark ganz’ besonders in Erschei- 
nung getreten, weil gegen ihn die bekannte Kartellverordnung 
völlig 'versagte. Einmal erwies sie sich als Mittel, die Aus 
wüchse der Kartelle und Trusts zu bekämpfen, als völlig un- 
zulänglich. Wo sie aber in Kraft treten konnte, versagte ge- 
wöhnlich das Wirtschaftsministerium aus Bedenken, Industrie 
und Handel, wo sich vom ersten Tage an Angriffslust gegen 
die Kartellverordnung zeigte, vollends in die Opposition gegen 
die Verordnung zu treiben. So fehlt in der Praxis jeder 
Schutz gegen den Kartellunfug, 

Es war gerade deshalb an der Zeit,. daß die sozial- 
demokratische Reichstagsfiraktion einen Än- 
trag einbrachte, in dem sie verlangt: 1. die Errichtung eines 
Kartellregisters, 2. Einsetzung eines dem Gemeinwohl dienen- 
den und unabhängigen Kartellamtes, das die Befugnis hat, 
in die Tätigkeit der Kartelle, Syndikate, Trusts und ähnlicher 
Korporationen einzugreifen, ihr Geschäftsgebaren fortlaufend 
zu überprüfen und das Ergebnis öffentlich bekanntzügeben. 

Der Antrag ist nach zwei Seiten hin von größter Wichk 
tigkeit: zunächst würde durch ihn eine Stelle geschaffen, die 
von sich aus, ohne jeden Antrag von außerhalb, ohne den 
heute das Reichswirtschaftsministerium z. B. erstmal”gar nichts 
anregen und machen kann, jedem Kartellmißbrauch, sobald 
er in Erscheinung tritt, nachgeht. Des weiteren würde diese 
Stelle von dem deutschen Unternehmertum völlig unabhängig 
sein, was von den gegenwärtigen Institutionen zur. Bekämp* 
fung der Kartellauswüchse keineswegs gesagt werden kann, 

Daß dem gegenwärtigen Reichswirtschaftsminister der so- 
zialdemokratische Antrag nicht gefällt, ist ganz selbstver- 
ständlich; steht er doch in weitestem Maße unter dem Ein- " 
flusse der Unternehmer. Die ganze Reihe der bürgerlichen 
Wirtschaftsminister, die wir in den letzten Jahren erlebt und 
genossen haben, ließen die Kartelle und Trusts machen, was 
sie wollten. Zum Beispiel ist die bekannte Sperre beim Waren- 
bezug usw. in der einseitigsten Weise gehandhabt worden, 
nicht nur gegen sog. Außenseiter, sondern auch gegen Kon 
kurrenten. So werden u. a. der Größeinkaufsgesellschaft deut- 
scher Konsumvereine auf Antrag der Grossistenkartelle immer 
mehr und immer wieder der Warenbezug bei den Fabrikanten 
gesperrt. Nach der Kartellverordnung ist dies zweifellos un- 
zulässig. Aber schon seit einem Jahre brüten Juristen und 
andere Perücken über diese Angelegenheit. Geschehen ist 
aber noch nichts. 

Dazu noch ein weiterer, sehr krasser Fall: die Einkaufg« 
vereinigungen der Handwerker und des gewerblichen Mittel- 
standes werden vom Handel und den Fabrikanten ebenso boy- 
kottiert wie die Großeinkaufsgesellschaft. Auf dem Reichs 
verbandstag der Markt- und Markthallenstandbesitzer, der 
kürzlich in Berlin eröffnet wurde, teilte z. B. der Vorsitzende 
in seiner Eröffnungsrede u. a. mit, daß man bei dem Reichs- 
wirtschaftsministerium dieses Kartellterrors wegen vorstellig 
geworden ist. Dort hatte aber der in Frage kommende Beamte 
nur folgenden Trost übrig: „Bis jetzt habe das Reichswirt- 
schaftsministerium noch keine Zeit gehabt, sich mit den 
Kartellen und Syndikaten zu beschäftigen.“ 

Die Gewerkschaften müssen dafür sorgen, daß man im 
Reichswirtschaftsministerium endlich für diese lebenswichtige 
Frage die genügende Zeit aufbringt, indem sie sich geschlossen 
hinter den sozialdemokratischen Kartellantrag stellen. 


Sozialpolitik 


Forderungen der Techniker zur Arbeitslosenversicherung. 
Die fünfte Vollsitzung des Vorstandes des Bundes der techni- 
schen Angestellten und Beamten nahm Stell zu dem gegen- 
wärtigen Stande der Vorbereitungsarbeiten für das geplante 
Arbeitslosenversicherungsgesetz: 

„Der vorliegende Entwurf und die Mitteilungen über die Absichten 
der Reichssegierung lassen erkennen, daß das Reicheärbeiten nisterzige 
weder die im Artikel 163 Abs. 2 der Reichsverfassung versprochene 
Fürsorge für Erwerbslose schaffen, noch den in der heutigen Erwerbs- 
losenfürsorge durch die Belastung der Arbeitnehmer mit Beiträgen ein- 
seitig angewandten Versicheringsgedanken nun auch folgerichtig zu. 
einer umfassenden Arbeitslosenversicherung ausgestalten will. Eine solche 
Versicherung muß drei Haupteriordernissen entsprechen: ’ 
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uß der Personenkreis auf alle den Gefahren der Arbeits- 
 losigkeit ausgesetzten Dienstnehmer, mindestens auf den Kreis der 
+ der Invaliden- und Angestelltenversicherung Unterstellten, einschließ- 
“lich der nach 11 Als. 1 und 12 des Angestelltenversicherungsge- 
. ...setzes beitragsireien Personen, ausgedehnt werden; 
2.ist die wirkliche Selbstverwaltung unter maßge- 
bendem Einfluß der Versicherten gemäß Artikel 161 der Reichs- 
verfassung zu gewährleisten; 3 
3, ist jede Verguickung mit armenrechtlichen- Gesichtspunkten, insbe- 
sondere mit dr Bedürftigkeitsfrageund der Zwangs- 
arbeit abzulehnen. 
Im einzelnen ist zu fordern: 
=  Lückenlose Erfassung aller .in Betracht kommenden Ar - 
# beitnehmergruppen;' 
E; Ausschaltung der Möglichkeit der Beitragsbefreiung; 
direkte Abführung der Beiträge durch die Arbeitgeber, am 
=. zweckmäßigsten zusammen mit der Lohnsteuer und als einen Pro- 
- zentsatz derselben; ° 
A  Drittelung der Beiträge durch Uebernafime eines Drittels auf 
De: das Reich; : 
> - Schaffung einer Reichsgefahrengemeinschaft und eines 
Reichsnotstocks; ö 








tung aufgebaute Verwaltung; 
‚ Schaffung von Arbeitsbehörden; 
Wahl des Verwaltungsrats aus direkten Wahlen der Ver- 





© fungsrat des Landesarbeitsamts, dieser den Verwaltungsrat 

‚des Reichsarbeitsamts; 

- Beschränkung der behördlichen Mitwirkung auf das 

Aufsichtsrecht; 

5. ‚maßgebender Einfluß der Versicherten gemäß Artikel 161 
F der Reichsverfassung; 

—— Festsetzung der Leistungen durch den Verwaltungsrat 
des Reichsarbeitsamts; die. Leistungen sind unter Berücksichtigung der 
=. Lebenshaltung abgestuft auf der Grundlage des sozialen Exi- 
—  s$tenzminimims gemäß Art. 163 der Reichsverfassung in einer Höhe zu 
gewähren, die für den notwendigen Unterhalt ausreicht; 

"keine Differenzierung nach Geschlechtern; 
- Dauer der Unterstützung mindestens 26 Wochen, in ungünstig ge- 
lagerten Fälen Verlängerung durch den Verwaltungs- 
tat beim Reichsarbeitsamt; 
keine Anwartschaftszeit, keine Karenzzeit; 

Voraussetzung der Unterstützung muß sein: Arbeitslosig- 

keit. Arbeitsfähigkeit, Arbeitsbereitschaft; 5 
E . bis zur‘ Beendigung eines-Streikes, an dem der Betreffende 
g unmittelbar beteiligt ist, keine Unterstützung. Sogenannte „in- 

direkte Streikbeteiligung‘“ und Aussperrung dürfen kein Orund zur Ver 
-  weigerung der Unterstützung sein. i 

Die Arbeitsunfähigkeit ist. nach den Gesichtspunkten der 
Invaliden- und Angestelltenversicherung für die Gewährung der Inva- 
lidenrenten bzw. des Ruhegeldes zu ermitteln. 

Arbeitsbereitschaft liegt vor, wenn der Betreffende bereit 
£ ist, eine nach seinen körperlichen und geistigen Fähigkeiten, seiner Aus- 
bildung  und- bisherigen Tätigkeit angemessene Arbeit zu tariflichen, in 
Ermangelung solcher, zu ortsüblichen Bedingungen anzunehmen, und 
keine Gefährdung seines Fortkommens und der Versorgung seiner An- 
gehörigen zu befürchten ist. a 

Stellen, die durch Arbeitskämpfe freigeworden sind, brauchen nicht 
augenommen zu werden. 

er Form der Pflicht- oder Zwangsarbeit ist abzulehnen. 

otstandsarbeiten sind in öffentlicher Regie durchzuführen und zu 

tariflichen - Bedingungen zu entlohnen. Dasselbe güt für die sogenannte 
„wertschaffende Erwerbslosenfürsorge“. \ 


Be Sr, 
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Ablehnung. der Bedürftigkeitsfrage, keine Anrechnung von Abkehr- 
e Be Nesdienst aus Gelegenheitsarbeit ist nur in mäßigem Uimfange an- 
zunechnen. ä 


e. Kurzarbeiterfürsorge" ist. einzuführen, aber mit der Anmeldungs- 
und Oenehmigungspflicht der Kurzarbeit zu verbinden.“ 

Richtlinien für die Entschädigung von Angestellten des 
Einbruchsgebietes. Wir haben in Nr. 16 der „D-T.Z.“ die 
Frage der Entschädigung dieser Angestellten eingehend dar- 
gestellt. Der AfA-Bund überreichte dem Reichsarbeitsministe- 

- xium hierzu folgenden 3 
© Entwurf von Richtlinien für die Entschädi- 
© gung von Angestellten des Einbruchsgebiets. 
B I. Personenkreis. 
Zu entschädigen sind: 
04. Angestellte, die unter Berufung auf die durch den Ruhr- 
einbruch entstandene wirtschaftliche Lage oder durch Ein- 


a ar, Si 


—  —_ @rheblichen Minderverdienst oder Gehaltsausfall hatten; 

2. Angestellte, die nach Fortfall der Lohnsicherungszahlun- 
gen unter Berufung hierauf fristlos entlassen oder ohne Gehalt 
beurlaubt oder aut Kurzarbeit gesetzt oder der Erwerbslosen- 
 fürsorge überwiesen wurden; 

3. Angestellte, die vor Beginn der Micum-Verwaltung 
— auf einem Werke tätig waren, dann in den Diensten der 
 Micum standen, nach deren Abzug aber von ihrer deutschen 
Betriebsverwaltung nicht weiterbeschäftigt wurden. 

. Voraussetzung der Entschädigung ist, daß der Angestellte 
4 a) während der Ruhrbesetzung im Einbruchsgebiet (alt- 
- und neubesetztes Gebiet) wohnhaft oder beschäftigt gewesen 
Ist. Als Dauer der Ruhrbesetzung ‚gilt die Zeit vom 11. Ja- 
-  auar 1923 bis-31. Oktober 1924; Er 






- einheitliche,. auf der Orundlage der Selbstverwal- 


sicherten; der Verwaltungsrat beim Arbeitsnachweis wählt den Verwal-. 


- greifen der Besatzung arbeitslos geworden sind oder einen 
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. .b) als Folge des Ruhreinbruchs eine mindestens zwei. 
monatige Arbeitslosigkeit oder eine erhebliche Einkommens» 
verminderung nachweisen kantıı. Eine erhebliche Einkommens- 
verminderung liegt dann vor, wenn das monatliche Arbeits» 
einkommen des Antragstellers während mindestens zusammen 
zwei Monaten um mindestens zehn Prozent unter demjenigen 
lag, das gleichartige Angestellte, die den Ruhrkampfeinwir- 
kungen nicht unmittelbar unterworfen waren, in der Zeit der 
Schädigung des Antragstellers bezogen; 

ec) zur Zeit der Anmeldung des Anspruches nicht über 
9000 Reichsmark Arbeitseinkommen jährlich bezieht; 

_ d) durch die Arbeitslosigkeit in eine zur Zeit der Anmel- 
dung des Anspruches noch bestehende wesentlich verschlech- 
terte Wirtschaftslage versetzt worden ist. 

Eine wesentliche Verschlechterung liegt dann vor, wens 
das jetzige Arbeitseinkommen des Antragstellers um minde- 
stens zehn Prozent unter demjenigen liegt, das gleichartige Au- 
gestellte, die den Einwirkungen des Ruhreinbruches nicht 
unterworfen waren, heute beziehen. 

I. Höhe und Art der Entschädigung. 

Die Höhe der Entschädigung soll der Einbuße 
an Arbeitseinkommen entsprechen. Soweit eine Ab- 
stufung der Entschädigung vorgesehen wird, soll sich diese 
richten: 

1. nach der Dauer der Arbeitslosigkeit, 

2. nach der Höhe der Einbuße an Ärbeitseinkommen, 

3. nach dem Familienstande. ” 

Bereits bezogene Unterstützungen aus Öffentlichen Mitteln 
sind auf die Entschädigungssumme anzurechnen, können aber 
zur Vermeidung von Härten niedergeschlagen werden. 


II. Ermittlung der Schäden und Auszahlung 
Re ; der Entschädigung. 

Beim Reichsarbeitsministerium ist ein sechsgliedriger pari- 
tätischer Ausschuß einzusetzen, dem die Aufstellung von Richt- 
linien zur Durchführung der Entschädigung zu übertragen 
ist. Die Ermittlung der Schäden und die Auszahlung der 
Entschädigung erfolgt durch Entschädigungsausschüsse, die 
an den wichtigsten Orten des Einbruchsgebietes zu errichten 
sind, und die ebenfalls paritätisch aus je drei Vertretern der 
Angestelltengewerkschaften und der Arbeitgeber zusammen- 
zusetzen sind. Zur ‚Durchführung: der Entschädigung haben 
die Wohn- und Beschäftigungsgemeinde "und die  Arbeits- 
ämter auf Anfordern Beihilfe zu leisten. 

Gegen die Festsetzung der Entschädigung ist dem Ge- 
schädigten das Einspruchsrecht bei dem beim Reichsarbeits- 
ministerium errichteten Ausschuß, der endgültig entscheidet, 
zu gewähren. 


IV, Abgrenzung gegenüber der Entschädigung 
für soziale Ruhrschäden. : 

Eine Verquickung, Verbindung oder Verrechnung der Ent- 
schädigüng für entgangenen Arbeitsverdienst mit anderen 
Schadenersatzforderungen darf nicht stattfinden. 

- Für Vertriebene ist eine gesonderte Regelung vorzusehen. 

V. Reichsgesetzliche Regelung. 

"Die Regelung der Entschädigung erfolgt durch Reichs- 
gesetz. Erforderliche Ausführungsbestimmungen sind vom 
Reichsarbeitsminister mit Zustimmung eines Ausschusses des 
Reichstages zu erlassen; für die Entschädigung sind besondere 
Mittel vom Reichstag anzufordern. 


‚Rentenzusatzsteigerung in der Angestelltenversicherung. 
Durch Gesetz vom 23. März 1925, Reichsgesetzblatt Teil I, 
Seite 28, hat $ 56 des Angestelltenversicherungsgesetzes eine 
Aenderung erfahren. . Zu dem Ruhegeld von jährlich 360 Rm. 
und Steigerungsbetrag von 10 vom Hundert der seit 1, Januar 
1924 gültig entrichteten Beiträge tritt eine weitere jährliche 
Zusatzrente, die für jeden in der Zeit vom 1. Januar 1913 bis 
31. Juli 1921 entrichteten Beitrag in der Gehaltsklasse F 1 Rm,, 
Gehaltsklasse G 2 Rm., Gehaltsklasse H 3 Rn. und Gehaits- 
klasse I 4 Rm. beträgt. 

- Hat also ein Angestellter vom 1. Januar 1913 bis 31. Juli 


. 1921 Beiträge in der Gehaltsklasse G und vom 1. Januar 1924 


bis 31. März 1925 in der Gehaltsklasse E entrichtet, so würde 
ihm folgende Rente zustehen: 


1. Ruhegeld jährlich 360 Rım, 
2. Steigerungssatz aus Gehaltsklasse E 15.12 = 180 Rm. 

davon 10% 13 Rm. 
3. Zusatzsteigerungsrente 103.2 206 Rm. 


jährlich 584 Rın. 
Die Zusatzsteigerungsrente wird rückwirkend ab 1. Januar 


1924 gezahlt. Eines Antrages bedarf es nicht. Sie wird von 


Amts wegen festgesetzt. Ein Rechtsmittel gegen diese Fest- 
setzung findet nicht statt. 

..  Halbversicherte oder Versicherte, die innerhalb eines Mo- 
nats bei mehreren Arbeitgebern tätig waren, haben Anspruch 
auf die Zusatzsteigerungsrente nur, wenn der tatsächlich ent- 
richtete Beitrag mindestens 13,20 Rm. betragen hat. 
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Soziale Bewegung 


Christliche Gewerkschaften und Stahlhelm, In Nr. 110 des 
„Deutschen‘‘ vom 12. Mai wird in einem Artikel „Die Gel- 
ben und ihre Helier‘“, der Stahlhelmkatze endlich die 
Schelle umgehängt. Auf die auffallende ‚Bevorzugung der 
vaterländischen Arbeiterbewegung (Gelbe) in der Stahlhelm- 
zeitung haben wir bereits früher aufmerksam gemacht. Jetzt 
beginnt auch den „Christen‘“ die Verquickung der Werksge- 
meinschaftsbewegung mit der Stahlhelmbewegung auf die Ner- 
ven zu fallen. In dem Artikel ist von dem Wirken eines erst 
vor kurzem aus dem D.H.V. ausgeschiedenen Herrm Schäfer 
in Mitteldeutschland (Merseburg, Halle und Zeitz) 


die Rede, der bei den Betriebsrätewahlen im Leunawerk_ 


eine „nationale Einheitsliste‘ propagiert habe. Ein 
Herr Schütze, Geschäftsführer des „Stahlhelm“, baue nach 
kommunistischem Muster Zellen in den einzelnen Betrieben. 
Es heißt dann weiter: 

„Zum. ‚Bund der Frontsoldaten? gehören auch zahlreiche Arbeiter. 
Auf ihre Gewinnung legt die Leitung auch den größten Wert. Hat es 
bei den Gewerkschaftsmitgliedern in den letzten Jahren schon des 
öfteren befremdend ‘gewirkt, daß von Stahlhelmkameraden Listen zu 
Betriebsratswahlen aufgestellt wurden, so muß der Zellenbau des Herrn 
Schütze erst recht die Frage auslösen: Wollen diese Kreise in den 
vaterländischen Verbänden die Gewerkschaften erledigen? Wir warnen! 
Prominente Vertreter der Wirtschaft stehen im ‚Bunde der Frontsol- 
daten‘ in führender Stellung Wird etwa versucht den 
Stahlhelm’ für einseitige Arbeitgeberinteressen 
— die nicht immer gleichlaufend sind mit den Interessen des Volkes 
and der Wirtschaft — zu mißbrauchen?“ 

Diese Frage können wir nach unserer Kenntnis der Zu- 
sammenhänge ohne weiteres mit „ja“ beantworten. Die von 
den Arbeitgebern ausgehaltenen gelben Verbände schicken 
systematisch ihre Beauftragten in die Stahlhelme und Ge- 
nossen, um die Gewerkschaften von hier aus zu unterhöhlen, 
und das eigene kümmerliche Gewächs mangels Zufluß aus den 
Betrieben durch die militaristischen und völkischen Verbände 
aufzupäppeln. Da diese Verbände blind auf alles hereinzu- 
fallen pilegen, was sich „vaterländisch‘ oder „national“ nennt, 
haben die Arbeitgeber — denn diese stecken in Wahrheit hinter 
den „Gelben“ — mit dieser Taktik zunächst Erfolge erzielt. 
Daß aber auch ihre Bäume nicht in den Himmel wachsen 
werden, das zeigt die Warnung im „Deutschen‘“. Wir emp- 
ichlen sie der besonderen Beachtung. der D.H.V.-Beamten, 
die sich ausgerechnet der Stahlhelmzeitung zu Angriffen gegen 
den Butab zu bedienen pflegen. 


Angestelltenbewegung 


Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß findet in der Zeit 
vom 15. bis 17. Juni 1925 in München statt. Den Ge- 
schäftsbericht werden die Kollegen Aufhäuser und 
Stähr erstatten. Ueber „Handelspolitik und An- 
gestellte“ wird Reichsminister a. D. Hilferding, über 
„Die Fortführung der Rätegesetzgebung“ Kol- 
lege Otto Schweitzer sprechen. Auf der Tagesordnung 
stehen weitere Referate über den „Kampf um den Acht- 
stundentag‘ (Redner: Koll. Schröder), „‚Gewerk- 
schaften und Steuerpolitik“ (Redner: Koll. Heinig) 
und„Republik und Arbeit“. Der Beratung der zahlreich 
eingegangenen Anträge ist der achte Punkt der Tagesord- 
nung gewidmet. 


Drohender Angestelltenstreik in der österreichischen Textil- 
Industrie. Wie uns vom Bund der Industrieangestellten Oester- 
reichs mitgeteilt wird, stehen die Angestellten der österreichi- 
schen Textilindustrie, die zu 95 Prozent freigewerkschaftlich 
organisiert sind, seit etwa vier Monaten in einem sehr harten| 
Ringen um die Verbesserung ihres Kollektivvertrages. Es ist 
damit zu rechnen, daß die unnachgiebige Haltung der Unter- 
nehmer die Angestellten zwingt, zur Durchsetzung ihrer Forde- 
rung in den Streik zu treten. Der Bund den Industrie- 
angestellten Desterreichs hat sich infolgedessen ge- 


Mannheimer Generaltarif. Da in freier Verhandlung die 
Erneuerung des Tarifvertrages für die kaufmännischen und 
technischen Angestellten im Stadtbezirk Mannheim an dem 
Verhalten der Unternehmer scheiterte, hat sich am 8. Mai der 
Schlichtungsausschuß in Mannheim mit der Angelegenheit be- 
schäftigt. Auf Arbeitnehmerseite erschien vor dem Schlich- 
tungsausschuß nicht nur der Gedag, der als einzige Ange- 
stelitenorganisation im Februar des Vorjahres den Vertrag ab- 
geschlossen hatte, und die übrigen Organisationen kaufmännt- 
scher Angestellten, die dem Vertrag später beigetreten sind, 
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zwungen gesehen, über die Büros und Betriebe der 
Textilindustrie in Wien, Niederösterreich, 
Oberösterreich und der Steiermark die Sperre 
zu verhängen. Die kämpfenden Angestellten ‘der 'öster- 
reichischen Textilindustrie erwarten selbstverständlich von ihren 
reichsdeutschen Kollegen, daß sie volle Solidarität üben. Wir 
warnen dringend davor, vor Aufhebung der vom Bund der In- 
dustrieangestellten Oesterreichs erhobenen Sperre eine Stellung 
in der Textilindustrie der oben genannten Gebiete anzunehmen. 


‘Allgemeine Berufsfragen - 


Urlaubsfragen. Ein gesetzliches Recht auf Erholungsurlaub 
besteht in Deutschland für die Arbeiter und Angestellten nicht, 
Wer also von seinem Arbeitgeber Erholungsurlaub erwartet, 
muß diesen bei den .Anstellungsverhandlungen ausdrücklich 
fordern und sich zusichern lassen. Um‘ späteren Streitigkeiten 
und Enttäuschungen aus dem Wege zu gehen, muß der Ar- 
beitnehmer darauf achten, daß seine Wünsche unzweideutig 
schriftlich niedergelegt werden. Besteht ein Tarifvertrag tnd 
‚gehören Arbeitgeber und Arbeitnehmer den Tarifvertrags- 
parteien an, oder ist der Tarifvertrag für allgemein verbindlich 
erklärt, so genügt es, wenn vereinbart wird, daß die im Tarit- 
vertrage enthaltenen‘ Urlaubsbestimmungen gelten sollen. Ent- 
hält der Tarifvertrag unzureichende Ur aubsbestimmungen, sei 
es in bezug auf Dauer, Zeitpunkt usw., so wird der Arbeit- 
nehmer versuchen müssen, durch unmittelbare Vereinbarung: 
mit. seinem Arbeitgeber eine Besserstellung herbeizuführen. 
Im allgemeinen wird man davon ausgehen. müssen, daß überall 
da, wo im Anstellungsvertrage von Urlaub die Rede ist, der Ur- 
laub unter Fortzahlung des Gehaltes gemeint ist. Um aben 
Zweifel hierüber auszuschalten, muß geraten werden, einen 
dahingehenden Vermerk aufzunehmen. 

Ist in der Firma ein Arbeiter- oder Angestelltenrat vorhan- 
den, so ist die Mitwirkung bei der Regelung des Urlaubes eine 
ns esenlieit des Arbeiter- oder Angestelltenrates (8 73 Abs. 2 

RG). + 

Eine große Streitfrage bildet der Urlaubsanspruch bei 
iristloser Entlassung. Rechtsprechung und auch 
Schriftsteller sind sich nicht einig, weshalb der Anspruch teils 
bejaht, teils verreint wird. Wir selbst sind der Auffassung, 
daß der Anspruch auf den anteilmäßigen 
ist. Der Urlaub wird regelmäßig als Anerkennung für geleistete 
Dienste zu gelten haben, was bestätigt wird durch die durch- 
weg vorhandenen Bestimmungen, daß der Urlaubsanspruch 
entsteht nach einer Dienstzeit von sechs: bis zwölf Monaten im 
Betriebe. Der Betriebsinhaber will dem Arbeitnehmer die Er- 
holungsmöglichkeit erst dann geben, wenn er durch ihn, den 
Arbeitnehmer, einen Vorteil, also Verdienst, bereits gehabt 
hat, Untersteilt man dem Arbeitgeber diese Absicht, so ist 
es nur recht und billig, wenn der Arbeitgeber verpflichtet ist, 
dem Arbeitnehmer auch im Falle der fristlosen Entlassung 
Fi anteilmäßigen Urlaub zu gewähren bzw. in Geld abzıi« 
ösen. 

Eine weitere Streitfrage ist, welche Urlaubsdauer bzw. 
welches Gehalt ist zu gewähren, wenn der Betrieb zur Zeit 
des Urlaubes verkürzt arbeitet. U. E. ist für diesen Fall der 
Urlaub ebenfalls voll ‚zu gewähren bzw. zu bezahlen, wobei 
das im vorhergehenden Absatze Gesagte voll zutrifft, näm- 
lich, daß der Urlaub für bereits geleistete Dienste gewährt 
wird, sodann aber auch, weil es ja gar nicht immer vom 
Willen des Arbeitnehmers abhängt, wann er seinen Urlaub an- 
tritt. Es wäre aber ’unbillig, wenn ein Arbeitnehmer, der 
seinen Urlaub während einer Arbeitseinschränkung erhält) 
nun dementsprechend verkürzt entlohnt wird, während ein an- 
derer Arbeitnehmer im gleichen Betriebe, dessen Urlaub in die 
Zeit voller Arbeitsleistung fällt, für dessen Dauer den vollen 
Lohn erhält. 

Will der Arbeitnehmer den Urlaub zu einer bestimmten 
Jahreszeit unbedingt nehmen, z. B. während der Schulferien, 
so muß auch dieses vorher im Vertrage vereinbart werden. 

Kr. 





sondern auch unser Bund und der Deutsche Werkmeister- 
Verband, die bisher nicht Vertragsteilnehmer waren Durch 
Schiedsspruch wurde entschieden, daß der Tarifvertrag grund- 
sätzlich weiter in Kraft bleibe; es wurden aber folgende 
wesentlichen Veränderungen vorgenommen: 

An Samstagen soll die Arbeitszeit nicht mehr um 
3 Uhr, sondern bereits um 2 Uhr enden. 

Der Anspruch auf Erholungsurlaub soll bereits 
durch eine sechs-, statt wie bisher durch eine ‚neunmonatige 
ununterbrochene Beschäftigung in einer Firma gegeben sein. 


Urlaub berechtigt , 
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Die Urlaubsdauer,. die bisher nach neunmonatiger 
Tätigkeit 6, nach zwei Jahren 8, nach fünf Jahren 10 und 
nach sieben Jahren 12 Arbeitstage betrug, soll nunmehr nach 
einer Tätigkeit von sechs Monaten in derselben Firma 6, nach 
zwei Jahren 10, nach fünf Jahren 12 und nach sieben Jahren 
15 Wochentage betragen. Für die Gruppen KU, TI und MI 
sowie die darüber liegenden soll nach einer Beschäftigungs- 
dauer von zehn Jahren anstatt wie bisher ein Urlaub: von 15 
ein solcher von 18 Werktagen gewährt werden. 

Wesentlich ist, daß die Haftpflichtversicherung 
verantwortlicher Angestellter durch die Unternehmer nach dem 
Schiedsspruch eine Mußbestimmung ist an Stelle der bisherigen 
Sollbestimmung. 

Weiter ist die Berufungsfrist gegen die Eingruppierung von 
einem auf zwei Monate erhöht worden. 

Das Gehalt des Stichmannes (KIII nach dem 25. Le- 
bensjahre), das im Vorjahre mit 160 M. festgesetzt war und 
zuletzt 194 M. betrug, soll auf 210 M. erhöht werden. 

Die Spannung zwischen den einzelnen Gruppen soll in 
dem früheren Verhältnis beibehalten werden. Das schließt 
die alte Ungerechtigkeit ein, daß die Gehälter der kaufmänni- 
schen und technischen Angestellten in den Gruppen I bis II 
gleich und auch die. Technikergehälter der drei obersten Tarif- 
gruppen nur um wenige Prozent höher sind als für die kauf- 
männischen Angestellten. 

Sämtliche Angestellten der Gruppen K, T und MI über 
25 Jahre sollen eine Mindestleistungszulage von 5 M. erhalten. 
Mit welchem Recht diese 5 M. als Leistungszulage bezeichnet 
worden sind, wenn sie ohne Rücksicht auf die Leistung jedem 
Angestellten gegeben werden sollen, ist nicht recht erlindlich. 
Vielleicht sollte dadurch denjenigen Unternehmern klargemacht 
werden, daß .Leistungszulagen überhaupt zu bezahlen sind, die 
ohne-diesen Hinweis nicht einsehen sollten, daß sie selbständige 
Konstrukteure nach der Beschäftigungsgruppe TIV bei den 
anerkannt teuren Lebensverhältnissen in Mannheim für das 
Tarifgehalt von 290 M., das sich aus vorstehenden Zahlen er- 
rechnet, auf die Däuer nicht halten können. 

Die Parteien sollen sich bis zum 14. Mai für Annahme 
oder Ablehnung des Schiedsspruches entscheiden. Wir wollen 
unseren Mannheimer Mitgliedern nicht vorgreifen, müssen aber 
feststellen, daß die Gehaltsregelung nichts weniger wie glän- 
zend ist. Zu begrüßen ist die bescheidene Verbesserung der 
Urlaubsbestimmungen. Sehr bedauerlich aber ist es, daß der 
Schlichtungsausschuß sich nicht entschließen konnte, den 
durchaus berechtigten Forderungen der Angestellten in bezug 
auf die Arbeitszeit nachzukommen. Nach den Arbeitszeit- 
bestimmungen des Gedagtarifvertrages vom vorigen Jahre, die 
durch diesen Schiedsspruch weiter in Kraft bleiben sollen, be- 
trägt zwar die regelmäßige Arbeitszeit 438 Stunden in der 
Woche, der Arbeitgeber hat aber das Recht, die Arbeitszeit 
auf 54 Stunden zu verlängern, ohne dafür irgendwelche Ver- 
gütung zahlen zu müssen; er hat nicht einmal notwendig, sich 
zur Arbeitszeitverlängerung der Zustimmung der Angestellten- 
vertretung zu versichern. Die protokollarische Erklärung zum 
Arbeitszeitparagraphen besagt lediglich, daß die Firmen den 


* Angestelltenvertretungen möglichst so rechtzeitig von der be- 


absichtigten Verlängerung der Arbeitszeit Mitteilung zu machen 
haben, daß diese evti. in der Lage sind, Vorschläge zu machen. 
Auch über Beginn und Ende der Arbeitszeit, über die Frage, 
ob durchgehend oder mit Mittagspause gearbeitet werden: soll, 
ist die Angestelitenvertretung nur zu hören, die end- 
gültige Entscheidung trifft die Betriebsleitung. Zum Ueber- 
fluß besagt der Vertrag sogar noch, daß hierbei in erster Linie 
die Bedürfnisse des Betriebes zu berücksichtigen sind, die 
natürlich wiederum ausschließlich vom Unternehmer beurteilt 
werden. 

An den Vortagen vor den drei großen Kirchenfesten 
soll die Arbeitszeit um 1 Uhr mittags enden, falls einzelnen 
Angestellten nicht noch dringende Arbeiten aufgetragen wer- 
den, die ohne besondere Vergütungen erledigt werden müssen. 
Als Ueberstunden gelten nur die Stunden über die 
54-Stunden-Woche hinaus und auch nur dann, wenn mehr als 
eine halbe Stunde verlangt wird. Die wöchentliche Maximal- 
arbeitszeit ohne besondere Vergütung beträgt also, wenn der 
Unternehmer die letzten Möglichkeiten des Vertrages ausnutzt, 
54/, Stunden in der Woche. 

- Sehr übel ist auch die Bestimmung, daß aus Dienst- 

leistungen, die ganz oder teilweise in Arbeitsbereitschaft be- 
stehen, ein Anspruch auf Ueberstundenvergütung nicht her- 
eleitet werden kann. Das trifft unseres Erachtens ganz beson- 
ers die kaufmännischen Angesteilten in offenen Ladengeschäf- 
ten, wenn der Geschäftsinhaber das Warten auf zu bedienende 
Kunden als Dienstbereitschaft auffaßt. 

Eine ganz üble Bestimmung ist ferner in der Ziffer 5:des 
N 4 verankert, die besagt, daß für Ueberstunden, die zur Nach- 

olung solcher Arbeiten angeordnet werden, die in der regel- 
mäßigen Arbeitszeit versäumt wurden, eine Vergütung nicht 
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gewährt wird. Darüber, wer zu bestimmen hat, welche Arbeit 
eigentlich in der regelmäßigen Arbeitszeit hätte erledigt wer- 
den müssen, besagt der Tarifvertrag nichts. 

Gegen die Preisgabe des Achtstundentages und die kaut- 
schukartigen Ueberarbeitsbestimmungen, die der Gedag seiner- 
zeit mit den Arbeitgebern vereinbart hatte, um mit den dafür 
erhandelten augenblicklichen Vorteilen einer Gehaltserhöhung 
die Angestellten zu bluffen, haben sich die übrigen Organisa- 
tionen gewandt in der Erkenntnis, daß unter diesen Arbeits- 
bestimmungen die Angestellten jahrelang werden leiden müssen, 
es sei denn, daß es ihnen durch opferreiche Kämpfe gelänge, 
deren Beseitigung “durchzusetzen. Der vorliegende Schieds- 
spruch hat die Befürchtungen der Angestellten durchaus be- 
stätigt. Die Mannheimer Angestellten sind jetzt vor die ver- 
antwortungsvolle Entscheidung gestellt, ob sie auf ein weite- 
res Jahr in bezug auf die Arbeitszeit so gut wie rechtlos sein 
oder einen sehr schweren Kampf aufnehmen wollen. 


Reichstarifvertrag für das Baugewerbe. Am 8. Mai haben die 
ersten mündlichen Verhandlungen zur Erneuerung des Reichhs- 
tarifvertrages für die technischen Angestellten im Baugewerbe 
stattgefunden. Die Unternehmer haben zunächst mündlich eine 
Reihe von Aenderungsvorschlägen gemacht, die sie inzwischen 
schriftlich bestätigten. Der bisherige Reichstarifvertrag war 
nicht gültig für Techniker mitabgeschlossenerHoch- 
schulbildung, jedoch‘“durften solche nicht schlechter ge- 
stellt werden als die unter ‘den Vertrag fallenden Angestell- 
ten. Den letzteren Satz wollen die Unternehmer im neuen 
Vertrag nicht wieder aufnehmen, also die Freiheit haben, die 
Vollakademiker schlechter za bezahlen und zu behandeln als 
die übrigen Techniker. 

Die Arbeitszeit ist bekanntlich seit dem 15. Novem- 
ber 1924 tariflich überhaupt nicht mehr geregelt. Für den 
neuen Vertrag fordern die Unternehmer die 48-Stunden-Woche; 
falls: aber die „wirtschaftlichen Verhältnisse‘ eines Betriebes 
es dem Arbeitgeber notwendig erscheinen lassen, soll er 
berechtigt sein, die Arbeitszeit auf wöchentlich 54 Stunden 
zu erhöhen, ohne daß für diese Mehrarbeit irgendwelche Ent- 
schädigung bezahlt zu werden braucht. 

Für VUeberstunden, die somit erst mit der 55. Wochen- 
arbeitsstunde beginnen, soll nicht mehr wie früher 1/,,; des 
Monatsgehaltes zugrunde gelegt werden, sondern t/aog. Auch 
die Zuschläge sollen für Ueberstunden von 25% auf 20% 
ermäßigt werden. 

Im früheren Tarifvertrag galt als Nachtarbeit die 
vierte und folgende Stunden über die normale tägliche Ar- 
beitszeit hinaus. Nach dem Willen der Unternehmer soll 
nur die in der Zeit von nachts 10 Uhr bis morgens 6 Uhr ge- 
leistete Arbeit als Nachtarbeit bezahlt werden. 

Die Gehaltsregelung denken sich die Unternehmer 
so, daß für die Gruppe I ein Gehalt vor dem vollendeten 
20. Lebensjahre und eines nach Vollendımg des 20. Lebensjahres 
festgesetzt werde, außerdem für die Gruppen Il, II und IV je 
nur ein Gehalt. 

In der mündlichen Verhandlung wurde diese Forderung 
nach einem sogenannten Leistungstarif damit begründet, 
daß es den Unternehmern nicht möglich sei, die wirklich quali- 
fizierten Kräfte nach ihrem wahren Wert zu besolden, wenn 
sie durch Tarifvertrag gezwungen seien, auch den Minder- 
leistungsfähigen Gehälter in der bisher üblichen Höhe zu 
zahlen. Diese Begründung schließt das Geständnis ein, daB 
die Unternehmer künftig einem großen Teil der technischen 
Angestellten ein weit niedrigeres Gehalt bezahlen wollen als 
bisher und aus der ersparten Summe dann einige vom Uhnter- 
nehmer als besonders tüchtig Anerkannte eine Leistungszu- 
lage bekommen sollen. 

Das in der Gehaltsfestsetzung von den Arbeitgebern er- 
strebte Leistungsprinzip soll auch auf den Urlaub angewandt 
werden. Während jetzt Anspruch auf Urlaub bereits nach 
sechsmonatiger Betriebszugehörigkeit besteht, soll künftig die 
Gewährung eines Urlaubes an eine einjährige ununterbrochene 
Tätigkeit in derselben Firma geknüpft sein. Der Angestellte 
soll im zweiten Dienstjahre 6, ım dritten Dienstjahre 8 und im 
vierten Dienstjahre 10 Urlaubstage zu beanspruchen haben, 
währenddem jetzt ein Höchsturlaub von 21 Arbeitstagen er- 
reichbar ist. 

Schon in den mündlichen Verhandlungen wurde angedeutet, 
daß nicht nur in bezug auf Gehalt, sondern auch in bezug! 
auf die Urlaubsdauer das sogenannte Leistungsprinzip durch- 
geführt werden soll, d. h., wer nach Ansicht des Arbeitgebers 
sich um ihn bzw. die Firma besonders verdient gemacht hat, 
bekommt auf dem Gnadenwege eine Urlaubszulage. 

Die im bisherigen Vertrag für alte Angestellte vorgesehene 
Gehaltsfortzahlung in Krankheitsfällen soll auf die gesetzlichen 
Verpflichtungen reduziert werden. 

Um den bevorstehenden Verhandlungen nicht vorzugreifen, 
wollen wir auf eine EDrignog dieser Vorschläge der Unterneh- 
mer zunächst verzichten. Es stehen diesen unsere auf der Bau- 
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technikerkonferenz vom 15. März 1925 beschlossenen 
Verbesserungsvorschläge gegenüber. Die nächste mündliche 
Verhandlung findet bereits am 20. Mai statt. In Anbetracht 
der grundsätzlichen Bedeutung des Reichstarifvertrages für 
das Balyeweibe der weitgehenden Verschlechterungsanträge 
der Arbeitgeber und der auf unserem Verhandlungsausschuß 
ruhenden Verantwortung hat der Bundesvorstand beschlossen, 


Unsere Forderungen zur Erhöhung der 


Grubensicherheit 


Der Reichsausschuß der Fachgruppe Bergbau unseres Bun- 
des hat sich in seiner Tagung am 9. Mai 1925 eingehend mit 
dem Grubensicherheitswesen beschäftigt und beschlossen, nach- 
stehend aufgeführte Vorschläge und Forderungen zur Ver- 
DENE des Grubensicherheitswesens gemeinsam mit den 
übrigen AfA-Verbänden den Parlamenten und zuständigen Re- 
gierungen zu unterbreiten: 

Angesichts der erschreckend hohen Zahl von Einzelunfällen und 
der + häufenden Massenunglücke im Bergbau halten wir die Er- 
reifung wirksamer Gegenmaßnahmen schon aus Gründen der Mensch- 
Fichkeit für dringend notwendig. Der AfA-Bund fordert die Einfüh- 
rung eines Reichsberggesetzes, weil die heutige Zersplitte- 
rung der Berggesetzgebung eine planmäßige Bekämpfung der Unfalk- 
gefahren nicht gewährleistet und außerdem eine grundlegende Aende- 
rung der behördlichen Aufsicht im Bergbau im Sinne der gleichberech- 
tigten Mitbestimmung und Mitwirkung der Arbeitnehmer und ihrer Ver- 





bände eintreten muß. Unbeschadet dieser nach Artikel 7 der Reichs- ' 


verfassung mit tunlichster Beschleunigung zu erfüllenden Forderung sind 
die nachstehenden Vorschläge und Forderungen als besonders dringlich 
zu betrachten und im Rahmen oder auf Grund’ der zur Zeit für den 
Bergbau geltenden Gesetze ohne Verzögerung zu verwirklichen. 


I. Maßnahmen allgemeiner Natur. 


1. Planmäßige Aufklärung der Bergleute über die allge- 
meinen Gefahrenquellen des Bergbaues und die besonderen Gefahren 
der einzelnen Bergwerksanlagen durch Wort und Bild. 

2. Obligatorische Einführung der bergmännischen Pflicht- 
fortbildungsschulen in allen Bergbaurevieren. Das Gruben- 
sicherheitswesen muß Hauptlehrfach in diesen Schulen sein. 


3. Besondere Ausbildung der Schießmeister und all 


mähliche Ersetzung aller Schießhauer durch Schießmeister. 

4.. Uebernahme der Versuchsstrecken in Derne und 
Beuthen durch den Staat und ihre Angliederung an das preußische 
Grubensicherheitsamt. 

5. Verstaatlichung der Bergschulen. 


Il. Maßnahmen zur besseren Durchführung der ge- 
setzlichen und bergpolizeilichen Vorschriften 


1. Für den unterirdisch betriebenen Bergbau sind Grubenkon- 
trolleure zu bestellen. Die zu bestellenden Personen müssen 10 Jahrg 
unter Tage tätig gewesen sein und Hauertätigkeit oder Aufsichtsdienste im 
Sinne des $ 74 A.B.G. verrichtet haben. Die Bestellung erfolgt durch 
das Oberbergamt auf Vorschlag der Bergarbeiterorganisationen. Das 
Oberbergamt kann vor der Bestellung eine Eignungsprüfung vornehmen. 
Für diese Prüfung sind Richtlinien aufzustellen. Auf Verlangen der in 
Betracht kommenden Organisation ist der Grubenkontrolieur seines 
Amtes zu entheben und zu ersetzen. 

Für den Bereich eines jeden Bergreviers ist ein Grubenkontrolleur 
zu bestellen. 

Der Grubenkontrolleur hat das Recht, alle im Bereich des Berg- 
reviers liegenden Gruben zu befahren und die Durchführung der gesetz- 
lichen und bergpolizeilichen Vorschriften zu kontrollieren. Er handelt 
im Auftrage des Oberbergamtes und ist verpflichtet, über das Ergebnis 
der Befahrungen dem Oberbergamt und dem Bergrevierbeamten schrift- 
lich zu berichten. 

Die Anstellung des Grubenkontrolleurs erfolgt im Angestelltendienst- 
verhältnis. Die Besoldung regelt sich‘ nach der staatlichen Besoldungs- 
ordnung, die Sozialversicherung nach dem Reichsknappschaftsgesetz. 

2. Zwecks Erfüllung der 8$ 66 Abs, 8 und 78, Abs. 6 B.R.G. sind 
die Betriebsräte im Bergbau gegenüber dem Arbeitgeber so un- 
abhängig wie nur möglich zu stellen. Für die Betriebsräte im Bergbau 
sind deshalb die Kündigungsmöglichkeiten noch weiter zu beschränken. 

In Abänderung des $ 69 B.R.G. können Betriebsausschußmitglieder 
bei drohenden Gefahren vorläufige Vorbeugungsmaßnahmen treffen. 

3. Die Bergrevierbeamten sind durch besondere Verfügung 
anzuweisen, daß die Leitsätze des Preußischen Handelsministers vom 
28. April 1922 für die ständige Heranziehung der Betriebsvertretungen 
im Bergwerksbetriebe auf dem Gebiete der Unfallverhütung aufs ge- 
naueste einzuhalten sind. Bei Verstößen= gegen diese Leitsätze ist so- 
fort disziplinarisch vorzugehen. 

4 876 A.BG. betr. Verantwortlichkeit der Auf- 
sichtspersonen ist dahin abzuändern, daß die im Absatz 2 genann- 
ten Personen die alleinige Verantwortung tragen, wenn sie trotz gegen- 
teiliger Auffassung der für den Betrieb unmittelbar verantwort- 
lichen Aufsichtspersonen (8 76 Abs. 1 A.B.G.) in den 


Betrieb eingreifen. 


$ 74 A.B.G. ist dahin zu ändern: 

a) Jede Aufsichtsperson ist für einen bestimmten Geschäftskreis zu 
verpflichten. Der direkte Vorgesetzte der Steiger ist der Betriebs- 
führer bzw. dessen Stellvertreter. Soweit zur Unterstützung des 


BERGBAU 


den von der Fachgruppe- Berlin gewählten Verhandlungsaus- 
schuß um die Gauleiter der Gauverwaltungen Bayern, Rhein- 
land-Westfalen ‘und Sachsen zu verstärken. Ob es bei den 
sich schroff gegenüberstehenden Forderungen gelingt, ein für 
uns tragbares Verhandlungsergebnis zu erzielen, müssen die 
in: den nächsten Wochen weiterzuführenden Verhandlungen 


BARIBAI 


Betriebsführers Fahrsteiger tätig sind, sind deren Geschäftskreise 
so abzugrenzen, daß sie nicht das Aufgabengebiet der für den 
Betrieb unmittelbar verantwortlichen Aufsichtspersonen berühren. 
b)Die Steigerreviere sind so zu bemessen, daß die Befahrung 
durch die zuständige Aufsichtsperson in einer halben Schicht durch- 
geführt werden kann. ; 
Beschwerden über zu große Reviere sind von der örtlichen 

Sicherheitskommission nachzüprüfen. : 

5. Die Gewährung von Individual-, Revier- und Ma- 
teriaiprämien aller Art an die Aufsichtspersonen ist. zu ver- 
bieten. Nichtbefolgung des Verbotes ist zu bestrafen. 

Den Mitgliedern dee Grubensicherheitskommissio- 
nen und den Beiräten beiden Oberbergämtern ist auf 
Beschwerden der Betriebsvertretungen das Recht zur Grubenbefahrung 
einzuräumen. 

7. Bei der Untersuchung von Unfällen auf Grund 8205 
A.B.G. oder $ 1559 R,V.O. sind die Lohn- und Gehaltsverhältnisse der 
letzten drei Monate vor dem Unfall der in Betracht kommenden Arbeit- 
nefimer festzustellen. 

Il. Maßnahmen technischer Natur. 

f. Das Gesteinstaubverfahren ist im Steinkohlenberg- 
bau obligatorisch einzuführen. 

2. Generelle Einführung der elektrischen Grubenlampe., 

IV. Berggewerbegerichte., 

Die Bergrevierbeamten sind von ihrer Tätigkeit als Vorsitzende der 
Berggewerbegerichte zu entbinden. 
V,Bergbehörden und Arbeitnehmerorganisationen. 

Es sind Maßnahmen zu treffen, die einenges Zusammen- 
arbeiten zwischen den Bergbehörden und. den am Bergbau be- 
teiligten Arbeitnehmerorganisationen in der Frage der Grubensicherhejt 
gewährleisten. 2 

Die vorstehenden Vorschläge umfassen keineswegs den 
gesamten Fragenkomplex der Grübensicherheit. Wollte man 
dieses Gebiet vollständig erschöpfen, so käme man zu einer 
endlosen Reihe von Vorschlägen. Unser Fachgruppenausschuß 
ist bei der Aufstellung der Forderungen von der Erwägung 
ausgegangen, daß schnell gehandelt werden muß, und die For- 
derungen beschränken sich deshalb auf die le. der 
größten Uebelstände. Wir sind uns aber darüber klar, daß 
an einer weiteren ‚Verbesserung des Grubensicherheitswesens 
planmäßig ohne Verzögerung gearbeitet werden muß. Die 
beste Möglichkeit hierzu bietet die Zusammenfassung der heute 
in die einzelnen Länder zersplitterten Berggesetzgebung für 
das ganze Reich. Wir erwarten, daß angesichts der Dring- 





lichkeit die Reichsregierung mit größter Beschleunigung an. 


die Schaffung eines Reichsberggesetzes herangeht. 


Forderung nach erhöhtem Kündigungsschutz für die Auf- 
sichtspersonen im Bergbau. Wie wir schon des öfteren in unse- 
rer Zeitung ausgeführt haben, ist die Verhütung von Unfäl- 
len im Bergbau eine der Hauptaufgaben der technischen 
Grubenangestellten. Laut Berggesetz sind sie für die Durch- 
führung der bergpolizeilichen Bestimmungen in jeder Be- 
ziehung verantwortlich; mit schweren Strafen ist die Ver- 
letzung dieser Verantwortungspflicht bedroht. Auf der ande- 
ren Seite sind die technischen Grubenangestellten auf. Grund 
ihres Dienstvertrages in stärkstem Maße von dem 'Gruben- 
besitzer abhängig. Angesichts der hohen Gefährlichkeit des 
Bergbaubetriebes und im Hinblick auf die große gesetzliche 
Verantwortungspflicht sind die technischen Grubenangestellten 
mit den Angestellten anderer Industrie- und  Berutszweige 
nicht in eine Linie zu stellen, sondern man muß sie im wahr- 
sten Sinne des Wortes als Beauftragte der Bergbehörde be- 
trachten. Diese Sonderstellung geht schon daraus hervor, daß 
die technischen Gnibeninwesteilien nur mit Zustimmung der 
Bergbehörde und unter Beibringung eines Befähigungsnachwei- 
ses der Behörde gegenüber vom Grubenbesitzer angestellt werden 
dürfen. Die Erfüllung der gesetzlichen Funktionen wird aber durch 
den Dienstvertrag, auf dessen Gestaltung die Bergbehörde keinen 
Einfluß hat, außerordentlich erschwert. Nach dem heute gel- 
tenden Arbeitsrecht ist die Abhängigkeit des technischen 
Grubenangestellten von dem Grubenbesitzer so groß, daß es 
ihm unmöglich ist, die ihm von der Bergbehörde auferlegten 
Pflichten restlos zu erfüllen. Der Zustand, daß der technische 
Grubenangestellte auf. der einen: Seite ständig in Gefahr 
schwebt, sich eine schwere Anklage durch den Staatsanwalt 
zuzuziehen und auf der anderen Seite nicht die genügende 
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Freiheit hat, dieser Gefahr zu begegnen, ist unerträglich. Nicht 
nur für die darunter leidenden Angestellten, sondern vor allen 
Dingen unerträglich im Interesse der Grubensicherheit.. Es 
ß .deshalb_dafür gesorgt werden, daß der technische Gru- 
enangestellte als der Hauptverantwortliche für die Durch- 
führung der. bergpolizeilichen Bestimmungen so unabhängig 
- wie nur möglich gegenüber dem Arbeitgeber gestellt wird. 
"Das mindeste, was hier zu geschehen hat, ist die Erhöhung 
des Kündigungsschutzes, damit der Angestellte nicht 
ständig Gefahr läuft, auf die Straße gesetzt zu werden, wenn 
F er in der ihm gesetzlich vorgeschriebenen Weise für die 
Sicherheit der Grubenbaue sich einsetzt. N 
- Aus diesen Erwägungen heraus hat unser, Bund gemeinsam 
mit sämtlichen am Bergbau beteiligten Angestelltenverbän- 
ne ee Forderung dem Preußischen Landtag unter- 
breitet: 5 
ww „Die technischen Angestelltenverbände. fordern im Interesse einer 
— öbjektiven Beobachtung der bergpolizeilichen Sicherheitsvorschriften _er- 
os höhten Kündigungs- und Entlassungsschutz der Grubenaufsichtspersonen 
_ und Fördermaschinisten. ö ® ; 

. Der vorgenannte Personenkreis darf nur. dann gekündigt bzw, 
23 entlassen werden, sofern die Kündigung bzw. Entlassung nach dem 
{ 8 89 Alle. B.G. gegeben ist; erklärt die zuständige Gerichtsstelle die 

$ Kündigung bzw. Entlassung für ungerechtfertigt, so ist der Arbeitgeber 
zur Weiterindiensthaltung verpflichtet.“ a 
s Verhandlungen über die Beseitigung der Prämien. Im Zu- 
-  sammenhang mit dem Massenunglück auf Zeche „Minister 

-  Stein‘‘ hatten wir bekanntlich unsere alte Forderung auf Be- 

seitigung ‘aller Revierprämien dem Preußischen Landtag und 
— der Preußischen Regierung erneut. unterbreitet. Mit Genug- 

tuung können wir feststellen, daß im Preußischen Landtage die 
sogenannten Mittelparteien (Zentrum und S.P.D.) unsere Forde- 

- rung. aufgegriffen und zw einem ihrer Anträge zur Gruben- 

- sicherheitsfrage gemacht haben. Der Unterausschuß des Han- 
delsausschusses hat sich in einer seiner letzten Sitzungen mit 
der Prämienfrage beschäftigt. Die Vertreter der beiden Rechts- 

-  parteien haben sich dabei gegen ein Prämienverbot gewandt. 

Eigenartigerweise hat das Handelsministernm die Auffassung 

- vertreten, daß die Regelung der Prämienfrage eine Angelegeni- 
- heit der Grubenbesitzer und der technischen Angestellten sei, 
0... Zwecks Klärung der ganzen Frage hat der Unterausschuß, 
ohne selbst abschließend dazu Stellung zu nehmen, die Re- 
gierung beauftragt, Verhandlungen zwischen den Arbeitgebern 
und Angestelltenverbänden im Bergbau herbeizuführen. Dar- 

” awfhin hat am 8. Mai in Essen eine Besprechung zwischen 

Vertretern des Handelsministeriums, des Zechenverbandes und 
- der technischen Angestelltenverbände stattgefunden. Die Ar- 
- beitgebervertreter haben sich, wie nicht anders zu erwarten 
war, gegen eine Beseitigung der Prämien überhaupt ausge- 
-  sprochen. Die Regierungsvertreter schlugen die Einführung 
- eines kombinierten Systems von Schachtförderprämie und Re- 
-  vierprämie vor. Die Angestelltenvertreter lehnten diesen Vor- 
 sehlag ab. Die Verhandlungen sind schließlich gescheitert. 
Unsere Vertreter brachten noch zum Ausdruck, daß die Prä- 
mienfrage nicht allein das Dienstverhältnis der technischen 
Angestellten, sondern auch in stärkstem Maße die Gruben- 
- sicherheit berühre und deshalb gesetzlich geregelt werden 
- müsse. Weiterhin würden von den Schäden des Revierprämien- 
_ systems nicht nur‘ der Ruhrbergbau, sondern auch die übrigen 
-  Bergbaubezirke betroffen. e : 
@ Wie schon oben betont, finden wir die Einstellung des 
_ Preußischen Handelsministeriums recht eigenartig. Gerade an 
- dieser Stelle, wo die Fäden der Grubensicherheit zusammen- 
- laufen, müßte man doch längst erkannt haben, daß die 'Bei- 
-  behaltung der Revierprämien einfach unmöglich ist. Es scheint 
aber, als ob die geheimrätliche Bürokratie wie in manchen 
£ en ‚Dingen so auch hier keine Ahnung von der Praxis 
- hat. Wir hoffen, daß die Volksvertreter im Landtage, die der 
- Wirklichkeit nicht so fernstehen, das hohe Ministerium  be- 
-  Iehren und ein Verbot der Gewährung von Revierprämien be- 
schließen. : RER 
Angestellte, regelt die Mitgliedschaft in der Ruhrknapp- 
- schaft! Von dem Vorstandsmitglied der Ruhrknappschait, Kol- 
legen Bauer, wird uns geschrieben: 
0 „Als das Reichsknappschaftsgesetz (R.K.G.) in Kraft. trat, 
mußten eigentlich sämtliche auf den Zechen beschäftigten 
- Angestellten in die Angestelltenabteilung der Knappschafts- 
—  pensionskasse überführt werden. Das ist jedoch nicht durch- 
- weg. geschehen, sondern es gibt auch heute noch Bergbau; 
angestellte, die nur der Angestelltenversicherung, nicht aber 
- der Knappschaftspensionskasse angehören, obwohl. sie bereits 
- vor Inkrafttreten des R.K.G. (also vor dem il. Januar ‚1924) auf 
Zechen tätig waren. Die Ruhrknappschaft gibt solchen. Ange- 
stellten auch jetzt noch Gelegenheit, ihre vor dem 1. Jan. 1924 
- im Bergbau erworbenen Dienstjahre in. der Angestelltenabtei- 

Jung der Pensionskasse anerkennen zu lassen. Ängestellte, die 
bisher nur in den Gefällebuchklassen A bis E der Angestellten). 
ersicherung auf..den Zechen geführt wurden, müssen, . falls 
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sie auf die Anerkennung der im ‚Bergbau erworbenen Dienst- 
jahre in der Knappschaftspensionskasse Wert legen, sich sofort 
‚indie entsprechenden Klassen I bis IV. des Gefällebuches über- 
tragen lassen, ‚gleichgültig, aus welchem Grunde sie bisher 
von der Aufnahme in die Knappschaftspensionskasse zurück- 
gewiesen wurden. . Voraussetzung für die Uebertragung ist: 
Nachentrichtung der Beiträge (Arbeitnchmeranteil) zur Knapp- 
schaftspensionskasse, rückwirkend vom 1. Januar 1924. Auf 
Wunsch wird von der Ruhrknappschaft Ratenzahlung zuge- 


billigt. 

Den Zechen ist eine entsprechende Mitteilung (Rundschrei- 
ben Nr. 80 der Ruhrknappschaft) zugegangen. Wer es verab- 
säumt, sich jetzt seine Bergbaudienstjahre in der Knappschaft 
zu sichern, schädigt sich selbst.‘ 


. Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau. Am 12. Juni finden 
die Wahlen zur Arbeitskammer für den Kohlenbergbau des 
Rune gbieies statt. Von den Angestelltenverbänden sind sechs 
Vorschlagslisten eingereicht, von den 'Bergarbeiterverbänden 
liegen fünf Vorschlagslisten vor. ' Die gemeinsame Liste der 
AfA-Verbände, Liste 1, ist folgende: E 
1. August Bauer, Essen, Adolfstr.. 12, 
2, Cornelius’ Rudolph, Essen, Kortumstr, 46, 
3. Karl Schuster, Essen-W,, Lüneburger Str. 6, ; 
4. Heinrich Sichtermann, Dortmund, Göbenstr. (Oberbergamt). 
5. Wilhelm Todenhöfer, Gladbeck-Zweckel, Potsdamer Str, 16. 
‚6, Joh. Geißelbrecht, Dortmund, Moltkestr, 11. 
7.. Heinrich _Nostitz, Lintfort, Kr. -Mörs, Bertastr, 147 b. 
8. Friedr. Eberhard, Oberhausen, Hindenburgplatz 2. 
- 9. Wilhelm Vorhoff, Bochum, von der Reckestr. 110a, 
10, Heinrich Schneider, Gladbeck, Fußstr. 18. 
11.. Ewald Dimmerling, Hordel i. W,, Bertastr. 44, 
12. Hermann Zöllig, Buer-Scholven, Nienkampstr. 52, 
*13. Georg Wehmeyer, Ahlen i. W., Umweg 11. 
14. Heinrich Röder, Hamborn, Annastr, 8, 
15. Gottfried Lüning, Oberhausen, Akazienstr, 63. 
. 16. Heinrich Mertens, Suderwich bei Recklinghausen, Ehlingsir. 2, 
-- 17. Joh. Vollmer, Gladbeck, Bogenstr, 39, 
18, ARE Mengelkamp, Buer-Hassel, Branderheide 2 (Post Wester- 
holt 


19. Fritz Dahlhoff, Bottrop, Fortsetzungsstr, 9. 

20. Heinrich Schöttker, Gelsenkirchen, Heßlerstr. 6. 

21. August Funke, Essen I, Hohlweg 101. 

22. Heinrich Haase, Wanne, Thiesstr. 40. 

23. August Dücker, Buer-Hassel, Geschwisterstr. 60 (Post: Wester- 


holt). 
24. August Halbfell, Buer-Scholven, Herbertstr. 28. 


Mitteldeutsche Braunkohle. Der Schiedsspruch, den das 
vom Reichsarbeitsministerium auf unseren Antrag gebildete 
Schiedsgericht unter dem 27. März 1925 gegen die Stimmen der 
Arbeitnehmerbeisitzer gefällt hat, mußte, wie in Nummer 15, 
Seite 195 der „Deutschen Techniker-Zeitung‘‘ bekanntgegeben, 
von uns abgelehnt werden, weil die Voraussetzungen, von 
denen das Schiedsgericht ausging, nicht mehr zutrafen, und 
weil der Verzicht auf eine Erhöhung für die Monate Februar 
und März und die Bindung bis Ende Juni für die Angestellten- 
schaft untragbar ist. In der für den 6. -März anberaumten 
Schiedsgerichtsverhandlung vor dem Reichsarbeitsministerium 
hatten wir einer Vertagung nur unter der Bedingung zuge- 
stimmt, daß durch sie eine Rückwirkung unserer Forderung ab 
1. Februar nicht gefährdet wird. Voraussetzung für den Schieds- 
spruch war nach den Erklärungen sowohl der an dem Schieds- 
gericht teilnehmenden Vertreter des Reichswirtschaftsministe- 
riums als auch der Vertreter des Preuß. Handelsministeriums, 
daß in keinerForm eine Erhöhung der Kohlenpreise eintritt. Tat- 
sächlich ist aber mit Wirkung vom 6. April. ab eine Preis- 
erhöhung für die Tonne Rohkohle um 0,35 M., Industrie-Bri- 
ketts um 0,65 M. und Hausbrand um 1 M. eingetreten. Diese 
Gründe, die für unsere Ablehnung ausschlaggebend wareın, 
haben wir unter dem 14. April dem Reichsarbeitsminister in 
einem längeren Schriftsatz dargelegt. Das Reichsarbeitsministe- 
rium hat daraufhin die Parteien zum 8. Mai d. J. zu einen 
Aussprache zu sich gebeten. Unsere Versuche,- in dieser Aus- 
sprache eine Verständigung herbeizuführen, sind an der ableh- 
nenden Haltung der Arbeitgeber gescheitert. Aus den Aeuße- 
rungen des diese Verhandlung führenden Vertreters des Reichs- 
arbeitsministeriums, Herrn Öberregierungsrat Kuttig, war 
zum Schlusse zu entnehmen, daß das Reichsarbeitsministerium 
voraussichtlich nunmehr von Amts wegen den Spruch vom 
27. März für verbindlich erklären wird. 


Erhöhung des Wohnungsgeldzuschusses im Ruhrrevier. 
Entsprechend der Steigerung des staatlichen Mietzinssatzes ist 


mit dem Zechenverband vereinbart worden, daß mit Wirkung _ 


vom 1. April d. J. der Wohnungsgeldzuschuß um rund 15% 
erhöht werden soll. Er beträgt jetzt: 
fiir Steiger und gleich- für. die übrigen 
stehende Angestellte Angestellten 


für Ortsteuerungsklasse A 33-M. 30 M. 
für ‚Ortsteuerungsklasse B 30 M. .28.M. 
für Ortsteuerungsklasse C 28. M. 25 M. 
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Nr. 20 








Beamtenbewegung 


Tagung der Provinzial-Fachgruppe Gemeinde- und Kreis- 
verwaltungen Niederschlesien. In Breslau fand am 3. Mai 


ein, Provinzial-Fachgruppentag statt, der von 23 Vertretern aus 


den verschiedensten Orten besucht war. Eröffnet wurde die 
Tagung durch den Kollegen Schwerin (Breslau), die Leitung 
wurde dem Kollegen Müller (Grünberg) übertragen. Nach- 
dem zunächst Kollege Prinz (Breslau) über den Verlauf 
und die Ergebnisse des Behördentechnikertages berichtet hatte, 
hielt Kollege Quensel ein Referat, in dem er sich über die 
Bedeutung der Technik in der kommunalen Verwalturtg ver- 
breitete, sowie über die Probleme, die sich für die Stellung 
des Technikers in der kommunalen Verwaltung daraus er- 
geben, und die Art, wie der Bund diese Probleme zu meistern 


sucht. Weiter berichtete Kollege Engelmann (Breslau) über . 


die Organisation der Fachgruppe. Beschlossen wurde, für 
Schlesien keine besonderen Bezirksfachgruppen ins Leben zu 
rufen, sondern die ganze Provinz in einer Provinzial- 
fachgruppe zusammenzufassen. 
Die Neuwahlen für den Arbeitsausschuß ergaben fol- 
gendes Resultat: 
1. Vorsitzender: Kollege Prinz, Breslau. 
2, Vorsitzender: Kollege Stefan, Liegnitz. 
Schriftführer: Kollege Jurock, Breslau. 
Beisitzer: Kollege Sträubig, Breslau, 
Kollege Müller, Grünberg, 
Kollege Reinecke, Waldenburg, 
Kollege Johne, Görlitz. 
Die Tagung nahm einen anregenden und allgemein zu- 
friedenstellenden Verlauf. 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Prüfungsausschüsse für den gehobenen technischen Dienst 
bei der Reichsbahngesellschaft. Mit 54. 206. 143 vom 24. April 
1925 hat die Verwaltung der Reichsbahngesellschaft eine Ver- 
ordnung erlassen, nach welcher zur Sicherstellung der Gleich- 
mäßigkeit in den Prüfungsanforderungen bei den wichtigen 
Prüfungen für den gehobenen technischen Dienst die früher 
übliche Gruppenbildung für die Abnahme der Prüfungen zum 
technischen Eisenbahnobersekretär und zum Eisen- 
bahnbetriebsingenieur wieder aufgenommen werden. 
Es werden folgende Prüfungsausschüsse eingesetzt: 

1. Gruppe Breslau für die Reichsbahndirektionen Berlin, Halle, 
Oppeln, Osten und Stettin; 

2. Gruppe Kassel für die Reichsbahndirektionen Elberfeld, Erfurt, 
Frankfurt a. M. Mainz und Trier; 

3, Gruppe Elberfeld für die Reichsbahndirektionen Kassel, Essen, 
Hannover, Köln und Münster; 

4. Gruppe Halle für das Eisenbahnzentralamt und die Reichs- 
balındirektionen Altona, Breslau, Königsberg/Pr. und Magdeburg. 


Ergebnis des Personalabbaues im Reiche, Dem Reichs- 
tag ist eine zweite Ergänzung der Denkschrift über den Per- 
sonalabbau zugegangen. In dieser neuen Denkschrift wird ein 
Ueberblick über den gesamten Personalabbau bei der Reichs- 
verwaltung in der Zeit vom 2. Oktober 1923 bis 31. Dezem- 
ber 1924 gegeben. Danach sind insgesamt 144 198 Beamte, An- 
gestellte und Arbeiter. abgebaut worden. Auf den Personal- 
stand vom 1. Oktober 1923 berechnet, beträgt der reine Ab- 
bau insgesamt 24,5 Prozent. Auf die einzelnen Arbeitnehmer- 
gruppen berechnet, beträgt der Abbau bei den Beamten 13,3%, 
Angestellten 68,7% und bei den Arbeitern 38,5%. In der Tat 
ist also der Personalabbau im Reiche in der Hauptsache auf 
Kosten der Angestellten durchgeführt worden. Wie sich das 
wirtschaftlich in einzelnen Verwaltungen, soweit es sich um 





BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE | 8] 


ausgewirkt hat, haben wir 
wiederholt an einer Reihe drastischer Beispiele aufzeigen 
können. Nach wie vor stehen wir auf dem Standpunkt, daß 


technische Angestellte handelt, 


die technischen Belange in der Verwaltung des Angestellten- 
elements nicht entbehren können. Die technischen Verwaltungs- 
zweige werden immer darauf angewiesen sein, technische 
Kräfte aus der Privatindustrie, insbesondere für Spezialauf- 
gaben, heranzuziehen, um sich jederzeit die newesten Erfahrun- 
en der technischen Praxis zunutze zu machen. Nach den Er- 
ahrungen und der Behandlung, die zahlreiche hochqualifizierte 
technische Angestellte, insbesondere im Bereiche der Eisen- 
bahnverwaltung, beim Personalabbau machen mußten, wird sich 
heute mancher aufstrebende, gutbezahlte Kollege der Privat- 
industrie sehr überlegen, ob er das schwankende Brett zum 
Uebertritt in die Staatslaufbahn betreten will. Wir erinnern 
uns des Schicksals so manches hochwertigen Marineingenieurs, 
dem zuletzt nichts anderes übrig blieb, wenn er nicht elend 
verkommen wollte, nach fremden Staaten auszuwandern und 
dort seine Dienste anzubieten. Aus anderen Verwaltungen 
liegen ‘heute noch zahlreiche, insbesondere ältere Techniker, 
stellungsios auf der Straße. Gewiß ist eine ständige Fluktua- 
tion gerade der technischen Kräfte zwischen Behörde und 


Privatindustrie an und für sich durchaus wünschenswert. Der‘ 


lebendige Austausch von Erfahrungen kann hierdurch nur ge- 
fördert werden. Wogegen wir uns aber wenden, ist, daß man 
brauchbare technische Kräfte Jahrzehnte im Staatsdienst be- 
hält, sie im Angestelltenverhältnis mit Beamtendienstaufgaben 
beschäftigt, um ihnen eines Tages den Stuhl ohne jegliche 
Sicherung ihrer weiteren Zukunft vor die Tür zu setzen. 


Die Rhein-Main-Donau-Wasserstraße, Im Zusammenhang 
mit der wirtschaftlichen Ausnützung der bayerischen Wasser- 
kräfte erfolgt auch der Ausbau der Rhein-Main-Donau-Wasser- 
straßen. Das erste Ziel, die Wasserkraftverwertung, rückt in 
Süddeutschland, besonders in Bayern, bereits in greifbare 
Nähe. Walchenseewerk, mittlere Isar, untere Mainmühle und 
Viereth sind bereits im Betrieb; bald wird auch die Kraft- 
anlage der Kachletstufe, das größte Kraftwerk Bayerns, 
vollendet sein. : 

Es war zweifellos ein glücklicher Gedanke, die Wasser- 
kraftausnützung in das ganze Kanalbauprojekt hineinzuarbeiteni. 
Die Durchführung der Kanalpläne selbst liegt in den Händen 
eines gemischt-wirtschaftlichen Unternehmens, der Rhein-Main- 
Donau-Aktiengesellschaft. An dieser ist neben Wem Reich, 
Bayern, Preußen, Baden und Hessen, auch das private Kapital 
beteiligt, das unter Führung der Deutschen Bank durch ein 
Bankenkonsortium vertreten wird. Die Arbeiten schreiten nun- 
mehr rüstig vorwärts. Ueber den gegenwärtigen Stand dieses 
ungeheuren Projekts, das berufen ist, das Schwarze Meer 
mit dem Westen und der Nordsee unmittelbar auf dem Wasser- 
wege in Verbindung zu bringen, unterrichtet ein Sonderheft 
der „Bayerischen Industrie- und Handels- 
zeitung“ in München. Den Techniker werden darin be- 
sonders die reichillustrierten Aufsätze über die bisher ge- 
Schaffenen technischen Anlagen interessieren. 


Behördentariffragen 


Zur Urlaubsregelung für preußische Angestellte gibt der 
Preußische Finanzminister in Ergänzung des $ 32 Pr.A.T. im 
Einvernehmen mit den beteiligten Angestelltenorganisationen 
im Preuß. Besoldungsblatt Nr. 23 folgendes bekannt: 

„Hat ein Angestellter beim Antritt seines‘ Urlaubes das ihn zu einer 
längeren Urlaubsdauer berechtigende Lebensjahr noch nicht vollendet, 
so wird ihm der längere Urlaub gewährt, wenn die Vollendung dieses 
Lebensjahres innerhalb des Urlaubsjahres eintritt.“ 


Alain. SEEEEeE 
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Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Ergänzungen zu den Ausführungsbestimmungen der Satzung. Der 
Bundesvorstand hat in seiner Sitzung am 9. und 10. Mai 1025 nach- 
stehende Ergänzungen beschlossen: 

Zu 516 der Satzung, Beitrag (zu Ziffer N: Wird die 
Wartezeit bei Nachzahlung der Beiträge von der Verwaltungsstelle im 
Mitgliedsbuch nicht vermerkt, so wird diese bei Inanspruchnahme der 
Unterstützungseinrichtungen und des Rechtsschutzes nachträglich von 
der Hauptverwaltung im Mitgliedsbuche ein etragen. 

„Zu 822 der Satzung, Stellen osenunferstützung: 
Mitgliedern, denen nach 8:18 der Satzung die Beiträge erlassen, oder 








die nach $ 16, Ziffer 8, Abs. 3 auf Antrag von der Beitragszahlung‘ 
vorübergehend befreit sind, wird die Stellenlosenunterstützung in der 


‚höchsten Beitragsstufe gewährt, in der das Mitglied in den letzten 


sechs Monaten vor der Beitragsbefreiung drei oder ‘mehr Monatsbei- 
träge entrichtet hat. Mitglieder, welche bei Inanspruchnahme der 
Stellenlosenunterstützung mit dieser nicht voll ausgesteuert waren, er- 
halten bei erneuter Stellenlosigkeit innerhalb der nächsten 
drei Monate Unterstützung nach der für die erste Unterstützung 
berechneten Beitragsstufe. 

Zu$23 der Satzung, Solidaritätsunterstützung: 


Mitgliedern, die nach Beendigung eines Streiks oder einer Aussperrung 


nicht wieder eingestellt werden, kann — wenn sie nicht vor dem Streik 
oder der Aussperrung bereits im Kündigungsverhältnis standen — unbe- 
schadet, ob sie in den letzten zwölf Monaten bereits Stellenlosenunter- 
stützung bezogen haben, erneut die Uhterstützung bewilligt werden. Die 
Prüfung. des einzelnen Falles bleibt dem Vorstand jedoch vorbehalten. 
Mitgliedern, denen nach 8 18 der: Satzung die Beiträge erlassen, oder 
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4 zung: Mitglieder, 


die nach $& 
_ vorübergehend befreit sind, wird die Solidaritätsunterstützung in der 
höchsten Beitragsstufe 

Monaten vor dem Strei 
beiträge entrichtet hat. 
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16, Ziff. 8, Absatz 3 auf Antrag von der Beitragszahlung 





ewährt, in der das Mitglied in den letzten sechs 
oder der Aussperrung drei oder mehr Monats- 


Zu 824 der Satzung, Gemaßregeltenunterstüt- 
nter- 


der Satzung zuerkannt wurde, haben vor Auszahlung der ersten 


 stützungsrate eine von der Ortsverwaltung beglaubigte Aufstellung ihres 


monatlichen Einkommens der Hauptverwaltung einzureichen. Tritt 
während, der Unterstützungsdauer eine Tariferhöhung ein, oder wird 
von der Firma, bei welcher das Mitglied vor der Entlassung beschäftigt 


war, eine Teuerungszulage gewährt, so ist der Hauptverwaltung hierüber 


Mitteilung zu machen. Nach Ablauf der Unterstützungsdauer bekannt- 
gegebene Erhöhungen des Einkommens finden nur dann Berücksichti- 
gung, wenn nachgewiesen wird, daß die Erhöhung erst nach Ablauf 
der Unterstützungsdauer endgültig abgeschlossen wurde, oder daß das 


Mitglied erst nachträglich‘ Kenntnis von der Erhöhung erhalten hat. 


Zu $27 der Satzung, Hinterbliebenenunterstüt- 
zung: Mitgliedern, denen nach $ 18 der Satzung die Beiträge er- 


. lassen, oder die nach $ 16, Ziffer 8, Abs. 3 auf Antrag von der Bei- 
 tragszahlung vorübergehend befreit waren, wird die Hinterbliebenen- 


ünterstützung in der höchsten Beitragsstufe berechnet, in der das 


> Mitglied in den letzten sechs Monäten vor der Beitsagsbeireiung, drei 


oder mehr Beiträge "entrichtet. hat. 

. Steilenlosen Mitgliedern, die mit der Stellenlosenunterstützung - voll 
ausgesteuert und 'infolgedessen gemäß $ 16, Ziffer 8, Abs.’ 1 von der 
Beitragszahlung vorübergehend befreit waren, wird die Hinterbliebenen- 
unterstützung in der Beitragsstufe gewährt, nach welcher die Berech- 
Pr tzten Stellenlosenunterstützung vor der Beitragsbefreiung. 
erfolgte. 


‚Bildungsfonds. Um unsere Mitglieder zu einem regeren Studium 
der wirtschaftlichen, politischen und gewerkschaftlichen Literatur anzu- 
regen, haben wir einen Bildungsfonds geschaffen, aus dem Mitglieden 
des Bundes eine Beihilfe zum Büchereinkauf erhalten können. Diese 
Beihilfeist vonbisher 15% auf 0% des Ladenpreises 
erhöht worden. Gesuche um Gewährung dieser Beihilfe können 
entweder an die Abteilung Bildungswesen der Geschäftsstelle gerichtet 
werden, oder aber an den Industriebeamten-Verlag G.m.b.H., der 
iin Verrechnungsverkehr mit dem Bunde steht und auch die Erledigung 
der bei der Inanspruchnahme des Bildungsfonds zu beachtenden Formali- 
täten übernommen hat. (Mitgliedsnummer angeben.) 


Bekanntmachung der I. B. S. 


Gemäß 88 33 und 139 des Gesetzes, betr. die Erwerbs- und Wirt- 
schaitsgenossenschaften geben wir unsere Bilanz und Gewinn- und Ver- 


_ kustrechnung für das Jahr 1924 bekannt, wie sie von unserer 13. ordent- 


lichen Generalversammlung genehmigt würde. 
Bilanz per 31. Dezember 194. 


An Kassenbestände, Postscheck- Aktiva 


Passiva 


u. Bankguthaben . „ . Rm. . 18519,41 
Darlehen u. Vorsehüsse , » > 37 417,95 
Hypotheken , . . oe 0.» 125 000,— 
Beteiligung cv...» 100,— 
Effekten . . N eg 26 921.10 
Wechsel wu ER TR Ve \ „ 9 468,14 
Drucksachen . „ „2... 1,— 

> Rm. 217 427,60 


Per Depositen . . : 2» 2... 
Spareinlagen ... 2.00... 
Genossenanteile . PEN AR 

Ordentliche Reserve . . ... 

* 
® 
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. Rm. 15 328,42 
..0.0,5..149 313,07 
„  34497,60 
4 093,— 
29.964,81 
20,50 
il 4 210,20 


Rm. 217 427,60 


Außerordentliche Reserve 
Stempelsteuer . . . 
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Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 


Wir suchen einen jüngeren, praktisch ver- 


anlagten 


Tiefhautechniker 


möglichst mit etwas Büropraxis, für unser 
technisches Büro und nach Einarbeitung auch 
für Montage auf Baustellen. 


Ausführliche Bewerbungen erwünscht. 












3 Neustadt a. Hdt. Bauteehniker 





Jüngerer Techniker 
$ür Eisenhochbau-Konstruktionen zum Ausarbeiten von | kommt in Frage. 


Werkstattzeichnungen wird eingestellt. 
r en Elsenbauanstai G. m b. H. ®Otto Hewerer 


eipzig- Eutritzsch, Zschortauerstr. 70/72. 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925. 


denen die Gemaßregeltenunterstützung gemäß 35 24 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


Feriger Hochban-Tochniker 


geübter Zeichner, mit Erfahrung auf dem 
Bauplatz, wird für die Zeit vom 15. Mai bis 
31. Dezember ds. ]s. gesucht. 
Angebote mit Lebenslauf, 
schrift. u.Gehaltsansprüchen sind einzureichen. 


Mühlhausen, den 2. Mai 1925. 
Der Vorstand des Landesbauamts. 


Gesucht f. Baugeschäft. verb, 


Wasser- und Ahwasserreinigung 6. m. b. H.)"seipständiger 


gelernter Zimmermann, ver- 
traut mit allen Verhältnissen 
von Berlin, Potsdam "und 
Umgegend. Nur erste Kraft 


Angebote an Baugeschäft 
Bergholz (Post Rebbrücke). 
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a Gewinn-und Verlustrechnung, 
An General-Unkosten . .„ . .„ Rm. 12107,04 
1 OR RE 4 210,20 
Rm. 16317,24 
Pertenerslatrag. 22 2 las anne Ri 16 317.24 


Berlin, den 2. April 1925. 
Industriebeamten-Sparbank, 
e. G.m.b.H. 
Der Vorstand 
gez. Krug gez. Schwedt. 
Die vorstehende Bilanz sowie. die Gewinn- und Verlustrechnung 
habe ich geprüft, mit den ordnungsgemäß geführten Geschäftsbüchern 
übereinstimmend und für richtig befunden. 
Berlin, den 23. April 1925. 
ö gez. Max Haarstark, Verbandsrevisor. 


Die Generalversammlung hat beschlossen, von dem erzielten Ge- 
schäftsgewinn eine Dividende von zehn Prozent auf das Geschäftskapi- 
tal vom 1. Januar 1924 zur Verteilung zu bringen. Die Zahl der Ge- 
nossen betrug am Jahresschluß 1923 780 Genossen mit 2362 Anteilen. 
Infolge der Umstellung der Genossenanteile auf Reichsmark schieden aus 
im: Jahre 1924 86 Genossen durch Kündigung, 18 Genossen durch Aus- 
schluß; dadurch wurden insgesamt 370 Anteile gekündigt. Zusammen- 
gelegt wurden 682 Anteile. Die Haftsumme verringerte sich somit um 
105 200 Rn. auf 131 000 Rm. Es schied ferner aus durch Tod 1 Genosse 
mit 1 Anteil. 

Es sind im Jahre 1924 36 Genossen mit 39 Anteilen neu aufgenom- 
men worden, so daß wir am Schlusse des Geschäftsjahres 711 Genossen 
mit 1348. Anteilen zählten. Die Haftsumme, für die am Schlusse des 
Geschäftsjahres die Genossen aufzukommen hatten, betrug 1348300 Rm. 
: Bee sich seit der Umstellung der Anteile auf Reichsmark um 

m. 

Aus dem Vorstand schied satzungsgemäß durch das Los Gienosse 
Lustig aus. Er wurde wiedergewählt. Die Zahl der Aufsichtsratsmit- 
glieder wurde durch Satzungsänderung von 9 auf 10 erhöht. Es 
schieden satzungsgemäß aus dem Aufsichtsrat aus die Genossen Korten- 
bach, Schmidt und Markus. Wiedergewählt wurden die Genossen Kor- 
tenbach und Schmidt, neugewählt die Genossen Reichel und Gaedke, 

Berlin, den 9. Mai 1925, 

Industriebeamten-Sparbank, 
e. G.m.b.H. 

Der Vorstand 

gez. Krug gez. Schwedt. 


Bekanntmachungen des Erholungsheims 


Eine neue Werbeschrift für den Besuch unseres Erholungsheims 
ist von der Verwaltung des Heims herausgegeben. Mit geschmack- 
vollen Ansichten aus dem Heim, einem Lageplan und. einer Karte der 
Eisenbahnverbindungen nach Sondershausen versehen, soll das vornehm 
ausgestattete Büchlein dem Heim neue Freunde erwerben und den 
Besuchern als erster Führer in die Umgebung dienen. Es wirdallen 
Interessenten auf Wunsch unentgeltlich zugestellt. 


Vorsicht bei folgenden Firmen; 


Komnick in Elbing. 

Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 

Dillinger Eisen- und Maschinenbau A.-G, Dillingen. 

Sämtliche Betriebe der Textilindustrie in Wien, 
“österreich, Oberösterreich und der Steiermark. 


Geschäftliches 


Gegen Krankheit, Siechtum und. Altern kann man sich schützen, 
wenn man den in dieser Nummer Dapeenen Prospekt beachtet und sich 
kostenlos von Dr. med. H. Schul, G. m. b. H. Berlin W 62, eine 
Probeschachtel „Frigalin‘‘ senden läßt. 


Nieder- 












Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin, 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen, 


Zum möglichst baldigen Diensteintritt werden 


für die 
Städt. Baupolizeiverwaltung 
gesucht: 
a) ein 


Techniker 


mit abgeschlossener Baugewerks- 
schulbildung, gründlicher Baupraxis und Erfahrung 
sowie mehrjähriger Tätigkeit bei Baupolizeibehörden. — 

Bewerber muß tüchtiger und zuverlässiger Statiker 
sein und dieses nachweisen. Erfahrung in Eisenbeton- 
berechnungen und -konstruktionen erwünscht. 

Die Einstellung erfolgt zunächst auf zwei Jahre 
zur Probe, alsdann endgültig als Beamter. Besoldung 
nach Gruppe VII, mit Aufstiegsmöglichkeit; 


»e> Bauaufseher 


mit Erfahrung bei Eisenbetonbauausführungen, zu- 
verlässig und möglichst schreibgewandt. 

Die Einstellung erfolgt zunächst auf zwei Jahre 
zur Probe, alsdann endgültig als Beamter. Besoldung 
für Angestellte, Ortsklasse B. nach Gruppe V, Aufstiegsmöglichkeit nach VI. 
Bewerbungen mit Lebenslauf Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnissen und wenn 
und beglaubigten Zeugnis- | möglich mit Lichtbild sind spätestens bis zum 
abschriften umgehend an 1. Juni ds. Js. einzureichen. 

Preußisch. Hochbauamt Hagen 1. Westf., den 30. April 1925. 
Köslin i. Pomm. Der Oberbürgermeister. 


Zeugnisab- 


ochbaufechniker 


mit d. Dienstgeschäften eines 
Hochbauamtes vertraut, zu- 
nächst für 6 Monate sofort 
gesucht. Vergütung nach 
ae VI des Staatstarifs 
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-# erhalten wir unaufgefordert folgende Zuschriften: 
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Eisenbeton. 


Zu der Herausgabe unseres Buches 


Dipl.-Ing. Georg Padler: 


„uundlagen für den prakfischen Esenbefonbau“ 


Querschnittsbemessung — Spannungsberechnung — 
tatik der Grundformen — Gebrauchsfertige Formeln 
© « « « e und Tabellen mit Beisplelen) - . « . « 


i 300 Seiten, in Leinen gebd., Preis M. 7,20 












Dortmund, den :. » 
Zu der Herausgabe des Buches: Padler, Eisenbeton kann ‚man 
Iınen wirklich gratulieren, da der Inhalt ganz ausgezeich- 
i net ist. Wenn der Wert des Buches für die Praxis erst genügend 
4 bekannt ist, wird es, davon bin ich überzeugt, mehrere - Auflagen 
I erleben. - K, Architekt. 
Hannover, den...» 
\ Das von Ihnen zur Ansicht übersandte Buch: Padler, Eisenbeton 
hat den Beifallvieler meiner Kollegen sowie auch den 
meinigen gefunden. Außer. dem übermittelten Exemplar erbitten wie 
umgehend Sendung von vier weiteren Exemplaren. 
Dipl.-Ing. W. ©. 


® .. . Besteilen Sie sofort! 


Industriebenmten-Verlag G.m.b.H, 
Berlin MW 30, Werttstrüße 7. 


Postscheckkonto Berlin 15550. 


















& Teilzahlung! Katalog frei! R ‚Vorzüglicher | 
owlen- u. Tischwein 
Photographische weiß u. rot, 90 Pfg. Die 
£ Apparate Liter inkl. Weinsteuer, ab 
Katalog A Nierstein a.Rhein, Nachn, 

Weingut 

Uhren, Goldwaren, || Heinrich Strub n, 
Brillanten Nierstein a. Rh. Nr. 29, 


1 Leihfäss. v. 30,50, 100Lie. 8 
4 Großer Weinbergsbesitz, 
Gegr. 1864. Preisliste. 


Katalog B 


FeTE LRtimer, tna-Dhmarscen 


Schriftschablonen 
> Bahr's Normograph 


N N D.R.P., Auslandspatente, 
En Vom Normenausschuß empfohlen. 


Prospekte kostenlos. 


















von A. GREGOR 


Eisenhochbau 
2. Band 
Gebunden 20 Mark 
Auch gegen Monats- 
rate von 4 Mark zu 








- = “ = 42 beziehen 
 Fillera Fiebig, BerlinS J) H. Meusser 
Nm uchhandlung 





Berlin W57/4,PotstamgrStrabe75 


ee Bee] 
in herrlicher, auf Bergeshöhe q 

Pension gelegener herrschaftlicher Villa, 
Schöne Zimmer, gute Küche, Fernsicht, großer Park, Obst- 
und Gemüsegarten. 3000 Morgen Wald. Schöne Spazier- 
gänge. ‚Herrliche Ausflüge in die Eifel und das Moseltal, 
Trier mit seinen Sehenswürdigkeiten. Anmeldungen schon 
jetzt erwünscht. Für Erholungsbedürftige das ganze Jahr 
eöffnet. Vollständige Penxion und Zimmer mit 2 Betten 

..5.— pro Person.und Bett. 

Villa Scholten in Altrich bei Wengerohr. ' 


PERF EEE STE EEE EEE EEE 
Haarausfall —2. Nervenleiden! — 3. Haufnarben! 


BGilligste und beste 


Bezugsquelle für 
Apparate u. Zubehör 
Einzelteile z.Selbstbau 
Versand nach überall, 

Viele Hundert 


Anerkennungsschreib. 
sowie üb. 100 Seit. stark, 


nadio-Kalalog 


mit zahlreichen Abbil- 
dungen. Bauanleitungen, 
Schaltungsplänen, wis- 
senschaftlich. Aufsätzen, 
Antennenbau-Anleitung, 

egweiser durch die 
gesamte Radio-Literatur 
kostenlosund franko an 
alle ernstl. Interessenten. 


Süddeutsche 
Radio - Zentrale 
Stuttgart, Königstr. 10. 

elefcn 26874 


Größtes Spezialhaus 
Süddeutschlands, 


in einfach wunderbares Mittel für obige Leiden 
teile gern kostenlos aus Dankbarkeit mit. 


W. Marquarät, Stettin, Kalser- Wilhelm - Strasse 67, 
Me a en TEE ER ELBE 
en 


8 Ertklasige PhOlo-Apparalo 


(aur mit Gverz- oder Meyer-Anastigmaten ausgerüstet) 
liefert zu den seitens der Fabriken vorgeschriebenen 
Preisen gegen 


günstigste Teilzahlung. 
Dresdner Camera-Vertrieb \ 


Drosden-A. 24. 
Illustrierte Preisliste N. kostenfrei; 
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Werantwortl.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH 
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Spellmann Bahnen 


das Jdeal A 
des OportKeglers O) 
%* 


Georg Spellmann,Hannov.Holz-Industrie, Hannover-Kleefeld 
Monatsleistung 75—100 Kegelbahnen. 


Durch Uebernahme von 
Kleinaktien (je M. 10.—) 
bietet sich 


glänzende 
Kapitalsanlage, 


da mit dem Erwerb derselben 
neben der regelrechten Ver- 
zinsung Gewinochancen bis 

. 1500.— verbunden sind. 
Näheres unter DTZ. 195 an 
R. Merkel, Berlin W 35, Pots- 
dämer Straße 111. 


m —— nn 


echtrot.federdicht.Daunenkö- 
per, Il/sschlfrg., groß. Ober- 
bett, Unterbett u:1 Kissen m. 
14 Pfd. grauen Federn gefüllt 
& Gebett GM. 43,—; dasselbe 
Gebett mit 2 Kissen u. 16 Pfd. 
zartw. Fed. gefüllt GM.63.—. 


Bettledern 
graue, per Pfd. GM. 1.10, zart 
und. weich GM. 1.50, grau- 
Halbdaun. GM. 3.25, Schleiß- 
federn grau GM. 2.25, weiße 
Halbdaun. GM. 5.—, Daunen 
rau, GM.9.25,weißGM.12.50. 
ttbezug aus gutem, weißem 
Linon oder bunt geblümt oder 
kariert per Stück Gm. 7.20. 
Alle Aussteuerartikel billig. 
Musteru. Katalog frei. Nicht- 
gefall. Geld zurück. 

Bettfederngroßhandlung, 
Bettenfabrik und Versand 


Th.Kranefuß, Casse1247. 


Radio 


„Commercial“ 
Detektor - Empfangsapparat 


f. Kenner, mit Garantieschein 
für größte Lautstärke und 
absolute Tonreinheit. 
Hochfeinsts Ausstattung 
Unverwüstl, Konstruktion 
komplett m. best. Kristall- 
detektor'u.Doppelkopfhörer 


16.— Reichsmark. 


F. W. Wendt, Halle (Saale), 
Postscheckkonto 103492, 


Leipzig 





Bis 10 Mk. pro Tag nd 


erwerb, Herren und Damen, 
zur Versendung v, Reklame- 
material, Adressensammeln 
usw. durch Verlag Eigene 
Scholle, Jena 123. 





Ein Buch wichtig. Frauen- 
fragen von der früheren 


Oberhebamme der Charite |. 


Berlin gibt sichern Rat in 
allen Fällen! Versendetge- 
schloss. geg. Einsendg. von 
M.1,— Frau Anna Hein, 
hyg. Versandhs.,Berlin75, 


Potsdamer Straße 106. : 
„ Beria NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH. Berlin SW 68, 
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Für Architekten, Techniker, Maler USW. 


oht 
unentbehrlich — das einz. exist. Prachtwerk 


olkstümliche Fassadenmalerei 
— mit 15 großen Tafeln — 106 Vorbildern — 
Plastische Architektur d. Farbe ersetzt! 
Verfahr. stilgem., figürl., ornam. u. archit. Bemal.alt. u. 
neuer Häus,, auch a. Rauhputz u. Rieselwurfgrund ohne 
wetterf. Farbe. Einf.,dauerh., billig. WenigMater.-Verbr, 
Bedeut. Baukostenersp. 'N“chn. 12 M.d.Verfass. Archit. 
dosel Bauer, Starnberg (Oberbayern), Perchastr. 11. 















Direkt an Private zu sehr billigen n_ Preisen 
Jagdrad. Fahrräder 


sowie Fahrrad-Ersatz- und Zudehörtelte, 
Motorräder. Uhren, Gold- und Silber. 
waren, Haushaltungsgegenstände aller 
Art, Musikinstrumente. Geschenkartikel 


Burgsmüller-Waffen 


wie Teschings. Revolver, Pistolen. Luft. 
gewehre, Doppelflinten, Drillınge und 
sämtliche Munition, ferner Jagdaus- 
rüstungsgegenstände 


Reichaltiger Katalog gratis und franko 


Deutsche Waffen: und Fahrradfabriken 
#H.Burgsmüller & Söhne 
Kreiensen am Harz ir 18. 


Techniker 


denkt und handelt sachgemäß. Ordnet 
Eure Privatangelegenheiten so, daß kein 
Vorwurf über Pflichtvergessenheit ins 
Grab gerufen wird. Erhaltet die Kultur 
Eures Standes und sorgt für die hinter- 
bliebene Ehefrau und für die Kinder, 
Das ist erreichbar durch eine Lebens-, 
Witwen - Pensions- oder Renten- und 


Aussteuer-Versicherung. 
an RE ANBAU N 


Der 


Preußische Beamten-Verein 
zu Hannover, 


Lebensversicherungsverein a. G. 
Vertragsanstalt verschiedener Standes- 
und Wirtschaftsorganisationen 
ist die alte vor 50 Jahren für bestimmte 
Kreise gegründete gemeinnützige Ver- 
sicherungsanstalt mit den Sondereinrich- 
tungen: Keine Agenten, keine 
Provisionen, Aufnahmebeschrän- 
kung auf ausgesuchte, gesundeVolkskreise. 
Er bietet daher bei absoluter Sicherheit 
billigere Versicherungen als sämtliche 
größeren deutschen Lebensversicherungs- 
gesellschaften. 


Vor Verhandlungen mit Konkurrenz- 
unternehmungen fordere man Drucksachen 
ein von der 


Direktion in Hannover 
Raschplatz 13. 
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Nummer 21 / 7. Jahrgang . 


Spaziergang durchs Steuerchaos 


...,Das Steuerzahlen ist den meisten Menschen so. unsympa- 
tisch, daß sie sich, so widersinnig das auch klingen mag, nicht 
einmal um die Steuergesetzgebung kümmern. Die Zeitungen sind 
seit Wochen so voll von Berichten, Auszügen, Nachrichten, pole- 
mischen, wissenschaftlichen und agitatorischen Artikeln und 
Notizen über die in Aussicht stehende Steuerreform, daß man 
annehmen müßte, das ganze Volk spreche von nichts anderem 
als von der großen, bevorstehenden ‚steuerlichen Auskämmung 
Deutschlands. Das ist aber ein grundlegender Irrtum. Vom 
Zeitungsleser wird in der Regel all das. überschlagen, was 
auch nur von weitem durch seine Ueberschrift zu erkennen 
gibt, daß es irgend etwas mit der deutschen Steuerwirtschaft 
zu tun hatl 


Die Gewerkschaften können ‘es sich micht leisten, jene 

Gleichgültigkeit gegenüber der deutschen Sieuergesetzgebung 
zu dulden. Die Hälfte aller Lohn- und Gehalts- 
steuerpflichtigen ist gewerkschaftlich orga- 
nisiert! Für sie ist zur rechten Zeit eine Arbeit erschienen, 
die unter dem Titel „Gegen das Stewerunrecht“ 
die Untersuchungsergebnisse- der Steuerkommission des Allge- 
meinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, des Allgemeinen freien 
Angestelltenbundes und des Allgemeinen Deutschen Beamten- 
bundes zusammenfaßt. Der Inhalt dieser 120 Druckseiten um- 
fassenden Arbeit ist als Material für die Funktionäre der Ge- 
werkschaften und als Lesebuch für jeden Interessierten aus- 
gestaltet. 


Die Arbeit umfaßt u. a. grundsätzliche Untersuchungen 
zur Quellenbestewerung, sie erörtert das Probiem der Abwäl- 
zung und die ehrliche Besteuerung der Landwirtschaft. Die 
Gefahr - der Ausführungsverordnungen ist ebenso eingehend 
untersucht, wie die Technik der Automatisierung des Steuer- 
einganges. Ein Abriß der deutschen Steuergeschichte von 1871 
bis 1924 zeigt die Entwicklung der deutschen Steuergesetz- 
gebung. Der derzeitige Reichsetat ist kritisch untersucht und 
die Steuervörlagen der augenblicklichen Reichsregierung sind 
in allen Einzelheiten systematisch behandelt. Die Unter- 
suchungsergebnisse der Steuerkommission sind durch eine ganze 
Reihe von Spezialisten bearbeitet worden. Diese sind: Prof. 
Dr. Hirsch, Staatssekretär z. D., Dr. Pfirrmann, Dr. Völter, 
Tarnow, Backert, Grünzel und Heinig. 


Wer durch das Chaos des Nichtwissens über unsere Steuer- 
esetzgebung zum Verständnis der Zusammenhänge der staat- 
ichen Finanzwirtschaft kommen will, dem empfehlen wir 
dringend, das vorerwähnte Büchlein sich anzuschaffen. 


x i - "* 
* 


Der erste Monat des neuen laufenden Stewerjahres liegt 
hinter uns. Damit haben wir das erste Zwölttel der 
Steuereinnahmen für 1925/1926 als Grundlage nicht 
nur für die voraussichtliche ° Jahres-Steuereinnahme, sondern 
auch für die beabsichtigten Verschiebungen der Steuerpflich- 
ten, wie sie durch die jetzt vorliegenden elf Steuergesetzent- 
würfe des Kabinetts Luther-von Schlieben vor sich gehen sollen. 


Zur Erläuterung der Tabelle auf der nächsten Seite sei be- 
‚merkt, daß die Ziffern des Voranschlages für das Rechnungsjahr 
1925/1926 im wesentlichen die roh übernommenen Etatsvoran- 
schlagsziffern von 1924/1925 sind. Schon im vergangenen 
Jahre sind diese Zahlen um rund zwei Milliarden über- 
schritten worden! Für dieses Jahr hat die Voranschlags- 
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ziffer noch aus einem anderen Grunde nur sehr fragwürdige 
Bedeutung. Die praktische . Auswirkung des Besitzsteuerab- 
baues, wie er durch die elf Stewergesetzentwürfe vorgesehen 
ist, läßt sich rechnerisch nur sehr schwer im voraus feststellen. 
Auf der anderen Seite werden die wirklichen Steuereinnahmen 
für Tabak und Bier und im besonderen die Zollein- 
nahmen ein ganz anderes Gesicht erhalten, als der Voranschlag 


andeutet. 
* * 


* 


Mit den vorerwähnten, in Aussicht stehenden Verände- 
rungen der Reichseinnahmen sind wir mitten in 
den großen Problemen unserer Steuerwirtschaft. 

Naturgemäß wird der Wille des Parlaments, die Steuer- 
gesetzgebung umzugestalten, in erster Linie davon beeinflußt, 
wie hoch es den Einnahmeüberschuß des deutschen Reiches 
im vergangenen Jahre sieht. Aber schon rechnerisch. ist dieser 
Ueberschuß nicht ganz einfach feststellbar. Das Reich hat ja 
neben seinen Steuer- und Zolleinnahmen noch eine Reihe 
anderer Einnahmen, so z. B. den Prägegewinn aus den Ren- 
tenmünzen, Zinsgewinne aus Krediten, Ueberschüsse aus der 
Reichspost und der Reichsdruckerei, Gewinne aus der Silber- 
münzenprägung, dann hat das Reich im vergangenen Jahre 
auch aus dem Rentenbankkredit eine Resteinnahme gehabt und 
es hat auch sonst noch kleinere Einnahmeposten. Weiter muB 
bei der Berechnung der Ueberschüsse des Reiches beachtet 
werden, daß ein beachtlicher Teil der Reichseinnahmen an 
die Länder abgegeben wird. Man sieht, daß schon bei der 
Berechnung des Reichsüberschusses allerlei unbeabsichtigte und 
beabsichtigte Fehlerquellen gegeben sind. 

Nach und nach hat sich folgendes Ergebnis doch ein- 
wandfrei errechnen lassen. 

Die Einnahmen des Reiches haben im Rechnungsjahr 
1924/1925 insgesamt 7311 Millionen Mark betragen. Der Vor- 
anschlag hatte mit einem Aufkommen von 5243 Millionen M. 
gerechnet. Der buchmäßige Ueberschuß ergab demnach 
2067 Millionen M. Von diesem Ueberschuß haben die Länder 
und Gemeinden 883 Millionen M. erhalten, dem Reich verblieb 
ein Ueberschuß von 1184 Millionen. Dazu kommen eine Reihe 
anderer Mehreinnahmen, deren Quelle wir weiter oben schon 
erwähnten, sie ergaben 738 Millionen M. Mithin betrug 
der tatsächliche Ueberschuß des Reiches im 
eben abgeschlossenen Steuerjahre 192 Mil- 
lionen Mark! 


* LS 
% 


Noch schwieriger als die einwandfreie Nachrechnung des 
wahren Reichsüberschusses gestaltete sich die Feststellung, wo 
denn nun dieses Geld eigentlich verblieben ist. Der Reichs- 
finanzminister von Schlieben hat im Reichstag in seiner großen 
Etatsrede trotz vieler Zahlen mehr Dunkelheit geschaften als 
Klarheit gegeben. Die Bedeutung der Nachweisung des Ver- 
bleibs der Üeberschüsse lag nicht zuletzt darin, daß damit zu- 
gleich aufgezeigt werden mußte, wie es möglich wurde, daß 
der Ruhrindustrie gewissermaßen aus der Bargeldkasse Hun- 
derte von Millionen einfach über den Tisch ausgezahlt wer- 
den konnten. 

Nach manchem Wenn und Aber ist es doch gelungen, den 
Verbleib der- Ueberschüsse des Reiches rechnerisch einwand- 
frei vom Finanzministerium zu erfahren. Es hat sich dabei er- 
geben, daß bis zum 1. April 1925 von den 1922 Millionen (zu- 
züglich 210 Millionen Mark Minderausgabe) das folgende aus- 
gegeben wurde: 















































DEUTSCHE TECHN 
| Milliönen 
"April 

522 
136 
65 
33 


15 
85 


Entschädigung für Micumlieferungen (bis “4. 
‚195 

Kückkauf von Goldanleihe 
von.109:Mill. hinaus) 

Abfindung an Preußen für den Verlust von Staats- 
eigentum durch den Friedessschluß 

Entschädigung an Länder für Holzwegnahme im 
besetzten Gebiet 

Liquidationsschäden 

Zur Ausstattung der Reichsbahn mit Betriebsmitteln 

Desgleichen ‚an die Branntwein-Monopol-Verwal- 
tung 

Darlehen an die Deutschen Werke 


(über den Voranschlag 


38 
11 
Summa 905 


Es war am 1. April 1925 ein Bestand von’ 1 227 Millionen ' 
Mark vorhanden, die wie folgt belegt sind: 
Millionen M. 


168 
146 
220 
693 


Summa 1227 


Kassenbestand 

Guthaben beim Reparationsagenten 

Guthaben bei der Reichsbank aus Silberausprägung 
Kredite an die Privatwirtschaft 


Kassenbestände kann man nicht gut für Ausgabezwecke 
in Betracht ziehen. Setzt man sie deswegen ab, so verbleibt 
ein zur Verfügung stehender Restbetrag von 1059 Millionen 
Mark. 


Der Reichsfinanzminister hat im Reichstag nachgewiesen, 
daß diese runde Milliarde von ihm dringend gebraucht werde, 
Er-habe noch Rückzahlungen von Valutaschulden aus Lebens- 
mittelgeschäften zu leisten, ebenso seien Entschädigungen für 
Holzbeschlagnahme, für Sachlieferungen während des passiven 
Widerstandes, an die Micum und allerlei sonstiges zu erledigen, 
auch drückten die kommenden Aufwertungsbeschlüsse und die 
Absicht, die Beamtengehälter wieder vier.eljährlich im voraus 
zu zahlen, so daß er nicht einmal die Kassenbestände in der 
beabsichtigten Höhe ‘bestehen lassen könne. 


Zu dieser Rechnung kann nur gesagt werden, daß es 
eigentlich verwunderlich ist, daß Herr von Schlieben nicht 
noch Zuschüsse, die er benötigt, herausgerechnet hat. 


Alle ernsthaften Sachkenner sind sich nicht nur darüber 
einig, daß von den Ueberschüssen des vergangenen Jahres 
ganz andere Summen übrigbleiben können als behauptet wird, 
sie sind auch der Meinung, daß der laufende Reichs- 
etat wegen der fortgesetzt entstehenden neuen Ueberschüsse 
eine ernsthafte Umgestaltung zwingend not. 
wendig macht. 


Die derzeitigen Regierungsparteien haben durch den Mund 
ihres Finanzministers verkünden lassen, daß die Besitz- 
und Verkehrssteuern .um rund dreiviertel 
Milliarden abgebaut werden sollen.-Man hat nur ganz 
schämig erwähnt, daß die Tabak- und Biersteuern ein’ges mehr 
erbringen werden als bisher. Die Absicht, die Schutzzollmauer 
zu erzwingen, ist in den Berechnungen der kommenden Reichs- 
einnahmen einfach außer acht gelassen worden! 


Die Gewerkschaften sind der Auffassung, daß die Steuer- 
reiorm ein ganz anderes Gesicht haben muß. 

Aus den Ueberschüssen des vergangenen Jahres können 
die 330 Millionen Mark Vorzugsaktien der Deutschen Reichs- 
bahn-Gesellschaft, die jetzt zur Ausgabe kommen, übernom- 
men werden. Damit wird der Einfluß des Reiches auf die 
Eisenbahn ganz wesentlich verstärkt. Und im übr'gen muß 
an einen entscheidenden: Abbau der Massen- 
besteuerung gegangen werden. 

Die schon erwähnten Untersuchungsergebnisse der frei- 
gewerkschaftlichen Steuerkommission bringen dazu tmfassen- 


des Material. 


* * 


* 


Wie steht es eigentlich mit der Lohnsteuer? 

Die Reichsregierung hat durch ihren Vertreter im Steuer- 
ausschuß des Reichstages dazu recht beachtliche Mitteilun- 
gen machen lassen, 

Die Lohnsteuer bringt jetzt durchschnittlich im Monat 
125 Millionen Mark ein. 

Bei einer Gesamtbevölkerung von etwa 63 Millionen Men- 
schen haben wir 28 Millionen Steuerpflichtige (21 Millionen 
Arpeituchmer und 7 Millionen Veranlagte). 

Der Durchschnittsprozentsatz der Steuerpflicht wird von 
der, Regierung mit etwa 87 Prozent berechnet. 

An der Hand des Lohnsteueraufkommens haben wir nach 
Auffassung der derzeitigen Regierung einen steuerpflichtigen 
Jahresgesamtlohn von 17,2 Milliarden Mark. Dazu kommt 
der steuerfreie Lohnbetrag, gleich 13 Milliarden. 


h 


M. | 


ER-ZEITUNG 1925 


Uebersicht der Einnahmen des Reichs an 
Steuern, Zöllen und Abgaben für den Monat 
April 1935. | ! 


2 . i 


'm Entwurf des 
Reichshaushalts- 
plans ist die Ein- 
nahme für das 
Rechnungsjahr 
1925 ver- 
anschlagt auf 


RM 


Re oA 


Aufgekommen 
sind 

im Monat April 
1925 


Bezeichnung der Einnahmen 


RM Pf. 


KG EEE 


. Körperschaftssteuer . 


m 


Aus dem Süßstoffmonopol 


‚Biersteuer 


A Besitz- 
und Verkehrssteuern 
a) Fortdauernde Steuern 
Einkommensteuer: 
8) aus Lohnabzügen . a url 
2 Steuerabzug vom Kapitalertrage . 
ec) andere . s ee 


126 141 427122 
13 884 23616 
95 923 622,05 
23 016 172102 

215/92 

20 022 610!92 
2 23115 

3 303 22|81 


136 997 873133 
9 534 409102 
3.670 14463 


1 344.000 890 
144.000 000 
« 376.000 000 


. . . 


Kapitalertragsteuer 
Vermög: nsteuer 
Vermögenzuwachssteuer 
Erbschaftssteuer 
Umsa zsteuer: 

a. allgemeine 

b) erhöhte 
Grunderwerbsteuer 
Kapitalverkehrsteuer: 

a) Gesellschaftsteuver , 

& Wertpapierstcuer „ 

c) Börsenumsatzsteuer . 

d) Aufsichtsratsteuer . 
Börs-nsteuer: 

a) Börsenbesuchstener 

b) Börsenzulass ngssteuer . 
Kraftfahrzeugsteuer . 
Versicherungssteuer . 
Rennwett- und Lotterieste 

a) Totalisatorsteuer = 

b) andere Rennwettsteuer . 

c) Lotteriesteuer 
Wechselsteuer . 
Beförderungssteuer : 

a) Personenbeförderung . 

b) Güterbeförderung . 


. . 


30.000.000 


1 260 000 009 
180.000 009 
150 000.000 


34 000 000 

6 000 000 
150: 00100 

- 8000000 


6 756 209174 
1 266 85078 
5 632 578167 
2 312 41625 


— 


50.000.000 
32 0.0000 


4 589 275165 
ar 3574 234120 
ver: 
1436 498125 
1 364 581405 
1072 90251 
6 934 338/95 


13 156 08045 
12 772 568125 


493 365 070166 
ur 


40 000 000 


5 000 009 
65 000 009 


110.600 000 
120 009 000 


Summe a. 4 194 000 000 


b) Einmalige Steuern 

Rhein-Ruhr-Abgabe: 

n von Einkommensteuerpflichtigen . 

b) von Körperschaftssteuerpilichligen . 

c) von Kraftfahrzeugsteuerpflichtigen . 
Betriebsabgabe: 

a) Arbe tgeberabgabe 

b) Landabgabe . 3 Re 
Steuer zum Geidentwertungsausgleich: 

a) bei Schuldverschreibungen (Obliga- 

tionensteuer) Re RT ee 


964 219188 
.J 093 234|— 
404198 


133 48504 
27 529178 


. 
wu 
. . 


. 


9 200 13954 36 000 000 — 
11.439 011122 


504 804 083188 


En 


Summe b 


Summe A, 


B..Zölle und Verbrauchsabgaben 
a) Verpiändete 
Zölle DE, 


Tahaksteuer: 
a) Tabaksteuer . . ger 
b) Tabakeısatzstoffabgabe . 
Zuckersteuer $ ie Ki 


4 140 0U0 000 


38 742 46551 


48 982 81130 

3 774170 
20 563 94 3114 
17 651 288,87 
11 021 134/11 


136 985 447163 


160.000 000> 


. 


360 000 000 


231 000 000 
126 000 000 
140 000.100 


1 617 090.000 


Aus dem Branntweinmonopol 


Summe 


b) Andere \ 
ER 1 400 000 
= 48 000.000 
9 10, 000 
12 600.000 
8.000 000 
900 000 
1.000 000 


Essigsäuresteuer 168 059|25 
Weinsteuer . 

Salzsteuer I 
Zündwarensteuer . 
Leuchtmitte'steuer 
Spielkartensteuer . 
Statistische „ebühr , 


« [ 
. 


Summe b 82 700.000 


Summe B 1.099 700 000 


C. Sonstige Abgaben 
Brotversorgungsabga 


I GE \ 


Summe C 
Im ganzen 


652 877 140107 | 5 239 700.000 





=. 
4% 


a 


Y« 
W. 
& 
u 
or 















So ergibt sich nach der Berechnung des deutschnatior 
_ nalen Reichsfinanzministers ein jährlicher Gesamtlohn von 
‚30,2 Milliarden! ° 

Nehmen wir an, daß die 7 Millionen veranlagten Steuer- 
pflichtigen nur die gleiche Einkommensteuer zahlen wie die 
Arbeitnehmer, so ergibt sich für jene ein Jahreseinkommen 
von rund 10 Milliarden Goldmark. 

Deutschländ hätte also nach der Berechnung des Reichsfinanz- 
ministeriums aus reinem Einkommen jetzt eine jährliche 
Einnahme von über 40 Milliarden Reichsmark. 
Das wirft alle Schätzungen über das Volkseinkommen von 
Helfierich bis Eulenburg völlig über den Haufen. 

“ Das Reichsfinanzministerium hat überdies berechnet, daß 
jede fünf Mark, um die der steuerfreie Lohnbetrag monatlich 
erhöht wird, einen Lohnsteuerausfall von 94 Millionen Mark im 
Ba ergibt. Wenn das richtig ist, so ist bewiesen, daß- eine 

eraufsetzung des steuerfreien Lohnbetrages auf 1200 M. im 
Jahre angesichts der bisherigen und der laufenden Steuer- 
überschüsse durchaus möglich ist. 


% FERN : 
% 


Es steht zu befürchten, daß der Tag kommt, da die elf 
Steuergesetzentwürfe ebenso durch ein Kompromiß rasch zur 
Erledigung kommen wie jetzt eben die Aufwertungsfrage. 
Jeder Gewerkschafter hat die Pflicht, mit dafür zu sorgen, 
daß nicht erst dann, wenn es zu spät ist, die Arbeitnehmer 
aufwachen und ihre Rechte anmelden! Kurt Heinig. 


Krisengefahr — Kriegsgefahr 

In der kapitalistischen Wirtschaft werden die Güter nicht 
produziert, um von Menschen konsumiert zu werden, sondern 
beide, menschliche Produktion wie menschliche Konsumtion, 
sind lediglich Mittel zur Kapitalanhäufung. Was für die Mittel 
zur Lebenserhaltung gilt, gilt nicht minder für die Mittel 
zur Lebensvernichtung. Ach die Waffenproduktion 
ist nicht da, damit Kriege geführt werden können, sondern es 
werden Kriege geführt, damit die Waffenindustrie Absatz findet 
und die Waffenindustriellen Profite machen können. „Das war 
cheinals paradox, aber nun bestätigt es die Zeit“, sagt Hamlet 
— und zwar bestätigt sie es durch den Mund ihrer prominente 
sten Repräsentanten, der Waffenfabrikanten, ‘selbst. 

Die. englische Schwerindustrie, mehr auf den Weltmarkt 
angewiesen als jede andere, hat es. augenblicklich besonders 
schwer, sich im Wettbewerb gegenüber den niedrigeren kon- 
tinentaleuropäischen Löhnen und der technischen Ueberlegen- 
_ heit Amerikas zu behaupten. Diese Position wird erschwert 
durch die energische Deflationspolitik der englischen Regie- 
rung, der es mit Hilfe der amerikanischen Finanz gelungen 
ist, den Wechselkurs des Pfundes auf den Friedensgoldstand 
zu heben. Mit der Valutadifferenz schwindet aber gleichzeitig 
die Predifferenz, die der englischen Industrie der amerika- 
nischen gegenüber bisher gewisse Vorteile verschafft hat. Die 
Krise macht sich besonders in der Schifisindustrie und im 
Kohlenbergbau bemerkbar und wirkt auf die Schwerindustrie 
zurück. Neben Armstrong ist Vickers das größte Unter- 
nehmen der englischen Rüstengsindustrie. Beide haben ihre 
Kriegsgewinne benutzt, um große Konzerne zu bilden und auf 
andere Industriezweige überzugreifen. Vickers betreibt außer 
der -Rüstungsindustrie den Schiffbau, stelt Waggons, Dampi- 
kessel und Motoren her, erzeugt fast alle Maschinen, außer 
Werkzeugmaschinen. Hauptsächlich hat Vickers sich nach dem 
Kriege Unternehmungen der Elektrizitätsindustrie zugeeignet 
und hat seinen Konzern so weit ausgebaut, daß er imstande ist, 
ganze elektrische Kraftstationen mit in eigenen Betrieben her- 


4  gestelltiem Zubehör einzurichten. /Vickers hat wie im vorigen 


Jahre so auch in diesem keine Dividende ausgeschüttet. Diese 
Tatsache hat im Zusammenhang mit dem vom Vorsitzenden 
in der Generalversammlung der Vickers Ltd. dazu er- 
statteten Bericht in der englischen Oeffentlichkeit einige Be- 
stürzung hervorgerufen. Der Vorsitzende gab sich einem hoff- 
nungslosen Pessimismus hin. Er bezweifeite, daß die englische 
Eisenindustrie ihre frühere Stellung je würde zurückerobern 
können. Die deutsche Stahlproduktion sei trotz Ruhrbesetzung 
von 6 Millionen. To. im Jahre 1923 auf 9 Millionen To. im 
jene 1924 gestiegen, ähnlich die französische Eisenindustrie. 
ie Produktion der Vereinigten Staaten sei im Jahre 1924 
auf die enorme Höhe von 361/, Millionen To. gestiegen und 
in den letzten Monaten noch weiter angewachsen. Nicht nur 
für Vickers,. sondern für den ganzen Industriekomplex stände 
abermals ein schlechtes Jahr bevor. Mit fast einziger Aus- 
nahme der elektrischen Werke Vickers lägen alle Branchen 
darnieder. Aus der Tatsache, daß keine Gewinne ausge 
schütiet werden, darf man. aber nicht schließen, daß keine 
Gewinne gemacht worden sind. Sie werden nur, anstatt den 
Aktionären zugeführt zu werden, für ungewöhnlich große Ab- 
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schreibungen verwendet. Für zahlreiche Tochtergeseltschaften 
und “Beteiligungen, wie die Wolseley-Automobilwerke, die 
Beardmore-Schitfiswerft und d’e Canadian-Vickers sind Rück« 
stellungen von rund 1 Million Pfund gemacht worden. Das 
Stammkapital von Vickers beträgt im ganzen 12315000 Pfund. 
Allein diese Rückstellungen machen also, von den sonstigen 
roßen Abschreibungen abgesehen, fast 10 Prozent des Stamm- 
apitals aus. Die Reservebildung hat den Zweck, einen even- 
tuellen weiteren Rückgang der Konjunktur von vornherein zu 
eskomptieren und eine Rückendeckung für den Fall zu haben, 
daß _die schfimmen Befürchtungender Vickers-Direktion sich 
bewahrheiten sollten. Der Vickers-Leitung genügt aber diese 
finanzielle‘ Sicherung nicht. Die englischen Unternehmer 
gleichen darin den deutschen, daß ihnen jedes Mittel zur 
Wiederherstellung der gefährdeten Weltmarktkonkurrenzfähig- 
keit recht ist, außer dem der Aufwendung eigener Initiative 
und eigenen Kapitals. Da der Vickers-Direktor an der Mög- 
lichkeit der Selbsthilfe verzweifelt oder doch zu verzweifeln 
vorgibt, fordert er Staatshilfe. Seine Rede wuchs sich zu einer 
politischen Propagandarede aus, die in folgenden Programm- 
punkten gipfelte: \ 


1. Vernünftiger Schutzzoll für die einheimischen Märkte, 
um die Fabriken auf ökonomisch-produktivem Niveau beschäf- 
tigen zu können. 

2. Vorzugszollbehandlung für die Produkte der Dominions 
gegen die. gleiche Begünstigung der englischen Manufaktur. 

3. Bedingung für auswärtige Anleihen, daß das Geld 
mindestens teilweise in England verwendet wird. 

4. Günstige Beurteilung von Gesuchen um Anleihen be- 
freundeter Staaten auch zu Rüstungszwecken. 

5.. Erleichterte Kredite für auswärtige Besteller am engli- 
schen Markt. 

6. Herabsetzung der Steuern. 

Es ist ein Beweis für die Stärke des politischen Einflusses, 
den die Großindustrie auch in England besitzt, daß ein Teil 
dieser Forderungen in dem jüngst vom englischen Minister 
Churchill dem Parlament vorgelegten Programm enthalten 
ist, darunter die Herabsetzung der Steuern und Zollvergünsti- 
gung (Preference) für die Dominions. Die interessanteste For- 
derung ist die unter Punkt 4. Daß die Rüstungsunternehmer 
nicht übermäßig sentimental sind und das Kriegsgeschäft‘ für 
sie ein Geschäft ist wie jedes andere, ist an sich nichts Neues. 
Erstaunlich ist nur die an Naivität grenzende Selbstverständ- 
lichkeit, mit der das ganz offen zugegeben und gefordert wird, 
daß die englische Regierung die finanzielle Abhängigkeit der 
kleineren Staaten von ihr ausnutze, um sie selbst gegen ihren 
Willen zum Wettrüsten zu zwingen. Da die Friedensproduke- 
tion nicht genügenden Absatz findet, soll sie auf Kriegspro- 
duktion umgestellt werden. Man will die Krise dadurch be- 
kämpfen, daß man die Katastrophe vorbereitet. 

Es hieße aber sich einer Täuschung hingeben, wollte man 
annehmen, daß es sich nur um eine theoretische Forderung 
handele, der keine praktische Konsequenz folge. Die Praxis 
ist vielmehr der Theorie vorausgeeilt. Das zeigt ein Geschäft, 
das Vickers bereits vor dem Stattfinden der bewußten General- 
versammlung mit der rumänischen Regierung abgeschlossen 
hatte. Die rumänische Regierung ist dabei, sich eine eigene 
mächtige Rüstungsindustrie zuzulegen. Der rumänische Finanz 
minister Bratianu und der Handelsminister Constanti- 
nescu waren vor etwa zwei Monaten in Paris und London, 
um französische und englische Kapitalisten zu einer Beteiligung 
zu veranlassen. Die Verhandlungen haben auch zu einem posi- 
tiven Ergebnis geführt. Es sollen drei große Werke errichtet 
werden, von denen das eine Handfeuerwaffen samt Zubehör, 
das zweite Geschütze und Artilleriemunition, das dritte Motoren, 
Kraftfahrzeuge, Tanks und Flugzeuge herstellen soll. Das 
größte Werk wird das werden, das sich mit der Erzeugung‘ 
von Geschützen und Artilleriemunition beschäftigen soll. Dieses 
Werk und der Betrieb für Handfeuerwaffen werden von der 
Firma Vickers eingerichtet. Das Geschützwerk, das so usm- 
fangreich sein wird, daß seine Leistungsfähigkeit über den 
Friedensbedarf an Geschützen hinausreicht, wird alle Eisen- 
und Staflwaren erzeugen, die bisher nicht in Rumänien selbst 
hergestellt werden konnten. Es findet in letzter Zeit ein 
Wettbewerb der hochkapitalistischen Länder um den Anteit 
an der Industrialisierung des Balkans statt. An diesem Wett- 
bewerb hat auch die deutsche Schwerindustrie (Otto Wolff, 
Krupp, Stinnes usw.) hervorragenden Anteil. Es handelt sich 
also darum, daß das englische Kapital sich auf diese Weise 
in Rumänien eine Art politischen und industriellen Monopoly 
sichert. Das dritte Werk, das sich mit dem Bau modernet 
Kriegswaifen befassen soll, wird von den Skodawerken 
in Pilsen eingerichtet, an denen Schneider-Creuzot, der fran- 
zösische Krupp, und auch englisches Kapital beteiligt sind. 
Zum Betrieb des von Vickers einzurichtenden Unternehmens 
ist bereits eine Gesellschaft unter dem Namen „Copsa Mica and 
Cujix Metallurgical Company“ mit einem Kapital von 300 
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Millionen Lei gegründet worden. Von diesem Kapital sollen 
nur drei Zehntel durch öffentliche Zeichnung aufgebracht 
werden, .die übrigen sieben Zehntel werden unter die ‚Vickerg 
Ltd., die Resitza-Company, an der Vickers bereits beteiligt ist, 
und den rumänischen Staat aufgeteilt. Die Vickers Lid. bringt 
die Antagepläne und die notwendigen Maschinen ein, die Re- 
sitza-Co, ebenfalls Maschinen und den Baustahl für die Ge- 
bäude, die rumänische Regierung speist das Werk mit elektri- 
scher Energie aus ihren Kraftwerken in Cujix. Die „Frankfur- 
ter Zeitung‘‘ (Nr..281 vom 16. . April 1925) bemerkt dazu: 

„Die englischen Blätter sehen in-dieser Gründung nicht nur einen 
großen Fortschritt, für -die rumänischen Konzernunternehmungen der 
Vickers Ltd., sondern glauben auch, daß diese neue enge Verbindung 
nıit, der rumänischen Regierung der englischen Gesellschaft verschiedene 
andere. rumänische Aufträge sichern wird.“ 

Die rumänischen Kriegsrüstungen dürften ihre Spitze gegen 
Sowjetrußland richten. : Das schließt nicht aus, daß Sowjet- 
rußland auch seine Kriegsrüstung von Vickers bezieht. In 
der englischen Presse wird ein Vorschlag lebhaft diskutiert, den 
Vickers der russischen Regierung gemacht hat. Danach will 
sich Vickers ‚verpflichten, die notwendigen Maschinen für 
Ausbeutung der kaukasischen Naphtaquellen zu liefern, und 
verlangt dafür die Konzession zum Bau und Betrieb von Ma- 
schinenfabriken. im. Dongebiet. Aus.den. Gewinnen sollen die- 
jenigen englischen Privatgläubiger befriedigt werden, die aus 
der Vorkriegszeit stammende Forderungen an Russen geltend 
machen können: Die russische Regierung soll sich diesem 
Plan gegenüber nicht -abgeneigt verhalten; Verhandlungen 
sollen bereits eingeleitet sein. Die Ausrüstung der Roten 
Armee leidet bekanntlich unter der mangelnden Leistungsfähig- 
keit der russischen Rüstungsindustrie. Es liegt deshalb nahe, 
anzunehmen, daß. ebenso wie in Rumänien die für Friedens 
produktion bestimmten Werke gleichzeitig auf Kriegsproduk- 
tion eingestellt werden. 

Daß zwei Länder sich beim gegenwärtigen Wettrüsten 
eines und desselben Rüstungsindustriellen be ienen, wäre in 
der Geschichte des Kapitalismus nichts Neues, wie das Bei 
spiel der Beteiligung Krupps an den russischen Putilow-Werken 
beweist. Eine Friedensgarantie liegt darin um so weniger, 
als erfahrungsgemäß die Rüstungsindustrie am Kriege selbst 
noch mehr verdient als an der Kriegsvorbereitung. 

G. Fuchs. 
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Wirtschaftsfragen 


Keine Besteuerung der Inflationsgewinne! Die Denkschrift 
ver Regierung über die Besteuerung der Intlationsgewinne ist 
ein Dokument von kulturhistorischen Wert. Die Inflations- 
gewinnler sollen nicht zahlen, das ist die Absicht der reaktio- 
nären Regierung, und es ist ein köstliches Schauspiel, welche 
Künste aufgeboten werden, um diese Tatsache, die einfach der 
reaktionären Gesinnung der Regierung entspricht, zu begrün- 
den.. In buntem Durcheinander müssen alle Argumente her- 
halten, um diese Absicht zu verschleiern. Die Industrie hatte 
große Inflationsgewinne durch die Entwertung ihrer Obliga- 
tionen. Diese sind bekanntlich auch von der Aufwertung aus- 
genommen mit, der Begründung, daß die Industrie aus dem 
Dawes-Plan eine Last von 5 Milliarden zu tragen hat. Aus 
demselben Grunde soll sie auch keine Inflationssteuer zahlen, 
weil sie,-so heißt es in der Denkschrift, im Dawes-Plan nur 
mit Rücksicht auf ihre Entschuldımg während der Inflations- 
zeit belastet wurde. Seit wann ist aber der Dawes-Pian eine 
Rechtsquelle ‘für innerdeutsche Besteuerung? Im Dawes-Plan 
heißt es ja auch, -daß die Reparationslasten den Lebens- 
unterhalt der Arbeitnehmer. nicht verschlechtern 
sollen. .Warum. denkt die. Reichsregierung nicht an diese 
Stelle des’Dawes-Planes bei.den Lohn-, Ver- 
brauchs- und Verkelirssteuwern? Andere Arten der 
Inflationsgewinne sollen der Denkschrift zufolge_ wegen der 
technischen Schwierigkeiten und der hohen Eintreibungs- 
kosten, die das Aufkommen aus der Inflationssteuer” sehr- ver- 
ringern würden, nicht besteuert werden. Es wird uns vor- 
gerechnet,. daß die Inflationssteuer aus Gewinnen bei Wechseln, 
Lombardkrediten und  Notgeldausgaben nur 75 Millionen, 
10 Millionen bzw. 100 Millionen Mark bringen könnten, und es 
lohne sich ‚nicht, wegen solch geringfügiger Beträge den Steuer- 
apparat aufzuziehen. 185 Millionen sind eben ein geringfügi- 
ger Betrag, wenn es sich um die Besteuerume der Inflations- 
gewinne ‚handelt. :Der Steuersatz wurde bei der Ausrechnung 
der Steuerverträge.mit:5 und 10 Prozent der Inflationsgewinne 
angesetzt. Hätte die Regierung die Steuersätze verdoppelt, so 
würde der Steuerertrag eben das Doppelte ausmachen, und 
dann wäre er nicht mei geringfügig. . Was aber die techni- 
schen.Schwierig keiten der Steuerveranlagung, worauf 
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so möchten wir diesbezüglich nur folgenden Punkt heraus- 
greifen: In bezug auf die Inflationsgewinine aus dem Wechsel- 
kredit wird uns erzählt, ‚daß zw deren Ausrechnung ‚die 
Reichsbank allein 1500 Personen einen Monat lang beschäfti- 
gen müßte. Rechnen wir nur einen Augenblick: In der Denk- 
schrift selbst wird gesagt, daß 70 Prozent sämtlicher Wechsel 
während der Inflationszeit ‘durch die Reichsbank diskontiert 
wurden. Der Ertrag der Wechselinflationssteuer dürfte nach 


der Denkschrift 75 Millionen Mark betragen, wovon die‘ 


Schuldner der Reichsbank 70 Prozent, d. h. 52 Millionen 
aufbringen würden. Würde man 4500 stellenlose. Bankange- 
stellte für die Verrichtung dieser Arbeit einen Monat anstellen 
und ihnen dafür monatlich 200 M. zahlen, so würde: das 3 Mil- 
lionen Mark kosten, abgesehen von .den Ersparnissen .der Er- 
werbslosenfürsorge. Die Staatskasse würde 49 Millionen Mark 
erhalten. Das wäre eine produktive Erwerbslosenfürsorge} 
Im übrigen wurden die Kredite von der Reichsbank. nur. an 
„erste Adressen‘, an große Firmen erteilt, und es ist daher 
schwer zu verstehen, warum die Feststellung dieser Kredit- 
gewährungen so besonders schwierig sein sol Tea 

Die Inflationssteuer könnte durch eine Vermögens- 
Zuwachssteuer oder. Vermögenserhaltungssteuer a gelöst 
werden. Auch dies wird aber abgelehnt. Hier muß nun 
wieder in erster Linie _das Argument der Bildung. neuen Kapi- 
tals herhalten. Wenn keine stichhaltigen Gründe mehr für die 
Entlastung des Besitzes vorliegen, dann stellt sich immer das 
Schlagwort von der Notwendigkeit der Kapitalbil- 
dung ein. Dämit kann man ja schließlich sämtliche 


- Steuern auf Besitz und Reichtum aus der Welt argumentie- 


ren. Es ist höchste Zeit, daß endlich mit dem Unfug dieses 
Argumentes von der Kapitalbildung aufgeräumt werde. Im 
übrigen redet die Denkschriit von einer wesentlichen Substanz- 
verminderung der Vermögenswerte der Industrie ımd der Land- 
wirtschaft, erwähnt aber von den riesigen Substanzgewinnen 
der Industriekonzerne selbstverständlich kein Wort. 
Was aber die Landwirtschaft anbelangt, so ist von fach- 
kundigen Vertretern’ der Landwirtschaft selbst, die über die 
Kredit- und Betriebsmittelnot der Landwirtschaft klagen, fest- 
gestellt worden, daß die Landwirtschaft durch die Inflation 
an Substanzwerten, und zwar sowohl an Maschinen wie an 
Viehbestand, außerordentlich viel gewonnen hat. 
Die Denkschrift hält es für gut, etwas anzunehmen, was nicht 
einmal die Vertreter der Landwirtschaft, die sonst mit ihren 
Klagen nicht zurückhalten, behaupten. 


Wiederherste!lung des Bankgeheimnisses. Der Zentralver- 
band des Deutschen Bank- und- ankiergewerbes und die mit 
ihm vereinigten Spitzen der übrigen Bankorganisationen sind 
neuerdings wieder gegen die Regierung für die Wiederherstel- 
Jung des Bankgeheimnisses zu Felde gezogen. Auf allen ihren 
Tagungen haben sie entsprechende Entschließungen angenom- 
men, jedoch hat die Regierung darauf zunächst nicht reagiert. 
Erst auf neueren schärferen Protest der Bank ewalligen hat 
sich die Regierung zu einer Verlautbarung herbeifelassen. 
Die Antwort des Reichsfinanzministers an den Zentralverband 
bedeutet eine empfindliche Schlappe für den letzteren und 
seinen Anhang. Gegenüber der Auffassung des Zentralver- 
bandes, daß die Wiederherstellung des Ban geheimnisses aus 
„volkswirtschaftlichen Gründen“ notwendig sei, 
weist der Reichsfinanzminister mit Recht darauf hin, daß der 
Einfluß, den die Wiederherstellung des Bankgeheimnisses auf 
die Spartätigkeit ausüben könne, ganz bedeutend überschätzt 
wird. Der Standpunkt, durch Wiederherstellung des Bank- 
geheimnisses könne und müsse die Spartätigkeit gefördert wer- 
den, laufe letzten Endes darauf hinaus, einen volkswirt- 
schaftlichen Nutzen auf Kosten der Steuermoral zu erstreben. 
Den Steuerpflichtigen, der seine steuerlichen Angaben richtig 
und gewissenhaft macht, könne es in keiner Weise berühren, 
wenn eine Bank auf Anfrage des Finanzamtes die Richtigkeit 
dieser Angaben bestätige. Die völlige Wiederherstellung des 
Bankgeheimnisses würde‘ daher unmittelbar nur solchen Steuer- 
ptlichtigen zustatten kommen, die eine Nachprüfung der 
Angaben, die sie den Steuerbehörden gemacht haben, zu 
scheuen haben. Ueber diese Feststellung hinaus geht je- 
doch der Finanzminister zum Angriff über und weist auf die 
bescheidenen Zinsvergütungen hin, die die Banken für täglich 
abruibare Depositen gewähren und die keinen genügenden Anreiz 
zur Anlegung der Gelder böten. Vor allem hätten aber die 
Sparer noch nicht vergessen, wie die Banken in der Inflations- 
zeit vorgegangen sind, als es sich für sie darum handelte, die 
Masse der kleinen Sparer abzustoßen. 

Diese Erklärungen des Finanzministers haben naturgemäß 
den Zorn der Spitzenverbände der Wirtschaft hervorgerufen, 
der sich in Gegenerklärungen Luft macht, 7 

Auch nach- unserer Meinung "bedeutet die gegenwärtige, 
Praxis und Handhabung des Bank&eheimnisses ungleicheg. 
Recht gegenüber den Bariken. Diese Ungerechtigkeit Kann 


“in der Denkschrift das höchste Gewicht gelegt wird, anbelangt, 
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jedoch keinesfalls als Härte empfunden werden, wenn man 
auf der anderen Seite feststellt, wie den Arbeitnehmern die 
Steuern auf Heller und Pfennig abgenommen werden. Des- 
halb sollte die. Wiederherstellung des Bankgeheimnisses von 
der Steuerlisten abhängig ge- 
macht werden. Wenn die Herren des Zentralverbandes bereit 
gind, sich für die Offenlegung der Einkommen- und sonstigen 
teuerlisten bei den Finanzämtern einzusetzen, werden: sich 
sicher die Vertreter. .der Arbeitnehmer ohne weiteres dazu be- 
reitfinden, sich ihrerseits für die Wiederherstellung des Bank- 
Beeiunisses in der vor dem Kriege üblichen Form einzu- 
setzen. 


Der Fiuch der bösen Tat. Das niedrige Einkommen hat 
manchen Arbeiter und Angestellten über die deutsche Grenze 
getrieben. Im Ausland wurden deutsche Facharbeiter, Werk- 
meister usw. gern aufgenommen. Namentlich dann, wenn 
außerdem gute Maschinen aus Deutschland bezogen werden 
konnten. So klagt die Chemnitzer Textilindustrie 
über die Konkurrenz des Auslandes, die hauptsächlich von 
deutschen Auswanderern aufgebaut sei. Die Chemnitzer Textil- 
maschinenfabriken haben viele Maschinen im Ausland abzu- 
setzen vermocht. Der Neomerkantilismus, von dem viele In- 
dustriestaaten befallen sind, zeitigte das Bestreben, vom Be- 
zuge industrieller Erzeugnisse unabhängig zu werden. Deut- 
sche Auswanderer könnten von dem Aufbau einer Auslands- 
konkurrenz abgehalten werden, wenn man ihnen im Inlande 
ausreichende Löhne und Gehälter zahlt. Wenn dies nicht ge- 
schieht, darf man sich über die Folgen nicht wundern. Es 
ist der Fluch der bösen Tat, daß sie fortzeugend Böses muß 
gebären! 


Die Hochschutzzollpläne der Rechtsregierung. Schneller, 
als mancher gedacht hat, wird dem deutschen Wähler die 
Quittung für seine Dummheit präsentiert. Trotz aller Warnun- 
en der freien Gewerkschaften, sich nicht von Phrasen ein- 
ullen zu lassen, sondern zu bedenken, daß es bei den Reichs- 
tagswahlen in erster Linie um die Verteilung der inneren und 
äußeren Lasten. ging, haben Millionen von Arbeitnehmer 
ihre Stimme den Vertretern des Agrariertums und der Schwer- 
industrie gegeben. So ergab sich eine Zusammensetzung des 
Reichstages, die die Bildung einer ausgesprochen großagrarisch- 


‚schwerindustriell. orientierten Regierung ermöglichte. Diese 


versäumt denn auch nicht, die Ernte aus der Saat dieser Wahl 
möglichst rasch in die Scheunen zu bringen. Nachdem die 
deutsche erg mit dem 10. Jan. 1925 Handlungsfreiheit 
in bezug auf die Handelspolitik bekommen hat, war das drin- 
gend benötigte Werkzeug hierfür die sogenannte kleine Zoll- 
vorlage, die bei den Handelsvertragsverhandlungen, die ja im 
wesentlichen im gegenseitigen Herunterhandeln der Zollposi- 
tionen bestehen, zugrunde gelegt werden soll. Trotz aller War- 
nungen hat nun die Reichsregierung diese kleine Zollvorlage, 
die im Vorläufigen Reichswirtschaftsrat eingehend durchbera- 
ten war, mit dem Bleigewicht der Agrar- und Eisenzölle be- 
lastet. Für Getreide werden Minimalzölle ‘(von denen 
also nichts heruntergehandelt werden kann) gefordert, daneben 
für alle BAR STER Nahrungsmittel, wie Kartoffeln, Fleisch, 
Schmalz, die bisher zollfrei oder doch zu sehr niedrigen 
Sätzen hereinkamen, ungeheure Zollsätze aufgestellt, ebenso 
für die Roh- und Halbstoffe, vor allem Eisen, Wolle, Garne. 
(Auf die Einzelheiten kommen wir in der nächsten - Nummer 
der „D.T.Z.‘“ zurück.) 

Obwohl also führende Gelehrte, die früher Vorkämpfer 
des Agrar- und Eisenzolls gewesen waren, mit größter Ent- 
schiedenheit die Notwendigkeit einer Abkehr vom Hoch- 
schutzzollsystem vertreten haben und selbst führende Indu- 
strielle, wie der verstorbene Hugo Stinnes und sein Sohn 
Dr. Edmund Stinnes den gleichen Standpunkt einnehmen; 
obwohl bei jeder Gelegenheit die Notwendigkeit des Qualitäts- 
exports und demzufolge der Verbilligung der Lebenshaltungs- 
und Rohstoffkosten gepredigt wird, und obwohl alle Erfahrung 
gelehrt hat, daß der Hochschutzzoll genau wie das Wett- 
rüsten nur zu einer gegenseitigen Schädigung und Verfein- 
dung führt, soll das verderbliche Bündnis zwischen Großagra- 
riern und Schwerindustrie wieder zu Lasten der großen Masse 
des Volkes Milliardenbeträge in die Tasche einer kleinen, aber 
mächtigen Schicht strömen lassen. Die Arbeitnehmer insbeson- 
dere werden die Zeche mit Verschlechterung ihrer Lebens- 
haltung und vergrößerter Arbeitslosigkeit zu zahlen haben, 
wenn nicht ein Sturm der Empörung im Volke in letzter Stunde 
diesen Plan zerstört. 


Sozialpolitik 


IX. Generalversammlung der Gesellschaft für soziale Re- 
form, Am 8. und 9. Mai tagte in Köln»die IX. Generalver- 
sammlung der Gesellschaft für soziale Reform, der auch unser 
Bund angeschlossen ist. 
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Auf der Tagesordnung standen; 

1.. Die Reform der deutschen Sozialversicherung; 

2. die Klassenverschiebung nach dem Kriege. 

Der Vorsitzende der Gesellschaft für Soziale Reform, Prä« 
sident von Nostiz, eröffnete die Versammlung mit einer ein- 
drucksvollen Rede, in der er die Notwendigkeit der Sozial- 
politik gerade in der: Zeit wirtschaftlichen Druckes unter- 
strich und hervorhob, daß die Klagen der Unternehmer über 


die Untragbarkeit der sozialpolitischen Lasten so alt sind, - 


wie die Sozialpolitik selbst. Er bekannte sich zu dem Glauben 
an die Richtigkeit des Zieles der Gesellschaft, die großer 


‚Massen des Volkes an den besten Gütern des Lebens in 


wachsendem Maße teilnehmen zu lassen. 

Von den Begrüßungsreden war bemerkenswert die des 
Reichsarbeitsministers, der sich gegen den sozialpolitischen 
Pessimismus wandte, und darauf hinwies, daß umfangreiche 
ten auf sozialpolitischem Gebiete noch der Erledigung 
arten. 

Referent zum ersten Punkte der Fabeeotakı „Die Re- 
form der deutschen Sozialversicherung‘, war der frühere Prä- 
sident- des Reichsversicherungsamtes, Dr. Kaufmann. 

Er ging davon aus, daß an der Sozialversicherung in der letzten 
Zeit äußerst scharfe Kritik geübt worden sei. Man habe von Fort- 
wurstelei und Gelegenheitsgesetzgebung gesprochen, die jede Planmäßig- 
keit und jeden neuen Gedanken vermissen lasse. Demgegenüber sei 
festzustellen, daß die Sozialversicherung unter der Wirkung der Geldent- 
wertung gestanden habe. Die verschiedentlichen Vorschläge, wie Ueber- 
gang zur Fürsorge durch den einzelnen Unternehmer oder Schaffung, 
einer allgemeinen Staatsbürgerversorgung, seien auf diese Wirkung zu- 
rückzuführen. Solchen Vorschlägen stehe aber entgegen, daß sie eine 
innerlich unmögliche Zentralisation und einen toten Mechanismus mit 
sich brächten, die Frage nach den Mitteln offen ließen und auf die Trieb- 
kräfte der Selbsthilfe verzichteten. Wenn aber auch an der Sozialver- 
sicherung festgehalten werden müsse, so seien auf die Dauer Aenderungen 


-im Innern und Aeußern nicht zu vermeiden. Hier habe die Kritik recht, 
-es fehle ein Plan für die Gesamtreform. Ein solcher Plan aber sei not- 


wendig, zumal unter der Auswirkung des Dawesplans weitgehende Ein- 
schränkungen unvermeidlich seien. Für einen solchen Plan habe er bereits 
anfangs 1924 in einem Gutachten Vorschläge gemacht, auf die er nun 
im einzelnen eingehen wolle. Seine Vorschläge kommen auf folgendes 
eraus: 

1. vorhandene Ueberorganisation ist zu beseitigen, wo- 
bei es aber nicht darauf ankommt, was vereinigt werden kann, son- 
dern was vereinigt werden muß. Kaufmann will die Trennung von 
Kranken-, Invaliden- und Unfallversicherung beibehalten, ebenso „aus 
taktischen Erwägungen“ die Angestelltenversicherung. Dagegen könne 
der Betrieb bei den Verwaltungsbehörden vereinfacht wer- 
den, indem an die Stelle des Kollegialsystems ein Bürosystem trete; 

2. ausgeschlossen. sei eine erhebliche Erweiterung des 
Gebietes, z. B. die Ausdehnung :der Unfallversicherung auf. zahl- 
reiche Betriebe mit verhältnismäßig geringer Unfallgefahr; 

3. dagegen seien geeignet Vorschläge, die auf stärkere Betonung 
der Vorbeugung gerichtet sind. Hier sei ein organischer Umbau 
der Leistungen notwendig, mit dem- Ziele der Schonung und 
Mehrung der. Kraftquellen der Wirtschaft. Die Geldleistungem, 
insbesondere die Renten, sollten zugunsten derjenigen Leistungen 
eingeschränkt werden, durch die wirtschaftliche Gegenwerte ge- 
schaffen werden. Kleine Renten bis zu 20 Prozent sollen in der Unfall- 
versicherung nicht mehr bewilligt werden. Auch für später zu ge- 
währende höhere Renten soll de Abfindungsmöglichkeit 
vorgesehen werden. Man sollte nach dem Beispiel des Reichsver- 
sorgungsgesetzes verfahren. In der  Invalidenversicherung sei die 
Altersrente zu beseitigen-und eine innige Zusammenarbeit mit der 
Krankenversicherung zwecks rechtzeitiger Einleitung von Heilver- 
fahren herbeizuführen. Durch die Erhöhung der Renten sei die vor- 
beugende Tätigkeit der Invalidenversicherung beeinträchigt worden. In 
der Krankenversicherung könnten die Sachkistungen auf Kosten der Geld- 
leistungen ausgebaut werden. Die Familienversicherung sei obligatorisch 
zu machen. 

Als einen Fortschritt im Sinne dieser Gedanken sieht er die jetzt 
dem Reichstag vorliegende Novelle der Unfallversicherung an. 


Das Korreferat erstattete der Nürnberger Oberbürger- 
meister Dr. Luppe. 

Auch er wandte sich gegen die Bestrebungen auf Schaffung. einer 
allgemeinen Sozialfürsorge, da dadurch der Trieb nach wirtschafticher 
Tätigkeit und das Prinzip von Leistung und Gegenleistung geschädigt, 
Zentralisation und Mechanisierung gefördert würden. Dagegen warnte 
er vor einer wesentlichen Verringerung der Leistungen, da dies praktisch 
doch nur darauf hinauskäme, daß andere Fonds herangezogen werden 
müßten. So könne man doch z. B. einen ausgesteuerten Erwerbslosen 
nicht ununterstützt lassen, er fiele dann der Armenfürsorge zur Last. 
Die Frage sei, ob der Apparat nicht vereinfacht werden könne, wobei 
beachtet werden müsse, daß neben den eigentlichen . Versicherungs- 
trägern auch Behörden (die Post) und Arbeitgeber, mit Verwaltungs- 
aufgaben belastet seien. Er schlägt vor, für die Erwerbslosenfürsorge 
keinen neuen Apparat zu schaffen, sondern die Beiträge für diese ebenso 
wie für die Invaliden- und Angestelltenversicherung durch die Kranken- 
kassen einzuziehen. Damit fielen die Karten der Invaliden- und An- 
gestelltenversicherung fort, man könne aber die Renten ganz einfach 
nach dem letzten Jahresarbeitsverdienst oder dem Durchschnittsverdienst 
der letzten fünf Jahre berechnen. Schon heute gehe es ja auch schon 
z. B. in der Unfallversicherung nicht nach den Leistungen, und ebenso 
sei das Heilverfahren nicht nach Beiträgen abgestuft. Die Renten 
müßten so hoch werden, daß die große.Masse der Invalidenrentner aus 
der Wohlfahrtspflege, der sie heute angehören, ausscheiden könnten. 
Zur Beseitigung des Nebeneinanders in der Heilfürsorge empfehle sich 
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die Schaffung von Zweckverbänden aus Berufsgenossenschaiten, Lan- 
desversicherungsanstalten, Krankenkassen und Organen der Wohlfahrts- 
RÜeRe. Schon wegen der bestehenden Bliroschwierigkeiten dürfe aber an 
“ler Grundlage der Sozialversicherung ‚und ihrer Träger nicht gerüttelt 
werden. 

An die Referate schloß sich eine ausgedehnte Diskussion, 
die hier nur in wenigen Strichen wiedergegeben werden kann. 

Ministerialdirektor Grieser vom Reichsarbeitsininiste- 
rium übte sachlich sehr scharfe Kritik an den Kaufmannschen 
Vorschlägen, die zwar Neues und Gutes enthielten, mır daß 
das Netie nicht gut und das Gute nicht meu sei. Er wies auf 
die Leistungen.der Sozialversicherung hin, die z. B. in der Kran- 
kenversicherung heute über em Drittel der deutschen Bevölke- 
rung zuzüglich der Angehörigen versorge und 1924 1,4 Mil- 
Harden M. aufgebracht und verwaltet habe. Er unterstrich die 
sittliche Grundlage der Sozialversicherung, ‘die ein Bestandteil 
des Lohnsystems und mit diesem unlösbar verknüpft sei. Be- 
sonders große Aufgaben sieht er in der sozialen Hygiene und 
im Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten, Trunksucht, 
Tuberkulose usw., für die Zusammenarbeit der Versicherungs- 
träger mit den Organisationen der Wohliahrtpflege. 

Hermann Müller vom A.D.G.B. hob die Bedeutung 
des Fürsorgeprinzips gegenüber dem Versicherungs- 
prinzip hervor, wenn jenes auch angesichts der sachlichen und 
politischen Widerstände im. Augenblick nicht zu verwirklichen 
sei. Er wandte sich mit großer Schärfe gegen die Kaufmann- 
schen Vorschläge, die praktisch auf eine Beseitigung der 
kleinen Renten und eine Verkürzung der Sachleistungen heraus- 
kommen. Vieles an notwendiger organisatorischer Umgestal- 
tung wäre in der Inilationszeit möglich gewesen, aber leider 
nnterlassen worden. Mit großem Nachdruck betonte er, daß 
in Wirklichkeit der einzige, der in der Sozialversicherung 
etwas leistet, der Arbeitnehmer ist, während der Arbeitgeber 
ja nur auslegt und seine Auslagen in die Preise ein- 

alkuliert. 

Auch der Geschäftsführer des Hatuptverbandes deutscher 
Krankenkassen, Kollege Lehmann, wandte sich scharf gegen 
die Kaufmannschen Vorschläge, bei denen immer von Um- 
bat gesprochen würde, aber Abbau gemeint sei. Die Zu- 
sammenfassung der Versicherungsträger sei notwendig, nicht 
in erster Linie aus Ersparnisgründen, sondern um sie 
leistungsfähiger zu machen. Das Grundübel ist nach ihm die 
Zersplitterung, insbesondere. der Krankenversicherung. 

Pfirrmann wies auf den Widerspruch zwischen der 
feierlichen Ablehnung des Fürsorgegedankens durch die bei- 
den Vortragenden und ihren prakt:schen Vorschlägen hin, die 
alle dach wieder am Fürsorgeprinzip orientiert seien. Wenn 
man Invaliden- und Angestelltenversicherung mit Kranken- und 
Erwerbslosenversicherung zusammenfasse, awf die Berechnung 
der Anwartschaft und ähnliches verzichte, so sei damit doch 
in immer wachsendem Maße das Fürsorgeprinzip an Stelle des 
Versicherungsprinzips anerkannt. Ebenso nähere man sich mit 
dem einheit.ichen Beitragseinzug dem System der Sozialsteuer. 
Das Fürsorgeprinzip lasse sich mm Augenblick gewiß nicht ver- 
wirklichen, aber es sei die Leitidee für jede Reform der Sozial- 
versicherung, die nach den Gesichtspunkten der Einfachheit, 
Allgemeinheit und Selbstverwaltung entwickelt werden "müsse. 

Der Abgeordnete Thiel vom D.H.V. hielt hierauf eine 
flammende Protestrede, in der er ‘für das System der Be- 
rufskassen eintrat, weil man nur in dieser den höheren 
Beiträgen entsprechende höhere Leistungen erhalte und die 
Versicherung sich dem individuellen Bedürfnis anpassen könne. 
Auch eine Reihe anderer Redner sprach sich für das berufs- 
ständige Versicherungsprinzip und gegen das von 
den freien Gewerkschaften vertretene Fürsorgeprinzip aus. 

Der zweite Tag der Generalversammlung brachte dann 
das Referat von Professor Dr. Franz Eulenburg über 
„Die Klassenverschiebung nach dem Kriege“, ein Thema, mit 
dem sich bereits die Tagung des Vereins für Sozialpolitik in 
Stuttgart befaßt hatte. 

Professor Eulenburg wies darauf hin, daß die moderne kapitalistische 
Oeselischaft ein überaus kompliziertes Gebilde ist, das nicht bloß mit 
der einfachen Formel Kapital und Arbeit umschrieben werden kann. 
Die wichtigsten Verschiebungen sind innerhalb der besitzenden Klassen 
vor-sich ‚gegangen, indem Geldkapitalbesitzer, also die In- 
haber von Forderungsrechten durch die Inflation ihres Besitzes beraubt 
wurden, wohingegen die Sachbesitzer, also die Inhaber der eigent- 
lichen Produktionsmittel, wesentlich gestärkt wurden. Weite Mittel. 
schichten, die früheren Träger von Bildung und Kultur, sind enteionet 
worden, wie überhaupt der "Zusammenhang von Bildung und Besitz zer- 
sissen ist. Von den vernichteten 150 Milliarden Geldbesitz sind dem 
Sachbesitz etwa 70 Milliarden zugewachsen. Den Verlust tragen alle 
Mittelschichten einschließlich weiter Kreise gehobener Angesteliten und 
Arbeiter. Die heutige Klassenlage ist dadurch charakterisiert, daß 
viel mehr Personengruppen auf den Arbeitsertrag angewiesen sind als 
früher. Während das Verhältnis von Besitz und Erwerb vor dem 
Kriege etwa 3:7 war, ist es jetzt auf 3:17 zu schätzen. Dies bedeutet 
eine weitgehende Deklassierung. Aber auch die Stellung der Arbeiter 
im ganzen hat sich verschlechtert, sowohl durch die Verminderung von 
Betriebskapital und Beschäftigungsmöglichkeiten wie durch die stets 
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fortschreitende Nivellierung. Relativ gestiegen ist. die soziale Schicht 
des Beamtenstandes, nicht in der Höhe der Bezüge, aber 
in der Einschätzung der Sicherheit der Stellung. und der Pensionsan- 
sprüche, die ja den Renten aus einem  Sparkapital ähnlich sind. Neben 
den Umänderungen der sozialen Sitruktur,,ist als wichtigstes. Merkmal 
eine Kommerzialisierung des ‚ganzen Lebens festzustellen, da viel mehr 
Kräfte dem Erwerb als dem Geiste gewidmet werden müssen.; Diese 
Kommerzialisierung hat insbesondere das Unternehmertum erfaßt, in 
dem rücksichtslose Persönlichkeiten eine gewaltige Oligarchie heraus. 
gebildet haben, 

Die Aussprache zu dem Referat befaßte sich vor allem mit 
dem Problem der Ethisierung der Arbeit. Viel beachtet würde 
die Rede Stegerwalds, der sich scharf gegen die neuen 
Steuervorlagen der Reichsreg’erung wandte, für die Kapitals- 
bildung nur bei den großen Industrie- und Bankenkonzernen 
in Frage komme. Er empfahl die Selbsthilfe durch das Ar- 
beitnehmerspa:kapital. 


Umbreit verwies darauf, daß nach wie vor die beste 
Gelegenheit für die Aufstiegsmöglichkeiten der Massen’ im 
einheitlichen Kampfe gegen ‘die Kapitalsanhäufungen liegt. 
Gegenüber der Sparidee von. Stegerwald wies er auf das Ge- 
nossenschaftswesen hin. 

Das Gesamtergebnis der Tagung entspricht den Er- 
wartungen, die in sie gesetzt werden konnten. Die Gesell- 
schaft für Soziale Reform ist eine Vereinigung sehr 
verschiedenartiger Elemente, die eigentlich nur die grundsätz- 
liche Bereitschaft zu sozialer Arbeit verbindet. Die freien Ge- 
werkschaften, die erkannt haben, daß die Befreiung der ar- 
beitenden Klassen nur deren eigenes Werk sein kann, die 


wissen, daß die Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit unver- - 


einbar mit der Aufrechterhaltung der privatkapitalistischen 
Wirtschaftsordnung ist, werden sich frei von. Hlusionen halten, 
wohl aber ein gutes Stück Wegs mit der Gesellschaft für So- 
ziale Reform zusammengehen können, Ob fre lich angesichts 
der veränderten Klassenlage und der Zuspitzung der Klassen- 
gegensätze die Gesellschaft für Soziale Reiorm noch große 
Wirkungsmöglichkeiten besitzt, ist eine offene Frage. Jeden- 
falls ist es ihr nicht gelungen, die Arbeitgeberverbände in 
irgendeiner Form zur Mitarbeit heranzuziehen. Ausschlag. 
gebend bleibt für uns jedenfalls die Grunderkenntnis, daß die 
Arbeitnehmerschaft auf die Dauer doch nur so viel an’sozialer 
Reform erhalten und „bewahren kann, wie sie aus eigener 
Kraft zu erringen und festzuhalten vermag. 
Fritz Pfirrmann. 


Beeinflußt die Stellungnahme Deutschlands zum Washing- 
toner Abkommen dessen Ratifikation durch andere Länder? 
In der Debatte über internationale Sozialpolitik im Reichstag 
glaubten die Deutschnationalen diese Frage verneinen zu 
können. Sie stellten sich auf den Standpunkt, daß wir ums 
nicht zu beeilen brauchten, da von den 57 Mitgliedern der 
Internationalen Arbeitsgemeinschaft bisher nur zehn ratifiz:ert 
hätten. Sie verlangten, daß im Verwaltungsrat des Internatio- 
nalen Arbeitsamts nicht nur wie bisher die freien Gewerk- 
schaften, sondern auch die christlichen, faschistischen und an- 
dere Richtungen vertreten seien. Auch die Deutsche Volks- 
partei will die Ratifizierung verschleppen. Sie hat Aussetzung 
der Beschlußfassung über die Gesetzentwürfe beantragt mit 
der Begründung, daß erst Gewähr dafür geboten werden 
müsse, daß 

1. Deutschland in den verschiedenen Organen der interna- 
tionalen Arbeitsorganisation in bezug auf Sprache und Beamte 
entsprechend seiner wirtschaftlichen und sozialpolitischen Be- 
deutung gleichwertig neben England und Frankreich zur Gel- 
tung kommt; 

2. die Minderheitsgruppen der Gewerkschaften christ- 
licher, nationaler und sozialer Richtung in den verschiedenen 
Organen der internationalen Arbeitsorganisation angemessen 
berücksichtigt werden. 

Prinzipieil widerspricht also auch die Deutsche Volks- 
artei der Ratifikation nicht, aber sie will erst die Gleich- 
erechtigung der deutschen Vertreter und der deutschen 
Sprache anerkannt und gesichert wissen. 

„Die Deutsche Werksgemeinschaft‘, das Organ der vater- 
ländischen Arbeiter- und Werkvereine Groß-Deutschlands, stellt 
nun triemphierend fest, daß nicht nur in Deutschland selbst 
sich Stimmen gegen das Washingtoner Abkommen erheben, 
sondern daß auch die Hauptindustrieländer: Frankreich, Eng- 
land und Amerika, gar nicht daran dächten, das Abkommen 
zu ratifizieren. Sie zitiert den Staatssekretär des englischen 
Arbeitsamtes, Sir Steel-Maitland, der betont habe, daß die 
Ratifikation des Abkommens für England selbst dann noch 
nicht Beenen wäre, wenn Deutschland, Frankreich und Bel- 
gien diese Ratifikation durchführen würden. 

Wie verfrüht aber die „Deutsche Werksgemeinschaft“ sich 
gefreut hat, und wie sehr sich die genannten Parteien in der 
Annahme irren, daß. die Ratifizierung oder Nichtratifizierung‘ 
ohne außenpolitische Folgen wäre, zeigt die Begründung der 





EEE 


BEER. 


a - 












Ablehnung des von den Arbeiterparteien eingebrachten Ge- 
“ setzentwurfes durch den Arbeitsminister, der. u. a. ausführte: 


„Es sei nicht genügend, das Washingtoner Abkommen an- 
zunehmen und sich im übrigen damit zu bertihigen, daß es 
schon irgendwie durchgeführt werden würde. Zunächst müsse 
f gesichert sein, daß in allen Ländern eme übereinstim- 

mende Interpretation des Abkommens sowie eine 
gleichartige Durchführung erreicht werde. Unter 
Hinweis auf die Arbeitsbedingungen in Frankreich und Deutsch- 
‚ land erklärte. der Minister, er würde keinem Gesetz seine 
Zustimmung geben, das die britische Industrie stär- 
ker belaste alsirgendeine Industrie des Aus- 
landes. Nichts spräche dafür, daß, wenn England rati- 
fiziere, auch ‚Frankreich, Deutschland und Bel- 
— — gien ratifizieren würden. Er sei bereit, wenn nötig, mit den 
betreffenden Regierungen in Unterhandlungen zu treten, um 
die beiden von ihm als notwend'g bezeichneten Punkte zu er- 
5 reichen. Ein isoliertes Vorgehen Englands aber 
— würde zumal; bei der augenblicklichen Lage der englischen 
g Industrie unerträglich sein.“ 
en Man wird die Berechtigung dieser Vorbehalte des eng- 
lischen Arbeitsministers wegen der übereinstimmen- 
SG den Interpretation des Abkommens in allen 
4 Ländern und der gleichartigen Durchführung 
4 anerkennen müssen, soweit sie nicht Vorwände zur Ver- 
hinderung der Ratifikation sind. Aber wir möchten 'auch fest- 
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3 stellen, daß die Quelle, aus der die „Deutsche Werksgemein- 
= schaft‘‘ schöpft, die bekannte Zeitung des Herrn_ Steger- 
2 wald, „Der Deutsche‘, die Rede des englischen Ministers so 
x wiedergegeben hat, wie es den Interessen 8er deutschen Unter- 
EIN sıehmer entspricht: In Nr. 103 des „Deutschen“ vom 3. Mai 
5 ist die Rede von Sir Arthur Steel-Maitland, die wir nach 


der ‚„Industrie- und Handelszeitung‘ wiedergegeben haben, 
wie folgt zitiert: 


„Der Arbeitsminister Sir Arthur Steel-Maitland erklärte für die Re- 
gierung die ‚Annahme für unmöglich. Die Beschlüsse der Washingtoner 
Konferenz ständen in direktem Gegensatz zu einer Reihe von Abmachun- 
gen der britischen Industrie mit den Arbeitnehmerverbänden. Wegen 
der starken ausländischen Konkurrenz sei es ausgeschlossen, der bri- 
schen Regierung neue Lasten aufzuladen. Er wolle jedoch im Falle 
der Notwendigkeit weitere Besprechungen mit anderen Ländern über 
die Ratifikation des Washingtoner Abkommens. führen. Allerdings 
sei, die Annahme, daß einer Ratifikation des Wa- 

“ shingtoner Abkommens durch Deutschland, Frank- 





Fünfter deutscher Bauhüttentag 


Am Freitag und Sonnabend, den 15. und 16. Mai 1925, 
fand in München der fünfte deutsche Bauhüttentag statt. 
Schon die Zahl der Abgeordneten und Gäste, die den großen 
Saal im Hotel Wagner füllte, war ein Beweis für die Bedeu- 
tung, die die Bawhüttenbewegung sich in den fünf Jahren ihres 
Bestehens in Deutschland errungen hat. Neben Vertretern der 
unmittelbar interessierten deutschen Gewerkschaften waren 
auch Gewerkschaften von Holland, Deutschösterreich und Un- 

". „garn vertreten. Daß auch die deutschen Behörden der Bau- 
> hüttenbewegung Anerkennung zollen, sie aber wenigstens nicht 
mehr übersehen können, zeigt die Tatsache, daß unter anderen 
i der Reichsfinanzminister, der Reichspostminister, der Minister 
— für soziale Fürsorge des Freistaates Bayern, des sächsischen 
i Wirtschaftsministerums, des badischen Ministeriums des In- 
nern und der Bayerische Landtag, die Reichsbahngesellschaft, 
Direktion Müschen, Stadtbauämter verschiedener Städte, die 
halbamtlichen Wohnungsfürsorgegesellschaften, der Bund Deut- 
scher Bodenreformer usw. Vertreter entsandt hatten. 


E Der Vorsitzende des Aufsichtsrates, Herr Paeplow, be- 
- tonte in seinen einleitenden Ausführungen, daß die Bauhütten- 
bewegung anschließen wolle an die Gemeinschaftsarbeit, die in 
” den mittelalterlichen Bauhütten im Interesse von Wohlfahrt 
'“ und Kultur geleistet wurde, dabei aber selbstverständlich im 
- Gegensatz zum privaten Baugewerbe bestrebt sei, sich der 
heuen Zeit anzupassen und der modernen Technik im Bat 
ef Eingang zu verschaffen, daß sie sich dazu berufen 
ühlen, mit allen Mitteln, insbesondere im Interesse der besitz- 
losen Klassen, die Wohnungsherstellung zu verbilligen. Er 
gedachte dabei der Verdienste unseres Kollegen Dr. Wagner, 
dessen Ausscheiden aus der Leitung des Verbandes Sozialer 
Baubetriebe er bedauerte., a 


In.den folgenden Begrüßungsansprachen erklärte Dr. W ag- 
ner, der inzwischen die Leitung der Deutschen Wohnungs- 
fürsorge-A.-G, für Beamte, Angestellte und Arbeiter über- 
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reich und Belgien notwendigerweise die Ratifi- 
kation durch Eagland folgen müsse, nicht gerecht- 
fertigt _ 
Es wird also mit den plumpsten Mitteln vom „Deutschen“ 
und seiner Gefolgschaft einfach mit der Verdrehung der 
Ministerrede operiert. 

Die Arbeitszeitverlängerung und die Nichtratifizierung des 
Abkommens auf deutscher Seite hat sich jetzt auch in Eng- 
land ausgewirkt. Selbst während der seit Jahren in England 
andauernden Wirtschaitskrise hatie man nicht an Arbeitszeit- 
verlängerung gedacht. Es waren bisher nur die Bergwerks- 
besitzer, die mit Rücksicht auf die große Kohlenkrise seit 
einiger Zeit eine Arbeitszeitverlängerung anstrebten.. Jetzt 
haben auch die großen Unternehmerorganisationen der Me- 
tall-, Maschinen- und Schiffibauindustrie eiw 
Ultimatum an.die Gewerkschaften gestellt, in dem sie Verlänge- 
rung der gegenwärtig 471/, stündigen Arbeitswoche fordern, 
wobei die Mehrarbeit nicht bezahlt werden soll. Die Begfün- 
dung ist: Wiederherstellung der Konkurrenz- 
fähigkeit auf den ausländischen Märkten. Die 
Zeitschritt „The New Statesman‘ beleuchtet nun, der „Welt- 
wirtschaftlichen Korrespondenz“ zufolge, aus Anlaß dieses 
Ultimatums diese unheilvolle Auffassung der Unternehmer fol- 
gendermaßen: „Wenn ein Staat nach dem andern die Arbeits- 
bedingungen verschlechtert, so wird dieser Prozeß in allen 
europäischen Ländern kogischerweise zur Lohn- 
a etzune bis zur Verelendung und zur’Ar- 
beitszeitverlängerung bis zur gänzlichen Erschöpfung 
führen, nicht damit mehr erzeugt wird, sondern im 
Dienste eines ungesunden Wettkampfes um die 
Herabsetzung der Produktionskosten, was‘ zu gleicher Zeit 
den Weltmarkt zerstören und die Zahl der Arbeitslosen in 
einem jeden Industriestaat erhöhen würde.“ 

Mehr als deutlich ist hier ausgesprochen, was England 
und die anderen Länder an der Raäfikation hindert.- Wenn 
nun Deutschland das Washingtoner Abkommen unterschreiben 
würde, fiele hiermit auch der Vorwand der Konkurrenzunfähig- 
keit der anderen Länder. Aber die Ratifizierung würde bei 
ihrer strikten Durchführung der wilden Produktion der Unter- 
nehmerorganisationen Einhalt tun und sie dem Verbrauch 
mehr anpassen, als das mit den Interessen derjenigen verein- 
bar wäre, die vergessen, daß trotz privatkapitalistischer Wirt- 
schaftsordntng die „Wirtschaft“ etwas anderes als ihr Privat- 
vermögen ist. -at- 





nommen hat, daß sein Ausscheiden aus dem V.S.B.. nicht 
Fernstehen bedeute, er vielmehr mittelbar in seinem neuen 
Arbeitsielde für die Bewegung arbeiten werde. 


Regierungsrat Piemer überbrachte Grüße der sächsischen 
Regierung und erklärte, daß die Allgemeinheit aus der Kon- 
kurrenz der sozialen‘ Baubetriebe mit den privaten Unter- 
nehmern bereits erheblichen Nutzen gezogen habe. Als Auf- 
sichtsratsmitglied des Bauhüttenbetriebsverbandes Sachsen be- 
tonte er, daß die Bauhütten keine Bevorzugung, sondern 


nur Gileichberechtigung fordern und, da sie kemer Parieä 


dienstbar seien, jeder sie unterstützen müßte. 


Vor dem ersten Referat wurde ein Film gezeigt, auf 
genommen auf Larerplätzen, Baustellen und einem Sägewerk 
der Bauhütte für München und Südbayern, der den Beweis 
dafür erbrachte, daß die Bauhütfe in mancher Beziehung 
schon mit den sonst noch üblichen Arbeitsmethoden ge« 
brochen hat. Sie verwendet in weitem Maße die modernsten 
Maschinen an Stelle der mühsamen, zeitraubenden und kost- 
spieligen Handarbeit. 

Dann ergriff der Geschäftsführer des Bauhüttenbetriebs- 
verbandes Berlin-Brandenburg, Kollege Lüdemann, das 
Wort zu seinem Referat „Die Bauhütten im Wirt- 
schaftskampfe“. Er zeichnete einleitend das Programm 
der Bathüttenbewegung mit dem Ziele der Gemeinwirtschaft, 
betonte die Notwendigkeit wissenschaftlicher Betriebsführung 
auch im Baugewerbe. Das den Arbeitnehmern in den Baw- 
hütten eingeräumte weitgehende Mitbestimmungsrecht gebe 
die Gewähr, daß auch im intensiv arbeitenden Betriebe der 
arbeitende Mensch zu seinem Recht komme. Neben der rein 
wirtschaftlichen Seite wolle die ar ne eine soziale 
Bewegung sein, welche das profitsuchende Privatkapital durch 
soziales Kollektivkapital ersetze. Er schildert dann den schw 
ren Abwehrkampf der Bauhütten gegen die privaten Unter- 
nehmer, welche die Bewegung durchaus nicht mit geistigen 
Waffen bekäripfen. Er erwähnt. das Wirken der Preisringe, 
die Verhängung von Strafen innerhalb der Innungen, wena 
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Nr. 21 | 


Neue Tariigehälter in Goldmark. | 


Die Gruppenbezeichnung In den einzelnen Tarifverträgen entspricht nicht in allen Fällen der in nachstehender Tebelle angewandten 


Die Gehaltssätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 
Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 


müssen eich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 








































Fach- DieneuenGe- Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe 
Bezirk für Monat hälterwurden I u in V v Soziale Zulage 
gruppe festgesetzt d. ö k =M. M. 5 
A Berlin ab 1, April 1925 | Vereinbg. 121—153 160— 224 215—332 271— 413 _ _ _ 
C Mittelde: tschl. ab April 25 “ 93— 144 102-179 145—241 |  214—300 289— 385 — 10%), 
D amburger R: n 134—170 168 — 231 200,50—266,50| 238—310 281— 356 Kind 4,50 
Hochbahn 
E Thüringen u. April- Juni 25 s% 110-160 155—165 180—270 305 — 345 un .— 5%, 
Osterland 
E Ostpreußen ab April 25 5 93-155 | 155-177 205—280 330—330 _ _ _ 
E hein'and- A Schiedsspr. 100— 190 mind. 175 mind, 235 mind. 330 _ — usstandsg. 8,50 
West alen Kind 8,50 
H Swinemünde = Vereinbg 88-123 118—160 156— 213 224—289 _ — 
4 Magdeburg ” Schiedsspr. 100— 150 116—170 138—210 204-275 275—325 _ 
M Porzellanfabrik > er 74,50--133,50| 100—186 119—220 144,50— 267 —_ nn 3,50-—27 « 


Kahla 





Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.- Werke, D = Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur, 


G = Holzindustrie, H 


= Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I= Chemische Industrie, K== Steinindustrie, L— Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N 


Metallindustrie, O — Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst-u. Bauschlossereien, 


U Wagen- und Karossericfabriken, V = optische Industrie. 





einzelne Innungsmitglieder getroffene Preisverabredungen 
brechen, die in solchen Preisringen üblichen Abstandsgelder 
an die bei öffentlichen Ausschreibungen nicht berücksichtig- 
ten Unternehmer und den vielerorts propagierten und ange- 
wandten Baustoffboykott gegenüber den sozialen Baubetrieben. 
Wir haben an dieser Stelle öfter über die Kampfmethoden 
der Unternehmer gegen die sozialen Baubetriebe berichtet und 
können deshalb auf eine Wiedergabe verzichten. Daß alle 
diese Angriffe die Entwicklung der Bewegung wenigstensi 
nicht wesentlich aufhalten konnten, beweist die Tatsache, daß 
die 133 Betriebe, deren Rechenschaftsberichte vom Jahre 1924 
bereits vorliegen, einen Umsatz von 28,8 Millionen Mark auf- 
zuweisen haben. Dieser Umsatz verteilt sich auf Bauten 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit 10,3, Bauten gemein- 
nütziger Genossenschaften mit 13,2 und Privatbauten mit 5,3 
Millionen Mark. Bereits am 1. Januar d. J. konnten die Baw 
hütten einen Auitragsbestand im Werte von mehr als 8 Millio- 
nen Mark nachweisen. Die erfaßten Betriebe verfügen über 
eigene Mittel im Betrage von 2,4 Millionen‘ Mark und Anlage- 
werte im Betrage von rund 9 Millionen Mark. 


Als zweiter Referent an Stelle des erkrankten Dr. Bachem 
von der Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten referierte 
der Geschäftsführer Astor vom Verband Sozialer Baubetriebe 
über das Thema „Geldmarkt und Baugewerbe“. Er begrüßt 
es, daß durch die Hauszinssteuer eine staatliche Kapitalsbil- 
dung zum Zwecke des Wohnungsbaues erfolgt. Zu bedauern 
sei, daß nicht das ganze Aufkommen aus der Hauszinssteuer 
dem Wohnungsbau zugeführt werde. Die einzeinen Länder 
verteilen die. Einnahmen aus der Hauszinssteuer ganz ver- 
schieden. So gibt z. B. Bremen seine 20 prozentige Haus- 
zinssteuer restlos dem Wohnungsbau, währenddem Württem- 
berg und Baden nur 1,4 bis 4 Prozent der Friedensmiete dem 
Wohnungsbau zuführen und den größten Teil des Aufkom- 
mens aus dieser Steuer für andere Zwecke verwenden. Immer- 
hin erwartet der Referent, daß im laufenden Jahre in Preußen 
über 300 Millionen Mark dem Wohnungsbau zur Verfügung 
gestellt werden. Es. .sei in Preußen außerdem beabsichtigt, 
tür kinderreiche Familien Hauszinssteuerhypotheken in Höhe 
der Gesamtbaukosten herzugeben. Er behandelt dann die ande- 
ren Quellen, aus denen in Form von. ersten Hypotheken als 
Finanzierung von Wohnungsbauten unterstützt! werden können. 


Als letzter Redner der öffentlichen Tagung wandte sich der 
Reichstagsabgeordnete Silberschmidt gegen den von ka- 
pitalistischen Interessenten inszenierten Sturm auf die Zwangs- 
wirtschaft im Wohnungswesen. Er erinnert an die Versprechun- 
gen der Reichsverfassung, nach denen jedem Deutschen eine 
gesunde Wohnung und allen deutschen Familien, besonders 
den kinderreichen, eine entsprechende Wohn- und Heimstätte 
gesichert werden soll. Er stellt fest, daß seitens der- Regieren- 
den - ernsthafte Versuche zur Verwirklichung dieser Ver- 
sprechungen bisher nicht gemacht worden sind. Er beanstan- 
det, daß nur Mietshäuser hauszinssteuerpflichtig sind, wäh- 
senddem insbesondere die zu Wohnzwecken benutzten Gebäude 
der landwirtschaftlichen Unternehmer zu einem Beitrag für 
den Wohnungsbau nicht herangezogen werden. An. ergreifen- 
den Beispielen schildert er das Wohnungselend, insbesondere 
in kleineren Orten Bayerns, nach denen Familien von acht 
und mehr Personen in einem einzigen Raume kochen, essen, 
wohnen, schlafen und arbeiten müssen. Wer die in dem Reie- 
rat behandelten Tatsachen. objektiv würdigt, muß allerdings zu 
der Ueberzeugung kommen, daß für Millionen Besitzloser, 


Erwachsener wie Kinder, die. Einführung der freien Wohnungs- 
wirtschaft untragbar wäre, daß aber, insbesondere zur Förde- 
rung des Wohnungsbaues, durch den Gesetzgeber und die 
Regierungen weit mehr geschehen muß als bisher. Noch er- 
härtet wurde dieser®» Eindruck durch die “Aussprache, in der 
Sachverständige .bewiesen, daß für die nächsten Jahre aus dem 
freien Kapitalmarkte Baugelder nicht oder nur in sehr Bee 
gem Umfange zu erwarten seien, daß z. B. in Bayern in kleinen 
Gemeinden .bis zw 10000 Einwohnern 170 Wohnungen, die 
aus nur einem Raum bestehen, ermittelt wurden, in denen teil- 
weise bis 14 Personen wohnten. Darunter befinden sich Unter- 


 künfte, in denen der Schnee den Schlafenden ins Gesicht 


weht. 


Der Bauhüttentag nahm nach eingehender Aussprache eine’ 


Entschließung an, die sich gegen den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtschaft, für eine vernünftige Zentralisierung der Auf- 
kommen aus der Hauszinssteuer, der Erhöhung der Haus- 
zinssteuerhypotheken aussprach und verlangte, daß das Reich 
den planmäßigen Wohnungsbau’in eigene Hand nehme. 

Am Sonnabend fand eine geschlossene Verhandluimg des 
Pavhüttentages statt. Architekt Linnecke referierte zunächst 
über - wissenschaftliche. Betriebsführung im Baugewerbe. An 
das Reierat schloß sich eine Aussprache an. Dieser Punkt der 
Tagesordnung hat den Anwesenden reichlich Anregung ge- 
boten, die in den einzelnen Betrieben sich zu deren Vorteil 
bemerkbar machen wird. 

Der zweckmäßigsten Organisationsform des Verbandes 
Sozialer Baubetriebe waren zwei Referate gewidmet, denen 
ein vom Aufsichtsrat und Beirat des Verbandes Sozialer Bau- 
betriebe ausgearbeiteter Organisationsplan zugrunde lag. Die 
Beratung dieses Punktes ergab, daß die Verhältnisse und Be- 
dürfnisse in den einzelnen Landesteilen außerordentlich ver- 
schieden sind .Es wurde deshalb davon abgesehen, schon 
jetzt endgültige und allgemein bindende Beschlüsse über et- 
waige. Veränderungen in der Organisation des Verbandes So- 
zialer Baubetriebe zu fassen. Der Bauhüttentag stellte jedoch 
Richtlinien für die weitere Arbeit auf, denen. eine straffere 
Organisation der Gesamtbewegung und die möglichste Konzen- 
tration des zur Verfügung stehenden Kapitals zugrunde liegen. 

Die Tagung: lieferte den Beweis für die Bedeutung und Ent- 
wicklungsfähigkeit der Bauhütten nicht nur durch die imposante 
öffentliche Verhandlung am ersten Tage, sondern insbesondere 
auch durch die geschlossene Sitzung am zweiten Verhandlungs- 
tage. Trotz der zutage getretenen Meinungsverschiedenheiten 
über Einzelheiten konnte sich der nicht unmittelbar Beteiligte 
des Eindrucks nicht erwehren, daß die noch junge Bewegung 
in den ihr Dienenden bereits einen einheitlichen Bau- 
hüttengeist erzeugt hat, dem jeder Betriebsegoismus fern- 
liegt,. und der eine bessere Garantie für die gesunde Weiter- 
entwicklung bietet als paragraphierte Satzungen. 

Der Bauhüttentag gab uns Gelegenheit, die von den ein- 
zelnen Bauhütten und Bauhüttenbetriebsverbänden als Abge- 
ordnete entsandten Butabmitglieder zu Sonderbesprechungen: 
zusammenzuberufen, in denen in erster Linie die Aufgaben 


unseres Bundes und seimer Mitglieder zur Förderung der’ Bau- 


hüttenbewegung besprochen wurden. Daneben wurden .allge- 
meine Organisationsfragen des Bundes und schließlich die 
Stellung der Bundesmitglieder in den sozialen Baubetrieben 
behandelt.. Wir freuen uns. feststellen zu können, daß umter 


den anwesenden Mitgliedern. über: alle behandelten Fragen 


volle Uebereinstimmung erzielt wurde. E.: Li 
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Auf zur Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau! 


Am 12. Jeni findet die Neuwahl der Ruhr-Arbeitskammer statt. Im Hinblick auf die Aufgaben und die bisherige Tätigkeit 
der Arbeitskammer ist dieser Tag von größter Bedeutung für die Bergbauangestellten im Ruhrrevier. aan 
Die bisherige Arbeitskammer hat fruchtbringende Arbeit in sozialen und wirtschaftlichen Fragen für die Angestellten geleistet. 


Sie hat nicht nur wertvolle Gutachten für gesetzliche Regelungen abgegeben, sondern auch durch Forderungen an die Parlamente, 


die schon zum Teil verwirklicht worden sind, die soziale Lage der Bergbauangestellten zu verbessern versucht. Die Tätigkeit 
der Arbeitskammer erstreckte sich u. a. auf folgende Angestelltenfragen: 
Verbesserung des Bergschulwesens, Beseitigung des Prämiensystems, Begrenzung der Steigerreviere, Stärkung der Stellung 


der Aufsichtspersonen, Beseitigung der Berggewerbegerichte usw. 


Mit größter Energie ist die Arbeitskammer für die Wahrung und den Ausbau der sozialpolitischen Rechte der technischen 


Bergbauangestellten- eingetreten. 


Darüber hinaus ist die Arbeitskammer die Vorstufe zu einem Wirtschaftsparlament und zur 


Die Zechenbesitzer und ihre Trabanten sind Gegner dieser Einrichtung, weil die Arbeitskammer der Persönlichkeit der 
Angestellten Anerkennung verschafft und damit in den Herrschaftswillen der Zechenbesitzer eingreift, 


Technische Angestellte! Es geht: 


1. um die Fortsetzung der bisherigen gradlinig 


en Politik der Arbeitskammer, 


2. um die Wahrung Eurer sozial- und wirtschaftspolitischen Rechte ohne Rücksicht auf die Wünsche der 


Unternehmer, 


3, um die Festigung der: Stellung der Aufsicht 


spersonen im Bergbau. 


Sorgt dafür, daß die Angestelltenabteilung der Arbeitskammer mit Männern Eures Vertrauens besetzt wird, deshalb 


wählt am 12. Juni die AfA-Liste 1! 





Zur Arbeitskammerwahl 
Am 12. Juni findet die Neuwahl der Arbeitskammer für 


den Kohlenbergbau des Ruhrgebietes statt. Die Bergbauan- 


estellten stehen wieder einmal vor einer bedeutungsvollen 
ntscheidung. Für die Arbeitgeber ist eine Wahl, an der die 
Gesamtheit der Arbeitnehmerschaft beteiligt ist, der sicherste 
Maßstab für die. Beurteilung der Kräfteverhältnisse. Mit pein- 


licher Genauigkeit registrieren sie jedes Wahlergebnis, um 
die Kurve der Auf- oder Abwärtsbewegung der einzelnen 


— — Gewerkschaften zu zeichnen. Durch diese Kurve wird die 


Haltung der Arbeitgeber gegenüber der Arbeitnehmerschaft 


E wesentlich beeinflußt. Bewegt sich die Kurve bei einer Betriebs- 
-  räte-, Arbeitskammer-, Knappschafts- oder sonstigen Wahl im 


Bergbau aufwärts zugunsten der Schutzgarde 


der Arbeitgeber, so reagieren diese prompt durch ver- 
stärkten Druck auf die Arbeitnehmer. Schon aus diesem 


2 Grunde ist die bevorstehende Arbeitskammerwahl für die Berg- 


bauangestellten von größter Bedeutung. 

Bedeutungsvoll aber ist die Wahl vor allem deswegen, 
weil den Angestellten und Arbeitern in der Arbeitskammer 
günstige Gelegenheit gegeben ist, die Vorarbeiten der Ge- 
'werkschaften auf gesetzlicher Grundlage fortzuführen und- in 
Form von Anträgen oder Gutachten den maßgebenden Be- 
hörden und gesetzgebenden Körperschaften vorzulegen. 

Allerdings sind die Hemmungen in der Arbeitskammer 
außerordentlich stark. Die Ursache liegt in der paritätischen 
Zusammensetzung. Die Arbeitskammer für den Kohlenbergbau 
des Ruhrgebiets besteht aus 20 Arbeiter-, 12. Angestelltenver- 


 tretern und 32° Arbeitgebervertretern. Eigentlich haben die 


Arbeitgeber eine Stimme mehr als die Gruppen der Angestell- 


‚ten und Arbeiter zusammen, weil der zur Angestelltengruppe 


R- gehörende Grubeninspektor Schleicher nur Aufpasser und 
_ ausgesprochener Arbeitgebervertreter ist. Zuweilen erhalten 


die Arbeitgeber noch weiteren Zuwachs, und zwar 


vom G.d.A.; dieser ist seit dem Zusammengehen mit den 


Nr 


oberen Werksbeamten bei den Knappschaftswahlen im vorigen 


E: rue in eine starke Abhängigkeit gegenüber dem Herrn 


chlescher geraten. Angestellte und Arbeiter werden ge- 


trennt gewählt, bilden in der Arbeitskammer für spezielle 


- Gruppenfragen auch getrennte Gruppen. Beide Gruppen (An- 


_ halten und ihre Beschlüsse in 


gestellte und Arbeiter) haben es bisher stets vorgezogen, 
nach getrennten Vorberatungen gemeinsame Sitzungen abzu- 
ebereinstimmung zu fassen, 
Die Zusammenarbeit der beiden Gruppen war in den zurück- 


E: liegenden Wahlperioden gut. Sämtliche Arbeitervertreter so- 


wie‘ auch‘ die überwiegende Mehrzahl der Angestelltenver- 


_ treter waren ehrlich bemüht, durch vesständnisvolles Zusam- 
. menarbeiten den Interessen‘ der Gesamtheit der Arbeitnehmer 








ım Bergbau zu dienen. Diese Zusammenarbeit ist die unerläß- 
liche Voraussetzung für die Tätigkeit der Arbeitskammer. 
Wäre diese Voraussetzung nicht erfüllt worden, dann wäre 
eime fruchtbare Arbeit im Interesse ‘der Arbeitnehmerschaft 
unmöglich gewesen. Die Arbeitgeber haben ihr mög- 
lichstes getan, um die Tätigkeit der Arbeitskammer illusorisch 
zu machen. Sie haben geschlossen gegen fast sämtliche An- 
träge gestimmt. Der Vertreter der oberen Bergbeamten, Gru- 
beninspektor Schleicher, stand in allen Fragen auf ihrer 


Seite, Auf die Vertreter des G.d.A. in der Arbeits- 


kammer paßt das Dichterwort: „Halb zog man ihn, halb sarık 
er hin.‘“ Doch allen Gegenwirkungen zum Trotz hat die An- 
gestellten- und Arbeitergruppe eine äußerst rege und segens- 
reiche Tätigkeit im Interesse der im Bergbau Beschäftigten 
entfaltet. 

- Washat die Arbeitskammer geleistet? Man 
kann mit gutem Gewissen sagen, sie hat sämtliche Fragen, 
soweit sie im Bergbau auftauchten und auf Grund der Ver- 
ordnung vom 8. Februar 1919 über die Errichtung von Ar- 
beitskammern zum Aufgabengebiet der Arbeitskammern ge- 
hören, behandelt. Es haben in der letzten Wahlperiode 33 Sit- 
zungen der Angestelltengruppe, 56 gemeinschaftliche Sitzun- 
gen der Arbeiter- und Angestelltengruppe, 39 Sitzungen der 
Ausschüsse und 10 Plenarsitzungen stattgefunden. Im Rahmen 
dieses -Artikels ist es natürlich nur möglich, die einzelnen 
Fragen anzudeuten, die eingehend beraten und in Form von 
Anträgen, Gutachten und Vorschlägen an die zuständigen Stellen 
weitergeleitet worden sind; die Arbeitskammer befaßte sich, 
in der Hauptsache auf unsere Veranlassung, mit folgenden 
Fragen: 

Vorbildung der Aufsichtspersonen im Sinne 
der 88 73 bis 74 Allg. Berggesetzes (A.B.G.), Einführung von 
Hauerscheinen, das Lehrlingswesen im Bergbau, obligatorische 
Einführung der bergmännischen Pflichtfortbildungsschulen, Ein- 
führung von Beiräten bei den Oberbergämtern und Reise 
ämtern, Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter und Angestell- 
ten im Bergbau, Arbeitstarifgesetz, Reichsberggesetz, Be- 
grenzungderSteigerreviere, Einführung elektrischer 
Grubenlampen, Einführung des Gesteinsstaubverfahrens, Besei- 
tigung der Bohrhämmer ohne Staubabsaugung, Zwischenunter- 
nehmerfirmen im Bergbau, Einfahrerstellen im Bergbau, Arbeits- 
gerichtsgesetz, systematische Ausbildung der Schießmeister, Ver- 
bot des Schießens mit Dynamit in der Grube und Verbot 
der Verwendung von nichtisolierten Drähten bei der elek- 
trischen Fernzündung, Verbesserungsvorschläge zur Bergpoli- 
zeiverordnung, Stellungnahme zum -Prämiensystem im 
Bergbau, eseitigung der Berggewerbegerichte, 
Zechenstillegungen im a soziale Versicherungsfragen, 
Stellungnahme gegen die Behinderung der Betriebsräte . bei 
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ihrer Amtstätigkeit, eingehende Behandlung der Grubensicher- 


heitsfragen, Stellungnahme gegen die Beeinträchti- 
g“ ng der Steiger bei ihrer Aufsichtstätigkeit durch die 

echenverwaltungen, Forderung. gesetzlicher Maßnahmen für 
ae Schutz der Aufsichtspersonen in der 


rube, Grubenkontrolleure (Beiräte bei den, Bergrevierämtern) 


u. a. m. Die Bedeutung der Arbeitskammer für die Arbeit- 
nehmer im Bergbau ist durch ihre Arbeit in den beiden erste 
Wahlperioden erwiesen. *® BR. 

Diese Arbeit hat gute Früchte gezeitigt. 
Manche Anträge sind bereits glatt durchgeführt worden. 
dere wichtige Anträge und Gutachten dienen gegenwärtig als 
Beratungsgrundlagen bei den in Betracht kommenden Behörden 
und gesetzlichen Körperschaften. 

Wie daher der G.d.A. den zweifelhaften Mut auf- 
bringen kann, in seinem Bergbaublatt Nr. 5 vom Mai d. J.. 
die Tätigkeit der Arbeitsskammer, insbesondere der Angestell- 
tengruppe, herunterzureißen, das wird allen. übrigen Mitgliedern 
der Arbeitskammer in der Arbeiter- und Angestelltengruppe 
ein Rätsel bleiben. Eine derartig unwürdige unsach- 
liche Kritik läßt jedes Verständnis der G.d.A.-Ver- 
treter für fachliche Bergbaufragen vermissen. Wer den Ar- 
tikel des G.d.A. „Arbeitskammerwahl im Ruhr- 
revier“ gelesen hat, wird den Eindruck nicht los, daß die 
G. d.A.-Vertreter gar nicht in der Lage gewesen sind, den 


Beratungen zu folgen, geschweige denn positiv mitzuarbeiten. 


Wir müssen überhaupt dem G..d. A. das Recht, die Tätigkeit 
der Arbeitskammer zu kritisieren und zu verunglimpfen, ab- 
erkennen. Was hat der G.d. A. denn in der Arbeitskammer 
geleistet? Zu den vielen Problemen, die behandelt wor- 
den sind, hat er einen einzigen und dazu noch be- 
langlosen Antrag eingebracht. Es handelt sich da- 
bei um einen Antrag bezüglich des Grubenausbaues. Selbst 


dieser einzige Antrag war in der vorgelegten Form nicht ‘ 


brauchbar. Wäre die Arbeitskammer auf das Material und die 
Mitarbeit des G.d. A. augewiesen gewesen, danı wäre es sehr 
traurig um die Arbeitskammer bestellt. Die Mehrzahl 
Vertreter der Angestelltengruppe, sämtliche Vertreter der Ar- 
beitergruppe und auch der Vertreter der Aufsichtsbehörden 
werden unsere Behauptung bestätigen. Der G.d. A, tritt vor 
seine Wählerschaft mit leeren Händen. Was er ihr über die 
Tätigkeit der Arbeitskammer vorlegen kann, stammt nicht 
von ihm, sondern durchweg von denjenigen Mitgliedern der 
Angestelltengruppe in der Arbeitskammer, die der G.d.A. 
anpöbelt. i 

Wir haben das Vertrauen zu den Bergbau- 
angestellten, daß sie ihre Männer kennen, die ehrlich 
und aufrichtig für sie wirken und die auch in der zurück* 
liegenden Wahlperiode bewiesen haben, daß sie gewillt und 
imstande sind, alles zu tun, was im Interesse der Angestell- 
ten und Arbeiter des Bergbaues zu tun möglich ist. An- 
gestellte, de sich durch ikre Vorgesetzten und Arbeitgeber 
nicht betören lassen, wählen am 12. Juni ihre bewährten 
Vertreter der Liste 1. A. Bauer. 


Grubenkontrolleure und G.d.A, oder lüsenhafte Wahl- 
propaganda. Unter der gleichen Ueberschrit veröffentlicht 
der G.d. A. iı seinem Bergbaublatt im Mai d. J. einen Artikel, 
worin er die Vertreter der AfA-Verbände in der Arbeitskammer 
angreift. Der Verfasser (bp. soll wohl heißen Bernhard 
Pappert?) baut seinen Artikel auf vollständige unwahren Be- 
hauptungen auf. Er schreibt unter anderem: 

„Durch die Mitarbeit unseres Kollegen, Steiger Raml, in der 
kleinen Kommission „war es möglich, daß die ursprünglich 
vorgesehene Fassung des Antrages auf Einführung freige- 
stellter Grubenkontrolleure im Interesse der Bergbauangestell- 
ten eine Abänderung erfuhr. 

Die Absicht der Arbeitervertreter in der Arbeits- 
kammer war, daß die Grubenkontrolleure nur aus den Reihen 
der praktisch tätigen Arbeiter, welche mindestens eine zehn- 
jährige Hauertätigkeit nachweisen konnten, entnommen und 
von den Arbeiterorganisationen vorgeschlagen werden sollten.» 
Durch unsere Stellungnahme wurde wenigstens erreicht, daß 
in dem Wortlaut des Antrages gesagt wurde, daß die Gruben- 
kontrolleure aus den Reihen der praktisch tätigen "Arbeit- 
nehmer, welche mindestens eine zehnjährige Hauer- bzw. Stei- 


ertätigkeit nachweisen können, entnommen und von den Ar- 


eiterorganisationen vorgeschlagen werden sellen. ; . .“ 
Was der G.d.A. hier behauptet, ist eine 
direkte Unwahrheit. 

Tatsache ist, daß die AfA-Vertreter den Kollegen Sichter- 
mann beauftragt hatten, dem Antrag auf Einführung von Gru- 
benkontrolleuren zu entwerfen. Dieser Entwurf lag der Be- 
ratung in der kleinen Kommission zugrunde, Kollege Sichter- 
mann hat darin von vornherein folgende Fassung vorge- 
schlagen: \ 
. Die Arbeitskammer ersucht daher den Preußischen 


Landtag, durch Gesetz mit tunlichster Beschleunigung Gru- 
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benkontrolletre aus den Reihen der praktisch tätiger Arbeit- 
"nehmer einzustellen. Diese Grubenkontro!feure müssen eine 
mindestens zehnjährige Hauer- bzw. Steigertätigkeit besitzen. 
‚Sie werden von den Ärbeiterorganisationen den Oberbergämtern 
benannt und auf Grund einer fachlichen Prüfung auf fünf 
Jahre bestellt, usw.“ S 

Das Manuskript dieses Entwurfes liegt noch vor. 
Die Arbeitervertreter haben bei der Behandlung des An- 
trages nicht verlangt, daß das Wort „Arbeitnehmer“ durch 
das Wort „Arbeiter‘‘ ersetzt werden soll, sondern sie haben 
sich mit der diesbezüglichen Fassung des Entwurfes von vorn- 
herein einverstanden erklärt. 


Steiger Ramil hat einen diesbezüglichen Abänderungs- 
antrag nicht gestellt, konnte es auch nicht tun, weil er gar 
keine Veranlassung dazu hatte. Tatsache ist weiter, 
daß Steiger Raml in der kleinen Kommission dem An- 
trag auf Einführung der Grubenkontrolleure in der endgültigen 
Fassung zustimmte. Tatsache ist ferner, daß in der ge- 
meinschaftlichen Sitzung der Angestellten- und Arbeitergruppe 
Steiger Ram! und Pappert dem gleichen Antrage zustimmten. 
Erst in der Pleuarsitzung, der genau der gleiche 
Antrag zur Beschlußfassung vorlag, fielen diese beiden 
G.d.A.-Vertreter um. Herr Papvert gibt in seinem Ar- | 
tikel auch eine Erklärung für diesen Umfall.. Er schreibt, daß | 
der ehrenamtliche Vorstand der Revierfachgruppe des E.d.A. 
die Ablehnung des Antrages beschlossen habe. Für den Um- 
fall war aber noch ein anderes wichtiges Moment aus- 
schlaggebend. Der derzeitige Vorsitzende der Arbeitskammer, 
August Schmidt, vom alten Bergarbeiterverband, war an der 
Teilnahme an der Plenarsitzung verhindert. In seiner Vertretung 


führte Generaldirektor Wißkott in dieser Sitzung den Vor- 


sitz. Da Herr Grubeninspektor Schleicher bereits vor 
Eröffnung der Abstimmung  voreilig erklärte, daß er gegen 
-sämtliche Anträge stimmen werde, sah sich auch Heir 
Pappert genötigt, dem Herrn Generaldirektor 
Wißkott zu erklären, daß auch er gegen den An- 
trag bezüglich Einführung der Grubenkontrolleure stimmen 
werde. Dieser Erklärung schloß sich Herr Ram! an. So - 
stimmten diese beiden Vertreter gegen einen Antrag, dem. 

sie einige Tage vorher noch. ihre Zustimmung gegeben hatten. 
Die G.d.A.-Vertreter waren nursolange mutig, 
wie kein Arbeitgebervertreter anwesend war. 

Für die objektive Darstellung dieses Sachverhalts bür- 
gen sämtliche Arbeitervertreter, die übrigen Vertreter der An- 
gestelltengruppe sowie der Vertreter der Aufsichtsbehörde, 
Herr Oberbergrat Kieserling. 

Bemerkenswert ist noch, daß der Steiger Rami durch 
die Vorschlagsliste des AfA-Bundes ak Stell- 
vertreter in. die Arbeitskammer gewählt worden ist. Er 
war damals Mitglied des Deutschen Werkmeister-Verbandes. 
Als er in die Arbeitskammer einrückte, entpuppte er sich 
als Mitglied des G.d.A. Der moralischen Verpflich- 
tung, sein Mandat nunmehr an den AfA-Bund zurückzugeben, 
kam er nicht nach. z 

Ein paar Worte zu den ‚Grubenkontrolleuren selbst. Die 
Aufsichtspersonen im Bergbau sind in ihrer Stellung vollstän- 
dig abhängig von den Zechenverwaltungen und werden daher 
gezwungen, in erster Linie den reinwirtschaftlichen Erforder- 
nissen Rechnung zu tragen. In der Praxis ist eben nicht der 
gute. Wille, sondern die wirtschaftliche- Abhängigkeit aus- 
schlaggebend. Die Betriebsräte werden in ihrer Amtstätigkeit 
ebenfalls stark beeinträchtigt, oder gar behindert. Bei den 
unteren Bergbehörden ist kein Schutz zu finden, was durch die 
Entscheidungen der Berggewerbegerichte erwiesen ist. Das 
Vertrauen zu diesen Behörden ist vollständig geschwinrden. 
Daher ist die Forderung nach Grubenkontrolleuren oder besser 
gesagt, Beiräten bei den Bergrevierämtern, berechtigt. Diese 
Personen sollen unabhängig von den Zechenverwaltungen und 
den Bergrevierbeamten in engster Verbindung mit den Betriebs- 
vertretungen als Vertrauensmänner der Arbeitnehmer wirken, 
um unter dem Gesichtspunkte der Grubensicherheit Leben und 
Gesundheit aller im Bergbau Beschäftigten zu schützen. 

Die Wahlpropaganda des G.d.A. gegen die 
AfA-Verbände ist also recht übler Art. Seine 
gegenwärtige Stellungnahme gegen die Grubenkontrolleure 
richtet sich gegen ihn selbst. Vor allem aber ist diese Stellung- 
nahme weder demokratisch, noch republikanisch, noch frei- 
heitlich-national- (so lautet das Scheinprogramm' des G.d.A.), 
sondern sie arbeitet den Zechenbesitzern in die Hände und 
‚richtet ‚sich gegen die Angestellten. " A/ Bawer, 


Zur Einschränkung des technischen Nachwuchses im Berg- 
bau, Im Februar d. J. hatten wir dem Minister für Handel und 
Gewerbe folgende zwei Entschließungen, von denen die. erste 
von einer Konferenz der Bergbaukollegen des Saargebietes, die 
zweite anläßlich einer Sitzung des -Bundesvorstandes am 
8. Februar d. J. gefaßt worden ist, übermittelt: Dr: 




























































































»i- Die. am 17. Januar.d. J. vollständig versammelten Delegierten 


des Bergbaues aus allen. Bezirken des . Saargebietes des Bundes der 


technischen Angestellten und Beamten bitten das Preußische Handels- 


‚ministerium erneut, dafür Sorge tragen zu wollen, daß den von der 
französischen Bergverwaltung entlassenen oder zur Kündigung auf- 


gezwungenen technischen Beamten und Angestellten baldmög.ichst ze- 
eignete Stellen überwiesen werden. i 

Als geeignete Maßnahme, diese Stellen ohne besondere Belastung 
zu schaffen, schlagen wir dem Ministerium vor, dafür besorgt zu sein, 
daß die Schülerzahl der Bergschulen in Preußen so herabgemindert 
wird, daß. freie Stellen geschalfen werden und daß vor alem jeder 
Ueberproduktion an Steigern vorgebeugt wird.“ 

2. Die allgemeine wirtschaftliche Entwickiung des Bergbaties, ins- 
besondere die umfangreichen Stillegungen im Ruhr- und Kalibergbau, 
die Beamtenentlassungen im- Saarrevier und die Einführung des Zwei- 
schichtensystems in__der Braunkohkenindustrie haben ein starkes An- 
schwellen der Stelienlosenziffer der technischen Bergbauangesteilten zur 
Folge gehabt. 

Es wird unmöglich ‚sein, die ausgeschiedenen Angestellten in ab- 
schbarer Zeit wieder in ihrem Berufe unterzubringen, ebensowenig 
können die Bergschulabsolventeh Steliung im Berufe. finden. 

Angesichts der Ueberfüllung des technischen Stelenmarktes im 
Bergbau muß größte Zurückhaltung ‚in der Heranbildung des Nach- 
wuchses geübt werden. Der Bund der technischen Angestellten und 
Beamten ersucht ‘deshalb den, Preußischen Handelsminister, die Berg- 
schulvorstände anzuweisen, daß sie sich bei der Neuaufnahme von 


‘Schülern: größte Beschränkung auferlegen und schon die Aufnahme- 


ziier für das nächste »Frühjahrssemester. stark herabsetzen. 

Zur besonderen Begründung vorstelender Forderung sei auf die 
bereits übermittelte Entschließung ungerer Fachgruppe Saarbergbau und 
auf den Ausschuß für die Stillegung südlichen Randzechen verwiesen, 
dessen einstimmige Auffassung dahingeht, daß nur die Verringerung 
der Bergschülerzahl eine Entlastung des Steilenmarktes der technischen 
Bergbauangestellten verspricht. > 

Von dem Minister für Handel und Gewerbe ist daraufhin 
unter dem 30. April d. J. folgender Bescheid eingegangen: 

„Auf die in den beiden Anträgen vom 7. und 12. Februar ge- 
gebenen Anregungen hin habe ich die Oberbergämter aufgefordert, 
sich im Interesse der von der französischen Bergverwaltung im Saar- 
gebiet entlassenen oder zur Kündigung gezwungenen technischen Be- 
amten und Angestellten sowie im Hinblick auf das starke Anschweilen 
der Stellenlosenziffer bei den technischen Bergbauangesteilten mit den 
Bergschulen wegen einer Verringerung der Schülerzahl in Verbindung 
zu setzen. - 

Nach den mir jetzt vorliegenden Berichten haben die Schulanstal- 
ten in dem in erster Linie in Frage kommenden Oberbergamtsbezirk 
Dortmund den Zeitverhältnissen bereits in ersichtlichem Maße Reclı- 
nung getragen. Während an den Berggewerkschaftlichen Schulen zu 
Bochum (mit Außenklassen) und Hamborn am 39. Juni 1923 insge- 
samt 22 Grubensteigerlehrgänge mit 805 Schülern besetzt waren, haben 
diese zur Zeit nur 17 solcher Lehrgänge mit 476 Schülern. Bei der 
Essener Schule ist die Schülerzahl von 315 am 1. Januar 1919 auf 157 
am 1. Januar 1925 zurückgegangen. 

Auch von den übrigen Schulen werden mehr oder ıninder weit- 
gehende Einschränkungen der Schülerzahl gemeldet, so von Mörs, das 
zu Ostern 1924 überhaupt keinen Steigerlehrgang eröffnet und zu 
Ostern dieses jahres nus 20 statt. 30 Schüler aufgenommen hat, und 
von Eisleben, dessen Vorschule zu Staßfurt ganz eingestelt worden ist, 


- während in den drei übrigen Vorschulen von Ostern dieses Jahres ab 


nur noch je 8 statt bisher 20 Schüler aufgenommen werden. 

Nur die Schule zu Aachen glaube einer Einschränkung. nicht ‚zu be- 
dürfen, da im dortigen Bezirk mehrere Werke in der Ausdehnung 
begriffen seien und bei den eigenartigen Lagerungsverhältnissen des 
Aachener Bezirks auf eine bodenständige Beamtenschaft nicht verzichtet 
werden könne. 

Unter diesen Umständen dürfte nunmehr zunächst die weitere 
Entwicklung der Verhältnisse. abzuwarten sein, zumal nicht verkannt 
werden darf, daß die Einschränkung der Schülerzahl auf den Berg- 
schulen immerhin auf der anderen Seite dem jungen Nachwuchs mehr 
oder weniger die Ausbildung und den Aufstieg versperrt.“ 


‘ Die Kreditgewährung im Reichsknappschafitsverein, Der 
Vorstand des Reichsknappschaftsvereins verleiht aus seinen 
Mittelm Gelder an Gemeinden in Bergbaubezirken, 


_ die sich verpflichten, für die Anleihen Wohnungen für 


Bergarbeiter zu bauen, zu zeitgemäßen Bedingungen. 
Dieser Tage wurde nun von verschiedenen Gemeinden mit- 
geteilt, daß sich Darlehnsvermittler gegen Provision bereit- 
erklärt haben, Darlehen vom Reichsknappschaftsverein zu ver- 
mitteln. RE SeUcheL sei darauf hingewiesen, daß sich der 
Reichsknappschaftsverein keiner Vermittlung bedient. 
Im Gegenteil, er ist so mit Anträgen überschüttet, daß vor- 


läufig wohl kaum noch weitere Anträge Aussicht auf Erfolg 


E zumal die zur Verfügung stehenden Mittel beschränkt 
sind. 


Ergebnis der Betriebsrätewahl im Ruhrbergbau 1925. Bei 
den diesjährigen Betriebsrätewahlen im Ruhrbergbau machte 
sich wiederum auf einer Anzahl Zechen eine starke Beein- 
flussung der Angestellten durch die Werksverwaltungen gegen 
die AfA-Verbände bemerkbar. Es ist daher notwendig, daß 
in Zukunft die freigewerkschaftlichen Angestel'ten, entsprechend 
den Bestimmungen der 88 95 und 99 des B{R.G., rechtzeitig die 
erforderlichen Schritte gegen derartige Beeinflussungen imter- 
nehmen. Trotz des gesetzwidrigen Verhaltens seitens ver- 
schiedener Zechenverwaltungen, marschieren die AfA- 
Verbände ander Spitze. In emer wahrscheinlich vom 


bir 
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Zechenverband herstammenden Pressenotiz wird festgestellt, -‚ 


daß der Bund der technischen Angestellten und Beamten nach 
wie vor den stärksten Anteil an den Betriebsvertretungen habe, 
Das Ergebnis ist folgendes: 


Angestellte: 


Verbände: _ Betriebsausschuß Betriebsrat Angestelltenrat 
Afa-Bu d... . . 131. 61,50%, 196 41,09 %, 505 45,54%), 
BE TEN 49 10,27%, 127 11.479, 
ER a RR u VRR HEN 35 7,34%, 95 857% 
Reichsverb. d.B. . 9 723%, 29 6,08%, 738 7,03%, 
Verb. kaufm. Gr. . 18 8,45%, m 23327% 184 16,59%, 
Verb. ob. Bergb. . 2 094% I.1,89% 15 1,35% 

9 Unorganisierte . . #1.745.60°%; 48 19.06 ®/; 102 9,20 9, 
Summa: 213 417 1 16 


Auf sieben Schachtanlagen und drei Hauptverwaltungen 


haben die Angestellten auf die Aufstellung einer Liste ver- 


zichtet, so dab für sie dort keine gesetzliche Betriebsver- 
tretung besteht. 


Arbeiter: 
Verbände Betriebsausschuß Betriebsrat Arbeiterrat 
Freie Gewerkschaften . 410 1030 42,65 9%, 1167 
Christl Gewerkschaften 189 5771 23,93%, 666 
Union u. Syndikal.sten 247 759 31,05% 880 
Hirsch-Duncker . . » 5 17 : 0,79%, 21 
BERN u. 2 209% 8 
Wirtschaftsfriedliche , —— 1 = 2 
Unoiganisıete . a 13 0,54% 20 
Poln. Berufsverein'gung — 10 0,4109 14 


Im ostdeutschen Braunkohlenbergbasu waren im Monat 
Februar in den verschiedenen Gebieten beschäftigt: 
Angestelte Ar 


techn. kaufm. Summa 
Niederlausitz . .„ 1485 856 2341 24780 
Frankfurt 2.0, . 1% 69 239 _ 2927- 
Korstas iz u 501124 73 197 2643 
Garhtz se san. sn 142 117 259 3278 


Insgesamt 1921 1115 3035 33628 


Niederlausitzer Braunkohlenbergbau. Am 4. Mai fällte der 
Schlichter für die Provinz Brandenburg einen Schiedsspruch, 
der die Grundgehälter für die Angestellten im Niederlausitzer 
Braunkohlenrevier mit Wirkung ab 1. April um 7 Prozent er- 
höhte. Die Verhandlungen vor der Schlichterkammer wurden 
dadurch sehr erschwert, daß die Arbeitgeber vor Eintritt in 
die Verhandlungen von den Angestelltenvertretern eine Er- 
klärung forderten, durch die die Rechtsansprüche der Ange- 
stellten auf Bezahlung geleisteter Mehrarbeit für diejenige 
Zeit, die vor Abschluß des Mehrarbeitsabkommens vom 28. No- 
vember 1924 liegt, preisgegeben werden sollten. Den "Arbeit- 
ebern ist es sichtlich unangenehm, daß immer mehr Urteile ge- 
ällt werden, welche die Arbeitgeber zur Bezahlung der er- 
wähnten Mehrarbeit zwingen. Die berechtigte Weigerung der 
Angestelltenvertreter, die geforderte Erklärung abzugeben, hat 
die Arbeitgeber anscheinend so verärgert, daß sie jetzt im 
Gegensatz zu den Arbeitgebern in Mitteldeutschland den 
Schiedsspruch vom 4. Mai abgelehnt haben. Beim Reichs- 
arbeitsministerium mußte deshalb die Verbindlichkeitserklärung 
des Schiedsspruches beantragt werden, und es ist zu erwarten, 
daß vom R.A.M. dem Antrage sehr bald stattgegeben wird, 


Gehaltsverhandlungen für den ostdeutschen Braunkohlea- 
bergbau. Am 14. Mai fanden mit dem Arbeitgeberverband des 
Vereins der OÖstdeutschen Braunkohlenbergwerke Gehaltsver- 
handlungen statt, die zu dem Ergebnis führten, daß die 
Grundgehälter ab 1. April 1925 um 7 Prozent erhöht wurden. 
Die Ueberstundenpauschale wurde auf 18 M., 15 M. und 
12 M. pro Monat festgesetzt. Bei den Verhandlungen forderten 
die Arbeitgeber wie üblich eine Erweiterung des prozentualen 
Unterschiedes gegenüber den Niederlausitzer Angestelltengehäl- 
tern. Ende vorigen Jahres war es leider nicht zu verhindern, 
den Arbeitgebern in dieser Hinsicht etwas entgegenzukommen, 
und es wurde damals vereimbart, daß die Werke mit einer 
ordern von mehr als 70000 Tonnen die Nieder- 
ausitzer Gehaltssätze mit einem Abschlage von 12 Prozent, 
alle übrigen Werke aber mit einem Abschlage von 15 Prozent 
zu zahlen haben. In Verfolg dieser Vereinbarung mußten wir 
diesmal einer Umgruppierung zustimmen, wodurch die Werke 
Oskarsegen und Emma auch mit 15 Prozent Abschlag zu 
zahlen berechtigt sind, 


Erschreckende Häufung der Grubenkatastrophen,. Kaum, 
daß sich die Gräber über den Toten von „Minister Stein‘ und 
„Merlenbach‘‘ geschlossen haben, hören wir die Trauerbot- 
schaft von einem neuen Grubenunglück. Am 16. Mai ereignete 
sich in der ‚Mittagsschicht auf der Zeche Dorstfeld bei 
Dortmund eine gewaltige Explosion, die 44 brave Bergleute 
tötete und 25 mehr oder minder schwer verletzte. Tief er- 
schüttert durch das neuerliche Grubenunglück hat unser 
Bundesvorstand an den Betriebsrat der Zeche 
Dorstfeld folgendes Telegramm gesandt: 
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„Bitten Hinterbliebenen der Opfer Explosionsunglücks 
wärmstes Mitgefühl auszusprechen. — Versprechen ‘wie bisher 
auch künftig mit aller Kraft auf Erhöhung der Grubensicherheit 
und Verbesserung der Grubenkontrolle hinzuwirken.“ 

Noch ist die Ursache der entsetzlichen Katastrophe nicht 
festgestellt, und es wäre deshalb voreilig, ein abschließendes 
Urteil über das Unglück abzugeben. Wir möchten aber nicht 
unterlassen, auf die sehr bedenkliche Häufung der Gruben- 
unglücke in den letzten Monaten aufmerksam zu machen. Seit 
Anfang d. J. haben sich allein im Ruhrrevier vier größere 
Unfälle ereignet, drei Explosionen und ein Seilriß. Zeche 
Hannibal 7 Tote, Zeche Minister Stein 136 Tote, Zeche Mathias 
Stinnes 9 Tote und jetzt Zeche Dorstfeld mit 44 Toten; dazu 
kommen die vielen Schwerverletzten und die zahlreichen Opfer 
der täglichen Einzelunfälle. Eine grauenerregende Reihe. Ist 
diese Häufung Zufall oder liegt allen Katastrophen eine ge- 
meinsame tiefere Ursache zugrigıde? Die Betrachtung der ge- 
samten heute herrschenden rbeitsverhältnisse im Bergbau 
ergibt zwingend die Schlußfolgerung, daß die Unfälle auf 
ein und dieselbe Grundursache zurückzuführen sind. 
Es besteht unzweifelhaft ein enger Zusammenhang zwischen 
dem seit Anfang 1924 wieder eingeführten Antreibersystem 
und der hohen Unfallziffer. Selbst wenn bei dem Unglück 
auf Dorstfeld das direkte Verschulden eines oder mehrerer 
Menschen nicht festgestellt werden kann, was bei der Wucht 


der Explosion sehr leicht möglich sein wird, ist es unmöglich, 


alle Beteiligten von Schuld freizusprechen. Die Atmosphäre 
des Hastens und Jagens nach Kohlen, wie sie wieder seit 
über einem Jahr im Bergbau vorherrscht, führt zwangsläufig 
zu. solchen Katastrophen. Die übermäßige Ausnutzung der 
Arbeiter durch niedrige Gedingesetzung und insbesondere die 
Gewährung von Prämien an die technischen Aufsichtspersonen 
haben eine oberflächliche Durchführung der Sicherheitsvor- 
schriften zur Folge. Die Sorge um das tägliche Brot macht 
den Arbeitnehmer in der Innehaltung der polizeilichen Vor- 
schriften nachlässig und stumpft ihn gegen die ihn umgeben- 
den Gefahren ab. 


Will man im Bergbau die Zahl der Unfälle vermindern, so 
sind deshalb nicht nur die letzten Entstehungsursachen von 
Unglücken zu ermitteln und ihre Wiederholung zu unterbinden, 
sondern das Schwergewicht ist auf die Beseitigung derjenigen 
Verhältnisse zu legen, die den Nährboden für die Entstehung 
von Unfällen bilden. Das die Katastrophe auslösende Moment 
kommt von selbst in Fortfall, wenn die Grundlage für die 
Bildung solcher auslösenden Momente fehlt. 


Hier müssen wir die Frage aufwerfen, ob die Regierungs- 
stellen seit der Katastrophe auf „Minister Stein‘ alles getan 
haben, um die allgemeinen Gefahrenursachen zu vermindern. 
Leider muß diese Frage verneint werden. Die Reichsregierung 
hat seit der Behandlung der bekannten Interpellation im Reichs- 
tage bis heute überhaupt nichts von sich hören lassen. Die 
Preußische Regierung ist bereit, eine Reihe technischer Ver- 
besserungen einzuführen; aber sie hat bisher nicht den ernst- 
haften Willen gezeigt, das Antreibersystem zu beseitigen. Nach 
einem Vorschlag des Handelsministeriums im Ausschuß des 
Landtages soll es den Zechenbesitzern weiterhin gestattet sein, 
durch Gewährung von Individwalprämien an die technischen 
Angestellten die Grubensicherheit zu gefährden; die Zechenbe- 
sitzer sollen weiterhin das unbeschränkte Recht haben, die Auf- 
sichtspersonen in materieller Hinsicht von ihrem Willen ab- 
hängig zu halten, um sie sich ihnen in jeder Beziehung gefügig' 
zu machen. Das Herr-im-Hause-Prinzip der Bergwerksbesitzer 
soll nicht angetastet werden, wenngleich dadurch das heutige 
unheilvolle System beibehalten wird. 

Wer die. Verhältnisse kennt, weiß, daß die heutigen Zu- 
stände unhaltbar sind. Bei der Erregung, die sich der Berg- 
leute durch die vielen Katastrophen bemächtigt hat, können 
sie sich zu einer Gefahr für den gesamten Bergbau auswachsen. 
Wir verkennen durchaus nicht die natürlichen Gefahren des 
Bergbaues; aber es wird-kein Mensch, auch nicht der einge- 
fleischteste Reaktionär ernsthaft behaupten wollen, daß eine 
solche Häufung von Massen- und Einzelunfällen in der Natur 
des Bergbaubetriebes begründet liegt. Unseres Erachtens ist 
es durchaus möglich, den unterirdischen Betrieb technisch so 
zu gestalten und die Kontrolle der Gefahrenbildung so aus- 





Beamtenbewegung 


Die parlamentarischen Mitglieder des Deutschen Beamten- 
bundes lehnen die Zusammenarbeit mit dem Gesamtvorstand 
desselben ab! Wegen der Stellungnahme einiger meist den 
Fraktionen der rechtsstehenden Parteien im Reichstage an- 


BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


..Nr, 21: 


zubauen, daß eine wesentliche Verringerung der: Unfallziffer 
eintritt: Das hat natürlich zur Voraussetzung, daß der Bergbau- 
arbeitnehmer nicht, wie bisher, als eine Arbeitsmaschine, son- 
dern als ein lebendiger Mensch zu werten und zu behandeln 
ist. Auch im Bergbau’ mit seinen starken natürlichen Gefahren 
ist die Erhaltung und der Schutz der menschlichen Arbeitskraft 
höchste sittliche Pflicht aller Beteiligten und insbesondere der 
Regierungen. Anläßlich des Unglücks auf Zeche Dorstfeld 
werden wir wieder von den hohen und höchsten Regierungs- 
stellen ergreifend klingende Beileidskundgebungen hören und 
Versicherungen entgegennehmen: können, daß alles geschehen 
soll, um das schwere Los der Bergleute zu mildern. Wir er- 


‚ warten aber und fördern mit allem Nachdruck, daß es dies- 


mal nicht bei den schönen. Worten bleibt, sondern die Parla- 


mente, wenn notwendig auch gegen den Willen der Zechen- 


besitzer, Maßnahmen beschließen, welche die Unfälle .im Berg- 
bau auf das Mindestmaß. herabdrücken. Unsere Vorschläge nach 
dieser Richtung liegen den Parlamenten vor. Neben Gesetzes- 
änderungen in Preußen erwarten wir von der Reichsregierung, 
daß sie dem Reichstag mit größter Beschleunigung den Ent- 
wurf eines Reichsberggesetzes vorlegt, der die planmäßige 
zentrale Bekämpfung der Unfallgefahren im Bergbau vorsieht 
und eine grundlegende Aenderung der behördlichen Aufsicht 
im Sinne der gleichberechtigten Mitwirkung und Mitbestim- 
mung. der Arbeitnehmer und ihrer Verbände enthält. Will 
Deutschland in der Welt noch länger als Kulturstaat gelten, 
so muß der heutige sträfliche Rauwbbau an der menschlichen 
Arbeitskraft im Bergbau unter Anwendung aller verfügbaren 
Mittel beseitigt werden. 


Entscheidungen d<s. Knappschaftssenats. 1. Ein Versicher- 
ter beantragte im Juni 1924 die Invalidenpension nach $ 25 des 
R.K.G, die ihm ab 1. Juni 1924 bewilligt wurde. Nachträglich 
erhob der Antragsteller Anspruch auf Zahlung der Pension ab 
1. Januar 1924, da er bereits an diesem Tage die Voraussetzun+ 
gen zur Gewährung der Alterspension nach $ 26 des R.K.G. 
erfüllt hatte. Der Knappschaftssenat sagt in dem am 5. März 
1935 unter Ila Kn. 17/25° ergangenen Urteil u. a“ 

„Das angefochtene Urteil unterliegt der Aufhebung, weil das Be- 
rufungsgericht in eine sachliche Prüfung des von dem Kläger ver- 
folgten Anspruchs auf Gewährung der: Pension bereits vom* 1. Januar 
1924 ab überhaupt nicht hätte eintreten dürfen. Der Kläger hat näm- 
lich bei der Stellung des Pensionsantrages, den er damals auf den tat- 
sächlichen Eintritt der Berufsunfähigkeit, also auf & 25 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes, gestützt hat, die Gewährun 
drücklich vom 1. Juni 1924 ab beantragt; er hat diesen Zeitpunkt nach 
der Ansicht des Senats jedenfalls bewußt mit Rücksicht darauf gewählt, 
daß er bis Ende Mai 1924 noch in’ Arbeit gestanden hatte. Dem Kläger 
ist durch den Bescheid vom 1. August 1924 die satzungsmäßige Pension 
vom 1. Juni 1924 ab bewilligt. Durch diesen Bescheid ist also dem 
Antrage des Klägers voll entsprochen worden. Der Kläger hat lediglich 
aus dem Grunde gegen diesen Bescheid die Entscheidung des Ge- 
schäftsausschusses angerufen, um nunmehr unter Berufung auf die 
Vorschriften des $ 26 des Reichsknappschaftsgesetzes seinen Anspruch 
zu erweitern. Die Einlegung eines Rechtsmittels gegen eine Ent- 
scheidung lediglich zu dem Zwecke, einen im ersten Rechtsgange nicht 
geltend gemachten Anspruchsteil im Wege neuer Anträge durchzusetzen, 
ist aber nach feststehender Rechtsübung nicht zulässig.“ 

2. Ein Versicherter, der 131/,;, Jahre wesentliche bergmän- 
nische Arbeiten verrichtet hatte, beantragte, um die Voraus- 
setzungen für die Gewährung der Alterspension zu erfüllen, 
Anrechnung seiner Militärdienstzeit. Der Knappschaftssenat sagt 
in dem am 26. März 1925 unter Il a Kn. 28/255 ergangenen 
Urteil u. a.: 

„Der Revision mußte der Erfolg versagt werden, weil keiner der 
gesetzlich zugelassenen Revisionsgründe vorliegt ($ 1697 der Reichs- 
versicherungsordnung). Der Kläger hat die Voraussetzungen, unter 
denen die Invalidenpension nach $ 26 des Reichsknappschaftsgesetzes 
zu gewähren ist, insoweit nicht erfüllt, als er nicht mindestens 15 Jahre 
wesentliche bergmännische Arbeiten verrichtet hat. Nachgewiesen ist 
nur eine Zeit von 135/12 Jahren. Wenn der Kläger hierzu die Zeit 
hinzugerechnet wissen- will, in der er in den Jahren 1894 bis 1896 
zum Heeresdienst eingezogen war, so kann diesem Verlangen nicht statt- 
gegeben werden. Eine Anrechnung der Militärdienstzeit in dieser Weise 
ist nach den gesetzlichen Vorschriften nicht zulässig. $ 26 a. a. O. 
schreibt für die Zeit von mindestens 15 Jahren die tatsächliche 
Verrichtung wesentlicher bergmännischer Arbei- 
ten vor. Zeiten, in denen solche Arbeiten nicht verrichtet sind, also 
auch die Militärzeiten, können daher. nicht in Anrechnung gebracht 


werden.“ 


gehörigen Mitglieder zu den Besoldungsfragen hatte der Ge- 
samtvorstand des D.B.B. folgende Entschließung gefaßt: 
„Mitglieder der dem Deutschen Beamtenbund angeschlosse- 
nen Organisationen haben als Abgeordnete parlamentarischer 
Körperschaften wiederholt ‚keinerlei Rücksicht genommen auf 
Beschlüsse und Forderungen des Deutschen Beamtenbundes 





der Pension aus-. 
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in Lebensfragen der- Beamtenschaft und sich sogar zu: Wort- 
führern der gegenteiligen.- Auffassung ‘und einer gegen den 
Deutschen Beamtenbund gerichteten Politik in Sitwationen ge- 
macht, in denen sie dazu nichts nötigte, 

Der. Gesamtvorstand mißbilligt dieses Verhalten . aufs 
schäriste und. beauftragt den Geschäftstührenden .Vorstand, 
durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, daß derartige 
Vorgänge für die Zukunft vermieden werden.“ 

Gegen diese Erklärung haben die sich davon betroffen 
fühlenden Abgeordneten nachstehende Gegenerklärung, und 
zwar,:wie darin gesagt wird, mit: Zustimmung ihrer Fraktionen 
losgelassen: | 

„Eine in Nr. 48 der „Zeitschrift des Deutschen Beamten- 
bundes‘‘ veröffentlichte Entschließung seines Gesamtvorstan- 
des gibt den unterzeichneten Mitgliedern des’ Reichstages Ver- 
anlassung, folgendes zu erklären: Wir halten es für unsere 
Pflicht, Beschlüssen und : Forderungen der. Beamtenorgani- 
sationen aller Richtungen die gebührende Beachtung zu schen- 
ken, Irgendeine Bindung: an irgendeine Organisation im’ Sinne 
einer Verpflichtung, für ihre Beschlüsse und Forderungen ein- 
zutreten, wäre jedoch verfassungswidrig und kann.nicht an- 
erkannt werden. Die entgegenstehende Auffassung des Gesamt- 
vorstandes des. Deutschen Beamtenbundes ist um so befrem- 
dender, als der D.B.B. kein Wort des Widerspruchs oder gar 
des Tadels gefunden hat, als Bustdesmitglieder linksstehender 
Fraktionen im Reichstag führend gegen Beschlüsse und Forde- 
rungen des D.B.B. gearbeitet und gestimmt haben (Pensions- 
kürzungsgesetz u. As Es darf als ausgeschlossen gelten, daß 
die Mehrheit der Bundesmitglieder mit der Haltung des Ge- 
samtvorstandes einverstanden ist.. Solange der Gesamtvorstand 
des Deutschen Beamtenbundes dem Bunde einen bestimmen- 
den Einfluß auf die Haltung seiner Mitglieder im Reichstag 
glaubt zuerkennen zu müssen, glauben die unterzeichneten 
Volksvertreter, daß die Voraussetzungen für ein gedeihliches 
Zusammenarbeiten mit dem Vorstande des Deutschen Beamten- 
bundes nicht mehr "gegeben. sind. 

Die Reichstagsfraktionen der Deutschnationalen Volkspartei, 
des Zentrums, der Deutschen Volkspartei und der Wirtschaft- 
lichen Vereinigung haben ihre unterzeichneten Mitgliedern 
ermächtigt, das. Einverständnis der Fraktionen mit der vor- 
stehenden Erklärung der Oeffentlichkeit zu. übergeben. In 
bezug auf den Verkehr mit dem Deutschen Beamtenbunde 
schließen sieh die Fraktionen der Auffassung ihrer unterzeich- 
neien Mitglieder an. gez. Allekotte (Ztr.), gez. Lucke (Wirt- 
schaftliche Ver.), gez. Schmidt-Stettin (Dnatl.), gez. Harmo- 
ny .‚(Dnatl.), gez. Morath (D.Vp.), gez. Schulze-Frankfurt 
a. d. ©. (Dnatl.).“ 

Ob dieser Vorgänge hat sich ein „Sturm im Glase Wasser‘ 
im D.B.B. erhoben. Um diesen, wie er es nennt, „parlameir- 
tarischen Konflikt‘‘ zu beschwören, macht er die merkwür- 
digsten Sprünge. Zuerst sinkt ihm gegenüber der Gegenerklä- 
rung seiner reaktionären parlamentarischen Beamtenvertreter 
der Mut an jene Stelle, wo man ihn gemeiniglich nicht zu 
suchen- pflegt, denn „er stellt nochmals fest, daB das, was in 
dem Schreiben der Abgeordneten zurückgewiesen wird, von 
ihm gar nicht verlangt worden ist, und stellt weiter fest, daß 
alle Folgerungen, die daraus _in dem Schreiben gezogen wer- 
den, sachlich unberechtigt sind“. Sehr. durchsichtig ist auch 
die Taktik seines Bemühens, wenn:der D.B.B. fortgesetzt von 
„Beamtenabgeordneten aus den Reihen der angeschlossenen, 
Organisationen“ spricht. Nachdem aber der Versuch des Rück- 
zuges anscheinend ohne Wirkung geblieben ist, zieht man 
einige Tage später ein anderes Register, wenn man schreibt, 
daß es notwendig erscheine, die Haltung bei den Wahlen 
einer Nachprüfung zu unterziehen. Wenn nun das nicht zieht 
bei den demonstrierenden reaktionären „Beamtenführern‘“ im 
Reichstag, was soll dann noch helfen? 


Zur Lage der Maschinenbetriebsbeamten der Reichsver- 


mnögensverwaltung. Seit vielen en kämpft die Gruppe der 
Maschinenbetriebsbeamten der Reichsvermögensverwaltung im 
besetzten Gebiet um eine bessere Anerkennung ihrer Stellung und 
ihrer Leistungen.- Die Kollegen waren bis vor kurzem in dem 
Verband .der Verwaltungsbeamten der Reichsvermögensverwal- 
fung organisiert. Sie haben aber dann eingesehen, daß sie dort 
keine sachverständige und energische Vertretung ihrer Berufs- 
interessen finden konnten. Unter Führung unseres Kollegen 
O. Dehen in :Koblenz bildete der größere Teil dieser Kollegen 
eine Untergruppe „Maschinenbetriebsbeamte der R.V.V.“, die 
sich unserem Bunde anschloß. Kollege Dehen hat: inzwischen 
bereits eine Rücksprache mit dem Präsidenten der Reichsver- 
mögensverwaltung gehabt, in der ihm Gelegenheit geboten 
war, dem Präsidenten eingehend über die Lage der Kollegen, 
insbesondere auch unter Berücksichtigung des newen Ftats 
der Reichsvermögensverwaltung, zu berichten. Sowohl’ aus 
dieser Unterredung als auch aus Besprechungen mit dem Per- 


sonalreferenten der ‚Reichsvermögensverwaltun® gewann Kol- - 


lege ‚Dehen den Eindruck, daß, obwohl die Maschinenbetriebs- 
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beamten ‘dem ‘Verband der Verwaltungsbeamten angehörten, 
och niemals auch nur irgendein Vertreter dieses Verbandes 
etwas von den Wünschen und Forderungen der Maschinen» 
betriebsbeamten der zuständigen Stelle vorgetragen hat. Im 
übrigen wurde Koll. Dehen von der Verwaltung auch bedeutet, 
daß eine Aenderung der Verhältnisse in erster Linie -die 
Aufgabe einer technischen Organisation sei, die durch Einwir- 
kung auf Ministerium und Reichstag schließlich den maschinen- 
technischen Betriebsbeamten zu ihrem Recht verhelfen könnte, 
Nach diesen trüben Erfahrungen mit der früheren Organisatiöns- 


zugehörigkeit hofft Koll. Dehen, daß nun unser Bund in letzter 


Stunde noch versucht zu retten, ‘was zu retten möglich ist. 
Dazu. ist allerdings notwendig, däß die. Kollegen sich ge- 
schlossen hinter die neugebildete Gruppe „Maschinenbetriebs- 
beamte der R.V.V.“ stellen. Für die unserem Bunde ange 
schlossenen Kollegen besteht kein Zweifel mehr an der Not- 


wendigkeit einer technischen Berufsorganisation, die sich vor- 


nehmlich die Anerkennung der technischen’ Arbeit zum Ziele 
gesetzt hat, die dafür eintritt, daß den technischen Beamten, 


auf Grund ihres erlernten Berufes, ihrer Kenntnisse, ihrer Ver-. 
antwortlichkeit und ihrer Leistungen die Stellung gegeben wird, 
die sie gerechterweise beanspruchen können. Die wenigen noch 


außenstehenden Kollegen unter den Maschinenbetriebsbeamten 
werden ersucht, in ureigenstem IJuteresse zur nachhaltigen 
Förderung ihrer Belange geschlossen der einheitlichen Beruis- 
organisation, dem: Bunde der technischen Angestellten und 
Beamten, ungesäumt beizutreten. Nur so wird unsere Berufs- 
organisation in der Lage sein, den schweren Kampf um unsere 
Anerkennung zu einem glücklichen Ende zu führen. 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Personalabbau in den Gemeinden, Durch einen Erlaß des 
Preußischen Finanzministers (Lo. 148 Preuß. Besoldungsblatt X 
vom 18. Februar 1924) ist angeordnet worden, daß erstens 
Dienstbeendigungsverträge nicht mehr abgeschlossen werden 
dürfen und zweitens Angestellte, die aus Gründen entlassen 
werden, die nicht in der Personalabbauverordnung liegen (Be- 
endigung der Arbeiten) die Abfindungssummen der Bersonal- 
abbauverordnung bei der Entlassung erhalten. Der Erlaß ist 
also nicht eigentlich eine Ausführungsbestimmung zur P.A.V,, 
sondern eine Anweisung des Finanzministeriums an die nach- 
geordneten Behörden, in welcher Weise bei Entlassungen ver- 
tahren werden soll, die nicht aus der Personalabbauverordnung 
hervorgehen. Es war infolgedessen strittig, ob der Erlaß in 
seinem zweiten Teil im Sinne des $ 51 Ziff. 3 der Preuß. 
P.A.V. für Gemeinden und Gemeindeverbände bindend wäre 
und verschiedene Gemeinden hatten sich geweigert, bei der- 
artigen Entlassungen die Abfindungssummen der P.A.V. zu 
zahlen. Zur Klärung der Streitfrage hatte der Bund sich an 
das Preußische Ministerium des Innern gewandt, um "eine 
Erklärung darüber zu erhalten, ob der Erlaß für die Gemein- 
den bindend sei oder nicht. Auf diese Anfrage hat das Mi- 
nisterium folgende Antwort gegeben: 

Auf die Anfrage vom 23. April 1925 Qu./Ri./Mi. 44163 betr. Ge- 
währung von Abfindungssummen auf Grund der 
erg. auf III. C. 4. der vorläufigen Bestimmungen über die Durch- 
führung der Pr. P.A.V. in den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
vom 10. März 1924 (M.-Bl. i. V. S. 268). 

Abs. 2 des Runderlasses des Herrn Finanzministers vom 18. Fe- 
bruar“1924 ist nur ein Hinweis auf die vorläufigen Ausführungsbestim- 
mungen des Preußischen Staatsministeriums vom 20. Juli 1924 zu $ 36 
P.A.V. (Preuß. Bes.-Bl. S. 253ff.) die gemäß dem Runderlaß vom 
13. August. 1923 (M.-Bl. f. d. i. V. S. 842) für die Kommunalverwaltun- 
gen >entsprechende Anwendung finden, I. A. gez. von Leyden. 

Die Antwort des Ministeriums weist auf Ausführungsbe- 
stimmungen hin;-in denen von Abbaufällen außerhalb der Per- 
sonalabbauverordnung überhaupt nicht die Rede ist, naturge- 
mäß auch nicht die Rede sein kann. Eine klare Antwort "auf 
die Anfrage ist also nicht gegeben. Aus den mündlichen Ver- 
handlüngen mit dem Sachreferenten des Ministeriums ergibt 


sich aber, daß dieser auf dem Standpunkt steht, daß während ’ 


der Dauer der Personalabbauverordnung überhaupt nur Ent- 
lassungen auf Grund der P.A.V. möglich sind und daß infolge- 
dessen grundsätzlich alle Entlassungen nach den Bestimmungen 
dieser Verordnung vorgenommen werden müssten. Er folgerte 
das daraus, daß einmal gemäß $ 33 P.A.V. alle irgend entbehr- 
lichen Kräfte in den Verwaltungen abgebaut werden müssen, 
zu denen selbstverständlich auch die gehören, die nicht mehr 
weiterbeschäftigt werden können, weil keine Arbeit mehr für 
sie vorliegt und für die das Dienstverhältnis beendigt werden 
würde, auch wenn keine P.A.V. vorläge. Weiter folgerte er 
es daraus, daß durch die P.A.V. nach Auffassung der Reichs- 
und Staatsregierung - grundsätzlich allen - Arbeitnehmern das 
Recht zur Anrufung des Schlichtungsausschusses genommen 
sei, Nun ‘ist aber das Ministerium des Innern von sich aus nicht 
in der Lage, eine bindende Erklärung im vorstehenden Sinne 
abzugeben, da für grundsätzliche Fragen aus der Personal- 


P.A.V., verweise ich 
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abbauverordnung das ‚Preußische Finanzministerium zuständig. 
ist. Der Bund hat sich daher mit einer direkten Anfrage an 
das Finanzministerium gewandt und um Auskunft darüber ge- 
beten, ob das Finanzministerium der gleichen Meinung sei 
wie das Ministerium des Innern und wenn nicht, ob das 
Ministerium bei Herausgabe des Erlasses die Absicht verfolgt 
habe, auch bei Gemeinden und Gemeindeverbänden eine gleiche 
Regelung Platz greifen zu lassen (andernfalls würde bei Staats- 
und Gemeindeverwaltungen beim Abbau in diesem einen Punkte 
nach verschiedenen Grundsätzen verfahren werden) und in- 
fogedessen den Erlaß als bindend für Gemeinden und Gec- 
meindeverbände im Sinne des $ 51 Ziff. 3 Pr. P.A.V. ansehe. 


Reform des Vermessungswesens in der Wasserbauverwal- 
tung. Im Etat der Wasserbauverwaltung sind auch in dem 
für dieses Jahr vorgelegten Entwurf wiederum nur 24 Stellen 
für Vermessungssekretäre in Gruppe VI eingesetzt. Da hierin 
weder den dienstlichen Verhältnissen noch den von den Ver- 
messungssekretären allgemein erhobenen Forderungen zur Be- 
wertung und Regelung ihrer dienstlichen Stellung Rechnung 
getragen ist, ist dem Landtage ein Antrag unterbreitet, der 
folgende Forderung enthält: 

a) die Zahl der Pianstellen für Beamte des mittleren vermessungs- 
technischen Dienstes in der Wasserbauverwaltung entsprechend den 
organisatorischen und dienstlichen Erfordernissen zu vergrößern; 

b) Maßnahmen zu treffen, die die Annahme und Ausbildung sowie 
die dienstliche Stellung: und Tätigkeit dieser Beamten in einer Weise 
segeln, die der allgemeinen Reform des Vermessungswesens und den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit entsprechen und 

c) die vorhandenen Vermessungssekretäre in ihrer Bewertung den 
sonstigen Beamten des vermessungstechnischen Dienstes durch Ein- 
reihung als Obersekretäre in die Gruppen VII und VIII gleichzustelen. 


Ueberführung von Angestellten ins Beamtenverhälinis. Der 
Bund hat von jeher den Grundsatz vertreten, daß alle im 
Staatsdienst dauernd beschäftigten Kräfte in das Beamtenver- 
hältnis überführt werden müssen, weil in einem demokratisch- 
freiheitlichen Beamtenverhältnis die höhere Form des Arbeit- 
nehmerverhältnisses erblickt werden muß. In der preußischen 
Wasserbauverwaltung sind mun auf Privatdienstvertrag 
technische Angestellte beschäftigt, die nicht nur durchweg die 
Fachschule absolviert haben und erfahrene und bewährte Kräfte 
sind, sondern die auch zu einem erheblichen Teil eine jahre- 
lange Staatsdienstzeit nachweisen können und vielfach, abge- 
sehen von der formellen Zeichnungsbefugnis, Beamtendienst 
leisten. 

Der Bund hat für diese Kräfte in einem besonderen An- 
trage an den Preußischen Landtag die Ueberführung ins Be- 


amtenverhältnis durch Vermehrung der Planstellen für techs 


nische Beamte gefordert. 


Die Rechtsstellung der Deutschen Reichsbahngesellschaft. 
Bei verschiedenen Gelegenheiten ist die Frage der rechtlichen 
Stellung der Deutschen Reichsbahngesellschaft. bisher umstrit- 
ten worden. Eine einwandfreie Klärung dieser Frage ist aber 
in Hinsicht auf die rechtlichen und sozialen Interessen des 
Personals der Reichsbahngesellschaft von erheblicher Trag- 
weite. Die „Deutsche Postzeitung‘‘, das Organ des im Lager 
des D.B.B. stehenden Verbandes Deutscher Post- und Tele- 
graphenbeamten, veröffentlicht in Nr. 19 I, J. nach einer 
Notiz in den „Deutschen Verkehrsblättern“ eine Entscheidung 
des Reichsgerichts (6. C.-S. 326/24), die der Reichsbahn- 
gesellschaft die Gebührenfreiheit abspricht. Die Entscheidung 
des Reichsgerichts lautet in ihrem Auszug: j 

Das Reich ist nach 8 90 des G.K.G, in dem Verfahren vor den Land- 
gerichten von der Zahlung der Gebühren befreit. Als „Reich“ gelten im 
Sinne dieser Vorschrift auch Anstalten, die für Rechnung des Reichs 
verwaliet werden. 

Als Anstalt dieser Art war nach der Verordnung vom 12. Februar 
1924 (R.G.Bl. 1 Seite 27) das Unternehmen „Deutsche Reichsbahn“ an- 
zusehen, weil dieses in Vollzug des Art. 92 der R.V. vom Reich ge- 
schaffene selbständige, eine juristische Person darstellende Unternehmen, 
Aurch welches das Reich die in seinem Eigentum stehenden Eisenbahnen 


betreibt und verwaltet, den Reinüberschuß in den allgemeinen Haushalt. 


des Reichs abzuführen. hatte, ; 

Anders liegt die Sache, nachdem die an die Stelle der „Deutschen 
Reichsbahn“ getretene „Deutsche Reichsbahngesellschaft“ die Fortführung 
des Rechtsstreites übernommen hat. Die Gesellschaft ist weder eine 
Reichsfiskalstelle, noch eine Anstalt, die für Rechnung des Reichs ver- 
waltet wird. 

Die Gesellschaft ist eine Aktiengesellschaft, die den Betrieb und 
die Verwaltung kraft eigenen Rechts und für eigene Rechnung führt. 
Ihre Organe sind keine Behörden oder amtliche Stellen des Reichs. 
Hiernach ist die Deutsche Reichsbahngesellschaft nicht eine Anstalt, die 
für Rechnung des Reichs betrieben wird, sie genießt ako auch nicht etwa 
als solche Gebührenfreiheit. Auch gehört das Recht auf Gebührenfreiheit 
nicht unter die Rechte des $5 Abs. 4, 8 43 des Reichsbahngesetzeg 
in Verbindung mit $ 1 Abs. 2 des Staatsvertrages vom 30. April 1920 
BED 373, ebensowenig unter die aus $ 16 Abs. 3 oder aus & 17 
a. a. 0. 


Es wird also hier mit unzweideutiger Klarheit festgestellt, 


daß die Reichsbahngesellschaft eine Aktiengesellschaft ist, ” 


wobei ihre rein private Natur ganz scharf hervorgehoben wird. 


‚wachen folgt. - 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 195 


- 


Neue Wühlereien der Schwerindustrie gegen die Reichs- 
bahngesellschaft. Der Einfluß, den das großindustrielle Kapital 
in der Reichsbahngesellschaft erlangt hat, scheint gewissen 
Kreisen desselben noch nicht ausreichend, um das letzte Ziel, 
nämlich schrankenlose Beherrschung des gesamten Betriebes, 
in Kürze zu erreichen. Indem man in der schwerindustriellen 
Presse die wirtschaftliche Lage der Reichsbahn im ungünstig- 
sten Lichte darstellt, sucht man zugleich die jetzige verant- 
wortliche Geschäftsführung damit zu diskreditieren. Die bös- 
artigsten und heimtückischsten Angriffe bringt die „Rheinisch- 
Westfälische Zeitung‘. Sie macht den Generaldirektor Oeser 
für die „Bankerotterklärung des Reichsbahnvorstandes“ verant- 
wortlich. Sie sagt auch gleich deutlich, was das Ziel ihrer _ 
rein persönlichen Angriffe gegen Oeser und die ihn um- 
gebenden Beamten ist, wenn sie fordert, daß an seine Stelle 
ein ,„Wirtschaftsgenie von ungeheuren Ausmaßen‘ treten 
müsse, ein Mann vom „Format eines Alfred Krupp. oder 
August Thyssen‘. 


Alle Konzessionen, die die leitenden Männer in der Ver- 
waltung der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft bisher dem 
Großkapital, insbesondere bei ihrer Personalpolitik, gemacht 
haben, haben nicht vermocht, die Zufriedenheit ihrer Auf- 
traggeber zu finden. Wer dem Teufel den kleinen Finger 
reicht, verschreibt sich ihm ‚mit Haut und Haaren. Die Ent- 
rechtung der Beamten, Angestellten und Arbeiter bei der 
Reichsbahngesellschaft wird also verstärkt ihren Fortgang 
nehmen. Diese Entwicklung kann angesichts der Organisa- 
tionsverhältnisse des Personals bei/der Reichsbahngesellschaft 
nicht wundernehmen. "Wir glauben, daß das Erwachen aller 
jener, die heute mit der von Geteb und G.D.R. vertretenen 
Einstellung die Verhältnisse meistern wollen, zu spät erfol- 
gen wird. | 


Beamtenrecht 


Die rechtsunsichere Lage der Kündigungsbeamten der 
Reichsbahngesellschaft. Bei der Besprechung der Personal- 
ordnung der Deutschen Reichsbahngesellschaft hatten wir .be- 
reits darauf hingewiesen, daß wir die Rechtslage der sogenann- 
ten Kündigungsbeamten als außerordentlich unsicher ansehen 
müßten. Daß eine solche Rechtsunsicherheit Willkürakten 
Tür und Tor öffnet, hat sich in der kurzen Zeit des Bestehens 
der Personalordnung bereits zur Genüge gezeigt und wird 
gegenüber den Kündigungsbeamten durch die unter dem 
17. März 1925 (51. 203. Nr. 176) ergangene Verfügung der 
Reichsbahnhauptverwaltung erneut erhärtet. Im & 20 der Per- 


 sonalordnung werden die Bestimmungen über die Versetzung 


von Beamten In den einstweiligen Ruhestand festgelegt. Die, 
Einführungsverfügung des Generaldirektors- vom 10. Dezem- 
ber 1924 (50. 204. 581) bestimmt hierzu folgendes: 


a) Die Versetzung von kündbar angestellte Reichsbeamten in 
den einstweiligen Ruhestand kann unter Gewährung von 
Wartegeld erfolgen, 


’ 1. wenn die Beamten eine zehnjährige ruhegehaltsfähige 
Dienstzeit zurückgelegt und das 35. Lebensjahr voll- 
endet haben; 


wenn sie noch keine zehnjährige ruhegehaltsfähige 
Dienstzeit zurückgelegt, aber das 50. Lebensjahr voll- 
endet haben. 


b) Von der unter a) bezeichneten Möglichkeit ist Gebrauch 


zu machen, wenn nicht in der Person des Beamten ein 
wichtiger Anlaß liegt, ihm diese Vergünstigung zu unter- 
sagen. 


Diese Bestimmung der Einführungsverfügung bildet eine 


' gesetzliche Vorschrift, da sie zu einem wesentlichen Bestand- 


teil der Personalordnung erklärt worden ist. 


Jetzt hat aber die Reichsbahnhauptverwaltung mit der 
oben erwähnten Verfügung vom 17. März 1925 angeordnet, 
daß nicht unkündbar angestellte Beamte, die- bei Lage der 
Verhältnisse dauernd oder auch nur für längere Zeit in einer 
talk beschäftigt werden müssen, unter Aufkündi- 
gung des Beamtenverhältnisses in das Arbeiterverhältnis zu- 
rückzuüberführen sind. Es kann gar kein Zweifel sein, daß 
diese Anordnung der Einführungsverfügung zur Personalord- 
nung direkt widerspricht und gegen sie verstößt. Welchen 
Zweck hat es eigentlich noch, gegenüber diesen Kündigungs- 
beamten von Beamten zu sprechen, da doch ihr Arbeitsrecht- 
verhältnis mit der Rechtsstellung des Beamten wenigstens nach 
dem geltenden Beamtenrecht kaum noch Berührungspunkte 
hat. Gegenüber den ‚hier vorliegenden brutalen Tatsachen ist 
jede Verschleierung zwecklos. Sie dient höchstens dazu, die 
großen Gruppen der Kündigungsbeamten in einem Wahn zu 
erhalten, dem über kurz oder lang ein um so bitteres Er- 
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Nr. 21 


Behördentariffragen 


Zum Kündigungsschutz nach 8 43 des R.A,T, Unter dem 
28. Januar 1924 war durch den Reichstagsabgeordneien Giebel 
folgende Anfrage Nr. 18 an die Reichsregierung gestellt worden: 


„Der mit der Reichsregierung am 2. Mai 1924 abgeschlossene Reichs- 
angestellten-Tarifvertrag enthält in seinem $ 43 die. Bestimmung, daß 
Angestellte nach einer ununterbrochenen zehnjährigen Beschäftigung nur 
bei Vorhandensein eines wichtigen Grundes gekündigt werden ‘können. 


Der Herr Reichspostminister hat trotzdem die folgende Verfügung er- 
lassen: 


R.P.M, IV/VI T. 2054, 18. Dezember 1924. 


Da Angestellten mit einer ununterbrochenen Dienstzeit von zehn 
jahren das Dienstverhältnis nur bei Vorhandensein "eines wichtigen 
Orundes gekündigt werden kann (8 43,2 R.A.T,) und sie, soweit. es die 
Verhältnisse der Reichsverwaltung gestatten, im ‚Falle. der Ver'egung 
oder Auflösung der Dienststelle einer anderen Dienststelle zu überweisen 
oder anderwärts unterzubringen sind ($ 44 R.A.T.), muß sich. die Ober- 
pöstdirektion vor Ablauf der zehnjährigen Dienstzeit darüber klar sein, 
ob die Weiterbeschäftigung "dieser Angestellten mit Vorteil für die 
Deutsche Reichspost verbunden ist oder nicht. Ent- 
sprechen die Leistungen der Angestellten nächt in 
jeder Hinsichtvollden Anforderungen, so istihnen 
rechtzeitig das Dienstverhältnis zu kündigen“ 


Diese Verfügung stellt eine unsoziale Maßnahme ersten Ranges dar 
und bedeutet in der Praxis das Gegenteil dessen, was die Tarifkontrahen- 
ten bei Schaffung des R.A.T, wollten. Sie bringt die langjährig beschäf- 
tisten Postangestellten in die Gefahr der Existenzlosigkeit. 

Gedenkt die Reichsregierung für Aufhebung dieser unsozialen  Ver- 
fügung Sorge zu tragen?“ _ 

Hierauf wurde Seitens des Reichspostministeriums unter 
dem 12. Februar 1925 folgende Antwort erteilt: 


„Die Anfrage Nr. 18 der Abgeordneten Giebel und Genossen wird 
wie folgt beantwortet: 


Die Verfügung vom 18. Dezember 1924. IV/VI T. 2%054 betrifft 
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. „einen Einzelfall, dessen‘ Entscheidung den übfigen Oberpostdirektionen 


abschriftlich mitgeteilt worden ist. 


Die Deutsche Reichspöst hat nicht nur das Recht, sondern auch’ die 
Pflicht, sich darüber unterrichtet zu halten, ob die bei ihr beschäftigten 
Angestellten den an sie zu- stelienden Anforderungen gewachsen sind. 
Die Dienststellen müssen daher die Frage der Leistungsfähigkeit ihrer 
Angestellten dauernd im Auge behalten und in begründeten Fäilen auf 
techtzeitige. Lösung des Dienstverhältnisses Bedacht nehmen. Die An- 
ordnung einer allgemeinen Prüfung der Leistungsfähigkeit der Angestell- 
ten Kurz vor Ablauf der zehnjährigen Dienstzeit, um dadurch gegebenen- 
falls die Bestimmung des Reichsangestel.ten-Tarifvertrages vom 2. Mai 1924 
zu umgehen oder. zu durchbrechen — wie angenommen zu werden scheint — 
liegt nicht in meiner Absicht und kann nach meiner Ansicht auch aus 
der Verfügung nicht entnommen werden. Es sind hier auch keine Fälle 
bekanntgeworden, aus ‚denen geschlossen werden kann, daß die Ver- 
fügung- zuungunsten der. Angesteliten ausgelegt worden ist, so daß von 
einer unsozialen Maßnahme nicht gesprochen werden kann.“ 


Diese Vorgänge führten zu einer Aussprache im Tarifaus- 
schuß. Von den Vertretern der Angestellten wurde geltend 
gemacht, daß die Verfügung des Reichspostministers vom 
18. Dezember 1924 von den Dienststellen‘ als generelle An- 
weisung für eine besondere Nachprüfung der dienstlichen 
Leistungen vor Erlangung des besonderen Kündigungsschutzes 
durch" die zehnjährige Dienstzeit aufgefaßt werden könne, und 
daß zur Vermeidung von Unzuträglichkeiten eine ergänzende 
Verfügung im--Sinne der: Beantwortung der Reichstagsanfrage 
Nr. 18 erforderlich erscheine oder mindestens d’e offizielle 
ALLE dieser Beantwortung. Seitens des Reichspostministers 
wurde, eine besondere Notwendigkeit hierzu nicht anerkannt, 
da al® der Verfügung kein Grund für die Befürchtungen der 
Angestellten entnommen werden könne. Es wurde den Organi- 
sationen anheimgestellt, die Anfrage sowie die. „Beantwortung 
zu veröffentlichen. Reichstagsanfrage und „antwort des Reichs- 
postministeriums sind dem offiziellen Sitzungsprotokoll des 
Tarifausschusses beigefügt worden. 








a0 Aus dem Bunde on 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
klamationen, sind an den Bündesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her- 
mann Waschow, Uhlenhorst b, Köpenick, Ulmenstr. 17, zu richten, 


Versammlungskalender 


Bautzen. M. 5. VI. 8%, Bürgergarten. 

Bonn. M. 6. VI, 80, Rest. Jakob, Friedrichstr, 23. 
Dudweiler, Bergbau. 14. VI. Vorm. 93%, Lokal Brenner. 
Dudweiler. M. 14. VI. Nachm. 3%, Lokal Grimm. 








Geschäftliehe Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 


spaltene Millimeterzeile, Beilagen nach Vereinbarung. 





Zum möglichst baldi3en Diensteintritt werden 


Eisenach. M. 3. VI. 8%, Karthäuserhof, Karksplatz. 

Erfurt. M. 5. VI. 80%, Rest. Steiniger. 

Glatz. M. 5. VI. 730 Stephans Brauerei, Roßstraße. 

Görlitz. M. 4. VI. 80%, Handelskammerhaus. 

Greifswald. M. 3. VI. 80%, Lok. Berger, Ecke Fisch- u, Langefuhr Str, 

Halk. M. 9. VI. 800%, Rest. „Mars-la-Tour“, Gr. Ulrichstr. 

Heidelberg. M. 4. VI. 800%, Brauerei Ziegler. 

Neuruppin. M. 2, VI. 8%, Rest. am See (Inh. H. Wölk). 

Niederiinow. M. 8. VI. 7%, Gasthaus Riebel. 

Potsdam-Nowawes. M. 5. VI. 80%, Rest. Fürst Bismarck, Potsdam, 
Mammonstraße 1. 

Siegen i. W. M. 2. VI. 730. Heiser, Bahnhofstr. 19. 

Waldheim. M. 9. VI. 8%, Kaffee Naumann, Hartha. 

Weimar. M. 3. VI. Hotel Germänia. 

Wittenberg. M. 10. VI. 80% im Gasthaus zur goldenen Sonne. 

Wittenberge. M. 2. VI. Vereinsokal Deutsches Haus. 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahm::: Fernspr.: Lützow 8934, Postscheckxonio Zil si samı 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straß 111. 


Schluß der Anzeigenannahne 4 Tage vor Zrscheinan. 





en Städt. Baupolizeiverwaltung Jüngerer Techniker, 


7 Techniker 


mit abgeschlossener Baugewerks- 
schulbildung, grünalicher Baupraxis und Erfahrung 
sowie mehrjähriger Tätigkeit bei Baupolizeibehörden. — 
ewerber muß tüchtiger und zuverlässiger Statiker 
sein und dieses nachweisen. Erfahrung in Eisenbeton- 
berechnungen und -konstruktionen erwünscht. 
Die Einstellung erfolgt zunächst auf zwei Jahre 
zur Probe, alsdann endgültig als Beamter. Besukdung 
nach Gruppe VIl, mit Aufstiegsmöglict keit; 


a Bauaufseher 


mit Erfahrung be Eisenbetonbauausführungen, zu- 
verlässig und möglichst schreibgewandt 
Die Einstellung erfolgt zunächst auf zwei Jahre 

zur Probe, alsdann endgültig als Beamter. Besoldung 

nach Gruppe V, Aufs’iegamöglichkeit nach VL 

Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnissen und wenn 
möglich mit Lichtbild sind spätestens bis zum 
1. Juni ds. Js. einzureichen. 

Hagen I. Westf., den 30. April 1925, 


Der Oberbürgermeister. 


Fertiger Hochbau-Tochniker 


garbter Zeichner, mit Erfahrung auf dem 
uplatz, wird für die Zeit vom 15. Mai bis 
31. Dezember ds. Js. gesucht. 

Angebote mit Fobenslauf! Zeugnisab- 
schrift. u.Gehaltsansprüchen sind einzureichen. 


Mühlhausen, den 2. Mai 1925. 
Der Vorstand des Landesbauamts. 


flotter Zeichner, zur Unterstützung des Stadt- 
baumeisters auf Privatdienstvertrag gegen ein- 
monatige Kündigung sofort gesucht. Bewer- 
bungen mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und 
Angabe der Gehaltsansprüche sind umgehend 
einzureichen. 7 


Neustadt I. Holstein, 14. Mai 1925. 
Der Magistrat. 





Brauerei in Berlin sucht 


1. Maschinenmeister. 


Genaue Kenntnis des Maschinenbetriebs mit Abdampf- 
verwertung, der Kühlmaschinen sowie der sonstiren 
Brauexei-Betriebsmaschiuen erforderlich. Derseibe muß be- 
fähigt sein, die Reparatur- Werkstatt selbständig zu leiten. 
Kenntnisse des elektrischen Teiles ebenfalls unbedingt 
erfurderiich, AHer nıcht über 40 Jahre. Energische, ziel- 
bewußte Persönlichkeiten wollen sich melden unter D, T. 214 
an R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


Maschinenbau-Ingenieur 


bietet sich Gelegenheit zur Einarbeitung in 
Karosserie-Bau als I. Konstrukteur speziell 
gegossener Karosserien. Zeichentalent Vor- 
bedingung. Anfragen sind zu richten an 


Hubertia Aktiengesellschait, 
Küps ji. Bayern. 





=|_ _Monatszahlungen | 
OHNE Teilzahlungszuschlag-' 
ll BUCHHANDLUNG KARL BLOCK 

BERLIN -S-W- 68- POSTFACH . 








Geschäftsführer 


technisch und kaufmännisch durchgebildet, bilanzsicher, 
energisch und selbständig. mit reicher Erfahrung, nicht unter 
30, Jahr, zu baldigem Antritt sucht 
Bauhlitte Göttingen. 
Bewerbungen mit dem Nachweis der bisherigen Tätig- 
keit sind zu richten an den Aufsichtsrat z. Hd. 


Arbeitersekretär Blanke, Göttingen, 
Maschmühlenweg 12-16, 
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Gesuclit f. Baugeschäft. verb. 
enit Zimraerei und Sägewerk, 


selbständiger 
Baufechniker 


gelernter Zimmermann, ver- 
traut mit allen Verhältnissen 
von Berlin, Potsdam und 
Umgegend. Nur erste Kraft 
kommt in Frage. 

Angebote an Baugeschäft 

Otto Hewerer 

Bergholz (Post Rehbrücke). 


Erfahrener 


Hochbautechniker 


mit mehrjähriger Praxis für 
die Schulbauten zu “sofort 
oder später gesucht. 
Bezahlung nach Reichs- 
tarif. Bewerbungen m. selbst- 
geschriebenem Lebenslauf 
und beglaubigten  Zeugnis- 
abschriften an 
Reichsneubauamt 
Oberstein. 


Bäugesch. mit Holzbear- 








beitungsbetrieb in Holstein: 


sucht per sofort 


Iechnisch venildel 
Aral 


Bei verfügbarem Kapital 
eventuell Beteiligung. Eil- 
angebote erbitte unt. D.T.215 
an R. Merkel, Berlin W35, 
Fatadaner Straße 111. 


Hü itte, 3 Bände, 


Betriebs- 
hütte 


und alle anderen 
Bücher wieder gegen 
Raten. 
H. Meusser, 
%  Fachbuchhandlung, 
Berlin W57/4, 
Potsdamer Straße 75 











Billigeböhmische 


Beitfedern! 


I Kilo gaue”geschlissene M. 3.— 
halbweiße M 4.—, weiße M. 5.- 
bessere M.6.— u. M.7.— ‚daunen- 
weiche M. 8.—, 10,—, beste Sorte 
M.12.— u. 14.—. Vesand franko 
zolifei, gegen Nachn. Muste frei. 
Umtausch und ‚Rück 'ahme gestattet 

Benedikt Sächsel, 

Lotes Nr. 903 
bei Pilsen (Böhmen) 





Durch Uebernahme von 
Kleinaktien (je M. 10.—) 
bietet sich 


glänzende 
Kapitalsanlage, 


da mit dem Erwerb derselben 
neben der regelrechten Ver- 
zinsung Gewinnchancen bis 
M. 1500.— verbunden sind. 
Näheres unter DTZ. 195 an 
R. Merkel, Berlin W.35, Pots- 
damer Straße 111. 


Er 2 en] 
Kugel-Käse 
rote Kugeln A 41/, Pfd. 

2 Stück = 9 Pfund M. 3.50 

Bahnkolli a 12 und 24 Stück 

pro Pfd. 38 Pfg. 

9.Pfd. rote Tafelkäse M. 3.50 

" gelbe Nordmarkkäse „ 3.50 

» Holst. Brodenk. „ 4.05 
„ dän. Edamer Fetikäse „ 6.75 

„ dän. Schweizerk. „ 8.55 

„"hies. Bauchspeck „10.89 
„ hies. fett, Speck „11.25 
freibleibend ab hier Nachn: 


H. Rrogmann, ntort 


Ältest. Versandgesch.a.Platze 
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Be Monatliche Bianka! | Im ann RB r 
J> HMerren- P* das Ideal ahnen 
=® Kleidung > OporiHeslers 


fertig und nach Mass! 
Große Auswahl In guten Stoffen 
sowie Gummi- u. Lodenmänteln 
Maßschnelkerei Julius Fabian 


NO 18, Gr. Frankfurter Straße 37, N. Etage. 
Mitglieder erhalten 5°, Rabatt. 








Pianos, Harmoniums a a a. 


SR ee 

Spremapparalt _ Garantiert naturreinen 

uwWweitrgflven geschleuderten Blonen- 

Se Weltfirma j “ MONIG 
9Pfd. frk 

Max Horn, at wer 








= 40M, Halbe Deist. Ausl. s 
Zwickau 6:30 Mi. Nachn. DO Pf agdrad- Fahrräder 
Spiegelstrasse 23, ehr, Joh. Soken, Bienen- -sowie Fahrrad-Ersatz- und Zubehörtelie, 
liefert nach 36 Weltstaaten. Besonders günstige Zahlungs- = an a Fl Bee Thüls eg a aller 
bedingungen. Kataloge umsonst. königl. Hofküche belief, Art, Musikinstrumente. Oeschen 
Harmoniums „ı m Surgsmüher Waren 
ER z ; BERTEEENEETETRS wie ug = can url mein 
t eingebauten pielapparaten, wo jedermann sofort gewehre, Doppelflinten, Drillinge un 
“ohne Notenkenntnis 4stimmig spielen kann, en Shen ferner Jagdaus 
‚schon von 213. Man. 72 P PIVDT ionsf Reichhaltiger Katalog gratis und franko 
| Deutsche Walten- und Fahrradtabriken = 


#.Burgsmäller & Söhne 
Kreiensen am Harz Nr 8. 





Techn. geb. Mitarbeiter des 
Masch.- und Baufaches zum 
Vertrieb ges. gesch. prakti- 
scher u. billiger Heiz Ba 
für Siedelungen usw. gegen 
hohe Vergütung gesucht. 
Fritz Elvert, Abtig. Heita, 
Wittenberg-Lutherstaät, 
Adlerstraße, 





ai in Ph -Anarae 


(nur mit Goerz- oder Meyer-Anastigmaten ausgerüstet) 
liefert zu den seitens der Fabriken vorgeschriebenen 
Preisen geren 


günstigste Teilzahlung. 


Dresdner Camera-Vertrieb 
Dresden-A. 24. 


Illustrierte Preisliste N. kostenfrei. 


Vorzüglicher ! 
Bowlen- u. Tischwein, | 
IE weiß u. rot, 90 Pfg. pro 
Liter in. Womslauer, ab 
Nierstein a.Rhein, Nachn. 


Nürnberg Hauptmarkt 18 Weingut 





Ü Grönstes Photo Spexalgeschäft | mersein«. mw. 


am Platze. Großer Weinbergsbesitz. 





Gegr. 1864. Preisliste | 





Ya Anzahlung 


Rest auf 3-6 Monate verteilt 


a mens vorkit Si ie fa a ren g ut 


Original - Fabrikpreise 2 Tahrach bot sieken Bere Be 5 
1T Ansicht wenn Sie mit meinem seit Jahrzehnten bei vielen Sport-, Jagd- usw. Vereinen 
nee bestens eingeführten Rucksack reisen Ich liefere frei Haus ee Nachnahme 


Rucksack Nr. 260 


Jagdleinen 


Sch riftschablonen Für Kinder ns se 
Nk. 3,50 


Ss Bahns.Normograph Ä{nuksack Nr.265 „Sportfraund“ 


Neuer Photokatalog kostenfrei. 





Vom Normenausschuß empfohlen. 
Prospekte kostenlos. Aus allerbestem Jagdtuch mit ganzer Gummi- 


Filler Fiebig, Berlin 542 fütterung. Bestes re nis deutscher Industrie, 


Ständige Auswahl von über 1000 Koffer aller Art, wie Uebersee-, Bahn-, 
Schrank- und Lederkoffer. 


Haarausfall] - . Nervenleiden! - J. Hautnarben] Verlangen Sie knetenlge Sonderangebot in allen Reiseartikeln u. Lederwaren. 


> einfach Naar see Mittel Der Bi» Leiden 
eiie gern ostenlos aus Dankbarkeit mi 

ee Bi Kae ea or I OUES Gröpke, Hannover. 
BEEBHEEM „Versichert Euere Habe sofort wertbeständigl“ ist das „Gebot der Stunde‘. DRENmEEM 

Goldmark-Versicherungen zu billigsten Beiträgen: 
Feuer 50 Pf., Einbruch 50 Pf. einschliesslich Stempelgebühr 
für das Jahr und Tausend der Versicherungssumme bei der 

Brand- und Einbruchschadenkasse „Deufseher Posiverband“ V. V. a. 6. 
Fernsprecher: Hansa 84 Berlin NW 21, Bundesratufer 13 Postscheckkonto: 26300 Berlin 
Billigste, gemeinnützige Versicherungs-Anstalt für Reichs-, Staats- u. Kommunalbeamte, Geistliche u. Lehrer. 
Keine Zuschläge für Nebenräume, auch fürEinbruchdiebstahl sind 10%, der Gesamt-Versicherungssumme in 
Nebenräumen kostenfrei versichert. Kostenfreie Versicherung von Bargeld und Wertpapieren bis 


zum Betrage von M. 300.-- unter einfachem Verschluss. Entgegenkommendste Schadensregelung. — 
Vermittlung von: Gebäude-, Umzugs- u. Reisegepäck-Versicherungen zu.niedrigsten Sätzen. 


Näheres und Antragsformulare durch die Vertrauenspersonen oder den Vorstand:der Kasse. -. 


















Berg Soellmahn, Hanaav.Holz Industrie, Fiannavecklänteit 
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Arbeitskammerwahl 






Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlin. — _Fernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40, 


Berlin, den 29. Mai 1925 





im Ruhrberabau! 





Das Programm der Zechenbesitzer ıautet: 


Weg mit der Arbeitskammer, Abbau der Gehälter und sozialen Rechte 
der Bergbauangesteliten sowie Herstellung der unwürdigen unsozialen 


Vorkriegsverhältnisse. 


Dagegen muß am 12. Juni Front gemacht werden. Die Vorschlagsliste der AfA-Verbände 


präsentiert Männer, die in jahrelanger Arbeit bewiesen haben, daß sie die Interessen der 
Angestellten zu vertreten wissen. Spitzenkandidat ist der bewährte Führer 


der Bergbauangestellten, Steiger August Bauer. 


Die Wahl erprobter Kollegen 


sichert eine wirksame und erfolgreiche Angestelltenveriretung in der Arbeitskammer. 
Das Vorgehen der Unternehmer erfordert gebieterisch die Einheitsfront aller 
Bergbauangestellten unter zielbewußter Führung. Darum 


wählt die Liste 1! 





Die neue Zollvorlage 


Die von der Reichsregierung nach monatelangen Vorarbei- 
ten endlich vorgelegte „kleine Zollvorlage‘“ präsentiert sich 
als ein staftlicher Band von 176 Seiten, in dem an 700 Ver- 
änderungen von Zolltarifpositionen vorgeschlagen werden. Es 
ist naturgemäß unmöglich, diese umfassende Vorlage im 
Rahmen eines Artikels so eingehend zu behandeln, wie es 
notwendig und erwünscht wäre. Immerhin stellt sich diese 
kleine Zollvorlage doch so sehr als aus einem Gusse herge- 
stellt dar, daß es möglich ist, ihr Wesen und ihre grundsätz- 
liche Bedeutung auch in kurzen Worten zu kennzeichnen. 


Die Zollpläne der Reichsregierung sind Ausfluß eines 
klaren sozialen und politischen Klassenwillens, nämlich des 
Willens, für die Inhaber der Produktionsmittel in Landwirt- 
schaft und Industrie auf Kosten der Verbraucher eine Renten- 
quelle zu schaffen, indem landwirtschaftliche Erzeugnisse, eben- 
so wie industrielle Rohstoffe, Halb- und Fertigfabrikate durch 
den Zollzuschlag für den inländischen Verbraucher verteuert 
werden. Bei der Lage des deutschen Arbeitsmarktes und der 
außerordentlichen Stärke des Unternehmertums hofft man 
offenbar, Versuche der Arbeitnehmer, durch Lohnerhöhung eine 
Abwälzung dieser Vertetterung zu erzwingen, erfolgreich nieder- 
schlagen zu können, so daß sich also diese Zollpläne als ein 
Br nüchtera ‘durchdachter: Fischzug zugunsten des Sach- 

esitzes darstellen. 


Daß es sich hierum und um nichts ’anderes handelt, daß 
insbesondere die früher noch für notwendig gehaltene Be- 
rufung auf angeblich wissenschaftliche Begründung heute nicht 
mehr 'für erforderlich ‚gehalten wird, ist bekannt. Auch die 
Regierung weiß, daß die übergroße Mehrzahl aller deutschen 
Nationalökonomen die Schutzzölle, insbesondere für Getreide 
und Eisen für verderblich hält, und ein kurzer Blick auf die 
der Vorlage beigegebene „Begründung“ zeigt denn auch gar 
keinen Versuch, sich mit den Ausführungen etwa eines Prof. 
Sering irgendwie auseinanderzusetzen, sondern es wird auf 
wenigen Seiten ganz oberflächlich eben behauptet, was hun- 
dertmal widerlegt worden ist und im übrigen auf die diesem 
Raubzuge günstige politische Konstellation vertraut. Freilich 
läßt sich nicht leugnen, daß dieses Vertrauen der Nutznießer 
des deutschen Elends begründet ist. Die fast unheilbar schei- 
nende politische Ahnungslosigkeit ungeheurer Wählermassen, 
die, verhetzt und verdummt durch eine gekaufte Presse, sich 
immer wieder bereit finden, ihre eignen Metzger zu wählen, 
bildet in der Tat eine außerordentlich solide Unterlage für die- 
jenigen - Steuer- und Zollpläne, die den Wiederaufbau der 
deutschen „Wirtschaft“, lies: des Privatvermögens der deut- 
schen Sachwertbesitzer auf Kosten und zu Lasten der Träger 
der Arbeitskraft erstreben. 

Die kleine Zollvorlage sollte ihrer eigentlichen Bestim- 
mung nach ein Instrument für die notwendig gewordenen 
Handelsvertragsverhandlungen sein, Die durch den Vertrag 
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von Versailles einseitig erzwungene Meistbegünstigung gegen- 
über den Siegerstaaten fiel mit dem 10. Januar 1925 automatisch 
weg. Auch technisch war das Zolltarifschema von 1902 viel- 
fach nicht mehr brauchbar, da inzwischen ganze Industrie- 
zweige völlig neu entstanden sind und die Produktionsverhält- 
nisse sich teilweise grundlegend verändert haben. Von diesen’ 


Gesichtspunkten aus hat auch der N Reichswirtschafts-! 


rat eine ihm unterbreitete Vorlage behandelt, sich aber wohl- 
weislich gehütet, diese mit dem Bleigewicht der Agrar- und 
Eisenzölle zu belasten. Trotz aller Mahnungen verquickt nun 
aber die Vorlage der Reichsregierung den ursprünglichen 
Zweck der kleinen Zollvorlage mit einem prinzipiell gänzlich 
anderen, nämlich dem eines umfassenden, insbesondere agrari- 
schen Schutzzolles, und stützt sich in ihrer allgemeinen 
Begründung denn auch ausdrücklich auf diese doppelte, aber 
in sich widerspruchsvolle Aufgabe. 


Was den ersteren Zweck anlangt, für Handelsvertragsver- 
handlungen ein brauchbares Instrument zu schaffen, so ist da- 
zu nicht viel zu sagen. Die Anhänger des Gedankens eines Zoll- 
systems als Mittel zum Zwecke der Eizielurg günstiger Handels- 
vertragsvereinbarungen argumentieren ähnlich wie die friedlie- 
benden Anhänger emer starken Kriegsrüstung. Wie diese durch 
ihre Rüstung den Frieden sichern wollen, indem sie jedem Gegner 
die Lust zum Angriffe verleiden, so soll ein Zolitarif mit hohen 
autonomen aber durch Handelsverträge herabsetzbaren Zöllen 
die schutzzöllnerischen Bestrebungen anderer Staaten bekämp- 
fen oder doch dämpfen; da ja jeder Staat an einer möglichst 
ungehemmten Einfuhr seiner Erzeugnisse in den anderen Staat 
interessiert ist. Ob freilich diese Spekulation vom Standpunkte 
des Verbrauchers aus richtiger ist als die Spekulation auf die 
Kriegsfurcht infolge stärkerer Rüstungen, sei hier nicht unter- 
sucht, sondern nur auf die Tatsache hingewiesen, daß die 
Strafe für mangelhaftes Entgegenkommen eines fremden 
Staates bei Handelsvertragsverhandlungen auf den inländischen 
Verbraucher derjenigen Erzeugnisse fällt, die aus dem wider- 
spenstigen Staate nun einmal eingeführt werden müssen. 
immerhin ist der Gedanke eines Zollsystems als Mittel zum 
Abschluß möglichst günstiger Handelsvertragsverhandlungen 
nicht von vornherem zu verwerfen, denn er dient dem Zwecke 
eines möglichst ungehinderten wirtschaftlichen Austausches 
zwischen den verschiedenen Staaten. 


Selbstverständlich dient aber ein Zollsystem diesem Zwecke 
nicht mehr, wenn es vorschreibt, daß die Zollsätze keinesfalls 
unter eine festgesetzte Grenze sinken dürfen, die so hoch 
gewählt worden ist, daß sie auf alle Fälle die Produktions- 
verhältnisse des zollgeschützten Wirtschaftszweiges grund- 
iegend beeinflußt. Dies ist num aber bei der vorliegenden 
Zolivorlage, und zwar bezüglich der Getreidezölle der 
Fall. Es sollen mit Wirkung ab 1. August 1926 für Roggen, 
Weizen, Gerste und Hafer Minimalzölle festgesetzt wer- 
den, unter die also auch durch Handelsvertragsverhandlungen 
nicht heruntergegangen werden darf. Diese Minimalsätze s.nd 
in Höhe der Vorkriegssätze des Bülowschen Hochschutzzall- 
tarıfs von 1902 eingesetzt worden. Daneben sollen dessen 
Sätze auch für den autonomen Tarif, also für den Fall des 
Nichtzustandekommens von Handelsvertragsverhandlungen 
übernommen werden. Offenbar um die geplante Belastung 
nicht in vollerHöhe mit einem Male fühlbar zu machen, soll aber 
bis zum 31. Juli 1926 dieser Minimalzoll in niedrigerer Höhe 
festgesetzt werden. Es ergibt sich demnach folgendes Bild: 


Minimalzoll autonomer 
BD bis 31. Juli 1926 abi. Aug 106 Satz 
R.-M. R.-M. R.-M. 
Roggen: 3,— 5, 7,— 
Weizen; 3,50 5,50 7,50 
Gerste s 2— 2,30 7,— 
Hafer: I,— 5, 7,— 


Selbstverständlich sollen auch die übrigen landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse entsprechend vertewert werden, indem für frisches 
Obst, Gemüse, tierische Fette, Milch, Eier und Verarbeitungs- 
produkte aus Getreide sowie für fremde Getreidearten die Vor- 
kriegssätze wieder eingeführt werden. Auch für diese soll bis 
un 31. Juli 1926 ein zunächst niedrigerer Zollsatz erhoben 
werden. 


“ 

Neu ist die Einführung eines Zollsatzes für Spätkar- 
toffeln und die Erhöhung des Zollsatzes für Frühkar- 
toffeln. Frühkartoffeln sollen in Zukunft mit einem Z.ollsatz 
von 4 Rm., statt 2,50 Mark für den Doppelzentner; Spätkar- 
toffeln, die vor dem Kriege einfuhrfrei waren, mit 0,50 Rm. 
verzolit werden. Auch für Obst sind die Sätze wesentlich 


höher angesetzt bzw. erst neu eingeführt worden. So war z. B. 
die Einfuhr von unverpackten Aepfeln und Birnen in der Zeit 
vom 25. September bis 25. November vor dem Kriege frei, 
während in Zukunft ein Zollsatz von 6 Rm. der Doppelzentner 
erhoben werden soll. Außerhalb dieser Zeit soll ein Zollsatz 
von 8 Rm. gegen früher 2,50 Mark erhoben werden. 
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Die Flesschzollsätze sind sich im ganzen gleichge- 
blieben. Eine Erleichterung bis zur völligen 
bei solchen Fetten vorgesehen, die für technische Zwecke 
eingeführt werden müssen. 

Scheinbar herabgesetzt sind die Sätze für Zucker, da 
der autonome Zollsatz für Zucker in Zukunft bei Rohr- und 
Rübenzucker usw. 10 Rm., statt 40 Mark des Vorkriegssatzes 
betragen soll. Doch ist diese Herabsetzung nur scheinbar, 
denn der Vorkriegssatz ist praktisch nicht zur Erhebung ge- 
langt, da die wichtigsten zuckererzeugenden Länder durch die 
Brüsseler Zuckerkonvention einen wesentlich niedrigeren Satz 
(4,80 Mark) vereinbart hatten. 


Die Begründung für diese verschiedenen landwirt- 
schaftlichen Zölle macht sich nun der Entwurf, wie gesagt, 
außerordentlich leicht, da er-die eigentliche Begründung, näm- 
lich die Spekulation der Schwerindustrie auf die ländlichen 
Wähler, denen man für die geforderten Industriezölle eine Ge- 
gengabe darbieten muß, nicht nennen will. Er erklärt, daß es 
sich bei der landwirtschaftlichen Produktion im wesentlichen 
um die Vermehrung der Erzeugung im Inlande handle mit dem 
Ziel einer Verminderung des Einfuhrbedarfs. Durch den Zoll- 
schutz werde die Intensivierung und Rationalisierung der Land- 
wirtschaft gefördert und ihre Kaufkraft erhöht, was sich in 
einem gesteigerten Absatze von Industrieerzeugnissen mit den 
entsprechenden Einflüssen auf den Beschäftigungsgrad und die 
Lohnhöhe auswirken werde. Schließlich sei auch die Erhöhung 
unter Berücksichtigung des höheren Zinssatzes in Deutschland 
notwendig. 

Ohne das hiergegen bereits zur Genüge vorgebrachte 
Material im einzelnen zu: wiederholen, kann man demgegenüber 
auf einige Tatsachen verweisen: 


1. Ein Zollschutz für Agrarprodukte ist schon deshalb nicht 
notwendig, weil die landwirtschaftlichen Preise, insbesondere 
für Getreide so außerordentlich gestiegen sind, daß nicht nur 
die Verteuerung der Industrieprodukte und die allgemeine 
Goldentwertung eingeholt sind, sondern darüber hinaus auch 
jede Möglichkeit zur Verzinsung von Leihkapital und zur 
Intensivierung des Betriebes an sich gegeben: ist. 


2. Die vom Zoll bezweckte Verteuerung der landwirtschaft- 
lichen Produkte muß der Verbraucher, das ist der Ar- 


beitnehmer, bezahlen; wird aber ein größerer Teil seines: 
“ Lohnes für Nahrungsmittel ausgegeben, so sinkt der für andere 


Bedürfnisse zur Verfügung stehende Lohnteil um den ent- 
sprechenden Betrag. Gelingt aber eine Abwälzung der Lebens- 
mittelverteuerung auf die Preise der Industrieprodukte, so muß 
die Landwirtschaft als Abnehmer der Industrieerzeugnisse diese 
erhöhten Preise wiederum tragen. 


3. Eine generelle Erhöhung der Preise der landwirtschaft- 
lichen Produkte bedeutet bei gleichbleibender Produktivität eine 
Erhöhung der Rentabilität des Bodens, diese eine entsprechende 
Steigerung der Bodenwerte, so daß bei jedem Eigentums- oder 
Besitzwechsel der neue Erwerber in Form einer erhöhten Zins- 
last diese gestiegene Rentabilität wieder einbüßt, so daß auch 
vom Rentabilitätsgesichtspunkt aus gesehen, er sich genau in 
derselben Lage befindet wie sein Vorgänger. 


4. Richtig ist, daß landwirtschaftliche Zölle den Anbau auf 
Böden ermöglichen, die sonst nur allenfalls noch für Forst- 
wirtschaft und ähnliches in Frage kämen. Zur Ermöglichung 
dieses Anbaues muß aber die gesamte Volkswirtschaft dann 
ein entsprechendes Mehr für alle übrigen auf günstigeren Böden 
sitzenden landwirtschaftlichen Produzenten, diesen also eine so- 
genannte Differentialrente gewähren. Es ist deshalb volks- 
wirtschaftlich kein Vorteil, wenn unter ungünstigen Bedingun- 
gen auf heimischem Boden Produkte erzeugt werden, die unter 
günstigeren Bedingungen auf dem Weltmarkte beschafft wer- 
den können. Daß aber zur Erhöhung der Produktivität Zölle 
notwendig seien, ist bis heute zwar oft behauptet, aber niemals 
bewiesen worden. Wohl aber haben ausgesprochene Frei- 
handelsländer eine blühende intensive Landwirtschaft, in der 
sich freilich nur der tüchtige, alle Errungenschaften der Agrar- 
technik ausnutzende Landwirt halten kann. 


5. Die sogenannte passive Handelsbilanz ist zu 
einem Teil eine Täuschung,. zum anderen keine Gefahr in 
dem Ausmaße, wie sie gewöhnlich geschildert wird, und vor 
allem sind Agrarzölle kein Mittel zu ihrer Beseitigung, da die 
unvermeidliche Verteuerung der Industrieprodukte eine Ver- 
ringerung ihrer Exportfähigkeit bedeutet. 

Sämtliche Industrieländer haben 
was zu einem Teil auf die überall unvollkommene Statistik, zum 
anderen auf die unsichtbare Bewegung der Zahlungen für 
Leistungen der verschiedensten Art, Zinsen, Transporte, Reisen- 
denverkehr und ähnliches zurückzuführen ist. Sodann ist die 
Handelsbilanz aber vielfach dadurch passiv, daß zunächst Roh- 
stoffe und Halbfabrikate eingeführt werden, die erst nach er- 
joigter Bearbeitung wieder ausgeführt in der Handelsbilanz 
erscheinen. 
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passive Handelsbilanzen, 
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Schließlich gibt es im eigentlichen Sinne des Wortes auf 
die Dauer selbstverständlich im Verkehr zwischen kapitalistisch 
wirtschaftenden Ländern weder eine aktive noch cine passive 
Bilanz, da ja der Wirtschaftsverkehr auf Tausch. beruht, wobei 
sich gleiche Werte gegeneinander tauschen, wie denn auch 
der Exporteur nicht mehr importieren kann, als er aus seiner 
Ausfuhr an Erlös erhielt. 


Im ge laser on Augenblick muß bei der Erörterung der 
Kotwendigkeit und der Wirkung der en Agrar- 
zölle berücksichtigt werden, daß die Agrarprodukte nicht nur 
einen Preis erreicht haben, der die sogenannte Schere, also den 
Abstand zwischen Industriepreisen und Agrarpreisen, längst 
eschlossen hat, sondern, daß dieser Preis bei völliger Zoll- 
inett entstanden ist, da ja gegenwärtig sämtliche land- 
wirtschaftlichen Produkte, mit Ausnahme einiger als Luxus be- 
trachteter Südfrüchte, vollständig zollfrei eingehen. 


Was nun die Industriezölle, die den eigentlichen 
und einzigen Inhalt der kleinen Zollvorlage bilden sollten, an- 
langt, so ist auch hier der Rahmen BERSULDER der ursprüng- 
lichen Absicht gesprengt worden. Ueber den wichtigsten Zell 
und seine handelspolitischen Auswirkungen, nämlich den Ro h- 
eisenzoll, spricht sich die Vorlage freilich noch nicht 
aus. Bekanntlich verhandeln die deutsche und die franzö- 
sische Eisenindustrie schon seit geraumer Zeit, wenn auch mit 
großen Unterbrechungen, über die Bildung eines europäischen 
Eisenkartells. Der Zoll für die A-Produkte und die meisten 
B-Produkte, also die Halbfabrikate, soll als solcher nach der 
Vorlage zunächst unverändert bleiben, nur für die seit der 
Schaffung des letzten Tarifs entwickelten Qualitätsprodukte, 
so insbesondere Edelstahle und Dünnbleche, soll der Zollsatz 
erhöht werden. 


-  Industriezölle haben zunächst, und zwar erfahrungsgemäß 
desto stärker, je mehr sie sich auf Rohstoffe erstrecken, die 
Tendenz die Zusammenschlußbewegung in Form 
von Kartellen und Konventionen. außerordentlich zu fördern. 
Speziell die außerordentlich festen Zusammenschlüsse in der 
eisenschaffenden Industrie sind durch den Schutzzoll stets 
ungemein gefördert worden. Das Wenige, was über die er- 
wähnten internationalen Eisenkartellverhandlungen an die Oef- 
fentlichkeit gedrungen ist, läßt denn auch bereits erkennen, 
wie die Hochschutzzollgesetzgebung im Interesse der natio- 
nalen Kartelle ausgenutzt werden soll. Man will sich gegen- 
seitig den: Markt garantieren, um sich die Preise nicht zu ver- 
derben, will also die Kartelle möglichst ungestört durch 
Schleuderimport erhalten. Der eisenverarbeitenden Industrie 
will.man durch Exportprämien den Mund stopfen. Ob frei- 
lich dieser Plan gelingt, der ja das Grundproblem der im 
Verhältnis zum Bedarf übermäßig angewachsenen Produktions- 
stätten naturgemäß nicht löst, soll hier ununtersucht bleiben. 


Was nun die sonstigen Industriezölle angeht, so hat sich 
die yorzge auch hier’ die Arbeit außerordentlich leicht ge- 
macht. Abgesehen von einer Anpassung an die Entwicklung 
der Technik durch Abteilung von Tarifpositionen hat man 
sich im wesentlichen bemüht, die Zollsätze hinaufzusetzen, nach 
der Begründung, teils um den höheren deutschen Zinsfuß 
oder die Reparationslasten oder den veränderten Goldwert oder 
neu im Inland oder Ausland entstandene Industrien zu berück- 
sichtigen, zu einem großen Teil offenbar, um bei den Han- 
delsvertragsverhandlungen mehr Trümpfe in der Hand zu be- 
halten, die freilich, wenn sie nicht stechen, dem deutschen 
Konsumenten die hohen Zollsätze auf den Hals bringen. Für 
die Begründung der einzelnen Zollerhöhungen hat man sich 
ein unfehlbares Rezept ausgedacht: entweder besteht für die 
betreffende Ware eine leistungsfähige Industrie im Ausland — 
dann muß natürlich die schwächere inländische Industrie ge- 
schützt werden —, oder es hat sich dafür eine bedeutende in- 
ländische Industrie entwickelt — dann brauchen wir erst recht 
Schutzzölle, damit das deutsche Geld nicht ins Ausland geht. 
Wer könnte solcher Weisheit widerstehen! 


Zur Einzeluntersuchung fehlt uns der Raum, es seien 
deshalb nur die wichtigsten Aenderungen erwähnt: 


1. Die im weiten Umfange: neu geschaffene Schutzzoll- 
mauer um die chemische Industrie. Bei der außerordent- 
lichen technischen Höhe der chemischen Industrie war selbst 
der Bülowsche Tarif so weit gegangen, die Zollfreiheit oder 
doch verhältnismäßig niedrigere Sätze für chemische Produkte 
vorzusehen. ' Die Zollvorlage bringt statt dessen ein fast lücken- 
loses Netz von neuen Zollsätzen bzw. teilweise geradezu riesi- 
gen Erhöhungen mit der Begründung, daß inzwischen im 
Ausland eine ‚bedeutende chemische Industrie entstanden sei. 

2. Für die Textilindustrie werden die Sätze eben- 
falls, und zwar teilweise in geradezu ungeheuerlichem Aus- 
maße erhöht. Wenn z. B. für seidenhaltigen Tüll, also einen 
für die Frauenkleidung in großem Maße verbrauchten Stoff, 
der. Zoll von einem Friedenssatz von 250 M. auf 3000 Rm. 
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pro Doppelzentner erhöht wird, nachdem er in der Nachkriegszeit 
schon auf 1500 Rm. getrieben worden ist, so kann man sich 
ein Bild davon machen, in welchem Ausmaße die Forderungen 
der betreffenden Industriellen Berücksichtigung gefunden haben, 
und was man alles heute unter einem „mäßigen“ Zollschutz 
versteht. Vor allen Dingen sind die Zollsätze für alle Qrund- 
stoffe der Textilindustrie ganz ungeheuerlich erhöht wor- 
den, so für Wolle von 2M. auf 3,50 Rm., für eindrähtiges 
rohes Kammgarn von 8 M. auf 30 Rm., für Baumwolltüll roh 
von 60 M. auf 240 Rm., gebleicht, gefärbt, gedruckt von 200M. 
auf 750 Rm., für Spitzenstoffe von 600 M. auf 3200 Rm. Die 
Sätze für baumwollene Garne und Gewebe sind im allgemeinen 
auf das 11/,- bis 2fache erhöht worden, 


3. Besondere Betrachtung verdienen sehließlich noch die 


für de Automobilindustrie eingeführten Erzie- 
hungszölle. Entsprechend den Anregungen des Vorläufi- 
gen Reichswirtschaftsrats wird vorgeschlagen, die zunächst 


hohen Zollsätze in halbjährigen Abständen herabzusetzen, um 
auf diese Weise gegenüber der starken amerikanischen Kon- 
kurrenz der Automobilindustrie eine Anpassungsmöglichkeit zu 
geben. 

Ob Erziehungszölle in einem Lande wie Deutschland haste 
noch angebracht sind, kann hier unerörtert bleiben; wenn ste 
aber benutzt werden, so müssen sie denn auch zu einer wirk- 
lichen Erziehung bis zur völligen Reife durchgeführt wer- 
den, d. h., ihr Endziel muß die Aufhebung sein. Davon 
ist freilich in den Vorschlägen nicht die Rede. Vielmehr ist der 
Endzoll regelmäßig wesentlich höher als der Zollsatz der 
Vorkriegszeit, so daß also der größte und beste Erzieher, näm- 
lich die Weltmarktkonkurrenz, sorgfältig davon abgehalten 
werden soll, ihre pädagogischen Wirkungen zu entfalten. Zu- 
nächst jedenfalls sind in der Automobilindustrie Sätze vor- 
gesehen, die irgendeine ausländische Konkurrenz wohl restlos 
fernhalten, denn auch Henry Ford wird bei einem Zollsatz 
von 250 Rın. pro 100 kg für einen Motorwagen die Lust zur 
Konkurtenzaufnahme in Deutschland verlieren, wenn er nicht 
dazu übergeht, selbst Fabriken im Inlande zu bauen. 

Interessant ist, daß schwere Motorwagen, also die eigent- 
lichen Luxuspersonenwagen und die Lastgefährte der Groß- 
industrie, mit wesentlich niedrigeren Zollsätzen bedacht sind 
als Motorräder und Kleinautos. 


Es ist sicher, daß die „kleine Zollvorlage‘“ nicht ‚so 
reibungslos zum Gesetze werden wird, wie ihre Urheber wohl 
gedacht haben. Aus einem Instrument zur Erleichterung der 
Handelsverträge ist sie zu einer Waffe re die, wenn 
sie nicht wesentlich umgeschmiedet: wird, das Schicksal von 
Millionen von deutschen Arbeitnehmern entscheidet. Verteue- 
rung der Lebensmittel, der Rohstoffe und Halbfabrikate, das 
bedeutet nicht nur Schmälerung der :Lebenshaltung, sondern 
auch Verringerung der Konkurrenzfähigkeit auf dem Welt- 
markte, Vermehrung der Arbeitslosigkeit, Verewigung und 
Vergrößerung der sozialen Krisis. Und dies in einem Lande, 
dessen Arbeitskraft durch den ‚grauenvollen Krieg und das 
Chaos der Inflation ohnehin in seiner Widerstandskraft aufs 
höchste gefährdet ist. Dem augenblicklichen Profitinteresse 
und der Unfähigkeit der ländlichen und städtischen Unter- 
nehmer, durch Entfaltung der höchsten technischen Quali- 
täten die verlorenen Absatzgebiete wieder zu erringen und neue 
zu erobern, sollen so die Lebensinteressen der übergroßen 
Mehrzahl des Volkes geopfert werden. Mögen die Objekte 
dieser Politik in zwölfter Stunde erkennen, daß es ihr Schick- 
sal ist, das hier verhandelt wird. Fritz Pfirrmann. 


Zu unserem 9rößten Bedauern müssen wir 


vielen Kollegen, die uns erst jetzt mitteilen, daß sie ihren 
Sommerurlaub in den Monaten Juni, Juli und August im 
Heim verleben wollen, einen ablehnenden Bescheid zu- 
kommen lassen, da für diese Zeit im Erholungsheim kein 
Zimmer mehr zu haben ist. 

Aber nicht nur im Sommer, sondern auch im Herbst 
und Winter ist der Aufenthalt im 


Erholunösheim Sondershausen 1. Thüringen 


Sehr zu empfehlen, da Lage und Umgebung des Erholungs- 
heimes auch in dieser Zeit für eine gute Erholung bürgen. | 
Wir bitten die Kollegen, die ihren Urlaub im Herbst 
oder Winter verleben können und die Absicht haben, diesen 
im Heim zuzubringen, sich rechtzeitig bei der Verwaltung 
des Erholungsheimes, Berlin NW 40, Werftstr. 7, zu 
melden. Prospekte stehen kostenfrei zur Verfügung. 
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Das Kohlenchaos. 


(1 G.B.) Die Absatzkrise in allen kohlenproduzierenden 
Ländern verschärft sich zusehends. Die Vorräte nehme überall 
in besorgniserregender Weise zu und erreichen z. B. in Eng- 
land die ungeheuere Quantität von etwa vier Monatsförderun- 
gen. Gleichzeitig kann man an Hand statistischen Zahlen- 
materials feststellen, daß zu einer Zeit, wo bei einer vernünftig 
organisierten Weltwirtschaft bereits Vorbeugungsmaßnahmen 
getroffen worden wären, die Förderung noch überall zunahm, 
und zwar nicht nur in dem allenfalls noch plausibeln Sinne, 
daß sie sich wieder allmählich den normalen Vorkriegsnormen 
näherte, sondern derart, daß sie diese sogar überschritt. Dies 
gilt u. a. für Deutschland, das Saargebiet, Frankreich, Belgien, 
Holland, die Tschechoslowakei, die Vereinigten Staaten, Süd- 
afrika und’ Britisch-Indien. Eine Abnahme ist eigentlich nur 
für Großbritannien zu verzeichnen. Abgesehen von der 
Tschechoslowakei hat die Steinkohlenproduktion aller dieser 
Länder auch vom Dezember 1924 bis Junger 1925 noch zuge- 
nommen. 

Die dabei in Frage kommenden Unterschiede sind oft 
im. Zentralkomitee der 
Kohlenminen Frankreichs kürzlich mitgeteilt, daß die Pro- 
duktion im’ Jahre 1919 221), Millionen Tonnen betrug, während 
sich auf Grund der Tagesförderung des Januar 1925 eine durch- 
schnittliche Jahresproduktion von 48 Millionen Tonnen er- 
rechnen ließ. Das Becken von Elsaß-Lothringen meldet fol- 
gende Steigerungen der Tagesproduktion: 126 147 Tonnen im 
Jahre 1913, 75000 Tonnen 1919 und 160445 Tonnen im Januar 
1925.. Im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau wurden pro Kopf 
der "Belegschaft bei 300 Schichten im Jahre 1913 3,06, , im 
Jahre 1924 31 Tonnen gefördert. Allein in England ist die 
Leistung pro Mann und Schicht zurückgegangen, und zwar 
von 20,32 cewt. auf 17,74 cwt, und zwar den Angaben eines 
bürgerlichen ‚Experten zufolge u. a. wegen der „technischen 
und organisatorischen Rückständigkeit und dem Alter vieler 
Minen“, Der gleiche Experte sagt in diesem Zusammenhang 
weiter: „Wenn man sich vergegenwärtigt, daß in den Ver- 
einigten Staaten pro Mann und ‘Schicht etwa fünfmal soviel 
Kohle produziert wird wie in England, so wird es klar, daß 
hier noch andere Faktoren als die nachlassende Arbeitsleistung 
mitwirken‘, 

Was die Ursachen der Absatzkrise betrifft, so zeigt 
sich immer deutlicher, daß sie — abgesehen vom verminderten 
Verbrauch — eine Folge der durch die Ordnung der Verhält- 
nisse nach dem Kriege herbeigeführten unorganischen Ver- 
teilung der Kohle und der Gleichgewichtsstörungen auf den ver- 
schiedenen Märkten ist. Dafür einige Beispiele: In kurzer Zeit 
geschieht es nun zum zweitenmal, daß die Antwerpener Hafen- 
verwaltung ‘die Lieferung von Bunkerkohle einer deutschen 
Firma in Auftrag gibt und die Angebote einiger belgischer 
Firmen ausschlägt. Deutschland, das vor dem Kriege neben 
der Kohleneinfuhr eine lebhafte Kohlenausfuhr hatte, die erstere 
bei weitem übertraf, wurde auf ‘Grund der Nachkriegsver- 
en und besonders der Reparationskohlenlieferungen 
ein Kohleneinfuhrland. So mußte es allein für Frachten für 
englische Kohle pro Nachkriegsjahr seine Handelsbilanz mit 
34 Millionen Goldmark belasten. Es führte aus England im 
Jahre 1923 67% mehr Kohle ein als im Jahre 1913. Nun hat 
sich das Blatt Bee Deutschland hat einen solchen Kohlen- 
überschuß, daß es z. B. nur noch durch die hohen Frachten 
daran verhindert wird, auch die norddeutschen Städte zu be- 
dienen, die vor dem Kriege zu den ständigen Kunden Englands 
gehörten. Die Kohleneinfuhr aus England ist im Jahre 1924 
24% unter diejenige des Jahres 1913 gesunken. Im Interesse 
seiner aus dem. Dawesgutachten erwachsenen Verpflichtungen 
muß es 'sich nach Möglichkeit selbst genügen und womöglich 
noch größere Posten exportieren. Infolge dieser Unabhängig- 
keitsbestrebungen: Deutschlands — und auch Oesterreichs —- 
ist die Tschechoslowakei in eine Absatzkrise geraten. Deutsch- 
land bezog. vor dem Kriege 70 Millionen, Oesterreich 5 Mil- 
klionen Doppelzentner . böhmischer Braunkohlen, nun bezieht 
Deutschland nur noch 10, Oesterreich 1,1 Millionen Tonnen. 
Andere Abnehmer kommen für die tchechischen Kohlen nicht 
in Betracht. — Hingegen verwenden nun Oesterreich und 
Ungarn Saarkohle, die man vor dem Kriege in diesen Ländern 
yar nicht kannte. Polen, dem das Genfer Abkommen eine 


usfuhr von 500000 Tonnen Kohle zuschrieb, verlangt nun ® 
Kohlenausfuhrkontingente in der Höhe von sieben Millionen 


Tonnen pro Jahr, da sonst die abgetretene, jetzt polnische 
Industrie nicht leben könne. Das zum Ausfuhrland gewordene 
Deutschland, das 8 Millionen Tonnen Kohle auf den Halden, 
hat, soll Abnehmer werden. Die polnischen Reviere melden 
bereits 1 Million Tonnen Vorräte. Frankreich, das immer ein 
guter Kunde Englands war, plant eine ziemlich hohe Import- 
abgabe für Kohle, um nicht in Kohlen zu ersticken. Die 
französischen Staatsbahnen, die seit Ende des vorigen Jahr- 
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hunderts in Cardiff ein Kohlenankaufsbüro unterhielten, lösten 


dieses Büro auf. Der Bedarf wird hauptsächlich aus Deutsch- _ 


land gedeckt. England ist aufs tiefste beunruhigt, weil auch 
der italienischen Staatsbahnen nun nach dem 
Ruhrgebiet gehen. Spezifische "englische Kohlensorten, die von 
den Verbrauchern bisher stets ohne Rücksicht auf den Preis 
aus England bezogen wurden, werden nun infolge der zu- 
nehmenden Preisdifferenzen durch Konkurrenzkohlen ersetzt. 
Die englischen Kohlenmagnaten Müssen es erleben, daß die 
Stinneszechen Aufträge aus Griechenland übernehmen. Der 
amerikanische Absatz ist in Europa nach’ dem Ruhrkrieg, mit 
Ausnahme von Italien, so gut wie ausgeschaltet worden. Die 
Hauptausfuhr Amerikas geht nach Kanada, wo der englischen 
Kohle das Feld abgegraben ist. Die englische Kohle be- 
hauptet sich dagegen besser gegen die nordamerikanische Kon- 
kurrenz in 'Südamerika. - Sr 5% 

Ein vollständiges Chaos! Ohne die leiseste Berücksichti- 
gung von Notwendigkeiten und Möglichkeiten werden irgend- 
welche umfassende Maßnahmen leichtsinnig hinausgezögert. 
Trotzdem jeder Fachmann wissen muß, daß das Uebel tiefer 
sitzt und ein überlegenes, konzentriertes Vorgehen nötig ist, 
hört man nur die Parolen „Lohnherabsetzung‘‘ und „Verlänge- 
rung der Arbeitszeit“. Im besten Fall verstehen sich die Unter- 
nehmer zu einer. nationalen „Erhebung“. 


In Deutschland werden die Bergarbeiter zu Tausenden 
entlassen. In Belgien — wo. die Vorräte auf 1600000 ge 
stiegen sind — haben die Unternehmer die Gelegenheit be- 
nützt, die Löhne neuerdings herabzusetzen und die Verträge 
zu kündigen: Der Vorschlag der Schaffung einer Kompen- 
sationskasse, in die alle Gewinne einbezahlt werden sollen, 


um die armen Gruben zu stützen, wird abgewiesen.  Des- 


gleichen eine öffentliche Erhebung, die wahrscheinlich schlechte 
Organisation und Verschwendung aufdecken würde. Angesichts 
dieser unversöhnlichen Haltung hat der soeben abgehaltene 
nationale Bergarbeiterkongreß. die Einleitung: eines den Ge- 
neralstreik betreffenden Referendums am 27. und. 28. April 
beschlossen und es wird ziemlich .:sicher zu einem größeren 
Konflikt. kommen, wenn die neue Regierung nicht bald ener- 
gisch eingreift. In.der Tschechoslowakei taucht neuerdings das 
Projekt der Nationalisierung auf, dessen Durchführung der 
Industrie eine gesunde Basis geben soll, dafür aber auch die 
Ausgabe von 12 bis 15 Millionen tschechischen Kronen er- 
fordern würde. In Polen wird - trotz der Entlassung von 
71378 Bergarbeitern mit Feierschichten gearbeitet. In Eng- 
land, wo kürzlich ein Minimallohngesetz für die Bergarbeiter 
vom Unterhaus abgelehnt wurde, läuft das Arbeitsübereinkom- 
men in der Kohlenindustrie im Jum ab. Die Unternehmer 
trachten jetzt schon nach der. Verschlechterung . der Arbeits- 
bedingungen. Die Bestrebungen zwecks Verlängerung der Ar- 
beitszeit weist der Sekretär des brit. Bergarbeiterverbandes 


mit folgenden Worten zurück: „Wir produzieren jetzt schon * 


mehr Kohle als wir verkaufen können. Die ae des 
Achtstundentages würde keiner einzigen Grube mehr Arbeit 


bringen.“ Angesichts der Krise hat sich ein Unternehmer sogar. 
den Witz geleistet, seine Bergleute zur Uebernahme des e- 
Dies tat er natürlich. 
in der Gewißheit, daß sich die Arbeiter damit hereinlegen wür- 


triebes auf ihre Rechnung aufzufordern. 


den. Der Bergarbeiterverband warnt seine Mitglieder eindring- 


lich davor, auf irgendwelche derartige. Manöver einzugehen, 


und sagt: „Jene, die die Gewinne einsteckten, sollen num 
auch die Verluste tragen!“ Von den Bergarbeitern selbst sind 
zwei Aktionen eingeleitet worden. Einerseits wird ein Zu- 
sammengehen verschiedener Berufe angestrebt. 
Zwecke sind bereits Besprechungen mit den 'Maschinenbauern, 
Transportarbeitern und Eisenbahnern eingeleitet worden. Ferner 
hat die Exekutive des Bergarbeiterverbandes soeben be- 
schlossen, sofort eine Konferenz aller Verbände einzuberufen, 
die sich mit ihm in der Frage eines gemeinsamen Vorgehens 
in Verbindung gesetzt haben. Andererseits finden Besprechun- 
gen mit den Unternehmern statt, um womöglich Mittel und 
Wege zur Lösung der Krise zu finden. 

Eines ist bei alledem sicher: Da die Krise international 
ist, werden einseitige nationale Vorkehrungen nicht weit führen. 
Darüber kann die Taktik der Unternehmer, die-sich immer 


ingendwie „durchzuwursteln“ versuchen, nicht hinwegtäuschen.' 
In einer Welt, wo z. B. das Internationale Arbeitsamt die na- 
türliche Machtbefugnis hätte, nicht nur Erhebungen über abge- 


laufene Krisen und prinzipielle Fragen durchzuführen, sondern 
mit Hilfe seines umfassenden Apparates bei akuten Krisen 


einzugreifen und die nötigen Unterlagen für eine vernünftige 


sofortige Lösung zu schaffen, würden z. B. schon jetzt 
angesichts des auf Grund verschiedener Faktoren (Oelfeuerung, 
vermehrte Ausnützung der Wasserkräfte usw.) jedenfalls 


dauernd eintretenden Minderbedarfs an Kohle die nötigen 

Schlüsse "gezogen und Umstellungen eingeleitet werden, Schon | 

lange wären die tieferen Zusammenhänge der Kohlenförderung | 
und der Warenproduktion im allgemeinen aufgedeckt worden, 


Zu diesem - 











"N. 


Be 2. Bi jetzt hei der Errichtung des, Rühr-Kohlensyndi- 


‚kates, das sich zu Beginn ausschließlich mit reinen Kohlen- 


‘fragen beschäftigte, allmählich die engeren Wechselwirkungen 


- zwischen Kohle und. Eisen ins Auge gefaßt werden, wenn auch 


in kapitalistischem . Sinne. 

In der Gewißheit, daß alle derartigen Erhebungen und 
Schritte unfehlbar -letzten Endes dazu führen : würden, die 
Sinnlosigkeit und Anarchie des kapitalistischen Wirtschafts- 
systems aufzudecken, ‚sträuben sich jedoch die Unternehmer 
vor jeder gründlichen Untersuchung irgendwelcher Schäden und 
Krisen. Lieber nichts unternehmen und die Krise kräftig gegen 
die Arbeiter. ausnützen, das ist ihre Devise. Was ein tschechi- 
sches Blatt seinen Bergherren zuruft, gilt in solchen Fällen 
international, mehr oder weniger für alle Unternehmer. Es 
sagt: „Die Unternehmer sind darüber froh, daß nichts unter- 


x nommen wird, denn sie reflektieren darauf, die Kollektivver- 


träge zu beseitigen, deren Anerkennung ihnen durch die Kraft 
- der Organisation abgerungen wurde.“ 








00 Rundschau on 
Sozialpolitik 


Ausdehnung der Unfallversicherung auf gewerbliche Be- 
rufskrankheiten. Der Reichsarbeitsminister hat von der ihm 
im $ 547 der Reichsversicherungsordnung eingeräumten Befug- 
nis, die Unfallversicherung auf. bestimmte Berufskrankheiten, 
auszudehnen, Gebrauch gemacht. Durch Verordnung vom 








- 12. Mai 1925. (Reichsgesetzblatt, Teil I, S. 69) sind folgende 
- gewerblichen Berufskrankheiten: der Unfallversicherung unter- 
 worfen worden: 


ist, daß 


. Erkrankungen durch Blei oder seine Verbindungen, 

. Erkrankungen durch Phosphor, 

. Erkrankungen durch Quecksilber oder seine Verbindungen, 

. Erkrankungen durch Arsen oder seine Verbindungen, 

. Erkrankungen durch Benzol oder seine Homologen, 
Erkrankungen durch Nitro- und Amidoverbindungen der 
aromatischen Reihe, 

. Erkrankungen durch ‘Schwefelkohlenstoff, 

‚ Erkrankungen an Hautkrebs durch Ruß, Paraffin, Teer, 
Anthrazen, Pech und verwandte Stoffe, 

. Grauer Star bei Glasmachern, 

. Erkrankungen durch Röntgenstrahlen und andere strah- 
lende Energie, 

: Wurmkrankheit der Bergleute, 

: Schneeberger Lungenkrankheit. 


"Voraussetzung für die Entschädigungspflicht ist, daß der 
Fe des: Arbeitgebers unter die Gewerbeunfallversicherung 
ällt. 
Nach 8 6 dieser Verordnung kann der Versicherungs- 
träger, also die Berufsgenossenschaft usw., wenn zu befürchten 
eine gewerbliche Berufskrankheit entstehen, wieder- 
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entstehen oder sich verschlimmern wird, wenn der Ver- 
- sicherte weiter in einem Betriebe beschäftigt wird, welcher 
> der Versicherung gegen die Krankheit unterliegt, eine Ueber- 


gangsrente bis zur Hälfte der Vollrente so lange gewähren, als 
er die. Beschäftigung in einem solchen Betriebe unterläßt. 
Die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit ist neben der Ueber- 


 gangsrente zu gewähren. 


ı krankheit usw. 


Im übrigen gelten bezüglich der Anmeldung der Berufs- 


ie Vorschriften über. die. Gewerbeunfallver- 


sicherung entsprechend. 


Der Reichsarbeitsminister stellt Richtlinien darüber auf, 


S welche Krankheitszustände unter den Begriff der gewerblichen 


es‘ 


3 Durchführung dieser- Verordnung erlassen. 


- Berufskrankheiten im Sinne dieser Verordnung fallen. 


Das Reichsversicherungsamt kann Bestimmungen zur 


Die Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1925 in Kraft. 


Fortschritte der internationalen Arbeitsstatistik. Der Ende 
April in Genf tagenden internationalen Konferenz der Arbeits- 


 statistiker ist es gelungen, die wesentlichsten Faktoren einer 


; oden als die besten für 


einheitlichen 
Lebenshaltungsindex festzustellen. Die 
- staaten des Internationalen Arbeitsamtes sollen ersucht wer- 
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Berechnungsmethode für den 
Mitglieder- 
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1928 eine Erhebung über eine Anzahl von typischer 
‚Familienhaushaltungsvoranschlägen und Rechnungen vorzuneh- 
men, um auf dieser Grundlage bis 1930 einen Index zw 'be= 
Aa der zu internationalen Vergleichen benutzt werden 
ann. 

Ebenso wurde eine Einigung darüber erzielt,. welche Me- 

€ ie Statistik über die Arbeits- 
; osigkeit und deren nationale und internationale Folgen 
erscheinen. Für die Klassifizierung der Industrie soll das Inter- 


B 
ir 


E 





DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 285 


nationale Arbeitsamt eine Liste der hauptsächlichen Industrien 
aufstellen, die internationale Vergleiche ermöglicht. 

Ferner wurde das Internationale Arbeitsamt. beauftragt, 
seine Vergleichsarbeiten über die Reallöhne in verschie- 
denen Ländern im Einvernehmen mit den zuständigen Stellen 
in den in Frage kommenden Staaten fortzuführen. 

Es kann also für die folgenden Jahre mit einer guten inter- 
nationalen Arbeitsstatistik gerechnet werden, die zweifellos im 
sozial- und wirtschaftspolitischen Interesse aller fortgeschritte- 
nen Länder liegt. 


Der 29. deutsche Krankenkassentag, der vom 5. bis 7. Juli 
in München stattfindet, dürfte die größte sozialpolitische Ver- 
anstaltung des Jahres werden. Man rechnet mit einem Besuch 
von 1500 bis 2000 Beteiligten aus allen Teilen Deutschlands. 
Der Hauptverband deutscher Krankenkassen vertritt gegenwär- 
tig die Interessen von rund 10 Millionen Versicherten. 


Soziale Bewegung 


Opfer der Arbeit. Im Inseratenteil des „Deutschen Vor- 
wärts‘“ vom 2. Mai finden wir unter den Arbeitsangeboten von 
„nationalgesinnten“ Polizeiwachtmeistern und Oberschweizern 
auch das Arbeitsgesuch eines Berufskollegen, das ein er- 
schütterndes Bild von den Schicksalen des Technikers in 
höherem Lebensalter bietet. Das Inserat ist aber gleichzeitig 
ein Warnungsfanal für alle Kollegen, die noch immer glauben, 
im Wirtschaftskampf ohne den Rückhalt an ihrer Berufsorgani- 
sation auskommen zu können. 

„Techniker, 47 Jahre alt, bis 1912 dauernd im überseeischen 
Ausland tätig, mußte eigenes Geschäft 1920 wegen Mangels an Betriebs- 
kapital aufgeben, vertraut mit allen Büroarbeiten (Korrespondenz, Schreib- 
maschine, Registrat.), auch schriftstellerisch tätig gewesen, sucht Stellung 
irgendwelcher Art, am liebsten als Pförtner oder Wäch- 
ter. Zuschriften usw. 


Der Internationale Bund der Privatangestellten umfaßte 
am. 1. Januar 1925 38 angeschlossene Verbände in 16 ver- 
schiedenen Ländern. Neu hinzugekommen sind im Laufe .des 
Jahres 1924 ein französischer Bankangestelltenverband, der 
Allgemeine freie Angestelltenbund Polnisch-Oberschlesiens und 
ein rumänischer Handels- und Büroangestelltenverband. Die 
Gesamtmitgliederzahl der angeschlossenen Verbände betrug 
am 1. Januar 1925 625150 gegenüber 761671. am 1. Januar 
1924. Der Rückgang der. Mitgliederzahl ist zurückzuführen auf 
die Verringerung der Mitgliederzahlen der angeschlossenen 
deutschen und österreichischen Verbände infolge der auf diesen 
Ländern lastenden Wirtschaftskrise. Die angeschlossenen  Ver- 
bände zählten am 1. Januar 1925 159819 weibliche Mitglieder 
und 81 498 Angehörige des technischen Berufes. Nach der vom 
Internationalen Bund zusammengestellten Statistik waren ihm 
am 1. Januar 1925 7 Verbände angeschlossen, die entweder nur 
Techniker oder neben anderen Angestellten auch Techniker 
organisieren. Die bedeutendsten davon sind neben unserem 
Bund der Bund der Industrieangestellten Oesterreichs, der 
unter seinen rund 39000 Mitgliedern etwa 10000 Techniker 
zählt, ferner der Allgemeine Industrieangestellten-Verband .in 
Reichenberg in der Tschechoslowakei, der Verband der Berg- 
bau- und Hüttenangestellten mit dem Sitz. in Teplitz-Schönau 
in der Tschechoslowakei und ein ungarischer Angestellten- 
verband mit dem Sitz iu Budapest. Inzwischen . hat 
erfreulicherweise die Zahl der im Internationalen Bund 
der Privatangestellten zusammengeschlossenen technischen 
Angestellten einen beträchtlichen Zuwachs erfahren durch den 
Beitritt des Deutschen Werkmeisterverbandes, der hoffentlich 
dazu führen wird, daß auch zahlreiche Werkmeisterverbände 
anderer Länder, die”bisher mit ihrem Beitritt zögerten, nun- 
mehr ihren Anschluß vollziehen. 

.Der nächste Kongreß des Internationalen Bundes der 
Privatangestellten findet Ende September d. J. in Kopenhagen 
statt. Auf der Tagesordnung des Kongresses stehen u. a. 
Referate von Otto Urban-Berlin über „Die Gründung von 
Fachgruppen“, G. J. A. Smit-Amsterdam über „Die Stellung 
des Internationalen Bundes der Privatangestellten gegenüber 
der internationalen Gesetzgebung“, J. Hallsworth-Man- 
chester über „Den gesetzlichen Achtstundentag‘“, G.Buisson- 
Paris über „Den Standpunkt des Internationalen Bundes der 
Privatangestellten gegenüber den Industrieverbänden“, 
R. Klein-Prag über „Eine gleiche Rechtsstellung von einge- 
wanderten und eingeborenen Angestellten“. Unmittelbar vor 
oder nach dem Kongreß finden internationale Sonder- 
konferenzen der Techniker und der Bankangestellten statt. Auf 
der: Tagesordnung der internationalen Technikerkonferenz steht 
als Hauptverhandlungsgegenstand ein Referat des Kollegen 
Schweitzer über „Die soziale und wirtschaftliche Lage der 
Techniker in den verschiedenen Ländern und ihre Organi- 
sation“. Es ist zu hoffen, daß der internationale Kongreß dazu 
beitragen wird, die Bereitwilligkeit zur internationalen Zusam- 
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menarbeit bei den Angestelltenorganisationen, die dem Inter-: 


natonalen Bund noch nicht angeschlossen sind, zu fördern und 
daß auch die. angeschlossenen Verbände aus den Beratungen 
Nutzanwendungen für ihre eigene ÖOrganisationstätigkeit ziehen 
können. 


IV. Bundestag des AfA-Bundes Polnisch-Oberschlesirns. Am 
Sonntag, dem 26. April 1925, fand im Bundeshause in Kattowitz 
der. IV. Bundestag des Allgemeinen freien Angestelltenbundes 
(AfA-Bund) Polnisch-Oberschlesiens statt. 
schäftigte sich in erster Linie mit der sozialen Lage der ober- 
schlesischen Angestellten, über die der erste Geschäftsführer 
Kollege Dr. Wolff ein Referat hielt. In einer hierzu ange- 
nommenen Entschließung kam zum Ausdruck, daß die An- 
gestellten in Polnisch-Oberschlesien in bezug auf ihre wirt- 
schaftliche und soziale Lage außerordentlich tief gesunken 
sind und sich insbesondere über die Verschleppung wichtiger 
Gesetzentwürfe und die reaktionäre sozialpolitische Gesetz- 
gebung Polens beklagen müssen. Das polnische Urlaubsge- 
setz ist in Oberschlesien noch immer nicht eingeführt worden. 

Der Bundestag appelliert an die gesamte Angestellten- 
schaft, die nationalen und religiösen Zersplitterungsversuche 
von sich zu weisen und mit um so größerer Energie an die 
Schaffung einer gemeinsamen Einheiftsfront aller freigewerk- 
schaftlichen Angestellten und Beamten -.der Republik Polen 
heranzugehen. 

Der Geschäftsbericht zeigte, daß es gelungen ist, die Mit- 
gliederzahl aufrecht zu erhalten, und daß überall ein reges 
'ersammlungsleben festgestellt werden konnte. 

Infolge der großen Steilentosigkeit war der AfA-Bund ge- 
zwungen, außerordentlich große Unterstützungen zu leisten. 

Der Verlauf des Bundestages hat bewiesen, daß der frei- 
gewerkschaftliche Gedanke unter den Angestellten Polnisch- 
Oberschlesiens so fest verwurzelt ist, daß keine wirtschaft- 
lichen und sozialen Uebergriffe ihn zu erschüttern vermögen. 


„Die Zeit der Arbeitsgemeinschaft ist vorbei‘. Noch vor 
eiwa einem Jahre gaben sich bekanntlich die Führer der 
deutschen Arbeitgeberverbände den Anschein, als ob ihnen 
nichts mehr am Herzen liege, als die Wiederbelebung der 
Ende 1923 zusammengebrochenen Zentralarbeitsgemeinschaft. 
Schon in ihrem Aufruf „Was die Arbeitgeber wollen!“ im Fe- 
bruar vergangenen Jahres, hatte die „Vereinigung der Deut* 
schen Arbeitgeberverbände“ versichert, daß sie sich gegen das 
„Iarif- und Lohndiktat der Schlichtungsausschüsse und staat- 
fıchen Behörden‘ lediglich aus dem Bestreben heraus wende, 
um „wieder den Boden für ene neue Arbeitsgemein- 
schaft zu gewinnen und die Kluft zwischen den Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern im Rahmen einer Notgemeinschaft des 
deutschen ‚Volkes wenigstens so weit zu verschmälern, daß 
sie mit Leichtigkeit zu überbrücken ist‘. Daran schloß sich 
dann die bekannte Auseinandersetzung zwischen Herrn 
von Borsig und einigen Führern der christlichen Gewerk- 
schaften, in der diese auf das eifrigste versicherten, daß die 
ehristlichen Gewerkschaften bereit seien, notwendigenfalls allein 
eine neue Arbeitsgemeinschaft mit den Arbeitgeberverbänden 
einzugehen und in der auch Herr von Borsig immer wieder 
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Neuer Tarifvertrag in Karlsruhe, Nach mehrmonatigen 
Verhandlungen und nachdem ein einigermaßen tragbarer 
Schiedsspruch des zuständigen Schlichtungsausschusses ergan- 
gen war, den die Unternehmer ablehnten, wurde von den 
Angestelltenverbänden beim Landesschlichter für Baden die 
Verbindlicherklärung des Schiedsspruches beantragt. Bei der 
Verhandlung vor dem Landesschlichter war wiederum eine 
Einigung nicht zu erzielen. Der Schlichter machte deshalb von 
sich aus einen Vorschlag, der von beiden Parteien angenommen 
wurde. Das Ergebnis bedeutet gegenüber dem bisherigen Zu- 
stand in einzelnen Punkten eine geringe Verkürzung des 
Urlaubsanspruches, dagegen smd in anderer Beziehung be- 
achtliche Verbesserungen erreicht worden. Charakterist'sch ist 
die Taktik der Unternehmer im Handelskammerbezirk Karls- 
ruhe, die offenbar darauf eingestellt war, die Angestellten 
durch ihren Widerstand, der sich nach Annahme des Einigungs- 
vorschlages lediglich als Verschleppung der ganzen Ange- 
legenheit herausstellt, zu zermürben und gewerkschaftsmüde 
zu machen, um dann dem Einzelnen gegenüber vollkommen 
freie Hand zu haben. Die Tatsache beweist, daß die Herren 
sich geirrt haben; ihre scharfmacherische Haltung hat im 
Gegenteil schwer Belehrbaren die Augen geöffnet und sie der 
Organisation zugeführt. jetzt handelt es sich darum, die 
wenigen noch Außenstehenden gleichfalls für die Gewerk- 
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die grundsätzliche Bereitwilligkeit der Arbeitgeberverbände zur 
Erneuerung der Arbeitsgemeinschaft betonte. Heute hält man 
offenbar im Arbeitgeberlager eine solche Spiegelfechterei nicht 
mehr für notwendig -und trägt deshalb kein Bedenken, im 
„Arbeitgeber“ Nr. 8, dem offiziellen Organ der Vereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände, einen Artikel „Optimum 
und Fortschritt in der Sozialpolitik‘ von Dr. F. Mariaux zu 
veröffentlichen, in dem mit dürren Worten gesagt wird: 

„Die Aussichten, auf dem Wege der Arbeitsgemeinschaft die Be- 
tiehungen zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber entscheidend zu regeln, 
können heute nicht mehr als beträchtlich angesehen werden. Die Zeit 
der Arbeitsgemeinschaft ist vorbei, was natürlich nicht dazu berechtigen 
dürfte, jede Verständigung abzulehnen, nur soll man sich darüber im 
klaren sein, daß der Spielraum der Verständigung nur noch bescheiden 
geworden ist. Die große Zeit der Arbeitsgemeinschaft war doch nichts 
anderes als ein einseitiges Nachgeben der . Arbeitgeber, um größere 
Verluste, politische Unruhen und Sozialisierung zu vermeiden. Nachdem 
diese Gefahren gebannt sind, ist, so sehr man das vom Standpunkt einer 
gewissen Sozialethik bedauern. mag, die Bedeutung der Arbeitsgemein- 
schaft in der Praxis geringer geworden.“ 

Das ist eine unangenehm deutliche Absage an die har- 
monieseligen Verständigungspolitiker. im christlichen Gewerk- 
schaftslager und man kann es deshalb verstehen, wenn an die 
Wiedergabe dieser Sätze im „Deutschen“ die bittere Bemerkung 
geknüpft wird: „Dies Eingeständnis ist ein vollkommener Be- 
weis für die Behauptung, daß die Arbeitgeber die Ar- 
beitsgemeinschaft nur als Hagelversicherung 
angesehen haben. Von Gemeinschaftssinn ist da sehr wenig 
zu merken.‘ 

Wir finden das auch; nur ziehen wir im Gegensatz zu den 
christlichen Gewerkschaften aus solcher Erkenntnis auch die 
notwendigen Schlußfolgerungen. 


Angestelltenbewegung 


2, AfA-Gewerkschafts-Kongreß, Am 15. 16. und 17. Juni 
1925 findet in München, Hotel Wagner, der 2. Gewerkschafts- 
Kongreß des Allgemeinen freien Angestelltenbundes statt. Die 
Tagesordnung lautet: 

. Konstituierung des Kongresses; 

. Geschäftsbericht. Berichterstatter: S. Aufhäuser, M.d.R: und 

M.d.R.-W. W. Stähr, M.d.R.-W.; | 

. Handelspolitik und Angestellte. Berichterstatter: 

nister a.D. Dr. Hilferding, M.d.R.; 

. Die Fortführung der Rätegesetzgebung. Berichterstatter: Ing. 
Otto Schweitzer, M.d.R.-W.; 

. Der Kampf um den Achtstundentag. Berichterstatter: Fritz 
Schröder, Beiratsmitglied der Reichsarbeitsverwaltung; ° 
. Gewerkschaften und Steuerpolitik. Berichterstatter: Kurt 
Heinig, Leiter der volkswirtschaftlichen Abteilung des Deut- 
schen Werkmeisterverbandes; 

7. Die Bedeutung der demokratischen Republik für den sozialen 
Gedanken. Berichterstatter: Reichsminister a. D. Dr. Hugo 
Preuß; 

8. Anträge; 

9..Wahlen, 
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schaftsbewegung zu gewinnen, um die Unternehmer ein für 
allemal des Gedankens, daß die Angestellten sich zum Spiel- 
ball ihrer Laurien eignen, zu entwöhnen. 


Der neue Generaltarif in Mannheim, Wir berichteten an 
dieser Stelle darüber, daß selbst der Gedag, der seinerzeit 
hinter dem Rücken der übrigen Angestelltenorganisationen 
einen Tarifvertrag abschloß, dem später notgedrungen die 
übrigen Verbände kaufmännischer Angestellten beitraten, sich 
gezwungen sah, den Vertrag zu kündigen. Freie Verhandlun- 
gen führten zu keinem Ergebnis. Der Schlichtungsausschuß 
setzte deshalb durch Schiedsspruch einen neuen Generaltarif 
fest, der gegenüber dem alten Gedagtarif erhebliche Verbesse- 
rungen zeigt. Dres Stunden vor Ablauf der Erklärungsfrist 
traten die Vertragsparteien nochmals zu einer Verhandlung 
zusammen mit dem Ergebnis, daß auch die Unternehmer den 
Schiedsspruch angenommen haben. Dieser Ausgang eines über 
ein Jahr dauernden Streites ist ein neuer Beweis für die 
Leichtfertigkeit, mit der der Gedag unter Führung des DH.V, 
aus Agitationsbedürfnis im vorigen Jahre den Generaltarifver- 
trag abschloß. 


Neben dem Manteltarif wurden auch die Gehälter mit 
Wirkung vom 1. April für die Zeit bis einschließlich Juni 
neu geregelt. Der Gehaltsgruppenaufbau zeigt neben vier 
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Staffeln für Lehrlinge sechs Gruppen. Die Gruppen I bis III 
enthalten je drei Staffeln nach Lebensaltern, die Gruppe IV 
zwei Staffeln, währenddem für die Gruppen V und VI nur je 
ein Mindestgehalt festgesetzt ist. 

Die Lehrlinge erhalten im 1. Lehrjahr monatlich mindestens 
21 Mark, im 4. Lehrjahr 63 Mark. : Techniker der Gruppe I 
100 bis 155 Mark, Gruppe II 130 bis 175 Mark, Gruppe Ill 
150 bis 210 Mark, Gruppe IV 235 bis 290 Mark, Gruppe V 
360 Mark, Gruppe VI 440 Mark. 

Daß auch dieser Tarif trotz der von vielen Unternehmer- 
verbänden leidenschaftlich bekämpften Staffelung ein Leistungs- 
tarif ist, geht aus der Tatsache hervor, daß solchen Angestell- 
ten, denen eine anderweitige Leistungszulage nicht zugestan- 
den ist, zu den in den Gehaltsstaffeln festgesetzten Gehältern 
eine Mindestleistungszulage von 5 Mark zusteht. 


Streik im kartographischen Gewerbe. Am 16. d. M. fan- 
den mit dem Schutzverband Deutscher Steindruckerei-Besitzer 
Verhandlungen zur Beilegung des Streiks statt. Als Vertreter 
der Streikenden waren außer unserem zuständigen Gaubeam- 
ten der Vorsitzende des Verbandes der Lithographen, Stein- 
drucker und verwandter Berufe sowie dessen Üauleiter für 
Berlin erschienen. Von diesen Arbeitnehmervertretern wurden 
folgende konkrete Forderungen vorgetragen: 

Urlaub von 6 bis .21 Tagen je nach Lebensalter und 
Betriebszugehörigkeit, Gehaltsfortzahlung in Krankheitsfällen 
und bei Gewährung von Heilverfahren nach dem Handels- 
gesetzbuch, bei längerer Betriebszugehörigkeit darüber hinaus, 
Anerkennung der Streikenden als Angestellte, als Entschädi- 
gung für die Streiktage Auszahlung eines Wochenlohnes. 

Die Arbeitgeber lehnten sämtliche Forderungen ab. Dem- 
zufolge wurde von dem Streikenden mit 46 Stimmen bei 
einer Stimmenthaltung die Fortführung des Streiks beschlossen, 


Die Verhandlungen über den neuen Reichstarifvertrag im 
Baugewerbe gescheitert. In der mündlichen Verhandlung, die 
am 20. d. M. stattfand, erklärten die Unternehmer von vorn- 
herein, daß sie zwar gewillt seien, für die technischen Ange- 
stellten im Baugewerbe wiederum einen Reichstarifvertrag ab- 
zuschließen, jedoch nur dann, wenn die Angestellten einem 
sogenannten Leistungstarif zustimmten. 

Wir haben in Nr. 20 der „D.T.Z.‘“ mitgeteilt, was die 
Unternehmer unter einem Leistungstarif verstehen. Wir haben 
damals schon angedeutet, daß es sich bei den Unternehmern 
darum handelt, einzelne, von ihnen als besonders brauchbar 
anerkannte Techniker auf Kosten der übrigen ziemlich hoch 
zu bezahlen. Sie gehen von dem Grundsatz aus, daß die Ge- 
samtsumme der Technikergehälter in jedem einzelnen Betriebe 
unter keinen Umständen wachsen dürfe, daß aber die Diffe- 
renzierung zwischen den einzelnen Angestellten größer wer- 
den müsse, als. sie bisher gewesen sei. Das bedeutet natür- 
lich, daß die Mehrheit der Kollegen künftig ein niedrigeres 
Gehalt als bisher beziehen, mindestens aber an künftigen Ge- 
haltssteigerungen keinen Anteil haben würde. Nach den Er- 
fahrungen, die wir an anderen Stellen mit dem sogenannten 
Leistungstarif machten, kann mıt Sicherheit vorausgesetzt wer- 
den, daß in sehr. vielen Baugeschäften die Gesamtausgaben 
für a une näller gegenüber dem jetzigen Zustand sinken 
würden, 

Aus den verschiedenen Begründungen, die die Unter- 
nehmer für ihr Verlangen geben, ist für unsere Mitglieder 
interessant, daß die Unternehmer die Techniker im allgemei- 
nen außerordentlich niedrig einschätzen. Ein Unbeteiligter, 
der dieser Verhandlung hätte folgen können, würde unbedingt 
den Eindruck gewonnen haben, daß die deutschen Bautechni- 
ker zu ihrem überwiegenden Teil minder leistungsfähig seien, 
wenig oder gar kein Geschäftsinteresse zeigen und aus ihrer 
Lethargie nur aufgescheucht werden könnten durch die Hetz- 
peitsche des Hungers. Tatsache ist, daß die Tüchtigkeit der 
deutschen Bautechniker allgemein auch im Ausland anerkannt 
wird; das beweist die Zahl derjenigen, die schon vor dem 





Die RUNDE DEpeL nen in Gefahr! In einer Zeit 
in der ein Grubenunglück dem anderen folgt und des- 
halb alle vernünftig denkenden Menschen einen größeren 
Schutz für die Bergbauarbeitnehmer und deren materielle 
Besserstellung für notwendig erachten, kommen die Gruben- 
besitzer her und verlangen erhebliche Verschlechterungen in 
der Knappschaft. In einer Eingabe an das Reichsarbeits- 
ministerium fordern sie eine Aenderung der Pensionsbestim- 
mungen des Reichsknappschaitsgesetzes in der Weise, daß die 
Peusionen für Arbeiter und Angestellte um ca, 25 Prozent 
herabgesetzt werden und darüber hinaus die sogenannte Alters- 
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Krlege im Auslande tätig waren, ferner die Tatsache, daß eine 
nicht unerhebliche Zahl von Kollegen selbst unter den schwie- 
rigen Verhältnissen der Nachkriegszeit im Auslande Stellung 
angenommen hat. Es ist auch kein Zufall, daß die deut- 
schen technischen Lehranstalten einschließlich der Baugewerks- 
schulen von jeher von sehr vielen Ausländern besucht werden, 
daß gerade die Baugewerksschulen an die Aufzunehmenden 
sowie an die Abschlußprüflinge stets steigende Anforderungen 
stellen, so daß es wirklich als ein starkes Stück bezeichnet 
werden muß, den Durchschnitt der Bautechniker als minder- 
leistungsfähig hinzustellen. Gegen das behauptete mangelnde 
Geschäftsinteresse spricht eine stattliche Zahl von Mitteilun- 
gen aus Mitgliederkreisen, die bei uns eingeht und aus denen 
hervorgeht, daß die betreffenden Bautechniker jahrelang im 
Interesse ihrer Firmen zahlreiche Ueberstunden leisteten, ohne 
dafür die _tariflich festgesetzte Entschädigung zu bekommen 
und als Dank für ihre Mehrarbeit bei Nachlassen der Konjunk- 
tur rücksichtslos auf die Straße gesetzt wurden. — Von unserer 
Seite wurden die Unternehmer nachdrücklichst darauf hin- 
gewiesen, daß der bisherige Reichstarifvertrag tatsächlich ein 
Leistungstarif ist. Für Minderleistungsfähige läßt er die Mög- 
lichkeit einer untertariflichen Bezahlung zu und für besondere 
Leistungen die Festsetzung von Leistungszulagen bzw. höheren 
Gehältern. Darum aber handelt es: sich bei den Unterneh-'i 
mern allem Anschein. nach nicht, sondern sie wollen in der 
Bezahlung freie Hand haben, den Einfluß der Gewerkschaften 
nach Möglichkeit ausschalten, im einzelnen Betriebe den einen: 
Angestellten gegen den anderen ausspielen können, um so 
wieder unbeschränkt Herr im Hause zu sein und daneben, 
ihre Profitrate auf Kosten der Angestellten zu steigern. 

Auf unseren Antrag, den Paragraphen über die Gehalts- 
festsetzung zurückzustellen und zunächst über die anderen Ver- 
tragsbestimmungen zu verhandeln, gingen die Unternehmer 
nicht ein. Es war ihnen anscheinend gar nicht unangenehm, 
die Verhandlungen überhaupt scheitern zu lassen. Wenigstens 
wurde von einem Unternehmervertreter offen zugegeben, daß, 
wenn die Arbeitgeber in der Gehaltsfrage nicht freie Hand. 
bekämen, sie an einem Reichstarifvertrag überhaupt kein In- 
teresse mehr hätten. Wir haben nunmehr das Reichsarbeits-. 
ministerium angerufen. Wenn auch dort eine Einigung oder 
ein annehmbarer Schiedsspruch nicht zustande kommen sollte, 
so wird in den nächsten Wochen der Kampf in den Bezirken 
um bezirkliche Manteltarifverträge nicht zu umgehen sein. 


Bezirks-Bautechsiker-Konferenz für Rheinland-Westifalen, 
Nach den zum bisher gültigen Reichstarifvertrag für die tech- 
nischen Angesteliten im Baugewerbe getroffenen Vereinbarun- 
gen ist Rheinland-Westfalen der größte Bezirk, für den ein 
einheitlicher Bezirkstarifvertrag Geltung haben soll. Die Tat- 
sache, daß es trotz vielfacher Verhandlungen und Anrufung 
sowohl der tariflichen als auch öffentlichen Schlichtungsinstan- 
zen in den zwei Jahren seit Bestehen des Reichstarifver- 
trages nicht möglich war, in Rheinland-Westfalen einen, den 
Bestimmungen des Reichstarifvertrages entsprechenden Bezirks- 
tarifvertrag abzuschließen, beweist, daß die Bauunternehmer 
dieses Bezirkes besonders angestellten- und gewerkschafts- 
feindlich eingestellt sind. — In Anbetracht der gescheiterten 
Verhandlungen über die Erneuerung des gekündigten Reichs- 
tarifvertrages ist eine engere Fühlungnahme unter den Bau- 
technikern dieses Bezirkes, der über die Gebiete unserer Gau- 
verwaltungen Rheinland-Westfalen und Westdeutschland hinaus- 
ragt, unbedingt notwendig. Es wurde deshalb von den be- 
teiligten Gauverwaltungen im Einverständnis mit dem Bundes- 
vorstand zu Sonntag, dem 7. Juni 1925, vormittags 10%/, Uhr 
nach Düsseldorf, Hotel Germania, eine Bezirks-Bautech- 
niker-Konferenz einberufen, die zu der Lage Stellung nehmen 
und Abwehrmaßregeln gegen die von den Unternehmern ge- 
geplanten Verschlechterungen der Arbeits- und Entlohnungs- 
bedingungen beraten wird. Neben diesem Hauptberatungs- 
gegenstand bietet die Konferenz Gelegenheit, bezirkliche Fach- 
gruppen- und Organisationsfragen zu erledigen. 





rente faktisch beseitigt wird. Daneben enthält die Eingabe eine 
Menge Verschlechterungen auf anderen Gebieten des Knapp- 
schaftswesens. Wir werden uns mit dieser Eingabe in einer 
der nächsten Nummern unserer Zeitung eingehend beschäftigen. 
Heute möchten wir nur fragen, wo die Bergunternehmer im 
gegenwärtigen Augenblick den Mut hernehmen, eine Forderung 
zu erheben, die ungeheuerliche Verschlechterungen für die 
Arbeitnehmer bringt. Die Erfüllung der Wünsche der Gruben- 
besitzer bedeutet, daß die Hinterbliebenen verunglückter Berg- 
leute in einem ganz ungenügenden Maße versorgt werden. Die 
geforderten niedrigen Pensionen bedeuten weiter, daß der 
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Arbeitnehmer bis an sein Lebensende dem schweren Berg- 
mannsberuf nachgehen muß. Das ist gerade das Gegenteil 
von dem, was man als Auswirkung der Grubenunglücke er- 
wartet hat und billigerweise erwarten konnte. Anstatt mitzu- 
arbeiten an einer Besserstellung der Bergleute, stellen die 
Arbeitgeber Forderungen auf, die das. soziale Elend und die 
wirtschaftliche Abhängigkeit vergrößern. ‚Man sieht wieder 
einmal, daß die Kapitalisten in ihrem Gewinnstreben keine so- 
zialen Hemmungen kennen. An sich war uns diese Tatsache 
schon immer bekannt, aber wir haben nicht erwartet, daß in 
einer Zeit, die die Not der Bergbauarbeitnehmer so oit in einer 
grauenvollen Weise demonstriert, die Unternehmer ihre Ab- 
sichten so offen kundtun. Besonders fällt hierbei ins Gewicht, 
daß ein Abbau der Pensionen die Bergbauarbeitnehmer auf 
Jahrzehnte hinaus aufs schwerste trifft. 


Der Abbau der Knappschaftspensionen ist für die Ange- 
stellten von gleicher Bedeutung wie für die Arbeiter. Wie 
bereits oben gesagt, soll auch bei ihnen eine Herabsetzung um 
ca. 25 Prozent vorgenommen werden. Bei dieser Gelegenheit 
möchten wir den Bergbauangestellten die wüste Hetze der uns 
gegnerischen Verbände gegen das Reichsknappschaftsgesetz 
ins Gedächtnis zurückrufen. Während unser Bund sich be- 
mühte, das ‚Reichsknappschaftsgesetz in der Praxis durchzu- 
führen und dabei:auch ®@inen sehr großen Erfolg in der Berech- 
nung der Renten und insbesondere in der Rentenhöhe erzielt 
hat, haben die anderen Verbände, G.d. A. R.d.B. V.k.G., in 
der gleichen Weise wie die Unternehmer 'beim Reichsarbeits- 


ministerium einschneidende Aenderungen des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes - verlangt. Sie haben das Reichsarbeits- 


ministerium mit Eingaben förmlich überschüttet, so daß schließ- 
lich, da auch die Arbeitgeber in der gleichen Richtung arbeite- 
ten, das Reichsarbeitsministerium zu einer Aenderung des Ge- 
setzes sich bereit erklärte. Eine entsprechende Novelle wird 
in diesen Tagen vorgelegt werden. 


Bei der heutigen politischen Konstellation im Reichstage 
ist zu befürchten, daß die Novelle Verschlechterungen für die 
Angestellten in der Frage der Knappschaftspensionen bringt. 
Unbekümmert um diese Tatsache haben die genannten Verbände 
ihre wüßte Hetze gegen das R.K.G. betrieben, weil sie ihre 
verbandsegoistischen Ziele ohne Rücksicht auf die Interessen 
der Angestellten durchsetzen wollten. Bewußt oder unbewußt 
haben sie damit für die Ziele der Grubenbesitzer gearbeitet. 


Im :Ruhrbergbau stehen die Arbeitskammerwahlen bevor.. 


Es bietet sich hier die beste Gelegenheit, diesen Organisationen 
die gebührende Antwort für ihr schädliches Treiben zu geben. 
Aus -ureigenstem Interesse muß jeder Angestellte 


am 12. Juni die Liste 1 wählen. 


Der R.d.B. auf Agitationsreisen, Der R.d.B. scheint sehr 
unglücklich darüber zu sein, daß es ihm bisher noch nicht 
gelungen ist, in das Niederlausitzer Braunkohlenrevier eindrin- 
gen zu können. Er macht deshalb in der letzten Zeit un- 
geheure Anstrengungen, um die Angestellten als Mitglieder zu 
gewinnen. Anläßlich der letzten Mitgliederversammlung unse- 
rer Ortsverwaltung Senftenberg erfuhren wir, daß der R.d.B. 
auch in diesem Orte eine große Öffentliche Bergbauangestell- 
tenversammlung abzuhalten gedachte. Es war allerdings ein 
Mißgeschick, daß der.R.d.B. seine Versammlung am gleichen 
Tage, zur gleichen Zeit und in demselben Raum wie wir 
unsere Mitgliederversammlung stattfinden lassen wollte und da- 
bei vergessen hatte, vorher das Versammlungslokal für sich 
reservieren zu lassen. Den beiden Vertretern des R.d.B., den 


Herren Bartel und Koch aus Halle, schien es auch etwas un- 


ange ıehm zu sein, daß sie in Senftenberg mit hauptamtlichen 
‚Vertretern unseres Bundes und des G.d. A. zusammentrafen 
und sie machten daher den. Versuch, gleich wieder weiter- 


zureisen, ohne sich überhaupt um die Versammlung zu küm-. 
Schließlich zog es aber doch der eine R.d.B.-Ver- 


mern. 
treter vor, zurückzubleiben. Er hatte auch Gelegenheit, seinen 
Vortrag zu halten, denn wir stellten ihm hierfür bereitwilligst 
unsere Mitgliederversammlung zur Verfügung. Befriedigt ist 
der Herr aber gewiß nicht nach Hause gefahren, denn er 
mußte die Versammlung mit dem Bewußtsein verlassen, daß 


er mit seinen EINS RABEN bei den Niederlausitzer Bergbau- 


angestellten kein Glück hatte. Diese hatten nämlich die Hal- 
leschen Einheitsapostel sofort als das erkannt, was sie tat- 
sächlich sind, nämlich Helfer der Arbeitgeber, die eifrigst 
bemüht sind, die verhältnismäßig noch guten Organisations- 
verhältnisse in diesem Revier durch ihre Splitterorganisation 
zu beseitigen. Die Vermutung der Senftenberger Kollegen, 
daß die großen Zeitungsinserate für die R.d. B.-Versammlung, 


die charakteristischerweise unterzeichnet waren mit „Kreis-. 
verband Deutscher Bergbauangestellter‘, von Arbeitgeberseite 


in. .die Zeitung. gekommen seien, halten wir allerdings kaum 
für zutreffend. 
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Unfallinvalide n. betrug: 


. seitigkeitsvertrages von einem Knappschaftsverein 


rechnet, wenn 
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__ Das Lebens- und 'Dienstalter der in Preußen in den Jahren 


1919 bis 1922 in Zugang gekommenen Krankheits- und 


- Angestelltenabtlg. _ ' Arbeiterabtig. 
j °  Unfall- Krankheits- Unfall- Krankheits- 
Invaliden Invaliden 
_ Lebenstlter Jahre _ Jahre Jahre Jahre 
1919 43,3 56,9 40 50,6 
1920 48 56,6 237,9 48,7 
1921 47 55,3 + 38,3 51,5 
1922 53,5 55,4 37,8 55,4 
Dienstaiter 
1919 30 30,6 22437. 25,4 
1920 24,7 32,3 15 25,2 - 
1921 27,4. 72 e 01 13,7 Ye Be 
1922 2 25 10.2325 13,8 23,3 
Knappschaftliches. Zwischen dem Reichsknapp- 


schaftsverein und dem Saarbrücker Knapp- 
schaftsverein ist nachstehende Vereinbarung getroffen 
worden: en - 
1. Durch die Versicherung in der Pensionskasse des Reichsknapp- 
schaftsvereins werden die beim Saarbrücker Knappschaftsverein er- 
worbenen Anwartschaften erhalten. Dasselbe trifft umgekehrt zu. Diese 
Vereinbarung tritt rückwirkend vom 1. Januar 1923 in Kraft. 
2. Frühere Pensionskassenmitgkeder des Saarbrücker. Knappschafts- 
vereins, die Mitglieder beim Reichsknappschaftsverein werden oder ge- 
worden sind, bekommen die Dienstjahre — die sie dadurch verloren 
haben, daß sie vor der. Zeit des Bestehens des Darmstädter Gegen- 
zu einem anderen 
der Satzung ‘des Reichsknappschaftsvereins ange-' 
sie- noch Bergarbeit verrichten ünd die Dienstjahre 
nachweisen. Ebenso wird vom Saarbrücker Knappschaftsverein gehandelt, 
indem er oben erwähnte verlorene Dienstjahre -anrechnet, wenn frühere: 
Mitglieder des Reichsknappschaftsvereins Mitglieder des Saarbrücker 
Knappschaftsvereins werden oder geworden sind. Doch ist Voraus- 
setzung, daß diese Bestimmung” nur Anwendung findet auf Wander- 
mitglieder, die beim Uebertritt in einen anderen Verein von diesem’ 
unter Beachtung aller. Vorschriften des Darmstädter Gegenseitigkeits- 
vertrages hätten übernommen :werden. müssen, falls dieser Vertrag zur 


übertraten — nach 


. Zeit des. Uebertritts schon Geltung gehabt hätte. Ic 


Diese Vereinbarung gilt bis zum 31. Dezember 1926. 


Die bisher schon geltende Abmachung‘ für die Auszahlung der 
Pensionen und Teuerungszulagenbeträge wurde bis zum 31. Dezember 
1925 verlängert. SEN a er 

Welche Bedeutung dieser Abmachung innewohnt, kann 
ohne eingehende Ueberlegung- nur von jenen gewürdigt wer- 
den, für die das Abkommen in Fräge kommt. Bi 


Für das nach & 38 Abs. 1b des deutsch-polnischen Ab- 


kommens über die Teilins-des Oberschlesischen Knappschafts-. 


vereins zu bildende Schiedsamt wurde in der am 27. April 
1925 stattgefundenen Vorstandssitzung der Oberschlesischen 
Knappschaft Kollege Steiger Ulbrich, Klein-Elguth bei Glei- 
witz, gewählt. : ren 9: Eh SENSE 


"Schiedsspruch mitteldeutsche Braunkohle. Der Reichs- - 


 arbeitsminister hat den am 27. März 1925 im Gehaltsstreit 


tionsstätten herbei. 


- der Angestellten des mitteldeutschen Braunkohlenbergbaues ge- 


fällten Schiedsspruch, der eine 7 prozentige Gehaltserhöhung 
vorsieht, von Amts wegen für verbindlich erklärt. E 


Eine Konferenz des Reichsausschusses der Fachgruppe 
Bergbau unseres Bundes fand am 9. Mai.d.. J. in Berlin statt. 
Folgende aktuelle Fragen standen zur Behandlung: 1. Die 


Wirtschaftskrise im Bergbau; 2. Die Werbearbeit des Bundes; 


3. Das Grubensicherheitswesen; 4. Verschiedenes. 
"Zu Punkt 1 erstattete Kollege Halbfell-Buer ein wert- 
volles Referat. Er führte aus, daß die gegenwärtig in Deutsch- 


land herrschende Kohlenkrise nicht zu behandeln sei, ohne auf 


die Weltwirtschaftslage bzw. Weltkohlenlage einzugehen. Für 
Deutschland hat sich durch den Krieg der Absatzmarkt be- 
deutend verändert. Die durch die Schließung der Grenzen be- 
dingte Einstellung der Lieferung deutscher Kohle an andere 
Länder rief eine Verschiebung der Absatzmärkte und Produk- 


Länder ist zu selbst erzeugenden geworden. Dadurch wird 
natürlich mehr Kohle für den Weltmarkt frei, und es ist klar, 


‚daß dies auf den deutschen Kohlenmarkt drückt. — Eine andere 


wichtige Ursache der Kohlenkrise ist die Verarmung Europas. 
Der Verbrauch an Bedarfsartikeln aller Art ist, hervorgerufen 
durch die gesunkene Lebenshaltung breiter Bevölkerungs- 
schichten, stark zurückgegangen. Der Absatz kann gehoben 


. werden, wenn die europäische Bevölkerung wieder Einnahmen 


hat, die ihr eine höhere Lebenshaltung ermöglichen. Leider ist 
die Wirtschafts- und Sozialpolitik der Unternehmer nicht auf 
dieses Ziel, sondern nur auf einseitige Gewinnvermehrung 
gerichtet. RT, BE. 

- Zu dem verminderten Konsum kommt die größere Aus- 
nutzung der Wasserkräfte, die in großen Mengen erfolgende 
Gewinnung von Erdöl, der. Ausbau der ‘Wärmewirtschaft und. 
die Entwickelung der Elektrizität. Ferner hat der Krieg und 


m 


Eine Reihe früher Kohle verbrauchender | 
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‚die nachfolgende. Kohlennot eine ganze Reihe Industrien ge- 


zwungen, sich auf den Verbrauch von Braunkohle‘ umzustellen, 


Eine nicht kleine Rolle spielt bei dem Absatzmangel im Ruhr- 
gebiet die gegenwärtig bestehende Handelskrise. 

Der tatsächlich bestehende Absatzmangel hat im Ruhr- 
gebiet auch die Arbeitnehmervertreter, gezwungen, ihre Zu- 
stimmung zu den Stillegungen einzelner Zechen zu geben. Man 
hat sich hierbei auf den Standpunkt gestellt, daß für die be- 
troffenen Arbeiter und Angestellten unbedingt neue Arbeits- 
möglichkeiten geschaffen werden müssen, eventuell durch Um- 
gruppierung in andere Berufe. Leider spielt bei der Lösung 
dieser Frage das Wohnungsproblem eine bedeutende Rolle. 

Kollege Halbfell gab dann einen kurzen Bericht über. die 
Lage in den einzelnen Bergbaugebieten, der durch die an- 
wesenden Funktionäre in der nachfolgenden Diskussion er- 
gänzt wurde, so daß man über die Lage in den einzelnen Re- 
vieren folgendes Bild gewann: Mit Ausnahme des Aachener 
Steinkohlen- und des Kölnischen Braunkohlenreviers, die gegen- 
wärtig guten Absatz haben, herrscht überall Absatzmangel. 
Das am härtesten betroffene Revier ist das niederschlesische 
Steinkohlenrevier, das allerdings in einigen Jahren durch die 
Urteergewinnung wieder an Bedeutung gewinnen könnte. Ge- 
genwärtig ist der Druck der Arbeitgeber auf die Arbeitnehmer 
äußerst groß. In Sachsen und‘ Oberschlesien , herrscht 
ebenfalls großer Absatzmangel, in ersterem Gebiet hervor- 
gerufen durch die Konkurrenz der Braunkohle. In Deutsch- 
Oberschlesien. drücken die entlassenen Arbeiter und Ange- 
stellten Polnisch-Oberschlesiens erheblich auf die Lage des 
Arbeitsmarktes. Im Saargebiet hat sich die Förderung durch 
die Bemühungen Frankreichs um immer . neue Absatzgebiete 
gehoben. Hier entspringt der Druck der Arbeitgeber auf die 
Arbeitnehmer nicht allein wirtschaftlichen Gründen, sondern es 
spielen politische Ursachen die Hauptrolle. Aus dem hannover- 
schen Gebiet wird berichtet, daß dort die. Oelgewinnung in er- 
heblichem Maße steigt. In diesem Gebiet wie auch im mittel- 
deutschen ‘Braunkohlenbergbau machen die Arbeitgeber sehr 
‚stark Propaganda für den Stahlhelm. Im Ruhrgebiet unter- 
stützen die Werke nach Kräften die technischen Gruben- 
beamtenvereine, um die Angestellten für ihre scharfmache- 
rischen Pläne zu gewinnen. 

“ Ueber die Werbearbeit des Bundes im Bergbau reierierte 
Kollege Peters. Er führte.aus, daß der Werbearbeit unseres 
Bundes große Schwierigkeiten entgegenstehen. Die‘ Bergbau- 
angestellten haben zum großen Teil den Nutzen des organisa- 
torischen Zusammenschlusses und - der gewerkschaftlichen 
Selbsthilfe noch nicht erkannt. Hierbei muß allerdings berück- 
sichtigt werden, daß die Bergbauangestellten im eigentlichen 
Sinne erstmalig im Jahre 1918 von der Gewerkschaftsbewegung 
berührt worden sind. Es bedarf erfahrungsgemäß einer lang- 
jährigen Aufklärungs- und Erziehungsarbeit, um die feste 
Grundlage für die freigewerkschaftlichen Ideengänge bei einer 
solchen Arbeitnehmergruppe zu schaffen. Zu diesen in der 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Aus der Reichsvermögensverwaltung für die besetzten Ge- 
biete. Im vergangenen Monat besuchte der Minister für die 
besetzten Gebiete, Reichsjustizminister Frenken, das besetzte 
Gebiet. Der Minister hatte sich bereit erklärt, gelegentlich 
dieser Rundreise auch .die Vertreter der Berufsorganisationen 
der Beamten und Angestellten der R.V.V. in Koblenz zu emp- 
fangen. An der Besprechung mit dem Reichsminister nahmen 
noch Geh. Reg.-Rat Dr. Bender und Reg.-Rat Roeder vom 
Ministerium für die besetzten Gebiete sowie Präsident Collatz 
der R.V.V. Koblenz neben den Abteilungspräsidenten und Per- 
sonaldezernenten teil. Als Vertreter unseres. Bundes trug der 
erste Vorsitzende unserer O.-V. Koblenz und Obmann der Be- 
triebsfachgruppe R.V.V. Technischer Regierungsinspektor Lührs 
die Wünsche der technischen Angestellten und Beamten des 
unteren und mittleren Dienstes im Bereiche der R.V.V. vor. 





> Diese Beamtengruppen sind bekanntlich restlos in unserem 


Bunde organisiert. Ferner nahm noch als weiteres Bundesmit- 
a der Technische Oberregierungsinspektor Liebich an der 

esprechung teil. Kollege Lührs schilderte zunächst die Folgen 
und Rückwirkungen der Einschränkung oder Auflösung der 
R.V.V. auf die technischen Angestellten und Beamten. Er bat, 
daß der Anschluß der Bauabteilungen der 
R.V.V. an- die Reichsbauverwaltung offenge- 
halten und bei der Einrichtung der Reichs- 
bauämter im besetzten Gebiet auf die tech- 
nischen Kräfte bei der R.V.V. zurückgegrif- 
fen werden möchte. Es-erscheine'nicht ratsam, noch weitere 
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geistigen Einstellung der Angestellten liegenden Schwierigkeiten 


gesellt sich der Druck der Bergwerksunternehmer, die mit allen 


Mitteln eine Entwickelung der freigewerkschaftlichen Ange- 
stelltenorganisationen ‘im Bergbau zu verhindern versuchen, 
Unter Ausnutzung der wirtschaftlichen Abhängiekeit und unter 
Anwendung von nicht immer einwandfreien Methoden wird 
der Angestellte von der Gewerkschaft ferngehalten, ‚Daneben 
gründen die Arbeitgeber Vereinigungen, die angeblich wissen- 
schaftlichen oder gesellschaftlichen Zwecken dienen sollen, in 
Wirklichkeit aber Institutionen zur Bekämpfung der Gewerk- 
schaften und insbesondere der AfA-Verbände darstellen. Je 
nach der allgemeinen politischen und wirtschaftlichen Lage in 
den einzelnen Revieren und den vorhandenen Stimmungen sind 
diese Vereine verschieden aufgezogen und benannt. So finden 
wir technische Grubenbeamtenvereine, die angeblich nur 
wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Zwecken dienen, bis 
herunter zu den ausgesprochen gelben : Werksvereinen und 
rechtspolitischen Organisationen, wie- Stahlhelm, Werwoli usw. 
Alle Vereinigungen dieser Art verfolgen. einen und denselben 
Zweck, nämlich die Bekämpfung der: freigewerkschaftlichen 


Angestelltenbewegung; verschieden sind nur die Methoden und: 


Mittel, die angewandt werden, um dieses Ziel zu erreichen. Der 


Referent verbreitete sich dann des näheren über die Ueber-. 


windung der unserer Werbearbeit entgegenstehenden Hemm- 
nisse und macht hierfür verschiedene Vorschläge, 

Zusammenfassend steilt er fest, daß eine Betrachtung der 
gesamten Verhältnisse ergibt, daß die Bundesbewegung: trotz 
aller organisatorischen Schwierigkeiten in jeder Beziehung ze- 
sund ist. Die von uns geleistete Arbeit wird von allen Ange- 
stellten gewürdigt und unser Bund als die führende Organi- 
sation für die technischen Bergbauangestellten anerkannt. Es 
zeigt sich, daß die freie Gewerkschaitsbewezung wie in den 
übrigen Arbeitnehmergruppen so: auch unter den Berzbauange- 
stellten unaufhaltsam voranschreitet. 

Nach einer ausgedehnten Diskussion über die Möglichkeiten 
einer noch intensiveren Werbetätigkeit unter den Bergbauange- 
stellten einigte man sich auf eine Reihe von Vorschlägen, die 
einen weiteren Ausbau des Organisationsapparates innerhalb 
des Bundes und in der Gemeinschaftsarbeit der AfA-Verbände 
zum Ziel haben. 

Ueber die Grubensicherheitsfrage referierte Kollege Sich- 
termann-Dortmund. Unsere Forderungen zur Erhöhung der 
Grubensicherheit, die als Resultat einer eingehenden Behand- 
lung dieses Punktes und der nachfolgenden Aussprache anzu- 
sehen sind, wurden bereits in der letzten Nummer der ‚„D. 
T.-Z.“ wiedergegeben. 

Der Verlauf der Tagung hat bewiesen, daß der freigewerk- 
schaftliche Gedankengang immer fester unter den. Bergbau- 
angestellten Wurzeln schlägt. Die Bergbauangestellten werden 
sich immer mehr bewußt, daß sie eine Verbesserung ihrer wirt- 
schaftlichen Lage nicht von außen erwarten dürfen, sondern 
daß sie selbst die Gestalter ihrer Zukunit sind, 





Techniker aus dem unbesetzten Gebiet in das besetzte hinüber- 
zunehmen, da aller Voraussicht nach in absehbarer Zeit eine 
merkliche Einschränkung des Personalbestandes der R.V.V. 
durch die Räumung der ersten Zone unabwendbar sei. Kollege 
Lührs erörterte - dann unter Hinweis auf die außerordentlich 
aufreibende, unter dem ‚Druck der Besatzung auszuführende 
Diensttätigkeit und die große Verantwortung der Beamten im 
Bereiche der R.V.V. eine Reihe besonderer Wünsche, ins- 
besondere hinsichtlich dr Anrechnung der Dienst- 
zeit auf das Pensionsdienstalter sowie. betreffend 
Eingruppierung der bei der Direktivbehörde, 
R.V.V. Koblenz, tätigen Beamten. 

Von besonderer Bedeutung waren die Ausführungen des 
Koll. Lührs über die gegenwärtige und zukünftige Stellung 
der Techniker in der R.V.V. Er streifte zunächst die Ver- 
teilung der Bauaufgaben zwischen Verwaltung und 
Technik. Festzustellen sei, daß die Reichsvermögensämter 
ausgesprochene Baubehörden sind, wenn sie auch Vermögens» 
ämter heißen. Es sei bei vorurteilsfreier Betrachtung unerklär- 


- lich, weshalb man 


1. die Techniker von ihren wreigensten Arbeitsgebieten 
verdränge und sie durch Laien ersetze, und weshalb man 

2. die nach eingehender Prüfung und Beratung zwischen 
Verwaltung und Bau im ehemaligen Reichsschatzministerium 
erlassene Verfügung IV. A. 7/3603 vom 21. November 1921, 
durch welche die $$ 95 und 99 der Militärbauordnung aufge- 
hoben und‘ die Verteilung der Bauaufgaben den Amtsvorstän- 
den überlassen worden war, neuerdings ohne Anhörung einer 
technischen Abteilung und anscheinend ohne triftigen sach- 
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lichen Grund und Anlaß vom. Ministerium für die besetzten 
Gebiete mit Erlaß Haupt-Abt. II. Nr. II. 5/588. 25 vom 7. März 
1925 zurückgezogen und ausdrücklich verfügt habe, daß nun- 
mehr alle Arbeiten unter 500 Reichsmark ohne Mitwir- 
kung der technischen Abteilungen von den 
Verwaltungsabteilungen mit ihrem nicht fach- 
männisch vorgebildeten Personalselbständig 
auszuführen seien, und weshalb man 


3. die ohnehin schwachen technischen Abtei- 
lungen weiter abbaue und dafür die starken Ver- 
waltungsabteilungen in nahezu vollem Um- 
fange bestehen lassen wolle, 


Wenn man berücksichtigt, daß -die Verhältnisse bei der 
R.V.V. ganz anders gelagert sind wie bei anderen Verwaltun- 
gen, und daß bei der R.V.V. fast ausschließlich gebaut 
und im großen Umfange baulich unterhalten wird, 
so müssen die Techniker in diesem Vorhaben eine unverdiente 
Geringschätzung, eme absichtliche Zurücksetzung und Ver- 
drängung zum Vorteile der sog. reinen DENE aber sehr 
zum Schaden der wirtschaftlichen Lösung und Erledigung der 
der R.V.V. zufallenden Aufgaben erblicken. Es sei verständ- 
lich, wenn unter solchen Umständen das Vertrauen der tech- 
nischen Beamten und Angestellten zu der Leitung im Ministe- 
rium für die besetzten Gebiete und in der R.V.V. Koblenz 
einer außerordentlichen Belastungsprobe ausgesetzt sei, die 
zu schweren Erschütterungen führen müsse. Es bestehe der 
Eindruck, daß die Techniker durch diktatorische Behand- 
lung immer mehr von der reinen Verwaltung in eine Stellung‘ 
zurückgedrängt würden, die des technischen Berufsstandes un- 
würdig sei. Unser Vertreter verlangte daher, daß im Ministe- 
rium für die besetzten Gebiete mehr Rücksicht auf die Bedeu- 
tung des technischen Schaffens und Denkens genommen werde. 
Man erwarte, daß dann auch von der R.V.V. Koblenz dem tech- 
nischen Geist mehr Verständnis als in der letzten Zeit ent- 
gegengebracht werde, wo in immer bedenklicherem Umfange 
die rein formalistische bürokratische Denkweise und schema- 
tische Einstellung herrsche und jede freie arbeitsfreudige 
Betätigung und jedes Verantwortungsbewußtsein zu ersticken 
drohe, Es müsse verlangt werden, daß die technische Ab- 
teilung des Reichsfinanzministeriums zu allen Entscheidungen, 
die auch die technische Abteilung der R.V.V. berühren — 
ganz gleich, ob sachlicher oder personeller Art — vom Mi- 
nisterium für die besetzten Gebiete zur Mitwirkung hinzut- 
gezogen werde. Es sei ein unhaltbarer Zustand, 
daß die technische Abteilung der R.V.V. noch 
länger jeder Vertretung im Ministerium für 
die besetzten Gebiete eutbehre und förmlich in 
der Luft schwebe. 


Mit dem Wunsche, daß der Minister als neutrale Person 
auch persönlich den technischen Beamten und Angestellten 
weitestes Interesse entgegenbringen und ihnen in gleichberech- 
tigter Anerkennung ihre bisherigen Rechte und Befugnisse 
wiedergeben und ihnen Gerechtigkeit widerfahren lassen werde, 
schloß unser Vertreter seine bedeutsamen Ausführungen, die 
wir hier nur skizzierend wiedergeben konnten. Der Minister 
erklärte sich bereit, unseren Vertreter zu einer eingehenden 
Besprechung in Berlin zu gegebener Zeit zu empfangen. 

Wir haben vorstehendem Bericht, der uns von der O.-V. 
Koblenz zuging, gern in gedrängter Form Raum gegeben, 
weil er einen interessanten Einblick in die gegenwärtigen 
Verhältnisse bei der R.V.V. gewährt. Die darin angeschnitte- 
nen Fragen bilden ja bereits seit längerer Zeit den Gegen.- 
stand unserer besonderen Aufmerksamkeit. Der den Außen- 
stehenden naturgemäß unsichtbare, aber erbitterte Kampf, der 
sich gegenwärtig dort zwischen technischem Geist und büro- 
kratischem System abspielt, ist keine Einzelerscheinung, Wir 
haben wiederholt in Auslassungen der „D.T.Z.“ in der letzten 
Zeit auf ähnliche Erscheinungen in vielen anderen Verwaltun- 
gen hinweisen müssen. Die Vorgänge zeigen aber auch, 
daß der technische Beamte in der Verwaltung Stellung und 
Einfluß sich nur erhalten kann, wenn er Rückendeckung bei 
einer einheitlichen geschlossenen Berufsorganisation, wie sie 
nach wie vor nur unser Bund darstellt, sucht und findet. Der 
Mahnzeichen sind jetzt so viele aufgerichtet, daß wir hoffen, 
daß die technischen Beamten in allen Verwaltungen sich auf 
ihre Lage besiunen und ihren Anschluß an die größte Tech- 
mkerorganisation, unseren Bund, herbeiführen. 


Unglaublich, aber wahr! Ganz 
müssen, wenn die uns gemachten Mitteilungen zutreffen, bei 
dem Wasserbauamte Hamm herrschen. Dem Vorstande dieses 
Amtes ist Knigges „Umgang mit Menschen“ 

Buch mit sieben Siegeln. Di 

gestellten und Beamten sollen von diesem Dienststellenvor- 
steher mit Worten traktiert werden, die aus dem Munde eines 
höheren Beamten absonderlich anmuten. Ausdrücke 
„Schweinehund‘“, _ „Schmierfink*, „Lügner“, _ „verdammtes 


’ 


merkwürdige Zustände- 


offenbar eim: 
e in dem Amte tätigen An-. 


wie, 


Pack“, „verfluchte Bande“ ‚sollen an der Tagesordnung sein. 
Solche Ausdrücke kann man. doch wirklich nicht mehr als 
jovial oder burschikos bezeichnen. Nicht nur die im Bauamt 
eschäftigten Angestellten werden, nach unserm Gewährsmann, 
mit diesen Titulaturen beehrt, sondern auch seinem engeren 
Mitarbeiter gegenüber gebraucht er Redewendungen höchst 
ungewöhnlicher Art. Es läßt sich wohl kaum darüber streiten, 
ob es geschmackvoll ist, wenn sich ein engerer Mitarbeiter 
des Herrn Dienststeilenvorstehers, nach diesen Mitteilungen, 
sagen lassen muß, „daß es ihm schrittlich gegeben werden 
kann, daß er ein Idiot sei“. Bei solcher Einstellung kann es 
nicht wundernehmen, daß dieser Wasserbauamtsvorsteher über 
die sozialen Einrichtungen seine ganz besondere Auffassung 
hat. „Krankheit ist Faulheit, es müßten alle Krankenkassen, 
überhaupt alle sozialen Einrichtungen abgeschafft werden, dann 
wird nicht mehr krank gefeiert“. Durch solche Ansichten und 
daraus resultierende, milde ausgedrückt wunüberlegte, Rede- 
wendungen ist der Herr Wasserbauamtsvorsteher mit der ge- 
samten Aerzteschaft in Hamm in Konflikt geraten. Durch 
Aeußerungen wie: „ein Attest ist leicht zu erlangen, die Aerzte 
bescheinigen heute alles“ hatte er es erreicht, daß die beim 
Wasserbauamt Bediensteten zwecks Ausstellung eines Attestes 
Acrzte außerhalb Hamms konsultieren mußten, da die 
Aerzte der Stadt Hamm die Ausstellung eines 
Attestes mit Rücksicht auf diese Aeußerung 
des Bauamtsvorstandes bis zur Abgabe einer 
Ehrenerklärung ablehnten. 

Besonders in sein Herz geschlossen scheint dieser Bauamts- 
vorstand aber den Preuß. Minister des Innern Severing zu 
haben. Er ist nach den uns gemachten Angaben der Mei- 
nung, „daß eine hohe Mauer um Westfalen gezogen wer- 
den müsse mit Severing an der Spitze als Präsident, um dann 
an Frankreich abgetreten zu werden.“ Falls er einmal: seine 
jetzige Wirkungsstätte verlassen haben sollte, werde er bei 
„späteren Reisen um Westfalen einen großen Bogen machen.‘ 

Es liegt auf der Hand, daß solche Haltung dem Personal 
des Wasserbauamtes Hamm gegenüber sich auf die Arbeiten 
des Amtes außerordentlich ungünstig auswirken muß. Die täg- 
lichen Drohungen mit Kündigungen und der feine Umgangston, 
den der Wasserbauamtsvorstand anscheinend beliebt, führen zu 
einer Erbitterung der Beamten- und Angestelltenschaft, deren 
Auswirkung auf die Dienst- und Arbeitsfreudigkeit derselben 
nicht ohne Einfluß bleiben kann. Es scheint uns höchste Zeit, 
daß die verantwortliche Stelle sich einmal um das eigentümliche 
Schalten und Walten des Vorstandes des Wasserbauamtes 
Hamm klimmert und der anscheinend vorhandenen autokrati- 
schen Willkür desselben energisch einen Riegel vorschiebt. 
Dem Reichsverkehrsministerium sind die Dinge unterbreitet 
worden. Auch im Hauptbetriebsrat hat man sich mit. der 
Angelegenheit befaßt. 


Neue Bestimmungen über die Laufbahn der Funkangestell- 
ten. Das Amtsblatt des Reichspostministeriums veröffentlicht 
in Nr. 45 laufenden Jahres vom 19. Mai eine Verfügung des 
Reichspostministers (Hl. Z. 1433) vom 15. Mai 1925, wonach 
die „Bestimmungen über die künftige Laufbahn der Funkan- 
gestellten auf Handelsschiffen und bei Groß-Funkstellen“ vom 
17. Oktober 1921 (Zentralverband für das Deutsche Reich 1921, 
S. 869, Amtsbl. des Reichsp.-Min. 1921, S. 188) durch neue Be- 
stimmungen ersetzt werden. 


Der Personalabbau soll zur dauernden Einrichtung werden, 
Gelegentlich von Etatsberatungen in der Sitzung des Reichs- 
rats vom 12. Mai d.J. führte der Ministerialdirektor Sachs, wie 
die „Deutsche Postzeitung‘“ in Nr. 21 d. J. mitzuteilen in der 
Lage ist, folgendes aus: 

„Der durch die hohen vorübergehenden Ueberschüsse des Rechnungs- 
jahres 1924 hervorgerufene Eindruck, als sei die Finanzlage des Reiches 
dauernd besonders günstig, ist falsch. Sie ist und bleibt ernst und es 
fehlt an Aussicht auf eine wesentliche Besserung. Die Reichsausgaben 
müssen. in einen Rahmen gebracht werden, der der Finanzkraft unseres 
verarınten Staatswesens entspricht. Das ist um so schwerer, als ungeheure 
Leistungen zu machen sind, die aufgebracht werden müssen. 

Der Personalabbau hat auf dem Wege der Beschneidung der Aus- 
gaben nur einen ersten und namentlich im Anfang nicht allzu wirksamen 
Schritt bedeutet. Die Arbeit ist damit nicht zu Ende. Es ist bedauerlich;, 
daß die Reichsregierung in der Novelle zur Personalabbauverordnung sich 
des gesetzlichen Zwanges begeben hat, den Abbau auch bei den Ver- 
waltungen durchzuführen, bei denen er noch aussteht. Wenn aber An- 
sätze sich zeigen, das erreichte Ergebnis dadurch zunichte zu machen, 
daß mit einer Wiederherstellung der soeben erst abgebauten Stellen be- 
gonnen wird, so muß dem nicht nur nach Lage der Reichsfinanzen, 
sondern auch vom Standpunkte der durch den Abbau schwer betroffenen 
Beamten mit Nachdruck entgegengetreten werden. Darüber hinaus ‚aber 
wird, das zeigt sich mit voller Deutlichkeit, auch zur weiteren Ver- 
minderung des Personalbedarfs, eine Einschränkung der Ausgaben des 
Reiches, so unerwünscht das auch erscheinen mag, unvermeidlich sein.“ 

Die Beamtenschaft weiß also, was ihrer in der Zukunft 
noch harrt. Nach wie vor vertraut sie in ihrer Mehrzahl. der: 
Führung des D.B.B., der. sie schon in der zurückliegenden 
Zeit einen Weg geführt hat, der durch die schwersten Ein-" 
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griffe in das Beamtenrecht gekennzeichnet wird. Man hat das 
nur vermocht, indem man seitens des D.B.B. den Beamten die 
Scheuklappe der sogen. parteipolitischen Neutralität umband, 
um ihn an der klaren Erkenntnis zu verhindern, daß die 
Verhältnisse nun einmal nur auf der vom A.D.B. vorgezeich- 
in klaren gewerkschaftlichen Linie gemeistert werden 
Önnen, 


Neue Personaleinschränkung bei der Reichsbahngesell- 
schaft. Als Ergebnis einer Besprechung des während der Er- 
ne des Herrn Oeser mit der Wahrnehmung der Ge- 
schäfte des Generaldirektors beauftragten Unterstaatssekretärs 
a. D. Stieler mit den Präsidenten der Eisenbahndirektionen am 
12. Mai d. J. wurde bekanntgegeben, daß in Ansehung der 
äußerst gespannten Finanzlage des Unternehmens eine Ver- 
minderung der Personalausgaben mit soforti- 
ger Wirkung herbeigeführt werden müsse. Das Ziel müsse 
sein, eine _Minderun der gegenwärtigen Be- 
amtenzahl um 30000 herbeizuführen. Die Gewährung 
von Wartegeld oder. Pensionen müsse dabei 
vermieden werden, und . zu diesem Zwecke seien 
kündbare Beamte unter Aufkündigung ihres 
Beamtenverhältnissesin das Arbeiterverhält- 
nis zu überführen und die entsprechende Anzahl Ar- 
beiter zu entlassen. Um dieser Anordnung nach unten hin 
den entsprechenden Nachdruck zu verleihen, wurde angedroht, 
daß Dienststellenvorsteher, die den Anforderungen, nur mit 
den unbedingt erforderlichen Kräften auszukommen, nicht ent- 
sprechen, regelmäßig aus ihren Dienststellen zu entiernen sind, 


Wir haben bereits früher unseren Standpunkt zur recht- 
lichen Stellung der Kündigungsbeamten der Reichsbahngesell- 
schaft dargelegt. Wir haben immer die Auffassung vertreten, 
daß sie tatsächlich vogelfrei sind. Rein äußerlich scheinen 
die Bestimmungen der Personalordnung der Reichsbahngesell- 
schaft die Kündigungsbeamten kaum von den Kündigungs- 
beamten des Reichs usw. in bezug auf ihre Rechtsverhält- 
nisse zu unterscheiden. In vollständiger Verkennung der Sach- 
lage wurde sogar von den rechtsstehenden Eisenbahnerverbän- 
den, den sog. „neutralen“ Eisenbahnerorganisationen, d. h. der 
G.D.R., Geteb usw., verkündet, „daß der für die Kündigungs- 
beamten des Reichs, Preußens usw. noch heute geltende harte 
Rechtszustand durch die unermüdlichen Bemühungen insbeson: 
dere des Gewerkschaftsbundes deutscher Reichsbahnbeamten 
für die Reichsbahnbeamten erheblich gemildert worden sei. 
Die Rechtsentwicklung habe also in einer der fundamentalsten 
Fragen des Beamtenrechts nicht eine rückläufige, sondern eime 
fortschrittliche Bewegung eingeschlagen“!! Wir wollen hier 
nicht nochmals untersuchen, welche Zwecke die dem Deut- 
schen Beamtenbund angeschlossenen Eisenbahnerorganisationen 
mit dieser rosafarbenen Schilderung der zukünftigen Rechts- 
verhältnisse der Kündigungsbeamten der Reichsbahngesellschaft 
verfolgten. Eines ist sicher, daß durch solche Darstellungen 
die Kündigungsbeamten in eine Sicherheit gewiegt wurden, die 
jetzt angesichts des Vorgehens der Reichsbahngesellschaft zu 
einer grenzenlosen Enttäuschung führen muß. Es bleibt im- 
merhin bedauerlich, daß diese Beamtengruppen nur auf diese 
NLeteE zur wahren Erkenntnis ihrer Lage geführt werden 
Önnen, 


Beamtenrecht 


Beamte zum Streikbruch verpflichtet, Im Frühjahr ver- 
gangenen Jahres streikten im Bezirk Stuttgart die Eisenbahn- 
arbeiter wegen zu niedriger Löhne. Nachdem die Gewerk- 
schaften die Führung des Streiks übernommen hatten, wurde 
in der Eisenbahnverwaltung ein Vergleich getroffen, wonach 
die Streikenden restlos wieder einzustellen und keine Maß- 
regelungen vorzunehmen seien. indessen wurden aber die 
Stuttgarter Gewerkschaftsführer wegen angeblicher Verletzung 
des F 110 des Strafgesetzbuches (Widerstand gegen die Staats- 
gewalt) angeklagt. Das Vergehen gegen die Staatsgewalt; 
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wurde darin erblickt, daß sie die Beamtenmitglieder der Ge- 
werkschaften aufgefordert hatten, ihren Dienst in der bis- 
herigen Weise weiterzuversehen und nur Notstandsarbeiten, da- 
gegen aber keine Arbeiten zu verrichten, die bisher von Ar- 
eitern ausgeführt wurden, trotzdem der Präsident der Direk- 
tion Stuttgart in ‘einem Aufruf von den Beamten verlangt 
hatte, jede ihnen “übertragene Arbeit zu verrichten. Das 
Schwurgericht in Stuttgart hatte in den Verhandlungen im 
Oktober 1924 die Auffassung vertreten, daß der Beamte, wenn 
eine Reichsbehörde einen Notstand. für vorliegend erachtet, wo- 
zu auch der Streik in Reichsbetrieben gehört, zur Verrichtung 
von Streikbrecherarbeit verpflichtet sei. Gegen die daraufhin 
erkannten Geldstrafen legten die Gewerkschaftsbeamten beim 
Reichsgericht in Leipzig Revision ein. Die‘Revision wurde jetzt 
vom Reichsgericht verworfen. Nach dem Urteil des Schwur- 
gerichts macht sich der Beamte selbst dann straffällig, wenn 
eine Anordnung im Sinne des $ 110 des Str.G.B. nicht vorliegt. 
Auch verstößt jemand gegen das Gesetz, wenn er Beamte auf- 
fordert, dem Ansinnen auf Leistung von Streikbrecherarbeit 
keine Folge zu geben. Eine Prüfung darüber, ob ein Not- 
stand vorliege oder nicht, steht den Beamten nicht zu. In einer 
längeren Begründung, die die A.D.B.Z. in Nr.58 vom 20. Mai 
wörtlich wiedergibt, kommt das Reichsgericht nach einer aus- 
führlichen Untersuchung der vom Schwurgericht in Stuttgart ver- 
tretenen Urteilsgründe zu dem Schluß, daß das angefochtene Ur- 
teil mit Recht eine Pflicht der Beamten zur Ueber- 
nahme von Streikarbeit, und zwar als einer Rechts- 
pflicht aus dem beamtenrechtlichen Verhältnis bejahe. Durch 
$ 10 des Reichsbeamtengesetzes sei die Verpflichtung des Be- 
amten, das ihm übertragene Amt der Verfassung wie den Ge- 
setzen entsprechend gewissenhaft wahrzunehmen, besonders 
ausgesprochen, 


Die Deutsche Reichsbahngesellschaft hat sich 
dieses Urteil des Reichsgerichts bereits zunutze gemacht, denn 
in-einem Erlaß vom 4. Mai 1925 an die Reichsbahndirektionen 
verordnet sie, daß die Beamten für die Dauer eines vorüber- 
gehenden Notstandes nach dem Gesetz verpflichtet sind, Streik- 
arbeit zu leisten, d. h. solche Arbeiten zu verrichten, die zur 
Dienstpflicht von Arbeitern, Angestellten oder Beamten gehören 
und deren Leistung von diesen auf Grund einer Arbeitsein- 
stellung verweigert wird. 


Darin wird man allerdings der Reichsbahngesellschaft recht 
geben müssen, auch von unserem Standpunkte aus gesehen, 
wenn sie in dieser Verfügung an die Reichsbahndirektionen 
weiter sagt, daß das Reichsgerichtsurteil sowohl nach seiner 
Begründung wie in seinem Ergebnis von größter grund- 
sätzlicher Bedeutung für das Personalwesen 
ist. Ganz abgesehen von der allgemeinen Bedeutung möchten 
wir nur auf eine Folge hinweisen, daß nämlich die Reichs- 
bahngesellschaft nach diesem Reichsgerichtsurteil der tech- 
nischen Nothilfe nicht mehr bedarf. Auf jeden Fall wird dieses 
Urteil Gegenstand weiterer Auseinandersetzungen sein müssen, 
denn die damit geschaffenen Perspektiven für die Beamten- 
schaft müssen geradezu niederschmetternd wirken. 


Behördentariffragen 


Die Kündigungen im Bereich der Wasserstraßenverwaltun- 
en, die von den Dienststellen auf Grund der Richtlinien U 
ür. die Anwendung des Reichsangestelltentarifs ausgesprochen 
sind, werden durch zentrale Anordnung auf Grund von Ver- 
handlungen im Tarifausschuß des Reiches: aufgehoben. Die 
Dienststellen sind aufgefordert, eingehende Berichte über die 
nach ihrer Meinung auf Grund der Richtlinien notwendigen 
Maßnahmen einzureichen. In jedem Falle behält sich day 
Ministerium die Entscheidung vor, die jedoch erst dann ge- 
troffen werden soll, wenn die zwischen unserem Bunde und 
der Reichsregierung getroffenen Verhandlungen über die Richt- 
linien zum Abschluß gekommen sind. Die Vertrauensleute der 
Fachgruppe sind durch ein besonderes Rundschreiben eingehend 
informiert. 








00 Aus dem Bunde >> 
Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
klamationen, sind an den Bundesvosstand, z. H, des Vorsitzenden Her- 
mann Waschow, Uhlenhorst b, Köpenick, Ulmenstr. 17, zu richten. 


Versammlungskalender 


Hitdesheim. M. 4. VI, „Altdeutsches Haus’, Osterstraße. 


Kiel. M. 4. VI. 8%, Hotel „Stadt Magdeburg“, Bergstraße. 
Roßwein. M. 3. Vi. 800, erkules“, 
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Sterbeitafel. 
Es starben: 


Paul Arndt (173517), Kiel. Hermann Metzner (254549), 
Josef Brandt (23378), München, Dresden 

Conrad Hoppe (103986), Chemnitz. Heinrich Moser (95665). Solingen, 
Heinrich Hövermann (196807), Karl Peters (68472), Unna. 


Steele x 
Sr .  _W. Porr (138104), Berlin 
, Berlin. 
re ir el Pernitz. Friedrich Riechers (T 3276), 
M. Kuhnert (72311), Berlin. Mannheim. 


Ehre ihrem Andenken! 
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+ Tüchtiper Bantechnik 


der fertig ist im Entwerfen, 
Kalkulieren u, se'bständiger 
Bauführung gesucht zu sofort 
oder 1. Juni für mittleres 
Baugeschäft (Maurerei und 
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Geschäftsführer 


technisch und kaufmännisch durchgebildet, bilanzsicher, 
energisch und selbständig, mit reicher Erfahrung, nicht unter 
30 Jahr, zu baldigem Antritt sucht 


Zimmereibetrieb, Sägewerk u. 
mechanische Bautischlerei). 
Gesuche mit Zeugnissen u. 
Gehaltsansprüchen sind zu 
richten an 
B. Riemann 
Maurer- u. Zimmermeister 


Gifhorn (Hannover). 


Bautechniker 


. 
mit allen Arboiten auf Büro und Baustelle vertraut, gewandteZeichner 
m nn ne 


gesucht. Es wollen sich nur Herren mit fachlich voll- 
ständiger Kenntois melden. — Fir rkarogeaphische" und 


Ferner: & x 
2 - : technische Zeichnungen. 
Jüngerer, künstlerisch befähigter Meldungen "möglichst mit 


- Probezeichnungen u. Zeug- 

Arch itekt nissen über bisherige Tätıg- 

keit in unserem Verwaltung- 

guter Darsteller, zu baldigem Eintritt, evtl. sofort, gesucht. gebäude Berlin, Chariotten- 
Professor Ludwig Becker, Anton Falkowski | *traße %- 


Architekten Fernkabelgesellschaft, 


Bauhütte Göttingen. 


Bewerbungen mit dem Nachweis der bisherigen Tätig“ 
keit sind zu richten an den Aufsichtsrat z. Hd. 


Arbeitersekretär Blanke, Göttingen, 
Maschmühlenweg 12—16 


Wir suchen einige jüngere, 


Mainz, Nasengäßchen 1. 


.„ Aufruf! 


Die Vereinigung deutscher Beamten für Auslandsreisen, Sitz Meißen a. d. Elbe, unter- 
nimmt in der Zeit vom 5. Juli bis 25. Juli dieses Jahres eine weitere Italienfahrt, nachdem 
die in den letzten Osterferien erfolgte Reise mit dem besten Erfolge vonstatten gegangen 
ist und den günstigsten Eindruck hinterlassen hat, wie die bei der Reiseleitung ein- 
gegangenen zahlreichen Dankschreiben erkennen lassen. Auch diesmal ist dafür Sorge 
getragen, daß alle Reiseteilnehmer die Herrlichkeiten des Südens in beschaulicher Ruhe 
genießen können und nur wohltuende Eindrücke erhalten. Schon für die Fahrt mit dem 
Sonderzug München—Genua sind in Lugano und Mailand Erholungspausen vorgesehen, 
Die in Genua b-ginnende Seereise mit einem deutschen 13000-To.-Dampfer wird unter- 
brochen in Rom (3 Tage), Neapel (3 Tage), Messina (1 Tag), Syrakus (1 Tax), Venedig 
(2 Tage)._ Die gesamte Reise kostet mit Verptlegung 1. Klasse 500 Mk., 2. Klasse 
400 Mk., 3. Klasse 350 Mk. ab München. Teilzahlungen sind gestattet. Umgehende 
Zuschriften erbittet die 


Vereinigung Deutscher Beamten für Auslandsreisen 
1. Vorsitzender: Obersteuerinspektor a. D. Gerlach. 


KK ionnuftahnen 


von A. GREGOR 


x Eisenhochbau 
2. Band 
Gebunden 20 Mark 
Auch gegen Monats- 
rate von 4 Mark zu 
beziehen 
H. Meusser 
Buchhandlung 
Berlin W 57/4, Potsdamer Straße75 














Direkt an Private zu sehr billigen Preisen 


Jagdrad- Fahrräder 


sowie Fahrrad-Ersatz- und Zubehörteile, 
Motorräder. Uhren, Gold- und Silber. 
waren, Haushaltungsgegenstände aller 





Art, Musikinstrumente. Geschenkartikel 


Burgsmüller-Waffen 


wie Teschings. Revolver, Pistolen. Luft 
gewehre, Doppelflinten, Drillınge und 
sämtlihe Munition, ferner Jagdaus 
rüstungsgegenslände 





Durch Uebernahme ven 
Kleinaktien (je M. 10,—) 


Reichhaltiger Katalog gratis und franko bietet sich 
Deutsche Waffen. und Fahrradfabriken A 
H. Dergmmier & Söhne glänzende 
reiensen am Harz Nr 18. K D 
apitalsanlage 
, 


da mit dem Erwerb derselben 
neben der regelrechten Ver- 


zinsung Gewinnchancen bis 

Teilzahlung! Katalog frei! x 9 en sind. 

äheres unter DTZ. 195 an 

Photographische | R'uc«e Benin W35, Pote 
Apparate damer Straße 111. 








Uhren, Goldwaren, 
Brillanten 
Katalog B 


I. Römer, Altona-Othmarschen b. durch Vertretung, schriftliche 
EENTERZESTER Heimarbeiten usw. Prospekt 


mit Garantieschein dur 
[Billigeböhmische 


‚Beiifedern! 


in Heidelberg 588. 
It Kilo gane gescilissene M. I.— 


halbweiße M.4.—, weiße M. 5.- 
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Ein Buch wichtig. Frauen- 
fragen von der früheren 


Berlin gibt sichern Rat in 
allen Fällen! Versendet ge- 
schloss. geg. Einsendg. von 
M. 1,— Frau Anrıa Hein, | water D-T.Z. 2.4 an 
hyg: Versandhs., Berlin 75, 
Potsdamer Straße 106a. 


Benedikt Sächsel, 
Lobes Nr. 903 
bel Pilsen (Böhmen) 








Katalog A Haaranstll} - 2. Nervenlellen! — 3. Hau 


in einfach wunderbares Mittel für obige Leiden 
teile gern kostenlos aus Dankbarkeit mit. 


W. Marquardt, Stettin, Kaiser - Wilhelm - Strasse 67. 


Guten Verdienst |ansiniee anzeigen. 


Enormbillig un 


Fordern Sie und franko KATALOG von der 


nSIGURD”- 6 


Echtrot.federdicht.Daunenkö- 
per, 1!/oschlirg., groß. Ober- 
bett, Unterbett u. 1 Kissen m. 
14 Pfd. grauen Federn gefüllt 
& Gebett GM. 43.—; dasselbe 
Gebett mit 2 Kissen u. 16Pfd. 
zartw. Fed. gefüllt GM.63.—. 


Betttledern 


graue, per Pfd. GM. 1.10, zart 
und weich GM. 1.50, grau- 
Halbdaun. GM.3.25, Schleiß- 
federn grau GM. 2.25, weiße 
Halbdaun. GM. 5.—, Daunen 

rau, GM.9.25, weißGM.12.50. 
Bettbezug aus gutem, weißem 
Linon oder bunt geblümt oder 
kariert per Stück.Gm. 7:20. 
Alle Aussteuerartikel "billig. 
Muster u. Katalog frei. Nicht- 

gefall. Geld zurück. 

Bettfederngroßhandiung, 

Beitenfabrik und Versand 


Th.Kranefuß, Cassel247. 
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Geid-Lotterie 
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220000 
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Lose ä M. 3,30. 
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Hamburg, Holzdamm 39 
Baldige Bestellg. erwünscht. 
Diese Lotter. ist-f, ganz Preußen genehm. 
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narben! 
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R. MERKEL 


“| Berlin W35.Potsdamerstr. 11 





Hoher 
Nebenverdienst! 


Für den Nachweis projektierter größerer 


Bauarbeiten 


im Hoch-, Tief- und Wasserbau, (Mauerwerk, Beton 
Oberheb der Charite | und Eisenbeton), sowie Elsenkonstruktionen, Erd- 

erhebamme derCharit€ bewegungen und Straßenbau werden aus allen 
Bezirken des Reiches Vertreter gegen hohe Vergütung von 
größerer Firma gesucht. Gefl. Anfragen mit vorläufigen 
Angaben dr örtl. Bauaussichten bitten wir zu richten 








Richard Merkel 
Berlin W., Potsdamer Straße 111 
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denkt und handelt sachgemäß. Ordset 
Eure Privatangelegenheiten so, daß kein 
Vorwurf über Pflichtvergessenheit ins 
Grab gerufen wird. Erhaltet die Kultur 
Eures Standes und sorgt für die hinter- 
bliebene Ehefrau und für die Kinder, 
Das ist erreichbar durch eine Lebens-, 


Witwen - Pensions- oder Renten- und 


Aussteuer-Versicherung. 
"Der 


Preußische Beumten-Verein 
zu Hannover, 


Lobensversicherungsverein a. 6. 
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und Wirtschaftsorganisationen 
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sicherunssanstalt mit den. Sondereinrich- 
tungen: Keine Agenten, keine 
Provisionen, :Aufnahmebeschrän- 
kung auf ausgesuchte, gesundeVolkskreise, 
Er: bietet daher bei absoluter Sicherheit 
billigere Versicherungen als sämtliche 
größeren deutschen Lebensversicherungs- 
gesellschaften. 




















Vor Verhandlungen mit Konkurrenz- 
unternehmungen fordere man Drucksachen 
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Direktion in Hannover 
Raschplatz 13, 


Esilasine POID-Apparale 


(nur mit Goerz- oder Meyer-Anastigmaten ausgerüstet) 
liefert zu den seitens der Fabriken vorgeschriebenen 
Preisen gegen 


günstigste Teilzahlung. 
j Dresdner Camera-Vertrieb H 
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Schriftschablonen 
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Vom Normenausschuß empfohlen. 
Prospekte kostenlos. 


Filler « Fiebig, Berlin S42 
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Gewerkschaftliche Probleme 


Wir bringen den Artikel des Koll. Göring, weil er auf 
einige besonders wichtige und schwierige Fragen eingeht, als 
Diskussionsbeitrag, ohne: - uns mit- ihm zu identifizieren. 
Fragen, wie die nach dem Verhältnis von Partei und Ge- 
werkschaft, politischer und. wirtschaftlicher Demokratie und 
der zweckmäßigsten Organisationsform — die wir ja im 
Berufsverband sehen — verdienen jedenfalls die Auf- 
merksamkeit aller Kollegen, die über die künftige Entwick- 


NE Gewerkschaftsbewegung nachdenken. Red. d. 
Unter dieser oder ähnlicher Ueberschrift ist in den 


letzten Monaten eine Anzahl von Aufsätzen in den Gewerk- 
schaftszeitungen und 'in den wissenschaftlichen Organen der 
Gewerkschaftsbewegung erschienen. Jede dieser ÄAbhandlun- 
gen, möge sie zur Frage der Demokratie in der Wirtschaft, 
zur Abgrenzung der Arbeitsgebiete zwischen der politischen 
Partei und der Gewerkschaftsbewegung oder zur Organisations- 
form und damit zur Um- und Ausgestaltung der Gewerk- 
schaftsbewegung selbst Stellung nehmen, ist ein Beweis dafür, 
daß wir in einem gewaltigen gesellschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Umbildungsprozeß stehen, an dem die Gewerk- 
schaften nicht vorübergehen "können. Sie werden täglich ge- 
zwungen, sich mit ganz neuen, bisher nicht zu ihrem Auf- 
gabengebiet gehörenden Fragen zu beschäftigen. Sie müssen 
an die Lösung der neu auftauchenden Probleme herangehen, 
ganz gleich, ob sich die Theoretiker den Kopf über die Zu- 
ständigkeit zerbrechen oder nicht. 

Die Gewerkschaften sind in der Praxis schon heute der 
Beschränkung auf. ihr ursprüngliches"Betätigungsfeld, die Lohn- 
politik und. den Kampf um die Arbeitsbedingungen, entwachsen. 

ie Praxis zwang den A.D.G.B. und den AfA-Bund schon 
vor Jahren, einen besonderen steuerpolitischen Aus- 
schuß einzusetzen. Bei den Beratungen über den Abschluß der 
Handelsverträge sah sich die Reichsregierung gezwun- 
gen, auch die Gewerkschaften einzuschalten. Es ist ja auch 
gar nicht zu bestreiten, daß die Steuerpolitik des Staates 
ebenso wie die Handelsbeziehungen der Staaten untereinander 
einen außerordentlichen Einfluß auf die Lohn- und Arbeits- 
bedingungen der. Arbeitnehmer ausübten. Die wirtschaftliche 
Gesamtlage beeinflußt nicht nur die Lohn- und Arbeitsbedin- 
gungen, sie ist auch von entscheidender Bedeutung für die 
Sozialpolitik. Sichtbare Fäden verbinden diese Gebiete mit- 
einander. Schon längst sind die Gewerkschaften aus ihrer 
mehr beratenden Tätigkeit in sozialpolitischen Fragen 
zur aktiven Betätigung übergegangen. Ihrer Initiative‘ war es 
zu verdanken, um nur ein Beispiel zu erwähnen, daß der 
Reichsarbeitsminister in der Frage der Ratifizierung des Wa- 
shingtoner Abkommens von seinem noch in Genf verkündeten 
Standpunkt, nicht zu ratifizieren, abging und wenige. Wochen 
später im Reichstage erklärte, er sei bereit, dem Abkommen 
beizutreten. Wenn die letzte Entscheidung dieser und ähn- 
licher Fragen im politischen Parlament liegt und dem direkten 
Einfluß der Gewerkschaften entzogen ist, kann daraus nicht 
festgestellt werden, daß die Gewerkschaften sich damit nicht 
zu beschäftigen haben. Es taucht vielmehr in diesem. Zu- 
sammenhange die auch schon recht lebhaft diskutierte Frage 
der 'parlamentarischen Vertretung der Gewerkschaften auf. 


Ich will hier nicht den Bestrebungen, eine besondere Arbeiter- 


partei zu gründen, das Wort reden. Diese Vorschläge. ent- 
sprechen nach meiner Auffassung nicht den Verhältnissen. 

ie rein politischen Aufgaben werden ebenso wie eine Fülle 
von kulturpolitischen und gesellschaftlichen Fragen auch fer- 
nerhin nur: von den politischen Parteien zu bearbeiten sein. 
Diese werden aber iu wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen 


geow 


den Gewerkschaften ein direktes Mitbestimmungsrecht ein- 
räumen müssen. Das erfordert auf’der anderen Seite’ natürlich, 
daß die Gewerkschaften, und hierbei habe ich besonders die 
freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung im Auge, nicht in 
einer falsch verstandenen politischen Neutralität verharren, 
sondern ihre Vertreter in die politischen Parteien entsenden, um 
so ihren Einfluß geltend zu machen. 


Die deutsche Revolution hat der Gesamtbevölkerung die 
politische Demokratie gebracht. Ihre Grundsätze sind in der 
republikanischen Reichsverfassung (Weimarer Verfassung) nie- 
dergelegt. Trotzdem sind die Arbeitnehmer enttäuscht. Die 
sich in den Gewerkschaftsversammlungen immer wieder bäahn- 
brechende Unzufriedenheit der Mitglieder mit den bestehenden 
Verhältnissen ist auf die Nichterreichung wirtschaftlicher Ziele 
zurückzuführen. Die wirtschaftliche Macht liegt nach wie 
vor in den Händen des Kapitals. Alle Ansätze, den Arbeit- 
nehmern auch in der Wirtschaft Einfluß einzuräumen, sind 
nur Ansätze geblieben. Vom Mitbestimmungsrecht der Ar- 
beiter und Angestellten ist wenig oder gar nichts zu ver- 
spüren. Da, wo dieses Mitbestimmungsrecht scheinbar vor- 
handen ist, ich denke an den Reichskohlenrat, an den Eisen- 
wirtschaftsbund usw., wird es nicht immer, boshafte Seelen 
sagen sogar in den seltensten Fällen, unter dem Gesichts- 
winkel der allgemeinen Wirtschaftspolitik angewandt. Unter- 
nehmer und Arbeitnehmer haben vielmehr sehr oft nur das 
Interesse ihres eigenen Industriezweiges im Auge gehabt. Wie 
dem abzuhelfen wäre, soll am Schlusse der Betrachtung ge- 
zeigt werden. 


Der Weg zur Erreichung unseres wirtschaftlichen Zieles, 
nämlich die Einführung des wirtschaftlichen Sozialismus, ist 
aller Voraussicht nach noch ein sehr langer. Trotzdem oder 
gerade aus diesem Grunde ist es notwendig, ihn zu beschreiten, 
und zwar durch die Gewerkschaften. Er wird über die Etappe 
der wirtschaftlichen Demokratie gehen müssen. Schon jetzt 
weisen vereinzelt selbst im kapitalistischen Lager sogenannte 
„liberale“ Geschäftsleute auf diesen Weg hin. Der durch 
seine Mitarbeit in der Reparationsfrage bekannte amerikanische 
Geschäftsmann Edward A. Filene hat in seinem jetzt erschiene- 
nen Buch „Ein Weg aus dem Wirrwarr‘ (Frankfurt a. M. 
1925, Frankfurter Sozietätsdruckerei) zur Frage der Demo- 
kratisierung der Wirtschaft Stellung genommen. Erfreulich 
an seinen Ausführungen ist seine Einstellung zur Gewerk- 
SER Nesune. Er unterscheidet sich hier grundsätzlich 
vo ehöy;Kord,- der_als Autokrat bekannt ist. Filene betont, 
daß diese Autokratieauf die Dauer keine gesunde Grundlage 
bieten kann und wünscht die Dane der Gewerkschaften 
bz Uker Lehe Amer in den Verwaltungen der Betriebe. 
Auch sonst’vert dieser amerikanische Geschäftsmann wie- 


‚ derholt Ansichten, die durchaus unserer Auffassung von der 
'Mbhnpenden. Wirtschaft entsprechen. So sagt er an einer Stelle: 


i LAN N 

„Schließlich ist ei Geschäft ein öffentliches Pfand. Wir haben 
kein Recht, Industrien, so zu organisieren, daß sie gänzlich von unserer 
persönlichen Anschauung, von unserem Wohlwolien oder von der per- 
sönlichen Anschauung unseres von uns beeinflußten unmittelbaren Nach- 
folgers abhängig sind. Wir haben kein Recht, ein Geschäft auf Grund- 
sätzen und Handlungsweisen aufzubauen, die, nachdem wir oder unsere 
Söhne gestorben oder arbeitsunfähig. sind, nicht mehr . gültig und 
brauchbar sein werden.“ 


Er fordert die Demokratisierung der Wirtschaft, die er sich 
wie folgt denkt: 


Industrielle Demokratie ist „die Form industrieller Organisation, _ 
bei der die Arbeiter eine angemessene Stimme bei der Festsetzung und 
Kontrolle der Arbeitsbedingungen besitzen, einen angemessenen Anteil 
am Arbeitsertrag und, wenn menschenmöglich, eine Gewähr dafür, daß 
die Geschäftsführung erfolgreich sein wird.“ 





nr rn nn un u engem cn ng 


EEG ar ER SPTER BT 


Thin. 


ET 


294 


Dieses Ziel muß erreicht werden durch die Erziehung der 
Massen. Die Voraussetzungen zu dieser Erziehung sieht er in 
folgendem: 

„Diese angemessene Erziehung kann nur eintreten, wenn wir den 

Massen weit größere wirtschaftliche Freiheit gesichert haben als jetzt. 
Wenn es uns gelingt, die Löhne zu erhöhen, die Preise zu erniedrigen 
und außerdem einen kürzeren Arbeitstag allgemein einzuführen, dann 
werden wir, glaube ich, eine angemessene Erziehung zum Gemeingut 
der Massen machen können, Mit dieser Errungenschaft wird die in- 
dustrielle Demokratie nicht nur unvermeidlich, sondern auch glücklich 
und gewinnbringend sein.“ 
Wir müssen seinen Ausführungen zustimmen. Diese Stimmen 
sind, wie schon erwähnt, vereinzelt. Trotzdem, sie sind da. 
Schließlich hat auch Walter Rathenau, der weitest- 
schauende deutsche Wirtschaftsführer, eine ähnliche Entwick- 
lung in seinem Werk „Von kommenden Dingen‘ gesehen. 

Die Gewerkschaften haben die Pflicht, sich für die De- 
mokratisierung der Wirtschaft einzusetzen. Die Initiative liegt 
bei ihnen. Durch die Schaffung eigener Unternehmungen, wie 
die Bank für Arbeiter, Angestellte und Beamte A.-G., durch 
Unterstützung wirtschaftlicher Betriebe der gesamten Arbeit- 
nehmerbewegung, wie die Sozialen Bawhütten, Konsum- 
genossenschaften usw., haben sie Vorbilder zu schaffen. Gewiß 
gehört vor allem eine große Erziehungsarbeit dazu, um diese 
Erkenntnis weiterzutragen und aus jedem einzelnen Gewerk- 
schaftsmitglied einen Kämpfer für die Sache zu machen. In 
Nr. 2 der „Gewerkschaftszeitung‘‘ vom 10. Januar 1925 geht 
Kamrowski besonders auf diese Fragen ein. 

Die vorstehenden Ausführungen sollten beweisen, daß der 
Aufgabenkreis der Gewerkschaften ständig im Wachsen be- 
griffen ist. Sind die Gewerkschaften imstande, diese Aufgaben 
zu lösen? Das ist die Frage, die noch zu beantworten übrig- 
bleibt und die erneut Probleme aufwirft. Die großen Arbeiter- 
und Angestelltenverbände verfügen heute bereits über einen 
gewaltigen Organisationsapparat. Es sind besondere Abtei- 
lungen für Lohn- und Tarifpolitik, für Sozial- und Wirtschafts- 
politik, für Rechtsschutz umd Betriebsrätewesen neben den 
reinen Verwaltungsabteilungen geschaffen worden. In den 
Bezirken und Gauen sind besoldete Beamte für die Organisa- 
tion tätig. Die großen Verbände sind so zur Zeit einigem 
maßen in der Lage, den an sie gestellten Anforderungen ge- 
recht zu werden. Wesentlich schwieriger liegen die Dinge 
für die mittleren und kleineren Verbände. Sie können die 
Kosten, die für die Erhaltung eines großen Organisations“ 
apparates erforderlich sind, nicht aufbringen. Wie wir gesehen 
haben, ist auf Jahre hinaus dem Aufgabenkreis der Gewerk- 
schaften keine Grenze gesetzt. Es wird daher die Zeit 
kommen, wo selbst die großen und größten Verbände kaum 
noch der Entwicklung folgen können. Es ist daher nur selbst- 
verständlich, daß die Bestrebungen innerhalb der Gesamt- 
bewegung, durch Zusammenschluß einzelner Verbände große 
leistungsfähige Organisationen zu schaffen, in den letzten 
Jahren immer stärker in die Erscheinung treten. Der Ge- 
danke des Industrieverbandes gewinnt mehr und mehr An- 
hänger. Der Leipziger Kongreß des A.D.G.B. hat sich durch 
die Annahme der Resohron Dißmann. für die beschleunigte 
Schaffung der Industrieverbände ausgesprochen. Eine durch 
den Kongreß eingesetzte Kommission hat gerade in diesen 
Wochen ihre Arbeit abgeschlossen. Wie nicht anders zu er- 
warten war, hat trotz aller Bemühungen in der Kommission 
eine Verständigung nur in den wenigsten Fällen stattgefunden. 
Es stellte sich heraus, daß selbst die Anhänger :des In- 
dustrieverbandes über die Art desselben sehr verschiedener 
Meinung waren und sind. Während die eine Gruppe sich den 
Zusammenschluß auf horizontaler Linie denkt, tritt die andere 
für die vertikale Zusammenfassung ein. Beide Gruppen können 
auf ähnliche Konzentrationsbestrebungen innerhalb der kapi- 
talistischen Wirtschaft hinweisen. Aber selbst in den einzelnen 
Gruppen herrschen über den Aufbau Meinungsverschieden- 
heiten. Der Vorsitzende des Holzarbeiterverbandes, Kollege 
Tarnow, hat in einer jetzt erschienenen Broschüre, „Das 
Organisationsproblem des A.D.G.B., (Verlagsanstalt des Deut- 
schen Holzarbeiter-Verbandes G. m. b. H.), ausführlich die 
auftauchenden Schwierigkeiten behandelt. Im Rahmen dieser 
Ausführungen ist es nicht möglich, die Einzelheiten aufzu- 
zeichnen. Das eine darf jedoch festgestellt werden, und daran 
dürfen gerade die Angestelltenverbände nicht vorübergehen, 
deriIndustrieverband marschiert. Aus dem Trans- 
hortarbeiterverband ist der Deutsche Verkehrsbund, aus dem 

auarbeiterverband der Baugewerksbund geschaffen worden. 
In gleicher Linie finden wir den Gemeinde- und Staatsarbeiter- 
verband, den Eisenbahnerverband und schließlich den Metall- 
arbeiterverband. 

Nun könnte man annehmen, daß die Angestelltenverbände 
mit dieser Entwicklung der Arbeiterorganisationen wenig oder 
gar nichts zu tun haben; hat doch nach eingehenden Beratun- 
gen die für die Vorbereitung zum Leipziger Kongreß ein 
gesetzte Kommission es für unzweckmäßig angesehen, 
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die Angestellten in den Industrieverband aufzunehmen. Der 
schon erwähnte Kollege Fritz Tarnow hatte in einem zu Be- 
inn der Beratungen vorgelegten Expose zur Angestellten- 
rage folgendes ausgeführt: 

„Die Verhältnisse der Angestellten sind vielfach anders geartet als 

die der Handarbeiter und bedingen deshalb andersgeartete Gewerk- 
schaftseinrichtungen. Noch bedeutungsvoller aber ist der Umstand, daß 
das Gros der Angestellten sich erst in den Anfängen einer freigewerk- 
schaftlichen Bewegung befindet und noch 'stark durchsetzt ist von bür- 
gerlicher Ideologie und vom Standesgefühl. Wenn auch die freigewerk- 
schaftliche Angestelltenbewegung. erfreuliche Fortschritte gemacht hat, 
finden doch immer. noch die bürgerlichen Harmonieverbände bei den 
Kopfarbeitern eine starke Gefolgschaft. Die dem AfA-Bund ange- 
schlossenen Verbände bemühen sich. in vorbildlichster Weise, die An- 
gestellten freigewerkschaftlich zu erziehen und bei ihnen das Gefühl der 
Zusammengehörigkeit zur Arbeiterklasse zu erwecken. Dieses Klassen- 
bewußtsein kann aber nicht erzwungen werden durch einen verfrühten 
organisatorischen Zusammenschluß der Hand- und Kopfarbeiter; viel- 
mehr würde zur Zeit eine solche Maßnahme lediglich die Position der 
bürgerlichen Angestelltenverbände stärken und diesem weitere Massen 
von Kopfarbeitern  zutreiben.“ 
Dieser Standpunkt wurde dann auch allgemein anerkannt. 
Schließlich besteht ja auch der Organisationsvertrag zwischen 
dem A.D.G.B. und dem AfA-Bund, in dessen $ 2 im ersten 
Absatz gesagt wird: 

„Grundsätzlich wird der A.D.G.B. als die gewerkschaftliche Spitzen- 
organisation der Arbeiter-, der AfA-Bund als die der Angestelltenverbände 
anerkannt. Demgemäß sollen die Arbeiter in den dem A.D.G.B. die 
Angestellten in den dem AfA-Bund angeschlossenen Verbänden organi- 
siert werden.‘ 

Trotzdem zeigt die ‘Praxis, daß Arbeiterverbände An- 
gestellte organisieren. ‚Ich verweise auf den Gemeinde- und 
Staatsarbeiterverband und auf den Deutschen Verkehrsbund, 
die gelegentlich erklärt haben, wir erfassen alle Arbeitnehmer, 
also auch die Angestellten. Aus den letzten Wochen ist die 
Auseinandersetzung zwischen dem Eisenbahnerverband und den 
drei großen AfA-Verbänden, Butab, D.W.V. und Z,d.A,, 
bekannt. Es ist also durchaus erforderlich, diesen Bestrebumn- 
gen unsere Beachtung zu schenken. 

Die Frage des Industrieverbandes gewinnt aber- in einem 
anderen Zusammenhange noch größere Bedeutung für die An- 
gestelltenverbände. Die Ursache, die zu der Schaffung von 
Industsieverbänden drängt, liegt, wie wir gesehen haben, 
einerseits in der sich immer stärker zusammenballenden Wirt- 
schaft, andererseits in der Unmöglichkeit‘ für die kleinen Ver- 
bände, dieser Entwicklung standzuhalten. Und.hier finden wir 
in der Broschüre Tarnows einen Weg angedeutet, der, ohne 
zu Industrieverbänden zu führen, die Möglichkeit größter Kraft- 
Eyalnuk auch auf Arbeitnehmerseite schafft. Er verweist 
auf die Be 
weiterung des Aufgabenkreises fällt nach seiner Auffassung 
vornehmlich in die Kompetenz der allgemeinen Gewerkschafts- 
vertretung und nicht in die der Einzelverbände. Ein Ausbau 
der Spitzenorganisation und größere Machtbefugnisse dersel- 
ben scheinen ihm für die Zukunft erforderlich. Wörtlich 
führt er in der genannten Broschüre auf S. 35 aus: 

„Wer die Dinge von dieser Seite aus betrachtet, wird leicht er- 
kennen, daß für die Interessen der gesamten Arbeiterklasse die Frage 
einer Aenderung der Organisationsform bei den Einzelverbänden herz- 
fich unbedeutend ist gegenüber der viel wichtigeren Frage, wie die 
Gesamtorganisation, der Bund, vollkommener ausgebaut werden kann. 
In dieser Richtung ist die weitere Entwicklung 
der Gewerkschaftsbewegung zu suchen.“ 

Man wäre versucht, in diesem Zusammenhang noch weitere 
Ausführungen, die in der Richtung der Kräfteverschwendung 
liegen, zu machen, wenn man bedenkt, daß viele der großen 
Verbände akademisch geschulte Sozial- und Wirtschaftspoliti- 
ker angestellt haben, die oft die gleiche Arbeit verrichten. 
Bei der Debatte, die in der AfA-Bundesausschußsitzung vom 
Januar dieses Jahres über die Schaffung einer wirtschafts- 
politischen Abteilung im AfA-Bund stattfand, wurde auch 
diese Frage behandelt. Der Schreiber dieser Zeilen will es 
jedoch unterlassen, auf diese Einzelheiten einzugehen. Zweck 
des ganzen Aufsatzes soll es ja nur sein, die verschiedenen 
Probleme innerhalb der Gewerkschaftsbewegung zur Dis- 
re zu stellen. Es sind nicht nur Probleme für die Ar- 

eiterorganisationen, sie interessieren in steigendem Maße auch 
die freigewerkschaftlichen Angestelltenverbände, 


Bernhard Göring. 


Rundschau 


Wirtschaftsfragen 


Die Reichsindexziffer für Mai 1925, Die Reichsindexziffer 
für die Lebenshaltungskosten beläuft sich für den Durchschnitt 
des Monats Mai auf 135,5, gegen 136,7 im vorigen Monat. Sie 
ist demnach um 09 Prozent zurückgegangen. 
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Sozialpolitik 

Die En EN der Lohnsteuer. Der Reichstag hat noch 
vor Pfingsten im Steuerüberleitungsgesetz, das die Voraus- 
zahlungen auf die Einkommensteuer 1925 regelt, eine einst- 
weilige Regelung der Lohnsteuer getroffen, um das Inkraft- 
treten der Bestimmungen bereits ab 1. Juni zu ermöglichen. 
Die endgültige Regelung soll im — noch nicht durchberatenen 
— Einkommensteuergesetz erfolgen. Die Neuregelung bringt 
an wesentlichen Aenderungen nur eine Erhöhung des steuer- 
freien Lohnbetrages von 60 auf 80 R.-M. monatlich bzw. 15 auf 
18,60 R.-M. wöchentlich oder 2,50 auf 3,10 R.-M. arbeitstäglich. 
Die Familienermäßigungen sind für die Frau und das erste Kind 
wie bisher ein Prozent. Bei Steuerpflichtigen mit nicht mehr 
als 250 R.-M. monatlichem oder 60 R.-M. wöchentlichem Ein- 
kommen wird der Steuersatz für das zweite und jedes weitere 
Kind um je zwei weitere Prozent herabgesetzt. Bei einem 
Einkommen von über 250 R.-M. gilt dies vom dritten Kinde 
ab. Die Regelung gilt für die- Zeit nach dem 31. Mai, also 
ohne Rücksicht auf den Termin der Lohn- oder Gehaltszahlung. 
Indessen ist bestimmt worden, daß für den Fall, daß Lohn 
oder Gehalt für eine Periode gezahlt wird, die teils in den 
Mai, teils in den Juni fällt, die neuen Bestimmungen gelten. 

Die neuen Ermäßigungan treten automatisch in Kraft. 





Das Ende der Deutschen Werke 


" einziger 


schaften. umzuwandeln. Das 


Am 22. Mai fand eine außerordentliche Generalversammlung 
der „Deutsche Werke A.-G.‘“ statt, auf deren Tagesordnung als 
Punkt „Beschlußfassung über Organisationsände- 
rungen“ stand. Einleitend gab der Vorsitzende des Aufsichts- 
rats, Reichsminister a. D. Albert, einen Ueberblick über die 
Gründe,-die zu dem bekannten Beschluß des Aufsichtsrats auf 
Dezentralisation des Unternehmens geführt haben. Obgleich 
die technischen Probleme von den Angestellten in einer Weise 
gelöst worden seien, die das Lob der Verwaltung verdiene, 
waren auf die Dauer die erforderlichen Betriebsmittel auf dem 
privaten Kapitalmarkt nicht zu beschaffen. Es wurde deshalb 
mit der Reichsregierung wegen der Bewilligung eines Kredites 
in der notwendigen Höhe verhandelt. Das Ergebnis der Ver- 
handlungen war iedoch, daß für die „Deutsche Werke A.-G.“ 
in ihrer bisherigen Form und mit dem von der Verwaltung auf- 
gestellten Programm auch mit Reichsmitteln nicht gerechnet 
werden könnte. Danach blieb nichts anderes übrig, als den 
ursprünglichen Plan, die früheren Heeresbetriebe, in einer 
Gesellschaft zusammengefaßt, zu einem großen, einheitlichen 
Unternehmen zu entwickeln, aufzugeben, und entweder sämt- 
liche Betriebe stillzulegen und die „Deutsche Werke A.-G.“ zu 
liquidieren oder aber die im Umstellungsprozeß am weitesten 
fortgeschrittenen Werke als. Einzelunternehmungen fortzu- 
führen und den verbleibenden Rest in wirtschaftlicher Weise 
zu verwerten. Die Liquidation hätte angesichts der für den 
Verkauf von Fabrikationsstätten außerordentlich ungünstigen 
Wirtschaftslage zu einer Verschleuderung der Substanz 
führen müssen. Auf der anderen Seite habe sich der Gedanke, 
einen Teil der Werke als Einzelunternehmungen fortzuführen, 
bei näherer Prüfung als wohl durchführbar erwiesen. Nachdem 
die Hauptverwaltung der Deutschen Werke die ihr ursprüng- 
lich gestellte Aufgabe gelöst habe, bestehe kein zwingender 
Grund mehr, die bisherige zentrale Zusammenfassung der 
Einzelbetriebe weiter beizubehalten. Die Uebertragung der 
selbständigen Leitung der einzelnen Betriebe auf die örtlichen 
Werksdirektionen durch die Schaffung von Sondergesellschaften 
biete vielmehr den Vorteil, daß die örtlichen Leitungen völlige 
Bewegungsfreiheit erhalten, daß diese selbst und allein für 
den Erfolg ihrer Arbeit verantwortlich werden und daß die 
Kontrolle dieses Erfolges einfacher werde, Auch dürfte die 
künftige Finanzierung dieser Einzelgesellschaften, deren Er- 
folge und Aussichten unschwer zu übersehen sind, leichter sein 
> Bi Finanzierung der Deutschen Werke in ihrer bisherigen 

estalt. 


Von diesen Erwägungen geleitet, habe der Aufsichtsrat der 
Deutschen Werke beschlossen, dieienigen Werke, die in ihrer 
Entwicklung soweit fortgeschritten waren, daß eine Rentabili- 
tät in absehbarer Zeit zu erwarten ist, in selbständige Gesell- 
Werk Ingolstadt ist in die 
„Deutsche Spinnereimaschinenbau-A-G“ in 
Ingolstadt umgewandelt worden, das Werk Amberg in die 


„Deutsche Präzisionswerkzeuge A.-G“ in Am- 





berg. 
teiligt, 


An beiden Gesellschaften ist der bayerische Staat be- 
Das Werk Haselhorst Ist in die „Deutsche Kraft- 
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Neben diesen sind auch noch weitere Ermäßigungen, die auf 
Antrag bewilligt werden, geschaffen worden. Arbeitslose 
und Kurzarbeiter erhalten die Lohnsteuer 1924 zurückerstattet, 
sofern der steuerfreie Lohnbetrag für das Kalenderjahr 1924 
ticht in Höhe von mindestens 610 R.-M. berücksichtigt worden 
ist. Der Antrag muß bis zum 31. Juli 1925 an das Finanzamt 
gestellt sein. Dasselbe gilt für weitere Ermäßigungen, die im 
Falle besonderer Belastung des Steuerpflichtigen mit Ausgaben 
für den Unterhalt und die Erziehung von Kindern und anderen 
mittellosen Angehörigen oder bei Krankheit, Unfall und Kör- 
perverletzung sich ergeben. 

Mit dieser neuen Regelung bleibt die Tatsache bestehen, 
daß Deutschland dasjenige Land ist, in dem die kleinsten Ein- 
kommen steuerlich erfaßt werden, und daß an die Stelle gleich- 
mäßiger fester Abzüge für Familienangehörige Prozentsätze 
getreten sind, die also für die höheren Einkommen sich wesent- 
lich höher auswirken als für die niedrigeren. 

Es wird notwendig sein, bei der endgültigen Regelung der 
Einkommensteuer nochmals alles aufzubieten, um entsprechend 
den Forderungen der Gewerkschaften die Freigrenze auf miu- 
destens 100 R.-M. monatlich zu erhöhen und den Höchstsatz 
von zehn Prozent auf acht Prozent zu drücken, sowie feste 
Markbeträge für die steuerfreien Einkommensteile bei Vor- 
handensein von unterhaltenen Familienangehörigen einzuführen. 


fahrzeug A.-G.“ umgewandelt worden. 
des Werkes Spandau in die 
Werke A.-G.“ ist geplant. Das Werk in Kiel soll zusammen 
mit dem Werk Friedrichsort in die „Deutsche Werke 
A.-G. Kiel“ umgewandelt werden. Die Gründung wird das 
Reich vornehmen, das beide Werke übernehmen soll. Endlich 
ist beabsichtigt, das Werk Siegburg in die „Deutsche 
Stahl- und Walzwerk A.-G“ in Siegburg umzu- 
wandeln. 


Bemerkenswert ist, daß sich der Aufsichtsratsvorsitzende 
in seinen Ausführungen auch gegen Presseangriffe wandte, die 
der „Deutsche Werke A.-G.“ vorwerfen, daß site keine ord- 
nungsmäßige kaufmännische Buchhaltung und Kalkulation ge- 
habt habe, In dieser Richtung hat vor allem der volkspartei- 
liche Reichstagsabgeordnete Schmidt-Hirschberg in einem 
Artikel „Was lehren uns die ‚Deutschen Werke‘ “ in Nr. 18 der 
„Deutsche Arbeitgeber-Zeitung‘“ sehr scharfe Kritik an der 
bisherigen Leitung der „Deutsche Werke A.-G.“ geübt. Wir 
fühlen weder Beruf noch Neigung, die Leitung der Deutschen 
Werke gegen diese Angriffe in Schutz zu nehmen, sondern 
beschränken uns darauf, festzustellen, daß es vollkommen ab- 
wegig ist, wenn Herr Schmidt, der im Ha 'ptberuf Fabrikdirek- 
tor ist, in seinem Artikel behauptet, es sei „ausgesprochener 
Bankerott des Staatssozialismus, den man unter den November- 
Nebeln in die Betriebe verpflanzte, deren Fabrikate im freien 
Wettbewerb den technischen Fortschritten unterliegen und 
deren Herstellung und Absatz durch billige Preise mit Hilfe 
von vielen Goldmark-Millionen aus Staatsmitteln sichern 
wollte“. Als einen Bankerott des Staatssozialismus könnte 
man das Ende der „Deutsche Werke A.-G.“ doch wohl nur 
dann bezeichnen, wenn bei der Gründung dieses Unternehmens 
die Absicht bestanden hätte, etwas zu sozialisieren. Es ist 
aber allgemein bekannt, daß die Gründung der „Deutsche 
Werke A.-G.“ lediglich aus der Notwendigkeit heraus erfolgt 
ist, irgendeine Form zu finden, um die restlose Verschleuderung 
der in den staatlichen Rüstungsbetrieben investierten Werte, 
die ein Stück Nationalvermögen darstellten, zu vermeiden. 


In der Aussprache zu den Mitteilungen des Aufsichtsrats- 
vorsitzenden nahmen die als Aktionäre erschienenen Kollegen 
Schweitzer von unserem Bunde und Heinig vom Deut- 
schen Werkmeisterverband das Wort. Kollege Schweitzer 
erklärte, daß er den Optimismus des Vorsitzenden hinsichtlich 
der Wirkung der vom Aufsichtsrat beschlossenen Umstellung 
der Deutschen Werke um so weniger zu teilen vermöge, als im 
vorliegenden Fall ein Weg beschritten werde, der ‘dem von 
der Privatindustrie in den letzten Jahren eingeschlagenen ge- 
rade entgegengesetzt sei. Er bezeichnete es außerdem als auf- 
fallend, daß die Zerschlagung der Deutschen Werke gerade in 
dem Augenblick vorgenommen worden sei, wo die Durch- 
führung des von der Verwaltung aufgestellten Produktions- 
programms die Aussicht auf eine baldige Rentabilität des Unter- 
nehmens eröffnet habe. Es sei bekannt, daß sich in der kon- 
kurrierenden Privatindustrie eine starke Beunruhigung über 
die technischen Erfolge der Deutschen Werke bei der Entwick- 
lung. bestimmter Fabrikate, wie des D-Motorrades und des 
seinerzeit ausgestellten Kleinautos, bemerkbar "gemacht habe. 


Die Umwandlung 
„Deutsche Industrie- 
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Er richtete an den Vorsitzenden: die Frage, ob der Vorwuri 
der Schleuderkonkurrenz, der von der .Privatindustrie gegen 
die Deutschen Werke. gerichtet worden sei, irgendwelche Be- 


rechtigung habe. Außerdem erklärte er, daß der Verdacht: 


nicht von der Hand- zu weisen sei, daß die Privatindustrie auf 


‚die Reichsregierung eingewirkt habe, um sie zur Verweigerung . 


des von der Verwaltung der Deutschen Werke seinerzeit ge- 
forderten Kredites zu veranlassen, und auf diese Weise die 
Beseitigung der unangenehmen Konkurrenz zu erreichen. Im 
Anschluß an die Ausführungen des Kollegen Schweitzer übte 
auch Kollege Heinig Kritik an der beschlossenen Verselbstän- 
digung der einzelnen Betriebe und sagte als natürliche Folge 
dieser Zersplitterung ein Gegeneinanderarbeiten der einzelnen 
Werke und eine Verteuerung der Produktion voraus. Die 
Verselbständigung der einzelnen Betriebe erleichtere es auch 
dem Privatkapital ganz wesentlich, sich die rentablen Teile 
anzueignen. Dabei bilde es eine besondere Gefahr für die 
Zukunft, daß bei der Grün- 

dung der neuen Aktien-Gesell- 

schaften außerordentlich hohe, 

stille Reserven vorgesehen wor- 

den sind. Bei einem Zusam- 

menbruch der einzelnen neten 

Gesellschaften, der ja durchaus 

im Bereich der Möglichkeit 

liege, gingen diese stillen Re- 

serven außerordentlich unter- 

bezahlt bei der Ausschlachtung 

womöglich inPrivathände über. 

Die Antwort des Vorsitzenden 

war nichts weniger als über- 

zeugend. Er erwiderte zunächst 

auf die Frage des Kollegen 

Schweitzer, daß von einer 

Schleuderkonkurrenz der Deut- 

schen Werke nicht die Rede 

sein könne, bemühte sich dann 

aber, den Beschluß des Auf- 

sichtsrats auf Verselbständi- 

gung der einzelnen Betriebe zu 

rechtfertigen und vermied es 

sorgfältig, “sich darüber zu 

äußern, inwieweit die Verwei- 

gerung “© eines ausreichenden 

Reichskredits zur Fortführung 

der „Deutsche‘ Werke A.-G.“ 

auf das Betreiben der Privat- 

indıstrie zurückzuführen ist. 

Selostverständlich war es nicht 

möglich, in der Generalver- 

sammlung zu verhüten, daß die 

Zerschlagung der Deutschen 

Werke beschlossen wurde. * 
Schließlich ist ja. ihr Schick- 

sal schon vor Monaten im 

Reichsfinanzministerium ent- 

schieden worden. Immerhin 

war es geboten, bei Gelegen- 

heit der Generalversammlung 

noch einmal. .die Aufmerksam- i 
keit der Oefientlichkeit aut MRemar 

einen Vorgan hinzulenken, 

der nicht nur für die in den Deutschen Werken beschäftigten 
Arbeiter und Angestellten von Bedeutung ist. 


Neuer Schiedsspruch in der Berliner Metallindustrie. In 
Nr. 18 der „D.T.Z.“ berichteten wir an dieser Stelie, daß in- 
folge der in Urabstimmung der: Angestellten erfolgten Ab- 
lehnung eines Schiedsspruches, der, entgegen dem “Antrage 
aller Angestelltenverbände auf Gehaltserhöhung, die bisherigen 
Sätze auch weiterhin bestehen lassen wollte, ein tarifloser Zu- 
stand entstanden sei. Auf Grund des Abstimmmigsergebnisses 
wurde nochmals der. Versuch gemacht, mit dem Verband Ber- 
kiner . Metallindustrieller . in ‚freier ‚Vereinbarung eine Lösung! 
des Konfliktes zu finden, aber auch dieser Versuch blieb er- 
folglos.. Es wurde deshalb der Schlichter für Groß-Berlin 
angerufen, auf ‚dessen Veranlassung am 23. Mai 1925 ein 
Schiedsgericht tagte, das folgenden Schiedsspruch fällte: 

„Das zwischen den Parteien am 19. januar 1925 abee- 
schlossene, inzwischen abgelaufene Gehaltsabkommen wird mit 
der Maßgabe vom 1. Mai 1925 ab. wieder in. Kraft gesetzt, 
daß die in ihm vorgesehenen, sich aus. der Tabelle des 
Teiles‘ 111,3 sowie aus den Uebergangsbestimmungen des 
Teiles IN, 2 ergebenden Gehaltssätze um fünf Prozent erhöht 
werden. — Erklärungsfrist bis zum 29. Mai 1925. 

Gründe: Zwischen den Parteien besteht ein Tarifver- 
trag, der in seinem dritten Teile die in einer besonderen Ta- 
belle "einzeln "aufgeführten "Gehälter Testsetzt. Das Gehalts- 
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abkommen ist mit einmonatiger Frist kündbar und auch von 


‚den Angestelltenverbänden ordnungsmäßig zum 31, März 1925 


ekündigt worden. Eine . Verständigung über ein neues Ge- 
Be erkomgen ist zwischen den Parteien nicht. erzielt wor- 
den, so daß zur Zeit, soweit das Gehaltsabkommen in Frage 
kommt, ein, vertragsloser Zustand besteht. Die Angestellten- 
verbände haben den Sehlichter. zum Zweck der Hilfe beim 
Abschluß einer neuen Gehaltsregelung angerufen. Da es ge- 
boten erschien, den vertragslosen Zustand zwischen den Par- 
teien zu beenden, hat die Schlichtungskammer den oben wie- 
dergegebenen. Schiedsspruch gefällt. 5 
Eine Erhöhung der Gehaltssätze, um fünf Prozent vom 
1. Mai ab erschien mit Rücksicht auf die vergleichbaren Ge- 
haltssätze in ähnlichen Wirtschaftszweigen angemessen. 
gez.: Wissell.‘“ 
Von den Angestellten wurde dieser Schiedsspruch, trotiz- 
dem er erst ab 1 Mai 1925 in Wirksamkeit treten soll und 
die festgesetzte Gehaltserhö- 
hung von fünf. Prozent gering 


Der Vertrauensmann: {gene Tas, der 


strieller den. Spruch . ablehnen 
sollte, wird dessen Verbindlich- 
erklärung beim Reichsarbeits- 
ministerium beantragt werden. 


Feuerwehrgeräte - Fabrik 
Kocbe, Luckenwalde. Die ge- 
nannte Firma ist unserer 
Rechtsschutzabteilung nicht un- 
bekannt. Eine stattliche Reihe 
von Kollegen war genötigt, den 
Rechtsschutz unseres Bundes 
gegen diese Firma in Anspruch 
zu nehmen... Wiederum sahen 
sich zwei Kollegen, die wohl 
notgedrungen vier bzw; sieben 
Jahre dort ausgehalten haben, 
genötigt, ihre Stellung zu kün- 
digen und gleichzeitig das: Ge- 
werbegericht und die Hilfe un- 
seres Bundes in Anspruch zu 
nehmen. Nicht nur, daß bei 
außerordentlich minimalen. Ge- 
hältern. ohne besondere Bezah- 
lung eine zwölf- oder mehr- 
'stündige Arbeitsleistung ver- 
langt. wird, beliebt der Ge- 
schäftsinhaber daneben seinen 
Angestellten gegenüber einen 
Ton anzuschlagen, wie er viel- 
leicht vor Jahren auf Kasernen« 
höfen üblich . gewesen sein 
mag. Bezeichnungen, wie 
Schweinekerls,. sozialdemokra- 
tische Halunken, sind nach den 
uns zugegangenen Schilderun- 
gen die üblichen Anredefor- 
men. Wir: können nach den 
gemachten Erfahrungen wise- 
ren. Mitgliedern nicht empfeh- 
len, . ihre Arbeitskraft der 
Feuerwehrgeräte-Fabrik Koebe in Luckenwalde zur Verfügung 
zu. stellen. Ä 

Zur Gehaltsbewegung der Angestellten in. der Ösierreichi- 


‘schen Textilindustrie. Vom „Bund der. Industrieangestellten 


Ocsterreichs‘‘ erhalten ‚wir. die Nachricht, daß die Gehaltsbe- 
wegung .der Kollegen in Wien, Niederösterreich und in Steicr- 
mark erfolgreich beendet werden konnte. Die verhängte Sperre 
ist für diese Gebiete aufgehoben. Im Kampfe stehen jetzt nur 
noch die Angestellten der Textilindustrie _ in Oberösterreich, 
für welche die Sperre auch weiterhin bestehen bleibt. 


Was .die Bauunternehmer wollen! Nachdem die freien 
Verhaudiungen zur Erneuerung des: Reichstarifes für die tech- 
sischen Angestellten im Baugewerbe gescheitert sind, erscheiut 
es angebracht, die Voraussetzungen, unter denen die Unter- 
nehmer bereit sind, erneut einen Reichstarif abzuschließen, 
unter die Lupe zu nehmen. :Wie wir an dieser: Stelle schon be- 
richtet haben, kommt es den Unternehmern in erster Linie 
darauf an, in der Gehaltsfrage freie Hand zu haben. Die rheto- 


‚isch vollendetsten Vorträge von"Unternehmerseite können na- 


türlich niemand “arüber hinwegtäuschen, daß der Zweck 
dieser Forderungen ist, am Gehaltsetat für die technischen An- 
gestellten im einzelnen Baugeschäft soviel wie. möglich zu 
sparen. Denn wenn es .sich nur darum .handeln. ‚würde, 
zwischen den ‚mittleren und hochqualifizierten Arbeitskräftert 
in der Gehaltshöhe eine größere Differenzierung durchzufüh- 
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ren, so würde sich bei gutem Wilfen, der auf. unserer Seite 
vorhanden ist, ein Weg haben finden lassen, der diese Differen- 
zierung nicht nur ermöglicht, sondern bis zu einem gewissen 
Grade garantiert. Das ist aber, was die Unternehmer nicht 
wollen. Sie wollen sich höchstens an ein Mindestgehalt binden, 
das dann in den bezirklichen Verhandlungen sehr niedrig ge- 
halten wird mit dem Hinweis auf die durch „Wohlwollen“ 
der Unternehmer zu erreichende Leistungszulage. 

Untersucht man die übrigen Abänderungsvorschläge der 
Unternehmer, so wird man finden, daß dieselben fast restlos 
diesem einen Ziel dienen. Vollakademikern soll der Unter- 
nehmer künftig noch niedrigere Gehälter anbieten dürfen, als 
für die übrigen Techniker als Mindestgehalt tarifvertraglich 
vereinbart ist. Von ihnen soll eine noch längere Arbeitszeit 
gefordert werden können als von den alter technischen An- 
gestellten. Die Vollakademiker sollen vogelfrei sein. Nur so ist 
es möglich, die jüngeren Akademiker, die zunächst, gestützt 
auf das Vermögen ihres Vaters, den größten Wert darauf 
legen, überhaupt in die Praxis zu kommen, zu Lohndrückern 
der übrigen technischen Angestellten zu mißbrauchen. Es 
wird zweifellos auf den jüngeren Techniker, der eine Leistungs- 
zulage fordert, nicht ganz ohne Eindruck bleiben, wenn ihm 
sein Chef auseinandersetzt, daß die Forderung unberechtigt 
sei, da z. B. Herr Regierungsbauführer X für ein Taschengeld 
von 60 oder 70, vielleicht auch 0 Mark zwölf Stunden, wenn 
erforderlich, sogar Sonntags arbeitet. Aehnlich wirkt die 
Forderung, daß es im Belieben des Arbeitgebers liegt, die 
48 stündige Wochenarbeitszeit „vorübergehend“ auf 54 Stun- 
den ohne irgendwelche Sonderbezahlung zu verlängern. Vor- 
sichtigerweise haben die Unternehmer den Begriff ‚‚vorüber- 
gehend‘ nicht näher umschrieben. Es ist also sehr 'leicht 
denkbar, daß rücksichtslose Firmen von dieser Machtvoll- 
kommenheit recht häufig Gebrauch machen. Wenn das an 
etwa 150 Arbeitstagen im Jahre geschieht und allgemein 
durchgeführt würde, wogegen der Tarifvertragsentwurf der 
Unternehmer durchaus keine Sicherheit bietet, so würde das 
bei 20000 Bautechnikern drei Millionen Stunden ergeben, das 
sind 62500 Wochen oder die normale Arbeitszeit von 1200 Bau- 
technikern. Nun ist es richtig, daß eine .derartige Rechnung 
nicht ohne weiteres stimmt, weil es: erfahrungsgemäß nicht 
möglich ist, längere Zeit hindurch täglich neun Stunden intensiv 
geistig zu arbeiten. Wenn es den Unternehmern aber. gelingen 
würde, das -Reserveheer der stellenlosen Techniker durch Ver- 
Engefune der Arbeitszeit zu vergrößern,. so würden die in 
Stellung befindlichen oder diejenigen, die nach langer Stellen- 
losigkeit neu Stellung erhalten, bereit sein, bis zur Erschöp- 
fung zu arbeiten mit dem Erfolg, daß ihre Lebens- und Ar- 
beitskraft sehr bald nachläßt und sie schon im besten Mannes- 
alter Berufsinvaliden sind. Um ihren Willen durchzusetzen und 





AfA-Knappschaftstagung. Am 24. Mai 1925 fand in Han- 
nover eine vom AfA-Bund einberufene Sitzung statt, in der 
knappschaftliche Angelegenheiten besprochen wurden. Außer 
den in den Vorständen des Reichsknappschaftsvereins tnd 
der Bezirksvereine tätigen Vorstandsmitgliedern war der Vor- 
stand des; alten Bergarbeiterverbandes vertreten, ferner nahmen 
als Gäste der Vertrauensmann des Reichsknappschaftsvereins, 
Kollege Wißmann, söwie zwei Herren teil, die mit der Ren- 
tenberechnung für die Angestellten und den statistischen Unter- 
lagen für die Angestelltenabteilungen der Pensionskassen im 
Reichsknappschaftsverein zu tun haben. 

Eingehend wurde darüber gesprochen, wie die vom Vor- 
stand des Reichsknappschaftsvereins beschlossene Rentenbe- 
rechnung in Zukunft weiter ausgebaut werden müsse. Be- 
Schlüsse, die für die Angestelltenschaft des Bergbaues von 
weitestgehender Bedeutung sind, wurden gefaßt. Eingehend 
wird darauf noch in der nächsten Zeit zurückgekommen. 
Die Konferenz. hat den Kollegen Werner beauftragt, bereits 
vorläufig mit allen in Frage kommenden Stellen sich in Ver- 
bindung zu setzen, um den in dieser Sitzung beschlossenen 
Gedanken die Wege. zu ebnen. 

Es wurde ferner die Frage erörtert, wie man den berech- 
tigten. Anforderungen der Angestellten des Bergbaues an die 
Krankenkasse entsprechen kann. Die nachstehende Entschlie- 
Hung at am besten, in welcher Richtung gearbeitet wer- 
en soll. 

‚„Mit dem Bergarbeiterverband ist eine Verständigung darüber herbei- 
zuführen, inwieweit es möglich ist, unter den heutigen Verhältnissen 
in der Krankenkasse berechtigten Sonderwünschen der Angestellten ge- 
recht zu werden.“ 

. Um die Differenzen zu klären, die sich daraus ergeben, ob 
und inwieweit der Abbau der Doppelversicherung gerecht- 
fertigt sei, wurde folgender Antrag angenommen: 
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die Profite auf Kosten der Angestellten zw stei ern, bedürfeız 


die Unternehmer dieser Reservearmee der Ar eitslosen. Sie 


sind deshalb nicht nur durch willkürliche Arbeitszeitverlänge- 
rüng bemüht, dieses Heer zu vergrößern, sondern auch durch 
einen weitgehenden Abbau des Urlaubs. Während nach dem 
bisherigen Reichstarifvertrag der garantierte Höchsturlaub 
21 Arbeitstage betrug, soll er künftige um elf auf zehn Tage 
ermäßigt werden. Stellt man als mittlere Urlaubsverkürzung 
nur sechs Arbeitstage in Rechnung, so ist die Urlaubsverkür- 
zung gleich der normalen Jahresarbeitszeit von 400 Bautechni- 
kern. Mit den durch die Arbeitszeitverlängerung erübrigten 
1200 ergibt sich somit eine theoretische Ersparnis von 1600 
Technikern, um die die Masse der Stellenlosen dauernd ver- 
größert werden soll, und die den Unternehmern anscheinend 
geeignet erscheinen, aus ihres’Wertes bewußten Technikern 
willenlose Heloten zu machen. Auf derselben Linie bewegt 
sich das Bestreben der Unternehmer, die über 54 Wochen- 
stunden hinaus angeordneten Ueberstunden sowie Nacht- und 
Sonntagsstunden schlechter zu bezahlen als bisher. Je un- 
zulänglicher das Gehalt an und für sich, je eher werden An- 
ie Ite bereit sein, um jeden Preis auf Kosten ihrer Gesund- 
eit Ueberstunden in unbegrenzter Zahl zu leisten. Eröffnet 
sich ihnen doch dadurch wenigstens die Mö lichkeit, für sich 
selbst und ihre Familie sonst uheschwidelrte Anschaffur- 
gen zu machen. Auch durch solche Ueberstundenarbeit wird 
ie Dauer der Leistungsfähigkeit des einzelnen um Jahre ver- 
kürzt, aber das Heer der Stellenlosen und die Ab ängigkeit 
der Techniker vom Arbeitgeber vergrößert. Schließlich 
ist es durchaus ‘wahrscheinlich, daß die Unternehmer damit 
rechnen, daß sich der Mißmut ihrer bis zum Zusammen- 
brechen ausgebeuteten Angestellten gegen die Gewerkschaften, 
die derartige Tarifverträge unterschrieben haben, wendet, sie 
ihren bisherigen Organisationen den Rücken kehren und damit 
spealut wehrlose Objekte profitwütiger Unternehmerwillkür 
werden. 

 Bautechniker! Habt Ihr deshalb Axt und Kelle beiseite 
gelegt, Eure eigenen, mühsam erworbenen oder die letzten 
Spargroschen Eurer Eltern zum Studium verwandt, um schließ- 
lich mit Eurem Einkommen und Euren sonstigen Arbeits- 
bedingungen von der Gnade oder Laune eines Arbeitgebers ab- 
hängig zu sein? Wenn nicht, dann bereitet Euch vor auf 
einen zähen Kampf um die Erhaltung und Erweiterung Eures 
alten, tariflich fest elegten Arbeitsrechtes. Verlaßt Euch 
nicht auf das Wohlwollen Eurer Arbeitgeber, sondern auf 
Eure eigene Kraft. Stärkt die Organisation, schließt die Reihen 
unserer Kampffront. Ihr tut es nicht für einen außerhalb 
Eurer Person stehenden Bund, sondern für Euch, für . Eure 
Frauen, für Eure Kinder, für das Ansehen und die Geltung des 
technischen Angestellten überhaupt! BER 


WAUILART 


„Um die Frage zu klären: ‚Wird den Angestellten bei dem Wegfall 
der Doppelversicherung Schaden zugefügt?‘ beauftragt die Konferenz den 
Kollegen Werner, durch die Verwaltung des Reichsknappschaftsvereins fest- 
stellen zu lassen, wieviel früher doppelt versicherte Kollegen mehr an Bei- 
trägen gezahlt haben, als solche mit gleichem Einkommen in einem 
Verein, der Ersatzkasse war.“ 

Ein eingehendes Referat wurde darüber erstattet, wie wir uns 
in sachlicher und taktischer Hinsicht zu der kommenden No- 
velle zum Reichsknappschaftsgesetz verhalten sollen. Welche 
Forderungen vom AfA-Bund erhoben, braucht ja im einzelnen 
hier nicht wiederholt werden. Um unseren Forderungen den 
nötigen Nachdruck zu verleihen, um weiter von vornherein 
die Einheit der Forderungen und der Aktion zu wahren, 
wurde beschlossen: i 

„mit dem Bergarbeiterverband baldigst in Verbindung zu treten, um einen 
ständigen Knappschaftsausschuß zu bilden.“ 

In Verfolg dieser Angelegenheit sind auch bereits die 
nötigen Schritte in die Wege geleitet und es ist ein Ausschuß 
gebildet worden, der sich aus 5 Mitgliedern des Bergarbeiter- 
verbandes und 4 AfA-Bundesmitgliedern zusammensetzt und 
der in gemeinsamer Arbeit alle zwischen Arbeitern und An- 
gestellten bestehenden Differenzen klärt, vor allem aber den 
Forderungen jeder Gruppe die gemeinsame Unterstützung 
sichert. 

Erwähnt sei noch folgender Beschluß: 

„Mit dem Bergarbeiterverband ist eine Verständigung über die 
Herausgabe eines Tiapnschattictien Mitteilungsblattes herbeizuführen.“ 

Hierzu ist zu bemerken, daß die Arbeitgeber Schwierig- 
keiten machen, die von den Arbeitnehmern geäußerten Wünsche 
über eine Aenderung der Herausgabe der Zeitschrift „Der 
Kompaß“ zu erfüllen. Es wird also der. Arbeitnehmerschaft 
nichts anderes übrigbleiben, als ein eigenes Knappschafts- 
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organ herauszugeben, welches hoffentlich später vom Reichs- 
knappschaftsverein übernommen werden Kann. 

Alies in allem ist zu sagen, daß in dieser Konferenz, in 
der Vorstandsmitglieder von Bezirksvereinen anwesend waren, 
in denen über 80 Prozent der Angestellten versichert sind, 
Beschlüsse gefaßt wurden, hinter denen nicht allein schöne 
Reden, sondern auch die Kräfte stehen, die zur Durchführung 
von Forderungen unbedingt vorhanden sein müssen, Zu be- 
dauern ist nur, daß in der Angestelltenschaft das Gefühl für 
die Notwendigkeit dieser Kräftekonzentration so wenig VOT- 
handen ist. 


Auf dem Wege zum Weltsyndikat im Kalibergbau. Nach 
der Abtrennung von Elsaß-Lothringen standen bekanntlich die 
deutsche und die elsässische Kaliindustrie in einem heftigen Kon- 
kurrenzkampfe bei der Belieferung des Weltmarktes. Dieser 
Koskurrenzkampf wurde gemildert durch das im Herbst 1924 
getroffene Abkommen über die Belieferung von Nordamerika, 
das als der Hauptabnehmer im Auslande in Frage kommt. 
Schon damals sprachen wir die Erwartung aus, daß dieses Ab- 
kommen auf dem gesamten Weltmarkt anerkannt werden würde. 
Am 7. Mai ist in Paris eine Vereinbarung zwischen der deut- 
schen und der elsässischen Kaliindustrie zustande gekommen, 
welche die Belieferung des gesamten Weltmarktes regelt. 
Die Verteilung des Absatzes erfolgt auf die deutschen und die el- 
sässischen Kaliwerke im Verhältnis von 70:30. Ausgenommen 
von der Vereinbarung sind Deutschland und Frankreich, deren 
Belieferung der deutschen bzw. elsässischen Kaliindustrie vor- 
behalten ist. Die Kosten der Propaganda für den Kaliverbrauch 
in den vom Abkommen erfaßten Ländern sollen in dem 
gleichen Verhältnis wie bei der Lieferquote umgelegt wer- 
den. Das Abkommen erstreckt sich auf die Produktion, indem 
gesagt wird, daß die 70- bzw. 30 prozentige Beteiligung am 
Auslandsabsatz durch eine Vermehrung der Produktionsstätten 
eine Verschiebung nicht erfährt. Damit ist der Schaffung neuer 
Kaliwerke ein Riegel vorgeschoben. Die Umlegung der ein- 
gehenden Beträge auf die deutschen bzw. elsässischen Werke 
soll durch eine in Holland zu errichtende Verteilungsstelle er- 
folgen. Man will dadurch gewissermaßen eine neutrale Steile 
schaffen, die dem Einfluß der Industriellen der beiden ver- 
tragschließenden Länder entzogen ist. Das Abkommen soll 
die Konkurrenz auf dem Weltmarkte beseitigen. 

Die Einzelheiten des Abkommens, insbesondere die Schaf- 
fung einer neutralen Abwicklungssteile, deuten auf die Bil- 
dung eines Weltsyndikates hin. Ob diese Entwicklung der deut- 
schen Kaliindustrie förderlich oder binderlich ist, möchten 
wir im Augenblick nicht untersuchen. Wir möchten nur darauf 
hinweisen, daß die Deutsche Reichsregierung und der Reichs- 
tag aufzupassen haben, daß ihnen die deutsche Kaliindustrie 
nicht aus den Händen gleitet oder der Einfluß des Kaliwirt- 
schaftsgesetzes zurückgedrängt wird. 


Statistisches. Die Zeitschrift „Glückauf‘ bringt über die 
Angestellten im Ruhrrevier folgende Ausführungen: 

„Wie die Arbeiterzahl, hat auch die Zahl der im Ruhr- 
bergbau tätigen Beamten ihren Höhepunkt bereits überschrit- 
ten. Im letzten Jahre wurden an technischen und kaufmänni- 
schen Beamten zusammen 28260 gezählt, das sind 2450 oder 
7,97 Prozent weniger als im Vorjahre. Die Entwicklung der 
Beamtenzahl und ihre Verteilung auf technische und kauf- 
männische ist nachstehend ersichtlich gemacht: 


Techn. u. kaufm. Beamte 
insgesamt 


auf1Mill t, 
Förderung 


Technische Beamte 


Kaufm. 
aufiMill.t, 
Beamte 


Förderung 


Jahr 


überhaupt überhaupt 


1913 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 
1920 _ 
1921 
1922 
1923 
1924 


11999 
11 481 

9 656 
10 378 
11 747 
12 940 
15 235 
17 023 
18 342 
19 898 
20 728 
19 408 


105 
117 
111 
110 
118 
135 
214 
193 
194 
204 
485 
206 


2889 
2 782 
2 399 
2591 
2 944 
3 213 
4 434 
5 889 
17358 
8968 
9981 
8852 


14 888 
14 263 
12 055 
12 969 
14 691 
16 153 
19 669 
22 862 
25 0 
28 866 
30 709 
28 260 


130 
145 
139 
137 
148 
168 
276 
259 
272 
297 
718 
300 


Aus den vorstehenden Zahlen ergibt sich eine außerordent- 
lich große Vermehrung der Beamten gegenüber der Friedens- 
zeit. Im letzten Jahre wurden an technischen Beamten 7409 
oder 61,75 Prozent mehr gezählt als 1913, bei den kaufmänni- 
schen Beamten betrug die Vermehrung 5963 oder 206,40 Pro- 
zent; insgesamt beläuft sich die Zunahme auf 13372 Beamte 
oder 89,82 Prozent. Diese gewaltige Steigerung der Beamten- 
zahl entspringt nun aber im wesentlichen einer bloßen Ver- 
schiebung gewisser Arbeitergruppen nach der Beamtenseite, 


eigenschaft erhalten: 
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So haben nach Maßgabe der grundlegenden Tarifverein- 
barungen die. Angehörigen der folgenden Arbeitergruppen, 
deren in 1919 ermittelte Zahl danebengesetzt ist, die Beamten- 


Fördermaschinisten x 1548 
Meister der Gruppen B und C 2595 
Fahrhauer ' 1510 
Das sind bei 5650 Personen, wenn man dazu auch noch 
die gleichfalls in die Beamteneigenschaft -emgereihten Labö- 


 ranten schlägt, nicht viel weniger, als der Gesamtzuwachs 


“der technischen Grubenbeamten (rund 7000) ausmacht. Dazu 
hat auch die auf einer oberbergamtlichen Verordnung be- 
ruhende Verkleinerung der Steigerreviere eine Vermehrung 
der Steigerzahl zur Folge gehabt, und in der gleichen Rich- 
tung wirkt die fortschreitende Mechanisierung des Untertage- 
betriebs. Anders verhält es sich mit der Vermehrung der 
kaufmännischen Beamten. Hier hat zwar auch eine Einstel- 
lung von früher im Arbeiterverhältnis stehenden Personen 
stattgefunden, indem die Lehrlinge (379 in 1919) und die Mehr- 
zahl der jetzt in Klasse C befindlichen Angestellten (1103 im 
1919) den Beamten zugeführt worden sind, vornehmlich er- 
wächst aber die Zunahme der Zahl der kaufmännischen Be- 
amten aus dem außerordentlich großen Maß von Mehrarbeit, 
‘das sich für sie gegen die Friedenszeit ergeben hat. 

Der im letzten Jahr vorgenommene Abbau der Beamten 
hat sich mit 1300 auf die technischen und mit 1100 auf die 
kaufmännischen verteilt. Prozentual ist bei letzteren der Ab- 
bau mit 11,31 Prozent wesentlich größer als bei ersteren, wo 
er 6,37 Prozent betrug. 


Beamtenzahl im Ruhrbergbau 1922 und 194 
nach Monaten. 
ee En 

1922 1924 
\ kauf- gi kauf- 
0 technische Enniche technische männische 
Beamte Beamte 


ii em 
. 19 363 8671 19 903 9491 
= 19 426 8690 19 630 9 262 
19 553 8734 19 444 9 001. 


: 19447 9251 


19725 8853 
8923 


. 19 800 
i 19 902 8836 
3 


2. Vierteljahr 19 809 


1. Vierteljahr 


Mai 
Juni . 


ER ar 
August . „2. nie a 
September , 


3. Vierteljahr 


9165, 
9287 
9259 


9237 


19215 
19 175 
19 182 


19191 


Bkisner A. HER ee 
November . REN 
Dezember . 


4. Vierteljahr 


Ganzes Jahr Sir | 19 898 | 8968 | 19 408 8852 


Entschließungen zur Grubensicherheitsirage. Die Arbeiter- 
und Angestelltengruppe der Arbeitskammer für den Ruhrberg- 
bau hat sich in ıhırer Sitzung am 23. Mai nochmals mit der 
Frage der Einführung eines Reichsberggesetzes beschäftigt 
und nachfolgenden Antrag den beteiligten Regierungsstellen 
übersandt: 

„Die in der letzten Zeit erfolgten großen Massenumglücke im Kohlen- 


. bergbau des Ruhrgebietes sowie die besonderen Gefahren, die der Berg- 


bau in sich birgt, erfordern gebieterisch eine Verbesserung und Reorgani- 
sation des bestehenden Grubensicherheitswesens. In erster Linie ist es 
erforderlich, die durch die verschiedenen Landesgesetze verworrene Berg- 
ren durch Schaffung eines Reichsberggesetzes einheit- 
lich zu regeln. Insbesondere muß im neuen Reichsberggesetz der betrieb- 
liche und soziale Schutz der Arbeiter und Angestellten wesentlich ver- 
schärft werden. Es müssen dabei die neuen arbeitsrechtlichen Bestim- 
mungen Berücksichtigung finden. 

ie Gruppen der Arbeiter und Angestellten der Arbeitskammer für 
den Kohlenbergbau des Ruhrgebiets ersuchen daher die Reichsregierung, 


“ihnen baldigst einen Entwurf zu einem Reichsberggesetz zur Begutach- 


tung vorzulegen.“ 


‚Die Brandenburger Bundeskollegen haben auf ihrem am 
24. Mai 1925 in Berlin stattgefundenen Gautag zum Gruben- 
sicherheitswesen und zur Frage der Arbeitszeit im Bergbau 
Stellung RB und einstimmig folgende EntschließBung an 
den Bundesvorstand gerichtet: 

Der sechste ordentliche Gautag des Gaues Brandenburg des Bundes 
der technischen Angestellten und Beamten bringt den Verunglückten und 
den Hinterbliebenen der Todesopfer bei der neuesten furchtbaren Kata- 
strophe auf Grube Dorstfeld das tiefste Mitgefühl zum Ausdruck. Die 
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erschreckende Häufung derartiger Grubenunglücke in der letzten Zeit 
gibt dem Gautag Veranlassung, den Bundesvorstand aufzufordern, nichts 
unversucht zu lassen, um die Forderungen der technischen Angestellten 
der Fachgruppe Bergbau mit größter Beschleunigung zur Durchführung 
zu bringen. Vor allem sind die erst kürzlich von der Reichsfachgruppe 
gemachten Vorschläge für den Grubensicherheitsdienst zu verwirklichen. 
Die Gewährung von Individualprämien an die technischen Angestellten 
ist schleunigst zu unterbinden, dagegen ist den Angestellten im Auf- 
sichtsdienst ein weitestgehender Schutz gegen Entlassung oder Eingriffe 
durch Vorgesetzte, die der Bergbehörde gegenüber nicht verantwortlich 
sind, zu gewähren. Ein Reichsberggesetz ist an Stelle der unzulänglichen 
Landesgesetze dringend erforderlich, 

Die Zustände im Braunkohlenbergbau sind gleichfalls unhaltbar, Ein- 
zelunglücksfälle sind dort sehr zahlreich, Das raffinierte Prämiensystem 
im Zusammenhang mit der übermäßig langen Arbeitszeit im Braunkohlen- 
bergbau stellt einen unerhörten Raubbau an der menschlichen Arbeits- 
krait dar. Das wücksichtsiose Vorgehen der Werksdirektionen zielt 
darauf hin, auch noch die gesetzliche Angestelltenvertretung zu beseitigen. 

Der Gautag erwartet, daß der Bundesvorstand den Vorgängen im 
Bergbau .die größte Beachtung zukommen läßt und jede Gelegenheit 
wahrnimmt, gegen die reaktionären Absichten der- profithungrigen Berg- 
herren auf das schäriste vorzugehen. 


Neue Gehaltsregelung im Kalibergbau Mit dem Kali- 
arbeitgeberverband wurde am 26. Mai d. J. eine Vereinbarung 
getrofien, wonach sich die Gehälter ab 1. Juni 1925 um 7,5% 
erhöhen. Für die technischen Angestellten ergeben sich auf 
Grund dieser Vereinbarung folgende Gehaltssätze: 


Gruppe la Anfangsgehalt 205 M. Endgehalt 322 M. 
eh = 172 M. n 264 M. 
sole & 159 M. » 241M. 
Eaeitan = 205 M, » 322M. 
SI : 172M. >» 371M. 
Dezita 2 160 M. - 264 M. 
„lb 5 153 M. = 240 M, 
EHI s 145 M. „ 232M. 

Hld 332 M. n 202 M, 


Soziale Zulagen je 850 Mark. 


Die Entschädigung der Angestellten bei Stillegung von 
Kaliwerken. Nach 8 85 des Kaliwirtschaftsgesetzes sind An- 
gestellte, die wegen der Uebertragung von Beteiligungsziffern 
entlassen und beschäftigungslos werden, zu entschädigen. Die 
Uebertragung der Beteiligungsziffer ist in der Regel mit einer 
Betriebseinschränkung oder gänzlichen Stillegung verbunden, so 
daß dadurch Entlassungen erfolgen. Das einschränkende oder 
stillegende Werk bleibt aber nach wie vor im Besitz seiner Be- 
teiligungsziffer und zieht daraus Nutzen, indem es die Beteili- 
gungsziffer an andere Werke verkauft. Als Aequivalent dafür 
sind die zur Entlassung kommenden Arbeiter und Angestellten 
auf die Dauer von 26 Wochen zw entschädigen. Der Nutzen 
aus dem Verkauf der Beteiligungsziffer ist mitunter sehr er- 
heblich. Die Mansfeld A.-G. erhielt kürzlich für ihre verhältnis- 
mäßig geringe Beteiligungsziifer 12 Millionen Mark und der 


Beamtenbewegung 


% 

* Gründung einer neuen Beamteninternationale, Im Juli 1923 
war als Ergebnis von Besprechungen zwischen Vertretern von 
Beamtenverbänden Oesterreichs, Hol:ands, Frankreichs, Deutsch- 
lands und der Tschechoslowakei ein Exekutivausschuß ein- 
gesetzt worden für die Vorarbeiten zur Bildung einer neuen 
Beamteninternationale. Als Grundlage für die Grundauffassung 
der neuen Beamteninternationale war folgende Entschließung 
angenommen worden: 

„Die eingehende Erörterung der Grundlagen für eine internationale 
Organisation der öffentlichen Beamten und Angestellten hat ergeben, 
daß die in der Vorbesprechung erschienenen Vertreter der eingeladenen 
Verbände auf dem Boden unbedingter und tatkräftiger Solidarität aller 
um Lohn und Gehalt Arbeitenden im Sinne der geltenden internationalen 

gewerkschaftlichen Grundsätze stehen. 

i Die am 2. und 3. Juli 1923 in Wien tagende Konferenz ist der 
Meinung, daß die Erreichung der wirtschaftlichen, sozalen und kulturellen 
Ziele der Arbeitenden aller Länder nur im Kampie gegen die inter- 
nationalen kapitalistischen Machtfaktoren möglich ist’ und erkennt in 
der Schaffung einer internationalen Organisation der öffentlichen Be- 
— amten und Angestellten die wirksamste Waffe in diesem Kampfe.“ 

Auf einem jetzt vom 11. bis 15 Mai in Paris veranstalte- 
ten Kongreß, auf dem die Beamtenorganisationen aus Deutsch- 
land, Oesterreich, England, Irland, Rumänien, Tschecho- 
slowakei und Frankreich vertreten waren, wurde die Gründung 
der neuen Beamteninternatiomale beschlossen. Wie in den 
- Verhandlungen zum Ausdruck kam, wird es sich die neue 
Beamteninternationale angelegen sein lassen, rege Beziehungen 
zu den bereits bestehenden Internationalen der Transportar- 
beiter- und Angestellten (1.T.F.), der Post-, Telephon- und Tele- 
Barnetangenie Iten (1.P.T.T.) und der Angestellten der öffent- 
chen Betriebe herzustellen. 


BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 





Arheitskuammerwahl! 


Klardenkende Angestellte wählen 


am 12. JunidieListe 1! 


Einigkeitskonzern 9 Millionen Mark. Die "heutige Fassung 
des $ 85 hat vielfach verhindert, daß trotz Stillegung und trotz 
Quotenübertragung die Angestellten in den Genuß der Ent- 
schädigungen kamen, bzw. bot die Fassung des $ 85 den Un- 
ternehmern die Handhabe, die Angestellten um ihre Entschä- 
digungen zu bringen. Alle möglichen Winkelzüge wurden an- 
gewendet, um darzutun, daß die Entlassungen nicht wegen der 
Uebertragung der Beteiligungsziffer, sondern aus anderen Grün- 
den erfolgt seien, trotzdem nachgewiesenermaßen eine völlige 
Stillegung der Werke erfolgt war und aus dem Verkauf der 
Quote erheblicher Nutzen erzielt wurde. 

Angesichts dieser Verhältnisse hat die Fraktion der So- 
zialdemokratischen Partei im Reichstag einen Antrag zur Äen- 
derung des 8 85 eingebracht. In diesem Antrag kommt klar 
zum Ausdruck, daß eine Entschädigung zu erfolgen hat, wenn 
eine Uebertragung der Quote vorgenommen wird. Die Ent- 
lassung soll nicht mehr im ursächlichen, sondern lediglich im 
zeitlichen Zusammenhang mit der Uebertragung stehen. Damit 
ist den Umgehungsversuchen der Unternehmer ein kleiner 
Riegel vorgeschoben. Die Dauer der Entschädigungspflicht 
soll 52 Wochen anstatt 26 Wochen heute betragen. Die Ent- 
schädigung für die Führung eines doppelten Haushaltes durch 
Arbeitsannahme an einem anderen Orte soll 40 Prozent anstatt 
20 Prozent 'des zuletzt verdienten Gehaltes betragen. 

Wir erwarten, daß der Reichstag sich diesem Antrage 
anschließt. Es ist einfach unhaltbar, daß die Kaliindustrie, die 
durch das Kaliwirtschaftsgesetz so große Vorteile genießt, sich 
der Entschädigungspflicht für die entlassenen Arbeiter und 
Angestellten entzieht. Dieser Schutz ist deshalb ganz besom- 
ders notwendig, weil die Kaliwerke zum größten Teil in rein 
ländlichen Gebieten sich befinden und es den entlassenen Ar- 
beitnehmern beinahe unmöglich ist, eine neue Beschäftigung 
zu finden. Der Gesetzgeber hat die Pflicht, diesen kleinen 
Ausgleich für die Arbeitnehmer zu schaffen, nachdem er den 
Unternehmern so weitgehenden Schutz gewährt hat, der es er- 
möglicht, Millionen zu verdienen, ohne den Betrieb aufrecht- 
zuerhalten. 











Berufsfragen der Behördentechniker 


Personalreform in der Landeskulturverwaltung. Gelegent- | 


lich der Beratung des Haushalts der Landwirtschaftlichen 
Verwaltung im Hauptausschuß des Preußischen Landtags hat 
der Bund Gelegenheit genommen, unsere Auffassung hierzu 
erneut zur Geltung zu bringen. Auf unsere Anregung ist nach- 
stehender Antrag dem Hauptausschuß unterbreitet und auch 
angenommen worden: 

„Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu 
ersuchen, für die bei der Landeskulturbehörde geschaffene Ver- 
messungsobersekretärlaufbahn auch alle aus der bisherigen 
Laufbahn hervorgegangenen Vermessungssekretäre und -An- 
wärter als Bewerber grundsätzlich anzuerkennen.‘ 

Ueber Einzelheiten ist in einem besonderen Rundschreiben 
5 Eaaeneeneruppe „Kulturverwaltung - Vermessungswesen‘ 
erichtet. 


Betriebsräte bei den Behörden 


Die überragende Stellung der freien Gewerkschaften für 
die Behördenangestellten wird deutlich gekennzeichnet durch 
das Ergebnis der Betriebsrätewahl im Bereiche des Preuß. 
Finanzministeriums und Ministeriums des Innern. Im Haupt- 
betriebsrat entfielen von 11 Sitzen auf die Vertreter der freien 
Gewerkschaften 9, Noch erheblich günstiger gestaltet sich 
das Ergebnis ‚bei den Bezirksbetriebsräten. Nach einer Zu- 
sammenstellung aus 16 Regierungsbezirken entfielen von 
80 Sitzen auf die freien Gewerkschaften 70. Hierunter befinden 
sich neben 13 Vertretern der Arbeiter 29 Mitglieder des Z.d.A. 
und 28 Mitglieder des Bundes. Der G.d.A. hat es auf 6 und 
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Betriebsrätewahlen 

im Bereich | | 


des Reichsfinanzministeriums, | 


der Preussischen Wasserbauverwaltung, 
der Reichswasserstrassenverwaltung. en 
Technische Angestellte wänıen für den Hauptbetriebsrat des Reichsfinanz- 
ministeriums am 8. und 9. Juni die Liste Oettekond-Massmann, 
der Preuss. Wasserbauverwaltung am 16. Juni die Liste Fiedler-Veltjes, 


.derReichswasserstrassenverwitg.am 23.Junidie ListePandow-Martins. 


Bundeskollegen! Sorgt für restlose Wahlbeteiligung! 





die Christen auf 3 Sitze gebracht. Ein Betriebsratsmitglied ist 
BURTESAISIETE 

ieses Ergebnis zeigt wiederum recht deutlich, daß die 
auch vom der Angestelltenschaft anerkannte Interessenvertre- 
tung im Behördendienst lediglich beim Butab und dem Z. d.A. 
zu suchen ist. 


Verwaltungsreform 


Neuberatung des Entwurfes für eine preußische Städteord- 
nung und Landgemeindeordnung. Die Beratungen des vom alten 
Landtag eingesetzten 22er Ausschusses über den Regierungs- 
entwurf für eine preußische Städteordnung und Landgemeinde- 
ordnung waren resultatios verlaufen. Der jetzige Landtag hat 
nunmehr in seiner letzten Sa vor den Pfingsttagen die 
Frage der Reform der preußischen Städte- und Landgemeinde- 
ordnung erneut aufgegriffen und nach einer allgemeinen Aus- 
sprache die Regierungsentwürfe einem 21er Ausschuß zur 
Weiterberatung überwiesen. Es muß erwartet werden, daß 
der Landtag nur einer Reform auf dem Boden der Selbstver- 
waltung zustimmt. 


Aus der Katasterverwaltung. Die sehr ernsten Schwierig- 
keiten bei der Bewältigung der Aufgaben der Katasterverwal- 
tung haben alle Interessenvertretungen sämtlicher Kataster- 
beamten und technischen Angestellten veranlaßt, gemeinsam 
einen energischen Vorstoß bei der Preußischen Staatsregierung 
und dem Preußischen Landtag zu unternehmen. Die kurzsich- 
tige Personalpolitik der Verwaltung hat dahin geführt, daß die 
Aemter nicht mehr in der Lage sind, die Dienstgeschäfte ord- 
nungs- und sachgemäß zu erledigen. Wenn nicht dringend Ab- 
hilfe geschaffen wird, muß die Beamtenschaft künftig jede 
Verantwortung für einen geregelten und sachgemäßen Ge- 
schäftsbetrieb ablehnen. Nach übereinstimmendem Urteil aller 
Katasterbeamten ist unbedingt notwendig, die Katasterverwal- 
tung in ihrem Behörden- und Personalaufbau im vollen Um- 
fange mit anderen preußischen Staatsverwaltungen gleichzu- 
en, Hierzu ist nach der vorgelegten Denkschrift notwendig: 

1. eine umfassende Vermehrung der vorhandenen mittleren 
Beamtenstellen, damit auch die Katastertechniker, die durch 
die Ablegung der Berufsprüfung die Voraussetzungen für den 
Beamtendienst erfüllt haben, und die heute schon diesen Be- 
amtendienst ausführen, durch Uebertragung einer solchen Be- 
amtenstelle auch die Dienstverantwortung erlangen. Hierdurch 
würden die vorhandenen Beamten von der Verantwortung für 
diese Arbeiten entlastet werden; 

2. eine durchgreifende Personalreform, die die leitenden 
Katasterbeamten von allen Arbeiten entbindet, die eine leitende 
Tätigkeit behindern, und die durch Schaffung von Obersekre- 
färstellen allen Beamten des mittleren katastertechnischen 
Dienstes den ihrer Stellung und Tätigkeit entsprechenden Platz 
innerhalb des preußischen Beamtenkörpers zuweist; 

3. Anerkennung der leitenden Stellung der Katasterdirek- 
toren durch restlose Ueberführung in die Laufbahn des höheren 
Dienstes, die den erhöhten Anforderungen an Vorbildung und 
Leistungen entspricht; 

4. Sicherung der Stellung und des Fortkommens aller An- 
gestellten, die seinerzeit zur Ausbildung für die katastertech- 
nische Bürobeamtenlaufbahn angenommen und zur 'Befriedi- 
gung eines dauernden Dienstbedarfes notwendig sind, auf der 
Grundlage der für diese Laufbahn bestehenden Bestimmungen. 

Diese Notwendigkeiten sind seit Jahren von unserem 
Bunde immer wieder betont und den zuständigen Stellen unter- 
breitet worden. Dennoch ist nichts Durchgreifendes geschehen. 
Im. Gegenteil, wir haben nach den gemachten Erfahrungen 
alle Veranlassung, zum Ausdruck zu B 
bisherige Behandlung der Personalfragen durch die hierfür, 


ringen, daß durch die, 





verantwortlichen Zentralbeamten die katastrophale Entwick- 
lung noch beschleunigt ist. Es fragt sich deshalb, ob es im 
Hinblick auf die Vergangenheit nur genügt, jetzt den Forderun- 
gen der Gesamtheit des Personals näherzutreten, oder ob es 
nicht noch eine zwingendere Notwendigkeit ist, einmal die zen- 
trale Leitung der Katasterverwaltung ganz genau unter die 
Lupe zu nehmen. Nach unserer Auffassung ist eine solche 
Prüfung dringend notwendig. Es kann nicht angehen, daß die 
dringend notwendige Vorwärtsentwicklung der Katasterverwal- 
tung daran scheitert, daß sich ihr an den verantwortlichen 
Stellen Widerstände entgegenstellen, die auf, das Unvermögen 
einer Anpassung an die neuere Entwicklung und. die neuen 
Erfordernisse offenbar zurückzuführen sind. 


Sankt Bürokratius bei der Eisenbahn. Vor kurzem hat 


die Deutsche Reichsbahngesellschaft eine Erhöhung ihrer Fahr-, 


preise vorgenommen, wie sie behauptet, unter dem Druck der 
Lohnerhöhung für die Reichsbahnarbeiter. Nun ist eine schema- 
tische Erhöhung des Personen- oder Gütertarifes eine verhält- 
nismäßig einfache Sache, wenn man ihre wirtschaftlichen Aus- 
wirkungen weiter nicht glaubt berücksichtigen zu müssen. Für 
die Bürokratie ist diese Lösung bestehender Schwierigkeiten 
zweifellos einfacher als die Durchführung einer wirklichen 
Verwaltungsreform nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Es 
ist ganz lehrreich, einmal den berühmten Verwaltungsgang, 
wie er sich noch vor nicht allzulanger Zeit in der Reichsbahn 





abspielte, hier kurz aufzuzeichnen, um daran zu erkennen, wo 


der Hebel zur Reform angesetzt werden müßte.. 

Im Sommer 1923, zur Zeit der Inflation, erhielten die 
Staatsbeamten und Angestellten fast wöchentlich Nachzahlungen, 
deren Höhe durch Finanzerlasse, welche im Reichsbesoldungs- 
blatt erschienen, festgesetzt wurde. Zur Illustration, auf welche 
Weise dann die Auszahlungen an die Angestellten z. B. bei der 
Reichsbahndirektion B. erfolgten, diene folgender Vorgang: 

Das Reichsbesoldungsblatt lief in mehreren Exemplaren bei 
der Eingangsstelle der Beichsbakiniirekten ein, welche diese an 
die Bücherei weiterleitete. Hier verblieben zwei Exemplare, 
während die übrigen den einzelnen Dezernenten und Expedien- 
ten zugeleitet wurden. Der für die Auszahlung an die An- 
gestellten zuständige Expedient (ein Oberinspektor) ließ, nun 


von dem in seinem Zimmer befindlichen Schreibmaschinen-, 


fräulein von dem die Angestellten betreffenden Erlaß. eine 
Abschrift anfertigen und mit einem Kopf versehen, welcher die 
verschiedensten Dienststellen- und Bürovorstände aufweist, 
welche Angestellte beschäftigen. Nunmehr erfolgte die Unter- 
schrift durch den Personaldezernenten (Regierungsrat) und 
hiermit war der Ministerialerlaß eine De ge- 
worden. Diese wanderte jetzt nach dem Telegraphenbüro, 
von wo die auswärtigen Dienststellen durch Bahntelegramıne 
Kenntnis von dem Inhalt der Verfügung erhielten. Die 
Originalverfügung ging dann an die Kanzlei zur Anfertigung 
mehrerer Abschriften, welche an das Telegraphenbüro zurück- 
ingen. Von hier aus erfolgte deren Verteilung an die einzelnen 
ürovorstände (Amtmann oder Oberinspektor), welche im Ge- 
bäude selbst sind. Diese leiteten die Verfügung an ihren 
Obersekretär, welcher die Listen für die Auszahlungen aufstellt. 
Nachdem dies geschehen und die Liste von einem zweiten Be- 
amten geprüft worden ist, ging sie zur Unterschrift an den 
Bürovorstand zurück. Nunmehr wanderte sie nach der Haupt- 
kasse, wo noch eine Unterschrift durch den Hauptkassenrendan- 


ten zu erfolgen hatte und dann zu dem Kassierer, welcher die‘ 


Auszahlungen vornahm. 
Daß bei einem derartigen Geschäftsgange die Angestell- 
ten natürlich viel zu spät ihre Zahlungen erhielten, ist wohl 


nicht verwunderlich. Nach mehrfachen Vorstellungen der An- | 


Fortsetzung siehe Seite 302, 
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 Rechenschaftsbericht des Bundes für 1924. Mit der Veröffentlichung 


des Rechnungsabschlusses für das Jahr 1924, der Ooldmark-Eröffnungs- 


- bilanz vom 1. Januar 1924 und der Bilanz vom 31. Dezember 1924 in 
_ dieser Nummer der „Deutschen Techniker-Zeitung“ kehrt der Bundesvor- 


stand zu dem guten Brauch zurück, vor der gesamten Mitgliedschaft 


_ über die Verwendung der von ihr gezahlten Beiträge Rechnung zu legen 


und sie über die Entwicklung des Bundesvermögens zu unterrichten. 
Unterlassen wurde diese Veröffentlichung der Rechenschaftsberichte in 
den letzten Jahren ja nur deshalb,‘ weil sie "angesichts des sich ständig 
verändernden Geldwertes ihren Sinn verloren hatte, 

Wie «der Rechnungsabschluß zeigt, sind im. Jahre; 1924 rund 
1675800 Mark an Beiträgen vereinnahmt worden, wovon rund 25%, 
nämlich 419.476 M., zur Zahlung von Unterstütuzngen und für den 
Rechtsschutz des Bundes verausgabt wurden. Weitere sehr erhebliche 
Ausgaben verursachten die Verwaltungsarbeit in den Gauen und in 


_ den Ortsverwaltungen. Die Verwaltungskosten der -Gaue betragen an- 


nähernd' 22% der Einnahmen,. nämlich. rund 372 000. Mark, die ört- 


lichen Verwaltungskosten etwa 16% der Einnahmen, nämlich ‚272 000 M, 
' Zur Bestreitung der Kosten der gesamten Verwaltungsarbeit in der 


3 | 
: Goldmark-Eröffnungsbilanz am 1. Januar 1924. 
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2 Berlin, den 20. Mai 1924. 
E - Der Bundesvorstand: C. la Heine. 
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Aktiva. 





M. Pr. 
Bestände der Hauptverwaltung : . . : 2391170 
# „  Gauverwallungen : . . u. 6655124 
Er, „< Ortsyerwaltungen, 7° =; 30 688125 
BeNISEnkantD > 3 1.089197 
Bertckteukonto 12.5 ; 1783/50 
Hypothekenkonto SER Se ; 12 600 — 
ED: ee . . . . . Pi . . . » s ag % . 1 208 — 
- Vorschuß- und -Verrechnungskonto . . , : 587162 
- Beteiligungskonto  . . . .. ... 3 € 12 250) 
- Vorschußkonto Sondershausen . z ‚152156 
- Darlehnskonto ? 126.02 
Rückzahlerkonto . Eee 2 65597 


Inseratenkonto = 857155 
Bücherei 2 — 


' Material- und Drucksachenkonto SR 14 000, 
 Papierkonto EEE ERE r . 94860 
Eösrundstückskonto . ........... 3 824 895/77 
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Hauptverwaltung, der „Deutschen Techniker-Zeitung, des Bundestages 
usw., standen somit nur noch 37%- der Einnahmen zur Verfügung. 
Trotz dieser starken Anspannung der finanziellen Leistungsfähig- 
keit des Bundes im vergangenen Jahre ist es, wie der Vergleich der 
beiden Bilanzen zeigt, gelungen, einen Vermögenszuwachs von rund 
63000 Mark zu erzielen, der allerdings nicht in einer Vermehrung der 
flüssigen Mittel zum Ausdruck kommt. Dank dem Umstande, daß das 
Vermögen des Bundes zum größten Teil in Grundstücken investiert ist, 
ist es erireulicherweise zu einem erheblichen Teil von der Inflation 
unberührt geblieben. Der Grundstücksbesitz des Bundes hat im ver- 
gangenen Jahre einen wertvollen Zuwachs erfahren durch den Kauf eines 
Hauses in Hannover, so daß sich nunmehr insgesamt sieben Häuser im 
Besitze des Bundes befinden, nämlich‘ außer dem Bündeshaus in Berlin, 
Werftstr. 7 und dem Erholungsheim ‘in Sondershausen, je ein Haus in 
Essen, Köln und Hannover und zwei Wohnhäuser in Berlin. 

Es ist gewiß erfreulich,. daß das Bundesvermögen sich Ende 1924 
auf mehr als 10 Mark pro Mitglied belief; andererseits zeigt aber die 
Bilanz vom 31. Dezember 1924, daß zu Beginn dieses Jahres so gut 
wie keine flüssigen Mittel vorhanden waren, die als Kampfreserven 
gelten könnten. Diesen Mangel gilt es, so rasch als möglich zu be- 
heben, Der beste Weg dazu ist, da eine Verringerung der Ausgaben 
kaum möglich erscheint, die Anspammung aller Kräfte, um im Laufe 
dieses Jahres das aufgestellte Werbeziel zu erreichen. 
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Passiva. m. er. 


Lieferantenschulden . RE Er U RR 3 925.09 
Steuern und Versicherungsbeiträge , . s 2»... 6 497/32 
Hypothekenkonto . . .... en Er 163 406:25 
Goldgrundschuldverschreibung . . » 2 3 0. 5 485/30 
Vorausbezahlte Abonn.-Gebühren . » s 2». 3 467/48 
DbleitssKonto- =. a m en, 17 776160 
Reservefonds für evtl. Aufwertungen der-Hypo- 
theken . er, Be 150 0001— 


Vermögen am 1. Januar 1924 . : ; ‘ 562 484176 
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ÄF. Heinze, O Qaedke, 


Die vorstehende Bilanz haben wir nach Prüfung mit den uns vorgelegten Büchern und Aufstellungen in Uebereinstim- 


mung gefunden. 
Bie Revisoren: Laschinsky 


Völker 


47331 60 293 











F = e= ' } Einnahmen | Ausgaben 
' Bestände am 1. Januar 1924 .|q, 2991170 

er Fr. 29415 

FBeiträge.. .. 2.0... 0.2.1M. 1652427151 

Be: : 2. | Fr. 116 675138 

Sozial- und Wirtschaftspolitik IR x M. 889014 


‚Allgem. Gewerkschaftspolitik , 
Fachabteilungen (Industrie, Baw 
 gewerbe, Bergbau, Behörden 
_ und öffentliche Betriebe) . . 


Kan 19441 


| 78 850197 
Brlellpohtie. 372. =, 1: 3 I 332 = 
‚Schriftwesen: \ = 

E- Allgemeines nes, 2e or lM.. 008 168/50 1, 18 83236 
Be : | Fr.  . 243440 
— Deutsche Techniker-Zeitung 2 M.  43310/72 
TR Pe ae 15609143 | „ 3 662102 

_ Abonnementseinnahme . . .| „ 24 177/88 
SWerbetätigkeit .. . ... 7 33 588143 


Mitgliederverwaltung . .- i 


ERREN an 86 65365 
‚Kässen- und Betriebs-Verwal- 







Re NE 84112613 
Generalunkosten . .. .. 2... .|». ..12473159 63 627/61 
Umzugskosten und Wohnungs- 


Hener n » + 9511190 
Bundesvorstand . . . .. „29681182 
estag =... 0,5, n"....36228111 
Unterstützungswesen: 


 Stellenlosen-Unterstützung |»... 1.008158 294 599114 
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Be iu ut: sr ‚|Er. ° 1697/15 
50 Uebertrag |M. 1709847122 | M. 817 689136 
Hat . 41666953 Er. > .4131|55 
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 Rechnungsabschluß für das Jahr 1924 


Der gerichtliche Bücherrevisor: G. Krahmann. 
(Stempel) 








Einnahmen | Ausgaben 





Uebertrag |M. 1709 847'ae| m. sı7 889136: 
Fr. 11696953] Fr. 4 131/55 

Gemaßregelten- und Solid.- 
_ Unterstützung . . . . .|M 107610| M. 26 208171 
Notfall-Unterstützung a 8 622110 E 34 A 16 
rs ‘— 
Hinterbliebenen-Unterstützg. M. 2785685 
GE; Fr. 670150 
Kinderhilfsaktion . » . » . 141/50] M. 1 36333 
BeNalung 2. 0 uns 2 32 330149 
Regsissachben? 4-2 3.2... 4932191] „ 64 802141 
we IF. 1501| Fr. 757120 
Bildungswesen „ z» a2... IM 4 895.20 
Stellennachweis „ a » a.» » pi 14 229185 
Alla sn. on \ 2 4175/88 
Gauverwaltungen - . 2» .1 „ . 85116942 
Fr. 8649185 | Fr. 101 865/55 


M. 269.389/58 
Fr. _ 1848983 


Oertliche V erwaltungskosten . 





Unvorhergesehenes und Ver-[M. 4615014] M. 8817166 

schiedenes . . » .. 2... .|Fn __885175| Fr. 550 
Grundstückertragskonto . . .|M. 4792482] M. 37814116 
Grundstückskonto ... . ... 770] „ 16 205156 
Erholungsheim Sondershausen 

2 Re 2025186] „ 9 045198 
Berenigunpen 7.0, 0. 14499150| „ 27 153,40 
Neuanschaffungen . . x... en 6 442195, 
Bestände am 31, Dez, \1924 “ 1:440 44 

a Fr. 310 —. 
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Bilanz des Bundes am 31. Dezember 1924. | 


Aktiva. M. Pf. 


Bestände der Hauptverwaltung 1440/44 
” „  Gauverwaltungen 2 75459 
7 „  Ortsverwaltungen 55 340/90 
Devisenkonto ER 6 279159 
Effektenkonto . 27 42690 
Hypothekenkonto 14 6001 — 
Beteiligungskonto 32 093173 
Dariehnskonto re, 12 8461 — 
Rückzahlerkonto . . . 2... 11 930|— 
Vorschuß- und Verrechnungskonto . 7 68949 
DV RR 8 134114 
Vorschußkonto Sondershausen . 71783 14 
Inseratenkonto: ... 0.7.7.0, 3 376140 
Inventar und Bücherei I 2 
Material- und Drucksachenkonto . 5 500, — 
IMIeteH es RS Sa 616158 
Grundstückskonto «u... » 875 046186 


| 1.067 250/81 
| | 


ee nF ER, Var ro} 
U Dez Wo ae DR BER LT 


Cam wit mo, bh BES We. Zune 3 7 2 


et 
.. [ Be ae RT; [} 2.2 a JR N} [2 . © 


. . o ” . .o%» . ® 


Berlin, den 31. Dezember 1924. 


Passiva. 


Lieferantenschulden . N Scx 
Steuern und Versicherungsbeiträge 
Vorausbezahlte Abonn.-Gebühren 
Hinterlegungskonto . . x. . 
Goldgrundschuldverschreibung « 
Versorgungsbeiträge ADS, 
Beteiligungskonto . . x... “. 
Hypothekenkonto Ba Re Re 
Haus Hannover-Restkaufsumme . . . . 
Reservefonds für evtl. Aufwertungen der 
Bitscken 0. 7 SET era a a 


a Yo N Yaslı ET ZT 
Le Sa er 9 


Verschiedenes . . . 2 


Vermögen am 31. Dezember 1924 > 625 437108 


| 1.067 250181 
————————— 
| | 


Der Bundesvorstand: 


H. Waschow. 


O. Horchert. 


G. Gaedke 


Die vorstehende Bilanz und den Rechenschaftsbericht haben wir nach Prüfung mit den uns vorgelegten Büchern und- 


Belegen sowie Aufstellungen in Uebereinstimmung gefunden. 
Berlin, den 22. April 1925. 


Otto Völker 


H. Laschinsky 
60 293 


47331 


Die Hauptkassenprüfer: 


K. Eichelbaum 
52012 


Rudolf Hinze 
55.087 


Der gerichtliche Bücherrevisor: 
G. Krahmanın. 


(Stempel) 


Fortsetzung von Seite 300. 


gestellten ‚gelang es endlich, dem Geschäftsgang wenigstens 
etwas zu vereinfachen, aber es war damals nicht möglich, den- 
selben auf die einfachste Formel zu bringen, nämlich, daß 
jede Dienststelle und jeder Bürovorstand ein Reichsbesoldungs- 
blatt erhielt, in dem er die Ministerialerlasse selbst lesen und 
dann zur Durchführung bringen konnte. Die Fähigkeiten dazu 
hätte man einem Beamten der Besoldungsgruppe IX oder X 
doch wohl schon zutrauen sollen. 

Eine Nachprüfung, ob unter der neuer Reichsbahngesell- 
schaft eine wesentliche Veränderung gegenüber diesen büro- 
kratischen Exzessen eingetreten ist, würde wahrscheinlich er- 
geben, daß es vergeblich ist, von der hohen Bürokratie eine 
bessere Einsicht zu erwarten. 


Besoldungsfragen 


Die Durchführung des Besoldungssperrgesetzes in den 
kommunalen Verwaltungen im rheinisch-westfälischen Industrie- 
gebiet. Im Jahre 1921 ist zwischen der „Vereinigung der 
Städte, Landkreise und Gemeinden‘ und den Beamtenorganisa- 
tionen auf Grund des Sperrgesetzes die Essener Muster-Besol- 
dungsordnung vereinbart worden, der im Prinzip auch die 
beiden Oberpräsidenten von Rheinland und Westfalen zuge- 
sttmmt haben. 
ordnung haben bereits vor Jahren auch die einzelnen kommu- 
nalen Verwaltungen des Essener Bezirks ihre ‘örtlichen Besol- 
dungsordrungen beschlossen. Die Nachprüfung dieser Besol- 
dungsordnungen auf Grund des Sperrgesetzes ist infolge der 
Besatzungsschwierigkeiten bisher unterblieben, "wird aber jetzt 
mit Hochdruck durch die zuständigen Regierungspräsidenten 
und den auf Grund einer ministeriellen Verordnung vom Ober- 
präsidenten eingesetzten Gutachterausschuß, dem auch der 
Schreiber dieser Zeilen angehört, durchgeführt. Die Sitzungen 
des Gutachterausschusses finden zur Zeit in der Regel unter 
Vorsitz eines. Vertreters des Regierungspräsidenten statt. Für 
die meisten Städte unseres Bezirkes sind die sperrgesetzlichen - 
Verfügungen der Regierungspräsidenten bereits erlassen. Es 
muß anerkannt werden, daß bisher die Regierungspräsidenten 
bemüht waren, mit dem Gutachterausschuß in gutem Ein- 
vernehmen zusammenzuarbeiten. Durch die Aalen des Out- 
achterausschusses ist es in einer Reihe von Fällen gelungen, 
Härten zu verhindern, obwohl der im Sperrgesetz wohnende 
bürokratische Geist fast jeder vernünftigen Bewertung eines 
kommunalen Beamten, insbesondere eines technischen Beam- 
ten, im Wege steht. Im Gegensatz zu den Verhältnissen, wie 


sie vielfach in der Reichsverwaltung gelagert sind, nehmen 


Nach den Richtlinien dieser 'Musterbesoldungs- 


die auf den technischen Mittelschulen vorgebitdeten Tech- 
niker in den Kommunen häufig Stellungen ein, die eine durch- 
aus selbständige, leitende und verantwortliche Tätigkeit be- 


‚dingen. Während dem tüchtigen und hervorragenden Mittel- 
- schultechniker in der Reichsverwaltung der Aufstieg außer- 


ordentlich erschwert ist, werden bei den Städten und Gemein- 


den aus Zweckmäßigkeits- und Bedürfnisgründen, aber auch 


aus Sparsamkeitsgründen heraus häufiger entsprechend be- 
fähigte Mittelschultechniker in höhere Stellen befördert, die 
dann aber doch in der Besoldung meist unter Akademikern mit 
durchaus gleicher Tätigkeit rangieren. Trotz dieser Tatsachen 
wird auf Grund des Sperrgesetzes immer wieder versucht, den 
in der Kommune emporgestiegenen Mittelschultechniker mit 
seinem im Aufstieg behinderten Kollegen in der Reichsverwal- 
tung zu vergleichen. ; 

Bei aller grundsätzlichen Verschiedenheit in der Einstellung 
zu den allgemeinen beamtenpolitischen Fragen, insbesondere 
zu den Belangen des Technikers, kann doch anerkannt wer- 
den, daß die Mitglieder des Gutachterausschusses, Städtever- 


n 


 treter und Beamtenvertreter, sowohl im Interesse der Beamten- 


schaft als - auch der Fortentwicklung der kommunalen Ver- 
Barogen das Beste wollen. Es wäre wünschenswert, wenn 
eine ähnliche Einrichtung, wie sie der Gutachterausschuß ist, 
auch nach der Durchführung des Besoldungssperrgesetzes zur 
Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Beamten und Ver- 


' waltungen bzw. der Aufsichtsinstanzen erhalten bleiben könnte. 


Die provinziellen Gutachterausschüsse, späterhin durch Ein- 
richtung von paritätisch® zusammengesetzten Schiedsgerichten 
zu ersetzen, wäre eine Schöpfung sozialen Fortschritts, ‘die 


- dem Geist unseres demokratisch-republikanischen Volksstaates 


wohl entsprechen würde. A.Schramm. 


Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung“ 
übersandten Schriftwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt ia 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 


‚erfolgt nicht, 


Afrika-Nachrichten. Illustrierte Kolonial- und Auslandszeitung. - Das Blatt 
- der Kolonialdeutschen. Orgau großer "Verbände, ‚Erscheint 14 tägig. 
Verlag von W. Dachsel, Leipzig. Be" e “ 
Ausschuß für Büro-Organisation (A.B.O.) beim Reichskuratorium . für 
-  Wirtschaftlichkeit: Einheits-A-B-C-Regeln. (Beuth-Heft 8.) ‚Beuth- 
Verlag G. m. b. H., Berlin SW 19. Bun 
Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung (A.W.F.) beim Reichskurato- 
rium für Wirtschaftlichkeit: Korrosion und Rostschutz. (Beuth-Heft 6.) 
Beuth-Verlag G. m. b. H. Berlin SW 19, ne BE 
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Bazali, M.: Zahlenbeispiele zur statischen Berechnung von Eisenbeton- 
konstruktionen. Ein Nachschlagebuch für die Praxis. Nach dem 
Tode des Verfassers neu bearbeitet und herausgegeben von L. Bau- 
meister. Mit 102 Abbildungen. 2, Aufl. Verlag von Willy Geißler, 
Berlin SW 61. 

Fechenbach, Felix: Im Haus der Freudlosen. Bilder aus dem Zucht- 
haus. 1925. Verlag von J. H. W. Dietz Nachfolger, Berlin. 

Frick, Otto: Handbuch der Steinkonstruktionen einschl. des Grundbaues 
und des Beton- und Eisenbetonbaues. Mit über 600 Abb. im Text. 
1925. Verlag von Willy Geißler, Berlin SW 29, 

Gerstäcker, Friedrich: Das sonderbare Duell. Erzählung. (Schauen- 
burgs Volksbücherei, Nr. 26 bis 30.) Verlag von Moritz Schauen- 
burg, Lahr in Baden. 

Hüllweck, Friedrich: Handwerkliches Gestalten. Die technische und 
formschaffende Arbeit des Hokzbildhauers. Berlin 1925. Verlags- 
anstalt des Deutschen Holzarbeiter-Verbandes G. m. b. H. 

Kreidner, H. L.: Schewwern un Wacken. Mansfäller Jedichte. Zweite, 
erneuerte Auflage. Mit Beigaben herausgegeben von Dr. phil. Fritz 
Schnee. 1924, Druck und Verlag von Fritz Schnee, Hettstedt. 

Krotoschin, Albert: Taschenbuch für Feldbahnbetriebe. Uebersicht des 
gesamten Materialbedaries für normale Feldbahngleise nebst Weichen 
und Drehscheiben sowie über die gebräuchlichsten Typen in Rad- 
sätzen, Achslagern und Kippwagen. 1925, Verlag von Wiliy Geißler, 
Berlin SW 61. 

Lämmel, Rudolf: Sozialphysik. Naturkraft, Mensch und Wirtschaft. Mit 
13 Abbildungen im Text, vier Vollbiidern und farbigem Umschlagbild, 
2. Aufl. Stuttgart, Kosmos, Gesellschaft der Naturireunde. Ge- 
schäftsstelle: Frankh’sche Verlagsbuchhandlung, 









Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 


- | = = 
Bautechniker 
mit allen Arbeiten auf Büro und Baustelle vertraut, 


gesucht. Es wollen sich nur Herren mit fachlich voll» 
ständiger Kenntnis melden, — 


Ferner: 
Jüngerer, künstlerisch befählgter 


Architekt 


guter Darsteller, zu baldigem Eintritt, evtl. sofort, gesucht. 


Professor Ludwig Becker, Anton Falkowski 
Architekten 


Mainz, Nasengäßchen 1, 








Stellenbesetzung. 


Für die Straßenbauabteilung des Städt. Tiefbauamtes 


wird ein | 
Tiefbau- Ye ER = 


Techniker ostwreusisene 
mit besonderer praktischer Erfahrung im 


Wohltahrts- 
Vermessungswesen 


Ge'n-Lotteri 
gesucht. Es obliegen ihm die katastermäßigen Aufnahmen 4 0 eriß 


der öffentlichen Straßen zum Zwecke der Anfertigung und 6834 Gewinne 
Führung von Katasterplänen. Er muß auch im Gebrauch | par ohne Abzug = Mark 


des Nivellierungs-Instramentes und Theodoliten pr=ktisch 
bewandert sein, sowie sauber und flott zeichnen können, 2 6) Ö 6) Ö Ö 
Gesuche mit a aichenen Lebenslauf 2 
Zeugnısabschriften sind unter Angabe der Gehaitsansprüche | 9 
re Zeitpunktes des Diensteintrittes bis spätestens 5 OÖ OÖ OÖ Ö 
10. Juni 1925 beim Personalamt des unterfertigten Stadtrats 
e- 30000 
Stadtrat Augsburg. 20000 


Lose A M. 3,30. 
Perto und Liste 35 Pfg. 
vers. auch unter Nachnahme 


. . t, 
Emil Stiller bs 








Baugeschäft mit Holzbearbeitungsbetrieb in Holstein 
sucht zum sofortigen Antritt 


technische Kraft (Hochhauer). 


Bei verfügbarem Kapital eventuell Beteiligung. Eil- 
angebote erbitte unter D. T. Z. 227 an Rich. Merkel, 
Berlin W., Potsöamerstr. 111. 


hochhaulechniker 


mit den Dienstgeschäften 
einesHochbauamtes vertraut, 
für 6 Monate zu sofort ge- 
sucht. Weiterbeschäftigung 
nicht ausgeschlossen. Ver- 
ütung nach Gruppe VI. für 
er erfahreneKraft auch 
nach VII des Staatistarifes 
für Angestellte Ortsklasse A. 
Bewerbungen mit Lebenslauf 
und begluubigten Zeugnis- 
abschriften umgehend an 


Preußisches Hachbauamt I 
Münster i. W,, Domplatz 18 


Hauptgewinn 





B 2a ute C h n N ke r Be Bez R Er Presßen genehn. 


led. (gelernter Maurer) für 
Kontor und Baustelle sofort 
gesucht. Meldungen mit Ge- 
haltsansprüchen und Werde- 
gang an Friedrich Gartke, 
Maurerme ster, Klötze (Krs. 
Gardelegen). 


Tüchtiger, im Betonbau er 
fahrener 


Kochbantechniker 


sofort gesucht, 


August Westheermann 
Baugeschäßt, Güterstoh1. W, 
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Direkt an Private zu sehr billigen Preisen 


u -Jagdrad-Fahrräder 
EL sowie Fahrrad-Ersatz-. und Zubehörteile. 
Motorräder. Uhren, Gold. und Silber: 


waren, Haushaltungsgegenstände aller 


Arı, Musikinstrumente. Geschenkartikel 


Burgsmüller-Waffen 


wie Teschings, Revolver, Pistolen. Luft. 
gewehre, Doppelflinten, Drillinge und 
sämtliche Munition, 
süstungsgegenstände 


Reichhaltiger Katalog gratis und franko 
Deutsche Waffen. und Fahrradfeöriken 


H, Burgsmäüller & Söhne 
Kreiensen am Harz Nr Id. 











| Großer Weinbergsbesitz. 





Honig 
Blüten -Schleuder, garantiert 
rein,aus Großimkerei. 10-Pfd.- 
Büchse M. 10,50 fr, 
M.6,—. Nachn. 50 Pfg. mehr. 
D. Plümer, Oberneutand 93 
bei Bremen. 
ud gold. Medaillen. 


Hamburg, Holzdamm 39 | 
Batdige Bestellg. erwünscht. 
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Nexö, Martin Andersen: Sühne. Roman. Für den Bücherkreis verlegt 
durch J. H. W. Dietz Nachfolger, Berlin 1925. 


Reichs-Bäder-Adreßbuch, nach amtlichen Quellen bearbeitet. Ein Hand- 
buch der deutschen Heilbäder, Seepäder, Luftkurorte und Sommer- 
frischen mit Anhang: Deutsche Städte, Berlin 1925. Verlag des 
Reichs-Bäder-Adreßbuches G. m. b. H. 


Renner, Karl: Die Wirtschaft als Gesamtprozeß und die Sozialisierung. 
Populärwissenschaftlich dargestellt nach Karl Marx’ System. 1924, 
Verlag von J. H. W. Dietz Nachfolger, Berlin. 


Schreier, Johannes: Kontrolle und Revision. Grundriß, Revisionsgeschäft, 
Leit- und Erfahrungssätze. Instruktionsdienst- und Arbeitsanwei- 
sung, Kontrollrecht, Bücherrevisorenausbjldung, Prüfung, Beeidigung, 
Vertragsverhältnis, Haftung, Honorar, Verbandswesen, Bibliographi- 
sches. Selbstverlag Schreier, Hamburg, Hohe Bleichen 15. 


Stimmen zur Deutschen Sommerzeit. Ecksteins Biographischer Verlag, 
Berlin W 62. 

Vereinigung. der Deutschen Arbeitgeber-Verbände E. V. Berichte. Heft 22. 
Geschäftsbericht 1923/1924, erstattet von der Geschäftsführung. Ber- 
lin 1925. 

Vorstand des Deutschen Holzarbeiter-Verbandes: Die Heimarbeit in der 
Holzindustrie. Zur Heimarbeitsausstellung in Berlin vam 28. April 
bis 15. Mai 1925. Verlagsanstalt des Deutschen Holzarbeiter-Ver- 
bandes, 

Witte, J. M.: Taylor — Gilbreth — Ford. Gegenwartsfragen der ame- 
rikanischen und europäischen Arbeitswissenschaft. 2. Aufl. 1925. 
R. Oldenbourg, München/Berlin. 


Alleinige ie. und Beilagenannahme: Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin, 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. | Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen, 


ferner Jagdaus- 


Garantiert naturreinen 
geschleuderten Blenen- 


HONIG 


9 Pfd.netto, frko,,t. Ausl, 
sehr hell, 11 M., 2. Ausl. 
10M, Halbe Dose 1. Ausl. 

30 M., Nachn. 60 Pf. 
ne Joh. Göken, Paper 
zücht., gegr. 191 hüie 
b. Friesoyihe1. Or Vorm, 
königl. Hofküche belisf., 





SPECIAL 


RADIERT BLEI ALLER HARTEGRADE 
GÜNTHER WAGNER HANNOVER U.WIEN 





Vorzüglicher 
Bowlen- u. Tischwein, 
weiß u. rot, 90 Pfg. pro 
Liter inkl. Weinsteuer, ab 
Nierstein a.Rhein, Nachn. 


Weingut 
Keinrich Strub H, 
Nierstein a. Rh. Nr. 29. 
Leihfäss. v. 30,50, 100.Lit. 
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Hannover 


Preisliste 


Gegr. 1864, 





Phof. Apparafl& 
wind Ferngläser 
halbe 


Günstige 
Zahflungsbedingungen 


Inhaber silb, 





Photo Apparate 


sämtliches Zubehör 


Feldsteeher- Operngläser 
auf Teilzahlung! 


Kataloge franko. 


Gebrüder Huth, Dresden 28. 


UOBHOORENUTUESAUEEBEBUHADLDGBTRABBDAGEHD02E LITT TRFTTTTTITEL 
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Schriftschablonen] 
Bahr’s Normograph 

D.R.P., Aus'andspatente, 
Vom Normenausschuß empfohlen, 
Prospekte kostenlos. 


Filler a Fiebig, Berlin S?2 } 

























































Betriebs- 
hütte 


und alle anderen 
Bücher wieder gegen 
Raten. | 
H. Meusser,| 
Fachbuchhandlung, 
Berlin W57/4, 
Potsdamer Straße 75 
BEP TEOEOTE 
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EEE | Kugel-Käse 


Durch Uebernahme von a 4. Pfd. 
Kleinaktien (je M. 10.—)]2 ee 3.50 
BNeE 1a d Bahakolli 3 12 und 24 Stück 

pro Pfd. 38 Pig. 
gi anzenüe 9 Pfd. rote-Tafelkäse M. 2 
Kapitalsanlage, 9 ee Brake > 205 
da mit dem Erwerb derselben | 9 „ dän. Edamer Fettläse „ 6.75 
neben der regelrechten Ver- | 9 „ dän. Schweizerk. „ 8.55 
zinsung Gewinnchancen bis | 9 „hies, Bauchspeck „1 10.89 











Näheres unter DTZ. 195 an Geikläihend ab hier Nast. 
R. Merkel, Berlin W 35, Pots- 


5 M. 1500.— verbunden sind. | 9 „ hies. fett. Speck „11.25 
damer Straße 111. 


a ergenn sie Urals vd franko KATALOG von m ueR. 


URD"-G SELLSCHAFEN. b.H. CASSEL 333 N Rropmal, unse 


Ältest. Versandgesch.a.Platze 












oder sonst 


.geben .wir den Inhabern der 


alten ‚Sparkonten, soweit sie 
Aufwertungsanträge gestellt 
haben. Dieser Aufwertungs- 
satz sowie die näheren Be- 
stimmungen sind nunmehr 
endgültig festgelegt. Für die 
Aufwertung wird jedoch nicht 
etwa die Papiermarksumme 
bei der letzten Abhebung zu- 


grunde gelegt, 


eine willkürlicheÄnnahmege- 


macht. Es werden vielmehr 
42°, des Goldmarkwertes der 
Sparkonten gewährt, der sich 


aus der Umrechnung aller 


Ein- und Ausgänge zu monat- 
lichen Durchschnittskursen 


der Goldmark seit Ende 1917 


ergibt, Die Auszahlung er- 





folgt ab 1. Januar 1928. 
Vorher ist Beleihung mög- 
lich. - Diese außerordentlich 
günstige Aufwertung ist der 
beste Beweis für unsere Ver- 
trauenswürdigkeit, Deshalb 
gibt hinfort jeder tech- 
nische : Angestellte. und Be- 
amte sein Spargeld nur noch 
an die 















































Industriebeamten-Sparbank 


Berlin NW 40 » Prospekte kostenlos + Postscheckkonto 13580 


e. G. m. b. H. 


'B e e u 1) - "Versichert RER Habe solket wertbeständigi“ I ist Kaas „Gebot der Stunde“. ZRBERUEH 





















m Golidmark-Versicherungen zu billigsten Beiträgen: = 
Bam = Feuer 50 Pf, Einbruch > Pf. einschliesslich Stempelgebühr _ 
: ür das Jahr und Tausend der Versicherungssumme bei der 2 

Beiifellerm!| =| prand- und Einpruchschadenkasse „Deuischer Posiverband“ W. Y. a. G. j= 
Ein same pechnsem -, ve 'g Fernsprecher: Hansa 84 Berlin NW 21, Bundesratufer 13 Postscheckkonto: 26300 Berlin - 
bessere N.6. Zub er daunen- 'g] Billigste, gemeinnützige Versicherungs-Anstalt für Reichs-, Staats- u. Kommunalbeamte, Geistliche u. Lehrer. ig 
a | M| Keine Zuschläge für Nebenräume, auch fürEinbruchdiebstahl sind 10%, der Gesamt-Versicherungssumme in | 
regen a en .- Nebenräumen kostenfrei versichert. Kostenfreie Versicherung von Bargeld und Wertpapieren bis | 
Benedikt Sächsel, u zum Betrage von M. 300.—- unter einfachem Verschluss. Entgegenkommendste Schadensregelung. — [8 
Lobes Kr. 903 2 Vermittlung von Gebäude-, Umzugs- u. Reisegepäck-Versicherungen zu niedrigsten Sätzen. _ u 

kei Pilsen (Böhmen) el Näheres und Antragsformulare durch die Nertrauenspexsoben oder den Vorstand der Kasse. - 5 
sms EEE RaERHEHm  ZPauschalversicherung in einer Summe. SEngEeBERERE 

















FREE NO Rare Par aR SE ESLn Llan Vino sans] 
Ausschneiden! 











Ein Nachschlagewerk 





| Der Unterzeichnete bittet um kostenlose 
Uebersendung eines ausführl. Prospektes | 
über techn. Selbstunterricht It.. Anzeige 
in der Deutschen Techniker-Zeitung Nr, 23 





über technische Fragen | 


ist unser Verlagswerk 


| Technischer Selbstunterricht. WU 


Es vermittelt außerdem eine -abgeschlossene tech- 
nische Fachbildung. Trotz mehrerer tausend Ab- 
bildungen ist es billig, da auch -in -Einzelheften 
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Reichsfinanzministerium und Unterneh- 
mertum gegen die Erhöhung des Arbeits* 
E2 
einkommens 

In dem bei Regierungsantritt verkitndeten Programm der 
gegenwärtigen. Reichsregierung: befand sich auch die Erklä- 
zung, daß die Regierung: entschlossen .sei, .sich füg eine ge- 
“ sicherte ‚Rechtsstellung und auskömmliche Lebens- 
haltung der Beamten einzusetzen. Eine solche Erklärung 
konnte die Beamten und die auf der Grundlage der Besol- 
Tarifangestellten des öffentlichen 
Dienstes wohl aufhorchen lassen, zumal sie in der aufkeimen- 
den Hoffnung. auf eine Besserung ihrer kargen und ge- 
drückten Lebenshaltung durch eine Flut von Anträgen im 
Reichstag für die Verbesserung der Besoldung gestärkt wurden. 
Der erste Reif auf ‚diese Hoffnungen fiel bereits, als das 
Reichsfinanzministerium am 14. Januar d. J. dem Reichstag 
und Reichsrat die erste „Denkschrift über die Ent- 
wicklung der Besoldung der Reichsbeamten 
von 1897 bis September 1924“ vorlegte. Trotz der 
herben Kritik, die diese Tendenzschrift des Reichsfinanz- 
ministeriums nicht nur in der Beamtenpresse, sondern auch 
im Reichstag erfuhr, blieb sie nicht ohne Auswirkung. Die 
Frühjahrsaktion der Beamten und Behördenangestellten zur 
Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage® scheiterte. Als ein- 
ziges Ergebnis der parlamentarischen Kämpfe in dieser Frage 
konnte Uas erschütternde Resultat der Erhöhung des 
Wohnun®sgeldzuschusses auf 95 Prozent gebuaht 
werden. Die Regierungsparteien glaubten, darüber hinaus den 
Beamten noch einen Strohhalm reichen zu können, indem sie 
in einer Entschließung die Reichsregierung ersuchten, mit tun- 
lichster Beschleunigung zu prüfen, ob und auf welcher Grund- 
lage die Bezüge der Beamten eine Erhöhung erfahren könnten 
und darüber dem Reichstag alsbald nach Wiederzusammen- 
tritt zu "berichten. Diesem Ersuchen ist die Reichsregierung 
- denn auch nachgekommen und hat jetzt eine zweite Denk- 
schrift unterbreitet, in der die unverhüllte Ablehnung der Er- 
höhung der Beamtenbezüge proklamiert ist. Die neue Denk- 
schrift des Reichsfinanzministers faßt das Ergebnis ihrer Unter- 
suchung in folgenden Ausführungen zusammen: 

„1. Die jetzigen Beamtengehälter sind, insbesondere auch 
in den unteren Besoldungsgruppen, sowohl ihrem tatsächlichen 
Betrage nach als auch gemessen an denen von 1913, ebenso 
hoch, zum Teil sogar höher als die Bezüge der .großen Masse 
der Arbeiter und Angestellten der Privatwirtschaft. Die jetzi- 
gen Gehälter gewährleisten der Beamtenschaft eine Lebens- 
haltung, die keineswegs unter der Lebenshaltung der übrigen 
- Arbeitnehmerschaft liegt. . : 

2. Eine allgemeine Hebung des Gehalts- und Lohnniveaus 
würde bei der durch die heutige Wirtschaftslage gegebenen 
Beschränkung der Lohnguote nur zu Preissteigerungen führen, 
so daß die innere Kaufkraft der Gehälter und Löhne doch 
nicht erhöht würde, die Arbeitnehmer also, trotz der Erhöhung 
der Nominalbezüge ihre Lebenshaltung nicht verbessern könnten. 

3. Die Erhöhung der Nominal- (Gold-) Bezüge mit ihren 
Folgen würde die Konkurrenzfähigkeit .der deutschen Wirt- 
schaft gegenüber dem Auslande weiter verringern. Die Gefahr 
von Betriebseinstellungen, d. h. Verringerung der Zahl der 
Arbeitsplätze, würde nähergerückt. Damit würde trotz. Er- 
höhung der Tariflöhne für Vollarbeiter unter Berücksichtigung 
der Arbeitslosen und Kurzarbeiter das dürchschnittliche Lohn- 
niveau nicht erhöht, vielleicht sogar herabgedrückt werden. 
“ 4. Bei einer Gehaltserhöhung für die Beamten werden 
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"Tariferhöhungen bei der Reichsbahn und gegebenenfalls auch 
.Steuererhöhungehserforderlich sein, oder es können sonst etwa 


mögliche‘ ind wirtschaftlich zweckmäßige Steuwerermäßigungen 


nicht durchgeführt werden. Diese Tarif- und Steuererköhungen 
würden sich in .eine allgemeine Preissteigerung. wmsetzen, oder 
es würde eine sonst mögliche, aber wegen der Beamtengehalts- 
erhöhung unterbleibende Steuerermäßigung eine Senkung der 
Preise verhindern.. Jedenfalls würde eine solche -Gehalts- 
erhöhung eine Belastung der breiten Masse darstellen, die sich 
in mindestens derselben Lage befindet wie die Beamtenschaft. 

Hiernach glaubt die Reichsregierung mit Rücksicht auf 
die Finanzlage der öffentlichen Körperschaften, insbesondere 
der Reichsbahn, die allgemeine Wirtschaftslage und die wirt- 
schaftliche Lage der großen Masse der übrigen Arbeitnehmer- 
schaft die Verantwortung für eine Erhöhung der Beamten- 
bezüge im ‚gegenwärtigen Augenblick nicht übernehmen: zu 
können.“ 

Bevor auf die Gründe des Finanzministers für seine ab- 
lehnende Haltung im einzelnen eingegangen wird, scheinen 
einige Bemerkungen über die Einkommensverhältnisse der uns 
nahestehenden Gruppen der mittleren technischen Beamten 
am Platze. Auch die erste Denkschrift des Reichsfinanzministers 
konnte an der Tatsache nicht vorübergehen, daß. die Be- 
amten hinter der allgemeinen Steigerung des 
Volkseinkommens in der Vorkriegszeit we- 
sentlich zurückgeblieben sind. Während das Ge- 
samtvolkseinkommen von 1897 bis 1908 nach der Denkschrift 
um etwa 31 Prozent zunahm, wurden die Bezüge der unteren 
Besoldungsgruppen in dieser Zeit nur um rund 25 Prozent, 
die der mittleren nur um rund 17 Prozent und die der höheren 
nur um rund 11,5 Prozent erhöht. Gegenüber der Gesamt- 
bevölkerung waren also sämtliche Beamten in ihrem Einkom- 
men herabgesunken. Dies setzte sich in der Zeit von 1908 bis 
1913 fort, da die Gehälter der Beamten unverändert blieben, 
während das Volkseinkommen, auf den Kopf der Bevölkerung 
gerechnet, um weitere 17,4 Prozent zunahm, gegenüber. 1897 
also insgesamt um rund 54 Prozent gestiegen war. Im. übrigen 
hat der Geh. Admiralitätsrat Danneel bereits früher in sehr 
eingehenden Untersuchungen auf diese Tatsachen hingewiesen. 
Seinen Berechnungen nach waren die Beamtengehälter in dem 
Zeitraum von 1893 bis 1913 gegenüber den allgemeinen Lebens- 
verhältnissen um rund 30 Prozent zurückgeblieben. Es sind 
ungeheure Summen, die Reich und Einzelstaaten bereits vor 
dem Kriege durch Niederhaltung der Beamten- 
gehälter erspart haben. Nach den statistischen Berech- 
nungen des Reichsgerichtsrates Zeiler war das Beamteneinkom- 
men im Jahre 1918 im Verhältnis zum Volkseinkommen gegen- 
über dem Stande vom Jahre 1880 weit unter die Hälfte ge- 
sunken. Das eine kann als feststehend betrachtet werden, daß 
neben den übrigen insbesondere auch die mittleren Beamten 
in ihren Bezügen gegenüber dem allgemeinen Volkseinkom- 
men ganz wesentlich zurückblieben. Trötzdem die Denkschrift 
des Reichsfinanzministeriums zugeben mul, daß eine Fest- 
stellung der Höhe des jetzigen Volkseinkommens und damit 
die Ermittlung der Steigerung in den letzten zehn Jahren und 
damit auch der Vergleich der Steigerung der Bezüge der Be- 
amten mit der Steigerung des Volkseinkommens gegenüber 
1913 nicht möglich ist, so stellt es doch Berechnungen an, die 
ein gewisses Bild über das Verhältnis der jetzigen Beamten- 
bezüge zu denen der übrigen Gehalts- und Lohnempfänger 
geben sollen. Diese Berechnungen mögen der Kombinations- 
gabe des Verfassers alle Ehre machen, stützen sich aber in der 
Hauptsache auf Annahmen. Nach den berühmten Rezepten 
der. Hausfrauenkochbücher kann man nach der bekannten 
Vorschrift ‚Man nehme“ gewiß allerhand "Gerichte herstellen, 
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jeden freundlichen Lichtblick, der diese trübe maschinenhaite 


je nach dem Geschmack des Auftraggebers. Im übrigen gibt 
die erste Denkschrift zu, bei Erörterungen des Vergleichs 
über die Höhe der Angestelltenbezüge der Privatwirtschaft 
mit denen der Beamten, „daß diese Bezüge 1913 im allgemei- 
nen etwas höher lagen als die der vergleichbaren Reichs- 
Beamten. Für die neuere Zeit sucht die erste Denkschrift zu 
beweisen, daß die Bezüge der Reichsbeamten. im Durch- 
schnitt etwa auf derselben Höhe liegen wie die der vergleich- 
baren Angestellten, soweit diese taritlich geregelt sind.‘ 

Nach der Denkschrift sind aber „die Bezüge der Angestell- 
ten nur bei solchen unteren und mittleren Angestellten tariflich 
geregelt, die etwa den Reichsbeämten bis einschließlich 
Gruppe VI oder VII vergleichbar sind, und zwar in sämtlichen 
Gruppen nur bis zur fünften Grundgehaltsstufe. Die den Be- 
amten der höheren Besoldungsgruppen vergleichbaren An- 
gestellten werden je nach Leistungen bezahlt, ohne daß es 
möglich ist, von den Arbeitgebern genauere, Angaben darüber 
zu erhalten. Eine Ueberschneidung der Beamten- 
bezüge durch bessere Gehälter der Angestell- 
ten will die Denkschrift in einzelnen Fällen beiden Beam- 
ten der Besoldungsgruppe VIII festgestellt haben. 
Wenn also, wie oben dargelegt, : die Einkommensverhältnisse 
der Beamten schon vor dem Kriege, gemessen am gesamten 
Volkseinkommen und an den Lebensverhältnissen, außerordent- 
lich ungünstige waren, so kann man allerdings die ng 
haften Bemühungen des Reichsfinanzministers verständlich fin- 
den, mit allen Mitteln den Nachweis zu erbringen, daß die 
gegenwärtigen Bezüge der Beamten wenigstens dıe Vorkriegs- 
bezüge erreicht, ja in den unteren Gruppen sogar bereits über- 
schritten hätten. 

Wir betonten oben schon, daß das Zahlenmaterial der 
ersten Denkschrift des Reichsfinanzministers einer kritischen 
Nachprüfung keineswegs standhalten konnte. Nach einer vom 
Landessekretariat Preußen des Allgemeinen Deutschen Beanten- 
bundes bearbeiteten „Gegenüberstellung der preu- 
BischenBeamtengehälternachdemStandevon 
1914 und 1. Dezember 1924‘ ergibt sich z. B, daß das 
Realeinkommen für de Besoldungsgruppen V bis IX 
heute nur 68 Prozent der Vorkriegsbezüge beträgt. 
Danach müssen die Beamten dieser Gruppen heute mit 17/,; 
ihrer Vorkriegsbezüge wirtschaften. Zu ähnlichen Ergebnissen 
kommen Untersuchungen, die in den „Bayerischen Verkehrs- 
blättern“ für die mittleren bayerischen Beamten ange- 
stellt worden sind. Besonders erwähnenswert ist hierbei, daß 
die mittleren Beamten durch diese neue Entwicklung wesent- 
lich hinter dem Verhältnis zurückgeblieben sind, in welchem 
ihre Bezüge früher zu den Bezügen der höheren Beamten 
standen. 


Mit welchen Künsten die erste Denkschrift der Regierung 
die Oeffentlichkeit über den wirklichen Stand der Beanıten- 
bezüge zu frappieren versuchte, ist in der Oeffentlichkeit ge- 
nügend dargelegt worden. Gleichzeitig mit der ersten Denk- 
schrift über die Besoldung der Reichsbeamten hatte das 
teichsfinanzministerium auch eine Denkschrift über das Be- 
soldungssperrgesetz vorgelegt, die im Reichstag einer außer- 
ordentlich scharfen Kritik unterlag. Es wurde der Regierung 
im Haushaltsausschuß vorgehalten, daß sie verschiedene Fehler 
habe zugeben müssen, und daß die Denksehrift daher wertlos 
sei. In seiner neuen Denkschrift hat das Reichsfinanzministe- 
rium versucht, mit neuen ausgeklügelten Methoden den ihm 
bezüglich der ersten Denkschrift vorgehaltenen Fehlern, die es 
nicht bestreiten konnte, zu begegnen. Man stützt die Ver- 
gleiche der Beamtenbezüge nach dem Stande vom März 1925 
zu denen von 1913 nicht mehr nur auf die Endgehälter, son- 
dern man führt den Begriff der gewogenen Durchschnitts- 
gehälter ein. Es sollen das Durchschnittsgehälter sein, bei 
denen alles berücksichtigt wird, worin sich die jetzigen Besol- 
dungsverhältnisse an und für sich, ferner in der Festsetzung des 
Ortszuschlages und der Veränderung des Ortsklassenverzeich- 
nisses sowie in der Verteilung der einzelnen Beamten auf 
die verschiedenen Besoldungsgruppen und -stufen von den 
Vorkriegsverhältnissen unterscheiden. Auch diese neue Me- 
thode dient offensichtlich nur dem Zweck, den Nachweis zu 
erbringen, daß die Beamten der unteren Gruppen bis ein- 
schließlich Gruppe VI wirtschaftlich nicht herabgesunken, son- 
dern gestiegen sind. Stichproben, die die „A.D.B.-Z.‘ angestellt 
hat, beweisen, daß trotz dieser neuen Aufmachung des Reichs- 
finanzministeriums die Dinge wesentlich anders aussehen. Im 
übrigen können selbst alle Berechnungen auf der Grundlage 
des amtlichen Index’ kein wahres Bild von den Zuständen eines 
mittleren oder gar unteren Beamtenhaushaltes geben. Man 


wird der bereits erwähnten Denkschrift des preußischen Lan- 


dessekretariats des A.D.B. rechtgeben müssen, wenn sie hier- 
zu folgendes ausführt: 

„Das Lebensbild nach den Errechnungsgrundlagen des 
Index’ ist in Wahrheit freudlos zw nennen, notdürftig gefristet 
mit genau errechneten Eiweißprozenten und Kalorien, ohne 


xistenz erhält. In den Haushaltsrechnungen von 1907, welche 
tn „Wirtschaft und. Statistik‘, 5. Jahrgang, Nr. 5, S. 160, für 
die Reform der Reichsindexziffer bei den Lebenshaltungskosten 
angezogen werden, ist an „Sonstigem Bedari‘, d. h. für alles, 


"was nicht unmittelbar zum Lebensunterhalt gehört, 11,54 Pro- 


zent des Gesamteinkommens berechnet. Der neue Index sieht 
für „Sonstiges“ nur 6,21 Prozent vor, d. h., die Ausgaben für 
Vergnügen, Erholung, Bildung sind. auf die Hälfte der Vor- 
kriegsquote herabgesetzt und dadurch, daß man die Aufwen- 
dungen für Reinigung und Körperpflege hierin einbezogen hat, 
zu einem kaum  erwähnenswerten Minimum zusammen- 






gestrichen worden. Oder will man die Beamtenschaft glauben | 


machen, daß Seife, Soda, Stiefelwichse, Scheuertücher, Hand- 
tücher, Rasieren, Haarschneiden nicht unbedingt zum Lebens- 
unterhalt gehören, sondern unter die Begriffe „Erholung ‚und 
Bildung fallen?“ De 


Abschließend sei zu der Frage der reinen Gehaltsvergleiche 
zwischen Beamten und Privatangestellten darauf hingewiesen, 
daß es, soweit die technischen Beamten in Frage kommen, 
das Reichsfinanzministerium von jeher verstanden hat, durch 
seine Gehaltspolitik im allgemeinen und durch ungerechte 
ung der technischen Beamten infolge ungenügender Be- 
wertung der Leistung im. besonderen den Zustrom  leistungs- 


: fähiger Kräfte aus der Privatindustrie zu unterbinden und damit 


eine ständige Befruchtung der Staatstechnik durch die Erfah- 
rungen der privaten Wirtschaft hintanzuhalten oder doch zu 
erschweren. 
sters wird noch besonders darauf hingewiesen, daß es seiner- 
zeit, als die Reichstelegraphenverwaltung: nach dem Kriege 


großen Bedarf an. Ingenieuren usw. hatte, trotz öffentlicher: 


Aufforderung zum Eintritt in diese Laufbahn durch Anschläge 
in Technischen Hochschulen und Universitäten micht möglich 
war, geeignete Anwärter für diese Stellen in ausreichender 
Zahl zu gewinnen. 


Die Versuche des Reichsfinanzministers, die übrige Ar- 
beitnehmerschaft gegen die Beainten auszuspielen, werden bei 
der fortschreitenden Erkenntnis des gemeinsamen Schicksals, 
d. h. der gemeinsamen Abhängigkeit aller Arbeitnehmer, Be- 
amten, Angestellten und Arbeiter, vom Kapital, keinen Er- 
folg haben. Denn die’ wahren Absichten des Reichsfinanz- 
ministers oder genauer gesagt, der hinter ihm stehenden trei- 
benden Kräfte der Großwirtschaft, treten unverhüllt in jenem 
Beweisführungsversuch zutage, der sich zur weiteren Begrün- 
dung der Niederhaltung der Beamtengehälter auf finanzpoli- 
tische und wirtschaftspolitische Gründe stützt. 
Wenn man den Syndikus eines Arbeitgeberverbandes der Schwer- 
industrie beauftragt hätte, eine solche Denkschrift zu schreiben, 
er hätte wahrhaftig„die Sache nicht besser machen können. 
Dieses finanz- und wirtschaitspolitische Expose& läßt allerdings 
das Reichsfinanzministerium als den stärksten Exponenten der 
Wirtschafts- und brutalen Interessenpolitik des deutschen Un- 
ternehmertums, insbesondere des Großunternehmertums, in 
blendender Nacktheit erscheinen. Es ist ja doch kein Zufall, 
daß zur gleichen Zeit, wo das Reichsfinanzministerium eine 
Erhöhung der Beamtengehälter für unannehmbar erklärt, ein 
Rundschreiben der Vereinigung der Deutschen Ar- 
beitgeberverbände bekannt wird, das fast mit den 


gleichen Argumenten gegen die Anpassung der Löhne 
und Gehälter an das Niveau der Preise und Lebens- 
haltungskosten arbeitet wie der Reichsfinanzminister. 


Diese enge Verbindung und diese :so kraß in Erscheinung 
tretende Harmonie zwischen Reichsfinanzministerium und 
Arbeitgebertum in bezug auf die Einstellung zu Gehalts- 
fragen ist ja nicht new Was der Finanzminister in seiner 
zweiten Denkschrift anführt, ist in den Besoldungsverhandlun- 
gen mit den Beamten schon zur Zeit seiner Tätigkeit als Mi- 
nisterialdirektor von ihm immer und immer wieder vertreten 
worden. Es muß festgestellt werden, daß. das Unternehmer- 
tum den Kampf, den es bereits im Jahre 1922 öffentlich in 
seinen Organen, zum Teil mit Unterstützune der von ihm 
ausgehaltenen Öffentlichen Tagespresse, eröffnet hatte, ge- 
wonnen hat, nämlich den Kampf um den bestimmenden Ein- 
fluß auch auf die Bezüge der Öffentlichen Arbeitnehmer und 
damit auf deren gesamte soziale und wirtschaftliche Lage. Mit 
der Rentenbank war man bereits fast an dieses Ziel gelangt. 
Es ist ein wirklich interessanter Ring, der sich jetzt in dem ein- 
heitlichen Vorgehen der „Deutschen Bergwerks-Zeitung‘‘, „Ber- 
liner Börsen-Zeitung‘‘, „Industrie- und Handels-Zeitung‘ bis 


. zur Denkschrift des Reichsfinanzministers lückenlos schließt. 


Diese arbeitnehmerfeindliche und für die deutsche Gesamt- 
wirtschaft kurzsichtige Politik, wie sie hier. von Reichsfinanz- 
ministerium und Unternehmertum propagiert wird, ist in der 
„D.T.Z.“ wiederholt erörtert worden, so daß hier nicht länger 
darauf eingegangen zu werden braucht. Ohne Stärkung der 
Kaufkraft der breiten Massen kann die schleichende Krise nicht 
überwunden werden, Die Beamtenschaft wird sich entscheiden 


In der ersten Denkschrift des Reichsfinanzmini-- 
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müssen, wie. sie glaubt, gegen die Diktatur der Wirt- 
schaft über die Beamtengehälter ankämpfen zu können. Es 
eht bei diesem Kampf um die gemeinsamen Interessen aller 
rbeitnehmer; dieser Kampf kann nur geführt werden auf dem 
Boden gemeinsamer klarer Erkenntnis des wirtschaftlichen Ge- 
schehens. Ein für die Beamten erfolgreicher Ausgang ist nur 
sichergestellt, wenn der Kampf geführt wird in engster Solidari- 
tät mit den um Gleiches ringenden Angestellten und Arbeitern. 
- Der Allgemeine Deutsche Beamtenbund hat die Wege dazu 
aufgezeigt: u | L. Hofmann. 


Die Novelle zum Angestelltenversiche- 
 rungsgesetz | 


Die Tagespresse enthält Angaben über den Entwurf eines 
Gesetzes über Ausbau der Angestelltenversicherung, der: zu- 
nächst der Oeffentlichkeit noch nicht übergeben worden war. 
Der Entwurf ist durch den Beschluß des Reichstages vom 
17. März 1925, über den wir seinerzeit berichtet haben, ver- 
anlaßt worden. Der Reichstag = ES 
hatte auf Grund: des mündl'chen 
Berichts des neunten Ausschts- 
ses die Erhöhung der Versiche- 
rungspflichtgrenze und eine Er- 
höhung der Leistungen gefor- 
dert: Dank dem Verhalten der 
Gedag-Vertreter im Ausschuß; 
wie im Plenum würden die Be- 


>. 


Form gebracht, die die berech- 
tigten Hoffnungen der Ange- 


höhung der Leistungen von 
einer Erhöhung der Beiträge 
begleitet ‚werden sollte. Inzwi- 
schen lud das Reichsarbeits- 
ministerium die Organisationen 
zu einer Aussprache am 27. 3. 
ein, in der die Vertreter des 
AfA-Bundes nochmals Gelegen- 
heit nahmen, die Forderungen 
der freigewerkschaftlichen An- 
gestellten zu begründen. In 
dieser Besprechung, an der 
auch die Arbeitgeber teilnah- 17; 
- men, ‘traten aber die Sprecer 
des Gedag diesen weitergehen- - 
den Forderungen des AfA- 
Bundes entgegen wand brach- 
ten es sogar fertig, trotzdem 
sie eingestehen mußten, daß 
sie seinerzeit bei der Berech- 
nuug der notwendigen Erhö- 
hung der Versicherungspflicht- 
grenze die Indexentwicklung 
nicht richtig  vorausgesehen 
hatten, sich mit einer Versiche- 
rungspflichtgrenze von 6000 
Reichsmark einverstanden zu 
erklären. Da selbstverständlich 
‚ auch die Arbeitgeber in diesem Kampfe auf seiten des Gedag 
gegen den AfA-Bund standen, kann sich das Arbeitsministerium 
mit einem Schein von Recht darauf stützen, daß die Wirt- 
Schaftskreise in ihrer Mehrheit sich gegen die weitergehenden 
Forderungen des AfA-Bundes ausgesprochen hätten, und so ist 
denn auch der Entwurf in allen seinen Teilen hinter den s£hrift- 
lich ünd mündlich dargelegten ‚Forderungen der freigewerk- 
Schaftlichen Angestellten zurückgeblieben. Noch schlimmer aber 
ist die beabsichtigte Neubelastung der Angestellten durch die 
Erhöhung der Beiträge um ein volles Drittel, so daß teilweise 
bereits schon die Friedenssätze überstiegen werden, obwohl 
inzwischen das Anwartschaftsdeckungsverfahren beseitigt wor- 
den ist und obwohl alle Erfahrungen bewiesen haben, daß die 
Berechnuugsgrundlage des Friedens viel zu ungünstige angesetzt 
war, Es wird Sache der freigewerkschaftlichen ‘Vertreter im 
Reichstage sein, ales aufzubieten, um in letzter. Stunde den 
Entwurf so zu gestalten, daß er wenigstens den Mindestanforde- 
rungen der Angestellten entspricht. : 
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; Der Entwurf bringt zunächst gemäß den. Beschlüssen des 
Beitkslases 66 Dinvmmg us Hrundbeträages von 30 auf 

M. monatlich, des Steigerungss atzes für die Bei- 
träge vom 1. Januar 1924 ab von 10 auf 15 Proz. und eine 
Erhöhung des Kindergeldes von 3 auf 7,50 RM. monatlich. 
‚.. Von den Vertretern des AfA-Bundes war im Reichstage 
dargelegt worden, daß nicht nür diese, sondern auch die in dem 
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Antrage Müller-Franken verlangte wesentlich größere Erhöhung 
— monatlich 60 RM. Grundbetrag, 10 RM. Kinderzuschuß, 
20 Proz. Steigerung und je 1,50 RM. für die Inflationsmonate —. 
ohne weiteres aus den laufenden Einnahmen und vorhandenen 
Mitteln der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte getragen 
werden könnte. Trotzdem sollen die Beiträge in 


Gehaltsklasse A von 1,50 RM. auf 23,— RM. 


pr B von 3,— RM. auf 4— RM. 
7 C von 6,— RM. auf 8— RM. 
e ° D von 9,— RM. auf 12,— RM. 


» E von 123,— RM. auf 16,— RM. 
erhöht werden. In der neuen Gehaltsklasse F, die die Ange- 
stellten mit mehr als 400 RM. monatlich umfassen soll, sollen 
20° RM. Beitrag erhoben werden, außerdem werden für die 
freiwillige Versicherung zwei weitere Beitragsklassen G und H 
mit 25 und 30 RM. monatlichem Beitrag vorgesehen. 
Selbstverständlich erfüllt der Entwurf auch nicht die’ alte 
Forderung der freien Gewerkschaften, auf das Heilver- 
fahren einen Rechtsanspruch zu gewähren. Bekannt- 
lich ist das Heilverfahren das immer wieder gezeigte Prunk- 
| stück der Angestelltenversiche- 
rung. Die Vertreter des Haupt- 
ausschusses und die Regierung 
tun sich wunderwas darauf zut- 
gute, daß die Angestelltenver- 
sicherung bisher verhältnismä- 
Big große Mittel für das Heil- 
verfahren aufgewandt hat. Sie 
verschweigen dabei regelmäßig, 
daß die Angestelltenversiche- 
rung dafür ja auch keine an- 
deren nennenswerten Leistun- 
gen, insbesondere keine Ren- 
tenzahlungen "übernehmen 
mußte, da ja praktisch erst 
1924 die volle Rentenzahlung 
eingesetzt hat. Die Urteile über 
die Art der Durchführung des 
Heilverfahrens sind auch durch- 
aus nicht so einheitlich günstig, 
wie vielfach glauben, gemacht 
wird. Es sei nur an die be-. 
rüchtigten Vorgänge in Gör- 
bersdorf erinnert. Selbstver- 
ständlich ist aber das Heil- 
verfahren, das ja den Grund- 
sätzen der Vorbeugung ent- 
spricht, ein nicht nur in 
der Angestellten-, sondern in 
der ganzen Sozialversicherung 
mit allen Kräften zu förderndes 





Mittel der Erhaltung und Stär- 
kung der Arbeitskraft. Bei 
jeder Gelegenheit, insbeson- 


dere auch wieder auf der Ge- 
neralversammlung der Gesell- 
schaft für Soziale Reform, 
ist die Bedeutung der sozial- 
hygienischen Maßnahmen, wo- 
zu ja das Heilverfahren ge- 
hört, gerade in bezug auf die 
Verhütung von Schadensfällen 
gepriesen worden. Insbesondere ist auch die wirtschaft- 
liche Seite erwähnt worden, und es ist ja eine Binsenwahrheit, 
daß Vorbeugen nicht nur besser, sondern auch billiger ist als 
Rentenzahlen. ‘Wenn aber das Heilverfahren eine "so segens- 
reiche Einrichtung ist, so kann nicht eingesehen werden, warum 
gerade die Anhänger des Versicherungsprinzips, die den 
Rechtsanspruch auf die Leistungen bei jeder Gelegenheit 
besonders hervorheben, den Rechtsanspruch auf das Heil- 
verfahren ablelınen. 


Des Rätsels Lösung findet sich in der Begründung des Ge- 
setzentwurfes. Es wird dort mit dürren Worten ausgesprochen, 
daB man den Angestellten diesen Rechtsanspruch versagen 
müsse, weil man ihn sonst auch den Arbeitern ein- 
räumen müßte. Eine üblere Blüte des Standesdünkels ist 
wahrlieh schon lange nicht mehr erzeugt worden. Wir sind 
allerdings nicht der Meinung, daß Leben und Gesundheit auch 
des letzten Arbeiters weniger kostbare Güter Stfen, als die einey 
Angestellish tim sogar des höchsten Beäften! Und went das* 
Heilverfahren bei Angestellten auch wirtschaftlich das bei 
weitem Wohlieilere gegenüber der Rentenzahlung ist, so gilt 
dies selbstverständlich auch für alle anderen Bevölkerungs- 
gruppen, ganz abgesehen davon, daß ia die Landesversicherungs- 
anstalten das Heilverfahren schon viel früher durchgeführt und 
entwickelt haben als die Angestelltenversicherune. 
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‚Aeußerst unklare-Bestimmungen :werden- für die Betätigung 
auf dem Gebiete der allgemeinen sozialen Hygiene, abgesehen 
vom. Heilverfahren, in Vorschlag gebracht. Danach soll die 
Reichsversicherungsanstalt mit Genehmigung des Reichsarbeits- 
ministeriums berechtigt. sein, Mittel aufzuwenden, „um allgemeine 
Maßnahmen: zur Verhütung des Eintritts vorzeitiger Berufs- 
unfähigkeit oder zur Hebung der gesundheitlichen: Verhältnisse 
der versicherten Bevölkerung zu fördern oder durchzuführen“. 
Darüber hinaus soll 'die Reichsregierung mit Zustimmung des 
Reichsrates Richtlinien für das Heilverfahren und für allgemein 
sozialhygienische Maßnahmen „sowie für das Zusammenwirken 
der Träger der Reichsversicherung untereinander und..mit den 
Trägern der öffentlichen und privaten Wohlfahrtspflege auf dem 
Gebiete des Heilverfahrens und der sozialen Hygiene‘ erlassen 
können. 

Die Reichsversicherungsanstalt hat bereits im Kriege eine 
merkwürdige Auffassung über die Aufgaben der Sozialver- 
sicherung auf dem . Gebiet der sozialen Hygiene betätigt. Sie 
hat mit den Geldern der Versicherten. Kriegswollzüge ausge- 
rüstet, ohne daß ihr eine gesetzliche Handhabe hierfür zu Gebote 
stand. Es ist damals bereits schärfste Kritik an diesen Maß- 
nahmen geübt worden, die zwar sicherlich manche Knopfloch- 
schmerzen heilten, aber ganz gewiß nicht mehr zum. Arbeits- 
bereich der Angestelltenversicherung gehörten. Solche Spuren 
schrecken, und es muß deshalb verlangt werden, daß d'=. Maß- 
rahmen der. Reichsversicherungsanstalt und die ihnen zugrtnde 


liegenden Richtlinien nicht nur an die Zustimmung des Reichsra,t s, _ 


sondern auch die des Reichstags oder eines Reichstags- 
ausschusses gebunden, vor allem aber, daß sie im Ein- 
vernehmen mit den berufenen Ve en enderAnge 
stellten, den Gewerkschafte aufgestellt werdent 
Merkwürdig ist der Ausdruck a & Bevölkerung“, der 
vermuten läßt, daß es sich nicht lediglich um die Versicherten 
und ihre Angehörigen, sondern wie dies praktisch auch zum 
eroßen Teil unvermeidlich ist, um die Gesamtheit des in 
sozial ungünstigen Verhältnissen lebenden Volkes handelt. Auch 
hier also wieder ein Beweis für die innere Unmöglichkeit der 
Sonderversicherung einer einzelnen Arbeitnehmergruppe, deren 
Grenzen gesprengt werden müssen, wenn moderne sozial- 
hygienische Gedanken zum Durchbruch gebracht werden sollen. 
Noch : viel mißtrauischer muß aber der zweite Vorschlag 
stimmen, der sich auf die Zusammenarbeit mit andern Trägern 
der Versicherung und der Wohlfahrtspflege bezieht, Er läßt die 
Auslegung zu, daß die zahlreichen charitativen Vereine, 
die ja fast sämtlich durch .die Inflation ihrer wirtschaftlichen 
Unterlage beraubt wurden, auf diese Weise aus den Geldern der 
Sozialversicherung wieder hochgepäppelt werden sollen. Wir 
bedanken uns aber dafür, daß die zwangsweise von den Ange- 
stellten eingezogenen Gelder dazu dienen sollen, private Wohl- 
fahrtsvereine zu unterstützen. Die Behauptung der Notwendig- 
keit. privater Wohlfahrtspflege läuft doch in: Wirklichkeit -auf 
das Eingeständnis hinaus, daß die herrschenden Klassen unfähig 
sind, allen Volksgenossen eine menschenmögliche Existenz zu 
gewährleisten. Mögen .die Gefühle des einzelnen in -der privaten 
Wohlfahrtspflege Tätigen - auch humanitärer oder religiöser 
Natur sein, als Institution ist die private Wohlfahrtspflege 
ein Ausfluß des schlechten Gewissens der herrschenden Klasse 
und von den freien Gewerkschaften stets abgelehnt worden. 
Wir, wollen keine Almosen und milden Gaben, sondern das auch 
in.der Verfassung verbriefite Recht auf Existenzsicherung. Wenn 
es also begrüßt werden kann, daß für das Zusammenwirken der 
Träger der Sozialversicherung und der Organe der öffent- 
ichen Wohlfahrtspflege Richtlinien geschaffen werden, für 
die. aber dasselbe gelten muß, wie für die Richtlinien zur Durch- 
führung: sonstiger sozialhygienischer Maßnahmen, so muß es 
entschieden abgelehnt werden, daß auf Hintertreppen eine Sub- 
vention der: privaten Wohlfahrtspflege aus den: Mitteln der 
öffentlichen . Sozialversicherung erfolgt. Bemerkeuswerterweise 
wird übrigens in der Begründung über die private Wohlfahrts- 
pflege überhaupt nichts gesagt, sondern nur vom Zusammen- 
wirken aller Träger der Reichsversicherung auf’ dem Gebiete 
des Heilverfahrens und der sozialen Hygiene gesprochen. 


Was .nun das Verhältnis von Beiträgen und Leistungen an- 
xeht, so gibt die Begründung, obwohl sie sich natürlich bemükt; 
die Erhöhung der Beiträge anläßlich dieser geringen Erhöhung 
ser Leistungen zu verteidigen, indirekt doch zu, daß die Kritik 
des AfA-Bundes an der Thesaurierungspolitik der Reichsver- 
sicherungsanstalt berechtigt ist, muß sie doch’ zur  Verteidisung 
der geforderten Beitragserhöhung behaupten, daß ein: Ruhegeld 


im: Durchschnitt zehn Jahre laufen werde Wieviel Gläubige. 


wird das Relchsärbeksminkterluft für seine Meinung . finden, 
daß, nachdem die Arbeitskraft eines Angestellten auf weniger 
als die Hälfte eines gleichartigen Angestellten gesunken ist, 
jener noch zehn Jahre Rentenbezieher sein werde! Eine ver- 
sicherungsmathematische Berechnung wird bezeichnenderweise 
überhaupt nicht vorgelegt. Uns scheint jedenfalls auch. die ‘’Be- 
gründung nichts gegen die Behauptung der AfA-Vertreter "zu 
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beweisen, daß auch ohne Erhöhung der Beiträge eine ganz 
wesentliche Erhöhung der Leistungen mindestens 
im Ausmaße.der von den Vertretern des AfA-Bundes im Reichs- 
tag gestellten Anträge durchaus möglich ist. 


Selbst offenbare Unstimmigkeiten in bezug. auf das Verhält- 
nis der einzelnen Leistungen der Versicherung zueinander sind 
durch den Entwurf unberührt. geblieben. So erhält beispiels- 
weise nach dem Entwurf ein arbeitsunfähiger. verheirateter An- 
gestellter mit zwei Kindern, der am 1. Juli 1925 Invalide wird 
und ein durchschnittliches Monatseinkommen, von 200 RM. be- 
zogen hatte, 


den Grundbetrag von jährlich . 2... 4 RM.: 
den Steigerungsbetrag von . -16,20 RM. 
und: die Zusatzsteigerung vom. l. 1. 13 bis. 
31. Juli in Gehaltsklasse F zu ie 1 RM; 103,— RM. : 
zwei Kinderzuschläge , „ 2.2 2 ..».=.180,— RM. 
779,20 RM. 


' Dieser Betrag steht also für Vier Menschen jährlich zur 
Verfügung. Stirbt aber der betreffende Angestellte am 1. Juli, 
so erhält seine Witwe für sich und die beiden Kinder sechs 
Zehntel Witwenrente und zweimal fünf Zehntel Waisenrente, 
also zusammen 958,72 RM. Es soll also der. geradezu wider- 
Sinnige Zustand erhalten bleiben, daß ein arbeits- 
unfähiger Angestellter mit Frau uud zwei 
Kindern weniger Rente erhält als eine Witwe 
mit zwei Kindern. Der Einwand, daß der Angestellte ja 
noch .unter 
könnte, ist aus zwei Gründen nicht stichhaltig, denn einmal .er- 
hält der völlig Erwerbsunfähige keine höhere Rente als. der 
50prozentige Invalide, und ferner ist es.natürlich blasse Theorie, 
anzunehmen, daß ein Angestellter, dessen Arbeitskraft so sehr 


- verbraucht ist, daß er nicht mehr in der Lage ist, auch nur die 


Hälfte dessen zu verdienen, was gleichartige Angestellte be- 
ziehen, überhaupt noch eine Beschäftigung mit nennenswertem 
Einkommen finde.. Ein Hiriweis auf den etwaigen Nebenerwerb 
der Ehefrau wäre ebenfalls nicht stichhaltig, da ja auch die 
nichtinvalide Witwe die Bezüge erhält und auch ‘die. Hinter- 
bliebenen-Renten ja so niedrig sind, daß ohne Bezüge. entweder 
aus Arbeitseinkonmen oder aus anderen Quellen eine. Witwe 
mit zwei Kindern von der Rente (in unserm. Beispiel.noch nicht 
80 RM. im Monat) natürlich nicht zu existieren vermag. Jeden- 
falls dürfte dieses Beispiel,. das beim Vorhandensein einer 
größeren Kinderzahl sich noch mehr zu ungunsten des invaliden 
Angestellten verändern würde, beweisen, daß die gegenwärtige 
und auch die beabsichtigte Festsetzung des Kindergeldes völlig 
unzureichend ist. Ebenso würde eine wirkliche Reform der 
Angestelltenversicherung die Aufgabe haben, bei völliger 
Arbeitsunfähigkeit über das Ruhegeld hinaus weitere Zuschläge 
zu gewähren. 


Auch auf dem Gebiete des He Heerfahre ns müßte eine 
wirkliche Reform der Versicherung im Sinne einer Wieder- 
eingliederung in das Wirtschaftsleben ein wesentlich größeres 
Arbeitsgebiet in Angriff nehmen, als dies heute mit den beiden 
einzigen zur Anwendung gebrachten Mitteln: Zahnersatz und 
Heilanstaltsbehandlung, der Fall ist. Uns liegt beispielsweise 
ein Fall vor, wo einem Röntgentechniker, der im Dienste der 
Ausprobierung röntgentherapeutischer Apparate beide Arme 
verloren hat, die Lieferung einer Prothese zur notdürftigen 
Wiedererlangung des Gebrauchs der Arme ohne ein Wort der 
Begründung versagt worden ist. 


Von den sonstigen Bestimmungen des Entwurfs kann im 
ganzen gesagt werden, daß sie gewisse Verbesserungen ent- 
halten, die‘ allerdings fast sämtlich nur von untergeordneter 
Bedeutung sind. Nur eine Bestimmung stellt etwas grundsätzlich 
Neues dar. Es soll nämlich in $ 168, Abs. 2, ein Satz 2 angefügt 
werde, wonach für Versicherte, deren 'monaät- 
liches bares Entgelt 25 RM. nicht übersteigt, 
sowiefür Lehrlinge der Arbeitgeber die vollen 
Beiträge allein entrichtet. - Dem "Grundgedanken 
dieses Vorschlages - kann durchaus zugestimmt werden, nur 
müßte die Gehaltsgrenze, bis zu der diese Bestimmung gehen 
soll, wesentlich heraufgesetzt werden. Wenn z. B., wie dies bei 
Hausangestellten, im Krankenpflegerberuf, in der Landwirtschaft, 
aber auch im Handelsgewerbe und manchen anderen Gewerbe- 
zweigen vielfach: heute noeh üblich ist, Wohnung und Kost vom 
Arbeitgeber gestellt werden, wozu dann eine bare Entschädigung 
tritt, so sind diese Angestellten unter Umständen wirtschaft- 
lich nicht schlechter gestellt als besonders niedrig bezahlte mit 
lediglich barer Entsehädisung. Wird also der Grun aner- 
kannt, daß Beiträge nur von einer Hestimmten, nach Bestreitung 
der dringendsten Ausgaben wirklich zur freien Verfügung 
stehenden Geldsumme ab eingehalten werden können, so muß 
dies auch auf alle” Angestelltengruppen mit‘ niedrigem Ein- 


kommen, -ohne 'Rücksicht auf die Art ihrer‘ Entlohnung, aus- 
gedehnt werden; 





Umständen eigenes Arbeitseinkommen "beziehen 
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Von sonstigen Aenderungsvorschlägen seien noch genannt: 
‚die Beseitigung der Altersgrenzen- beim Uebertritt aus der 
 Invalidenversicherung zur Angestelltenversicherung; der Fort- 


fall der bisherigen dreimonatigen Frist, während deren der An- 
gestellte beim Ueberschreiten der. Versicherungspflichtgrenze 
nöch versicherungspflichtig blieb; die Möglichkeit des freiwilligen 
Eintritts trotz . Ueberschreiten’ der Versicherungspflichtgrenze; 
die Eintührung des Rechts der Weiterversicherung bei Ersatz- 
kassen; die Festsetzung, daß für Halbversicherte keine Er- 


- stattungsansprüche, bestehen und eine. Verbesserung der bis- 


herigen Härtebetimmungen derart, daß bis zum Schlusse. des 
Jahres 1928 zur Erfüllung der Wartezeit bei den. ’Hinter- 


- bliebenenrenten 60 Beitragsmonate genügen, -ebenso in den 


ersten fünfzehn Jahren seit Heraufsetzung 'der Jahresarbeits- 
verdienstgrenze bei Neuversicherten; ferner durch Erweiterung 
der Abkürzungsmöglichkeit der Wartezeit‘ und Einführung der 
Möglichkeit des Einkaufs von Beitragsmonaten. 


Angesichts der großen Bedeutung der Reiorm der Ange- 
stelltenversicherung und der zweifellos vorhandenen Absicht, 
nunmehr auf lange Sicht von weiteren Aenderungen Abstand zu 
nehmen, wird es Aufgabe der freigewerkschaftlichen ‚Vertreter 
im Reichstage sein, alle. zu Gebote stehenden ‚Mittel zu er- 
greifen, um diese Reform im Sinne unserer berechtigten Forde- 
rungen zu gestalten... Fritz Pfirrmann. 
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Wirtschaftsfragen 


 Hindernisrennen der englischen Schutzzöllner. Bekanntlich 
sind in England seit dem Sturze der Arbeiterregierung lebhafte 
Bestrebungen im Gange, vom traditionellen Freihandel zur 
Schutzzolipoktik überzugehen. Die Treiber dabei sind in erster 
Linie industrielle Unternehmerkreise, die ihre Forderungen nach 
Schutzzöllen für die englische Industrie vor allem mit dem 
Hinweis auf die große Arbeitslosigkeit in England und auf 
das Dumping kontinental-europäischer Industrien stützen, die 
mit niedrigeren Löhnen und längeren Arbeitszeiten produzieren. 
Dennoch wird es den englischen Schutzzöllnern nicht leicht 
gemacht, zum Ziele zu gelangen. Das zeigt u. a. die Art, wie 
das englische Handelsamt Anträge bestimmter Industrien auf 
Festsetzung von Schutzzöllen prüft. In jedem Falle, in dem 
eine ‚Industrie für sich einen Schutzzoll beantragt, wird ein 
Ausschuß eingesetzt, und es wird dann, wie die „Münchener 
Neuesten Nachrichten‘ vom 31. März d. J: mitteilten, von der 
Industrie verlangt, ‘daß sie nicht weniger als sieben Dinge be- 
weise, nämlich: " $ 

1. daß sie von wesentlicher Bedeutung ist, entweder weil sie sehr 
viele Menschen beschäftigt oder wegen der Natur der Waren, die sie 
jabriziert; : . 

2. daß vom Auslande Waren dieser Art eingeführt werden und: in 
abnormalen Mengen in Großbritannien bleiben; 
. 3..daß diese Waren zu niedrigesen Preisen eingeführt werden als die, 
zu welchen ähnliche Waren, „im Vereinigten Königreich mit Gewinn fabri- 
ziert oder produziert werden können“; 


Der G.D.A. als Vertreter der angestellten Apotheker hat 
mit den Apothekenbesitzern einen Manteltarifvertrag abge- 
schlossen, in dem u. a. auch Familienzulagen vorgesehen sind. 
Diese Familienzulagen sollen aber beileibe nicht etwa die 
Arbeitgeber bezahlen, sondern auf dem Umwege über eine 
Verheiratetenzuschußkasse die unverheirateten Angestellten 
bzw. die Verheirateten mit kleinerer Familie. Die Sache ist so 
gedacht, daß jedem angestellten Apotheker von seinem Gehalt 





_ ein bestimmter Teil abgezogen und dieser Zuschußkasse zu- 


geführt wird, die dann ihrerseits den Angestellten ie nach 


- Familienstand einen Zuschuß zahlt. Wie die Kasse verwaltet 


werden soll, wie der Instanzenzug geht, überhaupt alles nähere 


über die Kasse soll einer später festzulegenden Satzung vor- 


behalten bleiben. Vorläufig befindet sich die Angelegenheit 


anscheinend in der Dunkelkammer des G.D.A. 


Auf Grund dieses Rahmentarifvertrages hat der G.D.A. 


- mit den Arbeitgebern auch ein  Gehaltsabkommen abge- 


schlossen, das die Pflicht zur Beitragszahlung der Angestellten 


"an diese Zuschußkasse fixiert. Daß die Arbeitgeber mit einer 


ur 


derartigen Regelung einverstanden sind, versteht. sich von 
selbst; denn was könnte ihnen angenehmer sein, als daß auf 
Kosten ihrer unverheirateten Angestellten die - Verheirateten 
einen Zuschuß bekommen, der ihnen die Bestreitung des nötigen 
Lebensunterhaltes mit ihrer Familie erst ermöglicht, Sie 
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4. .daß als..Folge dieser Einfuhr „die Beschäftigung in der betreffen- 
den Industrie -ernstlich betroffen ist -oder Srlirachelalich betroffen wer- 
den wird‘; | 

5. daß diese Einfuhr aus Ländern kommt, wo die Herstellung unter 
Bedingungen erfolgt, die von den englischen so verschieden sind, daß 
die Konkurrenz unfair wird. Diese unfaire Konkurrenz ist nachzuweisen 
entweder mit entwerteter Währung, Subventionen oder anderen künst- 
lichen Vorteilen in dem fraglichen Land oder mit niedrigeren Löhnen oder 
längeren Arbeitsstunden ais im Vereinigten Königreich; | 

6. daß- die Industrie „mit angemessener Wirksamkeit und Wirtschaft- 
lichkeit“ betrieben wird; i 

. 7. daß die Auferlesung des vorgeschlagenen Zolls die‘ Beschäftigung 
irgendeiner andern Industrie, welche die fraglichen Produkte gebraucht, 
nicht ernstlich berührt. 

Selbst wenn aber der Industrie die Führung dieses sieben- 
fachen Beweises gelingt, was sicher nicht leicht ist, ist sie 
immer noch nicht am Ziel, sondern sie muß so lange warten, 
bis sich zwei verschiedene Ministerien, das Handeisamt und 
das Schatzamt,. über ihre Sache verständigt haben, und dann 
kommt erst die parlamentarische Erledigung der Vorlage, 
welche dem zugestandenen Schutzzoll gesetzliche Kraft verleiht. 

Wenn man dieses Verfahren in England mit dem in 
Deutschland geübten vergleicht, wird man zugeben müssen, 
daß es die englischen Schutzzöllner doch erheblich ‘schwerer 
haben als die deutschen. Man braucht sich nur zu vergegen- 
wärtigen, mit welcher kümmerlichen Begründung in der Zoll- 
vorlage der gegenwärtigen Reichsregierung nicht nur emp- 
fohlen wird, das Hochschutzzollsystem der Vorkriegszeit auf- 
rechtzuerhalten, sondern es sogar noch erheblich zu verschär- 
fen. Wenn es nur gelänge zu erreichen, daß auch in Deutsch- 
land jede Wirtschaftsgruppe, die für sich einen Schutzzoll ver- 
langt, einen so umfangreichen Beweis für die Notwendigkeit 
des. geforderten. Schutzzolles antreten müßte’ wie in England, 
so wäre schon außerordentlich viel gewonnen. 


Rheinische _Siedlungstage werden vom 7...bis 9.. August 
in Köln (Universität) seitens des Rheinischen Vereins für 
Kleinwohnungswesen und der Deutschen Gartenstadt-Gesell- 
schaft unter Mitwirkung der Siediungswissenschaftlichen Ar- 
beitsgemeinschaft veranstaltet. Zur Erörterung stehen die 
Fragen der Finanzierung von Hausbau und Siedlung. Haupt- 
verhandlungsgegenstände sind ferner: „Großstadt und Dezen- 
tralisation‘‘, „Landesplanung“, „Die Gartenstadt als Stadter- 
weiterungsprinzip‘“. 


Eine städtebauliche Studienreise nach Holland und England 
wird in diesem Jahre zum erstenmal nach dem Krieg wieder 
von der Deutschen Gartenstadt-Gesellschaft veranstaitet Die 
Reise geht am 9. August von Köln aus, im Anschluß an die 
rheinischen Siedlungstage, und führt ‘durch die holländische 
Bergwerksgegend mit ihren neuen Ansiedlungen nach 
Amsterdam und Rotterdam, wo sich ein reiches Studiengebiet 
für städtischen Wohnungsbau bietet, dann nach England, wo 
London und’ Birmingham, die Ausgangspunkte für das Studium 
englischen Wohnungsbaues und der englischen ' Gartenstadtbe- 
wegung, besucht werden. Vortragsveranstaltungen ergänzen 
die Besichtigungen. Der Preis der neuntägigen Reise beträgt 
375 Mark. Prospekte sind erhältlich bei der Deutschen Garten- 
stadt-Gesellschaft, Berlin-Grünau. 


kommen dadurch um die Notwendigkeit herum, ihren ver- 
heirateten Angestellten ein ausreichendes Gehalt zu zahlen. Der 
G.D-A. seinerseits hofft wahrscheinlich, damit ein gutes Ge- 
schäft zu machen, denn ein Einblick in die  Verheirateten- 
zuschußkasse ist natürlich höchstens ° den Mitgliedern des 
G.D.A. möglich, der zu hoffen scheint, daß die "in dieser 
Zwangslage sich beiindenden angestellten Apotheker, soweit 
sie dem G.D.A. noch nicht angehören, diesem nunmehr notge- 
drungen beitreten. 

In das Zusammenspiel des G.D.A. mit den Apotheken- 
besitzern paßt es vollständig, daß diese sowohl den Manteltarif 
als auch das Gehaltsabkommen der Reichsarbeitsverwaltung zur 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung vorgelegt haben. Auf An- 
regung unserer Reichsfachgruppe Apotheker hat unser Bund 
gegen die Allgemeinverbindlichkeitserklärung dieser sonder- 
baren Dokumente Einspruch erhoben. Anläßlich einer Rück- 
sprache in der Reichsarbeitsverwaltung konnten wir feststellen, 
daß auch diese Behörde gegen die Einbeziehung der Ver- 
heiratetenzuschußkasse in ‚gen Tarifvertrag umso mehr Be- 
denken hat, als diese Kasse mit dem Schleier tiefsten Geheim- 
nisses umhüllt ist. Wir erfuhren dort weiter, daß zahlreiche 
einzelne angestellte Apotheker gegen die Allgemeinverbindlich- 
erklärung Protest eingelegt haben. Darunter befinden sich 


zweifellos viele, die selbst dem G.D.A. angehören, und doc 
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Neue Tariigehä ilter in Goldmark. 


Die Eu inbarsichanng In den einzeinen Tarifverträgen entspricht nicht in allen Fällen der in nachstehender Tabelle aigewähdten. 
Die Gehaltssätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 
Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wolien, 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 
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Metallindustrie, O = Textilindustrie, P = Asrhaltindustrie, Q —Seifenindustrie, R= 
U — Wagen- und Karosseriefauriken, V == optische Industrie. 


sicher ihr Verband deutscher Apotheker, Reichsfachgruppe des 
Gewerkschaftsbundes der Angestellten, anfängt, unheimlich zu 
werden. Die Frage ist nur, ob sie den Mut aufbringen, aus 
ihren Beobachtungen die einzig gegebene Konsequenz zu ziehen 
und sich der freigewerkschaftlichen Bewegung zuzuwenden, die 
eindeutig in der Erkenntnis des unüberbrückbaren Gegensatzes 
zwischen Kapital und Arbeit die Interessen der Angestellten 
wahrzunehmen gewillt und in der Lage ist. 


Reichstariiverhandiungen im Baugewerbe. Da die freien 
Verhandlungen zur Erneuerung des Reichstarifvertrages für die 
technischen Angestellten im Baugewerbe von den Uhnter- 
nehmern abgebrochen wurden, weil wir deren Forderungen 
unsere Zustimmung nicht geben konnten, haben wir das Reichs- 
arbeitsministerium angerufen. Der Herr Reichsarbeitsminister 
hat nunmehr den Herrn KReichswirtschaftsgerichtsrat Dr. 
Königsberger zum Schlichter in der Angelegenheit ernannt. 
Der Termin findet voraussichtlich in der Woche vom 22. bis 
27. Juni 1925 statt. Es kann also erwartet werden, daß bis 
zum Ablauf der Kündigungsfrist entweder ein neuer Reichs- 
tarifvertrag zustande kommt oder aber die Verhandlungen als 
endgültig gescheitert bezeichnet werden müssen und somit die 
Parteien Handlungsfreiheit haben. Diese Handlungsfreiheit be- 
deutet Kampf. Die Forderungen der Unternehmer und ihr Ver- 
halten in den freien Verhandlungen haben deutlich gezeigt, daß 


stellten wünschen. Sie wollen ihr altes Herrenrecht restlos 
wieder aufrichten. Sie wollen durch Diktieren der Löhne, durch 
einseitige Festlegung der Arbeitszeit die technischen Angestell- 
ten zu willenlosen Werkzeugen ihrer Gewinnsucht machen. Ihr 
Kampf gilt der Beseitigung des Einflusses der Gewerkschaften 
auf die Arbeitsbedingungen. Ihr Kampf richtet sich gegen die 
Gewerkschaften überhaupt, die sie hoffen zertrümmern zu 
können. In dem den Bautechnikern aufgedrungenen Kampie 
handelt es sich für diese, darum, einmal: sich dagegen zu 
wehren, .daß ihnen ihre Arbeitsbedinzungen von den Arbeit- 
zebern einseitig diktiert werden, zum anderen ihre Gewerk- 
schaft nicht nur zu schützen, sondern auch zu stärken, in der 
Erkenntnis, daß diese den kapitalgewaltigen Unternehmern 
gegenüber den einzigen zuverlässigen Schutz des einzelnen 
Technikers darstellt. Die Bauarbeiter kämpfen diesen Kampf 
seit Jahr und Tag mit Erfolg. Was für die Bauarbeiter selbst- 
verständlich ist, muß auch für die Bautechniker möglich sein. 
Kein Unternehmer darf in diesen entscheidenden Wochen von 
seinen technischen Angestellten darüber im Zweifel gelassen 
werden, daß die Bautechniker keineswegs gewilit sind, sich 
dem Diktat der Arbeitgeber zu beugen. Jedem  einzeinen 
Unternehmer muß schon vor der ehdgültigen Entscheidung die 
Gewißheit beigebracht werden, daß es mit dem früher vielfach 
üblichen Hörigkeitsverhältnis der Bautechniker unwiderruflich 
zu Ende ist und daß die Bautechniker unter allen Umständen 
darauf bestehen, durch ihre Gewerkschaft, den Bund der tech- 


Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I —= Chemische Industrie, K = Steinindustrie, E = Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M= 
Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = 


-miker gültige Recht wirksam'ist. 


_ USW,, 
sie einen Kampf zur Niederknüppelung der technischen Ange- 
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Keramische Industrie, N = 
Kunst- u. Bauschlossereien, 
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„nischen Angestellten und Beamten, ak gleichberechtigter Ver- 
 tragskontrahent gewertet zu werden. 


Bezirkstariivertrag _ Minden/Lippe. Die Hochbauunter- 
nehmer des Bezirkes Minden/Lippe setzen seit zwei Jalıren 
ihren Ehrgeiz daran, zu beweisen, daß sie sich aus Tariiver- 
trägen, die ihr Spitzenverband abgeschlossen hat, ‘.gar nichts 
machen, vielmehr alles tun, um ihren Spitzenverband zu 
desavouieren. Nicht wir, sondern die Unternehmerverbände 
unter sich haben seinerzeit festgestellt, daß für ‘den Bezirk 
Hannover-Braunschweig und Minden/Lippe ein gemeinsamer 
Bezirkstarifvertrag für Hoch-, Tief- und Betonbau abee- 
schlossen werden soll. Den Herren Hochbauunternehmern in 
Minden/Lippe paßte das nicht; sie beteiligten sich an-den Tarif- 
verhandlungen nicht, mißachteten dahingehende endgültige Ent- 
scheidungen des Haupttarifamtes, und dem Arbeitgeberbund 
für das Baugewerbe fehlte es an Macht oder Mut, seinen reni- 
tenten Bezirksverband zur Tariftreue anzuhalten. Demzufolge 
gilt in Minden/Lippe noch immer der auf Grund früherer Reichs- 
tariiverträge abgeschlossene Bezirkstarifvertrag, soweit er dem 
Reichstarifvertrag von 1923 nicht widerspricht. Die Unter- 
nehmer in Minden/Lippe konnten also nicht vermeiden, daß 
auch in ihrem Bezirk das für die übrigen deutschen Bautech- 
Was sie aber durch alle mög- 
wie z. B. Nichtbeschickung. des‘ Tarifamtes 
erreichen konnten, war, daß 'zeitzemäße . Gehalts- 
erhöhungen immer erst mit Hilfe des Haupttarifamtes fest- 
gesetzt werden konnten und infolgedessen später in Wirksam- 
keit traten, als in den angrenzenden Gebieten, insbesondere dem 
Gebiet Hannover-Braunschweig. Dieser Zustand ist umso un- 
haltbarer, als für den Tief- und Betonbau der Bezirkstariiver- 
trag für Hannover-Braunschweig auch in Minden/Lippe gilt, 
gleichen Gebiete wurden demnach die Techniker, die 
bei einer Tief- oder Betonfirma arbeiten, nach einer anderen 
Gehaltstabelle entlohnt als die Hochbautechniker. In einer der 
letzten Hauptarifamtssitzungen- wurde noch einmal der Versuch 
gemacht, eine Einigung herbeizuführen, indem vorgeschlagen 
wurde, für Minden/Lippe einen besonderen Tarif abzuschließen, 
an dem alle drei Unternehmerverbände beteiligt sein sollten und 
in den auch die Gehaltssätze nach dem hannaverschen Tarif 
zu übernehmen wären. Die Arbeitgeberverbände des Tief- 
und Betonbaues weigerten sich, dem Partikularismus der Biele- 
felder Hochbauunternehmer diese Reverenz zu machen, infolge- 
dessen blieb es beim alten Zustande. Es mußte erneut das 
Hauptarifamt angerufen werden, um wiederum einen Nachtrag 
zum alten Bezirkstarifvertrag für den Hochbau in Min- 
den/Lippe festzusetzen. Das Haupttarifamt setzte durch 
Schiedsspruch die seit März d. ]J. in Hannover-Braunschweig 
gültigen Gehaltssätze mit Wirkung vom 1. April 1925 für Min- 
den/Lippe fest und hat in seiner Sitzung vom 5. Juni 1925, da 


lichen Schikanen, 


. die Unternehmer den Spruch abgelehnt hatten, diesen Schieds- 


spruch für bindend erklärt. 
Vertreter der 


Nicht uninteressant war, daß der 
Arbeitgeber aus Minden’Lippe zunächst einmal 
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ten irrezuführen und. zu zersplittern. 


„Die neuere wirtschaftliche 
- Braunkohlenbergbaus‘‘ von Bergassessor Wilhelm de la Sauce, 
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Nr. 24 


' dem Haupttarifamt sein Mißtrauen aussprach, ferner verlangte, 


daß das Haupttarifamt durch Beschluß sich -für zuständig er- 
klärt, was Zweifel an der. Zuständigkeit des Haupttarifamtes 
einschließt. chließlich behauptete der Arbeitgebervertreter, 
daß nach dem Tarifvertrag eine Gehaltserhöhung z. Zt. über- 
haupt unmöglich sei, da, gemessen an der Entwicklung des 
Reichsindex, eine wesentliche Verteuerung der Lebenshaltungs- 
kosten nicht eingetreten sei. Das Haupttarifamt ließ sich durch 
diese Einwendungen nicht beirren, sondern erklärte den Spruch 
für bindend. _ Auf ‚den Einwand, daß der amtliche Lebens- 
haltungsindex nicht gestiegen sei, stellte in der Begründung zu 
seiner Entscheidung das Haupttarifamt fest, daß der Reichs- 
tarifvertrag als Maßstab für die Verteuerung der Lebens- 
haltungskosten den Reichsindex überhaupt nicht nennt und die 
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Die Zwiespältigkeit der Fachverbände im Bergbau, Der 
Verband kaufmännischer Grubenbeamten 
(V.k.G.) hat in den letzten Monaten das Reichsknappschafts- 
gesetz und imsbesondere die Höhe der Knappschaftspensionen 
auf das schärfste bekämpft, obgleich durch unsere Arbeit in 
der Frage der Pensionen Sätze erreicht worden waren, die 
weit über die Renten der Angestelltenversicherung hinaus- 
gehen. Dem V.k.G. erschien das alles als viel zu niedrig, und 
er bezeichnete die Knappschaft als eine Schädigung der An- 
gestellteninteressen. 
„ Aber der V.k.G. kann auch anders. Der AfA-Bund hat 
kürzlich im Reichstage Anträge auf Erhöhung der Leistun- 
gen in der Angestelltenversicherung gestellt, deren Annahme 
die Leistungen der Angestelltenversicherung ungefähr auf die 
Höhe der Knappschaftspensionsleistungen bringen würde. Der 
V.k.G. beschäftigt sich in seiner Zeitschrift „Kohlenwacht‘ 
vom- 1. Jum 1925 in einer Notiz „Die Sorge um die Angesteli- 
tenversicherung‘‘ mit den Anträgen des AtfA-Bundes im Reichs- 
tage. Er schreibt dazu: „Ist so etwas überhaupt ernst zu 
nehmen? Nein. Die heutige Rente von 30 Mark monatlich 
(in der A.V. Die Red.) ist eine volle und übervolle Abgeltung 
aller erworbenen Rechte.‘ Diese Worte bedeuten nichts. an- 
deres, als daß der V.k.G. die heutigen miserablen Renten- 
sätze in der A ae Paickouing für durchaus genügend 
hält. Für die Bergbauangestellten ist diese Stellungnahme 
außerordentlich bedenklich. Wir haben heute noch die Doppel- 
versicherung im Bergbau. Außer in der Knappschaft sind die 
Bergbauangestellten in der Angestelltenversicherung, und sie 
haben deshalb cin großes Interesse an möglichst hohen Leistun- 
zen dieser Versicherung. Die Anträge des AfA-Bundes im 
eichstage sind demnach auch von jedem Bergbauangestellten 
nur zu begrüßen. Den V.k.G. berührt das nicht. Er ist gegen 
eine Verbesserung der Angestelltenversicherung. Vergleicht 
man damit seine Einstellung zum R.K.G, so ergibt sich zwin- 
gend die Schlußfolgerung, daß seine Kritik an den Knapp- 
schaftspensionen recht wenig ehrlich gemeint sein kann. Man 
erkennt, daß der V.k.G. in der Sozialversicherung eine Politik 
treibt, die den Interessen der Bergbauangesteliten zuwider- 
läuft und letzten Endes zu einer Verschlechterung der Knapp- 
schaftspensionen führen muß. Sollte diese Einstellung auf. die 
derzeitige Arbeitsgemeinschaft mit dem D.H.V., der bekannt- 
lieh schon immer ein Hemmnis in dem Ausbau der Sozialver- 
Sicherung gewesen ist, zurückzuführen sein, so ist es höchste 
Zeit, daß der V.k.G. diese unnatürliche Ehe löst. 
Soweit die zwiespältige Politik des V.k.G. Im mittel- 
deutschen Braunkohlenbergbau kämpfen wir bekanntlich für 
die Wiedereinführung des Achtstundentages. Der Reichs- 
verbanddeutscher Bergbauangestellter (R.d.B.) 
bezeichnet unser Verhalten in dieser Frage als viel zu passiv, 
überall veranstaltet er Versammlungen und verlangt ein radi- 
kaleres Vorgehen. Wir sind schon immer der Meinung ge- 
wesen, daß das hyperradikale Auftreten des R.d.B. nur agita- 
torischen Zwecken dient. und das Ziel verfolgt, die Angestell- 
Für diese unsere Auf- 
fassung hat der R.d.B. erneut einen dokumentarischen Beweis 
eliefert. In seiner Festschrift zum 5. Verbandstage am 21, Mai 
9235 in Eisleben veröffentlicht der R.d.B. eine Reihe von 
Artikeln von bekannten Arbeitgebervertretern aus dem Berg- 
bau. Darunter befindet sich auch ein langer Artikel über 
i und technische Entwicklung des 





Geschäftsführer des Braunkohlenindustrievereins in Halle. Der 
Herr Arbeitgebervertreter schreibt unter anderem: 

„Die Einführung des schematischen Achtstundentags er- 
forderte den Uebergang vom Zwei- zum Dreischichtensystem. 
Durch diese Umstellung ‚und die Erweiterung der Betriebe 
erhöhte sich die Zahl der Belegschaft im mitteldeutschen Braun- 
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Tarifämter infolgedessen bei der Beurteilung dieser Frage 
keineswegs an die Entwicklung des Reichsindex gebunden sind. 
Das Haupttarifamt wies ferner darauf hin, daß der Lebens- 
haltungsstandard sich aus dem Tiefstand der Inflationszeit all- 
mählich wieder erhoben hat, was eine berechtigte Verteuerung 
der Lebenshaltung des einzelnen bedeutet. Trotz der aus- 
gesprochenen Verbindlichkeitserklärung des. Schiedsspruches 
erklärte der Vertreter des Bielefelder Arbeitgeberverbandes, 
daß sein Verband diesen Schiedsspruch nicht durchführen 
werde und stellte in Aussicht, daß die Arbeitgeber in jedem ein- 
zelnen Falle der Klage vor dem Gewerbegericht durch eine 
Feststellungsklage zuvorkommen würden. Wir bitten die in 
rage kommenden Kollegen, auf der Durchführung des Schieds- 
spruches zu bestehen, 


kohlenbergbau von 78000 Arbeitern im Jahre 1913 auf rund 
145 000 Arbeiter im April 1923, zu denen noch rund 11000 An- 
gestellte kommen (Tabelle 2). Inzwischen ist der Rückgang 
zum Zweischichtensystem erfolgt und eine erhebliche Betriebs- 
konzentration durehgeführt, so daß Anfang 1925 die Zahl der 
angelegten Arbeiter nur noch rund 90000 Mann betrug.“ 

Mit keinem Wort wird in dem Artikel auf die soziale und 
kulturelle Seite des Arbeitszeitproblems eingegangen, es wird 
auch. nicht einmal der Versuch gemacht zu untersuchen, ob 
nicht durch Einführung technischer Verbesserungen und Be- 
triebsumstellungen die Achtstundenschicht auch im mitteldeut- 
schen Braunkonlenbergbau ermöglicht werden könnte. 

Der R.d.B. gibt diese Ausführungen, die in schärfstem 
Widerspruch zu seiner Agitation in Versammlungen usw. stehen. 
kritiklos wieder. Es ist unseres Erachtens schon peinlich 
genug, daß man Arbeitgeber in seiner Gewerkschaftspresse 
über Bergbaufragen schreiben läßt; denn diese Methode muß 
den Anschein erwecken, daß der R.d.B., der sich immer als die 
Fachorganisation der Bergbauangestellten bezeichnet, keine 
Fachleute hat, die über solche Fragen schreiben und sie unter 
gewerkschaftlichen Gesichtspunkten behandeln können. Abso- 
lut unvereinbar mit gewerkschaftlichen Grundsätzen ist es aber, 
daß man Arbeitgeberausführungen, die sich offen gegen eine 
Verkürzung der Arbeitszeit und gegen die angebliche Ver- 
bandsmeinung richten, kritiklos seinen Mitgliedern vorsetzt. 
Das zeigt, daß der R.d.B. entweder ein heuchlerisches Doppel- 
spiel treibt und in Wirklichkeit, wenn auch nach außen ver- 
hüllt, für die Ziele der Unternehmer eintritt, oder unfähig ist, 
die Interessen der Bergbauangestellten zu vertreten. 

Die vorstehenden Ausführungen zeigen zur Genüge, was 
von der Tätigkeit der Fachorganisationen im Bergbau zu 
halten ist. Auf der einen Seite überschlagen sie sich förmlich 
vor Radikalismus und versprechen den Angestellten goldene 
Berge; auf der anderen Seite leisten sie bewußt oder unbe- 
wußt den Unternehmern Vorspanndienste. Ihre gesamte Ar- 
beit ist nicht auf eine Zusammenfassung der Angestelltenkräfte 
zu einer zielbewußten Gewerkschaftsarbeit sondern auf Zer- 
splitterung und Zerstörung gerichtet. 


Knappschaftliches. — Saarbrücker Abkommen, In der 
letzten Nummer der „D.T.Z.“ berichteten wir über das 
zwischen dem R.K.V. und dem Saarbrücker Knappschaftsver- 
ein getroffene Abkommen. Nachstehend geben wir die im 
ns an das Abkommen getroffene „besondere Abrede* 
wieder: 

1. Pensionen, die der Reichsknappschafts- 
vereinfestsetztundanderen Aufbringung der 
Saarbrücker Knappschaftsverein beteiligt ist: 

Der Saarbrücker Knappschaftsverein gewährt den Wander- 
pensionären zu den satzungsmäßigen Örundpensionsanteilen 
des Saarbrücker Knappschaftsvereins eine. Teuerungszulage in 
Franken, und zwar beträgt diese: 

1. in der Beamtenabteilung ab 1. Februar 1925: 50 Prozent der 
Grundpension; 

2. in der Arbeiterabteilung ab 1. Februar 1924: 150 Prozent der 
Grundpension unter Einrechnung des Invalidenwartegeldes. 

Die Auszahlung der Anteile an die Empfänger erfolgt durch 
den Reichsknappschaftsverein in Reichsmark. Der Verkauf 
der von dem Saarbrücker Knappschaftsverein hierfür zur Ver- 
fügung gestellten Franken findet jedesmal am 15. des dem 
Fälligkeitsmonat vorangehenden Monats statt. 

U. Pensionen, die der Saarbrücker Knapp- 
schaftsverein festsetzt und an deren Aufbrin- 
gung der Reichsknappschaftsverein beteiligt 
st: 


Der Reichsknappschaftsverein gewährt ab 1. Januar 1924 
seine nach dem Reichsknappschaftsverein errechneten Wander- 
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pensionsanteile in Reichsmark. Die Auszahlung der Anteile an 
die Berechtigten erfolgt von dem Saarbrücker Knappschaftsver- 
ein, dem ‘der Reichsknappschaftsverein am 20. jedes Monats 
die für den folgenden Monat erforderlichen Beträge in Reichs- 
mark zur Verfügung stellt. | 

Auch nach dieser Vereinbarung erhalten Pensionäre für 
die beim Saarbrücker Knappschaftsverein erdienten Dienstjahre 
die Renten vom Saarbrücker Knappschaftsverein und für die 
bei anderen deutschen Knappschaftsvereinen erdienten Dienst- 
jahre vom Reichsknappschaftsverein. Diejenigen Saarbrücker 
Invaliden, die ihre Renten vom Reichsknappschaftsverein fest- 
gesetzt bekommen, können nicht begreifen, daß ihnen für die 
in Saarbrücken erdienten Dienstjahre nicht die Rente nach den 
Sätzen des Reichsknappschaftsvereins gewährt wird, sondern 
nach. den Sätzen des Saarbrücker Knappschaftsvereins. Die 
Versichertenvertreter im Vorstande des Reichsknappschaftsver- 
eins hatten erstrebt, daß ihnen die Sätze des Reichsknapp- 
schaftsvereins gezahlt würden. Sie konnten bis dahin aber 
nur erreichen, daß die Saarbrücker Dienstjahre zu den Voraus- 
setzungen, unter denen die  Alterspensionen gewährt werden, 
eingerechnet werden. Doch ist solchen Alterspensionären damit 
nicht viel geholfen, weil sich der Saarbrücker Knappschafts- 
verein weigert, Pensionären, die nach $ 26 des R.K.G. pen- 
sioniert worden sind, die Pension für die bei ihm erdienten 
Dienstjahre zu. zahlen. Er begründet die Weigerung damit, 
daß im Saargebiet selbst auch keine Alterspension besteht, und 
er deshalb Leuten, die im übrigen Deutschland wohnen, nicht 
mehr gewähren könne als seinen Mitgliedern im Saargebiet. 
Von großem Interesse für die Saarkollegen, die in Deutsch- 
land wohnen, ist ein Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 
10. November 1924 an die Regierungen der Länder, worin er 
betont, daß er durch ein Rundschreiben vom 29. August 1924 
angeregt habe, Personen, die außerhalb des 
wohnen, aber Rente von einem der Träger der Invaliden- oder 
Angestelltenversicherung des Saargebieis bezishen, als Renten- 
empfänger der Invaliden- und Angestelltenversicherung im 
Sinne der Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. Fe- 
bruar 1924 (Reichsgesetzblatt I S. 100) anzusehen und im Be- 
darfsfalle ihre infolge der Umrechnung der Frankenbeträge 
in Reichsmark meist sehr niedrigen Bezüge aus Fürsorgemitteln 
aufzubessern. Der Reichsarbeitsminister sagt weiter, daß ähn- 
lich den Verhältnissen der Invaliden- und Ängestelltenversiche- 
rung auch die Verhältnisse in der knappschaftlichen Pensions- 
versicherung liegen. Er regt deshalb an, auch hier den Unter- 
schiedsbetrag zwischen der geringen Saarbrücker Rente und 
der Rente des Reichsknappschaftsvereins aus den Fürsorge- 
mitteln zu zahlen. 

Den Versicherten, die Renten aus dem Saargebiet be- 
ziehen, oder die ihre Renten vom anderen deutschen Knapp- 
schaftsvereinen festgesetzt bekommen haben, aber für Dienst- 
jahre im Saarbrücker Knappschaftsverein nur geringe Ren.en 
beziehen, ist deshalb zu empfehlen, daß sie einen Antrag an die 
Fürsorgestelle richten, ihnen den Unterschiedsbetrag zwischen 
ihrer geringen Rente und der Rente, die sie vom R.K.V. er- 
halten würden, wenn alle ihre Dienstjahre bei anderen deut- 
schen Knappschaftsvereinen erworben worden wären, aus Für- 
sorgemitteln zu gewähren. 

Unabhängig davon werden unsere Vertreter im Vorstande 
des Reichsknappschaftsvereins versuchen, weitere Vorteile für 
die Saarbrücker Versicherten zu erlangen. 


Verbindlicherklärung des Arbeitszeitschiedsspruches für den 
Ruhrbergbau. Der Reichsarbeitsminister hat den Arbeitszeit- 
schiedsspruch vom 9. März 1925, der von uns abgelehnt wor- 
den war, am 23. Mai d. J. für verbindlich erklärt. Der Reichs- 
arbeitsminister begründet diese Entscheidung wie folgt: 


„Der Schiedsspruch ist von den Angestelltenorganisationen, insbe- 
sondere wegen der Bestimmung in Zifier 4, abgelehnt worden. In 
Ziffer 4 ist vorgesehen, daß in Kokereibetrieben, in denen nach der Ver- 
ordnung vom 20. Januar 1925 für bestimmte Arbeitergruppen Schicht- 
verkürzungen eingelührt, worden sind, die aufsichtsführenden Angestell- 
ten in die Arbeitszeitverkürzung einzubeziehen sind, insoweit sie 
während des überwiegenden Teiles ihrer Arbeits- 
zeit gezwungen sind, ihre Tätigkeit unter den Vor- 
aussetzungen des 87 der Arbeitszeitverordnung 
auszuüben. Die Angestelltenverbände vertreten die Auffassung, daß 
diese einschränkende Bestimmung unter Ziffer 4 des Schiedsspruchs -mit 
den Vorschriften der genannten Verordnung in Widerspruch stehe. Diese 
Auffassung ist irrig. Nach Absatz 2 des Artikels 1 der Verordnung vom 
20. Januar 1925 gilt die Arbeitszeitverkürzung nur für die Arbeiter, die 
während des überwiegenden Teiles ihrer Arbeitszeit in den gesundheits- 
gefährlichen Betrieben beschäftigt sind. Diese Bestimmung ist ent- 
sprechend auch auf die Angestellten anzuwenden. Auch bei diesen ist 
also im Einzelfalie‘ zu prüfen, ob die. Voraussetzungen für die Arbeits- 
zeitverkürzung gegeben sind. - 

Eine Verständigung der Angestelltenverbände und des Zechenverban- 
des in dieser Frage ist bei der Schärfe des Gegensatzes nicht zu er- 
warten. Da eine Regelung der Arbeitszeitfrage aus wirtschaftlichen und 
sozialen Gründen erforderlich ist, mußte im Interesse der Aligemeinheit 
die Verbindlichkeitserklärung des Schiedsspruches ausgesprochen werden.“ 
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Durch die „Verbindlicherklärung ist der Schiedss ruch für: 
die Dienstverhältnisse der Ruhrangestellten rechtswirksam und 
vertragsbindend geworden. Da er von größter Bedeutung für 
jeden einzelnen Angestellten ist, geben wir ihnsnachstehend 
im°Wortlaute wieder: 2 i 

° Schiedsspruch: 

1. Die im $ 5 Abs. 1 des Tarifvertrages festgesetzte gesamte Arbeits- 
zeit für die unter Tage beschäftigten Angestellten soll’ bis zum Ablauf 
dieser Abmachung im Monatsdurchschnitt arbeitstäglich neun Stunden 
nicht: überschreiten. ? 
--2, Für die in den nicht durchgehenden Tagesbetrieben beschäftigten 
Betriebsangestellten ist die Wochenschichtzeit die - der unterstellten . Ar- 
beiter. Diese Schichtzeit darf nur in solchen Ausnahmefällen über- 
schritten werden, in denen es sich um. unvermeidbare Betriebserforder- . 
nisse handelt. Sie soll jedoch zwölf Stunden bei zehnstündiger Arbeitszeit 
nicht überschreiten. ; ee 

Die übrigen technischen Angestellten über Tage sind wie die An- 
estellten in durchgehenden Betrieben zur Sonntagsarbeit unter den da- 
ür geltenden Einschränkungen verpflichtet, wenn es für die Fortführung 
des Betriebes unbedingt notwendig ist, ohne daß damit eine regelmäßige 
Sonntagsarbeit festgelegt sein soll. 

3. Angestellte in durchgehenden Betrieben sind innerhalb ähres Tätig-, 
keitskreises auch an Sonntagen und gesetzlichen. Feiertagen. ohne be- 
sondere Bezahlung. zur Arbeit: verpflichtet, wenn der. Betrieb es .unbe- 
dingt erfordert. Das Höchstmaß der für die Arbeiter geltenden Wochen- 
schichtzeit darf dabei keinesialls überschritten werden. Den hiernach zur 
Arbeit verpflichteten Angestellten stehen im Monat mindestens zwei freie 
Sonntage zu. Für eine etwa an einem dieser freien Sonntage oder am 
ersten Weihnachtsfeiertage verfahrene Schicht muß ein freier Wochentag 
gewährt werden. 

Als durchgehende Betriebe gelten solche,.die regeimäßig ‚an Wochen- | 
und Sonntagen durcharbeiten. : ; ; a 

4. Ausgenommen von der. Regelung unter 3 sind diejenigen. Kokerei- 
betriebe, in denen mit Wirkung vom 1. März 1925 ab für bestimmte 
Arbeitergruppen Schichtzeitverkürzungen eingeführt sind. In diesen Be- 
trieben sind die aufsichtsführenden Angestellten in die Arbeitszeitver- 
kürzung einzubeziehen, insoweit sie während des überwiegenden Teiles 
ihrer Arbeitszeit gezwungen sind, ihre Tätigkeit unter den Voraussetzun- 
gen des $ 7 der Arbeitszeitverordnung auszuüben. i 

5. Ueber Streitigkeiten, die ‚sich aus diesem Abkommen ergeben, 
entscheidet der im $ 18 des Tarifvertrages vom 24. Januar 1924 vorz 
gesehene Schiedsausschuß. - 

6. Dieses Abkommen gilt bis zum 30. September 1925 und kann zu 
diesem Zeitpunkt mit zweimonatiger Frist gekündigt werden. -Eine 
spätere Kündigung kann am Schlusse eines jeden Monats mit zwei- 
monatiger Frist erfolgen. ? 

Es ist nunmehr Sache der Angestelltenräte, im Einver- 
nehmen mit den in Betracht kommenden Angestellten die Ar- 
beitszeitverhältnisse zu prüfen und entsprechend dem Schieds- 
spruch mit der Zechenverwaltung zu regeln. Kommt dabei eine 
Einigung nicht zustande,-so ist der „Schiedsausschuß für tech- 
nische Angestellte“, Essen, Friedrichstraße 2, anzurufen. Wenn 
im Schiedsausschuß ebenfalls keine Verständigung erzielt wer- 
den karın, bleibt den Angestelltenräten das Recht, ‘an den 
Schlichtungsausschuß heranzutreten. 


Niederlausitzer Braunkohlenbergbau. Das Reichsarbeits-, 
ministerium hatte zum 27. Mai eine Verhandlung über unserem 
Antrag auf Verbindlichkeitserklärung des Schiedsspruches vom 
4. Mai 1925 anberaumt. Die erschienenen Vertreter der. Ar- 
beitgeber gaben unumwunden zu, daß ihre Ablehnung des 
Schiedsspruches lediglich auf ‘die Differenzen, die wegen Be- 
zahlung der Mehrarbeit entstanden sind, zurückzuführen sei; 
die Leistungsfähigkeit der Betriebe wurde von den Arbeitgeber- 
vertretern gar nicht in Abrede gestellt. In anerkennenswerter 
Weise versuchte der Oberregierungsrat Kuttig vom R.A.M., die 
vorhandenen Differenzpunkte durch den Abschluß einer Ver- 
einbarung aus der Welt zu schaffen. Nach mehrstündiger Ver- 
atlung unterbreitete er deshalb den Parteien folgenden Vor- 
schlag: 

1. Der Schiedsspruch vom 4. Mai 1925 wird zur Vereinbarung 
erhoben. 

2. Im Interesse guter Zusammenarbeit in der Tarifgemein- 

© schaft werden die Parteien unter Wahrung der beidersei- 
tigen Rechtsauffassung in der Frage der Abgeltung der 

Mehrarbeit bis November 1924 wie folgt verfahren: 

a) Denjenigen Angestellten, die bis zum 31. März 1925 
einschließlich Ansprüche auf Bezahlung von Ueber- 
stunden selbst oder durch die Betriebsvertretung oder 
durch ihre’ Gewerkschaft bei der Werksleitung gel- 
tend gemacht haben, wird die tatsächlich elelstete 
Mehrarbeit nach den Bestimmungen des Tarifvertrages 
(8 3) vergütet. 

b) Weitere Ansprüche aüs Mehrarbeit werden nicht gel- 
tend gemacht oder vertreten. 

3, Die Parteien werden sich bis zum 4. Juni 1925, abends | 
6 Uhr, dem Reichsarbeitsministerium gegenüber über die | 
‘Annahme des Vorschlages erklären. | 

4. Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt die Entscheidung über | 
den Antrag auf Verbindlichkeitserklärung ausgesetzt. 
Obwohl dieser Vorschlag den Wünschen der Arbeitgeber 

außerordentlich weit entgegenkommt, haben sie denselben, 
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- nachdem .. sie: zuvor noch- eine Verlängerun 
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- 2. Das Hausstandsgeld und Kindergeld beträgt 8,50 Mark. 
3. Die Untertagzulage bleibt wie bisher mit 15 Mark: bestehen; 
4. Die Entschädigung für die Sonn- und: Feiertagsschicht 
beträgt für die Gehaltsklasse 1 und 2 10,50 Mark : 
# für” die Gehaltsklasse 3 und’ 4 a0, 


im Bereich 
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frist. gefordert. hatten, abgelehnt, Diese 
Arbeitgeber ist eigentlich unverständlich, denn sie 


ihre Auslegung 


gestellten, die noch: Rechtsansprüche geltend zu machen haben, 


dieses sofort nachholen und evtl. ebenfalls den Klageweg be- 


schreiten. Die Frage der Gehaltsregelung, die von den Ar- 


beitgebern ganz unberechtigterweise mit der Bezahlung .der 


Mehrarbeit verknüpft wurde, dürfte nun endlich dadurch. ihre 


Erledigung: finden, daß das R.A.M. die Verbindlichkeitserklä- 


rung des Schiedsspruches vom 4. Mai 1925 -ausspricht. 


"» Neuregelung der Gehälter im Mansfe!der Erzbergbau. Mit 
der Mansteld-A.-G. wurde am 5. Juni folgende Vereinbarung 
über eine Erhöhung der Tarifgehälter getroffen: - 


- 1. Die bisherigen ‘Gehälter werden mit Wirkung ab 1. April 1925 um 


durchschnittlich 13% erhöht. Im’ einzelnen ergeben sich folgende Sätze: 


Anfangsgehalt: Zulagen: Endgehalt: 
i “Mark Mark Mark 
.130,— 10x3,50 165,— 
140,— 12x4,— 188,— 
209,— 10x5,59 255,— 
260,50 5x0,50 293, — 
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der Erklärungs- 
tellungnahme der 
aben durch 
verschiedene Klagefälle sich davon überzeugen können, daß 
es Mehrarbeitsabkommens ‚vom 28. Novem- 
ber 1924 von den Gerichten nicht geteilt wird. Die beklagten 
Firmen sind. verurteilt worden, den Angestellten die tatsäch- 
lich geleistete.’Mehrarbeit zw bezahlen. . Vielleicht werden die 
Arbeitgeber bereit sein, mit uns eine Kollektivvereinbarung 
über die Abgeltung der Mehrarbeit zu treffen, wenn alle An- 
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5..Das Wohnungsgeld wird festgesetzt für die is 
Gehaltsklasse I N 21,— Mark 
gen 217.504, 
» II bis V über 2t ‚Jahre 14,— ,„ 


6. Die Entschädigung für Lehrlinge beträgt: 


im 1. Lehrjahr 35,— Mark 
im 2. Lehrjahr 45,—  ,„ 
im 3. Lehrjahr 65,— , 


Die von uns geforderte Rückdatierung auf den 1. März 
lehnten die Arbeitgeber ab. 


Gehaltsverhandlungen im deutsch-oberschlesischen Stein- 
kohlenbergbau, Mit dem. Arbeitgeberverband. der oberschlesi- 
schen Montanindustrie schweben seit einiger Zeit Verhandlun- 
gen über die Erhöhung der Gehälter, ohne daß es bisher ge- 
lungen ist, zu einem Ergebnis zu kommen. In der am 26. Mai 
stattgefundenen Sitzung erklärten die Arbeitgeber wiederum, 
daß sie außerstande seien, auch nur einen Pfennig, freiwillige 
Zulage zu ‘gewähren. Nach ihren Angaben sind die ober- 
schlesischen Werke nur noch Wohlfahrtsbetriebe, die lediglich 
im Interesse der Arbeitnehmer weitergeführt werden. - Mit 
diesem ablehnenden Standpunkt verlassen die Arbeitgeber ihre 
jahrelang vertretene Ansicht, nach der die Angestelltenschaft 
die ‚gleiche Behandlung wie die Arbeiterschaft erfahren muß; 
denn den Arbeitern ist durch allgemein verbindlich erklärten 
Schiedsspruch eine Lohnerhöhung zuerkannt worden. 


Die Angestelltenverbände haben auf die Ablehnung der 
Arbeitgeber hin den Schlichter für Oberschlesien. angerufen. 
Dieser fällte am 3. Juni unter dem Vorsitz von Herrn Ober- 
regierungsrat Dr. Brandes gegen die Stimmen der Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerbeisitzer einen Schiedsspruch, nach..dem .ah 
1. Juni d. J. die Gehaltssätze um fünf Prozent erhöht werden. 





der Preussischen Wasserbauverwaltung, 
der Reichswasserstrassenverwaltung. 


* Technische Angestellte wählen für den Hauptbetriebsrat 


derPreuss. Wasserbauverwaltung am 16. Jupi die Liste Fiedler-Veltjes, 
derReichswasserstrassenverwitg.am 23.Junidie Liste Pandow-Martins. 


Bundeskollegen! Sorgt für Aufklärung! 


Warum wählen die Wasserbautechniker nur die von ihrer Berufsorganisation, dem Butab, empfohlene Liste? 

Weil sie wissen, daß der Butab und die AfA-Verbände für eine gerechte Auslegung und organische Ausgestaltung des 
in jahrelangen Verhandlungen von ihnen erkämpften Reichstarifvertrages eintreten; 

weil sie wissen, daß die AfA-Verbände das Betriebsrätewesen nicht nur erhalten, sondern gesetzlich ausbauen 


wollen; 


weil sie wissen, daß die AfA-Verbände in der Wasserbauverwaltung den Grundsätzen des technischen Geistes 


zur Durchführung verhelfen wollen! 





Be easen der Behördentechniker 


f Zurückziehung der Novelle zur Personalabbauverordnung. 
Die Reichsregierung hat in der Oeffentlichkeit mitteilen lassen, 
daß sie auf eine Weiterverfolgung des dem Reichstag bisher 
vorgelegten Gesetzentwurfes verzichte, und daß sie eine neue 
Gesetzesvorlage einbringen werde, die der bisherigen Vor- 
lage gegenüber noch weitere Verbesserungen für das Personal 
bringen soll. Die Vorlage ist bereits dem Reichsrat. sowie, 
den Landesregierungen übersandt worden, 


Beamtenrecht 


© Zur Charakteristik des Reichsbahnbeamten als neuer, Be- 
‚amtentyp. In einem in der Verwaltungsakademie Düsseldorf 
im April d.. J. gehaltenen: Vortrag hat Reichsbahnoberrat 
Dr. Witte (Elberfeld) nach dem amtlichen Nachrichtenblatt 
‚der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft „Die Reichsbahn“, Nr. 21 
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Wer sich der Stimme enthält, schädigt sich und seine Kollegen! 


Daher restlose Wahlbeteiligung? 
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lfd. Jahrg, zusammenfassend am Schluß u. a. folgendes aus- 


geführt: 

„Wenn wir zum Schluß die Regelung der Personalfrage 
überblicken, so gipfelt sie darin, daß die Beamtenstellung in 
der Form: des Reichsbahnbeamten grundsätzlich beibehalten 
ist, daß seine Rechte aber eine wesentliche Einschränkung er- 
fahren haben, um der Gesellschaft die Freiheit zu geben, die 
sie zur Erfüllung ihrer’ Aufgaben braucht. Im ganzen ist also 
der Weg gegangen: Gesellschaitstorm, Beamtentum unter Ver- 
minderung. der Rechte, was die dauernde. Beibehaltung angeht, 
alsoin Richtung auf das Angestelltenverhält- 
nt3.-Ich -erinnere.-.an dag was ich zu-Eingang über England, 
Frankreich. und Amerika sagte: dort Gesellschaftsftorm, An- 
gestelltenverhältnisunter Einschränkung des- 
selben mit beamtenähnlichen Bindungen. Wir 
sehen also bei ins und im Ausland Bestrebungen, die polar 
auf. dasselbe Ziel hinauslaufen. 
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Ich ‚habe ‚wiederholt sprechen müssen von einer Minderung 
der Beamtenrechte...... Man muß sich positiv fragen: welchen 
Zweck hat die Regelung mit dieser Minderung der Beamten- 
rechte? Die Begründung des Reichsbahngesetzes nennt die 
Wirtschaftlichkeit des Unternehmens, d. h. in der Per- 
sonalfrage aber doch: die Leitung soll mehr als bisher in der 
Lage sein, den rechten Mann auf die rechte Stelle zu setzen, 
also auch den weniger Geeigneten durch den besser Geeig- 
neten zu ersetzen, oder anders ausgedrückt, sie wird streng 
nach dem Leistungsprinzip verfahren. 

Darausmuß dieBeamtenschaftdie Folgerun- 
gen ziehen. Der einzelne kann nicht mehr da- 
mit rechnen, seinen Posten zu behalten, wenn 
erähn nur knapp und notdürftig ausfüllt, er 
muß darauf gefaßt sein, daß er ihn dann ver- 


liert. Umgekehrt kann er mehr als bisher damit rechnen, 
daß er einen besseren Posten erhält, wenn er Besonderes 
leistet. Das ist ein Gedankengang, der für andere kauf- 


männisch geleitete Betriebe selbstverständlich ist, der aber 
nicht selbstverständlich war für die alte Beamtenauffassung. 
Hier scheidet sich der alte Beamtentyp der 
Hoheitsverwaltungenvon dem neuen Beamten- 
typ des wirtschaftlichen Unternehmens, und 
hierin liegt für die Tüchtigen das Versöhnende gegenüber 
dem Verlust einiger Schutzrechte, die für ihn von ge- 
ringerer Bedeutung sind, als für den weniger 
Tüchtigen. 

Es ist auf diesem Spezialgebiet des Personalwesens nicht 
anders als auf allen anderen Gebieten in der Nachkriegszeit. 
Schützende Schranken sind gefallen, neue Aufgaben sind ge- 
stellt, nicht aus eigenstem Entschluß, sondern unter dem Druck 
der Reparationspflichten. Es kommt darauf an, daß man die 
Lage erkennt und danach handelt.“ 


Vom neuen Reichsbeamtenrecht. Nach. einer Ankündi- 
gung des Reichsinnenministers Schiele im Haushaltsausschuß 
des Reichstages hat die Reichsregierung aus dem großen Kom- 
plex der Neuordnung des Reichsbeamtenrechtes zunächst zwei 
Teilstücke herausgegriffen, die demnächst als Gesetzentwürfe 
den Reichstag beschäftigen werden, und zwar eine Dienst 
strafordnung für Reichsbeamte und ein Beam- 
tenvertretungsgesetz. 

Zum Beamtenyertretungsgesetz hatte die Reichsregierung 
dem Reichstage bereits im Sommer 1921 einen Entwurf vor- 
gelegt. Eine Einigung war damals im Reichstagsausschuß 
nicht zustande gekommen. Die Regierung hat jetzt einen 
neuen Entwurf aufgestellt, auf dessen baldige Verabschledung 
sie nach der Aeußerung des Ministers besonderen Wert legt. 


Aus dem Bunde 


Warnung vor falscher Beitragszahlung. Der Bundesvorstand muB 
nach den Satzungen den Ansprüchen der Mitglieder, die einen geringeren 
als den ihrem Einkommen entsprechenden Beitrag bezahlen, versagen, 
Leider gibt es noch immer viel’ zu viele Mitglieder, die das zu ihrem 
Leidwesen erfahren müssen. 

Deshalb sei an dieser Stelle auch noch einmal auf den Beschluß des 
letzten Bundestages, der im $ 16 unserer Satzungen formuliert ist und in 
dem die Beitragsverpflichtungen geregelt sind, hingewiesen. 

Danach beträgt der Beitrag zu unserem Bunde monatlich 4 Mark. 
Nur wer nachweisen kann, daß er weniger als 225 Mark monatlich 
verdient, kann nach Prüfung des Nachweises durch die zuständige Ver- 
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waltungsstelle des Bundes 3 Mark, und wer weniger als 125 Mark 
verdient 2 Mark zahlen. 


Zur pünktlichen ‚Beitragszahlung und zur Zahlung des Beitrages in 
der richtigen Höhe ist jedes Mitglied satzungsgemäß verpflichtet. 

Pünktliche Beitragszahlung \heißt ebenfalls nach den Satzungen, daß 
der Beitrag im voraus zu leisten ist. 


Vorsicht bei folgenden Firmen: 
Komnick in  Elbing. 
Hubert Zettelmeyer, Conz bei Trier. 
Dillinger Eisen- und Maschinenbau A.-G,, Dillingen. 
Sämtliche Betriebe der Textilindustrie in Oberösterreich. 
Feuerwehrgeräte-Fabrik H. Koebe, Luckenwalde. 


Aus den Gauen 


6. ordentlicher Gautag des Gaues Brandenburg, am 24. Mai 
1925. Vor der Entgegennahme der Gautagsberichte nahm 
der Gautag eine Entschließung an, in welcher den Hinter- 


bliebenen der Opfer der furchtbaren Grubenkatastrophe in. 


Dorstield das tieiste Mitgefühl zum Ausdruck gebracht wiru, 
In der. Entschließung wird verlangt, daß der Bundesvorstand 
sich. mit allem Nachdruck für die Beseitigung der Ursachen 
solcher Katastrophen einsetzt, insbesondere den von der Reichs- 
fachgruppe Bergbau des Butab gemachten Vorschlägen für 
die Erhöhung der Grubensicherheit. zur Durchführung verhilft 
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Im Rahmen seiner weiteren Erörterungen betonte der Minister 


noch, daß darüber nicht der mindeste Zweifel bestehen könne, 
daß es für die Beamten ein sogenanntes Streikrecht 
nicht gäbe. Mit der Bearbeitung eines allgemeinen 
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Reichsbeamtengesetzes seien die Ressorts beschäftigt, 


Diese Arbeit sei überaus schwierig. Erst nach ihrer Erledi- 
gung werde man die Grundsätze für die Beamten der Länder 
und Gemeinden und sonstigen Körperschaften bearbeiten 
können. Im übrigen sind einige Materien des künftigen Be- 
amtenrechts wegen ihrer Dringlichkeit zunächst im Verwal- 
tungswege geregelt worden, z. B. die Bedingungen für den 
Eintritt in die verschiedenen Beamtenlaufbahnen, der Urlaub, 
die Arbeitszeit, die Einsicht in die: Personalakten. x 


Besoldungsfragen 


Feldaufwandsentschädigung für Vermessungstechniker in 
der Preußischen Wasserbauverwaltung. Der Preußische Mi- 
nister für Handel und Gewerbe hat unter V.a 3872 vom 25. Mai 
:1925 nachstehende Verfügung erlassen: 

- „Hiermit genehmige ich, daß die meiner Verwältung unterstellten 
vermessungstechnischen Angestellten (Vermessungstechniker) . der Preu- 
Bischen Wasserbauverwaltung, die dem vermessungstechnischen Personal 
der Wasserbauverwaltung durch Erlaß des Herrin Ministers für : Land- 
wirtschaft, Domänen und Forsten von 14. August 1924 — Abw. W, P. 
I. 1137 — als Entschädigung für den Feldaufwand zugebiligte Vergü- 
tung unter denselben Voraussetzungen und nach denselben Grundsätzen 
mit Wirkung vom 1. April 1925 ab erhalten. “ 

Die Verrechnung der hiernach zur Zahlung gelangenden Beträge. hat 
bei den Fonds zu erfolgen, aus denen die Angestellten ihre laufenden 
Vergütungen beziehen.“ 

Unsern wiederholten Bemühungen ist damit, wenn auch 
reichlich spät, der erwünschte Ertolg ‚geworden, wenigstens 
soweit es sich um die im Vermessungsdienst tätigen Koilegen 
handelt. Wegen der Gewährung der Vergütung auch an die 
übrigen bautechnischen Angestellten schweben Begen- 
wärtig noch Verhandlungen. 


Bezüge der (Angestellten-) Lehrlinge. Der Reichsniinister 
der Finanzen hat unter dem 28. Mai 1925, Reichsbesoldüngs- 
blatt Nr. 23 — I. B. 11495 — folgendes erlassen: 

Die (Angestellten-) Lehrlinge erhalten vom: 1. April 1925 
ab an Gesamtbezügen monatlich = 
in einem Orte im 1. Lehrjahre 


im 2. Lehrjahre im ‘3. Lehrjahre 
R.-M 


der : .- 
Sonderklasse 25- 35 45 
Ortsklasse A 22 3 40 
“ B 20 28 36 
Pa C 18 25 32 
* D 16 22 28 








Der vom Vorsitzenden, Kollegen Lemnitz, erstattete Be- 
richt des Gauvorstandes gab einen Ueberblick über die organi- 
satorischen Maßnahmen, die der Gauvorstand im vergangenen 
Geschäftsjahr anwandte, um den Aufgabenkreis, insbesondere 
in verwaltungstechnischer Beziehung, zu bewältigen. Auch in 
diesem Geschäftsjahr ist der Beamten- und Angestelltenkörper 
des Gaues zahlenmäßig vermindert worden, ‚um die verfügbaren 
Mittel möglichst restlos für die Erledigung der eigentlichen 
gewerkschaftlichen Aufgaben zur Verfügung zu stellen. Im 
Berichtsjahr sind vom Gauvorstand entweder durch ' Beamte 
des Gaues oder durch ehrenamtliche Gauvorstandsmitglieder 
insgesamt 61 Versammlungen in den verschiedenen Ortsver- 
waltungen, ohne Einrechnung von Berlin, besucht worden. In 
verwaltungstechnischer Beziehung sind gute Fortschritte zu 
verzeichnen, sowohl bezüglich der Ablieferung der Abrechnum- 
gen, als auch bezüglich des Beitragseinganges. Es konnten in 
den letzten vier Monaten fast 100 Prozent des Beitragssolls 
hereingebracht werden. 

Dem Bericht des Gauleiters, Kollegen Günther, war 
zu. eninehmen, daß trotz der vom Kollegen Lemnitz aner- 
kannten Besserung in verwaltungstechnischer Beziehung ein 
Mitgliederrückgang zu verzeichnen sei. Es handelt sich da- 
bei jedoch vorwiegend um Verzüge in andere Gaugebiete und 
um Streichungen als Folgeerscheinung der großen Mitglieder- 
listenbereinigungsaktion. Das Gaugebiet umfaßt einschließlich 
der Gaunebenstelle Stettin 70 Ortsverwaltungen mit insgesamt 
10811 Mitgliedern. Die Zahlen beziehen sich auf den 1. Fe- 
bruar 1925. Seit diesem Zeitpunkt ist eine erfreuliche Autf- 
wärtsbewegung zu konstatieren. Der Referent geht sodann 
näher auf die wirtschaftlichen und gewerkschaftlichen Ereig- 
nisse des vergangenen Jahres ein und schildert eingehend die 
‚Einilüsse dieser Vorkommnisse auf unsere Lohnpolitik. Die 
wrederefnführung des sogenannten Leistungsprinzips beim Ab- 
schluß von Angesteiltentarifverträgen wird dabei als ein be- 
deutsamer Wendepunkt in der Lohnbewegung der Angestell- 
‚ten gekennzeichnet. Am Schlusse seiner Ausführungen weist 
Kollege Günther noch einmal auf die Gefahr der Werks- 
gemejnschaften hin, die er im einzelnen schildert, mit der Atif- 
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forderung, diesen Tendenzen schärferen Widerstand als bisher 
entgegenzubringen. 
.. Nach der auf einem hohen Niveau stehenden Aussprache 
über die Geschäftsberichte hielt der Bundesgeschäftsführer, 
Kollege Dr. Pfirrmann, ein Referat über „Soziale und 
wirtschaitspolitische Tagesfragen‘“. Der Referent ging von der 
bestehenden wirtschaftlichen und politischen Weltkrisis aus und 
zeigte die unlösbare Verflechtung der nationalen und internatio- 
nalen Kämpfe und ihre Bedeutung: für die Gestaltung der Wirt- 
schaftspolitik. Insbesondere wies er auf die Gefahren der steuer- 
lichen und zollpolitischen Pläne der Reichsregierung hin, sowie 
auf deren Verbindung mit dem Kampie der Unternehmer um die 
Verlängerung der Arbeitszeit und Herabdrückung der Löhne 
und: Gehälter. Entgegen den kurzsichtigen und letzten Endes 
selbstmörderischen Bestrebungen der Unternehmer müssen die 
Arbeitnehmer auf die Herstellung einer internationalen Arbeits- 
teilung dringen, die gegenseitige Abschnürung der Wirtschai- 
teiı ‚bekämpfen tind speziell in - Deutschland der Erkenntnis 
‚zum Siege verhelfen, daß ntr eine gutentlohnte und unter 
günstigen sozialen Bedingungen arbeitende Arbeitnehmerschaft 
der deutschen Wirtschaft wieder ihren Rang auf dem Weltmarkt 
erobern und der dichten Bevölkerung Deutschlands den not- 
wendigen Nährungsspielraum sichern kann. 
Der Gautag erledigte eine Reihe von Anträgen vorwiegend 
örganisatorischer Natur. Hervorzuheben ist ein Antrag, der 
vom Bundesvorstande verlangt, daß er sich zusammen mit dem 
AfA-Bund, dem A.D.G.B. und dem A.D.B. mit noch größerem 
Nachdruck als bisher für de Zurückeroberung des 
Achtstundentages einsetzt. 

Die Neuwahlen ergaben mit geringen Abweichungen eine 
Wiederwahl des bisherigen Gauvorstandes. Der Gauleiter 
Günther würde vom Gautage einstimmig bestätigt. 





Bücherschau 


S. Herzog. Handbuch 

Leitfaden für -die Berufstätigkeit. 
Verlag Ferdinand Enke, Stuttgart. 
‘Der Verfasser schildert die Entwicklung des Standes der beratenden 
Ingenieure sowie deren Tätigkeit und Aufgabengebiete. Neben der 
technischen, kalkulatorischen, betriebs-, werbe-, vertriebs- und verwal- 
tungstechnischen Beratung bestehender Betriebe, der Erfindungs- und 
Vertragsberatung, der statistischen und finanztechnischen "Beratung be- 
handelt er Schätzungen u. a. mehr und gibt Beispiele aus der Praxis 
in außerordentlicher Mannigfaltigkeit aus den verschiedensten technischen 
Gebieten. in 25 Berechnungsbeispielen, 67 Fragebogen, 15 Gutachten, 
8 technischen Berichten und 16 Wegeleitungen zeigt er aus der Fülle 
seiner praktischen Erfahrungen die Vielseitigkeit des beratenden In- 
genieurs. Kennzeichnend für den Wert und Inhalt des Buches sind, 
neben anderen, die nachstehenden Leitsätze des Verfassers: „Ehrlichkeit 
und Lauterkeit sind unerläßliche Vorbedingung für die Tätigkeit des 
beratenden Ingenieurs, Die Wirtschaftlichkeit eines industrielien Unter- 
nehmens wird -erziet durch Erhöhung der technischen und wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit der Erzeugnisse, welche durch wirkungsvoliere 
Arbeitsmethoden und Arbeitsfolgen gesteigert werden können.“ 


des beratenden 
519 Seiten Groß-89, 


Ingenieurs, 
Preis 20 Mark. 


Für ’den als Gutachter ‚tätigen Ingenieur bietet das vorzüglich aus- 
wahre Fundgrube und gibt äußerst 


gestattete Buch eine wertvolle 






Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 


Jüngerer Statiker 


für Eisenhochbau sowie 


Techniker 


für Feineisenkonstruktion (Kalkulation und Ausführungs- 
zeichnung) sofort gesucht 
Leipziger Elsenbauanstalt 6.m.b.H., Leipzig-Eutr., 
Zschortauer Str. 70—72. 


Hochbautechniker 


mit den Dienstgeschäften 
e nesHochbauamtes vertraut, 
für 6 Monate zu sofort ge- 
sucht Weiterbeschäftigung 
nicht ausgeschlossen. Ver- 
gütung nach G:’uppe I, für 
durchauserfahreneKraft auch 
nach II des Staa starifes 
für Angestellte Ortsklasse A. 
Bewerbungen mit Lebenslauf 
und beglaubigten Zeugnis-' 
abschriften um2ehend an 


Preußisches Hochbauamt I 


Blechbearbeitung. 


Modern eingerichtete Fabrik mit 
allen Blechbea: beitungs-Maschinen 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 





einschließlich Lackiererei und eige- 





| hei Pilsen (Böhmen) 
Münster ;. Ww. Domplatz 18 we i 
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Fingerzeige für die technische Beratung. Die Zusammenfassung der 
Wegeleitungen am Schkisse des Buches stellt geradezu ein Vademecum 
für die Ausübung der gutachtlichen und beratenden Tätigkeit des In- 
genieurs dar. 


Reichs-Bäder-Adreßbuch nach amtlichen Quellen "bearbeitet. Ein 
Handbuch der deutschen Heilbäder, Seebäder, Luftkurorte und Sommer- 
frischen mit Anhang: Deutsche Städte. Verlag des Reichs-Bäder-Adreß- 
buches, nach amtlichen Quellen bearbeitet, Berlin SW 19, Leipziger 
Straße 70. 

Mit diesem Werke gelangt zum ersten Male ein Nachschlagebuch, 
zur Ausgabe, das wirklich einem drmgenden Bedürfnis entspricht und 
eine fühlbare Lücke ausfüllen dürfte, da ein derartiges umfassendes 
Buch über die deutschen Kurorte bisher noch nicht existierte und ähn- 
lich gehaltene frühere Unternehmungen teils seit Jahren nicht neu er- 
schienen und daher veraltet sind, teils nur einzelne Gebiete, nicht aber 
das ganze Reich behandeln. Das Reichs-Bäder-Adreßbuch bietet weit 
mehr als sein Haupttitel angibt, enthält es doch nicht etwa nur Adressen 
von Kurverwaltungen, Hotels usw., sondern in erster Linie Beschreibun- 
gen eines jeden Kurortes; auch berücksichtigt es nicht allein nur die 
gewöhnlich unter dem Namen -„Heilbäder“ zusammengefaßten Heil- 
bäder und Seebäder, sondern auch ‘die zahlreichen deutschen Luftkur- 
orte und Sommerfrischen. Ferner ist jedem Ort eine Reisetabelle bei- 
gefügt, die dem Leser die schnellste und bequemste Zugverbindung von 
den größten. Städten aus nach dem betr. Kurorte angibt. Hieran schließt 
sich dann eine Aufzählung der am Ort befindlichen Hotels, Pensionen, 
Sanatorien, Restaurants, Kaffeehäuser usw. 

Da neben den- deutschen Kurorten in einem besonderen Anhang 
auch die interessanten besuchenswerten deutschen Städte mit Be- 
schreibungen und Abbildungen aufgenommen sind, dürfte mit dem um- 
fangreichen Werke der Anfang zu einem Kompendium des deutschen 
Fremdenverkehrs gemacht sein. 


„Die Gartenstadt“, Mitteilungen der Deutschen Gartenstadt-Ge- 
sellschaft, Berlin-Grünau, ist nach längerer Pause mit Heft 1 des 
zehnten Jahrganges wieder auf den Plan: getreten. Das Heft gibt einen 
Ueberblick über die Entwicklung der Garteustadtidee und stelit trotz 
des dütrch Krieg und Inflation verursachten Aufhörens fast jeder propa- 
gandistischen Tätigkeit erfreuliche Fortschritte dieser internationalen Be- 
wegung dest. Die wirtschaftlichen und politischen Nöte des letzten 
Jahrzehnts haben den Wert des Kleinhauses mit Garten ungleich höher 
einschätzen lassen. Die kläglichen Wohnungsverhältnisse, die unmög- 
lichen Dimensionen und Verkehrsverhältnisse der Großstädte drängen nach 
Dezentralisation, aber nicht bloß nach einer solchen des Wohnens, son- 
dern auch der Gewerbetätigkeit und fordern eine Stadterweiterung im 
Sinne der Gartenstadt. Die wirtschaftlichen Zusammenhänge großer 
Wirtschaftsgebiete (Wirtschaftsgebiete der Großstädte, der Bergbau- und 
Industriezentren) verlangen Planungen, d’e weit über den Rahmen der 
einzelnen Gemeinden hinatisgehen und neuen Ansiedlungszentren in Form 
von Gartenstädten die Stätte bereiten. Aus dem ursprünglich verein- 
zelten Experiment der Gartenstadt ist ein ‚Ansiedlungsprinzip geworden. 
Diese Entwicklung leuchtet überzeugend aus dieser ersten Veröffent- 
lichung hervor. 


„Din“ Normblattverzeichnis. Stand der Normung Frühjahr 1925. 
Beuth-Verlag G.m.b.H., Berlin 1925. 95 Seiten 8%. Preis 0,50 Mark. 

Neben dem gegenwärtigen Stand der Normung auf den verschie- 
densten Gebieten bringt das Werkchen einen Hinweis auf die dem- 
nächst noch zu erwartenden Fortschritte in der+Normung sowie ein 
Sachverzeichnis der fertigen und in Vorbereitung befindlichen Dinblätter, 
Ein Nummern- und Stichwertverzeichnis erleichtert das Aufsuchen der 
einzelnen Normblätter, Bei der Bedeutung der Normung für das deutsche 
Wirtschaftsieben bildet das Verzeichnis ein willkommenes Nachschlage- 
buch. 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin. 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen, 


Billige höhmische 


gellfedern! 


1 Kilo gaae gesc.fissene M. 3.— 
halbweiße M 3.—, weile M.5.- 
bessere M.6.— u. M. 7.— ‚daunen- 
weiche M. 8.—, 10.—, best: Sorle 
1.12.— u.14.—. Vesand franke 
zoilei, gezen Padın. Muste frei. 
Umtausch und Rück same gestattet 
Benedikt Sächsel, 
kLobes kr. %3 


Direkt _an Private zu sehr_billigen Preisen 
agdrad-Fahrräder 


sowie Fahrrad-Ersatz- und Zubehörteile, 
Motorräder. Uhren, Gold- und Silber 
waren, Haushaltungsgrgenstände alter 
Art, Musikinstrumente, Geschenkartikel 


Burgsmüller-Waffen 


wie Teschings, Revolver, Pistolen. Luft: 
gewehre, Doppelflinten, Drillinge und 
sämtlihe Munition, ferner Jagdaus 
rüstungsgegenstände 
Reichhaltiger Katalog gratis und franko 
Deutsche Walten. und Fanrradfabriken 


ee nenmetiernaugı. Monatliche Ratenzahlung H.Burgsmätler & Söhne 
tältige Herstellung von Elegante ITRERESRRETE ER. 


Massen-Artikeln. 


Gustav Giliischewski, 
Bertin N. 20, Ufersir. 6. 





Tüchtiger, im Betonbau er- 
fahrener 


Guten Vardienst 


Hochbantechniker durch Vertretung, schriftliche 
Heimarbeiten usw. Prospekt 
sofort gesucht. mit Garantieschein durch 

- AugustiWesiheermann | Schließfach 154 
Baugeschäft, Gütersioh I. W. | in Heidelberg 588. 





Merren- 
Kleidune 


fertig und nach Mass! 
Große Auswahl in guten Stoffen 
sowie Gummi- u. Lodenmöänteln 
Maßschneiderei Julius Fabian 


NO 18, Gr. Frankfurter Straße 37, H. Etage. 
Mitglieder erhalten 5/5 Rabatt. 









Vorzüglicher 
Bowlen- u. Tischwein, 
weiß u. rot, 90 Pfg. pro 
Liter inkl. Weinsteuer, ab 
Nierstein a.Rhein, Nadcın. 


Mitglieder, 
werbt für den| 
Bund! 
DEREN 


ri jo 

Heinrich Strub It, 
Nierstein a. Rh. Nr. 29. 
Leihfäss. v. 30,50, 100 Lit. 

#_ Großer Weinbergsbesitz. E 





BR Gegr. 1864, Preisliste. | 
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Eisenbeton. 


Zu der Herausgabe unseres Buches 


Dipl.-Ing. Georg Padler: 


„urunlagen für den praktischen Eisonbetondaul 


Querschnittsbemessung — Spannungsberechnung — 
tatik der Grund'ormen — Gebrauchsfertige Formeln 
. e . . . und Tabel:ien mit Beispielen) . -. « «= « 


300 Seiten, in Leinen gebd., Preis M. 7,20 


erhalten wir unaufgefordert folgende Zuschriften: 
Dortmund, den... . 
Zu der Herausgabe des Buches: Padler, Eisenbeton kann man 
Ihnen wirklich gratulieren, da der Inhalt ganz ausgezeich- 
net ist. Wenn der Wert des Buches für die Praxis erst genügend 
bekannt ist, wird es, davon bin ich überzeugt, mehrere Auflagen 
erleben. ! R. K., Architekt. 
; Hannover, den... 
Das von Ihnen zur Ansicht übersandte Buch: Padler, Eisenbeton 
hat den Beifallvieler meiner Kollegen sowie auch den 
meinigen gefunden. Außer dem übermittelten Exemplar erbitten ‚wir 


umgehend. Sendung von vier weiteren Exemplaren. 
Dipl.-Ing. W. O. 


=) Bestellen Sie sofort! 


‚Industriebenmten-Verlag G.m.b.H. 
Berlin NW 30, Werftstraße 7. 


Postscheckkonto Berlin 13550. 


Teilzahlung! Katalog frei! KK Toninufbahnen 
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Enormbilligunddoth guf! 


Rexlefurchtund Menschenscheu 


sind Hemmnisse, die schon so manchen tüchtigen Menschen im 
beruflichen und gesellschaftlichen Leben an der Erreichung 
seines Zietes dauernd behiudert haben. Wer aus Mangel an 
Redegewanätheit überall schweigen muß, fühlt sich unbeseutend 
und überflüssig. Wie a'er ehe es dagegen, wie macht es 
groß und, erfüllt ‚jeden ‚mit. dem reinen Gefühl. seines 
[= persönlichen Wertes, der seiner Meinung durch ene 

schöne, schwurgvolle. Rede Ausdruck geben, in Unter- 
hatungen ‘und Diskussionen "jeden Augenbl:ck das Wort er-‘ 
greifen, schlagfertig reden und die Vienschen für seine Ideen ge- 
winnen kann. Hierzu verhi!ft der von dem Direktor der Redner-. 
Akademie F. A. Brecht herausgegehene tausendfach bewährte 
Fernkursus für praktische Lebenskunst, iogisches Denken, 


freie Vortrags- und Redekunst. 
Anerkennung aus all. Kreisen. Ausführl. Broschüre versendet vollständ'g kostenlos 
Redner-Akademie R. Halbeck, Berlin 3, Potsdamer Str. 1052. 





























































































































































Fordern Sie kostenlos die Brochüre: 


„ns Jeder Raucher wissen muß“ 








PRO Saraphlche von A. GREGOR von der - \ 
ee e 7 Eisenhochbau | Erzg-birg. Zigarren-Industrie, Stollberg (Erzgb.) 
ebunden XO Märk Fabrikation und Versnd von Zigarren direkt an Verbraucher. 
er, RT Fabrikpreise. == Qualitätsware. == 35%, Ersparnis. 
beziehen V rt t auch im Nebenberuf an 
Katalog B H. Meusser ertreter allen Piätzen gesucht. 






Buchhandiun 
Berlin W 57/4, Potsdane: Straße 25 
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Techniker 


denkt und handelt sachgemäß. Ordnet 
Eure Privatangelepenheiten so, daß kein 
Vorwurf über Pflichtvergessenheit ins 
Grab gerufen wird. Erhaltet die Kultur 
Eures Standes und sorgt für die hinter- 
bliebene Ehefrau und für die Kinder, 
Das ist erreichbar durch eine Lebens-, 


Witwen - Pensions- oder Renten- und 


Aussteuer-Versicherung. 


Der 
Preußische Beamten-Verein 
zu Hannover, 


Lebensversicherungsverein a. G. 
Vertragsanstalt verschiedener Standes- 
und Wirtschaftsorganisationen 
ist die alte vor 50 Jahren für bestimmte 
Kreise gegründete gemeinnützige .Ver- 
sicherungsanstalt mit den Sondereinrich- 
tungen: Keine Agenten, keine 
Provisionen, Aufnahmebeschrän- 
kung aufausgesuchte, gesundeVolkskreise, 
Er bietet daher bei absoluter Sicherheit 
billigere Versicherungen als sämtliche 
größeren deutschen Lebensversicherungs- 
gesellschaften 





Schriftschablonen 
Zu Bahr's Normograph 


D.R.P., Aus'andspatente. 
Vom Normenausschuß empfohlen. 
Prospekte kostenlos. 


ı Filler s Fiebig, Berlin S*2 


ra ae = 
Durch Uebernahme von Hon 2 Jg 


Kleinaktien (je M. 10.--) | Blüten - Schleuder, garantiert 
{ 




















ammelmappen! ." 


Enhanddeckn | m 


liefern wir unsern Lesern zur fortlaufenden 

Sammlung und zum sofortigen Einband 

der Deutschen Techniker Zeitung aus- 

reichend für 26 Nummern, in dauerhafter, 

geschmackvoller Halbleinenausführung 
zum Preise von 


1.1.95 je Stück, 


Unsere Sammelmappen sind patentamtlich 
geschützt und bilden eine Zierde für jeden 
Bücherschrank. Durch ihre Benutzung 
sparen Sie die Kosten und Mühen des. 
besönderen Einbindens. Sie haben die 
D.T.Z. ständig geordnet zur Hand. Be- 
stellungen gegen Voreinsendung porto- 
frei oder gegen Nächnahme, 


= ndustieheamten-Velg 
G.m.b. A, Berlin NW 4) 


Postscheckkonto 15550 Berlin. 


























bie:!et sich rein,aus Großimkerei. 10-Pfd.- 
a Büchse M. 10,50 fr., halbe 
glänzende Be Nachn SOPL,_ mehr. 

. D. Plümer, Oberneuland 93 
Kapitalsanlage, bei Bremen. Inhaber silb. 


da mit dem Erwerb derssiben uud geld. Medaillon. 


neben der regelrechten Ver- EEE ER 


zinsung Gewinnchancen bis 


M. 1500.— verbunden sind, 

Nihees unter DTZ. 15 u ED © E & © MR 
R. Merkel, Berlin W 35, Pots- FOR 5. 
| damer Straße 111. echtrot.federdicht.Daunenkö 






















r, I!/aschlfrg., groß. Ober- 
Ben Unterbett u. 1 Kissen m. 
14 Pfd. grauen Federn gefüllt | 
& Gebett GM. 43.—; dasselbe 
Gebett mit 2 Kissen u. 16 Pfd. 
zartw. Fed. gefüllt GM.63.—., 


Bettfedern 
graue, per Pfd. GM. 1.10, zart 
und weich GM. 1,50, grau- 
Halbdaun,. GM. 3.25, Schlei8- 
federn grau GM. 2.25, weiße 
Halbdaun. GM. 5.—, Daunen 
grau GM.9.25,weißGM.12,50, 


i A, ttbezug aus gutem, weißem 
Ein Buch wichüig. Frauen- Linon oder bunt geblümt oder 


fragen von der früheren BETEN Stück. Gm. 7.0. 
Oberhebamme der Charite Alle AR rseiereriikeks billig. 
Beriin gibt s’cheru Rat in | Muster u. Katalog frei. Nicht- 
allen Fällen! Versendetge- 5 le De RS. 
schloss. .Einsendg. ettfederngroßhandlung 
M. r En a Abs Hein Bettenfabrik und Versand 
’ , 
hyg. Versardhs., Berlin 75, Th.Kranefuß, Casse1247. 


Potsdamer Straße 1064. ! EEE] 























Vor Verhandlungen mit Konkurrenz- 
unternehmungen fordere man Drucksachen 
ein von der 


Direktion in Hannover 
Raschplatz 13, 

















Verantwortl.: Dr. Plirrtmann, Berlin, — Industriebeamten-Verlag Gmb} („ Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 








Deuische _ 


Techniker-Zeifun 


Zeitschrift des Bundes der technischen Angestellten und Beamten. 


Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis” — 


Erscheint wöchentlich Freitags. — Post-Bezugspreis vierteljährlich 1.20 RM. 4 
— Postscheckkonto: Berlin Nr. 52 100. — Herausgegeben vom Bund der 
technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstraße 7. 


Nummer 25 / 7, Jahrgang 















2 


„Söozialwirtschaftliche Rundschau“ — „Bildung und Unterricht” 


Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlinn — Fernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40. 


Berlin, den 19. Juni 1925 


Betriebsrätewahlen 


im Bereich 


der Reichswasserstrassenverwaltung: : 


Technische Angestellte wählen für den Hauptbetriebsrat 


derReichswasserstrassenverwitg.am 23.Junidie ListePandow-Martins. 


Bundeskollegen! Sorgt für Aufklärung! 


Warum wählen die Wasserbautechniker nur die von ihrer Berufsorganisation, dem Butab, empfohlene, Liste? 
Weit sie wissen, daß der Butab und die AfA-Verbände für eine gerechte Auslegung und organische Ausgestaltung des 
in jahrelangen Verhandlungen von ihnen erkämpften Reichstarifvertrages eintreten; 


| weil sie wissen, daß die AfA-Verbände das Betriebsrätewesen nicht nur erhalten, 


wollen; 


sondern gesetzlich ausbauen 


weil sie wissen, daß die AfA-Verbände in der Wasserbauverwaltung den Grundsätzen des.technischen Geistes 


zur Durchführung verhelfen wollen! 
Wer sich der Stimme enthält, schädigt sich 


Allgemeine. deutsche Arbeitsnachweis- 
tagung in Düsseldorf 


Am 27. und 28. Mai d. J. fand in Düsseldorf auf Beschluß 
der Konferenz der deutschen Landesarbeitsämter zum ersten- 
mal nach dem Weltkriege die deutsche Arbeitsnachweistagung 
statt. Aehnliche Konferenzen wurden bereits vor dem Kriege 
durch den ehemaligen Verband der deutschen Arbeitsnachweise 
von Zeit zu Zeit einberufen, um nicht nur zu den technischen 
Fragen der öffentlichen Arbeitsnachweise, sondern auch zu 
den Grundfragen der öffentlichen Arbeitsvermittlung und der 
Arbeitsmarktpolitik Stellung zu nehmen. Der im Jahre 1914 
bereits einberufene Kongreß, der sich u. a. mit der Berufsbe- 
ratung und Lehrstellenvermittlung befassen sollte, konnte 
wegen Ausbruch des Weltkrieges nicht stattfinden. Inzwischen 
haben durch das Arbeitsnachweisgesetz viele der früher zur 
Debatte gestellten Fragen zwar ihre Regelung gefunden, die 
Entwicklung des öffentlichen Arbeitsnachweises ist damit aber 
in keiner Weise — wie auch der Verlauf der diesjährigen Ta- 
gung, gezeigt hat — abgeschlossen. Die Tagung wurde im 

tändehaus durch den Landeshauptmann Dr. Horion eröffnet, 
der neben 400 Vertretern der örtlichen Arbeitsnachwgise, Lan- 
desarbeitsämter, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, Ver- 
treter der Reichs- und Staatsbehörden begrüßen konnte: Dr. H. 
wies in seiner Begrüßungsanspräche darauf hin, daß vor dem 
Kriege Arbeitgeber- und Arbeitnehmernachweise bestanden, 
neben denen die ‚öffentlichen Arbeitsnachweise eine geringe 
Bedeutung hatten. Dieses Bild ist aber durch den Krieg und 
in der Nachkriegszeit verschoben worden und heute werden 
die große Bedeutung und die Leistungen der öffentlichen Ar- 
beitsnachweise von. keiner. Seite‘ mehr bestritten. Ziel dieser 
Tagung sei, die öffentliche Meinung über die wichtigen Pro- 
bleme des Arbeitsmarktes aufzuklären, Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände für eine tätige Mitarbeit an den bedeutungs- 
vollen Aufgaben der Arbeitsnachweise zu gewinnen und in 


ji 


und seine Kollegen! Daher restlose Wahlbeteiligung! 





einer Aussprache der Arbeitsnachweisbehörden mit den Ver- 
tretern der Wirtschaft Ziele und Wege für eine Arbeitsmarkt- 
politik auf weite Sicht zu finden. 

Vom Reichsarbeitsministerium war Ministerialrat 
Dr. Weigert, vom Handelsministerium und gleichzeitig als 
Vertreter der Preußischen Regierung Ministerialrat 
von Meyrern, von der Reichsarbeitsverwaltung Präsi- 
dent Dr. Syrup erschienen. Neben einer österreichi- 
schen Delegation hatten außerdem die Regierungen 
einzelner Länder und Gemeinden Vertreter entsandt. 

Als erster Redner sprach Prof. Dr. Mombert aus Gießen 
über; „Der deutsche Arbeitsmarkt in der Jahr- 
hundertwende unter dem Einfluß des Konjunk- 
turwandels.“ 

Der Redner stellte die eigentümlichen Konjunkturverhältnisse während 
der Kriegs- vad Nachkriegszeit sowie das Wesen der Stabilisierungskrise 
dar und zeigte, daß für diese Zeit nur von einer sogenannten privat- 
wirtschaftlichen Hochkonjunktur, nicht aber von einer allgemeinen Hoch- 
konjunktur gesprochen werden könne, da die Merkmale einer solchen, 
Zunahme des allgemeinen Wohlstandes, durchaus fehlen, Im Zusammen- 
hang mit der Stabilisierungskrise behandelte der Redner auch die Repara- 
tionsfragen und betonte, daß mit der für uns damit verbundenen steigen- 
den Ausfuhr sich erhebliche Umstellungen in unserer Wirtschaft ergeben 
müssten, die auf die Gestaltung der Konjunktur nicht ohne Einfluß 
sein könnten und daß. durch die steigende Ausfuhr Deutschlands nicht 
nur das Wirtschaftsleben anderer Länder schwer geschädigt, sondern 
auch letzten Endes. durch diesen Zwang das ganze Reparationsproblem 
zum scheitern gebracht werden könnte, da es sich hier um zwangs- 
läufige Zusammenhänge handele, aus denen es kein Entrinnen gebe. 


Regierungsrat Dr. Wehrle, Professor an der Han- 
delshochschule Nürnberg sprach über „Systematik der 
Arbeitsmarktpolitik.“ N 

Der Schwerpunkt der Arbeitsmarktpolitik liege in dem Bestrebert, 
das Angebot zu verringern und die Nachfrage zu steigern. Eines der 
wichtigsten Mittel der Arbeitnehmer-Arbeitsmarktpolitik sei der Streik 
als wirksamste : Maßnahme zur Sperrung des Marktes, Die anderen 
Maßnahmen seien nur sekundärer Art, z. B. die Arbeitszeitbeschränkung 
als arbeitsmarktpolitische. Maßnahme. 
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Die Arbeitsmarktpolitik des Arbeitgebertums zeige gegenteilige Ten- 
denz. Sie gehe auf Verknappung der Nachfrage und eine Erweiterung 
des Angebotes ' aus. Als‘ Mitiel "hierfür wurden die‘ Aussperrung;} 
Schließung und Stillegung von Betrieben, Ueberstunden usw. angeführt. 
Die öflentliche Arbeitsmarktpolitik sei. die Zusammenfassung alier Maß- 
nahmen durch die öffentliche Gewalt, insbesondere des Staates zur Beein- 
tkıssung und Regelung des Arbeitsmarktes. Eine öffentliche Arbeitsmarkt- 
politik sei nötig wegen der Gefahr, die aus einer einseitigen Betreibung 
einer Interessenten-Arbeitsmarktpolitik entstehen könne Qualitative Ar- 
beitsmarktpolitik neben der eigentlichen Arbeitsvermittlung solle eine 
der Hauptaufgaben des öffentlichen Arbeitsnachweises sein. Er dürfe 
nicht nur sozial-charitativen Charakter ‚haben, er müsse zugleich ein 
wesentliches Hilfsmittel der Wirtschaftspolitik sein. 

Nach dem Vertreter der Wissenschaft sprach als Vertreter 
der Praxis der Direktor des Landesarbeitsamtes 
Sachsen-Anhalt,.Dr. Lüttgens. (Magdeburg) über 
„Wege, Ziele und Grenzen der Arbeitsmarkt- 
politik.“ 

Während Arbeitgeber und. Arbeitnehmer seit Gründung: ihrer Ver- 
bände eine arbeitsmarktpolitische Zielsetzung kennen, sei die öffentliche 
Arbeitsmarktpolitik erst in jüngerer Zeit entstanden. Die Gesamtaufgabe 
der Arbeitsmarktpolitik stelle sich als dreigliedrige Kette dar: Beruisbe- 
ratung, Arbeitsvermittlung, Arbeitsbeschaffung. Die Berufsberatung sei 
noch jung und zaiılenmäßig noch nicht meßbar, doch sei festzustellen, 
daß das Verständnis für den Wert guter Berufsausbildung immer mehr 
wachse. Die Arbeitsvermittlung erfordere, wenn sie arbeitsmarktpoli- 
tisch richtig sein soll, eine starke organisch-individuelie Ausgestaltung. 
Die Arbeitsbeschaffung solle die Hemmungen im Arbeits- 
marktausgleich beseitigen, denen mit den gewöhnlichen Mitteln des 
Arbeitsnachweises nicht beizukommen ist. Berufsumstellungen mit allen 
ihren Schwierigkeiten, namentlich auch auf dem weiblichen Arbeitsmarkt 
brachte die Nachkriegszeit, bringe aber die. Gefügeverschiebung unserer 
Wirtschaft auch noch: jetzt. Auch. der Angestelltenarbeitsmarkt sei dä- 
mit belastet in einer Art, die nur schwer Auswege finden läßt. Dr. L., 
wies darauf hin, daß die Arbeitgeber heute vielfach junge Angestellte mit 
langjährigen praktischen Erfahrungen suchen, ohne zu bedenken, daß 
Leistiingserfahrungen in’ jungen Jahren nicht erworben werden können. 
Im Interesse der Wirtschaft müsse gefordert werden, daß die älteren 
erfahrenen Angestellten vom Arbeitsmarkt nicht ausgeschlossen werden. 
(Diese Forderung hat der AfA-Bund wiederholt schriftlich und in 'Ver- 
handlungen mit der Reichsregierung erhoben. Anm. d. Red.) Natürliche 
Grenzen in der Arbeitsmarktpolitik seien u. a. Wohnungsbeschaffung, 
Beförderung zur Arbeitsstelle usw. Als letztes Ziel in der öffentlichen 
Arbeitsmarktpolitik müsse deshalb auch die .bewußte Beeinflussung eineı 
sich veränderndem, oder neu werdenden Arbeitsmarktstruktur betrachtet 
werden. } 

In der Diskussion nahm als erster Redner Spliedt vom 
A.D.G.B., das: Wort; 

Er wies darauf hin, daß vor dem Kriege der Arbeitsnachweis in 
den Kämpien zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern Kampfobjekt 
wär und daß diese Stellungnahme durch! die im Novemberabkommen von 
1913 vereinbarte gemeinsame Regelung und paritätische Verwaltung der 


Arbeitsnachweise aufgegeben wurde, _ Die Gewerkschaften wollten 
keinen Meldezwang,; es sei aber’ notwendige, daß Arbeit- 


geber und Arbeitnehmer den Arbeitsnachweis und 
seine Benutzung zum Gegenstand tariflicher Rege- 


Jung machten. Es sei zu bedauern, daß die „Vereini gung 
deutscher Arbeitgeberverbände“ diesen Gedanken be: 
kämpft. .Der Arbeiter verlange eine ‘organische Arbeitsvermittlung, an 


deren Durchführung die Ggwerkschaften beteiligt sein müßten. Dieses 
Ziel könne aber nur erreicht werden, wenn die erundsätzliche 
Ablehnung weiter Unternehmerkreise gegenüber 
den. öffentlichen Arbeitsnachweisen aufgegeben 
wird. ‚Versuche auf einseitige Lösung, ganz gleich von welcher Seite 
sie unternommen werden, würden auf den "stärksten Widerstand der 
Gewerkschaften stoßen. Die Gewerkschaften verlangen deshalb, daß al’ 
Teile der Wirtschaft für eine. gemeinsame paritätische Durchführung 
der Arbeitsvermittlung sich tatkräftig einsetzen. 

Der Hauptgeschäftsführer der Land- und Forst- 
wirtschaftlichen Arbeitgeberverbände Landrat.aD. 
v. Martius (Berlin) führte aus, daß bei den landwirtschaftlichen Ar- 
beitgebern Mißtrauen gegen die öffentlichen Arbeitsnachweise bestehe, 
das nicht cher behoben werde, bis die Landwirtschaft weit- 
gehenden Einfluß auf die Besetzung der leitenden 
Stellen der Arbeitsämter habe. Er verlangt Organisation 
der: Arbeitsnachweise in Anlehnung an die Landwirtschaftskammern. 

Reicehstagsabgeordneter Schneider sprach für den 
„Deutschen Gewerkschaftsrin g“ und betonte unter starkem 
Widerspruch, daß es für den Angestellten gleich sei, ob er Stellung 
durch den. Arbeitsnachweis oder durch. Inserat erhalte, da für ihn doch 
nur die Briefbewerbung in Frage kommt. (Darnach scheint Sch. sich 
auch mit dem Chiffreunwesen abzufinden. Anm, d. R.) ; 

Rechtsanwalt Dr. Oppenheimer (Berlin) als Ver- 
treter der „Vereinigung der deutschen Arbeitgeber. 
verbände, bemängelte das Fehlen einer einwandfreien Arbeits-, 
marktstatistik und wies darauf hin, daß die Ausgleichstätigkeit der Ar- 
beitsnachweise durch den Wohnungsmangel verhindert werde. Die Auf- 
fassung, daß die Arbeitgeber gegen die öffentlichen Arbeitsnachweise! 
seien, treffe nicht zu.: Sie bekämpfitennur Tendenzen nach 
Zwangsmaßnahmen. Das Arbeitsnachweiswesen dürfe nicht mono- 
polisiert werden, denn für die Benützung sei einzig die Güte der Arbeits- 
nachweise maßgebend, diese Güte richte. sich aber nach ‘der Auswahl der 
im Nachweis tätigen Personen. Ist der Nachweis gut, werde er auch 
vom Arbeitgeber benutzt, ohne daß: es tariflicher Abmachungen bedarf,; 

Schröder (Berlin) vom Allgemeinen freien An. 
gestelltenbund forderte öffentlich-rechtlichen. 
Zwang für die Arbeitsnachweise und betonte die Notwendigkeit einer 
Bewirtschaftung der menschlichen Arbeitskraft, 
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‚ nachweise in reine Kommunalverwaltungen zu "überführen. 
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Am zweiten Verhamdlungstag, welcher der-Aus- 


sprache über die Selbstverwaltung‘ gewidmet: war, 'nahm 
Reichsarbeitsminister Dr.:Brauns das Wort‘ und 
brachte zunächst‘ die Entwicklung des Arbeitsnachweises seit 
der letzten Tagung im Jahre 1912 in Erinnerung. Durch .die 
1918 geschlossene Arbeitsgemeinschaft wurde der Boden Tür 
das Arbeitsnachweisgesetz vorbereitet. Wirbrauchenein'e 
wirksame Arbeitsvermittlung -mit Rücksicht 
aufdieinallernächster Zukunft zu Schäffende 
Arbeitslosenversicherung. Auch hier müssen wir 
eine lebensfähige : Selbstverwaltung - allen Zwangsvorschrifter 
und auch allem bürokratischen Reglementieren vorziehen. Pro- 
fessor Dr. Hoeniger (Freiburg i. Br.) referierte über 
„Grundsätzliches über die wirtschaftliche 
Selbstverwaltung“ Dr. Dermitzel, Direktordes 
Brandenburgischen Landesarbeitsamtes Ber- 
lin über: „Die bisherige Auswirkung der wirt- 
Schaftlichen Selbstverwaltung in öffentlichen 
Arbeitsnachweisen.“ _ \ 

Dr. Hoeniger wies auf die wieder einsetzenden Bestreßungen ‚der 
Gemeinden und Städte hin, die dahin gehen, die öffentlichen Arbeits- 
Das würde 
aber. auch Selbstfinanzierung zur Folge haben. Da die Finanzierung 
der Arbeitsnachweise aber im Zusammenhang mit ‚der: Erwerbslosenlür- 
sorge. stehe, sei die ‚Frage..aufzuwerfen, ob nicht der Ausbau der 
Selbstverwaltung zu einem sich selbst finanzierenden Seibstverwaltungs- 
körper geboten erscheine. : 

Dr. Dermitzel betonte, daß’ in der kurzen‘Zeit seit Inkrafttreten 
des Arbeitsnachweisgesetzes die wirtschaftliche EN sich 
noch nicht auswirken konnte. Es sei'notwendi g, daß beide 
Parteien in verständnisvolbker Zusammenarbeit und 
inder VUeberzeugungsich zusammenfänden,daßihre 
Interessenunddiejenigender Allgemeinheitletzten 
Endes parallel laufen. Trotz aller Schwierigkeiten erscheine es 
ihm „möglich, die Selbstverwaltung im Arbeitsnachweis durchzuführen. 

In der Aussprache. wurde von ' Arbeitgeberseite erklärt, 
daß die Arbeitgeber Wert auf eine Erweiterun gs der 


Selbstverwaltung legem. Von den Vertretern 
der freien Gewerkschaften. wurden. die 
Städte gewarnt, den Gewerkschaften einen 
Kampf zur Erhaltung der wirtschait- 
lichen Selbstverwaltung aufzuzwingen. Das 
Vertrauen der .Arbeiterschaft ° zum öffentlichen Ar- 
beitsnachweis kann nur durch den Ausbau-der 


Selbstverwaltung gestärkt werden. Im selben 
Sinn äußerten sich auch die Vertreter des „Deutschen 
Gewerkschaftsbundes“ und des „Gewirk- 
Schaftsringes“ 

OberbürgermeisterLuppe (Nürnberg) forderte als 
Vertreter des deutschen Städtetages den führenden Ein- 
fluß der Gemeinden im Arbeitsnachweis und Dedauerte 
gleichzeitig, daß die Arbeitgeber zu dieser Tagung’ mur 
ihre jüngsten Syndici geschickt hätten. Nachdem noch 
Landeshauptmann‘ Dr. Horion als __Vertreter ' der 
Preußischen Provinzen festgestellt hatte, daß in der Praxis ein 
durchaus gutes Zusammenarbeiten von behöfdlicher und. wirt- 
schaftlicher Selbstverwaltung bestehe, wurde die Tagung ge- 
schlossen. 

% %* 
* 

.. Seit der letzten Tagung im Jahre 1912 hat sich. in der 
Arbeitsvermittlung vieles geändert. Damals beherrschten die 
Arbeitsnachweise zum größten Teil die Arbeitgeber und ihre 
Verbände. Die Gewerkschaften kämpften mit .den Arbeitgebern 
um. die Vorherrschaft auf dem Gebiete der Arbeitsvermittlune. 
Durch das Noveniberabkommen und später durch das Arbeits- 
nachweisgesetz ist die Parität in der Verwaltung — wenn auch 
unter Aufsicht der Gemeinden — gewahrt. Soll aber durch 
die Arbeitsvermittlung im Interesse der Wirtschaft ein systema- 
tischer Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage herbeige- 
führt werden, dan ist es unbedingt notwendig, .den Melde- 
ünd Benutzungszwang einzuführen. Dabei denken wir durch- 
aus nicht an eine reine Schematisierung. Solange dieser Zwang 
im Arbeitsnachweisgesetz nicht vorgeschrieben ist, wird die 
Arbeitsvermittlung, selbst wenn die Verwaltung nur in den 
Händen der Wirtschaft liegt, keine beide Teile befriedigende 
sein. ' Reinhold Markward. 
Rundschau ‚on 


Wirtschaftsfragen 


-- Der Arbeitsmarkt im April 1925, In der bisherigen pünsti- 
gen Entwicklung des Arbeitsmarktes ist nach dem Bericht des 
„Reichsarbeitsblattes‘‘ vom 8. Juni eine Aenderimg nicht ein- 
getreten; lediglich im Bergbau war eine durch die bekannte 
Absatzstockung bedingte Verschlechterung festzustellen. Die 
sonst noch teils auf bestimmten Gebieten oder in bestimmten 
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Industrien spürbaren Abschwächungen blieben vereinzelt und 
hielten sich in engen 
Er- Arbeitsnachweisstatistik. Die Lage bei den Ar- 
 heitsnachweisen entwickelte sich günstig weiter. Das Stellen- 


Grenzen. 


angebot stieg von 624669 im März auf 658577 im April, d. h, 


um 33908 oder 5,43 v. H., andererseits nahm die Zahl der Ar- 
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beitsgesuche in der gleichen Zeit ab von 1445441 auf 1313 211, 
also um 132230 oder 9,15 v. H. Die Zahl der Vermittlungen 
betrug im April 517584 (gegen 495660 im Vormonat). Die 


- Gesamtandrangsziffer stellte sich auf 199 (gegen 231 im März). 


39,4 v. H. aller Arbeitsgesuche wurden durch Vermittlung er- 
ledigt (im Vormonat 34,3), 78,5 v. H. aller offenen Stellen 
wurden besetzt (im Vormonat 79,4). 

Arbeitslosenstatistik. Nach den Meldungen der 
Arbeitnehmerfachorganisationen ist die Arbeitslosigkeit unter 
den Verbandsmitgliedern während des Berichtsmonats weiter 
zurückgegangen. Bei 39 berichtenden Verbänden wurden am 
Stichtage, dem 25. April, unter 3616826 Mitgliedern 157134 
oder 4,3 v. H. als arbeitslos gezählt, gegen 5,8 im Monat März. 

Kurzarbeitsstatistik. Die Arbeitszeitverkürzungen 
haben im April sowohl nach der Zahl der Fälle, wie nach 
dem Maße des Arbeitszeitausfalles einen Rückgang aufzu- 
weisen. Nach den Berichten von 34 Verbänden arbeiteten von 
3116405 Mitgliedern 153046 oder 49 v. H. mit verkürzter 
Arbeitszeit; im Vormonat bei 35 Verbänden mit 3,1 Millionen 
Mitglieder 5,1 v. H. 

Statistik der unterstützten Erwerbslosen 
Die Inanspruchnahme der Erwerbslosenfürsorge ging weiter 
zurück. Es empfingen Unterstützung am 15. April 393 287, 
am 1. Mai 319656, am 15. Mai 274091 Vollerwerbslose. In 
diesen Zahlen sind jedoch nicht die mitunterstützien Familien- 
angehörigen enthalten; sie dürfen auch nicht ‘als Gesamtzahlen 
aller Arbeitslosen aufgefaßt werden, da die Gewährung von 
Erwerbslosenunterstützung von bestimmten gesetzlichen Vor- 
aussetzungen abhängt und zeitlich beschränkt ist. 


* 
r * 


* Die Aussichten der stellungsuchenden Techniker haben 
sich im Monat Mai nach unseren Erfahrungen im ganzen 
nicht verändert. Im Vergleich zu den traurigen Verhältnissen, 


die noch vor etwa einem Jahr bestanden, ist die Lage bereits 


‚als einigermaßen befriedigend zu bezeichnen. Dies gilt vor 


— bewiesen, daß hach der vom 


® 
2 Forderungen an die englische Rüstungsindustrie auf Zahlung 


allem für das Hochbaugewerbe, das starken Bedarf 
an jüngeren Kräften aufzuweisen hat. In einigen Fällen fanden 
bereits Bautechniker im sogenannten fortgeschritienen Alter 
wieder Stellung, zum Teil allerdings nur aushilfsweise. Im 
ganzen ist die Lage der älteren Kollegen nach wie vor sehr 
schlecht. Ungünstig sind auch die Aussichten der vielen Tech- 
niker, die vorzugsweise Betriebsstellungen suchen. Der- 
artige Stellenangebote erscheinen meist nur in anonymer Form 
in den Zeitungen und Fachblättern. Nach Ausweis unserer 
Stellenvermittlung überwiegt zur Zeit das Angebot an In- 
dustrietechnikern die Zahl der stellungsuchenden Bautechniker 
um mehr als das Doppelte. Im ganzen sind noch an 1000 Kol- 
legen in unserem Stellennachweis vorgemerkt. Hierin sind 
141 Kollegen einbegriffen, die uns im Monat Mai anzeigten, daß 
sie ihre Kündigung oder Entlassung erhalten oder vielleicht zu 
erwarten hätten. 

Die Inanspruchnahme der 
von seiten der Arbeitgeber läßt noch immer sehr zu wünschen 
übrig. Aus der statistischen Beilage des Reichsarbeitsblattes 
vom 8. Junid. J. geht hervor, daß nach einer Stichtagzählung 
am 15. Mai, bei den wichtigeren Arbeitsnachweisen 6 781 männ- 
liche Techniker aller Art (7490 am 16. April) und 46 weib- 
liche (48) eingetragen waren. Diesen Bewerbern konnten nur 
203 (178) Stellenangebote für männliche bzw. 8 (4) für weib- 
liche nachgewiesen werden. 

Die Bevorzugung jüngerer Kräfte wird dadurch 
Bunde geführten Statistik das 
Durchschnittsalter der in der Zeit vom 3. Mai bis einschließlich 
6. Juni wieder in Stellung getretenen 111 Mitglieder 29,5 Jahre 
betrug. Die Zahl der unterstützungsberechtigten Mitglieder 
ist von 293 am 1. Mai 1925, auf 250 am 1. Juni zurückgegangen. 


Die Blutschuld der Schwerindustrie. In dem ersten Bande 
eines groß angelegten Werkes über den Weltkrieg und seine 
Ursachen deckt der bekannte französisch@ Schriftsteller Vic- 
tor Margueritte unter dem Titel „Die Verbrecher‘ die 
geheimen Verbindungen der „Internationale des Goldes und des 
Eisens“ auf. Er legt die Fäden bloß, die schon vor dem 
Kriege Essen und Creuzot aufs engste miteinander verknüpiten, 
indem die französische Hüttenindustrie sich schon im. Jahre 
1912 verpflichtete, an Krupp große Mengen des zur Herstellung 
von Brisanzgeschossen unent ehrlichen Fero-Cilicium zu lieferu 
und auch während des Krieges durch Vermittlung neutraler 
Länder diese Lieferungen fortgesetzt hat. Es ist dies ein 
Gegenstück zu Krupps im vorigen Jahre geltend gemachten 
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einer Tantieme für Granatzünder auf Grund eines im Jahre 1902 
abgeschlossenen Vertrages :mit der. Firma Vickers, den die 
Firma Krupp auch während des Krieges für gültig erachtete. 
Das bedeutet nicht mehr und nicht weniger, als daß die 
deutsche Firma für jede englische Granate, die einen Deutschen 
zerriß, einen Blutsold einstreichen will. Man sieht hier wie- 
der die enge Verbindung der Rüstungsindustrien der verschie- 
denen Länder, die durchaus international, ja, sogar antinational 
denken können, wenn es sich um den dreimal heiligen Profit 
handelt. 

Um diesen gewissenlosen Verdienern die Taschen zu füllen, 
haben mehr als 8 Millionen Menschen ihr Leben lassen müssen, 
sind mehr als 51/, Millionen Menschen verstümmelt worden. 

Daß die Schwerindustrie aller Länder auch heute noch 
das lebhafteste Interesse an dem bekannten Wettrüsten hat, 
darüber hinaus aber, wenn in den eigenen Landesgrenzen im 
Augenblick nicht genügend Profit zu hoffen ist, ohne die ge- 
ringsten moralischen Bedenken auch andere Länder, die ja 
später einmal sehr wohl als Feinde auftreten können, mit 
Waffenlieferungen versorgt, zeigen neue Beispiele in Eng- 
land und. Frankreich. Der vorher erwähnte größte 
schwerindustrielle Konzern Englands, der Vickers-Konzern, for- 
dert von der Regierung „günstige Beurteilung von Gesuchen 
um Anleihen befreundeter Staaten, auch für Rüstungszwecke”, 
das heißt, mit englischen Geldern soll anderen Staaten die 
Steigerung ihrer Rüstungen ermöglicht werden. 

Und in der bekannten französichen Zeitschrift „Revue des 
deux mondes“ schreibt ein schwerindustrieller Finanzmann: 
„Wenn man es fertigbringen würde, wie viele es erträumen, 
den ständigen Zustand eines europäischen Friedens zu verwirk- 
lichen, oder wenn auch nur einige Länder, etwa Frankreich, 
diese gefährliche Illusion hegen würden, so würden die Ab- 
sa'zquelien für Stahl und Eisen zu militärischen Zwecken außer- 
ordentlich geschmälert werden!“ 

Also, damit Eisen und Stahl in genügender, Menge zu 
Granaten verarbeitet werden und einigen Schwerindustriellen 
fette Dividenden abwerfen, muß die Menschheit immer auf dem 
Sprunge liegen, sich gegenseitig zu zerfleischen. Wann werden 
die Arbeitenden der ganzen Welt diesen furchtbaren Schleier 
zerreißen und es ablehnen, sich für die Schwerverdiener eines 
kommenden Krieges zur Schlachtbank treiben zu lassen? 


Sozialpolitik 

Arbeiterwochenkarten für Angestellie. Durch die, Neu- 
regelung der Zeitkartenausgabe sei’ens der Reichsbahn ist für 
Angestellte, die den Nahverkehr regelmäßig benutzen müssen, 
eine schwere Beeinträchtigung entstanden. Die Reichsbahn hat 
nämlich vorgeschrieben, daß Arbeiterwochenkarten nur noch 
für Personen, die mit mechanischen oder Handarbeiten betraut 
sind, ausgegeben werden sollen, so daß also alle anderen — 
insbesondere die Angestellten — die wesentlich teureren Mo- 
natskarten oder Teilmonatskarten benutzen müssen. 
wirtschaftliche noch soziale Gründe eine solche Beinträchtigung 
der Angestellten rechtfertigen, ist die Deutsche Reichsbahn- 
Aktien-Gesel!schaft aufgefordert worden, anzuordnen, daß der 
Kreis, dem der Bezug von  Arbeiterwochenkarten freisteht, 
zum mindesten auf alie der Angestelltenpflicht unterliegende 
Personen ausgedehnt wird. 

Um die Sozialisierung des Heilwesens, Der schärfste Geg- 
ner der Sozialisierung des Heilwesens ist der Verband der 
Aerzte Deutschlands (Hartmann-Bund). Seine Hauptgegner- 
schaft erblickt er im Hauptverband deutscher Krankenkassen, 
dem al!e parteipolitisch neutralen Krankenkassen angehören, 
während sich die der Unternehmerschaft unterworienen Kran- 
kenkassen (Betriebs- und Innungskrankenkassen) sowie die 
unter dem Einfluß der Christlichen stehenden Krankenkassest 
abseits gestellt haben. Genau. wie bei der Gewerkschaftsbe- 
wegung wird natürlich auch der Hauptverband deutscher Kran- 
kenkassen, weil man sachlich nichts gegen ihn und seine Be- 
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strebung einwenden kann, das gesamte Heilwesen auf deu 
höchstmöglichen Wirkungsgrad zu bringen, für den Zweck, 
der Volksgemeinschaft durch größtmögliche Wirtschaftlichkeit 
und Planmäßigkeit zu dienen, als sozialdemokratisch verschrien. 

In seinem Kampfe gegen die großzügigen organisatorischen 
Maßnahmen des Hauptverbandes, die. sich insbesondere auf 
dem Gebiet der Heilmittelversorgung und der Krankenambula- 
torien bewährt haben, sicht der Hartmann-Bund in jeder 
Aeußerung und grundsätzlichen Betrachtung vom  Gesichts- 
punkte der Vergesellschaftung des Heilwesens gleich den Aus- 
tluß der Propagandatätigkeit des Hauptverbandes.. So bringt 
er.es denn auch fertig, in Nr. 17 der „Aerztlichen Mitteilungen‘ 
vom 25. April 1925, die Beschlüsse unseres Dresdener Bundes- 
tages zur Frage. der Sozialisierung des Heilwesens auf den 
Einfluß des Hauptverbandes zurückzuführen und ironisch zu 
fragen, ob es denn Zufall seh, daß alle Erklärungen, Reden, 
Proklamationen in den wesentlichsten Teilen übereinstimmen. 

Wir können dem Hartmann-Bund zu seiner Beruhigung 
verraten, daß unsere Forderung nach einer Vergesellschaftung 
des Heilwesens sowohl Ausfluß unseres grundsätzlichen Be- 
kenntnisses zur Gemeinwirtschaft und Ergebnis unserer lang- 
jährigen Beobachtung der Sozialversicherung, insbesondere der 
Krankenversicherung ist. Daß wir hierin durchaus über- 
einstimmen mit allen von Interessenteneinflüssen freien Beob- 
achtiungen durch Männer, die die Vorteile der Arbeitsteilung, 
der Arbeitsvereinigung und der Anwendung moderner tech- 
nischer Verfahren sowie organisatorische Durchbildung und 
Zusammenfassung höher stellen als mittelständlerische und 
kleingewerbliche Gesichtspunkte eines heute längst nur noch 
somantischen Individualismus, braucht doch wahrlich nicht 
wunderzunehmen., 

Wer ausgeht von der Örundirage: „Wie kann die Volks- 
gesundheit als Ganzes am besten geschützt, erhalten und ge- 
fördert werden‘ und „wie kann dabei nach dem Gesichts- 
punkte des größtmöglichen Eifektes bei geringstem Aufwande 
verfahren werden“, der wird, was uns viele Aerzte in privaten 
Unterredungen oft genug bestätigt haben, unausbleibich zu 
dem Ergebnis gedrängt, daß die. Heilversorgung des Volkes 
im weitesten Sinne nicht dem sogenannten „freien Spiel. der 
Kräfte“ überlassen werden darf, sondern Gegenstand- sozialer 
Maßnahmen durch eine umfassende Organisation durch und für 
die Volksgesundheit zu sein hat. 

Warum tritt denn der Hartmann-Bund, der doch stets 
die mit dem ärztlichen Berufe verbundene Würde. und Ver- 
antwortlichkeit verteidigt, und der es mit Entrüstung zurück- 
weisen würde, wenn man behaupten wollte, daß der Arzt um 
des schnöden Gewinnes willen und nicht um der leidenden 
Menschheit zu helfen, seinen Beruf erfüllt, nicht auch für 
die Entbeamtung der Lehrer und Geistlichen ein? Soll das, 
was für Seelsorger und Erzieher möglich ist, beim Arzte nicht 
angängig sein? Und wird der beamtete Arzt es mit seiner 
Pilicht weniger genau nehmen als der beamtete Erzieher oder 
Geistliche? 

Es wäre nicht ohne Reiz, die Antwort hierauf zu hören. 


Allgemeine Lohnfragen. 


Endlich Arbeitnehmerpolitik! Aber nicht etwa in Deutsch- 
tand, sondern in Mexiko! 

Das Tram- und Omnibuspersonal der Stadt Mexiko streikt. 
Die in Betracht kommenden Gesellschaften weigern sich, die 
Berufsorganisationen der bei ihnen beschäftigten Arbeiter an- 
zuerkennen. Da greift die Regierung ein, nachdem: ihre in- 
offiziellen Schritte gescheitert waren. In einem in scha riem 
Ton gehaltenen Schreiben fordert sie die Arbeitgeber dringend 
auf, den Konflikt binnen drei Tagen zu beendi- 
gen. In drei Tagen war der Streik beigelegt. 

Ferner hat die mexikanische Regierung die Budgetbeträge 
für Armee und Flotte um ein Drittel (also von 130 auf 87 Mil- 
lionen Peso) verringert. Die freiwerdenden Mannschaften werden 
für Öffentliche Arbeiten, Anlage von Wegen, Wohnungsbau 
usw. verwendet. Die mexikanische Regierung hat auch be- 
schlossen, ihren Gesandtschaften in Washington, Buenos Aires, 





Bautzchnikerkonferenz Rheinland-Westfalen. Am Sonntag, 
den 7, Juni, fand im „Hotel Germania“ in Düsseldorf eine 
Bautechnikerkonferenz für die Gauverwaltungen- Westdeutsch- 
land und Rheinland-Westfalen statt, die von allen größeren 
Orisyerwaltungen der beiden Gaue. beschickt war. Zweck der 
Konferenz war in erster Linie eine Besprechung der Lage, die 
durch die Unternehmerforderungen für den Abschluß eines 
neuen Reichstarifvertrages für die technischen Angestellten 
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Paris und Berlin sowie ‘den mittelamerikanischen Staaten Ar- 


beiter-Attaches beizuordnen. Die Militär- und Marine-Attaches 
sind abgeschafft. 

Zuletzt sei noch die Lohnpolitik der. mexikanischen Re- 
gierung. erwähnt. Als sie sich zur Herabsetzung der Gehälter 
der Etsenbahnangesteliten gezwungen sah, da reduzierte sie aus- 
schließlich die höheren: Gehälter. Bei den niedrigen. Lohn- 
und. ‚Gehaltsklassen wurde keisie Aenderung vorgenommen. 

Und in Deutschland?... 


Allgemeine Berufsfragen 


Wohnung vorhanden. Es ist ‚hinlänglich bekannt, daß 
die meisten Arbeitgeber gewissenlos genug sind; aus. jeder Not 
der Angestellten für sich Kapital zu schlagen. Die furchtbarste 
Peitsche für den ‚verheirateten Angestellten ist heute die Wohs- 
nungsnot. Da liegt es für jeden. Kenner der Verhältnisse, 
dessen geistiges Auge nicht durch die geschwollenen Phrasen 
der kapitalistischen Presse getrübt ist, eigentlich klar auf der 
Hand, daß gerade die Wohnungsnot von gewissenlosen Ar- 
beitgebern immer wieder benützt wird, um. den Angestellten 
eine Falle zu stellen. Werkswohnungen dienen dazu, um 
durch die Drohung einer Entlassung und gleichzeitigen Woh- 
nungskündigung den: Angestellten zu ‘veranlassen, von tarif- 
lichen Forderungen Abstand zu nehmen. Besonders Schindluder 
wird aber vielfach mit den Angestellten beim En. agement 
dadurch gespielt, daß ihnen die Beschaffung einer Wohnung 
sicher in Aussicht gestellt wird, ja, es gibt Firmen, die gewissen- 
los genug. sind, wahrheitswidrig in ihren Inseraten auch in 
ersten technischen‘ Fachblättern auszuschreiben: „Wohnung 
vorhanden“. Die Hoffnung, nun endlich eine Wohnung zu 
bekommen und die allerdings niemals verbindlich gegebene 
Zusage, daß in einigen Monaten auf eine Wohnung zit rechnen 
sei, veranlassen gar viele Kollegen, die seit Jahr. und.-Tag 
nicht zu einer Wohnung gelangen konnten, zu allen übrigen 
Bedingungen Ja und Amen zu sagen. Haben sie dann ihre 
Stellung angetreten, so müssen sie erfahren, - daß die Firma 
überhaupt keine Wohnung zur Verfügung hat, daß sie auch 
nicht daran denkt, eine Wohnung von sich aus zu beschaffen; 
wird der Angestellte dringlicher, so muß er sich noch mit 
Hohn und Spott sagen lassen: „Schicken Sie Ihre Frau heim.“ 

Wir können unsere Kollegen nicht dringend genug warnen, 
irgendwelchen faulen Versprechungen Glauben zu schenken. 
Wird eine Wohnung. im Aussicht gestellt, so müssen im- Dienst- 
vertrage einwandfreie Abmachungen. über die Entschädigungs- 
pflicht der Firma aufgenommen werden, falls sie ihre Ver- 
sprechungen nicht hält. 

Weiter müssen wir unsere Mitglieder auch hier wieder- 
holt auffordern, vor Abschluß eines Vertrages Auskunft bei 
unserer Abteilung Auskunftei einzuholen. Unsere Kollegen im 
Lande fordern wir auf, uns von jedem Fall, wo eine Firma 
die Beschaffung einer Wohnung zugesagt hat, ihr Versprechen 
dann aber nicht hält, Mitteilung zu machen, damit wir in 
unserer Firmenauskusftei vor dem gewissenlosen Gebahren 
dieser Sorte Arbeitgeber warnen können. 


Ausbildungsschwindel, Zu der Notiz unter dieser Ueber- 
schrift in Nr. 10 der „D.T.Z.“ geht ‘uns folgende Berichti- 
gung zu: 

Unter Bezugnahme auf den in der „Deutschen Technikerzeitung“ 
1925, Nr. 10, S. 125 erschienenen Artikel „Ausbildungsschwindel“ stelle ich 
fest, daß ich mit dem dort genannten Fabrikdirektor Ingenieur Schnur- 
pfeil in Gotha nicht identisch bin. Ich habe mit der Tätigkeit dieses 
Ferm nicht das geringste zu tun und habe auch selbst keinen technischen 
Konstruktions-Zeichemunterricht ‘auf brieflichem Wege erteilt, 


Gotha, den 15. Mai 1955, Max Schnurpfeil, 


‚Wir geben der vorstehenden Berichtigung gern Raum und 
bestätigen, daß die angezogene Notiz in Nr. 10 sich nicht auf 
Herrn Max Schnurpfeil, sondern auf eine Unterrichtsanstalt 
des Cheiingenieurs Alexander Fritz Schnur- 
pfeil, Technisches Büro für Industriebau in 
Gotha, Gotthardtstr. 3, bezieht. Unser Werturteil 
über die fraglichen Ausbildungskurse bleibt durch die -vor- 


stehende Berichtigung unberührt, 
m Den _— 
8 ER 


im Baugewerbe entstanden war. Die Kollegen Lustig (Berlin) 
und Gramm (Essen) berichteten als Mitglieder des Tarifaus- 
schusses über die bisherigen Verhandlungen zur Schaffung 
eines neuen Reichstarifvertrages. Die hauptsächlichsten  For- 
derungen der Unternehmer sind Abbau der bisherigen Gehalts- 
staffelung in den Gruppen II, Hl und IV, in denen sie nur ie 
ein Mindestgehalt tariflich vereinbaren und höhere ‚Gehälter 
einseitig von Fall zu Fall festsetzen wollen, ferner. Verlängerung 
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der Arbeitszeit durch einseitige Anordnung des Unternehmers 
bis zu 54 Wochenstunden ohne Entschädigung für die Mehr- 
leistung, schließlich Abbau des Urlaubs um etwa 50%, Anwen- 
dung des sogenannten Leistungsprinzips auch auf den Urlaub 
in der Weise, daß es dem Arbeitgeber freisteht, einen längeren 
Urlaub zu bewilligen. Die Anwesenden verkannten keines- 
Ben: den Ernst der Situation, trotzdem gaben nur vereinzelte 
Kollegen der Meinung Ausdruck, daß ein Reichstarifvertrag 
unter allen Umständen abgeschlossen werden müsse. Die über- 
wiegende Mehrheit erkannte zwar an, daß zur Not ein mäßiger 
Abbau der Gehaltsstafieln noch tragbar sei, lehnten aber 
den von den Unternehmern geforderten sogenannten Leistungs- 
tarif ab, da derselbe erfahrungsgemäß zu einem allgemeinen 
Gehaltsabbau mißbraucht wird. Zur Abgeltung besonderer 
Leistungen gibt der bisherige Tarifvertrag ausreichend Spiel- 
raum. Gegen den von den Unternehmern beabsichtigten Ab- 
bau des Urlaubs wandten sich alle Anwesenden. Die in das 
Belieben des Unternehmers gestellte Verlängerung der Ar- 
beitszeit wurde gleichfalls’ als undiskutabel abgelehnt. Schließ- 
lich wurde einstimmig folgender Beschluß gefaßt: 

„i. In den Reichstaritverhandlungen, ist eine Gehaltsstaffelung in 
allen Gruppen zu erstreben. Ein Abschluß des Reichstarifs darf nicht 
erfolgen, wenn in Gruppe IM keine Staffeluug erreicht wird. 

3, Es darf im Reichstarif. keine längere ordentliche Arbeitszeit als 
48 - Wochenstunden festgelegt werden. 

3, Die Tarifbezirke sind nach Möglichkeit so zu teilen, daß aus dem 
a u Gesamtbezirk Rheinland-Westtalen mindestens zwei Bezirke ge- 
macht werden.“ 

Neben diesem Hauptpunkt der Tagesordnung wurden noch 
Fragen mehr lokaler Bedeutung behandelt. 

Diese Aussprache der Beauftragten der Bautechniker Rhein- 
land-Westfalens lieferte den Beweis dafür, daß unsere_Mit- 
glieder in diesem Gebiete nicht gewillt sind, sich dem Diktat 
der Bauunternehmer kampflos zu unterwerfen. 


Das Rechtsverhältnis der technischen Angestellten im 
Baugewerbe. Von den Spitzenverbänden der Ar itgeber des 
Baugewerbes erhielten wir folgendes Schreiben: 

Berlin, den 4. Juni 1925. 

Einschreiben! : 

An den Bund der technischen Angestellten und Beamten, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7. 

Wir nehmen höflichst Bezug auf die letzten Verhandlungen zur Er- 
aeuerung des Reichstarifvertrages für technische Angestellte im Bauge- 
werbe vom 2%. v. M. Bei dieser Gelegenheit hat sich herausgestellt, 
daß die Meinungsverschiederheiten in prinzipiellen Fragen des Reichs- 
tarifvertrages als unüberbrückbar zu betrachten sind. Die unterzeich- 
neten ie schen sich daher verantaßt, Ihnen mitzuteilen, 
daß sie die Tarifverhandlungen zur Erneuerung des obengenannten Tarit- 
vertrages gemäß 8 14 Ziffer 3 als endgültig gescheitert betrachten und 
sich daher mit Ablauf des 30. Juni d. J. als nicht mehr mit Ihren 
Organisationen im Vertragsverhältnis befindlich betrachten. 

Hochachtungsvoll 


Deutscher Arbeitgeberbund für das Baugewerbe E.V. 
gez. I. A.: Dr. Grundmann, 


Reichsverband des Deutschen Tiefbaugewerbes E.V. 
gez. I. A.: Dr. Schütz, 


Beton- und Tiefbauarbeitgeberverband fir Deutschland E.V. 
gez. I. A.: Stroux. 


Trotzdem den Unternehmern nicht unbekannt ist, daß 
wir das Reichsarbeitsministerium angerufen haben, beeilen sic 
sich, festzustellen, daß ab 1. Juli d. J. ein tariffoser Zustand 
eintreten werde. Bereits in der tetzten Nummer der „D.T.Z.“ 
haben wir. darauf hingewiesen, daß, falls die Bemühungen 
des Reichsarbeitsministeriums zur Schaffung eines netten Reichs- 
tarifvertrages erfolglos bleiben sollten, ab 1. Juli Handlungs- 
freiheit bestehen würde, und daß diese Handlungsfreiheit für 
die Bautechniker die Notwendigkeit eines erbitterten Ab- 
wehrkampfes gegen den Augen der Unternehmer auf das 
‘Arbeitsrecht und die Gehaltshöhe der technischen Angestell- 
ten bedeutet. Nach der nunmehr vorliegenden offiziellen 
Kriegserklärung der Unternehmerverbände ist es zweckmäßig, 
festzustellen, daß sich zunächst in dem Arbeitsverhält- 
nis des einzelnen technischen Angestellten durch den Ablauf 
des Reichstarifvertrages nichts ändert. Zwar läuft die 
Gültigkeit der Bezirkstarifverträge am 30. Juni d. J. gleich- 
falls ab, die ee des Reichstarifvertrages und des 
Bezirkstarifvertrages sind aber ohne weiteres Bestandteil des 
einzelnen Anstellungsvertrages geworden. Sie treten nur außer 
Kraft mit Ablauf des augenblicklichen Dienstverhältnisses; 
d. h., diejenigen Bautechniker, die vor dem 1. Juli 1925 eine 
Stellung in einem Baugeschäft antraten, haben Anspruch auf 
die Bezahlung nach dem bei ihrem Eintritt in die Firma gül- 
tig gewesenen Bezirkstarifvertrag. Sie haben ferner An- 
spruch auf Urlaub nach den Bestimmungen des Reichs- 
tarifvertrages. Auch die Fortzahlung des Gehaltes in Krank- 
heitsfällen richtet sich: nach dem Reichstarifvertrag. Es hat 
also beispielsweise ein verheirateter technischer Angestellter, 
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der einschließlich etwaiger Kriegsdienstzeit in derselben Firma 
acht Jahre tätig war, auch wenn er nach dem 1. Juli 1925 
erkrankt, Anspruch auf Fortzahlung seines vollen Gehaltes 
für die Dauer von drei Monaten. Abzüge von Bar- oder Sach- 
leistungen gesetzlicher Versicherungen sind unzulässig. Diese 
Rechte verliert der Angestellte nur, wenn der Arbeitgeber das 
Dienstverhältnis ordnungsgemäß kündigt. Sind andere Kün- 
digungsfristen nicht ausdrücklich vereinbart, so ist die Kündi- 
ung tur sechs Wochen vor Vierteljahresschluß zulässig. 
er nächstmögliche Kündigungstermin ist demnach der 
18. August 1925. Die Kündigung wird wirksam zum 30.Scp- 
tember 1935. Demnach sind für den einzelnen technischeis 
Angestellten des Baugewerbes die bisherigen Tarifvertrags- 
bestimmungen noch mindestens bis zum 30. September d. J. 
ültig, für solche Angestellte, die eine kürzere Kündigungs- 
rist vereinbart haben, mindestens bis 31. Juli 1925, wenn der 
Arbeitgeber am 30. Juni 1925 die Kündigung ausges rocheit 
hat. Änders verhält es sich mit denjenigen Kollegen, die nach 
dem 30. guni 1925 in ein Baugeschäft eintreten. Für diese 
gelten lediglich die gesetzlichen. Bestimmungen bzw. die Be- 
stimmungen des von ihnen abgeschlossenen Einzeldienstver- 
trages. 

Sofort nach Ablauf des Reichstarifvertrages treten die 
vertraglichen Schlichtungsinstanzen außer Krait. Es könucn 
z. B. Eingruppierungsstreitigkeiten nicht mehr vor die Schlich- 
tungskommission gebracht werden, sondern sind vor dem Ge- 
werbegericht auszutragen. ‘Für die Schlichtung von Gesamt- 
streitigkeiten, beispielsweise Abschluß eines Orts- oder Be- 
zirkstarifvertrages für das Baugewerbe, sind die öffentlichen 
Schlichtungsinstanzen zuständig. 


Wie der Verband deutscher Techniker die Bautechniker 
verfritt. Unsere Oauverwaltung Bayern forderte für die Bau- 
techniker ab Mai d. J. eine Gehaltserhöhung, wonach die 
Techniker der Gruppe Ha ein Monatsgehalt von 200 Mark, 
entsprechend dem Durchschnittseinkommen eines Maurers, er- 
halten sollten. Die übrigen Gehälter sollten im Spannungs- 
verhältnis der bisherigen Gehaltstafel dem angepaßt werden. 
Im Verlaufe der Verhandlung ging unser Verhandlungsaus- 
schuß von dieser Forderung auf 180 bis 420 M. in Gruppe IV c 
für die Monate Mai und Juni zurück, für die Monate Juli 
bis September forderte er für Gruppe Ila 200 M. steigend 
bis Gruppe IVc auf 460 M. Eine Einigung auf dieser Basis 
kam nicht zustande, es wurde deshalb das Tarifamt angerufen. 
Der Versuch des unparteiischen Vorsitzenden, noch eine 
freie Vereinbarung zustande zu bringen, scheiterte, und zwar 
in der Hauptsache infolge des a ens des Herrn Kruchen, 
Geschäftsführers des Verbandes Deutscher Techniker für Süd- 
deutschland. Nachdem unser Vertreter unsere Forderung so 
begründet hatte, daß sachliche Argumente dagegen von den 
Unternehmern nicht mehr angeführt werden konnten, erklärte 
Herr Kruchen, daß sein Verband im Falle eines ungenügenden 
Ergebnisses der heutigen Verhandlungen sich dem vom Bund 
angekündigten schärferen Vorgehen der Techniker nichtan- 
schließen könne Er verzichte auf Kampfmaß- 
nahmen, und wolle unter allen Umständen eine 
freie Vereinbarung mit den Arbeitgebern er- 
zielen. Er erklärte sich mit einer 15 prozentigen Gehalis- 
erhöhung auf die jetzigen Gehälter rufriedengestellt und ver- 
zichtete auch darauf, bis zum September eine weitere Gehalts- 
erhöhung zu fordern. 


Wenn auch den Unternehmern so gut wie uns bekannt ist, 
daß hinter Herrn Kruchen und seinem V.D.T. in ganz Bayern 
nur ee verschwindend kleine Zahl_von Bautechnikern steht, 
waren sie nach diesem Glaubensbekenntnis eines Auchtech- 
nikervertreters nicht mehr geneigt, überhaupt ernsthaft zu 
verhandeln, sondern boten eine Gehaftserhöhung von 6% at, 
lehnten es außerdem ab, für den Monat Mai noch’ irgendwelche 
Nachzahlung zu leisten, trotzdem ihr. Vertreter in früheren 
Verhandlungen ausdrücklich erklärte, daß es nicht so sehr 
auf das Datum der Einigung ankomme, da Nachzahlungen ja 
nicht mehr in entwertetem Zustande geleistet würden. Das 
Verhalten des Herrn Kruchen muß man, wenn man es nicht 
als bewußten Verrat bezeichnen soll, auf ein ungewöhnliches 
Maß von’ Dummheit zurückführen. Für das Tarifamt war da- 
durch jedenfalls die Situation außerordentlich erschwert. Es 
fällte schließlich folgenden Schiedsspruch: 


„Die Gehälter in Gruppe I betragen 110 bis 210 M., in 
Gruppe II 170 bis 210 M. in Gruppe II 230 bis 305 M. und 
in Gruppe IV 335 bis 390 M, und zwar mit Wirkung ab 
1. Juni bis einschließlich September.“ 

Eine sehr gut besuchte Bautechnikerversamm- 
lung in München beschäftigte sich mit diesem Schieds- 
spruch, und hat ihn, trotzdem er als durchaus unbefriedigend 
empfunden wurde, angenommen, in der Erkenntnis, daß die 
Kampfkraft der Bautechniker in erster Linie grundsätzlichen 


* 


Entscheidungen in nächster Zukimft erhalten bleiben muß. 
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Die Folge einer verfehlten Lohnpolitik und falschen Men- 
schenbehandlung. Die Unternehmer im mitteldeutschen Braun- 
kohlenbergbau zeichnen sich durch die Anwendung brutaler 
Behandlungsmethoden gegenüber ihren Arbeitnehmern aus. Sie 
yaben sich anscheinend ‚das Ziel gesetzt, als das rückständigste 
Unternehmertum in Deutschland zu gelten. Neben der Zah- 
lung unerträglich niedriger Löhne treiben sie das Herrschafts- 
prinzip im Betriebe über jedes erträgliche Maß hinaus. Hinzu 
kommt, daß seit der Einführung des Zweischichtensystems 
die beschäftigten Personen im wahrsten Sinne des Wortes 
Arbeitssklaven sind.- Als Ersatz für die schlechte Bezahlung 
und kulturwidrige Behandlung werden rechtsradikale Organi- 
sationen und Werksgemeinschaften geboten. Mit nationalısti- 
schen ‚Phrasen und großen Reden über die Zusammengehörig- 
keit von Arbeitgebern und Arbeitnehmern sollen die Arbeit- 
schmer über ihre schlechte soziale Lage hinweggetäuscht 
werden. Zur Errichtung und Erhaltung dieser Organisationen 
wenden die Unternehmer ungeheure Geldmittel auf. Große 
Feste mit Fackelzügen und sonstigem Klimbim werden veran- 
staltet, Freibier in reichlichem Maße gegeben und ähnliche 
Dinge mehr gemacht. Hierbei kann es nicht genug Geld 
kosten, und niemals hört man bei solchen Gelegenheiten etwas 
über die schlechte finanzielle Lage. des Braunkohlenbergbaues. 
Zu einer ausreichenden Bezahlung der Arbeitnehmer ist aber 
kein Geid vorhanden. Es versteht sich am Rande, daß die 
Gewerkschaften, insbesondere die freien, auf das schärfste be- 
kämpft. werden. Jeder sich für die Gewerkschaft einsetzende 
und aufrecht denkende Mensch ist der. Gefahr ausgesetzt, 
auf die, Straße zu fliegen, weil die Unternehmer nicht mit 
Unrecht die Gewerkschaften als ihre größten Gegner ansehen, 
die allein imstande sind, solche Behandlungsmethoden zu ver- 
hindern. | 

Die Saat, die von den Unternehmern gesät wurde, trägt 
jetzt ihre Früchte. Der Arbeitsmarkt ist etwas flüssiger gegen- 
über dem Vorjahre geworden, und in Scharen verlassen die 
Arbeiter. die Bergbaubetriebe. Mit allen möglichen Ver- 
sprechungen versuchen die Unternehmer ihre Leute zu halten. 
In die cnutierntesten Gegenden Deutschlands entsenden sie 
ihre Agenten zur Anwerbung neuer Arbeiter. Aber alle Be- 
mühungen sind vergeblich. Es wird niemand in diesen Stätten 
des Elends bleiben oder hingehen, wenn ihm andere Möglich- 
keiten geboten sind. Die Unternehmer haben sich von dieser 
Art Betriebspolitik vielleicht finanzielle Vorteile versprochen; 
denn letzten Endes läuft ja alles auf einen möglichst hohen 
Profit hinaus. Wie sich dabei die Arbeitnehmer stehen, darum 
‚Die gestellten Erwar- 
tungen sind nicht eingetroffen, im Gegenteil wird sich in 
Zukunit ein leistungsfähiger Arbeitnehmer wohl kaum noch 
im Braunkohlenbergbau aufhalten. Das bedeutet, daß die 
Leistungsquote sinkt und die Produktion verteuert wird. Letz- 
ten Endes läuft also. die Zahlung niedriger Löhne und die 
verkehrte Menschenbehandlung auf eine Schädigung der All- 
zemeinheit in Form hoher Kohlenpreise hinaus. Aus diesen 


- Gründen. hat die Oeffentlichkeit ein Interesse an einer Aende- 


sung der Arbeitsverhältnisse in diesem Industriezweig. Ande- 
rerseits ist es für die in der Braunkohle beschäftigten Arbeiter 
und Angesteilten die vornehmste Pflicht, sich gewerkschaftlich 
zu Ofganisieren, wenn sie selbst eine Verbesserung der Zu- 
stände herbeiführen wollen. 


Feierschichten und Ueberschichten im Ruhrbergbau. In 
Nr. 21 des „Glückauf‘“ vom 23. Mai 1925 wird folgende Tabelle 
über die im -Ruhrbezirk verfahrenen Schichten veröffentlicht: 


1924 1925 
Verfahrene normale Schichten (ohne juli Oktbr. Jen. Febr, März 
Ueberarbeit) Le 0 erste 1200029 22,98 20,45 22,20 
Vergütete Urlaubsschichten 0,08 0,05 0,04 0,05 0,06 
Krankheitsschichten . . . . , 1,52 1,69 1,29 . 1,71. 2,04 
Sonstige Fehlschichten . ver, 4:45:%,,-1,33 0,75 1,79 1,70 
Zusammen Kalender-Arbeitsttge . . 27,00 27,00 25,56 24,00 26,00 
Verfahrene Ueberschichten 0,63 0,74 0,98 0866 0,77 
Davon mit Zuschlägen 0,55 0,62 0,716 053 0,64 
Ohne Zuschläge 0,08 0,12 022 013 0,13 


Die Belegschaftsziffer im Ruhrbergbau betrug im März 1925 
467 993. Obige Tabelle, 
im Monat März 299515 Ueberschichten gegen Bezahlung. des 
tariflichen Zuschlages und 60839 Ueberschichten ohne Ver- 
gütung des Zuschlages. Auf der anderen Seite wurden im 
gleichen Monat 618670 Feierschichten eingelegt. 


Gehaltsstreit im sächsischen Steinkohlenber bau. Im 
sächsischen  Steinkohlenbergbau hatten die Angestelltenorgani- 
sationen die Gehaltssätze und das Mehrarbeitsabkommen am 
30. April‘. gekündigt. Der Arbeitgeberverband lehnte Vers 


auf diese Ziffer umgerechnet, ergibt ' 
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handlungen über einen Neuabschluß von Gehältern mit der 
Begründung ab, daß es infolge der schwierigen wirtschaft- 
lichen und finanziellen Lage der Werke zur Zeit unmöglich 
sei, die Gehälter aufzubessern. Gleichzeitig verlangte er die 
Rücknahme der Kündigung des Mehrarbeitsabkommens, da er 
sich nach einem etwaigen Ablauf desselben gezwungen sehen 
würde, auf der Gehaltsseite die entsprechenden Folgerungeit 
zu zichen. Am 5. Juni fanden auf Antrag der Angestellten- 
verbände vor dem Schlichter für den Schlichterbezirk Sachsen 
Verhandlungen statt, die ergebnislos verliefen. Die daraufhin 
zusammengetretene Schlichterkammer fällte den folgenden 
Schiedsspruüch: 

„Der bisherige Multiplikationsfaktor von 1,64 wird auf 1,80, (= 9,7%) 
erhöht; im gleichen Verhältnis erhöhen sich die Sozialzulagen. Diese Ge- 
haltsregelung tritt mit ‘dem 1. Juni 1925 in Kraft: und ist erstmalig mit 
der im Tarifvertrag - vorgeschenen Kündigungsfrist zum: 31. März 1926 
kündbar. 6 

Die Parteien haben sich bis zum 13. Juni 1925 dem Schlichter gegen- 
über über Annahme oder Ablehnung dieses Schiedsspruches zu erklären.“ 

Die Angestelltenorganisationen haben sich trotz vielerlei 
Bedenken dem Schiedsspruch unterworfen. Von. der Stellung 
der Unternehmer haben wir bis Redaktionsschjuß noch keine 
Kenntnis. Sie sträubten sich mit allen Mitteln gegen eine Er- 
hökung und stellten in Aussicht, das Tempo des Angestellten- 
abbaues zır beschleunigen für den Fall, daß der Schiedsspruch 
für verbindlich erklärt werden würde. 

Bezüglich des Mehrarbeitsabkommens 
folgende Vereinbarung getroffen: 

„I. In der Auslegungserklärung zu Punkt 4, Satz. 1 des Mehrarbeits- 
abkommens vom 29. April 1924, festgelegt am 17. April 1925, werden 
folgende Worte gestrichen: „oder es werksseitig angeordnet wird“, 

2. Die Angestelltenverbände ziehen die ausgesprochene Kündigung 
des Mehrarbeitsabkommens zurück. < 

3. Die anwesenden Werksvertreter werden auf den Zwickau-Ober- 
holindorfer Steinkohlenverein einwirken, die Arbeitszeit der Verwaltungs- 
angestellten gemäß Ziffer 1 der Vereinbarung zu regeln.‘ 

Die Dauer des Mehrarbeitsabkommens soll 
nach einer zwischen den Parteien ebenfalls getroffenen Verein- 


“ barung an die Fristen der Gehaltssätze gebunden sein, falls die 


Verbindlicherklärung des Schiedsspruches erfolgt. 
Verbindiicherklärung des. Schiedsspruches für die Nieder- 


wurde 
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2. 


iausitz. Am 10. Juni d. J. wurde vom Reichsarbeitsministerium 


der am 4. Mai für den Niederlausitzer Braunkohlenbergbau 
gefällte Schiedsspruch, nach .dem die Grundgehälter der As- 
gestellten um 7% erhöht werden, verbindlich erklärt. 

Nach diesem Schiedsspruch ergeben sich. für die tech- 
nischen Angestellten der Niederlausitz mit Wirkung vom 
1. April d. ]J.: folgende Gehaltssätze: BR 




















Anfangs- Dienstalters- Endochal 
gehalt zulage Bet 
a),b),c) Grube, Abraum, 
Betrieb: 
Gruppe la..." . „..]:M. 238 - 10msl M. 4.50 M. 283. — 
„249. — 10mal „ 450 „. 294.— 
„ 261.— 10mal „4.50 „ 306, 
Gruppe Lbin ann, „:214.— 10mal , 4.50 „259, — 
Bruppe:2 03 ur, Det „.19:— 10. mal rd s 237.—: 
Gruppe 3 a er? „ 164.— 10mal - ,, 3,50 Pa I. v8 
Gruppe Aha.;..8. ce „,.151.— 10mal , 3,50 „. 186,—- 
d) Sonstige technische \ 
Angestellte: 
bis 18 Jahren ; 5.2, }, »„ 70.— — _ 
von 18 bis 21 Jahren . , »„93— _ „ 102.— - 
von 21 bis 24 Jahren . . „ 116.— in 139, 
Selbständige R Sr „». 210.— 10mal „ 4— 2». 250.— 
e) Ziegeleibetriecbe: » 197.— 10mal „ 4— 3237, 
„ 214.— 10mal „ 450 259 ; 
„. 238.— 10mal „ 4.50 „ 283.— 


Ueberstundenpauschale: M. 18.——, M. 15.—, M. 12,—. 

Hausstands- und Kindergeld: M. 8.50. 

Jeder Angestellte hat also einen Rechtsanspruch auf die- 
durch den. Schiedsspruch festgesetzten Gehaltssätze. 

Ueber die Bezahlung der geleisteten Mehrarbeit bis zu 
November 1924 ist es zu einer Regelung nicht gekömmen; die 
Verhandlungen hierüber müssen 
trachtet werden, 


Die Eingruppierung der Angestellten in die Beitragsklassen 
der Pensionskasse der 
mehr vom Bezirksvorstand vorgenommen worden. Es gehören 
demnach für die Bergbaubezirke Niederlaü sitz nd 
Forst in die: 


als endgültig gescheitert be- 


Brandenburger Knappschaft ist num- 





















Beitragsklasse 1V: Betriebsführer, Obersteiger, Be- 
"triebsführer-Stellvertreter, Fahrsteiger, Bauführer, Werkmeister, 
Maschinenmeister, - selbständig arbeitende Techniker, leitende 
kaufmännische Angestellte; ik 
Beitragsklasse III: Steiger, Hilfssteiger, Ingenieure, 
- Aufseher und. Schachtmeister .mit Schulbildung .im Alter von 
mehr. als 25 Jahren, kaufmännische Angestellte über 24 Jahre, 
_ soweit sie nicht nach Klasse IV gehören; 







= Beitragsklasse Il: - Technische und - kaufmännische 
Hilfskräfte im Alter von 21. bis 24 Jahren; 
f Beitragsklasse I: Technische und kaufmännische 


Hilfskräfte im Alter von 18 bis 21 Jahren. 
"Bergbaubezirk Ostdeutschland. 
Beitragsklasse: IV: Betriebsführer, im Abraum. Be- 
triebsführer bei Maschinenbetrieben, Bürovorsteher, Abteilungs- 
 vorsteher, Hauptkassierer; 
Beitragsklasse Ill: Steiger, Maschinensteiger, Hifs- 


steiger, im Abraum Betriebsführer . bei Handbetrieben, Ma- 


schinenmeister, Schachtmeister, Baggermeister, Aufseher, Loko- 
motivführer, Kassierer, Buchhalter, Angestellte in Versand-, 
Lohn- und Einkaufsabteilungen, Magazinverwalter, 1. Steno- 
typisten und Angestellte in ähnlichen Stellungen; 

Beitragsklasse ll: Einfache Arbeiten verrichtende 

kaufmännische Angestellte und- Hiliskräfte über 24 Jahre 
im der. Buchhaltung, Versandabteilung, Materialverwaltung, 
Schriftenverwaltung, Stenotypisten, Maschinenschreiber sowie 
diesen gleichgeste.ite Angestellte; } | 

Beitragsklasse I: Angestellte bis zum vollendeten 

24. Lebensjahre, soweit sie nicht in eine der vorhergehenden 
Gruppen einzureihen sind. 

Die Eingruppierung der Angestellten in denjenigen -Betrie- 
ben, die nicht zum Niederlausitzer, Forster oder ostdeutschen 
 Braunkohlenrevier. gehören, erfolgt vorläufig noch auf Grund 

der Ermittlung des Einkommens eines jeden einzeinen An- 
gestellten. ER 


Entwicklung der Angestelltenzahl in der Kaliindustrie. 
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234 ij. 4168 


1. Januar 1920 . | 3717 | ie? | 3384 | 268 | 16 
285 4443 


| 
1. Juli 1920... . | 3697 161 4158 | 265 20 | 
1. Januar 1921.. | 4177.| 158 4335 | 270, 16-;|., 286 4621 
21. julı.19215.,. „154050 - 1: 140 4170 | .253 13 | 266 4436 
21. juli 1923; ,. | 4471 169 4640 318 15. | 333 4973 





 1.Oktober 1923 | 4512 | 171. | 4683| 336 18 354 5037 
B 1.Oktober 1924 | 2918 98 | 3046 | 274 | 280 3326 
1. Januar 1925 . } 2901 93 | 2994 | 318 | 10 | 2328 3322 


Aus der Brandenburger Knappschait. Am 29. Mai fand in 
Cottbus eine außerordentliche Bezirksversammlung der Bran- 
_ denburger Knappschaft statt, die sich mit dem Erlaß von Son- 
dervorschriften beschäftigte. Die Vorgänge, die sich in dieser 
Versammlung abgespielt haben, verdienen weiteste Verbreitung, 
- damit die Oeffentlichkeit und insbesondere die Bergbau- 
angestellten -erkennen, in welcher rücksichtslosen Weise die 
Arbeitgeber ‘die Interessen der Versicherten in der Kranken- 
 fürsorge behandeln. Die Sondervorschriften regeln bekanntlich 
u. a. die Gewährung von Mehrleistungen in der Kranken- und 
Pensionskasse, ‚freie Kur und Arznei für Familienangehörise 
usw. In langen Ausschußberatungen war zwischen den Arbeit- 
 xeber- und Versichertenvertretern ein Kompromiß über die 
- Höhe der Mehrleistungen zustande gekommen. Es wurde’ dabei 

festgestellt, daß die Gewährung der vereinbarten Mehrleistungen 

ohne einen Pfennig Beitragserhöhung in der Kranken- und 
— Pensionskasse möglich ist. Die Arbeitnehmer hatten den Ein- 
_ wänden der Arbeitgeber über die angeblich zu hohe finanzielle 
Belastung des Bergbaues durch die Knappschaft Rechnung ge- 
tragen und eine ganze Reihe von Wünschen in der Frage der 
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Die Zersplitterung der vermessungs- 
technischen Berufstände 

Von .jeher war:für den ‚Vermessungstechniker kein Platz 
- an der Sonne vorhanden. Er stand stets im tiefsten ‚Schatten; 
man kann ihn ruhig als das Stiefkind seiner Verwaltung oder 


‚seines Betriebes . bezeichnen. Wer dies klar erkannt hat, muß 
sich. die Frage vorlegen: Woran liegt das, etwa an-den- Leistun- 


. 


der Vermessungstechniker wird den gesteckten Aufgaben voll 
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BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


gen? Das kann nicht der Fall:sein, denn die große Mehrzahl . 
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Mehrleistungen zurückgestellt. Nachdem. so eine Einigung zu- 
stande gekommen war, konnte angenommen werden, daß die 
Verabschiedung der Sondervorschriften bzw. die Inkraftsetzung 
der Mehrleistungen: reibungslos vor sich gehen würde. Aber 
die Sache entwickelte sich anders. In der außerordentlichen 
Bezirksversammlung gaben die Arbeitgebervertreter vor der 
Beschlußfassung über die Sondervorschriften eine Erklärung 
ab, die besagt, daß die Sondervorschriften erst dann in Kraft 
treten können, wenn den Forderungen der Arbeitgeber in der 
Frage des Abbaucs der Knappschaftspensionen usw. Rechnung 
getragen:ist. Erst dann auch sollen die Sondervorschriften dem 
Vorstand des R.K.V. zur Genehmigung vorgelegt werden. Unter 
diesen Vorbehalten stimmten die Arbeitgeber in der Bezirks- 
versammlung den von ihnen im Ausschuß mitberatenen Sonder- 
vorschriften vollinhaltlich zu. 

Dieser Vorgang zeigt recht deutlich, daß die Beteuerungen 
der Arbeitgeber, daß auch ihnen das Fehlen der Familienhilfe 
in der Krankenkasse bzw. die daraus für die Arbeitnehmer ent- 
standene Notlage außerordentlich leid tue, nicht ernst zu nehmen 
sind. Die Einführung der Mehrleistungen kann in der Branden- 
burger Knappschaft ohne die geringste Beitragserhöhung er- 
folgen, Die Klagen der Arbeitgeber über eine finanzielle Mehr- 
belastung sind deshalb hinfällig und ihre ablehnende Haltung 
in diesem Falle läßt erkennen, daß sie durchaus nicht den 
ernsten Willen haben, die Notlage der Arbeitnehmer zu bessern. 
Sie verlangen für die Einführung der Mehrleistungen einen Ab- 
bau.der Knappschaftspensionen und verquicken somit zwei von- 
einander grundsätzlichzyerschiedene Materien. Sie machen eine’ 
sozialpolitische Frage” zum niedrigsten Handelsobjekt, eine 
Methode, die in der Sozialpolitik bisher unbekannt war. Die 
Herren reden so oit und gern von Arbeits- und Betriebsgemein- 
schaft, Gesinnungstreue und Zusammengehörigkeit von Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern. In der Praxis scheuen sie sich aber 
nicht, ihre Angestellten und Arbeiter der bittersten Notlage aus- 
zusetzen. Es ist heute den Bergbauangestellten in vielen Fällen, 
einfach unmöglich, bei Erkrankung von Familienmitgliedern_ den 
Arzt zu konsultieren oder zar das Krankenhaus in Anspruch zu 
nehmen, weil ihre Gehälter dazu nicht‘ ausreichen. Noch 
schlimmer «zcht es den Arbeitern. Trotzdem verweigern die 
Arbeitgeber die Einführung der Mehrleistungen in der Kranken- 
kasse. Eine soiche Handlunzsweise sollte allen. Bergbäuange-. 
stellten zu denken geben und ihnen‘ zeigen, daß nur durch ge- 
werkschaftliche Selbsthilfe ihre sozialpolitischen Interessen 
durchgesetzt werden können. 

Aus der tschechischen Bergbauangestelltenbewegung. Fi 
der Tschechoslowake; werden 10 Prozent des von den Werken 
erzielten Reingewinnes den Arbeitern überwiesen, damit diese 
hiermit Wohliahrtseinrichtungen schaffen können. Die An- 

estellten verlangten, bei der Verteilung dieses Geldes . auf 
rund ihrer zahlenmäßigen Stärke berücksichtigt zu werden. _ 
Die Arbeiter waren dagegen. Das Organ der tschechischen 
Grubenbeamten „Grube und Hütte‘ "berichtet über die Ver- 
handlungen, aus denen hervorgeht, daß man jetzt zu einer, 
Verständigung gekommen ist, nach welcher sie neun Prozent 
des Betrages erhalten. In dem Bericht wird gesagt: 

„Es muß betont werden, daß sich die geschulten Verfechter der, 
Arbeiterbelange bei den Beratungen von Formalismus und Gesetzes- 
reiterei freigchalten ‘und ausschließlich Erwägungen sachlicher Natur 
ins Treifen geführt haben; sie haben sich den Argumenten, welche wir 
zur Begründung unserer Forderung vortrugen, nicht verschlossen, ° 
sondern gesunden Weitblick und taktische Zurückhaltung bei Bereini- 
gung unserer Kardinalfrage bezeugt. Es erschien daher. nicht unange- 
bracht, wenn unser Vertreter nach Kenntnis des Beschlusses des Revier- 
rates in dieser Sache aus dieser Einstellung ein günstiges Prognostikon 
für die Zukunft ableitete und angesichts des schweren Daseinskampfes, 
den wir alle unter politischem und . wirtschaftlichem Drucke, zu führen 
haben, einem verständigen Zusammenwirken zwischen geistigen und 
Handarbeiten im Bergbau das Wort sprach.“ 

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, wie der Gedanke 
der notwendigen Zusammenarbeit von Angestellten und Ar- 


beitern sich auch im Auslande Bahn bricht. 
[7 N 
RO! 


und ganz gerecht; zudem gibt es eine ganze. Reihe von Kol- 
legen, deren Kenntnisse und Befähigung weit über den Rah-. 
men ihres. Arbeitsgebietes hinausreichen. Es darf natürlich 
nicht verschwiegen werden, daß es auch sogenannte „raule 
Kunden“ gibt; die aber findet man wohl in jedem Berufsstande, 
und sie sind bei den Vermessungstechnikern sicher nicht stär-. 
ker vertreten, als etwa bei den Verwaltungsbeamten oder sonst- 
wo. Nein! An den Leistungen liegt es nicht. Es liegt zunächst. 
daran, daß der Techniker es überhaupt. — auch der akademische 
— bisher nicht verstanden hat, seine Leistungen in- das rechte 
Licht. zu rücken. Ganz gleich, ob Maschinen-, Bau- oder Ver- 










































ö 


Br 
‚ " 


FE 


| 


nd 


EEE NEE RE EEE TE HE TE BESTE ER NONE 2.. 0 VER 


een 


pen une 


un 


ES RI NEN 
BE zen 


um 
REED Sera 


an A A al a BE 


BEER WERE 2» be 12 Re EraeeR 


ER Te 
ER TETTENE ER IT ERRNER, 


in 


‚Vorprüfungen verarbeitet. 


324 


messungstechniker, ob wissenschaftlich gebildeter oder mittlerer 
Techniker, sie waren fast stets nur ausführende Organe, deren 
hochwertige Leistungen zwar inoffiziell bekannt waren, manchmal 
auch gewürdigt wurden, die aber nach’ außen hin selten in 
die Erscheinung traten. 

Seit einigen Jahren machen nun die Techniker aller Grade 
schüchterne Versuche, die Stellung im öffentlichen Leben zu 
erreichen, die ihnen bei gerechter Bewertung ihrer Tätigkeit 
eingeräumt werden müßte. Das hat natürlich nicht den Bei- 
fall der Verwaltungsbeamten gefunden, weshalb von dieser 
Seite ein gewaltiger und man muß sagen meist recht erfolg- 
reicher Kampf gegen die gesamte Technikerschaft geführt 
wird. Der Techniker ist leicht zu bekämpfen, weil es kaum 
einen Stand gibt, der so wenig den Wert eines festen Zu- 
sammenschlusses erkannt hat, als gerade der Techniker. Er 
hat sich in alle möglichen Verbändchen und Grüppchen zer- 
splittert und glaubt auf diese Art seine Belange vertreten zu 
können. Gerade hierin leisten die im Vermessungsfach tätigen 
Techniker Erstaunliches. Man betrachte die verschiedenen Land- 
messerorganisationen. Geradezu schlimm aber steht es mit den 
Vermessungstechnikern, speziell mit den beamteten. Da gibt 
es viele Außenseiter, die die aus der Vorkriegszeit sattsam be- 
kannten Vereinchen wieder aufleben lassen zum Schaden der 
Gesamtheit. Es ist ja auch gar zu schön, wenn man solch 
einem Gebilde, das selbstredend einen recht klingenden Namen 
führen muß, angehören kann. In dieser Vereinsmeierei 
liegt in der Hauptsache der Grund unserer Mißerfolge. Mau 
denke doch einmal nach, mit was für gewaltigen Widerstän- 
den wir zu kämpfen haben, dann wird@®man sehr schnell zu 
der Einsicht kommen, wie ungeheuer diese Zersplitterungen 
uns geschadet haben und noch schaden werden. 

Wie sehr man es verstanden hat, die Uneinigkeit auszu- 
nutzen, zeigt die Entwicklung zweier vermessungstechnischer 
Berufsstände, der Katastersekretäre und der Ver- 
messungssekretäre der landwirtschaftlichen 
Verwaltung. Ursprünglich waren diese beiden Beamten- 
gruppen vollkommen gleichartig. Alle Kollegen gehörten der- 
selben Gehaltsgruppe an und machten im wesentlichen die- 
selben Arbeiten. Seit Jahrzehnten hatten die Vermessungs- 
und Katastersekretäre die Forderung auf restlose Gleichstellung 
mit den Beamten der Obersekretärklasse erhoben. Obgleich 
des Öfteren durch umfangreiches und erdrückendes Material 
die Berechtigung dieser Forderung nachgewiesen wurde, ge- 
schah von seiten der maßgebenden Stellen nichts. Das ist 
um so unbegreilicher, als diese Stellen die wertvollen Leistun- 
gen der Kataster- und Vermessungssekretäre genau kennen. 
Man braucht nur anzuführen, daß diese Beamten der Be- 
soldungsgruppe VI seit langen Jahren etwa °/, der Arbeiten 
ausführen, die auch die akademisch vorgebildeten Landmesser 
(Besoldungsgruppe IX und X) erledigen. Die akademischen 
Vermessungstechniker (Landmesser) wären heute sicher auch 
am Ziel ihrer Wünsche, wenn sie sich in: richtiger Würdigung 
der Sachlage seinerzeit mit aller Energie dafür eingesetzt 
hätten, daß ihren Mitarbeitern, den mittleren Vermessungs- 
technikern, eine gerechte Eingruppierung zuteil werde. 

Ein Keil treibt bekauntlich den anderen; die bessere Ein- 
reihung der mittleren Techniker hätte nicht ohne Einfluß auf 
die Festlegung der Eingangsstelle der Landmesser sein können. 

Leider haben viele Landmesser in vollkommener Ver- 
kennung der Tatsachen die Hebung ihres Standes darin ge- 
sehen, den mittleren Techniker möglichst tief herabzudrücken. 
Welch verkehrte und kurzsichtige Standes- 
politik! Heute bahnt sich in diesen Kreisen allmählich ein 
Umschwung an, leider vielleicht zu spät für uns. 

Wie bewußte und zielklare Standespolitik getrieben wird, 
schen wir im Lager der Verwaltungsbeamten. Be- 
trachten wir einmal das Verhältnis zwischen höheren Verwal- 


'tungsbeamten (Juristen) und den mittleren Verwaltungsbeam- 


ten (Obersekretäre). Die Forderungen der letzteren wurden 
von den oberen Beamten stark unterstützt, insbesondere 'ver- 
schaffte man dem Prinzip der Verzahnung Geltung, das die 
Spitzenstellung der mittleren Beamten in die Eingangsstelle 
der höheren Beamten (Gruppe X) legte. Nach außen hin wurde 
die Berechtigung dieser Forderungen durch genau geregelte 
Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften plausibel gemacht. Tat- 
sache ist, daß heute die Ausbildung der Obersekretäranwärter 
im Verwaltungsdienst von den höheren Beamten auf jede er- 
denkliche Weise gefördert wird. Während der Ausbildungszeit 
werden dienstliche Kurse und Vorträge (selbst technische) ab- 
gehalten; der behandelte Stoff wird in Klausurarbeiten und 
C Es erfolgt keine Ueberlastung im 
Dienst, so daß die Anwärter auch noch Zeit haben, sich ge- 
meinschaftlich mit Fachfragen zu beschäftigen. Berücksichtigt 
man weiter, daß die Anwärter während der Ausbildung längere 
Zeit bei allen Behörden, mit denen die Verwaltung zu tun 
hat, tätig sein müssen, wodurch sie Einrichtung und Art der 


‚Arbeit dieser Behörden an Ort und Stelle kennenlernen, dann 
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muß festgestellt werden, daß diese Anwärter eine vorzligliche 
Ausbildung genießen. Hier treibt tatsächlich ein Keil den 
anderen; die höheren Verwaltungsbeamten sind gerade wegen 
der bewußten Hebung der mittleren Beamten 1. Klasse bei der 
eigenen Einstufung nicht schlecht gefahren. 

Und ‘was geschieht auf der anderen Seite für die Ausbil- 
dung des mittleren Vermessungstechnikers der Landeskultur- 
und Katasterverwaltung? Leider muß es gesagt werden: 
Nichts. Seine Vor- und Ausbildung ist gänzlich ungeregelt. 
(Die neuen Vorschriften für die Katasterobersekretäranwärten 
können hier nicht in Frage kommen, da ja alle Katastertechniker 
und die meisten Katastersekretäre von dieser Laufbahn syste- 
matisch ausgeschlossen werden.) Es kümmert sich auch nie- 
mand um ihn. Was er weiß und kann, hat er sich :in ‚den 
Abendstunden durch Selbststudium erworben. Gar mancher 
Junge Kollege hat nicht einmal Gelegenheit durch die Praxis 
zu lernen, weil er, da keine geregelten Ausbildungsvorschrif 
ten vorhanden sind, dauernd mit untergeordneten Arbeiten be- 


schäftigt wird. Läßt ihn seine Behörde dann zum Examen zu, . 


soll er natürlich den gesamten Stoff beherrschen. 

Die Einheitsorganisation der Techniker, der Bund der 
technischen Angestellten und Beamten, hat nach langen 
Kämpfen erreicht, daß an Baugewerksschulen und ähnlichen 
Instituten Lehrgänge für Vermessüngstechnike# 
mit Abschlußprüfung eingeführt sind. Hier soll der Ver- 
messungstechniker für seinen Beruf eine gute theoretische 
Allgemeinausbildung erhalten. Es gibt heute schon eine ganze 
Reihe staatlich geprüfter Vermessungstechniker. Die kom- 
munalen Vermessungsstellen unterstützten zuerst diese Bestre- 
bungen, da sie den Wert eines auch theoretisch gründlich 
vorgebildeten Vermessungstechnikers wohl zu schätzen wußteır. 
Leider stehen die Kataster- und Landeskulturbehörden dieser 
Fachschulbildung ablehnend gegenüber. Es soll alles beim 
alten bleiben. Es heißt immer, daß für unsere speziellen Ar- 
beiten sich der bisherige „Ausbildungsgang“ bewährt hat. Dem 
muß unbedingt widersprochen werden. Genau so 'wie der 
Landmesser sein Hochschulexamen, muß der mittlere Ver- 
messungstechniker das technische Mittelschulexamen ablegen. 
Beide Kategorien sind dann entsprechend ihrem Aufgaben- 
kreise theoretisch vorgebildet, was ihnen später auch bei den 
speziellen Arbeiten der einzelnen Behörden zugute kommt. 

Merkwürdigerweise legen auch viele Kollegen zu wenig 
Wert auf gediegene technische Ausbildung. Besonders bei 
den Katastersekretären, wenigstens soweit sie die sogenannfe 
Fachprüfung 1. Klasse abgelegt haben, macht sich das Be- 
streben bemerkbar, als reine Verwaltungsbeamte zu 
gelten. Hierin liegt eine große Gefahr. Das Gros der Kataster- 
und Vermessungssekretäre befindet sich in der Gruppe VI. 
Neuerdings hat man nun festgesetllt, daß diese Berufsgruppen 
zu günstig eingruppiert sind. Der Reichsfinanzminister erhebt 
nämlich auf Grund des Besoldungssperrgesetzes : Einspruch 
gegen die Einstufung der nach dem 1. April 1920 eingestellten 
Kataster- und Vermessungssekretäre in Gruppe VI. Sie werden 
mit den Verwaltungsbeamten des einfacheren Bürodienstes 
verglichen und. sollen ihre Eingangsstelle in Gruppe V erhalten. 
Sollte das Schiedsgericht in Leipzig den Einspruch des Reichs- 
finanzministers für begründet erachten, dann wird den Kataster- 
und Vermessungssekretären ein weiterer schwerer Schlag zu- 
gefügt. 

Das bittere Unrecht, das uns durch die Reichsschieds- 
gerichtsentscheidung vom 2. Juni 1922 (Ergänzungsprüfung) 
zugefügt wurde, wirkt sich hier weiter aus. Wir wurden damals 
a deshalb degradiert, weil wir keine Fachschulbildung be- 
saßen. 

Wir müssen deshalp für unseren Nachwuchs an der fach- 
schulmäßigen Ausbildung festhalten und haben als Ver- 
messungstechniker in erster Linie die technische Seite heraus- 
zustellen, dann wird man uns nicht zu den Verwaltungsbeam- 
ten des einfachen Bürodienstes zählen können. 

Seit geraumer Zeit sind nun für die Kataster- und Ver- 
messungssekretäre neue Dienstanweisungen sowie 
Prüfungsvorschriften für die Fachprüfung I. Klasse erschienen. 
Die uns bescherten unzulänglichen Personalreformen stehen 
zum Teil nur auf dem Papier. Die Fachprüfung I. Klasse 
kommt aller Wahrscheinlichkeit nach für die Mehrzahl des 
Kollegen nicht in Frage. Die Entwicklung” dieser Angelegen- 
heit in der Katasterverwaltung zeigt deutlich, was beabsich- 
tigt ist. Aehnlich, vielleicht noch schlimmer gestalten sich die 
Dinge für die Vermessungssekretäre und Kultüramtszeichner bei 
den Landeskulturbehörden. 

Die einsichtigen Kollegen haben jederzeit den Standpunkt 
vertreten, daß eine Spaltung des Berufsstandes, die unzweifel- 
haft durch die Ueberführung nur eines Teiles der Kollegen in 
die Obersekretärklasse erfolgen mußte, unter keinen Umständen 
zugelassen werden dürfe. Man hat diese Mahnungen unbe- 
achtet gelassen. Viele Kollegen, besonders natürlich’ die in- 
teressierten, vertrafen die Ansicht, daß man nehmen müsse, 
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was geboten werde, und wenn es auch nur ‚ein Brocken sei. 
Sie machten immer wieder 
 ringste Angebot der maßgebenden Stellen annehmen müsse, 
_ um nicht deren Zorn zu erregen, was’ zur Folge haben könne, 
- daß man unsere berechtigten Forderungen. gänzlich unbeachtet 


eltend, daß man. auch ‚das ge- 


lassen. würde. 

Diese letztere. Anschawung hat ‘sich leider : durchgesetzt, 
getragen in der: Hauptsache . von den älteren, zunächst in- 
teressierten Kollegen. Es soll. diesen hier kein Vorwurf des- 
wegen gemacht werden, daß sie für ihre Person die Gelegen- 
heit wahrnahmen, in die Obersekretärgruppe aufzusteigen. Das 
ist menschlich durchaus verständlich, aber es muß deutlich 
ausgesprochen werden, daß es sich hier doch melir oder 
weniger um die Vertretung der eigenen Person handelte, nicht 
aber um den Kampf für. die Hebung des gesamten Berufsstan- 
des. Die wenigen Aufstiegstellen, die als Aussterbestel- 
len — d. h, künftig fortiallende — gedacht sind, gehen auf 
Kosten der. übrigen Kollegen. :Es wurde den älteren Kollegen 
eine kleine Konzession gemacht. Damit hofite man, den ge- 
samten Berufsstand, der unablässig die Forderung nach einer 
gerechten Eingruppierung erhob, zum Schweigen zu brin- 
gen. : Dieser Schachzug ist dank der Unterstützung einigei 
kleinerer Verbändchen, die Interesse an einer solchen Regelung 
hatten, geglückt. Den Schaden hat die große Mehrzahl der 
Kollegen, die nun zum Ausgleich dafür, daß einige Kollegen 
in die Obersekretärklasse kommen, in die Gruppe V einge- 
reiht werden sollen. IT: 

Hier muß noch einmal illustriert werden, daß die Mehr- 
zahl der Kollegen recht inkonsequent gehandelt hat. Nach- 
dem wir lange Jahre unser Fachexamen als ein Examen 
1. Klasse: bezeichnet haben und daraus in Verbindung mit 
unserer achtjährigen Vorbereitungszeit die Bewertung als Be- 
amter der Öbersekretärklasse herleiteten, war es nicht ange- 
bracht, unsere bisher bestimmt und fest vertretenen Grund- 
sätze über den Haufen zu werfen, nur um eine kleine Zahl von 
Obersekretärstellen zu schaffen. Die Kollegen hätten fest 
bleiben müssen. Auch der völlig ungerechtfertigte Spruch des 
Reichsschiedsgerichts — ein Gerichtsvollzieher war ‚bekanntlich 
damals unser „technischer Vertreter‘ — hätte uns nicht be- 
irren dürfen. Nur durch diese felsenfeste Geschlossenheit, die 
energisch jeden Versuch, unseren Beruf zu spalten, abgewehrt 
hätte, wäre es gelungen, den gesamten Stand zu heben. Der 
Aufstieg für die älteren Kollegen wäre dann ganz von selbst 


gekommen. 


i 

in 

6 
\ 





Von einer Hebung des Standes kann jetzt gar keine Rede 
sein, denn ein Stand wird nicht danach eingeschätzt, ob einige 
Aufstiegstellen vorhanden sind, sondern nach seiner Ein- 
gangsstufe. | 

'Aber gesetzt den Fall, wir fänden uns mit allem ab und 
hofften darauf, daß. alle Vermessungs- und Katastersekretäre, 
Katastertechniker und Kulturamtszeichner zur Fachprüfung 
I. Klasse zugelassen würden. Dann wäre noch nichts erreicht, 
da ja die Ablegimg dieser Prüfung zu nichts berechtigt. Es 
werden sehr wenig Obersekretärstellen eingerichtet und diese 
sind anscheinend, wie schon einmal erwähnt, als Aussterbe- 
stellen gedacht. Es wird mittlerweile dem Gros der Kollegen 
klar geworden sein, daß sie die Opfer der unglückseligen 
Bernfsspaltung geworden sind. 

.» Auf folgenden Umstand soll hier noch hingewiesen wer- 
den. Ein Kollege, der nach dem 1. April 1920 planmäßig ge- 


"worden ist, kann trotz abgelegter Fachprüfung 1. Klasse und 


selbst wenn er sich in dem für den Empfang der Bezüge der 
Gruppe VII vorgeschriebenen Drittel befindet, nicht einmal die 
Bezüge der Gruppe VII erhalten, da hierfür nach dem Spruch 
des Reichsschiedsgerichts nur die bis zum 31. März 1920 ange- 
stellten Kollegen BeLIIgE kommen. Die Ablegung der Obersekre- 


tärprüfung wirkt sich für die Kollegen in mittleren und jüngeren 


"Jahren: materiell also erst mit der Schaffung planmäßiger Stellen 
- der Gruppe VII oder VIII aus. Nach dem jetzigen Stande der 


Dinge werden diese Kollegen kaum noch in den Genuß 
höherer Bezüge kommen. Wohl aber könnte es ihnen passieren, 
daß sie schlechter als bisher eingruppiert werden. 

Zusammenfassend muß festgestellt werden, daß die wenigen 
Aufstiegstellen nicht eine Hebung, sondern eine Spaltung 
des bisher einheitlichen Berufsstandes bewirken. 

"Es hat keinen Wert, hier auf früher gemachte Fehler ein- 
zugehen. Nur die Frage der Berufsbezeichnung soll 
hier kurz gestreiit werden. Die Kollegen, die immer mehr 
den Verwaltungsbeamten herausstellten, schwärmten natürlich 
auch für die Bezeichnung Sekretär, Obersekretär usw, Die 
Kollegen aber, die sich in erster Linie als Techniker fühlten, 
wollten . Berufsbezeichnungen, die die technische Eigen- 
schaft zum Ausdruck brachten. Sie wünschten nicht den Sekre- 
tär oder, Obersekretär, weil sie keine Schreiber oder Ober- 
schreiber, sondern Techniker waren. Würden sich alle Kol- 


{ ‚legen von jeher als Techniker betrachtet haben, dann hätte 


manches anders kommen können. 
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Die Kollegenschaft muß nun zeigen, daß sie aus den Ge- 
schehnissen gelernt ‚hat. ‚Wer für seinen Berufsstand ernst und 
ehrlich kämpfen will, der. sage den kleinen Vereinchen, die 
für ihn nicht das geringste tun können, Valet und reihe sich 
ein in die Einheitsorganisation der Techniker, den Bundder 
technischen Angestellten und Beamten. Er ist 
auch die Interessenvertretung der Vermessungstechniker, ganz 
gleich ob beamtet oder nicht. 

Der Butab fordert für unseren Nachwuchs neben guter, 
Allgemeinbildung besonders Fachschulbildung, da auf die tech- 
nische Ausblidung der größte Wert gelegt werden muß. 

‚Als Eingangsstelle wird die Gruppe VH verlangt mit Auf 
stieg nach VIII und IX erzandhas 

- Die jetzigen nicht zutreffenden Berufisbezeichnungen sind 
durch solche zu ersetzen, die die Tätigkeit als Techniker kenn- 
zeichnen. 

. In die .neugeschaffenen Obersekretärlaufbahnen sind bald- 
möglichst sämtliche noch vorhandenen Kollegen — beamtete 
und nichtbeamtete —, die die Fachprüfung I, Klasse abgelegt 
haben, zu überführen. 

Für. die; neu eintretenden Obersekretäranwärter ist Fach- 
schulausbildung vorzuschreiben; aus diesem Grunde können 
Versorgungsanwärter nicht in Frage kommen. 

‚Diesen Forderungen könnten die wissenschaftlich vorge- 
bildeten Vermessungsbeflissenen (Landmesser) getrost zustim- 
men, da sich aus der Erfüllung unserer Wünsche für den 
Landmesser ohne weiteres die Gruppe X als Eingangsstelle er- 
geben würde. ’ 

Wir sind uns klar darüber, daß ungeheuere Widerstände 
überwunden werden müssen, um das gesteckte Ziel zu er- 
reichen. Unser vornehmstes Bestreben muß es sein, die Ver- 
messungstechniker aller Grade und Rangstufen zu einheitlichem 
Handeln zu ‚vereinen, um .den Techniker innerhalb der Be- 
hörden und Betriebe besser zur Geltung zu bringen. 

Die Durchdringung der-Verwaltungen mit 
technischem Geist, die der Bund der technischen An- 
gestellten und Beamten seit langen Jahren fordert, ist das 
Gebot der Stunde. Dies gilt auch für den akademischen und 
mittleren Vermessungstechniker. W, Lewald, 


Beamtenbewegung 


Organisationschaos unter den „neutralen“ Reichsbahnbeanmn- 
tenorganisationen. Nachdem es reaktionären Wühlereien und 
Treibereien unter der Eisenbahnbeamtenschaft unter gütiger 
Assistenz des D.B.B. gelungen war, einige Absplitterungen 
innerhalb der dem ADB. angeschlossenen Reichsgewerkschaft 
der Eisenbahnbeamten und -Anwärter herbeizuführen, wurde 
unter großem Geräusch als Sammelbecken für all die kleinen 
Splitter der - „Gewerkschaftsbund deutscher 


Pflichten der Mitglieder. 


Jedes Mitglied hat außer der Verpflichtung zur 
pünktlichen Zahlung des Beitrages nach $ 15 derSatzung 
die Pflicht, Mitkämpfer für die Sache des Bundes 
zu sein. ‚Deshalb ist jeder Bundeskollege verpflichtet, 
den Bund überall zu fördern, wo ihm die Möglichkeit 
gegeben ist, also vor allem: 

1.die Veranstaltungen des Bundes und 
seiner Spitzenverbände regelmäßig und pünktlich 
besuchen; 

2,sich für de Uebernahme von Bundesar- 
beiten freiwillig melden und etwa. angebotene 
Ehrenämter willig übernehmen; 

3,die Funktionäre des Bundes in ihrer Ar- 
beit mit Rat und Tat unterstützen; 

4, abweichende Meinungen über das, was im Bunde 
geschieht, in den Mitgliederversammlun- 
gen oder durch Schreiben an die zuständigen Ver- 
waltungsstellen zur Klärung bringen; 

5. die Deutsche Techniker-Zeitung und die 
übrigen Schriften des Bundes aufmerksam lesen, 
sich das Wichtigste merken und für die Weiterver- 
breitung unserer Anschauungen sorgen, 

6. falschen Auffassungen über unseren Bund an jeder 
Stelle entgegentreten, Gerüchte. soiort melden, da- 
mit sie berichtigt werden können; 

7. jeden erreiehbaren Berufskollegen, der dem Bunde 
noch nicht angehört, 


für den Bund werben. 
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biete. Auf 
träge hat der Reichsminister für die besetzten Gebiete als 
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Reichsbahnbeamten‘“ gegründet, der sich dem D.B.B. 
anschloß. Daneben bildete sich. auch noch eine Gewerk- 
schafttechnischer Eisenbahnbeamten, ein eben- 
so ohnmmächtiges Gebilde, das in völliger Abhängigkeit von 
den Vorständen der ihm angeschlossenen 12 oder 15 Sonder- 
verbänden der einzelnen technischen Beamtengruppen stand. 
Heute zeigen sich die Folgen der Politik der Organisations- 
zersplitterer. Diejenigen, die versuchten, die alte Reichsgewerk- 
schaft zu zersprengen, erfahren die Folgen ihres Tuns am 
eigenen Leibe. In einem Aufruf sieht sich der Gewerkschafts- 
bund Deutscher Reichsbahnbeamten gezwungen, seine Mit- 
glieder vor einer dritten (!) „Einheitsgewerkschaft‘‘ zu warnen, 
die sich die stolze Bezeichnung „Zentralgewerkschaft 
deutscher Reichsbahnbeamten und -Anwärter 
(Z.G.)‘“ beigelegt hat. Aus diesem Aufruf erfahren wir weiter, 
daß sich die „in völliger Zersetzung begriffene 
Gewerkschaft technischer Eisenbahnbeamten 
(Geteb)‘ ebenfalls diesem Gebilde angeschlossen hat. Als 
treibende Kraft für die Neugründung wird im übrigen die Geteb 
bezeichnet. Was alles hinter den Kulissen dieser famosen 
„Gewerkschaften“ sich abgespielt hat und noch abspielt, ist 
ziemlich deutlich zwischen den Zeilen des erwähnten Aufrufs 
des G.D.R. zu lesen. Soll doch die Geteb sich deswegen einer 
Vereinigung mit dem G.D.R. widersetzt haben, weil sie einen 
Teil der „Vorstandspersönlichkeiten‘‘ des G.D.R. einfach als 
„untragbar‘‘ erklärte. Der G.D.R. wiederum behauptet, daß 
die Geteb die Gründung der Z.G. nur deshalb betrieben habe, 
um dem eigenen unvermeidlichen Zerfall zu entgehen. Daß es 
in der Tat in der Geteb drunter und drüber gegangen ist, 
beweist ein Beschluß der Tagung des ihr bisher ange- 
schlossenen Verbandes der Ingenieure vom 19. Mai 1925, der 
folgendermaßen lautet: 

„Die Not der Stunde gebietet, die Organisatidnsfrage in einer für 
unsere engere Kollegenschaft und im weiteren für die gesamte Eisen- 
bahnbeamtenschaft günstigen. Weise zu lösen. 

Die jetzt bestehende Geteb als Interessenvertretung der technischen 
Eisenbahnbeamtenschaft ist nicht mehr die geeignete Örganisationsform. 
Es muß erreicht werden, eine dreigliedrige Stuiung herbeizuführen, und 
zwar: Verband — Eisenbahnbeamten — Großorganisation — D.B.B. 
Der Verbandstag beauftragt den Verbandsvorstand, dahin zu wirken, 
daß die Geteb sich auflöse, und die der Geteb angeschlossenen Verbände 
dem bereits bestehenden Gewerkschaftsbund zugeführt werden. _ Sollte 
der Verbandsvorstand diese Aufgabe nicht durchführen können, so wird 
der Verbandsvorstand beauftragt, mit dem Gewerkschaftsbund in Ver- 
handlungen zwecks Anschluß einzutreten. Der Anschluß kann aber nur 
unter der Bedingung getätigt werden, daß die Standesinteressen durch 
den Verband selbst und die allgemeinen Belange der Eisenbahnbeamten 
durch die, Großorganisation der Eisenbahnbeamtenschaft vertreten wer- 
Keine &% 

Mit sattem Hohn nimmt der G.D.R. von diesem Beschluß 
Notiz. Daß es aber unter seinen eigenen Organisationen der 
Verwaltungsbeamten kriselt und gärt, zeigen Beschlüsse, die 
der Vorstand der Fachgewerkschaft der Reichsbahninspektoren 
bereits am 27. April d. J. gefaßt hat, aus denen die Erregung 
der Beamten über das völlige Fiasko des G.D.R. in den 
entscheidenden Fragen der Reichsbahnbeamten deutlich wider- 
klingt. Höher kann die Zersplitterung in der Reichsbahn- 
beamtenschaft nicht mehr getrieben werden. Hier offenbaren 
sich jetzt die Folgen jener Politik des G.D.R. und ihrer Tra- 
banten, die die Reichsbahnbeamtenschaft so tief einschätzte, 
daß sie glaubte, eklatante Niederlagen in den Auseinander- 
setzungen mit der Hauptverwaltung der Reichsbahn in glän- 
zende Siege umdeuten zu können. Wir haben unsere Kollegen 
wiederholt auf diese Vorgänge hingewiesen und die Entwick- 
lung so kommen sehen, wie sie heute vor Augen liegt. Jetzt 
setzt die Ernüchterung ein, jetzt erkennt ein Teil der Irre- 
geführten, in welche Wüste man sie geleitet hat. Von unserem 
Standpunkte aus gesehen ist es charakteristisch, daß zuerst 
eine Gruppe der technischen Beamten, die Eisenbahningenieure, 
einen Weg aus dem Organisationschaos gesucht haben. Sie 
werden über kurz oder lang einsehen, daß der von ihnen be- 
schrittene Ausweg ‚auch nicht zum Ziele führt; sie werden sich 
besinnen müssen, daß gerade unter den Verhältnissen der heu- 
tigen Organisationsform der Reichsbahn, wo das private Kapi- 
tal seinen überragenden Einfluß ausübt, der Zusammenschluß 
mit den in der privaten Industrie tätigen Berufskollegen in der 
Einheitsorganisation, unserem Bund, eine eiserne Notwendig- 
keit ist. 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Unterbringung entbehrlich werdender Angestellten der 
DET ERTL ERDE für die besetzten rheinischen Ge- 
rund unserer wiederholten Bemühungen und An- 


Fürsorgemaßnahme für in der Reichsvermögensverwaltung für 


die besetzten rheinischen Gebiete entbehrlich werdenden An- 
‚gestellten angeordnet, daß die Reichsvermögensverwaltung zur 


Unterbringung dieser Angestellten eine Listenstelle einrichtet, 


-wie solche nach dem Reichsbesoldungsblatt 1924. Nr. 851 für 











abgebaute Beamte bei den Landesfinanzämtern usw. vor 
gesehen sind. r 

Auf diese Listenstelle wird sowohl bei Deckung ‚des im 
eigenen Bereich wieder eintretenden Bedarfes als auch bei 
Erledigung der zufolge des Rundschreibens des Reichsministers 
für die besetzten Gebiete vom 22. Januar 195 — I. Nr. 5a/ 
140.25 — von anderen Verwaltungen (Reichs-, Staats-, Ge- 
meinde- usw. Behörden) bei der a 
eingehenden Anfragen über verfügbare empfehlenswerte An- 
gestellte zurückgegriffen. | 
Ferner hat der Reichsfinanzminister auf Ansuchen des 
Reichsministers für die besetzten Gebiete die Präsidenten der 
Landesfinanzämter noch einmal besonders auf die Gelegenheit 
der Heranziehung geeigneter Bewerber aus der Zahl der bei 
der Reichsvermögensverwaltung überzähligen Angestellten hin- 
gewiesen. 

Trotzdem also eine solche Ausgleichsstelle für entbehr- 
lich werdende Angestellte im Bereich der Reichsvermögensver- 
waltung besteht, mußten wir feststellen, daß Dienststellen der 
Reichsvermögensverwaltung in letzter Zeit freigewordene Stel- 
len noch zur öffentlichen Ausschreibung brachten. Auf unseren 
Einspruch gegen dieses Verfahren wurde uns durch das Mini- 
sterium für die besetzten Gebiete mitgeteilt, daß es sich hier- 
bei nur um solche Fälle gehandelt habe, in denen es nichf 
möglich gewesen sei, entweder an Ort und Stelle aus ab- 
gebauten oder entlassenen Angestellten geeignete Kräfte zu 
erlangen oder solche aus anderen Orten heranzuziehen. Viel- 
fach hätten sich auch die Angestellten geweigert, bei ande- 
ren, außerhalb ihres Wohnortes gelegenen Dienststellen tätig 
zu werden. Das mag so sein und klingt alles ganz gut und 
schön. Die bestehenden Schwierigkeiten werden aber damit 
nicht aus der Welt geschafft. Wir haben durchaus Ver- 
ständnis dafür, wenn bei den heutigen Bezügen die Angestell- 
ten es sich dreimal überlegen, ob sie bei außerhalb ihres 
Wohnortes gelegenen Dienststellen tätig werden können. Die 
Zusicherung einer Zeitdauer der Stellung, die einen Umzug 
nach dem Ort der neuen Dienststelle N wird die 
Behörde ablehnen, ganz abgesehen davon, daß ihnen eine 
Umzugskostenvergütung verweigert wird. Ohne Gewährung 
eıner ausreichenden Entschädigung für doppeite Haushalts- 
führung usw. ist es dem Angestellten aber an sich bei den 
heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen unmöglich, außerhalb 
‚des Wohnortes seiner Familie tätig zu sein. 

Wir haben im Ministerium ‘für die besetzten Gebiete, um 
wenigstens zu einer teilweisen Lösung dieser Schwierigkeiten 
zu kommen, wiederholt dafür plädiert, daß man bei Wiederein- 
stellung solcher Angestellten, die bereits mehr als zehn Jahre 
ununterbrochen im Reichs- oder Landesdienst beschäftigt waren, 
die $$ 36 und 37 des Reichstarifvertrages gelten lassen möge, 
zumal wenn es sich nur um eine verhältnismäßig kurzfristige 


- Unterbrechung der Dienstdauer, beim Wechsel von der bis- 


herigen Dierfststelle zu der neuen Dienststelle handle. Es ist 
bedauerlich, daß sich das Ministerium bisher unserem Stand- 
punkt zu dieser Frage noch nicht hat anschließen wollen. Wir 
müssen schon gestehen, daß uns die Gründe des Ministeriums 
für seine ablehnende Haltung sehr kurzsichtig zu sein scheinen. 
Wenn man auf der einen Seite betont, daß man selbst Wert 
lege auf die Erhaltung wirklich leistungsfähiger Angestellten- 
kräfte, so muß man solchen Kräften auch eine Behandlung: 
zuteil werden lassen, die ihnen die Weiterarbeit im Reichs- 
dienst als erstrebenswert erscheinen läßt. Wie die Dinge heute 
liegen, muß die Reichsvermögensverwaltung damit rechnen, 
daß sie mit den bisherigen Methoden ihrer Personalpolitik 
die wirklich leistungsfähigen technischen Angestellten aus der 
Verwaltung heraustreibt. Schon heute muß die Reichsver- | 
mögensverwaltung zugeben, daß dieser Mangel an qualifizier- 
ten zuverlässigen Kräften mit in langjähriger Tätigkeit im pri- 
vaten und im öffentlichen Dienst erworbenen reichen neue. 
schen Erfahrungen bereits eingesetzt hat. Die guten ein- 
gearbeiteten Kräfte der Reichsvermögensverwaltung wandern 
ab. Wir erwarten, daß das Ministerium für die besetzten Ge- 
biete und die Reichsvermögensverwaltung beschleunigt nach- 
rüfen, ob nicht die von uns immer wieder empfohlenen 

ege, die unter Wahrnehmung aller berechtigten Interessen 
des technischen Personals durchaus auch die wichtigen Zwecke 
und Aufgaben der Vermögensverwaltung nicht aus dem Auge 
verlieren, sofort eingeschlagen werden müssen. 


Verwaltungsreform 


Die Verwaltung der städtischen Werke auf dem preußi- 
schen Städtetag. Auf dem Ende Mai in Köln veranstalteten 
10. Preußischen Städtetag, der außerordentlich stark besucht 
war, erstattete Oberbürgermeister Lueken (Kiel) ein inter- 
essantes Referat zur Frage der Kommunalisierung oder Ent- 
kommunalisierung städtischer Werke. Nach einem geschicht- 


lichen Ueberblick über die Entwicklung vom privaten zum 


öffentlichen Betrieb bei der Wasser-, Gas- und Elektrizitäts- 
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Versorgung und der Straßenbahn, wobei die Politisierung der 
Stadtverwaltung. eine große Rolle spielte, stellte der Referent 
nach einem Bericht in der „Frankfurter Zeitung‘ die. vier 
"neuen Systeme städtischer Verwaltung dar: 1. das System der 
 Zwillingsgesellschaft (Berlin), 2. das "Frankfurter System, 
3. das Königsberger System und 4. das Leipziger System, 
‘Mehr und mehr kommt man zum Leipziger System, das ledig- 
‘lich im Rahmen der Städteordnung eine Verselbständigung der 
städtischen Betriebe anstrebt. Nur Zweckmäßigkeitserwägun- 
gen und nicht politische Einstellung sollten über diese Probleme 
entscheiden. Das statistische Material, das von privater Seite 
herausgebracht wurde, um die geringe Wirtschaftlichkeit der 
städtischen Betriebe nachzuweisen, kann genauer Nachprüfung 
nicht standhalten. Die gemischtwirtschaftlichen Betriebe wer- 
den vom kommunalpolitischen Standpunkt aus stets eine Halb- 
heit und mit ähnlichen Mängeln behaftet bleiben wie die kon- 
'zessionierten Privatunternehmungen. Das Königsberger System 
erfährt neuerdings Beanstandungen, insbesondere durch die 
Stadtverwaltungen, denen keine genügende. Einwirkung ‚ver- 


a0 . Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte "Re- 
klamationen, sind, an den Bundesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her- 
mann’Wasthow, Uhilenhorst b. Köpenick, Ulmenstr. 17, zu richten. 


Beschwerdeausschuß. Beschwerden gegen die Entscheidungen des 
Bundesvorstandes sind an den’ Obmann ‘des vom Bundestage neu ein- 
gesetzten Beschwerdeausschusses, Herrn Ingenieur Jakob Michler, 
München, Jutastr. 7, zurrichten. : % 

Warnung vor Annahme von Stellungen im Ausland. Wie wir er- 
fahren, bemüht sich die Firma „Thaya“, Keramische Werke, 
Otto’ Fabian,in Znaim (Mähren) in Deutschland technische  Be- 
amte für ihren Betrieb zu werben. Die Arbeitsverhältnisse bei.der Firma 
sind die denkbar schlechtesten. Unsere Bruderorganisation „Der Zen- 
tralverband der Angestellten in Industrie, Handel 
und Verkehr“ warnt. die-deutschen Kollegen, bei der Firma eine 
Stellung. anzunehmen. Wir. bitten unsere Mitglieder, diese Warnung zu 
beachten. & 3 BR; 
Briefkasten Ä 
„Deutsche Zeitung“ und ihr Gefolge. Sie regen sich über die erfolg- 
reiche Arbeit der Deutschen Kapitalverwertungs-G.m.b.H. auf, die 100% 

 Dividende“für 1924 zahlen’ konnte und meitien, daß unser Verlangen nach 
"Erfassung der Inflationsgewinne angesichts solcher Gewinne heuchlerisch 
sei. Wir verstehen natürlich Ihren Schmerz und Ihre Wut ‘darüber, daß 
durch ein gewerkschaitliches Bankunternehmen eine Reihe unange- 
nehmer Tatsachen geschaffen werden konnte, nämlich: 
1. der Nachweis,.daß auch die Arbeitnehmer in eigenen wirtschaft- 
lichen Unternehmungen erfolgreich zu arbeiten vermögen; R 
© 2, der zahlenmäßige Nachweis, was‘ tinter Anwendung der üblichen 
bankmäßigen - Formen’ und Geschäftsbedingungen tatsächlich verdient 
wurde und } : ; 
© 3, — was sicherlich das größte Verbrechen ist —, daß dieser 'Ver- 
dienst nicht in: die Taschen‘ privater Kapitalisten geflossen, sondern den 
Arbeitnehmern und ihren Organisationen restlos: zugutegekommen ist. 
© sGeräde, ‚nachdem.- wir nun. aus. solcher eigenen Erfahrung wissen, 
welche Gewinne, in der Inflationszeit gemacht werden konnten, verlangen 
verstärktem Nachdruck, daß die Inflationsgewinne, die ja" in 
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% erster Linie aus’ den’ Taschen der "Arbeitnehmer flossen,. durch steuerliche 


Erfassung der Allgemeinheit. wieder zugeführt werden. 


Versammlungskalender = | 
. „Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T.Z.“ erfolgen 
nur in der 4., 8, 12, und 


4 

h 

z wegen .des ‚beschränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Orts- 

verwaltung," Art der Versammlung, Datum, Versammlungsbeginn, Ver- 
 sammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 3 Tage vor Er- 

scheinen der neuen Nummer im Besitz der Redaktion sein 

und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 


wendung 'nachstehender Abkürzung. enthalten:  » 

“M = Mitgliederversammlung, _V = Vertrauensmännerversammlung, 
- F- = Fachgruppenversammlung, B = Berufsausschuß, 

Bautzen. M. 3. VII. -80 im Bürgergarten. ! 

Bonn. M. 4. VII. 890. Rest. Jakob, Friedrichstr. ;23. 

Eisenach.. M. 1. VII. 8%, Karthäuser Hoi, Karlsplatz, 

Erfurt. M. 3. VII. 8%. Rest. Steiniger., BEN 

Glatz. M. 3. VH. 730%, Stephans Bräuerei, Roßstraße. 

Görlitz. M. 2. VII. 8% im Handelskammerhaus. 





Greifswald. M. 1. VII. 8%. ‘Lokal Berger, Ecke Fisch- 1. Langefirhrstr. 


Heidelberg. M. 2. VII. 8%. Brauerei Ziegler. } 
Hildesheim. : M. 2. VI: „Altdeutsches Haus“, Osterstraße. 
Meiderich. M. 2. VII, 8%. Rest. Stadtgarten, Kirchstraße, 
Weimar. "M. 1. VII. Hotel‘ ‚Germania“, 


we ' > 

Bücherschau u 

des. Konzerns der Allgemeinen 

Verlag für Sozialwissenschaft, G.m.b. H, 
, e 


13. Nummer. jedes Vierteljahres; sie. dürien 


-. Paul: Ufermann :und Carl la a „Die A. E.G.“ Eine Darstellung 
lektrizitäts-Geselischaft. Berlin 1922. 
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‘bleibt. In Berlin glaubt man allerdings, mit der dort gegründe- 


ten Aktiengesellschäft gute Erfahrungen gemacht zu "haben. 
Im wesentlichen unangefochten 'bleibt das Leipziger System, 
wo unter Bekämpfung der Politisierung und Bürokratisierung 
leichtere Formen in der Handhabung der städtischen Werke 
gegeben sind. Die Zukunftsentwicklung wird wesentlich be- 
einilußt sein von den finanziellen Möglichkeiten und von der 
Entwicklung des öffentlichen Kredits. Die Bürokratisierung 
wird durch Einräumung einer gewissen Mitbeteiligung der 
Direktoren zu bekämpfen sein. Im übrigen ist in den‘ Betrie- 
ben nach betriebswissenschaftlichen Methoden zu arbeiten, 
etwa nach amerikanischem Muster. Lueken teilte zum Schluß 
die Ergebnisse einer neueren Enquete in den benachbarten 
Ländern mit und stellte besonders das Wiener System zur 
Erörterung, bei dem auf Ueberschüsse zur Entlastung der 
Steuerzahler verzichtet wird und die Werke für sich selbst 
wirtschaften. Lueken ist der Meinung, daß die Entkommu- 
nalisierungsbewegung zum Stillstand gekommen ist, nachdem 
sich die Währung wieder stabilisiert hat. 











Das Werk von Ufermann und Hüglin stellt eine ausgezeichnete Mono- 
graphie eines der bedeutendsten und innerlich geftstigsten Konzerne der 
deutschen und internationalen Industrie dar, der vor allem durch seine 
stetige, nicht bloß auf die Treibhausluft des Krieges und die Inflations- 
zeit zurückzuführende Entwicklung gekennzeichnet ist. Dadurch ge- 
winnt der Leser nicht nur Tatsachenkenntnis, sondern darüber hinaus 
einen tiefen Blick für die innere Gesetzmäßigkeit der modernen Kon- 
zernbildung. . Vor allem beschränken sich aber die Verfasser nicht nur 
auf die Darstellung des Konzerns selbst, sondern sie bringen auch, wenn 
auch auf knappstem Raum, Hinweise auf die Schlußfolgerungen, die 
sich aus einer solchen Zusammenballung wirtschaftlicher und damit ge- 
sellschaftlicher und politischer Macht für die Arbeitnehmerschaft und ihre 
Organisationen ergeben. Wenn das Werk also auch bereits 1922. abge- 
schlossen ist und in der Zwischenzeit die dauernd in Fluß befindliche 
Entwicklung der Konzernbildung weitere Fortschritte gemacht hat, so 
bleibt es doch als lebendiges Anschauungsmaterial und Studienobjekt von 
unvermindertem Wert für den Gewerkschafter, Pi. 


Heinrich Cunow: „Politische Kaffeehäuser“, Pariser 
Silhouetten aus der. großen französischen Revolution. Berlin 1925, Veriag 


.J. H. W..Dietz Nachf., G.m.b.H, 


Fine anschauliche und lebensvolie, allgemein verständliche Schilde- 
rung der französischen Revolution, ‘nicht aus der Vogelperspektive der 
großen Geschichte, sondern aus der Froschperspektive des sich in Caks, 
Klubs und auf der Straße äußernden politischen Lebens. Es werden sozu- 
sagen die Laboratorien gezeigt, in denen politische Ideen diskutiert werden, 
Form annehmen, um darauf. in den offiziellen Versammlungen, Konven- 
ten usw, weitere „Kreise zu ziehen. > 

Einige, trotz des kleinen Maßstabes recht gute Reproduktionen nach 
zeitgenössischen Stichen, sowie eine gut komponierte Einbanddecke mit 
vorzüglicher Vignette. B, 


„Die Gesellschaft.“ Internationale Revue für Sozialismus und Politik. 
Herausgegeben von Dr. Rudolf Hilferding. Band I und Il 1924. 
Berlin 1925. Verlag J. H. W. Dietz Nachf., G.m.b.H. 

Seit dem Eingehen der „Neuen Zeit‘ verfügte die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands über keine eigene wissenschaftliche Zeitschrift. mehr, 
in: der»die theoretischen und praktischen Probleme der sozialistischen 
Bewegung laufend bearbeitet werden konnten. Es war deshalb wohl 
selbstverständlich, daß nach Beendigung der Inflation dem zweifellos 
drängenden Bedürfnis nach einem eigenen Organ wieder entsprochen 
wurde. Dies wäre schon bei einem ruhigeren Ablauf der Ereignisse, 
ohne das Auftreten grundsätzlich neuer Fragen der Fall gewesen, um 
so stärker und unabweisbarer mußte sich das Bedürfnis nach einer Stätte 
der.. Aussprache und Vertiefung in unserer Zeit größter weltgeschicht- 
licher Umwälzung zeigen. 
= ‚Die vorliegenden: zwei Halbjahresbände des Jahres 1924 enthalte:ı 
eine Fülle.von Materialien, die in einer Besprechung naturgemäß nicht 
einmal den Ueberschriften nach aufgeführt werden können. Jedenfälls 
kann niemand, der sich mit politischen und gesellschaftswissenschaftlichen 
Dingen theoretisch oder praktisch befaßt, an der „Gesellschaft“ vorüber- 


1. Me 
"Die Atisstattung ist — im wohltuenden Gegensatz zur „Neuen Zeit‘ 
— außerordentlich zu loben, so.daß die „Gesellschaft“ nicht nur. inhalt- 


lich, sondern auch in ihrer äußeren . Form in, den Bücherschrank aller 
Pf. 


= + 


an den Problemen des Sozialismus Interessierten gehört. 





Sierbeiafel. 


“ 'Frz. Domat (218642), Berlin. Jak. Larouette (185627), Offenbach. 


> ei 5802), Heili- K. Leboneck 88365), Berlin. 
Ge de See Bert Sen Mülheim. 
4 c ebel ‚ Hannover. 
Anton: Erpenbeeh (121 7692. One Grete Rademacher 245705)lene 
- o e , Dessau. 
: ige Falgowski (T89 102), Anger-. Auf Pr Schumann (112914 Berlin. 
Bye ä obert Schulze ( amburg. 
W. Gliese (209719), Berlin. '. 1. Segel (123517), re rg 
Adolf Goltermann (50418), Dort- Karl Spakowski (210141), Hamburg. 
mund. - fritz Volt (T 23636), Plauen. 
' ©. Hartung (128539), Eisenach. Anton Wiechen (T 2?311),Wilbeims- » 
Emil: Klages (195444), Greifswald. 


haven. j 0 
Johann Korres (197424), Bocholt. Josef Zettier (262310), München. 
" Ehre ihrem Andenken! 
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Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß 


Gerade zur rechten Zeit ist der zweite Gewerkschaftskon- 
greß des AfA-Bundes, der vom 15. bis 17. Juni in M ünchen 
tagte, zusammengetreten. Wichtigste Fragen der deutschen 
Innenpolitik, Fragen, von deren Beantwortung die künftige Ent- 
wicklung der gesamten deutschen Volkswirtschaft, besonders 
aber das Schicksal von Millionen deutscher Angestellten und 
Arbeiter abhängt, drängen zur Entscheidung. Nach wie vor 
stemmt sich die in den Spitzenorganisationen der deutschen 
Arbeitgeberschaft zusammengeballte sozialpolitische Reaktion 
hartnäckig gegen die Erfüllung der berechtigten Forderungen 
aller Arbeitnehmer nach Wiederherstellung des gesetzlich ge- 
sicherten Achtstundentages und nach Umwandlung der heutigen 
unzulänglichen und unsozial gehandhabten Erwerbslosehfür- 
sorge in eine ausreichende und ‚gesetzlich gesicherte Arbeits- 
losenversicherung. Nach wie vor sträubt sich auch das Unter- 
nehmertum mit Händen und Füßen gegen eine der Höhe der 
Lebenshaltungskösten einigermaßen gerechtwerdende Bemes- 
sung der Gehälter und Löhne, ‚obwohl längst feststeht, daß 
die. schleichende Krisis, unter der das deutsche Wirtschafts- 
leben leidet, vor allem auf die fehlende Kaufkraft der breiten 
Massen der werktätigen Bevölkerung zurückzuführen ist. Zu 
gleicher Zeit beraten die gesetzgebenden Körperschaften über 
Steuer- und Zollvorlagen, die die gesamte Arbeitnehmerschaft 
init neuer schwerer Belastung zuungunsten kleiner, aber mäch- 
tiger Kapitalistengruppen bedrohen. 


Angesichts dieser gespannten innerpolitischen Lage war die 
Tagesordnung des Kongresses, auf der neben anderen Vor- 
träge über „Handelspolitik und Angestellte“, den 
„Kampf um den Achtstundentag“ und „Gewerk- 
schaften und Steuerpolitik“ standen, im höchsten 
Grade aktuell, und es war vorauszusehen, daß er nicht nur in 
der gesamten sozialpolitisch interessierten Oeffentlichkeit, son- 
dern auch bei den amtlichen Stellen Beachtung finden würde. 
Diese an ist, wie die stattliche Zahl von 
Gästen zeigt, de Aufhäuser bei der Eröffnung des Kon- 
gresses begrüßen konnte, nicht enttäuscht worden. Nicht nur 
im Inlande, sondern auch im Ausland wird heute der AfA-Bund 
als eine Macht respektiert, an deren Kundgebungen man nicht 
vorübergehen kann. Das ergibt sich schon aus der Tatsache, 
daß neben dem Ministerialdirektor Dr. Sitzler, als Vertreter 
des Reichskanzlers und des Reichsarbeitsministeriums, dem Mi- 
nisterialrat Dr. Staudinger als Vertreter des Reichswirt- 
schaftsministers, dem sächsischen Arbeitsminister Elsner und 
dem bayerischen Sozialminister Oswald sowie den Kollegen 
Graßmann und Falckenberg, die als Vertreter des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes und des Allge- 
meinen Deutschen Beamtenbundes anwesend waren, zwei Ver- 
treter des Internationalen Arbeitsamtes, Oudegeest als Ver- 

treter des. Internationalen Gewerkschaftsbundes, Smit als Ver- 
treter ‘des Internationalen Bundes der Privatangestellten sowie 
eine größere Zahl von Vertretern befreundeter Organisationen 
aus Oesterreich und der Tschechoslowakei dem Kongreß als 
Öäste beiwohnten und ihn im Namen ihrer Auftraggeer oder 
der von ihnen vertretenen Organisationen begrüßten. esonders 
bemerkenswert waren von diesen Begrüßungsansprachen außer 
‘der des Ministerialdirektors Dr. Sitzler, der darauf hinwies, 
daß Gesetzgebung und öffentliche Verwaltung die Selbsthilfe 
der Arbeitnehmer nicht ersetzen könnten, die des deutschen 
Vertreters des Internationalen Arbeitsamtes, des Regierungs- 
rats Donau, der ein längeres Begrüßungsschreiben. des_Direk- 
...tors des Iuternationalen Arbeitsamtes, Albert Thomas, zur 
Verlesung 'brachte‘ und Oudegeests, des Sekretärs des Inter- 
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nationalen Gewerkschaftbundes in Amsterdam, der die unbe- 
dingte und vertrauensvolle Zusammenarbeit aller Hand- und 
Kopfarbeiter als das große Ziel des Internationalen Gewerk- 
schaftsbundes bezeichnete und besonders darauf hinwies, daß 
die Grundlage der Zusammenarbeit der internationalen Gewerk- 
schaftsbewegung nur auf demokratischer Grundlage erfolgen 
könne. Lebhaftem Interesse :begegneten auch seine -Ausführun- 
gen über die Bestrebungen, eine Einigung zwischen der Amster- 
damer Gewerkschaftsinternationale und dem russischen Ge- 
werkschaftsbund zustandezubringen. Er erklärte, daß die Türe 
zum. Internationalen Gewerkschaftsbund auch den russischen 
Gewerkschaften offenstände und sprach die Hoffnung aus, daß 
die Zeit nicht mehr fern sein werde, in der auch die Russen 
auf def9Grundlage der Satzung des Internationalen Gewerk- 
schaftsbundes den Anschluß an ihn vollzogen haben. 


‚‚Ohne Uebertreibung darf heute festgestellt werden, daß der 
Kongreß //dies großen Aufgaben, vor die er gestellt war, in 
vollem Maße gelöst hat. Es ist ein erfreuliches Zeichen für 
die innere Festigung unserer freigewerkschaftlichen Angestell- 
tenbewegung, daß die Behandlung innerorganisatori- 
scherFragen auf dem Kongreß verhältnismäßig sehr wenig 
Zeit in Anspruch genommen hat. Mit Befriedigung konnte 
Kollege Stähr, der den Bericht über die innerorganisatorische 
Entwicklung des AfA-Bundes erstattete, feststellen, daß es 
nach Ueberwindung der Krisis am Ende der Inflationsperiode 
heute in allen AfA-Verbänden wieder vorwärts gehe und daß 
die Hoffnungen, die unsere Gegner noch vor etwa einem Jahre 
auf gewisse Vorgänge im Deutschen Werkmeister-Verband 
setzten, vollkommen fehlgeschlagen sind. 

Die Beratung und Beschlußfassung über einige Satzungs- 
änderungen, die sich auf Grund der bisherigen Erfahrungen als 
zweckmäßig erwiesen haben, ging schnell und reibungslos 
vonstatten. Hier sei lediglich hervorgehoben, daß der AIA- 
Bundesvorstand nach der vom Kongreß beschlossenen 
Satzungsänderung nicht mehr aus 15, sondern nur noch aus 
neun Mitgliedern besteht, von denen drei als Vor- 
sitzende, die übrigen sechs als Beisitzer fungieren. In den 
neuen Vorstand wurden durch Zuüruf als Vorsitzende Auf- 
häuser, Stähr und Urban, als Beisitzer Amann, 
Buschmann, Marx, Rickelt, Schulte und Schweit- 
zer gewählt. Den in den vergangenen Jahren vielfach zutage- 
getretenen Meinungsverschiedenheiten über den Inhalt der 
OÖrts- und Bezirkskartellsatzungen hat der Kon- 
greb dadurch ein Ende gemacht, daß er die vom bisherigen 

undesvorstand aufgestellten _Mustersatzungen mit gewissen 
Aenderungen durch seinen Beschluß zu bindenden Normal- 
satzungen erhob. 

Die rasche Erledigung dieser innerorganisatorischen Fragen 
gab dem Kongreß die Möglichkeit, seine volle Aufmerksam- 

eit den wichtigen Problemen der. Sozial- und Wirt- 
schaftspolitik zuzuwenden, die auf seiner Tagesordnung 
standen. Schon der Geschäftsbericht Aufhäusers führte 
mitten hinein in die Kämpfe, die die Gewerkschaften in den 
zurückliegenden Monaten gegen eine vollkommen falsch orien- 
tierte staatliche Sozial- und Wirtschaftspolitik und gegen ein 
borniert rückständiges Unternehmertum zu bestehen hatten 
und noch weiter zu bestehen haben werden. Unter dem leb- 
haften Beifall des Kongresses betonte er, daß, wenn die Soziali- 
sierung von Staats wegen nicht gelungen sei, die gewerkschaft- 
lich organisierte Arbeitnehmerschaft es sich zur Aufgabe 
machen müsse, die Sozialisierung selbst in die 
Handzu nehmen. Die neu gegründete Bank für Arbeiter, 
Angestellte und. Beamte sei hierbei. als vorzügliches Werk- 
zeug zu gebrauchen. Die Angestellten dürften sich nicht allein 








ee u 


EEE >17 DIENEN 


tn a ET in eek Zi ac I Fe 





8 


} 
ö 

# 
u 

}; 


>= 


Er ar 


ee 
FD Re aa UN RE 





NT En 


ne ur 


ren e & 





ee N NEE 





330 


auf die Tätigkeit der Parlamente verlassen, sondern müßten 
auch außerhalb dieser Parlamente selbst die Voraussetzungen 
für die Verbesserung ihrer Lage schaffen. 

In äußerst wirkungsvoller Weise wurden die Ausführungen 
Aufhäusers ergänzt und unterstrichen durch die Referate, die 
zu den einzelnen Punkten der Tagesordnung erstattet wurden. 
Es ist im Rahmen dieser kurzen Betrachtung nicht möglich, 
auch nur andeutungsweise den Inhalt dieser Vorträge wiederzu- 
geben oder ihn gar kritisch zu würdigen. Der nachstehende 
ausführliche Bericht und die darin wiedergegebenen Ent- 
schließungen des Kongresses zeigen, welche Fülle von Material 
zusammengetragen wurde, einmal um die Forderungen der 
freigewerkschaitlich organisierten Angestelltenschaft gegenüber 
Regierung und Gesetzgebung zu präzisieren und zu begründen, 
zum anderen aber auch, um den Angestellten selbst Waffen 
für den Kampf um ihren wirtschaftlichen und sozialen Auf- 
stieg zu liefern. Das Referat Dr. Hilferdings über „Han- 
delspolitik und Angestellte“ wird auf Beschluß 
des Kongresses sofort als Broschüre gedruckt und in Massen 
verbreitet werden. 

Zu einem eindrucksvollen und würdigen Abschluß kamen 
die Verhandlungen des Kongresses in dem gedankentiefen Vor- 
trag des Schöpfers der Weimarer Verfassung, des ehemaligen 
Ministers Dr. Preuß über „Die Bedeutung derdemo- 
kratischen Republik für den sozialen Gedan- 
en‘, Auch der Inhalt dieses Vortrages ist nicht in wenigen 
Sätzen wiederzugeben und es muß deshalb allen Kollegen, die 
sich für ihn interessieren, empfohlen .werden, den ausführlichen 
Kongreßbericht in der „AfA-Bundes-Zeitung‘‘ zu lesen. Nur 
das eine kann und soll hier gesagt werden, daß wohl in allen 
Kongreßteilnehmern der Vortrag von neuem die Ueberzeugung 
gelestigt hat, daß nicht-die Republik, sondern ihre Gegner für 
die Nackenschläge verantwortlich zu machen sind, die die ar- 
beitende Bevölkerung in den letzten Jahren erlitten hat und 
daß es. gilt, alle fortschrittlich gesinnten Kräfte zusammenzu- 
fassen, um die demokratisch-republikanische Staatsform mit 
sozialem Inhalt zu: erfüllen. 

Mit Recht konnte Aufhäuser in seinem Schlußwort fest- 
stellen, daß der Kongreß den Nachweis dafür erbracht habe, 
daß die freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung sich mit 
ihrem Festhalten an der Berufsorganisation auf 
dem rechten Wege befinde; denn nicht zuletzt dem Fehlen innerer 
Gegensä'ze zwischen den angeschlossenen Verbänden sei der vor- 
bildliche Verlauf des Kongresses zu verdanken. Wenn die Ver- 
handlungen des Kongresses sich vorwiegend mit Tagesfragen 
beschäftigt und infolgedessen wenig Gelegenheit geboten 
hätten, die grundsätzliche Einstellung des AfA-Bundes hervor- 
zuheben, so werden die AfA-Gewerkschaften doch nie ver- 
gessen, Schulter an Schulter mit den freien Gewerkschaften 
der Arbeiter und Beamten für das hohe Endziel aller frei- 
gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer zu kämpfen. Mit 
Begeisterung stimmte der Kongreß in das dreimalige Hoch ein, 
das Aufhäuser auf die freigewerkschaftliche Angestelltenbewe- 
gung und die Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale aus- 

rachte. 

Uns scheint aus den Verhandiungen des zweiten AfA-Ge- 
werkschaftskongresses vor allem eines beherzigenswert: die 
sowohl in den Begrüßungsansprachen als auch in den Referaten 
immer wiederkehrende Mahnungandie Angestellten, 
dessen eingedenk zu sein, daß sie letzten En- 
desihr Heii nicht von Regierung und Gesetz- 
gebung, sondern nur vonder eigenenKrafter- 
warten dürfen, Mit dieser eindringlichen Mahnung hat 
der Kongreß allen freigewerkschaftlich organisierten Angestell- 
ten die Pflicht auferlegt, ‚durch eigene Arbeit daran mitzu- 
wirken, daß die noch Außenstehenden der Organisation zu- 
geführt werden und daß das Band der Solidarität, das die 
organisierten Berufsgenossen umschlingt, immer fester ge- 
schmiedet wird. Möge diese Mahnung des Kongresses auch 
in den Reihen unserer Bundesmitglieder die gebührende Beach- 
tung finden! — tz — 

* * 
% 

Der zweite AfA-Gewerkschaftskongreß 
wurde am Montag vormittag im Festsaale des Hotels Wagner 
tn München offiziell eröffnet. Das mit: Blattpflanzen und 
mit den Farben Schwarz-Rot-Gold geschmackvoll dekorierte 
Podium zierte eine Bronzebüste des verstorbenen Reichspräsi- 
denten Ebert. Der Werkmeistergesangverein leitete die Tagung 
mit der Hymne an das Feuer von Max Zenger wirkungsvoll 
ein. Im Auftrage des Bundesvorstandes entbot Reichstags- 
abgeordneter Aufhäuser dem stattlichen Kreis von Delegier- 
ten und Vertretern des In- und Auslandes herzlichen Willkomm 
und teilte mit, daß der Reichskanzler sein ı Bedauern aus- 
gesprochen habe, infolge dienstlicher Inanspruchnahme nicht 
am Kongreß teilnehmen zu können und mit seiner Ver- 
tretung den Ministerialdirektor Dr. Sitzler beauf- 
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tragt habe, der auch gleichzeitig das Reichsarbeitsministerium 
repräsentiere. Im besonderen begrüßte Aufhäuser auch die 
übrigen Vertreter der Reichs- und Staatsbehörden und: der 
Stadt München, Sekretär Oudegeest vom Internationalen» 
Gewerkschafts-Bund (1.G.B.) in Amsterdam, Regierungsrat D o- 
nau (Berlin) und Berthelot vom Internationalen Arbeits- 
amt in Genf, Sekretär Smit vom Internationalen Bund der 
Privatangestellten in Amsterdam, Präsident Seidel, Stark 
und Bogdanovic vom Bund der Industrieangestellten 
Oesterreichs, Nationalrat Allina aus Wien vom Reichsver- 
ein der Bank- und Sparkassenbeamten Oesterreichs, zugleich 
der Gewerkschaftskommission Oesterreichs, Sek- 
tion Privatangestellte, Peter Graßmann vom Vor- 
stand des A.D.G.B, Ministerialrat a. D. Falkenberg 
vom Vorstand des A.D.B, Direktor Meyer von der 
Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten in Berlin, 
Crohn:(Magdeburg) für das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold 
u.a.m. Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei hatte 
den Staatsminister a.D. Dr. Rudolf Hilferding (Berlin) 
abgeordnet. 

Der Vorsitzende Aufhäuser betonte, die Liste der an- 
wesenden Regierungsvertreter beweise, daß sich die freige- 
werkschaftliche Angestelltenbewegung einer wachsenden An- 
erkennung bei den zuständigen Stellen erfreue, und man wolle 
hoffen, daß die Teilnahme der Regierungsvertreter mit dazu 
beitragen möge, den auf dem Kongreß vorgetragenen Wünschen 
der AÄngestelltenschaft Rechnung zu tragen. Der AfA-Bund 
kämpfe nicht nur wm materielle Forderungen, sondern hoffe 
auch, hohe sittliche Ziele verwirklichen zu können. Er habe 
eine starke innere Konsolidierung erfahren. Die in den AfA- 
Verbänden organisierten Angestellten seien sich bewußt, daß 
die Voraussetzung ihres sozialen. Aufstieges mit dem Emanzi- 
pationskampf der Arbeiter und Beamten eng verknüpft wäre 
und eine gesunde Volkswirtschaft bedinge. Die freie Entfaltung 
der schaffenden Volkskräfte in Deutschland werde erst dann 
zur vollen Auswirkung kommen können,. wenn alle Gebiete von 
den ihrer wirtschaftlichen Entfaltung auferlegten Beschrän- 
kungen befreit sein würden. 

Hieran schlossen sich Begrüßungsansprachen. Geheimer Re- 
gierungsrat Dr. Staudinger erklärte, daß das Reichs- 
wirtschaftsministertum an dem Kongreß besonderen 
Anteil nehme, und teilte mit, daß der Referentenent- 
wurf zum endgültigen Reichswirtschaftsrat 
in einigen Wochen an die Länderregierungen und an den Vor- 
läufigen Reichswirtschaftsrat zur Stellungnahme gehen werde, 
um das Provisorium durch den in der Reichsverfassung vor- 
gesehenen endgültigen Reichswirtschaftsrat abzulösen. 

Dr. Hilferding überbrachte herzliche Grüße vom Vor- 
stand der S.P.D. 

Der Vertreter des 1.G.B, Oudegeest (Amsterdam), 
stellt fest, daß die Amsterdamer Internationale trotz aller An- 
griffe von rechts und links unerschüttert fortbesteht, obgleich 
die Mitgliederzahl wegen der großen Arbeitslosigkeit in allen 
Ländern von 18 auf 16 Millionen heruntergegangen sei. Nur 
mit dem Mittel der demokratischen Gesetzgebung seien hohe 
Löhne und verkürzte Arbeitszeiten durchzusetzen, keine an- 
deren als eben demokratische Methoden seien innerhalb der 
Gewerkschaften möglich. Ob andere Methoden auf poli- 
tischem Gebiet möglich seien, erscheine zweifelhaft. Die 
Erfahrungen in Italien mit dem Faschismus und in Rußland 
mit dem Kommunismus beweisen jedenfalls, daß- diese Extreme 
nur möglich seien, weil keine auf demokratischer Grundlage 
stehenden Gewerkschaften ihnen entgegenstehen. Die An- 
näherungsbestrebungen der R.G.I. zum 1.G.B. geben keine 
Veranlassung zur Beunruhigung. Er hoffe, daß es bald mit 
den russischen Gewerkschaften zu einer Einigung kommen 
werde. Voraussetzung dafür sei allerdings, daß dies im Rahmen 
des 1.G.B. geschehe. Die Einigungsbestrebungen zwischen 
den englischen und russischen Gewerkschaften geben keine 
Veranlassung zur Beunruhigung, man müsse diese Angelegen- 
heit vielmehr als eine interne Angelegenheit der englischen 
Gewerkschaften betrachten. 

Zu einer weiteren Begrüßungsansprache nahm alsdann der 
deutsche Vertreter des Internationalen Arbeitsamtes in Genf, 
Regierungsrat Donau, das Wort. Er’verlas ein Schrei- 
ben des Direktors Thomas, in dem dieser sein Bedauern 
ausspricht, daß trotz langjähriger Arbeit das feierliche Ver- 
sprechen der Friedensverträge von einer Höchstdauer deg 
Arbeitstages von "acht Stunden trotz der Konvention von 
Washington noch nicht erfüllt worden sei. Das Arbeitsamt 
müsse die Souveränität jedes Mitgliedstaates der Organisation 
des Arbeitsamtes achten, weil es ihm nicht zukomme, den Ent- 
scheidungen der Regierungen entgegenzutreten. Trotzdem hoffe 
er, daß alle angeschlossenen Regierungen bald zu einer Rati- 
fikation des Washingtoner Abkommens gelangen werden. 

Graßmann vom A.D.G.B. stellt erfreuliche Fortschritte 
der Zusammenarbeit zwischen Hand- und Kopfarbeitern fest. 
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Die freien Gewerkschaften könnten für sich in Anspruch neh- 
men, daß sie Deutschland vom Chaos bewahrt haben. Wie 

audwig XIV. können wir mit Recht sagen: „Der Staat sind 
wir“, denn ein Volksstaat ist ohne die Mitwirkung der Gewerk- 
- schaften undenkbar. 


4 Bei der Konstituierung des Kongreßbüros wurden zu Vor- 
sitzenden Aufhäuser, Stähr und Ur ban gewählt. . 


& Nach Verlesung einer Reihe von Glückwunschdepeschen 
"erstattete Stähr, Mitglied des Reichswirtschaftsrates, den 
S Geschäftsbericht 
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über die innere Organisation des AfA-Bundes. Seit dem ersten 
AtA-Kongreß in Düsseldorf habe sich der AfA-Bund außer- 
ordentlich gefestigt, es gehe vorwärts. Der Deutsche 
"Werkmeisterverband habe auf seiner letzten Tagung 
in Würzburg einstimmig die Grundsätze des AfA-Bundes an- 
erkannt. Die Vereinigung des „Allg. Verbandes der Bank- 
angestellten‘ mit dem „ eichsverband deutscher Bankange- 
stellten“ habe eine weitere Stärkung gebracht. Der Deutsche 
 Chorsänger- und Ballettverband sei vom A.D.G.B. wieder zum 
_ AfA-Bund übergetreten, Mit Befriedigung stellte er fest, daß 
die kommunistische Zellenbildung innerhalb des AfA-Bundes 
überwunden wäre. Die notwendige enge Zusammenarbeit mit 
einem Teil der freien Arbeiterverbände, insbesondere mit dem 
D.E.V, lasse leider noch sehr viel zu wünschen übrig. Dabei 
machte die Degradation eines großen Teils von Reichsbahnbe- 
- amten zu Angestellten, denen aber von der Reichsbahnverwal- 
tung alle Angestelltenrechte vorenthalten werden, eine enge Zu- 
_ sammenarbeit- notwendig. Gegenüber den Bestrebungen der 
Unternehmer, das Tarifrecht gerade für Angestellte illusorisch 
zu machen, habe der Lohnpolitische Ausschuß mit aller Kraft 
- gearbeitet. 


Dem AfA-Bund sind 476 Ortskartelle angeschlossen, die 
durch 25 Bezirkskartelle — solche für Brändenburg und Meck- 
 lenburg sind neu gegründet — zusammengehalten werden. — 
Den äußeren Tätigkeitsbericht gab Aufhäuser, der die 
ungeheueren Schwierigkeiten schilderte, die die AfA-Orga- 
nisationen von 1919 bis 1924 durchmachen mußten. In kurzen 
Umrissen skizzierte er die heutige wirtschaftliche Situation, 
in der die Unternehmer das Schlagwort von der ungeheueren 
Kapitalnot und von dem Mangel flüssiger Betriebsmittel ge- 
brauchen. Der AfA-Vorstand vertrete den Standpunkt, daß 
es ein Trugschluß und eine Illusion sei, die heutige Wirt- 
schaftskrise lediglich von der geldlichen Seite lösen zu 
wollen. Diese Wirtschaftskrise zeige, daß es sich um keine 
 Kredit- und Wirtschaftskrise, sondern um eine im Zusam- 
menhang mit dem verflossenen Kriege hervorgerufene Welt- 
wirtschaftskrise handle, deren Schwierigkeiten nur 
durch gesteigerten Absatz gelöst werden könnten. Auch mit 
der Arbeitslosenfrage habe sich der AfA-Bund ein- 
gehend befaßt. Der Personal- und Beamtenabbau 
der Behörden, der Abbauin der Industrie und 
die Entlassung von 180000 Angestellten des 
Bankpgewerbes haben zu einer katastrophalen 
"UVeberfüllung des Arbeitsmarktes der Ange- 
estelter.- geführt. 
Gegen diese Mißstände sei von der jetzigen Reichsregierung 
ebensowenig etwas unternommen, wie für den Schutz älterer 
Arbeiter und Angestellten, In der Sozialversicherung 
- würden vom Unternehmertum: selbst die kleinsten Versuche 
zur Besserung bekämpft, die von der jetzigen Regierung 
— unternommen wurden. Dabei sei die absolute Belastung der 
Volkswirtschaft nur im Verhältnis von 100 zu 134 gestiegen, 
- während eine Goldentwertung von 100 zu 160 festzusteilen 
sei. Die höheren Beiträge zur Sozialversicherung stellen 
keineswegs eine Mehrbelastung der Unternehmer, sondern 
der Arbeitenden dar, sie ergeben sich nur aus der Senkung! 
des Reallohnes. Die Frage.eines einheitlichen Arbeitsrechtes 

sei leider nicht vorwärtszukommen, im Gegenteil sei 
das Tarifrecht und das Schlichtungswesen von den Unter- 
nehmern systematisch zerstört worden. 


_ Nach einer Kritik der Struktur der heutigen Unternehmerbe- 
 wegung: betonte der Vortragende, daß die so z ialpolitische 
Tätigkeit des AfA-Bundes von den wirtschaftspolitischen 
Fragen nicht zu trennen sei. Die AfA-Bewegung müsse auch 
-  wirtschaftspolitisch die Voraussetzungen schaffen, die die ein- 
zelnen Verbände brauchen, um ihre sozialen Forderungen er- 
- füllt zu sehen. Mehr denn je seien die Angestellten auf sich 
selbst und ihre Kraft angewiesen. Der Weg von München 
führe auf den Weg der organisierten Selbsthilfe. Da es mit 
der Sozialisierung nicht vorwärtsgekommen ist, so müssen die 
Mit lieder der Gewerkschaften selbst in die Privatwirtschaft 
- eindringen und ‚dazu die Voraussetzung selbst schaffen. Ein 
_ vortrefiliches-Mittel hierfür sei die neugegründete Bank der 
Arbeiten Angestellten und Beamten. Es genüge 
nicht, daß die Angestellten Vertrauen auf die Tätigkeii der 
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Parlamente hätten, sondern sie müßten auch außerhalb der 
Parlamente die Voraussetzungen für eine Verbesserung ihrer 
Lage schaffen. 


In der 
Diskussion 


stellt Peters (Butab) fest, daß im Jahre 1922 die monatliche 
Unfallzitfer 4678 betrug, während sie im November 1924 auf 
5481 gestiegen ist. Täglich kommen in den Gruben zwei 
tödliche Unfälle und 200 Verletzte durch Unfälle vor. Insbe- 
sondere die Ausschüttung von Prämien an Förder-Maschinisten 
sei mit allen Mitteln zu bekämpfen. 

Hausherr vom Z.d.A. beschäftigt sich mit der Lage 
der nach Arbeitertarifen, aber als Angestellte beschäftigten 
Personen bei der Reichsbahn. Zehntausende von 
Angestelltengehen durch die Maßnahmen der 
Reichsbahnverwaltung ihrer Angestellten- 
rechte verlustig. 

Auf Grund der Ausführungen im Geschäftsbericht und in 
der Diskussion gelangten folgende EntschließBungen zur 
Atinahme: 


Zur Frage der Arbeitslosenversicherung: 

Gemäß Artikel 163 der Reichsverfassung soll für jeden unverschuldet 
arbeitslos gewordenen Arbeitnehmer von Reichs wegen gesorgt werden. 
Die damit in der Verfassung versprochene soziale Fürsorge, zu deren 
Grundgedanken sich der 2. AfA-Kongreß erneut bekennt, hat bis zum 
heutigen Tage keine gesetzliche Regelung erfahren. 


Die gegenwärtig geltende Erwerbslosenfürsorgeverord-.. 


nung ist zu einer unerträglichen Belastung der deutschen Arbeitnehmer 
geworden. Nach Einführung der Beitragsverpflichtung von Arbeit. 
nehmern und Arbeitgebern ist sie nur noch dem Namen nach „Fürsorge‘‘; 
sie enthält alle Pfüchten einer Versicherung, ohne die Rechte einer 
Versicherung zu gewährleisten. Sie-kennt nicht den Rechtsanspruch auf 
Unterstützung, wohl aber die Bedürftigkeitsprüfung und die Pflichtarbeit. 

Der Kongreß verlangt daher von Reichsregierung und Reichstag 
die sofortige Aenderung der unhaltbar gewordenen Zustände auf dem 
Gebiet der Erwerbslosenfürsorge. Er protestiert gegen die monatelange 
Verschleppung der Vorlage eines Gesetzes und fordert nunmehr die 
umgehende Einbringung eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes, das der 
großen Zahl von Arbeitnehmern, die ohne ihr Verschulden arbeitslos 
geworden sind, eine ausreichende und rechtlich gesicherte Unterstützung 
gewährleistet. 

Mit aller Entschiedenheit weist der Kongreß die Absichten der 
Reichsregierung zurück, dieses Gesetz nur auf einen Teil der deutschen 
Arbeitnehmer zu erstrecken und durch Festsetzung der Krankenver- 
sicherungsgrenze als Höchstgrenze für die Arbeitslosenversicherung breite 
Kreise gerade der Angestellten außerhalb der Versicherung zu lassen. 
Die Interessen der Angestellten verlangen ebenso wie das Interesse der 
Versicherung selbst die Erfassung alier Angestellten ohne Rücksicht auf 
ihr Gehalt durch die Versicherungspflicht der Arbeitsiosenversicherung. 

Die Durchführung der Reichsgefahrengemeinschaft ohne jede Ein- 
schränkung und den Aufbau einer wirklichen Selbstverwaltung erachtet 
der Kongreß als weitere unerläßliche Bestandteile eines Arbeitslosen- 
versicherungsgesetzes, das die Zustimmung der deutschen Angesteliten- 
schaft finden soll. 


Zur Frage der Reichsbahnangestellten: 

Der 2. AfA-Gewerkschaftskongreß wendet sich mit aller Entschieden- 
heit gegen die von den privatkapitalistischen Unterrnehmern im Ver- 
waltungsrat der Deutschen Reichsbahn-Geselischaft eingeleiteten Schritte, 
die Eisenbahn für ihre unsozialen Zwecke zu gebrauchen. 

In der neuen Personalordnung sind die Rechte des Eisenbahnper- 
sonals erheblich verschlechtert worden. Für die Beamten ist durch die 
Schaffung der sogenannten „Kündigungsbeamten“ die Sicherheit ihrer 
Existenz in Frage gestellt. 

Eine besondere Mißachtung ihrer Rechte aber. haben die An- 

estellten in der Personalordnung erfahren. Die übliche 

Ebetiminung des Angestellten im Sinne der Versicherungspflicht 
nach dem Angestelltenversicherungsgesetz wird von der Deutschen Reichs- 
bahn-Geselischaft abgelehnt und als „Angestellter“ derjenige. bezeichnet, 
der „weder Beamter noch Arbeiter‘ ist. Angestellte aber er- 
klärt man als im Arbeiterverhältnis stehend nur, weil se — zu 
Unrecht — den Bestimmungen des Arbeiterlohntariivertrages unter- 
worfen wurden. So werden ihnen die sozialen Rechte der Angestellten 
und des Angestelltentarifvertrages entzogen. 

Gegen diese Entrechtung der Angestellten erhebt der 2. AfA- 
Gewerkschaftskongreß schärfsten Protest, und er beauftragt den AfA- 
Bundesvorstand im Einvernehmen mit den Zentralvorständen der ange- 
schlossenen Verbände, gegen diese Rechtsminderung der Angestellten in 
der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft mit aller Kraft anzukämpfen. 

Der Kongreß erwartet aber auch von den eine Angestelltentätigkeit 
bei der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft ausübenden Personen, daß sie 
sich restlos in den freigewerkschaitlichen Angestelltenverbänden vereinigen, 
um in geschlossener Front die Reaktion in der Reichsbahn-Gesellschaff 
zu überwinden. Das Schicksal des bei der Deutschen Reichsbahn-Gesell- 
schaft beschäftigten Personals ist untrennbar verknüpft mit dem Schick- 
sal aller Angestellten in den übrigen privaten und öffentlichen Unter- 
nehmungen und Verwaltungen. 


Zur Frage des Grubensicherheitswesens:; 


Der 2. AfA-Gewerkschaftskongreß gedenkt der im Bergbau verunglück- 
ten Arbeitskameraden und erklärt alles zu tun, um das Gruben- 
sicherheitswesen zu verbessern. Der Kongreß verkennt nicht die 
natürlichen Gefahren des Bergbaubetriebes; die Häufung der schweren 
Grubenkatastrophen in den letzten. Monaten und die zahlreichen Ein- 
zelunfälle zeigen aber, daß die gegenwärtige Unfallverhittung im Berg- 
bau mangelhaft und unzureichend ist, Die Behauptung, daß die vielen 
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Unfälle lediglich auf die besonderen Gefahren des .Bergbaues zurück- 
zuführen seien, muß auf das entschiedenste zurückgewiesen werden. Der 
Kongreß ist vielmehr der Ueberzeugung, daß die Ursachen in erster 
Linie in einer utverantwortlichen‘ MavnE der menschlichen Arbeits- 
Kraft zu ‚suchen sind, Das ‘im Bergbau herrschende Antreiber- 
system zwingt die Arbeitnehmer aus Sorge um das tägliche Brot 
zur Vernachlässigung der Sicherheitsvorschriften. Dieser durch niedrige 
* Löhne ‚hervorgerufene Mißstand in der Einhaltung der polizeilichen Be- 
Stimmungen wird verschärft durch. ein Prämiensystem, das die 
technischen Angestellten in stärkste wirtschaftliche Abhängigkeit von den 
Grubenbesitzern bringt und sie behindert, ihr Hauptaugenmerk der 
Sicherung der Grubenbaue zu widmen. : 
“ "Eine, sofortige Beseitigung dieser für das Leben und die Gesund- 
heit der Bergleute gefahrvollen Zustände ist dringend erforderlich. 
Darüber‘ hinaus’ muß “die Grubenkontrolle umfassender und planmäßiger 
unter gleichberechtigter Mitwirkung der Arbeitnehmer und ihrer Ge- 
werkschaften gestaltet. werden. . Die geltenden Berggesetze der Länder 
sind veraltet und besonders in Fragen der Unfallverhütung überholt. 
Es kommt hinzu, daß die Zersplitterung in der Berggesetzgebung die 
notwendige zentrale Bekämpfung der Unfaligefahren unmöglich macht. 
Durch die sofortige Schaffung eines Reichsberg- 
gesetzes ist deshalb eine grundlegende Reorganisation der Betriebs- 
aufsicht im Bergbau durchzuführen. 

Der AfA-Kongreß hält es für eine der vornehmsten Pflichten des 
Staates, den Arbeitnehmern ohne Rücksicht auf das Gewinnstreben der 
Grubenbesitzer den. größtmöglichen gesetzlichen Schutz angedeihen zu 
lassen. Die Reichs- und Länderregierungen haben nach. dem furchtbaren 
Unglück auf der Zeche „Minister Stein‘ trotz aller Vorstellungen der 
Gewerkschaften keine Maßnahmen zur Beseitigung des Antreiber- und 
Prämiensystems, jener Grundursache aller Unglücke, getroffen. Die 
letzte, nicht minder schwere Katastrophe auf Zeche „Dorstfeld“ verlangt 
ebieterisch die Abkehr von dieser bedenklich passiven Haltung. Der 
orstand des AfA-Bundes hat den Regierungen und den gesetzgeben- 
gebenden Körperschaften des Reiches und der Länder erneut in einer 
dringenden Eingabe umfassende . Vorschläge und Forderungen für eine 
Verbesserung des Grubensicherheitswesens unterbreitet. Der Kongreß 
schließt: sich der Eingabe voll an und verlangt, daß die gestellten Forde- 
sungen mit größter Beschleunigung durchgeführt werden. Von allen 
Parteien des Reichstags und der Landtage wird erwartet, daß sie sich 
schon aus Gründen der Menschlichkeit mit für eine Beseitigung der 
kulturwidrigen. Zustände im Bergbau einsetzen und die vom AfA-Bund 
gestellten Forderungen erfüllen. 

Die in letzter Zeit mehrfach vorgekommenen Seilfahrtsun- 
Bruce erheischen gebieterisch die sofortige Ergreifung besonderer 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit bei der Menschenförderung, 
Die Gewährung von Prämien an die mit der Menschenförderung betrauten 
Fördermaschinisten ist: wegen ihrer verhängnisvollen Wirkung auf die 
Sicherheit der am, Seile Fahrenden zu verbieten. Auf eine sorgfältige 
Ausbildung der Fördermaschinisten ist besonders Gewicht zu legen; 
die Beibringung eines Befähigungsnachweises über das jetzige Maß 
himaus ist riotwendig. 

Weiterhin sind, um endlich geordnete Zustände. bei der Menschen: 
förderung herbeizuführen, die Fördermaschinisten in den Kreis der in 
den SS 73if. des A.B.G. genannten Personen einzubeziehen. 


Zur Frage der Entschädigung der Angestellten im Einbruchs- 
gebiet: 

Der 2. AfA-Gewerkschaftskongreß billigt die vom Vorstand des AfA- 
Bundes eingeleiteten Maßnahmen zur Erlangung einer angemessenen 
Entschädigung für die von den: Wirkungen des Ruhrkampfes betroffenen 
Angestellten. Er stimmt den vom Bundesvorstand ausgearbeiteten Richt- 
finien zur Durchführung der Entschädigung zu und stellt fest, daß bis 
zur Stunde das Reich noch keine Anstalten getroffen hat, seinen Ver- 
pflichtungen gegenüber den Opfern des Ruhrkanıpfes nachzukommen. An- 
gesichts der olme. gesetzliche Unterlagen und ohne jede zureichende Kon- 
trolie den Unternehmern im Ruhrgebiet in verschwenderischer Weise zur 
Verfügung gestellten Schadensersatzzahlungen wird diese Vorenthaltung 
der Schadensvergütung gegenüber den Angestellten von ihnen als ein 
Er besonderes Unrecht empfunden. Die vom AfA-Bund aufgestellten 

ichtlinien für eine gesetzliche Regelung der Entschädigung stellen das 

Mindestmaß des Erforderlichen dar. Sie lassen die unmeßbaren persön- 
lichen Opfer, die die Arbeitnehmer im besetzten Gebiet bringen mußten, 
dabei durchaus unberücksichtigt. 

Der Kongreß brandmarkt das demagogische und angestelitenverräte- 
rische Verhalten des Gesamtverbandes deutscher Angestelitengewerk- 
schaften, der unter Preisgabe aller billigen Entschädigungsansprüche 
der viele Monate arbeitslosen Kollegen und Kolleginnen im besetzten 
Gebiet, lediglich für die -Spanne zwischen der gesetzwidrigen Tristlosen 
Kündigung oder Beurlaubung und dem Ablauf der Kündigungsfrist 
Schadensersätzforderungen erhebt. Er verlangt demgegenüber mit allem 
Nachdruck, daß grundsätzlich die Einbuße an Arbeitseinkommen während 
der Besetzungsdauer den Maßstab der Entschädigung zu bilden hat. 

Der Kongreß beauftragt den Bundesvorstand, alle ihm zu Gebote 
stehenden Mittel zu ergreifen, um den aufs bitterste enttäuschten An- 
en des besetzten Gebietes endiich auf gesetzlicher Grundlage zu 
hrem Rechte zu verhelfen. 

Ferner wird der. Bundesvorstand beschlußgemäß beauf- 
tragt, die Schaffung eines Reichsbühn engesetzes zu 
beschleunigen und die berechtigten Ansprüche der Bühnen- 
angestellten auf öffentlich-rechtlichem und privatrechtlichem 
Oebiet zu sichern. 

Eine Reihe von weiteren Anträgen verschiedener Orts- 
kartelle‘ wurde dem Bundesvorstand als Material über- 
wiesen. 


. Von der Mandatsprüfungskommission wurden 
alle Mandate für gültig erklärt. Anwesend waren 87 Deles 
gierte und 74 Teilnehmer. 
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3 zweiten Verhandlungstag . 
wohnte Reichswirtschaftsminister a. D. Wissell’als Ehren- 
ast bei. Namens des tschechischen Einheitsverbandes der 
Privatangestellten is Prag und der Angestelltenvereinigumg 
im Deutschen Gewerkschaftsbund in Reichenberg, überbrach- 
ten zwei ‚Vertreter .solidarische Grüße. 

Als erster Referent des Tages sprach Ingenieur Otto 
Schweitzer, Mitglied des Reichswirtschaftsrates, über die 
Fortführung der Rätegesetzgebung. 

In einem historischen Rückblick ‘stellte der Redner fest, 
daß seit der Verabschiedung des Betriebsrätegesetzes und der 
Bildung des Vorläufigen - Reichswirtschaftsrates Anfang 1920 
nichts mehr geschehen sei, um das Versprechen, das den Ar- 
beitnehmern in Artikel 165 der Reichsverfassung gegeben 
worden ist, ‚einzulösen. Dabei habe der Verfassungsausschuß 
‚des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates-bereits "Ende 1922 Leit- 
sätze für die Umgestaltung der bestehenden amtlichen Be- 
rufsvertretungen (Handelskammern, Landwirtschaftskammern 
und Handwerkskammern) und Ende 1923 Leitsätze für die Bil- 
dung der Bezirkswirtschaftsräte und des endgültigen Reichswirt- 
schaftsrats aufgestellt. Außerdem sei der Vorläufige Reichs- 
wirtschaftsrat durch die Anfang 1924 durchgeführten Ersparnis- 
maßnahmen in seinen Rechten und seiner Arbeitsfähigkeit 
außerordentlich stark beschränkt - worden. 2 

Der Urteil der Arbeitnehmerschaft über den Vorläufigen 
Reichswirtschaftsrat sei im allgemeinen nicht günstig, weil 
er viele Hoffnungen, die auf ihn gesetzt worden. sind, nicht 
erfüllt habe. Dabei müsse allerdings berücksichtigt werden, 
daß manche von diesen Hoffnungen unmöglich in Erfüllung 
gehen konnten, weil von einer paritätisch zusammengesetzten 
Körperschaft entscheidende Maßnahmen zurunsten der 
Arbeitnehmerschaft selbst dann nicht zu erwarten wären, wenn 
sie an sich das Recht besäße, solche Maßnahmen zu ergreifen. 
Es kommt aber hinzu, daß der Vorläufige Reichswirtschaftsrat 
ja gar keine Entscheidungsbefugnisse ‚hat, sondern nur eine 

utachtlich tätige Körperschaft ist. Immerhin hat der Vorläufige 
Bechswirtschafferat auch in der Erfüllung von Aufgaben, zu 
deren Lösung er zweifellos berufen war, versagt. Es braucht 
nur daran, erinnert zu werden, daß es dem Reichswirtschaftsrat 
noch nicht einmal möglich gewesen ist, in der Inflationszeit 
die Ursache der Inflation wirklich zu klären und daß die Unter- 
suchungen, die er über die Berechtigung der Preise der Tex- 
tilien im Frühjahr des vergangenen Jahres und über die 
Lederpreise im Herbst des vergangenen Jahres durchgeführt 
hat, infolge der unzulänglichen Untersuchungsmethoden prak- 
tisch wertlos geblieben sind. Die Hauptmängel des Vorläufigen 
Reichswirtschaftsrats sind seine ungenügenden Befugnisse bei 
der Durchführung von Untersuchungen und die übertriebene 
Geheimniskrämerei, die in seinen Ausschüssen getrieben wird. 

Der Redner verwies sodann auf die Ankündigung des 

Reichswirtschaftsministerss Neuhaus in seiner Reichstags- 
rede am 9. Mai d. Js., daß der Gesetzentwurf über den end- 
gültigen Reichswirtschaftsrat demnächst zur Diskussion gestellt 
werden soll. Im Hinblick auf diese Ankündigung empfahl er 
Zurückstellung unserer Einzelforderungen zur Frage der Um- 
ur alfung der bestehenden Kammern und zur Frage der 
ezirkswirtschaftsräte und begründete im einzelnen die aus 
nachstehender Entschließung ersichtlichen Forderun en, deren 
Erfüllung in dem Gesetz über den endgültigen . Reichswirt- 
schaftsrat vom AfA-Bund verlangt wird. 

‘Zum Schluß legte er dar, welche Bedeutung dem Kampf 
um die Fortführung der Rätegesetzgebung zukomme, warnte 
aber auch andererseits vor übertriebenen Hoffnungen inbezug 
auf die Möglichkeit, durch öffentlich-rechtliche Arbeitnehmer- 
vertretungen entscheidenden Einfluß auf. Gesetzgebung und 
öffentliche Verwaltung zu gewinnen. Die Wirtschaftsräte kön- 
nen immer nur Hilfsorgane für unseren Gewerkschaftskampf 
sein. Letzten Endes hängt auch der Erfolg ihrer Tätigkeit 
von der Macht der freien Arbeitnehmerorganisationen, d.h. 
der Gewerkschaften ab. = 

Folgende Entschließung wurde angenommen: 

Zur Frage der Schaffung des endgültigen Reichswirtschafts- 
rates: BE 

Der 2. AfA-Gewerkschaftskongreß stellt mit Bedauern fest, daß es 
seit der Verabschiedung des. Betriebsrätegesetzes "Anfang 1920 .unter- 
lassen worden ist, dem Reichstage die Entwürfe weiterer Ausführungs- 
gesetze zum Artikel 165 der Reichsverfassung vorzulegen. Diese Säumig- 
keit in der Einlösung des den Angestellten, Arbeitern und Beamten in 
der Reichsverfassung gegebenen Versprechens . ist um so auffallender, 
als der Verfassungsausschuß des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates bereits 
Ende 1922 Leitsätze für die Umgestaltung der bestehenden amtlichen 
Berufsvertretungen — Industrie- und Handelskammern, Landwirtschafts- 
kammern, Handwerkskammern — und. Ende. 1923 Leitsätze für die 
Bildung der Bezirkswirtschaftsräte ‚und . des. endgültigen. Reichswirtr 
schaftsrates aufgestellt hat. Hinzukommt, daß. die Rechte und die Ar- 


beitsfähigkeit des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates „durch. die Anfang 
1924 durchgeführten Abbaumaßnahmen sehr stark ‚verringert worden sind. 
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Im Hinblick auf die Ankündigung des Reichswirtschaftsministers in 
seiner Reichstagsrede am 9: Mai d. J., daß der Entwurf des Gesetzes 
über, ..den, engenligen; _Reichswirtschaftsrat demnächst ' zur Diskussion 
gestellt, werden soll, nimmt. der Kongreß davon ‚Abstand, im einzelnen 


‘die Förderungen ziü- wiederholen, die von den freien ‚Gewerkschaften 


“der Angestellten, Arbeiter uhd' Beamten schon früher zur ‘Umgestaltung 


der bestehenden amtlichen Berufsvertretungen und zur Bildung der Be- 
zirkswirtschaftsräte gestellt worden sind und beschränkt sich darauf, fest- 


.zustellen,.. daß er von dem Gesetz über den endgültigen Reichswirt- 


schaftsrat die Erfüllung folgender . Forderungen erwartet: 
1. Eine Mitgliederzahl des. Reichswirtschaftsrates, die allen wirt- 
schaftlich‘‘ wichtigen Berufsgrüppen eine Vertretung sichert. Besonders 


‚muß gefordert ‚werden, daß den Angestellten eine ‚ihrer Bedeutung für 


die Volkswirtschaft ‚gerecht werdende, nicht lediglich dem zahlenmä igen 


'Stärkeverhältnis entsprechende Vertretung eingeräumt wird. 


2. Wirklich paritätische Zusammensetzung des Reichswirtschaftsrats 
aus Vertretern der Unternehmer und der Arbeitnehmer. Diese Parität 
ist einmal sicherzustellen‘ dadurch, daß die Arbeitnehmerabteilung die 
gleiche "Zahl von Sitzen erhält, wie die Unternehmerabteilung; weiter 


aber auch dadurch, daß im Gesetz Vorsorge dafür getroffen wird, daß 


nicht — wie es beim- Vorläufigen Reichswirtschaftsrat geschehen ist — 


durch das Benennungsrecht des Reichsrats die Zusammensetzung des 


Reichswirtschaftsrates zugunsten der Unternehmer verschoben wird. 

3, Als Arbeitnehmervertreter dürfen nur Vertreter von Organisationen 
zugelassen werden, die als Gewerkschaften im ‚Sinne der von allen 
ewerkschaftlichen Spitzenorganisationen im Frühjahr 1920 aufgestellten 
eitsätze anzusprechen sind. : EN 

4. Ungeschmälerte Aufrechterhaltung der dem Reichswirtschaftsrat 
in Artikel 165 der Reichsverfassung zugesprochenen Befugnisse; also 
neben. der Aufgabe .der Begutachtung wichtiger sozialpolitischer und 
wirtschaftspolitischer Gesetzentwürfe das Recht eigener Initiative des 
Reichswirtschaftsrats und der Vertretung seiner Anregungen vor den 
gesetzgebenden Körperschaften. 

Kommt ein einheitliches Gutachten des Reichswirtschaftsrats nicht 
zustande, so muß die Minderheit berechtigt sein, ein eigenes Gutachten 
zu erstatten, das den gesetzgebenden Körperschaften ebenso wie das 
Mehrheitsgutachten zur Kenntnis zu bringen. ist. 

5. Dem Reichswirtschaftsrat sind Gesetzentwürfe nicht erst dann vor- 
zulegen, wenn sie bereits vom Reichskabinett gutgeheißen worden sind, 
sondern möglichst schon im Stadium des Referentenentwurfs. Nur durch 
diese frühzeitige Einschaltung des Reichswirtschaftsrats in die Gesetz- 
ebungsmaschine wird seine ‘Arbeit wirklich fruchtbar gemacht werden 
Önnen. 

Reichsminister a. D. Dr. Hilferding, M. d. R, hielt 
sodann einen instruktiven, bedeutsamen Vortrag über 

- Angestellte und Handelspolitik.. 

“Mit: Beifall * empfangen, wies der Refernt darauf 
hin, daß der "heutige Tag für die deutsche Handels- 
politik ein- bemerkenswertes Datum sei, da der Ver- 
trag mit. Polen abgelaufen und ein vertragloser Zu- 
stand eingetreten wäre. Es bestehe die Möglichkeit, daß dieser 
vertragslose Zustand in einen Zollkrieg umschlage. Der Reichs- 
regierung könne man mit Bezug auf den neuen Zolltarif ohne 
jede agitatorische Absicht und ohne jede parteipolitische Vor- 
eingenommenheit den schweren Vorwurf machen, daß in dem 
Entwurf nicht einmal versucht worden wäre, ihn von einem 
volkswirtschaftlich zu verteidigenden Standpunkt irgendwie zu 
begründen.‘ Die Politik des agrarischen Zoll- 
wuchers sei.nichts anderes als die seinerzei- 
tige Inflation und bedeute auch eine Verdoppelung der 
Lohnsteuer. Je ärmer und je kinderreicher eine Familie, desto 
härter würde sie durch die Agrarzölle getroffen, das ist die 
sozialpolitische Auswirkung der künstlichen Verteuerungsab- 
sichten der Regierung. Die Zollvorlage sei eine produktions- 
politische Schädigung “unserer gesamten Volkswirtschaft, eine 
Begünstigung der Rohstöffindustrie auf Kosten der 'Fertig- 
‘industrie. und 'weiter eine Begünstigung der rückständigen 
Methoden auf Kosten der fortgeschrittenen. Vom Standpunkt 
einer stärkeren Vereinigung des europäischen Wirtschafts- 
gebietes, vom Standpunkt einer europäischen Zollunion wäre 
die Hochschutzzollpolitik der Reichsregierung eine Verkennung 
aller historischen Notwendigkeiten, eine Verkennung der wirt- 
schaftspolitischen Lage Deutschlands und der historischen Ent- 
wicklung. :Dem Vortragenden dankte demonstrativer Beifall. 
Beschlußgemäß wurde von einer Diskussion über das den 
Höhepunkt der bisherigen Tagung bildende Referat abge- 
sehen und folgende Entschließung einstimmig ange- 
nommen: ; 


* Entschließung zum neuen Zolltarif: 


‘Die heutige Lage der deutschen Volkswirtschaft fordert gebieterisch, 
alle Voraussetzungen zur Erhöhung der Aufnahmefähigkeit des inneren 
Marktes wie zur Steigerung der Exportfähigkeit zu schaffen. 

Der von der Reichsregierung geplante neue Zolitarif wirkt der Er- 
reichung beider Ziele unmittelbar entgegen. Er verkennt vollkommen 
die Notwendigkeit, Deutschlands Wirtschaft enger mit der Weltwirt- 
schaft zu verflechten und droht, die nach dem Kriege wieder gefundenen 
ersten Ansätze regerer Handelsbeziehungen schwer zu schädigen und eine 
Selbstblockade über die deutsche Wirtschaft zu verhängen. 

Die durch die vorgeschlagenen Zölle bedingte Steigerung der Preise 
für Lebensmittel, industrielie Rohstoffe und aller Industnieerzeugnisse be- 
deutet eine karte Senkung der Reallöhne. zum Zwecke der 
Steigerung der Bodeu- und Kartellrenten. Deutschland müßte zum 
keuersten Land der Welt werden. Die Hemmung der Exportfähigkeit 
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Und die Einschränkung der Verbrauchskraft'der Massen würde die Wirt« 
schaftskrise außerordentlich verschärfen...  . 

Die Abwehr des gegen die Lebensinteressen der breiten Volks- 
schichten gerichteten Hochschutzeolles ist eine gemeinsame Angelegen- 
heit aller Arbeiter, Angestellten und Beamten. Schutz der Verbraucher- 
interessen - fällt dabei völlig zusammen mit dem Gesamtinteresse der 
deutschen Volkswirtschaft. wi 

‚ Der 2. AfA-Gewerkschaftskongreß erwartet deshalb in Ueberein- 
stimmung mit der Auffassung der hervorragendsten volkswirtschaftlichen 
Sachverständigen vom Reichstag, daß er der Regierungsvorlage die Zu- 
stimmung versagt. j 

Der Bundesvorstand wird beauftragt, in einer auf breitester Grund» 

lage eingeleiteten gemeinsamen Protestbewegung aller, Gewerkschaits- 
und Verbraucherorganisationen den stärksten Druck auf die politischen 
Parteien auszuüben und alle zweckdieniichen Mittel in Anwendung zu 
bringen, um zu verhindern, daß die vitalsten Interessen der schaffenden 
Volkskräfte dem Eigennutz einer Gruppe agrarischer und schwer- 
industrieller Großkapitaliisten zum Opfer gebracht werden. 


In einer weiteren Entschließung wird der Bundes- 
vorstand beauftragt, eine beschleunigte Revision der arbeits- 
rechtlichen Gesetzgebung für die Seeleute 
in die Wege zu leiten. 


. Hieran schloß. sich die Beratung über verschiedene An- 
träge auf Satzungsänderungen. Von den hierzu ge- 
faßten Beschlüssen ist besonders die Aenderung des & 9 der 
Satzungen hervorzuheben, wonach der AfA-Vorstand hin- 
fort nicht mehr aus 15 Mitgliedern, davon 7 im geschäfts- 
führenden Vorstand, sondern aus 9 Mitgliedern, davon 
3 Vorsitzende, besteht. 


Ferner wurde Beschluß gefaßt über Normalsatzun- 
gen für die Orts- und Bezirkskartelle, die jetzt 
für alle diese Kartelle bindend sein sollen. 


Ferner wurde folgende Entschließung einstimmig an- 
genommen: ; 

„Die bayerische Staatsregierung weigert sich, mit den dem AfA- 
Bund angeschlossenen Gewerkschaften einen Tarifvertrag zur Regelung 
der Arbeitsverhältnisse der bei der bayerischen Staatsver- 
waltung beschäftigten Angestellten abzuschließen. Sie führt 
dafür „juristische Gründe“ an, die.das Wesen des kollektiven Arbeits- 
rechtes vollständig verkennen. Der Kongreß protestiert gegen. dieses 
tarifvertragsfeindliche Verhalten der bayerischen Staatsregierung und 
erinnert an die dem Kongreß gewidmeten Begrüßungsworte des So- 
zialministerss Oswald, der die Wichtigkeit der „Berufsverbände und 
deren Aufgaben anerkannte. Der Kongreß erwartet von der bayerischen 
Staatsregierung, daß sie zum Abschluß ‘eines Tarifvertrages für die 
bayerischen Staatsangestellten die Hand bietet. Der. Staatsregierun 
obliegt in erster Linie die Pflicht, den Privatunternehmern. ein Vorbil 
für die Regelung der Arbeitsbedingungen ihrer Arbeitnehmer zu geben, 
deshalb muß sie das kollektive Arbeitsrecht für ihre Arbeitnehmer 
selbst anwenden.“ 

‘Die durch Akklamation vorgenommene Wahl des Bund:s- 
vorstandes hatte folgendes Ergebnis: Vorsitzende: Auf- 
häuser, Stähr und Urban; Beisitzer: Aman, 
Buschmann, Marx, Rickelt, Schulte und 
Schweitzer. ! 


Der dritte und letzte Tag des AfA-Kongresses 
brachte zunächst ein großzügiges Referat von Fritz Schrö- 
der, über den Kampf um den Achtstundentag. 
Temperamentvoll zeichnete er bis in alle Einzelheiten die Ent- 
wicklung dieses Kampfes, dabei den größten Teil seiner Ausfüh- 
rungen jener Zeit widmend, in welcher in Deutschland nach dem 
Zusammenbruch des passiven Widerstandes die vereinigte Reak- 
tion des deutschen Unternehmertums daran ging, aus eige- 
ner Machtvollkommenheit das bestehende 
Recht in Deutschland außer Kraft zu setzen. 
Unvergessen werde dabei bleiben, wie die Reichsregierung das 
wüste Treiben unterstützte, so daß schließlich unter den Wir- 
kungen der die Arbeitnehmerschaft zermürbenden Inflation das 
klägliche Ende des Achtstundentages herbeigeführt werden 
konnte. Nun aber müsse der Kampf der Gewerkschaften um 
die Einführung des Achtstundentages von neuem beginnen und 
dazu müßten alle Mittel, vor allem außerparlamenta- 
rische, eingesetzt und die deutsche Regierung zur 
Ratifizierung des Washingtoner Abkommens 
gezwungen werden. 

An Schröders Referat, das wiederholt von großem Beifall 
unterbrochen wurde, schloß sich eine längere Aussprache, an 
der sich Oudegeest und Smit (Amsterdam) beteiligten. 
Der erste erläuterte, welche Wichtigkeit der Ratifizierung des 
Washingtoner Abkommens durch Deutschland zukomme. Auf 
Grund seiner Erfahrungen sei ihm klar geworden, daß Deutsch- 
land nur deshalb nicht ratifiziere, wei die Internationale der 
Arbeitgeber es bisher nicht zugelassen habe. 

In seinem Schlußwort wies Schröder auf den Kampf mit 
allen außerparlamentarischen Mitteln hin, durch den man nicht 
nur die Ratifizierung des Washingtoner Abkommens, sondern 
seine Ergänzung durch ein neues Arbeitszeitgesetz 
erreichen müsse. Der Kongreß nahm dann folgende Ent- 
schließung an: 
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Zur Frage des Achtstundentages: 


Der 2. AfA-Gewerkschaftskongreß in München stellt mit Bedauern 
fest, daß die Deutsche Reichsregierung entgegen den wiederholten An- 
kündigungen dem Reichstag bis zum heutigen Tage weder den Entwurf 
für ein neues Arbeitszeitgesetz, noch eine Vorlage zur Ratifizierung des 
Washingtoner Abkommens zugeleitet hat. a 

Angesichts der heutigen Wirtschaftskrise und der mit ihr. verbundenen 
Massenarbeitslosigkeit ist aber die gesetzliche Wiedereinführung des Acht- 
stundentages dringlicher denn je geworden. Das neue deutsche Arbeits- 
zeitgesetz muß gleichzeitig die. Voraussetzungen zur Ratifizierung des 


Washingtoner Abkommens enthalten. Der Kongreß sieht in der Ratifi-, 


zierung das Mindestmaß einer notwendigen internationalen Verständigung 
über die Arbeitszeit, um damit das soziale Dumping einzelner Länder 
auf diesem Gebiete auszuschalten. 

Der Kongreß fordert die Parteien des Reichstages auf, alle pa rla= 
mentarischen Mittel zur beschleunigten Verwirklichung dieser 
Forderungen in Anwendung zu bringen. Er beauftragt den Bundes- 
vorstand, diese parlamentarische Aktion mit alien dem AfA-Bund zur 
Verfügung stehenden Kräften und gewerkschaftlichen Machtmitteln außer- 
parlamentarisch zu unterstützen. Ä 

Die angeschlossenen AfA-Verbände müssen nach wie vor die Lohn- 
und Tariibewegungen benutzen, um den Achtstundentag auf dem Wege 
der organisierten Selbsthilfe wieder zurückzugewinnen. 


In folgender ebenfalls einstimmig gefaßten Entschlie- 
Bung protestierte der Kongreß ferner gegen die Methode, 
auf dem Verwaltungswege das geitende Reichsrecht 
über die Sonntagsruhe außer Kraft zu setzen: 


Zur Frage der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe: 


Die mißbräuchliche Auslegung des $ 105e der Gewerbeordnung hat 
dazu geführt,” die -Sonntagsruhe im Handelsgewerbe im bedrohlichen 
Umfange außer Kraft zu setzen. Im Gegensatz zu seiner früheren 
Haltung hat das Reichsarbeitsministerium: durch die mit den Länder- 
regierungen vereinbarten Richtlinien zur Sonntagsruhe im Handelsge- 
werbe vom 21. Februar 1924 den Anstoß zu einer weiteren Verschlechte- 
rung der Sonntagsruhe gegeben. Unter Berufung auf diese Richtlinien 
gehen die höheren Verwaltungsbehörden dazu über, geltendes Recht 
auf dem Verwaltungswege aufzuheben. Ebenso boten die Richtlinien 
den sozialieindlichen Parteien im Württembergischen und Bayerischen 
Landtage eine willkommene Handhabe, durch Mehrheitsbesch.üsse ihre 
Regierungen aufzufordern, mit Hilfe dieser Richtlinien auf dem Ver- 
waltungswege die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe noch in weiterem 
Umfange zu verschlechtern. 

Der 2. AfA-Gewerkschaftskongreß erhebt gegen die Methode, auf 
dem Verwaltungswege geltendes Reichsrecht außer Kraft zu setzen, 
stärksten Protest. Er fordert deshalb die sofortige Zurücknahme der 
Richtlinien des Reichsarbei.sministeriums. 

Die Erfahrungen zeigen, daß eine weitere mißbräuchliche Anwen- 
dung des geltenden Rechts nur verhindert werden kann durch eine 
reichsgesetzliche Neuregelung der Sonntagsruhe. Der Kongreß begrüßt 
deshalb den mit Reichstagsdrucksache Nr. 242 von der Sozialdemokra- 
tischen ‚Reichstagsfraktion eingebrachten Gesetzentwurf über die Sonntags- 
ruhe der Angestellten. Er erkärt sich mit der hier vorgeschlagenen 
Regelung einverstanden und fordert die Parteien des Reichstages auf, 
diesem Desert ihre Zustimmung zu geben und für eine schleunige 
Verabschiedung zu. sorgen. 


In der Nachmittagssitzung behandelte Kurt 
Heinig, Leiter der volkswirtschaftlichen Abteilung des Deut- 
schen Werkmeisterverbandes, das Thema 


Gewerkschaften und Steuerpolitik. 


Mit Entrüstung nahm der Kongreß Kenntnis von der bös- 
willigen Behauptung der Unternehmer, daß die Gewerkschaf- 
ten unfähig gewesen seien, die nationalen Notwendigkeiten b.im 
Kampf am Rhein und Ruhr zu erkennen. An der Hand eingehen- 
den statistischen Materials widerlegte Heinig die vielen falschen 
Angaben der Unternehmer über den Materialstand ihrer Be- 
triebe und erklärte, wenn irgendwo abgebaut werden müsse, 
so sei es bei den Direktoren der Werke, von denen 
die deutsche Industrie mindestens 100000 zu vielhabe. 
An 260 der wichtigsten deutschen Aktiengesellschaften kann 
man gegenüber dem Frieden eine Zunahme der Arbeiterschaft 
um nur 1,3 Prozent. feststellen, gegenüber einer Zunahme 
der Direktoren um 60 Prozent. Nicht minder not- 
wendig sei ein Abbau des deutschen Unter- 
nehmertums selbst, das sich seit der Inflation gewaltig 
vermehrt habe auf Kosten seiner Qualität. Anschließend for- 
derte Heinig die öffentliche Durchleuchtung 
der Steuerleistung, weil nur dadurch die Mög- 
lichkeit gegeben sei, zu erreichen, daß von 1929 an 
(Dawes-Gesetz) die Reparationslasten nicht von den breiten 
Massen des Volkes, sondern in erster Linie von den Unter- 
nehmern getragen werden. Auf Grund dieses Referats nahm 
der Kongreß folgende Entschließun g an: 


Zur Steuerfrage: 


Das Ende März abgeschlossene Steuerjahr hat 2,1. Goldmilliarden 
mehr erbracht als im Reichshaushaltspian veranschlagt war. Die im 
Gange befindliche Steuerreform geht dennoch wieder von dem Soll 
des vorigen Jahres aus. Dabei wird die weitgehende Verminderung der 
Besitzsteuern durch hohe dauernde Belastung der kleinen Einkommen 
und des Verbrauchs der breiten Massen des Volkes in so starkem Maße 
ausgeglichen, daß der+ tatsächliche Steuereinnahmeüberschuß im laufen- 
den Jahre nach aller Voraussicht noch größer sein wird als 
der vorjährige gewesen ist, 


Ben: ; 
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Der ausgesprochene Grundsatz der derzeitigen Reichssteuergesetz- 
gebung ist Schutz, Unterstützung und Förderung der Großkapitalbildung. 
Es handelt sich hier nicht nur um eine fiskalische Verkennung der 
wirtschaft- und konjunkturbildenden Faktoren, denn analog dieser Tendenz 
ist das deutsche Arbeitgebertum, im besonderen soweit es in der „Ver- 
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände“ zusamınengefaßt ist, be-7 
strebt, die Kapitalbildung zum Axiom des Wiederaufbaues der deutschen 
Wirtschaft zu machen. Dabei wird zwar wenig vom ungestörten Privat- 
besitz des Kapitals gesprochen, um so mehr wird auf die? 
Wiedergewinnung seiner Schrankenlosigkeit hin- 
gearbeitet. 4 

Der 2. AfA-Gewerkschaftskongreß ist nicht gewillt, widerstandsios 
die Ausdehnung und Herrschaft dieser unehrlichen Staätsfinanz- und 
Wirtschaftstheorie, einer falschen Steuer- und Produktionspraxis zu dulden. 
Er rechnet nicht darauf, daß seinem Verlangen nach Umkehr und Be- 
schreitung neuer, gemeinnützlicher Wege von Staat und Wirtschaft frei- 
willig geioigt wird; die Angestellten wissen, daß Privategoismus und 
Interessentenmacht in der Staatspolitik und im Wirtschaftswerden zum 
Gemeinwohlgezwungen werden müssen. Deswegen wer- 
den die im AfA-Bund zusammengeschlossenen Angestelitenverbände mit 
aller Kraft und überall dafür eintreten und dahin wirken, daß die Er- 
kenntnis der wahren Zusammenhänge in Wirtschaft und Staat Verbrei- 
tun findet. 

Die Masse .des Volkes darf nicht nur Steuerträger und kann nicht 
nur leidendes Produktionselement sein, ist sie doch in Wirklichkeit das 
lebende Fundament der Wirtschaft. Das Ausland kauft auch in günstigster 
Zeit von Deutschland nur den bei weitem kleineren Teil der Pro- 
duktion; die große Masse der erzeugten Ware wird 
stetsim innerwirtschaftlichen Kreislaufumfließen. 
Menge und Tempo dieses Kreislaufes bestimmen Konjunktur und Kultur- 
höhe! Die derzeit in Durchführung begriffene Steuerwirtschaft drosselt 
gemeinsam mit der Gehalts- und Lohnpolitik des deutschen Unternehmer- 
tums die Kaufkraft von 45 Millionen Menschen soweit, daß ihnen nach 
der Befriedigung der eiementarsten Bedürfnisse keine materiel.e Energie 
bleibt. Die Interessenten wol.en nicht sehen, daß nur dieser Ueberschuß 
konjunkturtreibend wirken kann; sie verschließen . die Augen vor dem 
durch sieerzwungenen Kulterabbau des Volkes. 

Die im AfA-Bund zusammengeschlossenen Angestelitengewerkschaften 
wolen den Menschen wieder iin den Mitteipunkt der 
Produktion stellen, sie ver.angen, daß von diesem Zentrum aus 
der Staat und die Wirtschaft, das Gehalt und die Steuer entwickelt 
werden. 

Der Weg zu diesem Ziel ist steuerwirtschaftlich die Erfassung und 
Offenlegung der großen Verdienste und Gewinne und die Freimachung 
der Kaufkraft des Volkes von übermäßiger Verbrauchsbelastung, voiks- 
wirtschaftlich die Beseitigung al,er übertlüssigen produktionshemmenden 
Substanz (Abbau des immer noch stark inflationierten Unternehmertums! 
und Umgestaltung des Produktionsprozesses unter gemeinwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten, zu denen immer die Einschaltun g des Staa- 


tes in den Besitz aller Verdienstquellen gehören 
wird. 


Dann hielt der Schöpfer der Weimarer Verfassung, Minister 
a. D. Preuß, einen Vortrag über 


die Bedeutung der demokratischen Republik 
für den sozialen Gedanken, 


dem der Kongreß mit größter Aufmerksamkeit folgte. 
Bemerkenswert war, wie Preuß die "Arbeit der deut- 
schen Sozialdemokratie seit 1918 würdigte, indem er 
erklärte: Die Haltung der -S.P.D. in den Jahren seit 1918 
haben wir restlos anzuerkennen. Sie war staatsklug, 
national im wahren Sinne des Wortes, und sie machte 
ihrem Namen Ehre, sozial und demokratisch zu sein. Worauf 
es ankommt, ist, das demokratische und das soziale Prinzip 
nicht miteinander verhetzen zu lassen, zum Nutzen derer, die 
antisozial und antidemokratisch im Dienste der Reaktion und 
des Monopolkapitalismus stehen. In jener ungeheuren Notlage 
nach 1918 war die einzige Möglichkeit der Rettung, nachdem 
alle Halbgötter und Götzen zusammengebrochen waren, der 
Aufbau des deutschen Volksstaates auf sozia- 
ler, demokratischer und nationaler Grundlage. 
Ohne diesen Cemeinschaftsgeist wäre das Reichauseinander- 
gefalien, denn die rein obrigkeitliche Macht hätte an Rhein 
und Ruhr nicht die Söhne des Vaterlandes beieinanderhalten 
können. Sie sind national treu geblieben, weil sie von unten 
her, also von der Arbeiterschaft, diesen Willen hatten. 
Dreimal verderblich wäre es unter diesem Gesichtspunkt, wenn 
man den sozialen Kämpfen nicht ihre ruhige Bahn ließe. Der 
Sozialismus ist in Wirklichkeit gar nicht zu fürchten. Was zu 
fürchten ist, ist de soziale Reaktion, und diese Gefahr 
ist riesengroß, nachdem in der Furcht vor dem Zusammen- 
schlagen der sozialistischen Welle der Monopolkapitalismus 
so ungeheuerliche Triumphe feiern konnte, «Diese Gefahr ist 
um so größer, als die Sozialreaktion sich anschickt, sich angeb- 
lich mit der Republik und der Weimarer Verfassung „auszu- 
söhnen‘“, Zur Bannung dieser Gefahr müssen alle jene zusam- 
menstehen, denen die Verfassung von Weimar und ihr sozialer, 
demokratischer und nationaler Inhatt am Herzen liegt. 
Stürmischer Beifall dankte dem Redner. Hierauf faßte 
Aufihäuser das Ergebnis des Kongresses zusammen, dessen 
Beratungen geträgen waren von reiner Sachlichkeit und innerer 
Entschlossenheit. Der Kongreß hat einmütig bekundet: Es 
bleibt bei dem freigewerkschaftlichen Pro- 
gramm von Düsseldorf unter voller Wahrung unseres hohen 
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Endzieles. Die Organisationen des AfA-Bundes wollen eine 
wirkliche Volksgemeinschaft, aber nicht eine solche, wie die 
heutige Reichsregierung sie prägt, sondern eine solche, in der 
die Arbeit allein Rechte und Adel gibt. Wir wollen 
den Kampf, den die heutige Regierung zusammen mit dem 
Landbund und dem Reichsverband der Deutschen Industrie 
gegen die schaffenden Stände des Volkes führt, siegreich 
zu Ende bringen, und zwar in einem Klassenkampf, der 
nicht Selbstzweck ist, sondern zur Abschaffung der 
Klassen seibst führt. Für diesen Kampf der wirtschaftlichen 
und sozialen Befreiung ist uns die Weimarer Verfassung die 
Basis. — Mit einem begeistert aufgenommenen Hoch auf 
die freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung und den Inter- 
nationalen Gewerkschaftsbund von Amsterdam beschloß Auf- 
häuser den Kongreß. 


Rundschau 


Wirtschaftsfragen: 


Gegen Wirtschaftsreaktion und Unternehmer-Denkschrift. 
Der Bundesausschuß des „Allgemeinen Deutschen Gewerk- 


schaftsbundes“ hat am 12. 6. 
folgende Kundgebung be- 
schlossen: 
* „Die am 12. Mai von der „Ver- 
einigung Deutscher Arbeitgeberver- 
bände“ an die Reichsregierung Be- 
richtete neuerliche Denkschrift über 
Arbeitstarifpolitk, Wirtschaftskrisis 
und Währung veranlaßt den Aus- 
schuß des A.D.G.B,, gegen die völ- 
ig falsche und irreführende Dar- 
stellung über di Grundiagen der 
deutschen Wirtschaft und die Aus- 
wirkungen der von den Gewerk- 
schaften vertretenen Lohn- und Ar- 
beitszeitpolitik ernsteste Verwahrung 
einzulegen. Die Unternehmer haben 
wiederholt in Denkschriften an die 
Regierung und in der Oeffentlichkeit 
den von ihnen mit allen Machtmit- 
teln verfochtenen Standpunkt, durch 
Tiefhalten der Löhne, ver- 
bunden mit noch weiterer Dr osse- 
tung des Konsum s der Massen, 
und durch unerträgliche 
VerlängerungderArbeits- 
zeit die Schwierigkeiten der deut- 
schen Wirtschaft zu überwinden, zu 
rechtfertigen versucht. Die Gewerk- 
schaften haben re stets 
den von den Unternehmern gefor- 
derten Weg als durchaus falsch, als 
unerträglich für die deutschen Ar- 
beitnehmer und auch als für die 
deutsche Wirtschaft verhängnisvoll 
abgelehnt und bekämpft. Sie wer- 
den dies auch weiter tun. 
Deutschland krankt nicht an 
einer für seine Wirtschaft gefähr- 
fichen Entwickelung der Löhne und 
Arbeitszeit der Arbeitnehmer, sondern 
an dem Streben der Unter- 
nehmer, sich selbst mög- 
lichst jedempersönlichen 
Opfer zuentziehen und ein- 
seitig den Arbeitnehmern die Last 
des Wiederaufbaues der durch den 
Weitkrieg und seine Folgewirkungen 
zerstörten deutschen Wirtschaft auf- 
ziterlegen. 
Der Reallohn der breiten Schichten der deutschen Arbeitnehmer ist 
“ noch immer sehr viel geringer als in der Vorkriegszeit.‘ Ueber diese 
Tatsache kann der etwas höher liegende Lohn einiger weniger für die Ge- 
samtwirtschaft der Zahl nach unbedeutender Gruppen von Facharbeitern 
nicht hinwegtäuschen. Die Löhne in den außerdeutschen Ländern liegen 
teils ganz beträchtlich über den deutschen Löhnen, und selbst wo sie 
nomineli den deutschen Löhnen gleich sind, zeigen sie im Gegensatz 
zu Deutschland im Vergleich zur Vorkriegszeit eine wesentliche Er- 
höhung, "so daß die deutsche Industrie im Wettbewerb mit diesen 
Ländern von der Lohnseite her heute mindestens nicht ungünstiger als 
früher gestellt ist. . 
j Die direkten Soziallasten sind, gemessen an der 
allgemeinen Geldentwertung, nicht über die Be- 
lastung in der Vorkriegszeit hinausgewachsen. So- 
weit dıtrch Entlastungsschutz und dergleichen früher eine indirekte So- 
ziallast entstand, ist solche längst mit den Demobilmachungsbestimmungen 
verschwunden. Der Unternehmer ist daher in der Lage, uneingeschränkt 
von sich aus die Arbeits- und Betriebsführung durchzuführen. Das Aus- 
land, das bis zum Kriege auf sozialpolitischem Gebiet hinter Deutschland 
zurückstand, war genötigt, gleichfalls soziale Einrichtungen zu schaffen, 
deren Kosten sogar in einigen Ländern beträchtlich über die Aufwen+ 
dungen der deutschen Wirtschaft hinausgehen. 
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Die Behauptung, daß Produktion und Güterumsatz heute nur 70% 
des Vorkriegsstandes betragen, während die Kosten der einzelnen Arbeits- 
kraft 60 bis 100 Prozent über dem Vorkriegsstand liegen, ist unsinnig 
und beweislos. Weder ist die behauptete Kostensteigerung be- 
weisbar — Lohnhöhe und Soziallast beweisen sogar das Gegenteil —, 
noch kann die Vereinigung der Arbeitgeberverbände irgendeinen Beweis 
erbringen, daß die Produktivität auf 70 Prozent gesunken sei. Die Ar- 
beitsintensität ist allgemein gegenüber der Vor- 
kriegszeit wesentlich gestiegen. Stärkere Anspannung des 
einzelnen Arbeiters hat den Ausfall an Arbeitszeit mindestens ausge- 
glichen, wenn nicht überholt. Aber auch hinsichtäch der Arbeitszeit ist 
Deutschland im Wettbewerb nicht ungünstiger gestellt, weil auch das 
Ausland, meist in sehr viel stärkerem Ausmaße wie Deutschland, die 
Arbeitszeit verkürzte. 

Wenn trotzdem die Exportfähigkeit der deutschen Wirtschaft be- 
droht ist, so liegt die Ursache in der volkswirtschaftäch einsichts- 
losen Stellungnahme weiter Unternehmerkreise, die 
nach wie vor krampfhaft bemüht sind, in Gewerbe, Handel und Bank- 
wesen die kalkulatorisch ungesunden Grundiagen der deutschen Wirt- 
schaft aufrechtzuerhalten, und sich wehren, endlich die nötigen Voraus- 
setzungen für den notwendigen Preisabbau zu vollziehen. Der A.D.G.B. 
hat — bisher leider vergeblich — immer wieder auf die allein von In- 
dustrie, Handel und Banken zu schaffenden Voraussetzungen für eine 
endliche Gesundung hingewiesen. : 

Die Gewerkschaften sind bereit, alle Schritte zur Steigerung der 
Produktivität zu unterstützen, aber sie wehren sich dagegen, "daß diese 
Steigerung auf Kosten von Lohn und Arbeitszeit geschieht. 

Die Arbeitgeber sind, wie die 
Denkschrift und die überall im Reich 
beobachteten Maßnahmen beweisen, 
zum Generalangriffaufdie 
Arbeitsbedingungen der 
deutschen Arbeiter gewillt, 
In dieser ernsten Stunde erhebt der 
Bundesausschuß des A.D.G.B. seine 
warnende Stimme. Die Gewerk- 

schaften nehmen den 

Kampfaufindem Bewußt- 
sein,daß sie diekulturelle 
Zukunft der Masse des 
deutschen Volkes zu ver- 
teidigen und zu sichern 
haben. Die deutsche Wirtschaft 
kann. nur dann vor gefahrvollen und 
tiefaufwühlenden Kämpfen bewahrt 
werden, wenn die deutschen Unter- 
nehmer endlich begreifen, daß nicht 
die weitere Verelendung der Arbeiter 
zur Gesundung führt. Dieses Ziel 
kann nur erreicht werden durch 
höhere, zweckvolle  Technisierung, 
energische Ausschaltung aller über- 
flüssigen und verteuernden Glieder 
in Industrie, Handel und Geldver- 
kehr, durch Beschränkung auf volks- 
wirtschaftlich tragbare Gewinnquo- 
ten und durch endliche Preisgabe 
des durch Krieg und Inflation schäd- 
lich überspannten Produktionsappa- 
rates, ohne Rücksicht auf die In« 
teressen der einzelnen. 


Der Bundesausschuß erwartet, 
daß die Reichsregierung dem von 
der Vereinigung der Deutschen Ar- 
beitgeberverbände an sie gerichteten 
Appell, durch Einwirkung auf die 
Schlichter und durch Verweigerung 
von Lohnerhöhugen an Arbeiter und 
Beamte des Staates zur Herab- 
drückung des Lebenshal- 
tungsstandards des deutschen 
Volkes beizutragen, nicht folgt, son- 
dern im Gegenteil den Gewerkschaf- 
ten in ihrem dem Volksganzen die- 
nenden Bestrebungen jeden staat- 


lichen Schutz und Beistand gewährt.’ 


Die freien Gewerkschaften gegen die Schutzzollvorlage. Die 
Bundesausschußsitzung des A.D.G.B. befaßte sich am 12. Juni 
mit der Schutzzollvorlage der Regierung. In der Aussprache 
kam die entschiedene Ablehnung der Regierungsvorlage 
durch die Zentralvorstände scharf zum Ausdruck. Sie fand in 
der nachfolgenden EntschlieBung ihren Niederschlag: 


„Der BundesausschußB des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bundes billigt die Haltung seiner Vertreter im Vorläufigen Reichswirt- 
schaftsrat, die in ihrer Stellungnahme zu einem Zolltarif für den Ab- 
schluß von Handelsverträgen bestrebt waren, den Massenverbrauch in 
Deutschland nicht zu belasten und dem zollfreien Warenaustausch unter 
den Völkern die Wege zu ebnen. Wo sie bei den Abstimmungen in der 
Minderheit bleiben, haben sie ihren Standpunkt durch ausführliche Er- 
klärungen begründet. 


Die nunmehr veröffentlichte kleine Zollvorlage der Regierung steht im 
Widerspruch zu dem Standpunkt, der von den Vertretern der freien 
Gewerkschaften im Zollausschuß des Vorläufigen Reichswirtschaftsrats 
verfochten worden ist. Sie #t unvereinbar mit den Lebens- 
interessen der großen Volksmassen. Sie geht nicht nur 
bei einer großen Anzahl industrieller Positionen — Eisenwaren, Holz 
wären, Textilien — über die vom Zollausschuß in seinen Gutachten an 
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die Regierung. vorgeschlagenen Zollsätzen weit hinaus, sie. sieht, auch 
ungemein :hohe, die .Lebenshaltung der Arbeiterschaft. unmittelbar  be- 
lastende,. Agrarzölie. vor, -Zölle auf Vieh, - Fleisch‘ und Mehl, ‚besonders 
aber die Vorkriegszölle ‚auf -Brotgetreide als Mindestsätze. ‚Diese Zoll- 
vorlage, zum Gesetz erhoben, würde in ihren Auswirkungen zu einer uner- 
träglichen 'Lebensverteuerung der Arbeiterschaft, in weiterer Folge zur 
Verminderung der’ Kaufkraft des deutschen Volkes, zur Verhinderung 
eines aufnahmefähigen Inlandsmarktes, zur Beeinträchtigung der Export- 
fähigkeit Deutschlands führen, 3x 2 

Zudem hat die Vereinigung . der. Deutschen Arbeitgeberverbände an 
Regierung und Arbeitsministerium das eindringliche Ersuchen gerichtet, 
dem Drängen der Arbeiterschaft nach einem Ausgleich ihrer Lebensver- 
teuerung mit Entschiedenheit entgegenzutreten. 

Der Ausschuß des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes er- 
hebt hiermit schärfsten Einspruch gegen eine Wirtschaftspolitik, die auf 
der einen Seite durch Schutzzölle die Lebensbedingungen der Arbeiter» 
schaft verteuert, auf der anderen Seite einen Ausgleich in Form von 
Lohnerhöhungen ablehnen möchte. ; 

Er. fordert insbesondere Zollfreiheitfüralleindustriel- 
len Rohstoffe, Halbzeuge undnotwendigen Bedarfs- 
gegenstände, ferner für Brotgetreide undalle wich- 
tieren Lebensmittel, besonders Mehl und Kartoffeln, Schlachtvieh 
und Fleisch und für alle notwendigen Futtermittel. Er richtet an Re- 
gierung, Reichsrat und Reichstag das dringliche Ersuchen, die Zolivorlage 
in diesem Sinne umzugestalten und weiterhin Vorsorge zu treffen, daß 
in den Händelsverträgen nicht Industriezölie festgesetzt werden, die zur 
Verteuerung der Lebenshaltung der arbeitenden Bevölkerung führen. 
Der Aufbau der Wirtschaft in Deutschland erfordert gebieterisch eine 
Wirtschaftspolitik, die das höchste Gut des deutschen Volkes, die Arbeits- 
krait, schützt und stärkt.“ 


Sozialpolitik 

Die Arbeitszeit in der Hüttenindustrie, Der Zentralverband 
der Deutschen Metallwalzwerks- und Hütten-Industrie, E.V. 
(Sitz Köln, Friesenplatz 16), hatte mit Rundschreiben 1086 
seine Mitglieder um Auskunft ersucht über die Arbeitszeit in 
ihren Betrieben. Wie der Verband unterm 4. Juni seinen Mit- 
gliedern berichtete (Rundschreiben 1107), haben 45 Mitglieder 
geantwortet, daß in ihren Betrieben folgende Arbeitszeiten be- 
stehen: 

„Die 48 stündige Arbeitszeit wird nur bei 7 Werken angewandt, die 
sich auf Mittel-, Süd- und Norddeutschland gleichmäßig verteilen. Ein 
Werk schreibt uns, daß ein Abgehen von der achtstündigen Arbeitszeit 
bei den Arbeitern auf‘ Schwierigkeiten stoßen würde. Auf Grund von 
Tarifverträgen können aber bei diesen. Mitgliedern teilweise höhere Ar- 
beitszeiten verlangt werden, und es werden in .Ausnahmefällen bei Be, 
dari auch tatsächlich neun oder zehn Stunden gearbeitet. 

Bei einem süddeutschen Werk ist die. Arbeitszeit auf 53 Wochen- 
stunden festgesetzt. Bei den meisten Mitgliedern (19) wird 54 Stunden 
gearbeitet. Es handelt sich hier um drei westfälische, vier rheinische, 
vier süddeutsche und acht ‚mitteldeutsche Werke. Dabei wird allerdings 
bei einfacher Schicht teilweise mehr gearbeitet. Bei verschiedenen Wer- 
ken ist. für die Gießerei- und Glühereibetriebe eine tägliche Arbeitszeit 
von acht Stunden gebräuchlich, während ein süddeutsches Werk mitteilt, 
daß in seiner Gießerei mehr als 54 Stunden gearbeitet wird. Bei einen 
rheinischen Werk wird in. einfacher, wie in.der Doppelschicht 55 .Stun- 
den, bei zwölf anderen Mitgliedern, hauptsächlich aus dem rheinisch- 
westfälischen Industriebezirk, 56 bzw. 57 Stunden gearbeitet. Diese Ar- 
beitszeit gilt meist sowohl für die einfache, wie auch für die Doppel- 
schicht. Dabei wird von zwei westfälischen Mitgliedern berichtet, daß 
zur Zeit Verhandlungen über eine neue Regelung im Gange seien. 

Mehr als 57 Stunden: wird bei: vier Mitgliedern gearbeitet, und zwar 
in einem Falle 571/,,. in einem anderen 58, bei einem dritten Werk 
60 Stunden, Bei einem vierten Mitglied beträgt die: Arbeitszeit für 
die Wechselschicht 66 Stunden, während in einfacher Schicht 


‚56 Stunden gearbeitet wird. 


Aus dieser Zusammenstellung ergibt sich für die Metallhalbzeug- 
industrie im allgemeinen eine Arbeitszeit von 54 bis 56 Wochenstunden. 
Wir möchten diejenigen Mitglieder, die uns bisher über die Regelung 
ger Arbeitszeit noch. nichts mitgeteilt haben, bitten, dies baldigst nach- 
zuholen, damit wir für die kommenden Verhandlungen zur Neuregelung 

der Arbeitszeit möglichst vollständiges Material besitzen. 

Hochachtungsvoll 
Zentralverband der deutschen Metallwalzwerks- und 
Hütten-Industrie, E. V, 

Der „Vorwärts“ vom 10. Juni, dem wir dieses Rundschrei- 
ben entnehmen, schreibt dazu folgenden Kommentar: 

„Dieses Rundschreiben ist zwar mit Gummistempel als 
„vertraulich!“ bezeichnet. Allein bei dem nicht geringen In- 
teresse, das sowohl bei den Arbeitern dieser Betriebe und 
ihren Organisationen, sowie auch für die Allgemeinheit vor- 
liegt, hielten wir uns verpflichtet, ihm zu weiterer Verbreitung 
zu verhelfen. 

Die Arbeiter, die mit Rücksicht auf ein paar Groschen 
Mehrverdienst in der Woche, auf die Zumutungen nach Län- 
gerarbeit allzu bereitwillig eingehen, können hieraus ersehen, 
daß mit den Ruten, die sie sich dadurch binden, sie samt ihren 
hbrigen Arbeitskameraden gezüchtigt werden sollen. In dieser 
Beziehung ist das Rundschreiben sehr lehrreich. 

Die Frage ist allerdings, ob die Arbeiter hier nicht unter 
einem außerordentlich starken Druck der Unternehmer stehen, 
was ja bei den Herren von der Schwerindustrie nicht weiter 
überraschen wird. Jedenfalls zeigt die Umfrage, unter welcher 
kulturwidrig langen Arbeitszeit die Arbeiter der Hüttenindustrie 
noch beschäftigt werden.“ 


sind, nur fortschrittliche Anschauungen ihren Platz haben. 


Soziale "Bewegung EEE NY re 


Pe 


Bundestagung in Berlin abgehalten. Der „Vorwärts‘ berichtet 
darüber in Nr. 278. vom 15. Juni. wie folgt: 


„Man sollte eigentlich annehmen, daß dort, wo Techniker VER 
enn die 
Pflege der Technik will nun einmal den wirtschaftlichen Fortschritt. Wer 
den Vortrag des Dr. ing. e. h. Dr. Dahl auf der Bundestagung des 
Reichsbundes Deutscher Technik ‘gehört hat, ‘ist eines anderen belehrt 
worden. Dr. Dahl sprach über Technik, Wirtschaft und'‘Sozialpolitik. Sein 
Vortrag .war eine einzige Kette‘ von unlogischen, zusammenhanglosen 
Behauptungen. Er erklärte auf der einen Seite, daß uns als einziges 
Volksvermögen die Arbeitskraft: geblieben‘ sei, 'mit der kein Raubbau 
getrieben werden dürfe. Auf der anderen Seite wünschte. er, daß im 
gegenwärtigen Augenblick die Sozialpolitik nicht weiter ausgebaut werde, 


. Wie. sich diese beiden Thesen miteinander vereinigen lassen, das 
bleibt Geheimnis des Herrn Dr. Dahl. Herr .Dr. Dahl erklärte: ferner, 
man ‚müsse durch Umsatzsteigerung die Wirtschaft rationalisieren, und 
behauptete ganz richtig, daß der Konsum: der Massen den Ausschlag für 
die Produktion 'gebe. Auf der anderen Seite wandte sich Herr Dr. Dahl 
mit aller Schärfe gegen die „Verblendung‘‘ der Arbeiterführer, die dauernd 
Lohnerhöhungen verlangengund dauernd eine Verringerung der Arbeits- 
zeit. Wie widerspruchsvoll sind doch diese Behauptungen! Gewiß, den 
Arbeiterführern wäre es lieber, sie könnten ihre Arbeit wichtigeren Auf- 
gaben zuwenden, als ständigen Lohnkämpfen. Aber wenn der Arbeiter 
als vollwertiger Konsument in die Wirtschaft eingeschaltet werden soll, 
und diese Notwendigkeit erkennt ja auch Herr Dr. Dahl an, dann bleibt 
doch den Arbeiterführern nichts anderes übrig, als mit aller Energie und 
unter Anwendung aller zu Gebote stehenden Mittel darauf zu dringen, 
daß die Arbeiter ein entsprechendes Einkommen haben, das ihnen er- 
möglicht, Waren zu kaufen. 

Die Arbeiterführer wissen ganz genau, daß es gar nicht darauf an- 
kommt, daß der Arbeiter „viel“ Geld nach Hause bringt, sondern das 
Wesentliche für die Wirtschaft ist doch, daß er mit: diesem Gelde sich 
in den Besitz einer entsprechenden Warenmenge zu setzen vermag. 
Jede Produktion, die nicht abgesetzt wird, hat ihren Beruf verfehlt. 


Wir wissen ‘ganz genau, daß unserer Wirtschaft Betriebsmittel 
fehlen. . Aber woran liegt das? Das liegt doch an den Methoden, die in 
der Inflationszeit angewandt wurden. Die Flucht in die '„Sachwerte” 
hat zu Substanzerweiterungen in ganz. unerhörtem Ausmaß geführt. Es 
wurden Produktionsmittel, aller Art. geschaffen, 'oline. zu bedenken, ob 
es möglich sei, diese Produktionsmittel voll auszunutzen, und ohne zu 
bedenken, ob es möglich sei, für die Ausnutzung dieser Produktions? 
mittel die Voraussetzungen zu schaffen. Jetzt ist der Karren festgefahren, 
Der Fall Stinnes beweist dies ja am deutlichsten. Ba 

Wenn wenigstens nur die richtigen Methoden angewandt würden, 


Es ist in erster Linie notwendig, die erforderlichen Betriebsmittel herein-. 


zubekommen. Wenn in Friedenszeiten ein ‘Geschäft mit geringem Kapital 
arbeitete, dann hatte es das. Bestreben, dieses Kapital: schnell umzu- 
setzen, selbst teilweise mit Verlust, denn nur der schnelle Umsatz er 
möglichte es, mit geringem Kapital zu arbeiten. Heute aber halten. die 
Unternehmungen noch an den Inflationsmethoden „kleiner Umsatz, 
großer Nutzen“ fest. Die Waren sind zu teuer. Sie bleiben liegen. Die 
Produktionsmittel. können nicht ausgenutzt: werden. Die‘ Wirtschaft be- 
findet sich in Nöten. Diese Nöte sollen und müssen beseitigt ‘werden. 
Die Kosten der Inflation haben die Arbeiter getragen.‘ Sie wehren sich 
dagegen, daß sie auch die Kosten der Sanierung tragen sollen. 

Völlig. unsinnig ‘waren die Behauptungen des Her Dr. Dahl über 
die amerikanischen Arbeitsmethoden. Wir wären nach mancher Rich- 
tung froh, wenn wir in Deutschland: die amerikänischen Arbeits- und 
Produktionsmethoden hätten. Nicht am -Widerstand der Arbeiterführer 


liegt es, wenn sie bei uns. nicht den Eingang finden, den sie finden. 


müssen. Einzig und allein die Unternehmer sind es, die es verhindern, 
Und warum? Sehr einfach. Ihnen fehlen die Mittel. Sie wissen ganz 
genau, daß unsere‘ Produktionsmethoden rückständig sind und daß ein 
großer Teil der Wettbewerbsunfähigkeit darauf beruht, daß unserer Wirt- 
schaft die fortschrittlichen 'Produktionsmethoden fehlen. 
Technik die Aufgabe, Hand in Hand mit den Arbeitern zu gehen.  Ar- 
beiterführer _ herunterreißen 
kommt es an.“ 


Geislers Gäste, Wir entnehmen dem „Deutschen‘ vom 


6. Juni 1925, Nr. 130, folgende Darstellung einer Besprechung 


der „nationalen‘‘ Arbeitsgemeinschaft am 29. Mai: im Reichs- 
landbundhaus: 


„Geisler eröffnete und leitete die Versammlung und sprach etwa 
11/, Stunden über Selbstverständlichkeiten. Offenbar hatte er unter den 
Anwesenden Leute erblickt, die das, was er eigentlich sagen wollte, 
nicht hören sollten. Seine Schlußforderung lief darauf hinaus, eine neue 
Arbeitsgemeinschaft aller nationalen Arbeiterorganisationen zunächst in 
Groß-Berlin ‘zu schaffen. An der Diskussion beteiligten sich eine An- 
zahl Redner. Als bei den Ausführungen des Abgeordneten Lindner, 
der als Voraussetzung für eine solche Einigung die anständige Be- 
handlung untereinander erklärte und verlangte, daß jene, die zur Einigung 
rufen, nicht im gleichen’ Atemzuge andere ee Organisationen 
verdächtigen und verleumden dürften, da würde er von Geisler unter- 
brochen, mit dem Bemerken, das gehöre nicht hierher. Als darauf eine 
Anzahl. der Anwesenden lachte, stellte sich Geisler auf den Standptnkt, 
alle seien seine Gäste und wenn-sie das lächerlich fänden, was er sage, 
möchten sie das Lokal verlassen. Darauf.zog etwa die Hälfte der Ver- 
sammlungsbesucher ab. Unter den Abziehenden waren vier. deutsch- 
nationale Abgeordnete (nämlich Hartwig, Lindner, Wischnowski und 


Frau Ulbrich); weiter der Vertreter der evangelischen Arbeitervereine, 
Hermann Dunkel, Mitglied des Fünfziger Ausschusses der deutschkonser- 
die Vertreter der wirtschaftsfriedliichen Verbände der 
Industriearbeiter, 


vativen Partei; 


Bäcker, Konditoren, Musiker, Gasthausangestellten 





Der Reichsbund deutscher. Technik hat am 12. Juni seine 


Hier hätte die: 


ist- sehr leicht, - Besser machen, darauf. 
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(letztere alles Leute, die im Lager Oeisiers lange Zeit tanden haben); 
_ endlich sämtliche Vertreter der deutschnationalen Arbeiter ruppen im 
Wahlkreis Berlin und die anwesenden Mitglieder des Gewerkvereins der 
Heimärbeiterinnen und der Gewerkschaft deutscher Eisen- 
bahner, 2 az geil er a 
Es blieben höchstens 40 Leute im Saal zurück, die aber keineswegs 
alle auf Geislers Seite. standen, sondern von denen er zum Teil noch 
Opposition erfuhr. Die Abziehenden wurden als. „Kommunisten“ be- 
‚schimpft, ‚und. der bekannte Fritz. Heß. hielt eine Hetzrede, in .der er 
ihnen den schärfsten Kampf ankündigte, was der Gelbenführer Brunner 
dann durch ‚den Zwischenruf: „Bis aufs Messer!“ noch unterstrich. 
Das ist der Verlauf. der Dinge: gewesen, und: daraus macht Geisler 
in seiner bekannten Wahrheitsliebe, daß eine Einigung stattgefunden 
habe und "er zum Führer dieser ‚Einigung ‚gewählt worden sei.“ 
:. Wir haben dem nichts mehr hinzuzufügen.“ 


‘Wir auch nicht. 


Der. Stahlhelm als ‚Streikbrecher, Die Straßenbahner in 
Halle.sind kürzlich in einen allgemeinen Streik getreten. An 
diesem Streik haben sich alle Straßenbahner ohne Rücksicht 
auf ihre politische Einstellung beteiligt. Das hinderte den 
Stahlhelm in Halle nicht, folgenden Befehl an 'seine Mitglieder 
herauszugeben: \ 


fi 





Der tariflose Zustand in der Berliner Metallindustrie, In 
Nr. 23 der „D.T.Z.‘“ berichteten wir, daß der Schlichter für 
Giroß-Berlin einen Schiedsspruch fällte, nach dem die Gehälter 
der Angestellten ab 1. Mai d. 
gehältern um fünf Prozent erhöhen sollten. Die Angestellten 
haben diesen Schiedsspruch angenommen, der Verband Ber- 
liner Metallindustrieller jedoch lehnte ihn ab. Wir beantragten 
_ beim Reichsarbeitsministerium, den Spruch für verbindlich zu 
erklären. In den vom R.A.M. angesetzten Vorverhandlungen 
über unseren Antrag, begründeten die Unternehmer ihre ab- 
lehnende Haltung mit den üblichen Argumenten. Wir erwarte- 
ten nunmehr die Entscheidung des Reichsarbeitsministeriums 
auf unseren Antrag, wurden jedoch statt dessen durch die 
Mitteilung überrascht, daß das R.A.M. zum 18. Juni 1925 die 
Parteien nochmals zu Nachverhandlungen zusammen 
berufe. Diese fanden unter Vorsitz des Herrn Ministerialrats 
Dr. Mewes statt. Nachdem die Parteien ihre Stellung zu 
dem: Schiedsspruch vom 23. Mai 1925 nochmals vorgetragen 
hatten, -verhandelte 'der Vorsitzende mit den beiden Parteien 
getrennt und machte schließlich folgenden Vorschlag: 

‚1. Der Schiedsspruch wird so durchgeführt, daß die‘ Tarifgehälter 
einschließlich. .. der Gehaltssätze ‘aus den Uebergangsbestimmungen ab 
1. Juni.d. Js. um.5. Prozent erhöht werden. 


2. Diese Regelung ist monatlich kündbar und zwar erstmalig zum 
31. Oktober 1925, 


3. ‚Die Staffelung der Gehälter sowie die Uebergangsvorschriften, die 
für die Zeit ab 1; November 1925 zur. Staffelung. der Gehälter rechnen, 
‚sind unkündbar bis zum 31. Dezember 1925, 

Die anwesenden Angestelltenvertreter erklärten sich be- 
reit, sich für die Annahme dieses Vorschlages einzusetzen, 
wenn die Regelung statt frühestens zum 31. Oktober bereits 
zum 30. September 1925 gekündigt werden könne und von da 
ab ‚die Uebergangsvorschriften nur gemeinsam mit der Staffe- 

lung geklindigt werden können. Die Arbeitgeber aber lehn- 
ten. erneut: jegliches Entgegenkommen ab, so daß das Reichs- 
arbeitsministerium über unseren Antrag auf Verbindlicher- 
klärung des genannten Schiedsspruches’ entscheiden muß. 

Die Gehaltsverhältnisse in der Berliner Metallindustrie for- 
dern zu einem Vergleich mit dem neuen Leistungstarifvertrag 
‚der Bielefelder Industrie heraus, dessen Gehaltsfestsetzung 
an anderer Stelle dieser Nummer behandelt ist. 

Ganz sicher hat der Bielefelder Arbeitgeberverband den 
Tarifvertrag nicht abgeschlossen in der Absicht, seine Mitglie- 
der zu ruinieren, sondern in der Erkenntnis, daß dieselben 
den Konkurrenzkampf . nur bestehen können, wenn sie über 
einen Stab tüchtiger und arbeitsfreudiger Techniker verfügen. 
In Berlin haben die Unternehmer einen Schiedsspruch abge- 
lehnt, der für die Gruppe I Gehälter vorsah, die im Anfangs- 

gehalt um. 5, im Endgehalt um mehr als 60 Mark niedriger 
‚sind. Für die Gruppe II sieht der Schiedsspruch des Schlichters 
Gehälter von 147 bis rund 190 Mark vor, also 23 bzw. 80 Mark 
weniger als der Bielefelder Tarif. Die Gruppe III des Biele- 
ftelder Tarifes ist mit der Gruppe T. IV Bü. des Berliner 
 Tarifes vergleichbar. Das Mindestgehalt für diese Gruppe 
"würde nach dem Berliner Schiedsspruch rund 225 M. 
‚gegen 330 .M. in Bielefeld betragen. Aber auch das nach 
den Ueber ee umungen den Kollegen der Gruppe T.IV 
Bü, nach -fün Dienstjahren zustehende Höchstgehalt erreicht 
eben das für Bielefeld festgesetzte Mindestgehait. Nach dem 
Berliner ‚Vertrag bekommen Abteilungsleiter usw. zum An- 
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„Auf Befehl der Ortsgruppe sollen sämtliche Straßenbähner, soweit 
sie Stahlhelmer sind, sich noch heute bei der Direktion der Straßenbahn 
zum Dienstantritt melden, andernfalis fristlose Entlassung vom Magistrat 
und der Ausschluß aus dem Stahlhelm stattfindet.“ EB 

' Dieser Streikbrecherbefehl des Stahlhelmes hat zwar 
keinerlei Wirkung gehabt, aber er zeigt wieder einmal, wozu 
die Mitglieder des Stahlhelms mißbraucht werden sollen. Der 
Stahlhelm entpuppt sich immer offener als Interessenhüter des 
Arbeitgebertums und als Gegner der berechtigten Forderungen 
der Arbeitnehmer. 


Angestelltenbewegung 


Die „Handtungsgehilfenarmee“, „Der Deutsche“ beginnt 
einen Bericht über den Gautag Brandenburg-Pommern im 
D.H.V. mit folgenden Worten: „Das diesjährige Treffen des 
märkischen-pommerschen Korps der deutschnationalen Hand- 
lungsgehilfenarmee fand am 4: und 5. April statt.“ Es wird 
leider nicht gemeldet, ob die Führer des D.H.V. in Generals- 
uniform erschienen sind. 

Es ist nur schade, daß diese Handlungsgehilfenarmee mit 
so schlechten gewerkschaftlichen Waffen ausgerüstet ist. 


unnsgehalt ihrer Gruppe einen Aufschlag von 7!/, bis höchstens 
20 Prozent. Ein Abteilungsleiter in der Berliner Metallindustrie 
hat demnach nach dem von den Unternehmern abgelehnten 
Schiedsspruch Rechtsanspruch auf ein Mindestgehalt von rund 
245 M. wenn er bereits vor dem 1. Januar 1925 in der Firma 
tätig war und nach der höchsten Staffel entlohnt wurde, von 
362 bis 395 M., also im günstigsten. Falle ist das von der Ber- 
liner Metallindustrie als untragbar abgelehnte Gehalt des Ab- 
teilungsleiters noch um 15 M. niedriger, als das Mindestgehalt 
für die Industrie im Bielefeld. Dieser Vergieich zeigt schlagend, 
daß.der V.B.M.l. nicht aus wirtschaftlichen. Gründen, ‘wie er 
behauptete, den Schiedsspruch ablehnte, diese Ablehnung viel- 
mehr erfolgte, um den Einfluß der Gewerkschaften in. der 
Gehaltsfestsetzung nach Möglichkeit auszuschalten und die Ge- 
hälter aller Angestellten, denen es aus irgendeinem Grunde 
nicht möglich ist, sich durch Steilenwechsel zu verbessern, 
zugunsten der Gewinnquote möglichst niedrig zu halten. : Nach 
diesem Vergleich für die Weigerung des V.B.M.l. noch wirt- 
schaftliche Gründe geltend zu machen, käme dem Einverständ- 
nis gleich, daß die Betriebe der Berliner: Metallindustrie be- 
triebsorganisatorisch von der Bielefelder Industrie so weit über- 
holt worden sind, daß ein Vergleich zwischen den beiden In- 
dustriegruppen nicht mehr möglich sei. 


EA DEWe gung im Handelskammerbezirk Lahr, Beim 
Arbeitgeberkartell beantragten die Angestelltengewerkschaften 
seinerzeit Verhandlungen über die Festsetzung der Gehälter 
ab 1. Mai. Das Arbeitgeberkartell lehnte eine solche Ver- 
handlung mit der Begründung ab, daß die Lebensbedingungen 
gegenüber dem Monaten März und April keine wesentlichen 
Veränderungen, die eine Gehaltserhöhung rechtfertigen könn- 
ten, erfahren hätten und daß auch die gegenwärtige Wirt- 
schaftslage jede ‚Gehaltserhöhung verbiete. Der von den An- 
gestelltengewerkschaften .angerufene Schlichtungsausschuß 
Freiburg fällte einen einstimmigen Schiedsspruch, der die 
Gehaltssätze der technischen Angestellten ab 1. Mai bis ein- 
schließlich August 1925 unter Beibehaltung der sozialen Zu- 
lagen um fünt Prozent erhöhte. Dieser Schiedsspruch wurde 
von den Angestelltenvertretern angenommen, während die Ar- 
beitgeber ihn ablehnten. Der angerufene Landesschlich- 
ter für Baden lud die Parteien zu einer Verhandlung nach 
Freiburg. Auch in dieser konnte eine Einigung nicht erzielt 
werden, da die Arbeitgeber jede Gehaltserhöhung rundweg 
ablehnten. Die Arbeitgebervertreter hatten sich zur Verstär- 
kung den Syndikus des Arbeitgeberkartells von Mannheim 
mitgebracht, der, trotzdem er in diesem Handelskammerbezirk 
absolut nichts zu suchen hatte, den Landesschlichter auf die 
Gefahr einer Gehaltserhöhung im Handelskammerbezirk Lahr 
hinweisen zu müssen glaubte, da, wie er ausführte, eine Ge- 
haltserhöhung in Lahr für das ganze Land Baden wie eine 
Schraube ohne Ende wirke und daß man dann in Mannheim 
erwarten müsse, daß auch die dortigen Angestellten mit neuen 
Forderungen an das Arbeitgeberkartell herantreten würden. 
Der L.andesschlichter müsse unbedingt dafür sorgen, daß die 
Gehälter endlich einmal eine gewisse Zeit stabil blieben. 
Seitens der Angestelltenvertreter wurde darauf hingewiesen, 
daß die Berechnung der Berufsjahre für technische Angestellte 
erst nach dem 18. Lebensjahr beginne und nach dem 15. Be- 
rufsjahr, also im 33. Lebensjahr, der Angestellte bisher in den 
Gruppen T. I 168 M, T. I 189 M., T. III 226 M., T. IV 273M. 
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Neue Tariigehälter in Goldmark. 


Die Gruppenbezeichnung in den einzelnen Tarifverträgen entspricht Biakht in en Zapkpr der ME EBERRERG Tabelle angewandten. 
3 Nssät Tarifverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetz 
ao esrter Die Sschstehsndoh Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkelt; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaitung erkundigen. 


























N.26 


Fach DieneuenGe- Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe \ 
Sg Bezirk für Monat hälterwurden 1 u IH IV v vi Soziale Zulage 
gruppe festgesetzt d. M. M. M. M. M. M. 
> 
B Baden, Rhein-| ab 1. April 1925 | Vereinbg. 101—152 126—173 147—210 234—290 357 441 Familienzulag 12, 
pfalz, Rhein- Kind 10, höchstens 
hessen, Regie- 5Kinder, Ledigen- 
rungsbez. Kob- zulage 10 
re 1925 |Schied 110— 210 170—210 230—305 335—390 Frau 12, Kind 10 
ı 192 Schi r. _ _ — _ — _ rau 12, , 
E Bayern ab 1. Juni chiedssp a 
E Hamburg ab 1. April 1925 > 110—207 156—207 253— 288 305—374 _ 2 er 
E  1ISchle wig- 
Holstein n 3 90—172 131—172 208— 243 255—309 _ = - 
E {Freistaat ; 
Sachsen) ab 1, Juni 1925 | Vereinbg. 110—210 160—200 215—275 290—365 _ — Verheiratete 10%, 
H Brieg ab 1. April 1925 # 85—135 110-180 160—210 280 - — 13-40 M. 
H Handelskam- Frau 10, Kind 5, 
merbezirk Lahr| ab 1. Mai 1925 |Schiedsspr. 107—176 118—198 154—237 214-- 237 250—337 u höchst. 5 Kinder 
H Trier ab 1. April 1925 | Ver:inbg. 68—164 124.5—210 210—243,50| 236—272 _ _ 7,59—30,50 M. 
N Bielefe!d r R 120—195 170—270 330 410 fr.Vereinbg. — Frau 10, Kind 10 
N Crefeld ab 1. Mai 1925 |Schiedsspr.| 83,50—148,80| 112,40—172,30| 172,30—219,40| 219,40—272,%| 300,20 341,10 |Frau 7,50, Kind 10 
N Düren e n 60—160 100—200 225 295 — _ Verhei:atete mit 
( 2 Kiudern 10, 
3 
4 u. mehr 30 
N M.-Gladbach n Pr 60—180 100—216 190 —280 265—340 _ _ = 
R Groß-Berlin = Vereinbg, 88—150 130—195 168— 245 250—320 -- E= — 
U Groß-Berlin ” Schiedsspr. 160 210—280 280—340 — _ —_ 


Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D — Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur, 
G = Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, 1 = Chemische Industrie, K= Steinindustrie, L— Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N = 
Metallindustrie, O = Textilindustrie, P — Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T= Kunst- u. Bauschlossereica, 


U = Wagen- und Karosseriefatriken, V = optische Industrie, 





Höchstgehalt beziehe. Die soziale Zulage für Verheiratete von 
10 M. und für jedes Kind weitere 5 M,„ bis zur Höchstgrenze 
von 25 M. könnten hierbei eine wesentliche Verbesserung 
nicht herbeiführen. Nach mehrstündiger erfolgloser Verhand- 
lung teilte der Landesschlichter den Parteien mit, daß er von 
sich aus in den nächsten Tagen einen schriftlichen Einigungs- 
vorschlag unterbreiten werde. Dieser wurde am 6, Juni zu- 
gestellt und lautete folgendermaßen: 
„An die Parteien. 

Auf Grund der gestrigen Verhandlung möchte ich folgenden Eini- 
gungsvorschlag zur weiteren Entschließung mitteisen: 

Der einstimmige Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses Freiburg 
vom 22.:Mai d. J. wird für beide Teile als verbindiich anerkannt mit 
folgender Aenderung: 

Die Sätze gelten auch für die Monate September und Oktober, es 
sei denn, daß in diesen. Monaten der Reichsindex gegenüber demjenigen 
im August. den Satz von 5 Prozent übersteigen sollte. 

Erklärungsfrist bis Freitag, den 12. Juni d. J. mittags 12 Uhr. 
Keine Erklärung gilt als Annahme. 

F gez. Stehli, Landrat.“ 

Trotzdem dieser Einigungsvorschlag eine weitere Bindung 
für die Monate September und Oktober enthielt, wurde er aus 
taktischen Gründen seitens der Arbeitnehmer angenommen, auch 
die Arbeitgeber haben scheinbar aus ähnlichen Erwägungen 
zugestimmt. Damit haben sich die Gehaltssätze in den Spitzen 
folgendermaßen erhöht: Technische Angestellte im 15. Be- 
rufsjahr T. 1 176 M. T. H 198 M., T. II 237 M., T. IV 287 M. 
Technische Angestellte der Gruppe T. V erhalten die Differenz 
zwischen T. III und T. IV zu den Sätzen der Gruppe T. IV. 
Die sozialen Zulagen bleiben wie bisher bestehen. 


Ein neuer Leistungstarif, Für die Industrie Bielefeld 
wurde zwischen dem Arbeitgeberverband und unserem «Bunde 
mit Wirkung ab 1. April d. J. ein neuer Tarifvertrag abge- 
schlossen, dessen Gehaltsfestsetzung in den oberen Gruppen 
dem von den Unternehmern in neuerer Zeit überall propagier- 
ten Leistungssystem entspricht. Für die Gruppe I sind vier 
Staffeln vorgesehen von 120 bis 195 Mark Monatsgehalt. Auch 
die Gruppe II weist vier Staffeln auf, und zwar von 170 bis 
270 Mark. Die-Höchstgehälter dieser beiden Gruppen werden 
im 9. Berufsjahre erreicht. Für die Gruppen Il und IV ist 
nur ein Mindestgehalt von 330 bzw. 410 Mark festgelegt. Für 
die Gruppe V, das sind die leitenden Angestellten, ist keine 
Gehaltszitfer festgesetzt. Die Gehälter für diese Angestell- 
ten sind individuell zu vereinbaren. Das Bestehen der Gruppe V 
im Tarifvertrag erfüllt also nur den Zweck, zu verhindern, daß 
leitende Angestellte in Gruppe IV und die Techniker, die 
eigentlich in die Gruppe IV gehören, in eine niedrigere Gruppe 
eingereiht werden können. Neben diesen Mindestgehälterr 
werden soziale Zulagen, und zwar für Frau und Kind je 10 M., 

ezahlt. Der Tarifvertrag besagt ausdrücklich: „Hochwertige 
eistungen sind entsprechend höher zu bezahlen.“ 





Achtung! Diplomingenieure, Aus Oberschlesien wird 
berichtet, daß die dortige Eisenindustrie in neuerer Zeit mit 
Vorliebe junge Diplomingenieure einstellt. Diesen jungen Kol- 
legen werden Monatsgehälter im Betrage von etwa 100 bis 
150 Mark bezahlt. Nach dem gültigen Tarifvertrag beträgt das 
Anfangsgehalt eines Konstrukteurs nach dem I. Berufsjahn 
145 Mark und steigt vom 23. Lebensjahre an alljährlich fünf- 
mal um 9 und fünfmal um 8 Mark. Unseres Erachtens müßten 
diese jungen Diplomingenieure, auch wenn sie Anfänger sind, 
in die Gruppe Il eingruppiert werden und dürften nicht, wie 
das scheinbar geschieht, gleich den Zeichnern in Gruppe I ein- 
gruppiert werden. Noch auffälliger ist, daß diese Kollegen, die 
ein Ingenieurdiplom, aber anscheinend kein Mitgliedsbuch 
unseres Bundes in der Tasche haben, sich auf eine vierzehn- 
tägige Kündigungsfrist einlassen. Es wird mitgeteilt, daß in 
einem einzigen Werke in einem Monat zehn Diplomingenieure 
mit vierzehntägiger Kündigungsfrist entlassen worden sind, 

Sowohl die unzulängliche Bezahlung als auch die gesetz- 
widrige Kündigung ist darauf zurückzuführen, daß die Kollegen 
sich neben ihrer fachwissenschaftlichen Ausbildung um nichts, 
am wenigsten aber um das Arbeitsrecht bekümmert haben. 
Durch ihre Unkenntnis in diesen Dingen schädigen sie‘ nicht 
nur sich selbst, sondern auch die übrigen technischen An- 
gesteliten, indem sie einmal als Gehaltsdrücker auftreten, und 
zum anderen durch ihre eigenen, gesetzwidrigen Kündigungs- 
bestimmungen den Widerstand der Unternehmer gegen erträg- 
liche Kündigungsvorschriften in Tarifverträgen bestärken. 

Die geschilderten Zustände in Oberschlesien zeigen er- 
neut, wie notwendig es ist, daß alle unsere Mitglieder sich 'be- 
mühen, auch die Kollegen Diplomingenieure für unseren Bund 
zu gewinnen, und daß nicht zuletzt im Interesse der Studieren- 
den selbst die Ortsverwaltungen, an deren Sitz technische 
Hochschulen vorhanden sind, nicht nachlassen dürfen, bis die 
Gründung von Hospitantengruppen an diesen Lehranstalten ge- 
lungen ist, damit die Studierenden bei ihrem Eintritt in die 
Praxis wenigstens soviel vom Arbeitsrecht wissen, daß sie sich 
nicht zum Schaden des ganzen Berufes als Spielball der Unter- 
nehmerwillkür : mißbrauchen lassen. 


Schlichtungsverhandlungen im Baugewerbe. Der vom 
Reichsarbeitsminister benannte Schlichter im Tarifstreit, ‘be- 
treffend Reichstarifvertrag für das Baugewerbe, 
hat Termin zu Montag, den 29. Juni 1925, mittags 12 Uhr, ge- 
meinsam für die technischen und kaufmännischen Angestellten 
festgesetzt. Sollte in diesem Termin eine: Einigung nicht. zu- 
standekommen, so wird sofort je eine Schlichterkammer für die 


technischen bzw. die kaufmännischen Angestellten eingesetzt, ” 


Für die technischen Angestellten haben wir die Kollegen 
Geiser (Dresden), Herrmann (Berlin) und Kaufmann 
(München) benannt. Außerdem wird der Verband Deutsche 


Techniker einen Beisitzer benennen. 
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Die Bauunternehmer auf dem Kriegspfade, Der Schlesische 

- Provinzial-Arbeitgeberverband für das Baugewerbe, Sitz Bres- 

lau, versendet ein Rundschreiben Nr. 32, mit dem er zunächst 

_ die Schuld am Scheitern der Verhandlungen zur Erneuerung 
des Reichstarifvertrages auf unsere Unterhändler abzuwälzen 
versucht, indem er behauptet, daß wir uns einer schärferen 
Betonung des Leistungsgrundsatzes in der Gehaltsfestsetzung 
widersetzt hätten. Den Lesern unserer „D.T.Z.“ ist bekannt, 
daß diese Behauptung falsch ist. Der Leistungsgrundsatz ist im 
bisherigen Tarifvertrag durchaus gewahrt. Daß er nicht schärfer 
zum Ausdruck kommt, ist nicht unsere Schuld, sondern die 
Schuld der Unternehmer, die bei der Vereinigung der Reichs- 
tariiverträge für den Hoch- und Tiefbau sich mit aller Ent- 
schiedenheit dagegen wehrten, daß die bezirklich zu verein- 
barenden Gehälter als Mindestgehälter bezeichnet wurden. Im 
übrigen sind wir den Unternehmern bei den Verhandlungen 
sogar so weit entgegengekommen, daß wir uns bereit er- 
klärten, um überhaupt in freier Vereinbarung einen Reichs- 
tarifvertrag zustande zu bringen, die Staffeln in einzelnen Grup- 
pen zu vermindern. 

Nach dieser Einleitung werden die Mitglieder des Provin- 
zial-Arbeitgeberverbandes aufgefordert, dafür, zu sorgen, daß 
die Nachwirkung des Tarifvertrages nach dessen Ablauf be- 
seitigt werde, damit die Unternehmer in jeder Beziehung freie 
Hand bekommen. Zu diesem Zwecke sollen sie zum nächst- 





Das Ergebnis der Arbeitskammerwahl im Ruhrbergbau, am 
12, Juni d. J. ist folgendes: 


Angestellte: 

Stimmen- Ver- Ste!l- 
| zahl treter vertret. 
Bone as a 7313 4 5 
Verband oberer Bergbeamten . . . .... 3 327 2 2 

 Gewerkschaft»bund der Angestellten (G d. A.) . 1905 1 1 
 Arbeitsgem. kaufm Grubenbeamt. (V.K.G.,D H.V.) 5 579 3 4 
Verband deutscher Techn, u. Werkmeisterb, . , 1465 1 _ 
' Reichsverband deutsch. Bergbauangest. . . . . 1581 1 > 

i Arbeiter: 

 Bergarbeiterverband ee ee en Ele. te 0 ITO 9 8 
Gewerkv. christi. Bergarbeiter . . . 2 2 2. 57 453 6 5 
"Union der Hand- u. Kopfarbeiter , ., . . . . 5102 5 5 
Potnische Berufsvereinigung . . . 2 2.2. 5134 — 1 

 Gewerkverein HirschDuncker . . . RTL 6549 — 1 


‚ Von den Angestellten haben rund 79%, von den Arbeitern 
etwas über 50% gewählt. 
Das Stärkeverhältnis in der Angestelltenabteilung der Ar- 
 beitskammer hat sich etwas verschoben. Der AfA-Bund hat 
trotz seiner stattlichen Stimmenzahl drei Sitze verloren. Der 
 „Reichsverband deutscher Bergbauangestellter‘‘ und der „Ver- 
band deutscher Techniker“, dıe bisher in der Arbeitskammer 
nicht vertreten waren, haben je einen Sitz erhalten. Der „Ver- 
band deutscher Techniker‘ hat seinen Sitz mit einem Vor- 
sprung von nur drei Stimmen gegenüber der fünften Höchst- 
zahl des AfA-Bundes bekommen. Er hat also die allerwenigste 
_ Ursache, von einem Erfolg zu sprechen. Der G.D.A. hatte auch 
in der bisherigen Arbeitskammer einen Sitz. Einen erheblichen 
_ Erfolg hat der „Verband oberer Bergbeamten“ erzielt, Er hat 
einen Stimmenzuwachs von rund 95%. Neben dem Gruben- 
 inspektor Schleicher zieht nun noch ein Betriebsführer 
in die Arbeitskammer ein. Die Arbeitgeber haben also von 
De an zwei Aufpasser in der Arbeitnehmergruppe der Arbeits- 
ammer. 
&; Der „Verband oberer Bergbeamten‘ hat den großen Er- 
 folg erzielt, obwohl sein Vertreter bisher gegen sämtliche An- 
träge, die im Interesse der Angestellten und Arbeiter gestellt 
worden waren, gestimmt hat. Wir haben den Bergbauangestell- 
ten diese Tatsache nicht vorenthalten. Wir haben sie darüber 
aufgeklärt, daß der Vertreter des Verbandes oberer Bergbeam- 
ten u. a. gegen die Beseitigung des Revier- und Material- 
" prämiensystems, gegen die Abgrenzung der Steigerreviere, gegen 
die Beseitigung der Berggewerbegerichte, gegen den Ausbau 
_ der sozialen Versicherung, gegen die Vorlage eines Arbeits- 
 zeitgesetzes, gegen den Achtstundentag im Bergbau, gegen 
verstärkten gesetzlichen Kündigungs- und 
Entlassungsschutz der Angestellten im Bergbau, gegen 
das Verbot der -Beschäftigung von Angestellten in Feier- 
schichten als Arbeiter, gegen das Verbot des Wieder-in-die- 
 Grube-Jagens der Angestellten bei Nichterreichen des Förder- 
‚solls, gegen das Verbot des unbefugten Eingreifens der oberen 
 Werksbeamten in den Aufgabenkreis der direkt verantwort- 
lichen Aufsichtspersonen, gegen verstärkten Schutz der gesetz- 
lichen Betriebsvertretungen usw. in der Arbeitskammer ge- 
stimmt hat. Wenn dieser Verband trotzdem oder gar des- 
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möglichen Termin ihre sämtlichen Angestellten kündigen, um “ 


mit ihnen einen neuen Dienstvertrag abzuschließen, in dem der 
Leistungsgrundsatz schärfer betont wird. Daß die Unternehmer 
es nicht nur auf den sogenannten Leistungsgrundsatz abge- 
sehen haben, geht daraus hervor, daß den schlesischen Bau- 
unternehmern vorgeschrieben wird, in den neuen Dienstvertrag 
die kürzeste, gesetzlich noch zulässige Kündigung, nämlich die 
monatliche, vorzuschreiben. Aber nicht nur die Kündigungsfrist 
soll verkürzt werden, sondern es ist ausdrücklich auf die Ur- 
laubsbestimmungen hingewiesen, woraus zu schließen ist, daß 
die schlesischen Arbeitgeber des Baugewerbes in den ihnen 
erwünschten Einzelansteilungsverträgen auch den Urlaub ver- 
kürzen bzw. gar nicht regeln wollen. 

Wir haben bereits früher darauf hingewiesen, daß die 
Nachwirkung des Reichstarifvertrages als Einzelvertrag nur 
durch Kündigung aufgehoben werden kann. In größeren Be- 
trieben, in denen ein Angestelltenrat besteht, muß gegen die 
erfolgte Kündigung auf Grund des & 84 Abs. 4 Einspruch er- 
hoben werden. Dieser Einspruch muß binnen fünf Tagen nach 
erfolgter Kündigung erfolgen. Ist ein Angestelltenrat nicht 
vorhanden, so kann der Betriebsrat angerufen werden (s. auch 
„Recht und Rechtspraxis‘ Nr. 6, S. 22, erste Mitteilung unter 
„Entscheidungen‘). Wir empfehlen den Kollegen, in allen 
Fällen gegen die Kündigung Einspruch zu erheben und die 
zuständige Gauverwaltung davon zu verständigen. 





wegen prozentual den größten Stimmenzuwachs zu verzeichnen 
hat, so ist das ein Beweis dafür, daß ein erheblicher Teil der 
Bergbauangestellten auf das Selbstbestimmungs- 
recht Verzicht leistet und einfach das wählt, was 
der Vorgesetzte bestimmt. So etwas dürfte in keinem 
anderen Berufe möglich sein. Aber die gelben technischen 
Grubenbeamtenvereine scheinen ihren Zweck zu erfüllen. 

Der G.D.A. hat sich ebenfalls nicht gescheut, die Hilfe 
der Zechenverwaltungen bei der Wahl in Anspruch zu nehmen. 
Er schickte unterm 9. Juni an sämtliche Zechenverwaltungen 
folgendes Schreiben: 


„An die Steinkohlenzechen des Ruhrreviers. 

Wir erlauben uns, Ihnen in der Anlage einiges Material und Stimm- 
zettei für de am Freitag, den 12. d. M. stattfindende Arbeits- 
kammerwahl zu übersenden. 

Das Material betrifft nur die Wähler der Angestelltengruppe und 
bitten wir Sie ergebenst um Auslegung dieses Materials in den Dienst- 
räumen der Angestellten bezw. Steigerstuben. 

Für Ihre Mühewaltung sagen wir Ihnen im voraus unseren herz- 
lichsten Dank, Mit freundlichem Glückauf! 

Gewerkschaf syund der Angestelen, 
Abteilung Bergbau Ruhrrevier, 
Geschäftssielie Bochum 
gez. Pappert.“ 

Die Zechenverwaltungen hatten aber diesmal für den 
G.D.A. nicht viel Zeit, denn schließlich war die Liste des Ver- 
bandes oberer Bergbeamten doch noch etwas wichtiger. Doch 
soweit wir in Erfahrung bringen konnten, haben sie das in 
herzlichem Tone abgefaßte Anbiederungsschreiben des G.D.A. 
sehr wohlwo:lend behandelt. Die Bergbauangestellten wissen 
jetzt wenigstens, wer der G.D.A. ist. 


im Herbs 
ist 


Sondershausen 


in Thüringen 
auch sehr schön! 


Wer Herbsturlaub hat, sollte ihn deshalb in unserem 
schönen Erholungsheime verlieben. Eile in der Anmel- 
dung tut not. Im Juni, Juli und August sind 
keine Zimmer, im September nur noch wenige, im 
Oktober einige mehr frei. Der volle Pensionspreis 
beträgt für den Tag und für die Person 4 Mark. 


Anmeldungen sind an die Verwaltung des Erholungs- 
heimes, Berlin NW 40, Weritstr. 7, zu richten, 


. Prospekte stehen jederzeit kostenfrei zur Verfügung. 
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‚Der Reichsverband deutscher Bergbauangestellten soll auf 
ähnlichem Wege sein Material an die Bergbauangestellten 
herangebracht haben. Die christlichen technischen, Verbände 
haben Flugblätter und Stimmzettel in die Wohnungen der aus 
bestimmter Quelle ihnen bekannten katholischen Bergbaukol- 
legen geschickt. Dem Material lag noch ein besonderer Werbe- 
brief bei. Außerdem haben die Funktionäre des Gewerkver- 
eins christlicher Bergarbeiter für Verteilung von Stimmzetteln 
und Flugb.ä.tern auf den Schachtanlagen gesorgt. 

Alie reaktionären Krätite konzentrierten 
sich gegen den AfA-Bund. Insbesondere glaubte man 
wegen der Stellungnahme des AfA-Bundes zu der Einführung 
von Grubenkontrolieuren eine gute Parole gefunden zu haben. 
Hier und .da.ist es auch gelungen, unter dieser Parole Stimmen 
zu fangen. Aber allen Verleumdungen, Verdrehungen und 
Widerständen zum Trotz hat der AfA-Bund seine Stimmenzahl 
von der Knappschaftswahl im vorigen Jahre im allgemeinen be- 
hauptet. Die stärkste Fraktion ist auch in der neugewählten 
Arbeitskammer ‘der AfA-Bund. 


- Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Ruhrbergbaues 
und die damit verbundenen Auswirkungen für die Arbeitnehmer 
haben den Blick vieler Angestellten getrübt und ihr Votum 
bestimmt. Der Stimmengewinn des Verbandes oberer Berg- 
beamten zeigt, daß nicht diese oder jene Gewerkschaftsrichtung 
verloren oder gewonnen hat, sondern daß in Wirklichkeit die 
Ruhrangestellten in ihrer Gesamtheit den Wahlkampf 
verloren haben. Ueber die Liste der oberen Bergbeamten 
sind de Zechenbesitzer als Sieger hervorgegangen. 
Mancher Koliege hat sicherlich für diese Liste gestimmt in der 
Annahme, dadurch mit zur Behebung der wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten beizutragen und so seine Stellung zu erhalten. 
Nur 'allzubald wird sich herausstellen, wie schwer und gefähr- 
lich dieser Irrtum ist. Die Zechenbesitzer werden das Wahl- 
resultat in der Weise werten, daß sie glauben, ohne Rücksicht 
auf die sozialen Belange der Angestellten Betriebseinschrän- 
kungen, Gehaltsabbau usw., vornehmen zu können. Die Reak- 
tion. wird Triumphe feiern. Leider, das muß offen ausge- 
sprochen werden, hat eine erhebliche Zahl von Angestellten 
den Unternehmern durch falsche Stimmabgabe die Handhabe 
zu einem solchen Vorgehen geboten. Die Hetze gegen den 
AfA-Bund hat den Unternehmern gute Früchte eingebracht. 
An den Angestellten liegt es, die Früchte nicht zum Reifen 
kommen zu lassen. Unbeirrt durch das Wahlergebnis werden 
wir alle Kräfte anspannen, um die Hoffnungen der Unter- 
nehmer zunichte zu machn. Das ist die Schlußfolgerung 
die sich zwingend aus dem Wahlresultat ergibt. 


Von der Liste des AfA-Bundes sind folgende. Kollegen 
gewählt: 
als Vertreter: die‘ Koltegen August Bauer (Essen), Cornelius 
en (Essen), Karl Schuster (Essen), Heinrich Sichtermann (Dort- 
mund); 2 
als Stellvertreter: die Kollegen Wilhe!m Todenhöfer (Gladbeck), 
Johann Geißelbrecht (Dortmund), Heinrich Nostiz (Lintfort), Friedrich 
Eberhard (Oberhausen) und Wilh. Vorhoff (Bochum). 
. „Unsere Vertreter werden auch in Zukunft alles tun, was 
in ihren Kräften liegt, um bessere soziale Verhältnisse im Berg- 
bau zu schaffen. 


Eine internationale Untersuchung der Arbeitsbedingungen 
im Bergbau, Die Sitzung des Exekutivausschusses der Berg- 
arbeiter-Internationale am 28. und 29. April d. J. in Brüssel 
hatte einen Beschluß gefaßt, die Arbeitervertreter auf der 
nächsten internationalen Arbeitskonferenz zu veranlassen, eine 
Untersuchung über die Arbeitsbedingungen im internationalen 
Bergbau vorzuschlagen. Auf Grund dieses Beschlusses lag der 
internationalen Arbeitskonferenz in Genf eine EntschließBung 
über die Vereinheitlichung der Arbeitsbedingungen im Berg- 
bau vor, die einstimmig im Plenum angenommen wurde. In 
der Entschließung heißt es: 


„Der Internationale Bergarbeiterbund hat jüngst folgende Erwä- 
gungen aufgestellt: 


a) In gewissen ‚Kohlenproduktionsländern bewirken die wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten für die Bergarbeiten ein ständiges Anwachsen 
der Arbeitslosigkeit und eine Herabsetzung der Existenzmöglich- 


keiten; 

b) diese wirtschaftlichen Schwierigkeiten haben zum großen Teil 
ihre Ursache in der Konkurrenz und in den Rivalitäten des 
Handels, denen der internationale Kohienmarkt unterworfen ist: 

c) die gegenwärtigen Verschiedenheiten der Arbeitsbedingungen in 
den Hauptkohlenproduktionsländern verschärfen diese Konkurrenz 
und die Rivalitäten des Handels erhebich; 

d) eine Vereinheitlichung der Arbeitsbedingungen im Bergbau auf 
internationaler Grundlage ist daher zu erstreben. 


. Die Vereinigung der Bergarbeiter hat es unter diesen Umständen 
für notwendig erachtet, eine Untersuchung zu veranstalten, bevor be- 
stimmte sachliche Entschließungen gefaßt werden sollen; diese Un- 
tersuchuag soll die Arbeitszeit, dena Arbeitslohu 
und den jährlichen Urlaub umfassen und iin allen 
Kohlenproduktionsländern angestellt werden. 
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Damit "diese Untersuchung die: höchstmöglichen Sicherheiten biete, 
hat sich die Vereinigung an das. Internationale‘ Arbeitsamt gewandt 
und um seine Hilfe und Mitwirkung bei: .der-, Untersuchung - gebeten, 

Gemäß. der. Einleitung. .und ‘den -aligemeinen ‚Prinzipien des Teils 
XIII. des: Friedensvertrages ersucht daher die -7. Internationale Arbeits- 
konferenz den Verwaltungsrat, das Amt zu der gewünschten Mit- 
wirkung zu ermächtigen.“ 

Wir halten es für notwendig und zweckmäßig, daß sich 
die anzustellenden Untersuchungen nicht nur auf die Arbeits- 
bedingungen der Arbeiter, sondern auch auf die Angestell- 
ten erstrecken. Bei den heutigen betrieblichen Verhältnissen 
im Bergbau und seiner gesamten Konstellation ist es unmög- 
lich, die Angestellten und ihre Arbeitsbedingungen unberück- 
sichtigt zu lassen. ; 


Neuregelung der Gehälter im Oberlausitzer Braunkohlen- 
bergbau, Nachdem am 10. Juni die Verbindlicherklärung des 
am 4. Mai gefällten Niederlawsitzer Schiedsspruches erfolgt ist, 
wurde gemäß der im Dezember v. J. mit dem Oberlausitzer Ar- 
beitgeberverband getroffenen Vereinbarung, wonach die Gehäl- 
ter der Niederlausitz abzüglich sechs Prozent für die Ober- 
lausitz gelten, am 16. Juni mit dem “Arbeitgeberverband die 
Gehaltstabelle für die Oberlausitzer Bergbauangestellten zu- 
sammengestellt. Die Gehälter der einzelnen. Gruppen sind ab 
1. April d. J. die folgenden: | 


A, B, C, Gruppe, Abraum, Fabrik: monatlich M. 
1: . « . . . . . ‘ [} [ . [} . 223,75 
iR. . “ . “ “ “ « ‘ . . % . 234,10 
18 “ * “ [} ‘ ‘ . * . a-# ) [3 * . 245,35 
2: [3 “. “ “ [7 % * K} “ “ % * [} 185,20 
2 “ . “, [ . . “ [} . [0] . [0 154,20 
KREIS, a 
D) Sonstige technische Angestellte: 
bis 18 Jahre R 65,80 
von 18 bis 21 Jahre 87,45 — 9590 
von 21 bis 24 Jahre 109,05 — 130,70 
selbständig arbeitende Techniker 197,40 
E) Ziegeleibetriebe: 
Ve N 
| A ee 
1. FR de) 


Hausstandsgeld 850 M., Kindergeld 8,50 M. 
Die Ueberstundenpauschalen für die technischen Angestellten werden 

auf 18, 15 und 12 M. erhöht. 
Die Dienstalterszulage beträgt das gleiche wie bisher. 


Die Sicherheit der elektrischen Grubenlampe. Aus. Anlaß 
der letzten Grubenkatastrophen sind erneut Erwägungen dar- 
über angestellt worden, ob die Benzinsicherheitslampe durch 
die elektrische Grubenlampe zu ersetzen sei, um so die Mög- 
lichkeiten für die Entstehung von. Schlagwetterexplosionen 
herabzumindern. Die Frage ist in Fachkreisen noch sehr um- 


stritten. Wir geben nachstehend eine Zuschrift unseres Kollegen || 


Nastke, Betriebsausschußmitglied, wieder, die sich mit der 
Sicherheit der elektrischen Grubenlampe beschäftigt. , Diese 
Zeilen. sollen gewissermaßen als Anregung. für die in der 
Praxis stehenden Kollegen dienen, sich eingehend mit dieser 
außerordentlich wichtigen Frage zu befassen. 

„Bei den in letzter Zeit häufig auftretenden gräßlichen- Gruben- 
katastrophen konnte man feststellen, daß stets die Versicherung in der 
Presse erschien, die betroffene Grube sei mit elektrischen Grubenlampen 
ausgerüstet gewesen und alles atmet erleichtert auf. Da lohnt es sich 
doch einmal, die Frage aufzuwerfen, wie steht es denn eigentlich um 
die viel gerühmte Sicherheit der "elektrischen Grubenlampen. Ist die- 
selbe unter alien Umständen und bei allen auftretenden Zufälligkeiten 
gewährleistet? Da müssen wir schon ehrlich sein und diese Frage mit 
„Nein“ beantworten. Die Benzinsicherheitslampe war für den Gruben- 
betrieb eine Gefahrenquelle so lange sie brannte, war sie erloschen, 
konnte nur der vorsätzliche Wille, sie wieder zu entzünden, Gefahren 
heraufbeschwören. Anders die elektrische Grubenlampe. Solange sie 
brennt, ist jegliche Gefahr ausgeschlossen. Wird das Oberteil der Lampe 
aber durch irgendwelche Zufäligkeiten zertrümmert, so bildet sich 
ein Gefahrenherd von ungeahnter Tragweite. Zur Bezeichnung obiger 
Behauptung will ich einige Fälle beschreiben, wie sie in der Grube 
vorkommen können, ohne daß besondere Zufälle zusammentreffen müssen. 
In einem Aufbruch sind die Sprengungen zum weiteren Aufbrechen 
vorgenommen worden. Der Ortsälteste klettert auf die Bühne zum 
Nachreißen der lose hängenden Gesteinsstücke. Da er weiß, daß sich 
über der Bühne nach dem Schießen Schlagwetter ansammeln, nimmt 
er in besonderer Vorsicht eine elektrische Grubenlampe, welche er 
wegen ihrer Schwere am Stoß atufhängt. Plötzlich löst sich eif Stein 
oberhalb der Lampe aus dem Gebirge, schlägt diese auf die Bühne und 
zertrümmert das Öberteil mitsamt Kuppelglas und Birne. Der Mann ist 
vollständig im Dunkeln. Da er die örtlichen. Verhältnisse kennt, versucht 
er die Lampe zu bekommen. Findet er sie, fühlt er mit den Händen 
daran herum, um festzustellen, welche Beschädigungen sie erlitten 
hat. Hierbei kommt er mit den Fingern an die beiden Drahtenden ‚der 
Glühbirne, wodurch der Stromkreis geschlossen wird. Durch die jetzt 
auftretende Funkenbildung, welche sehr groß ist, wird das über der 
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Bühne befindliche Schlagwettergemisch entzündet und die Schlagwetter- |} 


explosion ist da. Die Ursache kann keiner feststellen. 


Ferner haben ) 


wir festgestellt, daß mit einer elektrischen Grubenlampe. Sprengschüsse | 
ezündet werden können, was doch, ‚ungeheuere Möglichkeiten eröffnet, | 
ann haben wir festgestellt, daß mittels einer elektrischen Oruben- | 
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lampe in: geöffnetem- Zustande . oder wenn -Kuppelglas und Birne 'zer- 
trümmert ‚sind, Draht zum. Weißglütfren, Papier, Zigaretten; Tabak und 
Kleider ‚zum - Brennen gebracht werden- können.‘ Daß man bei: diesen 
Eigenschaften :von ‘einer. Sicherheit der “elektrischen Grubenlampen : nicht 
gut reden kann, liegt doch: wohl. -auf ‚der Hand. Ja; wir gehen weiter 
und behaupten, daß eine offene‘ oder zertrümmerte "elektrische Gruben= 





Der Abbau des Berufsbeamtentums 
in den Kommunen | | 


“ Bei. den meisten Kommunen-hat in der Vorkriegszeit eine 
Art Abneigung gegen die Anstellung von Beamten bestanden. 
Sie zogen es vor, soweit nicht.ein Zwang für die Anstellung 
von..Beamten bestand, die notwendigen Arbeiten durch An- 
gestellte erledigen zu lassen. Infolgedessen ist, gemessen an 
den Verhältnissen. bei Reichs- und Staatsverwaltungen, die 
Zahl‘ der ‚Angestellten in den kommunalen Verwaltungen gegen- 
über der Zahl der Beamten unverhältnismäßig groß gewesen. 
Unter dieser Abneigung gegen die Anstellung von Beamten 
hatten besonders..die Gruppen zu leiden, die, wie z. B. die 
Techniker, einem praktischen Beruf angehören. Von den bei 
einer Kommunalverwaltung beschäftigten Technikern waren, 
abgesehen von den: leitenden Personen, meist nur diejenigen 
Beamte, die zugleich den Verwaltungsdienst in den technischen 
Verwaltungen mit zu erledigen hatten oder für die verwaltungs- 
mäßige Erledigung verantwortlich waren. Aber ‘sehr häulig 
‚ war dieser Dienst besonderen Verwaltungsbeamten übertragen, 
so daß technische Beamte überhaupt nicht vorhanden waren. 
Erst in_der Nächkriegszeit. vollzog. sich darin: eine Aende- 
rung. Die Tatsache, daß die Arbeitnehmerschaft als politischer 
Machtfaktor eine bisher ungeahnte Bedeutung gewann, ließ 
das Empfinden dafür, daß der Arbeitgeber der Belegschaft 
seines Betriebes gegenüber soziale Verpflichtungen habe, sogar 
in Kreisen wach werden, die früher: für. die Not ihrer Arbeit- 
nchmerschaft nicht das geringste Verständnis gehabt hatten. 
Bei Kommunen führte dieses plötzlich erwachende „soziale 
Gewissen‘ dazu, daß die Bereitwilligkeit, Arbeitnehmer zu 
Beamten zu machen, zunahm. Vielfach erkannte man sogar 
als Anstellungsprinzip für dauernd benötigte Kräite grund- 
sätzlich das Beamtenverhältnis an. So sind denn-in den ersten 
Jähren nach dem Kriege eine große Anzahl Kommunaltechniker 
zu Beamten geworden. 
© Die Rückläufigkeit der politischen Bewegung scheint aber 
auch in den Kommünen nicht ohne Einfluß auf das „soziale 
Gewissen‘ zu,bleiben. Eine Reihe Vorgänge, die bekannt ge- 
worden sind, erwecken den Eindruck, als ob die Kommunal- 
verwaltungen wieder in ihre früheren Gepflogenheiten bezüg!. 
der Anstellung von Beamten zurückfallen wollen. Der Beschluß 
des Deutschen Städtetages, der sich gegen die Anstellung von 
Beamten in werbenden Betrieben richtet, war schon ein Schritt 
in dieser Richtung. Andere Vorkommnisse lassen erkennen, 
daß der Umschwung auch auf die Verwaltungen übergreifen 
wird. So wurde kürzlich von einer führenden Persönlichkeit 
in der kommunalen Arbeitgeberschaft des rheinisch-westfälischen 
Industriegebietes gelegentlich von Verhandlungen zum Aus- 
druck. gebracht, daß die Kommunen sich sehr überlegen 
müßten, in welchem Umfange sie in ihren Verwaltungen das 
Berufsbeamtentum aufrechterhalten sollten. Daß unter diesem 
Umschwunge nicht zuletzt die Techniker zu leiden haben 
werden, wenn die Technikerschaft nicht alle Kräfte geschlossen 
zur Gegenwehr einsetzt, kann man schon jetzt voraussehen. 
‘Alle Gründe, die allgemein. gegen das Berufsbeamtentum 
ins Feld geführt werden, werden selbstverständlich- auch gegen 
die Anstellung der Techniker als Beamte hervorgeholt: Außer- 
dem spielen: bei ihnen aber noch besondere Umstände eine 
Rolle, die sich aus der Art der Ausbildung und der beruflichen 
Entwicklung des Technikers vor Eintritt in die kommunale 
Verwaltung ergeben. | 
Gemeinhin werden nämlich die Begriffe Berufsbeamter und 
Verwaltungsbeamter identifiziert, da. der Verwaltungsbeamte 
in der Regel seine gesamte Ausbildung bei der Verwaltung 
erhält, der Verwaltungsdienst sein Beruf ist und er bereits mit 
der Absicht, dauernd im Verwaltungsdienst öffentlicher Körper- 
schaften zu bleiben, als Lehrling in die Verwaltung eintritt. 
Ganz .anders liegt die Sache beim Techniker. 
Die Kompliziertheit und. die Bedeutung der technischen Auf- 
gaben, die von Kommunen zu erledigen sind, @rfordert tech- 


nisches Personal, das theoretisch und -praktisch so geschult 


ist, -daß-es der Entwicklung folgen und Verwaltungen und 
‚Betriebe entsprechend den Fortschritten der: Technik aüs- und 
umgestalten kann. Infolgedessen greifen: Gemeindeverwaltungen 
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lampe eine‘ ebenso’ große, wenn ‘nicht: größere ' Gefahrenguelle bildet 
als. die: Benzinsicherheitslampe. 12 
Wir als Betriebsräte halten uns für verpflichtet, alle in Frage. kom» 
menden Stellen ‚auf diese Eigenschaften der elektrischen Grubenlam 
aufmerksam zu machen, damit Mittel und Wege gefunden" werden, die 


ihr noch 'anhaftenden Mängel abzuschaffen.“ 
RB 


bei Bedarf an technischem Personal mit Vorliebe auf Techniker 
zurück, die in der Tätigkeit bei ‘privaten Unternehmungen 
erprobt sind. Sie treten zunächst als Angestellte in den. Dienst 
der. Verwaltung, um evtl. in späterer Zeit-in das -Beamtenver- 
hältnis überführt zu werden. Eine direkte Beziehung. zwischen 
fachlichem Können und. Anstellungsverhältnis besteht selbst- 
verständlich nicht, und an und für sich wäre es für die fachliche 
Bearbeitung der vorliegenden Aufgaben gleichgültig, ob sie von 
einem Angestellten oder von einem Beamten erledigt werden. 
All jene — und deren Zahl ist nicht klein —, die den: Sinn und 
Inhalt des Beamtenverhältnisses nicht kennen oder ihm ver- 
ständnislos gegenüberstehen, wollen daher. nicht einsehen, 
daß Techniker. (mit anderen Berufen steht es vielfach ebenso) 
Beamte werden sollen. Aus solchen Erwägungen heraus sind 
Gemeindeverwaltungen häufig nur allzu bereit gewesen, das 
für sie bequemere Anstellungsverhältnis des Angestellten zu 
wählen, das ihnen rechtlich keine höheren vaptichineen in 
sozialer Beziehung auferlegt als jedem privaten Arbeitgeber 
und den Arbeitnehmer stärker abhängig macht,. als wenn er 
sich in dem gesicherten Dienstverhältnis des Beamten befindet, 
derselbe Standpunkt, den private Arbeitgeber ihren Arbeit- 
nehmern gegenüber einnehmen, die in ihnen nur ein Objekt 
zur Ausnutzung sehen. 


Das Verhältnis zwischen Gemeinde und Ar- 
beitnehmer ist aber nicht dasselbe wie ‚zwischen "Unter- 
nehmer und Arbeitnehmer, selbst wenn die Gemeinde, wie z.B. 
in-den werbenden Betrieben, als Unternehmer. auftritt. Die 
Gemeinden sind als öffentliche Körperschaften Institutionen zur 
Förderung des Gemeinwohles, die sich bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben der Arbeitnehmer bedienen, die als Gemeindean- 
gehörige selbst Objekte der gemeindlichen Fürsorge sind, so 
daß sich aus dieser Wechselbeziehung eine Verpflichtung der 
Gemeinde zu weitergehenderer sozialer Fürsorge ergibt, als es 
sonst von Arbeitgebern verlangt wird. Allerdings würde eine 
solche Fürsorge geleistet werden können "(durch tarifliche 
Vereinbarung oder ortsstatutarische neun ohne daß. die 
Vereinbarung oder ortsstatuarische Regelung) ohne daß die 
Beamtenwerdung damit verknüpft ist. Für den Angestellten 
wieder handelt es sich bei der Dienstleistung nicht allein um 
die Erfüllung vertraglicher Verpflichtungen. Er ist durch den 
Eintritt in den öffentlichen Dienst Diener des Gemeinwohles 
geworden. Seine Staatsbürgerpflicht verlangt volle Hingabe an 
den öffentlichen Dienst. Aus dem „Arbeitnehmer“, der gegen 
Entgelt einen bestimmten Teil seiner Arbeitskraft dem Arbeit- 
geber zur Verfügung stellt, wird ein „Funktionär“ mit allen 
äußeren und inneren Verpflichtungen, die sich aus dieser Eigen- 
schaft ergeben. Diese Verschiebung. der wechselseitigen Be- 
ziehung aus dem rein arbeitsrechtlichen Gebiet in das der per- 
sönlichen Beziehungen muß aber in der inneren und äußeren 
Gestaltung des Dienstverhältnisses seinen Ausdruck finden. Die 
Verpflichtung des einen, sich auch über die Grenze der vertrag- 
lichen Bindung hinaus in den Dienst der Sache zu stellen, für 
die er verpflichtet ist, ergibt für den anderen Teil die Pflicht, 
ein Höchstmaß sozialer allge walten zu lassen, um dem zur 
Arbeitsleistung Verpflichteten die Erfüllung seiner inneren Ver- 
pflichtung zu ermöglichen. Diese Verquickung vertragsrecht- 
licher und personeller Beziehungen hat arbeitsrechtlich seinen 
Ausdruck gefunden im Beamtenrecht, dessen Grundlage 
im modernen Staatswesen die innere Bindung des Arbeitnehmers 
an die Öffentlich-rechtliche Körperschaft und die sich daraus 
ergebende Verpflichtung der letzteren zur sozialen Fürsorge ist. 
Ob das bestehende Beamtenrecht in jeder Beziehung einwand- 
frei ist und alle Ansprüche befriedigt, die sich aus dem inneren 
Sinn des Dienstverhältnisses ergeben, ist zunächst belanglos, 
Gerade die Betonung des inneren Verhältnisses im Gegensatz 
zu dem früher betonten und aus der Entwicklung zu er- 
klärenden Grundsatz vom „Gewaltverhältnis“ bahnt die Reform 
des Beamtenrechtes an und weist den Weg für die Umgestaltung 
desselben. Gemeinden oder öffentliche Körperschaften, die die 
Anstellung ihrer Arbeitnehmer als Beamte ablehnen, verzichten 
auf die innere Bindung, die in diesem Dienstverhältnis liegt. 


“In Betrieben, die‘ von Gemeinden eingerichtet werden 
mußten, um unabweisbare humanitäre, sanitäre, oder ‚sonstige 





soziale Verpflichtungen zu erfüllen, ‚gelten diese Grundsätze 


selbstverständlich auch, da.es unzweifelhaft ebenfalls Institu- 
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tionen zur Förderung des Gemeinwohles sind. Etwas anders 
ist die Situation in den werbenden Betrieben. In ihnen 
tritt die Gemeinde selbst als Unternehmer auf. Soziale ‘oder 
volkswirtschaftliche Rücksichten sind bei der Einrichtung dieser 
Betriebe nur zum Teil maßgebend gewesen. Oft handelt es 
sich sogar um Unternehmungen, die von kapitalistischen Ge- 
sellschaften ins Leben gerufen wurden, um Gewinn zu erzielen 
und erst dann von Gemeinden erworben wurden, als sich ihre 
Rentabilität herausgestellt hatte, oder die Schwierigkeiten, die 
stch aus der Führung der Betriebe durch Unternehmer ergaben, 
so stark wurden, daß die Uebernahme in kommunale Regie sich 
nicht mehr vermeiden ließ. Die Betriebsführung dieser Werke 
unterscheidet sich ganz grundsätzlich von der eigentlichen Ver- 
waltung, weil sie ausschließlich nach technischen und wirt- 
schaftlichen Grundsätzen geführt werden können. Gerade des- 
halb findet man in den Gemeindekörperschaiten eine starke 
Gegnerschaft gegen die Schaffung von Beamtenstellen in wer- 
benden Betrieben. Begründet wird diese Gegnerschaft mit der 
Behauptung, daß Beamte nicht geeignet seien, Betriebe wirt- 
schaftlich zu führen. Also auch hier wieder die unglückselige 
Identifikation der Begriffe Beruisbeamter und Verwaltungs- 
beamter. Natürlich gehören in diese Betriebe technisch und 
kaufmännisch geschulte Kräfte und nicht Verwaltungsbeamte., 
Darum braucht aber nicht gesagt zu sein, daß die Angestellten 
der Betriebe nicht auch Beamte sein könnten, bestehen doch, 
wie schon oben ausgeführt, zwischen Anstellungsverhältnis 
und fachlicher Tüchtigkeit keine direkten Wechselbeziehungen. 
Wohl aber könnte es eine Rolle spielen, wenn sich durch die 
Anstellung von Beamten irgendwelche praktischen Schwierig- 
keiten ergeben, und tatsächlich ist der Widerstand gegen die 
Schaffung von Beamtenstellen in den Betrieben zum Teil darauf 
zurückzuführen, daß man aus der Form des geltenden Beamten- 
rechtes Schwierigkeiten befürchtet. Aus diesen Schwierigkeiten 
ließe sich aber, wenn sie wirklich vorhanden sein sollten, sicher 
ein Ausweg finden, der allerdings nicht in der Richtung des 
Verfahrens liegen dürfte, das die Eisenbahnverwaltung ein- 
geschlagen hat, die den Eisenbahnbeamten zwar die mit dem 
Beamtenverhältnis verbundenen Verpflichtungen und Unfreihei- 
ten gelassen, aber ihnen wesentliche Teile der daraus geiolgerten 
Rechte genommen hat. Voraussetzung für die Aufrechterhaltung 
des Berufsbeamtentums in den Betrieben ist aber in erster 
Linie eine Umstellung in der Betrachtungsweise derselben. Man 
muß sich wieder darauf besinnen, daB sie vorwiegend gemein- 
nützige Anstalten sind und daß die Uebernahme durch die Ge- 
meinden gegen den Widerstand der Besitzer nur deshalb mög- 
lich war, weil die Gemeinnützigkeit so leicht zu erkennen war. 
Solange man allerdings in den kommunalen Betrieben reine 
Erwerbsunternehmungen sieht, deren Hauptauigabe es ist, die 
Gemeindekasse zu füllen, und die alle Methoden des privaten 
Unternehmertums anwenden müssen, um einen möglichst hohen 
Profit herauszuwirtschaften, wird wenig Geneigtheit bestehen, 
ein anderes Anstellungsverhältnis anzuwenden, als sonst in der 
Geschäftswelt üblich. Quensel. 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Katasterobersekretärlaufbahn. Auf Grund der Veröffent- 
lichungen in der Zeitschrift des Verbandes preuß. Katasterober- 
sekretäre über die Oefinung der neuen Laufbahn und Ein- 
stellung neuer Bewerber, wonach den Kollegen angeraten war, 
sich das Zeugnis der Reife zur Obersekunda zu verschafien, 
haben verschiedene Kollegen entsprechende Schritte getan. In 
diesem Zusammenhange wurden die verschiedensten Anfragen 
an unsern Bund über den Wert von Befähigungsnachweisen 
usw. gerichtet. Diese Anfragen gaben uns Veranlassung, das 
Finanzministerium um Klärung derselben zu bitten. Das Finanz- 
ministerium teilt uns nunmehr unter dem 16. Juni 1925 — 
K.V.lI. 2460 — folgendes mit: 

„Auf die Anfrage vom 20. v. M. erwidere ich ergebenst, daß das 
frühere Zeugnis über die wissenschaftliche Befähigung für den einjährig- 
freiwilligen Dienst den im $ Ib der Bestimmungen über die Annahme 
usw. für die Obersekretärlaufbahn in der Preußischen Katasterverwaltung 
genannten Zeugnissen nicht als. gleichwertig angesehen wird. Ich be- 
merke, daß nach den abändernden Bestimmungen vom 31. Mai 1925 
— K.V.I. 3369 — als Vorbildung für den Eintritt in die Katasteröber- 
sekretärlaufbahn von jetzt ab die Reife für die Prima einer neunstufigen 
höheren Lehranstalt gefordert wird.“ 

Hiernach gilt für den Eintritt in die Katasterobersekretär- 
laufbahn künftig für jede Neueinstellung die Reiie für die 
Prima einer neunstufigen höheren Lehranstalt. 

In diesem Zusammenhang ist eine Anordnung des Präsiden- 
ten der Bau- und Finanzdirektion vom 23. Mai 1925, Kat. 1090, 
sehr interessant, die folgendermaßen lautet: 

‚Zur Feststellung der Zahl der zur Zeit in der Katasterverwaltung be- 
schäftigten Bürolehrlinge, Bürogehifen usw. die den in $ 1 der, Be- 
stimmungen über die Annahme usw. der Anwärter für die Katasterober- 
sekretärlaufbahn vom 27. Februar 1925 — F.M.-Bl- S. 41 — verzeich- 
neten Bedingungen genügen und ihre Zulassung zur Obersekretärlauf- 
bahn anstreben, ersuche ich, den vorbezeichneten Personen anheimzugeben. 
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tnir. die vorgeschriebenen Annahmegesuche ($ 3 (1) a.a.O.) bis spätestens 
zum 15. Juni d. J. einzureichen. - 

Im übrigen‘ bemerke ich, daß in Anpassung an die Bestimmungen 
über die Ausbildung usw.‘ der Anwärter für die Regierungsobersekretär- 
laufbahn vom 25. April 1925 — Bes.-Bl. S. 117 — beabsichtigt ist, für 
die Katasterobersekretärlaufbahn als Zivilanwärter künftig nur solche 
Bewerber zuzulassen, die mindestens das Reifezeugnis für die Unterprima 
einer neunstufigen öffentlichen höheren Lehranstalt erworben, das 17. Le- 
bensjahr vollendet und das 23. Lebensjahr noch nicht überschritten 
haben. Bürogehilfen usw. die nach dem 15. Mai d. J. in die Kataster- 
verwaltung eingetreten sind und’ den vorerwähnten höheren Anforderun- 
gen nicht genügen, kommen daher für die künftige Annahme zur Ober- 
sekretärlaufbahn nicht in Frage.“ 

Man muß aus dieser Anordnung den Schluß ziehen, daß 
weitere Einberufungen von neuen Obersekretäranwärtern in 
Aussicht genommen sind, bzw. daß zum mindesten eine Be- 
werberliste für die Katasterobersekretärlaufbahn geführt wer- 
den soll. Hierbei ist von Bedeutung, daß nur von Bürslehr- 
lingen und Bürogehilfen gesprochen wird. Die aus der alten 
Laufbahn hervorgegangenen Katastertechniker und Katasterse- 
kretäre scheint die Bau- und Finanzdirektion als Anwärter für 
Obersekretärstellen nicht anzuerkennen. Diese Kräfte dürfen 
nur die katastertechnische Arbeit leisten. Obersekretäre sucht 
man unter den Bürolehrlingen und Bürogehilfen. Eine hervor- 
ragende Personalpolitik. 


Neuer Abbau von Baubeamten bei der Deutschen Reichs- 
bahn-Gesellschaft. Die Hauptverwaltung der Deutschen Reichs- 
bahn-Gesellschaft hat unter dem 12. Mai d. J. mit 2600, Nr. 67, 
nachstehende Verfügung erlassen: 

„Da die Bautätigkeit-bei der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft in- 
folge ihrer ungünstigen Wirtschaftslage auf das Allernotwendigste hat 
eingeschränkt werden müssen und in absehbarer Zeit mit einer wesent- 
lichen Aenderung des jetzigen Zustandes nicht zu rechnen ist, erscheint 
es aus Gründen der Wirtschaftlichkeit unbedingt notwendig zu prüfen, ob 
die zur Zeit mit Batangelegenheiten, insbesondere mit Entwurfsarbeiten 
und mit administrativen Streckenangelegenheiten beschäftigten Kräfte 
(Dezernenten und Bürobeamte) voll ausge:astet sind, oder ob sich nicht 
bei ihnen Ersparnisse erzielen lassen. Nach unserem Dafürhaiten werden 
bei den meisten - Reichsbahn-Direktionen durch Zusammenikgung von 
er Zurückstellung von Arbeiten an Entwürfen, die keine 
Aussicht auf baldige Verwirklichung haben, ein bis zwei Dezernenten und 
eine Anzahl von Bürobeamten eingespart werden können, ohne daß da» 
durch Geschäftserschwernisse eintreten. 

Die Reichsbahndirektionen wollen deshalb unverzüglich in eine 
entsprechende Prüfung eintreten, bei der die derzeitige Arbeitslage as 
Maßstab zugrunde zu legen ist, und über das Ergebnis bis zum 10. Juni 
berichten.“ 

Diese Verfügung ist in mehr als einer Hinsicht außerordent- 
lich interessant. Wiederum richtet sich der Stoß der Bürokratie 
gegen die technischen Abteilungen. Die Einschränkung 
der Bautätigkeit soll zudem nicht etwa nur eine vorüber- 
gehende sein, sondern eine dauernde. Die privatkapitalistischen 
Grundsätze der neuen Reichsbahn-Gesellschaft treten immer 
schärfer in die Erscheinung. 


Beamtensiedlungen. Aktiven Beamten wird zu Siedlungs- 
zwecken vom Staat kein zinsfreies Darlehn gewährt. Dagegen 
bestimmt ein Erlaß des Wohlfahrtsministeriums vom 13. Juli 
1024 — I. 5 Nr. 1138°—, daß zur Behebung der Wohnungs- 
not Beamten, welche bauen wollen, um sich eine eigene Woh- 
nung zu verschaffen, die sogenannte Arbeitgeberhypothek vom 
Staate gegeben wird unter der. Voraussetzung, daß die Kom- 
mune, in welcher der betreffende Beamte seinen Wohnsitz hat, 
die Hauszinssteuerhypothek hergibt. Eine zweite Bedingung 
ist, daß der betreffende Beamte Mitglied einer Baugenossen- 
schaft ist oder wird. ‘Von dieser zweiten Bedingung kann, 
Abstand genommen werden an kleinen Orten, wo keine Bau- 
genossenschaft besteht, oder wenn der Beamte bereits ein 
Grundstück besitzt, auf welchem er bauen will. Trotz Hergabe 
der Arbeitgeberhypothek vom Staate und der Hauszinssteuer- 
hypotliek von der Kommune darf der betreffende Beamte” 
zur Finanzierung seines Hausbaues noch eine Privathypothek 7) 
aufnehmen. Die Reihenfolge der Hypotheken bei der Ein-” 
tragung ist dann: 1. Privathypothek, 2. Arbeitgeberhypothek, 7| 
3. Hauszinssteuerhypothek. Da der Erlaß des Wohlfahrts- 
ministeriums an die Regierungspräsidenten gerichtet ist, müß- 
ten. diesbezügliche Anträge von den betreffenden Beamten unter 
Darlegung der besonderen Verhältnisse auch an den. zustän-” 
digen Regierungspräsidenten gerichtet werden. 

Für abgebaute Beamte 'besteht die Möglichkeit, sich Bau- 
geld durch Umwandlung eines Teiles ihres Wartegeides oder? 
ihrer Pension in eine Rente zu verschaffen. 

Für pensionierte Beamte ist in dieser Hinsicht noch nichts 
geschehen. Das Landessekretariat Preußen wird hier beim 
Wohlfahrtsministerium einen entsprechenden Antrag. stellen.” 


Beamtenrecht 

Der fünite Ausschuß des Reichstages gegen die Reichs-” 
bahn-Gesellschaft. . Der fünfte Ausschuß (Reichshaushalt) ‘des 
Reichstages hat dem .Reichstage folgende Entschließ ung? 
zur Annahme vorgelegt: E 
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ie: „Der Reichstag stellt fest, daß der Herr Reichsverkehrsminister sich 
ar der Weigerung der Reichsbahn-Gesel'schaft, über die a's Reichs- 
 Bahnbeamte abgebauten Beamten der Reichsbahn-Verwaltung Auskunft 
zu geben, außerstande sieht, die entsprechenden Petitionen dieser Reichs- 
& bahnbeamten in der gewohnten Weise zu behandeln. 5 
r Der Reichstag ist deshalb nicht in der Lage, zu den Petitionen Stel- 
- hung zu nehmen und stelit weiter fest, daß das. verfassungsmäßige 
Petitionsrecht der Reichsbahnbeamten vollständig unterbunden ist. 

Der Reichstag legt gegen das Verhalten der Reichsbahn-Gesellschait 
Verwahrung ein, und behält sich vor, die zur Wiederhersteliung der ver- 
fassungsmäßigen Rechte der Reichsbahnbeamten notwendigen Schritte 
zu beschließen.“ % 





Besoldungsfragen 


Die Katastersekretäre im Saargebiet. Die mittleren ka- 
tastertechnischen Bürobeamten, die beim Uebergange der Ver- 
waltung des Saargebietes an die vom Völkerbundsrate ein- 
gesetzte Regierungskommission aus dem preußischen in deren 
Dienst übernommen wurden, werden von dieser Regierungs- 
kommission entgegen ihrem im verordnungswege gegebenen 
Versprechen, daß sich die Beamten zu keiner Zeit schlechter 
stehen sollen als die gleichen Beamten in Preußen, dennoch 
" zum größten Teil mit diesen Beamten nicht auf eine Stufe 

gestellt. Eine neuerliche Regelung der Verhältnisse bringt 
ebenfalls nicht die Erfüllung ihrer Wünsche ind des gegebenen 
© Versprecehens, vielmehr wird wie bisher das System der Be- 
günstigung einzelner und der Entrechtung der Masse an- 
scheinend auch weiterhin beibehalten. 

Von den zwölf Beamten, die aus dem preußischen Dienst 
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in. den Dienst der Regierungskommission übernommen wur- 
‚den, befinden sich nach der Neuregelung zur Zeit zehn in 
Gruppe VII, keiner in Gruppe VIH, zwei in Gruppe 9 und einer 
in Gruppe X der für das Saargebiet geschaffenen neunzehn- 
gruppigen Besoldungsordnung. 

Diejenigen katastertechnischen Beamten des Saargebietes, 
die nach dem preußischen Modus längst in Gruppe VII der 
preußischen Besoldungsordnung eingereiht werden, werden im 
Saargebiet noch immer in einer der preußischen Gruppe VI 
entsprechenden Gruppe geführt und sollen günstigenfalls nach 
den Bestehen einer sogenannten Fachprüfung I. Klasse, in 
eine höhere Gruppe aufrücken. Es ist aber sehr zweifelhaft, 
ob die, zu erwartenden Prüfungsbestimmungen entsprechend 
den preußischen Uebergangsbestimmungen in erster Linie die 
dienstältesten Beamten zuiassen oder aber der Regierungs- 
kommission eine Handhabe bieten, von vornherein mißliebige 
Beamte auszuschließen. 

Die Beamten sind nun der unwürdigen Behandlung seitens 
der Regierungskommission und besonders auch ihrer Abtei- 
lungsleiter müde und versuchen durch organisatorischen Zu- 
sammenschluß in unserm Bund mit allen ihnen zu Gebote 
stehenden Mitteln zu ihrem Recht zu gelangen. In diesem 
Bestreben können die Kollegen im Saargebiet auf vollste 
Sympathie und Unterstützung der in unserm Bund zusammen- 
geschlossenen preußischen Ko!legen rechnen, und wir hoffen, 
auch in diesem bevorstehenden Kampfe gegen fremde Unter- 
Grückung die Unterstützung der preußischen Staatsregierung 
zu finden. 








sa Aus dem Bunde z>0 


| Vorstandsbekanntmachungen 


Aenderung in der Gaueinteilung. Vom 1. Juni d. Js. an wurde als 

- Gaunebenstelle des Gaues Hessen die Gaustelle Cassel errichtet, 

mit deren Leitung der Kollege Willi Ewert betraut wurde. Zu dem 
Gaugebiet Hessen sowie zum Gaunebenstel'engebiet Cassel wurden einige 
kieinere Ortsverwaltungen der Gaue Rhein’and-Westfaen, Hannover- 
Braunschweig und Mitteldeutschland im Einvernehmen mit den in Frage 
kommenden Instanzen hinzugeschlagen. 

Mit Wirkung ab 1, Juli d. Js. wird das Gaunebenstellengebiet Lud- 

wigshafen vom Gau Saarland abgetrennt und dem Gau Süd- 

 westdeutschland angegliedert. ie Ortsverwaitung Mannheim 
‚und der nordwestliche Teil des Freistaates Baden wird zum Gauneben- 

 stellengebiet Ludwigshafen geschlagen. Das Gaunebenstellengebiet er- 
hält in Zukunft die Bezeichnung Gaustelle Mannheim-Lud- 

"wigshafen. 

"Gaustelle Cassel: Willi Ewert, Cassel, Spohrstr. 6. 

B F.: Cassel, 1882. 

 Gaustelle Mannheim-Ludwigshafen: Karl Hauser, Lud- 

wigshafen, Siegfriedstr. 10. F.: Ludwigshafen 934. 
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i Versammlungskalender 


" Dudweiler. F. Bergbau. 12. VII. Vorm. 93% im Lokal Brenner, 
Halle. M. 7. VII. 800%, Rest. Mars-la-Tour, Gr. Uirichstr. 

- Neuruppin. M. 7. VII. 80, Rest. am See (Inh. H. Wölk). 

Kiel. M.. 2. VII. 800, Hotel „Stadt Magdeburg“, Bergstr, 
 Potsdam-Nowawes. M. 10. VII. 89, Rest. Fürst Bismarck, Potsdam, 
er Mammonstraße 1, 

- Roßwein. M. 1. VII. 800, Herkules. 

Siegen’ i. W. M. 7. VI. 730, Wirtsch. Heiser, Bahnhofstr. 19. 
Waldheim. M. 4, VII. 73%. Geringeswalde, Gasthof Hilmsdorf. 
"Wittenberg (Bez. Halle). M. 8. VII. 80, Gasthaus „Zur goldenen 
Be, Sonne“. ; } 

Wittenberge. M. 7, VII. Vereinslokal Deutsches Haus. 


_ Bücherschau | 

2 Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung“ 
 übersandten Schriftwerke werden nach Verfasser, Titel, Ver'ag und 
"Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt, Besprechung bieibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriflen 


Bist nicht, 


Beckmann, Wilhelm: Die Partei der Arbeit. Manifest an die Schaffenden 
& aller Berufe, insbesondere an die, Mitglieder aller Wirtschaftsver- 
= bände, zur Aufrichtung der deutschen. Wirtschaftsdemokratie auf der 
Grundlage sozialer Gerechtigkeit. und persönlicher Freiheit. 1925. 
_ Verlag: Wirtschaft und Freiheit, Hamburg 33, 
Berger, Georg: Die Rohstofigrundlage der Wirtschaftsgesundung. (Der 
deutsche Arbeiter in Politik und Wirtschaft, Heft 3) Verlag der 
Neuen Gesellschaft, Berlin-Hessenwinkel. 
Boysen & Maasch: Neue technische Bücher, Monatsbericht über 
‘“# die technischen Literaturgebiete. 2. Jahrgang, Nr. 5/6. Herausgeber 
2% und Verlag: Boysen & Maasch, Hamburg 36, Heuberg 9. 
Brockhaus: Der „Kleine Brockhaus“. Handbuch des Wissens in einem 
Bande, F. A. Brockhaus, Leipzig. Erscheint in 10 Lieferungen zu 
3 je 1,90 R.-M ; 
Cunow, Heinrich: Politische Kaffeehäuser. Pariser Silhouetten aus der 
%. oßen französischen Revolution. Verlag: J. H. W, Dietz Nachfolger, 
7 iin‘ 1925. 








Fischer, Hanns: Der Schlüssel zum Weltgeschehen. Zeitschrift für 
Freunde der Welteislehre. Mitteilungsbiatt des „Vereins für kosmo- 
technische Forschung e. V.“ Verlag: R. Voigtländer, Leipzig, Marien- 
straße 12. 

Gesellschalt zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit: Das Problem der Ar- 
beitslosenversicherung in Deutschland. Verhandiungen der Gesell- 
schaft zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit am 20. Februar 1925 zu 
Berlin. Heft 7 der Schriften der Deutschen Gesellschaft zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit. Geheftet 4 M. Halbleinenband 5 M. 
Verlag: Reimar Hobbing, Berlin. 

Hanfistengel, Georg von: Hundert Versuche aus der Mechanik. Mit 
100 Abbildungen im Text. Verlag: Jul, Springer, Berlin. 1925. 
Hilferding, Rudolf: Die Gesellschaft. Internationale Revue für Sozialismus 
ne Politik, Jahrgang 1924. Verlag: J. H. W. Dietz Nachfolger, 

erlin. 

54. Jahresbericht der Aktiengesellschaft Sächsische Webstuhlfabrik in 
Chemnitz. 1924/1925. 

Kaif, Siegmund: Gegen den Strom! Flugschriften in zwölfter Stunde. 
Heft 1/2: Der Brotwucher. Seine Ursachen und seine Gönner. Ein 
Beitrag zur wirtschaftspolitischen Geschichte unserer Zeit. 1925, 
‘Verlag: Moritz Perles, Wien und Leipzig. 

Kautny, Theo: Leitfaden für Azetylenschweißer (Verschmelzen und 
Durchbrennen von Metallen). Mit 202 Abbildungen. 7. verbesserte 
Auflage. Verlag: C. Marho!d, Halle 1925. 

Kinzel, Karl: „Wie reist man in Oberbayern und Tirol?“ Ein Wander- 
buch zum Lust- und Planmachen. Mit Berücksichtigung der Städte 
Nürnberg, München, Regensburg, Salzburg, Augsburg, Rothenburg, 
Weimar und Ausflügen in die Orenzgebiete des Salzkammerguts und 
Italiens, Comer See und Mailand, Gardasee und Venedig, nebst 
Sommer- und Winterfrischen. 15. Auflage. Mit Stadtplänen. 1925/26. 
Verlag: Friedrich Bahn, Schwerin in Mecklenburg. 

Die Körperku'tur im Film: Ver.ag: Richard A. Giesecke, Dresden-A. 24. 

Kranotd, Albert: Das Probiem des Achtstundentages. Eine systematische 
‚Analyse (Gewerkschafts-Archiv-Bücherei. Herausgegeben von Karl 
Zwing, 3. Band). Verlag: Gewerkschafts-Archiv, Jena 1925. 

Landenberger, Emil: Wanderjahre in Mexiko. Mit. 86 Abbildungen und 
einer Karte. Verlag: F. A. Brockhaus, Leipzig 1925. : 

Lehmann-Rußbüldt, Otto: Republik Europa. 1925. Verlag der Netten 

_ Gesellschaft, G.m.b.H., Ber.in-Hessenwinkel. 

Niekisch, Ernst: Der Weg der deutschen Arbeiterschaft zum Staat. (Aus: 
Der deutsche Arbeiter in Politik und Wirtschaft, Heft 1.) Verlag 
der Neuen Gesellschaft, G.m.b.H., Ber!in-Hessenwinkel. 

Pesl, L. D.: Die deutschen Gewerkschaften. Ein Grundriß. Verlag: 
Kabitzsch & Mönnich, Univ.-Verlagsbuchhandlung 1925, 

Schaubeck: Nachtrag Nr. 41 zum „Normal-Album“. Enthaltend alle 
Marken, welche nach Erscheinen des Nachtrages Nr. 41 (Dez. 1923) 
verausgabt wurden. Neuheiten Dezember 1923 bis Oktober 1924, 
rend Permanentnachtrag zur 42. Auflage. Verlag: C. F. Lücke, 
eipzig. 

Schluckebier, Ferm. und Mahler, Karl: Wie behebt man die Wohnungs- 

- not? —- Wie belebt man die Wohnungsbauwirtschaft? — Wie be- 
wirkt man eine Wiederaufwertung? Verlag: B. D. A. Hagen 
ji. W,, Körnerstr, 20, 

Schoenaich, Paul von: Der Krieg im Jahre 1930. Politische Schriften 
der Newen Gesellschaft, Sonderabdruck ‚aus: „Vom vorigen zum 
nächsten Krieg.“ 1925. Verlag der Neuen Geselischaft, G.m.b.H., 


Berlin-Hessenwirkel. » 


Spindler, Max: Eigner Herd ist Goldes wert. Praktische Familienhäuser 
mit Hausgärten für 2500 R.-M; aufwärts. Mit 225 Abbildungen. 
15. Auflage. Heimkulturverlag, G.m,b. H., Wiesbaden. 

Ufermann, Paul und Hüglin, Karl: Die A.E.G. Eine Darstellung des 
Konzerns der Allgemeinen Eiektrizitäts-Gesellschaft, 1922. Verlag 
für Sozialwissenschaft, G.m.b, H., Berlin. 

ir W.: Der Achtstiindentag in Deutschland. Sonderabdruck aus 

. der Kölner Sozialpoütischen Vierteljahrsschrift. Herausgebeben von 
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Eckert, Lindemann, Scheler und v. Wiese. 
H. R. Engelmann, Berlia-.W 15. 


DEUTSCHE TECHNIKER- 


IV. Jahrgang. Verlag: 


Wirtschaftdeputatllon Frankfurt a. M.: Der Rhein-Mainische Städtekranz 
mit seiner Zentrale Frankfurt a. M. im südwestdeutschen Wirtschafts- 
gebiet. Verlag: Städtereklame, G.m.b.H., Abtl. Römer-Verlag. 


Wirtschaftsführer, Der: Die Halbmonatsschrift 


für praktisches Wirt- 


schaftswissen. Groß-Deutsche Handels- und Verlagsgesellschaft, Ham- 


burg. 


Wissenswertes: Praktisches Auskunftsbuch, 4. Ausgabe, Juni 1925. Ver- 


lag: W. P. Henning, Berlin C 2. 

Woltslast, Walter: Rechtsunterricht fürs praktische 
hefte und 2 Beilagen.) Kern-Verlag G.m.b. 
1925. 


Leben. (12 Unterrichts- 
H., Frankfurt a. d. ©. 


Zech, Paul: Das törichte Herz. 4 Erzählungen. Verlag: J. H. W. Dietz 


Nachfolger, Berlin 1925. 


Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu 
beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. H, 
Berlin NW 4, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Be- 


rechnung von Porto und Verpackung. 


Der Kleine Brockhaus, Handbuch des Wissens in einem Band. 
Verlag F. A. Brockhaus, Leipzig. 10 Lieferungen zum Preise von je 


1,90 Mark. 


Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 


spaltene Millimeterzeiie. Beilagen nach Vereinbarung. 


Alleinige Änzeigen- und Beilagenannahme: 






1925 Nr: 26 





N 

Die Kunst, Handbücher des Wissens in Formen zu bringen, wie sie 
das dentsche Volk entsprechend “dem Fortschreiten von Wissen be ı 
Können nötig hat, ist‘ gewissermaßen ein altes Erbteil < der. Fir 
F. A. Brockhaus in Leipzig. Deren Gründer hat vor mehr als hundert 
Jahren das erste allgemein brauchbare Werk dieser Art geschaffen, das 
man damals langatmig Konversationsiexikon nannte. Heute ist das 
Werk in aller Weit als „Der Brockhaus“ bekannt und geschätzt. 
Gleich nach dem Krieg erschien der „Neue Brockhaus“, das 
Handbuch des Wissens in vier Bänden; er erwies sich rasch als e’ne un- 
erschöpfliche und unentbehrliche Wissensquelle. Aber die Gegenwart mit 
ihren nervenaufreibenden Forderungen zwingt jeden,. Zeit und Geld auf 
das wirtschaftlichste auszunutzen. Für alle, die die "Ausgabe für ein 
vierbändiges Werk scheuen, ist der Einbänder entstanden, der 
Kleine Brockhaus. Die uns vorliegende erste Lieferung 
umfaßt mit den Stichwörtern A-—Bolschewismus eine überreiche Fülle 
von Stichwörtern aller Art und istgeschmückt mit vielen wertvollen und 
lehrreichen Bildertafein, und Karten, in. und außer. dem Text;. auch 
prächtige bunte Bilder sind dabei. Außerdem enthalten die 80 Seiten 
der ersten Lieferung nicht weniger als 443 klar. ausgeführte Textabbil- 
dungen. Besonders aufmerksam machen möchten wir auf die Dia- 
gramme, die wirtschaftliche Verhältnisse darsteilen, z. B. die Arbeits- 
losigkeit und Auswanderung mit dem stürmischen "Auf und Ab ihrer 
Linien. Die Lieferung kostet nur 1,90 Mark, und ungefähr alle vierzehn 
Tage soll eine neue Lieferung erscheinen bis zur zehnten, mit der das 
Werk abschließt. 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin, 


R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. | Schluß der -Anzeigenannalım> ‚4 Tage vor Erscheinen. 





Von einer größeren Bauhütte Thüringens wird ein 


1. Eisenhetonkonstrukteur u. Statiker 


zum möglichst baldigen Antritt gesucht. Bewerber müssen 
abgeschlossene Hochschulbildung oder gleichwertige Aus- 
bildung und eine längere Praxis nachweisen können, firm 
in allen Konstruktivarbeiten ‚sein, desgleichen die Kal- 
Kulation beher:schen und auch in der Leitung der Bau- 
stellen genügend Erfahrung besitzen. 

Gleichzeitig wird ein guter 


Archifiekt 


als Vertreter des leitenden Architekten gesucht. Auf 
flottes und schnelles Zeichnen, Ta’ent im Verkehr mit der 
Kundschaft, insbesondere mit Behörden, wird besonderer 
Wert gelegt.’ 

Melduneen unter D. T. 2.245 an Rich. Merkel, 
Berlin W 35, Potsdamer Str. 111. 





Für unseren Betrieb Maurerei und Zimmerei suchen 
wir zum baldigen Eintritt tüchtigen 


Hochhautechniker. 


Bedingung: durchaus selbständig zuverlässig, sicheres Auf- 
treten, praktische Erfahrung in Bauleitung, perfekt im Ent- 
wurf, Veransch'agen und Statik, mit Industriebauten ver- 
traut Bei zufriedenstellenden Leistungen wird angenenme 
Dauerstellung geboten. Anfänger kommen nicht ın Frage. 
Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften, möglichst 
mit Lichtbild und Gehaltsforderungen erbeten. 
W. Peters & Söhne, Baugeschäft, 
Stassfurt. 


a 


z Tiethnutechniker 


sofort für längere Beschäftigung gesucht Löängere 
Praxis erwünscht. Vergütung entsprechend der Bzamten 
in Gruppe VI-VII!, je nach Lebensalter, Vorbildung und 
Dauer der prakt. Betätigung. Bewerbungen mit Lebens- 
lauf u Zeugnisabschriften an das 


Straßen- u. Fiußbauamt Weilheim, Oberbayern. 


Für die Baupolizei- Verwaltung wird ein tüchtiger, 
theoretisch und praktisch gut ausgebildeter 


Siatiker 


(Absolvent einer technischen Mittelschule) gesucht. 
Erfahrung in Eisenbetonberechnung u. -konstruktion er- 
forderlich. Hochbaver mit den entsprechrnden statischen 
Kenntnissen, ‚die auch Erfahrung in Aufste'lung von Be- 
bauungsplänen und in Bauberatung besitzen, Gevorzugt! 
Besoldung nach den staatlichen Grundsätzen. Bewerbungen 
mit Lebenslauf, Zeugnisabschrift und Angabe des Eintritts- 
termins spätestens bis 4, Juli an 


Buutechniker 


mit allen Arbeiten auf Büro eib | j 
und Baustelle. vertraut, für |f Liter inkl. Weinsteuer, ab 
größeresBaugeschäft m. Säge- Nierstein a.Rhein, Nachn. 
werk und Holzhandel per Welngut 

sofort gesucht. Es wollen Heinrich Strub II, 
sich nur Herren mit Ia|f Nierstein a. Rh. Nr. 29. 


Zeugnissen melden. 
. Leihfäss. v. 30,50, 100L.it. 
Wilhelm Müller . Großer Weinbergsbesitz. _ 


Baugescäft u, Dampfsägewerk Gegr. 1864. Preisliste 
damm. 

















Vorzüglicher 
.Bowlen- u. Tischwein, 
weiß u. rot, 90 Pfg. pro 
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Verantwortl.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH. Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borei GmbH. Berlin SW 68 | 









Konstrukteur 


gesucht, der in der Lage ist, 
kleine und mittlere 


Rreiselpumpen 


für alle Betriebsverhältnisse 
selbständig durchzukon- 
struieren u. auch Prüfstands- 
erfahrungen besitzt. Sichere 
Beherrschung der Berechnung 
ist Bedingung. Wegen Woh- 
nungsmangels kommen nur 
unverheiratete Bewerber in 
Frage. 


Aerzener Maschinenfabrik 
G.m.b H. 
Aerzen — Hameln. 


1 Tiefhautochniker 
1 Zeichner 


werden für die Anfertigung 
der Bestandszeichnungen von 
Brücken- und Schleusenbau- 
ten auf die Dauer von 
Monaten gesucht. 
Tüchtige Kräfte, welche 
diese Tätigkeit bereits aus- 
geübt haben und auch Er- 
fahrung in der Darstellung 
maschineller Einzelheiten be» 
sitzen, wollen Lebenslauf und 
Zeug nisabschriftenumgehend 
einsenden. Vergütung nach 
Gruppe 6 und 5 des Reichs» 


angestelitentarifs. 
Verwaltung 
der Märkischen Wasserstraßen, 


Potsdam 
(Rezierun gsgebäude). 


— 





Junger 


Hncibanfechnikr 


mit guten Kenntnissen und 
flott im Zeichnen, wird zum 
1. Juli auf unbestimmte Zeit 
gesucht. Meldung mit 
Lebenslauf und Zeugnisab- 
schriften umgehend zu rich- 
ten an 


Heeresbauverwaltungsamt 
Kolberg i. P.. Domsir. 49, 


Blligehöhmische 
Beitfexlern! 


{ Kilo gaue geschlissene M. 3.— 
halbweiße M. 4.—, weiße M. 5.- 
bessera M.&.— u. M.T.—,daunen- 
weiche M. 8.—, 10.—, beste Sorte 
4.12.— u.14.—. Vesand franko 
zolifel. gegen Nachn. Muste frei 
Umtausch und Rücknahme gestattet 
Benedikt Sächsel, 
Lobes Nr. 903 
bel Pilsen (Böhmen) 





von H. Schlüter. 
Bd.I Säuleu. Balken. 77 
9.50 M. mtr 
Bd. II Rahmen u. Ge- gr — 
6 wölbe. 9,50 M. ii? Prospekte kostenlos. 
Ist leicht verständl - F = = 
an a Filler«Fiebig,Berlin S*#2 


rm billig 
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riftschablonen 
Bahr’s Normograph 


D.R.P., Aus'andspatente. 
Vom Normenausschuß empfohlen. 
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H. Meusser, Buchn. | 
Berlin W 57/4, Potsdamer Str. 75. 





Teilzahlung! Katalog freil 


5 Photographische 
ER Apparate 


> Fett- Käse! > 
Hoist., Tilsiter, saftige, 


schnittige Ware: Katalog A 
9 Pfd Broden nur M. 4.30 
9 „ Holst. Kug -Käse M.3.50 Uhren, Goldwaren, 
9 „ dän. Edam Kse „ 6.75 il 
9 „, dän.Schweiz.-Käse, 8.30 Brillanten 


0 „ Plockw.(Dauerw.) „14.40 
9 „ Cervelatwurst „15.30 
Vers.i.la Ware abhier Nachn. 


Chr.Mehrens; Nertorf (Holst. »e. |... 2 7% 2 SeQunaEstgEg BESSERE EEE 
BEEREIETTEERDER : durch Postver- N 
Ziehung 15. u. 16. Juli Exision? gozcn ER Guten Verdienst 
n zsesemmsmem in Marken. h i PAGIFILLUCHE 
Kölner Dombäu- | Leuisrischer,Chemnitz | imgbetce vom, Propekt 
Geid-Lotterie Augsburger Str. 101. 
4553 Gewinne | BEREEGESREEEEE 
bar ohne Abzug = Mark 
100 000 | AlleinigeAnzeigen- 
80099 Beilagen-Annahme 
50000 


= Katalog B 





Schliedfach 154 
in Heidelberg 588. 





uptgew. ev. 


Oberhebamme der Charite | 


| Berlin gibt sichern Rat in | 
Berlin Ww 35 . L allenFällen! Versendetge- 


Emil Stillerganchaus | Potsdamer $tr, j1 1. schloss. geg. Einsendg. von | 


Porto u Liste 35 Pfg. extra 
empf. u. vers. a. unt: Nachn 


Hamburg, Holzdamm 39 M.1,— Frau Anna Hein, 
Baidige Bestelig. erwünscht. hyg Versandhs,, Berlin 75, | 


WERERWEESSTEN Ci | Potsdamer Straße 1068: | 





"Le 1.Römer, Altona-Ofhmarschen 6. 


2 1 O [6] O 0) Ein Buch wichtig. Frauen- | 
Orig.-Lose AM.3,—. 3 fragen von der früheren | 
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Erhebung über die Arbeitslosigkeit der Angestellten 
am Donnerstag, den 16. Juli 1925. 


Um von dem Umfange der Stelleulosigkeit unter den Angestellten ein zuverlässiges Bild zu gewinnen, ist von Reichs- 
wegen eine besondere Erhebung geplant. 

Alle Angestellten, die am Stichtage (16. Juli) arbeitslos, d.h. ohne jede entgeltliche Beschäftigung irgend- 
welcher Art sind, haben einen zu diesem Zweck ausgestellten Fragebogen auszufüllen. 

Die Fragebogen erhalten nichtorganisierte Angestellte beim öffentlichen Arbeitsnachweis. Die organisierten 
Angestellten — also auch die Mitglieder des Bundes — erhalten die Fragebogen durch ihre Verbandsorganisation. 
Die Einsammlung der ausgefüliten Vordrucke geschieht ebenfalls durch Mitwirkung der Arbeitsnachweise bezw. Landesarbeits- 
ämter und der Verbände. Es liegt im eigenen Interesse aller Angestellten, selbst dafür Sorge zu tragen, daß möglichst alle 
stellenlosen Angehörigen ihres Berufes auch tatsächlich erfaßt werden und durch erschöpfende und richtige Angaben die 


Zuverlässigkeit der Erhebung sichern helfen. 


Älle stellenlosen Bundesmitglieder müssen sich sofort bei ihrer zuständigen Ortsverwaltung melden 
und am Tage der Zählung, sofern sie keine Beschäftigung haben, den ausgefüllten Fragebogen dort wieder abgeben. Bundes- 
mitglieder, die am Tage der Zählung praktisch arbeiten oder eine andere Beschäftigung haben, füllen den Fragebogen nicht aus. 

Die Ortsverwaltungen und Geschäftsstellen werden nochmals aufgefordert, entsprechend unserem Rundschreiben 
Nr. 16 vom 12. 6. 25 zu handeln und der Abteilung Stellennachweis sofort anzugeben, wieviel Fragebogen benötigt 


werden. 


Wir erwarten, daß sich alle stellenlosen Kollegen an der Erhebung beteiligen und dazu beitragen, ein 


einwandfreies Bild über die Stellenlosigkeit im technischen Berufe zu erhalten. 


Der Bundesvorstand. 
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Der Referentenentwurf einer Novelle 
zum Reichsknappschaftsgesetz 


Das am 1: Januar 1924 in Geltung getretene Reichsknapp- 
schäftsgesetz brachte die Zusammenfassung der über 60 beste- 
henden Knappschaftsvereine und der Hunderte von Kranken- 
kassen in einen Reichsknappschaftsverein. Daß eine solche 
Zusammenfassung in der. Praxis auf große Schwierigkeiten 
stoßen würde, war vorauszusehen, jedoch beruht der Wider- 
stand, der sich gegen das Reichsknappschaftsgesetz erhoben 
hat, nicht auf diesen Schwierigkeiten, sondern die Unter- 
nehmer liefen gegen die durch das Gesetz bedingte Mehr- 
belastung Sturm und haben mit allen Mitteln versucht, eine 
Herabsetzung der Leistungen zu erzwingen. Die freigewerk- 


schaftlichen Arbeitnehmer und die christlichen Arbeiter haben 
'sich gegen eine Aenderung des Gesetzes bis zum letzten Augen- 


blick gewehrt, weil sie den Wert der geldlichen Bezüge höher 
einschätzten als die als notwendig erkannten formalen Aende- 
rungen des Gesetzes. Das Reichsarbeitsministerium 
hat jedoch dem Drängen der Arbeitgeber nachgegeben und 
bereits Ende des vorigen Jahres bzw. Anfang dieses Jahres 
eine Novelle angekündigt. 


Vor wenigen Tagen ist nun der Referentenentwurf dieser 
Novelle den beteiligten Körperschaften zugegangen, so daß 
sich heute übersehen läßt, in welcher Richtung sich die Aen- 
derungen bewegen. 


a) Pensionskasse. In der Pensionskasse wird von 
den Unternehmern einmal die Höhe der Rente bemängelt, die 
nach 25 Dienstjahren 40 Prozent des Hauerlohnes bzw. des 


- Einkommens eines Reviersteigers betragen soll, zum zweiten 





die Bestimmung, daß ohne ärztliche Untersuchung eine Rente 


an diejenigen gezahlt wird, die 50 Jahre alt, 25 Jahre Mit- 
glied waren, von dieser Zeit 15 Jahre wesentliche berg- 
männische Arbeit verrichteten und weniger verdienen, (Alters- 


- rente). Die Unternehmer verlangten eine wesentliche Herab- 


setzung der Rentenhöhe, den vollständigen Wegfall der Alters- 
rente, ferner ‘die Möglichkeit, nebeneinanderbestehende Renten 
aufzurechnen. Der Referentenentwurf des Reichsarbeitsmini- 
steriums hat für die Arbeiter die Höhe der Rente von 40 Prozent 
beibehalten, jedoch kann der Grundbetrag in der Invaliden- 
versicherung aufgerechnet werden. Ferner ist 'das Nebenein- 
anderbestehen von Renten stark beschnitten worden. 
Bezüglich des Altersparagraphen besagt der Re- 
ferentenentwurf, daß die Rente in Zukunft nicht mehr bei 50, 
sondern bei 55 Jahren gewährt wird, daß der Altersrentner 
nicht mehr die volle Rente erhält, sondern nur noch 60 Prozent, 
die sich jedoch mit jedem weiteren Jahre um 4 Prozent erhöht, 
so daß mit 65 Jahren alle Rentenbezieher Altersrentner sein 
können. Die wichtigste Bestimmung geht jedoch dahin, daß 
Bezieher der Altersrente nicht mehr im Bergbau tätig sein 


"dürfen. 


Was im Referentenentwurf bezüglich der Angestellten be- 
stimmt wird, ist unter aller Kritik. Während bisher der Haupt- 
vorstand des Reichsknappschaftsvereins in der Richtung gear- 
beitet hat, die für die Angestellten bestehenden verschieden- 
artigsten Pensionsbestimmungen in den über 60 bestehenden 
früheren Knappschaftsvereinen auf einen gemeinsamen Nenner 
zu bringen, was auch gelungen ist, wirft der Referentenentwurft 
alle diese Arbeit um und bestimmt:. sämtliche Ange- 
stellte sind in Zukunft nur nach den Sätzen 
der Angestelltenversicherung versichert, für 
die technischen Angestellten wird auf Grund von Zusatz- 
beiträgen eine Zusatzrente gewährt. Die kaufmännischen 
Angestellten werden einfach aus der Knappschaft herausge- 
worfen. Es fehlte ferner jegliche Bestimmung über die Höhe 
der-Rente, und drittens fiel der Altersparagraph für 
die Angestellten vollständig weg. Daß es so gekommen ist, 
liegt einmal an der wüsten Agitation des D.H.V. 
gegen das Gesetz, vor allem aber daran, daß die kaufmänni- 
schen Angestellten des Ruhrbergbaues in ihrem blindwütigen 
Haß gegen den Altersparagraphen den D.H.V. kritiklos unter- 
stützten. 
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In der gemeinsamen Besprechung im. Reichsarbeitsmini- 
sterium am Freitag, den 26. Juni d. Js., über den Referenten- 
entwurf, gab der Vertreter des R.A.M. denn auch von vorn- 
herein zu, daß er diesen Entwurf bezüglich der Angestellten 
nicht als endgültig ansehe. Die Ursache der Haltung 
des R.A.M. ist von den Angestellten ziemlich klar erkannt wor- 


den. Nachdem Herr Ministerialdirektor Grieser am Anfang, 


dieses Jahres in einer Besprechung gesagt hatte, in den von 
ihm wahrgenommenen Verhandlungen finde er bei den Arbeit- 
ebern ein.e Meinung, bei den Arbeitern eine Meinung, 
ei den Angestellten aber so viele Meinungen, wie sie Ver- 
treter schicken, sollten sie dafür die Quittung. erhalten. 

Nachdem. wir am 24. Juni im AfA-Bund den Reierenten- 
entwurf eingehend beraten und unsere Stellungnahme fest- 
gelegt, die im Prinzip dahin geht, gemeinsam mit den Arbeitern 
den Kampf gegen die durch die Novelle gebrachten Ver- 
schlechterungen zu führen, bezüglich der Pensionsversicherung 
der Angestellten jedoch beschlossen hatten, das, was bisher 
im Vorstand des R.K.V. an Arbeit geleistet worden ist, zu 
verankern, gelang es dem Koll. Werner, die anderen Verbände, 
mit Ausnahme des Gedag, der bisher für die Trennung von 
Kaufleuten und Technikern eingetreten ist und deshalb nicht 
eingeladen wurde, zu einer Aussprache zusammenzubringen, 
um sich über ein gemeinsames Vorgehen zu verständigen. 

In einer Besprechung am 25. Juni im Bundeshause, 
an der außer dem AfA-Bund der Verband deutscher Techniker, 
der Verband kaufmännischer Grubenbeamten und der "Reichs- 
verband deutscher Bergbauangestellter teilgenommen haben 
(der Gewerkschaftsbund der Angestellten hatte sich entschul- 
digt), wurde beschlossen, Verfassungsfragen sowie die Frage 
der Krankenkasse auszuschalten, da sich hierüber infolge der 
grundsätzlichen Gegensätze keine Verständigung erzielen ließe. 
Auf nachstehender Grundlage kam eine Verständigung zustande: 

Bezüglich des Versichertenkreises treten die an- 
wesenden Verbandsvertreter dafür ein, daß der bisherige Zu- 
stand der Zusammengehörigkeit von Kaufleuten und Technikern 
bestehen bleiben soll. Für ‘beide Gruppen haben die gleichen 
Versicherungsbedingungen zu gelten. 

Hinsichtlich der Berechtigung der technischen Angestell- 
ten mit Bezug einer Altersremte einigte man sich dahin, 
ihnen diese Berechtigung zu belassen, jedoch soll die Mehr- 
belastung durch die Altersrente von den in Frage kommenden 
Kreisen durch Zusatzbeiträge aufgebracht werden. 

Ueber die Art der Rentenberechnung verständigte 
man sich dahin: Die Uebernahme der Bestimmungen der An- 
gestelltenversicherung ohne Einschränkung auf die Rentenbe- 
rechnung wird abgelehnt. Man hält die Uebernahme eines 
Grundbetrages für wichtig. Ferner müssen die Mindestleistun- 
gen der Angestelltenversicherung auch mindestens durch die 
Knappschaft gewährt werden. „Die für die Arbeiter geltende 
Bestimmung, daß die Rente nach 25 Dienstjahren 40%. des 
Hauerlohnes betragen soll, ist für die Angestellten sinngemäß 
anzuwenden, indem nach 25 Dienstjahren 40% des Betrages 
anzunehmen sind, der die obere Gehaltsgrenze jeder Beitrags- 
klasse darstellt. Weiter ist eine Steigerung der Renten über 
25 Dienstjahre hinaus festzulegen. Ebenso muß der Vorstand 
des Reichsknappschaftsvereins die Freiheit haben, die Steige- 
rungssätze in den vorgeschriebenen Grenzen sowie die Bestim- 
mungen, um die Parallelität mit den Bestimmungen der Ar- 
beiterversicherung zu erreichen, nach eigenem Ermessen fest- 
zusetzen. 

Weiter solle für die Angestellten des Bergbaues an Stelle 
der bezirklichen Pensionskassenabteilung eine das ganze Reich 
umfassende Pensionskasse gefordert werden. 

In der am Freitag, den 26. Juni, beim Reichsarbeitsminister 
stattgefundenen Besprechung hat Kollege Werner diesen Stand- 
punkt vertreten. Die Vertreter der anderen Verbände, darunter 
auch der Vertreter des G.d. A. haben sich diesem Standpunkt 
angeschlossen oder geschwiegen. Der Unterzeichnete hat dabei 
ausgeführt, daß diese Forderungen nichts weiter bedeuten, als 
eine Festlegung des Zustandes, den zu erreichen vom Knapp- 
schaftsvorstand bisher angestrebt worden sei. Die Verwaltun- 
gen der Bezirksvereine in der Knappschaft, ein großer Teil 
der Arbeitgeber und 95 Prozent der Angestellten stehen hinter 
diesen Wünschen. Diese Mitteilung erweckte .beim R.A.M. 
sichtbaren Eindruck. Die Angestellten wurden sofort für den 
folgenden Tag in das R.A.M. geladen, um hier in einer Aus- 
sprache die gewünschten Aenderungen festzulegen. Die Aus- 
sprache hat stattgefunden, und wenn auch im Augenblick noch 
nicht zu sagen ist, ob die dort gemachten Versprechungen voll 
und ganz im den Referentenentwurf übernommen werden, 
wurde doch ziemlich restlos unseren Wünschen nachgegeben. 
Dem Sinne nach wird dem Reichstag folgendes vorgeschlagen 
werden: 

Sämtliche Angestellte fallen unter das Gesetz. Die Ge- 
sundheitsgrenze fällt. Die infolge ihrer Gehaltshöhe nichtver- 
sicherungspflichtigen Angestellten haben die Beitrittsberechti- 


Pre 


gung. Die Rente besteht aus einem Grundbetrag und Steige- 
rungssätzen. Die Steigerungssätze werden alljährlich 
festgesetzt und sind so zu bemessen, daß nach 300 Beitrags« 
monaten Grundbetrag un 
Gehaltsklassen nach 25 Dienstjahren 40 Prozent des Endbe- 
trages der Gehaltsklasse ausmachen. 
tragsmonate nachgewiesen, so wird für die übersteigenden Bei- 
träge pro Monat ein Steigerungsbetrag von 1/,,% des Endbe- 
trages der Gehaltsklasse angerechnet, in welcher der Ver- 
sicherte eingereiht war. Tritt während des Kalenderjahres eine 
Aenderung in der Höhe der Gehaltsbezüge um mehr als 10% 


ein, so hat der Reichsknappschaftsverein die Steigerungssätze ° 


zu ändern, die nach zwei Monaten gewährt werden. Die In- 
validenpension darf nicht niedriger sein als das Ruhegeld nach 
der Angestelltenversicherung. 

Diese Fassung erfüllt die Wünsche der Angestellten be- 
züglich der Rentenberechnung. Sie ist etwas schwer verständ- 
lich, weil nur durch .diese Fassung die Möglichkeit geschaffen 
wird, eine für die Arbeiter geltende Bestimmung auch auf die 


Angestellten anzuwenden. Die Rente bei den Arbeitern richtet . 


sich nach dem jeweiligen Hauerlohn, Inflationserscheinungess 
werden dadurch ausgeglichen. Vor dieser Gefahr werden jetzt 
auch die Angestellten geschützt. 

Bezüglich der Altersrente erfolgte eine Verständigung 
dahin, daß vom R.A.M. vorgeschlagen werden wird, die Alters- 
rente an die technischen Angestellten mit 55 Jahren in Höhe 
von 80% zu gewähren, an die kaufmännischen Angestellten 


- dagegen mit 60 Jahren. Eine Weiterbeschäftigung im Bergbau 


soll auch bei den Angestellten nicht stattfinden. 

Die Schaffung einer sich über das ganze Reich erstrecken- 
den Pensionskasse wird durch die neue Konstruktion des 
Gesetzes für selbstverständlich gehalten. Das Gesetz läßt die 
Teuerungszulage wegfallen, deren Höhe bisher die Bezirks- 
vereine aufgebracht haben, so daß also in Zukunft nur noch 
der Reichsknappschaftsverein zuständig ist. 

Von vornherein müssen sich die Angestellten darüber klar 
sein, daß durch diese Bestimmungen die Doppelversicherung 
fällt und daß, soweit bisher zu den knappschaftlichen Renten 
ein Betrag aus der Angestelltenversicherung gewährt wurde, 
eine Verschlechterung eihtritt. Dagegen wird im Gegensatz 
zu bisher die Rentenhöhe für die meisten Klassen erhöht, 
und zwar wird in Klasse I der Betrag von 50 Mark bleiben, 
dagegen in Klasse II von 75 Mark auf 80 Mark, in Klasse III 
von 112,50 auf 120M., in Klasse IV von 150 auf 160M. steigen. 
Ih den höheren Klassen werden dann die Sätze 200 und 240 M. 
betragen. Hinzu kommt dann jedoch noch die Steigerung über 
25 Jahre, die 1,2%, d.h, in KlasseI 1,20, in Klasse II 2,40, in 
Klasse III 3,60, in Klasse IV 4,89 und in den neu zu errichten- 
den Klassen V und VI 6,— und 7,20 M. pro Dienstjahr beträgt. 

Ein weiterer großer Fortschritt ist die Zusammenfassung 
der Pensionsversicherung für das ganze Reich in eine einheit- 
liche Kasse. 

Die AfA-Verbände können allein und restlos für sich in 
Anspruch nehmen, vom ersten Tage des Bestehens des Ge- 
setzes an dieses Ziel ins Auge gefaßt zu haben und ihm in, 
zäher Arbeit Schritt für Schritt nähergekommen zu sein. 
Bringt das Gesetz die Erfüllung der im R.A.M. besprochenen 
Unterlagen, würde das die Krönung eines Werkes sein, von 
dessen Wichtigkeit für die Angestellten sich bisher wohl nur 
wenige ein klares Bild gemacht haben. 

b)Krankenkasse. Bezüglich der Krankenkasse sieht das 
Gesetz vor, daß Sonderkrankenkassen zugelassen wer- 
den. Wir Arbeitnehmer im Vorstand der R.K.V. haben bisher 
jegliche Sonderkrankenkassen abgelehnt und werden das auch 
weiterhin tun. Ob und inwieweit eine Zulassung der Ersatz- 
kassen in dem Entwurf enthalten ist, darüber gehen die 
Ansichten auseinander. Die volle Uebernahme der R.V.O. be- 
deutet, daß Ersatzkassen zugelassen sind. Das Reichsknapp- 
schaftsgesetz verlangt jedoch die Versicherung aller Arbeit- 
nehmer des Bergbaus in der Knappschaft. Wer recht hat, ist 
vorläufig noch eine Doktorfrage. Wir verlangen selbstver- 
ständlich die Erhaltung des bisherigen Zustandes des Wegfalles 
der Ersatzkassen. Die anderen Verbände sind nicht einheitlich 
in ihren Forderungen. Ein Teil verlangt die Ersatzkassen, ein 
anderer eine besondere Krankenkasse in der Knappschaft. Hier- 
zu sei bemerkt, daß wir vom AfA-Bund auf Grund einer Reihe 
von Verhandlungen, die mit den verschiedensten Stellen geführt 
worden sind, heute den Standpunkt vertreten, daß die heutige 
Form der Krankenkasse in der Knappschaft die Möglichkeit 
bietet, den berechtigten Wünschen der Angestellten auf eine 
andere Gestaltung der Leistung entgegenzukommen. Wir treten 
daher für den bestehenden Zustand ein, besonders weil hier- 
durch auch Verwaltungsschwierigkeiten vermieden „werden, die 
den Versicherten sehr teuer zu stehen kommen können. 

c) Verfassung. Der 
züglich der Verfassung, daß für die Wahl in Zukunft nicht 
mehr allein die zwei Gruppen, Arbeitgeber und Versicherte, be- 
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stehen, sondern daß in Zukunft Arbeitgeber, Arbeiter und An- 
Ur getrennt wählen. Es wird weiter bestimmt, daß in 

en Vorständen nicht mehr wie bisher nach einfachem Mehr- 
heitsprinzip abgestimmt wird, sondern daß jeder Beschluß 
der Mehrheit der Arbeitgeber und der Mehrheit der Arbeit- 
nehmer bedarf. Gegen die letztere Fassung haben wir auch 
nichts einzuwenden, wir vertreten jedoch auch weiterhin den 
Standpunkt, daß Arbeiter und Angestellte bei der 
Wahl zusammengehören. Um Ungerechtigkeiten zu 
vermeiden, kann die Regierung bestimmen, daß der Vertreter 
der Angestellten im Vorstand mindestens einen bestimmten 
Prozentsatz der Angestellten im Bezirk hinter sich haben muß. 
Läßt man einfach demokratische Erwägungen gelten, erscheint 
die Forderung der anderen Angestelltenverbände zwar berech- 
tigt. Fragt man sich aber, was den Interessen der Angestellten 
am meisten entspricht, muß man unbedingt dafür eintreten, eine 
möglichst enge Verbindung mit der "Arbeiterschaft zu halten. 
Welche Nachteile eine Zersplitterung für die Arbeitnehmer mit 
sich bringt, zeigt das Aussehen dieses Referentenentwurfs. Ein 
alleinstehender Angestellter im Vorstand, der mit den Ar- 
beitern nicht zusammengeht, wird niemals Aussicht haben, als 
vollwertig zu gelten. 

Es wäre wünschenswert, daß genau so, wie das R.A.M. und 
die anderen Angestelltenverbände unsere Wünsche bezüglich 
der Rentenberechnung als richtig angesehen haben, jetzt unsere 
Wünsche bezüglich der Krankenkasse und .der Verfassung als 
richtig erkannt würden. Den Interessen der Angestellten wäre 
damit am meisten gedient, denn unsere Stellungnahme wird 
nur vom Gesamtinteresse veranlaßt. 


DerInternationalismus und das „Christen- 
tum“ der „christlich-nationalen“ Gewerk- 
schaften 


Den freien Gewerkschaften wird von den sogenannten 
christlichen oder nationalen Gewerkschaften immer wieder 
der Vorwurf gemacht, daß sie „international“ eingestellt 
sind. Auch die „Christen‘‘ suchen aber über die Grenzen der 
Nationen hinaus internationale Verständigung. Das hindert sie 
jedoch nicht, immer wieder zu versuchen, die Arbeitnehmer 
mit der Internationale der freien Gewerkschaften gruselig 
zu machen. Ye 

-Am 5. und 6. Juni fand in Luzern der zweite Kon- 
greß des Internationalen Bundes der christ- 
lichen "Angestelltenverbände statt. Nach dem 
„Deutschen‘“ vom 10. Juni 1925 waren vertreten: Deutschland, 
Oesterreich, Tschechoslowakei, Holland, Belgien, Frankreich, 
Sch®#eiz und das Saargebiet. Uns interessieren natürlich die 
Ausführungen des Vertreters des Deutschnationalen Handlungs- 
gehilfen-Verbandes, Habermann, besonders, weil bekannt- 
lich der D.H.V. die Rolle des Schutzpatrones beim „Verband 
Deutscher Techniker‘ spielt. Es genügt, wenn wir einiges aus 
dem „Deutschen“ zitieren: 

„Wir körnen auch feststellen, daß die prinzipielle Proletarisierung, 
wie sie von den Sozialisten vertreten wird, unter den Angestellten selbst 


- überwiegend abgelehnt wird.“ 
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Daß die Sozialisten prinzipiell die Proletarisierung. der 
Angestellten vertreten, ist eine der üblichen Erfindun- 
gen des D.H.V. Weder die Sozialisten noch die freien 


{ ‚Gewerkschaften, die Habermann in gewohnter Weise in erster 


Linie meint‘ „vertreten die Proletarisierung‘“. Die freien Ge- 
werkschaften bedauern im Gegenteil die Proletarisie- 
rung der. Angestellten und suchen mit allen gewerkschaftlichen 


Mitteln die von dem — dem D.H.V. näherstehenden — Arbeit- 


gebertum mit aller Macht betriebene Proletarisierung zu ver- 
hindern. Oder weiß Herr Habermann der Arbeit, die die 
Gewerkschaften seit ihrem Bestehen geleistet haben, einen 
anderen Sinn zu geben? Das ist selbstverständlich unmöglich. 

Natürlich muß Herr Habermann. auf einem internatio- 
nalen Kongreß auch „grundsätzlich“ zum „Internationalismus‘‘ 
Stellung nehmen. Es tut dies mit folgenden Worten: 

„Wir lehnen jenen falschen Internationalismus ab, der die Gegensätze 
unter den Völkern als materielle Interessengegensätze der Herrschenden 
erklären will. Jedes Volk ist ein Gedanke Gottes und hat die Aufgabe, 
sich seiner Art entsprechend in der Welt zu entfalten. Wir sehnen einen 
friedlichen Wettstreit der Völker herbei, der die Wohlfahrt der Menschen 
erhöhen soll.“ 

Das Bekenntnis, daß jedes Volk ein Gedanke Gottes ist, 
hat bisher den D.H.V. nicht gehindert, die nichtdeutschen 
Völker von vornherein als minderwertig zu behandeln. Wir er- 
warten in Zukunft vom D.H.V., daß er mit den Völkern, die er 
selbst als einen Gedanken Gottes bezeichnet, etwas respektvoller 
und vorsichtiger umgeht. Das haben die freien Gewerkschaften 
bisher dadurch getan, daß sie bei allen Gelegenheiten für 
die Völkerverbrüderung eingetreten sind. Hierbei waren sie 


sich stets bewußt, daß in jedem Volke wertvolle Eigenarten 


ruhen, deren Verkümmerung eine Schädigung der gesam- 
ten Menschheitsentwicklung bedeuten würde. Auch die freien 
Gewerkschaften haben oit genug bewiesen, daß sie sich nicht 
einfach über die aus der Geschichte der Völker sich ergeben- 
den Tatsachen hinwegsetzen können und wollen. Aber wenn 
sogar der Vertreter des nationalistischen Deutschnationalen 
Handlungsgehilfen-Verbandes „einen friedlichen Wettstreit der 
Völker herbeisehnt‘, nun, dann wissen wir wirklich nicht mehr, 
was das Waffengeklirr, das bisher aus dem Lager des D.H.V. 
und seiner Gesinnungsfreunde Stahlhelm und. Werwolf usw. 
zu uns herübertönt, noch für einen Zweck haben soll. 

Wir haben schon früher oft zum Ausdruck gebracht, daß 
die besondere Betonung eines nationalen Bewußtseins, wie sie 
auf der Seite der Gesinnungsgenossen des D.H.V. beliebt wird, 
nur ein Mittel zu dem Zweck ist, die Zersplitterung der deut- 
schen Arbeitnehmerbewegung durch die „nationalen‘‘ Gewerk- 
schaften mit Scheingründen zu bemänteln. Genau so steht es 
mit der immer wieder betonten religiösen Begründung. An 
der Tatsache, daß die freien Gewerkschaften satzungsgemäß 
parteipolitisch und religiös neutral sind, geht man vorbei und 
sucht Scheingründe für die Existenz besonderer christlicher 
Gewerkschaften. Wie dünn und fadenscheinig die Beweismittel 
der christlichen Gewerkschaften sind, geht aus einer Polemik 
hervor, die wir im „Deutschen“ vom 4. Juni 1925 gegen dia 
Neugründung eines „Verbandes christlich-evangelischer Arbeiter 
Deutschlands‘ finden. Dort heißt es: 

„Dann aber ist es auch eine vollkommene Unkenntnis gewerk- 
schaftlicher Arbeit, sie nach evangelischen Gesichtspunkten betreiben zu 
wollen. .... Gewerkschaftsarbeit kann praktisch überhaupt nicht nach 
konfessionellen (evangelischen oder katholischen) Gesichtspunkten betrie- 


“ben werden. Wer jahrelang Lohn- und Tarifverhandlungen zwischen Art 


beitgebern und Arbeitnehmern mitgemacht. hat, wird bestimmt nicht 
wissen, wie dabei evangelische oder katholische Gesichtspunkte geltend 


emacht werden könnten, es sei denn bei der tariflichen Festlegung von‘ 


irchlichen Feiertagen.“ 

Also weder nach evangelischen noch nach katholischen 
Gesichtspunkten kann — nach diesem Eingeständnis des führen- 
den Blattes der christlichen Gewerkschaften — praktische Ge- 
werkschaftsarbeit betrieben werden. Da andere christliche Kon- 
fessionen in Deutschland kaum in Betracht kommen, wäre 
doch die einzige, natürliche und logische Schlußfolgerung: 

- „Die Gewerkschaftsarbeit kann überhaupt nicht nach konfessionellen, 
d. h. christlichen Gesichtspunkten betrieben werden.“ 

Aber das will man nicht zugeben, sondern man sucht 
nach Gründen, um die Existenzberechtigung der christlichen 
Gewerkschaften zu beweisen und glaubt diese Existenz schon 
dadurch rechtfertigen zu können, daß man ihnen die Aufgabe 
zuspricht, dafür zu sorgen, daß die kirchlichen Feiertage — 
es wird besonders der Karfreitag erwähnt — tariflich festge- 
legt werden. Soviel uns bekannt ist, sind die freien Gewerk- 
schaften nirgendwo für die Abschaffung des Karfreitages als 
Feiertag eingetreten. 

Es gibt keine durchschlagenden Gründe für die Existenz 
einer besonderen christlichen Gewerkschaftsbewegung. Wir 
konnten bisher nur den Mangel an Entschlossenheit in der 
Vertretung von Arbeitnehmerinteressen als Merkmal für die 
Unterscheidung von den freien Gewerkschaften feststellen. Es 
genügt auf das hinzuweisen, was die Angestelltengewerkschaften 
insbesondere bei den Tarif- und sonstigen Kämpfen erlebt haben. 
Der hauptsächliche Unterschied liegt nach wie vor in der zu 
Kompromissen neigenden Haltung der „Christen“ gegenüber 
dem Kapitalismus, dessen Wirtschaftssystem die christlichen 
Gewerkschaften nur im seinen Auswüchsen bekämpfen wollen, 
ohne das Uebel bei der Wurzel zu fassen. Sie überlassen 
es den freien Gewerkschaften, ‚für eine Wirtschaftsordnung ein- 
zutreten, in der der Profitgeist durch einen Gemeinschaftsgeist 
des ganzen Volkes abgelöst werden soll. Sie überlassen es 
also den freien Gewerkschaften für eine Wirtschaftsordnung 
zu kämpfen, in der der ethische Grundgedanke des Christen- 
tums von der brüderlichen Gemeinschaft der Menschen ver- 
wirklicht werden soll. J. Gröttrup. 


Ein Denkmal gewerkschaftlicher Arbeit 


Noch kurz vor Zusammentritt des zweiten AfA-Gewerk- 
schaftskongresses hat der AfA-Vorstand ein Buch herausge- 
geben, das den bescheidenen Titel trägt: „Angestellten- 
Bewegung 1921 bis 1925°*), das aber in der Tat mehr ist 
als die trockene Aufzählung von Zahlen und Daten aus einer 
Berichtsperiode. An einer Stelle dieses Buches fragt der Bun- 
desvorstand: „Ist die Bedeutung der Angestelltengewerkschaf- 
ten nur an der Höhe der Angestelltengehälter meBbar?‘“ Und 
wir hören diese Antwort: „Man versuche einmal, sich die 
AfA-Bewegung aus dem Ringen der Angestellten um eine 
erträgliche Gegenwart und um bessere Zukunft hinwegzu- 


*) Näheres über den Bezug des Werkes im Inseratenteil dieser 
Nummer. Die Red. 
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denken — dann erscheint erst ihre soziale und kulturelle Be- 
deutung in voller Größe.“ Was hier von den Angestellten- 
gewerkschaften gesagt wird, das gilt in gleichem Maße von 
der ganzen Gewerkschaftsbewegung. In ihren Anfängen ist sie 
fast allein auf die Erringung höherer Löhne und kürzerer Ar- 
beitszeit eingestellt; sie weckt in dem Arbeiter und Angestell- 
ten das Solidaritätsgefühl, sie zeigt ihm, daß er als einzelner 
nur dann etwas gelten kann, wenn er sich in die Organisationen, 
seiner Klasse, der werktätigen Bevölkerung einreiht. Aber 
auf einer höheren Stufe der gewerkschaftlichen Entwicklung 
treten neben diese Hauptaufgabe eine Fülle neuer Aufgabeıt 
Nun sorgt sich die Gewerkschaft nicht allein um das materielle 
Wohl der Arbeiter und Angestellten, sie will ihn zum gleich- 
berechtigten Gliede der staatlichen Gemeinschaft machen, sie 
gibt ihm das geistige Rüstzeug, damit er im gesellschaftlichen 
Leben den ihm gebührenden Platz erringe und ausfülle. 

Das .AfA-Buch läßt fünf Jahre einer bewegten Zeit an 
unserem rückschauenden Auge vorüberziehen. Eine schwere 
Zeit für die arbeitende Bevölkerung, eine schwere Zeit für die 
Gewerkschaften! Es war die schwerste, die sie je durch- 
zumachen hatten. Wir stehen noch zu nahe an den Ereignissen 
dieser Periode, wir sind selbst zu stark an ihr beteiligt, als 
daß wir schon jetzt in voller Objektivität ihre geschichtliche 
Bedeutung aufzeigen könnten. Soviel aber dürfen wir ‘doch 
sagen: Wenn es gelungen ist, die arbeitenden Schichten des 
deutschen Volkes durch diese Jahre außenpolitischer Be- 
drückung und wirtschaftlicher Ausbeutung im eignen Lande, 
durch die politische Reaktion und den Sumpf der Inflation 
zu führen, so haben wir das nicht zuletzt den Gewerkschaften 
und der Aktivität, Opferfreudigkeit und Arbeitsfreudigkeit aller 
ihrer Funktionäre zu danken.. Sie warfen auch dann nicht die 
Flinte ins Korn, als die Fluten des wirtschaftlichen und poli- 
tischen Elends alle Dämme organisatorischen Wollens nieder- 
zureißen drohten. „Der AfA-Bund‘“, so kann das Buch mit 
berechtigtem Stolz feststellen, „hat 1921 bis 1925 seine Feuer- 
probe gehabt, und er ist heute gefestigter denn je‘“. 

Das wirtschaftliche Leben dieser Zeit war von zwei Strö- 
mungen beherrscht: von der ohne Beispiel dastehenden Geld- 
entwertung und von der schnell vorschreitenden Kon- 
zentration der Kapitalsmacht. Die Gewerkschaften 
mußten alle ihre Kräfte darauf konzentrieren, um der Ver- 
schlechterung der Lebenshaltung der arbeitenden Bevölkerung 


entgegenzuwirken. Die Unternehmer rührten jahrelang 
keinen Finger, um dem Verfall der Währung zu be- 
gegnen; “sie suchten mit ihrer Hilfe alle \Sachwerte 
der Privatwirtschaft an sich zu bringen, sie steigerten 


die Ausbeutung der arbeitenden Schichten bis aufs äußerste, 
sie streckten ihre gierigen Finger auch nach dem Besitz des 
Reiches aus. In diesen Tagen erieben wir die schwere Krise 
des Stinnes-Konzerns, den Zusammenbruch anderer 
großer Unternehmungen, für die in der Zeit der Inflation der 
Himmel voller Geigen hing. Was wäre aus der deutschen 
Wirtschaft, was aus dem deutschen Volke, was aus der Ar- 
beiter- und Angestelltenschaft geworden, wenn es dem Reichs- 
verbande der deutschen Industrie im Jahre 1921 gelungen wäre, 
dem Reiche seine „Kredithilfe‘“ aufzudrängen! Nicht umsonst 
sollte das geschehen: als Gegenleistung wurde neben der Aus- 
lieferung der Reichsbetriebe an das Kapital die Aufhebung des 
Achtstundentages und die Beseitigung jedes Mitbestimmungs- 
rechtes der Angestellten und Arbeiter verlangt. 

Diesen Erpresserforderungen der Unternehmer stellte der 
AfA-Bund in Gemeinschaft mit dem A.D.G.B. die bekannten 
10 Punkte der Gewerkschaften entgegen, in deren 
Mittelpunkt die Erfassung der Sachwerte stand. Das 
AfA-Buch gibt die staatsgeschichtlich und wirtschaftspolitisch be- 
deutsame Denkschrift der Gewerkschaften in ihrem Wortlaut wie- 
der. Das Programm! der Gewerkschaf:en ist damals nicht durchge- 
führt worden,woran nicht so sehr der Widerstand der Unternehmer 
und der bürgerlichen Parteien die Schuld trug, als vielmehr die 
Zerrissenheit der Arbeiterschaft. Man darf sich doch nur daran 
erinnern, daß in jener Zeit die politische Bewegung der 
deutschen Arbeiterklasse in drei Teile zerfiel; die Spaltung der 
Unabhängigen Sozialdemokratie war vollendet, die Kommu- 
nisten rüsteten sich, auch die Gewerkschaften zu zerschlagen. 
Auf ihrem Parteitage von Jena bezeichneten sie die Erfassung 
der Sachwerte als einen „reformistischen‘“ Unsinn, was sie 
nicht daran hinderte, ein wenig später die gleiche Forderung 
aufzustellen. Aber konnten die Gewerkschaften ihre Forderun- 
gen damals auch nicht durchführen, so war es. ihnen doch 
gelungen, den Angriff der Unternehmer auf die Substanz des 
Reiches abzuschlagen. Einige der 10 Punkte sind. erst später 
verwirklicht worden, freilich nicht zeitig genug, um den völligen 
Verfall der Währung zu verhindern. 

Der ausgezeichneten Wirtschaftszeschichte schließt sich in 
dem AfA-Buch eine vollständige gut gegliederte Entwicklung 
der sozialpolitischen Geschichte jener Zeit an. 
Auch hier sehen wir einen ununterbrochen sich fortsetzenden 
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Kampf der Unternehmer gegen die Grundrechte der Arbeit- 
nehmer, sehen es, daß die Lohn- und Arbeitsbedingungen ver- 
schlechtert werden sollten, sehen die Angriffe auf die soziale 
Fürsorge, auf das Koalitionsrecht, das allgemeine Arbeits- 
recht und das Tarifwesen. Die Verfassung der deutschen Re- 
publik geht davon aus, daß das Wirtschaitsleben dem Grund- 
satz der Gerechtigkeit entsprechen muß. Wo gibt es aber eine 
Gerechtigkeit in einer Wirtschaftsordung, in der die Arbeits- 
kraft nur als Ware behandelt wird, die von dem Besitzer der 
Produktionsmittel ausgebeutet werden kann? Die Unternehmer 
sehen in jeder sozialpolitischen Maßnahme, die den Schutz der 
Arbeitskraft zum Zwecke hat, eine Einschränkung der Ausbeu- 
tungsmöglichkeiten und damit zugleich einen Angriff auf die 
kapitalistische Wirtschaftsordnung. So erklärt es sich auch, 
daß die Unternehmer zumeist politisch im Lager derer stehen, 
die die Republik beseitigen und den alten Obrigkeitsstaat 
wieder herstellen wollens Würde man den Grundsatz der Ge- 
rechtigkeit, wie ihn die republikanische Verfassung aufstellt, 
vollkommen durchführen, so wäre die Folge davon die Be- 
seitigung der kapitalistischen Produktions- 
weise. Mit Recht sagt aber das AfA-Buch, daß die von der 
Verfassung festgelegte Gerechtigkeit vorläufig nur in der Idee 
besteht und daß sich auch hier das bekannte Wort Lassalles 
bewährt, wonach Verfassungsfragen Machtfragen sind. 

Vor nicht zu langer Zeit haben auch die Deutschen 
Arbeitgeberverbände einen Tätigkeitsbericht heraus- 
gegeben, der sich gleichfalls zum Teil mit sozialpolitischen 
Fragen befaßt. Bei dem Vergleich dieser beiden Schriften er- 
kennt man so recht den Gegensatz zwischen den Auffassungen 
der Unternehmer und der Arbeitnehmer. Es ist der Gegen- 
satz zwischen zwei Weltanschauungen. Auf der einen Seite die 
brutale Vorstellung, daß der Besitz der Produktionsmittel das 
Recht gibt, über die Besitzlosen zu herrschen und die Arbeits- 
kraft nach Belieben auszubeuten. Auf der anderen Seite die 
Erkenntnis, daß die Arbeitskraft nicht eine Ware ist, sondern 
das höchste Gut, das die Menschheit überhaupt besitzt. 
Die Unternehmer stellen den toten Profit, die Arbeiter den 
lebendigen Menschen in den Mittelpunkt alles Wirtschaftens. 
Dieser Gegensatz beherrscht auch den Inhalt der beiden Bücher. 
Der Arbeitgeberverband kämpft für die Erhaltung der Privi- 
legien einer kleinen Minderheit, der AfA-Bund für die In- 
teressen der großen Mehrheit des Volkes und damit für die 
Gesamtheit des Volkes überhaupt. 

Den außerordentlich reichen Inhalt des AfA-Buches konn- 
ten wir nur mit einigen flüchtigen Strichen andeuten. Es’ ist 
ohne Zweifeleine der wertvollstengewerkschaft- 
lichen Veröffentlichungen der jüngsten Zeit. Was 
die Angestelltenschaft in der Gegenwart beschäftigt und be- 
drängt, das ist auf dem zweiten -AfA-Gewerkschaftskongreß 
ausführlich behande!t worden. Das AfA-Buch bildet die® Er- 
gänzung dazu, indem es nicht nur eine trockene Aufzählung 
der Ereignisse gibt, sondern die großen Linien der wirtschaft- 
lichen, politischen und sozialpolitischen Entwicklung aufzeigt 
und so zu einem Wegweiser in die Zukunft wird. 
Eugen:Prager. 
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Wirtschaftsfragen 


Das Gutachten des Reichswirtschaftsrates zur Frage der 
Agrarzölie, Aus dem nunmehr vorliegenden Bericht des ver- 
stärkten Zolltarifausschusses des Vorläufigen Reichswirtschafts- 
rates ist zu entnehmen, daß sich dieser Ausschuß eingehend mit 
der in der Zolivorlage vorgeschlagenen Wiedereinführung von 
Zöllen auf Brot- und Futtergetreide beschäftigt hat. Leider 
ist es nicht möglich, den ausführlichen und lesenswerten Be- 
richt in vollem Umfange hier wiederzugeben. Wir müssen 
uns deshalb darauf beschränken, nur ganz kurz auf die wesent- 
lichsten Ergebnisse der Untersuchung hinzuweisen und das 
Abstimmungsergebnis mitzuteilen. 

Aus dem Bericht .geht hervor, daß der Ausschuß das Vor- 
liegen einer Kreditnot der Landwirtschaft aner- 
kannt hat. Die Mehrheit der Ausschußmitglieder war der 
Auffassung, daß diesem Uebel durch eine großzügige Kredit- 
aktion für die Landwirtschaft abgeholfen werden müsse und 
daß außerdem die Reduktion oder Aufhebung-der 
Umsatzsteuer für landwirtschaftliche ‚Produkte zu erstre- 
ben sei. Dagegen sei es durch. Zölle oder durch Erhöhung 
der landwirtschaftlichen Preise überhaupt nicht zu beheben. 
Es wurde im Ausschuß auch der Standpunkt vertreten, daß 
selbst, werın man der Landwirtschaft höhere Preise zugestehen 
wollte, man zwar durch die Einführung von Zöllen ihr die“ 
Möglichkeit geben würde, ihr Getreide zu höheren Preisen 
anzubieten, sie würde jedoch für ein solches "Angebot keine” 
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Bevölkerung infolge der ohnehin sehr niedri- 
genKaufkraftaufhöhere Preisemiteiner Ein- 
- scehränkung des Verbrauchs reagieren müßte. 
- Es bestehe mithin die Wahrscheinlichkeit, daß unter diesen 
- Umständen der landwirtschaftliche Zoll nicht zur Intensivierung, 
- sondern zu einer durch Absatzmangel erzwungenen weiteren 
- Extensivierung der landwirtschaftlichen Betriebe führen würde. 
2 Die Mehrheit der Ausschußmitgleder bestritt auch, daß die 
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sogenannte Preisschere, d. h, die Spannung zwischen 
den Preisen der landwirtschaftlichen Produkte und den Preisen 
der von der Landwirtschaft benötigten Industrieprodukte noch 
bestehe. Ferner vertrat die Mehrheit der Ausschußmitglieder 
die Auffassung, daß zur Zeit eine Bedrohung desin- 
" ländischen Getreidemarktes durch auslän- 
_ dische Konkurrenz nicht‘zu erwarten sei. Sehr 
_ umstritten war die Frage, ob Getreidezölle handelspolitisch 

notwendig seien. Von landwirtschaftlicher Seite und von der 

Regierung wurde behauptet, daß schon für die demnächst zu 

erwartenden Handelsvertragsverhandlungen der Getreidezoll als 
- Kompensationsobjekt Bedeutung gewinnen könnte. Dagegen 
- hielt ein erheblicher Teil der Mitglieder daran fest, daß Ge- 
. „treidezölle bei der gegenwärtigen Lage auch nicht aus handels- 
3 litischen Gründen eingeführt werden dürften. Mit zwei 
- Drittel Mehrheit, nämlich mit 16 gegen 8 Stimmen, sprach 
- sich dr Ausschuß gegen diein der Zollvorlage 
vorgeschlagene Festsetzung von Mindest- 
— zöllenfür Brot-undFuttergetreide aus. Die übri- 
gen Abstimmungen ergaben die Ablehnung eines von den 

freigewerkschaftlichen . Arbeitnehmervertretern, mit Unter- 
 stützung eines Vertreters des Gewerkschaftsringes und eines 
Vertreters der Konsumgenossenschaften, gestellten Antrage, die 
= Zölle auf Futter- und Brotgetreide zu. beseitigen. Ebenso 
= wurde andererseits ein Antrag abgelehnt, der die autonomen 
Getreidezölle auf 7,— M. für Roggen :und 7,50 M. für Weizen 
festgesetzt wissen wollte. Auch Anträge, die autonomen Zölle 
mit sofortiger Wirkung auf 5,— M. für Roggen und 5,50 M. 
für Weizen bzw. 3,— M. für Roggen und 3,50 M. für Weizen 
festzulegen, wurden‘ abgelehnt. Angenommen wurde ledig- 
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‚lich ein Antrag: 

- „Zur Erlangung geeigneter Kompensationsobjekte bei den 
Handelsvertragsverhandlungen ist die Einstellung autonomer 
Zölle für Getreide schon in die Kleine Zolltaritnovelle not- 
wendig.‘ : 

Mehrfach betont wurde im Verlauf der Verhandlungen auch 
von Sachverständigen, daß die Spanne zwischen Er- 
zeuger- und Kleinhandelspreis für Getreide 
und Brot, ViehundFleischgegenüberder Vor- 
kriegszeit außerordentlich gewachsen ist. Der 

Ausschuß hält eine genaue Prüfung dieser Fragen für dringlich 
“und empfiehlt, die Untersuchung der Ursachen dieser Erschei- 
nung gemäß dem wiederholt geäußerten Wunsch des Reichs- 
© wirtschaftsrates- diesem zu übertragen. 


= Als bemerkenswert muß schließlich festgehalten werden, 
© daß die VertreterderchristlichenGewerkschaf- 
"ten im Zolltarifausschuß nicht für die Strei- 
chung der Getreidezölle in der Zollvorlage eintraten, 


% sondern sich lediglich gegen die Festlegung von Mindestsätzen 
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5 im Gesetz aussprachen. 


- — Die Ursache der hohen Preise in Deutschland. Recht be- 
© merkenswerte Ausführungen über Mängel der deutschen Wirt- 
© schaftsorganisation machte der Reichsbankpräsident Dr. 
Schacht auf der Kölner Tagung des Reichsverbandes der 
> deutschen Industrie am 25. Juni d. J. Nachdem er einleitend 
die derzeitige Gesamtkreditgewährung aus der Reichsbank, 








Der Tarifstreit in der Berliner Metallindustrie. Nachdem 
das Reichsarbeitsministerium verschiedentlich fruchtlose Ver- 
suche zu einer gütlichen Einigung in diesem Streit unternommen 
- hat, hat es nunmehr den Schiedsspruch vom 23. Mai 1925 durch 
die nachstehende Entscheidung für verbindlich erklärt. 

Be 2 RE Fk r Berlin, den 24. Juni 1925. 
> In dem Gehaltsstreit zwischen den Angestelltenverbänden ünd dem 
—V.B.M.]. wird der Schiedsspruch vom 23. Mai, der unter dem Vorsitz 
des. Schlichters für den "Bezirk Groß-Berlin gefällt worden ist, gemäß 
Artikel 1 8 6 der Schlichtungsverordnung vom 30. Oktober 1923 für 
verbindlich erklärt. es 
Die im Schiedsspruch vorgesehene Gehaltserhöhung erscheint billig 
und für die Betriebe tragbar. - 

_ Die. Arbeitgeber haben auch nicht so sehr gegen die geldliche Be- 
lastung Bedenken erhoben, als vielmehr in erster Linie eingewandt, wo- 
= “ "a R: 5 L- 
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der Rentenbank, den Privat-Notenbanken und der Gold-Dis- 
kontbank an die Privatwirtschaft mit rund 23,5 Milliarden ange- 
geben und darauf hingewiesen Hatte, daß damit das Höchst- 
maß des zur Zeit Tragbaren erreicht sei, wenn nicht die Wirt- 
schaft eine bessere Grundlage für die Höhe des Notenumlaufs 
schaffe, äußerte er seine Meinung darüber, ob mit einer bal- 
digen Erfüllung dieser Voraussetzung zu rechnen sei, nach 
einem Bericht im „Finanz- und Handelsblatt der Vossischer 
Zeitung‘‘ vom 26. Juni wie folgt: 

„Die Aussichten hierfür sind allerdings nicht sehr groß, es haftet 
uns immer noch zu viel Inflationsrost an. Insbesondere ist der ganze 
Verteilungsapparat unserer Wirtschaft noch immer in der ungeheuer- 
lichsten Weise aufgebläht. Den Mangel an Kapitalkraft sucht man ferner 
vielfach durch Umgestaltung und Erweiterung der äußeren Unterneh- 
mungsform zu ersetzen, ohne sich des alten Sprichwortes bewußt zu 
bleiben: „Getretener Quark wird breit, nicht stark.“ In Berlin z. B. ist 
die Zahl der ins Handelsregister eingetragenen Firmen von 31 600 Ende 
1913 auf über 61000 im Jahre 1924 gestiegen. Die Vermehrung der 
Zahl der Aktiengesellschaften wurde auf reichlich das Viertache der 
Vorkriegszahl geschätzt. Das Adreßbuch der Direktoren und Auf 
sichtsräte läßt auf eine Erhöhung derartiger Stellen um 60 bis 70 Proz. 
über den Friedensstand ‚schließen. Die Zahl der Banken und Bank- 
firmen in Deutschland geht immer noch weit über das Doppelte der 
Friedensziffer hinaus. Die Zahl der Börsenbesucher ist noch immer über- 
mäßig groß. Das sind alles Momente, die auf eine geradezu er- 
schreckende Unproduktivität unseres Wirtschaftsapparates deuten. 

Ein großer Teil der überzähligen. Unternehmungen wirkt sich letzten 
Endes in der Form des Kettenhandels und damit der unnötigen Preis- 
steigerung aus. Ist es schon sehr bedauerlich, daß infolge des Krieges 
eine starke Preissteigerung fast aller Rohstoffe stattgefunden hat, so 
bleibt dieser Preisunterschied noch weit zurück hinter der Differenz, 
die die Kleinhandelspreise gegenüber den Erzeugerpreisen ausweisen, 
Diese Differenz ist heute schon bei den notwendigsten Lebensmitteln oft 
doppelt und dreifach so hoch -wie im Frieden. Bei den übrigen Gegen- 
ständen des täglichen Bedarfs, Textilien zum Beispiel, ist die Differenz 
zwischen Kleinverkaufspreis und Erzeugerpreis noch viel erheblicher. 

Diese Ausführungen wird man sich schon deshalb merken 
müssen, weil sie in der eklatantesten Weise die Richtigkeit 
dessen bestätigen, was von gewerkschaftlicher Seite schon vor 
Jahr und Tag über die Ursache des zu hohen Preisniveaug 
in Deutschland gesagt worden ist. a 


Angesteilltenbewegung 


Der Deutsche Bankbeamtenverein jetzt Hirsch-Dunckersche 
Richtung. Der Deutche Bankbeamtenverein, der bis 1923 dem 
Gesamtverband deutscher Angestelltengewerkschaften, also der 
christlich-nationalen Richtung angehörte und seit jener Zeit 
ohne Anschluß an eine Spitzenorganisation war, hat sich jetzt 
dem „Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter- und Angestellten- 
verbände‘“, also der Hirsch-Dünckerschen Richtung, ange- 
schlossen. Nach seinen neuesten Zählungen gibt er seine Mit- 
gliederzah! mit 53 731 an, wenngleich in der Abstimmung über 
die Zugehörigkeit zu einer Organisation bei den Banken nur 
29800 Bankangestelite sich als seine Mitglieder erklärten. Äller- 
dings hat der Deutsche Bankbeamtenverein auf seiner letzten 
Tagung in München sich sogar zu dem Gedanken des 
Klassenkampfes bekannt, aber im Hinblick auf seine Vergan- 
genheit und die nunmehr neu gewonnenen Kampfgenossen im 
G.d.A. scheint es doch sehr zweifelhaft, ob er wirklich und er- 
folgreich den Klassenkampf gegenüber dem allgewaltigen Bank- 
kapital wird führen können. 

Wie verträgt sich im übrigen der Anschluß des Bankbeam- 
tenvereins an den Gewerkschaftsring mit dem Grundprinzip des 
G.d.A., die „Einheitsgewerkschaft aller kaufmänni- 
schen, technischen und Büro-Angestellten‘“zu sein? Sind Bank- 
beamte keine kaufmännischen Angestellten? 

Die Verstärkung seiner Gewerkschaftsrichtung war dem 
G.d.A. anscheinend „eine Messe wert“. 


nach Angestellte, die unter die Uebergangsvorschrift des Teiles III, 2 des 
Tarifvertrages fallen, eine Erhöhung ihrer Bezüge erhalten sollen, rechtlich 
unzulässig sei, weil sie den im Tarifvertrag festgelegten Grundsatz der 
Bezahlung nach Leistung verletze. . 

Dieser Einwand greift nicht durch. ‚Nach dem I Aufbau des 
Tarifvertrages ist die Uebergangsvorschrift in Teil 111,2 dahin zu ver- 
stehen, daß sie Gehaltssätze festsetzt, die gemäß $15, Ziffer 2, Satz 2, 
kündbar waren. In ihr ist der Wille der- Parteien zum Ausdruck ge- 
kommen, bestimmten Angestellten trotz der Einführung des Grund- 


satzes der Bezahlung nach Leistung für eine Uebergangszeit noch die 


sich aus dem bisherigen Tarifsystem ergebenden Vorteile in gewissem 
Umfange zu sichern. Das System des Leistungstarifes sollte hiernach 
erst allmählich durchgeführt werden. Der Schiedsspruch, der sich diesen. 
Gedanken zu eigen gemacht hat, steht daher mit dem bestehenden 
Tarifvertrag nicht in Widerspruch. Uebrigens kann den Parteien durch 
Schiedsspruch alles vorgeschlagen werden, was sie selbst nachträglich 
vereinbaren können. 
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Da nach den mehrfachen vergeblichen Bemühungen des R.A.M. nicht 


zu erwarten steht, daß die Parteien sich selbst verständigen, die Schaffung, 


eines tariflichen Zustandes aber aggesichts der schwierigen Lage der An- 
gestelltenschaft im allgemeinen in diesem wichtigen Gewerbe gerade in 
der jetzigen Zeit im öffentlichen Interesse besonders notwendig _er- 
scheint, war die Verbindlicherklärung des Schiedsspruches geboten. 
Im Auftrage: 
gez. Dr. Sitzler. 
Schon in einer am 26. Juni 1925 stattgefundenen AfA-Funk- 
tionärversammlung wurde von einem Vertreter des Z.D.A. mit- 
eteilt, daß der Verband Berliner Metallindustrieller trotz der 
erbindlicherklärung durch das Reichsarbeitsministerium den 
Schiedsspruch nicht als für sich verbindlich anerkenne. Die 
Funktionärversammlung hat einstimmig beschlossen, die Durch- 
führung des Schiedsspruches durchzusetzen. Zunächst soll die 
Auszahlung der fünfprozentigen Gehaltserhöhung auf dem 
Klagewege versucht ‘werden. Außerdem verpflichteten sich 
die anwesenden Funktionäre, unter der Mitgliedschaft der Ber- 
liner Metallindustrie mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln 
für Aufklärung zu sorgen. Inzwischen ist bei unserer Gauver- 
waltung Brandenburg am 26. Juni folgendes Schreibefi des 
V.B.M.l. eingegangen: 
Betrift: Angestellten-Tarifvertrag. 

„Der Herr Reichsarbeitsminister hat mit Entscheidung vom 24. Juni 
— zugestellt am 26. Juni 1925 — Aktenzeichen: III C Nr. 3320, den 
Schiedsspruch vom 23. Mai 1925,. der unter dem Vorsitz des Schlichters 
für den Bezirk Groß-Berlin gefällt worden ist, für verbindich erklärt, 
Wir teilen Ihnen- hierdurch mit, daß wir den für verbindlich erklärten 
Schiedsspruch aus Rechtsgründen nicht anerkennen können. Vorsorglich 
kündigen wir jedoch hiermit den für verbindlich erklärten Schiedsspruck 
zum nächstzulässigen Termin. 

Wir bitten um Bestätigung dieses Schreibens und zeichnen 

hochachtungsvoll 
Verband Berliner Metall-Industrieller 
(Eingetragener Verein), 
gez. Oppenheimer;‘‘ 

Daraus ergibt sich, daß der Verband Berliner Metall-In- 
dustrieller glaubt, irgendwelche juristischen Fehler in dem 
Schiedsverfahren oder bei der Verbindlicherklärung des Schieds- 
spruches eftdeckt zu haben, die es ihm möglich machen, auf 
dem Wege der Anfechtungsklage wiederum den tariflosen Zu- 
stand herbeizuführen. Daß es sich den Berliner Metallindu- 
striellen nicht darum handeln kann, zur Erhaltung der Lebens- 
fähigkeit ihrer Werke eine „untragbare Belastung‘‘ durchr 
diesen Schiedsspruch abzuwenden, zeigt der Vergleich mit 
Tarifsätzen anderer Bezirke der Metallindustrie, z. B. der Biele- 
felder Industrie (s. „D.T.Z.“ Nr. 26). Das ‚Verfahren des 
V.B.M.. kann lediglich auf sein Bedürfnis zurückgeführt wer- 
den, seinen Ruf als Führer im Kampfe gegen die Arbeitnehmer 
und ihre Gewerkschaften zu erhalten. 


Tarifloser Zustand in der Metallindustrie Rheinland-West- 
falens. Seit mehreren Monaten ist unsere Gauverwaltung Rhein- 
land-Westfalen bemüht, durch freie Verhandlungen und An- 
rufung von Schlichtungsinstanzen die unzureichenden Tarif- 
ehälter der Metallindustrie in Rheinland-Westfalen zu erhöhen. 

ie freien Verhandlungen sind am Widerstande der Unternehmer 
escheitert. Schließlich wurde ein Schiedsspruch gefällt, nach 
em ab Februar d.]Js. eine zehnprozentige Erhöhung der 
Tarifgehälter eintreten sollte. Die Unternehmer haben den 
Schiedsspruch abgelehnt. Das Reichsarbeitsministerium hat die 
Verbindlichkeit desselben jedoch nicht ausgesprochen, vielmehr 
den Parteien anheimgestellt, erneut eine Verständigung über 
eine angemessene Gehaltserhöhung zu versuchen. Dieser Ver- 
such ist — wie vorauszusehen war — mißlungen, so daß erneut 
Schlichter für Rheinland-Westfalen angerufen werden mußten. 
In der letzten Woche fanden Verhandlungen vor dem Schlichter 
statt. Die Arbeitgeber erklärten einen Schiedsspruch, der auf 
eine Gehaltserhöhung von mehr als 6 Prozent laute, ablehnen 
zu müssen. Ein derartiger Schiedsspruch hätte keinen Sinn ge- 
habt, da die Arbeitgeber nach Ablehnung des früheren Spruches 
vom 1. Februar ab die Gehälter freiwillig um 6 Prozent erhöht 
haben. Der Schlichter glaubte davon absehen zu müssen, einen 
neuen Schiedsspruch, der eine einigermaßen befriedigende Ge- 
haltserhöhung vorsah, zu fällen, nachdem das Reichsarbeits- 
ministerium seinem früheren Spruch die Verbindlichkeitser- 
klärung versagte. So verlief auch dieser Termin ergebnislos. 
Dadurch ist inbezug auf die Gehälter ein tarifloser Zustand ein- 
etreten. Der Manteltarifvertrag bleibt aber nach wie vor in 
raft. Der Anspruch der Angestellten auf Urlaub, die Kündi- 
gungsfristen und sonstigen Bestimmungen desselben sind durch 
die gescheiterten Gehaltsverhandlungen unberührt geblieben. 


Die Not der Techniker im Saargebiet, Schon wieder sind 
die technischen Angestellten einschließlich der Werkmeister im 
Saargebiet gezwungen, den Schlichtungsausschuß anzurufen, 
weil sich die Arbeitgeber weigern, in freien Verhandlungen 
eine Erhöhung der viel zu niedrigen Gehälter zu bewilligen. 
Seit der allgemeinen Einführung des Franken im Sargebiet hat 
sich die wirtschaftliche Lage, insbesondere der Angestellten, 
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wenigstens 32 Jahren, betrug damals 530 Fr. 





Nr..27 





von Monat zu“Monat verschlechtert. Bei Festsetzung der ersten 
Frankengehälter im Mai 1923 wurden‘ die Gehälter schon " 
außerordentlich niedrig festgesetzt, weil die Arbeitgeber be- 
haupteten, daß die Industrie des Saargebietes ganz besonders 
notleidend sei. Das Gehalt für einen technischen Angestellten 
der Tarifklasse B mit 16 Berufsjahren, also einem Älter ‚von 
Der Lebenshal- 
tungsindex für das Saargebiet war zu jener Zeit bereits auf 
270 gestiegen. Das Realeinkommen dieses Technikers betrug 
also etwas weniger als 200 Franken oder rund 160 Mark. In- 
zwischen ist die Indexziffer bis April 1925 auf 476, also um 
mehr als 76% gestiegen. Trotzdem war es nur möglich, all- 
mählich eine Gehaltserhöhung um 32%, also weniger als die 
Hälfte der Teuerung zu erreichen. Teilweise bekommen die 
Koliegen sogenannte Leistungszulagen. Diese sind je- 
doch in den einzelnen Werken sehr verschieden. Aber selbst 
im günstigsten Falle beträgt das Gehalt der technischen An- 
gestellten einschließlich Leistungszulagen der Gruppe B nicht 
mehr als etwa 1000 Fr. Das bedeutet bei einem Index von 
416 etwa 210 Fr. oder 170 Mark. In den unteren Gruppen aber 
kommen noch Gehälter von 250 Fr. vor. Das entspricht einem 
Friedensreallohn von ungefähr 53 Fr. oder rund über 42 Mark. 
Daß die Arbeitgeber des Saargebietes gewillt sind, den tech- 
nischen Angestellten gegenüber den krassesten Machtstand- 
punkt zu wahren, geht daraus hervor, daß ein Angebot ihrer 
eigenen Tarifkommission von den Arbeitgebern abgelehnt und 
verlangt wurde, ‚daß die angebotenen Gehälter nicht mehr 
Mindest-, sondern Höchstgehälter sein sollen, die vom einzelnen 
Arbeitgeber nach Belieben vermindert werden können. Dabei 
bewegte sich dieses Angebot von 275 bis 1100 Franken, also 
unter Berücksichtigung des Lebenshaltungsindex zwischen 76,5 
bis 184 Mark. In dem diesbezüglichen Schreiben teilten die 
Unternehmer außerdem mit, daß für diejenigen Angestellten, 
die bereits die neuen Sätze in irgendeiner Form erhalten, eine 
weitere Erhöhung ihrer Bezüge nicht in Betracht komme. 
Die saarländischen Unternehmer haben damit ihre übrigen 
deutschen Klassengenossen in der Auswertung des sogenannten 
Leistungsprinzips überholt. Zunächst verweigerten sie tarifliche 


Gehaltserhöhungen mit. dem Hinweis auf die zu zahlenden so- | 


genannten Leistungszulagen. Jetzt, wo auch das Einkommen 
des mit Leistungszulage Bedachten zum Leben kaftm noch aus- 
reicht, wird dieses Einkommen von den Unternehmern als ab- 
solutes Höchsteinkommen fixiert, der Bezieher desselben, was .| 
Leistungsfähigkeit anbelangt, als Normaltyp proklamiert und | 
gefordert, daß ein Tarifvertrag den Unternehmer das Recht 
SR jedem, der seiner Ansicht nach weniger leiste, nach. Be- 
ieben weniger Gehalt zu geben. Eine untere Grenze soll nicht 
mehr gesetzt werden. Die saarländischen Unternehmer über- 
bieten in Verhöhnung der Angestellten alles. bisher dagewesene, 
indem sie ihnen mit ernster Miene einen Tarifvertrag anbieten, 
der wenigstens bezüglich des Arbeitseinkommens jede tarif- 
vertragliche Regelung aufhebt. Ermutigt werden sie zu diesem ' 
Vorgehen durch die im Saargebiet vorhandenen Mißstände auf 
arbeitsrechtlichem Gebiet und die Tatsache, daß innerhalb des 
Saargebietes ein Stellungswechsel so gut wie unmöglich ist, 
ferner, daß es den Angestellten wegen der hohen Umzugs- | 
kosten und der Wohnungsnot im übrigen Deutschland so gut *] 
wie unmöglich ist, außerhalb des Sargebietes eine Stellung '| 
anzunehmen. Unter den dort zur Zeit obwaltenden Verhält- 
nissen müssen alle Kollegen ernstlich davor gewarnt werden, 
im Saargebiet Stellung anzunehmen oder auch nur sich um 
solche zu bewerben. Selbst wenn ein anscheinend auskömm- 
liches Gehalt angeboten würde, muß damit gerechnet werden, 
daß unter irgendeinem Vorwande der Neuzugezogene in kurzer 
Zeit in dieselbe Notlage versetzt würde, die vorstehend ge- 
schildert ist. 


Gehaltsbewegung im Handelskammerbezirk Lahr. (Be- 
richtigung. der gleichlautenden Notiz in Nr.26 der „D.T.Z.“) 
In der letzten Nummer der „Deutschen Techniker-Zeitung“ 
wurde irrtümlich mitgeteilt, daß die Arbeitgeber dem Ver- 
gleichsvorschlag des Schlichters für Baden vom 6. Juni. ihre 
Zustimmung gegeben hätten. .Das ist nicht der Fall. Das Ar- 
beitgeberkartell hat vielmehr den. Vergleichsvorschlag Zb- 
gelehnt. Daraufhin hat der Landesschlichter den Schieds- 
spruch des Schlichtungsausschusses für Freiburg für ver- 
bindlich erklärt. An den bekanntgegebenen Gehalts- 
sätzen hat sich dadurch nichts’ geändert. Dieselben bleiben 
jedoch abweichend von der Mitteilung in der\letzten „Deutschen 
Techniker-Zeitung‘“ nur bis einschließlich August d.. Js. in 
Kraft, da die weitere von uns zugestandene Bindung für Sep- 
tember und Oktober, wie sie in dem eingangs erwähnten Vor- 
schlag ‚des Schlichters-vorgesehen war, infolge der Ablehnung 
durch das Arbeitgeberkartell fällt. "a 

Schiedsspruch Reichstarifvertrag Baugewerbe. Am 29. und 
30. Juni 1925 fanden im Reichsarbeitsministerium in Berlin 
unter dem Vorsitz des Herrn Reichswirtschaftsgerichtsrats Dr. 
Königsberger die Schlichtungsverhandlungen über den 
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" Tarifstreit im Baugewerbe statt. Der erste Tag war den Ver- 
. mittlungsversuchen gewidmet. Am zweiten. Tage trat eine 
- Schlichtungskammer zusammen, die aus fünf. Arbeit- 
© gebervertretern, darunter der Generalsekretär derVer- 
Seinigung Deutscher Arbeitgeberverbände,Herr 
"Dr. Meissinger, und je vier Beisitzern der Organisationen 
- der Techniker bzw. Kaufleute bestand.. Der Schiedsspruch, den 
die Kammer mit den Stimmen der: Arbeitgeber und des unpar- 
teiischen Vorsitzenden in bezug auf den Tariistreit der Tech- 
niker “fällte, liegt im endgültigen Wortlaut noch nicht vor. 
"Der unparteiische - Vorsitzende verkündete über den wesent- 
lichen Inhalt des Sprüuches folgendes: 

„Bei dem Spruch ist versucht worden, zwischen ‘den Anträgen der 
beiden Teile die mittlere Linie zu finden. Es ist. weiter berücksichtigt 
worden, die allgemeine wirtschaftliche "Lage, in der sich die gesamte 
Wirtschaft: befindet, andererseits die besondere Lage des Baugewerbes. 
Ferner wurde berücksichtigt, was bisher in diesen Gewerbe zwischen 
den Parteien vereinbart war und was für die-Zukunft- sowohl für die 

_ Arbeitgeber wie die Arbeitnehmer tragbar ist. Der Spruch geht weiter 
von dem allgemeinen psychologischen Moment aus, daß wohlerworbene 

# Rechte nicht geschmälert werden sollen. Es ist getrennt abgestimmt und 
es sind getrennte Sprüche herausgegeben worden. Im einzelnen verhält 
sich. die Regelung wie folgt: 

Die drei Punkte, über die zu entscheiden war, sind: die Leistungs- 
bezahlung, die Arbeitszeit und der Urlaub. Bei der ersten 

" Frage ist anzuerkennen, daß es im Interesse der Wirtschaft liegt, wenn 
ein Leistungstarif aufgebaut wird. Es liegt aber nicht im Interesse der 
Wirtschaft und insbesondere dieses. Gewerbes, anzuerkennen, daß nun 
lötzlich ein Uebergang von dem einen zum anderen Prinzip stattiindet. 
aß der bisherige Tarif ein Leistungstarif sei, kann in- diesem Umfange 
nicht zutreffen, Er ist in einigen. Bestimmungen einem solchen ähnlich, 
aber innerhalb der einzelnen Gruppen nicht als solcher anzuerkennen. 
- Um einen annehmbaren Uebergang zu schaffen, ist folgende Regelung 
" getroffen worden: RT 
i Für die Einteilung, welche, sich bisher innerha!b der. einzelnen Grup- 
pen nach Lebensjahren richtete, werden künitig. die Berufs- 


"Die Grubenkatastrophen im Handels- 


" ausschuß des Preußischen Landtages 


Das Grubenunglück auf der Zeche „Minister Stein‘ hat 
die deutsche Bevölkerung in eine starke Erregung gebracht. 
Die Zahl der Toten bezifferte sich auf weit über Hundert. 
Daher das Wachrufen der Oeffentlichkeit. Reichs- und Land- 
tagspräsidenten hielten in den Parlamenten Trauerreden, ein 
Minister und Bischof sprachen am Massen&rab. Aus all den 
"Reden klang der Wunsch heraus, alles zu tun, um derartige 
" Massenkatastrophen zu verhindern. Die deutsche Bevölkerung 

ergriff eine tiefe Trauer, die sich auch in Geldsammlungen für 
die Hinterbliebenen auswirkte. Bei den kleineren Gruben- 
" unglücken und Einzelunfällen, die sich täglich ereignen, merkt 
man diese Anteilnahme nicht. Und doch sind es die Einzel- 
“unfälle im Bergbau, die eigentlich die große Masse der Toten 
_ und Verletzten zur Folge haben. Die politischen Parteien des 
- Preußischen Landtages brachten Anträge ein, die mehr oder 
minder auf die Beseitigung der Mißstände im Bergbau hin- 
zielten. Die sozialdemokratische Landtagsfrakftion brachte die 
weitestgehenden Anträge ein, die nicht nur die Beseitigung 
- der Mißstände forderten, sondern eine grundlegende Verbesse- 
rung in der Grubenkontrolle bezwecken. Das Uebel an der 
© Wurzel zu fassen, war das Leitmotiv der Anträge: Beseitigung 
der Revierprämien und des Antreibersystems, Einführung von 
© Grubenkontrolieuren, Vermehrung ‘der Einfahrer ausschließlich 
"aus den Reihen der technischen Angestellten und Beamten und 
auf Vorschlag der Angestellten-Tariforganisationeı® die Ge- 
dingefestsetzung durch den der Bergbehörde verantwortlichen 
Steiger und die notwendige Aenderung des $ 74 des Preußischen 
_ Berggesetzes über Verantwortlichkeit und Aufgabenkreis der 
 Fahrsteiger. Auch noch eine Anzahl anderer Anträge, die 
"für den Bergbau von Bedeutung sind, veröffentlichen wir 
"nachstehend. Alle Anträge überwies der Landtag dem Aus- 
©schuß für Handel und Gewerbe. Wegen des um- 
fangreichen Materials wurde ein Unterausschuß einge- 
gesetzt, der in fünf Sitzungen seine Arbeiten erledigte. In 
7 zwei weiteren Sitzungen, am 12. und 13. Juni, befaßte 
sich der Ausschuß für Handel und Gewerbe mit der 
Vorarbeit ‘des Unterausschusses. Daß die. Bearbeitung 
“der Materie -in den Ausschüssen eine längere Zeit 
in Anspruch nehmen würde, war von vornherein anzunehmen. 
Daß aber die -Regierungsvertreter und die Vertreter der 
_ Deutschnationalen, der Deutschen Volkspartei und der Wirt- 
„schaftlichen Vereinigung solchen Widerstand, trotz der Massen- 
 katastrophen, tpotz der starken Aufregung der Oeffentlichkeit dar- 
über und trotz der unaufhörlichen Einzelunfälle den sozialdemo- 
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jahre berücksichtigt. Die Gruppe I erhält vier Staffeln, die Gruppe II 
Col: Bengi die Gruppe III zwei Staffeln und die Gruppe IV eine 
Staffel. 


_ Um den von mir erwähnten Gesichtspunkt, daß erworbene Rechte 
nicht geschmälert werden sollen, zu berücksichtigen, ist bestimmt worden, 
daß die Gehaltsempfänger in ihren bisherigen Bezügen nicht beeinträchtigt 
werden sollen. 


Was die Frage der Arbeitszeit anbetrifft, so’ ist hier das Ueber- 
zeitabkommen, welches im November vorigen Jahres zum Ablauf ge- 
kommen ist, auch weiterhin für notwendig und angebracht angesehen 
worden. Es wurde mit der Maßgabe bestätigt, daß in denjenigen Be- 
trieben, in denen durchgehend gearbeitet wird, -die regelmäßige Arbeits- 
zeit nicht 48, sondern 45 Stunden beträgt, daß im übrigen aber im Be- 
darfsfalle von den Unternehmern eine Mehrarbeit verlangt werden 
kann, die 35 Stunden innerhalb dreier Monate nicht überschreiten darf, 
Eine Vergütung hierfür ist nur vorgesehen für den Fall, daß der Unter- 
nehmer mißbräuchlich von der Mehrarbeit Gebrauch macht. Ueber diese 
Feststellung hat das Tarifamt zu entscheiden. 


Was den Urlaub anbetrifft, so erscheint es aus sozialen Gründen 
zweckmäßig, keine Verminderung eintreten zu lassen. Es ist bei der 
Regelung des bisherigen Reichstarifvertrages geblieben. 


- Es sind zwischen den Parteien noch eine ganze Reihe von Fragen zu 
entscheiden. Damit diese möglichst bald zu einem Abschluß gelangen, 
ist weiter bestimmt worden, daß die Parteien möglichst umgehend in 
die Verhandlung über diese Punkte einzutreten und sie bis zum 15. Juli 
1925 zum Abschluß zu bringen haben. Bis zu diesem Termin läuft auch 
die Erklärungsfrist für den heutigen Schiedsspruch. Die Parteien haben 
bis zu diesem Tage, mittags 12 Uhr, dem Reichsarbeitsministerium mit- 
zuteilen, ob sie den Spruch angenommen und ob die Verhandlungen 
über die anderen Punkte zu einem Ergebnis geführt haben. 


Der endgültige Wortlaut des Spruches wird durch Zustellung bekannt- 
gegeben.‘ 

Nach Zustellung des Spruches werden wir denselben den 
Ortsverwaltungen sofort durch Rundschreiben zur Besprechung 
und Stellungnahme in sofort einzuberufenden Fachgruppen- 
oder Mitgliederversammlungen übermitteln. 





kratischen Anträgen entgegensetzen würden, war nicht anzu- 
nehmen. Fast zu jedem Antrag, der von Bedeutung war, er«4 
klärten die Vertreter der Preußischen Regierung: der Antrag 
reift stark in das Wirtschaftsleben ein, er ist für den Herrn 
\inister unannehmbar. Die Vertreter der Werksbesitzer sekun- 
dierten ihnen mit: „Sehr richtig.“ Dieses Schauspiel wieder- 
holte sich so oft, daß man die schärfsten Seiten aufziehen mußte, 
um den Regierungsvertretern begreiflich zu machen, daß für 
die Regierung die Grubensicherheit in erster Linie in Frage 
kommt. Was für die Regierungsvertreter annehmbar war, war 
sehr wenig. Zusammenfassend könnte man es auf die Formel 
bringen: „Wasch’ mir den Pelz, aber mach’ ihn 
nicht naß.“ Eine heftige Debatte verursachte ein sozial- 
demokratischer Antrag, der das Verbot der Revier- 
prämien verlangte. Wir sind der Ueberzeugung, daß die 
Revierprämien mit die Hauptschuld an den Massenkatastrophen 
und »den Einzelunglücken im Bergbau tragen. Die Revier- 
prämien stützen sich außer auf die Sollförderung in der Haupt- 
sache auf die Ersparnisse des Grubenmaterials. Die Ver- 
schiedenartigkeit des Bergbaues läßt aber eine schematische 
Ersparnis des Grubenmaterials nicht zu, ohne die Gruben- 
sicherheit zu gefährden, abgesehen von den furchtbaren Schi- 
kanen, die die Werksbesitzer den Grubensteigern gegenüber 
in der Zahlung der Refierprämien in der Hand haben. In der 
Zahlung der Revierprämien haben wir eine der Hauptursachen 
der Grubenunfälle erkannt, und somit richtete sich auch die 
ganze Wucht unserer Begründung auf ein Verbot der Re- 
vierprämien. 

Eine unwürdige Haltung gegenüber den Grubensteigern 
nahm in dieser Frage der Abg. Dr. Pinkerneil (Deutsche 
Volkspartei) ein. In der Ausschußberatung erklärte er: „Ohne 
Zahlung der Revierprämien an die Steiger wird der Bergbau 
dem Ruin entgegengeführt. Die Steiger werden sich um die 
Produktion nicht mehr kümmern, es tritt eine Vernachlässigung 
ein. Nür die Revierprämie hält die Grubensteiger munter.‘ 
Eine schlimmere Herabwürdigung der Grubensteiger und des 
Beamtenstandes. überhaupt, ist uns noch nicht begegnet. 


Mit aller Deutlichkeit ist ihm unsererseits gesagt worden, 
daß seine Stellungnahme eine Unkenntnis des Bergbaubetrie- 
bes und der Pflichitreue der Steiger beweise. Die Grubensteiger 
weisen diesen Anwurf mit alier Entschiedenheit und Schärfe 
zurück. Herr Dr. Pinkerneil erhält keine Revierprämie, und 
doch tut er seine Pflicht. Oder nicht? Die'Widerstände, die 
uns bei der Beratung in den Ausschüssen entgegengestellf 
wurden, waren nicht ‚gering. Sie sind überwunden worden 
durch die geschlossene Front, die sich gebildet hatte aus Sozial- 
demokraten, Zentrum, Demokraten und Kommunisten. Die 
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vom Ausschuß für Handel und Gewerbe angenommenen An- 
träge haben folgenden Wortlaut: 


Antrag Leid u. Gen.: Der Landtag wolle beschließen, das 
Staatsministerium zu ersuchen, dem Landtag alsbald einen Gesetz- 


entwurf vorzulegen, der die Einführung von Grubenkontrolleu- 


ren bei den Bergrevierämtern aus den Reihen der prak- 
tisch erprobten Hauer mit mindestens zehnjähri-- 
ger Hauertätigkeit vorsieht. Das Vorschlagsrecht wir 
den am Tarif beteiligten Bergarbeiterorganisationen übertragen; die 
fachliche Prüfung und Bestellung auff mindestens fünf Jahre erfolgt 
durch die Bergbehörde, die die Besoldung übernimmt unter Ein- 
ziehung der Kosten von den Zechenbesitzern. 


Antrag Leid u. Gen.: Der Landtag wolle beschließen, das 
Staatsministerium zu ersuchen, die Zahl der Bergrevierinspektoren (Ein- 
fahrer) unter Verkleinerung der Kontrollbezirke ausreichend zu vermeh, 
ren. Die Bergrevierinspektoren sind künftig ausschließ- 
lich aus den Kreisen der bergmännisch vorgebildeten Grubenbeamten 
mit mindestens. zehnjähriger Betriebsbeamtentätigkeit zu entnehmen. Den 
Organisationen der technischen Grubenbeamten, soweit sie Tarifträger 
sind, ist das Vorschlagsrecht bei.Neubesetzungen em 
zuräumen. Ueber die gemachten Vorschläge hat .das Oberbergamt 
endgültig zu entscheiden. 


Antrag Leid u. Gen.: Der Landtag wolle beschließen, das 
Staatsministerium zu ersuchen, auf eine Verkleinerung der 
Steigerabteilungen hinzuwirken, soweit durch die Größe und 
Ausdehnung der Steigerabteilungen die Ueberwachung der Grubenbaue 
a die Durchführung der bergpolizeilichen Vorschriften beeinträchtigt 
wird, 2 

Antrag Rürup: 
ministerium zu ersuchen, de Dienstanweisung für die Berg- 


revierinspektoren (Einfahrer) abzuändern mit dem Ziele, daß dieselben 


auf ihrem Tätigkeitsgebiete eine größere Verantwortlichkeit und Selb- 
ständigkeit erhalten. : 


Antrag Hartmann u. Gen. Entschließungsan- 
trag: Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu er- 
suchen, darauf hinzuwirken, daß die den Betriebsvertretun- 
gen zustehenden Befugnisse bei der Unfallverhütung’ im Sinne” 
des $ 66 Ziff. 8 des Betriebsrätegesetzes nicht eingeschränkt 
werden, sondern daß den Betriebsvertretungen Gelegenheit gegeben 
wird, diese Rechte in vollem Umfange und in zweckdienlicher Weise 
auszuüben. Durch Einwirkung auf die Reichsregierung ist eine Sicher- 
stellung dieser Rechte durch entsprechende Aenderung des B.R.G. an- 
zustreben. 

Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, 
es wolle prüfen, inwieweit im Interesse einer schgemäßen Kon- 
trolle der Grubensicherheit eine NeuorganisationderBerg- 
revierämter im Oberbergamt Dortmund einzutreten hat, 
und zwar dahingehend, 1. daß die Reviere in Grenzen gehalten werden, 
die einen Ueberblick und wirksame Kontrolle gestatten, und 2. ob die 
Stellen der ersten Bergräte und Bergrevierinspektoren (Einfahrer), zumal 
die letzteren, vermehrt werden müssen. 


Betr. Gesteinstaub. _ 

Im Urantrag der Abg. Leid u.’ Gen., Drucks. Nr. 285, wird die Ziff. 1 
wie folgt gefaßt: 1. unverzüglich im Verordnungswege Vorschriften zu 
erlassen, die die generelle Einführung des Gestein- 
staubverfahrens in allen durch Schlagwetter oder Kohlenstaub- 
explosionen gefährdeten Grubenteilen im Steinkohlenbergbau Preußens 
zur Pflicht machen; 

2. Ausnahmebewilligungen durch die Bergrevierbeamten 
für einzelne Grubenbaue und Grubenteile in den in Ziffer 1 angeführten 
Gebieten des Grubensicherheitsdienstes möglichst einzuschränken 
und die Oberbergämter anzuweisen, über weitgehende grundsätzliche 
Ausnahmebewilligungen im Benehmen mit dem Minister für Handel 
und Gewerbe zu entscheiden. 


Antrag Steger u. Gen. Unter Hinzuziehung von medizini- 
schen Sachverständigen erfolgt eine genaue Prüfung, welche Art von 
Gesteinstaub sich für das Gesteinstaubverfahren am besten eignet bzw. 
für die Lungen der Bergleute am ungefährlichsten ist. 

Betr. Prämiensystem. 

Antrag Leid u. Gen.: Im Jahre 1924 wurden im- Stein- 
kohlenbergbau vielfach wieder Revierprämien für Grubensteiger ein- 
geführt, die, wie in der Vorkriegszeit, die Aufmerksamkeit der Steiger 
einseitig auf die Erreichung und Ueberschreitung des vorgeschriebe- 
nen Fördersolls lenken auf Kosten der Grubensicherheit. Der Landtag; 
wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, unbeschadet der 
herbeizuführenden gesetzlichen Regelung aisbald die Bergpolizeiverord- 
nungen dahingehend zu ergänzen, daß die Gewährung von Re- 
vierprämien verboten wird. 


Betr. Schießarbeit. 

Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, 
durch bergpolizeiliche Vorschrift für den Oberbergamtsbezirk Dortmund 
die SchießBarbeit in der Kohle mit Schlagwetter- 
oder Kohlenstaubgefahr bei den Aus- 
arbeiten einschließlich der Ueberhauen und Abbaustrecken zu ver- 
bieten, soweit vom Oberbergamt nicht eine Ausnahmebewilligung vor- 
liegt. Von jeder einzelnen Ausnahmebewilligung ist dem Grubensicher- 
heitsamt umgehend Mitteilung zu machen. 

Für Schießarbeiten im Nebengestein von Flözen, in denen die Schieß- 
arbeit in der Kohle verboten ist, die Genehmigung der Bergbehörde er- 
forderlich. ist. 

Die bestehende Einrichtung der Lehrschießmeisterkurse weiter aus- 
gebaut wird mit dem Ziele, daß alle Schießmeister an diesen Kursen 
teilnehmen. 


Betr. Rettungswesen. 


Antrag der Abg. Steger u. Gen.: Der Landtag wolle be- 
schließen, das Staatsministerum zu ersuchen, durch das Grubensicher- 


Der Landtag wolle beschließen, das Staats 


- bezirkskommission, 


und Vorrichtungs- 
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heitsamt der Grubensicherheitskommission “und. dem Handelsausschuß‘ 


des Landtages einen Bericht über Erfahrungen mit Rettungs- und 
Sicherheitskammern in inländischen und ausländischen Gruben vorzu- 


legen, die für eine Studienkommission in dieser Frage etwa notwendigen 
‘Mittel dem Grubensicherheitsamt zur Verfügung zu stellen. = 


Antrag Abg. Leid u. Gen.: Das Grubensicherheitsamt und 
die Grubensicherheitskommission werden beauftragt, unverzüglich die 
Frage der Verwendbarkeit von Gasschutzgeräten zur Selbst-' 
Ketuhg im Bergbau untersuchen zu lassen und darüber Bericht zu er- 
statten. ‘ 


Betr. Ausbildung der Bergarbeiter. 


Antrag Leid u. Gen.: 1. Der Landtag- empfiehlt die Heraus- 
gabe einer periodischen Monatsschrift des Grubensicherheitsamtes zur 
volkstümlichen Pfiege aller Fragen der Grubensicherheit und ersucht | 
das Staatsministerium um Einstellung der erforderlichen Mittel in den 


- Haushalt des Grubensicherheitsamtes. 


2. Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu er- 
suchen, dahin zu wirken, daß die von der Leitung der ‚bergmännischen 
Berufsschule im Oberbergamtsbezirk Dortmund geplante Herausgabe | 
eines gemeinverständlichen bergmännischen Handbuches mit größter 
Beschleunigung erfolgt. 


Antrag Steger u. Gen.: Die bessere Berufsausbildung der an- | 
Be eaden Bergleute ist anzustreben. Das Staatsministerium wolle in eine 
Prüfung darüber eintreten, wie im besonderen mit dem Ziel eines besse- 
ren Unterrichts im Grubensicherheitswesen der Unterricht in den. berg- 
männischen Fortbildungsschulen erweitert werden kann. Das System der | 
Lehrkameradschaften muß ausgebaut ‘werden in der Art, daß die Berg- | 
leute in den Lehrkameradschaften mit allen Aufgaben und: Arbeiten 
des Hauers nach bestimmtem Ausbildungsplan vertraut gemacht werden.- 
Abschluß der Ausbildung ist die Hauerprüfung. 


Betr. Wetterwirtschaft. 


Die Vorschriften, »betreffend Probenahme der Wetter 
nachgeprüft bzw. erweitert werden. 
Betr. Befugnisse der Grubensicherheitskommission. 


Antrag Abg. Leid u. Gen.: Der Landtag wolle beschließen, | 
-das Staatsministerium zu ersuchen, Anordnungen zu treffen, daß beim | 
Vorliegen erhöhter Unfallgefahr den Mitgliedern der Grubensicherheits- | 
den Mitgliedern der Grubensicherheitshauptkom- | 
mission, soweit sie in dem betreffenden Bezirk wohnen und den Bei- | 
räten der Oberbergämter die Befugnis eingeräumt wird, nach Be- 
nehmen mit dem Vorsitzenden der Bezirkskommission die in Frage 
kommenden Gruben zusammen mit diesen zu befahren. 


Betr. Betriebsleitung. 


"Antrag Leid u. Gen.: Der Landtag wolle beschließen, das 
Staatsministerium zu ersuchen, den $ 74 des Preußischen Berggeseizes | 
dahin zu ändern: 

a) Jede Aufsichtsperson 


auf den Gruben | 


ist für einen bestimmten Geschäftskreis zw | 
verpflichten. Der direkte Vorgesetzte der Steiger ist der Betriebs- | 
führer bzw. dessen Stellvertreter. Soweit zur Unterstützung des | 
Betriebsführers Fahrsteiger tätig sind, sind deren Geschäftskreise | 

so abzugrenzen, daß sie nicht das Aufgabengebiet der für den Be- 
trieb unmittelbar verantwortlichen Auisichtsperson berühren. | 

b) Das Staatsministerium wolle in eine Prüfung dahingehend eintreten, 
daß den für die Sicherheit und für die Durchführung der berg- 
polizeilichen Vorschriften verantwortlichen Steigern in ihren Re- | 
vieren in der Regel das Recht gesichert wird, die | 
Gedinge im Rahmen des geltenden Tarifvertrages abzuschließen. ' 
Antrag Steger u. Gen.: Die Ausnahmebewilligungen von | 
bergpolizeilichen Vorschriften von Zeit zu Zeit von der Bergbehörde. | 
dahin nachgeprüft werden, ob die Voraussetzungen für die bewilligten 


Ausnahmen noch bestehen. 
-K. Otter (Bochum), M.d.L. 


Aus dem Reichsknappschaftsvorstand. Am 17. und 18. Juni | 
tagten der Vorstand des Reichsknappschaftsvereins und seine 
Ausschüsse. In der Sitzung wurden Richtlinien über das Ver- 
hältnis zwischen dem Reichsknappschaftsverein und den Bezirks- 
vereinen beschlossen, auf Grund deren sich ergebende Diffe- 
renzen von der Verwaltung zweifelsfrei geklärt werden können. 
In diesem Zusammenhang sei berichtet, daß der Vorstand des ' 


Aachener Bezirksknappschaftsvereins Protest gegen die gegen 


ihn ausgesprochene Rüge erhoben hatte. Dieser Protest wurde 
zurückgewiesen. Bei der Aussprache ergab sich außerdem, daß 
die Arbeitnehmermitglieder im Vorstand des Aachener Bezirks- 
knappschaftsvereins von diesem Protest keine Ahnung hatten. 


Ein Antrag, bei Pensionskassenmitgliedern des R.K.V,, 
welche die Anwartschaften im früheren deutschen Knapp- 
schaftsverein vor dem -1. Januar 1924 verloren haben, diese 
verlorenen Anwartschaften nach den Bestimmungen des | 
& 44 R.K.G. wieder ayfleben zu lassen, wurde in dieser Form 
abgelehnt. Den Bezirksvereinen wird jedoch das Recht ge- 
geben, darüber zw entscheiden, ob es geschehen soll. In 
ähnlicher Weise sollen die Bezirksvereine die Frage der unstän- | 
digen Jahre klären können. 


» | 

Ein Antrag auf Gewährung von Teuerungszulagen aus 
"Mitteln des R.K.V. für beim Knappschaftsverein des Saargebietes 
zurückgelegte Dienstjahre wurde abgelehnt. Der gleiche An- 
trag für beim früheren oberschlesischen Knappschaftsverein 
zurückgelegte Dienstjahre wurde zurückgestellt. _ N 


Ferner wurde beschlossen, sobald in der Angestellten-" 


versicherung neue Klassen aufgebaut werden, auch diese in der 
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Angestelltenabteilung : der Pensionskasse des Reichsknapp- 
schaftsvereins vorzusehen. Die Vorarbeiten hierfür werden 
‚der Verwaltung übertragen. Nach Genehmigung der Vorschläge 
‚durch die erweiterte Geschäftsführung des Vorstandes können 
sie ohne weiteres durchgeführt werden. 
“ Ein Antrag eines Bezirksvereins, der Vorstand solle be- 
schließen, auf die Einziehung des Kostenanteils von 10 Prozent 
von den Versicherten gemäß $ 182 R.V.O., d.h. Heranziehung 
der Versicherten zu den Kosten für Arzeneien, zu verzichten, 
wurde abgelehnt. Es soll dem Bezirksverein jedoch empfohlen 
werden, ähnlich wie im Bochumer Bezirksverein eine Reihe von 
_ Ausnahmen zu treffen, so daß im wesentlichen das gewünschte 
Ziel erreicht wird. 3 
= Für den Bezirk Halle wurden die Mittel zum Bau eines 
fachärztlichen Krankenhauses genehmigt. Die Vertreter der 
christlichen Gewerkschaften, die sich sonst gegen den Bau von 
Krankenhäusern auf Kosten der Knappschaft aussprachen, er- 
‚klärten, daß sie in diesem Falle dafür seien, weil die Schwierig- 
keiten im dortigen Bezirk bei den Verhandlungen mit den 
Aerzten nur auf diese Art und Weise gemildert werden könnten. 
Der Vorstand genehmigte ferner den Tarifvertrag für die 
Angestellten der Hauptverwaltung im R.K.V., die Dienstordnung 
und den- Anstellungsvertrag für die unter den Reichstarifvertrag 
fallenden Angestellten, ferner den Entwurf eines Vertrages 
für die Vertrauensmänner der Bezirksvereine. 

Der Vorstand beschloß ferner, daß die Einstellung von 
neuen Angestellten nur in der Weise erfolgen darf, daß auf 
die Abgebauten zurückgegriffen wird. 

u Groß war ferner die Zahl der Anträge auf Gewährung von 
"Darlehen. Auf Vorschlag der Versichertenvertreter wurde ein- 
hellig beschlossen, die Gelder der Knappschaft besonders jenen 
| dienstbar zu machen, die an anderer Stelle bei der 
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Beamtenbewegung 


Beamte und Republik. Auf einer in Dresden veranstalteten 
Reichstagung der demokratischen Beamten wurde nach Be- 
Fichten der Tagespresse eine Entschließung angenommen, in 
der die demokratische Reichstagsfraktion aufgefordert wird, 
ich einmütig für die Republik und ihre Farben und für die 
"Aufrechterhaltung des 11. August als Nationalieiertag einzu- 
Setzen, und sich in diesen Fragen auf keinerlei Kompromiß 
‚einzulassen. 


BE 






erufsfragen der Behördentechniker 


"7 Der Beamtenabbau in Preußen, Nach vorliegenden An- 
gaben wurden in Preußen abgebaut: 15 735 Beamte, 29110 An- 
gestellte und 10981 Arbeiter, Es ergibt sich also auch für 
Preußen das gleiche Bild wie das vor kurzem von uns mit- 
geteilte im Reich, d. h., die Hauptlast des Personalabbaues ist 
auf die Schultern der Angestellten abgewälzt worden. 
Im einzelnen ergeben sich folgende Resultate bei dem preußi- 
'Schen Personalabbau: 

© Landesbehörden 8806 Beamte — 5,6%, 5466 An- 
jestelite = 22,7% und 2415 Arbeiter — 14,40%. 

— Gemeinden und Gemeindeverbände in den 
‚Provinzial- usw. Verbänden: 1307 Beamte = 12,22%, 530 Dauer- 
angestellte — 19,61%, 227 Angestellte — 32,85% und 594 Ar- 
beiter = 16,17%. 

In den Städten: 4894 Beamte = 10,01%, 1135 Dauer- 
Bere lie = 21,38%, 5718 Angestellte = 57,06%, 6125 Arbeiter 
 8,930/0. 

- Landkreise: 550 Beamte —= 10,23%, 2416 Daueran- 
| Ba: —= 22,55%, 2120 Angestellte = 57,17%, 1645 Arbeiter 
= 14,17%.. ; ' 

© Landgemeinden: 178 Beamte — 5,65%, 640 Dauer- 
Be eite —= 15,52%, 672 Angestellte = 51,45%, 202 Arbeiter 
= 14,74%. : 


Zur Aufhebung der Personalabbau-Verordnung, Im Fe- 
war d. J. hatte die - Reichsregierung eine Novelle zur Per- 
alabbau-Verordnung im Reichstag eingebracht, die wohl 
einige. Milderungen bringen, in den grundsätzlichen Bestimmun- 
£ aber die Verordnung aufrechterhalten wollte. Die No- 
velle wurde von den Beamten und Behördenangestellten durch- 
aus abgelehnt. Im Reichstag hielten die Linksparteien mit 
arer Kritik an dem Entwurf nicht zurück, und es ‚gelang 
nen schließlich zu erreichen, daß die Regierung sich. ver- 
aßt sah zu. erklären, daß sie auf die Weiterberatung des 
twurfes keinen Wert mehr lege und daß sie an dessen Stelle 
en neuen Entwurf vorlegen werde. In der Zwischenzeit 
atte die Regierung dann auch einen neien Entwurf fertig- 
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Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern geäußert worden 
sind, um eine Gesundung des Bergbaues herbeizuführen. Dieses 
Mal wurden daher die Gelder besonders dafür hingegeben, die 
Umsiedelung der Bergleute im Ruhrrevier infolge der Zechen- 
stillegungen zu erleichtern, außerdem aber zum Zwecke des 
Baues einer Wasserleitung im Harz, wo infolge schlechter 
Wasserverhältnisse die Zahl der Erkrankungen die normale 
Ziffer weit übersteigt. 


 Aenderung des Tarifschiedswesens im mitteldeutschen 
Braunkohlenbergbau, Für die Beilegung. von Streitigkeiten über 
die Auslegung und Anwendung des Angestelltentarifes im 
mitteldeutschen Braunkohlenbergbau war bei Schaffung des 
Tarifvertrages die Reichsarbeitsgemeinschaft, Fachgruppe Braun- 
kohlenbergbau mit ihren Untergruppen als erste Instanz und 
der Gruppe als Berufungsinstanz, eingesetzt worden. Durch 
den Austritt des AfA-Bundes aus der Zentralarbeitsgemein- 
schaft mußte eine Aenderung eintreten. Auf Grund einer Ver- 
einbarung mit dem Arbeitgeberverband ist der $ 24 des Tarif- 
vertrages dahingehend geändert worden, daß an die Stelle der 
Reichsarbeitsgemeinschaft "als Schiedsinstanz eine reine tarif- 
liche Schiedseinrichtung getreten ist. In der ersten Instanz ent- 
scheidet die paritätisch zusammengesetzte vereinigte Revier- 
schiedsstelle Sachsen-Anhalt. Gegen ihre Schieds- 
sprüche kann Berufung bei der Oberschiedsstelle in 
Halle eingelegt werden. Die Oberschiedsstelle ist ebenfalls 
paritätisch mit Arbeitgeber- und Angestelltenvertretern besetzt. 
Ergibt sich aber Stimmengleichheit, so ist ein unparteiischer 
Vorsitzender hinzuzuziehen. Falls sich die Tarifparteien über 
die Person des unparteiischen Vorsitzenden nicht einigen, wird 
sie vom Reichsarbeitsminister bestimmt. Die Entscheidungen 
der Oberschiedsstelle sind endgültig. 


gestellt und dem Reichstag vorgelegt. Der neue Entwurf wird 
gegenwärtig im Reichstag verhandelt. 

. Der neue Entwurf enthält allerdings gegenüber der Fe- 
bruarnovelle wesentliche Verbesserungen, und zwar: 

1. gänzliche Aufhebung der für die Beamten und Angestellten 
geltenden Abbaubestimmungen; 

2. völige Beseitigung der Pensionskürzungsvorschriften; 

3. Gewährung von Abfindungssummen an verheiratete weibliche 
Beamte, die aus dem Beamtenverhältnis ausscheiden; 

4. Hinaufsetzung der Mindestwartegeldgrenze und des Höchst- 
betrages des Wartegeldes; 

“3. Einschränkung der Einstellungssperre; besondere Berücksichtigung 
der, Versorgungsanwärter und Schwerkriegsbeschädigten bei Einstellung 
von Beamten; 

6. Gewährung von Witwen- und Waisengeld an die Hinterbliebenen 
eines verstorbenen Ruhegehaltsempfängers, der sich erst nach der Pen- 
sionierung verheiratet hat; 

7. Gewährung einer Witwenbeihilfe an schuldios geschiedene Ehe- 
frauen verstorbener Beamten oder Ruhegehaltsempfänger; 

8. Gewährung einer Witwenbeihilie an wiederverheiratete witwen- 
geldberechtigte Witwen im Todesfalie des zweiten Ehemannes. 


" Für die Behördenangestellten ist noch von besonderer Be- 
deutung, daß die durch die Personalabbau-Verordnung erfolgte 
Aufhebung der Schutzbestimmungen des Betriebsrätegesetzes 
(8 84 usw.), die von den freigewerkschaftlichen Behörden- 
Angestelltenorganisationen insbesondere aufs schärfste bekämpft 
worden war, beseitigt wird, so daß nunmehr das Be- 


‚triebsrätegesetz auch für die Behördenan- 


gestellten wieder völlig zur Geltung kommt. 
Seitens unseres. Bundes und der übrigen. AfA-Verbände sind 
indessen noch einige Verbesserungen zu dem Regierungsent- 
wurf im Reichstag beantragt worden. Wir hoffen, daß der 
Reichstag auch diesen Verbesserungsanträgen Gehör schenkt. 


Regierungsentwurf zur Aenderung der Personalabbau-Ver- 
ordnung im Reichstage. Der Entwurf über die zweite Aende- 
rung der Personalabbau-Verordnung ist dem Reichstage in- 
zwischen von der Regierung vorgelegt worden, und war auch 
bereits im Unterausschuß 5b des Reichstags Gegenstand der 
Verhandlungen. Wie wir bereits durch Rundschreiben unseren 
Vertrauensmännern bekanntgaben, sind zu dem Entwurf, über, 
dessen wesentlichen Inhalt wir oben berichten, sowohl seitens 
unseres Bundes und der übrigen freien Angestelltenverbände, 
wie auch seitens der Beamtenverbände noch Abänderungsan» 
träge gestellt worden. 


Neuordnung der Amtsbezeichnungen in Preußen? Im 
Preußischen Landtag ist ein Antrag eingereicht worden, der 
eine Reform der Amtsbezeichnungen, die seit Jahren von der 
Regierung angekündigt ist, alsbald verlangt. Die Frage der 
Amtsbezeichnungen ist, soweit es sich um die technischen Be- 
amten handelt, wiederholt in der „D.T.Z.“ erörtert worden. 
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Entsprechende Vorschläge sind von uns ausgearbeitet und wie- 
derholt zur Kenntnis ‚der beteiligten Stellen gebracht worden. 


Aus der physikalisch-technischen Reichsanstalt. Im Haus- 
haltausschuß des Reichstages gab während der Besprechungen 
über den Etat des Reichsministeriums des Innern, dem die 
physikalisch-technische Reichsanstalt untersteht, der Präsident 
dieses hervorragenden Forschungsinstitutes, Geheimrat Pro- 
fessor Dr. Paaschen, einen außerordentlich interessanten 
Ueberblick über die Tätigkeit der Anstalt. Insbesondere be- 
richtete er über die Versuche und Forschungen auf, dem Ge- 
biete der drahtlosen Telegraphie. Die Forschungsergebnisse 
werden von wesentlicher Bedeutung sein für die Verminderung 
des Energieverbrauches und damit einer Verbilligung im Be- 
triebe. Es würde an dieser Stelle zu weit führen, das von 
Dr. Paaschen eingehend erörterte umfangreiche Arbeitsge- 
biet der physikalisch-technischen Reichsanstalt näher darzu- 
stellen. Es war für uns von besonderem Interesse, daß im 
Anschluß an die Ausführungen des Präsidenten der Reichs- 
anstalt von verschiedenen Seiten, so u.a. von den Abgeord- 
neten Koch-Weser (Dem.) und Schreiber (Ztr.), unsere 
seit. Jahren vertretene Auffassung durchaus bestätigt wurde, 
daß nämlich die physikalisch-technische Reichsanstalt seitens 
der Reichsregierung bisher durchaus stiefmütterlich behandelt 
worden ist. Es sollte zu denken geben, wenn in dem Aus- 
schuß darauf hingewiesen wurde, daß der frühere Präsident 
der Reichsanstalt, Professor Nernst nur deshalb zurück- 
getreten sei, weil er nach seinen Erklärungen durch die 
bürokratischen Einrichtungen der Anstalt in 
seinen Arbeiten außerordentlich behindert worden sei. Unserer- 
seits haben wir ja auch dauernd auf die gänzlich unzulängliche 
Bewertung des mittleren technischen Personals der physikalisch- 
technischen Reichsanstalt in aller Oeffentlichkeit hingewiesen, 
die auch heute noch in keiner Weise Rücksicht auf die an 
dieses Personal gestellten Anforderungen nimmt. Die be- 
scheidenen Wünsche des an Kopfzahl kleinen technischen 
Personals der Reichsanstalt, deren Arbeiten dort für die Indu- 
strie wie für die gesamte Wirtschaft von entscheidender Be- 
deutung sind, sind vom Reichsfinanzministerium ständig bei« 
seite geschoben worden tind unbeachtet geblieben. Es bildet 
ein besonderes Kapitel, den Kampf der Lehr- und Forschungs- 
institute um ihre den bestehenden und ständig wachsenden 
Anforderungen entsprechende Ausgestaltung in sachlicher und 
persönlicher Beziehung einmal darzustellen. Das Ringen\ tech- 
nischer Wissenschaft, technischer Praxis mit dem rückständigen 
Geist der Bürokratie würde hier als die Tragödie des aus Un- 
verstand gehemmten Fortschrittes erscheinen. 


Beamtenräte / 


Gesetzentwurf über die Beamtenvertretung. An dieser 
Stelle wurde bereits mitgeteilt, daß die Reichsregierung einen 
neuen Gesetzentwurf über die Beamtenvertretungen ausge- 
arbeitet hat. Die Beratungen des Reichstags über den im Jahre 
1921 vorgelegten Regierungsentwurf waren bekanntlich in den 
Ausschuß-Beratungen schließlich auf den toten Punkt angelangt, 
und der Entwurf-konnte durch die dann eriolgende Reichstags- 
auflösung nicht mehr zur Erledigung kommen. 

Nach dem neuen Entwurf soll das Gesetz für die Reichs- 
beamten sowie für die Beamten der Länder, der Gemeinden 
und der Gemeindeyerbände, unter Umständen auch für die bei 
anderen. Körperschaften des. Öffentlichen Rechts angestellten 
Beamten Geltung haben. Die Länder haben die Möglichkeit, 
durch Ausführungsverordnungen die einzelnen Bestimmungen 
des. Gesetzes den Bedürfnissen der Landesgesetzgebung ent- 
sprechend anzupassen. 

Bezüglich des Aufbaues der Beamtenvertre- 
tungen sieht der Entwurf vor, daß bei den Dienstvorge- 
setzten erster Instanz Ortsbeamtenausschüsse, bei 
den Dienstvorgesetzten höchster Instanz Hauptbeamten- 
ausschüsse zu bilden sind. Auch können bei Vorgesetzten 
mittlerer Instanz im Bedürfnisfalle Bezirksbeamten- 
ausschüsse errichtet werden. 

Nach dem Entwurf fallen unter das Gesetz außer den 
Beamten im Sinne des Beamtenrechts auch Beamtenanwärter 
und solche Arbeitnehmer, die nach dem Betriebsrätegesetz 
nicht als Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes gelten. Die 
Wahl der Mitglieder der Beamtenausschüsse 
soll in unmittelbarer geheimer Wahl nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl auf zwei Jahre erfolgen. Wahlberech- 
tigt sollen‘ alle mindestens 20 Jahre alten reichsangehörigen 
Beamten, wählbar, die mindestens 24 Jahre alten Wahlbe- 
rechtigten sein. 

Für das Reich und für jedes Land soll je eine Ein- 
spruchskammer für Beamtenausschüsse geschaffen wer- 
den. Der Vorsitzende der Einspruchskammer für das Reich 
soll auf Vorschlag, des Präsidiums des Reichsverwaltungs- 
gerichts, und so lange dieses noch nicht besteht, des Reichs- 
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gerichts ernannt werden, während in den Ländern der Vor-” 
sitzende der Einspruchskammer auf Vorschlag des Präsidiums” 
eines. von der Landesregierung zu bestimmenden Gerichts 
berufen wird. Die weiteren Mitglieder der Einspruchskammer” 
werden zur Hälfte von der Reichs- bzw. Landesregierung er-” 
nannt, zur anderen Hälfte aber von den Hauptbeamtenaus-” 
schüssen gewählt. Der Entwurf sieht weiter vor, daß für? 
Gemeinden und Gemeindeverbände eine besondere Einspruchs-” 
"kammer durch die Landesregierung gebildet werden kann. % 

Als Schutzbestimmung für die Mitglieder der Beamten-7 
ausschüsse sieht der Entwurf vor, daß dieselben wegen der in 
Ausübung ihrer Befugnisse gemachten Aeußerungen oder wegen’ 
ihrer Abstimmung dienstlich nicht zur Verantwortung gezogen 
werden dürfen, es sei denn, daß sie andere Beamte zur Ver- 
letzung ihrer Dienstpflicht zu bestimmen suchen, oder daß 
eine Verurteilung auf Grund der allgemeinen Straigesetze er- 
folgen kann. 

An Befugnissen und- Aufgaben weist der Entwurf den 
Beamtenausschüssen folgende zu: Einmal das Recht, Anre- 
gungen und Anträge der Beamten, die sich auf Dienstanges 
legenheiten allgemeiner Art beziehen, insbesondere auch auf 
Wohlfahrtseinrichtungen, bei den Dienstvorgesetzten zu ver- 
treten, Anregungen für Herbeiführung eines schnellen und 
ordnungsmäßigen Geschäftsganges zu geben, Meinungsver- 
schiedenheiten der Beamten untereinander beizulegen, per- 
sönliche Beschwerden über dieristliche Anordnungen entgegen- 
zunehmen, und evtl. zu vertreten und auf die Bekämpfung von 
Unfall- und Gesundheitsgefahren zu achten und auf die Durch- 
führung der Unfallverhütungsvorschriften hinzuwirken; ferner 
in dem Recht der Mitwirkung bei Dienstregelungsvorschriften, 
welche die persönlichen Verhältnisse der Beamten berühren, 
bei Aufstellung von Dienststundenplänen (außer wo diese ge- 
heimzuhalten sind), bei Vertretungs- und Urlaubsregelungen,’ 
bei Gewährung außerordentlicher Vergütungen, bei Schaffung 
und Verwaltung von Einrichtungen für die Wohlfahrt der 
Beamten, bei der Ernennung von Vertrauensärzten, bei Unfall- 
untersuchungen, ferner auf Antrag der beteiligten Beamten 
bei der Wiedereinstellung strafweise Entlassener, Versetzung” 
in den Ruhestand, Entlassung, Urlaubsverweigerung, Unter- 
stützungsgesuchen, Ueberweisung erkrankter Beamten an Aerz- 
te oder Heilstätten, Zuteilung von Dienst- und Mietwofinungen 
und von Dienst- und Pachtland. Ferner sind die Ausschüsse 
gutachtlich zu hören; bei Vorschlägen zum Haushaltsplan, so- 
weit persönliche Angelegenheiten der Beamten berührt wer-' 
den, bei Aufstellung von allgemeinen Grundsätzen über die 
Einstellung und Entlassung von Personen im Ausbildungs- und? 
Probedienst und bei Durchführung der Ausbildung der 
Beamten, die der Dienststelle zu diesem Zweck überwiesen 
sind, ferner auf Antrag der beteiligten Beamten, wenn die Be- 
hörde von einem Beamten Schadenersatz verlangen will, und 
bei Verhängung einer Ordnungsstrafe wegen Verstoßes gegen 
die Dienstordnung. Endlich haben die Ausschüsse das Recht, 
für die Ernennung eines stimmberechtigten Mitgliedes eines 
Prüfungsausschusses für Beamtenprüfungen drei Beamte vor- 
zuschlagen. Gilt keiner der Vorgeschlagenern geeignet, so kann 
die Ernennungs-Dienststelle einen anderen ernennen, soll sich? 
aber vorher mit dem Beamtenausschuß ins Benehmen setzen.” 

Tritt der Dienstvorgesetzte der Auffassung des Beamten- 
ausschusses nicht bei, so kann der Beamtenausschuß Be- 
schwerde zu Händen des höheren Beamtenaus- 
schusses einlegen, und wenn dieser der Beschwerde bei-' 
tritt, so legt er sie dem Dienstvorgesetzten vor. Bei Kündi- 
gungen von Beamtenausschuß-Mitgliedern 
oder Versetzungen gegen ihren Willen oder Verwendungen an 
anderen Dienststellen, durch die ihr Ausscheiden aus dem Be- 
amtenausschuß erforderlich wäre, soll der Ausschuß vorher’ 
gehört werden. Er hat gegen die getroffene Verfügung das? 
Recht des Einspruchs, der dem höchsten. Dienstvorgesetztem?! 
zuzuleiten ist. Will dieser dem. Einspruch nicht stattgeben,‘ 
so ist vor der Entscheidung die Einspruchskammer zu 
hören. Von dem Gutachten der Einspruchskammer, darf der) 
höchste Dienstvorgesetzte nur mit der Zustimmung der Reichs= 
oder Landesregierung abweichen, das heißt nur dann, wenns 
ein Kabinettsbeschluß das Vorgehen des höchsten 
Dienstvorgesetzten gebilligt hat. N 

Soweit auszugsweise in großen Umrissen der Inhalt des? 
neuen Regierungsentwurfs über die Beamtenvertretungen. Eine 
kritische Stellungnahme behalten wir uns vor. Jetzt sei nur ge-J 
sagt, daß die wesentlichste Forderung der  Beamtenschafty2 
nämlich die Bildung eines aus Vertretern der höchsten Dienst- 
vorgesetzten und der + Beamtenschaft  zusammengesetztem‘ 
Schlichtungsausschusses in dem Entwurf nicht vorgesehen ist 

Durch das Fehlen des Schlichtungsausschusses bleibt auch? 
nach wie vor die Lücke im Kündigungsschutz, den Arbeiter und“ 
Angestellte, die dem Beamtenausschuß nach $ 13 Abs. 4 B.R.G 
zugeteilt sind, ‘an und für sich nach dem Betriebsrätegesetz 
zu beanspruchen hätten. Die von dem Entwurf versuchte? 
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vermittelnde Lösung in dem Sinne, daß er zwar den aus der 
Betriebsvertretung herausgenommenen, dem Beamtenausschusse 
nach $ 13 Abs. 4 B.R.G. zugeteilten Arbeitnehmern den be- 
sonderen Kündigungsschutz nach dem Betriebsrätegesetz nicht 
mehr zubilligt, dafür aber die Unterstellung unter das Beamten- 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Zur Beachtung für. Stelleniose! Wir geben im nachstehenden wieder- 
holt bekannt, welche Schritte von den Mitgliedern bei Kündigung des 
Dienstverhältnisses einzuschlagen sind, um den Anspruch auf Un- 
terstützung nicht zu verlieren. 


1. Nach erfolgter Kündigung innerhalb sieben Tagen zum 
Stellennachweis anmelden. 

2. Die Meldung zum Stellennachweis muß auch dann erfolgen, 
wenn Verhandlungen über Zurücknahme der Kündigung schweben, 
unverbindliche Zusagen vom Arbeitgeber über Weiterbeschäftigung 
gemacht werden oder die Aussicht besteht, eine andere Stellung in der 
Zeit zwischen der Kündigung bis zur Auflösung des Dienstverhältnisses 
zu erhalten. 

3. Bei verspäteter Meldung zum Stellennachweis wird die Bezugsdauer 
der Unterstützung der Anzahl der versäumten Tage entsprechend 
gekürzt. 

4. Bei Eintritt der Stellenlosigkeit muß das Mitglied innerhalb 
sieben Tagen den Antrag auf Unterstützung bei der Hauptverwal- 
tung stellen und gleichzeitig die öffentliche Erwerbslosenunterstützung 
beantragen, sofern es zum Kreise der Bezugsberechtigten gehört. 

Bezugsberechtigt ist, wer in den letzten zwölf Monaten vor Ein- 
tritt der Stelleniosigkeit drei Monate krankenversicherungspfüchtig war. 

5. Am Tage der Kündigung und am Tage des Ausscheidens aus der 
Firma darf das Mitglied nicht mit mehr als zwei Monats- 
beiträgen im Rückstande sein, ohne von der Ortsverwaltung oder 
der Hauptverwaltung Stundung der Beiträge erhalten zu haben. Rück- 
wirkende Stundung der Beiträge ist nicht zulässig. 

6. Die Mitglieder müssen darauf achten, daß die Beitragsmarken 
vom Vertrauensmannoderder Ortsverwaltungmit 
dem Verkaufsdatum entwertet werden. 
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Warnung. Der stelleniose Kriegsbeschädigte Erich Damm aus 
Neukölln versucht unter Berufung auf seine Mitgliedschaft zum Bunde 
von den verschiedensten Verwaltungsstelien Unterstützungen unter Hinweis 


Beilagen nach Vereinbarung. 





spaltene Millimeterzeile. 


- 1 Tieibautechniker 


sofort für längere Beschäfti- 
gung gesucht Längere Praxis 
erwünscht. Vergütg. entspr. 
d. Beamt.in Gruppe VI-VIll je 
nach Lebensalt., Vorbild. und 
Dauer d. prakt. Betätig. Be- 
werb. m.Lebenslauf u.Zeuen.- 
Abschr.a.d.Straßen-u.Fluß- 


bauamt Ygilneim 'Ob.-Bay.) 


Erstklassiger Ingenieur, 
Spezialist für Gewächshausbau und Heizungen, für Büro 
und Reise gesucht. Derselbe muß gewandt im Verkehr 
mit der Kundschaft und in der Lage sein, Ges-täfte selb- 
ständig abzuschließen. Sofortiger Eintritt erwünscht. An- 
gebote unter Angabe von Gehaltsansprüchen erbeten an 
Reinhold Schwarze, Gewächshaushau u. Zentralheizungen, 
Wiedenhrück i Westfalen. 


Für das hiesige Hochbauamt wird für sofort ein 
mit den Dienstgeschäften möglichst vertrauter, 


tüchtig. Hochbautechniker 


auf längere Zeit gesucht. der auch in. Bauleitung er- 





Tech- | fahren ist Die Vergütung erfolst nach dem Teiltarifvertrag. 
P fi sa niker | Bewerbungsgesuche mit Lebenslauf u. beglaubigten Zeugnis- 
und |abschriften sind an die hiesige Dienststelle zu richten. 


Preussisches Hochbauamt Homberg (Bez. Cassel). 


Für die Baupolizei-Verwaltung wird ein tüchtiger, 
theoretisch und praktisch gut ausgebildeter 


Stiafiker 


(Absolvent einer technischen Mittelschule) gesucht. 
Erfahrung in Eisenbetonberechnung u. -konstruktion er- 
torderlich. Hochbaver mit den entsprech ndea statischen 
Kenntrissen, die auch Erfahrung in Aufstellung von Be- 





z Zeichner 


z. bald. Antritt gesucht. Nur 
Herren m. Erfahrung. i Eis-n- 
konstruktion. komm. in Frage. 
Bewerbg. mit Zeugnisabschr. 
u D.T. 250 an A. Merkel, 
Bertin W 35, Potsdamer $tr. 111. 
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Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- | Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 
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vertretungsgesetz. an die Voraussetzung knüpft, daß die Mehr- 
heit der betroffenen Arbeitnehmergruppen dieser Unterstellung 
zustimmt, erscheint durchaus unzureichend. Auf diese und 
viele andere Bestimmungen wird aber noch im Zusammenhang 
zurückzukommen sein. 
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auf seine Notlage zu erhalten. Herr Damm ist bereits am 30. September 
1922 aus dem Bunde ausgeschieden und kann infolgedessen keine An- 
sprüche auf Unterstützung geltend machen. Wir warnen die Ortsverwal« 
tungen und jeden Kollegen, dem Vorgenannten irgendwelche Zuwen- 
dungen zu machen, da Ersatz durch die Hauptgeschäftsstelle nicht ge- 
leistet wird, 


Bekanntmachung der I. B. S. 


Darlehnsgewährung bei der 1.8.5. Die Industriebeamten-Sparbank 
erhält zur Zeit sehr viele Gesuche von Kollegen auf Bewiliigung von 
Darlehn, die für Beschaffung einer Wohnung, Ausbau des Eigenheims, 
Anschaffungen und sonstige wirtschaftliche Aufgaben benötigt werden. 
Auch mancher Kollege, der überschuldet ist, glaubt in der Industrie 
beamten-Sparbank das geeignete Instrument erblicken zu dürfen, um sich 
zu sanieren. 

Die 1.B.S. kann Darlehn nur an ihre Mitglieder ausgeben. 
(Die Mitgliedschaft wird durch Zeichnung und ratenweise Einzahlung 
eines Geschäftsanteils von 100 Mark und durch ein Eintrittsgeild von 
3,— Mark erworben.) Diese Haltung entspricht nicht nur der Satzung, 
sondern auch ‚ihrer grundsätzlichen genossenschaitlichen Einstellung. Nur 
derjenige hat Anspruch darauf, an den Einrichtungen der Sparbank teil- " 
zunehmen, der seinerseits bereit ist, das Unternehmen mittragen zul 
helfen. Die Mitgliedschaft bei einer. Genossenschaft ist eben nicht nur 
eine rein materielle Angelegenheit, sondern zugleich das Bekennt- 
nis zu gemeinsamer Arbeit des einzelnen für die 
Gesamtheit und umgekehrt. Kredit kann nicht von vornherein 
bedingungslos gewährt werden, sondern muß, weil er auf Vertrauen 
beruht, erst erworben werden. Wir können deshalb den Kollegen, die die 
Absicht haben, in absehbarer Zeit Darlehn bei der Industriebeamten- 
Sparbank aufzunehmen, nur empfehlen, sich recht bald als Mitglieder 
anzumelden. Nach $ 11 der Satzung müssen bei Kreditanträgen auf 
den Geschäftsanteil wenigstens 50 Mark eingezahlt sein. 

Zur Errichtung eines Sparkontos ist jedoch der Erwerb: der 
Mitgliedschaft nicht Bedingung. Spareinlagen werden vielmehr von 
jedermann ohne Eintrittsgeld auf Grund der Sparordnung entgegengey 
nommen. Sie werden zur Zeit mit 8,9 und mehr Prozent verzinst. 

Prospekte und Beitrittserklärungen werden von der 
Sparbank auf Anforderung kostenlos zugestelit. . 


| Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin, 
Schluß der Anzeigenannahms 4 Tage vor Erscheinen. 
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- Flandbücher der Handelskorrespondenz 4 






I Rilo gaue geschlissene M. 3.— 
halhweiße.M. 4.—, weile M. 5.- 
bessere M.6.— u. M. 7.—,daunen- 
weiche M. 8.—, 10.—, hest2 Sorte 
#.12.— u. 14.—. Vesand franko 
zolifei, gezen Nachn. Musie frei. 
Umtausch und Rück ıahme gestattet 
Benedikt Sächsel, 
Lobes Nr. 903 


El Plisan (Bähmen) Korrespondenzund Handelskunde| 


m| ‚Jeder Französisch Lernende, jeder, der französische |# 
=| Geschäftsbriefe zu schreiben hat, jeder Handelsschüler |# 
A| u.jeder Handelslehrer, überhaupt jeder, der für die fran- |B 
| zösische Sprache Interesse hat, findet in diesem neuen [# 
#| Werke alles für die kaufmännische Praxis Erforderliche. |} 


&| Bisher erschienen: Englisch für Kaufleute. 474 5. |@ 
A| Spanisch u. Italienisch erscheinen im Sommer, Rus- |# 
2 | sisch im Herbst1925. Umfang jedes Bandes 450— 500. | 
flJeder Band in Ganzleinen gebunden 5M.|k 
=] In jeder Buchhandlung vorrätig! 


Langenscheidtsche Verlagsbuchhandlung 







Garantiert naturreinen 
geschleuderten ' Bienen- 


HONIG 


9 Pfd.netto, frko,,1. Ausl. 
sehr hell, 11 M., 2. Ausl, 
40M. Halbe Dose 1. Ausl. 
6,30 M., Nachn. 60 Pf. 
mehr. Joh. Göken, Bienen- 
































FEIERN Beunngaplänen. Fe in Bauberank besitzen, bevorzugt. zücht., gegr. 1812, Thüle 
nn soldung nach den staatlichen Grundsätzen. Bewerbungen 10) . 1012, : or i 
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Nummer 28 / 7. Jahrgang 


Zur amtlichen Erhebung über die Stellen- 
losigkeit der Angestellten 


| Von jeher war innerhalb der kapitalistischen Wirtschafts- 
form das Arbeitslosenproblem eine Aufgabe, deren Lösung am 
dringlichsten von den organisierten Arbeitnehmern gefordert 
wurde. jeder einigermaßen mit kapitalistischen Produktions- 
methoden Vertraute wußte, was es-hieß, wenn das Heer der 
Arbeitslosen — die industrielle Reservearmee — wuchs. Nied- 
rige Löhne, lange Arbeitszeit und sonstige der Entwicklung 


- hohnsprechende Arbeitsbedingungen waren die Folgen für die 


in Arbeit Stehenden. 
Verständlich wird es daher ohne weiteres, daß die freien 


Gewerkschaften ihr - Augenmerk der Beseitigung der indu- 


striellen Reservearmee besonders zuwandten. Es galt. zunächst 
den Kampf gegen das Grundübel aufzunehmen. Die Ersetzung 
der kapitalistischen .Wirtschaftsform durch die Gemeinwirt- 


" schaft wurde gefordert. 


Solange diese Forderung nicht verwirklicht werden konnte, 
hieß es, innerhalb der kapitalistischew Wirtschaft die Hemm- 
nisse zu beseitigen, die sich der Lösung der Arbeitslosenfrage 
entgegenstellten. Die -Arbeitslosen mußten davon ‚abgehalten 
werden, sich den unwürdigsten Arbeitsbedingungen aus Not 
zu unterwerfen. In großzügiger Weise haben die freien Ge- 
werkschaften Unterstützungseinrichtungen geschaffen, die durch 
Zahlung entsprechend hoher Unterstützungen den Arbeitslosen 
die Möglichkeit gaben, so lange zu warten, bis sie ihre Ar- 
beitskraft zu Bedingungen verkaufen konnten, die ihnen ein 
einigermaßen menschliches Dasein gewährleisteten. 

Der Abwehrkampf gegen niedrige Löhne und lange Ar- 
beitszeiten und der Angriffskampf zur Verbesserung der Lohn- 
und “Arbeitsbedingungen trugen viel zur Lösung des Arbeits- 
losenproblems bei. Wir erinnern nur daran, wie der „Bund der 
technisch-industriellen Beamten‘ vor. dem Kriege u. a. durch 

- Zahlung hoher Unterstützungen indirekt das Mindestgehalt be- 
stimmte, für das ein technischer. Angestellter eine Stellung 
antreten durfte. Die Kollegenschaft hatte diese Wirkungen sehr 

wohl erkannt und durch entsprechendes Verhalten mit dazu 

beigetragen, daß sogenannte „Schundgehälter‘‘ mehr ünd mehr 
im technischen. -Berufe verschwanden. . 

Während des Krieges ruhte, durch die Verhältnisse bedingt, 


die Arbeitslosenfrage. Sie wurde jedoch sofort wieder akut, als 


es nach Kriegsende galt, die aus dem Felde Heimkehrenden in 


© den Produktionsprozeß‘ einzuschalten. Wieder waren es die 
"freien Gewerkschaften, die durch Abschluß entsprechender Ab- 


kommen und durch Veranlassung. der Herausgabe von Ver- 


— ordnungen durch die Volksbeauftragten die Frage lösten. Ferner 
sagt die neue deutsche Reichsverfassung im zweiten Absatz 
"des Artikels 165 ausdrücklich folgendes: „Jedem Deutschen 
soll die. Möglichkeit gegeben werden, durch wirtschaftliche 


‚Arbeit ‚seinen Unterhalt zu erwerben. Soweit ihm angemessene 


7 Arbeitsgelegenheit nicht nachgewiesen werden: kann, wird für 
seinen notwendigen Unterhalt gesorgt. Das Nähere wird durch 
besondere Reichsgesetze bestimmt.“ Es soll hier nicht unter- 
"sucht werden, ob die Unternehmer von ‘sich aus den vielge- 
predigten „Dank des Vaterlandes‘“ auch, nur durch freiwillige 


‚Aufnahme „der Heimkehrenden in ihre, Betriebe verwirklicht 


‚hätten. 


Die später mehr und mehr. zunehmende Entwertung der 


deutschen Währung brachte eine Scheinkonjunktur, der eine 


"Wirtschaftskatastrophe mit verheerenden Wirkungen auf dem 


- Arbeitsmärkt folgen mußte: Neben den gewerblichen Arbeit- 
nehmern wurden: auch Angestellte und ‚Beamte zu Hundert- 
tausenden „abgebaut“. 
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Der AfA-Bund hatte die Folgen für die älteren An- 

estellten, die ja zumeist verheiratet waren und Familie 
esaßen, bereits Anfang des Jahres 1923 erkannt, als viele 
glaubten, der Regierung Cuno wäre es gelungen, dem Wäh- 
rungsverfall Einhalt zu gebieten. Er forderte seinerzeit unter 
Hinweis auf die österreichische und. luxemburgische Arbeit- 
nehmerschutzgesetzgebung u. a. den erhöhten Kündi- 
gungsschutz für ältere Angestellte, ferner die 
gesetzliche Zuerkennung von sogenannten Ab- 
kehrgeldern, die die älteren Angestellten vor äußerster 
Not schützen sollten. 


Die Geldentwertung. nahm jedoch ihren Fortgang, bis die 
einsetzende Katastrophe zwangsmäßig feste Währungsverhält- 
nisse schuf. Rund drei Millionen Arbeitnehmer, darunter Hun- 
derttausende von Angestellten, waren um die Jahreswende 
1923/1924 arbeitslos, ungerechnet die Hunderttausende von kurz- 
arbeitenden Arbeitern und Angestellten.. Wiederum war es 
nun der AfA-Bund, der durch eine Kundgebung am 3. Januar 
1924 die Oeffentlichkeit auf die Gefahren aufmerksam machte 
und den zuständigen Reichsministerien einen umfassenden Ge- 
samtplan zur Lösung des Arbeitslosenproblems unterbreitete, 
Im besonderen war zur Verschärfung der Arbeitslosigkeit, zu 
den Reparationsleistungen, zur Neuschaffung. von Arbeitsge- 
legenheit : durch Kredite, durch Reich, Länder und andere 
öffentliche Körperschaften, der Umgruppierung der Arbeits- 
losen und der Arbeitsbeschaffung durch Preisregulierung — 
Senkung — Stellung genommen. Trotzdem tat die Regierung 
nichts, um das Problem zu lösen.‘ Oder wollte man gar die 
industrielle Reservearmee absichtlich zur Herabdrückung der 
Löhne und sonstigen Arbeitsbedingungen immer mehr an- 
schwellen lassen? - Die Gewerkschaften waren ja. durch die 
Geldentwertung ‚geschwächt und hatten den Abbau verschie- 
dener arbeitsrechtlicher und sozialer Errungenschaften zunächst 
gezwungenermaßen hinnehmen müssen. 


Am 15. Dezember 1924 befaßte sich der Bundesaus- 
schuß des AfA-Bundes erneut mit der Lage des Ar- 
beitsmarktes. Die Entwicklung der-deutschen Wirtschaft. nach 
der Stabilisierung der deutschen Währung war geradezu ver- 
heerend für die Angestellten geworden. Das Abströmen der 
abgebauten Beamten in die Angestelltenberufe vermehrte die 
Schwierigkeiten. Dazu kam, daß die öffentlichen Versiche- 
rungseinrichtungen entweder gar keine oder nur minimale An- 
sätze zur Unterstützung pensionsberechtigter Versicherter 
inachten.' 

In Form einer Denkschrift wurden vom AfA-Bund die 
Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt der Angestellten der Re- 
gierung vor Augen geführt und wiederum Vorschläge zur 
Besserung der Lage der. Angestellten gemacht. Zur Organisa- 
tion der Arbeitsvermittlung, der Arbeitslosenversicherung, der 


Reform der  Erwerbslosenfürsorge, der Not der älteren An- 


gestellten, der Arbeitszeitregelung, dem Lehrlingsschutz, der 
Umschulung und Berufsberatung ‘wurde eingehend Stellung 
genommen und Möglichkeiten gezeigt, die aus dem Dilemma 
herausführen konnten. 
Es wurde gefordert: 
Die einheitliche Organisation der Arbeitsvermittlung. 
Ausdehnung der Arbeitslosenversicherung auf alle An- 
gestellten. 
Erschwerung der Kündigung älterer Angestellter und Zahlung 
eines Abkehrgeldes. 
Gesetzliche Sicherung des Achtstundentages. 
Maßnahmen gegen Lehrlingszüchterei und erhöhter Lehr- 


je lingsschutz. 
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Berufsberatung und Umschulung derjenigen Arbeitskräfte, für. 


die in absehbarer Zeit die Wirtschaft keine Beschäfti- 
gungsmöglichkeit mehr biete. \ 

Daß die freien Gewerkschaften dazwischen durch Forde- 
rung auf Zahlung erhöhter Unterstützungen durch die öffent- 
liche Erwerbslosenfürsorge und durch Ausbau ihrer eigenen 
Unterstützungseinrichtungen ständig bemüht waren, das Los der 
Arbeitslosen zu mildern, sei nicht unerwähnt. 

Wenn nunmehr auf Beschluß des Reichstages die Reichs- 
arbeitsverwaltung eine Erhebung über die Arbeitslosigkeit der 
Angestellten veranstaltet, so ist dies eine Folge des ständigen 
Drängens des AfA-Bundes. Die Erhebung wird Material im 
Sinne der Forderungen des AfA-Bundes bringen und all das 
bestätigen, was von der freigewerkschaftlichen Angestellten- 
bewegung längst erkannt wurde. Alle Kräfte des Bun- 
des, insbesondere die stellenlosen Kollegen 
selbst, müssen mobilgemacht werden, um nun 
auchimeigenenInteressedas Materiallücken- 
los zusammenzutragen, das den gesetzgeben- 
denKörperschaftendie Berechtigung der For- 
derungen des AfA-Bundes vor Augen führen 
soll. Klar muß daraus zu erkennen sein, daßes 
höchste Zeit ist, das Problem der Arbeits- 
losigkeit unter den Angestellten zu lösen. 

P. W. Tabbert. 


Gefahr im Verzuge 


Es gab eine Zeit — si liegt noch gar nicht weit zurück‘ — 
da hatte der Angestellte im Arbeitsverhältnis nichts mitzu- 
sprechen. Die Arbeitsbedingungen würden einseitig vom Arbeit- 
geber festgesetzt, und nur eine günstige Konjunktur ermöglichte 
es den Angestellten, Gehaltserhöhungen durch Stellenwechsel 
zu erhalten. Mit einzelnen Angestellten wurden zwar fängere 
Verträge abgeschlossen, in denen bestimmte Gehaltszulagen 
festgesetzt waren. Das waren aber Ausnahmen. Meist setzte 
der Arbeitgeber einseitig die Arbeitsbedingungen fest, und da 
er dabei nur in sehr geringem Maße durch gesetzliche Be- 
stimmungen beschränkt war, hatte er kaum Verpflichtungen 
und der Angestellte nur wenig Rechte. 

In allen sozialen Fragen, wie Gewährung eines Sommer- 
urlaubs, Sonntagsruhe, Dauer der täglichen Arbeitszeit u. a. m., 
war der Angestellte auf das Wohlwolien seines Arbeitgebers 
angewiesen. In Zeiten, günstiger Konjunktur konnte der einzelne 
Angestellte wohl auch in sozialer Beziehung kleine Zu- 
geständnisse erlangen, anders aber wurde es, wenn die Wirt- 
schaftslage ungünstiger wurde und das Angebot an Arbeits- 
kräften die* Nachfrage überstieg. Dann drückte der Arbeit- 
geber die Gehälter, verlangte unbezahlte Ueberarbeit und 
verweigerte die Gewährung eines Urlaubs: Wem das nicht paßte, 
der konnte gehen. Ueber dem Angestellten hing also ständig 
das Damoklesschwert der Arbeitslosigkeit. Das schlimmste aber 
war, daß es für den Angestellten keine Möglichkeit gab, sich 
gegen eine Kündigung zu schützen. Der Arbeitgeber war 
gesetzlich nicht verpflichtet, einen Kündigungsgrund anzugeben, 
er konnte vielmehr jederzeit das Arbeitsverhältnis von sich aus 
lösen; nur gegen fristlose Entlassungen waren gewisse 
Einschränkungen gesetzlich festgelegt. 

Es war daher der dringendste Wunsch der Angestellten, 
eine Instanz im Betriebe — namentlich im Großbetriebe — zu 
haben, die das Vertrauen’der Angestellten besaß und die Wün- 
sche der Angestelltenschaft dem Arbeitgeber vorzutragen be- 
rechtigt war. Vor allem wünschten die Angestellten, daß diese 
Instanz, die man sich als einen Ausschuß der Ange- 
stelltenschaft vorstellte, auch bis zu einem gewissen 
Grade das Recht haben sollte, bei Kündigungen von An- 
gestellten ein Wort mitzusprechen, um offenbare Ungerechtig- 
keiten zu verhindern. 

Das Unternehmertum sah alle diese Wünse trotz deren 
Bescheidenheit als den Versuch eines Eingriffs in seine Rechte 
an und bekämpite sie mit größter Schärfe. Ja, als im Jahre 
1908 in der Zeitschrift des „Bundes der technisch- 
industriellen Beamten“ einmal dem Gedanken der 
Schaffung von Kündigungsausschüssen in den Be- 
trieben Ausdruck verliehen wurde, erhob sich ein Sturm der 
Entrüstung im Unternehmerlager gegen diese „sozialdemo- 
kratische‘‘ Forderung der Angestelltenschaft.e. Und als der 
Bund deshalb von den Unternehmern auf die schwarze Liste 
gesetzt wurde, beeilten sich die pflaumenweichen Harmonie- 
verbände der Handlungsgehilfen, den Unternehmern zu ver- 
NEED, daß ihnen jeder derartige Gedanke unendlich fern 
iege. 

: Dann kam der Krieg und mit seinem Zusammenbruch eine 
politische Umwälzung. In allen Kreisen der Arbeitnehmer 
ertönte der Ruf: „Her mit dem Mitbestimmungs- 
rechtim Arbeitsverhältnis!“ Selbst die Harmonie- 
verbände der Handlungsgehilfen gebärdeten sich furchtbar 
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radikal. Die Vertreter des kapitalistischen Wirtschaftssystems 
hatten sich geängstigt: zurückgezogen und waren zu- allen 
Konzessionen bereit. Sie erklärten, die Gewerkschaften nicht 
mehr bekämpfen und die gelben Verbände nicht mehr fördern 
zu wollen. Tarifvereinbarungen erkannten sie als eine selbst- 
verständliche Einrichtung an und waren bereit, den Arbeit- _ 
nehmern im Arbeitsverhältnis das Mitbestimmungsrecht zu 
gewähren. Schon wenige Wochen aber nach der Umwälzung 
merkten die Vertreter des kapitalistischen Wirtschaftssystems, 
daß die Arbeitnehmer gar nicht so schlimm waren, wie es 
zunächst den Anschein hatte. 

Zwar hatte der Rat der Volksbeauftragten die Institution 
der Arbeiter- und Angestelltenausschüsse, die 
im Kriege mit dem sogenannten „Hilfsdienstgesetz‘‘ geschaffen 
worden war, durch eine Verordnung zu festigen versucht und 


in Aussicht gestellt, ein besonderes Gesetz im Rahmen der 


geplanten Rätegesetzgebung zu schaffen, wodurch die in den 
einzelnen Betrieben zu bildenden Vertretungen der Arbeit- 
nehmer — Betriebsräte — „gesetzlich verankert‘‘ werden 
sollten. Als es aber zur Schaffung des Betriebsrätegesetzes 
kam, hatte das Unternehmertum bereits soviel Oberwasser 
bekommen, daß wesentliche Bestimmungen des von der Na- 
tionalversammlung verabschiedeten Betriebsrätegesetzes selbst 
hinter dem Regierungsentwurf zurückblieben und sogar hinter 
dem, was bereits auf tariflichkem Wege für verschiedene In- 
dustriezweige und Arbeitnehmergruppen vereinbart worden war. 

Immerhin enthält das Betriebsrätegesetz eine 
Reihe von Bestimmungen, die dem entsprechen, was vor dem 


. Kriege heißes Sehnen der Angestelltenschaft war und was von 


Arbeitgeberseite bekämpft wurde. Durch das Gesetz wird vor 
allem bestimmt, daß die Arbeitnehmer Vertretungen wählen 
können, die ihre Interessen gegenüber dem Arbeitgeber wahr- 
zunehmen haben. Wenn auch der Einfluß der Betriebsräte auf 
den Betrieb außerordentlich gering ist, so kann doch nicht 
von der Hand gewiesen werden, daß der im Gesetz enthaltene 
Kündigungsschutz einen Fortschritt gegenüber den Zu- 

ständen vor dem Kriege bedeutet. be 

Man sollte daher meinen, daß die Arbeitnehmerschaft 
alles daransetzen würde, um wenigstens die im Betriebsräte- 
gesetz enthaltenen Rechte auszunutzen. Weit gefehlt! Manche 
Angestellte haben sich schon wieder daran gewöhnt, in ihrem 
Arbeitgeber den Mann zu sehen, der allein über ihre wirt- 
schaftliche und soziale Lage zu entscheiden hat. Mit unglaub- 
lichem Fatalismus beugen sie sich dem Zwange der Verhältnisse 
und wagen nicht, an die eigene Kraft zu glauben. Gewiß, die 
wirtschaftliche Lage ist augenblicklich ungünstig, die Arbeits- 
losigkeit groß, die Arbeitslosen drücken die Gehälter und 
ermöglichen es dem Unternehmer, bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit auf die Tausende hinzuweisen, die bereit sind, 
unter den schlechtesten Bedingungen zu arbeiten. Das m 
manchen Kollegen geängstigt und. eine Anzahl Angestellte 
davon abgehalten haben, von den ihnen durch das Betriebs- 
rätegesetz gegebenen Rechten Gebrauch zu machen. Es ist 
aber keine Entschuldigung dafür, daß die Angestellten in 
einzelnen Betrieben überhaupt keinen Angestelltenrat gewählt 
haben. Und das ist leider in einer Anzahl selbst großer Be- 
triebe der Fall, weil kein Kollege bereit war, ein Amt als Mit- - 
glied des Angestelltenrats zu übernehmen. 

Der Kapitalismus hat die Arbeitnehmer vielfach ihrer 
Würde beraubt, und die Angestellten, denen die Harmoniever- 
bände, allen voran der Deutschnationale Handlungsgehilfen- 
verband und seine Flaschenkinder, immer weiß zu machen 
suchten, daß es keinen „Klassenkampf‘‘ gäbe, daß vielmehr - 
zwischen Angestellten und Unternehmern eine Harmonie der 
Interessen bestehe, haben leider vielfach nicht den Mut, aus 
der wirtschaftlichen Entwicklung auch die gewerkschaftlichen 
Konsequenzen zu ziehen. Dabei sehen sie, daß die Klasse der 
Kapitalisten einen Kampf gegen die Arbeitnehmer führt, spüren 
die Folgen einer einseitigen, im kapitalistischen Interesse ge- 
legenen Wirtschaitspolitik einer Regierung, die teilweise sogar 
mit Hilfe von Arbeitnehmern in den Sattel gehoben ist und sich 
täglich mehr als Interessenvertretung des kapitalistischen Volks- 
teils erweist. Sie werden die Folgen einer rein kapitalistischen ° 
Steuergesetzgebung, die eine Belastung der Arbeitnehmer und 
eine Entlastung der kapitalistischen Kreise erstrebt, am eigenen 
Leibe spüren. Sie werden die Leidtragenden der durch die neue ° 
Zollvorlage herbeigeführten erheblichen Herabdrückung der 
Lebenshaltung sein. Gegen sie richtet sich das Streben der 
Unternehmer nach Verlängerung der Arbeitszeit, Kürzung des 
Urlaubs, Verschlechterung aller Bestimmungen der sozialen 
Gesetzgebung mit dem Ziele, dem Arbeiter und Angestellten 
wieder jede Möglichkeit einer Beeinflussung der Bestimmungen 
des Arbeitsvertrages zu nehmen. 


Wenn Arbeitnehmer nicht den Mut haben, die sozialen | 
:Gesetze so anzuwenden und auszunutzen, wie es ihr Interesse 


erheischt, so beweist das, daß sie im Klassenkampf von den Fi 
Unternehmern bereits besiegt worden sind und sich resigniert 
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- mit den Verhältnissen abgefunden haben. Triumphierend ver- 
 künden die Organe des Unternehmertums, daß eine Anzahl 
- Belegschaften, namentlich Angestellte, kein Interesse mehr an 
der Wahl von Betriebsräten haben. Mit deutlich spürbarer Ge- 
nugtuung heißt es in den „Blättern für Arbeitsrecht‘, einer Bei- 
lage der „Deutschen Arbeitgeber-Zeitung‘: „Die Belegschaft 
verzichtet auf eine Betriebsvertretung und somit auf alle ihr aus 
dem Betriebsrätegesetz zustehenden Rechte.‘ 
| In Betrieben, in denen die Angestellten überhaupt auf die 
Wahl eines- Angestelltenrats verzichtet haben, ist für den 
“ Unternehmer diese Frage der sozialen - Gesetzgebung gelöst. 
Er kann frei schalten und walten, braucht sich nicht um: einen 
'Angestelltenrat zu bekümmern, wenn er Entlassungen vor- 
nehmen will oder wenn er sonstige Maßnahmen durchzuführen 
beabsichtigt, bei denen er bei Vorhandensein eines Angestellten- 
 rats gezwungen wäre, mit diesem zu verhandeln. Er hat sein 
Ziel erreicht, ist wieder der „Herrim Hause“. 
Aber auch da, wo ein Angestelltenrat gewählt worden ist, 
ist er leider nicht immer eine.wirkliche Vertretung der Ange- 
 stelltenschaft. Im Ruhrkohlenbergbau haben es die 
= Berg-Gewaltigen fertiggebracht, einen großenTeil ihrer tech- 
| nischen Angestellten wieder in die vor dem Kriege von den An- 
gestellten schon gehaßten technischen Grubenbeam- 
— ten-Vereine zu zwingen und sie damit zu Werkzeugen des 
| - Willens ihrer Vorgesetzten zu machen. Diese gelben Werkvereine 
stehen heute wieder in voller Blüte, sie spielen sich bereits als 
= Vertretung der technischen Angestellten auf und nehmen zu den 
sozialen und wirtschaftlichen Fragen der Angestellten des 
| Bergbaus Stellung, natürlich im Sinne des Unternehmertums. 
Auf den meisten Zechen sind mit Hilfe dieser Vereinigungen 
unter dem Druck der Zechenherren und ihrer Vertreter, der 
W Inspektoren und Betriebsführer, Listen für die Wahlen zu den 
Angestelltenräten aufgestellt worden. Mit allen wirtschaftlichen 
| 











Zwangsmitteln, unter Bedrohung mit Kündigung hat man die 
Angestellten zu zwingen versucht, diesen Listen ihre Stimme 
- zu geben. Auf einer Zeche bei Wattenscheid erklärte der 
Betriebsführer den technischen Angestellten vor der Wahl: 
„Wenn die AfA-Liste gewählt wird, dann sollt ihr einmal sehen, 
= was passiert.‘ Auf anderen Zechen hat sich der Betriebsführer 
- oder ein Grubeninspektor die einzelnen Steiger vorgenommen 
- und ihnen kurzerhand erklärt, daß sie, wenn sie nicht aus dem 
- Butab austräten, unter allen Umständen mit der Kündigung 
- rechnen müßten. 
 — Daß unter diesen Umständen viele technische Gruben- 
- beamte verschüchtert waren und es nicht wagten, sich auf 
eine vom AfA-Bund aufgestellte Liste setzen zu lassen, ist 
begreiflich. Deswegen wurden auf einer Anzahl Zechen Ange- 
 stelltenräte gewählt, die weiches Wachs sind in den Händen 
der Zechenverwaltungen. Sie sagen zu allem Ja und Amen, was 
die Zechenverwaltung will. Da aber auch die staatlich-ange- 
stellten Bergrevierbeamten als Vorsitzende der Berggewerbe- 
- gerichte vielfach die Zechengewaltigen in ihrem Kannie gegen 
- jeden sozialen Fortschritt unterstützen, ist die Angestelltenschaft 
— des Bergbaus einem sozialen Drucke ausgesetzt, der sich 
schlimmer auszuwirken beginnt, als je vor dem Kriege. In- 
 folgedessen ist die Angestelltenschaft vielfach wieder unter das 
- Kaudinische Joch gekrochen, unter dem sie, namentlich im 
RE und in der Schwerindustrie, vor dem Kriege geseufzt 
Zhat. m 
’ Wie konnten sich die Dinge so entwickeln? Teilweise 
N ist die wirtschaftliche Lage daran schuld, die infolge der großen 
- Arbeitslosigkeit den Unternehmern ihr Vorgehen gegen die 
Angestellten erleichterte, zum anderen Teil — und das ist das 
— bedauerlichttee — tragen aber-die Angestellten 
"selbsteinerheblichesMaßvonSchuld. Sie haben 
- in den letzten zwei Jahren, seit die Gewerkschaften nicht mehr 
von Monat zu Monat über neue Gehaltssätze verhandeln, viel- 
IR fach das Interesse für die Gewerkschaft verloren. Sie sahen in 
= den Verbänden nicht das Instrument für die Führung des so- 
7 zialen Kampfes der Angestelltenschaft, sondern lediglich die 
- Tarilabschlußmaschine. Als diese zum Stillstand kam, wurden 
— ihnen die Gewerkschaften gleichgültig. Die Unternehmer, die 
das natürlich merkten, versuchten mit allen Mitteln, die An- 
L: gestellten aus ihren Gewerkschaften herauszuziehen. Werk- 
 vereine schossen wie-Pilze aus der Erde. Kleine Unterstützungen, 
ein. freundschaftlicher Händedruck des. Vorgesetzten und eine 
gelegentliche Bemerkung über das angeblich gleiche Interesse 
der Angestellten und Unternehmer an dem Gedeihen des Werkes 
— genügten vielfach, das soziale Gewissen des Angestellten ein- 
_ zuschläfern. So ließen sie sich hinüberziehen ins Lager ihrer 


- Gegner. | 
5 - Gleichgültigkeit, Mangel an innerem Verständnis der trei- 
 benden Kräfte des wirtschaftlichen und sozialen Lebens, können 
die Ursachen werden für die völlige wirtschaftliche Verelendung 
und soziale Rechtlosmachung der Angestellten, wenn sie sich 
nicht jetzt, da_es noch nicht zu spät ist, auf sich selbst be- 
 sinnen und erkennen, daß sie ihre Lage nur bessern können, 
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wenn sie Schulter an Schulter mit ihren Berufskollegen, ver- 
eint aber auch mit der Arbeiterschaft, den Kampf um höheren 
Lohn, um besseres Recht, vor allem um die Anerkennung der 
Persönlichkeit im Arbeitsverhältnis führen. 

Noch stehen die Gewerkschaften geschlossen da, noch 
sind Hunderttausende von auwfrechten Angestellten gewillt, den 
Kampf um die Befreiung der Arbeitnehmerklasse vom kapita- 
listischen Joch zu führen. Aber der ärgste Hemmschuh dieses 
Kampfes, die Gleichgültigkeit, muß überwunden werden. 

eswegen gilt es für unsere organisierten Kollegen, auch 
den letzten Mann aufzuklären, auch den letzten Berufsgenossen 
für die freigewerkschaftliche Bewegung zu gewinnen. Nie war 
die Zeit so ernst wie heute; nie aber auch die Notwendigkeit 
der Aufklärung der Arbeitnehmerschaft so zwingend wie in 
diesem Augenblicke. Möge das jeder Angestellte erkennen, 
möge er aus der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der 
letzten Zeit aber auch die richtigen Schlußfolgerungen ziehen, 
dann brauchen wir nicht zu fürchten, daß es uns nicht ge- 
lingen werde, den kapitalistischen Geist, die Ursache unserer 
wirtschaftlichen und politischen Nöte, zu überwinden und an 
seine Stelle den Geist des Solidarismus, die wahre Volksgemein- 
schaft zu setzen. HeinrichGramm. 


oo Rundschau ou 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Steigende Indexziffern. Die Reichsindexzifiier für die Le- 
benshaltungskosten für den Monat Juni beträgt 138,3 gegen 
135,5 im Mai. Die Steigerung beläuft sich also auf 2,1 Prozent. 
Auch nach der alten Berechnungsmethode ergibt sich die gleiche 
prozentuale Erhöhung von 125,6 auf 128,2. Die Indexsteigerung 
ist in erster Linie auf die Verteuerung der Lebens- 
mittel zurückzuführen. Auch die Großhandelsindex- 
ziffer des Statistischen Reichsamts weist eine leichte Steige- 
rung für den Durchschnitt Juni um 1,4 Prozent von 131,9 im 
Maidurchschnitt auf 133,8 auf, Daß die Preissteigerung noch 
nicht zum Stillstand gekommen ist, beweist die inzwischen ein- 
getretene weitere Erhöhung der Großhandelsindexziffier. Am 
Stichtag des 1. Juli wurde sie auf 134,9 berechnet. 


Der Arbeitsmarkt im Mai 1925. Die Aufwärtsentwicklung 
des Arbeitsmarktes mäßigte sich nach dem Bericht im ersten 
Juliheft des Reichsarbeitsblattes etwas, war jedoch noch an 
sich günstig. Wie im Vormonat, erstreckten sich die Abschwä- 
chungen nur auf bestimmte Industrien: Schiffbau, Bergbau oder 
blieben, wie die Zunahme der Kurzarbeit in der Spinnstoff- und 
Metaliindustrie, im ganzen geringfügig. 

Arbeifsnachweisstatistik. Bei den Arbeitsnach- 
weisen verringerte sich die Zahl der Arbeitsgesuche bei noch 
immer steigendem Angebot offener Stellen, so daß die Arbeits- 
marktlage weiter ein günstiges Bild bot. Insgesamt standen 
1,18 Millionen Arbeitsgesuchen (1,31 im Vormonat) 675 736 
offene Stellen (658577) gegenüber. Bei ersteren machte somit 
die Abnahme rund 10 v. H., bei letzteren die Zunahme 2,6 v.H. 
aus. Die Gesamtandrangsziffer wurde dadurch von 199 auf 175 
herabgedrückt. 44 v. H. aller Arbeitsgesuche und 775_v. MH. 
aller Stellenangebote wurden vermittelt. Damit blieb die Zahl 
der insgesamt erzielten Vermittlungen dem Vormonat gegen- 
über nahezu unverändert. (523903 im Mai gegen 517584 im 
Vormonat). 











Amtliche Erhebung über die Arbeits- } 
losigkeit der Angesteliten. 
Am 16. Juli 1925 


Zählung sämtlicher arbeitslosen Angestellten, für die 
Bundesmitglieder durch die Ortsverwal- 
tungen. Die stellenlosen Kollegen müssen sofort bei 
ihrer zuständigen Ortsverwaltung einen Frage- 

‚bogen anfordern, Einzelmitglieder von ihrer Gau- 
geschäftsstelle. 

Weram 16. Juli 19255 arbeitslos ist, muß den 
Fragebogen ausfüllen und am gleichen Tage der Orts- 
verwaltung zustellen. . Als Ausweis für die Ange- 

stellteneigenschaft muß der Stellenlose die An- 
gestelltenversicherungskarte oder die Bescheinigung über 
die Versicherungsfreiheit, eine Arbeitsbescheinigung oder 
ein Zeugnis vorlegen. 

Es ist Pflicht jedes Bundesmitgliedes, 

die stellenlosen Kollegen auf die Zählung aufmerksam 
zu machen. 
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:„Arbeitslosenstatistik. Die Arbeitslosigkeit unter 
den Mitgliedern. der. Arbeiterfachverbände zeigt weiteren Rück- 
gang. ‚Bei. den 39 Verbänden, deren Berichte vom.30. Mai vor- 
lagen, waren von 3,66 Millionen Mitgliedern. 129933, \d. h. 
3,6.v. H. ohne Arbeit (im April 4,3.v.H.). _ 

Kurzarbeitsstatistik. Die bisher günstige Ent- 
wicklung in. Zahl und Maß der. Arbeitszeitverkürzungen ist 
zum Stillstand gekommen. Im ganzen ergibt sich sogar bereits 
eine vorerst allerdings ganz geringe Zunahme, insbesondere bei 
der Metall- und. Textilindustrie. Unter den. 3,11 Millionen Mit- 
gliedern der 34 berichtenden Verbände arbeiteten 155033 oder 
5 v. H. (im Vormonat 4,9 v. H.)" mit 'verkürzter Arbeitszeit. 

Statistik der‘unterstützten Erwerbslosen. 
Die Erwerbslosenfürsorge zählte am 15. Mai 274 762, am 1. Juni 
233 700, am 15. Juni. 214.092 unterstützte . vollerwerbslose Per- 
sonen. Das bedeutet eine Besserung um 14,9. v.. H. für die 
Zeit vom 15. Maibis 1. Juni und 8,4 v. H. für die Zeit vom 
1. bis 15. :Juni.. Die Besserung hielt also weiter. an, wenn 
ste auch nicht mehr den gleichen Umfang wie im Vormonat er- 
reichte. 

* 4 * 

Die Lage des Arbeitsmarktes der technischen An- 
gestellten zeigte'im Monat Juni nach unseren Erfahrungen 
keine wesentliche Veränderung gegenüber dem Vormonat. Im 
Baugewerbe blieb die Nachfrage nach jüngeren, zeichne- 
risch gewandten Technikern durchaus rege, während. ältere 
Kollegen nach wie vor selten unterzubringen waren. Dieser 
Mißstand wurde durch die jetzt wieder häufigeren Neuein- 
stellungen bei Behörden kaum gemildert. In der In- 
dustrie bieten sich zur Zeit außer ersten Spezialingenieuren, 
z. B. Konstrukteuren im Heizungs- und Eismaschinenfach, Bau 
von Transportanlagen, solchen Betriebsfachleuten gute Aus- 
sichten, die auf Grund eingehender Kenntnisse auf dem Gebiete 
modernster Arbeitsmethoden oder der Wärmewirtschaft in der 
Lage sind, den Betrieb leistungsfähiger und wirtschaftlicher 
zu gestalten. Außerdem ist die Nachfrage nach jungen Zeich- 
nern mit Praxis ziemlich rege. Im Elektrofach sind die 
Aussichten noch immer ungünstig, sehr schlecht blieben sie 
ferner im Schiffbau und im Bergbau. 

Neu eingetragen wurden in den Stellennachweis unserer 
Hauptverwaltung im Monat Juni 196 Mitglieder, von diesen 
waren 99 in gekündigter Stellung und 78 bereits stellenlos. 
Das. Durchschnittsalter der in der Zeit vom 7. Juni bis 4. Juli 
wieder in Stellung getretenen 78 Kollegen betrug 32,2 Jahre, 
zeigt also deutlich die Bevorzugung jüngerer Kräfte, Bis 
40 Jahre alt waren 82%, über 40 Jahre 18%. 

Nach der statistischen Beilage zum Reichsarbeitsblatt Nr. 25 
ergab die am 16. Juni, veranstaltete Stichtagzählung, daß bei 
den wichtigeren Arbeitsnachweisen an diesem Tage 6190 männ- 
liche Techniker aller Art (6781 am 15. Mai) und 39 (46) weib- 
liche. Techniker eingetragen waren. Diesen Bewerbern konnten 
nur 184 (203) Stellenangebote für männliche bzw. keine (8) 
für weibliche nachgewiesen werden. 

Die Zahl der unterstützungsberechtigten Mitglieder unseres 
Bundes ist von 250 am 1. Juni, auf 233 am 1. Juli zurückge- 
gangen. 


Sozialpolitik 


Was Arbeitgeber opfern. Mit unerschütterlicher Zähig- 
keit steuern die Arbeitgeber ihrem Ziel zu, das sich im Laufe 
der Jahrzehnte immer auf drei Hauptpunkte konzentriert hat: 
niedrige Löhne, lange Arbeitszeit, möglichst niedrige soziale 
Belastung. Der Kampf gegen die angeblich „steigenden Löhne‘ 
unter Hinweis auf die Wirtschaftskrise und die Gefahren einer 
neuen Inflation ist schon seit Monaten auf der ganzen Linie 
eröffnet. Die ‚Arbeitgeber glauben sich stark genug, um auf 
diesem Gebiete im direkten Kampf mit den Arbeitnehmern ihr 
Ziel zu erreichen. Was aber die Frage der Arbeitszeit 
betrifft, scheint es ihnen doch wichtig, die öffentliche Meinung 
in ihrem Sinne zu beeinflussen, vor allem im Hinblick auf den 
von den Gewerkschaften angeregten Volksentscheid über die 
Ratifizierung des Washingtoner Abkommens. 

Darum hat die Vereinigung deutscher Arbeitgeberverbände 
an ihre Mitgliederverbände und deren Firmen ein Rundschrei- 
ben gerichtet: (Nr. 108, T. 17641), in dem es heißt, daß ‚‚der 
Kampf um die Verkürzung der Arbeitszeit in allernächster Zeit 
mit größter Wucht und allem Nachdruck wieder aufgenommen“ 
werden wird. 

„Die deutsche _ Arbeitgeberschaft wird daher gezwungen sein, in 
nächster Zeit — der Anfang ist schon gemacht — mit ihrem Material 
auf jede mögliche Weise in die weiteste Oeffentlichkeit zu gehen, um 
nochmals ‚den. Versuch zu ‚machen, dürch Aufklärung aller 
Volkskreise unermeßlichen Schaden für die Allgemeinheit zu ver- 
hüten. Sie erfüllt damit die Pflicht gegenüber Nation und Wirtschaft (1); 
die ihr in dieser Frage gewerkschaftliches Dogma und: international-sozia- 
listische : Verblendung und Verirrung auferlegen.:. Zwar, ist. .die Arbeit- 


geht einwandfrei hervor, daß man den Namen des Allgemeinen 
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geberschaft infolge des geschwächten Zustandes der deutschen Wirtschaft) 
heute nicht ‘in der: Lage, derartig hohe Beträge wie die Arbeiterschaft‘) 
aufzubringen "(!?), aber. es muß trotz Wirtschaftskrise" versucht “werden, | 
Geldmittel insoweit baldigst zusammenzubringen, daß wenigstens. die 'erfor-, | 
derlichen Gegenmaßnahmen eingeleitet, und im Interesse. der Gesamtwirt- | 
schaft einheitlich weitergeführt werden können. Resignation in dieser 
Frage würde den Ruin der deutschen Wirtschaftund:da- 
mit. von Volk und Staat herbeiführen.“ 2. 
Es werden nun: folgende Sonderumlagen auferlegt: "von 
3!Mark bei einer Arbeitnehmerzahl: von: 25, bis zu. 109. Mark 
bei über 500. Für die Durchführung: der Umlage sind die ein- 
zelnen Verbände bzw. Fachspitzenverbände- verantwort- 
lich.‘ Wer. nicht: bezahlt/ ‚‚hat ‚sich die” Folgen. selbst: zu- 
zuschreiben, : die den einzelnen wie die ‘Gesamtheit. in .aller 
Schwere treffen werden“, rn 
Wenn die bedauernswerten -ausgeplünderten Arbeitgeber 
auch. nicht in der Lage sind, ‘„derartig hohe Beträge wie die 
Arbeiterschaft‘‘ aufzubringen, der :es -bekanntlich seit zehn 
Jahren geradezu glänzend geht, so dürften’ die zusammen- 
fließenden Summen doch erheblich genug sein, um die Ge- 
danken der Arbeitgeber durch Hunderte von Kanälen, durch 
Tageszeitungen und Fachzeitschriften, durch den Mund von 
Nationalökonomen und Männern des praktischen Lebens, durch 
wissenschaftliche Kongresse und. ‚öffentliche Veranstaltungen, 
durch direkte und indirekte Einflußnahme auf die Parlamente 
in die Oeffentlichkeit. zu lenken und :somit die ."öffentliche 
Meinung im Sinne jener Kreise zu beeinflussen. :Wieder einmal 
ein- Alarmruf für die gesamte Arbeitnehmerschaft: Klar zum 
Gefecht! 


Allgemeine Gewerkschaftsfragen : 


„Unter neutraler Flagge.‘ Der Zufall spielt uns ein Flug- 
blatt des Deutschen Industrieschutzverbandes, 
Sitz Dresden, in die Hände, in dem den. Arbeitgebern, an 
die sich das Flugblatt wendet, auseinandergesetzt wird, warum 
sie Mitglieder des Deutschen Industrieschutzverbandes sein 


müssen. Es erübrigt sich, auf den gesamten Inhalt dieses 
Flugblattes einzugehen. Bemerkenswert sind jedoch folgende 
Absätze: 


„Unser Verband führt im_ Interesse der. Mitglieder aber nicht nur 
in Differenzfällen den Kampf mit Gewerkschaft und ' Arbeiterschaft, 
sondern er bemüht sich auch um die Aufklärung ‘der Arbeiterschaft 
über volkswirtschaftliche Dinge, wirtschaftliche Zusammenhänge “und 
Notwendigkeiten. In Hunderttausenden von Exemplaren werden bestän- 
dig, und zwar unter neutraler Flagge, Druckschriften und Flugblätter 
an die Arbeiterschaft versandt, worin sie über volkswirtschaitliche Be- . 
griffe, wie Kapital, Unternehmer, Geld, Lohn, Preis usw., aufgeklärt wird. 

Namentlich an die _ Betriebsräte der Mitglieder kommen solche 
Flugblätter, auch kleinere Schriften, zum Versänd, wie z. B. eine- Klar- 
stellung über die Unmöglichkeit der Einführung der Fordschen Arbeits- 
und Lohnmethoden, die die Köpfe der Arbeiter in letzter Zeit so ver- 
dreht haben, über die Technische Nothilfe, Preisabbau usw. 

Durch diese Art Aufklärung winden wir den Gegnern die Waffen 
aus der Hand und tragen dazu bei, daß für das Verhältnis zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. mehr und mehr die vernünftige Einsicht 
bestinmend wird, die ‚meist verhütet, daß jede Differenz: gleich mit 
dem brutalen Mittel der Arbeitseinstellung ausgetragen wird. Urteile 
über die ausgezeichneten Wirkungen sind uns bereits von vielen Seiten 
zugegangen.“ f 

Diese Sätze müßten zur Kenntnis aller Arbeit- 
nehmer gebracht werden, damit sie wenigstens erfahren, 
wo die zahlreichen „unter neutraler Flagge“ segelnden Flug- 
blätter und Druckschriften herstammen, in denen ihnen die | 
Nutzlosigkeit und Schädlichkeit des gewerkschaftlichen 
Kampfes auseinandergesetzt wird. Der Deutsche Industrie- 
schutzverband will nicht nur mit seiner Streikentschädigungs- 
kasse den einzelnen Streik unmöglich machen, sondern er 
will die Arbeitnehmerschaft auch. geistig und moralisch ent- 
waffnen, indem er ihre Köpfe durch seine „unter neutraler 
Flagge“ verbreiteten Druckerzeugnisse verwirrt. Angestellte und 
Arbeiter, die diese Absicht durchschaut haben, dürften aber 
schwerlich noch darauf hereinfallen. 


Soziale Bewegung 


Mißbrauch des AfA-Namens. Aus Rheinland-Westfalen wird 
dem AfA-Bund mitgeteilt, daß dort eine sogenannte Gemein- 
nützige Gesellschaft für Literatur und Gesundheitspflege, Sitz " 
Mannheim, unter der Bezeichnung „AF A“ Propaganda für den 
Eintritt in die Gesellschaft treibt. Aus dem Reklamematerial 






freien Angestelltenbundes (AfA-Bund) ganz bewußt benutzt, 
um. damit Mitgliederfang zu. treiben. Es liegt hier ein grober, ” 
Mißbrauch des Namens AfA vor. R 
Der AfA-Vorstand. hat sofort die erforderlichen Schritte 
eingeleitet, um die genannte. Gesellschaft zu ‘zwingen, eine 
weitere Benutzung des AfA-Zeichens zu unterlassen. Sehon ° 
jetzt möchten wir alle. freigewerkschaftlich orgänisierten Ar- ° 
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be iter,,, Angestellten und. Beamten auf: diesen Mißbrauch des. 
"AfA-Namens: aufmerksam ‚machen und darauf verweisen, daß 
der:«AfA-Bund mit: der. Gemeinnützigen Gesellschaft für 'Litera- 


‚tur und” Gesundheitspflege nichts gemein 'hat. | 
"Erneute Abfuhr der Gelben. Trotzdem die Gelben von 
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jeher ausdrücklich nicht als tariffähige Kontrahenten betrachtet 
"wurden, "haben neuerdings einige Schlichtungsausschüsse in 
"Sachsen und Thüringen versucht, .den Geislerschen National- 
verband deutscher -Berufsvereine 'und den: Reichsbund  vater- 
"ländischer Arbeitervereine für tariffähig zu erklären. Der 
"Reichsarbeitsminister bestätigt nun von neuem die schon früher 
eingenommene Haltung in einer Antwort auf eine diesbezügliche 
Eingabe: St FReERg =. 

Ich habe dem Nationalverband deutscher Berufsvereine zuletzt mit 
‚Schreiben vom 11. Januar 1923 mitgeteilt, daß ich. nicht in der Lage sei, 
von. meiner Auffassung über den Charakter des Verbandes . abzugehen 
und ihn nicht als gewerkschaftliche Spitzenorganisation anerkennen könne. 
Eine Aenderung meiner Auffassung ist auch inzwischen nicht eingetreten.“ 


d 


| Aus der Genossenschaftsbewegung 


Die’ Großeinkaufsgenossenschaft Deutscher Konsumvereine 
(G.E.G.) im Jahre 1924. Die G.E.G. überreicht ihren Gesell- 
schaftern den 31. Jahresbericht über das Geschäftsjahr 1924. 
Dieses Jahr brachte einen Warenumsatz von 168 466 278,— R.-M 
Es ist das erste Jahr stabiler Währung, so daß wieder ein 
"Vergleich mit den Umsatzzahlen früherer Jahre möglich ist. 
"Allerdings muß zurückgegangen werden bis auf das Jahr 1913, 
"das einen Umsatz von rund 154 Millionen Mark aufwies. 
Wenn wir bedenken, daß im Vorjahre die Warenpreise durch- 
"schnittlich um 30% über den Preisen der Jahre 1913/1914 
lagen, .so müssen wir leider feststellen, daß mengenmäßig ein 
Rückgang des Umsatzes gegenüber dem Jahr 1913 zu ver- 
zeichnen ist. Dieser Rückgang dürfte zum erheblichen 
"Teil auf die mangelnde Kaufkraft der Arbeitnehmer infolge 
"niedriger Löhne zurückzuführen sein, doch dürfte auch die 
politische Zersplitterung der Arbeiterschaft, die ja vor den Kon- 
 sumgenossenschaften nicht Halt gemacht hat, die stete Auf- 
„ wärtsentwicklung der Vorkriegszeit gestört haben. 
Recht. erfreulich ist, daß die Eigenproduktion erhebliche 
- Fortschritte gemacht hat. Es betrug der Umsatz in den Pro- 
 duktionsbetrieben: - - 
= ©1924: 26 298325,— R.-M. 1913: 10 111037,— R.-M. 
d.h, der Umsatz der Produktionsbetriebe ist von 6,6% des 
gesamten Umsatzes im Jahre 1913, auf 15,61% im Jahre 1924 
"gestiegen. Die G.E.G. hat trotz aller Schwierigkeiten, trotz 
"Krieg und Inflation, unentwegt ihre Eigenproduktionsbetriebe 
"ausgebaut. Allerdings könnte eine stärkere Inanspruchnahme 
"der Konsumvereine die Produktionsbetriebe noch weit besser 
"beschäftigen, bevor sie restlos ausgenützt sind. 

Zur besseren Ausstattung der neuen Produktionsbetriebe 
"wurden im Jahre 1924 eine ganze Reihe Bauten ausgeführt. 
"Die G.E.G. verfügt zur Zeit über eigene Tabakfabriken, Seiten- 
" fabriken, Mostrichfabriken, Zündhölzerfabriken, Webereien und 
© Konfektionsfabriken, ein Sägewerk mit Kistenfabrik, eine Holz- 
"industrie, je eine Bürstenfabrik, Fleichwarenfabrik, Teigwaren- 
" fabrik, Nährmittelfabrik, Zucker- und Schokoladenwarenfabrik, 
> Malzkaffefabrik und über eine eigene Fischindustrie. Gerade 
“ die Fischindustrie hat einen außerordentlichen Aufschwung im 
" Vorjahre genommen, ist doch der Umsatz an Räucherwaren von 
1 . Bun 


4 & 


Verschleppungstaktik der Bauunter- 


"nehmer W2 
7 In der letzten Nummer der „D.T.Z.“ wurde über den Inhalt 
"eines Schiedsspruches in dem Streite um den neu zu schaffen- 
- den Reichstarifvertrag für das Baugewerbe berichtet. Der 
"Spruch gab u.a. den Parteien auf, über die im Schiedsspruch 
icht berührten Punkte sofort in "Verhandlungen einzutreten 
"und diese bis zum 15. Juli zum Abschluß zu bringen. Am 
16. Juli sollte dem Reichsarbeitsministerium die Erklärung 
‚über Annahme oder Ablehnung des Schiedsspruches vorliegen. 
— Trotzdem der Schiedsspruch den Forderungen der Unter- 
nehmer, insbesondere in bezug auf den Aufbau der Gehalts- 
afel sehr weit entgegenkommt und in bezug auf die Arbeits- 
zeit das Aeußerste festsetzt, was für die Angestellten zur Not 
noch als tragbar empfunden werden kann, paßt den Unter- 
_ nehmer-Verbänden die Sache anscheinend durchaus nicht. Es 
ist nicht ‘wahrscheinlich, daß die Unternehmer nur’ deshalb 
"den Schiedsspruch zu sabotieren versuchen, weil er die alten 
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9000 ‚Zentner im Jahre 1923 auf 19975 Zentner im Jahre 1924 
gestiegen und an Marinade von ‚7000 auf. 12780 Zentner. 

- Um den Weg der Waren vom Produzenten zum letzten Kon- 
sumenten so kurz und billig als irgend möglich zu gestalten, 
sind neben den Hauptlagern in Hamburg Inlandslager errichtet 
in Breslau, Chemnitz, Düsseldorf, Erfurt, Königsberg, Lud- 
wigsburg, Magdeburg, Mannheim, Minden, Nürnberg und Span- 
dau. In. Chemnitz befinden sich außerdem große Speziallager 
für Textil- und Schuhwaren und für Haushaltsartikel. 

" Am Ende des Berichtsjahres wurden beschäftigt: 


Rn 3598 Personen, und zwar 1915 männl. u. 1683 weibl. 
gegen 1923: 2986 Personen, und zwar 1783 mänul. u. 1203 weibl. 


also mehr: 612 Personen, und zwar 132 männl. u.. 480 weibl. 


Die obigen Zahlen müssen jedem beweisen, .daß es den 
organisierten Konsumenten gelungen ist, durch die G.E.G. 
eine gemeinwirtschaftliche Einkaufs- und Produktionszentrale 
zu schaffen, die in der Lage ist, in sehr weitgehendem Maße 
Sondergewinne auszuschalten und dadurch Preissenkungen zu 
bewirken. Die kapitalistischen Karteile und Konzerne sehen 
daher nicht mit Unrecht durch dieser sich immer mehr aus- 
dehnenden G.E.G. ihre Profitinteressen gefährdet. Sie haben 
versucht, die preissenkende Wirkung der G.E.G. dadurch ab- 
zusehwächen, daß sie diesen größten Großhändler Deutsch- 
lands nicht als Großisten anerkennen und der G.E.G. deshalb 
höhere Preise als den anderen. Abnehmern aufzuerlegen. . Ge- 
rade das sollte den Arbeitnehmern zeigen, wie notwendig das 
Zusammenstehen der Konsumenten ist. | 

-  Außerordentlich schwer wurde die G.E.G. getroffen durch 
die Vernichtung des. Betriebskapitals in der Inflationszeit. Die 
schwierige Finanzlage der konsumgenossenschaftlichen Bewe- 
gung spiegelt sich am besten wieder in den Bankeinlagen 


bei der G.E.G. 
: Höchster Stand: 
1913: .. = x: 34345000,—. M. 25.236 000,— M. 
1924: . . 2. 8954000,— R.-M. 4 732 000,— R.-M. 


- Die Arbeitnehmer müssen daraus die. Konsequenzen ziehen, 
daß sie ihre Spargroschen restlos ihren eigenen Unternehmun- 
gen zuführen. Andererseits müssen wir leider aber auch sagen, 
daß wir in dem Bericht Angaben darüber vermissen, ob und 
welche Verbindungen von der G.E.G. mit der gewerkschaft- 
lichen Arbeiterbank bisher hergestellt wurden. Diese hatte 
am Ende des Jahres 1924 einen Einlagenbestand von 9,5 Mil- 
lionen. Die G.E.G. muß zusammen mit der .Arbeiterbank nach 
Mitteln und Wegen. suchen, um auch diese Beträge der Ent- 
wicklung der Gemeinwirtschaft zuzuführen. 

“ Daß auch die genossenschaftlichen Betriebe durch Steuern 
allerlei Art. sehr empfindlich belastet werden, dürfte am besten 
bewiesen werden durch die Steuern der G.E.G. im Jahre 1924, 
die insgesamt 1690572 R.-M. betrugen. Hiervon macht die 
Umsatzsteuer allein 975867 R.-M. aus. Da mit dieser Steuer in 
erster Linie die notwendigsten Bedarfsartikel der breiten Masse 
des Volkes belastet werden, dürften obige Zahlen beweisen, 
wie berechtigt unser Kampf. gegen die Umsatzsteuer: ist. 

Alles in allem zeigt der Bericht,. daß die G.E.G. gefestigt 
dasteht, sie verfügt heute über 35 bebaute und 11 unbebaute 
Grundstücke. Ausdehnungsmöglichkeiten sind also hinreichend 
vorhanden. Sorgen wir durch eifrige Werbetätigkeit für die 
Konsumvereine dafür, daß das laufende Jahr 1925 zu einer 
weiteren Festigung und Steigerung der genossenschaftlichen 


Gemeinwirtschaft führt. | 


Unternehmer unter allen. Umständen einen tariflosen 
Zustand herbeiführen wollen. 


Trotzdem die Unternehmer - Vertreter in der Spruch- 
kammer für den Schiedsspruch stimmten, teilte uns die Arbeits- 
gemeinschaft für das Hoch- und Tiefbaugewerbe mit Schreiben 
vom 1. Juli mit, daß sie nicht in der Lage sei, im ‚Juli mit uns 
über die noch nicht geregelten Tarifpunkte zu verhandeln, 
weil ihre maßgebenden Herren beurlaubt seien. Aus der Tat- 
sache, daß die Unternehmer-Verbände die Unmöglichkeit von 
Verhandlungen durch Beurlaubungen zu beweisen versuchen, 
ergibt sich, daß sie diesen Verhandlungen nur eine sehr unter- 
geordnete Bedeutung beimessen und demnach anscheinend 
nicht auf die Idee kommen, daß wenigstens der Versuch ge- 
macht werden könnte, den Urlaub des einen oder anderen 
haupt- oder ehrenamtlichen Funktionärs der Tarifverhandlung 
wegen auch nur um einige Tage zu verschieben. Würde es 
sich in einem Baugeschäft darum handeln, eine gewinnver- 
sprechende Arbeit auszuführen, zu der ein 'beurlaubter Tech- 
niker notwendig erscheint, so würde er zweifellos telegra- 
phisch zurückgerufen. Schon dieser Vergleich zeigt, mit wels 





Niedrigster Stand: 
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Neue Tarifgehälter in Goldmark. 


Die Gruppenbezelchnung in den einzelnen Tarifverträgen entspricht nicht in allen Fällen der in nachstehender Tabelle angewandten. 
Die Gehaltssätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. E 
Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergieichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wolien, 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 
































Fach- DieneuenGe- Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe “ 
Bezirk für Monat hälterwurden r II iv V vI Soziale Zulage 
ei festgesetzt d. M. M. M. M. 2m, M. 
E | Baden ab 1. Juni 1925 | Vereinbg. 91— 208 155—180 213— 290 308—385 = _ | Frau 9,-, 
Kinder 9,- 
E Stettin “ 5 86—161 144—184 190— 265 270—345 —_ _ | _ 
E Schneidemühl | ab 1. Mai 1925 112—192 177— 207 246— 280 301—334 —_ - _ 
H Dillenburg | ab 1. April 1925 S 73—185 133— 223 157 — 261 175—292 — Frau 6,-, Kind 6,-, 
einz. Ernährer 6,- 
H Herford 5: N 82--182 127— 207 167— 252 _ . —- Frau 7,-, Kind 7,- 
H Liegnitz ab 1, Juni 1925 “ 99—125 120—170 140--195 170— 210 N 210 fr,Vereinbg. 15% 
ab Wetzlar ab 1. Mai 1925 5 110—200 125—220 165—245 185— 265 215—305 _ —— 
N Eisenbahn-Ver- 
kehrsmittel 
A.-G. Wismar; ab 1. Juni 1925 n 85—175 94—193 102—210 115—236 119—245 —_ — 
Q Berlin ab 1. Mai 1925 “ 124— 186 137—213 182—267 204—305 247 —370 -— ne 
N Südlausitz ab 1. Juni 1925 n 88—139 104—152 139—193 212—302 343—445 — Frau 100, Kd.5%% 


* Betriebsassistenten und 1. Konstrukteure erhalten Klasse V u. 10%. 


Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B = Elektroindustrie. C = Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D — Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur, 
G”-— Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I = Chemische Industrie, K = Steinindustrie, L— Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M — Keramische Industrie, N— 
Metalliudustrie, O = Textilindustrie, P — Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 


U= Wagen- und Karosseriefabriken, V = optische Industrie. 





cher Nichtachtung die Verbände der deutschen Bauunter- 
nehmer die Angestellten und ihre Gewerkschaften glauben. 
behandeln zu können. 

Darüber, ob sie sich dem Schiedsspruch unterwerfen oder 
nicht, wollen sie sich erst Ende September äußern. Als Grund 
dafür wird angegeben, daß der Deutsche Arbeitgeberbund in 
der zweiten Septemberwoche anläßlich einer in Köln statt- 
findenden Bauwoche eine Hauptversammlung abzu- 
halten beabsichtige. Ob mit dieser Mitteilung der Eindruck 
hervorgerufen werden soll, als ob die Hauptversammlung‘ 
des Arbeitgeberbundes die Tarifverträge für die technischen 
und kaufmännischen Angestellten Punkt für Punkt beraten 
und über Annahme oder Ablehnung des Schiedsspruches ent- 
scheiden soll, ist aus dem Brief nicht festzustellen. Jedenfalls 
sind frühere Reichstarifverträge den Hauptversammlungen der 
Unternehmer-Verbände des Baugewerbes zur Beschlußfassung 
nicht unterbreitet worden. 

Das Ziel, das mit dem Verschleppungsmanöver der Unter- 
nehmer erreicht „werden soll, ist de Hinausschiebung 
der Entscheidung über das Zustandekommen oder 
Scheitern des neuen Reichstarifvertrages bis an das Ende des 
Bausommers. Würden sie den Schiedsspruch einfach abge- 
lehnt haben, so setzten sie sich der Gefahr aus, daß das Reichs- 
arbeitsministerium denselben für verbindlich erklärt und der 
neue Reichstarifvertrag bereits Anfang August als Zwangstarif 
in Kraft getreten wäre. Damit würden die tariflichen Schlich- 
tungsinstanzen wieder arbeitsfähig geworden sein und es lag 
für die Unternehmer die Gefahr vor, daß in einzelnen besonders 
weit zurückgebliebenen Gebieten mit Hilfe dieser Schlichtungs- 
instanzen einige Prozent Gehaltserhöhung für die Angestellten 
festgesetzt worden wären. Die von einzelnen Bezirken schon 
mit beachtlicher Energie gegen die Techniker eingeleitete 
Kündigungsaktion wäre verpufft. Mit ihrem neuen Manöver 
hoffen sie, daß auch die längsten Kündigungsfristen abge- 
laufen sind, ehe ein neuer Reichstarifvertrag zustande kommt, 
und daß es dann einer Anzahl von Unternehmern gelingen wird, 
unter Anwendung etwa nötiger „Ueberredungskunst‘‘ mit ihren 
Technikern Einzelarbeitsverträge abzuschließen, die 
den letzten Wünschen profit- und herrschsüchtiger Unter- 
nehmer gerecht werden. In Verhandlungen, die nach dem 
Vorschlag der Unternehmer noch Anfang Oktober notwendig 
werden könnten, würden derartige Verträge dann als Normal- 
dienstverträge vorgelegt werden, um zu beweisen, daß es 
für die Unternehmer untragbar sei, einen Reichstarifvertrag 
abzuschließen, der ihnen über diese „frei vereinbarten“ Ver- 
träge hinausgehende Lasten auferlegt oder den Angestellten 
mehr Rechte sicherstellt. 

Dieser Plan ist ebenso schlau wie durchsichtig. Er zeigt 
aber doch, daß die Unternehmer mit der Möglichkeit rechnen, 
daß mindestens die Techniker sich ernsthaft zur Wehr setzen 
könnten, und deshalb der Versuch, den Schiedsspruch als 
Fessel zu mißbrauchen, um unserem Bund bis in den Herbst 
hinein seiner Handlungsfreiheit zu berauben. Selbstverständlich 
lassen wir uns in einer so plump gebauten Falle nicht fangen, 
haben vielmehr den Unternehmern mitgeteilt, daß wir zwar 
mit. einer Verlängerung der Erklärungsfrist einverstanden 
wären, aber darauf bestehen müssen, daß die Tarifverhand- 
lungen Anfang August durchgeführt werden und die Erklärung 
über Annahme oder Ablehnung des Schiedsspruches spä- 
testens am 15. August erfolgt, 





Industrietarife 


Zur Tarifgehaltsfrage der technischen Angestellten im 
Südwestfälischen. Nach der für alle Arbeitnehmer so ungemein 
schädlichen Inflationsperiode ist es in einigen Gegenden resp. 
Industriezweigen Deutschlands gelungen, Gehälter zu verein- 
bären, die eine wenn auch stark eingeschränkte Lebenshaltung 
zulassen. 

Eine sehr unrühmliche Ausnahme hiervon macht das süd- 
westfälische Gebiet und zwar hauptsächlich die Bezirke 
des Arbeitgeberverbandes der Siegerländer Gruben und Hütten, 
des Verbandes der Fabrikantenvereine für den. Regierungs- 
bezirk Arnsberg und benachbarte Bezirke, des Märkischen und 
des Wittgensteiner Arbeitgeberverbandes, in denen folgende 
Spitzengehälter jetzt noch bezahlt werden, die in der Regel 
nicht vor dem 30. Lebensjahre erreichbar sind. 


Tarifbezirk Gruppe 1 Gruppe 2 Gruppe 3 Gruppe 4 
M. M,. 4 


M. M. 
Bimmsberzi- ı. U. 20. oe 99 124 173 247 
Sieserl. Gr. u. Hütten . . . . 113 137 180 235 
Wittgenstein. . 2.0.10, _ 143 5 193 228 
Märkisch = .!, Nee 108 160 210 260 


Die Gehälter in Bergischen Bezirk und inRemscheid 
sind sicher auch nicht als Idealgehälter zu bezeichnen, sie 
betragen in Gruppe I 190 bzw. 179 M., in Gruppe II 235 bzw. 
210 M., in Gruppe III 280 bzw. 305 M. und in Gruppe IV 330 
bzw. 385 M. Ein Vergleich mit den Tarifgehältern der oben- 
genannten Nachbarbezirke zeigt aber, wie erschreckend schlecht 
dort. die Bezahlung der technischen Angestellten immer noch 
ist. Einige Prozente Leistungszulage, die von dieser oder jener 
Firma an einzelne gezahlt werden, ändern das Gesamtbild 
dieser kläglichen Bezahlung nicht. Die erschütternde Notlage 
der jüngeren Angestellten enthüllen folgende Beispiele: Das 
Monatsgehalt beträgt im 


Tarifbezirk Gruppe 1 Grup e 2 Gruppe 3 Gruppe 4 
Alter: 18 21 24 18 21 24 21 24 24 ]. 
M. M. M. M. 
Amsberg . . .* 56 67 79 61 74 91. 116 140 195 
Siegerland. . . . 50 7182 50 8 95 — 123 180 
Wittgenstein . eh. — 55.81 -85*% 1082116 160 
Märkisch  . . 2.2... -.5555*75>850 7121057122 00132 255 190 


Zum Verständnis der vorstehenden Tabelle sei bemerkt, daß 
das Gehalt der Gruppe: Il, 18. Lebensjahr, z. B. für einen aus- 
gelernten Zeichner in Frage kommt. Von dem 24 jährigen 
Angestellten dieser Gruppe wird in der Regel verlangt, daß er 
neben mehrjähriger Praxis den erfolgreichen, etwa 21/, jährigen 
Besuch einer mittleren technischen Lehranstalt nachweist. Nach 
dieser langwierigen und kostspieligen Ausbildung wird also in 
den genannten Tarifgebieten im Alter von 24 Jahren ein Mo- 
natsgehalt von durchschnittlich rund 100 Mark erreicht, das 
etwa einem Friedensreallohn von etwa 70 Mark entspricht, - 
d. h. der technische Angestellte erhält im 24. Lebensjahre 
nach einer etwa achtjährigen, vielseitigen praktischen und 
theoretischen Ausbildung ein Gehalt, das ungefähr dem Arbeits- 
einkommen einer angelernten Stenotypistin der Vorkriegszeit 
im Alter von 16 bis 18 Jahren entspricht. 

Die hier mitgeteilten Tatsachen beweisen, daß die Unter- 
nehmer und ihre verantwortlichen Vertreter ohne Rücksicht 
auf die Existenz der für sie Arbeitenden in brutalster Weise 
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"schlusses der Industriellen, Wen sie so lange behaupten können, 
als die Angestellten nicht restlos und entschlossen zur organi- 


_ sierten Abwehr übergehen. KERT. 


Kommen Sie mit zum. Frühschoppen? Diese menschen- 


freundliche Frage richtete Herr Fabrikbesitzer H. in A. nach 
Schluß der Verhandlungen an den Vorsitzenden des dortigen 
Gewerbegerichtes, vor dem er als Beklagter auf Antrag eines 
unserer Mitglieder erscheinen mußte. Der Grund der Klage 
war folgender: 


Unser Kollege meldete sich am 3. April krank und erhielt 


“daraufhin an demselben Tage von seinem Arbeitgeber die 


en 





Die Ueberspannung der Kohlenförderung 


1 Die Weltkohlenkrise ist eine direkte Kriegsfolge. Zur 
' Durchführung des Krieges war es in allen Ländern notwendig, 
die Förderung zu steigern, oder in den Ländern, die keine ge- 
nügende Kohlenförderung hatten, nach einem Ersatz für die 
nicht erhältliche Kohle zu suchen. Die Folge dieser Vorgänge 
_ war eine starke Steigerung der Fördermöglichkeit und damit 
eine Ueberlastung des Kohlenmarktes. Diese Tatsache hatte 
natürlich einen starken Preisdruck zur Folge, aus welchem 
die Unternehmer durch Reduzierung der Löhne, Verlängerung 
der Arbeitszeit und schließlich durch Stillegung oder Ein- 
schränkung weniger guter Betriebe herauszukommen versuchen. 

Es rächt sich somit, daß man der Entwicklung der Technik 
nicht gefolgt ist, die klar den Weg auf eine Verringerung des 
 Kohlenverbrauchs eingeschlagen hat. Ohne Krieg wäre die 

Anpassung an die Fortschritte der Technik ohne große Schwie- 
‚rigkeiten erfolgt und die Verringerung des Kohlenverbrauchs 
hätte sich allmählich ausgewirkt. Unter der Einwirkung des 
Krieges jedoch vergrößerte sich nicht nur die Fördermöglich- 
‚keit des Kohlenbergbaues, sondern auch die Wasserkräite 
wurden in immer steigendem Umfange ausgenutzt, die Maß- 
nahmen zur Ersparung von Kohlen zeigten große Erfolge 
(nach einem Bericht des „Iron Age“ in Nordamerika jährlich 
44 Mill. t Kohlenersparnis), die Benutzung der Elektrizität für 
_ die Zwecke der Eisenindustrie nimmt immer größeren Umfang 
an und der schärfste und auf die Dauer auch erfolgreiche 
- Konkurrent der Kohle, der flüssige Betriebsstoff in Form 
von Erdöl und aus Kohlen hergesteiliem Oel, zeigt einen sprung- 
haft ansteigenden Verbrauch. So war denn die Menge der aus 
Kohle, Wasser, Kraft und Erdöl 1924 gewonnenen Energien 
rund doppelt so groß-als die aus denselben Stoffen gewonnenen 
- Energien im Jahre 1913. 

Eine auf weite Sicht eingestellte geordnete Kohlenwirt- 
schaft hätte diese Zeichen der Zeit erkennen müssen, oder 
- müßte sie zumindest heute, da sich die Krise auf alle großen 
Kohlen erzeugenden Ländgr in größter Schärfe auswirkt, er- 
kennen und geeignete Gegenmaßnahmen ergreifen, Die Maß- 
nahmen jedoch, welche von der Kohlenwirtschaft ergriffen 
werden, sind in allen Ländern die gleichen, nämlich Be- 


triebsstillegungen und Betriebseinschrän-, 


kungen in Verbindung mit scharfem Druck auf Lohn und 
- Arbeitszeit. Es ist auch verständlich, daß der vom gleichen, 
kapitalistischen Gewinnprinzip geleitete Bergbau aller Länder 
andere Wege nicht kennt. 
>. Angestellten- und Arbeiterschaft jedoch haben Stellung zu 
nehmen gegen die unsinnigen, die Wirtschaft schädigenden 
- Vorgänge in der Kohlenindustrie.. Es muß verlangt werden, daß 
_ die planlose Arbeit im Kohlenbergbau einer planmäßigen Arbeit 
“weicht. Kein Bergwerk in Deutschland kann ohne Betriebs- 
_ plan arbeiten, ja, ein solcher ist sogar behördlich- vorge- 
‚schrieben. Was für die einzelne Grube gilt, findet eigentüm- 
 licherweise für die Gesamtheit des Bergbaues keine Anwen- 
dung. Und doch werden wir zu einer planmäßi- 


gen Arbeit kommen müssen, welche die Absatz-, 


möglichkeit berücksichtigt. Es bedeutet Verschwendung von 
- Nationalvermögen und Verteuerung der Produktion, wenn 
_ man erst große Kapitalien in Bergwerke hineinsteckt und diese 
_ dann später, weil es an Absatz mangelt, wieder schließt. 
Große Teile der durch solche Gruben aufgeschlossenen Lager- 
 stätten sind für immer verloren. In Amerika, das uns, 
wie leider in letzter Zeit immer wieder bestätigt werden mußte, 
auf vielen Wegen voraus ist, scheint man auch dieses Problem 
‚bereits deutlich nicht nur für die Kohle, sondern für die ge- 
 samte Produktion erkannt zu haben. Der amerikanische Han- 
 delsminister Hoover hat jüngst erklärt, daß man mit allen 
- Mitteln darauf hinstreben müsse, die Produktion für die Zu- 
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ihre Profitinteressen verfolgen. Diese Hungerlöhne sind ein 
trauriger Erfolg des restlosen wirtschaftlichen Zusammen- 


I Ar 






schriftliche Kündigung zum 31. März, also zu einem Zeitpunkt, 
der bereits verflossen war. Der Gerichtsvorsitzende hatte Mühe, 
dem Herrn Fabrikbesitzer klarzumachen, daß selbst für tech- 
nische Angestellte ein bescheidenes Maß von gesetzlichem 
Schutz besteht, der eine derartige Kündigung rechtsunwirksam 
macht. Schließlich kam ein Vergleich zustande. Ob die 
eingangs wiedergegebene Einladung zum Frühschoppen den 
Dank an den Gerichtsvorsitzenden für die empfangene Rechts- 
belehrung darstellen sollte oder als Beweis dafür zu werten ist, 
daß es dem Herrn ‚Fabrikbesitzer nicht auf die paar Mark 
der Vergleichssumme, sondern auf die Betätigung seines 
„klerren-im-Hause“-Standpunktes ankam, können wir nicht fest- 


BARGBARQ 


kunft so einzustellen, daß sie dem Verbrauch angepaßt sei. 
Wir haben hier von hoher amtlicher Stelle 
eine Bestätigung für die Richtigkeit unseres 
Wirtschaftsprogramms, welches die Bedarfs- 
deckungswirtschaft vorsieht. 

"Wie sieht es nun damit in Deutschland aus? Der 
Kohlenverbrauch betrug im Hochkonjunkturjahr 1913 in Deutsch- 
land 156 Mill. Tonnen Steinkohle (einschließlich Braunkohle in 
Steinkohle umgerechnet). Auch in Deutschland hat die Aus- 
nutzung der Wasserkräfte zugenommen. Es sei hier nur auf 
das Walchenseewerk hingewiesen. Große elektrische Ueber- 
landzentralen sind entstanden. Die Wärmewirtschaft zeigt ihre 
kohlensparenden Auswirkungen in allen Zweigen der Wirt- 
schaft. Der Verbrauch an flüssigem Brennstoff ist in stetigem 
Ansteigen begriffen. Hätte man also zur gleichen Beschäfti- 
gung unserer Wirtschaft wie 1913 die gleichen Mengen Ener- 
gien nötig,so wäre ein geringerer Verbrauch an Kohlen erwiesen. 
Die Möglichkeit, die Ausfuhr an Kohlen weiter als 1913 auszu- 
dehnen, ist ebenfalls nicht gegeben, ja, die Ausfuhrziffer von 
1913 ist in den Jahren nach dem Kriege auch unter Ein- 
berechnung der Reparationslieferungen nicht erreicht worden. 
Ob sie in diesem Jahre trotz äußerster Anstrengungen erreicht 
wird, ist sehr zweifelhaft. So ist denn die Schlußfolgerung' 
aus dieser Darstellung, daß bestimmt nicht mit einer Ver- 
größerung des Kohlenverbrauchs zu rechnen ist. Ja, unter Be- 
rücksichtigung des Fortschreitens der Technik muß mit einer 
Verringerung des Verbrauchs auch für die Zukunft gerechnet 
werden. Damit soll nicht gesagt sein,: daß nicht eine Hoch- 
Be anstur das Bild für eine vorübergehende Zeit verändern 

ann. 

Nun hat sich aber die Kapazität des Steinkohlenberg- 
baues gegenüber 1913 gewaltig geändert. Der Ruhrkoh- 
lenbergbau, dessen Fördermöglichkeit damals als voll 
ausgenutzt angesehen werden konnte, -hat seine Werke weiter 
ausgebaut, so daß man jetzt mit einer Kapazität derselben 
von 150 Mill. t Jahresförderung rechnen kann. Er hat aber 
nach den Ergebnissen des letzten Jahres nur eine Absatz- 
möglichkeit von 100 Mill. t, so daß er mit einem Drittel Leer- 
lauf ‘arbeitet. Daß hierbei die Betriebskosten unnötig hoch 
sind, liegt auf der Hand. Was für den Ruhrkohlenbergbau 
gilt, gilt auch für den übrigen deutschen Steinkohlenbergbau. 
Die Kapazität des gesamten deutschen Steinkohlenbergbaues 
ist mit 200 Mill. t Jahresförderung nicht zu hoch geschätzt. 
Ein Drittel Leerlauf und Festlegung großer Kapitalien sind 
also die Folge dieser Ueberspannung der Kohlenförderung. 

In Braunkohlenbergbau liegen die Verhältnisse 
bei aller Verschiedenheit ähnlich. Die Grenze der Kapazität 
des Braunkohlenbergbaues ist wegen der völlig anders gear- 
teten geologischen Verhältnisse viel weiter gesteckt als die 
des Steinkohlenbergbaues. Die Fördermöglichkeit übersteigt 
auch hier weit die Absatzmöglichkeit. 

Es ist nun die Frage aufzuwerfen, was zu tun ist, um 
diesem Uebelstande abzuhelfen. Es gibt ein sehr einfaches 
Mittel, die Förderung zu verringern, das ist ei®® Verkür- 
zung der Arbeitszeit. Diese wäre im Braunkohlen- 
bergbau ohne Zweifel auch wirtschaftlich zu ertragen, und auch 
im Steinkohlenbergbau müssen sich auf die Dauer Mittel und 
Wege dazu finden. Dieses Mittel jedoch ist nicht anwendbar, 
weil die Unternehmer sich eine Verkürzung der Arbeitszeit 
nur nach hartem Kampfe abtrotzen lassen würden. 

‘Es bleibt dann nur noch eine vorbeugende Maßnahme 
übrig, und das ist die Vorsorge dafür, daß die dauernde Ver- 
größerung der Fördermöglichkeit der Kohlengruben aufhört. 
Es muß verlangt werden, daß die Reichsregierung Maßnahmen 
ergreift, wodurch eine weitere Vergrößerung der Kapazität des 
deutschen Kohlenbergbaues verhindert wird, wenn wir nicht 
im Kohlenbergbau zu Zuständen kommen wollen, welche die 
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üblen Zustände, ‘die seinerzeit im Kalibergbatı herrschten, noch 
übertreffen. eher: E 

‘ Weiterhin‘ muß der von der Bergarbeiterinternationale  ge- 
forderten Verständigung über die Absatzgebiete für Kohle mit 
Energie das Wort’ geredet werden. Steiger Halbtell.'' 


Bergbauwirtschaftsfragen 


Deutsche Kohlenförderung im Mai. Nach der amtlichen 
Statistik wurden im Mai im Deutschen Reich 10,47 (Mai 1924 
2,62) Mill. To. Steinkohle, 10,44 (10,779) Mill. To. Braun- 
kohle gefördert. An Koks wurden 2,38 (0,92) Mill. To: 
erzeugt, ferner 0,36 (0,13) Mill. To. Preßkohlen: aus 
Steinkohlen und 2,55 (26) Mill. To. Preßkohlen aus Braun- 
kohlen hergestellt. Die Produktion in den ersten fünf 
Monaten 1925 stellte sich im Vergleich zu derselben Zeit 
des Vorjahres wie folgt (in Mill. To.): 


1925 1924 
Steinkohlen 7.2.0.3: 9. 5407 42,40 
Braunkohlen ee HOT 49,27 
Koks 3 FE a USD 8,16 
Steinkohlenbriketts . . .. 2,02 1,18 
Braunkohlenbrixetts . ,„ . 13,65 11,36 


Bei sämtlichen Ziffern ist der jetzige Gebietsumfang des 
Deutschen Reiches ohne das Saargebiet berücksichtigt. Die 
niedrigen Ziffern der Steinkohlenförderung und der Kokser- 
zeugung im Mai 1924 sind eine.Folge der Ruhrbesetzung: 


Aus dem englischen Bergbau, Die gegenwärtige Zeit ist 
für die Zukunft unseres Bergbaus von ganz besonderer Wich- 
tigkeit. In den nächsten Wochen wird es sich entscheiden, wie 
sich der zukünftige Konkurrenzkampf mit England gestalten 
wird. Bereits in der letzten Nummer haben wir darauf hin- 
gewiesen, daß vom Internationalen Arbeitsamt eine Unter- 
suchung der internationalen Arbeits- und Preisverhältnisse im 
Kohlenbergbau vorgenommen werden soll.. Dieser Antrag geht 
aus der klaren Erkenntnis hervor, daß eine Vermehrung des 
Kohlenabsatzes auf dem internationalen Markt nicht mehr zu 
erreichen ist und daß ein von irgendeinem Lande eingeleiteter 
Preiskampf sich auf den Bergbau aller Länder auswirken muß. 
Gegenwärtig versucht man nun in England, das bisher be- 
stehende Lohnabkommen abzuändern. Die Unternehmer haben 
das dort bestehende Lohnabkommen mit vierwöchiger Frist 
zum 31. Juli d. J. gekündigt. Sie verlangen entweder die Wie- 
derherstellung des Abkommens, wie es vor dem .1 Mai 1924 
bestanden hat, d. h. eine Herabsetzung der Löhne um etwa 
12 bis 13 Prozent, oder aber eine Verlängerung der Arbeits- 
zeit um eine Stunde. Die Arbeiter sind demgegenüber der 
Meinung, daß eine Herabsetzung der Löhne bzw. eine Ver- 
längerung der Arbeitszeit den Absatz an Kohlen nicht vermehre 
und keine Aenderung der allgemeinen Lage herbeiführen würde. 
Sie sehen. nur eine Möglichkeit, diese ihre Löhne zu behalten, 
wenn man in Deutschland sich ebenfalls dazu bereit erklärt, 
die hier bestehenden Preise nicht mit herabzusetzen und auch 
hier den Lohnanteil auf jenes Maß zu bringen, das vom eng- 
lischen Bergbau gezahlt wird. Bedenkt man, daß im eng* 
lischen Bergbau die Unternehmer rücksichtslos mit Zechen- 
stillegungen vorgehen und in allen Bezirken durch Einzel- 
verhandlungen auf den Werken versuchen, die Zustimmung 
der Arbeiter zu Lohnreduktionen zu erhalten, so ist nicht zu 
verkennen, daß die Kräfte, die auf ein Nachgeben der eng- 
lischen Arbeiterschaft hinarbeiten, nicht zu unterschätzen sind. 
Wird aber von der englischen Arbeiterschaft nachgegeben, muß 
sich ganz automatisch auch der Druck bei uns auf das 
schlimmste verschärfen. Deswegen sind die kommenden Wochen 
von der größten Bedeutung für unseren Bergbau. 


Bergbautarife 


Gehaltserhöhungen im sächsischen Steinkohlenbergbau. Bei 
den am 23. Juni 1925 im Reichsarbeitsministerium stattgefun- 
denen Verhandlungen über die Verbindlicherklärung des 
Schiedsspruches vom 5. Juni d. J. kam es zu folgender Verein- 
barung zwischen den Vertragsparteien: 

„Der Multiplikationsfaktor wird von 1,64 auf 1,73 M. (5,48%) erhöht. 

Die Sozialzulagen betragen: 

Untertagezulage 
Hausstandsgeld 1050 M. 
Kindergeld BEN N REIT Re 8,50 M. 

Das Abkommen tritt am 1. Juni 1925 in Kraft und kann erstmalig zu 
der im Tarifvertrag vorgesehenen Frist zum 31. Oktober 1925 gekündigt 
werden. Das Mehrarbeitsabkommen läuft wie die Gehaltssätze.“ 

‚Die in der Vereinbarung festgelegte Gehaltserhöhung ist 
geringer als die im Schiedsspruch vorgesehene. Auf der an- 

eren Seite legt die Vereinbarung den Parteien nur eine Bin- 
dung bis zum 31. Oktober 1925 auf, während der Schiedsspruch 
die Unkündbarkeit der Gehaltserhöhung bis zum 31. März 1926 
bestimmte. 


10,50 M. 





Nr, 28 





Knappschaftliches a a 
Die ee der Familienhilfe vor dem Reichstag. 
Die Abgeordneten usemann und Genossen : haben‘ im 
Reichstag eine Interpellation wegen der Verweigerung der 
Familienhilfe in. den Knmappschaftskrankenkassen eingebracht. 
In der Interpellation wird auf die schweren Schäden, die. durch 
die Nichtgewährung der Familienhilfe unter den Bergarbeitern 
entstanden sind, hingewiesen. Zum Beweis für die Behauptung‘ 
sind in der Interpellation die Gutachten einer Reihe von Knapp- 
schaftsärzten über den Gesundheitszustand der Bergarbeiter- 
familien angeführt. Auf Grund der ärztlichen Gutachten, die 
ein erschreckendes Ansteigen .der Tuberkulose in Bergarbeiter- 
kreisen zeigen, wird in der Interpellation an die Reichs- 
regierung die Anfrage gestellt, was sie zu tun gedenkt, um | 
den unbegründeten Widerspruch der Unternehmervertreter im | 
Reichsknappschaftsvorstand zu brechen und ob insbesondere | 
die Aufsichtsbehörde bereit: ist, auf Grund der ihr zustehenden | 
Rechte die Einführung der Familienhilfe anzuordnen. | 

Wir können uns dem Inhalt der Interpellation nur voll an- | 
schließen. Auch in den Familien der Bergbauangestellten macht 
sich das Fehlen der Krankenhilfe außerordentlich schädlich | 
bemerkbar. Die Verweigerung der Familienhilfe ist um so un- | 
verständlicher, als in verschiedenen Bezirksknappschaftsver- 
einen ihre Einführung überhaupt keine Erhöhung der Beiträge 
verursacht und in den übrigen Bezirksvereinen die Arbeitneh- | 
mer bereit. sind, die durch ‚die Familienhilfe entstehenden | 
Mehrlasten selbst zu tragen. Das Verhalten der Bergbauun- 
ternehmer ist lediglich von. machtpolitischen Gesichtspunkten | 
bestimmt. Mit ihrem Vorgehen glauben sie den Arbeitnehmern | 
eine Herabsetzung der Pensionssätze aufzwingen zu können. | 


Der V.K.G. schimpft. „Die ‘Kohlenwacht‘“, das Organ. | 
des Verbandes kaufmännischer Grubenbeamten, macht uns | 
in ‚einem mit persönlichen Angriffen gegen den Kollegen | 
Werner gespickten Artikel in ihrer Nummer vom 1. Juli den | 
Vorwurf, in der Knappschaft leichtsinnig 'mit den Geldern der | 
Versicherten umzugehen, weil wir gefordert und erreicht haben, || 
daß in der Rentenberechnung der Angestellten die Tätigkeits- | 
jahre als Dienstjahre herangezogen werden. Hier tritt‘-der | 
eigentümliche Fall ein, daß die Unternehmer. des Bergbaues, | 
die Verwaltungen der Bezirksknappschaftsvereine, die Arbeiter | 
und der größte Teil der Angestellten diesen Weg für den einzig | 
richtigen angesehen haben, um die großen Unsgleichheiten zu 
beseitigen. Der V.K.G. hält ihn aber’ für falsch. Er ist der 
Meinung, daß die Tausende von Kollegen, die bisher keine Bei- | 
träge zur Knappschaft gezahlt haben -— erinnert sei an die | 
Tausende in Oberschlesien, im Halleschen und in anderen | 
Bezirken —, die ihr heute jedoch angehören müssen, kein Recht | 
haben, dieselbe Rente zu bekommen, wie jene, die Beiträge | 
gezahlt haben. Dabei wird durch die Umlagebeiträge ein | 
jeder zur gleichmäßigen Zahlung herangezogen. Die neue 
Novelle zum Reichsknappschaftsgesetz sieht | 
diese Regelung nicht nur ebenfalls vor, sondern sie erweitert | 
sogar noch diesen Kreis. Und sowas nennt sich Angestellten- 
interessenvertretung. 

Die Stellungnahme der Redaktion der. „Kohlenwacht“ ist 
verständlich, weil sie dem: D.H.V, nahesteht, der ein Inter- 


















































. esse daran hat, die kaufmännischen Angestellten aus der Knapp- 


schaft herauszunehmen. Der: Artikel ist darauf berechnet, in 
der kommenden Novelle die Regelung ‘der: Rentenberechnung 


\.in der von uns gewünschten Form zu verhindern. Die Ange- 


stelltenschaft des Bergbaues wird hierdurch hoffentlich * er- 
kennen, wo ihre Freunde sitzen. 


Grubensicherheitswesen 


Wichtige Beschlüsse zum Grubensicherheitswesen — Ver- 
bot der Revierprämien angenommen. In der vorigen Nummer 
der „D.T.Z.“ haben wir die im Handelsausschuß. des Preußi- 
schen Landtages beschlossenen Anträge wiedergegeben. Am 
2. bis 4. Juli hat sich das Plenum mit diesen Anträgen :be- 
schäftigt. Bis auf den Antrag betr. Einführung von Gruben- 
kontrolleuren gelangten sie sämtlich zur Abstimmung. " Zum 
größten Teil wurden sie unverändert angenommen, darunter 
auch der für die technischen Angestellten bedeutsame Antrag - 
„alsbald die Bergpolizeiverordnungen dahingehend zu ergänzen, 
daß die Gewährung von Revierprämien verbo- 
ten wird.“ 

In dem Antrag betr. Anstellung von Einfahrern 
ist das ausschließliche. Vorschlagsrecht der Grubenbeamten- | 
organisationen in ein bedingtes geändert und ‚außerdem ist | 
sämtlichen Grubenbeamtenorganisationen und nicht nur denen, "| 
die. Tarifträger sind, das Vorschlagsrecht für die Besetzung 
von Einfahrerstellen zugestanden worden. & 

Der Antrag über die Einführung von Gruben- 
kontrolleuren kam wegen des Verhaltens der: Rechtspar- 
teien nicht zur Abstimmung, Diese Parteien (Wirtschaftspartei Ü 
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bis zu as Völkischen) ‚hatten hierüber. weenlliche ‚Abstim- 


mung beantragt und dann durch Verlassen des Saäles die Be- 
‚schlußunfähigkeit ‘des .Hauses- herbeigeführt.  Weiter"in haben 
diese Parteien‘ gegen sämtliche Anträge, die. Verbesserungen 
in ‘der Grubenkontrolle und in der Stellung.‘ der Bergbauan- 
estellten' enthalten, "gestimmt. - ‚Deutlicher ‚als. durch dieses 
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Vert allen. konnten die Rechtsparteien nicht zum Aus- 
druck bringen, daß sie in Wirklichkeit Vertreter der 
Zech enbe sitzer sind und daß ihnen die -hohe Unfallziffer 
im Bergbau völlig gleichgültig: ist. Wir werden auf .die. be- 
deutsamen Landtagsverhandlungen..in. der nächsten: Nummer der. 
„DEF Z.“ ausführlich zurückkommen. 


[EA] BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


shöhlung: des Behördenangestellten- 


Tarifvertrages 


Er Die: Reichs- und die preußische Staatsregieriing sind zwar 
_ bisher nicht in die Fußtapfen der bayerischen Staatsregierung 
getreten, die bekanntlich den Kampf gegen den. Tarifvertrag 
Eokfen aufgenommen hat; es mehren sich aber in den letzten 
“Monaten die Anzeichen, die dafür sprechen, daß man sich an 
"einzelnen Zentralstellen krampfhaft bemüht, die bestehenden 
Tarifverträge auszühöhlen und die Stellung ‚der Behördenan- 
gestellten zu untergraben. 

4 Schon kurz nach Inkrafttreten der im vorigen Jahr neu ab- 

"geschlossenen Verträge, die der unter dem Einfluß der poli- 
tischen und wirtschaftlichen Reaktion stehenden Reichsregierung 
"infolge des Widerstandes der freigewerkschaftlichen Angestell- 

_ tenorganisationen nicht die Erfüllung aller Wünsche, insbeson- 

dere "nicht bezüglich der Bewertung der Techniker brachte, 

"glaubte man, unter dem Drucke des Abbaues durch völlig tarit- 

" widrige einseitige Verwaltungsmaßnahmen die tariflichen Rechte 
‚der Angestellten einengen zu können. Es sei in diesem Zusam- 

 menhange besonders auf die willkürliche Auslegung der Ueber- 
ee unmneer im.$ 53 R.A.T. hingewiesen, die einseitig 

_ dem Angestellten bei Androhung der Verzichtleistung auf die 

"Fortsetzung des Beschäfligungsverhältnisses die Geltendmachung 

-tariflicher Rechte auf tariflichkem Wege erschwerte, wenn der 

gestellte Anspruch der ‚Verwaltung nicht paßt. Hinzu treten 

„noch die aus dieser. Auffassung entspringenden angestrebten) 
"weiteren - Verschlechterungen . des Beschäftigungsverhältnisses 
‚selbst für den Fall, wo ‚die Verwaltung von ihrem vermeint- 
lichen Recht auf "Auflösung des Beschäftigungsverhältnisses; 

“keinen Gebrauch macht. Wenn wir auch durch unser ener- 

" gisches Vorgehen gegen die Maßnahmen deren Auswirkungen 

"stark einschränken konnten, so darf doch nicht übersehen 

"werden, daß sich leider ein Teil. der Behördenangestellteis 
unter dem wirtschaftlichen Druck und unter dem Damokles- 
" schwert des Abbaues den Absichten der Verwaltung beugte und 
damit den Kampf der übrigen Angestellten und der Organi sa- 

"tionen erschwerte. 
=, Mit einer „entsprechenden Aenderung in der gesamten. Ar- 
beitseinteilung bei der Dienststelle‘ und dem Ziel der „Her- 
beiführung: einer größeren Wirtschaftlichkeit der Verwaltung 
und Betriebe‘ wurde gegenüber manchem, der sich hierunter 

"Konkretes nichts vorstellen konnte, die ausschließliche Ver- 

"schlechterung der Stellung der Angestellten begründet. Die 
Ziele können auch wir billigen. Mit den: Maßnahmen aber, wie 
Anwendung der Einreihungsgrundsätze der Beamten, gewöhn- 
lieh nur-bezüglich der Eingangsgruppe, ferner Verschlechterung 
er: Bewertung und der sozialen Stellung usw., können diese 

"Ziele nicht erreicht werden. Ganz sicher wäre man den 

gesteckten Zielen schon bedeutend näher gerückt, wenn man 

endlich die Verwaltungsbürokratie und die Arbeitsteilung ihrer 

Leitungen in der Mittel- und Aufsichtsinstanz auf der Grund- 

lage der Wirtschaftlichkeit nachprüfen würde. Verfehlt sind 
alle Maßnahmen, die-nur dem Rücken der schwer um die 

"Existenz ringenden Arbeiter, Angestellten und Beamten - des 
‚mittleren Dienstes aufgebürdet werden.‘ 

- Eine besondere Rolle in den rückständigen Bestrebungen 
Eeint jetzt auch das Reichsverkehrsministerium, 
eR. bteilung Wasserbau, übernehmen zu wollen, um sich 

‚anscheinend dem großen Bruder, der „Deutschen Reichsbahn“, 
ebenbürtig zu zeigen. 

- Durch besonders umfängliche Richtlinien I und II zum 
‚A.T., zu dessen Ausführungsbestimmungen und protokollari- 
schen Erklärungen sowie den Ausführungsanweisungen des 

s Reichsfinanzministers, sollen die nachgeordneten Behörden in die 

‚age versetzt werden, in „richtiger Weise‘ den - Tarifver- 
trag für Angestellte anzuwenden. 

"s Das Ziel war neben anderem, zu a: ob nicht die Not- 

vendigkeit besteht, den Angestellten infolge anderer: Arbeits- 
einteilung bei der Dienststelle mit niedriger zu bewertenden 
Arbeiten zu beschäftigen, weil sich ein außerordentlich hoher 

Prozentsatz der Angestellten in der Vergütungsgruppe VII be- 
Findet‘. Das für ‘die Stellenbesetzung der Beamten als’ gün- 
st stigstes zugelassene Maß soll möglichst. nicht überschritten 


wefden. Nach neuerer Anordnung sollen diese Bestimmungen 
allerdings‘ nicht- bezwecken, eine "allgemeine Nachprüfung der 
Einreihung ‘der Angestellten mit dem Ziel ihrer Herabgruppie- 
rung herbeizuführen, sie soll vielmehr dazıs dienen, einen  An- 
halt zu geben, unter welchen Voraussetzungen und - inwieweit 
seitens der Verwaltung von dem Kündigungsrecht nach $ 53 
Gebrauch zu machen ist. 

“ Solche Maßnahmen zum „Zwecke der Wirtschaftlichkeit“ 
begründen auf der einen ‚Seite die Befürchtung der Angestell- 
ten, ihr bisheriges unzulängliches Einkommen herabgesetzt zu 
bekommen und beeinträchtigen durch die hierdurch entstehende 
Unruhe und Unzufriedenheit die Schaifensfreudigkeit, und stellen 
andererseits den nachgeordneten Dienststellen gerade kein glän- 
zendes Zeugnis über ihre Befähigung, von sich aus die vor- 
handenen Arbeitskräfte entsprechend ihrer Befähigung und 
Leistung anzustellen, aus. 

- Daneben glaubt das Reiche verkeheminsteriam aber auch, 
dem drohenden Unheil der Aufhebung der Personalabbauver- 
ordnung mit der Wiederherstellung der. Kündigungsschutzbe- 
stimmungen aus dem Betriebsrätegesetz dadurch entgegenwir- 
ken zu müssen, daß angeordnet wird, künftig selbst bei einer 
längeren Beschäftigung. als vier Monate ($ 47 R.A.T.) nur An- 
stellungsverträge für „bestimmte Zeit‘ oder „bestimmte Ar- 
beiten“ abzuschließen. Hiermit soll, wie in einem Protokoll 
einer Hauptbetriebsratssitzung sehr deutlich gesagt worden ist, 
ein Vertrag abgeschlossen werden, der es der Verwaltung er- 
möglicht, nach einem „objektiven“ Maßstab Entlassungen vor- 
zunehmen, um unbillige Härten zu vermeiden. Die Beschäfti- 
gungsverhältnisse bei der Wasserstraßenverwaltung, insbeson- 
dere beim Mittellandkanal, lassen befürchten, daß infolge for- 
malen Abschlusses. neuer Anstellungsverträge mit anderen 
Dienststellen, bedingt durch den Fortschritt der Bauten, sehr 
bald bei vielen der schon jetzt beschäftigten Angestellten 
dieser „obejktive Maßstab‘ gegeben ist; 

Ganz abgesehen davon, daß mit diesen Anordnungen der 
Versuch der Einengung der Schutzbestimmungen des B.R.G. 
durch Einzelanstellungsvertrag gemacht wird, Bedeutet das Vor- 
gehen der Verwaltung eine tlagrante erletzung 
der Bestimmungen Es Tarifve ar 

In Preußen hat die Katasterverwaltung auf dem 
Gebiete rückständiger Personalpolitik die Führung. Die meisten 
nachgeordneten Behörden sind gut instruiert und wetteifern 
mit der Zentrale. Allerdings hat sich der Grundsatz „ein Tech- 
niker darf nicht besser gestellt sein wie ein Diätar‘‘ zum Leid- 
wesen der Verwaltung "nicht durchsetzen lassen; man bemüht 
sich deshalb, die Ansprüche der Techniker zu entkräften, 
entweder mit „Ablehnung aus grundsätzlicher Erwägung“ 
oder mit „überzeugenden“ Darlegungen, daß die Arbeiten der 
Techniker nur einfacher bzw. mechanischer Natur sind. Wenn 
die Verwaltung sich auf diesem Gebiete noch weiter tatkräftig 
betätigt, wird sie sehr bald die Grundlage für eine Revision 
der Besoldungsgesetze nicht nur der mittleren sondern auch 
der leitenden Beamten, allerdings wohl kaum im Sinne dieser 
Gruppen geschaffen haben. Die Früchte dieser Personalpolitik 
reifen immer mehr. Die Flucht der Techniker aus der Ver- 
waltung nimmt immer größere Formen an. Aber auch die 
Verantwortlichkeit für diesen Zustand tritt immer klarer in die 
Erscheinung. 

Mit besonderer „Wissenschaft“ im Tarifvertragswesen be- 
glückt das preußische Kultusministerium die Angestellten, Hi- 
dem es mangels „planmäßiger Stellen“ entweder Laboranten 
dem Arbeitertarif‘ unterstellt, oder technischen Angestellten 
die Aufrückung in höhere Gruppen verweigert. Da eine Be- 
lehrung durch “die Tarifinstanzen bisher nichts gefruchtet hat, 
wird man für das Ministerium für Kunst, Wissenschaft und 
Volksbildung noch einen besonderen Lehrgang einschalten 
müssen. 

Um ja nicht rackrtstehhn, läßt die preußische 
Staatshochbauverwaltune etwas ‘schüchtern bei Be- 
werbungen erkennen, daß sie „bestimmungsgemäßt‘ nur Be 
zatlung nach Gruppe -VI zubilligen kann. 

Gegen diese Aushöhlungs-- und Sabotagepolitik hilft ‚nur 
di gewerkschaftliche Selbsthilfe der Ange- 
stellten. Solange. der auch im Interesse der Wirtschaft» 
lichkeit hotwendige soziale und demokratische Geist: in. der 
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Reichs- und Staatsverwaltung keinen Eingang gefunden, hat, 
wird die Technikerschaft und unser Bund als’ die einzigste 
Kampforganisation der deutschen Techniker sich zu entschie- 
dener rücksichtsioser Kampfstellung gegen die immer. stärker 
hervortretende Unterdrückung technischen Geistes und gegen 
die bewußte Herabsetzung und Unterbewertung technischen 
Schaffens bekennen. 

An der unserm Bunde innewohnenden starken Solidarität 
aller Techniker werden alle "die Technikerinteressen ‚schädi- 
genden Absichten, ganz gleich woher sie kommen, 'zerschellen, 

Queißer. 


Beamtenbewegung 


Der Komba mausert sich. Nach den vorliegenden Zeitungs- 


berichten hat auf dem diesjährigen Verbandstage des Komba. 


eine verständliche Erregung über die Politik des D.B.B. ge- 
herrscht. Im D.B.B. war der Komba der Vorkämpfer für die 
Aufhebung des Sperrgesetzes. Er hatte es verstanden, die Bun- 
desleitung von der Berechtigung seiner Forderung zu, über- 
zeugen und mußte es erleben, daß die Mitgliedschaft des Bun- 
des der von der Bundesleitung ausgegebenen Parole nicht 
folgte. Reichstagsabgeordnete, die dem Deutschen Beamten- 
bund angehören und als dessen Vertrauensmänner im Reichs- 
tage gelten sowie ganze Gruppen von Reichsbeamten haben 
die Aufhebung des Sperrgesetzes bekämpft und der Erreichung 
des vom Komba erstrebten Zieles entgegengearbeitet. Auf der 
Tagung wurde denn auch eine ziemlich scharfe Sprache gegen 
den D.B.B. geführt, forderten doch einige Diskussicasredner, 
daß der Komba aus den Vorkommnissen der letzten Zeit die 
Konsequenzen ziehen solle; eine Drohung, deren Sinn leicht 
verständlich ist. Derartig scharfe Worte sind zwar von D.B.B.- 
Verbänden schon häufiger gebraucht worden und brauchen, da 
sie in der Erregung gefallen sind, nicht allzuernst genommen 
werden. Immerhin fordern sie Beachtung, wenn man sie mit 
anderen Aeußerungen auf der Komba-Tagung in Verbindung 
bringt. 

So ist in dem gedruckten Geschäftsbericht von der poli- 
tischen Vertretung der Gewerkschaften in den gesetzgebenden 
Körperschaften folgendes gesagt: 

„Es bleibt bedauerlich, daß unsere Vertretung in den Parlamenten 
durch Mitglieder, die an führender Stelle in unserer Organisation 
stehen, noch eine höchst mangelhafte ist. Eine Ueberspan- 
nung des Prinzips der parteipolitischen Neutra- 
lität auf diesem Gebiete ist vom Uebel. Wir werden künftig 
alle Kräfte regen müssen, um hier Wandel zu schaffen und uns den 
Einfluß zu sichern, der dem Ansehen unseres Verbandes entspricht.‘ 


Wie hoch das Ansehen des Verbandes ist, haben die Vor- 
gänge im Reichstage gezeigt. So rächt ‚sich die den politischen 
Parteien gegenüber eingenommene Stellung, die falsch ver- 
standene „parteipolitische Neutralität‘“. 
anscheinend in der Komba-Leitung erkannt, was bei politisch 
geschulten Personen als selbstverständlich gelten sollte, daß 
eine Gewerkschaft nicht auf die Unterstützung von Parteien 
rechnen kann, wenn das von der Gewerkschaft verfolgte Ziel 
gegen das Parteiinteresse verstößt, und daß sie auf die Zu- 
sammenarbeit mit den Parteien angewiesen ist, die das gleiche 
Ziel verfolgen. 

Den Irrtum, offen auszusprechen, mag den führenden 
Männern des Komba nicht leicht gefallen sein. Eines der wich- 
tigsten Agitationsmittel im Kampfe gegen Butab und A.D.B,, 
das Schlagwort von der parteipolitischen Gebundenheit der 
freien Gewerkschaften entsprang ja ausschließlich der bei den 
D.B.B.-Verbänden gebräuchlichen falschen Auslegung des Be- 
griffs „parteipolitische Neutralität“. Das Schlagwort hat seine 
Kraft verloren in dem Augenblick, wo vom "Komba anerkannt 
wird, daß er sich selbst umstellen muß, daß „Wandel geschaffen 
werden muß‘, weil sonst eine erfolgreiche politische Betätigung 
unmöglich ist. Auf die politische Betätigung kann nicht ver- 
zichtet werden, denn: „die Geltung einer Gewerk- 
schaft ist abhängig vonihrer politischen Be- 
tätigung‘“, sagt Herr Ehrmann. 


Die theoretische Behandlung wirtschaftspolitischer Fragen 
hat der Komba schon längst in sein Betätigungsfeld einbezogen, 
da an der Lösung dieser Fragen die Beamtenschaft genau so 
stark interessiert ist wie die übrige Arbeitnehmerschaft. Jetzt 
fehlt nur noch die Erkenntnis — und auch sie wird eines Tages 
kommen —, daß die theoretische Behandlung der Wirt- 
schaftspolitik nicht genügt, daß das Interesse der Gewerk- 
schaftsmitglieder aktives Eingreifen verlangt, und der Komba 
steht praktisch auf demselben Standpunkt, den jetzt der von 
ihm so stark bekämpfte A.D.B. einnimmt. Kommen wird diese 
Entwicklung. Die Kommunalbeamtenschaft stellt immer noch 
das fortschrittlichste Element unter der Beamtenschaft dar, 
und selbst eine noch so reaktionäre Führerschaft kann sie 
nicht dauernd im reaktionären Fahrwasser halten. 
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Jetzt endlich hat man. 
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 Berufsfragen der Behördentechniker 


Zum Etat der preußischen WasserBauverwaltung. Hierzu 
waren dem Landtage vom Bunde verschiedene Anträge unter- 
breitet worden. Im Hauptausschuß des Landtages und in der 
zweiten Lesung des landwirtschaftlichen Etats ist auf Grund 
dieser Anträge folgendes beschlossen worden: 

1. das Staatsministerium zu ersuchen, .die- Zahl dev Plan- 
stellen für Beamte. des mittleren vermessungstech- 
nischen Dienstes in der Wasserbauverwaltung ent- 
sprechend den organisatorischen und dienstlichen Erfordernissen zu ver- 
größern, und 

2. Maßnahmen zu treffen, die die Annahme und Ausbildung sowie 
die dienstliche. Stellung und Tätigkeit dieser. Beamten in einer Weise 
regeln, die der allgemeinen Reförm.„des Vermessungswesens und den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit entspricht. Ih 

Ein weiterer Antrag, wonach von den vorhandenen Beam- ° 
ten 4 als Vermessungsobersekretäre in die Gruppe A 8, 
8 als Vermessungsobersekretäre in die Gruppe A 7 und 12 
als Vermessungssekretäre in die Gruppe A 6 einzureihen sind, 
wurde dem Hauptausschuß bzw. dem Beamtenausschuß über- 
wiesen. 

Die Eingabe unseres Bundes, wegen Vermehrung 
der Planstellen des mittleren bautechnischen 
Dienstes und Ueberführung der in längerer Praxis bei der 
Wasserbauverwaltung bisher auf Privatdienstvertrag beschäf- 
tigten Kräfte in die mittlere technische Beamtenlaufbahn, wurde 
dem Staatsministerium als Material überwiesen. 


Besoldungsfragen | 


Technische Gemeindebeamte unter dem Sperrgesetz. Die 
Eingruppierung der Stadtbaumeister in die Besoldungs- 
ordnung der Gemeinden hat zu merkwürdigen Resultaten ge- 
führt. In manchen Fällen sind sie bis nach Gruppe VIII herab- 
gruppiert worden. Wo die Gemeinden ihre Stadtbaumeister 
vernünftig eingruppieren wollten, haben die Aufsichtsinstanzen 
bei Durchführung des Sperrgesetzes vielfach ein Uebriges 
getan, um die verantwortlichen technischen Beamten (vor 
allem, wenn es sich um Mittelschultechniker han- 
delte) herabzudrücken. So ist es vorgekommen, daß die Be- 
soldungsordnung einer Gemeinde in dem Moment bezüglich 
der Eingruppierung des Stadtbaumeisters beanstandet wurde, 
indem diese Stelle durch einen Mittelschultechniker besetzt 
wurde, obwohl sie in der Besetzung durch einen Akademiker 
als Zehnerstelle anerkannt war. Es ist das ein Verfahren, das 
erkennen läßt, daß sachliche Gründe überhaupt nicht mit- 
gesprochen haben. Der zuständige Regierungsbeamte hat es 
sich vollkommen erspart, Arbeitsgebiet und Verantwortlichkeit 
nachzuprüfen, rein seine standesmäßige Einstellung ist für 
die Urteilsfällung maßgebend gewesen. Er hat nicht die 
Stelle bewertet, sondern die Person. Ganz klar geht das 
aus der Begründung hervor, in der gesagt ist, daß durch 
Besetzung durch einen Nichtakademiker der 
mindere Wert der Stelle erwiesen wäre und 
daB sie erst wieder als Zehnerstelle aner- 
kannt werdenkönne, wenn sich die Besetzung 
durch einen Akademiker notwendig mache. 

Gutachter-Ausschüsse und Schiedsgerichte haben ja zum 
Glück dem Streben auf Herabdrückung der, Nichtakademiker 
in einer ganzen Reihe Fälle vorgebeugt, wenn auch dabei 
immer noch allerlei Merkwürdigkeiten zu verzeichnen sind 
und,eine ganze Reihe von Sprüchen über die Eingruppierung 
von technischen Beamten nur mit gemischten Gefühlen an- 
gesehen werden kann. So hat das Preußische Landesschieds- 
gericht sich in der Bewertung. des Stadtbaumeisters (es han- 
delt sich um eine Seestadt von etwa 40000 Einwohnern), dem 
der Regierungspräsident als „Nichtvollakademiker“ nur Grup- 
pe X zubilligen wollte, auf den Standpunkt gestellt, daß Ein- 
gruppierung nach X mit Aufrückung nach XI gerechtfertigt 
sei. Seine Dienstobliegenheiten umfaßten den gesamten Hoch- 
und Tiefbau, und bei der Größe der Stadt könne ein derartiger 
Aufgabenkreis regelmäßig nur von einem. „Vollakademiker‘“ 
erledigt werden. Es könne der Bewertung der Stelle keinen 
Eintrag tun, wenn sie zur Zeit nicht mit einem „Vollakade- 
miker‘“ besetzt sei. Hier scheint die Sache so.zu liegen, daß es 
sich zwar um einen „Nichtvollakademiker‘‘ handelt, aber doch 
immerhin um einen Akademiker. Wie der Spruch ausgefallen 
wäre, wenn es sich um einen „Vollnichtakademiker‘ gehan- 
delt hätte, ist eine andere Sache. 

Bei der gleichen Gelegenheit ist über die Bewertung eines 
Zählerrevisors verhandelt worden, dem trotz der Beanstandun 
durch den Regierungspräsidenten Gruppe V mit Aufstieg nac 
VI zugebilligt wurde, und zwar deshalb, weil es sich um einen 
Mann handelt, der von Beruf Eichmeister ist und die Eich- 
meister in der Preußischen Besoldungsordnung in Gruppe VI 
eingruppiert sind. Eigentlich müßte nun als Konsequenz aus; 
diesem Spruch die Gemeinde den Zählerrevisor grundsätzlich 
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n Gruppe VI einreihen. Auch dieser. Spruch beweist, wie 
"sehr zufällige Aeußerlichkeiten bei der Bewertung von Ge- 
" meindebeamten maßgebend sind. In den meisten Fällen sind 
gie Zählerrevisoren und Zählerinspektoren gelernte Uhrmacher 
“und Mechaniker, die sich durch Selbststudium ein, entspre- 
chendes Maß technisches Wissen angeeignet haben. Priva- 
 tisierte kommunale Elektrizitätswerke, die die Entlohnung ihrer 
"Angestellten auf der Besoldungsordnung ‘aufgebaut haben, 
sind gezwungen gewesen, ihre Zählerrevisoren in Gruppe VII 
"und die Zählerinspektoren in Gruppe VIII einzureihen, weil 
sie qualifiziertes Personal sonst nicht hätten halten können. 
Wäre im- vorliegenden Falle der zu bewertende Zählerrevisor 
nicht Eichmeister gewesen, wäre es wohl genau so wie bei der 
"Bewertung des Stadtbaumeisters’ fraglich gewesen, ob das 
Urteil zu seinen Gunsten ausgefallen wäre. 








Behördentariffragen 


Nachprüfungsausschuß im Reichsministerium für die be- 
setzten Gebiete. Dem Nachprüfungsausschuß sind -aus den 
verschiedensten Dienststellen der Reichsvermögens- 
‚verwaltung Anträge auf Einleitung des Nachprüfungs- 
verfahrens unterbreitet worden. Mit Rücksicht auf die unend- 
"liche Anzahl von Herabgruppierungsfällen mußten unsere Ver- 
treter im Nachprüfungsausschuß annehmen, daß der Erlaß 

des Ministers für die besetzten Gebiete vom 25. Februar 1925 
unberücksichtigt geblieben ist. Dieser Erlaß hat ausdrücklich 
angeordnet, daß, falls die Tätigkeit der Angestellten, deren 
Vergütungsgruppe seinerzeit nach den Bestimmungen des nach- 
‚geprüften Tarifvertrages fortgesetzt worden und in der Zwi- 
schenzeit sich nicht oder nicht wesentlich geändert hat, eine 
Herabgruppierung nicht stattfinden soll. Die Vertreter der 
Verwaltung im Nachprüfungsausschuß' standen unter dem glei- 

"chen Eindruck, so daß vereinbart worden ist, die Reichsver- 
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"Aus den Gauen 


Die pfälzischen Bundeskollegen gegen die neuen Steuern und Zölle. 
In der Juni-Mitgliederversammlung der Ortsverwaltung Ludwigs- 
hafen referierte Kollege Hauser von der Gaustelle Ludwigshafen über 
die neuen Zoll- und Steuervoriagen. An Hand einer Fülle amtlichen und 
privaten Materials wurde nachgewiesen, wie nachteilig sich die neuen 
Zölle und Steuern auf die Masse der Arbeitnehmer auswirken werden. 
Einstimmig wurde nachstehende Entschließung angenommen: 


„Mit banger Sorge verfolgt die organisierte Technikerschaft den 
Kampf der politischen Parteien um. .die ungeheuerlichen Zoll- und 
-  Steuervorlagen der jetzigen Reichsregierung. 
=. Freudig wird es begrüßt, daß es sich die freien Gewerkschaften 
der Arbeiter, Angestellten und Beamten. angeiegen sein lassen, gegen 
diese verfehlten Vorschläge der Regierung, die durch Einfluß maßgeben- 
der Wirtschaftskreise zustandegekommen sind, mit aller Schärfe vor- 
zugehen. ö =: i 
Y Eine eventuelle Annahme der Vorlagen durch den Reichstag würde 
- nicht nur. das schon bestehende Besteuerungsunrecht zum Schaden der 
Arbeitnehmer vergrößern, sondern auch die Lebenshaltung unerträglich 
_  verteuern. Eine weitere ‚Erschwerung des Wettbewerbs, Rückgang des 
- Exports und damit Sinken. der Wirtschaftlichkeit Deutschlands sowie 
eine neue ‚Belastung des Arbeitsmarktes, wäre die unselige Folge. 
Die Technikerschaft erhebt ihre warnende Stimme und ersucht die 
Leitung ‘des Bundes ‘der technischen Angestellten und Beamten, bei 
einem Versagen der Einsprüche, zusammen mit den übrigen Gewerk- 
‚schaften, für den gewerkschaftlichen Kampf gegen Lebenshaltungsver- 
teuerung und für Steigerung des Realeinkommens aufzurufen.“ 
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mögensverwaltung arzuweisen, für Beachtung des Erlasses zu 
sorgen. Im übrigen sind sämtliche eingelaufenen Nachprü- 
‚fungsanträge den Dienststellen der R.V.V. zur nachmaligen 
Durchprüfung und Berücksichtigung des oben angezogenen 
Erlasses zugestellt. Wir hoffen, daß somit in den meisten 
Fällen von einer Herabgruppierung Abstand genommen wird 
und .die' von den Dienststellen bereits ausgesprochenen Kün- 
digungen infolge dieser Maßnahme des Ministeriums in- 
zwischen rückgängig gemacht werden. Alle nicht direkt zur 
Erledigung kommenden Fälle werden der nächsten Sitzun 
des Nachprüfungsausschusses, die voraussichtlich Mitte Juli 
stattfindet, unterbreitet werden. Wir haben neuerdings erst 
auf“eine Beschleunigung der Erledigung im Interesse unserer 
Kollegen beim Ministerium hingewirkt. 


Tarifvertrag mit dem Arbeitgeberverband der Gemeinden 
und Kommunalverbände im Regierungsbezirk Breslau. Am 
30. April ist für die Gemeinde-Angestellten im Regierungs- 
bezirk Liegnitz ein neuer Tarifvertrag mit rückwirkender 
Kraft bis zum 1. Januar abgeschlossen worden. Er hat ebenso 
wie der alte Vertrag den ‚Reichs-Angestellten-Tarifvertrag zur 
Grundlage, enthält jedoch in seinen Bestimmungen über Be- 
rechnung des Vergütungsdienstalters einige Verbesserungen 
gegenüber dem R.A.T. So wird allen Kriegsteilneh- 
mern, die vor dem Kriege oder ihrer Einziehung zum Heer 
eine Berufstätigkeit im Rahmen des Vergütungstarifes aus- 
geübt haben, die Zeit des Kriegsdienstes zur 
Hälfte auf das Vergütungsdienstalter ange- 
rechnet, auch wenn die Tätigkeit nicht gleichartig war. 
Ebenso werden Lebensjahre zur Hälfte auf das Vergü- 
tungsdienstalter angerechnet, soweit sie nach dem 21. bzw. 


25. Lebensjahr, aber vor Vollendung des 40. (bei Kriegs- 


teilnehmern 45.) Lebensjahres liegen, wenn während dieser 
Zeit Tätigkeit im Rahmen des Vergütungstarifes ausgeübt 
worden ist. 








Roth, Joseph: Der blinde Spiegel. Ein kleiner Roman, Berlin 1925, 
Verlag: J.H.W.Dietz Nachf, 

Sichler, R. u. Tiburtius, J.: Die Arbeiterfrage. Eine Kernfrage des Welt- 
kriegs. Deutsche Verlags-Aktiengesellschaft, Berlin. 

Stillich, Oskar: Wie studiert man Nationalökonomie? 3. Aufl. Verlag: 
Roßberg’sche Verlagsbuchhandlung, Leipzig 1925. 


Technik. x 


Alfred Gregor: „Der praktische Eisenhochbau.“ Bd.H. 
Kranlaufbahnen. 187 Seiten mit über 200 Originalzeichnungen, 
50 Tafeln und 40 praktischen Zahlenbeispielen. Ganzleinen 20 Mark. 

Das Werk befaßt sich im ersten Teil mit der Berechnung der Kran- 
laufbahnen und enthält Bauvorschriften, Belastungsangaben, Erklärung 
der Einflußlinien sowie die Berechnung der vollwandigen und fachwerk- 
artigen Kranträger. Des weiteren ist die Ausführung der gewalzten 
Blechträger und Fachwerkträger sehr eingehend behandelt. Die Kapitel 
über die Tragwerke mit angehängten Kranträgern_ sowie Tafeln über 
Kranträgerquerschnitte bilden den Schluß. 

Die Darstellung des Verfassers hat den Vorzug, daß sein Werk ein 
Handbuch für den Praktiker darstellt, zu dessen Gebrauch weder höhere 
Mathematik noch sonstige höhere technische Bildung erforderlich sind. 
Das Buch wird jeder, der Kranlaufbahnen zu projektieren und konstruieren 
hat, mit großem Nutzen anwenden. Ein Beweis dafür, daß die Gregor- 
schen Werke auch in der Praxis selbst anerkannt werden, ist die Tatsache, 
daß der erste Band, der: den allgemeineren Teil des praktischen Eisenhoch- 
baues enthält, nach verhältnismäßig kurzer Zeit bereits in dritter, durch- 
gesehener und vermehrter Auflage vorliegt. Wir können die Bücher 
nur jedem technischen Angestellten und Beamten auf das beste empfehlen. 


--Neue technische Bücher. Monatsbericht über die technischen Litera- 
turgebiete. Herausgegeben von Boysen & Maasch, Hamburg 36. 

Jeder, der sich mit technischer -Literatur zu befassen hat, weiß, wie 
schwierig es ist, sich einen Ueberblick über die Neuerscheinungen zu ver- 
schaffen. Es wird deshalb interessieren, daß die obengenannte Zeit- 
schrift allmonatlich.. eine umfangreiche Bibliographie der Technik ver- 
öffentlich. Die Monatsberichte werden den Abonnen- 
ten der „D.T.Z“ “auf Anforderung kostenlos zu- 
gestellt. — se — 


Sterbetafel. 


Es starben: 


Leopold Adam (212889), Pillkallen. Magnus Pechmann (T 67 966), 
Siegfried Berdrow (H 164478), Kar!shorst. 

- Grevenbroich. Wilh. Rothenburger (T 83480), 

Wilhelm Dickhaut (167 284), Cassel. Wiesbaden. 

Jos. Flück (216682), Essen. Herm. Schäfer (207286), Zuffen- 
A: Grockenberger (154 385), hausen. 

- Mannheim, Fr. A. Sinner (9412), Chemnitz. 
Herm. Gutte in% Saarbrücken. Wilh. Wagner (130317), Höchst am 


Hans Hartmann (215425), Wies- Main. 

3 baden. Otto Waschkau (T 43576), Königs- 

- Wilhelm: Klaban (86105), Nieder- berg. 

® sedlitz. Hans Weidner (135248), Heidelberg. 
Carl Maier (207283), Stuttgart. Fritz Winter (195 >71), Trebnitz. 


Ehre ihrem Andenken! 


















Br 



































































e2 


+ weft 7 . Be Le 2 n herr 
a enagee 2 = a “r 5 + = 
r 23 Near & x SEE Yan art ur ER Er 
ne re Re 4 Een nam» EEE - 


RE 


Z 


















368 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 





Verschiedenes. 


Wie reist man in Oberbayern und Tirol? Ein Wanderbuch zum Lust- 


und Planmachen. Von 


Prof. Dr. Karl Kinzel.. 1925.:. 15. Auflage 


mit Berücksichtigung von Nürnberg, München, Regensburg, Augsburg, 
Salzburg, Innsbruck, Bozen, Meran und der Sommerfrischen. Ganz neue 
Bearbeitung. 6 Stadtpläne, 4 "Grundrisse, 1 Uebersichtskarte,.1 Wander- 
karte, 9 Bilder. Verlag Friedrich Bahn in Schwerin in Mecklb.  Bieg- 
sam in Ganzlwdbd. 5,80 Mark. 


1} 


Nr. 28 


Schon die hohe Auflage bürgt für die Beliebtheit und Brauchbarkeit 
des ‚Kinzelschen Reiseführers, der. nicht. beansprucht, an- die Stelle der‘. 
Baedecker und Meyer zu treten, sondern vor allem, dem mit bescheidenen 
Mitteln auftretenden . Wanderer über alles Wissenswerte belehren will, 
Das uns vorliegende Buch ist völig neu ‚bearbeitet und trägt den. in- 
zwischen eingetretenen tiefgreifenden Aecnderungen vollauf _ Rechnung. 
Es kann als belehrender Ratgeber für die’Zusammenstellung von Reise- 
touren aufs beste empfohlen werden. 





Jüngeren Techniker 


auf Gewächshausbau bezw. leichter Eisen- u. Holzkonstruk- 


tion stelien ein 


Böttger & Eschenhorn G.m.b.H. 


Berlin - Lichterfelde, Marienfelder Str. 98, 
Telephon Lichterfelde 837. 





Für ER Entwurfsbearbeitung werden 


2 Tiofnufechnike 


esucht. 
Eintritt soll baldmöglichst erfolgen. Bewerber mit Erfahrun 
im Kanalbau werden bevorzugt. Vergütung GruppeVIR.A.T. 
Gesuche mit Zeugnissen an 
Kanalbauamt Magdeburg, 
Mittellandkanal. 


PREDIGER EEE 


Eisenbetonbat 


von H. Schlüter. 
Bd.1 Säuleu. Balken. 
9,50 M. 

Bd.II Rahmen u. Ge- 
wölbe. 9,50 M. 
Ist leicht verständl, 
Ratenzahlung durch 


H. Mausser, Buchh. 
Berlin W 57/4, Potsdamer Str. 75. 





Vertrauensvolle 


Auskunft in allen Fällen 
kosten!os, Rat bei allen 


Frauenleiden u. 
Männerkrankheiten 


1200 Danksagungen aus 
ca.1 Jahr beweisen unsere 
erfolgreiche Hilfe 
Auskunft kostenlos. 
Versand all. einschlägig. 
Bedarfsartikel. 
Sanitas-Depot, 
Charlottenburg 5. 











Ein Buch wichtig. Frauen- 
fragen von der früheren 
Oberhebamme der Charite 
Berlin gibt sichern Rat in 
allen Fällen! Versendetge- 
schloss. geg. Einsendg. von 
M. 1,— Frau Anna Hein, 
hyg. Versandhs., Berlin 75, 
Potsdamer Straße 106a. 





Guter Nebenerwerb 
durch Uebernahme einer Ver- 
tretung für weitgespannte 
Holzhallenbinder. Herren aus 
der Baubranche bevorzugt. 
Anfragen unter D. T. Z 262 
anRich. Merkel, Berlin W35, 
Potsdamer Str. 111. 








m 


Schriftschablonen 
IE Bahr’s Normograph 


rem D.R.P., Aus'andspatente, 
Prem Yom Normenausschuß empfohlen. 
Prospekte kostenlos. 


FilleraFiebig, Berlin S*2 





Alleinige Anzeigen“ und Beilagenannahme: Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin. 
R. Merkel, Berlin, W 35, Potsdamer Straße 111. Schluß ‘der Anzeigenannahm: 4 Tage vor Erscheinen. 


Ziehung 15. u. 16. Juli 


Kölner Dombau- 


Gein-Lotterie 


4553 Gewinne 
bar ohne Abzug —= Mark 


100000 
60000 
50000 
: 10000 


Orig.-Lose aM.3,— 


Porto u Liste 35 Pfg. extra 
empf. u. vers. a. unt: Nachn. 


r r Nfo. 
Emil Stillerg@ haus 
Hamburg, Holzdamm 39 
Baldige Bestellg. erwünscht. 


echtrot.federdicht.Daunenkö- 
per, IY/aschlfrg., groß. Ober- 
bett, Unterbett u. 1 Kissen m. 
14 Pfd. grauen Federn gefüllt 
ä Gebett GM. 43.—; dasselbe 
Gebett mit 2 Kissen u. 16 Pfd. 
zartw. Fed. gefüllt GM.63.—, 


Bettiedern 


graue, per Pfd. GM.1.10, zart 
und weich GM. 1.50, grau- 
Halbdaun. GM. 3.25, Schleiß- 
federn grau GM. 2.25, weiße 
Halbdaun. GM. 5.—, Daunen 
grau, GM.9.25,weißGM.12.30. 
Bettbezug aus gutem, weißem 
Linon oder buntgeblümt oder 
kariert per Stück Gm, 7.20, 
Alle 'Aussteuerartikel billig, 
Muster u. Katalog frei. Nicht» 
gefall. Geld zurück. 
Bettfederngroßhandlung, 
Bettenfabrik und Versand 


ev. 


auptgew 








| Th.Kranefuß, Cassel247. 














anträge gestellt haben. 


Prospekte kostenlos + 


42% Aufwertung 


geben wir den Inha"ern der alten Sparkonten, soweit sie Aufwertungs- 
Dieser Aufwertungssatz sowie die näheren 
Bestimmungen sind nunmehr endgültig festgelegt. Für die Aufwertung 
wird jedoch nicht etwa die Papiermarksumme bei der letzten Abhebung 
zugrunde gelegt, oder sonst eine willkürliche Annahme gemacht. Es 
werden vielmehr 420), des Goldmarkwertes der Sparkonten gewährt, der 
sich aus der Umrechnung aller Ein- und Ausgänge zu monatlichen 
Durchschnittskursen der Goldmark seit Ende 1917 ergibt. Die Aus- 
zahlung erfolgt ab 1. Januar 1929. Vorher ist Beleıhung möglich. 
Diese außerordentlich günstige Aufwertung ist der beste Beweis für 
unsere Vertrauenswürdigkeit. Deshalb gibt hinfort jeder technische 
Angestellte und Beamte sein Spargeld nur noch an die 


Industriebeamten-Sparbank e. G. m. b. H. 


Berlin NW 40 





Postscheckkonto 13580 
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Merantwortl.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH,, Berlin NW 48, — Rotationgfriftk Möller & Borel.GmbH., Berlin. SW 68, 








Teilzahlung! Katalog frei! 


Photographische 
Apparate 





Wunderharen Erfolg 


erzieen Sie mit Dudley’s 
psycho - physiol. Uebungs- 


sysiem. _ Dasselbe kräftigt Katalog A : 
schwache Herzen, Nerven u. : 

Lungen, entwickelt und er Uhren, Goldwaren, 
weitert die Brust, stärkt die Brillanten 
Muskeln, bewirkt eine .auf- 

rechte Haltung u. elastischen Katalog B 


Gang. Es reizt den Appetit, 
verbessert den Blutumlauf, 
hebt die Willenskraft, be- 
seitigt Verstopfung, Ver- 
dauungsbeschwerden, Schlaf- 
losıgkeit usw., kurz, es er 
neuert Körper und Geist, 
Schafft eine übersprudeln- 
te Gesundheit und Wider- 
standsfähigkeit geg. Krank- 
heiten. Preis M. 2.— 
Rarl A. Schilling, Pforzheim, 
Bleichstr. 3. 
Postscheckkonto 12757 
Karlsruhe i. B. 





1.Römer, Altona-Oihmarscheng. - 
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G.Büdenbergjun. : 


Hannover 


TIL EKTLLLLLLILLLTTETN) 


Phot. Apparate 
wndrFerngläser 


LLLLILLIETFELIEITITLOTELTIENIENTEE LET) 


IL TITIDDOT 


A 


LLLITETITFTTITT 


Günstige 
Zahlungsbedingungen 


» 


Luxus - Gamera 


9/12 mit all. Schikanen pa. 
Optik, 6,8 in 5stell. Ver- 
schluß. 3 Cass. Ausnahme- 
preis Mk. 56.— franko. 
Kayser, Bremen, 
Postfach 66. 


Zengnis-Abschriften 


saub. Masch.-Schr., [a Papier 
1 Seite 10- 30- 50 mal 


mormalz.1.— 1.50 2.— M. 

= : durch Postver- 2 
engzeilig -+- 50% Aufschl. ar; Prasp, se e ie. en 
Vers.geg. Nachn „zuzüyl.Spes. gegen '20.-Pfg. u. gen-Annahme 
Orte Höhn, Eisenach, R. MERKEL 


mes in Marken. 
Helenenstr 11p ei 


ERSTER Seen BerlinW 35, Potsdamerstr.11t 


RetlefurchtundMenschenscheu 


sind Hemmnisse, die schon so manchen tüchtigen Menschen im 
beruflichen und 'gesellschaftlichen “Leben an der Erreichung 
seines Zieles dauernd behindert haben. Wer aus Mangel an 
Redegewandtheit . überall schweigen muß, fühlt sich unbedeutend 
und überflüssig. Wie aher erhebt .es dagegen, wie macht es 
groß und erfüllt jeden mit dem ‚reinen Gefühl seines 
persönlichen ‘Wertes, .der‘ seiner Meinung durch eine 
schöne, schwungvolle Rede Ausdruck geben, in Unter- 
haltungen und Diskussionen jeden Augenblick das Wort er-- 
greifen, schlagfertig reden und die Menschen für seine Ideen ge- 
winnen kann. Hierzu verhilft der von dem Direktor der Redner- 
Akademie F..A: Brecht herausgegebene tausendfath ‚bewährte 
Fernkursus für praktische Lebenskunst, logisches Denken, - 


freie Vortrags- ünd Redekunst. 


Anerkennung aus all. Kreisen. Ausführl. Broschüre versendet vollständig kostenlos 
Redner-Akademie R. Halbeck, Berlin 3, Potsdamer Str. 105a. 
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Photo-Apparate 


sämtliches Zubehör 
Feldsteecher-Operngläser 


auf Teilzahlung! 


Kataloge franko. 


Gebrüder Huth, Dresden 28. 
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"Nummer 29 / 7, Jahrgang 


Abrechnung mit den Unternehmern 


Die nTe ung Deutscher Arbeitgeberver- 
bände hatte am 11. Mai der Reichsregierung eme Denk- 
schrift über Arbeitstarifpolitik, . Wirtschaftskrisis und Wäh- 
rung eingereicht, in der die Behauptung aufgestellt wird, daß 
die deutsche Wirtschaft durch die Entwicklung der Arbeits- 

| Be und die erhöhte. Belastung durch die Repara- 
tionsverpilichtung dem Wettbewerb auf dem Weltmarkt nicht 

gewachsen sei. Die Unternehmer forderten daher von den 
rbeitnehmern VerzichtaufweitereLohnerhöhun- 
genund Einwilligungineine Verlängerung der 
Arbeitszeit, insbesondere Verzicht auf den Achtstun- 
dentag. Von der Reichsregierung wird verlangt, daß 
sie diese Forderungen unterstützt, indem sie jede weitere Ver- 
besserung der Arbeitsbedingungen der Arbeiter, Angestell- 
ten und Beamten in öffentlichen Diensten ab- 
lehnt und durch Beeinflussung der amtlichen 
Schlichter — durch Fällen. entsprechender Schiedssprüche 
und Verweigerung der Verbindlicherklärung von Schieds- 
Br die Verbesserungen vorsehen — an der Tiefhaltung 
er Arbeitsbedingungen in der Privatwirtschaft mitwirkt. 


Die Spitzenorganisationen der Gewerk- 

schaften, ohne Unterschied der Richtung, haben nun am 
8. Juli der Reichsregierung eine Denkschrift überreicht, die 
als Antwort auf die Denkschrift der Unternehmer eine ein- 
gehende Widerlegung der tendenziös übertriebenen Behaup- 
fungen dieser Denkschrift enthält und eine gründliche Ab- 
rechnung mit den Unternehmern darstellt. 
- - Um.die technischen Angestellten in den Stand zu setzen, 
gegenüber der ständig wiederholten Behauptung der Unter- 
nehmer von der Unmöglichkeit des Wettbewerbes auf dem 
"Weltmarkt mit triftigen Gegengründen zu dienen, bringen wir 
in Folgendem einen ausführlichen Auszug aus der Denkschrift 
der Gewerkschaften: 

„Die deutschen Gewerkschaften sind sich der gegenüber 
dem deutschen Volk auf ihnen und ihrer Lohn- und Arbeits- 
zeitpolitik ruhenden Verantwortung durchaus bewußt. Wenn 
sie die tarifvertragliche und gesetzliche Festlegung des Acht- 
stundentages und die Sicherung einer Lohnhöhe, die den Ar- 
beitnehmern eine unangemessene Lebenshaltung gewährt, for- 
dern und durchzusetzen gewillt sind, so steht dieses Ziel 
durchaus in Einklang mit den Lebensnotwendigkeiten der deut- 
schen Volkswirtschaft als Ganzem. 


Die Arbeitgeberdenkschrift klagt die Gewerkschaften zu 
Unrecht an, daß sie sich unverändert von internationaler 
Einstellung abhängig machten. Trotz der von den Ge- 
"werkschaften durchaus gewürdigten besonderen Erschwerungen 
der deutschen Wirtschaft ist die deutsche Arbeitnehmerschaft 
ebenso zur: Berücksichtigung der internationalen Arbeitsbe- 
dingungen genötigt, wie dieses auch bei der Unternehmerschaft 
hinsichtlich der internationalen Produktions- und Machtverhält- 
nisse der Fall ist. Die Tiefhaltung oder gar weitere Senkung 
des Lebensstandards der deutschen . Arbeitnehmerschaft durch 

hndruck und lange Arbeitszeit. zieht automatisch die Ver- 
schlechterung der Lebenshaltung der Arbeitnehmer in. den 
Wettbewerbsländern nach sich. So versuchen die Arbeitgeber 
in England, Frankreich, Belgien, Polen und an- 
deren Ländern mit dem Hinweis auf Deutschland: die Arbeits- 
bedingungen in ihren Ländern zu verschlechtern. Dies be- 
weisen besonders deutlich die augenblicklichen Debatten in 
England aus Anlaß der außerordentlichen Arbeitslosigkeit. 
Verwiesen wird dort auf die niedrigeren deutschen Löhne und 
klie längere Arbeitszeit, die in Verbindung mit den in Deutsch- 
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Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlin. — Fernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40. 


Berlin, den 17, Juli 1925 





land angeblich geringeren Renten, Steuern und Abgaben die 
englische Wirtschaft bedrohen. Empfohlen wird als Schutz 
gegen den deutschen Wettbewerb die Verschlechterung 
derenglischen Arbeitsbedingungen oder Zwangs- 
abschluß gegen das Eindringen deutscher Waren. Das gleiche 
wiederholt sich in den anderen Staaten und findet seine Grenze 
nur an der Widerstandskraft der Arbeitnehmer. 

Die Erfüllung der deutschen Arbeitgeberforderungen würde 
der deutschen Volkswirtschaft nichts nützen, weil sich natur- 
notwendig eine gleiche Reaktion in den Wett- 
bewerbsländern durchsetzen und einen etwaigen deut- 
schen Vorsprung sehr schnell ausgleichen würde — dann aber 
mit der volkswirtschaftlich verhängnisvollen Wirkung, daß der 
ohnehin infolge der mangelnden Kaufkraft der Volksmassen 
stagnierende eltmarkt noch weiter geschwächt wäre, weil 
steigende Absatzstockung und Arbeitslosigkeit unausbleiblich 
wären. Statt des durch niedere Löhne und lange Arbeitszeit 
für die deutsche Volkswirtschaft im Kampf um die Steigerung 
der Absatzmöglichkeit bezweckten Erfolges entstände auch 
für Deutschland durch die sinkende Kaufkraft und fort- 
schreitende Verelendung der Arbeitnehmer- 
schaft aller Länder eine weitere Beschränkung des Waren- 
exportes. 

Die Belastung der deutschen Produktion durch Löhne, 
Dauer der Arbeitszeit und Sozialversicherung kann nur im 
Vergleich mit der Entwicklung dieser Faktoren in den übrigen 
Ländern geprüft werden. Ein Vergleich darf nicht ein- 
seitig von der Vorkriegszeit in Deutschland 
ausgehen. Ebenso kann eine objektive Prüfung der Belastung 
der deutschen Wirtschaft durch infolge der Kriegsverluste und 
Reparationsverpflichtungen erhöhte Steuern und Abgaben nicht 
an der Tatsache vorbeigehen, daß auch die Wirtschaft 
der Wettbewerbsländer höhere Belastung gegenüber 
der Vorkriegszeit in den verschiedensten Formen auf sich 
nehmen mußte. 

InderFrage der Arbeitszeit werden mit größter 
Unbefangenheit Behauptungen aufgestellt, deren Unrichtigkeit 
durch wissenschaftliche Untersuchungen und praktische Er- 
fahrungen in zahlreichen Fällen erwiesen ist. 

Yon der längeren Arbeitszeit ist der derzeitige Lebens- 
standard des deutschen Volkes, an Lohn, Preis und Kaufkraft 
gemessen, wesentlich abhängig.‘ Darum müsse längere Ar- 
beitszeit da verlangt und langfristig sichergestellt werden, wo 
Steigerung von Produktion und Absatz dadurch ermöglicht 
würde. 

Ob und in welchem Umfang das der Fall ist, wird nicht 
näher ausgeführt. Man hält es nicht für nötig, auf die grund- 


















Am 16. Juli 1925 


fand die amtliche Zählung der stellenlosen An- 
gestellten statt. Jeder Kollege, der an diesem Tage 
stellenlos war, ist verpflichtet, einen Fragebogen 
auszufüllen. Wer keinen Fragebogen erhalten hat, Tor- 
dere diesen sofort von seiner Ortsverwaltung oder Gau- 
geschäftsstelle an. Die ausgefüllten Fragebogen 
können noch spätestens bis zum 23. Juli bei 
den vorgenannten Stellen abgegeben werden. 

Bei Abgabe des Fragebogens ist, als Ausweis 
der Angestelltenschaft,die Angestelltenversiche- 
rungskarte oder die Bescheinigung über die Versiche- 
rungsfreiheit, eine Arbeitsbescheinigung oder ein Zeug- 
nis usw. vorzulegen, 
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sätzlichen Probleme des Achtstundentages, den man als „Kul- 
turideal, von der unentbehrlichen Wirtschaftsgrundlage gestützt, 
als Entwicklungsziel nicht ablehnt‘, einzugehen, auf die große 


Zahl statistischer Erhebungen, aus denen ersichtlich wird, daß. 


zum mindesten gerade nicht durch die Verkürzung der Ar- 
beitszeit ein etwaiger Produktions- und Leistungsrückgang ver- 
schuldet wird. 

Daß die allgemeinen kulturellen und gesundheitlichen Fol- 
en einer Verkürzung der Arbeitszeit sich erfahrungsgemäß 


etztendlich stets durch Hebung der Arbeitsinten-, 


sität, -fähigkeit und -freudigkeit zugunsten der 
Produktion auswirken, wird mit keinem Worte gestreift. 
Wesentlich erkennbar wird vielmehr in den ganzen Ausführun- 
gen der Wunsch, die heute schon stark gelockerte 
gesetzliche Begrenzung der Arbeitszeit völlig 
zu beseitigen und so eine weitere Waffe im Kampf gegen die 
unbequemen sozialpolitischen Bestrebungen der Arbeiterschaft 
2u erhalten. 

Wie man dabei rechnet, zeigt insbesondere die Erklärung, 
daß auch heute noch (nach dem Abbau aller diesbezüglichen 


Demobilmachungsvorschriften!) die dem Stande der Wirt- 


schaft eigentlich entsprechende Arbeitslosigkeit „nicht zuletzt 
durch die kürzere Arbeitszeit künstlich versteckt werde“. Von 
der Verlängerung der Arbeitszeit erwartet man also eine 
Vermehrung der Ärbeitslosigkeit, mit der man 
natürlich auf die in den Betrieben Befindlichen einen um so 
stärkeren Druck auszuüben hofft. 

Das Lohnproblem wird in ähnlicher Weise behandelt. 
Zunächst wird das Lohnniveau vom Januar 1924 verglichen mit 
dem vom April 1925, das 50 bis 70 Prozent über dem ersteren 
und 20 bis 25 Prozent über dem vom Juli 1924 liegen soll. 

Abgesehen davon, daß diese Prozentzahlen in erheblichem 
Umfange nicht zutreffen, beweist der Hinweis auf den niedrigen 
Stand vom Januar 1924 nur, daß die Zermürbung der Arbeiter- 
schaft durch die Inflations- und Ruhrkampfkrisen sich bei ein- 
tretender Stabilisierung in vollem Umfange offenbarte, daß 
nach der durch die Intlation verursachten Periode der Ver- 
schleierung der tatsächlichen Lohnkaufkraft 
es einer längeren Zeit und größerer Anstrengungen der Arbei- 
terschaft bedurfte, um das Lohnniveau dem Existenzminimum 
und den Friedensrealöhnen wieder anzunähern. 

Nach den vergleichenden Statistiken der Gewerkschaften, 
über die Entwicklung der Tariflöhne in 25 deutschen Städten 
und 43 Berufen betrug der Tariflohn für den männlichen 
Vollarbeiter im Jahre 1913/1914 im Durchschnitt 57 Pf. stünd- 
lich. Eine Zusammenstellung der Tariflöhne für die gleichen 
Orte und Berufe zeigt für Ende Dezember 1923 einen Durch- 
schnitt von 52,6 Pf. Obwohl die Lebenshaltungskosten im 
Dezember 1923 nach dem amtlichen Index etwa 25 Prozent 
höher lagen als 1913/1914, war der Nominallohn von 57 Pf. 
aut 52,6 Pf. gesunken. Ende März 1924 war der Durch- 
schnittslohn auf 52,4 Pf. gesunken, allerdings bei etwas sinken- 
den Lebenshaltungskosten. Mit dem Steigen dieser Kosten 
steigt der Durchschnittslohn Ende Juni 1924 auf 62,6 Pf, 
Ende September auf 64,7 Pf, Ende Dezember auf 71,7 Pi. 
und Ende März 1925 auf 76 Pf. Die amtliche Indexziffer stand im 


März 1925 auf 136,8. Dabei ist besonders zu beachten, daß ° 


in der Vorkriegszeit die Tariflöhne sehr viel mehr als heute 
eine untere Lohngrenze darstellten, während in der Nach- 
kriegszeit der tarifvertraglich vereinbarte Lohn in der Regel 
zum Normallohn wurde, der die absolute Höhe des tatsäch- 
lichen Lohnes angibt, und daß der amtliche Index aus 
einer Reihe von Gründen erheblich hinter der tat- 
sächlichen Verteuerung derLebenshaltung zu- 
rückbleibt. Erfahrungsgemäß vollzieht sich seit Herbst 1924 
die Lohnentwicklung in der Richtung emer stärkeren 
Differenzierung der Löhne der gelernten und 
derungelernten Arbeiter, nachdem besonders in den 
ersten Nachkriegsjahren eine starke Annäherung dieser Löhne 
erfolgt war. 

Ein Streiflicht auf den niedrigen Stand der Löhne wirft eine 
Eingabe des Verbandes deutscher Landesversicherungsanstalten 
an den Reichsarbeitsminister vom 10. Juni d. J., in der es 
heißt, daß von allen bei ihnen im Jahre 1924 ge- 
leisteten Beiträgen über 30 Prozent in der 
niedrigsten Stufe entrichtet wurden. Ferner bleiben die 
Gehälter der Angestellten hinter dem Realeinkom- 
men der Vorkriegszeit ganz erheblich zurück. 

Wenn die Denkschrift der Arbeitgeber die Personalaus- 
gaben im Gesamtetat der deutschen Industrie auf 150 Pro- 
zent der OT beziffert, so ist diese Angabe höchst 
unklar. Die Zahl der in. der deutschen Wirtschaft ‚beschäf- 
tigten Arbeiter und Angestellten ist seit: 1913/1914 um einige 
Millionen gestiegen. Verteit sich auf diese der auf 150 Pro- 
zent gestiegene Oesamtetat, so beweist dies, daß der 
Reallohn des einzelnen Arbeitnehmers ganz 
außerordentlich gefallen ist. Ist jedoch der einzelne 


Arbeiter gemeint, so wäre dieses eine starke Uebertreibung, 
da nachweislich die Tarifilöhne nominal bis April 1925 nur 
um 44 Prozent stiegen. Tatsächlich bleibt jedoch selbst die 
Steigerung der Nominallöhne beträchtlich‘ unter 44 Prozent, 
weil, wie oben bemerkt, heute der Tariflohn den Normallohn 
bildet. Der Reallohn erfuhr daher auch keine Steigerung, 
sondern blieb erheblich hinter dem Reallohn der Vorkriegs- 
zeit zurück. Aber selbst wenn eine Steigerung’ des Lohnes auf 
150 Prozent erfolgt wäre, bedeutete dieses keine gegen die 
Vorkriegszeit erhöhte Belastung der deutschen Industrie, da 
die allgemeine Weltmarktverteuerung, die auch in den Waren- 
preisen zum Ausdruck kommt, erheblich höher: ist. 

Unverständlich ist, daß die Kosten der einzelnen Arbeits- 
kraft nach der Denkschrift 60 bis 100 Prozent über dem Vor- 
kriegsstand liegen sollen. Nicht angegeben ist, ob es sich um 
die nominale oder reale Höhe der Belastung handelt. In 
der realen Belastung ist keine Steigerung eingetreten. Der 
Lohm ist auch heute noch, wie bewiesen, unter seinem früheren! 
Realwert. Die soziale Belastung ist gleichfalls 
in der realen Höhe nicht gestiegen. 

Es sei auf die zahlreichen Erörterungen amtlicher Er- 
hebungen im „Reichsarbeitsblatt‘‘ verwiesen, wonachdie 
soziale Belastung der Wirtschaft unter Be- 
rücksichtigung der Goldentwertung 
höher als die vor dem Kriege zu veranschlagen ist, 
und ferner auf die ausführlichen und gewissenhaften Fest- 
stellungen der Gewerkschaften, nach denen eine pro- 
zentuale Belastung von höchstens 10 Prozent 
anzunehmen ist. 

Daß die ausländischen Reallöhtne höher sind 
als die deutschen, will die Denkschrift nur bezüglich der Ver- 
einigten Staaten anerkennen. Ebenso geht sie auch an 


. der Tatsache vorüber, daß selbst dort, wo im Ausland das 


Lohnniveau nicht über dem deutschen liegt, eine stärkere 
Steigerung der Löhne gegenüber dem Friedensrealstand statt- 
gefunden hat. . 
Aus allen diesen Gesichtspunkten heraus kann von einer 
a und wirtschaftlich nicht gerechtfertigten Lohn- 
olitik der Gewerkschaften nicht gesprochen werden. Weder 
öhne noch Sozialbelastung übersteigen im 
Gegensatz zum Ausland die relative Höhe der 
Vorkriegszeit. Nicht mit den Tatsachen vereinbar ist 
die weitere Behauptung der Arbeitgeber, daß Produktion und 
Güterumsatz nur 70 Prozent des Vorkriegsstandes betragen, da 
weder die Zahl der Beschäftigten noch die Arbeitsintensität 
vermindert wurde. Aus der Tatsache, daß eine ständige weitere 
Verminderung der Zahl der Erwerbslosen stattfindet, läßt sich 
immerhin auf die steigende Produktivität und den steigenden 
Beschäftigungsgrad der deutschen Wirtschaft schließen. Die 
relativ niedrige Zahl der Erwerbslosen beruht nicht darauf, 
daß der Industrie die unproduktive Beschäftigung von Arbeits- 
kräften aufgezwungen wird. Die Industrie kann heute ihre 
Betriebsführung ohne einschränkende Hemmungen organisieren. 
Sie ist keiner zwangsweisen, verteuernden Uebersetzung mit 
Arbeitskräften unterworfen, sondern kann von sich aus jeden 
unproduktiven Leerlauf ausscheiden. Wenn trotzdem die Zahl 
der Erwerbslosen stark sank, so nur deshalb, weil genügende 
und produktive Arbeitsmöglichkeit vorlag. 
AusallendiesenDarlegungengehtklarher- 
vor; daß weder die Produktivität auf 70 Pro- 
zent der Vorkriegszeit gesunkenist, noch daß 
die Kosten der einzelnen Arbeitskraft um 6 
bis 100 Prozent gestiegen sind. Demgegenüber kann 


‚der Kernsatz in der Argumentation der Arbeitgeberdenkschrift 


nicht mehr aufrechterhalten werden, und auch die aus ihm 
abgeleiteten Schlußfolgeruingen brechen in sich zu- 
sammen. 

Bei der Betrachtung der Beziehung zwischenLohn 
und Preis werden in der Denkschrift Ursache und Wirkung, 
verwechselt. Feste Löhne können solange nich 
auflange Sichtabgeschlossen werden, wie mit 


‚einer sieh aus anderen Ursachen ergebenden 


Preissteigerung gerechnet werden muß. Die 
Unsicherheit in den Absatz-' und Produktionsbedingungen und 
daher in der Kalkulation kann bei dem geringen Anteil, den 
der Lohn insgesamt und daher seine Schwankungen insbeson- 
dere am Produkt haben, im wesentlichen ‘nicht auf das Konta 
des Lohnes gebucht werden. Vielmehr sind es fehler 
hafte Inilationsgewohnheiten und die Ueber 
sättigung des Zwischen- und Einzelhandels 
durch welche die Unsicherheit hervorgerufen wird. 6 
Die Abneigung der Unternehmer egen. 
Zwangstarife, ihre Bereitwilligkeit, lieber Streiks als” 
Verbindlicherklärungen auf sich zw nehmen, entspricht ihrem 
derzeitigen Machtgefühl. Wie würde das Unterneh- 
mertum nach Zwangstarifen rufen, wenn nach 
seiner Meinung die Arbeiterschaft die stär- 
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kere Position hätte! Wird doch mit Nachdruck ge- 
fordert, daß die Löhne und Gehälter der Beamten, 
Angestellten wnd Arbeiter in Öffentlichen 
Diensten auf das Niveau der Industrielöhne und -gehälter 
_ herabgedrückt werden. Die Konkurrenz der öffentlichen Hand 
- verdirbt den Unternehmern scheinbar die ihnen ‚angemessen 
 scheinenden Preise für die Ware Arbeitskraft. 

Die Anrempelung der Schlichter entspringt einer 

verletzten maßlosen Autokratie. Die Gewerkschaften haben 
keinen Grund, mit der Lohnpolitik der Schlichter sonderlich 

zufrieden zu sein. Aber die Unternehmer suchen das ge- 

@setzlicheSystemzudiskreditieren, weileseine 

Beschränkung ihrer Willkür bedeutet. 

| Zur Begründung ihrer Forderung auf Abbau der 
Löhne und Verlängerung der Arbeitszeit be- 
rufen sich die Arbeitgeberverbände auf die ernste Wirtschafts- 
lage Deutschlands, die sie aus den Verlusten durch den Ver- 
trag von Versailles und die stark passive Handels- 
bilanz nachzuweisen suchen. 

Daß unsere Wirtschaftslage nicht zum besten steht, ist 
unbestreitbar. Man sollte sich jedoch hüten, sie als schlechter 

- darzustellen, als sie in Wirklichkeit ist. Trotz passiver Han- 

 delsbilanz ist unsere Währung stabil geblieben, das 
heißt, das Vertrauen des Auslandes zu unserer Wirtschaftskraft 
ist bislang unerschüttert. 

Gefahren drohen unserer Wirtschaft von einer Seite her, 
die die Eingabe der Arbeitgeberverbände wohlweislich nicht 
berührt. Die Arbeitgeber beschränken sich darauf, von 
der Arbeiterschaft Opfer zu verlangen, und gleiten still- 

_ schweigend über die naheliegenden Fragen hinweg, welche 
Opfer sie selbst zu bringen gewillt sind. Sind 

doch die Lasten aus dem Versailler Vertrag bisher in über- 
wiegendem Maße durch die breiten Massen des Volkes auf- 

gebracht worden, und ist doch von Unternehmerseite viel zu 
wenig geschehen, um die entstandenen Verluste wieder auszu- 
gleichen: 

Die Inflationszeit, die mit keinem Worte in der 
Eingabe erwähnt ist, war die Zeit, in der das Unternehmertum 
auf Kosten der übrigen Bevölkerung stark und kräftig ge- 

worden ist, in der es aber auch die ihm zufallende Machtfülle 
in wirtschaftlicher und politischer Hinsicht für Deutschlands 

- Gesundung hätte einsetzen müssen. Das Gegenteil ist 
geschehen. Der Ausverkauf Deutschlands, der Schleuder- 
export auf Kosten der Lebenshaltung seiner Arbeiter, An- 
gestellten und Beamten, seiner Wissenschaftler und seiner Rent- 

‚ner Ist die böse Saat jener Jahre, die jetzt aufgeht. Die ver+ 
lockenden Möglichkeiten des Schleuderexportes, die von den 
Unternehmern weidlich ausgenützt wurden, haben unser Wirt- 
schaftsleben auf das schwerste erschüttert. Die verderbliche 
Sucht, „Sachwerte‘ zu sammeln und ihre Machtposi- 
tion auszudehnen, verführten unsere Industrie dazu, De- 

_ visen und Beteiligungen im In- und Ausland anzusammeln und 

ia Konzernen und Dachgesellschaften system- 

los zukonzentrieren. Stattorganischer Weiter- 
entwicklung und‘ ständiger Durchorganisierung 
nach den meuesten Errungenschaften von Wissenschaft und 

_ Technik begnügte man sich mit einer rein mechanischen 
VerbreiterungderbestehendenEinrichtungen, 

 unbekümmert um die technischen und betriebswirtschaftlichen 

- Fortschritte, die derweil das Ausland machte. Hier liegt 
die tiefere Ursache für die Klagen unserer Industrie über 

_ die „günstigeren Produktionsbedingungen‘‘ des Auslandes und 

- des angeblich auf 70 Prozent beschränkten Leistungseffektes 

der unorganisch verbreiterten Betriebe. 

Die deutsche Wirtschaft wird notgedrungen in der aller- 

“ nächsten Zeit eine Periode innerer Bereinigung durchmachen 

müssen. Einige wenige Betriebe sind es, die durch Rationali- 

‚sierung ihrer Erzeugung der dringenden wirtschaftspolitischen 

Notwendigkeit Rechnung tragen, während die Mehrzahl der 
- Unternehmer diese Einsicht vermissen läßt und sich nicht zu 
neuer Initiative aufraffen kann, sondern an den altgewohnten 
Methoden festhält. Daher sind auch im allgemeinen die 
Kredite, die nach der Stabilisierung zur Ankurbelung der 
Wirtschaft gewährt worden sind, nicht zu der notwen- 
digenIntensivierung der Gütererzeugung ver- 
_ wandt worden. 
7 Aus allen diesen Ursachen heraus ist die von den Unter- 
 mehmern versprochene Preissenkung nicht 
durchgeführt worden, obwohl seither die Kohlenpreise 
 niedriggehalten und die Preise für Elektrizität, Gas und Wasser 
gesenkt worden sind und die Umsatzsteuer ermäßigt wurde. 
_ Die natürliche Folge des hohen Preisstandes bei geringen 
Löhnen wirkt sich in starker Beschränkung der Kaufkraft der 
breiten Masse des Volkes aus. Trotzdem fordern die Arbeit- 
geber weitere Senkung der Löhne. 
Die NotwendigkeitderHebung desinneren 

Marktes wird nun. auch von der Industrie anerkannt. 

R 








DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 371 


Trotzdem verlangt sie äußerste Beschränkung des 
Konsums. Dabei wird übersehen, daß gerade durch ge- 
steigerten Inlandabsatz die Industrie zu Leistungen 
befähigt wird, die ihre Möglichkeit des Ausland- 
exportes vergrößern. Allerdings erfordern der Inland- wie 
der Auslandmarkt immer gebieterischer eine Beschränkung auf 
Mindestgewinnquoten. Großer Umsatz bei geringem Nutzen 
haben im Ausland, speziell in Amerika, zu einer erheb- 
lichen Preissenkung und damit zur Hebung der Kaufkraft ge- 
führt. In Deutschland hält man noch an dem Grund- 
satz „Großer Nutzen, wenn auch geringer Umsatz“ fest. Durch 
Kartellpolitik sucht man auch dem am teuersten her- 
stellenden Unternehmer noch einen Gewinn zu verschaffen. 

Zum Schluß sei noch auf die gewaltige Gefahr hingewiesen, 
der die einseitig gegen die Arbeiterschaft ge- 
richteten Forderungen der Unternehmer die Gesamtheit 
des deutschen Volkes auszusetzen drohen. Die Unter- 
nehmer können nicht glauben, daß die Arbeitnehmerschaft, 
daß die Gewerkschaften sich der einseitigen Interessenpolitik 
der Industrie beugen werden, und sie glauben es auch nicht, 
wie ihre Bereitwilligkeit, wirtschaftliche Kämpfe auf sich zu 
nehmen, zeigt. DieGewerkschaftenabersindnicht 
bereit, das ihnen anvertraute Wohl der Ar- 
beiterschaft, die in den Kriegs- und Nach- 
kriegsjahren alle erdenklichen Opfer auf sich 
genommen hat, preiszugeben, sondern sie werden 
mit aller ihnen zu Gebote stehenden Kraft dieses Wohl schir- 
men und schützen und das Los der Arbeiterschaft zu ver- 
bessern suchen, weil sie gewiß sind, ihrem Volk damit den 
größten Dienst zu erweisen. Die Verantwortung für die aus 
diesen Kämpfen, gleich wie sie enden werden, erwachsende 
Erschütterung des Volks- und Wirtschaftslebens aber tragen 
die Kreise, die, wie während der ganzen Nachkriegszeit, so 
auch jetzt nicht bereit sind, sich ehrlich an den notwendigen 
Opfern der deutschen Nation zu beteiligen. 

Auf dieses drohende Unheil die Regierungen des Reiches 
und der Länder hinzuweisen und einer Klarstellung der für 
das Schicksal des deutschen Volkes so unendlich wichtigen 
Tatsachen zu dienen, ist der Zweck dieser von den Gewerk- 
schaften aller Richtungen verfaßten Schrift.‘ 


Der G.d. A. und die Techniker 


Der Gewerkschaftsbund der Angestellten war bisher ein 
Verband Hirsch-Dunckerscher Richtung, der vorwiegend kauf- 
männische Angestellte organisierte. Er hat sich bisher vergeb- 
liche Mühe gegeben, auch technische Angestellte zu organi- 
sieren. Mit den Mitteln, die ihm aus der kaufmännischen Mit- 
gliedschaft zufließen, gibt er seit April d. J. eine Monatszeit- 
schrift „Der Technische Angestellte‘ heraus. 

Der kaufmännische Ursprung dieses „Technischen An- 
gestellten‘ wird sofort deutlich, wenn man sich den Inhalt 
der bisher erschienenen drei Nummern durchsieht. Es ist 
zu natürlich, daß in einem „Einheitsverbande‘, der die An- 
gestellten ohne Rücksicht auf ihren Beruf organisieren will, 
die Berufsinteressen eine sekundäre Rolle spielen. Ein 
Berufsverband betrachtet die Forderungen im Interesse des 
Berufes als seine vornehmste Aufgabe, und wird in- 
folgedessen, wenn er an die Oeffentlichkeit tritt, diese Berufs- 
forderungen in erster Linie hervorkehren. Wir erinnern an die 
programmatischen Forderungen unseres Bundes, die er bei der 
Gründung und seit dieser Zeit bei allen seinen öffentlichen 
Kundgebungen aufgestellt hat. Nichts von alledem finden wir 
in dem „Technischen Angestellten‘ des G.d.A.! Keine For- 
derung des technischen Angestellten bezüglich der Gewerbeord- 
nung (Anrechnung der Bezüge aus der Kranken- und Unfall- 
versicherung), keine Forderung bezüglich der Konkurrenz- 
klausel, der Vereinheitlichung der Rechtsprechung für den 
Techniker, der Reform des Erfinder- und Urheberrechts — 
keine Forderung für die Umgestaltung des technischen Schul- 
wesens, für den freien Aufstieg des Technikers und selbst- 
verständlicherweise auch keine Forderung auf Durchdringung 
der öffentlichen und privaten Betriebe mit technischem Geist! 
Wir brauchen uns nur an Hand dieser Stichworte die Forderun- 
gen unseres Bundes als Berufsorganisation zu vergegenwärtigen, 
um den Unsinn zu erkennen, die Technikerinteressen in einem 
Mischmaschverbande vertreten zu wollen, in dem die kauf- 
männischen Angestellten stets in der übergroßen Mehrheit sind 
und ausschlaggebend sein müssen. 

Um der Zeitschrift „Der Technische Angestellte‘‘ den not- 
wendigen technischen Beigeschmack zu geben, ist die Zeit- 
schrift: mit einer Reihe technisch-wirtschaftlicher Aufsätze, wie 
z. B. „Nur eine Fensterscheibe‘“, „Der Blitzschutz‘, „Die Ein- 
wirkungen der Schmierungen auf die Wirtschaftlichkeit“, 
„Dampfkesselüberwachung‘, „Die größte Talsperre‘, Die Be- 
handlung der Werkzeugmaschine‘“ usw. ausgeschmückt, Nur 
finden wir nichts von einer „Ueberwachung‘“ der Wirtschafts- 
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interessen des Technikers und über die „Behandlung“, die der 
Techniker in der Wirtschaft erfährt. £ 

In Nr. 2 des „Technischen Angestellten“ nimmt Herr Fr o m- 
holz in einem Aufsatz „Aus dem Gewerkschafts- 
leben‘ zu den Organisationsverhältnissen der Techniker 
Stellung. Um den Inhalt des Aufsatzes zu kennzeichnen, ge- 
nügt es, einige Sätze wiederzugeben: 

„Sie“. (die Techniker) „organisatorisch zu erfassen, war ehemals (!) 
Sache des Berufsverbandes. Die technischen Berufsverbände entstanden 
in den 70er und SIer Jahren des vorigen Jahrhunderts... . In erster 
Linie galten sie der Hebung des Berufsstandes, Pflege der beruflichen 
Weiterbildung, Einwirkung auf die sozialpolitische Gesetzgebung . . „ 
ganz besonders aber Pflege des Berufsstandes. . . .“ 

Es folgt dann eine Schilderung der Verbandsgruppenbil- 
dung der kaufmännischen und technischen Angestellten bis 
zum Kriege und der bekannten Stellungnahme der einzelnen 
Verbände zur Frage der Angestelltenversicherung. Fromholz 
fährt dann weiter fort: 

„Genau gesehen, finden wir hier än reinlicher Scheidung die Be- 
tufsverbände, die gleich den Kampforganisationen der Arbeiterberufs- 
verbände auf dem Boden des Klassenkampfes standen, auf der anderen 
Seite die Verbände auf dem Boden der parteipolitischen Neutralität 
stehend. ; 

So lagen die Verhältnisse bis zum Jahre 1914. Während der Kriegs- 
zeit kam der berühmte Bürgfrieden. Es herrschte Frieden in allen 
Lagern. Der Krieg, wie auch der Kriegsausgang brachte mit einem 
Schlage ganz neue Verhältnisse und mit diesen ganz andere Wünsche 
und Forderungen. 

Der eiserne Ring der wirtschaftlichen Abhängigkeit war zerbrochen. 
Die neue Zeit brachte die Versammlungsfreiheit, die Gleichberechtigung 
von Arbeitnehmern zu Arbeitgebern, den Kollektiv-Arbeitsvertrag, das 
Tarif- und Schlichtungswesen u. a. m. Diese neue Zeit konnte natur- 
gemäß auch an den Angestellten und ihren Verbänden nicht spurlos 
vorübergehen. — Die Angestellten in ihren Verbänden rührten sich und 
riefen auf zur Organisation und Vereinigung. Zunächst wurden einmal 
die Lauen und bisher Abseitsstehenden aufgerüttelt. Die Verbände 
selbst änderten ihre Verfassungsformen und stell- 
ten sich auf den Boden der Gewerkschaft, aller- 
dings wie z. B. auch der G.d.A., unter Ablehnung des 
bewußten Klassenkampfes und Beibehaltung der 
parteipolitischen und religiösen Neutralität. Es 
war und ist heute noch unbegreiflich, wie die große 
Zahl der Techniker sich auf das Programm der 
freien Gewerkschaften verpflichten konnte. Zwei 
Gründe können nur entschuldbar angeführt werden: Einmal der Auf- 
ruhr der Zeit, der sie meistens blindlings der Parole folgen ließ, 
viele unter ihnen, die auch glaubten, daß die Bindung nicht so schlimm 
sei und die ruhigen Elemente unter ihnen parteipolitisch retardierend 
wirken könnten, zum anderen schlug das Pendel; einmal aus seiner 
Ruhelage gebracht, sehr stark nach links aus, weiter wirkte der leidige 
Berufsegoismus sehr stark mit, so daß der Techniker glaubte, 
sein altes Eigenleben unter den Angestellten nicht 
aufgeben zu können.“ 

Wir stellen nach diesen Aeußerungen fest: Der G.d.A. 
kann, wie seine Zeilen deutlich zum Ausdruck bringen, kein 
Verständnis für die Interessen der Techniker aufbringen, sonst 
könnte er sich angesichts der heutigen Stärke der gewerk- 
schaftlichen Berufsorganisationen nicht zu der aus der Luft 
gegriffenen Behauptung. versteigen, daß die Erfassung eines 
Berufsstandes „ehemals“ Sache des Berufsverbandes war, 
und daß solche Aufgaben, wie sie der. G.d. A. selbst nennt, 
„Hebung des Berufsstandes, Pflege def Berufsweiterbildung, 
Einwirkung auf die sozialpolitische Gesetzgebung“ usw. der 
damaligen Zeit angepaßt gewesen wären, heute aber nicht 
mehr zeitgemäß seien. 


Wir stellen ferner fest, daß der G.d. A. nach seinen eigenen 
Ausführungen bis Kriegsende nicht auf dem Boden der 
„Gewerkschaft“ gestanden hat, und daß erst der 
„Aufruhr der Zeit“ kommen mußte, um ihm begreiflich zu 
machen, daß die Interessen der Angestellten nur auf gewerk- 
schaitlichem Wege gewahrt werden können. Wenn sich der 
G.d.A. und seine Gesinnungsgenossen inzwischen wieder ge- 
mausert haben und den „bewußten Klassenkampf ablehnen“ 
(soll das heißen, daß sie den Klassenkampf unbewußt führen ?), 
so müssen wir unsererseits feststellen, daß der „Aufruhr der 
Zeit“ und die brutale Herabdrückung der Angestellten durch 
das Unternehmertum anscheinend noch nicht überzeugend ge- 
nug gewesen sind, um den Verbänden vom Schlage des G.d. A. 
begreiflich zu machen, daß die von ihm erstrebte Harmonie mit 
dem Unternehmertum eine Utopie ist. Sie werden es auch nie- 
mals lernen, daß die Unternehmer gar nicht daran denken, 
den Angestellten gutwillig ihr Recht zu geben, auch nicht durch 
das gute Zureden, wie es vom G.d.Ä. betrieben wird. Zu 
dieser Erkenntnis gehört eine etwas höhere Intelligenz, als wir 
sie bisher beim G.d.A. gefunden haben. Wir schreiben es 
der Intelligenz der Techniker zu, daß sie bisher in der über- 
re Mehrheit den Weg in unser Lager gefunden 

aben. 


Das mangelhafte Verständnis für die Berufsinteressen des 
Technikers kommt in dem erwähnten Aufsatz des Herrn From- 
holz auch in dem Aerger darüber zum Ausdruck, daß die von 
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uns geführten Techniker in Frankfurt a. M. bei den Tarif- 
verhandlungen, den Anspruch . durchgesetzt haben, 5% höher 


bezahlt zu werden als die kaufmännischen Angestellten. Das 


bedeute eine schwere Schädigung ‘der gesamten Angestellten- 
schaft. Dem G.d.A. scheint es nicht begreiflich zu sein, daß 
der Techniker, abgesehen von anderen Gründen, eine höhere 
Bewertung beanspruchen %*kann, weil er in sein „Ge 


schäft“ ein Kapital in Gestalt der höheren Ausbildungskosten | 


hineingesteckt hat. Der Kaufmannsgeist des G.d.Ä. sollte 
Verständnis dafür haben, daß dieses Kapital, solange wir in 
einer kapitalistischen Wirtschaftsordnung leben, irgendwie ver- 
zinst werden muß. 

Bei dem Mangel an Verständnis für die Berufsinteressen 
des Technikers. wird es dem G.d. A. immer „unbegreiflich‘‘ 
bleiben, daß ‚die große Zahl der Techniker sich auf das Pro- 
gramm der freien Gewerkschaften verpflichten konnte.“ Es 
wird ihm auch unbegreiflich bleiben, daß aus der tieferen Ein- 
sicht in die Wirtschaft, die der Techniker nun einmal hat, 
ein Kraftgefühl herauswächst, das’ im Kampfe mit dem Unter- 
nehmertum stürmischer zum Ausdruck kommt, als die ver- 
waschene Haltung eines Harmonieverbandes. Wer von der Not- 


wendigkeit_der Erhaltung des kapitalistischen „Unternehmer- 


geistes‘‘, der im allgemeinen nichts anderes als Profitgeist ist, 
überzeugt ist, wird niemals die Kampfkrait aufbringen können, 
wie derjenige, der von dem unüberbrückbaren Gegensatz. zwi- 
schen arbeitenden Menschen und kapitalistischem Unternehmer- 
tum durchdrungen ist. 

Die im Butab organisierten Techniker sind dem G.d.A. 


zu stürmisch. Er behauptet: „Die älteren und ruhigeren Ele- 


mente der Technikerschaft zogen sich (nach der Verschmelzung 
des Butib und des D.T.V.) allmählich mehr und mehr vom 
Gewerkschaftsleben zurück, traten schließlich aus, stärkten da- 
mit das Heer der Unorganisierten und schwächten die Kraft der 
Gewerkschaften.“ Auch an anderer Stelle bringt der G.d.A. 
deutlich zum Ausdruck, daß es ihm die „stillen Techniker‘ 
angetan haben. Wir möchten dem G.d.A. empfehlen, sich 
einmal in. einer Versammlung des Butab die Mitgliedschaft 
unseres Bundes genauer anzusehen, um sich davon zu über- 
zeugen, daß jedenfalls die von ihm versuchte Alters diagnose 
unserer Mitgliedschaft eine falsche ist. 

Der ganze Aufsatz des Herrn Fromholz wird von einem 
vernünftigen Techniker als ein nicht einmal geschickter Ver- 
such des G.d. A. erkannt werden müssen, die ‚älteren, ruhi- 
geren, stillen, vernünftigen‘ Techniker für den G.d.A. einzu- 
fangen. Man könnte vermuten, daß Herr Fromholz sich bei 
der Werbung der technischen Angestellten für den G.d.A., 
den Sprachschatz des Unternehmertums herangeholt hat, das 
ja auch stets eine besondere Vorliebe für die „stilleren und be- 
sonneneren Elemente‘ gezeigt hat. Der Angestellte, der un- 
ruhig wird, wenn er vom Unternehmer unwürdig behandelt 
wird, .ist noch nie beim Unternehmertum beliebt gewesen. Oder 
glaubt der G.d.A. den Angestellten weismachen zu können, 
daß sie in unserer heutigen Zeit keine Ursache haben, unruhig 
zu sein? 

Wir möchten Herrn Fromholz einen dringenden Rat geben. 
Geben Sie schleunigst den unmöglichen Versuch auf, eine 
G.d. A. - Technikerbewegung ins Leben zu rufen! Sie ersparen 
sich dadurch eine Blamage vor ihren eigenen Berufsgenossen 
und den G.d.A.-Handlungsgehilfen die- Kosten für das recht 
zweifelhafte Geschäft, „ältere und stille“ Techniker dem G.d. A. 








zuzuführen. Johann Gröttrup. 
oo Rundschau oo 











Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Die Belastung der Lebensmittel durch den Zell, Es hat 
den Anschein, daß weite Schichten der Verbraucher, insbeson- 
dere soweit sie den Gewerkschaften fernstehen, noch nicht ge- 
nügend die schwere Lage würdigen, die ihnen die Zolltarif- 
vorlage der Regierung auferlegen will. Ueber das Ausmaß der 
Gesamtbelastung sich ein Bild zu machen, ist allerdings kaum 
möglich. Immerhin bekommt man einen recht kräftigen Vor- 
ek wenn man erfährt, daß allein bei vorsichtigster 

ereehnung die allernotwendigsten Lebensmittel einer Familie 
sich um rund 150 Mk. im Jahr verteuern würden. Ein Familien- 
vater also, der bei achtstündiger Arbeitszeit einen Stunden- 
lohn von 62 Pf. erhält, muß zehn Prozent davon allein für 
die Lebensmittelzölle dranwenden. 

Da für die Nachkriegszeit brauchbare Unterlagen über 
den tatsächlichen Haushalt von Arbeiterfamilien fehlen, so 
haben wir der folgenden Berechnung das Wertigkeitsschema 
des Statistischen Reichsamts, zugrundegelegt;, das bekanntlich 
sich nur auf die notwendigsten Lebensmittel und. in teil- 
weise durchaus unzureichenden Mengen beschränkt. Dieses 
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Schema gibt den dringlichsten Nahrungsmittelverbrauch 
- einer minderbemittelten fünfköpfigen Familie (zwei Er- 
“ wachsene, Knabe von 14 Jahren, Mädchen von 7, Kind von 
- 11/, Jahren) für jeweils vier Wochen an. Die dreizehnfache 
- Menge wäre also der Jahresbedarf. Die jährliche Mehrausgabe 
ergibt. sich aus folgender Tabelle: 














Verbrauch ährlich 
Yeb E f der Familie Jährliche 
ebensmitte ART Echen Mehrausgabe 
4 kg Mk. 
14 
| k BonRenbrokä.n Sa ae ae 40 28,20 
| & Weiß ? rot . » [} . D ° . . . D “ . ei 5 4,60 
[eigenmohl .. 2.1.0 ae ieh nid ce ini ne 4 4.09 
a 1,833 0,91 
oherieß ee 1.833 2,63 
[erklöckon:? u) 2 ; 1,833 1,58 
I an ee Bee sr 1,833 0,95 
a San, 1,833 0,95 
IMerBohnen: .... .ı... 2% a ei, 1,833 0,95 
|* N RN 50 7,05 
Gemüse (Rot- und Weißkohl) . . . 2. , 15 7,80 
| Bro De ee, se; 3,5 20,50 
Schweinefleisch . . 1,5 8,80 
 Hammelfleish. . . . 1 5,85 
pe; 2%... 0,5 2,34 
| Leberwurst. . 2 11,70 
|" Butter ; 2 7,80 
| Margarine . . ß 2 7,80 
| Schweineschmalz . . 225 _ 3,65 
>& Er FE 1,75 6,83 
|  Salzheringe ; r 5 0,61 
a Zucker . U EN 3,5 4,55 
er ee ee 28:Stück 1,32 
mich ee... 35 Liter 6,82 
| Hosraatx,; Ar a; 1,25 1,63 
Iz 
| Jährliche Verteuerung der notwendigsten 
I EEE a ES RE ee 149,91 
2 Wo soll’ der „minderbemittelte‘“ Familienvater — denn nur 
" für die notwendigen Ausgaben einer solchen Familie ist ja 


' das Schema entworfen — blanke 150 Mark hernehmen? Da- 
bei ist unsere Berechnung, wie wir schon betont haben, 
7 besonders vorsichtig aufgestellt und ergibt sicherlich eine viel 
E zu geringe Belastung. Statt der hohen Zölle für Mehl, 
 Graupen, Grieß, Haferflocken haben wir nur den Mini- 
- malzoll für die entsprechende Getreideart eingesetzt, statt 
des Zolls für einfach zubereitetes Fleisch (Leberwurst) nur 
I den Zoll für Frisch- und Gefrierfleisch, statt des Milchzolls 
© nur den Butterzoll (unter Berücksichtigung des Wertverhält- 
 nisses von Butter und Milch)! Bei Gemüse setzten wir nur 
- den Zoll für Rot- und Weißkohl ein, ohne uns an den höheren 
- Zoll für die übrigen Gemüse zu halten, bei Kartoffeln haben 
wir den hohen Zollsatz für Frühkartoffeln nur für die Monate 
- Juni und Juli berücksichtigt. 

Daß das Ernährungsschema äußerst dürftig ist, eben nur 
die notwendigsten Dinge enthält, ergibt sich auf den ersten 
- Blick. Es fehlen Obst, Gewürze, Bier, Limonade und ähn- 
liche Dinge, die durch Zölle ebenfalls teurer werden. Für 
die engen Grenzen, in denen sich das Schema bewegt, ist 











4 weiterhin bezeichnend, daß nach amtlichen Angaben der 





w 


" Fleischkonsum im Jahre 1924 pro Kopf 41 Kilogramm be- 
* trug, während hier einschließlich Leberwurst, Speck und 
7 Schmalz knapp 29 Kilogramm zusammenkommen. Man wird 
- ferner zu beachten haben, daß die Werterhöhung der Lebens- 
"mittel auch eine Erhöhung der Umsatzsteuerbe- 
— träge bedingt, die ebenfalls vom Verbraucher getragen wer- 
den. Es ist also mit Händen zu greifen, daß der von uns er- 
 rechnete Betrag von 150 Mark bei weitem nicht auslangt. 
ii Die Preiserhöhung für die übrigen Bedürfnisse des Haus- 
“ halts, Küchengeräte, Möbel, Seife, Schuhe usw., läßt sich gar 
nicht abschätzen. Es ist völlig ausgeschlossen, daß 
die überwiegende Mehrzahl der Bevölkerung 
diesebeispiellose Belastungtragenkann. 

Daß das Reich große Einnahmen aus den Zöllen ziehen 
wird, ist nach den bisherigen Erfahrungen nicht anzunehmen. 
Nach einer Berechnung von Prof. Brentano kam die Be- 
lastung der Verbraucher durch die Zölle auf Roggen, Weizen, 
Gerste und Hafer im Jahre 1907 nur zu 12 Prozent der Staats- 
 kasse zugute, die übrigen 88 Prozent flossen in die Taschen 
- Privater. 

DIR. Aulyp in letzter Minute die Mahnung an alle: Wehrt 

euch! 


Die Lohnsteuer — die größte Steuer des Reiches, Im Mai 
betrugen die gesamten Steuereinnahmen 611 Millionen Mark 
gegenüber 653 Millionen im April. Das Aufkommen aus 
den Steuern der Massenbelastung geht aus der folgenden 
" Vebersicht hervor: . 
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AufkommeninMillionen Reichsmark: 
Mai 1925 April 1925 Mai 1924 


Lohnsteuer 137 126 88 
Umsatzsteuer i 116 137 135 
Beförderungssteuer 26 26 19 
Zölle und Verbrauchssteuern 144 148 93 
Massenbelastung 423 437 335 


‚„DieLohnsteueristalsoabermalsum1I1lMil- 
lionen Mark gegenüber dem Vormonat gestie- 
gen und jetzt die größte Steuer des Reiches. Prozentual hat 
die Massenbelastung im Mai wiederum 70 Pro- 
zent der Reichseinnahmen eingebracht, die Lohn- 
steuer allein 22 Prozent gegenüber 19 Prozent im April. 
Während die Umsatzsteuer im Mai gegenüber April etwag 
gesunken ist, wird die Lohnsteuer mehr und mehr zum Haupt- 
träger der Reichsfinanzen. Diese wichtige Rolle wird sie 
sicher auch weiterhin spielen, selbst wenn sich die ab 1. Juni 
eingetretene Ermäßigung der Lohnsteuer durch Heraufsetzung 
des steuerfreien Existenzminimums auswirken wird. „Das Reichs- 
finanzministerium hat ja bei den Beratungen im St@terausschuß 
immer nur mit 125 Millionen Mark Höchstaufkommen aus 
der Lohnsteuer gerechnet und auf dieser Grundlage die Er- 
höhung des steuerfreien Existenzminimums auf 100 Mark ab- 
gelehnt. Der Reichstag hat aber eine Entschließung ange- 
nommen, durch die die Regierung verpflichtet wird, die weitere 
Ermäßigung aus der Lohnsteuer durchzuführen, wenn das Auf- 
kommen aus der Lohnsteuer 1200 Millionen Mark jährlich 
‚übersteigt. 


Sozialpolitik 


- Schweizer Kleinbürger und Bauern gegen Sozialversiche- 
rung. Das Initiativbegehren Rothenberger über die Bildung 
eines Fonds von 250 Millionen Franken für Alters-, Hinter- 
bliebenen- und Invalidenversicherung wurde nach der „In 
dustrie- und Handelszeitung‘ mit 384275 gegen 280745 Stim- 
men verworfen. Bei einer Wahlbeteiligung von 66,8% hatten 
sich sechs — im wesentlichen industrielle — Kantone für, 
15 — ländliche — Kantone gegen das Initiativbegehren ent- 
schieden. Hinter dem Antrag Rothenberger standen die ge- 
samte Arbeiterschaft aller Parteirichtungen sowie der schwei- 
zerische Kaufmännische Verein, der schweizerische Werk- 
meisterverband, der schweizerische Bankpersonalverband, die 
Union Helvetia, der Verband schweizerischer Angestelltenver- 
eine. der Maschinenindustrie, der Bund der technischen An- 
gestellten sowie der Zuschneiderverband. 

Die bürgerlichen Parteien hatten diesen Antrag mit dem 
Hinweise abgelehnt, daß die Schaffung eines derartigen Fonds 
zur Zeit nicht nur finanziell unmöglich sei, sondern autchi 
schwere wirtschaftliche Erschütterungen nach sich ziehen 
würde. 

. Dieser Behauptung hat schon der „Technische Angestellte‘ 
in seiner Nr. 8 vom 23. Mai 1925 entgegengehalten: 

„Ein Land, in dem jährlich mindestens 850 Millionen ver- 
erbt werden! Ein Volk, das ein Nationalvermögen besitzt, 
welches auf jeden Kopf 11000 Franken ausmacht! Eine In- 
dustrie, die an Erträgnissen aus Wertpapieren jährlich 11/, Mil- 
liarde ausschüttet! Ein solches Land kann die geringen Lasten 
dieser großen Volkswohlfahrt tragen!“ 


n 


Soziale Bewegung 


Der Volksreisebund E. V. setzt sich zusammen aus Ange- 
hörigen aller Schichten. Er schließt jede religiöse oder poli- 
tische Betätigung streng aus. Nach $ 3 der Satzungen strebt 
er danach, durch Belehrung über zweckmäßiges Reisen, durch 
Aufstellung von Reiseplänen, durch Verschaffung billiger Fahr-, 
Unterkunfts- und Erholungsmöglichkeiten minderbemittelten 
Kreisen (Angestellten, Arbeitern, Beamten, Angehörigen der 
freien Berufe, des Handwerks, des Mittelstandes) das Reisen 
in Deutschland und im Auslande zum Zwecke der Erholung, 
der Belehrung und des persönlichen Kennenlernens von Land 
und Leuten zu ermöglichen oder zu erleichtern sowie alle Ein- 
richtungen zu schaffen, die zur Förderung dieses Zweckes 
dienlich erscheinen. (Gemeinnütziges Unternehmen). 

Er vermittelt billige Erholungsmöglichkeiten 
in der Schweiz, in Tirol und Inlande und veranstaltet in diesem 
Sommer Wochenendreisen, Gesellschaftsfahrten nach Dresden 
und der Sächsischen Schweiz und- dem Harz zu mäßigen 
Preisen. E 

Die Geschäftsstelle Berlin SW 48, Wilhelmstraße 41, Fern- 
sprecher Zentrum 1491, versendet auf Wunsch kostenfrei Bun- 
deszeitschrift und Drucksachen. 


Frontwechsel im Jungdo? Unter dieser Ueberschrift bringt 
„Der Stahlhelm‘“ vom 5. Juli einen Artikel, der den Jungdeui- 
schem Orden scharf angreift. Auf einer Sonnwendfeier in der 
Altmark soll der Ordenskanzler Bornemann erklärt haben: 
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„Der Stahlhelm hat in seinen führenden Männern zuviel Kon- 
vention beachtet und ist viefach reaktionär, während der 
Orden evolutionär ist. 

Mit dem Reichsbanner haben wir mehr 
rungspunkte als mit dem Stahlhelm !“ 

Daß der Stahlhelm „reaktionär‘ ist, haben auch wir an 
wiederholten Beispielen feststellen können. Daß nun auch dem 
Jungdo das zum Bewußtsein kommt, ist immerhin ein 
schwaches Anzeichen beginnender Einsicht im nationalistischen 
Lager. Gespannt sind wir allerdings, ob die „Evolution“ im 
Orden ihn in die Richtung führen wird, die im Interesse seiner 
Arbeitnehmer-Mitglieder liegt. 


Berüh- 


Angestelltenbewegung 


Der parteipolitisch neutrale D.H.V. Um es mit den Mit- 
gliedern, die bei der Reichspräsidentenwahl ihre Stimme für 
den Kandidaten Marx abgeben wollten, nicht zu verderben, 





Tarifsabotage 

In Nr. 16, S. 204, unserer Zeitschrift berichteten wir über 
das Zustandekommen eines Schiedsspruches zur Regelung des 
Arbeitsverhältnisses der Angestellten in der Braunschwei- 
ger Industrie und gaben der Vermutung Ausdruck, daß 
der Arbeitgeberverband den Schiedsspruch ‚ablehnen würde. 
Unsere Vermutung hat sich insofern als unzutreffend erwie- 
sen, als nicht der Verein der Braunschweiger Metallindustriel- 
ien, wohl aber 22 namhafte Industriefirmen sich auf Grund 
des bekanntgegebenen Schiedsspruches veranlaßt fühlten, gegen 
die in Betracht kommenden Angestelltenorganisationen unter 
dem 2. April d. J. eine Feststellungsklage beim 
Landgericht in Braunschweig einzureichen. Durch diese 
Klage soll festgesfellt werden, daß die Klä- 
ger durch den Schiedsspruch und einer evtl, 
Verbindlichkeitserklärung des Schiedsspru- 
ches nicht gebunden sind, und daß der Verein 
überhaupt nicht verpflichtet ist, in Verhand- 
Iungen mitden Beklagten über Abschluß eines 
Tarifvertrages einzutreten, und daß der Ver- 
ein nicht berechtigt ist, mit Wirkung gegen 
die Klägef Tarifvereinbarungen mit den Be- 
klagten zutreffen. 

Bereits am 27. April zogen die Kläger ihre Klage wieder 
zurück, weil inzwischen der Schlichter in Hannover die Ver- 
bindlichkeitserklärung des Schiedsspruches vom 30. März 1925 
mit Bescheid vom 24. April abgelehnt hatte. ‘Die Ab- 
lehnung begründet der Schlichter damit, daß die Ansichten 
darüber, ob eine Arbeitgebervereinigung, die nicht willens ist, 
Tarifverträge abzuschließen, und nach ihren Satzungen- dazu 
auch nicht berechtigt oder nur unter bestimmten Voraus- 
setzungen berechtigt ist, im Wege des Schlichtungsverfah- 
rens durch Abschluß eines solchen Vertrages gezwungen 
werden kann oder muß, sowohl in der Praxis als auch in der 
Wissenschaft auseinandergehen. Wenn schon den Parteien 
Zwangstarife auferlegt werden dürfen, so hängt die Verbind- 
lichkeitserklärung von einer eingehenden Prüfung ab, ob der 
Schiedsspruch in formeller und materieller Hinsicht den Inter- 
essen aller Beteiligten voll gerecht wird. Die Ablehnung er- 
folgte somit aus formellen Gründen. Eine Prüfung in materiel- 
ler Hinsicht hatte sich damit erübrigt. 

Damit war diese Aktion erledigt. Nun wurden die Braun- 
schweiger Industrieangestellten mobil. In zahlreichen Betriebs- 
versammlungen kam der Unmut der Angestellten zum Aus- 
druck. Die Angestelltenorganisationen erhielten von etwa 1500 
Angestellten Vollmachten mit dem Auftrag, kein Mittel unver- 
sucht zu lassen, um für sie in den Besitz eines Industrietarites 
in Braunschweig zu kommen. Durch die schriftlichen Voll- 


machten haben wir zugleich ein Bild über die Einkommens- 
verhältnisse bekommen, das allerdings seinesgleichen suchen 
dürfte. Die Gewerkschaften wandten sich deshalb durch nach- 
stehendes, an den Litfaßsäulen angeschlagenes Plakat an 
die Oeffentlichkeit: 





Achtung! 


Sosiehtdie Kaufkraftder Angestellten aus! 
Die Firmen: 

Büssing, Amme, Giesecke & Konegen, Voigt- 

länder zahlen ‚ihren kaufmännischen und technischen 

Angestellten folgende Gehälter: 

Bürogehilfe, 42 Jahre alt, 90 M. monatlich. 

Werkstattschreiberin, 40 Jahre alt, 1 Kind, 90 M. 
monatlich. 
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erklärte die „Deutsche Handelswacht‘“, 
Deutschnatioralen Handlungsgehilfen-Verbandes in ihrer Nr. 14 
vom 12. April 1925: „Es werden also weder von der Verbands- 
leitung noch vom den Gliederungen irgendwelche Wahlauf- 
rufe unterschrieben werden.“ Die „Handelswacht‘“ gibt als 
Begründung an, daß sie durch eine Parteinahme für den einen 
oder anderen Kandidaten das „Uebel der Zwietracht auch in 
ihr Lager tragen würde“. Diese „neutrale“ Haltung der „Deut- 
schen Handelswacht‘ hat aber viele „Gliederungen‘‘ doch nicht 
davon abgehalten, für den Kandidaten Hindenburg öffentlich 
Stimmung zu machen. So wird uns neben anderem nach- 
stehende Bekanntmachung der Ortsgruppe Weimar des 
D.H.V. eingesandt: 
„D.H.V. Ortsgruppe Weimar. 

Donnerstag, den 23. April, abends 6,30 Uhr, 'Antreten am Land- 
bundhaus zur Teilnahme am Umzug der Huldigungskundgebung für 
unseren Hindenburg, — Erscheinen jedes Mitgliedes ist Ehren- 
pflicht. Der Vertrauensmann.‘ 


KSIHI8S 





Kontoristin, 20 Jahre alt, 40 M. monatlich. 
Zeichner, 19 Jahre alt, 80 M. monatlich. 
Werkstattschreiber, 23 Jahre alt, verh, 1 Kind, 
48 Pf. die Stunde. 
Buchhalter, 47 Jahre alt, 139 M. monatlich. 
Lohnbuchhalter, 43 Jahre alt, 90 M. monatlich. 
Korrespondent, 36 Jahre alt, 3 Kinder, 140 M. mo- 
natlich. 
Abteilungsvorsteher der Buchhaltung, verheiratet, 
mehrere Kinder, 180 M. monatlich. 
Diese Aufstellung kann beliebig verlängert und auch 
auf andere Firmen der Metallindustrie ausgedehnt werden. 
Die Arbeitgeber lehnen ohne Grund die Zahlung aus- 
kömmlicher Gehälter ab. 

Die verschiedenen Mahnungen der Gewerkschaften 
waren zwecklos. Es bleibt daher den Angestellten mur der 
Weg in die Oeffentlichkeit! 

Die Gewerkschaften warnen daher die An- 
gestellten Braunschweigs vor Stellungsannahme bei diesen 


Firmen. 
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Diese Veröffentlichung zeitigte einen ungeahnten Erfolg. 
Hunderte von Menschen standen vor den Än- 


schlagsäulen. Selbst die Braunschweigische Staatsregie- 
rung hat sich mit dieser Angelegenheit im Landtag beschäftigt. 
Die braunschweigischen Tageszeitungen bringen jeden Tag 
unter „Eingesandt‘‘ darauf bezügliche Nachrichten. Größte 
Entrüstung herrscht natürlich im Arbeitgeberlager. 

Inzwischen hatten die Angestelltenorganisationen einen 
neuen Tarifvertragsentwurf mit Gehaltsforderungen ausgearbei- 
tet, dabei aber alle Bestimmungen vermieden, die, falls der 
eingereichte Entwurf durch Schiedsspruch zum Tarifvertrag 
erhoben würde, den Schlichter ein zweites Mal veranlassen 
könnten, aus formelkn Gründen die Verbindlichkeitserklärung 
abzulehnen. Wie zu erwarten, lehnte der Arbeitgeberverband 
Verhandlungen zwecks Schaffung eines Tarifvertrages grund- 
sätzlich ab. Am 25. Juni wurde dann von uns wiederum der 
Schlichtungsausschuß angerufen. Wer nicht erschien, 
waren die Arbeitgeber. Der Schlichtungsausschuß fühlte sich 
deshalb veranlaßt, in der Sitzung am 3. Juli den Arbeitgeber- 
verband unter Strafandrohung zum 9, Juli zu laden. Trotzdem 
erschien die Gegenseite auch nicht zu diesem Termin. Der 
Schlichtungsausschuß fällte trotzdem einen Schiedsspruch, 
wodurch der von uns eingereichte Rahmentarifvertrag mit ge- 
ringen Aenderungen anerkannt wurde. Der zugleich mit fest- 
gesetzte Gehaltstarif stützt sich auf den Schiedsspruch vom 
30. März d. J., demzufolge die dort festgesetzten Gehälter der 
technischen Angestellten für die Gruppen I und II unverändert 
bleiben, während für Gruppe III nachstehende Gehaltssätze 
festgesetzt wurden: 


Von 25 bis 28 Jahren . .„ . 310 M. 
Von 28 bis 30 Jahren . . . 340 M. 
Ueber 30 Jahre. . . . 370 M. S 


Mit Schreiben vom 2, Juli lehnte der Verein Braunschwei- 
ger Metallindustrieller unter anderem die Verhandlungen mit 
den Angestelltenorganisationen vor dem Schlichtungsausschuß 
deshalb ab, weil er in den Angriffen auf dem Plakat infame 
Verleumdung und WVerächtlichmachung seiner Mitglieder er- 
blickt. Diese seine Ansicht glaubte die Gegenseite dem Schlich- 
tungsausschuß durch Abschriften von Briefen seiner Mitglieds- 
firmen nachweisen zw müssen. So bezeichnet z. B. die Firma 
Büssüng das Vorgehen der Gewerkschaften als eine bös- 
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willige Verleumdung, gibt aber zu, einem Zeichner, der aller- 
dings vorerst zur Probe eingestellt sei, ein Monatsgehalt von 
80 M. zur Auszahlung zu bringen. Die Firma Voigtlän- 
der erblickt in dem Vorgehen der Gewerkschaften eine öf- 
fentliche Verunglimpfung und teilt mit, drei Zeichner im 
"Alter von 18 bis 19 Jahren mit einem Monatsgehalt in 
Höhe von 80 M. zu beschäftigen, die bei ihr Mechaniker 
gelernt hätten und dankbar wären, von ihr als Zeichner aus- 
gebildet zu werden. Dieselbe Firma gibt weiter zu, drei 
weibliche Angestellte, durchschnittlich 40 Jahre alt, von denen 
jede ein Kind zu ernähren hat, zu beschäftigen, die monatlich 
do M. erhalten. Sie habe seinerzeit denselben mitgeteilt, daß 
sie keine höheren Gehälter zahle, weil sie weit billigere jüngere 
weibliche Angestellte erhalten könnte. Lediglich aus sozialem 
Mitgefühl habe sie von einer Kündigung dieser drei Angestell- 
ten Abstand genommen. Die Gewerkschaften haben also wahr- 
heitsgemäß berichtet. Dies bezeichnet die Gegenseite als öf- 
fentliche Verunglimpfung, böswillige Verleumdung, Verächt- 
lichmachung usw. 

Wir hoffen, daß der Schlichter in Hannover den Schieds- 
spruch vom 9. Juli für verbindlich erklärt. Auf die neue Fest- 
stellungsklage der Gegenseite beim Braunschweiger Land- 

ericht sind wir bereits vorbereitet. Erfolgt die Verbindlich- 
teitserklärung, so haben ungeachtet eines etwa vor dem Land- 
ericht schwebenden Verfahrens die Angestellten ein klagbares 
Recht auf die gemäß Schiedsspruch festgesetzten Gehalts- 
sätze. Unsere Mitglieder werden das Braunschweiger Gewerbe- 
gericht, sobald die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen 
sind, mit Gehaltsklagen intensiv beschäftigen. Seitz, 


















































































Fachfragen 


© Die Laufbahn der Funkangestellten auf Handelsschifien 
und bei Großfunkstellen. Im Amtsblatt des Reichspostministe- 
riums Nr. 45 vom 19, Mai d. J. sind die vom Reichspost- 
ministerium neu ergangenen Bestimmungen über die Lauf- 
"bahn der Funkangesteliten auf Handelsschiffen und bei Groß- 
| funkstellen veröffentlicht worden. Gegenüber den bisher be- 
stehenden Bestimmungen ist eine grundsätzliche Aenderung 
"dahin eingetreten, daß die Angestellten künftig im_allge- 
meinen nicht mehr der Beamtenschaft der Deutschen Reichs- 
"post entnommen, sondern von den Funkbetriebsgesellschaf- 
ten oder den Reedereien unmittelbar angestellt werden. Als 
Vorbildung ist eine Mindestschulbildung erforderlich, wie sie 
jeweilig für die Anwärter der nautischen Schiffs-Offizierlauf- 
ahn vorgeschrieben ist. Die Bewerber für die Laufbahn eines 
Funkangestellten müssen für den Bordfunkdienst see- und tro- 
endienstfähig sein und dürfen im allgemeinen das 21. Lebens- 
jahr nicht überschritten haben. Die erste theoretische Vor- 
ildung dauert im allgemeinen neun Monate und erfolgt in 
den Lehrgängen der Betriebsgesellschaften und Reedereien 
oder auch bei anderen geeigneten Unterrichtsanstalten. Hierauf 
"haben die Anwärter vor dem Prüfungsausschuß des tele- 
graphentechnischen Reichsamts oder bei einer Oberpostdirek- 
tion die erste Prüfung abzulegen, nach deren ‚Bestehen die An- 
'wärter für den Bordfunkdienst das Bordtelegraphistenzeugnis 
1. Klasse mit dem Kennwort „Vorstufe“ erhalten und die Amts- 
bezeichnung „Funkgehilfe“ führen. Die weitere Ausbildung 
der Funkgehilien eriolgt im praktischen Funkdienst an Land 
und an Bord bis zur Vollendung einer dreijährigen Ausbil- 
dungszeit. Nach zurückgelegter dreijähriger Ausbildung muß 
als zweite Prüfung die Hauptprüfung abgel werden. Nach 
bestandener Hauptprüfung erhalten die Funkgehilfen, soweit 
‚sie das 21. Lebensjahr vollendet haben, das Prüfungszeugnis 
1. Klasse für Bordtelegraphisten mit dem Kennwort „Haupt- 
at Die Inhaber dieses Zeugnisses besitzen an Bord die 
Stellung als Schiffsoffizier und führen während dieser Zeit die 
Amtsbezeichnung „Funkoffizier“. Funkoffiziere und Funkge- 
‚hilfen haben während ihrer Beschäftigung bei den Betriebs- 
gesellschaften oder Reedereien die Stellung eines privaten An- 
dieser Gesellschaften und Reedereien. Versorgungs- 
erechtigte Heeres- und Marine-Funker, die eine mindestens 
‚dreijährige Tätigkeit im praktischen Funkdienst nachweisen, 
können als Funkgehilfen eingestellt werden, wenn sie die 
- Vorprüfung vor einem der genannten Prüfungsausschüsse abge- 
legt baben. Zur Hauptprüfung können sie dann. bereits nach 
'sechsmonatiger Borddiensttätigkeit zugelassen werden. 
Die Ausbildung der Angestellten für den Deutschen Groß- 
Bere Dienst sind sinngemäß die gleichen wie für den Bordfunk- 
‚Gienst, { 


j Baukosten hüben und drüben, Ueber die Herstellungs- 
kosten von Wohnungen in Nordamerika sind uns zuver- 
lässige Zahlen. bekanntgeworden. Die Amerikaner bauen jetzt 
in großer Zahl Einfamilienhäuser, bestehend aus sechs bis 
zehn Räumen. Der kleinere Typ besteht aus Küche, Bad, 
_ Wohnzimmer, Eßzimmer und zwei Schlafzimmern. Auffallend 


= daß in den Vorstädten sowohl der Bauplatz als auch die 
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Herstellung des Hauses teurer ist als im Inneren der Stadt, 
während in Deutschland, wenn man von bevorzugten Villen- 
vororten absieht, das Gegenteil zutrifft. Es wird berichtet, daß 
ein solches Sechszimmerhaus in der Stadt zum Mindestpreis 
von 5500 Dollar, in den Vorstädten für 7000 Dollar käuflich 
ist, d. h. nach deutschem -Gelde 23100 bzw. 29409 Mark. 
In. beiden Fällen sind in den genannten Verkaufspreisen rund 
20 Prozent Unternehmergewinn einkalkuliert. 

Wenn berücksichtigt wird, daß z. B. die jetzt an der. 
Peripherie Berlins neu erschlossenen, für den Flachbau in 
Frage kommenden Gelände erheblich billiger sind als im 
Inneren der Stadt, so kommt für einen Vergleich mit deutk 
schen bzw. Berliner Verhältnissen das billigere amerikanische 
Einfamilienhaus im Stadtinneren in Frage. Ein solcher Ver- 
gleich zeigt, daß, in Mark ausgedrückt, die Verkaufspreise 
für derartige Häuser in Nordamerika und Groß-Berlin die 
gleichen sind. Das fä!lt um so mehr auf, als die Baufacharbeiter 
in Amerika wesentlich höhere Löhne erhalten als die deut- 
schen Bauhandwerker. Es bekommt z. B. ein Fliesenleger in 
Amerika zur Zeit einen Stundenlohn von 1,50 Dollar = 6,30 M. 
Ein Zimmerer erhält nach deutschem Gelde 4,70 Mark, ein 
Maurer 5,35 Mark. 

Bei der in Deutschland herrschenden Wohnungsnot inter- 
essieren natürlich in erster Linie de Wohnungspreise. 
Auf dem ersten Blick sieht es aus, als ob in dieser Beziehung 
Amerika nicht besser stände wie Deutschland, da die Wohnun- 
gen in Gramm Gold ausgedrückt ebenso teuer sind. Für Ar- 
beitnehmer kommt es aber nicht darauf an, wieviel Gramm 
Gold eine Sache kostet, sondern in erster Linie, in welcher Zeit 
der gewünschte Gegenstand erarbeitet werden kann. Eine 
solche Untersuchung ergibt, daß ein Maurer in Amerika für 
den Lohn von 4300 Stunden oder 540 Normalarbeitstagen 
sich eine Wohnung als Eigenheim erwerben kann, wie sie in 
Deutschland auch in der Vorkriegszeit ein Arbeiter nur in Aus- 
nahmefällen hatte. Der deutsche Maurer aber muß nach den 
derzeitigen Berliner Tarifsätzen für ein ähnliches Eigenheim 
20000 Stunden oder 250 Tage arbeiten, d. h. es wird ihm 
praktisch unmöglich sein, jemals ein solches Haus zu erwer- 
ben, da er, selbst wenn er 30 Jahre voll arbeitsfähig ist, 
während dieser Zeit, also vom 20. bis zum 50. Lebensjahre, 
den dritten Teil seines Arbeitseinkommens als Kaufsumme 
zurücklegen müßte. Daß das nicht möglich ist, braucht nicht 
erst nachgewiesen zu werden. Der amerikanische Baufach- 
arbeiter jedoch, der in den ersten zehn Jahren seiner vollen 
Arbeitsfähigkeit ein solches Haus sich ersparen will, braucht 
während dieser Zeit nur etwa den fünften Teil seines Arbeits- 
verdienstes zurückzulegen, um schon im verhältnismäßig jungen 
Jahren ein -schuldenfreies Eigenheim besitzen zu können. 

Aber selbst wenn man von dem Erwerb absieht und an- 
nimmt, daß derartige Wohnungen als Mietwohnungen herge- 
stellt würden, ergibt sich, daß bei den derzeit in Deutschland 
üblichen Zinsen der Mieter einer solchen Wohnung etwa 
zwölf Prozent des Verkaufswertes oder monatlich rund 230 M. 
Miete, d. h. den Lohn für 200 Maurerstunden bezahlen müßte. 
Der Berliner Maurer würde demnach gerade soviel verdienen, 
daß er seine Wohnungsmiete bezahlen könnte, während der 
amerikanische Maurer die Miete bei demselben Zinssatz in 
43 Arbeitsstunden verdient und demnach für die Wohnung 
etwa 21!/, Prozent seines Einkommens aufwenden müßte. 

An dem Vergleich fällt aber noch etwas anderes auf. Die 
deutschen Bauunternehmer wehren sich mit aller Energie gegen 
jede Erhöhung des Bauarbeiterlohnes und Gehaltserhöhung‘ 
ihrer Angestellten mit der Begründung, daß dadurch notwendig 
die Baukosten sich derart erhöhen, daß niemand mehr baue 


könne, also das Gewerbe verelende. Wie ist es nun möglich, 


daß der amerikanische Unternehmer, in Gold gerechnet, min- 
destens viereinhalbmal so hohe Löhne zahlt, trotzdem für die- 
selbe Goldmenge ein Haus erstellt und daran noch einen Unter- 
nehmergewinn von etwa 20 Prozent hat. Selbst wenn man 
einkalkılieren würde, daß die amerikanischen Wohnhäuser 
schlechter gebaut werden, als es in Deutschland üblich ist, 
würde die Differenz nicht aufgeklärt sein. Es gibt demnach 
nur zweierlei Möglichkeiten, nämlich, daß die deut- 
schen Unternehmer im: weitesten Sinne vom Sag De 
bis zum Maurermeister einen Gewinn einstecken, der um das 
Vielfache höher ist als der amerikanische Unternehmergewinn 
oder aber, was wahrscheinlicher ist, ihren Betrieb viel unge- 
schickter organisieren als ihr amerikanischer Berufsgenosse. 
Wie aus den vorstehenden Ausführungen ganz klar hervor- 
geh geht das eine wie das andere Verfahren, also übertrie- 
ener Gewinn oder schlechte Betriebsorgani- 
sation, ausschließlich auf Kosten der Arbeitneh- 
mer, die notwendigerweise auch Konsuffenten der von ihnen 
erzeugten Produkte sind. Die deutschen Bautechniker 
haben deshalb auch ein eigenes Interesse daran, die Baube- 
triebe rationeller zu gestalten und dahingehende Bestrebungen 
in jeder Beziehung 2u unterstützen. 
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Wichtige Beschlüsse zum Grubensicher- 


heitswesen 


Worte und Taten der Parteien. 


Das Plenum des Preußischen Landtages hat sich vom 2. bis 
4. Juli mit Bergbaufragen beschäftigt. Die zahlreichen Anträge 
des Handelsausschusses zum Grubensicherheitswesen, die wir 
in der Nummer 27 der „D.T.Z.‘“ veröffentlicht haben, lagen 
zur Beratung und Beschlußfassung vor. Vom Standpunkt des 
Kumpels aus gesehen, waren die Sitzungen sogenannte „große 
Tage‘ des Preußenparlaments. 

In der einleitenden großen Aussprache marschierten die 
Redner der einzelnen politischen Parteien auf und legten die 
Stellung ihrer Fraktionen zu den Anträgen des Handelsaus- 
schusses in großen Umrissen dar. Hierbei zeigte sich schon, 
ob und inwieweit die von den einzelnen Parteien anläßlich der 
Grubenkatastrophen gegebenen Versprechungen ehrlich ge- 
meinte Kundgebungen für eine Verbesserung der Gruben- 
sicherheit oder leere Worte gewesen sind. Die Vertreter der 
Regierungsparteien sprachen sich, abgesehen von kleinen Nu- 
ancen in der Stellungnahme zu einzelnen Anträgen eindeutig 
für die Annahme der Beschlüsse des Handelsausschusses aus. 
Anders die Rechtsparteien. Wohl hielten ihre Ver- 
treter schwungvolle Reden. Sie sprachen den getöteten Berg- 
leuten Anerkennung und den Hinterbliebenen tiefstes Mitgefühl 
ats und betonten, daß alles geschehen müsse, um die Unfall- 
gefahren zu verringern. Im selben Atemzuge erklärten sie 
aber, daß ihre Fraktionen den Anträgen des Handelsaus- 
schusses, soweit Verbot der Revierprämien, Einführung der 
Grubenkontrolleure, Aenderung der Verantwortlichkeit der Auf- 
sichtspersonen, Vorschlagsrecht der Organisationen bei der 
Einstellung von Einfahrern usw. in Betracht kommen, nicht 
zustimmen könnten. Ihren großen Worten ließen sie keine 
entsprechenden Taten folgen: aufs neue dokumentierten sie, 
daß die Rechtsparteien die Nöte der Arbeitnehmer und die 
Massenkatastrophen herzlich wenig berühren. Herr Dr. Pin- 
kerneil, Deutsche Volkspartei, hielt als ausgesprochenen 
Vertreter des Zechenkapitals eine seiner üblichen Scharf- 
macherreden. Für ihn war eigentlich nichts annehmbar, höch- 
stens die Anträge, die allgemein eine bessere Ausbildung 
der Bergleute fordern. Wahrscheinlich sprach sich Dr. Pinker- 
neil für diese Anträge aus, weil ihre Durchführung die Zechen- 
besitzer nichts kostet und die Herrschaftsgewalt der Arbeit- 
geber unangetastet läßt. Herr P. verkündete, daß die Sicher- 
heit des Bergbaues nicht durch Beschlüsse des Landtages, 
sondern nur durch Zusammenarbeiten der Beteiligten erhöht 
werden könne. Wir sind der Meinung, daß Herr P. diese 
Worte besser an die Zechenbesitzer als an den Landtag richten 
würde; denn von dieser Seite haben wir bis heute noch nichts 
von dem Willen zu einem ernsten Zusammenarbeiten zur Ver- 
ringerung der Unfallgefahren gespürt. 

Handelsminister Schreiber nahm in sachlicher 
Weise zu dem gesamten Fragenkomplex Stellung. Er führte 
aus, daß die Regierung im großen ganzen den vorliegenden 
Anträgen zustimme. Bedeutsam waren seine Ausführungen 
über die Gewährung von Prämien an technische 
Angestellte. Er verkenne nicht, daß die Aufsichtsperso- 
nen bei der Gewährung von Prämien in dem Bestreben, mög- 
lichst viel zw verdienen, die Durchführung der bergpolizei- 
lichen Vorschriften vernachlässigen. Die Aufsichtsper- 
sonen müßten materiell so gestellt sein, daß 
sie nicht auf die Prämien angewiesen seien. 
Mit diesen Worten stimmen wir vollständig überein und wün- 
schen nur, daß sie sich jeder Zechenbesitzer sorgfältig ein- 
prägen möge. Nicht zustimmen können wir der Schlußtolge- 
rung des Ministers, daß ein Verbot der Gewährung von Re- 
vierprämien übers Ziel hinausschieße. Wir können uns diese 
Schlußfolgerung nur dadurch erklären, daß der geheimrät- 
liche Einfluß im Handelsministerium die an und für sich klare 
Erkenntnis des Ministers über die Wirkung der Revierprämien 
in eine falsche Bahn gelenkt hat. 


In der Abstimmung wurden die allgemein gehaltenen 
Anträge (s. Nr. 27 „D.T.Z.“), betreffend Gesteinstaubverfah- 
ren, Schießarbeit, Rettungswesen, Ausbildung der Bergarbei- 
ter, Wetterwirtschaft, Befugnisse der Grubenkommission, un- 
verändert oder mit imwesentlichen Aenderungen angenom- 
en Schwierigkeiten tauchten dagegen bei den anderen An- 
rägen auf. Die Rechtsparteien (Wirtschaftspartei bis zu den 
Völkischen) "beantragten namentliche Abstimmung über den 
Antrag auf Einführung von Grubenköntrolleu- 
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ren und führten dann durch Verlassen des Saales die Be- 
schlußunfähigkeit des Hauses herbei. Diesen Parteien scheint 
jedes Mittel recht zu sein, um eine Verbesserung der Gruben- 
sicherheit zu verhindern. In einer späteren Sitzung wurden 
dann einige weitere wichtige Anträge, u. a. Verbot der 
Gewährung der Revierprämien, angenommen. In 
der Prämienfrage wurde außerdem volgender Antrag, 
der in Nr. 27 der „D.T.Z.“ nicht abgedruckt ist, angenommen: 


„Das ‚Staatsministerium wird ersucht, dahin zu wirken, 
daß Prämien nur in einer Form gewährt werden, bei der die 
Belange der Grubensicherheit zur Genüge gewahrt werden.“ 


Nachdem die Gewährung von Revier-, Material- oder 
besser gesagt von sämtlichen Individualprämien verboten ist, 
bietet die Annahme dieses Antrages die Möglichkeit, schäd- 
lichen Auswüchsen von Schacht- bzw. gemeinsamen Prämien 
entgegenzuwirken. 


Eine wesentliche Verschlechterung erfuhr der An- 
trag des Ausschusses über die Einstellung von Ein- 
fahrern. Der Ausschußantrag sicherte den Grubenbeamten- 
organisationen, soweit sie Tarifträger sind, ein aus- 
schließliches Vorschlagsrecht bei der Besetzung von Einfahrer- 
stellen. Die Regierung erklärte sich aber nur mit einem beding- 
ten Vorschlagsrecht einverstanden. -Von den Regierungsparteien 
war daraufhin ein entsprechender Abänderungsantrag einge: 
bracht worden. Vor der Abstimmung im Plenum beantragte 
der Abgeordnete Harsch vom Zentrum die Streichung der 
Worte: „soweit sie Tarifträger sind“. In dieser Form wurde 
der Antrag dann angenommen. Die vom Zentrum eingefügte 
Aenderung verschlechtert den Antrag außerordentlich. Sie 
soll angeblich bezwecken, daß auch Organisationen von Staats- 
bergbeamten das Recht haben sollen, Vorschläge bei der Be- 
setzung von Einfahrerstellen zu machen. In Wirklichkeit läuft 
die Sache auf etwas ganz anderes hinaus. 


Mit der angenommenen Fassung soll nämlich der Ver- 
band der technischen Grubenbeamtenvereine 
in die Reihe der vorschlagsberechtigten Organisationen ein- 
bezogen werden. In einer Eingabe an den Landtag hatte der 
Verband diese Forderung gestellt. Bei der aggressiven Hal- 
tung dieses Verbandes gegen eine Verbesserung des Gruben- 
sicherheitswesens wundern wir uns außerordentlich, daß das 
Zentrum der Forderung nachgegeben und die Möglichkeit ge- 
schaffen hat, daß dieser Verband nunmehr auch auf die Be- 
setzung der Einfahrerstellen Einfluß ausübt. Die Forderung! 
des Verbandes der technischen Grubenbeamtenvereine zeigt 
übrigens ein doppeltes Gesicht. Bisher wurde den technischen 
Bergbauangestellten immer erzählt, daß diese Vereine lediglich 
der Geselligkeit und der Förderung des fachlichen Wissens 
dienen sollten. Keinesfalls würden diese Vereine wirtschaft- 
liche und soziale Fragen in ihren Aufgabenkreis einbeziehen. 
Wir haben schon immer darauf hingewiesen, daß diese Ver- 
eine nur Mittel zum Zweck sind, daß die Zechenbesitzer mit. 
ihrer Hilfe den für sie unangenehmen Einfluß der Angestell- 
tengewerkschaften beseitigen wollen. S 


Die zahlreichen Grubenunglücke erregten die Oeffentlich- 
keit außerordentlich, und die Zechenbesitzer merkten, - daß 
nunmehr in der Frage des Grubensicherheitswesens Ernst ge- 
macht werden würde. Sie erblickten in den im Landtag ein- 
gebrachten zahlreichen Anträgen eine Gefährdung ihrer Herr- 
im-Hause-Gewalt und eine Beschneidung der Ausbeutungg- ) 
möglichkeiten. Flugs wurde der Verband der tech- 
nischen Grubenbeamtenvereine mobil ge-. 
macht. Auf allen Zechen wurden den technischen Ange- 
stellten von den höheren Beamten Resolutionen vorgelegt, in 
denen gegen die im Handelsausschuß des Landtages angenom- 
menen Anträge, darunter auch gegen das Vorschlagsrecht ° 
der Tariforganisationen bei der Bestellung von Einfahrern, ” 
Einspruch erhoben wurde, Der Wert dieser Resolutionen ist. 
leich null; denn es kann mit vollem Recht behauptet werden, | 
aß wohl kein einziger Angestellter aus eigener Ueberzeugung 
die Unterschrift geleistet hat; lediglich der Druck von oben A 
hat ihn dazu bestimmt. Die technischen Grubenbeamtenver- ' 
eine sind als Gründungen der Zechenverwaltungen reine gelbe 
Organisationen, die von keinem objektiv denkenden ” 
Menschen als Gewerkschaften und als Vertretung der techni- 
schen Angestellten im Bergbau angesehen werden können. ® 
Deshalb war die Aufrechterhaltung der Worte: „soweit sie 
Tariiträger sind“, durchaus notwendig. Ihre Streichung dient” 
nur den Interessen der Zechenbesitzer. Der Verband der 
Staatsbergbeamten spielt so gut wie gar keine Rolle; 
die Hauptzahl der früheren Staatsbeamten befindet sich im 
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Saar ebiet. "Diese Kollegen sind zum größten Teil in unserem 
Bunde organisiert, der ihre Interessen auch bei der Besetzung 
von Einfahrerstellen genügend berücksichtigt hat und dies 
auch weiterhin tun wird. 


- Bis auf den Antrag auf Einführung von Grubenkontrol- 
Jeuren haben die Beschlüsse des Handelsausschusses ihre 
"Erledigung im Plenum des Landtages gefunden. Unumwunden 
"wollen wir anerkennen, daß die Regierungsparteien sich sehr 
"bemüht haben, den Unfallgefahren im Bergbau entgegenzu- 
"wirken. Die angenommenen Anträge zeigen, daß sie zum 
Teil ganze Arbeit geleistet haben; insbesondere trifft das zu 
fir das Verbot der Gewährung von Revierprä- 
"mien. Wir freuen uns, daß die Bemühungen unseres Bundes, 
der als erster den Kampf gegen die Revierprämien eröffnet 
"hat, mit diesem Erfolg gekrönt worden sind. 










Günstiges Kaligeschäft 
Interessentenkämpfe. 


Nach dem Ausweis des Kalisyndikates betrug der Absatz 
der deutschen Kaliindustrie im Juni d. J. 814473 dz. K,O. Im 
Vergleich zu den Vorjahren ist..das eine Rekordziffer. 
‚Der Absatz im ersten Halbjahr 1925 beträgt 7,33 Mill. dz K,O 
und stellt das etwa 2!/,fache gegenüber dem gleichen Zeit- 
raum des Jahres 1924 dar. Er reicht ziemlich an den Ge- 
'samtabsatz im Jahre 1924 heran, das mit 8,4 Mill. dz ab- 
schloß, Im Jahre .1913 wurden 11,1 Mill. .dz K,O insgesamt 
geliefert. Die Aussichten für das zweite Halbjahr 1925 wer- 
den als sehr günstig bezeichnet, und es ist zu erwarten, daß 
‚die Gesamtlieferung im Jahre 1925 weit über die im Jahre 
1913 hinausgeht. 


Wir haben uns an dieser Stelle des öfteren mit den Macht- 
kämpfen der Kaliindustriellen untereinander beschäftigt, die 
‚schließlich zum Zusammenschluß der kleineren und mittleren 
Konzerne im Antiblock als Gegengewicht zum Wintershall- 
Konzern führten. Das seit vorigen Herbst anhaltende gute Ge- 
schäft, das durch das Abkommen mit Frankreich über die 
"Weltmarktbelieferung im Mai d. J. eine Verstärkung erfuhr, 
‚hatte die Gemüter etwas beruhigt. Trotz aller Interessen- 
‚gegensätze wurde gemeinsam an der Ausnutzung der günsti- 
gen Absatzlage gearbeitet. 


- Neuerdings sind die Meinungen wieder scharf aufeinander- 
geplatzt und die Wirtschafts- und Betriebsverhältnisse der 
Kaliindustrie vor das Forum der Oeffentlichkeit gezogen. 
Die bekannten Kaliindustriellen Dr. Wilhelm Sauer (Anti- 
block) und Generaldirektor Rosterg vom Wintershall-Kon- 
zern haben im sehr beachtlichen Reden in kürzlich statt- 
gefundenen Generalversammlungen die Zukunft der Kaliindu- 
‚strie behandelt. Jeder von beiden behauptet, daß die von ihm 
‚betriebene Politik zu der derzeitigen gimstigen Lage ge- 
führt habe. Dr. Sauer wendet sich gegen die vom Wintershäll- 
"Konzern betriebene scharfe Betriebskonzentration, während auf 
‚der anderen Seite Generaldirektor Rosterg gerade in der schar- 
fen Zusammenlegung der Betriebe die bestmögliche Ausnutzung 
‚der Lagerstätten und die billigste fabrikatorische Verarbeitung 
erblickt. Dr. Sauer will die Rationalisierung der Kaliindustrie 
‚der natürlichen Entwickelung überlassen, bei Durchführung 
‚einer mäßigen Preispolitik unter Aufrechterhaltumy des Kali- 
syndikates. Der Leiter des Wintershall-Konzerns will dagegen 
die Kaliindustrie von allen Fesseln befreit wissen; nur durch 
Aufhebung des Kaliwirtschaftsgesetzes und durch scharfen Kon- 
kurrenzkampf würde sich nach seiner Meinung eine Preis- 
‚herabsetzung ermöglichen. lassen. 


"© Die Ausführungen von Rosterg in ihrer Gesamtheit lassen 
erkennen, daß die Bestrebungen des Wintershall-Konzerns 
‚weniger auf die Schaffung billiger Kalipreise als auf die Er- 
Tichtung eines Konzernmonopols hinauslaufen. Das 
"Weltmarktabkommen mit dem Elsaß hat ohne Zweifel zu 
einer Hebung des Absatzes geführt. Generaldirektor Rosterg 
‚erklärt demgegenüber, daß es ihm persönlich bedeutend lieber 
‚sei, wenn in der ganzen Welt Kali gefunden werde, als daß 
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Tersorgungskasse für die Arbeiter und 
gestellten | 


m Reichspostministerium. fanden am 8. und 9. Juli die Ver- 
andlungen zwecks Gründung. einer Versorgungskasse für An- 
estellte und Arbeiter bei der Reichsverwaltung statt. Der 
vorliegende Satzungsentwurf wurde in erster Lesung durch- 
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man in Deutschland unter der Knebelung des Kaligesetzes mit 
dem Elsaß zusammen ein Weltmonopol ausübe. 

Wir sind auch nicht der Meinung, daß das Weltmarktab- 
kommen zu einer Schröpfung der Verbraucher führen darf. 
Auf eine richtige Preisstellung muß hier scharf acht gegeben 
werden. Aber die Worte von Rosterg zeigen sehr deutlich, daß 
der Wintershall-Konzern die Vormachtstellung erstrebt. Vor- 
läufig propagiert er niedrige Kalipreise als das Ziel seiner 
Politik, Wie hoch die Preise nach einer Sicherung des 
Konzernmonopols und nach-Wegfall des Kaliwirtschaftsgesetzes 
gesetzt werden, ist eine andere Frage. 

In dem Kampf aller gegen alle sollen die niedrigen Preise 
zustandekommen. Zweifellos liegt in der Konzentrationspolitik 
von Wintershall viel Richtiges. Aber man muß sich hüten vor 
einer überstürzten Durchführung und einer Ueberspannung des 
Zentralisationsprinzips. Die Ausführungen von Rosterg lassen 
den Eindruck entstehen, als ob er den klaren Blick für die 
Wirklichkeit etwas verloren und sein aggressiver Kampf gegen 
das Kaliwirtschaftsgesetz ihn blind gegen die tatsächlichen Ver- 
hältnisse auf dem Weltmarkte gemacht hat. Bei der greifbar 
günstigen Wirkung des Abkommens mit Frankreich auf den 
Weltmarktabsatz sind Rostergs Wünsche nach weiteren Kali- 
funden im Ausland und nach einem hemmungslosen Preis- 
kampf entweder nicht ernst zu nehmen, oder sie drücken eine 
starke Ueberheblichkeit aus. Beides spricht nicht -für den 
Leiter eines so großen Konzerns. 

- Aber selbst wenn man vom volkswirtschaftlichen Stand- 
punkt aus gesehen die Wintershall-Bestrebungen als richtig 
anerkennt, so ist noch zu prüfen, inwieweit sie sozial tragbar 
sind. Man kann wirklich nicht behaupten, daß der Wintershall- 
Konzern bei den Stillegungen in den letzten Jahren auf die so- 
zialen Verhältnisse der Arbeitnehmer Rücksicht 
genommen hätte. Außerdem sind die Meinungen in Fach- 
kreisen über die Notwendigkeit der Stillegung verschiedener 
Werke sehr geteilt. Die Lohnpolitik von Wintershall läßt sehr 
viel zu wünschen übrig. Rosterg stellt seinen Aktionären hohe 
Dividenden für die Zukunft in Aussicht. Er spricht von 20 Pro- 
zent für das Jahr 1925. Die Arbeitsverhältnisse auf den Werra- 
werken, wo ja bekarintlich das Rückgrat von Wintershall liegt, 
lassen erkennen, daß die Konzernherrschaft und die hohen 
Dividenden letzten Endes auf Kosten der Arbeitneh- 
mer erstrebt werden sollen. 

Die Gegensätze zwischen dem Wintershall-Konzern und 
dem Antiblock über die Preispolitik verlangen klar und deut- 
lich die Aufrechterhaltung des Kaliwirtschaftsgesetzes und des 
Kalisyndikates. Aus volkswirtschaftlichen Gründen sind weder 
die Forderung des Antiblocks nach sogenannten „richtigen“, 
d. h. möglichst hohen Preisen, noch die wilden Konkurrenz- 
preise mit dem Ziel späterer 'Monopolpreise von Wintershall 
tragbar. Der Reichskalirat hat hier einen Weg einzuhalten, der 
eine organische Rationalisierung der Kaliindustrie unter Berück- 
sichtigung der sozialen Belange der Arbeitnehmer gewährleistet. 

In diesem Zusammenhang ist die Mitteilung von Interesse, 
daß der geplante Interessengemeinschaftsvertrag zwischen der 
Preußag und Wintershall nicht zum Abschluß gelangt ist. Das 
Preußische Handelsministeriem und die Preußag haben dem- 
nach noch rechtzeitig erkannt, daß sie sich nicht vor den 
Konzernwagen von Wintershall spannen lassen dürfen. 


Bergbautarife 

Tarifkündigung im Kalibergbau. Der Reichstarif für die 
Angestellten in der Kaliindustrie ist seit August 1920 nahezu 
unverändert in Kraft. Infolge dieser langen Geltungsdauer 
haben sich bei, einer Reihe von Bestimmungen des Rahmen- 
tarifes und in der Gruppierung der Gehaltstafel verschiedene 
Mängel herausgebildet, die dringend der Beseitigung bedürfen. 
Wir haben versucht, mit dem Kaliarbeitgeberverband durch 
Verhandlungen ohne die Kündigung des Tarifvertrages die Ane 
gelegenheit zu bereinigen. Leider ist die Gegenseite nicht dar- 
auf eingegangen, und wir haben deshalb gemeinsam mit den 
übrigen Organisationen den gesamten Tarifvertrag zum 30. Sep- 
tember d. J. gekündigt. 


beraten, Die freien Gewerkschaften hatten schriftliche Gegen- 
vorschläge eingereicht, die im wesentlichen als Verhandlungs- 
grundlage dienten. Nach einer allgemeinen. Aussprache würde 
auf Arbeitnehmerseite eine 12gliedrige Kommission gebildet, die 
sich mit den Spezialfragen zu beschäftigen hatte. In diese Kom- 
mission haben die freien Gewerkschaften 7 (darunter 1 Ver- 
treter des Butab), die Christen 4 und der Gewerkschaftsbund 
1. Vertreter entsandt. 
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Die Versorgungskasse soll mit Wirkung ab 1. Januar 1926 
errichtet werden. Sie hat den Zweck, den Angestellten und 
Arbeitern der Reichsverwaltungen und deren Hinterbliebenen 
Zuschüsse zu den gesetzlichen Ruhegeldern 
und Invalidenrenten sowie zu den Hinterblie- 
benenrenten zu gewähren. 

Die Organe der Kasse sind: 1. der Vorstand, 
2, der Ausschuß, 3. der Rechnungsprüfungsaus- 
$chuß, 4. das Schiedsgericht. 

Die Kasse unterscheidet Pflichtmitglieder und freiwillige 
Mitglieder. Pflichtmitglieder sind die in unmittelbaren 
Dee der arbeitgebenden Verwaltungen stehenden Angestell- 

en und Arbeiter beiderlei Geschlechts. Freiwillige Mit- 
glieder können die in das Beamtenverhältnis übernommenen 
Prlichtmitglieder und die nicht dauernd beschäftigten Arbeiter 
und Angestellten der arbeitgebenden Verwaltung werden. Die 

Kassenleistungen bestehen: 
1. in den Rentenbezügen. Als solche sind vorgesehen: 

a) Zusatzrenten für die Mitglieder bei Eintritt der Berufs- 

unfähigkeit oder der Invalidität, 

b) Witwenrente, 

c) Waisenrente. 


2.In einmaligen Leistungen, und zwar: 
a) Abfindung an Rentenberechtigte, 
b) Sterbegeld an überlebende Ehegatten, 
c) Uebernahme von Heilkosten. 


Die Zusatzrente besteht aus einer Grundrente 
und jährlichen Steigerungssätzen. 

Die bei Gründung der Versorgungskasse den arbeitgeben- 
den Verwaltungen angehörenden Angestellten und Arbeiter 
werden ohne Rücksicht auf ihr Lebensalter in die Kasse auf- 
genommen. Ueber die Anrechnung der Vordienstzeiten, ferner 
über die Beitrags- und Rentenhöhe, sowie über die Höhe des 
Sterbegeldes sind die Verhandlungen noch nicht zum Ab- 
chluß gelangt. Des weiteren sind die Verhandlungen über 
den Anteil der Arbeitnehmer an der Verwaltung der Kasse 
nicht abgeschlossen. Diesbezügliche Vorschläge der freien Ge- 
werkschaften, die in der Verhandlung ausführlich begründet 
wurden, sind den zuständigen ministeriellen Stellen zwecks 
Stellungnahme zugeleitet worden. Wir können nur wünschen 
iind hoffen, daß die angebahnten Verhandlungen zu einem 
baldigen Abschluß gelangen, damit die im Behördendienst stehen- 
den Angestellten und Arbeiter recht bald eine Erleichterung 
der Sorge um ihre fernere Zukunft erfahren. 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Lehrlingswirtschaft in der Katasterverwaltung. Die frühe- 
ren unsozialen Verhältnisse in der Katasterverwaltung hatten 
nicht zuletzt ihre Ursache in der systemlosen, keine Grenzen 
kennenden Lehrlingswirtschaft. Wir haben deshalb mit aller 
Entschiedenheit diese Zustände bekämpft und auch erreicht, 
daß im Mai des Jahres 1921 angeordnet wurde, daß Kataster- 
zöglinge für die Laufbahn der Katastersekretäre nicht mehr 
angenommen werden durften. 

Im Laufe der Zeit konnte aber beobachtet werden, daß 
die Verwaltung versuchte, auf Umwegen wieder zu einer den 
Interessen des Berufsstandes nicht dienenden Lehrlingswirt- 
schaft zu kommen. Es hat allgemein überrascht, daß im 
letztjährigen Etat 680 Zöglinge für die Katasterverwaltung 
“in Stellt waren, in einem Augenblick, wo die Verwaltung 
erklärte, nicht mehr die Möglichkeit wıe bisher zu besitzen, 
jenen Bene Personal durch die in Aussicht gestellte Ueber- 

rung ins. Beamtenverhältnis eine dauernde Beschäftigungs- 
möglichkeit in der Katasterverwaltung zu gewährleisten. Als 
ewerkschaftliche Interessenvertretung haben wir seinerzeit so- 
fort eine Aufklärung vom Finanzministerium verlangt, die 
“us aber in der Sitzung des Hauptbetriebsrats merkwürdiger- 
Kan nicht gegeben werden konnte. Bei der Erörterung über 
Glese Frage konnten -wir auch ganz besonders darauf hin- 
weisen, daß vielfach den Lehrlingen bzw. deren Eltern oder 
De Vertretern eine Existenzmöglichkeit aufgezeigt 
worden Ist, die gemessen an den tatsächlichen Verhältnissen; 
ynd der zukünftigen Entwicklung der Katasterverwaltung nach 
Gen Darlegungen der Vertreter des Finanzministeriums. nicht 
vorhanden war. Ein besonders typischer Einzelfall beim Ka- 
tasteramt Oranienburg, das mit einem Schreiben 

die Gemeindeschule Lehrlinge für die Katastertechniker- 
bahn, zur Zeit endend nach Vergütungsgruppe 8 des 
Preußischen Angestelltentarifs, suchte, gab uns Veranlassung 
@u einer Beschwerde, in der wir die Frage aufwarfen, 
6b die Einstellung von Lehrlingen von der Aufsichtsbehörde 
nehm war, und seit wamn in dieser allgemeinen Form 
fine Ausbildung von Bürolehrlingen für die Katastertechniker- 
sufbahn, die gemäß dem Frlaß vom 14. Mai 1921 — K. V. 1562 
— geschlossen ist, erfolgt. 
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In Beantwortung dieser Frage machte uns das Finanz- 
ministerium eine Mitteilung, die wir, da sie besonders charakte- 
ristisch für die Personalpolitik ist, in vollem Umfange nach- 
stehend wiedergeben: - { 

„Nach Bekanntgabe der Rundverfügung vom 14. Mai 1921 — 
K.V. 1562 — sind Katasterzöglinge für die Laufbahn der Katastersekretäre ° 
nicht mehr angenommen worden. Mit den im Haushalte des Finanz- 
ministeriums für das Rechnungsjahr 1925 bei Kapitel 58a Titel 4 aufge- 
führten 680 Zöglingen sind die Bürolehrlinge gemeint, deren Annahme ” 
und Ausbildung im Abschnitt II der genannten Rundverfügung vorge- 
sehen ist. Die Einstellung von Bürolehrlingen ist von meiner Genehmi- 
gung abhängig, die nach Maßgabe des Bedarfs erteilt wird, so daß die 
Lehrlinge bei entsprechenden Leistungen und tadelsfreier Führung mit 
ihrer Weiterbeschäftigung in der Katasterverwaltung nach beendeter 
Lehrzeit rechnen können. Als Angestellte erhalten sie, wie alle anderen 
Angestellten der Preußischen Staatsverwaltung, ihre Bezüge nach dem 
Vergütungstarif zum P.A.T. vom 30. Juni 1924 entsprechend dem Stand 
ihrer Ausbildung und nach ihren Leistungen. Die Möglichkeit, Kataster- 
techniker zu werden, ist den Bürolehrlingen, wie aus dem letzten Absatz 
im Abschnitt II der genannten Rundverfügung hervorgeht, nicht ge- 
nommen. Sie können, wie bisker, zu der fortgefallenen Berufsprüfung 
für die Katastersekretäre künftig unter den gleichen Voraussetzungen auch 
für die neu eingeführte Katastertechnikerprüfung zugelassen werden. 
Sollten von den Dienststellen, was ich in dem mitgeteilten Falle nicht 
feststellen konnte, bei der Annahme von Bürolehrlingen weitergehende 
Hoffnungen erweckt worden sein, so würde dies meine Billigung nicht ” 
finden. Daß allgemeine Mitteilungen an die Schulen über die Berufsaus- 
sichten in der Katasterverwaltung ergangen sind, ist hier nicht bekannt 
geworden.“ 

Diese Antwort ist uns völlig unverständlich, denn obwohl 

eingangs zugegeben ist, daß Zöglinge für-die Laufbahn der 
Katastersekretäre nicht mehr angenommen werden, wird weiter 
die Möglichkeit der Zulassung von Bürolehrlingen zur Ka- 
tastertechnikerprüfung, die an die Stelle der Berufsprüfung 
für die Katastersekretäre getreten ist, betont. Die Antwort 
kann aber auch als erste offizielle Verlautbarung über die 
rundsätzliche Seite einer neuen Personalpolitik in der Ka- 
asterverwaltung gewertet werden, und zwar in der Richtung, 
daß man künftig neben einer beschränkten Zahl von Beamten 
überwiegend mit Angestelltenpersonal zu arbeiten beabsichtigt. 
Die Zahl der künftigen Beamten würde sich in diesem Falle 
im wesentlichen rekrutieren aus den neu eingestellten Ober- 
sekretäranwärtern, während man das notwendige berufstüch- 
tige Angestelltenpersonal durch eine Bürolehrlingswirtschaft 
heranzuziehen versucht. 

Diese Gedankengänge sind schon einmal bei 
Gelegenheit in die Erscheinung getreten. Wir werden alles 
aufbieten, um eine völlige Klarstellung herbeizuführen, und 
behalten uns die hierfür geeignet erscheinenden Maßnahmen 
zur gegebenen Zeit vor. Die Kollegenschaft hat ihrerseits aber ° 
die wichtige Aufgabe, bei der Neueinstellung von Lehrlingen 
in der Katasterverwaltung in der Oeffentlichkeit 
aufklärend zu wirken. 


Baugewerks-Berufsgenossenschaften und technische Auf- 


anderer 


sichtsbeamte. Die technischen Aufsichtsbeamten der Bauge- 
werks-Berufsgenossenschaften sind ihrer Rechtsstellung nach 
Angestellte, aber nicht wie der Name vermuten läßt, Beamte. 


Die Vorschriften des Reichssperrgesetzes, die sonst für die 
Eingruppierung der Beamten Öffentlicher Körperschaften maß- 
ebend sind, finden infolgedessen bei ihnen keine Anwendung. ° 
ie Entwicklung hat aber gelehrt, daß es, wenn anstellende 
Körperschaft und Aufsichtsbehörde einig sind, sehr wohl mög- 
lich ist, auch ohne solche Zwangsvorschriften Techniker in der 
Bewertung herabzudrücken. 

Das Dienstverhältnis der technischen Aufsichtsbeamten war, 
abgesehen von den Vorschriften der Dienstordnung, durch einen 
Tarifvertrag geregelt, der auf den für die Verwaltungsangestell- 
ten geltenden Vertrag aufgebaut war und vorschrieb, daß die 
T.A.B. in die höchste Gruppe (Gruppe I) der Verwaltungsan- 
gestellten eingereiht werden sollten. Daneben erhielten sie als 
Abgeltung für den höheren Ausbildungsaufwand eine Zulage 
von 15 Prozent. In der. Folgezeit verstand es jedoch der Ver- 
band deutscher Baugewerks-Berufsgenossenschaften sehr ge- 
schickt, das so ae Wertigkeitsverhältnis zuungunsten ° 
der T.A.B. zu ändern, indem er die Gruppe I in eine Gruppela 
und eine Gruppe Ib zerlegte, die Mehrzahl der Verwaltungs- 
angestellten aus Gruppe I nach Ia überführte, die T.A.B. aber ° 
in Ib ließ. Die Gewerkschaften verlangten zwar auch für die 
T.A.B. Ueberführung nach Gruppe Ia; obwohl es aber bei Ab- ° 
schluß des Tarifvertrages übereinstimmende Absicht beider Par- 
teien gewesen war, die T.A.B. den bestbezahlten Verwaltungs- 
angestellten in der Eingruppierung gleichzustellen, war auf 
Na re: Weg eine Einigung nicht zu erzielen. Auch im” 

chlichtungsverfahren blieb der Erfolg aus, da sich aus dem 
Wortlaut des Tarifvertrages ein Anspruch nach Eingruppierung 
in la nicht herleiten ließ. Da nun aber der Verband deutscher, 
Baugewerks-Berufsgenossenschaften den Gewerkschaften die Zu- 
sicherung gab, er würde nach Ablauf seiner Bindungen an den ° 
Arbeitgeberverband deutscher Berufsgenossenschafter einen 
neuen Tarifvertrag mit ihnen abschHeßen, in dem eine den 
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sprüchen der T.A.B. besser gerechtwerdende Eingruppie- 
a vorgenommen werden sollte, gaben sich diese zunächst 
zufrieden. Als aber über den Abschluß des neuen Tarifver- 
trages verhandelt werden sollte, stellte der Verband. plötzlich 
‚fest, daß er trotz seiner bisherigen Gepflogenheiten satzungs- 
‚gemäß gar nicht befugt wäre, sich mit Personalangelegenheiten 
‚zu befassen und: lehnte daher den Abschluß eines neuen Tarif- 
vertrages ab. Auf Ansuchen der Gewerkschaften setzte zwar 
das Reichsarbeitsministerium einen Schlichtungsausschuß zur 
Entscheidung der sich mun ergebenden Streitfrage ein, aber 
atıch hier war Erfolg nicht zu erzielen, da der Ausschuß dem 
Standpunkt des Arbeitgeberverbandes beitrat. 

Den eintretenden vertragslosen Zustand suchte eine Reihe 
Baugewerks-Berufsgenossenschaften zu benutzen, die Entloh- 
nung der T.A.B. in einer den Genossenschaftsvorständen besser 
zusagenden Art und Weise zu regeln, d. h. sie versuchten, die 
Beamten in der Eingruppierung herabzudrücken, so daß sich 
ein Teil von diesen gezwungen sah, die Aufsichtsbehörde, das 
Versicherungsamt, anzurufen, um eine angemessene Bewertung 
durchzudrücken. Aber der 3. Beschlußsenat des Reichsver- 
sicherungsamts entschied zuungunsten der T.A.B., indem er 
die Eingruppierung nach Gruppe Ib zuzüglich einer Zulage 
von 15 Prozent für hinreichend erklärte und diese Eingruppie- 
rung derjenigen nach Gruppe IX der Besoldungsordnung 
gleichstellte. Er stützte sich bei dieser Entscheidung auf den 
obenerwähnten, für die Angestellten ungünstigen Schiedsspruch, 
berücksichtigte aber nicht, daß das Schiedsgericht von einer 
_ Prüfung des Umstandes, ob die Ansprüche materiell und ideell 
gerechtfertigt wären, vollkommen abgesehen hatte und zu 
einem ablehnenden Urteil nur gelangt war, weil sich aus dem 
bestehenden Tarifvertrag ein rechtlicher Anspruch nicht 
‚herleiten ließ. 

Immerhin waren die Differenzen zwischen Berufsgenossen- 
schaften und Aufsichtsbeamten so groß gewesen, daß sich das 
Versicherungsamt doch für verpflichtet hielt, einzugreifen. Es 
forderte den Verband deutscher Baugewerks-Beruisgenossen- 
schaften auf, die angeschlossenen Genossenschaften zu ver- 
anlassen, ihre Dienstordnungen bezüglich Eingruppierung der 
T.A.B. durch einen Nachtrag zu ergänzen, der der Genehmi- 
gung des Versicherungsamts unterläge.‘ Allerdings ging es 
auch hier wieder in seinen Direktiven von der Entscheidung 
des 3. Beschlußsenats aus und erklärte, die Eingruppierung 
nach Gruppe IX für angemessen. 


Die Stellungnahme des Versicherungsamts geht an zwei 
Tatsachen vorbei. Die Bezüge, die die T.A.B. durch Ein- 
gruppierung nach Ib einschließlich der 15 rar Zulage 
erhielten, entsprechen nicht den Bezügen der Gruppe IX, 
gehen vielmehr über diese hinaus und reichen in die Gruppe X 
hinein, so daß sich daraus zumindest eine Aufstiegsmöglichkeit 

nach DEpe X ergeben müßte. Aber abgesehen. davon, läßt 
die Beurteilung des Versicherungsamts jede Absicht, die Dienst- 
leistung und Dienststellung der T.A.B. zu würdigen, vermissen. 
Obwohl nämlich, wie schon gesagt, das Sperrgesetz für die 
T.A.B. keine Anwendung findet, ergibt sich durch die An- 
wendung der Gruppeneinteilung der Reichsbesoldungsordnung 
ohne weiteres ein Vergleich mit der Eingruppierung der tech- 
nischen Beamten bei Reich und Staat. Da muß nun festgestellt 
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werden, daß es Reichs- oder Staatsbeamte mit gleichartiger 
Tätigkeit zur Zeit nicht gibt, so daß für die Vergleichung allein 
Verantwortlichkeit und Selbständigkeit der einzelnen Beamten- 
kategorien herangezogen werden können. Stellen in Reich und 
Staat, die mit der gleichen Selbständigkeit und Verantwort- 
lichkeit ausgestattet sind wie die der technischen Aufsichts- 
beamten, werden aber grundsätzlich nur mit Akademikern 
besetzt. Mittelschultechnikern sind sie nur im geringen Um- 
fange zugänglich, und zwar nur dann, wenn es sich um be- 
sonders qualifizierte Beamte handelt. In entsprechender Wert- 
schätzung des Aufsichtsdienstes lassen andere Berufsgenossen- 
schaften diesen Dienst, soweit technische Bildung Vorbedin- 
gung für Ausübung der Berufsaufsicht ist, in der Regel durch 
Akademiker verrichten. Im Baugewerbe verbietet sich das aber, 
da Akademikern nach Art ihrer Berufsausbildung und Ent- 
wicklung die praktischen Kenntnisse und Einzelerfahrungen des 
Mittelschultechnikers fehlen, die im Aufsichtsdienst erforderlich 
sind. Die T.A.B.. der Baugewerks-Berufsgenossenschaften sind 
daher fast ausschließlich Mittelschultechniker, die in lang- 
jähriger Praxis besondere Erfahrungen erworben haben und 
auch sonst ihrer persönlichen Eignung nach in der Lage sind, 
den Anforderungen gerecht zu werden, die der Aufsichtsdienst 
mit seiner Verantwortlichkeit an sie stellt. 

Die beabsichtigte Herabdrückung der T.A.B. kann für den 
Aufsichtsdienst nur zum Schaden gereichen und liegt nicht im 
Interesse einer wünschenswerten Handhabung und Fortent- 
wicklung der Berufsaufsicht. Der Bund hat sich deshalb mit 
einer Beschwerde an das Versicherungsamt gewandt und ver- 
langt, daß die Prüfung der von den Genossenschaiten einzu- 
reichenden Nachträge zu den Dienstordnungen so vorgenommen 
wird, daß eine seiner Auffassung entsprechende und ange- 
messene Bewertung gewährleistet wird, und hat gefordert, 
daß vor Fällung der Entscheidung eine Klärung der Fra 
dureh Verhandlungen mit den Gewerkschaften der TAB 
herbeigeführt wird. 


Verkehrswissenschaftliche Woche in München. Im Rahmen 
der Deutschen Verkehrsausstellung in München so!len in der 
Zeit vom 20. bis 25. Juli 195 wissenschaftliche 
Vorträge aus den verschiedenen Gebieten des Verkehrs- 
wesens im Hörsaale der Technischen Hochschule München 
oder in Räumen der Ausstellung selbst stattfinden. Die Vor- 
träge erstrecken sich auf alle Gebiete, die in den Bereich 
der Deutschen Verkehrsausstellung gezogen sind. Vertreter 
der verschiedenen Fachwissenschaften werden wichtige zeit- 
gemäße Fragen aus dem Gebiete des Landverkehrs, nämlich 
des Eisenbahnwesens, der Binnenschiffahrt und des See- 
verkehrs, des Post-, Telegraphen-, Fern- und Funkwesens 
behandeln. Die Gesamtheit der Vorträge wird einen um- 
fassenden Ueberblick über das ganze Gebiet des Verkehrs- 
wesens sowohl in technischer als auch in wirtschaftlicher, 
organisatorischer und kultureller Beziehung bieten. Für die 
Teilnehmer an den Vorträgen sind noch Führungen in wich- 
tigen verkehrstechnischen und industriellen Anlagen Münchens 
und seiner Umgebung vorgesehen. Wegen der Teilnahme 
an den Vorträgen wende man sich an das Büro (des vor- 
bereitenden Ausschusses für die verkehrswissenschaftliche 
Woche in München, Brienner Str. 8, 4. Aufgang, .2. Stock. 








oo Aus dem Bunde >= 


Aus den Gauen 


6. ordentlicher Gautag des Gaues, Mitteldeutschland, 


Auf Grund des $ 40 der Bündessatzung und der dazu erlassenen 
Ausführungs-Bestimmungen berufen wir hiermit den 


6. ordentlichen Gautag 


des Gates Mitteldeutschland des Bundes der technischen Angestellten 
und Beamten zu 


Sonnabend, den 5. September 1935, nachm. 5t/), Uhr, 
nach Altenburg, „Gasthaus zum Pflug“, ein. 
"Als Verhandlungszeit ist vorgesehen: 
Sonnabend, den 5. September 1925, ab pünktlich 5t/, Uhr, 
Sonztag, den 6. September 1925, bis 4 Uhr nachmittags. 
i Fe Vorläufige Tagesordnung: 
- 1. a) Eröffnung und Konstituierung des Gautages. 
har ) Wahl der Mandatsprüfungs-Kommission. 





2 a) Geschäftsbericht des Gauleiters. 
b) Geschäftsbericht des Gauvorstandes. 
8. Referat eines Vertreters des. Bundesvorstandes. 
4. a) Wahl von. 5 Gauvorstandsmitgliedern. 
5b) Wahl von 5 Ersatzleuten für den Gauvorstand, 
c) Bestätigung -des Gauleiters. 

erbe- und Verwaltungsarbeit. 
2 6. Anträ es 5 
7. Verschiedenes. - 


BEN 





Anträge: Als ordnungsgemäß eingegangen gelten alle An- 
träge, die bis spätestens 20. August 1925 bei der Gauverwaltung 
schriftlich vorliegen. 

Aeußerster Termin für Uebermittlung des Wahlergebnisses durch 
Uebersendung der Wahlniederschriften ist der 25. August 1925. 

Halle a.$, den 14. Juli 1925. 

Bund der technischen Angestellten und Beamten, 
Gau Mitteldeutschland. 
Kunze. Blumenschein. 


Bücherschau 
F Politik. 


Robert Albert: Was die Arbeiter über das Washing- 
toner Abkommen uundüberdenAchtstundentag nicht 
erfahren. 1925. Verlag der Deutschen Wirtschaftspolitischen Gesell- 
schaft, Berlin W 35, Lützowstraße 8. 

Socius: Arbeiterschaft und Erfüllungspolitik. Be- 


 trachtungen eines alten Gewerkschafters über die Folgen des Dawes-Gutr 


achtens, insbesondere für die Arbeitszeit in Deutschland. 1925. Verlag der 
Deutschen Wirtschaftspolitischen Gesellschaft, Berlin W 3, Lützowstr. 8. 
“Zur Kennzeichnung beider Broschüren genügt, daß sie durch 


die Unternehmer und ihre Heliershelfer in ganz Deutschland an» 


die Arbeiter verteilt werden. Die Wiedererstarkung der Gewerkschaften, 
die mit immer stärkerem Nachdruck für die Zurückgewinnung des Acht- 
stundentages eintreten, hat Abwehrmaßnahmen der Arbeitgeberschaft her- 
vorgerufen, zu denen auch die Beauftragung von Renegaten der sozia- 
istischen Arbeiterbewegung mit der Abfassung solcher Broschüren gehört, 
Wir v en es uns, weiter auf das Geschreibsel einzugehen, zumal 
das in der „Gewerkschaftszeitung‘‘ des A.D.O.B. und der „Betriebsräte- 
Zeitschrift‘‘ des Metallarbeiterverbandes ausführlich geschehen ist. 
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Karl Kautsky, Die Internationale undSowjetrußland. verständlich darzustellen. Leichtfaßlich geschrieben, wird das Buch all 
Verlag ]J. H. W. Dietz Nachf., Berlin. Preis: Kartonniert 0,755 M,, denen, die unter seelischen Konflikten zu leiden haben, den Weg zu 
Ganzleinen 2 M. ihrer Lösung zeigen, und mit seiner Hilfe ist dem Arzt die Möglichkeit 

Kautsky erörtert in dieser Schrift die Stellung der Soziaistischen gegeben, dem Patienten Aufschluß über die in seinem Inneren vorgehen- 
Arbeiterinternationale zum Bolschewismus, wobei er besonders auf die den Seelenvorgänge zu geben. 


Aufgaben hinweist, die nach seiner Meinung den der Sozialistischen Ar- Arzt und Patienten werden daher das Erscheinen dieses Buches 
beiterinternationale angeschlossenen Parteien erwachsen, in ihrem Wirken dankbar begrüßen. Dr. Fr. R. 
zugunsten der Demokratie und der selbständigen Klassenbewegung des 
Proletariats in Rußland. Auch mit. der Möglichkeit innerer Erhebungen Tabelle zum Ablesen des Steuerabzuges vom Arbeitslohn von 
gegen das bolschewistische Regierungssystem setzt. sich Kautsky aus- W. Hirche und E, August, Obersteuerinspektoren, neu bearbeitet 
einander. Den vorbereiteten Aufstand als Mittel zur Gewinnung nach den ab 1. Juni gültigen geänderten Bestimmungen. Umfassend 
der Demokratie lehnt er ab, verlangt aber, daß die russischen Sozia- 12 Seiten Tabellen und Text. Preis 2 M. Verlag Trowitzsch u. Sohn, 
listen im Fale spontaner Erhebungen die Führung an sich reißen Berlin SW 48, Wilhelmstr. 29, 
müßten. Solche spontanen Aufstände ließen sich nach Beiieben weder Der einzubehaltende Steuerbetrag kann von jeder Summe sofort 
hervorrufen noch hindern, aber es könnten damit große politische Wir- abgelesen werden. Für alle Fälle (tägliche, wöchentliche, 14 tägliche, 
kungen erzielt werden, wenn sie eine große Ausdehnung erreichen. monatliche Lohnzahlung usw.) erschöpiend, erspart die Tabelle jede 
F Rechenarbeit, schützt vor jedem Irrtum und ist demzufolge ein unent- 
Verschiedenes. behrliches Hilfsmittel für jedes Lohnbüro. Als Anhang sind der Tabelle 
Poul Bjerre: Wie Deine Seele geheilt wird. Carl Marhold beigefügt die für den Arbeitgeber wichtigen Bestimmungen über den 
Verlagsbuchhandlung,. Halle. Kart. 3,20 Mark. Steuerabzug vom Arbeitslohn (Berechnung des Steuerabzugs, Abführung 
Ein bekannter Vertreter der Psychoanalyse, der schwedische Arzt der einbehaltenen Beträge an die Finanzkasse, Führung des Lohnbuches 
Dr. Poul Bjerre, hat es sich angelegen sein lassen, in seinem kürz- usw.), eine Reihe von Musterbeispielen für die Errechnung des Steuer- 
lich erschienenen und von A. Brückner ins Deutsche übertragenen Buch: abzugs bei Monats-, Wochen- und Tagelohnempfängern, bei Akkord- 
„Wie Deine Seele geheilt wird“, die Psychoanalyse allgemein- _ärbeitern und bei Heimarbeitern. 
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gesucht, 

der vollkommen vertraut ist mit der Anfertigung 
von Lageplänen und kleinen örtlichen Aufnahmen 
Gehalt usw. nach den Grundsätzen der staatlichen 
Besoldungsordnung. Bewerbungen mit Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften, Gehaltsansprüchen und Probe- 
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Verwaltung der Duisburg-Ruhrorter Häfen. 


H. Meusser, Buchh. 
| Berlin W 57/4, Potsdamer Str. 75. 
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Tiefhuutechniker 


nachweislich erfahren in Wasserbauarbeiten für die örtliche 
Bauaufsicht beim Neubau der Vorderarche (Segmentwehr) in 
Rathenow von sofort, spätestens 1. August d. Js. gesucht. 
Bei Eignung voraussichtliche Beschäftigungsdauer acht 
Monate. Meldungen mit Lebenslauf u. Zeugnissen sowie 
mit Angabe der Gehaltsansprüche sind sofort zu richten an 


Magistrat in Rathenow a. M. 
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Keine Zuschläge für Versicherung in Nebenräumen bis zu 10°/, der Gesamt-Versicherungssumme. — 
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Novelle zur Angestelltenversicherung 


Der Reichstag hat noch vor seiner Sommerpause die No- 
velle zur Angestelltenversicherung verabschiedet. Das Ergeb- 
nis ist durchaus unbefriedigend. Die Erhöhung des 
Grundbetrages von 30 auf 40 Mark im Monat, des 
Steigerungssatzes von 10 auf 15 Prozent ‚und des 
Kindergeldes von 36 auf 90 Mark bleibt erheblich hinter 
den bereits im März d. Js. vom AfA-Bund gestellten und in 
den sozialdemokratischen Anträgen übernommenen Forderun- 
gen auf Rentensteigerung zurück. Wir hatten die Verdop- 
pelung gefordert, während der Reichstag nur eine Erhöhung 
um ein Drittel der bisherigen Sätze beschlossen hat. Diese 
ungenügende Verbesserung der Renten wurde aber verbunden 
mit einer rein schematischen und in ihrer Abstufung höchst 
unsozialen Erhöhung der Beiträge um durchweg ein 
Drittel der geltenden Sätze. 


Die Behauptung des AfA-Bundes, daß die erforderliche 
Erhöhung der Renten auch ohne Steigerung der jetzigen Bei- 
träge möglich wäre, hat sich durch die Verhandlungen im 
9. Ausschuß des Reichstages bestätigt. Obwohl dem Reichs- 
tag trotz mehrfachen Verlangens durch die Sozialdemokratische 
Fraktion die Bilanz der R.}.A. von 1924 und die Ist-Zahlen 
der Einnahmen und Ausgaben für das erste Halbjahr 1925 
nicht unterbreitet wurden, so ging doch auch aus den von der 
Regierung mitgeteilten Zahlen hervor, daß eine Allein de 
erhöhung nicht erforderlich ist. Die Beitragseinnahmen be- 
tragen jetzt monatlich 13 Millionen, d.h. im Jahr 156 Millionen, 
während im Voranschlag nur 120 Millionen eingesetzt - sind. 
Aus dem Jahr 1924 ist ein Ueberschuß von nicht weniger als 
113 Millionen mit in das Jahr 1925 hinübergenommen worden, 
so daß, wenn man auch nur den im Voranschlag der R.f.A. 
vorgesehenen Ueberschuß von 90 Millionen für 1925 hinzu- 
rechnet, bereits Ende d.Js. eine neue Reserve von über 
200 Millionen Goldmark entsteht. Wir lassen -dabei unberück- 
sichtigt, daß auch die Zinseinnahmen höher als veranschlagt 
sein müssen. Die Regierung hat im Reichstags-Ausschuß er- 
klärt, daß sie ihrer neuen Beitragsvorlage eine Umlagebe- 
rechnung, für die Renten und Verwaltung der Versicherung 
von 1925 bis einschließlich 1932 zugrunde gelegt habe. Sie 
errechnete den Bedarf an Rentenaufwand für diese acht Jahre 
auf 600 Millionen -Mark, dazu etwa 30 Prozent für Heilver- 
fahren und Verwaltung. Aus der Tatsache, daß von 1926 bis 
1932 noch sieben volle Beitragsjahre zur Verfügung stehen. 
und über 200 Millionen Reserve vorhanden ist, geht bereits 
hervor, daß nach dem Umlageverfahren eine Erhöhung der 
jetzigen Beiträge nicht begründet werden kann. Wir haben 
im Reichstags-Ausschuß verlangt, die Regierung möge mit- 
teilen, welche jährlichen Ueberschüsse von 1925 bis 1932 einschl. 
der neuen Beitragsrechnung zugrumdegelegt sind, für den 
ungünstigsten Fall, daß die Zahl von 2 Millionen Versichertew 
auch im Laufe der nächsten Jahre, gleichbliebe — ein Fall, 
der kaum zu erwarten ist. Hätte die Regierung ihre Be- 
rechnung. wirklich auf dem Umlageverfahren aufgebaut, so 
würde kaum ein Grund vorgelegen haben, dem Reichstage die 
Angabe dieser Zahlen zu versagen. Statt dessen erklärte man 
einfach: Der jetzige Durchschnittsbeitrag beträgt 6 Mark, die 
Erhöhung der Renten ein Drittel, also brauche man künftig 
einen Durchschnittsbeitrag von 8 Mark, macht Erhöhung aller 
Beiträge um ein Drittel. So wurde dann ein Mehr an Beiträgen 
von jährlich 40 bis 50 Millionen beschlossen (gegen die 
Arbeiterparteien), ohne daß auch nur die Bilanz für 1924 
vorgelegt wurde. 


Diese unsoziale Mehrbelastung der Versicher- 
ten ist um so umerhörter, als es die Reichstagsmehrheit unter 
der ausdrücklichen Befürwortung der Thiel’ und Genossen 
vom D.H.V. abgelehnt hat, der Reichsversicherungsanstalt 
durch eine Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze, d.h. durch 
die Einbeziehung der besserbezahlten Angestellten Mehrein- 
nahmen zu verschaffen. Der Ausschuß hat in erster Lesung auf 
Antrag der Sozialdemokraten beschlossen, die Grenze in der 
A.V. entsprechend der Unfallversicherung auf 8400 Mark Jah- 
reseinkommen festzusetzen. Selbst dieser kleine Fortschritt 
wurde in der 2. Lesung des Ausschusses gegen die Stimmen 
der Sozialdemokraten, Kommunisten, - Völkischen und Demo- 
kraten wieder rückgängig gemacht. Die Herren Thiel, 
Lambach und Gerig vom D.H.V. haben "es, ohne zu 
erröten, fertig gebracht, gegen die Interessen ihrer eigenen 
Mitglieder nach dem Willen der industriellen Scharfmacher 
in den Rechtsparteien die qualifizierten und gehobenen An- 
gestellten von der Versicherung fernzuhalten, um dafür die 
schlechtbezahlien Angestellten mit um so höheren Beiträgen 
zu belasten. 


Wir stellen hier den Beschluß der Regierungsparteien 
und den Antrag der Sozialdemokraten gegenüber, um diesen 
Angestelltenverrat in Zahlen zu demonstrieren: 
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a) Beschluß der Reichstagsmehrheit: 






Klasse A bis 50 .R.-M. Monatsgehalt 2,— R.-M. Beitrag 
” B > 10 ” » 4 „ ” s, 
» C 100 En 200 > „ 8, ” 2 
RR 9° 280 4.5.3900, 5; r 12, ,„ er 
RN 2 300 „400. „ $ 16,— , > 
RE 2 von mehr als 400 R.-M. 20, 5 m 

b) Antrag der Sozialdemokraten: 

Klasse A bis 50 R.-M. Monatsgehalt 150 R.-M. Beitrag 
ve B SUN ION S 3— ,„ y 
» C 100 „ 200 „ „ 6,— „ » 
aD 290 #4, 3004 4, i“ 10,—  ,„ m 
„ T. 300 „ 400 „ „ 14,— » 2 
EIER A002. a 18 ä 
Er] G 500 „ 600 „ » 22,= ” „ 
TEN 5 | von mehr als 600 R.-M. 26,— 


Nach diesem sozialdemokratischen Antrag würde der von 
der Regierung als notwendig bezeichnete Durchschnittsbei- 
trag von 8 Mark spielend erreichbar gewesen sein, und es 
wäre eine gleiche soziale Belastung von je 4 Prozent des 
Durchschnitts jeder Gehaltsklasse gewährleistet gewesen, ohne 
daß für die bisher Pflichtversicherten die nach dem Reichs- 
tagsbeschluß auferlegten hohen Beiträge erforderlich gewesen 
wären. Also nicht genug, daß diese neue Beitragsbelastung 
in der gegenwärtigen Zeit schlimmster Not der Angestellten 
zum Zwecke der Wiedersinführung des Kapitaldeckungsver- 
fahrens, d. h. einer Thesaurierungspolitik eingeführt wird; man 
legt auch diese Mehrlaster auf die schwächsten 
Schulternderschlechtbezahlten Versicherten. 
Gegenüber dieser unsozialen Beitragsregelung ist es immerhin 
wertvoll, daß die Oppositionsparteien wenigstens durchge- 
setzt haben,. daß künftig für Versicherte bis zu 50 Mark 
Monatseinkommen und für Lehrlinge der Arbeitgeber die 
vollen Beiträge leisten muß. Der sozialdemokratische Antrag, 
auch in den übrigen Gehaltsklassen zwei Drittel der Beiträge 
den Arbeitgebern aufzuerlegen, ist wiederum von allen bürger- 
lichen Parteien abgelehnt worden. 

Die neue Beitragslast wird damit begründet, daß man 
Zukunftspolitik treiben müsse. Es ist dann auch in 
der Tat abgelehnt worden, den heutigen Versicherten auch 
nur ein Mindestmaß von Gegenwartsleistungen zu bieten. So 
ist trotz eingehender Auseinandersetzungen nichts geschehen, 
um die Lage der Wanderversicherten gerechter zu gestalten. 
Selbst der folgende zu diesem Zweck gestellte: Antrag ist von 
den Rechtsparteien unter der Führung der deutschnationalen 
Handlungsgehilfen abgelehnt worden. Die Sozialdemokratie 
hatte beantragt, folgenden $ 53a einzuschalten: 

„Bei Wanderversicherten (8 27) stehen die zur Inyalidenversicherung 
entrichteten Beiträge den freiwilligen Beiträgen zur A.V. gleich. Dabei 
werden je vier Beitragswochen der Invalidenversicherung als ein Bei- 
tragsmonat der Angestelltenversicherung gerechnet. Dies gilt, abgesehen 
vom $ 55 Abs. 3, nicht für solche Beitragswochen der Invalidenversiche- 
rung, die mit den in der Angestelltenversicherung zurückgelegten Bei- 
tragsmonaten zusammenfallen.“ 

Um der Willkür im Heilverfahren entgegenzuwir- 
ken, hatte der AfA-Bund verlangt, diese Leistung der A.V. 
obligatorisch zu machen. Auch bei der Ablehnung dieses 
Blengens waren es die Abgeordneten aus den Reihen des 
D.H.V., die in brutalster Weise die gegnerische Haltung der 
Unternehmer begründeten. So führte der deutschnationale 
Verbandsbeamte Gerig nach dem Protokoll (Seite 5) des 
Ausschusses, wörtlich aus: „Er würde alle Anträge ablehnen, 
die auf ein obligatorisches Heilverfahren hinauslaufen, da das 
praktisch die Umwandlung der Angestelltenversicherung in 
eine Krankenversicherung bedeuten würde.‘ 

Ebenso wurde auch der neue 8 493, wonach die Reichs- 
versicherungsanstalt Mittel zur Hebung der allge- 


meinen Volksgesundheit bereitstellen soll, dadurch 
verwässert, daß -diese Maßnahmen allgemein sozialhygieni- 
scher Art verkoppelt wurden mit dem individuellen Heilver- 


fahren, das bisher in jedem einzelnen Versicherungsgesetz 
als Aequivalent des beitragzahlenden Versicherten autonom 
geregelt ist, Darüber hinaus wurde auch beschlossen, zur 
Förderung der allgemein sozialhygienischen Maßnahmen ein 
Zusammenwirken der Sozialversicherung mit den öffentlichen 
und privaten Wohlfahrtseinrichtungen herbeizuführen. Wir 
werden uns bei den kommenden Richtlinien, die die Reichs- 
tagsmehrheit verlangt hat, mit aller Entschiedenheit dagegen 
wenden müssen, daß künftig auch in. der Sozialversicherung 
der obligatorischen Beitragszahlung Fürsorgemaßnahmen ge- 
genübergestellt werden, bei denen Bedürftigkeit und Charitas 
ausschlaggebend sind. 

Es ist auch bezeichnend, daß im Reichstagsausschuß alle 
Anträge auf Aenderung der Verfassung debattelos 
niedergestimmt wurden. Selbst die Regierung mußte zugeben, 
daß das jetzige Wahlverfahren nhaltbar ist. Der Ver- 
treter des Reichsarbeitsministers erklärte wörtlich: 

„Die Reichsversicherungsanstalt legt Wert auf die Erhaltung der Ein- 
richtung der Vertrauensmänner. Eine Aenderung habe daher wohl keine 
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Aussicht auf Erfolg. () Es könne aber doch die Frage "aufgeworfen 
werden, ob eine Aenderung in der Wahl des Verwaltungsrates der Reichs- 
versicherungsanstalt eintreten könne. Nach dem geltenden Rechte erhalte 
jeder untere Verwaltungsbezirk sechs Vertrauensmänner, ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Versicherten. Erst wenn die Zahl der Versicherten 
mehr als Zehntausend sei, werde die Zahl der Vertrauensmänner ver- 
ößert, Es könne praktisch vorkommen, daß in einem Bezirke hundert 
ersicherte ebensoviel Vertrauensmänner wählen können, als zehntausend 
Versicherte in einer großen Stadt. Darin Hege z, T. ein Pluralwahlrecht, 
das mit dem Rechte der Verhältniswahl kaum vereinbar sei,“ 

Trotz dieses vernichtenden Urteils des heutigen Wahl- 
systems durch das R.A.M. ist der Reichstag noch nicht ein- 
mal in die Prüfung einer Wahlreform eingetreten. Der Konflikt, 
der sich bei dieser Frage zwischen der Sozialdemokratie und 
den bürgerlichen Parteien entwickelte, hat dann immerhin das 
Ergebnis gehabt, daß im Plenum die folgende Entschließung 
zur Annahme gelangte, die noch vor der nächsten Wahl zu den 
Körperschaften der A.V. eine Reform der Wahlbestimmungen 
erwarten läßt: 

Entschließung. 

„Der rg wolle beschließen, die Reichsregierung zu ersuchen, 
dem Reichstag bald den Entwurf eines Gesetzes vorzulegen, das für die 
Ehrenämter in der Verwaltung und Rechtsprechung der Reichsver- 
sicherung, womöglich den Beginn auf den 1. Januar 1927 und die 
Dauer einheitlich festsetzt. Die Reichsregierung wolle auch prüfen, für 
welche Aemter Urwahlen oder mittelbare Wahlen zweckmäßig sind. 
Das Ergebnis der Prüfung ist bei der Vorlage des Gesetzentwurfes 
über das soziale Wahljahr dem Reichstage vorzulegen. Daraus sich er- 
gebende Aenderungen der Versicherungsgesetze sind dem Reichstag so 
rechtzeitig zuzuleiten, daß sie bei den nächsten Wahlen in der Sozial- 
versicherung bereits in Kraft gesetzt werden können.“ 

So haben die Beratungen zur A.V. immerhin dazu ge- 
führt, daß auch die großen Organisationsfragen aufgerollt, 
wenn auch nicht gelöst sind. Es ist nunmehr Aufgabe der 
Angestellten, für die weitere Stärkung der freien Angestellten- 
verbände zu sorgen, um die Widerstände zu überwinden, die 
das Unternehmertum und seine beauftragten „Angestellten- 
vertreter‘‘ im Reichstag der Sozialreform entgegenstellen. 


S. Aufhäuser. 


Schutzzölle? 


In Nr. 19 der „Deutschen Techniker-Zeitung“ hat Herr 
Kollege Schweitzer diese Frage behandelt. Es sei mir als 
ehemäligem technischen Angestellten gestattet, diese Frage 
vom : landwirtschaftlichen Gesichtspunkt aus zu beleuchten. 

Vom volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte aus betrachtet 
hat die Landwirtschaft die Aufgabe, die 20 Millionen Men- 
schen, die in der Vorkriegszeit vom Industrieexport lebten, 
zu ernähren. Diese 20 Millionen schreien nach einer inten- 
siven Landwirtschaft, aber es ist ein unangenehmes Kenn- 
zeichen der deutschen Wirtschaft bzw. Aufbaupolitik seit 
dem Zusammenbruch, daß man an dem kranken Wirtschafts- 
körper immer nur die Symptome beachtet und, sobald sie ge- 
fährlich zu werden drohen, diese Einzelerscheinungen nur mit 
lokalen Mitteln bekämpft, statt die tieferen Ursachen der 
Krankheitserscheinungen zu erforschen und einen grundlegen- 
den Heilplan, ein wirkliches BE ROUDIOE TAN: aufzustellen. 
Niemals ist in der deutschen Republik ein Aufbauprogramm 
veröffentlicht worden, weder von der Regierung noch von den 
Partejen. Wenn man schon nach Steigerung der Produktion 
rief, so war es in den meisten Fällen ein politischer Kampfruf 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, aber kein vorhan- 
denes Aufbauprogramm. Die Maßnahmen der Regierung 
kommen mir immer vor, wie die eines Konstrukteurs, der die 
Details anfängt und durcharbeitet und sich um eine Zu- 
sammenstellung seiner Aufgabe überhaupt nicht kümmert. 
Während die Diskussion über die Frage br Getreidezölle im 
Reichswirtschaftsrat noch nicht einmal eingeleitet ist, wie 
Schweitzer schreibt, veröffentlicht die Regierung einen Zoll- 
ee der sofort den Kampf im Lande wieder eitn- 
eitet. 

Volkswirtschaftlich betrachtet muß die Landwirtschaft in- 
tensiv arbeiten; macht man dagegen die Rechnung für die Ein- 
zeilwirtschaft auf, so drängt der Rechenstift zur extensiven Wirt- 
schaft, Die Relation zwischen landwirtschaftlichen Produkten 
und landwirtschaftlichen Bedarfsartikeln ist unerträglich. In 
der einen Hälfte der Volkswirtschaft (Landwirtschaft) ist seit 


‚ einem Jahre freie Wirtschaft und freie Preisbildung. In der 


anderen Hälfte der Volkswirtschaft (Industrie) haben wir heute 
noch ein Kunstprodukt, das endlich beseitigt werden muß. In 
der Landwirtschaft gibt es viele Stimmen, welche sagen: 
„Wir müssen mit unseren Preisen hinauf auf die Höhe der In- 
dustriepreise, wir müssen Schutzzölle haben.“ Die Autorität 
des Ländbundes, Schiele (Naumburg), sagt: „Die Zukunft 
der deutschen Landwirtschaft besteht ni darin,. daß sie 
Klinstlich ihre Verkaufspreise nach oben treibt, sondera darin, 
daß. die Preise der landwirtschaftlichen. Bedarfsartikel kräftig 
gesenkt werden.“ Auch ist bekannt, daß bei großem Angebot 


ein gleichbleibender Schutzzoll: ein Hinuntersinken der. Ge- 
treideprelse nicht verhindern kann, Da aber die Getreideeiir- 
fuhr in der Hand weniger Firmen fiegt (Trusts in Amerika 
mit einem Aktienkapital von 26 Millionen Dollar), so kann 
eine künstliche Verringerung des Angebots ar Getreide leicht 
zu einer Ausbeutung der auf Einfuhr angewiesenen Länder 
führen. Es ist daher notwendig, daß alle Maßnahmen ge- 
troffen werden, um eine derartige Spekulation zu verhindern. 
Die beste Hilfe wäre natürlich eine Steigerung der Inlands- 
erzeugung. Alle wirklichen Fachkenner sind sich einig, daß 
die Landwirtschaft in der Lage ist, die Eigenernährung unseres 
Volkes durchzuführen, wenn die Kennfnisse und Betriebs- 
formen, die nur ein kleiner Teil unserer Landwirtschaft be- 
sitzt und anwendet, wenigstens von der größeren Masse 
unserer Landwirte aufgenommen werden. Diese berufliche Be- 
einflussung von etwa einer Million Landwirten ist eine Aufgabe 
von gewaltigem Umfange, läßt sich aber kurzerhand nicht 
durchführen. 


Zur Sicherung. der Volksernährung ist es aber nötig, Maß- 
regeln zu treffen, welche sich den wechselnden Ve 
nissen des Weltmarktes anpassen. In diesem Rahmen lassen 
sich die Nachteile von starren Dauerzöllen (Steigerung der 
Boden- bzw. Pachtpreise), aber auch des Freihandels nicht 
ausgiebig besprechen; jedoch das eine ist klar, daß nicht 
entweder völliger Freihandel oder Dauerschutzzoll ein für alle- 
mal das richtige Heilmittel bilden. Im Interesse der Prodi«- 
zenten sowohl als auch der Konsumenten liegt es, wenn die 
Preise der Lebensmittel große Zeitspannen hindurch (abge- 
sehen von kleineren Schwankungen) stetig bleiben. In Eng- 
land wurden 1814 die Zölle mit gleitenuder oder be- 
weglicher Skala (sliding scale) festgesetzt; hierbei wir- 
den die Zölle erhöht, wenn die Preise im Lande fielen und 
herabgesetzt, wenn dieselben anzogen. Es wird behauptet, 
daß diese Zölle mit beweglicher Skala der Landwirtschaft 
wenig Bas haben, daß vielmehr die Spekulation ihren 
Vorteil hatte. Wenn man jedoch diese gleitende Skala genauer 
betrachtet, so findet man, daß ein derartiges System damals 
nicht den gewünschten Erfolg haben konnte. Die Händler 
suchten die inländischen Getreidepreise durch Ringbildung; 
künstlich zu steigern, um Getreide zu miedrigen Zollsätzen 
einzuführen, während sie dann bei scheinbar starkem Angebot 
den Preisfall benutzten, um einheimisches Getreide billig 
einzukaufen, Es wurde also im Gesetz festgelegt, daß bei 
Eintreten eines bestimmten Preises automatisch ein bestimm- 
ter Zollsatz in Kraft trat. Es geht aber nicht an, den Orund- 
gedanken des gleitenden Zollschutzes bei uns zu verwerfen, 
nur weil in England die Durchführung mangelhaft war. Es 
muß die Forderung erhoben werden, daß, wenn Zölle ein- 
geführt werden sollen — ich halte die Forderung von Schutz- 
zöllen bei Abschluß der Handelsverträge unbedingt für not- 
wendig —, es nur ein gleitender Schutzzoll sein kann. 
Die Regierung aber muß die Möglichkeit haben, die Höhe des 
Zollsatzes und den Zeitpunkt ganz nach eigenem Ermessen zu 
bestimmen. Allerdings werden diese beweglichen Zölle zur 
Aufrechterhaltung stetiger Getreidepreise nicht ausreichen. Es 
wird notwendig sein, eine staatliche Vorratswirtschaft (aber 
kein staatliches Handelsmonopol) in die Wege zu leiten, wie 
es jetzt z.B. beim Zucker gehandhabt wurde. Eine derartige 
Maßnahme würde im Interesse der Konsumenten wie auch 
der Produzenten liegen. 
Schierwagen (Schönewerda). 
M.-Nr. 626. 
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Die Ausführungen des Kollegen Schierwagen sind 
wohl schon Ende Mai oder Anfang Juni zu Papier gebracht 
worden und infolgedessen, soweit darin behauptet wird, daß 
die Diskussion über die Frage der Getreidezölle im Reichs- 

















"Bis zum 23. Juli (letzter Tag) 


muß die Erhebung über die Stellenlosig- 
keit der Angestellten nach dem Stand vom 
16. Juli durchgeführt sein. 

Jedes stellenlose Bundesmitglied muß unbedingt ein 
grünes Formular ausgefüllt haben, auch wenn es beim 
öffentlichen Arbeitsnachweis ein weißes Formular schon aus- 
gefüllt haben sollte. 

Die Ortsverwaltungen bezw. Geschäftsstellen müssen n un- 
mehr sofort die Fragebogen mit dem Meldeschem 
(Muster 2) an die Hauptverwaltung Abt. Stellennachweis 
einsenden. Das Merkblatt zum Rundschreiben No. 18 vom 
2. Juli 1925 ist genau zu beachten. 
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wirtschaftsrat noch nicht einmal eingeleitet sei, überholt. Tat- 
sächlich hat sich der Zolitarifausschuß des Vorläufigen, Reichs- 
wirtschaftsrätes inzwischen sehr eingehend mit der Frage der 
Agrarzölle beschäftigt. Einen’ Auszug aus seinem Gutachten 
haben wir in Nr. 27 der „Deutschen Techniker-Zeitung‘“ ver- 
öffentlicht, ER? 

Die Sachverständigenvernehmung im Reichswirtschaftsrat 
hat die auch in den Ausführungen des Kollegen Schierwagen 
aufgestellte Behauptung, daß ein grobes Mißverhältnis zwi 
schen den Preisen landwirtschaftlicher Produkte und denen 
landwirtschaftlicher Bedarfsärtikel bestehe, nicht bestätigt. Es 
fst vielmehr von der Mehrzahl der wissenschaftlichen Sach- 
verständigen festgestellt worden, daß die sogenannte Preis- 
schere, die zweifellos im Frühjahr. des «Jahres 1924 weit 
auseinanderklafite, sich inzwischen so gut wie vollständig 
geschlossen habe. . Es. wurde auch. darauf hingewiesen, da 
wichtige landwirtschaftliche Produktionsmittel, wie z.B. der 
künstliche Stickstoff, im Preise nicht über, sondern 
unter dem Vorkriegspreise stehen und daß die Lohnkosten 
gegenüber der Vorkriegszeit nicht wesentlich gestiegen sind. 

Was den Hinweis Schierwagens auf die übereinstimmende 
Veberzeugung aller Fachkenner anlangt, daß die deutsche 
Landwirtschaft in: der Lage sei, die Eigenernährung des deut- 
schen Volkes zu sichern, wenn erst die Mehrzahl der Land- 
wirte die. moderne landwirtschaftliche Technik anwende, so 
hat die Frage der möglichen Steigerung der landwirtschaft- 
lichen Produktion mit Hilfe von Schutzzöllen auch in den Ver- 
handlungen des Reichswirtschaftsrates eine große Rolle ge- 
spielt, ie Versicherungen namhafter Sachverständiger aus 
den Kreisen der Landwirtschaft, daß, wenn der Landwirtschaft 
durch Schutzzölle „angemessene‘‘ Preise für ihre Produkte 
esichert würden,: die Steigerung der landwirtschaftlichen Pro- 
daklon bis zur völligen Deckung des deutschen Nahrungs- 
mittelbedarfs zu erwarten sei, begegneten jedoch bei anderen 
Sachverständigen, wie.auch: bei der überwiegenden Mehrzahl 
der. Mitglieder des Zolltarifausschusses starken Zweifeln. Auch 
Koll. Schierwagen erkennt ja an, daß es sich hier vor allem um 
eine gewaltige ‚Erziehungsaufgabe handelt, die zum mindesten 
nicht von. heute auf morgen zu lösen ist. 

Sein Vorschlag, gleitende Zölle für Getreide einzw 
führen, ist auch im Reichswirtschaftsrat gemacht worden, 
dort jedoch auf den entschiedensten Widerstand sowohl bei 
den Vertretern der Landwirtschaft als auch bei denen des Ge- 
treidehandels gestoßen. Infolgedessen hat er auch im Reichs- 
wirtschaftsrat keine Mehrheit gefunden. Ob der Vorschlag 
praktisch wirklich durchführbar ist, brauchen wir hier nicht 
weiter zw untersuchen. Entscheidend scheint uns die im 
Reichswirtschaftsrat auch von den Interessenten kaum an- 
gefochtene Feststellung zu sein, daß der greeuwärhee Welt- 
tmarktpreis für Getreide, der sich bei Aufhebung der deutschen 
Auctuhr erbate ohne weiteres auch auf den inländischen Ge- 
treidemarkt übertragen wird, vollkommen ausreicht, um den 
intensiven Betrieb der Landwirtschaft nicht nur fortzuführen, 
sondern in der überwiegenden Mehrzahl der landwirtschaft- 
lichen Betriebe noch erheblich zu steigern. Unter diesen Um- 
ständen würde die Wiedereinführung von Schutzzöllen auf 
Getreide tatsächlich nichts anderes bedeuten als eine wirt- 
schaftlich in keiner Weise zu rechtfertigende Belastung 
der breiten Massen der Industriebevölke- 
zung zugunsteneinerverhältnismäßigkleinen 
Zahl landwirtschaftlicher Großproduzenten. 

Otto Schweitzer. 


Rundschau 


Wirtschafts- und Finanzpolitik 


100 000 M. Gratifikation für Direktoren — und die andern 
Arbeitnehmer? In der Generalversammlung der Sarotti A.-G. 
wurde den Direktoren neben ihren gewiß nicht geringen Ge-. 
hältern von den Aktionären eine Extragratifikation von 100.000 
Maik mit der Motivierung bewilligt, daß die Direktion gut 
gearbeiiet und einen selten ‚guten Abschluß erzielt habe. Und 
n der Tat konnten die Aktionäre mit dem Vorstand der Ge- 
sellschaft zufrieden sein. Die Fabrikation ist relativ und absolut: 
weit über Friedensbasis gehoben worden. Die Gesellschaft: 
führt dies auf die Verbesserung der Anlagen zurück. Ebenfalls: 
habe die Verbreiterung’ des Auslandsgeschäftes hierzu bei-: 
getragen. Das Aktienkapital beträgt heute. 8 Millionen Gm.: 
gegen 4,5 Millionen 1914. Wenn man 1914 nur 4 Proz. Di-: 
vidende zu verteilen in der Lage war, so konnten für das Jahr‘ 
1924, dem ersten Jahr nach der Umstellung, 14 Prozent verteilt: 
werden. Doch nicht nur. dies, man war auch trotz vorsichti-' 
ger Bilanzierung bei der Umstellung in der Lage, 1,62 Mill. M.! 
zu Abschreibungen bereitzustellen und einer Sonderreserve 
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500 000 M.. zuzuweisen. : Die Bankguthaben vermehrten sich 
von 100000 M. auf 1,40 Millionen. EN RR 
- Bekanntlich wurde die. “Sarottifabrik ‘in Tempelhof im 
Jahre 1922 durch einen Brand heimgesucht. Dieser Brand 
wird ebenfalls eine nicht geringe Mehräusgabe zur Wieder- 
errichtung der Fabrik verursacht haben. Das alles konnte noch 
so nebenbei bewältigt werden. Die Gesellschaft hatte überdies 
die Möglichkeit, die Fabrik vollständig zu modernisieren. 
Das alles wird aber die Herren Direktoren nicht hindern, 
die „Notlage ‘der Wirtschaft“ zu beklagen und die Begehrlich- 
keit und Arbeitsunlust — Achtstundentag — der Arbeitnehmer 
zu verurteilen. 5 


Kleiner Umsatz, großer Nutzen. . Der Krebsschaden der 
deritschen Wirtschaft besteht bekanntlich darin, daß der Ver- 
brauch an Waren, kurz gesagt, die Kaufkraft der Be 
völkerung, während des Krieges und nach dem Kriege. stark 
vermindert worden ist. Dagegen hat sich die Zahl derjenigen 
in Deutschland, die sich um Fabrikation und Handel bemühen, 


stark gesteigert. In Berlin waren vorhanden: 
Vor dem Kriege Juni 1935 Mehr; 
Handelsgerichtlich eingetragene 
Firmen (ohne G.m.b.H. und 
Aktiengesellschaften 31 600 70000 Ar 120% 


G. m. b. H. und Aktiengesell- 

schaften aan N 6.000 36 000: 600% 
Dazu kommen noch Tausende von Kaufleuten, die gericht- 
lich nicht registriert werden. Wir finden hier also eine Ueber- 
setzung und. eine Veberfüllung, wie sie wohl in keinem anderen 
Berufe und in keinem anderen Wirtschaftszweige' festzustellen 
sind.  Selbstverständlich wollen ‘alle diese Leute leben. Und 
sie leben, indem sie die Gewinne und die Verdienstspannen 
steigern. Hieß es früher mal bei dem soliden Kaufmann, großer 
Umsatz, wenig Nutzen, so "heißt heute die Losung: Kleiner 
Umsatz und möglichst große Auswucherung der Käufer. Wir 
haben es mit wirklichen Parasiten zu tun, die am Mark 
unserer Volkswirtschaft saugen, und eine Gesundupg unseren 
Wirtschaftsverhältnisse vereiteln, 


Vervierfachung der Konkurse, In dem ersten Halbjahr 
‚1925 sind 4324 Konkurse eröffnet worden, während‘ im ersten 
Halbjahr 1924, das bekanntlich auch schon von der Stabili- 
sierungskrise beeinflußt war, nur 1166 Konkurse,'also fast nur 
der vierte Teil, angemeldet waren. Im ersten Halbjahr '1923 
sind nur 180 Konkurse angemelde! worden. Zweifellos sind 
unter den jetzt zusammenbrechenden ‘Firmen zahlreiche nicht 
lebensfähige Inflationsgründungen, doch zeigen die 'Wirt- 
schaftsberichte der letzten . Wochen : auch bei bedeutenden 
Firmen bedenkliche Krisenerscheinungen. 


Gründung, eines Instituts für Konjunkturforschung. Am 

16. Juli 1925 ist im Rahmen des Statistischen Reichsamts, in 
Berlin ein Institut für Konjunkturforschung unter der per- 
sönlichen Leitung des Präsidenten Professor Dr. Wage- 
mann, ins Leben gerufen worden. Durch regelmäßige Be- 
arbeitung und Veröffentlichung des dort gesammelten Zahlen- 
materials soll sowohl der Wirtschaft als auch dem Wissen- 
schaftler Material für die Beurteilung der jeweiligen Kon- 
junkturlage im In- und Ausland gegeben werden. Das Institut 
genießt die sachliche und finanzielle Unterstützung des Reiches; 
der Reichsbank und der Reichsbahn, sowie der großen Ver- 
bände der Industrie, der Landwirtschaft, des Handels und der 
Banken, der Genossenschaften und der großen Arbeitnehmer- 
gewerkschaften. Neben der Konjunkturbeobachtung,: die es in 
erbindung mit ähnlichen Forschungsinstituten.des In- und Aus. 

landes betreiben wird, wird das Institut sich auch der Konjunk- 


turforschung, das heißt der Untersuchung der Gesetzmäßig- 
keiten und Zusammenhänge des ökonomischen ‚Kreislgufes, 
widmen. PER Na RE ee 
Sozialpolitik 


Die Ratifizierung. des Washingtoner. Abkommens . über: 
den Achtstundentag durch Frankreich, Die Ratifizierung. des: 
Washingtoner Abkommens über.- den Achtstundentag ist von. 
der französischen Kammer , einstimmig. beschlossen. ‚worden... 
Während in anderen Ländern, in ‚Italien und Oesterreich, die, 
Ratifizierung von der Bedingung abhängig gemacht wurde, daß 
eine große Anzahl von Staaten gleichfalls . ratifizieren,. 
wurde in Frankreich nur die eine Bedingung aufgestellt, daß’ 
auch Deutschland das Abkommen über den Achtstunden- 


tag annimmt. Der französische Arbeitsminister betonte aus- 


drücklich, daß diese Bedingung: nicht den Zweck verfolgt, 
die Ratifizierung hinauszuschieben, sondern ausschließlich den, 
die für den Achtstundentag kämpfende Arbeiterschäft Deutsche‘ 
lands in ihrem. Kampfe zu unterstützen. In der Tät bedeutet lg, 
bedingte Ratifizierung seitens Frankreichs eine wirksaiie Waffe 
in der Hand der deutschen Arbeitnehrier.. Das Washingtotien. 
Abkommen unterscheidet sich im’ übrigen | 


vom bestehenden 
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Arbeitszeitgesetz über. den. Achtstundentag in Frankreich nur 
darin, daß es die Ueberstunden. einschränkt und ‚ihre Entloh- 
lohnung regelt. Dagegen geht das französische Gesetz insofern 
weiter, als es sich auch auf die kaufmännischen Betriebe er- 
streckt. Der wichtigste Grund dafür, weshalb das Washing- 
oner Abkommen bisher nicht ratifiziert wurde, liegt in der 
‚Tatsache, daß dieses eine Bindung auf zehn Jahre vorsieht, 
während der früher herrschende Nationalblock immer auf eine 
Gelegenheit hoffte, das bestehende. Arbeitszeitgesetz zu Lasten 
der Arbeitnehmer verschlechtern zu können. Der französische 
Arbeitsminister hat gelegentlich der Kammersitzung auf diese 
Tatsache hingewiesen. 
Sehr bemerkenswert war die Erklärung des Abgeordneten 
Nicolle, eines Vertreters der Industrie, der seiner 
litischen Einstellung nach dem Rechtszentrum angehört, 
Er nahm das Abkommen an, weil er sich mit der Mehrheit 
der französischen Industrie in der Auffassung einig weiß, daß 
das Gesetz über den  Achtstundentag für die französischen 
Unternehmer eine Peitsche bedeutete, die sie zur 
Verbesserung und Umgestaltung ihrer Be- 
Bene Ssulngen und Arbeitsmethoden 
antrieb. 


Achtstundentag bei Rockefeller. Aus New York kommt 
die Nachricht, dab auf Wunsch des jungen Rockefeller auf 
den Oelfeldern der Standard Oil Company von New Yersey 
an Stelle des seit 1859 herrschenden Zwölfstundentages jetzt 
der Achtstundentag eingeführt wird, so daß nun nicht 
mehr in zwei, sondern in drei Schichten gearbeitet wird. 
Durch. ein. neues Lohnabkommen, durch das der Lohn um 
nur 2 Dollar herabgesetzt werden soll, wird den Arbeitern 
ein teilweiser Ersatz für den entstehenden Lohnausfall ge- 
boten werden. Es wird erwartet, daß die anderen Petroleum- 
Er aLatien der Vereinigten Staaten diesem Beispiel folgen 
werden. 


Ist die Arbeitsiosenversicherung ein Luxus? Die Industrie- 
und Handelskammer zu Berlin hat zu dem Referentenentwurf 
des Reichsarbeitsministeriums über die Arbeitslosenversiche- 
Zung: Zu genommen. Entgegen dem Entwurf erachtet 
die Berliner Handelskammer den Zeitpunkt für die Ueberleitung 
der Erwerbslosenfürsorge in eine Arbeitslosenversicherung noch 


nicht für gekommen. Im Gegenteil müsse diese „im gegebenen 
Augenblick . als ein Luxus betrachtet werden, welchen die 
Die 


deutsche Wirtschaft sich zur. Zeit- nicht Berta et kann.“ 
Handelskammer faßt schließlich ihre Stellungnahme folgender- 
maßen zusammen: 


-1, Der Beschäftigungsnachweis soll in Zukunft für 
26 Wochen innerhalb der letzten zwei Jahre geführt werden, 
während die Erwerbslosenfürsorge nur den Nachweis für drei 
Monate im letzten gr verlangt. 2. Die Höchstdauer der 
Unterstützung ist aut 26 Wochen innerhalb zweier Jahre zu 





Die Bauunternehmer als Klassenkämpfer 


Trotz Wohnungsnot, trotz Hauszinssteterhypotheken ru- 
hen die Bauarbeiten in vielen Teilen Deutschlands. Wie 
Ruinen muten die angefangenen Bauwerke an. Tausende, die 
hofften, zum Herbst eine menschenwürdige Wohnung beziehen 
zu können, sehen sich üm ihre Hoffnung betrogen. arum? 


Die Bauunternehmer- führen in überschäumendem Herren- 
bewußtsein einen Vernichtungskampf gegen die Bauarbeiter 
und ihre Gewerkschaften. Teils sind die Arbeiter um zeit- 
gemäße Lohn- und Arbeitsbedingungen in den Streik getreten, 
teils wurden sie ausgesperrt. Den Lesern der Generalanzeiger- 
Bra gegenüber begründen die Untefnehmer ihren Klassen- 

ampf mit der Tatsache, daß die Bauarbeiter schon jetzt 
höhere Löhne erhalten als die Industriearbeiter. Sie verschwei- 
gen, daß auch schon in der Vorkriegszeit die Bauhandwerker 
_ höhere Stundenlöhne bezogen und beziehen müssen als qua- 
lifizierte  Industriearbeiter, weil das Baugewerbe immer noch 
Saisongewerbe ist und der Ausfall an Arbeitsstunden 
gegenüber der Industrie den höheren Stundenlohnsatz mehr 
als ausgleicht. 


Aber nicht nuc um Lohn wird gegenwärtig gekämpft, 
auch ideelle Forderungen sind von den Bauarbeitern 
aufgestellt worden. Die letzteren scheinen den Unternehmern 
ganz besonders unsympathisch zu sein, weil sie fürchten, 
dan deren Bewilligung die gewerkschaftliche Bewegung stär- 

en könnte. Der Gewerkschaft als solcher gilt in 
erster Linie der Kampf! Die Unternehmer wissen, sO- 

e es ihnen nicht gelingt, die Gewerkschaften restlos zu 


INDUSTRIE UND BAUGEWERBE 


beschränken gegenüber dem gleichen Zeitraum innerhalb eines 
james bei, der Erwerbslosenfürsorge, : Hiermit. soll auch im 
inzelfall die bei der Erwerbslosenfürsorge gestattete Ver- 
längerung der Unterstützungsdauer um weitere drei Wocheg 
in Fortfall kommen. 3. Die Kurzarbeiterunterstützung der 
Erwerbslosenfürsorge ist, wie im Entwurf befürwortet, zu 
beseitigen. EM 

Die Berliner Handelskammer befürwortet damit 
eine Verschlechterung noch über den gewiß nicht sehr fort- 
schrittlichen Referentenentwurf. des Reichsarbeitsministeriums 
hinaus. Daß aber die Arbeitslosenfürsorge als ein Luxug 
betrachtet wird, ist wirklich ein starkes Stück. 


Soziale Bewegung 


„Gelbe“ Bausteine zu 50 Mark, „Der Deutsche“ Nr. .15f 
vom 1. Juli 1925 veröffentlicht einen Bettelbrief des „Reichs 
bundes vaterländischer Arbeitervereine‘ zugunsten der Wochen- 
Arne „Deutsche Werksgemeinschaft‘‘, aus dem wir folgendes 
entnehmen: 


„Für die Ausbreitung. und Vertiefung der Werksgemeinschaftsbewe« 
gung bemüht zu sein, ist jedoch nicht. nur eine Sache der ..... 
vaterländischen Arbeiterbewegung, sondera zugleich Aufgabe der zur 
Führung in Wirtschaft und Politik berufenen Männer und Frauen aller 
Volkskreise. 

Um unsere „Deutsche Werksgemeinschaft“ auf breitere und tiefere 
Grundlage stelien zu können, bedürfen wir der Hilfe. .... 

Da wir nicht für uns, sondern nur für unser Vaterisad 
arbeiten (!), uns auch bekannt ist, daß Sie unseren Bestrebucgen 
beobachtend und wohlwollend gegenüberstehen, 80 richten wir an Sie 


% die freundliche Bitte, Sie möchten im Sinne unserer Darlegungen as 


unserer „Deutschen Werksgemeinschaft“ mitbauen helfen, derart, daß Sie 
möglichst mehrere Bausteine zu je 50 Mark übernehmen. 

Wir erlauben uns, diesen Zeilen einen Baustein beizulegen, und sollte 
es uns ganz besonders freien, wenn Sie diesen honorieren und wuoch 
weitere anfordern möchten.“ 

Das „gelbe“ Gebäude scheint demnach trotz aller bie 
herigen Bettelbriefe eine wenig breite und tiefe Grundlage‘ 
gehabt zu haben. ) 

Wir sind gespannt, ob das. Unternehmertum es nicht vore 
zieht, der „Notlage der Industrie‘ und des „Vaterlandes‘ da» 
durch Rechnung zu tragen, daß es alle verfügbaren ‚‚Batm 
steine‘‘ zum Aufbau der Betriebe anstatt zur Korrumpierung 
charakterschwacher Arbeitnehmer verwendet. a 


Angestelltenbewegung 


Ueber eine halbe Million Goldmark Unterstützungsleistuns 
en unseres Bundes weist die graphische Darstel« 
ung auf der Titelseite unserer „D.T.Z.“ nach. 

Nicht einmal fünf Prozent dieser Riesensurame. 

hat der Verband deutscher Techniker in deg 
gleichen Zeit für ‚denselben. Zweck ausgegeben. 


vernichten, daß sie auch dem letzten ihrer Arbeiter ein Min- 
destmaß von Menschenrechten zugestehen müssen. Diese 
grundsätzliche Seite des Kampfes hat das gesamte organisierta 
Unternehmertum an die Seite der Bauunternehmer gebracht. 
Sind erst die Bauarbeiter niedergeknüppelt, hofft man mit dem 
anderen um so leichter fertig zu werden. 


Um ganze Arbeit zu machen, haben sich die Verbände 
der Bauarbeitgeber entschlossen, den Kampf gegen die 





Wer fordert den Brotzoll? 


Die Junker und die Großlandwirte. 


Wer bekämpft den Brotzoll? 


Die besten Vertreter der Landwirtschaftslehre, 


Wem nützt der Brotzoli? 


Nur den wenigen Großlandwirten. 


Wem schadet der Brotzoll? 


Den Kleinbauern, den Exportindustriellen, den Ar- 
beitern, den Angestellten, den Beamten, 
also = 


der weit überwiegenden Mehrheit 
des Volkes. 
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Neue Tariigehälter in Goldmark. 


Die Gruppenbezeichnung In den einzelnen Tarifverträgen Ai mh nicht in allen Fällen der In nachstehender Tabelle angewandten. 
penbezeichnu = 
len geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelhelten unterrichten wolien, 
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sind sinngemäss eingesetzt 

















Fach- jeneuenGe- 
Bezirk für Monat hälterwurden I 
gruppe estgesetzt d. =M. M. 








Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe 


IH IV V vi Soziale Zulage 


M. M. M. M. 






A Dresden ab 1. Juni 1925 | Vereinbg. 80—140 102—172 135—205 210—280 280-350 | 350—420 — 
B Sachsen S iedsspr. 105—145 124— 234 177—311 231—380 _ —_ — 
G ürnberg-Fürth 3 Vereiu.bg. 130—180 180—221 225—275 285—337 _ _ Verh.-Zulage 7,- 
H  [Mainz- 

Wiesbaden] ab 1. April 1925 |Schiedsspr. 94—130 125—175 180 — 260 295— 355 _ — E= 
H Bitterfeld ab 3. Juni 1925 | Vereinbg. 92--154 107—213 209— 260 217—290 _ = .- 
H Döbeln a 5 100—140 110—175 175— 225 260—310 _ -- Verh.-Zulare 5®), 
1 Bayern a 2 100—180 125—210 195—270 340—375 _ E- Frau 10,-,Kd.je6,-, 

bis zu 3 Kindern 

M Bayern a Schiedsspr. 86—142 120—179 132— 233 159—276 _ _ Verh.-Zulage 10°), 
N frech Juni-Juli Vereinbg. 102—156 119—188 156— 275 203—326 275—393 -- — 

ner { Aug -Dez. 5 104—159 121—192 159— 280 207—332 280— 401 — er 
N Chemnitz Jeli-Dez. Vergleich 102— 149 115—167 149 — 223 222—313 307—418 _ — 
N Dresden & Vereinbg. 100—150 110—160 140— 210 200— 290 2:0—370 | 370—420 _ 
N Kreis Konstanz] ab 1. Juni 1925 |Schiedsspr.| 145—192 192 —250 255—318 331 fr.Vereinbg. _ Frau12,-,jeKd. 7,- 
N Leipzig “ Ri 102—145 124—209 134—237 177—319 220—414 — Sr 
N Penig 3 Vereinbg. 100— 140 110—175 175— 225 260—310 _ u Verh.-Zulage 5%, _ 
N Zwickau ab 1. Juli 1925 % 96—145 115—178 127—227 183-293 204—324 | 262—436 _ 
P Gr.-Berlin April- juni 5 110-180 180—290 _ 220—370 _ u agcni 


Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundbeitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elcktr.-Werke, D= Verkehrsbetriebe, E — Baugewerbe, F = Architektur, 


& == Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I= Chemische Industrie, K 


= Steinindustrie, L— Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N = 


Metallindustrie, O = Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 


U= Wagen- und Karosseriefabriken, V = optische Industrie. 





Angestellten gleich mitzuführen. Es ist bekannt, daß 
die Unternehmer es verstanden haben, die Verhandlungen über 
die Erneuerung des Reichstarifvertrages mit den kaufmän- 
nischen Angestellten von Januar bis in den Juni hinein zu 
verschleppen. Dasselbe Spiel wollen sie mit den Bautechni- 
kern machen! Ueber die bisher gepflogenen Verhandlungen 
zwischen unserem Bund und den Unternehmerverbänden haben 
wir an dieser Stelle berichtet. Wir konnten zuletzt mitteilen, 
daß unter dem Vorsitz eines vom Reichsarbeitsminister be- 
rufenen Schlichters ein Schiedsspruch zustande kam. Dieser. 
Schiedsspruch bedeutete gegenüber dem früheren  Vertrags- 
zustand eine erhebliche Verschlechterung. Trotzdem waren 
wir bereit, denselben als Grundlage für weitere Verhand- 
lungen anzuerkennen. Im Schiedsspruch selbst war vorge- 
schrieben, daß die Verhandlungen sofort aufgenommen werden 
und tunlichst bis Mitte Juli durchzuführen seien, so daß bei 
loyaler Durchführung des Schiedsspruches mit Ablauf der 
Erklärungsirist am 16. Juli der Zweck desselben erreicht 
und ein neuer Reichstarifvertrag in Kraft getreten wäre. 
Trotzdem die Vertreter aller Bauarbeitgeberorganisationen in 
der Spruchkammer für den Schiedsspruch gestimmt haben, 
und Herr Dr. Meißinger, als Vertreter der Vereinigung 
der deutschen Arbeitgeberverbände, sich für Annahme des 
Schiedsspruches durch die Unternehmerorganisationen ' aus- 
sprach, dachten die Unternehmerverbände des Baugewerbes 
nicht daran, den Schiedsspruch durchzuführen. Es- wurde 
zwar nach der Verkündung des Schiedsspruches davon ge- 
sprochen, daß man die Verhandlungen in den nächsten Tagen 
aufnehmen wolle. Es kam jedoch nicht dazu, sondern die 
Unternehmerverbände verschanzten sich hinter die Urlaubs- 
zeit, behaupteten, ihre prominenten Vertreter seien in Urlaub 
und hätten deshalb keine Zeit für Verhandlungen mit den 
Angestellten. 

So wenig wir diese Entschuldigung als stichhaltig an- 
erkennen konnten, und trotzdem nach dem Vorangegangenen 
nicht zu verkennen war, daß es die Unternehmer lediglich 
auf eine neue Verschleppung abgesehen hatten und 
letzten Endes nichts anderes erreichen wollten, als auch gegen 
die Angestellten, insbesondere die Techniker, den von ihnen 
sonst so sehr verurteilten Klassenkampf mit aller Heftigkeit 
zu entiachen, machten wir den Vermittlungsvorschlag, die 
Verhandlungen Anfang August durchzuführen und die 
Erklärungsfrit im gegenseitigen Einvernehmen auf den 
15. August festzusetzen. Wir haben es sogar durchgesetzt, 
daß mit dem Sachbearbeiter des Reichsarbeitsministeriums 
als unparteiischem Vorsitzenden am 16. Juli, eine Stunde vor 
Ablauf der Erklärungsfrist, eine Verhandlung über unseren 
Vermittlungsvorschlag stattfand. Die Angestelltenvertreter ver- 
langten mit Recht, daß gleichzeitig von den Unternehmer- 
verbänden die gegen die Angestellten bereits eingeleiteten 
Kampfmaßnahmen in den Bezirken zurückge- 
zogen werden, aber ohne Erfolg. Die zwei anwesenden Unter- 
nehmervertreter erklärten, daß, um Beunruhigungen in den 
Bezirken zu vermeiden, der bezirkliche Kampf gegen die An- 
gestellten fortgeführt werden müsse, Sie wollten sich weder 
verpflichten, die Verhandlungen in der ersten Augusthälfte 


durchzuführen, noch sich am 15. August über Annahme oder 
Ablehnung des Schiedsspruches zu. äußern. 


Damit ist der Schiedsspruch vom 30. Juni über die 
Erneuerung des Reichstarifvertrages für die technischen An- 
gestellten im Baugewerbe gegenstandslos geworden, 
weil sich die Unternehmer der darin vorgeschriebenen Ver- 
handlungspflicht entzogen, die Erklärungsfrist. nicht eingehal- 
ten und eine Einigung über die Festsetzung einer neuen Er- 
klärungsfrist verweigert haben, 


Der von ihnen schon vor dem Schiedsspruch eingeleitete 
Kampf in den Bezirken muß nun auch unsererseits 
aufgenommen werden. Unser. Ziel bei diesem Kampf: muß 
sein, für. die Bautechniker einigermaßen erträgliche. Arbeits- 
und Lohnbedingungen vertraglich festzulegen. Demgegenüber 
steht als Ziel der Unternehmerverbände: Zer- 
mürbung der einzelnen Angestellten ‚bis zur Machtlosigkeit 
der Gewerkschaft, niedrigere Gehälter, von jedem einzelnen 
Unternehmer wilikürlich festgesetzt, unbegrenzte Verlängerung 
der Arbeitszeit, Abschaffung des Urlaubes, Wiedereinführung 
des patriarchalischen Verhältnisses, d.h. Abhängigkeit des 
Technikers von seinem Unternehmer in jeder Beziehung. 


Nicht wir haben diesen Kampf gewollt, vielmehr haben 
ihn die Unternehmer unter Anwendung der gewagtesten tak- 
tischen Mittel herbeigeführt. Wir haben nicht die Absicht, 
dem uns aufgezwungenen Kampf auszuweichen und sind jeder- 
zeit in der Lage, der Oeffentlichkeit gegenüber nachzuweisen, 
daß die Verantwortung für etwaige Schädigung des Allgemein- 
interesses als Folge dieses Kampfes ausschließlich die 
Unternehmerverbände trifft. BL, 


Industrietarife 


219,40 Mark ist zuviel als Monatsgehalt für einen selb- 
ständigarbeitenden Konstrukteur, der nach dem 
Wortlaut des Tarifvertrages Entwürfe konstruktiv verantwort- 
lich bearbeitet. Das ist die Meinung des Vereins der Metall- 
industrie am linken Niederrhein, Sitz in Crefeld. Er hat 
deshalb den Tarif gekündigt und einen Gehaltsabbau 
in Höhe von 10 Prozent gefordert, während die Angestellten- 
verbände die sehr bescheidene Forderung einer zehnprozen- 
tigen Gehaltserhöhung aufstellten. Nicht nur das eingangs 
erwähnte Gehalt eines selbständigen Konstrukteurs läßt diese 
Forderung berechtigt erscheinen, sondern ebensosehr die Ge- 
hälter der unteren Gruppen. Es erhält z.B. ein Zeichner im 
Alter von 18 bis 21 Jahren ein Monatsgehalt von 60 Mark und 
ein Techniker in Anfangsstellung in demselben Alter ein Mo- 
natsgehalt von 83,50 Mark. Derartige Gehälter noch ermäßigen 
zu wollen, und zwar in einer Zeit wie der gegenwärtigen, wo 
die Lebensmittel von Woche zu Woche teurer werden und 


eine weitere erhebliche Teuerung infolge der geplanten Zoll- 
eerBehung und Heraufsetzung der Wohnungsmieten mit 
icherheit zu erwarten ist, kann nur als eine beabsichtigte 
Verhöhnung der Angestellten aufgefaßt werden: : 
Die Forderung der Unternehmer wird natürlich, wie üblich, 
mit der beweislosen Behauptung begründet, daß die armen 
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Industriellen des besetzten Gebietes nicht mehr iu der Lage 
seien, die bisherigen Gehälter weiter zu bezahlen. 


Daß unter diesen Verhältnissen eine Einigung unter den 
Parteien nicht möglich war, ist selbstverständlich, Es wurde 
deshalb der Schlichtungsausschuß angerufen, der die Anträge 
beider Parteien ablehnte, so daß es bei der bisherigen Ge- 
haltsregelung bleiben würde. Trotzdem dieser Schiedsspruch 
die wirtschaftlichen. Notwendigkeiten der Angestellten - voll- 
kommen vernachlässigt und den größten Teil der Angestellten- 
schait der Crefelder Metallindustrie zum weiteren Darben 
verurteilt, hat ein Teil der beteiligten Angestelltenverbände 
den Schiedsspruch angenommen. Auch die Unternehmer ent- 
schlossen sich zur Annahme, trotz ihrer früheren Versicherung, 
daß sie die bisherigen Gehälter nicht mehr zu zahlen im- 
stande seien. Die Unternehmervereinigung hat sogar die Ver- 
bindlicherklärung des Schiedsspruches beantragt. Wenn die- 
sem Antrage stattgegeben wird, ist der Schiedsspruch auch 
für unsere Mitglieder bindend. 


Baugewerbetarife 


Die minderwertigen Bautechniker. Bereits in früher an 
dieser Stelle abgedruckten Berichten über die Verhandlungen 
zur Erneuerung des Reichstarifvertrages im Bau- 
ewerbe mußten wir mitteilen, daß die Unternehmervertreter 
die große Masse der deutschen Bautechniker als minder lei- 
stungsfähig, bar jeden Geschäftsinteresses, geschildert haben 
und mit dieser unbeweisbaren Behauptung ihre Forderung 
nach einem sogenannten Leistungstarif zu begründen ver- 
suchten. Bei Gehaltsverhandiungen, die kürzlich in Stettin 
für den Bezirk Pommern stattgefunden haben, bemühten sich 
die Unternehmer, die Vertreter der Spitzenverbände in der 
Beschimpfung der deutschen Bautechniker noch zu überbieten, 


f Zunächst erklärten sie, daß sie jeden Tarifvertrag ab- 
| lehnen. Die deutschen Bautechniker seien denen des Auslandes 
| gegenüber minderwertig. Besonders in der Provinz Pommern 
sei ein tüchtiger Techniker eine Ausnahme. 
Die Organisationen, zumal unser Bund, sei der Tummelplatz 
für Leistungsschwache. Ein Arbeitgebervertreter stellte sogar 
die kühne Behauptung auf, daß intelligente kaufmännische 
\ Angestellte durchaus in der Lage und sehr häufig gezwungen 
; seien, technische Arbeiten zu leisten, 


| Wir teilen diese Verhandlungsblüten hier mit, um unsere 

Mitglieder zu warnen und ihnen zu zeigen, wie die Bautnter- 
nehmer und ihre berufenen Vertreter in Abwesenheit ihrer 
Angestellten über sie sprechen und gleichzeitig aufzuzeigen, 
wie die Unternehmer bis nach Pommern hinein die öffentliche 
| Meinung zuungunsten der Bautechniker zu beeinflussen suchen, 
indem sie dieselben als fachlich minderwertig hinstellen. Daß 
die Bauunternehmer damit das Ansehen ihres eigenen Standes 
gefährden, da die Gelehrtesten von ihnen — mit wenigen Aus- 
nahmen — auch nur Mittelschultechniker sind, spielt für sie 
keine Rolle. Für sie gilt zur Zeit nur die Parole, mit allen 
Mittein, auch mit demjenigen der öffentlichen Verächtlich- 
machung, die Bautechniker zu bekämpfen. Sollte dieser Kampf 
für die Augen der Eingeweihteren einen Fleck auf der Berufs- 
"ehre der Unternehmer zurücklassen, so wird man dieses kleine 
Opfer im heiligen Profitinteresse und zugunsten seines Herren- 
ı standpunktes gern bringen. 


Fachfragen 


Die westfälische Schwerindustrie gegen die Laboratoriums- 
techniker. In verschiedenen Firmen Rheinland-Westfalens wird 
der Kampf gegen die Laboratoriumstechniker RUN weiter- 
ı geführt. Zunächst wollen die Werksleitungen die Laborato- 
ziumstechniker aus dem Angestellten- in das Arbeiterverhältnis 
überführen bzw., soweit das schon geschehen ist, sie in diesem 
dauernd belassen. Die Angestelltenversicherungspflicht wird 
von diesen Werken dem Laboratoriumstechniker schlechtweg 

itten. 

Leider werden diese Bestrebungen vom Versicherungsamt 
in Münster durch einen Beschluß vom 15. Mai d. J. unter- 
stützt. Dort wird u. a. einem Kollegen, der nach der Fest- 
stellung seines Arbeitgebers ' Gesamtanalysen von Schlacken, 
Kalken, feuerfesten Steinen, Metallen einschl. Ferrolegierungen 
usw. auszuführen hat, die Eigenschaft als Angestellter ab- 
gesprochen mit der Begründung, daß für die sämtlichen Unter- 
ungen ein fest umrissener, schriftlich niedergelegter Ar- 
beitsgaug vorgeschrieben sei. Es sei sogar auf alle möglichen 
Fehlerquellen hingewiesen. Das Versicherungsamt ist anschei- 
nend der Meinung, daß das Hindurchfinden durch das Laby- 
rinth von Vorschriften und Hinweisen keine gun Anstren- 
Kur sei, daß vielmehr das Arbeiten nach diesen zu einem 
| zusammengefügten Vorschriften und Erläuterungen eine 
rein mechanische sr darstelle. Vermutlich war der 
Verfasser dieser Entscheidung ein Jurist. Ihm gegenüber 
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wäre die Frage angebracht, wie er sich zu der ee. 
verhalten würde, die Arbeit eines Amtsrichters sei auch 
eine mechanische, weil sie ihm durch Gesetze nebst Kommen- 
taren und durch die Prozeßordnung bis ins einzelne vor- 
geschrieben sei. 

Selbstverständlich hat unser Bund gegen diese geradezu 
ungeheuerliche Entscheidung Einspruch erhoben. Wir werden 
an dieser Stelle auf die Angelegenheit zurückkommen. 

Schon jetzt aber möchten wir einen Bundesgenossen nicht 
unerwähnt lassen, der den Industriellen in ihrem Kampfe gegen 
die Laboratoriumstechniker erstanden ist. Es ist dies ein Teil 
der Chemiker mit akademischer Bildung, die glauben, ihre 
eigenen oder die Anstellungsverhältnisse des akademischen 
Nachwuchses verbessern zu können, wenn sie die Laborato- 
riumstechniker nach Möglichkeit drücken. Davon abgesehen, 
daß es gerade von diesen Herren sehr kurzsichtig ist, die Ar- 
beitsbedingungen der Laboratoriumstechniker senken zu wollen, 
weil dadurch ihre eigenen Anstellungsbedingungen automatisch 
auch sinken würden, entbehren ihre Aeußerungen und Forde- 
rungen, wenigstens teilweise, der Logik, die man bei Akademi- 
kern voraussetzen müßte. 

In der „Zeitschrift für angewandte Chemie“ vom 14. Mai 
d. J. wird unter der Ueberschrift „Die Not der jungen Chemi- 
ker‘ z, B. festgestellt, daß mancher junge Chemiker einen 
Laboranten, der nur über einen schinäfen Streifen von ober- 
flächlichem Fachwissen verfügt, ersetzen könnte, und daß sich 
dieser junge Chemiker mit geringerer Vergü- 
tung begnügen würde als der schmalstreifige Laborant. 
In demselben Artikel wird zugegeben, daß die nach Ansicht 
des Verfassers halb oder gar ungebildeten Kräfte sich zum 
Teil in sehr großen Betrieben in leitenden Stellungen behaup- 
ten und sich sogar anmaßen, Akademikern Vorschriften zu 
machen. Es wird verlangt, daß diesen Laboratoriumstechni- 
kern, denen keine Gelegenheit geboten war, vor einem akade- 
mischen Senat ihre Kenntnisse zu beweisen, in Bausch und 
Bogen ihr bisheriges Wirkungsfeld zugunsten eines Vollakade- 
mikers entzogen wird. 

Es wird also zugegeben, daß ein nicht akademisch gebil- 
deter Laborant in der Lage ist, unter Umständen einem großen 
Betriebe vorzustehen; es wird nicht behauptet, daß der Betrieb 
etwa Schaden gelitten hätte, und es kann auch nicht der 
Nachweis geführt werden, daß die chemische industrie 
Deutschlands nicht auf der Höhe wäre, was zweifellos der Fall 
sein müßte, wenn ein irgendwie beachtlicher Teil von Stellen 
mit ungeeigneten Personen besetzt wäre. Keinesfalls aber 
würde es dadurch besser, wenn nach dem Willen des. Ver- 
fassers der angezogenen Notiz die Laboratoriumstechniker 
durch Vollakademiker ersetzt würden, nur deswegen, weil sie 
sich mit einem geringeren Gehalt begnügen. 

Nicht uninteressant ist auch folgender Auszug aus dem 
Sitzungsbericht des Chemikerausschusses (Arbeitsausschuß) 
vom 16. juni 1925: 

Punkt 5. b) Laborantenfragen. Es wird über mehrere Fälle berichtet, 
in denen ein Chefchemiker Laboranten aus einem anderen Laboratorium als 
Angestellte wegengagieren konnte, weil sie dort im Schichtlohn beschäftigt 


Heraus mit den Mitgliederzahlen! 


Der Verband Deutscher Techniker hat bisher 
nicht den Mut gehabt, durch Angabe seiner Beitragseinnahmen 
kontrollfähige Mitgliederzahlen bekanntzugeben. Er 
behauptet aber, daß die Rückläufigkeit der freigewerkschaft- 
lichen Technikerbewegung „nicht mehr aufzuhalten“ sei. 

Entgegen allen Behauptungen unserer Gegner marschiert 
der Gedanke der Einheitsorganisation aller 
technischen Angestellten und Beamten! 


6301 Neuanmeldungen 


hat der Bund der technischen Angestellten und Beamten im 
ersten Halbjahr 1925 in seinen Mitgliederlisten 
buchen können. 


Wir haben allen Grund zu der Annahme, daß der V,D,T. 
auch nicht annähernd so viel Mitglieder zählt, als unserm 
Bund in dem einen Halbjahr neu beigetreten sind. 


Mitglieder! Sorgt für weitere Erfolge auf dem Wege zu 
unserm Ziel, der 


Einheitsorganisation aller Techniker! 
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Senn 


werden, Der Arbeitsausschuß ist der Ansicht, daß die Laboranten grund- 
sätzlich im Schichtlohn beschäftigt werden sollten, wenn sie auch an- 
gestelltenversicherungspflichtig sind. e 
Der Chefchemiker, der hier sozusagen angeklagt wird, ist 
zweifellos ein Vollakademiker. Wenn er nun einem anderen 
Laboratorium Angestellte wegengagierte, so ist das ein Beweis 
dafür, daß der hier angeklagte Chefichemiker die praktischen 
Leistungen der Laboranten anerkennt, sie offenbar auch den 
Leistungen mancher jungen Akademiker, die für eine geringere 
Vergütung arbeiten wollen, vorzieht, sonst würde das Weg- 
engagieren unterblieben sein. Warum nach Ansicht des Aus- 
schusses die Laboranten, selbst wenn sie angestelltenversiche- 
ungspflichtig sind, im Schichtlohn beschäftigt werden sollen, 
st ein Geheimnis des erwähnten Ausschusses, da wir nicht 
snnehmen wollen, daß dieser Beschluß lediglich dem Brotneid 





Der Stand der Kohlenwirtschaft 

Dem Jahresbericht der Aktiengesellschaft Reichskohlen- 
verband für das Geschäftsjahr 1924/25 entnehmen wir den 
nachstehenden Auszug über die Lage des Welikohlenmarktes 
unter besonderer Berücksichtigung der deutschen Kohlenwirt- 
schaft: 

Die Steinkohlenförderung der Welt betrug im 
Kalenderjahr 1924 rund 1167 Millionen Tonnen, d. s. 15 Mil- 
lionen Tonnen weniger als in 1923 und 50 Millionen Tonnen 
weniger als in 1913. In den Monaten März bis Mai 1925 ist 
die Steinkohlenförderung in den Haupterzeugungsländern weiter 
zurückgegangen und, auf ein Jahr bezogen, mit rund 27 Millio- 
zen hinter dem Ergebnis des Kalenderjahres 1924 zwück- 
geblieben. Indessen konnte nicht einmal diese stark ver- 
minderte Förderung von dem Verbrauch aufgenommen werden. 
Die Braunkohlenförderung der Welt, die im 
Jalıre 1924 161 Millionen Tonnen betrug, ist hinter der bisher 
erreichten Höchstmenge (1922) um 13 Millionen Tonnen zu- 
rückgeblieben. Im Frühjahr 1925 war die durch tatsächliche 


Leistung erwiesene Förderungsmöglichkeit des Weltkohlen- 


bergbaues, . vorsichtig geschätzt und auf ein- Jahr bezogen, 
um rund 240 Millionen Tonnen größer als der Verbrauch. 

Die Gründe für den starken Unterschied in Angebot und 
Nachfrage sind sowohl auf seiten -der Produktion wie auf 
geiten des Verbrauches zu finden. Veranlaßt durch die anor- 
malen Marktverhältnisse während und einige Zeit nach dem 
Kriege haben einige Länder, insbesondere Amerika und Asien, 
ihre Kohlenerzeugung in unverhältnismäßig starkem Maße ge- 
steigert. Weiterhin hat die Weltbraunkohlenförderung einen 
großen Aufschwung genommen. Sie förderte 1913 125 Millio- 
nen Tonnen, 1922 174 Millionen Tonnen, d. s. 35 Prozent 
mehr. Noch stärker ist die Braunkohlenförderung in Deutsch- 
land, die von 1913 bis 1922 um mehr. als 57 Prozent zunahm. 

Diese starke Produktionssteigerung führte zu Absatz- 

schwierigkeiten, als der Krieg mit seiner unnatürlichen Nach- 
frage auihörte, die sich im vergangenen Jahre noch ver- 
schäriten, als es den unmittelbar betroffenen‘ Ländern gelang, 
ihre Kohleniörderung wieder auf den Vorkriegsstand zu heben, 
wogegen die Nachfrage nach Kohlen hinter dem Stand von 
1913 zurückblieb. 
Die wesentlichsten Faktoren der Vermin- 
‚derung des Kohlenverbrauches sind die verstärkte 
Ausnutzung der Wasserkräfte bei der Stromerzeugung, die 
Fortschritte in der Elektrisierung großer Kohlenverbraucher, 
die zunehmende Verwendung von Oel, die Fortschritte in der 
Rationalisierung der Wärmewirtschaft. Nach dem Bericht 
dürite allerdings die ‘auf diese Faktoren zurückzuführende 
Ersparnis von Brennstofien für die gegenwärtige Gestaltung 
des Weltmarktes nicht von erheblicher Bedeutung sein. Es 
fehlt zur Zeit die gesunde, fortschreitende Entwicklung von 
Industrie und Handel, und auf das Ausbleiben dieser Ent- 
EEE sei die Stagnation im Kohlenverbrauch zurückzu- 
ühren. 

Den Hauptanteil an dem Rückgang der Kohlenförderung 
hatten die Vereinigten Staaten von Amerika, 
deren Förderung von 505,3 metrischen Tonnen im Jahre 1924 
gegenüber 1923 um 76,2 Millionen Tonnen zurückging. Der 
Ausfall ist fast ausschließlich auf den Rückgang des Kohlen- 
verbrauches im eigenen Lande zurückzuführen. Die Aus- 
fuhr, die 19,1 mefrische Tonnen betrug, verminderte sich 
gegenüber dem Vorjahre nur um 5 Millionen Tonnen. In 

roßbritannien betrug die Förderung 1924 273,5 Mil- 
lionen Tonnen, d..s. 7 Millionen Tonnen weniger als im Vor- 
jahre. Die Ausfuhr blieb mit 66,6 .-Millionen Tonnen um 19,2 
‚Millionen Tonnen hinter dem Jahre 1923 zurück. Frank- 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 


BAR982 | BercBau 





Nr. 30: 


oder ‘dem ‚akademischen Standesbewußtsein‘“ sein Entstehen 
verdankt. i u. 


Die Sconderabteilung „Deutsches Bauwesen‘ auf der Esse- 
ner Bauwausstellung. Auf der bedettsamen Bauausstellung: in 
Essen, die am 18. Juli eröffnet wurde, und die ein überaug 
reges Interesse findet, bildet die Sonderabteilung „Deutsches 
Bauwesen‘‘ einen wichtigen Teil. Es ist hier das Bestreben, 
zu zeigen, wie das Bauwesen in der Nachkriegszeit den 
Wandel der Baugesinnung erfahren hat, wie Sachlichkeit und 
dadurch bedingte größere Einheitlichkeit zur Geltung ge 
kommen sind. Wie weit dieser Wandel der Baugesinnung, der, 
vielleicht die erste EI eIe Etappe auf dem Wege zur neuen 
Stilbildung sein. wird, sich schon durchgesetzt hat, wird diese 
Sonderausstellung zeigen. 


BARIBART 


reich erreichte im Jahre 1924 eimschließlich Lothringen eime 
Förderung von 45 Millionen Tonnen, d.- s. 15 Prozent mehr 
als im Vorjahre. Alle litten mehr oder weniger unter dem 
schlechten Geschäftsgange, : der in Zechenstillegungen, hohen 
und ee Beständen und weichenden Preisen zum Aus- 
druck kam. 


Die Krisis, die auf dem Weltkohlenmarkt schon seit Jahren 
lastet, hat im abgelaufenen Geschäftsjahr auch auf den deut- 
schen Kohlenmarkt übergegriffen. An Stelle des Produktions 
problems, mit dem sich die deutsche Kohlenwirtschaft im 
Kriege und nach dem Kriege zu DSHHgEn hatte, ist seit 
der zweiten Hälfte des Jahres 1924 das Absatzproblem ge- 
treten. Das starke‘ Zurückbleiben der deutschen Kohlenförde 
rung hinter der Leistung der Vorkriegszeit, die Erschwerung 
der Kohleneinfuhr durch die ungünstigen deutschen Wäh- 
rungsverhältnisse, der Mangel an Devisen, die durch die In- 
flation künstlich angefachte Beschäftigung in der Industrie 
hatten es bis dahin bewirkt, daß die Weltkohlenmarktkrise vor 
den deutschen Grenzen halt machte. 


In all diesen Umständen, die sich in einen chronischen 
Kohlenmangel ausgewirkt hatten, trat im abgelaufenen Jahre 
ein durchgreifender Wandel ein. Das Ruhrrevier hatte 
mit einer arbeitstäglichen Förderung im Januar 1925 von 
378 800 Tonnen ungefähr die gleiche Förderung wie im Jahre 
1913. Eine starke Steigerung weist Oberschlesien auf, 
das mit einer arbeitstäglichen Förderung von 44300 Tonnen 
im November 1924 diejenige des November 1923 um 50 Pro- 
zent überstieg. Auch die niederschlesische Förderung über- 
siieg an einzelnen Tagen die Durchschnittsleistung je Arbeits- 
tag 1913. Lediglich Sachsen blieb hinter der Vorkriegsleistung! 
zurück. Der Braunkohlenbergbau hatte 1924 zwar ein geringe= 
res Jahresergebnis als 1922, dem Jahre semer bisher stärksten 
Förderung; er erreichte aber in den Monaten Dezember 1924 
und Januar 1925 Fördermengen, die er bislang in keinem 
Monat gehabt hat. 

Auf der anderen Seite brach. die Stabilisierung der deut- 
schen Währung, die im Jahre 1924 endgültig durchgeführt 
und sichergestellt werden konnte, die Inflationsblüte der indu- 
striellen Beschäftigung in Deutschland. Die Ausfuhr ging 
stark zurück, Der Absatz im Inlande begegnete einer 
stark geschwächten inneren Kaufkraft, lüt zu- 
dem an dem verschärften Wettbewerb des absatzhungrigen 
Auslandes; die Abkehr der deutschen Eisenindustrie von der 
Verwendung des Minetteerzes und sein Ersatz durch schwe- 
dische Erze, deren Verhüttung wesentlich geringere Kohlen- 
mengen erforderlich macht, die verminderten Anforderungen 
an : Reparationslieferungen fielen stark ins Gewicht. Einen 
sehr empfindlichen Druck auf den deutschen Kohlenmarkt 
übt die Einführung ausländischer Kohle aus. Sie be im 
Jahre 1924 rund 13 Millionen Tonnen Steinkohlen und Stein- 
kohlenbriketts, 338000 Tonnen Koks und 2164000 . Tonnen 
böhmische Braunkohle, blieb erklärlicherweise allerdings hinter 
der Einfuhr des Ruhrkampfjahres um fast die Hälfte zurück. 


Den von Monat zu Monat wachsenden Absatzschwierig- 
keiten suchte der Bergbau durch Steigerung der Ausfuhr zu 
begegnen. Die Ergebnisse sind nicht ungünstig. Die Ausfuhr, 
auf den. Monatsdurchschnitt berechnet, betrug 1922 rund 
200000 Tonnen, 1923. rund 160000 Tonnen und im Januar 
1924 rund 267000 Tonnen. Vom September 1924 an bewegt 
sich die Ausfuhr in allen Monaten auf über 1000000 Tonnen. 
Der Ausfuhrumfang der Vorkriegszeit ist indessen bei weiten 
noch nicht erreicht. Die Steigerung der Ausfuhr reichte je- 
doch nicht aus, um die Absatzschwierigkeiten zu beheben. 
Es mußten in allen Revieren Fördereinschränkungen vorgenom- 
men: werden, die zu Stillegungen zahlreicher Zechen und zu 
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reichen Arbeiterentlassungen führten... ‚Die arbeitstäg- 
konnte von 470100 Tonnen im Ja- 
onnen im Mai 1925 herabgedrückt 
werden, das ist ein Minderbetrag von 52800 Tonnen je Ar- 


teinkohlenförderun 


‚ beitstag. Trotz dieser starken Einschränkung stiegen die 


Häldenbestände von Monat zu Monat in erschreckendem Um- 
anze. art | 

Der Bericht schließt mit der Feststellung, daß sich der 
gesamte deutsche Bergbau in einer überaus ernsten Lage be- 
tindet. Auf eine Besserung der Absatzverhältnisse vom Welt- 


kohlenmarkt her dürfte” angesichts der geschilderten Situa- 


ton auf den ausländischen Kohlenmärkten nicht zu rechnen 


sein. Eine Belebung des Inlandskohlenmarktes könnte nur ein- 
treten, wenn sich der Beschäftigungsgrad der deutschen Wirt- 
schaft durchgreifend und nachhaltig bessert. 


"Bergbauwirtschaftsfragen 


Der Bericht des Rheinischen Braunkohlensyndikates über 
das Geschäftsjahr 1924/25 liegt vor. Ihm entnehmen wir, daß 
trotz der allgemeinen Krise im Bergbau der rheinische Braun- 
kohlenbergbau von allen Revieren als einziges gegenüber dem 
hr 1922 (das Geschäftsjahr 1923/24 kann der ungewöhn- 
ichen Verhältnisse wegen nicht zu einem Vergleich heran- 
ezogen werden) eine fast unveränderte Förderung hatte. Die 
E Verlaufe der letzten Jahre so häufig gestörten Beziehungen 
mit den .Abnehmern konnten wieder angeknüpft, verlorene Ab- 
satzgebiete zurückgewonnen, der Absatz wieder in die alten 
Bahnen gelenkt werden. Die Rohbraunkohlenförde- 
zung differiert nur: ganz wenig mit der des Geschäftsjahres 
1922/23; die en desteliong ist um 7,838 Prozent 
gegenüber 1922/23 Beet, 

Demgegenüber hat der Absatz anRohbraunkohle 
Benjenigen der Geschäftsjahre 1921/22 und 1922/23 bei weitem 
noch nicht erreicht. Die Umstellung in der Wärmewirtschaft 
hat schon zu einer beträchtlichen Verringerung des Kohlen- 
‚verbrauchs geführt. Nur für den Verbrauch in den auf der 
Kohle liegenden Elektrizitätswerken ist eine Steigerung des 
"Rohkohlenabsatzes eingetreten. Der Brikettabsatz zeigt 
dagegen eine erfreuliche Steigerung; es war am Schluß des 
Geschäftsjahres nach Räumung der Lager nicht möglich, In- 
dustrie und Hausbrand voll zu beliefern. Der Brikettabsatz ist 
Eenbper 1922/23 um 15,07 Prozent, gegenüber dem letzten 
orkriegsjahre um 50,20 Prozent gestiegen. 

Auch die Entwicklung des age nät- 
tes nahm einen gedeihlichen Fortgang: nach Frankreich wur- 
Uen insgesamt 404368 t, nach Belgien 850093 t nach den 


Grundsätzen des Dawesplanes geliefert. 


Weniger günstig lauten die Berichte allerdings von den 
dem Rheinischen Braunkohlensyndikat angeschlossenen 
"Westerwälder und hessischen Gruben.“ Aus den 


Gruben des Westerwaldes wurden 274504 t Rohbraunkohle 


‚gefördert. Der Rückgang beträgt gegenüber 1922/23 41,82 Pro- 
zent. Von den der Westerwälder Gruppe Angeschlossenen 
27 Gruben waren zu Beginn des Geschäftsjahres noch 13 und 
am Schluß nur noch 6 in Betrieb, und zwar wesentlich ein- 
geschränkt. Auch bei den hessischen Gruben sind die Förder- 
zittern gegenüber dem. Vorjahre erheblich zurückgeblieben. 
Es würden 252410 t gefördert, das sind gegenüber dem Vor- 
Erre 36,51 Prozent weniger. An Biriketts wurden 17877 t 

ergestellt, das sind 41,97 Prozent weniger als im Vorjahre. 
Von 8 Gruben waren am Schluß des Berichtsjahres noch 5 
in Betrieb. 


Bergbautarife 


Bernsteinbergbau Palmnicken. Die Angestelltenverbände 
hatten den Taritvertrag mit der Preußischen Bergwerksdirck- 
tion Palmnicken zum 31. März d. J. gekündigt. Die freien 
Gewerkschaften waren bekanntlich diesem Tarifvertrag erst 
im ‘September v. J. beigetreten, nachdem sich die Organisa- 
tionsverhältnisse der im Bernsteinbergbau Palmnicken beschäf- 
‚tigten Angestellten zugunsten der freien Gewerkschaften ver- 
"ändert hatten. 

N Die Verhandlungen über den Neuabschluß eines Tarif- 
vertrages zogen sich außerordentlich in die Länge; denn auch 
Ostpreußen steht den Arbeitgeberallüren der anderen Bezirke 
nicht fremd gegenüber. Der vom Ostpreußischen Arbeitgeber- 
verband für Handel, Industrie und Gewerbe, welchem die 
Bergwerksverwaltung Palmnicken an ist, vorgelegte 
Tarifvertragsentwurf sprach jedenfalls Bände. Nachdem auf 
gütlichem Wege keine Einigung erzielt werden konnte, riefen 
die Angestelltengewerkschaften den Schlichtungsausschuß an, 
der am 29. Juni einen Schiedsspruch fällte Mit diesem 
esspruch wird bestimmt, daß der am 25. April 1922 ge- 
tätigte Tarifvertrag unter Aenderung der 88 1, 1a, 2, 5, 7, 13 
in Kraft bleibt. 


= 


Die bisher gewährten Gehälter 
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sollen mit Wirkung- vom 1. Juti 1925 um 5 Pro- 
zent erhöht werden. Von den Angestellten wurde der 
Schiedsspruch angenommen. 


Gehaltserhöhung in den Siegerländer Gruben und Hütten- 
betrieben. Zum 30. Juni hatten die Angestelltenverbände im 
Bereich der Siegerländer Gruben und Hüttenbetriebe die Ge- 
haltstafel gekündigt. Da es nicht gelang, mit den Arbeit- 
gebern zu ‚einer ar zu kommen, wurde: der 
Schlichtungsausschu angerufen, der folgenden 
Spruch fällte: 

„Die ab 1. April 1925 geltenden Taärifgehälter werden mit Wirkun 
ab 1. Juli in allen Gruppen und Altersstaffeln um sechs Prozent erhöht, 
Abrundung auf volle Mark nach oben. Sr; 

2. Die neue Gehaltstabelle ist erstmalig und zwar mit Monatsfrist 
zum 30. September kündbar, 

3. Erklärungsirist für Annahme oder Ablehnung des Schiedsspruckes 
bis 16, Juli.“ 

Von den Angestelltenverbänden ist der Schiedsspruch an- 
genommen worden. 


Knappschaftliches 


‚Gegen die Verschlechterung des Reichsknappschaftsge- 
setzes. Die Arbeitgeber im Bergbau, unterstützt von allen 
nichtfreigewerkschaftlich orientierter “© Angestelltenverbänden, 


haben durch ihren fortwährenden Kampf gegen das Reichs- 


knappschaftsgesetz erreicht, daß die Regierung nunmehr einen 
Entwurf für ein Gesetz zur Abänderung des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes herausgegeben hat. Der ÄtA-Bund hielt am 
12. Juli eine Tagung seiner Angestelltenältesten der. Ruhr- 
knappschaft und Niederrheinischen Knappschaft ab. Steiger 
Georg Werner (Berlin) referierte über den Gesetzentwurf 
und über die inzwischen stattgefundenen Verhandlungen der 
Arbeitnehmerverbände mit den zuständigen Regierungsvertre- 
tern. Nach einer eingehenden Aussprache, an der sich die An- 
estelltenältesten sehr lebhaft beteiligten, wurde nachstehende 
ntschließung einstimmig angenommen: 

„Die am 12. Juli 1925 in Essen versammelten, im AfA-Bund organl- 
sierten Angestelltenältesten der Ruhrknappschaft und’ Niederrheinischen 
Knappschaft betrachten den Regierungsentwurf eines. Gesetzes zur Ab- 
änderung des Reichsknappschaftsgesetzes als ein Zerstörungswerk der 
Grundlage der knappschaftlichen - Versicherung. Sie stehen nach wie 
vor auf dem Standpunkt, daß unter Berücksichtigung der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse eine Aenderung des Reichs- 
knappschaftsgesetzes abgelehnt werden muß. Insbesondere erheben die 
Angestelltenältesten Protest gegen die beabsichtigte Heraufsetzung der 
Lebensaltersgrenze der Alterspensionäre von 50 ar 55 Jahre sowie gegen 
eine Herabsetzung ‘der Alterspension.“ 


Berufsvertretungen 


Ich hab’ mich ergeben. ,,.. Die Zechenbesitzer des 
Ruhrreviers, die viel verkannten, haben sich die Aufgabe ge- 
setzt, den Bergbauangestellten das Leben so angenehm wie 
möglich zu gestalten. Um dieses Ziel zu erreichen, scheuen 
sie — im Gegensatz zu ihrer Zugeknöpftheit bei Gehaltsver- 
handlungen — weder Mühe noch Kosten: sie gründen tech- 
nische Grubenbeamtenvereine, veranstalten Som- 
merfeste mit Freibier und dem zugehörigen Trara. Die leiten- 
den Angestellten einschließlich der Direktoren inszenieren diese 
Veranstaltungen, nehmen die damit verbundenen zeitraubenden 
Arbeiten auf sich und legen — was den Herren besonders hoch 
anzurechnen ist — bei diesen Festlichkeiten eine große Kame- 
radschaftlichkeit an den Tag. Händedrücke werden gewechselt 


— vom obersten bis zum untersten Angestellten sind alle gleich. ' 


Daß bei den Festreden, die in der Regel von einem Werks- 
direktor oder einem Bergrevierbeamten gehalten werden, die 
Gewerkschaften gelegentlich einen kleinen Seitenhieb abbekom- 


men, ist natürlich keineswegs Absicht, sondern nur ein Versehen. 


Alles ist in schönster Ordnung, und alle Teilnehmer gehen be- 
friedigt nach‘ Hause. Nörgler sind es, die behaupten, daß die 
technischen Grubenbeamtenvereine mit ihren Festlichkeiten nur 
dazu dienen, die Gewerkschaften zu zerschlagen und die An- 
gestellten über ihre miserable soziale Lage hinwegzutäuschen. 
Man kan wirklich nicht verlangen, daß bei solchen frohen 
Veranstaltungen und in den Versammlungen der Vereine die 
andere Seite des Lebens der Bergbauangestellten erwähnt wird. 
Das würde schließlich dazu führen, daß die Mitglieder und 
Gäste erkennen, daß sie die Genasführten sind. 

Köstlich sind immer die Berichte über die Feierlichkeiten 
der Grubenbeamtenvereine zu lesen., Z. B. steht in Nr. 25 der 
Zeitschrift des Verbandes technischer Grubenbeamtenvereine 
„Der Bergbau“ in einem Bericht des Vereins Hattingen 
über sein Sommerfest am 23. Mai folgender Erguß: 

„Sodann begrüßte er (der Vorsitzende. D. Red.) die Vertreter der 
Bergbehörde und Gäste mit ihren Damen, Herrn Bergrat Fuldner 
mit seiner Gattin, sodann die Mitglieder mit ihren Damen. Der 
Redner dankte auch allen, welche mit ihrer Unterstützung dem Verein 
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die Möglichkeit zur Feier des Festes gegeben haben. Mit einem Glückauf 
auf den Ruhrbergbau, daß sich derselbe wieder heben möge, schloß der 
Redner, worauf von allen Teilnehmern das Lied „Ich hab’ mich ergeben“ 
stehend gesungen wurde, 
getreten. Dieselbe wurde von Herta Bergrat Fuldner geführt und 
ee sich auf dem Vorplatz zu einem gelungenen Reigen. Beim 
ückmarsch zum Saal erhielt am Eingang der Sumpfstrecke jede Dame 
eine Bonbonniere und jeder Herr zwei Brotmarken. Von jetzt ab 
wurde das Tanzbein fleißig geschwungen. In der schön angelegten 
und mit brennenden Wetterlampen dekorierten Sumpistrecke wurden: 
die Brotmarken gegen flüssiges Brot eingetauscht.‘ 

Man weiß nicht recht, ob man über diesen Bericht lachen 
oder den Teilnehmern sein Mitleid aussprechen soll. Ob denn 
die*Drahtzieher dieser Veranstaltung nicht erkannt haben, daß 
das Absingen des an sich schönen Liedes „Ich hab’ mich er- 

eben‘ in diesem Zusammenhang einen bitteren Beigeschmack 
ekommt? Es erweckt zu sehr den Eindruck, als ob sich die 
„Ergebenheit“ auf das Zechenkapital bezieht. Wir sind über- 
zeugt, daß es manchem Angestellten, der sich noch einen klaren 
Blick für seine tatsächlichen Lebensverhältnisse bewahrt hat, 
beim Singen in der Kehle gewürgt hat. 

Es würde um die Stellung und die soziale Lage der Berg- 
bauangestellten besser bestellt sein, wenn sie auf die Teilnahme 
an diesen schleimigen Festen und auf die „Brotmarken‘ Ver- 
zicht leisten und sich den Angestelltengewerkschaften, die sich 
mit aller Kraft für eine Verbesserung der Verhältnisse einsetzen, 
anschließen würden, 


Aus dem englischen Bergbau. Vom 17. bis 20, Juni 
tagte in Cardiff (Southwales) die Vereimigung der unteren 
Aufsichtsbeamtenverbände Englands. Von den 15 Verbänden 
waren 14 vertreten, die 172 Stimmen repräsentierten. Es waren 
die Verbände der Wettermänner, die in England Angestellte 
sind, der Steiger (Deputies) und der Aufseher (Överser) 
vertreten. 

Aus den Verhandlungen sind einige Dinge auch für uns 
von Interesse. Es wurde ein Referat über die gegenwärtige 





Versorgungskasse für die Angestellten 
und Arbeiter der Reichsverwaltungen 


In Nr. 29 der „D.T.Z.“ haben wir über die zu gründende 
Versorgungskasse bereits kurz berichtet. Der Satzungsentwurf 
ist inzwischen in zweiter Lesung durchberaten worden. Es 
ist uns möglich gewesen, einige nicht unwesentliche Verbesse- 
rungen durchzusetzen. Im entscheidenden Teil jedoch, soweit 
es sich um die Mitwirkung der Versicherten an 
den Organen der Kasse handelt, sind keine nennenswerten Zu- 
geständnisse zu verzeichnen. Unsere Forderung auf pari- 
tätische Besetzung der Kassenorgane ist mit dem 
Hinweis auf die höheren materiellen Leistungen der arbeit- 
gebenden Verwaltungen gegenüber den Leistungen der Ver- 
sicherten abgelehnt worden. 


Wir befürchten, daß durch die vormärzlichen Bestim- 
mungen, die dem modernen Zug des heutigen Sozialrechtes 
in keiner Weise gerecht werden, die Errichtung der an 
sich sehr wünschenswerten Versorgungskasse zur Unmöglich- 
keit wird. Da wir unsere Forderung auf die Souveränität 
der Organe in der Beschlußfassung sowohl als auch auf die 
paritätische Besetzung derselben grundsätzlich aufrechterhal- 
ten haben, wird für die dritte Lesung des Entwurfes die 
Zustimmung der zuständigen Ressortminister eingeholt. Wir 
wollen nur hoffen, daß in letzter Minute noch den berechtigten 
Wünschen der Arbeitnehmer im Satzungsentwurf Rechnung 
getragen wird. Nachstehend bringen wir einige der wichtig- 
sten Bestimmungen des Satzungsentwurfes, wobei wir "uns 
vorbehalten, auf die ganze Materie in einem späteren Sta- 
dium zurückzukommen: 

1. Die Versorgungskasse ist ein Verein des öffentlichen 
Rechts. Sie hat Becisbernönlichkeht Den Sitz der Kasse 
bestimmt der Reichspostminister. Desgleichen wird das Auf- 
sichtsrecht durch den Reichspostminister ausgeübt. 

Die Verwaltungskosten werden von den beteiligten arbeit- 
gebenden Verwaltungen getragen. 

2. Organe. Die Organe der Kasse sind: 

a) Vorstand; 

b) Ausschuß; 

c) Rechnungsprüfungsausschuß; 

d) Schiedsgericht. 

Der Vorstand besteht aus einem Vorsitzenden und 
6 Beisitzern. 
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Nr. 30 


Lage im Bergbau gehalten, wobei die Verhandlungen über das 


gerindigte hnabkommen zwischen Bergarbeitern und Ua- 
ernehmern die Hauptrolle spielten. Der Referent gab der 
Meinung Ausdruck, daß die Bergarbeiter zum Nachgeben 
Seen werden würden. Man befaßte sich weiter mit 


er Frage, für ihre Verbände die Ge I ER au | 
ollektiviohnabkommen ab= 


Gewerkschaften zu erhalten, um 
schließen zu können. Weiter wurde ihre Stellungnahme bei 
einem kommenden Streik besprochen. Wenn man sie welter 
so schlecht behandle wie bisher, müsse man es sich genau 
überlegen, ob man mitstreike oder nicht. Aus einer Unter- 


redung mit dem Staatssekretär für Bergwerke wurde berichtet, 


daß man diesem gegenüber ausgesprochen habe, die Pension 
für invalide Grubenbeamte wäre vollständig ungenügend. In 
der Pensionsversicherung müsse eine Aenderung geschaffen 
werden. | 
Ferner wurde verlangt, daß die Aufsichtsbeamtenverbände 
dasselbe Recht wie die Arbeiter erhalten müßten, Gruben» 
kontrolleure zu benennen. Der Staatssekretär hat demgegem 
über ausgesprochen, daß das nicht auf gesetzlichem Wege ge 


schehen solle, sondern einer freiwilligen Verständigung vor 


behalten bleiben müsse. 

Einen großen Teil der Verhandlungen nahm die Frage 
in Anspruch, ob man sich der Miners Federation, die in Eng- 
land eine Zusammenfassung der Bezirksbergarbeiterverbän 
ist, anschließen solle oder nicht. Ein Beschluß, von Fall zu 
Fall zu entscheiden, wurde mit 93:83 Stimmen angenommen. 
Eine Resolution, die positiv den Anschluß an die Miners Fed 
ration vorsah, wurde mit 129:43 Stimmen abgelehnt. Weiter 
wurde eine Resolution angenommen, die sich & en den Aus- 
schluß der unteren Angestellten aus den Bezirkskomitees aus 
sprach. Diese Bezirkskomitees sind zuständig für Lohnrege- 
lungen auf Grund des geltenden Lohnabkommens, und die 
Gehälter und Löhne der unteren Beamten fallen ebenfallg 
Rus die nach dem Lohnabkommen zulässigen Ausgaben der 

erke. 


Der Vorsitzende und 3 Beisitzer werden vom Reichs- 
Beneic: auf die Dauer von 3 Jahren widerruflich ernannt. 
ie weiteren 3 Beisitzer werden vom Ausschuß aus dem 
Kreise der Pilichtmitglieder gewählt. 
Der Ausschuß setzt sich wie folgt zusammen: 
a) Vorstandsvorsitzender, vom Reichspostminister ernannt; 
b) Ausschußvorsitzender, vom Reichspostminister ernannt; 
c) 6 Vorstandsbeisitzer, davon 3 vom Reichspostminister 
ernannt; 
ıd) 20 Ausschußmitglieder, davon 5 vom Reichspostminister 
ernannt; 
e) 2 Vertreter der beteiligten Hauptbetriebsräte. 
Der Rechnungsprüfungsausschuwß besteht aus 
einem vom Präsidenten des Reichs-Rechnungshofes ernannten 
Vorsitzenden und 2 Mitgliedern, von denen je eines von der 


Deutschen Reichspost und vom Ausschuß auf die Dauer von 


2 Jahren bestimmt wird. 


Das Schiedsgericht besteht aus einem vom Präsi- 


denten des Reichsgerichts ernannten Vorsitzenden und 6 Bei- 
sitzern, von denen je 3 von der Deutschen Reichspost und den 
Spitzenorganisationen der Versicherten vorgeschlagen werden, 
Die Ernennung erfolgt durch den Reichspostminister. 


Dem Ausschuß ist folgendes Tätigkeitsgebiet zugewiesen: 


a) Die Wahl der Beisitzer des Vorstandes und des Mit- 
gliedes des Rechnungsprüfungsausschusses; 

b) die Abnahme der Jahresrechnung; 

c) die Beschlußfassung über den Voranschlag für das 
nächste Geschäftsjahr; 

d) Be Beschlußfassung über den Ausgleich des Haus- 
halts; 

e) die Aufstellung von Richtlinien und die Antragstellung 
hinsichtlich der Vermögensanlegung; 

f) die Entscheidung über Beschwerden gegen die (ie- 
schäftsführung des Vorstandes; 

g) die Vereinbarung der Beiträge mit dem Reichspost-» 
minister; 

h) die Beschlußfassung über Satzungsänderumgen; 

i) die Antragstellung und gutachtliche Aeußerung 


die Auflösung der Kasse und über die Verwertung! 

des vorhandenen Vermögens. | 

Das zahlenmäßige Uebergewicht der Versicherten im Aus- 
schuß wird durch die nachfolgenden Bestimmungen völlig 
illusorisch gemacht. In dem Eitwurf heißt es: | 
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Die Beschlüsse zu d), e) und h) bedürfen zu ihrer „Gülte- 
ie An- 


© Darüber hinaus ist zu den Punkten h) und i) als weitere 


iapieherung eine Zweidrittelmehrheit vorgeschrieben. 


Schließlich steht dem Vorstandsvorsitzenden zu den Punk- 
ten c), d), h) und i) ein Drittel der Stimmen der ‘gewählten, 


‚an der schriftlichen oder mündlichen Abstimmung sich  be- 


teiligenden Mitglieder zu. Den Höhepunkt erreicht aber die 
folgende Bestimmung: 


= Beschlüsse, die gegen die Stimme des Vorstandsvorsitzen- 


‚den zustande kommen, kann dieser mit aufschiebender Wir- 
Die Entscheidung steht alsdann dem 


' Reichspostminister zu. 
* 


3. Art der Mitgliedschaft. 

Die Versorgungskasse unterscheidet Pflichtmitglieder und 
“freiwillige Mitglieder. Pflichtmitglieder sind die noch nicht 
45 Jahre alten, in unmittelbarem Dienste der arbeitgebenden 


Verwaltung stehenden Angestellten und Arbeiter beiderlei Ge- 


schlechtes für die Dauer ihrer Beschäftigung. Die Beschäfti- 
gung muß mindestens 1196 Stunden im Jahre betragen. Frei- 
willige Mitglieder sind: 

a) die nicht dauernd oder weniger als 1196 Stunden jähr- 
lich beschäftigten Angestellten und Arbeiter, wenn ihre 
Gesamtarbeitsleistung mindestens 936 Arbeitsstunden 
umfaßt; 

b) die in das Beamtenverhältnis übernommenen Pflicht- 
mitglieder; 

ce) Pflichtmitglieder, die aus anderen Gründen als wegen 
Erwerbsunfähigkeit die Beschäftigung vorübergehend 
unterbrechen, wenn sie die Absicht der. freiwilligen 
Weiterversicherung bei Beginn der Unterbrechung dem 
Kassenvorstand anzeigen, jedoch höchstens auf die 
Dauer eines halben Jahres; 

d) ausscheidende Pflichtmitglieder, die der Kasse minde- 
stens 20 Jahre angehört haben ohine Beschränkung der 
Zeitdauer. 

i Der Punkt d) ist nach sehr erheblichen Widerständen in 
zweiter Lesung auf unseren Äntrag neu hinzugekommen. Un- 
‚sere Wünsche sind jedoch nicht voll berücksichtigt, da wir 


die 10 jährige Zugehörigkeit zur Kasse als Kompromißlesung 


beantragt hatten. 
4. Beitragsleistung. 
Folgende Beitragsklassen sind vorgesehen: 


Rechnungsmäßiges Wochenbei- 

i : Einkommen trag insges, 
Klasse I bis 520 M. Einkommen 500 M, 0.78 M. 
N, U über 520 „ 780 „ gi 750 „ EBEN 
En, mM „. 780 „ 1040 „ E 1000 „ 1.539, 

a IV .„ 1040 „ 1300 „ + 1200 „ 1.86 „ 
=, Vz 34300: :,,21560 ;,; % 1400 2103, 
Be SVEn 4560. 1820 „ fr 1600 „ 2.46 „ 
rn. .vi 71820, .2080 , i 1900 „ 230. 
ee), VID, 2080: „. 2600 ;,; jr 2200 ,„ 3.39 „ 
, IX „ 2600 „3120 „ % 2800 „ 429 „ 

R x 7,3120, 4160), * 3500 „ 615. 
E,„ 212,,.416035,25200.,, Er 4500 „ — 
„u... Xll über 5200 5500 „ _ 


Die Beitragsklassen- XI und XII sind auf. unseren Antrag 
neu hinzugekommen. Die Beitragshöhe dieser Klassen liegt 
zur Zeit noch nicht fest. Sie dürfte sich aber aller Voraus- 
sicht nach zwischen 8 bis 10 M. wöchentlich bewegen. Ein 
Drittel der Beitragssätze hat der Versicherte aufzubringen. 
„Neu hinzugekommen ist ferner die Bestimmung, daß 
beim Ausscheiden des Mitgliedes aus der Kasse auf Antrag 
die aus seinen eigenen Mitteln beigesteuerten Beiträge ohne 
nsvergütung spätestens innerhalb drei Monaten zurückgezahlt 
werden. 


5. Kassenleistungen. 
Die Kassenleistungen bestehen: 
3 a) aus einer Zusatzrente, deren Höhe 25 Prozent des 
> 3 rechnungsmäßigen Einkommens nach einer Wartezeit 
Wr: von 5 Jahren und einem Steigerungssatz von !/, Proz. 
% pro Jahr beträgt. 
3 nsererseits ist die Erhöhung des Steigerungs- 
2 satzes auf 1 Prozent beantragt. 
b) aus einer Witwenrente, deren Höhe 50 Prozent der 
3 Zusatzrente beträgt; 
re c) aus einer Waisenrente, deren Höhe für Halbwaisen 
50 Prozent, für Vollwaisen zwei Drittel der Witwen- 
Ze rente-ist; 

d) aus einmaligen Leistungen, und zwar: 
05 aa) einer Abfindung bis zum dreifachen Jahresbetrag 


6 der Witwenrente bei Wiederverheiratung; 
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bb) einem Sterbegeld in Höhe von etwa der Hälfte 
‚der Invalidenzusatzrente auf das Jahr berechnet; 

cc) in der Gewährung von Heilverfahren für Ehe- 
frauen und Kinder. 


‚6. Allgemeine Bestimmungen. 


Die im Zeitpımkt des Inkrafttretens der Satzung den ar- 
beitgebenden en angehörenden Angestellten und 
Arbeiter sind auf ihren bis zum 31. März 1926 zu stellenden 
Antrag als Pflichtmitglieder in die Kasse aufzunehmen, auch 
wenn sie das 45. Lebensjahr überschritten haben. 

Die Versorgungskasse sell mit Wirkung ab 1. Januar 1926 
ins Leben treten. 

Unserem Antrage auf Anrechnung der Vordienstzeiten 
ist nur bedingt in der nachfolgenden Bestimmung Rechnung 
getragen worden: 

Falls die erforderliche Prämienreserve an die Kasse ein- 
gezahlt wird, können die im Dienst der beteiligten Verwal- 
tungen zurückgelegten Dienstjahre ganz oder teilweise nach- 
versichert werden. 


Beamtenbewegung 


Behörden und Republik, Aus Kreisen der „Deutschen Liga 
für Menschenrechte“ ist eine „Republikanische Be- 
schwerdestelle‘“ ins Leben gerufen, die die sehr not- 
wendige Kleinarbeit bei den Behörden leisten soll, Alle Re- 
publikaner, die von einem Verstoß gegen die Sicherheit und 
Hoheit der Republik oder von irgendwelcher Mißachtung der 
Verfassung seitens einer Behörde Kenntnis erhalten, werden 
dringend gebeten, genaue Mitteilungen hierüber an die „Re- 
publikanische Beschwerdestelle‘“, Berlin W 66, Wilhelmstr. 48, 
einzusenden. Diese Stelle wird alle eingehenden Nachrichten 
genau nachprüfen. Falls ein erheblicher Verstoß gegen Geist 
und Wortlaut der Verfassung festzustellen ist, wird sie — ohne 
Namensnennung — in geeigneter Form auf Beseitigung dieses 
Mißstandes hinwirken. Jeder Einsender wird von dem Eifolg 
der Bemühungen unterrichtet werden. 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Personalabbau bei Gemeinden. In Nr. 21 der „D.T.Z.“ 
vom 22, Mai 1925 hatten wir über Streitigkeiten mit Gemeln- 
den berichtet, die sich geweigert hatten, ihren Angestellten die 
Abfindungssummen der Personalabbau-Verordmmg zu zahlen 
mit dem Vorgeben, daß die Entlassung nicht eine Folge der 
P.A.V. sei, sondern daß sie sich auch ergeben haben würde, 
wenn die Personalabbau-Verordnung nicht bestände. Da eine 
einwandsfreie Rechtsgrundlage für unsere Auffassung, daß 
in allen Fällen die Abfindung der P.A.V. zu zahlen wäre, 
nicht vorhanden war, haben wir uns zwnächst an den preu- 
ßischen Minister des Innern und dann an den preußischen Fi- 
nanzminister gewandt, um eine entsprechende Interpretation 
der P.A.V. zu erhalten. Der preußische Finanzminister hat 
nun unter Lo. 844 M.d.I. IVa. I. 453 vom 17. Juli 1925 
folgendes geantwortet: 

„Bei Entlassungen von Angestellten der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände nach Inkrafttreten der Preuß. Personalabbau-Verordnung ist 
in allen Fällen nach Maßgabe der vorläufigen Ausführungsvorschfiften 
vom 20. Juli 1924 zu $ 36 P.A.V. zu verfahren. 

Zugleich im Namen des Ministers des Innern, 
Der Finanzminister. I. A.: gez. Weyhe. 

Da die Ausführungsbestimmungen und die Interpretationen 
der Ministerien für die Gemeinden und Gemeindeverbände 
bindend sind, ist damit festgelegt, daß die Gemeinden in 
allen Fällen die Abfindung der P.A.V. zahlen 
müssen, außer wenn es sich tum eine Entlassung handelt, 
die. durch persönliches Verschulden des Angestellten ver- 
ursacht wird, 


Der Entwurf des Gesetzes zur Aenderung der Personal- 
abbauverordnung im Reichstag. Am 16. Juni begannen im 
Reichstagsplenum die. Beratungen über den vom Haushalts- 
ausschuß verabschiedeten Entwurf eines Gesetzes über eine 
zweite Aenderung - der P.A.V. Die Beratungen wurden mit 
einer Rede des Reichsfinanzministers Dr. v. Schlieben ein- 
geleitet. Es wurde darin gesagt, daß es immer das Bestreben 
der Regierung gewesen sei, die durch die Verordnung not- 
wendig gewordenen Eingriffe in die wohlerworbenen Rechte 
der Beamten aufzuheben oder zu mildern, sobald die Grund- 
lage, aus der heraus die Verordnung geboren war, beseitigt 
sei. Bereits im August 1924 hatte die Reichsregierung einen 
Oesetzentwurf vorgelegt, der leider nicht mehr zur Verabschie- 
dung kommen konnte, so daß die in diesem Entwurf ent- 
haltenen Aenderungen im Verwaltungswege ae Re wur- 
den. Ein neuer Gesetzentwurf wurde dann im Februar 1925 
Yürgelant der weitere Verbesserungen bringen sollte. Dieser 
Entwurf kam ebenfalls nicht zur Verabschie ung, und an seine 
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Stelle trat der jetzt vorliegende. Der Entwurf habe im Laufe 
der Beratungen im Unterausschuß und. im . Hauptausschuß 
noch erhebliche Verbesserungen erfahren. 


Aus der anschließenden Debatte sind insbesondere die 
Ausführungen des Abgeordneten Steinkopf hervorzuheben, 
der den Ausführungen des Finanzministers ein zweifellos 
sehr angebrachtes kritisches Mißtrauen . entgegenstellte. Von 
einer völligen Einstellung des Abbaues könne nicht gesprochen 
werden, solange noch, wie die Vorlage es wolle, der Artikel 
14, nach dem die verheiratete Beamtin nach wie vor auf die 
Straße gesetzt: werden kann, und der Artikel 18, der den 
Ländern das Recht zu weiterem Personalabbau gewährt, er- 
halten bleiben sollen. Von einer eingehenden Durchberatung 
im Ausschuß könne keine Rede sein; hinter den Kulissen 
habe man alles fertiggemacht, und die.Opposition sei dann 
einfach majorisiert . worden. 


Am 17. Juli konnte die zweite Lesung der Vorlage 
beendet werden. Die dritte Lesung ist auf Wunsch der 
Regierung von den Regierungsparteien. vertagt worden. Der 
Reichsfinanzminister soll gegen verschiedene Beschlüsse der 
zweiten Lesung äußerste Bedenken erhoben haben, insbeson- 
dere gegen die mit 180 gegen 179 Stimmen beschlossene 
Streichung des Art. 14 der P.A.V. 


Stellenausschreibungen durch Behörden. „Erfahrener Hoch- 
bautechniker mit umfangreichen Kenntnissen in Projektbe- 
arbeitung, Bauleitung und Abrechnung gesucht. Gehalt nach 
Gruppe VI des Tarifvertrages.“ 


Solche und ähnliche Anzeigen liest man jetzt häufiger 
in den Zeitungen. Es ist .das auch ein Beitrag zur Aus- 
höhlung des Tarifvertrages. Gebraucht wird ein 
erfahrener Techniker, aber man bietet einem solchen 
nur die Entlohnung des Anfängers, und baut darauf, daß die 
Angestellten im Augenblick infolge der schlechten Lage des 
Arbeitsmarktes im allgemeinen so niedergedrückt sind, - daß 
sie jede angebotene Stelle annehmen, auch wenn sie eine ganz 
andere Entlohnung und Eingruppierung fordern könnten. Der 
angestellte Techniker könnte ja freilich nach seinem Eintritt 
bei der Verwaltung von den Möglichkeiten des Tarifvertrages 
Gebrauch machen und eine entsprechende Bewertung im:Nach- 
prüfungsverfahren herbeiführen, aber mit dieser Möglichkeit 
wird anscheinend aus gleichem Grunde ebenfalls nicht ge 
rechnet. 

In der Hauptsache handelt es sich bei solchen Stellen- 
ausschreibungen in der Staatsverwaltung (auch Kommunal- 
verwaltungen leisten sich ähnliche SE um Hochbau- 
techniker und Vermessungstechniker. Von un- 
seren Mitgliedern müssen wir fordern, daß sie sich nicht 
anders als zu tarifmäßigen Bedingungen an- 
bieten. Gerade für Vermessungstechniker ist der 
Stellenmarkt zur Zeit vorzüglich. Es wird so viel ver- 
messungstechnisches Personal gesucht, daß der Bedarf kaum 
gedeckt werden kann, und kein Angestellter eine Stellung 
anzunehmen braucht, in der ihm nicht seinen Leistungen ent- 
sprechende Anstellungsbedingungen geboten werden. Aber 
auch im Hochbauwesen ist die Nachtrape nach tüchtigen 
Kräften so groß, daß für Kollegen, die etwas leisten, zur Zeit 
die Gefahr längerer Beschäftigungslosigkeit kaum besteht. 
Auch hier liegt aiso keine Notwehdigkeit vor, eine Stelle 
zu tarifwidrigen Bedingungen anzunehmen. Aus einer nicht 
mehr berechtigten Angst heraus haben noch in der letzten 
Zeit leider auch erfahrenere Kollegen Stellen angenommen, 
in denen sie nicht angemessen bewertet wurden. Wahrschein- 
lich haben diese Kollegen nicht bedacht, was sie damit an- 
richten. Es ist zu verstehen, wenn die einzelnen Dienststellen, 
denen von oben herab der Zwang zur Sparsamkeit auferlegt 
ist, auf alle Weise zu sparen versuchen, aber nicht zu ver- 
stehen ist es, daß sie wie andere Arbeitgeber damit zunächst 
beim Personal anfangen, indem sie Angestellte zu Bedingungen 
annehmen und beschäftigen, die nach den Vereinbarungen 
nicht zulässig sind. Jüngeren Kollegen ohne Familienanhang 
ist es natürlich leichter, den dadurch auf ihre Lebenshaltung 
ausgeübten Druck auszuhalten als älteren Kollegen, die eine 
Familie zu ernähren haben, und gerade letzteren wird durch 
unverantwortliches Verhalten jüngerer Kollegen die Erlangung 
einer geeigneten Anstellung oft unnötig erschwert. 


Wie schon gesagt, besteht Grund zu irgendwelcher Be- 
sorgnis auf längere age keit für Vermessungs- 
techniker und tüchtige Hochbautechniker gegenwärtig nicht. 
Wir fordern deshalb alle unsere Mitglieder nochmals nach- 
drücklichst auf, sich an keiner Stelle im Reichs, 
Staats- oder Kommunaldienst zu Bedingun- 

en anzubieten, die hinter denen zurück- 

leiben, die ihnen nach dem Tarifvertrage 
oderdenörtlichen Gepflogenheiten zustehen, 
da sie dadurch zur Aushöhlung des Tarifvertrages und zur Ver- 
schlechterung der Arbeitsbedingungen beitragen. 


Verwaltungsreform > 


iR a th 

Reichsministerium: für. Technik. Der Haushaltausschuß des | 
Reichstages hatte bereits im vergangenen Winter folgende eins | 
stimmige Entschließung gefaßt: a Ir 


„die Reichsregierung zu ersuchen, die Reichsbauverwaltung | 
zum Reichsverkehrsministerium überzuführen, ferner dem! 
Reichstag bis 30. September 1925 eine Denkschrift über die! 
weitere Umgestaltung des Reichsverkehrsministeriums unter 
besonderer Berücksichtigung des Gesichtspunktes vorzulegen, | 
möglichst viele technische Verwaltungen anderer Ministe= | 
rien dem Reichsverkehrsministerium als einem vorwiegend | 
technischen Ministerium anzugliedern‘“. sa 


Bereits bei den Verhandlungen im Plenum des Reichstages | 
zum Haushalt des Reichsverkehrsministeriums stand diese Ent- | 
schließung mit zur Debatte. Ir den damaligen Beratungen traf | 
besonders der demokratische Abgeordnete Dr.-Ing. Wieland | 
für die Bildung eines Reichsministeriums für Technik ein. | 
Erneut wurde die Frage jetzt erörtert bei der Beratung des 
Haushaltplanes für das Reichsfinanzministerium. Hierbei führte | 
der Abgeordnete Dr. Oberfohren (D.N.V.) folgendes aus: 


„Die starke Ausdehnung des Reichsfinanzministeriums | 
ist mit darauf zurückzuführen, daß große Teile abgebauter | 
Ministerien ihm angegliedert sind. Ich erwähne das Reichs- | 
schatzministerium und das Wiederaufbauministerium. Aus | 
dem Reichsschatzministerium stammt die Bauverwaltung, die | 

egenwärtig dem Reichsfinanzministerium angegliedert ist. | 
ist im Ausschuß eine Unterhaltung darüber geführt wor- | 
den, ob es zeitgemäß und zweckmäßig sei, diese Bauverwal- | 
tung abzutrennen, sie vielleicht zu einer selbständigen Reichs ! 
behörde zu machen oder sie dem Reichsverkehrsministerium | 
anzugliedern. Ich darf darauf verweisen, daß :90 Prozent | 
aller Bauten, die gegenwärtig und auch in den letzten Jahrem, | 
von Reichs wegen unternommen wurden, auf Veranlassung | 
der Reichsabgabenverwaltung, der Steuerverwaltung und der | 
Zollverwaltung unternommen worden sind. Aus diesem | 
Grunde wäre es wohl durchaus unzweckmäßig, etwa jetzk | 
eine organisatorische Veränderung vorzunehmen.“ 


Der Abgeordnete Dr. Cremer (Dt. V.) äußerte sich zu der Ans | 
gelegenheit dahin: 
„Auch der Gesichtspunkt, der in dem Antrag der De- 
mokratischen Partei, der heute vorliegt, zum Ausdruck ge=' 
bracht wird, eine Vereinigung der gesamten technischem | 
Betriebe des Reiches in der Hand eines einzigen Min- 
steriums, findet unser volles Verständnis, wenn wir freilic | 
es auch in diesem Augenblicke noch nicht für richtig halter, | 
ihn bereits mit solchem Eifer zu urgieren, wie es der Antragp'] 
zu bezwecken scheint.‘ + 


Aus dem Gang der bisherigen Debatte im Reichstag über | 
die Schaffung eines Reichsministeriums für Technik scheia# | 
soviel hervorzugehen, daß eine einheitliche Meinung zum | 
mindesten über die Dringlichkeit der Lösung dieser Aufgabe | 
ieider nicht zu bestehen scheint. Es wird noch weitere«! 
erheblicher Anstrengungen bedürfen, ehe dieses für eine ge= | 
sunde Fortentwicklung der Staatstechnik notwendige Zieh | 
erreicht ist. | 


i 


Beamtenrecht | 


Zum Personalabbau bei der Reichsbahiı. Der General- | 
direktor der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft hat jetzt zur | 
Milderung einiger bei Durchführung seines Erlasses über die 
Rücküberführung von Beamten in das Arbeiterverhältnis auf- 
getretenen Härten unter dem 4. Juli 1925 mit 50. 203. Nr. 436 
einen neuen Erlaß herausgegeben. Dieser Erlaß stellt u. a. 
eindeutig fest, daß. die Beamten, die in das Arbeiterverhältnis ' 
zurücküberführt werden,‘ hiergegen Einspruch erheben: 
und den Einspruchsausschuß nach der Personalorduung am 
rufen können. h 





Besoldungsfragen 


Zur Frage der Beamtenbesoldung. Am 19. Januar d. J. 
hatte die Regierung die Erklärung abgegeben, sich für 
eine auskömmliche Lebenshaltung der Beamtenschaft einsetzen 
zu wollen. Dieses Versprechen harrt auch heute noch der 
Erfüllung, ebenso wie die zahlreichen Anträge der Reichs- 
tagsparteien zum gleichen Gegenstand. Bisher hat die Reichs« ' 
regierung in zwei Denkschriften den Nachweis zu erbringen 
versucht, daß eine Besoldungserhöhung mit Rücksicht auf die‘ 
gespannte Wirtschaftslage sowie ihre Auswirkung auf die Pri- | 
vatwirtschaft zur Zeit untragbar sei. Neuerdings wird als 
weiteres Argument gegen eine Erhöhung seitens des Reichs- 
fihanzministeriums nach die Lage der Reichsfinan- 
zen angeführt. Seitens der Beamten- und Behördenangestell- 
tenorganisationen ist im Reichstag eine ausführliche Denke 
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schrift überreicht worden, in welcher „die, Beweisführung der 
keizten Denkschrift. des Reichsfinanzministeriums widerlegt 
wird. Insbesondere werden darin auch ‘die von’ der 'Reichs- 
Berierung für ihre” ablehnende Haltung "angeführten wirt- 
schäfts- und finanzpolitischen Gründe: eingehend kritisch b>- 
leuchtet. Die. Organisationen .haben sich damit nicht begmügt, 
sondern ‚haben. überdies am Freitag, den 10. Juli, eine. Be- 
sprechung mit.dem Reichskanzler Dr. Luther herbei- 
gsiührt. Außer dem Reichskanzler waren--bei der Besprechung 
noch. zugegen der. Reichsfinanzminister von Schtieben 
\ mit Ministerialdirektor Dr..Lotholz und Reg.-Rat Dr. M A 
wen,..außerdem der Reichsminister des Innern Schiele 
mit dem Staatssekretär Zweigert, Ministerialdirektor. Dr. 
Brecht und Ministerialrat Daniels. Die Organisations- 
vertreter trugen. die schwierige ‚wirtschaftliche Lage der--Be- 
‚amtenschaft eingehend vor. Die ablehnende Haltung. der 
Reziering gegenüber den von den Organisationsvertreiern be- 
|%önten : Notwendigkeiten wurde von Ministerialdirektor Dr. 
'Lotholz und dem, Reichsfinanzminister mit den in den 
Regierungsdenkschriften bereits enthaltenen. Auffassungen. be- 

fündet. Zusammenfassend führte der Reichskanzler am 
Schluß der etwa zweistündigen Aussprache aus, daß der ab- 
‚telinende Standpunkt der Regierung kein grundsätzlicher und 
dauernder sei. Gegenwärtig sei er nicht in der Lage, irgend- 
‚eine Teste oder bindende Zusage zu machen. Er sähe keine. Ga- 
rantie, irgendwelche Versprechungen halten zu können, und er 
müsse es daher ablehnen, Zusagen zu machen. 

Diese Entwicklung der Dinge ‘wird und muß der Be- 
amtenschaft zur Erkenntnis dienen, daß auch ihre Wirtschafts- 
lage von den herrschenden Wirtschaftsmächten maßgebend be- 
einilußt wird. : "4 

_ Inzwischen ist auch die wiederholt vertagte Verhandlung 
über die Besoldung im Unterausschuß des Haushaltsaus- 
schusses des Reichstages unter Teilnahme des Reichsfinanz- 
mirnisters zustande gekommen. Der Minister erörterte vor 
dem Ausschuß die Auffassung der Regierung zu der Frage 
einer Besoldungserhöhung. Der Unterausschuß beschloß, von 
‚einer Stellungnahme abzusehen und die Entscheidung dem 
Hauptausschuß zu überlassen. 


ı ‚Zur Frage der Aufrückungs- und Beförderungsmöglich- 
keiten der preußischen Beamten. Wie uns das Landes- 
sekretariat Preußen des A.D.B. mitteilt, ist als Drucksache 
Nr. 873 des Preußischen. Landtages vom 3. Juli 1925 ein 
Antrag .Grzesinski, Haas (Köln), Heilmann, Leid usw. 
folgenden Wortlauts eingegangen: 

755 „Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, 
sem Landtage eine Uebersicht über Aufrückungs- und Beförderungsmög- 








lichkeiten der Beamten getrennt nach Ressorts und nach Laufbahiren unter 


Angabe der verschiedenen Amtsbezeichnungen und Planstellen in den 
einzelnen Gruppen baldmöglichst vorzulegen.“ Er 
‘Erst aus der hier geforderten amtlichen Aeußerung der 
Preußischen Staatsregierung wird man erkennen können, wie 
stark durch die bisher ‘nicht vorgenommene Behördenorgani- 
sation und Personalordnung in Preußen die preußischen Be- 
amten gegenüber den Reichsbeamten benachteiligt werden. 


Behördentariffragen 


Ein wohlwollender Dienststellenvorsteher, Die Personal- 
politik in der Katasterverwaltung hat weit über ihre Grenzen 
hinaus besonderen Ruf. Neuzeitlicher Geist ist in die dunklen 
Amtsstuben vieler dieser Behörden noeh nicht gedrüngen. Eiirig 
ist man in den weitaus meisten Fällen bemüht, zu den An« 
trägen .des Personals, insbesondere der Katastertechniker, ‘auf 


Verbesserung ihrer Entlohnung ablelinende Gründe zu finden.: 


Da diese sich nicht immer. finden lassen, macht man nicht 
ohne Eriolg den Versuch, in Einreihungsstreitigkeiten nach- 
zuweisen, daß der Dienst der Katästertechniker vielfach ein 
einfacher, ja mechanischer sei, so daß unbeteiligte Kreise zu 
der Auffassung gelangen, daß es sich bezüglich der Bewer«- 
tungsarbeiten zur Grundsteuer usw. um normale einheitliche 
und einfache Büroarbeiten handelt, die mit katastertechnischen 
nichts zu tun haben. 

Eine besondere Note für die Bewertung der Katastertech- 
niker hat nun aber noch Katasterdirektor Beust vom 
Katasteramt Köpenick gefunden, der in überhebendem Ton in 
einer öffentlichen Sitzung des Nachprüfungsausschusses auf 
Grund seiner Erfahrungen feststellen zu müssen glaubte, daß 
die Angestellten qualitativ und quantitativ weniger leisten wie 
Beamte, weil sie das den Beamten innewohnende Pilichtge« 
fühl nicht besitzen! ! 

Die Katastertechniker werden gut tum, sich nur dann um 
freie Stellen im Katasteramt Köpenick zu bewerben, 
wenn sie überzeugt sind, daß sie quantitativ und qualitativ dem 
Anforderungen des Herrn Beust genügen. 


Anrechnung der Lehrlingszeit bei der Urlaubsfestlesung. 
Der preußische Finanzminister hat unter Lo. 735 am 30, Jun 
1925 nachstehenden Erlaß herausgegeben; 


„Zur Vermeidung von’ Zweifeln wird darauf hingewiesen, daß nılt 
Rücksicht darauf, daß die Regelung des Lehrverhältnisses ‘der Am 
gestelltenlehrlinge gleichfalls durch den -P.A.T, erfolgt ist, ais Dienst 
zeit im Sinne des $ 32 Ziff. 11 des P.A.T. vom 30. Juni 1924 auck 
die im Reichs- oder Staatsdienst zurückgelegte Angestelltenlehrzeit zu 
gelten hat.“ 








50 Aus dem Bunde 25 


| Vorstandsbekanntmachungen ? 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
\klamationen, Sind an den Bundesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her« 
mann Waschow, Uhlenhorst b. Köpenick, Ulmenstr. 17, zu richten. 

Beschwerdeausschuß. Beschwerden gegen die Entscheidungen des 

|Bundesvorstandes sind an den Obmann des vom Bundestage. neu ein- 

setzten Beschwerdeausschusses, Herrn Ingenieur Jakob ichler, 
ünchen, Jutastr. 7, zu richten. de 


Versammlungskalender 

Bonn. M. 1. VIII. 890, Rest. Jakob, Friedrichstraße 23. 

Eisenach. M. 5. VIII. 800. Karthäuser Hof, Karlsplatz. 

‚Greifswald. M. 5..VIlI. 800, Lokal Berger, Ecke Fisch- und Langefuhrstr. 
Neuruppin. M. 4. VIII. 800%, Rest. am See (Inh. H. Wölk). 
Roßwein. M.. 5. VIII. 80, Gasthof Gersdorf. * 

iegen 3. W. -M.: 4. VIII. 730, Wirtschaft Heiser, Bahnhofstr, 19. 
Veimar. M. 5. VIII. Hotel „Germania“, 

Wittenberge. M. 4. VII. Vereinslokal „Deutsches Haus”, 


F 
Bücherschau 


Alle uns zur ‚Besprechung in der . „Deutschen Techniker-Zeitung‘ 
Übersandien Sehriftwerke werden nach’ Verfasser,‘ Titel, Verlag und 
reis =" söweit angegeben‘ -— hier aufgeführt; Besprechung bleibt in 
ieden: Falle vorbehalten.‘ Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 
erfolgt: nicht.“ en ar A ERREGER Kara ' 
Baumeister, Albert:: Der.-deutsche' Arbeiter in der Internationale, Verlag:' 
Neue. «Gesellschaft, G.m.'b. H., Berlin-Hessenwinkel, 195, 
Berger,:.Dr.: Georg: Die. Rohstoffgrundlage der  Wirtschaftsgesundung, 
„Verlag; ‘Neue Gesellschaft, G.m.b.H., Berlin-Hessenwinkel, . 1923. 
Bölkche,. Wilhelm: Erwanderte deutsche. ‚Geslogie..Die Sächsische Schweiz. 
Verlag: J.. H. W. Dietz Nachfl,, Berlin, 195. :. .... 
yassa I" Das  Führerproblein innerhalb‘ der ‘Gewerkschaften. Verlag: 
Neue ‘Gesellschaft, G:m.b.H,, Berlin-Hessenwinkel; 1925. ° 





















Bad VI). Industrieverlag Späth :& Linde, Berlin. 


Catkalta, Hanns: Die Einkaufsabteilung. “(Lindes ‘Kaufmännische ‘Bücherei, 


Everlindg,;, Otto: Von deutscher Geistesarbeit und deutscher Wirtschaft. 
‚Schriften der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände E.V, 
Heft 12. Pressestelle der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
. verbände, Berlin. 

Foerster, Fr. W.: Jugendseele, Jugendbewegung, Jugendziel. Rotapfel- 
Verlag, Erlenbach, Zürich, München, Leipzig, as: 

Gottstein, Adolf: Das Heilwesen der Gegenwart, Gesundheitsiehre und 
Gesundheitspolitik. Verlag: Deutsche Buchgemeinschaft, G.m.b.H, 
Berlin, 1924. 

Gümbel, L., Dr.-Ing.: Reibung und Schmierung im Maschinenbau. MM 
37 Abbildungen. Verlag: M. Krayn, Berlin, 1925. 

Hanfland, Kurt, Ingenieur: Das Motorrad und seine Konstruktion. Unter 
Berücksichtigung des Fahrrad- und Seitenwagenbaues sowie der Son- 
derkonstruktionen. Zweite, gänzlich nmeubeärbeitete und vermehrte 
Auflage mit 698 Abbildungen und 18 Konstruktionstafeln. Verlag: 
M. Krayn, Berlin, 1925. ! 

Internationale Kulturliga: „Internationale Kulturliga.“ . Revue des inter- 
nationalen Lebens. — Organ der gleichnamigen Gesellschaft, Prag XII. 
Vinohrady, Siezska 17 39 — IV. i 

Internationales Arbeitsamt: Die Arbeitslosenversicherung.‘ Eine rechts« 
vergleichende Darstellung. Studien und Berichte, Reihe 10 C. Genf, 


Isaac, Dr. Alfred, Diplomkaufmann: Betriebswirtschaitliche Statistik, ' 
‚Industrieverlag Spaeth & Linde, Berlin, 1925, 

Janert: Die Kunst, geistig vorteilhaft zu arbeiten. 6. Aufl. Franckh’sche 
Verlagsbuchhandlung, Stuttgart. 

Kautsky, Karl: Die Internationale und Sowjetrußland. Verlag: J. H. W.. 
Dietz Nachf., Berlin. 

Keiser, Karl: Angewandte darstellende Geometrie, insbesondere für Ma- 
schinenbauer. Ein methodisches Lehrbuch für die Schule sowie zum 
Selbstunterricht. Mit 187 Abbildungen im Text. Verlag: Julius 
Springer, 1925. 

Kersten: Der Eisenbetonbau. Ein Leitfaden für Schule und Praxis. 
Teil I: Ausführung und Berechnung der Grundformen. Mit 308 Text- . 
abbildungen, 34 Zahlentafein und 27 Zahlenbeispielen, Verlag: 
Ernst u. Sohn, ji 

Langsdorf, W. v.: Das Leichtflugzeug für Sport und-Reise. Mit 195 Ab- 
Picimgen. Zweite, verm. Auflage, 1925,.. Verlag: H. Bechhold, Frauk- 
urt a..M. 


Lindström, Karl, Aktiengesellschaft, Berlin: Achtzehnter Geschäftsbericht 


für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1924. | 
Müller, Dr. Wiüh.: Dynamik 1, Dynamik des , Einzelkörpers, Mit 70 Pf 
guren. Verlag: Gruyter & Co. Berlin-Leipzig, 1925, 
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Er Nobel, Alphonsı Die Gewerkschaften (Die deutsche Wirtschaft und ihre Verbände und der Verbände der freien Berufe. In einem An- 
i ie 48 Führer, 2, Band). Flamberg Verlag, Gotha, 1025. hang werden die Arbeitsgemeinschaften und Unternehmer- und Arbeit 
Ri Reichsarbeitsverwaltung: Jahrbuch der Berufsverbände im Deutschen nellmerverbände behandelt sowie eine Uebersicht über die Arbeitnehmer- 
Reich. Ausgabe 1925. 30. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt. Ver- verbände der Welt uad ihre internationalen Spitzenorganisationen gegeben, 



































































lag: Reichsarbeitsblatt (R. Hobbing), Berin SW 61. Eine vorzügliche Ergänzung findet dieser Teil durch 15 graphische 
Schaubuch der deutschen Verkehrsaussiellung, München 1925: G. Hirtlis Darstellungen, aus denen der Aufbau und die Zusammensetzung dieser 

f Verlag, A,-G.. München, Verbände klar und übersichtlich zu entnehmen ist. 
{ Schilling, A.: Die Lehre vom Wirtschaften, Wesen und Zusammenhänge, Der zweite Teil bringt dann, wie auch in den früheren Aus- 


Mit 47 Abbildungen und 13 Tafeln. V.D.I. Veriag, G.m.b.H., Beriin. gaben des Jahrbuches, die einzelnen Verbände in tabellarischer 
Störmer, Karl; Aus den Tiefen des Weltenraums bis ins Innere der Uebersicht, woraus Name, Auschrift, Telephonnummer, Verbandszeitschrift, 
Atome. Mit 65 Abbildungen. Deutsche Ausgabe von. J. Weber. Zahl der Mitglieder, Vermögensstand usw. zu ersehen sind. Die Zahl der 
Verlag: F. A. Brockhaus, Leipzig 1935, aufgenommenen Reichsverbände hat sich gegenüber der letzten Aus- 
Verband der deutschen Buchdrucker: Bericht über das Jahr 1924 nebst gabe von 1924 auf 1611, die der Bezirksverbände von 121 auf 371 ge- 
einem Anhang: Berichte der Gauvereine, der Zentralkommissionen steigert. Auch aus diesen Zahlen ist die außerordentliche Bedeutung 
und des Bildungsverbandes der deutschen Buchdrucker sowie Be- der vorliegenden Ausgabe zu ersehen, die für alle sozialpolitisch und 
kanntmachungen. Gedruckt in der Buchdruckerwerkstätte,G.m.b.H, arbeitsrechtlich interessierten Stellen und Personen, aber auch darüber 


Leipzig, Königstr. 5. = hinaus für alle Kreise wegen des umfangreichen Adressenmaterials unent- 
Walcher, Takob: Ford oder Marx? Die praktische Lösung der sozialen behrlich sein dürfte. 
Frage. Neuer deutscher Verlag, Berlin W 8. Wir können unseren Ortsverwaltungen die Anschaffung des 


Welland, Otto: Erfolgreiche Verkaufsbriefe. Neue Wege erfolgreicher Jahrbuches für ihre Büchereien nur auf das wärmste empfehlen. 
a ng N gen en ee Schaubuch der Deutschen Verkehrsausstellung. G. Hirths Verlag, 
kunst.‘ Kalsersiaitern; x 8 A.-G, München, Preis 3 Mark. 


Ar ; 3 R ® Als Markstein der Bedeutung des Verkehrswesens, liegt eine Nei- 
Ber nn N Fee and Verla erscheinung vor, welche mit ihrem wertvollen, technisch-wirtschaftlichen, 


gesellschaft, "Hamburg. andernteils unterhaltend popuiärem Inhalte in ans ender Aufmachung, 
4 Züge, Kurt: Gewinnquotenbemessung und Gemeinschaftsgewinne bei Ak NOrERESER rain Nano rk ah ai er en kann. | 
Aler Interessengemeinschaften. Betriebs- und. finanzwirtschaftliche For wart "alle Fr ne nn Tv K hr Me: ur Chlich 4 es fch d 
schungen. Herausgegeben von F. Schmidt, II. Serie, Heft 19. em Ei in a hd N u EP 
ii. IBRLSIEETENaE Beach * Eade DEeEn. ; Ä ; az der Fülle des Gebotenen sei auf einzelnes hingewiesen, so auf! 
Ei Alle bier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind ZU die Behandlung. der Frage von der Bedeutung Bayerns für das deutsche 
Bet beziehen durch den Industriebeam ten-Verlag G. m. b. H, Verkehrswesen, auf die Verwirklichung des Rundiunkgedankens, auf die 
I) Scilingen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Ber me zul uns pevignen Verkehr uud Volksernährung und auf Zwecke 
; [= * ii o 2 7 »Y.A, \ 
rechnung von Porto und Verpackung. 8 Der Inhalt gliedert sich analog der Gruppeneinteilung der Verkehrs- 
ausstellung in die Abteilungen für Land-, Wasser- und Luftverkehr, alie| 
Technik. au Verkehrswesen ee Gebiete schließen sich an. A 
R 5 : Ä sörterung findet die Anlage der Bahnhöfe und ein alter Praktiker 
; Ve ar ra Dep Orr nenn re Gore erzählt Neues aus der Entwicklungsgeschichte der Eisenbahnen. Es folgen 
E% Studienrat M. Bazali. Nach dem Tode des Verfassers neu bearbeitet Pesprechungen des Straßenbaues; Automobilstraßen, Alpenstraßen werden 
H und Herausg: else von Re jeruingsbaumeister Ludwig Baumeister von Reliefzeichnungen geschmückt. Die Auswirkung des Versailler Ver- 
Seiten mit 102 Abbilden en. 2, Auflage. 1935. Willy Geißler, tages auf die Seeschifiahrt kommt zur Sprache, von fachkundiger Seite 
weh 10 me Be AR; : y *  witd das Allerneueste über Schiftbau klargelegt, Geleiselose Fahrzeuge, 
os > Werk Y RE ter Aufl ! Es zeichni Lastwagen, Motorrad, Sport und Luftverkehr finden eingehende Be-| 
An 3 PN in u rear 1 wi I gas die esriale A ° zn na handlung mit erläuternden, bildlichen Dasaielgen der Kinderjahre dieser 
u un a untere: Slehen ’Gehietes. des Eish nbetonbares Ci Industrie, Interessante Einblicke geben die Ausführungen über Funk- 
14 ne un we gif Feat Eye x si a et Be; wesen im Luftverkehr sowie über das deutsche Fernkabelnetz, ebenso die 
j &en kann ale ae an ara ak uhr a die Nas Hinweise auf die Schönheiten Bayerus und auf die Entwicklung Mün- 
Rz ® > ’ 











EI 


Dr bearbeitung zu Ende zu führen, da er vor etwa Jahresirist unerwartet Ba re a 
E aus dem Leben abberufen wurde. Der Verlag hatte jedoch eine glückliche tungen und ein von yöll 8 verein Gesichts unkt SE ehender Führer 
R\ Hand, als er Ludwig Baumeister für die Durehsicht und Ergänzung des ER die Schönheiten Münchens vor Au Eh eführt die als kostbare 
N Bazalischen Manuskriptes gewann. Baumeister hat sich absichtlich darauf Bereicherung des "Buähes anzusprechen er und allein schon zur An- 
beschränkt, die Zählenbeispiele um einige Berechnungen unter Berücksichti- schaffung reizen. Der äußerst niedrig bemessene Preis wird dazu bei- 
ne er ie Sei an SERIE TED Santo et BR Ne tragen, viele Liebhaber für das Werk unter den Besuchern der. D.V.A. 
ua uge im Eise au neu zu bearbeiten, im übrigen aber das so : 5 : : DE 
ie bewährte nnd ‚brauchbare Bazallsche, Wark Bestehen zu Tassen, ; So. bediil El ze allen am deutschen Verkehrswesen interessierten Kreisen zu 
he denn auch die Berg keiner besonderen Empfehlung, da sie sich ae Y x i „Be 
Be durch die Gediegenheit ihres Inhalts von selbst empfiehlt. ‚ Mlustrierte Reichsbannerzeitung. Verlag J. H. W. Dietz, Berlin, 
Be : i x Die Nr. 28 bringt wieder ein reiches, interessantes Bildermaterial und 
Bir €. Kahleı Die Maschinenelementein Frage und Aut. Aufsätze aus verschiedensten Wissenspebieten, eine gut illustrierte Abs 
ı m wort. Heft 15. Zylinder der Kraftmaschinen. Verlag E. S. Mittler & handlung über den Krieg. in ae eiheh Kuher über’ Relirioi 
IK: Sohn, Berlin. Preis 2,50 Mark. Bildun Tland Schule a Artikel „Paneuropa“, eine reich illustrierte, 
1 503 Das reichhaltige Heft behandelt die Konstruktion und Berechuung kulturtistorische Abhandlung „Der deutsche Roland" und einen Aufsatz 
JEs der Zylinder von Dampfmaschinen und Verbrennungskraftmaschinen über Rettung aus Seenot, mit vielen Bildbeiraben. Drei satirsche Ge 
in an der Hand zahlreicher Abbildungen und Rechenbeispieie. Der Ver- schichten sl auch den Humor auf RE Rechnung kommen. Die 
| fasser ist in seiner Auffassung, es dem Schüler bequem zu machen, Illustrierte Reichsbannerzeitung“ ist das Blatt aller Re ublikaner und 
konsequent. Entspricht sie auch nicht der Methodik der Arbeitsschule, kostet pro Numiter..20 Pf 5 D 
2 so dürfte sie umsomehr den Wünschen derjenigen Schüler entsprer P 3 B» 2 2: : 
u 40 chen, die ohne eigene Anstrengung möglichst rasch ihre Zeichnungen Joseph Roth: „April“ Berlin 1925. Verlag J. H. W. Dietz Nachf, 
ei beenden wollen. die Arbeit für sie bestimmt ist, bedarf es keiner Ich-Form. Launiger Spott, der auch das Ich nicht verschont. Amüsante 
2 1 8 ; N Kleinstadtfiguren, lustig, greifbar lebendig, mit wenig Aufwand gezeichnet. 
weiteren Empfehlung. Dipl.-Ing. Fr. 2? ER 
we Dr. W, Mülter: Dynamik, Sammlung Göschen. Verlag Walter 5 en N Ve BA er Br ke neh a 
im de Üruyter & Co, Berlin u. Leipzig. Preis 1,25 Mark. urchbrechende Note verschleiern: wie eben seelisch Schamhafte lachen, 


i U Ä : I i : B : icht zu weinen 

wer Die Arbeit behandelt die Dynamik des Einzelkörpers in drei Ab- en are ie 5 ; - i 

| BENnIRSeN, HERREN. des ja: Bewegung DEE eeIpn a ‚eehlige nal er ee a ge 
und vollständige Bewegung ‘des starren Körpers. Die Fülle des Stoffes ; 7 

auf dem beschränkten Raum eines Oöschenbandes war nur möglich Be 
durch die Anwendung der Vaktorenrechnung. Wer sie beherrscht, wird 
durch die zusammenfassende Behandlung des Stoffes in dieser Arbeit 
bereichert. REF 
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Sterbetafe!. 


Verschiedenes. 


Jahrbuch der Berufsverbände im Deutschen Reiche. Herausgegeben 
Rei der Reichsarbeitsverwaltang. Ausgabe 1925. 30. Sonderheft zum 











Es starben: 


Fritz Neidhard (248118), Charlotten- H. Fr. Brauer (T. 69434), Hamburg 
burg Friedrich Haller (48583), Meuselwitz 
Alwin Müller (132447), Aschersleben O. Barthel (2057 Berlin 









ichsarbeitsblatt. Verlag des Reichsarbeitsblaties (Reimar Hobbing), 
lin SW 61. 190 Seiten Oroßfolioformat und 15 graphische Schau- 
bilder. Preis 10 Mark. 



























R . Aoolf Ciaren (85348), Hamburg B. Lange (27 rlia 
Nach ehe ng er Pause gibt die Reichsarbeitsverwaltung die sehr- Franz Honecker (194120), Heiligen- M, Prazki (109875), Berlin 
clıst erwartete Neuausgabe dieses bewährten Jahrbuches heraus. Die wald 5 .  P.Leppin (107571), Berlin 
# dcr Veröffentlichung des letzten Jahrbuches der Berufsverbände im unIy S lsier 52 960), TLOcluEn Bine DE a ee 
Deutschen. Belkke fer pertbte 2 eine ‚der bedektsiensten in valaraehe mann (186070), a ne (241365), Ludwigs- 
? Entwicklun rbeitgeber-, in ondere au er Arbeitnehmer- 5 & . 
verbinde. In dinge Zeit, die den Glpieipunket der Inflailon sowie Statäl- hg A N 3 Pa nl ag er ie 






reer 
Guldo Teupel (182741), Leipzig Lambert Düpont (T: 98771), 
Jacob Dilnnwald (180585), Dessau Düsseldorf 

Max ner (184648), Breslau Joh. Krättin Er ‚ Scholven: 
Otto Stheftel (33870), Jona Carl Berndt (100831), Langendreer 


Ehre ihrem 


sation und ihre Krisen umfaßt, fällt sowohl der Höhepunkt der Gewerk- 
schaftsbewegung überhaupt, als auch der bedeutsame Rückgang der Ar- 
beitnelimerverbände. Diese Tatsache allein charakterisiert die außer- 
ordentliche Bedeutung des amtlich hier zusammengestellten Materials. 
‚,. Das Buch Me in seinem ersten Teil eine textliche Darstellung 
der osganisatı en Entwicklung dee Unternehmerverbände, 
der Arbeitnehmer- (Arbeiter, Angestellten- Beamten.) 
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Lesezimmer im Erholungsheim. 


| Prismrtes aniqanisces Büchrangbol, 


Technische Bücher: 


Andree, Die Statik des Eisenbaues (1917). Geb. 10 M. 

Bau und Einrichtung der Eisenbahnwagen. Geb. 2 M. 

Bauschlicher, Die Kugeliagerungen, ihre Konstruktion und ihre An- 
wendung für den Motorwagen- und Maschinenbau. Bro- 
schiert 2 M. 

Bethmann, Die Hebezeuge, 2. Auflage. Geb. 10 M., 

"Bezold, Die Entstehung und Ausbildung der gotischen Baukunst 
in Frankreich. (1891). 2 M. 

Büsing, Die Städtereinigung (Der städtische Tiefbau, Bd. 1). 
In Halbleder gebunden 12,50 M. 

Büttgen, Monogrammbuch für Wagenbauer usw., 30 Tafeln. 1 M. 

Bein ee für Schriftmaler und Zeichner. 18 Tafeln, 


De pr Steuerungen der Dampfmaschinen, 2. Auflage. 

eb. ; 

Düsing, Einführung in die Mathematik und "Mechanik. 1 M. 

Eckardt-Volk, I. Dampfmaschinen und Gebläsekoiben. — II. Gas- 
maschinen und Pumpenkolben. Kart. 2 M. 

Exter, Das deutsche bürgerliche Einfamilienhaus. 6 Mappen mit 
130 Tafeln für Häuser von 3 Zimmern und Küche bis 6 Zimmer, 
Diek, Küche und Kammer. 15 M. 

Frey, Die. Zylinder ortsfester Dampfmaschinen. ‚Kart. 1,755 M. 

Glafey, Rohstoffe der Textilindustrie. Geb. 1 M. 

Grimshaw, Werkstatt-Betrieb und Organisation. 3. Auflage. Ge- 
bunden 9 M. 

Glinther, Das Radiobuch. Geb. 4 M, 

— Radiotechnik. Geb. 0,755 M. 
E= Wellenteiegraphie. Geb.. 1 M. 

Haeder, Konstruieren und Rechnen, II. Bd., 8. Auflage. 8 M. 

—  Kalkulieren der Maschinenteile. 3. Auflage, 1. Bd. 7 M. 

— _ Dampfmasehinen und Dampfturbinen, Bd. I: Berechnen und 
Entwerfen. 10. Auflage. 5 M, 

— Bd. II: Zeichnungen und Bilder. 3 M. 

= Bd. I: Steuerungen. 1. und 2. Teil. 450 M. 

Handbuch der Baukunde, Abt. III. Heft I, 1. und 2. Teil, 2 Bd. 
Geb. 3 M 


Handbuch der Baukunde, Abt. HI. Heft 2, Der Wasserbau. Ge- 
bunden 1,50 M. 

Handbuch der Baukunde, Abt. Ill, Heft 3, Städt. Straßenwesen u. 
Städtereinigung. Geb, 2 M. 

Handbuch der Baukunde, Abt. III, Heft 4, Erdarbeiten, Straßenbau 
und Brückenbau. Geb. 2 M. 

Handbuch des Bauingenieurs, I. Bd., Der Wasserbau, Teil 1 und 2. 
2 Bände, Geb. 3 M. 

Heim, Die Einrichtung elektrischer Beleuchtungsanlagen für Gleich- 
strombetrieb. Mit 300 Abbildungen (1892). Geb. 3 M. 

Herzog, Der Eisen- und Metalldreher. Kart. 1 M. 

Herzog-Feldmann, Verteilung des Lichtes und der Lampen. Ge- 
bunden 1,50 M. 

Hittenkofer, Der Fassadenbau, 1. Teil, Hausteinbau. Geb. 4 M, 

Holzt, Die Schule des Elektrötechnikers, 2.Bd. 5 M. 

Hoppe, Projektierung und Betrieb von elektrischen Beleuchtungs- 
und Kraftüberträgungsanlagen. Geb. 15 M. 








| 





Bis Mitte September d.J. 


sind bereits sämtliche Zimmer im Erholungsheim 
‚vergeben. Die Kollegen, die noch die Absicht haben, 
ihren Urlaub im Heim im September zu verleben, 
werden dringend gebeten, sich unverzüglich an- 
zumelden, 


Nicht nur im Sommer, sondern auch im Herbst 
zur Zeit der Obstreife und im Winter im Zeichen 
des Wintersports ist der Aufenthalt im 


Erholungsheim 


in Sondershausen in Thüringen 


sehr zu empfehlen, daLage und Umgebung. desHeims 
auch in dieser Zeit für eine gute Erholung bürgen. 


Anmeldungen sind an die Verwaltung des 
Erholungsheimes in Berlin, Werftstr. 7 zu richten. 


Prospekte stehen kostenfrei zur Verfügung. 


Hoppe, Berechnung des Leitungsnetzes für die Licht- und Kraft- 
anschlüsse. Geb. 4 M. 

Kurrein, Meßtechnik. Brosch. 050 M. 

Laudien, Elektrotechnik (1908). Geb. 3 M. 

Ledebur, Das Roheisen. Geh. 0,75 M. 

Lewändowsky, Der Stabpiseebau, Leitfaden zeitgemäßer, wirtschaft 
licher Bauweise. 1 M. 

Lots, Einrichtung von Fabriken. Geb. 2 M. 

Dr. Lueger, Die Wasserversorgung der Städte (Der städt. Tiefbau, 
Bd.2). Halbleder geb. 1250 M 

Dr. Luhmann, Kakao und Schokolade. 1 M, 

Mayer, Heizungs- und Lüftungsanlagen: Geb. 450 M. 

Meisel, Lehrbuch der Perspektive. Geb. 5 M. 

Neumeister und MHäberle, Deutsche Konkwrenzen (Rathäuser, 
20 Be 5 M. 

Riedl, Die ärmewirtschaft des Hausbrandes. 1 M. 

Rühlmann, Grundzüge der Wechselstromtechnik (1897), 3 M. 

Schlippe, Der Dampfkesselbetrieb. Geb. 250 M. 

Schmaltz, Die Methoden des Ordnens und ihre Anwendung auf 
technische Zwecke. 0,75 M. 

Schmidt-Ulm, Gleichstrom-Dynamomaschinen. Geb. 3 M. 

Schulz, Die elektrischen Maschinen, Bd. 1 u.2. 1 M. geb. 250 M. 

— Krankheiten elektrischer Maschinen. Geb. 1 ; 

Stade, Die Perspektive (Schule d. Bautechnikers, Bd. 11). Ge- 
bunden 3 M. 

Strell, Abwasser-Kläranlagen. 1 M. 

Stier, Die Schleifmittel, das Schleifen und Polieren. 1 M. 

Vater, Die Dampfmaschinen. Geb. 1 M. 

Vogler, Grundlehren der Kulturtechnik, 1. u. 2. Bd. Ganz- 
leinen, 20 M. 

Weickert, Prüfung elektrischer Maschinen und Transformatoren. 
150 M. 

Wilkens, Handbuch der Elektrotechnik Bd.7. Elektr, Zentralen. 5M. 


Vorstehend aufgeführte Bücher sind teilweise nur in einem Exemplar vorrätig. 
Bestellungen werden nach -der Reihe ihres Eingangs ausgeführt Es empfiehlt sich 
daher, das Gewünschte sofort zu bestellen. Bücherlieferungen über 2,— M. erfolgen 
ohne Portoberechnung. Teilzahlung gestattet. 


Berlin NW3O, Werftstr. 7. 


Postscheckkonto Berlin 155350. 
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Erfahrener 


Tiefbnu- -Ingenieure E 


zur Leitung des Zimmersl- 
(Erd-. Fels-, Beton-, Wasser- u. Stollenbau.) reg: | 
Für unsere Klslatiansnbieteinn worden mehrere Herren erfolgen nk schriftliche. 
für selbständige Arbeit gesucht. Desgleichen für unsere Bewerbungen mit Zeugnis 
Entwurfsabteilung Herrea, die in der Lage sind, nach een Lebensläuf an 
Angaben selbständig zu arbeiten, ven mit Zeugnis- 
abschr., Lichtbild u. Gehaltsansprüchen an 


Bauhütte „Teutoburg“ 
Rheinische Hoch- u. Tiefbau-Aktiengesellschaft 


Bi ielafe a Stadthel '%o. 
I fr t 
Mannheim, Augusta- ame 32. Biol 1 oix 


Kataster- oder 


ö eht sofort oder später 
Wir suchen a mal 
zu möglichst. sofortigem Eintritt 
3 'eines unserer Konstruktions- 


büros einige - 


Techniker 


die eine abgeschlossene höhere 
Maschinenbau -Schulbildung so- 
wie eine 2—3jährige Kon- 
struktionspraxis in größeren 
Maschinenfabriken nachweisen 
können. - - = - 


- e - - 


Ausführliche Bewerbungen mit 
Zaun -Abschriften sind zu 
richten an die - 


Badische Anllin- und Soda- ak, 
Ludwigshafen a. Rh, 


Maschinentschnische Abteilung. 


geschmackvoller 


Bücherschrank. 





| 1 ,DT.Z“ 
Vermessungstechniker 

hauptsächlich für Ausarbeitung von Siedlungsplänen (Be- 

bauungspläne) und Neuaufstellung des städuischen Lager- 


Wünsche :auf Anrechnung von Dienstjahren sind im 
Gesuch geltend zu machen. 
Die Anstellung erfolgt auf Privatdienstvertrag. 
Bewerbungen sind unter Beifügung von Lebenslauf und 
beglaubigten Zeugnisabschriften mit Angabe des frühesten 
Antrittstermins bis 10. August da. Ja. einzureichen. 
Heide, den 17. Juli 1925. 
Der Magistrat. ILV.: Schmidt. 


Erfahrenen . 


Hochbautechniker 


fekt im Zeichnen und Veranschlagen, für sofort gesucht. |zi 
Geh halt nach Vereinbarung. Gefl. Angebote mit Lebenslauf 
and Zeugnisabschriften an 





Ziehung19.u.20. Audit 


Wohlfuhrts- 
Geid-Lotterle 


für die Kriegsblinden 


4918 Gewinne 
bar ohue Abzug = Mark 


120000 
60000! 
40000 
20000 


EEE a 21.383,30 


H. wolit 
Baugeschäft und Dampfsägewerk 
Lychen- -Um. 


Hochbautechniker (Architekt) 


mit praktischen Kenntnissen, künstlerisch befähigt und 

wandter Zeichner, mit Erfahrungen im Eisenbetonbau 
für Eotwurfsbearbeitung und Bauausführung, zum sofortigen 
Dieastantritt. 

Besoldung nach Reichsangestelltentarif. 

Angebote mit: Lebenslauf, Zeugnisabschriften 
Handskizren umgehend an 


und 


Reichsbauamt Stettin, 
Lindenstr. 30II. 


Hauptgew. ev. 


PChriItSCHaDISRER Porto u Liste 35 Pfg. extra 
Bahr's Normograph empf. u. vers. auch unt Nachn. 
h Se P, Kite ur a Emil Stiller t'% aus 
om NOrMmenausst om on. 
Pr Dach RR RTEE Hamburg, Hoizdamm 39 


Baldige Bestellg. erwünscht. 


Filler «Fiebig, Berlin S*2 EREE 





Werantwortl.: 


Hilfstechniker ! | 


„DEUTSCHE  TECHNIKER- ZEITUNG 1925 


echnikör| Kugel-Käse 
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Nr. 30 
VRERITTERIELTISEN | 
Vorzüglicher Was - Frau Interest | 
Bowien- u. Tischwein, 
weiß u. rot, 90 Piz. pro Auf-- | 
rote Kugela & ja Pfd, F.ikar in kt. Weinsteuer, ab | 
2 Stük = 9 Pfund M. 8: Ai eh Te klärung 
Bahnkolli i & 12 und 24 Stück und Rat 
9 Ihe Nordmarkkäre „ 8.50 er | 
„ _ gelbe Nordmarkkäse A 
Pr Eoht: Boaderke o in Tr Re a mein hygien.-kosm. Pe | | 
„ dän. Edamer Fottkäse „ Rüdkporte-erbetau. 
9 „dän. Schweizerk. „ a Gegr. 1864. Preisliste. Hamburg 3 Fanta AL 
9 „hiess. Bauchspeck „ „ 0.8 
9 „hien. fett. Speck „11.25 


freibleibend ab gi Maske 


B. KTOGMAnn, Luce naeeee 


Ältest.Versandgesch.a.Platze 


il adden | 


liefern wir unsern Lesern zur fortlaufenden 
Sammlung und zum sofortigen Einband 
der „Deutschen Techniker - -Zeitung“ aus- 
reichend für 26 Nummern, in dauerhafter, 
Leinenausführung, 
zum Preise von 


N. 1.95 je Stück. 


Unsere Sammelmappen sind patentamtlich 
geschützt und bilden eine Zierde für jeden 
Durch ihre Benutzung 
sparen Sie die Kosten und Mühen des 
besonderen Einbindens. 
ständig geordnet zurHand. Be- 
stellungen gegen Voreinsendung porto- 
frei oder gegen Nachnahme. 


6.m.b.H, Borlin NW4D Werttste.7. 


Postscheckkonto 15550 Berlin. 











Alleinige Anzeigen- und ‘Beilagen - Annahme 


R. MERKEL 


Pianos— Harmonlums-Sprechapparale 
haben Weltruf von der Weltfirma 
Max Horn, Zwickau, Spiegelstr.;23 
liefert nach 36 Weltstaaten. Besonders 
günstige Zahlungsbedingungen. 
Katalog'’62 umsonst. 
Angeben, was für ein Instrument | 
gewünscht wird. Harmoniums 
mit eingebauten Spielapparaten, wo 
jodermann sofort ohne Notenkennt- | 
nie 4-stimmig splelen kann, schon 
von M. 265,— an. 


Tellzahlung! Katalog frei 


Photographische 
Apparate 
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Einige zeitgemäße Grundfragen der 
Sozialpolitik 
Von den Aufgaben der Sozialpolitik. 


Man sollte annehmen, daß nach einer fast neunzigjäh- 
rigen Betätigung der Sozialpolitik in Deutschland man sich 
Ber über die Antwort auf eine so primitive Frage, 

ie nach den Aufgaben der Sozialpolitik, einig wäre. Tat- 
sächlich ist kaum eine größere Verwirrung. vorzustellen, als 
sie bei denen. herrscht, die sich ‚wissenschaftlich‘ mit den 
Problemen ihres Wesens, Sinns und ihrer Aufgaben aus- 
einandergesetzt haben. Darüber kann allerdings nur der er- 
staunt sein, der sich einbildet, die Versuche zur Lösung dieser 
sozialpolitischen Grundprobleme seien Ergebnisse eines im 
luftleeren Raume schwebenden Geistes, der, ausgerüstet mit 
nichts anderem .als den blitzenden Waffen der Logik, in stolzer 
Verachtung der Welt und ihrer sozialen Grundlagen aus eige- 
ner Gesetzmäßigkeit Entscheidungen fällt. „Leider“ zwingt 
aber gerade die Beschäftigung mit der Sozialpolitik — sowohl 
mit der. theoretischen wie der praktischen — dazu, ganz ein- 
deitig. zu den entscheidenden Fragen der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung Stellung zu nehmen. Nun krankt die 
offizielle Wissenschaft in Deutschland daran, daß sie sich um 
Entscheidungen so kitzlicher Natur gern drückt. Das erstaun- 
liche Gerede, das man in den bekanntesten Lehrbüchern 
der Sozialpolitik an den Stellen findet, die angeblich von den 
Aufgaben der Sozialpolitik handeln, ist nichts anderes als das 
Resultat solcher Unentschiedenheit. 

Die kapitalistische Wirtschaftsordnung basiert auf zwei 
Grund-Tatsachen: Auf dem Privateigentum an den Produk- 


tionsmitteln, die sich in den Händen der Arbeitgeberklasse. 


befinden, und der „Freiheit‘‘ des Arbeitnehmers. Diese „Frei- 
heit‘ hat zwiefachen Sinn; einmal — im Unterschied zu früheren 
Wirtschaftsfiormen — einen rechtlichen: Der Arbeitnehmer ist 
nicht Sklave oder Höriger, er ist juristisch „frei“, sodann aber 
einen wirtschaftlichen: Er ist frei von jedem Besitz, er nennt 
nichts sein eigen, außer einem sehr kostbaren Gut, der :Arbeits- 
kraft. Aus dieser gegensätzlichen Stellung von Arbeitgeber- 
klasse und Arbeitnehmerklasse ergibt sich das völlige Ausein- 
andergehen der Interessen, der Kampf dieser Interessen gegen- 
einander, der Klassenkampf; daraus folgt aber auch — was in 
unserem Zusammenhang besonders wichtig ist — die ungeheure 
wirtschaftliche Ueberlegenheit der Arbeitgeberklasse. Der Ar- 
beitnehmer kann nur solange und soweit existieren, wie er seine 
Arbeitskraft verwerten kann; ob und zu welchen Bedingungen 
er. aber Arbeit findet, ist nicht von ihm abhängig, sondern — 
solange ein Eingriff von außen nicht erfolgt — ausschließlich 
vom Besitzer der Produktionsmittel, den Arbeitgeber. Die sich 
daraus ergebende gewaltige Machtüberlegenheit des Arbeit- 

ebers wird noch verstärkt durch die ständige Gefahr einer 
Beschädigung oder Vernichtung der Arbeitskrait durch Krank- 
heit, Unfall, Invalidität, Alter. Der unfallbeschädigte oder alt 
gewordene Arbeitnehmer gehört:ebenso wie der Arbeitslose zu 
denen, mit denen der Arbeitgeber freiwillig nicht rechnet, 
nicht zu rechnen braucht, die ihn nicht interessieren und nicht 


& interessieren dürfen, da er ja nur für vollkommen intakte Ar- 
| beitskräfte Verwendung hat. & 


Aus dieser Erkenntnis der elementaren Tatsachen der 


| „heutigen Wirtschaftsordnung, der gewaltigen Machtüberlegen- 


heit der Arbeitgeber, die, wenn ungehindert, zu schärfster. Aus- 
beutung führen muß und geführt hat, und der Schutzlosigkeit 
des Arbeitnelimers für den Fall der Beschädigung. oder: Ver- 


- nichtung seiner Arbeitskraft resultiert unsere Auffassung von 


Sozialpolitik. Wir fordern Sozialpolitik als den 
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staatlichen Eingriff in die kapitalistische 
Wirtschaft zur Stärkung der wirtschaftlich 
schwachen Stellung des Arbeitnehmers wäh- 
rend der Arbeit (z.B. Maximalarbeitstag) und zum 
Schutz des arbeitsbehinderten Arbeitneh- 
mers in und außerhalb der Arbeit (z. B. Sozial- 
versicherung, Arbeitslosenversicherung;). 

Und nun vergleiche man gegenüber dieser ebenso ein- 
fachen wie klaren Formulierung die Redensarten der offizi- 
ellen Sozialpolitik. Nur ein Beispiel: Prof. Heydes bekann- 


ter „Abriß der Sozialpolitik‘ beginnt mit folgendem klassi- : 
schen Satz: „Sozialpolitik ist der Komplex der planmäßigen - 


Bestrebungen und Maßnahmen, die primär den Zweck ver- 
folgen, das Verhältnis der Klassen und Stände zueinander und 
zu den Staatsgewalten nach Maßgabe von Wert- (insbe- 
sondere oft Gerechtigkeits-) Vorstellungen zu beeinflussen.‘ 

Man braucht nicht mehr zu wissen, um die Ziellosigkeit 
dieser Art Sozialpolitik zu verstehen. 


Sind diese Betrachtungen „zeitgemäß“? Wir glauben es 


allerdings. Wir brauchen nur an die Diskussion im Reichs- 
wirtschaftsrat über die Arbeitszeit der Schwerstarbeiter zu erin- 
nern, um verständlich zu machen, welch eminent praktische Be- 
deutung eine theoretisch klare Erfassung des Wesens der Sozial- 
politik hat. Dort waren es die Vertreter der freien Gewerk- 
schaften, die mit aller Energie die sofortige Durchführung 
der dreigeteilten Schicht forderten, während es dem Professor 
Heyde, für den Sozialpolitik „eine Kategorie der Kultur- 
politik“ ist, vorbehalten blieb, für die Beibehaltung der un- 
menschlichen und allerdings auch kulturwidrigen Zwölt- 
stundenschicht bis zum 1. Januar 1926 zu plädieren! 


Fürsorge oder Versicherung. 


- Die Diskussion üb-r die zukünftige Arbeitslosenversiche- 
rung hat erneut die Frage: Fürsorge oder Versicherung, in 
den Vordergrund gerückt. Dabei hat sich mit erschreckender 
Deutlichkeit. herausgestellt, daß die Befürworter der einen 
oder der anderen Art der Sozialversorgung aneinander vorbei 
Bafen, weil jeder unter „Fürsorge‘‘ etwas anderes verstand. 
Es dürfte also hohe Zeit sein, die hier entstandenen Mißver- 
ständnisse aus dem Wege zu räumen. . 

Es ist nicht weiter verwunderlich, daß in Deutschland 
gerade auf dem Gebiete des Arbeitslosenschutzes der Begriff 
„Fürsorge“ recht unbeliebt ist. Die immer noch so genannte 
Erwerbslosen-Fürsorge-Verordnung ist tatsächlich ein Hohn 
auf einen wirksamen Schutz der Erwerbslosen. Auch. die 














Bis zum 3. August (letzter Tag) 


müssen die Ortsverwaltungen bzw. Geschäftsstellen die 
Fragebogen über die 


Erhebung der Stellenlosigkeit der 
Angestellten 


mit dem Meldeschein (Muster 2) bzw. Formular A (siehe 
Rundschreiben Nr. 18 und das dazugehörige Merkblatt) 
der Hauptverwaltung, Abt. Stellennachweis, einsenden. 
Sind in einer Ortsverwaltung keine stellenlosen Kollegen 
gezählt, so ist der Meldeschein mit dem Vermerk „Fehl- 
anzeige“ zu versehen und dann einzusenden. 
Es wird erwartet, daß jede Ortsverwaltung Meldung 
erstattet. 
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andere deutsche sogenannte „Fürsorgepraxis‘‘ (Reichsversor- 
ungsgesetz usw.) ist schlimm genug. Niemand kann das 
estreiten. Aber ist es nicht eine etwas kühne geistige Volte, 
wenn man diese schlechte deutsche Fürsorgepraxis mit „Für- 
sorge‘ überhaupt gleichsetzt? 

Was ist Sozialversicherung? Die Art der Sozialversor- 
ung, in der die Mittel durch Beiträge der Versicherten 
Chic evil. ihrer Arbeitgeber) aufgebracht werden. Was ist 
dem gegenüber Fürsorge? Nichts anderes als die Art der 
Sozialversorgung, in der der Staat die Mittel aus dem 
Steueraufkommen zur Verfügung stellt. Der konstituierende 
Unterschiedzwischen Fürsorge und Versiche- 
rung liegt also.einzig und allein auf dem Gebiet 
der Finanzierung. Daraus folgt, daß es ganz falsch 
ist, anzunehmen, ohne Bedürftigkeitsprüfung könne es keine 
Fürsorge geben. Das ist zur Zeit in Deutschland so (übrigens: 
nicht nur bei der Fürsorge, sondern auch an gewissen Stellen 
der Sozialversicherung!), aber das ist schlechte, unsoziale, 
fiskalisch-orientierte Praxis und darf nicht auf das Schuld- 
konto der Fürsorge geschrieben werden. Ebenso abwegig 
ist es, zu behaupten, daß es in der Fürsorge keine Selbst- 
verwaltung geben kann. Das ist wohl die Ansicht des deut- 
schen Reichsarbeitsministeriums, das offenbar die Sozialver- 
sorgung für eine Aktiengesellschaft hält und daher glaubt, 
daß bei ihr grundsätzlich derjenige zu bestimmen hat, der 
das Geld gibt. Nach unserer Auffassung steht in jeder 
Art von Sozialversorgung, ob Versicherung oder 
Fürsorge, denjenigen die Verwaltung zu, auf 
die siesich erstreckt, und nicht den Zahlern, also bei 
der Fürsorge nicht dem Staate, sondern den zu Versorgenden, 


Der Unterschied zwischen Fürsorge und Versicherung ist 
also ein höchst materieller. Nichts ist abwegiger, als 
etwa die Versicherung als eine höhere Form der Sozial- 
versorgung darzustellen oder hier gar einen „weltanschau- 
lichen“ Unterschied zu konstruieren, als ob die Versicherung 
die „ethischere“ Art der Sozialversorgung wäre. Das Gegen- 
teil ıst richtig. Aus der Analyse der gegenwärtigen Wirt- 
schaftsordnung ergibt sich für uns die Forderung an die 
Gesellschaft, von Staats wegen für diejenigen zu sorgen, die 
die Leidtragenden dieser Wirtschaftsordnung sind, für die 
Arbeitnehmer. Es war daher durchaus folgerichtig, wenn 
sich der AfA-Bund in München erneut zur Sozialfürsorge 
bekannt hat. 


Von der Vereinheitlichung der Sozialversicherung. 


Die Sozialversicherung hat, wie wir gesehen haben, die 
Aufgabe, den Arbeitnehmer bei Beschädigung oder Vernich- 
tung seiner Arbeitskraft vor wirtschaftlichem Untergang zu 
schützen. Dieser Aufgabe dient in Deutschland nicht ein 
einheitliches Gesetz und eine einheitliche Versicherungs-Or- 
ganisation, sondern eine Reihe von Gesetzen und eine Reihe 
von Organen: Das Krankenversicherungsgesetz (2. Buch der 
R.V.O.), das Unfallversicherungsgesetz (3. Buch der R.V.O.), 
die Invalidenversicherung (4. Buch der R.V.O.), das Anga- 
stelltenversicherungsgesetz, das Reichsknappschaftsgesetz und 
in Kürze hoffentlich auch das Arbeitslosenversicherungsgesetz. 
Diese Zersplitterung ist erklärlich aus dem historischen Werden 
der deutschen Sozialversicherung. Es gibt aber keinerlei sach- 
liche Begründung für ihre Verewigung und deshalb fordern» 
die freien Gewerkschaften seit langem die Vereinheitlichung 
der Sozialversicherung. Es ist nach unserer Auffassung ein 
unhaltbarer Zustand, daß zur Erreichung desselben Zieles — 
Schutz des arbeitsbehinderten Arbeitnehmers — sechs Gesetze 
erforderlich sind, daß eine Unzahl von verschieden aufge- 
bauten Verwaltungsinstanzen bestehen, die häufig genug in 
Kompetenzkonflikte geraten und doch alle derselben Aufgabe 
zu dienen haben. Diese gesetzgeberische Zerreißung einer 
einheitlich zu behandelnden Materie hat aber nicht nur zu 
einer Verwaltungs-Ueberorganisation geführt, hat nicht nur 
ein Labyrinth von Paragraphen hervorgebracht und damit 
eine förmliche Geheimwissenschaft gezüchtet, sie hat inner- 
halb der Sozialversicherung selbst zu den größten sachlichen 
Unzuträglichkeiten geführt. Ein Beispiel: Die Sozialversiche- 
sungsgesetze haben jedes einen anderen Begriff 
der Erwerbsyunfähigkeit; die „Arbeitsunfäkigkeit‘“ 
der Krankenversicherung, die „Erwerbsuniähigkeit“ der Un- 
fallversicherung, die „Invalidität“ der Invalidenversicherung, 
die „Beruisunfähigkeit‘‘ der Angestelltenversicherung und die 
„Berufsunfähigkeit‘‘“ des Reichsknappschaftsgesetzes. Jedes 
Gesetz setzt „seine‘ Erwerbsunfähiekeit anders fest als das 
andere. „Alle stehen für Beeinträchtigung der Verdienst- 
möglichkeit, eine Zerreißung, die dem Geschädigten selbst 
kaum verständlich sein wird und in der Hauptsache Anlaß zu 
einer spitzfindigen und teilweise lebensfremden Rechtspre- 
chung gibt.“ (Kaskel.) 

Neuerdings ist ein Argument gegen die Vereinheitlichung 
aufgetaucht, das wir uns etwas näher ansehen wollen. ‘Es 
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* 
wird behauptet, daß die Vertreter des Vereinheitlichungsze- 
dankens eines vollkommen übersehen: Die Verschiedenheit 
des Risikos in den verschiedenen Zweigen der Sozialversiche« 
rung. Dabei wird unter „Risiko“ nicht das Risiko des Arbeit- 
nehmers verstanden, eine Beschränkung oder Vernichtung 
seiner Erwerbsfähigkeit zu erleiden — daß dieses Risiko 
gleich ist, ob es sich nun um einen Unfall, um Krankheit, 
Alter oder Arbeitslosigkeit handelt, kann man schwerlich 
bezweifeln —, sondern in ausdrücklicher Anlehnung an die 
Privatversicherung, das Verhältnis der Versicherungsfälle zur 
Zahl der Versicherten, also ein Quotient, der das Resultat einer 
rein mathematischen Berechnung ist. Dieses versicherungs- 
mathematische Risiko sei bei der Unfallversicherung anderg 
als bei der Krankenversicherung, wieder anders bei der An- 
gestelltenversicherung usw. Hier liegt ein - grobes Mißver- 
ständnis vor, das auf einer unhaltbaren Uebertragung. privat- 
versicherungsrechtlicher Begriffe in die Sozialversicherung be- 
ruht. Die Privatversicherung ist ein kapitalistisches Erwerbs- 
unternehmen, d.h. ihr Zweck ist vor allem einmal die Er- 
zeugung von Profit. Wenn also z.B. die Versicherungs» 
gescllschait des Herrn Stinnes, der „Nordstern“, den Herrn 
Müller gegen Unfall versichert, so tut sie das nicht aus Sorge 
um die heilen Gliedmaßen des Herrn Müller, sondern, um 
mittels dieses Versicherungsvertrages Geld zu verdienen. 
Wenn aber ein Arbeitnehmer in einem Betriebe arbeitet, der 
nach der R.V.O. der Unfallversicherung unterliegt, so ist 
er gegen Unfall versichert, um bei einer eintretenden Be- 
schädigung seiner Arbeitskraft unterstützt zu werden, also 
ausschließlich aus Sorge um seine heilen Gliedmaßen. 
Die Stinnes-Gesellschait benötigt dringend eine haarscharfe 
Risikoberechnung, auf deren Grundlage sie die Prämien ja so 
festsetzen muß, daß sich noch ein anständiger Verdienst er- 
gibt. Für die ganze Privatversicherung ist die Risikoberech- 
nung der Angelpunkt, um den sich alles dreht. Ohne ge 
nauen Risikoquotienten ist der versicherungsfremde 
Zweck der Privatversicherung, aus Geld mehr Geld zu machen, 
nicht zu erfüllen. Ganz anders in der Sozialversicherung, 
Hier kann das „Risikoproblem“ in diesem Sinne einmal über- 
haupt nur auftauchen, weil die deutsche Sozialversicherung 
bewußt nach Analogie der Privatversicherung, also getrennt 
nach Entstehungsursachen, konstruiert wurde. Hier liegt der 
erste Denkfehler des Argumentes, das von dieser falschen 
Konstruktionsbasis nicht fort kann oder will, also das als 
notwendig voraussetzt, was es beweisen will. Wir müssen aber 
noch weiter gehen. Die völlig andere Funktion der Sozial- 
versicherung verändert auch die Funktion des technisch- 
mathematischen Risikos. Natürlich gibt es auch in der Sozial- 
versicherung diese Art Risikoberechnung, aber sie ist nicht 
das Zentrum der Kalkulation. Die genaue Risikofeststellung 
in der Privatversicherung schützt gewissermaßen den kapi- 
talistischen Versicherer vor einem anderen „Risiko“, nämlich 
vor verlustbringenden Geschäften. Daher ihre zentrale Stellung. 
Für die Sozialversicherung aber ist nur ein Risiko von ent- 
scheidender Bedeutung, eben das des Arbeitnehmers, seine 
Erwerbsfähigkeit zu verlieren. Der Punkt, an dem der Ver- 
scherungsiall als eingetreten anerkannt wird — und ohne Fest- 
legung dieses Punktes kann man natürlich auch die Zahl der 
Versicherungsfälle nicht feststellen —, ist hier ganz dem all- 
gemeinen Zwecke der Sozialversicherung unterworfen. Er \ist 
also erstens nichts als ein Hilfsmittel zur Errechnung not- 
wendiger Beiträge, zweitens steht er unter einem ständigen 
sozialen Druck, der allein eine rein technisch-mathematische 
Kalkulation verhindert oder wenigstens äußerst erschwert (Aus- 
dehnung des Begriffs „Betriebsunfall“!). Jede Sozialversi- 
cherung wird zu einer Karikatur ihrer selbst, wenn sie den 
eigentlichen Zweck der Sozialversicherung aus den Augen 
verliert und anfängt, das mathematische Kalkül in den Mittel- 
punkt zu stellen. Wir haben diese Wandlung der Sozialver- 
sicherung vom Teil der Sozialpolitik zum Teil der Versiche- 
rungsmathematik im Deutschland der letzten Jahre verschie- 
dentlich beobachten können. Hier sei nur auf die unerträg- 
lichen Zustände in der Angestelltenversicherung hingewiesen, 
die in erster Linie dieser Verkennung der Aufgaben einer 
Sozialversicherung entspringen. Dr. Croner. 





00 Rundschau oo 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Wie werden die sozialen Gesichtspunkte in den neuen Auf- 

















wertungsgesetzen berücksichtigt? Die neuen Aufwertungsge-" 


setze bestimmen von vornherein eine schematische Aufwertung, 
das heißt eine solche, die sich nicht nach der persönlichen 
Lage des Schuldners oder der Gläubiger richtet. Diese wird 
nur in ‚Ausnahmefällen berücksichtigt. Die Forderung, daß 
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j wenigstens den unbemittelten Schichten der Bevölkerung, vor 


allen den Arbeitnehmern, deren geringen Etsparnisse 
der Geldentwertung zum Opfer geiallen sind, eine weitgehende 
Aufwertung bewilligt werde, haben die Gesetze nicht erfüllt. 
Dafür hätte es einer Besteuerung der Inflationsgewinne bei 
den Nutznießern der Inflation bedurft, die jedoch unterlassen 
wurde. Wo die Gesetze den Versuch machen, den sozialen 
Gesichtspunkten Rechnung zu tragen, bleiben sie vollkommen 
unzureichend. Es wurden zwei Gesetze angenommen: das erste 
über de Aufwertung von Hypotheken und anderen 
Ansprüchen, das zweite über die Ablösung öffentlicher 
Anleihen. 

1. In bezug auf das erste Gesetz sind die Arbeit- 
nehmer vornehmlich als Eigentümer von Sparguthaben, 
Versicherungsverträgen und als Mitglieder von Fa- 
brik- und Werksparkassen wie Betriebspen- 
sionskassen beteiligt. 

Wie wurden diese Ansprüche berücksichtigt? 

Die Aufwertungen bei den Sparkassen erfolgen aus 


einer Teilungsmasse, die von. den Aufwertungssummen, 


weiche die Sparkassen seibst von ihren Schuldnern erhalten 
(unter Umständen auch aus anderen Beiträgen), gespeist wird. 
So ist es ganz unsicher, wie diese Guthaben aufgewertet 
werden, es wird nur soviel gefordert, daß mindestens zwöli 
Prozent des Goldmarkbetrages aufgewertet werden sollen. (Bei 
Hypotheken beträgt die Aufwertungsquote 25 Prozent.) Dazu 
kommt noch, daß bei den Sparguthaben eine Rückwirkung wie 
bei der Hypothekenatifwertung nicht stattfindet, d. h., hat jemand 
sein Sparguthaben in entwertetem Geld ohne Vorbehalt behoben, 
so hat er jetzt keinen Anspruch auf Aufwertung. Im übrigen 
wurde die Aufwertung der Sparguthaben nicht durch das 
Gesetz geregelt, sondern wird durch die obersten Landesbe- 
hörden vorgeschrieben. Die Ansprüche aus Versicherungs- 
verträgen werden ähnlich den Sparguthaben behandelt, 
hier aber wird dem Versicherten, falls er die Leistung in der 
Zeit der großen Geldentwertung (vom 15. Juni 1922 bis 14. Fe- 
bruar 1935) angenommen hat, die rückwirkende Aufwertung 
zuteil. Die meisten Verfügungen müssen jedach von der Reichs- 
regierung auch hier erst später getroffen werden. Ueber die 
Höhe der Aufwertung der Guthaben bei Fabrik- und 
Werkssparkassen s»wie der Ansprüche an Betriebs- 
pensionskassen entscheidet die Aufwertungsstelle. 
Das Gesetz schafft hier also keine Garantien. 


2. Bei der Ablösung öffentlicher Anleihen sind 
die Arbeitnehmer vor allem als Kriegsanleihebesitzer 
interessiert. Hier erfolgt die Aufwertung des Altbesitzers auf 
die Weise, daß statt 1000-Mark-Kriegsanleihe ein 25-Mark- 
Anleiheablösungsschein in Tausch gegeben wird. Diese Scheine 
werden innerhalb 30 Jahren ausgelost und die ausgelosten 
Scheine werden durch Barzahlung des fünfachen Nennbetrages 
eingelöst. Sonst erfolgt keine Tilgung oder Zinszahlung. Die 
sozialen Gesichtspunkte finden im Gesetz nur im 
Falle einer Bedürftigkeit Anwendung. Der Begriff der 
Bedürftigkeit wird aber so festgestellt, daß nur Personen, deren 
Jahreseinkommen den Betrag von 809 Reichs- 
mark nicht übersteigt, als bedürftig anzusehen sind. Die 
breiten Massen werden also von den den Be- 
dürftigen gewährten Begünstigungen ausge- 
schlossen. Die Bedürftigen, Altbesitzer von Anleihen, in- 
sofern sie weniger als 1000-Mark-Anleihen im Nennbetrag haben, 
können eine Barabfindung von 15 Mark für je 10) Mark 
des Nennbetrages erhalten. Sonst steht den „bedürftigen“ 
Anleihe-Altbesitzern eine jährliche Vorzugsrente zu. 
Die Vorzugsrente beträgt 80 Prozent des Nennbetrages des 
Auslosungsrechtes, auf Grund dessen sie gewährt wird; für eine 
Person jedoch höchstens 809 Mark. Verzichtet der Vorzugs- 
rentner aufs sein Auslosungsrecht, so kann die Vorzugsrente 
um 35 Prozent, auf höchstens 1090 Mark, hat er zur Zeit 
des Verzichtes das 60. Lebensjahr vollendet, um 50 Prozent, 
bis höchstens auf 1209 Mark erhöht werden. 

Es soll noch darauf hingewiesen werden, daß die beiden 
'Aufwertungsgesetze außerordentlich verwickelt sind und zur 
Wahrung der Rechte verschiedene Anmeidungsfristen euthalten. 
Hat jemand persönlich aufzuwertende Forderungen, so kann er 
nicht umhin, den Text der Gesetze eingehend zu studieren. 


Getreidezoll als Verhandlungswafie. Die Zölle als Ver- 
handlungswaffen können gefährliche Folgen haben. Man stellt 
hohe Zollsätze fest, um bei den Verhandlungen mit fremden 
Ländern gegen Zugeständnisse heruntergehen zu können. So- 
lange die übrige Welt sich mit Zollmauern umschließt, läßt 
sich der Zwang zu Verhandlungszöllen an sich nicht gänzlich 
bestreiten. Es besteht aber die Gefahr, daß die hohen Zoll- 
sätze schließlich doch nicht oder nicht genug herabgesetzt 
werden. Die hinter ihnen stehenden Interessenten drängen 
darauf, daß der Schutzzoll nicht wesentlich herabgehandelt 
werden soll. Kommt aber ein Handelsvertrag nicht zustande, 
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so wird der hohe attonome Zollsatz in Geltung bleiben, das 
heißt für ‚sämtliche Länder, mit denen wir keinen Handels- 
vertrag haben, bleiben wir auf dem hohen Zoll sitzen. 

Die Getreidezölle eignen sich aber als Verhand- 
lungswatfen noch viel weniger als die Industriezölle. Vor 
allem sind keine Handelsvertragsverhandlungen im Gange, 
wo die Verhandlungspartner ein Interesse daran hätten, Ge- 
treide auszuführen und gegen die Herabsetzung der deutscheu 
Getreidezölle Zugeständnisse zu machen. Die westeuropäischen 
Länder führen selbst Getreide ein, auch steht seitens der ost- 
europäischen Länder eine erhebliche Getreideausiuhr trotz 
der günstigen Ernte des laufenden Jahres nicht zu erwarten. 
Keineswegs werden diese ein erhebliches Interesse an der Aus- 
fuhr ihres Getreides nach Deutschland haben. Noch mehr 
trifft diese Behauptung im bezug auf die überseeischen 
Getreideländer, Argentinien, Australien usw., zu. Diese 
sind auf die Ausfuhr nach Deutschland nicht angewiesen; sie 
müssen für ihr Getreide de Weltmarktpreise erhalten, 
sonst würden sie eben andere Märkte aufsuchen. Diese Politik 
hat nur die Folge, daß die Ueberseestaaten, wenn sie auch 
mehr deutsche Fabrikate kaufen woliten, deren nur weniger 
kaufen können: sie bezahlen ja die deutschen Farbstoffe, Ma- 
schinen usw. nicht mit Geld, sondern unter anderem mit Ge- 
treide, dessen Einfuhr nun erschwert werden soll. So haben 
die Getreidezölle, wie Professor Dietzei dies in der „Frank- 
furter Zeitung“ mit schlagenden Gründen nachweist, als Ver- 
handlungswaffe keine Bedeutung. 

In der Zollvorlage der Regierung wird eine Bindung 
der Getreidezölle als Mindestzölle vorgeschlagen, d. h. neben 
dem Höchstsatz: des Getreidezolles auch ein Mindestsatz, 
der im Vertragsweg nicht heruntergehandelt werden kann. 
Die Industriellen in den Regierungsparteien liefen gegen diese 
Bindung Sturm. Es wird voraussichtlich ein Kompromiß zu- 
stande kommen, demzufolge diese Mindestzölle fallengelassen 
oder gegen Mindestzölle auf die Vieheinfuhr eingetauscht 
werden. Mit dem Fallenlassen der Mindestzölle wird aber der 
deutschen Wirtschaft nicht gedient. Es darf die Tatsache nicht 
verwischen, daß die Getreidezölle auch dann noch in der 
beabsichtigten Höhe bestehen bleiben und, wie aus dem Ge- 
sagten hervorgeht, wahrscheinlich auch im Verhandlungsweg 
nicht herabgesetzt werden, d. h. Deutschland auf seinen hohen 
Getreidezöllen sitzenbleiben wird. Da die Idee von Bereit- 
schaftszöllen oder gleitenden Zöllen für den Fall einer über- 
großen Preissenkung fallengelassen wurde, bedeutet die Höhe 
des autonomen Tarifsatzes für Getreide die größte Gefahr für 
die deutsche Volkswirtschaft, mit dem Ausdruck von Professor 
Dietzel den volkswirtschaftlichen Selbstmord. 


Steigerung der Arbeitslöhne in Schweden im Vergleich zur 
Vorkriegszeit,. Nach einer Erhebung, die der Amtliche Ausschuß 
für soziale Angelegenheiten in Schweden in etwa 3090 Betrieben 


mit insgesamt 236090 Arbeitern veranstaltet hat, ergibt sich, _ 
“daß in Schweden sowohl die Stundenlöhne als auch die Ge- 


samtiahreseinkommen der Vorkriegszeit erheblich überschritten 
wurden. Das durchschnittliche Lohneinkommen pro Jahr und 
Arbeiter betrug im Jahre 1924 2309 Kronen (1 Krone = 1,12 M.), 
das ist im Vergleich mit dem Jahre 1913 eine Nominalerhöhung 
um 111 Prozent, an der Veränderung der Lebenshaltungskosten 
gemessen, um 21 Prozent. Die Entwicklungskurven seit 1919 
assen folgende Verhältniszahlen der Reallöhne (1913 = 100) 
erkennen: 1919 — 98, 1920 = 109, 1921 = 112, 1922 = 17, 
1923 = 114, 1924 = 121. Auf diese Lohnverhältnisse im Aus- 
land muß gegenüber den dauernden Behauptungen der deut- 
schen Unternehmer, daß-die hohen Löhne sie hinderten, mit 


dem Ausland zu konkurrieren, immer wieder hingewiesen 
werden.. 
Sozialpolitik 


Neue Milliarden für Landwirtschaft und Schwerindustrie 
— Almosen für die Ruhrkämpfer. In der gleichen Zeit, in der 
die Reichsregierung die Grundrente der Landwirtschaft und die 
Kartellrente der Industrie durch ihre Zollgesetze hinaufzu- 
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‚treiben sich bemüht, werden die Opfer des Ruhrkampfes mit 


einem Achselzucken und einem Almosen abgefertigt. Unsere 
ausführlich begründeten und durchaus im Rahmen bescheidener 
Forderungen gehaltenen Vorschläge für die Entschädigung der 
Ruhrangestellten sind, nach einer Mitteilung des Reichsarbeits- 
ministeriums, „an der Finanzlage des Reiches‘ gescheitert. Das 
Reichsfinanzministerium, dieselbe Behörde also, die 750 Mil- 
lionen für die Ruhrindustrie übrig hatte, hat sich nach der- 
selben Mitteilung „bereit erklärt, die Gemeinden des besetzten) 
Gebietes mit Rücksicht auf ihre ungünstige wirtschaftliche Lage, 
durch einen einmaligen Zuschuß zu den Aufwendungen für die 
Fürsorge für die ausgesteuerten Erwerbslosen zu unterstützen, 
um ihnen so die Durchführung der Fürsorge zu erleichtern. 
Der Herr Reichsminister der Finanzen wird ferner Mittel bereit- 
stellen, aus denen den Arbeitern und Angestellten, die beim: 
Uebergang der Betriebe von der Micum auf die deutschen) 
Eigentümer zu Unrecht fristlos entlassen sind und vollstreck- 
bare Titel gegen die Micum erstritten haben, wenigstens ein 
Abschlag auf ihre Forderungen gegen die Micum gewährt 
werden soll.“ 

Jeder Kommentar würde diese Art der Behandlung der 
Ruhrangestellten in ihrer Wirkung nur abschwächen. Diese Art 
„Dank des Vaterlandes‘ eignet sich zum Musterbeispiel für 
einen marxistischen Katechismus über das Wesen des bürger- 
lichen Staates. 


Die Verordnung über die Arbeitszeit in den Kokereien und 
Hochofenwerken wird nicht durchgeführt, Seit dem April 
sollte für die Arbeiter in den Kokereien und Hochofenwerken 
das Dreischichtensystem wieder eingeführt werden. Ausnah- 
men aus wirtschaftlichen Rücksichten können von der obersten 
Landesbehörde mit Zustimmung des Reichsarbeitsministers ge- 
stattet werden. Es hat sich aber die unheilvolle Praxis 
herausgebildet, daß die unteren Verwaltungsbehör- 
den unter Umgehung der Verordmeng und unter Heranziehung 
der Allgemeinen Arbeitszeitverordnung vom Dezember 1923 
„aus Gründen des Gemeinwohls‘“ Ausnahmen in ausgiebigster 
Weise zulassen. Durchgeführt wird die. neue Verordnung nur 
im. Ruhrgebiet, im Küstengebiet für die Hochofenwerke in Bre- 
men, ‚Lübeck, Stettin, im Aachener Bezirk, in je zwei Be- 
trieben Mitteldeutschlands und Bayerns und in einem Betrieb 
in Luxemburg. Ausnahmen wurden bewilligt: für Oberschle- 
sien, wo bis Ende dieses Jahres das Zweischichtensystem auf- 
recht bleibt, im Siegerland, im Lahn- und Dillkreis, für Werke 
am Mittelrhein usw. In Deutschland sind gegenwärtig — ab- 

esehen vom Saargebiet — 114 Hochöfen im Betrieb. Für die 

rbeiter an 77 dieser Hochöfen, d. h. für 67,5 Proz., wurde 
das Dreischichtensystem wieder eingeführt, 
während die anderen immer noch unter der verderblichen Zwei- 
schichtenarbeit schmachten müssen. 


Ein Fälscherstückchen des D.H.V. In Nr. 21 der „Deut- 
schen Handelswacht‘“ beschäftigt sich der D.H.V. mit meiner 
Kritik des Gesetzentwurfes zu der inzwischen verabschiedeten 
Novelle zum Angestelltenversicherungsge- 
setz. Der Gesetzentwurf sah zweierlei Erweiterungen des 
Tätigkeitsbereiches der Reichsversicherungsanstalt vor: 

1. Sollte die Reichsversicherungsanstalt mit 
Genehmigung des Reichsarbeitsministeriums be- 
rechtigt sein, Mittel aufzuwenden, „um allgemeine Maß- 
nahmen zur. Verhütung des Eintritts vorzeitiger Berufsunfähig- 
keit oder zur Hebung der gesundheitlichen Verhältnisse der 
versicherungspflichtigen Bevölkerung zu fördern oder durch- 
zuführen.‘ Gegen eine solche Ermächtigung ist selbstver- 
ständlich nichts einzuwenden, und sie bedeutet auch grund- 
sätzlich nichts Neues, da ja die Landesversicherungsanstalten im 
$ 1274 R.V.O. bereits dieselbe Ermächtigung besitzen. Es 
haben denn auch bereits 1914 die Angestelltenverbände ver- 
langt, daß eine ähnliche Ermächtigung, wie sie die Landesver- 
sicherungsanstalten besitzen, auch der Angestelltenversicherung 
erteilt werde. Es handelte sich damals in erster Linie um die 
Freistellung von Mitteln zur Fürsorge für die infolge des Kriegs- 
ausbruches in besonders gefährdeter Lage befindlichen An- 
gesteliten. Es lag also gar keine Veranlassung vor, an einer 
solchen Ermächtigung, die der Kontrolle des Arbeitsministeriums 
unterstellt ist, Kritik zu üben. 

2. Anders aber liegt es mit der zweiten Aenderung. 
Diese gibt der Reichsregierung das Recht, mit Zustimmung 
des Reichsrates, Richtlinien für das Heilverfahren und 
für allgemein sozialhygienische Maßnahmen, „sowie für das 
Zusammenwirken der Träger der Reichsversicherung untereinan- 
der und mit den Trägern der öffentlichen und privaten Wohl- 
fahrtspflege auf dem Gebiete des Heilverfahrens und der so- 
zialen Hygiene‘ zu erlassen. Vom Direktorium, wie über- 
haupt von der ganzen Selbstverwaltung der An- 

estelltenversicherung ist hierbei also gar nicht die 
Rede Man muß nun schon eine deutschnationale Gehirnkon- 
<truktion . besitzen, um in unserer Forderung, daß nicht der 
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Reichsrat, sondern vor allem der soziale Ausschuß 


desReichstages seine Zustimmung zu den Richtlinien der 


Reichsregierung geben solle, einen „VorstoßdesAfA- 
Bundes gegen die Selbstverwaltung der An- 


gestelltenversicherung‘ zu 'erblicken. Möglich ist 
diese ganze Konstruktion natürlich nur durch ein rälscher- 
kunststück, indem dem Leser der „Handelswacht‘‘, der ja meinen 
Aufsatz in der „D.T.Z.“ nicht gelesen hat, erzählt wird, ich 
hätte mich gegen die. unter 1. genannte Ermächtigung, die die 
Reichsversicherungsanstalt den Landesversicherungsanstalten 
Bleichiteilt, gewendet. In Wirklichkeit handelt es sich nämlich 
ei der zweiten Erweiterung des Tätigkeitsbereiches der Reichs- 
versicherungsanstalt gar nicht um eine Förderung der Selbst- 
verwaltung, denn diese Richtlinien der Reichsregierung zwin- 
gen ja die Angestelltenversicherung unter. Umständen zu ge- 
wissen ‚Ausgaben, auch wenn die Versichertenvertreter diese 
für unbegründet halten. Es handelt sich nach Auffassung der 
freigewerkschaftlichen Angestellten bei dieser Ermächtigung, 
die die Reichsregierung übrigens jetzt auch im Knappschafts- 
gesetz forderte, um eine Aufpäppelung der charitativen Vereine, 
deren Vermögen durch die Inflation vielfach geschwunden ist, 

Echt deutschnational sind die Ausführungen der genannten 
Notiz zu meinem Hinweis auf die aus Mitteln der Versicherten 
gestifteten Kriegswollzüge der Angestelltenversicherung. Wört- 
ich heißt es: „Das bezeichnet Herr Pfirrmann als eine merk- 
würdige Auffassung über die Aufgaben der Sozialversicherung! 
auf dem Gebiet der sozialen Hygiene. Wenn er vor zehn 
Een einem Frontkämpfer gegenüber mit solcher geistvollen 

egründung die Ausrüstung von Kriegswollzügen als abwegig: 
bezeichnet hätte, dürfte ihm zweifelsohne eine nicht nur münd- 
liche Antwort zuteil geworden sein.“ Ich weiß, daß es seit! 
dem Kriege im völkischen Lager als deutsche Art gilt, einen 
politisch anders Denkenden nicht: mehr mit Gründen, sondern 
mit dem Gummiknüppel und ähnlichen schlagenden Beweisen 
zu widerlegen. Aber der Verfasser der Notiz mag sich be- 
ruhigen. Ich habe auch während des Krieges genau so scharfe 
Kritik an verfehlten Maßnahmen und dem. Mißbrauch mit den 
Geldern.der Angestelltenversicherung. geübt, wie ich dies heute 
und in Zukunft tue und tun werde. In einem Artikel in der 
„Buchhändler-Warte‘“‘ Nr. 24 vom 4. Oktober 1914, Seite 384, 
habe. ich bereits darauf hingewiesen, daß die Angestelltenver- 
Sicherung nichts eiligeres zu tun hatte, als das Heilver- 
fahren mit Ausbruch des Krieges einzustellen und die von 
uns beantragten Maßnahmen zur Unterstützung der Angestell- 
ten abgelehnt hat, unter ausdrücklichem Hinweis darauf, 
daß eine rechtliche Handhabe wie sie $ 1274 R.V.O. den Lan- 
desversicherungsanstalten bietet, fehle, und daß es daher um 
so merkwürdiger sei, wenn dieselbe Reichsversicherungsanstalt 
trotzdem das Recht zur Ausrüstung von Kriegswollzügen, also 
zu einer Maßnahme, die ganz außerhalb des Versicherungs- 
zweckes- liegt, zu haben behauptet. Und in der „Deutschen 
Industriebeamten-Zeitung‘“ Nr. 23 vom 9. November 1917, S. 183, 
ebenso wie in der „Buchhändler-Warte“ Nr. 10 vom 15: Ok- 
tober 1917, Seite 162, habe ich in einer Besprechung des 
Geschäftsberichtes der Reichsversicherungsanstalt wörtlich ge- 
sagt: „Es kann nur betont werden, daß das Direktorium der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte gewiß .seinem Drange, 
die allgemeine Kriegsnot zu lindern, durchaus folgen soll, daß 
die Herren Direktoren aber gefälligst ihre eigenen Gelder, 
nicht die anvertrauten der Versicherten hierzu verwenden 
mögen.‘ 

Im übrigen haben gerade wieder die Verhandlungen an- 
läßlich der letzten Novelle zur Angestelltenversicherung ge- 
zeigt, wo die wirklichen Freunde einer wahren Selbstverwal- 
tung in der Angestelltenversicherung sitzen und wie die Ver- 
treter des D.H.V. im Reichstag jeden wirklichen Fortschritt 
im Sinne der unmittelbaren Einflußnahme der Versicherten auf 
die Verwaltung der R.f. A. zu durchkreuzen wissen, so daß es 
immer noch nicht gelungen ist, die von uns geforderten Ur- 
wahlen zum Verwaltungsrat zu erreichen und die 
auch von der Reichsregierung preisgegebene Entrechtung der 
Angestellten in den Großstädten zu beseitigen. 

Fritz Pfirrmann. 


Angestelltenbewegung 


Die Vereinigung der Vermessungsingenieure aufgelöst, In 
Nr. 15 dieses Jahrgangs der „D.T.Z.“ berichteten wir über die 
Gründungsgeschichte dieser Vereinigung, die nun, wie wir 
schon damals voraussahen, aufgelöst wurde. Der uns zuge- 
gangene Bericht über die zwecks Auflösung der. Vereinigung 
einberufene Tagung besagt: „Die Sache ist kurz und schmerz- 
los vor sich gegangen.“ 

Die Auflösung der Vereinigung der Vermessungsingenieure 
schafft keine Lücke, die geschlossen werden müßte. Nach wie 
vor ist unser Bund die einzige Organisation, welche die Inter- 
essen der Vermessungstechniker, sowohl der ungeprüften als 
der geprüften, vertritt, und auch zu vertreten in der Lage ist, 
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Die Situation in der Berliner Metallindustrie. Der Ver- 


J 


band Berliner Metallindistrieller hat bekanntlich die Durch- 


7 führung des unter dem 24. Juni d. J. verbindlich erklärten 


Schiedsspruches vom 23. Mai d. J. abgelehnt. Diese Sabotage 
einer gesetzlichen Entscheidung wird mit der Rechtsauffassung 


= des V.B.M.l. begründet, nach welcher der Schiedsspruch Teile 


des Tarifvertrages (Uebergangsbestimmungen) erfaßt, die nicht 
Gegenstand der kündbaren Gehaltsteile und damit der vor- 
liegenden’ Streitpunkte wären, und weil deshalb der Schieds- 
spruch der Bestimmungen der Schlichtungsverordnungen zu- 
widerlaufe. Der V.B.M.I. hat deshalb auch eine Feststellungs- 
klage gegen die beteiligten Angestelltenorganisationen anhän- 
gig gemacht. Die etwa 19 Seiten umfassende Klageschrift ist 
uns vor einigen Tagen vom Landgericht unter gleichzeitiger 
Angabe des Verhandlungstermins (24. September d. J.) über- 


 mittelt worden. Die Festsetzung des Termins läßt schon ge- 


wisse Schlußfolgerungen auf die endgültige Entscheidung des 
Streitfalles zu. Ohne Uebertreibung darf wohl gesagt werden, 


daß diese im laufenden Jahr nicht mehr zu erwarten ist. Die 
- dem AfA-Bund angeschlossenen Organisationen haben zwecks 


Durchsetzung ihrer Rechtsauffassung drei Klagen beim Kauf- 


 manns- bzw. Gewerbegericht angestrengt, und zwar je eine 


= vom D.W.V., Butab und Z.d. A. In der Klagesache des Z.d. A. 


hat bereits ein Termin stattgefunden. Die beklagte Firma hat, 


7 wie nicht anders zu erwart&n war, unter Hinweis auf die 


schwebende Feststellungsklage des V.B.M.I. Vertagung bean- 
tragt. Diesem Vertagungsantrag ist zwar nicht völlig statt- 
gegeben "worden, die Kammer hat jedoch beschlossen, festzu- 
stellen, ob zwischen der vorliegenden Einzelklage und der 
Feststellungsklage des V.B.M.I. gegen die Angestelltenorgani- 
sationen ein ursächlicher Zusammenhang bestände, um davon 


- eine Entscheidung abhängig zu machen. Wir sind überzeugt, 


daß diese „ursächlichen Zusammenhänge“ konstruiert wer- 
den, und daß damit auch die Vertagung de facto erfolgen 
dürfte. Erfolge auf dem Wege der Einzelklage über das Kauf- 
manns- bzw. Gewerbegericht dürfen nicht erwartet werden. 
Obwohl der V.B.M.I. den verbindlich erklärten Schiedsspruch 
weder anerkennt noch durchführt, hat er vorsorglich die Ge- 
haltssätze erneit, und zwar zum 31. Juli, gekündigt. Am 
Dienstag, den 21. Juli sind wir zu Verhandlungen gebeten 
worden, in denen wir die Vorschläge für eine Gehaltsverein- 


- barung mit Wirkung vom 1. August entgegennehmen sollten. 


Vorgeschlagen wurde vom V.B.M.. die Verlängerung der 
vor dem Schiedsspruch gültigen Gehaltssätze ab 1. August. 
Angedeutet wurde dabei, daß über eine geringfügige Gehalts- 
erhöhung evtl. gesprochen werden könnte, ebenso eindeutig 


_ wurde jedoch auch zum Ausdruck gebracht, daß sich eine 
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solche Gehaltserhöhung nur auf die Staffelgehälter i und 2 und 
die Mindestgehälter erstrecken soll, keinesfalls aber auf die 
Gehaltssätze, die sich aus der Uebergangsvorschrift ergeben. 
Die Angestelltenorganisationen haben in völliger Uebereinstim- 


_ mung dieses Angebot abgelehnt, wodurch sich die Fortführung 


der Verhandlung erübrigte. Mit der so gekennzeichneten Situa- 
tion in der Berliner Metallindustrie hat sich am Mittwoch, dei 
22. d. M., eine AfA-Funktionärversammlung beschäftigt. Das 
Ergebnis ist aus der nachstehend wiedergegebenen, einstimmig 
angenommenen Entschließung ersichtlich: 


„Die am Mittwoch, den 22. d. M. in Haverlands Festsälen 
tagende AfA-Funktionärversammlung der Metallindustrie hat die Vor- 
schläge des V.B.M.I. zum neuen Gehaltsabkommen zur Kenntnis 
genommen. Die Verhandlungen als auch die Zwangsmaßnahmen der 
staatlichen Schlichtungsinstanzen haben: keine Besserung der Verhält- 
nisse für die Angestellten  gezeitigt. Die Funktionärversammlung be- 
schließt zunächst, die 'Gehaltsstaffelung des Tarifvertrages per Ende 
August zu kündigen; darüber hinaus sind die Funktionäre fest ent- 
schlossen, für restlose Organisation in den Betrieben Sorge zu tragen, 


_ um so eine geschlossene Kampfiront auf dem Wege. des Klassen- 


kampfes zu schaffen.“ 
In der Diskussion ist klar und eindeutig zum Ausdruck ge- 


E kommen, daß die weitere Inanspruchnahme. der staatlichen 


Schlichtungsinstanzen nach den gemachten Erfahrungen den 
Mitgliedern des AfA-Bundes nicht mehr empfohlen werden 


- kann, daß es dagegen notwendig sei, die Erkenntnis zu ver- 
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tiefen, daß nur die Machtposition, in der sich die Kontrahenten 


eines Tarifvertrages befinden, einzig und allein ausschlaggebend 


- für den Inhalt dieses Vertrages ist. Es ist deshalb zu be- 


- grüßen, daß die Funktionäre beschlossen haben, alle Voraus- 
 setzungen zu erfüllen, die eine Machtposition der Angestell- 


ten gewährleisten, mit der allein die brutal ablehnende Haltın 
des V.B.MLI geändert werden kann. Auf dieses Ziel mu 


INDUSTRIE UND BAUGEWERBE| SA ES 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 195 401 





losgesteuert werden, auch wenn mit einer Opposition der wirt- 
schaftsfriedlichen Angestelltenorganisationen und selbst mif 


einer solchen in unseren eigenen Mitgliederkreisen zu rechnen. 


sein sollte. Wir erwarten von unseren Funktionären, daß sie 
unter Benutzung dieser Notiz überall für die erforderliche Auf- 
klärung sorgen. 


Schamlose Ausbeutung scheint die Firma HansSchme n- 
kel, Stettin, ihren Angestellten gegenüber. zu betreiben. 


Beweis: 
Elektrotechnisches Geschäft 
Hans Schmenkel, Stettin. 
Fernsprecher 3775. 
Ausführung elektrischer Licht-, Kraft-, Telephon- und Kiingelanlager 
sowie jede vorkommende Reparatur schnell und. billig. Verkauf. von 
Glühlampen, Beieuchtungskörpern, Motoren, Heiz- und Kochapparaten und 
särntlichem Installationsmaterial. i 
Stettin, den 11.. Juni 1925, 
Ackerstraße 1. 
Vertrag 
zwischen der Firma Hans Schmenkel, "Stettin-Bredow,. Ackerstr, 1 und 
dem Zeichner Georg St., Stettin. : = 
1. Nach Ablauf der einmonatlichen Probezeit tritt. Herr St., also vonz 
11. Juli 1925, in mein Geschäft als Zeichner ein, Während der Probezeit 
kann das Anstellungsverhältnis jederzeit durch einseitigen Rücktritt ohne 


Entschädigungsanspruch, d. h., vergütet werden nur die wirklich ge- 


leisteten Arbeitstage, aufgelöst werden. 

2. Die Kündigung: beträgt vom 11. Juli ab beiderseits vier Wochen, 
und ist spätestens am ersten jeden Monats auszusprechen. 

..3.:Als. Gehalt bezieht Herr St. nunmehr ab 11. Juli 1925 50 Mark 
monatlich. 

4. Die Tätigkeit umfaßt: Anfertigung aller Zeichnungen, Abnahmen 
der Anlagen, Erledigung der dazu erforderlichen schriftichen Arbeiten, 
Aufmaße sowie den Verkehr mit den Stettiner Elektrizitätswerken, den 
verschiedenen Ueberlandzentralen und sonstigen Behörden. Die Firm& 
behält sich jederzeit vor, Herrn St. eine andere Tätigkeit zu überweisen. 

‘5, Mit vorstehendem erklären sich beide Parteien einverstanden. . 

Stettin, den . . . Juni: 1925. 

Der Arbeitnehmer: Der Arbeitgeber: ' 

- gez. Georg St. gez. Hans Schmenkel. 


Das tarifliche Mindestgehalt, das hier in Frage käme, be- 
trägt 83 M., zweifellos schon dürftig genug und nicht berech- 
tigt für Kollegen, welche eine Tätigkeit nach Ziffer 4 des Tarif- 
vertrages auszuüben haben. Wenn auch die Abnahme eiek- 
trischer Anlagen nicht zu den schwierigsten Aufgaben eines 
technischen Angestellten gehört, so schließt sie doch immerhin 
eine Verantwortung in sich, die mit 50 M. Monatsgehalt nicht 
abgegolten werden kann. Wenn von dem Angesteilten weiter 
verlangt wird, daß er den Verkehr mit den Elektrizitätswerken 
und anderen Behörden führen soll, so ist das eine Tätigkeit, 
für die eigentlich neben einem anständigen Gehalt eine Sonder- 
zulage gezahlt werden müßte. Da die Firma zweifellos ver- 
langt, daß der mit dem Verkehr Beauftragte auch nach außen 
hin die Firma anständig repräsentiert, reicht das ihm ängebotene 
Gehalt eben aus, um die Kosten für Bekleidung zu bestreiten. 

Unser Kollege, der diesen Vertrag mit unterschrieben hat, 
tat das, um den dokumentarischen Beweis für die Vornehmheit 
dieser Firma in der Hand zu haben. Es ist ihm bekannt, daß 
er sich damit nach den geltenden Gesetzen schadenersatzpflich- 
tig macht; allerdings Haben wir bisher nicht erfahren, daß die 
Firma den Kollegen wegen Nichtantritt seiner Stellung verklagt 
hätte, vielleicht strengt sie einen derartigen Prozeß noch an. 
Es würde uns interessieren, einen Richter kennenzulernen, dex 
den Kollegen St. verurteilt. 


Baugewerbetarife 


Schlichtungsverhandlungen im Baugewerbe Berlin. Unsere 
Gauverwaltung Brandenburg verlangte von den Unternehmern 
im Juni eine Gehaltszulage. Die Unternehmer lehnten Ver- 
handlungen ab. Unglücklicherweise waren sowohl der unpar- 
teiische Vorsitzende. des Tarifamtes als auch des Haupttarif- 
amtes beurlaubt. Stellvertreter sind nach den bisher gültig ge- 
wesenen Tariiverträgen nicht vorgesehen. Es blieb also nichts 
anderes übrig, als den "öffentlichen Schlichtungsausschuß an- 
zurufen, der anerkannte, daß er unzuständig sei, weil für den 
Monat Juni, für den eine Gehaltszulage gefordert wurde, noch der, 
inzwischen gekündigte Reichstarif- und Bezirkstarifvertrag gül- 
tig war, demnach auch die tariflichen Schlichtungsinstanzen. 
Die Gauverwaltung hat sofort, da die Verhandlungen über 
den Reichstarifvertrag, wie bekannt, von den Unternehmern 
trotz eines vorliegenden Schiedsspruches verweigert wurden, 
erneute Verhandlungen über einen Manteltarif verlangt, die zu- 
nächst von der zuständigen Bezirksorganisation des Reichsver- 
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Neue Tarifgehälter in Goldmark. 


» 
Die Gruppenbezeichnung in den einzeinen Tarifverträgen entspricht nicht ie allen Fällen der In nachsiehender Tabeils angewandten. 
Die Gehaltssätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 


Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 





























Fach DieneuenGe- Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe £ F 
F Bezirk für Monat hälterwurden 1 IH IV | v | vi Soziale Zulage 
gruppe festgesetzt d. M. M. M. | M. | M. 
H Reg -Bez- ab 1, Juli 1925 Be 65—131 123—183 207—262 | 326 —_ | _ En 
Arnsber 
H Burg * ab 1. April 1925 | Vereinbg. 65—163 95— 197,50 127— 232,50 | 183—342 — | _ — 
bis 30, Sept 1925 | | 
H Halberstadt ab 1. Juni 1925 } Schiedsspr. 90-165 115—185 150— 260 260—285 _ _ — 
H Handels- Juli-Dez. Vereinbg. 90—180 110—200 170—250 270-340 |mindestens — a 
kammerbezirk | 450 
Karlsruhe R | - 
H Landsberg ab 1. Juli 1925 N EI 105—190 125—225 | 175—280  |fr.Vereinbg. — Verh.-Zulage 10,- 
| Kind.-Zul. je 5,- 
H Oschersleben | ab 1. Juni 1925 | Schiedsspr. 75—175 121—220 144—259 190—299 Be -_ = 
H Handels- ab 1. Juli 1925 M 87—158 202— 218— 376—409 — u Verh.-Zulage 10,- 
kammerbezirk | bis 30. Sept. 1925 freie Vereinb, | freie Vereinb, Verh.-Zulage ie 5-, 
Schopfheim bis 5 Kinder 
H Torgau ab 1. Juli 1925 " 78-130 110—185 136—220 mindest. 250 _ - — 
bis 30. Sept. 1925 £ 
H Dresden ab 1. Juli 1925 | Vereinbg. | wie Fabrik- 90—165 105-200 210—360 390 — Verh.-Zulage 10°, 
bis 31. Dez. 1925 arbeiterlöhne 
N Bremen ab 1. Juni 1925 % 150—203 189—262 198—272 229-312 _ —_ Verh.-Zulage 3,- 


bis 31. Okt. 1925 


für jedes Kind 3,- 


Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D = Verkehrsbetriebe, E — Baugewerbe, F = Architektur 


G = Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I= Chemische Industrie, K 


= Steinindustrie, L— Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M — Keramische Industrie, N = 


Metallindustrie, O — Textilindustrie, P — Asphaltindustrie, Q — Seifenindustrie, R — Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S — Papierindustrie, T — Kunst- u. Bauschlossereien, 


= Wagen- und Karosseriefabriken, V = optische Industrie. 





bandes für das deutsche Tiefbaugewerbe mit der Begrün- 
dung, daß kein Reichstarifvertrag bestehe, abgelehnt worden 
sind. Die Gauverwaltung Brandenburg wird deshalb erneut 
den Schlichtungsausschuß anrufen, der in diesem Falle zweifel- 
los zuständig ist. 


Solidarische Selbsthilfe. Die Steinmetztechniker 
Berlins forderten, als die gegenwärtige Teuerung sich aus- 
zuwirken begann, eine angemessene Erhöhung ihrer im Ver- 
hältnis zum Baugewerbe zurückgebliebenen Gehälter. Der 
Arbeitgeberverband glaubte die Forderung dadurch abtun zu 
können, daß er kurz mitteilte, die Gehälter hätten im Ver- 
gleich zu anderen Angestelltengruppen eine beachtenswerte 
Höhe erreicht, und eine weitere Erhöhung käme deswegen 
nicht in Frage. Zu mündlichen Verhandlungen ließ er sich 
überhaupt nicht herbei. Als sachlich berechtigt konnte diese 
Einstellung des Arbeitgeberverbandes nicht anerkannt werden, 
da die Betriebe seiner Mitglieder so stark beschäftigt sind, 


Bersnalyesuche Mißstände im Saar- 


bergbau 


Im Saarbergbau ist wegen Lohndifferenzen ein Streik 
der Bergarbeiter ausgebrochen. Der nachstehende Artikel 
zeigt, daß auf den Saargruben nicht nur in der Lohn- und 
Gehaltsfrage, sondern auch auf anderen Gebieten unhaltbare 
Zustände herrschen. 


In den jetzt vom französischen Staate auf Grund des Ver- 
sailler Friedensvertrages betriebenen ehemalig preußischen 
Staatsgruben herrschen in bezug auf die bergpolizeilichen 
Schutzbestimmungen einfach skandalöse Zustände, die jeder 
Beschreibung spotten. Im Saargebiet gilt noch immer das 
preußische Berggesetz; das Oberbergamt Saarbrücken bzw. 
seine Bergpolize.beamten haben die Ausbeutung der Saargruben, 
besonders hinsichtlich des Schutzes für Leben und Gesundheit 
der Belegschaft zu überwachen. Wie nun in der Praxis diese 
Aufgaben des Oberbergamtes gelöst werden, sollen nach- 
stehende Zeilen zeigen. 


Es ist interessant für die Oeffentlichkeit zu wissen, daß 
das Oberbergamt Saarbrücken, das doch eine vom Unternehmer 
völlig unabhängige Körperschaft sein soll, nicht aus Öffentlichen 
Mitteln des Saargebietes, sondern von der französischen Gru- 
benverwaltung finanziert wird. Die Regierungskommission läßt 
lediglich, um den Schein zu wahren, die von der Bergverwal- 
tung für das Oberbergamt zur Verfügung gestellten Gelder 
durch die Landeskasse dem Oberbergamt zufließen. Die leiten- 
den Beamten des Oberbergamtes sind alle Franzosen, die mit 
der Grubenverwaltung in enger Verbindung stehen und sich 





BERGBAU 
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daß von sämtlichen Technikern die Leistung von Ueberstim- 
den verlangt wurde. 

Die Berliner Steinmetztechniker bilden nur eine kleine 
Gruppe, sind aber im Bunde restlos organisiert und 
waren nicht gewillt, sich die Gehaltshöhe von den Arbeitgebern 
einfach diktieren zu lassen. Sie beschlossen deshalb, die Lei- 
stung irgendwelcher Ueberstunden so lange 
zuverweigern, bis der Arbeitgeberverband sich verhand- 
lungsbereit zeigt. Dieses Ziel war nach wenigen Tagen er- 
reicht. Die Arbeitgeber boten eine Gehaältserhöhung von 
12 bis 14 Prozent an. Ueber Annahme oder Ablehnung sollen 
sich die Angestellten bis zum 25. Juli entscheiden, 

Dieses im Rahmen der Gesamtbewegung kaum ins Gewicht 
fallende Vorkommnis zeigt, daß überall dort, wo die Kollegen 
gewillt sind, für ihre eigenen Forderungen ernsthaft einzutreten, 
Erfolge erzielt werden können, und zwar in kürzerer Zeit und 
mit wesentlich größerer Sicherheit als durch die Anrufungl 
von Schlichtungsausschüssen und Reichsarbeitsministerium. 


&2) 8%) 2] A 
erst in die deutsche Gesetzgebung hineinarbeiten mußten. Die 
eigentliche Bergpolizei, Einfahrer und Bergmeister — Bergräte 
wurden sie jetzt von den Franzosen getauft — sind alle aus 
dem Steigerstande hervorgegangen. Es wurden zum großen 
Teil nur solche gewählt, die auf Grund ihrer politischen Tätig- 
keit sich als stramme Franzosenfreunde erwiesen hatten. Die 
Annahme, daß das Oberbergamt eine französische Einrichtung, 
ist, wird noch dadurch bestätigt, daß Bergleute die Qualifika- 
tion zu Aufsichtsbeamten (Steigern) erhielten, die durchaus 
ungeeignet dafür sind, und den Nachweis ihrer bergmännischen 
Tüchtigkeit lediglich durch ihre Mitgliedschaft im Saarbund 
und ihr Eintreten für die französische Propagandapolitik er- 
bracht hatten. 

Wie es nun -mit der Handhabung der bergpolizeilichen, 
Schutzbestimmungen aussieht, kann man sich leicht denken. 
Man sieht und hört nichts von einer Bergpolizei, welche gegen 
die auf Anordnung junger französischer Ingenieure getroifenen 
Betriebsmaßnahmen, die oft gegen jede praktische, bergmän- 
nische Erfahrung und vor allem auch gegen die bergpolizei- 
lichen Bestimmungen verstoßen, auf Grund ihrer Eigenschaft als 
Bergpolizei, einschreiten würde. Wie die französischen Gruben- 
ingenieure die Bergpolizeibeamten einschätzen, wird am besten 
durch den Ausspruch eines kaum den Knabenjahren entwach- 
senen Ingenieurs auf einer Grube des oberen Reviers illustriert. 
„Ach was! Bergpolizei!“, meinte dieser Auchingenieur, als 
er bei einer Gelegenheit auf die bergpolizeilichen Bestimmim- 
gen aufmerksam gemacht wurde, „wir müssen Kohlen, Kohlen 
fördern.. Leistung! Leistung! Die Bergpolizei macht keine 
Leistung!“ Diese Nichtachtung scheinst unter den französischen 
Ingenieuren allgemein üblich zu sein. Daß die Bergpolizei» 



















 beamten nun gegen die rücksichtslosen französischen Ingenieure 
nicht mit den ihnen zu Gebote stehenden Mitteln vorgehen, um 
ja nur lieb’ Kind zu bleiben und eventuell ihre gut bezahlten, 
Stellungen nicht zu verlieren, ist vielleicht verständlich. Aber 
die ganze Bergpolizei im Saargebiet ist nur noch ein Zerrbild 
ihrer eigentlichen Bestimmung, und sie wird von den Saar- 
bergleuten mit Recht als die französische Bergpolizei 
bezeichnet. 

Um nun das Prestige, das bald unter dem Gefrierpunkt 
angelangt ist, etwas aufzufrischen, wird von Zeit zu Zeit der 
Oeifentlichkeit gezeigt, daß es doch noch eine Bergpolizei im 
Saargebiet gibt, die ihrer Pflicht als Hüterin des Gesetzes genügt. 
- Aber beileibe nicht gegen die französische Grubenverwaltung, 

© da könnte man sich wahrscheinlich die Finger verbrennen, 
sondern gegen den armen, geplagten Reviersteiger oder den 
Steiger überhaupt. Man zitiert dann mal einen Steiger wegen 
fahrlässiger Tötung vor Gericht, wie folgender Fall zeigt: 

| In dem Revier des Steigers Sch. auf Grube H. verunglückte 

ein Mann tödlich. Derselbe rutschte in dem ziemlich steil ge- 
lagerten Flöze aus und fiel so unglücklich, daß er sich einen 
Bruch der Wirbelsäule zuzog und nach einigen Tagen starb. 
Der Bergmeister H. stellte den Unfall nun so dar, daß für den 
Steiger Sch. fahrlässige Tötung vorlag, und der Staatsanwalt 
Klage erhob. Im ersten Gerichtsverfahren wurde der Kollege 
trotz aller Einwände des Bergmeisters H., freigesprochen. Berg- 
meister H. legte Berufung ein und die Sache kam vor den 

obersten Gerichtshof im Saargebiet zur Verhandlung. Jedoch 
auch hier konnten die Anstrengungen des Bergmeisters H. 

7 dem Kollegen Sch. die Schuld an dem Unfall nicht zuschicben 
und das Gericht nicht zu der Ueberzeugung bringen, daß Sch. 

- schuldig sei. Es wurde demgemäß auf Freisprechung erkannt. 

Der Herr Bergmeister hat sich mit großer Energie für die 

Bestrafung des Steigers eingesetzt. Es wäre viel richtiger, 
wenn er einmal sein Augenmerk auf die skandalöse Betriebs- 
unsicherheit in den Gruben, für die in erster Linie die Verwal- 
tung verantwortlich ist, richten würde. Die Wetterstrecken 
sind auf fast alien Gruben die reinsten Bruchbaue, und es ist 
den Reviersteigern ein Ding der Unmöglichkeit, bei der be- 
schränkten Anzahl von Verbauern und Nachreißern die Strecken 
in Ordnung zu halten. Die Wetterstrecken scheinen überhaupt 
Nebensache bei den französischen Ingenieuren zu Sein. Nur 
Kohlen, Kohlen und Leistung sind maßgebend. Der Unter- 
werksbau, den man besonders in schlagwetterhaltigen Gruben 
unbedingt zu vermeiden sucht, steht auf den Saargruben, 
wengistens auf vielen, in höchster Blüte, obwohl die Gebirgs- 
verhältnisse und die’ Flözlagerung den Unterwerksbau absolut 
nicht rechtfertigen. Raubbau schlimmster Art wird getrieben. 
Einfallstrecken werden in kurzen söhligen Zwischenräumen 
nach der noch nicht aufgeschlossenen Teufe abgetrieben, drei, 
i vier nebeneinander in derselben Grundstrecke. Ist die ein- 
- fallende Strecke ungefähr 40 bis 50 Meter abgetrieben, wird 
sofort der erste Stoß (gewöhnlich Rutschenstoß) in Betrieb 
genommen, während die Vorrichtung der Einfallstrecke ruhig 
weiter geht (Breitaufhauen). Nach und nach werden nun auf 
diese Weise alle Stöße belegt. Die Wetter werden von der 
Grundstrecke durch einen blasenden Ventilator nach dem tief- 
sten Arbeitspunkte, der Vorrichtungsarbeit, geleitet und gehen 
dann durch die einzelnen Arbeitsstöße nach der Grundstrecke 
zurück in die Wetterstrecke. Diese Art der Wetterführung‘ 
spricht alten Bergpolizeibestimmungen hohn. Der Bergmeister 
H. machte gelegentlich einer Befahrung einen Kollegen auf 
das Unzulässige dieser Abbaumethode aufmerksam; er unter- 
nahm aber keineswegs Schritte, daß diese unvorschriftsmäßige 
- Arbeitsweise eingestellt wurde. Die Reviersteiger sind macht- 
los, sie haben nur nach den Anordnungen der Revieringenieure 
zu arbeiten und können nicht die geringste betriebstechnische 
- Anordnung ‚selbständig treffen. Als ein Wunder muß man 
es betrachten, daß bei dem rücksichtslosen Raubbau der Fran- 
- zosen die Saargruben bis jetzt von größeren Katastrophen ver- 
schont geblieben sind. Bezeichnend für die Raubbaupolitik der 
- Franzosen ist auch der in der Saarpresse schon zur Genüge be- 
handelte Fall Schnapach. Die Grube St. Ingbert baut unter 
- dem Dorfe Schnapach die Sicherheitspfeiler ab, so daß der 
blühende Ort in absehbarer Zeit nur noch ein Haufen von 
Ruinen sein wird. Auch auf anderen Gruben ist man dazu über- 
gegangen, die Sicherheitspfeiler, die schon  jahrzehnteiangi 
- stehen, um wichtige Anlagen über Tage zu schützen, rücksichts- 
los abzubauen. Auch hierzu schweigt die Bergpolizei. 
4 Es wäre wohl noch viel zu sagen über die Behandlungs- 
- weise der Steiger durch ihre französischen und zum Teil auch 
- deutschen, für die Franzosen durch dick und dünn gehenden 
- Vorgesetzten. Z. B. über das wohl nirgends so schroffi ge- 
handhabte Revierprämiensystem, gegen das die Ge- 
- werkschaften der Angestellten und Beamten sowie die Arbeiter 
bereits seit Jahren vergeblich Sturm laufen; über den Mangel 
- an den notwendigsten Materialien in den Gruben usw. Es war 
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ländischen Bergpolizei etwas zu illustrieren. Wie weit sich die 
Raubbaumethode im saarländischen Bergbau einst rächen wird, 
wird sich über kurz oder lang erweisen. Wir wollen hoffen, 
daß die Saargruben wenigstens von großen Grubenkatastrophen 
verschont bleiben, P. Klasen. 


Unhaltbare Verhältnisse inNiedersachsen 


Im niedersächsischen Steinkohlenbergbau sind 90 Prozent 
der Arbeitnehmer bei: fiskalischen oder ehemals fiskalischen, 
also Preusag-Werken beschäftigt. Insgesamt dürften für diesen 
Bezirk 250 Tarif-Angestellte in Frage kommen, von denen die 
Mehrzahl kaufmännische Arbeiten leisten. Soweit technische 
Grubenangestellte in Betracht kommen, dürfte es diese Kate- 
gorie von Arbeitnehmern erst ab 1919 in diesem Gebiet geben. 
Es handelt sich zum weitaus größten Teil um Fahrhauer, die 
vor dem Kriege in Schichtlohn beschäftigt wurden, wobei 
interessant ist, daß der Schichtlohn dieser Fahrhauer noch 
niedriger war, wie derjenige der ihnen untersteliten Hauer. 

Auf den fiskalischen Werken sind die meisten geistigen 
Arbeiter Beamte. Sie werden nach der preußischen Be- 
soidungsordnung entlohnt. Auf den Preusag-Werken erhalten 
die ehemaligen Beamten, die nun als Angestellte gelten, die 
Sätze der preußischen. Besoldungsordnung von einem bestimm- 
ten Zeitpunkt ab, (die jedoch nicht mit den weiteren Erhö- 
hungen der Einkommen der Staatsbeamten steigen), zuzüglich 
Produktionsprämien und anderen sehr wesentlichen Vergünsti- 
gungen. Bei einigen Werken sind auch Hilissteiger und 
Steiger vorhanden, die von jeher nur Angestellte waren. So 
hat sich der geradezu unmögliche Zustand herausgebildet, daß 
angestellte Steiger bei den fiskalischen Werken etwa 
50 Prozent weniger wie beamtete Steiger, bei den 
Preusag-Werken sogar 60 bis 65 Prozent weniger wie 
ehemals beamtete Steiger verdienen, obwohl beide dieselbe 
Ausbildung besitzen als auch die gleiche Tätigkeit ausüben. 
Ab Dezember 1924 beträgt das Anfangsgehalt der Fahrhauer 
120 M., das Endgehalt 148,80 M., das der Steiger 185 M. bzw, 
268,30 M. Dies dürften die weitaus niedrigsten Einkommen 
sein, die im Steinkohlenbergbau zur Auszahlung gebracht 
werden. 

Zwecks Erhöhung dieser geradezu jämmerlichen Gehalts- 
sätze fanden Verhandlungen am 3. April 1925 statt, in der die 
Arbeitgeber jede Gehaltserhöhung grundsätzlich ablehnten, was 
sie mit der schlechten wirtschaftlichen Lage, den niedrigen 
Kohlenpreisen usw. begründeten. Wir wandten uns dann an: das 
R.A.M., welches mit der Durchführung des Streitverfahrens 
den Schlichter in Hannover beauftragte, der am 12. Mai einen 
Schiedsspruch fällte, demnach die ab 1. Dezember 1924 gül- 
tigen Gehaltssätze mit Wirkung ab 1. April eine Erhöhung 
um 5 Prozent erfahren. Wir haben diesen Schiedsspruch in 
Anbetracht der schädigenden Auswirkung auf die Gehalts- 
entwicklung der übrigen Bergbaureviere abgelehnt, die übri- 
gen Organisationen haben denselben angenommen. 

Eine Kündigung der ab 1. April gültigen Sätze erfolgte 
zum 30. Juni. Die Arbeitgeberseite lehnte von vornherein 
mündliche Verhandlungen ab. Am 17. Juli fanden wiederum 
Verhandlungen vor dem Schlichter statt, der einen Schieds- 
spruch fälle, wonach die bisherigen Gehälter 
weiter zu zahlen sind. 

Die Einkommensverhältnisse sowohl der Bergarbeiter, als 
auch der Angestellten im niedersächsischen Steinkohlenbergbau 
sind geradezu skandalös. Es ist die höchste Zeit, daß sich 
sowohl das Preußische Handelsministerium, als auch die Preti- 
sag-Zentrale mit dieser Angelegenheit intensiv beschäftigten. 
Die Einstellung der Werksleitungen ist den Ausführungen des 
Bergrates Herrn Dahms (Barsinghausen) zu entnehmen, der 
einmal sagte: Die Werke könnten an Lohnerhöhungen nicht 
denken und müßten es darauf ankommen lassen, ob tatsäch- 


lich die Bergbauarbeitnehmer auf Grund ihrer niedrigen Ein} 


kommen verhungern würden, um den Gewerkschaftsvertretern 
Recht zu geben, oder ob die Arbeitnehmer trotz der an 
Kaufkraft immer mehr abnehmenden Einkommen nicht noch 
weiter in der Lage wären, Arbeit zu leisten, lediglich um 
eine Stillegung der Werke zu verhüten,. Das andere Ma! sagte 
derselbe Werksvertreter, daß die Einkommen der Angestellten, 
die früher Beamte waren, an und für sich nicht zu hoch sind, 
aber mit der Rentabilität der Werke nicht in Einklang gebracht 
werden können. Die Arbeiter und Angestellten müssen sich 
somit deshalb mit derart niedrigen Einkommen zufrieden 
geben, damit die Werke die für sie, an der Rentabilität ger 
messen, untragbaren Einkommen für die ehemaligen Beamten 
zahlen können. 

Der Schlichter hat auch vor einiger Zeit eine Erhöhung 
der Bergarbeiterlöhne abgelehnt, obwohl nachgewiesen wer- 
den kann, daß z.B. gelernte Facharbeiter (Familienväter); 
einen Nettowochenverdienst in Höhe von 15 M. beziehen, 
Länger werden sich die Bergbauarbeitnehmer Niedersachsens 
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diese Aushungerungspolitik nicht mehr gefallen lassen. 
Hunger und Verzweiflung. wird die Massen ergreifen, so ‚daß 
das Schlimmste zu befürchten ist. Nach unserer Meinung jst 
in diesem Gebiete der wirtschaftliche Friede gefährdet. Es 
dürfte im wirtschaftlichen Interesse liegen,. die sonst. unaus- 
bleiblichen Kämpfe zu vermeiden. Wann gedenkt das ReA.M. 
pflichtgemäß einzugreifen? Wann wird sich der Preußische 
Landtag mit der wirtschaftlichen Lage der Arbeitnehmer im 
niedersächsischen Steinkohlenbergbau SEES NUTBENE. 
Seitz, 


Knappschaftliches 


Eine unerhörte Verschlechterung des Reichsknappschafts- 

gesetzes beabsichtigt, Es stellt sich immer mehr heraus, daß 
ie gesetzliche Neuregelung des Knappschaftswesens auf eine 

schwere Schädigung der. Pensionsinteressen der Versicherten 
abzielt. Wir haben in Nr. 27 der „D.T.Z.‘“ vom 3, Ju}i, dem 
Inhalt des Referentenentwurfes einer Novelle zum R.K.G. mit- 
geteilt und dabei betont, daß die vorgesehenen Aenderungen 
bezüglich der Angestellten unter aller Kritik sind. Die .an- 
schließenden Besprechungen. im Reichsarbeitsministerium. be- 
rechtigten zu der Hoffnung, daß die Regierung von ihrem 
ungünstigen Plan „ablassen ‚würde. 

Das R.A.M. hat jetzt einen zweiten Gesetzentwurf 
herausgebracht, der die gehegten Erwartungen aber nur zu 
einem Teil erfüllt. Er enthält zwar die geforderte Gleich- 
stellung der kaufmännischen und technischen Angestellten in der 
Pensionsversicherung; auch bringt er für diejenigen Angestellten, 
die keine wesentliche bergmännische Arbeit verrichten, unter be- 
stimmten Bedingungen eine Herabsetzung der Altersgrenze vom 
65. auf das 60. Lebensjahr. Auf der anderen Seite enthält er aber 
eine Verschlechterung der Alterspensionsbestimmungen für die 
Angestellten mit wesentlich bergmännischen Arbeiten, die den 
Entwurf für uns unannehmbar macht, Es wird bestimmt, daß 
Angestellte, die mindestens 25 Beitragsjahre zurückgelegt, davon 
mindestens 15 Beitragsjahre wesentliche bergmännische Arbei- 
ten verrichtet haben und die Beschäftigung in knappschaftlich 
versicherten Betrieben aufgeben, nach Vollendung des 
55. Lebensjahres auf Antrag Alterspensi®n erhalten. Die 
Alterspension soll dann sage und schreibe 60 Prozent der er- 
dienten Invalidenpension betragen. Zwei geradezu bösartige 
Verschlechterungen bringt diese Neufassung: Heraufset- 
zung des Lebensalters von dem 50. auf das 55. Jahr 


Berufsfragen der Bekardenernniker 


Das Reichsinnenministerium zur Verfassungsfeier am 11. 8. 
Zur diesjährigen Verfassungsfeier hat das Reichsinnenministe- 
rum Richtlinien herausgegeben, wonach es erwünscht er- 
scheint, daß nicht nur in den Landeshauptstädten, sondern 
möglichst in allen Städten und Ortschaften von den Behörden 
gemeinsam amtliche Feiern veranstaltet werden. Hierzu dürften 
zweckmäßig Vertreter der Bevölkerung, insbesondere Vertre- 
ter der Arbeitnehmer und Arbeitgeber, die Handels- und Hand- 
werkskammern, die Innungen, Beamten- und Angestellten- 
verbände einzuladen sein. Weiter stellt der Minister anheim, 
zur Veranstaltung kirchlicher Feiern am Verfassungstage selbst. 
oder am vorhergehenden Sonntag mit den Kirchenbehörden 
in Verbindung zu treten. Auch wegen der Schulfeiern werden 
die näheren Bestimmungen anheimgestelit. 

Für die Reichsbehörden ist die Anweisung ergangen, daß 
die Dienstgebäude vorschriftsmäßig zu flaggen haben. Zur 
Teilnahme an den staatlichen Feiern und Gottesdiensten soll 
den Beamten, Angestellten und Arbeitern des Reiches auf An- 
trag, soweit die Dienstverhältnisse es irgend gestatten, Dienst- 
befreiung gewährt werden. Die Länder werden gebeten, für 
die Landesbeamten entsprechende Anordnungen zu .erlassen. 

In den Reichsministerien ist der Dienstschluß auf 1 Uhr 
mittags festgesetzt. Inwieweit außer den gemeinsamen Feiern 
auch auf die Veranstaltung privater Festlichkeiten hinzuwirken 
ist, wird vom Reichsinnenminister der Anweisung der Länder 
überlassen. 


Vom Personalabbau bei den Reichsbehörden. Nach einer 
dem Reichstag vorgelegten Uebersicht des Reichsfinanzministe- 
riums über die Personalbewegung vom 1. Oktober 1923 bis 
zum 1. April 1925 ergeben sich folgende sprechende Ziffern. 
In der genannten Zeit wurden abgebaut: bei den Reichsministe- 
rien insgesamt 10187 Beamte, 30 231 Angestellte und 5393 Ar- 
beiter; bei der Reichspost einschl. der Reichsdruckerei kamen 
zum Abbau insgesamt 41542 Beamte, 5228 Angestellte und 
40 936 Arbeiter. Zu diesen über 133 000 Abgebauten treten noch 
die der Länder, der Gemeinden und der Reichsbahn, 
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und darüber hinaus eine Kürzung der Pension um 
40 Prozent. Das bedeutet, daß die Alterspension- praktisch 
beseitigt ist. Kein Angestellter kann sie mehr beziehen, : weil 
der Pensionssatz nur 60 Prozent der erdienten Pension betrfä 
und somit nicht einmal einen kümmerlichen Lebensunterhalt 
gestattet. 

. Gegenüber den bereits vorhandenen Alterspensionären 
macht der Entwurf ganze Arbeit. Das neue. Gesetz soll’ am 
1. Januar 1926 in Kraft treten. Die laufenden 'Alterspensionen 
sollen vom ersten Tage des vierten Monats nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes nach dessen Vorschriften berechnet wer- 
den, d. h. daß alle diejenigen Alterspensionäre, die noch nicht 
55 Jahre alt und berufsunfähig sind, von dem Umrechnungstage 
ab ihrer Rente verlustig gehen. Soweit sie ohne Stellung "sind, 
stehen die Kollegen dann mittellos da. Bei der heutigen Wirt- 
schaftskrise im Bergbau wird es ohnehin unmöglich sein, ‚eine 
neue. Stellung zu erhalten, und sie sind schließlich zeitlebens; 
durch diese rigorose Bestimmung mit ihrer Familie zum Hun- 
gem verurteilt. 

Eine Schädigung tritt gleichfalls für die 55 Jahre alten 
Alterspensionräre ein, indem ihnen nur noch 60 Prozent der 
erdienten Rente gezahlt werden. 

Wir müssen schon sagen, daß die Aenderung der Alters- 
pensionsbestimmungen in der vorstehenden Weise wohl das 
stärkste Stück ist, was die Regierung sich bisher in der Sozial- 
versicherung geleistet hat. Mit einem Federstrich sollen 
Tausende von .Menschen, die jahrzehntelang schwere Arbeit 
geleistet haben, ihrer wohlerworbenen Rechte verlustig gehen. 
Mit Entrüstung weisen wir ein solches Ansinnen zurück. Wie 
wir hören, soll der zweite Gesetzentwurf bereits das Reichs- 
kabinett passiert haben. Die Reichsregierung hat also dieser 
unerhörten Verschlechterung zugestimmt — wieder einmai ein 
Beweis, daß die Rechtsregierung: sozialer Einsicht bar ist. Wir 
erwarten, daß der Reichstag unter keinen Umständen dieser Ge- 
setzesänderung zustimmt. Nach unserer Auffassung. liegt über- 
haupt. kein Grund vor, das Reichsknappschaftsgesetz gegen- 
wärtig zu ändern. Der Herr. Reichsarbeitsminister sollte viel- 
mehr für eine ordnungsmäßige Durchführung des geltenden 
Gesetzes Sorge tragen und insbesondere die Gesetzessabotage 
der Unternehmer unterbinden. x 

Wir werden in der nächsten Nummer der „D.T.Z.“ auf 
den zweiten Gesetzentwurf und auf die von uns dagegen unter- 


nommenen Schritte näher eingehen. 
7 
RO) 


Reichswirtschaftsrat gegen Reichsbahngesellschaft. In 
einer EntschließBung des Sozialpolitischen Ausschusses des Vor- 
läufigen Reichswirtschaftsrates wird die Reichsregierung er- 
sucht, die „aus dem Reichsbahngesetz hergeleitete schran- 
kenlose Autonomie der Reichsbahngesellschaft wenig- 
stens insoweit zu beschränken, daß die Gesellschaft bei Aus- 
übung dieser ihr durch die Anforderung des Dawes-Guft- 
achtens, keineswegs gebotenen Befugnisse den Grundsätzen des 
allgemeinen Reichsrechts zu folgen verpflichtet wird“. 








Abbau der Vermessungstechniker bei der ReichsbahngeseH- 
schaft. Vor kurzem berichteten wir, daß die Reichsbahngesell- 
schaft einen weiteren Abbau ihres bautechnischen Personals 
eingeleitet hat. Wie aus der nachstehenden Verfügung hervor- 

eht, will man nun auch die Zahl der vermessungstechnischen 
eamten verringern. Wohin das alles führen wird, haben wir 
in früheren Darlegungen wiederholt klargestellt. Eine Gruppe 
nach der anderen des technischen Personals wird zermürbt; 
die Früchte des von all den kleinen technischen Verbands- 
Daonen der Reichsbahn gezüchteten Kantönligeistes reifen. 
ie von der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, Reichsbahn- 
direktion Berlin, mit 4. P. 5. 12. vom 18. Juni 1925 erlassene 
Verfügung lautet: 

„I. Bei der mit dem Kommissar der Hauptverwaltung am 13. Juni 
stattgehabten Besprechung ist die hohe Zahl der vermessungstechnischen 
Beamten bemängelt worden. Wenn auch die augenblicklich vorliegenden 
Arbeiten das vorhandene Personal rechtfertigen sollten, so wäre doch in’ 
Zukunft nur mit einer sehr geringen Bautätigkeit zu rechnen. Bei ent-: 
sprechender Verteilung der nicht eiligen Arbeiten auf.spätere Zeit müßten‘ 


Kräfte jetzt unbedingt verfügbar werden. : 


2. Gg. Rückgabe an den Herren Vorstand des Büros L. zur Kennt-' 


nis und mit dem Auftrage, ein entsprechendes Arbeitsprogramm aufzustellen: 


äußern, wann und welche Kräfte bis 1. Oktober 1925. 


Verfügung gestellt werden; ferner 


und sich zu 
spätestens zur 
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ist eingehend zu, 
prüfen, ob tatsächlich noch acht Meßarbeiter erforderlich sind und ob ° 
nicht die von den Meßarbeitern geleisteten Arbei- 
ten zum Teilvon dem. Vermessungspersonalmit aws 
geführt werden können, 7 Si 
Es wird ausdrücklich bemerkt, daß durch jeden verfügbar gemachten! 
Beamten auch eine entsprechende Verminderung der Gesamtkopfzahl, 



























durch Abstoßen oder Entlassen von Hifsbediensteten und Arbeitern zu- 
hächst im eigenen Büro erreicht werden muß und daß, falls dies nicht 
möglich sein ‚solite, wir uns vorbehalten, .die verfügbaren Beamten zu 
‚anderen Dienststellen zum Zwecke der Ersparnis von Arbeitskräften zu 
versetzen. Eine Beschäftigung im technischen Dienst 
ist.in absehbarer Zeit nicht möglich.“ 


Post- und telegraphenwissenschaftliche Woche. In Ver- 
bindung mit dem Reichspostministerium veranstaltet die Ver- 
 waltungsakademie Berlin in den Tagen vom 5. bis 10. Oktober 
- eine post- und telegraphenwissenschafiliche Woche, zu der 
folgende: Vorträge vorläufig vorgesehen sind: 
'- Sautter, Staatssekretär: Weltwirtschaftliche Probleme der Deutschen 
- . Reichspost. 
Dozent vorbehalten: Gegenwartsfragen der Deutschen. Volkswirtschaft, 
Andersch, .Dr., Ministerialrat: Finanz- und Wirtschaitsfragen der Deut- 
.... schen. Reichspost. ! : 
Schneider, Dr., Oberpostrat: Postrecht und Wirtschaftsleben. 
Küsgen, Ministerialdirektor: Verkehrspolitik der Deutschen Reichspost, 
au e, ae Diplomingenieur: Betriebswissenschaft (mit Licht- 
ildern). - B E 
Feyerabend, Ministerialdirektor: Fernsprechbetriebsfragen. 
Gieseke, Ministerjalrat; Das deutsche Funkwesen. - 
. Schumach, Ministerialrat: Neuzeitliche -Beamtenfragen. 
Hotz, Oberpostdirektionspräsident in Speyer: Sozialpolitik der Deut- 
schen Reichspost. 
" Hoetzsch, Dr., Universitätsprofessor: Das Beamtentum im Ausland, 
Schwellenbach, Dr., Oberpostrat a. W.: Beamtenschaft und deutsche 
Weltanschauung. ’ 
Neben diesen Vorträgen sind noch Führungen durch ver- 
schiedene Betriebe der Post-, Telegraphen- und Fernsprech.- 
Verwaltung in Aussicht genommen. 


‚Betriebsräte bei den Behörden 


Ergebnis der Hauptbetriebsratswahlen. Das Ergebnis der 
Hauptbetriebsratswahlen im Bereiche des Reichsfinanzministe- 
riums, der Reichswasserstraßenverwaltungen und der preußi- 
schen Wasserbauverwaltung liegt nunmehr amtlich vor. Mit 
Befriedigung können wir: feststellen, daß mit Ausnahme der 
Wahlen. in der Reichsfinanzverwaltung die freigewerkschaft- 
lichen Stimmen eine Zunahme zu verzeichnen haben. Nach- 
stehend geben wir das Stimmenverhältnis wieder, wobei die 
eingeklammerten Zahlen die Stimmenzahl des Vorjahres wie- 

| dergeben: a ER 
a) Reichswasserstraßenverwaltungen. 


Freigewerkschaftliche Arbeiterliste: 
10845 (7679) Stimmenzuwachs etwa 41 Prozent, 


- Freigewerkschaftliche Angestelltenliste: 

165 (595) Stimmenzuwachs 29 Prozent. 

Die gegnerische Liste, d. i. die Liste der Deutschen 
Wasserstraßengewerkschaft, hat aufzuweisen: 

Arbeiterliste 5065 en Stimmen, 
Angestelltenliste 485 (395) Stimmen. 

Der Hauptbetriebsrat besteht aus 6 Mitgliedern. Nach dem 
vorliegenden Stimmenverhältnis entfallen auf die freien Ge- 
werkschaften genau wie im Vorjahre 5 Sitze, wohingegen 
die Deutsche Wasserstraßengewerkschaft nur mit einem Sitz 
vertreten ist. 

Der einzige Angestelltensitz ist unserem Bunde zugefällen., 
Damit ist auch für das kommende Jahr der Kollege Pan- 
doew (Hannover) mit einer erhöhten Stimmenzahl als Mitglied 
des Hauptbetriebsrates gewählt. 

b) Preußische Wasserbauverwaltung. 

Freigewerkschaftliche Arbeiterliste: 

2033 (1455) 
Freigewerkschaftliche Angestelltenliste: 
183 (178) 


Als Gegenpartner ist auch bei dieser Wahl die Deutsche 
Wasserstraßengewerkschaft aufgetreten. Ihre Liste hat er- 


halten: 
Arbeiterstimmen 756 ve 
Angestelltenstimmen 99 (37 


Es ist nicht zu verkennen,.daß die Wahlen in der preußi- 
schen Wasserbauverwaltung einen Zug nach rechts enthalten. 
Demgegenüber steht aber fest, daß die Deutsche Wasser- 
straßengewerkschaft bei ihrer Agitation zu Mitteln gegrifffen 
hat, die wir als sehr wenig vornehm betrachten müssen. 
Wir verweisen auf das anonyme Flugblatt und auf den im 
Organ der Deutschen Wasserstraßengewerkschait, „Strom und 
Schleuse‘, enthaltenen Mahnruf eines Teiles der in der Wasser- 
bauverwaltung beschäftigten Beamten mit der Aufforderung 
an die Arbeiter und Angestellten, die Liste der Deutschen 
Wasserstraßengewerkschaft zu wählen, eine Beeinflussung, die 
selbst den Reichsverkehrsminister veranlaßte, einzugreifen. An- 
dererseits muß allerdings auch festgestellt werden, daß ins- 
besondere in den Dienststellen, in denen nachweislich die 
Freien Gewerkschaften zahlenmäßig sehr stark vertreten sind, 
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eine nicht unbeträchtliche Wahlenthaltung festzustellen 
ist. Bei einer stärkeren Beteiligung wäre das Wahlergebnis 
in der preußischen Wasserbauverwaltung sicherlich anders 
ausgefallen. So fehlen der freigewerkschaftlichen Angestellten- 
liste nur 16 Stimmen, um den zweiten Angestelltensitz zu 
behaupten. Nur diese fehlenden 16 Stimmen haben es ermög- 
licht, daß der zweite Angestelltensitz der Deutschen Wasser- 
straßengewerkschaft zufiel. Während im verfilossenen Jahre 
die freien Gewerkschaften restlos alle sieben Sitze auf sich 
vereinigten, sind in diesem Jahre nur fünf Sitze, davon ein 
Angestelltensitz, der von unserem Bunde besetzt wird, auf die 
freien Gewerkschaften entfallen. Einen. Arbeiter- und einen 
Be eilieneitz erhielt die Deutsche Wasserstraßengewerk- 
schaft. 

Die Deutsche Wasserstraßengewerkschaft wird nunmehr 
zeigen müssen, ob sie an der Besserung der Lage der Arbeit- 
znehmer positiv mitarbeiten will. In der ersten Sitzung des 
Hauptbetriebsrates haben sich sowohl die beamteten als auch 
die ehrenamtlichen Vertreter dieser „Auchgewerkschaft“ in 
eisiges Schweigen gehüllt. Uns allein ist es vorbehalten ge- 
blieben, die Interessen der Angestellten in sehr wichtigen 
Fragen, wie z. B. Sicherung der Arbeitnehmerrechte anläßlich 
der Vergesellschaftung des Duisburg-Ruhrorter Hafens, wahr- 
zunehmen, obgleich gerade aus diesem ‚Bezirk eigentümlicher- 
weise der Deutschen Wasserstraßengewerkschaft die meisten 
Stimmen zufielen. 

In der gleichen Sitzung ist auch der geschäftsfüh- 
rende Ausschuß gewählt worden. Zwei Sitze entfallen 
auf die freigewerkschaitliche Liste, während ein Sitz der 
Liste der Deutschen Wasserstraßengewerkschaft: zufiel. Unser 
Kollege Fiedler (Breslau) ist wie im Vorjahre zweiter Vor- 
sitzender des Hauptbetriebsrates. 

c) Reichsfinanzverwaltung. Re 

Einleitend darf festgestellt ‘werden, daß die Wahlen im 
Bereiche des Reichsfinanzministeriums unter einem besonders un- 
gimstigen Stern standen. Der starke Personalabbau hat zweifel- 
los einschüchternd gewirkt. Entsprechend der Verringerung der 
Gesamtbelegschaftsstärke ist auch die Zahl der Hauptbetriebs- 
ratsmitglieder verringert worden. Während bisher der Haupt- 
betriebsrat aus 11 Mitgliedern bestand, ist zukünftig seine 
Stärke auf 9 Mitglieder bemessen. Die geringere Belegschafts- 
stärke äußert sich auch in der Zahl der abgegebenen Stimmen. 
Es haben erhalten: ; 

_ Die freigewerkschaftliche Liste (Arbeiter und Angestell- 
= 3308 (5424), die Liste des G.d. A. 1854 (2713) und die 
Liste der christlichen Richtung 2380 (2484). 

Die Verteilung der Sitze ist somit wie folgt gegeben: 

Freie Gewerkschaften 4 Sitze (bisher 6), 
.d. A. 2 Sitze ne 3), 
christl. Richtung 3 Sitze (bisher 2 

Unser Bund hat den einen Sitz, den er im vergangenen 
Jahre innehatte, eingebüßt. Dieser Umstand ist in dem außer- 
ordentlich starken Abbau, der gerade bei der Reichsbauver- 
waltung sehir erheblich ins Gewicht gefallen ist, zu suchen. 
Während früher 800 technische Angestellte in der Reichs- 
bauverwaltung beschäftigt waren, ist diese Zahl auf etwa 280 
verringert worden. Ye 

Obgleich das Wahlergebnis unsere volle Befriedigung nicht 
findet, haben wir dennoch alle Veranlassung, in Anbetracht 
der gegenwärtigen anormalen Rechtsverhältnisse den Ausfall 
der Wahlen als Anerkennung unserer gewerkschaftlichen Ar- 
beit zu betrachten. Wir wollen hoffen, daß .die Ausnahme- 
stellung, die den Behördenangestellten durch Außerkraitsetzung 
der Kündigungsschutzbestimmungen aus & 84 B.R.G. zuteil 
wird, recht bald beseitigt wird, damit die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit wieder ermöglicht wird. Dann erst wird der 
Wahlkampf ein Kampf mit gleichen Waffen sein. 


Verwaltungsreform 


Tagung des Reichsstädtebundes, Anläßlich der Jahrtau- 
sendfeier der Rheinlande hielt der Reichsstädtebund seine dies- 
jährige Tagung vom 1. bis 5. Juli in Koblenz ab. Von den 


Denkt an die Kinder! 


Wird die Zollvorlage Gesetz, so steigt der Preis von 


Butter um mehr als 7%, 
Margarine 19%/, 
Schweineschmalz 7%, 
Gemüse 20%, 
Zucker 150), 
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verschiedenen Beratungsgegenständen der Tagesordnung inter- 


essieren im wesentlichen zwei Punkte, die durch EntschlieBun- _ 


gen erledigt wurden. In der ersten Entschließung handelt es 
sich um die Aufrechterhaltung der Lebensfähigkeit der mittleren 
und kleineren Städte. Hier kam die bei den Verbänden der 
Kommunalverwaltung allgemein bestehende Besorgnis zum Aus- 
druck, daß die Einschränkung des Anteiles der Gemeinden an 
der Einkommens- und Körperschaftssteuer es ihnen unmöglich 
machen würde, lebensnotwendige Aufgaben zu erfüllen und 
daß dadurch die Selbstverwaltung ertötei wird. 

In der zweiten Frage handelt es sich um die Beiriebs- 
formen städtischer Betriebe. Die hierzu angenommene Ent- 
schließung ist ein Beweis dafür, daß die Entkommunalisierungs- 
psychose anscheinend überwunden ist und sich nur noch in 
ihren letzten Wellenschlägen auswirkt. Die Entschließung 
hat folgenden Wortlaut: 

„i. Eine Entkommunalisierung kommunaler Versorgungswerke durch 

Uebereignung an das Privatkapital ist unbedingt zu verwerfen. 

2. Auch eine Verpachtung kommunaler Versorgungswerke an die 
Privatwirtschaft muß möglichst vermieden werden. 

3. Eine Umwandlung kommunaler Versorgungswerke in gemischt- 
wirtschaftliche Unternehmen ist nur dann anzuraten, wenn auf Grund 
genauer technisch-wirtschaftlicher Nachprüfung des Gesel'schaftsvertrages 
feststeht, daß der Gemeinde aus dem Werk unter gleichen wirtschaft- 
lichen Bedingungen mehr Einnahmen zufließen als bei einem rein kom- 
munalen Betriebe, und wenn die öffentlichen Interessen vertraglich ge- 
währleistet sind. 

4. Bei kommunalen Regiebetrieben empfiehlt es sich, den Verwal- 
tungsausschuß bzw. die Werkleitung im Interesse höchster Wirtschaft- 
lichkeit der Betriebe nach Möglichkeit selbständiger zu machen und 
ihnen dadurch eine größere kaufmännische Beweglichkeit zu. geben. 

5. Für alle kommunalen Betriebe ist es notwendig, zur Auswer- 
tung der Betriebsergebnisse, zur Verbesserung der Betriebswirtschaft 
bei Ausführung von Neubauten oder Umgestaltungen und bei Abschluß 
von meuen oder Aenderung von alten Verträgen nach der technischen 
und wirtschaftlichen Seite die technische Beratungsstelle des Reichs- 
städtebundes in Anspruch zu nehmen.“ 

Zu bemerken ist dazu, daß der Punkt 3 dieser Ent- 

schließung lebhaften Widerstand bei der S.P.D.-Fraktion der 
Versammlung fand, aber trotzdem zur Annahme kam. 


Ferner beschäftigte sich die Tagung mit dem Problem der 
Neubauförderung in mittleren und kleineren Städten, 
wobei die Forderungen aufgestellt wurden, daß allen Städten 
die selbständige Verfügung über das örtliche Aufkommen an 
Hauszinssteuer für die Neubautätigkeit zugestanden wird, und 
daß eventuelle Erhöhungen der Hauszinssteuer in erster Linie 
zum Wohnungsneubau Verwendung finden. Ferner wurde ver- 
langt, daß den kapitalistischen Unternehmungen, die den Geld- 
verkehr in der Hand haben, die gesetzliche Verpflichtung auf- 
erlegt wird, einen Teil ihrer Einlagen in erststelligen Woh- 
nungsgeldhypotheken anzulegen, daß Reich, Staat und Gemein- 
den dazu übergehen sollen, für ihre Beamten, Angesteliten 
wıd Arbeiter selbst Wohnungen zu bauen und daß die Stetig- 
keit des Wohnungsneubaues durch Aufstellung eines bestimmten 


Aus dem Bunde 


aus Dr 


Aus den Gauen 


6. ordentlicher Gautag des Gaues Rheinland-Westfalen. 


Auf Grund des $ 40 der Bundessatzung berufen wir hiermit im 
Einvernehmen mit dem Bundesvorstand unseren 6. ordentlichen Gautag 
für Sonntag, den 2. September 195, vormittags 930 Uhr, 
nach Dortmund ein. 

Tagesordnung: 
1. Konstituierung des Gautages (Wahl eines Büros, Festsetzung der 

Tagesordnung, Wahl einer Mandatsprüfungskommission). 

2. Geschäftsbericht: 
R des Gauleiters (Referent: Kollege Gramm), 
b) des Gauvorstandes (Referent: Kollege Todenhöfer), 

c) der Kassenprüfer, 

d) der Ortsverwaltungen (Referent: Kollege Schnautz). 

3. Feinde des sozialen und wirtschaftlichen Aufstiegs der Techniker- 
schaft (Referent: Kollege Lustig, Berlin). 

4. Anträge. 

5. Wahl des Gauvorstandes und Bestätigung des Gauleiters. 

6. Verschiedenes. 

An dem Gautage nehmen als Vertreter des Bundesvorstandes die im 
Gaugebiet wohnenden Bundesvorstandsmitglieder Dahlhoff, Früh- 
ling, Halbfell und Schweisfurth, ferner als Vertreter der 
Berliner Geschäftsführung des Vorstandes der Kollege Lustig (Berlin) 
teil. Die Tagung findet im Historischen Saal des alten Rathauses, am 
Markt Nr. 12 (10 Minuten vom Hauptbahnhof Dortmund) statt. 

Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
Gau Rheinland-Westialen. 


Todenhöfer. Gramm. 
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Programms für die Bauwirtschaft auf mehrere Jahre hinaus 
festgelegt wird. | 
Besoldungsfragen k 

Zur Frage der Schlüsselungsgrundsätze in der Beamten- 
besoldung. Der Unterausschuß des Haushalts- 
ausschusses des Reichstags hat nachstehende Be- 
schiüsse gefaßt: 

„Der Reichstag wolle beschließen, fo!gende Entschließungen anzu-- 
nehmen: 

Die Reichsregierung zu ersuchen, eine Denkschrift darüber ‘vorzi- 
legen, ob das System der Verteilung der .Beamtenstellen einer Lauf- 
bahn auf verschiedene Besoldungsgruppen nach starren Schlüsselungs- 
grundsätzen den Anforderungen des Dienstes der einzelnen Reichsressorts 
entspricht, ob hieran festzuhalten, sein wird, oder welche Vorschläge 
über eine Aenderung sich empfehlen (Nr. 522). 

Die Reichsregierung zu ersuchen, in eine Prüfung darüber einzutreten, 
bei welchen Reichsmittelbehörden besondere Verhältnisse vorliegen, die 
ein Hinausgehen über die normale Schlüsselung in der Bemessung der 
Beförderungsstellen notwendig machen. Gegebenenfalls sind entsprechende 
Anforderungen im Haushalt für 1926 einzustelien (Nr. 523). 

Die Reichsregierung zu ersuchen, die in den Schlüsselungsgrundsätzen | 
nicht aufgeführten Besoldungsgruppen ebenfalls in diese Grundsätze mit 
einzubeziehen (Nr, 524). 


Zur Besoldungsbewegung. Bei der Besprechung der 
Spitzenorganisationen der Beamten und Angestellten mit dem 
Reichskanzler über eine Aufbesserung der Beamten- und An- 
gestelltenbezüge spielte in der von den Vertretern der Reichs- | 
regierung für ihre ablehnende Haltung gegebenen Begründung 
die Rücksichtnahme auf die Reichsbahngesellschaft eine nicht 
geringe Rolle. Mit dieser Tatsache haben sich jetzt die Eisen- 
bahnerorganisationen in einer gemeinschaftlichen Besprechung 
beschäftigt und dabei beschlossen, an die Reichsbahngesellschaft 
mit dem Ersuchen um eine Aussprache heranzutreten. 

Es haben ferner die Tariigewerkschaften der Reichsbahn- 
arbeiter beschlossen, den mit der Hauptverwaltung der Reichs- 
bahngesellschaft abgeschlossenen Lohnvertrag zum 31. August” 
d. J. aufzukündigen. 

Zur 3. Lesung des Reichshaushalts haben die Spitzenorgani- 
sationen der Beamten und Angestellten einen erneuten Appell 
Be Reichstagsfraktionen zur Aufbesserung der Bezüge ge- 
richtet. ; 


Neue Verlängerung des Sperrgesetzes? Nach einer Mit- | 
teilung der „A.D.B.Z.“, der Zeitschrift des Allgemeinen Deut-' 
schen Beamtenbundes, hat sich der Reichsfinanzminister von 
Schlieben im Steuerausschuß des Reichstages dahin geäußert, 
daß im Zusammenhang mit der außerordentlich schwierigen 
Lösung des Finanzausgieichs sich wohl die Notwendigkeit einer 
Verlängerung des Sperrgesetzes ergeben werde. 
Bekanntlich soll das Sperrgesetz nach seiner jetzigen Fassufg 
am 1. April 1926 außer Kraft treten. Gegen diese Absichten 
der Regierung muß mit aller Kraft seitens der Beamten ange- 
kämpft werden. r 


6. ordentlicher Gautag des Gaues Hessen. j 

Gemäß $ 40 der Bundessatzungen und der dazu gehörigen Aus-. 
führungsbestimmungen berufen wir hiermit den 6. ordentlichen 
Gautag zu Sonnabend, den 19. September 1925, abends’ 
8 Uhr, nach Mainz (Ev. Vereinshaus) ein. / 


Vorläufige Tagesordnung: 


Oeffentl.. Techniker-Kundgebung. Die Wettbewerbsunfähigkeit der” 
deutschen Wirtschaft. ii 
1. a) Eröffnung und Konstituierung des Gautages. 
b) Wahl der Mandatsprüfungskommission, 
2. a) Geschäftsbericht des Gauleiters, 
b) Geschäftsbericht des Gauvorstandes. 
3. a) Wahl von 5 Gauvorstandsmitgliedern, 
b) Wahl von 5 Ersatzleuten für den Gauvorstand, 
„ €) Bestätigung des Gauleiters. 
4. Die Durchführung des Werbepensums. 
s. Anträge. 
6. Verschiedenes. 


Anträge: Als ordnungsgemäß eingegangen gelten alle Anträge, 
die bis spätestens 25. August bei der Gauverwaltung schriftlich vorliegen. 
Aeußerster Termin für Uebermittlung des Wahlergebnisses 
ist der 10. September. ‘2 


Bund der technischen Angestellten und Beamten. Ri 


Gau Hessen. > 4 


Herzog. Horam 


Versammlungskalender 


Bautzen. M. 7. VII. 80 im Bürgergarten. 

Dudweiler. M. 9, VII. Nachm. 300 im Lokal Grimm. 
Dudweiler. F. Bergbau. 9. VII. Vorm. 9% im Lokal Brenner, 
Erfurt. M. 7. VIII. 800. Rest. Steiniger. 

Glatz. M. 7. VII. 73%. Stephans Brauerei, Roßstraße. 
Görlitz. M. 6. VII. 8% im Handelskammerhaus. 
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Heidelberg. M. 6. VIII. 80%. Brauerei Ziegler. 

Hildesheim. M. 6. VIII. „Altdeutsches Haus“, Osterstraße. 

Kiel. M. 6. VIII. 8%, Hotel „Stadt Magdeburg“. 

Meiderich. M. 6. VIII. 800, Rest. „Stadtgarten“, Kirchstraße. 

_ Potsdam-Nowawes. M. 14. VIII. 80, Rest. „Fürst Bismarck“ Potsdam, 
Mammonstraße 1. 

Waldheim. M. 5. VIII. 8%. Vereinshaus. 

Wetzlar. M. 7. VIII. 830, Schleusenstr. 12. 

ee, (Bez. Halle). 12, VIII. 80 im Gasthaus „Zur goldenen 
ome“, 


Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung‘* 
übersandten Schriftwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt, Besprechung bleibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 
erfolgt nicht. 


Aereboe, Friedrich: Zur Frage der Agrarzölle. (Betriebswirtschaftliche 

Vorträge aus dem Gebiete der Landwirtschaft, Heft 8.) Verlags- 
 buchhandlung Paul Parey, Berlin 1925. 

Baer: Die Ausbildung für den Beruf des akademischen Bauingenieurs. 
Ein Ratgeber für die Berufswahl. Herausgegeben von dem Deutschen 
Ausschuß für Technisches Schulwesen und der Deutschen Gesellschaft 
für Bauingenieurwesen. V.D.l. Verlag, G.m.b.H., Berlin, 1925. 

Berg, Dr.-Ing.: Die patentierte Erfindung in neuer Darstellung und Be- 
ahspruchung. (Die rechtliche Vielgestalt der patentierten Erfindung.) 
Verlag: J. Bensheimer, Mannheim-Berlin-Leipzig 1925. 

Brenner, Kurt: Die Naturwissenschaft am Wendepunkt, Ein neues Welt- 
bild auf wissenschaftlich einwandfreier Grundlage. Gemeinverständ- 
lich dargestellt. Verlag: Otto Hillmann, Leipzig 1925. 

Brockhaus, Der Kleine: Handbuch des Wissens in einem Bande. In zehn 
Lieferungen zu je 1,90 M. Lieferung 3. Verlag: F. A. Brockhaus, 
Leipzig 1925. 

Eisemann, Fritz: Baukalk. Die verschiedenen Kalkarten und ihre zweck- 
mäßigste Verwendung. 1925, Kalkverlag G.m.b.H., Berlin W 62, 
Kielganstraße 2. 

Frick, Otto: Handbuch der Steinkonstruktionen einschließlich des Grund- 
baues und des Beton- und Fisenbetonbaues. Mit über 600 Abbildun- 
gen im Text. Verlag: Willy Geißler, Berlin, 1925. 

Fuchs, Karl, Johannes: Volkswirtschaftsiehre. 5. Auflage (Sammlung 

-®  Göschen.) Verlag: Walter de Gruyter, Berlin-Leipzig, 1925. 

Goldschmidt, Bernhard: Wissenswertes aus Wirtschafts- und Sozialpolitik 
der Vereinigten Staaten, (Schriften der Vereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände E.V., Heft 13.) Zu beziehen durch die Presse- 
stelle der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, Berlin 
W 62, Burggrafenstr. 11. 

Heß, Adolf: Analytische Geometrie für Studierende der Technik und 
zum Selbststudium. Mit 140 Textabbildungen. Verlag: Jul. Springer 
Berlin 1925, 

Kallee, A. und Gros, Paul: Taschenbuch des Arbeitsrechts. 1. Auflage. 
Verlag für Wirtschaft und Verkehr, Stuttgart 1925. 

‚Krafit, Ernst: Vom Kampfrekord zum Massensport. Umrisse einer Ge- 
schichte des Sports. Verlag: J. H. W. Dietz Nachf., Berlin 1925. 
Luxemburg, Rosa: Einführung in die Nationalökonomie. Herausgegeben 

u Paul Levi, 1925. Verlag: E. Laub’sche Verlagsbuchhandlung, 
erlin. 

„Politischer Almanach 1925: Jahrbuch des öffentlichen Lebens, der Wirt- 
schaft und der Organisation. Herausgegeben von Maximilian Müller- 
Jabusch. Verlag: K. F. Koehler, Berlin und Leipzig, 1925. 

Prochownik, M. E.: Die wirtschaftliche Lage der geistigen Arbeiter 
Deutschlands.. Schriften der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit, Heft 8. Verlag: R. Hobbing, Berlin. 

Raphael, Gaston: Hugo Stinnes. Der Mensch. — Sein Werk. — Sein 
Wirken. Deutsche Ausgabe. Verlag: Reimar Hobbing, Berlin 1925. 

Roßland: Offizielier Bericht der englischen Gewerkschaftsde!egation nach 
Rußland, Nov.-Dez. 1924. 1925. 304 S, Preis 1,80 M. Neuer 
deutscher Verlag, Berlin W 8. / 5 

Stephan und Perlin: Wegweiser durch die Reichsversicherungsordnung, 
Kranken-, Unfall- und Invalidenversicherung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Dezember 1924. Preis 4,0 M. Verlag: In- 
dustrieverlag Spaeth & Linde, Berlin-Wien. 

Wildner, Alfred: Der Werkzeug-, Schnitt- und Stanzenbau und die 
Massenfabrikation. Erläuterung der erforderlichen Hilfsstoffe, Ein- 
richtungen und Verfahren in 202 Bildern -und in 28 Zahlentafeln. 
Verlag: O. Leiner, Leipzig, 1925. 

Zech, Paul: Die Geschichte einer armen Johanna. Für den Bücherkreis 
verlegt durch J. H. W. Dietz Nachfl., Berlin 1925. 

Zschimmer, Eberhard: Philosophie der Technik und Kritik des Unsinns 
über die Technik. Zweite unveränderte Auflage. Verlag: Jenaer 
Volksbuchhandlung, Jena 1919. 


Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu 


’ 


beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. H, ° 


Berlin NW40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
‚stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Be- 
rechnung von Porto und Verpackung. 





Technik. 

Kersten: Der Eisenbetonbau. Teil I, 13. Auflage. Verlag 
Ernst & Sohn. 

Die neue Auflage des altbewährten „Kersten“ zeigt in vielen Teilen 
durchgreifende Aenderungen, und ist den neueren Erkenntnissen auf dem 
Gebiete des Eisenbetons angepaßt worden. Eine eingehende Behandlung 
haben wiederum die Abschnitte über die Baustoffe und die Zubereitung 
und Verarbeitung des Betons erhalten. Diese Abschnitte geben in klarer 
und flüssiger Darstellung alles Wissenswerte über das Wesen und die 
Seele des Materials. - 

Der Abschnitt über die Bauausführung gibt anschaulich die verschie- 
denen Verfahren der Betonierung an; in. dankenswerter Weise macht der 
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Verfasser auch auf Fehler aufmerksam, welche leider bei der Ausführung 
immer noch viel zu häufig gemacht werden. Die weiteren Abschnitte be- 
fassen sich dann mit der Konstruktion und Berechnung der Grund- 
formen. Als sehr lehrreich erweist sich hier die große Anzahl der klaren 
Abbildungen. Die theoretischen Untersuchungen werden wirksam durch 
die beigegebenen Beispiele unterstützt. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß das Werk sich durch 
Klarheit und gute Darstellung auszeichnet. Das Buch empfiehlt sich 
selbst, und es genügt, darauf hinzuweisen, ‘daß es in 13. Auflage er- 
scheinen konnte, Padler. 


G. v. Hanfistengel: Hundert Versuche aus der Mecha- 
nik. Verlag Julius Springer, Berlin. Preis 3,30 Mark. 

„jeder Techniker sollte wenigstens die elementare Mechanik im 
kleinen Finger haben. Das ist aber nur möglich, wenn er mit ihren Ge- 
setzen nicht durch Kreidestriche, sondern durch eigene Erfahrung vertraut 
geworden ist.“ Dieses Ziel hat der Verfasser vor Augen und erreicht es 
durch bewunderungswerte Einfachheit. Ein von ihm und Fr. Döhle ge- 
bautes Universalmodell, als „Pantechno‘ bereits bekannt, dient ihm da- 
zu, die Idee der gestellten Aufgabe auf ihre einfachste Form zu bringen, 
ihr „Ding an sich“ zu zeigen. Wenn der allerseits gepriesene Arbeits- 
unterricht Erfolge zu zeitigen vermag, so ist hier ein Weg gewiesen, 
um naturwissenschaftliche Erkenntnis in unsere Schulen, von der Volks- 
schule bis zur Universität, einzuführen. Wer bisher schon in diesem Sinne 
arbeitete, wird sich der zahlreichen Anregungen freuen und wer es nicht 
tat, gehe hin und kerne, Fr. 


K. Keiser: Angewandte darstellende Geometrie 
Verlag Jul. Springer, Berlin. Preis 5,70 Mark. 

Wenn die Zeichnung die Sprache des Technikers ist, so nimmt die 
darstellende Geometrie die Stellung der Grammatik ein. Ihre genaueste 
Kenntnis ist Vorbedingung für die Durchführung technischer Gedanken. 
Sie hat, wie jene, keinen Selbstzweck, aber trotz ihrer dienenden Stel- 
lung besitzt sie, ähnlich wie die Mathematik, wertvolle, die Erkenntnis 
fördernde Eigenschaiten. Sie verlangt daher wohlbegründete Methoden, 
Der Verfasser gibt in diesem Werke eine solche, die psychologisch 
begründet ist mit dem Endziele, daß der Schüler möglichst selber 
schafft. So einfach der Aufbau des Werkes ist, macht es der Verfasser 
dem Leser doch nicht so bequem, daß ihm nun nichts zu denken’ 
übrig bleibt. Das gerade ist gut. Neben den zahlreichen technischen 
Aufgaben findet man auch wertvolle pädagogische Bemerkungen und 
einen inhaltsreichen Abschnitt über die Geschichte der darstellenden 
Geometrie. Zusammengefaßt: Ein Lehrbuch, dessen Studium Schülern 
wie Lehrern bestens empfohlen werden kann. Dipl.-Ing. Fr. 


Politik. 

Die Gesellschaft. Internationale Revue für Sozialismus und Politik, 
Herausgegeben von Dr. Rudolf Hilferding. Verlag ]J. H. W. Dietz Nachf,, 
Berlin SW 68. Vierteljährlich 3,60 Mark.. Einzelheft 1,20 Mark. Aus dem 
reichhaltigen Inhalt der Nr. 7 heben wir hervor: Herrmann Wendel, „Das 
südsiawische Staatsproblem‘“; Prof. Dr. Erik Nölting, „Der Sozialismus 
und die Kulturuntergangsiehre‘“; Bürgermeister Bruno Osch, „Randbe- 
merkungen zur Reichssteuerreform“; Dr. Hans Wehberg, „Die Fest- 
stellung des Angreifers im Garantievertrag“; Dr. Gerhart Lütkens, „Zur 
Geschichte der deutschen Außenpolitik der Vorkriegszeit“, Das neue Heft 
enthält noch eine Reihe wirtschaftspolitischer Aufsätze. „Die Gesell- 
schaft“ erscheint monatlich. Sie ist zu beziehen durch jede Buchhand- 
lung und Postanstalt oder durch Bestellung auf Postkarte direkt vom 
Verlag. 

Gewerkschaftliches. 

Dr. Theodor Cassau: Das Führerprobleminnerhalbder 
Gewerkschaften. Heft 6 der von Einst Niekisch herausgegebenen 
Schriftenreihe des „Firn“: Der deutsche Arbeiter in Politik und Wirtschaft. 
24 S. 50 Pig. portofrei. 

Der ehemalige Vokswirt des Deutschen Holzarbeiterverbandes, Cassatt, 
hat im Verlaufe seiner praktischen Tätigkeit reiche Erfahrungen über den 
inneren Aufbau, die Bewegungstendenzen, die Antriebe der deutschen Ge- 
werkschaftsbewegung gesammelt. Insbesondere interessierte ihn das ge- 
werkschaftliche Führerproblem. In der voriiegenden Broschüre verbreitet 
er sich über die Stellung, die Gesetzlichkeit, die eigentümliche Natur des 
gewerkschaftlichen Führertums, schildert dessen Stärke, geht aber auch 
nicht an seinen Schwächen stillschweigend vorüber. Er denkt das ganze 
Problem durch und aus seiner Kenntnis der Sachverhalte heraus schöpft 
er eine Fülle von Anregungen in Hinsicht auf die zukünftige Ausbildung 
einer ihrer verantwortungsvollen Aufgaben gewachsenen gewerkschaft- 
lichen Führerschaft. Die Broschüre verdient ernsteste Beachtung. 


a Verschiedenes. 

Karl Blattner: Englisch für Kaufleute, Langenscheidts Hand- 
bücher der Handelskorrespondenz, Berlin-Schöneberg, Langenscheidtsche 
Verlagsbuchhandlung (Prof. G. Langenscheidt). 458 S. Preis 5 R.-M. 

Dieses handliche kleine Buch gibt in knapper Form einen stets auf 
das Wesentliche gerichteten Ueberblick über die Handeiskunde, insbe- 
sondere die Besonderheiten des Handels in den angelsächsischen Staaten, 
wobei der Leser gleichzeitig den erforderlichen Wortschatz dargeboten 
erhält. Den Hauptteil bildet eine auf alle erdenklichen Arten des Ge. 
schäftsbriefes ausgedehnte Zusammenstellung von Mustersätzen, die an 
Stelle der sonst üblichen ‚Musterbriefe gewählt wurden. Dadurch ist der 
Leser imstande, in freier Uebung selbst seinen Stil und seine Sprachge- 
wandtheit zu entwickeln. Ein Verzeichnis der gerade im englischen Ge- 
schäftsverkehr so zahlreichen Abkürzungen und Zeichen sowie ein deut- 
sches und ein englisches Sachregister fördern die Brauchbarkeit des 
Buches. jeder, der mit dem Geschäftsverkehr in englischer Sprache. zu 
tun hat und über die Kenntnis der englischen Schulgrammatik verfügt, 
wird „Englisch für Kaufleute“ als ein überaus erwünschtes Hilfsmittel 
begrüßen, weicht doch die Kaufmannssprache — ganz abgesehen von den 
zahlreichen Fachausdrücken — im Englischen wie im Deutschen vieliach 
sehr stark von der Umgangssprache ab. Das gut ausgestattete, billige 
Büchlein kann bestens empfohlen werden. —1— 

Schaubeks Normal-Album, Nachtrag Nr. 41, Veriag C. F. Lücke in 
Leipzig, enthaltend alle Marken, welche nach Erscheinen des Nachtrages 
Nr. 40 (Dezember 1923) verausgabt wurden, Neuheiten Dezember 1923 
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bis Oktober 1924. Der vorliegende Nachtrag ergänzt nach - dem be- 
währten System der Schaubekschen Briefmarken-Alben die letzte Aus- 
gabe um eine außerordentlich große Zahl neuer Blätter, So sind allein 
für. Danzig 3 Blatt, Deutsches Reich 3 Blatt, Memel.7 Blatt, Oesterreich 
4: Blatt, Schweden 2 Blatt, Ungarn 4 Blatt usw. eingefügt worden. 

Der umfangreiche, in der gewohnten vorzüglichen Drucktechnik her- 
gestellte Ergänzungsband, der in der uns vorliegenden holzfreien Ausgabe, 
bei einem Gewicht von 1850 Gramm, nur 8,50 Reichsmark kostet, wird 
sicherlich gern von jedem Briefmarkensammler, der die Schaubekschen 
Alben benutzt, gekauft werden, da er die Gewähr dafür bIeIe, daß das 
Album stets aktuell bleibt und vor dem Veralten geschützt ist Pf. 


Wilhelm Bölsch, Erwanderte deutsche ee 2 
Die Sächsische Schweiz. Verlag J. H. W. Dietz Nachf,, 
Berlin. Preis 250 M. in Ganzleinenband. 

Einen vorbildlichen Führer durch die Schönheiten und Geheimnisse 
der Natur hat der weltbekannte Naturwissenschaftler da geschaffen. Nicht 












Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 






Vert reter 


in größeren Bezirken im 
Deutschen. Reich für hohen 
provisionsweisen Verkauf von 
mechanischen Schrotleitera, 
neuartigen Sackkarren und 
anderen Transportgeräten 30- 
fort gesucht. Auch als 
Nebenvertretung für kleinere 
Bezirke geeignet. Eilangebote 
an Ing. A. Schelihorn, 
Karlsruhe i. B., 
Karl-Friedrich-Straße 32 


Wir suchen 


zu möglichst sofortigem Eintritt 
für eines unserer Konstruktions- 
- büros einige - 


Techniker 


die eine abgeschlossene höhere 
Maschinenbau - Schulbildung so- 
wie eine 2—3jährige Kon- 
struktionspraxis in größeren 
Maschinenfabriken nachweisen 
- - - .- kömen - - - - 


Thüringisches Bauamt 
in Eisenach sucht 


Techniker 


zum sofortigen Eintritt Ver- 
gütung nach Gruppe VI des 

ngeslelitenvertrags. Be- 
werbungen mit Zeugnisab- 
schriften unter B. E. erbeten 


Tiefbau-Techniker 


mit abgeschlossener Bauge- 
werksschulbildung und mehr- 
jähriger Erfahrung zur Bear- 
beitung von Entwürfen, An- 
fertigung von Bestandszeich- 
nungen und Vornahme ört« 
licher Aufnahmen zum mög- 
lichst sofortigen Dienstantritt 
gesucht, Beschäftigungs- 
dauer vorläufig 8 Monate, 
Vergütung nach Gruppe VII 
des Reichsangestelltentarifs, 
Bewerbungen mit Zeuguis- 
abschriften an das Preu- 
Bische Wasserbau- 
amt OstinStralsund, 
Dänholmstraße 11 


Ausführliche Bewerbungen mit 
PER -Abschriften sind zu 
- richten an die = = 


Badische Anilin- und Soda- ai, 
Ludwigshafen a. Rh, 


Maschinentechnische Abteilung. 
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R. Merkel, Berlin W35, Potsdamer Straße 111. 
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Halbdaun. GM. 3.25, Schleiß- 
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au, GM.9.25,weißGM.12.50. 
Bettbezugs aus gutem, weißem 
Linon oder bunt geblümt oder 
kariert per Stück Gm. 7.20. 
Alle Aussteuerartikel billir. 
Musteru. Katalog frei. Nicht- 

gefall. Geld zurück. 

Bettfederngroßhandlung, 

Bettenfabrik und Versand 


Was jede Frau interessiert! 





gibt Ihnen 


Hamburg 36 Postfach A 
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Th.Kranefuß, Cassel247. 
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Garantiert naturreinen 
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Ratenzalilung durch 
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Berlin W 57/4, Potsdamer Str. T5, 
Portugiesisch. - Spanisch. 
Uebersetzungen 
Korrespondenzen. 0. Haesner. 
Charlottenburg, Savignyplatz. 9-10, 





einen „Führer“ im hergebrachten Sinn, sondern eine famose geologische 
Plauderei, die durch all die romantisch-schönen Partien der Sächsischen 
Schweiz bis hinein in böhmisches Land führt und uns mit feinsinniger 
Erzählerkunst in das geheime Weben und Wirken der Naturkräfte ein- 
weiht. Dazu. ist das Bändchen mit einer großen Zahl. wohlgelungener 
photographischer Aufnahmen ausgestattet. Ein Büchlein, das Jun 

und: Älte, Naturfreunde und Pädagogen, alle, die ein offenes Auge f für 
das Schöne und Gewaltige im Naturschaffen haben, von .der ersten 
bis zur letzten Seite fesselt, Jahrmillionen ziehen an uns vorüber, während 
wir mit Bölsche durch das schöne Stückchen Erde wandern. Von der 
aufbauenden Arbeit des Kreidemeeres, von der Eiszeit, von vulkanischen 
Kräften und Faltungen des Bodens durch. Erkalten des. Erdinnern, vom 
unermüdlichen Schaffen und Bohren des Wassertropfens, von der Elbe 
und- allen anderen‘ Kräften hören. wir, die zum Werden. der heutigen 
Landschaft beigetragen hat. Und das alles ist nicht trockene, verstaubte 
Wissenschaft, sondern köstlichstes Leben, in Wilheim Bölsches plasti- 
scher Schilderungskuust vermittelt. Felix Fechenbach 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin. 
Schluß der Anzeigenannahm» 4 Tage vor Erscheinen. |} 
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Achtung! Bautechniker! 


Haben Sie schon den Sonderdruck 
der Deutschen Technikerzeitung 
für das Baugewerbe vom 25, Juli 
gelesen? Wenn nicht, dann fordern 
Sie sofortige unentgeltliche Zu- 
sendung dieser Nummer von der 
Hauptgeschäftstelle desButab, 
Berlin NW 40, Werftstraße 7 


Weingut 
Heinrich Strub I, 
Nierstein a. Rh. Nr. 29. 
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zu rong- und Einhruchschadenkusse Deutscher Postverbund“V.0.0.6, == 


Fernsprecher: Hansa 84 








Berlin NW 21, Bundesratufer 13 Postscheckkonto: 26300 Berlin 

zuuane gemeinnützige Versicherungsanstalt für Beamte, Geistliche und Lehrer, - 

E) 

einschlesslich Stempelyebähr 3 

für das Jahr und Tausend der Versicherungssumme = 

Keine rsschläge für V ersicherung in Nebenräumen bis zu 10°/, der Gesamt- ER — - 
Kostenfreis Versicherung von Bargeld bis zum Betrage von M. 300.—. — Entgegenkommendste Schadens- =] 
ermittluug von Gebäude-, Umzugs- und Reisegepäckversicherungen zu niedrigsten Sätzen. | 

Näheres und A ntragsforimulare durch die Vertrauenspersöonen oder den Vorstand der Kasse. ) 
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Pauschalversicherung in einer Summe. NSSRESHaBEEn 





Nerantworti.: Alfred Flügger, Beriin. — _ Industriebeamten-Verlag GmuH,, Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 65. 
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Die Neuregelung der Unfallversicherung 


Das ‘Gesetz über Aenderungen in der Unfallversicherung 
ist endlich unter Dach und Fach. Der Reichsrat hat (dem 
Reichstag, der das Gesetz Anfang Juli verabschiedete, zwar 
eine sehr schlechte Zensur erteilt, schließlich aber dem Gesetz 
seine Zustimmung gegeben. Der Reichstag hat die schlechte 
Note nicht etwa deshalb bekommen, weil er den berechtigten 
Wünschen der Versicherten gegenüber zu zurückhaltend war, 
sondern weil er, statt in seinen Beschlüssen hinter den Vor 
schlägen der Regierung zurückzubleiben, über diese Vor- 
schläge hinausgegangen ist. 

Als der Gesetzentwurf der Regierung über Aenderungen 
in der Unfallversicherung bekannt wurde, hatten sich die Ge- 
müter noch nicht beruhigt über das von derselben Regierung 
den Schwerindustriellen heimlich gemachte 750-Millionen-Ge- 
schenk. Die Entrüstung über die gewissermaßen im Schatten 
dieser 750 Millionen ausgeheckten Pläne gegen den schmalen 
Geldbeutel der Arbeitsinvaliden war tie Mit einem 
Federstrich beseitigte der Entwurf alle sogenannten kleinen 
Renten (bis 20 Prozent) und damit für Tausende von Verletz- 
ten das Recht auf Schadenersatz, das jedem Staatsbürger 
durch das B.G.B. garantiert ist. Mit der unglaublichen Begrün- 
dung, „daß der Wegfall der Rente der Steigerung der Er 
werbsfähigkeit dient“ (Begründung S. 29), erweiterte der 
Entwurf die Abfindungsmöglichkeit von 20 auf 331, Pro- 
zent. Auf Kosten der Leichtverletzten sollte in Fürsorge 
für die Schwerverletzten (50-Prozent- und mehr Erwerbs- 
beschränkte) gemacht werden. Diese sollten als Vollrente 
70 v. H. des Jahresarbeitsverdienstes erhalten und Kinder- 
zulage, jene 50 v. H. des Jahresarbeitsverdienstes ohne Kin- 
derzulage. Seiner „Aufwertung“ der alten Renten hatte der 
Entwurf nicht, wie das eigentlich ganz selbstverständlich hätte 
sein müssen, die Verdienste der Jahre 1910 bis 1914 zugrunde 
gelegt. Er ging, weil das billiger war, von den Verdiensten 
der Jahre 1907 bis 1909 aus. 


Daran muß erinnert werden, wenn man der Protesterklä- 
rung des Reichsrats die richtige Würdigung sichern will. An 
dieser Stelle soll sie abgetan sein mit der Feststellung, daß 
die Unternehmer doch einen sehr langen Arm haben. — 

Was bringt nun das neue Gesetz? 

“ Es ist dem Leitgedanuken des Entwurfes, die schaden} 
verhütenden und die auf die Wiederherstellung verletzter Ar- 
beitskraft abzielenden Vorschriften stärker in den Vordergrund 
zu rücken, gefolgt. 


Unfallschutz. 


Beim Unfallschutz ist das geschehen durch die Vorschrif- 
ten, die dem Reichsversicherungsamt stärkeren Einfluß auch 
auf den Inhalt der Unfallverhütungsvorschriften sichern. Die 
Anstellung von technischen Aufsichtsbeamten bedarf seiner 
Genehmigung. Es kann den Nachweis einer bestimmten Vor- 
bildung von ihnen verlangen. Sie haben nach Richtlinien des 
Reichsversicherungsamtes mit den Betriebsvertretungen zu- 
sammenzuwirken. Und sie haben in Zukunft ihre Berichte 
auch dem Reichstag vorzulegen. Alles Bestimmungen, die 
dazu beitragen sollen, die Unfallverhütungsvorschriften wirk- 
sam werden zu lassen, — wenn sie nicht zur Schaffung neuer 
Bildungsprivilegien mißbraucht werden. Von einer grundlegen- 
den Reform des Aufsichtswesens im Sinne der Vereinheit- 
< lichung, Befreiung von der Abhängigkeit von den Unterneh- 
nern, Mitwirkung der Versicherten, der öffentlichen Organe 


und der Aerzteschaft usw. ist natürlich noch gar nichts zu 


spüren. . - 






Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlin — Fernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40. 


Berlin, den 7. August 1925 


Krankenbehandlung. 


In den Vorschriften über die Krankenbehandlung tritt die 
Berufsgenossenschaft zeitlich mehr in den Vordergrund. Zwar 
haben die Krankenkassen wie bisher vorzuleisten, bis die Be- 
rufsgenossenschaft mitteilt, daß sie die Heilbehandlung über- 
nimmt. Aber in all den Fällen, in denen voraussichtlich die 
Erwerbsfähigkeit des Verletzten länger als ein Jahr beeinträch- 
tigt bleiben wird, muß die Berufsgenossenschaft vom Tage 
des Unfalles ab die Heilbehandlung betreiben. Sie kann ‚mit 
ihrer Durchführung die Krankenkasse beauftragen; über Art 
und Ausmaß aber muß sie bestimmen. 


Im übrigen ist die Krankenbehandlung erweitert worden 
durch die den Berufsgenossenschaften auferlegte Verpflichtung 
zur Gewährung von Pflege. Die Pflege tritt an die Stelle der 
bisherigen Hilflosenrente, die bis zur vollen Höhe des anrech- 
nungsfähigen Jahresarbeitsverdienstes zu zahlen war. Pilege ist 
zu gewähren als Hauspflege (Krankenwärter) oder Heilanstalts- 
pflege. An Stelle der Haus- oder Anstaltspflege kann ein 
monatliches Pflegegeld in Höhe von 20 bis 75 R.-M. treten, 
Nur in ganz bestimmten Fällen ist diese geldliche Abdeckung 
nicht möglich. Ueber den Wert dieser neuen „Pflege‘“-Vor- 
schriften kann man sehr geteilter Meinung sein. Auch bisher 
schon hatte die Berufsgenossenschaft die Möglichkeit, im 
Falle von Hilflosigkeit Hauspflege oder Anstaltspflege zu ge- 
währen. Tat sie das nicht, so war Hilflosenrente bis zur Höhe 
des Jahresarbeitsverdienstes zu zahlen, während sie jetzt ein 
monatliches Pilegegeld von 20 bis 75 R.-M. zu leisten hat. 
Es ist ein einfaches Rechenexempel, daß die jetzige Regelung 
für jeden höher entlohnten Versicherten eine Verschlechterung 
bedeutet. Der in bestimmten Fällen erzwingbare Anspruch 
auf Hauspflege schafft keinen genügenden Ausgleich. 


Berufsfürsorge. 


Als ganz neue Leistung trägt das Gesetz die Berufsfür 

sorge in die Unfallversicherung hinein. Der Entwurf wollte 
nur den Schwerverletzten einen Anspruch darauf geben. Das 
Gesetz bringt ihn allen Verletzten mit der Schutzvorschrift; 
daß aus einer Weigerung des Verletzten nicht das Recht zur 
Rentenminderung hergeleitet werden kann. Bei der fast völli- 
gen Ausschaltung der Versicherten bei Gewährung und Fest- 
stellung der Leistungen (seit 1923 ist ein Versicherter heran- 
zuziehen) bleibt aber die Berufsfürsorge trotz der eingefügten 
Schutzvorschrift in der Hand der Berufsgenossenschaft ein 
zweischneidiges Schwert für die Versicherten. Bei den bekann- 
ten Praktiken der Berufsgenossenschaft ist es durchaus denk- 
bar, daß ein schwer fußverletzter Arbeiter, zum Schreiber 
ausgebildet, bei dieser Berufsumschulung infolge des schlech- 
ten Arbeitsmarktes nichts gewinnt, die Genossenschaft dagegen 
einen Grund, die Rente mindestens erheblich zu kürzen. 
- Der Regtierungsentwurf machte den Berufsgenossenschaften 
die Krankenbehandlung und die Berufsfürsorge inden Gren- 
zen des Möglichen zur Pflicht. Das Gesetz verlangt 
Krankenbehandlung und Berufsfürsorge mit allen geeig- 
neten Mitteln. Hoffentlich ist diese scharfe Formulierung 
auch dem Reichsarbeitsminister, der näheres zu bestimmen 
hat, Richtlinie. 


Wartezeit. 

Den ‘Absichten der Regierung, die Berufsgenossenschaften 
in bezug auf die sachlichen Leistungen zeitlich in den Vor- 
dergrund zu rücken, dient auch die Vorschrift im neuen Gesetz, 
daß die Krankenkassen ihre Aufwendungen für Heilfürsorge 
vom Unfalltage ab erstattet erhalten, wenn nach Ablauf der 
achten Woche noch Anspruch auf Krankengeld besteht. 
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Damit ist in bestimmten Fällen für die Kostentragung aus 
der Heilbehandlung die sogenannte Wartezeit — die bisher 
13 Wochen betrug— überhaupt beseitigt. Nicht beseitigt ist sie 
für die geldlichen Leistungen. Alle wiederkehrenden Geld‘ 
leistungen während der ersten acht Wochen nach dem Unfall 
gehen in jedem Fall zu Lasten der Krankenkassen. Zu Lasten 
der Krankenkassen geht aber auch die Differenz zwischen dem 
Krankengeld, das die Krankenkasse leistet, und dem Kranken- 

eld aus der Unfallversicherung. Das ist nicht ganz unbeacht- 
ich und erhöht den in der Wartezeit versteckten Leistungs- 
anteil der Versicherten sicherlich gar nicht unerheblich. Die 
Berufsgenossenschaften sind nämlich berechtigt, während der 
ersten 26 Wochen nach dem Unfall an Stelle von Rente Kran- 
kengeld zu gewähren. Es bemißt sich „nach den Vorschriften 


der Krankenversicherung‘‘, und die Krankenkassen als Beauf- 
Sgenos ter j lei Zahlt 
tragte der Berufsgenossenschaften haben vorzuleisten. Za 


nun eine Krankenkasse als Mehrleistung ein Krankengeld in 
Höhe von drei Vierteln des Grundlohnes, so hat der Verletzte 
Anspruch darauf. Die Krankenkasse hat aber nur einen Ersatz- 
anspruch in Höhe von zwei Dritteln. Die Differenz (von der 
9. bis zur 26. Woche einschl.) geht zu Lasten der Kranken» 
kasse. 


Rentenleistungen. 


Nicht völlig gefolgt ist der Reichstag den Vorschlägen des 
Entwurfes in bezug auf die künftigen Geldleistungen aus der 
Unfallversicherung. Wir haben schon eingangs die unglaub- 
lichen Vorschläge des Entwurfes erwähnt. Diesen Vorschlägen 
gegenüber heben sich die Beschlüsse des Reichstages vielfach 
vorteilhaft ab. Damit ist aber nicht gesagt, daß die nunmehr 
geltenden Renten ausreichend sind. Daß sie das tatsächlich 
nicht sind, dafür spricht allein die Tatsache, daß der sozial- 
politische Ausschuß zunächst wesentlich höhere Renten vor- 
gesehen hatte. 

Die Renten werden nach dem neuen Gesetz wie bisher 
nach einer zwei Drittel des Jahresarbeitsverdienstes betragen- 
den Vollrente berechnet. Den Beziehern einer mindestens 50- 
prozentigen Rente steht aber für jedes Kind unter fünfzehn 
Jahren eine Kinderzulage in Höhe von 10 v. H. der 
Verletztenrente zu. Im Falle noch nicht beendeter Berufsaus- 
bildung ist die Rente bis zum vollendeten 18. Lebensjahre zu 
gewähren. Handelt es sich um erwerbsunfähige Kinder, für 
die der Verletzte sorgt, so wird die Zulage für die Dauer 
ihrer Erwerbsunfähigkeit gezahlt. Rente und Zulagen dürfen 
zusammen den Jahresarbeitsverdienst nicht übersteigen. Als 
Kinder im Sinne dieser Zulagenbestimmung gelten außer den 
ehelichen und für ehelich erklärten Kindern die unehelichen 
Kinder, die an Kindesstatt angenommenen Kinder, die Stief- 
kinder und die Enkel. 


Die Witwenrente beträgt nach dem neuen Gesetz 
wie bisher für den Regelfall ein Fünftel des Jahresarbeitsver- 
dienstes des Verstorbenen. Die Rente erhöht sich auf zwei 
Fünftel, wenn die Witwe mindestens 50 Prozent erwerbs# 
beschränkt ist. Der Witwer hat nur für die Dauer dei 
Bedürftigkeit Anspruch auf Rente, dann aber in Höhe von 
zwei Füniteln. Voraussetzung sowohl für die Witwen- wie für 
die Witwerrente ist, daß mindestens ein Jahr vor dem Tode 
des Verletzten die Ehe geschlossen wurde. Nach der jetzt 
geltenden Regelung besteht ein Anspruch überhaupt nicht, 
wenn die Ehe nach dem Unfall eingegangen wurde. 


Waisenrenten werden in der bisherigen Höhe von 
je einem Fünftel des Jahresarbeitsverdienstes gewährt. Für 
ihren Bezug gelten im übrigen dieselben Bestimmungen wie 
beim Bezuge der Kinderzulagen. 

Bisher konnten die Hinterbliebenen nur 60 v. H. des 
Janr Sa TBeif yerdienstes des Verstorbenen insgesamt beziehen. 

er Reichstag hat diesen Satz auf 80 Prozent erhöht. 

Als neue Leistung bringt das Gesetz die sogenannte Wit 
wenbeihilfe. Sie wird als einmalige Leistung in Höhe 
von einem Fünftel des Jahresarbeitsverdienstes an die Witwe 
eines Schwerverletzten gewährt, der nicht an den Folgen des 
Unfalles verstorben ist. 


Bei dr Rentenberechnung kommt der Jahres- 
arbeitsverdienst bis zu 8400 R.-M. in voller Höhe zur An- 
rechnung, nachdem das Gesetz die bisher bestehende soge- 
nannte Drittelungsgrenze beseitigt hat. Wenn :nicht durch 
Satzungsbestimmung der Berufsgenossenschaft die Versicherung 
über den Jahresarbeitsverdienst von 8400 R.-M. hinaus er- 
streckt wird, bleibt der 8400 R.-M. etwa übersteigende Jahres- 
arbeitsverdienst eines Versicherten ugversichert. 

Wie bisher gilt als Jahresarbeitsverdienst der Entgelt, den 
der Verletzte im Jahre vor dem Unfall im Unfallbetrieb bezog. 
Bei Betriebszugehörigkeit unter einem Jahr wird wie bisher 
der durchschnittliche Verdienst gleichartiger Versicherter im 
Unfallbetriebe herangezogen, oder es wird der vom Verletzten 
im Unfallbetrieb erzielte durchschnittliche Tagesverdienst ver- 
vielfältigt mit der betriebsüblichen Zahl der Arbeitstage im 
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Unfallbetrieb. Die Härte, die die weitere Bestimmung mit 
sich brachte, daß auf den Ortslohn für Erwachsene zurück- 
zugreifen ist, wenn keine der anderen Berechnungsarten mög- 
lich ist, ist beseitigt. Es heißt jetzt, daß in solchem Falle 
der Jahresarbeitsverdienst aber mindestens so hoch sein muß 
wie der Gesamtarbeitsverdienst, den der Verletzte im Jahre 
vor dem Unfall — ohne Rücksicht darauf, wo er ihn erzielte — 
tatsächlich gehabt hat. 


Jugendliche Verletzte können nach Vollendung 
des 21. Lebensjahres Umrechnung ihrer Rente verlangen. 
Wird der Höchstlohn erst in einem späteren Alter erreicht, 
so hat nochmalige Anpassung zu erfolgen. 


Bei Pflicht- und Notstandsarbeit zu Schaden 
kommende Versicherte haben Anspruch darauf, daß bei der 
Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes der letzte Tag vor 
ihrer Erwerbslosigkeit als Unfalltag gilt. 


Die Unterscheidung zwischen Arbeitern und Fachar- 
beitern in der landwirtschaftlichen Unfailversicherung ist 
fallengelassen, weil an die Stelle der örtlichen Durch- 
schnittslöhne, die bisher für die Rentenberechnung bei land- 
wirtschaftlichen Arbeitern Geltung hatten, Durchschnittslöhne 
treten, die von paritätisch besetzten Ausschüssen für die ver- 
schiedenen Arbeitnehmergruppen in der Landwirtschait fest- 
gesetzt werden. Tarifverträge sind dabei zu berücksichtigen. 
Wertvoll ist, daß die Versichertenbeisitzer nicht selbst Ver- 
sicherte sein müssen. 


Für die landwirtschaftlichen Betriebsbeamten gelten nach 
wie vor Individualgehälter. Die Ausschüsse sind übrigens be- 
rechtigt, auch für andere, bestimmt zu bezeichnende Gruppen 
von landwirtschaftlichen Arbeitnehmern Individuallöhne Ei 
zu lassen. 

Die Abfindung vonRenten. 


Das Gesetz unterscheidet drei 
möglichkeiten: 


1. Renten von 10 Prozent können zwei Jahre nach dem 
Unfall ohne Zustimmung des Verletzten mit dem drei- 
fachen Betrage der Jahresrente abgefunden werden; 

2. Renten bis zu 25 Prozent können mit Zustimmung des 
Verletzten mit einem dem Werte der Jahresrente ent- 
sprechenden Kapital. abgefunden werden; 

3. der Reichsarbeitsminister kann darüber hinaus Kapital- 
abfindung für höhere Verletzten- und für Hinterbliebenen- 
renten zulassen zum Erwerb eigenen Grundbesitzes oder 
en wirtschaftlichen Stärkung schon vorhandenen Grund- 
esitzes. 


Der Anspruch auf Krankenbehandlung und Berufsfürsorge 
geht durch die Abfindungen zu 1 und 2 nicht verloren. Auch 
der Rentenanspruch lebt wieder auf, wenn ”eine wesentliche 
Verschlimmerung der Unfallfolgen (mindestens 10 Prozent) 
eintritt. Nur wird die Rente um einen der Abfindung ent 
sprechenden Betrag gekürzt. 


Klar erkennbar ist nicht, ob auch den zu 3 abgefundenen 


Verletzten der Anspruch auf Krankenbehandlung und 
Berufsfürsorge verbleibt. 


Verfahrensvorschriften. 


Aus den Verfahrensvorschriiten ist erwähnenswert, daß die 
(Härte-) Bestimmung aus der Inflationszeit, nach der bei Streit 
über den Grad der Rente Rekurs unzulässig war, gefallen ist. 
Auch die Vorschrift ist gefallen, daß im Rekursver- 
fahren auch in anderen als offenbar ungerechtfertig- 
ten Fällen von Rechtsmitteln die Benachrichtigung der Par- 
teien vom Termin unterbleiben kann. Einzusehen ist nicht, 
warum die Vorkriegsregelung nicht wieder hergestellt wurde, 
daß nur verspätete oder unzulässige Rechtsmittel ohne münd- 
liche Verhandlung durch Beschluß verworfen werden können. 
Kann die Auffassung darüber, was offenbar ungerechtiertigt 
ist, nicht sehr weit auseinandergehen? Daß die Verpflichtung 
der Berufsgenossenschaften zur Abschriftenerteilung an den 
Verletzten wieder in die Verfahrensvorschriften aufgenommen 
wurde, ist erfreulich. 


DieUmrechnungderaltenRenten. 


Für die Umrechnung der Renten aus früheren Unfällen 
gelten die Bestimmungen des neuen Gesetzes, aber mit der 
Maßgabe, daß Rentenkürzungen nicht stattfinden dürfen. Die 
neuen Vorschriften über die Kapitalabfindung haben— das sei 
ausdrücklich bemerkt — auch für die Altrentner Geltung. 

Als Jahresarbeitsverdienste für die Umrechnung der alten 
Renten sollen gelten: 


1. Für alle nach Ortslöhnen oder durchschnittlichen Jah- 
resarbeitsverdiensten berechneten Renten die entsprechen- : 
den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung. Der 
für den 1. Juli 1925 festzusetzende Orts- oder Durch- 
schnittslohn ist in jedem Falle zugrunde zu legen; 
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2, für die nach Individuallöhnen berechneten Renten: 


a) die tatsächlichen Jahresarbeitsverdienste der Ver- 

sicherten zur Zeit des Unialles, vervielfältigt mit 

1,65, wenn sich der Unfall ereignet hat in den Jahren 
1885 bis 1890, 

1,60, wenn sich der Unfall ereignet hat in den Jahren 
1891 bis 1895, 

1,45, wenn sich der Unfall ereignet hat in den Jahren 
1896 bis „1897, 

1,35, wenn sich der Uniall ereignet hat in den Jahren 
1898 bis 1899, 

1,25, wenn sich der Unfall ereignet hat in den Jahren 
1900 bis 1904, 

1,15, wenn sich der Unfall ereignet hat in den Jahreu 
1905 bis 1906, 

1,10, wenn sich der Unfall ereignet hat in den Jahren 
1907 bis 1909, 

1,00, wenn sich der Unfall ereignet hat in den Jahren 
1910 bis 30. Juni 1914; 


b) Verdienste, die ein paritätischer Ausschuß für die 
verschiedenen Gruppen der Versicherten festsetzt, wenn 
‚sich der Unfall ereignet hat in der Zeit vom 1. Juli 1914 
bis 30. Juni 1924. Maßgebend für die Festsetzung durch 
den Ausschuß sind die tatsächlichen Verdienste der Ver- 
letzten in den Monaten Juni 1924 bis Juli 1925. Der Aus- 
schuß, der bei jeder Berufsgenossenschaft zu bilden ist, 
besteht aus fünf Personen. Die beiden Versichertenvertre- 
ter brauchen nicht selbst Versicherte zu sein; 

c) die Arbeitsverdienste der Verletzten in der Zeit 
vom 1. Juli 1924 bis zum Unfalltage (evtl. vervielfältigt 
mit der betriebsüblichen Zahl der Arbeitstage), wenn sich 
der Unfall ereignet hat in der Zeit vom 1. Juli 1924 bis 
30. Juni 1925. 

Für alle Unfälle aus der Zeit vor dem 1. Juli 1924 ist es 
der Berufsgenossenschaft jedoch freigestellt, die Feststellung zu 
treffen nach dem heutigen Verdienst eines gleichartigen Ver- 
sicherten im Unfallbetrieb oder einem gleichartigen Betriebe. 

Wie immer aber der Jahresarbeitsverdienst festgestellt 
wird, er muß mindestens so hoch sein wie der am 1. Juli für 
Erwachsene geltende Ortslohn. Zur Vermeidung von Härten 
erfolgt in bestimmten Fällen Festsetzung des Jahresarbeits- 
verdienstes nach billigem Ermessen. 


Versicherungsumfang — Gewerbekrankheiten 
— Mitwirkung der Versicherten. 


Ganz unverändert läßt das Gesetz den Umfang der 
Versicherung. Das kann um so weniger befriedigen, als auch 
die Regierung das Bedürfnis nach einer erheblichen Ausdeh- 
nung der Versicherung anerkennt, ja, selbst die Frage auf- 
wirft, ob es sich nicht empfiehlt, der Versicherung alle den 
anderen Zweigen der Sozialversicherung unterliegenden Per- 
sonen zu unterstellen. Sie will zu dieser Frage in einem be- 
sonderen Gesetzentwurf Stellung nehmen. Wir wollen heute 
schon der Regierung und den gesetzgebenden Körperschaften 
— auch dem Reichsrat — sagen, daß die Arbeiter und Ange- 
stellten dieses Versprechen nicht etwa als einen Wechsel äuf 
die Zukunft betrachten. Die Forderung, alle Werktätigen 
gegen alle Schäden aus ihrer Berufsarbeit zu versichern, 
ist überfällig. 

Gegen alle Schäden, das besagt schon, daß auch alle 
Gesumndheitsschädigungen durch sogenannte Gewerbe- und Be- 
rufskrankheiten entschädigt werden müssen. Solange die Un- 
fallgesetzgebung besteht, so lange geht darum der Streit. 
Bis zur Schaffung der Reichsversicherungsordnung (1911) ist es 
grundsätzlich abgelehnt worden, den Versuch zu machen, 
eine Bade Entschädigung der Gewerbekrankheiten in die 
Unfallversicherung einzubeziehen. Die gültige Definition des 
Begriffes „Betriebsunfall‘“ (Plötzlichkeit des Ereignisses) verbot 
es. Deshalb konnten die infolge einer Gewerbekrankheit in- 
valide gewordenen Arbeitnehmer eben nur die magere Inva- 
lidenrente beziehen, denn zu einer besonderen Versicherung 
gegen Gewerbekrankheiten war es auch nicht gekommen. 
Bei der Schaffung der Reichsversicherungsordnung ist der erste 
Versuch einer gesetzlichen Regelung der Entschädigung von 
Gewerbekrankheiten innerhalb der Unfallversicherung gemacht 
worden. Dem Bundesrat wurde im $ 547 die Befugnis ge 
geben, bestimmte Gewerbekrankheiten in die Unfallversiche- 
rung einzubeziehen. Ueber einen kümmerlichen Versuch in 
der Kriegszeit ist er nicht hinausgekommen. Es blieb alles 
beim alten. Erst durch die neue Verordnung vom 12. Mai d. ]., 
die eine ganze Reihe von Berufskrankheiten der Unfallversiche- 
rung unterstellt, ist ein erheblicher Schritt vorwärts getan. 
Aber eben doch nur erst ein Schritt. Die Arbeiter und Ange- 
stellten werden nicht eher Ruhe geben, als nicht die Unfall- 
versicherung das ist, was sie ihrer Natur nach sein soll: eine 
wirtschaftliche Sicherung gegen alle Schäden, die der Arbeit- 
nehmer im Zusammenhang mit seiner Berufsarbeit erleidet. 
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Seit Bestehen der Unfallgesetzgebung ging auch der Streit 
um die Einbeziehung der Wege von und zur Arbeitsstätte in 
den Kreis der entschädigungspflichtigen Tätigkeiten. Endlich 
ist diese Frage im Sinne der Arbeitnehmer gelöst worden. Auch 
die Unfälle, die sich bei der Verwahrung, Instandhaltung und 
Erneuerung eigenen Arbeitsgerätes — auch außerhaib des Be- 
triebes — ereignen, sind in Zukunft zu entschädigen. Lange 
genug ging auch darum der Streit. 


Lange genug geht aber auch der Streit um die gleich- 
berechtigte Mitwirkung der Versicherten bei der Gewährung 
und Feststellung der Leistungen aus der Versicherung. Schon 
im Jahre 1909 anerkannte die damalige Regierung, „daß eine 
Beieiligung der Versicherten sich dadurch rechtfertige, daß 
es sich bei den Aufwendungen um solche für Schädigungen des 
Lebens und der Gesundheit handle, welche die Betriebsgefahr 
veranlaßt hat“. Glaubt man ernstlich, daß sich die Arbeitneh- 
mer auf die Dauer mit dem einen Konzessionsschulzen ab- 
speisen lassen, der ihnen im Jahre 1923 zugestanden worden 
ist? Das wäre ein großer Irrtum. UreteSehner. 











D0 Rundschau oo 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Die Gestaltung des Arbeitsmarktes. Nach amtlichen An- 
gaben ist in der Zahl der Vollerwerbslosen bis Anfang Juli 
1925 folgende Veränderung eingetreten: 


Hlauptunterstü'zung-empfänger 





Abnahme in %% 


1. Juni 1925 233 463 
15. Juni 1925 214 066 8,3 
1. Juli 1925 195 582 8,6 


Es ist zu empfehlen, die auf dem Arbeitsmarkt eingetreten 
Besserung nicht zu überschätzen. Die gegenwärtige Besserung 
der Konjtnktur hängt im großen und ganzen von zufälligen 
Faktoren ab, denen vor allen Dingen eine längere Dauer nicht 
zuzusprechen ist. U. a, wird der kommende Winter durch 
Einstellung der Saisonbetriebe die Zahl der Arbeitslosen erheb- 
lich vermehren. In diesem Zusammenhange dürften die Aus- 
führungen des Reichsbankpräsidenten Dr. Schacht in der 
letzten Zentralausschußsitzung der Reichsbank über die gegen- 
wärtige Lage von Bedeutung sein. Der Präsident stellte test, 
daß die Gestaltung der Außenhandelsbilanz deshalb größers 
Anforderungen an Devisen ausgelöst hat, weil die deutschen 
Wirtschaftskreise der Warenausfuhr nicht das nötige Interesse 
zugewendet haben. Außerdem sind zahlreiche Kündigungen 
kurzfristiger Auslandsanleihen erfolgt. Das sind Ursachen, die 
naturgemäß verschlechternd auf den Arbeitsmarkt zurückwirken 
müssen. Andererseits betonte der Reichsbankpräsident, daß die 
Kaufkraft des inländischen Marktes durch eine vielfach ver- 
kehrt gehandhabte Bewirtschaftung Öffentlicher Gelder künst- 
lich erhöht wurde. Damit täuschte man sich eine Konjunktur- 
bewegung vor, die bei der steuerlichen Belastung der Wirt. 
schaft notwendigerweise ein rasches Ende finden muß. 


Leidet die 
Landwirtschaft Not? 


Nein — sagt die Wissenschaft — 


denn vor dem Kriege konnte der Landwirt für } 
2300 Zentner Getreide nur einen Motorpflug kaufen, 
jetzt kann er für die gleiche Menge Getreide 
zwei Motorpflüge kaufen! 

Vor dem Kriege konnte der Landwirt mit einem 
Zentner Getreide nur 4 Kilogramm der vier wichtig- 
sten Düngemittel kaufen, jetzt kann er mit der gleichen 
Menge Getreide 6 Kilogramm kaufen! 


Es ist also nicht wahr, 
daß die „Preisschere‘‘ zugunsten der Industrie ge-} 
öffnet ist! 

Es ist ferner nicht wahr, 
daß die „Preisschere‘‘ geschlossen ist! 























Wahr ist vielmehr, 


daß die „Preisschere‘“ mit 16 Prozent zugunsten der 
Landwirtschaft geöffnet ist! 


Darum: 
| FortmitdenLebensmittelzöllen! 
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Ten nensnen nsneen 


Wenn man die Weiterentwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
betrachtet, lassen sich auch gewisse Anzeichen feststellen) 
die der Warnung des Reichsbankpräsidenten durchaus recht 
geben. Wir verweisen nur auf das Verhältnis der Arbeits- 
gesuche und der offenen Stellen in den Monaten 'Mai 
und Juni: 


Arbeitsgesuche Offene Stellen 
Mai 1925 682 641 394 044 
Juni 1925 653 236 369 650 
Abnahme in 0/, 43 6,2 


Danach haben die Arbeitsgesuche in rund einem Monat 
um 43 Prozent abgenommen. Demgegenüber steht eine Ab- 
nahme der ofienen Stellen von 6.2 Prozent. Es liegt also .ohne 
Zweifel eine Verschlechterung des Angebotes an Arbeitsstellen 
vor, die sich im Monat Juli verschärit haben dürfte. 


Sozialpolitik 

Angestellte, merkt es Euch! Bei den Beratungen über die 
Novelle zur Angestelltenversicherung im Reichs- 
tag stimmten: 

1. gegen den Antrag des AfA-Bundes auf Erweite- 
rung der Versicherungsgrenze von 6000 auf 
84090 Mark und Festlegung dieser Grenze im Gesetz: 

die Deutschnationale Volkspartei (einschließlich des Ange- 
stelltenvertreters Lambach vom D.H.V.), 

die Deutsche Volkspartei (einschließlich des Angestellten- 
vertreters Thiel vom D.H.V.), 

das Zentrum (einschließlich des Angestelltenvertreters Ge- 
rig vom D.H.V.), 

die Wirtschaftspartei; 

2. gegen den Antrag des AfA-Bundes, die geringfügige 
Leistungserhöhung um ein Drittel ohne Beitragser- 
höhung vorzunehmen: 

die Deutschnationale Volkspartei (einschließlich Herrn Lam- 
bach vom D.H.V.), 

die Volkspartei (einschließlich Herrn Thiel vom 

.H.V. 

die Völkischen (einschließlich Herrn Stöhr vom D.H.V.), 

das Zentrum (einschließlich Herrn Gerig vom D.H.V.), 

die Deutsche Demokratische Partei (einschließlich Herrn 
Schneider vom G.d.A.), 

die Wirtschaftspartei; 

3. gegen den Antrag des AfA-Bundes, die Beiträge 
in Zukunft zu zwei Dritteln von dem Arbeitgeber, zu einem 
Drittel von dem Versicherten aufbringen zu lassen: 

die Deutschnationale Volkspartei (einschließlich Herrn Lam - 
bach vom D.H.V.), 

die Deutsche Volkspartei (einschließlich Herrn Thiel vom 
D.H.V.), 

das Zentrum (einschließlich Herrn Gerig vom D.H.V.), 

die Deutsche Demokratische Partei (einschließlich Herrn 
Schneider vom G.d.A.), 

die Wirtschaftspartei; 

4. gegen den Antrag des AfA-Bundes, bei Wander- 
versicherten die Beiträge zur Invalidenversicherung voll 
auf die Wartezeit bei der Angestelltenversicherung in An- 
rechnung zu bringen: 

die Deutschnationale Volkspartei (einschließlich Herrn Lam - 
bach vom D.H.V.), 

die Deutsche Volkspartei (einschließlich Herrn Thiel vom 
D.H.V.), 

das . Zentrum (einschließlich Herrn 

die Wirtschaftspartei; 

5. gegen den Antrag des AfA-Bundes, einen Rechts- 
anspruch auf das Heilverfahren zu gewähren, 
wenn es der Vertrauensarzt der Reichsversicherungsanstalt als 
notwendig bescheinigt: 

die Deutschnationale Volkspartei (einschließlich Herrn Lam - 
bach vom D.H.V.), 

die Deutsche Volkspartei (einschließlich Herrn Thiel vom 
D.H.V.), 

die Völkischen (einschließlich Herrn Stöhr vom D.H.V.); 

das Zentrum (einschließlich Herrn Gerig vom D.H.V.); 

die Wirtschaftspartei; 

6. gegen den Antrag des AfA-Bundes, an die Stelle der 
ungerechten indirekten Wahl des Verwaltungsrates der Reichs- 
versicherungsanstalt die direkte Urwahl zu setzen (Ab- 
stimmung im neunten Ausschuß): 

die Deutschnationale Volkspartei, 
die Deutsche Volkspartei, 

die Völkischen, 

das Zentrum, 

die Deutsche Demokratische Partei, 
die Wirtschaftspartei. 


Gerig vom D.H.V.), 


Das gute Beispiel Frankreichs. Die Washingtoner Kon- 
vention über den Achtstundentag ist bis jetzt von sieben Staaten 
zatiflziertt worden: von Griechenland ‚ Rumänien, 
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Indien, der Tschechoslowakei und Bulgarien 
bedingungslos und von Oesterreich und Italien 
unter dem Vorbehalt, daß einige große Industrieländer eben- 
falls zur Ratifizierung übergehen. Die nun erfolgte Annahme 
eines Geseizentwurfes von der französischen Kammer, der die 
Regierung ermächtigt, die Konvention von Washineton über 
den Achtstundentag zu ratifizieren (s. auch „D.T.Z.” Nr. 30), 
ist vor allem deshalb von so großer Bedeutung, weil Frank- 
reich das erste große Industrieland ist, das eindeutig den 
Willen zur Ratifizierung kundgibt. Es geht also mit dem wruten 
Beispiel voran und schafft eine der üblichsten Ausreden der 
anderen großen Industrieländer aus der Welt. 

Trotz des Widerstandes der sozialistischen Abgeordneten, 
die auf die günstige Entwicklung der Handelsbilanz in Frank- 
reich seit der Einführung des Achtstundentaggesetzes hin- 
wiesen und trotz des Eingeständnisses eines Unternehmer» 
Abgeordneten, der im Laufe der Debatten ehrlich zugab, daß 
das Achtstundentaggesetz für das französische Unternehmertum! 
„ein Peitschenhieb ist, der sie glücklicherweise veranlaßte, die 
technischen Einrichtungen ihrer Betriebe zu verbessern und 
die Konkurrenzfähigkeit zu erhöhen“, wurde der Artikel 2 der 
Vorlage, der die Ratifizierung der Konvention von der Ra- 
tifizierung durch Deutschland abhängig macht, 
in der ursprünglichen Fassung angenommen, wobei der Arbeits. 
minister u.a. ausführte: „Wir wollen mit diesem Vorbehalt 
in Deutschland eine Bewegung zugunsten der en 
auslösen. Wir glauben, daß es vom psychologischen Stand- 
punkt aus das beste Mittel ist, wenn diese Stellungnahme aus. 
drücklich hervorgehoben wird. Die Kampagne der deutschen 
Arbeiter wird sicher erfolgreicher sein, wenn wir auf diese 
Weise Deutschland auf seine Verantwortlichkeiten aufmerksam 
machen.‘ 

Wenn man in den Parlamenten der wichtigsten Industrie- 
länder immer wieder beteutern hört, daß ja der Ratifizierung 
nichts im Wege stehe, da doch fast in allen Industrien der 
Achtstundentag Geltung habe, scheint eine solche Zurück- 
haltung eigentlich ein wenig seltsam. Wie der Berichterstatter 
der Arbeitskommission der französischen Kammer, der die 
Vorlage unterbreitete, ganz richtig sagte, muß die Erklärung 
darin gesucht werden, daß eben die Großmächte nur zögernd 
von der Annahme eines internen, d.h. nationalen 
Gesetzes zur Anerkennung eines internationalen Ge- 
setzes übergehen, durch das sie im Angesicht der ganzen Welt 
endgültig gebunden werden. Dies ist eine der großen Schwie- 
rigkeiten, die der internationalen Ratifizierung entgegenstehen 
und damit ist gleichzeitig auch der Sinn und die tiefe 
Bedeutung internationaler Konventionen ge- 
deutet. 

Daß die Ratifizierung in allen Ländern kommen wird und 
kommen muß, steht außer allem Zweifel. Der gute Wille der 
Regierungen. wird allerdings dabei nicht immer die treibende 
Kraft sein, sondern vielmehr die Einsicht, daß gleiche Ver- 
pflichtungen für alle doch die bessere Alternative ist, als wenn 
man sich freie Hand vorbehält, gleichzeitig aber vielleicht 
die Erfahrung machen muß, daß man selbst den Achtstundentag} 
doch nicht verlängern kann, während ‘dies einem konkurrie- 
renden Staat gelingt. Diese Einsicht bricht sich Bahn, und zwar 
so gründlich, daß bereits da und dort Stimmen aus der kapi- 
talistischen Welt laut werden, die sogar die Washingtonen 
Konvention zu wenig eindeutig finden. So beklagt sich z.B. 
der „Nieuwe Rotterdamsche Courant“ (N.R.C.) in einem Ar- 
tikel unter dem wehmütigen Titel „Nach eventuellen Ratifi- 
kationen‘ darüber, daß die Mitglieder der internationalen Or- 
ganisation der Arbeit laut Friedensvertrag eigentlich erst nach 
der ofliziellen Ratifizierung zur Anpassung ihrer nationalen) 
Gesetze an die Konvention übergehen müssen,: was sie in die 
Lage versetzt, wieder allerlei Ausnahmebestimmungen zu ma- 
chen. Diese Möglichkeit, die z.B. Rumänien, Bulgarien und 
Griechenland ausnützten, erfüllt den „N.R.C.“ „mit Unruhe“, 
Nach der Ansicht dieses Blattes müssen die nationalen Gesetze 
vor der Notifizierung der Ratifizierung der Konvention an- 
gepabt ‘werden, „sonst bleibt die Ratifizierung der internatio- 
nalen Verträge eine Karikatur“. -Verzweifelt ruft der „N.RE;% 
aus: „Es zeigt sich, daß es im internationalen Staatenmiliew 
auch heute noch Länder gibt, deren Regierungen nicht einmal 
begreifen, welche Verpflichtungen sie bei der Ratifizierung 
internationaler Konventionen auf sich nehmen.‘ 

Ganz richtig! Wer hat aber jahrelang darüber geschrieen, 
daß die Washingtoner Konvention zu theoretisch sei und zu 
wenig Spielraum ofien lasse? Es waren sicherlich nicht die 
Arbeiter, sondern die Unternehmer und die kapitalistische 
Presse, die nun plötzlich gleiche „Pflichten“ für alle 
wollen, da es ihnen angesichts des Widerstandes 
der Arbeiter nicht gelingt, den Achtstunden- 
tag zu beseitigen und sich auf dem Wege den 
Macht in der Festsetzung der Arbeitszeit will- 
kürlich „Rechte“ zu schaffen. 


Nr. 32 
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Da sich überalt gezeigt hat, daß der Achtstundentag in 
keinem einzigen Fall irgendeiner Industrie oder einem Lande 


7 Schaden, hingegen in vielen Fällen — selbst von den Unter- 
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nehmern zugegebene — Vorteile gebracht hat, sind die Arbeiter 
auch heute noch für die strikte Einhaltung des Prinzips des 
'Achtstundentages und sie begrüßen es, daB man auch in kapi- 
talistischen Kreisen allmählich einsieht, daß dies der einzige 
Weg ist, der zu geordneten Verhältnissen und gleichmäßigen 
Entwicklungsmöglichkeiten führen kann. 


Prämiensystem für Angestellte in Rußland. Der Russische 
Oberste Volkswirtschaftsrat hat die Frage der Prämiierung der 
in der Industrie und im Handel beschäftigten Fachleute im 
positiven Sinne entschieden. Die Prämiierung soll’ sich er- 
strecken: : 

1. auf das technische Personal für Leistungen auf dem Gebiet der 
Verringerung der Produktionskosten, Verbesserung und Vervollkomm- 
nung des Produktionsprozesses sowie der Qualität der Produktion; 

2. auf das Personal in der Buchführung, und zwar für rechtzeitige und 
exakte Rechnungslegung, Aufstellung von Bilanzen und der erforderlichen 
Abrechnungen ohne -Ueberstunden und bei normalem Angestelltenetat; 

3, auf.das kaufmännische Personal für Vergrößerung des Handelsum- 
satzes, Verbesserung der Verkaufsbedingungen, Verringerung der Han- 
delsunkosten. 

- - Um einen Anreiz für die Heranziehung neuer Fachleute zu 
schaffen, sollen die Grundgehälter derselben erhöht werden. 
Für die Regelung der gegenseitigen Beziehungen zwischen den 
Fachleuten und den Unternehmungen sind individuelle An- 
stellungsverträge vorgesehen, in denen sowohl die Pflichten 
als auch die Rechte der angestellten Fachleute genau fest- 
gesetzt werden sollen. | 

. Mit diesen Grundsätzen weicht der Oberste Volkswirt- 
schaftsrat sehr. erheblich von den bisher für qualifizierte An- 
gestellte angewandten ab. 

Er anerkennt das Leistungsprinzip, natürlich nicht im Sinne 
der deutschen Unternehmer, die mit ihren Leistungstarifen in 
Wirklichkeit ihrer Willkür, dem Gehaltsdruck und der Be- 
seitigung der Tarife freie Bahn eröffnen wollen, andererseits 
sind die Leitsätze des Volkswirtschaftsrats in der uns bekannt- 
gewordenen Form zu allgemein, um erkennen zu lassen, ob 
und inwieweit die mit dem Prämiensystem sehr leicht ver- 
bundene Gefahr der Antreiberei vermieden wird. 


Soziale Bewegung 


Christliche Krankenkassenvertreter gegen den D.H.V. Der 

den christlichen Gewerkschaften nahestehende Gesamtverband 
der Krankenkassen Deutschlands wandte sich auf seinem dies- 
jährigen Kongreß, der vom 27. bis 29. Juli in Aachen tagte, 
sehr energisch gegen den vom Deutschnationalen Handlungs- 
Be reiband so warm propagierten und protegierten Um- 
bau der Krankenversicherung auf berufsständischer Grund- 
lage und nahm folgende Entschließung an: 
„Der Kongreß ersucht die Reichsregierung und die gesetzlichen 
Körperschaften, eine noch größere Zersplitterung- hinsichtlich der Träger 
der reichsgesetzlichen Krankenversicherung als sie bereits in der Reichs- 
versicherungsordnung besteht, zu verhindern. Insbesondere lehnt er 
einen Umbau zu Krankenversicherungen auf berufsständischer 
Grundlage als völlig unsozial (!) ab und bittet die aus rein 
egoistischen Gründen verfolgten Bestrebungen einzelner Berufsverbände 
uach- einer solchen Neuregelung mit aller Entschiedenheit zurückzu- 
weisen. 


Berufsfragen 


‘ Der „Volontär‘. Die Tarifverträge, die in den ersten Jah- 
ren nach dem politischen Umsturz auch von den Unternehmern 
in ihrem eigenen Interesse gern getätigt wurden, werden 
manchen Unternehmergruppen nachgerade unangenehm. Für 
die überwiegende Mehrzahl der Angestellten sind durch kol- 
tektive Abmachungen klare Rechts-, Arbeits- und Entlohnungs- 
verhältnisse geschaffen. Dadurch ist den Möglichkeiten, sich 
billige Arbeitskräfte zu verschaffen, wie das in Vorkriegszeiten 
üblich war, ein Riegel vorgeschoben worden. Manche Unter- 
nehmergruppen glauben aber, die Zeit sei wieder reif, auf die 
in ihrem Sinne erprobten Praktiken der Vorkriegszeit zurück- 
zugreifen. Sie lehnen den Abschluß neuer Tarifverträge ab, 
wobei sie sich in der Mehrzahl der Fälle des Mittels der Sat- 
zungsänderung bedienen, wonach ihnen die Tätigung von Ge- 
haltsabkommen mit Angestellten untersagt ist. Nach diesem 
schönen Rezept haben die gesamten deutschen Seeschiffs- 
werften verfahren. Ihnen hat sich bald de Hamburger 
Eisenindustrie und die gesamte Rendsburger In- 
dustrie sowie andere Unternehmerverbände angeschlossen. 
Einige Unternehmer haben es in ihrer Gegnerschaft gegen 
den Tarifvertrag so eilig, daß sie nicht einmal den Ablauf ge- 
kündigter Tarifverträge abwarten, um die nach ihrer Meinung 
hemmende Fessel kollektiver Abmachungen loszuwerden. Zu 


diesen Unternehmungen gehört auch die Firma "Alfred Gut- 
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mann in Altona, die Mitglied des Verbandes der Eiser 
industrie ist. Mit dieser Unternehmergruppe hatte. der Butab 
einen Tarifvertrag geschlossen, der von Unternehmerseite auf 
den 30. Juni 1925 gekündigt wurde. Den Neuabschluß eines 
Rahmenvertrages machen die Eisenindustriellen in Hamburg 
abhängig von einer Verzichterklärung der Angestelltenorgant- 
sationen bezüglich Abmachungen über Gehaltsgruppierungen 
und Gehaltssätze. Da die beteiligten Verbände, voran der 
Bund, unmöglich auf derartige Forderungen eingehen konnten, 
sind die seit drei Monaten schwebenden Verhandlungen bis 
heute noch nicht beendet. Mit der vorgenannten Firma Gut- 
mann waren schon mehrfach Differenzen über die Eingrup- 
pierung und Bezahlung ihrer technischen Angestellten ent- 


‚standen. Der Bund war dabei Sieger geblieben. 


Die Firma Gutmann hat aus diesen Tarifstreitigkeiten die 
Lehre gezogen, daß es wohl zweckmäßiger sei, den um eine 
ausreichende Bezahlung kämpfenden Konstrukteuren durch die 
Heranzüchtung billiger Konkurrenz aus dem studierenden Nach- 
wuchs einen Dämpfer zu geben. Sie setzte sich zu diesem 
Zweck mit den vereinigten Maschinenbauschulen in Altona 
in Verbindung und ließ sich junge Techniker, die ihre. Ab- 
schlußprüfung abgelegt hatten, überweisen. Diese stellte sie 
aber dann nicht, wie das als Mitgliedsfirma des Verbandes der 
Eisenindustrie ihre Pflicht gewesen wäre, als technische An- 
gestellte mit Fachschulbildung in Anfangsstellung mit einem 
tariflichen Satz von 138 M. monatlich, sondern als Volon- 
täre ohne Gehalt ein. Da nun auch ideal veranlagte junge 
Techniker nicht allein von der Ehre, bei der Firma Gutmann 
arbeiten und lernen zw dürfen, leben können, wäre auf diesen 
Trick wohl niemand hereingefallen. Es wurde deshalb zu 
einem sehr eigenartigen Mittel gegriffen. Der: Oberingenieur 
der Firma Gutmann veranlaßte zwei junge Techniker, die be- 
reits in Lauenburg Beschäftigung bekommen hatten, diese Be- 
schäftigung aufzugeben. Nachdem sie dies getan und die 
Brücken hinter sich abgebrochen hatten, wurde ihnen dann das 
Anstellungsschreiben unterbreitet, wonach sie als Volontäre 
ohne Gehalt beschäftigt wurden. Um ihre Zustimmung zw 
diesem seltsamen Angebot zu erreichen und der Forderung 
nach einer Bezahlung auszuweichen, erklärte sich der Ober- 
ingenieur bereit, den jungen Kollegen aus seiner eigenen 
Tasche monatlich 50 M. zu geben. Außerdem wollte er dann 
noch später, allerdings unverbindlich, sich dafür einsetzen, 
daß auch die Firmenleitung den Volontären einen Zuschuß 
gewähre. Aus dieser Zusage wurde aber nichts. Nachdem die 
jungen Kollegen zwei Monate ohne Gehalt dort gearbeitet 
hatten, wandie sich der eine von ihnefi an unsere Hamburger 
Gauverwaltung, die sofort einschritt und die Beseitigung des 
unklaren Verhältnisses und die Anstellung und Bezahlung 
nach Tarif. verlangte. Als Antwort darauf entließ die Firma 
Gutmann den Kollegen, in dessen Namen der Bund vor- 
stelli@e geworden war. Daraufhin wurde eine Klage auf Ge- 
haltszahlung und Feststellung bezüglich des Angestelltenver- 
hältnisses vor dem Gewerbegericht Altona erhoben. “Zur 
Rechtfertigung der Entlassung erklärte der Firmenvoiireter in 
einem Schriftsatz und auch in der mündlichen Verhandlung, 
daß der Kläger seinen Erwartungen nicht entsprochen und 
als Konstrukteur unzulänglich gewesen sei. Die Zah- 
lung einer Entschädigung wurde abgelehnt mit der Begrün- 
dung, die Firmenleitung habe in dem Anstellungsschreiben 
keine Bezahlung zugesichert. Die Zusage einer Entschädigung 
aus Privatmitteln des Oberingenieurs sei unverbindlich und 
brauche bei den ungenügenden konstruktiven Leistungen des 
Klägers nicht eingehalten zu werden. Der. Oberingenieur der 
beklagten Firma mußte sich eine sehr unangenehme Zurecht- 
weisung durch den Gauleiter des Bundes, der die Klage ver- 
trat, gefallen lassen, wobei insbesondere die unehrliche Haltung: 
gekennzeichnet wurde, die jungen, unerfahrenen Berufskollegen 
aus einer Beschäftigung wegzulocken, sie, nachdem sie nun- 
mehr beschäftigungsios waren, zur Annahme des famosen 
Volontärvertrages zu zwingen, und ihr Verlangen nach Bezah- 
lung dadurch zu hintergehen, daß ihnen an Stelle einer klaren 
Abmachung mit der Firma eine Entschädigung aus Privat- 
mitteln des Oberingenieurs zugesichert wurde. Leider beur- 
teilte das Gericht den Streitfall lediglich nach formal-juristi- 
schen Gesichtspunkten. Es wies die Klage ab mit der selt« 
samen Begründung, der Tarifvertrag schließe die Anstellung 
von Volontären nicht ausdrücklich aus, somit sei sie, erlaubt, 
Der Fall ist damit keineswegs abgeschlossen. Der Butab hat 
die tariflichen Schlichtungsinstanzen angerufen, 
um von den Arbeitgeberkontrahenten eine klare Entscheidung 
ge die ehrliche Durchführung geschlossener Verträge zu er- 
alten. 


„Der technische Beruf hat zur Zeit die ann Chance.“ 
„Das Angebot deckt bei weitem nicht die Nachfrage.“ So 
steht geschrieben in der „Berliner Morgenpost‘, Num- 
mer 184 vom 2. August 1925. Alle zuständigen Stellen, Berufs- 
beratungsämter, Schulleitungen, unser Bund und selbst die 
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Arbeitgeberverbände haben in den letzten Jahren immer wieder 
vor der Ergreiiung des technischen Berufes gewarnt. Statt 
17000 Studierenden waren in den Jahren 1922/1924 durch- 
schnittlich 30 000 Studierende und Hörer auf den Technischen 
Hochschulen eingeschrieben. Die staatlichen und privaten Mit- 
telschulen sind so stark überfülit, daß überall Parallelklassen 
eingerichtet werden mußten und trotzdem Schüler wegen 
Veberfüliung abgewiesen werden. Das Technikum Ilmenau 
z. B. mußte in Bad Sulza eine Filiale für das ‚erste Semester 
einrichten. 
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Die deutsche Wirtschaft wird, wie wir wiederholt betont 
haben, in absehbarer Zeit nicht in der Lage sein, die über 
alles Maß hinausgehende Zahl von jungen Technikern aufzu- 
nehmen. Wir fragen uns vergeblich, woher die „Berliner Mor- 
genpost“ die Weisheit hat, daß der technische Beruf zur Zeit 
„die größte Chance“ besitzt. Wir können ihr nur raten, sich 
in Zukunft nicht auf das Geschreibsel irgend eines Skribenten 
einzulassen, sondern sich bei den beruienen Stellen zu er- 
kundigen. Wir haben der „Berliner Morgenpost‘ eine ent- 
sprechende Mitteilung zugehen lassen. 





Industrietarife 


Tarifstreit im Siegerland. In Nummer 28 der „D.T.Z.“ 
haber wir zusammenfassend über die Tarifgehälter im Süd- 
westfälischen berichtet. Inzwischen hat in der Angelegenheit 
der Siegerländer Gruben und Hütten der Schlich- 
tungsausschuß einen Schiedsspruch gefällt, nach dem 
die Gehälter mit Wirkung vom 1. Juli um sechs Prozent er- 
höht werden sollen. Die neue Gehaltstabelle ist erstmalig am 
31. August zum 30. September kündbar. Die vom Schlichtungs« 
ausschuß festgesetzte Gehaltserhöhung würde bedeuten, daß 
das niedrigste Gehalt in der Gruppe I von 71 auf 76 Mark, 
und das Spitzengehalt der Gruppe IV von 235 auf 250 Mark 
steigen würde. Das Anfangsgehalt der Gruppe Ill würde an- 
statt wie bisher 114 Mark, jetzt 121 Mark betragen. Trotz 
dieser sehr bescheidenen Gehaltserhöhung haben die Ange- 
stellten dem Schiedsspruch zugestimmt, die Arbeitgeber jedoch 
lehnten ihn ab. Die Gewerkschaften beantragten beim Reichs- 
arbeitsministerium die Verbindlichkeitserklärung und es kam 
— wie üblich — zu der sogenannten Nachverhandlung unter 
dem Vorsitz des Herrn Oberregierungsrates Dr. Grabein. 

Der Vertreter der Unternehmer schilderte die Lage der 
Siegerländer Industrie in den düstersten Farben. Teure Frach- 
ten, Absatzmangel infolge der Auslandskonkurrenz, vollständige 
Unmöglichkeit des Auslandsabsatzes für die gesamte Sieger- 
länder Industrie haben schon dazu geführt, das ganze Werke 
zum Stilliegen kamen. Von 28 Hochöfen seien nur noch 11 im 
Betrieb. Im ganzen Siegerland gibt es kein. einziges Werk, 
dem cs gut geht. Die besten haben einen Absatzrückgang von 
40 Prozent gegenüber dem Friedensumsatz. Aus diesen Grün- 
den, so führte der Vertreter aus, darf der Siegerländer Industrie 
durch einen Zwangstarif eine Mehrbelastung nicht auferlegt 
werden. 

Die Vertreter der Angestelltengewerkschaften waren we- 
aigstens teilweise in der Lage, der Beweisführung des Unter- 
nehmervertreters entgegenzutreten. Sie wiesen insbesondere 
darauf hin, daß die Lage in der Siegerländer Industrie we- 
sentlich besser sein könnte, wenn alle Unternehmer sich! 
bemüht hätten, ihre Inflationsgewinne zur Modernisierung der 
Werke zu verwenden. 

Schließlich machte der Syndikus der Siegerländer Unter- 
nehmer drei Vermittlungsvorschläge, und zwar: 

Erstens: Er will namens seiner Auftraggeber die schrift- 
liche Verpflichtung hinterlegen, daß, sobald die Siegerländer 
Arbeiter eine Lohnerhöhung bekommen, auch den AÄngestell- 
ten eine prozentuale gleichwertige Gehaltserhöhung zufallen 
soll. 

Diesen Vorschlag mußten die Angestelltenvertreter na- 
türlich ablehnen, da es sich im Siegerland darum handelt, 
möglichst bald eine Gehaltserhöhung zu bekommen, zum an- 
deren aber, weil die Angestellten grundsätzlich die Höhe ihres 
Gehaltes nicht von der Höhe des tarifmäßigen Stundenlohnes 
der Arbeiter abhängig machen körmen, um so weniger, als der 
tarifmäßige Stundenlohn wegen der überall geleisteten Akkord- 
arbeit einen Maßstab für das tatsächliche Einkommen der 
Arbeiter nicht abgibt. 

Zweitens wurde vorgeschlagen, den Schiedsspruch nicht 
ab 1. Juli, sondern ab 1. August einzuführen. 

Auch dieser Vermittlungsvorschlag mußte abgelehnt wer- 
den, weil dann für die Gültigkeitsdauer des Schiedsspruches, 
also Juli bis September, die Angestellten nur 12 Prozent eines 
Monatsgehaltes anstatt 18 Prozent nach dem Schiedsspruch 
erhalten würden. 

Drittens: Schließlich wurde noch ein weiterer Vorschlag 
gemacht, der darauf hinauslief, bereits im Monat Juli eine 
Gehaltserhöhung eintreten zu lassen, die jedoch weniger als 
6 Prozent betragen soil. 

Ein derartiger Vorschlag 
werden. 

Um ihre Verhandlungsbereitschaft zu dokumentieren, mach- 
ten schließlich die Angesteiltenvertreter einen QGegenvorschlag, 


mußte gleichfalls abgelehnt 
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nach dem für den Monat Juli eine dreiprozentige, und für die 
Monate August und September eine sechsprozentige Gehalts- 


erhöhung eintreten soll. Der Syndikus des Unternehmerver 
bandes nahm diesen Vorschlag zur Kenntnis, bezweifelt aber, 
daß seine Auftraggeber ihn annehmen werden. Jedenfalls 
verpflichtete er sich, dem Reichsarbeitsministerium bis zum 
31. Juli Nachricht über Annahme oder Ablehnung des Vor- 
schlages zukommen zu lassen. Lehnt der Unternekmerverband 
ab, so wird das Reichsarbeitsministerium über unseren Antrag 
auf Verbindlicherklärung zu entscheiden haben. 


Baugewerbetarife 


Die notleidendien Baugeschäfte. Von einem Kollegen, der 
in dem einer Witwe gehörenden Baugeschäft eines kleineren 
Ortes in unserem Gaugebiet Hannover-Braunschweig tätig ist, 
erhalten wir ein Schreiben, das wir im Auszug hier wieder- 
geben: 

„Es werden acht Gesellen, zwei Arbeiter und fünf Lehrlinge be- 
schäftigt. Dieses Jahr ist aber Arbeitsmangel. Die Witwe des In- 
habers mit zwei erwachsenen Töchtern und einem Sohn von 27 Jalıren 
brauchen viel zu ihrem eigenen Bedarf. Im Jahre 1924 sind zum Haus- 
halt 7100 Mark verbraucht worden. Das kann das Geschäft bei diesem 
Arbeitsmangel nicht tragen. Nun soll’ ich immer nur Ge!d schaffen, was 
mir aber nicht möglich ist. Der Sohn hat Landwirt‘ gelernt, hält aber 
auf keiner Stelle aus, und ist schon jahrelang zu Hause, tut ganz und 
gar nichts, raucht den ganzen Tag Pfeife, und wenn Sonnabends nicht 
genügend Geid da ist, macht er Krach, wird äußerst gemein und be- 
leidigend, wobei seine Mutter ihn unterstützt. Nebenbei bemerkt, ist 
der Sohn aus der vierten Volksschuiklasse konfirmiert worden, rechnen 
kann er gar nicht, aber Nächte durchzechen bringt er sehr gut fertig.“ 


Es liegt uns fern, dies verallgemeinern zu wollen. Wir 
geben ohne weiteres zu, daß es kleinere Baugeschäfte gibt, 
deren Inhaber nicht auf Rosen gebettet sind und sich ehrlich 
anstrengen müssen, um ihren Betrieb zu erhalten. Meist aber 
gehören solche Bauunternehmer, die persönlich mitarbeiten, 
nicht zu denjenigen, die ihre etwaigen technischen Angestellten 
im Lohn drücken oder sich dem Arbeitgeberverband gegenüber 
von vornherein gegen jede Gehaltserhöhung verwahren. Sie 
tun das um so weniger, je tüchtiger sie selbst als Fachleute 
sind. Das in dem Brief aufgezeigte Beispiel zeigt aber immer- 
hin, daß selbst ein sehr kleines Geschäft mit nur zehn Voll 
arbeitern recht erkleckliche Ueberschüsse abwirft. Ein Tech- 
niker, acht Gesellen, zwei Arbeiter und fünf Lehrlinge erar- 
beiten einen Ueberschuß, aus dem vier erwachsene Menschen 
ein arbeitsloses und nicht einmal bescheidenes Dasein führen, 
Leider teilt der Kollege nicht mit, wie hoch sein Gesamt- 
einkommen ist. Wir glauben aber in der Annahme nicht 
fehlzugehen, daß sein Gesamtjahreseinkommen noch nicht die 
Hälfte dessen beträgt, was er mit den zur Verfügung stehenden 
Handarbeitern von der von ihnen erarbeiteten Summe der nomi- 
nellen Inhaberin des Geschäfts abgeben müßte, damit sie mit 
ihren drei erwachsenen Kindern ein behagliches Parasiten- 
dasein führen könnte. 


Fachfragen 


Steigerung der Baukosten. Der Index der Baustofipreise 
und Baukosten unterlag nach amtlichen Berechntngen folgender 
Entwicklung: 


Mai 1925 Juni 1925 
Rohbaustoffe EEE er 150,9 153 
Bauhölzer 9,7. 1 Sue 142,7 143,9 
Ausbaustolle. a zaram  e 171 172,6 
Baustoffen „2.2 De Pa 152 153,8 
Baukosten . . . BEER 162,4 164,6 


In den letzten Tagen gingen wieder mal Meldungen durch! 
die Presse, wonach durch die höheren Bauarbeiterlöhne eine 
Stockung des Geschäitsganges im Baugewerbe eingetreten sei. 
Nun hat man von einer Erhöhung der Bauarbeiterlöhne im: 
Juni kaum etwas gehört; dagegen zeigt die Entwicklung der 
amtlichen Indizes, wo die Verteuerung zu suchen ist. 
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Reichsregierung und Ruhrkrise 


Die Zechenstillegungen und Betriebseinschränkungen im 
Ruhrgebiet haben in den letzten Wochen einen beängsti- 
genden Umfang angenommen. Alle Anzeichen deuten darauf 
hin, daß mit einer Verschlimmerung in der nächsten Zeit 
zu rechnen ist. Bis jetzt sind in diesem Jahre im Ruhrberg- 
bau etwa 40000 Arbeiter entlassen worden. Hunderten von 
Angestellten ist die Stellung gekündigt. Die entlassenen Berg- 
leute konnten bisher in anderen Arbeitsstellen, insbesondere 
im Baugewerbe und anderen Saisonbetrieben untergebracht 
werden. Die gefahrvolle Auswirkung der Bergbaukrise wird 
sich demnach erst im Herbst zeigen, wenn weitere Massen 
von Bergleuten- entlassen sind und die in den Saisonbetrieben 


- untergebrachten Bergarbeiter auf den Arbeitsmarkt zurück- 


kehren. Es müssen deshalb wirksame Maßnahmen ergriffen 
werden, um eine soziale Katastrophe im rheinisch-westfä- 
lischen Industriegebiet im kommenden Winter zu verhüten. 

Auf Veranlassung der Reichsregierung fand am 24. Juli 
in der Reichskanzlei eine Besprechung mit Vertretern der 
Industrie über die allgemeine Lage statt. Die Arbeitge- 
ber waren geladen worden, um der Reichsregierung ihre 
Ansicht über die Krise kundzutun und darzwWegen, welche 
Mittel nach ihrer Meinung zur Behebung anzuwenden sind. 
Das Verfahren der Reichsregierung ist recht anfechtbar. Die 
Bergbaukrise betrifft nicht nur die Unternehmer, sondern in 
erster Linie haben die Arbeitnehmer unter ihren Auswirkungen 
zu leiden. Man hätte deshalb annehmen müssen, daß der 
Reichskanzler aus sich heraus auch die in Betracht kommenden 
Arbeitnehmerorganisationen einladen würde, um deren Auf- 
fassunng zu der Frage zu hören. Leider ist dem Reichs- 
kanzler der naheliegende Gedanke, vorerst alle beiden Seiten 
zu hören, um zu einem richtigen Urteil zu gelangen, nicht 
gekommen. Es bedurfte erst einer Anregung von Arbeit- 
nehmerseite, um eine Aussprache der Reichsregierung mit den 
Gewerkschaften herbeizuführen. 

Die erste Aussprache dieser Art fand am 28. Juli im Reichs- 
arbeitsministerium unter dem Vorsitz des Reichsarbeits- 
ministers Brauns statt. Neben dem Reichsarbeitsministe- 
rium waren die zuständigen Reichsministerien, das Preußische 
Handelsministerium, das Oberbergamt Dortmund und der Reichs- 
kohlenrat vertreten. Vom Zechenverband waren eine Reihe 
namhafter Vertreter erschienen und außerdem hatten sämtliche 
am Bergbau beteiligten Arbeiter- und Angestelltenorganisa- 
tionen Vertreter entsandt. In der allgemeinen Aussprache 
äußerte sich Generaldirektor Winkhaus ausführlich 
über die gegenwärtige Situation im Ruhrbergbau. Nach seiner 
Auffassung ist die Krise auf die zu hohe Steuerbelastung, die 
zu hohen Soziallasten und Eisenbahntarife "zurückzuführen. 
Damit gab Herr Winkhaus lediglich die allgemein bekannten, 
aber sehr schlecht bewiesenen Arbeitgebergründe über die 
Ruhrkrise wieder. Als Hauptmittel für eine Besserung der 
Sachlage kommt nach Ansicht von Winkhaus die Wieder- 
einführung der Friedensarbeitszeit und eine er- 
heblice Verminderung der sozialen Lasten in Be- 
tracht. Herr Winkhaus versuchte in seinen Ausführungen den 
Anschein zu erwecken, als ob nicht die Unternehmer, sondern 
die Arbeitnehmer mit ihren Lohnforderungen an den ent- 
standenen wirtschaftlichen Schwierigkeiten die Schuld trügen. 
Es sei alles so gekommen, wie die Unternehmer vorausge- 
sagt hätten, ihre Warnungen seien aber nicht beachtet worden. 

Von Arbeitnehmerseite wurde Herrn Winkhaus in der 


‚entsprechenden Weise geantwortet, insbesondere wurde darauf 


verwiesen, daß die Arbeitnehmer an der Ruhr in der zurück- 
liegenden Zeit sehr große Opfer gebracht hätten, daß aber 
nunmehr die Grenze dessen, was ertragen werden könnte, er- 
reicht sei. Die Zumutung der Unternehmer, alle Lasten, 
die sich aus der gegenwärtigen Lage ergeben, auf die Ar- 


- beiter und Angestellten abzuwälzen, müsse auf das schärfste 


TEE TUT 


zurückgewiesen werden. Immer klarer stelle sich heraus, 
daß die Unternehmer die Wirtschaftskrise zu 
einem Angriff auf die Löhne, Arbeitszeit und 
sozialen Einrichtungen benutzen. Es sei wenig 
rühmlich für die Unternehmer, daß sie, um aus den Schwierig- 
keiten herauszukommen, keinen anderen Weg wüßten, als die 
Arbeitszeit zu verlängern und die Löhne abzubauen. 

Die Aussprache wandte sich dann der Behandlung von 


 Einzelfragen zu: 


1. Die Durchführung von Entlassungen. 
Allgemein wurde von den Arbeitnehmervertretern darauf 


hingewiesen und auch mit Beweisen belegt, daß sich eine 
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Reihe von Zechenverwaltungen bei den vorzunehmenden Ent- 
lassungen den Teufel um die gesetzlichen Bestimmungen scher- 
te. Die Stillegungen und Einschränkungen würden von einer 
Een Reihe von Zechen als eine willkommene Gelegenheit 
etrachtet, um die Betriebe von sogenannten unruhigen Ele- 
menten, d.h. von Gewerkschaftsfunktionären zu sänbern. 


Kollege Peters unterbreitete und begründete als Ver- 
treter- des AfA-Bundes folgende Forderungen: 


1. Ueber die zur Entlassung kommenden Angestellten ist 
eine Liste zu führen. Bei Wiedereinstellungen ist auf 
die entlassenen Angestellten zurückzugreifen. Neue Kräfte 
dürfen erst eingestellt werden, wenn keine entsprechenden, 
früher entlassenen Angestellten mehr vorhanden sind. 


2. Bei notwendig werdenden Entlassungen sind Tarifange- 
stellte und obere Beamte in gleicher Weise zu berück- 
sichtigen. 


3. Entlassungen von aktiven Mitgliedern der Betriebsver- 
tretung dürfen bis zur Stillegung des Gesamtbetriebes 
„nicht erfoigen. 


Ergänzend wurde vom Kollegen Schmidt vom alten 
Bergarbeiter-Verband folgende Forderung gestellt: 


4. Die Hinzuziehung der Betriebsvertretung zu den Ent- 
lassungen darf nicht nur eine Anhörung, sondern muß 
eine tatsächliche Mitwirkung sein. 


‚Im Namen der Arbeitgeber äußerte sich Generaldirektor 
Fickler zu diesen konkreten Forderungen. Er führte aus, 
daß bei Wiedereinstellungen die früher entlassenen Ange- 
stellten weitestgehend berücksichtigt werden würden, 
solange unter ihnen die wieder notwendig werdenden Berufs- 
gruppen vorhanden wären. Herr Fickler wollte nicht aner- 
kennen, daß der Apparat der oberen Werksbeamten gegen- 
über der Friedenszeit eine Erweiterung erfahren habe. Eine 
Uebersetzung des Apparates sei unter keinen Umständen ein- 
getreten; nach seiner Auffassung wäre es sogar zweckmäßig, 
die Zahl der oberen Werksbeamten zu vermehren. Bei Ent- 
BEUREER kämen natürlich auch die oberen Beamten in Be- 
racht. 


Herr Fickler scheint nicht genau orientiert zu sein, viel- 
leicht will er es auch nicht. Es kann u.E. nicht abgestritten 
werden, daß die Zahl der oberen Werksbeamten ganz er- 
heblich gestiegen und ein Mißverhältnis gegenüber der Zahl 
der übrigen Angestellten eingetreten ist. Weiterhin steht fest, 
daß sich die Kündigungen fast restlos auf Tarifangestellte 
erstrecken. Wir wissen auch, daß diese Methode, die im 
schärfsten Widerspruch zu einer Rationalisierung der Betriebe 
steht, bewußt von den Zechen angewandt wird. Man will 
lediglich die Tarifangestellten treffen, ohne Rücksicht, ob 
dadurch die Betriebskosten relativ vermehrt werden oder nicht. 
Wir rühren hier an eine der Kernfragen des gesamten Ent- 
lassungsproblems: Soll bei notwendig werdenden Entlassungen 
nach Recht und Billigkeit unter Vermeidung 
von sozialen Härten oder nach der Willkür 
der Unternehmer verfahren werden? In engem 
Zusammenhang hiermit steht die Antwort von Herrn Fickler 
auf die unter 3 und 4 genannten Forderungen. Er erklärte} 
daß hierfür die gesetzlichen Bestimmungen in Betracht kämen 
und auch von den Arbeitgebern beachtet würden. An sich 
trifft es nicht zu, daß die Zechenverwaltungen bei diesen 
Fragen die gesetzlichen Bestimmungen immer genau einhalten, 
Aber selbst wenn es so wäre, so zeigen die Worte von Herrn 
Fickler, daß die Arbeitgeber nicht im entferntesten darail 
denken, gemeinsam mit den Arbeitnehmern die bei den Ent- 
lassungen entstehenden Schwierigkeiten zu beheben. Es kommt 
doch immer auf die Anwendung und Auslegung der gesetz- 
lichen Bestimmungen an, und hier scheiden sich die Geister. 
Für die Arbeitgeber gilt der Buchstabe, darüber hinaus suchen 
sie aus den gesetzlichen Bestimmungen diejenigen heraus), 
die eine Umgehung des gesetzlichen Schutzes für die Arbeit- 
nehmer gestatten. Leider werden sie dabei nur allzu oft von 
den behördlichen und gerichtlichen Instanzen unterstützt. 


Wir wenden uns gegen dieses System, weil es die Betriebs- 
räte ausschaltet, und die Erregung auf das höchste 
steigert. Bei der Haltung der Zechenvertreter konnte eine 
Einigung in der Entlassungsfrage nicht erzielt werden. Auf 
Vorschlag von Ministerialdirektor Sitzler wurde deshalb 
beschlossen, daß die Reichsarbeitsgemeinschaft, Fachgruppe 
Ruhrbergbau, sich in Kürze unter Zugrundelegung der oben 
genannten Forderungen mit der Frage der Durchführung der 
Entlassungen beschäftigen soll. 
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Als zweite Einzelfrage wurde die Ergreifung von 


Maßnahmen zur Versorgung und Unterbrin- 
gungentlassener Arbeitnehmer 


behandelt. Von den Gewerkschaften wurde betont, daß Vor- 
sorge getroffen werden müßte, um die im Bergbau zur Ent- 
lassung kommenden Arbeitnehmer in anderen Arbeitsstellen 
unterzubringen. Umfangreiche Notstandsarbeiten müßten in 
Angriff genommen werden: Kanalbau, Schnellbahnprojekt, Um- 
siedelung innerhalb des Bergbaues usw. Für die Weiterbei 
handlung dieser Frage wurde ein AusschußvonArbeit- 
nehmer- und Arbeitgebervertretern unter Füh- 
rung des Reichsarbeitsministeriums eingesetzt. Der AfA-Burnd 
ist an diesem Ausschuß beteiligt. 


Auf die Forderung der Zechenbesitzer nach 


Wiedereinführung derFriedensarbeitszeit 


wurde vom Kollegen Schmidt im Namen aller Verbände 
die Erklärung abgegeben,- daß die Arbeitnehmer über eine 
Verlängerung der Arbeitszeit jede Diskussion ablehnen. Unter 
keinen Umständen würden die Arbeitnehmer in dieser Frage 
zustimmen. 


Einen sensationellen Verlauf nahm die Aussprache über 
die soziale Belastung des Bergbaues. 


In der Tagespresse sind in der letzten Zeit Ziffern genannt 
worden, die beweisen sollen, daß das Reichsknappschafts- 
Se für den Bergbau untragbar sei. Geradezu phantastische 

ahlen hat Generaldirektor Piatscheck in die Oeffentlich- 
keit geschleudert. Mit einer erfrischenden Deutlichkeit äußerte 
sich Ministerialdirektor Grieser über diesen Punkt. Er 
wies nach, daß die von den Bergbauunternehmern angegebenen 
Zahlen über die soziale Belastung mit der Wirklichkeit absolut 
nicht übereinstimmen. Herru Piatscheck sprach Ministerialdi- 
rektor Grieser, wenn auch in zarter Form, aber durchaus nicht 
mißverständlich, die Fähigkeit ab, die richtigen Zahlen zu 
ermitteln. Das war für Piatscheck eine derbe, aber verdiente 
Ohrfeige. 


Um zu einem einwandfreien Ergebnis über die soziale 
Belastung im Bergbau zu gelangen, wurde auf Vorschlag 
Griesers ein Ausschuß eingesetzt, in dem alle beteiligten 
Kreise vertreten sind. Zunächst wird sich die Untersuchung 
lediglich auf den Ruhrbergbau erstrecken, später soll sie 
ausgedehnt werden auf den gesamten Bergbau und schließlich 
auf die gesamte Wirtschaft. Wir begrüßen diese Maßnahme, 
denn dadurch kann den Unternehmern bewiesen werden, daß 
sie bisher mit unrichtigen Zahlen operiert und die Oefient+ 
lichkeit zu täuschen versucht haben. 


In Verfolg der Besprechung im Reichsarbeitsministerium 
fand am 29. Juli in der Reichskanzlei ohne Beteiligung! 
der Unternehmer eine weitere Aussprache über die Wirtschafts- 
krise in Rheinland-Westfalen statt. Die Aussprache war zum 
größten Teil allgemeiner Natur. In eindringlichster Weise 
schilderten die Gewerkschaftsvertreter die Situation und ihre 
katastrophalen Auswirkungen auf die Arbeitnehmer. Der Herr 
Reichskanzler wohnte nur kurze Zeit der Sitzung bei, 
Er zog es sogar vor, sich während der Aussprache ohne jegliche 
Erklärung zu entfernen. Er tat dies, obgleich in der Aus- 
sprache verschiedene Arbeitnehmer direkte Fragen an ihn- 
gerichtet hatten. Wir müssen schon sagen, daß in dem Ver- 
halten des Herrn Reichskanzlers eine Nichtachtung der Arbeit- 
nehmerinteressen liegt, wie sie schärfer nicht zum Ausdruck 
gebracht werden konnte. Wir bezweifeln, daß Herr 
Dr. Luther die Arbeitgebervertreter am 24. Juli in der glei 
chen Weise behandelt haben wird. Die ganze Aussprache in 
der Reichskanzlei verlief, wie wir nicht anders erwartet hatten, 
ohne positives Ergebnis. Von Regierungsseite wurde lediglich 
gesagt, daß die Arbeiten der am Tage vorher im Reichs- 
arbeitsministerium eingesetzten Ausschüsse abgewartet werden 
müßten, ehe die Reichsregierung zu dem gesamten Fragen- 
komplex Stellung nehmen könne. 


In beiden Besprechungen konnten wir uns des Eindrucks 
nicht erwehren, daß die Regierung den Vorgängen in Rhein- 
land-Westfalen ziemlich hilflos gegenübersteht. Wir verkennen 
durchaus nicht den Ernst der Wirtschaftskrise und sind uns 
auch über ihre Tragweite nicht im unklaren. Wir wenden uns 
aber dagegen, daß wiederum die Arbeitnehmer die allein 
Leidtragenden dabei sind. Wir wehren uns insbesondere, 
daß die Krise zum Ausgangspunkt einer Verschlechterung der 
Lohn- und sonstigen Arbeitsbedingungen werden ‚soll. Die 
Verbundenheit der schlechten wirtschaftlichen Lage des Ruhr- 
bergbaues mit der Weltkohlenkrise zeigt, daß andere Wege als 
Lohndruck und Arbeitszeitverlängerung beschritten werden 
müssen um aus den Schwierigkeiten herauszukommen, Es 
handelt sich darum, die internationale Steinkohlenwirtschaft 
auf eine neue Grundlage zu stellen. In dieser Richtung inüssen 
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sich die Bestrebungen der Reichsregierung bewegen. Wir sind 
überzeugt, daß sie bei den anderen Ländern auf Verständnig | 
stoßen wird, wenn sie sich. darum ernsthaft bemüht. Auf 
keinen Fall darf, das möchten. wir schon heute aussprechen, 
die gegenwärtige Krise zu einer zweiten Ruhrentschädigung 
für die Unternehmer führen. 


Die Wirtschaftsschwierigkeiten des Ruhrbergbaues sind 
nicht auf eine vorübergehende Absatzstockung zurückzuführen, 
sondern sie wurzeln in der allgemeinen Umstellung der Wärme- 
wirtschaft und in den gewaltigen Verschiebungen auf dem 
Gebiete der Brennstofferzeugung. Diese Tatsache bedingt eine 
grundlegende Reorganisation der Ruhrkohlenförderung. Es darf 
den einzelnen Konzernen und Gesellschaften nicht überlassem 
bleiben, lediglich unter dem Gesichtswinkel des eigenen Vor- 
teils zu bestimmen, welche Zechen stillgelegt oder eingeschränkt 
werden solien. Es müssen vielmehr allgemeinwirtschaftliche 
Gesichtspunkte in den Vordergrund treten, d.h. daß die Still- 
legungsaktion planmäßig unter Beteiligung der Arbeitnehmer 
durchzuführen ist. Die von der Entlassung betroffenen Arbeit- 
nehmer sind als Aequivalent für die Quotenübernahme zu ent- 
schädigen, wie das bereits im Kalibergbau seit Jahren ge& 
schieht. Nicht durch die Verschlechterung der en 
gungen und der sozialen Einrichtungen, sondern nur dure 
eine großangelegte Umgestaltung der. Kohlen- 
wirtschaft auf nationaler und internationaler Grundlage 
kann die gegenwärtige Bergbaukrise überwunden werden. 
Leider müssen wir bezweifeln, daß die privatkapitalistisch( 
orientierten Unternehmer und heutigen Regierungen ein so 
großes Werk vollbringen können. 


Den Angestellten des Bergbaues und insbesondere den 
Kollegen an der Ruhr möchten wir zurufen: Laßt Euch nicht 
irre machen durch die Zermürbungstaktik der Unternehmer! 
Haltet fest an der gewerkschaftlichen Or- 

anisation wmd schließt Euch fester als je zusammen! 

ie Stunde ist ernst. Verlaßt Euch nicht auf die Unterstützung 
der Regierung! Nur Selbsthilfe kann den Ansturm der 
Unternehmer auf Eure sozialpolitischen Rechte abwelıren. 


Bergbauwirtschaftsfragen 


Zur englischen Kohlenkrise, Welche Verschiebungen im 
englischen Kohlenexport in den letzten drei Jahren eingetreten 
sind, zeigt die nachstehende Tabelle des Exportes in den ersten 
sechs Monaten eines jeden Jahres: 
ee ns 

1923 1924 1925 
engl. Tonnen | engl. Tonnen | engl. Tonnen 
EHER SEERREIE VIER EREEEERE SEEN KERSSSÄRR SEN ae BE 























Deutschland , 7 964236 3 926 042 1835 581 
Frankreich . 9 510 176 7678 686 5 655 020 
Belgien : 3 474 832 1 631 8:0 1 544 284 
Italien . 3966 773 3113 157 3599925 
Holland . 2 704 963 1 603 340 703 105 
Norwegen 835 086 850 236 935 387 
Schweden 1422 201 1 542 856 1169 564 
Dänemark . 1 446 565 1673 245 1 209 029 
Griechenland 259 871 277 029 289 361 
Portugal . 415 743 495 804 464 400 
Spanien . 584 198 772 519 927 791 - 
Rußland . 150 622 29 549 4001 
Finnland . 136 066 154 266 146 581 
Europa 32 871 332 23 758 569 18 483 029 
Südamerika . 2.063 213 2 230 517 2 095 775 
Andere Länder 4 874 336 5 141 971 5 269 639 
Totalexport . . - | 39 808 881 31131057 25 848 443 


Knappschaftliches 


Aus der oberschlesischen Knappschaft. Am Sonntag, den - 
26. Juli, fanden in Oberschlesien zwei Butabversammlungen 
statt. An der Versammlung in Hindenburg nahmen sämf«- 
liche Knappschaftsältesten des oberschlesischen Bezirks teil, & 
die im Anschluß an die Versammlung einstimmig die nach- 
stehende Resolution annahmen: 


„Die vereinigten Angestelltenältesten der oberschlesischen Knapp- 
schaft fordern: 


1. den Wegfall der Doppelversicherung; 


2. die Mitgliedschaft in der Angestelltenversicherung erhält beim 
Ausscheiden aus der Knappschaft ohne Zahlung. der Anerkennungs- 
gebühr die Mitgliedschaft in der Knappschaft und umgekehrt, 
Das gleiche gilt für die Höhe der erworbenen Leistungen 


3. daß sämtliche Angestellte in knappschaftlichen Betrieben vers _ 
sicherungspflichtig sind; u 
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abzufinden; . . a 

5, die gleiche Höhe der Alterspension und der Invalidenpension 
bei Erreichung eines bestimmten Lebensalters ledigich unter der 
Voraussetzung, daß der Versicherte die Arbeit im knappschaft- 
lichen Beiriebe aufgibt; 

— 6, die Zusammensetzung der Rente aus Grundbetrag und Steige- 

5 rungssätzen; 





Bi Enscnteimeche a nsalt 
im Reichshaushaltsausschuß des Reichs- 


tages 


In Nr. 27 der „D.T.Z.“ berichteten wir bereits, daß im 
Reichshaushaltsausschuß des Reichstages in der 60. Sitzung am 
10. Juni d.J. die Lage der Physikalisch-technischen Reichs- 

„ anstalt einer eingehenden Besprechung unterzogen wurde. Als 
Berichterstatter des Ausschusses führte Abg. D. Dr. Schrei- 
ber (Z.) einleitend aus, daß man mit großem Bedauern den 
früheren Präsidenten der Physikalisch-technischen Reichsanstalt, 
Prof. Dr. Nernst, eine anerkannte Forscherpersönlichkeit, 
von seinem Posten habe scheiden sehen. Man sehe, daß seit 
den Zeiten des ersten Präsidenten der Anstalt, Wilhelm Helm- 
holtz, vieles zurückgeblieben sei. Er müsse fragen, ob mit den 
vorhandenen Mitteln der neue Präsident, Prof. Dr. Paschen, 
in der Lage sei, die Traditionen des früheren Präsidenten 
wieder aufzunehmen und die vorliegenden Arbeiten durchzw- 
führen. Wenn auch bei dem Personalabbau das wissenschaft- 
liche Personal einigermaßen geschont worden sei, so sei doch 
das technische Personal nicht ausreichend. Seitens des 
Personals werde auch eine ganze Reihe von 

- Wünschen vorgebracht. Diese ‘Wünsche müßten über- 
prüft werden. Der Berichterstatter verweist auf die Ent- 
schließung der Mehrheit des Ausschusses, die verange, daß 
die volle wissenschaftliche Leistungsfähigkeit der Physikalisch- 
technischen Reichsanstalt wieder hergestellt werde, 


_ Auf Aufiorderung des Berichterstatters äußerte sich dann 
der neue Präsident Paschen eingehend über das Arbeits- 
programm und die Belange der Reichsanstalt. Er gab einen 
kurzen historischen Rückblick auf die Zeiten, als die Anstalt 
unter Leitung von Werner von Siemens, von Wilhelm 
Helmholtz undFörster gegründet würde. Es sei charak- 
teristisch und bezeichnend, daß der Ingenieur Werner von 
Siemens die reine wissenschaftliche Forschung unbekümmert 
um die technischen Ausbeutungsmöglichkeiten betont habe, 
der Astronom Förster aber auf die technische Anwendung 
bedacht gewesen sei, Es sei auch heute noch so, daß die 
Technik dafür eintrete, daß rein wissenschaftliche Arbeit ge- 
leistet werde. Der Präsident streiite dann das Gebiet der 
neueren, der Reichsanstalt obliegenden Arbeiten ihrer einzelnen 
Abteilungen. Er erwähnte dabei, daß in der Abteilung 3 für 
Wärme und Druck eine sehr wichtige Errungenschaft gemacht 
worden sei. Ein jüngerer Gelehrter habe eine Einrichtung 
getroffen, um die Temperatur des flüssigen Heliums auszu- 
nutzen, und zwar sei dies einem jüngeren Beamten der Reichs- 
- anstalt in Verbindung mit zwei Mechanikern in 
jahrelanger Arbeit gelungen (Mechaniker sind die mittleren 
technischen Beamten der Anstalt, Anm.d.Red.). Er wies 
weiter noch auf die Untersuchungen über die Quantentheorie 
hin und bemerkte, daß die Schwesterinstitute in Amerika und 
England sich an allen diesen und ähnlichen Aufgaben mit sehr 
" viel größeren Hilfsmitteln beteiligten. Infolge der Aus- und 
Nachwirkungen des Krieges sei die Forschung in diesen Dingen 
immer weiter zurückgetreten. Die Physikalisch-technische 
Reichsanstalt sei mit Prüfungsanträgen seitens der 
- Technik überlastet. Es sei unbedingt erforderlich, daß 
Personal eingestellt werde. Lange Zeit habe man das infolge 
des Personalabbaues abgegangene Personal nicht einmal durch 
neues ersetzen können, weil das Sperrgesetz da- 
gegen gewesen sei. Die Technik sei aber in- 
zwischen viel weiter fortgeschritten. Das Per- 
sonal müßie entlastet werden und daher habe das Kuratorium 
der Reichsanstalt die Reichsregierung ersucht, die nötigen 
Mittel zur Verfügung zu. stellen. ‘ 


In der weiteren Aussprache betonte der Mitberichterstaiter, 
- Abgeordneter D. Mumm (D.N.V.), daß, wenn bei den Mit- 


- gliedern des Auschusses der Wunsch bestehe, die Physikalisch'- 
- technische Reichsanstalt so zu gestalten, daß sie den aus der 
. immittelbaren Gegenwart entspringenden Aufgaben gewachsen 
- sein solle, auch bei geeigneter Gelegenheit bei ihnen das ent- 

sprechende Verständnis für erforderlich werdende Mehrbe- 


HEFT KREHR 


r 








| BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 | DE 417 


4, die Möglichkeit, weibliche Angestellte im Falle der Verheiratung 7. die für die Arbeiterabteilung geltenden Bestimmungen haben sinn« 


gemäß auf die Abteilung für die Angestellten Anwendung zu 
tinden ; N Kt 

8. die gleichmäßige zentralistische Festsetzung und Erhebung der 
Beiträge für das Gebiet des gesamten R.K.V.“ 


Bemerkenswert ist es, daß der Vertreter des D.H.V. auch 


dem Punkt 3 zugestimmt hat. 
R 


willigung vorhanden sein möge. Abgeordneter Dr. Cremer 
(D.V.) wies auf den Antrag seiner Fraktion hin, im Abschnitt V, 
Kap. 3, Tit. 1 (Physikalisch-technische Reichsanstalt), an Stelle 
von Gruppe A VII drei technische Obersekretäre, Gruppe A VI 
zwanzig technische Sekretäre zu setzen; 
Gruppe A VII sechs technische Obersekretäre, 
Gruppe A VI siebzehn ‘ technische Sekretäre., 

Abgeordneter Koch-\Weser (Dem.) betonte nachdrücklich, 
wenn man die Physikalisch-technische Reichsanstalt beibehalten 
wolle, müsse man sie auch leibensfähig ausgestalten. Er ver- 
langte Auskunft über die Gründe des Abgangs Prof. Nernstst 

Staatssekretär Schulz verbreitete sich über das 
Ausscheiden des bisherigen Präsidenten Nernst aus der Anstalt. 
Derselbe habe Gründe für seinen Rücktritt nicht angegeben, 
Bei der Anstellung des neuen Präsidenten habe man dafür 
Sorge getragen, daB dieser ein eigenes Laboratorium für seine 
wissenschaftliche Arbeit bekomme. Seines Erachtens müßte die; 
Dotierung der Reichsanstalt höher sein. 

Der Berichterstatter Dr. Schreiber ist wie der Abgeord- 
nete Koch der Auffassung, daß es ein unerträglicher Zustand 
sei, daß ein Forscher von Ruf es ablehne, an der Spitze solcher 
Institute zu stehen. Der Rücktritt des früheren Präsidenten 
Nernst habe auch in der Gelehrtenwelt eine starke Wirkung 
hervorgerufen. Man dürte solche Dinge nicht bürokra- 
tischschematisieren. 

- Es wird dann eine Entschließung Nr. 370 D. Dr. Schreiber, 
Hoffmann (Ludwigshafen), Berndt, Dr. Moses, Dr. Goetz, Frau 
Dr. Matz, Fischbeck, Dr. Runkel, von Kardorif, Petzold, Lang 
angenommen! 

„Der Reichstag wolle beschließen, folgende Entschließung anzu- 
nehmen: 

Die Reichsregierung zu ersuchen, die volle wissenschaftliche Lei- 
stungsfähigkeit der Physikalisch-technischen Reichsanstalt wieder her- 
zustellen.“ 

Die zur Personalfrage vorliegenden Anträge, darunter 
auch die Eingabe unseres Bundes, wurden dem 
Sparausschuß, einem Unterausschuß des Reichshaushaltsaus- 
schusses, zur Beratung überwiesen. 

Inzwischen ist unsere Eingabe Gegenstand der Beratung 
gewesen und der Haushaltsausschuß des Reichstages hat am 
16. Juni beschlossen, dieselbe der Reichsregierung als Material 
zu überweisen. Der Ausschuß ist der Meinung, daß die Per 
sonalverhältnisse bei den Reichsmittelbehörden einer Nach 
prüfung durch die Reichsregierung unterzogen werden sollen. 
Für diese ferneren Beratungen ist auch unsere Eingabe über 
wiesen worden. 

Durch folgende im Ausschuß angenommene Entschlie- 
Bung können die Wege für eine Besserung in den Personal 
verhälinissen geebnet werden; 

„Der Reichstag wolle beschließen, folgende Entschließung anzu- 
nehmen: 

Die Reichsregierung zu ersuchen, in eine Prüfung darüber ein- 
zutreten, bei welchen Reicksmittelbehörden besondere Verhältnisse 
vorliegen, die ein Hinausgehen über die normale Schlüsselung in 
der Bemessung der Beförderungsstellen notwendig machen. Gege- 
benenfalls sind entsprechende Anforderungen im Haushalt für 1926 
einzustellen.“ 

Wer aufmerksamen Ohres und ohne Voreingenommenheit 
die außerordentlich interessanten Auseinandersetzungen über 
die Physikalisch-technische Reichsanstalt im Reichstag verfolgt, 
wird zwischen den Zeilen erkennen, woran bisher die Verhält- 
nisse in der Reichsanstalt gekrankt haben. Die Bürokratie hat 
geglaubt, sich über die vitalen Erfordernisse technischen Gei- 
stes hinwegsetzen zu können. Der Effekt ist der gewesen, daß 
der wohlbegründete Ruf der Physikalisch-technischen Reichs- 
anstalt als glänzendes und hervorragendes Forschungsinstitut 
von internationaler Geltung immer mehr ins Wanken gekommen 
ist. Sind es doch nur „Mechaniker‘‘ — seit verhältnismäßig 
kurzer Zeit führt ein Teil dieser mittleren technischen Kräfte 
ja erst die Amtsbezeichnung Technischer Sekretär bzw. Ober 
sekretär —, die dort unter Führung bedeutender wissenschaftk 
licher Theoretiker und Forscher als praktische Techniker an 
den Aufgaben der Anstalt mitarbeiteten. Wir begrüßen es, daß 
der Reichstag endlich einmal sich dieser unhaltbaren Zustände 
angenommen hat, und daß man der Wissenschaft und der 
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Technik freie Bahn schaffen will. Dazu ist erforderlich, daß 
auch die Arbeit jener Männer, deren Leistung und Stellung in 
der Anstalt man mit der Bezeichnung „Mechaniker“ lange Jahre 
als abgetan hinstellte, endlich anerkannt wird. Es ist not 
wendig, daß auch diesen mittleren Technikern in der Be- 
soldungsordnung diejenigen Entwicklungsmöglichkeiten ge- 
schaffen werden, die ihnen einen Aufstieg ermöglichen. Die 
wissenschaftlichen Kräfte der Anstalt wissen die Bedeutung der 
Arbeiten ihrer „Mechaniker“ wohl zu schätzen. In wie häufigen 
Fällen hängt doch das Ergebnis der Versuche von der Zweck- 
mäßigkeit und der ganzen Art des Aufbaues der Apparatur ab! 
Der praktische Blick, die langjährige Erfahrung sind ent 
scheidende Momente. Das hat sich auch gezeigt überall da, 
wo im Lauf der Entwicklung der letzten Jahre diese mittleren 
technischen Kräfte immer mehr auch zu selbständigen Ver: 
suchen herangezogen wurden. 


Anerkennung und Förderung der Tätigkeit der technischen 
und wissenschaftlichen Kräfte der Anstalt bedeutet in der 
Wirkung nicht zuletzt Förderung des technischen und wirt- 
schaftlichen Fortschrittes. Voraussetzung für die Leistungs- 
steigerung der Physikalisch-technischen Reichsanstalt ist die 
Befreiung von allen bürokratisch-formalistischen Hemmungen. 

Hofmann. 


Beamtenbewegung 


Zweiter Gewerkschaitskursus des A.D.B. In der Zeit vom 
5. bis einschließlich 10. Oktober 1925 veranstaltet der A.D.B. 
in Berlin in den Räumen der „Deutschen Hochschule für Po- 
litik“, Berlin W 56, Schinkelplatz 6, Alte Bauakademie, seinen 
zweiten Gewerkschaftskursus .Das Vorlesungsprogramm wird 
im einzelnen noch bekanntgegeben werden. 


Besoldungsfragen 


Die Eingruppierung der technischen Gemeindebeamten. 
Die Gemeinden sind bei der Regelung der Bezüge ihrer 
Beamten durch zwei gesetzlich veraukerte Faktoren gebunden. 
Das preußische Gesetz vom 8. Juli 1920 hat ihnen die Ver- 
pflichtung auferlegt, die Beamtenbezüge angemessen zu regeln. 
Es bestimmt, daß die Gehälter dann als angemessen anzusehen 
seien, wenn sie den Grundsätzen des preußischen Beamten- 
diensteinkommens-Gesetzes entsprechen, bindet also die Ge- 
meinden nicht starr an die Vorschriften des Beamtendienst- 
einkommen-Gesetzes, sondern gibt nur eine allgemeine Richt- 
linie für die Behandlung der Gemeindebeamten. Einen wesent- 
lich anderen Charakter trägt das Gesetz zur einheitlichen 
Regelung der Beamtenbesoldung, das sogenannte Reichs- 
sperrgesetz, das durch das Verbot, die Gemeindebeamten 
besserzustellen als gleichzuerachtende Reichsbeamte, eine obere 
Grenze für die Festsetzung der Beamtenbezüge gibt, im üb 
rigen aber für angemessene Regelung der Gemeindebeamten- 
bezüge keine Sorge trägt. Es unterscheidet sich in seinem 
Charakter wesentlich dadurch vom Gesetz vom 8. Juli 1920, 
daß es kein Grundsatzgesetz geblieben ist, sondern durch die 
Entwicklung und die Handhabung in der Praxis zu einer 
Vorschrift geworden ist, die die Gemeinden nicht nur in den 
Grundsätzen, sondern auch in allen Einzelheiten von der 
Reichsregelung der Beamtenbezüge abhängig macht. 


Die Erfahrung hat nun gezeigt, daß die vom Reichs- 
sperrgesetz gelassene Lücke durch das Gesetz vom 8. Juli 1920 
nicht ausgefüllt wird, was ja auch bei’ der zeitlichen” Folge, 
in der die Gesetze entstanden sind, erklärlich ist. So ist 
das Reichsbesoldungsgesetz bei der Beschlußfassung durch 
den Reichstag durch eine ganze Reihe Fußnoten und An- 
merkungen erweitert worden, die eine starke Verschiebung in 
der Eingruppierung zur Folge hatten, ohne daß diese An- 
merkungen und Fußnoten zunächst als Grundsätze mit dau- 
ernder Geltung betrachtet wurden, aber durch das spätere Ver- 
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fahren der Reichsregierung zu grundsätzlichen Bestandteilen 
des Gesetzes geworden sind. Das Verfahren zur Nachprüfung 
der Gemeindebesoldungsordnungen auf Grund des Sperrgo- 
setzes hat all diese Fußnoten und Anmerkungen auch als 
wesentliche Bestandteile des Reichsbesoldungsgesetzes ange- 
sehen, und von den Aufsichtsinstanzen ist in allen Fällen ein- 
gegritien worden, wo die durch sie geschaffenen Verhältnisse 
von Gemeinden zuguusten ihrer Beamten überschritten wurden. 
Dagegen haben die nach dem Gesetz vom 8. Juli 1920 zu- 
ständigen Aufsichtsinstanzen, obwohl größtenteils identisch mit. 
den ersteren, diese Fußnoten und Anmerkungen, die auch in 
das preußische Beamtendiensteinkommens-Gesetz aufgenommen 
worden sind, nicht als wesentliche Bestandteile dieses Ger 
setzes angesehen und bei Beschwerden über den Mangel der- 
artiger Bestimmungen in Gemeindebesoldungsordnungen ein 
Eingreifen abgelehnt. Die Folge ist, daß tatsächlich in vielen 
Gemeinden die technischen Beamten, auf die sich unsere 
Beobachtungen ausschließlich erstrecken, bei der Festsetzungf 
der Bezüge schlechter behandelt sind, als Reichs- und Staats- 
beamte in gleicher Stellung. 


SO sind, um einzelne Beispiele anzuführen, die Ver- 
messungssekretäre des Preuß. Beamtendiensteinkom- 
mens-Oesetzes grundsätzlich in Gruppe VI eingereiht. Durch 
Fußnoten ist außerdem festgelegt, daß ein Drittel von ihnen 
nach Gruppe VII aufrücken soll und daß außerdem diejenigen, 
die sich am 31. März 1920 bereits zehn Jahre in einer der 
Gruppe VI entsprechenden Stelle befanden, die Bezüge der 
Gruppe VII erhalten sollen. Aehnlich sind die Beamten der 
Obersekretärlaufbahn behandelt, die sich in den 
Gruppen VII, VII und IX befinden. Auch für sie ist ein 
Zahlenverhältnis festgelegt und eine Erhöhung der Bezüge 
nach dem Dienstalter vorgesehen. Eine ganze Reihe von Ge- 
meinden hat nun bei ihren technischen Beamten das gleiche 
Verfahren eingeschlagen, und wo eine direkte Uebertragung: 
der Vorschriften infolge der andersartigen Verhältnisse in 
den Gemeinden nicht möglich war, sind unter Mitwirkung 
der Aufsichtsinstanzen gewisse Normen zustandegekommen, 
die eine sachgemäße Bewertung der betreffenden Beamten- 
gruppen ermöglichten. Andere Gemeinden dagegen haben sol- 
che Bestimmungen nicht in ihre Besoldungsordnungen auf- 
genommen und sind auch von den Aufsichtsbehörden nicht 
angewiesen worden, entsprechend zu verfahren. Es muß da- 
her festgestellt werden, daß die technischen Beamten vieler 
Gemeinden schlechter dastehen als die gleichartigen Gemeinde- 
beamten, daß z.B. die vermessungstechnischen Beamten in 
vielen Gemeinden fast ausschließlich die Bezüge der Gruppe 
VI erhalten, und die technischen Beamten mit abgeschlossener 
Fachschulbildung in bezug auf die Verteilung in die verschie- 
denen Gruppen der Obersekretärlaufbahn bedeutend ungün- 
stiger eingruppiert sind, als die Staatsbeamten der gleichen 
Laufbahn. Beschwerden, die deshalb an die Aufsichtsbehörden 
in wurden, sind, wie schon gesagt, ohne Erfolg ge- 
lieben, da diese die Anmerkungen und Fußnoten des Gruppen- 
plans nicht als wesentliche Bestandteile des Beamtendienst- 
einkommens-Gesetzes angesehen haben. 


Durch die Doppelwirkung beider Gesetze — des Gesetzes 
vom .8. Juli 1920 und des Reichssperrgesetzes — ist also 
ein Zustand entstanden, der den Zweck des preußischen Ge- 
setzes, eine in den Grundsätzen gleiche Behandlung der preu- 
Bischen Staatsbeamten und der Gemeindebeamten herbeizu- 
führen, illusorisch macht. Es ist anzunehmen, daß dieser 
unglückliche und unerwünschte Zustand aufhören würde, wenn 
die Aufsichtsbehörden dazu übergehen würden, die Nicht- 
berücksichtigung der Fußnoten und Anmerkungen als wesent- 
lichen Verstoß gegen die Vorschriften des Gesetzes vom 
8. Juli 1920 zu behandeln. Um dies Ziel zu erreichen, haben 
wir uns an den Minister des Innern gewandt und dort 
beantragt, eine entsprechende Anweisung an die nachgeord- 
neten Instanzen herausgehen zu lassen. 


Tr 
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Aus dem Bunde 


Aus den Gauen 


6. ordentlicher Gautag des Gaues Südwestdeutschland. 


Auf Grund von & 40 der Bundessatzungen und der dazu gehörenden 
Ausführungsbestimmungen berufen wir hiermit den 6. ordentlichen Gau« 
fag auf Sonnabend, den 5. und Sonntag, den 6. Sep- 
tember, beginnend Sonnabend nachmittags 3 Uhr, nach 
Konstanz ein. 








Tagesordnung: 
1. Festsetzung der Geschäfts- und Tagesordnung. Wahl des Büros und 
der Mandat- und Wahlprüfungskommission. 
2. Geschäftsberichte: 
a) des Gauleiters, 





b) des Gauvorstand 
c) der Revisoren. 
3. Unser Kampf gegen den gelben Geist (Referent: Schindler, Berlin). 
4. Die Werbearbeit im Gau, 
5. Anträge, 
6. a) Wahl des Gauvorstandes, 
b) Bestätigung des Gauleiters, 
7. Verschiedenes, 
Anträge. Als ordnungsgemäß eingegangen gelten alle Anträge, ° 
die spätestens am 22. August in der Geschäftsstelle schriftlich vorliegen. 
Termin zur Einreichung der Wahlniederschriften 22. August. Alle den 


Gäutag betreffende Zuschriften sind an die Gaugeschäftsstelle Stuttgart, 4 
Rotestraße 42, zu richten. 


Bund der technischen Angestellten und Beamten, 
Gau Südwestdeutschland. 


gez. Strähle., gez. Bote. 






hi Sammlung Vieth. Die für die Hinterbliebenen des verstorbenen 
 Katasteranwärters Karl Vieth ins Werk gesetzte Sammlung hat dank 
der opferwilligen Beteiligung ailer Angehörigen der Katasterverwaltung 
die überaus erfreuliche Summe von 5000 Reichsmark erreicht. 

Wir danken nochmals aufrichtig allen Spendern, die durch ihre 
Gabe zur Linderung wirklicher Not beigetragen haben. 


Erfurt, den 15. Juli 1925. 


Kleinschmidt, Stollberg, Fiedler, 
Reg.-Landmesser, Kat.-Ob.-Sekr. Kat.-Diätar, 


Hennicke, 
Kat.-Technik. 


Bücherschau 
Velkswirtschaft. 


Rosa Luxemburg: Einführung in die Nationalöko- 
naomie,. Herausgegeben von Paul Levi, E. Laubsche Verlagsbuchhandlung 
G.m.b.H., Berlin W 30, 1925. Dieses nachgelassene Werk von R. Luxem- 
burg ist, wie der Herausgeber im Vorwort sagt, aus Vorträgen ent- 
standen, die die Verfasserin in der sozialdemokratischen Parteischule 
gehalten hat. Das vorliegende Werk ist nicht so sehr als ein Lehrbuch 
mit nüchterner, systematischer Darlegung anzusehen, wie vielmehr als 
eine in freier Rede an Hand einer Fülle lebendig gestalteten Materials, 
dargestellte Einführung in die Probleme der modernen großkapitalisti- 
schen Wirtschaftsordnung. Luxemburgs glänzende Darstellung, sowie 
ihre Fähigkeit, selbst die verwickeitsten Zusammenhänge und abstrak- 
testen Gedankengänge in leichtest faßlicher Form darzustellen, ohne 
dabei flach und oberflächlich zu werden, zeigt sich in diesem Werke in 
hervorragender Weise. Dabei setzt sie sich auf Schritt und Tritt, wie dies 
bei einer Kämpfernatur ihrer Art selbstverständich war, mit der bürger- 
lichen volkswirtschaftlichen Lehre auseinander und führt so den Leser 
mitten hinein in die Probleme und ihre je nach dem Klassenstandpunkt 
des Beschauers verschiedenen Lösungsversuche. Bei al’er Fülle des Ge- 
botenen ist die streng durchgeführte Erkenntnislinie von R. Luxemburg 
dabei in glänzender Weise systematisch beachtet worden. Die Grund- 
erkenntnis des Wesens der Klassenherrschaft as einer Herrschaft über 
die Produktionsmittel zieht sich durch aile behandelten Stufen der 
Wirtschaft bis hinauf zur hochkapitalisöäschen Wirtschaft der Gegenwart 
hindurch, und so dient letzten Endes das Gesamtwerk einer großen 
Kommentierung der von Marx in abstrakter Form dargelegten ökono- 
mischen Erkenntnisse. 


Das Buch, das für den Arbeiter geschrieben ist, also allen gelehrten 
Ballast vermeidet, wird niemand ohne Gewinn an Kenntnis der wirt« 
schaftlichen Zusammenhänge und der ökonomischen Bedingtheit der 
geschichtlichen Entwicklung aus der Hand legen. Di: 


Anker Kirkeby: Russisches Tagebuch, Einführung von 
Otto Flake, Elena Gottschallk Veriag, Berlin. Die Zahl der Bücher über 
Sowjet-Rußland ist schon bald ins ungemessene angewachsen, ohne daß 
der Meinungsstreit über Wesen, Entwicklung und Bestand des bolsche- 
-wistischen Rußland dadurch der Klärung nähergebracht worden wäre. 
Es gilt eben auch vom Sowjetstaat das Schiilersche Wort von der 
Parteien Gunst und Haß, die das Charakterbild schwankend machen. 
Aus diesem Grunde sind denn auch die Reiseberichte zum größten Teil 
nur eine Bestätigung der Meinung, mit .der der einzelne Reisende bereits 
nach Rußland gegangen ist. Kirkeby nun geht einen eigenen Weg, in- 
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dem er Eich naiv, aber mit heilen Augen die russischen Dinge m 
ihrer Unmittelbarkeit auf sich wirken iäßt. Dadurch gewinnt sein Bitch 
unzweifelhaft an Unmittelbarkeit und Lebendigkeit des Eindrucks. Zu- 
gleich vermeidet er aber doch das Feuilletonistische, indem er mit 
einem scharfen Blick für das Wesentliche aus der unendlichen Fülle das 
Charakteristische herausschneidet. — So erfahren wir nicht nur über die 
Seelenverfassung der _Boischewisten und der Weißen, die Kirche und 
ihre Feinde, die Jugend und das Theater, die Fabrik und das Heer 
offenbar außerordentlich gut beobachtete Einzelheiten, sondern wir 
gewinnen auch einen überaus starken Gesamteindruck, der sich dahin 
zusammenfassen läßt, daß ‚auf der Grundlage eines von Mittel- und 
Westeuropa vielfältig abweichenden Volkstums mit grundsätzlich neuen 
politischen und organisatorischen Mitteln etwas geschaffen worden ist, 
das nicht nur in seiner äußeren Gestalt, sondern auch in seinem 
ideelien Gehalt und seinen Auswirkungen auf die verschiedenen Gebiete 
der Kultur völlig neu und einzigartig ist. Gerade daß Werturteile 
hierbei vermieden werden, empfiehlt Kirkebys Buch für jeden, der 
ein unverfälschtes Bild über das neue Rußland zu gewinnen wünscht, 
Pf. 
Sozialpolitik. 

Albert Kranold: Das Problem des Achtstundentages, 
Eine systematische Analyse, Jena 1925, Verlag Gewerkschafts-Archiv, 
Kranolds Arbeit, die aus einer Aufsatzreihe im Gewerkschafts-Archiv 
hervorgegangen ist, ist unseres Erachtens bei weitem das Beste und 
Gründlichste, was bis jetzt über das Problem des Achtstundentages 
geschrieben worden ist. Beim Streit um den Achtstundentag geht es 
ja beiden Parteien recht häufir so, daB sie aneinander vorbei reden, 
und in der Tat sind es ja letzten Endes völlig unvereinbare Maßstäbe, 
wenn der Eine die Länge der Arbeitszeit unter dem Gesichtswinkel des 
Mindestmaßes an Arbeitslast, der Andere aber unter dem des Höchst- 
maßes an Arbeitsergiebigkeit bemessen will. Dazu kommt, daß selbst 
der Begriff des Achtstundentages vielfach unklar ist, indem die einen 
an einen Höchstarpeitstag, die anderen nur an einen durchschnittlichen 
— Normal — Arbeitstag denken. Ebenso ist das Verhältnis von 
Arbeitszeit und Arbeitsleistung durch den heftigen Kampf der Parteien 
nicht klarer, soudern eher undurchsichtiger geworden, und schließlich 
ist das für den Arbeiter wichtigste Problem, nämlich das des günstig- 
sten Arbeitstages vom Standpunkt der Gesamtlebensdauer aus 
naturgemäß von Unternehmerseite überhaupt nicht beachtet worden. 

Abgesehen von der Tatsache, daß die Argumente für oder wider 
den Achtstundentag Waffen im Klassenkampf sind, hat die in unserer 
Zeit besonders ausgeprägte Neigung zur schlagworthaften Vereinfachung 
der Streitfragen gerade auf diesem Gebiete, das eines der schwierigsten 
der Forschung ist, besonders schädlich gewirkt. Kranold geht” als 
wissenschaftlich geschulter Sozialitt und nicht etwa mit dem lächer- 
lichen Anspruch des über den Parteien schwebenden „objektiven“ Ge- 
lehrten, den es in seziaien Dingen nie gegeben hat und, solange es 
eine Klassenherrschaft gibt, nicht geben kann, an das Problem der 
Arbeitszeit, durchleuchtet es in seiner ganzen vielfältigen Verschlungen- 
heit und arbeitet es vor allem unter dem Gesichtspunkte heraus, unter 
dem der Achtstundentag das leuchtende Kampiziel des opferfreudigen 
Idealismus der arbeitenden Klassen stets gewesen ist, nämlich als ein 
kulturelles und sittliches Ziel, dem auch wirtschaft- 
liche Opfer, falis nötig, gebracht werden müssen. Jedem Kämpfer 
um. den Achtstundentag kann das Kranoldsche Werk als treffiiches 
Rüstzeug aufs beste empfohlen werden. Dr 
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Hochbautechniker 


mit mehrjähriger Praxis für 
Schulbauten zu 

sorort oder später gesucht, 
Bezahlung nach Reichstarif. 
Bewe:bungen mit selbstge- 
schriebenem Lebenslauf und 
beglaubigten Zeugnisab- 
schriften an 


Reichsneubauamt Oberstein. 


Wir suchen 


zu möglichst sofortigem Eintritt 
für eines unserer Konstruktions- 
- büros einige - 


Techniker 


die eine abgeschlossene höhere 
Maschinenbau-Schulbildung so- 
wie eine 2—3jährige Kon- 
struktionspraxis in größeren 
Maschinenfabriken nachweisen 

- - können. - - - - 


Jüngerer 


Bautechnik, 


der durchaus firm in 


Ausführliche Bewerbungen mit 
Zeugnis-Äbschriften sind zu 
-"- - richten an die - - 


Badische Anilin- und Soda- ai, 
‚Ludwigshafen a. Rh. 


Maschinentechnische, Abteilung. 


Statik u Eisenbeton ist 


I- per solort 
gesucht. 


Angebote mit Zeugnis- } 
abschriften unt. Nr 1250 
I an die 
Aun.-Exp. Vehreschild, 
Hamm (Westf.) 








Zur Durchführung aller bau- und straßentechnischen Arbeiten soll 


eine fachlich gut ee Kraft 


sofort eingestellt werden. 
Die Anstellung erfolgt auf Privatdienstvertrag 
Bewerbungsgesuche sind mit Gehaltsansprüchen und unter Bei- 
fügung von begl. Zeugnisabschriften bis zum 12. d. Mts. an den 
Unterzeichneten einzureichen. 
Saßnitz (Rügen), den 2. August 1925. 
Der “emeindevorsteher. 








Weskaschri ensihrt|(Schriftschablonen 


einen Jungen Bahr’s Normograph 


\mERzE Rn D.R.P., Auslandspatente, 
T Prospekte kostenlos. 
il Filler a Fiebig, Berlin S*2 


Vom Normenausschuß empfohlen. 
Gehilten Photo-Apparate| 


welcher mit der Anfertigung De & 
von Kartenauszügen durch- sämtliches Zubehör 


aus vertraut ist Meldungen | | Teldstecher- Operngläser 
mit Gehaltsansprüchen und 
Zeugnisabschrift. sind sofort 
an Vermessungs- u. Tiefbau- 
bio G. Klatt, NeusiadiO /S. 


einzureichen. 





auf Teilzahlung! 


Kataloge franko. 


| Gebrüder Huth, Dresden 28. 
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seines Zieles dauernd behindert haben. Wer aus Mangel an 
Redegewandtheit überall schweigen muß, fühlt sich unbedeutend 
und überflüssig. Wıe aber e:hebt es dagegen, wie macht es 
groß und erfüllt jeden mit dem reinen Gefühl seines 
persönlichen Wertes, der seiner Meinung durch eine 
schöne, schwungvolle Rede Ausdruck geben, in Uater- 
haltungen und Diskussionen jeden Augenblick das Wort er- 
greifen, schlagfertig reden und die Menschen für seine Ideen ge- 
winnen kann. Hierzu verhilft der von dem Direktor der Redner- 
Akademie F. A. Brecht herausgegebene tausendfach bewährte 
-— = <a Fernkursus für praktische Lebenskunst, logisches Denken, 


freie Vortrags- und Redekunst. 


1 Anerkennung aus all. Kreisen. Ausführl. Broschüre versendet vollständig kostenlos 
: ee A R. lea: BEING 3, Potsdamer Sir. TORE a. 
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Sie dürfen sparen 


ohne die geringste Entwertung Ihrer Einlagen be- 
fürchten zu müssen. Die Reichsmark ist eine echte 
Goldmark. Die deutsche Währung steht unter Auf- 
sicht des Reparationsagenten. 


Sie können sparen 


wenn Sie bei jedem Gehaltsempfang und jeder Ein- 
nahme sofort einen, wenn auch noch so geringen 
Teil an die Sparbank abführen. 


Sie sollen sparen 


weil sie heute doppelte und dreifache Zinsen gegen- 
über der Vorkriegszeit erhalten. Durch den Ankauf 
von Goldpapieren können Sie sich hohe Verzinsung 
auf Jahre hinaus sichern: 


Sie müssen sparen 
wenn Ihr Haushalt ein ge»rdneter sein soll, wenn 
Sie für unerwartete nnd größere Ausgaben gerüstet 


sein wollen, ohne auf die Gnade Ihrer Mitmenschen 
engewiesen zu sein, 


Sie werden sparen 


nicht bei Betriebsspar«assen, privatkapitalistischen 
Banken und öffentlichen Sparkassen, sondern einzig 
und allein bei der Bank, die ausschließlich Ihren 
Interessen dient, 


die Industriebeamten - Sparbank, 


Berlin NW 40, Werftstr, 7. Fordern Sie noch heute 
die Prospekte anl 


Hauptgew. ev. 


ER aM.3,30 
Porto u Liste 35 Pfg. extra 
empf.u.vers. auch unt Nachn. 


Emil Stiller Y'% aus 


Hamburg, Holzdamm 39 
Baldige Bestellg. erwünscht. 





Ein Buch wichtig. Frauen- 
fragen von der früheren 
Oberhebamme der Charite 
Berlin gibt sichern Rat in 
ellen Fällen! Versendetge- 
schloss. geg. Einsendg. von 
M. 1,— Frau Anna Hein, 
hyg- Versandhh,, Berlin 75, 
Eaanipe Straße 106a. 
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Alle technischen Fragen 
beantwortet 


unser Verlagswerk: 


„Technischer Selbstunterricht“. 


Es vermittelt zugleich durch Selbstunterricht tech- 
nische Fachbildung bezw. erweitert und vertieft 
eine vorhandene, Der Preis des reich illustrierten 
Werkes ist billig, da es auch in Einzelheften (zu 
je M. 1.—) abgegeben wird. Bezug einzelner Hefte 
oder Bände verpflichtet nicht zur Abnahme des 
ganzen Werkes. Verlangen Sie noch heute Prospekt 
vom Verlag 


R. iienbaurg, München, Glückstr. 8. 














Ausschneiden! 


Der Unterzeichnete bittet um kostenlose 
Uebersendung eines ausführl. Prospektes 
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Der neue Entwurf eines Arbeitsgerichts- 
gesetzes 


Der im Oktober 1923 aus Ersparnisgründen zurückgezogene 
Regierungsentwurf eines Arbeitsgerichtsgesetzes ist jetzt vom 
Reichsarbeitsministerium dem Reichsrat und dem Vorläufigen 
Reichswirtschaftsrat erneut vorgelegt worden, bezeichnender- 
weise, ohne daß inzwischen den Gewerkschaften Gelegenheit 
geboten wurde, sich zu den Plänen der; Regierung zu äußern. 

Der neue Entwurf unterscheidet sich nicht wesentlich von 
dem damals vorgelegten, und es sind deshalb fast in allen 
Punkten die von den Gewerkschaften gegen den früheren 
Entwurf bereits erhobenen Bedenken nochmals geltend zu 
machen. Insbesondere müssen die Gewerkschaften erneut darauf 
hinweisen, daß der Gedanke ‘des einheitlichen Ar- 
beitsrechts, dessen Schaffung die Reichsverfassung in 
Artikel 157 verspricht, auch Einheitlichkeit in der Handhabung 
des Arbeitsrechts bedingt, also die Schaffung von Arbeits- 
behörden, denen Arbeitsrechtsprechung, Arbeitsverwal- 
tung, Schlichtung, Arbeitsaufsicht und Fürsorge unterstellt sind, 
und die auf -der Grundlage der Selbstverwaltung durch die 
Beteiligten aufgebaut werden müssen. 

Hinter diesen großen Gedanken’ der Einheitlichkeit und 
der Selbstverwaltung, die sich beide aus dem Wesen des 
Arbeitsrechts herleiten, müssen alle formalen Einwände, die 
gegen die Herausnahme der Arbeitsgerichtsbarkeit aus der 
allgemeinen Gerichtsbarkeit geltend gemacht werden, zurück- 
treten. Wie der vorige, so trägt der neue Entwurf dem aber 
in keiner -Weise Rechnung; der Aufbau der Arbeitsgerichts- 
barkeit erfolgt vielmehr im engsten Anschluß an die ordent- 
liche Gerichtsbarkeit und ohne Verbindung mit den anderen 
Zweigen der Arbeitsverwaltung. Sondergerichte sind auch nur 
für die erste Stufe vorgesehen, aber auch deren Vorsitzende 
sollen regelmäßig ordentliche Richter sein. Die mittlere Stufe 
wird in die Landgerichte, die oberste in das Reichsgericht 
eingegliedert. Die Verwaltung und Dienstaufsicht liegt wieder- 
um in den Händen der Justizverwaltung, ebenso ist als 
Pflästerchen hierfür wiederum die Vorschrift aufgenommen) 
worden, daß die Justizverwaltung „im Einvernehmen mit der 
Sozialverwaltung‘‘ arbeiten soll. 

Nur auf einem Gebiete bringt der jetzige Entwurf einen 
wirklichen Fortschritt gegenüber dem letzten, indem Rechts- 
anwälte nunmehr in der ersten Instanz grundsätzlich aus- 
geschaltet sind. In den beiden oberen ‚Instanzen ist Anwalts- 
' Zwang vorgesehen, aber mit der Milderung, daß Organi.- 
sationsvertreter an Stelle der: Rechtsanwälte zuge- 
lassen werden sollen. Da 

‚Einer nochmaligen; Ueberarbeitung sind die Veriah- 
rensvorschriften unterworfen worden. Die Notwendig- 
keit hierzu ergab sich durch :die seit dem 1. Juli 1924 geltende 
neue Fassung der Zivilprozeßordnung. Im wesentlichen sind dabei 
die ‚bewährten _Vorschriiten des Gewerbegerichtsgesetzes 
übernommen worden. Neu eingeführt wurde das Beschluß- 
verfahren bei den Entscheidungen aus dem Betriebsrätegesetz, 
die sich mit der Wahl, der Zusammensetzung,. der Geschäfts- 
führung, der Mitgliedschaft usw. des Betriebsrates zu befassen 
‘haben und die durch die Verordnung über das Schlichtungs- 
wesen vom 30. Oktober 1923 — Artikel II $ 1, Ziffer 4 und 5 
— ‚bereits den Arbeitsgerichten zugewiesen worden sind. 

Grundsätzlich ist an dem Entwürfe vom Standpunkte der 
freien Gewerkschaften zu beanstanden, daß er wiederum das 


Wesen des Arbeitsrechtsstreites verkennt.. Im Unterschied zu 


anderen Streitigkeiten stehen hier einander regelmäßig Arbeit 
und Kapital, Mensch und Besitz gegenüber, also die beiden 
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Be Klassen, in die der Käpitalistnas \diefV/ölker zerteilt 
hat. Es muß deshalb gerade bei der gleichzähligen Zusammen- 
setzung der Beisitzer des Gerichts jede nur mögliche Rechts- 
Eee geboten werden, daß die sa häufig ausschlaggebende‘ 
timme des Vorsitzenden nicht von "vornherein dem 
Vertreter der besitzenden Klasse zugeneigt ist. Nach Herkunft, 
Erziehung, gesellschaftlichem Vienkekr; jundosozialem'Bage aber 
ist der Durchschnittsrichter zweitellos Angehöriger der bürger- 
lichen Klasse. Er ist schon. durch seinen ganzen Bildungs- 
gang dem wirtschaftlichen und sozialen Leben entfremdet und 
bekommt nur dessen Krankheitserscheinungen in Form von 
Prozessen und Rechtsverletzungen zu sehen. Die Gewerbe- und 
Kaufmannsgerichte, als im wesentlichen gemeindliche Einrich- 
tungen, sind bisher fast regelmäßig nicht von Richtern, son« 
dern von Verwaltungsbeamten geleitet worden, die 
schon durch ihre langjährige Berufstätigkeit im sozialen Leben 
standen und damit, soweit dies dem einzelnen möglich ist, 
Verständnis und Empfinden für die arbeitende Klasse gewinnen 
und entwickeln konnten. Daher die Tatsache, daß — ganz ab- 
gesehen von ihren sonstigen Vorzügen — die Gewerbe- und 
Kaufmannsgerichte, im ganzen gesehen, das Vertrauen der 


‚Arbeiter und Angestellten besitzen, während diese gegenüber 


der ordentlichen Gerichtsbarkeit in weitem Umfange von stärk- 
stem Mißtrauen erfüllt sind. 

Aus der Sonderart des Arbeitsrechts ergibt sich aber 
weiterhin der unlösbare Zusammenhang mit den anderen Aus- 
wirkungen des Arbeitsverhältnisses, insbesondere den kollek- 
tiven Arbeitsstreitigkeiten und den Aufgaben der Arbeit 
verwaltung. Die Gewerbe- und Kaufmannsgerichte haben sich 
vor der jeder Einrichtung drohenden Verknöcherung und Ver- 
kalkung vor allem dadurch zu schützen gewußt, daß sie als 
Einigungsämter in Tarifstreitigkeiten ‚tätig waren und damit 


:wesentlich zur Fortbildung des ungeschriebenen Rechts, aus 


dem sich das geschriebene Recht doch immer wieder erneuern 
muß, beitrugen. 

Nun ist es zwar richtig, daß die Städte sich gegen die 
Beibehaltung der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte ausge- 
sprochen haben, dies geschah aber auch nur aus finanziellen 


-Gründen, während sie die sachliche "Berechtigung der kommu- 


nalen Organisation nach wie vor anerkennen; wie denn auch 
eine neue Schrift des bekannten Arbeitsgerichtspraktikers 
Magistratsrat Wölbling, die er im Auftrage des Berliner Ma- 
gistrats herausgebracht hat, erneut die komm unale Or- 
ganisation der Arbeitsgerichtsbarkeit verlangt. Es handelt sich 


in der Tat für die Städte nur um eine rein finanzielle Frage 
und, da ja letzten Endes das Reich und die Länder so gut 


‚wie die Gemeinden die Kosten aus dem Stewersäckel nehmen 
müssen, so ist die Frage, ob staatliche oder gemeindliche Or- 
ganisation der Arbeitsgerichtsbarkeit für den Steuerzahler 
gleichgültig. - . 
Zu ‘den Einzelheiten des vorliegenden Entwurfes ist fol- 
gendes zı bemerken: 
Der Rechtsbereich, über den sich die Arbeitsge» 
richtsbarkeit in Zukunft erstrecken soll, ist sachlich und 
persönlich nicht verändert worden. Die Arbeitsgerichte sollen 
also über alle aus dem Arbeits- oder Lefffverhältnis her- 
rührenden Rechtsstreitigkeiten kollektiver und individueller Art, 
ebenso über die Rechtsstreitigkeiten aus dem Betriebsrätg- 
esetz, unter Ausschluß der ordentlichen Gerichte entscheiden, 
en aber auch angerufen werden können, wenn Rechts- 
streitigkeiten anderer Ärt mit Streitigkeiten aus dem Arbeits- 
verhältnis in Zusammenhang stehen (z.B. Miet- und Pacht- 
verträge usw.). Ausdrücklich ausgeschlossen sind wiederum 
Streitigkeiten, deren Gegenstand die Erfindung des Arbeit- 
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fahrt Beschäftigten mit ihren Dienstgebern. Da nun Streitig- 
keiten aus dem literarischen und künstlerischen Urheber- 
recht, die mit dem Arbeitsverhältnis in Verbindung stehen, 
in Zukunft ohne weiteres vor die Arbeitsgerichte gebracht 
werden können, stellt sich die Herausnahme der Erfindungen, 
als ein Ausnahmerecht gegen die technischen Angestellten 
dar, für das ernsthafte, sachliche Gründe fehlen. Ebenso 
verlangen die seemännischen Arbeitnehmerverbände seit langem 
die Einbeziehung in die Arbeitsgerichtsbarkeit, gegen die nur 
das Reederinteresse sich wendet. 

Eine Gesetzgebung, die den Geist des Arbeitsrechts wirk- 
lich erfaßt hätte, müßte auch den Mut finden, neue Wege 
der Arbeitsgerichtsbarkeit zu gehen und insbe- 
sondere das Arbeitsstrafrecht in die Arbeitsgerichts- 
barkeit mit einzubeziehen und ebenso die Arbeitsstreitigkeiten 
der sogenannten freien Berufe einzubeziehen versuchen. 
Von all dem ist in dem Entwurf nichts zu spüren. Ebenso hat 
man wiederum die Beamten und ihre Arbeitsstreitigkeiten 
ferngehalten, um nur ja nicht den Gedanken aufkommen zu 
lassen, daß das Beamtenrecht ein Teil des allgemeinen Arbeits- 
rechts sei und die Beamtengerichtsbarkeit deshalb in die 


allgemeine Arbeitsgerichtsbarkeit hineingearbeitet werden 
müßte, 
Ein kleiner, aber äußerst kennzeichnender Unterschied: 


ist in der Benennung der Beisitzer bei den Arbeitsgerichts- 
behörden gemacht worden, die früher noch als „Arbeits- 
sichter‘‘ aufgeführt wurden, während jetzt diese Bezeichnung 
verschwunden ist. „Richter‘‘ ist eben, wie dies dem ganzen 
römisch-rechtlichen Geiste, den auch dieser Entwurf atmet, 
entspricht, nur der zünftige Jurist, nicht der Laie, wie 
ihn etwa das dem germanischen Rechte nähere englische und 
amerikanische Recht als Richter in weitem Umfange kennt. 

Die Regelung der Lastenfrage ist so gedacht, daß 
die Länder die der ersten und ‚zweiten Instanz, das Reich die 
der dritten Instanz trägt. Die Gemeinden werden aber 
keineswegs völlig entlastet, müssen vielmehr den Ländern 
die heute für arbeitsrechtliche Zwecke benutzten Grundstücke 
unentgeltlich übertragen bzw. zur Verfügung stellen. Außer- 
dem sollen die Länder noch das Recht zu einem weiteren 
Finanzausgleich mit den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
erhalten, so daß also nicht einmal die von den Gemeinden 
erhofite finanzielle Entlastung sichergestellt ist. 

Einer sehr sorgfältigen Ueberprüfung bedürfen die Vor- 
schriften über die vor den Arbeitsgerichten künftig zu ent- 
scheidenden kollektiven Rechtsstreitigkeiten 
und die hierfür vorgesehene Parteifähigkeit wirt- 
schaftlicher Vereinigungen und von Beleg- 
schaiten. Da wir zur Zeit noch keine Regelung des Rechtes 
der Berufsvereine haben, ist die Befürchtung durchaus nicht 
von der Hand zu weisen, daß auf diese Weise Schadensersatz- 
und Haftungsklagen wegen Streikschäden und ähnlichem gegen 
Gewerkschaften ermöglicht werden- sollen, Solange aber eine 
dem englischen Trade Disputes Act von 1906 nachgebildete 
Bestimmung, die die Haftung der Gewerkschaften für Streik- 
schäden ausdrücklich ausschließt, fehlt, kann die Ver- 
leihung der Parteifähigkeit sich sehr leicht als ein Danaer- 
geschenk erweisen. 

Auch bezüglich der Gerichtskosten entspricht der 
Entwurf keineswegs den Anforderungen an eine wirklich 
voikstümliche Gerichtsbarkeit. Wenn ‚auch die Gebühren und 
Auslagen vor den Arbeitsgerichten niedrig gehalten sind, wobei 
allerdings beachtet werden muß, daß die Höchstgebühr vor 
den Gewerbegerichten im Frieden 30 Mark betrug, während 
sie vor den Arbeitsgerichten jetzt bis 1009 Reichsmark (für 
je angefangene 100 Reichsmark =3 Reichsmark) steigen soll, 
so sind doch die Kosten vor den Landesarbeitsgerichten und 
dem Reichsarbeitsgericht genau so hoch, wie vor den übrigen 
Gerichten. Nur für Vergleiche ist die Gebührenfreiheit 
und für Beendigung des Rechtsstreites ohne streitige Ver- 
handlungen, Ermäßigung auf die Hälfte der Gebühren vor- 
gesehen. (Fortsetzung folgt.) 


Zur Frage der Zechenstillegungen 
Eine Tragödie im Ruhrrevier. 

Die im Frühjahr 1924 eingetretene Kohlenabsatzkrise hat 
nach und nach eine derartige Verschärfung erfahren, daß nicht 
nur kleine, über wenig Betr‘ehsmittel verfügbare Zechen des 
südlichen Ruhrbezirks zur Stillegung gekommen sind, sondern 
daß die Stillegung heute bereis awi gwe 100erne Amagen 
leistungsfähiger Konzerne über; egriffen hat. Wenn vom Zu- 
standekommen des neuen Koh ensyndikatsvertrages eine Be- 
lebung des Absatzmarktes erhofft wurde, so muß gesagt wer- 
den, daß auch diese Hoffnung sich als trügerisch erwiesen hat. 
Wir stehen im Ruhrgebiet vor der einfachen Tatsache, daß 
der Förderfähigkeit von etwa 150 Mill. Tonnen pro Jahr, 
nur eine Absatzmöglichkeit von etwa 100 Mill. Tonnen gegen- 
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übersteht, und daß der Absatzmarkt auch für die Zukunft sich 
nicht in nennenswertem Umfange steigern lassen wird. Die 
Gründe hierfür brauchen nicht noch besonders angeführt zw 
werden, da sie des öfteren in zahlreichen Veröffentlichungen 
dargelegt worden sind. Man -wird also mit der Tatsache 
rechnen müssen, daß der Ruhrbergbau noch wesentlich ein- 
geschränkt werden muß. Bis zum 15. August werden unge- 
fähr 30000 Angestellte und Arbeiter abgebaut sein, und bis 
zum Jahresschluß dürfte sich diese Zahl auf etwa 70000 bis 
80000 erhöhen. Wenn nun schon ein Abbau an sich nicht zu 
vermeiden ist, so ist doch die Art und Weise, wie im Ruhr- 
bezirk von den Zechengewaltigen stillgelegt wird, derart 
rigoros, daß, wenn hier ‘nicht seitens der Regierung bald 
Sicherungen geschaffen werden, es zu Katastrophen komnien 
muß. Es darf unmöglich den Zechenbesitzern das Stillegen 
allein überlassen werden. Von. Aplerbeck bis Witten werden 
bis zum 1. Oktober d. J. etwa ein Dutzend größere Zechen 
eingestellt sein, und ehemals blühende Gemeinden werden 
vollständig dem Ruin verfallen. Die Zechen Wiendalsbank 
und Hamburg-Franziska sollen zum Ersaufen gebracht werden, 
trotzdem’ vom Kommunal-Elektrizitätswerk Westfalen diese 
Zechen zur Versorgung des Elektrizitätswerkes angekauft wer- 
den sollten. Leider ist dieser Kauf bisher an den gewaltigen 
Forderungen der Zechenbesitzer gescheitert. Der Magistrat 
der Stadt Witten hat bereits eine Eingabe an die Regierung: 
gerichtet, in der verlangt wird, daß solche Werke den Be 
sitzern enteignet werden, sofern ein leistungsfähiger Reilek- 
tant vorhanden ist, der eine solche Zeche weiterbetreiben will. 
Man darf gespannt sein, ob die Regierung endlich mit einer 
solchen Gesetzesvorlage herauskommen wird. Mit dem National- 
eigentum der Bergwerksfelder, die der Staat den Bergwerks- 
besitzern zur Verfügung gestellt hat, darf nicht weiter Schind- 
luder getrieben werden. Werden Betriebe zum Erliegen ge- 
bracht, so muß unbedingt gefordert werden, daß die Gruben- 
felder wieder in das Eigentum des Staates fallen. Zu dem’ 
rigorosen Vorgehen betreifs Entlassung ist zu sagen, daß auf 
einer Reihe von Zechen bei der Entlassung der Angestellten 
und Arbeiter, das soziale Moment vollständig außer Beachtung 
bleibt. Anstatt daß man ältere Arbeitnehmer, die sich in- 
validisieren lassen oder in Pension gehen können, oder jüngere 
Leute, die noch leichter einen newen Lebensberuf einschlagen 
können, zur Entlassung bringt, setzt man Leute im besten 
Mannesalter auf die Straße, vielfach, nur um einen kleinen 
Machtkitzel zu befriedigen, an Menschen, die einmal vielleicht 
etwas zuviel Rückgrat gezeigt haben. Insbesondere hat man es 
in geradezu schikanöser Weise auf die Betriebsräte ab- 
gesehen. Es seien hier die Zechen Rheinelbe und Zollern ge- 
nannt. Diejenigen Arbeiter- und Angestelltenratsmitglieder, die 
als Vertrauensleute der Gewerkschaften gelten, schmeißt man 
brutal auf die Straße. Für die. fachtechnischen Angestellten 
(Steiger und Fördermaschinisten) wirkt sich ein derartiges, 
Vorgehen geradezu zu einer Tragödie aus. Mag auch der 
einzelne Techniker oder Kaufmann eine neue Stellung in einem 
anderen Betriebe erhalten, der stellenlose Steiger und Förder- 
maschinist kommt niemals wieder unter. Den besten Beweis 
dafür haben wir gehabt, als im Jahre 1922. beim Ueber. 
schichtenabkommen von den Gewerkschaften die Forderung er- 
hoben wurde, eine Reihe stellenloser Angestellter und Arbeiter 
wieder einzustellen, die vorher aus irgendeinem Grunde im, 
Bergbau zur Entlassung gekommen waren. Ein paritätisch zw 
sammengesetztes Schiedsgericht hat sich damals einstim mig 
für Wiedereinstellung der Mehrzahl der betreffenden Personen 
entschieden. Und der Erfolg? — Mit Ausnahme vor 
zwei bis drei Angestellten sind alle Grubensteiger nicht wieder 
in Stellung gekommen. Diese Steiger sind dann 1923 durch das 
kapitalistische Vorgehen der Zechenherren gezwungen worden, 
zum unfreiwilligen Helfer der Franzosen zu werden. Sie sind 
Angestellte der Micum geworden, und haben später Stellung 
genommen auf den französischen Saargruben, wo sie natürlich 
deutsche Beamte verdrängen mußten. Ein ewiges Schandma] 
haben damit die Bergwerksbesitzer der Ruhr sich ‘auf die 
eigene Stirne gedrückt. Aber danach fragen die Herren ja 
nicht, Politik auf weite Sicht steht ihnen nicht. Kann man 
sich da wundern, daß sich bei einem solchen Vorgeken der 
Zechenverwaltungen der zur Entlassung kommenden tech- 
nischen Grubenbeamten und Fördermaschinisten eine wilde 
Verzweiflung und ungeheure Erbitterung bemächtigt. Hat je- 
mals in den Zeiten der wilden Barbarei die Menschheit erbärm- 
licher an Aussätzigen gehandelt, als hier die Bergwerksbesitzer 
gegen die Klasse von Angestellten vorgehen? Auch hier wird 
die Geschichte ihren Weg gehen, — auf Schuld wird Sühne 
folgen. Die Arbeiter und Angestellten rufen verzweifelt: Wo 
ist der Staat, wo bleibt die Regierung? Aben 
derselbe Staat, der den kleinen Sparer mit 12t/, Prozent seiner 
eingelegten Ersparnisse abfertigt, der von den Gemeinden Zu- 
rückzahlung der zuviel gezahlten Erwerbslosenunterstützung 
veriangt, hat den Zechenbesitzern an der Ruhr die Summe von 
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£ 715 Mill. Mark nttr so hingeworfen, ohne auch nur daran zu 
denken, wenigstens mit einem Teilbetrag als Miteigner in die 


Werke einzutreten. Von den Zechenbesitzern selbst ist eine 


- Lösung der Krise nicht zu erwarten. Ihr einziger Ausweg ist: 


Niedrige Löhne und Gehälter und Verlängerung der Arbeits- 


zeit. Seit Monaten wird von der schwerkapitalistischen Presse 


die Oeffentlichkeit nach dieser Richtung hin bearbeitet. Auf 
jeder Industrietagung, in jeder Aufsichtsratssitzung der großen 
Werke und Konzerne plappert man mit der Inbrunst indischer 
Derwische diese alte Litanei weiter. Was will man denn über- 
haupt mit der Verlängerung der Arbeitszeit? Sehen denn diese 
Verblendeten nicht ein, daß bei der vorliegenden Weltkohlen- 
absatzkrise eine Verlängerung der Arbeitszeit des einen 
bergbautreibenden Landes, automatisch die Verlängerung der 
“Arbeitszeit in den anderen Ländern hinterherziehen muß! 
Glaubt man, daß z. B. die Bergarbeiter Englands, die Arbeits- 
zeit von 7 Std. 40 Min. behalten werden, wenn hier bei uns 
eine Arbeitszeitverlängerung auf 8!/, Std. eingeführt wird? 
Nur kapitalistische Wirrköpfe können einen derartigen Gedan- 
ken fassen. Hier kann uns kein wilder Konkurrenzkampf — 
der sich auf dem Rücken der Arbeitnehmer auswirken müßte — 
helfen, dabei würden wir vollständig zu Boden geschlagen. 
Der englische Bergarbeiter steht sowohl bezüglich der Ar- 
beitszeit als auch seiner Entlohnung nach günstiger da als der 
deutsche Arbeiter und Angestellte. Der Engländer könnte 
einem solchen Treiben schließlich noch mit aller Gemütsk 
ruhe zusehen, einmal werde ja die Grenze erreicht sein. 

Uns kann nur geholfen werden durch internationale 
Abmachungen über die Abgrenzung der Absatzgebiete, und 
diese Abmachungen dürfen nur in engster Mitarbeit mit den 
Gewerkschaften getätigt werden, wenn dabei nicht die Belange 
der Arbeitnehmer aller Länder unter die Räder kommen sollen. 

Auch die lauten Klagen der Bergwerksbesitzer über die 
hohen Abgaben an Staat und Gemeinde sind zum mindesten 
solange elende Heuchelei, als die Herrschaften nicht selbst in 
ihren Werken und Konzernen an den hohen Gehältern der 


- Direktoren und den vielzuvielen hohen Beamtenstellen über- 


haupt abbauen. Ist es richtige Wirtschaftsführung, wenn z. B. 
die Wittener Bergwerks-A.-G. (die Betriebe sind inzwischen 


'stillgelegt) ‘bei ihrem Kleinbetriebe 4 Direktoren hatte? Bei 


der Firma Krupp hat man erst neulich — man sagt auf Drän- 
gen amerikanischer Geldgeber — etwa 40 Direktoren abgebaut, 
darunter Stellen bis 120000 Mark Jahreseinkommen. Gerade 
im Ruhrbergbau sind einmal zuviel höhere Beamte, und so- 
dann sind die Einkommen dieser Herren unerträglich hoch. 
Was diese Herrschaften verdienen, soll einmal im folgenden 
Bilde gezeigt werden: 

Ungefähres Gesamteinkommen einschließlich aller Nebenbezüge. 

1. Generaldirektor (Abt. Bergbau) monatlich bis R.-M. 10 009.— 


2. Betriebsdirektor mehrerer Zechen r PR ». . 6.000,— 
3, Zechendirektor (Einzelanlage) Er = 3.0090,— 
4. Grubeninspektor » „ ” 2 000.— 


5. Betriebsführer ».. 1000,— 


» » 

Der Wert der Bruttobezüge des Bergarbeiters im Ruhrre- 
vier steht nach Angabe des Zechenverbandes für den Monat 
Mai 1925 pro Schicht auf 7 R.-M.! Rechnet man mit 25 Schich- 
ten, so käme ein Monatsbruttolohn von 175 R.-M. heraus; in 
Wirklichkeit ist es wegen der vielen Feierschichten erheblich 
weniger. Es kommen also auf: : 

1. Generaldirektor 10009 R.-M. : 175 =57,1 Arbeiterlöhne 

2, Betrjebsdirektor 60090 R.-M. : 175 = 34,2 Arbeiterlöhne 

3. Zechendirektor- 3000 R.-M. :175 = 17,1 Arbeiterlöhne 

4. Grubeninspektor 2090 R.-M. :175 = 11,4 Arbeiterlöhne 

5. Betriebsführer 1000 R.-M. :175 = 5,7 Arbeiterlöhne 

Wie steht es nun mit den Bezügen der zu vergleichenden 
Beamtenkategorien des Bergbaus anderer Länder? Ich nehme 
hier die Zahlen des französischen Abgeordneten Lamoureux 
über Gehälter und Löhne der französischen Saargruben (ge- 
bracht in Nr. 262 der „Westindustrie‘‘ — Ableger der „Rhei+ 
nisch-Westf. Zeitung“ — vom 10. Juni 1925). Danach erhielten 
pro Monat 1924: 

1. Capt. Chefingenieur 
2. Ingenieur Prineipal 
3, Ingenieur Divisionaire 


3409 Fr, + bis 30 % Prämie —4 420 Fr. 
2800 Fr. + bis 30 % Prämie = 3640 Fr. 
24200 Fr. + bis 30 % Prämie =31%0 Fr, 
4. gew. Ingenieur 1800 Fr. + bis 30 % Prämie = 2 340 Fr. 
5. Hilfsingenieur 1000 Fr. + bis 30 % Prämie = 1300 Fr, 
Das Durchschnittsbruttoeinkommen des Saarbergarbeiters 
wird für den Monat Juni 1924 mit 24,45 Frs. pro Schicht an- 
gegeben. Er gibt also bei 25 Schichten pro Monat 25%X24,45 Frs., 
st 611,25 Frs. pro Monat. Es kommt also auf das Gehalt eines: 
1. Chefingenieurs 4420 Fr. : 611,5 =7,2 Arbeiterlöhne 
2. Ingenieur Principal 3640 Fr. : 611,25 = 5,9 Arbeiteriöhne 
3. Ingenieur Divisionaire 3120 Fr. :611,25 —=5,1 Arbeiterlöhne 
4. gew. Ingenieur 2340 Fr. : 611,25 =3,8 Arbeiterlöhne 
5, Hilfsingenieur 1309 Fr. :611,25 = 2,1 Arbeiterlöhne 
Noch ein Wort über den Unterschied dieser verglichenen 
inkommen zu verlieren, würde die Wirkung dieser Zahlen 
selbst abschwächen. 
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Gegen diese ungeheuren Einkommen der leitenden Be- 
amten des Ruhrbezirks sind die Gehälter der Oberbürgermeister 
und höchsten Staatsbeamten wahre Lumpereien. Daß bei der- 
artigen Bezügen dieser Beamten der Bergbau zugrunde gehen 
muß, ist jedem Einsichtigen klar. Man komme nur nicht da- 
mit, daß man sagt, eine Verteilung auf den Kopf der Masse 
der Arbeitnehmer würde nichts ausmachen. Die Arbeitnehmer 
können es letzten Endes seelisch nicht ertragen, daß es einigen 
Großverdienern im Bergbau besser geht als vor dem Kriege, 
während sie unter den Folgen desselben zusammenzubrechen 
drohen. Und es sei rundheraus gesagt, daß die deutschen Ar- 
beitnehmer absolut nicht gesonnen sind, diesen Großverdienern 
auch nur noch einen Pfennig von dem kargen eigenen Lohn 
oder Gehalt ohne Kampf zu überlassen. Zeigen sich die 
Zechenbesitzer an der Ruhr als Wirtschaftsführer ihrer Auf- 

abe nicht gewachsen, so mögen sie abtreten, und das Steuer 
erufeneren Personen überlassen. 

Der Regierung muß nochmals zugerufen werden, schleu- 
nigst einen Gesetzentwurf vor das Parlament zu bringen, in 
dem die Frage der Zechenstillegung vom Standpunkt 
a Allgemeinheit geregelt ist. Insbesondere ist festzu- 
egen: ; 
& ei Betriebe, die planmäßig stillgelegt werden, verfallen dem 

aat. 

2. Die Förderguoten dieser planmäßig stillgelegten Betriebe 
gehen auf den Staat über, und werden gegen Abgeltung auf 
andere Werke oder Konzerne verteilt. 

3. Die sozialen Belange der Arbeitnehmer (Angestellte und 
Arbeiter) und Gemeinden werden vom Staat soweit als mög- 
lich gesichert durch Entschädigungen. 

4. Die zur Entlassung kommenden Angestellten und Ar- 
beiter haben bei Wiederinbetriebnahme des stillgelegten Be- 
triebes Anspruch auf Wiedereinstellung; die Angestellten tun- 
lichst wieder in ihre früheren Stellungen. 

5. Jede finanzielle Beihilfe des Staates an einem Berg- 
werk oder Konzern ist mit Uebernahme eines Aktienpaketes 
g BR etienden Werks im Werte der staatlichen Beihilfe ver- 

unden. 


Bereits vor einigen Wochen hat der von der Regierung! 
eingesetzte paritätische Untersuchungsausschuß zur Stillegungs- 
frage sein Gutachten an die Regierung abgegeben. Bei der 
Schaffung eines Gesetzentwurfes in der angedeuteten Form 
würde zweifellos dieses Gutachten den berufenen Stellen wert- 
volle Fingerzeige geben können. Hoffentlich besinnt sich die 
Regierung nun nicht mehr allzulange, der Uhrzeiger rückt be- 
denklich auf Zwölf. Spitama Il 











oo Rundschau an 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Gegen die Mietsteigerungen. Die Beschlüsse des Steuer- 
ausschusses des Reichstages bedrohen die Wohnungsmieter mit 
enormen Mietsteigerungen für die allernächste Zeit. Es ist 
nicht abzusehen, welche Katastrophe damit über die minder- 
bemittelten Mieter hereinbricht.- Besonders im Hinblick auf 
die ungeheure Arbeitslosigkeit muß alles darangesetzt werden, 
das Unheil zu verhüten. Die Vermehrung der Wohngelegen- 
heiten muß rationell in Angriff genommen werden. Die 
Spitzenorganisationen der freien Gewerk- 
schaften der Arbeiter, Angestellten und der Beamten sowie 
der Reichsbund deutscher Mieter haben zu diesem Zwecke 
folgende Entschließung getroffen: 


„Die unterzeichneten Organisationen, deren Mitglieder mit ihren 
Familienangehörigen die Hälfte des deutschen Volkes repräsentieren, 
warnen den Reichstag und die Reichsregierung in letzter Stunde 
nochmals eindringlich vor der Verabschiedung des Finanzausgleich- 
esetzes in der jetzt vorliegenden ae: Sie sind nach wie vor der 

uffassung, daß der Ausgleich der öffentlichen Haushalte durch stärkere 

Heranziehung des Besitzes und der höheren Einkommen herbeigeführt 
werden muß und daß aus dem Wohntngswesen nur Mittel für den 
Wohnungsneubau, für die Erhaltung der Altwohnungen und für Miet- 
beihilfen für zahlungsschwache und zahlungsunfähige” Mieter _heraus- 
gezogen werden dürfen. 

Einer Steigerung der Hausrente müssen die unterzeichneten Or- 
ganisationen entschieden widerraten, weil die zu einem solchen Zwecke 
eintretende Steigerung der Miete die Kaufkraft mindern, weite Kreise 
der Bevölkerung in immer größere Not hineinführen und die deutsche 
Wirtschaft unproduktiv belasten würde. Jede weitere Mietsteigerun 
führt zu weiteren Preissteigerungen, sowie zu Wirtschaftskrisen un 
Lohnkämpfen und damit zur Minderung der Wettbewerbsfähigkeit un- 
serer Wirtschaft. 

Die’ unbedingt erforderliche energische Steigerung der Neubau- 
tätigkeit kann bei der herrschenden Kapitalknappheit nur auf dem Wege 
der Bereitstellung hinreichender Mittel aus der Hauszinssteuer herbei- 
geführt werden, Dieser Weg wird um so sicherer zum Ziele führen, je 





weniger das Wohnungswesen zu allgemeinen fiskalischen Zwecken be- 


lastet wird. 
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Schließlich fordern die unterzeichneten Organisationen, daß der Wert- 
anteil am Haus- und Grundbesitz, der durch den Wegfall des größeren 
Teiles der Hypothekeniasten freigeworden ist, im Wege der Belastung 
der Grundstücke mit Staatshypotheken für die Allgemeinheit sicher- 
gestellt wird.“ < 


Warum gründete man in den Vereinigten Staaten Arbeiter- 
banken? Der durch den Krieg gesteigerte Machtwille der ame- 
rikanischen Arbeiterschait kam unter anderem in der Grün- 
dung von Arbeiterbanken zum Ausdruck. Der Präsident der 
vereinigten Bekleidungsarbeiter, Sidney Hilman, führte in 
einem Vortrag, den er in der Political Science Association ge- 
halten hat, folgendes aus: „Vor dem Kriege standen die Ge- 
werkschaften vorwiegend in Verteidigungsstellung. Sie wehrten 
sich gegen Angriffe und kämpften für einen angemessenen 
Tagelohn als Entgelt für eine angemessene Tagesleistung, 
Nach dem Kriege begannen die Arbeiter nach Mitteln Um- 
schau zu halten, die sie in die Lage versetzen sollten, ihre 
wirtschaftliche Mächt zu ihrem eigenen Vor- 
teil zu verwenden. Nach dem Kriege wurden sie sich 
immer mehr darüber klar, daß sie als wichtiger Faktor der 
Industrie auch die entsprechenden Verantwortlichkeiten und 
die entsprechenden Machtbefugnisse übernehmen müßten. Die 
Errichtung von Arbeiterbanken entspricht dem Wunsche des 
Arbeiters, am wirtschaftlichen Leben des Landes regen Anteil 
zu nehmen.‘ Was sich in Europa-in- Revolutionen und in revo- 
lutionären -Umwälzungen der Sozialpolitik entlud, tritt in Ame- 
sika in. der Gründung von Arbeiterbanken in Erscheinung. 


Allgemeine Gewerkschaftsfragen 


Esperanto und Arbeiterinternationale. Wenn man bedenkt, 
daß in Europa etwa 30 verschiedene Sprachen gesprochen 
werden, in der ganzen Welt etwa 800, während die meisten 
Menschen Einsprachler sind und nur eine kleine Oberschicht, 
die Führerschicht, neben der Muttersprache eine oder mehrere 
Fremdsprachen beherrscht, so kann es *inen nicht wunder- 
nehmen, daß, wie so oft kritisch betont wird, die Arbeiter- 
internationale keine lebende Internationale ist. Die Bestrebun- 

en, mittels einiger „Hauptsprachen“ die internationale Ver- 
dindung aufrechtzuerhalten, müssen einem ziemlich zweck- 
los und aussichtslos erscheinen, Eine von Arbeitern aller Län- 
der gesprochene, leicht zu erlernende und, um nationalen Ri- 
valitäten vorzubeugen, neutrale Sprache tut da not. Die 
Sprache ist da, ihr Erlernen erfordert, wie G. Pietsch im 
‚Gewerkschaftsarchiv“ betont, nicht mehr Zeit und 
Fähigkeiten als das, der Stenographie oder des Maschinen- 
schreibens, sie hat eine 35 jährige Vergangenheit hinter sich, 
iu der sie sich auf Kongressen, in Vereinigungen aller Art, auf 
Reisen, in internationalen Büros, im Theater, in der Literatur 
praktisch bewährt hat: es ist die Kunstsprache Esperanto, 
die von den verschiedenen Kunstsprachen am meisten ver= 
breitet ist. Es liegen bereits in rund 40 Sprachen Esperanto- 
Lehr- und Wörterbücher vor; die bedeutendste Esperanto« 
Weltvereinigung hat in 63 Ländern der Welt ihre Vertreter. 
Wäre diese Welthilfssprache nicht da, müßte man sie erfinden. 
Sie steht uns aber zur Verfügung, und daß sie leistungsfähig 
ist, zeigt unter anderem die Tatsache, daß im August dieses 
Jaures in Genf eine internationale Universitäts- 
woche in Esperanto stattfindet, wo Vorlesungen über 
die schwierigsten wissenschaftlichen Gegenstände von bedeu- 
tenden Gelehrten gehalten werden. Mit dem guten Beispiel 
4 die Gewerkschaftsinternationale der Transportar- 
eiterföderation voran, die auf mehreren Kongressen 
Beschlüsse über die Zulassung einer internationalen Hilfs- 
sprache angehommen hat, in ihrem Briefwechsel neben der 
deutschen, französischen, englischen, holländischen, italienischen, 
schwedischen und spanischen ‘Sprache auch Esperanto ver- 
Becieh Nachrichten bereits in Esperanto, verbreitet und 
n ihrem Mitteilungsblatt demnächst einen schriftlichen Espe- 
rantolehrgang veröffentlichen wird. Diese Bewegung der Inter- 
nationalen Transportarbeiterföderation ist noch ganz jung; sie 
besann im Jahre 1923 und hat bereits schöne Erfolge zu. ver- 
zeichnen. Während es der Internationalen Transportarbeiter- 
föderation bisher trotz der verwendeten sieben Sprachen nicht 
möglich war, mit allen europäischen Landesverbänden in Fühlung' 
zit treten — außerhalb ihrer Reihen blieben, abgesehen von den 
Verbänden der Sowjetunion, die: von Litauen, Estland, Finn- 
land, Portugal und der Türkei —, ist es ihr jetzt gelungen, 
durch die Verwendung von Esperanto in der Korrespondenz 
mit.ceinem Teil dieser Verbände in Verbindung zu treten, den 
estländischen Eisenbahnerverband zum Anschluß an: die 
Internationale .Transportarbeiterföderation zu bew egen, während 
der Anschluß des finnländischen und eines anderen Verbandes 
bevorsteht. Die Internationale muß als:eine ihrer dringendsten 
Aufgaben betrachten, das Esperanto, dem Beispiel der Inter- 
‚nationalen Transportarbeiterföderation folgend,: mit allen: Mit- 
‚geln der Propaganda zu verbreiten. Die mächtigste Internatio- ' 
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nale der Weltgeschichte, die der römisch-katholischen Kirche, 
lehrt es uns auch: keine wirklich lebende Internationale ohne 
gemeinsame Weltsprache, 


Soziale Bewegung 


Einen Aufruf an die Arbeiter im „Stahlhelm‘“ zum Beitritt 
zu einer in Magdeburg, am 19. Juli gegründeten „Vereini- 
gung nationaler Arbeiter Deutschlands“, ver- 
Öffentlicht die Nr. 32 der „stahlhelm-Zeitung‘. Alle „Kame-+ 
raden‘‘, die noch Gewerkschaften angehören, welche auf dem 
Boden des Klassenkampfes stehen, werden aufgeiordert, aus 
diesen auszuscheiden und sich einer auf dem Boden der Volks- 
gemeinschaft stehenden Organisation anzuschließen. Als solche 
werden genannt: Deutschnationaler Arbeiterbund, Nationalver- 
band deutscher Berufsverbände mit seinen Werkvereinen, Werk- 
gemeinschaft, Deutscher Arbeitnehmer-Verband, Ortsgruppe der 
Christlichen Gewerkschaft (soweit national !) usw. Will 
ein „Kamerad‘ keiner dieser Interessenvertretungen beitreten, 
so wird er auf den Beitritt zu der neugegründeten ‚‚ Vereini» 
gung‘ verwiesen. Diese „Vereinigung‘ soil nämlich nicht nur 
alle obengenannten Verbände zusammenschließen, sondern auch 
Unorganisierte direkt bei sich aufnehmen. 

‚Zum Streik nimmt die Vereinigung folgende Stellung ein: 
Politische Streiks werden : abgelehnt, wirtschaftliche Streiks 
sind möglichst zu vermeiden; läßt indessen der Arbeitgeber 
soziales Empfinden vermissen, so ist auch Streik erlaubt. 

Die Beiträge sollen niedriger, die Unterstützungssätze höher 
sein, als bei den freien Gewerkschaften. (Kein Wunder, wenn 
Streikunterstützungen möglichst zu vermeiden sind! Die Re- 
daktion.) 

Nachdem Herr Geisler nun wohl endgültig selbst bei den 
gelben Verbänden unmöglich geworden ist, will anscheinend 
der „Stahlhelm‘ die Führung der gesamten gelben: Bewegung 
übernehmen. Zur Klärung über den Charakter des „stahl- 
helms‘“, der immer mehr zum gefügigen Werkzeug seiner in- 
dustriellen und agrarischen Geldgeber geworden ist, ist auch 
dieser Aufruf zu, begrüßen. 


Angestelltenbewegung 


Der 16. ordentliche Delegiertentag des Verbandes der 
Schifisingenieure und Seemaschinisten, der am 2. August in 
Hamburg tagte, erwies wiederum die tiefe Verwurzelung 
des AfA-Gedankens auch unter dem nautischen Angestellten. 
Nach eingehender Aussprache bekräftigte der Delegiertentag 
das Bekenntnis zum AfA-Bunde, dessen "wirtschafts- und so- 
zialpolitische Bestrebungen er nach Kräften zu unterstützen Vver- 
sprach. Es referierten Freese über das „Verbandsprogramm“, 
Petrikowsky über das „seeunfallgesetz“, Garbers über 
„larif-, Rechtsschutz- und Tarifschiedsgericht“, Warnecke 
über das „Betriebsrätegesetz“, 

Einstimmig angenommen wurden Entschließungen, die die 
baldige Fertigstellung eines neuen Entwurfs zum Seeun- 
fallgesetz unter Berücksichtigung der von den seemän- 
nischen Organisationen beantragten Aenderungen und die Ver- 
wirklichung des Gesetzes über die Arbeitsge- 
richte unter Ausdehnung der Zuständigkeit auf die Seeleute 
forderten; ferner sollen die Spitzenverbände aufgefordert wer- 
den, dem Betriebsrätegedanken auch in der See- 
schiffahrt Geltung zu verschaffen. 

Die Abstimmung über Abänderungsanträge zum Statut er- 
gab erhebliche Umstellung des inneren Organisationsumbaues, 
durch die eine Verselbständigung des Verbandsvorstandes er. 
reicht werden soll. 

Eingehend wurde die Frage des Unterstützun gsS-, 
wesens erörtert. Da der Delegiertentag die Verantwortung 
für die vom Vorstande geplanten weitgehenden Unterstützungs- 
einrichtungen wie Sterbekasse, Erwerbslosen- und Kranken- 
unterstützung und Erweiterung der Hinterbliebenenunter- 
stützung, womit wesentliche Erhöhung des Beitrages verbunden 
gewesen wäre, nicht übernehmen zu können glaubte, wurde 
Urabstimmung über diese Frage beschlossen. 

Der Name wurde in „Verband deutscher Schiffs- 
ingenieure‘“ gekürzt, 

Der Delegiertentag bot einen erfreulichen Beweis für die 
trotz aller wirtschaftlichen und sozialen Widerstände ungd- 
brochene Kraft der freigewerkschaftlichen Idee unter den see» 
männischen Angestellten. 


Betriebsrätefraren 


Die Betriebsräte in den Vereinigten Staaten. Die Betriebs- 
räte.. in den. Vereinigten Staaten, die oft paritätische Aus- 
schüsse. sind, nehmen. ständig. zu.: Die statistische Aufnahme 
der Betriebsräte ist fast vollständig, Im’ Jahre 1919 wurden ins- 
gesamt 225 Betriebsräte gezählt, die sich "auf. 391 000. BE=. 
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sthäftigte erstreckten. Im Jafire 1924 war die Zahl der er- 


faßten Arbeiter auf 1177037 gestiegen, die Zahl der Betriebs- 


räte auf 814. Besonders nahmen die Betriebsräte in Unterneh- 
mungen zu, die mehr als 200 Beschäftigte zählen. Betriebs- 
räte für Betriebe mit weniger als 200 Beschäftigten gab es 


ERRSER 
Arroganz allein tut’s freilich nicht! 


Die Firma Joh. Haag A.-G. in Augsburg hat sich 
einen neuen Direktor zugelegt, dessen anmaßendes Wesen im 
umgekehrten Verhältnis. zu seiner Gesetzeskenntnis und seinem 
sozialen Verständnis steht. Seine erste Aufgabe war, die ältesten 
Angestellten der Firma, die. dieser jahrzehntelang ihre besten 
Kräfte gewidmet hatten, rücksichtslos auf die Straße zu setzen. 
So wurde unter anderen ein Werkmeister, der 32. Jahre, ein 
zweiter, der 81/, Jahre und ein Kaufmann, der 22 Jahre bei 
der Firma war, gekündigt. Glücklicherweise haben die An- 
gestellten einen sehr‘ rührigen-Angestelltenrat, der sofort Ein- 
spruch erhob und nach erfolglosem Versuch, die Firma zur 
Rücknahme der Kündigungen zu bewegen, das arbeitsgericht- 
liche . Einspruchsverfahren einleitete.. Und dabei kam nun der 
energische Herr Direktor arg unter die Räder. Die Kündi- 
gungen wurden als zu Unrecht erfolgt zurückgewiesen und die 
Firma zu Entschädigungen von 1572 und 2400. Mark verurteilt, 
während ein drittes Verfahren noch schwebt. Wahrscheinlich 
aus Wut über diese immerhin ganz ‚ansehnliche Blamage 
schikanierte der Herr Direktor in der Folgezeit den Vorsitzen- 
den des Angestelltenrates, ein eifriges: Mitglied unseres Bun- 
des,‘ der seine Pläne durchkreuzt hatte, nach allen Regeln, 
so daß mit ernsten Konflikten zwischen der Direktion und der 
gesamten Belegschaft (einschließlich der Arbeiter, die ge- 
schlossen hinter dem Kollegen standen) zu rechnen war. Da 
entschloß sich der Kollege, der ein für diese Art von Direk- 
toren viel zu anständiger Charakter ist, lieber seine Stellung! 
aufzugeben, als es zu einem offenen Kampfe kommen zu lassen. 
Er kündigte und wurde*sofort bis zum Ablauf der Kündigungs- 
frist (Monatsschluß) beurlaubt. Die Auszahlung des Gehaltes 
aber, die tarifmäßig sofort hätte erfolgen müssen, wurde ver- 
‚weigert. Der Kollege mußte aber eine Existenz haben. Eine 
neue Stellung zu erhalten, war sehr schwer. Er entschloß sich 
daher, sich nach Ablauf der. Kündigungsfrist selbständig zu 
machen, und sprach, als er von einem Bekannten hörte, daß 
in einer Anstalt eine Heizung. eingerichtet werden sollte, dort 





INDUSTRIE UND BAUGEWERBE| 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 425 


Mh 


nur ganz selten, während mehr als die Hälfte, nämlich 711.06 
Personen, auf solche Betriebe. entfallen, die je mehr als 15 


‚Arbeitnehmer aufweisen. Betriebsräte, : die mit einer Regie= 


rungskontrolle eingeführt wurden, überleben nicht lange die 


Beseitigung der Kontrolle 


vor, um sich zur evtl. Abgabe einer Offerte anzubieten. Als 
die Firma Haag davon hörte, entließ sie den Kollegen frist 
los und scheute sich auch nicht, als dieser sein Gehalt vor 
dem Gewerbegericht einklagte, ihrerseits eine Feststellung 
klage einzureichen, in der sie die unwahrscheinlichsten Be 
hauptungen aufstellte. So sollten die Unterlagen für die über- 
haupt nicht abgegebene Offerte aus ihrem Geschäft stammen; 
es wurden dem Kollegen Untreue, Vertrawensbruch, unlauterer 
Wettbewerb und arglistige Täuschung vorgeworien, und. das 
alles gegenüber einem Menschen, der 14 Jahre bei der Firma 
war und sich immer nachdrücklichst für deren Interessen ei 
gesetzt hatte! _ \ 


Als es dann zum Termin kam, da machte der im :Auf 
stellen von allerhand unwahren Behauptungen so tüchtige 
Herr Direktor nicht einmal den Versuch, den Wahrheitsbeweis 
anzutreten, sondern stellte das alles als nebensächlich hin. 
Er stützte die fristlose Entlassung lediglich darauf, daß der 
Kollege sich zur Abgabe eines Angebotes bereit erklärt habe, 
obwohl er noch Gehalt von Haag bezog. Kein Wort davom, 
daß der Ko!lege effektiv am Ersten bereits ausgeschieden war, 
kein Verständnis dafür, daß sich ein Angestellter um neuen 
Verdienst umsehen muß. Am deutlichsten wird die vortreffliche 
Gesinnung des Herrn Direktors gekennzeichnet durch eine 
Aeußerung, die er — ob seines Verhaltens in die Enge ge 
trieben — von sich gab: „Die Angestellten klagen ja nur, da- 
mit sie das Betriebskapital für ihre Neugründung zusammen- 
bringen!‘ 

Die Angestellten, die jahrzehntelang ihr Bestes gaben, dann 
schikaniert werden, damit sie ihre Stellung aufgeben, werdem, 
wenn sie sich um ihr Recht rühren, von diesem Menschen 
freund so hingestellt, als wenn es ihnen nur darauf ankommt, 
die Firma zu schädigen. 

Das Gericht hatte allerdings wenig Verständnis für die 
Argumente des Herrn Direktors Pöhlmann. Es verurteilte 
die Firma zur Zahlung des vollen Monatsgehaltes zuzüglich 
ein Prozent pro Monat vom 1. Juli ab. 





Neue Tariigehälter in Goldmark. 


Die Gruppenbezeichnung In 


den einzelnen Tarifverträgen entspricht nicht in allen Fällen der In nachstehendar Tabelle angewandten. 


Die Gehaltssätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 


Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, 


mlissen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 





Fach. DieneuenGe- 
Bezirk für Monat hälterwurden L 
gruppe festgesetzt d. M | 


















Pr 
A Zentralheiz.- | ab 1. Juli 1925 |Schiedsspr.| 136—201 178—263 207-345 460 _ — 6% 
Industrie 
Bayern 
D*) |Hoch- u. Unter- ab 1. Juli 1925 Vereinbg. 190— 265 235—335 300-425 375—500 = _ Kinder 15 
grundbahnen 
Berlin 
E  |Frankfurt/Main| ab 1. Juli 1925 |Schiedsspr) 105-210 158—200 231—315 370-429 _ _ Er 
G Waldheim ab 1. Juli 1925 | Vereinbg. 120 160 195 --230 330 _ _ E 
Geringswalde . 
H Frankfurt/Main] ab 1. Juli 1925 | Schiedsspr. 143— 205 189-290 270-340 319-420 — —_ Frau 10, Kind 10 
H Hildesheim | ab 1. Juli. 1925 | Vereinbg. 102—215 180-265 26520 300-345 _ _ Frau 10, Kind 5 
H Meissen ab 1. Juli 1925 2 97—161 129—201 172—295 311-364 _ = Gruppe I, Hu. Il 
Verheiratete 10%, - 
Gruppe IV 
Verheiratete 5%/, 
H Osnabrück ab 1. Juli 1925 B 80-209 109—243 225—270 248 — _ Frau 12, Kind 12 
N Breslau ab 1. Juni 1925 ” 144—214 178—248 260329 _ _ -_ Gr. I =< en n 6,50 






die sich über Einzelhelten unterrichten wollen, 















Aufangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Grupps 
In IV V vi Soziale Zulage 
Se 1.0 a 








*) Die Gehälter gelten für verheiratete männliche Angestelite, unverheiratete männliche Angestelltö erhalten 909), der Sätze. 
Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.- Werke, D = Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur 


amische ladustrie, N ms 


etallindustrie, O — Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q = Seifeniadustrie, R == Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossersiem,, 


== Wagen- und Karosseriefabriken, V = optische Industrie. 


I = Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, [= Chemische Industrie, K = Steiniadustrie, L = Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = 
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Die. Herren von der Zentralheizung jammern bei den 
| Tarifverhandlungen immer herzzerbrechend ‚über Geldknapp- 
‚heit. Hier müssen wegen der Unfähigkeit eines neuen Direk- 
ıtors Tausende von Mark als Entschädigungen bezahlt werden. 
'Vielleicht wärees sehr zweckmäßig, wennsich 
der Aufsichtsrat der Firma Haag einmal um 
diese neuen Methoden wirtschaftlicher Be- 
triebsführung kümmern würde! 

Fritz Behschnitt. 


Baugewerbetarife 


' Klassensolidarität der Unternehmer. In einem, den Ab- 
\schluß eines Bezirkstarifvertrages betreffenden Briefe eines mit 
‘Urei Titeln behafteten hannoverschen Bauunternehmerverban- 
‚des lautet der letzte Satz: 

»... Was die geforderten Gehaltserhöhungen anlangt, i 
dauern wir, Ihnen mitteilen zu müssen, daß im Augenblick an eine 
Erhöhung der Gehälter nicht gedacht werden kann. Im Gegenteil, es 
mehren sich namentlich aus Rheiniand-Westfalen die Stimmen, die auf 
Abbau alier Löhne und Gehälter drängen.“ 

Deutlicher wie hier kann die Tatsache nicht erhärtet wer- 
den, daß nicht die Leistungsfähigkeit der in Frage kommenden 


BARIBARG 


Der Altersparagraph in der Knappschaft 


Der Paragraph 26 des Reichsknappschaftsgesetzes, der 
bestimmt, daß auf Berufsunfähigkeit erkannt wird, wenn ein 
Versicherter 50 Jahre alt ist, 25 Dienstjahre zurückgelegt 
hat, von denen er 15 Jahre wesentlich bergmännische Tätig- 
keit verrichtet hat und außerdem nicht mehr gleichwertige 
Lohnarbeit verrichtet, ist jene Stelle des Reichsknappschafts- 
gesetzes, um die bei der Schaffung der Novelle der schärfste 
Sturm weht. Um den Kampf um diesen Paragraphen richtig 
zu verstehen, muß auf Vorgänge eingegangen werden, die sich 
seit der Geltung des Gesetzes ereignet haben. Bei der Ein- 
führung des Altersparagraphen waren alle Beteiligten der Mei- 
nung, daß dieser Paragraph nur in Ausnahmefällen denjenigen 
zugute kommen solle, denen bei ihrer Invalidisierung “Schwie- 
rigkeiten gemacht werden, und die den Bergbau verlassen 
wollen. Es war wohl niemand, der damit rechnete, daß auf 
Grund dieser Bestimmung Tausende von Versicherten zwangs- 
läufig invalidisiert werden würden. Von den 16 Bezirksknapp- 
schaitsvereinen haben sich auch alle mit Ausnahme des Bo- 
chumer auf den gleichen Standpunkt gestellt, den Paragra- 
hen 26 nur in wenigen Einzelfällen in Anwendung zu bringen. 

er Bochumer Bezirksverein hat dagegen dem Drängen der 
Unternehmer nachgegeben und etwa 23000 Versicherte auf 
Grund. dieses Paragraphen invalidisiert. Fragt man sich nach 
der Ursache dieses Vorgehens, so muB man es in dem be- 
sonders stark ausgeprägten Machtwillen der Berggewaltigen 
im Ruhrrevier suchen, die aus dieser Einstellung heraus an- 
strebten, das Reichsknappschaftsgesetz zu sabotieren und eine 
Aenderung des Gesetzes zu erzwingen, um die Leistungen 
herabzusetzen. Sie haben auch wirklich den Bau ins Wanken 
gebracht, indem sie neben dem et der Mehrleistungen 
in der Krankenkasse diese forcierte nwendung des Paragra- 
phen 26 als Druckmittel zur Abänderung des Gesetzes benutz- 
ten. Da sie außerdem die Altersinvvaliden auf den Werken 
weiterbeschäftigten und ihnen den Pensionsbetrag zum großen 
Teil am Einkommen kürzten, ersparten sie erhebliche Be- 
träge, so daß manche Kreise gegen den Altersparagraphen 
sind, weil er den Unternehmern große geldliche Vorteile zu- 
schanzt. Die Belastung der Ruhrknappschaft durch die zahl- 
reichen Altersinvaliden erweckte weiter bei allen Versicherten 
einen Sturm der Entrüstung, weil hierdurch die Beiträge 
der übrigen heraufgesetzt werden mußten; denn die 23000 Al- 
tersinvaliden zahlen ja keine Beiträge mehr, sondern erfordern 
viele Millionen an Renten. Bei jenen Versicherten aber, die 
nicht unter den Altersparagraphen fallen, wurde die Entrüstung 
besonders groß, weil sie von der Mehrbelastung keinen Vorteil 
hatten und sie auf die Nutznießer des Paragraphen neidisch 
waren, 

Infolge dieser Entrüstung, 


so be- 





die durch geschickte Agitation 
der Unternehmer und vor allem der kaufmännischen Verbände 
sich bis in die weitesten Kreise verbreitete, ist eine Einstel- 
lung gegen den Paragraphen 26 hervorgerufen worden, die sich 
nicht mehr nach politischen Gesichtspunkten beurteilen läßt, 
sondern die sich durch alle Schichten und Parteien gleich- 
mäßig zieht. Alle diese Stellen vergessen, daß ihre Ent- 
‚rüstung nur künstlich durch das Verhalten der Unternehmer 
im Ruhrrevier hervorgerufen worden ist, die im Gegensatz zu 
allen anderen Bezirken den Altersparagraphen als ein Kampf- 
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Unternehmmmgen, nicht die Notlage der Arbeitnehmer für die 
Bewilligung von Gehaltserhöhungen maßgebend sind. Also, 
"weil sich namentlich aus Rheinland-Westfalen Stimmen mehren, 
die auf Abbau aller Löhne und Gehälter drängen, deshalb 
müssen die hannoverschen Bauunternehmer alle Gehalts-. 
erhöhungen ablehnen, weil — nun weil sie eben sonst nicht 
solidarisch handeln würden. 

Wenn sich die Arbeitnehmer endlich auch zıt solch einer 
Solidarität aufzwingen würden! Wäre eine solche Solidarität 
Gemeingut aller Arbeitnehmer, dann würde folgender Satz 
in einem Schreiben an die Unternehmer nicht mehr als Gro- 
teske erscheinen, da er ja nur das Gegenstück zu dem zitier- 
ten Satz des Arbeitgeberverbandes bildet: 

„Was unsere geforderten Gehaltserhöhungen anlangt, so bedauern 
wir, Ihnen mitteilen zu müssen, daß wir sie nicht um einen Pfennig) 
herabsetzen können. Im Gegenteil, es mehren sich, namentlich von 
unserer Koliegenschaft aus Rheinland-Westfalen, die Stimmen, die nach 
einer weiteren Erhöhung alier Gehälter und Löhne drängen.“ 

Weil wir noch nicht diszipliniert und organisiert gemu 
sind, empfinden wir, daß ein solcher Brief zur Zeit unmöglic 
ist. Sind es aber nicht dieselben Argumente wie in dem Unter- 


nehmerbriefe? 


mittel gegen das Reichsknappschaftsgesetz benutzt haben. Hätte 
das Ruhrrevier genau .so gehandelt, wie es die Knappschaits- 
verwaltungen der anderen Bezirke getan haben, indem es den 
Paragraphen 26 nur in den dringendsten Fällen zur Anwen- 
dung gelangen ließ, so hätten sich nur wenige über diesen 
Paragraphen aufgeregt. Es hat aber wenig Zweck, im gegen- 
wärtigen Augenblick sich zu fragen, wie es sein könnte, wenn 
starke Kräfte auf die Abschaffung bzw. Abänderung des 
Paragraphen 26 drängen. Notwendig scheint es vielmehr, die 
Oeffentlichkeit darüber aufzuklären, warum die Erhaltung des 
Paragraphen 26 in der heutigen Fassung für die Sicherheit des 
Bergbaues von der allergrößten Bedeutung ist, denn der Para- 
graph 26 ist für die Berufsfreude der-Steiger, von deren geisti- 
ger Einstellung im Betriebe die Sicherheit im Betriebe abhängt, 
von größtem Einfluß. Für sie ist der Paragraph 26 ein Stück 
Lebensinhalt geworden. Es ist ja bekannt, wie gerade die 
Treibjagd im Bergbau sich auf die Untertageangestellten, die 
Steiger, auswirkt. Der Druck auf die Kohlenförderung dürch 
den Unternehmer äußert sich gegenüber den Steigern, die als 
Puffer zwischen Kapital und Arbeit in der Grube tätig sind, 
und die gleichzeitig auch gegenüber der Bergpolizei für die 
Befolgung der bergpolizeilichen Vorschriften, also für die 
Sicherheit und das Leben der Arbeiter, die Verantwortung 
tragen, in Strafschichten, Prämienstreichungen, Beschünpfung, 
Brückendienst und noch mehr solcher Schikanen. Das Leben 
eines Steigers ist heute die Hölle auf Erden. Ein jeder würde 
gern seinen Beruf aufgeben, wenn nur die Möglichkeit vorhan- 
den wäre, anderswo unterzukonmen. Wer sich aber sein 
Leben lang unten in der: Erde herumgeschlagen hat, kann kaum 
noch an anderer Stelle unterkommen, weil eben die Untertage- 
arbeit die Menschen ganz einseitig einstellt. Hinzu kommt 
jetzt noch besonders die Ungunst der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse. Für die geplagten Steiger bedeutet daher der Para- 
graph 26, der ihnen die Möglichkeit gibt, auch ohne ärztliche 
Untersuchung den gehaßten Beruf aufzugeben, eine das Leben 
erträglicher machende Hoffnung, mit dem Augenblick der Er- 
reichung des 50. Lebensjahres den Unternehmern die Götz 
von Berlichingensche Einladung zurufen zu können. Der Para- 
graph 26 ist ein innerer Antrieb, sich gegenüber den rück- 
sichtslosen Forderungen der Unternehmer auf Mehrförderung 
im Interesse der Grubensicherheit durchzusetzen. Den Steigern 
des Ruhrreviers ist der Paragraph 26 zum Idol geworden, um 
das sich heute alle ihre Gedanken drehen. Ihnen erscheint es 
unfaßbar, daß man ihnen ihr Wertvollstes, die Hoffnung auf 
eine Invalidisierung mit 50 Jahren, rauben will. Von den politi- 
schen Parteien wäre es eine wirksame Unterstützung der Grw- 
bensicherheit, wenn sie für die Erhaltung des Paragraphen 26 
stimmen. Alle von den Gegnern dieses Paragraphen vorge- 
brachten Gründe zerfallen, wenn einmal die Weitersteigerung 
der Renten über 25 Dienstjahre hinaus kommt, wenn außer- 
dem genau wie in den übrigen Vereinen von den Verwaltungen 
die Anwendung des Paragraphen 26 nur erfolgt, sobald sie 
von dem ‚Versicherten gefordert wird. Der Regelfall muß. die 
Invalidisierung nach dem Paragraphen 25, d. h. mit ärztlichem 
Attest, bleiben. Nur wenn keine Möglichkeit vorliegt, den 
Paragraphen 25 anzuwenden, dürfte der Paragraph 26 in Frage 
kommen. Geschieht das, so geht die Zahl der Altersrentner 
zurück, und nur einzelne werden von seinen Segnungen Ge- 
brauch machen. Für den Butab, der die schwergeplagten 
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Steiger zu seinen Mitgliedern zählt, ist die Erhaltung der bis- sei. Das Exekutivkomitee fordert die Gewerkschaftsorganisa- 
 herigen Fassung des Paragraphen 26 nicht nur eine bloße tionen der Bergarbeiter daher auf, die Durchführung dieser 
Forderung, sondern eine Angelegenheit, die weit über den wesentlichen Reform zu verfolgen.‘ 


Rahmen einer Forderung hinausgeht, denn hierbei handelt es zZ 5 \ ER FUe N E 
3 : A, $ E ur Ruhrkrise. Im Reichsarbeitsministerium tagte am Frei- 
sich um eine der wichtigsten und folgenschwersten Errungen tag, den 7. August der eingesetzte Ausschuß, dessen Auf- 


‚schaften, die den Steigern genommen werden soll, gabe ist, die Umschichtung und Fürsorgemaßnahmen für die 
2 r arbeitslos Werdenden des Ruhrbergbaus zu beraten. Besprochen 
| Bergbauwirtschaftsfragen Ms Er pn zung a rein ee auf das 
E EP ; ähigkei baubezirke und 
Verschärfung der Kohlenkrise. Die internationale Kohlen- ANCIENT RER F 
krise, die seit Monaten das ganze europäische Wirtschafts- en ale rate algeulein war, man aber" der Meinung: 
leben unter ihren Bann zwingt, hat sich weiter verschärft. EV Er ers ne au rund Sen BSSteigerten 
Die De en esnkerhetisanDentsch- Automobilverkehrs wohl am stärksten zur Unterbringung der 
a rls 4 Er DaTesetd I suktionslän- arbeitsios Werdenden beitragen könne, der aber nicht allein 
Ben ee ir ni ha d ie die Fehl der arbeits- als Notstandsarbeit, sondern als eine im Interesse DER Wirt 
losen Bergarbeiter auf:400 000 geschätzt. Von den 610 größeren a ee Belt BEER WIEN Zelle: N ee 
Kohlengruben werden 407 mit Verlust in Betrieb gehalten, heiten auch weit : 8 en RE 
2 2 B i ö gehend die technischen Angestell- 
während nur 203 die Selbstkosten decken. Die englischen Gru- ten h ich; Bu, M 
ben rechnen auf Grund der Ergebnisse des zweiten Viertel- a ERAIEN SOIeNe der Vertreter des Gedag lehnte. je- 
iahres 1025 mit einem Shrlichen Betriebsverlust, De icchen doch die Heranziehung der Angestellten zu Notstandsarbeiten 
ad 35 es Fe Hepes durfte: In. dem polnischen direkt ab. Weiter war interessant, als von den Arbeitern der 
Kohlenrevier ist die Arbeitszeit auf wöchentlich 24 Stunden Bu Ecaert Wunde, DR ofer ee al erung 
im allgemeinen festgesetzt worden. Nach dem gegenwärtigen das Ruhrrevier Be anastrin 2 Kap en daß ich 
Stand rechnet der polnische Bergbau mit gut 6 Millionen Ton- „uch die Vertreter des G.d. A Keen Ansicht a 
nen Normalkohle, die durch den Export nicht abgesetzt wer- eigen we The: sreiietuier Teiler Sitzung.‘ Herr 
den können. Diese Kohlenmenge entspricht ungefähr einem Be liicchtor Weigert fest daßıhn rer etc 
Kapital von rund 100 Millionen Goldmark, dessen Verzinsung lung befremde a EN a 248% 
den rentablen Betrieb unmöglich macht. In Deutschland ;m Gegensatz En TAT Rand es Iportehnt he 
werden allein im Ruhrrevier die Haldenbestände auf 10 Millio- pen die Angestellten unter das &; TEN N 
nen Tonnen geschätzt. Diese Halden repräsentieren einen die Erwerbsliosenfürsorge fallen zu lassen 
Wert von ungefähr 150 Millionen Mark. Der Ruhrbergbau be- M seht hi ad TE Trasp die Ei 
schäftigte noch 1922 rund 545000 Bergleute. Diese Zahl sarık Be un STANS, WIE nen, Gar CE BUSHBENIE. 
bis Januar 1925 auf gut 450000 und bis März 1925 'auf genau beituehmerpolitik des AfA-Bundes, der nicht allein die Son. 
444536. Mittlerweile sirfd durch Stillegungen und Einschrän- derinteressen der Angestellten in den Vordergrund stellt, auf 
kunden on Zechen weitere: 26.000 ET entlassen Avorden die Dauer allein imstande ist, die Interessen der Angestellten 
Wenn nicht schnell eine Wendung eintritt, wird das Koh- LINSE ee lelen WEChSENIBlEE ‚Sachgemah e NER 
lenproblem ohne Zweifel das Wirtschaftsproblem der nächsten Be Mm ne? DET = fie er De en 
nem Re en: Tasctienng der Anrch, se Sllerungemnnat 
re 2, 1 ädigter rsonen durc en Ruhrbergbau zefor- 
Ä ee, en a onechalkteng an Gert De suunternehiuet haben diese Entschädigung je- 
Bere Kredite zur Verfügung zu stellen, die unverzinslich a aHiennt. 
sind und erst später, nach Ende der Depression im Kohlen- K Ehafslich 
‚bergbau, zurückzuzahlen sind. Es handelt sich hier um staat- nappschartliches 
liche Subventionen, die den englischen Bergbau in die Lage Ein neues Heim für die Bergbauangestellten des Ruhr- 
versetzen, ein großes Kohlendumping zu betreiben, d. h. die reviers. Die Ruhrknappschaft hat inHelmarshausen (bei 
Kohle unter ihrem wirklichen Preis (Kampfpreis) zu verkaufen. Carlshafen) an der Weser ein neues Heim für Angestellte er- 
Die Lage, die so auf dem europäischen Kohlenmarkt entstehen richtet. Das Heim, das den Namen „Waldsanatorium Kleine- 
kann, wird ohne Zweifel durch jene 6 Millionen Tonnen Kohle Haus“ führt, ragt an einem dicht mit Tannen bewachsenen 
verschärft, die der polnische Kohlenexport auf den Märkten an- Gebirgsabhange empor als ein prächtiges Wahrzeichen solida- 
rn Auch hier a sich ein a NnnEIDE ehe da rischer Arbeit im Bergbau. Es ist für 76 Erholungsbedüritige 
- Polen durch seine Regierung seinem Kohlenbergbau einen eingerichtet. Die Zimmer für die Kurgäste befinden sich 
Lohnausgleich für die ausfallenden Schichten, billige Kredite K an der Sonnenseite. Alle erforderlichen geurfareni 
de est il für ur RN, en Bund en, a ein ae: für ee 
n England wie ın Polen handelt es sich also In Zukun ung un ünstliche Höhensonne, Baderaum erationsraum 
a BL seemich En sr auinping mit Eur ee He sind vorhanden. Im unteren Stockwerk befindet sich 
ubventionen. Demzufolge ist die Position des deutschen ein schöner großer Speisesaal mit anschließender großer Ter- 
i aus nicht als besonders günstig zu bezeichnen, rasse. Im zweiten Stockwerk ist ein geschmackvolles großes 
a ihm ee Eu sn an Panierpee re mie Be nrimer Se ee nee ein er A er 
ı sie z. B. der englische Bergbau bekommen soll, gewähren esezimmer. Draußen inmitten der Tannen befinden sich vier 
- kann, und der Bergarbeiterlohn in Deutschland angesichts der Liegehallen für je zehn Kurgäste. Eine gute Verpflesung 
| zunehmenden me ee verträgt. ak Wr ak die BaEUE KEN ZUcht yerbürgt, Daren sag 
ir gehen sehr wahrscheinlich einem wüsten Kohlen- ausanlagen ist für ständige Zuführung frischer Gartenfrüchte 
‚ kampf entgegen, der ein trefflicher Ausdruck der Wirtschafts- gesorgt. "Die Leitung liegt in Händen” eines leitenden Arztes 
 anarchie der heutigen kapitalistischen Gesellschaft ist. In und einer leitenden Schwester, denen zur Unterstützung noch 
Ba eu a der a ee er ne ein Be parzt, eine für RE 
"nationalen Bergarbeiterverbandes auf einer Ta- eine Küchenschwester beigegeben sind. as Heim soll in 
gung in ae s den richtigen Weg re Saga S Be SIBISN Linie ae an anesstränen ee are erkrank- 
- Entschließung folgendes vorschlägt: as Exekutivkomi- ten Angestellten zur Erholung dienen. Ansteckende Lungen- 
tee erklärt, daß das grundlegende Heilmittel in einer Regelung kranke Finden dort keine Aufnahme‘ Die Ueberweisung in das 
en nern os Hefe recht wielen Angestellten zur Str 
eht, und daß dieses rzt.. Möge das Heim recht vielen Angestellten zur Stär- 
Ziel nur durch die. Verstaatlichung der Kohlengruben und Küng ihrer Gesddetelt und zur Ficbiseg: (der Lebensfreude 
- durch die internationale Regelung der Produktion zu erreichen dienen. 
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, Unter dieser über den tatsächlichen Zuständigkeitsbereich Nr. 30 vom 24. Juli haben wir auszugsweise einiges aus 
_ irreführenden Bezeichnung wird mit Wirkung ab 1. Oktober dem Satzungsentwurf veröfffentlicht. Inzwischen ist der Ent- 
1925 eine Institution ins Leben treten, deren Aufgabe darin be- wurf in der 3. Lesung dürchberaten worden, wobei wiederum 
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einige recht wesentliche Zugeständnisse erwirkt würden, so 
daß sich der Entwurf gegenüber demjenigen der 1. Lesung 
wesentlich zum Vorteil der Versicherten unterscheidet. Ob- 
gleich in der 3. Lesung ein großer. Teil Bestimmungen von 
recht erheblicher Tragweite zugunsten der Versicherten hin- 
eingearbeitet worden ist, trägt der Entwurf in den wesent- 
lichen Verfassungspunkten unserer grundsätzlichen Einstellung 
‚nur wenig Rechnung. Wir sind der Auffassung, daß die von 
der Verwaltung in die Satzung hineingearbeiteten vielfachen 
SicherungsmaBnahmen, die das Mitwirkungsrecht der Ver- 
sicherten einengen und deshalb in die neuen Zeitverhältnisse 
absolut nicht hineinpassen, bei einem größeren Vertrauen der 
Verwaltung den Versicherten gegenüber und bei einer etwas 
mehr optimistischen Beurteilung der voraussichtlichen finan- 
ziellen Entwicklung der Anstalt sich hätten vermeiden lassen. 
Um aber die Gründung der einem dringenden Bedürfnis 
‘dienenden Einrichtung nicht zu gefährden, haben wir dennoch, 
vorbehaltlich unserer grundsätzlich anders gelagerten Einstel- 
lung zu den Kernfragen des Entwurfes, diesem in letzter Lesung 
zugestimmt. 

! Diese vorbehaltliche Stellungnahme war notwendig, als 
wichtige und grundlegende Bestimmungen in dem Entwurf 
eine nicht in unserem Sinne liegende Lösung gefunden haben, 
andererseits erhebliche Interessen der Versicherten, wie z. B. 
Sicherung der Anwartschaft auf die Kassenleistungen beim 
Ausscheiden aus der Anstalt, unberücksichtigt geblieben sind. 
Ferner sollte durch diese Stellungnahme dem Reichstag, der 
die Mittel für den Gründungsfonds zu bewilligen hat, der 
Weg offen bleiben, seinerseits für ein im Geiste der Reichs- 
verfassung liegendes Mitwirkungsrecht der Versicherten ein- 
zutreten. Sollte der Reichstag in diese Angelegenheit nicht 
eingreifen, so wird es Aufgabe der in dem Satzungsentwurf 
vorgesehenen Organe .sein, auf den weiteren Ausbau der ver- 
fassungsmäßigen Grundlagen der Anstalt hinzuwirken. 

Nachstehend geben wir die einzelnen Bestimmungen der 
Satzung, soweit sie in der 3. Lesung eine Aenderung eıfahren 
oder in der „D.T.Z.‘“ noch nicht besprochen wurden, wieder: 

Im ersten . Abschnitt der 59 Paragraphen umfassenden 
Satzung wird die Verfassungsfrage in den 88 1 bis 23 be- 
handelt. 

In der „D.T.Z.“ haben wir bereits über die recht- 
liche Stellung der Anstalt und die Zusammen- 
setzungihrer Organe berichtet. Eine Aenderung hierin 
ist nicht eingetreten; nachzutragen wäre nuf noch, daß die 
Geschäftsführungskosten und die Ausgaben für den Personal- 
und Sachaufwand die beteiligten Verwaltungen tragen; dagegen 
sind in der 3. Lesung die Rechte des Ausschusses erweitert 
worden. Während ursprünglich dem Ausschusse das Beschluß- 
fassungsrecht nur in ganz unwesentlichen Punkten zugebilligt 
wurde, und im übrigen dem Reichspostminister die Entschei- 
dungs- bzw. Genehmigungsbefugnis allgemein zuerkannt wurde, 
sieht der endgültige Entwurf ein weitgehenderes Beschluß- 
recht des Ausschusses vor, allerdings mit der Einschränkung, 
daß bestimmte Ausschußbeschlüsse zu ihrer Gültigkeit der 
Vereinbarung mit dem Reichspostminister bedürfen. Die 
Rechte und Pflichten des Ausschusses sind eng 
umgrenzt. Dem Ausschuß obliegt: 

a) die Wahl der Beisitzer des Vorstandes und ihrer Ersatzmänner so- 
wie die Bestimmung des Mitgliedes des Rechnungsprüfungsausschusses; 

b) die Abnahme der Jahresrechnung; 

c) die Beschlußfassung über den Voranschlag für das nächste Ge- 
schäftsjahr; 

d) die Beschlußfassung über den Ausgleich des Haushalts; 

e) die Aufstellung von Richtlinien und die Antragstellung hinsicht- 
lich der Vermögensanlegung; 

f) die Entscheidung über die Beschwerden gegen die Geschäfts- 
führung des Vorstandes; 

Be die Beschlußfassung über Beitragsänderung; 
ı) die Beschlußfassung über Satzungsänderungen; 
die Antragsteliung und gutachtliche Aeußerung über die Auflösung 
nstalt und über die Verwertung des vorhandenen Vermögens. 
Zur Gültigkeit“der Beschlüsse d, e, g und h bedarf es der 
Vereinbarung mit dem Reichspostminister. 


$ 19 regelt de Geschäftsführung des Ausschusses, 
Im Absatz 1 wird als Versammlungsort der Sitz der Anstalt 
oder ein sonst geeigneter, vom Ausschußvorsitzenden zu be- 
‚stimmender Ort genannt. 

2 1 Abs. 2, der dem Vorstandsvorsitzenden ein Drittel 
der Stimmen der gewählten Mitglieder als Zusatzstimmen zu- 
billigte, ist fallengelassen und’ lediglich die Bestimmung aufge- 
nommen worden, daß Beschlüsse, die gegen ein 
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wesentliches finanzielles Interesse .der ‚Anstalt 
verstoßen, vom Vorsitzenden mit «aufschiebender Wirkung be- 
anstandet werden können. In diesem Falle steht- die Ent- 
scheidung dem Reichspostminister zu. x 
Versuche, auch diese Bestimmung auszumerzen, sind..an 
dem hartnäckigen Widerstand der Verwaltung gescheitert, 


& 21 behandelt das Ruhen des: Stimmrechts. 


$ 22 skizziert die Aufgaben des Rechnungsprüfungsaus 
$chusses. Diese sind: 

a) die fortlaufende Prüfung der Rechnungen der Kasse; 

b) die vorläufige Prüfung der Jahresrechnung und ihre Vorlage an 

den Ausschuß; 

c) die Prüfung der Vermögenslage der Kasse. 

8 23 weist dem Schiedsgericht die Aufgabe zu, als Be- 
rufungsinstanz Streitigkeiten der Kasse mit ihren Mitgliedern 
über die Kassenleistungen endgültig zu entscheiden. 

Der zweite Abschnitt, 8$ 24 bis 48, behandelt in 
drei Kapiteln den Gegenstand der Versicherung. 

Im ersten Kapitel, $$ 24 bis 29, wird der Kreis der Mit- 
ne beschrieben, während im zweiten Kapitel, .88 30 
is 33, die Beitragsleistungen und im dritten Kapitel, 88 34 
bis 48, die einzelnen Anstaltsleistungen bestimmt werden. 

Nach $ 24 sind die Anstaltsmitglieder entweder Pflicht- 
oder freiwillige Mitglieder. 

8 25 behandelt die Pflichtmitgliedschaft. 
Pflichtmitglieder der Anstalt sind die noch nicht 
45 Jahre alten, dauernd im unmittelbaren Dienste der arbeit- 
gebenden Verwaltung stehenden Angestellten und Arbeiter bei- 
derlei Geschlechts für die Dauer ihrer Beschäftigung. Die Be- 
schäftigung im Dienste der arbeitgebenden Verwaltungen muß 
mindestens 1100 Stunden im Jahre betragen. 

Der Begriff „dauernd beschäftigt‘, der heiß umstritten war, 
ist wie folgt ausgelegt: » 

1. Nicht zur ‚Probe oder als Aushilfsangestellte im Sinne des R.A.T., ) 

2. nicht für bestimmte Arbeiten, 

3. nicht auf bestimmte Zeit angenommene Angestellte gelten als 
„dauernd Beschäftigte“, 

Auf unsere Veranlassung ist ferner noch, nachfolgender 
Zusatz gemacht: 

„Als „dauernd beschäftigt“ gelten außerdem noch die für be- 
stimmte Zeit oder für eine bestimmte Arbeit aufgenom- 
menen Arbeiter und Angesteliten, die erfahrungsgemäß während ihrer 
Gesamtdienstzeit von einer Verwaltung zur anderen überzugehen pflegen.“ 

Hierbei ist besonders an die bei den Bauverwaltungen 
beschäftigten technischen Angestellten gedacht, 


Der $ 25 verpflichtet ferner diejenigen Personen zum 
Wiedereintrittin die Versorgungsanstalt, die 
aus den Diensten ausgeschieden waren und der Anstalt ange- 
hört hatten, vorausgesetzt, daß sie nicht nur vorüber- 
gehend wieder beschäftigt werden. Die Zeit der frühe- 
ren Mitgliedschaft, mit Ausnahme der Zeit der Unterbrechung, 
wird zur Anrechnung gebracht, sofern beim früheren Aus- 
scheiden die eingezahlten Versicherungsbeiträge nicht zurück- 
vergütet oder im Falle der Zurückvergütung innerhalb eines 
Jahres nach dem Wiedereintritt wieder eingezahlt worden 
sind. Die Zeit der Unterbrechung kann nachversichert werden. 


Nach $ 26 werden von der Pflichtmitgliedschaft befreit: 
a) Empfänger von Ruhegehältern und ähnlichen Bezügen, 
b) Lehrlinge, c) Postagenten. 

Darüber hinaus ist der beteiligten Verwaltung vorbehalten, 
bestimmte Klassen von Angestellten oder Arbeitern von der 
Pflichtmitgliedschaft zu befreien. Die so befreiten Mitglieder 
können auf Antrag Pflichtmitglieder der Austalt werden. 

8 27 regelt die freiwillige Mitgliedschaft. Als freiwillige 
Mitglieder gelten: 
a) die nicht dauernd oder weniger als 1100 Stunden jährlich be- 
schäftigten Arbeiter und Angestellten, wenn ihre Gesamtarbeitsleistung | 

im Jahre mindestens 900 Arbeitsstunden umfaßt; 

b) die in das Beamtenverhältnis übernommenen Pflichtmitglieder; 

c) Pflichtmitglieder, die aus anderen Gründen als wegen Erwerbsun- ” 
fähigkeit die Beschäftigung vorübergehend unterbrechen, wenn sie die 
Absicht der freiwiligen Weiterversicherung bei Beginn der Unterbrechung 
dem Anstaltsvorstand anzeigen. Von dieser Bestimmung sind ausgenom- 
men diejenigen Pflichtmitglieder, die aus enem Grunde, der zur fristlosen 
Entlassung berechtigt, ausscheiden bzw. einer selbst verschuldeten Ent- 
lassung zuvorzukommlen beabsichtigen. Die Dauer der Weiterversicherung 
ist auf den Zeitraum eines halben ue begrenzt; 

d) ausscheidende Pilichtmitglieder, die der An- 
stalt mindestens zehn Jahre angehörthaben, können 
ohne Beschränkung der Zeitdauer sich freiwillig 
weiterversichern. 
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B Nachdem die Sicherung der Anwartschaft auf die Leistun- 
gen der Kasse nicht durchgesetzt werden konnte, ist die unter 
 d) genännte Bestimmung, die erst auf unseren Antrag hinein- 
gearbeitet worden ist, von außerordentlicher Bedeutung. 
5 23 und 29 behandeln den Beginn bzw. das Ende der 
- Mitgliedschaft. N 
Die Beitragsleistung wird im 8 30 geregelt. Folgende 


32 Klassen sind zugrunde gelegt worden: 


Tatsäch- Rechnungs- Wochen- Wochen- 

liches mäßiges beitragder beitrag des 

Einkommen Einkommen Verwaltung Mitgliedes 

Klesse 1 = bis 520 M. 500 M, 050M. . 025 M. 
N. über 320.0 2 91805 05.4507505,,2.%.0,20 0,38, 
REN. DUIS0 1537541040. 1000 „ 1,0075; 0,50 „, 
Se: 0A), 3300 "n8 722007, 120... 9 0,60 „ 
we II 1500 1R00 1,40 „ 0,70 ,, 
6 „ 1960:55..2 218203, 1600 „, 1,60 „ 0,80 „, 
id 1: 2080 1900 1.9087 0,95 „ 
BIRLB » 2080... u: 2600 2200, ,5.=2° 2,20. ;, 1,104, 
” = ” 2600 ” ” 3120 ” 2800 „ 2,80 m, 1,40 » 
SS Li, 3120.50, A800, BUT ar 350 1,25; 
De 541005, .5200,.%, 7° 4500.:;, 4,50 , PEPRTENN 
„el2 592004 ur 5500 2 3007} 2; 


Bei der Einstufung in die Klassen des rechnungsmäßigen 
Einkommens (Versicherungsklassen). ist die wirkliche Vergü- 
tung, bei schwankendem Verdienst die Durchschnittsvergi- 
tung maßgebend. Ber Se 
' Tritt ein Mitglied dauernd in den Genuß höherer Dienst- 
bezüge, so wird mit dem Sonntag der Woche, in der die 
Veränderung eintritt, der Beitrag der höheren 'Versicherungs- 
klasse. erhoben. Dementsprechend erhöht sich auch der An- 
spruch auf Anstaltsleistungen — abgesehen von der Gewäh- 
rung der höheren Grundrente — für jedes weitere Mitglieds- 
jahr um den Steigerungssatz der höheren Versicherungsklasse, 
Vermindern sich dagegen die Dienstbezüge des Mitgliedes auf 
die Dauer, so können auf Antrag die Beiträge in der bis- 
hertgen höheren Versicherungsklasse zum Zwecke der Wah- 
sung des Anspruches auf die höhere Versicherungsklasse fort» 

_ entrichtet werden. Die arbeitgebende Verwaltung 
zahlt das Doppelte der Pflichtbeiträge der 
Pflichtmitglieder. Die Beiträge werden von den 
Dienstbezügen einbehalten. 
°‘ Für die vollen Wochen einer mit Arbeitsunfähigkeit ver» 
bundenen Krankheit werden “die Beitragsanteile der Pflicht« 
mitglieder nicht erhoben. 

Die freiwilligen Mitglieder haben die vollen Wochen« 
beiträge für jede Woche zu entrichten. 
(Fortsetzung folgt.) 


Beamtenrecht 


Wiedereinführung der Amtsbezeichnung „Ingenieur“ bei 
der Deutschen Reichsbahn. In Zusammenarbeit mit den übrigen 
in Frage kommenden Organisationen des A.D.B., haben wir in 
einer ausführlichen Denkschrift zu der mit: Inkrafttreten der 
Personalordnung der Deutschen Reichsbahngesellschaft vom 
Verwaltungsrat vorgenommenen Beseitigung der bisherigen 
Amtsbezeichnung „Eisenbahningenieur‘“ und deren Ersetzung 
durch. Bezeichnungen wie „Maschineninspektor“, „Wärmein- 
spektor“, Gaswerkinspektor‘‘, Wasserwerkinspektor‘, „Eisen- 
bahnbauinspektor“ usw. Stellung genommen. Der A.D.B. hat sich 
alsdann mit den übrigen Beamtenspitzenorganisationen in ' Ver- 
bindung gesetzt, um ein einheitliches Vorgehen aller Beteilig- 
ten zu ‚ermöglichen. - Als Ergebnis’ der einheitlichen Stellung- 
nahme ist nunmehr dem Verwaltungsrat "sowie der Hauptver- 
waltung der Deutschen Reichsbahngesellschaft eine Eingabe 
zugestellt worden. In dieser Eingabe wird die Wiedereint 
führung der Amtsbezeichnung ‚Ingenieur‘ bei der‘ Deutschen 
Reichsbahn gefordert. Gleichzeitig ist auch dem. Reichsver- 
kehrsminister diese Eingabe mit der Bitte um Kenntnisnahme 
und Unterstützung -überreicht worden. Ueber das Ergebnig 
dieser Eingabe werden wir berichten, sobald uns. die Stellung- 
nahme der Deutschen Reichsbahngesellschaft vorliegen wird. 


Besoldungsfragen 


. Zur Nachprüfung des Ortsklassenverzeichnisses, Die Be- 
amtenorganisationen haben sich wiederholt auf .Grund der ihnen 
zugegangenen Proteste aus zahlreichen: Orten gegen die. Ein- 
‚stufung: im: Ortsklassenverzeichnis mit der Frage der -Nach- 
prüfung derselben befaßt. Noch am 11. Februar d. J. hatten 
sie dem Reichstag eine Eingabe eingereicht, in der sie gegen 
die durch die 183. Ergänzung des Besoldungsgesetzes vom 
23. Oktober 1924 erfolgte Einführung des Wohnungsgeldzu- 
schusses Einspruch erhoben und um Beibehaltung des Ortszu- 
schlages im Besoldungsgesetz vom 30. April 1920 baten. / An- 
fang Juli d. J. haben sich die Beamtenspitzenorganisationen 
erneut mit der Frage der Nachprüfung des Ortsklassenverzeich« 


Nr. 33 ‚ DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 | 429 
Be So nn m 


nisses in Verbindung mit der Frage des Wohnungsgeldzu- 
Schusses beschäftigt und. dem Reichstag eine weitere Eingabe 


‚unterbreitet. 


In dieser Eingabe wird auf die Eingabe der Organisationen 
vom 11. Februar 1925 eingangs bezug genommen und erklärt, 
daß die Organisationen an der damals eingenommenen grund- 
sätzlichen Stellungnahme festhalten. Es wird dann weiter 


gesagt: 


„Der 5. Ausschuß ‚des Reichstages hat nunmehr zum Haushalt des 
Reichsfinanzministeriums eine Entschließung vorgelegt, durch die die 
Reichsregierung ersucht wird, 

a) die vorhandenen Härten des neuen Ortsklassenverzeichnisses im 
Verwaltungswege durch entgegenkommende Auslegung des $ 12a 
! Abs. 4 des Besoldungsgesetzes auszugleichen, 

b) eine allgemeine Nachprütung des Ortsklassenverzeichnisses vor- 
zubereiten, sobald. die. Entwicklung der Mietpreise es gestattet, 
; Zu dieser Entschließung gestatten wir uns folgendes zu bemerken: 
Der $ 12 Abs. 4 des Besoldungsgesetzes betrifft die Ausräumung 

von Härten für einzelne Ortsteile (Kasernen, Bahnanlagen, Abbauten 
usw.). 

urch den Abschnitt a der Entschließung wird daher nur ein 
sehr geringer Bruchteil der entstandenen Härten erfaßt. Die Be- 
seitigung der bei der Einstufung gegenüber ganzen Ortschaften und 
Gemeinden vorgekommenen Ungerechtigkeiten wird dadurch nicht er- 
möglicht. 

Der Abschnitt b der Entschließung. fordert zwar die Vorbereitung 
einer allgemeinen Nachprüfung des Ortsklassenverzeichnisses, jedoch 
erst zu dem Zeitpunkt, an dem die Entwicklung der Mietpreise es 
gestattet, 

Wir glauben, daß der Nachprüfung des Ortsklassenverzeichnisses 
eine Prüfung der Grundlage, auf die der durch die 18. Ergänzung 
des Besoldungsgesetzes vom 23. Oktober 1924 eingeführte Wohnungs- 
geldzuschuß autgebaut ist, vorausgehen muß, wei wir sie für un- 
zulänglich halten. Bereits in unserer Eingabe vom 11. April 1925 
haben wir ausgeführt: 

Die Erhebungen, die für die Aufstellung des neuen Ortsklassen- 

‚ verzeichnisses auf der Grundlage der Wohnungsmiete angestellt wor- 
den sind, berücksichtigen nicht den Rauminhalt der Wohnungen. 
Ebensowenig ist bei der Auszählung dem Umstande Rechnung ge- 
tragen worden, daß durch die Verhältnisse auf dem Wohnungs- 
markt Beamte vielfach Wohnungen innehatten, die weder nach der 
Zahl der Räume, der Lage oder der Ausstattung ihren Verhältnissen 
entsprachen und die sie bei- freier Wohnungswirtschaft sicherlich 
nicht bezogen hätten. Handelt es sich in diesen Fällen zwar nicht 
um anerkannte Notwohnungen, also umgebaute Dachgeschoß- oder 
Kellerwohnumgen, oder abgetrennte Zimmer, so dennoch um Not- 
wohnungen in dem. Sinne, daß die Beamten sie aus Mangel an ge- 
eigneten, ihren Verhältnissen angemessenen, beziehen mußten. Bei 
der Auswertung sind sie aber nicht ausgeschieden worden. Nur diese 
zwei Punkte zeigen schon die Unsicherheit zur Erzielung einer einwand- 
freien Meßziffer auf der Grundlage der Mieten. 

Wir müssen daher mit Recht bezweifeln, daß die auf solcher 

Grundlage festgestellte Höhe und Abstufung der Wohnungsgeldsätze 
den tatsächlichen Verhältnissen gerecht werden. Die sofortige Nach- 
prüfung dieser Grundlage erscheint daher erforderlich. 
Die allgemeine Nachprüfung des Ortsklassenverzeichnisses wäre 
alsdann auf einer so gewonnenen verbessetten Grundlage mit Be- 
schleunigung durchzuführen. Sie auf den Zeitpunkt zu veriegen, 
wenn die Entwicklung der Mietpreise die Nachprüfung - gestattet, 
halten wir für bedenklich. Die Herbeiführung normaler Mietverhält- 
nisse, die eine Angleichung der Mietpreise alter Wohnungen au Neu- 
bautenwohnungen mit sich bringen wird, dürfte sich erst nach Auf- 
hebung der Wohnungszwangswirtschaft anbahnen, somit noch längere 
‘ Jahre in Anspruch nehmen. Nach den bisherigen Erfahrungen können 
wir daher annehmen, daß der Reichsfinanzminister bei der Auslegung 
der Entschließung des Reichstages zu einer Verschiebung der Nach- 
prüfung des Ortsklassenverzeichnisses auf eine jetzt noch nicht zu 
übersehende Zeit gelangt. Der zur Zeit geltende Wohnungsgeld- 
zuschuß. in Verbindung mit dem Ortsklassenverzeichnis schließt jer 
doch so vile Härten in sich und hat zu so zahlreichen Beschwerden 
der Beamten geführt, daß. von’ der . Beamtenschaft die Vertagung 
‚auf unbestimmte Zeit nicht- ertragen werden kann. 

Die Fraktionen des Reichstages bitten wir. daher, den Wortlaut 
der Entschließung so zu wählen, daß sie. unzweideutig erkennen läßt, 
daß die Beamtenschaft mit einer Nachprüfung des ‚Wohnungsgeld«= 
u und des Ortsklassenverzeichnisses in kürzester Frist rechnen 
ann.‘ 


Behördentariffragen 


Offener Tarifbruch in der Preußischen Staatshochbau- 
verwaltung. In einem Aufsatz über „Aushöhlung des 
Behördenangestelltentarifvertrages“ haben wig 
bereits auf die Machenschaften einiger Dienststellen bzw. 
Verwaltungszweige hingewiesen, die bezwecken, die Stellung 
des Behördentechnikers zu untergraben und die teilweise leider 
immer noch vorhandene‘: wirtschaftliche Notlage des tech- 
nischen - Berüfsstandes durch‘ tarifwidrige Bewertung auszu- 
nutzen. Ein besonders krasser Beweis für unsere Behauptun- 
gen und’ Warnungen finden‘ wir im „Coblenzer General-Anzei- 
ger“, in dem das Preußische Hochbauamt Coblenz für den 
Erweiterungsbau. des: Bades Bertrich einen gewandten Hoch- 
bautechniker sucht und die Bezüge.des Technikerg 


nach GruppeIlIVbemißt. 


Dieser skandalöse Vorgang, der nicht nur als absichtliche 


Sabotage des Tarifvertrages zu werten ist, sondern auch einen 
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unerhörten Standpunkt zur Bewertung technischer Arbeit zum 
Ausdruck bringt, muß wie eine Herausforderung auf alle Tech- 
niker wirken. Dieser Vorgang beweist aber auch die Notwen- 
digkeit der organisierten Abwehr durch unseren Bund. Das 
Preußische Hochbauamt Coblenz muß von allen 
Technikern so lange gemieden werden, äls es sich nicht ebenso 
öffentlich zit einer gerechten Bewertung der technischen Arbeit 
bekennt. Vom Preußischen Finanzministerftum müssen wir 
erwarten, daß es unverzüglich diese Dienststelle zur Rechen- 
schaft zieht. 


Befreiung von der Angestelltenversicherung. In einem be- 
sonderen Erlaß des Preußischen Finanzministers vom 24. Juli 
1925 (Preuß. Bes.-Bi. S. 172) wird in Erwägung der Bestim- 
mung des & 11 Abs. 1 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
folgendes den nachgeordneten Behörden bekanntgegeben: 

„Es sind Zweifel darüber entstanden, wann im Sinne des $ 11 Abs. 1 
des Angestelltenversicherungsgesetzes in der Fassung der Bekannt« 
machung vom 28. Mai 1924 (R.G.Bl. S. 563) eine AÄnwartschaft auf 
Ruhegeld und Hinterbiiebenenrente im Mindestbetrage der dem 
Diensteinkommen des. zu Befreienden entsprechenden Höhe der An- 
gesteiltenversicherungsrente als gewährleistet anzusehen ist. Die Ruhe- 
gehälter usw, übertreffen im allgemeinen stets die betreffenden Mindest- 


renten der Angestelltenversicherung. Es sind jedoch Fälle denkbar, in 


denen ein schon ruhegehaltsberechtigter Beamter ein noch so geringes 


Besoldungsdienstalter .aufweist, daß das Ruhegehalt usw. iunter der 


betreffenden Mindestrente aus der Angestelltenversicherung, die er bei 
Versicherung erhalten würde, legen könnte. Um aber dann, wenn eine 
Anwartschaft auf ein Ruheseiat überhaupt als gewährleistet anzusehen 
ist, Versicherungsfreiheit stets ohne, weiteres als gegeben annehmen 
zu können, wird bestimmt, die Zusicherung als gegeben anzusehen, daß 
gegebenenfalls die Differenz zwischen der Mindestrente aus “der Ange- 
stelitenversicherung, die bei Versicherung dem Einkommen nach bezogen 
würde, und Ruhegehalt aus Unterstützungsmittein neben dem Ruhegehalt 
laufend gewährt wird, wobei die Vorschriften des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes über die Entziehung der Leistungen und das Ruhen 


„ der Rente (Zweiter Abschnitt, XI und XII) zu berücksichtigen sind. Das 


gleiche gilt sinngemäß für die Hinterbiebenenbezüge. Die Anwartschaft 


auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrente im Mindestbetrage der dem | 


Diensteinkommen des zu Befreienden. entsprechenden Höhe ist daher 
bei Gewährleistung einer Anwartschaft auf ein Ruhegehalt überhaupt 
immer als gewährleistet anzusehen. Etwaige Anträge auf Zuwendungen 
aus Unterstützungsmitteln, die ihre Begründung in diesem Erlasse 
finden, sind mir, dem Finanzminister, unter Hinweis auf diesen Erlaß 
vorzulegen. 


Anwartschaft auf Ruhegeld im Mindestbetrage der Invalidenrente 
entsprechend $ 1234 R.V.O. ist bei Gewährleistung einer Anwartschaft 
auf Ruhegehalt überhaupt ohnedies als gewährleistet anzusehen.“ 








oa Aus dem Bunde >» 


Aus den Gauen 


Fünfter ordentlicher Gautag des Gaues Hannover-Braunschweig. 


Auf Grund des $ 40 der Bundessatzung und der dazu gehörigen Aus- 
führungsbestimmungen berufen wir hiermit den fünften ordentlichen Gau- 
tag für Sonntag, den 27. September 1925, vormittags 9 Uhr nach 
Bielefeld, Restaurant Lindenhof, Nebelswall 8, ein. 


Vorläufige Tagesordnung: 
1. Eröffnung des Gautages und Beschlußfassung über 
a) Festsetzung der Tagesordnung, 
b) Wahl des Büros, 
c) Wahl der Mandatsprüfungskommission, 
2, Geschäftsberichte ; 
a) des Gauleiters, 
b) eines ehrenamtlichen Gauvorstandsmitgliedes. 
. Aussprache über die Geschäftsberichte, 
. Referat des Kollegen Lustig (Berlin) über: „Die Wettbewerbs-+ 
unfähigkeit der Deutschen Wirtschaft.“ 
. Aussprache über das Referat. 
6. Wahlen 
a).des Gauvorstandes (8 41). 
b) Bestätigung des Gauleiters. 
7, Anträge, 
8. Verschiedenes, 
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Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
Gau Hannover-Braunschweig. 


Der Gauvorstand: 
Hennekens, Seitz, 


Sechster ordentlicher Gautag des Gaues Sachsen. 


Auf Grund des $ 40 der Bundessatzung und der dazu erlassenen Aus- 
führungsbestimmungen berufen wir hiermit in Ergänzung zu dem bereits 
am 15. Juli 1925 herausgegebenen Wahlausschreiben den sechsten ordent- 
lichen Gautag auf Sonntag, den 11. Oktober 1925, vormittags 9 Uhr 
nach Plauen (Vogtl.), Ratskeller, ein. 


Vorläufige Tagesordnung: 
1, a) Eröffnung und Bildung des Gautages, 
b) Wahl einer Mandatsprüfungskommission. 
2. Geschäftsberichte 
a) des Gauleiters Koll, Geiser (Dresden), 
5) des Gauvorstandes: Koll. Ullmann (Dresden), 
c) der Revisoren: Koll. Jentzsch (Dresden). 
3. Referat über sozial- und wirtschaftspolitische Fragen. Referent: 
Koll, Otto Schweitzer, Mitglied des Reichswirtschaftsrates, 
4. Wahlen 
a) von 5 Gauvorstandsmitgliedern, 
b) von 5 Ersatzmitgliedern. 
c) Bestätigung des Gauleiters. 
3. Anträge, 
6. Verschiedenes, 
Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
Gau Sachsen. 


Der Gauvorstand: 
Ullmann. Geiser, 


Sechster ordentlicher Gautag des Gaues Nordost. 


. Auf Grund des $ 40 der Bundessatzung und der dazu erlassenen 
Ausführungsbestimmungen berufen wir hiermit in Ergänzung zu dem am 
6. August d, J. herausgegebenen Wahlausschreiben den sechsten 
ordentlichen Gautag auf Sonntag, den 4. Oktober d. J- 
nach -Elbing, um 10 Uhr vormittags im Stadtverordnetensitzungssaal 
des Rathauses beginnend, ein. 





Tagesordnung: 


1. Konstituierung des Gautages: 

a) Festsetzung der Geschäfts- und Tagesordnung; 

b) Wahl der Mandatsprüfungskommission. 
2. Geschäftsberichte: 

a) der Gauleitung (Kollege Dainas), 

b) des Gauvorstandes (Kollege Seligmann), 

c) der Kassenrevisoren (Kolege Weber). E 
3Die Wettbewerbsunfähigkeit der deutschen Wirtschaft (Referent: Koll, 

Lenz, Berlin). 
. Anträge. 
‚ Wahlen 

R des Gatwvorstandes nebst Stellvertretern, 

b) Bestätigung des. Gauleiters. 


IR 


6. Mitgliederbewegung und Werbearbeit (Referent: Koll. Graske, Eibing). 
7 


. Verschiedenes, 
Am Vorabend des Gautages veranstaltet die O,-V. Elbing 
im Rahmen einer Werbeversammlung einen Begrüßungsabend für die 
auswärtigen Abgeordneten. 
Königsberg (Pr,), den 12. August 1925. 
Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
” Gau Nordost. 
Der Gauvorstand: 
Seligmann. Dainas, 


Bücherschau 
Technik. 


Franz Reuleaux und seine Kinematik von Dipl.-Ing. Karl Weihe, 
Verlag Julius Springer, Berlin.” Preis 3 Mark. 


In unserer Zeit, in der die Frage aufgeworfen ist und lebhaft um- 


stritten wird, ob die Technik innere ethische Werte für die Kulturent- 
wicklung der Menschheit in sich birgt, muB uns jedes Buch willkommen 
sein, das sich mit der kulturellen Bedeutung der Technik beschäftigt. 
Reuleaux wird von dem Verfasser nicht nur als. hervorragender Tech- 


niker, sondern auch als der erste wahre Philosoph der Technik ge: 


feiert. Immer mehr kommen wir zu der Erkenntnis, daß mit dem 
technischen Geist unserer Zeit Mißbrauch getrieben wird. Mit Schmerz 
steilen wir fest, daß bereits in den Anfängen unserer technischen Ent- 
wicklung‘ Männer aufgestanden sind, die davor gewarnt haben, das 
technis Geschäft nur zu betreiben, um Geld zu gewinnen. Leider 
sind diese Mahnrufe ungehört verhallt. Um so mehr ist es unsere Auf- 
gabe, der Menschheit ins Gedächtnis zurückzurufen, was‘ bereits große 
Techniker, die zugleich große Menschen waren, erkannt und verkündet 
haben. Der wahre Techniker darf sich nicht auf die nackte Fachwissen- 
schaft beschränken, sondern ist verpflichtet, seine Technik im Rahmen 
der ganzen menschlichen Kultur zu erfassen, um in ihr nicht nur ein 
fleißiger Arbeiter, sondern auch ihr Verkünder zu sein. So ein Tech- 
niker war Reuleaux. Er sah in der Technik „eine unermüdliche 'Ar- 
beiterin im Dienste der Gesittung und Bildung des Menschengeschlechtes“ 
und „eine Trägerin der Kultur“, Als solche verteidigte er sie gegen die 
überhebende Haltung der reinen Humanisten. „Und ich weiß nicht, ob 
die Zeit noch sehr ferne ist, wo die Abwägung dessen, was die tech- 
nische Hochschule und was die klassische dem Vaterlande nützt, von 
der ersteren furchtlos erwartet werden kann. Was ist der Hintergrund 
der bevorzugten gräkolatinischen (griechisch-lateinischen) Lehrweise 
anderes, als daß sie universelle Bildung vorbereitet! Mir will scheinen, 


daß die mächtigen Kulturbewegungen unserer Zeit gezeigt haben, daß 


dieses Ziel auf mehr als einem Wege zu erreichen ist.“ Besonders 


scharf arbeitet er den Gegensatz zwischen Universität und technischer 
Hochschule heraus. „Der Universitätsunterricht will näm- 
lich in allen seinen Zweigen ausnahmslos die menschliche Er- 


kenntnis pflegen. Die Universität betreibt, um es in einem 


Wort zusammenzufassen, die Wissenschaften des Erkennens. . .: Oanz 
anders der technische Hochschulunterricht. Er will lehren und befähioen, 
zu schaffen und Neues hervorzubringen, die Zwecke der Gesellschaft 


durch Anwendung der Wissenschaften auf die Leitung der naturgesetz- 


lichen Prozesse zu förden. Die technische Hochschule. 
pflegt die Wissenschaften des Schaffens“ Uns will 
scheinen, daß Reuleaux, wenn er in unserer Zeit gelebt hätte und die 


modernen Wissenschaften der Technik, vor allen Dingen die soziak 


Psychotechnik, kennengelernt hätte, noch einen Schritt weitergegangen 
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Rechnungs-Abschluß 


des Krankenversicherungs-Vereines a. 6. für Architekten, Ingenieure, Techniker und Chemiker Deutschlands, au 3 
vormals Eingeschriebene Hilfskasse, 1858 gegründet vom Deutschen Technikerverband. Berlin NW 40, Werftstr. 7. Ba 





Papiermark Pt. Ausgaben 1923 









Einnahmen 1923 Papiermark Pi. 

1. Rücklage am Schluß des Vorjahres . : . 2... 620844 | 75 # 1. a) Krankengeld und ech EN RER LE 12 455 931 266 844 } — | 

2. Eintisgelder Hl en ee 560011422454 | — b) Krankeäpflege . . . En 146 851 4:4 280.072 } 10 \ 

3. Beiträge . . » 12863 742 007 924 258 | 25 Csterheyeid ale in N lan en a ‚ 30 0,1 80023190 | — j 
4. Vermögenserträge: . Zinsen "abzügl. Kapitalertragsteuer 16 054 040467 | — | 2, a nnsktin) BE ER] ae 407 551 603 966 336 | 58 je 
5. Cewinn aus Vermögensanlagen . 303 000 812989653 | — # 3. Abschreibungen, Inventar . Se “28 |88 1: 


6/7. Sonstige Einnahmen (Aufwertung und Ausgleich) . . 270 632 785 388 262 | 61 # 4. Rücklage am Schlusse des Geschäftsjahres . RES 2841 090 922 849 468 | 05 





Sa. Papier-M. | 343, 951 672 385 939 | 61 





Guthaben Papiermark Pf. N ' 
1. Kassakonto am 31. Dezember 1933. ı 22... 151 070 000 000.000 | — 
2. Postscheckkonto dgl. I EP iz 25610000000 090 | — 
3. Wertpapiere dgl. 303 000 600 000.000 | — 
4. Bestand bei den een am 31. Dezember 193 187! 6% 9 2849468 | 05 
5. Inventarbesitz am Schlusse des Jahres. . . . a 259 230 000.000 000 | — 


Sa. Papier-M. 





Sa. Papier-M. | 34 7951672335939 161 








| 28.1093 922841948 |0s = 2841,09 R.M. 














Einnahmen 10 RM. | Pf. Ausgaben 1024 R.M. } Pf. 

3. Rücklage am Schluß des Vorjahres. . . ee 2841 !09 9 1. a) Kraukengeld und Hausgeld . . FE RS ale 6544 | 70 

2 Eintritisgelder 2. oe 0000 een nn 56 |49 n rankeupllege, 0 000 EN ee ee N 25362 | 45 

‚= Beiträge. . een dit er se enie  nee, 1a ne 62010 | 16 EN LT BE Sn RO EN eo Be 872 +50 

4 Vermögenserträge EEE TEN EN RE DE _ — 12. Verwaltungskosten wur ET A RP A 8219 | 70 

|" 5. Gewinn aus Vermögensanlagen , » : 2 2 2 2 0 ee ern. 347 |.94 Ü 3. Abschreibungen, Inventar . RE 25 199 
6, Sonstige Einnahmen os a 2 2 m. 0 0 ea ne en ne. 321 | 71 5 4. Rücklage am Schlusse des Geschäftsjahres RE ne Et 24552 }05 

! Sa: RM | 65577 139 Sa. R.M. | 6557. }39 








Guthaben Bu 


1. Kassakonto am 31. Dezember 19:4 . 








2. Postscheckkonte dgl. “eh 3 Bi 
9. Wertpapiere dgl. Bere Berlin, den 31. Juli 1925 
4. Bestand der Di lteisöe am 31. Dezember 19% . ER 


3. Inventarbesitz nach Abschreibung nr 





Der Hauptvorstand. 


Sa. R.M. | 4552 |05 Hermann Knütter. 





wäre und der Technik höhere ‚kulturelle Werte für die Zukunft zuge- 
sprochen hätte als den „reinen Wissenschaften“. 

Wir können im Rahmen dieser Besprechung nur andeuten, daß 
das etwa 100 Seiten umfassende kleine Buch jedem Leser eine Fülle 


‚ von fruchtbaren Anregungen gibt. Jeder moderne Techniker, der nach 


einem Schlüssel zum höheren Wert seiner Berufsarbeit sucht, solite das 
Buch über Reuleaux lesen. 


Das Motorrad und seine Konstruktion, von Ing. Kurt Hanf- 


land — Automobiltechnische Bibliothek, Band XI —, erschien soeben 


um Konstruktion und Produktion eines neuen, sich bahnbrechenden‘ 


in zweiter, gänzlich neu bearbeiteter und vermehrter Auflage mit 
6938 Abbildungen und 18 Konstruktionstafeln. Verlag M. Krayn, 
Berlin W. — Preis 35 Mark. 

Als vor fünf Jahren Hanfland sein erstes Werk herausgab, wurde 
dies allgemein begrüßt, war doch dadurch eine Grundlage geschaffen, 


|" Verkehrsmittels systematischer und planmäßiger zu gestaiten. Inzwischen 


hat sich das Motorrad die Sympathie weiter Volkskreise erobert. 
Konstrukteure und Fachleute für leichte Motorfahrzeuge, ferner die 
Studierenden, aber auch die Motorradfahrer selbst werden deshalb auch 
der zweiten Auflage des Hanfiandschen Werkes, das der Entwicklung 


durchaus Rechnung trägt, nur Anerkennung zollen können. Als wert- 


volles Auskunftsbuch in allen Fragen des Motorradbaues kann es trotz 
des verhältnismäßig hohen Preises Interessenten zur Anschaffung nur 


| empfohlen werden. Ta. 


Politik. 


Politischer Almanach 1925. Jahrbuch des öffentlichen Lebens, der 
Wirtschaft und der Organisation. Mit sachlicher Unterstützung von 


- Behörden des Reiches, der Länder, der ‚Städte und des Auslandes und 


vieler Verbände herausgegeben von Maximilian Müller-Jar 
busch. K. F. Koehler, Verlag, Berlin W9 und Leipzig. Gr. 8° 


" XXIV und 706 .Seiten, in Ganzleinen, 25 Mark. 


Auch: Bücher können Zeichen des Wiederaufbaues sein. Dies von 


- Müller-Jabusch geschaffene Nachschlagebuch ist ein solches Zeichen des 


: Wiederaufbaues. 
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In Zukunft wird niemand, der im öffentlichen Leben 
steht, sei er Politiker, Beamter, Anwalt, Fabrikant, Kaufmann, Journa- 
list, oder was sonst auch, das Buch entbehren können, denn die un- 
 geheure Fülle des darin zum bequemen Gebrauch aufgespeicherten 


Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 


“spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 





Zur Durchführung aller bau- und straßentechnischen Arbeiten soll 


eine fachlich gut vorgebildete Kraft 


sofort eingestellt werden. . 
Die Anstellung erfolgt auf Privatdienstvertrag. 
Bewerbungsgesuche sind mit Gehaltsansprüchen und unter Bei- 
fügung von begl. Zeugnisabschriften bis zum 12. d. Mts. an den 
Unterzeichneten einzureichen. 


Saßnitz (Rügen), den 2. August 1925. 
Der Gemeindevorsteher. 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


Materials wird für, jeden Benutzer eine große Ersparnis an Kraft, Zeit 
und Geld bedeuten. 


Müller-Jabusch ist durch neue und, praktische Methoden Herr des 
gewaltigen Stoffes geworden, und so ist sein Buch durch und durch 
modern. Der ganze Umkreis des Inhaltes läßt sich kaum mitteilen. 
Alies, was deutsche Verhältnisse betrifft, ist ausgiebig berücksichtigt, 
mag es sich um die Gliederung des behördlichen Apparates des Reiches 
und der Länder, um die Parlamente oder um die Wehrmacht handeln. 
Daneben sind auch alie anderen Faktoren des öffentlichen Lebens be- 
rücksichtigt und eingehend und klar dargestellt, die ganze Gliederung 
der Rechtspflege, das wissenschaftiche Leben, das Bank- und Verkehrs- 
wesen, die deutschen Städte, die Religionsgemeinschaften, die gesamte 
Wirtschaftsgliederung, die Unternehmer- und die Arbeitnehmerverbände, 
das in Parteien und Verbänden der verschiedensten Art sich äußernde 
politische Leben. Ein mustergültiger Abschnitt ist der Durchführung des 
Vertrages von Versailles gewidmet. Dazu verfügt 
Müller-Jabusch über amtliches Zahlenmaterial, 
das bisher noch nicht veröffentlicht ist. Schon das 
allein macht den Almanach für den Wirtschaftler und Politiker unent- 
behrlich. Fast mit derseiben Genauigkeit‘ wie die Verhältnisse des 
deutschen Reiches sind die Oesterreichs und Danzigs dar- 
estelt. Dem eigentlichen Ausland ist ebenfalls _ ein umfangreicher 
bschnitt zugeteilt worden. Der Deutsche, der nach irgendeinem Teile 
der Welt fahren will, kann sich im Almanach über die beste Schiffs- 
verbindung, über das Hotel, in dem er absteigt, und über die Bank, 
die ihm seinen Kreditbrief auszahlen soll, unterrichten. 


Die Presse, nicht nur Deutschlands, sondern der ganzen Welt 
ist eingehend behandelt, ebenso die führenden Politiker und Wirtschaftler. 
Diese knappen Biographien sind oft Meisterstücke anschaulicher Dar- 
stellung. Eine Jahreschronik gibt die Ereignisse des Jahres 1924 
wieder, Gescehiehtstabellen seit Christi Geburt ergänzen die 
Chronik. Den 'Sehluß bildet ein vortrefflicher statistischer Teil. 


Drucktechnisch und in der Ausstattung ist der „Politische Almanach“ 
vorbildich und der Preis in Anbetracht der ungeheuren “Fülle des 
Materials, dessen Beschaffung mit außerordentiichen Kosten verknüpft 
ewesen sein muß, wie der Zeit und Geldersparnis, die das Buch Kir 


jeden einzelnen bedeutet, billig. Wir empfehlen die Anschaffung! 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin. 
Schluß der Anzeigenannahms 4 Tage vor Erscheinen, 





Enorm billig undt doch guf! 


Fordern Sie gratis und frarıko KATALOG von der 
{»SI6URD”- GESELLSCHAFT m.b.H. CASSEL 33 
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Großbrauerei In Berlin sucht 


ersten Maschinenmeister. 


Genaue Kenntnis des Maschinenbetriebes mit Abdampf- 
werwertung, der Kühlmaschinen sowie der sonstigen Braurrei- 
Betriebsmaschinen erforderlich. Derselbe muß befähigt 
sein, die Reparatur-Werkstatt selbständig leiten zu können, 
Kenntoisse des elektrischen Teiles ebenfal!'s unbedingt er- 
forderlich, Alter nicht über 40 Jahre. Energische, ziel- 
bewußte Persönlichkeiten wollen sich melden unter D.T.Z. 





294 an Richard Merkel, Berlin W. 35, Potsdamer Str 111. 111. 


Tiefbau-Techniker 


mit abgeschlossener Bauge- 
werksschulbildung und mehr- 
jähriger Erfahrung zur Bear- 
beitung von Entwürfen, An- 
fertigung von Bestandszeich- 
nungen und Vornahme ört- 
licher Aufnahmen zum mög- 
lichst sofortigen Dienstantritt 

esucht. Beschäftigungs- 

auer vorläufig 8 Monate. 
Vergütung nach Gruppe Vil 
des Reichsangestelltentarifs. 
Bewerbungen mit Zeuenis- 
abschriften an das Preu- 
Bische Wasserbau- 
amt OstwStralsund, 

Dänholmstraße 11 





Vertretung 
für stark begehrte hygien, 
Spezialartikel an verkaufs- 
tüchtige Damen oder Herren 
zu vergeben. Hohe Ein- 
nahmen bei günstig. Be- 
dingungen, auch im. Neben- 
erwerb. Ang. erb.u.D.T.Z. 
280 an R.Merkel, BerlinW 35, 
Potsdamer Strasse I11. 








echtrot.federdicht.Daunenkö- 
per, I/aschlfrg., groß. Ober- 
bett, Unterbett u. 1 Kissen m. 
14 Pfd. grauen Federn gefüllt 
ä Gebett GM. 43.—; dasselbe 
Gebett mit 2 Kissen u. 16Pfd. 
gartw. Fed.gefüllt GM.63.—. 


Bettfedern 


graue, per Pfd. GM. 1.10, zart 
und weich GM. 1.50, grau- 
Halbdaun. GM. 3.25, Schleiß- 
federn grau GM. 2.35, weiße 
Halbdaun. GM. 5.—, Daunen 
a CM IS HEHE 12.50. 

ettbezug aus gutem, weißem 
Linon oder buat geblümt oder 
kariert per -Stück Gm. 7.20. 
Alle  Aussteuerartikel billig. 
Muster u. Katalog frei. Nicht- 

gefall. Geld zurück. 

Bettfederngroßhandiung, 
Bettenfabrik und Versand 


Th.Kranefuß, Casse1247. ' BERREBESBERE Pauschalvorsicherung in einer Summe. 








Eisen im Hochbau . 
Fischer, Band --I: 


Band II: 


Band II: 
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Berlin 15550 





‚Bautechniker 


N Bauaufseher für Landge- 
wnnungsarbeiten im Kreise 
Eiderstedt gesucht 

Husum, den 2. Aug. 1925. 
Domänen-, Rent-u. Bauamt. 


Eenbeunha 










55 apvon H. Schlüter. 
Er Bd.I Säuleu. Balken. 
I 9,50 M. 


=7 Bd. Rahmen u. vr 
wölbe. 9, A. 

Ist leicht verständl. 
Rätenzahlüng durch 





Die freien Gewerkschaften 


H. Meusser, Buchh. 
Beriin W 57/4, Potsdamer Str. 75. 


Neuerscheinung! 


Ist wahres Christentum zu vereinbaren mit tätigem 
Eintreten für ‘die freien Gewerkschaften ? — Vor diese 
Frage sind durch ‘die =Stellungnahme der. Fuldaer 
Bischofski.nferenz alle freien und christlichen Gewerk- 
schaften erneut gestellt worden. — Die tiefgründige, 
auf ein umfassendes Material gestützte Darlegung 
Draacks bielet jedem eine leicht verständliche Handhabe 
zu eigener klarer Entscheidung. 

Kartoniert 48 $. — Preis RM. 0,80 u Partiebezug: 
Gewerkschaften und deren Ortsvereine erhalten. bei 
"Bestellung von 5 Exemplaren 1 Stück gratis. 
Industriebeamten-Verlag G.m.b.H., Berlin W. 40. 
Postscheckkonto Berlin 155 50. 





Technische Vertreter 


für den Vertrieb von unglaublich billigen 
Fräsern gesucht. 


55000 


DR Kanes Lager 


kg. 


-Kraut & Kaiser 
Hamburg 39, Ulmenstrasse 21 


Stellenbewerbung| 


Ausarbeitung von zugkräf- 
tigen Bewerbungsschreiben u. 
Lebensläufen. Anfertigung 
aller Vervielfältigungen on 
Zeugnissen usw. Schnell Ef- 
| folg! Beides seit 22 Jahren 
bekannt erstklassig u. preis- 
wert. Man frage an M. Hahn, 
Altenburg in Thüringen 2, 


Garantiert naturreinen 
gesohleuderten Blenen: 


HONIG 


8 Pfd.netto, frko.,1. Ausl 
sehr hell, 11 M., 2. Ausl, 
140M, Halbe Dose 1. Ausl. 
6.30 M., Nachn. 60 Pfi 
mehr. Joh. Göken, Bienen- 
zücht., gegr. 1812, Inge 
b. Friesoythel.O©. Vorm. 
königl. Hofküoche belief: 





und die Kirchga v. A. Draack. 



























Ziehung19.u.20. August 


Wohltahris- 


Geld.Lotterie | 


für die Kriegsblinden 


4918 Gewinne 
bar ohne Abzug = Mark 


120000 
60000 


Hauptgew. ev. 


20000 


ee amM.3, 30 
Porto u Liste 35 Pig. extra 
empf.u.vers. auch unt Nachn. 


Em il Sti Ilerganinaus 


Hamburg, Holzdamm 39 
Baldige Bestellg. erwünscht. 





40000 


ohne Mehrberechnung 


Nr. 33 | 


Höhere Technische Lehranstalt 


Ingenieur-Akademie 
dor Statt Wismar a. d. Oıtsen 
für zeitgemäße Ausbildung zum 
klaschineningenienr 








1 Tag zur Ansicht 


Photo-Porst, Nürnberg 103, 


Hauptmarkt 18 
Größtes Photo-Spezialgeschäft. 


Elektreingenienf 








Bauingenieur — Architekt, 
Studienbeziins ZUDEN 





Der neue Katalog 


(68 Seiten) ist erschienen und 
wird kostenios versandt. 


yA Anzahlung 


Original - Fabrikpreise 


ohne Zinsen. 





ar= Brand-und Einhruchsthädenkusse „Deutscher Postuerbund V.V.a.G, 75 


Fernsprecher: Hansa 84 


BERLIN NW 40, 


einschliesslich Stempelgebühr 


für das Jahr und Tausend der Versicherungssumme 


Berlin NW 21, Bundesratufer 13 
Billigste gemeinnützige Versicherungsanstalt für Beamte, Geistliche und Lehrer. 


empfiehlt 


ey ddlogen der Statik und Berechnung 
‚statisch bestimmter. vollwandiger Konstruk ionen 

(für ständige und bewrezliche Belastung). Geb, 
Berechnung statisch bestimmter Fach- 
werkkonstruktionen für Are und bewegliche 
Belastung). . . . . 


RL a Mk. 6,60 

2 Bände :. „1800 
en 12 

».. 9.00 

„ 18,00 


. Geb, «a 18,00 


Die Lehre von den Foahanderähgen 


£ ‚(Durchbiegungen, Winkeläaderungen, Verschie- 
“bungen) für vollwandige und NE ee 

r tionen. . Geb. ; 18,00 
5 Band IV: Birehaabe der "statiäch u immten 


Konstruktionen (elementar entwickelt auf Grund 
der Lehre von den Formänderungen. Teil I brosch. 


Graf, Technische Berechn rungen für die Praxis des Maschinen- 
und Bautechnikers 


PROSPEKTE . KOSTENLOS 


" . 6,00 


SE u A 


Technische Bücher 


Boerner, Statische Tabellen . . ! . . 


Dubbel, Taschenbuch für den Maschinsabäu, 
“r Taschenbuch für den Fabrikbetrieb.. 


Gregor, Der praktische Eisenhochbau. 
‚Band I: -Mathematik, Bauvorschriften usw. . „ M. 
„ 1: Kranlaufbahnen 
Haeder, Konsiruieren und Rechnen, Fe I. 8 Vergriffen 
u 


” 


Hülle, Werkzeugmaschinen . '. Se rt 
Hütte, Des Ingenieurs Taschenbuch, Band a 5 
I 


” 


” * 


” 


Postscheckkonto: 26300 Berlin 


1 Einbruch 
i 50 Pi. 





Keine Desesniäge für Versicherung in Nebenräumen bis zu 10°/, der Grant. Ve —. 
Kostenfreie Versicherung von Bargeld bis zum Betrage von M. 300.—. — Entgegenkommendste Schadens- 
regelung. — Vermittlung von Gebäude-, Umzugs- und Reisegepäckversicherungen zu niedrigsten Sätzen. 


Näheres und Antragsformulare durch die Vertrauenspersonen oder den Vorstand der Kasse. 


Industriebeamten- Verlag G. m. b. H. 
WERFTSTRASSE 7 


Posischeckkonto 
Berlin 15560 
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= Taschenbuch für "Betriebsi Ingenieure. „Anne N 


Jaschke, Die Blechabwicklungen 
Joly, "Technisches Auskunftsbuch ; BEN 
Die Feitigkeitslehre Se » 


Lauenstein-Ahrens, 


. . B . . . “ * ” 


D . . » 


. m. »Bastine, Die Eisenkonstruktion des Hochhaues "2Bde. r 
Padler, Grundlagen für den praktischen Eisenbetonbau , . % 


Schuchardt & Schütte, 


Technisches Hilfsbuch °. . » 


Siemens, Handbuch für elektrische Installationen f. Licht u. Kraft . 
Strecker, Hilfsbuch für d. e ‚Elgutiptetknik an re er 





R 10,00 ; 









26,00 
20.00 







14,00 






12,30 
13,20 ° 
13,20 
19,50. 
2,50. 
10,00 
6,50 
13,00 
7.20. 
6,50 
4,00 ° 
12,50 . 
























Zeitschrift des Bundes der technischen Angestellten und Beamten. 


Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis” — 


„Sozialwirtschaftliche Rundschau“ — „Bildung und Unterricht” 










Erscheint wöchentlich Arte te — Post-Bezugspreis vierteljährlich 1.20 R.M. 
— Postscheckkonto: Berlin Nr. 52 100. — Herausgegeben vom Bund der 
technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstraße 7. 
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Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlinn — Fernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin $ 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40. 


Berlin, den 21. August 1925 








Der Butab auf der Verkehrsausstellung 
in München‘) 


Linker Pfeiler: 


Die Arbeit des Tech- 
nikers an der Ver- 
vollkommnung un- 
serer Wohn- und Ar- 
beitsstätten, der Ma- 
schinen und Werk- 
zouge, der Verkehrs- 
mittel, kurz der ge- 
samten materiellen 
Kultur, könnte be- 
deutend  ergiebiger 
werden, wenn die 
freie Entfaltung sei- 
ner Persönlichkeit 


DH" 


ay% 
a \ 


\ 
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Rechter Pfeiler: 


Die Mitte! zur Er- 
reichung der Bundes- 
zwecke sind: Solida- 
rische Selbsthilfe ua- 
ter Anwendung aller 
gewerkschaftl. Mittel. 


Schutz und Stärkung 
des einzelnen durch 
Ste!lenlosen-, Solida- 
ritäts- und Gemaßre- 
geiten- Unterstützung, 
Rechts- und Patentrat, 

















Rechtsschutz, Aus- 











nicht durch unzu- 











längliche Entlohnung 
und unwürdige Ar- 
beitsbedingungen be- 
einträchtigt und durch SEE MRRNRRNEAEM 
ungenügenden Erfin- | Lass IE ihäaacın 
derschutz  gelähmt 
würde. 
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der Beruisausbildung 
Aufklärung durchVor- 























N s Bl 
DerBseseitigung dieser uf ’ AHANNIII] huntiun isst 
Hemmnisse gilt: der 1 pp nal | Hunt 
Kampf der 60000 im | “UL ESBAER | Diate 
Bund der technischen |..! 7 ) Inldın 5 kann 
Angestellten und Be- ) hl PHReTFAIH HH 
amten vereinigten Be- MR: DH AHNN kunden, 
rufskollegen. ; A Il nung 
Nur wenn alle tech- | f Eh j! Ban ort 
LITE 


Ewa ns BREANN i] träge, Deutsche Tech- 








nischen Angestellten }- I; wi Ayterı aapni.stım 

und Beamten sich ihm 
anschließen, kann sein 
Kampferfolgreich sein. 


Bund der techni- 
schen Angestellten 
und Beamten 
Berlin NW 40, 
Werftstraße 7, 


Die aus Sperrholzplatten gefertigte, in Rot, Stahlblau und Silber 
lackierte Tafel ist 6 m lang, 4,20 m.hoch und hat 1,85 m größte Stand- 
breite. Sie macht mit dem plakattechnisch hervorragenden Standbild 
und ihren 17 Einzeldarstellungen aus dem Reiche der Technik einen 
wuchtigen, den Vorübergehenden zur Betrachtung zwingenden Eindruck. 
Weithin leuchtet, umrahmt vom- Grün der Bäume, unser im Silberton 
gehaltenes Bundesabzeichen: Die Faust mit Schlegel unter 
dem Zirkel — die symbolische Verbindung des technischen Gedankens 
mit der schaffenden Hand —, und unser Signum „Butab“ dem Auge des 
Beschauers entgegen. 


Oben „Butab“ unten „Butab“, so wird der bei Freund und Feind 
geachtete abgekürzte Name unseres Bundes in Auge und Hirn gehäm- 
mert. Die im Mittelfelde sich perspektivisch, scheinbar in die Unendlich- 
keit verlierenden und oben im schmalen Fries wiederkehrenden Kon- 
strukteure am Reißbrett kennzeichnen die im Großbetrieb und in der 
Masse untergehende Einzelpersönlichkeit des Technikers und die infolge 
der Arbeitsteilung und Spezialisierung immer weiter fortschreitende Me- 
chanisierung seiner Arbeit. 


In den Umrahmungsfeldern finden sich, künstlerisch dargestellt, jedes 
Bild für sich sprechend, charakteristische Merkmale der verschiedenen 
technischen Arbeitsgebiete. Links unten beginnt der Kreislauf der Technik 
mit Seilturm und Hochbauten, einer Kohle, Erz oder Kali fördernden 
Orubenanlage. Darüber sehen "wir die Bessemer-Birne, Hochoien und 


*) Hierzu der folgende Artikel: „Durch die Technik zur 
Freiheit.“ z 
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Recht u. Rechtspraxis, 
Bildung u. Unterricht, 
Ekkehard für Studie- 
rende Krankenkasse, 
Sparbank, Erholungs- 
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Walzwerk, Kennzeichen der Schwerindustrie.. Dann folgen eine kompli- 
zierte Rotationsmaschine, die eiserne Hebamme der Gedanken, ein Trak- 
tor mit landwirtschaftichen Maschinen zur tiefschürfenden Lockerung 
auch des schwersten Bodens, als wertvolle Endergebnisse unserer iu. 
dustriellen Produktion. 


Radfahrer, elektrische Straßenbahn und Kraftwagen, daneben eine 
Gegenüberstellung der bescheidenen Lokomotive aus der Jugendzeit der 
Eisenbahn und einer der neuesten Schnellzugsmaschinentypen, die im 
Original auf der Ausstellung zu sehen sind, zeigen die gewaltige Ent- 
wicklung der heutigen Verkehrsmittel, die anschließend glücklich ergänzt 
werden durch ein höchste Bergesgipfel überwindendes Flugzeug und 
die ihre vorläufige Vollendung finden in der Begegnung des Z. R. II 
mit einem modernen Ozeanriesen auf offener See. 

Der Arbeit des Bautechnikers und Eisenkonstrukteurs sind die 
nächsten beiden Felder gewidmet. Heimstätten und Siedelungsbauten, 
Kirchturm und Wolkenkratzer sowie ein gewaltig hochgespannter Brücken- 
bogen lassen die Ergebnisse ihres Schaffens in Erscheinung treten. In 
das Reich der Astronomie, wie in die Werkstätte des Optikers führt ein 
weiteres Bild. Ihm folgen die technischen Mittel neuzeitlichen Gedanken- 
austausches, Funkenstation und Fernsprechzentrale sowie die Darstellung 
der augenblendenden großstädtischen Lichtreklame und Beletchtungs- 
technik. Der stille Forscher im chemischen Laboratorium beschließt ‚die 
Reihe des Hohenliedes der Technik. Er sucht und prüft und hat vielleicht 
schon, während wir uns der zeitlichen Errungenschaften freuen, neue 
Lösungen und Substanzen gefunden, die berufen sind, wieder weiter vor- 
wärtsschreitend und umwälzend zu wirken, 
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Durch die Technik zur Freiheit! 


Wir haben es oft gesagt. Nur die Durchdringung unserer 
Wirtschaft mit technischem Geist wird unser Volk vor weiterem 
Unheil bewahren und die Menschheit einer neuen, schöneren 
Zukunft entgegenführen können, 

Die Verseuchung des Wirtschaftslebens durch den brutalen, 
materiellen Egoismus, die Verödung unserer Kultur, die Ent- 
seelung und Entgeistigung der menschlichen Arbeit sind nicht 
Folgen der technischen Entwicklung, sondern Folgen des Miß- 
brauches der Technik. Solange Jurist und Kauimann unsere 
Welt regieren, kann es nicht besser werden. Mit Recht be- 
zeichnet Staatspräsident Hellpach*) es als eine pa radoxe 
Entwicklung, wenn „die oberste Leitung großgewerblicher Be- 
triebe immer mehr in die Hand von Kaufleuten gelegt würde, 
zu denen die technischen Schöpfer und Lenker der Erzeugung, 
ins Verhältnis“ (nur) „eines Stabes von Ingenieuren! 
traten.‘ „Der Kaufmann reinen Wassers ist“, wie Hellpach! 
weiter sagt, „kein Erzeuger“, (Dasselbe gilt natürlich auch 
den Juristen. Der Verf.) Die ganze Menschheit leidet darunter, 
daß die Entwicklung, „die Produktionsherrschaft den Trägern 
des inneren Produktionsinhaltes, den Trägern der tech- 
nischen Leistung entzogen und die Nutzkalkulation zur 
Beherrscherin der Erzeugung gemacht hat.“ 

Alle einsichtigen Kulturpolitiker sind sich heute darüber 
klar, daß wir die privategoistische Scheinkultur unserer Zeit 
nur überwinden können, wenn der Geist der Technik die 
Führerschaft an sich reißt, wenn der Techniker die Kraft auf. 
bringt, sich als Schöpfer und Lenker der Erzeugung nicht nur 
im technisch-mechanistischen Betriebe, in der Werkstait, son- 
dern auch dort, wo die technische Produktion ausgewertet wird, 
im Wirtschaftsleben, bei der Güterverteilung zum beherrschen- 
den Führer emporzuringen. 

Es gibt nur einen weg, auf dem der Techniker sich durch- 
setzen kann, das ist der, Weg der gewerkschaftlichen 
Macht. So ist die Zukunft der Technik und der Wirtschaft 
unlöslich verknüpft mit dem Schicksal der Technikergewerk- 
schaft. Hinter den aktueller gewerkschaftlichen Tagesforde- 
rungen, hinter den Forderungen des Technikers auf freie Ent- 
faltungsmöglichkeit seiner Persönlichkeit, hinter seiner Forde- 
rung auf Freiheit im Leben und im Schaffen steht der Wille 
des Technikers zum Siege über den nur händlerischen, wirt- 
schaftsegoistischen und bürokratischen Geist unserer heutigen 
Wirtschaftsführung. Hinter der Vertretung der eigenen Be- 
rufsinteressen durch die Gewerkschaft steht der schöpferische 
Drang des Technikers, die Gesamtwirtschaft planmäßig mit tech- 
nischem Geist zu durchdringen und sie von der jetzt allein herr- 
schenden, wirtschaftsegoistischen Herrschaft zu befreien. 

Unsere Gewerkschaft ist der Boden, auf dem der Tech- 
niker sich zum Endkampf mit dem wirtschaftsegoistischen 
Kapitalismus rüstet. Sie wird so zum Bundesgenossen aller 
besseren Kräfte im Volke in ihrem Kampfe um eine höhere 
Wirtschaftsform und damit um eine höhere Kultur. Wir sind 
noch weit entfernt davon, daß diese Erkenitnis Gemeingut der 
breiten Massen wird. Alle Welt müßte es wissen, daß der Frei- 
heitskampf des Technikers ein Kampf um die Befreiung der 
Technik selbst ist, ein Kampf, der die schöpferischen Kräfte 
des produktiv arbeitenden Menschen von den Fesseln eines 
öden Wirtschaftsegoismus freimachen soll. Deshalb müssen 
wir Techniker viel mehr in die Oeffentlichkeit gehen, als es 
bisher geschehen ist. Das Wahrzeichen unseres Bundes muß 
als Kampfzeichen der deutschen Techniker- 
schaft dem Volke überall weit sichtbar entgegenleuchten. 
Hiermit haben wir auf der Münchener Verkehrsaus- 
stellung den Anfang gemacht. Wenn wir heute unseren, 
Mitkämpfern und Freunden im Reiche das Denkmal unseres 
Bundes, wie es inmitten der Großschöpfungen der Technik das 
Auge der Tausende von Ausstellungsbesuchern auf sich zieht, 
in einem Abbilde zeigen, so muß jeder Techniker sich ver- 
pflichtet fühlen, den Urgedanken der Technik, der 
Menschheit die materielle Freiheit zu bringen, und den Grund- 
gedanken unsererGewerkschaftt, mit der Befreiung 
der Technikerschaft auch der Technik und damit höher 
gearteten Wirtschaftskräften die Bahn freizumachen, in die 
Breite des Volkes hinauszutragen. 

So wuchtig wie unser Wahrzeichen sich in 
dem Boden erhebt, ebenso kraitvoll muß 
zur schöpferischen Gestaltung eines wahrhaft 
alters auferstehen. 


München aus 
in uns der Wille 
technischen Zeit- 
J. Gröttrup. 





*) In dem Buche „Gruppenfabrikation“ von R. Lang u. H. Hellpach, 
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Der neue Entwurf eines Arbeitsgerichts- 
geseizes (Schluß) 


Die schwersten Bedenken sind gegen den geplanten Aufbau 
der Arbeitsgerichtsbehörden zu erheben. Die Arbeitsge- 
richte werden zwar als selbständige Gerichte für den Bezirk 
eines Amtsgerichts errichtet. Da aber die Errichtung durch! 
die Landesjustizverwaltung erfolgt und. die Vorsitzenden und 
stellvertretende Vorsitzenden regelmäßig ordentliche Richter 
zu sein haben, so bedeutet dies in den.Bezirken mit geringerer 
Bevölkerungsdichtigkeit natürlich nichts anderes, als daß eben 
der Amtsrichter zugleich Arbeitsrichter ist, während in 
den Industriegebieten und Großstädten die Gefahr außer- 
ordentlich groß ist, daß die heute einheitlich zusammengefaßten 
Gewerbe- und Kaufmannsgerichte nach Amtsgerichtsbezirken 
aufgeteilt und damit ihres einheitlichen Charakters ver- 
lustig werden. Das für die Errichtung, Verwaltung, die Dienst- 
aufsicht, Bestellung der Richter usw. 
nehmen mit der obersten Landesbehörde für die soziale Ver- 
waltung ist praktisch ganz bestimmt wert!os, ebenso auch die 
Bestimmung, daß nur Personen, die auf arbeitsrechtlichent 
und sozialem Gebiete Kenntnisse und Erfahrungen besitzen, zü 
Arbeitsrichtern bestellt werden sollen. Die Landesjustizbehörde 
besitzt ja weder die erforderliche Personenkenntn:s noch 
überhaupt die genügende Auswahl unter den in Frage kom- 
menden ordentlichen Richtern, um diese Bestimmung durch- 
führen zu können. Irgendeine Mitwirku n% — und sei es 
auch nur in der Form eines Einspruchrechts — gegen- 
über der Berufung von Richtern seitens der Beteiligten ist 
selbstverständlich nicht vorgesehen. Die Arbeitsrichter sollen 
für mindestens ein, höchstens neun Jahre besteilt werden und 
können nach. mindestens dreijähriger Amtsdauer auf Lehenszeit 
zu hauptamtlichen Vorsitzenden gemacht werden. Auch die 
Beisitzer sollen nicht etwa, wie die Gewerbe- und Kauf- 
mannsgerichtsbeisitzer, gewählt, sondern von der höheren 
Verwaltungsbehörde des Landes auf die Dauer von drei jahren 
berufen werden. Die Berufungsbehörde soll die Beisitzer 
„in angemessenem Verhältnis“ aus den Vorschlagslisten der 
wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer entnehmen. Für Arbeiter und Angestellte sind grund- 
sätzlich getrennte Vorschläge einzuholen, wie auch getrennte 
Kammern für Arbeiter und Angestellte vorgesehen sind, ebenso 
wie die Bildung von Fachkammern für bestimmte Gewerbe, 
Berufe und Gruppen. Die Beisitzer. in den Kammern werden 


auf drei Jahre berufen und müssen mindestens 24 Jahre alt 
und mindestens ein Jahr im Bezirke des Arbeitsgerichts 


tätig sein. 

Geradezu zu einer Farce sind in dem Entwurf die vor- 
geschenen Beisitzerausschüsse gemacht worden. Die- 
sen ist ängstlich jedes wirkliche Recht vorenthalten worden. 
Sie dürfen nur unter Leitung des richterlichen Vorsitzenden 
tagen und sind darauf beschränkt, Wünsche über die Bildung, 
von Fachkammern, die Geschäftsverteilung und die Besetzung 
der Kammern zu äußern. Alle Rechte einschließlich der Ver 
teilung der Beisitzer sind auf den Vorsitzenden gehäuft. 


In der zweiten Instanz, bei den Landesarbeitsge- 
richten, ist von einer selbständigen Gerichtsbarkeit kaum 
noch die Rede. Sie werden bei den Landgerichten errichtet 
und unterstehen ebenfalls der Landesjustizverwaltung im Ein- 
vernehmen mit der obersten Landesbehörde für die Sozial 
verwaltung. Die Vorsitzenden werden aus dem Direktoren 
und den ständigen Mitgliedern der Landgerichte oder den 
Oberlandesgerichtsräten entnommen. Die Beisitzer müssen das 
30. Lebensjahr vollendet haben und mindestens drei Jahre 
Beisitzer einer Arbeitsgerichtsbehörde gewesen sein, 


Das Reichsarbeitsgericht schließlich wird beim 
Reichsgericht errichtet, es besteht aus einem Senatspräsidenten 
als Vorsitzenden, zwei Reichsgerichtsräten als richterlichen, 
Beisitzern und je einem Vertreter der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer als Beisitzer. Die Beisitzer werden vom Reichs« 
arbeitsminister im Einvernehmen mit dem Reichsjustizminister 
auf die Dauer von drei Jahren aus Vorschlagslisten der 
Spitzenverbände berufen. Sie müssen das 35. Lebensjahr voll- 
endet haben. 

Das ganze komplizierte System der Berufung von Beis 
sitzern könnte sehr wohl nach dem Vorbilde der Sozial« 
versicherung durch Urwahlen der Beisitzer zu den Arbeits- 
gerichten, die ihrerseits zu Wahlkörpern für die beiden oberen 
Instanzen zusammengefaßt würden; ersetzt werden. 
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Ueber das Verfahren vor den Arbeitsgerichtsbehörden 
bringt der Entwurf nichts wesentlich Neues. Er unterscheidet 
das Urteilsverfahren des ersten Rechtszuges und das 
Beschlußverfahren, letzteres über die. Streitfragen aus 
‚dem Betriebsrätegesetz mit Ausnahme der Entlassungsstreitig- 
keiten nach $$ 86 und 87. Gegen die Urteile ist die Berufung: 
vorgesehen, wenn der Wert des Streitgegenstandes 300 Reichs- 
"mark übersteigt. Daneben ist die Berufung in besonderen 
Fällen vorgesehen, wenn das Arbeitsgericht diese wegen der 
" orundsätzlichen Bedeutung des Rechtsstreites zugelassen hat. 
© Man wird sich mit dieser Bestimmung, wenn sie auch in 
"Einzelfällen zu einer Verzögerung der Entscheidung führen 
"kann, im Interesse einer einheitlichen Rechtsbildung einver- 
standen erklären können. 

E Eine Reihe von Bestimmungen soll Verschleppungsver- 
suchen entgegenwirken, so die Vorschrift, daß die Berufungs- 
frist zwei Wochen beträgt und daß Verfahrensmängel eine 
b Zurückverweisung nicht zulässig machen. Ebenso können neue 
"Tatsachen im Berufungsverfahren nur vorgebracht werden, 
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Ben: sie nicht bereits im ersten Verfahren geltend gemacht 





















werden konnten. 
7 Gegen die Urteile des Landesarbeitsgerichts im Berufungs- 
verfahren ist, außer in den Fällen der $$ 86 und 87 B.R.G. und 
"den übrigen Entscheidungen aus dem Betriebsrätegesetz, das 
" Revisionsverfahren vorgesehen. Die Revisionsgrenze ist die 
des $ 546 der Zivilprozeßordnung (zur Zeit 5000 Reichs- 
“ mark). Daneben ist ebenso wie beim Arbeitsgericht auch beim 
" Landesarbeitsgericht die Revision wegen grundsätzlicher Be- 
- deutung des Rechtsstreites zugelassen. Auch die Bestimmungen 
" über die Revision streben eine möglichst rasche Durchführung 
des Verfahrens an, indem auch hier die Einlegungsfrist auf 
zwei Wochen beschränkt ist und im übrigen die Verfahrens- 
- vorschriften denen für die Berufung angeglichen sind. .Neu 
"ist die aus der Zivilprozeßordnung übernommene sogenannte 
" Sprungrevision unter Umgehung des Berufungsverfah- 
 rens, die allerdings nur zulässig ist, wenn der Wert des Streit- 
© gegenstandes die Revisionsgrenze übersteigt und der Gegner 
“ einwilligt oder der Reichsarbeitsminister die sofortige Ent- 
> scheidung durch das Reichsarbeitsgericht für notwendig erklärt. 


Gegen das Beschlußverfahren der ersten Instanz findet 
die Rechtsbeschwerde beim Landesarbeitsgericht statt. Bei 
Unternehmungen und Verwaltungen, die über den Bezirk eines 
Landes hinaus sich erstrecken oder hinsichtlich der dienst- 
lichen Verhältnisse der Arbeitnehmer der Reichsaufsicht unter- 
stehen, ist das Reichsarbeitsgericht zuständig. 
I Besonders ausführlich geht der Entwurf auf Vereinbarungen 
über den Ausschluß der Arbeitsgerichtsbar- 
keit ein. Dies ist an sich zu begrüßen, da es dadurch ja die 
Interessenten auf beiden Seiten ermöglicht bekommen, außer- 
" halb des starren Formalismus der vorgesehenen Arbeitsge- 
> richtsorganisation, freie, selbst geschaffene Gerichte ins Leben 
treten zu lassen. Inwieweit freilich die Unternehmer bereit 
sein werden, diesen Weg zu beschreiten, der unter Umständen 
mit erheblichen Mehrkosten verknüpft ist, sei dahingestellt. 
" So begrüßenswert aber diese Ermöglichung freier schieds- 
- richterlicher Entscheidungen von Arbeitsstreitigkeiten ist, so- 
weit es sich um Vereinbarung von Organisation zi 
Organisation handelt, so gefährlich ist die vom Entwurf 
vorgesehene Möglichkeit des Ausschlusses der Arbeitsgerichts- 
"barkeit für alle nur denkbaren, also auch alle Einzel- 
fälle. Eine solche allgemeine Ermächtigung würde dem 
- Unternehmer gestatten, auf seine einzelnen Arbeitnehmer einen 
Druck in der Richtung auf Ausschluß der Gerichtsbarkeit 
auszuüben, der zu geradezu verhängnisvollen Wirkungen führen 
- könnte. Zwar ist vorgeschrieben, daß das Schiedsgericht gleich- 
- zählig aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern zusammengesetzt 
sein muß. Da aber die Bestellung der Beisitzer wiederum 
"Sache der Parteien ist, könnte ein Unternehmer mit Leichtig- 
keit ein Schiedsgericht „vereinbaren“, in dem auf Arbeit- 
‚nehmerseite ihm gefügige Kreaturen sitzen, die jeden Streitfall 
im Sinne des Unternehmers entscheiden. Neben eigentlichen 
- Schiedsgerichtsverträgen sind auch Schiedsverträge und Schieds- 
- gutachtenverträge vorgesehen, die also ohne das Arbeitsgericht 
endgültig auszuschalten, doch Teile seiner Tätigkeit verein- 
‚barten Schiedsstellen übertragen. 
Wie dies bei allen neueren Gesetzentwürfen wiederkehrt, 
sollen die Ausführungsbestimmungen, die der Reichsarbeits- 
_ minister und der Reichsjustizminister gemeinsam erlassen sollen, 
. der ee des Reichstages entzogen und nur an 
‘die. des Reichsrates gebunden sein, 
Der Arbeitsgerichtsgesetzentwurf soll in der Herbsttagung 
des Reichstages verabschiedet werden. Bei der gegenwärtigen 
Zusammensetzung des Reichstages ist zu befürchten, daß die 
 reaktionären kapitalistischen und bürokratischen Tendenzen, 
‚deren Geist auch dieser Entwurf atmet, trotz aller Mah- 
nungen und Warnungen zur Durchsetzung kommen. Dies 
aber würde das Arbeitsrecht, daß in der Vergangenheit durch 
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die Rechtsprechung der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte dau- 
ernd befruchtet und weiterentwickelt wurde, aufs schwerste 
beeinträchtigen und der Vereinheitlichung aller mit dem Ar- 
beitsverhältnis in Verbindung stehenden Rechtsbeziehungen die 


größten Hindernisse in den Weg legen. Die Ausbildung des 


Arbeitsrechts ist die wichtigste Rechtsfrage der modernen 
Staaten überhaupt, seine Gestaltung zeigt aufs deutlichste 
an, ob die Interessen der arbeitenden Menschen oder die des 
toten Kapitals maßgebend sind. Die Gerichtsbarkeit ist aber 
der Ort, in dem dieses Recht zur Durchsetzung gelangt, denn 
erst der Geist, in dem ein Recht gehandhabt wird, zeigt an, 
ob dieses lebendige Wirklichkeit oder toter Buchstabe ist, 
Nicht ein formaler Wunsch, sondern die Erkenntnis des inneren 
unlösbaren Zusammenhanges ist bestimmend beim Eintreten 
der freien Gewerkschaften für das einheitliche Arbeitsrecht 
und die selbständige Arbeitsgerichtsbarkeit als Glied einer 
einheitlichen Arbeitsbehörde, Mögen die Millionen freigewerk- 
schaftlich Denkender erkennen, daß auch in der Gestaltung 
der Arbeitsgerichtsbarkeit ein Stück sozialen Geschehens, so- 
zialer Kämpfe, Siege und Niederlagen seinen Niederschlag 
findet. weRritz, Plirtmwann 


Der „Verband Deutscher Techniker“ im 


Fahrwasser der Rechtsradikalen 


Wir nehmen als größte deutsche Techniker-Organisation 
für uns in Anspruch, Wortführer der deutschen Techniker- 
schaft zu sein. Jeder, der eine technische Ausbildung ge- 
nossen hat, der in seiner Arbeit gewohnt ist, die wirklich vor- 
handenen Dinge zu erfassen und darauf seine Pläne aufzu- 
bauen, wird nicht so leicht auf irgendwelche außerhalb der 
Wirklichkeit liegende Phantasien und Phrasen hereinfallen. 
Das ist nach unserer Ueberzeugung der Grund dafür, daß die 
organisierte deutsche Technikerschaft in ihrer übergroßen Mehr- 
heit erkannt hat, daß zwischen Unternehmertum und Arbeit+ 
nehmerschaft ein unüberbrückbarer Gegensatz besteht, und 
es „Volksgemeinschaft‘“ mit dem Unternehmertum unmög- 
ich ist. 

Es gibt zweifellos in den „christlich-nationalen“ Gewerk- 
schaften Menschen, die ehrlich glauben, daß das Unternehmer 
tum durch Appell an das soziale Gewissen von seiner bis- 
herigen privategoistischen Einstellung zur Gemeinschaftsge- 
sinnung gebracht werden könnte. Wir können diesen Glauben 
nicht teilen, weil sich bisher das Portemonnaie-Interesse noch 
immer rücksichtslos über moralische Bedenken und über die 
Interessen der Allgemeinheit hinweggesetzt hat. Dieser grund- 
sätzliche Unterschied der Auffassungen auf wirtschafts- 
politischem Gebiet hindert uns nicht, festzustellen, daß 
in anderen großen Fragen des deutschen Volkes in den Kreisen 
um die freien wnd christlichen Gewerkschaften eine weit- 
gehende Uebereinstimmung besteht. So hat die große Mehr- 
heit des deutschen Volkes erkannt, daß Deutschland nur auf 
dem Wege der Völkerverständigung seine Stellung 


Der letzte Termin 
für die 
ehemaligen Bundesmitglieder, 


bis zu dem sie unserem Bund 
unter Anrechnung der früher erworbenen 
Anrechte 


wieder beitreten können, der 30. September 1925, rückt 
heran; Bundesmitglieder, sorgt dafür, daß es nach dem 


30. September 1925 


keine ehemaligen Mitglieder gibt, die sagen können, 
sie hätten nichts davon gewußt, daß der Bund beim 
Wiedereintritt vor dem 


30. September 1925 


die früher erworbenen Anrechte auf die Unterstützungs- 
einrichtung nach 6 Monaten neuer Mitgliedschaft zur 
Hälfte, nach zwei Jahren in voller Höhe zugesichert hat. 
Versucht, die untreu gewordenen Berufskollegen vor dem 


30. September 1925 


wieder für unseren Bund zu gewinnen! 
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3 Ä ami wiedererlangen kann. Diese Er- um Ausländer zu bezahlen, die ihr ‚möglichstes tun, sich verha % 
innerhalb der Völkerfam lie Taoe > die Zentrums- machen, indem sie Teile des Landes mit Gewalt besetzen, biedert sich der 
kenntnis hat vor einigen NT. : f Butab unseren haß- und racherfüllten Feinden an und quittiert die \ 
fraktion des Reichstages und der Reichsparteivorstand in \ ı c & 


i ar: ä ER ; si ek deutsche Freiheitsbewegung mit Hohn und Verachtung. £ 3 2 

einer Kundgebung an die Parteiangehörigen noch einma deuts Wir stellen es alien Angestellten anheim, ob sie sich die Bewil 

lich zum Ausdruck gebracht, in der sie sagen, daß sie sich „für schmutzung ihrer Ehre und. die Verunglimpfung des Vaterlandes durch 
g ® 8 g 


eine Außenpolitik verantwortlich“ fühlen, „die den internationalen Butab, die Organisation der Neger und Chinesen, 
von einem ehrlichen Verständi gungswillen ge- deren oberster Führer der Jude Siegfried Aufhäuser in Berlin ist, noch‘ 
tragen ist.“ Die freien Gewerkschaften sind von Anfang länger gefallen lassen, ob sie willens sind, indianischen Eiertanz noch 















5 » R FBRIRE ; weiter mitzumachen. 

\ A cerverständi nee : 1 : ; j 

en FH eine Völkerverständigung eingetreten. NE Has Auf die Aufforderung des Butab hin muß ein Massenaustritt aus 
Solange die Rechtsparteien in der Opposition s dessen Reihen erfolgen. Denn er“ weist vaterländisch Gesinnte dahin, 


den, haben sie eine wüste Hetze gegen die Verständigung wohin sie gehören, 


politik betrieben. Unter dem Zeichen der Bekämpfung des Kollegen, laßt Euch dies nicht zweimal sagen. Gebt die richtige 
Verständigungswillens sind sie in den Wahlkampf gezogen, Antwort auf die Berliner Ohrleige, | | iR 
Nachdem sie aber als Stützen der Regierung Luther-Strese- Zögert nicht, zeigt Euch der Väter und unserer Helden wert, schließt 
mann für die Politik des Reiches mit verantwortlich sind, ist Euch ee Organisation an, ia der aur Deutsche Platz ‚finden, - 
es ihnen gar nicht eingefallen, etwa der Außenpolitik eine Angesichts dieses nach jeder Richtung, stilistisch und in- 


andere Wendung zu geben, sondern auch ‘die ‚Regierung‘ haltlich, undeutschen literarischen Erzeugnisses wird der ge- 
Luther konnte nicht anders, als in aller Oefientlichkeit be- bildete Techniker mit uns einig sein, wenn wir dasselbe 
tonen, daß sie die Politik der früheren Reichsregierungen als roh, engstirnig und geistesarm kennzeichnen, 
Wirth und Marx fortzusetzen gedenken. Die V.D.T.-,Führer sollten sich nicht nur als. Deutsche, 

Selbst der Reichspräsident Hindenburg hat bei der sondern auch als Techniker schämen, etwas Derartiges in die 
Uebernahme der Reichspräsidentschaft in seiner Kundgebung Welt zw setzen. 


an das deutsche Volk den Weg der „ehrlichen, friedlichen . Der Deutschnationale Handlungsgehilfenverband wird we- 
Leistungen‘ als den einzie mörlichen bezeichnet nig stolz auf sein Flaschenkind sein können, nicht etwa, weil 
inzig g 7 


Es gibt heute nur noch eine Partei, die versucht, ihren. €r ihm seine völkische Einstellung verargen ‚wird, sondern 
Anhängern weiszumachen, daß es einen anderen Weg als den vn Ne a a 
der Verständigungspolitik gebe, und die alle anderen, die En : Hays er er se Pannen ee 
diesen Weg nicht gehen, des „Vaterlandverrates“ beschuldigen: at, seitdem wir eine Regierung ‚haben, T gr 
das ist die Partei der Nationalsozialisten“ oder lerm, Er macht nicht mehr ganz SO töricht in Völkerhaßl,. 

EN! ; Na ae ER Be as BE Pair 
der „Völkischen Freiheitspartei“. Zu ihr rechnet sich jetzt Wir konnten bereits in Nr. 27 der „D.T.Z.“ mitteilen, daß 
auch der Verband Deutscher Techniker. Seine man. Sein völkisches Bewußtsein ihn nicht mehr hindert, sich in 
gelhaften Erfolge auf gewerkschaftlichem Gebiete haben ihn en ee et en ei. 
anscheinend ganz aus dem Häuschen gebracht. x & nr Rt : 

Da andere Waffen nicht ausreichten gegen den Butab Werkschaften“ mit Franzosen, en N 

2 c u 4 4 ı 4 = I b . 
anzukommen, hat er sich jetzt ganz die völkischen Kampf- USW. daß Sn, ae ee BIENE ER 
methoden zu eigen gemacht. Die Tatsache, daß wir als ernst Elder D’H v) en Wettstreit A Völker er 
zu nehmende Gewerkschaft nicht darauf verzichten können, eischnee der ar Wohlfahrt 2 Ve erhöhen zes 
auch diejenigen in Deutschland beschäftigten Berufskollegen Also dern 4 Veh Sen Hindenburg Luther 
zu Organisieren, die nichtdeutscher Nationalität sind, hat es Erd deu Rechte Eee iert ‚werden, rechtzeitix erkannt 
ihm angetan. Unser Hinweis in der „Deutschen Techniker- GEB tes sicht SR 3 it Valk baß are: IS rs 
Zeitung“ Nr. 14 vom 3. April d. Js, daß ja auch die Unter- ri „es nn angängig x MH: er w nn igen, an an 

oO s ray $ =“) = . .. . N Y f) I 'Q pP jr Pi 

nehmer in ihren geschäftlichen Dingen keine Rücksicht auf ee sen ea dere DT 
Anschauungs- und Gefühlsmomente nehmen, die ihren Ursprung ch noch ie Ten VSikechzß Geschäfte nachher ae Löcher 
in Rassen-, Religions- oder Nationalitätenfragen haben, daß Er laubt 2, diese Atatkonemsliet “ vıcheicht aa gest 
so die deutschen Arbeitgeber nicht die geringsten Bedenken ER HH verrichten Ba können Was dasen abe 
haben, ausländische Arbeitnehmer zu beschäftigen, daß über- RE Pe e 2 ae i = 
haupt die Kapitalisten unbedenklich ihre Geschäfte mit den EINE Leder ee en a: 
„feindlichen Ausländern“ machen und nur ihr wirtschaft- Arbeitnehmer für dieiNaR en errzuf Fe 
liches Geschäitsinteresse ausschlaggebend sein lassen —: Deneimer Ihr die Nationalsozialisten einzufangen, und wenn 
diese einfachen nüchternen Tatsachen haben den V. D. T. nicht = geh a der a Be 
davon abbringen können, die Verleumdung, unser Bund sei VOlsschen tert AALEN BUTER EEE 
antinational, weiterzuverbreiten. Der V.D.T. will eben keine 5 5 x 1: 7 r% 

e . e; S £ s VEeWEe > 1 r } f i 
ernste Gewerkschaft sein, denn sonst müßte es ihm einleuchten, Se ee en a a 
daß man einen Gewerkschaitskampf gegen den Arbeitgeber eher br % bel tenecht en ichtefe Gorätistisch 
nur dann erfolgreich führen kann, wenn alle Arbeitnehmer SChützend vor die bekannten rechtsgerichteten na a IDEEN 

b>) ’ 7 al: 7 ® 

desselben Berufes (also auch die Ausländer) dem Arbeitgeber Organisationen wie den Stahlhelm stelit, von dem wir ‚berichten 
solidarisch rerenüberstehen. > konnten, daß er Propaganda für die gelben, wirtschaftg- 
I <q $ Ä ‘ . - £! > . & e . Mi 

Trotz dieser rein sachlichen Begründung unseres Stand- a ee En 
punktes geht der V.D.T. weiter mit der Behauptung hausieren, I interässei Aen Unternehmern J Gröden 
der .Butab sei eine „Organisation der Neger‘ und, wie er neuer- : x P- 
dings sagt, — „der Chinesen“. Nicht weil wir den nachfolgem- 
den Wuterguß des V.D,T. ernst nehmen, sondern um unsere” 
Mitgliedern einmal das Gewerkschaftsleben von einer humor- 


L6CC—ÖQ6eeeeeeeeeeeeeuuuuuuLLLL nennen 
vollen Seite zu zeigen, geben wir einen Auszug wieder. Der aD Rundschau an 
Verband Deutscher Techniker verbreitet ein vervielfältigtes —mm———— 
Rundschreiben an technische Angestellte, in dem er gegen un- ı & ı tr 
sere Haltung gegenüber den Radikalnationalisten „polemisiert‘ Wirtschafts und Finanzpolitik 5 4 
und in dem es u, a. heißt: Der Arbeitsmarkt im Juni 1925. Die Zeichen für einen 


Det BET LE Stillstand der günstigen Entwicklung des Arbeitsmarktes haben 

De ee Vie ae See sich nach dem Bericht im ersten Augustheft des Reichsarbeitst 
gibt sie uns trotz der Rabulistik dieser Beenzen wertvolle nei blattes vermehrt. AN Juni .noch Landwirtschaft, Handwerk 
zeige. Wir bewerten diese Ausführungen, in denen sich die von ‚ge- und Baugewerbe aulnahmefähig für Arbeitskräfte Walen, ‚sarık 
wisser Seite mit Hingabe gepflögene Verzichtpolitik widerspieger, die Zahl der Arbeitsuchenden — in erster Linie der männlichen 
am besten mit dem Hinweise, daß die Enkel des Marquis de Sade sich  — noch etwas stärker als die der offenen Stellen und es ergab 
eben jetzt wieder anschicken, von dem ausgesogenen Deutschland dee sich eine unmittelbare Verschlechterung der Unterbringungs- 


Zertrümmerung wertvollsten Industriegutes zu fordern, nachdem sie uns _ möglichkeiten nur für weibliche Arbeitskräfte. Nach der Stich- 
bereits Milliardenwerte weggenommen haben und dieses gute 


schäft entsprechend dem Dawes-utachten Jahrzehnte Kr Ge-  tagzählung am 16. Juli setzte sich die Abnahmebewegung der 
denken > Jetloch : Anse rägschen chen Be Ger SE ofienen Stellen im Juli verschärft fort. Es WALEL. AIOE ZEBEH 
lediglich Versöhnungsgefühle auszulösen. | N al Stellen verfügbar (gegen 79054 am 16. Juni), ‚während 
g > z ze 

Die Eröffnungsieier des „Deutschen Museums“ beurteilte die Pariser die Zahl der Arbeitsuchenden zwar ebenfalls zurückging, aber 
Presse bekanntlich als großes Freß- und Saufgelage. wesentlich geringer, von 410466 auf 404 525. Die Zahl der 

„Zwanzig Millionen Deutsche zu viel,“ Dafür sollen (nach Butab) unterstützten Erwerbslosen ist bis zum 1. Juli noch gesunken, 
ER Ai selre und Techniker Be ag ‚gepflegt und mit _ dann aber bis zum 15. Juli zum erstenmal wieder gewachsen. 
en Segnungen der Organisationen gestärkt werden, olfentlich verläßt : E : : i : 
indessen der Deutsche den für ihn naftuchtbar gewordenen Heimatboden. . Arb BAtEn r chweisstatistik. Bei den Arbeitsnach- 

Heute, wo nicht einmal ein Lioyd George (nach seiner Rede Weisen verringerte sich die Zahl der Arbeitsgesuche um fast 
vom 17. ds.) es zu fassen vermap, daß die deutschen Arbeiter, (und 7 v.H.; zugleich ging die Meldung offener Stellen um fast 
Angestellten) auf Jahre hinaus bei. Hungerlöhnen schaffen werdet, nur 5 v. HB. zurück, im Gegensatz zu der im Vormonat noch 
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‚steigenden Nachfrage nach Arbeitskräften. Insgesamt standen 


1 Millionen Arbeitsgesuchen (1,18 Millionen im Vormonat) 
645.050 offene Stellen (675 736) gegenüber. Die Abnahme der 
offenen Stellen beträgt bei den Frauen etwas über 6 v. H., 
bei den Männern nicht ganz 4 v. H. - Die Zahl der weiblichen 
 'Arbeitsuchenden ging weniger stark als die offenen Stellen zu- 
- rück (nämlich um etwas über 5 v. H.), der männlichen Arbeit- 
suchenden dagegen um etwa 7 v.H. Die Andrangsziffer 
wurde dadurch für die Männer von 197 im Mai auf 190 im 
‘Juni verbessert, während sie sich für die Frauen von 131 auf 
132 erhöhte. Es ergab sich also bei ihnen eine geringe Ver- 
 schlechterung. Die Gesamtandrangsziffer verbessert sich von 
115 auf 171. 
Be: Arbeitslosenstatistik. Die Arbeitslosigkeit unter 
- den Mitgliedern der Arbeiterfachverbände zeigte noch einen 
— allerdings sehr schwachen — Rückgang, während die Kurz- 
 arbeitsstatistik ein Zunahme der Betriebszeitverkürzungen er- 
ab, welche über das Maß der bereits im Mai gestiegenen 
urzarbeit hinausging. Bei den vierzig Verbänden, deren 
Berichte für den 27. Juni vorlagen, waren von 3,69 Millionen 
- Mitgliedern 130249, d. h. 35 v. H. ohne Arbeit (gegen 
86 v.H. im Mai). Unter den 3,15 Millionen. Mitgliedern der 
| - 85 über Kurzarbeit berichtenden Verbände waren 163 461 oder 
/ 6,2 v. H. (im Mai 5,0 und im April 4,9 v. H.) nicht mehr voll 
| 
| 














- beschäftigt. 
Be 7 Statistik der-unterstützten Erwerbslosen. 
Die Erwerbslosenfürsorge zählte am 1. Juni 233463 Haupt- 
© unterstützungsempfänger, am 1. Juli 195005, dagegen am 
45. Juli wieder 198067 oder 1,6 v. H. mehr als am Monats- 
- anfang. : 

* 


f Die Besserung der Lage des Arbeitsmarktes der tech- 
nischen Angestellten hat nach unseren Beobachtungen 
ihren Höhepunkt im Monat Juli anscheinend überschritten. 
' Im Verlauf des Monats Juli trat wieder eine Verschlechterung 
ein. Die Zahl der Kündigungen „wegen der wirtschaftlichen 
- Verhältnisse“ nahm gegenüber dem Vormonat nicht ‘unerheb- 
Jich zu. Andererseits verringerte sich im letzten Monatsdrittel 
die Zahl der Stellenangebote, und zwar nicht nur in den von 
 Arbeitskämpfen der Bauarbeiter unmittelbar betroffenen Be- 
trieben, sondern auch in der Industrie, besonders in der elektro- 
technischen. Am ungünstigsten wird der Arbeitsmarkt zur 
Zeit durch die neue Krisis in dr Ruhrkohlenindu- 
strie beeinflußt, wo  Betriebseinschränkungen und -still- 
legungen wieder an der Tagesordnung sind. Massenkündi- 
gungen von technischen Grubenbeamten sind mehriach erfolgt 
sund weiter zu befürchten. — Verhältnismäßig am günstigsten 
sind die Aussichten für Hoch- und Tiefbautechniker 
bei Behörden. Für Stellungen dortselbst von kürzerer 
"Dauer mangelte es zum Teil an Bewerbern, was aber meist 
auf die zu geringe Bezahlung zurückzuführen war. 


— Neu eingetragen wurden in dem Stellennachweis unserer 
Hauptverwaltung im Monat Juli 301 Mitglieder (im Juni 196), 
"von diesen waren 138 (99) in gekündigter Stellung, 116 (78) be- 
reits stellenlos. Die übrigen sahen sich aus anderen ründen 
gezwungen, eine neue Stellung zu suchen. Das Durchschnitts- 
alter der in der Zeit vom 5. Juli bis 1. August in Stellung 
getretenen 80 Mitglieder betrug 32,7 Jahre. Bis 40 Jahre 
alt waren 82,5 Prozent, über 40 Jahre 17,5 Prozent. Die Bevor- 
zugung jüngerer Kräfte hält also nach wie vor an. 

Die Zahl der unterstützungsberechtigten 
Mitglieder hat zum erstenmal wieder zuge- 
nommen. Sie erhöhte sich von 233 Mitglieder am [l. Juli, 
auf 251 Mitglieder am 1. August. 2 

In den wichtigeren öffentlichen. Arbeitsnachweisen waren 
am Stichtage (16. Juli 1925) 5797 Techniker ‚als Arbeit- 
‚suchende eingetragen er 50 weibliche), an offenen Stellen 
wären für männliche 153, für weibliche 4 vorhanden. 



















































































Deutschland und die Weliteuerung. Die Reichsindex- 
ziffer fürdieLebenshaltungskostenstellt sich nach 
(der neuen Berechnung im Durchschnitt des Monats 
Juli auf143,3 gegenüber 138,3 im Juni, so daß eine Steige- 
rung um 3,6% eingetreten ist. Nach der alten Berechnungs- 
methode würde sich die Indexziffer für den Durchschnitt Juli 
auf 133,7 gegen 128,2 im Juni steilen, wonach also eine Steige- 
zung um 4,2% eingetreten wäre. In diesen Steigerungen kom- 
men erst die Preiserhöhungen sämtlicher Lebensmittel im Juli, 
aber noch nicht die in den letzten Wochen eingetretenen 
een Preissteigerungen sowie die Mietssteigerung zum Aus- 
druck. 

Wie die Teuerung seit dem Februar des Jahres, zu 
chem Zeitpunkt mit der neuen Berechnung begonnen wurde, 
n andauerndem Steigen begriffen ist, zeigt die folgende Ueber- 
sicht der Indexziffern seit Februar. 
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Teuerungsindex: Zunahme 
(1913 bis 1914 = 100) bzw. Abnalıme 
Februar 135,6 2 
März 136,0 +0,4 
April 136,7 -+- 0,7 
N Mai 135,5 — 12 
Juni 138,3 42,8 
Gesamterhöhung seit Februar +7,77 


Es zeigt sich, daß nur einmal im Mai eine geringfügige Sen- 
kung des Preisniveaus eintrat, während sonst eine ständige 
Steigerung zu beobachten ist, die in den beiden letzten Mo- 
naten immer deutlicher in die Erscheinung tritt und ohne 
Zweifel sich nach der Annahme der Zollgesetze und den An- 
kündigungen über die künftige Mietengestaltung auch weiterhin 
noch stärker bemerkbar machen dürite. 
Daß die Preissteigerung im Laufe dieses Jahres nicht eine 
allgemeine Welterscheinung ist, kommt in einer Zusammen- 
stellung der auf Goldbasis umgerechneten Groß- 
handelsindices, die das „Berl. Tageblatt‘ für eine Reihe 
von Ländern veröffentlicht, zum Ausdruck. Es zeigt sich in 
dieser Uebersicht, daß, während im Jahre 1924 in allen Läu- 
dern eine steigende Tendenz, in Deutschland dagegen eine 
fallende Tendenz herrschte, sich seit dem Dezember 1924 das 
Bild geändert hat. Wir stellen. nachstehend die Zahlen aus 
dem Dezember 1924 und dem Juni 1925 in verschiedenen Län- 
dern gegenüber. 
Deutschl. Engl. Holland Schweiz Frankr. Weltteuerung 

Dezember 1924 137,6 183.172:.161,6.#*17058 137,1 160,7 
Juni 1925 141,6 1696 152,9 162,9 129,5 154,4 

Trotzdem also in Deutschland die Preise im letzten Halb- 
jahr dauernd gestiegen sind, soll die Teuerung durch die er- 
wähnten Gesetzesmaßnahmen noch eine weitere Verschärfung 
erfahren. Die Arbeitnehmerschaft wird hieraus ihre Schluß- 
folgerungen ziehen müssen. 


Sozialpolitik 

- Die Ergebnisse der Volkszählung. Die vorläufigen Er- 
gebnisse der am 16. Juni stattgehabten Volkszählung, welche 
im ersten Juliheft der „Wirtschaft und Statistik‘ veröffentlicht 
und besprochen werden, geben lehrreiche Aufschlüsse über die 
Bevölkerungsbewegung. Allerdings werden diese Ergebnisse 
erst nach der endgültigen Bearbeitung der Volks-, Berufs- und 
Betriebszählung mit Rücksicht auf die Alters- und Beruds- 
gliederung, sichere Grundlagen gewinnen. Die Bevölkerungs- 
zahl des gegenwärtigen Reichsgebietes beträgt 631/, Mil- 
lionen. Vor Kriegsausbruch zählte das Reich 68 Millionen 
Einwohner, Die Zunahme der Bevölkerung in den Jahren 
1871 bis 1914 war außerordentlich groß. Sie betrug nicht 
weniger als 26,8 Millionen oder 65,3 Prozent. Die Bevöl- 
kerung hat sich jährlich durchschnittlich um 1/; Prozent ver- 
mehrt. Während des Krieges sind zwei Millionen Männer dem 
Krieg zum Opfer gefallen, die Blockade und in ihrem Gefolge 
die Grippeepidemie verursachte den Verlust von ungefähr 
3/, Millionen der Zivilbevölkerung, rund 3 Millionen Kinder 
sind infolge des Krieges ungeboren geblieben, und endlich hat 
das Reich auf Grund des Friedensvertrages Gebiete mit rund 
7 Millionen Einwohnern an andere Staaten abtreten müssen. 
Ohne den Krieg und seine Folgen würde das deutsche Reich 
heute über 75 Millionen Einwohner zählen. 

Betrachtet man den sechsjährigen Zeitraum zwischen den 
beiden letzten Zählungen — die vorletzte Zählung fand 1919 
statt —, so ergibt sich eine Gesamtzimahme in dem Zeitraum 
1919 bis 19235 von 3,3 Millionen Einwohnern, gleich 
5,6 Prozent. Die Zunahme erfolgte also in einem etwas ver- 
langsamten Tempo gegenüber dem Vorkriegsstand. Eine starke 
Tendenz zur Steigerung des Bevölkerungszuwachses ist trotz- 
dem vorhanden. So war zum Beispiel der. großstädtische Ge- 
burtenüberschuß im ersten halben Jahre 1925 um 81 Prozent 
höher als in der entsprechenden Zeit des Vorjahres. 

Die Zunahme des mänulichen Geschlechtes war in 
den letzten sechs Jahren erheblich größer (2 Millionen = 
7,1 Prozent) als die des weiblichen (1,3 Millionen = 4,2 Pro- 
zent). Vor dem Kriege entfielen auf 1000 männliche 1029 weib- 
liche Einwohner, nach der Zählung von 1925 dagegen 1071. 
Diese Verschiebung ist eine Kriegstolge, indem die Zahl der 
Männer durch den Krieg stark abgenommen hat. Die Aus- 
gleichung wird erst nach langer Zeit erfolgen, doch entwickelt 
sich das Zahlenverhältnis bereits jetzt zugunsten des mänt- 
lichen Geschlechts, sowohl was die Mindersterblichkeit als 
was die Geburten anlangt. In den Jahren 1919 bis 1925 sind 
4310000 Knaben und 4010000 Mädchen geboren, 2550 000 
männliche und 2520000 weibliche Einwohner gestorben. Vor 
dem Krieg entfielen auf 1000 weibliche 1074 Gestorbene, im 
Zeitraum 1919 bis 1925 auf 1000 weibliche nur 1013 männ- 
liche Gestorbene, 
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Was die einzelnen Länder anbelangt, so war die 
Zunahme 1919 bis 195 am größten in Ham b urg 
und in Thüringen, denen Sachsen und Preußen folgen. 
Hinter der reichsdurchschnittlichen Zunahme von 5,6 Prozent 
bleiben von den größeren Ländern Baden, Bayern, Hessen und 
am meisten Württemberg (letzteres mit einer Zunahme von 
nur 3 Prozent) zurück. Unter den preußischen Provinzen war 
die Bevölkerungszunahme am größten in Rheinland- 
Westfalen, Brandenburg und Pommern. Die 
Bevölkerungsdichte hat sich im verkleinerten Reich 
‚egenüber dem Vorkriegsstand erheblich erhöht. Auf ein 
RITTER. Fläche entfielen nach der Zählung von 1910 
122,9, 1919 125,9, 1925 132,9 Einwohner. 

Was die Entwicklung der Großstädte anbelangt, so 
wohnen rund 161/, Millionen Einwohner, oder über ein 
Viertel der gesamten Reichsbevölkerung in den Großstädten 
mit 100000 und mehr Einwohnern. Wie die letzte Volks- 
zählung zeigte, hat sich die Zuwanderung vom flachen Lande 
und aus den kleinen Mittelstädten nach den Großstädten ver- 
langsamt. Die Bevölkerung der Großstädte nahm in den letzten 
sechs Jahren um 5,17 Prozent, die des ganzen Reiches da- 
gegen um 5,6 Prozent zu. Im Gegensatz zur Vorkriegszeit 
hat demnach die rapide Bevölkerungszunahme der Großstädte 
nachgelassen. 


Vermehrung der sozialen Lasten und Vermögenszunahme. 
Ueber die sozialen Lasten ist immer viel gejammert worden, 
aber vielleicht nie soviel, wie in unserer Zeit. Ganz gewiß 
sind die sozialen Lasten gestiegen. Für die Jahre 1885 bis 1909 
sind an Einnahmen der drei Sozialversicherungszweige 
10 685 000000 Mark zu verzeichnen, davon 4,5 Milliarden für 
die Krankenversicherung. Auf die Unternehmer entfallen vom 
Gesamtbetrag 4817 Millionen Mark. Wenn man diese Summe 
auf die 24 Jahre dieser Periode verteilt, kommt nur eine Jahres- 
leistung von 200 Millionen Mark in Frage. Was geschah 
demgegenüber auf dem Gebiet der Vermögens- 
zunahme? Von 1895 bis 1909, also in 14 Jahren, hat allein 
das Vermögen der von der preußischen Einkommensteuer er- 
faßten Zensiten von 63857 Millionen Mark auf 91653 Mil 
lionen Mark zugenommen. An dieser Vermögenszunahme von 
rund 28 Milliarden Mark oder pro Jahr fast zwei Milliarden 
waren anderthalb Millionen Menschen beteiligt. Ein Zehn- 





Der neue Reichstarifvertrag im Bau- 


gewerbe 


Die Arbeitsgemeinschait für das Hoch- und Tiefbaugewerbe 
hatte namens des Reichsverbandes des Deutschen Tieibaugewer- 
bes E.V. und des Arbeitgeberbundes für das Baugewerbe E.V. 
zum Freitag, den 14. August 1925, Verhandlungen über die 
Schaffung eines neuen Reichstarifvertrages für die technischen 
Angestellten angesetzt. 

Der Verhandlungsleiter der Arbeitgeber leitete die Ver- 
handlungen mit Bemerkungen ein, aus denen zu entnehmen ist, 
daß von den Arbeitgeberspitzenverbänden unsere Aktion zum 
Abschluß von Bezirksrahmentarifen unangenehm vermerkt 
wurde, Unser Vorgehen entbehrte nach Ansicht der Unter- 
nehmer der Berechtigung, da sie sich niemals geweigerb 
hätten, die Verhandlungen fortzuführen, es ihnen wegen Be- 
urlaubung ihrer Syndizi nur unmöglich gewesen sei, im Juli 
zu verhandeln. Wir hielten diesen Vorhaltungen entgegen, daß 
die Verhandlungsverpflichtung im Juli ein wesentlicher Bestand- 
teil des mit den Stimmen der Unternehmerbeisitzer gefällten 
Schiedsspruches gewesen sei, daß eine Verhandlungsunfähig- 
keit durch Beurlaubungen auch zu jedem anderen Zeitpunkte 
herbeigeführt werden könne. 

Vor Eintritt in die eigentlichen Verhandlungen mußte fest- 
gestellt werden, daß der Beton- und Tiefbau-Arbeit- 
geberverband für Deutschland E.V. sich an den Verhand- 
lungen nicht beteiligt. Gründe für seine Nichtbeteiligung sind 
nicht bekannt geworden. Um ein geschlossenes Vertragswerk 
zustandezubringen, werden wir den Beton- und Tieibau-Arbeit- 
geberverband für Deutschland E.V. einladen, dem Vertrag 
noch nachträglich beizutreten. 

Die erste Meinungsverschiedenheit zwischen den Unter- 
nehmern und uns trat schon bei Beratung des $1 (Gel- 
tungsbereich) auf. Nach dem bisherigen Vertrag galt 
dieser nicht für Techniker mit abgeschlossener Hochschul- 
bildung. Der Vertrag bestimmte jedoch, daß solche nicht 
schlechter gestellt werden dürfen, als die unter den Vertrag, 
fallenden Angestellten. Wir verlangten, daß der Vertrag für 
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tel der jährlichen Einkommenvermehrung von anderthalb 
Millionen preußischer Zensiten entspricht den sozialen 
Lasten für mehr als 20 Millionen Versicherte. 


Berufsfragen 


Warnung vor einem Stellenvermittler. Die allgemeine Wirt- 
schaftslage auf dem Arbeitsmarkt für technische Angestellte 
ausnutzend, finden sich von Zeit zu Zeit „Fachmänner“ gegen 
Voreinsendung eines bestimmten Betrages bereit, Stellungen 
zu vermitteln. Ein Obering. Rummel aus Neustre- 
litz nimmt diesmal den „Berliner Lokalanzeiger‘ mit nach- 
stehendem Inserat in Anspruch: 

„Ingenieuren vermittle ich Stellungen. Kurze An- 
gabe von Alter, Vorbildg., Praxis erbeten. 2—3mal Auswahlsendung 
neuester Angebote innerh. 8 Tagen nebst Anleitg. f. 2 R.-M. (Vor- 
einsendg.). Obering. Rummel, Neustrelitz.‘ 

Wir haben wiederholt an dieser Stelle darauf hingewiesen, 
daß es derartigen Vermittlern nur darauf ankommt, das aus- 
bedingte Geld zu erhalten. Wir warnen auch jetzt davor, 
den Herrn Obering. bei dieser Art von Beschäftigung zu 
unterstützen. 

Bei dem zuständigen Landesarbeitsamt wurde von uns aus 
angefragt, ob der Herr, berechtigt ist, die gewerbsmäßige 
Stellenvermittlung auszuüben. 


Schul- und Bildungsfragen 


Der 4. Lehrgang der Akademie der Arbeit ist nach neun- 
monatiger Dauer am 27. Juni d. J. zu Ende gegangen. Er 
war von 53 Hörern — 48 Männern und 5 Frauen — aus ganz 
Deutschland besucht. Die Vorlesungen, Uebungen und Arbeits- 
gemeinschaften umfaßten insgesamt 868 Stunden; davon ent- 
fielen auf allgemeine und Einführungsvorlesungen 120, auf 
Vorlesungen über Volkswirtschaft 322, über Recht 191, über 
Staatslehre und Politik 54, über Gesellschaftslehre und Gesell- 
schaftspolitik 181 Stunden. Dazu kam eine Reihe von Ex- 
kursionen “und von Besichtigungen privater und öffentlicher 
Unternehmungen und Anstalten. 

Der 5. Lehrgang wird am 1. Oktober beginnen und bis 
zum 30. Juni 1926 dauern. Die Hörergebühr beträgt 100 R.-M. 
Anmeldungen sind — am besten in der Zeit vom 15. August 
bis 1. September — an die Akademie der Arbeit in der Uni- 
versität Frankfurt a.M., Zimmer 68, zu richten. 


alle Techniker ohne Rücksicht auf ihre Vorbildung gültig sein 
soll und daß nur die im Handels- und Genossenschaftsregister 
eingetragenen oder mit ständiger schriftlicher Vollmacht ver- 
sehenen Vertreter des Unternehmers vom Vertrag auszunehmen 
seien, Diesem Abänderungsantrag gegenüber forderten die Un!er- 
nehmer, daß die Techniker mit abgeschlossener Hochschulbil- 
dung schlechtweg nicht unter den Vertrag fallen, auch die ein- 
schränkende Bestimmung, daß diese nicht schlechter gestellt 
werden dürfen als die übrigen, sollte in dem neuen Vertrag 
nicht mehr aufgenommen werden. Schließlich kam eine Eini- 
gung zustande, nach der die Absolventen technischer Hoch- 
schulen zwar grundsätzlich nicht unter den Vertrag fallen, 
solche aber nicht schlechter gestellt werden dürfen als die 
übrigen Techniker, sofern sie die Leistungsver- 
pflichtungen nach dem Vertrag erfüllen. 

Die Bestimmungen über Arbeitszeit, Ueberstun- 
den, Nacht- und Sonntagsarbeit sowie den Ge- 
haltsgruppenaufbau sind durch den Schiedsspruch vom 
30. Juni 1925 geregelt. Trotzdem die Unternehmer die ihnen 
durch den Schiedsspruch auferlegten Verhandlungstristen nicht 
eingehalten haben, weigerten sie sich, in Verhandlungen über’ 
den Inhalt des Schiedsspruches einzutreten. Die Voraussetzun- 
gen für die Eingruppierung in die einzelnen Gruppen wurden 
nach dem alten Vertrage festgesetzt, nur für die Eingruppierung 
in. die Gruppe IV konnte eine Erleichterung durchgesetzi 
werden. Es wird künftig nicht mehr verlangt, daß von fünf 
Jahren der Beschäftigung in Gruppe III mindestens drei Jahre 
in die Fachrichtung der neuen Stellung in Gruppe IV fallen 
müssen, es sollen vielmehr in der Regel mindestens drei 
Jahre solcher Tätigkeit nachgewiesen werden. 

Die von uns geforderte Bauführerzulage wurde ab- 
gelehnt. Landzulage ist wie bisher frei zu vereinbaren. * 

Die Urlaubsbestimmungen bleiben laut Schieds- 
spruch wie im alten Vertrag. 

Auch an Erfinderschutz- und Konkurrenz- 
klauselbestimmungen hat sich nichts Wesentliches geändert. 

Die Kündigungsbestimmungen wurden insofern 
abgeändert, als nach dem neuen Vertrage kürzere als die 
sechswöchentliche Kündigung zum Vierteljahrsschluß nur 
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schriftlich vereinbart werden kann. Ferner kann tech- 
- nischen Angestellten, die wenigstens fünf Jahreinihrer 
j Firma tätig waren, nurnoch mit dreimonatiger 
, Best zum Vierteljahrsschluß gekündigt wer- 
den. 3 





74 ‚Die verlängerte Gehaltsfortzahlung in Fällen von Krank- 
heit und Heilverfahren, die früher eine achtjährige Tätigkeit 

Win demselben Betriebe zur Voraussetzung hatte, tritt künftig 

® bereits nach fünfjähriger Tätigkeit ein. 

/ Bezüglich des Zeugnisses berechtigt der neue Tarif- 

/ ‚vertrag den Angestellten, bei Wechsel des Firmeninhabers oder 
unmittelbaren Vorgesetzten ein Zwischenzeugnis zu ver- 
langen. 

Der Aufbau der Schlichtungsinstanzen ist den 

Bestimmungen des alten Vertrages nachgebildet, jedoch haben 
Tarifamt und Haupttarifamt gegenüber dem bisherigen Zu- 
stande erhöhte Befugnisse. In Einzelstreitigkeiten entscheidet 
das Tarifamt innerhalb seiner Zuständigkeit, wenn in derselben 
Sache nicht das Haupttarifamt angerufen ist, endgültig. Setzt 
— das Tarifamt durch einstimmigen Spruch neue Ge- 
— hälter fest, so sind diese ohne weiteres fürn 
allebeteiligtenOrganisationen bindend. Kommt 
innerhalb dreier ‚Monate nach Inkrafttreten des neuen Ver- 
trages im Bezirk ein Bezirkstarifvertrag nicht zustande, so ist 
das Haupttarifamt auf Anruf einer Partei verpflichtet, einen 
Schiedsspruch zu: fällen. Früher war es zur Fällung eineg 
solchen Schiedsspruches nur berechtigt, wenn beide streitenden 
Bezirksparteien damit einverstanden waren. 

Der neue Vertrag soll vom 1. September 1925 bis 31. März 

1927 gelten. Die Verhandlungsparteien haben zum 15. September 
eine Zusammenkunft vereinbart, in der die Erklärungen über 
Annahme oder Ablehnung dieses Vertragsentwurfes bzw. die 
Unterschriften unter diesen ausgetauscht werden. 
Durch diese Vereinbarung ergibt sich, daß unsere Verhand- 
 Iungen über den Abschluß von Bezirksrahmentarifverträgen, 
- im Baugewerbe bis über den 15. September 1925 hinaus vertagt 
werden "müssen. Dagegen kann in allen Bezirken, in denen 
die letzten Gehaltsabkommen abgelaufen bzw. gekündigt sind, 
über die Neufestsetzung, eventuell unter Zuhilfenahme den 
öffentlichen Schlichtungsinstanzen, verhandelt werden. E.L. 


- An die Litfaßsäule 


Die Verschiebung der wirtschaftlichen Machtverhältnisse 

hat es mit sich gebracht, daß ganze Unternehmerverbände 

3 Beuben, sich über Recht und Gesetz hinwegsetzen zu können. 
- Doch schwer dürfte es fallen, die öffentliche Meinung auf die 
* Dauer zu täuschen. So gaben z.B. in Stettin der Verein 
- der industriellen Pommerns und der benach- 
barten Gebiete, der Arbeitgeberverband für 
den Stettiner Großhandel E.V. und der Verband 

_ des Stettiner Einzelhandels E.V. ihren Mitgliedern 
Anweisung, die ab März bzw. April d. Js. erhöhten Gehälter 
_ eines vom Schlichter für rechtsverbindlich erklärten Schieds 
_spruches einfach nicht zu zahlen, weil die Ange 
stellten ja doch nicht im Ernst daran dächten, ihre Ansprüche 
auf dem Klagewege geltend zu machen. Leider haben die 
- Unternehmer seinerzeit richtig spekuliert. Die Angestellten- 
Gewerkschaften jedoch warteten auf den Zeitpunkt der Ab- 
rechnung, der auch nicht allzu lange auf sich warten ließ. 
- Es kam zu einem Streik der Hafenarbeiter in Stettin, 
- der trotz Vorliegens eines verbindlich erklärten Schiedsspruches 
- fortgeführt wurde, weil die Hafenarbeiter auch in dem Schieds- 
- spruch nicht einmal annähernd die Erfüllung ihrer Forderung 
sahen. Die Unternehmer schrieen Zetermordio, spaltenlange 
 Veröffentlichungen über das „verwerfliche Verhalten‘ der 
_ Hafenarbeiter in den Tageszeitungen folgten. — Ja, Bauer, 

das ist ganz was anderes! — Die örtlichen Ver- 
 tretungen der Angestelltengewerkschaften blieben bei dieser 
Gelegenheit nicht müßig und konnten in eigener Sache nicht 
-_ ohne Eriolg den Unternehmern ihr verwerfliches Tun gegen- 
- über den Angestellten vor Augen halten. Es wurde in Aus- 
sicht gestellt, der Oeffentlichkeit alle Firmen bekanntzugebei, 
‚die sich weigerten, den anfangs erwähnten Schiedsspruch zu 
erfüllen, wenn nicht bis zu einem bestimmten Termin eine 
Erklärung vorliegt, daß die Sa tens gemäß dem Schieds- 
Brauch erfolge. Jeder Firma wurde ein Schreiben übermittelt, 
_ dessen Inhalt über die weiteren Maßnahmen keinen Zweifel 
ließ. Die Folge war, daß zunächst die Firmen des Einzel- 
- handeis -- denen in Anbetracht der Auswirkungen der Schreck 
_ wohl am meisten in die Glieder gefahren war — schleunigst 
eine außerordentliche Sitzung ihres Verbandes beantragten, 
um zur drohenden Lage Stellung zu nehmen. Die Sitzung 
_ faßte den Beschluß, die Gehälter gemäß Schieds- 
spruch zu zahlen. Bald gaben Großhandels- und In- 
düstrie-Firmen in größerer Anzahl gleiche Erklärungen ab. 
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Der Rest wollte jedoch auf dem ablehnenden Standpunkt be- 
harren. Beim Landgericht wurde sogar Antrag auf Erlaß einer 
einstweiligen Verfügung gestellt, die den Angestell- 
ten-Gewerkschaften die Veröffentlichung derjenigen Firmen, 
die die Erfüllung des Schiedsspruches ablehnten, untersagen 
sollte. Sie gingen sogar noch weiter und drohten mit Strat- 
antrag wegen Nötigung. Den Zeitungen, die eventuell 
die Veröffentlichung bringen würden, wurde anscheinend mit 
Klage wegen Beihilfe zur Nötigung und Sperrung der Inseraten- 
aufträge gedroht, denn sie lehnten die Aufnahme eines eut- 
sprechenden Schriftsatzes auf einmal ab, trotzdem sie anfangs 
zum Abdruck bereit waren. 

Schließlich gibt es aber noch andere, vielleicht sogar wirk- 
samere Einrichtungen, um die Oeffentlichkeit zu unterrichten 
und deren Hilfe zu fordern. Der Pächter der Litiaßsäulen in 
Stettin verweigerte die Plakatierung eines Aufrufes an die 
Einwohner Stettins nicht und soprangteandenletzten 
dre: Tagen des Juli an den Anschlagsäulen 
Stettins der mnmachstehend wiedergegebene 
Aufruf: 

Einwohner Stettins! 

Der Schlichter für die Provinz Pommern hat durch Verbind- 
lichkeitserklärung eines Schiedsspruches den Angestellten in Handel und 
Industrie Stettins ab 1. April 1925 eine zehnprozentige Gehaltserhöhung 
zugesprochen. Die in Frage kommenden Arbeitgeberverbände Stettin« 

- haben ihre Mitgliedsfirmen durch Rundschreiben angewiesen, die Er- 
höhung nicht zu zahlen, trotzdem sie selbst in diesem Rundschreiben 
 zugestehen, daß der verbindlich erklärte Schieds- 
spruch Rechtskraft hat. Inzwischen hat der Arbeitgeberver- 
band des Einzelhandels Anweisung zur Erfüllung des Schiedsspruches 
‘erteilt. Obwohl die anderen beiden Arbeitgeberverbände auf ihrem 
Standpunkt verharren, zahlt ein sehr großer Teil der Industrie- und 
Großbandelsfirmen die Gehaltszulage auch. 

Folgende Firmen weigern sich unentwegt — wohl auf 
Anweisung — zu zahlen: 

Richard Thürmann Dramburg & Hertwi 

Schokoladenzentrale Zubrzycki Stett. Kerzen- u. Seifenfabrik 

W. Krüger & Co. W. Lockstädt 

Otto Goetz Koch & Reimers 

Pomm. Feinkostwerke Hedwigshütte 

-Kuß & Hollburg Hermann Müler 

Feldtheim Johs. Richter 

Tetzlaff & Wentzel Cohrs & Amme 

Louis Lindenberg, G.m.b.H. Toska Gunkel 

Chem. Produkten-Fabrik Paul Quandt 

Otto Lindenau Bruno Liebich 

‚Fretzdorf Lohff & Siedler 

Neumanı & Bieth K. F. Brauer, Chem. Fabrik 

Glöde & Kuhr Raschke & Dummer 

Schindler & Muetzell 

Mitbürger! Unterstützt unsin unserem Kampf 
um die Anerkennung von Recht und Gesetzi 

Bund der techn. Angestellten und Beamten, 
gez. . Schröter. 
Deutscher Werkmeister-Verband 
gez. Briese. 
Zentralverband der Angestellten. 
gez. Völz. 
Gewerkschaftsbund der Angestellten. 
gez. Knorr. 
Deutschnationaler Handiungsgehilfen-Verband 
gez. v. d. Ahe. 
Verband der weibl. Handeis- und Büroangestellten. 
gez. Karkowski. 

Ersichtlich ist, daß nur noch wenige Firmen sich hart- 
näckig weigerten, dem rechtlichen Anspruch der An estelltert 
nachzukommen. Es wird Sache der Angestellten selbst sein, 
nun durch eigene Initiative dem Aufruf zu der gewollten 
Wirkung zu verhelfen. 


Fachfragen 


600 000 Wohnungen fehlen! Im Wohnungs- und Siedlungs- 
ausschuß des Reichstags machte der Reichsarbeitsmi- 
nister Dr. Brauns über die Bautätigkeit im Reich folgende 
bemerkenswerte Ausführungen: Die Bautätigkeit im Reiche 
hat nach dem Kriege zunächst jährlich zugenommen. Der 
Reinzuwachs an Wohnungen hat betragen im Jahre 1919: 
56704, 1920: 103092, 1921: 134223, 1922: 146615. Im Jahre 
1923 ist er dann infolge der Inflation auf 118333 zurückge- 
gangen. Die Zahlen für 1924 sind noch nicht bekannt. 

Eine Erhebung über den Wohnungsbedarf für das ganze 
Reich liegt leider nicht vor. Nach den in Bayern, Sachsen und 
Baden gemachten Erhebungen hat sich dort ein Fehlbetrag von 
mindestens 10 bis 11 fehlenden Wohnungen auf 1000 Einwohner 
ergeben. Uebertragen auf das Reich kommt man zu einem 
Fehlbetrag von mindestens 60000 Wohnungen. 
Der Neubedart an Wohnungen ist auf mindestens 150 000 für 
das Jahr anzunehmen. Das Bauen ist zur Zeit fast 
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doppelt so teuer wie im Frieden. Nähme man für 
eine . Dreizimmerwohnung einen Durchschnittsaufwand von 
1C 000 Reichsmark, so müsse man mit einem Baudarlehen durch 
6000 Reichsmark 





Ba) 
Kolleskret nd nienäuase Bergbau- 
angestelltenschaft 


Die Krise im Kohlenbergbau der Welt hat in allen Ländern 
zu großen Schädigungen der Arbeiter- und Angestelltenschaft 
des Bergbaus geführt. Die Krise selbst ist, wie in vielen Ar- 
tikeln der letzten Zeit unwidersprochen festgestellt wurde, 
nicht nur in ihrer Erscheinung international, sondern auch die 
Ursachen sind in allen Kohlen fördernden Ländern mehr oder 
weniger dieselben. Diese Tatsache_ zwingt mit eherner Not- 
wendigkeit zu erkennen, daß die Zusammenhänge der Wirt- 
schaft international sind, d. h, daß es eine allein da- 
stehende unabhängige Kohlenwirtschaft eines Landes nicht gibt. 
Man kann daher auch bei dem Versuch, die für die Arbeiter 
und Angestellten des Kohlenbergbaus mit der Krise in Ver- 
bindung stehenden üblen Erscheinungen zu beheben oder ab- 
zuschwächen, sich nicht nur auf nationale Maßnahmen be- 
schränken, sondern man muß dem Uebel international zu Leibe 
rücken. Das haben die Bergarbeiter erkannt und die Arbeit 
des internationalen freigewerkschaftlichen Bergarbeiterverban- 
des gewinnt mehr und mehr an Bedeutung. Aber auch die 
christliche Bergarbeiterinternationale ist sich der Tragweite 
dieser Dinge bewußt, wie die soeben beendete Tagung derselben 
bewiesen hat. Was abertun dieBergbauangestell- 
ten? 

Zunächst ein Wort zur generellen Einstellung der An- 
gestellten insgesamt und der Bergbauangestellten im beson- 
deren zur Frage der Internationale. Unsere Gegner und be- 
sonders die sogen. christlich-nationale Angestelltenbewegung' 
haben uns mit dem Argument, wir seien international einge- 
stellt, stark bekämpit, und man muß zugeben, daß sie mit 
demselben Dumme gefunden haben. Daß sie selbst und auch 
die christlich-nationale Arbeiterschaft längst eingesehen haben, 
daß viele-Fragen der Gewerkschaftsarbeit überhaupt nur inter- 
national behandelt werden können, haben sie nicht gesagt. Ja, 
sie haben auch nicht gesagt, daß sie selbst international zu- 
sammengeschlossen sind und international zusammenarbeiten, 
genau so wie die freigewerkschaftlichen Verbände. Die Be- 
kämpfung der freien Gewerkschaften, wegen ihrer internatio- 
nalen Einstellung, ist also Demagogie übelster Sorte und nur 
auf Fang von Dummen eingestellt. Es mutete komisch an, als 
der Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband, der führende 
Verband der deutschen christlich-nationalen Angestelitenver- 
bände, der uns wegen der internationalen Tätigkeit bekämpit, 
die Verhandlungen der Internationale der 
christlich-nationalen Angestelltenverbände 
leitete und einträchtig mit den Kollegen der anderen Staaten 
(der D.H.V. würde sagen des Feindbundes) die Fragen des 
Berufes besprach. 

Dieses alles muß man wissen, wenn man überlegt, was 
geschehen soll, um den Bergbauangestellten zu helfen. Die 
Situation ist bei dieser Frage genau so wie bei vielen anderen: 
Die gegnerischen Verbände tun selbst nichts, da sie ja nur 
zur Agitation da sind. Arbeitet aber der AfA-Bund, so drohen 
ihnen die Felle wegzuschwimmen und. dann stimmen sie ein 
Agitationsgeheul an, das in diesem Falle gegen die Internatio- 
nale sein wird. 

Die Lage bei den Angestellten des Bergbaus ist folgende: 
Außer in Deutschland, gibt es Bergbauangestelltenverbände 
nur noch in der Tschechoslowakei und in England. Der 
deutsche Angestelltenverband des Bergbaus der Tschechoslowa- 
kei gehört der freigewerkschaftlichen Angestellteninternationale 
an. In England gehören in einigen Bezirken die Angestellten 
mit den Arbeitern gemeinsam einer Gewerkschaft an, die natür- 
lich freigewerkschaftlich ist. In anderen Bezirken bestehen 
selbständige Angestelltenverbände, ‘die keiner Richtung ange- 
hören, jedoch mit uns zusammenarbeiten. Die freigewerk- 
schaftlichen Bergbauangestellten Deutschlands haben daher als 
die am stärksten organisierten die Initiative zu ergreifen und 
dafür zu sorgen, daß Fragen der Bergbauangestellten ebenso 
wie die der Arbeiter international behandelt werden. Die Berg- 
arbeiterinternationale hat Schritte eingeleitet, daß die Ver- 
hältnisse der Bergarbeiter, die sich auf die soziale Lage, die 
Grubensicherheit usw. beziehen, international von dazu be- 
rufener Stelle aus untersucht werden, um den in allen Ländern 
gleichen Einwendungen der Unternehmer zu begegnen. Wenn 
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rechnen, während der Bauherr 4000 Reichsmark aufbringen 


müsse, Der Gesamtzuschuß zur Deckung des jährlichen Net- 
bedarfs müsse hiernach bei 150000 Wohnungen 900 Millionen 


Reichsmark betragen. 





nämlich die Bergarbeiter eines Landes eine Forderung auf- 
stellen, so wird diese von den Unternehmern mit dem ÄArgu- 
ment abgelehnt, daß man nicht mehr konkurrieren könne, 
wenn man die Forderung erfülle, da die Verhältnisse in den 
Konkurrenzländern anders lägen. Was hier für die Bergarbeiten 
gilt, gilt wörtlich auch für die Angestellten. Nur das die An- 
gestellten bisher nicht die Konsequenz aus diesen Dingen ge- 
zogen haben und. es darum an der internationalen Bearbeitung 
dieser-Fragen haben fehlen lassen. Aus diesen Gründen sind 
von Uns Schritte eingeleitet, um das, was für die Bergarbeiter 
getan wird, auch für die Angestellten des Bergbaus 
zu tun. 

Daneben scheint es an der Zeit zu sein, die Angestellten 
darauf aufmerksam ztı machen, was international in der Kohlen- 
wirtschaft vor sich geht, da sie sonst eines guten Tages große 
Ueberraschungen erleben werden. Die internationale Krise kann 
nur international bekämpft werden. Da nun die Unternehmer 
des Bergbaus im' großen und ganzen überall gleich, eingestellt 
sind, so sind auch ihre Maßnahmen überall die gleichen. Die 
Arbeiterschaft rüstet sich international zur Abwehr, und wenn 
nicht die englische Regierung eine Subvention der englischen 
Bergwerke dadurch herbeigeführt hätte, daß sie in bestimmten 
Fällen Anteile der Löhne übernimmt, so wäre dieser internatio- 
nale Kampf vielleicht schon entbrannt. Durch diese Subvention 
ist der Kampf jedoch nicht aufgehoben, sondern nur vertagt. 
Mir will scheinen, daß er vertagt ist bis zu einem für die 
Bergarbeiter günstigeren Termin, denn die Zeit arbeitet durch 
Beseitigung der Haldenbestände und Belebung der Wirtschaft 
für die Bergarbeiter, In Deutschland wird der Kampf schon in- 
folge der durch die neuen Steuer- und Zollgesetze der Rechts- 
regierung eintretenden Verteuerung der Lebenshaltung auf die 
Dauer unvermeidbar. Im Saargebiet haben unsere Kollegen 
die Situation erfaßt. Sie waren gerüstet und der Butab, als 
einzige für den Saarbergbau ernstlich in Frage kommende 
Organisation, hatte seine volle Unterstützung zugesagt. Der 
Butab wird das auch bei einem großen Kampf 
der Bergarbeiter tun. ‘Die große Frage ist nur, wer- 
den die Bergbauangestellten selbst in ihren 
Zersplitterung der großen Stunde gewachsen 
sein? Steiger Halbitell. 


Zuzug von Bergbauangestellten nach 


den Saargruben 


In der letzten Zeit sind viele stellungslose Steiger und 
andere Bergbauangestellte nach den Saargruben gekommen, 
und haben bei den französischen Staatsgruben Stellungen an- 
getreten. Diese Kollegen begeben sich mit dem Antritt ihrer 
Stellungen bei der französischen Bergwerksdirektion in eine 
große Gefahr für ihr ganzes Leben. Worin besteht nun diese 
Gefahr, und wie sehen die Verhältnisse im Saargebiet ins- 
besondere auf den Saargruben aus? 

Das Saargebiet, ein Gebiet von ungefähr 700000 Ein- 
wohnern hat eine blühende Industrie, Eisenihütten und Stein- 
kohlenbergbau. Der Bergbau, der unter den einzelnen Indu- 
striezweigen tonangebend ist, ist auf Grund des Versailler 
Friedensvertrages in französischen Händen und wird vom 
französischen Staate betrieben. Es sind fünfundzwanzig große 
Schachtanlagen — Divisionen, wie die französische Bezeich- 
nung lautet —, einschließlich der Grube Frankenholz, die von 
einer französischen Privatgesellschaft verwaltet werden. Die 
Belegschaft beträgt rund 70000 Mann, von denen ungefähr 
90 Prozent im Saargebiet ansässig sind. Auch die saarländische 
Hüttenindustrie ist zu 90 Prozent in französischem Privat- 
besitz. Das Saargebiet wird von der zu treuen Händen ein» 
gesetzten neutralen Regierungskommission verwaltet. Wie es 
mit der Treuhandregierung und Neutralität der Regierungs 
kommission, deren Beamten in der überwiegenden Zahl aus 
Franzosen besteht, aussieht, davon kann die Saarbevölkerung 
ein Liedchen singen. Den Ton im Saargebiet gibt die all. 
mächtige Bergwerksdirektion an. Der Volkswitz spricht darum 
auch von der großen Regierung auf der Bergwerksdirektion 
und der kleinen Regierung in der Alleestraße. Die französische 


Politik ist nım so eingestellt, das Saargebiet mit seiner reichen 


Industrie im Jahre 1935, am Tage der Volksabstimmung, 
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unbedingt an Frankreich zu bringen. Um das Saargebiet zu 
französieren, werden alle Mittel angewandt, und besonders die 
Bergwerksdirektion scheut keine Kosten, um das Ziel der 
französischen Politik im Saargebiet tatkräftigst zu unterstützen. 
Daß unter diesen Bestrebungen besonders die Angestellten 
und Arbeiter zu leiden haben, ist wohl klar. Es gilt bei der 
‚französischen Bergwerksdirektion in Saarbrücken wie sonst 
nirgendwo das Wort: „Wernichtmittut,derfliegt!“ 
Das beweisen die vielen Entlassungen und notgedrungenen 
" Kündigungen der Kollegen im Saarbergbau. Mit kleinlichen 
 Schikanen und ungeheurem dienstlichen Druck werden die An- 
estellten, besonders aber die Steiger, in den Gruben allmählich 
ür die hohen politischen Ziele der Franzosen mürbe ge- 
macht, und es sind nur allzu viele, die aus Angst, ihre Stellunr 
” gen zu verlieren, in das Lager der Franzosen übergehen, und 
"die die französischen Propagandamittel wie Saarbund, fran- 
- zösische Volksschulen und dergleichen mehr, unterstützen 
helfen müssen. In diesen Zuständen liegen die Gefahren für 
die zuwandernden rechtsrheinischen Bergbaukollegen begrün- 
“diet. Die ersten nach dem Saargebiet zugezogenen Kollegen 
waren Steiger und Angestellte von den sogenannten Micum» 
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Entlassungen aus dem Butab aus und müssen mit ihm gehen. 
Sie bilden mit den ehemaligen Saarbündlern, auf die der Vor- 
sitzende des neuen Verbandes wegen ihrer Gelbheit wirklich 
stolz sein kann, die neue Organisation. Manchem der alteır 
kampferprobten Gewerkschafter blutet das Herz; einmal, weil 
sie dem Butab den Rücken kehren, zum andern, daß sie 
einem gelben Verband angehören müssen, dessen Hauptauf- 
gabe ist, die politischen Ziele der Franzosen im Saargebiet 
zu unterstützen, zum dritten, daß sie jetzt gegen den Butab, 
dem sie so viel verdanken, angehen. 

_ Wie liegen nun die Dienstverhältnisse auf den 
Saargruben? Die Dienstverhältnisse sind die denkbar schiech- 
testen. Abgesehen von den neun bis zehn Stunden Dienst der 
Grubensteiger, der auf den meisten Zechen oft durch endlose 
Besprechungen mit den Ingenieuren um ein paar Stunden ver- 
längert wird, ist die Behandlung der Steiger insbesondere 
durch die jungen, unerfahrenen französischen Ingenieure eine 
jedem anständigen Empfinden hohnsprechende. Das Antreibe- 
und Revierprämiensystem ist wohl im Saargebiet so ausgeprägt, 
daß es nicht mehr zu überbieten ist. Die persönliche Gehässig- 
keit der französischen Ingenieure bringt es fertig, bei dem 


“ zechen im Ruhrgebiet, ungefähr 120 an der Zahl, von denen 
"etwa 40 Mitglieder des Butab waren. Die anderen waren zum 
- Teil in anderen Verbänden, und zum Teil überhaupt nicht 
organisiert. Es war nun für die Erhaltung des Saargebietes bei 
- Deutschland ein riesengroßer Fehler, daß die Bergbauunter- 


geringsten Vergehen, einem unliebsamen Beamten, und das 
sind alle Gewerkschafter, die ganze Monatsprämie, die einen 
erheblichen Teil der Bezüge ausmacht, zu streichen. Das 
Spitzel- und Denunziantenwesen steht auf den Saarzechen in 
höchster Blüte. Besonders sind es die Leute, die infolge ihrer 








“nehmer im Ruhrrevier die Micumangestellten, die zum großen 
Teil nur aus Not auf den Micumzechen arbeiteten, nach Auf- 
"gabe der Zechen durch die Franzosen, nicht mehr behielten, 
und sie so zwangen, des lieben Brotes wegen, die ihnen ar- 
gebotenen Stellen im Saargebiet anzunehmen. Der preußischen 
Regierung muß der schwere Vorwurf gemacht werden, daß 
- sie sich in dieser „nationalen“ Frage ganz passiv verhalten hat. 


Von den Kollegen im Saargebiet wurde die Ankunft der 
_ Micumangestellten mit Mißtrauen erwartet. Dieses wurde noch 
bestärkt, als die Kollegen von der Ruhr von eigens von der 
Grubenverwaltung dazu bestimmten Saarbündlern empfangen 
und auch bei bekannten Saarbundsgrößen vorläufig unterge- 
bracht wurden. Ein heißes Liebeswerben setzte nun von dieser 
Seite ein, um die neuen Kollegen für den Saarbund zu ger 
_ winnen. Unsere Kollegen aus dem Butab, die zum großen Teil 
"vorhatten, auch hier im Saargebiet ihrer alten Gewerkschaft 
treu zu bleiben, hielten sich aus Angst vor Maßregelungen 
den Butabversammlungen fern und meldeten sich nicht bei den 
zuständigen Ortsverwaltungen an. Es ist anerkennenswert, 
wie sich die Führung des Butabs im Saargebiet in gewerk- 
schaftlicher Beziehung sowie in der Oeffentlichkeit für die 
"_Micumleute einsetzte und auch Verständnis fand. Es sei hier 
nur auf die Ausführungen unseres dortigen Geschäftsführers, 
des Kollegen Hoffmeister, in einer Stadtratssitzung in 
- Saarbrücken hingewiesen, in der dieser warm für die Micum- 
" leute eintrat, und deren schwierige Lage beleuchtete. Der 
‚größte Widerstand gegen die Kollegen von der Ruhr wurde 
"vom Verband deutscher Techniker organisiert, dessen Mit- 
glieder systematisch auf den Gruben hetzten. Unter dem nach 
‚der Saar gekommenen Kollegen war auch der bei der Micum 
als Personalchef und Inspektor. tätig gewesene Steiger 
Ackermann, dem viele Micumsteiger ihre Wiedereinstel- 
Jung verdanken. Ackermann versuchte nun hier im Saar- 
‚gebiet, den Butab von seiner bewährten Einstellung abzu- 
"bringen und verlangte, mit der Grubenverwaltung friedlich 
Hand in Hand zu arbeiten. Unsere Organisation sollte sich 
ein wirtschaftsfriedliches, gelbes Mäntelchen umhängen. Da- 
it fand Ackermann unter den Kollegen jedoch keinen An- 
klang. Im Gegenteil, er stieß auf scharfen Widerstand. Nun. 
"versuchte er es mit Polemiken in der Presse, und zwar in dem 
Organ der Bergwerksdirektion, dem „Saarländer“. Dann auch 
"in dem vollständig auf französische Politik eingestellten „Neuen 
Saarkurier“, der bereitwilligst seinen nicht allzu kostbaren 
Raum zur Verfügung stellte, um Ackermann Gelegenheit zu 
geben, seine Polemiken, die ja gegen eine deutsche Gewerk- 
schaft gerichtet waren, an den Mann zu bringen. Die Orga- 
nisation konnte sich nun unmöglich mit derartigen Veröffent- 
lichungen in gelben und arbeitgeberfreundlichen Blättchen zu- 
irieden, geben. Auf sein ungewerkschaftliches Verhalten auf- 
merksam gemacht, erklärte Ackermann seinen Austritt aus 
dem Butab. Jetzt hat er auf Betreiben der Grubenverwaltung 
einen neuen, wirtschaftsfriedlichen Verband 
ins Leben gerufen, eine neue Auflage des Saarbundes, der im 
Laufe der Zeit stark zusammengeschmolzen war. Bezeich- 
nend ist es, daß Ackermann dem neugegründeten Verbande 
inen ähnlich wie Butab klingenden Namen gab; nämlich 
3erufsverband der saarländischen Bergbauangestellten („Bed- 
sab‘‘). Mit großem Tamtam wurde die Gründungsversamm- 
g einberufen, der jedoch nur etwa 100 Leute beiwohnten. 
Kollegen von der Ruhr, die unserer Organisation treu 
bleiben wollten, treten aus Angst vor Maßregelungen und 
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„Tüchtigkeit‘““ zu Aufsichtsbeamten befördert wurden, deren 
Tüchtigkeit als Bergleute aber lediglich auf ihrer Mitglied- 
schaft beim Saarbund und ihrer Förderung der französischen 
Propagandapolitik beruht. Diese Leute werden oft nach kurzer 
Tätigkeit als Steiger zu Fahrsteigern befördert, obwohl sie nach- 
weisbar nicht imstande sind, ein Revier zu führen und denen die 
Befähigung zum Fahrsteiger absolut abzusprechen ist. Der Man- 
gel an den notwendigsten Grubenmaterialien, wie Holz, Ge- 
stänge, Wasser- und Preßluftröhren, ist katastrophal. Ver- 
bauer und Nachreißer werden von den Ingenieuren so redu- 
ziert, daß es den Reviersteigern unmöglich ist, auch nur 
einigermaßen ihr Revier in Ordnung zu halten. Und die Berg- 
polizei — nun, die hat nicht viel zu sagen und wird von den 
jungen Auchingenieuren dirigiert. Daher ist jeder rechts 
rheinische Kollege auch wegen dieser Gefahren vor dem Saar- 
revier zu warnen. 
Und nun zum Schluß noch etwas über die Gehaltsver- 
hältnisse auf den Saargruben. Die Bezahlung der Ange- 
stellten und Beamten ist der Teuerung im Saargebiet ent- 
sprechend sehr schlecht. Der französische Franken, das ge- 
setzliche Zahlungsmittel, ist ziemlich unstabil und mehr oder 
weniger großen Kursschwankungen unterworfen. Es soll in 
nachstehendem eine Gegenübersteillung der im deutschen Berg- 
bau üblichen Gehälter der Steiger und der im Saarbergbau 
gegeben werden, und zwar von einem Steiger im Anfangs- 
gehalt, dann nach ungefähr zehnjähriger Dienstzeit und im 
Endgehalt. (Mit zwei Kindern.) 
Steiger in Ortsklasse A _Ruhrrevier 
Anfangsgehalt . 295 M. 
10 Dienstjahre 367 M. 
Endgehalt 367 M. 1 284 Frs. = 254 M. 


Hierzu kommen Prämien in Höhe von 0—-250 Frances. Die 
Prämien der Angestellten und Beamten, die nicht dem Saar- 
bund bzw. dem Bedsab angehören, bewegen sich kaum über 
dem Nullpunkt. Aehnlich liegen die Gehaltsverhältnisse auch 
bei den übrigen Angestellten. Aus obenstehendem ist ersicht- 
lich, daß die Bezahlung der Bergbauangestellten im Saargebiet 
nicht als gut zw bezeichnen ist. Allerdings hat die Bergwerks- 
direktion noch zwei Bewährungsstufen eingeführt, die aber 
nur diejenigen erreichen, die im politischen Sinne der Franzosen 
tätig sind. 

Es kann somit nur jeder Kollege gewarnt werden, trotz 
der schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse im deutschen Berg- 
bau, sein Glück auf den französischen Zechen im Saargebiet 
zu suchen. Aufrechte und charakterfeste Kollegen können un- 
möglich auf längere Zeit bei der französischen Bergwerks- 
direktion Dienst versehen, 


Saarrevier 
888 Frs.=175M. 
1080 Frs.=214M. 


Bergbautarife 


Vorstoß der Unternehmer gegen den Tarifvertrag der 
Zechenlampenmeister. Die Grubenlampenfirma Friemann & 
Wolf in Duisburg schickte ihren Zechenlampenmeisterm 
folgendes Schreiben: 


„Mit Rücksicht auf die heutigen außerordentlich schlechten wirtschait- 
lichen Verhältnisse sind wir nicht mehr in der Lage, Ihnen das Gehalt 
wie bisher nach der Meistergruppe B zu vergüten, weil wir Ihnen Ihr 
Gehalt nach dem bestehenden Tarif zwischen dem Zechenverband und 
den Angestellten auch nur nach der Meistergruppe C und nicht nach der 
Gruppe B zu bezahlen haben. Wir werden Sie daher mit sofortiger 
Wirkung nur nach den für Sie gültigen Tarif der ae la C ber 
zahlen lassen, wovon wir Kenntnis zu nehmen bitten. Die bisherige Be- 
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soldung nach der Meistergruppe B ist uns schon mit Rücksicht auf die 
von den Bergwerken vorgenommene erhebliche Verringerung der Beieg- 
schaften und die eingelegten Feierschichten und die dadurch hervorge- 
rufene erhebliche Erhöhung unserer Lohnseibstkosten gänzlich unmöglich. 

Sollten Sie mit dieser Maßnahme nicht zufrieden sein, bitten wir um 
Ihren umgehenden Bescheid. Wir werden uns in diesem Falle genötigt 
sehen, Sie durch eine billigere Arbeitskraft zu ersetzen. R 

Bei dieser Gelegenheit müssen wir Sie wiederholt. und dringend 
bitten, auf eine Verbiligung unserer Lohnselbstkosten sofort unbedingt 
bedacht zu sein. Diese Kosten sind in Ihrem Lampenbetriebe gegenüber 
anderen Zechen viel zu hoch, so daß wir dabei wirtschaftlich nicht mehr 
bestehen können,“ 

Die Zechenlampenmeister sind fast geschlossen in unserem 
Bunde organisiert. Wir schickten darauf der obigen Firma 
unterm 4. Juli d. J. folgendes Antwortschreiben: 

„Wie uns von verschiedenen Zechenlampenmeistern mitgeteilt wird, 
haben Sie ein Schreiben versandt, wonach Sie die Zechenlampenmeister ab 
1. Juli d. J. nur noch nach der Meistergruppe C des Tarifvertrages für 
die technischen Bergbauangestellten vom 24. Januar 1921 besolden wollen, 
Gleichzeitig sprechen Sie die Drohung aus, falls der betreffende Meister 
sich mit Ihrer Maßnahme nicht einverstanden erklärt, billigere Ar- 
beitskräfte einzustellen. 

Wir verweisen Sie auf das Protokoll der Sitzung vorm 10. Februar 
1921, worin die einschlägigen Bestimmungen bzw. Abweichungen zu dem 
obenerwähnten Tarifvertrag ausdrücklich festgelegt sind. Dieses Proto- 
koll hat auch heute noch Wirksamkeit. Ihre Maßnahme ist daher unge- 
setzlich. Der Tarifvertrag geht über Einzelabmachungen. 

Sollten also wirklich einzelne Zechenlampenmeister unter dem Druck 
der wirtschaftlichen Verhältnisse sich sti’lschweigend Ihrer Maßnahme 
fügen, so bleiben für die Lampenmeister dennoch die rechtichen An- 
sprüche auf die vereinbarten Sätze bestehen.“ 

Die Firma hat sich die geplanten Maßnahmen doch ‚noch 
einmal gründlich überlegt. Die Zechenlampenmeister erhielten 
am Monatsschluß ihre bisherigen Bezüge voll ausgezahlt. Die 
Bergbaukollegen haben wieder einmal den Beweis dafür er- 
halten, welche Schäden sie zu ertragen hätten, wenn nicht 
eine starke Organisation hinter ihnen stände. 


Knappschaftliches 


Eine neue Klasse in der Pensionskasse, Abieilung An- 
gestellte, der Knappschaft. Der Vorstand des Reichsknapp- 
schaftsvereins hat in seiner Sitzung vom 18. Juni 1925 be 
schlossen, die Errichtung neuer Klassen in der Knappschaft 
vom gleichen Tage an vorzunehmen, wie in der Angestell- 
tenversicherung. - 
reiten und ihre Vorschläge durch den erweiterten geschäfts- 
führenden Ausschuß genehmigen lassen. 

Nachdem nun das Gesetz über den Ausbau der An- 
gestellten- und Invalidenversicherung angenommen und be- 
stimmt wird, daß die Errichtung neuer Klassen vom 1. Sep- 
tember an zu erfolgen habe, fand am 6. August eine Kon« 
ferenz der Verwaltungen der Bezirksknappschaftsvereine statt, 
in der u. a. auch diese Frage besprochen wurde. Den Ver- 
handlungen lag ein Vorschlag unseres Kollegen Werner 
zugrunde, der die Frage in den Vordergrund stellte: Ist bei 
der Einführung der neuen Klassen allein der heutige Zustand 
zu berücksichtigen oder empfiehlt es sich, die durch die 
Knappschaftsnovelle kommenden Aenderungen schon jetzt zu 
berücksichtigen ? 

Die Aussprache ergab, daß es unzweckmäßig sei, den 
Novelle vorzugreifen. Die Uebernahme der in der reichs, 
gesetzlichen Angestelltenversicherung vorgesehenen freiwilligen 
Beitragsklassen G und H wurde daher abgelehnt, da nach dem 
Reichsknappschaitsgesetz nur Angestellte, die der Versiche- 
rungspflicht nach dem Angestelltenversicherungsgesetz unter- 
liegen, der Knappschaft beitreten können. Jene, die bereits 
die hohen Verdienste beziehen und schon Mitglieder sind, 
sollen vorläufig noch in den Pflichtklassen bleiben. 

Es wurde ein Vorschlag ausgearbeitet, der sich eng an 
die bisher gefaßten Beschlüsse im R.V.V. anlehnt, Dieser 
Vorschlag ist am 13. August vom geschäftsführenden Vorstand 
mit einer geringen Aenderung genehmigt worden. Der Be- 
schluß besagt: 

„Das Reichsgesetz über Ausbau der Angestellten- und Invalidenver- 
sicherung vom 28. Juli 1925 wird in folgender Weise auf die knapp- 
schaftliche Versicherung der Angestellten angewandt: 

1. Die bisherige Klasse von über 300 Mark wird nach oben mit 
400 Mark abgeschlossen. Es wird eine neue Klasse V mit Einkommen 
von mehr als 400 Mark eingeführt. 

Der Aufbau einer fünften Klasse widerspricht zwar dem & 52 Abs. 2 
der Satzung, ist aber mit Rücksicht auf die geänderte Gesetzeslage erfor- 
derlich. Sie erfolgt vorbehaltlich der Genehmigung der nächsten Haupt- 
versammlung. 

2. Nach 25 Dienstjahren beträgt die Rente für die bisherige 

Klasse IV auch in Zukunft 60%, für die neue Klasse V 75% des Revier- 
steigergehaltes von 250 Mark = 18750 Mark. 
3. Treten neben die knappschaftlichen Leistungen Bezüge aus der 
Angestelltenversicherung, so werden die knappschaftlichen Leistungen ge- 
kürzt um den Mehrbetrag, um den die Grundbezüge der Angestelltenver+ 
sicherung diejenigen der Invalidenversicherung einschließlich des Reichszu- 
schusses übersteigen. Diese Beträge sind: 


4 


Die Verwaltung sollte das Nötige vorbe- 





Nr. 34 








In der Angestellten- 


In der Invaliden- 


versicherung: versicherung! 
1. Invaliden 20,— Mark 40. Mark 
2. Witwen 14,40 Mark 24 Mark 
3. Waisen 10,— Mark 20 Mark 


Hierzu tritt für diejenigen Invaliden, die ihre Leistungen in der An- 
gestelltenversicherung vom Reichsknappschaftsverein erhalten, ein Betrag | 
von I M. für Invaliden, 60 Pfg. für Witwen und 50 Pfg. für Waisen, als | 
runde Abfindung für die Erhöhung der Steißerungssätze gemäß Art.2 
S 49a Nr. 3 des Gesetzes vom 28. Juli 1925. Eine Neuberechnüung der | 
Renten aus der. Angestelltenversicherung nach dem erwähnten Gesetz | 
findet nicht statt. | 

4. Für Rentenempfänger, die unter Klasse V fallen und nach dem 1. Ja- 
nuar 1924 invalidisiert worden sind, werden die Bezüge vorläufig nur für die | 
Zeit nachı dem 1. Januar 1924 nach Klasse V berechnet. Ebenso wird mit | 
den in Zukunft nach Klasse V zu behandelnden Rentenempfängern bis | 
zum Inkrafttreten der Novelle verfahren. 

5. Die Leistungen nach diesem Beschluß sind vom 1. August d. J., 
die Beiträge vom 1. September 1925 ab zu zahlen. 

6. Der Beschluß gilt nur bis zum 31. Dezember 1925. 


Um den Kritiken am diesen Beschluß von vornherein die 
Spitze abzubrechen, sei folgendes bemerkt: 

Da mit der Umrechnung der Renten viel Arbeit verbun- 
den ist, sie außerdem mit dem Inkrafttreten der neuen Novelle 
vorgenommen werden muß, nimmt der Beschluß hierauf Rück- 
sicht. So werden einmal die Renten-nicht einzeln umgerechnet, 
sondern die Renten pauschal erhöht,. Es erscheint der Knapp- 
schaft richtiger, jeden Rentenbezieher einige Pfennige mehr 
Rente zu geben, als dieses Geld für die Umrechnung doppelt 
und dreifach auszugeben. 

In der Verwaltungskonierenz wurde weiter sehr eingehend 
die Frage diskutiert: 

Erhalten die Invaliden, die aus der neu aufzusetzenden 


"Klasse V hervorgegangen sind und noch hervorgehen, alte 


früheren Dienstjahre in dieser neuen Klasse angerechnet? 

Es trat wieder der alte Gegensatz zutage zwischen jenen, 
die die Renten nur nach den früher beashilen Beiträgen und 
Beitragsklassen berechnet sehen wollen, und den von uns ver- 
tretenen. Gedanken, daß jeder Angestellte, gleichviel, ob er 
bereits Invalide ist oder wird, Anspruch auf eine Rente hat, die 
prozentual dem Einkommen entspricht, welches die Gruppe 
bezieht, der er früher angehört hat. Nach unserer Stellung 
müssen alle die Invaliden, die während ihrer Berufstätigkeit 
einer Gruppe angehört haben, die mehr als 400 Mark ver- 
dient hat, ihre Jahre in dieser Gruppe mit der Rente den 
Klasse V angerechnet erhalten. 

Dieser Standpunkt ist trotz aller Bedenken wieder grund- 
sätzlich anerkannt worden. Da aber die neue Novelle eine 
Neuberechnung sämtlicher Renten ohnehin erforderlich macht, 
so ist aus: Zweckmäßigkeitsgründen beschlossen worden, die 
Anrechnung der Dienstjahre aus Klasse V vorläufig nur für 
die Zeit nach dem 1. Januar 1924 eintreten zu lassen. Die 
Klasse V und eventuell noch weitere Klassen sollen in Zukunft 
nach den gleichen Grundsätzen behandelt werden. Da es aber 
unberechtigt wäre, auf das Zustandekommen der Novelle zu 
warten, soll, falls diese nicht am 1. Januar 1925 in Geltung 
kommt, von diesem Tage an dieser Beschluß nachgeprüft 
werden. 

Der Standpunkt des AfA-Bundes in dieser Frage liegt ja 
fest. Es ist aber nur unter den größten Schwierigkeiten ge+ 
lungen, der grundsätzlichen Richtigkeit unseres Standpunktes 
dieses Mal wieder Geltung zu verschaffen. Man darf nicht ver- 
gessen, daß andere Angestelltenverbände, vor allem der V.k.G. 
in seiner Presse die schärfsten Angriffe gegen die Berechnung 
der Renten auf Grund der Tätigkeitsjahre erhebt, und end 
Reihe von Verwaltungen ebenfalls den Standpunkt einnehmen. 
Die Widerstände gegen die konsequente Fortsetzung der bis- 
kerigen Politik des Vorstandes des R.K.V. werden durch dieses 
Verhalten des V.k.G. immer stärker. Der V.k.G. gönnt leider 
den Angestellten bzw. Invaliden, die aus den höher bezahlten 
Berufsgruppen hervorgegangen sind, ihre höhere Rente nicht, 
trotzdem diese von den hochbezahlten Berufskollegen durch 
die höhere Umlage aufgebracht wird. Wenn man konsequent 
sein will, muß man, wenn neue Klassen aufgesetzt werden, die 
Mitglieder und Invaliden dieser Klassen .nach den gleicher 
Rechtsgrundsätzen behandeln, Auf dieses aber schon jetzt hin- 
zuweisen, erscheint uns notwendig, weil ganz sicher wegen 
dieser Regelung Angriffe erhoben werden. Der einen Seite wird 
sie nicht weit genug gehen, der anderen aber wieder zu al 


Grubensicherheitswesen 


Benennung von Angestellten für bergbauliche Ausschüsse. 
Auf Veranlassung unseres Bundes ist gemeinsam von den 
Spitzenverbänden die nachfolgende Eingabe wnter dem 
29, Juli d. J. an den Minister für Handel und Ge«- 
werbe gesandt worden: 
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„Die unterzeichneten Angestelltenspitzenorganisationen gestatten sich, 
dem Herrn Minister folgende Eingabe zu unterbreiten: 


_ Das Handelsministerium hat neben den Angestelltenspitzenorganisa- 
tionen den Verband oberer Bergbeamten aufgefordert, für 
den in Bildung begriffienen Ausschuß für Schlagwetter- und 
- Kohlenstaubfragen Angestelltenvertreter zu benennen. Im Hin- 
blick auf die Zusammensetzung des Verbandes oberer Bergbeamten und 
seine bisherige Betätigung erheben wir gegen. diese Heranziehung nach- 
 drücklichst Einspruch. Zur Begründung dieses Einspruches sei angeführt: 
Der Verband oberer Bergbeamten beschränkt sich auf einen kleinen 
- Kreis von Angesteliten; er ist keine reine Arbeitnehmerorganisation, denn 
in seinen Reihen befinden sich Angestellte, — und zwar in erheblicher 
Zahl — die Arbeitgeberfunktionen ausüben. Der Vertreter des Verbandes 
- oberer Bergbeamten in der Arbeitskammer für den Ruhrbergbau, Abteilung 
- Angestellte, Herr Grubeninspektor Schleicher, ist zugleich Vorsitzender 
des Verbandes der technischen Grubenbeamtenvereine. Diese Personal- 
union hat, wie aus der unten gegebenen Schilderung über die technischen 
. Grubenbeamtenvereine hervorgeht, eine ganz besondere Bedeutung. Das 
— Verhalten und die Tätigkeit des Vertreters des Verbandes oberer Berg- 
beamten in der Arbeitskammer für den Ruhrbergbau kann bei alier 
Toleranz gegenüber anderen Meinungen nicht mehr als Wahrnehmung 
von Angestellteninteressen, sondern nur als eine bewußte oder unbewußte 
Vertretung der Arbeitgeberauffassung bezeichnet werden. Eine Tatsache, 
die sich zwangsläufig aus der Struktur des Verbandes oberer Berg- 
- beamten ergibt, ist, daß er an keinem Tarifvertrag beteiligt ist. 


1% Aus den angeführten Gründen kann der Verband oberer Bergbeamten 
5 nicht als Angestelltengewerkschaft angesehen werden. Wir bitten deshalh 
7 den Herrn Minister, den Verband oberer Bergbeamten weder zur Bil- 
5 dung von- Grubensicherheitsausschüssen noch zu sonstigen Einrichtungen, 
5 an denen Angestelite beteiigt sind, heranzuziehen. 
I Die gleiche Auffassung vertreten wir "gegenüber den Bestrebungen 
des Verbandes der technischen Grubenbeamtenver- 
— eine, in der Vertretung der Angestellten in Körperschaften aller Art, 
5 bei der Besetzung von Einfahrerstelien usw. beteiligt zu werden. Der 
_ Verband ist, wie schon sein Name sagt, die Zentraiorganisation der tech- 
nischen Grubenbeamtenvereine. Diese Vereine sind Werksgründungen und 








- Versorgungsanstalt der Deutschen 
-Reichspost (Schluß) 


: $ 31 behandelt den Anspruch auf Anstaltsleistung. Da in 
“ der 3. Lesung keine Aenderungen vorgenommen wurden, ver- 
weisen wir auf die Notiz in Nr. 30 der „D.T.Z.“ 


8 32 regelt de Rechte bei Uebernahme in das 
_ Beamtenverhältnis. : 
} 8 33 behandelt die Beitragsrückgewähr. 
Unsere Forderung auf vorbehaltlose Beitragsrückgewähr 
beim Ausscheiden des Mitgliedes aus der Kasse ist vollinhalt- 
_ lich berücksichtigt worden. 


2 8 34 regelt den Anspruch auf Zusatzrente. Vor- 
 aussetzung für den Anspruch auf Zusatzrente ist: 


1. die Erfüllung der fünfjährigen Wartezeit, 
2. Eintritt der Berufsunfähigkeit oder des Bezuges von-In- 
validenrente oder Ruhegeld. 


- Für die nach 832 versicherten Beamten. gilt 
- die Versetzung in den Ruhestand wegen körperlicher oder 
geistiger Gebrechen als Feststellung der Berufsunfähigkeit oder 
der Invalidität. Für diesonstigen Berechtigten, so- 
_ weitsie angestellten- oder invalidenversiche- 
 rungspflichtigsind, ist für die Anstalt die Einweisung 
in den Bezug der Invalidenrente oder des Ruhegeldes für die 
- Gewährung der Zusatzrenten maßgebend. 
’ Ausnahmsweise kann zur Vermeidung besonderer Härten 
_ von der fünfjährigen Wartezeit abgesehen und der Mindest- 
‚betrag der Zusatzrente der betreffenden Klasse bewilligt 
werden. 

Diejenigen Mitglieder, die wegen Vollendung des 65. Le- 
 bensjahres Ruhegeld oder Invalidenrente beziehen, jedoch über 
das vollendete 65. Lebensjahr hinaus im Dienst der arbeit- 
Er ebenden Verwaltung verbleiben, erhalten die Zusatzrente mit 
dem Fortfall der Dienstbezüge. " 

-— Hat der Rentenberechtigte gemäß $& 47 Aufnahme in einer 
- Heilstätte, einem Kranken- oder Invalidenhaus gefunden, so 
verbleibt der Anstalt ein Drittel der Zusatzrente als Beitrag 
- zur Bestreitung der Unterhaltungskosten. Zur Vermeidung be- 
 sonderer Härten kann jedoch vom Anstaltsvorstand auch in 
diesen Fällen eine Zusatzrente bis zur vollen Höhe gewährt 
_ werden. 

83 regelt den Beginn und das Ende der Zu- 
Bätzıente.. .; 7 i 

Nach 8 36 besteht die Zusatzrente aus einer 
Grundrente und jährlichen Steigerungssätzen. 
Ferner wird nach $ 46, auf den später noch besonders ein- 
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werden von den Zechenverwaltungen subventioniert. Werksvertreter sind 
Mitglieder der Vereine; vielfach gehören Zechendirektoren den Vorständen 
an und haben sogar die Vorsitzendenposten inne. Unter dem Deckmantel, 
daß die Vereine nur der Pflege der Geselligkeit und Kameradschaftlich- 
keit, der fachlichen Fortbildung und der Hebung des Standesbewußtseins 
dienen würden, wurden die Bergbauangestellten als Mitglieder gewonnen, 
Teilweise geschah dies unter Anwendung eines mehr oder minder sanften 
Druckes. 

Für die unterzeichneten Organisationen besteht kein Zweifel, daß das 
eigentliche Bestreben dieser Vereine nicht auf der Linie sozialer und 
gewerkschaftlicher Interessenvertretung der Bergbauangestellten liegt. 
Neuerdings ist der Verband der technischen Grubenbeamtenvereine etwas 
aus der Reserve herausgegangen und hat damit seinen wahren Charakter 
und den der ihm angeschlossenen Vereine offenbart. 

Im Zusammenhang mit den letzten Beratungen des Preußischen 
Landtages über das Grubensicherheitswesen hat sich dieser Verband mit 
derselben Frage beschäftigt. Von unbekannter Stelle vorbereitete Ent« 
schließungen, die fast sämtiiche im Landtage vorliegenden Anträge der 
Parteien und die Eingaben der Gewerkschaften ablehnten, wurden von 
den Vereinen angenommen und dann vom Verband der technischen Grt- 
benbeamtenvereine dem Handelsministerium als Meinung der Ruhran- 
gestellten zur Grubensicherheitsfrage übermittelt. Die Annahme der Ent. 
schließungen erfolgte auf Vereinsiestlichkeiten in Gegenwart der Gäste 
oder auch in offiziellen Betriebskonferenzen auf den Zechen. Inwieweit 
auf diese Weise eine freie Meinungsbildung zustandekommen kann, über- 
lassen wir dem Herrn Minister zu beurteilen. In den Augen aller objektiy: 
denkenden Menschen sind die technischen Grubenbeamtenvereine und der 
Verband der technischen Grubenbeamtenvereine in der gleichen Weise 
wie der Verband der oberen Bergbeamten als gelbe Organisationen zu 
betrachten. # 

In Wahrung der Interessen der Bergbauangestellten, die nahezu rest- 
los den uns angeschlossenen Verbänden angehören, wenden wir uns da- 
gegen, daß die genannten Verbände vom Handelsministerium als Anr 
gestelltenvertretungen angesehen werden. Im Interesse der Reinheit und 


* Klarheit im Gewerkschaftsieben, bitten wir den Herrn Minister, in Zu- 


kunft von einer Beteiligung der beiden Verbände bei Benennungen und 


dergl. Abstand zu nehmen.“ 
— 
(Ö 


gegangen werden soll, ein Sterbegeld gewährt. Nachstehend 





Pz 


‚Jühren wir die in Frage kommenden Beträge für die jährliche 


Grundrente und das Sterbegeld auf: 
Jährliche Grundrente Sterbegeld 
R.-M. R-M. 


Versicherungsklasse 1 209 100 
= 2 240 120 
5 3 280 140 
a 4 320 160 
Ay 5 360 180 
u 6 400 200 
» 7 475 240 
© 8 550 280 
„ 9 700 350 
= 10 8375 440 
>s 11 1125 BB LAE, 
5 12 1373 690 


Die jährlichen Steigerungssätze betragen vom 
Tage des Beginns der Mitgliedschaft an 1/,;, Proz. des je- 
weils der Beitragsleistung zugrunde geleg- 
ten rechnungsmäßigen Einkommens. 

Bei Ermittlung der Rentenhöhe wird die Versicherungs- 
klasse, in der zuletzt die Beiträge entrichtet worden sind, und 
die Gesamtzahl der in der Anstalt zurückgelegten vollen Mit- 
gliedschaftsjahre festgestellt, wobei eine Beitragszeit von über 
26 Wochen auf ein volles Jahr aufgerundet wird. Sodann wer- 
den die Beitragszeiten in den einzelnen Beitragsklassen er- 
mittelt, Die ermittelte Gesamtzahl darf jedoch die vollen Bei- 
tragsjahre nicht überschreiten. 

Der Grundrente derjenigen Versicherungsklasse, in der zu- 

letzt Beiträge entrichtet worden sind, wird für jedes volle 
Beitragsjahr in einer Versicherungsklasse der Jahressteigerungs- 
betrag der betreffenden Versicherungsklasse hinzugesetzt. 
Der Gesamtbetrag, der dem Versicherten aus der reichs- 
gesetzlichen Invaliden- oder Angestelltenversicherung oder nach 
dem Reichsknappschaftsgesetz zu zahlenden Renten einschließ- 
lich der nach der Satzung vorgesehenen Zusatzrenten darf 
nach Abzug von zwei Dritteln der eingezahlten Versicherungs- 
beiträge «den auszuzahlenden Betrag der Ruhestandsbezüge 
eines Beamten, dessen pensionsfähige Dienstzeit der Mitglieds- 
zeit des Versicherten und dessen pensionsfähiges Diensteinkom- 
men dem rechnungsmäßigen Einkommen des Versicherten ent- 
spricht, nicht übersteigen. Als Mitgliedszeit des Versicherten 
gilt auch die nach dem %0. Lebensjahr zurückgelegte Mitglied- 
schaft in der Angestellten- bzw. Invalidenversicherung, wenn 
diese einen längeren Zeitraum umfaßt als die Mitgliedszeit in 
der Versorgungsanstalt. 

Die 8$ 37, 38 regeln die Entziehung, Wegfall 
und Wiedergewährung der Zusatzrente bzw. 
das Ruhen des Anspruches auf diese, 
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Die 88 39 bis 44 regeln die Ansprüche auf Witwen- 
bzw. Waisenrenten. In bezug auf die Höhe dieser 
Renten verweisen wir auf die „D.T.Z.“ Nr. 30. 


$ 45 sieht einmalige Abfindungen in folgender Form 
vor: 

1. Witwen, die sich wieder verheiraten, erhalten eine Abfindung im drei» 
fachen Jahresbetrag der Witwenrente. Die Abfindung 
ist auch zu zahlen, wenn der Anspruch auf Witwenrente ruht. 

2. Ist der zum Bezuge der Zusatzrente Berechtigte ein Ausländer, 
so kann er, wenn er seinen Wohnsitz im Deutschen Reiche aufgibt, mit 
dem dreifachen Jahresbetrag der Zusatzrente ab- 
gefunden werden. 


8 46 behandelt den Anspruch auf Sterbegeld. 
Dieses wird gewährt: 

a) beim 
füllt hat; 

b) beim Tode des Zusatz-Rentenempfängers; 

c) beim Tode der Ehefrau eines nach a) und b) Berechtigten; 

d) beim Tode der Witwe der beim Ableben des Ehemannes eine 
Witwenrente zugestanden hat. 

Zur Vermeidung besonderer Härten kann von der Erfül- 
lung der Wartezeit vom Anstaltsvorstand abgesehen werden. 


Nach $S 47 wird für Mitgliedersowie für de- 
ren nicht anderweit versicherten Ehefrauen 
und Kinder unter 16 bzw. 18 Jahren ein Heil- 
verfahren gewährt. Desgleichen kann die Anstalt die 
Kosten für die Aufnahme in ein Kranken- und Invalidenhaus 
übernehmen. 


Nach $ 48 verjähren die Ansprüche auf Anstaltsleistung, 
wenn sie nicht binnen einer Frist von fünf Jahren nach Fällig- 
keit geltend gemacht werden. 


Die 88 49 bis 53 regeln die Geschäftsführung. Sie ent- 
halten Verfahrensvorschriften bzw. Bestim- 
mungenüberdenRechtszug. 


Der dritte Abschnitt behandeltin den SS 54 
bis 56 allgemeine Bestimmungen. Nach $ 54 wer- 
den den Mitgliedern der Anstaltsorgane angemessene bare 
Auslagen von der Anstalt vergütet. Nach $ 55 ist für Sat- 
zungsänderungen und für den Antrag auf Auflösung der An- 
stalt eine Mehrheit von zwei Dritteln der im Ausschuß ver- 
tretenen Stimmen vorgesehen. $ 56 gibt dem Reichspost- 
minister die Vollmacht, nach Anhörung des Ausschusses die 
Auflösung der Anstalt vorzunehmen. 


Im Falle der Auflösung sind nach Erfüllung der Verbind- 
lichkeit gegenüber Dritten zunächst die Ansprüche der Be- 
rechtigten sicherzustellen. Ueber die Verwendung etwaiger 
Ueberschüsse hat der Ausschuß Antrag zu stellen, über den 
der Reichspostminister im Benehmen mit dem Reichsfinanz- 
minister entscheidet. 


In den SS 57 bis 59 des vierten und letzten 
Abschnittes werden die Uebergangsbestim- 
mungen erörtert. Nach $ 57 tritt der verfassungsrecht- 
liche Abschnitt I der Satzung am 1. Oktober 1925 in Kraft, 
während die übrigen Bestimmungen am 1. Januar 1926 wirk- 
sam werden. 


$ 58 behandelt die Altersgrenze bzw. die Anrechnung der 
vor dem Inkrafttreten der Satzung zurückgelegten Dienst- 
jahre. Mit Rücksicht auf die Wichtigkeit dieses Paragraphen 
geben wir ihn vollinhaltlich wieder: 

„I. Die sämtlichen, im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Satzung, 
den arbeitgebenden Verwaltungen angehörenden Arbeiter und Angestell- 
ten werden Pflichtmitglieder der Anstalt, auch wenn sie das 
45. Lebensjahr überschritten haben. 

2. Falls die erforderliche Prämienreserve an die Anstalt eingezahlt 
wird, können die im Dienst der beteiligten Verwaltungen zurückgelegten 
Dienstjahre ganz oder teilweise nachversichert werden.“ 

Nach der Bestimmung des Abs. 2 wird über die Anrech- 
nung der bisher zurückgelegten Dienstjahre mit den einzelnen 
beteiligten Ressorts getrennt verhandelt. Inwieweit bisher zu- 
rückgelegte Dienstjahre zur Anrechnung kommen, wird von 
der seitens des jeweiligen Ressorts eingezahlten Prämien- 
reserve in starkem Maße abhängig sein. Bisher erworbene 
Ansprüche, wie z. B. der Angehörigen der früheren Heeresver- 
waltung auf ihre Unterstützungskasse (Kap. 43,7), werden ge- 
sichert. Die obige Bestimmung zu Abs. 2 bedeutet ein& 
Kompromißlösung gegenüber unserer Forderung auf restlose 
Anrechnung bisher abgeleisteter Dienstzeit. 


Eine protokollarische Erklärung stellt fest, daß für die 
Uebergangszeit von der Bestimmung in $ 34 Abs. 4 (Bewilli- 
ung von Zusatzrente auch bei Nichterfüllung der Wartezeit) 
ür ältere Versicherte (über 60 Jahre alte) besonders wohl- 
wollend Gebrauch gemacht werden soll. 


5 59 behandelt die Aufnahme bzw. Uebernahme von Mit- 


gliedern anderer Pensionskassen, 
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Tode eines Mitgliedes, das die fünfjährige Wartezeit er- 


Nr. 34 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Zum Personalabbau in Preußen. - Nachdem im Reichstag 
das Gesetz über die Einstellung des Personalabbaues (R.B.B. 


Nr. 31) beschlossen ist, ist vom preußischen Staatsministerium | 
mit Erlaß vom 8. August 1935 Nr. F. M. IC. 2. 63863 I D1.! 


2370 H, anstelle der noch herbeizuführenden gesetzlichen Rege- 
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lung, ebenfalls der zwangsweise Abbau von Personal auige- | 


hoben worden. Hiermit ist der vielfachen Willkür nachgeord- 
neter Behörden diese Grundlage ihrer unsozialen und wider- 


rechtlichen Maßnahmen gegen mißliebige Angestellte und Be- | 
amte entzogen. Die Betriebsräte haben jetzt wieder die Mög- | 
lichkeit, auf der Grundlage des Tarifvertrages und der Schutz- | 
bestimmungen des B.R.G., zum Schutze der Arbeitnehmer | 


zu wirken. Der Erlaß lautet: 


„Im. Hinblick auf den Erlaß des: Reichsgesetzes über Einstellung 
des Personalabbaues und Aenderung der Personalabbau-Verordnung vom 
4. August 1925 (R.G. Bl, S. 181) wird folgendes angeordnet: 

1. Von den Vorschriften des $ 15 Abs. 1 und 2 und des $ 16 
Abs, 1 Satz 1 der Preußischen Personalabbau-Verordnung ist in Zukunft 
kein Gebrauch mehr zu machen. 

2. Bei Entlassungen von Arbeitnehmern sind bezüglich der Kündi- 
gungsfristen und der Gewährung von Abfindungssummen in Zukunft 
nicht mehr die 88 35 und 36 der Preußischen Personalabbau-Verordnung, 
sondern die sonstigen gesetzlichen oder vertraglichen (tarifvertraglichen) 
Bestimmungen und unter Berücksichtigung der Aufhebung des Art. 16 
der Reichspersonalabbau-Verordnung die Vorschriften des -Betriebsräte- 
gesetzes anzuwenden, 

3. Beamten, 'denen die Entscheidung über die Versetzung in den 
einstweiligen Ruhestand nach den 31. Juli 1925 bekanntgemacht ist, 
ist das Diensteinkommen, und zwar nach Maßgabe der Vorschrift des 
5 5 Satz 3 der Verordnung vom 26, Februar 1919 (GS.S.33), bis 
zum Ablauf des Vierteljahres, das auf den Monat folgt, in dem dem 
Beamten die Entscheidung bekanntgemacht worden ist, zu zahlen. 


Beamte, denen die Entscheidung über die Versetzung in den dau- | 
ernden Ruhestand im August 1925 bekanntgemacht ist, erhalten, sofern | 


sie nicht auf ihren Antrag oder mit ihrer ausdrücklichen Zustimmung zu 
einem vor dem 1, Oktober 1925 liegenden Zeitpunkt in den dauernden 
Ruhestand versetzt sind, für die Monate ‚Oktober und November 1925 
den Unterschiedsbetrag zwischen ihrem vollen Diensteinkommen (gege- 
benenfalls Wartegeld)- und ihren Ruhegehalt, 

Die Mehrbeträge sind — vorbehaltlich der späteren gesetzlichen 
Regelung — zunächst vorschußweise zu zahlen. Die Vorschußzahlungen 
sind unmittelbar bei den Besoldungs- und Wartegeldtiteln zu buchen. 

Beamte, denen die Entscheidung über die Versetzung in den-dau- 
ernden Ruhestand nach dem 31. August» 1925 bekanntgemacht wird, 
sind, sofern nicht auf Antrax oder mit ausdrücklicher Zustimmung des 
Beamten ein früherer Zeitpunkt festgesetzt wird, zum Ablauf des Vieriel- 
jahres, weiches auf den Monat foigt, in welchem dem Beamten die 
Entscheidung bekanntgemacht worden ist, in den dauernden Ruhestand 
zu versetzen. 
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4. Von der Kürzung von Versorgungsbezügen bei Privateinkommen | 
auf Grund der Vorschriften der 83 92 bis 95, 98 und 99 der Preußischen | 


Personalabbau-Verordnung ist vorbehaitlich einer Rückforderung etwa 
überzahlter Versorgungsbezüge mit Wirkung vom 1. September 1925 ab 
bis auf weiteres abzusehen.“ 


Die Auswirkung des Wehrmachtversorgungsgesetzes. Die 
Schwierigkeiten in der Unterbringung der Versorgungsberech- 
tigten, deren Zahl erheblich höher ist als in der Vorkriegs- 
zeit, hat zu einer Aenderung des 
gesetzes geführt, das den Kreis der Stellen, die den Versor- 
gungsberechtigten vorbehalten sind, bedeutend erweitert. Im 
Artikel I des neuen Gesetzes ist bestimmt, daß den Versor- 
gungsberechtigten außer den Beamtenstellen auch noch 50 Pro- 


Wehrmachtversorgungs- | 


zent der Stellen vorbehalten sind, die im Wege des Privat- | 
dienstvertrages bei Reichs-, Landes- und Kommunalbehörden | 


und sonstigen Öffentlichen Körperschaften sowie bei den Betrie- 
ben dieser Behörden und Körperschaften besetzt werden. Auch 
Betriebe, deren Erträge überwiegend dem Reich, den Ländern 


oder den Gemeinden zufließen, werden vom Versorgungszwang | 


erfaßt. 


Aus dem Verlauf der Debatte im Reichstag ergibt sich, | 


daß die Unterbringung in: Angestelltenstellen an und für sich 
nicht als Versorgung betrachtet wird, sondern daß sie nur als 

Ersatz dafür angesehen wird, weil die Unterbringung in Be- 
amtenstellen z. Zt. nicht in vollem Umfange möglich ist. 
Das Endziel ist und wird (vor allem für die Versorgungs- 
berechtigten selbst) die Anstellung als _Beamter immer bleiben. 
Es ist anzunehmen, daß der Druck auf vermehrte Schaffun 
von Beamtenstellen, der besonders in den Gemeinden vielfac 
starkem Widerstand begegnet, eine außerordentliche Verstär- 
kung erfährt, wenn die Angestelltenschaft zu einem erheb- 
lichen Teil aus ‘Personen besteht, für die die Anwartschaft 
auf Beamtenwerdung gesetzlich festgelegt ist. 

.. Für die Angestellten sind die neuen Bestimmungen von 
außerordentlicher Bedeutung. Wenn auch die Zusicherung ge- 
geben ist, daß Entlassungen zum Zwecke der Unterbringung 
von Versorgungsberechligten nicht erfolgen sollen, so ist die 
Neuanstellung und evtl: auch die Wiedereinstellung ausge- 
schiedener Angestellter so lange fast vollständig unterbunden, 
als nicht die Hälfte aller Angestelltenstellen durch Versor 
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 gungsanwärter besetzt ist, In gewerkschaftlicher Beziehung 
bedeutet die Durchsetzung der Angestelltenschaft mit einem 
_ Element, dessen Endziel die Beamtenwerdung ist, sicherlich 
auch eine Schwächung der Angestelltenschaft. 
 —  Außerordentlich bedenklich ist, daß auch die Betriebe, 
_ einschließlich der sogenannten privatisierten Betriebe, durch 
' das Versorgungsgesetz erfaßt werden. Es läßt sich zwar 
nicht bestreiten, daß die Reichswehr durch Ausgestaltune 
ihrer Bildungseinrichtungen in umfassendem Maße Sorge da- 
für getragen hat, daß die Abgehenden eine Berufsbildung 
mit in. das Privatleben nehmen, die sie von vornherein als 
praktisch brauchbare Kräfte erscheinen läßt. Ob aber die 
Wirtschaftlichkeit der öffentlichen Betriebe (die angeblich zu 
E geringe Wirtschaftlichkeit der Betriebe war ja das Schlag- 
wort, mit dem auf ihre Loslösung aus der öffentlichen Hand 
hingearbeitet wurde) durch die Verpflichtung zur Unterbrin- 
gung der Versorgungsberechtigten nicht zu sehr belastet wird, 
E muß erst die Erfahrung zeigen. Nicht mit Unrecht ist in der 
5 Reichstagsdebatte darauf hingewiesen worden, daß mit dem 
gleichen Rechte auch alle privaten Unternehmungen und Be- 
triebe verpflichtet werden könnten, Versorgungsberechtigte ein- 
zustellen. 
Für Stellen des eigentlichen technischen Dienstes, seien 
es Angestellten- oder Beamtenstellen, ist die Erweiterung des 
Wehrmachtversorgungsgesetzes vorläufig ohne Bedeutung, da 
der Zwang, Versorgungsberechtigte anzustellen, nur dann vor- 
handen ist, wenn der Anwärter die fachliche Eignung zur Be- 
- kleidung der Stelle besitzt. Technikerstellen sind infolge- 
dessen so gut wie frei von der Unterbringungspflicht, Für 
diese Stellen kommen Versorgungsberechtigte nur dann in 
Frage, wenn sie Techniker sind. Die Zahl der versorgungs- 
berechtigten Techniker aus der Reichswehr ist aber so gering. 
daß sie bei der Zahl der zu besetzenden Stellen überhaupt 
- nicht ins Gewicht fällt, f 








Dienstliche Stellung der Diplomingenieure bei der Reichs- 
_ bahn. Die Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn gibt 
unter dem 21. Juli 1925 folgenden Erlaß (54. 206. 296.) bekannt: 
k „Nach dem Erlaß des früheren preußischen Ministers der öffentlichen 
‚Arbeiten vom 18. Dezember 1907 — IV. B. 3570 — waren Diplom- 
Ingenieure, die zur vorübergehenden: Beschäftigung für schwierige Ent: 
- wurfsarbeiten im Angestelitenverhältnis angenommen waren, demjenigen 
"Mitgliede der Reichsbahndirektion zu unterstellen, dem die Aufsicht über 
"das technische Büro obliegt. Nachdem die Personalverhältnisse dieser 
- Diplomingenieure — hauptsächlich statischer Fachrichtung — insofern eine 
- grundlegende Aenderung erfahren haben, als sie bei dauernder Beibehal- 
tung jetzt als technische Oberinspektoren (Besoldungsgruppe IX) ange- 
stellt werden können, kann die ihnen seinerzeit eingeräumte dienstliche 
Sonderstellung nicht mehr aufrechterhalten werden. Wir bestimmen des- 
‚halb, daß auch die Diplomingenieure und die aus ihnen hervorgegangenen 
- Beamten grundsätzlich dem Bürovorstand zu unterstellen sind. Soweit 
das sachliche Bedürfnis es erfordert, die Nachprüfung der Arbeiten dieser 
Bediensteten durch den zuständigen Dezernenten vornehmen zu lassen, 
- bleibt es den Herren Präsidenten überlassen, zu bestimmen, daß auch die 
Vorlage der Arbeiten unmitteibar bei dem Dezernenten zu erfolgen hat. 
3 Es ist anzustreben, daß zum Vorstande des Brückenbaubüros Beamte 
mit voller akademischer Vorbildung oder Beamte bestellt werden, die 
zwar nicht über diese Vorbildung verfügen, aber sich durch die Praxis 
und eigene Weiterbildung eine hervorragende Befähigung auf dem Gebicte 
des Brückenbaues angeeignet haben. 
£ Der Bericht der R.B.D. Hannover vom 12. Juni 195 — I2A 3 — 
ist hierdurch erledigt. 





Deutsche Reichsbalın-Gesellschaft, 
Hauptverwaltung, 


= I. A, gez.: Roser.“ 
“ © ‚Dieser Erlaß bedeutet eine ganz offenkundige Herab- 
setzung der bei der Reichsbahn beschäftigten Diplomingenieure. 
"Während die Besoldungsordnung für die Angehörigen aller 
übrigen akademischen Berufe die Vergütungsgruppe X als Ein- 
 gangsgruppe vorsieht, wird den akademisch gebildeten tech- 
‚nischen Kräften bei ihrer dauernden Beibehaltung im Reichs- 
bahndienst die Besoldungsgruppe IX in Aussicht gestellt, wo- 
bei sie dann die wohlklingende Bezeichnung „Oberinspektor‘‘ 
führen dürfen. Allerdings sind wir der Meinung, daß die 
- Reichsbahn-Diplomingenieure diese Behandlung infolge ihrer 
‚Einstellung zu den elementarsten gewerkschaftlichen Fragen 
selbst herbeigeführt haben. Der gewerkschaftliche Zusammen- 
‚Schluß in gemeinsamer Front mit den übrigen Angehörigen 
der technischen Berufsgruppen zum Zwecke der Verfechtung 
ihrer wirtschaftlichen und sozialen Interessen ist einem großen 
Teil der Diplomingenieure ein Buch mit sieben Siegeln. 
‚Hoffentlich wird die Einsicht, daß zur Durchsetzung wirt» 
schaftlicher Forderungen und zur Hebung des Ansehens des 
‚technischen Berufes eine einheitliche Kampfiront der Tech- 
niker Voraussetzung ist, auch in diesen Kreisen recht bald 
Einkehr halten. In geschlossener Front mit den übrigen in 
erem Bunde bereits organisierten technischen Angestell- 
ten und Beamten wird es den Diplomingenieuren möglich sein, 
Hıre bisherigen Rechte zu verteidigen und ihre speziellen 
Wünsche wirksam‘ durchzusetzen. AR ns 
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Betriebsräte bei den Behörden 


Hauptbetriebsrat Reichswassersiraßen. Der neugewählte 
Hauptbetriebsrat trat am 30. Juli 1925 zu seiner konstituieren- 
den Sitzung zusammen. Die Mitglieder des H.B.R. waren voll- 
zählig anwesend. Vom Verhandlungsleiter wurde ein Ueber- 
blick über die Zahl der in der Reichswasserstraßenverwaltung 
beschäftigten wahlberechtigten Arbeitnehmer und "über die 
Wahlbeteiligung gegeben. Aus den Ausführungen ergibt sich 
folgendes Bild: 

„Beschäftigt waren zur Zeit der Wahl insgesamt 20696 wahlbe- 
rechtigte Arbeitnehmer, hiervon 18095 Arbeiter, 1700 An- 
gestellte. Von den 20 696 wahlberechtigten Arbeitnehmern sind für 
die Hauptbetriebswahl insgesamt 17 722 Stimmzettel abgegeben worden, 
wovon auf die Arbeiter 15907, auf die Angestellten 1200 Stimmen ent. 
fallen. 615 ‚Stimmen waren ungültig. Die Wahlbeteiligung beträgt bei 
den Arbeitern 87%, bei den Angestellten 705%. Der Prozentsatz der 
ungültigen Stimmen 3,6% der abgebenen Stimmen. Gegen 1924 ist die 
Wahlbeteiligung bedeutend gestiegen, der Prozentsatz der abgegebenen 
ungültigen Stimmen aber von 8,9 (1924) auf 3,6% (1925) zurückgegangen; 
die Wahldurchführung 1925 ist also im allgemeinen bedeutend günstiger 
geworden.“ 

In den Betriebsausschuß des H.B.R. wurde Fritsche 
zugleich als 1. Vorsitzender des Hauptbetriebsrats, Pandow 
zugleich als 2. Vorsitzender des H.B.R. und Behrens als 
Beisitzer wiedergewählt. In den geschäftsführenden Ausschuß 
wurden Fritsche und Pandow wiedergewählt, 


Am 31. Juli fand alsdann die neunte Hauptbetriebsrats- 
vollsitzung statt. Aus der Berichterstattung des Vorsitzenden 
über das abgelaufene Wahljahr ist besonders zu vermerken, 
daß zur Entscheidung über die zwischen Reich und Preußen 
noch hinsichtlich der Verreichlichung der Wasser- 
straBen bestehenden Streitigkeiten nunmehr der Staats- 
gerichtshof angerufen ist. Nach Ansicht der Ver- 
waltung steht die Entscheidung im Laufe des kommenden 
Herbstes zu erwarten. Sobald diese Entscheidung vorliegt, wer- 
den auch die Verhandlungen über Anschluß der in den Län- 
dern beschäftigten Reichswasserstraßenarbeiter an die Arbeiter- 
pensionskasse der Reichsbahn ihrer Verwirklichung entgegen- 
geführt werden können. Inzwischen ist jedoch von den Reichs- 
verwaltungen die Gründung einer Versorgungskasse für die 
Angestellten und Arbeiter der Reichsverwaltungen in Erwägung 
gezogen worden. Es wird also Aufgabe der Organisationen 
und des Hauptbetriebsrats sein, dafür zu sorgen, daß bei der 
Ueberführung des bisherigen Reichswasserstraßenpersonals in 
eine dieser Kassen ihre Rechte in entsprechender Weise ge- 
wahrt werden, 

Die inzwischen mit dem Reichsverkehrsministerium vor 
dem Tarifausschuß geführten Verhandlungen über die Richt- 
linien I zum R.A.T. haben zur Herausgabe neuer, den Ver- 
tragsbestimmungen entsprechender Richtlinien geführt und sind 
den nachgeordneten Behörden durch Erlaß des Reichsverkehrs- 
ministers vom 26. Juni 19235 — W. 11. P. 6. 2523 — nunmehr 
zur Durchführung übersandt worden. Die alten Richtlinen I 
sind aufgehoben worden. Besondere Beachtung verdient auch 
der sogenannte Organisationserlaß des Herrn Preußischen Mi- 
nisters für Landwirtschaft, Domänen und Forsten vom 13. Juli 
1925 — Abw. P. 1. 1049 — der im Einvernehmen mit dem 
Herrn Reichsverkehrsminister herausgegangen und zugleich auch 
für. die Angestellten der Reichswasserstraßenverwaltung, so- 
weit sie bei den Dienststellen der preußischen Wasserbauver- 
waltung beschäftigt sind, Geltung hat. Dieser Erlaß weisb 
darauf hin, daß vielerorts den Bestimmungen auf zweckmäßige 
Diensteinteilung bei den Bauärntern nicht Rechnung getragen 
worden ist und dadurch vielfach eine zu hohe Eingruppierung 
von Angestellten festzustellen sei, Der H.B.R. steht auf dem 
Standpunkt, daß es selbstverständlich Recht der Verwaltung 
ist‘ für möglichst wirtschaftliche Arbeitsverteilung und zweck- 
mäßiges Arbeiten auf den Aemtern Sorge zu tragen. Der: Er- 
laß darf jedoch nicht dazu ausgenutzt werden, ohne jegliche 
Aenderung in der Arbeitsteilung oder Arbeitsleistung der An- 
gestellten lediglich eine Herabgruppierung derselben herbeir 
zuführen. 


Weiter wurden in der Vollsitzung 12 von den Bezirks- 
betriebsräten eingebrachte Anträge allgemeiner Natur behandelt 
und der geschäftsführende Ausschuß mit der weiteren Bear- 
beitung beauftragt. Ueber die Einzelheiten der Sitzung wird 
die demnächst vom geschäftsführenden Ausschuß des H.B.R. 
herausgehende Niederschrift über die Vollsitzung näheres er- 
sichtlich machen. 


Zum Personalmangel in der Katasterverwaltung. Der Per- 
sonalmangel in der Katasterverwaltung an geschulten ka- 
tastertechnischen Kräften nimmt insbesondere bei den Regie 
rungen, wo man sich nicht, wie es die Politik des Finanz- 
ministeriums zu sein scheint, mit Bürogehilfen behelfen kann, 
einen immer größeren Umfang an. Hierfür ist besonders 
charakteristisch nachstehendes’' Schreiben des Betriebsrates der 
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Regierung Arnsberg an sämtliche Betriebsräte der übrigen 
Regierungen: 

„Bei der Katasterverwaltung der hiesigen Regierung werden ganz 
dringend mehrere Katastertechniker benötigt. Trotz Ausschreibung der 
Stellen im Arbeitsnachweisanzeiger durch den Herrn Ministerhaben 
sich bis heute noch keine Techniker gemeldet. Wir 
fragen daher bei Ihnen an, ob dort Kataster- oder gap unicer 
vorhanden und gewillt sind, bei der hiesigen Katasterverwaltung ein- 
zutreten, 

Wir bemerken aber ausdrücklich, daß es uns fern liegt, nur einen 
Wechsel in den einzelnen Verwaltungen herbeizuführen. Es kommen 
demnach ‘nur Herren in Frage, die etwa dort entbehrlich oder bereits 
arbeitslos sind, 

Wir bitten, auch unter den Kollegen nachzufragen, ob ihnen arbeits- 
lose Kataster- oder Vermessungstechniker bekannt sind und gegebenen- 
falis diese zu veranlassen, sich bei der Katasterverwaltung der Regierung 
zu bewerben, 

Für kurze Mitteilung, ob in der dortigen Katasterverwaltung selbst 
Personalmangei herrscht, und ob etwa schon Nichtfachleute zur Be- 
arbeitung der technischen Sachen eingestellt sind, wären wir sehr 
dankbar,‘* 

Es ist gewiß die Aufgabe des Betriebsrates, auch auf die 
Beschaffung und Einstellung von Kräften sein Augenmerk zu 
richten; wertvoller wäre es aber für diejenigen Betriebsräte, 
an die die Anfrage gerichtet ist, etwas Konkreteres über die 
Arbeitsverhältnisse und die Entlohnung zu hören. Solange 
bei den Regierungen und den Katasterämtern vielfach unter 
dem Druck des Finanzministeriums eine Politik getrieben 
wird, die Stellung des Katastertechnikers und seine Entlohnung 
herunterzudrücken, wird kein Kollege bereit sein, ohne eine 
vollkommene vorhergehende Klärung dieser Frage, sich um die 
freien Stellen zu bewerben. Wenn die Betriebsräte mit Erfolg 
der Verwaltung bei der Beschaffung von Arbeitskräften helien 
wollen, so werden sie in erster Linie bei ihrer Dienststelle 
dafür zu sorgen haben, daß den Katastertechnikern die Stellung 
und die Entlohnung zuteil wird, auf die sie kraft ihrer Leistung 
und nach den. Bestimmungen des Tarifvertrages Anspruch 
erheben können. 


Besoldungsfragen 


Aufwertung nachzuzahlender Dienstbezüge. In einem Rund- 
erlaß des Preußischen Ministers des Innern vom 18. Juli 1925 
— Ic 1117 — wird auf Grund der Rechtssprechung des Reichs- 
gerichts nochmals besonders darauf hingewiesen, daß eine 
Verpflichtung zur Aufwertung besteht und daß daher in allen 
in Betracht kommenden Fällen, mag es sich um Beamte, An- 
gestellte oder Arbeiter handeln, aufzuwwerten ist. Im einzelnen 
wird auf die Bestimmungen des Runderlasses des Preußischen 
Finanzministers vom 15. April 1925 (Preuß. Bes.-Bl. S. 96) 
hingewiesen. 


Allgemeine Beamtenfragen 


Beamtensiedlung. Bei der Durchführung von Siedlungs- 


vorhaben werden vielfach von den einzelnen Beamten die 
nach den Bestimmungen möglichen Unterstützungen überschätzt. 
Besonders wird der vorherigen Klärung der Frage der 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
klamationen, sind an den Bundesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her- 
maın Waschow, Uhlenhorst b. Köpenick, Ulmenstr. 17, zu richten, 


Beschwerdeausschuß. Beschwerden gegen die Entscheidungen des 
‚Bundesvorstandes sind an den Obmann des vom Bundesiage neu ein- 
esetzien Beschwerdeausschusses, Herrn Ingenieur Jakob Michler, 


Aünchen, Jutastr. 7, zu richten. 


o0D 00 


Aus den an 


Der orGentliche Gautag des Gaues Westdeutschland 
wid für Sonntag, den A Oktober 1925, vormittags 9 Uhr, nach 
Coblenz, Coblenzer Hof, einberufen. 

Samstag, den 3. Oktober 1925, nachmittags 6 Uhr, findet eine 
Vorbesprechung der Delegierten in Cobienz statt. 


t Die Tagesordnung des Gautages lautet: 
1. Eröffunng und Konstituierung; 
2. Geschäftsberichte und Werbepensum: 
a) Bericht des Gauleiters, 
b) Bericht des Gauvorstandes, 
c) Bericht der Kassenprüfer; 


3. Um 11 Uhr vormittags öffentliche Tagung des Gautages. Referat 


des Kollegen Dr. Fritz Pfirtmann: „Die Geltung des Tech- 
nikers“; 
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finanziellen Zuschüsse keine genügende Sorgfalt zugewandt, 
so daß in einzelnen Fällen Beamte in eine außerordentliche‘ 
Notlage geraten sind und Gefahr laufen, ihre gesamten kleinen 


Ersparnisse zu verlieren. i 
Das Landessekretariat Preußen des A.D.B. ‚schreibt uns 
deshalb auf Grund solcher Einzelfälle mit der Bitte um Ver- 


öffentlichung folgendes: 


‚Grundsatz muß bleiben, daß nicht eher mit dem Bau begonnen 
wird, bis nicht alles klar steht, bis vor allem die Frage der Hergabe 
öffentlicher Gelder in Gestalt der Arbeitgeberhypothek und Hausziss- 
steuerhypothek sichergestellt ist. 

Dabei muß das erste Bemühen der staatlichen Arbeitgeberhypothel: 
gelten, denn die Kommunen geben die Hauszinssteuerhypothek gewöhn- 
lich erst dann, wenn die Arbeitgeberhypothek fest zugesagt ist. 

Ueber Gelder zur Verteilung verfügt das Preußische Wohlfahrts- 
ministerium, ‚welches indessen nicht direkt mit dem Baubesitzer ver- 
kehrt, sondern nur durch Vermittlung des zuständigen Regierungs-’ 
präsidenten, der die örtlichen Verhältnisse und die Angaben des Beamten, 
der sich ein Eigenheim gründen will, eher nachprüfen kann. Im übrigen 
handelt es sich bei dieser Aktion um eine Maßnahme zur Behebung der 
Wohnungsnot unter den Beamten. Es müssen also in jedem Halle 
die Umstände dahin ausgelegt werden können, daß irgendweiche Schwie- 
rigkeiten in der Unterbringung von Beamtenfamilien durch das Bait- 
projekt behoben werden. 

Zunächst ist durch die Dienstbehörde des betreffenden Kollegen das 
Projekt mit allen Unterlagen, Begründungen und Vorteilen dem zustän- 
digen Regierungspräsidenten einzureichen, und zwar vor April jeden 
Jahres mit gehöriger Frist, daß bis zum April die Angaben nach- 
geprüft werden können. Der Regierungspräsident gibt alie von ihm für 
empfehlenswert erachteten Gesuche an das Wohlfahrtsministerium; dieses 


. weist die Gelder nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Mittel 


den Regierungspräsidenten an. 

Für 1925 lag die Sache so, daß die von allen preußischen Regierungs- 
präsidenten befürworteten Bauvorhaben der Beamten die Summe von 
45 Millionen Mark erfordert haben würden. Nach den vorhandenen 
Mitteln konnte etwa ein Viertel dieser Summe hergegeben werden. 

Die Arbeitgeberhypothek, die mit erträglichen Prozenten verzinst 
und getilgt wird — in Oberschlesien ist der Staat zeitweilig auf 3 9% 
p. a. heruntergegangen —, beträgt für die Provinz rund 5000.— M., für 
Berlin z.B. etwa 8000.— M. Nach dieser Norm solite der Beamte sein 
Projekt einrichten. Er wird dann in der Provinz etwa 3000.— M,, in 
Berlin etwa 6000.— M. Hauszinssteuerhypothek erlangen können, hat 
also mit 8000.— M, bis 140009.— M. öffentlichen Geklern zu rechnen 
und kann sich hiernach seinen Plan machen, 

Veröffentlichungen in Organen des Bau- und Siedlungswesens stellen 
die Dinge ungewolit rosiger dar, als sie tatsächlich sind. Gewöhnlich 
liest ein Kollege solche Artikel, begeistert sich an der greifbar dar- 
gestellten Möglichkeit und geht mit Feuereiier an die Verwirklichung 
seines Ideals. Dabei geschieht es leicht, daß er sich festfährt, weil er 
die Höhe der staatlichen Gelder überschätzt, oder weil er, vielleicht im 
Besitz geringer eigener Mittel, mit diesen zu bauen beginnt, bevor alles 
klar steht. Hier kann der Beamte nicht nur um Hab und Gut kommen, 
sondern Gehaltsabzüge zur Deckung von eingegangenen Verbindlichkeiten 
auf Jahre hinaus in den Kauf nehmen und noch sein Häuschen drangeben 
müssen, das den Traum seines Lebens darstelite. > 

Deswegen bittet das Landessekretariat Preußen die Verbände, ilıre 
Mitglieder hier zur Vorsicht zu mahnen und stellt sich mit Rat und Tat 
für alle Kollegen zur Verfügung. Das Landessekretariat bearbeitet gerade 
jetzt diese Materie und ist gern bereit, den Kollegen zu heifen. Vor dem 
Bau sich also an seinen Verband wenden, der dieserhalb sich dann des 
Landessekretariats bedienen wird! Was für 1926 geplant wird, muß 
jetzt schon eingeleitet werden! I“ 


4. Wahlen: 
a) Wahl von 5 Gauvorstandsmitgliedern und 5 Ersatzmännern, 
b) Bestätigung des Gauleiters; 

5. Anträge; 

6. Verschiedenes. 

Bund der technischen Angestellten und Beamten. 

Gau Westdeutschland. 


Der Gauvorstand: 
Bolten. Horn. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T.Z.“ erfolgen 
nur in der 4, 8. 12. und 13. Nummer jedes Vierteljahres; sie dürien 
wegen des beschränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Orts- 
verwaltung, Art der Versammlung, Datum, Versammlungsbeginn, Ver-- 
sammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 3 Tage vor Er- 
scheinen der neuen Nummer im Besitz der Redaktion sein 
und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzung enthalten: 


M = Mitgliederversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, B = Berufsausschuß, 


Bautzen. M. 4. IX. ‚8%. Bürgergarten. 

Bonn. M. 5. IX. 80. Rest. Jakob, Friedrichstr. 23, 

Dudweiler. F. Bergbau. 13. IX. Vorm. 0% im Lokal Brenner, 
Eisenach. M. 2. IX. 8%. Karthäuser. Hof, Karlsplatz. 

Erfurt. M. A. IX. 8%. Rest. Steiniger. 

Glatz. M. 4. IX. 730, Stephans Brauerei, Roßstr. 

Görätz, M. 3. IX. 8%, Handelskammerhaus. 

Greifswald. 2.IX. 80, Lokal Berger, Ecke Fisch- u. Langefuhrstr. 
Heidelberg. M. 3. IX. 800. Brauerei Ziegler. ö 
Hildesheim. M. 3. IX. Altdeutsches Haus, Osterstraße. 


V = Vertraitensmännerversammlung, 
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Meiderich. M. 3. IX. 800%, Rest. Stadtgarten, Kirchstr. 

Mülhausen i. Th. M. 3. IX. 830, Rest. Postkeller, Steinweg. 

Neuruppin. M. 8. IX. 8%, Restaurant am See (Inh. H. Wölk). 

Potsdam-Nowawes.. M. 4. IX. 8%, Restaurant „Fürst Bismarck“, 
Potsdam, Mammonstr. 1. 

Siegen i. W. M. 1. IX. 73%, Wirtschaft Heiser, Bahnhofstr. 19. 

Weimar. M. 2. IX. Hotel Germania. 

Wittenberg (Bez. Halle). M. 9. IX. 8% im Gasthaus „Zur goldenen 
Sonne“, 

. Wittenberge. M. 1. IX. Vereinslokal Deutsches Haus. 


Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung‘ 
übersandten Schriftwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 
erfolgt nicht, 


Baktis, Dr., Sozialhygieniker an der Universität Moskau: Die Sexual- 
revolution in Rußland. Beitrag zum Sexualproblem. Herausgegeben 
von Dr. Felix Teilhaber. Heft IV. 1925. Berlin. Verlag: „Der 
Syndikalist“, 

Berlepsch, Hans v.: Sozialpolitische Erfahrungen und Erinnerungen. 1925. 
Verlag: M.-Gladbach. 

Berliner, A.: Lehrbuch der Physik in elementarer Darstellung. 3. Auflage. 
Mit 734 Abbildungen. 655 Seiten. Gebunden 18,60 R.-M. 1924, 
Verlag: Julius Springer, Berlin. 

Amman, Dr. Hans Günther Walter: Der Bildwart. Blätter für Volks- 
bildung. 3. Jahrg. Verlag: Jos. Kösel & Fred Pustet, Berlin NW, 
Bochumer Str. 8, 

Brockhaus, Der Kleine: Handbuch des Wissens in einem Bande. Liefe- 
rung II u. IV. In zehn Lieferungen zu je 1,90 M. (ermäßigter 
Subskriptionspreis). Verlag: F. A. Brockhaus, Leipzig. 

Festschrift für Ludwig Wiesinger: Kohlenhandelsiragen. Mit einem Vor- 
wort von Prof, Dr. Kurt Wiedenfeld. 1925. Verlag: Deutsche Kohlen- 
zeitung, Karl Borchardt, Berlin. 

33. Geschäftsbericht über die Jahre 1922 bis 1924. Berlin, 1925. Verlag 
des Ortsausschusses Berlin des A.D.G.B. 

Henderson, Hubert, D.: Angebot und Nachfrage. Wirtschaftswissen- 
schaftliche Leitfäden. 1. Bd. 1924. Verlag: Julius Springer, Berlin. 

Hermann, W. R.: Was ist Beamtentum? Rechtlich-sozioiogische Studie. 
Bücher für Recht, Verwaltung und Wirtschaft. Bd. 24. 1925. Ver- 
lagsges. „Kameradschaft“, G.m.b.H., Berlin. 

Hilferding, Rudolf: Die Schicksalsstunde der deutschen Wirtschaft. 1925, 
Verlag: J.H.W. Dietz Nachf., Berlin. 

Jahr, Paul, Dip!.-Ing., Oberregierungsrat im Reichspatentamt: Die Anmnel- 

R dung deutscher Patente. Anleitung und Ratschläge zur Selbstanmel- 
dung von Erfindungen für Patentsucher, besonders der Kleinindustrie 
und des Kleingewerbes. Zweite, neubearbeitete Auflage. 1925. Ver- 
lag: Carl Heymann, Berlin. i 

Jenssen, O.: Der lebendige Marxismus. Herausgegeben anläßlich des 
70, Geburtstages von Karl Kautsky. In IV Abteilungen. 

Abteilung I: Zur ökonomischen Theorie der Nachkriegszeit. 

s I: Der Weg zur Sozialisierung. 

» MI: Politik und Geschichte. Bevölkerungspolitik und Er- 
ziehung. 

» ]V: Neuland des historischen Materialismus, 

Thüringer Verlagsanstalt, G.m.b.H., Jena. 

Keller, Gottfr.: Die Leute von Seldwyla. Erzählungen in zwei Bänden. 
Zweiter (Ergänzungs-) Band. Herausgegeben von Prof. D. Phi- 
ipp Witkop, 1922. Volksverband der Biücherfreunde. Wegweiser 

Verlag G.m.b.H. Berlin. 

' Kelling, Joh.: Bestimmungen der Durchmesser für unbekleidete Rohr- 
leitungen der Niederdruckdampf-Abdampf- und Vakuum-Heizungen. 
Dritte, gänzlich umgearbeitete und erweiterte Auflage mit 33 Ta- 
.bellen und ‘15 Abbildungen. 1925. Carl Marhold, Verlagsbuch- 

handlung, Halle, 

London, Jack: König Alkohol. Ein autobiographischer Roman. Gylden- 

“  dalscher Verlag, A.G. Berlin, 

Mayer, Gustav: Lassalles Weg zum Sozialismus. Festrede zu seinem 
100, Geburtstag. 1925. Verlag: J. H. W, Dietz Nachf, Berlin. 

Noack, Viktor: Kulturschande. Die Wohnungsnot als Sexualproblem. 
Beitrag zum, Sexualproblem,. Herausgegeben von Dr. Felix Teil- 
haber.. Heft IV. 1925. Verlag: Der Syndikalist, Berlin. 

_ Ritter, Kurt: Die Notwendigkeit von Agrarzöllen in neuer Beweis- 
‚ führung, Agrarpolitische Aufsätze und Vorträge, 4. Heft. 1925. 

Verlagsbuchhandlung W. Parey. Berlin. 

‚Robertson, D. H.: Produktion. Wirtschaftswissenschaftliche Leitfäden. 

_ ,% Bd. 1924. Verlag: Julius Springer. Berlin. 

"Robertson, D. H.: Das Geld. Wirtschaftswissenschaftliche Leitfäden. 

Bd. 2. 1924. Verlag: Julius Springer. Berlin. 

Roßland: Offizieller Bericht der britischen Gewerkschaftsdelegation 

über Rußland im November und Dezember 1925, Neuer Deutscher 

Verlag, 1925. Berlin, 

'Sarabianow, Wladimir: "Neue ökonomische Politik. Rußland-Bibliothek. 
1. Sammelband. Neuer Deutscher Verlag. Berlin. 

'Warneyer, O. u. Koppe, F.: Die neuen Aufwertungsgesetze. Hypo- 

> thekenaufwertungsgesetz, Anleihe-Ablösungsgesetz vom 16. Juli 1925. 

1925. Industrieverlag Spaeth & Linde. Beriin. 

Woytinsky, W.: Die Welt in Zahlen. In sieben Büchern. 1. Buch 

der Serie populär-statistischer Bücher. R. Mosse. Berlin. 

right, Harald: Bevölkerung. Wirtschaftswissenschaftliche Leitfäden. 

4. Band. 1924, Verlag: Julius Springer. Berlin. 


, „Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu 
beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. H, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
tellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Be- 
















echnung von Porto und Verpackung. 
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Gewerkschaftliches. 


Die freien Gewerkschaften und die Kirche. Von A. Draack. Im 
dustriebeamten-Verlag Berlin NW 40. Preis 1 Mark und 6/3. 


Durch den Beschluß der Fuldaer Bischofskonferenz, von dem der 
Verfasser ausgeht, hat sich die katholische Kirche auf den Boden der 
sogenannten christlich-nationaen Gewerkschaftsbewegung gestellt, deren 
Gründung und Existenz eine Zersplitterung der deutschen Gewerkschaits- 
bewegung bedeutet, In der „Deutschen Techniker-Zeitung‘“ haben wir 
wiederholt darauf hingewiesen, daß die gewerkschaftliche Vertretung: 
der wirtschaftlichen Arbeitnehmerinteressen eine reigiös-neutrale Ange: 
legenheit ist und daß kein sachlicher Grund vorliegt, die Arbeitnehmer- 
bewegung durch Dinge zu zersplittern, die mit dieser Interessenvertretung 
nichts zu tun haben. Ebenso wie das Unternehmertum, das sich auch 
nicht nach Weltanschauungen in besonderen Verbänden organisiert, sollten 
auch die Arbeitnehmer ihren Wirtschaitskampf geschlossen führen. Vor 
einer rein sachlichen Prüfung und wissenschaftlichen Behandlung dieser 
Frage halten alle Gründe, die von der christlichen Gewerkschaftsbewegung 
für ihre Sonderexistenz ins Feld geführt werden, nicht Stand. Aber die 
Wahrheit wird immer wieder verleugnet. Deshalb tut weitgehende Auf- 
klärung not. Unser Bund hat als freie Gewerkschaft seit seiner Grün- 
dung streng an seiner religiösen Neutralität festgehalten. In keiner 
seiner Aeußerungen ist etwas zu finden, das die Befürchtungen der 
Fuldaer Bischofskonferenz, daß für das Mitglied oder seine Familie die 
Gefahr des Abfalies vom Glauben bestehe, rechtfertigt. Das hindert die 
Apostel der Unwahrheit nicht, Angestellte, die der freien Gewerkschafts- 
bewegung noch fern stehen, unter Ausnutzung der Kundgebung der 
Bischöfe für ihre Sonderbündelei einzufangen und die Gewerkschaitsbe. 
wegung der Arbeitnehmer zu schwächen. Deshalb sollte jeder Gewerk- 
schafter, der seine Mitgliedschaft ernst nimmt, sich mit dem geistigen 
Rüstzeug versehen, das notwendig ist, um die Wahrheit im Interesse der 
Gewerkschaftsbewegung zum Siege zu führen. 

Dazu dient auch die vorliegende ' Schrift. Der Verfasser hat alle 
Gründe zusammengetragen, die die freie Gewerkschaitsbewegung als die 
alleinberechtigte Vertretung der Arbeitnehmer deutlich machen. Das 
Buch ist ein Beweis dafür, daß alle Wissenschaftler, die sich auf Grund 


 geschichtlicher Erkenntnisse ernsthaft mit dem Befreiungskampf des ar- 


beitenden Menschen beschäftigt haben — mögen sie im kirchlichen oder 
nichtkirchlichen Lager stehen —, zu dem Ergebnis kommen, daß die freie 
Gewerkschaftsbewegung wirtschaftspolitisch, kulturell und ethisch be- 
gründet ist. 


Wer das Buch von Draack aufmerksam gelesen hat, wird die Ueber- 
zeugung gewonnen haben, daß die Stellungnahme der Bischöfe über 
kurz oder lang einer zeitgemäßeren Platz machen muß, und daß die 
christlichen Gewerkschaften, die schon so manchen Schritt in Richtung 
der freien Gewerkschaft tun mußten, auch zu grundsätzlichen Wider- 
sachern des Kapitalismus werden müssen. Sie müßten sich denn in aller 
Zukunft in Widerspruch zum Ursinn des Christentums bekennen. Wer 
dieses erkennen will — das sollte in erster Linie jeder Vertreter der 
freigewerkschaftlichen Richtung tun —, dem ist das Heft von Draack zur 
Durcharbeitung zu empfehlen, J. Gröttrup. 


Schweizer. Angestelltenkongreß. Protokoll des ersten schweizerischen 
Angestelltenkongresses über die Referate und Verhandlungen vom 18. 
und 19. Oktober 1924 in Zürich. Quartheft mit 98 Textspalten. Heraus- 
gegeben von der Vereinigung schweizer. Angestelltenverbände (V.S.A.). 
Preis 2 Fr. 


Wir finden in diesem umfangreichen Protokollheft sowohl die Re- 
ferate als auch die Diskussion wörtlich wiedergegeben. So u. a. Re- 
ferate und Diskussion über: 1. Die Stellung der Privatangestelitenschaft 
in der Volksgemeinschait; 2. Die Angestelitenschaft und die schweizerische 
Wirtschaftspolitik; 3. Die Steliungnahme der Angestellten zur staatlichen 
Alters-, Invaliden- und Hinterbiiebenenversicherung; 4. Die Angestellten- 
versicherung der V.S.A.; 5. Zum Gesetz über das Dienstverhältnis der 
Bundesbeamten; 6. Forderung eines wöchentlichen Ruhetages im schweize- 
sischen Gastwirtsgewerbe; 7. Die Angesteliten als Staatsbürger. Da den 
Referaten und Beschlußanträgen programmatische Bedeutung zukommt, 
wird dieses Protokollheft, weit über den Tag hinaus, als Informations- 
quelle seinen Wert noch längere Zeit behalten. _ 


Verschiedenes. 


Der Kleine Brockhaus, Handbuch des Wissens in einem Bande 
oder in 10 Lieferungen, Verlag F. A. Brockhaus, Leipzig, ist jetzt 
mit der’4, Lieferung erschienen. Durch sofortige Bestellung sichert man 
sich den ermäßigten Subskriptionspreis von 1,90 M. für die Lieferung. 


B 


efafel. 











Sierb 
Es starben: 


E. Dorfeld (240823), Berlin Willi Menkhoff (129882), Mainz 

€. Fritz (176014), Berlin Franz Müller (84844), Berlin 

Alwin Geist (103937), Aschersleben Nikoi. Müller (T. 79829), München 

Hermann Grewer (65633), Oster-- Hermann Preuß (73 788), Beuthen 
teld Hermann Reithmaier (261370), 

Arnold Hausmann (T. 45932), Buer Würzburg 

Albert Hoffmann (59632), Duis- Rune Schilde (211851), Aschers- 

l 


burg eben 
K. Hofmann (2°073), Berlin Wilh. Schulz (179860), Dresden 
Edw. Kinter (73643), Oberhausen Hermann Stark (1247), Köln 
Arno Carl Kiopfer (T. 30941), Josef Wanjek (65 114), Scholven- 
Hörde Zweckel ' 
Friedr. Köhr (T. 45581), Mannheim Wilneim Zeitz (T. 15 535) Ostfriesl. 
'2oh. Kuhn (194511), Trier Karl Ziebler (66693, Unna 
Paul Lerche (T.92906), Friedrich- August Ziegenberg (213270), 
hagen‘ Schwenningen. 


Ehre ihrem Andenken! 
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Die Subskription erlischt für die Lieferungsausgabe späte- 
stens mit Erscheinen der letzten Lieferung, Der Subskriptionspreis der 
Bandausgabe beträgt in Halbleinen 21,— M,, in Halbfranz 23,— M. 

In der vorliegenden 4, Lieferung ist der Text bereits bis zum 
Buchstaben I (Impfung) fortgeschritten. 


Joseph Roth: „Der blinde Spiegel“ Ein kleiner Roman. 
Berlin 1925. Verlag J. H. W. Dietz Nacht. 


An. sich auch eine kleine, belanglose Tragödie, dieses Zerrieben- 
werden eines tierchenhaft unbewußt durchs Leben taumeluden Mädchens. 
Aber, daß es viele Tausende solcher Mädchen gibt, ist eine große 
Tragödie. Was aus einem banalen Theina gemacht werden kann, zeigt 
der Verfasser mit seiner biegsamen Technik voller Feinheiten und 
glänzender Blitzlichter. Titel- und Umschlagzeichnung, „besonders erstere, 
schr gut. Ebenso die Ausstattung. Warum so wenig Bilderschmuck ? 
Warum ist der Künstler nicht genannt? LED 


Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin. 


spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. | Schluß der Anzeigenannahm> 4 Tage vor Erscheinen. 

































2 Katastertechniker 
oder Hilfstechniker 


für das Katasterbüro der 
Regierung gesucht. Den Ge- 
suchen sind Lebenslauf u. be- 
glaubigte Zeugnisabschriften 
beizufügen. 
Der Regierungspräsident 
in Schleswig. 


Neuerscheinung! 


Die freien Gewerkschaften 
und die Kirchen 


von A. Draack. 

Ist wahres Christentum zu vereinbaren mit tätigem 
I Eintreten für die freien Gewerkschaften ? — Vor diese 
Frage sind durch die Stellungnahme der Fuldaer 
| Bischofskonferenz alle freien und christlichen Gewerk- 
Ü schaften erneut gestellt worden. — Die tiefgründige, 
auf ein umfassendes Material gestützte Darlegung f 
Draacks bietet jedem eine leicht verständliche Handhabe 
Ü zu eigener klarer Entscheidung. 

Kartoniert 488. — Preis RM. 0,80 u. Partiebezug: | 
Gewerkschaften und deren Ortsvereine erhalten bei 
Bestellung von 5 Exemplaren 1 Stück gratis. 


Indusiriebeamten-Verlag G.m.b.H., Berlin W 40, 
Postscheckkonto Berlin 155 50. 








Fertiger Hochbautechniker 
geübter Zeichner, mit Er- 
fahrung aut dem Bauplatze, 
wird für die Zeit vom 1. Sep- 
tember bıs 30. Novbr. 1925 
eingestellt. Angebote mit 
Lebenslauf, Zeugnisabschrif- 
ten u. Gehaltsansprüchen sind 
einzureichen 

Mühlhausen I. Thür., 6. Aug. 1925. 
Der Vorstand des Landesbauamts. 









Sie grafis und ranko KAT 
D’- GESELLSCHAFT m.b.H. € 
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ERHOLUNGSHEIM DES BUTAB, SONDERSHAUSEN IN THÜRINGEN — ANSICHT VON NORDEN IM WINTER 


Teilzahlung! Katalog freitl 


Photographische 
Apparate 


von H. Schlüter. 
Bd.I Säuleu. Balken. 


Eisenbetonat | 


9,50 M. Katalog A 
Bd.II Rahmen u. Ge- 
wölbe. 9,50 M. Uhren, Soldwaren, 
Ist leicht verständl. n z 
Ratenzahlung durch Brilianten 
Katalog B 


H. Meusser, Buchh. 
Bertin W 57/4, Potsdamer Str. 75. 











L.Römer, Altona-Othmarschen 9. 






Technische Vertreter 
für den Vertrieb von unglaublich billigen 


Fräsern gesucht, Vorhandenes Lager 
55000 kg. 


Kraut & Kaiser 
Hamburg 39, Ulmenstrasse 21 


u = 3 x 












Ein Buch wichtig. Frauen- 
fragen von der früheren 
Oberhebamme der Charite 


Berlin gibt sichern Rat in | ns ® 

allen Fällen! Versendetge- Dianos— Harmoniums-Sprech upparat 
schloss. geg. Einsendg. von haben Weltruf von der Weltfirma 
M. 1,— Frau Anna Hein, Max Horn, Zwickau, Spiegeistr. 23 
hyg.Versandhs., Berlin 75, liefert nach 36 Weltstaaten. Besonders 
Potsdamer Straße 106a, günstige Zahlungsbedingungen. 


“ Katalog 52 umsonst. 
Alleinise Anzeigen- Angeben, was für e'n Instrument 
u. Beilagen- Annahme 


gewünscht wird. Harmoriums 
R. M E ” K E L mit eingebauten Spielapparaten, wo 
' BerlinW 35, Poisdamerstr. 111 














jedermann sofort ohne Nötenkennt- 
nis 4-stimmig spielen kann, schon 
von M. 255,— en. 




















Vielseitigen Wintersport, Kräftigung der Gesundheit und beste Verpflegung 


finden die Bundesmitglieder und ihre Angehörigen bei einem Aufenthalt in unserem schönen 


Erholungsheim in Sondershausen in Thüringen. 


Die Lage Sondershausens, 210 m über dem Meere, an den bewaldeten Bergen der Hainleite, die Gelegenheit zu meilenweiten Spazier- 
gängen in Flochwald und gesunder Gebirgsluft bieten, ist von hohem landschaftlichen Reiz. _ Ausgezeichnete, gut gepflegte Rodel- | 
bahnen führen von den Bergen in- das Tal hinab. Die weiten Bergwiesen bieten ein vortreffliches Skigelände. Der herrliche | 
Lohpark enthält ausgezeichnete Eisbahnen. Der Verpflegungssatz (einschl. Miete und Heizung) beträgt 4 Mark täglich. | 


Den Kollegen, die ihren Urlaub in den Wintermonaten genießen wollen, empfehlen wir, ihn im Heim zu verieben. | 
Anmeldungen sind an die Verwaltung des Erholiungsheims, Berlin, Werfistr. 7, zu richten. 
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$ erantwortl.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Bore! GmbH., Berlin SW 68! 
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I Nummer 35 7 7. ] 
Der Dank an die Kriegsopfer 
© _ Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Abänderung des 
B. Reichversorgungsgesetzes ist Gesetz geworden. 

Dieses Gesetz bringt zweifellos einige kleine Verbesserun- 
gen gegenüber dem alten Gesetz. 
E: ‚Die Grundrenten werden um 50 Prozent erhöht, so daß 
also z..B. ein Beschädigter mit ‚einfacher Ausgleichszulage 


einer mittleren Ortsklasse an monatlicher Rente ohne Zusatz- 
- rente die aus nachstehender Tabelle ersichtlichen Sätze erhält: 





ahrgang 








———————————————— nn 
bei M nderung als Unverheirateter 
der Erwerbs- ohne Kinder 





als Verheirateter 
mit zwei Kindern 


© fähigkeit um | bisher RM. |; jetzt RM. bisher RM. jetzt RM. 
| 30 v. H. 8.80 13.20 12.30 18.45 
= “r.H 11.70 1755 16.35 24,50 
IE 50v.H. 17.55 25.80 26.30 38.65 
U 60wH | 219 31.10 32.80 46.70 
70 v. H. 27.75 37.50 41.60 56.20 
80 v. H. 35.— 44.75 52.55 67.10 
90 v. H. 43.80 “53,95 65.65 80,95 
bei Erwerbs- 5839: 65.65 87.50 98,45 

. unfähigkeit 


0, Auch die Ruhensvorschriften sind neu geregelt worden. 
Die Kürzung der Rente tritt bei einem unverheirateten Beschä- 
 digten erst ab einem monatlichen Einkommen von 320 R.-M. 
> ein, und zwar nur um ein Zehntel; bei Erhöhung des monat- 
lichen Einkommens um je weitere 50 R.-M. rıtht je ein weiteres 


Zehntel, so daß mit einem gänzlichen Fortfall der Rente erst . 


bei einem Einkommen von monatlich 770 R.-M. zu rechnen 
Bist. Bei Verheirateten erweitert sich die Grenze mit jedem 
E Kind um weitere 50 R.-M. 
Die Witwenrente ist um 334, Prozent erhöht. Die 
Gewährung einer Elternbeihilfe in besonderen Fällen 
ist als Kannbestimmung neueingeführt worden. Die Frist, in- 
3 nerhalb der Anträge auf Elternrente gest/Ht werden können, 
ist von zwei auf drei Jahre verlängert, di Frist für die Eltern 
> ee ‚oder schon verstorbener Kriegsteilnehmer um vier 
I Jahre, bis auf den 31. März 1930, hinausgeschoben worden: 
- Die Beschränkung, daß die Elternrente 70% der Vollrente des 
Verstorbenen nicht übersteigen darf, ist gefallen und gilt nur 
noch für die Elternrente für Großeltern. 
Dem 8 63 ist der Absatz neu hinzugefügt, daß die Ver- 
sorgungsgebührnisse nicht ruhen, wenn bis zur Versetzung in 
„den Ruhestand Versorgungsgebührnisse zu zahlen waren. 
Diesen kleinen Verbesserungen für die Kriegshinterbliebe- 
2 a aber die Herabsetzung der Zusatzrente 
tun 


#. 


e aus nachstehenden Tabellen ersichtlich ist: 


> 
a 
a 


ir © 







| a) Zusatzrente: 









E . + " Bei einer Minderung der R Bisher ; 3 e > “Jetzt 
2° Erwerbsfähigkeit um Reichsmark Reichsmark 
$ jährlich jährlich 


he 106 144.— 
e 70 = 80 321— \ 300.— 
mehr als 80 


504.— 














Zeitschrift des Bundes der technischen Angestellten und Beamten. 







60° vH!" 


ist ihnen nicht gelungen. 


der Schwerbeschädigtenrente gegenüber, wie 


ist insofern zu verzeichnen, ‚als die Altrentner über 





Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlinn — Fernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestelite 
und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin Wa. 


Berlin, den 28. August 1925 








_ Also eine Verschlechterung der Zusatzrente der Schwer- 


kriegsbeschädigten und eine kaum nennenswerte Verbesserung 


der Renten bei Minderung der Erwerbslosenfähigkeit um 50 bis 


b) Schwerbeschädigtenzulage: 








Bisher 


Bei einer Minderung der ‚ar of THletzt 


“  Erwerbsfähigkeit um Reichigrhan) > Reichsmark 
v.H. jährlich i jährlich 
> 
in ro 10 15283 
B - 60 NSEP IP ' 30,— 
10 45. 2.— 
80 n- ya LLiNDE 
% 131, KA LE EEE %.— 
100 189,— 135.— 





Bei der Einreihung in die verschiedenen Gruppen ist sche- 
matisch und willkürlich vorgegangen worden. Es ist nicht 
daran gedacht worden, die Verletzung in Beziehung zu dem 
Vorkriegsberuf des Beschädigten zu bringen, um so die tat- 
sächliche Minderung der Erwerbsfähigkeit festzustellen. 

Die Kriegsopfer wollten diesen Uebelstand abstellen. Es 
Ebensowenig half ihnen ihr Protest 
gegen die Herabsetzung der Schwerbeschädigtenzulage und 
‚der Zusatzrente. Die Regierungsparteien ließen durch ihrel 
Presse versichern, daß diese Herabsetzungen keine Minderung 
der Gesamtbezüge nach sich zögen. Sie verschwiegen aber 
dabei, daß fast 50% aller Versorgungsberechtigten um mehr 


als 50 bis 60. v. H. erwerbsbehindert sind und daß 75% der . 


‚Kriegshinterbliebenen. durch diese Minderung betroffen wer- 
‚den, da ja ihre Bezüge aus den Vollrenten hergeleitet werden. 


Eigenartig sind die um 20 v. H. Erwerbsbeschränkten, 


„welche 1923 aus der Reichsversorgung ausschieden, behandelt 


worden. Die ihnen seinerzeit zugestandene Abfindung von 
-600000 M. haben sie damals entweder gar nicht oder so ent- 
‚wertet erhalten, daß sie wohl kaum. ein Brot dafür kaufen 
‚konnten. Jetzt werden diese Erwerbsbeschränkten mit einer 
‚Nachzahlung von 50 R.-M. abgefunden, die aber nur gewährt 
‚wird, wenn das monatliche Durchschnittseinkommen 200 R.-M. 
nicht übersteigt. 

Unverständlich und ungerecht ist bei der Festsetzung der 
Grundrente verfahren worden. Die Erhöhung beschränkt 
sich auf 50 Prozent bei den -Mannschaften, während sie bei 
den Offizieren 66 Prozent beträgt. Es- war nicht einmal mög- 
lich, den Kriegsblinden, die doch wahrlich einen Anspruch 
.darauf hätten, diese 66 Prozent zu verschaffen. Dieselben Re- 
gierungsparteien aber, die sich bei Festsetzung der Versor- 
‚gung der Mannschaften mühten, ja den ihnen vom Reichs- 
finanzministerium gesteckten Rahmen nicht zu überschreiten, 
‚sprengten ihn bei der Beratung über die Verstümmlungszulage 
‚der Offiziere (Artikel V, Altrentnergesetz) skrupellos. 


Da glaubten sie es auf einmal verantworten zu können, daß 
“statt 240 R.-M. einfache Verstümmlungszulage 300 R.-M. und 
statt 720 R.-M. erhöhte Verstümmlungszulage 900 R.-M. be- 


willigt werden sollten. In der Praxis bekommt also ein Oflt- 


 zier allein an erhöhter Verstümmlungszulage mehr als ein 
 Schwerbeschädigter, dessen Erwerbsfähigkeit um mehr als 90% 
h gemindert ist. 


Eine Verbesserung des Altrentnergesetzes im all- 
0 Jahren sich nicht mehr einer Nachuntersuchung zu. unter- 


‚ziehen brauchen und somit nicht Gefahr iaufen, daß ihnen 
die Rente gekürzt oder genommen werden kann. 


$ 


F Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis” — „Sozialwirtschaftliche Rundschau“ — „Bildung und Unterricht” 
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DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 


Wie notwendig es gewesen wäre, einzelne Paragraphen des 


Reichsversorgungsgesetzes im Interesse der Versorgungsberech- 
tigten genauer durchzuarbeiten. und unzweideutiger zu iormu- 
lieren, das beweist ein Spruch des V. Senats des Reichsversor- 


gungsgerichts, der laut „Vorwärts‘ kürzlich erst gefällt wor- 


den ist. 
8 2 des Reichsversorgungsgesetzes lautet: 


„Dienstbeschädigung ist gesundheitsschädliche Einwirkung, die durch 
militärische Dienstverrichtungen oder durch einen während der Aus- 
übung des Militärdienstes oder durch die dem Militärdienst eigentüm- 
lichen Verhältnisse herbeigeführt worden ist. 

Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung als Folge einer Dienst- 
beschädigung genügt die Wahrscheinlichkeit des ursächlichen Zusammen- 
hanges.‘ 

Auf Grund dieses Paragraphen glaubte nun der V. Senat 
des Reichsversorgungsgerichts in gutem Recht zu handeln, 
wenn er die Versorgungsansprüche eines Kriegsblinden, eines 
Vaters von vier Kindern, abwies. Der Antragsteller war 1915 
bald nach seinem Transport nach Rußland, der doch nicht 
im ‚eigenen, sondern im Interesse des Staates erfolgte, von 
dem er jetzt eine Entschädigung verlangt, erblindet. 
Senat lehnte die Ansprüche des Kriegsblinden ab mit der Be- 
gründung, daß sich eine Dienstbeschädigung nicht nachweisen 
tieße, sondern daß der Antragsteller vielmehr auch so er- 
blindet wäre! 


Auch in der Heilbehandlung und Fürsorge ist 
nichts geändert worden. Es wird immer weiter mit den 
„Kann“-Vorschriften operiert, deren Wandlung in „Muß‘-Vor- 
schriften die Kriegsbeschädigten seit langem gefordert hatten. 
Lediglich die „Kann‘-Vorschrift des $ 21 Abs. 2 (Berufsaus- 
bildung) ist in eine „Soll“-Vorschrift verwandelt worden. 
Das Rechtsmittel des Einspruches gegen ablehnende Bescheide 
der ln steht den Kriegsopfern nach wie vor 
nicht zu. 


Dem Vorschlage der Kriegsopferorganisationen, diesem 
Paragraphen den Satz anzufügen, daß Gewährung und Durch- 
führung der sozialen Fürsorge für die Kriegsbeschädigten und 
Kriegshinterbliebenen Sache des Reichs ist, ist nicht ent- 
sprochen worden. 


Ebenso haben auch die Kriegshinterbliebenen 
keinen gesetzlichen Anspruch auf Heilbehandlung. Die Re- 
gierungsparteien haben sich darauf beschränkt, in einer Ent- 
schließung mit dem Ausdruck des Bedauerns festzustellen, 
daß eine Anzahl von Fürsorgestellen in der Heilbehandlung der 
Kriegshinterbliebenen ihre Pflicht nicht erfüllen. Damit war 
für sie die Angelegenheit erledigt. 


Im einzelnen auf das so unvollkommene Gesetz einzu- 
gehen, dürfte hier zu weit führen. Wir möchten nur feststellen, 
wie wenig Regierungsparteien und Regierung für die nach 
statistischen Erhebungen vom 5. Oktober 1924 („Wirtschaft 
und Statistik‘, 1925, Nr. 1, S. 28) rund 2,3 Millionen Ver- 
sorgungsberechtigten übrig gehabt haben, aus denen sie durch 


Der 


_ 


- 


das mit Hochdruck und Sorgfalt zusammengestellte Zoll- und 


Steuerbukett so viel herauszuholen gedenken. 


Es ist ein schwacher Trost, daß dem Reichsarbeitsministe- 
rium im Falle von Härten, die sich aus dem Gesetz ergeben, 
weitgehende Ermächtigung zugestanden wird. Denn was kann 
das Reichsarbeitsministerium beim ehrlichsten Wollen ohne die 
Zustimmung des Reichsfinanzministeriums bieten? Und was ist 
von einem Reichsfinanzministerium zu erwarten, dessen ober- 
ster Vertreter erklärt, daß die Mittel, die er für die Kriegs- 
opfer zur Verfügung hätte, erschöpft wären? Belsen, 


Ablenkungsmanöver 


In seiner Reichstagsrede am 8. August d. J., mit der er die 
zweite Lesung der Zollvorlage einleitete, kündigte der Reichs- 
kanzler Dr. Luther an, daß die Regierung „allen in Betracht 
kommenden Verbänden der Wirtschaft gegenüber eine ein- 
heitliche Preissenkung für den 1. Oktober, den 
Tag des Inkrafttretens der Senkung der Umsatzsteuer, nach- 
drücklich betreiben‘ werde. Diese Ankündigung wirkte einiger- 
maßen verblüffend angesichts des Umstandes, daß die Reichs- 
tagsmehrheit auf Betreiben der Regierung soeben im Begriff 
stand, in Gestalt der ‘Zollvorlage ein Gesetzgebungs- 
werk zu verabschieden, das in seiner Gesamtwirkung nicht eine 
Preissenkung, sondern eine Preissteigerung zur Folge 
haben mußte, ja sogar zur Folge haben sollte. Diese allge- 
meine Preissteigerung ist ja inzwischen auch bereits einge- 
treten, sogar noch bevor der neue Zolltarif in Kraft gesetzt 
wurde. Die Ankündigung der zum 1. Oktober beabsichtigten 
Preissenkungsaktion in der Reichskanzlerrede wirkte infolge- 
dessen nicht sehr überzeugend, sondern erweckte mehr den 
Eindruck, daß es der Regierung darum zu tun sei, durch eine 


PA 


Beruhigungspille die Erregung, die in weiten Kreisen 
der verbrauchenden Bevölkerung wegen der von der Zollvor- 
lage drohenden Verteuerung der Lebenshaltung entstanden war, 
zu dämpfen. Immerhin wollen wir, wenn auch in der Rede 
des Reichskanzlers jede Angabe darüber fehlte, mit welchen 

Mitteln die Regierung die von ihr angestrebte allgemeine 

Preissenkung zum 1. Oktober herbeizuführen beabsichtige, 

nicht annehmen, daß es sich bei dieser Ankündigung nur um 
eine Beruhigungspille handelte, sondern abwarten, welche Ta- 

ten nun die Regierung den Worten des Reichskanzlers folgen | 
lasen wird. 


Aus der Tagespresse haben wir inzwischen erfahren, daß 
am 21. August in Berlin eine gemeinsame Tagung der Vor- ! 
stände des Reichsverbandes der Deutschen In- | 
dustrie und der Vereinigung der Deutschen Ar- | 
beitgeberverbände stattgefunden hat, an der auch Ver- | 
treter fast aller Reichsministerien, einiger Länderregierungen, | 
sowie der Reichseisenbahnverwaltung und des Reichsbank- | 
direktoriums teilnahmen. Gegenstand der Verhandlungen auf ! 
dieser Tagung war die Frage, was zu geschehen habe, um | 
die vom Reichskanzler am 8. August angekündigte allgemeine ! 
Preissenkung zu erreichen. Das Ergebnis der Verhandlungen | 
war -die Annahme folgender Entschließung: 


„Der Reichsverband der deutschen Industrie und die Vereinigung der ” 
deutschen Arbeitgeberverbände sind bereit, mit alien Kräften die Wünsche | 
der Reichsregierung hinsichtlich der Preisgestaltung zu unterstützen. Sie | 
halten es für erforderlich, daß die Ermäßigung der Umsatzsteuer am 
1. Oktober auf ein Prozent in volem Umfang in der Preisgestaltung auf | 
alle Stoffe der Gütererzeugung und der Gütervermittlung zum Ausdruck 
kommt. Sie erwarten deshalb, daß die ihnen angeschiossenen Unter- | 
nehmungen bei der Preiskalkulation dementsprechend verfahren. 
dem Gebiet des Karteliwesens vertreten die Spitzenverbände der In- | 
dustrie die Ansicht, daß unter der Voraussetzung einer gesunden und ver- | 
antwortlichen Kartellpolitik Kartelle notwendig sind. Die gegenwärtige 
Lage verlangt von den Kartellen in besonderem Maße eine Anpassung | 
ihrer Maßnahmen an die Erfordernisse der gesamten Wirtschaft. Ueber- 
spannung und Mißbräuche im Karteliwesen können unter keinen Um- 
ständen eine Stützung durch die Spitzenorganisationen der Industrie } 
finden. Diese sind deshalb bereit, eine gründliche Durchprüfung der | 
Grundlagen der Kartelle vorzunehmen und in Verbindung mit der Rex | 
gierung ungesunde Erscheinungen auf dem Gebiet des Kartellwesens zu | 
beseitigen. Die Spitzenverbände weisen in diesem Zusammenhang darauf 
hin, daß die von der Oeffentlichkeit vielfach beklagten Erscheinungen 
weit weniger durch die Industriekartelle, als durch die nicht kontrollier- 
baren freien Abreden und kartellähnlichen Abmachungen auf allen Ge- 
bieten des gewerblichen Lebens hervorgerufen werden. 

Die Spitzenverbände sehen die BECKER des von der Regierung 
erstrebten Erfolges nur dann, wenn sich auch die übrigen Berufsstände | 
und die öffentlichen Betriebe dem Schritte der Industrie anschließen. 
Die Verringerung der Preisspanne vom Erzeuger bis zum Verbraucher | 
muß erreicht werden, Eine allgemeine Lohnsteigerung | 
würde jeden Versuch eines Preisabbaues von vorn- | 
herein zum Scheitern verurteilen. Die Erkenntnis muß 
Allgemeingut werden, daß eine Steigerung des Reallohnes durch Pro- 
duktionsverbiligung und Preissenkung wertvoller ist als weitere nominelle 
Lohnerhöhungen. In Reich, Ländern und Gemeinden sowie bei allen | 
Privaten muß endlich die Sparsamkeit eintreten, die die heutige Lage | 
Deutschlands erfordert.“ 


Wir wissen nicht, wie Weit die Regierung von diesem | 
Ergebnis ihrer Verhandlungen mit den Vertretern des in- | 
dustriellen Unternehmertums befriedigt ist. Die Arbeitnehmer- | 
schaft jedenfalls wird sich durch diese Deklamationen nicht | 
verleiten lassen zu glauben, daß von der Initiative der Unter- | 
nehmer irgendwelche ernsthaften Maßnahmen zum Zwecke 
eines Preisabbaues zu erwarten seien. Die lendenlahme Er- 
klärung der beiden am 21. August versammelten Vorstände, 
daß sie es für erforderlich halten, daß die Ermäßigung der | 
Umsatzsteuer am 1. Oktober in vollem Umfange in der Preis- 
stellung zum Ausdruck komme, wird sicherlich die einzelnen | 
Unternehmer nicht veranlassen, mit ihren Preisen herunter- | 
zugehen, wenn nicht wirksame wirtschaftspolitische Maß- 
nahmen sie dazu zwingen. Das wirksamste Mittel zur Herbei- 
führung eines allgemeinen Preisabbaues wäre angesichts der | 
Kartellherrschaft, unter der wir in Deutschland nun einmal) | 
leiden, zweifellos die ungehinderte Zulassung der aus- 
ländischen Konkurrenz auf dem inländischen | 
Markt gewesen. Gerade das aber wird durch den neuen 
Zolltarif verhindert. 


Als bemerkenswert verdient von der Entschließung der 
beiden Spitzenorganisationen des industriellen Unternehmer- 
tums lediglich die Behauptung festgehalten zu werden, daf 
eine allgemeine Lohnsteigerung jeden Versuch eines Preisab- 
baues von vornherein zum Scheitern verurteilen würde, Die 
Absicht, die mit dieser Behauptung verfolgt wird, ist klar. 
Man kennzeichnet von vornherein die Arbeitnehmerschaft, die 
selbstverständlich Lohnerhöhungen zum Ausgleich der steigen- 


' den Lebenshaltungskosten fordern muß, als den Sündenbock, 


‚ lenkungsmannöver-kaum irreführen lassen. 


der an dem ausbleibenden Preisabbau schuld ist. Die An 
gestellten und Arbeiter dürften sich jedoch durch dieses Ab« 
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00 Rundschau ao 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Werkssparkassen und Betriebspensionskassen. Die dritte 
Steuernotverordnung ist nunmehr verschwunden, an ihre Stelle 
ist das Gesetz über die Aufwertung von Hypotheken und 
anderen Ansprüchen (Aufwertungsgesetz) vom 16. Juli 1925 
getreten. Das Aufwertungsgesetz ist eine Art Dawes-Gutachten 
für die durck die Geldentwertung Geschädigten und für die 
Inflationsgewinner. s 
| Hier soll heute nicht das umfangreiche Aufwertungsgesetz 

in seinen allgemeinen Richtlinien erörtert werden. Wir möch- 
- ten die Aufmerksamkeit unserer Kollegen auf einen bestimm- 
ten Abschnitt des Gesetzes lenken. Es ist dringend notwendig, 
daß überall der Absatz III des Neunten Abschnittes (der 8 64) 
- des Aufwertungsgesetzes erörtert wird. Bei ihm handelt es 
7 sich um die Aufwertung von GuthabenbeiFabrik- 
D und Werkssparkassen sowie von Ansprüchen 
an Betriebs-Pensionskassen. 
| Zum Unterschied von den sonstigen Aufwertungsbestim- 
mungen ist die Höhe der Aufwertung der Guthaben bei Fabrik- 
und Werkssparkassen sowie der Ansprüche an Betriebs-Pensions- 
kassen nicht mit einem festen Prozentsatz fixiert. 
" Für diese Ansprüche werden die Aufwertungsgläubiger aber 
7 atich nicht an die allgemeine Rechtsprechung verwiesen, 
Der erste Satz des $ 64 lautet: N 
„Ueber die Höhe der Aufwertung der Guthaben bei Fabrik- und 
|" Werkssparkassen sowie der Ansprüche an Betriebs-Pensionskassen ent- 
scheidet im Streitfall die Aufwertungsstelle“ 
- Die in diesem Satz erwähnte Aufwertungsstelle wird von 
' der Reichsregierung nach Anhörung des Reichsrates bestimmt. 
7 Die Reichsregierung kann mit Zustimmung des Reichsrates die 
obersten Landesbehörden zur Bezeichnung von Aufwertungs- 
stellen ermächtigen. 

Die Grundlagen des Verfahrens vor der Aufwertungs- 

stelle entsprechen den Vorschriften des Reichsgesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Es kann 
also erst der Versuch einer gütlichen Einigung 
gemacht werden, ehe die Entscheidung gefällt wird. Gegen 
"die Entscheidung der Aufwertungsstelle findet die sofortige 
ı Beschwerde statt. Es entscheidet das Landgericht. Ueber die 
7 Beschwerde gegen den Entscheid des Landgerichtes entscheidet 
_ das Oberlandesgericht. 
# Die Kollegen haben also die Möglichkeit, die zum Teil 
7 erheblichen Guthaben, die ihnen bei Fabrik- und Werksspar- 
kassen verlorengegangen sind, in- berechtigtem Umfange auf- 
werten zu lassen. Das gleiche gilt für die Ansprüche an Be- 
7 triebs-Pensionskassen. Diese sogenannte freie Aufwertung auf 
7 der Grundlage eines Verfahrens gibt die Möglichkeit, ein be- 
sonderes Unrecht, das den Arbeitnehmern aus der Inflation 
erwachsen ist, wieder gut zu machen. Notwendig ist es dabei 
allerdings, daß die Kollegen selbst sich regen. Die Organisa- 
tion wird ihnen dann gern helfen. 
Der 8 64 enthält noch einen zweiten Satz, der in ver- 
 schiedener Richtung wichtig ist. Er lautet: 

„Die Reichsregierung wird ermächtigt, nähere Bestünmungen über 
die Abgrenzung des Begriffs der Fabrik- und Werkssparkassen und der 
-  Betriebs-Pensionskassen, der freiwiligen Zuwendungen und der gesonderten 
Verwaltung und Anlegung über den Ausgleich der Guthaben durch ge- 
 jeistete Zahlungen sowie über Zeit und Art der Auszahlung der Gut- 
haben, ferner über die Zusammensetzung und das Verfahren der Auf- 
wertungsstelle zu treffen.“ 

Praktisch bedeutet dieser Satz, daß die Reichsregierung 
© in der Lage ist, auf dem einfachen Verordnungswege selbständig 
- die Aufwertungsfrage für Guthaben bei. Fabrik- und Werks- 
 sparkassen sowie von Ansprüchen an Betriebs-Pensionskassen 
- zu regeln. Hier besteht die Gefahr, daß die Unternehmer- 
© interessen, wie es jetzt üblich geworden ist, sich bei der 
” Reichsregierung so stark auswirken, daß sie eine Regelung 
- anordnet, die weder gerecht ist, noch den berechtigten An- 

sprüchen der Arbeitnehmer entgegenkommt. Hier haben die 














- damit das Recht nicht wieder Unrecht wird. 

In einem Punkte haben die parlamentarischen Vertreter, 
- der freien Gewerkschaften schon eingegriffen. Es handelt sich 
nämlich darum, daß manche Fabrik- und Werkssparkassen 
scheinbar in so selbständiger Form aufgezogen worden sind, 
daß sie als unabhängige Unternehmungen erscheinen, während 
Sie doch nichts anderes sind als Hilfsinstitute der Unternehmun- 
gen, von denen sie gegründet wurden. Hier muß raschestens 
klares Recht geschaffen werden. Die Rechtslage ist zweifels- 
frei. Auch diese unter eigenem und selbständigem Namen 
- lebenden Fabrik- und Werkssparkassen waren in der Regel 
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- Gewerkschaften die wichtige Aufgabe, rechtzeitig einzugreifen, ' 


für die industriellen und sonstigen Unternehmungen, zu-denen 
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sie gehörten, günstigste Kreditqtellen. Die Guthaben der Ar- 
beitnehmer gingen häufig genug als Kredit an die Werke. Mit 
diesen Goldguthaben der Arbeitnehmer bei den Werksspar» 
kassen sind riesenhafte Sachwerte erworben worden. Hier 
muß die Reichsregierung gezwungen werden, dem wahren 
Recht Geltung zu verschaffen. 

Es wäre erfreulich, wenn die Kollegen im Lande raschestens 
in ihren Betrieben die Aufwertung der Guthaben bei Fabrik- 
und Werkssparkassen sowie der Ansprüche an Betriebs-Pen- 
sionskassen in die Wege leiten wollten. Die Organisation 
steht dabei selbstverständlich hinter ihnen. Sie wird ihrerseits 
dafür Sorgen tragen, daß die näheren Bestimmungen, die von 
der Reichsregierung zu erlassen sind, den berechtigten An- 
sprüchen der Arbeitnehmer genügen. 

Kurt Heinig. 


Allgemeine Gewerkschaftsfragen 


Ein Kampfprogramm des A.D.G.B. Der Bundesausschuß 
des A.D.G.B. kündigt in einer am 13. August gefaßten Ent- 
schließung die entschlossene Fortsetzung des Kampfes 
um die Goldlohnhöhe an: 


„Die jetzige wirtschaftspolitische Lage in Deutschland ist gekenn- 
zeichnet durch das hemmungslose Streben großer Teile des Unternehmer- 
tums in Handel, Industrie und Landwirtschaft, ihre Gewinne nicht nur im 
Wege des wirtschaftlichen Kampfes, sondern auch im Wege der Gesetz: 
gebung in eigennützigster Weise zu steigern, unbekümmert um die da- 
durch bedingte Schädigung der ohnehin unzulänglichen Lebenshaltung 
der Arbeiterklasse. 

Diese wirtschaftspolitische Situation wird grell beleuchtet durch die 
Denkschriften des Unternehmertums an die Regierung, 
durch Nichtbeachtung verbindlich erklärter Schieds- 
sprüche, durch Massenkündigungen von Arbeitern 
zum Zwecke des Lohndrucks, durch die fortgesetzten An- 
eriffe auf den Achtstundentag, auf die soziale Gesetz- 
gebung, auf de Rechte der Betriebsräte, auf ale Errun- 
genschaften der Arbeiter und durch die vom Unternehmertum des Bau- 
gewerbes angedrohte Generalaussperrung der gesamten Bauarbeiterschaft: 
ferner durch die ungenügende Erhöhung des steuerfreien Lohn- und Ge- 
haltsteites, durch die gesetzliche Erhöhung der Wohnungsmieten, 
vor allem aber durch die Behandlung der Zollvorlage im Reichstag. 

» Mit zunehmender Deutlichkeit begünstigen der Reichskanzier Dr; 
Luther und die jetzige Regierung das gewinnsüchtige und eigennützige 
Machtstreben des Unternehmertums. Die Zolivorlage als Produkt dieser 
Regierung, ihre Behandlung durch die Regierungsorgane, die Gering- 
schätzung der’ Gtütachten hervorragender Wirtschaftswissenschaftler, die 
Nichtbeachtung der Notrufe und Proteste der Arbeiterschait, die Einstel- 
lung der amtlichen Schlichtungsstellen, die vielfach in der einseitigsten 
Weise nur die Unternehmerwünsche berücksichtigen — das alles zeigt, wie 
sehr die jetzige Regierung in den Kurs des Unternehmertums einge- 
schwenkt ist. 

Durch die preissteigernden Wirkungen der Zoligesetzgebung wird die 
Lebenslage der Arbeiterschaft unerträglich ver- 
schlechtert. Die Erhöhung der Wohnungsmiete trifft besonders 
schwer die unbemittelte Bevölkerung der Kleinwohnungen. Die Herauf- 
setzung des steuerfreien Einkommens von 60 M. auf 80 M. die Ermäßi- 
gung der Umsatzsteuer von 11/, auf 1 Proz. bringen keine Erleichterung, 
denn sie sind durch die starke Erhöhung der indirekten Steuern auf Ge- 
nußmittel mehr als aufgehoben. So, bleibt die Zollvorlage mit ihrer 
ganzen Schwere und in vollem Umfange als Belastung des Arbeiterhaus- 
halts bestehen. Das ist eine für die ÄArbeiterschaft unmögiiche Situation. 

Indem der Bundesausschuß des Alsemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bundes diese Tatsache feststelit, richtet er an die ‚Arbeiterschaft die Auf: 
forderung, sich fester denn je in den Gewerkschaften zusammenzuschlie- 
ßen, un in erfolgreichen Wirtschaftskämpien de 
Grundlage ihres Lebens zu sichern.“ 


Ein weißer Rabe. In Nr. 27 der „Textil-Welt‘‘, des Or- 
gans des Detaillisten-Verbandes der Bekleidungsindustrie Groß- 
Berlin E.V., wird in einem Artikel „Hilfe — Herr Reichskanz- 
ler!‘ den Arbeitgeberverbänden und ihrer Lohnpolitik sehn 
deutlich die Meinung gesagt. Der Verfasser, Dr. Guttmam, 
polemisiert darin gegen die Eingabe der Vereinigung der Deut- 
schen Arbeitgeber-Verbände an den Reichskanzler über „Ar- 
beitstarifpolitik, Wirtschaftskrisis und Währung‘, die von uns 
in Nr. 29 der „D.T.Z.“ im Zusammenhang mit der Antwort 
der Gewerkschaften besprochen wurde. 

. Die Arbeitslöhne seien rein zahlenmäßig hoch genug, aber 

wegen der Teuerung in Deutschland sei keine Kaufkraft vor- 
handen. Ein Grund für die neue Teuerung sei auch der nette 
Zolltarif, der eine weitere Verteuerung aller Preise her- 
beiführen müsse, Man lege hohe Zölle auf Fleisch und Vieh, 
obgleich die Fleischproduktion von 43 kg im Jahre 1913 auf 
17,9 im Jahre 1923 gesunken sei. 
- „Von dem Zolltarif spricht aber die Eingabe gar nicht. Sie 
redet hauptsächlich davon, daß es den Arbeitgebern schlecht 
geht. Daß es den Arbeitnehmern (wohlgemerkt, infolge der 
hohen Preise) noch schlechter geht, scheint ganz unbekannt. 
Man könnte sonst nicht sagen, daß die Summe des Gesamt- 
lohnes bereits über der Summe des Friedenslohnes liegt; denn 
man vergißt hierbei, daß die Summe der Preise ein Vielfaches 
der Friedenspreise beträgt. 

Es ist unzutreffend zu sagen: „Wo sich heute in Arbeit- 
nehmerfamilien noch eine Not zeigt, ist dies in der Haupt- 
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sache die Folge der Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit . . .“ 
In.Waldenburg erhalten z. B. Vollarbeiter pro Woche 
12 Mark, wie sollen diese Leute leben? Das ganze Gerede von 
den hohen Löhnen ist unzutreffend. Die Löhne spielen 
beidemallergrößten TeilderIndustrie in den 
Unkosten eine ganz kleine Rolle Das ist nicht 
nur den Arbeitgebern, sondern auch den Arbeitnehmern be- 
kannt und wird von ihnen in jeder Verhandlung betont. Jeder 
weiß hente in Deutschland, daß die Unkosten sich hauptsäch- 
lich aus Zinsen und Steitern zusammensetzen. Hier muß der 
Hebel angesetzt werden, die unsinnige Umsatzsteuer muß 
weg und die hohen Zinsen müssen auch weg, wenn auch die 
Reichsbank sie wünscht, weil sie. sich einbildet, daß dadurch 
fremdes Geld nach Deutschland kommt. Die Zinsen bei uns 
sind viel zu hoch. Wenn heute ein Industrieunternehmer einer 
Bank Geld anbietet, so zahlt die .Bank dafür Kreditzinsen 
7% pro Jahr. Dieselbe Bank verleiht dieses Geld weiter mit 
14 bis 18% .pro Jahr, verdient also mindestens 100% an dieser 
Ware, 

Das ist der Krebsschaden in Deutschland, daß jeder Kauf- 
mann an. seiner Ware zu viel verdienen will, das ist den 
Hauptgrund, warum unsere Wirtschaft nicht wieder in Gang 
konmt. Jeder Kaufmann will heute in Deutschland an seiner 
Ware mindestens 100% verdienen. Der deutsche Kaufmann, 
kann es sich nicht mehr angewöhnen, mit dem viertel Pfennig 
zu rechnen. Er muß viel verdienen, denn er muß Auto fahren, 
alle Vierteljahre ins Bad, weil es die Gnädige so verlangt, 
und muß dann mit einem Akkord von 50% enden. Nicht 
die Arbeitslöhne und die Arbeitszeit sind 
schuld an der wirtschaftlichen Lage Deutsch- 
lands, sondern neben Steuern und Zinsen die 
Kurzsichtigkeit des deutschen Kaufmanns. 

Wenn man sich begnügen wollte, heute, wie im Frieden, 
weniger zu verdienen, so würden die .Waren billiger werden 
und der innere Konsum würde steigen, denn jeder von uns 
braucht einen Anzug und Unterwäsche und ein Paar Stiefel 
und ein Kleid. Man muß aber als Arbeitnehmer das Geld 
für den Lebensunterhalt ausgeben, weil alle Waren 
zu teuer sind. Der innere Konsum würde sich heben und damit 
die Produktion, die Arbeitslosigkeit würde sich weiter vermin- 
dern, es würden aber andererseits Lohnforderungen nicht mehr 
gestellt werden, weil die Kaufkraft der Löhne sich gehoben 
hätte. Der Achtstundentag richtig durchge- 
führt, darüber besteht bei den einsichtigen Arbeitgebern 
gar kein Zweifel, istein Kulturfortschritt. Es sollen 
aber acht Stunden auch wirklich gearbeitet werden, und wenn 
einer acht Stunden intensiv gearbeitet hat, hat er genug, Es 
kommt ja gar nicht auf die Länge der Arbeitszeit, sondern auf 
die Intensität der Arbeit an, und es sind ja auch nur die älteren 
Arbeitgeber, die in ihrer Jugend 16 Stunden arbeiten mußten, 
ohne im übrigen dabei mehr zu leisten als heute beim Acht- 
stundentag. 

Es ist naiv, wenn man in der Eingabe Sätze liest, wie: 
„Eine allgemeine Lohnsteigerung muß zu einer allgemeinen 
Heraufsetzung des Preisniveaus führen‘, statt zu sagen: „Eine 
allgemeine Herabsetzung des Preisniveaus 
verhindert von vornherein jede Lohnfiorde- 
rung.‘ Aber solange bei jeder Tarifverhandlung die Arbeit- 
nehmer nachweisen können, daß tatsächlich alles teurer ge- 
worden ist (man kann in solchen Verhandlungen den Leuten 
gar nichts darauf erwidern), so können sie natürlich ihre Lohn- 
forderungen begründen. Die Heraufsetzung der Preise ist aber 
im allgemeinen nicht begründet. Die Wolle ist heruntergegan- 
gen, hat man von Herabsetzung von Preisen gehört? Die 
Zinsen wurden gegenüber dem vorigen Jahre immerhin er- 
heblich, ermäßigt, die Umsatzsteuer auch, ist irgend etwas 
billiger geworden? Wassolldenndie Arbeitnehmer- 
schaft eigentlich machen, wenn sie nicht ver- 
hungern will? 

Die Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände macht 
sich diese Sache etwas leicht. So ganz einfach, wie geschildert, 
liegen die Verhältnisse nicht. Man muß aber nicht 
immer die Ursache auf der anderen -Seite 
suchen, man muß auch einmal bei sich anfangen.“ 


Selten ist wohl in einem Unternehmerorgan den eigenen 
Standesgenossen offener derSpiegel vor die Augen gehalten wie 
in diesem Artikel. Aber ob es etwas helfen wird? Wird die 
„Onädige‘ zugunsten höherer Löhne der Arbeitnehmer ihres 
Mannes auf das Auto hinfort verzichten? Wir bezweifeln es. 


Tariffähigkeit. Bescheid des 
vom 6. März 1925, veröffentlicht 
1. April 1925, Seite 138, Nr. 37.) 

„Ein Tarifvertrag im Sinne der Verordnung. über Tarif- 
verträge vom 23. Dezember 1918 (R.G.Bl. S..1456) kann auf 
Arbeitnehmerseite nur von Vereinigungen von Arbeitnehmern 
abgeschlossen werden. Die Arbeitnehmerschaft eines Betriebss 
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nichts im Wege, daß sich die Arbeitnehmer eines. Betriebes 
‚zwecks Vertretung ihrer Arbeitnehmerbelange zu einer Ver- 
einigung zusammenschließen.. Eine solche Vereinigung kann, 
wenn sie die sonstigen Voraussetzungen dafür erfüllt, tarif, 
fähig sein. Tariffähig ist aber eine Arbeitnehmervereinigung‘ 
nicht schon dann, wenn sie lediglich aus Arbeitnehmern be- 
steht und-zu ihren hauptsächlichen Aufgaben die Regelung der 
Arbeitsbedingungen ihrer Mitglieder zählt; vielmehr wird außer- 
dem vorausgesetzt, daß die Vereinigung die Eigenschaften 
besitzt, die sie befähigen, Träger eines Tarifvertrages zu sein. 
Sie. muß also imstande sein, die sich hieraus ergebenden 
Pflichten zu erfüllen und ihr und ihrer Mitglieder Rechte 
wahrzunehmen. Eine Vereinigung von . Arbeitnehmern muß 
hierzu vor allem ffrei von jedem Einfluß von Arbeitgeberseite 
sein; sie muß nach ihrem Wesen und Verhalten die Gewähr 
bieten, daß sie die Belange ihrer Mitglieder selbständie und 
unabhängig wahrnimmt.“ : 


- 


Soziale Bewegung 


Der „Stahlhelm‘ vermittelt Streikbrecher. Wie wir bereits 
in Nr. 33 der „D.T.Z.‘“ berichteten, hat sich in Magdeburg 
unter dem Protektorat des „Stahlhelms“ eine „Vereinigung natio- 
naler Arbeiter Deutschlands“ aufgetan. Neben den vielerlei 
gelben Gewerkschaftsgründungen eine mehr, die sich von den 
anderen dadurch unterscheidet, daß sie eine Spezial-Stahlhelmer- 
„Gewerkschaft“ werden soll, weshalb die Bundesleitung des 
„Stahlhelms‘“ im Vorstand vertreten ist. 

Wie wir der „Reichsbanner‘-Zeitung vom 15. August ent- 
nehmen, ist diese Neugründung des „Stahlhelm‘“ nichts anderes 
als ein Mäntelchen, das sich der „Stahlhelm‘ umhängt, um seine 
Streikbrecherkolonnen leichter verdecken zu können. Der „Stahl- 
helm“ bedankt sich anscheinend durch die Vermittlung ‘von 
Streikbrechern für die Unterstützung, die ihm von Unternehmern 
zuteil wird. Das beweist u. a. folgender Vorgang: 

In den Hammerbrooker Reiswerken in Hamburg war 
ein Streik ausgebrochen, der von den Gewerkschaften unter- 
stützt wurde. Der Einsatz der „Technischen Nothilfe‘“ war 
ausdrücklich abgelehnt worden. Darauf erhielt diese Firma 
am 24. Juli von der Stellenvermittlung des „Stahlhelm“, Ham- 
burg, Ortsgruppe Mitte, folgenden Brief: 

„Durch die Ortsgruppe Groß-Hamburg des „Stahlhelms“, Bımd der 
Frontsoldaten, erhielten wir die Meldung, daß in Ihrem Betriebe für 
20 Arbeiter Beschäftigung vorhanden. ist. ? 

Es meldet sich bei uns heute der Stahlhelmer . 
bereit ist, jede. Arbeit anzunehmen. 

‚Wir bitten. Sie ergebenst, denselben einzustellen, weil er voll 
kommen mittel- und arbeitslos aus dem Krankenhaus entlassen worden ist. 

Mit deutschem Gruß 

Sr „Der Stahlhelm‘“, Bund der Frontsoldaten, 

Hamburg, Ortsgruppe Mitte. 
gez. Gustav Behrens, Leutnant a. D,“ 


3°. welcher 


Wer jetzt noch nicht weiß, daß er als freier Gewerkschafter. 


in diese traurige Streikbrecher-Gesellschaft nicht mehr hinein- 
gehört, dem ist nicht zu helfen. 


.. Der Volksreisebund, über dessen gemeinnützige Tätigkeit 
wir wiederholt berichteten, bringt eine neue Nummer seiner 
Zeitschrift heraus, die eine Reihe nützlicher Nachrichten über 
Erholung, Reise und Wanderung bringt. 

_ Interessieren dürfte vor allem ein Aufsatz über das Alpen- 
jugendheim in Galtür, im lieblichen Paznauntal (Tirol), die 
Fortsetzung der im vorigen Heft beschriebenen Hessentahrt, 
ein Bericht über Erholungsmöglichkeiten im Fürstentum 
Lichtenstein usw. 

Dankenswert sind auch die Winke über die billigste Art 
des Reisens und die Ausschreibung preiswerter Fahrten in 
die Sächsische Schweiz, in den Harz -und ins 
Riesengebirge. 


Material versendet gegen ‚Beifügung des Portos die Ge- 


schäftsstelle, Berlin SW 48, Wilhelmstraße 41. 


Angestelltenbewegung 


Der G.d.A. und die Techniker, Für einen Techniker, der 
im Angestelltenverhältnis tätig ist, ist es eine allgemein be- 
kannte Tatsache, daß Erfindungen, die von Technikern 
gemacht werden, zum allergrößten Teil nicht von dem tech- 
nischen Angestellten beim Patentamt angemeldet und nach 
dem jetzt herrschenden Patentgesetz ausgewertet werden kön- 
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ist keine Vereinigung. Nach geltendem Recht. steht jedoch 


nen, sondern vom Unternehmer. Jeder Berufsangehörige weiß, 


daß der technische Beruf, d.h. die. Beschäftigung mit . tech- 


nischen Dingen, es von vornherein in sich trägt, neue technische 


Gedanken erstehen zu lassen, d.h. Erfindungen zu machen. Es 
würde in der Tat eine verkehrte Welt darstellen, wenn aus 


der Technik selbst heraus n 
‚, dungen. geboren würde, i 


icht der größte Teil der Erfin- 
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| BEN hatten in der „Deutsggen Techniker-Zeitung“ Nr. 29 


den Nachweis erbracht, daß der G.d. A. kein Verständnis für 
die Technikerinteressen aufbringen kann. Der G.d. A. gibt sich 
weiterhin Mühe, uns Beweismaterial hierfür zu geben. Im 
Gegensatz zu den oben angeführten Tatsachen auf dem 
Gebiete der Erfindungen lesen wir in „Der technische Ange- 
stellte‘ Nr. 5 vom August 1935, dem „Organ der Reichs- 
berufsgruppe der technischen Angestellten im G.d. A.“ fol- 
gende Sätze: 

„Ein Blick in die Patentpraxis könnte auch hier den Herrn (den 
Verfasser unseres Aufsatzes in der „D.T.Z.“) «eines anderen belehren, 
und er würde staunen, wie gering die Zahl der eigentlichen Techniker 
im großen Kreise der Erfinder ist. Die anderen Angesteliten und auch 
die Arbeitergruppen bilden hier wahrscheinüch nicht die Minderheit.“ 

So etwas wagt man den technischen Angestellten, die der 
G.d. A. organisieren will, vorzusetzen. Der Butab kämpft 
seit Jahrzehnten für eine Verbesserung des Erfinderrechtes, 
weil die allermeisten Erfindungen zwar vom Techniker ge- 
macht werden, aber nicht von ihm ausgewertet werden können. 
Der G.d. A. dagegen sagt den Technikern: „Ihr seid ja gar 
nicht in der Hauptsache die Erfinder, die Bisher entrechtet 
worden sind, sondern die meisten Erfindungen werden von 
anderen Berufen, den kaufmännischen Angestellten und 
Arbeitern gemacht, also habt euch doch nicht so!‘ 


Und das nennt sich Vertretung der Technikerinteressen. 


Denselben Schnitzer leistet sich der G.d. A. in der Frage 
des freien Aufstiegs des Technikers. Er sagt: 


„Herr G. mag sich einmal von seiner Bundeszentrale das Zahlen- 
material vorlegen lassen, wieviel Techniker im landläufigen Sinne von 
der Möglichkeit zum Uebergang zur technischen Hochschule Gebrauch 
machen. Es sind sehr wenige. Wir treten ganz selbstverständlich für 
die Forderung mit Nachdruck ein; aber es hat schließlich gar keinen 
Zweck, ein Sprungbrett für solche Elemente zu schaffen, denen 
die notwendige Vorbildung für das schwere Hochschulstudium fehlt.“ 


Verehrter G.d. A.! Wir sind nun einmal der Auffassung, 
daß die „Elemente“, die die mittlere Fachschule absolviert 





Generalaussperrung 


Seit Jahr und Tag sind die Bauarbeiter ohne Reichstarii- 
vertrag. Der hauptsächlichste Streitpunkt, an dem das Zus 
standekommen eines solchen scheiterte, war die Arbeitszeit. 
Die Bauarbeiter ließen sich trotz Verordnung über die Arbeits- 
zeit vom 21. Dezember 1923 zu einer Preisgabe des acht- 
stündigen Höchstarbeitstages nicht bewegen. Die Arbeitgeber 
ihrerseits begründen ihre Forderung mit dem Charakter des 
Baugewerbes als eines Saisongewerbes, zu dessen Existenzbe- 


- dingungen es gehöre, daß im Sommer länger gearbeitet werde, 


so daß wengistens eine Durchschnittsdauer von acht Stunden, 
d. h. im ganzen Jahre 2400 Stunden gearbeitet würde. Für 
die Unternehmer ist diese Formel sehr bequem, denn je nach- 
dem, ob man 50 oder 150 Tage als für Bauarbeiten ungeeignet 
in Anschlag bringt, kann man für die übrigbleibenden Arbeits- 
tage eine Arbeitszeit von beliebiger Länge als notwendig 
nachweisen. : 

In Ermangelung eines Reichstarifvertrages wurden in den 
einzelnen Bezirken Verhandlungen über die Lohnhöhe geführt, 
die meistens für beide Teile tragbare Ergebnisse zeitigten. 
Mit der wachsenden Teuerung wurden diese Lohnverhandlun- 
gen immer schwieriger, um so mehr, als die Bauarbeiter den 
verständlichen Anspruch erhoben, an dem Gewinn, den die 


'" janziehende Konjunktur dem Gewerbe in Aussicht stellte, be- 


teiligt zu sein. So forderten die Bauhandwerker für Berlin 
‚eine Lohnerhöhung um etwa 30%, in den anderen Bezirken 
15 bis 20%. Die Forderungen des Baugewerksbundes für die 
Bauhilfsarbeiter und Tiefbawarbeiter waren relativ höher. 

In neun Bezirken konnte eine Einigung nicht erzielt wer- 
den. Etwa zustandegekommene Schiedssprüche traten nicht 
in Wirksamkeit, da sie von’ einer der beiden Parteien abge- 
lehnt wurden. So kam es zu Streiks, teils zu Aussperrungen. 
Schließlich nahm das Reichsarbeitsministerium sich der Sache 
lan und es wurde am 10. August vereinbart, ein Schiedsgericht, 
bestehend aus je vier Vertretern beider Parteien und einem 


- vom. Reichsarbeitsministerium ernannten Vorsitzenden, einzu- 


- setzen. Alle vorhandenen Streitfälle sollten vor dieses Schieds- 


gericht gebracht werden, das nur über die Lohnhöhe ent«+ 
scheiden soll. Eine wesentliche Bestimmung war, daß der 
ehnt werden könne, Damit war das Schicksal aller Ausge- 
 sperrten und Streikenden miteinander verkuppelt und es war 
bei der Einstellung der Arbeitgeber vorauszusehen, daß für 
den Fall der Ablehnung des so zustandegekommenen Schieds- 
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efällte Schiedsspruch nur im ganzen angenommen oder abge- 
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haben, zum mindesten ebenso die notwendige Vorbildung für 
das Hochschulstudium mitbringen wie die Abiturienten eines 
hitmanistischen Gymnasiums, und deshalb kämpfen wir 'seit 
Aalen für eine Beseitigung der zu Unrecht aufgerichteten 
ürokratischen Schranken zwischen Fachschule und Hoch- 
schule. Also nicht deshalb, weil die Fachschulabsolventen 
nicht die Befähigung für die Hochschule hätten, sondern weil 
der Bürokratismus bisher den Fachschulabsolventen durch viel 
zu weitgehende Vorschriften den Weg zur Hochschule so gut 
wie vollkommen verbaut hat, haben nur wenig Techniker 
„von der Möglichkeit zum Uebergange zur technischen Hoch- 
schule Gebrauch. gemacht.“ Es ist jedenfalls eine merkwürdige 
Art der Technikerinteressenvertretung, wenn der G.d.A. die 
Behörden davor warnt, ein Sprungbrett für ungeeignete „Ele- 
mente‘ zu schaffen, in derssiben Zeit, wo wir im technischer 
Berufe noch so himmelweit von einer vernünftigen Auslese 
Ger Tüchtigen und dem freien Aufstieg entfernt sind. 

Daß der G.d.A. auch ausgerechnet dem Butab ge- 
genüber betont, daß er, der G.d.A., ein „einheitliches 
Arbeitsrecht“, also eine Fundamentalforderung des Bundes, 
erstrebt, liegt auf derselben Linie wie seine Behandlung der 
Erfinderfrage und des freien Aufstieges. Wir würden des guten 
zu viel tun, wenn wir auf alle Einzelheiten eingehen würden, 
die wir im sogenannten „Technischen Angestellten‘ des G.d. A. 
finden. Wir hoffen, daß die hier wiedergegebenen Proben ge- 
nügen, um die Arbeit des G.d. A. für die Techniker zu kenn- 


‚zeichnen, Wir verzichten auch darauf, die persönlichen An- 


rempeleien des Unterzeichneten, den der G.d.A. als einen 
„Neuling im Gewerkschaftsleben‘‘, der „erst seit drei Monaten 
Mitglied des Butab‘ sei, bezeichnet, zu erwidern, denn wir 
sind uns gewiß, daß der G.d. A. damit ebenso wie in seiner 


Art, „mit anderen Verbänden rechts und links von unserer : 


Richtung um den ihm gebührenden Platz des Technikers an 
der Wirtschaftssonne zu kämpfen‘, nur einen Erfolg haben 
wird, nämlich einen Heiterkeitserfolg. 

er J. Gröttrup. 


spruches auch die Bezirke, in denen bisher gearbeitet wurde, 
in den Kampf hineingezogen würden. Die Vereinbarung zur 
Bildung eines solchen Schiedsgerichtes bezeichnet der „Grund- 
stein“, das Organ des Deutschen Baugewerksbundes, als 





Zwangsergebnis, da der Vertreter des Reichsarbeitsministeriums 


wiederholt mit diktatorischen Maßnahmen gedroht habe. 
Das so gebildete Schiedsgericht trat am 12. August 1925 

zusammen und hat in dreitägiger Arbeit für die neun strittigen 

Bezirke einen Schiedsspruch gefällt. Die festgesetzten 


Löhne bleiben in den meisten Fällen unter der Lohnhöhe, die 


bereits von früheren Schlichtungsausschüssen festgesetzt wor- 
den ist. In einem Falle. wird durch den Schiedsspruch der 
Lohn für die Bauhilfsarbeiter und Tiefbauarbeiter gegenüber 
dem zuletzt bezahlten sogar um einen Pfennig ab- 
gebaut. Daß unter diesen Umständen dem Schiedsspruch 
von dem schleunigst einberufenen Beirat des Baugewerks- 


-bundes abgelehnt wurde, kann nicht überraschen, zumal von 
‚den meisten in Frage kommenden Bezirken bereits Abstim- 


mungsergebnisse in demselben Sinne vorlagen. Als Antwort 
auf diesen Beschluß verfügten die Bauunternehmerverbände 


dieGeneralaussperrung fürdas ganze deutsche 


Reichsgebiet. Wenn diese Zeitung in die Hand der Leser 
kommt, werden, wenn es nach dem Willen der Unternehmer- 
verbände geht, alle Bauten eingestellt sein. 

Dieser Kampf, den die Bauunternehmer den Arbeitern und 
ihrer Gewerkschaft, dem Deutschen Baugewerksbund, aufge- 
zwungen haben, gilt aber nicht nur diesen, sondern allen 
Arbeitnehmern Deutschlands und ihren Gewerkschaften. Es 
wäre auch falsch, lediglich die Bauarbeitgeberverbände oder 
gar den einzelnen Bauunternehmer für diesen Riesenkampf 
verantwortlich machen zu wollen, es ist vielmehr sicher, daß 
die Vereinigung Deutscher Arbeitgeberver- 


bände die treibende Kraft in diesem Kampfe. 


üst. Schon in unserer „D.T.Z.“ Nr. 27 wurde über die auf- 


- fallende Tatsache berichte, daß Herr Dr. Meissinger, 


der Generalsekretär dieser Vereinigung, in unserem Tarifstreit 


- mit-den Bauunternehmern als Arbeitgeberbeisitzer der Spruch- 


kammer mitwirkte, ein deutliches Zeichen dafür, daß die Bau- 
unternehmerverbände zu der Vereinigung Deutscher Arbeit- 
geberverbände in ein beachtliches Abhängigkeitsverhältnis ge- 
raten sind. So erleben wir nun, daß, weil in einigen Bezirken 


"zwischen Arbeitern und Arbeitgebern eine Einigung nicht er- 


zielt wurde, die Bautätigkeit im ganzen Reiche eingestellt wird 
und damit ungeheure Werte vernichtet werden oder wenigstens 
brach liegen, | 
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Neue Tarifgehälter in Goldmark. 


Die Gruppenbezeichnung In den einzeinen Tarifverträgen entspricht nicht in allen Fällen der In nachstehender Tabelle angewandten. 

Die Geheltssätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 
; Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergieichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 
„BRAD müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 
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& Fäch- Ta - ER, Beaabe Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppe 
PH ezirk ür Mona älterwurden - ; iale e 
gruppe festgesetzt d. m. | M. | M. Mm M. M 2 are 
C Sächsische |ab 1, August 1925| Vereinbg. 85—160 135—195 190-280 285-355, | 320—405 _ Gr. I u. II Frau 10, 
Elektrizitäts- . / 1.Kind 30, jed.w.5, 
werke Bi Gr. IH-V Frau 15 
2; 1.Kind 15,jed.w,10 
Fa D Hamburger ab 1. Juli 1925 » 178—245 213—282 252—329 298-377 _ _ Kinderzulage 4,50 
BE Hochbabn Sr 
N H Arnstadt ab 1. Mai 1925 » 91-177 129—199 161—237 220—253 —_ 6—27 
H Aschersleben }ab 1. August 1925 ” 76—16#% 97-196 161-266 201—320 _ _ Verheiratete 16°, | 
i H Eisenach |ab 1. April 1925 n 42--146 82-173 92—198 119—222 161—245 ! 203—264 12,50 
Y 
F H Grünberg, | ab 1. Juli 1925 ” 95—165 130— 231 211-306 262— 374 _ _ Frau 15, Kind 5 
H, Freystadt ® 
u. Umg 
H Hanau a,M., | ab 1. Juli 1925 |Schiedsspr.} 126—175 200-—236,25 | 287—306,25 | 344,5— 367,5 Pre E Frau 6,Kind6 
3 höchst. £.3Knder 
\ H Ludwigshafen | ab 1, Juli 1925 | Vereinbg. 109-—190 161—242 237— 294 361 — _ 6—19 
a. Rh. | 
N 
k H Neustadt-Orla | ab 1. Mai 1925 = 86—154 123—197 147—231 172—259 _ _ Verheiratete 100), | 
i H Schmalkalden | ab 1. Mai 1925 > 66—164 107,5—197,8 | 183,8— 248,3 _ —_ _ Nrerhewateie 10°/; | 
N N H Zella-Mehlis ab 1. Mai 1925 N 70—147 84—187 140—249 175—274 189 -— 307 _ Es 
H*) Zeulenroda ab 1. April 1925 En 90—165 120—215 165—265 210—310 u A Bit, 
f K Berlin ab 1. Juli 1925 . 145—175 225 5 310 410 — _ | 
{ 
j K Unterfranken jab 1. August 1925 2 115—205 140—255 245--325 325—415 == SS 15 | 
und Baden | 
Et; L Zuckerfabriken| ab 1. Juli 1925 3 119 eh 193 218 262 — Pa 
| Bezirk 
H Thüringen 
N**) Saalfeld ab 1. Juni 1925 5 77-175 102-192 147—233 — en En 5 
N Suhl ab 1. Juni 1925 * 70—155 100—200 130— 230 165— 210 205 —252 —_ — 


*) Techniker-Fachschulzulage 71/,0/,, Konstrukteurzulage 15°/,. \ 
**) Technische Angestellte, die eine zweijährice Fachschulbildung nachweisen, erhalten in den Gruppen II und III 5°/, mehr, 
Fachgruppenbezeichnung: A — Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C= Gas-, Wasser- und Elektr.- Werke, D— Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur 
G = Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I= Chemische Industrie, K = Steinindustrie, L— Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N = 
Metallindustrie, O — Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, O = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 
U= Wagen- und Karosseriefabriken, V = optische Industrie. | 
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Der Bundesausschuß des Allgemeinen Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes hat in Erkenntnis der 
grundsätzlichen Bedeutung dieses Kampfes folgende Ent- 
schließung gefaßt: 


„Die baugewerbliche Arbeiterschaft steht zu vielen Zehntausenden 
im Kampfe um die Durchführung einer menschenwürdigen Lebenshaltung, 
insbesondere aber gegen die von dem Unternehmerbund geforderte Ver- 
längerung der Arbeitszeit. Die baugewerbliche Arbeiterschaft führt den 
Vorkampf um die Aufrechterhaltung des Achtstundentages, und sie hat 
diese Stellung bisher in fast allen Bezirken des Reiches halten können. 
Nun will der Unternehmerbund des Baugewerbes, gedrängt und gestützt 
von den Industriellen, zum Großkampf übergehen. Der Unternehmer- 
bund droht mit der Aussperrung alier Bauarbeiter im ganzen Reiche. 
wenn nicht die Bauarbeiterverbände die bestehenden Streiks aufheben 
und die Arbeiter bedingungslos zur Arbeit zurückführen. Das Ziel des 
Unternehmerbundes ist, die Bauarbeiterverbände zum Abschluß eines 
Reichstarifvertrages zu zwingen, in dem die Arbeiterverbände auf den 
Achtstundentag, auf Ferien und auf weitere Lohnerhöhung verzichten und 
sich mit sonstigen Verschlechterungen gegenüber dem früheren Reichstarif- 
vertrag einverstanden erklären. ®: 

Der Bundesausschuß nimmt Kenntnis von dem Stand der Dinge 
und spricht der baugewerblichen Arbeiterschaft und den führenden Or- 
ganisationen seine vollste Sympathie aus. Sollten die der Bauarbeiter- 
schaft aufgezwungenen Kämpfe von den dem A.D.G.B. angeschlossenen 
Bauarbeiterverbänden nicht aus eigener Kraft durchgeführt werden 
können, so ist der A.D.G.B. bereit, zur Unterstützung der. kämpfenden 
Arbeiter nach bester Möglichkeit beizutragen. Der Bundesausschuß be- 
auftragt den Bundesvorstand, gegebenenfalls die erforderlichen Maß- 
nahmen zu veranlassen und durchzuführen.‘ 


Der Kampf hat jedoch seine Bedeutung nicht nur für 
die Arbeiter, sondern im gleichen Maße auch 
fürdie Angestellten. Sollten die Unternehmer den ihnen 
und noch mehr der Vereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände 
allem Anscheine nach sehr willkommenen Kampf gewinnen, 
so würden sie sich keinen Augenblick besinnen, bei der ersten 


ı 


Gelegenheit andere Arbeitnehmergruppen niederzuknüppeln, und 
daß sie vor den Angestellten halt machen würden, ist keines- 
wegs anzunehmen, müssen wir doch schon von Beginn den 
Stabilisierung an beobachten, wie ein Unternehmerverband 
nach dem anderen alles versucht, um die Tarifverträge der An- 
gestellten zu verschlechtern oder sich überhaupt jedem tarif- 
lichen Zwange zu entziehen. 

Dieser Kampf ist ein Kampf des gesamten 
organisierten kapitalistischen Unternehmer- 
tums gegen die gesamte Arbeitnehmerschaft 
und ihre Gewerkschaften. Es ist die selbst- 
verständliche Pflicht jedes Angestellten, den 
BauarbeiternindiesemKampfedieSolidarität 
zuhalten. PR BE: 


Industrietarife 


Der Siegerländer Gehalisstreit und das Reichsarbeitsmi- 
nisterium. In Nr. 32, S. 414 berichteten wir über die Ver- 
handlımgen im Reichsarbeitsministerium wegen der von den 
Angestelltenorganisationen verlangten Verbindlicherklärung des 
Schiedsspruches vom 9. Juli 1925, der eine sechsprozen- 
tige Gehaltserhöhung vorsah, die von den Siegerländer In- 
dustriellen abgelehnt wurde. Das Reichsarbeitsministerium hat 


„die Verbindlicherklärung des Schiedsspruches, der 
durch den Schlichtungsausschuß in Siegen Sa worden ist, 
gemäß Artikel I $ 6 der Schlichtungsverordmung vom 30. Ok- 
tober 1923 abgelehnt, da nach Lage der Verhältnisse 
nicht angenommen werden kann, daß ein staatlicher Zwangs- 
eingriff in die Vertragsfreiheit der Tarifparteien im Interesse 
der Allgemeinheit unerläßlich ist. Unter diesen Umständen 
besteht für das Reichsarbeitsministerium keine Möglichkeit, 
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"Preisabbau oder Lohnabbau? 


Nun. ist es also heraus, mit welchen Mitteln die. Regie- 
tung die vom „Reichskanzler Dr. -Luther in seiner Reichs- 
tagsrede am. 8. August d. 'J. angekündigte Preissen- 
kungsaktion durchzuführen, beabsichtigt! Nach einer Be- 
Fkanntmachung in der Tagespresse hat das Reichskabinett unter 
"Mitwirkung des Reichsbankpräsidenten am 26. August d. J. 
folgende Beschlüsse gefaßt: 


„i. Gegen alle Bedingungen und Abreden, die unmitte!bar oder mittel- 
Fbar zu einer Steigerung der Preise oder zur Aufrechterhaltung über- 
|"steigerter. Preise führen und die von Kartelien, Syndikaten und gleich- 
Fartisen Zusammenschlüssen oder von einflußreichen Einzelunternehmungen 
ausgehen, werden künftig alie Machtmittel dr Verordnung gegen 
Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen vom 
#2. November 1923 (Karteliverordnung) in Anwendung gebracht werden, 
Fund zwar auch dann, wenn diese Kartelie usw. sich nur auf Teile des 
FReichsgebiets, z. B. nur auf einzelne Länder oder Gemeinden erstrecken. 
IFDabei soll dieses behördiiche Einschreiten nicht.nur im Verwaltungswege, 
#sondern auch im weiteren Umfange als dies bei der bisherigen Wirt- 
schaftslage notwendig war, durch Klage vor dem Kartellge- 
ticht erfolgen. Klauseln, die eine preissteigernde Wirkung haben können 
"oder aus anderen Gründen wirtschaftlich schädlich sind, werden künftig 
im Sinne des $ 4 der genannten Verordnung als die Gesamtwirt- 
Bschaft und das Gemeinwohl gefährdend angeschen 
werden. 
Fr Hierzu gehören u. a.: Repartierungsklauseln, Goldklause'n, Goldentwer- 
"tungsklauseln, Klauseln, die eine gleitende öder freibleibende Preisbewe- 
"gung zum Ziele haben, Treurabattklauseln, Klauseln über die Preisbildung 
folgenden Wirtschaftsstu’en, Gegenseitigkeits- und Ausschiüeßlichkeits- 
| klause!n. 
| Falls die Durchführung dieser Maßnahmen zeigt, daß kein genügen- 
#der Erfolg eintritt, wird die Reichsregierung den gesetzgebenden Körper- 
|Sschaften eine entsprechende Verschärfung der Kartellverord- 
ı mung vorschlagen. 
I} Insbesondere wird dazu eine Abänderung der genannten 
Verordnung derart in Aussicht genommen, daß im Verkehr mit 
"Lebensmitteln Verträge oder Beschlüsse der in $ 1 der genannten Ver- 
Sordnung bezeichneten Art von jedem Beteiligten auch ohne wichtigen 
"Grund fristlos gekündigt werden können, wenn sie Verpflichtungen über 
die Art der Preisfestsetzung oder die Forderung von Preisen für Lebens- 
mittel enthalten. 
i 2. Das Reich wird in Anknüpfung an bereits ergriffene Maßnahmen 
"innerhalb der Reichsressorts mit den Ländern und Gemeindeverbänden in 
Verbindung treten, damit bei Vergebung von öffentlichen 
FAufträgen die freie Konkurrenzin vollem Umfange 
wieder zur Geltung kommt. Die Einführung einer Pflicht zur 
"Bekanntgabe aller, bei Abgabe der Offerten eingegangenen Preisbindun- 
“gen wird dazu erforderlich werden. 
ie Vereinbarungen, die die freie Konkurrenz bei öffentlichen Versteige- 
tungen und öffentlichen Ausschreibungen zu beeinträchtigen geeignet 
sind, sollen gesetzlich unter Strafe gestellt werden. 
| 3. Den gesetzgebenden Körperschaften wird ein Gesetzentwurf 
zur Aufhebung der Geschäftsaufsicht, die mit Bekannt- 
| machung vom 14. Dezember 1916 zur Abwendung des Konkurses einge- 
| führt worden war, unter gleichzeiiiger Abänderung der Konkursordnung 
"vorgelegt werden. 
mr 4. Die öffentlichen Gelder des Reiches werden: so 
"bewirtschaftet werden, daß nicht nur keine Gelahr einer Steigerung der 
"privaten Geldsätze enisteht, vieimehr der Antrieb für ihre Senkung ge- 
“gehen wird. Mit anderen öffentlichen Geldgebern, insbesondere den 
"Ländern und Gemeinden, wird das Reich in Verbindung treten, um die 
keichen Grundsätze bei der Ausleihung Öffentlicher Gelder an diesen 
‚Stellen zu gewährleisten. 
= Die Reichsregierung. fordert die gesamte Bevölkerung, Produzenten 
und Konsumenten auf, im eigensten Interesse dieeingeleitete Ge- 
ısamtaktion zur Verbiligung der Lebenshaltung der. Bevölkerung zu 
unterstützen. Die Spitzenorganisationen der Wirtschaft haben be- 
feits zugesagt, ihren ganzen Einfluß dafür einzusetzen, daß die Auswir- 
kung der Steuerermäßigungen, insbesondere der Ermäßigung der Um- 
satzsteiter auf ein Prozent, in den Preisen zum Ausdruck kommt. Von 
"den Ländern und Gemeinden erwartet die Reichsregierung weilestgehende 
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Unterstützung; die zuständigen Ressorts werden Verhandlungen in diesem 
Sinne aufnehmen.“ 

Das Reichsbankdirektorium gab gleichzeitig be- 
kannt, daß es „den Maßnahmen und Absichten der Reichs- 
regierung . in der Richtung des Preisabbaues in voilem Um- 
fange beigetreten‘ sei und der Durchführung derselben in 
seinem Dienstbereich jede nur mögliche Unterstützung leisten 
werde. Insbesondere werde die Reichsbank bei ihrer Kredit- 
politik auf Auswüchse der Kartelle und Preiskonventionen 
systematisch achtgeben. und erforderlichenfalls entsprechende 
Maßnahmen ergreifen. 

Wenn diese Beschlüsse nicht von einer Regierung gefaßt 
worden wären, die sich offenkundig vor allem auf jene Unter- 
siehmerverbände stützt, gegen deren Preispolitik diese Bec- 
schlüsse in erster Linie angewandt werden müßten, wenn 
wirklich mit dem Kampf gegen den Preiswucher Ernst ge- 
macht werden sollte, und wenn diese Beschlüsse nicht 14 Tage 
nach der Verabschiedung der Zolltarifnovelle gefaßt worden 
wären, könnte man immerhin versucht sein anzunehmen, daß 
nun tatsächlich der Kampf gegen die immer weiter fort- 
schreitende Teuerung aufgenommen werden soll. Es klingt 
gar nicht so übel, wenn man. hört, daß künftig von den 
Machtmitteln der sogenannten Kartellverord- 
nung wirklich Gebrauch gemacht werden soll, 
und daß nötigenfalls die Reichsregierung den gesetzgebenden 
Körperschaften sogar eine Verschärfung dieser Ver- 
ordnung vorschlagen wolle. Kein Arbeitnehmer wird auch 
etwas dagegen einzuwenden haben, daß Vereinbarungen, die 
die freie Konkurrenz bei Öffentlichen Versteigerungen tund 
öffentlichen Ausschreibungen zu beeinträchtigen geeignet sind, 
unter Strafe gestellt werden sollen, und dad den ge- 
setzgebenden Körperschaften ein Gesetzentwurf zur Auf- 
hebung der Geschäftsaufsicht, auf deren unheil- 
volle Wirkung schon so oft hingewiesen worden ist, vorgelegt 
werden soll. Ebenso kann man sich durchaus damit einver- 
standen erklären, daß die Öffentlichen Gelder des Reiches so 
bewirtschaftet werden sollen, daß nicht nur keine Steigerung 
der. privaten Kreditzinsen, sondern, wenn möglich, ihre Sen- 
kung erreicht wird. 

Immerhin fragt man sich beim Lesen dieser Kundgebung, 
warum denn diese Maßnahmen, wenn man sich. von ihrer 


Bautechniker! 


In den nächsten Tagen wird in allen Ortsver- 


waltungen über Annahme oder Ablehnung 


des neuen 


Reichstarif - Vertrages 


abgestimmt. 


Beteiligt Euch alle!! 
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Anwendung Erfolg verspricht, nicht schon ad er beschlossen 
worden sind. Schließlich stammen die Klagen’ über die Preis-' 
diktatur der Kartelle doch nicht erst von heute und gestern, 
sondern waren schon vor Jahr und Tag so laut und so berech- 
tigt, daß sie den Erlaß der „Verordnung gegen Mißbrauch 
wirtschaftlicher Machtstellungen‘“ vom 2. November 1923, eben 
der sogenannten Kartellverordnung, erzwangen. Es leuchtet 
dem einfachen Laiengehirn wirklich nicht ein, warum die 
Machtmittel dieser- Verordnung nicht schon seither angewandt 
worden sind, da doch niemand wird leugnen können, daß auch 
seit dem Erlaß der Verordnung die Kartelle vielfachen Miß- 
brauch mit ihrer Machtstellung getrieben haben. 


In einer Besprechung mit Vertretern der gewerkschaft- 
lichen Spitzenorganisationen, die am 27. August d., J. im 
Reichswirtschaftsministerium stattfand, beantwortete ein Ver- 
treter des Reichswirtschaftsministers diese Frage dahin, daß 
die Regierung die Machtmittel, die ihr die Kartellverordnung 
in die Hand gebe, benutzen wolle, um zu verhindern, 
daß das inländische Preisniveau sich auf die 
hohen Sätze der soeben verabschiedeten Zoll- 
tarifnovelle einstelle. Die autonomen Zölle seien im 
wesentlichen nur zu Verhandlungszwecken so hoch festgesetzt 
worden, und die Regierung sei sich darüber klar, daß sie durch 
die abzuschließenden Handelsverträge wesentlich ermäßigt wür- 
den. Es komme ihr deshalb darauf an, zu verhindern, daß 
schon vor dem Abschluß der Handelsverträge die autonomen 
Zölle in den Inlandspreisen ausgenutzt würden, weil sonst die 
Herabsetzung der Zölle durch die Handelsverträge zu starken 
Erschütterungen in der Wirtschaft führen müßte. 


Selbst wenn man diese Erklärung gelten lassen will, ergibt. 


sich daraus schon die eine Feststellung, daß also gar nicht. 


beabsichtigt ist, das gegenwärtige Preisni- 
veau zu senken, sondern daß nur eine künftige starke 
Preissteigerung durch volle Ausnutzung der in der Zolltarif- 
novelle festgesetzten autonomen Zölle verhindert werden soll. 
Die von Herrn Dr. Luther in seiner Reichstagsrede ange- 
kündigte „einheitliche Preissenkung für den 1. Oktober‘ wagt 
also die Regierung schon selbst nicht mehr als Zweck ihrer 
Beschlüsse anzugeben. Es ist wichtig, diese Feststellung zu 
treffen, weil namentlich ‘bei Lohnverhandlungen von Arbeit- 
gebervertretern, aber auch von Vertretern amtlicher Schlich- 
tungsstellen immer noch von d£r „Preissenkungsaktion“ der Re- 
gierung gesprochen wird. 

Aber ist denn auch nur anzunehmen, daß die gegenwärtige 
Reichsregierung ernsthaft gewillt ist, weiteren Preissteigerun- 
gen entgegenzutreten, und besteht irgendwelche Wahrschein- 
lichkeit, daß ihre Beschlüsse ein weiteres Anziehen der Preise 
hintanhalten werden? Wir haben schon weiter oben angedeu- 


tet, daß man an den festen Willen der Regierung, die von ihr 


gefaßten Beschlüsse auch wirklich durchzuführen, “vor allem 
deshalb nicht glauben kann, weil es die gleiche Regierung 
ist, die de Verantwortung für das Zustandekom- 
men der Zolltarifnovelle trägt, deren verteuernde 
Wirkung von keinem ernstzunehmenden Wirtschaftspolitiker 
bestritten werden kann. Die Ankündigung der allgemeinen 
Preissenkung. zum 1. Oktober in der Reichskanzlerrede am 
8. August d..]. schmeckte von vornherein stark nach Bluff, 
und die jetzt bekanntgegebenen Beschlüsse können, wenn man 
sie im Zusammenhang mit der Haltung der Regierung in der 
Zollfrage würdigt, den damaligen Eindruck nicht verwischen. 


Offenbar nehmen auch die Unternehmerverbände die 
drohende Geste der ihnen innerlich so wesensverwandten Re- 
gierung keineswegs besonders ernst. In der Entschließung 
der beiden Vorstände des Reichsverbandes der Deutschen In- 
dustrie und der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände wurde schon darauf hingewiesen, „daß die von der 
Oeifentlichkeit vielfach beklagten Erscheinungen weit weniger 
durch die Industriekartelle als durch die nicht kontrollierbaren 
freien Abreden und kartellähnlichen Abmachungen auf allen 
Gebieten des gewerblichen Lebens hervorgerufen werden“. 
Die Oeiientlichkeit wurde also gleich in vorsichtiger Weise 
darauf vorbereitet, daß sie sich von dem in den Regierungs- 
beschlüssen angekündigten „Kampf gegen die Kartelle‘“ nicht 
allzuviel versprechen dürfe. 

In der Besprechung mit den Gewerkschaftsvertretern wurde 
außerdem von einem Vertreter des A.D.G.B.-mit Recht an das 
klägliche Scheitern der gerade vor einem Jahre von der 
damaligen Reichsregierung eingeleiteten Preisabbauaktion er- 
innert. Damals sollte der Preisabbau ebenfalls durch eine Her- 
absetzung der Umsatzsteuer (von 2), auf 2 Proz.), 
außerdem aber durch die Herabsetzung der Güter- 
tarife und der Kohlenpreise erreicht werden, im gan- 
zen also durch Maßnahmen, die zweifellos eine Verringerung 
der Gestehungskosten im Gefolge hatten, und von denen in- 
folgedessen weit eher eine wirksame Beeinflussung des Preis- 
niveaus erwartet werden konnte als von*den papiernen Be- 


Hinblick auf diegegenwärtige Preissenkungs- 
aktion der Regierung die weitere Preisent-| 
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schlüssen der jetzigen Reichsregierung. Und trotzdem war das 


‚Ergebnis der damaligen Preisabbauaktion nicht eine Sen- 


kung, sondern eine ganz wesentliche Erhöhung des 
Preisniveaus. Ä r 

Wir könnten uns mit dem Nachweis begnügen, daß von 
der angeblichen Preissenkungsaktion der Regierung ein wirk- 
samer Einfluß auf die künftige Preisbilduns und damit eine 
günstige Rückwirkung auf das Realeinkommen der Arbeit- 
nehmerschaft nicht ‚zu erwarten ist, wenn nicht die Regie 
rung selbst sich im Zusammenhang mit ihrer Preisabbauaktion 
auch auf das Gebiet der Lohnpolitik begeben hätte. 
Zwar ist in den oben mitgeteilten Beschlüssen von der Lohn- 
politik nicht die Rede. In der Besprechung mit den Gewerk- 
schaftsvertretern im Reichswirtschaftsininisterium machte jedoch 
der Vertreter des Reichswirtschaftsministers kein Hehl daraus, 
daß es nach Auffassung der Regierung notwendig sei, bis auf 
weiteres Lohnerhöhungen zu vermeiden, um die 
im Gange befindliche Preissenkungsaktion nicht zu gefährden. 
Er erkannte zwar an, daß damit der Arbeitnehmerschaft ein 
gewisses Opfer zugemutet werde, verlangte aber, daß dieses 
Opfer gebracht werde, weil nur so die als Ergebnis der Preis- 


senkungsaktion zu erwartende Steigerune der Realeinkommen 
> {=} o- N 


zu erreichen sei. 

Diese Stellungnahme der Regierung in der Lohnfrage ist 
vor allem deshalb bemerkenswert, weil sie sich vollkommen 
mit der der Arbeitgeberverbände deckt. Auch in der Ent- 
schließung des Reichsverbandes der Deutschen Industrie und 
der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände zu der 
Preisabbauaktion der Regierung wird ja behauptet: „Eine all- 
gemeine Lohnsteigerung würde, jeden : Versuch eines Preis- 
abbaues von vornherein zum Scheitern verurteilen.“ Hier wie 
dort also die volkswirtschaftlich vollkommen unhaltbare, nur 
auf die Täuschung der Oeffentlichkeit berechnete Darstellung, 
als ob jede Lohnsteigerung notwendig auch eine entsprechende 
Preiserhöhung zur Folge haben müßte, obwohl doch nach- 
gerade jedes Kind weiß, daß in England und Amerika, gegen 
deren Konkurrenz auf dem Weltmarkte die deutsche Industrie 


| 
| 


nicht aufkommen zu können behauptet, viel höhere Löhne ge- | 


zahlt werden als bei uns. 


Man könnte über die Zumutung, die die Regierung der Ar- 
>= . i 


beitnehmerschaft stellt, auf Lohnerhöhungen, die der in den 

letzten Wochen bereits eingetretenen Verteuerung der Lebens- 

haltungskosten entsprechen, zw verzichten, als ein Zeichen 
oO pP ) 3 


‚ihres wirtschaftspolitischen Unverstandes und ihrer sözialpoli- 


tischen Rückständigkeit mit Achselzucken hinweggehen, wenn 
nicht Anzeichen dafür vorlägen, daß die Regierung mit der 
Durchführung dieses Programmpunktes — wenigstens soweit 
sie die Macht dazu hat — Ernst machen wird. Allem Anschein 
nach haben die vom Reichsarbeitsminister bestellten Schlichter 


Anweisung erhalten, bei der Schlichtung von Lohn- | 
streitigkeiten darauf bedacht zu sein, daß die Preis- | 


senkungsaktion der Regierung nicht durch 


Lohnerhöhungen gefährdet werden darf. Das 
ergibt sich aus der Begründung des am 27. August d. J. zur 


Schlichtung des Tariistreites im Bankgewerbe gefällten 
Schiedsspruches. In dieser Begründung führte der Schlichter, 
Oberregierungsrat Kuttig, aus, „daß eine Teuerung zwar 
vorliege, und daß es dem Gebote der Gerechtigkeit ent- 
sprechen würde, einen Ausgleich zu schaffen, daß aber im 


wicklungabzuwarten sei“, 


1 DE 7 ESEL: 


i 


Es ist nicht zu bezweifeln, daß Schiedssprüche der gleichen )} 


Art mit einer ähnlichen Begründung in den nächsten Wochen 


noch in größerer Zahl ergehen werden, d. h., daß die amt- 


lichen Schlichtungsstellen ihre Aufgabe bis auf weiteres darin 


"erblicken werden, Lohnerhöhungen nach Möglichkeit zu ver- 


hindern. Damit aber wird die vom Reichskanzler höchst per- 

sönlich angekündigte und seither so viel gepriesene Preis- | 
senkungsaktion der Regierung in Wirklich- 
keit zu einer Aktion zwecks Tiefhahung der 

Löhne und Gehälter. Es braucht kaum hinzugefügt zu‘ 
werden, daß es hiernach wärklich nicht verwunderlich ist, 

daß die Spitzenverbände des Unternehmertums dieser Aktion 
der Regierung ihre volle Unterstützung zugesagt haben. 

Die Angestellten werden gut tun, die Sitwation, wie sie ® 
durch die angebliche Preisabbauaktion des Kabinetts Luther ° 
entstanden ist, scharf ins Auge zu fassen. Sie müssen sich ” 
darüber klar sein, daß sie, solange diese Regierung am Ruder ’ 
ist, von den amtlichen Schlichtungsstellen irgendwelche Hilfe” 
in ihrem Kampf um eine ausreichende Entlohnung nicht zu 
erwarten haben. Die Regierung ist offen in die 
Front der Arbeitgeberverbände eingeschwenkt. 


‚Die Arbeitnehmerschaft wird darauf bedacht sein müssen, sich ' 


für ihre Kämpfe so zu rüsten, daß sie auch die gemeinsame - 
Front der Arbeitgeber und der Regierung zu durchbrechen 
vermag. Otto Schweitzer. 
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Re chte und Pflichten aus der Ange- 
| stelltenversicherung 


‚Unter dieser Anschrift hatten wir in der Beilage „Recht 
und Rechtspraxis“ Nr. 5, Jahrgang 4, vom 11. Juni 1925 eine 
"kurze Uebersicht der wichtigsten Bestimmungen aus dem 
IT Angestelltenversicherungsgesetz gebracht. In der Zwischen- 
geit sind so viel Aenderungen eingetreten, daß es notwendig 
"erscheint, wiederum eine zusammenfassende Darstellung über 
die jetzt in Kraft befindlichen Bestimmungen zu geben. Wir 
geben zunächst diese Bestimmungen in großen Zügen wieder. 
I die Abänderungen im einzelnen kommen wir in einem 
‚besonderen Artikel zurück.- 


| 


15 I. Versicherungsptlichtig sind: 
| 





BER 


& 1. Angestellte in leitender Stellung. 


2. Betriebsbeamte, Werkmeister und andere Angestellte 
in einer ähnlich gehobenen oder höheren Stellung. 


3. Büroangestellte, soweit sie nicht ausschließlich mit 
"Botengängen, Reinigung, Aufräumen und ähnlichen Arbeiten 
"beschäftigt werden, einschließlich der Bürolehrlinge und Werk- 

‚7 stattschreiber. 

ı7° 4. Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge, andere An- 

"gestellte für kaufmännische Dienste, auch wenn der Gegen- 
‚stand des Unternehmens kein Handelsgewerbe ist, Gehilien 
Fund Lehrlinge in Apotheken. 

e 5. Bühnenmitglieder und Musiker ohne Rücksicht auf den 

|" Kunstwert ihrer Leistungen. 

776. "Angestellte in Berufen der Erziehung, des Unterrichts, 

\Fder Fürsorge, ‚der Kranken- und Wohlfahrtspflege. 


= 7. Aus der Schiffsbesatzung deutscher Seefahrzeuse ufd 
Haus der Besatzung von Fahrzeugen der Binnenschiffahrt, 
ı"Schiifsführer, Offiziere des Deck- und Maschinendienstes, Ver- 
|" walter und Verwaltungsassistenten sowie die in einer ähnlich 
‚gehobenen oder höheren Stellung befindlichen Angestellten 
‚ohne Rücksicht auf ihre Vorbildung. Als deutsches Seefahrzeug 
"gilt jedes Fahrzeug, das unter deutscher Flagge fährt und 
'Tausschließlich oder vorzugsweise zur Seefahrt benutzt wird. 
62 Die früher vorhanden gewesene Mindestaltersgrenze von 
‚716 Jahren ist aufgehoben, so daß die Versicherungspflicht 
bereits mit dem Eintritt der Beschäftigung auch vor dem 
1716, Lebensjahre beginnt. Die Versicherungspflicht besteht je- 
"doch nur bis zu einer Gehaltshöchstgrenze von zur Zeit monat- 
lich 500 Reichsmark. Gehaltseinkommen von mehr als dieser 
‚Höhe befreit von der Versicherungspflicht. Wer die für seine 
‚"Versicherungspflicht maßgebende Verdienstgrenze, also zur Zeit 
‚500 Reichsmark, überschreitet, scheidet erst mit dem ersten 
Tage des vierten Monats nach Ueberschreiten der Verdienst- 
grenze aus der Versicherungspflicht aus. 

Für die Jahresarbeitsverdienstgrenze, also 12Xx500 — 6 000 
‚Reichsmark, werden Zuschläge, die mit Rücksicht auf den 
"Familienstand gezahlt werden (Frauenzulage, Kinderzulage 
usw.), nicht angerechnet. 

= 1. Freiwillige Weiterversicherung. Wer aus 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung ausscheidet, we- 
nigstens vier Beitragsmonate auf Grund der Versicherungs- 
"Pflicht gezahlt hat und nicht berufsunfähig ist, kann 
‚die Versicherung freiwillig fortsetzen. Die freiwillige Weiter- 
"versicherung ist nicht unter der Gehaltsklasse zulässig, die dem 
"Durchschnitt der letzten sechs Pflichtbeiträge entspricht oder 
am nächsten kommt. Sind weniger als sechs Pflichtbeiträge 
entrichtet, so wird der Durchschnitt von den tatsächlich ent- 
(Tichteten Beiträgen berechnet. Hierbei werden Beiträge in den 
‚Klassen, die vor dem 1. Januar 1924 galten, als Beiträge in der 
meuen Klasse A berechnet. Die freiwillige Weiterversicherung 
ist in einer niedrigeren Gehaltsklasse als derjenigen, die dem 
"Durchschnitt der letzten sechs Pflichtbeiträge entspricht oder 
am nächsten kommt, dann zulässig, wenn der Versicherte nach- 
weist, daß diese Gehaltsklasse seinem Einkommen: entspricht. 


© WM. Seibstversicherung. Zum freiwilligen Eintritt 
in die Versicherung (Selbstversicherung) sind entsprechend 
Ihrem Einkommen bis zum vollendeten vierzigsten Lebensjahre 
‚berechtigt: 


1. die unter I bezeichneten Angestellten, wenn ihr Jahresarbeitsver- 
dienst die für die Versicherungspflicht festgesetzte Grenze übersteigt, 
2. Personen, die für eigene Rechnung eine ähnliche Tätigkeit wie die 
‚Unter I genannte ausüben, 

Bi 3. Reerten die nach den $$ 9, 10, 12 Nr. 4 A.V.G. versicherungs- 
sind. - 
a 
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“IV. Gehaltsklassen und Beitragshöhe. Zur 
Zeit gilt bezüglich der Klasseneinteilung und der Beitrags- 
zahlung folgendes: 


Klasse A monatlich Gehalt bis zu 50,— R.-M. — Monatsbeitrag 2,— R.-M. 


HB 5 % von 50,— bis 100,— R-M. „ Ne 
” ER ” ” »„ 100,— „ 200,— ” " 8,— ” 
” D » ” ” 200, — ” 300, u ” ” 1 2,— ” 
” E ” ” ” 300, — ” 400, — ” ” 16,— ” 
wa F y „ vonmehrals400,— „ 500,— „ ET ER 


Für freiwillige Beitragsentrichtung sind die Beitrags- 
klassen G und H gebildet, für die ein monatlicher Beitrag von 
25 und 30 Reichsmark zu entrichten ist. Es steht somit jedem 
Versicherten frei, sich durch höhere Beitragszahlung höhere 
Rentenleistung zu sichern. Ob von dem letzteren Gebrauch 
gemacht wird, wird jeder einzelne auf Grund seiner Wirt- 
schaftslage zu prüfen haben. 

.Für Versicherte, deren monatliches Gehalt 50 Reichsmark 
nicht übersteigt, sowie für Lehrlinge, entrichtet der Arbeit- 
geber die vollen Beiträge. Im übrigen sind die Beiträge, soweit 
Versicherungspflicht besteht, je zur Hälfte vom Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zu zahlen, 

Für Halbversicherte, das heißt für Personen, die von der 
eigenen Beitragszahlung auf Grund einer abgeschlossenen 
Lebensversicherungspolice befreit sind, zahlt der Arbeitgeber 
die Beiträge, die dem halben Jahresarbeitsverdienst entsprechen. 
Dies bedeutet insofern eine Aenderung gegenüber dem bis- 
herigen Zustande, als der Arbeitnehmer nicht mehr verpflichtet 
ist, einen Teil des Beitrages dem Arbeitgeber zu erstatten, 

V. Anwartschaft auf die Leistungen aus der 
Angestelltenversicherung. Unter Anwartschaft ver- 
steht man die Anrechnungsfähigkeit von Beitragsmonaten. Die 
Aufrechterhaltung der Anwartschaft ist eine der gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Gewährung einer jeden Leistung aus 
der Angestelltenversicherung. Im allgemeinen gilt folgendes: 

Der Versicherte muß zur Aufrechterhaltung der Anwart- 
schaft vom zweiten bis elften Kalenderjahre seiner Versicherung 
mindestens acht, später je vier Beitragsmonate während eines 
jeden Jahres nachweisen. Als Beitragszahlung für die Erhaltung 
der Anwartschaft gilt jeder Monat, 

a) für den ein Beitrag entrichtet ist, einerlei ob es sich um einen 
Pflicht- oder freiwilligen Beitrag handelt, 

b) für den eine Ersatzzeit nachgewiesen ist. Ersatzzeiten vor Entrich- 
tung des ersten Beitrages rechnen im allgemeinen nicht mit, es sei 
denn, daß der Versicherte in der Zeit vom 1. Januar 1913 bis zum 
Beginn des Kriegsdienstes sich noch in der Ausbildung für einey 
Angestelltenberuf befand oder nach vorheriger Beschäftigung als 
Angestellter seiner aktiven Dienstpflicht genügte und daher von 
der Versicherungspflicht nicht erfaßt wurde. Als Ersatzzeiten kom- 
men ferner in Frage Kalendermonate, in denen der Versicherungs- 

 pflichtige 

1. durch Krankheit zeitweise arbeitsunfähig und nachweislich in seiner 

' Berufstätigkeit verhindert ist und kein Entgelt erhält, 

zur beruflichen Fortbildung eine staatlich anerkannte Anstalt besucht, 

in Mobilmachungs- oder Kriegszeiten bei der deutschen Wehrmacht 

militärische Dienstleistungen oder freiwillige Kriegskrankenpflege 
verrichtet. 

Bis zum 31. Dezember 1923 gelten alle Anwartschaften als aufrecht- 
erhalten. 

VI. Leistungen der Angestelltenversiche- 
rung. Unter der Voraussetzung, daß die Anwartschait, wie zu 
V erläutert, erfüllt ist, gewährt die Angestelltenversicherung 
folgende Leistungen: 

a) Ruhegeld bei Vollendung des 65. Lebensjahres bzw. bei Berufsun- 
fähigkeit, 

b) Witwenrente, 

c) Witwerrente, 

d) Waisenrente. 

Voraussetzung für die Leistung ist, daß die Wartezeit 
erfüllt ist. Diese beträgt: 

1. bei Ruhegeld für weibliche Versicherte 60 Beitragsmonate auf 
Grund der Versicherungspflicht, 

2. bei Ruhegeld für männliche Versicherte 120 Beitragsmonate auf 
Grund der Versicherungspflicht, 

3. bei der Hinterbliebenenrente aus den Versicherungen männlicher und 
weiblicher Versicherten bis zum Schlusse des Jahres 1928 60 Bei- 
tragsmonate auf Grund der Versicherungspflicht. 

Sind jedoch weniger als 60 Beitragsmonate auf Grund der 
Versicherungspflicht nachgewiesen, so verlängert sich die 
Wartezeit zu l auf 90 und zu 2 und 3 auf 150 Beitragsmonate, 

Hierbei gelten als Pflichtbeiträge auch diejenigen frei- 
willigen Beiträge, die nach Ausscheiden aus der Versicherungs. 
pflicht infolge Ueberschreitens der jeweils festgesetzten Gehalts- 
höchstgrenze mindestens in der Gehaltsklasse des letzten 


nn 













camıen’;, ide] 
N En PER 


E EERRTERTEREN" | 
emeinwirtschaftlicha HKapitalsanlagen! 




















' 
r 





















































BERG 
nr 


et 


Aa re 


See weisser tuiumepiehsungrnnds rw rsnmggnge Hass 
SEHLER 
rn ge 


ek; 









464 


Pflichtbeitrages entrichtet wurden, jedoch-nur soweit es sich“ 


um Wiederversicherte handelt, die bis zum 30, Juni 1924 wieder 


versicherungspflichtig‘ geworden sind. = 


Das Ruhegeld beträgt zur Zeit mindestens 40 Reichsmark 
monatlich, die Witwenrente mindestens 24 Reichsmark und 


die Waisenrente je 20 Reichsmark monatlich. 


Rundschau 


Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Steigender Index. Die Reichsindexziffer der Le 
benshaltungskosten beträgt für den Durchschnitt Au- 
gust 145,0 und ist somit gegenüber Juli mit 143,3 um 1,2 Pro-. 
zent gestiegen. Ueberraschend ist demgegenüber, daß der 
Großhandelsindex des Statistischen Reichsamtes im Au- 
gust eine fallende Tendenz aufweist, und mit 127,3 am 
26. August den tiefsten Stand dieses Jahres erreicht hat, 
Angesichts der erheblichen Preiserhöhungen auf allen Gebieten 
lassen sich diese statistischen Ergebnisse schwer erklären. 


00 00 


Preiserhöhungen der Unternehmer. Wer in diesen Tagen 
aufmerksam den Handelsteil unserer Tageszeitungen liest, stößt 
immer häufiger auf die sehr klein gedruckten Nachrichten 
über vorgenommene und geplante. Preiserhöhungen. Diese 
Preisheraufsetzungen scheinen einen Umfang annehmen zu 
wollen, der an die Zeit der Inflation erinnert, wo die Preise so 
ziemlich mit jeder Devisennotierung in die Höhe gingen. Um 
einen -Begriff von diesem ‚Unfug zu geben, teilen wir einige‘ 
Beispiele über Preiserhöhungen der allerletzten Zeit mit. Es 

erhöhten die Preise: 


Der Verband deutscher Pianofortefabriken um 8 Prozent. 


Die Papierkonvention ab 1. August um 1 bis 2 R.-M. je Kilogramm. 


Die Verkaufsvereinigung deutscher um 6 bis 
10 Prozent. 

Die Vereinigung deutscher Fabrikanten elektrischer Heiz- und Koch- 
apparate um 10 Prozent. 

Die technischen Gummifabriken um 10 Prozent. Be - 

Die wirtschaftliche Vereinigung der Metallgießereien für 1 Kilo» 
gramm Messingguß auf 225R.-M., für Rotguß auf 2,80R.-M. usw. 

Der Verband deutscher Buchbindereibesitzer um 10 Prozent. 

Der Reichsverband deutscher Mechaniker um, 5 bis 10 Prozent, 

Der Verein deutscher Briefumschlagfabriken um 10 Prozent. 

Der Verein deutscher Geschäftsbücherfabrikanten um 10 Prozent. 

Der Zentralverband deutscher Kartonnagenfabriken um 10 Prozent. 

Der Kupferrohrverband um 10 R.-M. pro Doppelzentner. un ve 

1 -M. 


Der Walzdrahtverband für Rohwalzdraht von 120 auf 
10 Prozent. 


Puppenfabrikanten 


je Tonne. 
Der Verband deutscher Porzellangeschirrfabriken 
Die Briefordnerkonvention um 10 Prozent. 


um 


Die Beispiele könnten beliebig und endlos fortgesetzt 


werden. Von der Steigerung des Preisniveaus, die in dem 


Lebenshaltungsindex des Reichsstatistischen Amtes gar nicht 


richtig zum Ausdruck kommt, erhält man erst die richtige 
Vorstellung, wenn man die ungeheuren Preissteigerungen für 
Vieh, Häute und Leder berücksichtigt. Bei allen diesen Preis- 
erhöhungen liegt nur in den seltensten Fällen eine wirkliche 
Begründung vor. Die Preisverbände berufen sich allerdings 
immer wieder auf die Lohnerhöhungen für die Arbeiter 
und Angestellten. Diese Lohnerhöhungen kennen wir aber zur 
Genüge. Sie reichen in Wirklichkeit kaum dazu aus, die 
Teuerung auszugleichen und werden in einem Ausmaß ge- 
währt, daß sie für die Preiserhöhungen nicht in dem Maße 
in Betracht kommen, wie von dem deutschen Unternehmertum 
immer behauptet wird. Trotzdem müssen sie dazu herhalten, 
um den Kartell- und Preisunfug in Deutschland zu beschönigen. 

In Wirklichkeit haben wir es heute wieder mit einer 
Situation wie im Jahre 1924 gelegentlich der Einführung der 
Rentenmark zu tun. Bei Produzenten und Händlern haben sich 


Kar Warenlager angesammelt, die sich als Stockungen im 


arenabsatz erweisen und vor allen Dingen die Betriebsmittel 
verknappen. Man denkt aber nicht daran, diese Lager zu 
angemessenen Preisen zw verkaufen, sondern man legt 
lieber den Betriebstill, als daß man mit den Preisen 


auf einen vernünftigen und für den Verbrauch tragbaren Stand 


heruntergeht. Unterstützt wird das ganze Gebahren durch 


unsere gegenwärtige Kreditwirtschaft. Die Reichsbank verfolgt Becker, 


allerdings den Zweck, durch Drosselung der Kredite die spekur- 
lativ gehaltenen Warenlager zu liquidieren: Allerdings erzielt 
sie nur Erfolge in beschränktem Maße — und das spekulative 
Spiel geht, wie die neue Welle der Preiserhöhungen zeigt, 
ungehindert weiter. Selbstverständlich müssen diese Methoden 
früher oder später zu. weiteren Komplikationen führen. Es 
ist also notwendig, hier zu radikalen Mitteln zu greifen, um 
eine Verschärfung der Wirtschaftskrise zu verhindern. 


Allgemeine Gewerkschaftsfragen RE a 


(Schluß folgt.)  . 


Wilmersdorf; Woldt, Richard, Berlin. 
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Klassenkämpferische Unternehmer. Aus Anlaß des of 
wenigen Tagen beendeten großen Arbeitskampfes im Ba 
gewerbe erließen die bedeutendsten privaten und amtlichen 


” 


Organisationen der deutschen Arbeitgeber eine gemeinsamdl 


Kundgebung gegen die im schwersten Kampf stehenden Bau 
arbeiter. Die Kundgebung war unterzeichnet vom Reichs 
verband der Bankleitungen, Zentralverband des Deutsche 
Bank- und Bankiergewerbes, Deutschen Industrie- und Han 
delstag, Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertag 


Reichsausschuß der Deutschen Landwirtschaft, Reichsverband] 


des Deutschen Handwerks, Reichsverband der Privatversiche 


rungen, Arbeitgeberverband Deutscher Versicherungsunternehä] 


mungen, Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels, Zen 
tralverband des Deutschen Großhandels, Vereinigung der Ar 
beitgeberverbände des Großhandels, Reichsverband der Deut 
schen Industrie und Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberver 
bände. Es waren also sämtliche Spitzenorganisationen des 
deutschen Unternehmertums von der Industrie bis zum Ein 
zelhandel beteiligt. R 


In der Kundgebung wurde u.. a. behauptet, die Lohn 
bewegung im Baugewerbe sei an einem Punkt angelangt, a 


dem der gesamten Volkswirtschaft die ernstesten Gefahren] 
drohen. Es seien Lohnerhöhungen verlangt, die weit über das 
Baugewerbe hinaus den Lohnstand und damit den Preisstand| 


beeinflussen müßten. Nach Lage der Gesamtwirtschaft wie dex 
Bauwirtschaft im besonderen sei eine Lohnerhöhung unmöglich 


Neue Lohnerhöhungen bedeuten neue Verteuerung der Bautenj]\ 


bedeuten die Gefahr der Beibehaltung der Gleitpreise im Bau 
vertrag, bedeuten Lohnerhöhung zunächst auch in den Baustoff 
industrien und damit die Gefahr eines Zusammenbruches der 
‚privaten Bauwirtschaft, der durch Bauprogramme der öffent 
lichen Hand auch nicht annähernd ausgeglichen werden könnte 
Lohnerhöhungen im Baugewerbe würden sich sofort in Indu 
strie, Handel und Handwerk fortsetzen und Preiserhöhunge 
nach sich ziehen, die ihrerseits wieder neue Lohniorderunge 
zur Folge hätten. 


„Der Deutsche“, die Tageszeitung der christliche 


Gewerkschaften, nennt diese Kundgebung ein „Dokumenf]j: 
der Schande“ für das deutsche Unternehmertum. Diese 
Kennzeichnung scheint uns nicht das Wesentliche zu treffe. 


Uns erscheint vor allem bemerkenswert die Einmütigkeit, mi 


= es. 


IF tom m 


u 


Bene? 


der das gesamte Unternehmertum zusammensteht, um eind|, 


Lohnerhöhung in einem Gewerbe zu verhindern, 


Kein 


Zweifel, daß die Verbände, die diese Kundgebung unterzeichnef|. 


haben, in den erregtesten Tönen von erpresserischem Klasse 


kampf reden würden, wenn die gesamte Arbeitnehmerschafßl, 
sich mit solcher Einmütigkeit für die Forderungen einer Ardı 
beitnehmergruppe einsetzen würde. Ihr eigenes Vorgehen zeig, 
jedoch, wie vortrefflich sie sich darauf verstehen, den Klassem@| 
kampf von oben zu führen, so vortrefflich, daß die Arbeitdl 
nehmerschaft alle Ursache hat, voll-Ne’d auf diese imponie M 


rende Geschlossenheit ihrer Klassengegner zu blicken. 


Soziale Bewegung 


Bundesmitglieder in öffentlichen parlamentarischen und 


Verwaltungskörperschaften. 
I. Parlamentarische Körperschaften. 


1. Reichstag. 
Aufhäuser, Siegfried, Berlin; Thabor, Hans, Kreield. 


2. Reschswirtschafitsrae 
Schweitzer, Otto, Berlin; Dr. Pfirrmann, Fritz, Berlin. 


3. Preußischer Landtag. 


Lossau, Fritz, Düsseldorf; Lüdemann, Hermann, Berlin 
4. Bremer Bürgerschaft. 
Ahrens, August, Bremen. 


<> Provinziallandtag. 
Pallavieini, Kurt, Kiel. 


6. Kreistag. 
Heinitz, R., Angerburg. 


I. Stadt-, Bezirks-, Gemeinde-Parlamente al 


Y 


Bartoschat, Emil, Pr.-Eylau; Baum, Oskar, 


Heinrich, Mühlheim-Ruhr; Beyer, Walter, Leipzig 


Eisenach 


I 
( 


Plagwitz; Bünning, Greifswald; Dahlmann, Paul, Stallupönen Ki 


Dahlhoff, Fritz, Bottrop; Dolwet, Eugen, Merzie; Drosdatius 


Heinrich, Saarbrücken; Horn, Arthur, Wittenberg, Bez, Halk 
Kleerbaum, Ferd., Bottrop; Kleinhorst, Wilhelm, Homberg 
Hochheim; Kochheim, G., Oelsnitz (Sa); König, Jakob, Wa 
tenscheid-Günnigfeld; Laser, Friedrich, Königsberg; “Lewalk 


ABB 





| 
Walter, Berlin-Neukölln; Fischer, Hans, Aschersleben; Geisem@f! 
Hans, Dresden; Gsell, Leonhard, Crimmitschau; Hoffmeister 
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"Wilhelm, Königsberg; Lüdemann, Hermann, Wilmersdorf; 
ick, Alb., Stettin; Luft, Ernst, Kostheim; Marre, Ed., Hörde 
(Dortmund); Munsche, Adolf, Dessau; Naumann, Peter, Kö- 
nigsberg; Neumann, Fritz, Bottrop; Nix, Bonn; Otte, Breslau; 
‚Pallavicini, Kurt, Kiel; Peters, Fr, Greifenhagen; Pfeiffer, 
"Wilhelm, Berlin; Piepenstock, Friedrich, Haspe; Pöhland, Fritz, 
‚Markersdorf; Queißer, Arthur, Potsdam; Rogatz, Georg, Karls- 
‚horst; Seyffert, Max, Plauen; Schmidt, Guido, Plauen; Schram- 
‚ma, Wetter; Vogler, R., Neustrelitz; Wehmeyer, Ahlen (Westf.); 
MWildegans, Alfred, Berlin; Winter, Herm., Weißenfels. 

I. Verwaltungskörperschaften 

x 1. Kreisausschuß. 

 — Antes, Ottweiler; Dolwet, Merzig. 

2. Stadtausschuß. 

- Weck, Fritz, Mühlhausen-Ruhr-Saarn. 


Il. Gesetzliche Berufsvertretungen. 


1. Ruhr-Arbeitskammer. 
Todenhöfer, W., Gladbeck; Bauer, Essen. 


2. Angestelltenkammer Bremen. 
Bodendieck, Ludwig, Bremen; Keese, Bremen. 


IV. Als Land-, Kreis-, Stadt- oder Gemeinde- 
: räte tätig sind die Kollegen: 
,  Rebehn, Georg, Marienburg (Landrat); Streicher, Otto, 
Angerburg (Landrat); Grüning, Paul, Kreuznach (Kreisrat); 
Baumann, K., Kaiserslautern (Stadtrat); Cruse, Wilhelm, Mag- 
deburg (Stadtrat); Dörr, Wahlschied (Gemeinderat); Heim- 
berg, Adolf, Altenkirchen (Gemeinderat); Hermann, O., Cos- 
wig-Anhalt (Gemeinderat); Hubing, Julius, Chemnitz (Rats- 
kollegium); Hühner, Rheinbrohl (Gemeinderat); Jedermann, 
Dudweiler (Gemeinderat); Krause, Ernst Paul, Landsberg 
(Stadtrat); Naumann, Peter, Königsberg (Stadtrat); Ohrmann, 
ochum (Stadtrat); Pfeiffer, Wilhelm, Berlin (Stadtrat); Reese, 
Wermingen-Iserlohn (Gemeinderat); Rulof, P., Landsweiler (Ge- 
meinderat); Seligmann, Karl, Königsberg (Stadtrat); Schmoor, 
M., Unna (Gemeinderat); Schultze, Zeitz (Stadtrat); Schupp, 
Heinrich, Zweibrücken (Stadtrat); Zimmer, K., Ebersberg (Ge- 
'meinderat); Weiß, Karlshorst (Stadtrat). 


„Der Streik der französischen Bankangestellten. Die fran- 
zösischen Bankangestellten sind, wie aus der Tagespresse be- 
Kannt ist, vor etwa einem Monat in den Streik getreten. Zum 
Verständnis der Bewegung sei darauf hingewiesen, daß es in 
Frankreich zwei Organisationen von Bankangestellten gibt: 
die dem Internationalen Bund der Privatangestellten angd- 
‚schlossene „Federation nationale des syndicats d’employes de 
a finance‘ mit dem Sitz in Paris und eine „Nationale Föde- 
‚ration der unabhängigen Bank- und Börsenangestellten‘“ mit 
lem Sitz in Bordeaux. Diese beiden Verbände haben sich 
vor etwa einem halben Jahre in einem Kartell zusammen- 
geschlossen, das einen Feldzug zugunsten einer Verbesserung 
‚ler Gehälter eingeleitet hat. Wie unzureichend die Bezüge 
ler französischen Bankangestellten zur Zeit sind, erhellt daraus, 
laß das Anfangsgehalt monatlich 450 Franken beträgt, während 


Schwerindustrie und Wirtschaftskrise 


Die gegenwärtige wirtschaftliche Krise, deren Ursachen 
um Teil ın dem Rückgang des Kohlenverbrauchs infolge 
echnischen Fortschrittes liegen, wird in stärkstem Maße vor 
llem von der Schwerindustrie. ausgenutzt, um gegen die So- 
‚lalpolitik der letzten Jahre Sturm zu laufen. Das Geschrei 
‚es Unternehmertums über die angeblich zu hohen sozialen 
asten verstärkt sich in letzter Zeit in geradezu erschrecken- 
er Weise; fast die gesamte bürgerliche Tagespresse macht 
ich zu seinem Sprachrohr und trägt so zu der Hetze gegen 
en en Fortschritt, vor allem gegen den Achtstunden- 
ig, bei. r 

Es ist sicher, daß in sehr vielen Fällen Betriebsstillegungen 
der -einschränkungen lediglich in der Absicht vorgenommen 
'erden, um die Arbeitnehmerschaft mürbe zu machen, und um 
‚ie Regierung zu Maßnahmen im Sinne der Forderungen der 
‚idustriellen zu veranlassen. Die Skrupellosigkeit, mit der die 
jfbeitgeberverbände ihre Kämpfe führen, beweist der Inhalt 
nes Rundschreibens, welches der „Arbeitgeberver- 
jand für den Bezirk der nordwestlichen Gruppe 
es Vereins Deutscher Eisen- und Stahlindu- 
'trieller“ unter dem 21. Juli d. J. als „Rundschreiben M 
‚2..30/25 Kr.“ an seine Mitglieder versandt hat. Wir geben 
as Rundschreiben. in seinem vollen Wortlaut nachstehend 
ieder, denn es spricht für sich selber: 
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ein verheirateter Angestellter mit Frau und Kind monatlich 
580 Franken erhält. Man muß dabei berücksichtigen, daß der 
Wert des französischen Franken auf den fünften Teil des Vor- 
kriegswertes gesunken ist. Es ist verständlich, daß unter dieser 
Umständen die Angestelltenschaft ständige in Unruhe war und 
von Monat zu Monat auf eine angemessene Erhöhung der 
Teuerungszulagen hoffte. Bereits seit Beginn des Jahres kam 
es hier und da in der Provinz zu lokalen Arbeitsniederlegun- 
gen. Die jetzige Bewegung nahm ihren Anfang bei der „Banque 
Nationale de Credit“, wo das Personal am 24. Juli eine Er- 
höhung der Gehälter um 100 Franken monatlich forderte, Die 
Direktion machte ein Gegenangebot von 45 Franken, das je- 
doch von dem Personal abgelehnt und mit der Einleitung des 
Streikes beantwortet wurde. Am darauffolgenden Tage breitete 
sich der Streik auf die Wechselgeschäfte aus. Gleichzeitig 
setzte der Streik in Marseille ein. Ohne irgendwelche Re- 
sultate zu erzielen, unterhandelten hierauf alle Personaldelegier- 
ten mit den Direktionen der großen französischen Banken. 
Am 1. August empfingen der französische Finanz- und der Ar- 
beitsminister eine Abordnung der am Streik beteiligten Ange- 
stelltenverbände und daran anschließend eine solche der Unter- 
nehmer. Unter den Forderungen der Streikenden, deren Zahl 
auf 15000 in Paris und etwa ebensoviel in der Provinz ange- 
wachsen ist, stehen an erster Stelle die Forderung auf ofii- 
zielle Anerkennung der Gewerkschaften und die Vermeidung 
von Maßregelungen. Weiter wird u. a. verlangt eine Regelung 
der Arbeitszeit, Bezahlung der Ueberstunden, Urlaub von 8 
bis zu 21 Arbeitstagen, ein Mindestjahresgehalt von 8400 Fran- 
ken nach sechsmonatiger Dienstzeit, die Einführung der glei- 
tenden Lohnskala, Invaliditäts- und Alterspension sowie Wit- 
wen- und Kinderversorgung. 

Als bemerkenswert verdient festgehalten zu werden, daß 
verschiedene Gemeinderäte beträchtliche Summen zur Unter- 
stützung der Streikenden bewilligt haben, so der Gemeinderat 
von Marseille 100000 Franken, der von Lyon 50000 Fran- 
ken und der von Bordeaux 20000 Franken. 

Nach einer Mitteilung des Internationalen Bundes der Pri- 
vatangestellten läßt die Solidarität unter den Streikenden nichts 
zu wünschen übrig. Es besteht infolgedessen begründete Hofi- 
nung, daß ihr Kampf, zu einem vollen Erfolge führen wird. 


Angestelltenbewegung 


Einen Blick hinter die Kulissen des Deutschen Werk- 
meisterbundes, jenes Zwillingsbruders des Verbandes 
Deutscher Techniker, gewährt ein Abkommen zwischen dem 
genannten Bunde und einer Anzahl rheinisch-westfälischer 
Firmen. Das Abkommen bezieht sich auf die Bezahlung der 
Portiers, Kassenboten, Nachtwächter, Bürodiener und ähn- 
licher Angestellten. 

‚Da Arbeitnehmerorganisationen gemeinhin Abkommen und 
Tarifverträge nur für diejenigen Arbeitnehmerschichten ab- 
schließen, die sie auch organisieren, läßt dieses Abkommen 
vom 31. Juli 1924 einen Schluß auf die Zusammensetzung der 
Mitgliedschaft dieses christlichnationalen „Werkmeisier“- 


Sa 


„Der Ausschuß hat sich. in seiner Sitzung am 16. Juli 1925 nach ein- 
gehender Aussprache folgendem Beschlusse des Vorstandes vom 6, Juli 
1925 angeschlossen: 

„Für den Fall, daß der Schiedsspruch vom 25. Juni 1925 über die 
Löhne der Arbeiter für verbindlich erklärt wird: 

Den Mitgliedswerken wird unter Vertragsstrafe 
auferlegt, gemäß den Beschlüssen einer vom Vorstand einzuseizenden 
Kommission eine der Erhöhung der Tariflöhne ent- 
sprechende Herabsetzung der Belegschaftsziffer 
vorzunehmen.“ 

Der Ausschuß wählte in die Kommission, die bindende Richtlinien 
zur Ausführung des Beschlusses aufstellen soll, nachstemende Herren: 
Direktor Brüninghaus, Dortmund, Eisen- und Stahlwerk Hoesch, 

Geheimrat Dr. Guntz, Essen, Friedr. Krupp A.-G., 

Konsul Dr. Klönne, Dortmund, Aug. Klönne, 

Generaldirektor Knackstädt, Düsseidorf, Heinr. Lehmann & Co,, 

Dr. Krieger, Düsseldorf, 

B. Poensgen, Düsseldorf, Phönix A.-G., 

“ Direktor Schreiber, Duisburg, Phönix A.-G., - 

“ Direktor Stahl, Duisburg, Deutsche Maschinenfabrik, 

Direktor Walter, Gelsenkirchen, Gutehoffnungshütte. 

‚ Als Stichtag für die. Feststellung der Belegschaftszrifer zur Vor- 
nahme der Entlassungen gilt- der 1. Juli 1925, der Beschluß ist bis 
15. August 1925 durchzuführen. 

.. Für die Durchführung des Beschlusses sind die örtlichen Kowm- 
missionen einzusetzen. Unbillige Härten sol!en bei der Durchführung 
der Verminderung der Belegschaften vermieden werden. 

Ergänzend teilen wir Ihnen mit, daß nach Feststellung der obenge- 
En Kommission die Lohnerhöhung durchschnittlich fünf Prozent 
ausmacht, ie: 
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In der Anlare überreichen wir Ihnen ein Gutachten über die recht- \ 


lichen Vorschriften, die für die Einschränkung in Betracht kommen, sowie 
zwei Beispiele für die an die Demobilmachungsbehörde zu erstattenden 
Anzeigen.‘ 


Die Vertreter des Arbeitgeberverbandes haben bei den 


kürzlich stattgefundenen Arbeitszeitverhandiungen mit den Ar- 
beitern sehr energisch bestritten, daß sie einen bindenden Ent- 
schluß gefaßt hätten, ihre Belegschaft gemäß der Erhöhung 
der Löhne durch den Schiedsspruch vom 25. Juni 1925 einzu- 
schränken. Das vorstehende Rundschreiben zeigt, was man 
von den Beteuerungen der Vertreter der Arbeitgeberverbände 
zu halten hat, 

Wir sind neugierig zu erfahren, ob die Herren Regierungs- 
präsidenten, die die Anträge auf Betriebseinschränkungen oder 
-stillegungen nachzuprüfen haben, nach. Bekanntwerden des 
obigen Rundschreibens die inzwischen gegebene Zustimmung 
zu Einschränkungen wohl zurücknehmen werden. 


Der Tarifkampf im Wirtschaftsgebiete 
Köln 


Die Unternehmer im Wirtschaftsgebiete Köln führen seit 
mehr als einem Jahre einen zähen Kampf gegen die Tarif- 
verträge für Angestellte, die alle mit dem Ende des Jahres 1923 
abgelaufen waren. Nicht so sehr gegen die Tarifverträge über- 
haupt, sondern gegen die Gruppierungsbestimmun- 
gen und die damit zusammenhängenden Gehaltsab- 
kommen für die Angestellten. Gegen die tarifliche Regelung; 
des Urlaubes und der Zahlung des Gehaltes in Krankheitsfällen 
u. dgl. haben sie — vorläufig — noch nichts einzuwenden. Die 
tarifliche Regelung der Arbeitszeit wünschen sie, wei! sie sehr 
gut wissen, daß sie nur so wenigstens teilweise die Berechtil- 
gung erwerben können, über den Achtstundentag hinauszu- 
gehen, weil ja, wie erst jüngst wieder in Aachen, die Ge- 
werbebehörden bei Ansuchen um die Erlaubnis, die Arbeitszeit 
verlängern zu dürfen, auf die tarifliche Regelung verweisen, 

In den Gehaltsdingen aber wollen die Unternehmer 
ihre unbedingte Freiheit, die sie vor dem Kriege hatten, wieder. 
Die Festlegung von Mindestgehältern und gar die Bestimmung, 


daß Ueberarbeit bezahlt werden muß, finden sie der Ange- 


stellten unwürdig und za dem Vertrauensverhältnis gar nicht 
passend, in dem sich die Angestellten befinden. Es sei auch für 
die Angestellten viel vorteilhafter, wenn das Gehalt zwischen 
jedem einzelnen Angestellten und der Firma vereinbart, d.h. 
von der Firma festgestelit werde. Nur so lasse sich die not- 
wendige Individualisierung erreichen. — Die Unternehmer 
lassen sich diese Theorie manchmal sogar etwas kosten und 
zahlen Gehälter, die sie nicht zahlen würden, wenn nicht der 
Tarifvertrag drohen würde. Sie haben es hie und da sogar 
erreicht, die Angestellten selbst gegen die Gehaltstarife ein- 
zunehmen, indem sie drohen, die Gehälter auf die tarifmäßige 
Höhe zu reduzieren, wenn ihnen ein Gehaltstarif aufgezwungen 
wird. 

Angefangen hat mit diesen Methoden im Wirtschafts- 
gebiet Köln der Arbeitgeberverband für das rhei- 
nische Braunkohlenrevier. Er hat zwar seine Sat- 
zung nicht geändert, er hat aber in einer Mitgliederversamm- 
lung seiner Tarifkommission verbieten lassen, Gehaltstarife 
für die Angestellten abzuschließen. Das war schon im April 
vorigen Jahres. — Der Arbeitgeberverband für die 
Kabel- und Drahtindustrtie löste sich ganz auf. Ver- 
mutlich nicht allein wegen der Angestelltentarife, aber er 
war mit der Auflösung auch diese Sorge los. — Die ersten, 
die sich satzungsgemäß den Abschluß von Gehaltstarifen 
für die Angestellten verbaten, waren die Arbeitgeberver- 
bände derchemischen und Sprengstoffindustrie 
und der feuerfesten Industrie. Mit der Metall- 
industrie wurde noch im Juli des Vorjahres ein Tarif- 


vertrag zustandegebracht, der Gruppierungsbestimmungen und 


ein Gehaltsabkommen enthielt, wenn dieses letztere auch nur 
noch je ein Mindestgehalt in den Gruppen festsetzte. Erst als 
im Februar dieses Jahres von unserem Bunde und einige 
Wochen später auch von den anderen Angestelltengewerk- 
schaften das Gehaltsabkommen gekündigt wurde, wendet run 
auch der Arbeitgeberverband der Metallindustrie gegen den 
neuerlichen Abschluß eines Gehaltsabkommens seine Satzungs- 
änderung ein, durch die er sich das Recht, Gehaltstarife 
für die Angestellten abzuschließen, genommen habe. 

Die Angestelltenorganisationen führten natürlich den 
Kampf gegen diese „gewollte Tarifunfähigkeit“,” die sich 
der Arbeitgeberverband der Metallindustrie noch durch Herrn 
Professor Göppert (Bonn), juristisch fundieren ließ, mit der 
gleichen Zähigkeit, wie die Arbeitgeberverbände für diese, 
Der Kampf in der Braunkohle war leicht. Der bloße Be- 
schluß der -Mitgliederversammlung gegen die Gehaltstarife 
der Angestellten konnte dem Schlichtungsausschuß doch nicht 
genügen, um die Parteifähigkeit des Arbeitgeberverbandes 
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der rheinischen Braunkohle zu verneinen. Es kam also ein 


Schiedsspruch mit Gruppierung und Gehaltstafel zustande, 


der schließlich vor wenigen Wochen vom Schlichter für ver- ' 


bindlich erklärt wurde. Es war aber immerhin charakteristisch, ° 


wie sich die Braunkohlengewaltigen die Sache vorsteilten. Sie 


erklärten während der Verhandlungen über die Verbindlichkeit, 
daß der Arbeitgeberverband nicht nur selber keine Gehaltsta- 
rife abschließen wolie, sondern auch gegen den Abschluß solcher 
‚durch die einzelnen Unternehmer‘ seinen Bestand und seine 
volle Tarifiähigkeit einwenden” würde. Was wir natürlich 
als Sabotage des Tarifgedankens überhaupt bezeichneten ,.. 
Schwieriger waren die Dinge schon für den Schlichtungs- 
ausschuß bei der ferwerfesten Industrie. Hier lag 
eine Satzungsbestimmung gegen die Tariffähigkeit des Arbeit- 
geberverbandes in Gehaltsdingen der Angestellten vor. Der 
Schlichtungsausschuß stellte sich im Februar d. J. voll auf 
den damals gerade in der Oeffentlichkeit sehr eifrig ver- 
fochtenen Standpumkt, daß die Tariffähigkeit eine von dem 
Staate veriiehene Fähigkeit sei, aus der nicht von dem Tarif- 
fähigen einzelne Teile der Fähigkeit herausgerissen werden 
können. Da der Arbeitgeberverband für die feuerfeste Indu- 
strie sich mit den Belangen der Arbeitnehmerschaft für seine 
Mitglieder beschäftige, sei er als Arbeitgeberverband in dem 
Sinne, wie Verfassung und Tarifordnung es meine, anzusehen, 
es könne also gegen ihn ein Schiedsspruch, der auch einen 
Gehaltsteil enthalte, erlassen werden. — Der Streit ist noch | 
nicht endgültig entschieden, da die Verbindlicherklärung des 
Schiedsspruches aus anderen Gründen abgelehnt wurde. ! 
Die Angelegenheit der chemischen und Spreng- | 
stoffindustrie hatte der Schlichter für Rheinland wegen 
der grundsätzlichen Bedeutung an sich gezogen. Dieser argu- ° 
mentierte nun anders als der Schlichtungsausschuß. Er sagte, 
daß man vom Standpunkte der Vereinigungsfreiheit es einem 
Arbeitgeberverband nicht verwehren könne, in seinen Satzım- " 
gen festzulegen, was er dürfe und was nicht. Hierdurch 
dürfen aber die Rechte anderer Vereinigungen nicht beein- 
trächtigt werden. Das geschehe gegenüber den Angestellien- " 
gewerkschaften, wenn der Arbeitgeberverband den berechtigten 
Anspruch der Gewerkschaften auf einen vollständigem || 
Tarifvertrag zu erfüllen sich weigere, bzw. sich unfähig ge-- 
macht habe. Er habe darum überhaupt die Fähigkeit ver- ° 
loren, als Arbeitgeberverband im Sinne des Gesetzes ange- 
sehen zu werden; seim Bestand bilde kein Hindernis mehr, ' 
daß die Gewerkschaften mit den einzelnen Firmen verhandeln 
und Tariiverträge abschließen. — Da gegen diese Logik an- 
zukämpfen keinen Sinn gehabt hätte, weil dies ja zum Schlusse 
wieder der Streit um die Frage gewesen wäre, ob die 'Tarif- 
verträge wirklich’ Verträge im privatrechtlichen Sinne oder 
nicht vielmehr ein Stück autonomer Arbeitsgesetzgebung auf 
Grund vom Staate hierzu erteilter Ermächtigung sei, wurde ° 
von den Angestelltengewerkschaften der durch die Entschei- 
dung empfohlene Weg gegangen, d.h. es wurde an die ein- 
zelnen Firmen wegen Errichtung von Tarifverträgen herangetre- 
ten. Diese Aktion läuft noch, da natürlich auch die einzelnen 
Arbeitgeber der chemischen und Sprengstoffindustrie sich erst ” 
durch die Schlichtungsbehörden zum Abschlusse von Tarif- ° 
verträgen mit den Angestelltengewerkschaften zwingen lassen, ° 
‚Es soll nicht verhehlt werden, daß gerade in dieser Industrie 
die meisten Belegschaften von Angestellten vorhanden sind, ” 
die gegen die tarifliche ; Festlegung von Mindestgehältern; 
Stellung nehmen, weil sie sich den Glauben beibringen ließen, ° 
daß die individuelle Festsetzung der Gehälter für den ein- 
zelnen vorteilhafter ist, e 2 
*“ In der Metallindustrie ist der Streit,‘ wie obenj® 


„bereits erwähnt, erst im Frühjahr d. J. akut geworden, als ein 


neues Gehaltsabkommen getätigt werden sollte. Der Arbeit- 
geberverband führt den Kampf mit grundsätzlicher Konse- 
quenz. Er erklärte vor dem Schlichtungsausschuß, an den die” 
Sache selbstverständlich kam, daß er sich nicht als Partei 
betrachte, und daß sein Vertreter nur gekommen sei, um 
diese Erklärung abzugeben. Gegen diese Haltıng konnten 
die Angestelltengewerkschaften nichts einwenden. Hielt sich 
der Arbeitgeberverband mit Recht in Gehaltsfragen der 
Angestellten nicht für tariffähig, dann war er auch nicht” 
parteifähig. Der Schlichtungsausschuß mußte also in irgend- 
einer Form sich über die Frage der Tariffähigkeit trotz” 
Satzungsänderung aussprechen, ehe er sich über dem mate- 7 
riellen Teil der Gesamtstreitigkeit äußerte. Die Erörterung 
über die Tarifiähigkeit und die damit zusammenhängendem 
Zuständigkeitsfragen nahm drei längere Sitzungen der Spruch-' 
kammer in Anspruch. Nach der zweiten Sitzung dieser Kam- 
mer erklärte sich ihr Vorsitzender seiber für befangen und 
lehnte sich ab. Das Verfahren mußte neu aufgenommen werden. 
Es gelang nun aber dennoch, es am 19. August in einer Sitzung 
zu Ende zu führen. Nach nochmäliger eingehender Erörte- 
rung schlug sich der Vorsitzende auf die Seite der zwei An- 
gestelltenbeisitzer und sprach die Tariffähigkeit des Arbeit“ 
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geberverbandes der Metallindustrie auch in Gehaltsangelegen- 
|” heiten der Angestellten trotz entgegenstehender Satzungsbe- 
‚stimmungen aus, Auf Grund dieser Zwischenentscheidung 
_ wurde dann der Spruch verkündigt, der eine etwa zehn- bis 
 zwölfprozentige Erhöhung der Gehälter vorschlägt. — Der 
 Schiedsspruch wird von dem Arbeitgeberverband abgelehnt 
werden, der Kampf geht also weiter... : 

k Es ist merkwürdig, -daß dieser Kampf nicht nur seit 
|” mehr als einem Jahre praktisch geführt werden muß, sondern 
| daß gerade in derselben Zeit auch die eingehendsten Erör- 
 terungen über die Frage der Tariffähigkeit von Arbeitgeber- 
 verbänden stattgefunden haben, ohne daß es der Staat durch 
seine obersten Organe notwendig befunden hätte, klärend, 
" wenn nicht entscheidend einzugreifen. Es wäre hoch an der 
Zeit, dies zu tum, denn es wird allmählich zu einer unverant- 
 wortbaren Verschwendung von Kraft und Zeit, daß in jedem 
 Einzelialle immer wieder stundenlang die gleichen Argumente 
beiderseits wiedergekaut werden müssen. 





| Industrietarife 


Schlichtungsausschuß gegen Tarifsabotage. Der Arbeit- 
 geberverband der Metallindustrie von Köln und Umgegend 
hat neuerdings seine Satzung dahin geändert, daß er nicht be- 
-rechtigt sei, für seine Mitglieder verbindlich mit den Angestell- 


ten Gehaltstarifverträge abzuschließen*). Trotz dieser Satzungs- 
"änderung hat der Schlichtungsausschuß in Köln in. seiner Sit- 


zung vom 19. August 1925 einen Schiedsspruch gefällt, der in 
der Gruppe I Gehälter von 85 bis 155 M., in der Gruppe H 


‚von 95 bis 195 M., gestaffelt nach Lebensjahren, in der 
Gruppe IH ein Mindestgehalt in Höhe von 225 M. und in der 
- Gruppe IV für die kaufmännischen Angestellten ein solches von 


290 M. und für die Techniker 305 M. festsetzte, Aus der ziem- 


‚lich umfangreichen Begründung ergibt sich,;daß der Arbeit- 


 geberverband neben formellen Einwendungen sich besonders 
„auf eine ‚Reichsgerichtsentscheidung stützte, die die Tarit- 
fähigkeit eines Anwaltsvereins verneint hatte. Demgegenüber 
stellt der Schlichtungsausschuß fest, daß diese Reichsgerichts- 
entscheidung auf den vorliegenden Fall nicht angewandt wer- 
den könne, da es sich hier zweifellos um eine Vereinigung von 
nur Arbeitgebern handelt. Auch wenn in ihren Satzungen die 
 Tariffähigkeit nicht ausdrücklich hervorgehoben sei, so müsse 
"sie doch angenommen werden. Außerdem sei die Tariffähigkeit 





Aus dem SG abercban = 


S Im Anschluß an die Ausführungen in Nrn. 31 und 34 der 
"„D.T.Z.“ über die bedrohliche Situation im Saarbergbau 
" können wir heute über den Verlauf der eingeleiteten Aktion 
berichten. 

Wenn die Bergverwaltung geglaubt hatte, im soeben be- 
endeten Bergarbeiterstreik die Angestellten wieder wie im vor- 
letzten 100 tägigen Streik der Bergleute zur Arbeit antreiben 
‚zu können, so mußte sie gleich .bei Beginn des Streiks ein- 
‚sehen, daß sie sich einer Täuschung hingegeben hatte. Nicht 
länger mehr waren die Angestellten gewillf, sich als Arbeits- 
tiere behandeln zu lassen, nicht länger mehr wollten die Steiger 
"willenlose Antreiber der scheinbar. allgewaltigen Direktion ge- 
genüber den Arbeitern sein. 
",, Niedrige Bezahlung, unwürdige Behandlung, Ausbeutung 
bis zum äußersten unter Anwendung brutalster- Arbeitgeber- 
"manieren war bisher der Standpunkt der französischen Berg- 
"verwaltung in Saarbrücken. Verhandlungen mit den berufs- 
mäßigen Vertretern der Organisationen wurden seit Jahren 
abgelehnt. Entlassungen und Schikanierungen der ehrenamt- 
lichen Funktionäre unserer Organisation würden Stoff zu um- 
Tangreichen Artikeln liefern. 
a Erfreulicherweise vermochten :alle erwähnten Tatsachen 
nicht den Organisationsgedanken zu beeinträchtigen, ja, man 
‚geht wohl nicht fehl zu behaupten, daß gerade aus oben ange- 
führten Dingen der Organisationsgedanke sich mehr und mehr 
‚auch im Saarbergbau festigte. 

Da sich auf Grund der eingereichten Forderungen die Di- 
tektion in Saarbrücken nicht für zuständig erklärte, auf die 
Forderungen einzugehen, dagegen der Verwaltungsrat in Paris 
"durch seinen Präsidenten, Herrn Artur Fontaine, mitteilen 
ließ, daß eine Prüfung der Lage der Angestellten vorgenom- 
„men werden solle zur selben Zeit, in welcher ein newer Tarif- 
‚vertrag mit den Bergarbeitern zustande gekommen sei, wurde 
FRE 













- _.*) Siehe hierzu auch den vorstehenden Artikel: „Der Tarifkampf im 
"Wirtschaftsbezirk Köln.“ 
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durch die Satzung nicht völlig, sondern nur zum Teil (für die 
Gehaltstarife von Angestellten) ausgeschlossen. Eine solche 
Beschränkung sei aber unter den vorliegenden Verhältnissen 
nicht möglich. Es wird weiter darauf hingewiesen, daß der 
Arbeitgeberverband sogar einen Manteltarif mit den Angestell- 
ten abgeschlossen habe. Die Satzungsbestimmung beweise also 
"lediglich, daß der Arbeitgeberverband keine Gehaltstarifver- 
träge mit den Angestellten abschließen wolle. Dieser fehlende 
Wille sei aber unbeachtlich und ersetzbar; zudem müsse der 
Standpunkt vertreten werden, daß die hier gewollte Tarif- 
unfähigkeit rechtlich nicht möglich sei. Nach Ansicht des Kölner 
Schlichtungsausschusses kann eine Vereinigung nur tarıffähig 
oder tarifunfähig sein. Ist sie tariffähig, so ist sie auch fähig, 
alle Rechtsverhandlungen vorzunehmen, die sich aus dem Be. 
griff der Tariffähigkeit ergeben. Aus dieser Feststellung leitet 
der Schlichtungsausschuß tür sich die Berechtigung ab, einen 
Schiedsspruch über die Gehälter der Angestellten zu fällen. 
Die Angestellten haben den Schiedsspruch angenommen, trotz- 
dem er an Stelle der geforderten 20 Proz. nur etwa 10 Proz. 
Gehaltserhöhung festsetzte. Die Arbeitgeber haben, wie voraus- 
zusehen, den Spruch abgelehnt. Es ist deshalb Antrag auf 
Allgemeinverbindlicherklärung gestellt worden. 


Fachfrasen 


Die Einigung mit den Arbeitgebern des Baugewerbes. In 
letzter Stunde ist es in siebzehnstündigen Verhandlungen, die 
am 27. und 28. August im Reichsarbeitsministerium statt- 
gefunden haben, gelungen, die drohende Aussperru ng 
ım Baugewerbe, die bei restloser Durchführung über eine 
halbe Million Arbeiter betroffen hätte, zu vermeiden. Die 
Einigung bezieht sich nur auf die Lohnhöhe. Es wurden für 
die Bauhandwerker und _die Bauhilfsarbeiter in allen strit- 
tigen Bezirken Lohnerhöhungen vereinbart. Ueber die künftige 
Lohinhöhe der Tiefbauarbeiter wird noch zu verhandeln 
sein. 

Die aifderen strittigen Punkte, Arbeitszeit, Ferien USW., 
sollen durch den. zu schaffenden Reichstarifvertrag geregelt 
werden. Bis dahin bleiben die bisherigen Vereinbarungen in 
Kraft. Damit ist es den Gewerkschaften der Bauarbeiter oe- 
lungen, den Generalangriff der gesamten‘ deutschen Arbeit- 
geberschaft auf den Achtstundentag in ihrem Gewerbe abzu- 


wehren. 


dem Verwaltungsrat in Paris durch die Verwaltung ein be- 
fristeter Antrag auf Verhandlungen übersandt. Zu gleicher Zeit 
faßte eine Delegiertenversammlung des Butab und des mit 
ihm kartellierten Verbandes der kaufmännischen Angestellten 
und Anwärter der Saargruben eine Entschließung, die 
unter anderem besagt, daß während des Bergarbeiterstreiks 
jede Arbeit, die normalerweise von Arbeitern ausgeführt wird, 
von’ den Angestellten verweigert wird. 

Auf Anweisung des Verwaltungsrats, einen Antrag zu Ver- 
handlungen dem Herrn Minister für öffentliche Arbeiten in 
Paris als zuständige Stelle zu wmterbreiten, wurde nunmehr 
den Organisationen mitgeteilt, daß der Herr Minister bereit sei, 
die Vertreter zu empfangen. Bezeichnend war, daß die Saar- 
brücker Direktion nochmals versuchte, die beruflichen 
Organisationsvertreter auszuschalten, indem sie die 
Mitteilung des Ministers an die ehrenamtlichen Funktionäre 
auf dem Dienstwege gelangen ließ. Am Mittwoch, den 5. 8., 
nachmittags, fanden sich die Vertreter der Organisationen, vom 
Butab die Kollegen Steiger Antes und Gauleiter Ing. Hoft- 
meister, im Ministerium für Öffentliche Arbeiten in Paris 
ein, wo sie vom Minister für öffentliche Arbeiten, Herrn 
Lavall, dem Präsidenten des Verwaltungsrats der Saargru- 
ben, Herrn Artur Fontaine, einem weiteren Mitglied des 
Verwaltungsrats, dem Generaldirektor der Saargruben, Herrn 
Defline, und dem Personaldirektor Herrn Roux empfan- 
gen wurden. 

In einer sehr eingehenden, mehrere Stunden dauernden 
Aussprache legte Kollege Hoifimeister die unhaltbaren 
Verhältnisse dar, soweit die finanzielle Seite in Betracht kam 
unter Vorlage schriftlicher Unterlagen. Den stichhaltigen Aus- 
führungen und dem Material konnten sich die Herren nicht 
ganz verschließen, und so gelang es, die vorgesehene Er- 
höhung von 5 Prozent der Grundgehälter, die auch den Arbei- 
tern gewährt war, um etwa das Doppeite zu erhöhen. Weiter 
erklärte der Minister mit Rücksicht auf die Lage am Welt- 
kohlenmarkt und im Hinblick auf die wirtschattlichen Ver- 
hältnisse in Frankreich und die’ der französischen Angestellten 
der Saargruben nicht gehen zu können. Neben der Gehalts- 
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Die Löhne der Bergarbeiter im preußischen Bergbau im ersten Vierteljahr 1925. 





Weibliche | Summe und 


Barverdst. 2) Sonstige Arb. 
Arbeiter [Durchschnitt 


.,. [Sonstige Arb | Jugendliche 
Rep.-Hauer funt. Tage- u. Facharbeiter | über Tage 


Hauer Schlepper Arbeiter 


Dauer einer 


era wu > = * ® 
a a en nn SERIE AERET EWAPERBE TORE. RE UNE TER 


EN TE TE EEE RE 


Zahl der 1) 
Vollarbeiter 
Verfahrene Schichten 
pro Kopf 

arbeiterzahl 


N pro Schicht 
Qi pro Schicht 
Ö pro Schicht 


EB 
N 


u o 


%o 
a) Steinkohlenbergbau Ki 


39 516 A012 
31 460 5,011 7,7 14,7 


"1394 510 7,85 | 5,3 11,4 


17 676 7125| 92 8,5 
16 647 8,03] 6,5 12,9 


in Oberschlesien 

in Niederschlesien 

im Oberbergamtsbez 
Dortmund 

bei Aachen 

am link. Niederrhein 


b) Braunkohlenhergbau 
rechts-\ unterirdisch 5,96 5,5 
bichh, Tagebauen pi 20 5,94 
links- ek 28 863 6,13 5,8 
elbisch/ i. Tagebauen 2 
links- \ unterirdisch. hıa 729 8,5 
7,07 


11,1 


rhein. f i. Tagebauen 


c) Salzbergbau 
1.Oberamtsbez. Halle] 5 520 ä 6,90 1 16,3 | 5,82 
9 | 6,66 [14,2 | 6,23 


5,48 


& Clausthal]! 7075 5,36 


d) Erzbergbau : 
in Mansf. (Kupfersch.)| 9300| 79,—| 39,6 | 5,21 | 18,8 | 3,35 4 
in Siegerland 10 306] 77,4 | 46,2 |6,64| 0,7 | 4,77 5,875 12,0 
in Naussau u.Wetzlar| 44421 77,2 | 49,9 14,75] 2,—1| 3,99 4,191 7,4 


in Tagebauen 


17,33 


13,72 
13,4. 


‚15 110,7. 


d. erwachsen. ; 
männl, Arb. [Schicht einschl, 


zin- und Aus- 
fahrt aber ohue 
feste Pausen 


S pro Schicht 
SQ pro Schicht 
SZ pro Schicht 

pro Schicht 


= 
Ip) 


30, 


3,69 
5,09 


4,91 
4,15 


5,09 
4,95 
6,83 


5,11 
5,26 


3,731 5,8 3,57 1,7 2 36 | 72,— 
5221 9,6 20,9 | 4,62 1,8 2,51 | 63,9 
4,19] 10,4 |4, 22,—| 4,12 1,9 2,79 | 66,— 
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—L—L— nn nn nennen seen rennen | 


Anmerkung zu !): Die Zahl der Vollarbeiter ist in der Weise ermittelt, - 


daß die Gesamtzahl der im Erhebungszeitraum verfahrenen Arbeitsschichten 


vermindert um die Zahl der Schichten für Überarbeiten durch die Zahl 
der Arbeitstage dieses. Zeitraums geteilt ist. 


Anmerkung zu ?): Barverdienst ist Grundlohn zuzüglich Gedingeverdienst 
oder Schichtlohn, zuzüglich aller Zuschläge für Überarbeiten sowie des 
Hausstand- und Kindergeldes, Der Barverdienst entspricht somit dem 
vor 1921 nachgewiesenen verdienten reinen Lohne, nur mit dem Uhter- 
schiede, das die Versicherungsbeiträge der Arbeiter jetzt in ihm enthalten sınd. 


Anmerkung zu): Die Sch’chtdauer war für 0,3 %/, der Vollarbeiter = 8 Std,, 
für 99,70), = 8,5 Std. 


” ” 9: 99,9 %, 6 Std, 0,1 %, 


5 „9: 02 0 = 6 Std, 0,9%, 
98,1 %, == 8 Std, 


9 Std, 
7 Std, 0,80%, = 7,5 Std, 


j nr: 
Anmerkung zu T); 


1,2 7 910 52298,8 9,4 Bestd: 
„ Dr ohne Ein- und Ausfahrt 


„9: 31,2%, = 7,5 Std, 7% — 8 Std, 15,5%, =8,5 Std., A| 
5=9.,.48%, = 10, 


„1%: beim Abraumbetriebe: 0,1 9%, =8 Std., 99,9%, = 10 Std,, | 
bei der Kohlengewinnung: 100 %/, = 10 Std. 
0,4%, = 4 Std., 34%, -=6 Std, 78% 
24 we Hr 6,7%, = 7,5, .61,49% 
o=85. 
„2)::18,7% = 7,5 Std, 63,2%), = 8 Std, 181% = 
» 06h = 75 „ 86,5% 
85 mn. 05% =W,,„ 
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frage wurde eine Reihe arbeitsrechtlicher Fragen behandelt 
und der Generaldirektor seitens des Ministers 
die Verhandlungen über diese Punkte mit den Vertretern der 
Organisationen in Saarbrücken fortzusetzen. Die erste 
Verhandlung hat bereits stattgefunden. Ebenso erklärten sich 
der Minister, Herr Lavall, und der Präsident des Verwaltungs- 


beauftragt, 


rates, i.err Artur Fontaine, bereit, jederzeit die Wünsche der ° 


Angesteilien entgegenzunehmen. 


Wenn das Ergebnis der Verhandlungen in finanzieller Be- 
ziehung nicht befriedigt, so hat doch die eingeleitete Aktion 
insofern einen vollen Eriolg gezeitigt, als die seit Bestehen 
der französischen Verwaltung geiorderte Anerkennung 
der Organisationen und ihrer beruflichen Ver- 
treter nunmehr erfolgt ist. 


Die Angestellten des Bergbaues müssen sich vorerst mit ‘ 


diesem Teilergebnis zufrieden geben, können aber stolz darauf 
sein, daß es durch die einmütige solidarische Haltung und 
Befolgung der von der Leitung. vorgezeichneten Richtlinien 
erzielt wurde. Der Butab hat wieder gezeigt, daß er mit 
seinen Mitgliedern die führende‘Organisation der 
Techniker ist. Ferneres einmütidges Zusammenstehen in 
der Organisation, Verbreiterung und Festigung derselben durch 
intensive Mitarbeit wird die Gewähr für baldige weitere Ver- 
besserung der Lage der Bergbauangestellten bringen. Wir 
haben die feste Zuversicht, daß die Bergverwaltung endlich 
eingesehen hat, daß nur dann ein „Höchstsoll‘“ erreichbar ist, 
wenn durch Eingehen auf berechtigte Wünsche und Forde- 
en arbeitsfreudige Angestellte im Betriebe geschaffen 
werden. 


Bergbautarife 


' Lohnkämpfe im Harzer Metallerzbergbau. Achnlich, für 


die Angestellten vielleicht sogar noch trostloser wie im nieder- 


sächsischen Bergbau, liegen die Verhältnisse im Harzer Metall- 
erzbergbau, einschließlich der dortigen Metallhüttenwerke, 
Werkseigentümer ist die Preußag, z. T. gemeinsam mit dem 
Braunschweigischen Staat. Nicht nur die Angestellten-, sondern 


. von vornherein ab. Das R.A.M., der Schlichter usw. 
die erwartete Hilfe nicht geleistet. 


- haltserhöhung 


auch die Arbeiterorganisationen kämpfen seit Jahren um eini- 
germaßen erträgliche Einkommen für die in Betracht kom- | 
mende Arbeitnehmerschaft, Die Werksleitungen lehnten meist ° 
Verhandlungen und damit auch Lohn- und Gehaltserhöhungen |] 
haben * 
Not und “Verzweiflung 7 
sind die Gründe, die den wirklich sehr anspruchslosen Harzer ° 
Bergarbeiter auf die Straße, in den Streik getrieben haben. ” 
‚Die Tageszeitungen berichten unter dem 21. August, daß die 
Belegschaft des Rammels-Bergwerks bei Goslar in den Streik * 
getreten ist, weil über die Lohnforderungen der Bergarbeiter ° 
kein Einvernehmen erzielt werden konnte. Hierzu brauchte 
‚es nicht zu kommen. Wir wissen, daß die Generaldirektion 
der Preußag die Harzer Metallerzbergwerke und Metallhütten 
anders einschätzt, wie ihre niedersächsischen Steinkohlenberg- 
werke. Wir wissen weiter, daß: die Harzer Werke noch in 
der Lage sind, Lohn- und Gehaltserhöhungen aus Ueberschüssen 
zu bestreiten. Leider mußten wir die Feststellung “machen, ° 


„ daß die Leiter der Harzer Werke in bezug auf soziales Ver- 


ständnis einzig dastehen. 

Die Gehälter, gültig ab 1. Januar 1925, beginnend mit” 
sage und schreibe 99 Mark, sind für die kaufmännischen An- 
gestellten noch in Kraft, während für die technischen An- 
‚gesteilten mit Wirkung ab 1. Mai d. J. eine kleine Erhöhung 
eintrat, so daß das niedrigste Gehalt 109 Mark ist, ein Gehalt, 
mit dem sich ein unter Tage beschäftigter Schießer im An- 
fang zufriedengeben soll. Am 15. Juli sind wir wegen Ge- 
an die Werksleitungen herangetreten. Vier) 
Wochen später wird uns von diesen mitgeteilt, daß sie nicht in 
der Lage seien, eine Erhöhung der Gehälter vorzımehmen, 
indem sie uns anheimstellen, die in Betracht kommenden In- 
stanzen anzurufen. Unter Vorsitz des Schlichters finden Ver-' 
handlungen am 26. August d. J. statt. 


- Unsere Kollegen, die während ihres Sommerurlaubs im 
Harz neue Kräfte sammeln, sollen der arbeitsfreudigen. und. 
doch so notleidenden Kameraden gedenken, die da graben das 
Blei und das Silber bei der Nacht, in den Tiefen der Harzen. 
Berge. nn SC14z 
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ufsvertretungen r ® 
_ Reichskalitag? Durch die den sogenannten „nationalen“ 
‚Technikerverbänden nahestehende Presse geht eine längere 
‚Notiz, daß der Verband deutscher Techniker am 9. August 
im Hannover einen Reichskalitag abgehalten hat. Vier Be- 
‚sucher. dieser Tagung waren vom Schacht Bokeloh, drei 
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von Ronnenberg, einer von einer unbekannten Schachtanlage, 
sowie der bekannte Herr Schillick und ein Beamter vom D.H.V, 
Aus zehn Personen bestand der Reichskalitag, für den manche 
größere Zeitung fünfzig und mehr Zeilen Raum aufge- 
wendet hat. 


Na ja, ein jeder blamiert sich, so gut er kann. 


|®| BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE [RS 


BB fsträgen der Behördentechniker 


i Zum Etat der landwirtschaftlichen Verwaltung. Der Etat 
‚der landwirtschaftlichen Verwaltung, der. für die Landeskultur- 
Bemter und Kulturämter ‘unter Kapitel 101 Tit. 1 in Gr. A 8 
|784 Vermessungsobersekretärstellen, in Gr. A 6 291 Vermes- 
"sungssekretärstellen und für die Restverwaltung der Bau- 
"verwaltung des früheren Ministeriums der öffentlichen Ar- 
beiten unter Kap. 108 Tit. 1 in Gr. A6 24 Vermessungs- 
|" sekretärstellen, enthaltend 4 Aufstiegsstellen nach der Gr. A 7 
| vorsicht, ist in der 49. Vollsitzung des Preußischen Land- 
‚tages in zweiter Lesung angenommen worden. 
h; Ein Erlaß des Preußischen Finanzministeriums vom 
"März 1923 besagt, daß früher nach den „Grundsätzen über 
"die Leistung. von. Ausgaben auf Grund eines vor gesetzlicher 
"Feststellung des Haushaltsplanes mitgeteilten Kassenanschlages‘‘ 
neugeschafftene Stellen rückwirkend vom 1. April besetzt wer- 
‚den konnten, wenn der Haushalt: in zweiter Lesung des Land- 
tages. unverändert angenommen. war. 
Künftig soll dieses Verfahren nach Artikel 64 der neuen 
erfassung des Freistaates Preußen nicht. mehr zulässig sein, 
sondern es ist erst die gesetzliche Feststellung des Haus- 
haltsplanes abzuwarten, | 
© Nachstehend bringen wir einen Auszug aus den Ver- 
handlungen im preußischen Landtag zur Kenntnis: 
- ‚Preußischer Landtag, 2. Wahlperiode, 1. Tagung 1925. 
Antrag Nr. 94 (Wittich-Hessen und Genossen): 
| Der. Ausschuß wolle beschließen, dem Landtag folgenden Antrag zu 
interbreiten: 
,.. Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, 
dür die bei der Landeskulturbehörde geschaffene Vermessungsobersekretär- 
laufbahn auch alle aus der bisherigen Laufbahn hervorgegangenen Ver- 
messungssekretäre und -anwärter als Bewerber grundsätzlich anzuerkennen. 
Antrag Nr. 95 (Wittich-Hessen und Genossen): 
Der Ausschuß wolle beschließen, dem Landtag folgenden Antrag zu 
unterbreiten: 4 
„Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, 
‚die Zahl der Planstellen für Beamte des mitt!eren vermessungstechnischen 
Dienstes in der Wasserbauverwaltung entsprechend der organisatorischen 
ind dienstlichen Erfordernisse zu vergrößern. 
Ernetet 108, Tit, 1: 
, Abgeordneter Ebersbach (Dn.) erklärt sich namens 
iner. Freunde durchaus damit einverstanden, daß gegenüber 
dem Nachtragsstellenplan und den Vorberichtsbemerkungen 
m Haushaltsplan 1925 jetzt durch den Etat 109 Regierungs- 
andmesser von Gruppe 9 nach 10 und 209 Vermessungs- 
sekretäre von Gruppe 6 nach Gruppe 7 und 8 umgestuft 
werden sollten. Er bitte jedoch um eine Klarstellimg, ob bei 
diesen Höherstufungen auch auf die Konsequenzen hinsicht- 
dich der Beamten. der Verwaltungsbehörden Rücksicht ge- 
nommen worden sei und ferner darüber, ob durch Verhand- 
ungen mit dem Reiche sichergestellt worden sei, daß diese 
Höherstufungen nicht etwa nachträglich durch Entscheidungen 
‚ Reichs&chiedsgerichtes zerschlagen würden und etwaige 
nennungen rückgängig gemacht werden müßten. 
Ministerialrat Kummer teilt hierzu mit, daß die Re- 
rungslandmesser der landwirtschaftlichen Verwaltung stets 
t den Katasterdirektoren der Finanzverwaltung gleichmäßig 
handelt worden seien; da letztere sich zur Hälfte in 
uppe 10 befänden, würde auch von den Re ierungsland- 
ssern jetzt die Hälfte (statt bisher ein rittel) nach 
uppe 10 überführt. Eine Berufung anderer Beamtengruppen 
nicht zu gewärtigen, zumal “die Höherstufung auch darin: 
ündet liege, daß die Landmesser neuerdings das Maturum 
itzen (bisher. Primareife) und drei Jahre (statt bisher 
wei) studieren müßten. Höhere Ausgaben würden nicht ein- 
treten, da eine Anzahl Regierungslandmesserstellen in Ver- 
ssungsobersekretärstellen umgewandelt werden sollten. Au- 
serdem seien die dienstlichen Anforderungen insofern erhöht, 
durch den Abbau 189 Regierungslandmesserstellen  ein- 
part würden. — Die Vermessungssekretäre seien früher 
' gleichmäßig wie die Sekretäre der Katasterverwaltung] 
stiegen. und besoldet worden. Nachdem. nun . letztere 


ts seit zwei Jahren eine Besserstellung erfahren hätten, 


sei es ein Gebot der Gerechtigkeit, die gleiche Vergünstigung, 


auch. den Vermessungssekretären zuzuführen. 


Als Vertreter des Finanzministers ergänzt Ministerialrat 
von Schenck diese Ausführungen durch die Mitteilung, 
daß der Reichsfinanzminister sich bereits mit der Umwandlung 
eines Teils der Sekretärstellen: in Obersekretärstellen einver- 
standen erklärt habe, Gegen die Höhergruppierung der. Re- 
gierungslandmesser habe jedoch der Reichsfinanzminister eben- 
so wie gegen die Höherstufung der Katasterdirektoren Ein- 
spruch erhoben; hier müsse also die Entscheidung des Reichs- 
schiedsgerichts abgewartet werden. 

Abgeordneter.Ebersbach (Dn.) wiederholt seine Frage, 
ob bereits Ernennungen .auf Grund der neuen Einstufung er- 
folgt seien, so daß bei einem ungünstigen Ausgang des Schieds- 
gerichtsverfahrens Rückstufungen erfolgen müßten. 

- Ministerialrat von Schenck verneint diese Frage. Eine 
Ernennung sei erst nach der Verabschiedung des Etats. durch 
den Landtag und nach Erledigung des Einspruchsverfahrens 
möglich. 

Abgeordneter Meincke (Dd.) richtet an die beteiligten 
Ressorts das Ersuchen, mit allem Nachdruck dafür einzutreten, 
daß den Regierungslandmessern die vermehrte Stellenzahl in 
Gruppe A 10 nicht vorenthalten werde, auf die sie nach ihrer 
Vorbildung, ihren Dienstleistungen und ihrem hohen Dienstalter 
durchaus Anspruch hätten. 


‚Abgeordneter Stendel (D.Vp.) bezeichnet es als selbst- 
verständlich, daß nach Einführung der akademischen Vollreife 
die Regierungslandmesser wie alle Akademiker nach 10 und 11 
eingestuft werden müßten. Aus der bisherigen zu tiefen Ein- 
stufung dieser Beamten könnten z.B. die Landeskulturober- 
sekretäre nicht den Anspruch herleiten, ebenfalls höhergestuft 
-u werden. Sie könnten selbstverständlich nur eine Gleich- 
stellung mit den übrigen Sekretären verlangen. 

Ein Regierungsvertreter bestätigt, daß in der Tat 
die Landeskulturobersekretäre und -sekretäre genau so behan- 
delt würden wie die Regierungssekretäre und alle anderen 
Sekretäre, d.h. Sechstelung durch die Gruppen 7, 8 und 9, 


Abgeordneter Ebersbach (Dn.) verweist in dieser Be- 
ziehung auf die beim Landtage eingegangenen Eingaben der 
Landeskulturverwaltungsbeamten und betont, daß selbstver- 
ständlich bei allen solchen Höherstufungen sorglältig erwogen 
werden müsse, ob eine Notwendigkeit dazu vorliege und nicht 
zen für andere Beamtengruppen gezogen werden 
müßten. 


Tit. 6 und Antrag Nr. 73 zu 2, 


Abgeordneter Meincke (Dd.) bittet, in den Tit. 6 außer 
den vorgeschenen 15000 Mark zu Fortbildungskarsen für 
Beamte der Kulturbauverwaltung noch 15000 Mark für die 
Fortbildung der landwirtschaftlichen Vermessungsbeamten ein- 
zusetzen. 

‚ Der Antrag Nr. 73 zu 2 wird vorbehaltlich der Stellung- 
nahme des Unterausschüusses angenommen, 


Vollsitzung des Preußischen Landtages, 

& 49. Sitzung. 

Kapitel 108, Tit. 1, Wasserbauverwaltung. 

Abgeordneter Meincke (Dd.): Es ist der Antrag der 
sozialdemokratischen Partei gestellt worden, die Vermes- 
sungssekretäre der Wasserbauverwaltung in andere 
Gruppen einzufügen. Diese Forderung ist durchaus berechtigt. 
Sie entspricht dem Etatansatz, der bezüglich der Vermessungs- 
sekretäre der Landeskulturverwaltung erfolgt ist. Meine Partei, 
die durch den Herrn Abgeordneten Bartel die Sache stets 
entschieden vertreten hat, wird auch diesen Antrag unter- 
stützen. 

Ebenso unterstützen wir den nachfolgenden ‚Antrag, der 
eine gleichmäßige Ausbildung der Vermessungssekretäre dieser 
Verwaltung mit der landwirtschaftlichen Verwaltung fordert. 

Eine endgültige Entscheidung über die vom Bunde ge- 
stellten Anträge liegt noch nicht vor, sondern wird erst nach 
Zusammentritt des Landtages erfolgen. ; 
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Betriebsräte bei den Behörden 


Hauptbetr’ebsratswahlen bei .den dem Ministerium für 
Wissenschaft, Kunst und Volksbildung unterstellten Behörden 
und Anstalten. In der Preußischen Gesetzsammlung Nr. 15 vom 
11. Juli 1925 ist vom Preußischen Staatsministerium die Ver- 
ordnung zur Ausführung des $ 61 des Betriebsrätegesetzes 
vom 4. Februar 1920 in den dem Kultusministerium  unter- 
stellten Behörden und Anstalten bekanntgegeben. Hiernach 
sind die dem Kultusministerium unterstellten Zweige der Staats- 
verwaltung zu Einzel- und Gesamtbetriebsvertretungen zu- 
sammengefaßt. 

Als Betriebe im Sinne des Betriebsrätegesetzes gelten 
das Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, die 
Provinzialschulkollegien sowie die ihnen nachgeordneten staat- 
lichen höheren Lehranstalten, Bildungs- und sonstigen An- 
stalten, die Universitäten in Berlin, Königsberg, Greifswald, 
Breslau, Halle a.S., Kiel, Göttingen, Marburg, Bonn und 
Münster, sowie die Uhniversitätskliniken, -institute und -an- 
stalten, das Charitekrankenhaus in Berlin, die Technischen 
Hochschulen in Berlin, Hannover, Aachen und Breslau, das 
Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem, die Preußische Staats- 
bibliothek in Berlin, das Geodätische Institut und das Astro- 
physikalische Observatorium in Potsdam, das Meteorologische 
Institut in Berlin, das Aeronautische Observatorium bei Linden- 
berg, die Biologische Anstalt auf Helgoland, das Institut für 
experimentelle Therapie in Frankfurt a.M. die Akademie der 
Wissenschaften in Berlin, die staatlichen Museen in Berlin, 
die Akademie der Künste, die vereinigten Staatsschulen für 
freie und angewandte Kunst und die Akademische Hoch- 
schule für Musik in Berlin, die Kunstakademien in Königs- 
berg, Düsseldorf und Cassel, die Kunstschule in Berlin, die 
Akademie für Kunst und Kunstgewerbe in Breslau, das Landes- 
museum und die Gemäldegalerie in Cassel, die Staatliche Bild- 
stelle in Berlin, die Staatstheater ın Berlin, Cassel und Wies- 
baden, die Staatliche Auskunftsstelle für Schulwesen und die 
Hauptstelle für den naturwissenschaftlichen Unterricht in 
Berlin, die Preußische Hochschule für Leibesübungen (Landes- 
turnanstalt) in Spandau, die Klosterkammer in Hannover so- 
wie die Stiftungen und Staatsnebenfonds mit und ohne Rechts- 


* persönlichkeit, die den dem Ministerium nachgeordneten Pro- 


vinzialbehörden unterstellt sind. 

Der zu wählende Hauptbetriebsrat besteht aus 
sieben Mitgliedern. 

Zur Durchführung der Wahl ist eine besondere Wahl- 
ordnung erlassen. In "Uebergangsbestimmungen ist ange- 
ordnet, daß die Wahlzeit des erstmalig gewählten Haupt- 
betriebsrates bis zum 31. März 1927 verlängert wird, unab- 
hängig von den bis zu diesem Tage notwendigen Neuwahlen 
der örtlichen Betriebsvertretung im Jahre 1926. Bei der 
erstmaligen Durchführung der Hauptbetriebsratswahlen werden 
die örtlichen Betriebsvertretungen, soweit solche bestehen, 
nicht neu gewählt. Die Funktionen der Wahlleitung zur Haupt- 
betriebsratswahl übernimmt bei diesen Dienststellen die vor- 
handene Betriebsvertretung. Nur da, wo Beiriebsvertretungen 
noch nicht bestehen, sind Wahlleitungen zu bilden, die sowohl 
die Wahlhandiung für die örtlichen als auch für die Haupt- 
betriebsratswahl durchzuführen haben. | 

Der gebildete Hauptwahlvorstand hat am 
Wahl des Hauptbetriebsrates ausgeschrieben. 

Die Wahlen finden am Donnerstag, den 1. und Freitag, 
den 2. Oktober statt, 

Vorschlagslisten sind bis zum 15. September 1925 dem 
Hauptwahlvorstand einzureichen. 

Wir fordern hiermit alle im Bereich des Kultusministeriums 
tätigen technischen Angestellten auf, bei .der Bildung der 
örtlichen Wahlleitung und der Aufstellung von Vorschlags- 
listen für neu zu bildende örtliche Betriebsvertretungen den 
Einfluß des Bundes geltend zu machen und in die erforderliche 
Asgitation einzutreten. 

Die Aufstellung der Vorschlagsliste für den Hauptbetriebs- 
rat erfolgt zentral, etwaige Vorschläge hierfür sind der Haupt- 
verwaltung unseres Bundes bis spätestens den 10. Sep- 
tember zu unterbreiten. 


29. August die 


DO 
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Nachklänge zur Reichswasserstraßen-Betriebsrätewahl. In 
dem Organ der Deutschen Wasserstraßen-Gewerkschaft, „Strom 
und Schleuse“, vom 22. August lesen wir folgende öffentliche 
Anfrage, die vermutlich in Ermangelung anderen gewerkschaft- 
lichen Materials zur Ausfüllung des Blättchens dienen mußte. 
Um unseren Lesern einen Einblick in die geistige Struktur 
dieser „Einheitsgewerkschaft‘“ zu gewährleisten, bringen wir 
nachstehend den vollen Wortlaut dieser Anfrage: 


„Oeffentliche Anfrage. 

Während des Reichsbetriebsrätewahlkampies konnten wir feststellen, 
daß die „freien“ Angestelitenverbände im Besitze sämtlicher Adressen 
der wahlberechtigten Reichsangestellten waren und demzufolge jedem 
Kollegen, der sich im Angestelltenverhältnis befand, sämtliches Wahl- und 
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Agitationsmaterial in die Wohnung geschickt worden ist. Auf eine” 
schriftliche Anfrage unsererseits an den Vorsitzenden des Hauptwahl-” 
vorstandes, Wagner, ob dortseits die Adresse den „freien“ Angestell- 
tehverbänden ausgehändigt ‚worden seien, erhielten wir die Nachricht, 
daß — da wir dasselbe Schreiben auch an Fritsche gerichtet hatten, der 
bisher nicht geantwortet hat. — im der Hauptbetriebsratssitzung diese 
Sache besprochen werden sollte. Dieses ist aber nicht: geschehen. Wir 
richten”daher die Frage an die in Frage kommenden Instanzen (Freie An-” 
gestelltenverbände, Vorsitzenden des Wahlvorstandes Wagner und Vorsitzen- 
den des Hauptbetriebsrates, Fritsche): „Ist das erwähnte Adressenmaterial von 
ehemaligen Mitgliedern des Hauptbetriebsrates oder des Hauptwahlvorstandes 
(die ja alle den „freien“ Gewerkschaften angehören), an die „freien“ 
Angestelltenverbände ausgelieiert: worden?“ 

Sollte auch diese Frage unbeantwortet bleiben, so bleibt uns die 
Ueberzeugung, daß in diesem Falie unehrich und. verräterisch gehandelt 
worden ist. 

Also: Heraus mit, der Sprache!“ 


Wir wollen die Neugierde der D.W.G. befriedigen und 
auf ihre hochnotpeinliche Anfrage höflich, wie wir nun einmal 
sind, die Antwort erteilen. 

Die D.W.G. irrt, wenn sie behauptet, daß wir Wahlagita- 
tionsmaterial in die Wohnungen der wahlberechtigten Reichs- 
angestellten geschickt haben, Dagegen hat es unser umfang- 
reicher und gut gegliederter Verwaltungs- und Organisationsappa- 
rat möglich gemacht, den in Frage kommenden Dienststellen der 
Reichswasserstraßenverwaltung das erforderliche Wahlmaterial 
zuzustellen, wobei wir uns allerdings direkt an die bei den 
Dienststellen beschäftigten Angestellten gewandt haben. Wir 
haben volles Verständnis dafür, daß diese unsere Stärke der 
D.W.G. besonders unangenehm ist, doppelt unangenehm schon 
deshalb, weil die D.W.G. an der Aufklärung der Reichswasser- 
straBen-Angestellten kein sonderlich großes Interesse haben 
dürfte. Ihr mußte es unbequem sein, wenn die Angestellten 
der Reichswasserstraßen-Verwaltung durch unser Informations- 
material erfahren, daß die D.W.G. bei allen in .der Ver- 
gangenheit liegenden wichtigen Verhandlungen, in denen grund- 
legende Angestelltenfragen beraten und beschlossen wurden, 
durch Abwesenheit glänzte. Ihr mußte es ferner unangenehm 
sein, wenn unsererseits die Feststellung gemacht wird, daß die 
Verfechtung der wirtschaftlichen Interessen der Angestellten 
ausschließlich in unserer Hand lag. Das Abstimmungsergebnis 
der Hauptbetriebsratswahl spiegelt somit ganz richtig die” 
Stimmung der Belegschaft wieder. Damit haben die Angestell- 
ten der Reichswasserstraßen-Verwaltung auch in diesem Jahre‘) 
entschieden, daß für die D.W.G. als Interessenvertretung der’ 
Angestellten im Hauptbetriebsrat kein Platz vorhanden ist. 
Dab dieses Ergebnis die D.W.G. achmerzt, verstehen wir, be- 
dauern aber, daran nichts mehr ändern zu können. Vielleicht} 
findet die D.W.G. einmal Zeit und Muße, im stillen Kämmer-"| 
lein-selbst einmal darüber nachzudenken. Sie wird dann sicher-) 
lich ihre Meinung revidieren und zu dem Ergebnis kommen” 
müssen, daß das für uns günstige Abstimmungsergebnis nicht? 
auf Verrat oder Unehrlichkeit zurückzuführen ist, sonderv“ 
einen treffenden Willensausdruck der Belegschaft darstellt.2 
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Verwaltungsreform 


Diensteinteilung bei den Bauämtern der Restverwaliung 
der Bauverwaltung des früheren Ministeriums der öffentlichen” 
Arbeiten. Der Minister für Landwirtschaft, Domänen und? 
Forsten hat unter Beteiligung des Ministeriums für Handel und“ 
Gewerbe und des Reichsverkehrsministeriums unter dem 13. Juli 
1925 einen Erlaß über die Diensteinteilung herausgegeben, den“ 
wir nachstehend im vollen Wortlaut wiedergeben: 


„Es liegt Veranlassung vor, die auf die Diensteinteilung bei den Bau-” 
ämtern der Restverwaltung der Bauverwaltung des früheren Ministeriums“) 
der öffentlichen Arbeiten bezüglichen Vorschriften, und zwar insbesondere 
der Runderlasse vom 30, Juli 1923 — Abw. P. 1 3579/22 M. f. Landw. —Z 
in Erinnerung zu bringen. Demzufolge sind Angelegenheiten, die besom“ 
dere technische Kenntnisse erfordern und etwaige schwierigere Aufgaben 
des Verwaltungsbürodienstes dem beim Bauamt befindlichen technischen” 
Obersekretär zugewiesen, Die bei den Dienststellen sonst noch vorkom-” 
menden Verwaltungsbürogeschäfte sind nach den im Erlasse vom 8. April 
1923, insbesondere in den Prüfungsbestimmungen für Wasserstraßen-" 
assistenten, festgelegten Merkmalen als Geschäfte des einfacheren Büro- 
dienstes, die bei Beamten mit der Besoldung nach Gruppe 5 und 6 abge- 
golten sind, gekennzeichnet (vgl. Ziff. 7 der allgemeinen Besoldungs-% 
grundsätze des Reiches — R.-Bes.-Bl. 1924, S. 169, lfd. Nr. 921). Disee” 
Bewertung als einfacherer Bürodienst gilt auch für die Arbeitsraten der” 
Angestellten mit der Maßgabe, daß beim Vorliegen der Tariimerkmale? 
für Vergütungsgruppe IV P.A.T. oder R.A.T. den Angestellten nur die” 
Bezüge dieser Gruppe zu bewiliisen sind; sie gründet sich darauf, dab” 
das Verwaltungsgebiet der Bauänter im allgemeinen als ein räumlich” 
und sachlich nur beschränkter Ausschnitt aus der Wasserbauverwaltung 
oder der Verwaltung der Reichswasserstraßen anzusehen ist, also als” 
ein Gebiet, auf dem die Sachbearbeiter zwar unter Umständen eine” 
schwierigere Tätigkeit auszuüben haben und dann als Beamte oder An” 
gestellte in die Oruppe V, und wenn sie nach längerer Beschäftigung” 
auch gründliche Fachkenntnis nachzuweisen vermögen, in die Gruppe vi 
gelangen können, auf dem aber (wegen seiner Beschränktheit im Wir-Z 
kungsbereiche der untersten Baubehörde) vielseitige Fachkenntnisse auf) 
dem Gebiete der Verwaltung (Gruppe VII) nicht zu erwerben sind. j 
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Die auf den Bauämtern im laufenden technischen Bürodienst 
vorkommenden Geschäfte, die eine abgeschlossene technische Mittelschul- 
klung voraussetzen und besondere Leistungen erfordern, sind grundsätz- 
lich den technischen Obersekretären vorbehalten. Bei den verbleibenden, 
Berger zu bewertenden technischen Bürogeschäften sollen bestimmungs- 
gemäß technische Bürobeamte der Assistenten- und Sekretärklasse oder 
Angestellte der Gruppen V und VI tätig sein. Solche geringer zu be- 
| wertende Arbeitsraten können überall als vorhanden angenommen wer- 
“den, weil die regelmäßig zur Verfügung stehenden Vorgänge, Muster 
und dergl., auch die Bearbeitung technischer Aufgaben bei den Bau- 
"ämtern wesentlich erleichtern und vereinfachen. 

Diese Richtlinien haben noch nicht überall ihre volle Auswirkung in 
der Diensteinteilung für das Personal der Bauämter gefunden, wie es 
"mit Rücksicht auf die gespannte Finanzlage des Staates und des Reiches 
|"unerläßlich erscheint, Es kann nicht gebilligt werden, wenn durch gleich- 
‚mäßige Verteilung von schwierigeren und leichteren Geschäften auf 
"mehrere Beamte und Angestellte die Voraussetzungen für höhere Ein- 
gruppierung einer Mehrzahl von Personen geschafien werden, während 
durch Sammlung der schwierigeren Geschäfte in einer Arbeitsrate, bei 
Absonderung der einfacheren, eine Verbiligung der Verwaltung möglich 
wäre. Wir ersuchen deshalb, die Verhältnisse bei den Dienststellen des 
Bezirks nachzuprüfen und durch entsprechende Abgrenzung der Arbeits- 
raten die volie Ausnutzung der technischen Obersekretäre mit schwierigeren 
Aufgaben des laufenden technischen Bürodienstes und die Bildung einer 
möglichst großen Zahl von einfacheren Arbeitsraten sicherzustellen. Eine 
\Aeußerung über das hiernach zu Veranlassende und die zu erwartende 
finanzielle Auswirkung sehen wir nach sechs Wochen entgegen.“ 


ii Soweit der Erlaß die wirtschaftliche Gestaltung des Dienst- 
ı'betriebes auf Aemtern und Dienststellen anstrebt, wird er 
keinen Einwendungen begegnen. Die Befürchtung liegt jedoch! 
nahe, daß die nachgeordneten Dienststellen diesen Erlaß zum 
"Anlaß nehmen, Herabgruppierungen von Angestellten vorzu- 
‚mehmen, ohne daß in der Dienstverteilung bzw. in der Tätig- 
‚keit und Bewertung der dienstlichen Leistung der Angestell- 
‚ten eine Aenderung in die Erscheinung tritt. Unsere Kollegen 
"müssen sehr auf der Hut sein, damit ihre tarifvertraglichen 
‚Rechte bei der Durchführung dieses Erlasses keine Schmälerung 
‚erfahren. Ausschlaggebend für die Durchführung der geplan- 
‚ten Umgestaltung des Dienstbetriebes muß ausschließlich die 
|'Wirtschaitlichkeit des Betriebes sein. Die örtlichen Betriebs- 
ünd Angestelltenvertretungen werden bei der Durchführung 
‚der Maßnahmen ein wachsames Auge haben müssen, und ge- 
mäß SS 66, 75 und 78, Ziff 3 B.R.G, mitzuwirken haben. 

7 Wir weisen besonders darauf hin, daß bei etwaigen Neu- 
jjeingruppierungen oder Umgruppierungen von Angestellten die 
| Bestimmungen der 88 24, 25 und 26 sowie der Anl. 1 zum 
R.A.T. zu beachten sind. Für die Beurteilung der dienstlichen 




















oo AusdemBunde :n 








Bücherschau 

> Der deutsche Arbeiter in der Internationale. Ein Vortrag von 
Arbert Baumeister, Band 14 der Sammlung „Praktischer So- 
Aalismus“, Verlag der neuen Geselischaft, Berlin - Hessenwinkel, Preis 
50 Pfennig, 

Der frühere Sekretär des internationalen Gewerkschaftsbundes ist 
anscheinend von der Sorge erfüllt, daß der deutsche Arbeiter über seine 
Internationalität sein nationales Interesse- vergißt, Er gibt zahlreiche 
Beispiele dafür, daß die Arbeiter Anderer Länder nationa’e Wirtschafts- 
interessen für ihre Haltung haben ausschlaggebend sein lassen. Leider 
ist unter dem Namen der Förderung der nationalen Wirtschaft im 
Deutschland soviel gesündigt worden, daß der Warnruf Baumeisters 
kaum größeren Widerhall finden wird. Außerdem müßten schlag“ 
kräftigere „Beispiele dafür gebracht werden, daß die deutschen Arbeiter 
die Interessen der deutschen Wirtschaft geschädigt haben, wenn die 
Mahnung zu stärkerem Nationalgefühl ihre sachliche Berechtigung 
kaben soll, Der Hinweis, daß die Arbeiter in anderen Ländern gegen 
den Gedanken der internationa'en Wirtschaftssolidarität gesündigt haben, 
Kann kein Grund für den deutschen Arbeiter sein, es ebenso zu machen. 
RE 
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Leistungen bleibt nach wie vor die Verhandlung der örtlichen 
Dienststelle mit der örtlichen Angestelltenvertretung maß- 
gebend. Unter allen Umständen ist darauf zu achten, daß fach- 
schulmäßig ausgebildete oder gleichwertige technische Kräfte 
mindestens nach der Vergütungsgruppe VI besoldet werden. 
Der Tarifvertrag beruht auf dem Leistungsprinzip, demzuioige 
kommen für die Bewertung der Leistungen einzig und allein 
die Bestimmungen des R.A.T., und nicht die für Beamte in 
Betracht kommenden Vorschriften zur Anwendung. 


Behördentariffragen 


Ueber die Festsetzung des Grundversütungssatzes für 
Katastertechniker durch die Dienststellen ist in der letzten 
Zeit wiederholt Klage geführt worden, weil nachgeordnete 
Behörden glauben, bei der Festsetzung des Grundvergütungg- 
satzes in den 'Gruppen VI und VH von der Vergütungsgruppe V 
ausgehen zu müssen. Die Dienststellen glauben, auf Grund 
eines uns nicht bekannten Erlasses einen Unterschied machen 
zu müssen zwischen der „Eingangsgruppe der Laufbahn‘, die 
für Katastertechniker die Gruppe VI ist, und zwischen der 
„Anstellungsgruppe des Angestellten“, die für Katastertechniker 
die Gruppe V sein soll, weil in diese Gruppe Katasterhilfs- 
techniker, die sich in der weiteren Ausbildung befinden, ein- 
gereiht werden. Demgegenüber weisen wir nochmals auf einen 
Erlaß des Preußischen Finanzministers vom 27. Januar 1925 
— K.V. 1/151 — hin, der folgende grundsätzliche Entscheidung 
enthält: 

„Dagegen habe ich keine Bedenken, bei der Berechnung der Vor- 
dienstzeiten die Tätigkeit des N.N, vom vollendeten 21. Lebensjahre ab 
nach der Vergütungsgruppe VI zu bewerten. Ich gehe dabei von der 
Erwägung aus, daß eine solche Bewertung der Vordienstzeiten aus 
Billigkeitsgründen bei allen Katastertechnikern Platz 
greifen kann, wenn nicht besondere Fälle eine Ausnahme er- 
heischen. Ein Ausnahmefall würde vorliegen, wenn die fachliche Be- 
schäftigungszeit vor dem 21. Lebensjahre nur von so kurzer Dauer wäre, 
daß eine Bewertung der Tätigkeit nach der Vergütungsgruppe VI nach 
dem Stande der Ausbildung offenbar ungerechtiertigt erscheinen würde,“ 

Wir empfehlen allen betroffenen Kollegen, unter Bezug- 
nahme auf diesen dem Bunde offiziell übermittelten Erlaß 
gegen die Festsetzung ihres Grundvergütungssatzes Einspruch 
zu erheben. Daneben hat der Bund sich bereits beschwerde- 
. 8 . . Wed . 5 
führend an das Preußische Finanzministerium gewandt und 
die Klärung dieser Frage in einer Tarifausschußsitzung be- 
antragt. 


er sense nn em. 


Das wäre die Methode nicht eines gesund national empfindenden 
Menschen, sondern eines ausgesprochenen Nationalisten. 

Solange die Welt noch volier Hemmnisse ist, die einer wirtschaft- 
lichen Beiriedung der Völker im Wege stehen, scheint uns die 
Betonung der den Frieden fördernden Gedanken notwendiger. als die 
des gegenteiligen. Trotz dieser unserer Bedenken erkennen wir den 
Grundsatz des Verfassers als berechtigt an, daß die Gesamtbestrebungen 
der deutschen Arbeiterschaft darunter leiden würden, wenn sich die 
deutsche Wirtschaft in der Welt nicht behaupten würde. 

Jedenfalls ist es gut, daß die Frage der Grenzen zwischen Natio- 
nalität und Internationalität einmal angeschnitten worden ist, 4 @: 


Dr. K. Bez: Die neuen Aufwertungsbestimmungen. 
Verlag „Unitas“. Preis brosch. 1.— Mark. : 

Die Broschüre enthält den Gesetzestext der neuen Aufwertungsbe- 
stimmungen mit einer Vorbetrachtung. -Se- 


Geschäftliches 


Eine sorgenfreie Zukunft bietet sich unseren Lesern durch einen 
der vielen Haupitreffer von 2 Millionen, 1 Million, 1/; Million usw, . 
Wir verweisen auf anliegenden Prospekt der Firma Beermann, 
Berlin W 62, Kleiststraße 31, und empfehlen sofortige Bestellung, da 
der Losvorrat sehr bald ausverkauft sein wird. 
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RexiefurchtundMenschenscheu 


sind Hemmnisse, die schon so manchen tüchtigen Menschen im 
beruflichen und gesellschaftlichen Leben an der Erreichung 
seines Zieles dauernd behindert haben. Wer aus Mangel an 
Redegewandtheit überall schweigen muß, fühlt sich unbedeutend 
und überflüssig. Wie aber erhebt es dagegen, wie macht es 
groß und erfüllt jeden mit dem reinen Gefühl seines 
persönlichen Wertes, der seiner Meinung durch eine 

schöne, schwungvolle Rede Ausdruck geben, in Unter- 
haltungen und Diskussionen jeden Augenblick das Wort er- 
greifen, schlagfertig reden und die Menschen für seine Ideen ge- 
winnen kann. Hierzu verhilft der von dem Direktor der Redner- 
Akademie -F. A. Brecht herausgegebene tausendfach bewährte 
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Die neuen Steuergesetze 


Steuergesetze sind stets der Ausdruck politischer Macht- 
verhältnisse. Verschieben sich die letzteren zugunsten der 
Besitzenden oder der Besitzlosen, so pflegt dieser Vorgang sehr 
bald eine Neuverteilung der Steuerlasten nach sich zu ziehen. 
Der Komplex von Steuergesetzen, die das Reichsgesetzblatt 
vom 15. August d.]J. veröffentlicht, sind der Ausdruck der 
politischen Kursänderung, die seit der Wahl Hindenburgs zum 
BE hnrssidenten in Deutschland eingetreten ist. Eigentlich 
ist es weniger eine Kursänderung, als eine schärfere Betonung 
re Grundsätze, die auch schon in der voraufgegangenen 

eriode die Wirtschaftspolitik bestimmt hatten. Der Kern der 

neuen Steuergesetze liegt in den Steuererleichterungen, die 
die besitzenden Klassen sich selbst konzediert haben. Nicht 
die 21 Millionen Arbeitnehmer, sondern die dünne Schicht der 
reichen Leute wird, vor allem in dem neuen Einkommen- 
steuergesetz, mit geringeren Sätzen angefaßt als bisher. 

Die wirtschaftlich mächtigen Schichten des Volkes haben 
die Forderung der Steuerermäßigung mit der starken Belastung 
begründet, die die Nachkriegszeit ihnen auierlegte, und die 
doch im Grunde genommen eine Folge ihrer eigenen verfehlten 
Politik in der Vergangenheit war. ‘Vor allem aber auch mit 
den Ueberschüssen, die der Staatshaushalt im ersten Jahr der 
| Durchführung des Dawes-Pianes aufweist, in dem doch die 
"Zahlungen an das Ausland verhältnismäßig klein waren und 
Imaturgemäß der Etat Ueberschüsse abwerfen mußte. Mit 
‚diesen Ueberschüssen wurden Verpflichtungen aus der Ver- 
gangenheit abgetragen und die Ueberweisungen an die Länder 
|'und Gemeinden so REISE, daß auch diese im Gelde 
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schwammen. Der Hauptpunkt der Begründung aber lag in 
dem Wunsch, die steuerliche Belastung mit den wirtschaftlichen 
Verhältnissen in Einklang zu bringen. Die neuen Steuer- 
gesetze treten daher unter einem ideo! ogischen Deckmantel 
auf, Sie sollen, wie der Finanzminister von Schlieben sich 
in der Reichstagssitzung vom 30. April ausdrückte, „die Pro- 
duktionsfähigkeit und die Arbeitslust in Deutschland wieder 
heben und den Kampf der Steuertechnik gegen die bei über- 
spannten Tarifen immer mehr sinkende Ste«ermoral aussichts- 
reicher gestalten.‘ Auf diesen letzten Punkt kommen wir noch 
bei der Besprechung der tariflichen Aenderungen des neuen 
Einkommensteuergesetzes zurück. 

Zuvor ist es notwendig, einen Ueberblick über die 
gesetzgeberische Arbeit zu geben, die hier vorliegt. 
Die Reform erstreckt sich auf folgende, das Datum des 
10. August tragenden Gesetze: 


1. Das Einkommensteuergesetz. 

2. Das Körperschaftssteuergesetz. 

3. Das Reichsbewertungsgesetz. 

4. Das Gesetz über Vermögens- und Erbschaftssteuer. 
5. Das Gesetz zur Aenderung der Verkehrssteuern und 

des Verfahrens. 

6. Das Gesetz über Erhöhung der Bier- und Tabaksteuer. 
7. Das Gesetz zur Aenderung von Verbrauchssteuern: 


a) Weinsteuer, 

b) Zündwarensteuer, 
c) Spielkartensteuer. 
8. Das Gesetz über die gegenseitigen Besteuerungsrechte 
des Reiches, der Länder und der Gemeinden. 
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85. 


Jeder Angestellte hat nach un- 
unterbrochener 6 monatlicher Zu- 









gehörigkeit zu dem gleichen Un- 
ternehmen einmal innerhalb zwölf 
Monaten Anspruch auf einen mög- 
lichst zusammenhängenden Urlaub, Pf 
welcher in der Regel nicht ab- 
lösbar ist und unter Fortzahlung 
des Gehaltes gewährt wird. 


Der Urlaub beträgt (je nach 
Betriebszugehörigkeit und Lebens- 
alter): 


6 bis 21 Arbeitstage. 


(Reichstarifvertrag für das 
Baugewerbe.) 





































ie 


a een ya : 
ne 


ae 


nen eh nee 


Sn ne ph nennen Thema 


RE 





Ba ee  T —— — e  E RR EEE az 
Per ahnt — = TEL Dee . 
. A LEE < ” 2 “ 
aa nd Toren a Fe es ee Fe er Bar 
ern IR ee ee Rare Be ee R Ri ee 
5 an N ER - > 5 z Sr Fa 





An a ru 


N 
3 
1-10 
114 
ıu8 
[i 
{“ ® 
13 
EI 
ei 
4 
; 
E: 
h 


ee 
ER lin 


c 


A 


eb oier 


ea 


De 


2. ee Eu run ogqyesee 
nn 


et Fe 

Se SE EG 

un Kr 
ET ZEEEREREALTE 


ee 
NT, 





9%. Das Gesetz über Aenderung des Finanzausgleichs 

zwischen Reich, Ländern und Gemeinden. 

10. Verordnung über die stewerliche Belastung der Ziga- 

retten. 

Von diesen Gesetzen enthält nur eins, nämlich das über 
Bier und Tabak eine Steuererhöhung, damit nicht infolge 
der Ermäßigungen, die die anderen Steuergesetze, vor allem 
das Einkommensteuergesetz, bringen, das neue Finanzjahr mit 
einem Fehlbetrag abschließe. Es ist das einzige Gesetz aus 
dieser Reihe, das die Einnahmen des Reiches vermehren soll. 

Abseits von diesem Ziel steht das Reichsbewer- 
tungsgesetz, das sich zur Aufgahe setzt, einheitliche 
Bewertungen durchzuführen, so daß die Vermögenssteuer des 
Reiches sowohl wie die Grund- und Gewerbesteuer der Länder 
und andere Steuern, die nach dem Begriffsmerkmal des Wertes 
eines Objektes erhoben werden, in Zukunft nicht mehr ver- 
schiedenen Bewertungsvorschriften unterliegen. 

Yie Konzessionen, die diese neuen Steuergesetze dem Kapi- 
tal machen, sind recht erheblich. Die Körperschafts- 
steuer, die das Einkommen der nichtphysischen Personen 
trifft, beträgt nunmehr einheitlich 20 Prozent für Erwerbs- 
gesellschaften und 10 bis 20 Prozent, je nach der Höhe des 
Einkommens, für G.m.b.H.’s sowie Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften, während bisher von den ausgeschütteten 
Gewinnen noch eine Zusatzsteuer von 15 Prozent 
erhoben würde, Die Aktiengesellschaften sind also durch den 
Wegfall dieser Zusatzstewer stark entlastet. Nicht unter den 
Begriff der Körperschaften fallen öffentliche Betriebe, die 
der Befriedigung wichtiger Bedürfnisse der Bevölkerung dienen 
(Versorgungsbetriebe). Hierher gehören Wasser-, Gas- und 
Elektrizitätswerke sowie solche, die dem öffentlichen Ver- 
kehr oder dem Hafenbetrieb dienen. Ferner gemeinnützige 
Betriebe und solche, die mildtätige sowie kirchliche Zwecke 
verfolgen. 

Die Kapitalertragssteuer, die das Kapitaleinkom- 
men vorausbelastete, ist aufgehoben. Das Gesetz zur Aende- 
rung der Verkehrssteuern setzt die auf dem Kapitalumsatz 
ruhenden Spezialsteitern beträchtlich herab: Die Börsen- 
umsatzsteuer für Aktien, für die bisher ein Steuersatz 
von 6 Promille für Kundengeschäfte und von 2 Promille für 
Händlergeschäfte in Kraft war, beträgt nunmehr im ersteren 
Falle nur noch 0,3 Prozent, im letzteren 0,1 Prozent. Die 
Grunderwerbssteuer, die ursprünglich 71/, Prozent be- 
trug und 1924 auf 5 Prozent herabgesetzt wurde, wird weiter 
auf 3 Prozent ermäßigt. Der Wechselstempel wird um 
die Hälfte reduziert. Er betrug bisher bei Wechseln, die bis 
drei Monate liefen, 2 M. pro 1000 M.,.bei länger laufenden 
Wechseln 4 M., bei Jahreswechseln 6 M., in Zukunft also 
nur noch die Hälite. Bei Devisen ermäßigt sich die Steuer 
abermals um die Hälfte. Die Umsatzsteuer wird vom 
1. Oktober an 1 Prozent betragen (früher 21/, Prozent), die 
Luxussteuer 7!/, Prozent (früher 15 Prozent). Die Ver- 
mögenszuwachssteuer wird bis zum 31. Dezember 1927 
außer Hebung gesetzt. ; 

Das Vermögenssteuergesetz ist neu formuliert 
worden, weil das bisher in Geltung gewesene vom 8. April 1922 
durch die Entwicklung überholt war und die Stabilisierung 
der Währung die Anwendung wichtiger Vorschriften unmöglich 
gemacht hatte. Es ist im Vergleich zum alten Vermögens- 
steuergesetz verhältnismäßig kurz, denn sein Inhalt wird durch 
das Reichsbewertungsgesetz entlastet, das die objektive Steuer- 
pflicht sowohl wie die Bewertung des Vermögens regelt. 

Am wichtigsten ist hier wie bei jedem Steuergesetz der 
Steuersatz. Die Vermögenssteuer beträgt jährlich 5 Pro- 
mille, also für 1000 Mark 5 Mark. Sie ermäßigt sich, wenn das 
abgerundete Vermögen 25—50000 R.-M. nicht übersteigt, auf 
4 Promille, bei 10—25 000 R.-M. auf 3 Promille, bei 10000 R.-M. 
und weniger auf 2 Promille. Bei den großen Vermögen über 
250 000 R.-M. tritt eine Steigerung ein, die mit 5t1/, Promille 
bei 250 000—500000 R.-M. einsetzt und bei 5 Millionen mit 
7,5 Promille ihr Maximum erreicht. 

Das Vermögenssteuerminimum beträgt 5000 R.-M. Wer 
weniger besitzt, hat diese Steuer nicht zu bezahlen. Auch 
wenn das abgerundete Vermögen 10.000 R.-M. nicht übersteigt 
und das letzte Jahreseinkommen nicht 3000 R.-M., erfolgt 
Freilassung von der Vermögenssteuer. Die Einkommensgrenze 
erhöht sich, wenn zum Haushalt minderjährige Kinder ge- 


hören, und zwar bei 
2 Kindern auf 4000 R.-M. 
3—4 Kindern auf 5000 R.-M. 
mehr als 4 Kindern auf 6000 R.-M. 

Wer also z.B. 5 Kinder hat, dessen Vermögen bleibt bis 
zur Grenze von 10000 R.-M. steuerfrei, wenn das Finkommen 
6000 R.-M. nicht übersteigt; hat er keine Kinder, nur bis 
5000 R.-M. 

Aber vermögenssteuerfrei 


ber bleiben auch die alten Leute, 
soweit sie 


über 60 Jahre sind, sowie die Erwerbsunfähigen, 
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sofern sie nicht nur vorübergehend behindert sind, ihreg 
Lebensunterhalt zw bestreiten, vorausgesetzt, daß das ab: 
gerundete Vermögen a 


a) 20000 R.-M. und das letzte Jahreseinkominen 5000 R-M 
b) 30000 R.-M. und das’ letzte Jahreseinkommen 40090 R.-M 
nicht überstiegen hat. Die Einkommensgrenzen erhöhen sich 
noch, wenn zum Haushalt mehr als 2 minderjährige Kinde 
gehören und zwar im ersten Falle (a) auf 6000 R.-M., im 
zweiten Falle (b) auf 5000 R.-M. 

Diese Erleichterungen für die Alten fallen nicht sehr ins 
Gewicht, da es viele solcher Leute nicht gibt. Das Minimum 
mit 5000 R.-M. ist sehr tief gegriffen. Der Satz für die großen 
Vermögen ist durchaus ungenügend. Wenn man bedenkt, daß 
ein fünffacher Millionär nur 7,50/,, abzugeben hat, so ist das bei 
einem derartig großen Besitz ein viel zu kleines Opfer. Die 
Großgrundbesitzer sind noch mit einem besonderen Vorzugs 
recht bedacht. In $ 6 heißt es nämlich: „Jedoch beträgt der 
Höchstsatz für Vermögen, das der Ertragsbesteuerung durch 
Länder und Gemeinden unterliegt, fünf vom Tausend.“ Die 
großen Agrarmagnaten fallen demnach nicht unter. die erhöhte 
Vermögenssteuer, 

Auch die Erbschaftsstewer bringt eine Ermäßigung 
des Höchstsatzes von 70 auf 60%. Gerade bei dieser Steuer 
hätte man zugreifen können. Erträge der Erbschaftssteuer, 
wie sie Frankreich und England haben, weist Deutschland mit 
seinem 26 Millionenertrag. aus dieser Steuer nicht auf, Zwar 
ist die Erbschaftssteuer mit der Demokratisierung des Staates 
umgebildet und verbessert worden. Jede Demokratie muß) 
wenn ihre Grundsätze der Gesamtheit Segen bringen sollen, 
danach streben, die ökonomischen Ungleichheiten zu nivellieren, 
Ein geeignetes Mittel hierfür ist eine genügend gestaffelte Erb- 
schaitssteuer. Aber auch der Personenkreis muß entsprechend 
groß sein. Das Erbschaftssteuergesetz von 1906 stand noch auf 
dem Standpunkt, daß die Ascendenz und Descendenz steuer- 
frei bleibt. In dem Erbschaftssteuergesetz von 1919 wurde 
dieser Standpunkt verlassen. Aber das neue Gesetz vom 
10. August 1925 bringt insofern einen Rückfall in die früheren 
Verhältnisse, als es bestimmt, daß der Erwerb der Ehegatten 
steuerfrei bleibt, wenn Kinder vorhanden sind oder im Welt- 
krieg fielen oder später (bis 1922) infolge Kriegsverwundun 
verstorben sind und der Erwerb der Ehegatten 100000 R.-M. 
nicht übersteigt. - 

Die Steuer richtet sich nach zweierlei: einmal nach 
dem Grade der Verwandtschaft. Nach dem persön: 
lichen Verhältnis des Erwerbers zum Erblasser werden fimf 
Klassen unterschieden und die Steuer in dem Sinne gestaffelt, 
daß sie mit der Entfernung des Verwandtschaftsgrades wächst, 
In zweiter Linie richtet sich die Erbschaftssteuer nach der 
Größe des Vermögens. Bei einer Erbschaft von einef 
Million Reichsmark z. B. beträgt sie in: 





9,5 Prozent 


Klasse I (Ehegatten, Kinder) 

Klasse II (Kindeskinder) - 19,0 R 

Klasse III (Eltern und Stiefeltern, Geschwister) 28,5 n 

Klasse IV (Großeitern, Abkömmlinge ersten Grades von Ge- 
schwistern, Schwiegereltern, Schwiegerkinder) 38,0 % 

Klasse V (alle übrigen Erwerber sowie Zweckzuwendungen) 44,0 u 


Das neue Gesetz staffelt die Erbschaftssteuer höher durch, 
indem neue Staffeln für Vermögen von 1 bis 10 Millionen him 
zukommen. 
In dem 1919 von der Nationalversammlung beschlossenen 
Erbschaftssteuergesetz richtete sich die Höhe der Erbschafts- 
steuer nicht nur nach dem Grade der Verwandtschaft und der 
Höhe des geerbten Vermögens, sondern auch noch nach den 
Reichtumsverhältnissen des Erben. Sie erhöhte sich tm be- 
stimmte Hundertsätze, je vermögender der Erbe war. Auch 
diese Bestimmung ist später, wohl wegen der Schwierigkeit 
der Berechnung, hinweggefallen. Es wird also keine Rücksich® 
mehr darauf genommen, ob der Erbe ein Millionär oder ei 
armer Schlucker ist. Beide zahlen denselben Satz. In 21 Num& 
mern werden in $ 18 die Fälle angeführt, in denen Befreiungen 
von der Erbschaftssteuer eintreten. So bei den Steuerklasse 
und II ein Erwerb von nicht mehr als 5000 (bisher 3000), bei 
den Steuerklassen HI und IV ein Erwerb von nicht mehr als 
2000 und bei Steuerklasse V ein solcher von nicht mehr als 
500 R.-M. außerdem Hausrat, Wäsche, Kleidungsstücke usw 
Natürlich auch Zuwendungen an Kirchen und für kirchlich 
Zwecke sowie Zuwendungen, die dem Seelenheile des Zuwens 
denden oder seiner Angehörigen dienen. Auch Zuwendungen 
an politische Parteien und Vereine, soweit die Zuwendung 
zu politischen Zwecken gesichert ist, sind steuerfrei. Dies® 
letztere Bestimmung bestand früher nicht, sondern ist n 
in das Gesetz eingefügt. Leider ist die frühere Nachlaßsteuen 
auch weggefallen tund mit ihr die Möglichkeit einer schärfere® 
Erfassung des Vermögens beim Eintritt des Erbanfalls, sowie 
die wirksamste Kontrolle für eine richtige Veranlagung ‘- 
Vermögenssteuer. Der finanzpolitische Ausschuß des Vors 


läufigen Reichswirtschaftsrats fordert daher. in einer Entschlieg 
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"Bung, der der Reichstag keine Folge gegeben hat, die Vorlage 
‚eines diesbezüglichen Gesetzentwurfs. Das Erbschaftssteier- 
gesetz in seiner neuen Fassung ist in Nr. 43 des Reichsgesetz- 
blattes vom 4. September 1925 veröffentlicht. 

[ (Schluß folgt.) 


‚Rechte und Pflichten aus der ÄAnge- 
\stelltenversicherung (Schluß. 


Das Ruhegeld im Grundbetrage von jährlich 480 R.-M. 
oder monatlich 40 R.-M. erhöht sich dadurch, daß als Steige- 





mingsbetrag hinzukommt 10% von den in der Zeit vom 1. Ja- 
er 1924 bis 30 Juni 1925 und 15% von den ab 1. Juli 1925 
I gültige entrichteten Beiträgen zur Angestelltenversicherung. Des 
‚weiteren erhöht sich das Ruhegeld aus einem Steigerungsbe- 
frage für jeden in der Zeit vom 1. Januar 1913 bis 31. Juli 1921 
gültig entrichteten Beitrag: 

in Gehaltsklasse F (= 13,20 M.) in Höhe von 1 Reichsmark 
in Gehaltsklasse G (= 16,60 M.) in Höhe von 2 Reichsmark 
in Gehaltsklasse H (= 20,— M.) in Höhe von 3 Reichsmark 
Im Gehaltsklasse I (= 3,60 M.) in Höhe von 4 Reichsmark 
1 Diese Steigerungssätze werden auch für volle Kriegsdienst- 
monate gewährt, die in einer der Klassen F bis I angerechnet 
I sind oder im Leistungsfalle noch angerechnet werden können. 
| Sind vor Eintritt in den Kriegsdienst Beiträge nicht in 
‚voller Gehaltsklasse entrichtet (z. B. bei Beschäftigung während 
eines ' Teils des Monats, bei Beschäftigung bei mehreren Ar- 
\'beitgebern, bei Befreiung von der eigenen Beitragsleistimg auf 
Grund eines Lebensversicherungsvertrages), so wird ein Steige- 
tungsbeirag für die vom 1. Januar 1913 bis 31. Juli 1921 ent- 
Tichteten Beiträge nur gewährt, wenn der tatsächlich entrichtete 
| monatliche Beitrag mindestens 13,20 Mark erreicht. Der Steige- 
|tungsbetrag bestimmt sich nach der dem tatsächlich gezahlten 
Bere entsprechenden oder nach der nächsthöheren Gehalts- 
| Klasse 
7 Bei Wanderversicherten tritt eine weitere Steige- 
fung ein aus den für die Zeit vom 1. Januar 1924 zur Invaliden- 
Versicherung gültig entrichteten Beiträgen, die vom 1. August 
1925 an von 10 v. H. auf 20 v.H. erhöht wurde. Ferner kommt 
Binzu ein jährlicher Steigerungsbetrag für jede für die Zeit 
bis zum 20. September 1921 zur Invalidenversicherung ordnungs- 
mäßig verwandte Beitragsmarke in Lohnklasse I in Höhe von 


2 R.-Pf., in Lohnklasse III von 4 R.-Pf., in Lohnklasse IV von 
TR.-Pi, in Lohnklasse V von 10 R.-Pf. 

— Da die Witwenrente sechs Zehntei und die Waisenrente 
fünf Zehntel des Ruhegeldes beträgt, tritt durch die Erhöhung 
des Grundbetrages des Ruhegeldes infolge Hinzutreten der 
Steigerungsbeträge auch eine entsprechende Erhöhung der 
Witwen- bzw. Waisenrente ein. 

- Vi. Außer den vorgenannten Rentenansprüchen können 
noch folgende Ansprüche geltend gemacht werden. 






















‚ Beitragserstattung an weibliche Versicherte bei 
Heirat. Wenn eine weibliche Versicherte heiratet und 
spätestens innerhalb drei Jahren nach der Verheiratung aus 
der Versicherung ausscheidet, wird auf Antrag die Hälfte der 
- entrichteten Beiträge erstattet. Voraussetzung ist, daß beim 
‚Ausscheiden aus der Versicherung die Anwartschaft aufrecht- 
— erhalten und die Wartezeit erfüllt ist, IR hierzu unter 
- V und VI.) Eine Aufwertung der für die Zeit vom 1. Ja- 
 nuar 1913 bis 31. Dezember 1923 entrichteten Beiträge ist 
gesetzlich nicht vorgeschrieben. Die Angestelltenversiche- 
_ zung hat aber hierfür einen Gesamtbetrag von 30 R.-M. 
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> festgesetzt, sofern mindestens 30 Beiträge für die Zeit vor 
dem 1. Januar 1924 entrichtet sind. 
5 Der Anspruch auf Beitragserstattung verfällt, wenn er 
nicht binnen drei Jahren geltend gemacht wird. 
Beitragserstattung beim Tode weiblicher Ver- 
" sicherter. Beim Tode weiblicher Versicherter wird die 
- Hälfte der entrichteten Beiträge erstattet, wenn 
Bi; B) die Anwartschaft aufrechterhalten, 
> b) die Wartezeit für das Ruhegeld erfüllt, 
 c) die Versicherte vor Eintritt in den Genuß von Ruhegeld 
estorben ist, und 
ein Anspruch auf Hinterbliebenengeld besteht. 
Anspruchsberechtigte sind nacheinander der Ehegatte, die 
© Kinder, der Vater, die Mutter, die Geschwister, sofern sie 
entweder mit der Versicherten in häuslicher Gemeinschaft 
gelebt haben oder von der Versicherten aus ihrem Arbeits- 
= verdienst wesentlich unterhalten wurden. 
Bezüglich der Höhe der zu erstattenden Beiträge gilt 
das gleiche wie zu 1. Gesagte. 
— Der Anspruch auf Erstattung der Beiträge ist innerhalb 
Denen Jahres nach dem Tode der Versicherten geltend zu 
machen. 


Aus E 
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3. Beitragserstattung beim Tode eines Versicherten 
in der Uebergangszeit. $ 385 Angestelltenversicherungsgesetz 
lautet: „Tritt der Versicherungsfall innerhalb der ersten 
15 Jahre nach dem 1. Januar 1913 ein, ohne daß ein An- 
spruch auf Leistungen nach diesem Gesetz oder aus der In- 
validenversicherung geltendgemacht werden kann, so steht 
beim Tode des Versicherten der hinterlassenen Witwe oder 
dem Witwer oder, falls solche nicht vorhanden sind, den 
hinterlassenen Kindern unter 18 Jahren ein Anspruch auf 
vier Zehntel der für die Zeit seit dem 1. Januar 1924 ent- 
richteten Beiträge zu. Der Anspruch verfällt, wenn er nicht 
innerhalb eines Jahres nach dem Tode des Versicherten gel- 
tend gemacht wird.“ 


Der  Ersatzanspruch besteht also, wenn ein Versicherter 
stirbt, ohne daß ein Anspruch auf Hinterbliebenenrente aus der 
Ängestelltenversicherung oder aus der Invalidenversicherung 
geltend gemacht werden kann, sofern die Anwartschaft aufrecht- 
erhalten ist und der Todesfall oder die Berufsunfähickeit vor 
dem 1. Januar 1928 eintritt, 

Eine Aufwertung der Beiträge für die Zeit vom 31. De- 
zember 1923 ist gesetzlich ebenfalls nicht vorgesehen. Die 
Reichsversicherungsanstalt erstattet aber freiwillig für die bis 
dahin entrichteten Beiträge 50 R.-M. 


VI. Heilverfahren. Die Reichsversicherungsanstalt 
kann ein Heilverfahren durchführen, 


1. um die infolge einer Erkrankung drohende Berufsunfähig- 
keit eines Versicherten abzuwenden, 
2. wenn zu erwarten ist, daß ein Heilverfahren den Empfänger 
eines Ruhegeldes wieder berufsfähig macht. 
Das Heilverfahren ist keine Pflichtleistung, deshalb besteht auch 
kein Zwang bzw. Rechtsanspruch auf Gewährung eines solcher. 
Versicherten, die von der eigenen Beitragsleistung auf 
Grund einer abgeschlossenen Lebensversicherung befreit sind, 
kann die Reichsversicherungsanstalt das Heilverfahren gewähren 
unter der Bedingung, daß sie die Hälfte der entstehenden 
Kosten vorher einzahlen. 
Außerdem gewährt die Reichsversicherungsanstalt in be- 
scheidenem Umfange Zuschläge zu den Kosten eines Zahnheil- 
verfahrens. 


IX Sachleistungen: 


a) Empfänger von Ruhegeld oder Renten können auf ihren 
Antrag gegen vollständige oder teilweise Berechnung dieser 
Bezüge in einem Invaliden- oder Waisenhaus oder einer ähn- 
lichen Anstalt untergebracht werden. Diese im Gesetz vorge- 
sehene Regeiung ist jedoch gegenwärtig noch nicht durchge- 
führt, da ein Bedürfnis hierfür scheinbar noch nicht vor- 
handen ist. 


b) Trunksüchtige können mit Sachleistungen anstatt der 
Barleistungen bedacht werden. Auf Antrag eines beteiligten 
Fürsorgeverbandes oder der Gemeindebehörde des Wohnortes 
muß dies geschehen. 


X. Sämtliche Ansprüche, sowohl diejenigen auf Renten als 
auch auf Einleitung eines Heilverfahrens oder Erstattung von 
Beiträgen, sind an die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
zu richten. Die entsprechenden Unterlagen sind dem Antrage 
beizufügen, Krüger. 

Berichtigung: Unter II auf Seite 463 der „D.T.Z.“ ist im zweiten 
Satz ein Fehler unterlaufen. Es muß statt 6 Pflichtbeiträge 4 Pflicht- 
beiträge heißen, 











on Rundschau ao 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Der Arbeitsmarkt im Juli. Im ersten Septemberheft des 
Reichsarbeitsblattes wird über den Arbeitsmarkt im Juli wie 
folgt berichtet: 

Die Entwicklung des Arbeitsmarktes in den Sommer- 
monaten pflegt erfahrungsgemäß durch einen gewissen Still- 
stand gekennzeichnet zu sein. Das gilt auch vom Berichts- 
monat Juli, dessen Verlauf bei einer gewissen Uneinheitlichkeis 
keineswegs ohne weiteres als ungünstig bezeichnet werden 
kann. Es lassen sich jedoch, soweit die Statistiken bereits 
die erste Augusthälfte mit umfassen, Anzeichen nicht verkennen, 
daß es sich diesmal nicht ausschließlich um einen saison- 
mäßigen, demnächst wieder in einen Aufschwung übergehen- 
den Stillstand handelt. 

Arbeitsnachweisstatistik. Bei den Arbeitsnach- 
weisen zeigten die Zahlen der Arbeitsuchenden, der offenen 
und der besetzten Stellen einen leichten Rückgang. Wäh- 
rend jedoch im Vormonat der Rückgang bei den Arbeit- 
suchenden sich stärker geltend machte, als bei den offenen 
Stellen, ist im Berichtsmonat das Gegenteil festzustellen. Ins- 
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gesamt standen 1,09 Millionen Arbeitsuchenden (im Vormonat 
1,10 Millionen) 620798 offene Stellen (im Vormonat 645 051) 
gegenüber. Bei ersteren betrug somit der Rückgang 1,3 v.H,, 
Jei den offenen Stellen 3,76 v.H. Entsprechend sank auch 
die Zahl der besetzten Stellen von 494901 auf 479 292, also 
um 2,3 v.H. Die Gesamtandrangsziffer zeigte dementsprechend 
eine leichte Steigerung: von 171 im Juni auf 175 im Berichts- 
monat. Von je 100 Arbeitsuchenden konnten 44 (im Vor- 
monat 44,9), von je 100 oifenen Stellen 77,2 (im Vormonat 76,6) 
vermittelt werden. 

Arbeitslosenstatistik. Die Arbeitslosigkeit unter den 
Mitgliedern der Fachverbände zeigte im Juli eine leichte Zu- 
nahme. Bei den vierzig berichtenden Verbänden wurden von 
8,6 Millionen Mitgliedern 131966, d.h. 3,7 v.H. als arbeitslos 
vermittelt (gegen 3,5 im Vormonat). Die Zahl der Arbeits- 
zeitverkürzungen, die bereits im Vormonat eine leichte Zu- 
nahme ergeben hatte, ist im Berichtsmonat weiter angestiegen. 
Insgesamt arbeiteten bei den 35 an der Berichterstattung be- 
teiligten Verbänden von 3,07 Millionen Mitglieder 177280 oder 
5,8 v.H. (im Juni 5,2, im Mai 5,0, im April 4,9 v.H.) mit 
verkürzter Arbeitszeit. 

Statistik der unterstützten Erwerbslosen. 
Von der Erwerbslosenfürsorge wurden unterstützt am 15. Juli 
198022, am 1. August 197198, am 15. August 207994 voll- 
erwerbslose . Personen, sogenannte Hauptunterstützungsemp- 
fänger. Für die zweite Julihälfte ergibt sich danach keine 
nennenswerte Veränderung (Abnahme um 0,4 v.H.), für die 
erste Augusthälite dagegen-eine Zunahme um 5,5 v.H. 


* * 

Die Lage des Arbeitsmarktes für technische Ange- 
stellte hat sich im Monat August nach den ausgesproche- 
nen Quartalskündigungen erheblich verschlechtert. Ebenso 
nahm die Zahl der Stellenangebote ab. Am ungünstigsten 
wird der Arbeitsmarkt durch die Metallindustrie und das Baw- 
gewerbe beeinflußt. 

Formulare zum Stellennachweis wurden im 
Monat August von 897 Mitglieder angefordert. Newein- 
getragen wurden in den Stellennachweis der Hauptver 
waltung im Monat August 405 Mitglieder (im Juli 301, im 
Juni 196). Von diesen waren 254 (im Juli 138, Juni 99) in ge- 
kündigter Stellung, 156 (im Juli 116, im Juni 78) bereits 
stellenlos, 25 suchten aus anderen Gründen Stellung. 
405 neu eingetragenen Mitglieder verteilen sich auf die In- 
dustriegruppen wie folgt: 

Metallindustrie 236, Baugewerbe 107, Bergbau 28, Che- 
mische Industrie 17, Kunstgewerbe 5, Steine und Erden 2, 
Textilindustrie 1, sonstige 9. 

Das Durchschnittsalter der in der Zeit vom 2. bis 
29. August wieder in Stellung getretenen 60 Mitglieder (im 
Juli 89) betrug 31,9 Jahre, bis 40 Jahre alt waren 82 Prozent, 
über 40 Jahre alt 18 Prozent. Nach wie vor werden also 
jüngere Kräfte bevorzugt. 

Die Zahl der unterstützungsberechtigten 
Mitglieder hat im Monat August weiter zugenommen. 
Sie erhöht sich von 251 Mitglieder am 1. August auf 269 Mit- 
glieder am 1. September. 

In den wichtigeren Öffentlichen Arbeitsnachweisen waren 
im Monat Juli 11443 Techniker als Arbeitsuchende ein- 
getragen (davon 69 weibliche). An offenen Stellen waren für 
Männliche 1369, weibliche 13 vorhanden. Besetzt wurden 
männlich 756, weiblich 3. Auf 100 offene Stellen kom- 
men 825 Arbeitsgesuche (im Juni 848). 


Die „gleichberechtigte Mitwirkung“ in der Praxis. Durch 
das Gesetz über die Industriebelastung vom 30. August 1924 
(Reichsges. BI.II S.257. 1924) wird bekanntlich den Unter- 
nehmern der industriellen und gewerblichen Betriebe mit Ein- 
schluß der bergbaulichen, der Schiffahrtsbetriebe, der Privat- 

ahnen, Kleinbahnen und Straßenbahnen, soweit diese Betriebe 
nicht Betriebe des Reiches oder der Länder sind oder ihre 
Haupteinnahmen dem Reiche oder den Ländern zufließen, 
‘die Last der Verzinsung und Tilgung eines Betrages von ins- 
gesamt fünf Milliarden Goldmark auferlegt. 

Zur sachverständigen Beratung der Reichsregierung in 
allgemeinen Fragen, die bei der Durchführung dieses Gesetzes 
Auftauchen, ist nun Jaut Mitteilung des „Vorwärts“ beim 
Reichswirtschaftsministerium ein Beirat aus 37 Mitgliedern ge- 
bildet worden, der sich aus Vertretern der Industrien zur- 
‚sammensetzt, die der Belastung unterliegen und aus Kreisen, 
die an der Aufbringung der Jahresleistungen mitzutragen 
haben, wie Handel, Bank-, Versicherungs-, Beherbergungs- 
gewerbe und Handwerk. 

Wenn dem Beirat auch die Existenzberechtigung nicht 
'abgesprochen werden soll, so muß er doch als einseitig zu- 
sammengesetzt abgelehnt werden. Das Industriebelastungs- 
gesetz schneidet tief in das Wirtschaftsleben ein und wirkt 
sich auch auf die nicht unmittelbar beteiligten Kreise, insbe- 
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sondere die Arbeiter und Angestellten, aus. Die Vertreter dieser 
Kreise aber hat man dem Beirat ferngehalten, obgleich sie 
genau so an (der Lösung ali jener komplizierten Fragen 
— Lastenverteilung auf die einzelnen Betriebe, Vermeidung 
der Abwälzung der Lasten von Groß- auf Kleinbetriebe usw, 
-—- interessiert sind, wie die der Belastung direkt unterliegenden 
Unternehmer. j hi 

Der Arbeitnehmerschaft wird hierdurch wieder einmal der 
Beweis dafür geliefert, wie die „gleichberechtigte Mitwirkung“ 
des Artikels 165 der Weimarer Verfassung von der Regierung 
und den Unternehmern aufgefaßt wird. Die „Wirtschaft“ 
sind sie. Ihr Zweck ist, diese ihre Wirtschaft nach 
Möglichkeit zu entwickeln. Und die Arbeitnehmerschaft ist 
das Mittel, durch weiches dieser Zweck zu erreichen ist, 


Wie kann Deutschland durch vermehrte Ausfuhr Repa- 
rationen leisten? Auf der Brüsseler Handelskonferenz hat ein 
amerikanischer Sachverständiger folgende Berechnungen über 
die Möglichkeit der Reparationsleistung angestellt. Deutschland 
könnte seiner Verpflichtung zur Reparationsleistsng genügen, 
wenn es um 50 Millionen Pfund weniger einführen und 
um 50 Millionen Pfund mehr ausführen würde, als ihm | 
ohne Reparation nötig wären. Wie Deutschland seine 
Einfuhr um 50 Millionen Pfund (eine Milliarde Goldmark)| 
ohne Schädigung seiner Ausfuhrfähigkeit einschränken soll, | 
dafür gibt der amerikanische Nationalökonom keine Gebrauchs- | 
anweisung. In bezug auf die Vermehrung der Ausfuhr gibt 
er aber einige recht interessante Ziffern, wenn diese auch wenig| 
praktischen Wert besitzen. Die Gesamtweltausfuhr 
der wichtigsten Länder betrug 1913 2326 Millionen Pfund, da-| 
von 1309 Millionen Fertigwaren. Unter Berücksichtigung der 
seit dem Krieg erfolgten Geldentwertung um 66 Prozent ist | 
die Gesamtweltausfuhr auf 3876, für Fertigprodukte auf 
2160 Millionen Pfund zu beziffern. Die erwähnten 50 Mil- | 
lionen Pfund, die Deutschland wegen der Reparationslei- 
stungen mehr ausführen müßte, betragen demnach 2!/, Pro-| 
zent der Gesamtausfuhr. Würde der internationale Äußen- 
handel sich in demselben Tempo entwickeln wie vor dem Kriege, 
so wäre die Gesamtsumme der Weltausfuhr im Jahre 1932 
um 15 Prozent höher als 1913. Von. der Steigerung würden 
im Vorkriegsverhältnis auf Deutschland 31/, Prozent entfallen. 
Um aber die erwähnten 50 Millionen Mehrausfuhr zu er-| 
reichen, müßte Deutschland von der 15prozentigen Steigerung | 
der Weltgesamtausfuhr 6 Prozent für sich in Anspruch | 
nehmen. Der Anteil der übrigen Länder an der Gesamtaus- 
fuhr müßte dementsprechend sinken. 3 


Rückgang der Gründungstätigkeit. Im ersten Halbjahr 1925 
ergibt sich aus der Zusammenfassung von Gründungen, Auf 
lösungen und Umwandlungen ein Rückgang der offenen] 
Handelsgesellschaften um rund 1000 Gesellschaften. 
Der im Jahre 1924 beträchtliche Zuwachs an Kommandit- 
gesellschaften hat sich im Jahre 1925 etwas vermindert 
und der Zuwachs an Einzelfirmen sich gegenüber dem 
Vorjahre in einen Rückgang verwandelt. Trotzdem sind die 
Gründungen noch doppelt so hoch wie vor dem Kriege, 


$ 
Sozialpolitik 1 
Ueber die soziale Belastung der deutschen Wirtschaft. 
Ueber diesen Gegenstamd schreibt Helmut"Stammler in 
„Conrads Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik” 
Ohne uns seine Theorie und Einstellung zur Frage zu eigen 
zu machen, ist es von Interesse, einige aufschlußreiche Er 
gebnisse seiner Arbeit herauszugreifen. Der Verfasser hat die 
Angaben eines großen Konzerns in der Metallin- 
dustrie mit hunderttausend Arbeitern geprüft. Es 
hat sich ergeben, daß die Unfallversicherung, die 
im Jahre 1914 1,04 Prozent der gezahlten Löhne und Gehälter 
ausmachte, 1924 nur 0,49 Prozent betrug — eine über fünfzig” 
prozentige Ermäßigung - gegenüber dem Frieden. Bei der 
Angestelltenversicherung entfielen 1913 auf 1000 
Mark Gehalt 26,40 Mark, 1924 nur 14,30 Mark. Auch hier ist 
eine Abnahme auf beinahe die Hälfte eingetreten. ‘Bei der 
Invalidenversicherung entlielen auf 100 Mark Lehm 
9,20 Mark vor dem Krieg, 1924 16,40 Mark, hier ergibt sich 
eine Steigerung um 75 Prozent. Es wurden nämlich die Beis 
träge bei über 25 Mark Wochenlohn verdoppelt und die meisten 
Arbeiter fallen unter diese Kategorie. Die Erwerbs 
losenfürsorge kostete 0,68 Prozent der ausgezahlten 
Lohn- und Gehaltssummen. 


Allgemeine Gewerkschaftsfragen 


Erst müssen die Löhne abgebaut werden. Anläßlich def 
Herbstmesse tagte in Leipzig der Hauptausschuß 
des Reichsbundes der deutschen Metallwaren: 
industrie, der die Vertreter aller angeschlossenen Fach» 
gruppen der metall- und blechverarbeitenden Industrien um- 














faßt. Das Resultat seiner Beratungen wurde in einer Ent- 
schließung zusammengefaßt, in der er seine Bereitwillig- 
keit erklärt, die Bestrebungen der Reichsregierung für einen 
‚allgemeinen Preisabbau zu unterstützen. Die Regierung wird 
aufgefordert, den wirklichen Ursachen der Teuerung nachzu- 
gehen. Der Hauptausschuß selbst findet sie neben der Steuer- 
‚Tast der Industrien in den Zollverhältnissen. Die 
deutschen Zölle auf Rohstoffe, Halbfabrikate und Lebensmittel 
müßten auf ein Mindestmaß beschränkt werden. 


Weiter heißt es in der Entschiießung: 


„Die Metallwarenindustrie arbeitet nachweislich seit langer Zeit 

ohne Gewinn. Eine Preissenkung kann nur erfolgen, wenn ein Abbau 
der Rohstoff- und Halbfabrikatpreise sowie der Löhne und so- 
ızialen Lasten vorausgeht. Die von der Regierung geforderten 
ı Festpreise sind erwünscht, können aber in der Fertigindustrie nicht rest- 
los durchgeführt werden, solange nicht durch stabile Löhne die Voraus- 
setzung dafür gegeben ist. In diesem Sinne muß von seiten der Regie- 
tung eine alsbaldige Einwirkung auf die Öffent- 
lichen Schlichtungsstellen erfolgen. Die von unserer In- 
dustrie verlangte Beseitigung der Schlichtungsstellen wird nach wie vor 
|"aufrechterhalten,“ 
7 Auch hier wieder das alte Lied: die Löhne müssen ab- 
gebaut werden ohne Rücksicht darauf, ob die Teuerungsver- 
hältnisse es gestatten, und die verfluchte Schlichterei muß 
aufhören oder wenigstens von der Regierung im Sinne der 
Unternehmer beeinflußt werden. 

Weitere Punkte der Entschließung treten dann noch für 
eine Aenderung der Zinspolitik der Banken und für 
eine Nachprüfung der Tarife der öffentlichen 
Verkehrsanstalten ein, was natürlich den wütenden 
|" Protest der Banken und der Reichseisenbahn hervorrufen wird. 
| Die Preisabbauaktion der Regierung scheint demnach 
einen heillosen Wirrwarr unter den Arbeitgeberverbänden an- 
gerichtet zu haben. Sie erklären sich alle grundsätzlich bereit, 
dabei mitzuwirken, aber wenn es an die Ausführung gehen 
soll, verlangt einer vom anderen: „Hannemann, geh’ du 
| voran!“ 

Einig sind sich aber alle in einem Punkte: nämlich, daß 
der Preisabbau auf den Schultern der Arbeitnehmer erfolgen 
|muß. Auf diese Weise wird wohl nicht viel von der Preis- 
ı senkungsaktion herauskommen, und dann wird die Presse- 
|"meute der Unternehmer den Arbeitnehmern die Schuld in die 
Schuhe schieben, daß sie nicht stillgehalten haben, als man 
ihnen die Haut über die Ohren ziehen wollte. -üg- 





















- Das kommt davon. Die Elsaßwerke in Bochum haben 
ihre sämtlichen Angestellten zum 30. September 1925 gekün- 
diet. Ob die Werke die Genehmigung zur Betriebsstillegung 
nachgesucht oder erhalten haben, ist zur Zeit noch nicht be- 
‚kannt. Bekannt ist dagegen, daß die Angestellten der Elsaß- 
werke darauf verzichtet haben, einen Angestelltenrat 
zu wählen. Es gibt somit in dem Werke keine Stelle, bei 
der Einspruch gegen die Kündigung erhoben werden könnte 
und die zur Entgegennahme eines Einspruchs gegen die Kündi- 
gung verpflichtet wäre. Es sind den Angestellten zwei Kün- 
gungsschreiben verschiedenen Wortlauts ausgehändigt 
worden. Der erste Brief lautet: 

20. „ In Anbetracht der gegenwärtigen wirtschaftlichen Notlage, und 
"mit Rücksicht auf den andauernd zurückgehenden Auftragseingang, sehen 
wir uns zu unserem Bedauern gezwungen, den mit Ihnen abgeschlossenen 
Dienstvertrag mit der gesetzlichen und vertraglich vereinbarten Frist zum 
30. September 1925 hiermit zu lösen. 

- Wir werden bemüht sein, für die Weiterführung des Betriebes nach 
dem 30. September 1925 zu sorgen und Ihnen dann, sofern die Geschäfts- 
lage es gestattet, den Abschluß eines neuen Dienstvertrages anbieten.“ 

Die Empfänger dieses Schreibens werden sich wohl darüber 
klar sein, daß der neue Dienstvertrag, der ihnen möglicher- 
"weise nach dem 30. September 1925 angeboten wird, ungünsti- 
ger sein wird als ihr gegenwärtiger Vertrag. Noch deutlicher 
kommt das in dem anderen Kündigungsschreiben zum Aus- 
üruck, das folgenden Wortlaut hat: 
nt. Durch die Entwicklung der Wirtschaftslage werden wir 

voraussichtlich gezwungen sein, in dem mit Ihnen vereinbarten Dienst- 
vertrag ab 1. Oktober 1925 eine Aenderung eintreten zu lassen. Wir 
bitten’ Sie, uns bis zum 18. August 1925 erklären zu wollen, ob Sie mit 
dieser Maßnahme einverstanden sind, daß gegebenenfalls eine den ver- 
‚änderten Verhältnissen angepaßte Regelung Ihres Dienstverhältnisses ab 
1. Oktober Platz greifen soll. 

- Sollten wir bis zum 17. August 1925, abends 6 Uhr, nicht im Besitz 
einer gegenteiligen Erklärung sein, so nehmen wir Ihr stillschweigendes 
Einverständnis mit unserem Vorschlage an.“ 


Hier ist nicht von einer Lösung des Dienstverhältnisses 
die Rede, sondern lediglich von einer Aenderung desselben. 
Darunter kann man verstehen, daß in bezug auf Arbeitszeit, 
Urlaub, Gehaltshöhe usw. Aenderungen vorgenommen werden. 
Es läßt aber auch die Auslegung zu, daß dem bisher als 
Techniker Beschäftigten irgendeine andere Arbeit zugemutet 
werden soll. Offenbar haben die Angestellten dieser Werke 
seinerzeit aus Gleichgültigkeit, oder weil sie sich bei der 
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Werksleitung nicht unbeliebt machen wollten, auf die Wahl 
eines Angestelltenrates verzichtet. Aus ähnlichen Gründen wird 
auch das Organisationsverhältnis in der Firma mangelhaft sein. 
Eine derartige Einstellung der Belegschaft ist natürlich der 
Werksleitung nicht unbekannt, und sie zieht, wie das Beispiel 
der Elsaßwerke zeigt, daraus die Konsequenz, daß man mit 
einer derartigen Belegschaft machen könne was man wolle. 
Jetzt, wo es zu spät ist, können die Kollegen nur noch, sich 
selbst anklagend, feststellen, das kommt davon, nämlich von 
unserer eigenen Indifierenz. Das Beispiel möge anderen zur 
Lehre dienen. 


Schul- und Bildungsfragen 


Das Rundfunkmonopol, eine Gefahr für die Arbeiter- 
bewegung. Der Arbeiter-Radio-Klub Deutschlands 
e. V. sendet uns zu diesem Gegenstand einen Aufsatz, aus dem 
wir wegen seines aktuellen und sehr beachtlichen Inhalts einen 
Auszug wiedergeben: 


„Die kapitalistische Gesellschaft breitet ihre nationalen und internatio- 
nalen Monopoie immer weiter aus. Das neueste Monopol in Deutschland 
ist de Reichsrundfunkgesellschaft. Sie umfaßt bis auf 
die Münchener und Stuttgarter Funkgesellschaften, deren Anschluß aber 
bevorsteht, alle deutschen Funkgesellschaften als Dachgesellschaft. Als 
solche ist die neue Funkmonopolgesellschaft Treuhandgesellschaft der 
Reichspostverwaltung. Sie verwaltet das von vorläufig sieben (später 9) 
Funkgesellschaften der Postverwaltung vertraglich zu übergebende Aktien- 
kapital bis 51 v. H. im Betrage von 215000 bzw. 276000 Mark. Als 
Dachgeselischaft wird die R.R.G. den direkten Verkehr mit der Reichs- 
postverwaltung für die Funkgesellschaften übernehmen und die gemein- 
samen Fragen aller Rundfunksender bearbeiten. Sie wird auch die mo- 
natlich einlaufenden Funkbeiträge, von denen im Durchschnitt 55 bis 60% 
die Funkgeselischaften erhalten, an diese schlüsselmäßig verteilen. 

Bei einer Million zahlender Funkhörer in Deutschland kommen im 
Monat 2 Millionen und im Jahr 24 Millionen Mark auf. Davon sind 
durchschnittlich monatlich 1 150 000 Mark und im Jahr 13 bis 14 Millionen 
Mark an die meue Monopolgesellschaft zu zahlen. Für Stromabgabe, 
Mieten u. dgl. erhält die Postverwaltung schätzungsweise wieder etwa 
2 Millionen jährlich zurückvergütet. Der Rest von etwa ungefähr 
11 bis 12 Millionen ist heute ein feines Betriebskapital aus den Taschen 
der Arbeiter gegen die Arbeiterschaft. 

Nach einer amtlichen Mitteilung solite im Sommer d.J. die erste 
Million Funkhörer in Deutschland erreicht werden. Bei 
der lebhaften Beteiligung des arbeitenden Volkes am Rundfunk kann 
die Zahl der Funkhörer aus den Arbeiterkreisen auf 70 bis 80 v. H. ge- 
schätzt werden. In Berlin ist schon jetzt jeder zwölfte Em- 
wohner ein Funkhörer. Dabei stehen wir in Deutschland erst im Anfang 
der Rundfunkbewegung. Am stärksten ist Berlin mit mehr als 330 000 
Funkhörern vertreten. Das besetzte Gebiet ist für den Funkempfang 
noch nicht freigegeben. Das flache Land ist noch zu erschließen. Jedes 
Dörfchen, jedes Gehöft und einsame Forsthaus wird vom Unterhaltungs- 
rundfunk erobert werden. Der Rundfunk verbindet Stadt und Land und 
das Hochgebirge mit dem Weltmeer. Diese Verständigungsmöglichkeit 
begrüßt die Arbeiterschaft als ein’ Vorzeichen im großen Sonnenaufgang 
einer besseren Kultur. Der Rundfunk ist bereits eine Angelegenheit 
des Volkes geworden. Den Rundfunk kapitalistisch auszubeuten und als 
ein einseitiges Machtinstrument der herrschenden Gesellschaftsschicht 
gegen die ausgebeuteten Arbeitermassen zu benutzen, wäre ein Hohn auf 
den genialen Geist der großen Entdecker und Schöpfer des universellen 
Nachrichtenmittels. 

Als Volkssache ist in den nächsten Jahren mit 5 bis 6 Millionen 
Funkhörern in Deutschland zu rechnen. Der Rundfunk ist kein bloßer 
Sport, wie mancher oberflächliche Beobachter anzunehmen geneigt ist. 
Der Rundfunk wird ein Machtmittel der Unterhaltung 
ersten Ranges werden, und durch seine unmittelbare Wirksamkeit weit 
mächtiger sein, als es bisher die Presse war. 

Das Monopolsystem,das die bisher allein maßgebenden Herren 
für den Aufbau des Rundfunks gewählt haben, bildet die größte Gefahr 
für die Arbeiterklasse Deutschlands und ihre Kulturideale. Darum ist es 
höchste Zeit, daß diese ernste Frage des Rundfunks von der Arbeiter- 
schaft in aller Oeifentlichkeit behandelt wird. Denn das im Werden be- 
griffene Funkmonopol wird neue lästige Fesseln der Abhängigkeit 
schaffen, die die Arbeiterschaft in eine verhängnisvolle Bevormundung 
bringen werden. ' 

Staatssekretär Dr. Bredow im Reichspostministerium war bisher 
der Hauptförderer des Rundiunks in Deutschland. Er ist mit seinem 
Ministerialrat Giesecke, dem Vizepräsident der europäischen Rund- 
funk-Union, der Arbeiter-Radiobewegung Deutschlands nicht förderlich 
gewesen. Staatssekretär Dr. Bredow, der am 1. Oktober d. J. den 
Vorsitz im Aufsichtsrat der neugegründeten Reichsrundfunkgeselischaft 
übernimmt, hat die Erwartungen der Arbeiterfunkireunde» durch ein 
Schreiben vom 28. April an das Deutsche Funkkartell sehr enttäuscht. 
Aus diesem Schreiben ist das Zusammenwirken der Postverwaltung mit 
den bürgerlichen Funkvereinen gegen die Arbeiterfunkbewegung klar er- 
sichtlich. Die Arbeiter-Radioklubs waren bisher reine Amateurvereine 
ohne jeden politischen Einschlag. Die Nichtanerkennung des A.R.K. 


hat aber den Arbeiterfunkfreunden die Augen geöffnet und die Opposi«, 


tion in der Arbeiterfunkbewegung geweckt und sehr bestärkt. 

Der Arbeiter-Radioklub Deutschlands e.V. hat bis heute weder die 
von Staatssekretär Bredow am 28. März d. J. versprochenen paritä» 
tischen Prüfungsausschüsse erhalten, noch ist er trotz seines wiederholten 
Antrags von der Postverwaltung anerkannt worden. Das ablehnende 
Verhalten der Post ist rechtswidrig vom Standpunkt des objektiven Rechts, 
Die einseitige rechtliche Begünstigung der Se Radioverein.ä 
durch die amtlichen Stellen der Post ist ganz offensichtlich. Aber das 
alles lag ja in der Linie der beabsichtigten einseitigen bürgerlichen Mo- 
nopolgestaltung des Rundfunks in Deutschland. 
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Wenn von nın an die Herren Bredow und Giesecke ihre ganze Ar- 
beitskraft ausschließiich dem Rundfunk widmen werden, so wissen die 
Arbeiterfunkfreunde aus besonderer Erfahrung, daß das Funkmonopol in 
Deutschland ein neues Instrument der herrschenden Kiasse ist, und daß 
die Arbeiter, Angestellten und Beamten nur im geschlossenen Kampf 
gemeinsam mit alien freiheitlichen Gewerkschaften ihre natürlichen Rechte 
über das neueste Nachrichtenmittel erringen können. Die einseitige 
klassenmäßige Haltung der Rundfunkmonopolisten gegen die Arbeiter. 
Radiobewegung zwingt nun die Arbeitnehmerschaft zur klassenmäßigen 
Kampfisteliung. Nicht bloß „befruchtende“ Kritik darf sie üben, nein, sie 
muß bei der Programmgestaltung seibst mitwirken. Unsere prolstarischen 
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& | INDUSTRIE UND BAUGEWERBE| 


Die Bauhüttenbewegung 


Der Verband sozialer Baubetriebe gibt über den Stand 


seiner Bewegung im „Vorwärts“ vom 27. August einen Bericht, 
dem wir folgendes entnehmen: 

Bei der Beurteilung der Bauhüttenbewegung ist zu berück- 
sichtigen, daß diese erst im Jahre 1919 ‚ins Leben gerufen 
wurde, daß in der ersten Zeit ihres Bestehens fast nur Be- 
triebe in Form von Produktivgenossenschaften geschaffen wur- 
den, auf die die Gewerkschaften und der Verband sozialer Bau- 
betriebe nur sehr wenig Einfluß hatten. Erst allmählich — mitten 
in der Inflationszeit — wurden die meisten Produktivgenossen- 
schaften in Gesellschaften mit beschränkter Haftung umgewan- 
delt, bei denen nicht einzelne Arbeiter und Angestellte, sondern 
die Bezirksverbände des Verbandes sozialer Baubetriebe (Bau- 
hüttenbetriebsverbände)- und die örtlichen und bezirklichen 
Gewerkschaften selbst Gesellschafter sind. Damit wurden die 
Betriebe immer stärker dem Einfluß des Verbandes ‚sozialer 
Baubetriebe unterstellt. Zur Fortsetzung dieses Konzentrations- 
prozesses haben Aufsichtsrat und Beirat des Verbandes so- 
zialer Baubetriebe beschlossen, daß die allmähliche Kon- 
zentration des gesamten iin der Bauhüttenbe- 
wegung arbeitenden Kapitals beim Verband 
sozialer Baubetriebe angestrebt werden soll, 
Der Verband sozialer Baubetriebe soll bei allen Betrieben all- 
mählich Hauptgesellschafter werden und auf diese Weise den 
einzelnen Betrieben ausreichende Mittel zu einer wirtschaft- 
lichen Führung der Betriebe bzw. zur Hereinnahme größerer 
Aufträge geben und sich gleichzeitig durch seine stärkere 
finanzielle Beteiligung einen ausschlaggebenden Einfluß auf 
alle Betriebe sichern. 


Umfang der Bauhüttenbewegung. 


Dem Verband sozialer Baubetriebe gehörten am Schluß 


des Jahres 1924 18 Bauhüttenbetriebsverbände (Bezirksver- 
bände des Verbandes sozialer Baubetriebe) und 181 selbständige 
örtliche Baubetriebe an. 

Nicht selbständige Nebenbetriebe waren den Hauptbetrie- 
ben insgesamt 158 angeschlossen. Darunter waren 39 Neben- 
betriebe der Tischlerei, 24 der Malerei, je 23 der Dachdeckerei 
und Zimmerei, je 8 der Glaserei und Ofensetzerei, 6 der Gipse- 
rei, je 4 der Schlosserei und Steinhauerei, je 2 der Parkett- 
und Linoleumlegerei, elektrischen Industrie, der Pilasterei sowie 
2 Architekturbureaus und 2 Mauerei-Nebenbetriebe, je 1 Be- 
und Entwässerungsbetrieb, 1 Eisenbetonbetrieb, Mühlenbau- 
betrieb und Stukkateurbetrieb. 

Außer diesen unselbständigen Baunebenbetrieben gibt es 
eine Reihe selbständiger Baunebenbetriebe, darunter Malerei- 
betriebe, Klempnereibetriebe, Elektrikerbetriebe usw. 

Eigene Baustoffproduktivbetriebe. 

Eigene Baustoffproduktivbetriebe waren den Bauhüttenbe- 
triebsverbänden und Betrieben insgesamt 35 angeschlossen. 
Darunter waren 5 Ziegeleien, 3 Kiesgruben, 6 Steinbrüche, 
1 Schiefergrube, 5 Schlackenstein- und 
Schlackenplattenwerke, 4 Sandgruben, 5 Sägewerke. Weitere 
Baustoffproduktivbetriebe sind den Bauhüttenbetriebsverbänden 
und Betrieben angeschlossen, die von unserer Statistik nicht 
erfaßt sind, j 

Die Zahlderin der Bauhüttenbewegung be- 
schäftigten Arbeiter und Angestellten betrug 
in den Bauhüttenbetriebsverbänden und Betrieben in der besten 
Bauzeit des vorigen Jahres 22194 Personen. Im Jahres- 
durchschnitt wurden 13643 Personen beschäftigt. 

Die erwähnten Betriebe und Bauhüttenbetriebsverbände 
hatten im letzten Geschäftsjahr einen Umsatz von insgesamt 
41 045 370,37 Mark. ” 

Der Auftragsbestand der Betriebe am 1. Januar 1925 be- 

lief sich auf 12094 167,50 Mark. 
; Bis Ende 1924 hatten die Betriebe 22362 Kleinwohnungen 
ganz oder teilweise erbaut. Sie hatten außerdem umfangreiche 
Bauaufträge für die Eisenbahn, die Post, die Reichsbank sowie 
für zahlreiche Reichs- und Staatsbehörden ‚ausgeführt, 
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Künstler, Wissenschäftler, Schriftsteller, Männer, die die Sprache des 
Yolkes reden, unsere Arbeiter-Gesangvereine sollten durch den Ründs» 
funk täglich zu den Milionen der arbeitenden Männer und Frauen 
sprechen können. Eine der nächsten Aufgaben muß die Gründung einer 
Arbeiter-Radio-Geselischaft und Eintritt der A.R.G: in die vorhandenen 
Funkgeselischaften sein. % 

An die Arbeiterschaft Deutschlands in Gewerkschaft und Partei ergeht 
darum der Ruf, das Rundfunkmonopol schärfstens zu verfolgen. Männer 
und Frauen müssen die Arbeiter-Radiobewegung in ihrem Streben, den 
Rundfunk in den Dienst der kultureiien Bestrebtngen der Arbeiterschaff 


zu stel.en, unterstützen.“ 
RSIEZRSI 
” JNYAO 


DerfinanzielleStandder Bauhüttenbewegung, 

Am 31. Dezember 1924 hatten 160 Betriebe und 12 Baur 
hüttenbetriebsverbände Anlagewerte in Höhe von 4332 089,16 
Mark und Umlaufmittel in Höhe von 10333 952,25 Mark. Das 
ergibt zusammen 14 666 041,41 Mark. i 

Von den in den Betrieben arbeitenden Mitteln waren 
3764 723,24 Mark eigene Mittel, und zwar 2158 083,63 Mark 
Stammkapital, 818 170,58 Mark Reserven und 788 469,03 Mark 
Ueberschüsse. Die fremden Mittel beliefen sich auf insgesamt 
10 937 566,15 Mark. 4 

Den Verlusten einzelner Betriebe in Höhe von 86 247,98 M, 
stehen im letzten Geschäftsjahr Ueberschüsse in Höhe von 
788 469,03 Mark gegenüber. N 

Bemerkenswert ist, daß die obengenannten Gewinne in 
Höhe von 783 469,03 Mark im Jahre 1924 infolge des Fleißes 
der Belegschaften und des ‚Dispositionstalentes der Geschäfts* 
führer erarbeitet werden konnten, obwohl die Betriebe ihre 
Aufträge in fast allen Fällen inschärfster Konkurrenz 
mit den Privatunternehmern hereinholen mußten, 
In vielen Fällen gaben die Privatunternehmer sogar unter den 
eigenen Selbstkosten liegende Kampfpreise ab, um die Bes 
triebe niederzukonkurrieren. Darauf sind zum Teil die oben 
unter den Aktiven stehenden Verluste mit zurückzuführen) 


Jetziges Stammkapitaldes Verbandes sozialer 





Baubetriebe, 


r 1 

Das Stammkapital des Verbandes sozialer Baubetriebe bes 
trägt zur Zeit 600000 Reichsmark. Es ist beabsichtigt, ; 
demnächst bedeutend zu erhöhen. Entsprechende Anträge sind 
an die einzeinen Gewerkschaften bereits gestellt. Ueber die 
jetzigen Stammanteile der Gesellschafter gibt die nachstehende 
Aufstellung Aufschluß: a 


Gesellschafter 


Deutscher Baugewerksbund, Hamburg 

Fabrikarbeiter-Verband, Hannover 

Verkehrsbund, Berlin ne ge 

Verband der Zimmerer, Hamburg 

Maschinisten-Verband, Berlin GE 

Dachdecker-Verband, Frankfurt a M. 

Butab, Berlin BE EN Ah, 

Holzarbeiter-Verband, Berlin . ... 

Bergarbeiter-Verband, Bochum . 

Sattler-Verband, Berlin = +... 0... 0. 

Zentralverband der Steinarbeiter, Leipzig 

Verband der Maler, Hamburg ze Sn 

Polier-, Werk- und Schachtmeister-Bund, Braunschweig 

Werkmeister-Sparbank, Düssedorf . 2 2 2. .% 

653 200 

Der Rest von 1800 Mark entfällt auf die dem Verband soziale 

Baubetriebe angeschlossenen Bauhüttenbetriebsverbände. $ 
Die Geschäfte des Verbandes sozialer Baubetriebe werden 

nach streng kaufmännischen Grundsätzen geführt. Das gleiche 

gilt für die dem Verbande angeschlossenen Betriebe. Sämt 

liche Betriebe sind verpflichtet, dem Verband bzw. ihrem Bau- 

hüttenbetriebsverband allmonatlich über den finanziellen und 

sonstigen Stand des Betriebes zu berichten. ; 
So haben sich die sozialen Baubetriebe zu einem starkem 

Machtfaktor und zu ‘einem strengen gemeinwirtschaftlichem 

Kontrollorgan in der gesamter deutschen Bauwirtschaft ent 

wickelt. Man kann nur hoffen und wünschen, daß sie im 

enger Zusammenarbeit mit den Gewerkschaf- 

ten in dieser Entwicklung fortschreitet und auch fernerhin det 

wachsenden Macht des privaten Baukapitals einen starken 

Damm entgegenstellt. 


Fachfragen | 


Ausstellungen. Auf der diesjährigen Jahresschau Deutscher 
Arbeit in Dresden stellt eine Firma Gerstenberger u. Döhler' 
ein „bürgerliches Wohnhaus‘ aus, während A. Warnatz das 
„Haus des einfachen Mannes‘ ausstellt. Die beiden Häuset 
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"unterscheiden sich nicht etwa dadurch, daß in dem Haus des 


einfachen Mannes kein Bürger wohnen dürfte oder der Auts- 
steller etwa den sogenannten einfachen Mann als Bürger aner- 
kennen wollte, sondern in der mehr oder weniger großen An- 
wendung von Elektrizität zu allen möglichen Zwecken. 
Das sogenannte bürgerliche Wohnhaus ist ein Haus ohne 
Schornstein, während in dem anderen Hause neben elek- 
trischer auch noch andere Heizungsanlagen nach dem bisher 
üblichen System vorhanden sind. Dem Besucher der Aus- 
stellung soll an diesen Musterbauten ‘die Verwendungsmög- 
lichkeit der Elektrizität für alle Zwecke des Haushaltes, von 
der Heizung und Warmwasserbereitung bis zur elektrisch an- 
getriebenen Nähmaschine, vorgeführt werden. 

Der Bund Deutscher Architekten, Ortsgruppe Köln, veran- 


"staltet auf der Kölner Messe innerhalb der Sondergruppe 


I 
i 


N 
u 

’ 
I 
I 
| 
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Baufach eine Architekturausstellung, in der er Photo- 
graphien, Schaubilder und Modelle von in seinen Ateliers ent- 
worfenen Bauten den Besischern vorführt. 

Anläßlich der Hauptversammlung der Deutschen Gesell- 
schaft für Gewerbehygiene findet in Essen in der Zeit vom 
13. bis 30. September eine Ausstellung „Gesundheit und 
Arbeit‘ statt, die sich mit den neuesten Erfahrungen der 
Industrie auf dem Gebiete der Gewerbehygiene und Unfall- 
verhütung befaßt. Die Ausstellung ist in drei Abteilungen 
gegliedert, von denen die erste die allgemeine Gewerbehygiene, 
wie Staub und Entstaubung, Atem- und Augenschutz, Tem- 
peratur und Feuchtigkeit usw. und Unfallverhütung, wie 





"Die Einkommensverhältnisse der ÄAnge- 
"stzliten im Ruhrbergbau 


Seit Beendigung der Inflation haben sich die Auseinander- 
‚setzungen zwischen dem Zechenverband des Ruhrkohlenberg- 
baus einerseits und den Arbeiter- und Angestelltenverbänden 
andererseits in der Lohn- und Gehaltsfrage ganz erheblich 
verschärft. Die Auffassungen über die Notwendigkeit von 


|"Lohnerhöhungen und über die wirtschaftliche Tragfähigkeit 
derselben stehen einander derart gegenüber, daß es im Ge- 


satz zu früheren Jahren, in letzter Zeit zu keiner freien 
ereinbarung mehr gekommen ist. In jedem Falle sind daher 


für die taritliche Regelung der Lohnfragen die gesetzlichen 


-Schlichtungsinstanzen bis hinauf zum Reichsarbeitsministerium 
angerufen worden. Das ist ein sehr langwieriges Verfahren, 
denn es vergehen Wochen, ja Monate, bevor die Arbeitnehmer 
in den Genuß einer unbedingt notwendigen Erhöhung ihrer 
Bezüge kommen; währenddem steigen die Preise aller Bedarfs- 
artikel uneniwegt weiter. 

Es muß leider gesagt werden, daß nicht nur die maßgeben- 


"den Kreise des Unternehmertums für die ungünstige Lage der 


| tums und der höheren Staats- 





‚schiedenen Zechen abgespielt haben. 


Arbeitnehmer kein Verständnis aufbringen, sondern, daß es 
‚daran auch zum Teil in den Kreisen des selbständigen Bürger- 
und Gemeindebeamten fehit. 

Fast könnte man meinen, daß. mit der hartnäckigen Ab- 
lehnung und der ständigen Verschleppung der Verhandlungen 

ber die berechtigten Forderungen der Arbeitnehmer andere 
iele verfolgt werden. Man erhofft vielleicht eine Schwächung 
der Gewerkschaftsbewegung durch. die infolge der allgemeinen 
Not der Arbeitnehmer hervorgerufene Unzufriedenheit. Daß 
vielen Unternehmern, namentlich des Ruhrbergbaus, heute das 
Vorhandensein der Gewerkschaften unangenehm ist, kann man 
aus einer Reihe‘ von Vorgängen feststellen, die sich auf ver- 
Die Förderung, welche 
die technischen Grubenbeamtenvereine durch eine Reihe von 
Zechenleitungen erfahren, das schroffe Vorgehen gegen Ver- 
trauenspersonen von Gewerkschaften, namentlich der Angestell- 
ten, die versuchten Maßregelungen von Mitgliedern der Be- 
triebsräte sind deutlich erkennbare Anzeichen für den Kampf, 
den die Arbeitgeber, vor allem die Großindustrie, gegen die 
Gewerkschaften führen. 

Wie kleinlich wirkt es doch, wenn in den Tarifverhand- 
lungen von den Vertretern des Zechenverbandes Gehaltsforde- 
Tungen mit der Begründung abgelehnt werden, daß die eine 
oder andere Gruppe der Angestelltenschaft des Ruhrbergbaues 
heute nominell höhere Gehälter bezieht als vor dem Kriege. Das 
Unternehmertum will anscheinend immer noch nicht anerken- 
nen, daß heute die Kosten der Lebenshaltung weit höher sind als 
in der Vorkriegszeit und daß dadurch logischerweise höhere 
Einkommen bedingt sind. Gewiß, es soll nicht. verkannt werden, 
PD die Folgen des Krieges auch eine Einschränkung in der 
Lebenshaltung eines Teils der Arbeitnehmer bedingt, aber das 
darf nicht dazu führen, daß der größte Teil des deutschen 
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Maschinenschutz und unfallsichere Werkzeuge, Schutzvorrich- 
tungen an elektrischen Anlagen, Sicherungen beim autogenen 
Schweißen und Schneiden und Unfallschutz im Bauwesen um- 
faßt. Die zweite Abteilung, Hygiene und Unfallverhütung 
im Bergbau, beschäftigt sich vorzüglich mit den neuesten 
Erfahrungen und Werkzeugen für die Sicherung des Lebens 
und der Gesundheit im Bergbau und Hüttenwesen. 
Zwei lebensgroße Modelle von Teilen eines Bergwerkes zeigen 
hier dem Besucher anschaulich die Gefahren des 
Bergbaues und die zur Verfügung stehenden Schutz- 
maßnahmen. In der dritten Abteilung, Arbeitswirtschaft 
und Arbeitseignung, wird das neueste und wertvollste Material 
auf diesen Gebieten gereist. 

Alle diese Aussteilhmgen geben den Besuchern Zeugnis von 
den Fortschritten, die auf den verschiedenen Gebieten der 
Technik zu verzeichnen sind; sie haben aber auch das Ge- 
meinsame, daß sie den Techniker, der durch seine Arbeit diesen 
Fortschritt in jedem Einzelfalle ganz oder teilweise ermög- 
licht hat, verschweigen. Für manchen Besucher dürfte es außer- 
ordentlich interessant sein, wenn an jedem Ausstellungsobjekt 
neben der Firma des Ausstellers angeschrieben wäre, welches 
Gehalt der Aussteller denjenigen zahlt, die an dem Zustande- 
kommen des Ausstellungsstückes erfinderisch oder konstruktiv 
tätig waren. Vermutlich würde diese Bekanntmachung beim 
Publikum Erstaunen und Unmut erregen und in manchem 
Vater den Entschluß reifen lassen, seinen Sohn unter keinen 
Umständen Techniker werden zu lassen. 





Volkes in völliger Verelendung zugrundegeht. Die Einschrän- 
kung der Lebenshaltung kann doch nur dadurch herbeigeführt 
werden, daß jene Kreise, deren Einkommen schon vor dem 
Kriege erheblich über dem sogen. Existenzminimum lag, 
heute sparsamer leben müssen. Eine Veränderung der Einkom- 
mensverhältnisse der Arbeiter, Angestellten und Beamten kann 
sich daher doch nur in der Weise vollziehen, daß früher hoch- 
bezahlte Beamte und Angestellte sich heute mit geringeren 
Einkommen begnügen müssen, während diejenigen Arbeitneh- 
mer, deren Einkommen vor dem Kriege gerade ausreichte, 
um das Leben einigermaßen zu fristen, heute ein zahlenmäßig 
höheres Einkommen beziehen müssen als vor dem Kriege 
Es ist eine unbestreitbare Tatsache, daß vor dem Kriege eine 
nicht geringe Anzahl von Angestellten so niedrige Gehälter 
bezog, daß sie sich nur kümmerlich durchs Leben schlagen 
konnten. Beweise dafür zu erbringen, wären die Gewerkschaf- 
ten in reichlichkem Maße in der Lage. Wenn es daher die 
Organisationen der Arbeitnehmer im Gegensatz zu den Arbeit- 
gebern heute ablehnen, die nicht immer einwandfreien Vor- 
kriegseinkommen bei Bemessung” der Gehälter zugrunde zu 
iegen, so ist diese Einstellung der Gewerkschaften jedenfalls 
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Der letzte Termin 
für die 
ehemaligen Bundesmitglieder, 


bis zu dem sie unserem Bund 
unter Anrechnung der früher erworbenen 
Anrechte 


wieder beitreten können, der 30. September 1925, rückt 
immer näher heran. 
Bundesmitglieder, sorgt dafür, daß es nach dem 


30. September 1925 


keine ehemaligen Mitglieder gibt, die sagen können, 
sie hätten nichts davon gewußt, daß der Bund beim 
Wiedereintritt vor dem 


30. September 1925 


die früher erworbenen Anrechte auf die Unterstützungs- 
einrichtung nach 6 Monaten neuer Mitgliedschaft zur 
Hälfte, nach zwei Jahren in voller Höhe zugesichert hat. 
Versucht, die untreu gewordenen Berufskollegen vor dem 


30. September 1925 


wieder für unseren Bund zu gewinnen! 
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durchaus berechtigt und zu begrüßen. Im übrigen besteht die 
Auffassung, daß das Unternehmertum, das sich mit allen Mitteln 
gegen Lohn- und Gehaltserhöhungen sträubt, dabei ganz außer 
acht läßt, daß die Hebung des inneren Marktes, die für eine 
gesunde Volkswirtschaft eine unerläßliche Bedingung ist, nicht 
erfolgen kann, wenn Löhne und Gehälter so niedrig sind, daß 
sie kaum die Befriedigung der notwendigsten Lebensbedürinisse 
gestatten, 

Soweit die Gehaltspolitik der Privatindustrie. Eigenartige 
und zugleich unhaltbare Verhältnisse zeigt diese Politik in 
Staats- und Gemeindebetrieben, wo kündbare Angestellte und 
Beamte nebeneinander tätig sind. Hier werden gleiche Tätig- 
keiten vielfach derart unterschiedlich abgegolten, daß man 
es durchaus verstehen könnte, wenn die davon betroffenen 
Angestellten nicht mit jener Ruhe und Selbstbeherrschung, wie 
es heute der Fall ist, ihre Arbeiten weiterführen würden, Ganz 
besonders deutlich tritt die unterschiedliche Behandlung von 
Arbeitnehmern mit gleicher Tätigkeit beiden staatlichen 
Zechen in Recklinghausen in Erscheinung. 

Eine Gegenüberstellung der Einkommen der hier auf Pri- 
vatdienstvertrag angestellten Arbeitskräfte und der unter die 
staatliche Besoldungsordnung fallenden Beamten zeigt, daß 
durchaus gleiche Tätigkeiten vielfach in ganz unverständlicher 
Weise verschieden hoch bewertet werden. Nur ein Beispiel 
nach dem Stand vom 1. Mai 1925: 


Das Gesamteinkommen des auf Privatdienstvertrag angestell- 
ten verheirateten Steigers mit zwei Kindern bewegte sich zwischen 
273 bis 364 Mark monatlich. Der dieselbe Tätigkeit verrich- 
tende Beamte mit gleicher Familienstärke erhält aber ein 
Monatseinkommen von 385 bis 513 Mark; also das Anfangsein- 
kommen des Beamten liegt um 21 Mark höher als das Endein- 
kommen des Privatangestellten bei den staatlichen Zechen des 
besetzten Gebietes. Um z. B. nach dem Stande vom 1. Mai 
1925 im Staatsbergbau des besetzten Gebietes die Ge- 
samtbezüge vergleichbarer Staatsbeamtengruppen zu erreichen, 
müßten die Anfangssätze der nach dem Zechenverbandstarif 
behandelten Angestellten zwischen 7 und fast 56%, die Höchst- 
sätze um rund 26 bis 52% aufgebessert werden. 

In völliger Verkennung (der wirklichen Sachlage wird wegen 
dieses Mißverhältnisses in der Besoldung der Privatangestellten 
und der mit gleicher Tätigkeit betrauten Beamten die Be- 
soldungsordnung der Beamten auch von Arbeitnehmern vielfach 
angegriifen. Das ist offenbar unberechtigt. Daß die Besoldung: 
der Beamten gemessen an den heutigen Lebensverhältnissen 
und unter Berücksichtigung der allgemeinen wirtschaftlichen, 
Lage Deutschlands zu hoch sei, kann im Ernste kein Mensch 
behaupten. Woran Kritik geübt werden muß, das ist die Ge- 
haltspolitik der Privatarbeitgeber im Ruhrbergbau. Wenn schon, 
wie allgemein anerkannt werden muß, die Besoldung der Be- 
amten hinter den tatsächlichen Lebensverhältnissen zurückbleibt, 
so ist damit schlagend bewiesen, daß die Bezahlung der Privat- 
angestellten eine alles andere als angemessene ist. Andererseits 
sind die fiskalischen Zechen mit schuld an diesem Zustande, 
Wir wollen ganz absehen von den sozialen Vorteilen, z. B. 
Pensionsberechtigung, die die Beamten genießen. Wir halten 
das für sehr erstrebenswerte Ziele der Angestellten, aber es 
dürfte von den Staatszechen nicht geduldet werden, daß An- 
gestellte und Beamte mit gleicher Tätigkeit unterschiedlich 
entlohnt werden. Das ist ein Zustand, der von keinem vernünf- 
tig denkenden Menschen gebilligt werden kann, Es ist Auf- 
gabe der fiskalischen Zechen, innerhalb ihrer Betriebe dies 
zu beseitigen, und darüber hinaus obliegt ihnen noch eine 
andere Pflicht. Die Staatszechen sind Mitglied des Zechenver- 
bandes, und sie haben in diesem Kreise darauf aufmerksam zu 
machen, daß die Gehaltspolitik des Zechenverbandes mit den 
tatsächlichen Verhältnissen unvereinbar ist und unverzüglich ge- 
ändert werden muß. Diese Pflicht erwächst nicht allein aus 
den Verhältnissen bei den fiskalischen Zechen, sondern in 
erster Linie daraus, daß die Besoldungspolitik der Regierung 
an und für sich schon eine sehr vorsichtige ist und aus diesem 
Grunde der Privatbergbau dahinter nicht zurückbleiben darf. 


Der Angestelltenschaft kann nur dringend empfohlen wer- 
den, recht eingehend über ihre Lage und über die Ursachen, 
die zu der heutigen wirtschaftlichen Not führten, nachzudenken. 
Vor allem aber muß ihnen ans Herz gelegt werden, den Wert 
zu erkennen, der in der Geschlossenheit liegt. Der einzelne 
ist im Wirtschaftskampfe machtlos, er kann sich nur in seltenen 
Fällen durchsetzen. Mit fortschreitender Technik wird die 
Zahl der unter gleichen sozialen und wirtschaftlichen Bedineun- 
Be arbeitenden Angestellten und Beamten immer größer. Des- 
halb müssen sich diese sozial Gleichgestellten gewerkschaft- 
lich und politisch organisieren. Das beste Beispiel straffer Ör- 
ganisation bietet heute das Unternehmertum. Es ist in wirt- 
schaftlichen Verbänden zur Wahrnehmung gemeinschaftlicher 
Interessen ee der Allgemeinheit organisiert und hat sich 
au den Arbeitgeberverbänden Organisationen geschaffen, die 
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gleich den Gewerkschaften der Arbeiter einen ausgesprochenen 
Kampfcharakter haben. Daran sollten sich die Angestellten ein 
Beispiel nehmen und sich ebenfalls einfügen in die Einheits-| 
front der Arbeitnehmer. Schulter an Schulter mit Arbeitern und 
Beamten müssen sie in starken gewerkschaftlichen Organisa- 
tionen für die Besserung ihrer sozialen und wirtschaftlichen] 
Lage kämpfen. W. Todenhöfer. 















































Bergbauwirtschaftsfragen 


Der preußische Handelsminister und die soziale Belastung 
des Bergbaues. Auf eine kleine Anfrage einiger Landtags 
abgeordneter über die schwere Absatzkrise im Ruhrbergbau| 
hat der preußische Handelsminister eine Antwort erteilt, in 
der verschiedene von ihm und der preußischen Regierung 
angeregie und in Aussicht genommene Maßnahmen zur Be- 
hebung der Absatzkrise und zur Milderung ihrer Auswirkungen 
aufgeführt werden. Gegen diese Maßnahmen läßt sich im all- 
gemeinen nichts sagen; sie sind zum Teil sogar sehr zu be- 
grüßen. Etwas erstaunt sind wir nur über die Stellung des 
Handelsministers. zu der Frage der sozialen Belastung des 
Ruhrbergbaues. In seiner Antwort führte er an, daß er die zu 
ständigen Reichsminister auf die Notwendigkeit der Herab- 
setzung der sozialen Abgaben des Ruhrbergbaues hingewiesen 
habe. Wir fragen uns, wie der Herr Minister dazu kommt, | 
eine Herabsetzung der sozialen Lasten für notwendig zu er- 
achten. Es kann ihm doch nicht unbekannt sein, daß eine 
Herabsetzung der sozialen Abgaben zu einer Verminderung | 
der Leistungen der Knappschait und sonstiger Einrichtungen 
zwangsläufig führt. Es kann ihm weiter nicht unbekannt sein, | 
daß im Hinblick auf die Lebensverhältnisse an eine Vermin- 
derung der Leistungen nicht gedacht werden kann. Hinzw 
kommt, daß zwischen den beteiligten Kreisen erhebliche Diffe- | 
renzen über die Höhe der sozialen Abgaben des Ruhrberg- | 
baues bestehen. Unseres Erachtens haben die Unternehmer 
den Beweis für ihre Zahlen bisher noch nicht erbracht. Wir | 
verweisen hierzu auf die Verhandlungen vor dem Reichs- 
arbeitsministerium. Da allseitig anerkannte Zahlen bisher nicht 
vorliegen, dürfte der Hinweis des Hatıdelsministers etwas über- | 
eilt erfolgt sein. 


Ein Einfuhrverbot für deutsche Kohle ist von der fran- 
zösischen Regierung erlassen worden. Sie läßt allerdings 
in der Presse erklären, daß die Einfuhrbewilligung für deutsche 
Kohle allen französischen Firmen jederzeit erteilt werden soll, 
jedoch darf der Betrag nicht mehr direkt an den deutschen 
Verkäufer gezahlt werden, sondern muß der französischen 
Regierungskasse zur Verrechnung auf Reparationskonto über- 
wiesen werden. ı 

Wie man aus Pressemitteilungen entnehmen kann, haben 
deutsche Firmen an Frankreich die Kohlen billiger angeboten, 
als die Reparationskohlen von der Regierung selbst verkauft 
werden. Die französische Regierung erblickt hierin eine 
Durchkreuzung des Dawesplanes, und will dem auf diese Art 
und Weise begegnen. Gegen eine solche Bestimmung läßt 
sich von deutscher Seite nichts einwenden, weil auch in 
Deutschland für die Einfuhr von Kohle die Genehmigung des 
Reichskohlenkommissars erforderlich ist; jedoch bezieht sich | 
das deutsche Einfuhrverbot auf alle Staaten, während das 
französische Abkommen sich ganz einseitig gegen Deutsch- 
land wendet. Das Schlimme an diesem Vorgange ist jedoch, 
daß hierdurch wieder die Arbeitsmöglichkeit auf unseren 
Ptgnoruben beschränkt, und so der Zwist auf den Rücken 
der Arbeitnehmer ausgetragen wird. 


Anhaltende Steigerung_des Kaliabsatzes. Der Absatz des‘ 
Kalisyndikats hat sich weiter günstig entwickelt. Im Juli 1925| 
betrug er 956034 Doppelzentner K,O, im August 1925 1 044 371 
Doppelzentner K;,O. Bemerkenswert ist die hohe Absatzziffer | 
im Juli, der bekanntlich zu den sogenannten stillen Monaten 
in der Kaliindustrie zählt. Bis einschließlich August wurden 
im Jahre 1925 9,3 Millionen Doppelzentner K,O abgesetzt 
gegenüber 11,1 Millionen Doppelzentner K;Ö im ganzen Jahre 
1913. Der Herbst bringt erfahrungsgemäß eine starke Hebung 
des Geschäftes, und es kann mit größter Bestimmtheit ange- 
nommen werden, daß der Absatz von 1913 im Jahre 1925 
stark überholt wird. 

Diese Ziffern lassen den Schluß zu, daß die jahrelange 
Flaute in der Kaliindustrie überwunden ist. Trotzdem sind. 
Veränderungen nach unten nicht ausgeschlossen, insbesondere 
beim Inlandsabsatz. Die von der Rechtsregierung eingeführten 
Agrarzölle bilden keinen Anreiz zu einer intensiven Boden- 
wirtschaft bzw. zur verstärkten Bodendüngung. Die Zölle | 
sind vielmehr geeignet, die Bodendüngung zu vernachlässigen 
und eine extensive a zu betreiben. Wenn man der 
Landwirtschaft Gewinne zubilligt, die ohne jede Arbeitsleistung! 
erzielt werden, wie das bei den Zöllen der Fall ist, so kann 
man schwerlich erwarten, daß eine auf verbesserter Boden- 
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kultur beruhende und im Volksinteresse dringend notwendige 
"Erhöhung der Agrarproduktion angestrebt wird. Die Agrar- 
 zölle schädigen die Volksgesamtheit im allgemeinen und die 
_ Düngemittelindustrie im besonderen. Die Kaliindustrie hat 
unseres Erachtens eine sehr kurzsichtige Politik betrieben, 
"indem sie nicht gegen die Einführung” der Agrarzölle Ein- 
spruch erhoben hat. Der Einspruch wäre ihr um so leichter 
eworden, als sie sich dabei auf wissenschaftliche Erkenntnisse 
ätte stützen können, k 
Im Wintershallkonzern ist eine gewisse Konso- 
lidierung der Verhältnisse eingetreten. Der Periode des bei- 
nahe wahllosen Aufkaufens scheint jetzt eine Periode der 
straffen Zusammenfassung der angegliederten Werke und der 
"inneren Festigung des Konzerns zu folgen. Als sogenannte 
Holdinggesellschaft fungiert die Kaliindustrie A.-G. in Kassel. 
Diese Gesellschaft hat jetzt durch mehr oder minder sanften 
Zwang mit den einzelnen Konzerngesellschaften Verträge ab- 
eschlossen, die letzteren eine bestimmte Beteiligung an dem 
jesamtabsatz und dem finanziellen Erträgnis der Kaliindustrie 
A.-G. zubilligen. Die Verteilung ist wie folgt geregelt: 


Beteiligungsziffer _ Dividende 
Tausendfach wie 
Karlsfund I-II { 10,95 21/, Kaliindustrie-Aktien 
Hermann U 3,16 0,55 ss 
Großherzog Wilhelm I-II 9,13 21/5 . 
Ellers Neuhof 4,91 0,35 35 
Heldrungen SU, 0,39 n 
Walter 4,15 0,80 5 
Irmgard 3,70 0,60 en 
Wiinemshall I-II 7,89 All, en 
Dunkelstedt 5,60 ) 41/g & 
Alicenhall 2,04 0,40 > 
Glücksborn 0,43 "8 0,10 2) 
Hupstedt 5,36 2,00 Y 
Felsentest 5,36 2,00 a 


Die Verträge laufen sämtlich bis zum Jahre 1953. Die 
‚Substanz der Werke geht nach Ablauf der Verträge ohne weite- 
‚res wieder in das Eigentum der einzelnen- Gesellschaften 
zurück. 


Bergbautarife 


Gegen die Zwölistundenschicht im Braunkohlenbergbau. 
"Die am Tarif mit dem mitteldeutschen Braunkohlenbergbau 
beteiligten Arbeiterverbände haben vor einigen Tagen das 
Mehrarbeitsabkommen für den mitteldeutschen Braunkohlen- 
bergbau in Verbindung mit dem Tarifvertrag gekündigt. So- 
weit wir unterrichtet sind, sind die Arbeiter nicht bereit, einen 
neuen Vertrag auf der bisherigen Grundlage abzuschließen. 





Berufsfragen der Behördentechniker 
# Einstellung von Angestellten. Der Reichsminister der Fi- 
nanzen hat unter dem 4. August — IB 15740 — nachstehen- 
den Erlaß herausgegeben, der an sämtliche Reichsressorts, die 
Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahngesellschaft, das 
Reichsbankdirektoriums usw. gerichtet ist: 
= „Bei der Beratung des Entwurfes eines Gesetzes über Einstellung 
des Personalabbaues und Aenderung der Personalabbauverordnung im 
5. Ausschusse des Reichstages am .&. Juli 1925 wurde von meinem Ver- 
treter auf eine Anfrage des Abgeordneten Steinkopf die Erklärung ab- 
‚gegeben, daß im Fale einer Neueinstellung von Angestellten in den 
Reichsdienst auf diejenigen Angestellten zurückgegriffen werden würde, 
die früher beim Reiche beschäftigt waren. Dieses Verfahren wäre auch 
jetzt schon üblich. 
= Ich beehre mich dies zur dortigen Kenntnis mit der Bitte zu bringen, 
die untersteliten Behörden für den Fall, daß Angestellte überhaupt ein- 
estelit werden, mit entsprechender Anweisung zu versehen. Auf $8 
R.A.T. nelıne ich hierbei Bezug. 
» An der bevorzugten Heranziehung von Wartegeldempfängern wird 
hierdurch nichts geändert.“ 


Personalpolitik in der Katasterverwaltung. Daß die Ka- 
"tasterverwaltung von jeher »besondere Grundsätze in der Per- 
‚sonalpolitik verfolgt, ist bekannt. Ursachen der gegenwärtigen 
-Personalschwierigkeiten und Wirkungen der bisherigen Per- 
‚sonalpolitik scheinen aber immer noch nicht erkannt zu wer- 
den. Auf der einen Seite Ueberbürdung des Personals mit 
“Arbeit und Verantwortung, auf der anderen Seite Versagen 
‚jeglicher Anerkennung durch gerechte Bewertung und Ein- 
Täumung einer entsprechenden dienstlichen Stellung, verschärft 
durch Maßnahmen, die das Fortkommen erschweren und die 
‚Stellung und Wertigkeit des katastertechnischen Berufsstandes 
‚praktisch herunterdrücken. Daß hieraus zwangsläufig die ver- 
‚schiedensten Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten auch im 
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Sie vertreten die Auffassung, daß ‘die Arbeitszeit in der Braun- 
kohle unbedingt verkürzt werden muß. 

Wir möchten dazu bemerken, daß wir die Auffassung der 
Arbeiter in jeder Beziehung teilen und ihre Forderung unter- 
stützen. Auch für die Angestellten im Braunkohlenbergbau 
ist die gegenwärtige Arbeitszeit untragbar. Sie wirkt sich bei 
ihnen noch viel schlimmer als bei den Arbeitern aus, weil sie 
durch die Eigenart des Dienstverhältnisses gezwungen sind, 
über die eigentliche Schichtzeit kinaus Arbeit zu leisten. Es 
hat sich der ungesunde und kulturwidrige Zustand herausgebil- 
det, daß die übergroße Anzahl von technischen Angestellten 
beinahe zwei Drittel des Tages an das Werk gefesselt ist. 
Besonders unerträglich ist dabei noch die starke Häufung 
von Sonntagsdienst. 

Wir halten es für eine der dringendsten Aufgaben, die 
unsozialen Arbeitszeitverhältnisse der Braurikohlenangestellten 
zu beseitigen. Eine der ersten Voraussetzungen hierzu ist aber, 
daß die Angestellten selbst erkennen, daß dieses Ziel nur 
durch eine straffe gewerkschaftliche Organisation erreichbar ist. 


\ Tarifverhandlungen im Kalibergbau. An anderer Stelle 
dieser Zeitung bringen wir eine Mitteilung über die günstigen 
Absatzverhältnisse im Kalibergbau. Im September finden Ver- 
handlungen statt über den Abschluß eines neuen Tarifver- 
trages und eine Erhöhung der Gehälter der Kaliangestellten. 
Unseres Erachtens kann bei diesen Verhandlungen an der herr- 
schenden guten Konjunktur nicht vorübergegangen werden. 
Die Gehaltssätze benötigen dringend einer beträchtlichen Auf- 

esserung. Die Argumente, die heute im allgemeinen — unse- 
res Erachtens zu Unrecht — gegen eine Erhöhung der Ge- 
hälter von den Arbeitgebern eingewandt werden, haben ganz 
und gar keine Geltung für die Kaliindustrie. Einmal gilt es 
gutzumachen, was die Angestellten während der jahrelangen 
Kalikrise zu wenig bekommen haben — Versprechungen haben 
die Arbeitgeber nach dieser Richtung hin in reichlichem Maße 
gemacht —; zum anderen muß der in den letzten Monaten 
eingetretenen Teuerung Rechnung getragen werden. Der heute 
wohl unbestritten richtigen Auffassung, daß die Inlandskauf- 
kraft gehoben werden muß, kann von der Seite der Kali- 
industrie durch eine Erhöhung der Gehälter Geltung ver- 
schafft werden. Darüber hinaus ist nach unserer Meinung der 
Zeitpunkt gekommen, um zu geordneten Arbeitszeitverhält- 
nissen zurückzukehren. Das von uns gekündigte Mehrarbeits- 
abkommen läuft am 30. September ab. Eine Notwendigkeit, 
es wieder in Kraft zu setzen, liegt bei dem jetzigen Stande 
des Kalibergbaues absolut nicht vor, und es läßt sich wohl 
keine stichhaltige Begründung dafür vorbringen, die eine Be- 
lastung der Angestellten über die im Rahmentarif festgelegte 
Arbeitszeit hinaus rechtfertigen könnte. 





Einzelfall entstehen, ist klar. Unverständlich ist deshalb nach- 
stehender Erlaß des Finanzministers vom 3. August 1925 
— K.V. 1. 3624 —, der geeignet ist, den gesamten kataster- 
technischen Berufsstand in einem den tatsächlichen Verhält- 
nissen widersprechenden ungünstigen Licht erscheinen zu lassen: 


„Bett. Beamte der Katasterverwaltung. 

Berichte über unzulängliche Leistungen und mangelnde Befähigung 
von katastertechnischen Bürobeamten lassen daratf schließen, daß bei 
der Berufung von Katasteranwärtern zu Katasterdiätaren der Runderlaß 
vom 23. Juni 1904 — 1. 5509 — nicht immer die Beachtung gefunden 
hat, die für die Ergänzung eines unbedingt zuverlässigen Beamten- 
personals geboten ist. Ich darf erwarten, daß bei der Beurteilung der 
zur Berufung zu Katasterdiätaren von hier aus namhaft gemachten 
Katasteranwärtern ein strenger Maßstab hinsichtlich des Fleißes, der 
Leistungen, der Führung und der Befähigung der zu Berufenden angelegt 
wird, damit die Katasterverwaltung in Zukunft von ungeeigneten Beamten 
verschont bleibt. RK Au ogezs  Lienatsch-* 


Li 


Der Bund als Verfechter des Leistungsprinzips- gerät sicher 
nicht in den Verdacht, sich schützend vor Unfähigkeit stellen 
zu wollen. Wogegen wir uns wenden, ist die Verallgemeinerung 
und Herabwürdigung des Berufsstandes, die aus der Art und 
Form der ministeriellen Anordnung spricht. Die Entwicklung 
der Katasterverwaltung sowie die gegenwärtige Situation ist 
ein Beweis für die hohe Leistungsfähigkeit und Qualifikation 
insbesondere der katastertechnischen Bürobeamten und der 
Techniker. Wenn aber dennoch in einem Einzelfall — und 
es kann nur ein Einzelfall sein — unzulängliche Leistungen 
und mangelnde Befähigung festgestellt wird, so sollte man 
sich darauf beschränken, diesem Einzelfall nachzugehen und 
hierbei insbesondere nach den Ursachen forschen. Man wird 
dann durchweg zu dem Ergebnis kommen, daß die Ursachen 
weniger in der Person als in dem System liegen. Aber diesen 


‘selbstverständlichen Weg geht man leider nicht, sondern glaubt 
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vielfach, grobe Nachlässigkeiten und manchmal Unfähigkeiten 
der verantwortlichen Stellen mit irgendwelchen Bemäntelungen 
gutheißen zu müssen. Es ist von uns des öfteren Klage geführt 
über Mängel bei der Auswahl und in der Ausbildung durch die 
hierzu berufenen Stellen. Man hat nicht nur nichts getan, son- 
dern fördert jetzt wieder eine völlig unkontrollierbare Lehr- 
lingswirtschaft, die dem einzelnen wie dem gesamten 
Berufsstand und der Verwaltung nicht zum Vorteil gereichen 
kann und zwangsläufig zu unangenehmen Erscheinungen 
führen muß. 

Wir sind der Meinung, daß eine Verwaltung von ungeeig- 
neten Beamten nur dann verschont bleibt, wenn Zulassung 
und Heranbildung des Nachwuchses in den Händen geeigneter 
Personen liegt. 

Sehr merkwürdig mutet auch nachstehender Ausnahmeerlaß 
für die Katasterverwaltung vom 31. Juli 1925 — K.V. 1. 3591 — 
über unerlaubte Benutzung amtlicher Schreibmaschinen zu Pri- 
vatzwecken an: 

„Es ist aufgefallen, daß Eingaben von Beamten und Angestellten 
der Katasterverwaltung seit einiger Zeit fast ausnahmslos nur in Ma- 
schinenschrift vorgelegt werden. Da dieses Verfahren besonders geübt 
wird, nachdem die Dienststellen der Katasterverwaltung in erweitertem 
Umfange mit Schreibmaschinen ausgestattet worden sind, liegt die Ver- 
mitung nahe, daß diese Maschinen zur Anfertigung der privaten ‚Schrift- 
sachen benutzt werden. Ich darf erwarten, daß ein derartiger Mißbrauch 
unterbleibt, wie es auch unzulässig ist, amtliches Schreibpapier zu Ein- 
gaben persönlichen Inhalts zu verwenden.“ 

Es sind doch auch noch andere Verwaltungen mit Schreib- 
maschinen ausgestattet. Sind dort derartige auffällige Erschei- 
nungen nicht zu verzeichnen? Gewiß, amtliches Material soll 
und dar? nicht für „private Eingaben“ an die Behörden „miß- 
braucht‘‘ werden. Viel richtiger und in jeder Beziehung zweck- 
dienlicher scheint es uns aber zu sein, die Ursachen der Ein- 
gaben der Beamten und Angesteliten zu beseitigen, denn dann 
brauchte man nicht mehr gegen den Mißbrauch amtlichen 
Materials für diese auch micht ganz privaten: Angelegenheiten 
zu wettern. 


Militäranwärier für vermessungstechnische Beamtenstellen. 
Im Zentralblatt für das Deutsche Reich teilt das Reichsministe- 
rum des Innern mit, daß die Hälfte der für Vermessungsober- 
sekretäre und Vermessungssekretäre in den Haushaltsplänen 
vorgesehenen Planstellen den Versorgungsanwärtern bei Nach- 
weis besonderer technischer Kenntnisse und nach einer Probe- 
dienstzeit von drei Jahren vorbehalten ist. 

Auf Grund der vorstehenden Veröffentlichung hatten sich 
bereits eine Anzahl Versorgungsanwärter zu den Laufbahnen 
der Vermessungsobersekretäre und Vermessungssekretäre ge- 
meldet. Der Herr Minister für Landwirtschaft, Domänen und 
Forsten hat jedoch entschieden, daß für die Vormerkung bzw. 
Einberufimg von -Versorgungsanwärtern für die Laufbahnen 
der vermessungstechnischen Bürobeamten Voraussetzung sei, 
daß die Bewerber bereits besondere technische Kenntnisse für 
diesen Beruf besitzen. Derartige Kenntnisse seien jedoch von 
den gemeldeten Versorgungsanwärtern nicht nachgewiesen. Ihre 
Vormerkung oder Einberufung komme daher nicht in Frage. 

Es erscheint uns unbedingt notwendig, diese Frage grund- 
sätzlich bei der Gestaltung der neuen Laufbahnvorschriften für 
die Vermessungsobersekretärlaufbahn zu klären. 


Zur Beurlaubung der Schwerbeschädigten hat das Preuß. 
Staatsministerium mit Erlaß vom 21. August 1925 (I. C. 2/6765) 
folgendes angeordnet: 

„Ein Einzelfall gibt Veranlassung, darauf hinzuweisen, daß schwer- 
kriegsbeschädigten und schwerunfallverleizten Beamten und Angestellten 
eine Urlaubsverlängerung gewährt werden kann, wenn sich dies aus ge- 
sundheitlichen Gründen im Einzelfall als geboten erweist. Dabei kann 
von der Einforderung eines ärztlichen Zeugnisses abgesehen werden, 
wenn es sich um eine Verlängerung des Urlauhs bis zu einer Woche 
handelt und ein besonderer Nachweis nicht erforderlich erscheint.“ 


Beurlaubung von Beamten zur Teilnahme an Tagungen 
ihrer Organisationen. Die Beamtenspitzenerganisationen hatten 
unter dem 1. April 1925 eine Eingabe an den Reichsminister des 
Innern betr. Regelung der Beurlaubung von Beamten zur Teil- 
nahme an Tagungen ihrer Organisationen eingereicht, auf die 
vor kurzem vom Ministerium folgende Antwort erteilt wurde: 

„Ueber die Frage der Beurlaubung von Beamten zur Teilnahme an 
Tagungen ihrer Organisationen ist em Kabinettsbeschluß nicht erlassen 
worden. Im Jahre 1923 haben Verhandlungen über die Regelung der 
Frage geschwebt, die jedoch zu einem abschließenden Ergebnis nicht ge- 
führt haben. Die einzelnen Reichsressorts haben den Wunsch ausge- 
sprochen, es bei dem bisherigen Zustande zu belassen, wonach jedes 
Ressort für seinen Geschäftsbereich die Frage besonders regelt. 

Die augenblicklich gültigen Bestimmungen der Deutschen Reichs- 
bahın sind im Erlaß des Herrn Reichsverkehrsministers vom 8. April 1921 
— E. II. 3101 — (R.V.Bl. Nr. 21/1921, S. 197) geregelt. Die übrigen 
Reichsressorts mit Ausnahme des Reichspostministeriums haben erklärt, 
daß ein Bedürfnis zur grundsätzlichen Regelung der Frage der Beur- 
laubung der Beamten zu gewerkschaftlichen Zwecken für ihren Ge- 
schäftsbereich nicht vorhanden sei, Im Geschäftsbereich des Reichsarbeits- 


ministeriums wird in jedem Falle geprüft, ob die Beurlaubung im dienst- ° 
lichen Interesse liegt und zutreffendenfalls der Urlaub ohne Anrechnung 
auf den Erholungsurlaub erteilt. Das Reichswehr-, das Reichswirtschafts- 
und das Reichsministerium für Ernährung und Landwirtschaft erteilen 
gegebenenfalls den Urlaub unter Anrechnung auf den Erhoungsurlaub, 
Das Auswärtige Amt würde vorkommendentallis den zu Vorstandsmit- 
liedern der fünf Beamtenspitzenorganisationen berufenen Beamten atıf 
ntrag Urlaub zu gewerkschaftiichen Zwecken bis zu insgesamt sieben 
Tagen jährlich ohne Anrechnung auf den Erholungsurlaub gewähren.“ 


Besoldungsfragen 


Katasterdiätare in Besoldungsgruppe V. Bereits im März 
dieses Jahres haben wir uns schriftlich und mündlich gegen die, 
wenn auch. vorbehaltliche, Einberufung von Katasterdiätaren 
in die Besoldungsgruppe V gewandt und insbesondere auch 
die Form der Einberufung, die einer Nötigung gleichkommt, 
bekämpft. Auf unsere Eingaben sind wir bisher ohne Antwort 
geblieben. Kürzlich haben wir nun in Erfahrung gebracht, 
daß eine Einreihung der Katasterdiätare in die Besoldungs- 
gruppe VI durchaus möglich ist, und daß die Katasterverwal. 
tung hiervon Kenntnis haben soll. Merkwürdig ist mm, daß 
entsprechende ministerielle Anordnungen noch nicht ergangen 
sind, obwohl dem Ministerium die Notlage der Diätare bekannt 
ist. Wir haben uns deshalb erneut mit einem Antrag an das 
Ministerium gewandt, empfehlen aber den einzelnen Diätaren, 
Balls Anträge auf Einreihung in die Gruppe VI zu wnter- 

reiten. 


Niederschlagung der den ausgewiesenen Beamten usw. 
gewährten Darlehen und. Vorschüsse. In einem Erlaß vom 
11. August 1925 — Iall 1020 — ordnet der Preußische Minister 
des Innern zugleich im Namen der Preußischen Staatsregie- 
rung an, daß die den ausgewiesenen Beamten gewährten und 
noch nicht abgedeckten Darlehen und Vorschüsse auf Sach- 
und Personenschäden in besonderen Fällen niedergeschlagen 
werden können. ; 

Der Antrag auf Niederschlagung ist sofort bei der vor- 
gesetzten Dienstbehörde, von den Kommunalbeamten bei dem 
Fürsorgeamt für Beamte aus den Grenzgebieten in Berlin C 2, 
Schloß, schriftlich oder zu Protokoll zu stellen. 

Eine Niederschlagung von Darlehen und Vorschüssen kann 
ia der Regel nur dann in Frage kommen, wenn die Wieder- 
einziehung der Schuld nach Lage der Verhältnisse ausge- 
schlossen ist oder die Wiedereinziehung der Schuld unter 
Berücksichtigung der persönlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Schuldners eine Härte bedeuten würde, weil 
sie seine wirtschaftliche Existenz gefährden oder ihn inschwere 
wirtschaftliche Not bringen würde oder die Wiedereinziehung 
der Schuld mit Maßnahmen verbunden sein würde, die in 
keinem Verhältnis zu der Höhe der Schuld stehen. 


Behördentariffragen 


Die Zahltermine für die Angestellten der preußischen 
Staatsverwaltung sind durch ‘nachstehenden Erlaß des Preuß. 
Fin.-Min. vom 12. August 1925 — Lo. 1013 — generell geregelt: 

„zur Vermeidung von Zweifeln wird darauf hingewiesen, daß als 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Dienstbezüge für die Angestellten bei der 
preußischen Staatsverwaltung entsprechend der zu den Reichsbesoldungs- 
vorschriften erlassenen Regelung (Rd.-Erl. vom 13. Juli 1925 — Bes. 1230 
— Pr. Bes.-Bl. S. 158) bis auf weiteres der letzie Werktag in Frage 


kommt, der dem Zeitabschnitt vorhergeht, für den die Zahlung bestimmt 7 


ist. Als Zeitabschnitte für die ersten Monatshälften gelten die Tage bis 
einschließlich 15. bzw. 16. Februar (14. bzw. 15.).“ 


Allgemeine Beamtenfragen 


Wohnungsfürsorgeionds — Beamtensiedlung. Im Anschluß 
an die vom Landessekretariat Preußen des A.D.B. in Nr. 34 
der „D.T.Z.“ veröffentlichten Mitteilungen über Beamtensied- 
lungen teilen wir noch folgendes mit: 2 

Auch nicht aktive Beamte müssen unter allen Umständen, 
wenn sie bauen wollen, die Hauszinssteuerhypothek von den 
Kommunen erhalten, falls Mittel dafür verfügbar sind. Sie’ 
können auch bei den zuständigen Regierungspräsidenten aus 
Mitteln des diesen zur Verfügung stehenden staatlichen Woh- 
nungsfürsorgefonds Baubeihilfen erlangen. 

Ist ein nicht aktiver Beamter etwa Kriegsbeschädigter, 
so kann er die ee für Schwerkriegsbeschädigte 
erlangen. Diese Hypothek wurde bis jetzt aus Mitteln ge- 
geben, welche dem Reichsarbeitsministerium zur Verfügung 
standen. Vom Reiche wird auch diese Beamtenfürsorge auf die 
Länder übertragen werden, so daß künftig für die Zusatz- 
hypothek für Schwerkriegsbeschädigte in Preußen das Preu- 
Bische Wohlfahrtsministerium in Betracht kommt. Nach den 
Mitteilungen, welche dem Landessekretariat Preußen in dieser 
Angelegenheit zugingen, gedenkt das Preußische Wohlfahrts. 
ministerum die Verteilung dieser Baubeihilfen für Schwer. 
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kriegsbeschädigte in derselben Weise durch die zuständigen für 1926 so vorzubereiten, daß die Baubeihilfen rechtzeitig 
Regierungspräsidenten vornehmen zu lassen, wie die Arbeit- bei den zuständigen Regierungspräsidenten beantragt werden 
‚geberhypothek. Die Mittel für 1925 sind bereits verteilt. Es können. Mitteilungen des Landessekretariats über den genauen 
würde sich also auch in diesem Falle darum handeln, Projekte Gang der Anträge bleiben noch abzuwarten. IE 
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2 ER sein, ohne von der Ortsverwaltung oder der Haupiverwaltung ; 
* 00 Ars dem Bunde 0D Stundung der Beiträge erhalten Be haben. Rückwirkende 
|? Stundung der Beiträge ist nicht zulässig. 
\  ERREEREETTTTTIEE TE 6. Die Dpeleder Se darauf achten, daß. die Beitrags- j 
1% marken vomVertrauensmannodervom Kassierer 
Ki: orstan sbekanntmachungen der Ortsverwaltung mitdem Verkaufsdatum ent- 

Ausschluß von Mitgliedern. Durch Beschluß des Bundesvorstandes wertet werden. 

"wurden sachstehende Mitglieder aus dem’*Bunde ausgeschlossen: 7. Das Antragsformular muß neben dem Stempel der Ortsverwaltung 
Gemäß & 13a der Satzung 5431 - Berlin. die Unterschrift des Vorsitzenden. der Ortsyerwaltung oder seines 
Gemäß $ 13b der Satzung 24543 -Rendsburg. Stelivertreters enthalten. 
Das Mitglied 31699-Barmen hat vor seinem endgültigen Aus- 8, Unterstützung wird nur gewährt, wenn das Mitglied ent- 
\"schluß aus dem Bunde seinen Austritt erklärt; trotzdem giit dieses sprechend seinem Einkommen die Beiträge entrichtet hat. Der mo- 
Mitglied laut & 13b der Satzung als ausgeschlossen. natliche Beitrag beträgt: 
bei einem monatlichen Einkominen über 225 R.-M. = 4,— R.-M. 


| Für die Inanspruchnahme der Stellenlosenunterstützung sind von den 
"Mitgliedern nachstehende Bestimmungen unbedingt zu beachten, um den 
Anspruch auf Unterstützung nicht zuverlieren: 


1. Nach erfolgter Kündigung innerhalb sieben Tagen zum 
Stelliennachweis anmelden. 


bei einem monatlichen Einkommen bis 225 R.-M. = 3,— R.-M. 

bei einem monatlichen Einkommen bis 135 R.-M. = 2— R.-M. 
Als beitragspflichtiges Einkommen gilt das mo- 

ass Br utto n Arbeitseinkommen einschließlich aller 

- e 5 : ulagen (Frauen-, Kinder-, Leistingszulasen usw) u . 

= 2. Die Meldung zum Stellennachweis muß auch dannerfolgen, Ne a rfirabeilnsen Wie fee Wohnung, ee 

1" wenn Verhandlungen über Zurücknahme der Kündigung schweben, . Auf Antrag bei der zuständigen Verwaltungsstelle können für jedes 

% unverbindliche Zusagen vom Arbeitgeber über Weiterbeschäftigung versorgungsberechtigte Kind unter 16 Jahren 10 R.-M. in Abzug 

77 gemacht werden oder die Aussicht besteht, eine andere Steliung in gebracht werden SE Niro 

Fr ’ + wis a in ;. 1 nt Ö ©5 i st - 2 . * ” 

»: gr Zeit.zwischen der Kündigung bis zur Auflösung des Dienstver 9, Dem Antrage auf Unterstützung ist das Mit- 

hältnisses zu erhaiten. eliedsbuch beizufügen % 

3. Bei verspäteter Meldung zum Stellennachweis wird 5 s u; 
die Bezugsdauer der Unterstützung der Anzahl der versäum- . fc 

2 ten Tage entsprechend gekürzt. Bücherschau ’ 










74. Bei Eintritt der Stelienlosigkeit muß das Mitglied innerhalb Der Kampf um die Aufwertuns, von Hugo Heimann, M.d.R A. 
Ye . » Ag Ü 2 7 z : 1-7) > z , . ° . 5 ar 
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stützung muß beantragt werden, wenn das Mitglied zum Kreise der Das Verdienst des bekannten Vorsitzenden des Hauptausschusses des 





Bezugsberechtigten gehört. (Zum Kreise der Bezugsberechtigten ge- Reichstaves, Hugo Heimann, ist es, ein Buch geveben zu habe a 

hört, wer Inden leizten zwö:f Monaten vor Eintritt der Stellenlosig-  kfar md kung die Stellung der East emölratischer Feakken in 

E keit drei Monate krankenversicherungspflichtig war.) diesem Kampfe kennzeichnet und mit Ausführlichkeit die widerspruchs- 

65.Am Tage der Kündigung sowie am Tage des Aus- volle Haltung der Deutschnationalen an den Pranger stellt. Es ist eine N 

scheidens aus der Firma darf das Mitglied nicht scharfe Wafie im Kampf gegen die Reaktion. Der Anhang gibt das il 
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mit mehr als zwei Monatsbeiträgen im Rückstand ganze Aufwertungsgesetz im Wortlaut wieder. Se, 
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Die Bibliofihek des Technikers 


Gewerkschaftiiches 


Richard Seidel, Die Gewerkschaften nach dem Kriege. — 
Die jüngste Geschichte der Gewerkschaftsbewegung. — (203). 
Ganzleinen R.-M. 6— 


Ir 


Wir empfehlen folgende Neuerscheinungen: 






Technik 


Prof. Bruno Möhring, Der Wettbewerb um das Messehaus 
in Hamburg. Drittes Sonderheft zur Städtebaukunst alter und 
neuer Zeit. 41 Abbildungen mit Text. Bester Kunstdruck. 






Sprachen 
Dr. phil. Theod. Steche, Neue Wege zum reinen Deutsch. 








Bi (Nr. 202). Preis R.-M. 4.— ee N f Ki 
I Für Abommenten der „Städtebaukunst und Friedhof und Denk- Eine für praktische Zwecke und auch für Nichtsprachwissen- ‘ 
e mal“ Vorzugspreis R.-M. 3.— schaftler verwendbare Wortbildungsliehre der deutschen 







‘Sprache. (204). Ganzleinen R.-M. 12.— 


Der Fall Höfle 


Viktor Schiff, Die Höfle-Tragödie. Geschichte eines Justiz- 
mordes. 160 Seiten. (204). . Kart. R.-M. 3,70 


Mathematik, Physik, Chomie 


Dr. R. Weinmann, Widersprüche und Selbstwidersprüche der 
Relativitätstheorie. Eine Kampfschrift gegen die Relativitäts- 
theorie. (2094). R.-M. 1.— 

Rüdorff, Grundriß der Chemie. Ausgabe B. 18. neubearbeitete 
Auflage. Von Dr. MH. Petzold. 310 Seiten. Ganzl. R.-M. 5.— 


Unterhaltung 


Josef Maria Frank, Neckariahrt. In acht Tagen durch ein 
Jahrtausend, Ein fesselndes Buch erwanderter Geschichte, 
203). j Kart. R.-M. 2,50 
Reichsaußenminister a. D. Fr. Rosen, Persien in 
Wort und Bild. 80 Seiten Text und 150 meist ganzseitige 
Vollbilder. Dritter Band der Reihe „Die Welt in Wort und 
, Bild®. Abonnenten der ganzen, auf 40 Bände berechneten 
- Reihe erhalten den 5., 10., 15., 20., 25., 30.,.35. und 40. Band 
kostenlos. Verpflichtungsscheine sind durch uns zu beziehen, 
Leinen R.-M. 5,50, Pappband R.-M. 4,50 Bisher sind erschienen: Brockhausen, Oesterreich und 

Zwei grundlegende Werke zum Verständnis des wissenschaft- {1 Tierfelder, Finnland. (202). 

lichen Sozialismus. Halbleinen R.-M. 10.—, Ganzleinen R.-M. 12,— 


Iindusfriebeamien-Verlag G. m. b. H. 
Berlin NW 40 “ Postscheckkonto 155590 


Ernst Kraft, 10090 jahre Eisenbahnunfal. Mit vielen Ab- 
bildungen. (203). Kart. R.-M. 1.— 
Otto H. Förster, Der Dom zu Köln. Deutsche Bauten. 
Dritter Band. 284 ganzseitige und zum großen Teil noch 

unbekannte Abbildungen. 39 Seiten Text. (203). 
Kart. R.-M. 2—, Ganzleinen R.-M, 3,— 
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Gesetze und Verordnungen 


Entwurf eines Städtebaugesetzes nebst Begründung. 2. Auflage. 
(204). R.-M. 4— 
Die neue sächsische Gemeindeordnung. Handausgabe mit Erläu- 
terungen von Dr. A. Streit. 2. Auflage. (204). Geb. R.-M. 12.— 
Dr. Fr. Hoffmann, Reichsgewerbeordnung. 25. Auflage. 
E* 789 Seiten. (204). Ganzleinen R.-M. 8— 
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Sozialismus 


Ed. Bernstein, Die Briefe von Friedrich Engels an Eduard 
Fr Bernstein. (203). Ganzleinen R.-M. 6,50, Pappband R.-M. 5,50 
' Max Adler, Engels als Denker. 2. vermehrte Auflage. (203). 
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Leinen R.-M. 4,20, Pappband R.-M. 3,50 
ax Adler, Marx als Denker. 2. vermehrte Auflage. (203). 
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Gesucht als örtlicher 
Bauleiter 


für Siedlungsneubauten einen mit praktischen Er- 
fahrungen ausgestatteten, absolut zuverlässigen 


Hochbautechniker 


Anstellung auf Privatdienstvertrag. Dienstantritt 
sofort. Bewerbungen mit selbstgeschrieb. Lebens- 
lauf, Befähigungsnachweisen aus dem praktischen 
Dienst, Schulzeugnissen und Gehaltsansprüchen sind 
bis zum 15. September 1925 an die unterzeichnete 
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Bad Orb, deu 22. August 1925. 
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Der Bundesvorstand hat in seiner Vollsitzung am 13. September folgende Kundgebung beschlossen: 


Der Vorstand des Bundes der technischen Angestellten und Beamten lenkt die Aufmerksamkeit der Bundes- 
mitglieder auf die immer häufiger zu verzeichnenden Versuche von Arbeitgeberverbänden, im Wege der sogenannten ge- 
wollten Tarifunfähigkeit, d. h. durch eine Aenderung ihrer Satzungen, durch die sie sich selbst das Recht ab- 
sprechen, an einer kollektiven Regelung der Angestelltengehälter mitzuwirken, oder durch Einführung des sogenannten 
Leistungstarifes, d. h. Beschränkung der kollektiven Gehaltsregelung auf die Festsetzung von Mindestgehältern, die 
Mitwirkung der Angestelltenorganisationen bei der Regelung der Angestelltengehälter auszuschalten 
oder zum mindesten stark einzuschränken. 

Er weist ferner auf die dringende Gefahr hin, daß durch die vom Reichstag beschlossenen Hochschutzzölle in 
Verbindung mit der Weigerung der Arbeitgeberverbände und der Regierung eine der Verteuerung der Lebenshaltung 
entsprechende Erhöhung der Gehälter und Löhne eintreten zu lassen, die unzulänglichen Realeinkommen der tech- & 
nischen Angestellten und Beamten weiter sinken. 

In der von der Reichsregierung eingeleiteten Preissenkungsaktion erblickt der Bundesvorstand lediglich ein 
Ablenkungsmanöver, das dazu bestimmt ist, die Oeffentlichkeit über die wirklichen Ursachen der bereits eingetretenen 
und noch weiter zu erwartenden Preissteigerungen hinwegzutäuschen. 

Er warnt die Bundesmitglieder vor der trügerischen Hoffnung, daß sie in dem Kampf gegen die ihnen : 
aus dem Vorgehen der Arbeitgeberverbände und dem Verhalten der Regierung drohenden Gefahren wirksame;Hilfe von # 
den amtlichen Schlichtungsstellen zu erwarten hätten, und fordert sie auf, alles was in ihren'Kräften steht, zu tun, 
um durch rege Werbearbeit die Kampfkraft und die Leistungsfähigkeit unseres Bundes zu stärken, rk = 

Die Geschäftsführung des Bundesvorstandes wird ermächtigt, für den Fall, daß!in den nächsten 
Wochen umfangreiche Arbeitskämpfe notwendig werden sollten, die zu ihrer Finanzierung erforder- 
lichen Mittel, soweit sie aus den vorhandenen Reserven und den laufenden Beiträgen nicht zu bestreiten sind, 


Very 


RR ZRRRREE, 


| durch die Erhebung außerordentlicher Beiträge 
gemäß $ 17 der Bundessatzung zu beschaffen. 2 
ET TE REEL BES Da SA Den ne Te TESTER ER E FERCH TRIER DET a Dr a A RE EEE ET EEE ER PILLEN NEE RT 3 
Was ist zu tun? jedoch, daß auch auf diesem Wege der Einfluß der Organi- 


sationen auf die Angestelltenentlohnung zunächst zurückge- 
. Mit dieser Frage beschäftigte sich der Bundesvorstand drängt und schließlich immer mehr ausgeschaltet wird. 
in seiner Sitzung am 13. September vor allem im Hinblick auf Die andere große Gefahr, die die technischen Angestellten 
zwei Gefahren, die die technischen Angestellten und Beam- und Beamten ebenso wie die übrigen Arbeitnehmer bedroht, 


ten bedrohen. ist die, daß ihr ohnehin unzulängliches Realeinkommen in- 

Eine wachsende Zahl von Arbeitgeberverbänden ver- folge der durch die Zollgesetzgebung dieses Sommers bewirk- 
sucht den Einfluß der Angestelltenverbände auf die Rege- ten Preissteigerungen noch weiter sinkt. In einer 
lung der Angestelltengehälter entweder ganz auszuschalten Reihe von Tarifgebieten, in denen es bisher nicht gelungen ist, 
oder zum mindesten soweit als möglich zurückzudrängen. die in ‘den letzten Monaten schon eingetretene Verteuerung 
In,der Hauptsache sind es zwei Wege, auf denen sie ihr der Lebenshaltung durch eine entsprechende Erhöhung der 
Ziel zu erreichen suchen. Der eine, der vor allem von den Gehälter auszugleichen, hat sich das Realeinkommen zweifel- 
Seeschiffswerften und den Arbeitgeberverbänden des Kölner los bereits verringert. Nun bemüht sich ja die Reichsregig 
Wirtschaftsbezirks beschritten worden ist, ist der, durch Aen- rung auf das eifrigste, die Arbeitnehmerschait mit dem Hinweis 
derung ihrer Satzung sich selbst die Berechtigung auf die von ihr eingeleitete Preissenk ungsaktion von 
zur Mitwirkung an der kollektiven Regelung der Angestell- der Forderung nach Lohn- und Gehaltserhöhungen abzuhal- 
tengehälter. abzusprechen. Der andere, der. dem äußeren An- ten, und die Sit enorm on der Unternehmer, die sich 
schein nach die Mitwirkung der Gewerkschaften an der Rege- nicht nur im vertrauten Kreise über die Preissenkungsaktion 
ung der Angestelltengehälter gar nicht beeinträchtigt, ist lustig machen, sind naturgemäß gern bereit, die Regierung in 
der der Einführung des sogenannten Leistungstarifes. diesen Bemühungen zu unterstützen. Der Bundesvorstand hat 
Eine nähere Ueber egung und vor: allem die Erfahrung zeigen in der von ihm angenommenen Entschließung klar ausge- 


Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis“ — „Sozialwirtschaftliche Rundschau” — „Bildung und Unterricht“ 
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sprochen, daß er von dieser sogenannten Preissenkungsaktion 
nicht das geringste erwartet, sondern daß er in ihr lediglich ein 
Ablenkungsmanöver erblickt, das dazu bestimmt. ist, 
die Oeffentlichkeit über die wirklichen Ursachen der bereits 
eingetretenen und noch weiter zu erwartenden Preissteigerungen 
hinwegzutäuschen. 

Es gibt bereits eine ziemlich umfangreiche arbeitsrecht- 
liche Literatur über die Frage, ob Arbeitgeberverbände sich 
durch Satzungsänderungen der oben bezeichneten Art selbst 
die Fähigkeit zur Mitwirkung bei der kollektiven Regelung 
von Angestelltengehältern nehmen können, und ob demgemäß 
amtliche Schlichtungsstellen berechtigt sind, Arbeitgeberver- 
bände, die eine solche Satzungsänderung vorgenommen haben, 
zur Verhandlung über ihre Mitwirkung an der kollektiven 
Regelung von Angestelltengehältern zu laden. Gewichtige 
Stimmen von Arbeitsrechtlern bestreiten, daß ausgesprochene 
Arbeitgeberverbände sich nach dem geltenden Recht selbst 
teilweise tarifunfähig machen können, und noch vor wenigen 
Wochen hat der Schlichtungsausschuß in Köln beschlossen, 
den Arbeitgeberverband der Metallindustrie von Köln und Um- 
gebung trotz seiner Satzungsänderung für tariffähig zu halten. 
Es besteht also begründete Hoffnung, daß der Rechtsstreit 
um die Frage der sogenannten gewollten Tarifuniä- 
higkeit zugunsten der Angestelltenverbände entschieden 
wird. Leider lehrt uns jedoch die Erfahrung, daß damit für 
den praktischen Lohnkampf noch. wenig gewonnen ist. Der 
Tariistreit der Angestelltenverbände mit dem Arbeitgeberver- 
band der Seeschifiswerften hat gezeigt, daß bei dem Versuch, 
mit Hilfe der amtlichen Schlichtungsstellen und der ordent- 
lichen Gerichte berechtigte Forderungen der Angestellten 
durchzusetzen, Jahre vergehen können, ehe die Angestellten 
vollstreckbare Urteile in Händen haben. 

Auf der anderen Seite zeigt die Haltung, die die amt- 
lichen Schlichtungsstellen in den letzten Wochen 
gegenüber den Lohnforderungen einer Reihe von Arbeitnehk- 
mergruppen eingenommen haben, deutlich, daß die Arbeit- 
nehmer von dieser Seite her keine Hilfe in ihrem Kampf gegen 
die Herabdrückung ihrer Lebenshaltung zu erwarten haben. 
Die Vorsitzenden der Schlichtungsausschüsse haben allem An- 
schein nach ebenso wie die Schlichter von oben her Weisung 
erhalten, die „Preissenkungsaktion“ der Reichsregierung nicht 
durch Schiedssprüche, in denen Lohn- oder Gehaltserhöhungen 
empfohlen werden, zu gefährden. Diese Haltung der amt- 
iichen Schlichtungsstellen muß besonders den Angestellter 
begreiflich machen, daß es auf dem bisher üblichen Wege 
nicht mehr weiter geht. Sie müssen sich wieder darüber klar 
werden, daß der gewerkschaftliche Lohnkampf 
sich nicht in der Anrufung von Schlichtungs- 
stellen erschöpft und daß die wichtigste Voraug- 
setzung für seine erfolgreiche Führung eine feste ge- 
werkschaftliche Machtstellung ist. 

In unserem Bunde besitzen die technischen AÄngesteilten 
und Beamten das Machtinstrument, das sie für den Kampf 
gegen die ihnen drohenden Gefahren brauchen. Was not tut, 
das ist, in den nächsten Wochen in unermüdlicher Werbe- 
arbeit auch die zur Zeit noch abseits stehenden Berufskollegen 
an ihre Pflicht zur aktiven Teilnahme an dem Kampf der 60000 
heute bereits im Bunde zusammengeschlossenen technischen 
Angestellten und Beaniten zu erinnern. Es muß insbesondere 
den Zaghaften unter ihnen klar gemacht werden, daß sie 
sich einer gefährlichen Selbsttäuschung hingeben, wenn sie 
glauben, durch ein biegsames Rückgrat das Wohlwollen ihres 
Arbeitgebers erringen zw können und dadurch mehr zu er- 
reichen als durch die Beteiligung am gewerkschaftlichen Zu- 
sammenschluß. Heute mehr denn je haben die technischen 
Angestellten und Beamten ebenso wie die übrigen Arbeitneh- 
mer ihr Heil nur von der eigenen Kraft, die im solidarischen 
Zusammenstehen liegt, zu erwarten. Mehr denn je tut es aber 
auch not, Mannesmut vor Kapitalistenthronen zu beweisen und 
sich weder durch Einzelmaßregelungen noch durch Massen- 
kündigungen einschüchtern zu lassen. 

Wie ernst der Bundesvorstand die Lage ansieht, und wie 
fest er andererseits entschlossen ist, den Kampf gegen eine 
weitere Herabdrückung der Lebenshaltung der technischen 
Angestellten und Beamten aufzunehmen, zeigt der letzte Satz 
seiner oben abgedruckten Entschließung. Es ist zu 
hoffen, daß auch sämtliche Bundesmitglieder, die diese Ent- 
schließBung lesen, den Ernst der Stunde erkennen und der 
Aufforderung des Vorstandes entsprechend alles, was in ihren 
Kräften steht, tun, um die Kampfkraft und die Lei- 
stungsfiähigkeit ihres Bundes zu stärken. -tz- 
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Die neuen Steuergesetze (Schluß) 


Das wichtigste Stück der neuen Steuergesetze bildet das 
Einkommensteuergesetz. Der Begriff des Einkom- 
mens, der ja für die ganze Besteuerung von fundamentaler 
Wichtigkeit ist, hat sich wiederum geändert. Vor dem Kriege 
herrschte in Deutschland die Quellentheorie, Einkommen war 
nur das, was einer regelmäßig fließenden Quelle seinen Ur-'| 
sprung verdankte. Dann kam die Revolution und das neue 
Reichseinkommensteuergesetz von 1919 mit zahlreichen No- 
vellen. Sie alle vertraten einen neuen Einkommensbegriff, der 
auf Schanz, den hervorragenden Würzburger Finanztheoretiker 
und Herausgeber des Finanzarchivs, zurückgeht. Danach ist’) 
Einkommen reiner Vermögenszugang innerhalb eines bestimm- 
ten Zeitabschnitts einschließlich der Nutzung und geldwerten 
Leistung. Mit der Akzeptierung des Grundgedankens dieser 
Definition erweiterte sich der Kreis des Einkommens unge- | 
heuer. Mußte doch nunmehr als Einkommen auch das ver- | 
steuert werden, was nur gelegentlich als Einnahme des Steter- 
pflichtigen in Betracht kam, also z. B. die Einnahmen aus ge- 
legentlichen Veräußerungsgeschäften, aus Spielgewinnen, aus 
Spekulationen usw. Das kam in $ 4 des bisherigen Einkom='! 
mensteuergesetzes zum Ausdruck. Als steuerbares Einkommen 
(dieser Ausdruck ist in dem neuen Steuergesetz beseitigt) galt 
der Gesamtbetrag der in Geld oder Geldwert bestehenden Ein- 
künfte nach Abzug gewisser in $ 13 des bisherigen Gesetzes ge- 
nannten Beträge, soweit im Gesetz selbst nichts weiter vor- | 
geschrieben war. $ 5 bestimmte dann, welche Einkünfte zum 
steuerbaren Einkommen gehören (nämlich solche aus Grund-| 
besitz, Gewerbebetrieb, Kapitalvermögen und Arbeit sowie | 
sonstige Einnahmen), ohne Rücksicht darauf, ob es einmalige 
oder wiederkehrende Einkünfte waren oder aus welchen recht=' 
lichen oder tatsächlichen Gründen sie dem Steuerpflichtigen | 
zuflossen. In Wirklichkeit waren also, wie auch aus der Be=') 
zeichnung sonstige ‚Einnahmen hervorging, alle Einkünfte 
steuerbar, es sei denn, daß das Gesetz ausdrücklich bestimmte; 
daß sie nicht als Einkommen gelten. 

Nach dem neuen Einkommensteuerg”3etz ist diese Methode 
verlassen worden. Es werden neue Normen für das Einkommen! 
aufgestellt. In $ 6 (näher. erläutert in den SS 26—48) werden 
die Einkommensarten aufgezählt. Es sind im ganzen folgende'| 
acht. Der Besteuerung des Einkommens nach diesem Gesetz | 
unterliegen nur: 

1. Einkünfte aus dem Betrieb der Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Gar-'! 
tenbau und sonstiger nicht gewerblicher Bodenbewirtschaftung Bie- 
künfte aus Land- und Forstwirtschaft); 

2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb; 

3. Einkünfte aus sonstiger selbständiger Berufstätigkeit; 

4, Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (Arbeitslohn); 

5. Einkünfte aus Kapitalvermögen; 

6. Einktmfte aus Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Ver=' 
mögen, Sachinbegriffen und Rechten einschließlich des Mietwerts der 
Wohnung im eigenen Hause; 

7. andere wiederkehrende Bezüge; 

8. sonstige Leistungsgewinne nach Maßgabe der SS 41, 42, = 
Diese Aufzählung ist eine abschließende, denn es heißt| 

ausdrücklich: Der Besteuerung unterliegen nur. 

Hingegen unterliegen der Besteuerung nicht: einmalige Ver- 
mögensanjälle wie Schenkungen, Erbschaften, Aussteuern, Aus- 
staitungen, Lotteriegewinne, Kapitalempfänger auf Grund von 
Lebensversicherungen, Kapitalabfindungen, die als Entschädi- 
gungen für Unfälle und Körperverletzungen gezahlt werden, | 
ferner Kapitalabfindungen auf Grund der Reichsversicherung, 
der Beamtenpensionsgesetze und der Militärversorgung mit | 
Ausnahme der Kapitalabfindungen nach dem Wehrmachtver- 
sorgungsgeseize. Vor allem fällt auf, daß nunmehr die Lotteri& 
gewinne, die bisher einkommensteuerpflichtio waren, einkom« 
mensteuerfrei werden. 

Was als Einkommen im Sinne des Gesetzes zu gelten haty | 
sagt 3 7. Dazu gehört einmal die Bestimmung des Zeitab- 
schnittes, innerhalb dessen ein Einkommen bezogen ist und 
zur Besteuerung gelangt — bei der Landwirtschaft ist es das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Juli bis 30. Juni, bei Gewerbetreibenden, 
die regelmäßig Geschäftsabschlüsse machen, das Abschlußjahr 
auf Grund ihrer Handelsbücher, bei den übrigen Steuer 
pflichtigen das Kalenderjahr — und zweitens eine Bestimmung 
darüber, was als Einkommen bei den einzelnen Arten des 
Einkommens herangezogen wird. Bei Einkommen aus land 
wirtschaftlichem und forstwirtschaftlichem Betrieb, aus Gewerbe» 
betrieb und aus sonstiger selbständiger Berufstätigkeit ist es 
der Gewinn, wie er sich aus den Büchern ergibt, bei dem 
übrigen Einkommensarten der UVUeberschuß der Ein- 
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ahmen über die Ausgaben. Was Einnahmen sind, 


bestimmt $ 14, z.B. die Nutzung der Wohnung im eigenen 
 Hatıse. 


i Was Ausgaben sind, sagen die 88 15—18, nämlich 
Werbungskosten, zu denen grundsätzlich auch die Betriebs- 
ausgaben gehören, Sonderleistungen, wie Versicherungsprä- 


) mien und Schuldzinsen. Die 88 22—24 regeln die Zusammen: 
‚ rechnung des Einkommens bei Ehegatten und Kindern, 


| stungsgewinne, d.h. | 
geschälten, die der $ 42 näher erläutert, und dann Einkünfte, 


Mit diesen Bestimmungen ıst zwar die nachrevolutionäre 
Theorie vom Einkommen nicht verlassen, aber doch einge- 
schränkt. Es bleiben einkommensteuerpflichtig sonstige Lei- 
einmal Einkünfte aus Veräußerungs- 


die infolge einer anderen Tätigkeit anfallen, als in den oben 
aufgezählten Einkommenskategorien, insbesondere bei gelegent- 
lichen Vermittlungen und aus der Vermittlung beweglicher 
Gegenstände, jedoch nur dann, wenn die Einnahmen im Steuer- 
abschnitt über 500 R.-M. betragen. 

Der wichtige $ 42 lautet: „Einkünfte aus Veräußerungs- 


| geschäften unterliegen der Besteuerung nur, wenn sie als 


|Spekulationsgeschäfte anzuschen -sind. Als 


Snekitr 
lationsgeschäfte gelten vorbehaltlich des Abs. 2 Veräußerungs- 
geschäfte, 
1. wenn der Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung 
a) bei Grundstücken weniger als zwei Jahre, : 
b) bei anderen Gegenständen, insbesondere Wertpapieren, weniger 
als drei Monate beträgt, oder 
2. wenn es sich um Geschäfte handelt, bei denen der Erwerb der Ver- 
äußerung zeitlich folgt. 
Einkünfte aus Veräußerungsgeschäften bleiben steıterfrei, 
wenn 


1. der veräußerte Gegenstand nicht zum vermögenssteuerpflichtigen 
Vermögen des Veräußerers gehört; 

2. der im Steuerabschnitt aus Veräußerungsgeschäften erzielte Gewinn 
insgesamt weniger als 1000 R.-M. beträgt; 

3. der Steuerpflichtige dartut, daß der veräußerte Gegenstand nicht zum 
Zwecke gewinndringender Wiederveräußerung erworben worden ist. 
Verluste aus Veräußerungsgeschäften im Sinne des Abs. 1 


| können nur bis zur Höhe der im gleichen Steuerabschnitt er- 


zielten und der Besteuerung unterliegenden Veräußerungsge- 
winne abgezogen werden. 
> Daraus ergibt sich, daß der Kreis der sonstigen Leistunes- 


ı gewinne stark eingeschränkt ist. 


Das Gesetz unterscheidet unbeschränkt und be- 
schränkt Einkommensteuerpflichtige. Die unbeschränkte 
Steuerpflicht wird nur durch den Wohnsitz oder mehr als 
sechsmonatlichen Aufenthalt begründet, nicht mehr durch ge- 
wöhnlichen Aufenthalt des Erwerbs wegen. Damit werden die 
zahlreichen Ausländer, die in Deutschland Einkommen haben, 
auch wenn sie nicht in Deutschland wohnen, mit ihren Ein- 


| künften aus den inländischen Quellen künftig einkommen- 


nur 40 Prozent. 


steuerpflichtig, also z.B. die zahlreichen Ausländer, die in 
Berlin und anderen Städten zur Zeit des Verfalls der Mark 
gewissermaßen für ein Butterbrot Häuser erworben habeı. 
Außer dieser begrifflich wichtigen Tatsache und der eben 
erwähnten Unterscheidung ist das neue Einkommensteuer 
esetz dadurch gekennzeichnet, daß ihm ein veränderter 
teuertarif zugrunde liegt. Die Veränderungen bestehen 
einmal darin, daß die hohen Sätze abgebaut sind und 
zweitens darin, daß für die Besteuerung des Arbeits- 
lohnes neue Vorschriften getroffen sind. 
+ Der Prozentsatz der Steuer, der nach dem früheren Ein- 
kommensteuergesetz bis 60 Prozent stieg, beträgt nunmehr 
Es werden also die reichen Leute in ihrer 
Einkommensteuer entsprechend der Verminderung dieses Satzes 
ermäßigt. Nun war es allerdings bisher außerordentlich schwie- 
rig, die hohen Einkommen steuermäßig zu erfassen. Sie ent- 
zogen sich dem Zugriff, indem sie entweder in ihrer Höhe 
Unmittelbar verschwiegen oder zur Verfügung stehende recht- 
liche und buchtechnische Möglichkeiten ausgenutzt wurden, 
um das Einkommen aus einem Betriebe niedriger erscheinen 
zu lassen, als es bei Anwendung normaler Methoden der 
Gewinnermittlung gewesen wäre. Für diese Praktiken hatten 
sich eine Reihe von Kunstgriffen herausgebildet. So war cs 
besonders vorteilhaft, im Auslande Betriebe zu kaufen oder 
anzulegen, zu denen der inländische Betrieb in ein Lohn- 
verhältnis trat, oder Abmachungen in der Weise zu trefien, 
daß Rohprodukte und dergleichen zu übermäßig hohen Preisen 
aus dem Auslande bezogen oder Fertigfabrikate zu unge- 
wöhnlich niedrigen Preisen ins Ausland geliefert wurden, so 
daß dem in Deutschland befindlichen Betrieb kein oder nur 
Uünbedeutender Gewinn übrig blieb, der wirkliche Gewinn aber 
im Auslande thesauriert wurde. Diese Art der Finkom- 
Mmensverschiebung ist in großem Umfange angewendet 
worden. 
Um nun diesem unmoralischen. Zustand ein Ende zu 
machen, beschloß die Reichsregierung, die oberen Ein- 
kommensklassen zu entlasten. Sie schlug 35% als höchsten 
Steuersatz vor. Der Reichstag hat dann diesen Satz auf 49% 
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erhöht. Die Regierung sagt in der Begründımg des Entwurfs: 
„Im übrigen entspricht es nur den Ergebnissen der finanz- 
wissenschaftlichen Untersuchung, wenn man davon ausgeht, 
daß die Steuermoral im Höchstfall eine Belastung von mehr als 
etwa ein Drittel des Einkommens nicht aushält.“ Dann hebt 
sie hervor, daß bei dieser ursprünglich beabsichtigten Senkung 
des Tariis es der Wirtschaft wieder möglich gemacht werde, 
gekünstelte Betriebsformen und Transaktionen, die sich nur aus 
der Rücksichtnahme auf die Steuern erklären, zu vermeiden, 
Außerdem sei es für die Entwicklung der deutschen Wirtschaft 
geradezu eine Lebensfrage, daß das Interesse an der Neubil- 
dung von Kapital aufrechterhalten und auf jede Weise ge- 
fördert werde. f 

Wer weniger als 1100 R.-M. Einkommen 'hat, bleibt steuer- 
frei. Dieser Betrag erhöht sich für 


Nesrhelraus ums re N I0OER.-M, 
DRS SRH EN. et ls ee 100 R.-M. 
Bas IH.’ Kind um; 9, 53, 180 R.-M. 
Bas HIsKmd-umsorn. Su ee 360 R.-M. 
das IV. Kind usw. um . 450 R.-M. 


Vom Einkommen werden abgezogen: 


1. 600 R.-M. als steuerfreier Einkommensteil bei Ein- 
kommen unter 10000 R.-M.; 

2. für das über 600 R.-M. hinausgehende Einkommen zu 
8 Prozent für die Ehefrau und jedes zur Haushaltung zählende 
minderjährige Kind; höchstens je 540 R.-M. für die Ehefrau 
und jedes Kind; insgesamt aber nicht mehr als 8000 R.-M. 

Bei großer Kinderzahl kann jedoch leicht der obige Betrag 
überschritten werden; dann bleibt dieser steuerfrei, indem in 
Anrechnung kommen: i 


Bir diesitcheftausn, Se un u EI0NEREM: 
Bedaserli.Kındı. 0 ser. TOO: RENE 
as ce Kıinda oc. 2 180 R.-M. 


BES UASEHLN Kind, 2 ara a 300 RE NE, 
für das IV. und jedes folgende Kind . 450 R.-M. 

Von größter Wichtigkeit für die große Zahl der Arbeit- 
nehmer ist die im Einkommensteuergesetz enthaltene Be- 
steuerung des ÄArbeitslohmes. Für diese Besteue- 
rung ist zum erstenmal in dem Einkommensteuergesetz von 
1919 das Steuerabzugsverfahren eingeführt worden. 
Die Erhebung der Steuer durch Einbehaltung von 10% sollte 
jedoch lediglich Abschlagszahlung auf die entgültig zu veran- 
lagende Einkommensteuer darstellen und die Entrichtung der 
veranlagten Steuer erleichtern. Dadurch wurde das früher 
übliche Beitreibungsverfahren fast vollständig beseitigt und 
eine große Zahl von Beamten gespart. 

Durch die Novelle vom 11. Juli 1921 wurde bestimmt, daß 
der Steuerabzug nicht mehr eine Abschlagszahlung, sondern die 
entgültige Steuer darstellen solle, sofern der Arbeitslohn den 
Betrag von 24000 R.-M. nicht überschreitet. Was für Frau 
und Kinder abgezogen werden konnte, hat sich dann mehrfach 
geändert. Durch die Steuermilderungsverordnung vom 10. No- 
vember 1924 wurden Erleichterungen für die niedrigsten Löhne 
getroffen. Die neue Regelung erfolgte unter Zugrundelegung 
des in der II. Steuernotverordnung eingeführten Verfahrens: 
ein bestimmter Betrag des Lohnes wird freigelassen und der 
Steuersatz nach dem Familienstand abgestuft. 

Der steuerfreie Lohnbetrag zerfällt nach dem 
neuen Einkommensteuergesetz in drei Teile: 

1, Existenzminimum, 

2. Abgeltung der Werbungskosten, 

3. Abgeltung der Sonderleistung (Beiträge zu Kranken-, 
Sterbe- und anderen Kassen, Versicherungsprämien, Ausgaben 
für Fortbildung im Beruf usw.). 

Diese Teilung ist vorgesehen, um die unter gewissen Vor- 
aussetzungen zulässige Erhöhung der unter 2 und 3 genannten 
Summen zu erleichtern. 

Auch das steuerfreie Existenzminimum kann unter Um- 
ständen eine Erhöhung erfahren, wenn Unterhaltspflichten, Aus- 
gaben für Krankheiten, Kuren, Unglücksfälle usw. eine Er- 
höhung rechtfertigen. Sollen die Werbungskosten erhöht wer- 
den, so muß dem Finanzamt nachgewiesen werden, daß die 
tatsächlichen Kosten höher sind als die pauschalen. 


Es können abgezogen werden: 

für (das Existenzminimum 

600 R.-M. jährlich, 50 R.-M. monatlich, 12 R.-M. wöchentitch; 
zur Abgeltung der Werbungskosten i 
180 R.-M. jährlich, 15 R.-M. monatlich, 3,60 R.-M. wöchentlich: 
zur ‚Abgeltung der Sonderleistungen 
180 R.-M. jährlich, 15 R.-M. monatlich, 3,60 R.-M. wöchentlich: 
zusammen 960 R.-M. jährlich oder 80 R.-M. monatlich (bisher 
60 R.-M.) steuerfreier Lohnabzug. 

Der steuerfreie Lohnabzug beträgt demnach jährlich 960 M. 
(monatlich 80 R.-M.). Dazu kommen für Verheiratete noch 
Spezialabzüge. Hier sind zwei Möglichkeiten vorgesehen: ab- 
solute und relative Sozialabschläge. 
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1. Es bleiben steuerfrei für die Ehefrau und das erste Kind 
120 R.-M. jährlich, für das zweite Kind 240 R.-M., für das 
ditte Kind 480 R.-M. für das vierte und en Kind je 
600 R.-M. jährlich. Diese Bestimmung fester Sozialabschläge 
begünstigt die Empfänger geringer Bezüge. 


2. Die relativen Abschläge bestehen darin, daß, nach- 
dem von dem Lohn 960 R.-M. jährlich oder 80 R.-M. monat- 
lich abgezogen sind, für den dann verbleibenden Betrag für 
die Ehefrau und jedes Kind je 10% des Betrages in Abzug 
gebracht werden (bei Ehefrau und zwei Kindern also 3 mal 10 
= 39%). 


Beispiel I: Ein Techniker mit nur 2000 R.-M. Jahresein- 
kommen und zwei Kindern. 
Es gehen ab 90 R.-M. steuerfreier Lohnbetrag, 
120 R.-M. für die Ehefrau, 
120 R.-M. für das erste Kind, 
120 R.-M. für das zweite Kind, 
1320 R.-M, 


Diese 1320 R.-M. sind von dem Jahreseinkommen von 
2000 R.-M. abzuziehen. Es verbleiben 680 R.-M. Davon hat 
der Arbeitnehmer jährlich 10%, also 68 R.-M. Steuern zu 
entrichten. 


Beispiel II: 

Ein Techniker init 5000 R.-M. Jahreseinkommen, Ehefrau und. zwei 
Kindern. Davon werden abgezogen 960 R.-M. steuerfreier Lohnbetrag. 
Bleiben 4040 R.-M. Diese Summe vermindert sich um die 10% Lohnab- 
schläge für Ehefrau und zwei Kinder, d. h, um 3 mal 10% = 30%. 
30% von 4040 R.-M. sind 121,20 R.-M. Dieser Spezialabschlag ist von 
der um den steuerfreien Lohnbetrag verminderten Summe (4040 R.-M.) 
abzuziehen. Dann verbleiben 3918,80 R.-M. Davon berechnet sich der 
Steuerabzug von 10% mit 39,19 R.-M. 


Die Frage, ob der Techniker besser wegkommt, wenn er 
das in diesen Beispielen verdeutlichte System der festen oder 
der relativen Abschläge wählt, ergibt sich aus einer ver- 
gleichenden Rechnung. Es wird Aufgabe der Reichsfinanzver- 
waltung sein, durch AS von Tabellen Aufklärung über 
die Grenzen zu schaffen, jenseits derer das relative System 
der Prozentberechnung für den Arbeitnehmer günstiger ist, als 
die Gewährung fester Sozialabschläge. 


Bis zum 30. September d. J. findet jedoch der Steuerabzug 
vom Arbeitslohn noch nach den bisherigen Vorschriften statt, 


Während die große Steuergesetzgebung wnmittelbar nach 
der Revolution sich das Ziel steckte, soziale Gedanken in 
den Steuergesetzen zu verwirklichen, verfolgt das im Vorher- 
gehenden in seinen Hauptpunkten dargelegte Steuerbukett das 
Gegenteil: Es dient kapitalistischen Interessen. Daher 
haben die Gewerkschaften aller Richtungen, nicht nur die 
freien, gegen diese Steuergesetzgebung Front gemacht und sie 
abgelehnt, die ein Redner der Rechten (Dr. Preyer) „die 
beste Finanzarbeit‘‘ nannte, „die wir seit den Miquelschen 
Reformen jemals in einem deutschen Parlament vorgelegt be- 
kommen haben.‘ Dr. Oskar Stillich. 


Rundschau 


Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Ungenügende Geldverbilligung. Im Rahmen der Verbilli- 
ungsaktion hat die Regierung beschlossen, die öffentlichen 
telder der Wirtschaft zu verbilligtem Zins zur Verfügungt 
zu stellen. Da diese sogenannten Wirtschaftskredite durch die 
großen Banken vermittelt werden, wird es unbedingt notwen- 
dig, daß sie dem Plane der Regierung.-durch Verbilligung: 
ihrer Zinsen und Provisionen Rechnung tragen. Tun sie das 
nicht, dann kommt die Geldverbilligung durch die Regierung 
nur den Banken und nicht der Wirtschaft und der Bevölkerung 
zugute. Nun haben die Banken wohl eine Ermäßigung der 
wahnsinnig hohen Bankprovisionen, aber beine Er- 
mäßigung des Zinssatzes beschlossen, Damit werden 
sich wohl Regierung und Oeffentlichkeit nicht zufrieden geben 
können. Außerdem schweigen sich die Banken bis heute immer 
noch aus, in welchem Maße sie mit ihren Provisionen her- 
unterzugchen gedenken. Es erscheint durchaus notwendig, 
daß die Regierung’ die Stellungnahme der Banken einer ganz 
energischen Nachprüfung unterzieht. 
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Sie verdienen nichts! Jedem ist wohl das Leib- und Magen- 
hed unserer Unternehmer bekannt, daß sie an den heutigen 
Preisen nichts mehr verdienen. Wenn man die Herrschaften 
klapsu hört, sind sie wirklich nicht mehr in der Lage, die 
„hohen“ Löhne zu zahlen. Anders klingt schon die Melodie 
des Liedes, wenn man hinter die Preiskalkulation dieser Leute 
kommt una erfährt, was heute immer noch wirklich ver 


.im Ladengeschäft verantwortlich zu machen. 


dient wird. Dafür eine kleine Kostprobe. Es wurde ven. 


dient an: .. 
1913 1925 
1 Liter Tinte 0,35 M. 0,9M. 
1 Dutzend Bremer Börsenfedern 0,06 M. 0,12M. 


Dazu nur eine kleine Bemerkung: Wo sind die Löhne über 
100 Prozent hg Diese Gewinne, die gar nicht verein“ 
zelt sein dürften, werden begreiflich, wenn man die Verteue=” 
rung betrachtet, die das Rohmaterial auf dem Wege zum Fer-” 
tigprodukt erfährt. Dafür nur einige Beispiele aus der Papier- 
branche. 50 Bogen holzfreies Schreibpapier kosten ab Fabrik 
0,45 M. Im Kleinhandel (Ladenpreis) müssen 1,25 M, für sie 
bezahlt werden. Der Anteil des Fabrikpreises macht nur 36 Pro- 
zent des Ladenpreises aus. Dagegen ergibt sich eine Verteue- 
rung auf dem Wege zum Verbraucher in Höhe von 178 Pro.’ 
zent. Wir können aber noch mit tolleren Beispielen dienen? 
Verteuerung vom 
Rohmaterial bis 
zum Verbraucher 

295 0/0 








Fabrikpreis Ladenpreis des 
des Papiers Gegenstandes 


100 Hanf-Briefumschläge 0,190 M. 0,75M. 
1 Schulschreibheft 0,043 M. 0,12M. 172% 
1 Notizbuch, 70 Blatt 0,031 M. 0,455 M. 456 %0 
Diese Beispiele lassen sich unbegrenzt vermehren und 
finden sich wohl so ziemlich in jeder Branche. Wir fragen: 
Wird heute nicht genug verdient? Schämt man sich nicht, 
den Verbrauchern und Arbeitern, denen man Hungerlöhne” | 
zahlt, das Lied von den ungenügenden Gewinnen zu singen? 


| 

Die Verteuerung der Lebensmittel durch die neuen Zölle. 
Einer Zusammenstellung der „Frankfurter Zeitung‘ zufolge” 
werden die Preise für nachstehende Lebensmittel, in denen ein 
Einfuhrbedarf vorhanden ist, in folgendem Ausmaß verteuert: 
Beim amerikanischen Schmalz, dessen Preis heute sich” 
auf 108 Pf. pro Pfund stellt, bringt der Zoll eine weitere Be-7 
lastung von 5 Pf. pro Pfund. Dazu kommt noch, daß die ame-" 
rikanischen Preise eine steigende Tendenz zeigen. Bei Cor- 
ned beef beträgt der Zoll 22 Pf. pro Pfund. Hier wird | 
also eine außerordentliche Verteuerung durch den Zoll ein-7 
treten. Die Butter wird pro Pfund um 11 Pf. durch den” 
Zoll verteuer, kondensierte Milch um 18 Pf. pro” 
Dose. Die Kuhmilch wird freilich in demselben Maße teurer” 
werden. Der Zoll auf Eier macht pro Ei einen halben Pfen-7 
nig aus. Allein der Zucker wird nicht teurer werden, da’ 
infolge der Aufhebung des Einfuhrverbotes der billigere Aus- 
landzucker einströmen kann. Ohne den Zoll würde eine er- 
hebliche Preissenkung eintreten. | 


| 

4 

Die Teuerung des Fleisches. Zur Verteidigung der Land- 
wirte veröffentlicht Walter Classen in der Zeitschrift des 
Landbundes folgende Zahlen: In den Jahren 1911/1913 erhöhte” 
sich zum Beispiel der Rindviehpreis auf dem Weg vom Stall’ 
zum Markt um 16,4 Pf. je Kilogramm Schlachtgewicht. In” 
den Monaten Januar bis Juni 1925 dagegen betrug die Span- 
nung nur 6,1 Pf. Auf dem weiteren Weg des Fleisches vom” 
Markt bis zum Laden jedoch betragen die Zuschläge 19257 
124 Pf. gegen 38 Pf. in der Vorkriegszeit. Die gesamten Zwi- 
schenhandelszuschläge sind also heute um 76 Pf. 
je Kilogramm Rindfleisch höher als früher. Zwar muß man’ 
dabei die Belastung durch die Umsatzsteuer, die etwa 10 Pro-”| 
zent ausmacht, und die Geldentwertung gegenüber der Vor- 
kriegszeit, die etwa 25 Prozent beträgt, in Rücksicht ziehen.” 
Trotzdem erscheint eine derartige Steigerung der Zwischen=?' 
handelszuschläge ungerechtfertigt, zumal sie lediglich entsteht?! 
auf dem zwischen Markt und Laden zurückgelegten Weg des”! 
Fleisches, welcher doch der von Transportkosten am wenigsten | 
belastete Teil des Weges vom Produzenten zum Konsumenten” 
ist. Im Gegensatz dazu sind die vom Landwirt erzielten Stall-” 
Beine für Rindvieh nach W. Classen von 147,7 Pf. in der” 
orkriegszeit auf heute 136,5 Pf. je Kilogramm Schlacht” 
gewicht gefallen, ein Rückgang der — Umsatzsteuer und Geld-” 
entwertung in Anrechnung gebracht — 32 Prozent beträgt.= 
Dieser Aufstellung zufolge wären also für die Fleischverteiwe-” 
rung entweder unrationelle Organisation (eine Vermehrung: der” 
Ladengeschäfte stellt Classen jedoch in Abrede) oder zu hohe? 
Gewinne im Zwischenhandel zwischen Markt und Laden un 
Sollte aber die? 
bisher auf Kosten der Landwirte und der Verbraucher erzielte” 
Gewinnsteigerung der Zwischenhändler und Ladenfleischer mit? 
Hilfe der Zölle jetzt den Konsumenten allein auf? 
gebürdet werden? Die gegebene Lösung wäre doch, daß die? 
vom Zwischenhändler in. Anspruch genommene Gewinnsteige-? 
rung zugunsten von Landwirten und von Konsumenten rück-” 
gängig gemacht würde. Seit der Veröffentlichung der oben? 
angeführten Angaben ist eine weitere Verteuerung? 
des Fleisches eingetreten, die ohne Zweifel auf. die £ 
neuen Zölle zurückzuführen ist. Mit Rücksicht auf die Zölle 








wird das Vieh zurückgehalten bzw. nicht auf- den Mark 


gebracht, was eine neue. Preissteigerung zur Folge hatte. 
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Sozialpolitik 


Arbeitspausen, Arbeitszeitverkürzung und Arbeitsleistung. 
Neuere arbeitswissenschaftliche Versuche zeigen, daß die Ein- 
fügung von Arbeitspausen sowie die Herabsetzung der Arbeits- 
zeit die Menge der geleisteten Arbeit heben. 
‚So bewirkte die Einfügung einer zehn Minuten langen Ar- 
Beitspause in die fünfstündige Vormittagsschicht von Poliere- 
Finnen eine Steigerung ihrer Arbeitsleistung um 5,2 Prozent. 
Eine viel bedeutendere Steigerung wurde in einer Textilfabrik 
mit zehnstündiger Arbeitszeit erzielt, wo man außer der ein- 
 stündigen Mittagspause noch vier Pausen von je zehn Minuten 
Dauer, und zwar nach den ersten zwei Stunden und den näch- 
sten anderthalb Stunden jeder Halbtagsarbeitsperiode, ein- 
geführt hat. Die günstige Wirkung — eine Produktionssteige- 
zung von 13 Prozent — kam hier vornehmlich dadurch zur 
'stande, daß die Arbeiterinnen jetzt die früher ennlächtig 
' und willkürlich eingeschalteten Ärbeitspausen wegfallen lassen. 
In je intensiverer Ruhe die Pausen verbracht werden, um so 
neNiger ihre Wirkung; am besten ist Schlaf. Wenn man 
‚ihnen Gelegenheit dazu gibt und sie dazu anleitet, lernen die 
meisten Arbeiterinnen bald auch während kurzer Pausen zu 
schlafen. Die Herabsetzung der wöchentlichen Arbeitszeit in 
‚einer Schokoladenfabrik von 47 auf 44 Stunden ging ebenfalls 
mit einer Steigerung der Arbeitsleistung Hand in Hand, die sich 
‚in der Schokoladenproduktion auf 39 Prozent, in der Ver- 
packung und in der Schokoladen-Handfabrikation auf je 27 Pro- 
| in der Schokoladen-Maschinenfabrikation auf 15 Prozent 
‚stellte, 


‚Allgemeine Gewerkschaftsfragen 


Kurzarbeit und Ueberarbeit. Infolge der immer weiter um 
sich greifenden Wirtschaftskrise wird die Kurzarbeit in der 
‚Industrie wieder zunehmend eingeführt. Heinz Potthoff 
beschäftigt sich in der „Werkmeisterzeitung‘“ mit dem Wider- 
spruch, der darin liegt, daß auf der einen Seite die Arbeits- 
zeit verkürzt wird, auf der anderen Seite die Arbeitgeber 
‚gleichzeitig die Verlängerung der Arbeitszeit fordern, so zum 
Beispiel, daß die Arbeitszeit an einigen Tagen verlängert, an 
anderen die Arbeit gänzlich eingestellt wird. Die diesbezüg- 
lichen Verfügungen des Arbeitszeitgesetzes vom Dezember 1923 
sind. nicht eindeutig. Die sächsische Textilindustrie hat die 
Frage durchgefochten; das diesbezügliche Material wurde vom 
‚Deutschen Textilarbeiterverband veröffentlicht. Die Arbeitgeber 
forderten eine 36 stündige Wochenleistung, an vier Tagen zu 
neun Stunden, so daß am Wochenende zwei Tage ganz frei 
‚blieben. Die sächsischen Behörden haben die Beschwerde 
‚der Arbeitnehmer abgelehnt, das Reichsministerium hat ihnen 
dagegen recht gegeben. Auch die Schlichtungsausschüsse in 
‚München und Nürnberg wie auch die Gutachten bekannter 
‚Sachverständiger erklären sich dafür, daß auf Grund des 
Arbeitszeitgesetzes Ueberstunden bei gleich- 
zeitiger Kurzarbeit nicht zulässig sind. In 
bezug auf die Tarifverträge empfiehlt Potthoff, auch den 
Fall der Kurzarbeit darin zu behandeln und in Uebereinstim- 
mung mit dem Gesetz deutlich auszusprechen, daß, abge- 
‚sehen vom freien Sonnabendnachmittag, eine Verkürzung der 
|Arbeitsdauer unter 48 Stunden nicht mit einer Ausdehnung 
‚der täglichen Arbeitszeit über acht Stunden hinaus verbunden 
‚werden darf. 





\ 




















Angestelltenbewegung 


| Den Mutlosen ins Stammbuch. Der „Zeitschrift des Ver- 
eins der Versicherungsangestellten Oesterreichs‘“ vom Juli 1925 
entnehmen wir die folgende Schilderung der ungarischen 
|Gewerkschaftsverhältnisse, die zeigt, mit welchen Schwierig- 
keiten dort die freigewerkschaftliche Angestelltenbewegung 
zu kämpfen hat, und daß die ungarischen Kollegen trotz aller 
‚Verfolgungen doch nicht den Muf verloren haben. Die Folge- 
Boden die die österreichischen Gewerkschaften daraus für ihre 
‚Kollegen ziehen, treffen auch für diejenigen deutschen Kollegen 
ie schon bei dem geringsten Druck ihres Arbeitgebers 
Fa Flinte ins Korn werfen und ihrer Gewerkschaft den Rücken 
‚kehren: 


„Die österreichischen Angestelltengewerkschaften waren vom Un- 
arischen Landesverband der Privatbeamten, der 
igewerkschaftlichen Organisation der ungarischen Koilegen eingeladen 

Norden, an seiner außerordentlichen Generalversammlung und an der 
Feier der Eröffnung des eigenen Heimes teilzunehmen. Beide Veran- 
Haltungen fanden am 28. Juni in Budapest statt. 

Um es gleich vorwegzunehmen: dieser ‘Besuch war ein ganz eigen- 
s Erlebnis. Da kommt man in ein Land, das mit Methoden regiert 
wird, die man vor 20 oder 30 Jahren nicht für möglich gehalten hätte. Jede 
tegung einer organisatorischen Tätigkeit wird, wenn sie nicht von vorn- 
terein unterdrückt wird, in einer brutalen Art überwacht, die selbst 
licht den leisesten Widerspruch aufkommen läßt. Und doch finden sich 
‚le Arbeiter und — was doppelt so hoch gewertet werden muß — die 
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Angestellten immer wieder — die Gewerkschaften sind schon oft 
aufgelöst, ihre Gelder beschlagnahmt und ihre Büros angezündet wor- 
den — in ihren Organisationen zusammen. Jeder Vertrauensmann steht 
mit einem Fuß im Gefängnis. Es genügt, daß ihn irgend jemand 
als Kommunist bezeichne, und er wandert auf Monate in den Kerker, 
Und daß die Unternehmer sich auf diese Art unbequemer Vertrauens« 
männer entledigen — wer zweifelt daran? Und trotzdem organisieren 
sich die ungarischen Privatbeamten. } 

Es gibt ein Gesetz in Ungarn, das den, der zum Klassenhaß aufreizt, 
mit schweren Kerkerstrafen bedroht. Schon der einfache Angriff auf 
einen schlecht zahlenden Unternehmer oder eine Unternehmerorganisation 
wird als solche Aufreizung geahndet! Wie soll man aber agitieren und 
kämpfen, wenn man den Feind nicht einmal nennen darf? Lohnkämpfe 
sind daher eine Seltenheit — die Löhne und Gehälter niedrig, dena der 
Gewerkschaft sind die Hände gebunden. 

Mehr noch: Neben den Mitgliedsbeiträgen, für die — wie es so 
manche österreichische Kollegen ausdrücken würden — ‚nichts‘ geleistet wer- 
den kann, haben die ungarischen Privatangestellten durch besondere Umilagen 
so viel Kapital zustande gebracht, um sich ein eigenes Heim zu schaften 
— von dem sie nicht wissen, ob es ihnen nicht morgen über dem Kopfe 
ne: wird. Mit Freude und Begeisterung Ha sie die Umlage 
geleistet! Sie sind 8500. Sie haben keine Abfertigung, keine Urlaube, 
keine Gewerbegerichte, kein Achtstundentaggesetz, keine Kollektivver- 
träge, keine Dienstpragmatik — sie haben kaum das Recht, sich Ge- 
werkschaft zu nennen —, aber sie sind mit Begeisterung und Hoffnung 
und Opfermut bei der Sache — und wir? Wer kennt nicht die Raunzer 
und Nörgler in unseren Reihen, die lieber heute wie morgen die Flinte 
ins Korn werfen, weil es sie nicht „auszahlt“, organisiert zu sein. Stellt 
daneben die ungarischen Kollegen, die in Anwesenheit des Regierungs- 
vertreterss und unter Polizeibewachung ihre Versammlungen abhalten 
müssen. 

In Ungarn, das gleichfalls vom ausländischen Kapital „saniert“ wird, 
wo im Verhältnis dieselbe schwere Wirtschaftskrise herrscht wie bei uns, 
wo es ebenfalls ein ungeheures Arbeitslosenheer, aber keine Arbeitslosen- 
unterstützung gibt — da erkennt man, was gewerkschaftlicher Opfer- 
mut und was Treue zur Organisation ist. 

An einigen persönlichen Beobachtungen sei der Druck, unter dem 
die Gewerkschaften in Ungarn stehen, dargetan. 

Die außergewöhnliche Generalversammling unserer ungarischen 
Bruderorganisation mußte einberufen werden, weil das Ministerium eine 
Statutenänderung vorgeschrieben hatte. Wenn diesem Verlangen des 
Ministeriums innerhalb einer bestimmten Frist nicht entsprochen wird, 
wird die Organisation aufgelöst. 

Anläßlich der Beratung dieser Statutenänderung ging es in der 
glänzend besuchten Versammlung stellenweise lebhaft zu. Natürlich sind 
in der Debatte Zwischenrufe gefallen. Was geschieht? Der Regierungs- 
vertreter, der sich aber im großen und ganzen, wie die Kollegen uns 
versicherten, sehr anständig benommen haben soll, läßt der Versammiun 
durch den Vorsitzenden mitteilen, daß er, wenn noch ein Zwischenru 
fallen sollte, die Versammlung auflösen werde! Während der ganzen 
Dauer der Versammlung hielt sich eine starke Polizeibereitschaft im Ver- 
sammlungslokal auf, 

Die österreichischen Delegierten konnten einige Begrüßungsworte 
an die Versammlung erst richten, nachdem hierzu die Polizei die Zu- 
stimmung erteilt hatte! 

Der Unterschied? 

Dort Opfermut, Kampfbereitschaft unter Einsetzung der persönlichen 
Freiheit und Sicherheit — hier, im Vergleich zu dort, Gefahrlosigkeit, 
Freiheit, Schutz vor den ärgsten wirtschaftlichen Gefahren, dafür aber 
Raunzerei und Schlappheit und Kleinmut.“ 


Der G.d.A. und der „eingebildete‘‘ Techniker, Unsere 
Ausführungen in der Nr. 35 der „Deutschen Techniker-Zei- 
tung“ zu dem Kapitel „Der G.d. A. und der Techniker‘ haben 
den G.d.A. nicht veranlassen können, seine merkwürdige 
Art der Technikerinteressenvertretung aufzugeben. 


Während er in Nr. 5 des „Technischen Angestellten‘ 
vom August 1925 die Behauptung aufgestellt hat, daß „die 
Zahl der eigentlichen Techniker im großen Kreise der Er- 
finder gering ist“, so sagt er jetzt in Nr. 6 des „Technischen 
Angestellten“, „daß der Techniker nicht der privilegierte 
Erfinder ist, sondern daß auch die anderen Berufe in starkem 
Maße an den Erfindungen beteiligt sind‘. Das letztere haben 
wir gar nicht bestritten, das erstere gar nicht behauptet, 
wenn das Wort „privilegiert‘“ seiner eigentlichen Bedeutung 
entsprechend verstanden wird, nämlich, daß nur der Techniker 
einRecht auf das Erfinden habe. Wir hatten nur behauptet, 
daß der Techniker auf Grund seines Berufes von vornherein 
mehr Gelegenheit und Befähigung zum Erfinden hat, daß die 
Erfindungen aber nicht als seine Erfindungen zur Geltung 
kommen, weil nach dem herrschenden Patentrecht die Er- 
findung in den meisten Fällen als das Eigentum des Arbeit 
gebers betrachtet wird. 

Unsere Auffassung, daß der Absolvent der mittleren Fach- 
schule die notwendige Vorbildung für das Hochschulstudium 
zum mindesten ebenso wie der Abiturient eines humanisti- 
schen Gymnasiums habe, veranlaßt den „Technischen An- 
gestellten‘ dazu, das „Sprichwort“ zu zitieren: „Die Einbildung 
ist seine einzige Bildung.“ 

Wir könnten es verstehen, daß der Angehörige eites an- 
deren Berufes, z. B. der kaufmännische Angestellte, stolz 
auf das ist, was er gelernt hat, daß der kaufmännische Ange- 
stellte von der Bedeutung seines Berufes überzeugt ist; als 
Anhänger der Berufsorganisation achten wir selbstverständ- 
lich das Berufsbewußtsein aller Berufe, Die Achtung von 
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dem eigenen Beruf zwingt auch zur Achtung vor anderen 
Berufen. Nur derjenige, der kein. Verständnis dafür hat, 
daß mit dem Berufe so etwas wie Selbstachtung verbunden 
ist, daß aus dieser Selbstachtung auch Forderungen für den 


Berufsstand herauswachsen, nur derjenige, der nicht die 
Erkenntnis aufbringt, daß sich so von selbst die Not- 
wendigkeit, Berufsinteressen zu vertreten, ergibt, Kann 


sich überhaupt dazu verleiten lassen, gegen das Berufsbewußt- 
sein einer bestimmten Berufsgruppe anzurennen und, wie es 
der famose Technikerinteressenvertreter im G.d.A. fertig 
bringt, den eigenen Berufsstand herabzusetzen. 


Wir hatten von vornherein in Nr. 29 der „D.T.Z.“ darauf 
hingewiesen, daß es „zu natürlich sei, daß in einem Einheits- 
verbande, der die Angestellten ohne Rücksicht auf ihren 
Beruf organisieren will, die Berufsinteressen eine sekundäre 
Rolle spielen“. Der G.d. A. geht noch einen Schritt weiter, 
Er erklärt die von uns aufgestellten Forderungen im Interesse 
unseres Berufsstandes für ungerechtfertigt und bezeichnet uns, 
weil wir solche Forderungen im Interesse unseres Berufs- 
standes aufstellen, als „eingebildet‘“. Wir danken dem G.d. A. 
dafür, daß er uns den Beweis so leicht gemacht hat, daß der 
„Technische Angestellte“ des G.d.A. mit dem wirklichen 
technischen Angestellten nichts zu tun hat, sondern nur mit 
einem kaufmännischen Angestellten, der nicht nur keine Ach- 
iung vor dem Berufsbewußtsein anderer Berufe, sondern auch 
vor dem seines eigenen Berufes hat. Nach unserer Auf- 
fassung ergibt sich das eine aus dem anderen. 


Wenn der G.d. A. glaubt, sich dadurch aus der Affäre 
ziehen zu können, daß er „die Akten über den Fall schließt‘, 
so können wir uns damit einverstanden erklären; denn das 
Material, das er uns für die Unmöglichkeit der Organisierung 
von Technikern innerhalb des G.d. A. und für seine Gegner- 
schaft gegen den Techniker geliefert hat, genügt uns voll- 
kommen. Wir behalten uns aber vor, die technischen Ange- 
stellten über die Sabotierung ihrer Forderungen durch den 
G.d.A. in der uns notwendig erscheinenden Form auch 
weiterhin aufzuklären. 


Soziale Bewegung 


Reichsgelder für gelbe Verbände. Die „Holzarbeiter-Zei- 
tung‘‘ weiß zu berichten, daß die gegenwärtige Reichsregie- 
rung Luther-Stresemann-Schiele aus dem Republikschutz- 
fonds eine gelbe Geheimorganisation, die der 
frühere Reichsminister des Innern Jarres im Mai 1924 ins 
Leben gerufen hat, unterstützt. Das Ziel dieser Organisation 
soll die Bildung sogenannter weißer Betriebszellen im mög- 
lichst allen Betrieben Deutschlands sein. Die Aufgabe dieser 
Zellen sei die Bespitzelung der Arbeitnehmerschaft im Ein- 
vernehmen mit den Werksleitungen. Als erste Leiter und 
wissenschaftliche Mitarbeiter sind ein während der ober- 
schlesischen Bandenkämpfe vielgenannterr Oberleutnant 
Kienzl und der Universitätsprofessor Dr. Dunk- 
mann genannt. 

Beide Herren sind dafür bekannt, daß sie sich zu den 
sogenannten „echt deutschen Männern“ zählen, die den freien 
Gewerkschaften und ihren Mitgliedern -das Bürgerrecht in 
Deutschland deswegen am liebsten absprechen möchten, weil 
sie internationale Beziehungen pilegen. Ihre sonstige Einstel- 
fung gegen internationale Beziehungen konnte sie aber, wie 
berichtet wird, nicht daran hindern, mit gleichgestimmten 
Seelen des Auslandes eine gelbe Internationale mit 
dem Sitz in Paris zu gründen und ihr die Bezeichnung 
„Entente internationale‘ zu geben. Die Feststel- 
lung, daß der Reichsverband der Industrie diese Organisation 
mit erheblichen Geldmitteln unterstützt, kann nicht über- 
raschen, Dagegen werden unsere Mitglieder gut tun, davon 
Kenntnis zu nehmen, daß mit diesen geheimen weißen Be- 
triebszellen die sogenannte „Landarbeiterorganisation‘“ des 
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Industrietarife 


Schlichter gegen Angestelitenforderungen. Das Nürn- 
berg-Fürther Arbeitgeberkartell (N.F.A.K.) teilte 
auf die Kündigung der Gehaltstafel mit, daß die Gehälter nicht 
erhöht, sondern wieder auf den Stand vor dem 30. April 1925 
zurückgeschraubt werden müßten. Trotzdem forderten unsere 
Kollegen eine 15 prozentige Gehaltserhöhung, und, da freie 
Verhandlungen von der Gegenseite abgelehnt wurden, riefen 
sie den Landesschlichter an. Dieser entschied praktisch: Es 
bleibt alles beim alten. Er stellte den Parteien an- 
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Seuirlaslatanan Nessie ne A hin he 
Reichslandbundes, der „Stahlhelm“ und die 
Reichsorganisation der nationaleu Arbeiter 
vereine zusammenarbeiten. 


Berufsfragen 


Unverstand oder Ueberheblichkeit? Der Deutschnationalel 
Handlungsgehilfenverband unterhält einen sogen. Reichsstellen= | 
nachweis für erste Fachkräfte. In seiner Nr. 29 vom 9. Septem= 
ber 1925 wird nun eine solche Stelle für erste Fachkräfte aus-| 
schrieben, und zwar wird von einer Firma der Werkzeug-j 
maschinenbranche für Metall- und Holzbearbeitung in Hamburg‘) 
ein Herr gesucht, der die einschlägigen Bezugsquellen genatt' 
kennt, selbständig beurteilen kann, welche Qualitäten in Frage 
kommen, um entsprechend anzubieten, selbst kalkuliert und 
Angebote abfaßt und verfolgt. Kein sogen. Maschinen-«! 
ingenieur, sondern ein auf Grund mehrjähriger Praxis mit‘ 
den Werkzeugmaschinen genau vertrauter Kaufmann. Steno=| 
graphie und Maschinenschreiben muß genau beherrscht werden. | 
Einseitige Herren, die z. B. nur Holzbearbeitungsmaschinen | 
kennen, haben keine Aussicht auf Einstellung. Dauerstellung,' 
Antritt möglichst bald. Alter etwa 25 Jahre, Gehalt nach) 
Abrede, | 

Also ein jähriger Kaufmann, der auf Grund „mehr-! 
jähriger‘ Praxis mit den Werkzeugmaschinen für Metall- und! 
Holzbearbeitung so genau vertraut ist, daß er selbständig be=' 
urteilen kann, welche Qualitäten in Frage kommen, selbst! 
kalkuliert und Angebote abfaßt. Der mehrjährige Besuch einer) 
technischen Fachschule ist sonach überflüssig. Ein 25 jähriger! 
Kaufmann kann das alles viel besser, als ein „sogen.“#] 
Maschineningenieur. Was nücht so ein „Kaufmannsgehilfe‘‘ alles! 
kann! Genau, wie der preußische Unteroffizier seligen Ange- 
denkens, der auch alles können mußte. Und solch ein 25 jähri= 
ges Universalgenie nennt der D.H.V. dann „erste Fachkraft‘! 
Der D.H.V. schätzt eben den Wert technischer Arbeit genau 
so ein, wie jene Verwaltungsbeamtengruppe einer Stadtge-| 
meinde, welche die Stellen des Stadtbauamtes mit der Be=) 
gründung beanspruchte: „Das bißchen technischen Kram machen? 
wir noch mit.“ Und trotzdem soll es heute noch Technikex' 
geben, die angeblich beamteten Vertretern des Deutschnatio-! 
nalen Handlungsgehilfenverbandes die Vertretung ihrer Tech«! 
nikerinteressen übertragen haben, 
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Schul- und Bildungsfragen 


Baufachausstellung Köln. Mit der Kölner Baufachausstel-) 
fung ist eine bauwissenschaftliche Tagung am! 
28. und 29. September verbunden, die uw. a. folgende Vorträge! 
umfaßt: i 

„Geh. Oberbergrat Prof. Dr. A. Steuer: „Ueber die Verwendung] 
von deutschen Natursteinen im Baugewerbe‘; Prof. Dipl.-Ing. G. Rüth:? 
„Ueber Zement, insbesondere hochwertigen Zement“; Direktor Erling-' 
hagen: „Zur Geschichte der Werkstoffe für Eisenbauten unter beson-? 
derer Berücksichtigung der neuesten Entwicklung“; Prof, Dr.-Ing.’ 
W, Schachemeier: „Allgemeine Fragen des Eisenbaues“; Regie- 
rungsbaumeister Dr.-Ing, Petry: „Ueber technische Fortschritte 
im Eisenbetonbau und ihre wirtschaftliche Auswirkung‘; Oberbau-? 
rat Bock: „Ueber die Verwendung von Eisen als Baustoff im Tiefbau‘? 
Regierungsbaumeister Dr.-Ing. Hugo Seitz: „Der neuzeitliche deutsche? 
ee Dipl.-Ing. Dr. Georg Garbotz: „Ueber Fördermittel im 

aufach.‘ 3 


Vermessungstechnikerkurse an der Baugewerksschule Essen.’ 
Am 20. August fand in Essen an der staatlichen Baugewerks& 
schule die Abgangsprüfung der Vermessungstechniker statt’ 
Von den elf Kandidaten, die sich der Prüfung unterzogen, 
haben vier die Prüfung mit dem Prädikat „Auszeichnung“ 
zwei mit dem Prädikat „gut“ und fünf mit dem Prädi at 
„bestanden“ bestanden. \ 

Am 10. Oktober beginnt ein neuer Tageskursus. 
Anmeldungen sind der Direktion der Baugewerksschwe zu 
unterbreiten. | 


SALES) 


heim, bis zum 15. September neue Verhandlungen zw ver 
langen; geschieht dies nicht, so bleibt die Gehaltsregelung) 
nach dem Schiedsspruch vom 30. April d. J. auch weiterhin 
in Kraft. Von einer Schlichtertätigkeit oder wenigstens dent! 
Versuch zu einer solchen war in der Verhandlung nichts zw! 
entdecken. I 

Aehnlich wie das N.F.A.K. beantwortet der Verbandi 
der Arbeitgeber der Elektrotechnik in Süd=] 
bayern E.V. (Vadel) die Forderung nach einer Gehalts-\ 
erhöhung. Auch er gab der Meinung Ausdruck, daß nicht! 
eine Gehaltserhöhung, sondern ein Abbau der Gehälteg 
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5 
Die Gehaltssätze aus Tarliverträgen mit abweichender Gruppen 


(müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 
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Fach- DieneuenGe- Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppa 

Bezirk für Monat hälterwurden I In IV v vı Soziale Zulage 

gruppe festgesetzt d. M. M. M. M. M, 

mm Tl 200000 
E | Schlesien, jab 1. August 1925 | Schiedsspr. 95—175 150—180 210--275 305-370 _ _ _ 
Breslau 
H Bunzlau ab 1. August 1925) Vereinbg. 75—152 85—185 108-245 205—295 fr. V. _ 
H | Darmstadt | ab 1. Juli 1925 |Schiedsspr.] 93-175 55-230 | 265-350 399 = ae. 
Kind und allein- 
' stehend. Ledige 8. 
H | Görlitz ab 1. August 1925 a 62—182 135— 228 203-324 fr, V. _ n- _ 
1 h 
| a Hausstandsgeld 
\ = = 9 Zi EN Er 8 
H Halle Aug. u. Sept. 1925 Vereinbg. 86—131,5 119—191 131,5—250 217—296 277 —336 12 Kindergeld 6, 
H Harburg ab 1. Juli 1925 , 85—163 91-188 163—212 230-242 Ir as Frau 9, Kind 9, 
} höchst, 4 Kinder, 
Er. Zeitz ab 1. Juli 1925 » 90—180 111—221 120—257 145 — 291 159-319 | 173— 345 _ 
EK |Granitindustrie| ab 1. August 1925 ” 86110 105—135 145-—-199 161 —215 174-230 | 210-264 -- 
1% Bayern 
l 
EL Brauereien ab 1. Juli 1925 3 95—195 120— 245 140—290 240—375 255— 400 —_ _ 
E München 
i N Görlitz ab i. August 1925 | Schiedsspr. 62—186 139 — 233 209—329 fra V. _- _ _ 
N Kaiserslautern | ab 1. August 1925 | Vereinbg. 63—150 84—200 235—294 279—352 _ _ _ 

2 - 4 | .n y ya Frau 6, Kind 3, 
k E Lübeck ab 1. August 1925 rn 110—135 144—165 174—200 210—247 höchst. 4 Kinder. 
IN Pforzheim | ab 1. Sept. 1925 5 74—19% 152—260 327 421 IE V. _ _ 
| % £ e e 2 Frauenzulage 
r OÖ Reichenbach |ab1. August 1925 “ RN 202—233 245—285 310-362 = Air 20-35, Zulage 

w für 2 oder mehr 

B.. ‚ Kinder 6—24. 

T Gr.-Berlin ab 1. Juli 1925 z 149—237 253—297 314—391 360—390 u nn 
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Neue Tarifgehälter in Goldmark, 


Die Gruppenbezeichnung In den einzeinen Di Hungen entspricht nicht in allen Fällen der In nachstehender Tabelle angewandten, 
@zeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 
Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 









IE Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C= Gas-, Wasser- und Elektr,-Werke, D = Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur 


‚G = Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, [= Chemische Industrie, 


K = Steinindustrie, L — Nehrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N == 


Metallindustrie, O = Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 


‚U= Wagen- und Karosseriefauriken, V — optische Industrie. 


erforderlich sei. In dieser Streitsache wurde am 18. Juli 
‚dieses Jahres ein Schiedsspruch gefällt, der den Angestellten 
‚äne Gehaltserhöhung von 7 Prozent zusprach, trotzdem der 
‚Arbeitgebervertreter drohte, daß jede Gehaltserhöhung Ent- 
lassıing von Angestellten nach sich ziehen werde. Der Vadel 
(ehnte dann auch den Schiedsspruch ab. Unserem Antrage auf 
‚Verbindlicherklärung glaubte der Landesschlichter nicht ent- 
‚sprechen zu können, trotzdem der vorerwähnte Schiedsspruch 
einstimmig gefällt war. In der Begründung anerkennt zwar 
fer stellvertretende Landesschlichter, daß die Gehaltssätze 
m Finblick auf die Teuerung als verbesserungsbedürftig be- 
tichnet werden können. Da aber die Arbeitgeber 
nit Entlassung von Angestellten drohen, könne 
st die Verantwortung, durch einen staatlichen 
Zwaugsakt die Beschäftigungslosigkeit der 
Kaufmännischen Angestellten zu vermeh gen, 
licht übernehmen. 


- In einem dritten Gehaltsstreit mit der Provinzmetall- 
ıadustrie wurde unter dem Vorsitz des Landesschlichters 
‚it Schiedsspruch gefällt, der gegenüber dem bisherigen Zu- 
‚Hände eine geringe Verbesserung darstellt. Die Arbeitgeber 
‚tabeu auch diesen Schiedsspruch abgelehnt. Die Verbindlich- 
‚tklärung ist beantragt. Nach dem vorher Berichteten wird 
‚nan die Hoffnung auf einen Erfolg dieses Schrittes nicht allzu 
‚roch schrauben dürfen. 


Insbesondere die beiden erstberichteten Streitfälle beweisen 
‚smeut, daß die Angestellten bei Durchsetzung auch der be- 
‚scheidensten, durch die Teuerung bedingten Gehaltsforderun- 
‚zen gut tun, sich nicht auf dieSchlichtungsinstan- 
en, sondern vielmehr auf ihre eigene Kraft 
! verlassen. Es müßte allmählich auch dem Naivsten 
dar geworden sein, daß nur kräftige Gewerkschaften, getragen 
‚oa dem Opfermut und Kampfeswillen der Mitglieder, in der 
‚age sind, die fortschreitende Verelendung der Angestellten 
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Zeichnen Sie Ihre Schreiben an den Bund nicht nur 
mit Namen und Adresse, sondern auch mit. Ihrer 
_ Sie schaffen dadurch eine wesentliche Erleichterung in der Erledigung Ihrer Angelegenheiten, N 
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aufzuhalten und ihnen künftig Gehalts- und Arbeitsbedingungen 
zu sichern, die ihrer Bedeutung im Wirtschaftsprozeß ent- 
sprechen. 


Baugewerbetarife 


Bezirksverhandlungen Baugewerbe. Nach der im Juli er- 
folgten Unterbrechung der Verhandlungen über den Reichs- 
tarifvertrag für die technischen Angestellten im Baugewerbe 
sind in den Bezirken von unseren zuständigen Gauverwaltun- 
gen nach dem Scheitern der freien Verhandlungen die öffent- 
lichen Schlichtungsausschüsse angerufen worden. 


Für Schlesien wurden durch einstimmig gefällten 
Schiedsspruch die Bestimmungen des abgelaufenen Reichs- 
und Bezirkstarifvertrages wieder in Kraft gesetzt. Gleich- 
zeitig gelang es in freier Verhandlung, die bisherigen Gehalts- 
sätze um 10 Prozent zu erhöhen, so daß die Gehälter nun 95 
bis 370 Mark für die Ortsklasse I betragen. 

Für die Vertragsgebiete Hannover- Braunschweig 
und Minden-Lippe wurde im Schlichtungstermin selbst, 
da inzwischen die Verhandlungen über die Schaffung des 
Reichstarifvertrages wieder aufgenommen waren, der Antrag 
auf Schaffung eines Bezirksmanteltarifvertrages zurückgezogen, 
dagegen der Antrag auf Erhöhung der Gehälter 
weiter verfolgt. Vom Schlichtungsausschuß würde ein Ver- 
gleichsvorschlag gemacht, der dahin ging, die seitherigen Ge- 
haltssätze von 95 bis 350 Mark um 10 Prozent zu erhöhen, 
jedoch nur für die im Hochbaugewerbe tätigen Angestell- 
ten, weil die angeblich schlechte wirtschaftliche Lage im 
Tiefbaugewerbe eine Gehaltserhöhung ausschließe. Unsere zu- 
ständige Gauverwaltung hat diesen Einigungsvorschlag abge- 
lehnt. Einmal muß bestritten werden, daß eine Gehaltserhö- 
hung von höchstens 35 M. im Monat die Existenzfähigkeit 
auch eines sehr kleinen Tiefbaugeschäftes in Frage stellen 


Mitgliedsnummer! 
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könnte, zum andern aber ist eine reinliche Scheidung zwischen 
Tiefbau- und Hochbauunternehmern weder vorhanden noch 
durchführbar. Jeder Bauunternehmer führt, insbesondere in 
Zeiten schlechter Konjunktur, die Arbeiten aus, die er erhalten 
kann, ohne zu fragen, ob diese in das Gebiet des Hoch-, Tief- 
oder Betonbaues fallen. Durch die Annahme dieses Ver- 
gleichsvorschlages wäre für einen großen Teil unserer Mitglie- 
der eine kaum tragbare Rechtsunsicherheit über die Höhe des 
von ihnen zu beanspruchenden Mindestgehaltes entstanden. 
Durch die Ablehnung ‘des Vergleichsvorschlages wird der 
Schlichtungsausschuß gezwungen sein, erneut über die Sache 
zu verhandeln und einen Schiedsspruch zu fällen. 

In Rheinland-Westfalen schleppen sich die Ver- 
handlungen schon recht lange hin. Am 24. August berief der 
vom Reichsarbeitsministerium bestimmte Schlichter die Par- 


- teien zu einer Verhandlung ein. Eine Einigung war nicht mög- 


lich. Deswegen wurde am 2. September in Köln eine 
Schlichtungskammer gebildet, die über den Streit entscheiden 
sollte. Wie bekannt, besteht in Rheinland-Westfalen eine 
von dem Inhalt des bisherigen Reichstarifvertrages abweichende 
Vereinbarung nach dem sogenannten Leistungsprinzip. Diese 
Tatsache benutzten die Unternehmervertreter, um die Berech- 
tigung unserer Forderung nach Gehaltserhöhung zu bestreiten, 
indem sie die schwer nachprüfbare Behauptung aufstellten, 
daß in erheblichem Umfange bedeutende Leistungszulagen 
gezahlt würden. Als unsere Unterhändler forderten, daß der 
junge Techniker als Mindesteinkommen wenigstens so viel 
haben müsse wie ein Maurer im Stundenlohn, erklärten die 
Herren von der anderen Seite, keine Vollmachten zum Ab- 
schluß irgendeiner Vereinbarung zu haben. Daraufhin wurden 
die Verhandlungen erneut vertagt. 

Im Laufe dieser Woche wird die Entscheidung über das 
Zustandekommen des Reichstarifes fallen. Sollte der 
Vertragsabschluß am Widerstand der Unternehmerverbände 
scheitern, so müssen die bezirklichen Verhandlungen mit 
erhöhter Energie aufgenommen werden. 


Die kommende Kohleninternationale 


Das Durcheinander in der kapitalistischen Wirtschaftsord=- 
nung, besser Wirtschaftsunordnung genannt, ist nicht nur eine 
Belastung für die arbeitenden Volksteile, sondern der Kapitalis- 
mus selbst verspürt oft in unangenehmer Weise, daß manche 
Dinge geordnet werden müssen. Die Unordnung, die in der 
Weltkohlenwirtschaft herrscht, ist ja, wenn man den Ursachen 
nachforscht, die Grundursache der Kohlenkrise. Je geordneter 
ein Produktionszweig arbeitet, desto mehr wird er von Krisen 
verschont. Nun ist aber die beste denkbare Ordnung dann vor- 
handen, wenn die Produktion dem Verbrauch angepaßt ist, 
und die Verteilung des Produktes an die Verbraucher nach 
wirtschaftlichsten Grundsätzen erfolgt. Aus diesen Gesichtspunk- 
ten heraus wurden, um weitere Gewinnmöglichkeiten zu schaffen, 
Syndikate und Kartelle der verschiedensten Art in manchen 
Ländern schon in der Vorkriegszeit geschaffen und die Ver- 
trustung der Industrie ist zum Teil auf ähnliche Beweggründe 
zurückzuführen, Auf diese Art kam das Weltmonopol für 
Erdöl, in das sich zwei Gesellschaften friedlich teilen, zu- 
stande. In der Nachkriegszeit entstand, nachdem infolge des 
verlorenen Krieges Deutschland sein Kalimonopol verlor, die 
Vereinbarung über die Absatzverteilung an Kali auf der Erde, 
nach welchem dem deutschen und dem französischen Kali be- 
stimmte Absatzgebiete zugewiesen und bestimmte Preisgrenzen 
festgelegt wurden. Die Verhandlungen über die Absatzregelung 
in der europäischen Eisenindustrie sind noch nicht beendet, 
trotzdem man weitergehende Bindungen als in der Vorkriegs- 
zeit, wo in erster Linie das Schienenkartell Bedeutung hatte, 
schon eingegangen ist. Man ersieht hieraus nicht nur die Ver- 
flechtung der Weltwirtschaft, sondern auch, daß das gemein- 
same Interesse der Völker keine Grenzen kennt. 

Nun gehen seit einigen Wochen durch die Presse der 
ganzen Welt Nachrichten der verschiedensten Art über ein 
eventuelles Zusammenarbeitendesenglischenund 
des Ruhrbergbaus. In der Tat hat ein Meinungsaus- 
tausch über die Möglichkeit einer Vereinbarung über den 
Kohlenabsatz stattgefunden, der, wieder nach Pressemeldungen, 
ergebnislos verlaufen ist. Als Grund wird vornehmlich auf den 
Mangel eines englischen Syndikats hingewiesen, das in der 
Lage ist, für den ganzen englischen Bergbau eine bindende 
Vereinbarung zu treifen. Die Bedeutung einer solchen Verein- 
barung liegt auf der Hand, wenn man die Interessen des 
Kohlenbergbaus kennt. Auf den europäischen und den Europa 
»aheliegenden Kohlenmärkten sind Ruhrbergbau und englischer 





BERGBAU 


Fachfragen | RE | { 


Neue Kampfvorbereitungen der Bauunternehmer. In dem 
uns vorliegenden Rundschreiben eines Bezirksbauarbeitgeber« 
verbandes wird zunächst über das Abkommen mit den Baws 
arbeitern, das zur Aufhebung des Aussperrungsbeschlusseg 
führte, berichtet und dann folgendes gesagt: 

„Um unsere für diese Kämpfe geplanten Maßnahmen für die Zukunft 
vervollständigen und ergänzen zu können, um die Stellung der Auftrags 

berschaft, insbesondere der Industrie, genau kennenzulernen, ist €& 
ür uns von größter Wichtigkeit, die gesammelten Erfahrum 
en und auch die sich bereits bemerkbar gemachten 
chwierigkeiten kennenzulernen.“ 


Es wird dann weiter darauf hingewiesen, daß eine noch 
engere Fühlungnahme mit jenen Organisationen notwendig sei, | 
die den Bauunternehmern in ihrem Kampfe gegen die Arbeit= | 
nehmer Unterstützung zugesagt haben. Weiter werden die 
Mitgliedsfirmen aufgefordert, die Namen solcher Bauherren 
namhaft zu machen, die etwa gedroht hätten, im Falle der! 
Aussperrung‘ dem aussperrenden Unternehmer einen Auftrag! 
zu entziehen oder gar die Arbeiten in eigener Regie fortzw= | 
führen oder von einem Außenseiter fortführen zu a Es 
sind gegen solche renitente Bauherren Gegenmaßnahmen im! 
Aussicht genommen. | 

Wir sehen daraus, daß die Unternehmer durchaus ges 
willt sind, den Klassenkampf gegen ihre Arbeiter und An« 
gestellten bei ehester Gelegenheit wieder aufzunehmen, und! 
daß sie ununterbrochen darauf bedacht sind, ihre Kampfmittel 
zu vermehren. Insbesondere müssen sich die Angestellten 
merken, daß die Gegner nach einer immer engeren Verbin 
dung mit ihren Klassengenossen in den sonstigen Arbeitgeber 
lagern streben, um daraus zu lernen, daß den Angriffen der 
vereinigten Unternehmer mit Aussicht auf Erfolg nur entgegen- 
getreten werden kann, wenn auch die Arbeitnehmer, insbe=' 
sondere aber die Angestellten, sich in einer einheitlichen Kampfe | 
front zusammengefunden haben. 


Dana] 


Steinkohlenbergbau die großen und schärfsten Konkurrenten, 
Jeder versucht seinen Absatz zu vergrößern, ohne daß dieses 
dem einen oder anderen in ausreichendem Maße möglich wäre, ' 
da der Rückgang des Verbrauch, auch in den Bezirken, wo | 
beide ohne Konkurrenz sind, zu groß ist. Die Folge des man«| 
gelnden Absatzes ist Konkurrenzkampf mit allen Mitteln. Das 
einfachste und bekannteste und auch sicher wirkende Mitteh 
ist die Preis unterbietung. Bei solchen Preisunterbietiun« 
gen haben nun. die Gruben beider Kohlenerzeuger im letztem | 


Jahre erheblich gelitten. Die Statistik gibt über den Ruhr-'! 
bergbau keine unbestreitbare Auskunft, da alle Bergbaustatistik 
in Deutschland äußerst unklar und unwahr ist, Ueber den eng=! 
lischen Bergbau liegen glaubhaftere Berichte vor, nach welches 
die Gewinnmöglichkeiten des englischen Bergbaus stark zü= 
rückgegangen sind. Die Zechenstillegungen in England sowohl 
als auch im Ruhrbergbau sind neben dem mangelnden Absatz 
auf den geringen Erlös zurückzuführen. So werden die Unter= | 
nehmer des Kohlenbergbaus immer deutlicher darauf gestoßen, ' 
daß es an der Zeit ist, mit England eine Vereinbarung zw 
treffen, durch welche unnütze Konkurrenz beseitigt wird. 
Auch die Arbeiter- und Angestelltenschaft des ‘Bergbaus' 
ist an der Regelung des Absatzes stark interessiert. Solange)! 
der Bergbau nicht sozialisiert ist, ist damit. zu rechnen, daß 
alle Konjunkturschwankungen mit ihrer unangenehmen Seite | 
auf die Arbeitenden abgewälzt werden. Somit wird bei Absatz= 
schwierigkeiten, wie wir ja seit längerer Zeit sehen, die Ar=| 
beiter- und Angestelltenschaft erhebliche Lasten zu tragen | 
haben. Aus diesem Grunde ist der internationale Bergarbeiter- 
verband zu der Ueberzeugung gekommen, daß ein inter 
nationales Büro eingerichtet werden muß, das die Grund«='' 
lagen einer internationalen Verteilung der Kohle aufstellt und’! 
durchführt, Schon auf dem internationalen Bergarbeiterkongreß‘! 
im August 1922 in Frankfurt befaßte sich ein besonderes Re='' 
ferat des holländischen Vertreters Brozik mit dieser Frage, ' 
Eine zu diesem Punkte angenommene Entschließung) 
lautete: „Der internationale Bergarbeiterkongreß beschließt, daß’! 
jedes angeschlossene Land für die Errichtung eines internatio= 


nalen Büros für die Kohlenverteilung eintreten soll, Dies solF 
der erste Schritt zur Sozialisierung des Bergbaus sein.“ Auf 
dem folgenden Kongreß, der im August 1924 in Prag stattfand, | 
beschäftigte man sich abermals mit der Frage. Es wurde eine 
Resolution von Hodges, dem internationalen Sekretär, 
angenommen, die folgenden Wortlaut hatte: „Der Kongref 





gresses und beschließt, daß alle Landesverbände ihre Anstrem« 
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bestätigt die Resolution des 26. internationalen ie Ihre Anstrem 
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gungen zugunsten der Schaffung eines internationalen Büros 
zur Verteilung der Kohle als ersten Schritt zur Sozialisierung 
‚der Bergwerke fortsetzen sollen.“ Wir sehen also, daß Unter- 
"nehmer und Arbeitnehmer zu gewissen Zeiten dasselbe Ziel 
‚haben können. Die Gründe sind, wie ersichtlich, verschieden, 
„Die arbeitende Klasse hat an den Kartellierungen, die aus 
kapitalistischen Gründen vorgenommen werden, im Grunde 
"kein Interesse, Ja, solche Kartellierungen richten sich in den 
"meisten Fällen sogar entweder gegen die Arbeitnehmerschaft 
direkt oder gegen ihre Konsumenteninteressen. So liegen die 
Dinge auch hier, Wenn auch die Arbeitnehmer des Bergbaus 
kein Interesse an dem Konkurrenzkampf des englischen und 
des Ruhrbergbaus haben, so sind doch die Unternehmergesichts- 
punkte hierfür nicht maßgebend. Wenn mit Hilfe der Kon- 
kurrenz das Produkt verbilligt wird, und dadurch dem Arbeit- 
nehmer eine bessere Lebensmöglichkeit geboten wird, so kann 
ihm die Konkurrenz sehr recht sein, vom Konsumentenstand- 
punkt aus gesehen. Wird jedoch durch die Konkurrenz der 

etrieb, in welchem er arbeitet, derart gedrückt, daß derselbe 
eingestellt oder eingeschränkt werden muß, so ist das eine 
unangenehme Sache für ihn. Nun hat aber von dem Kon- 
"kurrenzkampf der englischen und der Ruhrkohle der Arbeitneh- 
mer als Konsument keinen Vorteil. Die Betriebe, weiche in den 
Kampfgebieten des Weltkohlenhandels liegen und darum Kohle 
zu billigeren Preisen erhalten als solche, die nicht in den 
|" Kampfgebieten liegen, denken nämlich gar nicht daran, ihr 
"Produkt billiger zu verkaufen, als jene Betriebe, die mit 
‚teureren Kohlen arbeiten müssen. Sie stecken die Verringerung 
"des Kohlenpreises als Uebergewinn in die Tasche. Aus 
diesem Grunde ist ein indirektes Interesse der 'Arbeiter und 
"Angestellten des Bergbaus an der Regelung des Weltkohlen- 
 marktes vorhanden. 


Es gibt aber noch ein anderes. Wer die Entwicklung, die 
"ich oben geschildert habe, verfolgt, der wird wissen, daß eine 
“engere Zusammenarbeit der Kapitalsinteressen auch im _inter- 
nationalen Bergbau kommen wird. Wenn nicht unter Beteili- 
"gung der Arbeitenden, dann eben ohne sie. Nun hat die 
|" Arbeitnehmerschaft in den hauptsächlich in Frage kommenden 
Staaten zu gewissen Zeiten ‘eine große Macht. In solchen 
"Zeiten wäre eine Vereinbarung über die Kohlenverteilung, dx 
"mit den Interessen der im Bergbau Beschäftigten konform geht, 
"ohne weiteres denkbar. Die englischen Bergarbeiter haben 
einen Einfluß auf die Kohlenwirtschaft ihres Landes, der den 
der Arbeiter und Angestellten in Deutschland erheblich über- 
|"steigt, trotzdem man dort keinen Reichskohlenrat hat. Aus 
"diesem Grunde sehen die Dinge vom englischen Standpunkt 
"teilweise anders aus als vom deutschen. Wir können bet den 
gegenwärtigen wirtschaftlichen und politischen Verhältnissen in 
eutschland nicht erwarten, daß man die Arbeitnehmer, wie 
"es die Forderung des internationalen Bergarbeiterverbandes 
"ist, im Falle einer Regelung der Kohlenabsatzfragen in aus- 
| geichendem Maße beteiligt. Darum mag das Drängen in 
Deutschland nicht so stark sein, wie in England, während es 
"in Deutschland in den Zeiten der Kohlennot stärker war. 

we. ‚Zu diesen Dingen kommen noch die durch die Repara- 
tionslieferungen in Frankreich und Belgien entstehenden 
Schwierigkeiten, Da die Reparationskohle von der französischen 
und. belgischen Regierung subventioniert wird, so wird sie 
"von den Verbrauchern bevorzugt. Die Folge davon ist, daß der 
Absatz der französischen und belgischen Kohle leidet und da- 
Welurch die Bergarbeiter Belgiens und Frankreichs ebenso wie 
"die Englands und Deutschlands die Segnungen des Vertrags 
"von Versailles zu zpüren bekommen. . 
7. Alle diese Schwierigkeiten kann man zwar durch ein inter- 
mationales Büro zur Verteilung der Kohle nicht beseitigen. 
"Aber man kann sie lindern, wenn dieses Büro, so wie der inter- 
pationale Bergarbeiterverband es wünscht, nicht in einseitigem 
"Kapitalsinteresse arbeitet, sondern wenn es im Interesse einer 
bestmöglichen Deckung des Bedarfs eine Verteilung der Kohle 
"nack Vernunftgründen vornimmt unter weitgehendster Berück- 
\"sichtigung der Arbeitenden in den betreffenden Ländern. 
Ib - ; Steiger Halbfell. 






















'Bergbautarife 
Tarifverhandlungen für den Niederlausitzer Braunkohlen- 
\bergbau. Das Tarifvertragsverhältnis für den Niederlausitzer 
© Braunkohlenbergbau ist seit nunmehr Jahresfrist gespannt durch 
‚den Streit um die Bezahlung der Mehrarbeit, die von den 
Angestellten vor Abschluß des Mehrarbeitsabkommens geleistet 
wurde, Dieser Streit hat zur Führung zahlreicher Prozesse der 
Angestellten gegen die Werksdirektionen geführt, die zum 
‚größten Teil für die Angestellten erfolgreich waren. In mehreren 
Fällen ist Aber das Berufungsverfahren noch nicht abge- 
schlossen. Die Geltendmachung der Rechtsansprüche hatte die 
Er rbeitgeber derartig erbost, daß sie es in der letzten Zeit ab- 

lehnten, überhaupt in direkte Verhandlungen mit den Angestell- 
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tenverbänden tiber Gehaltsrevisionen einzutreten. Auch da 
Verhalten der Direktion den Angestellten im Betriebe gegen«' 
über lieB erkennen, daß es ein Arbelecher nicht vertragen 
kann, wenn die Angestellten ihre Rechte vertreten. Diesef 
Streit über die Mehrarbeit ist nun bei der letzten Verhandlu 
am 10. September dadurch beigelegt worden, daß folgende 
Vereinbarung abgeschlossen wurde: 
1. Das Mehrarbeitsabkommen vom 23. November 1924 gilt als mit 
Wirkung ab 1. Januar 1924 abgeschlossen, 
2. Die zur Zeit gerichtsseitig anhängig gemachten Prozesse einzelner 
Angestellter werden durch Ziffer. 1 nicht berührt, 
3. Weitere Ansprüche aus Mehrarbeit werden weder geltend gemacht 
noch vertreten. 


In der erwähnten Verhandlung gelang es auch, über die 
Gehaltsregelung eine Entscheidung erbeiruinhren Eine Er- 
schwerung trat dadurch ein, daß der D.H.V. wieder einmal 
Sonderforderungen gestellt hatte, die eine Einigung mit den 
Arbeitgebern sehr leicht unmöglich machen konnten. Der 
Eauze Verlauf der Verhandlungen ließ jedoch eine gütliche 
ereinbarung als das Vorteilhafteste erscheinen, da bei der 
bekannten Einstellung - der Schlichtungsausschußvorsitzenden 
bzw. der Schlichter damit zu rechnen war, daß durch even- 
tuellen Schiedsspruch die Gehaltserhöhung weit hinter der 
mitteldeutschen Regelung zurückgeblieben wäre. Nachdem der 
D.H.V. seine Sonderforderungen fallen ließ, kam es dann sehr, 
bald zu einer Einigung auf der Grundlage des Abschlusses für, 
den mitteldeutschen Braunkohlenbergbau. Der 30. Nachtrag! 
zu dem Tarifvertrag vom 29. September 1919 setzt mit Wir- 
kung ab 1. August 1925 folgende Tarifgehälter fest: 


Technische Angestellte: 


‚A, b, c; Grube, Abraum, Betrieb. Anfangsgehalt Dienstzulage Endgehalt 
N SEERTENENIER EN TINTEN Fer Pa Eu a 


la 257.— 10 X 5.— 307.— 
269.— 10 X 5,.— 319.— 
282.— 10 X5.— 332.— 
ib 2311.— 10 X5.— 281.— 
2 213.— 10 X 4.50 258.— 
3 177.— 10 X4.— 217.— 
a 163.— 10 X4— 203.— 
Sonstige technische Angestellte: 
bis 18 Jahre 76.— 
von 13 bis 20 Jahren 100.— bis 110.— 
von 21 bis 24 Jahren 125.— bis 150,— 
Selbständige 227.— 10 X 4.50 272. — 
Ziegeleibetriebe 213.— 10 X 4.50 258.— 
231.— 10xX5.— 281.— 
* 257,— 10 X5.— 3075 
Ingenieure 177, — 213.— 231.— 


Ueberstundenpauschale M. 20.—, 17.—, 14.—, 
Hausstands- und Kindergeld je 3.50. 


Diese Regelung ist erstmalig zum 30. November 1925 kündbar. 


Gehaltsregelung für den Ostdeutschen Braunkohlenbergbau. 
Die Verhandlungen mit dem Arbeitgeberverband waren er- 
gebnislos, so daß die Anrufung des Schlichters für die Provinz 
Brandenburg notwendig war. Alle Einigungsversuche des 
Schlichters blieben auch ohne Erfolg, da die Arbeitgeber sich 
auf den Standpunkt stellten, die ungünstigen wirtschaftlichen 
Verhältnisse im Ostdeutschen Revier würden auch nicht die 
geringste Gehaltserhöhung zulassen. Nach mehrstündiger Ver- 
handlung wurde folgender Schiedsspruch gefällt: 

1. Die Gehälter der Angestellten werden um! 6 vom Flundert erhöht. 
2. Die Ueberstundenabgeltung beträgt 14 bzw. 17 R.-M., bzw. 20 R.-M. 














Kerr Kollege! 
Denken Sie daran, 
daß zum Quartalsschluß die 


| „Deutsche Techniker-Zeitung‘“ 


neu bestellt werden muß. 





Fragen Sie die Bundeskollegen in Ihrem Büro, Ihrem Be- 
triebe oder Ihrem Amte, ob sie Bezieher der „D.T.Z.“ sind. 
Wenn nicht, dann überreichen Sie den Kollegen den an 
anderer Stelle dieser Nummer enthaltenen Bestellschein! 


Jedes Bundesmitglied muß Werber 
für den Bezug seiner Zeitung sein! 
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3. Die Dienstalterszulagen werden festgesetzt 
in Gruppe I auf 5.— M. 
„ ’ ui ” 459 » 
„ » u ” 4 ” 
7) 7 IV ” A ” 
2 ” V „ 2.50 „ 
4. Diese Regelung gilt vom 1. August 1925 bis zum 30. November 1925. 
Hiernach ergeben sich folgende Gehaltssätze: 
Technische Angestellte: 


mit 12 °/, Abschlag mit 15 °/, Abschlag 
Anfangsgehalt Dienstzul. Endgehalt Anfangsgehalt Dienstzul. Endgehalt 
TEN N A 214,— IX SE 
b 232.— 10 X5.— 282.— 225.— 10X5.— 275.— 
ec 244, — 10X5.—  29.— 235.— 10X5.—  285.— 
u io 16 X 4.50 228.— 177.— 10X450 222.— 
II 153.— 10 X4— 193.— 147.— 10X4—,. 187.— 
IV 141.— 10 X4— | 18,.— 136.— 10X4—  176.— 


Ueberstundenpauschale M. 29.—, 17.—, 14.—. 

Haushalts- und Kindergeld je M. 8.50. 

Durch diesen Schiedsspruch wird die Spanne gegenüber den 
Randrevieren abermals erweitert, denn die durch den Schieds- 
spruch vorgesehene Gehaltserhöhung beträgt nur 6% gegen- 
über 8% in dem Niederlausitzer Revier. Dem Schiedsspriich 
ist von beiden Parteien zugestimmt worden, so daß die vorge- 
nannten Gehaltssätze als Tarifgehälter Geltung erhalten haben. 


Die unhaltbaren Gehaltsverhältnisse der Angestellten im 
Ober- und Unterharz sollen verewigt werden. Wir verweisen 
auf unsere Notiz in der „D.T.Z.“ Nr. 36 vom 4. September, 
S. 468, worin wir mitgeteilt haben, daß am 26. August d. ]. 
Gehaltsverhandlungen unter Vorsitz des hannoverschen Schlich- 
ters statffinden. Dessen Steilvertreter, Herr Oberregierungs- 
rat Dr. Voltmer, fälle nachstehenden Schiedsspruch: 

„I. Die Gehaltssätze der Büroangestellten werden gegenüber den zu- 
letzt gültig gewesenen tariflichen Festsetzungen 

in der Gruppe II um 3,— Mark 

in der Gruppe III um 4,— Mark 

in der Gruppe V um 5,— Mark 
erhöht, und zwar mit Wirkung vom 1. August d. 

II. Sonstige Aendertmgen der bestehenden Gehaltssätze treten nicht ein. 

Hi. Frist zur Erklärung über Annahme des Schiedsspruches bis zum 
3l,.d.M. 

Nichtabgabe einer Erklärung gilt als Ablehnung, 

Gründe: 

Zu I. Die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in der 
Schlichtungskammer stümmen darin überein, daß die im Schiedsspruch 
vom 9, Mai d. J. festgesetzte Spanne zwischen den Gehältern der Büro- 
und der technischen Angestellten reichlich hoch sei und hielten .die Er- 
mäßigung, wie jetzt vorgesehen, für angemessen. 

Zu II. Zu einer Erhöhung der Gehaltssätze allgemein liegt bei den 
in Frage kommenden Arbeitnehmern besonders auch im Hinblick auf 
die wirtschaftlichen Zeitverhätnisse aus allgemeinvolkswirtschaftlichen Rück- 
sichten kein genügender Anlaß vor.“ 

Eine Gehaltserhöhung von 3, 4 und 5 Mark pro Kopf 
und Monat durch Schiedsspruch festzusetzen, dürfte wohl 
noch nicht vorgekommen sein. Bezeichnend ist, daß die 
unterste Gruppe der kaufmännischen Angestellten, die mit 
dem unmöglichen Monatsgehalt in Höhe von 99 M. beginnt, 
überhaupt keine Zulage erhalten hat. 

Wie aus der Begründung ersichtlich, sind die technischen 
Angestellten vollkommen leer ausgegangen. Bezeichnend ist 
allerdings, daß auch die Vertreter der Arbeitnehmer der Schlich- 
tungskammer zum Ausdruck gebracht haben, die Spanne zwi- 
schen den Gehältern der kaufmännischen und technischen An- 
gestellten sei reichlich groß. 

Als Arbeitnehmervertreter wirkten in der Kammer ein 
Vertreter des Zentralverbandes der Angestellten und ein Ver- 
treter des Gewerkschaftsbundes der Angestellten mit. Bekannt- 
lich ist der G.d. A. die so viel gerühmte Einheitsorganisation, 
die für sich in Anspruch nimmt, die Interessen aller Gruppen 





Berufsfragen der Behärdentechniker 


Verzeichnis der angestellten- und invalidenversicherungs- 
flichtigen Bediensteten der Reichsbahn. Die verschiedenartige 
Durchführung der Angestelltenversicherung in den einzelnen 
Reichsbahnbezirken hat der Hauptverwaltung der Deutschen 
Reichsbahngesellschaft Veranlassung gegeben, unter Berück- 
Be sigung gewisser Anregungen der Reichsversicherimgsanstalt 
tür Angestellte, einheitliche Richtlinien für den gesamten Be- 
reich der Deutschen Reichsbahngesellschaft unter Beachtung 
der neuesten. Gesetzgeb aufzustellen. Die Richtlinien haben 
die Billigung des Reichsarbeitsministers gefunden. Nachstehend 
lassen wir die Verfügung (58.267.311) vom 2. August 1925, 
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so vertreten Zu können, daß jede Gruppe zu ihrem Recht‘ 
kommt. Der G.d.A.-Vertreter hat aber zweifellos durch seine 
Haltung den technischen Angestellten nicht nur nicht genützt, | 
sondern sie in unverantwortlicher Weise geschädigt. Durch | 
die Tat hat der G.d.A. zum Ausdruck gebracht, sich als 
Interessenvertretung von technischen Angestellten nicht mehr | 
zu betrachten. Somit ist er lediglich nur noch eine Organi- 
sation zur Vertretung der Interessen von kaufmännischen An- 
gestellten. Dessen ungeachtet ist die Haltung der beiden | 
Arbeitnehmervertreter nicht verständiich. | 
Inzwischen haben sämtliche Angestelltenorganisationen den 
Schiedsspruch abgelehnt und die seitherigen Gehaltssätze recht- | 
zeitig mit Wirkung zum 30. September 1925 gekündigt. | 
Aus diesem Vorgang können die technischen Angestellten 
die Lehre ziehen, daß ihre Interessen nur durch einen Berufs | 
verband, niemals durch eine Einheitsorganisation, am aller- 
wenigsten durch einen sogenannten Industrie- oder Fachver- 
band vertreten werden können. Seitz. | 








Gegen die unterschiedliche Bezahlung auf. den fiskalischen | 
Zechen. Bei der Beratung des Bergetats im Hauptausschuß des 
Preußischen Landtages hat die Sozialdemokratische Fraktion 
zu der Frage der unterschiedlichen Bezahlung der mit gleicher | 
Tätigkeit beschäftigten Angestellten und Beamten auf deu fis- 
kalischen Zechen in Recklinghausen (s. auch „D.T.Z.* | 
Nr. 37, S. 479) folgenden Antrag eingebracht: | 

„Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, "| 
daß den Angestellten in den Staatsbetrieben des Recklinghauser Bezirks 
das Einkommen um die Differenz, welche bei gleichen Voraussetzungen 
bezüglich Beschäftigungsart, Dienstalter usw. zwischen Besoldungsordnung, 
einschließlich aller Zuschläge, einerseits und dem Angestelltentarife an+ 
dererseits besteht, rückwirkend ab 1. April 1925, erhöht wird.“ 

Wir erwarten, daß sich die übrigen Parteien diesem in 
jeder Beziehung berechtigten Antrage anschließen, damit end- 
lich die unhaltbaren Besoldungszustände in Recklinghausen 
beseitigt werden. | 


Bergbauwirtschaftsfragen 


Die Zahl der Arbeitslosen in England betrug nach einer 
Mitteilung des Arbeitsministers im britischen Parläment: 


Gezählt am es 
22. Juni 1925 23. Juni 1924 gegenüber 1924 

Bergbau 301 202 57275 + 243 927 
Schitfsbau 75 611 63 742 - 11869 
Hüttenindustrie 55 889 43 095 + 12794 
Maschinenbau 92 595 105 849 — 13254 
Alle Gewerbe 1 294 883 1.009 641 + 285 242 
Knappschaftliches 


Uebergehung der Knappschaftsältesten. Es gibt Angestellte, 
besonders obere Werksbeamte, die es ablehnen, sich mit ihrem 
Angestelitenältesten in Verbindung zu setzen, wenn sie etwas 
mit der Knappschaft zu tun haben. Diese Herren, denen die 
gewerkschaftliche Zugehörigkeit des Aeltesten nicht paßt, wen- 
den sich direkt an die Knappschaft. Einige unserer Aeltesten’ 
wandten sich gegen diese Uebergehung, sie sagten sich, sie 
seien gesetzlich vorgeschriebene Organe im Selbstverwaltungs- 
körper und müßten daher in Anspruch genommen werden. 
Erfreulicherweise teilt auch die Verwaltung der Ruhr- 
knappschaft diesen Standpunkt. Sie hat für ihren Bezirks- 
verein bestimmt, daß in Zukunft Anträge von Bergbauangestel- 
ten auf Invalidisierung, die nicht durch die Hände des zuständi- 
gen Aeltesten gegangen sind, mit entsprechender Verweisung 
auf & 45, Ziffer 4 der Satzung zurückzugeben sind. 

Wir ersuchen die Aeltesten in den übrigen Bezirksvereinen, 
darauf zu achten, daß bei ihnen in der gleichen Weise verfah- 
ren wird. 


soweit die Angestelltenversicherungspflicht dadurch berührt 
wird, folgen: \ 
Angestelltenversicherungspflichtige Personengruppen: 
a) Assessoren, Referendare, Reichsbaumeister, Reichsbahnbauführer 
im  Vertragsverhältnis; | 
b) Diplomingenieure, Ingenieure, Architekten, Chemiker im Vertrags- 
verhältnis; 2 
c) Landmesser im Vertragsverhältnis, Techniker im Vertragsverhält- 
nis (Bauassistenten, Bauaufscher, techn. Bürogehilfen, Landmesserge- 
hilfen techn. Aushelfer), Zeichiter, chtiädherhe Aushelfer und Aus- 
helferinnen, Stenotypisten, Kanzleigehilien; z 
d) Schreibgehilfen, Bürogehilfen oder Hilfsschreiber bei äußeren | 
Dienststellen und Verwaltungsbüros (Werkstattschreiber, Bahnmeister-, 
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‚ schreiber usw.), Hiliskräfte im Telegraphen-, Fernsprech- und -Fahr- 
 kartenausgabediesist; 
x e) Bahnagenten, sole sie schriftliche Arbeiten in größerem Um- 
fang zu erledigen haben oder sonst nach der Verkehrsanschauung, ins- 
besondere im Hinblick auf die Größe der Haltestelle oder die Art ihrer 
tariflichen Behandlung als Angestellte gelten. 
| Im einzelnen ist zu dem Verzeichnis folgendes zu bemerken: 
‚Es soll die im Abschnitt XVII der vom Herrn Reichsarbeits- 
minister unterm 8. März 1924 (Reichsgesetzblatt I S. 274) erlassenen 
Bestimmung von Berufsgruppen der Angestelltenversicherung aufgeführte 
Nachweisung der Angestellten im Verkehrswesen ergänzen und Richt- 
linien für den Regelfall geben. Es soll also nicht ausgeschlossen bleiben, 
ı daß in dem einen oder anderen besonders gearteten Fall je nach Lage, 
der Umstände auch eine andere als die nach dem Verzeichnis vorge- 
|" schriebene Versicherung angewendet werden kann. Die Entscheidung 
| hierüber bleibt vorbehaltlich der Entscheidung der Versicherungsbehörden 
| 





im Streitverfahren in jedem Falle der zuständigen Reichsbahndirektion 
überlassen. 
Zu Abschnitt Id des Verzeichnisses: Sofern Arbeiter überwiegend 
' und mit der Absicht der dauernden Verwendung als Schreibgehilfen, 
' Bürogehilfen usw, beschäftigt und damit ihrem eigentlichen Beruf ent- 
| zogen werden, sind sie angestelltenversicherungspflichtig. Als über- 
 wiegende Beschäftigung gilt, wenn der Bedienstete mehr als die Hälfte 
| eines Monats in der Schreibgehilfentätigkeit beschäftigt ist. Hilfskräfte 
in Telegraphen- und Fernsprechdienst sind dann nicht angestelltenver+ 
sicherungspflichtig, wenn sie lediglich umschalten. Die Frage der Ver- 
‚ sicherungspflicht der Bahnärzte, die in letzter. Zeit von verschiedenen 
Seiten angeschnitten worden ist, ist zur Zeit noch Gegenstand besonderer 
Prüfung und wird voraussichtlich demnächst auf Grund eines besonderen 
Falles im ‚Instanzenzuge entschieden werden. Vorläufig wird die Ver- 
sicherungspflicht: der : Bahnärzte von uns nicht anerkannt. 
| Versicherungsfrei gemäß $ 11 Ziff. 1 des Angestelltenversicherungs- 
 gesetzes in der Fassung vom 23, Mai 1924 sind planmäßige und außer- 
 planmäßige Beamte sowie Beamte im Vorbereitungsdienst. Ihnen wird 
| die in $ 11 Ziff, 1 A.V.G: vorgesehene Anwartschaft auf Ruhegeld und 
‚ Hinterbiiebenenrente hiermit ausdrücklich gewährleistet. Versicherungs- 
frei sind auch weibliche Beamte, mit der Maßgabe jedoch, daß die Ver- 
sicherungsfreiheit aufhört und für die Zeit der versicherungsfreien Be- 
 schäftigung Beitragsmarken der Angestelltenversicherung nachzuverwen- 
den sind, wenn die weiblichen Beamten sich verheiratet haben oder das 
|" Vorhandensein von Kindern bekannt wird, sofern den weiblichen Be- 
amten nicht auf Grund gesetzlicher Vorschrift ein Anspruch auf Ruhegeld 
| und Hinterbliebenenrente gegen den "Arbeitgeber zusteht. 
| Alle  entgegenstehenden Anordnungen werden durch diese Verfügung 
\ aufgehoben, E 
Wir bedauern lebhaft, daß die zuständigen Angestellten- 
organisationen zu den Verhandlungen nicht hinzugezogen wur- 
den. Es hätte sicherlich eine Menge Koniliktstoff beseitigt 
werden. können. Infolge der Unvollständigkeit der obigen Liste 
müssen die noch vorhandenen Streitfälle nun auf dem Instan- 
zenwege beseitigt werden. 
Wir behalten uns vor, in der „D.T.Z.“ eingehender auf 
die Angelegenheit zurückzukommen. 


\  Freifahrt zu Organisationstagungen. Die Hauptverwaltung 
der Deutschen Reichsbahn erläßt in dieser Frage die nach- 
ı stehende Verfügung: 


„Mit Verfügung Nr. 59a. 160. 207, vom 27. Mai 1925, ist ange- 
‚ ordnet worden, daß für die Gewährung freier Fahrt zu Tagungen der 
‚ Organisationsverbände die Bestimmungen der Freivo. maßgebend sind. 
"Die Teilnahme von Beamten, Angestellten und Arbeitern an den 
‚ Hauptversammlungen und an den  Vorstandssitzungen ihrer Gewerk- 
\schaftsverbände und deren Fachgruppen gilt als „wichtiger persönlicher 
Anlaß“. Es werden also Ausnahmen von der mittleren Entfernung 
(250 km) zugelassen, wenn ein Mandat der Gewerkschaft vorgelegt wird. 
Durch Verfügung Nr. 59a. 160. 335., vom 21. August 1925, wird 
ergänzt, daß sich die mit der Verfügung Nr. 59a. 160. -207., vom 
‚27. Mai 1925, vorgesehene Erleichterung nur auf die Abweichung von 
‚der mittleren Entiernung bezieht, nicht also auf die Zahl der jähr- 
‘ lichen Fahrten, Die Fahrten zu Organisationstagungen sind vielmehr 
auf die für persönliche Zwecke zugestandenen jährlichen Freifahrten 
| anzurechnen. 
I Diese Bestimmungen gelten nach -Verfügung Nr. 59a. 160. 313., 
vom 23. Juli 1925 auch für Beamte im einstweiligen oder dauernden 
| Ruhestand und für mit Sozial- oder Unfallrente ausgeschiedene Angestellte 
\ und Arbeiter,“ 
Annahme von Angestellten. Der Reichspostminister gibt 
folgenden Erlaß bekannt: „Zur Beseitigung von Zweifeln wird 
darauf hingewiesen, daß sich die Bestimmung im Amtsbl. Vf. 
“Nr. 291 von 1924 unter 3 letzter Satz, wonach zur Annahme 
von Angestellten von der Vergütungsgruppe VII an aufwärts 
_ die Genehmigung des Reichspostministers erforderlich ist, nicht 
‚auf diejenigen technischen Hilfskräfte bezieht, zu deren Ein- 
‚stellung nach der Bestimmung in A.D.A. IV,1 86 unter 1 
‚die Oberpostdirektionen befugt sind. Dagegen bedarf es hin- 
‚sichtlich der Festsetzung des Grundvergütungssatzes dieser 
Angestellten nach wie vor der Genehmigung des Reichspost- 
 ministeriums.‘‘ 


} 
i 
| 
| 
] 
| 


x Laboranten bei der Reichsbahn. Die Gruppe der Laboran- 
‚ten der Deutschen Reichsbahn, die zu ihrem überwiegenden 
‚ Teil unserem Bund angehört, führt gegen die Hauptverwaltung 
‚der Deutschen Reichsbahn wegen der Regelung ihrer dienst- 
‚lichen Verhältnisse mach dem Arbeiterlohntarit Beschwerde. 
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Unser Bund hat die in Frage kommenden Instanzen zwecks 
Entscheidung angerufen. Die von der Reichsbahnverwaltung 
durchgeführte Entlohnung der Laboranten nach dem Arbeiter- 
lohnabkommen steht im Widerspruch mit den Bestimmungen 
des Reichsangestelltentarifvertrages. Wir zweifeln nicht daran, 
daß die Entscheidung im Sinne der Wünsche der Laboranten 
ausfallen wird. 


Beamtenrecht 


Stellt Art. 14 der P,A.V. eine Veriassungsänderung dar? 
Ueber diese Frage "äußert sich der juristische Mitarbeiter der 
„Beamten-Korrespondenz‘“ wie folgt: 

„Die vom Reichstag mit einfacher Mehrheit zum Gesetz er- 
hobene Bestimmung des Art. 14 der Personalabbauverordnung, 
daß das Dienstverhältnis weiblicher Beamten und Lebrer auch 
bei lebenslänglicher Anstellung von der zuständigen Behörde 
But werden kann, hat über den unmittelbar betroffenen 

ersonenkreis hinaus in der Beamtenschaft zu lebhaften Erörte- 

rungen Veranlassung gegeben. Man erblickt darin eine Aus- 
nahmebestimmung gegen weibliche Beamte, die nach Art. 128 
Abs. 2 der Reichsverfassung unstatthaft sei und daher als ver- 
fassungsändernd zur Annahme einer Zweidrittelmehrheit des 
Reichstags bedurft hätte. Für die juristische Beurtelung der 
Streitirage, die wahrscheinlich sehr bald zur Entscheidung durch 
das Reichsgericht gebracht werden wird, kommen folgende 
Gesichtspunkte in Betracht: 

Unbestritten ist es, daß die speziell gegen weibliche Beamte 
zugelassene Kündigungsbefugnis der Verfassung zuwiderläwft. 
Das Reichsgericht hat in der Entscheidung Bd. 102, S. 145 und 
dann noch bestimmter für die vorliegende Spezialfrage in 
Bd. 106, S. 154 die Aufkündigung des Dienstverhältnisses ver- 
heirateter weiblicher Beamter als eine gegen Art. 128, Abs. 2 
der Reichsverfassung verstoßende Ausnahmebestimmung er- 
klärt. Der Reichsjustizminister und mit ihm die Reichsregierung 
erkennen dies auch an, halten aber gleichwohl ein& Ver- 
fassungsänderung mit Rücksicht auf das voraufgegangene Er- 
mächtigungsgesetz nicht für vorliegend, Sie berufen sich darauf, 
daß das Ermächtigungsgesetz die Regierung ausdrücklich zur 
Abweichung von den Grundrechten der Verfassımg berechtigt. 
Durch Art. 14 der auf Grund des Ermächtigungsgesetzes er- 
lassenen Personalabbauverordnung sei daher die Verfassungs- 
änderung bereits vollzogen und zulässig geworden, die Ueber- 
führung des Art. 14 in ein reguläres Gesetz bedeute daher über- 
haupt keine Veränderung des bestehenden Rechtszustandes, Da 
außerdem die vom Reichstag beschlossenen Zusätze zum Art. 14 
die Lage der weiblichen Beamten günstiger gestalteten, so 
liege nicht eine Verschlechterung, sondern eine Annäherung 
an die Reichsverfassung vor. Dieser Beweisführung der Re- 
gierung stehen indessen unverkennbar erhebliche rechtliche 
Bedenken gegenüber, die sich auf $ 1 Abs. 3 des Ermäch- 
tigungsgesetzes gründen. Danach sind die von der Regierung 
erlassenen Verordnungen auf Verlangen des Reichstags auf- 
zuheben. Jede aus dem Ermächtigungsgesetz herrührende Ver- 
ordnung kann also in ihrem ganzen Umfang jederzeit durch 
Reichstagsbeschluß mit einfacher Mehrheit in Fortfall gebracht 
werden. Dieses Aufhebungsrecht des Reichstags bezieht sich 
aber immer nur auf die Verordnung als Ganzes. Unzulässig ist 
es, atis der Verordnung einen einzelnen Artikel, der noch außer- 
dem einen verfassungsändernden Inhalt hat, herauszugreifen 
und in dieser Weise eine nur als vorübergehend gedachte Ver- 
fassungsänderung im Wege einfacher Reichstagsmehrheit in 
einen dauernden Rechtszustand umzuwandeln. Das Ermächti- 
gungsgesetz wollte nur ein Notrecht schaffen, das für eine 
kritische Zeitspanne das Reich über drohende Gefahren hin- 
weghelfen sollte, Mit Beendigung der Krisis sollte auch dieses 
Notrecht sein Ende nehmen, die Festsetzung des Zeitpunktes 
blieb dem Reichstag überlassen. Der Reichstag durfte daher 
nur die Personalabbauverordnufg als Ganzes aufheben und da- 
mit wieder die Bahn freimachen zur Herstellung des ver- 
fassungsmäßigen Gesetzeszustandes,. 

Damit ist nun freilich die Rechtsfrage noch nicht er- 
schöpft. Steht meines Erachtens das jetzt beschlossene Reichs- 
gesetz mit der Verfassung nicht im Einklang, so ist streitig, 
ob die Gerichte berechtigt sind, die Verfassungsmäßigkeit von 
formell ordnungsmäßig durch den Reichspräsidenten ausge- 
fertigten ind verkündeten Reichsgesetzen nachzuprüfen. In den 
eingangs erwähnten beiden Fällen, die das Reichsgericht ent- 
schieden hatte, handelte es sich um Landesgesetze — baye- 
risches und württembergisches Beamtenrecht —, die mit der 
‚Verfassung nicht im Einklang standen. Zu dieser Prüfung 
sind die Gerichte berechtigt, da nach Art. 13 der Reichsverr 
fassung Reichsrecht Landesrecht bricht. Jetzt aber handelt 
es sich darum, ob ein Reichsgesetz mit der Reichsverfassung 
vereinbar ist. Die Frage, ob auch in einem solchen Falle 
das Gericht zur Prüfung berechtigt ist, #st sehr bestritten und 
von der Theorie verneint, aber vom Reichsgericht (vgl. z. 
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Au 102, S. 164) "bejaht. Bleibt das Reichsgericht bei dieser 





Auffassung, kann damit gerechnet werden, daß die Gerichte 
‚die Kündigung weiblicher Beamten für unwirksam erklären.“ 


'; Ausspruch von Beförderungen mit rückwirkender Kraft. 
Die Reichsregierung hat am 13. August 1925 den nachstehen- 
itien Beschluß gefaßt: 
“ „Die unter Nr. 3 des Kabinettsbeschlusses vom 20. November 1924 
itvgl Rundschreiben des Herrn Reichsministers der Finanzen vom 26. No- 
(vember 1924 — I.B. 24696) getroffene Bestimmung, daß Beförderungen 
it rückwirkender Kraft über den Beginn des Beförderungsmonats 
hinaus nicht ausgesprochen werden dürfen, tritt hiermit außer Kraft. Die 
‚Voruahme von Beförderungen mit rückwirkender Kraft kann künftig 
‚\vieder nach den allgemein geltenden gesetzlichen Bestimmungen (Nr: 29 
tler Besoldungsvorschr.) erfolgen.“ 


Behördentariffragen 


Offener Tarifbruch in der Preußischen Staatshochbauver- 
waltung. Unter dieser Ueberschrift haben wir in Nr. 33 der 
'„D.T.Z.“ eine Mitteilung wiedergegeben, wonach im „Coblen- 
zer General-Anzeiger“ das Preußische Hochbauamt Coblenz 
jur den Erweiterungsbau des Bades Bertrich einen gewandten 

ochbautechniker sucht und dessen Bezüge nach Vergütungs- 
ruppe IV bemißt. Das Preuß. Finanzministerium hat diese 
ngelegenheit untersucht und teilt uns folgendes mit: 

„Die Anzeige: ‚Hochbautechniker für den Erweiterungsbau des Bades 
Bertrich gesucht‘ ist in den beiden Coblenzer Tageszeitungen, dem „Ge- 
neral-Anzeiger“ und der „Volkszeitung“ veröffentlicht worden. Die An« 
zeigen sind seitens des Hochbauamtes Coblenz I vorschriftsmäßig — 
die Stelle des Hochbautechnikers nach Gruppe VI ausgeschrieben —, 
den betreffenden Zeitungen zugestellt worden. In der Nr. 164 des 
„Coblenzer General-Anzeigers“ vom 18. Juli 1925 ist durch Setzfehler 
der Irrtum unterlaufen, der sofort beanstandet wurde. Die Zeitung 
hat daraufhin drei Tage später auf eigene Kosten die Anzeige berichtigt 
wiederholt. 

Der angestellte Techniker bezieht die Bezüge der Gruppe VI des 
preuß. Angestelltenvertrages,“ 


Besoldungsfragen 


Erhöhung des Wohnungsgeldzuschusses. In der 108. Sitzung 
des Reichstages ist ein Antrag des Ausschusses angenommen 
worden, die Reichsregierung zu ersuchen, den Reichsbeamten 
vom 1. August ab mindestens 100 Prozent des gesetzlichen 
Wohnungsgeldzuschusses zu gewähren. Obgleich in der Zwi- 
schenzeit eine allgemeine Mietserhöhung vorgenommen wurde, 
hat sich die Reichsregierung dennoch nicht bewogen gefühlt, 
diesen Reichstagsbeschluß durchzuführen. Wir werden alles 
daransetzen, um den Haushaltsausschuß, der demnächst zu 
einer Sitzung zusammentritt, zu veranlassen, auf die Reichs- 
regierung zwecks Durchführung des vom Plenum beschlossenen 
Antrages einzuwirken. 


Erhöhung der Zulagen nach $ 26 des Reichsbahngesetzes. 
Der Generaldirektor der Reichsbahngesellschaft gibt unter dem 
22. August 1925 die nachstehende Verfügung über die Ge 
währung von Leistungszulagen für das Vierteljahr Juni bis Sep- 
tember bekannt: 


„zur Gewährung von Leistungszulagen nach den Richtlinien I wird 
für das Vierteljahr Juli bis September d. J. für den dortigen Bezirk 
voraussichtlich ein Betrag von buchstäblich: 

(folet Betrag) 

überwiesen werden. Dieser Betrag stellt gegenüber dem des ver- 
angenen Vierteljahres eine Erhöhung von 7 Prozent dar, die für alle 
ezirke gleichmäßig vorgenommen worden ist. Die erforderlichen Vor- 
bereitungen zur Ausschüttung können schon jetzt getroffen werden. Die 
Beträge sind aber erst auszuzahlen, nachdem von uns hierzu Ermächti- 
gung erteilt worden ist. Die Ausschüttung ist nicht den Amts- (Inspek- 
ions-) vorständen zu überlassen, sondern nach deren Vorschlägen durch 
die Reichsbahndirektion vorzunehmen, wobei darauf zu achten ist, daß 
innerhalb des Bezirks die Einheitlichkeit gewahrt bleibt. Wenn sicher- 
gestellt ist, daß auch in den einzelnen Nachbarbezirken nicht ungleich- 
mäßig vorgegangen wird, kann von einer vorherigen Besprechung inner- 
halb der durch unsere Verfügungen vom 20. Januar d. J. — 53, 238. — 
und vom 9. März d. J. — 53. 238, 166. — gebildeten Gruppen abge- 
schen werden. 

Wir nehmen an, daß eine Aenderung der Richtlinien I nebst - Aus- 
führungsbestimmungen nicht erforderlich ist. Sollte es doch notwendig 
sein, so wäre nach Beratung innerhalb der Gruppe von der gruppen- 
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führenden Stelle spätestens bis zum 5. September d. J. zu berichten. | 
Wegen der Benachrichtigungsschreiben an die Beamten, der Behand« 


lung von Beschwerden sowie der Sorge für eine Verteilung der Mittel 
nach rein sachlichen Gründen gilt das in unserer Verfügung vom 
9. März d. J. — 53. 238. 166. Gesagte auch für das laufende Vierteljahr, 


Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft. 


Hauptverwaltung. — Der Generaldirektor. — | 


gez. Oeser. 
Au 
Reichsbahn-Oesellschaft Gruppenverwaltung Bayern it 
München 


die Reichsbahndirektionen in München, Augsburg, Würzburg, Regens- | 


burg, Nürnberg, Ludwigshafen, 


je besonders Abschrift zur Kenntnis mit dem Ersuchen um gleichmäßige; 


Veranlassung. 


Der Gruppenverwaltung Bayern wird für die Reichsbahndirektionen | 


und die zentralen Aemter des dortige 


n Bereichs voraussichtlich ein | 


| 


Gesamtbetrag von. 555 100 R.-M. (buchstäblich: Fünfhundertfünfundfünf- | 


zigtausendeinhundert Reichsmark) überwiesen werden, den wie nach 
Maßgabe des Bedürfnisses auf die untersteliten Reichsbahndirektionen 
und die zentralen Aemter zu verteilen bitten. Mit der Auszahlung der 
Beträge bitten wir zu warten, bis wir hierzu die Ermächtigung erteilen, 


Der Generaldirektor. 
gez. Oeser, 


| 





| 
h 


Verteilungsplan. R.-M. 
Reichsbahndirektion Altona 2.4, 00:0 ne 00 ae 
+ Berlin 9 1 sn re er ee 
„ Breslau ST rs De ea EEE ARHLE: 
» Cassel © 13 « © « [3 « © « °. { [3 © « 178 000 
„ Elberfeld . Ch set | % ee eh 212 700 | 
r Erfurt FE TR Eee VRR 
ff} Essen ee AR a ee a er ST De 
„ Frankfurt a, M. Le m De: Te Sn ev are 193 4C0 | 
Fi Halle a... Sc a EEE THON ODE | 
„ Hannover . : « Fe | 
„ Köln PER? SEHR GT Dur ae a a 279 200 
s Königsberg 1; Pr. EV a a ar 111 900 f 
" Magdeburg CDEERT Ware er Dr re et Eh rn. le 155 800 
„ Mainz se oe ne ee 151 200 | 
7} Münster U MIeE Mk er Ya: Wale ac ET ar Se u 9 nv 114 709) 
ff Oppeln ee a ee ee ln 
) Osten EDER. Waaec WET a De a Ga a Es sn 121 000 | 
r Steitin ee ee ae 
» Trier en. ie ae te user aa Au a 76 609 
s Eisenbahn-Zentral-Amt . 2 0. 8 2 0 . 3900 
7) Dresden Be WER Sat Wr Due So De LT est 344 609 
„ Stuttgart N Fe a RI 
„ Karlsruhe Pyaaer Eye Amor une BE ER NER en re 203 700 
„ Schwerin ee a a era ar ee RA NE 
Oldenburg . « » . «., 36 200 


Bayern für das ehemals bayerische Netz . 555 100 
Summa 4735 789 


Mit Recht hebt die „A.D.B.Z.“, der wir diese Verfügung 


Oruppenverwaltung 


entnehmen, hervor, daß die Reichsbahn zur angemessenen Be- 


zahlung des Personals, wie die BERen Wan en Lohnverhand- | 


lungen erwiesen haben, angeblich kein Geld zur Verfügung 
habe, während zur Hebung der Moral beim Aufsichts- 


petso0al Mittel für Ausschüttungen in reichlichem Maße vor- | 


anden sind, 


Reisekosten der Landmesser. Im Preußischen Besoldungs- 
blatt Nr. 40 vom 4. September 1925 wird folgender Runderlaß 
des Preußischen Finanzministers K. V. 1. 3654 vom 26. August 
1925 veröffentlicht: 


„Es wird genehmigt, daß den landmesserischen Beamten der Ka- 
tasterverwaltung, die Dienstreisen im Amtsbezirk mit eigenen Kraft- 
wagen ausführen, unter den Voraussetzungen des Abschn. I Ziff. 1 
der Bestimmungen über die Benutzung von Kraftfahrzeugen usw. bei 
n-hrung von Dienstreisen vom 16. August 1923 — I. C. 2. 4630 — 
(Pr.Bes.-Bl. S. 24) bis auf weiteres Fahrkostenentschädigung- für jeden 
zurückgelegten Landwegkilometer bis zu höchstens 35 Goldpfennigen 
mit Wirkung vom 1. September 1925 gewährt werden. 

Wegen der Entschädigung für Fahrrad- bzw. Kraftfahrradbenutzun 
an Stelle eines Fuhrwerks bei Dienstreisen nehme ich auf den Rd.-Erl, 
vom 24. Juni 1924 — I. C. 2. 3722 II. — (Pr.Bes.-Bl. S. 229) Bezug. 

Ich setze voraus, daß die landmesserischen Beamten für die einzelne 
Dienstreise unter Zugrundelegung der bezeichneten Sätze insgesamt an 


Reisekosten nicht mehr erhalten, als ihnen nach den maßgebenden Vor- | 


schriften, insbesondere nach den Bestimmungen über die Benutzung 
Yo A zeugen usw. vom 16. August 1923 (Pr.Bes.-Bl. S. 24 
zustehen. 


a ÜÜÜÜ j ji m tr Tb Gi m m m GT m mm 


Rue 11:29 


Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


' Anrechnung früherer Mitgliedschaft. Die Frist, während welcher neu- 
eintretenden Mitgliedern die früher in unserem Bunde erworbenen Rechte 
gerechnet werden können, ist vom Bundesvorstand bis zum 31. De- 
ember 19235 verlängert worden. Die entsprechende Bestimmung: 
„Diejenigen eg die seit langem mit den Beiträgen in! Rück- 
stande sind, können die Mitgliedschaft dadurch wieder aufnehmen, daß 








ihre Mitgliedschaft um die Zeit der rückständigen Monate gekürzt 
wird. Hierbei werden ihnen nach 6-monatiger neuer Mitgliedschaft 
die Hälfte, nach 2 Jahren alle Rechte aus der aiten Mitgliedschaft 
angerechnet.‘“ 


bleibt somit bis zu diesem Termin in Kraft. 


Nachträge zu den Ausführungsbestimmungen zur Satzung. Der Bun- | 


desvorstand hat in seiner Sitzung vom 13. September 1935 folgendes | 


beschlossen: 
Zu 816 der Satzung, Beitrag: 


Zu Ziffer 1 (einzufügen hinter ‚Licht usw.): Als Arbeitsein- 
kommen gelten auch Wartegeld, Ruhegehalt, Pension usw. E 
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j Zu $S 18 der Satzung, Beitragsstundung und Bei- 
 tragserlaß, PETER EEE \ 


das in ohne jedes Einkommen (Wartegeld, Ruhegehalt, Pension 
usw.) ist. ® 


.10-jähriger Mitgliedschaft können nur dann genehmigt werden, wenn 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
klamationen, sind an den Bundesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her» 


mann Waschow, Uhlenhorst b. Köpenick, Ulmenstr, 17, zu richten, 
4: Beschwerdeausschuß. Beschwerden gegen die Entscheidungen des 
I? Bundesvorstandes sind an den Obmann des vom Bundestage neu ein- 
1#- a Beschwerdeausschusses, Herrn Ingenieur Jakob Michler, 
15 Aüuchen, Jutastr. 7, zü richten. 
Aus den Gauen - 

6. ordentlicher Gautag des Gaues Nordwestdeutschländ, 

Auf Grund des $ 40 der Bundessatzungen berufen wir hiermit im 

| Einvernehmen mit dem Bundesvorstand unseren 6. ordentlichen Gautag 
7 für Sonntag, den 4. Oktober 1925, vormittags 9 Uhr, 
mach Kiel, Loge „Alma an der Ostsee“, ein, 

Tagesordnung: 

x 1. Konstituierung des en (Wahl eines Büros, Wahl einer Man- 
s datsprüfungskommission, Festsetzung der Tagesordnung). 

2. Geschäftsbericht: 

f a) des Gauleiters, 
1:4 b) des Gauvorstandes, 

ei c) der Gaukassenprüfer, 

136 d) der Ortsverwaltungen, 

3, Referat des Mitgliedes des Bundesvorstandes, Kollegen Schweitzer, 
© ..4, Anträge, 

785. Wahlen: 

ey 3) von 5 Gauvorstandsmitgliedern und 5: Ersatzleuten, 
1% b) Bestätigung des Gauleiters, 3 

6. Die Werbetätigkeit im Gau, 

x - 7, Verschiedenes, 

% Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
if | Gau Nordwestdeutschland. 
ww Der Gauvorstand: 

K- Thiede, Sonnenschmidt, 


Bayerischer Technikertag und Gautag. 


Die Gauverwaltung Bayern hatte ihren diesjährigen Gautag wieder zu 
| einem bayerischen Technikertag ausgeweitet und damit nicht unbeträcht- 
liche propagandistische Wirkungen erzielt. Da“ am gleichen Tag und 
am gleichen Orte auch der „Verband deutscher Techniker“ 
einen sogen. „Gautag für Süddeutschland“ abhielt, auf welchem ganze 
8 Techniker 12 Ortsgruppen mit insgesamt 275 Mitgliedern vertraten, 


a, 2 
Fl NER 


= konnte die Augsburger Technikerschait sehr leicht Vergleiche ziehen 
Bawischen der Bedeutung des Butab und der des Zersplitterungsverbänd- 
‚chens, 


An den dem Gautage vorangegangenen Begrüßungsabend in den 
8. Festräumen des Hotels „Drei Mohren“, der von mehr als 300 Kollegen 
und Gästen mit ihren Damen. besucht war, nahmen auch Vertreter der 


S Regierungs- und städtischen Behörden teil. Der Gauleiter, Kollege 


Ai 


3 
Hi Kaufmann, sprach aus persönlichen Erlebnissen in der Vergangenheit 
 schöpfend und von- einer Tagung des damaligen kleinen bayerischen 
“ Technikerverbandes, die 1905 in Augsburg stattfand, ausgehend über 
„Zwei Jahrzehnte bayerischer Technikerbewegung.“ 
3 Den Höhepunkt des Abends bildete der glänzende Festvortrag 
‚von Professor Dr. phil. Hanns Kullmer (München) über „Die kul- 
turelle Bedeutung der Technik“ Redner verstand es, 
in seinem groß angelegten, wissenschaftlich durchgearbeiteten Vortrag, 
die Herzen aller Hörer zu zwingen und in einer Apotheose auf die mit 
Hilfe der Technik erfolgende künftige Aufwärtsentwicklung der Mensch- 
| heit‘ ein Bild zu zeigen, das Wert wäre, noch erlebt zu werden, Fr be- 
 jahte in überzeugenden Worten die kulturfördernde Macht der Technik, 
die trotz aller‘ Schattenseiten der modernen kapitalistischen Produktion 
die Menschheit doch zu höherer Kultur zwingt und letzten Endes als 
 Segenspenderin den Völkern dient, 
ı _. Bei den am Sonntag stattgefundenen sachlichen Beratungen des 
 Bautages  erstattete zunächst unser Gauleiter, der Kollege Kauf- 
mann, in einem fast zweistündigen Referat Bericht über die 
allgemeine politische und wirtschaftliche Lage, 
"hber das Ergebnis des Kampfes der Angestellten und. Beamten um 
Steigerung ihres Reallohnes und Verbesserungen der Arbeitsbedingungen 
sowie der Stellung einzelner Schlichtungsinstanzen dabei, über die 
innere organisatorische Entwicklung des Bundes in Bayern, woraus 
hervorging, daß dieser sowohl hinsichtlich der Mitgliederbewegung, wie 
der En engs alle durch die Inflation gerissenen Lücken wieder aus- 
gefüllt hat, - 
- Hierauf sprach der Leiter unserer Abteilung Behörden und öffentl. 
Betriebe, Kollege Hofmann (Berlin), über „Die Wettbewerbs- 
unfähigkeit der deutschen Wirtschaft“, wobei er die 
wahren Gründe derselben klarlegte und nachwies, daß nicht, wie die 
Internehmer bei allen Tarifverhandlungen behaupten, die hohen Löhne 
uud Gehälter oder die mangelnde Leistungsfähigkeit der Arbeitnehmer, 
sondern. die falsche wirtschaftliche Einstellung eines großen Teiles der 
Geutschen Unternehmer, insbesondere der. sogen, ,‚Wirtschaftsführer“ und 
de Rückständigkeit der Betriebsmethoden, schuld seien. 
_ Nach einer lebhaften Aussprache wurden . Entschließungen angenom- 
men zur gegenwärtigen wirtschaftspolitischen Lage, zur Einstellung 
‚eimes Teiles der ‚bayerischen. Schlichtungsinstauzen und der Abhängigkeit 
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Zu Absatz 2: Anträge im Falle von. Erwerbsunfähigkeit nach 


' der Schlichter, zur Vorlage eines Bodenreformgesetzes, zur Förderung 


des Wohnungsbaues und zur Ueberfüllung des technischen Berufes, 
Die weiteren Beratungen galten der inneren Entwicklun 

der Bundesorganisation. Hervorzuheben ist der Beschlu 
noch ein zweites Erholungsheim im bayerischen Gebirge, 
sowie den Erwerb eines Bundeshauses in München und die 
Einrichtung von Filialen der Industriebeamten-Spar« 
bank in München und Nürnberg anzustreben. 

Der Technikertag nahm in allen seinen Teilen einen ausgezeichneten 
Verlauf, und die Einstimmigkeit der Beschlüsse und der vorgenomenen 
Wahlen ließen erkennen, daß sowohl die Leitung der Organisation wie 
die Vertretung der Mitgliedschaft auf der Höhe ihrer Aufgabe stehen, 
Die bayerischen Techniker brachten bei dieser Tagung erneut zum Aus» 
druck, daß sie bereit sind, mit ganzer Kraft und voller Hingabe am 
Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft mitzuhelien, 


Gautag von Südwestdeutschland. 


Der Gau Südwestdeutschland hielt am 5. und 6. September seinen 
6, ordentlichen Gautag in Konstanz am Bodensee ab. 

Aus dem vom Gaukiter Bote erstatteten Geschäftsbericht war zu 
entnehmen, daß auch die technischen Angestellten von der Wirtschafts» 
krise 1924 hart betroffen wurden. Ganz besonders galt dies für Baden 
und die Pfalz. In der Pfalz wurde die Notlage erhöht durch den 
Druck der Besatzung und den Separatismus. Wenn der Separatismus 
niedergeschlagen ist und dadurch die Pfalz endgültig dem deutschen 
Vaterlande gerettet wurde, so verdanken wir das in erster Linie demi 
treuen Festhalten der Arbeitnehmerschaft an der deutschen Republik; 
Diese Treue haben mehrere Bundesmitglieder mit langen Gefängnis« 
strafen und mit Ausweisungen büßen müssen, Die Folge der Wirt- 
schaftskrise zeigte sich in einem bescheidenen Mitgliederrückgang, dex 
aber voraussichtlich binnen kurzer Zeit durch die sich mehrenden zahl 
reichen Neuanmeldungen wettgemacht sein wird. 

Ueber eine Fülle von Arbeit der drei Geschäftsstellen in Stutigart, 
Karlsruhe und Ludwigshafen konnte berichtet werden, die sich besonders 
in einer erfolgreichen Tarifpolitik auswirkte. Die tariflichen Ge- 


haltserhöhungen werden allerdings immer wieder überholt durch neue 


Preissteigerungen, die durch die letzten Zollmaßnahmen der Regierung 
trotz aller Preisabbaumaßnahmen eine weitere Förderung erfahren. 

Des weiteren sprach der Kollege Schindler (Berlin) über das 
Thema: „Der Kampf gegen den gelben Geist,“ Kollege Bote sprach 
über die kommende Werbearbeit im Gau, 

Die Auffassungen des Gautages zu einigen für die Technikerschaft 
wichtigen Tagesfragen fanden ihren Niederschlag in Entschließum 
gen zur Steuer- und Zollpolitik der Regierung, zur Be- 
schränkung des deutschen Luitfahrtwesens, zum 
Radioverbot im besetzten Gebiet, zur Zurücksetzung der 
technischen Beamten hinter den Verwaltungsbeamten, zum Be- 
soldungssperrgesetz und zur Personalabbauverord- 
nung, 
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Yadt Zeitungs-Preisliste 1925, Seite 45, zum Preise von 1,20 Goldmark. 
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Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T.Z.“ erfolgen 
nur in der 4, 8. i2. und 13. Nummer jedes Vierteljahres; sie dürfen 
wegen des beschränkten Raumes nur folgende Angaben enthalten: Orts- 
verwaltung, Art der Versammlung, Datum, Versammlungsbeginn, Ver- 
sammlungsort. Die Anzeigen müssen spätestens 3TagevorEr- 
scheinen der neuen Nummer im Besitz der Redaktion sein 
und dürfen keine anderen Angaben als die vorgeschriebenen unter An- 
wendung nachstehender Abkürzung enthalten: 


M = Mitgliederversammlung, V = Vertrauensmännerversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, B —= Berufsausschuß, 


Arnsberg. M. 5. X. 8%, Bundeslokal „Zur Krim“, 
Bautzen. M. 2. X. 800, Bürgergarten. 

Bonn. M. 3. X. 8%, Rest. Jakob, Friedrichstr. 23. 
Erfurt. M. 2. X. 80%, Rest. Steiniger. 

Glatz. M. 2. X. 730%, Stephans Brauerei, Roßstr. 
Görlitz. M. 1. X. 8% im Handelskammerhaus. 

Heidelberg. M. 1. X. 8%, Brauerei Ziegler. 

Hildesheim. M. 1. X. „Altdeutsches Haus“, Osterstraße. 
Kiel. M. 1. X. 8%, Hotel „Stadt Magdeburg“, Bergstr, 
Kalkberge. M. 3. X. 8%, Rest. jonas, Friedrichstr. 
Ladenburg. M. 2. X. 73%, Hotel „Zur Rose“, 
Meiderich. M. 1. X. 80, Rest. Stadtgarten, Kirchstr. 
Neuruppin. M. 6. X. 8%, Rest am See (Inh. H. Wölk). 
Siegen .W. M. 6. X. 68%, Wirtsch. Heiser, Bahnhoistr. 19. 
Wittenberge. M. 6. X. Vereinslokal Deutsches Haus, 


Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung‘* 
übersandten Schriftwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt in 
jeden Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 
erfolgt nicht, 


Abramowitsch-Sucholin-Zeretelli: Der Terror gegen die sozialistischen 
Parteien in Rußland und Georgien. 1925. Berlin. Verlag: J.H.W. 

Dietz Nachf. 

Alliata, Direktor G.: Die Grundlagen der Thermodynamik im Lichte 
neuester Forschung. 1925. Berlin. Verlag: Otto Hillmann. 
Beiz, Dr. K.: Die neuen ee en mit Umrechnungs- 
tabellen. Für den Volksgebrauch erläutert. 1925. Bühl (Baden). 

Verlag: Unitas G.m.b.H. 

Benck, W.: Fragen der Betriebsbewertung. Grundsätzliches über Ab- 
schreibungen, Reserven und Minderbewertungen. Vortrag. Ver- 
öftentlichungen des Instituts für Steuerkunde an der Handelshoch- 
En Leipzig. Band VIll. 1925. Berlin. Industrieverlag Spaeth & 
inde. 
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Bock, Siegfried: Die Dieselmaschine im Land- und Schiffsbetrieb. Im 
Wesen, Aufbau und Behandlung gemeinverständlich dargestellt für 
Schifisingenieure und Seemaschinisten, Betriebsleiter und Maschi- 
nisten in stationären Betrieben, Maschinenbauer und andere Prak- 
tiker. Mit 78 Abbildungen. 1925. Kiel. Eigenverlag. 

Brookings, Robert S.: Die Demokratisierung der amerikanischen Wirt- 
schaft (Industrial Ownership, Its Economic and Social Signifiance). 
Uebersetzt von R. Kuczynski. 1925. Berlin. R. L. Prager. 

Büchler, Robert, Dr. iur.: Die Uebertragung des Urheberrechts unter 
spezieller Berücksichtigung der Rechtswirkungen einschränkender Vor- 
tragsklauseln nach deutschem und schweizerischem Recht. Mit einem 
Vorwort von Prof. Dr. Ernst Röthlisberger. 1925. Bern. Verlag: 
Büchler & Co. ; 

Der Kleine Brockhaus: Handbuch des Wissens in einem Bande. Liefe- 
rung 5 und 6. 1925. Leipzig. F. A. Brockhaus. 

Der kleine Vignola: Zur Belehrung für Künstler und Handwerker, ent- 
haltend die fünf Säulenordnungen und deren Anwendung. Aus dem 
Französischen. Mit 32 Tafeln. Zwölfte Auflage. Preis 2,50 R.-M. 
1925. Leipzig. Verlag: Eduard Heinrich Mayer. 

Engels: Der deutsche Bauernkrieg. Mit einer Vorbemerkung von Max 
Zelik (Hamburg). Nr. 2 der Hamburger Arbeiterbibliothek. 1925, 
Hamburg, “Selbstverlag der S.P.D., Gr. Hamburg. 

Erdel, Dr. A.: Das Arbeitsrecht. I. Teil: Kollektives Arbeitsrecht. 
II. Teil: Individuelles Arbeitsrecht (Recht des Arbeitsvertrages). 
Bd. 88/89 v. Gloeckners Handelsbücherei. 1923/1924. _ Leipzig. 
G. A. Gloeckner, Verlagsbuchhandlung. 

Erler-Koppe: Das Reichsbewertungsgesetz vom 10. August 1925. Bd. IH 
der Sammlung: Die Steuerkommentare der Praxis. 1925. Berlin, 
Industrieverlag Spaeth & Linde. 

Fischer, Prof. Dr. Ferd.: Taschenbuch für Feuerungstechniker. Neue 
verbesserte Auflage. Bearbeitet von Fr. Hartner. 1925. Leipzig. 
Verlag: Alfred Kröner. 

Friedel, Dr. W.: Elektrisches Fernsehen, Fernkinematographie und Bild, 
Fernübertragung. Bd. der Sammlung: Dr. Carl Lübben: Die 
Hochfrequenztechnik. 1925. Berlin. Verlag: Hermann Meußer. 

Gerth: Die unmöglichen Hohenzollern. Verlag für Sozialwissenschaft, 
Berlin SW 68, 

Geschäftsbericht der Dr.: Paul Meyer Aktiengesellschaft zu Berlin über 
das 25. Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 1924, 
Grimm, Robert, Direktor der industriellen Betriebe der Stadt Bern: 
Die Wirtschaftlichkeit kommunaler Betriebe. 1925. Bern und Leip- 
zig. Verlag: Ernst Bircher. ie 

Greh, Wilheim: Deutsches Arbeitsrecht. 1924. Breslau. Verlag: Ferdi- 
nand Hirt: 

Grünbaum: Lehr- und Aufgabenbuch der Geometrie. Ausgabe B: Für 
höhere Gewerbeschulen, Maschinenbauschu'en und Verw.-Techn. Lehr- 
anstalten. Teil I: Planimetrie und Stereometrie. Mit 286 Figuren 
im Text. Teil IH: Trigonometrie. Zweite Auflage. Neu bearbeitet 
von. Prof. Dr. G._.Wiegner. Mit 64 Figuren im Text. 1925. 
Leipzig. Verlag: B. G. Teubner. 

Grünfeld, Prof. Dr. E.: Soziale Organisation der Gegenwart. Forschun- 
gen und Beiträge. 

Bd. I: Prof. Dr. Hans Müller: Geschichte der internationalen 
Genossenschaftsbewegung. 276 Seiten. Brosch. 8,50 R.-M., in Halbl. 
geb. 10,75 R.-M. Sn 

Bd. VI: Dr. A. Oppenheimer: Die Funktionäre des deutschen 
Genossenschaftswesens. 79 Seiten. Brosch, 3,— R.-M. 

Bd : Dr. R. Weber: Konsumgenossenschaften und Klassen- 
kampf (Das Neutralitätsprinzip der konsumgenossenschaftlichen Be- 
wegung). Mit einem Vorwort von Prof. Dr. Ferd. Tönnies. 198 Sei- 
ten. Brosch. 8,25 R.-M., in Halbl. geb. 1050 R.-M: 

Bd. VIII: Dr. Th. Cassau: Die Gewerkschaftsbewegung. Ihre 
Soziologie und ihr ee 1925. Halberstadt. H. Meyers Buch- 
druckerei. Abteilung Verlag. 

Heimann, Hugo, M.d.R.: Der Kampf um die Aufwertung. Von Helferich 
bis Hindenburg. Wie ihn die Dettschnationalen und wie ihn die 
See führten. 1925. Berlin. Verlag: ].H.W. Dietz 

achf. 

Jugendbuch des Z.d.A.: Herausgegeben von der Reichsjugendleitung 
des Zentralverbandes der Angestellten. 

Kaminski, Hans Erich: Fascismus in Italien. Grundlagen, Aufstieg, 
Niedergang. Giacomo Matteotti: Ein Jahr Fascistenherrschaft, 1925. 
Berlin. Verlag für Sozialwissenschaft. : +, 

Kainpfimeyer, Paul: Deutsches Staatsieben vor 1789. Zum. Verständnis 
re Gegenwartspolitik. 1925. Berlin. Verlag: J.H.W. Dietz 

acht, ) 

Kampifmeyer, Paul: Die erste deutsche Revolution. 1925. Berlin, Ver- 
lag: Dietz Nachf. 

Koppe, Fritz: Die neuen Steuergesetze 1925. 
führer mit. sämtlichen Gesetzestexten. 1925. 
verlag Spaeth & Linde. 

Der Lahrer Hinkenden Boten neuer historischer Kalender für 
Bürger und Landmann auf das Jahr 1926. 126. Jaiwgang. 
Lahr (Baden). Verlag: Moritz Schauenburg. 

Michels, Robert: Zur Soziologie des Parteiwesens in der modernen Demo. 
kratie, Untersuchung über die oligarchischen Tendenzen des Gruppen- 
en Zweite, vermehrte Auflage. 1925. Leipzig. Verlag: Alfred 

röner. 

Piper, Dr. August: Kapitalismus und Sozialismus als seelisches Problem, 
1924. München-Gladbach. Volksvereins-Verlag. 

Pissel-Koppe: Das Einkömmensteuergesetz vom 10. August 1925. Bd.I 
der Steuerkommentare der Praxis. 1925. Berlin. Industrieverlag 
Spaeth & Linde. j 
Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zw 

beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b.,H, 

Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei. Be- 

stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung olıne Be- 
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Berlin-Wien. Industrie- 
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rechnung von Porto und Verpackung. 


Nr. 38 a 


BR 


LE Se e 


- 


den @| 


BRLISE IT 


Be 























Nr. 38 


Technik. 


Reibung und Schmierung im Maschinenbau, von Dr.-Ing. L. Güm- 
bel, weil. o. Prof. d. Techn. Hochschule zu Berlin. Für den Nachlaß 
bearbeitet von Dr. E. Everling, a. o. Prof. an der Techn. 
Hochschule zu Berlin. 

Dem Verfasser ist es gelungen, den Leser in leichtverständlicher Weise 
durch das wichtige Gebiet der Reibung und Schmierung zu führen. Mit 
knappen, klaren Sätzen werden eingehend die verschiedenen Arten der 
Reibung, ihre Entstehung, das Verhalten des Schmiermittels zwischen den 
Reibungsflächen sowie die verschiedensten Arten seiner Zuführung be- 
handelt. Das Kapitel über „Konstruktives“ gibt zahlreiche Erfahrungen 
über Anordnung von Schmiernuten usw., während das Kapitel über 
Schmiermittel die zahlreichsten Arten derselben gibt. Wegen seiner 
Leichtverständlichkeit kann das Buch einem jeden Konstrukteur und Be- 
triebsingenieur als Auskunfts- und Nachschlagewerk empfohlen werden. 
Für eine Neubearbeitung würde es sich empfehlen, das Buch um einige 
Kapitel über die Reibung in Kugellagern sowie die Zahl der Beispiele 
aus den verschiedensten Gebieten des Maschinenbaues, wie Motorenbau 
und Werkzeugmaschinenbau, zu erweitern, E, Lohrentz, 


Volkswirtschaft. 

Die Qualitätsarbeit. — Ein Handbuch für Industrielle, Kaufleute, 
Gewerbepolitiker, — Von Dr. Günther Freiherr von Pech- 
mann. | 

Ein Buch von der größten Bedeutung für unsere zukünftige wirt- 
schaftliche und kulturelle Entwicklung, das zwar in erster Linie an die 
Wirtschaftsführer gerichtet ist, aber noch mehr von jedem Techniker 
beachtet werden sollte, Der Inhalt ist ein durchschlagender Protest 
egen die Herstellung der Schundgegenstände durch die kapitalistische 

irtschaft und ein Wegweiser für Handwerk, Industrie und Kunst zur 
Verfeinerung ihrer Erzeugnisse, 

In überzeugender klarer Sprache und mit außerordentlicher Sach- 
kenntnis belehrt uns der Verfasser über die Notwendigkeit der Ge 
schmacksverbesserung der Produzenten und Konsumenten, über die 
„erzicherische Kraft des zu verarbeitenden Stoffes“, von den Zur 
sammenhängen zwischen Wesen des Stoffes, der technischen Form- 
gebungsmittel und dem künstlerischen und wirtschaftlichen. Werte des 
Geschaffenen, über die Bedeutung der selbst ausgeübten Handarbeit 
für Produzenten und Künstler, 

Aus jeder Zeile spricht der Wille des Verfassers, unser Volk in 
seiner Arbeit zur höheren Kulturstufe, zur höheren Geltung in der Welt 
und damit auch zur höheren Leistungsfähigkeit und größeren Wohl- 
fahrt zu führen. Er will das ganze Volk erfassen. Sowohl für die 
allgemeine Schule wie die technischen und Kunstschulen, als auch für 
die. Ausbildung des. Arbeiters wie des Akademikers werden auf den 
Grund gehende Forderungen erhoben. Der Verfasser läßt durchblicken, 
daß er vom kapitalistischen Produzenten nicht erwartet, daß er sich 
„aus ideellen Erwägungen heraus der Erzeugung von Qualitätsarbeit 
zuwendet“, Er erwartet deshalb stärkere Initiative und Einwirkung des 
Staates, um das Allgemeininteresse gegen das wirtschaftsegoistische 
Profitinteresse durchzusetzen. Wir erkennen die engen Zusammen- 
hänge der Forderungen des Verfassers mit der von den Gewerkschaften 
geiorderten „Gemeinwirtschaft‘, ohne daß der Verfasser sich eine 
solche Forderung zu eigen gemacht hat, 

Alles in allem, das Buch ist für jeden von größter Bedeutung, der 
eine höhere Wirtschaftsfiorm und eine Veredelung unserer wirtschaft- 
lichen Arbeit ersehnt, Es ist aber für jeden Techniker unent- 
behrlich, der eine Wirtschaftsentwicklung ohne Mißbrauch der Technik 
herbeiwünscht, Der Industrietechniker insbesondere findet in dem Buche 
einen durchschlagenden Beweis dafür, daß die Maschinenarbeit vom 
künstlerischen Standpunkte aus nicht allgemein verworfen werden darf, 
sondern daß auch die Massenware künstlerischen Wert haben kann, wenn 
sie nur richtig gestaltet wird. Jeder kunstliebende Mensch, jeder 
Mensch, der seine technische Umwelt vom künstlerischen Standpunkt, 
zu sehen wünscht, findet in dem Buche von v. Pechmann einen 
Schlüssel zu tiefem Kunstverständnis, Joh. Gröttrup, 


Dr. Victor Pöschl, o. Prof. u. Direktor des Instituts für Waren- 


kunde an der Handelshochschule Mannheim, Warenkunde. Ein 


Lehr- und Handbuch für Studierende, Kaufleute, Verwaltungs- und 
Zollbeamte, Volkswirte, Statistiker und Industrielle. Zweite, neube- 
arbeitete und vermehrte Auflage. 2 Bde. mit 222 und 260 Abbildungen 
im Text. Stuttgart. Verlag von Ferd. Enke. 505 und 633 Seiten. 
‚Karl Marx hat auf die vom Kapitalismus festgehaltene Fiktion hin- 
gewiesen, die jedem Käufer eine universelle Warenkenntnis unterstellt, 
ist diese Fiktion schon bei der einfachen Hausfrau, die ihre Küchen- 
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Eine bedeutende Gummiwarenfabrik sucht für ihre 


Antoreilenfahrikalion 
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zwei jüngere Herren mit Ingenieurbildung. 
Nach Einarbeitung soll ihnen eine Betriebsstellung über- 
tragen werden, die entsprechend der zunehmenden Be- 
deutung der Autoreifenfabrikation entwickelt werden kann, 
Es sollen sich nur junge, rüstige, arbeitsfreudige Bewerber 
melden, die genügende Anpassungsfähigkeit an die be- 
sonderen Verbältnisse einer Gummiwarenfabrik besitzen. 
Angebote mit ausführlichem Lebenslauf, Gehaltsansprüchen 
wnd möglichst mit Lichtbild unter D. T. 2. 311 an 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamerstr. 111. j 





schaftswesens erwünscht. 


Meyer, 





Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straßs 111. 


Spar- und Banverein e.G.m.b.H, Solingen, 


Für die verantwortliche Aufsicht hinsichtlich bau- 
licher Instandhaltung, Prüfung der Bauunterhaltungs- 
arbeiten und Rechnungen, wird nur durchaus er- 
fahrener, an selbständige Arbeit gewöhnter, ge- 
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Baufachmann 
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einkäufe macht, unbegründet, wie viel mehr überall da, wo es auf 
Exaktheit, Materialkunde, Handelsbrauch, statistische Erfassung oder 
handelspolitische Untersuchung ankommt. Dabei sind mit fortschreiten- 
der Technik und wachsender Vielfältigkeit der Produktion und Ver- 
arbeitung die Schwierigkeiten wirklicher Warenkunde zweifellos schon 
heute selbst für den Spezialisten, der über detaillierte Kenntnis der Er- 
zeugungs- und Materialprüfungsmethoden verfügt, auf allen Gebieten 
ganz außerordentlich groß. 

Um so bewundernswerter ist die geradezu riesenhafte Arbeit, die 
in dem vorliegenden Werke ihren Niederschlag gefunden hat. In zweä 
starken Bänden sind sämtliche Gegenstände des Welthandels nach 
ihrer chemischen, physikalischen und biologischen Beschaffenheit, ihrer 
Herkunft, ihrer Herstellung, Verarbeitung und Verwendung dargestellt, 
wobei regelmäßig die technisch-industrielle Seite am ausführlichsten 
behandelt worden ist. Ebenso sind aber auch die verkehrstechnischen 
und handelspolitischen Daten mit . größter Sorgfalt verzeichnet, 
so daß das Werk ebenso als Nachschlagebuch wie als Studienunterlage 
in hervorragender Weise geeignet ist. Die zahlreichen Abbildungen, 
die sowohl das Schema aller wichtigeren technischen Methoden, die 
wichtigsten Apparate und Maschinen wie die Ausgangsstoffe nach Form 
und Struktur zeigen, ergänzen die textliche Darstellung auf das glück- 
lichste. Ueberall, wo über ein engbegrenztes Spezialgebiet hinaus wirt- 
schaftliche, technische oder wissenschaftliche Bedürfnisse einen kennt- 
nisreichen Führer und ein tieferes Eindringen in die Zusammenhänge 
des technisch-wirtschaftlichen Lebens bedingen, wird diese „Waren- 
kunde‘ als zuverlässiger Berater benutzt werden können. Ein sehr 
genau gearbeitetes Inhaltsverzeichnis am Schlusse jedes Bandes er- 
leichtert die Benutzung als Nachschlagewerk. Pr. 


Stillich, Dr. Oskar: „Wie studiert man Nationalökono- 
mie?“ III. Auflage. 1925. Leipzig. Roßbergsche Buchhandlung. 
Preis 1,80 R.-M. 

Die kleine Broschüre ist für Akademiker und Nichtakademiker gleich 
nützlich als Wegweiser für das Studium der Nationalökonomie. Besons 
ders beachtenswert ist der gut zusammengestellte Führer durch die 
Literatur, die ja heute gerade auf diesem Gebiet wie Pilze aus der, 
Erde schießt und für den, welcher aus eigener Kraft seine Bildun 
vertiefen will, oft eine nicht zweckmäßige Zeit- und Kraftverschwendung 
bedingt. Für die Fortgeschrittenen ist auch Marx und Hilferdin gs 
„Finanzkapital“ erwähnt, leider aber hat es der Verfasser wohl übersehen, 
eine so wichtige Theoretikerin wie Rosa Luxemburg mit ihrer 
„Einführung in die Nationalökonomie“ und „Akkumulation des Kapitals“ 
zu nennen, auch Bücher ist nicht erwähnt. Sehr beachtenswert ist 
das Kapitel über die „Diplomprüfung“, das die nach 8 4 der Prüfungs- 
ordnung in Frage kommenden Fächer bringt. Auch für die Dissertation 
und Promotion sind wertvolle Winke gegeben. Bei der Aufzählung der 
Berufsaussichten wäre vielleicht noch eine statistische Uebersicht über 
Angebot und Nachfrage in den einzelnen Berufen sehr erwünscht. = 

Der kleine Wegweiser ist jedem theoretisch oder praktisch national» 
ökonomisch Interessierten warm zu empfehlen und seine Herausgab& 
muß dankbar begrüßt werden. -sen, 


Verschiedenes. 


Meyers Lexikon, siebente Auflage, in vollständig neuer Bearbeitung. 
Mit etwa 5.000 Textabbildungen und über 1000 Tafeln, Karten und Text+, 
beilagen. Zweiter Band. Bechtel—-Conthey, Bibliographisches Institut. 
Leipzig, 1925. Preis Halbleder 30 R.-M. 

Auch der jetzt vorliegende zweite Baad von „Meyers Lexikon“ 
verdient durchaus das Lob, das dem ersten gespendet werden konnte.’ 
Wiederum gilt das vor allem vom bat wlssdsch afilichen Teil im 
weitesten Sinne, der ja den Techniker in erster Linie interessiert, und 
der, wie zahlreiche Stichproben ergeben, bei stets knappster Form, doch 
jede gesuchte Auskunft gibt. Daneben sind die historischen Wissens- 
gebiete aber nicht zu kurz gekommen. So ist z. B., sowohl textlich wie 
illustrativ, China, dessen Erwachen die Aufmerksamkeit der Welt gerade 
gegenwärtig auf sich zieht, ganz ausgezeichnet dargestellt. Das Karten- 
und Bildermaterial ist ebenfalls zu rühmen, für die zahlreichen Tafeln. 
ist die moderne Reproduktionstechnik mit bestem Erfolg angewandt! 
worden. PT.) 


Die Geldentwertung 1914 bis 1924. Mit vergleichenden Tabellen 
der Preise der wichtigsten Lebensmittel und Bedarfsartikel, sowie einer 
Uebersicht über die Entwicklung der Löhne und Gehälter und einer Auf- 
wertungstabelle, Broschiert 48 Seiten. 

Die hier auf Grund amtlichen Materials von K. Gunst zusammen- 


gestellten Zahlen vermitteln einen Ueberblick über die Auswirkungen der 
Inflation, -Se- 
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verschiedenen Straßenpflaste, wie Stein, Kies, Holz, 
Asphalt und Walzasphalt, Erwünscht ist Kenntnis im 
Maschinenbau und Besitz eines Kraftwagenführerscheines. 
Bewerber müssen in der Lage sein, ein größeres Personal 
zu leiten. Als Vergütung wird das Anfangsgehalt der 
Beamten-Besoldungsgruppe 9 gewährt, Einstellung gegen 
3menatliche Kündigung. 
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Die Arbeitslosenversicherung 


Der Entwurf eines Gesetzes über die Arbeitslosen- 
"versicherung ist vom Kabinett verabschiedet worden und liegt 
dem Reichswirtschaftsrat und Reichsrat vor. Im Reichsarbeits- 
"blatt Nr. 34 vom 8. September d. J. ist er veröffentlicht. Er 
‚hat lange gebraucht, um aus dem Kabinett herauszukommen. 
FErst mußten zur Hebung der Volksgesundheit und zur Senkung 
‚Sder Preise die Zoll- und Steuergesetze erledigt sein, dann erst 
‚konnte die Arbeitslosenversicherung folgen — als Schönheits- 
'Fpilaster! 

E° Die freien Gewerkschaften haben den Referentenentwurf 
"eingehend diskutiert, der Regierung sind unsere Forderungen 
bekannt. Wir beschränken uns daher heute darauf, die wich- 
Ftigsten Forderungen des AfA-Bundes mit.dem endgültigen Ent- 
'Ewurf des Gesetzes zu vergleichen. 


IF Die wichtigste Forderung, die der AfA-Bund an den Um- 
Sfang der Versicherung stellte, war natürlich die Ein- 
“beziehung der Angestellten in das Arbeitslosenversicherungs- 
"gesetz. Aus diesem Grunde bekämpften wir die Absicht des 
"Arbeitsministeriums, die Versicherungsgrenze in der Arbeits- 
Flosenversicherung mit der Grenze in der. Krankenversicherung 
Szusammenfallen zu lassen.. Trotzdem wiederholt der Entwuri 
Ewörtlich die alte Bestimmung, daß für den Fall der Arbeits- 
"losigkeit nur der versichert ist, der auf Grund ‘der Reichs- 
Eyersicherungsordnung und des Reichsknappschaftsgesetzes 
"gegen Krankheit pflichtversichert ist. Zwar kennt der Entwurf 
"die Möglichkeit einer freiwilligen Weiterversicherung für den- 
‚Ffenigen, der die Grenze von 2700 M. überschritten hat, wenn er 
‚Fin den letzten 24 Monaten vor dem Ausscheiden aus der Pflicht- 
‚Översicherung mindestens 26 Wochen pflichtversichert war; 
‚Ediesen Notbehelf können wir. aber keinesfalls als einen Ersatz 
Ffür die von uns geforderte Ausdehnung der Pilichtversicherung 
auf alle Angestellten anerkennen. Den Grund für diese Ab- 
Hlehnung haben wir seinerzeit ausführlich dargelegt. In dem 
FArtikel, den der Ministerialdirektor Weigert im gleichen Heit 
Bdes Reichsarbeitsblattes zu dem endgültigen Entwurf ge- 
Eschrieben hat, macht er die sehr merkwürdige Feststellung, 
"daß sich in den eingehenden Beratungen vor dem Entwurf eine 
"beiriedigende Lösung für die Erfassung der höher bezahlten 
FAnsestellten nicht ergeben habe. Diese Feststellung berührt 
uns um so eigenartiger, als wir dem Reichsarbeitsministerium 
‚ Bicht nur einen, sondern mehrere Vorschläge zur Lösung dieser 
‚Fangeblich so schwierigen Frage gemacht haben. Das Ministerium 
‚pflegte sich hinter der technischen Schwierigkeit der Beitrags- 
Feinziehung zu verschanzen; dieses Argument liegt auch den 
jüngsten Ausführungen Weigerts zu Grunde. Diese ganze 
"Argumentation des Ministeriums wird aber durch seinen eigenen 
Entwurf über den Haufen geworfen. Hier wird unter dem 
FAbschnitt freiwillige Weiterversicherung im $ 149 bestimmt, 
daß freiwillige Versicherte, die nicht gleichzeitig ge- 
zen Krankheit versichert sind, ihre Beiträge ebenso 
it den Krankenkassenbeiträgen abzuführen haben, wie die 



























"Kann also in der freiwilligen Weiterversicherung auch die- 
jenigen Arbeitnehmer ‘erfassen, die nicht gegen Krankheit 
“versichert sind. Bei den Angestellten im allgemeinen aber ist 
“dies angeblich nicht möglich und aus diesem Grunde kann man 
"sie nicht in die Arbeitslosenversicherung einbeziehen, Das 
Arbeitsministerium wird nicht erwarten können, daß wir in 
"Zukunft ein solches Argument noch ernst nehmen. 

Wir möchten keinen Zweifel darüber lassen, daß der Ent- 
"wurf in seiner heutigen Form, ganz abgesehen von seinen 
inderen schweren Mäugeln, für uns so lange unannehmbur ist, 
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als unsere selbstverständliche Forderung auf Einbeziehung 
aller Angestellten unerfülit bleibt. 


Die Einziehung der Beiträge soll auch in Zu- 
kunft durch die Krankenkasse erfolgen. Nachdem man sich 
nicht dazu entschlossen hat, der Forderung des AfA-Bundes 
stattzugeben, und eine selbständige Arbeitsbehörde zum Träger 
der Versicherung zu machen, bleibt kein anderer Weg als der 
hier vorgesehene, 


Der Referentenentwurf kannte einen selbständigen Trä- 
ger der Arbeitslosenversicherung nicht. Dagegen werden nach 
dem endgültigen Entwurf neue Organe £rrichtet, die soge- 
nannten Landesarbeitslosenkassen. Diese sollen 
nach dem Gesetz Träger der Arbeitslosenversicherung werden. 
Ihre Bezirke decken sich mit dem Bezirk der Landesämter für 
Arbeitsvermittlung. Der Sitz der Landesarbeitslosenkasse ist 
der Sitz des Landesamts für Arbeitsvermittlung. Die Landes- 
arbeitslosenkasse hat zwei Organe, den Ausschuß und den Vor- 
stand. Der Ausschuß besteht aus dem Vorsitzenden und den 
Beisitzern des Verwaltungsausschusses beim Landesamt, der 
Vorstand aus dem Vorsitzenden des Landesamts und ie drei 
Vertretern der Arbeitgeber. und Arbeitnehmer, die von den 
Beisitzern des Ausschusses aus ihrer Mitte gewählt werden. 
Die Arbeitslosenversicherung soll neben diesem selbständigen 
Träger auch eigene Rechtssprechungsorgane haben, und zwar 
eine Spruchkammer bei jeder Landesarbeitslosenkasse und 
einen Spruchsenat für die Arbeitslosenversicherung beim 
Reichsversicherungsamt. 


Mit dieser Konstruktion des selbständigen Trägers können 
wir uns nicht einverstanden erklären. Wir sehen darin nichts 
weiter als dem Versuch, die Einheitlichkeit der Arbeitslosen- 
versicherung im Reichsmaßstabe zugunsten partikularistischer 
Bestrebungen kleiner und großer Länder zu zerreißen. Das 
ausschlaggebende Organ innerhalb der Arbeitslosenversicherung 
ist der Arbeitsnachweis. Bei ihm wird auch in Zukunft 
die erste Entscheidung über die Gewährung der Unterstützung 
liegen, bei ihın liegt vor allem die Möglichkeit, durch Vermitte- 
lung von Arbeit die Arbeitslosigkeit‘ zu beenden. Nicht die 
Landesarbeitsiosenkasse, die ja nichts anderes ist, als eine Ab- 
zweigung. vom Landesarbeitsamt, darf Träger der Versicherung 
sein, sondern der Arbeitsnachweis muß die Aufgabe und die 
Befugnisse des Trägers erhalten. Es kann kein sachlicher 
Grund dafür angeführt werden, daß man gerade’ dem Landes- 
amt, das mit der praktischen Arbeitsvermittlung kaum noch 
Fühlung hat, die Aufgabe des Trägers überweisen wili. Es 
besteht aber die große Gefahr, daß nach der ganzen Fassung 
des Entwurfs die Arbeitslosenversicherung in dieser Form der 
staatlichen und provinzialen Bürokratie ausgeliefert wird. Der 
Entwurf will ja sogar in seinen $&$ 31 und 32 .den obersten 
Landesbehörden die Berechtigung geben, Beauftragte zu den 
Landesarbeitslosenkassen, zur Reichsausgleichskasse und zum 
Spruchsenat des Reichsversicherungamts zu entsenden. Diese 
Beauftragten sollen z. B. die Befugnis haben, gegen Ent- 
scheidungen der Spruchkammer der Landesarbeitslosenkasse 
Beschwerde mit aufschiebender Wirkung einzulegen. Hält man 
damit zusammen, daß der Vorsitzende der Landesarbeitslosen- 
kasse, der zugleich Vorsitzender ihres Kassenausschusses ist, 
von der obersten Landesbehörde bestellt wird ($ 20 des 
Arbeitsnachweisgesetzes), so liegt die Gefahr einer büro- 
kratischen Beherrschung der ganzen. Versicherung durch die 
Länder oifen auf der Hand. 

Wir verlangen demgegenüber die Herausnalhme des 
Arbeitsnachweises aus der kommunalen Or- 
ganisation und die Uebertragung der Trägerschaft an ihn. 
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Bei der Diskussion über die Voraussetzungen der Unter- 


stitzung hatten wir die Forderung aufgestelit, daß die 
Pilichtarbeit und die Bedürftigkeitsprüfung un- 
bedingt zu fallen hätten. Es ist kaum glaublich, daß der end- 
gültige Entwurf beide Voraussetzungen wenigstens ihrem 
Grundsatz nach enthält. 

Im $ 48 wird die Unterstützunz für Arbeitslose unter 
21 Jahren und für langfristig Arbeitslose von einer Arbeits- 
leistung abhängig gemacht. Wenn auch die Art der Arbeit 
in fünf Punkten genauer umschrieben wird, und wenn auch die 
Entscheidung über die Auswahl der Arbeiten und ihre Dauer 
dem Verwaltungsausschuß des Arbeitsnachweises übertragen 
wird, so ändern alle diese Einschränkungen doch nichts an der 
Tatsache, daß man die Leistung aus einer Versicherung ab- 
hängig machen will von einer Doppelleistung (Beitrag 
und Pilichtarbeit) bestimmter Versichertenkreise. Daß es dem 
Ministerium gar nicht so sehr auf die praktische Ausübung der 
Pflichtarbeit, als vielmehr auf die Verankerung ihres Grund- 
satzes in dem Arbeitslosenversicherungsgesetz ankommt, 
scheint uns aus den begleitenden Ausführungen Weigerts ganz 
klar hervorzuzchen. Wir protestieren auf 
schärfste gegen diesen Bruch jedes Versiche- 
runesprinzips. 

Ebenso ungeheuerlich ist es, daß das Gesetz in bestimmten 
Fällen die Möglichkeit einer Bedürftigkeitsprüfung 
kennt. 


stock gegeben hat. In diesem Fall soll der Ausschuß der 
Reichsausgleichskasse die Unterstützung auf bedürftige Arbeits- 
lose beschränken können, ja die Reichsregierung kann vor der 
Hergabe solcher Darlehen die Bedingung stellen, daß der Aus- 
schuß eine solche Beschränkung anordnet. Diese Darlehen 
werden gegeben, wenn der Notstock, d.h. also die Reserve der 
Arbeitslosenversicherung, zu erschöpfen droht, also in den 
Fällen besonders großer Arbeitslosigkeit. In diesem Augenblick 
will man demnach die Arbeitnehmer, nachdem sie ihre 
Beiträge regelmäßig bezahlt haben, ihres Rechts- 
anspruchs auf Unterstützung berauben, wohl- 
gemerkt, bei der Hergabe von Darlehen des Reichs, die 
dieses also zurückgezahlt erhält. Wir meinen, daß sich über 
diese Zumutung jedes weitere Wort erübrigt. Die Ansicht des 
Herrn Ministerialdirektors Weigert über den Fortfall der Be- 
dürftigkeitsprüfung in einer”Versicherung scheint sich seit dem 
letzten Krankenkassentag erheblich geändert zu haben. 

Der AfA-Bund hatte die Festsetzung einer bestimmten 
Anwartschafitszeit in der Arbeitslosenversicherung ab- 
xclehnt. Er hatte darauf hingewjesen, daß eine versicherungs- 
mathematische Begründung für die eine oder die andere 
Dauer der Anwartschaftszeit nicht zeseben werden könne und 
so jede Anwartschaftszeit willkürlich sei. Von der bisher in 
der Erwerbslosenfürsorge geltenden Anwartschaftszeit (drei 
Monate innerhalb 12 Monaten) weiß man nur, daß sie zur An- 
sammlung großer Reserven bei den Arbeitsnachweisen und 
Landesämtern geführt hat. Trotzdem verschlechterte dex 
Referentenentwurf diese Bestimmung durch Verlängerung der 
Anwartschaftszeit auf 26 Wochen innerhalb 24 Monaten. 
nicht einmal dies scheint dem Verfasser des endgültigen Ent- 
wurfes genügt zu haben: jetzt ist eine abermalizge Ver- 
schlechterung auf 26 Wochen innerhalb 12 Monaten ein- 
getreten. Der Arbeitnehmer muß aiso innerhalb eines Jahres 
ein halbes Jahr Beiträge geleistet haben, um unterstützungs- 
berechtigt zu werden, ein probates Mittel, um noch größere 
Kreise von Arbeitslosen als bisher vom Bezusz der Uhnter- 
stützung auszuschließen. 

Die Dauer der Unterstützung entspricht der 
Regelung in der Erwerbslosenfürsorge, also 26 Wochen inner- 
halb eines Jahres.» Die Möglichkeit zur Verlänzerung dieser 
Frist bei besonders ungünstigem Arbeitsmarkt ist vorgesehen. 

Die Bemessung der Arbeitslosenunterstützung 
soll nach fünf Lohnklassen erfolgen, die folgendermaßen ein- 
geteilt sind: 
Klasse I: 
Klasse I: 


Klasse II: 
Klasse IV: 


Wochenverdienst bis zu zehn Mark; 
Wochenverdienst von mehr als zehn bis zu zwan- 
zig Mark; 
Wochenverdienst von 
dreißig Mark; 
Wochenverdienst von mehr als dreißig bis zu vier- 
zig Mark; ‘ 

Klasse. V: Wochenverdienst von mehr als vierzig Mark, 

Diesen fünf Klassen werden Einheitslöhne zugrunde gclest 
und zwar: für Klasse I 10 M., für Klasse U 15 M.. für Klasse III 
25 M., für Klasse IV 35 M. und für Klasse V 40 M. 

Die Unterstützung soll vierzig Prozent des Einheitslohnes 
betragen. Für jeden zuschlagsberechtigten Angehörigen erhöht 
sich die Unterstützung um fünf Prozent bis zum Höchstbetrag 
von insgesamt 65 Prozent. 


mehr als zwanzig bis zu 
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das- 


‚ Diese Möglichkeit soll bestehen, wenn das Reich Dar-, 
lehen (!) zugunsten der Versicherung an den Arbeitslosennot- 


Aber 


keine Rede. 


” Nr. 39° 


Auch diese Regelung ist ganz unzureichend. "Durch die 
Schaffung so niedriger Klassen wie I und I wird das Gesamt- 
niveau der Unterstützung künstlich nach unten zedrückt, Alle 
mehr als 40 M. in der Woche verdienenden Arbeitnehmer, also 
auch die sich freiwillig Weiterversichernden mit evtl. sehr viel 
höherem Einkommen, erhalten als Alleinstehende nicht mehr. 
als 16 M. wöchentlich und im- „besten“ Fall, wenn sie Frau 
und vier Kinder haben, 26 M. Derjenige Arbeitnehmer, der sich 
aber wirklich mit einem Arbeitsverdienst von 20 M. in der 
Woche durchgehungert hat, bekommt im Fall der Arbeitslosig- 
keit nach diesem menschenfreundlichen Entwurf ganze 8 M. 
Ob der Verfasser des Entwurfs nichts von einem physischen 
Existenzminimum weiß? Der AfA-Bund hatte, um die Arbeits- 
losenunterstützung nicht zur Lächerlichkeit zu verurteilen, die 


Gewährung eines einheitlichen Minimums für alle Arbeitnehmer 
gefordert und die Berücksichtigung der höheren Verdienste 


durch prozentuale Zuschläge diesem Minimum  vor- 
geschlagen. Die Beschränkung 
reicher Arbeitsloser- auf 65 Prozent des Lohns ist eine be- 


sonders groteske bevölkerungspolitische Maßnahme! ‚Dieser | 


zu 


ganzen unzulänglichen. Regelung gegenüber halten wir unbe- | 


dingt an unserer Forderung fest, 


Eine größere Verwirrung, als sie der Entwurf bei 


der Unterstützung kinder- | 


der | 


Festsetzung der Beiträge und der Bildung von Gefahren- | 


gemeinschaften anrichtet, ist schlechterdings nicht vorstelibar. | 


Die Mittel für die Versicherung sollen in Zukunft durch Bei- | 


träge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer allein aufgebracht 
werden. Zu den Kosten der Versicherung gehören auch die 
Kosten der Landesarbeitslosenkassen, sowie zwei Drittel der: 
Kosten der Arbeitsnachweise und der Landesarbeitsämter, Das 


bisher von der Gemeinde aufzubringende Neunte] ist gestrichen: | 


die von uns dafür geforderte Beteiligumg des Reichs ist ab- 
gelelmt. 


Der Reichshöchstsatz darf nach dem Entwurf zwei Prozent | 


des Grundlohns nicht übersteigen. Der Ausschuß der Reichs-° 
ausgleichskasse, die beim Reichsamt für Arbeitsvermittlung er- 


richtet wird, setzt innerhalb dieser gesetzlichen Grenze seiner- || 


seits einen Höchstsatz mit Wirkung für das gänze Reich fest. 


Innerhalb dieses Höchstsatzes setzt der Ausschuß der Landes- 


arbeitslosenkasse einen Beitragssatz entsprechend dem Bedarf 
seines Kassenbezirkes fest und schließlich hat in bestimmten“ 


0 


Fällen ($ 119) auch noch der Verwaltungsausschuß des Arbeits- | 


die Möglichkeit, die Erhebung eines niedrigeren | 
Man kann sich heute schon ein Bild 
von der Buntscheckigkeit der Beitragssätze machen,* wenn 
diese Regelung Gesetz werden sollte. Sämtliche Instanzen der ' 
Versicherung haben ja dabei mitzureden. E | 

Es ist klar, daß bei solcher Art der Beitragsfestsetzung 
auch von einer einheitlichen Reichsgefahrengemeinschaft keine 
Rede sein kann. Es bleibt bei der Regelung des Referenten-' 
entwurfes, d. h. dem Gefahrenausgleich im Bezirk des Landes- 
amtes, nur ist auch hier noch eine erhebliche Verschlechterung 
zu konstatieren. Während im Referentenentwurf der gesamte” 
etwaige Ueberschuß eines Landesamts an den Notstock ab- 


nachweises 
Beitrages zu beschließen. 


l 


| 


zuführen war, soll jetzt nur noch die Hälfte an die Reichs- 


ausgleichskasse überwiesen werden; 


die andere Hälfte ver- 


bleibt der Landesarbeitslosenkasse, Auch dies wirkt natürlich‘ 


in der Richtung einer Zersplitterung der einheitlichen Ver- 


sicherung und ist nichts anderes als eine Konzession an die’ 
kurzsichtigen Eigenbrödeleien der Länder. # 
Daß die Beitragsbefreiungen ganzer Berufe) 


trotz aller Kritik bestehen geblieben sind, soll heute nur fest- 


gestellt werden. Ebenso mangelhaft sind die Vorschriften über 


die Karenzzeit, die Anrechnung von Abkehrgeldern, die Not-" 
In der Frage der Selbstverwaltung sind? 
einige wenige Konzessionen gemacht worden, die durch Ver- 


BAR 


standsarbeit. 


schlechterungen auf der anderen Seite mehr als wett gemacht 
werden. Von der Unterstützung der Kurzarbeiter ist 

Was man uns hier zu bieten wagt, ist — nehmt alles nur 
in allem — keine Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, sondern | 
eine Versicherung gegen Arbeitslose! Der AfA-° 


: 


Bund muß alle Kräfte aufbieten, um aus ihr wieder eine Arbeits- 


losenversicherung zu machen, die diesen Namen verdient. 
Dr. Croner. 


Gewerkschaftskongreß des A.D.G.B. 


Der Allgemeine Deutsche -Gewerkschaftsbund trat am 


31. August in Breslau zu seinem 12. Kongreß. zusammen, 


Anwesend waren 311 Delegierte, die. rund 4% Millionen Mit- 

glieder vertraten. s je 
Den Geschäftsbericht 

vorsitzende Leipart: 


Er gab zunächst einen eingehenden Rückblick auf die politische 


! 
I 


| 


F 





j 


erstattete der Bumdes-Ml 


"Lage der letzten Jahre, in denen die organisierte Arbeiterschaft einen | 



















| 


| 


| 
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Esch edcnen Kalnpi gegen die Reaktion für den jungen Staat 


von Weimar führen mußte: 





| r. Aus der sozialpolitischen Arbeit der Gewerkschaften ist besonders 


die Sorge für die Erwerbslosen. hervorzuheben. Der Bundes- 
vorstand drängte unaufhörlich auf die Regierung, Arbeitsgelegenheit 
zu schaffen. Gegen die geplante Aenderung der Arbeitslosen- 
versicherung, wobei lediglich den Arbeitern und Wuternehmern die 
gesamten Kosten auferlegt werden sollten, haben sich die Gewerk- 
schaften mit Entschiedenheit gewehrt. Sie drängten auf stärkere 
Heranziehung des Besitzes und einen sozialeren Ausbau 
der gesamten Steuergesetzgebung. Gemeinsam mit AfA-Bund und ADB. 
wurde eine besondere Steuerkommission eingesetzt, auf Grund 
ren Arbeiten bereits zu Anfang 1923 die Quellenbesteuerung 
verlangt und die Erfassung der Sachwerte sowie die Herstellung 
des Gleichgewichts im Staatshaushalt gefordert wurden. Wärendie 
eschläge der Gewerkschaften damals ange- 
hommen worden, dann wäre dem deutschen Volke 
das Inflationsiahr 1923 mit seinen grauenvollen 
"Folgen erspart geblieben. Inzwischen haben die Rechts- 
partecien neue Stetergesetze angenommen, die gemeinsam mit den 


|" Zollgeseizen eine neue furchtbare Teuerung über das 


\ 


deutsche Volk bringen. Der Widerstand und Kampfwille der Arbeiter- 
schaft war zu gering, um diese Entwicklung zu verhindern. Bei 
unserer Gegenwehr werden wir aber kein Mittel außer acht lassen. 
Der Kampf der Unternehmer und der mit ihnen verbündeten Reichs- 
regierung wendet sich gegen das einzige Gut, das der deutschen Volks- 
masse zeblieben ist, die Arbeitskraft, die die einzige Quelle für den 
neuen Voikswohlstand bilden kann. Aufgabe der organisierten Arbeiter 
ist es, diese Entwicklung zu erkennen und sich für die schweren 
"Lohnkämpfe der nächsten Monate zu rüsten. Die Ver- 
antwortung für das, was kommt, und für die, bereits bestehende Ver- 


'Telendung haben nicht wir zu trazen. Die Gewerkschaften haben 


| 


bereits am Tage ‘der Ruhrbesetzung auf die drohende” Verelendung 
Oiyeiter Arbeiterschichten hingewiesen, aber die Regierung tat nichts 
für diese Volksschichten, sondern unterstützte nur die Unternehmer 
mit Millionengeschenken. Der Reichsarbeitsminister will jetzt noch 
nicht einsehen, wie sehr er sich über die Wirkung seiner Maßnahmen 
getäuscht hat. Die Beseitigungdes Achtstundentages, 
Wdie künstliche Niedrighaltung der Löhne habenin 
keiner Weise eine Steigerung der Produktion be- 
wirkt. Die erwartete Verbilligung der Lebensmittel- und Verbrauchs- 
gegenstände ist nirgends eingetreten. 

Leipart polemisierte dann gegen v. Borsig, der einen 1918 von 


| | Gewerkschaften und den Arbeitgebern an den Rat der Volksbeauf- 


"tragten gerichteten Brief über den Achtstundentag jetzt gegen die 
| "Gewerkschaften ausspielen will, wobei er die inzwischen eingetretene 
‚Entwicklung völlig übersieht. Borsig vergißt, daß der Acht- 
| Stundentag 1919 bereits internatiomal anerkannt wurde. Ob der 
Achtstundentag in Europa heute Wirklichkeit wird, hängt zum großen 
"Teil von der Haltung der deutschen Regierung ab, die leider 
bisher durch ihr Schwanken den Nachbarländern Gründe zur Ver- 
schiebung der Verwirklichung des Washingtoner Abkommens liefert. 
Der A.D.G.B. wird mit aller Entschlossenheit für die Durchführung des 


entstundentages eintreten und kein Mittel unversucht lassen, bevor er 


I 


zur letzten Waffe, dem Volksentscheid, greift. Zunächst ist es 
"aber Aufgabe des gewerkschaftlichen Kampfes, auseigenerKraft 
 tariflich den Achtstundentag zu sichern. 
! 3 Im Jahresdurchschnaitt bezahlte 1924 jedes Mitglied 19,27 M. Bei- 
träge — 10 M. weniger als 1913. Allerdings sind dabei die Inflations- 
| re zu berücksichtigen. . Trotzdem bleibt viel zu tun übrig, 


zumal die Forderungen an die Gewerkschaften bedeutend 


| 


"gestiegen sind. Es erscheint darum dringend notwendig für alle 
"Verbände, die Mitgliedsbeiträge zu erhöhen, und zwar 
"über den Betrag von 1913 hinaus. 
E Die Mitgliederbewegung zeigt nach dem Niedergang in- 
Wige der schwierigen wirtschaftlichen Verhältnisse der letzten Jahre 
bereits neues Anwachsen. Eine besondere Aufgabe bietet die 
Herauziehung weiblicher Mitarbeiter, da die industrielle Ent- 
"wicklung eine erstaunliche Zunahme der Arbeiterinnen gezeigt hat, die 








| mocH für die Organisation gewonnen werden müssen. 


Nicht alle Forderungen des Bundesvorstandes konnten durchgesetzt 
werden. Wir haben getan, was in unserer Kraft lag. Möge der 
Kongreß in seinen Beratungen ernst und entschlossen die Grundlage 
ür die kommenden Arbeiten legen, den Gewerkschaftsbund stärken 
‚und a0 urch Entscheidendes für das Wohl des deutschen Proletariats 
leisten 

Dem Bundesvorstand und dem Bundesausschuß wurde für 
ihre Tätigkeit seit dem Leipziger Kongreß fast einstimmig 
ntlastung erteilt. Es folgte die Annahme von Ent- 
schließungen zur Arbeitszeitirage und zur Lohn- 
olitik. 

Zur Entschließung über die 
Arbeitszeit 


\Swird zunächst ein Zusatzanirag angenommen, der den Bundes- 
worstand beauftragt, seine Anstrengungen zur Herbeiführung 


des gesetzlicher Achtstundentages zu verstärken, ge- 

gebenenialls unter Anwendung des Volksent- 

Scheides! Der dann einstimmig angenommene Antrag des 
Bundesvorstandes lautet: 

Seitdem im November 1918 dem mit Zustimmung der Arbeitgeber 


durchgeführten Achtstundentag durch die Arbeitszeitverordnung 


vom 21. Dezember 1923 der gesetzliche Boden entzogen wurde, tobt 
ununterbrochen in der deutschen Wirtschaft der Kampf um die Arbeits- 
zeit. Unter Bruch des von ihnen unterschriebenen Abkommens vom 
15. November 1918 haben nach Aufhebung der Demobilmachungs- 
\ Epesng. die Arbeitgeberverbände fast überall eine rein mechanische 
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Verlängerung der Arbeitszeit betrieben mit dem Vorwand, daß die 
Mehrarbeit Voraussetzung zur Gesundung ‘der deutschen Wirtschaft sei, 

Die Erfahrung hat seitdem gezeigt, daß durch dieerzwungene 
Mehrarbeit die Produktivität nicht gesteigert 
worden ist, weil die Arbeitsintensität nicht steigt mit der verlängerten 
Arbeitszeit. Das ist durch wissenschaftliche Feststellungen erhärtet, 
die im Gegenteil nachweisen, daß der günstigste Leistungseffekt bei 
ve rkürzter Arbeitszeit, insbesondere auch. in kontinuierlichen Betrieben 
durch Einführung des Dreischichtensystems, zu erzielen war. 

Der 12. Kongreß: der Gewerkschaften Deutschlands steht nach wie 
vor fest zu der alten sozialpolitischen Forderung der Arbeiterschaft 
nach dem Achtstundentag. Die Beschränkung der Arbeitszeit 
auf acht Stunden ist die erste Voraussetzung für die Hebung der 
kulturellen und gesundheitlichen Lage der Arbeiter. 

Der Kongreß stellt daher mit Befriedigung fest, daß es den 
Gewerkschaften gelungen ist, für mindestens die Hälfte der deutschen 
Arbeiterschaft den Achtstundentag zu erhalten oder zurückzugewinnen. 
Er bekräftigt den entschlossenen Willen der Gewerkschaften, 
ihn auch in den Betrieben wiederzuerobern, in denen er zur- 
zeit noch überschritten wird. Da auf die Einsicht der Arbeitgeber, 
deren Forderung nach verlängerter Arbeitszeit nur ihren macht- 
politischen Bestrebungen und ihrer Gegnerschaft gegen eine freie 
Entwicklung der Arbeiterklasse entspringt, nicht zu rechnen ist, 
fordert der Kongreß von der Reichsregierung und dem Reichstag ein 
beschleunigtes Arbeitszeitgesetz, das die Sicherung 
desAchtstundentagesfür dieArbeitnehmer wieder 
herstellt. 

- ‚Der Kongreß kann leider auf Grund des bisherigen Verhaltens der 
Regierung von diesem Appell keinen entscheidenden Frfolg erhoffen. 
Er fordert daher zugleich die Gewerkschaften und. die gesamte Arbeiter- 
schaft auf, inihrem Kampf um die tarifvertragliche 
Festlegung des Achtstundentags nicht nachzu- 
lassen, sonders ihn ungeschwächt mit allen gewerkschaftlichen 
Machtmitteln bis zum endgültigen Siege fortzuführen. Nur eine ge- 
schlossene Front der Arbeiterschaft kann den endlichen und beständigen 
Sieg des Achtstundentages verbürgen. 


Die Entschließung zur 
Lohnfrage 
lautet. wie folgt: 


Die von den deutschen Unternehmerverbänden verfochtene Lohn- 
politik führt andauernd zu umfangreichen Lohnkämpfen, die die 
deutsche Wirtschaft unheilvoll erschüttern.. Die Löhne des weitaus 
größten Teiles der deutschen Arbeitnehmer erreichen bei weitem nicht 
den Realwert der Vorkriegslöhne. Ihre Kaufkraft sinkt immer tiefer 
mit denı Steigen der Lebenshaltungskosten. Durch die von der Reichs- 
tagsmehrheit jetzt beschlossenen Zoll- und Steuergesetze 
tritt eine weitere allgemeine Preiserhöhung ein, die durch die Er- 
höhung der Wohmungsmieten nech verschärft wird. Die hierdurch 
bedingten Lohnkämpfe müssen in naher Zukunit noch sehr viel umfang- 
reicher und erbitterter werden. 

Die Unternehmer versuchen, den von ihnen systematisch durch- 
geführten Lohndruck als eine sich zwangsläufig aus der deutschen 
Wirtschaftslage ergebende und für die Arbeitnehmer unausweichliche 
Konsequenz zu rechtiertigen. Unter dem Vorwand, dem Interesse der 
deutschen Wirtschaft und des deutschen Volkes zu dienen, provo- 
zieren die Unternehmer Lohnkämpfe, deren Ziel ist, 
durch niedrige Löhne die Konkurrenzfähirkeit deutscher Waren auf 
dem Auslandsmarkt zurückzugewinnen. In Verteidigung ihrer ver- 
hängnisvollen Lohnpolitik klagen sie unter skrupelioser Beeinflussung 
der Regierung und der Oeffentlichkeit die Gewerkschaften an, in ein- 
seitiger Interessenvertretung durch unerfüllbare .Lohnforderungen den 
Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft zu verhindern und das Land 
einer neuen Inilation entgegenzutreiben. 

Der 12. Kongreß der Gewerkschaften Deutschlands erblickt in den 
Einwänden der Unternehmer das rücksichtslose Streben, völliz einseitig 
nur die eigenen Interessen zu vertreten. Er erklärt, daß die Fehler und 
Versäumnisse, die das Unternehmertum während der Inflationszeit be- 
sangen hat, nicht ausgeglichen werden können durch einen weiteren 
Druck auf die lebendige und arbeitsbereite Volkskrait, 
Arbeiterschaft zur Entfaltung drängt. Unter voller Würdigung aller 
auf der deutschen Wirtschaft ruhenden Lasten gibt der Kongreß dem 
festen Willen der Gewerkschaften Ausdruck, der 
Arbeiterschaft, die in den vergangenen Jahren ungezählte Opfer auf 
sich genommen hat, eine angemessene Lebenshaltung zu 
ermöglichen. Denn die Hebung der Kaufkraft und der Lebens- 
haltung der breiten Massen ist notwendig und nutzbringend 
für die deutsche Wirtschaft und für das gesamte deutsche Volk. Der 
Kongreß ermutigt die Arbeiterschaft, den Kampf 
umeinengerechten Lobnmit Energie und Ausdauer 
zu führen. Denn dieser Lohnkampf ist zugleich ein Kampf um 
den Anteil der Arbeiterschaft an allen Kultur- 
gütern des Volkes. Alle Kräfte müssen daher in 
hm vereinigt werden“ 


Einstimmig angenommen wurde eine Reihe weiterer Ent- 
schließungen des Bundesvorstandes. 

Zur Betriebsrätefrage wurden die Beschlüsse des 
vorigen Kongresses aufs neue bekräftigt. Es wird nochmals 
als Pflicht der Gewerkschaften und ihrer Mitglieder festgestellt, 
die Betriebsräte bei Erfüllung ihrer Aufgaben nach Kräften zu 
unterstützen; andererseits wird an dem Grundsatze festgehalten, 
daß als Träger des kollektiven Arbeitsrechtes auf Arbeitnehmer- 
seite allein die Gewerkschaften in Frage komm»n. 
Jeder Versuch, im zukünftigen Tariivertragsgesetz auch Be- 
triebsvereinbarungen als Tarifverträge anzuerkennen, 
soll von den Gewerkschaften aufs äußerste bekämpft und 
unbedingt abgelehnt werden. 


die in der: 
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Eine weitere FEntschließung fordert Au Ai ösung de vr 


Technischen Nothilfe. In allen Berufen werden bei 
Streikausbruch die erforderlichen 
sprechend den gewerkschaitlichen und Anweisungen 
verrichtet. 
Es folgte das Referat von rer Hermberg- Leipzig. 
über; 
„Die deutsche Wirtschaft und die Gewerk- 
schaften.“ 


Der Referent untersuchte zunächst die Gründe für die 
mangelnde Konkurrenzfähigkeit der deutschen Wirtschaft auf 
dem Weltmarkte und die daraus entstehende Stagnation der 
deutschen Produktion mit ihren verelendenden Folgen für die 
breiten Massen. Die Schwierigkeiten für die deutsche Wirt- 
schaft lagen nicht in der Rohstofibeschaffung, sondern in den 
Absatzverhältnissen.. Schuld daran trage keineswegs 
die politische Machtlosigkeit, umgekehrt sei festzustellen, daß 
der Stand unseres Vorkriegsabsatzes in einigen Ländern an- 
nähernd wieder erreicht sei, wie z. B. in Britisch-Indien, Japan, 
Persien, in zweiter Reihe auch in China, ferner in den Ver- 
einigten Staaten, Neufundland, 
Ekuador und Mexiko, schließlich in Afrika, sawie von euro- 
päischen Ländern in Schweden, Finnland und Holland. Der 
Vorzug, den Deutschland in Asien hat, liege gerade darin, daß 
unser Land an der Niederringung der erwachenden asiatischen 
Völker kein politisches Interesse habe. i 
Die Vorbelastung der deutschen Wirtschaft durch die 
öffentlichen Ausgaben sei von 5 
Aber ein Vergleich mit den entsprechenden Ziffern der öffent- 
lichen Ausgaben in England, der Schweiz und den Vereinigten 
Staaten lehre, daß auch dort eine Steigerung der öffentlichen 
Lasten auf das Vier-, Drei- und Fünffache eingetreten 
sei. Demgegenüber stehe ein erhebliches Entlastungs- 
konto der deutschen Unternehmungen: | 
daB die deutschen Löhne ungeheuerlich hinter 
den außerdeutschen zurückgeblieben seien, 
Die Ersparnisse der deutschen Unternehmer an Arbeits- 
löhnen gezenüber ausländischen Konkurrenten betragen gezen-" 
wärtig durchschnittlich etwa 33 Pf. Stundenlohn für den gez 
lernten Arbeiter und 20 Pf. für den ungelernten; insgesamt eine 
Jahresersparnis von rund 8 Milliarden Mark, 
Dieser Vergleich bezieht sich dabei noch nicht einmal auf den 
stärksten Konkurrenten, nämlich auf die Vereinigten Staaten. 
Die Vorbelastung der deutschen Industrie durch Steigerung der 


deutschen Ausgaben, durch die Soziallasten und die Fracht-" 


steigerung werde durch diesen Lohndruck mehr alsreich- 
iich aufgehoben. Die eigentliche Ursache der vermin- 
derten Konkurrenzfähigkeit Deutschlands liege nicht in der 
Vorbelastung, sondern in der technischen und organi- 
satorischen Rückständigkeit der deutschen Be- 
triebe und in der übermäßig hohen Zinsbelastung 
der deutschen Unternehmungen. 

Die Unternehmer versuchen ihre Wettbewerbsfähigkeit 


Kanada, demnächst auch in 


die Tatsache, 


Notstandsarbeiten ent 


auf 11 Milliarden gestiegen. 


durch Monopolisierung des Inlandsmarktes zu. 


verbessern. 
berabzudrücken, das ihnen am chesten herabsetzbar erscheint. 


Außerdem suchen sie dasjenige Unkostenkonto » 


nämlich das Lohnkonto. Diese beiden Mittel bedeuten zu-! 


sammen den Versuch, das deutsche Wirtschaftsleben auf seinem 
ungünstigsten Stande festzuhalten. Wenn Schiedssprüche 
heute mit dem Hinweis auf die kommende Preisabbau- 


aktion begründet würden, so könnten sie nicht mehr‘ 


ernst genommen werden. Der Kampf der Gewerk- 
schaften um die Wirtschaftsführung müsse die Füh- 
rung der eigentlichen Wirtschaft, die der heutigen kanpitalisti- 
schen Wirtschaft. fehle, unterscheiden von der bloßen Be- 


triebsführung, die zur Spaltung nach Branchen führen : 


könne. 
Wirtschaftsführung liege in großzügiger Bildungsarbeit. 
Um diese zu ermöglichen, bleibe aber der Kampf um den 
Lohnunddie Freiheit die Grundlage. Dieser Kampf 
der deutschen Gewerkschaften um die Ermöglichung der 
geistigen Entwicklung des Arbeiters rechtiertige ihre Existenz 
unter den höchsten Gesichtspunkten. Sie seien die einzige wirt- 


Die Hauptaufgabe zur Vorbereitung einer wirklichen. 


schaftliche Macht im Kampie gegen einen den Menschen zer- ” 


malmenden Wirtschaftsmechanismus. 


Die zu diesem Tagesordnungspunkt vorzeleste Ent- 


des Bundesvorstandes wurde gegen 14 Stimmen 
Es wird darin u. a. gefordert: 


chließung 
angenommen, 


„tung der Wirtschaftsordnung voraussetzt, 


Schlenniee Errichtung partätisch, von ren und Arbeiterl 
verwalteter Wirtschaftsk ammern für. Industrie und Handel, 
Handwerk und Landwirtschaft. a 

Errichtung von Selbstverwaluna aka nach. Ars 
tikel 156 der Reichsverfassung für. alle Industrien mit zweckmäßiger 
Gliederung nach Bezirken und Branchen, 

Erhaltung und Mehrung der im Besitz von Rich! Ländern und 
Gemeinden befindlichen. Wirtschaftsbetriebe; systematische 
Steigerung der Versorgung der Bevölkerung in wichtigen Bedarfs= 
artikeln mit Hilfe solcher öffentlichen, gemeinwirtschaftlich 
arbeitenden Betriebe, 

Förderung und Unterstützung freier, auf dem Prinzip der Selbstä 


. verwaltung aufgebauer gemeinwirtschaftlich arbeitene 


er’Erwerbswirtschaften. | 
Planmäßige Unterstützung der onen 
insbesondere durch Förderung konsumgenossenschaftlicher Eiromi 
produktion. 
Erweiterung des Mitbestimmungsrechtes den, 


Betriebsräte. 


-] 

Indem der Kongreß diese Forderungen erhebt, betont er Ausdrücke 
lich, daß die von der Verfassung. versprochene gerechte Wirtschafts | 
ordnung und die verheißene Mitwirkung der Arbeiter‘ und: Angestellten | 
an der Wirtschaftsführung eine grundsätzliche Neugestal- 
welche 
die in der: kapitalistischen Tauschwirtschaft in: viele Einzelwirtschaften 
zersplitterten Wirtschaftskräfte einheitlich zusammenfaßt und. damit 
eine Wirtschaftsführung in dem von den Gewerkschaften erstrebten 
Sinne überhaupt erst ermöglicht. 

Der Kongreß erklärt, daß die Führung der deutschen Arbeiter- 
schaft in allen Fragen der Wirtschaft bei den gewerkschaft- 
lichen Organisationen liegen muß. 

Der Kongreß ruft die Arbeiterschaft au zum Kampf um die 
Demokratisierung der Wirtschaft, zur praktischen | 
Mitwirkung an den Aufgaben des demokratischen Staates und der 
demokratischen Gemeinden, zum Kampf um die Erringung maßgebenden 
Einflusses auf Gesetzgebung und Verwaltung im Zusammenwirken mit 
der politischen Vertretung der deutschen Arbeiterklasse. Die politische | 
und die wirtschaftliche Freiheit sind die Voraussetzung für die Ent- 
faltung der kulturellen Kräfte der Arbeiterschaft. e 

Mit einer Reihe von Stimmenthaltungen fand dann auch 
die Spezialentschließung des Bundesvorstandes zur Frage der 
Berufskammern und des Reichswirtschafits 
rates einstimmige Annahme. Darin wird festgestellt, da 
bisher in den Handwerker-, Industrie- und Handels- sowie in’ 
den Landwirtschaitskammern nach wie vor das Unternehmer 
tum allein seinen Einfluß auf die Ministerien der Länder und 
des Reiches ausübe. Der vorläufige Reichswirtschaftsrat könne 
nicht als eine Erfüllung der im Artikel 165 der Reichsverfassung 
gegebenen Zusage an die Arbeiterschaft angesehen werden. Der)’ 
Kongreß erhebt einmütig Protest gegen den unwür- 
digen teilweisen- Abbau des vorläufigen) 
Reichswirtschaitsrats und verlangt, daß der end- 
gültige Reichswirtschaftsrat gegenüber dem vorläufigen | 


seiner Stellung gehoben und gestärkt wird, indem ihm. recht- 


zeitig alle grundlegenden Gesetzentwürfe vor der ee | 
Entscheidung der Reichsregierung zur Begutachtung vorzulegen” 
seien. Auf Verlangen sei dem Reichswirtschaftsrat auch die, 
Möglichkeit zu geben, seine Gutachten vor der gesetzgebenden | 
Körperschaft mündlich zu vertreten. Er müsse die Befugnisse 
zu eidlichen Vernehmungen erhalten und vor allem eine Wirk 
lich paritätische Zusammensetzung aus Vertretern der Unter- 
nehmer und Arbeiter finden, wobei zu den Unternehmern auch 
die Gemeinden, die gewerblichen und landwirtschaftlichen Ge= 
nossenschaften usw. zu rechnen seien, während als Arbeit- 
nehmervertreter nur Organisationen zugelassen werden 
könnten, die ais Gewerkschaften im Sinne der von allen ge- 
werkschaftlichen Spitzenorganisationen im Frühjahr 1920 auf 
gestellten Leitsätze anzusprechen sind. 

Ferner wurde ein Antrag angenommen, der den Göwerk 
schaiten empfiehlt, die Bauhüttenbewegung nacl 
besten Kräften zu unterstützen. 

Der stellvertretende Bundesvorsitzende, Hermann Müller 
Potsdam, erstattete alsdann ein Referat über: 

„Die Sozialgesetzgebung in Deutschlann 


Die Entschließung des Kongresses hierzu lautet: 


Der 12. Kongreß der Gewerkschaften Deutschlands fordert von. 
neuem den Aufbau eines einheitlichen, wirklich sozialen Arbeitsrechts.3 
Er bedauert auf das lebhafteste, daß die Vorarbeiten für ein Gesetz- 
buch der Arbeit eingestellt sind, und daß die Gesetzgebung der neueren | 
Zeit nicht auf Vereinheitlichung des Arbeitsrechts, sondern auf Ver, N 





‘ mehrung der Zersplitterung eingestellt ist. € 


Volle Durchführung der Anerkennung der eh 


werkschaften, die als Sachwalter der Arbeitskraft innerhalb der 


Wirtschaft gleichberechtigt mit den Unternehmern an dem Wirtschaits- 


ausbau und der Wirtschaftsführung entsprechend dem Wortlaut und 
Geist des Artikels 165 der Reichsverfassung zu beteiligen sind. 
Schleunige Umgestaltung des Vorläufigen Reine 
wirtschafisrats zu einem wirklichen und organisch aufgebauten 
Wirtschaftsparlament; schleunige Erriehtung von 
schaftsräten entsprechend dem Artikel 165 der Reichsverfassung, 


x 


E 


Als besonders dringend erachtet der Kongreß die Schaffine eines 
Arbeitsvertragsgesetzes, eine den Interessen der Arbeitnehmer ent- | 
sprechende einheitliche Zusammenfassung aller den Arbeitsvertrag be- 
treffenden Bestimmungen unserer Gesetzgebung; ebenso die Schaffung 
eines Tarifvertragsgesetzes, das aufgebaut ist auf den im-$ 165 der 


 Reichsverfassung und im $ 1 der Verordnung. vom 23. Dezember 1918 


‚ ausgesprochenen Grundsätzen, daß nur. die Gewerkschaften ‚die Träger 
 kollektiver Vereinbarungen mit 'tariflicher Wirkung sind. 


Bezirkswirt-*® 


v/ 
wi 





Der Gewerkschaftskongreß protestiert gegen die durch. das gegen- 
wärtige ‚Schlichtungswesen Ben Beschränkung des. Koalit . 


> 


echis, er fordert größere Sicherungen bei Verbindlicherklärungen 
md Beseitigung der Hemmungen bei der Durch- 
führung von Streiks. : 

‚Der Kongreß fordert ‚die baldige Verwirklichung der Arbeits- 
gerichte als Sondergerichte unter maßgebender Beteiligung der Arbeit- 
nehmer. 

Auf dem Gebiete der Sozialversicherung fordert der Kongreß die 
schnelisie Schaffung einer Arbeitslosenversicherung, durch 
en Leistung den Erwerbslosen eine nach Höhe und Dauer ausreichende 

Unterstützung zu gewähren ist, auf die der Erwerbslose einen Rechits- 
'anspruch hat. Die Versicherung muß alle Arbeitnehmer erfasseiu, und 
ihre Durchführung muß einheitlich in engster Anlehnung an den ölfent- 
lichen Arbeitsnachweis und in örtlicher, bezirklicher und zentraler 
Gliederung uuter paritätischer Selbstverwaltung erfolgen. Soweit Not- 
sStandsarbeiten ausgeführt werden, ist den hierbei Beschäftigten der für 
Arbeiten gleicher Art geltende Tariflohn zu zahlen. 
© Durch das Verlangen einer Arbeitslosenversicherung läßt der 
‚Kongreß die alte Forderung auf Vereinheitlichung der Sozialversicherung 
‚imberührt. Er erhebt sie vielmehr aufs neue. Er verlangt, daß die 
| Arbeitslosenversicherung so eingerichtet wird, daß sie sich in das 
Gebäude einer allgemeinen Sozialversicherung eingliedern läßt. Von 
Ider Vereinheitlichung der Sozialversicherung er- 
‚wartet der Kongreß nicht lediglich den orgauisatorischen Zusamınen- 
schluß der. verschiedenen Versicherungszweige, sondern auch die Er- 
'weiterung des Kreises der Versicherten und den Ausbau der. heute 
vielfach unzulänglichen Leistungen.“ 


Bei der Behandlung der 
4 Organisationsirage 


\— Berufsverband oder Industrieorganisation — waren stärke 
Unstimmigkeiten befürchtet worden. Die Erörterungen hicr- 
über hatten schon Monate vorher in der Gewerkschaftspresse 
ebhafte Wellen geschlagen. Allein das Kompromiß, das in der 
\Organisationsirage zwischen der ‚Bundcsleitung und dem Bun- 
| SH abgeschlossen war, führte zu ruhiger. leidenschaits- 
ser Erledigung dieses Punktes der Tagesordnung. Den von 
ıDißmann vertretenen Standpunkt der Metaliarbeiter unter- 
'stützten in Erklärungen auch diejenigen Delegierten, die die 
Leipziger EntschließBung beantragt und für sie eingetreten 
‚waren. Graßmann schilderte die historische Entwicklung 
‚der heutigen Form der Gewerkschaften, die keineswegs ab- 
geschlossen sei. Weit über die Frage der Organisationsform 
stehe die der Einheitsfront der Gewerkschaften. 
Klarheit sei jedenfalls darüber geschaffen, daß man zu In- 
dustrieorganisationen kommen müsse. Aber diese Erkenntnis 
müsse reifen. K : 
DE aus dem. Beschluß des Kongresses geben wir folgendes 
1eder: > 
„Der 12. Kongreß der Gewerkschaften Deutschlauads weist erneüt 
f die Notwendigkeit hin, daß die dem Bund angeschlossenen ver- 
ndten Berufsorganisationen zum Zwecke möglichster Verstärkung 
r gewerkschaftlichen Kräfte und zur Vereinheitlichung der gesamten 
Organisation sich zu Industrieverbänden zusammenschließen. 
Der Kongreß. erkennt an, daß seit dem Beschluß von Leipzig im 
hre 1922 der Zusammenschluß und damit die Konzentration der Ge- 
rkschaften gute Fortschritte gemacht. hat. Er erblickt in dieser 
‚freiwilligen Verschmelzung der Verbände die beste Ent- 
cklungsmöglichkeit auch in der Zukunft und beauftragt den Bundes- 
vorstand, auf Grund der neuen Bundessatzung die Indüstrieorganisation 
ch Möglichkeit zu fördern. 
- Im Hinblick darauf, daß in gewissen Industrien durch scelb- 
ändiges Vorgehen einzeiner Verbände bei Lohnbewegungen Nach- 
le und Schädigungen für andere Verbände oder deren Mitglieder 
entstanden sind, verpflichtet der Kongreß sämtliche dem Bund 
geschlossenen Gewerkschaften nachdrücklich zur strikten Bceiolguug 
hierfür geltenden Vorschriften der Bundessatzungen. 
- Der Kongreß spricht endlich aus, daß neben der notwendigen 
ärkung der Einzelverbände und neben der Förderung der 
ndustrieorganisation die stärkste Konzentration der deut- 
ien Gewerkschaften in dr Geschlossenheit und starken 
cht.-des A.D.G.B. zu erblicken ist. Die Einigkeit des Bundes zu 
ihren und seinen EinfluB zu vermehren, ist Pflicht aller anze- 
lossenen Verbände und jedes Gewerkschaftsmit- 
eid.es;“, 


Die aus den Beschlüssen zur Organisationsfrage notwendig 
ewordenen Satzungsänderungen wurden vorgc- 
nommen. 
“Die Wahl des Bundesvorstandes ergab die 
Wiederwahl sämtlicher bisherigen Vorstandsmitglieder: Lei- 
rt, Graßmann, Hermann Müller, Kube, Um- 
breit, Knoll und Egzert. 


> .. 
Preisabbau und Löhne 
- Mit Recht ist bereits unter einer ähnlichen Ueberschrift in 
Ir. 36 der „D.T.Z.“ von dem Koll. Schweitzer nase 
worden, daß die Arbeitnehmer alle Ursache haben, der 
en Aktion der Reichsregierung zum Zwecke des Preis- 
aues mißtrauisch gegenüberzustehen. Dieses Mißtrauen ist 
1 so begründeter, als der Preisabbau von derselben Regierung 
tchgeführt werden soil, die mit Hilfe der Regierungsparteien 
ind damit der Großindustrie und der Großagrarier die Zoll- 
örlage im Reichstag verabschiedete. Schon vor Annahme der 
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Schutzzollgesetzgebung sind die Preise fast aller Lebensmittel 
und vieler Bedarfsartikel enorm gestiegen. Eine weitere Preis- 
steigerung muß am 1. Oktober, dem Tage des Inkrafttretens 
der beschlossenen Zölle, in Erscheinung treten. Die Regierung 
weiß das ebensogut wie Großiudustrie, Handel und Landwirt- 
schaft. Die Preisabbauaktion soll daher auch weniger an den 
bestehenden Preisen ändern, als vielmehr weitere Preiserhöhun- 
gen verhindern. 


Es ist bereits in dem schon erwähnten Aufsatz vom Koll. 
Schweitzer darauf hingewiesen worden, daß die angekündigten 
Maßnahmen sehr dürftig aussehen. Die Regierung erwartet von 
einer Herabsetzung der Umsatzsteuer um ein 
halbes Prozent eine Preissenkung. Wir glauben, daß trotz aller 
energischen Ermahnungen an die Arbeitgeberorganisationen, die 
Herabsetzung der Umsatzsteuer bei der Preisfestsetzung zu be- 
rücksichtigen, von einer tatsächlich fühlbaren Senkung nichts 
zu spüren sein wird. Ohne eine starke Preiskontrolle wird es 
En nicht möglich sein nachzuprüfen, ob nicht in der 
Preiskalkulation trotz oder ohne Berücksichtigung der herab- 
gesetzten Umsatzsteuer andere Faktoren eingestellt werden. 


Die Maßnahmen der Reichsbank, die zu einer Herab- 
setzung der hohen Kreditzinssätze führen sollen, sind sicher- 
lich auch von Arbeitnehmerseite zu begrüßen; jedoch auch 
hier kann eine Verbilligung nur dann in Erscheinung treten, 
wenn von einer ausgedehnten Kontrolle der Warenkalkulation 
Gebrauch gemacht wird. Damit kommen wir zum wichtigsten 
Punkt der angekündigten Aktion, zu dem der Kontrolle 
der Kartelle. Die Gewerkschaften haben seit Jahren auf 
die Mißwirtschaft innerhalb der Kartelle hingewiesen und haben 
auch wiederholt verlangt, daß der $ 4 der Kartellverordnung 
angewandt würde. Dieser Paragraph, der Einschränkung der 
Erzeugung oder des Absatzes, Preissteigerung und überhohe 
Preisfestsetzung verhindern konnte, ist bisher nicht angewandt 
worden. Jetzt will man endlich davon Gebrauch machen. 
Aber auch hier muß gesagt werden, daß selbst bei einer erust- 
haften Anwendung der gegenwärtigen Kartellverordnung die 
erforderliche Bekämpfung der Kartellmißbräuche nicht zu er- 
warten ist, weil die notwendige Kontrolle nicht 
besteht. Es ist angebracht, in diesem Zusammenhang auf 
den neuen norwegischen Gesetzentwurf hinzuweisen. In 
Norwegen besteht bereits seit 1920 eine Kontrolle der Kartelle, 
die man durch das neue Gesetz erweitern will. Der norwe& 
gische Entwurf bestimmt u. a. die Anmeldung und die Re- 
gistrierung sämtlicher Zusammenschlüsse, Abmachungen und 
Regelungen, die sich auf Preis, Produktion und Umsatzverhält- 
nisse beziehen, und die für den allgemeinen Markt von Bedeu- 
tung sein können. Als Kontrollbehörde werden ein Preisrat 
und daneben kommunale Kontrollämter vorgesehen. Der Preis- 
rat ist berechtigt, in die Geschäftspapiere, Direktions- und Ver- 
handlungsprotokolle einzuschen und, soweit er dies für erior- 
derlich erachtet, diese zu beschlagnahmen. Die Kartelle sind 
verpflichtet, die Jahresabrechnungen dem Preisrat zu unter- 
breiten. "Besonders beachtenswert ist auch der $ 14 des nor- 
wegischen Entwurfes, in dem gesagt wird, daß derjenige, der 
Waren verkauft, Mindestpreise für den Weiterverkauf nicht 
ohne Zustimmung des Preisrates festsetzen darf. Der Reichs- 
regierung wäre zu empienlen, daß sie sich der norwegischen 
Gesetzgebung bei ihren weiteren Maßnahmen auf diesem 'Ge- 
biete’ bedient. 


Voraussetzung für einen, wenn auch nur bescheidenen 
Erfolg der angekündigten Preisseukungsaktion wäre ein ener- 
gisches Durchgreifen der Regierung. Sie müßte bereit sein, 
die Widerstände, die die Schwerindustrie insbesondere leisten 
wird, rücksichtslos zu überwinden. Das ist es, was wir zu 
bezweifeln wagen. Die Regierung wird keineswegs die eigene 
Bundesbrüder zu stark anfassen, und so wird die Preisabbau- 
aktion zu einer Lohnabbauaktion führen. Schon haben 


Herr Kollege! 


Noch ist es Zeit 


denBezug der „Deutschen Techniker-Zeitung‘ 
“für das 4. Vierteljahr zu erneuern. | 


-Helfen auch Sie mit, daß 
jedes Bundesmitglied 
seineBundeszeifung 


abonniert. 
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Rogierungsvertreter bei der Besprechung mit den Spitzen- 
organisationen erklärt, daß sie Wert darauf legen müssen, daß 
die Arbeitnehmer im Augenblick von Lohnbewegungen Ab- 
stand nehmen, um die Maßnahmen der Regierung nicht zu 
untergraben. ‚Die freien Gewerkschaften konnten die von der 
Regierung geforderte Erklärung selbstverständlich nicht ab- 
geben. Während wir, seit einem halben Jahre ein ständiges 
Anziehen der Preise für Lebensmittel und Bedarfsartikel aller 
Art zu verzeichnen haben, sind die Gehälter und Löhne der 
Arbeitnehmer nicht erhöht worden, sie blieben vielmehr auf 
ihrem Stande vom Frühjahr d. J. Der Reallohn des Arbeit- 
nehmers ist also stark gesunken. Eine Erhöhung der Bezüge 
der Arbeitnehmer ist daher schon allein eriorderlich, um den 
Reallohn auf das Niveau vom Frühjahr dieses Jahres zu bringen. 
Es ist interessant festzustellen, daß an dem gleichen Tage, an 
dem die Regierung von den Gewerkschaften eine Erklärung 

gerliche 
Presse den Ruf erschallen ließ, die Gewerkschaften und die 
politischen Linksparteien sabotieren den Preisabbau. Die Maske 
wurde dadurch ein wenig gelüfte. Das Primäre der Maß- 
nahmen der Regierung ist nicht ein tatsächlicher Preisabbai, 
sondern die Unterstützung der Arbeitgeber bei der Niedrig- 
haltung des Reallohns der Arbeitnehmer. Diese Zusammeıt- 
hänge sind so durchsichtig, daß es nicht erforderlich erscheint, 
weitere Beispiele, die in genügender Zahl zur Verfügung 
stehen, anzuführen. Die angenommenen Zölle, werden in den 
nächsten Monaten die hersteilende Industrie zwingen, die Roh- 
rodukte teurer einzukaufen, als das bisher der Fall war. Das 
Fertigfabrikat wird dementsprechend teurer in den Handel 
kommen, wenn nicht andere Positionen in der Warenkalku- 
lation heruntergesetzt werden können. Es ist üblich, daß die 
deutschen Arbeitgeber dabei zuerst die Position Löhne und Ge- 
hälter einer Nachprüfung unterziehen. Daß man durch der- 
artige Maßnahmen auf lohnpolitischem Gebiete die gesamte 
deutsche Volkswirtschaft in steigendem Maße erschüttert, sieht 
oder will man nicht sehen. Es ist beachtenswert, daß we- 
nigstens bei dem einen oder anderen Unternehmer eine andere 
Erkenntnis iı Erscheinung tritt. So ist fn der Presse des Groß- 
und Kleinhandels in den letzten Wochen verschiedentlich darauf 
hingewiesen worden, daß die von der Vereinigung der Deut- 
schein Arbeitgeberverbände eingenommene Haltung zur Lohn- 
frage Groß- und Kleinhandel in Absatzschwierigkeiten bringt, 
Die Kaufkraft der Konsumenten ist schon jetzt außerordentlich 
geschwächt und wird bei weiteren Preiserhöhungen völkg 
untergraben. 

In der „Frankfurter Zeitung‘‘ vom 22. Augtist 1925 nimmt 
ein Fabrikaut, Dr. Hermann Schäfer (Weimar), in einem 
Leitartikel zu dem gleichen Problem Stellung. Die Ausführun- 
gen sind so beachtlich, daß wir im Nachstehenden eimige uns 
wichtig erscheinende Absätze im Wortlaut wiedergeben: 

„Die tieferen Ursachen zu all diesen Streitigkeiten liegen eigentlich 
nicht direkt bei den Arbeitgebern und Arbeitnehmern des Textilgewerbes, 
sondern in der durch die Annahme der Zoligesetze bedingten Entwicklung 
der deutschen Wirtschaft. Der protektionistische Zoll muß verteuersd 
wirken. Schwere innere Erschütterungen im Wirtschaftskörper waren 
vorauszusehien. Von den prominentesten deutschen Vertretern der Na- 
tionalökonomie ist eindringlich vor dem Hochschutzzoll gewarnt worden. 
Ein Reich, das sich mühsam aufzurichten versucht, kann sich keinen 
„Schritt ins Ungewisse‘“ leisten, wie der Vertreter einer Partei, die die 
Vorlage mit annahm, sogar im Plenum des Reichstags ausführte. „Auf 
den Streit der Wissenschaft über die Berechtigung von landwirtschaft- 
lichen Schutzzöllen will ich hier nicht eingehen‘, proklamierte Graf Kanitz 
vom Regierungstisch. Damit waren die wissenschaftlichen Argumente 
nicht der unbedeutendsten deutschen Köpfe abgetan. Landwirtschaft 
und Schwereisenindustrie können ihres scheinbaren Erfolges 
nicht frolı werden, wenn das übrige Wirtschaftsleben ersticken muß, be- 
sonders ein großer Teil der verarbeitenden Industrie. Der 
Notschrei des rechtsgerichteten Apoldaer Stadtrates an die maßgebenden 
Stellen des Reiches, die Zölle würden die Apoldaer Textilindustrie dem 
Verderben anheimfalien lassen, dürfte nicht ungehört verhalit sein. 

Verständig und in jeder Weise zu unterstützen ist dagegen das Be- 
mühen der Textilarbeitgeber, de Produktionskosten gründilichst 
herabzusetzen. Der Absatz im Inland ist schlecht, das Exportgeschäft is} 
ebenfalls gering. Der Umsatz muß sich heben oder die deutsche 
Textilwirtschaft geht innerhalb weniger Jahre zugrunde. Den anderen 
Industrien geht es nicht viel besser. Mit Lohn- und Gehalts- 
reduktionen kommt man jedoch bestimmt nicht zum 
Ziel, da die KaufkraftdeseigenenLandesdamitnoch 
mehr erdrosselt wird. Auch dürften Lohn- und Ge- 
haltsreduktionen den Preis eines jeden Produktes 
nicht wesentlich verbilligen; das ist für den eine Binsen- 
wahrheit, der den Aufbau einer Kalkulation genau kennt. Mit diesen 
Ausführungen soll nicht für Phantasielöhne eingetreten werden; 'aber die 
Arbeitnehmer müssen soviel verdienen, um ‚Betriebe, die die lebensnot- 
wendigen Güter erzeugen, im Laufen zu halten, Dies ist auch die Voraus- 
setzung für jeden Export. Der Export stelit doch die Güter dar, die als 
Produktionsüberschuß des eigenen Landes billieer ins Ausland gehen. 
Ein Land mit unzureichender innerer Kaufkraft wird niemals as Export- 
land eine Rolle spielen.“ 5 


Es ist immerhin erfreulich, wenn man feststellen kann, 


daß selbst im Unternehmerlager allmählich bei den einsichtige- 
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ren Vertretern sich eine andere Erkenntnis Bahn bricht. Zug 
Zeit gilt allerdings noch das alte Sprichwort: „Eine Schwalbe 
macht keinen Sommer!“ Vorläufig werden Regierung und! 
Arbeitgeber in gemeinsamer Arbeit versuchen, die Lebenshal- 
tung der Arbeitnehmer weiter herabzudrücken. Die Angestell- | 
ten und Arbeiter aber haben die Pflicht, ihrerseits die erfor | 
derlichen Gegenmaßnahmen ihrer Organisationen dadurch zw 
unterstützen, daß sie durch Mitarbeit und Mitgliederwerbung 
die Angriffsfront stärken. Die kommenden Lohnkämpfe sind. 
nicht selbstsüchtiger Art, sondern dienen dem deutschen Wirt | 
schaftsleben. Lohnerhöhung bedeutet Steigerung der Kauf- 
kraft und damit Erschließung des Inlandmarktes und schließ- | 
lich auch Exportfähigkeit der deutschen Industrie und des 
deutschen Handels. Bernhard Göring. 
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Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Die Schaffung von Eisenkartellen schreitet vorwärts. Die 
Voraussetzung für die Schaffung von großen europäischen | 
Montantrusts ist das Bestehen festgefügter nationaler Kartelle, | 
Bis solche nicht zustande kommen* und sich bewährt habenj 
kann ein internationaler Montantrust nicht errichtet werden. | 
Die gegenwärtig stattfindenden internationalen Verhandhmgen 
beziehen sich vorerst nur auf die Schaffung eines Schienen- | 
kartells. Angeblich werden auch Versuche zur Errichtung 
eines internationalen Walzdrahtkartells gemacht. Trotzdem ver- 
mehren sich bereits jetzt die internationalen Berührungspunkte; | 
wofür das Luxemburgische Eisenabkommen zwischen Deutsch- 

l 
l 





land und Frankreich-Belgien, das infoige des Scheiterns der 
deuisch-französischen Hiandelsvertragsverhandlungen vorerst 
nicht in. Geltung trat, oder das französisch-italienische Ab-| 
kommen für die Lieferung französischen Schrotts an Italien! 
gegen Uebernahme einer bestimmten Menge von französischen | 
Fertigprodukten Beispiele sind. 


Inzwischen schreitet die Schaffung nationaler Kartelle mit | 


großen Schritten vorwärts. Vor allem hat in Deutschland die | 


Kartellierung der Eisenindustrie eine ungeheuer rasche Ent='! 
wicklung genommen. Nachdem die Rohstahlgemeinschaft für! 
die Regelung der Produktionsmengen in der Eisen- und Stahl=' 
industrie entstand und innerhalb derselben Syndikate für die 
A-Produkte — Halbzeug, Oberbaumaterial und Formeisen — 
für die Regelung der Preise und des Absatzes zustande kamen, 
sollen jetzt Syndikate auch für die B-Produkte errichtet werden. 
Unter diesen ist das Röhrensyndikat befeits auf siebem Jahre | 
geschaffen, auch für Walzdraht besteht bereits ein Syndikat, | 
das gleiche wie vor dem Kriege. Darüber hinaus wird aber | 
auch ein Syndikat für Stabeisen, das bisher in Deutschland! 
nicht bestand, mit guten Aussichten auf Verwirklichung vor- | 
bereitet. Als Vorsiuie dazu wurde bereits ein Bandeisenver-' 
band geschaffen, dem die Zusammenfassung der Kaltwalz- 
werke folgen wird. Auch ist ein Grobblechverband innerhalb’ 
der Rohstahlgemeimschaft in Bildung begriffen, und für Fein- ' 
blech, wo die Anzahl der Interessenten sehr groß ist, soll: 
ebenfalls die Syundikatsbildung in Angriff genommen werdem | 
In kurzer Frist kann man daher mit der völligen Kartellie- 
rung der ganzen Eisen- und Stahlindustrie für Rohstoffe und 
Halbiabrikate rechnen. — Auch in anderen Ländern machE! 
die Kartellierung in der Eisenindustrie große Fortschritte, In 
Frankreich wurde das Eisenkartell, das die Preise festsetzt, | 
vorerst auf zwei Monate verlängert und außerdem für phos-| 
phorhaltiges Roheisen und für Schienen ein Kartell auch für! 
die Kontingentierung de? Produktion errichtet, In Beigien! 
kam ab 1. August ein Walzdrahtsyndikat für Preisregelumg' 
und gemeinsamen Verkauf zustande. In Polen hat das os#| 
oberschlesische Eisensyndikat Anfang August mit seiner Tä-) 
tigkeit begonnen. Das Syndikat übernimmt zunächst dem 
Vertrieb von Stabeisen, Bandeisen, Universaleisen, Draht und) 
Formeisen. Auch in Schweden sind Kartellbestrebungem! 
vorhanden, die aber infolge des geringen Schutzzolles er 
schwert werden. Deshalb hat eine lebhafte Propaganda der! 
schwedischen Eisenindustriellen für die Erhöhung der Eisen 
zölle um 60 Prozent eingesetzt. | 

l 


Voller Brotwucher. Die für den 1. Oktober 1925 vorge- 
sehene Wiedereinführung des sogenannten Einfuhrscheing. 





zölle. Schon vor dem Kriege war der Einfuhrschein heiß 
umstritten. Er gestattete dem deutschen Landwirt die Aus 


führung deutschen Getreides, wenn auch, eine Folge der deuf-! 
schen Agrarzölle, der ausländische Getreidepreis niedriger war 
als der deutsche. Die Ausfuhr wurde eben dadurch möglich, | 
daß dem deutschen Agrarier bei Ausfuhr von Getreide der 
Zoll in Form eines Einfuhrschemes vergütet wurde. Auf Grund 
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des Einfuhrscheines konnte der Landwirt gieiche Mengen von 
‚Getreide zollfrei einführen. Da aber die Einfuhr von anderen 
Waren auf Grund dieses Scheines auch möglich war, wurde 
dieser Einfuhrschein verkauft nd an den Börsen wie 
bares Geld gehandelt. So wurde der Einfuhrschein 
nichts anderes als eine Liebesgabe der Regierung an die 
 Großlandwirtschaft. Andererseits wurde aber durch die so be- 
 günstigte Ausfuhr von deutschem Getreide der Bestand an Ge- 
‚treide in Deutschland immer knapp gehalten, worauf ohne 
Zweifel die sehr hohen Vorkriegsgetreidepreise in Deutschland 
zurückzuführen sind. So wurde der Einfuhrschein zu einem 
ganz bedeutenden Verteuerungsfaktor. 


=  Dieselben Zusammenhänge werden nach Wiedereinfüh" 
rung des Einfuhrscheines ab 1. Oktober 1925 zutage treten. 
Man kann sagen, daß der ganze Agrarzoll für den deutschen 
Agrarier ohne Einfuhrschein gar keinen Zweck hat. Erst mit 
Hiüfe des Einfuhrscheines wird er in der Lage sein, den Ge- 
‚treidezoll voll ausschöpfen zu können. Augenblicklich zeigen 
‚die Getreidepreise in Deutschland sinkende Tendenz. Das 
entspricht der Markt- und Preislage auf dem Weltmarkte. 
Es ist aber heute schon vorauszusehen, daß die deutsche Land- 
wirtschaft große Teile der Ernte zu billigstem Preise auf den 
Weltmarkt werfen wird. Handhabe dazu bietet der Einfuhr- 
‚schein. Der Erfolg wird sein, daß das deutsche Volk die ver- 
' schleuderte Ernte später zurückkaufen muß. Es bezahlt dann 
neben der Liebesgabe an die Großlandwirtschaft noch den 
durch Zoll erhöhten teuereren Weltmarktpreis. Das nennt 
die Regierung Verbilligungspolitik, Interessant 
Ast nur, daß der Einfuhrschein, der ein sehr großer Verteue- 
‚zungsfaktor ist, an demselben 1. Oktober in Krait treten wird, 
für den der Reichskanzler Dr. Luther seine Verbilligungs- 
aktion vorausgesagt hat. 





















I“ 

Soziale Bewegung 

7 Aus alter Zeit. Es war im Jahre des Heils 1935, als ein In- 
genieur Hofmann, Berlin, sich vermaß, in München, im 
Saale des Arzberger Kellers, am 7. September, abends 81/, Uhr, 
einen Vortrag über die „Wettbewerbsunfähigkeit der deut- 
‚schen Wirtschaft“ zu halten und dieses durch ein in damaliger 
"Zeit übliches Plakat dem Volke kundmachen zu lassen. Zur 
Erläuterung des Zweckes einer solchen Zusammenberufung 
'wielerlei Volkes enthielt die Plakatkundgebung folgende hoch- 
Be itsame Sätze: 


j 
II SG 
Der Zweck heiligt die Mittel 

7 Skrupellose Tarifsabotage der Bauarbeit- 

i. geber. 

—— Am 14, und 15, August 1925 wurde zwischen einem Tarif- 
Ausschuß, der vom Reichsverband des Deutschen Tieibau- 
gewerbes und dem Arbeitgeberbund für das Baugewerbe ge- 
‚wählt war, und den Vertretern der technischen Angestellten der 
Entwurf eines Reichstarifvertrages vereinbart. Dieser Entwuri 
sollte nach Angabe der Unterhändler der Arbeitgeber anläßlich 
einer Tagung der beteiligten Verbände während der Kölner 
Bauwoche am 7. September 1925 zur Abstimmung unterbreitet 
werden. Es wurde vereinbart, daß Vertreter der am Vertrag 
‚beteiligten Organisationen am 15. September in Berlin im Tiei- 
"bauhause zusammentreten, um die Erklärungen über Annalıme 
oder Ablehnung des vereinbarten Vertragsentwurfes bzw. die 
Unterschriften unter den Vertrag auszutauschen. Die in Köln 
eplante Bauwoche wurde verschoben, deshalb haben die Ver- 
ände ihre beschlußfassenden Körperschaften nach Berlin ein- 
geladen und zwar nach uns gewordener Mitteilung zum 15. und 
16. September. Am 12. September wurde unserem Bunde tele- 
\"Phonisch mitgeteilt, daß die zum 15. vereinbarte Erklärungs- 
|tist auf den 17. September, vormittags 10 Uhr, verschoben 
‚werden müsse. 

— In diesem Termin wurde von dem Beauftragten des 
Reichsverbandes des Deutschen Tieibau- 
gewerbes dem Vertreter unseres Bundes mitgeteilt, daß 
der Ausschuß beschlossen habe, den von seinen 
Beauftragten mit den Technikern verein- 
arten Vertragsentwurf überhaupt nicht zur 
bstimmung zu stellen. Zur Angabe von Grün- 
en für diese Behandlung der Angelegenheit 
var der Beauftragte nicht ermächtigt. 

Der Arbeitgeberbund für das Baugewerbe 
zog es vor, in dem vereinbarten Termin nicht zu erscheinen 
und auch sonst zunächst keine Erklärung abzugeben. Wir 
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Friedens und der Wohlfahrt des Volkes gehabt hat. Grö. 
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„Koilegen! Die Unternehmer behaupten bei allen Tarifverhand- 
lungen, daß die „hohen Löhne“ und Gehälter sowie die mangelnde 
Leistuugsfähigkeit der Arbeiinchmer am. Niedergang der deutschen 
Wirtschaft Schuld seien. Darum muß einmal in der Oeiientlichkeit auf 
die wahren‘ Ursachen der Krise mit aller Deutlichkeit hingewiesen 
werden. In der Versammlung soll auch zu den mehr als merkwürdigen 
Schiedssprüchen der Schlichtungsinstanzen in der letzten Zeit Stellung 
genommen werden.“ A 

Die Einberufer der Versammlung, der Bund der technischen 
Angestellten und Beamten, der Deutsche Werkmeisterverband 
und der Zentralverband der Angestellten hatten aber nicht mit 
der hochwohlweisen Polizeidirektion in München gerechnet, 
deren Aufgabe es in der damaligen Zeit war, über das wirt- 


schaftliche Seelenheil des ihm anvertrauten Volkes zu wachen.’ 


Die Polizeidirektion verbot die oben zitierten 
Sätze. Es hat leider nicht ergründet werden können, welcher 
Satz obiger Bekanntmachung das Mißfallen der Polizeidirektion 
in München erregt hat. Aus der Geschichte entnehmen wir 
aber, daß die Unternehmer in der opferfreudigsten Weise unter 
Verzicht auf einen angemessenen Gewinn stets versucht waren, 
das Los der ihnen anvertrauten Arbeitnehmerschaft zu er- 
leichtern and die höchsten Löhne und Gehälter zu zahlen. Die 
unangemessene und unziemliche Bemerkung der Versammilungs- 
einberufer, daß die Unternehmer behauptet hätten, daß die 
hohen Löhne und Gehälter am Niedergang der Wirtschaft 
Schuld seien, wird wohl die Ursache dafür gewesen sein, daß 
die Polizeidirektion in München die der Wahrheit wider- 
sprechenden Sätze hat aus dem Plakat streichen lassen. Wir 
glauben dies als Ursache erkennen zu müssen, da wir uns nicht 
vorstellen können, daß die Polizeidirektion etwa beanstandet 
haben könnte, daß die Schiedssprüche der Schlichtungs- 
instanzen, die damals den Zweck hatten, für den Wirtschafts- 
frieden zu sorgen, als „merkwürdig“, d.h. würdig ge- 
merkt zu werden, bezeichnet wurden. Wir glauben cher, 
daß es überhaupt verboten war, in öffentlichen Versammlungen 
zu irgend etwas „Stellung zu nehmen“. 

Jedenfalls ist es historisch äußert interessant, einmal wieder 
festzustellen, daß die Arbeitnehmerschaft auch in damaliger 
Zeit, wo nach allen Quellen der Geschichte das denkbar 
sozialste Unternehmertum die Führung in der Hand hatte, ver- 
sucht hat, durch maßlose Ansprüche den Wirtschaftsfrieden zu 
stören und so offenbar die Wirtschaft selbst in die größte Ge- 
fahr zu bringen. Wir erkennen aber auch, welche hohen Auf- 
saben zu damaliger Zeit eine Polizeibehörde im Interesse des 
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haben sofort durch eingeschriebene Briefe an den Reichs- 


verband des Deutschen Tiefbaugewerbes E. V. den Inhalt der 
Mitteilung bestätigt und eine Bestätigung des Reichsverbandes 
für die Richtigkeit unserer Wiedergabe erbeten. Von dem 
Deutschen Arbeitgeberbund für das Baugewerbe E. Y. forderten 
wir eine Erklärung darüber, ob er den zwischen seinen und 
unseren Beauftragten vereinbarten Vertragsentwurf als für sich 
bindend anerkenne. Darauf erhielten wir einen am 19. September 
1925 geschriebenen Brief des Reichsverbandes des Deutschen 
Tiefbaugewerbes E. V., in dem sich dieser über unsere „schiefe 
Darstellung“ der Unterredung beklagt und feststellt, daß sein 
Beauftragter folgende Erklärung abgegeben habe: 

„i. Der Zentiralausschuß der Arbeitsgemeinschaft für das 
Deutsche Hoch- und Tiefbaugewerbe hat die beiden Entwürfe rach 
eingehender Stellungnahme als richt geeignet betrachtet, sie den 
beschlußfassenden Organen des Deutschen Arbeitgeberbundes für 
das Baugewerbe und des Reichsverbandes des Deutschen Tieibau- 
gewerbes zur Annahme vorzulegen, 


2. Herr Dr. Schütz hat Herrn Lustig nicht gesagt, daß er nicht 
ermächtigt sei, für diese Behandlung der Angelegenheit eine Be- 
sründung mitzuteilen, sondern er hat erklärt, daß er nicht er- 
mächtigt sei, ihm in diesem Augenblick die Gründe mitzuteilen, 
aus denen die Verträge abgelehnt seien, d. h. diejenigen Punkte 
des Vertragsinhalis, die die Ablehnung der Verträge zur Folge 
hatten.“ 


Aus Satz 1 geht hervor, daß unserem Vertreter insofern ein 
Irrtum unterlaufen ist, als er annahm, ein Ausschuß des 
Reichsverbandes des Deutschen Tieibaugewerbes hätte be- 
schlossen, das Zustandekommen eines KReichstarifvertrages 
durch Totschweigen des bestehenden Entwurfes zu sabotieren, 
währenddem das Verdienst dieser Handlung dem Zentral- 
ausschuß der Arbeitszemeinschaft für das Deutsche Hoch- 


"und Tiefbaugewerbe gebührt. Der zweite Teil der Erklärung 


ist ein Spiel mit Worten und ändert nichts an der Tatsache, 
daß die Unternehmerverbände ihren Beauftragten verboten 
haben, uns Gründe für ihr unqualifizierbares Verhalten mit- 
zuteilen. 
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Noch interessanter ist ein von deniselben Tage datiertes 
Schreibender Arbeitsgemeinschaft des Deutschen 
Hoch- und Tiefibaugewerbes, das wir im Wortlaut 
folgen lassen; 

„Wir teilen Ihnen hierdurch höflichst mit, daß der Zentral- 
ansschuß der Arbeitsgemeinschaft des Deutschen Hoch- und Tief- 
baugewerbes in seiner Sitzung am 5. September beschlossen 
hat, die vorgelegten Entwürfe der Reichstarifverträge für tech- 
nische und kaufmännische Anzestellte den beschlußfassenden 
Organen der beiden Verbände zur Annahme nicht vorzulegen, da 
sie nicht als geeignet betrachtet wurden, als Unterlage für einen 
Tarifvertrag zu dienen. Wir bringen Ihnen dies pflichtgemäß zur 
Kenntnis.“ 

Aus diesem Schreiben ergibt sich zunächst einmal, daß die 
uns mitgeteilte Verschiebung der Erklärungsfrist vom 15. auf 
den 17. September eine Farce war, nachdem der Beschluß des 
Zentralausschusses bereits am 5. September zustande 
gekommen ist. 

Daß es sich dabei um eine 


planmäßige Sabotage des Reichstarif- 
vertrages 


handelt, ergibt sich zwingend uus der Tatsache, daß auch in 
diesem Schreiben keine Gründe für die Behauptung angegeben 
sind, daß der Entwurf keine geeignete Grundlage für einen 
Tarifvertrag bilde. Daß es sich um Tarifsabotage von un- 
erhörter Skrupellosigkeit handelt, wird erhärtet, wenn man 
sich die Haltung der Unternehmerverbände seit der Kündigung 
des alten Reichstarifvertrages bis zu dem vorsgeschilderten 
Abschluß der Verhandlungen vergezenwärtigt, 


Die mündlichen Verhandlungen erhielten schon eine seltene 
Schärfe durch die beweislose Behauptung der Unternehmer- 
vertreter, daß die Bautechniker in ihrer überwierenden Mehr- 
heit fachlich untüchtig und in der Wahrnehmung ihres Dienstes 
gleichgültig oder fahrlässig seien. Die Verhandlungen wurden 
von den Unternehmern in dem Augenblick abzebrochen, als die 
Techniker sich weigerten, in bezug auf Arbeitszeit, Gehalts- 
gruppierung und Urlaub alle Forderungen der Unternehmer zu 
erfüllen, Die Unternehmerverbände beeilten sich, trotzdem 
ihnen bekannt sein mußte, daß der Butab das Reichsarbeits- 
ministerium um Einleitung einer Vermittlungsaktion ersucht 
hatte, die Verhandlungen als gescheitert zu erklären und ihre 
Mitglieder aufzufordern, sämtlichen technischen Angestellten 
zum frühestmöglichen Termin zu kündigen. 

Am 30. Juni 1925 stimmten die Unternehmervertreter in der 
beim R.A.M. gebildeten Spruchkammer einem Schiedsspruche 
zu, der Arbeitszeit, Gehaltsstaffelung und Urlaub regelte und 
bestimmte, daß die Verhandlungen über die sonstigen Vertrags- 
bestimmungen bis zum 15. Juli beendet sein sollen und 
die Erklärung über Annahme oder Ablehnung des Schieds- 
spruches am 16. Juli, mittags 12 Uhr, zu erfolgen habe. 

Bereits am nächsten Tage erklärten. zwei der beteiligten 
Unternehmerverbände, im Juli nicht verhandeln zu können, da 
ihre Syndiciin Urlaub gingen. Es ist zu bezweifeln, 


daß den in der Spruchkammer sitzenden Unternehmervertretern 


edie Urlaubsdispositionen ihrer Syndici unbekannt gewesen sind, 
Es muß also wenigstens mit der Möglichkeit gerechnet werden, 
daß die Unternehmerbeisitzer einem Schiedsspruch zustimmten, 
dessen Durchführung, wenigstens in einem wesentlichen Teile, 
sie von vornherein nicht beabsichtigten. Hätten sie die ernst- 
hafte Absicht gehabt, den Schiedsspruch durchzuführen, so 
mußte es möglich sein, entweder in der durch Schiedsspruch 
festgesetzten Frist ohne Syndici weiter zu verhandeln 
oder aber die Herren zu veranlassen, ihren Urlaub um zwei 
Wochen zu verschieben. Im übrigen war der Syndikus des 
einen Verbandes an den Verhandlungen vom 14. und 15. Au« 
gust auch nur am ersten Tage, und der Syndikus des anderen 
Unternehmerverbandes gar nicht anwesend. 


Eine Stunde vor Ablauf der Erklärungsfrist, am 16. Julf, 
vormittags 11 Uhr, fand unter dem Vorsitz des zuständigen 
Sachbearbeiters im Reichsarbeitsministerium erneut eine Be- 
sprechung statt über die etwaige Verlegung des Erklärungs- 
termins auf den 15. August. Die anwesenden Unternehmer- 
vertreter glaubten zwar, für August Verhandlungen in Aussicht 
stellen zu können, auf die Festlegung eines Erklärungstermins 
zu dem Schiedsspruch wollten sie sich aber nicht einlassen. 

Durch dieses Verhalten war der Schiedsspruch vom 
30. Juni hinfällig, und wir forderten die Bezirksarbeitgeber- 
verbände des Baugewerbes auf, mit uns Bezirksmantel- 
tariiverträge abzuschließen. Bereits in den ersten Tagen 
des August haben sich in verschiedenen Bezirken die Schlich- 
tungsausschüsse mit der Angelegenheit beschäftigt. Das schien 


den Spitzenverbänden der Unternehmer unbequem zu sein. 


Sie arrangierten deshalb die Verhandlungen vom 14. und 
15. August und gaben damit ihren Bezirksverbänden einen Vor- 
wand, die Verfahren zur Schaffung von Bezirksmanteltarif- 
verträgen auszusetzen oder wenigstens zu vertagen. 
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Aus dieser Kette von Tatsachen ergibt sich zwingend, daf ; 
die Unternehmer in ihrem Kampf gegen die technischen Anges 
stellten und den Tarifvertrag nach dem Grundsatz verfahrenz 


der Zweck heiligt die Mittel. 


Sie schrecken dabei auch nicht davor zurück, einzelne ihrer 
eigenen Mitglieder den Angestellten-Gewerkschaften und der 
Oeffentlichkeit gegenüber in ein schiefes Licht zu setzen; denn 
nach dem Gesagten ist nur zweierlei möglich: entweder der 
erhandlungsausschuß der Unternehmer spielte den technischen 
Angestellten gegenüber am 14. und 15. August 1925 in den 
Tarifverhandlungen bewußt ein Rolle, die man mindestens als 
illoyal bezeichnen muß, oder aber der Zentralausschuß der 
Arbeitsgemeinschaft für das Deutsche Hoch- und Tieibau- 
gewerbe desavouiert in übelster Weise seine Vertrauens- 
männer im Tarifverhandlungsausschuß. Die letzte Hypothese 
hat nicht sehr viel Wahrscheinlichkeit für sich, denn dem Zen+ 
tralausschuß dürfte es schwer fallen, irgendwelche Bestim- 
mungen des Vertragsentwurfes, die am 14, und 15. August in 
freier Verhandlung formuliert wurden, als so wichtig nachzu- 
weisen, daß dieser Bestimmungen halber, auch vom Stand« 
punkte des Unternehmers aus gesehen, der Vertragsentwurf | 
nicht einmal als Unterlage für einen Tarifvertrag dienen könnt®& 
Das Votum des Zentralausschusses kann sich demnach nuf| 
gegen die hauptsächlichsten Bestimmungen des von seinen Vers | 
trauensleuten geschaffenen Schiedsspruches vom 30. Juni wen« 
den. Ist das aber so, dann war dieser Zentralausschuß vers 
pflichtet, falls allgemeine Anstandsregeln für das Verhältnis von 
Bauarbeitgeberorganisationen zu den Technikern und ihrer Ges 
werkschaft Gültigkeit haben sollen, am 16. Juli dem Reichs- | 
arbeitsministerium die Erklärung abzugeben, daß er den 
Schiedsspruch ablehnt. Statt dessen zog er es vor, um den 
tariflosen Zustand in den Herbst hinein zu verschleppen, den 
technischen Angestellten und dem Reichsarbeitsministerium 
Vertragswilligkeit vorzutäuschen, die offenkundig nie bestan« 
den hat, : a 
Noch nie hat irgendeine Vereinigung von 
Arbeitgebern es gewagt, Arbeitnehmern und 
ihrer gewerkschaftlichen Vertretung eine 
derartige Nichtachtung zu demonstrieren. i 
Den Bantechnikern glauben die Unternehmerverbände des 
Baugewerbes alles bieten zu können. Für diese unerhört® 
Provokation werden die Bautechniker zu gegebener Zeit die 
Quittung präsentieren. f 


Streikgefahr in der Berliner Metall- 


industrie 


Zwischen dem Verband Berliner Metallindustrieller und dem 
Angestelltengewerkschaften trat am 1. Jan.d. J.ein neuer Man« | 
teltarif in Kraft, der zunächst ein Jahr gelten soll. Das Zustande- |! 
kommen dieses Manteltarifvertrages machten die Unternehmer | 
davon abhängig, daß wenigstens probeweise das so=| 
genannte Leistungsprinzip zumindest in den beiden 
obersten Gruppen durchgeführt werde. Es wurde demnach 
vereinbart, daß für die Gruppen 3 und 4 nur je ein Mindest« | 
gehalt festgesetzt werde, daß aber diese Gehaltsstaffelung uns 
abhängig vom übrigen Inhalt des Manteltarifvertrages mit ein 
monatlicher Frist erstmalig zum 30. Juni 1925 gekündigt werden 
könne. Daneben wurden Uebergangsbestimmungen vereinbart, 
nach denen diejenigen Angestellten, die ihre Stellung noch 
unter der Wirkung des alten Vertrages angetreten hatten, auch 
künftig nach den damaligen Bestimmungen besoldet werde 
also mit wachsendem Dienstalter in den Genuß von Steige: 
rungssätzen treten. Die Gehaltsfestsetzung selbst war außer- 
ordentlich unzulänglich. Die Gehälter betrugen 70 bis 352 M. 
unter Berücksichtigung der Uebergangsbestimmungen. Nach 
dem neuen Vertrag eingestellte Betriebsingenieure hatten je= 
doch nur einen Rechtsanspruch auf ein Gehalt von 30 M. 7 

Mit der fortschreitenden Teuerung blieben diese Gehälter) 
immer mehr hinter dem sozialen Existenzminimum zurück, 
Es wurden deshalb im Mai 1925 nach vergeblichen freien Verz 
handlungen die Schlichtungsinstanzen angerufen, die durch 
Schiedsspruch eine fünfprozentige Gehaltserhöhung 
herbeiführen wollten. Trotzdem vom Reichsarbeitsministerium 
dieser Schiedsspruch für verbindlich erklärt wurde, haben 
ihn die Firmen des V.B.M.I. nicht durchgeführt, vielmehr aus 
angeblich formellen Gründen Feststellungsklage am 
gestrengt. Die Angestellten der Berliner Metallindustrie habe 
demnach noch heute das Gehalt, wie es im J&huar festgesetzt 
worden war, und das damals schon, verglichen mit den Tarif= 
gehältern anderer Bezirke, außerordeatlich niedrig war. Auch 
ein Vergleich des Tarifgehaltes eines selbständigen Konstru 
teurs mit dem Durchschnittseinkommen qısalifizierter Arbeiter) 
zeigt die Unhaltbarkeit der Vertragssätze. Der Arbeiter kommt 
bei einem durchschnittlichen Stundenlohn von etwa 1,15 MO 
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2 bei 200 Arbeitsstunden auf ein Monatseinkommen von 230 M., 

- während dem selbständigen Konstrukteur 215 M. und dem 

x Techniker der Gruppe Ill gar nur 190 M., also 15 bzw. 40 M. 
weniger als dem Handwerker angeboten werden. 

; uch die Erfahrungen mit dem sogenannten Leistungs- 

> prinzip in den Gruppen 3 und 4 waren in Berlin durchaus 

- nicht besser als an anderen Orten. Die Angestellten sahen sich 

- deshalb veranlaßt, die Gehaltsstaffel zum 31. August 1925 zu 
kündigen. Am 7. und 17. September fanden zwischen dem 
V.B.M.I. und den Angestelltengewerkschaften Verhandlungen 
statt. Die Angestellten forderten Wiederherstellung der Staf- 
felung in allen Gruppen. Sie forderten weiter eine Erhöhung 
der Tarifgehälter um durchschnittlich etwa 26 Prozent. Dem- 
nach müßte das Gehalt in der Gruppe 1 100 bis 160 M., in 
der Gruppe 2 150 bis 200 M., in der Gruppe 3 220 bis 290 M. 
und in der Gruppe 4 250 bis 375 M. betragen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß das Höchstgehalt nach dem früheren Ver- 
trage bzw. nach den neuen Forderungen erst in fünf Dienst- 
jahren innerhalb derselben Gruppe erreicht wird. Die Forde- 
rungen sind außerordentlich bescheiden. Sie bleiben sogar 

- hinter den Tarifmindestgehältern anderer, sogenannter Lei- 
stungstarifverträge zurück, 

} ie üblich, sind die Unternehmer den Forderungen mit 
der. Behauptung entgegengetreten, daß ein sehr großer Teil 
der Angestellten erhebliche Leistungszulagen bekäme. Es 
wurde z. B. von einem Arbeitgebervertreter die Behauptung 
aufgestellt, daß das Durchschnittsangestelltengehalt in einem 
bestimmten Betriebe über 300 M. liege. Die Angestellten sind 
dieser Behauptung nachgegangen und haben festgestellt, daß, 
um zu diesem Rechnungsergebnis zu kommen, in der betref- 
fenden Firma die Einkommen aller Angestellten einschlieBß- 

-Jich der Direktoren addiert und durch die absolute 





| Reichsversicherungsamt und Unfall- 
 verhütung im Bergbau 


Das Reichsversicherungsamt hat in einer Eingabe an den 
- Reichsarbeitsminister darauf verwiesen, daß die Knappschafts- 
berufsgenossenschaften bisher nur für diejenigen Betriebe des 
- Bergbaues Unfallverhütungsvorschriften erlassen haben, die der 
- Aufsicht der Bergbehörden nicht unterstehen, für den Schutz 
- der im eigentlichen Bergbau Beschäftigten aber bisher solche 
Vorschriften nicht beständen. Der Vorstand sei aber nach 
848 der. Reichsversicherungsordnung verpflichtet, Unfallver- 
ütungsvorschriften‘ auch für diese Unfallversicherten zu er- 
lassen. Gemäß $ 875 a.a.O. sei die Berufsgenossenschaft 
- weiter verpflichtet, zur Durchführung dieser Vorschriften 
technische Aufsichtsbeamte in der erforderlichen 
Zahl anzustellen. 
& Durch die Wiederholung von Massenunfällen im Berg- 
bau in der letzten Zeit sei erneut die Aufmerksamkeit des 
- Reichsversicherungsamtes auf die Frage der Beteiligung der 
- Knappschaftsberuisgenossenschaft bei der untertägigen Unfall- 
- verhütung gelenkt. Nach seiner Auffassung würde nicht alles 
zur Gehe des Unfallschutzes ee wenn die 
zuständige Knappschaftsberufsgenossenschaft, zu der die Un- 
© ternehmer des Bergbaues zusammengeschlossen seien, nicht 
- alsbald angehalten würde, die ihr auf dem Gebiete der Unfall- 
"= verhütung zukommende Aufgabe voll zu erfüllen. Es wäre 
auch unerwünscht, wenn das bisherige Verhalten der Knapp- 
> schaftsberufsgenossenschaft erst vom Reichstag oder vom Land- 
tag getadelt würde und damit natürlich auch die Aufsichts- 
- behörde einer ungünstigen Beurteilung ausgesetzt würde, 
: Das Reichsversicherungsamt beabsichtige deshalb, den Ge- 
= nossenschaftsvorstand zu veranlassen, nunmehr alsbald nach 
= dem‘ Gesetze zu verfahren. Zweckmäßig würden von der 
© Berufsgenossenschaft keine besonderen Unfallverhütungsvor- 
= schriften erlassen, sondern die jeweils gültigen, von den Berg- 
© behörden erlassenen Vorschriften als eigene Unfallverhütungs- 
© vorschriften. übernommen. Damit würde die Möglichkeit ge- 
© schaffen, daß sich die Berufsgenossenschaft durch besondere 
technische Aufsichtsbeamte auf Grund der gleichen Unfall- 
© verhütungsvorschriften an dem Bergarbeiterschutz unter Tage 
"= beteilige. Wenn dann noch diese technischen Aufsichtsbeam- 
ten aus dem Kreise der Bergassessoren genommen würden, 
- so wäre die Basis für ein gedeihliches Zusammenarbeiten mit 
— den Organen der Bergbehörde gegeben. 
g Soweit das Schreiben des Reichsversicherungsamtes. Es 
ist dazu zu sagen: 
& Es kann gewiß begrüßt ‚werden, wenn auch das letzte 
versucht wird, um die hohen Unfallziffern im Bergbau herab- 
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Zahl der Angestellten dividiert wurden. Bei der Gelegenheit 
wurde aber festgestellt, daß unter 25 leitende Angestellte genau 
dieselbe Lohnsumme verteilt wird, die 205 technische Änre- 
stellte insgesamt erhalten. Daraus ergibt sich von selbst, daß 
das Durchschnittsgehalt der Tarifangestellten — und um solche 
kann es sich nur handeln — vielleicht halb so hoch ist wie das 
von dem Unternehmervertreter. vorgetragene Durchschnitts- 
gehalt. Diese Feststellung ist gleichzeitig ein Beweis dafür, 
daß die Firmen der Berliner Metallindustrie sehr wohl, ohne 
die Rentabilität ihrer Betriebe in Frage zu stellen, erheblich 
höhere Gehälter zahlen könnten, sonst wären sie nicht in der 
Lage, ihren leitenden Angestellten rund zehnmal höhere Ge- 
hälter zu zahlen als den Tarifangestellten. 

Wie die Firmen des V.B.M.l. den tariflosen Zustand aus- 
zunutzen beabsichtigen, ergibt sich aus der Tatsache, daß 
einzelne Firmen weiblichen Angestellten mit der Entlassung 
drohen, falls sie sich nicht verpflichten, an Stelle ihres bis- 
herigen Monatsgehaltes künftig für einen Stundenlohn 
von 48 Pf. zu arbeiten. In einem anderen Werke wurde einem 
Werkmeister, der bisher ein Monatsgehalt von 312 M. bezog, 
ein neues Anstellungsschreiben zur Unterschrift vorgelegt, das 
ihm ein Monatsgehalt von 225 M. in Aussicht stellte, wobei be- 
tont wurde, dab diese Summe bereits eine Leistungszulage ent- 
halte; denn nach dem famosen Leistungstarifvertrage hätte er 
bei Neuanstellung nur einen Rechtsanspruch auf ein Monats- 
gehalt von 215 M. 

Die Angestelltengewerkschaften beabsichtigen noch ein- 
mal den Versuch zu machen, durch die öffentlichen Schlich- 
tungsstellen den V.B.M.I. zu einem tragbaren Vertragsabschluß 
zu bewegen. Sollte auch dieser Versuch scheitern, so ist 
mit einem gewerkschaftlichen Kampf von sel- 
tener Hartnäckigkeit zu rechnen. 


zumindern. Ob aber das Reichsversicherungsamt mit se'nem 
Vorhaben auf dem richtigen Wege ist, muß doch sehr be- 
zweifelt werden. Zunächst ist es wenig schmeichelhalt für 
die bisherige‘ Praxis der Bergbehörden, wenn auf Grund der 
von ihnen erlassenen Sicherheitsvorschriften die Knappschafts- 
berufsgenossenschaft durch besondere Aufsichtsbeamte nun- 
mehr auch noch die Kontrolle der Gruben vornehmen will. 
Auch wenn aus dem Kreise der Bergassessoren diese Beamten 
entnommen werden, ist ein reibungsloses Arbeiten dieser beiden 
Instanzen absolut nicht gewährleistet. Mau kann sich sehr 
gut Fälle denken, in denen über die Handhabung dieser 
oder jener Sicherheitsvorschrift geteilte Ansichten auftreten 
können, und welche Meinung soll dann in einem solchen 
Falle die richtige sein? Für die Arbeiter, viel mehr aber noch 
für die technischen Aufsichtspersonen im Grubenbetriebe, wäre 
eine derartige Einrichtung geradezu geeignet, ständigen Kon- 
fliktsstoff herbeizuführen. Heute käme das Organ der Berg- 
behörde und veflangt auf Grund der Sicherheitsvorschriften 
diese Maßnahme, und morgen käme der technische Aufsichts- 
beamte der Berufsgenossenschaft und ordnet vielleicht das 
Gegenteil an. Daß bei einer solchen Doppelaufsicht zweier 
Organe nicht die Sicherheit erhöht, sondern noch herabgemin- 
dert würde, versteht sich am Rande, abgesehen davon, daß 
erade die technischen Aufsichtspersonen und Arbeiter es dann 
einer Instanz mehr recht machen könnten. Zudem kann man 
aber auch aus anderen Gründen an das erfolgreiche Wirken 
eines derartigen Organes zweifeln. In der Knappschaits- 
berufsgenossenschaft sind doch die Bergbau- 
unternehmer Zusammengeschlossen, und es ist 
wirklich eine starke Zumutung, wenn man die Beschäftigten 
im Bergbau glauben machen will, daß diese mehr oder minder 
vom Arbeitgeber abhängigen Beamten der Beruisgenossen- 
schaft nun so äußerst peinlich auf die Erfüllung der Sicher- 
heitsvorschriften achten würden. Die Vorgänge im Bergbau 
beweisen doch leider zu deutlich, daß um des lieben Profites 
willen häufig Kopf und Kragen riskiert wird. Es hieße der 
Oeffentlichkeit Sand in die Augen streuen, wenn man ihr 
laubhaft machen wollte, daß auf--diese Weise die Sicherheit 
im Bergbau erhöht würde, 


Soll wirklich die Sicherheit im Bergbau erhöht werden, 
dann möge man endlich die von den Gewerkschaften verlang- 
ten Arbeiterkontrolleure anstellen. Man möge aber 
auch weiter dass technische Aufsichtspersonal 
(Steiger usw.) schärfer gegen Kündigung und Entlassung 
schützen, damit sie mehr als bisher unter allen Umständen 
zunächst die Belange der Sicherheit wahren können. Heute 
ist es im Bergbau ja leider so, daß gerade die Steiger zu häufig 
infolge eines zu hohen Fördersolls zunächst auf die Förderuug 
sehen müssen. Erreichen sie das Soll nicht, so müssen sie 
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befürchten, unter diesem oder jenem Vorwande die Stellung 
zu. verlieren. Bei dieser Zwitterstellung der Aufsichtspersonen 
zwischen Bergwerksbesitzer und Bergbehörde versagen die 
besten Bergpolizeiverordnungen, wenn die Aufsichtspersonen 
nicht einen erhöhten Kündigungsschutz genießen. Will das 
Parlament, will die Regierung wirklich die Sicherheit im 
Bergbau erhöhen, so muß ‚hier Wandel geschaffen werden. 
Man sollte uns aber verschonen mit Kontrollinstanzen im 
Vorhaben der Reichsversicherungsanstalt. -1S. 


Bergbauwirtschaftsfragen 


Der Hauptausschuß zum Bergetat. Am 9. und 10. Septem- 
ber behandelte der Hauptausschuß des Preußischen Landtages 
den Berg- und Hüttenetat für das Jahr 1925. Im Vordergrund 
der Beratungen standen die wirtschaftlichen Schwierigkeiten des 
Kohlenbergbaues. Eine weniger wichtige Rolle als im Frühjahr 
spielte das Grubensicherheitswesen. Man hätte deshalb er- 
warten können, daß die wenigen zur Behandlung stehenden 
Sicherheitsfragen eine sorgfältige Erledigung gefunden hätten. 
Leider ist das nicht der Fall. Von den Verbänden der tech- 
nischen Bergbauangesteilten war die Einführung eines er- 
höhten Kündigungsschutzes für die Grubenaufsichtspersonen, 
Fördermaschinisten und solche mit gleicher Verantwortung 
betrauten Personen gefordert worden. Diese Forderung beruht 
auf der Erwägung, daß eine objektive und genaue Einhaltung 
der bergpolizeilichen Vorschriften nur erreicht werden kann, 
wenn das Abhängigkeitsverhältnis der Aufsichtspersonen usw. 
gegenüber dem Bergwerksbesitzer geändert wird. Solange 
der Bergwerksbesitzer auf Grund des Dienstvertrages nach 
Belieben über die materielle Existenz der technischen An- 
gestellten verfügen kann, ist an eine im Interesse aller Berg- 
bauarbeitnehmer liegende Durchführung der bergpolizeilichen 
Bestimmungen nicht zu denken. Deshalb ist verlangt worden, 
daß ‘die Entlassung der technischen Angestellten, soweit sie 
für die Einhaltung der polizeilichen Vorschriften verantwort- 
lich sind, nur mit Zustimmung der Arbeits- 
gerichte erfolgen darf, Wir sind uns bewußt, daß diese 
Forderung von großer Tragweite ist. Mit Rücksicht auf die 
erheblichen Unfallgefahren im Bergbau und insbesondere im 
Hinblick auf die zahlreichen Unfälle und großen Gruben- 
unglücke muß aber eine entsprechende gesetzliche Regelung 
erfolgen. 

Im Hauptausschuß waren zu dieser überaus wichtigen 
Frage zwei Anträge eingebracht. Der Zentrumsantrag 
lautete: 

„Das Staatsministerium wird ersucht, dahin zu wirken, daß die 
Grubenaufsichtspersornen und Fördermaschinisten in Fällen, wo kein wich- 
üger Grund zur fristiosen Entlassung vorliegt, einen erhöhten Kündi- 
gungs- bzw. Entlassungsschutz bekommen.“ 

Von seiten der Sozialdemokratischen Partei 
iag folgender Antrag vor: 

„Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, 
eine Novelle zum Allgemeinen Preußischen Berggesetz vorzulegen, in 
welcher die Entlassung der mit der Durchführung bergpolizeilicher Vor- 
scuriiten beirauten Angestellten und Arbeiter wegen der gewi 
Beobachtung derselben unter Strafe gestellt wird.“ 

Beide Anträge sind im HauptausschußB angenom- 
men worden. 

Wir müssen schon sagen, daß sie beide nicht den Kern der 
Sache treffen. Sie sind im wahrsten Sinne des Wortes weiter 
nichts als weiße Salbe. Der Ausgangspunkt in der Angelegen- 
heit ist die Erhöhung der Grubensicherheit. Diese Kernirage 
wird von keinem der beiden Anträge genügend gewürdigt. 
Wir müssen schon erwarten, daß in den Plenumsberatungen 
die Sache von der richtigen Seite angefaßt und ein in der 
Praxis wirklich anwendbarer Kündigungsschutz für den ge- 
nannten Personenkreis eingeführt wird. 

Für unsere Kollegen bei den preußischen Staats- 
bergwerken sind folgende im Hauptausschuß ange- 
nommene Anträge von größter Bedeutung: 

„1. Das Staatsministerium wird ersucht, dahin zu wirken, daß die 
auf Privatdienstvertrag verpflichteten Angestellten des Staatsbergbaues, 
die gegenüber den Staatsangestellten bedeutend schlechter gestelit sind, 
eine Ausgleichszulage erhalten, 

2. Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, 
daß den Angestellten in den Staatsbetrieben des Recklinghauser Bezirks 
das Einkommen um die Differenz, welche bei gleichen Voraussetzungen 
bezüglich Beschäftigungsart, Dienstalter usw. zwischen Besoldungsordnung 
(einschließlich aller Zuschläge) einerseits und dem Angestelltentarife 
andererseits besteht, rückwirkend ab 1. April 1925, erhöht wird.“ 

Zur Wirtschaftslage im Ruhrbergbau wurden 
u. a. Tolgende von der S.P.D. eingebrachte Anträge an- 
genommen: 


„Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, 
1. bei der Reichsregierung anzustreben, daß die durch Still- 
legung von Kohlenbergwerken und Betriebseinschränkun- 
gen betrofienen Bergarbeiter aus Reichsmitteln in der Höhe entschädigt 
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werden, wie das gesetzlich für den Kalibergbau festgelegt ist; die dem 
Reich entstehenden Kosten sind auf den Kohlenbergbau umzulegen; 

2. erneut mit allem Nachdruck bei der Reichsregierung den Ver- 
sichen entgegenzuwirken, die darauf abzielen, Polen auf Kosten des 
deutschen Bergbaues und seiner Arbeiterschaft Konzessionen. zu machen 
durch Erhöhung des Kohleneinfuhrkontingents über 100009 Tonnen 
monatlich hinaus; 

3. bei der Reichsregierung dahin zu drängen, daß bei der Unter- 
suchung der Komponenten des Kohlenpreises und der Prüfung 
der Maßnahmen zur Gesundung des Kohlenbergbaues Sachkundige 
s Bergarbeiter- und Angestelltenorganisationen mit herangezogen wer- 
en; 

4. bei etwaigen Verhandlungen über Abgrenzung der euro- 
päischen Kohlenmärkte darauf bedacht zu sein, daß die An- 
passung der Kohlenförderung an’ den Absatz von allen kohlenbergbau- 
treibenden Ländern gleichermaßen durchgeführt wird; 

5. den wasserwirtschaftlichen Bestrebungen im Harz, ins- 
besondere soweit sie mit den Mittellandkanalprojekten im Zusammen- 
hang stehen, im Interesse des Oberharzer Erzbergbaues sorgfältige Be- 
achtung zu widınen und die vorliegenden Projekte durch ein unpartei- 
isches Sachverständigengremium überprüfen zu lassen.“ 

Die Umstellung der fiskalischen Bergwerke in Reckling- 
hausen soll in der Weise vorgenommen werden, daß eine 
selbständige Aktiengesellschaft gegründet und durch Personal- 
union mit der Hibernia verbunden wird. Der Aufsichtsrat der 
Hibernia soll zugleich Aufsichtsrat der zu gründenden Reck- 
linghausen A.-G. sein. Die Umstellung soll nach einer Mit- 
teilung des Handelsministeriums bis zum 1. November d. J. 
zur Durchführung gelangen. Wir bezweifeln, daß die vor- 

esehene Regelung eine glückliche Lösung der Umstellung der 

Recklinghauser Zechen darstellt, Wenn auch durch die Per- 
sonalunion und sonstige Verbindung mit der Hibernia die Ge- 
fahren, die durch die Bildung einer selbständigen Aktiengesell- 
schaft entstehen können, etwas gemildert werden, so ist doch 
nicht zu verkennen, daß vom staatspolitischen Standpunkt aus 
gesehen die Ueberführung der Recklinghauser Werke in die 
Preußag sicherlich erfolgversprechender sein würde. Etwaige 
dieser Lösung entgegenstehende Bedenken der Preußagleitung 
müßten im Interesse einer einheitlichen Zusammenfassung des 
gesamten preußischen Staatsbesitzes an Berg- und Hütten- 
werken zurückgestellt werden. 


Die Reichsiachgruppe Bergbau zur Bergbaukrise. Der Ar- 


beitsausschuß der Reichsfachgruppe Bergbau unseres Bundes 


beschäftigte sich in seiner Sitzung am 14. September mit der 
Wirtschaftslage im Bergbau. Nach ausführlichem Referat und 
eingehender Aussprache wurden zur Ruhrkrise folgende Ent- 
schlieBungen angenommen: 

„1. Der Bund der technischen Angestellten und Beamten stellt sich 
in bezug auf die Behebung oder Milderung der Kohlenkrise auf den 
Boden der Denkschrift des Bergarbeiterverbandes. 

Ueber die dort gemachten Vorschläge hinaus verlangt er von der 
Reichsregierung ein beschleunigtes Verbot der aus Syndikats- oder Kon- 
zerngründen dauernd trotz der Stillegungen noch erfolgenden Vergröße- 
rung der Fördermöglichkeit — Abteufen neuer Schächte usw. — des 
deutschen Bergbaues. Durch die Vergrößerung wird nur der Leerlauf 
der Kohlenbergwerksindustrie verstärkt und naturnotwendig die Kon- 
kurrenzfähigkeit der deutschen Kohle auf dem Weitmarkte vermindert. 

2. Der Bund der technischen Angestellten und Beamten steilt mit 
Entrüstung fest, daß die Reichsregierung zur Unterstützung der im 
Ruhrgebiet durch Zechenstillegungen und -einschränkungen erwerbslos ge- 
woidenen Bergbauangestellten bisher wesentliches nicht unternommen .| 
hat. Auch die Maßnahmen der Preußischen Regierung sind völlig unzu- | 
reichend. Den Regierungen ist die traurige Lage der erwerbslosen Berg- 
bauangestellten bekannt und die Berichte des von der Reichsregierung 
zur Prüfung dieser Fragen eingesetzien Ausschusses liegen seit längerer 
Zeit vor. 

Mit aller Entschiedenheit wird daher verlangt, daß bei Neueinstellun- 
gen erst die erwerbslos gewordenen- Angestellten berücksichtigt werden. 
Der Nachwuchs für die Grubenbeamten ist durch weitergehende Ein- 
schränkung der Schülerzahl an den Bergschulen zu vermindern. 

Bei Inangriffnahme der vom Ruhrsiedlungsverband geplanten Straßen- 
bau- und Schnelibahnprojekte und des Hansakanals müssen entlassene 
Bergbauangestellie bevorzugi eingestellt werden. 

Die infolge Stillegung und Betriebseinschränkungen entlassenen Ar- 
beiter und Angestellten sind wie im Kalibergbau auf Grund einer gesetz- 
lichen Regelung zu entschädigen. Das Reich zahlt die Entschädigungen 
und legt die gezahlien Summen auf die in Betracht kommenden Unter- 
nehmer um.“ 


Bezüglich der Verhältnisse im Saargebiet wurde be- 
schlossen, auf die Reichsregierung dahingehend einzuwirken, 
daß es im Interesse des Saargebiets und der dort ansässigen 
Bergbauangestellten liegt, wenn durch Unterbringung oder 
Umschulung der im übrigen Deutschland stellenlosen Berg- 
bauangestellten etwaiger Zuzug nach den Saargruben fern- 
gehalten wird. Zur Orientierung möchten wir hierzu bemerken, 
daß wir in Nr. 34 der „D.T.Z.“ in einem Artikel „Zuzug von 
Bergbauangestellten nach den Saargruben“ die Verkältnisse 
im Saargebiet eingehend geschildert und auf Grund unserer 
Feststellungen vor einer Stellenannahme gewarnt haben. 

Weiterhaı behandelte der Arbeitsausschuß verschiedene 
Fragen der Grubensicherheit‘und des Knappschaftswesens so-. 
wie organisatorische Angelegenheiten. 


























‚Knappschaftliches 


Aus dem Reichsknappschaitsverein. Am 12. und 13. Sep- 
Eember tagte inGodesberg der Vorstand desReichs- 


_knappschaftsvereins. Aus der Fülle der behandel- 

ten Angelegenheiten gebeir wir nachstehend die wichtigsten 

wieder: 2 
Der Beschluß des geschäftsführenden Ausschusses vom 


13. August über die Errichtung einer neuen Mitgliederklasse 


(Klasse V mit einem Einkommen von mehr als 400 M.) in 
der Angestelltenabteilung der Pensionskasse wurde bestätigt. 
Der Beschluß ist bereits in Nr. 34 der „D.T.Z.‘“ im Wortlaut er- 
‚schienen. Es sei nur noch einmal hervorgehoben, daß die in 
der Klasse V zu zahlende Rente nur für die Dienstzeit nach 
dem 1. Januar 1924 gewährt wird. Der Beschluß gilt nur bis 
- zum 31. Dezember 1925. Es handelt sich also um ein Pro- 
visorium. Mit dem Inkrafttreten der neuen Novelle wird die 
Frage, für welche Dienstzeiten die Rente der Klasse V zu 
zahlen ist, neu geregelt werden. 

Unser Vertreter in der Ruhrknappschaft hatte beantragt, 
dem Reichsknappschaftsverein zu empfehlen, einen Beschluß 
‚herbeizuführen, wonach die bis zum 30. Juni 1925 angebotenen 
Anerkennungsgebühren, soweit sie nicht länger als bis zum 
1. Januar 1921 rückständig sind, anerkannt werden. Der Be- 
zirksvorstand der Ruhrknappschaft hat den Antrag dem Reichs- 
knappschaftsvorstand überwiesen. Die Arbeitgebervertreter im 
R.K.V.-Vorstand sprachen sich gegen den Antrag aus, weil 
er angeblich eine starke finanzielle Belastung bedeute. Auf 
Vorschlag unseres Vertreters wurde die Abstimmung ver- 
schoben und beschlossen, zunächst Erhebungen über die evtl. 
finanzielle Auswirkung dieses Antrages anzustellen. 

Im Interesse einer gleichmäßigen Behandlung in sämt- 


lichen Bezirksvereinen wurde beschlossen, daß alle Anträge 
auf Grund des 8 397 des Angestelltenversicherungsgesetzes 


(Vermeidung unbilliger Härten zur Erfüllung der Wartezeit) dem 
Reichsknappschaftsvorstand zur Entscheidung vorzulegen sind. 
Vier Anträge auf Zulassung besonderer Knappschafts- 


krankenkassen wurden mit Stimmengleichheit abgelehnt. Die 


Geschäftsanweisungen für die Knappschaftsäitesten der Bran- 
denburger und Brühler Knappschaften wurden geneh- 
| migt. Die zur Genehmigung vorgelegten Dienstverträge mit 
den Versicherten-Vertrauensmännern in den Bezirksknappschat- 
ten Brühl und Siegerland wurden zurückverwiesen, da 
sie mit dem vom Reichsknappschaftsvorstand aufgestellten Nor- 
‚maldienstvertrag nicht übereinstimmen. Den Bezirkstarifver- 
 trägen für die Angestellten in den Bezirksknappschaften Ober- 


'schlesien,Sachsen und Hessen-Thüringen wurde ' 


zugestimmt. Die Abstimmung über den Gießener Tarif- 
ı vertrag wurde zurückgestellt, da noch verschiedene Unklar- 
"heiten tarifrechtlicher Natur bestehen. 

r In der Arbeiterabteilung der Pensionskasse wurde 
in der Frage der Aufbringung der Lasten ein außerordentlich 
wichtiger Beschluß gefaßt, der auch für die Angestellten von 
Bedeutung ist. Nach diesem Beschluß wird der Beschluß des 

Reichsknappschaftsvorstandes vom 25. Februar 1925 betreffend 
notleidende Vereine aufgehoben. Gleichzeitig wird 
festgelegt, daß ab 1. September 1925, vorläufig bis 31. März 





‚|@a| BEHÖRDEN UND Ö 


"Berufsfragen der Behördentechniker 
= Zulassung zu Anstellungs- und Beförderungsprüiungen bei 
“der Reichsbahn. Ueber die Regelung dieser Fragen sind von 


der, Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft 
Me. E k : 
die nachfolgenden Bestimmungen erlassen worden: 


Berlin, den 3. Juli 1925. 


a 
© Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft. 

- Hauptverwaltung. Der Generaldirektor. 
R 54. 205..93. 


Nach Benehmen mit dem Hauptbeamtenrat! 


© Die nach unserer Verfügung vom 2. Mai d. }. — 51. 203. 303. — 
"in vielen Dienstzweigen hervorgeiretene Notwendigkeit der Einsparung 
entbehrlicher Beamtenstellen erfordert es, auch die Zahl der Anwärter 
für die Beamtenstelien den veränderten Verhältnissen anzupassen. Es 
muß vermieden werden, daß die Zahl der Anwärter ins Ungemessene 
"wächst und sich dadurch die Wartezeit dieser Anwärter bis zur Anstellung 
oder Beförderung erheblich verlängert. Wir ordnen deshalb folgendes an: 











A. Eingangsstellen. 


1. Wenn der Nachwuchs aus den Arbeitern der Verwaltung heraus- 
gebildet wird, regelt sich die Abnahme der Prüfungen (in den neuen 
Lauibahnen „Feststellung der praktischen Befähigung“) für die Eingaugsr 
sielle streng nach dem dienstlichen Bedürfnis. Eingeleitete Prüfungen 
"wären aber noch in jedem Falie abzunehmen. 


- 











1926, jeder Bezirksverein die in der Arbeiterabteilung zu zah- 
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fenden Leistungen in Höhe von 50 Prozent selbst aufbringen 
muß, während die übrigen 50 Prozent von dem Reichsknapp- 
schaftsverein übernommen und gleichmäßig in Prozentsätzen 
der Hauerdurchschnittslöhne auf alle Bezirksknappschaften ver- 
teilt werden. Vom selben Termin ab setzt der Reichsknapp- 
schaftsverein die Beiträge in der Arbeiterpensionskasse fest, 
Die Arbeitgeber haben die Beiträge in der Arbeiterabteilung, 
Invaliden- und Angestelitenversicherung in Zukunft an den 
Reichsknappschaftsverein unmittelbar zu zahlen. 

. In den meisten Bezirksvereinen sind unverhältnismäßig 
große Beitragsrückstände bei den Arbeitgebern ent- 
standen, die zum Teil nur sehr gering von den Schuldnern ver- 
zinst werden. Der geschäftsführende Ausschuß hat sich be- 
reits am 13. August mit dieser Frage beschäftigt und be- 
schlossen, daß Beitragsrückstände vom Tage der Fälligkeit ab 
mit mindestens 2 Prozent über dem Reichsbankdiskont zu 
verzinsen sind. Der Reichsknappschaftsvorstand bestätigte die- 
sen Beschluß. 

Der Antrag der Versichertenvertreter im Vorstand der 
Sächsischen Knappschaft auf Einberufung einer außerordent- 
lichen Bezirksversammlung mit der Tagesordnung „Wieder- 
einführung der Familienhilfe in der Krankenversicherung“ 
wurde mit Stimmengleichheit abgelehnt, desgleichen ein An- 
trag, den Versicherten zu gestatten, durch eigene Beiträge die 
Einführung der Familienhilfe zu ermöglichen. 

Eine bedeutsame Debatte entspann sich über den Antrag 
der Versichertenvertreter, den „Kompaß‘ abzubestellen und 
eineigenes Publikationsorgan des R.K.V. zu schaf- 
fen. Von seiten der Versichertenvertreter wurde der Antrag 
damit begründet, daß der „Kompaß“, insbesondere in der letz- 
ten Zeit, Artikel gebracht habe, die sich nicht nur sachlich 
gegen die Auffassung der Versicherten richten, sondern sogar 
beleidigenden Inhalts seien. Nach kurzer Debatte wurde fest- 
gestellt, daß der Vorstand der Ansicht ist, daß in dem amt- 
lichen Organ jede Kritik zu unterbleiben habe. Die Beschlüsse 
und sonstigen Mitteilungen müßten ohne Kommentar veröffent- 
licht werden. Der geschäftsführende Ausschuß wurde beauf- 
tragt, nochmals mit dem Verlag und der Redaktion des „Kom- 
paß“ darüber zu verhandeln, ob und inwieweit dem R.K.V. 
ein Mitbestimmungsrecht an der Redaktion und Geschäfts- 
führung des „Kompaß“ eingeräumt werden kann. 

Wir erwarten, daß diese Verhandlungen zu einem für die 
Versicherten befriedigenden Resultat führen, sonst kann ihnen 
nicht zugemutet werden, den „Kompaß‘‘ als amtliches Organ 
des R.K.V. beizubehalten. 


Schul- und Bildungsfragen 


Ueber die Ausbildung der Zechen-Werkstattiehrlinge hat 
die Arbeitskamnier seinerzeit Richtlinien herausgegeben. Nun 
hat der Oberbergrat Dr. Weise vom Oberbergamt in Dort- 
mund im August 1925 eine Zusammenstellung der bei den Ge- 
sellenprüfungen gestellten praktischen tind theoretischen Auf- 
gaben in Broschürenform herausgegeben. Der Preis je Stüci 
beträgt 0,30 M. Wir empfehlen insbesondere den Betriebsräten 
und Funktionären dieses Heftchen. Bestellungen werden von 
der Geschäftsstelle unseres Gaues Rheinland-Westfalen, Essen, 
Adolfstraße 12, entgegengenommen. 





2. Die Sperre für die Einberufung von Dienstanfängern besteht weiter. 
Soweit ausnalynsweise mit unserer Genehmigung Versorgungsanwärter, 
Zivilsupernumerare, technische Aspiranten u. del. Beamten im Vorbe- 
reitungsdienst einberufen sind oder einberufen werden, sind diese Dienst- 
anfänger nach Beendigung des Vorbereitungsdienstes zur Prüfung heran- 
zuziehen und zu außerplanmäßigen Beamten zu ernennen. 

Auistiegsbeamte, die im Rahmen des dienstlichen Bedürfnisses unter 
Anrechnung auf die Zahl der Dienstanfänger nach Vorschrift für die Ein- 
gangsstelle -einer höher oder günstiger liegenden Laufbahn ausgebildet 
werden, sind ebenfalls zur Prüfung zuzulassen, z. B. nichttechnische Be- 
amte der Besoldungsgruppe I bis IV bei Ausbildung zum Eisenbahn- 
assistenten. 

- Bemerkt wird hierzu, daß die Laufbahn des gehobenen 
technischen Bürodienstes auch für Aufstiegsbeamte 
bautechnischer Fachrichtung vorläufig noch ge- 
sperrt bleibt. Ebenso ist bis auf weiteres von der Uebernahme von 
Betriebswerkvorstehern in den maschinentechnischen Bürodienst nach 
Möglichkeit abzusehen. Sollten ausnahmsweise dringende dienstliche 
Grüude für eine solche Uebernahme sprechen, so ist unsere Entscheidung 
vorher einzuholen. (Vgl. I7 der Verfügung vom 15. Dezember 1924 
— 54. 206. 663. X —.) 

3. Falls in den Uebergangsbestimmungen für die neuen Beamtenlauf- 
bahnen Prozentsätze für die zulässigen Ausbildungen und Prüfungen ge- 
nannt sind, handelt es sich um Hiöchstsätze, die nicht überschritten wer- 
den dürfen. Innerhalb der Höchstsätze und auch da, wo keine Höchst- 
sätze. genannt sind, ist für Ausbildungen und Prüfungen überall das 
tatsächliche dienstliche Bedürfnis maßgebend. 
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Nr. 39. 


Betriebsrätewahlen 


beim Preußischen Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung. 
Am 1. und 2. Oktober 1925 


wählen die Angestellten und Arbeiter bei den Behörden des preußischen Kultusministeriums zum ersten Male zur Ver- 


tretung ihrer Interessen bei der Zentraibehörde einen Hauptbetriebsrat. 
freien Gewerkschaften E 


Arbeiter ist die Liste der 


Maßgebend für alle Angestellte und 


(Kennwort: Freigewerkschaftliche Einheitsliste, Arbeiter und Angestellte). 


Weshalb wählen wir diese Liste? 


Weil wir wissen, daß die freien Gewerkschaften in jeder Beziehung für die Erweiterung des 
Mitbestimmungsrechtes der Arbeitnehmer eintreten. 

Weil wir wissen, daß die freien Gewerkschaften die Träger der Tarifverträge sind. 

Weil wir wissen, daß die freien Gewerkschaften den Arbeitnehmern den wirksamsten Schutz 
angedeihen lassen können und weil wir als technische Angestellte die Verpflichtung haben, durch unsere 
Stimmenabgabe die allein maßgebliche Stellung unserer technischen Berufsorganisation für Behördentechniker wirksam 


zu unterstützen. 


Deshaib, Techniker, Laboranten und Mechaniker: 
Agitiert für die Liste der freien Gewerkschaften! 


Sorgt für Aufklärung! 


B. Beförderungsstellen. 

1. Zur Prüfung für die Stellen der Lokomotivführer, Zugführer, 
Lademeister, Wagenmeister, Rangieraufseher (Uebergangszustand) und 
Rangiermeister sowie der Triebwagenführer sind die Beamten nur nach 
Maßgabe des dienstlichen Bedürfnisses zuzulassen. a 

2. In den neuen Beamtenlaufbahnen, für die bereits Uebergangsbe- 
stimmungen erschienen sind oder noch erscheinen, richtet sich die Zahl 
def für Beförderungsstellen zu prüfenden Beamten überall streng nach 
dem dienstlichen Bedürfnis (vgl. A 3 dieser NEIEENnE): 

3. Wenn in den Fällen zu B 1 und 2 ein Bedürfnis für die Zu- 
lassung von Beamten zu Beförderungsprüfungen vorübergehend nicht 
vorliegt, ist durch Amtsblattverfügung bekauntzugeben, dab Meldungen 
zu den (näher anzugebenden) Prüfungen nicht entgegengenommen werden, 
Die gegenwärtig bereits angebrachten Meldungen sind auch bei einer 
eintretenden Prüfungssperre noch zu erledigen. Wiederholungen von 
Beförderungsprüfungen sind auch bei Verhängung einer Prüfungssperre 
durchzuführen. 

4. Den zum Betriebsingenieur ausgebildeten Beamten ist die Prüfung 
abzunehmen. Die bautechnische Fachrichtung scheidet dabei aus, weil 
die hierfür angeordnete Ausbildungssperre weiter besteht. 

Die Zulassung zur Prüfung zum Eisenbahningenieur (a. Bez.) staat- 
licher Fachrichtung richtet sich nach dem dienstlichen Bedürfnis. 

Etwa noch rückständige Sonderprüfungen der Eisenbahnsekretäre 
für Gruppe VII sind nach bisheriger Vorschrift zu Ende zu führen. 

Die Abnahme von Prüfungen für Verzahnungsstellen richten sich 
nach dem Bedarf an Anwärtern zur Besetzung der Stellen. 

. Die auf Grund der Verfügung vom 15. Dezember 1924 — 
54. 206. 663. — zum 1. April und 1. Juli 1925 angebrachten Meldungen 
zur Uebergangsprüfung zum technischen Obersekretär sind wie folgt zu 
behandeln. Die Reichsbahndirektionen übersenden dem Eisenbahnzentral- 
amt Uebersichten der eingegangenen Meldungen getrennt nach den 
beiden Prüfungsterminen und innerhalb eines jeden Prüfungstermins nach 
technischen Eisenbahnsekretären und technischen Obersekretären (Besol- 
dungsgruppe VI bis VII) mit nachstehenden Angaben: 

a) für technische Eisenbahnsekretäre: 

Name und Vorname, Fachrichtung, Tag der planmäßigen Anstellung 
in Besoldungsgruppe VI, Anwärterdienstalter zum technischen Eisen- 
bahnsekretär (VI), Geburtstag. 

Das Eisenbahnzentralamt fertigt für jeden Prüfungstermin eine Ge- 
samtübersicht, und zwar getrennt nach technischen Eisenbalinsekretäreu 
und technischen Obersekretären. Auf Grund dieser Gesamtübersichten 
wird von hier aus bestimmt werden, welche Beamten zur Prüfung 
heranzuziehen sind. Bei Beamten, die aus dem Prüfungstermin 1. April 
1925 bereits mit es geprüit oder zur Prüfung vorgeladen sind oder 
die Prüfung zu wiederholen haben, ist dies dem Eisenbahnzentralamt bei 
der Anmeldung anzugeben; schon angesetzte Prüfungen sind abzunehmen. 

Ueber die Annahme von Meldungen zu den späteren Prüfungster- 
minen ergeht von hier aus besondere Bestimmung. Vorläufig sind Mel- 
dungen zum Prüfungstermin 1. Oktober 1925 nicht anzunehmen. Bei 
späteren Prüfungsterminen haben die Reichsbahndirektionen und das 
Eiseubahnzentralamt die eingehenden Meldungen zur UVebergangsprüfung 
in gleicher Weise zu behandein. 

Wir erwarten, daß bei der Zulassung zu Anstellungs- und Beförde- 
rungsprüfungen den vorstehenden Grundsätzen genaue Beachtung ge- 
schenkt wird; andernfalls würden wir genötigt sein, die vorläufige Ein- 
führung einer vollständigen Sperre für Prüfungen in Erwägung zu ziehen. 

Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft. 
Hauptverwaltung. 
Der Generaldirektor. Gez. 


Unerhörter Druck staatlicher Dienststellen auf Vertrags- 
angestellte. Wir erhalten Kenntnis von einem Vorgang, der 
ganz eigenartige Rückschlüsse auf die Einstellung mancher 


Oecser. 





staatlichen Dienststellen den auf Privatdienstvertrag beschäf- 
tigten Angestellten gegenüber zuläßt. Die Grundbegriffe’ von 
Treu und Glauben werden hierbei völlig außer acht gelassen. 
Das nachfolgende Kündigungsschreiben dokumentiert 
ie ganze Sachlage: 
„Staatliches Wasserbauamt. 
G. Nr. 1988/2138, II. 
Auf Anordnung der Provinzialbehörde kündige ich Ihnen hiermit ge- 
mäß $ 43 des P.A.T. das Dienstverhältnis zum Zwecke der Veränderung 
der Vergütungsgruppe zum 30. September d. J. Trotz meiner wieder- 
holten eingehenden Bemühungen hat sich die Provinzialbehörde zur 
Zurücknahme der angeordneten Maßnahme nicht. bereit gefunden. 
Sie fordert vielmehr. Ihre Bezahlung nach Vergütungsgruppe VI mit 
Wirkung vom 1. Juli d. J. ab. bitte daher, sich gefl. 
damiteinverstandenzuerklären, daßdie Kündigung 


Glogau, den 18. August 1925. 


zum Zwecke Ihrer Bezahlung nach Gruppe Vlrück- 


wirkend vom 1. Juli d. J. ab-in Kraft tritt. Gleichzeitig 
empfehle ich, ein Gesuch an die Provinzialbehörde durch meine Hand 
vorzulegen, in welchem Sie eingehend begründet bitten, Ihnen die Be- 
züge der Gruppe VII bis auf weiteres und im Hinblick auf Ihre Bewer- 
bung um eine Technikerstelle beim Staubeckenamt Ottmachau weiter zu 
belassen. ihrer gefl, Antwort sehe ich bis zum 20. d. M. bestimmt ent- 
gegen. gez. Unterschrift.“ 


Man höre und staune! Am 18. August 1925 wird das 
Dienstverhältnis zum Zwecke. der Veränderung der Vergü- 
tungsgruppe zum 30. September gekündigt. Gleichzeitig er-.° 
geht an den Angestellten die Aufforderung, mit rückwirkeuder 


Kraft, also vom 1. Juli 1925, sich mit einer niedrigeren Grup- 


pierung einverstanden zu erklären, obgleich nach der zweiels- 
freien Rechtslage die Bezüge der bisherigen Gruppe, also der 
Vergütungsgruppe VII, bis Ablauf der Kündigungsfrist, aber 
bis zum 30. September 1925 fällig sind. Nachdem der Kollege 
von seinem Recht auf Einleitung des Nachprüfungsverfahrens 
Gebrauch gemacht hat, teilt ihm die Provinzialbehörde ent- 
gegen den klaren Bestimmungen, die von den Verträgspar- 
teien hierüber vereinbart worden sind, mit, daß der Antrag 
als nicht gestellt betrachtet wird. Gegen diese, allem Rechts- 
ernpfinden hohnsprechende Handlungsweise haben wir bei der 
zuständigen Aufsichtsbehörde mit allem Nachdruck Einspruch 
erhoben und auf die Wiederherstellung der verletzten Rec 
verhältnisse hingewirkt. Wir glauben, daß es nur dieses An- 
stoßes unsererseits bedarf, um die in Betracht kommenden 
tellen auf die strikte Beachtung rechtlicher Grundbegriffe 
und vertraglicher Abmachungen anzıuhalten, Die Kollegen wer- 
den aber aus diesem Vorkommnis ersehen, mit welchen Wider- 
ständen sie in der Verwaltung zu ‘rechnen haben. Nur der 
Zusammenschluß in einer zielbewußten Beruisorganisation 
sichert sie vor derartigen Uebergrifien. 


Betriebsräte bei den Behörden 


Sitzung des Hauptbetriebsrates im Preußischen Finanz- 
ministerium und Ministerium des Innern. Vom 8. bis 11. Sep- 
tember hatte sich der Hauptbetriebsrat in Berlin versammelt, 
um eine recht umfangreiche und zum Teil auch sehr wichtige 
Tagesordnung zu erledigen. Leider wurden die Arbeiten auch 
diesmal wieder sehr erschwert durch die Sachreferenten des 
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ER m EX nr 5 k ? B 4 Au : z 
"Ministeriums, die es vielfach nicht für nötig halten, klar und „Im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsministerien und dem 
„eindeutig ihren Standpunkt zu präzisieren, in anderen Fällen „Rechnungshof des Deutschen Reiches gelten mit Wirkung ab 1. April 
oe sogar ablehnen, überhaupt zu den Anträgen und Anfragen 1925 über die bauliche Unterhaltung von reichseigenen Gebäuden folgende 
des 


uptbetri. u 1 i . ıde Bestimmungen: 
Efjeist* ee en re | & en a ER Die Kosten der Bauunterhaltung und baulicher Aenderung an reichs- 


% : er s ; + eigenen Gebäuden, die von einer Reichsverwaltung ausschließlich benutzt 
78 N; e " .. . = 
; herrschen. Bürokratismus und Reaktion sind die treibenden werden, trägt die nutznießende Behörde, Sie ist zur Erhaltung der Bait« 


Kräfte, auf die die in die Wege geleitete Entlassung von mehr anlagen verpflichtet und muß die hierzu erforderlichen Maßnahmen an« 
als 1000 Ersatzpolizisten im besetzten Gebiet, die in des Staates ‚regen oder die Anregungen der Reichsbauverwaltung entsprechend durch« 
\  schwerster Not die öffentliche Ordnung aufrechterhalten haben, führen. a 

Zurückzuführen ist. Wir wünschen nur, daß das Ergebnis der Die Ausführung von Bauarbeiten, die einen Kostenaufwand von mehr 
persönlichen Aussprache, die mit. dem Minister des Innern “ls 500 Mark verursachen, oder bei denen es sich ohne Rücksicht auf d’e 


T RE 5 & Kostenhöhe um Aufgaben handelt, zu deren Beurteilun technische Sach- 
‚stattgefunden hat, nun auch in die Tat umgesetzt wird. kenntnisse erforderlich sind, obliegt für alle Reichevetvallan der 


> Von Bedeutüng für ums war noch die Behandlung der Reichsbauverwaltung, ausgenommen sind jedoch die Hee- 
 Lehrlingsfrage und der Personalverhältnisse res- und Marineverwaltung, die Reichspost- und 
" in der Katasterverwaltung. Vom Hauptbetriebsrat wurde der Tele 8 raphenverwaltung, die Reichsbahn-Gesell- 
- Standpunkt vertreten, daß die Verwaltung nur befugt sein schaft und die Reichswasserstraßenverwaltung 
© dürfe, Lehrlinge. zu beschäftigen, wenn die Form und der Außer dem Reichswasserschutz. Y 
Inhalt der Ausbildung sowie die durch die. Lehrzeit zu ver- Bei reichseigenen Gebäuden, die von melireren Reichsverwaltungen 


Be ö BR: : r N : "gemeinschaftlich benutzt werden, übernimmt jede der beteiligten Verwal- 
 mittelnde berufliche Tätigkeit auch als Existenzgrundlage im ‚lungen die Instandhaltung und Wiederherstellung der von ihr aus 


S freien Erwerbsleben angesehen werden kann, Auch für be- schließlich benutzten Räume für eigene Rechnung sowie die Kosten für 
= sondere Spezialtätigkeit könne man die Ausbildung von'Lehr- besondere, ihren eigenen Zwecken angepaßte bauliche Einrichtungen und 
lingen zubilligen, jedoch dürfe die Zahl der anzunehmenden Aenderungen in und an dem Gebäude.“ 

Wrehrlinge nicht größer als der sich durchschnittlich ergebende Es folgen dann noch weitere Vorschriften über die In- 
= notwendige Nachwuchs sein. Diese Voraussetzungen sind aber standhaltung, Hausverwaltung reichseigener Gebäude usw., die 
' weder in den Kreiskassen noch „in der Katasterverwaltung er- hier unerwähnt gelassen werden können. Was uns an diesen 
füllt. Ganz besonders wurde über die mangelhafte Ausbil- Erlaß besonders interessiert, ist die bedauterliche Tatsache, daß 
dung Klage geführt. Deshalb wurde auch geiordert, daß die auch zukünftig die anfallenden Bauaufgaben des Reiches in 
gesetzlichen Bestimmungen über die Berechtigung zur Aus- dezentralisierter Form geregelt werden. Der einstimmig ange- 
4 bildung sowie über den Besuch von Fortbildungsschulen auch nommenen Entschließun £g des Haushaltsausschusses, 
im Staatsdienst Anwendung finden. } } „die Reichsregierung zu ersuchen, die Reichs- 
$ Diesen Gesichtspunkten des Hauptbetriebsrates traten die bauverwaltung zum Reichsverk ehrsministe- 
= anwesenden Regierungsvertreter im wesentlichen bei. Der tfium überzuführen, ferner dem Reichsta g bis 
$ Vertreter der Katasterverwaltung glaubte jedoch die Lehrlings-- 30, September 1995 eine Den kschrift über die 
| wirtschaft in der Katasterverwaltung besonders dadurch recht- weitere Umgestaltun & des Reichsverkehrs- 
; 


ve 


- fertigen zu können, daß er erklärte, zur Zeit seien 351 Lehr- ministeriums unter besonderer Berücksichti- 
 linge beschäftigt, lie Geeignetsten würden auch auf längere ung des Gesichtspunktes vorzulegen, mög- 
|" Zeit ihre Beschäftigung in der Katasterverwaltung finden. wa viele technische Verwaltungen ände- 
_ Die Katasterverwaltung könne auf Angestellte, für die die rer Ministerien dem Reichsverkehrsministe- 
 Ueberführung ins Beamtenverhältnis nicht in Frage kommt, rium als einem vorwiegend technischen Mini- 
nicht verzichten, und im übrigen müsse es der Katasterver. sterium anzugliedern“, ist somit der Reichsfinanz- 
waltung überlassen bleiben, so viel Lehrlinge einzustellen, wie minister in keiner: Weise nachgekommen. Wir wollen an« 
‚sie, für richtig hält. Der Hauptbetriebsrat ist dieser bezeich- nehmen, daß der Reichstag alles daransetzen wird, um die 
menden Arroganz auf das entschiedenste entgegengetreten  Reichsregierung zu der Durchführung der Entschließung zu 
© Es soll der Versuch gemacht werden, generelle Richtlinien über veranlassen, 
| die Beschäftigung und Ausbildung von Lehrlingen aufzustellen. - 
- Ein heißes Eisen ist für das Finanzministerium die Be- 
| handlung der Personalfragen in der Katasterverwaltung be- Besoldungsfragen 
"züglich der Stellung und Fortentwicklung der Katasterdiätare in Besol 
‚Katastertechnik er. Weil der Geheimrat Suckow ver- DIE.Z“ haben wir darau 
reist ist, war niemand im Finanzministerium in der Lage, zu  jnformationen durchaus möglich ist, trotz des Einspruchs des 
den vom Hauptbetriebsrat auf Grund der Denkschrift unse- Reichsfinanzministers gegen die Einreihung der preußischen 
es Bundes aufgeworfenen Fragen Stellung zu nehmen und Sekretäre die Katasterdiätare wie bisher in die Besoldungs- 
‚Erklärungen abzugeben. Der Hauptbetriebsrat hat sich des- gruppe VI einzureihen. Wir hatten demzufolge uns erneut 
‚halb genötigt gesehen, folgende schriftliche Anfragen an das mit einem schriftlichen Antrag an das Finanzministerium ge- 
_ Finanzministerium zu richten: ER wandt. Auf Grund unserer Feststellungen und Anträge hat 
mol. Was gedenkt das Ministerium zu tun, um denjenigen Kataster- sich das Finanzministerium nunmehr bereitgefunden, die bis- 
‚technikern, die nach abgeschlossener REN, vollkommen selbständig herige „vorbehaltliche“ Einreihung in die Besoldungs- 
u arbeiten in der Lage sind und eine entsprechende Tätigkeit auch aus- ruppe N; aufzuheben und die Einr eihung der Ka- 


ben, auch formal die Dienstverantwortüng zu übertragen?“ BR : x : 
2. Wie soll die Existenz der Katastertechniker und ihre Weiterent- tasterdiätare in die Gruppe VI anzuordnen. 


wicklung gesichert werden? Diese Maßnahme dürfte auch von großer Bedeutung für die 
7. a) Sieht die Verwaltung die Katastertechniker wie bisher als Anwärter Entscheidung des Reichsschiedgerichtes über den Einspruch des 
für Katastersekretär- und Obersekretärstellen an? Reichsfinanzministers sein, 
 b) kt die Katasterverwaltung bereit, Maßnahmen zu trefien, die die 
Sicherung der Stellung als Angestelite mit späterer Ueberführung Die Spitzenorganisationen zur Besoldungsfrage. In der 
„in das Beamtenverhältnis zum‘ Ziel haben?“ Sitzung des Reichstages vom 31. Juli d. J. hat der Reichs- 
- Es muß abgewartet werden, was hierauf das Finanz- minister der Finanzen während der Beratung des Gesetzent- 
ministerium zu sagen haben wird. 5 wer wurfes über die weitere vorläufige Regelung des Reichs- 
>. Von den übrigen Tagesordnungspunkten ist noch die Ein- haushaltes für das Rechnungsjahr 1925 gegen Schluß seiner 
sich tnahme in die Personalakten ‚sowie eine Be- Ausführungen folgende Erklärung abgegeben: 
zirksbetriebsratsnachwahl von Interesse. Bezüglich der Ein- „Ich wiederhole nochmals, daß wir die schwierige Lage 


sichtnahme in die Personalakten erklärten die Repierungsver- : 
|Ftreter, daß nach einem Beschluß des Preußischen Staafzmini- Ne : N Re Ifer De a 3° 
steriums zwar die Einsichtnahme gestattet sei, aber Bestim- ad wir den Beamten helien können, ohne Schädigungen 
mungen über die Entnahme von Notizen nirgends vor- für die Reichsfinanzen heraufzubeschwören, dann werden wir 
handen seien. Demgegenüber wurde vom Hauptbetriebsrat auch helfen. x 5 2 
der Standpunkt vertreten, daß die Einsichtnahme in die Per- ‘, Unter Bezugnahme auf diese Erklärung haben die Be- 
sonalakten auch das Recht der Entnahme von kurzen No- amtenspitzenorganisationen gemeinsam eine Eingabe an den 
tizen einschließe. a Reichsminister der Finanzen gerichtet. In ‚der Begründun 
In Uebereinstimmung mit dem Ministerium soll die Nach- wird darauf hingewiesen, daß inzwischen die wirtschaftliche 
wahl des Bezirksbetriebsrates in Trier erfolgen. Lage für die Beamten noch schwieriger ‚geworden ist. Die 
5 f BR kuanıate ra aan nden KrRrucheN an de 
Va: eutel jedes einzelnen sind herangekommen. Die starke Ver- 
F erwaltungsreform ER) eine erlaubt die Aufnahme neuer Kredite zur Beschaffung 
‚ . Aufgabengebiet der Reichsbauverwaltung. Im Amtsblatt von  Wintervorräten und Winterkleidung nicht mehr. Schon 
ler Reichsfinanzverwaltung. wird unter Nr, 152 ein Erlaß, der jetzt sind die Gehaltsabzüge derart angewachsen, daß einem 
Unterhaltung und Bew irtschaftung von Teil der Beamten der unteren Gruppen nicht mehr so viel 
chsgebäwden zum Gegenstand hat, ‚veröffentlicht, aus bleibt, um die zum Lebensunterhalt notwendigen Lebensmittel 
wir das Nachfolgende auszugsweise entnehmen: . - kaufen zu, können. Andererseits haben ‘nach Ausweis der 


dungsgsuppe V. In Nr. 37 der 
f hingewiesen, daß es nach unseren 
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amtlichen Veröffentlichungen die Stewereingänge der ersten 
vier Monate des Rechnungsjahres 1925 den Voranschlag erheb- 
lich überschritten. . Damit ist die Voraussetzung gegeben, den 
Beamten ohne Schädigung der Reichsfinanzen helfen zu kön- 
nen, so daß es nach Auffassung der Spitzenorganisationen 
unbedingt erforderlich ist, nunmehr die hieran geknüpite Zu- 
sage des Ministers zu erfüllen. 

In der Eingabe wird weiter auf die Zusage des Reichs- 
finanzministers, als Termin für de Wiedereinführung 
der vierteljährlichen Gehaltszahlung den 1.Ok- 
tober 1925 in Aussicht zu nehmen, erinnert. Ferner wird aus 
dem Umstand, daß der Reichsminister der Finanzen von der 
Ermächtigung, den Hundertsatz des Wohnungsgel- 
des nötigenfalls auch über 1® hinaus zu er- 
höhen, keinen Gebrauch gemacht hat, geschlossen, daß der 
gute Wille der Reichsregierung, wie er aus der oben wieder- 
gegebenen Erklärung des Reichsministers der Finanzen her- 
vorgeht, nicht vorhanden ist. Zum Schluß wird angesichts der 
Beunruhigung und Erregung, die durch die unleugbar schwie- 
rige Lage einer großen Zahl von.-Beamten hervorgerufen 
und durch die dauernd ablehnende Haltung der Reichsregie- 
rung immer mehr verschärft wird, eine baldige Aenderung der 
bisherigen Stellungnahme der Reichsregierung zu den angeführ- 
ten Fragen für notwendig erachtet. 

In diesem Zusammenhang verdient festgestellt zu werden, 
daß ‘der Preußische Finanzminister — trotzdem im Hauptaus- 
schuß des Preußischen Landtages gelegentlich der Beratung 
des Finanzetats im Preußischen Etat ein Fehlbetrag von 
224 Millionen Mark festgestellt wurde — seine Bereitwillig- 
keit, der Notlage der Beamten Rechnung zu tragen, dokumen- 
tierte. Gemäß den Beschlüssen des Landtages hat der Preu- 
Bische Finanzminister mit dem Reiche um Gewährung einer 
einmaligen Beihilfe von 109 M. an die unteren Beamtengrup- 


Aus dem Bunde 


Aus den Gauen 


Gautag von Mitteidesutschland. 


Am 5. und 6. September 1925 hielt der Gau Mitteldeutschland in 
Altenburg (Thüringen), seinen 6. ordentlichen Gautag ab. Anwesend 
waren 35 ordentliche Delegierte und 2 Hospitantenvertreter aus 35 Wahl- 
kreisen. Der Bundesvorstand war durch die Kollegen Cruse (Magdeburg), 
Döberitz (Altenburg) und Dr. Pfirrmann (Berlin) vertreten. 

Nach der Eröffnung des Gautages widmete Kollege Kunze (Gera), 
als steilvertretender Obmann des Gauvorstandes, den seit dem letzten Gau- 
tage verstorbenen Gaumitgliedern einen Nachruf und gedachte dabei 
im besonderen des verstorbenen Kollegen Klostermann (Jena). Dem 
erkrankten Gauobmann, Koli. Papenroth (Magdeburg), wurden telegra- 
phisch die besten Wünsche zur baldigen vollständigen Genesung über- 
mittelt. 

Der Tagung wohnten als Gäste Vertreter der befreundeten A.D.G.B.-, 
AfA- und A.D.B.-Organisationen, der Stadtdirektion, des Stadtrates und 
der Kreisdirektion Altenburg, bei. 

Den Geschäftsbericht erstattete der Gauleiter, Kollege B lu - 
menschein (Halle): Seit dem letzten Gautage (Mai 1924) sind die 
danach noch vorhandenen Krankheitserscheinungen der Inflation rest- 
los beseitigt, wir befinden uns wieder*im Stadium der Wiedererstarkung 
der gewerkschaftlichen Macht. Da die gewerkschaftliche Macht, neben 
dem Solidaritätsbewußtsein der Mitglieder, vor allem starke Vermögens- 
werte erfordert, ist es logisch, daß wir im letzten Jahr bemüht waren, 
unsere innere Verwaltung in Ordnung zu bringen und Aufklärung bei 
der Mitgliedschaft zu leisten. Auf verwaltungstechnischem Gebiet sind 
gute Fortschritte erzielt worden. Die Ablieferung der Abrechnungen er- 
folgt, bis auf wenige Ausnahmen, monatlich rechtzeitig; ebenso verhält cs 
sich auch bezüglich der Beitragseingänge resp. der Geldablieferung. Das 
Gaugebiet umfaßt 71 Ortsverwaltungen mit insgesamt 4585 zahlenden 
Mitgliedern. Der Referent geht sodann näher auf die wirtschaftlichen 
und gewerkschaftlichen Ereignisse seit Mai 1924 ein, schildert die Ein- 
flüsse dieser Vorkommnisse auf unsere Lohnpolitik und stellt fest, daß es 
trotz der von den Arbeitgebern gemachten Schwierigkeiten und der arbeit- 
geberfreundlichen Einstellung der Schlichtungsausschüsse gelungen ist, 
ohne gewerkschaftliche Kämpfe die Gehälter Gau durchschnittlich um 
40 Prozent zu erhöhen. Nach Geißelung der Einstellung der Arbeitgeber 
zum sogenannten Leistungsprinzip, wendet sich der Re t den sogen, 
„vaterländischen Verbänden“ zu, deren Tätigkeit alles andere nur nicht 
vaterländisch, sondern kraß egoistisch ist, da sie ihren um Besserstellung 
ihrer Existenz kämpfenden Volksgenossen, zur Erlangung geringer persön- 
licher Vorteile, in den Rücken fallen. Durch uuser Eingreifen ist die 
Wiedereröffnung mehrerer nicht ee sogen. technischer Fach- 
schulen verhindert worden. Zum Schluß kommt der Referent auf die 
Werksgemeinschaften, die besonders durch die Arbeitgeber der mittel- 
deutschen Braunkohlenindustrie gezüchtet werden, zu sprechen, schildert 
eingehend ihre Tendenz und fordert im Zusammenhang mit der tech- 
nischen Nothilfe, daß diesen schärferer Widerstand als bisher entgegen- 
gesetzt wird. 

Der Kollege Kunze (Gera) erstatiefe dann Bericht über die Per- 
sonalangelegenheiten und die Arbeit, die der Gauvorstand in den abge- 
haltenen vier Sitzungen geleistet hat. Dem Gauvorstand und dem Gau- 
leiter wurde einstimmig Entlastung erteilt. 

Kollege Dr. Pfirrmann hielt sodann einen Vortrag über: „Die 
Wettbewerbsunfähigkeitder deutschen Wirtschaft.“ 
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en erfolglos verhandelt. Darüber hinaus hat er mit dem 
Reiche erneute Verhandiungen geführt zwecks Aufibesse-| 
rung der Beamtengehälter überhaupt, habe aber | 
wiederum eine Ablehnung erfahren mit der Begründung der 
etwaigen Rückwirkung auf die Löhne der Eisenbahn- und In- 
dustriearbeiter und auf die Gefährdung der Preissenkung. Wir 
haben schon an anderer Stelle der „D.T.Z.“ darauf hinge- 
wiesen, daß die sogenannte Preissenkungsaktion der Regierung 
lediglich ein Ablenkungsmanöver ist. Es ist nicht ganz uninter- 
essant festzustellen, daß von den 470 Millionen Mark Steuer- 
überschuß der ersten vier Monate des ‚Rechnungsjahres allein 
319,6 Millionen Mark auf die Einkommensteuer entfallen. 
Berücksichtigt man das vorjährige Geschenk an die Ruhr- 
indtstriellen und die Tatsache, daß bei den jüngsten Ver- 
handlungen im Reichstag über die Steuergesetze Reichsfinanz- 
minister v. Schlieben zur gleichen Zeit, da er erklärte, er 
habe kein Geld, um die Notlage der Beamten zu beheben, in’ | 
der Lage war, trotz aller rechnungsmäßigen Fehlbeträge über” | 
die Reichsbank der deutschen Wirtschaft 630 Millionen Mark” 
Kredite, der Deutschen Reichsbahn, der Branntwein-Monopol- 
Verwaltung und den Deutschen Werken insgesamt 189 Mil- 
lionen Mark zur Verfügung zu stellen und der Großlandwirt- 
schaft ein Geschenk von 75,6 Millionen Mark durch Ueber- 
weisung an die fandwirtschaftliche Rentenbank zu machen, so 
ist der Zweifel an dem guten Willen der Reichsregierung, 
wie er in der Eingabe der Beamtenspitzenorganisationen zunı 
Ausdruck kommt, durchaus berechtigt und das Urteil der Be- 
amten gesprochen. j 
Als Antwort auf die eingangs erwähnte Eingabe hat die 
Reichsregierung die Beamtenspitzenorganisationen zu einer Be- 
sprechung am Mittwoch, den 23. d. M., eingeladen. | 
Wir werden über das Ergebnis dieser Verhandlungen an dieser | 
Stelle berichten. 


Als Mitglieder des Gauvorstandes wurden gewählt: Burck- 
hardt, Weimar (Behörden), Klopsch, Erfurt (Metallindustrie), 
Reichenbach, Halle (Metallindustrie), Richter, Dessau (Chem. 
Industrie) und Weber, Magdeburg (Metalindustrie). Die Bestätgung 
des Gauleiters erfolgte einstimmig. 

Nach Durchberatung der Anträge erstattete Kollege Blumen - 
schein (Halle) einen instruktiven Vortrag über „Werbe- und Ver- 
waltungsarbeit“ in dem er an Hand von gesammelten Erfahrungen | 
Wege für erfolgreiche Werbetätigkeit wies, noch bestehende Mängel in 
der Verwaltungsarbeit darlegte und Vorschläge zu ihrer Beseitigung 
machte. Die gründliche Aussprache ergab ein Bild von dem einheitlichen 
Willen der Delegierten, im bevorstehenden Winterhalbjahr die Anregun- 
gen und Vorschläge durchzuführen und eifrig für die Bewegung tätig 
zu sein. 

Mit einer kurzen Ansprache schloß der Leiter des Gautages, Kollege | 


Kunze, die inhaltsreiche Tagung, nachdem er noch der Ortsverwalting| 


Altenburg für die Vorbereitung des Gautages und für den genußreichen | 
Begrüßungsabend den Dank des Gautages zum Ausdruck gebracht hatte. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.TZ.“ erfolger | 
in der Regel nur in der 4, 8., 12. und 13. Nummer jedes Vierteliahres. | 
Die Aufnahme der Anzeigen geschieht unentgeltlich. 

Die Bekanntgabe der Versammlungen hat den Zweck, den Versamm- 
lungsbesuch zu heben und auch auswärtigen, zufällig am Ort befindlichen 
Bundeskollegen die Teilnahme zu ermöglichen. Keine Ortsverwaltung 
sollte deshalb versäumen, ihre Versammlungen regelmäßig der Redaktion 
der „D.T.Z.“ mitzuteilen. 

Die Anzeigen dürfen jedoch wegen des beschränkten Raumes nitr 
folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, Da- 
tum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen wissen 
spätestens3 TagevorErscheinendermeuenNummer | 
im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die’) 
vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzung enthalten: | 


M = Mitgliederversammlung, V = Vertrauensmännerversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, Oe —= Oefientliche Versammhumg. 


Dudweiler. F. Bergbau. 11. X. Vorm. 93%, Lokal Brenner. ! 
Dudweiler. M. 11. X. Nachm:. 3 Uhr. Lekal Grimm. | 
Eisenach. M. 7. X. 80. Karthäuser Hof, Karlsplatz. | 
Greifswald. M. 7. X. 8%, Lokal Berger, Ecke Fisch- und Langefuhrstr. | 
Mülhausen (Thür... M. 8. X. 830. Postteller, Steinweg. h 
Potsdam-Nowawes. M. 9. X. 8%, Rest. „Fürst Bismarck“, Potsdam; | 

Mammonstr. 1. 
Waldheim. M. 3. X. 630 in Geringswalde, Cafe Eichler. | 
Weimar. M. 7. X. Hotel Germania. 
Wittenberg (Bez. Halle). M. 14. X. 800%, Gasthaus „Zur goldenen Sonne“. 


Bücherschau 


Alle uns zur . Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitimg‘ 
übersandten Schriftwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 
erfolgt nicht. 


Bonn, M. I.: Die Krisis der europäischen Demokratie. Verlag: Meyer & 
Jessen, München. Brosch. 3 R.-M. Pappband 3,75 R.-M. Ganzi. 
5 


Brockhaus, F. A.: Der kleine Brockhaus. Lieferung 7. Verlag: F. Ay 
Brockhaus. Pro Lieferung 1,90 R.-M., volist. in Halbl. 21 R.-M.)| 
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Mariens, Friedr. Franz: Hochfrequenztechnik. Verlag: Franz Vieweg & 
 Solin,. Akt.-Ges., Braunschweig. Kart. 6 R.-M. 
Mertens, C.: Die Gewerkschaften in Belgien. Internationale Gewerk- 
j schaftsbibliothek. Heft 1. Internationaler Gewerkschaftsbund, Amster- 
BE dam. 1 R.-M. 
— Pechmann, Dr. Günther, Freiherr von: Die Qualitätsarbeit. Ein Handbuch 
- für Industrielle, Kaufleute, Gewerbepolitiker. Frankfurter Societäts- 
®, Druckerei, G.m.b.H. Frankfurt. : (Besprechung siehe „D.T.Z.“ 
Be .Nr. 37, S. 499,) 
— Securius, Th.: Handelsbetriebsliehre. Bd. VIII von 
'$ Bücherei. 1925. Berlin-Wien. Indtustrieverlag Spaeth & Linde. 
Schütze, Dr. H.: Der Kampf um den Nutzeffekt in der Technik. Geh. 
I 0,80 R.-M., in Halbl. geb. 250 R.-M. 1925. Stuttgart. Dieck & Co. 
 Swanwick, M. A.: Baumeister des Friedens. Zehn Jahre Geschichte der 
I; Union für demokratische Kontrolle, Mit Vorworten von E. D. 
Morel u. Graf Montgelas. Ins Deutsche übersetzt von Dr. S. Blach. 
220 Seiten. 1925. Halberstadt. H. Meyers Buchdruckerei, Abtig. 
Verlag. 
Teubners Handbuch der Staats- und Wirtschaftskunde. Abt. II: Wirt- 
schaftskunde. } 
| 1. Band, 5. Heft: Kartelle und Trusts. Planwirtschaft und 
Sozialisierung. Genossenschaftswesen. Arbeitsrecht, Lohnformen und 
Löhnungsmetiioden. Kart. 3,20 R.-M. 
Ds 2. Band, 2, Heft: Bergbau, Industrie und Indusiriepolitik 
Organisation der technischen Arbeit. Kart. 3,60 R.-M. 

2. Band, 3. Heft: Energiewirtschaft. Kart. 1,80 R.-M. 

2. Band, 4. Heft: Betriebswirtschaftslehre. Kart. 0,75 R.-M. 
Uhlmann, Alfred: Der Spritzguß. Verlag: M. Krayn, Berlin. » Brosch. 
16 R.-M, geb. 13 R.-M. 
 W.D.l.-Zeitschrift: Band 69 Nr. 19, 1925. Hauptversammlungsnunmer. 
 Vollmann, San.-Rat Dr.: Die Fruchtabtreibung als Volkskrankheit. 
Ä Ihre Gefahren, ihre Ursachen und ihre Bekämpfung. 1925. Berlin. 





Lindes kaufm. 


1 Verlag: Georg Thieme, 
= Warneyer-Koppe:\ Die neuen Aufwertungsgesetze. Hypotheken-Aufwer- 
tungsgesetz. -Anleiheablösungsgesetz vom 16. Juli 1925. Berlin. 
1925. Industrieverlag Spaetı & Linde. 
Weck, Rud.: Der Entlassungsschutz von Betriebsratsmitgliedern und 
2 Betriebsobleuten. Verband der Gemieinde- und Staatsarbeiter. Schrif- 


Ma ten zur Aufklärung und Weiterbildung. Heft 11. 0,40 R.-M. 
| Weidemann, Oberstud.-Direktor: Jahresbericht 1921 bis 1925 der Ver- 
| einigten Technischen Schulen Zwickaus. Beilage: Neuschöpfungen 
m für Arbeit und Versuch. 1925, Zwickau. Förster & Borries.. 


 Wehrle, Emil: Der Warencharakter der Arbeit und das heutige Recht. 

i 1925. Mannheim-Berlin-Leipzig. J. Bensheimer. 

_ Westermann, Franz, Direktor: Amerika, wie ich es sah. Reiseskizzen 
eines Ingenieurs. 104 Seiten. Preis 3 R.-M. 1925. Halberstadt. 
H. Meyers Buchdruckerei, Abtig. Verlag. 


Alle hier geuannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu 
| beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. H,, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Be- 
rechnung von Porto und Verpackung. 





"a Technik. 


3 Der kleine Vignola. Zur Belehrung für Künstler und Handwerker; 
enthaltend die fünf Säulenordnungen und deren Anwendumg. Aus dem 
| Französischen. Mit 32 Tafeln. Zwölfte Auflage, Preis 2,50 R.-M. 
‚Verlag: „Eduard Heinrich Mayer, Leipzig, 1925, 

i$ Im ganzen ein nützliches Taschenbuch, dem nur die fachmännische 
Bearbeitung durch einen tüchtigen Architekten fehlt. Es könnte unseres 
"Erachtens ohne allzugroßen Kostenaufwand namhaft vervollständigt wer- 
den. Vor allem durch Hinzufügung sämtlicher griechischer Ordnungen mit 
& einheitlichem Maßstab. Ferner fehlt der wichtige Aufriß der Säulenver- 
 jüngung. Die Anleitung zur Herstellung des Aufrisses der ionischen 
| Volute könnte klarer sein. Die Uebersetzung ist mittelmäßig, und die 
 schönrednerischen Floskeln hätten ganz wegbleiben können. 1.B. 
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Handgeschriebene Schriften. Schriftenvorlagen für einfache und leicht- 

auszuführende Beschriftungen. Zusammengestellt von Franz Endreß. 
Hamburg, Hafried-Verlag für technisches Zeichnen. Preis 80 Pf. 
2 In dem Büchlein sind alle Schriftarten, als da sind: Skelett-, Block-; 
 Keulenschrift, Kursiv-, Rund- und Systemschrift, deutsche Zierschrift, 
gotische Schrift, Fraktur u. a., besprochen und ihre zweckmäßige Ver- 
wendungsart an vielen Vorlagen gezeigt. Die Anschaffung ist Architekten, 
— Techniken und Zeichnern zur ieichteren Erlernung der Beschriftung 
bestens zu empfehlen. -üg- 
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Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 


- Tüchti 














ger Techniker 


mit Erfahrungen im 


| modernen sr M | te | ie l er 


werht für 
den Bund! 


yon großer Zementbetonwarenfabrik in 
Stellung, möglichst per sofort, spätestens aber bis zum 
1.1.1926 gesucht. Bewerbungen unter D. T. Z. 328 


R. Merkel, Berlin W., Potsdamer Str. 111. 


Harmon., Sprechapp. Fabrikatien. Großer Kataleg 


gratis. Fabrikpreise, Reel. Schallpl, p. St. 2.30 M. 
Ernst Heß Nachf., Kiingenthal Sa. 512. Legr. 1872. 
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+fügt, sofort gesucht. Die Tä- 
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€. F. Roth-Seefried: Richtiges Denken in der Berufs- 
arbeit und sein Geschäftswert. Selbstverlag in Berchtes- 
gaden. Preis 450 Mark. 

Der Verfasser ruit zu einer höheren Organisation unserer Wirtschaft 
auf, die nicht mehr nur vom Rechnen mit Maßen und Zahlen beherrscht 
sein, sondern in der mehr Geist und Seele des Menschen mitbestiminen 
soll. Er geht von der offenen Tatsache aus, „daß der moderne Betrieb 
bald stillstehen würde, wollte man die vielen Mechanismen und Ma- 
schinen auch nur einige Stunden so behandeln wie man den mensch- 
lichen Körper heute behandelt.“ Von dieser Erkenntnis ausgehend richtet 
der Verfasser ein Mahnwort an alle Wirtschaitsführer, Direktoren, leitende 
Ingenieure, den Menschen in sich und den arbeitenden Mitmenschen 
in der Hast unserer Berufstretmühle nicht zu vergessen. 

Wir Techniker haben schon oft zum Ausdruck gebracht, daß die- 
jenigen, die unsere Wirtschait „führen“, die Juristen und Kaufleute im 
öffentlichen Dienst und in der Privatwirtschaft, für die wirtschaftlichen 
Katastrophen unserer Zeit verantwortlich zu machen sind. Wir stimmen 
darin mit dem Verfasser überein, daß nur eine überlegene, über wirt- 
schaftsegoistische Interessen hinausgehende Führung unsere Wirtschaft 
so ordnen kann, daß sie höchste Leistungen erzielt. Das ist aber nur 
möglich, wenn der Bürokratismus und der Wirtschaftsegoismus über- 
wunden werden. Wir haben oft genug betont, daß der Verwaltungsmann 
die Organisationsfähigkeit und Neugestaltungskraft hat vermissen lassen, 
während der Ingenieur auf seinem Gebiet eine bis ins kleinste durch- 
dachte Organisation der mechanischen Hilfsmittel geschaffen hat. Wenn 
der Verfasser neben der bereits vorhandenen „technischen Organisation“ 
und „kaufmännisch materiellen Organisation“ eine über beide herr- 
schende „geistige Organisation“ fordert, so ist diese Forderung zeitge- 
mäß. „Auch mit dem Eintreten des Verfassers für die modernen Ver- 
waltungshilismittel, kartothekarische Buchhaltung, Erinnerungskartothek 
usw. gehen wir einig. Wenn aber der Verfasser den Versuch unter- 
nimmt, die Unternehmer von der Notwendigkeit einer Selbsterziehung 
durch ene Geisteskartei, in der auch die ethischen und sozialen 
Gesichtspunkte vor Augen geführt werden, zu überzeugen, so macht er 
einen Versuch am untauglichen Objekt. Der Verfasser lebt noch allzu- 
sehr in der wirklichkeitsireinden Gedankenwelt eines braven deutschen 
Bürgers, der glaubt, durch einen Appell an den guten Willen der Wirt- 
schaftsführer den Kapitalistischen Egoismus überwinden zu können. Ihm 
ist offenbar die aus der Arbeiterbewegung stammende Literatur, die sich 
eine „Verinnerlichung und Beseeiung der Arbeit“ und eine höhere 
geistige Wirtschaftsform zum Ziele gesetzt hat, nicht bekannt. Er kennt 
allem Anschein nach nichts anderes von der Arbeiterbewegung als das 
„Aufwiegeln durch rohe, geistiose, höchst unwahre Schlagworte“. Wir 
empfehlen dem Verfasser dringend, auch die Arbeiterliteratur zu studieren, 
damit er erkennt, daß die von ihm betonten Geimeinschafitsgedanken und 
Gemeinschaftskräfte heute bei den arbeitenden Menschen noch ‚den 
stärksten Ausdruck finden. Nur durch Stärkung dieser Kräfte werden 
wir dem Ziele einer höheren. Wirtschaftsforn näherkommen können. 

Trotz der falschen Beurteilung der Arbeiterbewegung gewinnt der 
Techniker, dem wir nicht nur technisch-mechanische Organisationsfähig- 
keit zusprechen, sondern in dem wir auch den zukünftigen geistigen 
Organisator der Wirtschaft sehen, aus dem Buche eine neue Bestätigung 
dafür, daß er mit seinem Kampfe um „die Durchdringung unserer Wirt- 
schaft‘, wie wir sagen, „mit technischem Geist“ — auf dem richt'gen 
Wege ist. TEOKottrup, 


Sierbeiafel. 


Der Bund betrauert den Tod folgender Bundeskollegen: 


Fridol,Abicht (T.21507), Hageni.W, Ferdinand Kleines (79671), Wat- 
Emil Bannwarth (2625%), Berlin tenscheid 
Joh. Bautz (186373), Maybach Robert Kulik (116173), Malapane 
Joh. Bücker (76 289), Essen-Borbeck Fritz Larbig (34752), Ludwig-hafen 
Alfred Busse (159020, Magdeburg Math. Mülier (262144;, Coblenz 
Wilhelm Feiköter (197776), Peter Sänger (186606), Frankenholz 
Repeten- Baerl Albin Six (137150), Sondershausen 
Heinr. Fiottau (131806), Langen- Aug. Streit 1175222), Ludwigshafen 
dreer Walter Wagener (174718), Nürn- 
W. Hagsenew (55.066), Berlin berg 
H. Kiesawetter (T. 24235), Berlin Karl Wagner (T.83327), München 
Mch. Kröger (T.20162), Kiel W. Wernring (140859), Köln, 


Ehre ihrem Andenken! 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin. |# 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen, 


Den 


vorragende praktische Er- 
fahrungen im 


 Haßgußverfahren 


für Rotguß und Messing ver- 

























Ausschneiden — Aufbewahren. 


Am 15. Oktoher heginnt die Ziehung 1. Klasse 
der Preussisch-Süddeutschen Staatslotterie, 


Bei Bezug von Losen bitte mich als Abgebauten 
zu berücksichtigen. Prompter Versand der Lose 
und Ziehungslisten aller Klassen, 

Preis der Lose 1.K,. 1 4 Ya MM 
tigkeit kann evtl. nebenberuf- (5 Klassen) ERTTSERer 8 
lich ausgeübt werden. Aus- 
führliche Angebote erbeten 
unter D. T. 2. 323 a0 


‘ R. Merkel, Berlin W., 
Potsdamer Straße 111. 


3.— 6.— 12.— 24,— Mark, 


Karl Jürs, Lübeck, Kreuzweg 4 


(0, P. S. u. W.) Lotterie-Versicherungs-Agentur 
Postscheck; Hamburg No. 66563. 
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Ausschneiden!  Aufbewahren! 


} 
| Ein Wort an die 
; Fraenwol 


Lassen Sie sich nicht 
irreführen durch vielver- 
sprech. hochkling. An- 
preisung. Meine kräftig 
wirkenden Spezialmittel 
helfen sicher. Auch in 
hoffnungslosen Fällen 
überraschende Wirkung 
schon in wenig. Stunden. 
Keine Berufsstörung. 
Vollkommen un- 
schädl., Garantie. 

Viele Dankschreiben. 
Diskreter Versand per 
Nachnahme. 


Frau Erna Keil, 
Hamburg, Steindamm 39 
E Teilen Sie mirvertrauens- 
voll Ihre Wünsche mit. 
Auch Sie werden mir 
dankbar sein. [3356% 


EUBBE ISESSuUSOUNERERuER" gEREB 


Alle Bücher 


57% liefert prompt und 
kulant auch gegen 
Monatsraten, 


H. Meusser, 
Buchhandiung, 
Berlin W 57,4 

Potsdamer Str. 75. 











Zeugnis- 


Abschriften 


sauber, postwendend 
1522630 Stück 
0,60 1,00 1,50 Mark 


Christopnel, Mardeburg L. 1, 
Michaelstraße 53a. 


Die Bibliofhek des Technikers | 
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De 





Anzug-, Paletot-, Kostüm- 


Ile 


Hur preiswerte Qualitätsware 
in herrlichen Musterungen. 


Verlang. Sie Muster! 


Otto ZiegAEF, Tachversand 
Cottbus 14 


Schließfach 56. 
Ratenzahlung gestattet! 











Aus neuer Ernte 


Honig 


Bienen-Schleuder, garantiert 
naturrein, sehr hell, 9 Pid, 
1. Ausl. 11,50 M., 2. Auslese 
10,50 M. frk. Nichtgefallend 
zum vollen Preise zurück. 
Bienenzüchterei, gegr. 1912, 
d. Göken. Thüle bei 
Friesoythe i. Oldenburg. 





Im Verlag W. Gensch, 
Elberfeld: 
„Die Märchentante“ 
illustrierte Kiuderzeitschrift 
mit Notenbeilage,. Halb- 
jährlich. nur. 2— Mark, 
ei Jahrgänge 
.— Mark. Postscheck- 
konto: Köln 109591. 


schutz 0. Verwertung 


von Neuerungen aller 
Art zu günstig Bedingung. 
durch Carl Haiduk, Ing., 
Berlin W 57, Cuimstr. 18. 
Lang;j. Erfahr. (Bundesmitgl.) 
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Alleinige Anzeigen- und Beilagen - 





echtrot.federdicht. Daunenkö- 
per, 1Y/sschlfrg., groß. Ober- 
bett, Unterbett u. 1 Kissen m. 
14. Pfd. grauen Federn gefüllt 
ä Gebett GM. 43,—; dasselbe 
Gebett mit 2 Kissen u. 16 Pfd. 
zartw. Fed. gefüllt GM.63.—. 


Beitfedern 


graue, per Pfd. GM. 1.10, zart 
und weich GM. 1.50, graue 
Halbdaun. GM. 3.25, Schleiß- 
federn grau GM. 2.25, weiße 
Halbdaun. GM. 5.—, Daunen 
grau GM.9.25,weiß GM.12.50. 
Bettbezug aus gutem, weißem 
Linon oder geblümt oder 
kariert pro Stück GM. 7.20. 
Metallbetten und Matratzen. 
Alle Aussteuerartikel billig. 
Muster u. Katalog Nr. .4/, 


Bettfederngroßhandlung, 
Bettenfabrik und Versand 
Th. Kranefuß, Cassel. 
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Berlin W35, Potsdamer Straße 111. 





Wir empfehlen folgende Neuerscheinungen: 


Technik 


Fritz Schrader, Gewerbestudienrat, Praktische Preisermittlung 


h sämtlicher Hochbauarbeiten. 
! des Materialverbrauchs. (212). 


Bazaly, 


Obering,, 
von Eisenbetonkonstruktionen. (212). 


Zahlenbeispiele zur 
[3 


Ermittlung der Arbeitszeiten und 
Leinen geb. R.-M. 15.— 


statischen Berechnung 
Leiien geb. R.-M. 9.— 


Taschenbuch für Mörtel und Beton. Beschaffenheit, Mischung und 
Verarbeitung von Mörtel und Beton. Bearbeitet von H. Dieck, 
Leinen geb. R.-M. 9.— 


K. A. Weniger, Obering., Der Explosionsmotor, seiıe Arbeits- 
weise und Behandlung. Bd. 20 der techn. Bücher für Werk- 


Architekt. 


statt und Betrieb, 


Kaczmarek, Die moderne Stanzerei. 
mit Aufgaben und Lösungen. 


Nesper, Der 


(212). 


Radio-Amateur. 


(205). 


R.-M. 30.— 


Ein Buch für die Praxis, 
116 Abbildungen. 


160 Seiten. 


R.-M. 7.20. Geb. R.-M. 8.10 


Ein Lehr- 


und Hilfsbuch für 


ie Radioamateure alter Länder, 955 Abbildungen. 886 Seiten. 


(210). 


Wärmelehre. 


| 
> 
Industriebeamien-Verlag G.m.b.H. | 


Postscheckkonto 15550 


£  —— 
— 


Verantwortl.: Alfred Flü 


Schmieden, 


Schweißen, 


02. Beispiele. 


Ged. R.-M. 27.— 


E. Preger, Dipl.-Ing., Die Bearbeitung der Metalie in Maschinen- 
fabriken durch Gießen, 
Tempern. 423 Abbildungen. 426 Seiten. (J.) 

R.-M. 6.9. 


Puschmann, Studienrat, Die Grundzüge der technischen 
64 Abbildungen. 


Härten und 


Geb. R.-M. 8.10 


242 Seiten. (J). 
R.-M. 5.80 


Berlin NW 20 “ 


rer r 


gger, Berka. — Industriebeamten-Verlag GmbH 





„ Beriu NW 40. — Rotatiousdruck Möller & Borel GmbH., Berin SW 68, 











Nierstein a. Rhein 
Vorzüglicher Tischwein, weiß 
und rot, 1 Liter 0,86 R.-M. 
einschl. Steuer, ab Nierstein. 
Proben und Preisliste gratis 


Schriftschablonen 
Sn Bahr's Normograph 
Weingut Heinrich $trub 2, 


EN = D.R.P., Auslandspatente, 
Nierstein a, Rhein Nr. 29, 


y Vom Normenausschuß empfohlen. 
Fachwerkhaus. Gegr. 1864, | Fillera Fi 









Prospekte kostenlos. 
Großer Weinbergbesitz. 


ebig, Berlin S*2 
Leihfässer 30, 50 u. 100 Liter. : 





a 
| 2 


Enormbilligund doch gur! Bl 


Fordern Sie grafis und franko KATALOG von der | 
nSIGURD”- SELLSCHAFT m.b.H. CASSEL 333 


In Sachsen und Hamburg genehmigt. 


Ziehung 1. Klasse am 16. u. 17. Okt. 1925. 


Hauptgewinn im günstigsten Falle auf ein Doppellos: 


Zwei Millionen Reichsmark. 
1000000 200000 
500000 100000 
300000 75000 


und sehr viele Mittelgewinne. 
Jede Klassö dar- Y/s 14 . Ua 1 
selbe Lospreis: 3. 6.- 12.- 24.= 486.- RM. 


Porto u. Gewinnliste 30 Pf. extra. Zahlung nach Empfang der Lose. 
Gewiss®nhafte Zusendung der Lose und Gewinnlisten. 


= Staatl. Lotterie-Einnahme = 


A. Bergemann, Berlin-Wilmersdorf 


Postscheckkonto: Berlin 5887. Bayerische Straße 12, 
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Doppallos 
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ZUM 


Ferd. Adam, Dipl.-Ing, Der Heizungsmonteur. Taschenbuch | 
für Installation, Projektierung und Revision von Heizungsan- | | 
lagen, unter besonderer Berücksichtigung von Betriebsstörungen. 
123 Abbildungen. (J). 109 Seiten. R.-M. 2.79 

A. Sperlich, Unkostenkalkulation nebst Anhang: Kontrol.e der 
Selbstkostenberechnung für industrielie Betriebe, für deren Fa- 
brikate die Nachkalkulation nach dem Fortschreibungssystem | 
sich nicht eignet. (J). R.-M: 4.25 | 

" Uhlands Ingenieur-Kalender 1926. 1. Teil: Taschenbuch. ‘2. Teil: 

Für den Konstruktionstisch. Ausgabe: Jeder Teil einze!n. el 
(Teil 1 geb. Teil 2 geheftet und beschnitten.) Ausgabe; Beide | 
Teile in einem Band gebunden. Jede Ausgabe R.-M. 4.— a 

Vorschriiten für die Vergebung von Bauten. Das Buch enthält die 
„Technischen Vorschriiten“ des Reichs-Verdingungs-Ausschusses ea 
geschlossen. (J). 170 Seiten. R.-M. 1.60 “| 

Dr. R. van der Borght, Das Verkehrswesen. Bd. 7 der 1 
Hand- und Lehrbücher der Staatswissenschaften, (217).- 4 

R.-M, 18.—. Geb. R.-M. 22,50 | 


Bibliotuek des Radioamateurs. | 
Sprehm, Bd. 2: Die physikalischen Grundiagen der Radio- | 
technik. | 
Kappelmayer, Bd. 11: Der Niederfrequenzverstärker. 1 
R.-M. 1.80 3 | 

Strauß, Bd. 18: Das Fehlerbuch des Radioamateurs. 3 

| 


Das Deutsche Museum. Einzige offizielle Denkschrift zur Eröffnung 
des Deutschen Museums, herausgegeben vom Verein Deutscher 
Ingenieure, 327 Seiten. 409 Abbildungen. Geb. R.-M. 20.— 











‚technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstraße 7. 
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— Post-Bezugspreis vierteljährlich 1.20 R.M 
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Telegramm - Adresse: Industriebeamte Berlin. — Fernsprecher: Amt 
Moabit 1088, 7810. — Bankkonten: Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, Berlin S 14; Iadustriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40, 





Nummer 40 / 7, Jahrgang 


Das Reichsarbeitsministerium im 
Schlepptau der Unternehmer 


Die Sozialpolitik des Reichsarbeitsministeriums hat uns 
schon wiederholt Anlaß zu scharter Kritik gegeben. Besonders 
notwendig war dies, als der Reichsarbeitsminister die Schwäche 
‚der Gewerkschaftsbewegung während der Inflationskrise Ende 
1923 zur Durchbrechung des Achtstundentages durch die be- 
tüchtigte Arbeitszeitverordnung benutzte. Bei ande- 


‚ren Verordnungen und Gesetzentwürfen der Regierung, z. B. 


} 


| 
| 


N 


Y 


‚der Novelle zum Angestelltenversicherungsgesetz, dem Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Arbeitslosenversicherung und 
anderen, mußten wir immer. wieder feststellen, daß der Ein- 
fluß der Rechtsregierung bei der Ausarbeitung dieser Gesetze 
‘sich immer stärker im Sinne der Unternehmer geltend macht. 
Wir erinnern ferner daran, daß die Verhandlungen des Reichs- 


arbeitsministers mit den Arbeitsministern von Frankreich, Belgien 
"und England über den Achtstundentag noch immer keine prak- 


tische Gestalt angenommen haben, und daß ebensowenig das 
Versprechen vor den letzten Reichstagswahlen, den gesetz- 
lichen Achtstundentag wieder einzuführen, bis jetzt gehalten 
wurde. Die Haltung des Arbeitsministeriums bei allen Lohn- 
streitigkeiten der letzten Zeit ist zudem von Tag zu Tag immer 
mehr arbeitgeberfreundlich geworden. Daß es den Schlichtern 
Weisungen in der Richtung erteilt hat, bei Schiedssprüchen, 
die eine Lohnerhöhung enthalten, keine Verbindlichkeitserklä- 
fung zu erlassen, wurde von ihm zwar abgestritten, die fast 
übereinstimmende Haltung der Schlichter in letzter Zeit ließ 


‚jedoch das Gegenteil vermuten. 


© Was bisher bloße Mutmaßung war, wird jetzt bestätigt, und 
die ganze Situation, in der sich die Gewerkschaften gegenüber 
dem Arbeitsiinister befinden, wird blitzartig erhellt durch 
das Bekanntwerden einer „Aktennotiz“, die der Geschäfts- 
führer der Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände, 
Herr Dr. Meißinger, verschickt hat, und die von einer 
"Unterredung Kenntnis gibt, die er im Reichsarbeitsministe- 
tium gehabt hat. Die in jeder Beziehung auisehenerregende 
und das Ministerium schwer kompromittierende Notiz lautet 
nach der „Gewerkschafts-Zeitung‘‘ des A.D.G.B. vom 26. Sep- 
tember wie folgt: 


„Am Sonnabend, den 8. August, hatte ich. eine vertrauliche Be- 


|"sprechtung mit den Herren Ministerialdirektor Dr. Sitzler und Ministerial- 


| 



























rat Mewes. Der Ausgangspunkt der Besprechung war die Lage im Bau- 
gewerbe mit Hinweis auf die am Montag beginnenden Verhandlungen 
"im Reichsarbeitsministerium. Es kam mir darauf an, noch einmal die 
Herren mit allem Nachdruck zu bitten, die derzeitigen Bauar- 
Sbeiterlöhne als Ergebnis auch der für die einzelnen Bezirke erfolgen- 
‚den Verhandlungen unbedingt festzuhalten und gleichzeitig 
ein zu wirken, daß die Arbeit in den bestreikten Bezirken zu den bis- 


‚Eherigen Bedingungen vorbehaltlich der Durchführung des Schiedsver- 


Aalırens wieder aufgenommen wird. 
Beide Herren bestätigten mir, daß sie entschlos- 


|Ssen seien, dieses Ziel zu erreichen. 


—— ]ch benutzte dann diesen Vorgang, den Herren des Reichsarbeits- 
Sministeriums noch einmal nahezulegen, sie möchten doch endlich in der 
Frage der Lohnpolitik aus ihrer Passivität heraustreten, um ebenso nach- 


|Srücklich, wie sie sich in der Vergangenheit für die Belange der Arbeit- 


tehmerschaft im Rahmen der deutschen Gesamtwirtschaft eingesetzt 
hatten, nun auch die Belange der Gesamtwirtschaft durch offenes 


‘ 


Bekenntnis zu der Richtigkeit des Standpunktes 
der Arbeitgeber zu sichern. 


> 


7 Im Laufe der Debatte zeigte ich volles Verständnis dafür, daß das 


‚Reichsarbeitsministerium jedenfalls die von uns verlangte. Aktivität nicht 


in einer Forın machen könne, die praktisch dazu führe, daß die Gewerk- 
"schaften das Vertrauen zum Reichsarbeitsministerium verlieren und deshalb 
"bei ihrer jetzt so wirtschaftsschädigenden Politik ihrerseits das Reichs- 
ee eenterium selbst vollkommen ausschalten oder umgehen: würden. 








Berlin, den 2. Oktober 1925 








Ich erklärte selbst für wünschenswerter, daß dem Ministerium auch im 
Rahmen des Schlichtungsverfahrens Gelegenheit gegeben werden müsse, 
aktiv tätig zu sein, um gerade hier praktisch die Aktivität indemvon 
mir beregten Sinne zu entwickeln. Der gegebene Weg wäre also, 
daß das Reichsarbeitsininisterium bei jeder sich bietenden Gelegenheit, 
sei es in der Begründung von Schiedssprüchen, die de Lohn- 
forderungen ablehnen, sei es in der Begründung von Ver- 
bindlichkeitserklärungen zu solchen Schiedssprüchen, seine Meinung über 
die Lohnlage, über die Wirtschaftslage und die zur Erörterung stehenden 
allgemeinen Interessen rückhaltlos sagt. Würde dieser Weg beschritien, 
so würden wir selbst gar nicht dem Reichsarbeitsminister zumuten, daß 
er etwa große Grundsätze oder starre Richtlinien des Reichsarbeits- 
ministeriums zur Lohnlage aufstellt und nach außen vertritt. Wir wären 
selbst in keiner Weise Freunde solcher starren Richtlinienpolitik, da ja 
gerade beim Lohn Flüssigkeit besteht wie bei der Wirtschaftslage über- 
haupt. Dagegen erklärte ich an sich für erwägenswert, daß der Reichs- 
arbeitsminister bei passender Gelegenheit auch wieder einmal mit einer 
Broschüre „Lohnpolitik“ an die Oeffentlichkeit komme, die seiner 
Broschüre vor etwa drei Jahren entsprechend auf die gegenwärtigen Ver- 
hältnisse zugespitzt sein könnte, ohne damit unvergängliche Grundsätze 
für-die Unendlichkeit aufzustellen. 

Die Herren zeigten für diesen von mir vorgeschlagenen Weg voll- 
stes Interesse, wie überhaupt erfreulicherweise festgestellt werden 
muß, daß bei der Betrachtung der Lohn- und Wirtschaftslage wohl rest- 
lose Uebereinstimmung bestand. Dr. Sitzler namentlich er- 
klärte, daß er sich im Sinne meiner Ausführungen 
vorTagenbeieinerSchlichterbesprechungin Cassel 
geäußert habe, wobei er wieder feststellen konnte, daß ein großer 
Teil der Schlichter über das von ihm entrollte Wirtschaftsbild unorientiert 
war und daß die Schlichter überrascht gewesen wären, weil sie die Lage 
bislang doch noch viel rosiger angesehen hätten. Diese Schlich- 
terbesprechunghabealsozweifellosaufdieSchlich- 
ter tiefen Eindruck gemacht und würde ihre Aus- 
wirkung auch auf die Schlichtungsausschüsse nicht 
verfehlen. Dr. Sitzier sagte weiter zu, er wolle ia den sich ihm 
bietenden Fällen Begründungen im beregten Sinne geben und mir solche 
Entscheidungen dann atıch “jeweils zur Kenntnis übersenden; im übrigen 
wolie er dem Minister über die Unterredung. mit mir Kenntnis geben. 

Dr. Sitzler teilte ferner, zwar in vorsichtiger Weise, aber deutlich 
genug mit, daB das Reichsarbeitsministerium sich entschlossen habe, von 
dem Mittel der Verbindlichkeitserklärung so gut wie 
keinen Gebrauch mehr zumachen und selbst bei den lebens- 
wichtigen Betrieben (Kohle, Braunkohle, Eisenbahn) sich auch die Nicht- 
anwendung von Fall zu Fall noch offen zu lassen. Dr. Sitzler bezeichnete 
als Ziel dieser Maßnahme, er wolle vorbeugen, daß bei einer künftigen 
Reform des Schlichtungswesens, die auch er erwarle, eine wesentliche 
Modifizierung der Bedingungen über die Verbindlichkeitserklärungen den 
Anschein erwecken könne, als würde dem Reichsarbeitsminister bei 
dieser Schlichtungsordnung ein bislang von ihm in Anspruch genommenes 
und atısgeübtes Recht entzogen. Er würde vielmehr schon: vorher die 
Praxis darauf einspielen, sich dieses Mittels zu enthalten; dadurch wieder 
wird für das Ministerium die Gesetzesänderung. ohne Prestigeverlust er- 
träglicher und der Wirtschaft sei auch jetzt schon ‚geholfen. Vor allem 
erklärte sich Dr. Sitzler völlig mit mir darüber einig, daß es ganz 
ausgeschlossen wäre, dereinsetzenden Wirtschafts- 
krisis, die auch er spätestens ab Oktober erwarte, und der damit ver- 
bundenen Tendenz des Lohnabbaues durch das Mittel des 
staatlichen Tarifzwanges entgegenzuwirken, eine Uebereinstim- 
mung, die ich mit besonderer Genugtuung feststellte. Ich fügte bei dieser 
Gelegenheit ein, daß uns natürlich wenig geholfen‘ wäre, wenn das 
Reichsarbeitsministerium ‘infolge mangelnder Aktivität beim Festhalten der 
jetzigen Löhne und der davon ausgehenden Beeinflussung der Oefientlich- 

eit und der Gewerkschaften sich später darauf berufen wollte, es wäre 
durch freiwillige Lohnzulagen der Arbeitgeber auch ohne Ausübung des 
Verbindlichkeitszwanges das Lohnniveau ganz gegen die eigene Wirt- 
schaftsüberzeugung des Reichsarbeitsministeriums vorwärts getrieben wor- 
den, so daß das Reichsarbeitsministerium füglich für sich in Anspruch 
nehmen könne, daß es selbst mit Hilfe des Verbindlichkeitszwanges in der 
Lage gewesen wäre, das Lohnniveau niedriger zu halten. Ich erklärte, 
daß ich selbstverständlich die deutsche Arbeitzeberschaft 
mit allem Nachdruck davor warnen müßte, nach Beseitigung 
der Verbindlichkeitserklärung nun ihrerseits mit frei- 
willigen Lohnzulagen auszubrechen, so sehr guch im 
gegenwärtigen Zeitpunkt gewisse Voraussetzungen für dieses Ausbrechen 
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gegeben wären. Als solche Voraussetzung bezeichnete Dr, Sitzler in 
Uebereinstimmung mit mir: 
1. Den Facharbeitermangel im Baugewerbe und die noch zum Teil 
"bestehende Baukonjunktur. : 
2. Die unsinnige Lohnpolitik der Gemeinden, auf die 
er mich noch besonders nachdrücklich verwies. 
3. Den Umstand, daß es heute vielen Arbeitgebern so schlecht ginge, 
daß sie bestimmt wüßten, die Folge eines Streiks wäre für sie 


völlige Stillegung, so daß sie also einem weiteren Wurschteln mit, 


Lohnzulagen und dem daraus folgenden Absterben in einigen Mo- 
naten den sofortigen Tod vorziehen würden. 


Ich verwies danıı ferner darauf, daß wir nicht die Organisation des 
gesamten Schlichtungsapparates verwerten, daß wir vielmehr mit dem 
Institut der Schlichter an sich ganz einig seien, daß es aber jetzt nur 
darauf ankäme, daß die staatlichen Schlichtungsstellen 
den Mut finden würden, durch Schiedsspruch die bestehenden 
Löhne zu verlängern, ganz unabhängig davon, ob Aussicht be- 
stehe, daß die Gewerkschaften sich einem derartigen Schiedsspruch unter- 
werfen oder nicht. 

lin weiteren Verlauf der Besprechung bat mich Dr. Sitzier dringend, 


wir möchten doch jetzt nicht auf die Aenderung in der Haltung des) 


Reichsarbeitsministeriums durch Rundschreiben usw. hinweisen und möch- 
ten vor altem doch den von uns ausgeübten Druck auf 
Beseitigung der Verbindlichkeitserklärung nicht in 
der Oeffentlichkeit fortsetzen. Es müßte für die Lage des Ministeriums 
und für seinen Einfluß auf die Gewerkschaften mehr als störend sein, 
wenn die Gewerkschaften nun etwa sagen könnten, die Rundschreiben 
und Kundgebungen der Arbeitgeber bewiesen, daß das Reichsarbeits- 
ministerium infolge unserer Eingabe an das Kabinett mnın dem Druck der 
Arbeitgeber und des Kabinetts doch nachgegeben habe und sich unsere 
Politik habe zu eigen machen müssen, Dr. Sitzler stellte mir die In- 
formation unserer Verbände über den Inhalt unserer Unterredung in ge- 
eigneter Weise frei, wollte uns auch ruhig in derselben Weise überlassen, 
von gewissen wichtigen Sprüchen und Begründungen in der Lohnpolitik 
Gebrauch zu machen, um daraus unsere Handhabe für richtige Erkenntnis 
der Politik des Reichsarbeitsministeriums zu gewinnen. Er würde aber 
dringend darum bitten, hierüber nichts Schriftliches aus der 
Hand zu geben. Wir sollten doch auch den Weg beschreiten, den 
er nimmt, wenn er die Schlichter informiert, die auf seine Einladung 
alle kämen, und die ihrerseits dann ebenso einheitlich die erscheinenden 
Schlichtungsausschußvorsitzenden informieren würden. Ich stimmte dieser 
taktischen Behandlung dieser Frage zu und erklärte mich bereit, unver- 
züglich in diesem Sinne zu verfahren, außerdem bei der bevorstehenden 
Geschäftsführerkonferenz in Passau entsprechend zu berichten. 

In der Arbeitszeitfrage erklärte er, das Reichsarbeitsministe- 
rium werde keine Verordnung nach $ 7 mehr erlassen; es halte den 
jetzt gegebenen tatsächlichen Arbeitszeitstand als der Wirtschaftslage für 
lange Frist angemessen und werde auch die Verabschiedung 
eines neuen Arbeitszeitgesetzes mit allen Mitteln 
in die Länge ziehen. Was vielleicht Ende des Jahres erwartet 
werden könnte, wäre lediglich ein Referentenentwurf, der dann 
noch zur öffentlichen Diskussion gestellt, zum Ministerialentwurf ver- 
dichtet, zum Kabinettentwurf ausgearbeitet und schließlich dann auch 
noch dem Reichswirtschaftsrat vorgelegt werden müßte. Man habe 
außerdem auch davon Abstand genommen, ein einheitliches Arbeitszeit- 
gesetz zu machen und wolle die Form des Arbeiterschutzgesetzes wählen 
mit folgenden Hauptkapiteln: 

1. Geltungsbereich, 
. Betriebsschutz, 
. Arbeitszeitschutz, 
. Fabrikaufsicht, 
. Gesundheitsschutz für Frauen und Jugendliche, 
. UVebergang zu den Schlußbestimmungen. 

gez. Dr. Meissinger.“ 

Wenn auch nur die Hälfte von dem wahr ist, was Dr. M. 
in seinen Akten notiert hat, dann geben wir dem „Vorwärts“ 
recht, wenn er schreibt, daß das ein Skandal ist, der un- 
möglich ungesühnt bleiben kann, und daß die Gewerkschaften 
nicht mehr das geringste Vertrauen zu einem vom Arbeits- 
minister ernannten Schlichter haben können. 

Das Arbeitsministerium hat in einer längeren Ent- 
gen nung zu den Enthüllungen der „Gewerkschafts-Zeitung“ 
tellung genommen und versucht, die Aktennotiz des Dr. Mei 
Binger als einen „einseitigen Aktenvermerk“ darzustellen, „der 
in wesentlichen Punkten auf MißBverständnissen beruht und ob- 
jektiv falsch ist‘, 

Versuchen wir einmal an den einzelnen Punkten der Akten- 
notiz festzustellen, inwieweit es dem Ministerium gelüngen ist, 
sich von dem Vorwurf rein zu waschen, völlig einseitig für die 
Lohnpolitik der Unternehmer eingetreten zu sein. Da müssen 
wir zunächst feststellen, daß das Ministerium auf mehrere 
Punkte der Notiz überhaupt nicht eingegangen ist. Das ist 
zunächst nicht geschehen hinsichtlich des von Dr. M. geäußer- 
ten Wunsches, daß der Arbeitsminister eine „Broschüre“ 
verfassen möge, in der er sich in der Lohnpolitik auf den 
Standpunkt der Unternehmer stellt. Qui tacet, consentire vide- 
tur. Wer schweigt, erweckt den Anschein der Zustimmung. 
Hat das Ministerium kein Gefühl für das Entwürdigende in der 
Aufforderung des Unternehmervertreters, eine Broschüre im 
Sinne der Unternehmer schreiben zu lassen? Oder haben die 
Herren im Ministerium diesen Wunsch ohne Widerrede mit 
der gebührenden Hochachtung zur Kenntnis genommen? Das 
Arbeitsministerium würde dadurch allerdings zum Sachwal- 
ter der Unternehmer degradiert, der in deren Auftrag 
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Broschüren zu schreiben und Informationen an die Schlichter' 
zu geben hätte. 

Des weiteren sieht sich das Ministerium nicht in der Lage, 
die Behauptung von Dr. M. in Abrede zu stellen, daß Ministe- 
rialdirektor Sitzler selbst ausdrücklich erklärt habe, die 
Schlichter bei emer Besprechung in Kassel im Sinne 
der Unternehmer informiert und bearbeitet 
zu haben. Ein Rechtfertigungsversuch würde allerdings eine 
Mohrenwäsche bedeuten, denn schon der Schiedsspruch gegen 
die Bankangestellten hat den Gewerkschaften auf das deut- 
lichste gezeigt, was sie von der Schlichtungstätigkeit des 
R.A.M. zu erwarten haben. Sie sind daher nach dieser “Rich- 
tung hin völlig frei von Ilhısionen. 

Zu den Bemerkungen in der Aktennotiz über die Arbeits- | 
zeitfrage äußert sich der Minister folgendermaßen: | 

„Daß das Reichsarbeitsministerium ‚die Verabschiedung eines neuen 
Arbeitszeitgesetzes mit allen Mitteln in die Länge zieht‘, trifft 
nicht zu. Im Gegenteil, hat das Ministerium den umfassenden Gesetzent- 
wurf bereits soweit gefördert, daß es gerade deshalb von weiteren Ein- 
zelverordnungen auf Grund des $ 7 der geltenden vorläufigen Arbeits- 
zeitverordnung absehen zu können glaubte. Aus der Einbeziehung von | 
weiteren Schutzbestimmungen für Frauen, Jugendliche und Kinder, über! 
Sonntagsruhe und dergleichen folgt nur die Gründlichkeit, mit der dieser | 
äußerst wichtige Gesetzentwurf behandelt worden ist. Das neue Gesetz | 
soll und muß die vielbeklagte Zersplitterung des Arbeiterschutzes, der'| 
sich jetzt auf alle möglichen Gesetze und Verordnungen verteilt, endgültig | 
beseitigen. Es ist gerade das Verdienst des angegriffenen Ministerial-'| 
direktors Dr. Sitzler, wenn trotz aller Schwierigkeiten dieses Gesetz- 
gebungswerk energisch gefördert werden konnte und schon gweilbare'| 
Gestalt gewonnen hat.“ 

Die „Gründlichkert“, von der die Entgegnwig des! 
Ministeriums in bezug auf den Entwurf über das Arbeitszeit- | 
gesetz spricht, muß also herhalten, um die Verschleppiumg der 
für alle Arbeitnehmer so überaus dringlichen Wiederhersteilung| 
des Achtstundentages zu begründen. Wenn der Arbeitsminister 
mit seinen französischen, belgischen und englischen Kollegen | 
eine Vereinbarung über die Ratiizierung des Abkommens von Wa-| 
shington trifft und dann em Jahr verstreichen läßt, ohne etwas) 
über seine Absichten zu verlautbaren, dann ist das recht merk- 
würdig, und zwar um so mehr, als während dieser Zeit sein! 
französischer und sein belgischer Kollege nicht nur entspre- 
chende Gesetzentwürfe einbrachten, sondern deren Anmahme! 
sogar in ihren Parlamenten durchsetzten. Seine ausländischen! 
Kollegen waren ihm also in der „Fixigkeit‘“ entschieden über. | 
Wir müssen auch eine Gründlichkeit beanstanden, die es zwar] 
fertig bringt, vor den Reichstagswahlen 1924 das Versprechen 
abzugeben, daß der Achtstundentag demnächst gesetzlich! 
geregelt bzw. wiederhergestellt würde, und dann bis heute! 
noch nicht einmal einen Referentenentwurf herauszugeben in] 
der Lage. ist. Für diese Art von „Gründlichkeit‘“ wird das 
Ministerium wohl nur bei den Unternehmern auf Dank rechnen] 
können. | 

„An eine Beseitigung der Verbindlichkeits- 
erklärung denkt im R.A.M. niemand‘, schreibt das Mini-| 
sterium als Erwiderung auf die Polemik im „Vorwärts“, Durch-) 
aus glaubhaft! Denn sonst würde sich das Ministerium ja des 
Mittels berauben, bei der von ihm für den Oktober erwarteten 
Wirtschaftskrisis und. „der damit verbundenen Ten- 
denz des Lohnabbaues“ Schiedssprüche für verbind- 
lich erklären zu lassen, die, mit den Stimmen der „richtig in=! 
formierten‘ Schlichter und der Arbeitgeberbeisitzer zustande] 
gekommen, Lohnerhöhungen ablehnen oder sogar Löhne ab-| 
bauen sollen. 

Alles in allem muß die Erklärung des Arbeitsministeriums| 
als recht gequält und lendenlahm bezeichnet werden. Selbst 
wenn Dr. M. seinen Auftraggebern gegenüber den Mund etwas) 
voll genommen haben sollte, so trifft das von ihm Gesagte) 
doch so sehr mit unseren eigenen Beobachtungen und tat} 
sächlichen Feststellungen überein, daß wir alle Ursache haben, 
dem R.A.M. und den von ihm beauftragten Schlichtern das’ 
schärfste Mißtrauen entgegenzubringen. Die Angst der Herreii! 
Geheimräte, daß von der Unterredung mit Dr. M. etwas in die 
Oeffentlichkeit dringen könnte, ihre Aufforderung, doch um’ 
Gottes willen darüber nichts Schriftliches aus der Hand zu 
geben, ist so bezeichnend für ihr schlechtes Gewissen, daß 
wir auch aus diesem Grunde nicht glauben können, daß sie! 
von Dr. M. nur „mißverstanden‘‘ wurden. | 

Mit einigem Mitgefühl wird man die Stellungnahme dei) 
christlichen Gewerkschaften betrachten müssen! 
deren besonderer Vertrauensmann ja der Zentrumsministei! 
Dr. Brauns ist. Noch vor kurzem hat derselbe unter leb:! 
haftem Beifall auf der Internationalen Tagung dei 
christlichen Gewerkschaften mn Luzern das Woill 
ergriffen. Die Tageszeitung der Christlichen, „Der Deutsche‘ | 
schreibt zu den „ungeheuerlichen Enthüllungen“ u., a.: „Weng 
aber wahr ist, was die „Aktennotiz‘‘ bringt, dann bleibt kaum 
etwas anderes übrig, als daß die Gewerkschäften und all‘ 
sozialinteressierten Kreise mit allen zu Gebote stehenden Mit 
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ob sich die christlichen Gewerkschaften nit der ihnen im 
RAM. erteilten Aufklärung genügen lassen, daß die Darstel- 
lung. von Dr. M. „in wesentlichen Punkten unrichtig‘ 
oder übertrieben‘‘ sei? 
„Die wunvorsichtige Aktennotiz von Dr. M. wird jedenfalls 
im Fluge durch die gesamte Arbeiter- und Gewerkschaftspresse 
Be und ihre aufrüttelnde Wirkung auf alle lauen Elemente 
| | der Arbeitnehmerschaft hoffentlich nicht verfehlen. Auch dem 
‚letzten Arbeitnehmer wird ein Licht aufgehen, in welch skru- 
| pelloser Weise vom Arbeitgebertum hinter den Kulissen ge- 
etbeitet wird, und wie fest die Regierung am Schlepptau der 
“Unternehmer liegt. Wenn daditrch erst alle Arbeitnehmer, 
vor allem auch die Angestellten, zw der Erkenntnis 
kommen, daß das entscheidende Hilfsmittel bei Lohnstreitig- 
keiten nicht die Anrufung der Schlichtungsausschüsse und 
‚der Schlichter, sondern der offene gewerkschaft- 
licheKam pf ist, und daß die Voraussetzung zu seiner Aus- 
übung. der feste Zusammenschluß in den freien 
Gewerkschaften bildet, dann wird sich auch diese omi- 
Böse Aktennotiz erweisen „als ein Teil von jener Kraft, die 
‚stets das Böse will und stets das Gute schafft‘. 
Alfred Flügge 









Die Erhebung über Ehe Stellenlosigkeit 
der Angestellten 


” Die katastrophalen Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt 
der Angestellten haben den Reichstag auf Antrag des AfA- 
|#Bundes und der übrigen Angestelltenverbände veranlaßt zu 
| beschließen, eine Erhebung über die SteHlenlosigkeit der An- 
gestellten zu veranstalten. Durch diese Zählung sollte ins- 
besondere auch festgesteilt werden, ob die Wirtschaftslage, 
- namentlich der älteren Angestellten, wie von den Gewerk- 
‚schaften behauptet wurde, sich bereits so katastrophal kenn- 
|" zeichnet, daß eventuell ein gesetzliches Eingreifen erforder- 
‚lich ist, 
” Von der Reichsarbeitsverwaltung wurde nach Annahme 
des Antrages durch den Reichstag als Tag der Erhebung 
der 16. Juli 1925 festgelegt, und zwar sollte die Erhebung 
"so vor sich gehen, daß an diesem Tage jeder stellenlose Ar 
‚gestellte einen von der Reichsarbeitsverwaltung gelieferten 
Fragebogen persönlich auszufüllen hatte. Damit keine Per- 
‚sonen mitgezählt würden, die nicht zum Kreise der Angestell- 
@ien. gehören, mußten sich die zu zählenden Steilenlosen durch 
die Versicherungskarte der Angestelltenversicherung, durch 
Zeugnisse oder durch die Erwerbslosen-Kontrollkarte aus- 
"weisen. Die ‘Prüfung der Angestellteneigenschaft sollte so- 
"fort bei Ablieferung des Fragebogens erlolsen und ein ent- 
sprecheuder Prüfungsvermerk auf dem Formular gemacht wer- 
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den. Für den Fall, daß die Prüfung nicht sofort vorgenom- 
men werden konnte, hatte eine beim. öffentlichen Arbeilsnach- 
weis zu errichtende Kommission aus Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern die Aufgabe, nachträglich diese Feststellung zu 
machen. Nach diesen Anordnungen kann wohl gesagt werden, 
daß durch die Zählung nur solche Stellentose, die ‘als An 
gestellte anzusprechen sind, erfaßt worden sind. : 

Das statistische Ergebnis der Zählung, welches zur Zeit 
von der Reichsarbeitsverwaltung bearbeitet wird, ist frühestens 
Ende dieses Jahres zu erwarten. 

Der Bund der technischen Angestellten und Beamten hat 
auf Grund der eingereichten Fragebogen eine Zählung seiner 
eigenen Mitglieder gesondert ‚vorgenommen. Diese Zählung 
wurde der Einfachheit halber in einzelne Hauptberufsgruppen 
zusammengefaßt und auf die Dauer der Stellenlosigkeit, das Le- 
bensalter und den Familienstand beschränkt. Erfaßt wurden 
in 515 Orten rund 55 000 Mitglieder. 77 Orte kamen für die 
Zählung nicht in Frage, da in den Orten keine Stellenlosen vor- 
handen waren. Die Annahme, daß die von uns vorgenommene 
Zählung ein ziemlich genaues Bild der Arbeitslosigkeit am 
16. Juli 1925 ergibt, ist demnach berechtigt. 

In untenstehender Tabelle ist das Ergebnis der Zählung 
zusammengestellt. 

Der Tabelle ist zır entnehmen, daß von den 1017 Stel- 
fenfosen 667 — 65,52% zur Gruppe Industrie, 180— 17,73% 
zur Gruppe Baugew erbe, 34=827% zur Gruppe Berg- 
bau, 65=641% zur Gruppe öffentliche Betriebe 
und 21 =2,07% zur Gruppe Chemie gehörten. 641 = 63% 
waren bereits über 6 Monate stellenlos. Ueber 
3 Monate stellenlos waren 765 = 75,18%, bis zu 3 Monaten 
253 —=24,82%. Die Dauer der Stellenlosigkeit bis zu wnd 
über 3 Monate ist in den Berufsgruppen Industrie, Baır- 
gewerbe und Bergbau annähernd gleich, nämlich bis 3 Mo- 
nate 27,8%, 21 2% und 22,69%, über 3 Monate 72,2%, 78,8%, 
71,31%. In den Gruppen öffentliche Betriebe (hier sind ohne 
besondere Berufsgruppierung die Stellenlosen "gezählt, deren 
letzte Stellung bei einer Behörde war) und chemische Ir- 
dustrie ändert sich jedoch das Bild. In diesen Gruppen waren 
bis zu 3 Monaten stellenlos 9,23% bzw. 9,5%, über 3 Monate 
90,77% bzw. 90,5%. 

Nach dem Lebensalter betrachtet, ergibt die Zählung, 
daß unsere Behauptung, daß die Hältte der stellenlosen Tech. 
niker das vierzigste Lebensjahr überschritten hat, zutrifit. 
Von den 1017 Stellenlosen waren über 50 Jahre 24 — 220%, 
41 bis 50 Jahre 248 = 24,33%, über 40 Jahre alt danach 472 — 
46,23%, unter 20 Jahre waren 22= 2,17%, 20 bis 40 Jahre 523 
ER »°%. In den einzelnen Berufsgruppen waren über 40 Jahre 
alt in der Industrie 40,2% im Baugewerbe 38,990, 
km Bergbau 65,4%, öffentliche Betriebe 71,6%, 
in der chemischen Industrie 38,15%. 
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) Manson Tas Tatnar of [2.17|12.9 |12.50| 26.1 [24.33] 22.0 | 100. 154.0] 36.0] 109. 1100.00 
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Die Zählung nach dem Familienstand ergab, daß 
von den 1017 Stelleniosen 650—=64% verheiratet und 367 = 
36% ledig waren. 

Diese Zahlen beweisen, daß durch ‚den Abbau die älte- 
ren Angestellten in überwiegender Mehrzahl betrof- 
fen sind. Hinzu kommt, wie 'allmonatlich an dieser Stelle be- 
tichtet wird, daß sowohl. die Industrie als auch die Öffentlichen 
Betriebe Techniker über 40 Jahre nur in den allerseltensten 
Fällen ‚wieder einstellen. Es wird Aufgabe des Reichstages 
sein, sobald die vollständige Statistik der Reichsarbeitsverwal- 
tung vorliegt, die auch im. Interesse der Wirtschaft kegenden 
notwendigen Schlußfolgerungen zu ziehen. Nach welcher Rich- 
tung dies geschehen muß, darüber ist der Herr Reichsarbeits- 
minister vom AfA-Bund in einem Gesetzentwurf über die 
Unterbringung erwerbsloser Angestellten unterrichtet worden. 

R. Markward. 





Keen ed un 


Unwürdige Angestelltenvertreter in der 
Knappschaft 


Die Arbeiter und Angestellten des Bergbaues stehen gegen- 
wärtig im schwersten Kampfe um die Durchführung und Erhal- 
tung des Mitte 1923 geschaffenen Reichsknappschafts- 
gesetzes. Die Unternehmer rennen gegen das Gesetz an, 
weil die Versicherungsleistungen den Bergbau angeblich zu 
stark belasten. In Wirklichkeit handelt es sich um die Durch- 
setzung reaktionärer Bestrebungen. Das im Zeichen des Ruhr- 
kampfes und in einer Zeit, wo noch kein Kohlenüberfluß 
herrschte, zustande gekommene Reichsknappschaftsgesetz soll 
unter Ausnutzung des herrschenden politischen Rechtskurses 
zurückrevidiert werden. Trotz der ungünstigen politischen Lage 
und entgegen unseren Warnungen hielten es die uns gegne- 
rischen Angestelltenorganisationen für zweckmäßig, in der 
gleichen Weise wie die Unternehmer eine sofortige Aenderung 
des Gesetzes zu verlangen. Die Reichs- bzw. Rechtsregierung 
ist der zwiefachen Forderung nur allzugern nachgekommen; 
sie hat dem Reichstag den Entwurf eines Aenderungsgesetzes 
vorgelegt, der für die Arbeiter und Angestellten sehr erheb- 
liche Verschlechterungen, insbesondere auf dem Gebiete der 
Versicherungsleistungen, enthält. 

Es ist nicht Zweck dieser Zeilen, die beabsichtigten Ver- 
schlechterungen zu behandeln. Wir wollen uns heute lediglich 
mit den Vorgängen in einigen Bezirks-Knappschaftsvereinen 
beschäftigen, die das Verlangen der gegnerischen Organisa- 
tionen nach Gesetzesänderung in einem ganz besonderen Lichte 
erscheinen lassen. 

Nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen wird die 
knappschaftliche Versicherung von sogenannten Selbstver- 
waltungskörpern durchgeführt; dem Reichsknappschafts- 
vorstand und 16 Bezirksvorständen. Die Besetzung der Vor- 
stände ist paritätisch, auf der einen Seite Angestellte und Ar- 
beiter als einheitliche Versicherungsgruppe und auf der anderen 
Seite die gleiche Anzahl Unternehmervertreter,. Ueber viele 
Fragen wird gemeinsam beschlossen. Es ist deshalb erklärlich, 
daß jede Stimme, die auf der Versichertenseite abfällt, den 
Unternehmern zu einer glatten Mehrheit verhilft. Im Hinblick 
auf die unangenehmen Auswirkungen, die ein Abspringen auf 
Arbeitnehmerseite für die Versicherten haben kann, ist bei der 
Abiassung der gesetzlichen Wahlvorschriften und bei der Aus- 
wahl der Vertreter in den Vorständen mit ganz besonderer 
Sorgfalt verfahren worden. 

Darauf ist schließlich zurückzuführen, daß der Reichsknapp- 
schaftsvorstand und die meisten Bezirksvorstände nur von Ver- 
tretern der Arbeiterverbände (unter denen der alte Bergarbeiter- 
verband dominiert) und der AfA-Bund-Organisationen besetzt 
sind. Leider ist es im Vorjahre bei der erstmaligen Bildung 
der Vorstände nicht gelungen, die gegnerischen Angestellten- 
organisationen, gegen deren Vertreter von vornherein ein großes 
Mißtrauen herrschte, völlig fernzuhalten. Mit Hilfe der Unter- 
nehmer, welche die Wahlvorschriften falsch auslegten, teilweise 
auch infolge der verkehrten Einstellung der Angestellten bei 
den Aeltestenwahlen, sind in einigen Bezirksvereinen Vertreter 
dieser Organisationen in die Vorstände gelangt. 

Der große Einfluß des AfA-Bundes in der Knapp- 
schaft paßt natürlich unseren Gegnern nicht, trotzdem es 
gerade, oder besser gesagt, nur durch diesen Einfluß 
möglich gewesen ist, außerordentlich große Vorteile zu- 
unsten der Bergbauangestellten auf dem Gebiete der 
Pensionsleistungen durchzusetzen. Erfahrungsgemäß ‘kommt 
es unseren Gegnern aber weniger auf sachliche Arbeit 
an. Mit viel Geschrei und demagogischen Gründen haben 
sie eine "Aenderung des Reichsknappschaftsgesetzes ge- 
fordert, um dadurch u. a. eine Aenderung der Ver- 
fassung des Reichsknappschaftsvereins und der Wahlvor- 
schriften in ihrem Sinne zu erreichen. Ob diese Aenderung be- 
rechtigt ist und inwieweit ihre Erfüllung im Interesse der Berg- 
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Nr. 40 


bauangestellten liegt, zeigt am deutlichsten ein Ausschnitt aus” 
der Tätigkeit der Vertreter der anderen Organisationen-in den 
von ihnen besetzten. Knappschaftskörperschaften. u 
Die „Bergarbeiter-Zeitung‘‘ Nr. 39 vom. 26. September 19257 
beschäftigt sich -in einem längeren Artikel „Handlanger? 
der Bergbauunternehmer in der Knappschaft‘®© 
mit dem Verhalten: .der Vertreter des Gewerkschafts- 
bundes der Angestellten in den Bezirksvorständen 
der Hessisch-Thüringischen und Gießener Knapp- 
schaft, Die in dem Artikel erhobenen Vorwürfe sind so schwer- 
wiegend und für den im G.d. A. herrschenden Geist so kenn 
zeichnend, daß wir uns im Interesse der Sauberkeit in der Ge- 
werkschaftsbewegung und in den Knappschaftskörperschaften” 
für verpflichtet fühlen, dem wesentlichsten Inhalt. des. Artikels’ 
der weiteren Oeffentlichkeit zur Kenntnis zu bringen. » 
Einleitend wird in dem Artikel festgestellt, daß die Ver 
Sichertenvertreter in den meisten Bezirksvereinen (wo AfA 
Bund-Vertreter im Vorstand sind. Die Red.) den Kampf um 
die ordnungsgemäße Durchführung der Elmeasins | 
rung geschlossen gegen die Unternehmer geführt hätten, Wört- 
lich fährt der Artikel dann fort: | 


„In einigen Bezirksknappschaftsvereinen besteht leider diese erfreu-” | 
liche Tatsache nicht. Vertreter desGewerkschaftsbundes 
der Angestellten (G.d. A.) können für sich den traurigen Ruhm 
in Anspruch nehmen, dem Unternehmertum Handlangerdienste geleistet 
zu haben. Wie diese ‚Ehrenmänner‘ in den Organen der Knappschaft ar-7| 
beiten, mögen die Vorgänge in der Hessisch-Thüringischen Knappschaft 
zeigen. 
den Vorstand der Hessisch-Thüringischen‘ Knappschaft ist der” | 
Vertreter des G.d.A. (Hermann Rüping. D..R.) nur dadurch hinein- 
gekommen, daß von dem Vorsitzenden der Bezirksversammlung die gesetz“ | 
lichen Bestimmungen über die Wahl zu den Organen. der Knappschaft” | 
nicht richtig angewandt worden sind. Nichtsdestoweniger hat der ‚Ehren-" | 
mann‘ seine Tätigkeit von vornherein so aufgefaßt, daß er stets mit) 
den Unternehmervertretern gegen die Arbeiterver-/] 
treter im Vorstande gestimmt hat. Als er später sah, daß”! 
gegen seine unrechtmäßige Wahl Protest erhoben wurde, sicherte er sich”! 
die Anstellung bei der Knappschaft, 

An seiner Stelle rückte ein anderer G.d.A.-Vertreter] 
(Emil Brunkhorst. D. R.) auf. Dieser. Herr .‚Arbeitnehmervertreter‘” 
konnte die Sache noch besser. Solange er bei den Arbeitervertretern saß,” 
stimmte er ihren Anregungen zu. Sobald er jedoch in die Sitzung kam! 
und die Werksvertreter sah konnte er es doch nicht über sich gewinnen, |! 
mit den Arbeitervertretern zu stimmen, sondern half den Unter- 
nehmervertretern die Mehrheit bilden. 1 

Als es feststand, daß der Vorstand neu gewählt würde, setzte sich} 
der Herr ‚Arbeitnehmervertreter‘ des G.d. A. hin und schrieb an Ver- 
bandsdeleglerte, die der Bezirksversammlung der Hessisch-Thüringischen’ 
Knappschaft angehörten, folgenden Brief: ; 


„Wyk auf Föhr, den 10. Juli 1925, 





























































Hier SR m 
Betr, Vorstandwahl. 


Wie Ihnen bekannt, findet eine Neuwahl des Vorstandes am 24.d.M2 
in Kassel statt. Ich weiß nicht, ob Sie von Arbeiterseite wieder aufge- 
stellt werden, ich glaube ja kaum. Macht ja schließlich auch nichts,” 
da Sie ja doch den Kontrolleurposten übernehmen werden. Hierzu: ist | 
natürlich notwendig, daß Sie Ihre Stimme bei der Vorstandswahl für 
mich abgeben. Dadurch ist die Entscheidung für Sie gefallen, denn der 
Vorstand entscheidet doch mit einfacher Stimmenmehrheit über die An- | 
stellung eines Kontrolleurs.. Werde dann auch mit Herrn Dr. Lohmann) 
für Sie sprechen. Vielleicht kommt bei einer Neuwahl N. N. mit in den’) 
Vorstand, auf den ich auch einen gewissen Einfluß ausüben werde. Also, 
Heir .. .., Sie haben Ihr eigenes Schicksal in der Hand. Die Arbeiter” 
werden Sie kaum zum Kontrolleur wählen, das ist Ihnen auch schon” 
klar, wie ich verschiedentlich aus Ihren Reden entnehmen konnte. Sie” 
können also nur mit meiner Stimme Angestellter der Knappschaft wer 
den. Teilen Sie mir bitte mit, ob ich auf Ihre Stimme rechnen kann, 
Die Wahl ist ja geheim und merken die Kollegen ja nichts davom. 
Natürlich bleibt dieses vollkommen unter uns. © 

In Erwartung Ihrer umgehenden Rückantwort verbleibe ich mit den? 
besten Grüßen Ihr ® 


E. Brunkhorst, zur Zeit Wyk auf Föhr, Sandwall 131. 


Dieser Brief des Herm G.d.A.- Vertreters Brunkhorst spricht Bände, | 
Der Mensch besitzt also die Frechheit, Mitglieder einer anderen Organi-S 
sation durch Anbietung einer Knappschaftanstellung zu bestechen. 
Man ersieht daraus, wie solche Burschen ihre ehrenamtliche Tätigkeitz | 
verstehen. Sie suchen einander nur zu einer Anstellung zu verhelfen 
Das ist der Zweck der ganzen Tätigkeit im Vorstand. 3E 

Mit dem ‚Arbeitnehmervertreter‘ Brunkhorst ist die Liste der ‚Ehren 
männer’ des G.d.A., die als ‚Arbeitnehmervertreter‘ in der Knappschaft? 
‚wirken‘, nicht erschöpft. Im Vorstand der Gießener Kna p- 
schaft sitzt ein ‚Ehrenmann‘ (Wilhelm Schlott. D. R.), der ebenfallsz 
verdient hat, einem größeren Kreis als dem der Kameraden der Gießener 
Knappschaft vorgestellt zu werden. ... Als im Vorstand der Gießenel® 
Knappschaft die Einführung der Familienhilfe durch freiwillige Zusatz 
bexräge zur Verhandlung stand, hat er am lautesten räsoniert; wie man 
aber zur Abstimmung kam und die Werksvertreter dagegen stimmten, da” 
rutschte Mm das Herz bis auf den Hosenboden. Er erhob seine 
Hand mit den Unternehmern und half ihnen, die Ar 
beitervertreter niederzustimmen.“ en 


Soweit die „Bergarbeiter-Zeitung“. 

Die erhobenen Vorwürfe sind so ungeheuerlich, daß. mam: 
versucht ist, sie als unglaubwürdig abzutun. Aber angesichtisF 
der präzisen Angaben und der genauen Kenntnis des Bergar$ 
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beiterverbandes über die Vorgänge in den einzelnen Bezirks- 
vorständen ist beinahe jeder Zweifel an ihrer Richtigkeit aus- nt 
geschlossen. Aus eigener Kenntnis möchten wir mitteilen, dag DO 

Eich & eng des en upene re 
"Thüringischen Knappschaftsverwaltung um den gutbezahlten . . oc. 
en Ha Bürov, orstehers handelt, r Wirtschafts- und F inanzpolitik 

m übrigen sprechen die Handlungen der G.d. A.-Vertreter Di ei 

für sich; auch fällt es schwer, für die persönlichen Geschäfts- vielen a sekrumg ee a ee Ba 
en den richtigen parlamentarischen Ausdruck zu finden. den Kartellunfug hat sich das Reichswirtschafteministe. 
Oeradezu: niederschmetternd ist das Verhalten der G.d. A.-Ver- rium nun entschlossen, beim Kartellgericht Klagen gegen 
freier in gewerkschaftlicher Beziehung. Die seine Reihe von Kartellen einzureichen. Die Klagen richten sich 
Herren kommen als Vertreter der Angestellten in den Vor- gegen den Verein Deutscher Wollkämmereien und Kamm. 
stand. Sie mißbrauchen das geschenkte Vertrauen in der Weise,  garnspinnereien (Berlin), den Verband Sächsisch-Thüringischer | 

‚daß sie ınit den Arbeitgebern gemeinsame Sache machen. Ein- Webereien in Greiz, den Verband Deutscher Herrenwäsche. ji 
‚fach beschämend ist dieses Verhalten in der Frage der Fa- Fabrikanten in Berlin, den Verband der Großhändler bunter 
milienhilfe. Die Bergbauunternehmer verweigern seit Anfang 1921 \Webstoffe und Leinenwaren (Berlin) und gegen den Verband 
‚in der Krankenkasse die seit Jahrzehnten gewährte Familienhilfe, Nordwestdeutscher Baumwollwaren-Ausrüsfer (Berlin). Wie 
um die Arbeiter und Angestellten zum Nachgeben in der Pensions- mitgeteilt wird, soll ‘es sich hier um die Entscheidung der 
| frage zu zwingen. Diese brutale Maßnahme hat großes Elend unter Frage handeln, ob im inländischen Warenverkehr die Preis- 
| den Versicherten hervorgerufen und nach den Gutachten zahl- stellun noch in fremder Währung geschehen darf 
feicher Knappschaftsärzte zu einer starken Verschlechterung oder nicht. 

des Gesundheitszustandes der Familienangehörigen geführt. Das Es verlohnt sich schon, einen Rückblick zu tun, in welchem 
‚alles ficht die G.d. A.-Vertreter nicht an. Sie stimmen gemein- Maße die Regierung die Kartellverordnung angewandt hat. 
j'sam mit den Arbeitgebern. Sie versündigen sich damit direkt Ueber die Kartellverordnung selbst ist man wohl in Deutsch- 
an den Familien der Arbeiter und Angestellten und helfen jand einer Meinung: sie genügt den Ansprüchen gegen den 
außerdem den Unternehmern die Wege ebnen zu einem Abbau Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen keineswegs; sie 
ı'der Pensionsleistungen. 3 3 i = enthält aber in verschiedenen Paragraphen (88 1, 4 und 10) Be- 
73 Besonders bemerkenswert ist, daß es sich nicht um einen stimmungen, die der Regierung ohne Zweifel Handhaben 
Einzelfall, sondern um mehrere Personen und eine Summe bieten, ganz energisch gegen den Kartellunfug einzuschreiten. 
(gleichartiger Vorgänge in verschiedenen Bezirksvereinen han- Von diesen Bestimmungen hat die Regierung bis jetzt leider 
delt. Ingendwelche Entschuldigungen können deshalb die Vor- keinen Gebrauch gemacht. Wahrscheinlich aus. Furcht, dal; 
gänge nicht aus der Welt schaffen. Man scheint es vielmehr der Zorn des angegrifienen Unternehmertums die ganze Kar- 
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mit dem System zu tun zw haben, das der G.d. A. zur Ver- tellverordnung hinwegschwemmen würde. So war tatsächlich L; | i 
tretung der Knappschaftsinteressen der Bergbauangestellten auf- die Kartellverordnung ein Schwert, mit dem nicht geschlagen "5 
Be. hat. In diesem Zusammenhange wird einem manches \vurde. 5 
Dunkle an der bisherigen Arbeit und Einstellung des G.d.A. - Wenn sich nun die Regierung aufgerafft hat, mit diesem 


# 
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38 


klar. Z. B. sein stillschweigendes Zusammenarbeiten Schwert zu schlagen, so ist das angesichts der Tatsache, dafı Bi 


gen und Gießen wissen sie auch warum. nahme von der Regel machen wird. 


mit dem Verbandoberer Bergbeamten im Ruhr- die gegenwärtige Regierung nichts anderes ist als die Sach- wen 
gebiet, die Schreibereien seines Ruhrvertreters Pappert walterin des Unternehmertums, immerhin ein bemerkenswer- 1 men. 
über die angeblich widersinnigen Leistungen des Reichsknapp- tes Ereignis. Allerdings darf man sich von diesem Schritt IS 
‚schaftsgesetzes und sein Widerstand gegen die Bildung des or- absolut keine Erfolge versprechen. Denn. das anserufene a Ba 
entlichen Bezirksvorstandes in der Halleschen Knappschaft. In Kartellgericht hat bisher immer in seiner Spruchpraxis be- | A 
letzteren Falle setzen sich die Unternehmer warm für die Be- wiesen, daß es kartellfreundlicher ist als die Regierung selbst. = 
teiligung des G.d. A. ein; angesichts der Vorgänge in Thürin- Wir dürfen nur annehmen, daß es auch diesmal ke:ne Aus- | Ei 


= Will der G.d. A. noch glaubhaft machen, daß seine Forde- 
tung oder sein Verlangen nach Aenderung des Reichsknapp- 











Schaltsgesetzes sachlichen und ehrlichen Beweggründen ent- herauskommen. Schon der Inhalt der Klage hat nur losen FE 

Beinzen ist? Aufrecht denkende Menschen wird er davon Zusammenhang mit dem Teuerungs- und Pre'sproblem. Außer- 4 ii 

nicht mehr überzeugen können. Wir glauben vielmehr, daß dem handelt es sich um Dinge, die zu ihrer Abwicklung langer BE 

ihm die Bergbauangestellten und darüber hinaus die Angestell- Zeit bedürfen. Das muß festgestellt werden, um zu zeigen, 9 

ten aller Industriezweige auf die Enthüllungen über die Tätig- mit welchem Erust die gegenwärtige Regierung die Verbilli- RG 

keit seiner Vertreter in Thüringen und Gießen eine Antwort gungsaktion betreibt. ei 
erteilen werden, die es ihm unmöglich macht, sich noch länger HER 

als Vertretung der Angestellten zu bezeichnen. en Sozialpolitik | Hi 

— . Unsere schon immer gehegien Befürchtungen über den : Dr 

Wert der gegnerischen ne elltenorganisationen als Inter- Die unterstützten Erwerbslosen im Deutschen Reich nach SR 
essenvertretung der Angestellten sind nicht nur bestätigt, son- dem Stande vom 1. September 1925. Im „Reichsarbeitsblatt‘ & 

dern leider weit übertroffen worden. Mögen die An- Nr. 36 vom 24. September 1925 wird über die Inanspruch- |) 

gestellten daraus die notwendigen Schlüsse nahme der öffentlichen Erwerbslosenfürsorge seit 1. August a! 
ziehen, | ©. Peters. 1925 berichtet. Von den öffentlichen Arbeitsnachweisen wurde | 5; 

; gemeldet: \ 






"Berichtigung. In den Beispielen, welche Dr. Stillich 













Es gehen ab: 960 R.-M. steuerfreier Lohnbetrag, 
= 120 R.-M. für die Ehefrau, 









= Diese 1440 R.-M. sind von dem Jahreseinkommen von 
2000 R.-M. abzuziehen. Es verbleiben 560 R.-M. Davon hat 
Es etnehmer jährlich 10%, also 56 R.-M. Steuern zu ent- 
Ichten, 

> Im Beispiel II sind 30% von 4040 M. natürlich nicht 
421,20 M., sondern 1212 M. Der Steuerabzug (10% von 
4040—1212) berechnet sich dann auf 282,80 M. 
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E Zeichnen Sie Ihre Schreiben an den Bund nicht nur “u } 
" mit Namen und Adresse, sondern auch mit Ihrer M itg | ıe d snumme r! 
Sie schaffen dadurch eine wesentliche Erleichterung in der Erledigung Ihrer |Angelegenheiten. 


- Vor alleın wird bei dem Schritt der Regierung nichts für 
die sagenhafte Verbilligungsaktion des Reichskanzlers Luther 





























Auf je 1000 Einwohner entfallen danach im Reichsdurch- 
schnitt etwa 4 Erwerbslose (genau 3,9%/,,). Besonders ungün- 


we 120 R.-M. für das erste Kind, PER i x : : 

Be _M *jır : ; stig ist die Lage des besetzten Gebietes, das mit 7,30%/,, einen 

m: - 24 R.M. für das zweite Kind. mehr als doppelt so hohen Satz wie das unbesetzte Reichs 
1440 R.-M. gebiet mit 3,5%/,, aufweist. Auf Preußen allein kommen von 


den Vollerwerbslosen rund 2/,; (156590), hiervon auf Ber- 
lin allein 1/,. (16383). Berlin hat nach der Statistik nahezu 
ebensoviel Erwerbslose zu versorgen wie Bayern (17237), 
Sachsen (1558) und Hamburg (13436) bleiben nicht 
viel dahinter zurück. 

Hamburg steht hinsichtlich der Belastung mit einer 
Satz von 12,8 auf das Tausend der. Einwohnerzahl weitaus 
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Aulfihe: 


in seinem Artikel „Dieneuen Steuergesetze“ in Nr. 38 Y EISEN hi 

> = tunter- unahme ? 

der „D.T.Z.‘“ vom 18. September 1925, 5, 488. gegeben hat, Tag Ei ee ne En ar, 

haben sich leider zwei bedauerliche Rechenfehler einge- re ne er Ama | Rd  ı 
chlichen. Es muß heißen: | 
- Beispiel I: Ein Techniker mit nur 2000 R.-M. Jahresein- „1: Auswt 1925 ae es 

ko d zwei Kindern. Bert . N 

Bumen. U 1. September 1925 230 691 + 21016 + 10,0 
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am schlechtesten da Bremen hat mit 2199 Er- 
werbslosen ebenfalls einen Satz von 7,1 auf 1000. 

Die Entwicklung in der Berichtszeit vom 15. August 
bis 1. September, also innerhalb 14 Tagen, ergibt für das 
Reich im ganzen eine Zunahme der Vollerwerbslosen um 
10 v. H. Preußen bleibt mit einer Zunahme von 12,4 etwas 
darüber, Sachsen etwas darunter: 95. Von den übrigen 
Ländern zeigen beide Mecklenburg (444,6 bzw. -H 25,3 
v. H.), Braunschweig (+456 v. H.), Bremen (+22,5 
v. H.) und Schaumburg (+50 v. H.) einen besonders 
ungünstigen Verlauf. In den anderen Ländern weist die Zu- 
nahme ungefähr die Hälfte des Reichsdurchschnitts auf. Ba- 
den allein hat einen Rückgang um 3,1 v. H. gemeldet. 


Die Vermittlungstätigkeit der Arbeitsnach- 
weise zeigt ebenfalls eine Verschlechterung, Die Zahl der 
Arbeitsgesuche mehrte sich um rund 2 v. H., die Zahl 
der offenen Stellen nahm dagegen ab um 8,4 v. H. 

In ähnlicher Weise hat sich auch die Vermittlungstätig- 
keit des Stellennachweises des Bundes entwickelt, worüber wir 
bereits in Nr. 37 berichteten. 


Schul- und Bildungsfragen 


Die AfA-Gewerkschaiten im Rundfunk. Das Ortskartell 
Berlin des AfA-Bundes hat mit der Leitung der Berliner Funk- 
stunde eine Vereinbarung getroffen, nach der führende Kol- 


RAR 
Beiirkstarfverhandhinen an Bau. 


gewerbe 


Bayern: In Nr. 39 der „D.T.Z.“ berichteten wir über die 
Tarifsabotage der Bauunternehmer-Spitzenverbände, an der das 
Zustandekommen eines Reichstarifvertrages für die technischen 
Angestellten im Baugewerbe gescheitert ist. Wie andere Gauver- 
waltungen hat auch die Gauverwaltung Bayern die Unternehmer zu 
Verhandlungen über einen Bezirksmanteltarifvertrag 
aufgefordert. Nach dem in der letzten „D.T.Z.“ geschildertem 
Verhalten der Bauarbeitgeber-Spitzenverbände mußte es nun 
allerdings überraschen, daß der Vertreter der bayerischen Bau- 
snternehmer seine Weigerung, mit unserer Gauverwaltung 
Bayern über einen Bezirkstarifvertrag zu verhandeln, damit 
begründete, daß die zentralen Verhandlungen über den Ab- 
schluß 'eines Reichstarifvertrages in Berlin demnächst wieder 
aufgenommen würden, 

Wir stellen fest: Die Spitzenverbände der Unter- 
nehmer bezeichnen den zwischen ihrer und unserer Verhand- 
lungskommission vereinbarten Tarifvertragsentwurf als ungeeig- 
nete Grundlage für einen Tarifvertrag. Sie vermeiden es, in 





ihrer Mitteilung Gründe für diese Anschauung mitzuteilen. 
Von einer Andeutung nochmaliger Verhand- 


lungenist keine Rede! 

Zwei Tage später versucht der Funktionär der baye- 
rischen Unternehmerverbände, Bezirkstarifverhandlungen zu 
hintertreiben, indem er genau das Gegenteil dessen behauptet, 
was sich dokumentarisch beweisen Täßt. Dafür, daß ihn sein 
Manöver nicht zum Ziele führt, werden unsere Gauverwaltung 
Bayern und die geschlossen hinter ihr stehende Masse der 
bayerischen Bautechniker. sorgen. 


Berlin: Der Schlichtuugsausschuß für Groß-Berlin be- 
schäftigte sich am Freitag, den 25. September, mit einem 
Antrag unserer Gauverwaltung Brandenburg, durch Schieds- 
spruch einen Bezirksmanteltarifvertrag für Groß-Berlin zwi- 
schen dem Verband der Baugeschäfte Berlins (Hochbau) und 
unserem Bund zw schaffen. Bei Beginn der Verhandlungen 
erklärte der Vertreter der Arbeitgeber, daß er zu Verhandlun- 
gen für das Hochbaugewerbe allein nicht berechtigt sei, da 
der Deutsche Arbeitgeberbund für das Baugewerbe E.V. und 
der Reichsverband des Deutschen Tiefbaugewerbes E.V. zu 
einer Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen seien und die 
in Betracht kommenden Verträge der Organisationen den ein- 
zelnen Verbänden die Beteiligung an Tarifverträgen verbieten, 

Der Schlichtungsausschuß stellte sich auf den Standpunkt, 
daß: diesem Einwand nachgegeben werden müsse, da nur 
Schiedssprüche über Forderungen zulässig seien, die zwischen 
den Parteien auch frei vereinbart werden können. 

Mit dieser Ausrede hat der Arbeitgeberverband erreicht, 
daß die Verhandlungen abermals um 14 Tage hinausgescho- 
ben wurden. Sind die in der Arbeitsgemeinschaft des Deut- 
schen Hoch- und Tieibaugewerbes zusammengeschlossenen Ar- 
beitgeber gemeinsam an Verhandlungen beteiligt, so scheitern 
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legen des AfA-Bundes im Rundfunk Vorträge halten wer 
den. Nachdem bereits am 3. September der Vorsitzende der 
Ortsgruppe Berlin des Zentralverbandes der Angestellten, Hans 
Gottfurcht, über „Entstehung und Formen der moder- 
nen Arbeiterbewegung‘ gesprochen hat, wird am 8, Oktober 
Benno Marx, Geschäftsführer des Allgemeinen Verbam- 
des der Deutschen Bankangestellten, Mitglied des Reichswirt 
schaftsrates, über „Die deutsche Angestelltenbewegung‘ reden. 
Weiterhin werden voraussichtlich sprechen: Am 15. Oktober 
Otto Schweitzer, Geschäftsführer des Bundes der tech- 
nischen Angestellten und Beamten, ebenfalls Mitglied des 
Reichswirtschaftsrates, über „Die Bedeutung der Gewerkschaf- 
ten für Volk und Staat‘, am 5. November Dr. Fritz Cro- 
ner, wissenschaftlicher ‚Mitarbeiter des Deutschen Werk- 
meisterverbandes, über „Die Entwicklung des Arbeitsrechts im 
Deutschen Reiche bis zum Jahre 1924“ Diesen Vorträgen 






























































folgt dann am 26. November Dr Fritz firy- 
mann, Geschäftsführer des Bimdes der technischen Ange- 
stellten und Beamten und Mitglied des Reichswirtschafts- 
rates, mit einem Vortrage über „Die 'Kriegs- und Nach» 
kriegsgesetzgebung auf dem Gebiete des Arbeitsrechts‘% 
und schließlich spricht am 17. Dezember das Hauptvor- 


standsmitglied des Zentralverbandes der Angestellten Fritz 
Schröder über „Die Bestrebungen zur Vereinheitlichung 
des dewtschen Arbeitsrechts‘“. Wir machen unsere Mitglieder| 
und Funkfreunde schon jetzt auf diese interessanten und wert- 
vollen Vorträge aufmerksam. 


SIE, 

RO) N 

diese Verhandlungen nach den Erfahrungen der letzten Zeit! 
daran, weil die Vertreter des Hoch- und Tiefbaues — der 
Betonbau ist ja überhaupt nicht mehr beteiligt — sich 
untereinander nicht einigen können. Wird ein einzelner Ver 
band zur Verhandlung herangezogen, so lehnt er seine Beteili- 
gung ab. Auf diese Art und Weise verstehen es die Ba] 
arbeitgeber, die Angestelltenforderungen auf einen für die Ar 
beitgeber günstigeren Zeitpunkt hinauszuschieben. Diese Ma- 
chenschaften sind nun zur Genüge erkannt, und die Ange 
stellten sind längst zu der Einsicht gekommen, daß auf dem 


Verhandlungswege ein annehmbares Ergebnis überhaupt nicht 
mehr zu erreichen ist. 


Hannover-Braunschweig und Minden-Lippe: Wie vor ein 
ger Zeit berichtet, hat sich der Schlichtungsausschuß in Han= 
nover mit unserem Antrag über Gehaltserhöhung beschäf- 
tigt und einen Einigungsvorschlag gemacht, nach dem die 
Hochbautechniker eine Gehaltserhöhung von 7 Prozent erhal 
ten sollten, während in Anbetracht der behaupteten Leistungs 
unfähgkeit der Tiefbaufirmen die Tiefbautechniker! 
leer ausgehen sollten. Dieser Vorschlag wurde von uns ab«| 
gelchnt, da unseres Erachtens die Rentabilität eines Tiefbaır 
unternehmens dunch eine Gehaltserhöhung von 7 Prozent nicht 
in Frage gestellt werden kann, insbesondere aber deshalb, weil 
alle Bauunternehmer, ganz gleich, ob sie dieser oder jener 
Arbeitgeberorganisation angehören, Hoch-, Tief- und Beton 
arbeiten ausführen und infolgedessen in vielen Fällen über 
haupt nicht. festzustellen wäre, nach welchem Tarif der eis 
zelne Techniker zu bezahlen ist. “ 


Am 28. September wurde nun von dem Schlichtung 
ausschuß Hannover eim Schiedsspruch gefällt, nach dem die 
siebenprozentige Gehaltserhölung auch den Tiefbaw 
technikern zustehen soll, daß aber allen von dem Schied& 


die Erhöhung des Tarifgehaltes angerechnet werden darf, 
Das würde bedeuten, daß diejenigen, die bisher eine Le# 
stungszulage von mindestens 7 Prozent gehabt haben, nicht 
in den Genuß der durch die wachsende Teuerung bedingten | 
Gehaltserhöhung kämen. Unsere Kollegen in den fraglichen 
Tariigebieten werden diesen Schiedsspruch aus grundsätzlichen 
Erwägungen abichnen, denn es hat keinen Zweck, die Mindese 
gehälter eines Tarifes zu erhöhen und gleichzeitig die Lei 
stungszulagen um denselben Betrag zu ermäßigen. g 

Interessant bei dem Verfahren war, daß sich der Ve rr 
band Deutscher Techniker nach wochenlangem 
Schiummern darauf besonnen hat, daß er Mitkontrahent des 
abgelawfenen Reichstarifvertrages war, und sich nun schlew 
nigst dem Verfahren unserer Gauverwaltung angehängt haf 
ohne allerdings eigene, etwa von unseren Forderungen ab» 
weichende Anträge zu stellen. Auch die Verbände der kauf 
männischen Angestellten haben anscheinend vom 
dem Vorgehen unserer Gauverwaltung Kenntnis bekommen 
und sich gleichfalls für die kaufmännischen Angestellten des 
Baugewerbes angeschlossen. | ” 
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Rbeinland-Westfalen: Die Schlichtungsverhandlungen über 
die Gehaltsforderung, die am 18. September vor dem Schlich- 
ter für Rheinland in Köln fortgesetzt wurden, fanden ihren 
Abschluß in einem Schiedsspruch, der die bisherigen Tarif- 
‚sätze unkündbar bis zum 1. Januar 1926 festlegt. Eine Ver- 
„besserung der bisherigen Bestimmungen, die dunch den Schieds- 
‚spruch vom 16. April 1925 geregelt waren, bringt der neue 
"Siehiedsspruch nicht. Eine sehr platonische Erklärung darüber, 
daß die Gehaltssätze Mindestgehälter sind, zu denen eine 
"Leistungszulage zu zahlen ist, wenn der Angesiellte 
die Durchschnittsleistung seiner Gruppe erreicht, bedeutet gar 
"nichts, denn irgendwelche rechtliche Konsequenzen lassen sich 
daraus nicht ziehen. Aus diesen Gründen ist der Schieds- 
spruch von der Angestelltenschaft abgelehnt worden. 









Industrietarife 


Streik technischer Angestellter in der Berliner Metall- 

industrie. In der letzten Nummer dieser Zeitschrift wurde über 
die bisherigen Verhandlungen der Angestellten mit dem V.B.M\. 
berichtet und am Schluß gesagt, daß, wenn auch durch die 
Anrufung der öffentlichen Schlichtungsstelle ein tragbarer Ver- 
tragsabschluß nicht zustande kommt, mit einem gewerkschaft- 
lichen Kampf gerechnet werden muß. Nach den bisherigen 
"Verhandlungen und den neueren Erfahrungen vor Schlich- 
tungsausschüssen scheinen die Werkmeister kein allzu großes 
"Vertrauen zu den öfientlichen Schlichtimgsstellen mehr auf- 
"zubringen; sie haben deshalb mit der Direktion der Firma 
'Maffei-Schwartzkopf in Wildau bei Berlin sowie 
mit der Generaldirektion der Firma über eine Gehaltsauf- 
besserung verhandelt. 

‚Da diese Verhandlungen erfolglos waren, sind sie am Montag, 
‚den 21. September, mittags 1 Uhr, mit Genehmigung 
des Deutschen Werkmeisterverbandes in den 
Streik getreten, mit ihnen die Meisterstellvertreter. Die 
Werksleitung versuchte zunächst, die in unserem Bunde orga- 
nisierten Betriebsingenieure usw. für die Arbeit der Streiken- 
‚den zu gewinnen. Die Kollegen erklärten ihr jedoch, daß eine 
‚derartige Streikbrecherarbeit sich mit ihren gewerkschaftlichen 
Grundsätzen nicht vertrage und daß sie sich nach wie vor 
auf die Leistung derjenigen Arbeit beschränken würden, für 
Indie sie seinerzeit angestellt worden sind. Ein Versuch der Werks- 
leitung, Vorarbeiter oder Arbeiter als Streikbrecher zu gewin- 
ı nen, verlief ebenso negativ. Die Solidarität der gesamten Ar- 
beitnehmerschaft des Werkes berechtigt zu der Annahme, daß 


Die Tarifverhandlungen im Kalibergbau gescheitert. In 
der Nummer 37 der „D.T.Z.“ vom 11. September 1925 haben 
"wir auf die bevorstehenden Verhandlungen mit dem Kali- 
arbeitgeberverband über den Neuabschluß des Rah- 
mentarifvertrages und über eine Erhöhung der 
Gehälter hingewiesen. Die Verhandlungen haben am 
23. September stattgefunden und sind nach erstaunlich kurzer 
Dauer gescheitert. Die Arbeitgebervertreter erklärten rund- 
"weg, daß im Hinblick. auf die schwierige wirtschaftliche und 
finanzielle Lage der Kalündustrie eine Gehaltserhöhung nicht 
vorgenommen werden könnte. Jedwede Verhandlungen darüber 
‚seien deshalb zwecklos. Das gelte auch für den Neuabschluß 
‚des Rahmentarifvertrages, denn die von den Angestelltenver- 
‚bänden hierzu eingereichten Forderungen enthielten ebenfalls 
eine finanzielle Mehrbelastung für die Arbeitgeber. 

Wir müssen schon sagen, daß diese Methode, Gehalts- 
ragen zu regeln und insbesondere einen ganzen Tarifvertrag 
meu zu schaffen, sehr merkwürdig ist. Die Arbeitgeber stellen 
‚sich einfach auf den Standpunkt des wirtschaftlich Stärkeren 
Er; lehnen alle Verhandlungen ab. Auf der anderen Seite ver- 












langen sie natürlich, daß die Angestellten auf die Lage der In- 
dustrie Rücksicht nehmen sollen. Wie der Arbeitgeberverband 
sich diese Rücksichtnahme vorstellt, nachdem er Verhandlun- 
n und jede Verständigung ablehnt, ist uns einigermaßen 
chleierhaft. Man kann von einem Gegenkontrahenien schlech- 
erdings keine Rücksichtnahme auf die eigenen Verhältnisse 
twarten, wenn man ihm kurzerhand die Pistole auf die Brust 
Setzt. Sehr merkwürdig ist die Begründung, die von der Ge- 
‚genseite für ihre Haltung angeführt wird. Man ist erstaunt, wo 
die Arbeitgeber den Mut hernehmen, angesichts der außer- 
ordentlich guten Absatzverhältnisse in der Kaliindustrie die 
wirtschaftliche und finanzielle Lage dieser Industrie als ungün- 
stieg zu bezeichnen. Wir sind, wie bereits in der angezogenen 
rüheren „D.T.Z.“-Notiz betont, der Meinung, daß gerade die 
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der Kampf für die Werkmeister erfolgreich sein wird. Der 
Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß die streikenden Werk- 
meister von der Direktion des Werkes Wildau fristlos ent- 
lassen wurden. 


Kein Zuzug nach Braunschweig. In Nr. 29 vom 17. Juli 
berichteten wir über die Tarifsabotage der Braunschweiger In- 
dustriellen. Es wurde dort auch der Inhalt eines Plakates 
wiedergegeben, aus dem hervorgeht, daß Werkstatischreiber 
zu einem Stundenlohn von 48 Pf., 42 Jahre alte Büroangestellte 
mit 90 M. Monatsgehalt usw. beschäftigt wurden, daß der 
Schlichtungsausschuß einen Schiedsspruch gefällt hat, der im 
Wortlaut einen Rahmentarif und daneben u. a. für die 
Gruppe Ill der technischen Angestellten Gehaltssätze von 
300 M. bis 370 M. festsetzte. Wie zu erwarten, haben die 
Unternehmer diesen Schiedsspruch abgelehnt. 

Was aber nach der Vorentscheidung nicht erwartet werden 
konnte, ist die Tatsache, daß der Schlichter sich weigerte, 
diesen Schiedsspruch für verbindlich zu erklären. Der Schieds- 
spruch enthält dieselben Gehaltssätze wie ein früherer Schieds- 
spruch vom 30. März, der von dem Schlichter lediglich aus 
formellen Gründen nicht für verbindlich erklärt wurde. Der 
zweite Schiedsspruch war so abgefaßt, daß derartige for- 
melle Gründe nicht mehr vorlagen. Trotzdem wurde die Ver- 
bindlichkeitserklärung abgelehnt, und zwar nunmehr mit der 
Begründung, daß die Verbindlichkeitserklärung eines Schieds- 
spruches nur erfolgen könne, wenn der betreffende Schieds- 
spruch zweifellos den berechtigten Interessen beider Teile 
entspräche. Von dem vorliegenden, durch Schiedsspruch_ fest- 
gesetzten Tarifvertrage könne man das jedoch nicht sagen. 
Es habe bei der gegenwärtigen Wirtschaftslage erhebliche Be- 
denken, den Industriellen die z. T. erheblich erhöhten Ge- 
hälter aufzuzwingen. Wenn auch anzuerkennen sei, daß ein 
Teil der Angestellten recht geringe Gehälter beziehe, so werde 
sieh das durch Uebereinkommen der Gewerkschaften mit den 
Unternehmern regeln lassen. 

Wenn diese Begründung in dem Arbeitszimmer eines Ar- 
beitgebersyndikus entstanden wäre, könnte sie. einen 
wesentlich anderen Wortlaut kaum erhalten haben, als wie sie 
ihr der öffentliche Hüter des Wirtschaftsfriedens für den 
Bezirk Hannover gegeben hat. Erneute Versuche, mit den 
Arbeitgebern unmittelbar zu verhandeln, sind gleichfalls ge- 
scheitert. Wir warnen alle Mitglieder, sich um 
Stellungen in der Braunsichweiger Industrie 


zu bewerben. 








Kaliindustrie mit Rücksicht auf ihre gute Konjunktur eher als 
irgendeine andere Industrie imstande ist, die Gehälter den 
tatsächlichen Lebensverhältnissen anzupassen. Sie ist unseres 
Erachtens sogar dazu verpflichtet, um zu der von den Regie- 
rungsstellen immer wieder gewünschten Steigerung der In- 
landskaufkraft beizutragen. 

In der Argumentation der Arbeitgeber fehlte natürlich 
nicht der Hinweis auf die von der Regierung eingeleitete 
Preissenkungsaktion. Eine Gehaltserhöhung würde 
diese Aktion nur stören. Das ist natürlich im allgemeinen und 
besonders für die Kaliindustrie grundfalsch, aber es ist ein bil- 
liges Argument, über dessen sachliche Berechtigung man sich 
nicht viel Kopfschmerzen zu machen braucht. Hinzu kommt, 
daß die Angestellten von der Preissenkungsaktion der Regie- 
rung bisher herzlich wenig verspürt haben. Wir haben nach 
dem Scheitern der Verhandlungen bzw. nach der Ablehnung 
der Arbeitgeber, in Verhandlungen einzutreten, beim Reichs- 
arbeitsministerium die Einleitung eines Schlichtungsver- 
fahrens beantragt, dessen Durchführung baldigst zu er- 
warten ist, 


Knappschaftliches | 


Achtung! Anerkennungsgebühren in der polnischen Knapp- 
schaft. Der polnische Knappschaftsverein hat durch Beschluß 
vom 28. Februar 1925 in einer neuen Satzung die frühere 
Freizügigkeit zwischen dem Reichsknappschaitsverein und dem 
polnischen Knappschaftsverein aufgehoben. Mitglieder der Pen- 
sionskasse des polnischen Knappschaftsvereins, welche die Ar- 
beit aut Vereinswerken des polnischen Knappschaitsvereins 
aufgeben, haben zur Erhaltung ihrer beim polnischen Knapp- 
schaftsverein erworbenen Anwartschaften eine Anerkennungs- 
gebühr von monatlich 50 Groschen auch dann an den polni- 
schen Knappschaftsverein zu zahlen, wenn sie die Arbeit auf 
einem Vereinswerke der Oberschlesischen Knappschaft in Glei- 
witz oder eines anderen deutschen Bezirksknappschaftsvereins 
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aufgenommen haben und Mitglieder der Pensionskasse des 
Reichsknappschaftsvereins geworden sind. 

Soweit diese Personen den Vereinsbezirk vor dem 1. April 
1925 gewechselt haben, beginnt die Verpflichtung zur Zah- 
lung der Anerkennungsgebühren mit dem 1. April 1925. Bei 
allen übrigen in Betracht kommenden Personen beginnt die 
Verpflichtung zur Zahlung von Anerkennungsgebühren mit 
Aufgabe der Werksarbeit auf den zum: polnischen Knapp- 
schaltsverein gehörigen Werken. Die erworbenen Anwart- 
schaften erlöschen, wenn die Zahlung der Anerkennungs- 
gebühren länger als ein Jahr unterbleibt. 

Die Anerkennungsgebühren sind zu zahlen an die Ad- 
iministracja Spolki Brackiej in Tarnowskie-Gory. Bei Einzah- 
lung der Anerkennungsgebühren ist Vor- und Zuname, Ge- 
burtstag und die Rollennummer, unter der das Mitglied dem 
polnischen Knappschaftsverein angehört hat, anzugeben. Da 
Geldsendungen durch die Post nach Polnisch-Oberschlesien. 
unzulässig sind, ist die Oberschlesische Knapp- 
schaft in Gleiwitz bereit, die Zahlung der 
Anerkennungsgebühren an den polnischen 
Knappschaftsverein zu vermitteln. Die Einzah- 
lung an die Oberschlesische Knappschaft in Gleiwitz erfolgt 
zweckmäßig durch Postanweisung an die Oberschlesische 
Knappschaftskasse in Gleiwitz oder mittels Zahlkarte auf 
deren Postscheckkonto Breslau Nr. 63775. Auf dem Post- 
abschnitt ist unter Angabe des Vor- und Zunamens, des Ge- 
burtstages und der Rollennummer zu vermerken, daß die An- 
erkennungsgebühren für den polnischen Knappschaftsverein be- 
stimmt sind. 

Personen, welche auf Vereinswerken beschäftigt sind und 
Anerkennungsgebühren an den polnischen Knappschaftsverein 
zu entrichten haben, können die Anerkenmungsgebühren auch 
in der Weise zahlen, daß sie beim Werk den Antrag 
stellen, die Anerkennungsgebühr von ihrem 
Lohn zu kürzen und an die Oberschlesische Knappschaft 
in Gleiwitz abzuführen. Die Oberschlesische Knappschaft in 
Gleiwitz übernimmt jedoch keine Verantwortung, daß die 
beim polnischen Knappschaftsverein erworbenen Anwartschaf- 
ten durch Zahlung der Anerkennungsgebühr an die Ober- 
schlesische Knappschaft in Gleiwitz erhalten bleiben. Sie nimmt 
nur die Anerkennungsgebühren entgegen und führt sie an die 
Verwaltung des polnischen Knappschaftsvereins in Tarnowitz 
ab. Die Entscheidung darüber, ob durch die Zahlung die An- 
wartschaften erhalten werden, steht allein. der genannten Ver- 
waltung zu. Da die seit dem 1. April 1925 beim polnischen 
Knappschaftsverein erworbenen Anwartschaften durch die Mit- 
gliedschaft beim Reichsknappschaftsverein micht mehr erhal- 
ten werden, werden auch die beim Reichsknappschaftsverein 
erworbenen Anwartschaften nicht mehr durch die Mitglied- 
schaft beim polnischen Knappschaftsverein erhalten. Es müssen 
daher die Mitglieder des Reichsknappschaftsvereins, welche 
die Arbeit auf Vereinswerken des Reichsknappschaftsvereins 
aufgeben, Anerkennungsgebühren auch dann zahlen, wenn sie 
Mitglieder des polnischen Knappschaftsvereins werden. 

Soweit jemand den Vereinsbezirk vor dem 1. April 1925 
gewechselt hat, sind von ihm die Anerkennungsgebühren vom 
1. April 1925 ab zw entrichten. Nach $ 47 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes erlöschen die Rechte aus der Mitgliedschaft, 
wenn der Ausgeschiedene die Anerkennungsgebühren inner- 
halb Jahresfrist nicht zahlt. Mitglieder der Pensionskasse der 
Oberschlesischen Knappschaft, welche die Arbeit auf Ver- 
einswerken aufgegeben haben oder aufgeben und mit Zahlung 
der Anerkennungsgebühren länger als ein Jahr im Rückstande 
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Berufsfragen der Behördentechniker 


Ueberiührung der Reichsbahnbeamten ins Arbeiterverhält- 
nis. Der Landtagsabgeordnete Merx (Ztr.) hat folgende 
„kleine Anfrage‘ an das Preußische Staatsministerium ge- 
richtet: 

„Unter den Eisenbahnbeamten besteht eine ungewöhnlich große 
Beunruhigung über angebliche Absichten der Reichseisenbahnverwaltung, 
betreifs grundsätzlicher Regelung der Rechte der Eisenbahnbeamten. So 
will man wissen, daß die Reichsbahnverwaltung vorhabe, die Beamten 
aus Gruppe I bis VI ins Arbeiterverhältnis, die Beamten aus Gruppe 
VH bis IX allmählich ins Angestelltenverhältnis zu überführen. 

Ist das Staatsministerium bereit festzustellen, ob diese Gerüchte — 
sei es ganz oder zum Teil — auf Wahrheit beruhen, oder ob sonstige 
Maßnahmen geplant sind, die grundsätzliche Aenderungen innerhalb der 
Eisenbahnbeamtenschaft im Gefolge haben würden, und ist es bereit, das 
Ergebnis seiner Feststellungen bekanntzugeben?“ 


Wir haben allen Anlaß anzunehmen, daß die Antwort des 
Staatsministeriums auf die ‚kleine Anfrage“ den genannten 





BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


“ 


bleiben, gehen der erworbenen Ansprüche verlustig und wer-) 
den zur Zahlung von Anerkennungsgebühren nicht mehr zu-” 
gelassen. 


Senatsentscheidung über die Aufbringung der Pilegekosten 
für geisteskranke Knappschaftsinvaliden. . Ein Landesfürsorge-" 
verband, der einen geisteskranken ehemaligen Bergarbeiter in 
einer Heilanstalt mit vollständigem Unterhalt "untergebracht 
hat, beansprucht die Invalidenpension sowie die Invalidenrente 
des Mannes bis zur Höhe der entstehenden Pflegekosten für” 
die Dauer der Anstaltsbehandlung. Der Ersatzanspruch des 
Verbandes wurde von dem Reiehsknappschaftsverein anerkannt. 
Der Vormund des Geisteskranken erklärte sich jedoch damit 
nicht einverstanden und beantragte, wenigstens die Hälfte der | 
Rente des Mannes an die Ehefrau zur Auszahlung zu bringen. | 
Der Knappschaftssenat fällte in dieser Angelegenheit am 9. Juli 
1925 unter Nr. IHa Kn 221/255 nachstehendes Urteil: 


„Der Revision mußte der Erfolg versagt werden, weil das ange- | 
fochtene Urteil weder auf der Nichtanwendung oder unrichtigen Anwen- 
dung des bestehenden Rechtes, noch auf einem Verstoße wider den klaren 
Inhalt der Akten beruht, das Verfahren auch nicht an wesentlichen || 
Mängeln leidet, mithin keiner der gesetzlich zugelassenen Revisionsgründe 
vorliegt ($ 1697 der Reichsversicherungsordnung;). 


Es handelt sich um einem Ersatzstreit im Sinne des $ 76, Absatz 2,5 
des  Reichsknappschaftsgesetzes in Verbindung mit 1540 der Reichs- 
versicherungsordnung (zu vergleichen Entscheidung Nr. 1880 des R.V.A. 
Amtliche Nachrichten des R.V.A. 1914. Seite 634). Der von dem Kläger 
geltend gemachte Ersatzanspruch ist nach & 76, Abs. 2,4 des Reicis- 
knappschaftsgesetzes in Verbindung mit 88 1531, 1536 der Reichsver- 
sicherungsordnung gerechtfertigt. Durch das Inkrafttreten der Verordnung 
über die Fürsorgepflicht vom 13, Februar 1924 (Reichsgesetzblatt I, 
Seite 100), die in $ 1, Absatz 1, Nr. b und Absatz 2 zwischen der Für- 
sorge für Sozialrentner und der Armenfürsorge unterscheidet, hat sich 
gegenüber dem bisherigen Zustand, auch wenn $ 1531 in der Fassun 
der Bekanntmachung vom 15. Dezember 1924 (Reichsgesetzblatt I, S. 779 
von ‚Trägern der Armenfürsorge‘ spricht, nichts geändert. Würde man 
unehmen, daß eine Unterstützung im Sinne des $ 1531 eine Sozialrentner- | 
fürsorge nach $ 1 der Fürsorgeverordnung ist, und zugleich, daß, weil’ 
8 1531 lediglich von Armenfürsorge spricht, die Fürsorgeverbände im ‚Fall 
der Sozialrentnerfürsorge keine Ersatzansprüche haben, so wäre &. 1531 
insofern praktisch bedeutungslos, als von Fürsorgeverbänden Sozialrentnern | 
Unterstützung gewährt wird. - Es ist danach anzunehmen, daß & 15317 
mit den Worten ‚Träger der Armenfürsorge’ die (sachlich identischen) 
Landes- und Bezirksfürsorgeverbände im Sinn von $ 1 a. a. O. gemeint‘) 
hat. Es braucht deshalb nicht auf $ 21, Absatz 2 der Fürsorgeverordnung 
zurückgegriffen werden, dem gegenüber 88 1531, 1536 der Reichsversiche- 
rungsordnung das spezielle Gesetz auch jetzt noch darstellen sollen, 
der übrigens, da nach ihm die Ersatzansprüche von dem Fürsorgeverband 
wie von dem Hilfsbedürftigen selbst geltend gemacht werden können, 
für eine Klage auf Zustimmung des Hilfsbedürftigen, wie sie hier vor- | 
liegt, keinen Raum böte.“ 
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Anerkennungsgebührenzahler der Ruhrknappschaft, deren 
Anwartschaften auf die knappschaftlichen Pensionsleistungen 
wegen nicht rechtzeitiger Einsendung der Anerkennungsgebüh-'| 
ren erloschen sind, werden hierdurch aufgefordert, sich sofort’ 
bei der Knappschaftsverwaltung in Bochum zu melden, 
sofern sie mit der Zahlung der Anerkennungsgebühren nicht 
länger als bis zum 31. Dezember 1920 im Rückstande sind. 


Unser Kollege Bauer hat als Vorstandsmitglied der Ruhr 
knappschaft den Antrag gestellt, Anerkennungsgebühren, die‘ 
nicht länger als bis zum oben erwähnten Tage rückständig, 
jedoch bis zum 30. Juni 1925 angeboten waren, anzuerkennen 
und die bereits erloschenen Anwartschaften wieder aufleben 
zu lassen. Vor der Entscheidung im Reichsknappschafts-Vor- 
stand soll zunächst festgestellt werden, wieviel Personen hier-'' 
für in Frage kommen. u 





u 



















a 
Landtagsabgeordneten nicht befriedigen wird, zumal es dem 
Reichsverkehrsminister als Aufsichtsorgan unmöglich ist, in die?) 
internen Vorgänge der Reichsbahn einzudringen. Um wieviel | 
schwieriger dürfte es dem Preußischen Staatsministerium fallen, ! 
einwandfreie Feststellungen über die beabsichtigte Personal=! 
politik der Reichsbahngesellschaft zu erhalten! Zweitellos ist’ 
es richtig, daß die Tendenz der Reichsbahngesellschaft nach?! 
der Richtung einer Verkleinerung des Personalkörpers geht,’ 
wobei die Ueberführung von Beamten ins Arbeiterverhältnis, 
insbesondere derjenigen der unteren Gruppen, mit Rücksich®| 
auf das bestehende Kündigungsverhältnis eine nicht unwesent-/| 
liche Rolle spielt. Von einer Umwandlung von Beamtenstellen 
in Angestelltenstellen ist uns nichts bekannt, Dagegen wissen’ 
wir, daß die Reichsbahn bestrebt ist, die noch vorhandenen? 
Angestelltenstellen nach Möglichkeit zu streichen, so daß die? 
bisherigen Stelleninhaber vielfach nach dem Arbeiterlohm 
abkommen behandelt werden, obgleich ihre Tätigkeit nach wi 
vor eine reine Angestelltentätigkeit ist. 
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5 Betriebsräte bei den Behörden 


b Hauptbetriebsrat der preußischen Wasserbauverwaltung. 
Mit Rücksicht darauf, daß nachstehende Erlasse den örtlichen 

Betriebsvertretungen nicht restlos zugegangen sind, und im 

Hinblick darauf, daß einige "nachgeordnete Dienststellen die 
|" Beachtung dieser Erlasse vermissen lassen, bringt der Haupt- 
7 betriebsrat der preußischen Wasserbauverwaltung diese den 
örtlichen Betriebsvertretungen mit Rundschreiben vom 26. Aug. 
1925 in Erinnerung: 


17° „1. Der Hauptbetriebsrat der Preußischen Wasserbauverwältung hat 
hier zur Sprache gebracht, daß ihm vielfach Abzüge von Erlassen, die 
für ihn von Bedeutung seien, nicht zugestellt würden, und er auch bei 
| der Abfassung von Verfügungen der Verwaltungsstellen, soweit sie seinen 
| Geschäftskreis - berühren, - nicht beteiligt würde. Ich sehe mich deshalb 
‚veranlaßt, die einschlägigen und umseitig im Auszuge abgedruckten Be- 
stunmungen der Ausführungsvörschriften zur Betriebsräteverordnung in 
7 Erinnerung zu bringen, Dabei möchte ich darauf hinweisen, daß die 
- Betriebvertretungen (Hauptbetriebsrat) nicht nur die sozialen und wirt. 
ı = schaftlichen Interessen. der. Arbeitnehmer: (Arbeiter und Angestellte) wahr- 
| zunehmen haben, sondern auch bei der Erfüllung der der. Wasserbau- 
verwaltung obliegenden Aufgaben im Gemeininteresse mitzuwirken be- 
| rufen sind. Dies betrifft in erster Linie die Forderung des Einvernehmens 
zwischen Arbeitnehmerschaft und - Verwaltung und die Fernhaltung und 
‚Ausräumung von Mißständen und Streitigkeiten. 


2. Abdrücke hiervon sämtlichen Herren Referenten und Bürobeamten 
der Abwicklung. Wasserbau und der Abt. Va des Ministeriums für Handel 
und Gewerbe; 

3, Dem Hauptbetriebsrat ‘acht Abdrucke, 

Berlin, den. 14; Juni 1923, 


Zugleich im Namen des Ministers für Handel und Gewerbe. 
Der Minister für - Landwirtschaft, Domänen und Forsten. 
>=: I. A.: gez. v, Aschoff. 
Abw. P, 8. 1930. M\ f. L.D. u. F. 
Va 6808 M. f. H. u. G. 


E Zuweisung von Unterrichtsmaterial, Betriebsräte, bei 
denen ein Betriebsausschuß zu wählen ist, erhalten je ein Stück der die 
| Arbeitnehmerverhältnisse regeinden Dienstanweisungen und Vorschriften, 
sowie Abdrücke . aller Erlasse, die Arbeiter- und Angestelltenangelegen- 
‚heiten. betreffen, und Erlasse, die für die Betriebsräte von Bedeutung 
| sind. Die Dienststellen sind verpflichtet, die Betriebsvertretungen auf 
| die die Arbeitnehmerschaft berührenden Verfügungen aufmerksam zu 
"machen und ihr auch von allen Verfügungen allgemeinen Inhalts, soweit 
sie den Aufgabenkreis der Betriebsvertretungen angehen, durch. Ueber- 
weisung eines Abdruckes Kenntnis zu geben. 


MitzeichnungvonVerfügungender Verwaltungs- 
|"stellen. Eine Mitzeichnung von Verfügungen der Verwaltimgssteilen 
‚durch den Betriebsrat kann nach dem Gesetz nicht beansprucht werden 

und ist unzulässig. Dagegen istesim Interesse einer rei- 
bungslosen und wirksamen Zusammenarbeit zweck- 
mäßig, und in besonders wichtigen Fällen geboten, 
"daß vor Erlaß von Anordnungen, die zum A ufgaben- 

kreis der Betriebsräte gehören, eine Fühlungnahme 
izwischen Verwaltungsstelle und Betriebsrat statt- 
Findet. Es ist notwendig, daß die Verwaltungsstellen solehe Entwürfe 
"von Erlassen und. Verfügungen, die allgemeine Verhältnisse der Arbeit- 
|"mehmerschaft oder einzelner Gruppen derselben regein und zum Aufgaben- 
| "kreis der Betriebsräte gehören, vor ihrer endgültigen Fassung 
dem Betriebsrat, sofern ein solcher hierfür bei ihnen besteht, zu- 
|keiten. In der Bekanntgabe des Erlasses oder der Verfügung ist zum 
‚Ausdruck zu birngen, daß sie nach Benehmen mit dem Betriebsrat Er- 
geht, Läßt es sich von vornherein übersehen, daß der Gegenstand eine 
| same mündliche Erörterung nötig macht, oder ist in anderen 
IFFällen der Betriebsrat mit dem‘ Entwurf nicht einverstanden oder bean- 
'Mragt er einzelne Abänderungen, die nicht ohne weiteres zugestanden 
„werden können, so muß über den Entwurf verhandelt werden. In der 
‚späteren Bekanntgabe des Erlasses oder der Verfügung ist besonders 
zum Ausdruck zu bringen, daß sie nach Verhandlung mit dem Betriebsrat 
jergeht. Eine Zuleitung der Ein- und Ausgähge an den Betriebsrat findet 
|mur soweit statt, als sie nach der vorstehenden Regelung geboten ist. 
"Es ist indessen nicht angängig, daß allgemein schon die eingehenden 
1 'Schriftstücke vor der Vorlage bei den Referenten dem Betriebsrat zuge- 
|feitet und durch diesen die Schriftstücke kenntlich gemacht werden, von 
deren Bearbeitung er Kenntnis zu erlangen wünscht.“ 


| Verwaltungsreform 


Organisation der Marinebauverwaltung. Ein Erlaß des Ma- 


‚Tinechefs vom 4. September 1925 besagt folgendes: 
= „Grundsätzlich wird in der Marine unterschieden, zwischen 


| a) Ingenieurbauwesen (Hafenbauwesen, Werkstatt- und Betriebsbau- 
v2 wesen, Gleisanlagen usw.); 


r 


=) Unterkunftsbauwesen (alle Bauten, soweit nicht Ingenieur- und 


= Festungsbauten in Frage kommen), 


6) Festungsbauwesen (die fortifikatorischen Bauten im bisherigen Um- 
8 fange). 
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Zu a. Die’ bisherige Regelung für das Ingenieurbauwesen, für Werft 
und Arsenal, das als besonderes Gebiet gilt, bleibt grundsätzlich bestehen. 
Nur insofern: tritt eine Aenderung ein, als die. Intendanturen der Werft 
bzw. des Arsenals je einen höheren technischen Beamten des Hochbau- 
faches als Beirat für das Hochbauwesen namhaft machen, während ande- 
rerseits Arsenal und Werft den Intendanturen Kiel und Wilhelmshaven 
einen höheren Beamten des Ingenieurbauwesens als Beirat für das In- 
genieurbauwesen dieser Dienststellen benennen, Für das Ingenieurbau- 
wesen im Bereiche der Depotinspektion ‘ist der Strombaudirektor der 
Werft der Referent der Depotinspektion. 

- Zu b. Für das Bauwesen der Depotinspektion besteht künftig fol- 
gende Organisation: Der Depotinspektion stehen zwei, Referenten zur Ver- 
fügung, einer für das Ingenieurbau- und einer für das Hochbauwesen. Für 
das Ingenieurbauwesen ist dies der Strombaudirektor der Werft Wil- 
helmshaven, für das Hochbauwesen wird er von der Intendantur Wil- 
helmshaven der Depotinspektion Wilhelmshaven benannt. Der Depotin- 
spektor verteilt die Aufgaben an die Referenten nach den Fachgebieten 
wie sie oben gegliedert sind.“ 

Es folgen weiter detaillierte Bestimmungen über die in 
Betracht kommenden Marinebauämter usw, Der Erlaß trägt 
die Nummer C c, 12831/24 und ist abgedruckt im Marinever- 
ordnungsblatt, Heft 23, vom 15. September 1925. 


Besoldungsfragen 


Beamtenfragen im Preußischen Landtag. Gelegentlich der 
Beratung des Etats des Preußischen Finanzministers wurden 
im Hauptausschuß des Preußischen Landtages auf Grund von 
Anträgen der politischen Parteien die verschiedensten. Be- 
amteniragen erörtert. Die Anträge der einzelnen Parteien grün- 
deten sich im wesentlichen auf Anregungen der gewerkschaft- 
lichen Organisationen. Ueberwiegend forderten die Anträge 
Aenderung der Einstufung und Verbesserung der Aufrückungs- 
und Beförderungsmöglichkeiten. 


Es wurde gefordert, die Amtsgehilfen der allgemeinen 
Staatsverwaltung in die Gruppe AlIT als Eingangsgruppe ein- 
zustufen und ihnen durch entsprechende Verteilung der Dienst- 
geschäfte und Ueberführung in andere Laufbahnen mehr Auf- 
stiegs- und Beförderungsmöglichkeiten zu verschaffen. Das 
gleiche wird verlangt für die Kanzleibeamten. Die Aufstiegs- 
möglichkeit der qualifizierten Verwaltungsbeamten (Obersekre- 
täre, Inspektoren, Rechnungsrevisoren usw.) nach der Be- 
soldungsgruppe A10 sollen verbessert werden. Für Rent- 
meister, Katasterdirektoren und Regierungslandmesser wird die 
Besoldungsgruppe A10 als Eingangsgruppe gefordert. Ferner 
wird das Staatsministerium ersucht, die nach den früheren 
Grundsätzen und Laufbahnvorschriften angenommenen und ge 
prüften, aber erst nach dem 31. März 1920 planmäßig angestell- 
ten Sekretäre noch zur Sonderprüfung für die Besoldungs- 
gruppe AVII zuzulassen. 


Mehrere Anträge befassen sich mit den Personalverhält- 
nissen der Katasterverwaltung, Diese Anträge verlangen, daß 
angesichts der Umgestaltung des Dienstbetriebes und mit 
Rücksieht auf die zur Zeit bestehenden erheblichen dienstlichen 
Schwierigkeiten die Zahl der planmäßigen Beamtenstellen 
schleunigst den dienstlichen Bedürfnissen angepaßt wird, und 
daß ferner für die Katastersekretäre baldmöglichst in größe- 
rem Umfange Obersekretärstellen geschaffen werden. Durch 
Uebergangsbestimmungen soll ferner angeordnet werden, daß 
zur Obersekretärlaufbahn in der Katasterverwaltung alle aus 
der bisherigen Laufbahn der Katastersekretäre hervorgegange- 
nen -Diätare, -Anwärter und -Techniker grundsätzlich zugelas- 
sen werden. 

Diese die Besoldungsverhältnisse der Beamten betreffenden 
Anträge fanden im Hauptausschuß aber nicht ihre Erledigung. 
Sie sollen vielmehr von sämtlichen Parteien zurückgezogen 
worden sein mit der Absicht, sie im Plenum erneut einzu- 
bringen und dem Ausschuß für Beamtenfragen überweisen zu 
lassen. Nach einer interfraktionellen Verabredung sämtlicher 
Parteien sollen irgendwelche Veränderungen am Personaletat 
für das Etatsjahr 1925 nicht mehr vorgenommen werden. Alle 
ein anderes Ziel verfolgenden Anträge würden ein dankbares 
Beschäftigungsfeld des sogenannten Köpfungsausschusses im 
Preußischen Landtage bilden, der mit besonderer Vorliebe dort 
köpfen würde, wo es gilt, den Beamten etwas zuzulegen. 
Wenn wir auch die sicher in Preußen vorliegenden finanziel- 
len und politischen Schwierigkeiten nicht verkennen, so wird 
sich aber dennoch die Beamtenschaft diese Art der Behand- 
lung ihrer wichtigsten Fragen nicht gefallen lassen können. 
Zum mindesten muß erwartet werden, daß bei Verabschiedung 
der einzelnen Etatspositionen die Staatsregierung für das kom- 
mende Etatsjahr mit bindenden Weisungen versehen wird. 
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Aus dem Bunde 
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Vorstandsbekanntmachungen 


Kündigung eines Vertrages. Der Bundesvorstand hat in seiner 
Sitzung am 12. und 13. September d. J. beschlossen, den bestehenden 
Vertrag mit der Kranken- und Sterbekasse für das 
Deutsche Reich, Ersatzkasse für sämtliche Berufszweige, Berlin- 
Lichterielde, zum 31. Dezember 1925 zu kündigen. Von diesem Tage ab 
ist danach das Vertragsverhältnis zwischen beiden Kontrahenten erloschen. 
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Aus den Gauen 


Vierter ordentlicher Gautag des Gaues Saarland. 


Auf Grund des & 40 der Bundessatzung und der dazu erlassenen 
Ausführungsbestimmungen berufen wir hiermit den vierten ordentlichen 
Gautag auf Sonntag, den 8. November 1925, vormittags 9 Uhr, 
nach Saarbrücken, „Johannishof“ (Weißer Saal), Mainzer Str. 30, ein. 


Tagesordnung: 


1. Eröffnung des Gautages und Beschlußfassung über 
a) Wahl des Büros, 
b) Festsetzung der Tagesordnung, 
<) Wahl einer Mandatsprüfungskommission. 
. Geschäftsberichte: 
a) des Gauleiters, Koll. Hoffmeister (Saarbrücken), 
b) des Gauvorstandes, Koll. Eifler (Wiebelskirchen). 
. Referat über: „Feinde des sozialen und wirtschaftlichen Aufstiegs der 
Technikerschaft.* Referent: Koll. Kurt Schindler (Berlin). 
. Anträge. 
, Referat: „Werbemöglichkeit und Werbetätigkeit. 
W. Rauchholz (Spiesen). 
. Wahlen 
a) von 5 Gauvorstandsmitgliedern und deren Stellvertretern, 
b) Bestätigung des Gauleiters. 
7. Verschiedenes. 


Saarbrücken, den 20. September 1923. 


Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
Gau Saarland. 


Der Gautvorstand: 
R. Eitler. H. Hoffmeister, 


Gautag von Rheinland-Westfalen. 


Der 6. ordentliche Gautag fand in Dortmund statt. Die O.-V. 
Dortmund veranstaltete am Vorabend eine Begrüßungsfeier, die sehr 
gut besucht war und einen würdigen Verlauf nahm. Konzert, Gesangs- 
vorträge des Männergesangvereins „Concordia“ und Einzelvorträge 
wechselten ab mit erasten Ansprachen. Altes in allem eine prächtige 
Feier, mit deren Veranstaltung sich die O.-V. Dortmund die lebhafteste 
Anerkennung der Kollegenschaft erworben hat. 

Der Gautag selbst fand Sonntag, den 20. September im histori- 
schen Festsaal des alten Rathauses zu Dortmund statt. 
Die Beratungen wurden mit einer Begrüßungsansprache des Vorsitzenden, 
Kolkgen Todenhöfer eröffnet. Etwa 100 Delegierte und Vor- 
standsmitglieder waren erschienen, außerdem eine große Anzahl Gäste, 
Vertreter von Behörden und befreundeten Verbänden. U. a. hatten der 
Oberpräsident von Westfalen und der Magistrat von Dortmund Vertreier 
entsandt. Ferner waren anwesend Oberbürgermeister Freudenberg 
von Hörde, der Landrat des Kreises Hörde, der Reichs- und Staats- 
kommissar Mehlich, Oberbergamtsdirektor Dr. Weise. 

Nach Erledigung der Eröffnungsformalitäten nahm der Gautag_ die 
Beprüßungsansprachen der Gäste entgegen. Darauf erstattete der Gatı- 
leiter, Kollege Gramm, Bericht über die Tätigkeit des Gaues und 
die allgemeine politische und wirtschaftliche Lage. Der mit lebhaften 
Beifall aufgenommene Vortrag fand seinen Niederschlag in der Annahme 
von Entschließungen zur Wirtschaftslage, zur Tarifpolitik der 
Unternehmer, zur Frage des Berufsbeamtentums und zur Frage der 
Unterstützung der infolge Betriebseinschränkungen und -stillegungen im 
Bergbau und in der Industrie stellenlos gewordenen Angestellten. 

Kollege Schnautz vom Gauvorstand gab auf Grund der von den 
Ortsverwaltungen eingesandten schriftlichen Berichte einen Ueberblick 
über die Tätigkeit der Ortsverwaltungen, wobei er scharfe aber gerechte 
Kritik an den Ortsverwaltungen übte und vor allem mehr Mitarbeit 
seitens der einzelnen Mitglieder forderte. Nach Beratung der zu diesem 
Punkt vorliegenden Anträge wurden de Wahlen vorgenommen. 

In den Gauvorstand wurden gewählt die Kollegen: Todenhöfer 
(Gladbeck), Schnautz (Hörde), Abel (Hambom), Hennings (Siegen), 
Funke (Essen), Fischer (Düsseldorf) und Ring (Duisburg). Kollege 
Gramm wurde einstimmig als Gauleiter wieder bestätigt. 


[yo] 


Referent: Kollege 
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Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
Beilagen nach Vereinbarung. 







spaltene Millimeterzeile. 





BER SEEN RETTEN Für das hiesige städtische Hochbauamt wird ein tüch- 

tiger Hochbautechniker mit abgeschlossener Bau- 

onstrukte gewerkschulbildung, nicht über 30 Jahre alt, gesucht. Der 

U Bewerber Are ee ei a gi Bauführer u. 

A ‚ |sicher im Veranschlagen u. nen sein u. gute Bau- 

ee ledig, Bun in | erfahrung besitzen. Die Einstellung erfolgt auf Zeit durch 

Erz Seht ‘St Mm 4 et Privatdienstvertrag, Vergütung nach Gruppe VII. Bewer- 

DT. z 330 kr M Een bungen mit selbstgeschriebenem Lebenslauf, Zeugnisab- 

Berlin W 35 an. MErKel, | schriften und selbstgefertigten Skizzen in Briefferm sind 

Nr 5 umgehend zu richten an das 

SE Hochbauamt der Stadt Halle a. d. Saale. 














Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 
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Darauf sprach Kollege Schindler (Berim) über das Thema; 

‚Feinde des sozialen und wirtschaftlichen Aufstiegs” 

der-Technikerschaft.“ Er unterscheidet zwischen den matür- 

lichen Gegnern der Technikerschaft, dem Unternehmertum, und jener 

Gegnerschaft, die den Arbeitnehmern aus den eigenen Reihen erwächst. 

Mit treffenden Beispielen wies er nach, daß jede andere Art der Organi- 

sation, die nicht freigewerkschaftlich ist, folgerichtig dem wirtschaftlichen 

und sozialen Aufstier der Technikerschaft hinderich sein muß. Nach 
einer kurzen Aussprache über das Referat wurde auch hierzu eine Ent- 
schließung einstimmig angenommen, in der die Techniker dringend 
vor dem Eintritt in die sogenannten „nationalen“ Verbände, Werksver- 
einigungen und technischen Grubenbeamtenvereine im Ruhrbergbau ge- 
warnt und zum Eintritt in den Bund der technischen Angestellten und 

Beamten aufgefordert werden. 

Die Tagung nahm einen glänzenden Verlauf, was sicherlich auch auf 
die wirkungsvolle Umgebung zurückzuführen. ist. Der O.-V. Dort- 
mund sei auch an dieser Stelle für die würdige Vorbereitung des Oau- 
tags die Anerkennung ausgesprochen. 


Bücherschau RL 4 


Zeitschrift des Vereins deutscher Ingenieure, Sonderheft zur Haupt- 
versammlung in Augsburg und München. Ein stattlicher Band! Neben 
63 Seiten technisch-wissenschaftlichen Inhalts 684 Seiten im Anzeigenteil, 
also eine erdrückende Fülle anregenden Stoffes. Der Textteil ist dem 
Tagungsort und: wichtigen Tagesfragen angepaßt. Matschoß ke- 
richtet in anregender Weise, von prächtigen Bildern. unterstützt, vom 
Werden des Deutschen Museums. Ueber amerikanische Verhältnisse 
unterrichtet uns Nägel — Technisch-wissenschaftliche Forschung in den 
Vereinigten Staaten — und Dieselmaschinen in Amerika, sowie Münzin- 
ger über das Dampfkesselwesen in Amerika. Dem Dieselmotor sind 
mehrere Aufsätze von Mayer, Geiger und Schumacher ge- 
widınet. Andere Aufsätze behandeln den Maschinenbau in der Landwirt- 
schaft (Pöppelmann, Gminder) und schließlich fehlt auch nicht das tech. 
nische Erziehungswesen, dessen technologisches Teilgebiet von Prinz 
und Grunewald in wirksamen Ausführungen vorgetragen wird. Der 
Anzeigenteil ist ein Studium für sich. Hier spielen alle Künste des 
modernen Reklame. Alle namhaften Firmen sind vertreten. Bilder und 
Schrift vereinigen sich zu wirkungsreichem Eindruck. Ein farbenveiches 
Lesebuch der deutschen Industrie. Jeder Techniker wird das Heft mit 
Freude und Nutzen lesen. Fr. 










































Verschiedenes. 


Der Weg aus der Wohnungsnot. Von Viktor Noack. Finan- 
zierungsversuche und -möglichkeiten. 1925. Berlin. Verlag des Ver- 
bandes der Gemeinde- und Staatsarbeiter (SO 33, Schlesische Str. 42). 

Die Wohnungsnot in ihrem heutigen Umfange wird wohl von jedem, | 
der ihr nachgegangen ist, als Kultürschande empfunden werden, um so” 
mehr, da sich weder Reich noch Länder noch die kapitalkräftigen Schich- 
ten der Bevölkerung tatkräftig für ihre Beseitigung einsetzen. Die ein- 
zige Möglichkeit, hier Wandel zu schaffen, ist immer und immer wieder 
an das öffentliche Gewissen zu appellieren und die in jenen licht- und 
luftarmen Behausungen Lebenden selbst zur Erkenntnis ihrer trostlosen 
Lage zu bringen, und sie aus ihrer Lethargie wachzurütteln. Wie dringend 
notwendig im Interesse der Bevölkerung und des Staates dieses ist, be- 
weist das statistische Material über Tuberkulose, Geschlechtskrankheiten, 
Geisteskrankheiten, Rachitis, mit Gefängnis bestrafte Kinder, Blinde usw. 

Einer der mutigsten und unerschrockensten Kämpfer gegen das 
Wohnungselend, Viktor Noack, hat jetzt wieder zwei Broschüren 
über die Massenverelendung durch die Wohnungsnot herausgebracht, 
von denen die eine, „Der Weg aus der Wohnungsnot‘“, nicht nur eine] 
Fülle erschütternder Dokumente des Wohnungselends bringt, sondern‘ 
auch in dankenswerter Weise einen durch die Praxis erprobten und daher 
gangbaren Weg aus diesem Elend zeigt und durch ihn der bisher so be-| 
liebten Fortwurstelei und berüchtigten „privaten Initiative“ ein Ziel setzt.’ 
Denn was Noack in der Zeit der Inflation und kurz nach ihr als Ge- 
meindevorsteher der kleinen Thüringer Gemeinde Gehren erreicht hat, 
beweist, daß die Wohnungskalamität zu mildern ist, und daß es mit 
ernstem Wollen auch durchaus möglich ist, Menschen in menschenwürdige’ 
Wohnungen zu bringen. Die dem Buche beigegebenen Reichsheim-' 
stättenverträge sind eine wertvolle Anregung für Geldgeber und Siedler. 

-SEn, 





Geschäftliches 


Die Offenbacher Maschinenbau- und Betriebsfachschule veranstaltet 
voraussichtlich anfangs Januar wiederum Aufnahmeprüfungen für das 
kommende, Ostern beginnende neue Schuljahr. Zulassungsgesuche sind 
schon jetzt einzureichen. 

Der Auflage der heutigen Nummer liegt ein Prospekt der Firma 
Juliss Sonnenberg, Buchhandlung, Mainz-Kastel, betreffend Meyers Lexi- 
kon, 7. neubearbeitete Auflage, bei, auf den wir unsere Leser mit besan- 
derer Empfehlung hinweisen, da das Angebot in allen seinen Teilen 
günstig zu nennen ist. 


— 







Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin. | 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen, | 
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Shut u. Vorwrtung 


von Neuerungen aller 
Art zu günstig. Bedingung. 
durch Carl KHaiduk, Ing, 

Berlin W 57, Culmstr. 16. 
| Langj. Erfahr: (Bundesmitgk)% 
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Normschrift- 

Vorlage- u. -Linienblatt, 
unentbehrlich für jeden 
Techniker. Gegen Ein- 
sendung von nur 30 Pfg. 
in Marken oder auf Post- 
scheckkonto Köln 17030. 
A W. Hebel, Wehbach-Siag, Rheinid. 1} 


Mitglieder 


werbt für 
dien Bund! | 





EDER 














Nr. 40 DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 527 


Prenhische Staafslofferte| 


A Ziehung der 1.Klasse am 16. 1. 17, Okt, 


Höchstgewiuns 


(Zwei Millionen‘ 


Hanptgewinne Mark: 








An die Frauenweit! 


Fort mit allen wertlosen Angeboten auf hygien. 
Gebiete. Lassen Sie sich nicht irreführen durch viel- 
versprechende, hochklingende Anpreisungen. Nur 
meine behördlicherseits geprüften und genehmigten, 
kräftig wirkenden Spezialmittel helfen sicher. Auch 
in bedenklichen Fällen. Ueberrasch. Wirkung schon in 
wenig. Stund. Keine Berufsstör. Vollkomm. unschädl. 
Viele Dankschreiben. Diskret. Versand per Nachn. 

Frau Martha Mentz, Elberfeld, 

Schließfach 38. 
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Kauft Eure Bücher nur beim 


Industriebeamten-Verlag 
Berlin NW 40 Werftstr. 7 
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= Doppellose zu 48,— Mark $ 
2 Ganze __Halbe Viertel _Achtel-Loso Bf 
24,— 1,— 6,— 3 MB 

Porto und Liste & Pi, extra. br 


Schwarz, &. Berlin! 
4 Neue Königstraße 86 


Postscheckkonto: Berlin 31150 
= Telegr.-Adr.: Glücksgott Berlin. 


Rediefurcht und Menschenscheu 


sind Hemmnisse, die schon so manchen tüchtigen Menschen im 
beruflicen und gesellschaftlichen Leben an der Erreichung 
seines Zieles dauernd behindert haben. Wer aus Mangel an 
Redegewandtheit überall schweigen muß, fühlt sich unbedeutend 
und überflüssig. Wie aber SEE es dagegen, wie macht es 
groß und erfüllt jeden mit dem reinen Gefühl seines 
persönlichen Wertes, der seiner Meinung durch eine 
schöne, schwurgvolle Rede Ausdruck geben, in Unter- 
haltungen und Diskussionen jeden Augenblick das Wort er- 
greifen, schlagfertig reden und die Menschen für seine Ideen ge- 
winnen kann, Hierzu verhilft der von dem Direktor der Redner- 
Akademie F, A. Brecht herausgegebene tausendfach bewährte 
Fernkursus für praktische Lebenskunst, logisches Denken, 


freie Vortrags- undRedekunst. 
# Anerkennung aus all. Kreisen. Ausführl. Broschüre versendet vollständig kostenlos 3 
Redner-Akademie R, Halbeck, Berlin 3, Potsdamer Str. 105a. 
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ä a in der höchsten Vollendung u, Fälle 
Ein Meisi rwerk sehen bölichen Ausstattung, 

















in der 
ganz neuen Methode, ist die neue monumentale Kunstgeschichte „Handbuch 
der Kunstwissenschaft“, besründet von Univ.-Prof. Dr. Fritz Burger (München), 
herausgegeben von Univ.-Professor Dr. Brinkmann (Köln) und in geistvoller 
voikstümlicher Form bearbeitet von einer N ee 

{ \ in herrl. Doppeiton- un ierfarbendruck. 
10090 Bilder Gegen an ache Teilzahlungen von 8 Gmk. 
Man verlange Ansichtssendung. Urteile der Presse: „Ein in jeder Beziehung 
oßartiges Werk“ (Zwiebelfisch). „Ein Werk, auf das wir Deutsche stolz sein 
önnen.“ (Chr. Bücherschatz). „Die neue Kunstgeschichte, die bisher so gut 
wie unbekannt war.“ (Berl. Tageblatt.) 


Artibus et literis, Gesellschaft für Kunst- und Literatur- 
wissenschaft m. b. H., Abt. K. 16, Potsdam. 
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kriptionsangebot auf 


1:9:2:6 


16. Jahrgang, veliständig neu bearbeitet von Öbering. &. E.Berck. 
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Band I.  Berechnungstabellen und Faustformeln für die Praxis 
Band II. Maschinenbau, Maschinenteile, Kraft- und Arbeitsmaschinen 


Beide Bände zusammen M. 4.— 


Band Ill. Handbuch für den praktischen Fabrikbetrieb Apart bezogen M. 3.59 


Band IV. Das Eisenhüttenwesen. Von Ing. W. Schömburg. Apart bezogen M. 1,50 









Wir liefern alle vier Bände des Deutschen Ingenieur-Kalenders 1926, insgesamt etwa 1800 Seiten (Stait 
Text und 1300 Abbildungen, bei Bestellung bis zum 13. Oktober 1925, zum Subskriptionspreise von BrRir MM. 7.30 9 M.) z 












Band I und Il zusammen zum Preise von - : 2 22... . Ma 3.30 (statt M. 4.—) 
Band Ill und IV zusammen zum Preise vn . > 2 2.2 2200. M. 2.— (statt M. 3.—) 
Band Ill apart . . . . . 2. En 3 A en ET Be (statt: M..3,50) 
Band IW aparı ehe. een eo  E stalt M. 1.50) 
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Inhalt: 1. Hinter Pflug und 
Schraubstock. Skizzen ausd. Taschen- 
bucheinesIngenieurs.2.DerSchneider 
von Ulm. Geschichte eines zweihundert 
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"wiesen wurde. 
|HAngestelltengewerkschaften gelang es auf dem Wege der freien 
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| Die Krise in der Berliner Metallindustrie 


Die Gehaltssätze für die Angestellten in der Berliner Me- 


tallindustrie sind vom 1. Januar d. J. ab,bis heute unverändert 


geblieben, obwohl für den angegebenen Zeitraum eine nicht 
unwesentliche Steigerung der Lebenshaltungskosten nachge- 
Trotz mehrfacher Versuche der » beteiligten 


Verhandlungen oder durch Inanspruchnahme von Schlichtungs- 


instanzen nicht, eine Angleichung an den veränderten Lebens- 
"standard herbeizuführen. Im April .d. J. wurde vom Schlich- 


| tungsausschuß Groß-Berlin ein Schiedsspruch gefällt, durch 


den das bisher gültige Gehaltsabkommen bis auf weiteres ver- 
lähgert wurde. 

- Der Schlichter für Groß-Berlin fällte im M ai einen Schieds- 
spruch, der eine 5 prozentige Erhöhung der bisher gezahlten 
Gehälter in allen Gruppen vorsah, ein Schiedsspruch, der von 


"den Angestelltenorganisationen angenommen, von den Ar- 


beitgebern aber abgelehnt wurde. Dieser Schieds- 
Be ist auf Antrag der Angesteiltenorganisationen später 

m Reichsarbeitsministerium für verbindlich erklärt wor- 
den. Trotzdem ist derselbe vom Verband Berliner Metall- 


‚industrieller nicht durchgeführt worden, weil in seinem 


Wortlaut angeblich Bestimmungen enthalten sind, die sich 
mit den Vorschriften der Schlichtungsordnung über die Grund- 
sätze für die Verbindlichkeitserklärung eines Schiedsspruches 
nicht vereinbaren lassen. Der Verband Berliner Metallindustriel- 


"ler hat deshalb gegen die beteiligten Angestelltenorganisationen 
eine Feststellungsklage ei 
"scheidung bis heute noch micht 


eleitet, über die eine Ent- 
efallen ist. Diese Vorgänge 


'Ssollen nur der Vollständigkeit halber Erwähnung finden, prak- 
tisch sind sie auf die Gehälter der Angestellten in der Ber- 
'Pfiner Metallindustrie in dem fraglichen Zeitraum ohnejeden 
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| 
| 
| 








Einfluß geblieben. £ 

- Ein neuer, im September unternommener Versuch der 
"Angestelltengewerkschaften, eine einigermaßen erträgliche An- 

assung der Gehälter an die gesteigerten Lebenshaltungskosten 
herbeizuführen, ist bis heute ebenfalls erfolglos geblieben. 
‚Sein bisheriges Ergebnis besteht in einem Schiedsspruch, der 
gleichfalls vom Schlichtungsausschuß Groß-Berlin gefällt wurde, 
und der für de Bürotechnikergruppen (Bü-Gruppen) 
Eee Gehaltszahlen mit Wirkung vom 1. September 
vorsieht: 


Tı Bü 


T2Bü T3Bü T4Bü 
Vorstufe a 80.— 110.— 
” %2— 130.— 
0 volle Jahre 110.— 150.— 
175% 5 115.— 160.— 
DER 57 120.,— 170.— 
3=1,, s 125.— 180.— 240.— 30.— 
=. 4 ” ” 130.— 
”* } 5 n ” 140.— 


Me Um seine Vergleichsmöglichkeit gegenüber den im Ja- 
Auar festgesetzten Gehaltszahlen zu bieten, geben wir diese 
"noch einmal wie folgt wieder: 


in NıBüa T2Bü T3Bü TABü 
2 Vorstufe a 70.— 100.— Mindestgehalt 
Me n 80.—  120.— 
- 0 Jahre 100.— 140.— 190.— 215.— 
Be. Lean 105.— 148.— 
Br: Da a 

DE 115.—  164.— 

E AT 120.—  172— 

Be. sn 125.— 180.— 


der Einkommensverhältnisse in den 
das Mindestgehalt von 190 M. bzw. 


Bei der Beurteilun 
Gruppen 3 und 4 d 
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Berlin, den 9. Oktober 1925 





215 M. nicht zugrunde gelegt werden, weil diese Mindest- 
gehälter nach den Vereinbarungen vom Januar nur an solche 
Angestellte gezahlt werden dürfen, die bei den einzelnen Fir- 
men im Laufe des Jahres 1935 neu eingetreten sind. 
Für das Gros der schon länger tätigen Angestellten war jedoch 
festgelegt, daß diese auf ihre Dezemberbezüge 1924 einen 
Zuschlag von mindestens 2 Prozent erhalten. Aus dieser 
Bestimmung ergaben sich für alle Angestellten, die bereits 
vor dem 1. Januar bei einer V.B.M.l.-Firma tätig waren, in den 
Gruppen T3Bü und T4Bü folgende Gehaltszahlen: 


T 3 Bü T 4 Bü 
Vorstufe a 129. — _— 
3 160.— —— 
0 Jahre 189,— 216.— 
ER 200.— 234.— 
21% 210.— Eee 
sen, 221.— 22— Vu 82185 
ANEnss 231.— 2%.— 
rar 243.— 312.— 


Auf diese Gehälter hatten die so gekensizeichneten.'An-LiN0i 


gestellten einen eindeutigen Rechtsanspruch, wobei noch ein- 
mal betont sei, daß solche Angestellte naturgemäß zahlen- 
mäßig überwiegen. Vergleicht man nun die durch Schieds- 
spruch festgelegten Gehälter für die Gruppen T3Bü bzw. 
T4Bü mit dem bisher gültigen höchsten Rechtsanspruch von 
243 M. bzw. 312 M., so kommt man zu dem überraschenden 
Ergebnis, daß der Rechtsanspruch dieser Angestellten um 
3 M. bzw. 12 M. reduziert worden ist: Daß ein solcher 
Schiedsspruch, der trotz nachweisbarer Steigerung der Lebens- 
Belkuerekosten eine Verminderung des tarifmäßigen 
Rechtsanspruches gegenüber dem bestehenden Zustande vor- 
sieht, von den interessierten Angestellten abgelehnt wird, ist 
eigentlich eine Selbstverständlichkeit. In, einer AfA-Funktionär- 
versammlung am 6. Oktober ist denn auch bei nach Organi- 
sationen getrennter Abstimmung die Ablehnung des 
Schiedsspruches vom D.W.V. einstimmig, vom "Butab 
gegen eine Stimme ausgesprochen worden. Die Z.d. A.-Funk- 
tionäre haben sich mit 64 gegen 20 Stimmen ebenfalls für die 
Ablehnung des Schiedsspruches entschieden. 

Wie sehr unsere Kollegen berechtigt sind, die Entlohnung der 
Techniker als skandalös zw bezeichnen, ergibt sich aus fol- 
genden Feststellungen: In den dem Schiedsspruch vorangehen- 
den freien Verhandlungen ist ermittelt worden, daß der durch- 
schnittliche Stundenakkordverdienst eines Facharbeiters 
in der Berliner Metallindustrie 1,10 M. beträgt, was bei 200 Ar- 
beitsstunden einem Monatseinkommen von "220 M. entspricht. 
(Nach unseren Ermittlungen beträgt der durchschnittliche Stun- 
denakkordverdienst sogar 1,20 M.) Ferner ist in diesen Ver- 
handlungen und auch in den Verhandlungen vor dem Schlich- 
tungsausschuß von den Vertretern des V.B.M.I. zugegeben wor- 
den, daß ein Techniker der Gruppe T2Bü in seinem Wert 
für den Betrieb unter allen Umständen einem erstklassigen 
Spezialfacharbeiter gleichzusetzen ist. Trotzdem ist die Forde- 
rung des Butab, für die Gruppen T2Bü nach 5 Dienstjahren 
ein Gehalt von 227 M. festzulegen, als exorbitant hoch be- 
zeichnet worden. Zieht man weiter in Erwägung, daß der 
höchste Tarifanspruch lautSchiedsspruch für dieGruppe T4Bü, 
also für einen selbständig und verantwortlich 
arbeitenden Konstrukteur auf 300 M. nach drei 
Dienstjahren festgelegt ist, also um nur 80 M. höher liegt als 
das Durchschnittsmonatseinkommen eines in Akkord arbeiten- 
den Facharbeiters, dann wird anerkannt werden müssen, daß 
eine solche Entlohnung mit voller Berechtigung als skanda- 
lös bezeichnet werden muß. 

Mit diesem Vergleich soll keineswegs der Nachweis ge- 
führt’ werden, daß die Bezahlung der Facharbeiter in der Ber- 
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liner Metallindustrie zu hoch wäre. Wär wissen, daß ein Mo- 
natsetrkommen von 220 M. nur eine sehr primitive Lebens- 


« haltung gewährleistet, und wir wissen weiter, daß die Berliner 


Metallarbeiter gerade in der letzten Zeit durch zäh geführte 
Eimzelkämpfe und damit unter ständigem Einsatz ihrer Existenz 
diese an sich bescheidenen Löhne erreicht haben. Dieser Ver- 
gleich soll vielmehr nur illustrieren, wie hoch praktisch die 
Einschätzung, die die Berliner Metall-Gewaltigen ihren „tech- 
nischen Mitarbeitern‘‘ zuteil werden lassen, zu werten ist. 


Die Berliner Butab-Mitglieder und auch die Mitglieder 
des Deutschen Werkmeister-Verbandes kemmen die realen 
Tatsachen und «ihre Zusammenhänge und sind. bereit, aus 
dieser Erkenntnis, gezwungen durch ihre unerträgliche Not- 
lage, auch die einzig möglichen Konsequenzen zu ziehen, d.h. 
unter Anwendımg der letzten gewerkschaftlichen Kampfmittel 
überall, wo die Voraussetzungen dafür gegeben erscheinen, 
eine Besserung ihrer wirtschaftlichen Lage zu erzwin- 
gen. Sie sind sich auch bewußt, daß die zur Ge- 
nüge gekennzeichnete skandalöse Bezahlung der Techniker 
in der Reichshauptstadt auf die Entlohnung der Berufs- 
kollegen im Reiche nicht ohne Einfluß geblieben ist. Sie 
wollen nicht länger Lohndrücker in unserem Berufsstande sein, 
der in der Oeffentlichkeit wiederholt als einer der wirtschaft- 
lich Bedeutendsten anerkannt wurde, sie wollen diesen wahr- 
scheinlich sehr schweren und langwierigen Kampf nicht nur in 
ihrem Interesse, sondern im Interesse der Kollegenschaft des 
ganzen Reiches führen und glauben dabei der Solidarität und 
Anteilnahme der Kollegenschaft im gesamten Reichsgebiet 
sicher zu sein, Max Günther. 


Der Behördenangestellte und Beamten- 


anwärter in der Ängestelltenversicherung 


Die gewährleistete Anwartschaft. 


Keine einzige Bestimmung des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes hat so viel Aerger, Mißverständnisse und Enttäw. 
schungen verursacht wie der $ 11. Er erklärt die in Betrieben 
oder im Dienste des Reiches, der Reichsbahngesellschaft, eines 
I.andes, eines Gemeindeverbandes, einer Gemeinde oder eines 
Trägers der ‚Reichsversicherung Beschäftigten, ferner Geist- 
liche Öffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften und Lehrer 
und Erzieher in Öffentlichen Diensten für versicherungs- 
frei, wenn ihnen Anwartschaft auf Ruhegeld und Hin- 
terbliebenenrente im Mindestbetrage der ihrem Diensteinkom- 
men entsprechenden Höhe gewährleistet ist. Diese „ge- 
währleistete Anwartschaft“ ist ein sehr seltsames und. Nicht- 
juristen überhaupt nicht verständliches Ding, denn der gemeine 
Sprachgebrauch versteht unter Gewährleisten ja eine unver- 
brüchliche und für den Fall des Schadens haftende Sicher- 
stellung von Ansprüchen und wird immer in &iner „gewähr- 
leisteten Anwartschaft‘ eine besonders gesicherte erblicken. In 
Wirklichkeit ist es Berrde umgekehrt. Sowohl 
die Behörden wie die Gerichte verstehen diese „Ge- 
währleistung‘‘ dahin, daß sie nur eine Uebung darstellt, von 
der ohne nachteilige Rechtsfolgen für den Abweichenden jeder- 
zeit im Einzelfalle abgegangen werden kann. Bei dem großen 
Personalabbau haben Tausende von Arbeitnehmern den wirk- 
lichen Wert dieser gewährleisteten Anwartschaft erkannt, und 
die Organisationen sind mit unzähligen Klagen und Beschwer- 
den der Enttäuschten überschüttet worden. 

Der Reichsarbeitsminister hat in emem Erlaß vom 21. Ok- 
tober 1924 — 11. 2. 1909 — auf eine Anfrage des Preußischen 
Finanzministers folgenden Bescheid über die Anwartschaft der 
in der Preußischen Katasterverwaltung beschäftigten Kataster- 
anwärter gegeben: 

„Voraussetzung für die Gewährleistung der im $ 11 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes genannten Ansprüche ist nach der herrschenden 
Rechtsübung, daß der Beschäftigte nach der tatsächlichen Gestaltung 
der Verhältnisse voraussichtlich die Ruhegehaltsberechtigung erreichen 
wird, Vergleiche insbesondere meine Rundschreiben vom 14. April 1922 
und vom 24. Juli 1923 (Reichsarbeitsbl. 1923 S. 542). Der Zeitraum, 
innerhalb dessen die Ruhegehaltsberechtigung erreichbar sein muß, ist 
an Gesetz nicht begrenzt; die Verhältnisse des einzelnen Falles sind in- 
soweit entscheidend. 

Nach den dortigen Ausführungen wird man im Hinblick auf die 
durch die Preußische Personalabbauverordnung eingetretene Herabminde- 
rung der Aussichten auf Anstellung im Staatsdienst nicht mehr annehmen 
können, daß den in der Preußischen Katasterverwaltung beschäftigten 
Katasteranwärtern eine Stelle übertragen ist, die nach den allgemeinen 
Verwaltungsgrundsätzen den allgemein üblichen Uebergang zu einer An- 
stellung mit späteren Ansprüchen auf Ruhegehalt bildet und tatsächlich 
regelmäßig in angemessener Zeit in eine solche Stelhing übergeht. Ich 
trete deshalb der Auffassung bei, daß bei dieser Aenderung der Verwal- 
tungsübung die Anwartschaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten 
ün Sinne des $ 11 (früher 8 9) des Angestelltenversicherungsgesetzes 
nicht mehr als gewährleistet anzusehen ist, Die Voraussetzungen für die 


Versicherungsfreiheit der Katasteranwärter sind bei dieser veränderten 
Sachlage nicht mehr gegeben. . 





Nr. 41 


Da diese Auffassung nur für’ den vorliegenden Fall gilt, können aus 
ihr nicht ohne weiteres Folgerungen für die in sonstigen Verwaltungs- 
zweigen infolge des Personalabbaues bestehenden Verhältnisse abgeleitet 
werden; die Sachlage des Einzelfalles muß vielmehr entscheidend bleiben. 
Immerhin werden aber die Verwaltungsbehörden eine erhöhte Umsicht 
bei der Prüfung dieser Frage anwenden müssen, zumal neuerdings vom ' 
Reichsgericht wiederholt grundsätzlich die Haftpflicht der Behörde als 
Arbeitgeberin im Falle einer schuldhaften Nichtentrichtung von Beir 
trägen in verschärftem Maße betont worden ist (zu m Reichsgerichts- 
entscheidung Bd. 68, S. 53 und die nichtveröffentlichte Entscheidung 
des Reichsgerichts vom 1. Juli 1924 — IH 116/1924).“ 

Wenn nach diesem Bescheid in Zukunft eine engere Aus- 
legung des Begriffs der gewährleisteten Anwartschaft wegen 
der rechtlichen Wirkung auf Grund des Spruches des Reichs- 
gerichts erwartet werden konnte, so ist diese Annahme durch 
einen Erlaß des Preußischen Finanzministers zugleich im Namen 
des Ministers des Innern vom 1. September 1935 — F.M. Lo. 
1091; Mdl. Ic. 1250 — wieder illusorisch gemacht worden: 

„Der Herr Reichsarbeitsminister hat ein an mich gerichtetes, die 
„Gewährleistung der Anwartschaft im Sinne des 8 11 AV.G.“ be | 
treffendes Schreiben vom 21. Oktober 1924 (Il. 2, 1909) im R.A.Bi. 1924, 
Nr. 25, Amtl. Teil S. 442, veröffentlicht. Dieses Schreiben ist mancher- % 
orts mißverstanden worden. Nach abgeschlossener Erörterung mit dem || 
Herrn Reichsarbeitsminister stelle ich daher foigendes mit dem Ersuchen 
um Beachtung fest. | 

Wenn gemäß 811 Abs. 3 des Angestelltenversicherungsgesetzes seitens | 
der obersten Verwaltungsbehörde durch Anweisung an die nachgeord- 
meten Behörden für bestimmte Gruppen von auf Privatdienstvertrag be- 
schäftigten Angestellten entschieden ist, daß die Anwartschaft auf Ruhe- 
gehalt und Hinterbliebenenrente im Sinne des $ 11 Abs, 1 A.V.G. als 
gewährkistet anzusehen ist (z. B. Rd.-Erl. F.M. I. 489; Mdl. Ic. 533 
vom 17, März 1921), so kann eine Haftung des Staates aus der damit be- 
wirkten Befreiimg von der Angestelltenversicherung nicht hergeleitet 
werden. Die Anweisung unterliegt hinsichtlich ihres Inhaltes auch nicht 
der ‘richterlichen Nachprüfung. Das Reichsgericht hat in einer Entschei- 
dung eine zivilrechtliche Haftung auch nur dann für gegeben erachtet, 
wenn infolge einer in Hinsicht auf den Einzelfall (persönliche Umstände) 
zu weitgehenden Auslegung einer in Rahmenform gemäß $ 11 A.V.G. er- 
gangenen Entscheidung die Gewährleistung im Einzelfall zu Unrecht als 
vorhanden angesehen wird (vgl. Rd.-Erl. F.M. Lo. 1049 I1.; Mdl. 1.C. 
607. vom 12, Mai 1923). 

Die allgemeinen Anweisungen bleiben so lange in Geltung, als sie 
nicht aufgehoben werden. Mit der Aufhebung wird die Nachversicherung 
im Sinme des H 18 A.V.G. angeordnet werden. Diese Nachversicherung 
ist an eine Frist nicht gebunden und kann unbegrenzt erfolgen; eine Frist- 
versäumnis im Sinne des $ 187 A.V.G, kommt für diesen Fall nicht in 
Frage. 

War ein Angestellter auf Grund einer Rahmenentscheidung zu Recht 
befreit, und ist seine Befreiung aus persönlichem Grunde nicht mehr 
fortzusetzen, so kann er unbegrenzt, d. h. ohne die Gefahr einer Frist 
versäumnis, nachversichert werden. Lediglich dann, wenn seine Befreiung 
auf Grund falscher Anwendung einer Rahmenentscheidung von Anfang an 
zu Unrecht erfolgt war, kann eime Nachversicherung auf Grund des & 18 
nicht erfolgen, da diese die rechtsgültige Befreiung auf Grund des $ 11 
voraussetzt. In diesem Falle allein greift die Frist des 8 187 A.V.G. Platz, 
und kann nach Ablauf dieser Frist gegebenenfalls Schadenersatzpflicht 
des Staates wegen unterbliebener Versic g eintreten,“ 


Die Auffassung der beiden preußischen Ministerren muß 
rein rechtlich als begründet erscheinen. Die Entscheidung 
darüber, ob eine Anwartschaft als gewährleistet anzusehen 
ist, ist mit Rechtskraft von den Reichsministern bzw. den“ 
obersten Verwaltungsbehörden zu treffen. Der.Fehler liegt 
eben in der Fassung des Gesetzes selbst, aus dem der Kaut- 
schukbegriff der gewährleisteten Amwartschaft unbedingt ver- 
schwinden muß, 

Es handelt sich bei der genannten Bestimmung keineswegs | 
etwa um eine ungenaue oder nachlässige Fassung, sondern sie 
ist durchaus wohl überlegt, um jederzeit nach Belieben. teils 
den Privatangestellten-, teils den Beamtenanwärterbegriff an- || 
wenden zu können, denn auch & 13, Abs. 4 des Betriebsräte- 
gesetzes arbeitet in ganz ähnlich verschwommener Weise mit | 
der „Aussicht auf Uebernahme in das Beamtenverhältnis“, 
um Behördenangestellten die Rechte des B.R.G. vorzuenthalten. 

Jedem, der kein Verständnis für das bei der Bürokratie 
stets beliebte Halbdunkel hat, muß daran liegen, klare Ver- 
hältnisse und eindeutige Bestimmungen zu erhalten, die die 
Rechte und Pflichten der einzelnen ÄArbeitnehmergruppen klar 
abgrenzen und nicht durch dunkle Andeutungen und gegen- 
standslose Versprechungen gefügige Kreaturen züchten wollen. I 

Durch die Bestimmung des $ 18 des Angestelltenversiche- | 
rungsgesetzes, die eine Üchenraniie der Bestimmungen der ) 
Verordnung tiber den Uebertritt aus versicherungsfreier in ver- | 
sicherungspflichtige Beschäftigung und umgekehrt, vom 13. Fe- 
bruar 1924, darstellt, ist num bezüglich der auf Grund der - 
$$ 11,-12 Nr. 1 bis 3 und 17 versicherungsfreien Personen 
eine Rechtslage geschaffen worden, die die materiellen 
Ansprüche einigermaßen sicherstellt. Personen der gedachten 
Art, die aus der versicherungsfreien Beschäftigung ausscheiden, 
ohne daß gegen den Arbeitgeber ein Anspruch auf Ruhegeld 
und Hinterbliebenenrente im Mindestbetragg der ihrem. Dienst- 
einkommen entsprechenden Höhe entstehen’würde, sind für die 
Zeit dieser Beschäftigung bis zurück zum Zeitpunkt der Ein- 
führung der Versicherungspflicht für die in Frage kommende 

















| 





ı Verschlechterung des 





BB 


Nr. 41 


Beitragsklasse rückwirkend zu versichern, indem der Arbeit- 
geber Beitragsmarken derjenigen : Klasse verwenden muß, der 
die versicherungsfreie Person im- Falle- ihrer Versicherungs- 
pflicht angehören würde. Für jeden Monat bis zum‘ Schlusse 
des Jahres 1923 sind Beiträge der Gehaltsklasse C (8 R.-M. 


monatlich) zu entrichten. Auch der Eintritt des Versicherungs- 


falles steht der Nachentrichtung von Beiträgen bis zu diesem 
Zeitpunkte nicht entgegen. 

Diese Bestimmung bedeutet in der Tat eine Handhabe, um 
der Willkür mancher Verwaltungen entgegenzutreten, wenn 
der betreffende Angestellte es fertig brmgt, sich von der Illu- 
sion auf dereinstige lebenslängliche Anstellung wand Pensions- 
berechtigung frei zu machen und in die Privatindustrie über- 
zutreten, da auch in diesem Fall für ihn die Beiträge — also 
unter Umständen immerhin nennenswerte Beträge von bis über 

R.-M. — nachentrichtet werden müssen. Vielleicht könnte 
der Willkür dadurch erheblich Abbruch getan werden, wenn 
der Reihe nach die nach 11 A.V.G. versicherungsfreien 
Angestellten die Tätigkeit bei der Behörde aufgeben würden 
und diese dann an ihrer empfindlichsten Stelle — nämlich as 
ihrem Etat — zu spüren bekäme, wie kurzsichtig das ewige 
Jonglieren mit dem Anwärterbegriff_ ist. | pf. 
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Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Der Arbeitsmarkt im August 1925. Nach dem Bericht des 
Reichsarbeitsblattes Nr. 37 vom 1. Oktober 1925 herrschten 
auf dem. Arbeitsmarkt nach den Zahlenergebnissen der Sta- 
tistik im August im wesentlichen die gleichen Entwicklungs- 
tendenzen wie im Vormonat, die Abschwächungen im Beschäf- 
tigungsgrad waren gegenüber dem Vormonat teilweise etwas 
gemildert. Auch Besserungen waren vereinzelt festzustellen. 
Die Lage des Arbeitsmarktes kann weiterhin als im ganzen 
nicht ungünstig bezeichnet werden. 

Nach der Bewegugg im Bestande der versicherungspflich- 
tigen Br Kar hat im Laufe des August die 

eschäftigungsgrades sich zwar noch 
weiter fortgesetzt, in ihrem Ausmaße aber etwas nachgelassen. 
Die 5954 reichsgesetzlichen Kassen, deren Meldungen vor- 
lagen, zählten am 1. August 1445938, am 1. September 
14413433 versicherungspflichtige Mitglieder, das bedeutet eine 
Abnahme um 45895 oder 0,3 v. H., während der Vormonat 
noch eine solche von 0,9 v. H. ergeben hat. 

Arbeitsnachweisstatistik. Auf dem Arbeits- 
markte der nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweise hat die 
Zahl der Arbeitsuchenden sich etwas erhöht, die Zahl der Stel- 


jenangebote und der Vermittlungen dagegen wesentlich abge- 


nommen. Es standen im A t 1113078 Arbeitsgesuchen 
(im Juli 1083460) 570572 (im Juli 620798) offene Stellen 
egenüber. Das ergibt eine Andrangsziffer von 195 (gegen 

ie 


| Er im Juli) Arbeitsuchenden auf je 100 offene Stellen. 
-Zahl der Vermittlungen sank von 479290 im Juli auf 443 741 


im August. Stellt man diese den Arbeitsgesuchen und den 
offenen Stellen gegenüber, so ergibt sich, daß von je 109 Ar- 
beitsuchenden 40 (gegen 44 im Vormonat), von je 100 ofie- 
nen Stellen 77,8 (gegen 77,2 im Vormonat) vermittelt wurden. 
Nach der den Stand von Mitte September feststellenden 
Stichtagzählung ist die Zahl der verfügbaren offenen Stellen 
von 57995 in Mitte August auf 53055 Mitte September ge- 


"sunken. Gleichzeitig ist die Zahl der verfügbaren Arbeit- 


sıchenden von 421546 auf 484 239 gestiegen. 

Arbeitslosenstatistik. Das leichte Ansteigen der 
Arbeitslosigkeit unter den Mitgliedern der Arbeiterfachverbände 
hat auch in August angehalten. Bei 40 berichtenden Ver- 
bänden wurden Ende August unter 3612342 Mitgliedern 154032 
als arbeitslos, d. h. 4,3 v. H., ermittelt (gegen 3,7 im Juli und 
3,5 im Juni). 

Kurzarbeiterstatistik. Auch die Zahl der Ar- 
beitszeitverkürzungen hat eine Steigerung erfahren. Bei 35 be- 
richtenden Verbänden arbeiteten von 3095235 Mitgliedern 
Be, N h. 6,9 v. H., mit verkürzter Arbeitszeit (tim Juli 
‚sv. H.). 

Statistik der unterstützten Erwerbslosen. 
Die Inanspruchnahme der Erwerbslosenfürsorge hat sich weiter 
esteigert, doch hat das Maß der Steigerung in der ersten 

ptemberhälfte etwas nachgelassen. Es wurden unterstützt: 
Am 15. August 209675, am 1. September 230 727, am 15. Sep- 
tember 251 271 Vollerwerbslose; der Rückgang erreichte in 
der Zeit vom 15. August bis 1. September 10 v. H.; im darauf- 
folgenden Berichtszeitraum nur noch 8,9 v. H. 
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Die Lage des Arbeitsmarktes für technische An- 
gestellte hat sich im September weiter verschlechtert, 
was besonders in dem starken Rückgang der Stellenangebote 
zum. Ausdruck kam, während sich der Zugang von Stellen- 
bewerbern, die unsere Vermittlung in Anspruch nahmen, etwas 
verringert hat. Am ungünstigsten war die Lage in der Me- 
tallindustrie, aber auch im Baugewerbe war, trotz- 
dem die Arbeitskonflikte der Arbeiter beendet sind, noch keine 
Deunciebung, vielmehr ein weiterer leichter Rückgang zu ver- 
zeichnen. 


Formulare zum Stellennachweis wurder im 
September von 593 Mitgliedern (im August 897) angefordert. 
Neueingetragen wurden in den Stellennachweis der 
Hauptverwaltung im September 522 (im August 405, im Juli 
301). Von diesen waren 338 (im August 254, im Juli 138) in ge- 
kündigter Stellung, 143 (im August 156, im Juli 116) bereits 
stellenios, 41 suchten aus anderen Gründen neue Stellung. Die 
522 neuteingetragenen Mitglieder verteilen sich auf die Industrie- 
gruppen wie folgt: Metallindustrie 315, Baugewerbe 134, Beırg- 

au 46, Chemische Industrie 18, Steine und Erde 3, Kunst- 
gewerbe 1, Textilindustrie 3, sonstige 3. 


Das Durchschnittsalter der in der Zeit vom 
30. August bis 3. Oktober wieder in Stellung getretenen 93 Mit- 
glieder (im August 60) betrug 32,3 Jahre (im August 31,9 
Jahre), bis 40 Jahre alt waren 73,1 Prozent, über 40 Jahre. alt 
26,9 Prozent. Eine Bevorzugung der jüngeren Kräfte ist also 
nach wie vor zw verzeichnen. 


Die Zahl der unterstützungsberechtigten Mit- 
glieder hat im September weiter zugenommen. Sie erhöhte 
sich von 296 Mitgliedern am 1. September auf 382 Mitglieder 
am 1. Oktober. 

In den wichtigeren öffentlichen Arbeitsnachweisen 
waren im August 10153 Techniker aller Art, davon 67 
weibliche, eingetragen. An offenen Stellen waren für 
männliche 950, weibliche 17 vorhanden. Besetzt wurden 
männliche 551, weibliche 9. Auf 100 offene Stellen kamen 
1062 Arbeitsgesuche (im Juli 882, im Juni 848). 


Warum stocken die Verhandlungen mit Frankreich? Die 
Handekvertragsverhandlungen mit Frankreich schleppen sich 
von einer Vertagung zur anderen. Man kommt der deutschen 
Ausfuhrindustrie nicht entgegen, selbst der geschickteste Unter- 
händler, den wir überhaupt haben, Staatssekretär Trendelen- 
burg, konnte nichts erreichen. Die Antwort auf die Frage 
nach den Gründen der Stockung der Verhandlungen ist sehr 
einfach, sie lautet: Durch die Verhandlungen und 
gegeuseitigen Zusagen zwischen der franzö- 
sischen und der deutscher Schwerindustrie 
ist den deutschen Unterhändlern das wich- 
tigste Kompensationsobjekt aus der Hand ge- 
nommen worden: der Eisenzoll. Der deutsche Eisen- 
zoll beträgt 10 M. pro Tonne, ein Zoll, der niemals voll aus- 
genutzt wurde. Aber wenn man ihn wenigstens als Verhand- 
lungszoll benutzt hätte, wenn man den Franzosen gesagt hätte, 
wir werden den deutschen Eisenzoll auf 5 oder 6 M. herunter- 
setzen, wenn Frankreich für die wichtigsten deutschen Aus- 
fuhrwaren den Minimalzoll zugesteht und die allgemeine Meist- 
begünstigung sofort einräumt. Diese Möglichkeit hatte die 
deutsche Delegation nicht; parallel mit den offiziellen 
Verhandlungen laufen die privaten der beiderseitiger 
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Schwerindustrien. Die deutsche Schwerindustrie hat 
sich bereit erklärt, bestimmte Mengen von Roheisen und 
Eisenhalbzeug von der französischen‘ Schwerindustrie zollfrei 
bzw. zum halben Zollsatz zu übernehmen. Damit erreichte die 
deutsche Schwerindustrie: zwei Vorteile. Einmal schaltete sie 
den Widerstand Frankreichs gegen den hohen. deutschen Eisen- 
zoll aus, das andere Mal erhält jedes andere Eisenausfuhrland 
auf dem Wege der Meistbegünstigung nicht ohne weiteres den 
ermäßigten Zoll, 


Die Schwerindustrie hat also erreicht: 1. daß die 
französische Schwerindustrie kein Jnteresse mehr am Abschluß 
eines deutsch-französischen Handelsvertrages hat; 2. daß der 
deutschen Delegation der Eisenzoll als Verhandlungsobjekt 
aus der Hand genommen ist; 3. daß die übrigen in Frage kom- 
menden Eisenausfuhrländer Deutschland recht ungünstig ge 
sinnt sind. Die deutsche Schwerindustrie freilich erlangt den 
Vorteil, daß sie durch ihre Verbände den gesamten deut 
schen Eisenmarkt kontrolliert und daß die verschiedenen Kon- 
tingente über die deutschen Syndikate geleitet werden. Die 
Eiseneinfuhr nach Deutschland aus anderen Ländern aber wird 
mit dem hohen Eisenzoll belastet werden, und somit ist jede 
den deutschen Eisenmarkt preisregulierende Tendenz fern- 
gehalten. Diese Zusammenhänge muß man sich vor Augen 
halten, wenn man die immer wieder eintretende Vertagung der 
ROSE Handelsvertragsverhandlungen verstehen 
wıik 


‚Die Zölle und die Preisverbilligung. Die Regierung hat 
bekanntlich bes der Preissenkungsaktion ihrerseits den Anfang 
zu machen geglaubt, indem sie die Umsatzsteuer um 
einhalb Prozent . herabsetzte. Wenn man den Lebensmittel} 
handel als Unterlage nimmt, dann macht diese Ermäßigung 
der Umsatzsteuer beim Groß- und Einzelhandel 1 Prozent aus. 
In dem, Augenblick aber, wo die Verbilligung, ausgehend 
von der Umsatzsteuer, in Kraft treten soll, tritt auch die 
Zollerhöhung in Kraft, die die Ersparnis der Umsatz- 
steuer nicht nur aufhebt, sondern noch wesentlich übertrifft. 
Was die Regierung also mit der einen Hand gibt, nimmt sie 
mit der anderen doppelt und dreifach. Dafür einige Beispiele: 


Preis im Ermäßigung Preiserhöhung Endergebnis, 
Waren Großhandel Kleinhandel d.d. Umsatzst. durch Zölle Verteuerung 
Pro Pfund in Pfennigen 

Schmalz 97 110 1,035 3 1,965 
Butter 212 240 2,25 11,25 9 
Speck 123 155 1,5 7 5,5 
Corned beef 55 _ 1 20 19 
Resultat bei den 4 Warengattungen : 5,785 41,250 35,465 


Während also durch die Umsatzsteuer die Preise durch 
ein geringes ermäßigt werden könnten, werden sie durch die 
Zölle nicht unwesentlich erhöht. Bei manchen Warengattun- 
gen ist es noch schlimmer: So beträgt die Verteuerung durch 
den Zoll bei der Einfuhr der kondensierten ilch 
52 Prozent, gegenüber einer Ermäßigung durch die Umsatz- 
steuer von.1 Prozent. Der Hinweis, daß die Zölle Verhand- 
fungszölle seien, will nichts besagen, weil die Zölle, da in- 
zwischen Handelsverträge wenig abgeschlossen wurden, restlos 
auf die Waren geschlagen werden. Jedenfalls ist die obige Ge- 
genüberstellung ein Beweis für die Unzulänglichkeit der Preis- 
senkungsaktion einer Regierung, die das Pferd beim Schwanz 
aufzuzäumen 'gedenkt. 


Aus der Praxis des Kartellgerichts. Bis Ende September 
1925 sind beim Kartellgericht rund 525 Anträge auf Kündigung 
eines Kartellvertrages gestellt worden. Ueber 65 Anträge 
ist bis heute noch nicht entschieden worden, 291 Anträge 
wurden durch Rücknahme erledigt, während in 167 Fällen 
ein Urteil gefällt worden ist. In 85 Fällen wurde auf Zu- 
lassung der 'Kündigung des Kartellvertrages erkannt; 47 An- 
träge wurden abgewiesen. 


Die Erlaubnis um Verhängung der Lieferungssperre wurde 
beim Kartellgericht in 114 Fällen nachgesucht. Ueber 11 An- 
träge wurde noch nicht entschieden, während in 56 Fällen 
die Erlaubnis erteilt und in 43 Fällen verweigert wurde. 


Von den gestellten Anträgen betrafen 20 die Eisen- und 
Metallindustrie, und zwar kamen in Frage 15 Verbände, 14 
betrafen die . Maschinenindustrie mit 10 Verbänden, 25 die 
Elektrizitäts- und Installationsindustrie mit 10 Verbänden, 9 die 
Kohlenindustrie mit 6 Verbänden, 40 die chemische Industrie 
mit 12 Verbänden, 87 die Bauindustrie ‚mit 28 Verbänden, 150 
die Textilindustrie mit 40 Verbänden, 62 die Nahrungsmittel- 
industrie mit 14 Verbänden und 17 die Papierindustrie mit 
7 Verbänden. 80 Anträge fallen auf die anderen Industrien, für 
die 28 Verbände in Frage kommen. 


Die Zahlen zeigen deutlich, in welchem Maße der Kar- 


tellunfug von der Wirtschaft selbst als ‚Last und Fessel 
empfunden wird, Unserer Auffassung nach müßte die Spruch- 


‘ bis jetzt nicht der Fall ist. 


* Dementierbüro einrichten müssen. 
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praxis des Kartellgerichtes dem in größtem Maße Rechnung” 
tragen. Die Entscheidungen beweisen aber, daß das leiden 


































































Allgemeine Gewerkechefteraren 


Ein Seitenstück zur „Aktennotiz“. Die im Leitartikel von 
Nr. 40 der „D.T.Z.‘“ kritisierte „Aktennotiz“ des Syndikus der 
Vereinigung deutscher Arbeitgeberverbände, Dr. Meißin» 
ger, hat, wie vorausgesagt, in den Gewerkschaften aller Rich- 
tungen ungeheures Aufsehen erregt und sowohl den dadurch | 
Schwer kompromittierten Regierungsvertreter, Ministerialdirek- 
tor Sitzler, wie auch den Reichsarbeitsminister selbst ge- 
nötigt, in Presseerklärungen und in-einer' Aussprache mit dem 
Vertretern der Gewerkschaften den Versuch zu machen, sich 
von dem schweren Vorwurf der _Abhängigkeit des Ministeriums 
von den Arbeitgeberverbänden zu reinigen. Die Dementierungs- 
aktion des Ministeriums hat auch bereits den Erfolg gehabt, 
daß das Tagesorgan der christlichen Gewerkschaften, „Der 
Deutsche“, seine Angriffe gegen das Ministerium abbremst und 
die ganze Aktion der freien Gewerkschaften als eine sozial- 
demokratische Agitationsmache hinstellt. Die Zeitung beweist“ 
damit aufs neue die enge Verbindung zwischen Arbeitsminister’ 
und christlichen Gewerkschaften. 

Das letzte Wort über die ‚„Aktennotiz‘“ ist jedenfalls noch 
nicht gesprochen; ein endgültiges Urteil über die wahren Ab- 
sichten des Ministeriums wird man sich erst bilden können, 
wenn die von ihm angekündigte Denkschrift. über den | 
sozialpolitischen Kurs des Arbeitsministeriums, d. h. die Ant- 
wort auf die von den freien Gewerkschaften in ihrer Unter 
redung mit dem Minister. vorgelegten 22 Punkte, erschienen 
ist. Wir behalten uns vor, danach noch einmal darauf zurück- 
zukommen. 

Recht störend werden die Bearbeiter der Denkschrift dabei 
eine neue Veröffentlichung empfinden, die der 
‚Deutsche“ vom 6. Oktober durch Bekanntgabe eines Proto- 
kolls einer Ausschußsitzung des Vereins deutscher Ser 
denwebereien vom 24. August bringt. 

Das Präsidialmitglied des Reichsverbandes der deutschen 
Industrie, Herr Frowein, gibt hierin seine Ansichten über 
die Preissenkungsaktion der Re ierung wieder und führt diese 
Aktion auf mernolsen Gründe, vor allem auf 
Versprechungen zurück, die die Regierung bei den Zoll- und 
Steuerverhandlungen den Arbeiterabgeordneten deg 
Zentrums gemacht hat. In einer Unterredung Froweins 
mit dem Reichskanzler habe F. zum Ausdruck ge 
bracht, daß es völlig verfehlt sei, etwa durch eine Verschär- 
fung der Kartellbestimmungen einseitig gegen die Industrie | 
vorzugehen und das größte Kartellder Wirtschaft, 
die Arbeitergewerkschaften, ungeschoren zu lassen. 

Der Vergleich der Gewerkschaften mit einem wirtschaft. 
lichen Kartell hinkt allerdings auf beiden Beinen. Erfreulichem 
weise muß F. aber selbst zugeben, daß von diesen Erörterum- | 
gen „bei der innerpolitischen Bindung der Regierung“ ein Er 
olg nicht erwartet werden konnte. 

Besonderes Interesse verdient ferner folgender Absatz des 
Protokolls: ä 

„Die Preissenkungspolitik der Regierung bedingt naturgemäß auch 
eine festere Haltung derselben in der Lohnfrage, Herr 
Frowein berichtet, daß die Regierung gewillt ist, den Forde 
rungen der Eisenbahner unter keinen Umständen nachzugeben und es 
u. U, zum allgemeinen Eisenbahnerstreikkommen zu | 
lassen. Außerdem sind Anzeichen dafür verhanden, daß das Reichs- 
arbeitsministerium den wirtschaftlichen Unsinn der Zwangs« 
tarife allmählich eingesehen hat, und demnächst voraussicht- 
lich in seiner Lohnpolitik eine nicht unwesent- | 
liche Schwenkung einnehmen wird.“ I 

Also auch Herr Frowein stellt Anzeichen fest, daß das | 
Reichsarbeitsministerium in seiner Lohnpolitik „eine nicht un- | 
wesentliche Schwenkung‘ vollziehen wird, Dadurch gewinnt | 
die Meißingersche „Aktennotiz“ erhöhtes Gewicht. „Mei- | 
Binger bearbeitet das Arbeitsministerium und | 
Frowein den Reichskanzler“, schreibt der. „Deut- | 
sche“. Das Arbeitsministerium wird nun wohl ein besonderes | 


Zum Schlusse hält Frowein nach dem Protokoll eine plan- 
mäßige Bearbeitung der Psyche der breiten Massen 
nach der Richtung hin für notwendig, daß sie nicht mehr den 
Standpunkt einnehmen: „Ich brauche soundso viel zum Leben, 7 | 
also brauche ich soundso viel Lohn“, sondern sich auf den & 
Standpunkt stellen: „Ich habe soundso viel Lohn, also muß” 
ich mit soundso viel auskommen.“ Die‘ Arbeitnehmer seien g 
„bei allen sich bietenden Gelegenheiten auf billigere Einkaufs- 
gelegenheiten, wirtschaftlichere Lebenshaltung” 
und überhaupt auf all die zahlreichen, von ihnen noch vielzu 
wenig beherzigten Sparmöglichkeiten systematisch” 
hinzuweisen.‘ Bi 

Also auch hier wieder der Beweis, daß die Unternehmer 
mit mehr oder weniger deutlicher Zustimmung der Regierung ° 
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& furt (Main) wird uns berichtet, daß die dortigen Unternehmer 
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redet haben. 
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Preissenkungsaktion so auffassen, daß sie selbst möglichst 
egen die Arbeitnehmer durch 
‘ zu Hungerkünstlern heran- 


davon verschont bleiben, dag 
„wirtschaftlichere Lebenshaltung 


gebildet werden. = 


ÄIndustritar fee 00 | 
Neue Kampfmittel- gegen den Tarifvertrag. Aus Frank- 


und zwar vorwiegend die Inhaber größerer, gut fundierter und 


| zurzeit gut beschäftigter Unternehmungen, anscheinend eine 


neue Kampfmethode gegen den Angestelltentarifvertrag verab- 
Schon bei ‚den letzten Gehaltsforderungen im 


März d. J. wurde die übliche unbewiesene ‚Behauptung auf- 


gestellt, daß die Firmen seit Jahr und Tag mit Verlust arbeiten 


und auch die geringste Gehaltserhöhung den Ruin der Unter- 


‚= Gehaltserhöhung festgesetzt und auch ausbezahlt, ohne daß 
— bekannt geworden wäre, daß eine Firma deshalb- zur Konkurs- 












hätten einschränken müssen. 
 d. J. unter dem Vorsitz des Schlichters mit Zustimmung der 


' & Fach- 


R 
ı nehmungen herbeiführen müßte. Damals wurde trotzdem eine 
F 


anmeldung gezwungen oder die Firmeninhaber bzw. Direk- 
toren‘ Not gelitten oder auch nur ihren bisherigen Aufwand 
Schließlich wurde auch im: Juli 


Arbeitgebervertreter erneut eine Gehaltserhöhung von etwa 


- 7 Prozent beschlossen, so. daß das Mindestgehalt eines Zeichners 


jetzt 143 bis 205 M., dasjenige eines ersten Konstrukteurs oder 
Betriebs-Ingenieurs 219 bis 420 M. beträgt. Der $ 2 des Tarif- 


 vertrages besagt ausdrücklich, daß dem Grundsatz der indivi- 
ı duellen Entlohnung durch. Leistungszulagen auf diese Sätze 
8 


Rechnung getragen werden soll. Außerdem bestimmt der 


Tarifvertrag, daß diese individuellen Zulagen © vorbehaltlich 
anderer getroffenen Vereinbarungen auf neue tarifliche Ein- 
kommenssätze nicht angerechnet werden dürfen. 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 































 Unternehmerstandpunkt ist dies Schillerwort so aufzufassen 


‚mer, aber niemals Sache der Arbeitgeber ist. -üg- 
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„Der brave Mann denkt an sich selbst zuletzt.“ Vom 


daß das Einschränken und Sparen zuerst Sache der Arbeitneh- 






Die neuen Gehaltssätze wurden auf Antrag beider Parteien 
für allgemein verbindlich erklärt, trotzdem begannen 
die Firmen einen Kampf gegen diese Gehaltserhöhung. Eine 
große Frankfurter Firma teilte ihren Angestellten, die bisher 
Leistungszulagen erhalten hatten, folgendes mit: 

„Gegen unseren Willen und ohne Berücksichtigung der Trag- 

. fähigkeit unseres Unternehmens ist wiederum eine Gehaltserhöhung 
eingetreten. Dadurch wird unser Gehaltskonto unerträglich be- 
lastet. Wir sehen uns daher gezwungen, die Ihnen jederzeit wider- 
ruflich gewährte persönliche Zulage mit Wirkung ab September 

einzuziehen. Ueber einzelne weiter zu gewährende, jederzeit wider- 

‘ rufliche persönliche Zulagen werden wir in den nächsten Tagen 
- „verhandeln.“ 

‘ Eine andere Firma glaubte die Sache noch schlauer 
drehen zu können. Sie kündigte einer ganzen Anzahl Ange- 
stellten, die bisher Leistungszulagen erhalten hatten, die Stel- 
lung und ließ durchblicken, daß sie nicht abgeneigt sei, mit den 
Gekündigten einen neuen Dienstvertrag, aber ohne die persön- 
liche Zulage, abzuschließen. 

Es handelt sich hier um eine neue Art der Tarifsabotage, 
die offensichtlich den Endzweck verfolgt, die Angestellten, zu- 
mal die qualifiziertesten unter ihnen, davon zu überzeugen, 
daß sie an einem Tarifvertrag kein Interesse hätten, vielmehr 
durch einen solchen geschädigt werden. Zu diesem Zweck 
werden sie auch tatsächlich geschädigt, indem man ihnen bei- 
spielsweise eine Leistungszulage von etwa 20 Prozent entzieht 
und ihnen lediglich die durch die Teuerung begründete Er- 
höhung des Grundgehaltes in Höhe von 7 Prozent Auszahlt. 





Neue Tariigehälter in Goldmark. 


‚Die Gruppenbezelchnung In den einzelnen Tarlfverträgen entspricht nicht In allen Fällen der In nachstehender Tabelle angewandten. 
Die Gehaltssätze aus Tarlfverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 
Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 








Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I ia Gruppe 


Kind 8. 


e DieneuenGe- 
| oe Bezirk für Monat et 1 | a Im | Iv % VI Soziale Zulage 
5 E Mecklenburg jab September 1925| Vereinbg. 112-177 192— 224 240— 264 280—300 - _ Dr 
GG Berlin Aug. bis Okt. 1925 5 161—219 224-271 =} = 284-317 _ _ _ _ 
H | Freistaat | ab August 1925 |Schiedsspr.| 69-127 96—159 | 159-215 196-267 ° | 267305 — | Verheiratetenzu- 
Anhalt e= : lage 6,Kinderzul.6, 
H Halle ab Oktober 1925 | Vereinkg. 88—135 121,5——195. 135—256 222—303 283 —344 _ Hausstandsgeld 12 
er Kindergeld 6, 
H Hamburg | ab August 1925 . 155 210 300 = . = = 
H Wittenberg ab Juli 1925 A 82— 148 106—198 138— 253 244—315 - _ _ 
I Schlesien lab September 1925 5 97,5—157,3 | 136,5—200,2 | 172,9—243,1 | 227,5—325 |262,6-360,1 _ Verheiratete ohne 
Kinder 10%, mit 
1 od. 2Kind. 150), 
mit mehr als 2 
2 Kindern 20%,. 
PL“ Getränke- jab September 1925| Vergleichs-] 110—190 158—255 5 220— 345 _ _ _ 
. "industrie verhdig vo br 
Ki Gr.-Berlin d. Schlichte 
EN Bayern ab August 1925 | verbindl. 59—126 80-179 113—225 190—276 230—395 | 10%, auf | Verheirateten- 
_ (Provinz) 2 erklärten Gruppe V zulage 12. 
Schiedsspr. 
Gu.N| Breslau 
' Betrieb, ab Juni 1925 | Vereinbg. | 144—214 178—248 260-329 _ _ _ Gr. I & = i 6,50, 
Büro 86—155 144—214 236—306 |mindestens 352 - _ Gr. 15, Gr. II 6, 
WR ö = Gr. 117, Gr. IV 10. 
Niederschl. lab September 192 > 82,50 97,50—132,50 | 122,50—-205 | 162,50--230 _ - * Verheirateten- 
isengießereien| ee l ar zulage 30. 
--W |Schwarzwälderiab September 192 Ps 116—194 204—281 | : 310-340 _ _ - Verheiratete 19, 


2 Uhrenindustrie|_ 





(U Wagen- und Karosseriefabriken, V = optische Industrie, W = Uhrenindustrie, 


# Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D — Verkehrsbetriebe, E = Baugewerbe, F = Architektur 
G = Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I= Chemische Industrie, K = Steinindustrie, L— Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N == 
‚Metallindustrie, O = Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 
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Am wenigsten werden, schon in Anbetracht der durch die 
Wohnungsnot verursachten Schwierigkeiten beim Stellungs- 
wechsel, diejenigen Angestellten solchen Verfahren einen 
energischen Widerstand entgegensetzen, denen die Stellung 
gekündigt worden ist. 

Daß zwingende wirtschaftliche Gründe für diese unan- 
gebrachte Sparsamkeit nicht maßgebend, sein’ können, beweist 
die Tatsache, daß bei den meisten der in Frage kommenden 
Betriebe in der Nachkriegszeit höhere Offiziere als Sozial- 
beamte eingestellt worden sind, die zweifellos Gehälter be- 
ziehen, die diejenigen unserer Kollegen um ein erhebliches 
übersteigen, ohne daß es den Firmeninhabern möglich sem 
dürfte, zu beweisen, daß diese Herren eine produktive Tätig- 
keit ausüben. Von einer Firma ist un$ bekannt, daß sie bisher 
monatlich etwa 5000 M. für solche individuelle Zulagen ver- 
ausgabte, eine Summe, die sicher keine Rolle spielen kann, 
wenn man berücksichtigt, daß von derselben Firma in der 
Regel drei bis fünf Direktoren sich auf Auslandsreisen befinden, 
denen vermutlich nicht in allen Fällen eine dringende Ge- 
schäftsnotwendigkeit zugrunde liegt. 

Wir empfehlen unseren Mitgliedern, dieser neuen Kampi- 
methode der Unternehmer zegen den Tarifvertrag ihre be- 
sondere Aufmerksamkeit zuzuwenden und sich gegen solche, 
dem Sinn der Tarifverträge zuwwiderlaufenden Machenschaften 
energisch zur Wehr zu setzen. Insbesondere warnen wir die 
Kollegen, sich auf Verabredungen einzulassen, die besagen, daß 
Leistungszulagen mit dem Recht des jederzeitigen Widerrufs 
festgesetzt werden. Das gesamte Diensteinkommen besteht 
aus dem Tarifgehalt und der Leistungszulage. Wenn das 
Tarifgehalt aus allgemeinen Erwägungen erhöht wird, so muß 
natürlich auch der Inhaber einer Leistungszulage ein höheres 
Gesamtdiensteinkommen erhalten als bisher. Die Vereinbarung 
über eine Leistungszulage ist normalerweise ein Nachtrag zu 
dem abgeschlossenen Dienstvertrag und demnach nur mit den 
Fristen kündbar, die für das Anstellungsverhältnis im Tarif- 
vertrag oder sonstigen Anstellungsvertrag festzesetzt sind. 


Frankenthal in der Pialz, Selbst gemessen an den all- 
zemein niedrigen Angestelltengehältern in der Pfalz sind die 
in der Frankenthaler Industrie gezahlten Gehälter außerordent- 
lich niedrig. Für einen 18iährigen Zeichner ist ein Gehalt von 
60 M., für den 20iährigen ein solches von 89 M., festzesetzt. 
Ein Detailkonstrukt&ur erhält ein Anfangesgehalt von 109 M,, 
im Alter von 30 Jahren 186 M. Der selbständige Konstrukteur 
von 25 Jahren wird mit 207 M., nach dem 30. Lebensjahre mit 
265 M. abgeiunden. 

Diese unmöglichen Gehälter waren am 16. September 
Gegenstand einer heftigen Auseinandersetzung vor dem 
Schlichtungsausschuß. Die Unternehmervertreter erklärten mit 
der ihnen im Klassenkampfe eigenen Brutalität, daß sie für 
jedes Prozent einer etwaigen vom Schlichtungsausschuß fest- 
gesetzten Gehaltserhöhung mit Kündigungen von An- 
zestellten antworten würden. Anscheinend wollten die 
Herren damit den Anschein erwecken, daß sie aus lauter 





Bergbauwirtschaftsfragen 


Eme Umstellung der Kohlenwirtschaft? Nachstehiend brin- 
gen wir einen Beitrag der „Weltwirtsch. Korr.‘ zur inter- 
natronalen Kohlenkrise. Die auf Grund englischer Mitteilungen 
gemachten Angaben geben einen kurzen Ueberblick über den 
technischen Stand des englischen Kohlenbergbaues und 
berühren verschiedene zur Behebung der englischen Kohlen- 
krise gemachte Vorschläge: 


„Die gegenwärtige Absatzstockung auf dem Kohlenmarkt 
und die schon seit geraumer Zeit sich häufenden Preis- und 
Lohnkonflikte im Kohlenbergbau, nicht nur in Deutschland, 
sondern auch in Frankreich, Polen, England und den Ver- 
einigten Staaten, deuten darauf hin, daß sich die Weltkohlen- 
wirtschaft in einer Krise befindet, die nicht nur Ausfluß der 
augenblicklichen Marktlage ist. Die Hauptursache dieser 
Schwierigkeiten ist die, daß andere Kraftstoffe — Oele und 
Wasserkraftelektrizität — der Kohle ihre Monopolstellung auf 
dem Kraitstoffmarkt genommen haben. In dem Konkur- 
renzkampf der Kraftstoffe ist die Kohle im Zurück- 
weichen begriffen, denn sie hat höhere Produktions- und 
Transportkosten als ihre Konkurrenten. Soll also der Kohlen- 
bergbau lebensfähig erhalten werden, so muß seine Produk- 
tionsweise überprüft und zu verbilligen versucht werden. Im 
„Manchester Guardian Commercial“ wurde kürzlich diese Not- 
wendigkeit in Hinsicht auf die englische Kohlenwirtschaft 
erörtert. Es ist zunächst zu bedenken, daß ein großer Teil der 


BERGBAU 


sozialen Rücksichten Angestellte in ihren Firmen dulden und 
bezahlen, die eigentlich überflüssig seien, trotzdem allgemein 
bekannt ist, daß Unternehmer einen Angestellten, der mit 
unentbehrlichen Arbeiten nicht mehr voll beschäftigt ist, ohne 
weiteres zum nächstmöglichen Termin entlassen. Sehr seltene 
Ausnahmen bestätigen die“ Regel. 

Der Schlichtungsausschuß ist dann auch auf diesen Bluff 
nicht hereingefallen, sondern hat einen Spruch gefällt, nach 
dem die Gehälter mit Wirkung ab 1. September 1925. um 
7 Prozent erhöht werden sollen. Demnach würde ein selbstän- 
diger Konstrukteur Anspruch auf ein Höchstgehalt von 284 M. 
haben. Der 20jährige Zeichner würde 95 M. bekommen, also 
immer noch nicht soviel, daß er ohne fremde Unterstützung 
sich vor Hunger und Kälte schützen könnte. Wie der 30jährige 
Detailkonstrukteur, der nach diesem Schiedsspruch nun 199 M. 
erhalten soll, mit diesem Geld eine Familie ernähren, kleiden 
und daneben noch den unbedingt nötigen Aufwand für seine 
Weiterbildung bestreiten soll, wird für Frankenthaler Unter- 
nehmer eine ebenso unlösbare Aufgabe sein wie für uns. Trotz- 
dem nmß mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß sie selbst 
diese sehr bescheidene Gehaltsverbesserung ablehnen werden. 


Eisen- und Stahlindustrie in Rheinland-Westfalen. Der 
„Arbeitgeberverband für den Bezirk der nordwestlichen Gruppe 
des Vereins deutscher Eisen- und Stahlindustrieller‘‘ über- 
sandte den Angestelltenverbänden in diesen Tagen nachstehen- 
des Schreiben: 

„Im Anbetracht der immer schwieriger werdenden wirtschaftlichen \ 
Lage unserer Mitgliedsfirmen sehen wir uns veranlaßt, den Rahmentarif 
für die Angestellten zum 31. Dezember 1925 zu kündigen, da die Ur- 
laubsbestimmungen des augenblicklichen Tarifes den jetzigen 
Verhältnissen, bei denen die Werke gezwungen sind, auf allen Gebieten 
aufs äußerste zu sparen, nicht mehr angemessen sind.‘ 3 

Der Arbeitgeberverband versucht durch eine Kündigung 
des Tarifes das zw erreichen, was ihm in diesem Jahre nicht 
gelungen ist, nämlich eine Verschlechterung der Urlaubs 
bestimmungen,. 


Baugewerbetarife 


Bezirkstarifverhandiungen. Beide Mecklenburg: Im 
Baugewerbe in Mecklenburg ist mit den Arbeitgebern ein Ge- 
haltsprovisorium auf. Grund der alten Gruppierung mit Wirkung 
ab 1. September abgeschlossen worden. Die Gehaltserhöhung 
bewegt sich zwischen 7 und 8 Prozent. 

Freistaat Thüringen: Der Schläichtungsausschuß in 
Weimar befaßte sich am 1. Oktober mit dem Antrage unseres 
Bundes auf Schaffung eimes Bezirkstarifvertrages.. Es wurde 
ein Schiedsspruch gefällt, nach welchem der -bisherige Be 
zirkstarifvertrag unter Berücksichtigung der sich aus dem 
Fortfall des Reichstarifvertrages ergebenden Aenderungen 
weiter in Geltung bleiben sol. Die Erklärungsfrist über An- 
nahme oder Ablehnung des Schiedsspruches läuft am 8. Ok- 
tober ab. Wir werden dann weiter berichten. 


englischen Kohlenzechen schon seit langer Zeit in Betrieb ist, 
Daraus ist zu verstehen, daß der Gesichtspunkt der Wirt 
schaftlichkeit heute weder in der örtlichen Verteilung der 
Schächte, noch aıch in ihrer Anlage in einem für die heutige 
Zeit irgendwie ausreichenden Maß zur Geltung kommt. Wei- 
terhin entsprechen die Betriebseinrichtungen im englischen 
Kohlenbergbau meist durchaus nicht dem Stande der modernen 
Technik. Die Werkzeuge der Hauer, Pumpwerke, Ventilation, 
Schlepp- und Fördereimrichtungen könnten an Hand der mo- 





dernen Technik meist sehr verbessert werden. Auch das | 


schlechte Einvernehmen zwischen Arbeitern und Arbeitgebern 
wirkt kostensteigernd. Ein großer bürokratischer Apparat ist 
notwendig für 
äußerst komplizierte Berechnung der Einzellöhne. Der „Man- 
chester Guardian‘ gibt an, daß oft fünf, in einigen Fällen sogar ° 
acht Arbeiter, Angestellte und Beamte auf einen Hauer kom- 
men. Außerdem werden beim Abbau häufig noch immer die 
geringeren Qualitäten der Kohle beiseite gelassen, trotzdem sie 
beim modernen Verkohlungsverfahren durchaus verwendbar 
wären, 


Um all diese Mängel abzustellen, werden die verschieden- 
sten Mittel vorgeschlagen. Aehnlich wie der Untersuchungs- 


ausschuß, welcher. jetzt zum Zwecke der Schlichtung der 
Arbeitsstreitigkeiten die Lage des englischen Kohlenbergbaues 
erforschen soll, halten Sachverständige eine Produktionssteige- 
durch technische und organisa- | 
erbesserungen, welche an H 


rung für möglich 


torische genauer 
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‚ Veberprüfung der einzelnen Kostenelemente vorgenommen wer- 
ı den sollen. Zur Wiedergesundung der englischen Kohlenwirt- 
‚sehaft ist aber ein anderes, radikaleres Mittel nötig: die Ueber- 
| fährung sämtlicher Kohlenbergwerke m Gemeineigen- 
tum. Nur so könne eine EIER: einheitliche Bewirt- 
‚ schaftung der Kohle, eine auf kaufmännischem und technischem 
| Wissen begründete Betriebsweise und eine befriedigende Rege- 
Jung der Preis-, Lohn- und Arbeitsfragen Platz greifen. Nur 
bei einer solchen zentralisierten Bewirtschaftung der Kohle, 
| welche Hand in Hand gehen müsse mit einer zentralen Ein- 
 Hußnahme auf die Eisenbahnen, könne die bestmögliche Ge- 
staltung des Kohlenabsatzes erreicht werden. Und schließlich 
"wird noch ein Mittel zur LaeuuE der Kohlenfrage erörtert, 
‚welches vielleicht das für den Kohlenbergbau und für die ge- 
samte Wirtschaft folgenreichste sein würde, und welches das 
am meisten von der jetzigen Entwicklung angestrebte ist: näm- 
'jich eine rationellere Nutzbarmachung der Kohle. 
' Die Kohle soll nicht mehr im Rohzustand verbraucht werden, 
‚ sondern — mit Hilfe des neuen Verfahrens der Verkohlung bei 

niederer Temperatur — erst von ihren Nebenprodukten be- 
' freit werden. Der dann zurirkbleibende, hochwertige und 
‚ rauchlos verbrennende Heizstoff soll dann weiter vornehmlich 
der Erzeugung elektrischer Kraft dienen, die 
"Kohle also nur noch in Form von Elektrizität in der Industrie, 
bei der Eisenbahn und im Hause verwendet werden. Es ist 
klar, daß diese Art der Lösung des Kohlenproblems eine un- 
' geheure, nicht nur auf England sich beschränkende Umwäl- 
"zung bedeuten würde. Daß aber einmal zw dieser Lösung ge- 
"griffen werden wird, ist — nach dem heutigen Stand der Tech- 
nik zu urteilen — zum mindesten wahrscheinlich.‘ 


Zu den vorstehenden Vorschlägen zur Behebung der eng- 
| tischen Kohlenkrise möchten wir bemerken, daß sie in ge- 
| wisser Uebereinstimmung mit den Vorschlägen stehen, die mit 
den dewtschen Gewerkschaften zur Ueberwindung der wirt- 
U schaftlichen Schwierigkeiten des deutschen Kohlenbergbaues 
| gemacht worden sind. Im Hinblick auf diese Uebereinstim- 
mung scheint uns eine internationale Regelung durchaus 
I snöglich. 


| Versuche mit deutscher Braunkohle in England. Englische 

Zeitungen berichten, daß ein großer deutscher Braunkoblen- 
| konzern 3 Tonnen Braunkohle nach den Verkokungsanlagen 
| emer englischen Aktiengesellschaft bei Barnsley gesandt hat. 
die nach dem L. und N.-Verfahren die Tieftemperaturverkokung 
| vornimmt. Die Versuche sind Ende August vorgenommen 
| worden und haben gute Resultate ergeben. Der sich ergebende 
| Rückstand war von hoher Qualität und die Nebenprodıtkte von 
"großen Werte. Besonders wird darauf hingewiesen, daß dies 

der erste Versuch deutscher Unternehmer in England mit 
einem in England nur allein entwickelten Verfahren war. Es ist 
beabsichtigt, auf dem Kontinent und in Australien größere An- 
| lagen zu errichten, um auf Grund des englischen Verfahrens 
| die Herstellung von Hüttenkoks aus Brawnkoble zu betreiben. 








| Bergbautarife 
i Kaliabsatz sehr gut — Gehaltserhöhung aber verweigert. 
| Nach einer Mitteilung des deutschen Kalisyndikats betrug der 
Kaliabsatz im September 1925 1011 964 Dz. K,O. In den ersten 
nein Manaten des Jahres 1925 sind 10,35 Millionen Dz. K,O 
} gegen 6,044 Millionen Dz. K,O in dem gleichen Zeitraum des 
|, Vorjahres abgesetzt worden. Die Zahlen zeigen eine außer- 
‚ordentliche Hebung des Kaligeschäfts an. Man müßte meinen, 
1 daß die günstige Wirtschaftslage die Kaliarbeitgeber ohne wei- 
teres veranlaßt hätte, die Gehälter der Angestellten den Teue- 
| rıngsverhältmissen anzupassen. Weit gefehlt! Die Herren 
klagen, gleichgültig, ob das Geschäft gut oder schlecht ist; sie 
' arbeiten angeblich immer mit Unterbilanz. 
Ueber die von uns eingeleitete Aktion zur Neuschaffung 
; des Rahmentarifes und zu einer Erhöhung der Gehälter haben 
"bereits zweimal Verhandlungen stattgefunden. Eigentlich kann 
| man nur bedingt von Verhandlungen reden, denn die Arbeit- 
eber lehnten es beidemal starr ab, in eine Erörterung der ma 
‚"teriellen Streitpunkte einzutreten. Vor das Reichsarbeitsministe- 
'"zium am 1. Oktober zitiert, erhoben sie formale Einwände und 
‚brachten die angesetzten Schlichtungsverhandlungen zum Schei- 
tern. Sie erklärten, nicht in Schlichtungsverhandlungen ein- 
treten’ zu können, weil überhaupt noch keme Vorverhandlungen 
stattgefunden hätten. Dabei mußten sie zugeben, daß sie die 
Vorverhandlungen rundweg abgelehnt hatten. Es ist bedauer- 
lich, daß der Schlichter auf dieses Manöver eimgegangen ist. 
Ein Ausweg aus dem Dilemma wurde darin gesehen, daß der 
' Schlichter den Parteien aufgab, in Verhandlungen einzutreten. 
Die Arbeitgeber erklärten sich dazu bereit. Sie hatten ja ihren 
Willen, die ganze Angelegenheit zu verzögern, durchgesetzt. 
Die Haltung der Arbeitgeber zeigt, daß die Kaliangestellten alle 
Veranlassung haben, sich straffer als bisher zu organisieren. 
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Gescheiterte Gehaltsverhandlungen im Oberlausitzer Re- 
vier. Die am 24. September stattgefundenen Gehaltsverhand- 
lungen für das Oberlausitzer Brawnkohlenrevier sind geschei- 
tert, weil der Arbeitgeberverband sich weigerte, die gleiche 
prozentuale Eimkommenserhöhung, wie sie ab 1. August im 
mitteldeutschen und Niederlausitzer Revier vorgenommen war, 
zu gewähren. Er verlangte eine Erweiterung der Randrevier- 
spanne von 6 auf 3 Prozent. 


‚ Die Forderung der Arbeitgeber ist recht unverständlich. 
Einmal ist sie nicht begründet durch die wirtschaftlichen Ver- 
hältmisse in der Oberlausitzer Braunkohle, zum anderen ist im 
Dezember 1924 eine Vereinbarung zustande gekommen, wonach 
die Spanne 6 Prozem betragen soll. Beim Abschluß dieser 
Vereinbarung hat sicherlich kein Mensch angenommen, daß 
die Spanne in der nachfolgenden Zeit nach oben erweitert 
werden könnte. Der berechtigten Forderung der Angestellten, 
die Randrevierspanne abzubauen, glaubt der Arbeitgeberver- 
band dadurch am besten begegnen zu können, daß er eine Er- 
weiterung fordert. Es braucht -wohl nicht besonders betont 
zu werden, daß wir auf diese Forderung nicht eingegangen 
sind und auf Grund der Wirtschaftsverhältnisse der Ober- 
lausitzer Braunkohlengruben auch nicht eingehen können. 


Um die Angelegenheit baldigst zum Abschluß zu bringen, 
haben wir das Reichsarbeitsministerium um die 
Einleitung eines Schlichtungsverfahrens ersucht. 


Knappschaftliches 


Zur Steuer der Wahrheit. Vom AfA-Bımd wird uns ge- 
schrieben: „Am Sonntag, den 27. September, fand in Wie- 
melhausen bei Bochum eine Versammlung des Gewerkver- 
eins christlicher Bergarbeiter statt. In dieser Versammlung hat 
der Referent erklärt, daß der AfA-Bund für eine Beseitigung 
des $ 26 R.K.G. (Alterspension) eintrete. Diese Behaup- 
tung entspricht nicht den Tatsachen. Tatsache 
ist, daß der AfA-Bund in einer Knappschaftstagung in Essen 
am 12. Juli d. J. eine Entschließung einstimmig ange- 
nommen hat, in der er unter Berücksichtigung der gegen- 
wärtigen wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse eine Aen- 
derung des Reichsknappschaftsgesetzes ablehnt und insbeson- 
dere schärfsten Protest gegen die beabsichtigte Heraufsetzimg 
der Lebensaltersgrenze der Alterspensionäre vom 50. auf das 
55. Jahr sowie gegen die geplante Herabsetzung der Höhe 
der Alterspension erhebt. iehe auch „D.T.Z.“ Nr. 30 vom 
24. Juli 1925, Die Red.) Diese Auffassung vertritt auch der 
Vorstand des AfA-Bundes, und er hat ihr des öfteren bereits 
Ausdruck gegeben.‘ 


Wir wissen nicht, worauf der Referent des christlichen 
Bergarbeiterverbandes seine Behauptimg stützt. Es dürfte je- 
denfalls dem Gewerkverein christlicher Bergarbeiter nicht un- 
bekannt sein, daß die Befürworter einer Aenderung des Reichs- 
knappschaftsgesetzes und die Mitverantwortlichen für eine even- 
tuelle Verschlechterung der Altersrentenbestimmung allein unter 
den christlichen und allen übrigen "außerhalb des AfA-Bundes 
stehenden Angestelltenverbänden zu suchen sind. Ob ımd in- 
wieweit der Referent des christlichen Bergarbeiterverbandes 
mit seiner ‘Behauptung eine Ehrenrettung der christlichen 
Angestelltenverbände hat bezwecken wollen, entzieht sich un- 
serer Kenntnis, Im Interesse der Klarheit müssen wir aber ver- 
langen, daß sich die Vertreter des christlichen Bergarbeiterver- 
bandes in zukünftigen Fällen, ehe sie solche schwerwiegenden 
Anschuldigungen erheben, genau über den wahren Sachverhalt 
orientieren, 


Grubensicherheitswesen 


Die Einführung von Grubenkontrolleuren beschlossen. Am 
1. Oktober hat der Preußische Landtag in namentlicher Ab- 
stimmung mit 242 gegen 130 Stimmen folgenden Antrag an- 
genommen: 

„Das Staatsministerium wird ersucht, alsbald im Verwaltungswege 
für den Steinkohlenbergbau Grubenkontrolleure bei den Bergrevierämtern 
aus den Reihen der praktisch erprobten Hauer mit mindestens zehnjähriger 
Hauertätigkeit zu bestellen. Das Vorschlagsrecht wird den am Tarif‘ be- 
teiligten BZ erbeitelorganicallonen übertragen. Die fachliche Prüfung 
und Bestellung auf mindestens fünf Jahre erfolgt durch die Bergbehörde, 
die die Besoldung übernimmt.“ 

Mit diesem Beschluß ist die im Frühjahr von den Gewerk- 
schaften und den Regierungsparteien im Preuß. Landtage im 
Anschluß an die großen Grubenunglücke eingeleitete Aktion zur 
Verbesserung der Grubensicherheit zum Abschluß gelangt. Sehr 
lehrreich ist das Verhalten, das die Oppositionsparteien im Preuß. 
Landtage bei der Behandlung dieser Frage an den Tag gelegt 
haben. Wir haben in der „D.T.Z.‘“ bei der Besprechung der 
Landtagsverhandhingen im Juni über die Grubensicherheits- 
frage bereits darauf hingewiesen, daß die Rechtsparteien immer 







FERFURER 





u hen ne Glenn eg ne 


ne 


536 DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 


nur solchen Anträgen zustimmen, die allgemeiner Natur sind 
und die Herrschaftsstellung und den Geldbeutel der Zechen- 
besitzer unangetastet lassen. Schärfste Opposition haben sie 
gegen die Einführung von Grubenkontrolleuren geübt, wobei 
sie vor der Anwendung rücksichtsloser Obstruktionsmittel nicht 
zurückschreckten. In. vier Sitzungen. Ende Juni haben ..sie 
durch Verlassen des Saales die Beschlußunfähigkeit des Hauses 
herbeigeführt, und ‘dadurch eine Annahme des Grubenkontrol- 
leurantrages damals verhindert. Am 1. Oktober erschien dieses 
Manöver von vornherein aussichtslos, und sie haben sich des- 
halb darauf beschränkt, geschlossen mit 130 Stimmen gegen 
den Antrag zu stimmen. 


Diese Vorgänge zeigen wieder einmal, daß bedauerlicher- 
weise für die Behandlung der Grubensicherheitsfrage bei einer 
Reihe von Abgeordneten nicht sachliche Gesichtspunkte, sondern 
parteipolitische Momente und die einseitigen Interessen der 
Unternehmer maßgebend sind. An sich sind solche Erschei- 
nungen nicht neu. Im Reichstag erlebt man des öfteren, daß 
D.H.V.-Vertreter, die bekanntlich durchweg den Rechtspar- 
teien angehören, in wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen 
nicht im Interesse der Angestellten, sondern aus rein partei 
politischen Erwägungen stimmen, z. B. bei der letzten Aen- 
derung‘ des Angestelltenversicherungsgesetzes, bei der Einfüh- 
rung von Zöllen usw. Dasselbe Schauspiel hat sich jetzt im 
Landtage in der Frage der Grubenkontrolleure gezeigt. Mehrere 
Mitglieder des christlichen Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
die den Rechtsparteien angehören, haben gegen die Einführung 
von Grubenkontrolleuren gestimmt. Diese Einstellung geht so- 
gar der christlichen Gewerkschaftszeitung „Der Deutsche‘“, 
die in solchen Dingen sonst eine Lammsgeduld an den Tag 
legt, zu weit. In der Nr. 32 vom 3. Oktober schreibt „Der 
Deutsche‘ hierzu: 


„Am bedauerlichsten ist, daß auch mehrere Mitglieder des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes, die den Rechtsparteien angehören, gegen die alte 
und nur zu berechtigte Bergarbeiterforderung gestimmt haben. ... . Wir 


können das nur daraus erklären, daß sie glaubten, Parteidisziplin halten 
zu sollen.“ 





Keine Besoldungserhöhung! 


Die Verhandlungen der Spitzenorganisationen der Beam- 
ten- und Behördenangestellten mit dem Reichsfinanzminister 
am 1. Oktober haben zu einem Ergebnis nicht geführt. Zwar 
konnte der Reichsfinanzminister die von den Organisationen 
dargelegte Notlage der Beamtenschaft nicht leugnen. Der 
Minister erklärte auch, „daß einmal etwas getan werden 
müsse‘ für die Beamtenschaft. Gegenwärtig könne aber nichts 
geschehen. Erst müsse die Krisis der Wirtschaft, die ein 
Ausmaß habe, wie es größer nicht gedacht werden könne, über- 
wunden werden. Ein Gutachten der Reichsbank betone, 
daß eine Erhöhung der Beamtenbesoldung unmittelbar eine 
allgemeine Preiserhöhung und ferner eine allgemeine Lohn- 
bewegung und Lohnerhöhung zur Folge haben müsse. Die 
deutsche Wirtschaft könne solche Auswirkungen aber nicht 
ertragen. In Wiederholung seiner schon in früheren Verhand- 
lungen immer wieder vertretenen Auffassung betonte der 
Reichsfinanzminister, daß die Beamten von Gehaltsaufbesse- 
rungen keinen Vorteil hätten, da diese in Form von Preis- 
erhöhungen sofort wieder aufgezehrt würden. Nur durch 
Senkung des Preisniveaus könne wirksame Hilfe 
gebracht werden. Die von der Regierung eingeleitete Preis- 
abbauaktion sollte vom ganzen Volke unterstützt wer- 
den. Die Organisationen der Beamten müßten auf ihre Mit- 
glieder dahin einwirken, daß sie in erster Linie bei den Kon- 
sumgenossenschaften und ihren sonstigen wirtschaftlichen Ein- 
richtungen einkaufen. Geschäfte mit zw hohen Preisen seien zu 
boykottieren. Im übrigen werde der ablehnende Standpunkt 
der Regierung von den Länderregierungen, insbesondere auch 
vom Preußischen Finanzminister, geteilt. 

Um gleich auf diese letztere Bemerkung des Reichsfinanz- 
ministers zurückzukommen, wird ja noch der Widerspruch 
aufzuklären sein, der zwischen dieser Erklärung des Reichs- 
finanzministers und den Ausführungen des Preußischen Finanz- 
ministers zur Besoldungsfrage im Preußischen Landtag besteht. 
- Im übrigen stützte sich wiederum die ganze Argumentation 
des Reichsfinanzministers zur Begründung seiner ablehnenden 
Haltung auf die augenblickliche Lage der Wirtschaft. Entgegen 
der Auffassung des Ministers sind wir nach wie vor der 
Meinung, daß eine Besserstellung der Beamten durchaus nicht 
die Krise erhöhen und der Industrie ein unmögliches Niveaus 
der Löhne aufzwingen müßte, sondern daß eine Erhöhung 
der Kaufkraft der Massen im Zusammenhang mit einer straffen 
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‘Mit deutlicher Anspielung auf die Vertreter der Unterneh, 
mer und Agrarier im Parlament heißt es dann weiter: Z 
„Angehörige anderer Gruppen hätten bei ähnlichen, grundlegende 
Standesangelegenheiten berührenden Fragen, bestimmt nicht in: gleichem 
Maße ;Parteidisziplin geübt. ‚Die ‚Bergarbeiter. sind jedenfalls in vollem 
Recht, wenn sie für ein solches Verhalten von. Kollegen aus den eigenen 
Reihen kein Verständnis aufzubringen vermögen. . . .* i Ei. 

Die Verhandlungen im Preußischen Landtage über dem 
Ausbau des Grubensicherheitswesens haben mit aller Deutlich- 
keit gezeigt, daß die parteimäßige Zusammensetzung des Par- 
laments von größter Wichtigkeit für die Bergbauangestellten 
ist. Hoffentlich werden die Angestellten daraus die Lehre 
ziehen, daß sie bei künftigen politischen Wahlen ihre Stimmen 
nur auf Grund ihrer gewerkschaftlichen Ueberzeugung 


abgeben. 


Bergmannssiedlungen 


Die Verhältnisse bei den Treuhandstellen. Am 21. Sep- 
tember fand mit dem engeren Ausschuß der Reichsarbeits- 
gemeinschaft für den Bergbau eine Sitzung der Treuhand- 
stellen für Bergmannssiedelungen statt, zu der auch Vertreter 
vom Reichsfinanz-, Reichswirtschafts- und Reichsarbeitsministe- 
rium sowie vom Reichsrechnungshof erschienen waren. In 
dieser Besprechung handelte es sich in der Hauptsache um | 
die Aufwertung, Verzinsung und Rückzahlung, der zum Bau 
von Bergmannswohnungen gewährten Reichsvorschüsse. 
Die Reichsregierung ist der Auffassung, daß eine Aufwer- 
tung dieser Vorschüsse stattzufinden habe, wobei die Ver- 
mögen der einzelnen Treuhandstellen berücksichtigt werden 
sollen. Die Vertreter der Treuhandstellen waren dagegen der 
Meinung, daß nach Lage der Dinge eine Streichung der ge 
währten Reichsvorschüsse vorgenommen werden müßte. Zu | 
einer Entscheidung, soweit eine solche in diesem Kreise über- 
haupt möglich gewesen wäre, ist es nicht gekommen, Das 
Reichsfinanzministerium wird den einzelnen Treuhandstellen 
die für sie in Betracht kommenden Aufwertungszahlen und die 
Art, wie diese Ziffern errechnet worden sind, mitteilen. 


| 


Kreditpolitik den inneren Markt beleben und dadurch preis- 
senkend wirken muß. Es war auch charakteristisch, daß | 
aus den Aeußerungen eines Regierungsvertreters schon her- 
vorging, daß die Regierung selbst in bezug auf die eigenen 
Erwartungen auf die Erfolge ihrer Preissenkungsaktion erheb- 
lich bescheidener geworden ist. Man sieht das Ziel dieser’ | 
Aktion anscheinend schon als erreicht an, wenn eine weitere | 
Steigerung vermieden und die Preise gehalten werden können. 
Durchaus folgerichtig führt die „A.D.B.Z.“, das Organ des 
Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes, in ihrer Besprechung | 
dieser Sachlage die Argumentation der Regierung ad absurdum, 
wenn sie bemerkt: Ei 
„Wenn also tatsächlich all diese Argumente der Regierung 
richtig wären, wenn eine Besoldungserhöhung im selben oder 
in noch größerem Ausmaß die Preise steigern müßte, wenn 
die deutsche Wirtschaft im gesamten eine solche Maßnahme | 
einfach nicht ertragen könnte, so hieße das, daß also nicht” 
nur heute und jetzt die Beamtenschaft weiter im Elend ver- | 
harren muß, sondern daß auch für die Zukunft über 
haupt keine Möglichkeit bestände, diesen Zw 
stand zu beseitigen. Nie werden die Reichsfinanzen im 
Ueberfluß schweigen, nie wird die „Wirtschaft“ für Lohn- 
erhöhungen ihrer Arbeiter begeistert sein, und nie wird mit der 
gegenwärtigen Steuer- und Wirtschaftspolitik dem Arbeitneh- | 
mer aufgeholfen werden, nie wird sie den Produzenten und 
Händler zu Rücksicht und Entgegenkommen gegenüber den 
wirtschaftlich Schwachen zwingen. So gesehen, ist also aller 
dings das Problem der wirtschaftlichen Notlage der Beamten- 
schaft age tn mit dem Problem von der Quadratur’ 
des Zirkels! r 
Wir glauben ja nicht, daß dieses Eingeständnis der Regie- 
rung so zu bewerten ist, daß sie nunmehr auch die Folge- 
rungen daraus ziehen, d. h. andere Wege, die eher Aussicht 
zu einer Lösung bieten, einschlagen würde. Es brauchen an 
dieser Stelle die vielen Hinweise darauf nicht wiederholt wer- 
den, daß die gesamte von der gegenwärtigen Reichsregierung 
eingeschlagene Politik in den wirtschaftlichen und Steuer 
fragen für die Beamtenschaft niemals zu einem Ausweg aus. 
ihrer jetzigen Lage führen kann, sondern daß sie genau nach 
der EEE eek Richtung verläuft.‘ 5 
Es braucht hier nicht hervorgehoben zu werden, daß in der 










































































Besprechung mit dem Reichsfinanzministerium der Beweisfüh- 
rung des Ministers seitens der Organisationen alles das ent 
gegengehalten wurde, was unsererseits dazu zu sagen war. 
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.... Bei der Betrachtung der Gesamtsituation. darf folgendes 
‚= nicht übersehen, werden: Die von: den Beamten und den Be- 
= hördenangestellten unternommene. Aktion, auf dem Verhand- 
lungswege eine Besserung. ihrer wirtschaftlichen ‚Lage herbei- 
= zuführen, ist genau so ergebnislos verlaufen wie die Aktionen 
‚der Reichsarbeiter und der in den Verkehrsbetrieben, Post- 
und Reichsbahn-Gesellschaft, beschäftigten Arbeitnehmer, wenn 
7 man von gewissen Teilerfölgen der bei der Post beschäftigten 
7 Lohnempfänger absehen will. Alle drei Arbeitnehmergruppen 
‚der öffentlichen Verwaltungen und Betriebe sehen sich vor die 
| Tatsache gestellt, daß ihre Einzelkämpfe sich an dem stahl. 
ı Karten, organisierten Willen des deutschen Unternehmertums, 
der heute 'nahezu vollständig Regierung und. Staat beherrscht, 
- verbluten müssen. Nun liegen ja die Dinge so, daß die Beam- 
ten ihre letzte Hilfe noch immer glauben im Parlament 
finden zu können. Die Frage, ob der Reichstag in seiner 
heutigen Zusammensetzung in der Lage sein wird, ihnen zu 
helfen, wird ohne. weiteres durch die Stellung. beantwortet, 
die der Reichstag bei der Lösung der wirtschaftspolitischen Auf- 
| gaben eingenommen hat. Gerade diese Stellungnahme hat ja alle 
Rücksicht auf die Verbraucherinteressen, also auch die ‘der Beam- 
ten, vermissen lassen. Nicht einmal. die Beamtenabgeordneten 
jener Reichstagsfraktionen, in. denen das Unternehmertum seine 
stärkste Stütze findet, haben sich gegen die Politik der „Wirt- 
ı schaftsführer‘‘ und ihrer Beauftragten im Reichstag aufzu- 
lehnen gewagt. Es ist verwunderlich, daß dieser einheitlichen 
Frontlinie gegenüber, die von der Reichsregierung zum orga- 
nisierten deutschen Unternehmertum  hinüberläuft, die öffent- 
lichen Arbeitnehmer aller Gruppen noch nicht wieder den Weg 
|7zu einer taktischen Einheitsfront, die früher be- 
= standen, aber durch den D.B.B. zertrümmert wurde, zurück- 
gefunden haben. Die außerordentlich schwierige Lage erfordert 
aber nicht nur die Herstellung einer solchen Einheitsfront, 
sondern sie erfordert auch, daß neue Methoden in dem zu füh- 
_ renden Kampfe angewandt werden. Wie die. Beamten und die 
ı Behördenangestellten kämpfen auch, die Angestellten der pri- 
vaten Industrie um ihre wirtschaftliche Existenz. Ihre berech- 
tigten Forderungen werden von den Unternehmern mit den 
gleichen Argumenten abgewiesen, wie sie das Reichsfinanz- 
ministerium den Beamten gegenüber ins Feld führt. Wie die 
Beamten in ihrem Vertrauen auf den Reichstag durch dessen 
Mehrheit enttäuscht worden sind, so ist andererseits das Ver- 
|“ trauen der Privatangestellten zu den Schlichtungsstellen aufs 
tiefste erschüttert. Diese Zusammenhänge sind so offenkundig, 
das sie mit elementarer Wucht diegemeinsamenlInter- 
‚essen aller Arbeitnehmer dokumentieren und damit 
| die Notwendigkeit der Erkenntnis für das, was zu tun ist. 


Hofmann, 


"Berufsfragen der Behördentechniker 


Urlaub für Angestellte und Reichsbeamte in der Reichs- 
wasserstraßenverwaltung. Der Reichsverkehrsminister hat über 
die Gewährung von Erholungsurlaub für Angestellte in der 
Reichswasserstraßenverwaltung, die ganz oder überwiegend für 
die Reichswasserstraßen beschäftigt sind, auf unsere Be- 
schwerde die nachstehende Entscheidung getroffen: 

I „Nach einer mir vorgelegten Beschwerde des Bundes der technischen 
Angestellien und Beamten wird von dem Kanalbauamt in Dorsten der 
Standpunkt vertreten, daß auch die nach dem R.A.T. behandelten An- 
gestellten den ihnen zustehenden Erholungsurlaub nach den für die 
preußischen Angestellten geltenden Bestimmungen zu erhalten haben, 
Diesem Standpunkt kann jedoeh hier nicht beigetreten werden. 

| Da die Urlaubsbestimmungen im Reich von denjenigen in Preußen 
abweichen, ist es zur Vermeidung von Einsprüchen solcher Angestellten, 
mit denen Anstellungsverträge auf Grund des R.A.T. abgeschlossen wor- 
den sind und die danach in gewissen Fällen einen längeren Urlaub als 
die preußischen Angesteliten zu beanspruchen haben, erforderlich, sämt- 
lichen ganz oder überwiegend für Reichswasserstraßen beschäftigten An- 
gesteliten, soweit sie unter Zugrundelegung der Bestimmungen des 

ITRA.T. eingestellt worden sind, den. Urlaub nach den für Reichsangestellte 

geltenden Festsetzungen zu gewähren. 

Aus gleichartigen Erwägungen ist auch den ganz oder überwiegend 
in der Reichswasserstraßenverwaltung beschäftigten Reichsbeamten (Reichs- 
‚wartegeldempfängern, Reichsbahn- oder Reichspostbeamten) der Urlaub 
nach den für Reichsbeamte geltenden Bestimmungen zu erteilen.“ 

Er; A.: gez. Stapenhorst.* 


- Zur Personalreiorm in der Katasterverwaltung. Unter Be- 
"zugnahme auf die Denkschrift der Interessenvertretung ‘sämt- 
licher Katasterbeamten und technischen Angestellten hatle der 
"sozialdemokratische‘ Landtagsabgeordnete Markwald eine 
kleine Anfrage an den Preußischen Finanzminister ge- 
fichtet und um Auskunft ersucht, 


- „1. ob der Herr Finanzminister die in der Denkschrift der 
Interessenvertretungen geschilderten Schwierigkeiten anerkennt, 
E was das. Finanzministerium getan hat oder zu tun ge- 
‚ denkt, um diese Schwierigkeiten schnellstens zu beseitigen. 
u, Auf diese Anfrage: antwortete der Preußische. Finanz- 
- minister. unter dem 19.; September wie folgt: :- - : i 
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© „Die in der Denkschrift der, Interessenvertretungen der Katasterbeam- 
ten und technischen Angestellten vom 19. Mai 1925 geschilderten Schwie» 
rigkeiten in den Geschäfts- und Personalverhältnissen der Preußischen 
Katasterverwaltung sind von mir geprüft worden. Die zur Behebung 
dieser Schwierigkeiten eingeleiteten Maßnahmen sind infolge der 'Per= 
sonalabbauverordnung unterbrochen worden und können erst jetzt fort« 
setzt werden. Der Hauptausschuß des Landtages hat die Angelegen- 
eit am 14. September 1925 behandelt und beschlossen, ‘die genannte 
Denkschrift: der Staatsregierung zur Berücksichtigung zu überweisen.“ 
Mit dem Beschluß des Landtages, unsere Denkschrift der 
Staatsregierung zur Berücksichtigung zu überweisen, 
dürften hoffentlich die Bestrebungen des katastertechnischen 
Berufsstandes in der nächsten Zeit etwas vorankommen. 

Es bleibt zunächst abzuwarten, wieweit das Preußische 
Staatsministerium bereit ist, die in, dieser Denkschrift aufge 
stellten Forderungen zu berücksichtigen. Darüber muß sich 
aber die Staatsregierung und insbesondere die Katasterverwal- 
tung klar werden, daß, wenn sie glaubt, diese Forderungen 
nicht im weitestgehenden Maße berücksichtigen zu sollen, sie 
auf. den schärfsten Widerspruch der gewerkschaftlichen Or- 
Bationen des katastertechnischen. Berufsstandes stößt. Es 
‚hat nunmehr das Finanzministerium das Wort zur Veröffent- 
lichung der von ihm geplanten Maßnahmen. Wir wünschen so- 
wohl ım Interesse des Personals als auch im Interesse des 
Dienstes, daß sich das Finanzministerium über diese Maß 
nahmen schnellstens schlüssig wird. 


Betriebsräte bei den Behörden 


Ergebnis der Hauptbetriebsratswahlen in der Reichsvermö- 
ensverwaltung. Wie im Vorjahre, so haben auch in diesem 
fahre die Wahlen zu den Betriebsvertretungen im Bereiche der 
.V.V. ein für die freigewerkschaftlichen Organisationen günstt 
ges Ergebnis gezeitigt. Auf die freigewerkschaftliche Liste ent 
ielen 1557 Stimmen, während die Liste des G.d.A. nur 
156 und die Liste des D.H.V. nebst seinen Trabanten 194 Stim- 
men erhielten. Entsprechend diesem Resultat sind sämt- 


liche 7 Sitze des Hauptbetriebsrates von den 


Mitgliedern der freigewerkschaftlichen Ar- 
beiter- und Angestelltenorganisationen be- 
setzt worden. Zwar ist vom G.d.A. gegen die Wahl 
Einspruch eingelegt, doch wird dieser Einspruch an dem un- 
erschütterlich dastehenden Willensausdruck der Belegschaft 
nicht zu rütteln vermögen. Inzwischen ist der Einspruch 
vom Wahlvorstand auch schon abschlägig beschieden worden. 


Beamtenrecht 


Wichtiger Grund. Auf Grund des .$ 9 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes hat der Preußische Minister des Innern 
in seinem Erlaß vom 23. November 1912 (Min.Bl. f. d. :. V. 
1912, S. 315) die „beamtenrechtlichen‘‘ Schutzvorschriften für 
die von der Versicherungspflicht freigestellten Beamten und 
Angestellten aufgestellt. Hierzu gehört neben der Vorlage eines 
wichtigen Grundes noch die Nachprüfung darüber, ob ein 
solcher vorliegt, durch eine dritte Stelle, deren Entschluß end- 
gültig sein soll, falls der Rechtsweg ausgeschlossen wird. In 
Ausführung dieses Ministerialerlasses haben nun die Gemeinden 
und die Kommunalverbände derartige freistellende Beschlüsse 
en So ist u. a. auch in der Stadtgemeinde Berlin durch 

rtsstatut bestimmt, daß die Nachprüfung über die Vorlage 
eines wichtigen Grundes unter Ausschluß des Rechtsweges 
durch einen besonderen Schlichtungsausschuß zu erfolgen habe. 
Das Reichsgericht hat in seinem Urteil vom 24. März 
1925 (III. 709/23) letztere Bestimmung für ungültig erklärt, 
und zwar als gegen dei Artikel 129 Abs. 1 Satz 4 der Reichs- 
verfassung verstoßend. Hierdurch sei durch die Eröffnung 
des Rechtsweges für die vermögensrechtlichen Ansprüche der 
Beamten zugleich das Recht und die Pflicht der ordentlichen 
Gerichte festgelegt, über alle Fragen zu befinden, von deren 
Beantwortung "diese Entscheidung abhänge. Ob und .unter 
welchen Voraussetzungen und inwieweit die Entscheidung ein 
zelner dieser Fragen durch die Reichs- oder Landesgesetz« 
gebung der richterlichen Zuständigkeit entzogen und auf Ver- 
waltungsbehörden übertragen werden dürfe, bedürfe hier nicht 
der Erörterung. Jedenfalls reiche die Autonomie 
einer Gemeinde usw. nicht so weit, daß sie die 
Prüfung der Vorlage eines wichtigen Grun- 
des als Kündigungsvoraussetzung von der ge- 
fichtlichen Entscheidung ausschließen und 
sie einer Verwaltungsinstanz oder sonstigen 
Person zuweisen dürfe. Für die Zulässigkeit einer 
solchen ortsgesetzlichen Bestimmung fehle es an einer Unter- 
lage in der staatlichen Gesetzgebung; insbesondere sei sie dem 
Kommunalbeamtengesetz vom 30, Juli 1899 nicht zu entrehmen, 


Einsicht in die Personalakten. Die BOCH tenlerung hat be= 
reits vor Jahren für die. Durchführung des den Beamten durch 
Art. 129 der Reichsverfassung gewährleisteten Rechts auf Ein- 
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sicht in die Personalnachweise Richtlinien aufgestellt, die für 
die Reichsbehörden. verbindlich sind. In Preußen bestehen 
derartige Richtlinien nicht; bei den Behörden herrscht viel- 
fach völlige Unklarheit über die sich aus Art. 129 der Reichs- 
verfassung ergebenden Rechte, und es werden immer wieder 
Entscheidungen getroffen, die mit den Bestimmungen des 
Reiches nicht in Einklang zu bringen sind. So besagen die 
Reichsbestimmungen, daß das Recht auf Einsichtnahme in die 
Personalnachweise das Recht auf die Entnahme von- Ab- 
schriften einzelner Schriftstücke in sich schließt. Dieser folge- 
richtigen Auffassung scheint sich Preußen nicht anzuschließen. 
In einem Schreiben vom 7. September 1925 teilt der Prei+ 
Bische Minister des Innern dem Abgeordneten Barteld (Han- 
nover) u. a. folgendes mit: 

„Abweichend von der Anschauung der Reichsregierung besteht aber 
bei den einzelnen preußischen Ressorts Uebereinstimmung darüber, daß 
das Recht auf Einsichtnahme in die Personalakten ein Recht auf Ab- 
schriftnahme aus diesen Akten nicht in sich schließt. Es unterliegt indes 
nach den bisher angewandten Grundsätzen keinen Bedenken, daß der. 
Beamte sich bei der Einsichtnahme kurze Aufzeichnungen macht; unter 
besonderen Umständen würde auch nichts dagegen einzuwenden sein, 
wenn einmal mit Genehmigung des Dienstvorgesetzten Abschriften von 
einzelnen Schriftstücken entnommen werden. Das Abschreiben z.B. ganzer 
Aktenstücke könnte leicht zu dienstlichen Unzuträglichkeiten führen.“ 

Diese Auffassung des Preußischen Ministers des Innern 
erscheint vollständig abwegig und entspricht zweifellos nicht 
dem Sinne der Bestimmungen im Art. 129 der Reichsverfas- 
sung. Um die Angelegenheit zu klären, haben daher die Ab- 
geordneten Falk, Barteld (Hannover), Herrmann (Bres- 
lau) und Gen. für die Landtagsfraktion der Deutschen Demo- 
kratischen Partei folgenden Antrag eingebracht: 

„Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, 
entsprechend dem Vorgehen des Reiches alsbald Richtlinien für die Durch- 
führung des den Beamten durch Art. 129 der Reichsverfassung gewähr- 
leisteten Rechts auf Einsicht in die Personalnachweise zu erlassen und 
diese dem Landtag mitzuteilen. In den Richtlinien ist auch das Recht 
atıf Entnahme von Abschriften aus den Personalnachweisen auszusprechen.“ 


Besoldungsfragen 


Index und Beamtengehälter. Einen wesentlichen Beitrag 
zum Indexproblem hat soeben das Landessekretariat Preußen 
des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes geliefert. Durch 
die Veröffentlichung seiner Anträge unter dem Titel: „Ueber 
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Vorstandsbekanntmachungen 
Satzungswidrige Beitragszahlung. Bei Bearbeitung der Unterstützungs- 


anträge, ganz gleich welcher Art, mußte unsere Abteilung Unterstützungs- 
wesen in einzelnen Fällen falsche Beitragszahlung feststellen und die 
Anträge ablehnen. Der Vorstand nimmt diese Vorgänge zum Anlaß, 
erneut auf den Wortlaut des $ 20 Abs. 4 der Satzung hinzuweisen. 


Er lautet: 


„Mitglieder, die satzungswidrig einen geringeren als den ihrem 
Einkommen entsprechenden Beitrag entrichten, haben keinen Anspruch 
auf die Rechte der ordentlichen Mitglieder. Die Rechte keben nach 
Deckung der Ausfälle wieder auf. Unterbleibt die Nachzahlung, so 
lebt die Mitgliedschaft unter Kürzung um die Zeit satzungswidrigen 
Beitragsleistung erst nach sechsmonatiger satzungsgemäßer Beitrags- 
zahlung wieder auf.“ 


Als beitragspflichtiges Einkommen gilt das monatliche Brutto- 
Arbeitseinkommen einschließlich aller Zulagen (Frauen- und Kin- 
derzulagen, Leistungszulagen usw.) und des Gegenwertes etwaiger Na- 
turalleistungen, wie freie Wohnung, Licht usw. Als Arbeitseinkommen 
gelten auch Wartegeld, Ruhegehalt, Pensionen usw. Auf Antrag bei der 
zuständigen Verwaltungsstelle können für jedes versorgungsberechtigte 
Kind unter 16 Jahren 10. R.-M. in Abzug gebracht werden. 

An monatl, Beitrag sind zu entrichten 

bei einem Einkommen von über 225 R.-M. 4 R.M. 
bei einem Einkommen bis 225 R.-M. 3 R.-M. 
bei einem Einkommen unter 125 R.-M. 2 R.-M. 

Die Ortsverwaltungskassierer und die Vertrauensleute werden ge- 
beten, die Mitglieder auf diese Satzungsbestimmungen erneut hinzur- 
weisen und sie gleichzeitig auf die satzungsgemäß eintretenden Folgen 
aufmerksam zu machen. 

Der Vorstand ist im Interesse der Gesamtmitgliedschaft verpflichtet, 
diese Bestimmungen durchzuführen. 


Aus den Gauen 


Gautag von Hessen. 
Am 19. und 20. September hielt der Gau Hessen seinen diesjährigen 
Oautag in Mainz und Wiesbaden ab. Anwesend waren 21 Dele- 
ierte aus 17 Wahlkreisen. Der Bundesvorstand war durch die Kol- 
egen Heil (Frankfurt) und Lenz (Berlin) vertreten. Als Gäste waren 
erschienen die Vertreter der AfA-Verbände, der AD:OB. und A.DB.- 
Organisationen. 
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den Mißbrauch des Reichsindex für die Le.” 
benshaltungskosten bei der Berechnung des Real | 
einkommens von Lohn- und Gehaltsempfängern“ hat er den \ 
Nachweis erbracht, daß die Berechnmgsgrundlagen des Index 
von der Indexkommission selbst nie als Existenzmini- 
mum aufgefaßt wurden, daß der Index hier sowohl als 
vom Statistischen Reichsamt nur als Hilfsmittel zur Be- 
urteilung der allgemeinen Wirtschaftslage in Deutschland, nicht 
aber als obsoluter Maßstab der Teuerung betrachtet worden ist, 
trotzdem von amtlicher Seite berechtigte Gehaltstorderungen | 
der Beamtenschaft unter Hinweis auf den Index abgelchut 
wurden. 

Heute hat sich herausgestellt, daß ‘die Teuerung auf vielen 
Gebieten weit über die summarischen Durchschnittszahlen des 
Index hinausgeht. Der Index kann eben nur als Hilfsmäit- 
tel zur Beurteilung der Preise betrachtet werden. Somit ist 
der Index auch nur in dieser Richtung zur Begründung von 
Lohn- und Gehaltsforderungen zw verwenden, nicht aber zur 
Berechnung des Realeinkommens von Lohn und Ge- 
haltsempfängern im Vergleich zur Vorkriegszeit, wie es ‚leider 
irrtümlicherweise Unternehmertum und amtliche Stellen ge 
tan haben. Ein Anspruch auf höhere Löhne und | 
Gehälter kann durch die Indexzahlen nicht zurückge- 
wiesen werden — begründet werden kann ein solcher An- 
spruch aber sehr wohl durch die Konstatierung der | 
feststellbaren Teuerung auf den verschieder 
sten Gebieten der Lebenshaltung. Diese Teue 
rung geht, wie erwähnt, weit über das Einkommen der Lohn 
und Gehaltsempfänger hinaus, die in vielen Fällen noch nicht | 
einmal die Vorkriegsbezüge erhalten. 

Somit ist auch die Forderung der Beamten nach höheren, 
der Teuerung angepaßten Gehältern durchaus berechtigt. u 

"Das Landessekretariat Preußen hat unter Bezugnahme auf 
diese Denkschrift der Preußischen Staatsregierung folgende | 
Anträge unterbreitet: 2 | 

„i. Die Preußische Staatsregierung wolle anerkennen, daß der Reichs- 
index für die Lebenshaltungskosten in seinen Berechnungsgrundlagen 
nicht als Existenzminimum für die Beamtenschaft aufgefaßt werden darf. 

2. Die Preußische Staatsregierung wolle erklären, auf weicher Grund- 
lage die Beamtengehälter in ihrer augenblicklichen Höhe errechnet sind. 

3. Die Preußische Staatsregierung wolle erklären, mit welchen Mitteln 
sie die Beamtenschaft, namentlich der unteren und mittleren Besoldungs- 
gruppen in den Stand setzen will, die weit über die Indexzalilen hinaus- 
gehende Teuerung zu ertragen.“ Be 
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Der Gautag begann mit einer Öffentlichen Technikerkundgebung 7 | 
in Mainz, bei der Koll, Lenz über die Wetttbewerbsunfähigkeit der | 
deutschen Industrie DL Seine interessanten Ausführungen gipfelten 
in einer Gegenüberstellung derjenigen Maßnahmen, nach denen die Arbeit- 
geber bzw. die Arbeitnehmer lanben den Wiederaufbau des Wirtschafts- 
lebens herbeiführen zu können. Er behandelte die Denkschrift der Arbeif- 
geber zur ar und wies treffend nach, daß die dort geforderten 
Maßnahmen nicht zur Wiedergesundung führen können. Dauernde Ver- 
weigerung angemessenen Lohnes und Gehaltes, Ablehnung von Tarifver- 
trägen, Maßnahmen gegen den Ausbau der Sozialversicherungen usw. | 
verhindern von vornherein die Wiedergesundung der Wirtschaft. Die | 
wohldurchdachten und beweiskräftigen Argumente des Referenten fesseiten 
die zahlreich erschienenen Zuhörer. 


Die Tagung am Sonntag fand in dem schönen Gewerkschaftshats 
„Wartburg“ in Wiesbaden statt. Den Geschäftsbericht er 
stattete der Oauleiter, Kol. Horn. Die wirtschaftlichen Verhältnisse 
wurden aufgezeigt und an Hand der Tarifverträge festgestellt, daß die’ 
Arbeitgeber auf allen Gebieten des Arbeitsrechtes schr aggressiv vor- | 
gehen. Trotz der ablehnenden Haltung der Arbeitgeber den Tarifver4 | 
trägen gegenüber sind die Fortschritte in bezug auf Gehaltssteigerungen | 
doch unverkennbar. In organisatorischer Hinsicht konnte mit Befried}- 
gung festgestellt werden, daß die durch die Inflationsperiode verursachten | 

chäden überwunden sind. Die Mitgtiederzahlen lassen eine langsame aber 
stetige Aufwärtsentwicklung erkennen. Die Verwaltungsarbeiten befrie- | 
digen. Das Beitrags- und Abrechnungswesen ist bis auf einige kleine | 
Ortsverwaltungen in Ordnung. Mit der Errichtung der Gaunebenstelle 
in Cassel sind auch die Voraussetzungen für eine gute Aufwärtsentwickt 
king unserer Bewegung im dortigen Bezirk gegeben. Zusammenfassend 
wird auf die erreichten Fortschritte und den Anteil der ehrenamtlichen | 
Arbeit hieran hingewiesen und der weitere Aus- und Aufbau unseren | 
Verwaltungsarbeit gefordert. 

Der Gauvorstandsbericht, erstattet vom Kollegen Herzog, be- | 
handelt die Arbeit des Gauvorstandes und die Personalfragen im Gau, ) 
soweit sie Bundesbeamte betreffen. Dem ausgeschiedenen früheren Gau- 
leiter, Koll. Jordan, wird der Dank für seine Tätigkeit ausgedrückt. 
Dem Gauvorstand und dem Gawleiter wurde daraufhin einstimmig Eat- 
lastung erteilt. 

Koll. Lenz sprach sodann über die Wirtschafts- und Lohnpolitik” 
der Arbeitgeber und behandelte besonders die vom Bundesvorstaud be- 
schlossene Kundgebung. Der Gautag nahm hierzu eine Entschlie- 
Bung an, die u. a. besagt, daß .die organisierten Bundesmitglieder im 
Gau Hessen Solidarität und höchste Opferbereitschaft beweisen werden, 
wenn im Gau Hessen oder anderswo im Reiche die Kollegen zum 
Kampfe um ihr gutes Recht gezwungen werden sollten. Der Aufruf 
des Bundesvorstandes fand einstinmige Billigung des Gautages. 

Außerdem wurde noch eine Entschließung angenommen, die! 
sich .gegen den sogenannten Leistungstarif und für den Stafiel-” 
tarif ausspricht und ferner eine Entschließung, die vom Bundesvorstand 
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Weiterverfolgung aller Maßnahinen fordert, um den achtständigen 
tarbeitstag gesetzlich zu sichern, 

Kell, Karger ya zum ann und gab eine Damißize 

» über all die Maßnahınen, die zur Werbung von Mitgliedern 

Be sind. Von einer ganzen Reihe von O.-V. konnten sehr er- 
E; iche Werberesultate mitgeteilt werden. Die Diskussion hierzu war 
sehr essprießlich und zeigte den einheitlichen Willen aller Teilnehmer, an 
dieser wichtigen Aufgabe regsam mitzuarbeiten. Die Behandlung der 
eingegangenen Anträge kste eine rege Debatte aus. 

Als Mitglieder des ro tande s wurden einstimmig gewählt: 
de Kollegen Herzog (Frankfurt) Industrie, Stehling (Cassel) 
Industrie, Gisbert (Darmstadt) Baugewerbe, Höhn (Mainz) Behör- 
den, Karger (Höchst a, M.) Chemie. Die Bestätigung des Oauleiters 
ersolgte einstimmig, 

Mit einer kurzen Ansprache schloß der Leiter des Gautages, Koll, 
Müller (Wiesbaden) die inhaltsreiche Tagung, nachdem er noch den 
Ortsverwaltungen Mainz und Wiesbaden für die Vorbereitung des Gau- 
tages den Dank der Delegierten ausgesprochen hatte. 


Bücherschau 


Technik. 

Die Dieselmaschine in Land- und Schiffsbetrieb. Von Siegfried 
Bock, Kiel, Steinstraße 2%. Eigenverlag. Kiel, .1925. 170 Seiten, 
Großoktav, 78 Abbildungen. 6 R.-M. 

Das Buch ist für Schiffsingenieure, Betriebsleiter, Maschinisten, 


Gewerbeschüler usw,, also für Praktiker bestimmt, berührt daher nur das 
Notwendigste an Theorie und will durch einfache Rechnungsbeispiele 
das Verständnis erleichtern. Der Verfasser erläutert eingehend die Hand- 
habung dieses neuzeitlichen Maschinenbetriebes; den breitesten Raum 
nimmt daher die praktische Behandlung der Maschine, des Brennstoffes 
und der, gesamten Zubehörteile ein. Die Beschreibung des Aufbaues der 
Dieselmaschine und ihrer wichtigsten Bauteile, unterstützt durch die 
zahlreichen Skizzen, dürften den Betriebsingenieuren und allen denjenigen 
Technikern willkommen sein, die sich über das Wesen und den Betrieb 
der Dieselmaschine unterrichten wollen, Kl. 


Bestimmung der Durchmesser für unbekleidete Rohrleitungen der 
Niederdruckdampf-, Abdampf- ınd Vakuumdampf-Heizungen. Von Jo- 
hanness Kelling, Chemnitz, Carl Marhold Verlagsbuchhandlüung 
Wendt & Klauwell, Halie a, d. S, 1925. 94 Seiten Oktav. 37 Tabellen, 
14 Pläne. 3,75 R.-M. 

Die vorliegende 3, Auflage ist gegenüber der 2. Auflage inhaltlich 
nahezu verdreifacht und insbesondere durch die Berechnung der Rohr- 
weiten für Abdampf- und Vakuumdampfheizungen erweitert. Die ein- 
fache Berechnung der Rohre nach der Fischerschen Formel, die beigefüg- 
ten Tabellen und Skizzen für die Ausführung ermöglichen nicht nur dem 
angehenden Techniker und Monteur des Faches, sondern auch Betriebs- 
ingenjeuren, Architekten, Bauleitern usw. eine rasche Einführung in das 
Wesen der Daimpfheizung, KL 


Sozialpolitik. 


Taschenbuch des Arbeitsrechts. Von Dr. Kalle und Dr. P. Gros, 
Gewerberichter in Stuttgart, Verlag für Wirtschaft und Verkehr, Stuttgart, 
Preis 4,80 Mark, 

Wer mit arbeitsrechtlichen Fragen zu tun hat, weiß, daß die Literatur auf 
diesem seit der politischen Umwälzung gewissermaßen erst entdeckten 
bzw. in Mode gekommenen Rechtsgebiet allmählich sehr reichhaltig 
geworden ist, Eine sehr sorgfältige Auswahl der wirklich wertvollen 
und zweckdienlichen Neuerscheinungen ist deshalb geradezu zwingendes 
Bedürfnis, Unter .diesem Gesichtspunkt haben wir dieses Taschenbuch 
bei unserer täglichen Beratungs- und Prozeßtätigkeit einer praktischen 
Gebrauchsprobe unterzogen, können aber mit gutem Gewissen sagen, 
daß es diese Probe glänzend bestanden hat und daß wir es deshalb 
allen Arbeitnehmer-Funktionären, also Gewerkschaftsbeamten, Betriebs- 
ratsmitgliedern, Gewerbegerichts-Beisitzern, Mundanwälten usw. zur 
Benutzung nur empiehlen können. In einem ersten Teil wird der 
Leser durch eine kurze und übersichtliche Anordnung des sehr bunt- 
scheckigen Stoffes über die Zusammenhänge und gegenseitigen Be- 
ziehungen der Rechtsquellen informiert, aus denen mangels eines 
einheitlichen - Arbeitsrechtsgesetzes das heute geltende Arbeitsrecht 
mindestens ebenso viel noch konstruiert wie begriffen werden muß. 
Dieser Teil ist in seiner knappen und klaren Sprache wohl das beste, 
was Laien zur geistigen Einfühlung in die Rechtsmaterie und als 
praktische Anleitung für ihre sachliche und formale Behandlung und 
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Anwendung geboten wurde. Diese systematische Inhaltsgliederung 
wird vorzüglich ergänzt durch das den 2, Teil bildende Lexikon des 
Arbeitsrechts, das in der Erläuterung alphabetisch geordneter Stich- 
worte, deren Wortbilder der Begriffsvorstellung des suchenden Laien 
geschickt angepaßt sind, eine Sachkennntnis und Vollkommenheit auf- 
weist, die höchste Anerkennung verdient. 


Verschiedenes. 


Die Weit in Zahlen. Von Woytinsky. Populäre Darstellung der 
Ergebnisse der Forschung auf alien Gebieten der Statistik. Erstes Buch. 
1, bis 3. Auflage. 264 Seiten Text und 16 Tabellen farbige graphische 
Diagramme. Geheftet 17 R.-M. Ganzkinen 20 R.-M. 

Mit diesem Buche beginnt ein umfangreiches, auf sieben Bände ver- 
anschlagtes Werk zu erscheinen, das sich zur Aufgabe gestellt hat, das 
Gesamtgebiet der Wirtschafts- und Sozialstatistik in tabellarischer und 
graphischer Form darzustellen. Der vorliegende 1. Band behandelt die 
Erde, die Bevölkerung, die Bevölkerumgsbewegung, 
de Wanderungen, die Städte, den Volksreichtum 
und die Reichstumsverteilung. ede politisch Aen- 
derung wird heutzutage mit Vorliebe auf statistisches Material 
gestützt. _ Wenn ein bekanntes geflügeltes Wort Statistiken an 
die Spitze der Lügen stell, so ist dabei soviel wahr, daß 
Zahlen sich, geschickt ausgewählt und angeordnet, leicht zu allen mög- 
lichen „Beweisen“ mißbrauchen lassen. iesem Mißbrauch kann aber 
nur gesteuert werden, wenn die Kenntnis des Wesens der Statistik und 
ihrer wissenschaftlich einwandfreien Handhabung möglichst weit ver- 
breitet wird. Hierzu bietet nun das vorliegende Buch ein ausgezeichnetes 
Mittel. Es ist geradezu erstaunlich, wie der Verfasser es versteht, mit 
wemigen knappen Erläuterungen den trockenen Zahlen Leben einzu- 
hauchen und sie, wie ein geschickter Richter seine Zeugen, auszufragen, 
um aus fhnen eine Fülle von Kenntnis und Belehrung zu schöpfen. Dabei 
wird nun auch die mehr oder minder relative Exaktheit der Zahlen und 
die Tragfähigkeit der auf sie gegründeten Schlußfolgerungen geprüft und 
sorgfältig vermieden, über die Grenzen unserer heutigen Erkenntnis 
hinauszugehen. 

Ganz besonders instruktiv sind die farbigen graphischen Darstellungen, 
in denen zu jedem Abschnitt die bildliche Wiedergabe des Tabellen- 
materials geboten wird. Man kann den in Aussicht gestellten weiteren 
Bänden, die sich mit der Arbeit, der Landwirtschaft, dem Gewerbe, dem 
Handel und Verkehr und der politischen und Moralstatistik befassen so!'en, 
mit Spannung entgegensehen, Pi. 


Baumeister des Friedens. Zehn Jahre Geschichte. der Union für 
demokratische Kontrolle. Von H. M. Swanwick. Mit Vorworten von 
E. D. Morel und Graf Max Montgelas. Ins Deutsche übersetzt von 
Dr. S. Blach. Halberstadt. H. Meyers Buchdruckerei und Verlag. 4 R.-M. 

Das Buch schildert das Entstehen und die Entwicklung der eng- 
lischen pazifistischen Bewegung vor, während und nach dem Weltkriege, 
Es ist gleichzeitig eine Huldigung an das Leben und Wirken des Par- 
lamentsmitgliedes der Arbeiterpartei E. D. More, des im November 1924 
verstorbenen Gründerss der Union für demokratische Kon- 
trolle (U.D.C.). Die Verfasserin, Helena Swanwick, selbst ein 
eifriges Mitglied dieser Union, gibt aus eigener Erfahrung ein plastisches 
Bild dieser zu Beginn des Krieges gegründeten Gesellschaft und der 
Leiden und Verfolgungen, die ihre Mitglieder durch die Kriegspsychose 
in England zu erdulden hatten. Morel war es, der seit 1919 gegen die 
beispiellos harten Bestimmungen des Versailler Friedensvertrages („Der 
Verträge gegen den Frieden‘) Sturm lief und vor allem gegen die Le- 
gende von der Alleinschuld Deutschlands. 

Wer sich über die auswärtige Politik Englands, besonders in bezug 
auf die Ausführung des Friedensvertrages, sowie über die Parlaments- 
beratimgen in dieser Frage unterrichten will und über die Parlaments- 

rsönlichkeiten der Arbeiterpartei, die im Sinne der U.D.C. ihren Ein- 
uß ausübten, dem sei das Buch bestens zur Anschaffung empfohlen. 
A. 


Geschäftliches 


Das Arbeitsergebnis einer wissenschaftlichen Kommission ist Dr. med. 
Schultheiß’ „Haemasal“. Es führt dem Biute hochwertige Nährsalze 
zu und bewirkt dadurch eine Blutreinigung und eine damit verbundene 
Nervenstärkung. Wir verweisen auf die Beilage in dieser Nummer 
unseres Blattes. Lesen Sie diese Beilage in Ihrem Interesse genaüestens, 
da Sie auf Wunsch umsonst und portofrei eine Probeschachtel dieses 
ausgezeichneten Mitttels erhalten, 
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Suche für mein Baubüro für Entwurf, Bauleitung und 
Abrechnung einen erfahrenen 


selbständigen möglichst die Stelle eines 
® 
Bautechniker 
und einen jüngeren zu besetzen. 


Bautechniker. 


Herren, die sicher und schnell im Entwurf, besonders auch 

Ausarbeitung von Arbeitszeichnungen und energisch 
bei der Bauleitung sind, wollen ihre Gesuche unter Bei- 
fügung von Zeugnisabschriften, selbstgefertigten Skizzen, 


ansprüche und Möglichkeit :des Stellenantritts einreichen. 
Wegen Wohnungsmangel werden unverheiratete Herren 


bevorzugt, 


Barabard Mönnigmann, Architekt u. Stadibaumeister, 


Oelde in Westfalen. 








Bei der Stadtverwaltung Höchst a.M. ist bald- 


Straßenmeisters 


Verlangt wird langjährige und gründ- 
liche Erfahrung und gute Fachschulbildung in Straßen- 
bau und -unterhaltung Anstellung erfolgt auf Grund 
des Preußischen Angestellten-Tarifs nach Vergütungs- 
gruppe VI, mit Aussicht auf Uebernahme in das Be- 
amtenverhältnis und Aufrückung in die Gruppe VII. 
Geeignete Bewerber werden ersucht, ihre Bewerbungen 
mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften bis spätestens 
den 15. Oktober 1925 einzureichen, 


Höchst a. M., den 25. September 1923. 


Für das hiesige städt. Hochbauamt wird ein tüchtiger 


Hochbautechniker 


mit abgeschlossener Baugewerkschulbildung, nicht über 
30 Jahre alt, gesucht. Der Bewerber muß sauberer Zeichner, 
energischer Bauführer und sicher im Veranschlagen ‚und 
Abrechnen sein und gute Bauerfahrung besitzen. Die 
Einstellung erfolgt auf Zeit durch Privatdienstvertrag, 
Vergütung nach Gruppe VII. Bewerbungen mit selbst- 
geschriebenem Lebenslauf, Zeugnisabschriiten und selbst- 
gelertigten Skizzen in Briefform sind umgehend zu 
richten an das 


Hochbauamt der Stadt Hallea.d. Saale. 


Erfahrener Hochhautechniker 


mit den Bestimmungen der Staatsbauverwaltung vertraut, 
für Bauleitung, Baupolizeisachen und Aufstellung, von 
Baubestandsb. chern, zum 1. November dies. Js. gesucht. 
Gehalt bis zu Mk. 250.— monatlich. Den Bewerbungen, 


die bis zum 15. Oktober eingesandt werden müssen, sind 
Lebenslauf u. Zeugnisse (auch Führungszeugnis) beizufügen, 
Preußisches Hochbauamt Friedeberg (Neumark). 


Der Magistrat. 













T kerkechmtt Hafzbrand 
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Jüngerer 


Baufechniker, 


flotter Zeichner, für Entwurf 
u. Ausführungszeichnungen, 
sicher in Massenberechnung 
und Abrechnung, zum s0- 
fortigen Eintritt gesucht. An- 
gebote m. Gehaltsansprüchen 


Friedrichs - Polytechnikum 


Städt. Gewerbehochschule In Cöthen (Anh.) 
Gegründet 1891. 
Studienabteilungen ı 


1. Maschinenbau und Bauingenieurwesen (Eisen- 
bau, Eisenbetonbau, Wege- u. Tiefbau). 





bittet 
Fr. Müller, 2. Allgemeine Elektrotechnik u. Elektr. Fernmelde- 
Baugeschäft, technik. 
Eilenburg bei Leipzig. 3. Technische Chemie einschließl. Elektrochemie und 
_ Photochemie sowie Gastechnik”und Zuckertechnik. 
a 4. Technologie: Eisenhüttenwesen, Keramik, Zement- 


technik, Glastechnik, Eisenemailliertechnik und 
Papiertechnik. 


5. Allgemeine Abteilung mit besonderer Berück- 
sichtigung der Wirtschaftstechnik. 
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Der zweite internationale Kongreß 
der Privatangestellten 


Der zweite Kongreß des Internationalen Bundes der Privat- 
angestellten wurde in der Zeit vom 27. bis 30. September in 
Kopenhagen abgehalten. Der Tagungsort war vom Vor- 

stand des Internationalen Bundes gewählt worden, um damit 
eine Ehrung des angeschlossenen dänischen Verbandes, des 

Dansk Handels og Kontormedhjaelperforbund, der in den vor- 
aufgegangenen Tagen sein 25 jähriges Bestehen feiern konnte, 
zu verbinden. Folgende Länder hatten Delegationen entsandt: 
| Belgien, Dänemark, Deutschland, Oesterreich, Großbritannien, 
| Frankreich, Niederlande, Norwegen, Polen, Schweden, die 
Tschechoslowakei und Ungarn. 60 Delegierte mit Einschluß des 
"Vorstandes vertraten diese Länder auf dem Kongreß. Vom In- 
ternationalen Gewerkschaftsbund in Amsterdam war erschienen 
der Sekretär J, Oudegeest, vom Internationalen Arbeits- 
j amt in Genf dessen Mitglied T. J. de Roode, vom Allge- 
‚meinen freien Angestelltenbund in Berlin Kollege Aufhäu- 
ser, von der Kammer für Arbeiter und Angestellte in Wien 
Dr. Rager. 

Der Kongreß wurde am Sonntag, den 27. September, 
durch den Vorsitzenden des Bundes, Kollegen Urban 
(Deutschland) eröfffnet. Urban weist in seiner Rede darauf 
hin, daß der Internationale Bund der Privatangestellten in den 
seit dem ersten Kongreß in Wien vergangenen drei Jahren 
reichlich Gelegenheit hatte, auch materiell seine Daseinsberech- 
tigung und seine Aktivität nachzuweisen. Er nennt hierbei die 
Unterstützungsaktionen für die valutaschwachen Länder wäh- 
rend der Inflation und die Hilfsaktion für die streikenden Bank- 
angestellten in Frankreich in den erst jüngst vergangenen Mo- 
naten. Er begrüßt die Delegationen aller Länder, die erschie- 
nenen Gäste, vor allem den persönlich erschienenen dänischen 
Ministerpräsidenten Stauning. Das Andenken an 
den verstorbenen Kollegen Hirsch (Teplitz) ehren die De- 
legierten durch Erheben von den Plätzen. 

- Es folgten die Ansprachen der Gäste: Stauning 
heißt den Kongreß im Namen der dänischen Regierung will- 
kommen. Er selbst empfinde mit tiefer Genugtuung die Fort- 
Schritte, die die freigewerkschaftliche Idee, der internationale 
Zusammenschluß der Proletarier aller Länder auch unter den 

eistigen Arbeitern gemacht habe. Auch die übrigen Redner 

eiern die große ethische und materielle Bedeutung der frei- 
‚gewerkschaftlichen Angestellteninternationale für den Eman- 
ı zipationskampf des Proletariats. 

Dann erstattet Smit (Holland) als Sekretär des Bitndes 
den Geschäftsbericht. Dieser wie auch die übrigen 
Referate zur Tagesordnung des Kongresses liegen allen Dele- 
Ben in ihre Landessprache übersetzt vor, so daß sich der 
ent auf einige ergänzende Ausführungen beschränken 

ann. 

Die Periode seit dem ersten Internationalen Angestellten- 
Kongreß sei dem Aufbau und der Konsolidierung des jungen 
|"Bundes gewidmet gewesen. Dies ist in vollem Umfange gelun- 

en. Besondere Aufmerksamkeit wurde der Frage der gesetz- 
dichen Regelung der Arbeitszeit, dem Achtstundentag und 
der Sonntagsruhe für die Angestellten  zugewendet. Die Be- 
ziehungen mit dem Internationalen. Arbeitsamt in Genf wegen 
' der Be andlung der Frage der Organisation der Intellektuellen 
"und Techniker gestalteten sich schwierig. Der Bund vertrat 
dabei den Standpunkt, daß unsere Internationale für die Or- 
ganisierung der Techniker zuständig ist, da deren Interessen 
‚mit denen aller übrigen Arbeitnehmer dem Arbeitgeber gegen- 
über durchaus gleichgelagert sind und zwischen ihnen und den 
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sogenannten selbständigen Intellektuellen ein viel geringerer 
Zusammenhang besteht. Neue Verbände haben sich unserer 
Internationale angeschlossen. Besonders zu begrüßen sei der 
Anschluß des Deutschen Werkmeister-Verbandes (Düsseldorf). 
Andere Verbände, die ihre Aufnahme in den Bund nachge- 
sucht haben, hätten abgewiesen werden müssen, da sie in 
ihrem organisatorischen Aufbau und ihren gewerkschaftlichen 
Tendenzen .nicht die Voraussetzungen für die Aufnahme. er- 
füllten. Zu den drei: Delegierten, die die Berufssekretariate im 
Vorstand des Internationalen Gewerkschaftsbundes vertreten, 
gehört der Kollege Smit als Sekretär der Angestellteninter- 
nationale. 


Die dem Bericht des internationalen Sekretärs folgende 
Diskussion ergibt eine sachliche Kritik an dem Referat 
Smits und an der Tätigkeit des Vorstandes. Es zeigt sich auch 
schon jetzt, daß die österreichische Delegation wohl- 
vorbereitet zum Kongresse kam und mit vorsorglich verteilten 
Rollen zu arbeiten gedenkt. Ihr Redner vermißt bei aller Be- 
rücksichtigung der Tatsache, daß die zurückliegende Zeit für 
den Internationalen Bund eine Periode des Aufbaues und der 
Konsolidierung des Bestehenden war, dennoch eine stärkere 
positive Betätigung auf dem Gebiete der Sozialpolitik. Er regt 
an, den Sitz des internationalen Sekretariats nach einem Brenn- 
punkt sozialpolitischer Ereignisse zu verlegen, also nach einem 
der Länder, in dem die Fragen der Arbeiterschutzgesetzgebung 
im Vordergrunde der parlamentarischen Kämpfe ständen. Ein 
deutscher Redner kritisiert Mangel an Aktivität und schlechte 
Information bei. dem Streik der Bankangesteilten in Frank- 
reich. Es bliebe ferner unverständlich, warum der Bund die 
Aufnahme einer Reihe von Organisationen, wie die der Schifis- 
ofliziere und -maschinisten, ferner der Bühnenangehörigen und 
Artisten abgelehnt hätte. Buisson (Frankreich) erklärt, der 
Streik im französischen Bankgewerbe wäre zwar zusammen- 
gebrochen, er hätte jedoch den Erfolg gehabt, daß den franzö- 
sischen Angestellten klar gewordeii ist, daß gewerkschaftlicher 
Zusammenschluß zu einer leistungsfähigen Organisation die 
Voraussetztng ist für die Erringung. besserer Lohn- und Ar- 
beitsbedingungen. Smit weist in seinem Schlußwort darauf 
hin, daß Vorstand und Sekretariat des Bundes zu größter Ak- 
tivität bereit sind, daß der Internationale Bund aber doch nur 
die Summe der von den angeschlossenen Verbänden aufzubrin- 
genden. Kräfte darstelle. Ueber den Anschluß der Bülnen- 
angestellten bzw. der Seeschiffahrtsangestellten ist er der Mei- 
nung, daß die letzteren zu der Transportarbeiterinternationale 
gehörten, die Bühnenangestellten aber eine eigene internationale 
Organisation haben sollten. Unserer Ansicht nach kann diese 
Antwort noch nicht das letzte Wort in der Frage sein. 


Dann kommt man zur Entscheidung über Zulassung bzw. 
Kündigung von Verbänden in verschiedenen Ländern. Dem 
Beschluß des Vorstandes in der Frage des Ausschlusses des 
Hoilländischen Handlungs- und Kontorangestellten-Verbandes 
„Merkurius‘ wird beigetreten; desgleichen ist man sich darüber 
einig, daß die U.S.T.I.C.A. (Frankreich) zur Zeit noch nicht 
aufgenommen werden könnte, daß vielmehr der U.S.T.1.C.A. 
aufgegeben werden sollte, sich zuerst dem französischen Ge- 
werkschaftsbund anzuschließen, und daß weitere Ermittlungen 
über die Zusammensetzung ihrer Mitgliedschaft erfolgen sollten. 
Außerordentlich bewegt wird die Debatte jedoch, als Halls- 
worth (England) seinen Antrag begründet, den Russi- 
schen Angestellten-Verband in den Bund aufzu- 
nehmen bzw. alle Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen, 
die der Aufnahme der Russen noch im Wege stehen sollten. 
Solange die Russen bei ihrer zahlenmäßigen Ueberlegenheit 
dem Bunde nicht angehörten, wäre die Internationale nur ein 
Rumpfgebilde. In der Diskussion wurde den Engländern klar 
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gemacht, daß nicht die Mitgliederzahl einer Gewerkschaft 
allein für die Stärke des Bundes maßgebend sei, sondern daß 
es in höherem Maße notwendig sei, darauf zu achten, welch 
Geistes die neuen Brüder wären. Die Amsterdanier Internatio- 
nale ist bisher von den Russen nach allen Richtungen hin ver- 
dächtigt und als gelb verschrien worden. Die russischen Ge- 
werkschaften seien auch viel mehr politische Institutio- 
nen des russischen Staatsapparates als selbständige, unabhän- 


gige Organisationen zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen 5 


Belange der Arbeitnehmer. Nachdem Smit noch einmal dar- 
gelegt hatte, welche zweideutige Haltung die Russen bei den 
bisherigen Verhandlungen über ihren Beitritt eingenommen 
hatten, nahm der Kongreß folgende Entschließung an: 

„Der Kongreß ist der Ansicht, daß eine Organisation nicht zu gleicher 
Zeit zwei sich bekämpfenden Gewerkschafts-Internationalen angehören 
kann. Unsere Internationale steht auf dem.Standpunkt des Internationalen 


Gewerkschaftsbundes (Amsterdam). Organisationen, welche bei einer 
anderen Internationale angeschlossen sind (rote, neutrale, christliche, 


faszistische), können aus diesem Grunde nicht unserem Internationalen 
Bunde der Privatangestellten angehören. 

Der Kongreß ist jedoch der Ansicht, daß Einheit, auch in .der Be- 
wegung der Handels-, Büroangestellten und Techniker unbedingt erfor- 
lich ist für den Kampf zur Verbesserung unserer Lage und zur Befreiung 
der Menschheit. 

Der Kongreß begrüßt dann auch mit großer Freude die Versuche, 
den Allrussischen Gewerkschaftsrat zum Anschluß an den 1.G.B. zu 
bewegen. Er gibt dem Wunsche Ausdruck, daß diese Versuche bald 
Erfolg zeitigen werden, und daß die russischen Kameraden nicht als Zer: 
splitterer oder Bekämpfer, sondern als Brüder, als Kollegen, in den 
1.G.B. aufgenommen werden. 

Sobald dies geschehen ist, werden die russischen Verbände der 
Handels- und Büroangestellten und der Techniker ohne weiteres, im 
Einklang mit den Statuten und nach Anerkennung der gefaßten Be- 
schlüsse, in unseren 1.B.P. aufgenommen.“ 

Damit war der erste Verhandlungstag des Kongresses zu 
Ende. Am Abend folgte der Kongreß der Einladung des däni- 
schen Verbandes zu einem Festmahl, dessen wahrhaft harmoni- 
scher Verlauf die Gastfreundschaft der dänischen Kollegen bei 
allen Kongreßteilnehmern unvergessen machen wird. 

Der zweite Kongreßtag begann mit dem Referat 
des Kollegen Urban (Deutschland) über die „Bildung 
neuer Fachgruppenim Bunde“. Urban weist auf die 
Entwicklung des Internationalen Bundes der Privatangestellten 
aus dem Internationalen Handlungsgehilfen-Sekretariat beim 
1.G.B. hin. Mit dem Hinzutritt der technischen Angestellten 
tauchte von selbst die Frage der Bildung von Fachgruppen auf, 
da auf Grund des Arbeitsverhältnisses der Techniker Dinge zu 
behandeln sind, wie z. B. das Erfinderrecht, die für die kauf- 
männischen Angestellten nicht in Betracht kämen. Es ist dann 
auch zur Bildung je einer besonderen Fachgruppe Tür die 
Techniker und für de Bankangestellten gekom- 
men. Trotzdem wäre es falsch, den Bund nunmehr noch weiter 
in einzelne Fachgruppen aufzuteilen, wie es von der österreichi- 
schen Landesfraktion verlangt wird. Nur in Oesterreich sind 
die reinen Fachorganisationen ausschlaggebend, während wir es 
in allen übrigen Ländern fast ausschließlich mit reinen Berufs- 
organisationen zu tun haben. 

Der Kongreß überweist nach langer Debatte die Weiter- 
behandlung dieses Punktes einer besonderen Kommission, die 
noch am gleichen Abend tagte, und die sich auf folgendes 
Kompromiß einigte, dem auch das Plenum einstimmig seine 
Zustimmung gab: 

„I. Die bestehende Gruppe der Techniker, die auch bis- 
her schon die Werkmeister mit erfaßte, ist in Zukunft „Fach- 
gruppe der Techniker und Werkmeister“ zu 
benennen. 

2. SoWeit in Berufs- oder Industriezweigen besondere Fra- 
gen auftauchen, die einer internationalen Klärung bedürfen, 
sollen vom Vorstand des Bundes die Beteiligten zu besonde- 
ren Besprechungen zusammenberufen werden. Die Delegations- 
kosten für solche Besprechungen tragen die Beteiligten selbst. 

Der Vorstand muß eine Konierenz einberufen, wenn die 
Mehrheit der angeschlossenen beteiligten Landesorganisationen 
einen solchen Antrag stellt. 

3. Der Vorstand des Bundes soll in Zukunft außer den 
Vorsitzenden der beiden bestehenden Fachgruppen, Techni- 
ker — Werkmeister und Bankangestellte, aus acht Personen 


bestehen. Von den beiden neuen Sitzen sollen Oesterreich und : 


Deutschland je einen Sitz erhalten.“ (Schluß folgt.) 


Die technischen Angestellten in der 


Textilindustrie 


Die Textilindustrie, auf gut deutsch am besten mit Faden- 

industrie bezeichnet, zerfällt in drei Hauptgruppen: 

J. die garnherstellende Industrie (Spinnerei, 
Faseraufbereitung); 

II. die garnverarbeitende Industrie (Weberei, Bandweberei, 

Wirkerei, Flechterei, Spitzen- und Gardinenfabrikation); 


Zwirnerei, 


“sind: die 





4 


(Bleicherei, Färberei, "Zeug- 





III. die Veredelungsindustrie 
druckerei und Appretur). 


Diese Einteilung läßt sich noch in weitere Spezialgebiete 
zergliedern, beispielsweise die Spinnerei in Baumwoll-, Flachs-, 
Leinen-, Streichgarn-, Kammgarn-, Kunstwollspinnerei usw. 
Ein Blick auf die mannigfaltigen Erzeugnisse der modernen 
Textilindustrie läßt auch den Nichtfachmann klar erkennen, wie 
vielseitig dieses Gewerbe ist. 

Deshalb wird es auch dem Außenstehenden erklärlich sein, 
daß die Tätigkeit der technischen Angestellten in der Textil- 
industrie bei den einzelnen Branchen durchaus nicht einheitlich 
ist. Infolgedessen ist es auch schwierig, in Tarifverträgen 
eine alles umfassende Gruppierung einzubringen. Unsere 
Bundesbeamten in den verschiedenen Textilgebieten wissen 
hiervon ein Lied zu singen. 

Nun würde es zweifelles zu weit führen, wenn im Rahmen 
eines Zeitungsaufsatzes die Technikergruppen der gesamten 
Textilindustrie eingehend behandelt würden. Vielmehr müssen | 
wir uns darauf beschränken, die garnverarbeitende 
Industrie, die nach unserm Dafürhalten das Gros der tech- | 
nischen Kräfte stellt, vorzunehmen, Abgesehen hiervon sind 
einzelne Kategorien der Veredelungsindustrie, z. B. die Fär- | 
bereitechniker, zur chemischen Industrie zu zählen. = 

Bei unseren Feststellungen gehen wir von der Weberei| 
aus. Die in diesem Gewerbezweig durchgeführten Grup- | 
pierungen lassen sich auch auf die anderen Branchen der garn- | 
verarbeitenden Industrie ganz oder teilweise anwenden. Wir 
unterscheiden zunächst zwei Hauptgruppen: 

I. Die Webereiteehniker. 

I. Die Musterzeichner. 

Mancher Außenstehende wird hier stutziz werden und sich 
die Frage vorlegen: „Gehört der Textilzeichner zu den Tech- | 
nikern?“ Man stellt sich unter diesem: offenbar einen Herrn | 
vor, der nichts anderes zu leisten hat, als schöne Stoffentwürfe 
auf Papier zu zeichnen und in verschiedenen Farben aus-| 
zumalen, ähnlich so, wie der Dekorationsmaler ein Tapeten- | 
muster entwirft. Demgegenüber sei aber betont, daß der 
Musterzeichner neben seinem Zeichentalent über zediegene | 
technische Kenntnisse verfügen muß, da er die Patronen, das 
technischen Gewebezeichnungen, anfertiet. Es ist 
schon häufig vorgekommen, daß Kunstmaler, die uns vielleicht 
mit sehr schönen Landschaftsbildern erfreut haben, versuchten, 
irgendwelche Stoffentwürfe der Textilindustrie zur Verfügung 
zu stellen. Als man dann an die praktische Ausarbeitung auf 
dem Webstuhl heranging, zeigte es sich, daß etwas ganz anderes 
herauskam, - einfach deshalb, weil der Fachtechniker über die 
rationelle Verwendung des Rohmaterials bestimmt, was schon 
bei dem Gewebeentwurf unbedingt berücksichtigt werden muß. 
Erwähnt sei an dieser Stelle, daß nicht alle Webereien Muster- | 
zeichner benötigen. In den Betrieben, die nur glatte Waren | 
herstellen, z. B. Taffet, Köper, Atlas, Rips usw., werden die 
Zeichnungen durch die Techniker bewerkstelligt. 

Nach dieser kleinen aber notwendigen Abschweifung kom- 
men wir auf unser Thema zurück und beginnen bei der 
obersten Kategorie der Textiltechniker, dem 

1. Betriebsleiter. Derselbe hat die Leitung des’! 
Gesamtbetriebes oder, in Großbetrieben, einer Anzahl Betriebs- 
abteilungen inne. Vielfach ist mit diesem Posten der Titel eines 
technischen Direktors verbunden. 1 

2. Dem Werkführer obliegt in Großbetrieben die! 
Leitung einer einzelnen Betriebsabteilung, er trifft die not- 
wendigen Anordnungen für den Fabrikationsprozeß. Deshalb’ 
auch in verschiedenen Gegenden hierfür die Bezeichnung Fabri- 
kations-- oder Abteilungsleiter. Die Wiegkammervorsteher 
regeln, wie schon der Name sagt, die Arbeit der Wiegkammer. | 
In einem Textilbetrieb ist die Wiegkammer diejenige Stelle, 
wo alle Fäden der Fabrikation zusammenlaufen. i 

In Klein- und zahlreichen Mittelfabriken hat der Werk- 
führer die Gesamtleitung einschl. Wiegkammer. Die unter 1 
und 2 aufgeführten Personen müssen natürlich neben einer | 
praktischen Vorbildung über diejenigen technischen Kenntnisse? 
verfügen, wie sie nachstehend unter 3 bis 6 einzeln aufgeführt 
sind; auch müssen sie verstehen, Muster zu entwerfen und zu 
patronieren. - 

3. Erste Wiegkammergehilien oder Dispo 
nenten geben neben dem Werkführer die Einzeldispositionen 
aus, berechnen den Rohstoffbedarf für die verschiedenen Auf 
träge, bewerkstelligen den Verkehr mit Färbereien und 
Bleichern und mustern die Farbpartien ab, verwalten das Garn- 
lager und tragen Sorge für rechtzeitige Weiterleitung der 
Garne und Materialien an die cinzelnen Betriebsabteilungen. ” 

4. Kalkulatoren errechnen Selbstkosten und Ver- 
kauispreise, sowie die technischen Angaben, die für die Fabr= 
kation notwendig sind. ‘Die letzteren werden an die Wieg- 
kammer weitergegeben. Außerdem wird von ihnen die Be 
triebsstatistik geführt, wozu Unterlagen von der Wiegkammer) 
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geliefert werden. In größeren Fabriken bestehen besondere 
K RER die von Abteilungsieitern beaufsichtigt 
werden. 
— 5. Webereitechniker überwachen Webstühle :und 
| Hilfsmaschinen, führen die Statistik über Kraft-, Licht- und 
Kohlenverbrauch, sowie über den Nutzeffekt der einzelnen 
"Arbeitsmaschinen, die zu Lohnunterlagen verwandt werden. 
I Außerdem treffen sie Anordnungen über Veränderungen und 
| Ausbau der Webstühle bei Vorrichtung neuer Ketten. 
Ii7 6 Wiegkammergehilfen sind dem _ Werkführer 
I oder Disponenten unterstellt. Dieselben verrichten die üblichen 
| Wiegkammerarbeiten und führen die Fabrikationsbücher, Wieg- 
I kammergehilfen sind nur dann als technische Angestellte an- 
zusehen, wenn sie eine praktische Lehre im Betrieb oder auf 
der Wiegkammer durchgemacht, oder eine Textilfachschule 
I absolviert haben. Es gehen nämlich häufig kaufmännische 
"Angestellte zur Wiegkammer über, die aber dann mehr die 
Fabrikationsbuchführung erledigen, ohne eigentliche technische 
Arbeiten zu vollführen. 


Die Musterzeichner sind folgenderweise gegliedert: 

1. Dessinateure entwerfen neue Muster, malen diese 
in den. verschiedenen Farbstellungen aus und stellen neue 
Muster- und Farbkollektionen selbständig zusammen. 
3 2. Erste Musterzeichner leiten das Zeichnerbüro, 
"auch Zeichenstube genannt, sowie den Musterbetrieb. Sie 
arbeiten die vom Dessinateur gelieferten Entwürfe in Stoff 
und Qualität aus, zeichnen die Figurenpatronen und 
fertigen die dazu notwendigen Dispositionen an. In der Band- 
weberei, Flechterei und Spitzenfabrikation entwerfen die ersten 
"Musterzeichner auch die neuen Artikel. 

3. Musterzeichner arbeiten selbständig nach An- 
gaben der ersten Zeichner. Sie müssen in der Lage sein, nach 
"vorgelegten Stofiproben die Patronen ohne weitere Anleitung 
zu zeichnen. 
= 4. Patroneure tupien den Grund auf die Patronen, 
daher auch der Name Grundtupfer. Auch zeichnen sie nach 
Angaben kleinere Patronen. 

- Mit vorstehender Klassifizierung erheben wir keinerlei An- 
spruch auf. Vollständigkeit, doch dürften. mit unseren Fest- 
"stellungen die Haupttechnikergruppen in der Textilindustrie er- 
fjaßt sein. Die Benennungen in den einzelnen deutschen Textil- 
‚gebieten sind auch nicht immer gleich. 2 
= Deber die Gehaltsbemessung der Textiltechniker 
können wir uns an dieser Stelle nur allgemein fassen. Zum 
‚besseren Verständnis sollen Vergleiche mit der Metall- und 
"Maschinenindustrie gezogen werden. 
© ‚Die Betriebsleiter (technische Direktoren) werden 
tariflich kaum erfaßt. Neben Gehalt beziehen diese in der Regel 
Umsatz- oder Gewinnbeteiligung. Werkführer, erste Kalku- 
"lJatoren, erste Musterzeichner, Wiegkammer-- und Abteilungs- 
leiter erhalten Gehälter, welche denen der Betriebs-Ingenieure 
und der selbständigen Konstrukteure gleichkommen. Die Dis- 
"ponenten, selbständigen Wiegkammergehilien, Kalkulatoren, 
"Musterzeichner und Webereitechniker werden den Detail- 
konstrukteuren und Technikern in der Bezahlung gleichgestellt. 
Patroneure und Wiegkammergehilien werden im Höhe der 
Zeichnerklasse entlohnt. - 
E Mit diesem Ueberblick glauben wir auch dem Außenstehen- 
den ein Bild über die Technikerschaft der Textilindustrie und 
ihrer Tätigkeit gegeben zu haben. Zum Schluß sei noch die 
Augenblickliche wirtschaftliche Lage dieser Industrie 
‚geschildert. 
Die deutsche Textilindustrie ist bekanntlich auf einen großen 
art angewiesen. Derselbe liegt jetzt infolge der hohen 
"Preise gegenüber der Auslandskonkurrenz sehr danieder, Des- 
halb macht die Textilindustrie eine Krise durch, die sich auch 
‚hier wie in anderen Wirtschaftszweigen in Entlassungen, Lohn- 
druck und Arbeitszeitverlängerung äußert, da die Unternehmer 
trotz ihrer „Privatinitiative“ kein anderes Mittel zur Behebung 

er augenblicklichen Lage wissen. Nach unseren Unter- 
‚Suchungen liegen hauptsächlich drei Gründe für den hoheı 
"Preisstand der deutschen Textilpreise vor: 

I. Die durch die Inflation hervorgerufene Uebersetzung von 

Industrie und Handel; 

I. Die Preispolitik der Kartelle; 

— HI. Die mangelhafte Betriebsorganisation der meisten Fa- 
’ briken. < 

Auf die ersten beiden Punkte näher einzugehen, erübrigt 
sich an dieser Stelle, da sich die Oeffentlichkeit zur Genüge 
damit beschäftigt. -Der letztere Grund wird jedoch fast nur 
"von der Fachwelt erörtert, da dieser.ja eine technische Ange- 
degenheit berührt. Es wird von dieser Seite immer wieder die 
Forderung erhoben, daß die deutsche Textilindustrie ihre Be- 
triebe auf Grund der wissenschaftlichen Betriebsführung um- 
zugestalten habe. Hier liegen die Dinge noch sehr im Argen, 
da nur wenige Fabriken neuorganisiert worden sind. Hingegen 
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ist die englische Konkurrenz auf diesem Gebiete der deutschen 
weit voraus. Trotz der höheren Löhne sind die englischen 
Preise niedriger als »die unsrigen. Dabei müssen die Eng- 
länder auf dem Weltmarkt dieselben Rohmaterialpreise zahlen 
wie die Deutschen. ; 

. Hieraus ist zu ersehen, daß es einer gründlichen Umstellung 
der: deutschen Textil-Industrie bedarf, um auf dem Weltmarkt 
wieder als erfoigreicher Konkurrent auftreten zu können. Diese 
Einsicht ist überall vorhanden, nur nicht in den Köpfen rück- 
ständiger Unternehmer und ihrer geschäftstüchtigen Syndizi. 
Wir sind überzeugt, daß noch manche Firmen infolge der ver- 
fehlten Wirtschaftspolitik der Krise zum Opfer fallen werden. 
So notwendig eine Reinigung unserer Wirtschaft von un- 
produktiven Elementen auch ist, so muß man doch’ sehr be- 
dauern, daß auch hier wieder Arbeiter, Angestellte und Be- 
amte die Hauptleidtragenden sind. Dabei herrscht überall ein 
Riesenbedarf an Textilien. Es zeigt sich immer mehr, daß die 
kapitalistische Privatwirtschaft, deren treibendes Motiv der 
Profit ist, nicht mehr imstande ist, der Klubsessel-Wirtschafts- 
anarchie Herr zu werden. Daher ist es auch für die Textil- 
techniker notwendig, zur klaren Erkenntnis ihrer Lage zu 
kommen, um Mitkämpfer zu werden für eine bessere Wirt- 
schaftsform. Mi. Nr. 178 572. 





00 Rundschau on 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Lebenshaltungsindex trotz steigender Preise unverändert. 
Die Reichsindexziffer für die Lebenshaltungskosten ist für den 
Durchschnitt des Monats September mit 144,9 
(gegen 145,0 im August) nahezu unverändert geblieben. Die 
Verbilligung von Brot, Kartoffeln und Gemüse soll die Preis- 
erhöhung von Fleisch, Molkereierzeugnissen, Eiern, Miete, 
Heizung und Beleuchtung ausgeglichen haben. Die Arbeitneh- 
mer werden allerdings auf Grund ihrer ständig steigenden 
Haushaltsausgaben zu einem anderen Ergebnis kommen. 








Der Kampf gegen die Kartelle. Der Reichswirtschafts- 
minister scheint in seinem Kampie gegen die Kartelle jetzt 
etwas aus seiner Reserve herauszugehen. Im „Reichsanzeiger‘ 
erschien ver einigen Tagen eine Anordnung, die sich gegen 
ein Baustoffkartell, den Hailischen Verkaufsverein für 
Ziegelfabrikate A.-G., richtet. Dieser Verkaufsverein hatte 
am 27. August, als die Preissenkungsaktion der Regierung längst 
bekannt war, die Verkaufspreise für Steine von 35 M. auf 
40 M. erhöht. Weiter schloß er nach wie vor seine Ver-- 
käufe "freibleibend ab. Das Vorgehen des Reichswirtschafts- 
ministers stützt sich auf die bekannte Kartellverordnung vom 
2. November 1923. Nach Berufung auf diese Verordnung 
ordnet der Minister an, daß die Mitglieder an die Bestimmun- 
gen des Verkaufsvereins nicht gebunden sind, und daß Ab- 
schriften von Vereinbarungen, Beschlüssen und Verfügungen 
dem Wirtschaftsministerium eingereicht werden müssen. Die 
Maßnahmen des Verkaufsvereins dürfen erst nach Zugang 
der Abschriften an den Minister in Kraft treten. Interessant, ist, 
was der Minister in seiner Einleitung zu seiner Anordnung 
sagt: Die Anordnung geschehe „im Hinblick darauf, daß bei 
der Durchführung der nachstehend genannten Kartellverträge 
in volkswirtschaftlich, nicht zu rechtiertigender Weise die Preise 
gesteigert und hochgehalten werden, und daß ferner durch den 
Verkauf zu freibleibenden Preisen die Gesamtwirtschaft und 
das Gemeinwohl gefährdet wird“. 

Hier wird also klipp und klar bestätigt, daß „Kartellver- 
träge in volkswirtschaftlich nicht zu rechtfertigender Weise 
die Preise steigern und hochhalten“. Etwas anderes haben wir 
nie behauptet. Hoffentlich hält diese gute Einsicht vor, und der 
Reichswirtschaftsminister sieht auch einmal bei anderen Kar- 
tellen und Syndikaten nach dem Rechten. Auch anderswo wird 
er das finden, was er beim Hallischen Verkaufsverein für 
Ziegelfabrikate beanstandete. 


Allgemeine Gewerkschaftsfragen 


Der Reichsarbeitsminister versucht sich zu rechtfertigen. 
Die „Aktennotiz‘“‘ des Herrn Meißinger hat das Reichs- 
arbeitsministerium in den Mittelpunkt der Diskussion gerückt, 


Die Gewerkschaftspresse hat sich eingehend mit den Verhand- _ 


lungen beschäftigt, die zwischen Herrn Dr. Sitzler und Herrn 
Meißinger gepflogen wurden. Das schon in den letzten Mo- 
naten außerordentlich gehäufte Mißtrauen gegen das Ministe- 
rium ‚des Herrn Dr. Brauns hat sich auf seiten der Arbeiter, 
Angestellten und Beamten durch die Aktennotiz noch wesent- 
lich verstärkt. Mit vollem Rechte mußte dagegen Einspruch 
erhoben werden, daß dem Vertreter der Unternehmerorganisa- 
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tion Versprechungen gemacht wurden, 
auf keine Kuhhaut gingen. Man mußte deshalb gespannt sein, 
was der Reichsarbeitsminister seibst auf, die öfffentlichen An- 
klagen gegen sein Ministerium öffentlich zu erwidern hatte. 
Eine umfangreiche Antwort, man könnte auch sagen Recht- 
fertigungsschrift, liegt nunmehr vor. 

Die Antwort ist, wenn man die ungeheuerlichen Behaup- 
tungen Meißingers in Betracht zieht, mehr als mäßig. Sie 
erwähnt die Aktennotiz mit keinem Wort, weil hierzu Dr. Sitz- 
ler sich noch besonders äußern soll. Uns interessiert hier vor 
allem die Stellung des Ministers, weil er die Verantwortung‘ 
für sein Ministerium in vollem Umfange zu tragen hat. 

Zur Lohnpolitik führt der Minister aus, daß es Sache 
der Gewerkschaften und Unternehmer sei, sich zu einigen, das 
Ministerium greife nur ein, wo eine Verständigung nicht ge- 
linge oder eine Partei zu schwach sei, um die notwendige Ge- 
staltung der Arbeitsbedingungen durchzusetzen. 

Hier ist zunächst zu betonen, daß die Gewerkschaften mit 
Recht für sich in Anspruch nehmen, im Wirtschaftskampf der 
schwächere Teil zu sein, so namentlich nach jener furcht- 
baren Inflation, die die Gewerkschaften ohne ihre Schuld fast 
zu Boden drückte. ‚Leider muß hier betont werden, daß man 
in der vergangenen Zeit wenig davon gemerkt hat, vom 
Reichsarbeitsministerium eine fühlbare Hilfe erhalten zu haben. 
Vielfach setzte sich bei den Arbeitnehmern mit Recht der 
Gedanke fest, daß die staatliche Hilfe dem stärkeren Teil, den 
Unternehmern, zuteil wurde. 

Der Minister erklärt ferner, daß das Ministerium sich nie- 
mals allgemein gegen Lohnerhöhungen ausgesprochen habe, 
Wenn. in dieser Erklärung das Wörtchen ‚allgemein‘ nicht 
vorhanden wäre, dann könnte das Ministerium in den Augen 
der Arbeitnehmer makellös dastehen, vorausgesetzt, daß es 
sich auch wirklich so verhielte. Aber da der Minister die Ein- 
schränkung „allgemein‘‘ selbst macht, darf man wohl mit Recht 
der Meinung sein, das Ministerium hat sich vielleicht mehr, 
als wir ahnen, gegen Lohnerhöhungen ausgesprochen. Doch 
weiter: Das Ministerium habe jede wirtschaftlich tragbare 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen begrüßt „und sich im 
Rahmen des möglichen für den Schutz der wirtschaftlich 
Schwächeren eingesetzt“. Auch in den letzten beiden Monaten 
haben nach einer vom Minister beigefügten Uebersicht Schieds- 
sprüche oder Einigungen im Reichsarbeitsministerium fast 
durchweg Lohnerhöhungen, und zwar zwischen 3 und 10 Pro- 
zent, erbracht. 

Hier kann sofort die Frage aufgeworfen werden: Was 
liegtim Rahmen deswirtschaftlich Möglichen? 
Wer bestimmt die wirtschaftlich tragbare Verbesserung? Bei 
allen Lohnverhandlungen spielen die Auseinandersetzungen zwi- 
schen Unternehmern und Gewerkschaftsvertretern um die Frage 
der wirtschaftlichen Tragbarkeit der Forderungen eine große 
Rolle. Selten. kommen die beiden Parteien hier überein; im 
Gegenteil glauben die Arbeitnehmervertreter fast immer, daß 
die Wirtschaftslage der betreffenden Industriegruppe die Lohn- 
forderungen der Gewerkschaften zu tragen vermag. Entspre- 
chende Belege werden in der Regel von den Unternehmern 
nicht anerkannt. Will etwa das Ministerium hier von sich 
aus bestimmen, was wirtschaftlich tragbar ist oder nicht? 

Genau so steht es mit dem Schutz der Schwächeren im 
Rahmen des wirtschaftlich Möglichen. Unternehmer und Ge- 
werkschaften stimmen auch. hier fast nie überein, wie weit der 
Rahmen des wirtschaftlich Möglichen gesteckt sein kann. Wie 
also sieht das Ministerium diesen Rahmen? Nach der Ver- 
gangenheit zu urteilen, muß man leider sagen, daß der Rahmen 
des wirtschaftlich Möglichen, wie ihn das Reichsarbeitsminjste- 
ritım sieht, äußerst knapp bemessen ist. 

Zu der Frage der Verbindlichkeitserklärun- 
gen habe sich die Stellung des Ministeriums nicht geändert. 
So wünschenswert fortschreitende Selbstverantwortung und 
freie Verständigung der Parteien sei, so könne, zumal die Par- 
teien selbst wirksame Tarifinstanzen leider nicht geschaifen 
hätten, eine Gesetzesänderung in der Riehtung einer Preisgabe 
der Verbindlichkeitserklärungen nicht erfolgen. Wenn das Ar- 
beitsministerium zu diesen Worten steht, dann könnte sich die 
Arbeitnehmerschaft damit zufrieden geben. Vorausgesetzt ist 
natürlich, daß wirklich begründete Verbindlichkeitserklärungen 
auch ausgesprochen werden. Gegen die Verbindlichkeitserklä- 
rungen, soweit sie auf Antrag der Gewerkschaften vorgenom- 
men werden, rennen die Unternehmer besonders an. Es wäre 
zu hoffen, daß das Ministerium hier etwas mehr Festigkeit 
zeigen würde. Die Schlichterbespreehungen hält das Ministe- 
rium nach wie vor für notwendig; bindende Anweisungen 
in lohnpolitischen Fragen seien jedoch niemals gegeben worden. 

Bezüglich des Fragenkomplexes der Arbeitszeit- 
gesetzgebung äußert sich der Minister ausführlich. Das 
Ergebnis ist auch hier ein sehr mageres. In Bern sei zwi 
schen den Arbeitsministern von Frankreich, Belgien und 
Deutschland die Ratifizierung des Washingtoner Abkommens 


die, gelinde gesagt, . 
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nicht vereinbart worden. Man habe damals nur gemeinsam den 
Eindruck festgestellt, daß es möglich sein würde, zu einer ge- 
meinsamen Ratifizierung zw. gelangen. Tatsächlich- habe nur 
Frankreich ratifiziert, aber unter der Bedingung, daß auch 
Deutschland ratifiziere, wobei man in Frankreich gut wisse, 
daß Deutschland ohne, England und Belgien nicht ratifizieren 
kann. Der Minister legt hiernach auseinander, daß er versucht 
habe, in Deutschland zw einer ‚Regelung zu kommen. Ferner 
wird auf die Verordnung über die Arbeitszeit an Hochöfen 
und in Kokereien verwiesen, wo die Arbeitszeit\in einem der 
Arbeiterschaft günstigen Sinne geregelt si. Das geplante Ar- 
beitszeitgesetz soll zu einem vollständigen Arbeiterschutzgesetz 
ausgestaltet werden, das mit dem Wust der jetzt in Gewerbe- 
ordnung, Ausführungsverordnungen, Kinderschutzgesetz, Demo- 
bilmachungsverordnungen und Arbeitszeitverordnung zersplit- 
terten Bestimmungen reinen Tisch mache und eine einheitliche 
Regelung des gesamten .Arbeiterschutzes einschließlich der 
Arbeitszeit bringe. Die Arbeiten seien mit äußerstem Nach- 
druck gefördert. So behauptet der Minister. Diese Erklärung 
sieht gewiß etwas anders aus als das, was in der Aktennotiz 
steht. Dennoch kann man dem Ministerium kein Lob ob der 
geleisteten Arbeit aussprechen. Doch warten wir hier einmal 
ab, inwieweit sich die Voraussagungen erfüllen, daß das Ar- 
beitszeitgesetz mit äußerster Beschleunigung zu Ende geführt 
werden soll. _ ! 

Der Minister versichert zum Schluß, „daß sich das Reichs- : 
arbeitsministerium in all seinen Teilen auch heute noch mit der- 
selben inneren Ueberzeugung und mit der gleichen Unpartei- 
lichkeit für den sozialen Fortschritt einsetze, wie es das seit 
jeher getan habe“, 

Soweit in groben Umrissen das Verteidigungsschreiben des 
Reichsarbeitsministers. Wenn man auch annehmen kann, daß 
der Unternehmersyndikus Dr. Meißinger seine Aktennotiz nach 
seiner Richtung 'etwas gefärbt hat, so ist doch aber nicht an- 
zunehmen, daß er sich alles aus den Fingern sog. Und wenn 
man die hahnebüchenen Behauptungen und Versprechungen 
Dr. Sitzlers, wie sie. in der Aktennotiz gegeben wurden, ver- ) 
gleicht mit dem, was der. Arbeitsminister zur Verteidigung 
vorbringt, dann kann man sich keineswegs für befriedigt er- 
klären. Doch der Reichsarbeitsminister hat gesprochen, er 
hat den unangenehmen Eindruck der Aktennotiz zu verwischen 
gesucht. Nehmen wir diese Erklärung mit der gebührenden 
Reserve zur Kenntnis, und warten wir ab, was nunmehr folgt. 
Erst dann wird man ermessen können, was von diesem Arbeits- 
ministerium zu erwarten ist. 


Zur Illustration der Besoldung nach Leistung. In der 
„Deutschen Bergwerkszeitung‘“ erschien kürzlich ein Artikel 
unter der Ueberschrift: „Die Krisis in der Privat- 
angestelltenbewegung.‘“ Auf diesen törichten Erguß 
eines anonymen Trabanten des Unternehmertums braucht man 
nicht näher einzugehen, spricht daraus doch nur die Wut 
über die Angestellten, die sich nicht mehr als Steigbügeihalter 
des Unternehmers mißbrauchen lassen. Interessant ist aber 
ein Artikel, den ein Herr W. als Antwort in der gleichen 
Zeitung unter derselben Ueberschrift veröffentlicht hat. Herr W. 
gehört offenbar zu den sogenannten „leitenden“ Angestel- 
ten. Er begründet zunächst ziemlich richtig die Ursachen des 
Zustroms der Angestellten in die Gewerkschaften in den 
Jahren 1918 bis 1920, sieht aber bezeichnenderweise in dem 
Rückgang der Mitgliederzahlen der Angestelltenverbände „ein 
erfreuliches Zeichen dafür, daß die Angestellten all- 
mählich wieder in gutem Einvernehmen mit den Unterneh- 
mern ihre Einkommensverhältnisse regeln können.“ 

Herr W. täuscht sich. Von einer Regelung der Einkom- 
mensverhältnisse der Angestellten, die auf ein gutes Einverneh- 
men mit den Unternehmern schließen ließe, ist nichts zu spüren. 
Die Angestellten — auch die scheinbar zufriedenen — sehen 
täglich mehr ein, daß sie von dem Wohlwollen der Unter- 
nehmer nichts zu erwarten haben. Vielleicht sieht 
Herr W. es als ein gutes Einvernehmen an, wenn die Unter- 
nehmer, wie es in letzter Zeit sehr häufig vorgekommen ist, 
ihren Angestellten Reverse zur Unterschrift vorlegen, worin 
sich diese mit einem Gehaltsabzug oder sonstigen Verschlech- 
terungen‘ des Arbeitsvertrages einverstanden erklären sollen. 
Derartige Verlangen sind im rheinisch-westfälischen Industrie- 
gebiet in letzter Zeit mehrfach an die Angestellten gestellt wor- 
den. Kürzlich wurde ein bezeichnender Fall über die EI-° 
saß-Werke in Bochum an dieser Stelle veröffentlicht.” 
Bei den Gelsenkirchener Gußstahlwerken hat 
man neuerdings von den Angestellten verlangt, daß sie sich 
mit einem Gehaltsabzug von 10 Prozent einverstanden erklären ” 
sollen. Dabei wurde bemerkt, daß, falls sich die Angestellten- 
schaft des Werkes. weigern sollte, den Gehaltsabzug. anzuerken- 
nen, eine entsprechende Anzahl von Angestellten gekün- 
digt werde. Die Angestelltenschaft wird daraus jedenfalls” 
die richtigen Schlüsse ziehen und erkennen, daß sie ohne ge- 
werkschaftlichen Kampf ihre wirtschaftliche ‘Lage "nicht zu 
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verbessern vermag. Herr W. und seine Freunde brauchen 


€ also nicht zu früh zu frohlocken, es wird wieder anders kom- 


Ba v 


Er sagt wörtlich: 


„Noch eine Randbemerkung zu der Einkommensnivellierung: Bei 


" unseren großen Konzernen sind die Gehaltssätze auch für die nichttarifier- 

ten Angestellten nach einem Schema festgesetzt, von dem „aus grundsätz- 
lichen Erwägungen“ in keinem Einzelfalle abgewichen wird. Eine Be- 
zahlung nach individueller Leistung findet — Vorstandsmitglieder natür- 
lich ausgenommen — nicht mehr statt. Man läßt eingearbeitete tüchtige 
‚Kräfte, wenn sie etwas mehr verlangen, als dem Schema entspricht, ruhig 





" Soziale Dokumente aus Bayern 


Die maßgebende Arbeitgebergruppe in Bayern ist das 
Nürnberg-Fürther Arbeitgeber-Kartell (N.F.A.K.). 
Es umfaßt nicht nur zahlenmäßig die meisten Betriebe, son- 
‚dern vor allem die wichtigsten Wirtschaftsgruppen. Die übri- 

| gen Arbeitgeberverbände richten sich nach den Beschlüssen 
und Handlungen des N.F.A.K., und die bayerischen Regie- 
rungsstellen zeigen weitestgehendes Verständnis für seine 
„Wünsche“ und „Anregungen“, 

Im Bewußtsein seiner überragenden Stellung glaubt nun 
wohl das N.F.A.K. auch zur Durchführung der antisozialen 
Beschlüsse der Reichsspitzenorganisationen der Arbeitgeber ver- 
pflichtet zu sein. Vielfach schon vor, auf alle Fälle aber kurz 

_ nach dem Bekanntwerden der „Richtlinien“ der Arbeitgeber- 

spitzenorganisationen stellte das N.F.A.K.' seine Lohn- und 
Sozialpolitik auf diese Richtlinien ein. Kein Wunder also, daß 
es für den Lohnabbau, die Arbeitszeitverlängerung, die Ur- 
laubsverkürzung und die Bekämpfung der „Auswüchse des 
Schlichtungswesens“, welch letztere von den Arbeitgebern in 
- der Verbindlicherklärung von Schiedssprüchen erblickt werden, 
mit derselben Energie und Zähigkeit zu Felde zieht, wie es 
die märchenhafte „Preissenkungsaktion‘ der Reichsregierung 
warmherzig begrüßt. Daß es sich dabei der tatkräftigen Un- 
terstützung der „unparteiischen Schlichtungsstellen‘“ erfreut, 
zeigen die Vorgänge der letzten Zeit. er 

Die Angesteiltenorganisationen hatten die bestehende Ge- 

 haltsvereinbarung zum 31. Juli d. J. gekündigt und für die 
_ Regelung ab 1. August eine Gehaltserhöhung um 15 Prozent, 
‚wie sie sich aus der ungenügenden Höhe der bisherigen Ge- 
hälter und der Entwicklung der Teuerung ergaben, gefordert. 
Das N.F.A.K. verlangte eine Gehaltsreduzierung auf den Stand 
“vor dem 1. Mai d. J. und langfristige Bindung an die herab- 
gesetzten Gehälter.“ Der angerufene Landesschlichter verwies 
den Gehaltsstreit an den stellvertretenden Landesschlichter nach 
Nürnberg, und dieser fällte den sälomonischen Spruch: 
„Für den August bleibt alles beim alten, im September ist neu 
zu verhandein.‘“ Der Spruch verfiel von beiden Seiten der Ab- 
lehnung, und im September wurden die gleichen Forderungen 
"erhoben. Die daraufhin neuerdings vor dem gleichen Schlichter 
Be ahrten Verhandlungen zeigten im allgemeinen das gleiche 
Bild wie die vorhergehenden. Nach eingehender Begründung 
der Forderung auf Gehaltserhöhung versuchte der Vertreter des 
NF.A.K. unter geschickter Ausnützung aller für die Ange- 
stellten ungünstigen Wirtschaftsmomente die Beweisführung 
zu entkräften. Daß dabei an die Preissenkungsaktion der 
 Reichsregierung überspannte Hoffnungen geknüpft und der 
_ Rückgang des Brotpreisess um einen Pfennig als eine 
außerordentliche Erleichterung der Wirtschaftshaltung der An- 
ee ellten hingestellt wurden, versteht sich bei der vom N.F.A.K. 
beliebten Verhandlungsmethode von selbst. Es darf auch bei 
all den Erfahrungen, die in der letzten Zeit gemacht wurden, 
nicht sonderlich wundernehmen, daß der stellvertretende Lan- 
- desschlichter für die Notlage der Wirtschaft ein außerordentlich 
 weitgehendes Verständnis zeigte, während ihm die Nöte der 
" Arbeitnehmer, die er früher als langjähriger Arbeitervertreter 
oft genug zu beobachten Gelegenheit hatte, scheinbar nicht 
“mehr bekannt sind. Die ganze Weltfremdheit offenbart sich 
"denn auch in dem nachfolgenden Schiedsspruch: 
1. Die nochmalige Behandlung des Gehaltsstreites für Monat Au- 
 gust 1925 im gegenwärtigen Verfahren wird unter Hinweis auf die Be- 
- stimmungen des $ 12, Abs. 3 der 2. Verordnung zur Ausführung der 
V.O. über das Schlichtungswesen yom 29. Dezember 1923 abgelehnt, 
“ 2. Die mit rechtsverbindliche@Schiedsspruch vom 30. April 1925 
 festgesetzte Gehaltstafel bleibt für Monat September 1925 in Geltung. 
3. Zur Abgabe einer Erklärung über Annahme oder Ablehnung des 
‚Schiedsspruches wird den Parteien Frist gesetzt bis Freitag, den 25. Sep- 
 tember 1925 einschließlich. 


Im übrigen ist aber auch Herr W. durchaus nicht mit 
erhalten der Unternehmer einverstanden, denn er beklagt 
sich bitter über die Einkommensnivellierung, die von den Un- 

'ternehmern trotz des guten Einvernehmens vorgenommen wird, 
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gehen, um dafür Neulinge einzustellen. Der einzelne Direktor, der gern 
einen, eingearbeiteten tüchtigen Beamten halten bzw. zufriedenstellen, 
möchte, ist diesem, von der allerobersten Konzernleittng festgesetzten 
Schema gegenüber machtlos.“ 

- Dieses Eingeständnis eines Mannes, der es wissen muß, be- 
stätigt, was wir schon immer behaupteten, daß von einer 
Entlohnung nach Leistung im Großbetriebe nicht die 
Rede sein kann. Wenn schon die leitenden Angestell- 
ten über eine Nivellierung "der Einkommen klagen, wieviel 
schlimmer wird dann die Nivellierung bei den übrigen Ange- 
stellten sein. Die Angestellten erkennen hieraus, daß die 
tarifliche Regelung ihres Eirikommens das einzig Rich- 
tige ist; sie haben um so mehr die Pflicht, für ihre Tarife zu 


Es ist unbestritten, daß die soziale und wirtschaftliche Lage der am 
Streit beteiligten Angestellten seit der letztmals im April 1925 mit Gel- 
tung ab 1. Mai 1925 erfolgten Gehaltserhöhung durch die ständig fort- 
geschrittene Steigerung der Lebenshaltungskosten (nach dem Reichsindex 
von 136,7 im April auf 145 im August) ungünstiger geworden ist, und 
daB für die inzwischen eingetretenen Belastungen der Angesteilten durch 
die erfolgte Preissteigerung ein angemessener Ausgkich durch Gehalts- 
erhöhungen durchaus gerechtfertigt wäre. : 

Wenn trotzdem im Schiedsspruch vorgeschlagen wird, die bisher 
gültigen Gehaltssätze für Monat September beizubehalten, so deshalb, 





- um einmal den allgemein schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen der 


Industrie nach Möglichkeit Rechnung zu tragen, hauptsächlich jedoch mit 
Rücksicht auf die von der Reichsregierung. angekündigten und sehnlichst 
erwarteien Preissenkungsmaßnahmen, die zweifellos in ihrem 
Erfolg durch allgemein durchgeführte Gehalts- und Lohnerhöhungen un- 
günstig beeinflußt werden müßten und in der Folge sowohl den Arbeit- 
nehmerverbänden als auch den Schlichtungsstellen für ein Mißlingen dieser 
Maßnahmen die Verantwortung aufgebürdet würde. 

{) Mit Rücksicht auf die zur Zeit unklaren wirtschaftlichen Verhältnisse 
hat das Schiedsgericht die Laufdauer des bisher gültigen Lohnabkommens 
auf Monat September befristet. Damit soll den Parteien die Möglichkeit 
gegeben werden, für Oktober in neue Verhandlungen einzutreten. 

Es ist geradezu hahnebüchen, was man von seiten der 
staatlichen Schlichtungsstellen den Angestellten heute alles 
vorzusetzen wagt. Wenn die derzeitige Reichsregierung als 
Vertreterin von Landwirtschaft, Handel und Industrie Zoll- 
maßnahmen durchsetzt, die eine ganz wesentliche Verschärfung 
der Lebenshaltung bringen, und dann hinterher den Anschein 
zu erwecken sucht, als ob durch die ins Land hinausposaunten 
Teuerungsabbaumaßnahmen die verteuernde Wirkung der Zoll- 
vorlage abgeschwächt oder ganz aufgehoben werden könnte, 
dann ist. das objektiv eine Irreführung der breiten Masse, die 
nur durch politische Momente zu erklären ist. Unverständlich 
aber ist, daß eine Behörde wie der Landesschlichter, die doch 
immerhin ein Mindestmaß von sozialem Verständnis und wirt- 
schaftlicher Einsicht besitzen sollte, diese Irreführung der öf- 
fentlichen Meinung dadurch unterstützt, daß sie jede Gehalts- 
erhöhung mit Rücksicht auf die Preissenkungsmaßnahmen ab- 
lehnt. Zwar muß der Landesschlichter zugeben, daß die Teue- 
rung in den letzten Monaten wesenid.ch gestiegen ist; es wird 
auch Herrn Böhm nicht unbekannt sein, daß die Not bei den 
Angestellten viel, viel größer ist als bei den Arbeitgebern. 
Trotzdem wird ohne Rücksicht auf die Wirklichkeit ein 
Schiedsspruch gefällt, wie er von dem reaktionärsten Arbeit- 
gebersyndikus nicht besser gewünscht werden könnte. Gerade- 
zu komisch mutet das ungeheure Verantwortungsgefühl gegen- 
über der Regierung und der Wirtschaft an. Dieser Schieds- 
spruch samt seiner Begründung ist nicht dazu angetan, das 
stark erschütterte Vertrauen der Arbeitnehmer zu der Unpartei- 
lichkeit staatlicher Schlichtungsorgane zu heben. Wenn sich 
dann noch einzelne Amtspersonen, wie der stellvertretende 
Landesschlichter für Südbayern, Herr Kurth in München, 
während ihrer Schlichterstellung um eine Anstellung in 
der Privatindustrie bemühen, dann wird man es der 
Arbeitnehmerschaft nicht verdenken können, wenn sie zwischen 
diesen Bemühungen und den Schiedssprüchen der letzten Zeit 
ursächliche Zusammenhänge sieht. 

Dem N.F.A.K. aber ist die Belassung des derzeitigen Ge- 
haltsniveaus nicht weitgehend genug; es verlangt Gehalts- 
abbau um jeden Preis. Und weil dieser. Abbau auf 
legalem Wege nicht ohne weiteres erreichbar ist, werden Neben- 
wege eingeschlagen. Wie diese aussehen, zeigt der Auszug aus 
nachstehendem Rundschreiben: 

N.F.A.K., Rundschreiben Nr. 317. Nürnberg, den 21. September 1925. 
Betrifft: Angestelltengehälter. 

Bezüglich der Gehaltstafel des N.F.A.K.-Angestelltentarifes besteht 
zur Zeit iarifloser Zustand. Da, wo die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Betriebes dazu zwingen, kann der Einzeldienstvertrag unter Einhaltung 
der bestehenden Kündigungsvorschriften vorsorglich gekündigt werden, 
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um nach Ablauf derselben mit dem Angestellten einen neuen Dienstvertrag 
zu vereinbaren, der ein 'ermäßigtes Gehalt vorsieht, wenn bis zum Ab- 
lauf der Kündigungsfrist nicht eine neue tarifliche Gehaltstafel vorhanden 
sein sollte, 

Wenn eine Firma zu vorstehender Maßnahme gezwungen ist, emp- 
fehlen wir, die Gehaltssätze zu vereinbaren, welche der mit Rundschr. 
N.F.A.K. Nr. 39 (V.B.M. Nr. 52) vom 10. Februar 1925 übersandte Nach- 
trag 6 zum N.F.A.K.-Angestellten-Tarifvertrag enthielten. 

Wir weisen außerdem noch darauf hin, daß unter Einhaltung der 
gleichen Kündigungsfristen auch einesRevision der Einreihung des ein- 
zelnen Angestellten in Gruppe und Spannung der Gehaltssätze 
möglich ist. ; 

Es würde sich ungefähr folgendes Muster für ein Kündigungsschrei- 
ben ergeben: ö 

„Mit Rücksicht auf Ihre monatliche Kündigung kündigen wir Ihnen 
hiermit auf 31. Oktober 1935. Wir sind bereit, Sie nach diesem Zeit- 
punkt in Ihrer bisherigen Stellung weiter zu beschäftigen, jedoch mit 
einem Monatsgehalt von ... . Mark, sofern nicht jeweils tarifliche Be. 
stimmungen entgegenstehen. 

Für den Fall, daß wir nicht bis zum 1. Oktober 1925 von Ihnen aus- 
drückliche Zustimmungserklärung erhalten haben, gilt die eingangs er- 
wähnte Kündigung.“ 

Bemerkung: Es ist notwendig, dem Angestellten die Kündigung 
einige Tage vor dem 1. Oktober 1925. zuzustellen, damit er sich — wie 
in dem Muster vorgesehen — bis zum 1. Oktober 1925 dazu äußern 
kann. 

Wir bemerken ausdrücklich, daß sich der Umfang der Durchführung 
vorstehender Maßnahmen ausschließlich nach den Bedürfnissen 
des einzelnen Betriebes zu richten hat, eine generelle An- 
leitung von Verbands wegen also unmöglich ist. 

Die Geschäftsstelle, 

Die brutale Rücksichtslosigkeit der vorgeschlagenen Maß- 
nahmen spricht für sich selbst; sie wird aber ins hellste Licht 
gerückt dadurch, daß nicht etwa die Notwendigkeit von Be- 
triebseinschränkungen Ursache der Entlassungen ist, sondern 
das Bestreben, das wirtschaftliche Uebergewicht restlos zum 
Zwecke des zwangsweisen Gehaltsabbaues einzusetzen. Was 
will gegenüber dieser Tendenz der letzte Absatz des Rund- 
schreibens besagen! Die Auguren lächeln unter sich und wer- 
den den Wink mit den „Bedürfnissen des Betriebes‘‘ schon ent- 
sprechend auslegen. 

Das. ganze Vorgehen der Herren vom N.F.A.K. beweist, 
daß sie den Augenblick für gekommen halten, um einen Haupt- 
schlag gegen die Angestellten führen zu können. Im Verein 
mit den Schlichtungsstellen, mit Unterstützung -des Reichs- 
arbeitsministeriums und unter Anwendung .aller materiellen 
und seelischen Druckmittei dem Einzelnen gegenüber glauben 
sie sich stark genug, Bresche in die Gewerkschaftsmauer zu 
schlagen und die Angestellten in das frühere Hörigkeitsver- 
hältnis zurückzuführen. Soziale Verantwortungslosigkeit im 
Verein mit Profitinteresse, so. sieht die wahre „Wirtschaftsfüh- 
rung‘‘ dieser Herren aus. 

Nun gilt es die Angestellten zusammenzuschweißen. Jeder, 
der angesichts der Haltung des N.F.A.K. noch an das Wohl- 
wollen der Arbeitgeber glaubt, ist ein unverbesserlicher Opti- 
mist, dem nicht zu helfen ist; er handelt aber auch gegen die 
Interessen seiner Berufsangehörigen und hemmt den Fortschritt. 
Das N.F.A.K. spekuliert auf die Zerrissenheit der Angestell- 
ten; sein Vorgehen muß bei jedem Berufskollegen das Gegen- 
teil auslösen. Die Rechnung mit dem N.F.A.K. werden wir 
dann bei Gelegenheit begleichen. 


Industrietarife 


Die Auswirkung der Schlichterbesprechung in Kassei haben 
die Industrieangesteilten von Württemberg jetzt in ihrer 
ganzen Härte empfinden. müssen. Im März wurde ein Gehalts- 
tarif abgeschlossen, der den Angestellten eine Bindung bis zum 
30. September auferlegte; nur bei einer Steigerung der Stuit- 
garter Indexziffer um mehr als 10 Punkte, die auch im zweiten 
Monat noch anhält, sollten schon vorher neue Verhandlungen 
gefordert werden können. Am 22. Juli betrug diese Steigerung 
9,9 Punkte, am 12. August 10,2 Punkte. Ein Antrag auf Er- 
höhung der Gehälter ab 1. August wurde von Arbeitgeberseite 
abgelehnt, weil es am 22. Juli nur 9,9 Punkte waren. In einer 
Besprechung erklärten sich die Arbeitgeber zu einer Verhand- 
lung im September bereit, wenn die Forderungen für August 
zurückgezogen würden. Das geschah. Im September fan- 
den die Verhandlungen mit den Arbeitgebern statt, aber nur, 
um das gegebene Versprechen formell zu halten, und um jedes 
Zugeständnis abzulehnen. Der Schlichtungsausschuß würde an- 
gerufen. Die Arbeitgeber erschienen mit großem Aufgebot. 
Der Schlichtungsausschuß fällte einen Schiedsspruch dahin- 
gehend, daß ab 1. September die Gehälter um 7 Prozent zu er- 
höhen sind. Die Angestellten nahmen den Schiedsspruch an, 
obgleich die indexmäßige Steigerung der Lebenshaltungskosten 
von 7,7 Prozent nicht voll abgegolten war, die Arbeitgeber 
lehnten ab. Und nun folgte der Tragödie letzter Akt. 

Beim Landesschlichter von Württemberg 
wurde die Verbindlichkeit des Schiedsspruches beantragt. Die 
Verhandlungen fanden am Mittwoch, den 6. Oktober, statt und 
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wurden vom Landesschlichter, Ministerialrat Schmuker, per- 
sönlich geleitet. Schon der Beginn der Verhandlungen war ein 
Zeichen dafür, wes Geistes Kind dieser „unparteiische‘“ Schlich- 


ter ist. Er forderte die Arbeitgeber auf, ihre Ablehnung des 


Schiedsspruches zu begründen. Diese machten eine saure Miene, 
sie wünschten nicht zuerst zu sprechen. Dann wurden die An- 
gestellten aufgefordert, ihr Anliegen vorzubringen. Als diese 
nun der Auffassung des Schlichters beitraten, daß die Arbeit- 
geber zunächst ihre Ablehnung zu begründen hätten, wurden 
nicht die Arbeitgeber-, sondern die Angestelltenvertreter vom 
Schlichter angeherrscht. Um diesem mehr als albernen Theater 
ein Ende zu machen, nahmen dann unsere Vertreter das Wort 
und begründeten eingehend, daß bei einer gerechten Beutrtei- 
lung der Verhältnisse der Schiedsspruch für verbindlich zu er- 
klären sei. Von den Arbeitgebern wurde die Ablehnung ge- 
fordert mit dem Hinweis auf die schlechte Geschäftslage der 
Industrie und auf die Preisabbauaktion. Als dann nach einigen 
anderen Rednern der Vertreter des G.d. A. ebenfalls seine 
Zweifel an dem Erfolg der Preisabbauaktion zum Ausdruck 
brachte, fuhr der, „unparteiische‘‘ Schlichter in einer in Worten 
nicht wiederzugebenden Weise dazwischen: „Warten Sie 
dochersteinmalab, was die Preisabbawaktion 
bringen wird! Auch die württembergische Regierung wird 
eingreifen.‘‘“ So schrie er los, und das, obgleich kurz zuvor 
von uns darauf hingewiesen war, daß namhafte Unternehmer- 
verbände, insbesondere auch die Einzelhändler, erklärt haben, 
daß für einen Preisabbau alle wirtschaftlichen Voraussetzungen 
fehlen. 

Unser Mißtrauen, das wir seit Jahren bezüglich der Un- 
parteilichkeit des Schlichters Schmuker hatten, wurde dürch 
diese Vorgänge als vollauf gerechtfertigt bestätigt. Wie wir 
es von diesem Schlichter nicht anders erwartet hatten, lautete 
die Entscheidung auf Ablehnung der Verbindlichkeitserklärung. 
In der Begründung dieser Ablehnung machte sich Schmuker 
die Argumente der Arbeitgeber restlos zu eigen, als da sind: 
schlechte Finanzlage, Preisabbau, Leistungszulagen, und aus 
eigenem fügte er hinzu, daß die Regierung die Erhöhung der 
Beamtengehälter abgelehnt habe. „Nachtigall, ich hör’ dir 
laufen‘, würde Fritz Reuter hier sagen. 

Die Darlegungen der Angestelltenvertreter wurden mit 
keinem: Wort gewürdigt, auch nicht die durch Unterlagen be- 
legte Tatsache, daß die Arbeiter seit März eine Lohnerhöhung 
um 25 bis 32 Prozent erhalten haben. Hier schweigt sich die 
Weisheit dieses sonst so beredten Schlichters aus. 

Ein besonders beachtenswerter Zwischenfall verdient aber 
noch der Erwähnung: Die Klagen über die Notlage der In- 
dustrie hatten den Vertreter des D.H.V. veranlaßt, in einer 
größeren Zahl von Betrieben eine Umfrage bezüglich der tat- 
sächlichen Finanzlage zu halten. 


triebe nicht mit fremdem Kapital arbeiten, gerieten die Arbeit- 
geber in Harnisch. Sie gerieten in Gefahr, einer bedenklichen 


Uebertreibung überführt zu werden. Deshalb trumpften sie auf, ° 


es grenze an einen Verrat von Geschäftsgeheimnissen, damit 
würde dem Tarifgedanken der Todesstoß versetzt usw. Dabei 
war keine Firma genannt, nur summarische . Zahlen, es war 
nur der vorsichtige Versuch gemacht, das von den Arbeitgebern 
so oft geforderte Beweismaterial tatsächlich beizubringen. Auch 
der wehmütige Hinweis auf den so sehr gehätschelten Är- 
beitsgemeinschaftsgedanken durch den D.H.V. verfing bei den 
sich höchst entrüstet gebärdenden Arbeitgebern nicht mehr. 
Von einer wirklich 
beitsgemeinschaft wollen eben die Arbeitgeber nichts wissen, 
Klassenkampf ist die Parole der Arbeitgeber, so sehr sie es 
auch bestreiten. 

Die Vorgänge haben in aller Deutlichkeit bewiesen, daß die 
Angesteilten in Württemberg auch bei mehr als berechtigten 
Forderungen eine Hilfe von diesem Schlichter und dieser Re- 
gierung nicht zu erwarten haben. Sie müssen endlich erkennen, 
daß ihr Heil nur in der Selbsthilfe liegt. Stärkung der Organi- 


sation, Opfer- und Kampfbereitschaft der Kollegenschaft ist: 
die Voraussetzung, um den Arbeitgebern dasselbe abtrotzen zu 


können, was den Arbeitern gewährt werden mußte. 


Baugewerbetarife | 


Bezirkstarifverhandlungen. Groß-Berlin: Nachdem die 
von den Berliner baugewerblichen Arbeitgeberverbänden immer 


wieder neu heraufbeschworenen Schwierigkeiten nun endgültig 


von uns abgetan werden konnten, ist auch der angerufene 


Schlichtungsausschuß dazu gekommen, die von uns beantragte” 


Entscheidung zu fällen. Wie bei der bekannten Einstellung 
der gesetzlichen Schlichtungsigstanzen nicht anders zu er- 


warten war, ist auch in diesem Falle den Interessen der Ar-ı 


beitgeber weitestgehend Rechnung getragen worden. Der 
Schiedsspruch für den Rahimentarifvertrag enthält im wesent- 
lichen den Entwurf des Reichstarifvertrages, über den sich 
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Als er auf Grund dieser Um- ° 
frage dartun konnte, daß etwa 60 Prozent der befragten Be- 


auf Gleichberechtigung beruhenden Ar-: 
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chlichtungsinstanzen, die infolge Fehlens des Reichstarifver- 
trages in der bisherigen Art nicht wieder aufgezogen werden 
Ben treten für den Geltungsbereich des Groß-Berliner Be- 
zirkstarifvertrages die gesetzlichen Schlichtungsinstanzen. 

Das Prinzip des Leistungstarifvertrages, das ja auch in dem 
erwähnten Reichstarifvertragsentwurf verankert war, soll durch 
den Schiedsspruch noch verschärft werden. Für die Gruppe I 
Sind vier Gehaltsstufen, für die Gruppe II drei Gehaltsstufen, 
für die Gruppen Il und IV jedoch nur ein Min- 
destgehalt vorgesehen. 

Der Rahmentarifvertrag soll vom 1. Oktober 1925 bis zum 
30. September 1926 gelten, tritt jedoch außer Kraft, wenn in- 
zwischen ein neuer Reichstarifvertrag Geltung erhalten sollte. 
- Der Schiedsspruch für das Gehaltsabkommen setzt die Ta- 
riigehälter mit Wirkung vom 1. Oktober d. J. wie folgt fest: 





Gruppe I: a) im 1. Berufsjahre 105 M. 

b) im 2. und 3. Berufsjahre 125 M. 

c) in 4. und 5. Berufsjahre 160 M. 

% d) vom- 6. Berufsjahre ab 250 M. 
l Gruppe II: A im 1. Berufsjahre 175 M. 
b) im 2. Berufsjahre 200 M. 

<) im 3. Berufsjahre 225 M. 





Arbeiterentlassungen und Förderanteil 
im. Ruhrbergbau 


Die Einschränkung der überspannten Fördermöglichkeit 
im Ruhrbergbau geht unter schwerster Belastung der Arbeiter- 
und Angestelltenschaft vor sich. Die Reichsregierung scheint 
gar nicht an ein Eingreifen zugunsten der geschädigten -Ar- 
beiter und Angestellten zu denken, und die ergriffenen Maß- 
nahmen der Preußischen Regierung sind bedeutungslos. Die 
Zahl der stillgelegten Gruppen ist noch dauernd im Wachsen, 
die Zahl der erwerbslosen Angestellten steigt dauernd und die 
der erwerbslosen Bergarbeiter dürfte 21 000 erreicht haben, da 
schon am 15. September 18794 Erwerbslose vorhanden waren. 
Bei Beginn des Winters werden große Zahlen von Konjunktur- 
arbeitern erwerbslos, und es scheint, daß für das Ruhrgebiet im 
kommenden Winter eine Not bevorsteht, wie man sie auch 
in den übelsten Zeiten nicht gekannt hat. 


Die Bergbauunternehmer verlangen darüber hinaus immer 
weitergehende Belastung der Arbeiterschaft und setzen in den 
Betrieben alles daran, möglichst hohe Förderanteile zu er- 
reichen, um dadurch weiterhin zu einer Verringerung der 
Selbstkosten zu gelangen. Die Betriebe werden umgestellt. 
Neben ganzen Gruben werden Flöze und Flözteile stillgelegt. 
Aus- und Vorrichtungsarbeiten werden eingestellt und schärfsie 
Kontrolle über jeden Arbeiter und Angestellten und seine 
Tätigkeit ausgeübt. Wenn auch ein Teil der Maßnahmen in 
der heutigen Zeit verständlich sind, so muß man doch gegen 
einen Teil derselben schärfste Bedenken hegen. Es scheint 
nämlich, daß man in dem Uebereifer, mit dem man die Still- 
legungen, Einschränkungen und Entlassungen betreibt, auf 
manchen Stellen zu weit geht. Nicht wieder gut zu machenden 
Schaden würde man damit anrichten. Gruben, die nicht zu 
den schlechten gehören, sondern die in einiger Zeit sich gut 
fentieren würden, und manche Flöze, die man in kurzer Zeit 
doch wieder in Angriff nehmen muß, sind stillgelegt worden, 
wie übereinstimmende Nachrichten aus vielen Teilen des Ruhr- 
gebiets besagen. Die Einschränkung der Aus- und Vorrich- 
fung muß sich in kurzer Zeit rächen, da dann all diese un- 
produktiven Arbeiten nachgeholt werden müssen. 


Die in-den letzten Wochen gezählte Förderziffer erreicht 
nämlich, wenn man sie auf ein ganzes Jahr umlegt, eine Höhe, 
die dem zu erwartenden Absatz entspricht. Eine Steigerung 
ist, wenn nicht anormale Verhältnisse -eintreten, nicht zu er- 
warten, wohingegen auch ein Nachlassen des Absatzes infolge 
ler Entwicklung der Gesamtwirtschaft nicht zu erwarten ist. 
ie Folgerung daraus ist aber, daß man entweder mit der der- 
itigen Arbeiterschaft die Förderzifffer und damit den För- 
eranteil je Mann und Schicht halten muß oder aber mehr 
Arbeiter anlegt und damit den Förderanteil je Mann und 
hicht absinken läßt. Da aber wie gesagt die Aus- und Vor- 
38 “teitweise eingestellt wurde, so wird man schon aus 
diesem Grunde mehr Arbeiter wieder einstellen müssen. Da- 
seben muß endlich einmal Schluß gemacht werden mit dem 
Verfahren von Ueberschichten auf einer Reihe von 
Sruben, darunter solchen, die eine wesentliche Einschränkung 
hrer Arbeiterzahl vorgenommen haben. Geradezu ein Hohn 
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unsere Verhandkıngspartei mit den Vertretern der Arbeitgeber Gruppe III: Mindestgehalt 250 M. 
im August d. J. geeinigt hatte. An Stelle der tariflichen Gruppe IV: Mindestgehalt 350 M. 


Dieses Gehaltsabkommen soll: bis zum 31. März 1926 
gelten, zu welchem Termin es erstmalig mit monatlicher Frist 
gekündigt werden kann. 

Als Uebergangsvorschrift zur Einführung des Leistungs- 
tarifvertrages besagt der Schiedsspruch: Die Angestellten, die 
am 30. September d. J. bereits bei ihrem jetzigen Arbeitgeber 
beschäftigt waren, erhalten mit Wirkung vom 1. Oktober 1925 
auf ihr bisheriges Tarifgehalt ausschließlich etwaiger Leistungs- 
zulagen eine Zulage von 7 Prozent, soweit sich durch die Fest- 
setzung der neuen Tarifgehälter in den Gruppen I und II nicht 
etwas anderes ergibt. 

Zu beiden Schiedssprüchen haben sich die Parteien bis 
zum 20. Oktober 1925 zu erklären. 

Die Arbeitgeber haben es durch ihre bewußt betriebene 
Verzögerungspolitik fertiggebracht, die Verhandlungen bis in 
den Spätherbst. hinein zu verschieben. Dieses Manöver kann 
nur einmal glücken. Es darf kein Zweifel darüber bestehen, 
daß das ganze Verhalten der Arbeitgeber seit dem Sommer 
dieses Jahres seine Wirkung nicht verfehlen wird, Die Arbeit- 
geber können gewiß sein, daß sie von den Bautechnikern zur 
gegebenen Zeit die Quittung dafür präsentiert erhalten werden. 





auf alle Vernunft ist die dauernde Vergrößerung der Förder- 
möglichkeit, die trotz aller Einschränkungen und Stillegungen 
aus Konzern- und Syndikatsgründen ständig vorgenommen 
werden. Es ist eine unerträgliche Belastung der Gesamt- 
wirtschaft, wenn man auf der einen Seite versucht, den Leer- 
lauf im Bergbau durch Stillegungen einzuschränken, und auf 
der anderen Scite die Fördermöglichkeiten ausbaut und da- 
durch den Leerlauf wieder vergrößert. 


-Der Förderanteil je Mann und Schicht ist seit 1924 erheb- 
lich gestiegen, und zwar bezeichnenderweise für die Gesamt- 
belegschaft weniger als für die Hauer. Das liegt num nicht 
etwa daran, daß das Gros weniger arbeitet, sondern es liegt am 
Abbau der, Arbeiterschaft, der schon jetzt falsche Wege geht. 
Die Hauer und die Untertagearbeiter sind verhältnis- und 
zahlenmäßig am stärksten abgebaut worden, wie aus Nach- 
stehendem hervorgeht. Es stieg der Förderanteil je Mann und 
Schicht von Januar 1924 bis Januar 1925 bei den Hauern um 
6,3 Prozent, bei den gesamten Untertagearbeitern um 3,8 Pro- 
zent und bei der Gesamtbelegschaft (einschl. Nebenbetriebe) 
um 5,2 Prozent. Die Veränderung des Förderanteils für die- 
selben Gruppen betrug dann von Januar 1925 bis einschl. Mai 
1925 noch --1,3, +1,8 und — 0,5. Also eine dauernde Stei- 
gerung bei Hauern und Untertagebelegschaft und in 1925 eine 
Verringerung bei der Gesamtbelegschaft. Dieses Zahlenver- 
hältnis stammt, wie durch die nachfolgende Tabelle bewiesen 
wird, aus der Verringerung der Hauer und Untertagearbeiter 
und Vermehrung der Uebertagearbeiter. Die Gesamtzahl 
der Arbeiter entwickelte sich in den einzelnen Gruppen 
von Januar bis Juni 1925 wie folgt: 
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De Gedinge- Reparatur- Re | Summe 
schlepper hauer ae Pa | u. Tage 
Januar . 200314 25033 55443 81865 | 362655 
Februar 200 494 25197 55905 81649 365245 
März 199 338 24 577 55645 0012 359572 
April 196 370 24035 54679 78616 353709 
Mai 193 583 22631 53587 78449 346255 
Juni 189 158 20994 52239 73897 336 288 
Ueber Tage beschäftigte Arbeiter Gesamtbelegschaft 
| f | davon in 
Fach- Sonstige Jugendl. Frauen | überhaupt | Neben- 
arbeiter. Arbeiter BR, 
- 
Januar 27867 72529 6616 251 469 918 24609 
Februar 28047 71984 6515 247 470038 24.484 
März 27818 72845 6334 244 466813 | 25343 
April 28857 72415 6304 250 460526 25849 
Mai 27682 71215 6360 254 451766 26218 
Juni 27764 70007 | 6017 253 440 329 25967 


Es verringerte sich also in der vorstehenden Zeit die Zahl 
der Hauer um 5,56 Prozent, der Gedingeschiepper um 16,13 Pro- 
zent, der Untertagearbeiter insgesamt um 7,27 Prozent, wäh- 
rend die Uebertagearbeiterschait sich nur um 3 Prozent ver- 
minderte, wobei die Arbeiter in den Nebenbetrieben sich noch 
um 5,5 Prozent vermehrten. 


u 



































































nn nn 











Ve Bin ar 


N ER RETTEN EN de 


EDER ORERGN 








548 DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 Nr. 42 
>48 5, DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1935: 07 1, 30 ON. 42 


Diese Zahlen reden für sich eine deutliche Sprache, und 
es ist zu befürchten, daß die Zahlen für Juli, August und Sep- 
tember das Falsche des Abbaues noch deutlicher demonstrieren. 

Wie schon oben gesagt, ist die Steigerung der Förderung 
keine normale, sondera eine mit allen Mitteln und schärfster 
Anspannung der Leistungsmöglichkeit aller Arbeiter und An- 
gestellten erzielte Spitzenleistung. Man wird sie aber eben des- 
halb nicht halten können, und es ist die Frage aufzuwerfen: 
Was dann? Der Ausweg, den die Unternehmer zeigen 
werden, ist im Grunde nicht anders als der jetzt schon ein- 
geschlagene, nämlich weitere Einschränkungen und Entlassun- 
gen oder zumindest Belastungen für die Arbeiter- und An- 
gestelltenschaft. Die Reichsregierung sieht diese Dinge nicht 
oder will sie nicht sehen. Sie hat als Regierung der Rechts- 
parteien nur auf die Belange der Unternehmer zu achten. Auf 
die Berichte des von ihr zur Untersuchung der Fragen der 
Zechenstillegungen eingesetzten Ausschusses reagiert sie nicht, 
Die Berichte hat sie scheinbar zu den Akten.gelegt. Auf jeden 
Fall hat sie, trotzdem ihr der erste Bericht seit Februar vor- 
liegt, nichts unternommen, was den Willen zu grundlegenden 
Maßnahmen erkennen ließe. 

Die einzige Möglichkeit, den kommenden Rückschlag des 
Förderanteils aufzuhalten, ist eine Verbesserung der Ernährung, 
die so weit geht, daß der einzelne Arbeiter wieder größere 
Leistungen vollbringen kann. Das ist jedoch nur bei gesteiger- 
ten Löhnen möglich, da zur Zeit ein ausreichender Ersatz des 
Kräfteverbrauches bei den Löhnen der Bergarbeiter nicht denk- 
bar ist. Steiger Halbfell. 


Bergbauwirtschaftsfragen 


Braunkohle contra Steinkohle, Der Verein für berg- 
bauliche Interessen in Essen behandelt in einer 
„Denkschrift zur,Lage des Ruhrbergbaues“ als 
einen Punkt von wesentlicher Bedeutung die ‚Konkurrenz 
der Braunkohle“ und führt dazu aus, daß durch die 
zur Zeit der Kohlennot getroffenen Maßnahmen des Reichs- 
kohlenkommissars die Steinkohle zugunsten der Braunkohle 
zurückgedrängt worden sei. Infolge der günstigeren Gewin- 
nungsverhältnisse habe die Leistung je Mann und Schicht im 
ersten Quartal 1925 im rheinischen Braunkohlenbergbau das 
Siebzehnfache der Leistung im Ruhrkohlenbergbau betragen. 
Der Steinkohlenbergbau würde auch von den sozialen Lasten 
mehr bedrückt als der Braunkohlenbergbau. Im Gegensatz zu 
letzterem habe der Ruhrbergbau infolge der Arbeitszeitverkür- 
zung die Friedensleistung noch nicht wieder erreichen können. 


Der Deutsche Braunkohlen-Industrie-Verein E.V., Halle, 
befürchtete infolge dieser Darlegung bei der Regierung eine 
Begünstigung des Steinkohlenbergbaues zu seinem Schaden. 
Dem Zuge der Zeit folgend, brachte er eine „Denkschrift 
zur Lage des mitteld@utschen Braunkohlen- 
bergbaues“ heraus und wandte sich hierin gegen die Be- 
hauptungen seines großen Bruderverbandes etwa wie folgt: 
Der mitteldeutsche Braunkohlenbergbau kämpfe heute schwer 
um sein Dasein. Nachdem während der Zeit des Kohlenman- 
gels die Braunkohlenindustrie ihre Betriebe im Interesse des 
Reiches unter gewaltigen Opfern erweitert und verbessert habe, 
müsse die Regierung jetzt auch Maßnahmen ergreifen, den 
Braunkohlenbergbau lebensfähig zu erhalten. Dazu gehöre vor 
0 daß der Steinkohlenbergbau nicht einseitig bevorzugt 
werde. 


Es sei auch nicht angängig, von einer besseren Arbeits- 
leistung im Braunkohlenbergbau im allgemeinen zu sprechen, 
denn die angegebenen Zahlen bezögen sich nur auf das betreiis 
der Braunkohlengesamtförderung wenig bedeutende links- 
rheinische Revier. Der mitteldeutsche Braunkohlen- 
bergbau mit 72 Prozent des gesamten deutschen Braunkohlen- 
bergbaues sei wesentlich schlechter gestellt; denn einer Lei- 
stungszahl von 3,21 T. je Mann und Schicht stehe eine Vor- 
kriegsleistung von 3,7 bis 4 T. gegenüber, trotz der.sehr er- 
heblichen technischen Vervollkommnung der Betriebe. 


Auch eisenbahntariflich stehe der Braunkohlen- 
bergbau ungünstiger da. Der Wärmewert der Rohbraunkohle 
betrage nur etwa ein Drittel und der der Briketts nur zwei 
Drittel der Steinkohle. Die Beförderung der Erzeugnisse zu 
genau gleichhohen Frachtsätzen sei deshalb von vornherein 
„eine völlig ungerechtfertigte Benachteiligung der Braunkohle“, 
Einen weiteren Nachteil habe die Braunkohle durch die Ein- 
führung des Staffeltarifes der Reichsbahn, der nur für Stein- 
kohle Vorteile gebracht habe. 


„Ebenso sei im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau ein 
größerer Rückgang zu verzeichnen, und zwar in der Förderung 
16,8 Prozent und im Absatz 17,3 Prozent gegen 14 bzw. 
11 Prozent im Steinkohlenbergbau. Der Bahnabsatz der Roh- 
braunkohle sei von Januar 1922 bis Juni 1925 sogar um fast 
50 Prozent gesunken. 
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Stillegungen haben auch im Braunkohlenbergbau nicht um- 
gangen werden können, und sei die Belegschaftsstärke um! 
etwa 9 Prozent verringert. 

Die soziale Belastung betrage zur Zeit etwa 20 bis 22 Proz, 

In einer zweiten Denkschrift an die Adresse der 
Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft wendet sich 
der Deutsche Braunkohlen-Industrie-Verein E.V. gegen eine 
etwaige Besserstellung der Steinkohle bei der Festsetzung der| 
Beförderungstarife. | 

Soweit die Denkschrift. Wir wollen uns heute nicht mit 
den Einzelheiten beschäftigen. Ganz allgemein möchten wir 
nur sagen, daß vom Arbeitnehmerstandpunkt betrachtet die 
Klagen des Deutschen Braunkohlen-Industrie-Vereins genau so] 
unberechtigt sind wie die der Ruhrzechenbesitzer. Wenn sich 
heute einzelne Braunkohlenfirmen in gewissen finanziellen | 
Schwierigkeiten befinden, so darf nicht übersehen werden, 
daß eine Reihe großer Braunkohlengesellschaften während der 
Inflationszeit — anscheinend beherrscht von der Parole: Flucht 
in die Sachwerte — von einem ungesunden Expansionstrieb' 
befallen war. — Recht wenig ist mit den angegebenen Förder- 
leistungsziffern je Mann und Schicht anzufangen. Hier fehlt’ 
die Gliederung nach den einzelnen Revieren und das Beweis- 
material. Bemerkenswert ist, daß sich Herr Piatschek nicht 
hat verkneifen können, seine einseitigen Ziffern über die soziale | 
Belastung in die Deikschrift hineinzubringen, trotzdem ihm 
nun schon mehrmals, vom Reichsarbeitsministerium die Un-| 
stimmigkeit derselben bewiesen worden ist. — Wenn der] 


- Braunkohlen-Industrie-Verein wünscht, daß die Oeffentlichkeit 


auf seine wirtschaftlichen Verhältnisse Rücksicht nimmt, so 
ist notwendig, daß er, wie schon immer von den Arbeitnehmer-| 
gewerkschaften verlangt wurde, einen offenen Einblick 
in seine Bücher usw. gewährt. Heute ist jedenfalls die 
Auffassung verbreitet, die sich auf einen Vergleich der heutigem 
Braunkohlenpreise mit denen der Vorkriegszeit stützt, daß die 
Braunkohlenindustrie entweder eine unrationelle Betriebswirt | 
schaft betreibt oder übermäßige Gewinne macht, sei es bei der 
Produktion selbst oder auf dem Wege über den Kohlenhandel. 

Es ist bemerkenswert, daß der Braunkohlen-Industrie-Ver- 
ein für sich die Hilfe der Regierung beansprucht, wohin- 
gegen er ssefürden Arbeitnehmer ausgeschaltet wissen | 
will und sich gleichzeitig für berechtigt hält, die Löhne und 
Gehälter der Arbeitnehmer nach Belieben festzusetzen. | 

Wenig schmeichelhaft für die Ruhrzechenbesitzer ist die 
Behauptung des Braunkohlen-Industrie-Vereins, daß der Verem 
für bergbauliche Interessen für seine Denkschrift Unterlagen be- 
nutzt hat, die nicht als stichhaltig- angesehen werden können. 
Ausnahmsweise stimmen wir hier mit den Braunkohlenunter- | 
nehmern überein. 


Berufsvertretungen 


Arbeitskammer Ruhrgebiet. Die Wahl in der ersten kon- 
stituierenden Sitzung der Arbeitskammer zeitigte u. a. fol- 
gendes Ergebnis: | 

Angestelltengruppe. 
Vorsitzender: Steiger August Bauer, Essen (AfA-Bund), 
1. Stellvertreter: Steiger Heinrichsbauer, Gladbeck (V.D.T.), 
2. Stellvertreter: Geschäftsführer Karl Schuster, Essen (AfA- 
Bund). 
Arbeitergruppe. 
Gew.-Sekr. Heinrich Schröder, Bochum, 
(Bergarbeiter-Verband), 
1. Stellvertreter: Gew.-Sekr. Mathias Thiele, Essen 
(Chr. Gew.-Verein), 
2. Stellvertreter: Gew.-Sekr. Gustav Sobottka, Eickel. 
Arbeitgebergruppe. 
Vorsitzender: Generaldirektor Wiskott, 
1. Stellvertreter: Generaldirektor Dehnke, 
2. Stellvertreter: Bergwerksdirektor Knepper. 
Gesamtarbeitskammer. 
Geschäftsführende Vorsitzende: 
Generaldirektor Wiskott, Essen, 
Gew.-Sekr. Heinrich Schröder, Bochum, 
und für die Angestellten-Abteilung: 
August Bauer, Essen. 


Vorsitzender; 


Der amtliche Tätigkeitsbericht der Arbeitskammer für den 
Kohlenbergbau des Ruhrgebietes für die Zeit vom 3. August 
1921 bis zum 31. Juli 1925 ist zum Preise von 0,75 Mark ja 
Exemplar in Broschürenform durch unsere Geschäfts- 
stelle in Essen, Adolfstr. 12, zu beziehen. Der Tätigkeits- 
bericht enthält sehr gutes und wissenswertes Material üben 
alle den Bergbau berührenden Fragen. Sehr viele Anregungen, 
die von der Arbeitskammer ausgingen, sind bereits Gesetz 
geworden. Jeder Bergbaufunktionär sollte sich im eigenen 
Interesse diesen Tätwkeitsbericht beschaffen. 7 , 
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Berufsfragen der Behördentechniker 


Mittelschul- und Vermessungstechnikerinteressen in der 
Rateb. Landmesser, soweit sie unserem Bunde nicht angehören, 
haben noch immer nicht begriffen, daß die Hebung ihrer 
‚eigenen Stellung sehr wesentlich davon abhängt, welche Bewer- 
tung die mittleren Vermessungstechniker finden, 
"Sie werden wohl nie einsehen, daß die Hebung des gesamten 
‚ Vermessungstechnikerberufes auch ihr wirtschaftliches Niveau 
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heben muß. Den Akademikern und leitenden Technikern in 


unserem Bunde sind diese einfachen Grundgedanken eine 
‚"Selbstverständlichkeit. Auch sind sie mit allen übrigen Berufs- 
| kollegen insoweit „Techniker“, daß es vielleicht eines Juristen 
nicht, aber eines Technikers würdig ist, auf Grund von Prädi- 
katen oder Titeln eine Bewertung der Leistung zu verlangen, 
und allen anderen, die solche behördliche Dokumentierung 
| nicht genießen, die Bewertung nach ihrer Leistung abzu- 
‚sprechen. Wer Techniker mit Leib und Seele ist, wird ebenso, 
|" wie er in seiner Berufsarbeit nur mit wirklichen Werten und 
nicht mit Scheinwerten rechnet, den tüchtigen Kräften den 
| Weg freimachen. 


Die Herren vom Reichsbund höherer techni- 
scher Beamten und der Deutsche Verein für 
Vermessungswesen treten überall auf den Plan, wo 
es sich darum handelt, tüchtigen Technikern den Weg zu ver- 

| sperren, so auch hier, wo es sich um die bessere Ausbildung 
und höhere Bewertung der Vermessungstech- 
niker und um die Berechtigung der Fachschul- 
techniker zum Hochschulstudium handelt. Daß 
aber die Rateb (Reichsarbeitsgemeinschaft technischer Be- 
amtenverbände) diesen Forderungen des D.V.V. und des 
R.h.t.B. nachgibt, ist wieder einmal ein Beweis dafür, daß 
diese Organisation nach ihrer ganzen Zusammensetzung, Form 

und Richtung gar nicht in der Lage ist, die Interessen der tech- 
‚nischen Beamten zu vertreten. 


In einem Monatsbericht des D.V.V. vom 30. April 1925 
wird ausgeführt, daß der Reichsbund höherer technischer Be- 
amten sich in Vorstandssitzungen am 8. und 22. April d. J. 
mit ‚den Beschlüssen der Rateb, die Baugewerkschulen in 
‚höhere technische Lehranstalten umzuwandeln, und deren Ab- 
solventen das akademische Vollstudium zu ermöglichen, be- 
schäftigt habe. Der R.h.t.B. kam zu der Ansicht, daß diese 
Regelung eine Durchbrechung des Maturitätsprinzips wäre. Es 
wurde deshalb beschlossen, am 16. Mai 1925 den gesamten Vor- 
stand des R.h.t.B. darüber abstimmen zu lassen, ob er diese 
Bestrebungen, die doch sicher zu einer Schädigung des höheren 
technischen Beamtentums führen müßten, dulden oder gar gut- 
‚heißen wolle. Ferner wurde der Rateb mitgeteilt, daß die 
Vertreter des R.h.t.B. nicht mehr an den Ausschußsitzungen 
der Rateb teilnehmen dürfen. Der Bericht sagt dann weiter, 
daß der Vertreter des D.V.V. sich in einer Sitzung des Ver- 
messungsausschusses der Rateb vom 16. April 1925 ganz ener- 
sch dagegen gewehrt habe, daß die Abgrenzung der Arbeits- 
gebiete zwischen Landmessern und Vermessungstechnikern auf 
der Tagung der Rateb in Köln am 22. und 23. Mai d. J. be- 
handelt werde. Der Vertreter hätte auch erreicht, 
daß dieser Punkt von der für Köln vorgesehe- 
nen Tagesordnung abgesetzt wurde. Der D.V.V. 
nimmt nach wie vor den Standpunkt ein, daß es auf keinen 
Fall möglich ist, den mittleren Vermessungsbeamten Amts- 
oder Berufsbezeichnungen zu geben, die noch im höheren Ver- 
|messungsdienst gebräuchlich sind. 


Aus dem obigen Bericht des D.V.V. geht eindeutig her- 
vor, daß die Landmesser nach wie vor den Kampf gegen den 
Vermessungstechniker führen. Von einer ersprießlichen Zu- 
sammenarbeit, die auch dem Vermessungstechniker zu seinem 
Recht verhilft, wollen diese Herren nichts wissen. Sie kennen 
wohl den Wert der Arbeit des mittleren Vermessimgstechni- 
kers, bekämpfen diesen Berufsstand aber trotzdem in seinen 
bescheidenen Forderungen. Sie versuchen diesen Stand mög- 
lichst herabzudrücken, wodurch sie glauben, im eigenen Wert 
zu steigen. Die Landmesser sollten sich darüber klar sein, 
daß .es notwendig. ist, alle Arbeiten, zu denen keine wissen- 
schaftliche Vorbildung gehört, dem Vermessungstechniker zu 
übertragen. nr 
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" mit Namen und Adresse, sondern auch mit Ihrer 
Sie schaffen dadurch eine wesentliche Erleichterung in der Erledigung Ihrer Angelegenheiten. 
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| BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


Wenn die Landmesser nicht Subalternbeaimte bleiben, son- 
dern ernsthaft als höhere Beamte bewertet werden wollen, 


‚müssen sie danach trachten, daß sie von allen Arbeiten nicht 


wissenschaftlicher ‘Art befreit werden. 


Besoldungsfragen 


Zum Kampf um die Besoldungsaufbesserung. Der Vorstand 
des A.D.B. hat sich mit der durch die Ablehnung einer Be- 
soldungsaufibesserung für die Beamten geschaffenen Lage be- 
faßt. Gegenüber den Gründen, die der Reichsfinanzminister 
für die ablehnende Haltung der Reichsregierung geltend ge- 
macht hat, nimmt der Vorstand des A.D.B. in folgendem Auf- 
ruf an die Beamtenschaft Stellung: 

„1. Der Reichsfinanzminister erklärte am 31. Juli 1925 im 
Reichstag: „Sobald wir den Beamten helfen können, ohne 
Schädigungen der Reichsfinanzen. heraufzubeschwören, dann 
werden wir auch helfen.“ Nach Ausweis der amtlichen Ver- 
öffentlichungen zeigen die Einnahmen des Reiches 
auch in diesem Etatsjahr schon wieder einen Ueberschuß 
vonmehrerenhundert Millionen Mark. Trotzdem 
also die vom Minister selbst aufgestellte Voraussetzung erfüllt 
ist, will er die gegebene Zusage nicht einlösen, 
indem er auf einen zu erwartenden Rückgang der Einnahmen 
hinweist. 

2. Soweit ein solcher Rückgang eintreten kann, ist er die 
Folge einer Reihe von Steuerermäßigungen, die durch 
die neuen Steuergesetze eingeführt sind. Diese Ermäßigungen 
bedeuten aber bestimmt eine Schädigung der Reichsfinanzen; 
trotzdem hält sie die Regierung für erträglich, denn sie kommen 
fast ausschließlich der Wirtschaft zugute, die 
damit eine wesentliche Erleichterung ihrer Lage erfahren hat. 
Dennoch begründet der Minister seine ablehnende Haltung 
weiter mit der Krisis des deutschen Wirtschaftsiebens, das bei 
einer Verbesserung der Beamtenbesoldung zum Erliegen kom- 
men müsse. Diese schon seit Jahren angeführten Argumente 
können auf die Beamtenschaft keinen Eindruck mehr 
machen; sie muß die Zumutung ablehnen, daß es ihre Aufgabe 
sei, die Wirtschaft gesund zu hungern. 

3. Ferner kann die Behauptung des Ministers, daß mit 
Rücksicht auf die Lohnfrage in der Industrie eine 
Besoldungsaufbesserung unerträglich sei, keinesfalls anerkannt 
werden. Seit Dezember 1924 sind die Beamtengehälter stabil 
geblieben, während die Löhne steigende Bewegung 
aufweisen. Der Zustand, daß Beamte über 40 Mark monatlich 
weniger verdienen als die ihnen unterstellten Arbeiter, ist völlig 
unerträglich. 

4. Ebenso unhaltbar und unbewiesen ist die 
Behauptung, daß eine Besoldungsaufbesserung zu einer wei- 
teren Preissteigerung führen müsse. Die Preise sind 
seit einem Jahre dauernd gestiegen, trotzdem die Beamten- 
gehälter keine Erhöhungen erfahren haben. Die sogenannte 
Preisabbauaktion der Reichsregierung hat fühlbare 
Ergebnisse bisher nicht gezeitiet. Zudem steht die An- 
sicht, daß Produzenten und Händler jede Besoldungserhöhung 
der Beamten durch willkürliche Preissteigerung für sich be- 
anspruchen könnten, in krassem Widerspruch zu den von der 
Regierung bekundeten Preissenkungsabsichten. Mit dieser Be- 
gründung könnte schließlich auch in der Zukunft jede Ver- 
besserung der wirtschaftlichen Notlage der Beamten abgelehnt 
werden. 

Der Bundesvorstand sieht sich daher zu 
der Feststellung gezwungen, daß die Reichs- 
regierung die unerträglich gewordene Not- 
lage der Beamten, besonders der unteren Be- 
soldungsgruppen, nicht beseitigen will, ob- 
wohl sie anderen Kreisen des Volkes in der 
weitestgehenden Weise durch Steuerermäßi- 
gungen und eine Reihe anderer Maßnahmen 
(die Einfuhrscheine bedeuten allein ein Ge- 
schenk von 100 Millionen Mark für die Land- 
wirtschaft) entgegengekommen ist. Der Bundes- 
vorstand erblickt hierin einen Ausfluß der arbeitnehmer- 
feindlichen Politik der gegenwärtigen Reichsregierung 
und der hinter ihr stehenden Parteien, einer Politik, die nicht 
zu der Beruhigung unseres inaerstaatlichen Lebens führen kann, 
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die die Regierung bei ihrem Amtsantritt als ihr Ziel aufge- 
stellt hat. ; 

Der Bundesvorstand fordert daher alle Beamten auf, in 
klarer Erkenntnis dieser Zusammenhänge sich um die Organi- 
sationen zu Scharen, die gewillt sind, den auch der Beamten- 
schaft aufgezwungenen Kampf gemeinsam mit allen übrigen 
‘Arbeitnehmern zu führen, den Kampf gegen eine einseitige 
Herrschaft der Kapitals- und Profitinteressen, den Kampf gegen 
eine völlig unsoziale Stewerpolitik, den Kampf 
gegen eine Lohn- und Besoldungspolitik, die. die 
große Masse immer weiter in die Verelendung hineintreibt. 

Die Oeffentlichkeit weist der Bundesvorstand eindringlich 
darauf hin, daß mit einer Beamtenschaft, die sich im Dauer- 
zustande des Hungers und der schwersten wirtschaftlichen 
Not befindet, die Aufgaben der Verwaltung und der sichere 
Fortgang: des Staatslebens nicht aufrechterhalten werden 
können. 

Beamte, wachtauf! Der Kampf geht weiter 


Unternehmerverbände und Deutscher Städtetag. In der 
letzten Zeit konnte man erneut Angriffen in den zentralen Or- 
ganen der Unternehmerorganisationen auf eine angebliche „un- 
verantwortliche Ausgabepolitik‘ der Gemeinden begegnen. Es 
ist bezeichnend für die Machtstellung der Unternehmer, daß 
der Deutsche Städtetag sich veranlaßt gesehen hat, 
an seine Mitglieder eine Denkschrift der rheinisch-west- 
fälischen Industrie- und Handelskammern und Arbeitgeberver- 
bände über den „Einfluß der Bautätigkeit der öffentlichen Kör- 
perschaften auf die Wirtschaftslage“ zu versenden. Diese 
Denkschrift vertritt vornehmlich zwei Forderungen: 1. Die 
Gemeinden zu der unbedingt notwendigen Sparsamkeit, beson- 
ders bei ihrer Bautätigkeit, anzuhalten; 2. einer Lohnpolitik 
entgegenzuwirken, die mit der schwierigen Wirtschaftslage 
nicht im Einklang steht.‘ 

Die Denkschrift vertritt än der einseitigsten Weise den 
engherzigen Standpunkt der reinen Unternehmerinteressen. Den 
Gemeinden wird der Vorwurf gemacht, daß sie eine unverant- 
wortliche Ausgabepolitik betreiben; es wird von ihnen gefor- 
dert, daß sie ihre Bautätigkeit unter allen Umständen auf das 
geringste einschränken, und daß sie als Auftraggeber für öffent- 
liche Bauten stets den Standpunkt der Unternehmer teilen 
sollen. Es wird weiter behauptet, daß die Lohnpolitik der, 
Gemeinden die Industrie schädige. 

Nach unserer Meinung ist es’ nicht die Aufgabe der Ge- 
meinden, in dem Streit zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern sich einseitig auf die Seite der Arbeitgeber zu stellen. 
Das kann ihre Öffentliche Stellung nür außerordentlich er- 
schweren. Wir sind vielmehr der Auffassung, daß der Deutsche 
Städtetag die anmaßenden Einmischungsversuche der Unter- 
nehmerorganisationen nachdrücklichst zurückweisen sollte. 
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Behördentariffragen 


Kulturbautechniker im Tarifvertrag. Seit Jahren besteht 
schon zwischen der preußischen Kulturbauverwaltung und un- 
serem Bunde der Streit über die Unterstellung der Kulturbau- 
techniker unter den Tarifvertrag. Von der preußischen Kultur- 
bauverwaltung wird der Standpunkt vertreten, daß die Kultur- 
bautechniker so lange dem Preußischen Angestelltentarifver- 
trag nicht unterstellt werden können, als sie noch nicht die 
Wiesenbaumeister-Prüfung abgelegt haben, weil sie 
sich in der Zeit bis zur Ablegung dieser Prüfung noch in der 
weiteren Ausbildung befinden. Dieser Auffassung ist der Bund 
bisher entgegengetreten mit dem Hinweis, daß die Kulturbau- 
techniker von der Verwaltung nicht nur wie vollwertige Tech- 
niker beschäftigt werden, sondern. die Verwaltung auch viel- 
fach nicht die Möglichkeit bietet oder bieten kann, die Vor- 
aussetzung für die Zulassung zur Wiesenbaumeister-Prüfung 
zu erfüllen. Im engsten Zusammenhang steht diese Frage 
auch mit der Reform der Wiesenbauschulen und 
der Laufbahn der kulturbautechnischen Beam- 
ten. Solange aber die Verwaltung dieser Reform nicht näher- 
tritt, müssen wir darauf bestehen, in anderer Weise klare 
Rechtsverhältnisse über die Beschäftigung und Entlohnun 
der Kulturbautechniker zu schaffen. Diese klare sr 
lage ist zur Zeit der Preußische Angestelltentarifvertrag, dem 
nach unserer Auffassung auch uneingeschränkt die Kulturbau- 
techniker zu unterstellen sind. 

Da, wie bereits erwähnt, die preußische Kulturbauverwal- 
tung sich bisher gesträubt hat, den Tarifvertrag Anwendung 
finden zu lassen, haben wir mit dieser Frage den preußi- 
schen Tarifausschuß beschäftist, wo im Äer ersten 
Verhandlung nachstehende Feststellungen getroffen wurden: 

„Es handelt sich hier um die in der landwirtschaftlichen Verwaltung 
beschäftigten Kulturbautechniker, die, weil sie das Wiesenbaumeister- 
zeugnis bisher nicht erworben haben, nicht unter den Tarifvertrag 
fallen. Mit dieser Frage hat sich der Zentralschlichtungsausschuß am 
31. Oktober 1922 befaßt und dahin entschieden, daß die Kulturbau- 
techniker bis zur Ablegung der Wiesenbaumeisterprüfung zu den Per- 
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sonen gehören, die vorwiegend zum Zwecke ihrer Verbildung oder Aus. | 
bildung beschäftigt werden, und daß daher für sie der Angestelltentarif-” 
vertrag nicht gilt. Nach der Begründung des Beschlusses des Zentral»” 
schlichtungsausschusses steht fest, daß die Wiesenbauschulen die Wiesen 
bautechniker, wenn sie die theoretische Abschlußprüfung bestanden und 
die Schule verlassen haben, in ihren Listen als Angehörige weiter führen, 
bis sie nach Beendigung des praktischen Vorbereitungsdieustes die” | 
Wiesenbaumeisterprüfung bestanden haben. Die Beschäftigung der 

Wiesenbautechniker in der Zeit bis zur Ablegung der Wiesenbaumeister- 
prüfung dient fast ausschließlich ihrer Weiterbildung und vollständigen 
Ausbildung; sie arbeiten unter Leitung und Aufsicht der staatlichen 
Meliorationsbeamten. Die Wiesenbauschulen bezeichnen die Wiesenbau- 
meisterprüfung ausdrücklich als praktische Entlassungsprüfung, und 
stellen das endgültige Zeugnis über die gesamte Ausbildung erst nach 
dem Bestehen dieser Prüfung aus. Die Ressortvertreter stehen nach 
dieser Sachlage auf dem Standpunkte, daß der Beschluß des Zentral- 
schlichtungsausschusses auch heute noch zu Recht besteht und zu einer 
Unterstellung der in Rede stehenden Techniker unter den P.A.T. keine 


. Möglichkeit und auch kein Anlaß vorliegt, um so weniger, als Klagen 


irgendwelcher Art bisher nicht laut geworden sind. 

Herr Queißer vertritt die Auffassung, daß die Entscheidung des 
Zentralschlichtungsausschusses wohl unter der Geltung des alten Tarii- 
vertrages nicht anfechtbar gewesen sei, ‘der Beschluß aber, nachdem der 
neue Tarifvertrag in Kraft getreten ist, nicht mehr Gültigkeit haben 
könne, weil im $ 3 Abs. 6 nur von Personen gesprochen sei, die” | 
„für einen fest umgrenzten Zeitraum‘ ausschließlich oder vorwiegend 
zum Zwecke ihrer Vorbildung oder Ausbildung «beschäftigt werden, eine 
Bestimmung, die der alte Teiltarifvertrag aber nicht kannte. Die Be. 
stimmung im & 3 Abs. 6 sei also nicht erfüllt. Hinzu komme aber noch, 
daß die Techniker vielfach 28 Jahre und noch älter werden, ohne die” 
Möglichkeit zu haben, die Wiesenbaumeisterprüfung abzulegen. 

Nach längerer Erörterung der Angelegenheit sagen die Ressortver- 
treter zu, daß eine Nachprüfung der Angelegenheit durch das Landwirt- 
schaftsministerrium unter Hinzuziehung des Finanzministeriums erfolgen 
solle. Die Parteien sind sich aber schon jetzt dahin ‘einig, daß, wenn 
Kulturbautechniker an sich die theoretische. Ausbildung genossen haben 
und fünf bis sechs Jahre an der Ablegung der Wiesenbaumeisterprüfung 
behindert sein sollten, der $ 3 Abs. 6. nicht mehr in Frage kommen soll 
und sie als Angestellte unter den P.A.T. fallen sollen.“ 


Von dem Ergebnis der in diesen Feststellungen zugesagten 
Nachprüfung werden wir unsere weitere Stellung abhängig 
machen. 


Wirtschaft und Verwaltung 


Sitzung des Eibe-Wasserstraßenbeirats. Am 24. August 
fand die erste Vollsitzung des auf Grund der Verordnung von 
26. Januar 1925 neugebildeten, aus 55 Vertretern der Inter- 
essentenkreise zusammengesetzten Elbe-Wasserstraßenbeirats 
unter dem Vorsitz des Ministerialdirektors Dr. Stapenhorst aus’ 
dem Reichsverkehrsministerium in Berlin im großen Sitzungs- 
saale des Oberpräsidiums in Magdeburg mit folgender Ta- 
gesordnung statt: 

1. Beratung der Geschäftsordnung, 
2. Wahlen der Mitglieder des Reichswasserstraßenbeirats- 
3. Wahlen der Ausschüsse des "Bezirkswasserstraßenbeirats; 

a) Hauptausschuß, 

b) Schiffahrtsausschuß, 

c) Bauausschuß. 

4. Ueberblick über die Tätigkeit der Reichswasserstraßenverwaltung 
in den vier Jahren vom 1. April 1921 bis 31. März_1925. 

5. Besprechung eines Erlaubnisentwurfes zur Anlage von Häfen am 
Mittellandkanal. 

6. Internationalisierung der Elbe. 

Zu 1: Nach Durchberatung und geringen Aenderungen der 
vom Vorsitzenden unterbreiteten Geschäftsordnung® des Elbe- 
Wasserstraßenbeirats wurde die Geschäftsordnung von der Voll- 
sitzung angenommen. i 

Zu 2: Gemäß $ 11 der Verordnung über Beiräte für die’ | 
Reichswasserstraßen vom 26. Januar 1925 hat der Elbe-Wasser- 
straßenbeirat 8 Mitglieder und 8 Stellvertreter in den Reichs- 
wasserstraßenbeirat zu entsenden, wovon 

a) Schiffahrt, Spedition und Häfen 2 Mitglieder und 2 Stellvertreter, 
b) Großverfrachter, Handel und i 


Industrie 3 Mitglieder und 3 Stellvertreter, 
c) Land-, Forstwirtschaft und ; 
Fischerei 1 Mitglied‘ und 1 Stellvertreter, 


d) Arbeitnehmer und Verbraucher 
zu stellen haben. 
Dem Elbe-Wasserstraßenbeirat gehören 12 Mitglieder aus 
Arbeitnehmer- und Verbraucherkreisen an. | 
Als Vertreter der Arbeitnehmer. und Verbraucher, wurden 
aus dem Elbe-Wasserstraßenbeirat in den Reichswasser=- 
straßenbeirat 3 Vertreter der freigewerkschaftlichen und’ 
1 Vertreter der christlichen Richtung gewählt. # 
Zu 3: Der Hauptausschuß des Elbe-Wasserstraßen- 
beirats besteht nach der angenommenen Geschäftsordnung aus 
8 Mitgliedern, von denen 2 auf die Gruppe Schifffahrt, Spedis 
tion und Häfen, 2 auf die Gruppe Großverfrachter, 2 auf die 
Gruppe Land- und Forstwirtschaft und 2 auf die Gruppe Ar 
beitnehmer und Verbraucher entfallen. & 
In den Hauptausschuß wurde als Vertreter der 
Arbeitnehmer und Verbraucher unter anderem auch unser 
Kollege Pandow gewählt. K 


2 Mitglieder und 2 Stellvertreter 
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Der Schiffahrtsausschuß besteht aus 9 Mitglie- 
dern, von denen 2 der Gruppe Großschiffahrt, 1 der Gruppe 
Kleinschiffahrt, 2 der Gruppe Spedition und Häfen, 2 der 
Gruppe Großverfrachter, Handel und Industrie und 2 der 
Gruppe Arbeitnehmer angehören. 


Der Bauausschuß besteht aus 12 Mitgliedern, von 
' denen 4 von der Gruppe Handel und Industrie, 5 von den 
Schiffahrtsinteressenten, Häfen und Spedition, 1 von der Gruppe 
Landwirtschaft und 2 aus Kreisen der Arbeitnehmer und Ver- 
-braucher zu stellen sind. 


- In den Bauausschuß wurde als stellvertretendes Mitglied 
ı der Vertreter unseres Bundes, Kollege Pandow, gewählt. 


= Zu45 und 6: Infolge vorgeschrittener Zeit wurde die 
Behandlung der übrigen 3 Tagesordnungspunkte mit der im 


Aus dem Bunde 


"Vorstandsbekanntmachungen 


|" Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
klamationen, sind an den Bundesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her- 
mann Waschow, Uhlenhorst b. Köpenick, Ulmenstr. 17, zu richten. 
Beschwerdeausschuß. Beschwerden gegen die Entscheidungen des 
|"Bundesvorstandes sind an den Obmann des vom Bundestage neu ein- 
gesetzten Beschwerdeausschusses, Herrn Ingenieur Jakob Michler, 
|'München, Jutastr. 7, zu richten. 
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Aus den Gauen . 


% Gautag des Gaues Nordost. 

_ Der 6. ordentliche Gautag des Gaues Nordost tagte am 4. Oktober 
im Stadtverordnetensitzungssaal zu Elbing. ‘Ihm ging am Vorabend 
eine von der O.-V. Elbing gut vorbereitete "Begrüßungsfeier im Rahmen 
einer Werbeveranstaltung voraus, die einen durchaus harmonischen Verlauf 
nahm. Konzert, Gesangs- und sonstige Vorträge ernsten und heiteren 
Inhalts zahlreicher in -Elbing beruflich tätiger Mitglieder der „Genossen- 
‚schaft deutscher Bühnenangehöriger‘“ umrahmten die Festrede des Bundes- 
vorstandsmitgliedes Koll. Schindler (Berlin), der in seinen Aus- 
führungen die Frage „Was ist zu tun, damit es uns wieder besser geht?“ 
‚eingehend und mit Erfolg behandelte. 

Der Gautag selbst wurde durch den Gauobmann Koll. Selig- 
mann (Königsberg) eröffnet. Er begrüßte zunächst die vollzählig er- 
schienenen 17 stimmberechtigten Abgeordneten des Gaugebietes und die 
Vertreter des Bundesvorstandes und des Gauvorstandes. Nach Genehmi- 

ng der Tagesordnung erstattete der Gauleiter Koll. Dainas den 
‚Geschäftsbericht für die Zeit ab Mai. 1924 bis September 1925. 
Er gab einleitend einen kurzen Ueberblick über die wirtschaftliche Lage 
im Gaugebiet und besprach erschöpfend die Tarif- und sonstige gewerk- 
schaftliche Arbeit für die einzelnen Berufsgruppen. Anschließend be- 
handelte er dann sehr ausführlich an Hand von graphischen Aufstellun- 
gen und Tabellen die Mitgliederbewegung und Beitragsleistung im Zu- 
sammenhang mit der Tätigkeit der einzelnen Ortsverwaitungen. Mit Zu- 
stimmung der Abgeordneten konnte festgestellt werden, daß die Bundes- 
bewegung durch eine seit Monaten bemerkbare erfreuliche Aufwärtsent- 
wicklung gekennzeichnet wird. Durch Wiedereintritte ehemaliger Mit- 
glieder und Neuaufnahmen ist der Mitgliederbestand im Gaugebiet er- 
tolgreich gefestigt worden. Am 20. September d. J. gehörten zu den 
Fachgruppen Behörden und öffentliche Betriebe 45%, Baugewerbe 31%, 
Industrie 20% und Bergbau 4% der Bundesmitglieder in Gau. Die 
Zahl der stellenlosen Kollegen ist im Geschäftsjahre nicht so groß ge- 
wesen wie im vorhergehenden Geschäftsjahre, obwohl immerhin noch 
durchschnittlich 30 bis 40 Kollegen keine Möglichkeit ständiger Beschäfti- 
gung finden konnten. Der Bericht des Gauvorstandes, den 
Koll. Seligmann erstattete, befaßte sich mit der Tätigkeit des Gau- 
Vorstandes in seinen vier Vorstandssitzungen im Laufe des Geschäfts- 
jahres, die sich vornehmlich auf die ehrenamtliche Unterstützung der 
Gauleitung und die Zusammenarbeit mit den freigewerkschaftlichen 
AfA.- und A.D.B.-Organisationen erstreckt hat. Nach ungefähr einstün- 
diger Aussprache über die Geschäftsberichte wurde dem Gauvorstande 
und der Gauleitung einstimmig Entlastung erteilt. 
Koll, Schindler (Berlin) ‘sprach sodann in eindrucksvoller Weise, 
unter einmütiger Zustimmung der Abgeordneten, über „Die Wettbe.- 
werbsunfähigkeit der deutschen Wirtschaft“ Er 
behandelte erschöpfend die wahren Gründe hierfür und: wies treffend nach, 
daß nicht etwa die hohen Löhne und Gehälter oder die von Arbeitgeber- 
Seite immer wieder betonte zu kurze Arbeitszeit, sondern eine durch- 
aus falsche Einstellung weiter Unternehmerkreise und die derzeitigen 
Be m enoden schuld an dem wirtschaftlichen Tiefstand in Deutsch- 
2 seien, 
— Nach eingehender Durchberatung der zum Gautag eingebrachten 
Anträge, die fast restlos zur Annahme gelangten, erfolgte die Wie- 
derwahldes Gauvorstandes, der sich für das neue Geschäfts- 
ahr aus den Kollegen Seligmann und Köder (Königsberg), 
Stender (Insterburg), Böttger (Memel) und Klix (Ortelsburg) 
sammensetzt. In den Gauvorstand entsendet ferner die O.-V. Dan- 
g noch einen von ihrer Mitgliederversammlung zu wählenden Ver- 
ter. Die Bestätigung des Gauleiters, Koll. Dainas, erfolgte ein- 
ummig. R 

Mit Rücksicht auf die vorgeschrittene Tageszeit mußte ein Referat 
des Koll. Graske (Elbing), über „Mitgliederbewegung und 
erbearbeit“ von der Tagesordnung abgesetzt werden. 
_ Als Ergebnis des Gautages kann mit Befriedigung festgestellt wer- 
‚ daß auch im Osten Deutschlands unter den technischen Angestell- 
ten und Beamten die Erkenntnis der Notwendigkeit straffen gewerk- 
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Anschluß an die. Sitzung ausgeführten Bereisungsfahrt 
der Elbe von Magdeburg bis Hohenwarthe und 
zurück verbunden. 
Die Berichte über diese Punkte wurden auf dem Dampfer 
während der Fahrt von Vertretern der Verwaltung erstattet. 
Vertreter der einzelnen Interessentengruppen gaben zu 
diesen Punkten ihrer Ansicht Ausdruck. 
„Insbesondere wurde die beabsichtigte Erlaubnis für die 
Anlage von Häfen von den Interessentenvertretern einer kriti- 


schen Betrachtung unterzogen, dahingehend, die Bedingungen » 


der Erlaubniserteilungen so zu stellen, daß es auch den Inter- 
essenten möglich sei, überhaupt Hafenanlagen, deren Renta- 
bilität gesichert erscheint, errichten zu können. 

Es wurde beschlossen, den Entwurf zunächst dem Haupt- 
ausschuß zur Beratung zu überweisen. 








schaftlichen Zusammenschlusses vorhanden ist. Dies kam in einer kurzen 
Schlußansprache des Verhandlungsleiters Koll. Seligmann (Königs- 
berg), in der allen Gautagsteilnehmern für die eifrige Mitarbeit und den 
Mitgliedern der O.-V. Elbing für die sorgfältige Vorbereitung des Gau- 
tages gedankt wurde, bei dem von alien Anwesenden begeistert aufge» 
nommenen Hoch auf unseren Bund ofien zum Ausdruck. 


Bücherschau 


Die Krisis der europäischen Demokratie. Von M. I. Bonn. Mün- 
hen 2: Meyer & Jessen. Brosch. 3 R.-M., Pappb. 3,75 R.-M., Ganzl. 
5 R.-M. 

Die Krisis der europäischen Demokratie ist eine Krisis des Parlamen- 
tarismus. Der Verfasser stellt sich demnach die Aufgabe, die Krisen- 
erscheinungen des Parlamentarismus darzulegen, da nur der ein Uebel 
beseitigen kann, der seine Erscheinungen und seine Ursache kennt. Heil- 
mittel im eigentlichen Sinne schlägt der Verfasser nicht vor, wenn er auch 
seine eigene politische Auffassung als die eines Demokraten nicht verhehlt. 

Als die wichtigsten Ursachen der Krisis der parlamentarischen Demo- 
kratie sieht Bonn vor allem folgende an: Das immer deutlichere Vor- 
wiegen der großen organisierten Wirtschaftsinteressen, die insbesondere 
beim Proportionalwahlsystem nahezu sämtliche parlamentarische Ver- 
tretung erreichen. Sodann den stillen aber zähen Kampf der Bürokratie, 
die ihrer Natur nach eine Gegnerin der parlamentarischen Regierungs- 
methode ist. Weit wichtiger ist dann die durch die Kolonialpolitik immer 
wieder bestärkte Theorie der Herrschaft durch Gewalt, statt der durch 
Verhandlung, die ihrerseits durch die im Krieg und in der Nachkriegszeit 
bei schwieriger Lage wiederholt eingetretene freiwillige Machtentäuße- 
rung des Parlaments bestärkt worden ist und in Italien wie in Rußland 
ein auf offener Gewalt begründetes Regierungssystem zur Herrschaft 
geführt hat. 

Eine weitere Ursache sieht Bonn in der Auflösung des Staates, d.h. 
in der überall zu beachtenden Tendenz der mächtigen wirtschaftlichen 
Gruppen, ihre Angelegenheiten, als welche sie die der Wirtschaft im 
weitesten Sinne betrachten, ohne Einflußnahme des Staates zu regeln 
und sogar außenpolitische Vereinbarungen unter Umgehung des Staates 
zu treffen. 

Weiter ist die Tendenz zur Bildung eines neuen Ständestaates nach 
Bonn eine Ursache zur Auflösung des Parlamentarismus. In Verbindung 
mit den Problemen der Minderheiten, die entweder dauernd unterdrückt 
werden oder durch Obstruktion und Sabotage die Mehrheit zur Anwen- 
dung der Gewalt zwingen, erhebt sich das Problem der Unterdrückung 
auf die Dauer oder doch in Zukunft mit Wahrscheinlichkeit verbleiben- 
der Gruppen. Als solche sind in erster Linie die zahlenmäßig schwachen 
Schichten der Großbesitzer anzusehen, die im vordemokratischen Staate 
politische Privilegien genießen und nunmehr mit der Gefahr des Ver- 
lustes der politischen Macht rechnen müssen. Sie erblicken begreif- 
licherweise im Prinzipe der Parität, wie es z. B. im Reichswirtschaftsrat 
angewandt wird, eine zweckmäßigere Form der Vertretung, als im Parla- 
ment, aber freilich wäre ein Parlament, das nach dem Systeme des 
Reichswirtschaftsrats aufgebaut würde, praktisch regierungsunfähig. 

Bonn sieht das Grundproblem der Krisis in dem ungelösten Problem 
des Schutzes der Minderheit. Das Problem wirft sich jetzt 
neu und in veränderter Form auf, da nicht mehr programmatisch fest 
abgegrenzte Parteien einander gegenüberstehen, sondern Interessengrup- 
pen mit wechselnden Allianzen. Je mehr aber das Parlament zur Stätte 
des „Kuhhandels‘“ wirtschaftlicher Gruppen wird, desto geringer wird 
seine Arbeitsfähigkeit, desto lauter aber auch der Ruf nach dem 
Diktator, der das unfähige Parlament ersetzen soll, wobei freilich 
jeder sich oder doch den Vertreter seiner Interessen als Diktator_wünscht 
und sich kein klares Bild über das wirkliche Programm eines solchen 
Diktators machen kann. 

An einer Stelle findet sich in einem Satz zusammengedrängt eine 
Erkenntnis, die sonst in dem Buche nicht Richtung und Metliode be- 
stimmt: „Es ist unmöglich eine Ordnung herbeizuführen oder aufrecht- 
zuerhalten, bei der die Vielen die Stimme haben und die Wenigen das 
Geld“ Wir. sehen in dieser Feststellung die eigentliche Ursache der 
Krisis der europäischen Demokratie, aber auch schon den Weg zu ihrer 
Lösung. Kapitalistische Wirtschaftsordnung im Zeitalter des Monopol- 
kapitals und ‘demokratische Verfassung sind eben ihrer ganzen Natur 
nach innerliche Gegensätze, die früher oder später zu einer Entscheidung 
zwingen. . > 

Bonn bleibt skeptisch. Er schließt sein Buch mit einer Warnung, 
die sicherlich tief begründet ist: „Wenn der Geist des wirtschaftlichen 
Monopolismus, in unheiliger Verbindung dem Geiste sozialer Gewalt- 
tätigkeit vermählt, die Herrschaft über die Menschheit gewinnt, wird die 
Krise der Demokratie zur Krise der Menschheit werden.“ 

Der Gewerkschafter, der sich über die Aufgaben der Gewerkschaft 
im Ganzen des sozialen Lebens Gedanken macht, wird das vorliegende 
Büchlein gewiß nicht ohne Anregung zum Weiterdenken aus der a 
legen. . 
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Im städtischen Hochbauamt Pirmasens werden 


zwei Techniker 


für Projekticrung und Bau eines größe en Schulhauses 
und Stadtbades zu sofortigem Antritt gesucht : Bewerber 
sollen nach Durchführung der Projekte auf der Bausteile 
Verwendung finden. Angebote, mit Zeugnissen und Skizzen 
belegt, wollen unter Angabe der Gehaltsans.rüche an das 
Städtische Hochbauamt Pirmasens gerichtet werden. 


Pirmasens, den 5. Oktober 1925, 
Städtisches Hochbauamt. 


Hochbautechniker 


etwa 25 bis 30 Jahre alt, gelernter Zimmerer, mit guten 
HERE Erfahrungen, findet sofort Anstellung bei der 

irma D. Euheıs, Baugeschäft, Zimmerei, Dampfsägerei 
und Ho zhandlunz, Schneverdingen (Hanuvover)'. 
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Erfahrener 


Rartograph 


anzuschaffen 
in neuester 
u. Vermess.-Techn. Auflage 
(tücht. Zeichner) mit la Zeug- erleichtert 
nissen und Refer., sucht zu 
sofort Stellung. Ange. unter H. Meusser, 
D.T.Z.346 anR.Merkel, Buchhandlung, 
Berlin W 57/4, 


Berlin W. 5, 
Potsdamer Str. 111. 





Potsdamer Str. 75 





Abgebaute Beamte 


LILIICHIIKEIDIIELELEEETEIIILEIIIEIIIII IE [IIIEEEILIETTEIIITE TE 
und Angestellte mit guten Beziehungen zur Privat- 
kundschaft finden hohen Verdienst durch provisions- 
weisen Vertrieb meiner äußerst preiswerten und best- 
gepflegten Moselwe'ne Weitgehendste Unterstützung. 
Bei rühriger :ätigkeit und Erfo'g feste Anstellung. 
Angebote erbeten unter D. T. 2.347 an de Än- 
zeigenverwaltung R.Merkel, Berlin, Potsdamer Str. 111. 








Was der 


Ein unentbehrlichex Hıifsbuch für jeden Erfinder. 
Von Ingenieur Fr. Weidl, Leipzig 18. Kostenlos. 


Noher Nebenverdienst 


bietet Ihnen der Verkauf meiner Spezialart'kel an Ihren 

Kollegen- und Bekanntenkreis. Der enorme Verdienst von 

2—300 Prozent bietet strebsamen Herren eventuei eine 
dauernde und aute Existenz. 
Verlangen Sie gratis Preisliste Nr. 15. 


Wilhelm Stricker, Fabrikation und Engros-Versand, 


gegründet 1903, 
Hamburg-Stefllingen. 


Parallel- Schreubstöcke 


mit Stahlbacken fürd Hausgebr=uch 
Gewicht ca. 1500, 2 00, 3:00, 5U0)g 
Preis: °.50, 4.0, 6.—, 8.70M. 
gegen Einsendung des Betrages frei 
jeder Station. 
Nachnahme 30—50 Pf. mehr. 
Umtausch gestattet. 
Richard Sprengel, Berlin- 
Lichtenberg, Normannenstr. 6, 


Horbmöbel behommtdedes 


wissen muß! 














zenlung?® 
ohne 8 
Auf- 
schlag, 
zu Ori- WE 
ginal- Fabrirpreisen. Als beispıe ı unserer Sellenen 
Leistungsfähigkeit liefern wir Garnitur 5, beliebles 
Weihnachtsgeschenk, wie Bild rslatt Sofa auch 2 
weitere Sessel), bequeme, eleganteKlubform,garant. 
gute Werkarbeit, in weiß gebleichlzu M.65.—, japan- 
braun gebeizt M.70.—. mit Sitz n. Rückenpolsterung 
(wunderhübsche Dekors nach Künstlerentwärfen) 
M. 95.— (gebleickt) bzw. M.104.— (gebeizl) gegen 
nur i, Anzahlung dir:kt und nur 


von der Fabuk, Mercedes” 


deı gunzer Vorauskasse 10%,, bei ganzer Nach- 

nahme 5%, Rabatt. Einzelne Tische u. Sessel kosten 

2), Sofas 2], des Garnilurpreises. Reichh. Katalog 

über ganze Wohnungseinrichtungen gegen 50 Pf. 

(Rückzahle. bei Auftras), Korbmöbelfabrik 

Wneronden. Duiber & Guiser, Lorch, 
üritbg. Postfach 75 











Techniker 


sichern sich und ihre Familie durch den 

Abschluß einer Lebens-, Invaliditäts- od. 

Witwen-Pensions-Versicherung bei dem 
gemeinnützigen 


Preußischen Beamten-Verein 
zu Hannover, 


Lebensversicherungsverein a. G. 
Vertragsanstalt verschiedener Standes- 
und Wirtschaftsorganisationen 


Gegründet 1375. 


Geschäftsgebiet: Dasganze Deutsche Reich, 


Er unterscheidet sich von sämtlichen 
größeren deutschen Lebensversicherungs- 
gesellschaften durch folgende 
Sondereinrichtungen: 


Keine Agenten, keine Provi- 
sionen, Aufnahmebeschrän- 
kung auf gesnndeste Berufs- 
gruppen, daher niedrigere 
Prämien u. grösste Gewinn- 
aussichten. 


Man fordere Drucksachen ein von der 


Direktion in Hannover 
Raschplatz 13. 
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Pianos—Harmonlums—Sprechuppurate 


haben Weltruf von der Weltfirma 
Max Horn, Zwickau, Spiegelstr. 23 
liefert nach 26 Weltstaaten. Besonders 
günstige Zahlungsbedingungen. 
Katalog 52 umsonst. 
Angeben, was für ein Instrument 
gewünscht wird. Harmoniums 
mit eingebauten Spielapparaten, wo 
jedermann sofort ohne Notsnkennt- 
nie 4-stimmig spielen kann, schon 
von M. 255,— a. 
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EHRENSACHE 


jedes Deutschen, nur deutsche Weine zu trinken 
22er Zeitinger p.Flashe 70 Pig. 
22er Uerziger p- Flascha 8O Pig. 
22er Kinheimer p.Flasche 90 Pfg. 
23er Graacher p.Flasche 100 Pig. 

alles Qualitäts-Mose weine 

Proben zu Diensten. 
Steph. Ehses-Geller, Weingutsbesitzer, 
Zeltingen a. Mosel. 


Zuckerkranke 


erhalten wichtige Aufklärung kostenlos durch 


Fr. Löw, Walldorf 36 (Hessen). 
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bereiten Sie den Ihren durch unser Weihnachtspaket mit 
von Krüppeln und Schwerkriegsbeschädi.ten hergestellten 
Gegenständen. 1 Markttasche, Schwarzwälder Form, aus 
echtem Peddingrohr, mit 1 Roßhaarbesen, 1 Kokosbesen, 
1 Schrubber, 2 Scheuerbürsten, I Schmutzbürste, 1 Glanz- 
bürste, 3 Auftragbürsten, 1 Klosettbürste, zusammen für 
10.— Mark frei dort. Auf Wunsch auch jede andere Zu- 
sammenstellung. Alle Arten Bürsten- und Besenwaren, Korb- 
waren und Korbmöbel können geli, fert werden. Versand 
nur gegen.Nachnahme oder vorherige Kasse. Postscheck- 
konto 2509, Dortmund, 


Lehrwerkstätten d. Krüppelanstalten 


Volmarstein i. W. 


Garant rein Gun | EEE 
Per Honi 19 Ziehung 23. u. 24. Oktoh, 


Schleuder- 
ga ee [roße Wonllahrs- 
blütenhonig 12.— 
6.— M.u.7.—M. Nrlnabne Lotterie 
12667 Gewinn u.iPräm.=M. 


50 Pfg. mehr. Gar.: Zurückn. 
Krieger, Imkeiei, 
Rietberg 36 (Westfalen). I 25 000 
Ucher, technische. 
Dr. Max Jänecke, 
Leipzig, Hospitaistr. 102 3 3) be) 00 
Original-Lose 
an Mark 1.20 


Porto u. Liste 35.Pfg. extra, 
empf.u. vers auch unt. Nachn. 


Emil Stiller ir. 


Bankhaus, Hamburg, 
Holzdamm 39 
Baldig Bestellung. erwünscht, 
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| Normschrift- 


Vorlage- u. -Linienblatt, 
unenthehbrlich für jeden 
Techniker. Gegen Ein- 
sendurg von nur30 Pfg. R 
in Marken oder auf Post- 
scheckkonto Köln 17030. 
W. Hebel, Wehbach-Sie ı. Rnein!d. 





Aus neuer Ernte 


Bienen-Schleuder, garantiert 
naturrein, sehr hell, 9 Pfd. 
1. Ausl. 11,50 M., 2 Auslese 
10,50 M. fık. Nichtgefallend 
zum vollen Preise zurück. 
Bienenzüchterei, geer. 181°, 
3. Göken. Thüle bei 
Friesoythe i. Oldenburg. 











Anzug-, Paletot-, Kostüm- 


Nur preiswerte Qualitätsware 
in herrlichen Musterungen 


Verlang. Sie Muster! 


Otto Zienner, Tuchversand 
Cottbus 14 


Schließfach 56. 
Ratenzahlung gestattet’ 





Ein Buch wichtig. Frauen- 
fragen von der früheren 
Oberhebamme der Charit& 
Berlin gibt sichern Rat in 
allen Fällen! Versendet ge- 
schloss. geg. Einsendg. von 
M. 1— Frau Anna "Hein, 
hyg. Versandhs., Beriin 75, 
Potsdamer Straße 1062, 


Schute u. Verwertung 








Art zu günstig Bedingung. 
durch Carl Haiduk, Ing, 
Berlin W 57, Culmstr. 18. 
Lang). Erfahr. (Bundesmitgl.) 
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Der endgültige Reichswirtschaftsrat 
Schon L. 


Schon vor einigen Wochen waren in der Tagespresse Ar- . 


tikel und Notizen über die beabsichtigte Schaffung des end- 
gültigen Reichswirtschaftsrats zu finden. Diese Mitteilungen 
waren vielfach nicht nur unklar, sondern sie widersprachen sich 


“auch untereinander, so daß durch sie mehr Verwirrung als 


Aufklärung über die wirklichen Absichten der Reichsregie- 
rung geschaffen wurde. Schuld daran trägt die Regierung 
selbst, da der Reichswirtschaftsminister die in seinem Ressort 
ausgearbeiteten Referentenentwürfe zwar Ende August dem 
Vorläufigen Reichswirtschaftsrat zur Begutachtung übermittelte 
und ihm aüch anheimstellte, die Entwürfe den im Reichswirt- 
schaftsrat vertretenen Verbänden zur Stellungnahme zuzuleiten, 
‚andererseits aber ausdrücklich ersuchte, von einer Veröffent- 


 lichung der Entwürfe abzusehen. Damit, daß der Vorstand des 


-Vorläufigen Reichswirtschaitsrates die Entwürfe an ungefähr 
2000 Verbände, Körperschaften und Einzelpersönlichkeiten ver- 
schicken ließ, wurde praktisch die Oeffentlichkeit für die 


Behandlung der Entwürfe hergestellt. Immerhin sind die Ent- 


würfe bis zum heutigen Tage offiziell noch nicht veröffent- 
‚licht worden, womit natürlich der Verbreitung falscher Nach- 


‚ richten über ihren Inhalt nur Vorschub geleistet wird. Hoffent- 


lich entschließt sich die Regierung nun bald, die praktisch 
ohnehin schon: längst hergestellte Oeffentlichkeit für die Be- 


| handlung der Gesetzentwürfe auch formell herbeizuführen. 





Es handelt sich, wie schon aus den vorstehenden Ausfüh- 
rungen ersichtlich, bei der dem Vorläufigen Reichswirtschafts- 
rat zur Begutachtung übersandten Vorlage nicht um einen end- 
gültigen Gesetzentwurf, der bereits die Zustimmung des Reichs- 
kabineits erhalten hat, sondern nur um einen Reflerentenentwurf, 
der erst nach Begutachtung durch den Verfassungsausschuß des 
Vorläufigen Reichswirtschaitsrates dem Reichskabinett vorgelegt 


werden soll. Die Vorlage ist in zwei Entwürfe gegliedert: 
Meinen Gesetzentwurf 
schaftsrat und einen Gesetzentwurf zur Ausfüh- 


über den Reichswirt- 


tung des Gesetzes über den Reichswirtschafts- 
rat. Das Gesetz über den Reichswirtschaftsrat selbst ist nur 


als Rahmengesetz gedacht, das die grundlegenden Bestimmun- 


= über den Aufgabenkreis, die Stellung und die Rechte des 
eichswirtschaftsrates enthält, während die Vorschriften zur 
Ausführung dieses Rahmengesetzes in dem Ausführungsgesetz 
enthalten sind. 

Ueber die Bestimmung desReichswirtschafts- 


rates ist im Entwurf des Rahmengesetzes gesagt, daß er die 


Reichsregierung, den Reichsrat und den Reichstag bei wirt- 
schaftspolitischen und sozialpolitischen Maßnahmen zu beraten, 
solche Maßnahmen anzuregen, Untersuchungen auf diesem Ge- 


"biete vorzunehmen und die Reichsregierung bei der Durch- 


führung wirtschaftspolitischer und sozialpoli.iscker Maßnahmen 
zu unterstützen habe. Wirtschaitspolitische und sozialpolitische 
Gesetzentwürfe von grundlegender Bedeutung sollen von der 


"Reichsregierung vor ihrer Einbringung dem Reichswirtschafts- 


rat zur Begutachtung vorgelegt werden. Soweit angängig, soll 
der Reichswirtschaftsrat bereits bei den Vorarbeiten zu solchen 
Gesetzentwürfen gehört werden. Reichsregierung sowie Reichs- 
tag, Reichsrat und deren Ausschüsse sollen verlangen können, 


‚ daß Vollversammlung oder Ausschüsse des Reichswirtschafts- 
‚ rates ihre Gutachten vor dem Reichstag, dem Reichsrat oder 


deren Ausschüssen mündlich erläutern lassen. Der Reichs- 


wirtschaftsrat soll berechtigt sein, wirtschaftspolitische und so- 


zialpolitische Gesetzesvorlagen von grundlegender Bedeutung 


zu beantragen, und die Regierung soll verpflichtet sein, solche 


Vorlagen auch dann, wenn sie ihnen nicht zustimmt, unter Dar- 
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legung ihres Standpunktes beim: Reichstage einzubringen. In 
diesem Falle soll der Reichswirtschaftsrat berechtigt sein, die 
Vorlage durch eines seiner Mitglieder vor dem Reichstag ver- 
treten. zu lassen. 

Zum Unterschied vom Vorläufigen Reichswirtschaftsrat, 
der 326 Mitglieder zählt, die freilich durch -die Anfang 1924 
durchgeführten Abbaumaßnahmen zu reichlich zwei Dritteln 
außer Gefecht gesetzt worden sind, soll der endgültige Reichs- 
wirtschaftsrat nur 126 ständige Mitglieder haben. Zu diesen 
126 ständigen Mitgliedern kommt eine unbestimmte Zahl von 
nichtständigen Mitgliedern, die nur für einzelne Ver- 
handlungsgegenstände einberufen werden und nur bei der Be- 
handlung dieser Gegenstände stimmberechtigt sind. 

Die ständigen Mitglieder sollen, ebenso wie es beim Vor- 
läufigen Reichswirtschaftsrat: geschehen ist, auf Grund von 
Vorschlägen der Vertretungen der Unternehmer, der Arbeit- 
nehmer und sonst beteiligter Volkskreise einberufen oder von 
dem Reichsrat oder der Reichsregierung ernannt werden. Als 
nichtständige Mitglieder sollen vom Vorstand des Reichswirt- 
schaftsrates einberufen werden Persönlichkeiten, die von den 
Abteilungen des Reichswirtschaftsrates oder von der Reichs- 
regierung vorgeschlagen werden, und Vertreter von benennungs- 
berechtigten Verbänden. Diese Verbände sollen von den Ab- 
teilungen oder der Reichsregierung vorgeschlagen und. vom 
Ned des Reichswirtschaftsrates zur Benennung aufgefordert 
werden. 

Aus den 126 ständigen Mitgliedern sollen vier Abteilungen 
gebildet werden: 


Be 1 (Unternehmervertreter mit insgesamt 41 Mitglie- 

ern), 

Abteilung II (Arbeitnehmervertreter ebenfalls mit insgesamt 
41 Mitgliedern), 

Abteilung III (Vertreter der nicht privatwirtschaftlichen Zwecken 
dienenden Körperschaften mit insgesamt 14 Mitgliedern), 

Abteilung. IV (von der Reichsregierung und dem Reichsrat aus- 
gewählte Persönlichkeiten sowie Vertreter der Tages- 
presse mit insgesamt 30 Mitgliedern). 

Innerhalb der Abteilung I sollen die Vertreter der Land- 
und- Forstwirtschaft, der Industrie, des Handwerks, des Han- 
dels, des Bank- und Versicherungsgewerbes und des Verkehrs- 
gewerbes ihrerseits wieder in Gruppen zusammengefaßt werden. 

Ebenso ist innerhalb der Abteilung III eine Gruppen- 
bildung, je gesondert für die Vertreter der Städte, der Land- 
gemeinden und der Landkreise, der Öffentlich-rechtlichen Ver- 
sicherungs- und Kreditanstalten, der Konsumgenossenschaften 
und des landwirtschaftlichen und gewerblichen Genossenschafts- 
wesens in Aussicht genommen. 

Von den 30 Mitgliedern der Abteilung IV sollen 14 mit 
dem Wirtschaftsleben der einzelnen Landesteile besonders ver- 
traute Persönlichkeiten vom Reichsrat ernannt werden. 
Dabei ist vorgeschrieben, daß, wenn Vertreter der Unterneh- 
mer- oder der Arbeitnehmerinteressen ernannt werden, sie je- 
weils in gleicher Anzahl ernannt werden müssen. 14 Per- 
sönlichkeiten, die durch besondere Leistungen die Wirtschaft 
des deutschen Volkes in hervorragendem Maße gefördert haben 
oder zu fördern geeignet sind, sollen von der Reichsregie- 
rung ernannt werden. Unter ihnen sollen sich Vertreter der 
freien Berufe, der Beamtenschaft, der Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaft und der wirtschaftlichen und sozialen Rechtskunde 
befinden. 

Was die Abteilung I anlangt, so ist in dem Referenten- 
entwurf lediglich vorgeschrieben, daß 41 Vertreter der Arbeit- 
nehmer gemeinschaitlich vom Allgemeinen Deutschen Gewerk- 
schatisbund, dem .Allgemeinen freien Angestelltenbund, dem 
Gesamtverband der christlichen Gewerkschaften Deutschlands, 
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dem Gesamtverband Deutscher Angestellten-Gewerkschaften, 
dem Verbande der Deutschen Gewerkvereine und dem Ge- 
werkschaftsbund der Angestellten benannt werden sollen. Unter 
den 41 Arbeitnehmervertretern müssen sich inangemesse- 
ner Zahl Vertreter der Angestellten befinden, 
darunter mindestens 2 Vertreter der Angestellten der Land- 
und Forstwirtschaft und 1 Vertreter der Angestellten der See- 
schiffahrt. Unter den. Vertretern der Arbeiter müssen sich 
mindestens 7 Vertreter der Arbeiter der Land- und Forstwirt- 
schaft und 3 Vertreter der Arbeiter des Transportgewerbes be- 
finden. 

Mitglied des Reichswirtschaftsrates soll nur werden können, 
wer zum Deutschen Reichstag wählbar ist, das 30. Lebensjahr 
vollendet hat und nicht durch Spruch eines Ehrengerichtes für 
unfähig erklärt worden ist, Mitglied des Reichswirtschaftsrates 
zu sein. 

Organe des Reichswirtschaftsrates sollen sein: der Vor- 
stand, die Abteilungen, die Ausschüsse und die Vollversamm- 
lung. Der Vorstand soll aus 9 ständigen Mitgliedern be- 
stehen und aus seiner Mitte nach Maßgabe der Geschäfts- 
ordnung einen Vorsitzenden wählen, dem die Führung 
der laufenden Geschäfte obliegen soll. Die Abteilungen 
sollen die ständigen Mitglieder*für die Ausschüsse auswählen 
und Vorschläge für die Einberufung von nichtständigen Mit- 
gliedern machen. 

Die Aufgaben des Reichswirtschaftsrates sollen im all- 
gemeinen durch seine Ausschüsse — Haupt- und Sonder- 
ausschüsse — erledigt werden. Der Zusammentritt der Voll- 
versammlung soll auf Ausnahmefälle beschränkt sein. 
Sie soll nur auf Verlangen der Reichsregierung oder von 75 
ständigen Mitgliedern mit Zustimmung des Vorstandes tagen. 

Als Hauptausschüsse soll der Vorstand des Reichs- 
wirtschaftsrates einen sozialpolitischen, einen finanzpolitischen 
und einen wirtschaftspolitischen Ausschuß bestellen. Nach dem 
Referentenentwurf bestehen die Hauptausschüsse aus 27 bis 
30 Mitgliedern, unter denen sich mindestens 18 ständige Mit- 
glieder befinden müssen, und zwar von den Abteilungen I und 
Il je 6 ständige Mitglieder, von Abteilung III 2 und von Abtei- 
lung IV 4 ständige Mitglieder. 

Zur Erledigung einzelner Aufgaben können die Haupt- 
ausschüsse nach dem Entwurf Sonderausschüsse ein 
setzen, doch soll die Einsetzung eines Sonderausschusses in 
jedem Falle nicht nur an die Zustimmung des Vorstandes, son- 
dern auch an die der Reichsregierung gebunden sein. 

Die Sitzungen der Haupt- und Sonderausschüsse werden 
nach..der Vorlage vom Vorstand: des Reichswirtschaftsrates an- 
beraumt. Der Vorstand ist verpflichtet, eine Ausschußsitzung 
anzuberaumen, wenn die Reichsregierung oder’ mindestens ein 
Drittel der Ausschußmitglieder es verlangt. Den Vorsitz 
in den Haupt- und Sonderausschüssen soll im Gegensatz zum 
Vorläufigen Reichswirtschaftsrat, dessen Ausschüsse sich ihre 
Vorsitzenden selbst wählen, ein Vertreter der Reichs- 
regierung führen, der allerdings nicht stimmberechtigt 
sein soll. Die Sitzungen sind nicht öffentlich, wenn 
nicht der Ausschuß mit Zweidrittelmehrheit die Oeffentlichkeit 
beschließt. Der Vorsitzende soll eine Sitzung für vertrau- 
lich erklären können. Er soll dazu verpflichtet -sein, wenn 
zwei Drittel der Mitglieder es verlangen. Es sollen nach der 
Vorlage auch mehrere Hauptausschüsse ganz oder teilweise 
zu gemeinsamen Sitzungen sich vereinigen können, jedoch ist 
die Abhaltung solcher gemeinsamen Sitzungen ebenfalls nicht 
nur an die Zustimmung des Vorstandes,. sondern auch an die 
der Reichsregierung gebunden. 

Bei Gutachterr der Haupt- und Sonderausschüsse kann 
nach dem Entwurf eine Minderheit, der die Mehrheit der Ver- 
treter einer Abteilung im Ausschuß oder mindestens ein Fünftel 
der Mitglieder des Ausschusses angehört, ein Minderheits- 
gutachten abgeben, das der Reichsregierung zusammen 
mit dem Mehrheitsgutachten zu übermitteln ist. Das gleiche 
gilt, wenn ein Vertreter einer Gruppe die Abgabe eines Minder- 
heitsgutachtens mit der Erklärung verlangt, daß vier Fünftel 
der Mitglieder seiner Gruppe den Antrag unterstützen. 

Eine besondere Stellung unter den Organen des endgülti- 
gen Reichswirtschaftsrates nimmt nach dem Entwurf der Aus- 
schuß zur Untersuchung tatsächlicher Ver- 
hältnisse auf wirtschafts- und sozialpoliti- 
schem Gebiet ein, der auf Verlangen der Reichsregierung 
oder auf Verlangen von zwei Dritteln der ständigen Mitglieder 
und mit Zustimmung der Reichsregierung vom Vorstand be- 
stellt werden soll. Dieser Ausschuß soll jeweils für die Unter- 
suchung eines bestimmten Gebietes bestellt werden, jedoch soll 
er nicht zum Zweck der Untersuchung von Vorgängen bei 
einem einzelnen Unternehmen berufen werden dürfen. 

Den Vorsitz in diesem Ausschuß führt nach dem Ent- 
wurf ein Beauftragter der Reichsregierung, der 
stimmberechtigt ist. Die Sitzungen des Ausschusses werden 
vom Vorsitzenden anberaumt. Der Vorsitzende ist; soweit die 
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Untersuchung von einzelnen Vorgängen für die Arbeiten des’ 
Ausschusses erforderlich ist, befugt, von jedermann Auskunft 
über Tatsachen, die für die Beurteilung der zu erforschenden 
wirtschaftlichen Verhältnisse von Wichtigkeit sind, zu verlan- 
gen, Betriebseinrichtungen und -räume, in denen Waren her- 
gestellt, gelagert oder feilgehalten oder Leistungen vorgenom= 
men werden, zu besichtigen oder zu untersuchen und Unter- 
lagen für die Bemessung von Preisen oder Vergütungen einzu- 
sehen. Mit seiner Zustimmung können diese Befugnisse von 
dem Ausschuß oder einzelnen Mitgliedern ausgeübt werden, 
Auf seinen Antrag kann auch die Reichsregierung sie durch 
einen Beauftragten ausführen lassen. Die Ergebnisse der Er- 
mittlungen sollen dem Ausschuß vorgelegt werden, wobei je- 
doch nach dem: Ermessen des Vorsitzenden die Mitteilung von 
Einzelheiten und die Bekanntgabe der Steile, von denen die 
Ergebnisse stammen, unterbleiben kann. 

Der Vorsitzende dieses Ausschusses kann, soweit er es 
für erforderlich hält, Zeugen und Sachverständige eidlich’ 
vernehmen. Er soll auch befugt sein, bei den obersten Reichs- 
behörden und durch deren Vermittlung bei den obersten Lan- 
desbehörden und den nachgeordneten Behörden alle zur Durch- 
führung seiner Arbeiten erforderlichen Auskünfte einzuziehen, 

Die Verhandlungen des Ausschusses zur Untersuchung tat- 
sächlicher Verhältnisse auf wirtschafts- und sozialpolitischem | 
Gebiet sollen nach der Vorlage vertraulich sein. Mit Zustim-" 
mung des Vorsitzenden soll jedoch der Ausschuß mit zwei 
Dritteln Mehrheit die Herstellung der Oeffentlichkeit beschlie- 
ßen können. Berichte über seine Verhandlungen und die von 
ihm getroffenen Feststellungen sollen nur mit Zustimmung der 
Reichsregierung veröffentlicht werden dürfen. 

Der letzte Abschnitt des Referentenentwuries für das Aus- 
führungsgesetz enthält die Bestimmung, daß die ständigen Mit- 
glieder des Reichswirtschaftsrates für die Dauer ihrer Zugehö- 
rigkeit zum Reichswirtschaftsrat freie Fahrt auf allen deutschen 
Eisenbahnen sowie eine Entschädigung für die Sitzungen, zu 
denen sie namentiich geladen sind, erhalten sollen. Personen, 
die als nichtständige Mitglieder an einer Ausschußsitzung 
teilnehmen, sollen -eine Vergütung in Höhe der Kosten der 
Eisenbahnfahrt von ihrem Wohnort zum Ort der Sitzung und? 
zurück und eine Entschädigung erhalten. Der Vorstand des 
Reichswirtschaftsrates soll der. Reichsregierung alle sechs Jahre 
Vorschläge für eine Aenderung des Gesetzes unterbreiten. Auf 
Grund dieser Vorschläge kann die Reichsregierung nach An- 
hörung des Reichsrates und mit Zustimmung eines Ausschusses 
des Reichstages durch Verordnung die Körperschaften, die 
nach dem Gesetz zur Benennung von ständigen Mitgliedern 
berechtigt sind, anderweit_bestimmen oder die Zahl der von 
ihnen zu benennenden Mitglieder im Rahmen der für die Ab- 
teilungen vorgesehenen Mitgliederzahl ändern. Innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes soll die Reichs- 
regierung den Reichswirtschaftsrat, der seinen Sitz in Berlin 
hat, einberufen: 

Wir beschränken uns für heute auf diese Wiedergabe des’) 
wesentlichen Inhalts der vorliegenden Referentenentwürfe, Im 
einem zweiten Artikel werden wir zu den Entwürfen kritisch’ 
Stellung nehmen. 


Der zweite internationale Kongreß 
der Privatangestellten 


(Schluß.) 
Zum Punkt „Sozialgesetzgebung‘ erstattete 
Smit das Referat unter besonderer Berücksichtigung der 


Frage, ob ein einheitliches Arbeitsrecht für Arbeiter und An- 
reis oder ein besonderes Angestelltenrecht gefordert wer- 
en soll, 

Die eigenartige Stellung der Kopfarbeiter im Betriebe, 
führte er aus, ihre Zwitterstellung dem Arbeiter und dem Un- 
ternehmer gegenüber, ihre Herkunft aus der Mittelklasse und 
die Möglichkeit, selbst Unternehmer zu werden, ließen die An 
gestellten"erst viel später als die Arbeiter reif für eine Organi- 
sierung auf dem Boden des Klassenkampfes werden. Erst dag 
Aufkommen der Großindustrie bringt die Proletarisierung der 
Angestellten. Ihre Lage wird die gleiche wie die der Hand- 
arbeiter, sie geraten in mit dem Kapitalismus unlösbar ver- 
knüpfte Abhängigkeit, wirtschaftliche Unsicherheit und niedri- 
gere soziale Stellung. In einigen Ländern wie, um ein typi- 
sches Beispiel herauszugreifen, in Deutschland, erkannte 
die kapitalistische Klasse früh, daß sie ein Interesse daran habe, 
die Angestellten von den Arbeitern zu trennen und auf ihre’ 
Seite zu ziehen. In diesen Ländern finden wir auch schon 
früher als sonst eine besondere Sozialgesetzgebung für die An- 
gestellten. In diesem besonderen Angestelltenrecht erhalten” 
die Angestellten zum Teil nicht unwesentlich bessere gesetz-" 
liche Regelungen ihrer Lohn- und Arbeitsbedingungen als die’ 
Arbeiter. Allerdings hatte diese Politik nicht den von den Um 
ternehmern gewünschten Erfolg, die Angestellten von der Er-: 










kenntnis des unüberbrückbaren Gegensatzes zwischen Kapital 
“und Arbeit abzuhalten. 
— In anderen Ländern stellte sich die Kapitalistenklasse auf 
den Standpunkt, lediglich Forderungen von Wirtschaftsgrup- 
pen zu berücksichtigen, die mächtig genug waren, ihr Pro- 
geranm durchzusetzen. Man schloß die Angestellten von der 
 Sozialgesetzgebung aus unter dem Vorwand, daß sie durch ihre 
günstigere Stellung für sich selbst sorgen könnten und eines 
| besonderen gesetzlichen Schutzes nicht bedürften. So wurden 
in einigen Ländern die Angestellten von der Arbeitslosenunter- 
‚stützung, in anderen ‘von der Unfallversicherung usw. ausge- 
‚schlossen. 
| Diese historische Entwicklung zeigt deutlich, daß von 
einem einheitlichen Auftreten in den verschiedenen Ländern 
keine Rede sein kann. In einem Land müssen die Anstrengun- 
gen der Angestellten darauf gerichtet sein, die bestehenden ge- 
setzlichen Bestimmungen auszubauen, im anderen Land müssen 
Aktionen zugunsten der Einbeziehung der Angestellten in die 
Für die übrigen Arbeitnehmer geltenden Gesetze geführt wer- 
den. Mit unserer Parole: Ein Recht für alle! wird nicht 
ehe: Recht für alle verlangt. Es ist klar, daß wie für 
estimmte Gruppen der Handarbeiter (Bergleute usw.) auch für 
die Angestellten zum Teil andere Regelungen getroffen wer- 
den müssen als für die Arbeiter. Die Sozialgesetzgebung 
Öesterreichs ist derjenigen Frankreichs nicht deshalb über- 
legen, weil es in ersterem eine besondere Sozialgesetzgebung 
| für Angestellte gibt, sondern weil in Oesterreich die Organisa- 
tion der Angestellten viel stärker ist als in Frankreich und die 
Hand- und Kopfarbeiter geeint für die Forderungen der letzte- 
| ren eintreten. a 
14 Pick (Oesterreich) vertritt in seinem Korreferat den 
"Standpunkt, daß die Stellungnahme des Referenten unbefriedi- 
gend sei. Man dürfe es den Gewerkschaften der einzelnen 
Länder nicht überlassen, für sich selbst die Frage nach Be- 
lieben zu lösen. Dadurch würde eine arge Ungleichheit ge- 
| schaffen und den kapitalistischen Gegnern des besonderen An- 
gesteiltenrechts eine willkommene Waffe im Kampfe gegen 
dieses Recht geliefert. Die österreichische Delegation ist der 
Meinung, daß der Kongreß der internationalen Gewerkschafts- 
bewegung einen schlechten Dienst erweist, wenn er es nicht 
vermag, wenigstens in dieser jedem einzelnen Angestellten 
‚naheliegenden Sache einen einheitlichen Grundsatz aufzustellen. 
| Die österreichischen Angestelltengewerkschaften sind im Kampf 
um das besondere Angestelltenrecht groß geworden; sie haben 
durch ihre Erfolge gerade auf dem Gebiet der Sozialpolitik 
die nicht freigewerkschaftlichen Angestelltenorganisationen so 
wirksam bekämpft, daß diese heute zur Bedeutungslosigkeit 
‚herabgesunken sind. Weder im alten noch im neuen Oester- 
reich haben die Angestellten in diesem Kampfe um ihr beson- 
deres Arbeitsrecht im Gegensatz zu den Arbeitergewerkschaf- 
‚ten gestanden; sie hätten eine Behinderung von dieser Seite 
auch nicht geduldet. 
Die Auffassung der Oesterreicher, für die sich auch noch 
Klein (Wien) in längeren Ausführungen einsetzt, in denen 
er u. a. darauf hinweist, daß die Erfolge der Länder mit einer 
guten Sozialgesetzgebung durch die Erfolglosigkeit anderer 
‚Länder gefährdet seien, stößt bei dem Kongreß auf starken 
Widerspruch. Kollege Aufhäuser legt in treffenden Worten 
den Standpunkt der deutschen Angestelltengewerkschaften dar. 
Niemand, weder in Deutschland, noch in den anderen Ländern, 
‚bestreitet, daß in Oesterreich die Angestellten-Schutzgesetz- 
gebung vorbildlich ist. Keineswegs ist jedoch damit festgestellt, 
daß der Weg, der von den .österreichischen Angestelltenorga- 
‚hisationen beschritten wurde, auch in den anderen Ländern zu 
‚gleichem Erfolge führen müsse. In Deutschland ist der Kampf 
um die Vereinheitlichung der Sozialversicherung seit langem 
ein Programmpunkt der freien Angestelltengewerkschaften. Wir 
fordern eine einheitliche Sozialschutzgesetzgebung, in der die 
endeten Bedürfnisse der einzelnen Arbeitnehmergruppen 
durch Sonderbestimmungen berücksichtigt werden. Einen ande- 
ren Weg gehen, hieße uns von den Arbeitern trennen. Die Er- 
lärung für die Erfolge in Oesterreich liegt nicht in der beson- 
‚deren Schutzgesetzgebung für die Angestellten, sondern in der 
‚Erfüllung gewisser, auch politischer Voraussetzungen, wie dem 
‚Bestehen einer einigen, starken sozialistischen Partei, die in 
"Deutschland nach dem Umsturz nicht vorhanden war. 
Trotz der auseinanderstrebenden Meinungen siegt auch 
ier der Wille zur Gemeinschaftsarbeit. Einer Kommission ge- 
ngt es, die einigende Formel zu finden. Die einstimmig vom 
Kongreß angenommene Entschließung lautet: 
„Die internationale Angestelitenbewegung als ein Teil der klassen- 
bewußten internationalen Gesamtbewegung ist verpflichtet, ihre Kämpfe 
um die Schaffung eines umfassenden Schutzes der Arbeitskraft die 


Hebung der sozialen Lage der Angestellten in inniger Gemeinschaft mit 
den Organisationen der: Arbeiter zu führen. 

Auf dem Wege zur Ueberwindung der kapitalistischen Wirtschafts- 
ordnung ist die Erreichung weitgehenden sozialpolitischen Schutzes die 


nächste und wichtigste Etappe. 
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“ Der Kongreß fordert die ihm angeschlossenen Organisationen aller 


.Länder auf, den Kampf um die Verbesserung der bestehenden sozial- 


politischen Schutzgesetze mit aller Entschiedenheit fortzusetzen, wobei 
als nächstes Ziel zu gelten hat, die in den einzelnen Ländern bestehen- 
den günstigsten Bestimmungen für das eigene Land durchzusetzen. 

Der Kongreß verweist auf die Erfolge, die in den Ländern mit be- 
sonderem gesetzlichen Angestelltenschutz gemacht wurden und empfiehlt 
den angeschlossenen. Organisationen, die gemachten Erfahrungen zu 
verwerten. 

Das internationale Büro wird beauftragt, über den Stand des An- 
gestelltenschutzes der einzelnen Länder den angeschlossenen Organisa- 
tionen die notwendigen Unterlagen zu beschaffen. 

Zu der Zeit bis zum nächsten Kongreß hat der Vorstand des I.B.P. 
zu prüfen, wie in allen Ländern einheitlich der Kampf um den Ausbau 
der Sozialgesetzgebung mit dem größten Erfolge geführt werden kann.“ 


Zu der wohl in allen auf dem Kongreß vertretenen Län- 
dern zu den brennendsten Fragen gehörenden steigenden Ar- 
beitslosigkeit der Angestellten und der Not der 
durch sie besonders betroffenen älteren Angestellten nahm der 
Kongreß in folgender Entschließung Stellung: 


„Die tiefgehenden Störungen der Weltwirtschaft, die als Folge des 
Krieges und der Unfähigkeit des kapitalistischen Systems zu verzeichnen 
sind, ziehen vor allem die Angestellten auf das schwerste in Mitleiden- 
schaft. Mehr noch als die Handarbeiter leiden gerade sie unter den 
Folgen der Krise der Weltwirtschaft. Selbst in den Ländern mit fortge- 
schrittener Sozialgesetzgebung ist eine ungeheuere Verelendung der Än- 
gestellten festzustellen, die vor allem in einer außerordentlichen und 
wachsenden Arbeitslosigkeit in die Erscheinung tritt. 

Die kapitalistische Konkurrenzwirtschaft, die einen übertriebenen 
Protektionismus zeitigt, Absperrungsmaßregeln gegen die Zulassung aus- 
ländischer Arbeitskräfte, das Gegeneinander-Ausspielen der einheimischen 
und der ausländischen Arbeitskräfte, alle die Maßnahmen »tragen zur 
Steigerung der Arbeitslosigkeit der Angestellten bei. 

Indem der Kongreß den arbeitslosen Opfern der kapitalistischen 
Wirtschaft seine Sympathie ausspricht, erklärt er: 

1. Es ist die Pflicht aller Staaten, im eigenen Lande den Arbeits- 
markt unter maßgebender Beteiligung der Gewerkschaften zu regulieren 
und den Arbeitslosen eine durch Gesetz verbürgte Versorgung für die 
Dauer der Arbeitslosigkeit in einem Umfange angedeihen zu lassen, der 
den Arbeitslosen die Lebenshaltung sichert. Zu den Kosten dieser Ver- 
sicherung haben die Staaten aus öffentlichen Mitteln in angemessener 
Weise beizutragen. Besondere Fürsorgemaßnahmen sind für die arbeits- 
losen älteren Angestellten zu trefien. 

2. In alien Ländern ist eine gründliche Abkehr von den verhängnis- 
vollen Methoden der protektionistischen Handels- und Wirtschaftspolitik 
notwendig. 

3. Der Kongreß erwartet von den dem I.B.d.P. angeschlossenen 
Organisationen, daß sie zur Durchsetzung dieser Forderungen den not- 
wendigen Druck auf die Regierungen und die Gesetzgebung ihrer Länder 
ausüben und alle Aktionen, die in dieser Hinsicht in einem Lande unter- 
nommen werden, mit ihrer ganzen Kraft und mit ihrem Einfluß för- 
dern werden.“ 

Das Referat „Der gesetzliche Achtstunden- 
tag“ erstattet Hallsworth (England). Er legt dem Kon- 
greß folgende Resolution vor, der einmütig zugestimmt wird: 

„Dieser Kongreß, der 800000 organisierte Angestellte vertritt, ver- 
langt, daß die gesetzliche Regelung des Achtstundentages in den ver- 
schiedenen Ländern sowohk für die Angestellten wie auch für die Hand- 
arbeiter vorgenommen wird. Der Kongreß erklärt daher auch, daß das 
Washingtoner Abkommen über den’ Achtstundentag von allen Ländern 
durchgeführt werden soll, auch von denen, die an der Washingtoner 
Konferenz 1919 nicht teilgenommen haben. Gleichzeitig sollen auch ge- 
setzliche Bestimmungen getroffen worden, die allen Gruppen von An- 
gestellten einen Höchstarbeitstag von acht Stunden und eine Höchst- 
arbeitswoche von 48 Stunden sichern. In den Ländern, wo die Arbeits- 
zeit der Angestellten entweder auf Grund von Kollektivverträgen oder 
in der Praxis kürzer ist als acht Stunden täglich, bzw. 48 Stunden 
wöchentlich, soll diese kürzere Arbeitszeit als gesetzliches Höchstmaß 
für diese Länder festgelegt werden.“ 

Zu der Frage der Einbeziehung der Angestellten in In- 
dustrieverbände stellt der Kongreß in einer von ihm 
einstimmig angenommenen Entschließung auf Grund der vor- 
liegenden Erfahrungen aus mehreren Ländern fest, 

„daß sich besondere Angestelltenverbände in diesen Ländern als die 
geeignetste Organisationsform zur Erfassung einer möglichst großen 
Zahl von Angestellten erwiesen haben. Infolgedessen muß sich der Kongreß 
den Bestrebungen gewisser Industrieverbände, die Angestellten gegen 
deren eigenen Willen- in ihren Organisationsbereich einzubeziehen, ent- 
schieden widersetzen. Der Kongreß ist der Auffassung, daß die An- 
gestellten in jedem Lande selbst vor allem berufen sind, die Organi- 
sationsform zu bestimmen, die ihren Interessen am besten entspricht.“ 

Am letzten Tage erstattet Klein (Tschechoslowakei) ein 
mit reichhaltigem Material versehenes Referat über die Frage 
der „Gleichberechtigung fremder mit den hei- 
mischen Angestellten“. Der Kongreß folgt in dieser 
vom Standpunkt der einzelnen Nationen außerordentlich schwie- 
rigen Frage nach längerer Debatte den Vorschlägen Kleins, 
in denen u. a. eine gleichartige gesetzliche Behandlung der 
fremden und der heimischen Angestellten gefordert wird. Das 
Internationale Sekretariat wird beauftragt, eine Organisation 
der internationalen Arbeitsvermittlung für Privatangestellte vor- 
zubereiten. 

Die darauffolgenden Wahlen ergeben die Wieder- 
wahı des bisherigen Vorstandes, dem vom Butab 
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Kollege Schweitzer in seiner Eigenschaft als Vorsitzender 
der Gruppe Techniker und Werkmeister angehört, und -die 
Zuwahl von Buschmann (Deutschland) und Pick (Oester- 
reich). Desgleichen erfolgt die Wiederwahl des Internationalen 
Sekretärs, des Kollegen Smit (Amsterdam). 

Zurückschauend darf festgestellt werden, daß trotz großer 
technischer und anderer Schwierigkeiten umjangreiche und be- 
deutende Arbeit geleistet wurde. Der zweite internationale Kon- 
greß der Privatangestellten ist insofern weit mehr gewesen als 
eine Kundgebung nach außen. Er ist richtunggebend gewesen 
für die nächsten Jahre internationaler Gemeinschaftsarbeit zum 
Wohle der Privatangestellten der ganzen Welt. Der Kongreß 
hat aber auch den Beweis erbracht, daß wenige Jahre nach 
dem brudermörderischen Weltkriege die freigewerkschaftlich 
organisierten Angestellten trotz der immer noch andauernden 
Völkerverhetzung den Weg zur friedlichen Verständigung und 
zum gemeinsamen Kampf um die gleichen Ziele gefunden 
haben. Wohl gingen die Meinungen über die richtige Taktik 
in dieser oder jener Frage gelegentlich auseinander. Das ge- 
meinsame Ziel ließ aber stets einen gemeinsamen Weg finden. 

Im Anschluß an den Kongreß fand eine Fachgruppen- 
tagung der Techniker und Werkmeister statt, 
die sich im wesentlichen an Hand eines Referates unseres Kol- 
legen Schweitzer mit der sozialen und wirtschaft- 
lichen Lage der Techniker in den verschie- 
denen Ländern und ihren Organisationen beschäftigte. 
Schweitzer hatte es, wie in der Debatte mit völliger Einmütig- 
keit ailer Delegierten betont wurde, dankenswerterweise über- 
nommen, wertvolles Material darüber zusammenzutragen und 
der Tagung vorzulegen. Es dürfte notwendig sein, darauf noch 
besonders zurückzukommen. 

Die Wahl des Gruppenvorstandes ergab die Wiederwahl 
des bisherigen Vorstandes, der -sich aus den Kollegen 
Schweitzer. (Deutschland), Seidel (Oesterreich) und 
Bergmann (Tschechoslowakei) sowie dem Sekretär des In- 
ternationalen Bundes zusammensetzt. Als Vorsitzender der 
Gruppe wurde Kollege Schweitzer wiedergewählt. Außer- 
dem wurde an den Vorstand des Internationalen Bundes der 
Antrag gerichtet, den Kollegen Buschmann mit der regel- 
mäßigen Teilnahme an den Gruppenvorstandssitzungen zu be- 
auftragen. Auch die Gruppentagung nahm einen harmonischen 
und anregenden Verlauf. Hermann Waschow. 


Rundschau 


Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Der Anilintrust perfekt. Nunmehr steht der deutsche Farb- 
stofftrust in seinem Kern fest. Die Riesenunternehmungen der 
Farbstoffindustrie gehen in der Badischen Anilin- und 
Sodafabrik auf. Diese erhöht ihr Aktienkapital um den 
Nominalbetrag der Aktien der aufzunehmenden Gesellschaften. 
Das Aktienkapital der neuen Gesellschaft, die .G.Farben- 
industrie Aktiengesellschaft firmieren wird, wird 
aus rund 650 Millionen Mark Stammaktien und 4,4 Millionen 
Mark Vorzugsaktien bestehen. Damit haben so alte Gesell- 
schaften, wie Bayer, Leverkusen, Höchster Farb- 
werke und Anilin-Berlin als selbständige Firmen zu 
bestehen aufgehört. Die Interessengemeinschaft, die 
zwischen den acht .Farbstoffgesellschaften im Jahre 1916 auf 
83 Jahre bis 1999 abgeschlossen war, ist in dieser Gestalt 
ebenfalls hinfällig geworden; ein Trust von gigantischem Aus- 
maß tritt an deren Stelle. Die bisherigen Firmen bleiben 
unter ihren Namen als Zweigniederlassungen der I.G. bestehen. 
Aus den mannigfachen Fabrikationsstätten der 1.G. werden re- 
gional vier Betriebsgemeinschaften (Oberrhein, Mittelrhein, Nie- 
derrhein und Mitteldeutschland) gebildet. Die bisherigen Ver- 
kaufsstellen der verschiedenen Produkte werden zu fünf regio- 
nal gegliederten Verkaufsgemeinschaften zusammengelegt: 
Farbstoffe, Stickstoffprodukte, Pharmaceutica und Schädlings- 
bekämpfungsmittel, Photographica. und Kunstseide und anorga- 
nische Produkte und Zwischenprodukte. So ist Vorsorge ge- 
troffen, produktionstechnisch und handelspolitisch eine bis ins 
einzelne gehende Arbeitsteilung durchzuführen. Die einzelnen 
Produkte sollen hinfort nur in einem Betriebe der I.G. her- 
gestellt werden. Den Vorsitz im Vorstand der I.G., deren Sitz 
nach Frankfurt a. M. verlegt wird, übernimmt Professor 
Dr. Bosch,Ludwigshafen (Anilin- und Sodafabrik), während 
Geheimrat Duisberg, Leverkusen, die Leitung des Auf- 
sichtsrats übernimmt. Ferner wird noch ein Verwaltungsrat ge- 
bildet, dem die bisherigen Leiter der einzelnen Werke an- 
gehören. Man wird nicht fehlgehen, wenn man än ‘diesem 
Verwaltungsrat die Spitze des Trusts vermutet, der dieses 
Riesengebilde nach außen und innen repräsentiert. Der Farb- 
stofftrust rückt in seiner Größe an die ‚Spitze der deutschen 
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Aktiengesellschaften, wenn man von der Reichsbahn-Gesell- | 
schaft absicht. Selbst wenn der im Werden begriifene Mon- 
tantrust noch größere Dimensionen annehmen sollte, ist doch, | 


was Festigkeit und innere Geschlossenheit anbelangt, der 


Farbstofftrust nicht zu übertreffen. 


Man darf nur hoffen, daß | 


der kapitalistischen Großmacht, die hier gebildet wurde, eine | 


gleiche Macht von. Arbeitnehmerseite entgegengestellt wird, 


Sozialpolitik 


Die Not der älteren Angestellten. Das Schicksal der älte- 


ren Angestellten stellt in- vielen Tausenden von Fällen eine 
furchtbare Tragödie dar, die nur deswegen das öffentliche Ge- 
wissen so wenig aufrührt, weil sie sich unbeachtet im stillen 
abspielt. Wer vermag die Hoffnungslosigkeit, die Verzweif- 
lung ganz zu ermessen, die den älteren Angestellten befällt, 
wenn er auf Dutzende, ja Hunderte von schriftlichen und münd- 
lichen Bewerbungsschreiben immer wieder eine ablehnende oder 
gar keine Antwort ‚erhalten hat. Die riesenhafte Aufblähung 
des Angestelltenapparates in privaten und öffentlichen Betrieben 


und Verwaltungen infolge des Krieges und der Inflation wurde 


nach erfolgter Stabilisierung der Währung durch eine vielfach 


noch größere Einschränkung ersetzt, bei der aber in überaus 


großer Zahl gerade die älteren, eingearbeiteten 
Kräfte, die in der Regel Familienväter waren, entlassen wurden. 
Die Entlassungen geschahen auf Grund einer außerordentlich 
primitiven Kalkulation, indem man einfach die teuersten 
Arbeitskräfte, vor allem diejenigen, die soziale Zulagen erhiel- 
ten, in erster Linie abbaute. Die schon vor langen Jahren aus- 
gesprochenen Warnungen der AfA-Organisationen vor den sog, 
sozialen Zulagen, die in Wirklichkeit höchst unsoziale 
Zulagen sind und nur dazu dienen sollen, die Gehälter der übri- 
gen Angestellten unter einem Niveau zu halten, welches ge- 
stattet, eine Familie zu ernähren, haben sich in trauriger Weise 
bewahrheitet. Heute schieben die Unternehmer die Schuld auf 
die Tarifverträge und die Angestelitenverbände. 
Was das erstere anlangt, so ist zu sagen, daß ja die Tarifver- 
träge niemals so durchgestaffelt sind, daß sie bis in das vierte 
Lebensjahrzehnt hinein, also bis an die berüchtigte Vierzigjahre- 
Grenze, kommen. Was die Angestelltenverbände anlangt, so ist 
es zwar richtig, daß die AfA-Verbände lange Zeit die einzigen 
waren, die von Anfang an gegen die sozialen Zulagen Stellung 
genommen haben. Andererseits ist es aber in erster Linie das 
Reichsarbeitsministerium selbst gewesen, das durch 
seine Schlichtungspraxis die sozialen Zulagen mit allen Mitteln 
gefördert hat. 

Es hat aber wenig Zweck, jetzt nach Schuldigen zu suchen, 
wo es gilt, durch die-Tat zu helfen. Was muß geschehen? 

Ein ausführliches Programm, um die Not der älteren An- 
gestellten zu mildern und vorausschauend die weitere Ausbrei- 
tung des Uebels einzudämmen, hat der AfA-Bund bereits 
Anfang 1924, kurz nach dem Ende der Inflation, den zuständi- 
gen Reichsministerien überreicht. Wir haben seinerzeit darüber 
ausführlich berichtet. Man hat uns damals mit nichtssagenden 
Worten abgespeist. 

Inzwischen ist die Not ins Ungeheutrliche gestiegen. Der 
ältere Angestellte muß vielfach die Hoffnung auf Wiedereintritt 
in den Beruf aufgeben. Andererseits besitzt er in vielen Fällen 
nicht mehr die Elastizität, die jüngeren Leuten einen: vollständi- 
gen Berufswechsel ermöglicht. Durch die vortreffliche Gestal- 
tung unserer Erwerbslosenfürsorge ist obendrein gerade der 
qualifizierte Angestellte, der nicht mehr der. Krankenversiche- 
rungspilicht unterlag, am härtesten getroffen. 


den, um diesen Aermsten der Kollegenschaft zu helfen. Die 
Reichsverfassung, die in Artikel 163 jedem Deutschen, dem an- 
gemessene Arbeitsgelegenheit nicht nachgewiesen werden kann, 
verspricht, daß für seinen notwendigen Unterhalt gesorgt 
werde, darf nicht ein Stück Papier bleiben, sondern muß leben- 
dige Wirklichkeit werden. 

Der AfA-Bund hat deshalb durch seinen Vertreter im So- 


zialpolitischen Ausschuß des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates‘ 


eine Entschließung eingebracht, die die Reichsregierung 
auffordert, einen Betrag von mindestens 30 Millionen Reichs- 
mark für eine erstmalige sofortige Beihilfe zur 
Brkung der Not der älteren Angestellten zur Verfügung zu 
stellen. 

Neben dieser Unterstützung muß aber auch auf dem 
Gebiete des Arbeitsnachweiswesens unbedingt etwas 
geschehen. Gewiß kann durch den Arbeitsnachweis die Zahl 
der überhaupt zur Verfügung stehenden Arbeitsplätze nicht ver- 


mehrt werden, wohl aber ist es möglich, durch Einführung | 


Es muß des- | 
ha!b zunächst mit materiellen Mitteln eingegriffen wer- 


einer allgemeinen Meldepflicht offener Stellen und einen allge- 


meinen 
die jede verfügbare Stelle auf raschestem Wege ermittelt und 
dem Bewerber bekannt gibt. Die heutige zerrissene, chaotische 


Form. der Besetzung von Stellen durch Zeitungsinserate, pri-’ 
vate Arbeitsnachweise, Umfrage, Chiffreangebote und ähnliches 


enutzungszwang wenigstens eine Regelung zu treffen, ° 
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\ mehr ist alles andere als geeignet, den richtigen Mann an den 
‚richtigen Platz zu bringen. Darüber hinaus muß auch eine Ver- 
F pflichtung geschaffen werden, einen geeigneten Bewerber, 
ı gegen den nicht ungünstige Auskünfte und ähnliches sprechen, 
‚ auch anzunehmen bzw. ihn nur dann abzulehnen, wenn nach- 
' weislich eine bessere Bewerbung vorliegt, wobei die größere 
| Berufserfahrung des älteren Angestellten entsprechend gewertet 
Ä werden muß. f ; 

Nach dem-Vorbild der ausländischen Gesetzgebung muß 
aber auch ein Schutz gegen willkürliche Ent- 
| lassung lediglich aus dem Grunde, weil der betreffende An- 
| gestellte zu teuer geworden ist, geschaffen werden. 

Der G.d.A. hat bereits vor längerer Zeit einen Gesetz- 

entwurf zum Schutze der älteren Angestellten veröffentlicht und 

ropagiert. Wir halten ihn in einer Reihe von Punkten nicht 
- für ausreichend und haben deshalb dem Sozialpolitischen Aus- 
 schuß des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates einen Gegenent- 
ı wurf mit weitergehenden Forderungen überreicht. 

Der Sozialpolitische Ausschuß des Vorläufigen Reichs- 
wirtschaftsrats hat einen besonderen Ausschuß zur Prüfung 
| der ganzen Frage eingesetzt. Vor allem wird not tun, daß nun- 
mehr rasch gearbeitet wird, und daß die Reichsregierung 
aus dem Stadium der Prüfungen, Erhebungen und Erwägungen 
in das des praktischen Handelns übertritt. 


| Fritz Pfirrmann. 


Notstandsmaßnahmen für Arbeitnehmer des besetzten Ge- 
bietes. Die Tagespresse enthält. Angaben über eine Ruhrkampf- 
ı entschädigung für die arbeitslos gewordenen Arbeitnehmer des 
| besetzten Gebietes. Nach den für die Unterstützung heraus- 
I Bene Richtlinien des Reichsarbeitsministeriums soll die 

nterstützung arbeitsfähigen und arbeitswilligen Personen zu- 

gute kommen, und zwar den Arbeitern, die im Jahre 1924 
durch Arbeitslosigkeit oder Einlegung von Feierschichten in der 
Zeit vom 1. Januar bis 31. Mai einen Verdienstausfall von 
40 Arbeitstagen, den Bergleuten, die einen Verdienstausfall von 
30 Tagen in der Zeit vom 1. Januar bis 39. April, den An- 
gestellten, die in der Zeit vom 1. Januar bis 30. September 
einen solchen von ebenfalls 30 Arbeitstagen erlitten und hier- 
für Erwerbslosenunterstützung bezogen haben, die außerdem 
ı wegen Arbeitslosigkeit vom 1. Juli bis 30. September 1925 
entweder Erwerbslosenunterstützung bezogen oder als ausge- 
- steuerte Erwerbslose aus Mitteln der öffentlichen Fürsorge 
Unterstützung erhalten haben. 
Bei Arbeitnehmern des Bergbaues genügt eine Arbeits- 
‚ losigkeit vom 1. August bis 30. September 1935, wenn sie 
- außerdem in der Zeit vom 1. Januar bis 31. Juli 1925 einen 
Verdienstausfall von mindestens 30 Feierschichten erlitten 
haben. Zur weiteren Bedingung wird gemacht, daß sie minde- 
stens zwei Familienangehörige oder einen Abkömmling unter- 
halten. Sie müssen auch während der für das Jahr 1924 be- 
stimmten Frist und wieder am 1. Oktober 1925 ihren ge- 
' wöhnlichen Aufenthalt innerhalb des besetzten Gebietes ein- 
- schließlich der seit dem 15. August 1925 geräumten Bezirke 
gehabt haben. Streik und Aussperrung zählen bei Verrechnung 
der Zeit der Arbeitslosigkeit nicht mit. Von den Zahlungen 
sind ausgeschlossen Personen, deren Notlage mit der Aufgabe 
des passiven Widerstandes in keinem ursächlichen Zusammen- 
hange steht, sondern auf anderen Gründen beruht, oder die- 
jenigen, welche von der Verwaltung der Reichseisenbahn oder 
der Reichszollverwaltung bereits eine Entschädigung erhalten 
‚haben. 
Der Grundbetrag der Zuwendung beträgt 80 Reichsmark 
und erhöht sich für jeden weiteren Angehörigen, für den Unter- 
halt gewährt wird, um 10 Reichsmark. Die Auszahlung soll 
noch im Oktober erfolgen. 
| Das Reichsarbeitsministerium hat mit der Herausgabe 
dieser Richtlinien die Ausführung eines Reichstagsbeschlusses 
- unternommen, wonach für derartige Maßnahmen ein besonderer 
- Betrag von 13,5 Millionen zur Verfügung gestellt wurde. 
 —— Die Gewerkschaften aller Richtungen haben die Mitarbeit 
an der Durchführung dieser Richtlinien abgelehnt, um jeden 
- Schein zu vermeiden, als ob sie in dieser Notstandsmaßnahme 
die Befriedigung des Rechtsanspruches der Opfer des Ruhr- 
 kampfes auf angemessene Entschädigung, wie sie der Industrie 
bereits bewilligt wurde, anerkennen würden. 
Be - 





< Belgien will vorbehaltlos ratifizieren! In Uebereinstimmung 
i mit den Erklärungen des Kabinetts Poullet unterbreitete der 
derzeitige belgische Arbeitsminister J. Wauters soeben einen 
- Gesetzentwurf betr. die Ratilizierung des Washingtoner Abkom- 
— mens über den Achtstundentag. In seinem Expos&e weist 
— Wauters besonders auf die Notwendigkeit hin, daß die großen 
Prinzipien der in Washington ausgearbeiteten Sozialgesetze de- 
finitiv und ohne Einschränkung anerkannt werden. 

- —— Der Entwurf zeichnet sich vor allem dadurch aus, daß er 
die bedingungslose Ratifizierung vorsieht, die Wauters 
ohne die geringsten Bedenken vorschlägt, da die Ratifizierung 











— 
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in anderen Ländern, wie z. B. der Tschechoslowakei, gezeigt 
hat, daß das Wirtschaftsleben unter der neuen Ordnung in 
keiner Weise leidet und im Falle der Tschechoslowakei sogar 
erireuliche Fortschritte gemacht hat. Vom internationalen Stand- 
punkt aus, sagt die Denkschrift weiter, wird das gute Beispiel 
eines industriellen Landes wie Belgien, das sich damit an die 
Spitze der demokratischen Länder stellt, ohne Zweifel an- 
regend wirken. „Unser Prestige wird nicht nur gewinnen, son- 
dern die Ratifizierung wird ohne Zweifel in allen Ländern als 
eine mutige Tat bezeichnet werden, mit der wir unseren Glau- 
ben an die Fruchtbarkeit unserer Arbeit und die Hebung un- 
seres Wirtschaftslebens an den Tag legen.“ 
Und Deutschland?! 


Angestelltenbewegung 


Der Verband Deutscher Techniker am Ende seines Kön- 
nens. Er hat gewerkschaftlich niemals etwas gekonnt, sondern 
ist immer "hinter uns dreingehinkt und mit durch die Türen ge- 
schlüpft, die der Butab aufgemacht hat. Seine Vertreter bei den 
Tarifunterhandlungen z. B. waren meist die Zielscheibe des 
Spottes anderer Verbände, so sehr waren sie — zum Schaden 
der Angestellten — schlecht agierende Statisten. 

Wenn wir sagen, er wäre am Ende seines Könnens, so 
sagt dies nur, daß ihm auch in finanzieller Beziehung 
die Puste ausgegangen ist. Er hat seine große Not, seinen An- 
gestellten die Gehälter zu bezahlen und muß sie ihnen zum Teil 
schuldig bleiben. Ja, er sieht sich sogar gezwungen, seinen 
Beamtenstab abzubauen. Was Wunder, Zwergbetriebe können 
sich natürlich im Zeitalter der großen Koalitionen nicht aufrecht- 
erhalten, besonders dann nicht, wenn die etwas zahlungsfähige- 
ren Gönner, von der Aussichts- und Nutzlosigkeit dieser Exi- 
stenzen nunmehr überzeugt, die Taschen zuknöpfen und dem 
bisher nebenbei aufgepäppelten Schoßkinde sagen: Nun haben 
wir dich lange genug unterstützt, jetzt versuche dich selbst zu 
ernähren. Das glückt dem in die rauhe Luft des Daseinskamp- 
Es eeizten Pilegling nicht; sein Schicksal wird sich bald voll- 
enden. 

Zu bedauern sind zunächst die Kollegen, die sich diesem 
Verbande anvertraut haben; aber jeder. muß die Folgen seiner 
Torheit tragen. Schlimmer ist, daß dieses Verbändchen an den 
Bestrebungen unseres Bundes als Bremse gewirkt hat. An 
mancher Stelle wären für die Kollegenschaft größere Erfolge 
erzielt worden, wenn nicht die Quertreibereien des V.D.T. Ver- 
wirrung in die Köpfe zahlreicher Kollegen — Gott sei Dank 
nicht allzu vieler — getragen hätten. 

Gefährlich war uns das Treiben niemals, denn er war unse- 
rem Bunde gegenüber eine sehr unbeachtliche Einrichtung. 
So standen beispielsweise in Süddeutschland nach einer Ermitt- 
lung unserer Gauverwaltung Bayern 8332 im Bunde organisierte 
technische Angestellte und Beamte 275 Mitgliedern im V.D.T. 
gegenüber. 

Immerhin ist es erfreulich, wenn einHindernis für die dem 
Wohl unseres Beruisstandes dienenden Bestrebungen, wenn es 
auch noch so klein ist, aus dem Wege geräumt wird. Wir 
hoffen, daß die Kollegen sich allerorts bemühen werden, die 
Liquidation des V.D.T. zu beschleunigen, damit diese Episode 
der Zersplitterung unseres Berufsstandes möglichst bald ab- 
geschlossen wird. 


Wann erhalten die Mitglieder im G.d.A. Stellenlosen- 
unterstützung? Wir entnehmen dem ‚„Nachrichtendienst‘‘ des 
Zentralverbandes der Angestellten folgendes interessante Doku- 
ment, welches der Z.d. A. im Original besitzt: 


„Betrifft Unterstützung. Berlin SW 68, den... . 
Schützenstr. 29/30, 
Sehr geehrte Firma! 


Unser Mitglied .. .. . teilt uns mit, die Stellung in ihrem geschätz- 
ten Hause am ..... verlassen zu haben. 

Nach den bestehenden Satzungen steht unseren Mitgliedern eine 
Stellenlosenunterstützung zu. Um eine Prüfung des durch das obige 
Mitglied bei uns eingereichten Antrages vornehmen zu können, möchten 
wir Sie um die Ausfüllung des anhängenden Abschnittes bitten. Ein 
Freiumschlag zur gefl. Bedienung anbei, 

Indem wir Ihnen für Ihre Bemühungen im voraus verbindlichst dan- 
ken, empfehlen wir uns Ihnen. 

Hochachtungsvoll 
Gewerkschaftsbund der Angesteliten, Unterstützungsabteilung, 
Verwaltungsbezirk Berlin. 


a NE Tr N a 97 DENE a. Ei 
Gewerkschaftsbund der Angestellten, Unterstützungsibteilung, 
Berlin SW 68, Schützenstr. 29/30. 


Betr. Ihre Anfrage vom ..... uber... u 

Ihr Mitglied verließ am ..... seine Stellung in meinem, unserem 
Hause, es ging dem Austritte eine Kündigung am ..... voraus. Der 
vertraglich festgelegte Kündigungstermin war am ..... Der recht- 


mäßige Austritt hatte zu ‚erfolgen am .... Gehalt, Abfindung oder 
sonstige Bezüge wurden gezahlt bis zum ..... Grund der Entiassung 


A Unterschrift der Firma.“ 
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Dieses Formular wird von der Unterstützungsabteilung des 
G.d. A. dem zuletzt bekannten Arbeitgeber übermittelt, wenn 
Mitglieder des G.d. A. die Stellenlosenunterstützung beantra- 
gen. Aus dem Text ist zu entnehmen, daß der G.d.A. bei 
den Unternehmern nach dem Kündigungsgrund und -termin, 
nach der Gehaltszahlung und etwa gezahlten Abfindungssum- 
men Nachfrage hält. Die Glaubwürdigkeit seiner Mitglieder 
scheint der G.d. A. demnach sehr gering einzuschätzen; für 
eine „Gewerkschaft“ ein sehr schlechtes Zeichen. 

Die Frage, die wir oben gestellt haben, kann also dahin 
beantwortet werden: Die Unterstützung wird erst dann gezahlt, 
wenn der Unternehmer die Angaben des Mit- 
gliedes bestätigthat. 

Technische Angestellte, die evtl. noch im G.d. A. organi- 
siert sind, sollten aus Vorstehendem die notwendigen Kon- 
seguenzen ziehen. 


Berufsfragen 


Kein Spargeld den Betriebssparkassen! Der unheilvolle 
Einfluß der Betriebssparkassen auf die Lage der Arbeitnehmer 
wird vielfach unterschätzt. Die Unternehmer bezeichnen ihre 
Betriebssparkassen anmaßend als „Wohlfahrtseinrich- 
tungen‘; es wird jedoch nicht gesagt, daß sie der Wohl- 
fahrt des Unternehmers und nicht der des Arbeitnehmers 
dienen sollen. 

Die Betriebssparkassen sind vor allen Dingen geeignet, auf 
Löhne und Gehälter zu drücken; denn niemand wird glauben, 
daß es ohne Einfluß auf die Haltung des Arbeitgebers in Lohn- 
fragen bleiben kann, wenn er feststellt, wieviel die Gesamt- 


Industrietarife 


Ein Tarifbruch der Unternehmer. Die Angestelltenorgani- 
sationen in Köln haben im Sommer v. J. mit dem Arbeit- 
geberverband der Metallindustrie Köln einen Ta- 
ifvertrag abgeschlossen, der sowohl die allgemeinen Arbeits- 
bedingungen der Angestellten, als auch die Mindestgehalts- 
sätze für die einzelnen Gruppen der Angestellten festlegte. 
Für die Ziffern des Gehaltsabkommens war eine andere (kür- 
zere) Kündigungsfrist vorgesehen als für den übrigen. Teil des 
Tarifvertrages. Von dieser kürzeren Kündigungsfrist machte im 
Februar d. J. der Bund der technischen Angestellten und Be- 
amten Gebrauch und beantragte beim Arbeitgeberverband die 
Einleitung von Verhandlungen wegen Erhöhung der Mindest- 
gehaltssätze. Diesem Vorgehen schlossen sich im April d. J. 
die anderen Angestelltenorganisationen in Köln an. Der Ar- 
beitgeberverband der Metallindustrie lehnte Verhandlungen ab, 
worauf, von den Angestelltenorganisationen der Schlichtungs- 
ausschuß Köln angerufen wurde. Im Verfahren vor diesem 
Schlichtungsausschuß erklärte nun der Arbeitgeberverband der 
Metallindustrie, daß er-inzwischen, und zwar am 28. April 1925, 
seine Satzung dahin geändert habe, daß er nicht mehr zum 
Abschluß von Gehaltstarifen für die Angestellten berechtigt 
sei. Es kam zur Einsetzung einer Spruchkammer, die nach 
mehrfachen Sitzungen am 19. August d. J. die Zwischenent- 
scheidung fällte, daß auf die Satzungsänderung des Arbeit- 
geberverbandes der Metallindustrie Köln kein Bedacht zu 
nehmen sei. Auf Grund dieser Zwischenentscheidung machte 
der Schlichtungsausschuß Köln dann beiden Parteien einen 
Vorschlag zum Gehaltstarif, der eine ungefähr 10 prozentige 
Erhöhung der Mindestgehälter des Tarifes bedeutete, eine Er- 
höhung, die die Arbeitgeberbeisitzer der Spruchkammer selbst 
als angemessen bezeichnet hatten. Die Angestelltengewerk- 
schaften nahmen diesen Spruch an, der Arbeitgeberverband 
der Metallindustrie lehnte ihn ab. Daraufhin wurde von den 
Angestelltenorganisationen beim ständigen Schlichter für den 
Bezirk. Rheinland, Herrn Amtsgerichtsrat Dr. Joetten, die 
Verbindlicherklärung dieses Schiedsspruches vom 19. August 
1925 beantragt. Die vom Schlichter eingeleiteten Einigungs- 
verhandlungen blieben erfolglos, so daß über den Antrag ent- 
schieden werden mußte. Der Schlichter hat nun am 7. Ok- 
tober den Antrag auf Verbindlicherklärung abgelehnt. 

Diese Ablehnung ist für die Angestellten sehr bedauerlich, 
Noch bedauerlicher aber ist es, daß der Arbeitgeberverband 
nach der klaren Feststellung des Schlichters mit seiner Sat- 
zungsänderung einen glatten Tarifbruch begangen hat. 
Man lese hierzu die folgenden Gründe für die Ablehnung der 
Verbindlicherklärung: 

„Am 2. Juli 1924 kam zwischen den Beteiligten nach zweimonatigen 
Verhandlungen vor dem Schlichtungsausschuß eine Vereinbarung über 
ihre tariflichen Beziehungen zustande, die die Ueberschrift trägt „Tarif- 
vertrag für die Angestellten der Kölner Metallindustrie“ und beginnt: 
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heit „seiner‘‘“ Arbeitnehmer oder aber der einzelne Angestellte 
laufend sparen kann oder bereits gespart hat. In der Vor- 
kriegszeit sind ja auch Fälle bekannt geworden, in denen An- 
gestellten die Gewährung von Zulagen mit dem Hinweis auf 
ihre Ersparnisse abgelehnt wurden. Die Betriebssparkassen 
sind in erster Linie Einrichtungen der Unternehmer zur Be- 
schaffung von billigem und langfristigem Kreditkapital. Dar- 
über darf man sich auch nicht täuschen lassen durch die relativ 
hohen Zinsen, die sie gegenüber anderen Instituten häufig ver- 


 güten. Das Geld des Kapitalmarktes ist noch wesentlich teurer, 


oder aber: überhaupt nicht zw haben. Andererseits werden die 
Betriebssparkassen dazu benutzt, um durch Gewährung von 
Krediten und Vorschüssen die Arbeitnehmer an die Be- 
triebe zu fesseln. Durch entgegenkommende Kredit- 
gewährung werden ferner diejenigen Elemente in der Arbeit- 
nehmerschaft gestärkt, die jederzeit bereit sind, auf die 
Wünsche des Arbeitgebers einzugehen. Man weiß nur zu gut, 
wie- sehr Angestellte, die bei ihrem Chef geborgt haben, 
geeignet sind, die gewerkschaftiiche Kampffront zu schwächen 
und ihre persönlichen Interessen gegenüber dem Arbeitgeber 


“preiszugeben. Daß die Betriebssparkassen lediglich Mittel für 


die Zwecke des Unternehmers sind, hat sich noch stets gezeigt, 
wenn die Arbeiter und Angestellten den Versuch machten, 
selbst Einfluß auf diese Wohlfahrtseinrichtungen zu erlangen. 
Vergessen werden sollte den Betriebssparkassen auch nicht 
die rigorose Haltung, die sie — von wenigen Ausnahmen ab- 
gesehen — in der Frage der Aufwertung der alten Spar- 
guthaben eingenommen haben. , Die Arbeitnehmer sollten dar- 
aus die Lehre ziehen, ihr Spargeld in Zukunft nur noch den 


eigenen Unternehmungen zuzuführen. 


Die Parteien „erkennen die nachstehenden Abmachungen (Tarifvertrag) 
für sich und ihre Mitglieder als rechtsverbindlich an“ Der sogen. 
Rahmen ist überschrieben „1. Teil“, die Gehaltstafel „2. Teil“. Teil 1 
endet mit $ 9, Teil 2 beginnt mit $ 10. Den Schluß des Ganzen bildet 
die Geschäftsordnung für das in $ 8 des Rahmens vorgesehene Schieds- 
gericht. Absatz 1 $ 9 des Rahmens lautet: „Der Vertrag tritt am 1. Juni 
1924 in Kraft und kann mit einmonatiger Frist, erstmalig zum 31. Mai 
1025, gekündigt werden. Wenn er nicht gekündigt wird, verlängert er 
sich jeweils um drei Monate.“ $ 15 des -Gehaltstarifes heißt: „Der Ge- 
haltstarif läuft ab 1:-Juni bis zum 31. Juli 1924 und verlängert sich 
stillschweigend um je einen Monat, wenn er nicht bis zum Ende des 
laufenden Monats gekündigt wird.“ Der Rahmen ist bislang von keiner 
Seite gekündigt worden, der Gehaltstarif zunächst im November 1924 und 
sodann im Juni 1925. ‘Der Spruch des Schlichters vom 9. Dezember 1924 
wurde am 17. Dezember 1924 für verbindlich erklärt. Vorliegend handelt 
es sich um den Spruch des Schlichtungsausschusses Köln vom 19. Au- 
gust 1925, 

Am 18. April 1925 änderte der Arbeitgeberverband seine Satzung 
dahin, daß er nicht mehr zum Abschluß von Gehaltstarifen berechtigt 
sei. Zwischendurch lief ein gleichliegendes Verfahren bezüglich der An- 
gestellten in der feuerfesten Industrie Köln. Am 14. Februar 1925 fand 
darin vor meinem Vorgänger die Verhandlung über die Verbindlichkeits- 
erklärung statt; sein Entwurf der Begründung für die Ablehnung ging 
den Parteien am 21. Februar zu. Die Arbeitgeberverbände der feuer- 
festen und der Metallindustrie hatten damals und haben zur Zeit noch den 
gleichen Geschäftsführer. Den vorerwähnten Begründungsentwurf haben 
die Arbeitgeberverbände auch in diesem Verfahren zitiert. 

Darin, daß der Arbeitgeberverband seine Satzung änderte, während 
der Rahmenvertrag noch bestand, erblicken die Angestelltenverbände einen 
Tarifbruch; außerdem halten sie diese Satzungsänderung 
aus. grundsätzlichen Rechtserwägungen für ungültig. 

In letzterer Hinsicht verweist der Arbeitgeberverband auf die be- 
kannten Ausführungen von Göppert; im übrigen macht er geltend, das 
Abkommen vom 2, Juli 1924 stelle zwei voneinander unabhängige selb- 
ständige Verträge dar. Das ergebe schon die verschiedene Regelung der 
Kündigungsfrist in SS 9 und 15; wenn ferner nach einer Kündi : 
des Gehaltstarifes dieser durch Spruch geregelt, der Spruch aber nicht 
verbindlich wurde, so bestehe der Rahmen ohne Gehaltstarif weiter. b: 

Demgegenüber ist zu sagen: Einmal besteht nach wie vor das Ar- 
beitsgemeinschaftsabkommen vom 15. November 1918 zu recht; danach 
sind die Arbeitgeber allgemein gehalten, die Arbeitsbedingungen für Ar- 
beiter und Angestellte durch Kollektivvereinbarungen zu regeln. Die Höhe 
von Lohn und Gehalt ist für den Arbeitnehmer die wichtigste Vertrags- 
bedingung. Daher verstößt eine Satzungsänderung des 
fraglichenInhaltsgegendieallgemeine Abmachung ° 
vom 15. November 1918. 3 

Aber auch die oben erwähnten besonderen Einwendungen liegen 
neben der Sache. Daß — wie auch gerade jetzt — der Rahmentarif ° 
weiterbestehen kann, während der Gehaltstarif abzelaufen ist, beweist ° 
keineswegs, daß jeder von ihnen ein selbständiges Rechtsgewebe ist. ” 
Jeder im Tarifwesen einigermaßen Erfahrene weiß, daß die Arbeitnehmer 
sich durchweg im Interesse einer beweglicheren Gehaltspolitik eine häufi- ” 
gere Kündigungsmöglichkeit für den Gehaltstarif ausbedingen, und es ist ” 
der Gewerkschaften wohl zu glauben, daß die Arbeitgeber seinerzeit den 
Gehaltsteil gern gerade solange abgeschlossen hätten wie den Rahmenteil, ° 
Im übrigen bedarf es, abgesehen von den einleitend angeführten Aeußer- 
lichkeiten des sirittigen Taritbildes, nur des Hinweises darauf, das wesent“. 
liche Punkte des Rahmens, wie Urlaub und Arbeitszeit, bei dem Abschluß, 
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müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 
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Neue Tariigehälter in Goldmark, 


Die Gruppenbezeichnung in den einzeinen Tarifverträgen entspricht nicht in allen Fällen der In nachstehender Tabelle 
Die Genalissätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppenbezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 5; I 


Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Koilegen, die sich über Einzelheiten unterrichten wollen, 














Fach: DieneuenGe- Anfangs- und Endgehalt der Ortsklasse I in Gruppa 
I. Bezirk für Monat hälterwurd : 
| srupre (get m | N M: a re 
| & Hamburger jab September 1925] Vereinbg, 239 —300 | 275-340 30) —365 | 320 —385 420 | _ Für jedes 
14 Elektr -Werk Kind 10,— 
. | ’ y 
En Lüneburg | ab August 1925 R 88-188 | 118-199 219 er | Me Be 22 
H Mühlhausen ab August 1925 * 74—179 84-195 116—216 150—247 = — Verheiratete 10%,. 
”H Offenbach a. M.\ab September 1925 a5 89 —145 104— 180 167— 300 282—405 —_ _ Verheiratete 20, — 
H Rudolstadt ab August 1925 © 96—150 | 118-179 143 217 179 — 261 _ — Verheiratete 10°/,. 
= Zeulenroda ab August 1925 2 120— 180 | 130-230 180— 285 239—335 = 2 N 
I | Mitteldeutschl. | ab Oktober 1925 Bi 160—175 ; 180-205 250 | 295 320 _ E= 
N N Bergedorfer ab September 1925 5 65 | H 210 280 =’ N an Verh.-Zulage10,— 
Eisenwerk Für jed. Kind 6,—. 
, N Greiz ab September 1925 n 86—215 129— 269 155—285 199--323 = ee Su 
| 
R Gr.-Berlin lab September 1925 A 75-160 | 135— 210 165 — 265 240—350 _ _ un 


*) Vorkalkulatoren und Dsschuer erhalten eine Zulage von 20 Mark. 








**) Techniker und Konstrukteure, die wenigstens zwei Jahre, davon 1 Jahr praktisch gelernt oder wenigstens 5 Semester eine technische Fachschule mit Erfolg besucht 
haben, erhalten auf die Sätze einen Zuschlag von 71/2. Selbständige Konstrukteure, Ingenieure, d. h. technische Ängestellte, die mindestens die im Vorsatz verlangte Vorbildurg 
nachweisen können und die nach mehr als dreijähriger Berufstätigkeit ihren Posten selbständig ausfüllen, erhalten auf obige Gehaltssätze einen Zuschlag von 15%. 


Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustri, C = Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D — Verkehrsbetriebe, E — Baugewerbe, F = Architektur 


G = Holzindustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I = Chemische Industrie, 


K = Steinindustrie, L— Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N = 


Metallindustrie, O — Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q — Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T — Kunst- u. Bauschlossereien, 


‚= U= Wagen- und Karosseriefatriken, V = optische Industrie, W = Uhrenindustrie, 
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über die Gehaltshöhe eine erhebliche Rolle spielen; in den fraglichen 
Akten des Schlichtungsausschusses, die ein ziemlich eingehendes Bild der 
- Verhandlungen ergeben, ist nicht der geringste Anhalt dafür zu finden, 
daß die Arbeitgeber während der zweimonatigen Verhandlungen ihren 
jetzigen Rechtsstandpunkt über das Verhältnis von Rahmen und Gehalts- 
tafel zum Ausdruck gebracht haben; auch der damalige Vorsitzende ver: 
mag sich eines derartigen Vorbringens nicht zu entsinnen. Man muß 
' daher davon ausgehen, daß die unterschiedliche Regelung der Kündigung 
für die beiden Vertragsteile die tarifliche Einheitlichkeit des Ganzen auch 
vorliegend in keiner Weise beeinträchtigt, daß vielmehr beide Parteien 
_ sich von vornherein darüber klar waren, daß zwischen Gehaitsabkommen 
und Rahmen das allgemein übliche Verhältnis bestünde. Das heißt: es 
kann durch Kündigung usw. natürlich vorkommen, daß eine Zeitlang 
neben dem Rahmentarif kein Gehaltstarif läuft. Zweck und Sinn der 
ganzen Abmachung geht aber dahin, daß etwas derartiges nur einen 
Ausnahmezustand darstellt, daß auch bezüglich des Gehalts- 
_ tarifs zum mindesten auf beiden Seiten Tarifwilligkeit bestelien 
_ soll. Berücksichtigt man weiter, daß der "Arbeitgeberverband im Fe. 
- bruar den mehrfach erwähnten Begründungsentwurf für die Ablehnung 
des Spruchs in der feuerfesten Industrie erhalten hat, in dem alle ein- 


ie 


- schlägigen Fragen auseinandergesetzt werden, und daß er dann Mitte . 


7 April die strittige Satzungsänderung vornahm, so muß auch hier wieder 
‚ destgestellt werden, daß wenigstens objektiv ein Vertragsbruch vorliegt. 
- Die Frage, ob der Verstoß gegen den Vertrag bei der Strittigkeit der 


An! 
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Die Angestellten und die Alterspension 


Die umstrittenste Frage bei der bevorstehenden Aenderung 
des Reichsknappschaftsgesetzes (R.K.G.) ist die sogen. Alters- 
. pension. Je näher der Wiederzusammentritt des Reichstages 
3 heranrückt, desto größer werden die Befürchtungen der Berg- 
_ bauangestellten, insbesondere der technischen, über die zu- 
" künftige Gestaltung des $ 26 R.K.G. Die Unternehmer er- 
streben mit aller Energie die Beseitigung dieser Gesetzesbe- 
stimmung. Zwecks Erreichung ihres Zieles kommt es ihnen 
auf eine mehr oder weniger schiefe oder einseitige Darstellung 
‚über die praktische Auswirkung des $ 26 nicht an. Nach der 
dem Reichstag vorliegenden Abänderungsnovelle zu urteilen, 
werden die Arbeitgeber von der Regierung tatkräftig unter- 
stützt. Gegenüber den vielen Unklarheiten, die in verschiedenen 
Kreisen über den $ 26 vorherrschen, möchten wir nicht unter- 
lassen, noch einmal den Zweck und die Bedeutung der 
knappschaftlichen Alterspension darzulegen, sowohl in allge- 
meiner Beziehung als auch unter Berücksichtigung der be- 
- sonderen Angestelltenverhältnisse. 

 — — Die Gewährung einer Alterspension ist eine seit 
langen Jahren von den Bergleuten vertretene Forderung. Sie 
basiert auf den Erfahrungstatsachen, daß die schwere Berg- 
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einschlägigen Rechtsgrundsätze schuldhaft ist, kann unerörtert bleiben, 
da ihre Bejahung nur die Rechtsfolge hätte, daß die Gegenseite schaden- 
ersatzberechtigt wäre. Die Frage des Schadensersatzanspruchs aber hat 
nur theoretische Bedeutung. — Die Ansicht der Gewerkschaf- 
ten, daß die strittige Satzungsänderung beim Vor- 
liegen eines Vertragsbruchs eben deshalb ungültig 
sei, findet im bürgerlichen wie im Arbeitsrecht 
keine Stütze. (!) 

Die Satzungsänderung ist auch nicht etwa aus allgemeinen Rechts- 
gründen ungültig. Wesentlich in dieser Beziehung ist vor allem, daß 
die Verfasser der Verordnung vom 23. Dezember 1918, in deren $ 1 
die im bürgerlichen Recht gewährleistete Vertragsfreiheit in keiner 
Weise einschränken wollten. Sie gingen davon aus, daß die Tarif- 


-willigkeit der Parteien durch das Arbeitsgemeinschaftsabkommen damals 


gegeben war, und statuierten nur die sogen. Unabdingbarkeit des 
Tarifvertrags; nebenbei gaben sie dessen Definition. Alles andere wurde 


einem besonderen Tarifgesetz vorbehalten. Da dieses noch nicht er- 


gangen ist, bewendet es bei dem damaligen Rechtszustand; es ist recht- 
lich unmöglich, derartig wichtige Ausnahmebestimmungen, wie sie ein 
Eingreifen in die Vertragsfreiheit darstellt, im Wege der auslegenden 
Spruchpraxis zu konstruieren. 

‚ Hiernach mußte die Verbindlichkeitserklärung abgelehnt werden, 
ohne daß es eines Eingehens auf die Frage bedurfte, ob die Voraus- 
setzungen des $ 6 der Schlichtungsverordnung gegeben sind. 


arbeit einen starken Kräfteverschleiß und ein niedriges Durch- 
schnittslebensalter zur Folge hat. Die Alterspension soll ein Aus- 
gleich gegenüber der schweren, den Körper und Geist zer- 
mürbenden Berufsarbeit sein; sie soll dem arbeitenden Berg- 
mann die Hoffnung geben, nach Erreichung eines bestimmten 
Lebens- und Dienstalters eine kurze Spanne seines Lebens in 
Ruhe und ohne Sorgen verbringen zu können. Die Alters- 
pension soll weiterhin den langjährigen Bergmann von den 
Schwierigkeiten, die mit der Anerkennung der Berufsunfähig- 
keit von ärztlicher Seite verbunden sind, befreien. Das ge- 
leistete Maß an Arbeit wird als ausreichend erachtet, um ihn 
ohne Hemmnisse in den Rentengenuß eintreten zu lassen. Es 


braucht wohl nicht besonders erläutert zu werden, daß die Ar- 


gumente, die für die Gewährung einer Alterspension an die Ar- 
beiter gelten, in vielleicht noch höherem Maße für die Ange- 
stellten zutreffen. 

Bei der Schaffung des Reichsknappschaftsgesetzes stand 
die Forderung nach Einführung einer Alterspension begreif- 
licherweise im Vordergrund. In langen schwierigen Beratun- 
gen wurde sie zum Teil erfüllt. Der $ 26 bestimmt, daß Be- 
rufsunfähigkeit als vorhanden angesehen ist, wenn der An- 
tragsteller das 50. Lebensjahr vollendet, 25 Dienstjahre zurück- 
gelegt, während dieser Zeit wenigstens 15 Jahre wesentliche 
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bergmännische Arbeit verrichtet hat und keine gleichwertige 
Lohnarbeit mehr ausübt. Eigentlich handelt es sich, wie in 
der Begründung mit Recht hervorgehoben wird, nur um eine 
besondere Art der Invalidenpension. 
bildet auch hier die \Berufsunfähigkeit, die auf Grund der all- 
gemeinen Erfahrungen bei einem bestimmten Lebensalter und 
einer bestimmten Anzahl von Dienstjahren als erwiesen an- 
gesehen wird. Folgerichtig ist deshalb in der Höhe der Alters- 
pension gegenüber der Invalidenpension kein Unterschied ge- 
macht worden; die bis zur Stellung des Antrages erdiente In- 
validenpension wird, wenn sämtliche Voraussetzungen erfüllt 
sind, als Alterspension gewährt. 

Das Reichsknappschaftsgesetz ist am 1. Januar 1924 in 
Kraft getreten. Jetzt soll es schon wieder tiefgreifend ge- 
ändert werden. Als Hauptgrund gibt die Regierung an, daß 
der $ 26 aus finanziellen Gründen von der Bergbauwirtschaft 
nicht länger ertragen werden könne. Mit großem Eifer hat 
die Regierung (scheinbar mit Unterstützung der Arbeitgeber) 
Material zusammengetragen und versucht, damit ihre Auf- 
fassung zu beweisen. Unter anderem wird in der Begründung 
zum Gesetzentwurf, der jetzt dem Reichstag vorliegt, erklärt, 
daß allein das Jahr 1924, das erste Jahr des Bestehens des 
Reichsknappschaftsgesetzes, bereits 28000 Alterspensionäre, wo- 
von allein auf das Ruhrgebiet etwa 23000 entfallen, gebracht 
habe. Wir bestreiten diese Zahlen nicht, wir wenden uns aber 
dagegen, daß sie, wie es in dem Entwurf geschieht, ohne 
nähere Erläuterung der Oeffentlichkeit und den Abgeordneten 
vorgelegt werden, weil die nackten Zahlen bei dem Nicht- 
fachmann tatsächlich Bedenken gegen die heutige Fassung 
des $ 26 hervorrufen können. Ist das letztere vielleicht be- 
absichtigt? \ 

Die große Zahl der Alterspensionäre im Jahre 1924 ist 
vor allen Dingen auf die ungewöhnlichen Zeitver- 
hältnisse zurückzuführen. Das Reichsknappschaftsgesetz 
war im wahrsten Sinne des Wortes eine Erlösung für Tausende 
von Bergleuten, die schon längst berufsunfähig waren, aber 
sich infolge der Inflationsverhältnisse bei Strafe einer völligen 
Verelendung nicht pensionieren lassen konnten. Mit der Rück- 
kehr zu normalen Wirtschaftsverhältnissen werden sich zwangs- 
läufig normale Ziffern einstellen. Schon heute ist die Sturm- 
flut stark verebbt. Im Jahre 1925 ist bisher z. B. in der 
Ruhrknappschaft die Zahl der Alterspensionäre um wenig 
mehr als 1000 gestiegen. 

Ein weiteres Hauptmoment für das Anwachsen der Zahl 
der Alterspensionäre ist in dem Verhalten der Unternehmer 
zu suchen. Das Reichsknappschaftsgesetz schreibt vor, ‘daß 
die Pension nach 25 Beitragsjahren mindestens 40 Prozent 
des durchschnittlichen Hauerlohnes oder des durchschnittlichen 
Reviersteigergehaltes (letzteres bezogen auf -.die Klasseneirn- 
teilung) "betragen muß. Trotz dieser ausdrücklichen Mindest- 
bestimmung haben die Arbeitgeber im Reichsknappschafts- 
vorstand eine Steigerung der Pension über 25 Dienstjahre 
hinaus abgelehnt. Diese Gesetzessabotage hat den aller Ver- 
nunft hohnsprechenden Zustand bewirkt, .daß die Versicherten 
bei mehr als 25 Dienstjahren Beiträge bezahlen müssen, ohne 
dafür irgendwelche Pension zu erhalten. Das war ein starker 
Antrieb zur Inanspruchnahme des $ 26. Alle diejenigen, die 
die Bedingungen des $ 26 erfüllt hatten, machten davon Ge 
brauch, weil sie dann von der Beitragszahlung befreit wurden. 
Mit Bestimmtheit ist anzunehmen, daß dies nicht geschehen 
wäre, wenn für eine Beitragszahlung bei mehr als 25 Dienst- 
jahren ein Aequivalent in der Pensionshöhe in Aussicht gel 
standen hätte. Deutlich ist aus dem Verhalten der Arbeitgeber 
zu erkennen, daß sie künstlich eine Erhöhung der Zahl der 
Alterspensionäre angestrebt haben, um der Oeffentlichkeit 
gegenüber den Nachweis zu führen, daß das Reichsknapp- 
schaftsgesetz den Bergbau zu stark belastet. 

Von der Sabotagepolitik der Unternehmer sagt die Re- 
gierung in dem Gesetzentwurf kein Wort, dagegen hebt sie 
hervor, daß etwa 80 Prozent der Alterspensionäre noch ar- 
beiten, und ein erheblicher Teil von ihnen zusammen an 
Arbeitslohn und Alterspension mehr beziehe als der hochge- 
löhnte Arbeiter. Grundsätzlich ist hierzu zu sagen, daß die 
Alterspension dem Versicherten das Ausscheiden aus dem 
Beruf oder die Uebernahme einer leichteren Beschäftigung er- 
möglichen soll. Der $ 26 in diesem Sinne hat das Weiter- 
arbeiten auch berücksichtigt. Weiterhin ist festzustellen, daß 
die Frage des Weiterarbeitens abhängig ist von der Höhe und 
Kaufkraft der gewährten Alterspension. Die Arbeitgeber haben 
die Steigerung der Renten über 25 Dienstjahre hinaus abgelehnt 
und damit das Rentenniveau herabgedrückt. Nicht zuletzt 
sind dadurch die Alterspensionäre zum Weiterarbeiten gezwun- 
en worden, um sich so den zum Leben unbedingt eriorder- 
ichen Ausgleich gegenüber dem Rentenausfall zu verschaffen. 

Immerhin ist es unerwünscht und lag nicht in der Absicht 
des Gesetzgebers, daß der Alterspensionär höhere Einkünfte als 
ein. hochbezahlter Arbeiter oder Angestellter bezieht. Dieser 


Den Versicherungsfah 


Zustand, soweit er vorherrscht, kann äber beseitigt werden 
ohne eine Veränderung der Grundlagen des $ 26. 

Ohne Uebertreibung kann gesagt werden, daß die große 
Zahl der Alterspensionäre im Jahre 1924 zur Beurteilung der 
Frage, ob der $ 26 den Bergbau zu stark belastet, überhaupt 
nicht herangezogen werden darf. Diese Riesenziffer ist zurück- 
zuführen auf die anormalen Zeitverhältnisse und auf das Ver- 
halten der Unternehmer. Außerdem scheinen die Dinge so zu 
liegen, daß die Mehrzahl der Alterspensionäre auf Grund 
des $ 25 R.K.G., d. h. auf Grund ärztlichen Nachweises, 
hätte pensioniert werden müssen. Zum Teil aus purer Be- 
quemlichkeit haben diese Personen den $ 26, der die um- 
ständlichen ärztlichen Untersuchungen bekanntlich nicht vor- 
sieht, in Anspruch genommen. Unbewußt ist damit den Unter- 
nehmern, die ein Interesse an einer künstlichen Aufblähung 
der Zahl der Alterspensionäre haben, in die Hände gearbeitet 
worden. 

Wenn nun trotz dieser Sachlage die Unternehmer die Ziffer 
vom Jahre 1924 in ihrer Agitation gegen den $ 26 benutzen, 
so zeigt das zwar einen Mangel an Objektivität, ist aber vom 
Standpunkt des Interessenten zu verstehen. Daß aber die 
Reichsregierung diese Zahl ohne nähere Erläuterung dem 
Reichstag und der Oeffentlichkeit vorsetzt und sogar behauptet, 
daß die starke Zunahme der Pensionsempfänger hauptsäch- 
lich auf das Vorhandensein des $ 26 R.K.G. zurückzuführen sei, 
offenbart nicht nur einen bei ihr unentschuldbaren Mangel an 
Objektivität, sondern muß als eine Begünstigung der Gruben- 
besitzer zum Schaden der Bergbauarbeitnehmer aufgefaßt und 
deshalb aufs schärfste verurteilt werden. 

Eine merkwürdige Haltung haben die gegnerischen An- 
gestelltenverbände zu der Frage der Alterspension eingenom- 
men. Die kaufmännischen Angestellten fühlten sich benach- 
teiligt, weil sie niemals das Erfordernis bezüglich der 15 Jahre 
wesentliche bergmännische Arbeit erfüllen könnten, aber ande- 
rerseits die gleichhohen Beiträge zahlen müßten. Das bedeute 
eine Durchbrechung des Prinzips: gleiche Beiträge — gleiche 
Leistungen. Der D.H.V. lehnte deshalb die knappschaftliche 
Pensionsversicherung für die Angestellten überhaupt ab, wäh- 
rend der G.d. A. die Heraufsetzung der Lebensaltersgrenze 
vom 50. auf das 55. Jahr forderte. Die übrigen Angestellten- 
organisationen verhielten sich ähnlich. Gemeinsam mit den 
Unternehmern verlangten sie aus diesen wand anderen Gründen 
eine Aenderung des R.K.G. Nachdem jetzt die Abänderungs- 
novelle im Entwurf vorliegt, kann man mit Recht sagen, daß 
den Bergbauangestellten wohl selten größerer Schaden zuge- 
fügt worden ist, als durch die Forderungen der gegnerischen 
Organisationen. Das ist um so bedauerlicher, als die gegen 
den 8 26 erhobenen Einwände überhaupt nicht oder nur zu 
einem ganz geringen Teil stichhaltig sind. Abgesehen davon, 
daß das Prinzip: gleich Beiträge — gleiche Leistungen in-der 
deutschen Sozialversicherung nur bedingt gilt (z. B. unter- 
schiedliche Leistungen an Ledige und Verheiratete trotz gleicher 
Beiträge), läßt sich schwerlich der Nachweis erbringen, daß 
der $ 26 den obigen Grundsatz durchbricht. Erfahrungsge- 
mäß liegt bei denjenigen Versicherten, die längere Zeit wesent- 
liche bergmännische Arbeiten ausgeübt haben, das durchschnitt- 
liche Invalidttätsalter niedriger, und die durchschnittliche Pen- 
sionsbezugsdauer ist bei ihnen kürzer als bei den übrigen 
Arbeitnehmern. Damit ist ohne weiteres ein Ausgleich in den 
‚Leistungsbezügen dieser beiden Gruppen gegeben. Allerdings 
fehlt dieser Ausgleich in gewisser Beziehung, solange bei der 
Pensionsfestsetzung nur höchstens 25 Dienstjahre angerechnet 
werden. Die Rentensteigerung über 25 Dienstjahre ist aber auf 
die Gesetzessabotage der Unternehmer zurückzuführen; sie hat 
mit dem $ 26 nicht das geringste zu tun. 

Schließlich haben die gegnerischen Organisationen den 


Kernpunkt übersehen oder nicht sehen wollen. Bei 
Schaffung des Gesetzes haben wir niemals die unter- 
schiedliche Behandlung der Versicherten vertreten.. Auch 


die heutige Fassung des $& 26 betrachten wir keineswegs als 
der Weisheit letzter Schluß. Sie galt uns von Anfang an ledig- 
lich als eine Plattform, auf der weitergearbeitet werden muß, 
insbesondere in der Richtung der Ausdehnung des Personen- 
kreises auf sämtliche Bergbauangestellten. Heute schon ist es 
so, daß nicht nur Untertage-Angestellte unter den Begriff 
„wesentliche bergmännische Arbeiten‘ fallen, sondern’ bereits 
die technischen Uebertage-Angestellten grundsätzlich einbe- 
zogen sind. Die Basis ist damit gegeben, es gilt nur, sie für 
alle zu verbreiten. Nicht anders hat sich die deutsche Sozial- 
versicherung entwickelt. Es hat jahrzehntelanger, Kämpfe be- 
durft, um sie auf den heutigen Stand zu bringen. Anstatt mit 
uns in dieser Richtung zu arbeiten, haben die gegnerischen 
Organisationen gemeinsam mit den Unternehmern eine Aende- 
rung des Gesetzes verlangt. Weil richt alle versicherten Angestell- 
ten heute von dem 8 26 Gebrauch machen können, forderten sie 
seine Verschlechterung. Eine solche Forderung ist unsinnig 
und gewerksehaftlich kurzsichtig, weil sie zur Verschlechterung 
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Jauf der ganzen Linie führt. Mit demselben Recht müßte die 
Beseitigung der Pensionsgrundsätze für die Staatsbeamten ge- 
Border werden. Das wird aber einem vernünftig denkenden 

enschen nicht einfallen. Er wird vielmehr eine Ausdehnung 
dieser günstigen Pensionsgrundsätze auf alle Arbeitnehmer 
anstreben. Wohin die Forderung der gegnerischen Organisa- 
tionen geführt «hat, zeigt am besten der dem Reichstag vor- 
liegende Entwurf zur Aenderung des Reichs- 
'knappschaftsgesetzes. Ueber die Alterspension für 
[gez estellte heißt es darin: 





S ii. 

„i. Altersruhegeld erhält auf Antrag, wer das sechzigste Lebensjahr 
vollendet hat, mindestens dreihundertsechzig Beitragsmonate nachweisen 
re nd die Beschäftigung in knappschaftlichversicherten Betrieben 
aufgibt. 
| 2. Mitglieder, die mindestens dreihundert Beitragsmonate zurück- 
gelegt, mindestens während einhundertachtzig Beitragsmonaten wesent- 
che bergmännische Arbeiten verrichtet haben und die Beschäftigung 
Jin knappschaftlichversicherten Betrieben aufgeben, können auf Antrag 
das Altersruhegeld bereits nach Vollendung des fünfundfünfzigsten Le- 
\bensjahres erhalten. 

\ Ss kk. 





‚7 1. Das Altersruhegeld ist im Falle des $ ii Abs. 1 gleich dem er- 
[sten Ruhegeld, im Falle des $ ii Abs. 2 gleich sechzig vom Hundert 
des erdienten Ruhegeldes. 
= 2. Beantragt das Mitglied nach Erfüllung des $ ii Abs. 2 das Alters- 
‚ruhegeld zu einem späteren Zeitpunkt, so erhöht es sich für je weitere 
‚zwölf Beitragsmonate um acht vom Hundert des Ruhegeldes bis zum 
‚vollen Betrage des erdienten Ruhegeldes.“ ’ 
7 Diese Bestimmungen sollen- an die Stelle des heutigen 
'$ 26 des Reichsknappschaftsgesetzes treten. Die gegnerischen 
‚Organisationen glauben, mit dem Absatz 1 betreifend Alters- 
ruhegeld nach 60 Lebensjahren und 30 Dienstjahren in knapp- 
‚schaftlichen Betrieben einen Erfolg errungen zu haben, we- 
nigstens versuchen sie das ihren Mitgliedern einzureden. Zu- 
‚mindest ist das ein gefährlicher Trugschluß, denn dfe Durch- 
führung der beiden Paragraphen würde eine erhebliche Ver- 
schlechterung für sämtliche Bergbauangestellten bedeuten. Ein- 
mal werden die technischen Angestellten durch die Absätze 2 
‚gegenüber dem heutigen Zustand direkt schwer geschädigt, 
‚indem die Lebensaltersgrenze vom 50. auf das 55. Jahr erhöht 
‚und außerdem die Alterspension von 100 Prozent auf 60 Pro- 
‚zent der erdienten Invalidenpension herabgesetzt wird. Weiter- 
‚hin wird mit den Bestimmungen der Weg für einen günstigen 
‚Ausbau der Alterspension verriegelt, denn jede Forderung auf 
Erweiterung des Begriffes wesentliche bergmännische Arbeit 
wird abgelehnt werden mit dem Hinweis auf das Altersruhe- 
‚geld nach 60 Jahren. Wir wollen hierbei ununtersucht lassen, 
‚ob die schweren Bedingungen (z. B. 30 Knappschafts-Dienst- 
jahre) für die Erlangung des Altersruhegeldes nach dem Ab- 
satz 1 überhaupt von einem größeren Kreis von Angesteilten 
erfüllt werden können, oder ob nicht auch hier, wie jetzt 
bei den Angestellten mit wesentlichen bergmännischen Ar- 
‚beiten beabsichtigt, von einem Altersruhegeld eigentlich gar 
(nicht gesprochen werden kann. Jedenfalls steht fest,. daß 
eine Altersruhegeldbestimmung, die infolge ihrer scharfen Be- 
‚dingungen nur in wenigen Ausnahmefällen zur Anwendung 
‚gelangen kann, oder einen durchaus ungenügenden Rentensatz 
‚vorsieht, praktisch ohne Bedeutung ist. Anders ist der Vor- 
‚schlag der Regierung, objektiv betrachtet, nicht zu werten. 
Für die bereits vorhandenen Alterspensionäre bringt der 
Entwurf eine geradezu katastrophale Verschlechte- 
rung. Am ersten Tage des vierten Monats nach Inkraft- 
treten der Gesetzesänderung soll die laufende Alterspension 
‚einfach entzogen werden, sofern der Alterspensionär nicht in- 
‚zwischen berufsunfähig oder 55 Jahre alt geworden ist; im 
letzteren Falle vermindert sich die Pension um zwei Fünftel. 
‚Eine rigorosere Maßnahme läßt sich eigentlich nicht ausdenken. 
‚Ihre Ausführung würde nämlich bedeuten, daß Tausende von 
‚Angesetellten-Alterspensionären mittellos dastehen und der Ver- 
‚elendung preisgegeben sind, weil sie mit Rücksicht auf ihr 
‚hohes Alter und im Hinblick auf die schlechte Wirtschaftslage 
unmöglich eine Beschäftigung finden können. Es ist einfach 
‚unverständlich, daß die gegnerischen Angestelltenverbände, die 
‚kaufmännische und technische Angestellte gleichzeitig organi- 
‚sieren, einen solchen Vorschlag für richtig finden können. Das 
‚ist nur damit zu erklären, daß sie die Riesendummheit, die sie 
mit ihrer Forderung ınach. Gesetzesänderung begangen haben, 



























‚nicht eingestehen wollen. 
_ Für die technischen Angestellten, soweit sie in den AfA- 
‚Verbänden organisiert sind, ist der Entwurf unannehmbar. Wir 
eenben, daß auch die technischen Angestellten der anderen 
‚Organisationen innerlich derselben Auffassung sind. Jedenfalls 
‚würde es unnatürlich sein, wenn sie anders dächten. Das durch- 
‚Schnittliche Sterbealter der technischen Grubenangestellien liegt 
‚erfahrungsgemäß niedrig. Diese Tatsache wird sich in Zu- 
'kunft noch verschärfen, denn der forcierte Betrieb und die 
‚fortschreitende Rationalisierung im Bergbau stellen an die 














DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 561 


physischen und psychischen Kräfte dieser Angestellten immer 
größere Anforderungen. Der 8 26 bedeutet deshalb für diese 
Angestelltengruppe die einzige Hoffnung, nicht „in den Sielen 
sterben‘ zu müssen, sondern wenigstens noch eine kurze 
Spanne ihres Lebens in Ruhe genießen zu können. Es handelt 
sich also nicht mehr und nicht weniger um die Frage, ob der 
technische Grubenangestellte als gleichberechtigtes Mitglied 
der menschlichen Gesellschaft betrachtet wird, oder nur dazu 
ausersehen ist, bis zum letzten Atemzuge zu arbeiten. Ange- 
sichts derSchwere des Berufes und der Bedeutung der Tätigkeit 
der technischen Bergbauangestellten für den gesamten Pror 
duktionsprozeß ist die unveränderte Erhaltung des 
$ 26 nicht als ein_bloßer Wunsch, sondern als eine überaus be- 
rechtigte Forderung zu betrachten. Darüber hinaus for- 
dern wir, daß diejenigen Angestellten, die nicht von dem 
Begriff „wesentliche bergmännische Arbeiten‘ erfaßt werden, 
bei Vollendung des 55. Lebensjahres das Altersruhegeld er- 
halten. Diese Forderung stellen wir unbeschadet unserer Be- 
strebungen, den Begriff „wesentliche bergmännische Arbeiten“ 
a sdei zu wissen, daß sämtliche Angestellten darunter 
jallen. 


Die Untersuchung des gesamten Fragenkomplexes ergibt, 
daß wirklich stichhaltige Gründe gegen den $& 26 überhaupt 
nicht vorgebracht werden können. Alle erhobenen Einwände 
zerfallen in nichts, wenn man die Verhältnisse objektiv prüft. 
Es kann sich also nur darum handeln, eine den Unternehmern 
und der Rechtsregierung mißliebige soziale Errungenschaft 
zu beseitigen. Hiergegen wehren wir uns mit aller Kraft. Uns 
steht das Wohl der Arbeiter und Angestellten im Bergbau 
höher als die reaktionären Bestrebungen verschiedener Unter- 
nehmerkreise. Wir verzichten gern auf die anerkennenden 
Worte bei Grubenkatastrophen usw.; es kommt uns auf die An- 
erkennung der schweren Berufsarbeit durch die Tat an. Eine 
solche Tat wäre die Erhaltung und Verbesserung der heutigen 
Alterspensionsbestimmung. Die Bergbauangestellten müssen 
sich aber bewußt sein, daß der Kampf um die Erhaltung und 
Verbesserung des $ 26 ein schwerer ist, und daß hierfür alle 
gewerkschaftlichen Kräfte eingesetzt werden müssen. 

Orpeters 


Bergbautarife 


30000 Bergarbeiter gekündigt. Rechtsbruch der Unter- 
nehmer. Die erschreckenden Mitteilungen über die elende 
Lage der niederschlesischen Arbeiterschaft, welche vor kurzem 
ein Teil der Tageszeitungen brachte, werden wohl noch jedem 
in Erinnerung sein. Um diesem offensichtlichen Elend- ein 
wenig zu steuern, wurde den niederschlesischen Bergarbeitern 
nach langwierigen Schlichtungsverhandlungen eine 7 prozentige 
Lohnerhöhung zugebilligt gegenüber einer Forderung der Ar- 
beitgeber auf 15prozentigen Lohnabbau. Als dieser 
Schiedsspruch vom Reichsarbeitsminister für verbindlich 
erklärt wurde, kündigten die Zechenbesitzer — um die Durch- 
führung dieses Schiedsspruches unmöglich zu machen — kurzer- 
hand allen Belegschaften des Waldenburg-Neuroder Steinkoh- 


Sonntag, den 25. Oktober 1925, morgens 10 Uhr, 
findet im Lokale „Erholung”, Essen, I. Hagen 50 
(5 Minuten vom Hauptbahnhof), eine 


Bergbau- 
Gaukonferenz 


statt. 
Tagesordnung: 


Stellungnahme zu der sozialen und wirtschaftlichen 
Lage der Bergbauangestellten. 
Referent: 
Geschäftsführer Kollege Schweitzer, Berlin, 
Mitglied des R. W. R. 

Zur Teilnahme verpflichtet sind die Schachtvertrauens- 
männer, die Bergbau-Bezirksobmänner, die Ängestellten- 
ältesten unseres Bundes und die Bergbauvertreter der 
Ortsverwaltungsvorstände. Alle Mitglieder unseres Bundes 
sind berechtigt, an der Konferenz teilzunehmen. 

Das Mitgliedsbuch ist als Ausweis vorzulegen. 


Bund der technischen Angestellten und Ecamten 
Gau Rheinland-Westfalen. 
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lenreviers, insgesamt 30000 Bergarbeitern. Nur diejenigen — 
heißt es in dem Kündigungsschreiben — werden wieder zur 
Arbeit zugelassen, die sich schriftlich verpflichten, unter Ta- 
riflohn zu arbeiten. Und dazu wird sich hoffentlich niemand 
bereit finden. Sn 

Ein Schlichtungsversuch des Breslauer Regierungspräsiden- 
ten scheiterte an dem Widerstand der Zechenbesitzer, die 
Selbstkosten der Kohlenbergwerke durch einen paritätisch be- 
setzten Ausschuß prüfen zu lassen. Diese Weigerung ist beson- 
ders kennzeichnend, weil die Unternehmer immer erklärt haben, 
daß die Werke mit erheblichen Zuschüssen arbeiteten. Wenn 
diese Behauptung auf Wahrheit beruhen würde, hätten die Un- 
ternehmer den Vorschlag auf Nachprüfung der Selbstkosten 
nur begrüßen können. Die Ablehnung gibt dagegen sehr viel 
zu denken. 

im übrigen stellt die von den Unternehmern ergriffene Ge- 
waltmaßnahme alles, was sich diese Herren zur Behauptung 
ihres Machtstandpunktes bisher geleistet haben, in den Schatten. 
Hieraus ist wieder die alte Lehre zu ziehen, daß es Pflicht 
eines jeden ist, sich einer freigewerkschaftlichen Organisation 


anzuschließen, um überhaupt solchem „Gewalt-geht-vor-Recht“- 


Standpunkte entgegentreten zu können. 
& 
0% 


Die Rateb 

Reichsarbeitsgemeinschaft technischer Beamtenverbände. 

Der größte Teil der im Reichs-, Staats- und Kommunal- 
dienst beschäftigten technischen Beamten, gleich welcher Fach- 
richtung und Stellung, glaubte seinerzeit mit der Schaffung 
der Rateb diejenige Organisationsform gefunden zu haben, die 
es ermöglicht, die gemeinsamen und besonderen Interessen 
der technischen Beamtengruppen wirksam zu vertreten. Wenn 
auch dieser Vereinigung die begrüßenswerte Erkenntnis der 
auch heute noch in unzähligen Vereinigungen und Organisa- 
tionsgruppen zersplitterten technischen Beamten zugrunde lag, 
sich zum Zwecke der Vereinheitlichung ihrer Be- 
strebungen zusammenzuschließen, so schreckte man doch 
aus den verschiedensten Gründen davor zurück, sich gegen- 
über anderen Berufsgruppen bzw. deren Organisationen und 
Interessengemeinschaften die selbständige Organisa- 
tionsform zu geben, die es allein ermöglicht, die gemein- 
samen und besonderen Bestrebungen aller technischen Berufe 
an jeder Stelle wirksam zur Geltung zu bringen. 

Dieser Mangel ist anscheinend auch schon auf dem ersten 
ordentlichen Vertretertag der Rateb im Oktober 
1920 in Stuttgart empfunden, denn diesem Vertretertage 
lag schon ein Artikel des Marineingenieurs Schwerin über 
„Reichsarbeitsgemeinschaft und Gewerkschaften‘ vor. Darin 
wird Stellung genommen zu den in den gemischten Gewerk- 
schaften entstandenen Befürchtungen, die darauf zurückgeführt 
werden, daß einerseits die Aufgaben und Ziele der Rateb und 
vor allem die Wege, auf denen diese Ziele erreicht werden 
sollen, nicht genügend bekannt sind, und daß andererseits 
die eigenartige Lage der technischen Beam- 
ten in den gemischten Gewerkschaften, in 
denen sie sich überall in der Minderheit be- 
finden, nicht gebührend gewürdigt wird. Hier- 
aus wird die Notwendigkeit des Zusammenschlusses der im 
ganzen Reiche zersplitterten und zum größten Teil in gemisch- 
ten Gewerkschaften eingekapselten technischen Beamtengrup- 
pen in eine Zentralstelle gefolgert, deren Aufgaben im wesent- 
lichen in der Vereinheitlichung der technischen Beamtenschaft 
und in der Aufstellung einheitlicher Gesichtspunkte für die 
‚Ausbildung, Stellung und Bewertung der technischen Beam- 
ten besteht. Die entscheidende Frage, durch wen und in 
welcher Weise die Forderungen dieser Gemeinschaft sämt- 
licher technischer Beamten ihrer Verwirklichung entgegen- 
geführt werden soll, wird wie folgt behandelt: 

„Bei eingehender Prüfung der Aufgaben, die sich die Rateb gestellt 
hat, stellt sich heraus, daß ein großer Teil ihres Programmes ideeller 
Natur ist und für die nichttechnischen. Beamten keinerlei Interesse hat, 
denn ein solches liegt doch nur dann vor, wenn sie entweder Schaden 
oder Vorteil durch die beabsichtigten Maßnahmen haben würden. Dies 
trifft aber bei keinem der Programmpunkte zu. Die Gewerkschaften 
könnten der Rateb daher dankbar sein, daß sie ihnen diese Arbeit ab- 
nimmt und die Zeit und- Arbeitskraft der Gewerkschaftsfunktionäre aus- 
schließlich für die großen allgemeinen Aufgaben ihrer Gewerkschaft ein- 
gesetzt werden kann. 

Anders liegt jedoch die Sache, wenn in irgendeiner Frage die In- 
teressen der technischen und der nichttechnischen Beamten zuwiderlaufen. 
In diesen Fällen kann die Rateb nur vermittelnd eingreifen. In 
großen und allgemeinen Fragen muß sie an den Deutschen Beamtenbund 
herantreten, ihm die erforderlichen Aufklärungen geben und die Berechti- 
gung unserer Forderungen nachweisen. In solchen Fragen aber, die nur 
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Ein neuer Tarifvertrag im Kalibergbau. Die von uns durch 
Kündigung des gesamten Tarifvertrages eingeleitete Tarif- und 
Gehaltsbewegung ist nach langwierigen Verhandlungen am 
13. Oktober durch die Fällung von drei Schiedssprüchen im 
Reichsarbeitsministerium zu einem gewissen Abschluß gebracht 
worden. Der erste Schiedsspruch setzt den alten 
Rahmentarifvertrag mit einer großen Anzahl von zum Teil 
wichtigen Aenderungen ab 1. Oktober 1925 (der alte Tarif war 
am 30. September abgelaufen) wieder in Kraft. Der zweite 
Schiedsspruch sieht die Leistung von Mehrarbeit über 
die tarifliche Arbeitszeit hinaus vor. Der dritte Schieds- 
spruch endlich bringt eine Reihe von Aenderungen in der 
Gruppierung der Gehaltstafel und außerdem eine Erhöh 
sämtlicher Gehaltssätze um 7 Prozent mit Wirkung a 
1. Oktober. Die Schiedssprüche stellen keine endgültige Rege- 
lung dar, sie sind bekanntlich nur Vorschläge an die Tarif 
parteien. Unser Bund hat den ersten und dritten Schieds- 
spruch angenommen, den zweiten (betr. Mehrarbeit) dagegen 
abgelehnt. Wir werden uns in der nächsten Nummer der 
„D.T.Z.“ an Hand der Stellungnahme des Kaliarbeitgebe# 
Verbandes zu den Schiedssprüchen eingehend mit dem Ver 
handlungsergebnis beschäftigen. | 





die Beamtenschaft bestimmter Länder oder Behörden angehen, muß es 
zunächst den technischen Gruppen der Gewerkschaften überlassen bleiben, 
ihren berechtigten Forderungen Gehör zu verschaffen und ihre Durch“ 
setzung zu erreichen. Sollte dies nicht gelingen, so muß die Räteb 
unmittelbar die Verhandlungen aufnehmen und versuchen, die Interessen 
ihrer Mitglieder zu verfechten.“ 


Diese Gedankengänge haben dann auch ihren Nieder 
schlag in den Satzungen der Rateb gefunden, die bezüg- 
lich dr Erreichung der Ziele in Ausführungsbestim- 
mungen wie folgt erläutert werden: | 

„Diese Ziele sollen erreicht werden durch Zusammenfassung aller 
in den verschiedenen Verbänden und Vereinigungen einzelwirkenden 
Kräfte zu einer gemeinsamen gleichgerichteten Arbeit, insbesondere durchs 

1. Arbeitsausschüsse, A 
2. Anträge bei Behörden, Parlamenten und sonstigen Körperschaften, 
. Aufklärung und einheitliche Kundgebungen in der Fach- und Tages- 
TESSe, | 
e iafiohe wien beiden Gewerkschaften, 
. Einwirkung auf die politischen Parteien.“ | 
Hiernach will die Rateb zwar die Zusa 
menfassung der einzelwirkenden Kräfte seim 
diese so zusammengefaßte Kraft jedoch nur 
als Beratungs- und Vermittlungsstelle zum 
Ausdruck bringen. In dieser Weise hat die Rateb nun 
seit Jahren gewirkt, ohne als Vertreterin des größten Teiles der 
technischen Beamten in der Verfolgung ihrer Ziele, die sich 
im wesentlichen mit denjenigen der übrigen technischen Be 
rufsorganisationen decken, vorwärts zu kommen. Immer mehr 
hat sich aber die Unzulänglichkeit bzw. Unmöglichkeit dieser Or 
ganisationsform herausgestellt, bis jetzt nach den Ausführungen 
in Nr. 9 der Ratebzeitung die Frage der Organisation wieder 
zur Diskussion gestellt werden muß. Allerdings ist hierzu Ver- 
anlassung der Austritt des Reichsbundes der höheren tech- 
nischen Beamten, der sich den Bestrebungen auf Entfaltung 
größerer Aktivität aus Besorgnis der Schmälerung der Stellung 
seiner Mitglieder gegenüber den mittleren technischen Beamter 
gruppen widersetzt. 

In den Auseinandersetzungen in der Ratebzeitung wird | 
allerdings die Fiktion noch aufrechterhalten, daß es möglich 
sei, die Interessen der technischen Beamten in vollem Maße 
zu wahren, wenn man sich darauf beschränke, Richtlinien, | 
Normen und allgemeine Forderungen aufzustellen, dagegen 
aber den Verbänden die Durchführung dieser Richtlinien über- 
lassen müsse, In einem Bericht über den Veriretertag des | 
Bayrischen Staatstechniker-Verbandesin Bam 
berg wird aber gesagt, daß man auch die Aufgabe habg 
Besoldungsgesetz, Besoldungsvorschriften und Besoldungsord- | 
nungen darauf zu prüfen, ob sie Bestimmungen enthalten, | 
durch die die Techniker geschädigt werden, und getebe-| 
nenfallsentsprechende Abwehrmaßnahmen ie 

| 
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treffen. Nach dem Organisationsprinzip besteht nun die 
Ergreifung von Abwehrmaßnahmen auch zur Geltendmachung 
der Programmforderung der Rateb: 
„Gerechte Einreihung der technischen Beamten in die Besoldungs- 
gruppe unter Berücksichtigung ihrer längeren und kostspieligeren Aus- 
bildung gegenüber ‚den nichttechnischen Beamten.“ 
nur in der Möglichkeit, den Versuch zu machen, Einfluß auf 
die zur Wahrung der wirtschaftlichen und beruflichen Inter- 
essen der Beamten berufenen gewerkschaftlichen Organisatio- | 
nen zu gewinnen. E| 





| Daß diese Möglichkeit in diesen wichtigen wie auch in 
‚vielen anderem die materielle Seite berührenden ideellen Be- 
 strebungen außerordentlich gering ist bzw. überhaupt nicht be- 
steht, hat sich blitzartig bei den Verhandlungen über die 
Laufbahn der technischen Beamten gezeigt. 
Es bestand bei allen arı diesen Verhandlungen beteiligten 
 Technikergruppen Einmütigkeit darüber, daß im engsten Zu- 
'sammenhang mit dieser Laufbahnsregelung auch die Frage der 
. Bewertung steht. Deshalb wurde mit vollem Recht von allen 
Vertretern der Techniker der Hinweis verlangt, daß für die 
 handwerksmäßig vorgebildeten oder diesen gleichwertigen Be- 
amtengruppen die Besoldungsgruppen 1 bis 4 keine Eingangs- 
‚stellung sein darf, und daß für technische Beamte im gehobe- 
nen mittleren Dienst die Gruppe 8 als Eingangsgruppe ver- 
‚dangt wird. 
5° -Die Rateb war nichtin der Lage, für diese 
'Borderungen die Unterstützung des Deutschen 
\Beamtenbundes und der gewerkschaftlichen 
Organisationen derihr angeschlossenen tech- 
nischen Beamtengruppen zu erreichen. Hierüber 
wird vielmehr in Nr. 7, 1924, der Ratebzeitung berichtet: 
„Dagegen erhob sich gegen die Forderungen der Fachschulbeamten, 
‚infolge ihrer längeren Ausbildung eine Stufe höher als die Verwaltungs- 
 beamten (Obersekretäre) eingestuft zu werden, lebhafter Widerspruch bei 
‚den Vertretern der letzteren. Nach langen Auseinandersetzungen wurde 
schließlich ein finanzieller Ausgleich für die größeren Ausbildungskosten 
'als berechtigt anerkannt. Dieser Ausgleich dürfte jedoch nicht durch 
eine höhere Besoldungsgruppe herbeigeführt werden, weil damit angeb- 
‚lich auch ein höherer „Rang“ verbunden sei, der den technischen Beamten 
nieht zugestanden werden könnte. Der Ausschuß beschloß, da eine 
'Eini gung unmöglich war, diese Angelegenheit der Bundes- 
‚leitung zur Entscheidung vorzulegen.“ 
ID: Die Stellungnahme der Bundesleitung des 
Deutschen Beamten-Bundes sieht nun folgendermaßen aus: 
„Die Bundesleitung erkannte nach eingehender Verhandlung zwar an, 
daß die technischen Beamten eine bedeutend längere und kostspieligere 
| Ausbildung nachzuweisen hätten als die Verwaltungsbeamten, doch müssen 
‚sie aus organisatorischen Rücksichten von einer Ent- 
‚scheidung absehen, zumal die Bundesleitung sich nicht für die allein 
zuständige Instanz halte. Sie überlasse es daher beiden Parteien, ihren 
Standpunkt im Reichsministerium des Innern selbst zu vertreten.“ 
= Hieraus gehteindeutig hervor, daß die ein- 
'mütige Auffassung der technischen Beamten, 
zum Ausdruck gebracht durch die Reichs- 
arbeitsgemeinschaft technischer Beamten, 
nicht nur keine Unterstützung bei den ge- 
'werkschaftlichen gemischten Organisationen, 
zu denen größtenteils die technischen Beam- 
ten gehören, findet, sondern auch darüber hin- 
aus noch von der Spitzenorganisation abge- 
lehnt werd. 
Es ist schon richtig, daß aus organisatorischen Rücksichten 
die für die technischen Beamten so eminent wichtige Stel- 
lungnahme in der höchsten Gewerkschaftskörperschaft nicht 
herbeigeführt werden konnte. In denselben organisatorischen 
Unzulänglichkeiten liegen auch die Streitigkeiten zwischen den 
einzelnen Berufsgruppen (Akademiker — Landmesser gegen 
‚Fachschul- und Vermessungstechniker) begründet. 
Es ist und bleibt die Ursache aller Schwierigkeiten der 
technischen Beamten bei der Geltendmachung ihrer Bestre- 
bungen, das, was der Marineingenieur Schwerin zum ersten 
‚ordentlichen Vertretertag der Rateb 1920 so treffend schriftlich 
‚niedergelegt hat, daß dieeigenartigeLagedertech- 
nischen Beamten in den gemischten Gewerk- 
Schaften, indenen sie sich überallin der Min- 
‚derheit befinden, nicht gebührend gewürdigt 
wird. Dem ist noch hinzuzufügen, daß die technische Be- 
‚amtenschait in ihrem Kampf um Anerkennung und Aufstieg 
außerdem noch den starken Widerstand der Verwaltungsbüro- 
kratie zu überwinden hat. Diesen Kampf erfolgreich 
Zu führen, ist, wie die Erfahrung zeigt, der 
weieb infolge ihrer unmöglichen Organisati- 
‚onsform nicht gelungen. Diese Arbeitsgemeinschaft 
t es ebenfalls nicht ermöglicht, dem ideellen Gedanken der 
ahrung und Förderung der gemeinsamen Interessen der tech- 
chen Beamten zum Vorteil der Allgemeinheit unter Zurück- 
stellung der Sonderbestrebungen der einzelnen Berufsgruppen 
Geltung zu verschaffen. 
Die technischen Beamten könnten gegen- 
er anderen Berufsgruppen und gegenüber 
Reich, Staatund Kommune ebenso wie die tech- 
schen Angestellten eine Macht darstellen, 
enn sie sich auf gewerkschaftlicher Grund- 
age zur Wahrung und Geltendmachung ihrer 
eellen wirtschaftlichen und sozialen iInter- 
essen zusammenschließen und den Weg gehen, 
‚den ein Teil ihrer Berufsgenossen im Bund 
ertechnischen Angestellten und Beamten und 
ı Deutschen Werkmeister-Verband beschrit- 
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Berufsfragen der Behördentechniker 


Abfindungssumme an ausscheidende Reichsangestellte.. 
Während der Geltungsdauer der P.A.V. ist an ausscheidende 
Reichsangestellte eine entsprechend der Dauer der Beschäfti- 
gungszeit differenzierte Abfindungssumme zur Auszahlung ge- 
langt. Nach Aufhebung der P.A.V. ist bei Entlassung von Än- 
gestellten von dieser Bestimmung kein Gebrauch gemacht wor- 
den, so daß in allen behördlichen Kündigungsfällen, soweit 
die Voraussetzungen hierzu gegeben waren,”das Einspruchs- 
verfahren vor den Arbeitsgerichten in Gang gesetzt werden 
mußte. Da indes bei einer sehr großen Anzahl von behörd- 
lichen Dienststellen mit Rücksicht auf die unzureichende Be- 
legschaftsstärke Betriebs- oder Gruppenräte nicht vorhanden 
sind, Konnte in diesen Fällen das Einspruchsverfahren nicht 
anhängig gemacht werden, so daß vielfach langjährig be- 
schäftigte und anerkannt leistungsfähige Arbeitnehmer selbst 
beim Vorliegen einer unbilligen Härte ohne jede Abfindungs- 
summe zur Entlassung kamen. Diese Härte wurde noch ver- 
größert dadurch, daß mit Rücksicht auf die 14 tägige Voraus- 
zahlung der Gehälter die ausscheidenden Angestellten in den 
meisten Fällen ohne jegliche Barmittel sind, so daß ihre wirt- 
oe Lage in der Uebergangszeit geradezu eine trost- 
ose ist. 

Angesichts dieser Sachlage haben wir uns veranlaßt ge- 
sehen, bei den zuständigen Stellen‘ dahin zu wirken, daß 
zwecks Vermeidung dieser ganz offenbaren Härten die bisher 
üblichen Abfindungssummen 'bestimmungsgemäß auch zukünf- 
tig an ausscheidende Arbeitnehmer zur Auszahlung gebracht 
werden. Das Reichsfinanzministerium wird sich mit unserem 
Antrage zu beschäftigen haben, wobei wir erwarten, daß es 
den berechtigten Wünschen Geltung verschaffen wird. 


Beamtenräte 


Die Wahlen zu den bayerischen Gemeindebeamtenkam- 
mern. Die bayerischen Gemeindebeamtenkammern waren bis- 
her ein Monopol des Zentralverbandes der bayerischen Ge- 
meindebeamten (D.B.B:), da nach den geltenden Bestimmungen 
der Zentralverband alleinige Wahlkörperschaft war und aus- 
schließlich die Mitglieder dieses Verbandes wahlfähig und wahl- 
berechtigt waren. Diese bevorzugte Stellung hat der Zentral- 
verband denn auch gehörig auszunutzen verstanden. Wer nicht 
bei ihm Mitglied war, konnte eine Vertretung seiner Interessen 
durch die Beamtenkammern nicht erwarten, mußte aber 
dauernd damit rechnen, überall zurückgesetzt, ja evtl. böswillig 
geschädigt zu werden. Durch solche Methoden war es ge- 
lungen, die freigewerkschaftliche Beamtenbewegung unter den: 
bayerischen Gemeindebeamten stark ins Hintertreffen zu brin- 
gen. Abgesehen von einzelnen Gruppen unterer Beamten, die 
dem Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter oder dem Ver- 
kehrsbund treu blieben, war es nur dem Bunde gelungen, 
kleinere Gruppen mutiger Bekenner zu halten. Erst in der 
letzten Zeit konnte auch die Reichsgewerkschaft deutscher 
Kommunalbeamten in den großen Städten Fuß fassen. 

Die Veranstaltung von Neuwahlen hatte der Zentralver- 
band bisher immer verstanden hinauszuzögern, da er wußte, 
daß eine Aufrechterhaltung des alten Wahlsystems auf die 
Dauer nicht möglich war und er auch befürchtete, daß ıwmter 
einem anderen Wahlsystem seine Vormachtstellung- nicht auf- 
rechterhalten werden könnte. Der politische Umschwung, der 
sich gerade in Bayern besonders stark ausgewirkt hat, machte 
es nicht unwahrscheinlich, daß auch unter einer geänderten 
Wahlordnung sich an der Stellung des Zentralverbandes als 
allein maßgebender Organisation der bayerischen Gemeinde- 
beamten nichts ändern würde, und so wurden denn endlich für 
den 30. September. Neuwahlen anberaumt, bei denen zum 
erstenmal die Mitglieder aller Verbände von Gemeindebeamten 
wahlberechtigt und wahlfähig waren. Praktisch kamen aller- 
dings neben dem Zentralverband nur die beiden A.D.B.-Ver- 
bände, Butab und Reichsgewerkschaft deutscher Kommunal- 
beamten, in Betracht, da andere Verbände nicht nachweisen 
konnten, daß sie bayerische Gemeindebeamte organisiert hätten. 

Die beiden A.D.B.-Verbände entschlossen sich, gemeinsame 
Listen aufzustellen. In den Wahlkampf gingen sie unter den 
denkbar ungünstigsten Vorbedingungen. Ueber nennenswerte 
Mitgliedergruppen verfügten sie nur in größeren Städten. In 
kleineren Städten und Landgemeinden hatten sie »nur vereinzelt 
Mitglieder (meist Techniker) sitzen, auf die ein solcher Druck 
ausgeübt wurde, daß sie nicht einmal wagen durften, sich als 
Mitglieder von A.D.B.-Verbänden zu bekennen, und natürlich 
erst recht nicht wagen konnten, Träger der Agitation des 
A.D.B. zu werden oder gar sich auf einen Wahlvorschlag setzen 
zu lassen. Infolgedessen waren die A.D.B.-Verbände im großen 
Teile Bayerns überhaupt nicht in der Lage, an die Gemeinde- 
beamtenschaft heranzukommen, und mußten sich in ihrer Agi- 
tation im wesentlichen auf die großen Städte beschränken. Der 
Zentralverband hatte es dagegen mit seiner Agitation leicht. 
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Einmal stand ihm überall sein eigener Apparat und vielfach 
daneben noch der* behördliche Apparat zur Verfügung. Dann 
hat er aber auch von jeher seine ganze Politik darauf ein- 
gestellt, seine Schäfchen vor jeder Berührung mit freigewerk- 
schaftlichen Verbänden ängstlich zu behüten, damit ihm die 
erwachende Kritik seiner Mitglieder nicht schaden könne. Bei 
der Situation in Bayern hatte er damit auch ziemlichen Erfolg. 
Die Mehrzahl der dortigen Gemeindebeamten weiß vom A.D.B. 
nichts, als was ihr der Zentralverband eingeblasen hat, und die 
Schlagworte von der Gefährlichkeit und Beamtenfeindlichkeit 
haben gerade auf die, die sich nach dem eigenen Eingeständnis 
des Zentralverbandes sonst um die Gewerkschaftsbewegung 
überhaupt nicht kümmern, außerordentlich stark gewirkt. Und 
gerade diese Leute an die Wahlurne zu bringen, ist dem Zen- 
tralverband anscheinend weitgehend gelungen. So stimmten in 
München von etwa 4000 aktiven Beamten ein Viertel für die 
Liste des A.D.B., aber die 2000 Pensionisten — selbst 80- 
jährige Greise — geschlossen für den Zentralverband und ver- 
schoben so das Gesamtbild in einer Weise, die die tatsächliche 
Stimmung unter der Beamtenschaft gar nicht widerspiegelt. Mit 
welchen skrupellosen Mitteln außerdem gegen den A.D.B. 
gearbeitet wurde, beweist folgender Vorfall: Der Spitzenkandi- 
dat auf der Liste für die Wahlen zur Münchener Ortsbeamten- 
kammer hatte es übernommen, bei einer am Vorabend der 
Wahlen stattfindenden Versammlung ein Referat zu halten, war 
aber durch Krankheit verhindert, an der Versammlung teilzu- 
nehmen, so daß ein anderer für ihn einspringen mußte. Unter 
der Parole: „So sehen Eure Führer aus‘ arbeitete nun der 
Zentralverband mit der Behauptung, daß der Spitzenkandidat 
zu gleicher Zeit an einem Festmahl auf der Oktoberwiese teil- 
genommen habe. Die Behauptung stellte sich zwar als völlig 
unwahr heraus und mußte nach den Wahlen vom Zentralver- 
band zurückgenommen werden. Sie hatte aber bei den Wahlen 
ihre Wirkung nicht verfehlt. 


Trotz ail dieser Schwierigkeiten ist die Arbeit des Bundes 
und des A.D.B. nicht ohne Eriolg geblieben, was nur der rast- 
losen Arbeit, die von beiden Verbänden geleistet wurde, zu 
zuschreiben ist. Der A.D.B. hat bei den Wahlen für die 
Hauptbeamtenkammer 2 Sitze errungen; er hat außer- 
dem noch verschiedentlich Erfolge bei den Wahlen zu den 
Ortskammern in den großen Städten zu verzeichnen. Tech- 
nikerinteressen werden in der Hauptbeamtenkammer in Zu- 
kunft durch den Kandidaten des Bundes, den Kollegen Mein- 
hardt (Ludwigshafen) vertreten. 


Durch den Ausgang der Wahlen ist die Lage in der baye- 
rischen Gemeindebeaintenkammer grundlegend geändert. Der 
Zentralverband kann sich nicht mehr als alleinige Vertretung 
der Gemeindebeamten aufspielen; Vertreter des A.D.B. wuıd 
des Butab sitzen, wenn auch vorläufig noch als schwache Min- 
derheit, in der Hauptbeamtenkammer, können dort die An- 
schauungen des A.D.B. vertreten und den bayerischen Ge- 
meindebeamten beweisen, daß alle verleumderischen Behauptun- 
gen, mit denen gegen A.D.B. und Butab bisher gearbeitet 
wurde, weiter nichts als Entstellungen und Verdrehungen sind. 
Jetzt endlich ist in der bayerischen Gemeindebeamtenschaft die 
Grundlage für den Aufbau der A.D.B.-Bewegung und die 
Wiederbelebung der Technikerbewegung geschaffen. Rastloser 
Arbeit wird es gelingen, dem Bund in den bayerischen Gemein 
den dieselbe Geltung zu verschaffen, die er in anderen Gegen- 
den des Reiches hat. Zwar wird nicht mit schnellen Augem 
blickserfolgen gerechnet werden können, aber im Laufe der 
Zeit wird sich auch unter den bayerischen Gemeindetechnikern 
die Ueberzeugung wieder durchsetzen, daß die Zugehörigkeit 
zur Berufsgewerkschaft für die technischen Gemeindebeamten 
eine Notwendigkeit ist. 


Beamtenrecht 


Zur Neuordnung des Disziplinarrechts. Dem Beamtenaus- 
schuß des Preußischen Landtags lag ein Antrag der Demokra- 
tischen Fraktion vor, der den Entwurf eines Gesetzes über 
die Verhängung von Dienststrafen gegen Beamte enthält. Der 
Ausschuß beschäftigte sich in seiner Sitzung vom 19. Oktober 
mit diesem Antrag. Die Vertreter aller Parteien stellten sich 
auf den Standpunkt, daß eine Neuregelung des Disziplinarrechts 
dringend erforderlich sei. Für das Preußische Staatsministe- 
rium gab der*Staatssekretär Meister folgende Erklärung ab: 


„Das Staatsministerium hält das in Preußen geltende Disziplinarrecht 
für unbefriedigend und verbesserungsbedürftig. Dementsprechende Er- 
klärungen sind vom Staatsministerium bereits abgegeben, z. B. bei der 
Beratung des Haushalts des Ministeriums des Innern im Juli 1924. Das 
Staatsministerium hat aus diesen Erklärungen die nötigen Folgerungen 
gezogen und hat Vorbereitungen zur Verwirklichung der von ihm in 
Aussicht gestellten Gesetzesvorlage getroffen. “Inzwischen hat das Reich 
ebenfalls Schritte getan, um das Gebiet des Reichsbeamten« 
rechtes und Dienststrafenrechtes neu zu regeln. Diese Schritte sind 
soweit gediehen, daß eine Vorlage den Reichsrat passiert. hat und dem 
Reichstag zur Beratung vorliegt. Es wird. gehofft, daß der Reichstag 


sich möglichst bald in seiner nächsten Session mit dieser Materie be 
schäftigt, und daß er ein Gesetz zustande bringt, auf Grund dessen allein 
die preußische Regierung in der Lage zu sein glaubt, auch ihrerseits 
das Disziplinarrecht in Preußen neu zu regeln. Es besteht eine Ab. 
hängigkeit des preußischen Rechtes vom Reichs. 
recht in weiten Maße nicht nur darin, daß grundlegende Fragen für 
das Reich nicht anders geregelt werden als in Preußen, das Reich besitzt 
auch das Recht der Grundsatzgesetzgebung. Es kann Grundsätze - auf. 
stellen für das Verfahren, für die. Zusammensetzung der Gerichte, für 
grundlegende Fragen über das Verhältnis des Strafverfahrens zum Dienst:| 
strafverfahren, für Wiederaufnahme des Verfahrens, für Wiedereinsetzung 
in den Stand und dergleichen. Wir hoffen, daß diese Bindung in aller- 
nächster Zeit behoben sein wird, und Preußen wird dann, nachdem «s 
inzwischen die bereits getroffenen Vorbereitungen noch ergänzt haben 
wird, seinerseits an die Regelung herantreten. 

Ein Wort zu dem Antrag der Demokratischen Partei! Wir unter. 
schätzen das Maß von Arbeit und Verständnis nicht. Aber gerade die 
preußischen Beamtenverhältnisse sind so vielfältig, daß sie unmöglich 
von einer anderen Stelle als von der Regierung aus übersehen werden 
können. Im preußischen Disziplinarrecht werden nicht nur die 
richterlichen neben den nichtrichterlichen Beamten zu berück-| 
sichtigen sein, es werden auch die Kommunalbeamten be. 
sonders behandelt werden müssen. Ferner erinnere ich an das beson- 
dere Recht der Hochschullehrer wie der Poizeibeam- 
ten. Ich wäre dankbar, wenn der Ausschuß die Beratung des Antrags 
Barteld zurückstellen würde, bis das Ministerium selbst mit einer Vor-| 
lage an den Landtag herantritt.“ | 


Während der Berichterstatter bei der Besprechung der 
Re NH eine’sofortige oder spätestens in vierzehn 
Tagen erfolgende Beratung des demokratischen Entwurfs ver- 
langte, wobei dieser Antrag von den Demokraten, der S.P.D, 
und K.P.D. unterstützt wurde, traten die in der Mehrheit be 
findlichen übrigen Parteien für Vertagung bis zum 1. Januar 
Ir ein. Damit war die Vertagung bis zu diesem Termin be 
schlossen. | 





Besoldungsfragen 


Die Besoldungsfrage im Preußischen Landtag. Im Be 
amtenausschuß des Preußischen Landtages nahm der Prew- 
ßische Finanzminister persönlich zur Frage einer Aufbesserung' 
der Beamtenbezüge Stellung. Er erklärte dabei u. a., daß bei 
einer Besprechung sämtlicher Finanzminister unter dem Vor 
sitz des Reichskanzlers einmütig die Auffassung vertreten wor- 
den sei, daß weder die finanzielle Lage des Reiches noch die 
der Länder eine Erhöhung der Beamtenbesoldung gegenwärtig 
gestatte. Trotzdem auch die Preußische Staatsregierung die 
Notlage der Beamten durchaus anerkenne und würdige, ver 
biete die finanzielle Lage des Staates gegenwärtig eine Besok 
dungserhöhung. Die Lage des Staates zwinge zur stärksten 
Beschränkung der Ausgaben. Um das zu erreichen, werde 
nichts übrigbleiben, als den Verwaltungsapparat zu verkleinern‘ 
und die Zahl der Beamten zu vermindern. Nach einer ein- 
gehenden Aussprache nahm der Ausschuß folgende Anträge 
mit großer Mehrheit an: | 


„Das Staatsministerium wird ersucht, die staatlichen Kassen und 
Geldinstitute anzuweisen: 


1. Die den Beamten gegebenen Darlehen von sofort ab zinslos zu. 
stunden; | 

2. die Fortsetzung der Rückzahlungen erst nach dem 1. Januar 1926 
wieder einsetzen zu lassen mit der Maßgabe, daß die Rückzahlungs- | 
raten in der Regel 10 v. H. des auszuzahlenden Monatseinkommens 
nicht übersteigen dürfen. Diese Regelung ‘ist ohne Rücksicht auf 
den Schluß des Rechnungsjahres 1925 bis 1925 durchzuführen; | 

3. zur Linderung besonderer Notlage im Einzelfalle Unterstützungs- | 
und Vorschußgesuche mit besonderem Entgegenkommen zu prüfen; 

4. die staatlichen und staatlich geförderten Geldinstitute sowie die 
Beamtenbanken zu ersuchen, dieselben Erleichterungen (Ziff. 1 bis 3) 

zu gewähren und erforderlichenfalls auf Antrag diesen einen Kredit 

zur Verfügung zu stellen.“ | 
Das Staatsministerium wird ersucht, sofort in Beratungen darüber | 
einzutreten, ob es möglich ist, der Beamtenschaft die Beschaffung ihres | 
Winterbedarfs durch. Hergabe von Krediten zu ermöglichen, deren Ver- | 
teilung den Organisationen der Beamtenschaft- übertragen werden könnte, | 
falls die Verteilung durch die Behörden selbst nicht wünschenswert | 
erscheinen sollte, | 
Das Staatsministerium wird ersucht, den Beamten und‘ Lehrern 
zur Anschaffung von Wintervorräten und Winterkleidung zinsfreie Vor-| 
schüsse in angemessener Höhe mit der Verpflichtung ganz allmählicher | 
Rückzahlung zu gewähren.“ 


Aus den Erklärungen des Preußischen Finanzministers 
in der Ausschußsitzung des Preußischen Landtages ist die auf 
fällige und bedauerliche Tatsache festzustellen, daß nunmehr | 
auch diejenigen Länderregierungen, die wie außer /Preußen 
selbst noch Sachsen, und Baden bisher für eine Erleichterung 
der Beamtennot entschieden eintraten, nunmehr auch völlg| 
in die Linie des Reichsfinanzministers eingeschwenkt sind. | 
Ob sich jetzt im Reichstag eine parlamentarische Mehrheit 
finden wird, die bereit ist, den Beamten zu heifen, und die 
stark genug ist, den Reichsfinanzminister zur Revision seiner 
bisherigen Stellungnahme zu bringen, wird sich in Kürze her 
ausstellen. a 
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Die Eingruppierung der technischen Gemeindebeamten. Auf 
eite 418 in Nr. 32 der „Deutschen Techniker-Zeitung‘“ haben 
wir über unser Vorgehen beim Preußischen Ministerium des 
Innern berichtet, um es zu bewegen, auf die Aufsichtsbehörden 
“dahin einzuwirken, daß die Techniker in den Gemeinden in 
gleicher Weise behandelt würden wie in der Preußischen 
_ Staatsverwaltung. Auf die Eingabe ist vom Ministerium des 
Innern folgende Antwort eingegangen: 

’ „Der Preußische Minister des Innern. 
er. IVa V 677. Berlin, den 25. August 1925, 

Auf Ihre Eingabe vom 8. d. M., betr. Eingruppierung der technischen 
Gemeindebeamten. 

Die Aufsichtsbehörden sind von mir wiederholt allgemein mit An- 


|" weisung über die Durchführung des Gesetzes betr. vorläufige Regelung 
‚verschiedener Punkte des Gemeindebeamtenrechtes vom 8. Juni 1920 


7 G.S. S 


| 
\ 
\ 
| 


! 
] 


. 333 — versehen. Ich bedauere daher, Ihrem Wunsche, sie 
"nunmehr auch noch auf Einzelfragen der Durchführung hinzuweisen, nicht 
‚entsprechen zu können, zumal die Anpassung der Bezüge der Gemeinde- 
beamten an die der Reichs- und Staatsbeamten nur unter Berücksichtigung 
‚der örtlichen Verhältnisse und beim Vorliegen vergleichbarer Verhältnisse 
zu erfolgen hat. lav.sroez Eoehrs“ 


Der Minister lehnt also ein Eingehen auf unsere Beschwer- 
‚den ab, obwohl die Berechtigung unserer Klagen nicht von der 
Hand gewiesen werden kann. Wir bitten nun die Kollegen, 
entsprechend den bereits früher gegebenen Anweisungen auch 
in Zukunft Streitfälle der Art, wie sie in unserem Artikel ge- 


‚schildert sind, zunächst örtlich mit den Gemeinden und so- 
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dann, wenn dort eine Einigung nicht zu erzielen ist, durch 
Anrufung der Aufsichtsbehörden auf Grund des Gesetzes vom 
8. Juni 1920 auszutragen. Sollten die örtlich unternommenen 
Schritte ohne Erfolg bleiben, bitten wir, das der Haupt- 
geschäftsstelle mitzuteilen, um die Angelegenheit von hier aus 
weiter verfolgen zu können. 


Reisekostenverordnung. Der Reichsminister der Finanzen 
hat am 10. September 1925 mit 1. B.18449 folgendes verfügt: 

„In einem Einzelfalle, in dem sich ein Beamter auf einer Dienst- 
reise nach Erledigung der Dienstgeschäfte mit Einverständnis seiner 
vorgesetzten Behörde noch einen Tag am Geschäftsort aufgehalten hatte, 
habe ich auf den Antrag, dem Beamten in diesem Falle die Kosten 
der Rückreise zu ersetzen, da die Versagung eine große Härte bedeuten 
würde, folgendes ausgeführt: 

„Es liegt nicht in der Absicht der Nr. 19 der Ausführungsbe- 
stimmungen- zur Reisekostenverordnung, den Beamten den Ersatz der 
‚Rückfahrtkosten bei einer Dienstreise zu versagen, wenn sie sich nach 
Erledigung der Dienstgeschäfte mit Genehmigung der Behörde noch 
kurze Zeit an dem Geschäftsort aufhalten. Ein Verbleiben des Beamten 
an dem Geschäftsort für kurze Zeit — etwa bis zu drei Tagen — 
über die eigentliche Zeit der dienstlichen Tätigkeit hinaus wird als 
‚Urlaubsreise‘ im Sinne der erwähnten Nr, 19 nicht angesprochen wer- 
den können. Das’ gleiche wird für eine ebenso kurzfristige Unter- 
brechung einer Dienstreise gelten können. In solchen Fällen werden 
den. Beamten daher auch für die Rückfahrt Reisekosten zu gewähren 
sein. 

Es besiehen keine Bedenken, daß dementsprechend allgemein ver- 

fahren wird.“ 








== Aus dem Bunde >: 


Vorstandsbekanntmachungen 


Ausschluß von Mitgliedern. Durch Beschluß des Bundesvorstandes 
wurde nachstehendes Mitglied aus dem Bunde ausgeschlossen: ; 
Gemäß $ 13b der Satzung Mitglied Nr. 33609 — Braunschweig. 








‚Aus den Gauen 
® S Gautag von Sachsen. 


= Der 6. ordentliche Gautag des Gaues Sachsen fand am 11."Oktober 
in Plauen (Vogtl.) statt. Die Ortsverwaltung Plauen veranstaltete am 


"Vorabend einen ebenso gut vorbereiteten, wie vorzüglich verlaufenen 
|-Begrüßungsabend. Die in jeder Beziehung harmonisch verlaufene Feier 
war der würdige Auftakt für den am Sonntag tagenden Gautag, der 


Vormittags 9 Uhr im „Roten Saale“ des Ratskellers in Plauen (Vogtl.) 
von dem Vorsitzenden des Gauvorstandes, Koll. Ullmann, eröffnet 


| wurde. 


Etwa 60 Delegierte, Vorstandsmitglieder und Gäste waren erschienen. 


«Nach Erledigung der Eröffnungsformalitäten nahm der Gautag die Be- 


grüßungsreden der Gäste entgegen, unter denen besonders die Reden der 


| Vertreter der befreundeten Organisationen starken Eindruck machten. 


Für den A.D.G.B. sprach Koll. Fiedler (Plauen), für den AfA-Bund Koll. 


| Dachselt (Dresden), für den A.D.B. Koll. Stein (Dresden). 













Darauf erstattete der Gauleiter, Koll. Geiser, den Geschäftsbericht. 


‚Er behandelte besonders die Not der technischen Angestellten ‘und be- 
‚tonte, daß die politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse viel stärker 
ı gewesen seien, als der Rs“ mancher Kreise nach Volksgemeinschaft. 
‚Die augenblicklichen zahlreichen Kündigungen zeigten wieder, daß auch 


nicht von einer Gemeinschaft von Unternehmern und Angestelltenschaft 
gesprochen werden kann. Gerade diese Vorgänge wiesen deutlich auf 
die Wichtigkeit der freigewerkschaftlichen Einstellung des Butab und 


j.die Notwendigkeit des engen Zusammenschlusses aller Techniker auf 


freigewerkschaftlicher Grundlage hin. 
Koll. Ullmann erstattete den Bericht des Gauvorstandes. Be- 
sonders bemängelte er die teilweise noch immer nicht genügende Mit- 
arbeit der Kollegenschaft. 
. Koll, Kahn (B.V.) sprach über das Thema: „Die Weiterentwickelung 
des technischen Bildungswesens.“ Er begründete Leitsätze, die in einer 
Entschließung einstimmig angenommen wurden. 

Koll. Schweitzer (B.V.) zeichnete die Fehler und Mängel: der 
tzigen Wirtschaftsform in einem Referat: „Schutzzollpolitik, Wirtschaft, 


Techniker.“ Die Ausführungen der Redner wurden mit großem Beifall 


aufgenommen, 
_, Die Aussprache zu den Berichten bewegte sich auf beachtlicher Höhe. 

Ebenso wurden die eingegangenen Anträge in der sachlichsten Form 
restlos zur Erledigung gebracht. 
= Die vorgenommenen Wahlen zum Gauvorstand ergaben folgendes 
Resultat: Ullmann (Dresden), Hem pel (Leipzig), Mutschink 
(Chemnitz), Münzel (Bautzen), Rössel (Oelsnitz/E.). 

_ Die Bekanntgabe der einstimmigen Bestätigung des Gauleiters, Koll. 

Geiser, wurde mit großem Beifall entgegengenommen. 

_ Am Schlusse der Tagung faßte Koll. Kahnt die mustergültige: 
‚Arbeit des Gautages in kurzen, anfeuernden Worten zusammen und be- 
tonte mit freudigem Stolz den unentwegten Aufstieg des Butab. 

_ Nunmehr schloß Koll. Ullmann mit einem begeistert aufgenom- 
‚menen „Hoch“ auf den Bund die so glänzend verlaufene Tagung. 


‚Industriebeamten-Sparbank | 
_ Für das Gebiet Südbayern haben wir in München, Elisen- 
straße 7 (Gaugeschäftsstelle des Butab), eine Zweigstelle errichtet. 


Zeichnung für die Zweigstelle sind die Herren Kaufmann, 
Bender und Fräulein Fischer zu je zwei gemeinsam berechtigt. 


Die ‚Vorgenannten können auch allein mit einem unserer Vorstandsmit- 
glieder die Zweigstelle vertreten, 

Sparer des Gebietes Südbayern, die zur Zeit von der Hauptgeschäfts- 
stelle in Berlin verwaltet werden, können ihre Ueberweisung an die 
Zweigstelle München beantragen. 


Industriebeamten-Sparvank. — Der Vorstand. 
Krug. Schwedt. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.TZ.“ erfolgen 
in der Regel nur in der 4., 8., 12. und 13. Nummer jedes Vierteljahres. 
Die Aufnahme der Anzeigen geschieht unentgeltlich. 

Die Bekanntgabe der Versammlungen hat den Zweck, den Versamm- 
dungsbesuch zu heben und auch auswärtigen, zufällig am Ort befindlichen 
Bundeskollegen die Teilnahme zu ermöglichen. Keine Ortsverwaltung 
sollte deshalb versäumen, ihre Versammlungen regelmäßig der Redaktion 
der „D.T.Z.“ mitzuteilen. 

Die Anzeigen dürfen jedoch wegen des beschränkten Raumes nur 
folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, Da- 
tum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen 
spätestens3 TagevorErscheinenderneuen Nummer 
im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die 
vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzung enthalten: 


M = Mitgliederversammlung, V = Vertrauensmännerversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, Oe —= Oeffentliche Versammlung. 


Arnsberg. M. 2. XI. 80%. Bundeslokal „Zur Krim“, 

Bautzen. M. 6. XI. 800 im Bürgergarten. 

Bonn. M. 7. XI. 8%, Rest. Jakob, Friedrichstr. 23. 

Cottbus. M. 10. XI. 800%, Rest. „Kleine Funkenburg“, 

Dudweiler. F. 8. XI. 930 vorm. im Lokal Brenner. 

Eisenach. 'M. 4. XI. 80. „Karthäuser Hof“, Karlsplatz. 

Erfurt. M. 6. XI. 800%, Rest. Steiniger. 

Glatz. M. 6. XI. 75%. Stephans Brauerei, Roßstraße. 

Görlitz. M. 5. XI. 8%, Handelskammerhaus. 

Greifswald. M. 5. XI. Lichtbildervortrag. 8%, 
Fisch- und Langefuhrstr. 

Halle. 3. XL Hauptversammlung. 800, Rest. „Zum Schultheiß“, Merse- 
"burger Str, 10. 

Hamburg. M. 25. X. Ausflug nach den Elbgemeinden. Treffpunkt 
21/5 Uhr, Bahnsteig Flottbek. 

Heidelberg. M. 5. XI. 800%, Brauerei Ziegler. 

Hildesheim. M. 5. XI. „Altdeutsches Haus“, Osterstraße. 

Kalkberge. M. 7. XI. 8%, Rest. Jonas, Friedrichstr, 

Ladenburg. M. 6. XI. 63%. Hotel zur Rose. 

Meiderich. M. 5. XI. 800, Rest. Stadtgarten, Kirchstr. 

Mühlhausen i. Th. M. 5. XI. 83%, Rest. Postkeller, Steinweg. 

Neuruppin. M. 3. XI. 8%, Rest. am See (Inh. H. Wölk). 

Potsdam-Nowawes. M. 13. XI. 80, Rest. „Fürst Bismarck“, Potsdam, 
Mammonstr. 1. 

Roßwein. V. 29. X. 800 beim Vorsitzenden. M. 4. XI. 80. „Herkules", 

Siegen i. Westf, M. 3. XI. 730%, Wirtschaft Heiser, Bahnhofstr. 19. 

Waldheim. M. 4. XI. 8%, Hartha, Caf& Neumann. 

Weimar. M. 4. XI. Hotel Germania. 

Wetzlar. M. 6. XI. 830%. Schleusenstr. 12. 

Wittenberg (Halle). M. 11. XI. 800 im Gasthaus „Zur goldenen Sonne”, 

Wittenberge. M. 3. XI. Vereinslokal „Deutsches Haus“, 


Lokal Berger, Ecke 


Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Fechniker-Zeitung‘* 
übersandten Schriftwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 
erfolgt nicht. 


Adler, Max: Engels als Denker. Verlag I.H.W. Dietz Nachf., Berlin, 
Pappb. 3,550 R.-M., Leinenb. 4,20 R.-M. 
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Bell, Charles: Tibet. Einst und jetzt. Mit 91 Abbildungen und einer 


Karte, Verlag F. A. Brockhaus, Leipzig. Ganzl. 18 R.-M. Halbfr, 
21 R.-M. 

Busse-Wilson, Dr. phil. E.: Die soziale Stellung der Frau in kulturge- 
schichtlicher Entwicklung. Verlag Angestelltenkammer, Bremen. 

Bestimmungen des Deutschen Ausschusses für Eisenbeton. September 
1925. . Verlag Wilh. Ernst u. Sohn, Berlin. 1,80 R.-M. 

Brockhaus: Der kleine Brockhaus. 8. u. 9. Lieferung. Gesamtlief. Halbl. 
24 R.-M., Halbir. 30 R.-M. 

Dieck, Herm.: Handbuch für Mörtel und Beton. Verlag Willy Geißler, 
Berlin. 9 R.-M. 

Din: Normalblatt-Verzeichnis. Stand der Normung Herbst 1925. Beuth- 
Verlag, Berlin. 1 R.-M. 

Ebert ir, Fritz: Der deutsche Arbeiter in der Wirtschaft. Praktischer 
Sozialismus. Band 15. Verlag der Neuen Gesellschaft, G.m.b. H., 
Berlin-Hessenwinkel. 50 Pf. 

Ermanski, Prof. I.: Wissenschaftliche Betriebsorganisation und Taylor- 
System. Verlag I.H.W. Dietz Nachf. Ganzl. 16 R.-M. 

France, Raoul H.: Das Land der Sehnsucht. Für den Bücherkreis ver- 
legt von I, H.W. Dietz Nachf. 

Graf, Gg. Engelbert: Das britische Weltreich. Aufstieg, Krisis und mög- 
licher Verfall. Verlag Angestelltenkammer Bremen. 

Grafi, Anton: Der Lehrling in der Industrie. Soziale Tagesiragen. 
Heft 51. Herausgegeben vom Volksverlag für das kath. Deutschland, 
Volksvereinsverlag m.b.H., M.-Gladbach. 3 R.-M. 

Großtaten der Technik. Abreißkalender 1926. Verlag: Dieck & Co, 
Stuttgart. 240 R.-M. 

Grünield, Prof. Dr.: Anleitung zum Studium und zum selbständigen Ar- 
beiten für Volkswirte, Verlag: Gustav Fischer, Jena. Brosch. 
4,50 R.-M. 

Güldners Betriebskalender und Handbuch für den praktischen Maschinen- 
bau. 34. Jahrgang. 1926. I. und JI. Teil. Herausgegeben von Dipl.- 
Ing. A. Wiegand, Verlag: H. A. Ludw. Degener, Leipzig. 4,50 R.-M. 

Heffter, L.: Was ist Mathematik? Zweite, verbesserte Auflage. Verlag: 
Th. Fischer, Berlin. Kart. 350 R.-M., gebd. 4,50 R.-M. 

Heiderichh M. und Weber, H.: Der junge Tischler. Verlagsanstalt des 
Deutschen Holzarbeiter-Verbandes. 8 R.-M. 

Helander, Prof. Dr. Sven: Das Transferproblem. Verlag: Angestellten- 
kammer Bremen. 

Heuß, Aug.: Zahlenanhang zum Rechtstaschenbuch für Gläubiger. Aus- 
gabe vom 1. August 1925 zur 1. bis 6. Auflage. Verlag für. Wirt- 
schaft und Verkehr, Stuttgart. 0,85 R.-M. Taschenbuch in Halbl. 
4,80 R.-M. 

Juchacz, Marie und Heymann, Johanna: Die Arbeiterwohlfahrt. Voraus- 
setzungen und Erläuterung. Verlag: I.H.W.Dietz Nachf., Berlin. 
3,50 R.-M. 

3. Konferenz zur Besprechung von Fragen der gewerkschaftl. Jugend- 
arbeite Am 6. u. 7. August 1925 in Hamburg. Verlagsges. des 
Ä.D.G.B. 1,10 R.-M. 

Koppe, Dr.: Die Einkommensteuererklärung nach dem neuen Einkommen- 
steuergesetz. Mit Musterform. u. Erläuter. Industrieverlag Spaeth & 
Linde, Berlin. Brosch. 3 R.-M. 

ee age 100 Jahre Eisenbahnunfall. Verlag: I.H.W. Dietz Nachf., 
3erlin. 

Leipart, Th.: Die Arbeit. Heft 9. Verlagsgesellschaft des A.D.G.B. 
Vierteljahr (3 Hefte) 3 R.-M. 

Lew, Dr. I.: Die Feuerung mit flüssigen Brennstoffen. 2. Aufl. Mit 
562 Abbildungen im Text. Verlag: Alfred Kröner, Leipzig. Ganzl, 
TR.-M. 

Weinheimer, A.: Die Intarsia. Verlagsanstalt des Deutschen Holzarbeiter- 
Verbandes. Brosch. 4 R,-M. (Besprechung s. Nr. 42, Bildung und 
Unterricht.) 


Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu 
beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. H, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Be- 
rechnung von Porto und Verpackung. 





Die Grundlinien der Weltgeschichte. Von H. G. Wells. Eine ein- 
fache Schilderung des Lebens und der Menschheit. Nach-der endgültigen 
dritten) englischen Ausgabe. 1925. Verlag für Sozialwissenschaft, 

.u.b.H., Berlin SW68. 671 Seiten mit vielen Bildern und Karten. 
Preis in Leinwand gebunden 20 R.-M. 
; Der Grundgedanke, den der Verfasser bei der Anlage seines Werkes 
ins Auge gefaßt, und wie. gern zugegeben werden kann, gewissenhaft und 
Mmustergültig durchgeführt hat, legt nach den Angaben des Verfassers 
der Einleitung seines Werkes, in der Absicht zu zeigen, daß did 
eschichte als ein Ganzes eine umfassendere und verständ- 
ere Behandlung erfahren kann, als die Sondergeschichte einzelner Na- 
tionen und Perioden. „Das Buch behandelt Zeitalter, Rassen und Na- 
tionen, während sich die Geschichte sonst -meist mit Regierungszeiten, 
Stammbäumen und Feldzügen befaßt.“ Wells will mit seinem Werke 
beweisen, wie notwendig es ist, die Kenntnis der wichtigsten geschicht- 
lichen Tatsachen zum Gemeingut der ganzen Welt zu machen, um in der 
Zukunft Streit und Kriege zwischen Rassen und Völkern zu verhüten. 
Eine Auffassung der Geschichte als ein gemeinsames Erleben der gesam- 
ge sei für den sozialen Frieden so nötig, wie für den Völker- 
en. 

Und so entwickelt sich vor dem Leser ein gewaltiges Bild von der 
Entstehung unserer Welt, von den niedrigsten Lebewesen bis zum Sub- 
menschen und Neandertalmenschen, von der Entstehung der Rassen und 
der Sprachen der Menschheit. Die Morgendämmerung der Geschichte 
bringt uns die Nachricht von den ersten Zivilisationen, dem ersten Auf- 
tauchen der Schrift, dem Entstehen des Götterglaubens und des Priester- 

des, Es bilden sich die ersten sozialen Schichten. 
pannend wie ein Roman lesen sich die Kapitel über die Rolle der 
Israeliten in der Geschichte und die Bedeutung der hebräischen Propheten, 
über das griechische Denken und seine Bedeutung für die nienschliche 
Oesellschaft. Das Leben Alexanders des Großen zieht an uns vorbei, und 





- Freunden und Kollegen auf seinem Wohltätigkeitsfest m 


Nr. 43 © 


wir erfahren von der Entstehung des Buddhismus. Besondere Bücheg | 
sind dem Aufstieg und dem Zusammenbruch des römischen Reiches, dem 
Christentum und Islam und den mongolischen Reichen gewidmet. Das‘ 


“letzte Buch „Das Zeitalter der Großmächte‘“ bringt dann in sieben 


großzügigen Einzelkapiteln, von denen das Kapitel über „Die praktischen 
und ideellen Leistungen des -19. Jahrhunderts“ und das über „Die Kata, 
strophe des modernen Imperialismus“ besonders hervorzuheben sind, die 
Weltgeschichte bis zum Weltkrieg und darüber hinaus bis zum Jahre 1922, 
und einen Ausblick in die Zukunft. Wie stark sich der Aufbau des Wells- 
schen Werkes von den bisher üblichen Methoden der Geschichtsschreibung 
unterscheidet, die alle Geschehnisse mehr oder weniger stark an die Ge> 
schichte der Fürstenhäuser, an Einzelpersönlichkeiten und an Kriege an- 
gliedert, dafür mögen einige Kapitelüberschriften als Zeugnis dienen? 
„Christentum und Volkserziehung“, „Europa beginnt selbständig zu den- 
ken“, „Die große Pestseuche und das Aufdämmern des Kommunismus‘ 
„Wie das Papier den menschlichen Geist befreite“, „Amerika tritt in die 
Geschichte ein“. 
Einen besonderen Hinweis verdienen die in dem Buche verstreuten | 
zahlreichen Karten und Bilder, die von einer außerordentlichen 
Reichhaltigkeit und Uebersichtlichkeit sind. Nach dem oben Gesagten wird | 
man schon selbst unter den Bildern keine Abbildungen von Fürsten 
suchen, die von irgendeinem’ Feldherrnhügel herab mit heroisch ausge- 
strecktem Marschallstabe eine Schlacht zu leiten vorgeben. Die Karten | 
und Zeichnungen behandeln vielmehr ausschließlich Gegenstände der 
Stammes-, Kultur-, Wirtschafts-, Sozial- und Staatengeschichte. Die Ent | 
stehung der ersten Sprachgruppen und deren Ausbreitung, die ältesten 
Kunsterzeuginsse werden u. a: in Zeichnungen wiedergegeben. Aus dei 
Karten seien erwähnt: die Umgrenzungen der alten Kulturreiche und des’ 
alten römischen Reiches, die Ausbreitung des Reiches Karls des Großen | 
und die größte Ausdehnung des Reiches Dschengis Chans und Timurs, 
Aus der neuesten Zeit sind besonders die schematischen Darstellungen | 
der Fronten im Weltkriege hervorzuheben. | 


Das volkstümlich geschriebene Buch verdient als ein Kulturbuch im 
besten Sinne die weiteste Verbreitung. Den Kollegen, die ihre Bücheref 
zu Weihnachten durch ein wirklich wertvolles Geschichtswerk bereichern 
wollen, sei es zur Anschaffung dringend empfohlen. Der Preis von 
20 R.-M. für ein Buch wird allerdings manchen in dieser Zeit als eine 
etwas hohe Ausgabe erscheinen. Aber auch dagegen gibt es ein Hilis= 
mittel durch Bestellung des Buches beim Industriebeamten- 
Verlag, der gern bereit ist, Bundesmitgliedern Zahlungserleichterun- 
gen zu gewähren. A: 




















































Die erste deutsche Revolution. Von Paul Kampfimeyer, 
J.H.W. Dietz Nachf., Berlin. Preis kartoniert 0,80 R.-M. 

In der sanftlebenden Geschichtsschreibung Deutschlands hat sich das’ 
Wort „Die Revolution‘ kein eigentliches Bürgerrecht erworben. Bis zur 
Stunde wird durchweg die hochrevolutionäre Periode von 1517 bis 15% 
die „Reformationszeit“ genannt. Und doch wurde in dieser „Reforma- 
tionszeit‘“ die mittelalterliche Kirchenherrschaft gewaltsam gestürzt, der 
Geistliche wurde zum Staatsdiener herabgewürdigt, der Ritter verlor 
vollends seine Stellung als Träger der Wehrmacht und der Bauer sank 
zum Leibeigenen herab, der den letzten Rest seiner politischen Rechte in | 
der Gemeinde einbüßte. Die. „Reformation“ förderte ein neues Unter- 
tanenverhältnis: Der Ritter, der Geistliche, der Bauer, sie beugten sich 
vor der mächtig erstarkenden absoluten Staatsgewalt. 

In seiner Schrift schildert Kampfimeyer an der Hand eines reichen 
Tatsachenmaterials den Sturz der mittelalterlichen Kirchenherrschaft, die 
Niederwerfung des Ritterstandes und die Revolution der Bauern. Die 
Schrift ist reich illustriert. 


Die Frauenwelt. Verlag I.H.W. Dietz Nachf., Berlin. Das viel | 
gelesene, illustrierte Blatt der schaffenden Frau kann. jetzt jede Leserin | 
ein Jahr lang gratis bekommen, wenn sie zehn neue Abonnen- 
tinnen wirbt. Das Heft 21 der „Frauenwelt“ ist soeben erschienen. Auf 
sätze über Strafvollzug, Berufsberatung, Pfahlbauten, Sexualerlebnisse des 
Kleinkindes und Paul Zechs Roman „Das törichte Herz“ sorgen für ge- 
diegene und abwechslungsreiche Lektüre. Vorzüglich ausgeführte _Hllu- 
strationen beleben den, Text. Und die Modebeilage, die besonders die 
Bedürfnisse der schaffenden Frau berücksichtigt, ist allen Leserinnen em 
wertvoller Bestandteil dieses verbreiteten Frauenblattes. 

Jedes. Heft der „rrauenwelt‘“ kostet 30 Pf. Mit Schnittmusterbogen 
10 Pf. mehr. Zu beziehen durch alle Volksbuchhandlungen und Postan- 
stalten. 


Sierbetafel. 


Wir betrauern den Verlust folgender Bundeskollegen: 


Becker (47274), Berlin W. Holzhäuser (226), Berlin 
Konr. Boguhn (172510), Rendsburg Max Julius (253589), Magdeburg 
Friedr. Burgemeister (144998), H. Laube (3 760), Berlin 
Unna Paul Matthäus (T.5741), Cassel 
Edmund Frieß (222989), Argen- Hans Meisel (261357), Würzburg 
tinien (früher Karlsruhe) Kurt Peinert (253550), Magdeburg 
Gust. Fritzsche (T.58041), Frank- Joh. Petzoidt (182214), Chemnitz 


furta Oder K. Pfeiffer (179466), Chemnitz 
Hch. Heddenhausen (262072), Joh. Strobel (160970), Aue i. Erzgb. 
Hamborn I Ad. Wieiz (107864), Freiburg i. Br. 


Josef Hegers (T. 71651), Köln/Rh. Bernhard Wolf (213627), Erlangen 
Ehre ihrem Andenken! 


Geschäftliches | E 
Der Verband Berliner Baugewerkschul-Vereine (V.B.B.V.) bietet 


allen ehemaligen Schülern von Baugewerkschilen, besonders denen der 
Städtischen Berliner und der Staatlichen Neuköllner Gelegenheit, mit 
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‚Kaisersaal des Zoologischen Gartens, am Sonnabend, den 31. Oktober, 
‚abends 7!/; Uhr zusammenzutrefien (s. Inserat). Der Ertrag des Festes 
‚Sießt in den Stipendien- und Unterstützungsfonds des Verbandes. Aus 
* dem Fonds erhalten hilfsbedürftige Schüler der Berliner und Neuköllner 
| Bauigewerkschule Stipendien. 


! 
| 





Viele Delikatessen-, Drogen-, Kolonialwarengeschäfte führen meinen 
‚Honiz in Gläsern und Büchsen, gekennzeichnet mit naturfarbenem Heide- 
Nur für den Inhalt derartig etikettierter Behälter 
Ich nehme jede Sendung, die Ihnen nicht gefällt, 
Lieber die Ware zurücksenden, als dauernd unzufrieden 


Etikeit und Namen. 
gilt meine Garantie, 
zurück, 
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sein, Bei mir gilt. es, feste und dauernde Kunden zu werben und nicht 
nur solche einmal zu beliefern. 

Der Preis meines Honigs ist für eine 10 Pfd.-Büchse 10,50 Mark 
franko, halbe 6,— Mark. Nachnahme 50 Pf. mehr. Sollten Sie augen- 
blicklich keine Bestellung vornehmen können, dann bitte ich Sie, später 
von meinem Honig Gebrauch machen zu wollen. D. Plümer, Imkerei, 
Oberneuland bei Bremen. 


„zum Weihnachtsfest als schönste Gabe bietet Rebe (Oberingelheim) 
die herrlichste Labe.“ Wir verweisen diesbezüglich auf die unserer 
heutigen Nummer beigefügte Bestellkarte der renommierten und lei- 
stungsfähigen Spezial-Wein-Versand-Firma Rebe in Oberingelheim a. Rh. 






spaltene Millimeterzeile. 







Für ein sanitäres Installationsgeschäft 
wird ein technisch und kaufmännisch 
gebildeter Herr auf 


Vertrauensposten 


gesucht. 


Interesseneinlage in der Höhe von 2000 
bis 4000 Reichsmärk erwünscht. 


Gefl. Angebote erbeten an 


Karl Huck, Freiburg (Breisgau) 





Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
Beilagen nach Vereinbarung. 





Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


Bektinntmachun®. 


Für das unterzeichnete Stadtbauamt wird zur 
vorübergehenden Tätigkeit ein im Zeichnen und in 
schriftlichen Arbeiten gewandter 


Hochbautechniker, 


der eine anerkannte Baugewerkschule mit gutem Er- 
folg absolviert hat, zu baldigem Eintritt gesucht. 
Bewerbungen sind unter Vorlage von Zeugnis- 
abschriften und Angabe der Gehaltsansprüche bis 
spätestens 10. November d. J. bei uns einzureichen, 


Gießen, den 15. Oktober 1925. 
Stadtbauamt Gießen. 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin, 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 
















Anzug-, Paletot-, Kostüm- 


Stoff 


Nur preiswerte Qualitätsware 
in herrlichen Musterungen. 


ee ee 
Ziehung 17.-19, Novemb. 


Naturschutzpark- 


Geld-Lotterie 


4918 Gew.barohne Abzug -M. 


120000 

















Verlang. Sie Muster!f| ö 60 Ö 4) 1) 
OftoZiegner, Tuchversand | | = 
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Hauptstraße Nr. 9. 
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 Tieltaulechniker 


Jmit Erfahrung in Gleis- und Betonbau sowie Bau” 


Jüngerer 


Hochbautechniker 


sofort gesucht. 


Gewandtheit und Erfahrung in Bauabrechnung und 
örtlicher Bauführung erforderlich. — Angebote an 
Bauhütte Oppeln, G. m. b. H., Oppeln, Blücherstr. 1. 





-——— [000000002 


es. MONIO 


Bienen- 
Schleuder- 
beste Qualität 10-Pfd.-Dose 
10.50 M., Klee- und Linden- 
blütenhonig 12.— M., halbe 
6.— M. u.7.— M., Nachnahme 
50 Pfg. mehr. Gar.: Zurückn. 


Krieger, Imkerei, 
Rietberg 36 (Westfalen). 








a Mark 3.30 


Porto u. Liste 35 Pfg. extra, 
empf.u. vers auch unt. Nachn, 


Emil Stiller ns 


Bankhaus, Hamburg, 
Holzdamm 39 
Baldig Bestellung. erwünscht. 
Diese Lotterie. ist für 
ganz Preußen genehmigt! 





" stelleneinrichtung und Werkstattbetrieb, vom 1. De- 
“zember d J. ab, auf zunächst etwa vier Monate, für 
“den Bau einer Feldbahnanlage mit Nebenanlagen u. 
| Steinbruchanschluß, gesucht. Besoldung zunächst nach 
4Gruppe Vi der Angestelltenbesoldungsordnung für 
Behörden Bei Bewährung kann Weiterbeschäftigung 
Jim Betrieb der Steinbrüche und der Feldbahn des 
i Kreises Bersenbrück in Frage kommen. 

1” Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften 
"und Angabe des frühesten Dienstantrittstermins sind 
Ibis zum 1 November d. J. an die Landesbauamtneben- 
stelle in Bersenbrück bei Osnabrück einzusenden. 


} Bersenbrück, Bez. Osnabrück, den 14. Okt. 1925. 


Der Vorsitzende 
des Kreisausschusses. 








Im städtischen Hochbauamt Pirmasens werden 


zwei Techniker 


für Projektierung und Bau eines größeren Schulhausss 
und Stadtbades zu sofortigem Antritt gesucht. Bewerber 
sollen nach Durchführung der Projekte auf der Baustelle 
Verwendung finden. Angebote, mit Zeugnissen und Skizzen 
belegt, wolien unter Angabe der Gehaltsansprüche an das 
Städtische Hochbauamt Pirmasens gerichtet werden. 
Pirmasens, den 5. Oktober 1925, 
Städtisches Hochbauämt. 


Harmon., Sprechapp. Fabrikation. Großer Katalog 


gratis. Fabrikpreise,  Reell. Schallpl. p. St. 2.30 M. 
> Ernst Heß Nachf., Klingenthal Sa. 512. Legr. 1872. 












Schriftschablonen :: Normograph 


En D.R.P. 


Auslandspatent 
" Prosp. kosenfrei! Ge Eee 
BAHR <= System »> KASSEBAUM 


Filler & Fiebig, Berlin S 42 


Zuckerkranke 


erhalten wichtige Aufklärung kostenlos durch 
















DIR 


SEENERERUFT 


Beats und franko KATALOG von der 
SELLSCHAFT m.b.H. CASSEL 333 
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WERBAND BERLINER BAUGEWERKSCHUL-ÜJEREINE » 


Zusammentreffen aller ehemaligen Baugewerkschüler auf dem 


Wonhltätigkeitsfest 





Fr. Löw, Wall 


EHRENSACHE 


jedes Deutschen, nur deutsche Weine zu trinken 
22er Zeltinger p.Flasche 70 Pig. 
22er Verziger p- Flasche SO Pig. 
22er Kinheimer p.Flasche 90 Pfg. 


23er Graacher p.Flasche 100 Pfg. 
alles Qualitäts-Moseiweine mit Lagennamen. | 
Proben gegen ?/a Berechnung. 
Steph. Ehses-Geller, Weingutsbesitzer, 
Zeiltingen a. Mosel. 





Teilzahlung! Katalog frei! 


Photographische 
Apparate 
Katalog A 
Uhren, Goldwaren, 
Brillanten 
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dänischer Art, saftige groß- 
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liefert in prima Ware, frei- - 
bleibend, ab hier Nachnahme 
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Art zu günstig Bedingung, 
durch Carl Haiduk, Ing., 
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H. Meusser, 
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Preislistegratis.Proben porto- 
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1,— R.-M. Weingut Heinrich 
Strub 2, Nierstein a. Rhein 
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Verantwortl.: 


Wir empfehlen folgende Neuerscheinungen. 
Mathematik, Physik, Chemie 


Lehrbuch der organ'schen Chemie. Herausgegeben von Prof, 
Dr. Braun. 503 Seiten. (223). Geh. 22 R.-M., Ganzl. 24 R.-M, 
Einführung in die Elemente der: höheren Mathematik. Von Prof, 
Hahn und Tietze. Mit 83 Figuren im Text. 339 Seiten mit 
Sachregister und. einer Zusammenstell ung math. Zeichen. (223). 
Preis geh. 18 R. -M „in Ganzl. 28 R.-M. 

Die Elemente der Differential- und Integralrechnung. Von Prof, 
Dr. K. Düsing. In geometrischer Methode dargestellt. Aus- 
gabe B: Für höhere technische Lehranstalten und zum Seibst- 
unterricht. Mit zahlreichen Beispielen aus der technischen 
Mechanik. (J.) Preis 3,45 R,-M. 


Technik 


Elektrische Lichtbogenschweißung. Neuer Band der Serie: Elck- 
“ trizität in industriel’en Betrieben. Von Karl Meleer. Ein Hilis- 
buch für die Anwendung der Lichtbogenschweißung in der ge- 
samten Industrie. Mit 225 Abbildungen im Text. (223). 
Geh: 16 .R.-M, Ganzl. 18 R.-M. 
Handbuch der Ingenieurwissenschaften. 
Teil II, Band 6: Melan, Theorie der eisernen Bogenbrücken. 
Preis geh. 19 R.-M., gebd. 22 R.-M. 
Kayser, Die eisernen Brückenpfeiler. 
Preis geh. 12 R.-M., gebd. 15 R.-M. 
Hochfrequenztechnik. Herausgegeben von 


Band 7, Kap. 1: 


Radio-Neuigkeiten. 
Dr. Lübben. 
Band 4: Kurze Wellen (Ausstrahlung, Ausbreitung, 

Empfang). 97 Seiten, 43 Schaltbilder und 36 Abbildungen 
im Text. Preis gebd. 5,50 R.-M. 
Band 6: Die neuesten Empfangsschaltungen. 48 Seiten 
mit 90 Schaltungsdildern. (224). Preis gebd. 4 R.-M. 

Das Bergwerk im Bild. Von: Eduard Pfeiffer. Der wundervolle 

Bilderband enthält etwa 290 prächtige Bilder und erläuternden 

Text. Gedruckt auf feinsten Kunstdruckpa ADIeLL 2229): 

Preis geh. 5,50 R.-M., in Halbl. 7,50 R.-M. 

Zukunftsaufgaben der deutschen Städte. Unter Mitwirkung 

namhafter Fachleute herausgegeben von Oberbergrat Mitzlaft, 

2. Auflage, 1113 Seiten, Lexikonformat. (229). 

Preis in Ganzleinen 
ihr Antrieb. Von Wilh. Be 
(215). Preis kart. 


Die 


gebd. 24 R.-M. 
104 Seiten, 
8,70 R.-M. 


Dieselmotoren und 
50 Abbildungen. 


Kurzschrifit 


Lehrbuch der Reichskurzschrift. Herausgegeben von Karl Hempel, 
In dem sehr ausführlichen 64: Seiten siarken Lehrbuch sind 
alle Neuerungen berücksichtigt und die überaus, große Zahl 
der Beispieie machen das Buch mustergültig. (229). 

Preis brosch. 1,50 R.-M. 


Erzeugung, ° 


| Jud Süß. 


Statistik 


Valuta-Tabel!en 1914 bis 1925, mit G.-M.-Tabellen 1918 bis 1924, 
Aufwertungsmeßzahlen 1918 bis 1923. Das Buch ist ein unent- 
behrliches Nachschlagewerk für die Aufwertung von Hypo- 
theken und anderen Privatansprüchen. (220). Preis 1,80 R.-M. 


Wirtschaft und Politik 


Der Staat, das Recht und die Wirtschaft des Bolschewismus. Dar- 
steliung und Wertung seiner. geistigen Grundiagen. Herausge- 
geben von Friedr, v. Wieser, Leop. Wenger, Klein. Russische 
und deutsche Gelehrie aus verschiedenen "Lagern, Phi!osophen, 
Juristen, Volkswirte haben sich auf Veran:assung der inter- 
nationalen Vereinigung für Rechts- und Wirtschaftsphilosophie 
vereinist, um Wesen, Ursprung, Entwicklung und Auswirkung 
des Bolschewismus zur Darstellung zu bringen. Es wird der 
Versuch gemacht, die russische Umwälzung wissenschaftlich 
aufzudecken. (222). 

Preis brosch. 14 R.-M., Ganzl. 18 R.-M. 

Die ewige Revolution. Ergebnisse der internat. Geschichtstagung in 
Berlin im Oktober 1924. Herausgegeben von Dr. S. Kawerau. 
Dieses Werk ist ein Zeitdokument in des Wortes bester Be- 
deutung. (225). Preis 10,50 R.-M., in Ganzl. gebd. 12,50 R.-M. 

Wir müssen aus dem Turm heraus! Von Dr. H. Teitel. Gedan- 
ken zur Krise des deitschen Parteiwesens. (211). 

Preis geh. 1,20 R.-M. 

Verschiedenes 


Lebenslänglich. Die packenden Zuchthausaufzeichnungen des Dr, 
Karl Hau. Die erste große Auflage war schon vor Erscheinen 
vergriffen. Auch die nächste dürfte bald vergrifien sein. (226). 

Preis 2,59 R.-M. 

Lacht euch Laune. “Herausgegeben von E. Warlitz. Enthält 
1090 Witze und Anekdoten. Elites bis zwanzigstes Tausend. 
Einbandzeichnung von Koch-Gotha. 288 Seiten (226). 

Preis in Haibl. 

Das Ehebuch. Herausgegeben von Graf Keyserling. 
arbeit von Thomas Mann, Ricarda Huch, Jakob Wassermann, 
Havclock-Ellis, Tagore, Alfred Adier, Leo Frobenius u. a. 
Hier wurde das Werk geschaffen, das für jeden in Ider heute so 
kritischen Situation der Ehe Wegweiser sein wird. Ein Werk, 
6 cem sich jeder, ob verheiratet oder ledig, interessieren sollte, 

229). 
Preis in Ganzl. gebd. 15 R.-M., in Halbleder gebd. 29 R.-M. 

Verhandiungstechnik. Herausgegeben von Paul Wallisch-Roulin. 
Umfang 216 Seiten. Das Buch bringt 100 Ratschläge über die 
Kunst, mit Eriolg zu verhandeln. Es schützt den Unerfahrenen 
vor Uebervorteilung und zeigt auch den Erfahrenen noch 
manche Vorteile (220). Preis in Halbl. gebd. 4,80 R.-M. 

Von Lion Feuchtwanger. Roman. (218). 

Preis 6 R.-M. Leinen 7,50 R.-M. 
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Berlin NW 40 eo 


Postscheckkonto Berlin 15 550 
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"Nummer 44 / 7, Jahrgang - 


Der Weg zum neuen Erfinderrecht in 
Oesterreich | 


Schon das österreichische Patentgesetz vom 11. Januar 1897 
enthielt einige’ Bestimmungen zum Schutze des Angestellten- 
| erlinders. Es verfügte im-$ 5: 


„Arbeiter, Angestellte, Staatsbedienstete gelten als die Urhebef der 
von ihnen im Dienste gemachten Erfindungen, wenn nicht durch Ver- 
trag oder Dienstvorschriften etwas anderes bestimmt wurde. 

Vertrags- oder Dienstbestimmungen, durch welche einem in einem 
Gewerbeunternehmen Angestellten oder Bediensteten der angemessene 
Nutzen „aus. .den von. ihm im ‚Dienste gemachten Erfindungen entzogen! 
"werden soll; haben keine rechtliche Wirkung.“ 


Diese Bestimmungen, auf die Zeit bezogen, in der sie ge- 
schaffen wurden, das Jahr 1897, machen den Autoren des 
‚österreichischen Patentgesetzes gewiß alle Ehre — insbesondere 
dem nachmaligen Präsidenten des Patentamtes, Sektionschef 
Schima, gebührt das Verdienst, daß dem $ 5 diese Schutz- 
bestimmungen für die Angestelltenerfinder angefügt worden 
sind —, aber im Jahre 1922 wurden die Vorschriften des Ge- 
setzes vom Jahre 1897 doch als dürftig empfunden. Inzwischen 
war in den Auffassungen über den Anspruch des arbeitenden 
Menschen auf sozialpolitischen Schutz eine tiefgehende Wand- 
lung vor sich gegangen. Insbesondere das österreichische An- 
"gestelltenrecht hat eine weitgehende Ausgestaltung im Ange- 
I stelltengesetz vom Jahre 1921 „erfahren. Zugleich hat das 
"Wachstum der Gewerkschaften in der Nachkriegszeit das 
Selbstbewußtsein der Techniker und Werkmeister, auf deren 
Funktion in der industriellen Produktion die gewerkschaftliche 
Machtentfaltung der Angestelltenorganisation im Industrie 
betriebe vornehmlich beruht, mächtig gehoben. Von dem 
Rechtsanspruch, den der $ 5 des alten österreichischen Patent- 
Er dem Angestelltenerfinder einräumt, war in der Vor- 
riegsperiode fast nie Gebrauch gemacht worden. Die An- 
ıgestelltenerfinder hatten es wehrlos hingenommen, wenn man 
sie ihres ureigensten 'Eigentums beraubte oder sie großmütig 
ı mit einem Pappenstiel abfertigte. Nunmehr aber begann sich 
die Gegenwehr gegen diese Rechtlosigkeit zu regen, und immer 
häufiger wendeten sich Techniker- und Werkmeisterkollegen, 
die in ihrer Erfinderehre und in ihrem Erfinderlohn sich ge- 
I schädigt fühlten, an ihre Gewerkschaft, den Bund der In- 
dustrieangestellten Oesterreichs, um Schutz. 


Der Bund der Industrieangestellten sicherte sich zunächst 
% Material über die tatsächliche Rechtslage der Angestelltenerfin- 
U der. Durch die Betriebsräte der großen Unternehmungen be- 
‚schaffte er sich die in ihrem Betriebe in Geltung stehenden Dienst- 
4 votschriften über Angestelltenerfindungen. Dabei kam zutage, 
daß insbesondere in jenen Unternehmungen, die als Tochter- 
\'gesellschaften reichsdeutscher Firmen mit ihrem Stammhause 
noch: enge wirtschaftliche und persönliche Beziehungen auf- 
'rechterhielten, vor allem in der Elektroindustrie, Dienstvor- 
schriften gegenüber den Angestelltenerfindern in Kraft stan- 
den, ‚die diese jeglichen Rechtes beraubten. Nicht nur die 
 Diensterfindung, sondern jede Erfindung des Angestellten, ob 
‚im Dienste oder außerhalb des Dienstes gefunden, ob dem 
| Gegenstande nach in den Geschäftsbereich des Unternehmens 
fallend oder nicht, sollte dem Dienstgeber gehören. Dagegen 
fehlte jegliche rechtliche Verpflichtung zur Nennung des Er- 
‘finders in den Patenturkunden oder zu dessen angemessener 

Entschädigung. Bei einer Unternehmung hingegen, der öster- 

reichischen Tochterunternehmung eines großen Konzerns der 
‚italienischen Automobilindustrie, fanden wir überaus günstige 
P Dienstvorschriften für den Angestelltenerfinder. Die nähere 
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Untersuchung der Sachlage ergab, daß die leitenden Direktoren 
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| 
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dieser Unternehmung selbst konstruktiv tätige Techniker waren, 
die ihr sehr angemessenes Entgelt für die von ihnen gefunde- 
nen konstruktiven Verbesserungen auf diese Dienstordnung 
stützen wollten. In der Folge hat uns diese Dienstordnung 
ein wertvolles Argument für unsere Forderungen zur Ausge- 
staltung des gesetzlichen Erfinderschutzes geliefert. Mit dieser 
Dienstordnung in der Hand begegneten wir dem Einwand der 
En imer, daß unsere Forderungen praktisch undurchführ- 
ar seien. 


Zu Anfang des Jahres 1922 ging der Bund der Industrie- 
angestellten daran, das Erfinderrecht intensiver zu bearbeiten. 
Zunächst sahen wir keinen Weg, die Gesetzgebung zu einer 
Aenderung des Patentgesetzes zu veranlassen. Von der Mehr- 
heit des aus der Neuwahl im Oktober 1921 hervorgegangenen 
Parlamentes war für sozialpolitische Fragen wenig Verständnis 
zu erwarten. So unternahmen wir den Versuch, die Frage des 
Erfinderschutzes durch kollektivvertragliche Vereinbarung mit 
den Unternehmerverbänden zu regeln. Im Juni 1922 war der 
tragende Kollektivvertrag der österreichischen Industricange- 
stellten abgelaufen; diese sogenannte „Große Kollektivvertrags- 
gemeinschaft‘, abgeschlossen zwischen dem Wiener Industriel- 
lenverband und dem Bunde der Industrieangestellten, war 
immer richtunggebend für nahezu sämtliche Kollektivverträge 
der Angestellten in der österreichischen Industrie gewesen. Zur 
Erneuerung des Vertrages erstatteten wir im September 10922 
dem Wiener Industriellenverband Vorschläge für die Regelung 
des Erfinderrechtes. Sie wurden abgelehnt. Der Wiener In- 
dustriellenverband vertrat die Meinung, daß sich diese Materie 
der kollektiven Regelung entziehe und nur durch Einzelabrede 
zwischen dem Unternehmer und seinem Angestellteh regeln 
lasse. Damals waren wir über diese Haltung des Industriellen- 
verbandes nicht wenig erbost. In der Folge sollte es sich aber 
erweisen, daß gerade diese Stellungnahme des Industriellen- 
verbandes unsere Position gegenüber der gesetzgebenden Kör- 
perschaft wesentlich festigte. 

Bald danach trat nämlich ein Ereignis ein, das uns den 
Weg der Aenderung des Erfinderrechtes durch Aenderung des 
Patentgesetzes aussichtsreich erscheinen ließ, Im Herbst 1922 
kamen in Genf die bekannten Vereinbarungem*zwischen der Re- 
gierung Seipel und dem Völkerbund ‘zustande. Unter den 
Maßnahmen der Regierung zur Vereinfachung der Verwaltung 
war auch eine wesentliche Vereinfachung des Pa- 
tentwesens vorgesehen. Das Patentgesetz sollte abgeändert 
werden, um den Abba von Beamten- des Patentamtes zu er- 
möglichen. Durch Erhöhung der“ Patentgebühr sollte die Er- 
haltung des Patentamtes ausschließlich. satis” dieser Gebühr, 
ohne Zuschuß der Regierung, sichergestellt werden. Die Aen- 
derung des Patentwesens, die®damals der Ersparungskommis- 
sar, Herr Hornik, vorschlug, hätte das österreichische Pa- 
tent seiner bis dahin anerkannten internationalen Geltung völlig 
beraubt, hätte das österreichische Patentamt um jegliche Be- 
deutung und Wirkungsmöglichkeit gebracht. Dagegen erhoben 
die Fachverbände der Unternehmerschaft, die an der Aufrecht- 
erhaltung eines im Auslande als vollwertig angesehenen Patent- 
verfahrens interessiert waren — weil davon die Verwertung 
österreichischer Patente im Auslande abhängt —, Einspruch, 
Um diesen Plan des Ersparungskommissars zu Fall zu brin- 
gen, brauchten sie die Hilfe der Arbeiter- und Angestellten- 

ammer als der gesetzlichen Interessenvertretung der Ange- 
stelltenschaft, um so mehr, als von ihrer eigenen gesetzlichen 
Interessenvertretung, die politisch mit der Regierung so eng 
verbunden war, daß sie sich dieser nicht in Opposition gegem 
überstellen konnte, nichts zu erwarten war. Ueberdies wünschte 
die Unternehmerschaft, bei der vorzunehmenden Aenderung 
des Patentgesetzes an diesem einige sachlich begründete Ver- 
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besserungen im Interesse des allgemeinen Erfindungsschutzes 


vorzunehmen. 

Als wir im Bunde der Industrieangestellten erfuhren, daß 
nunmehr die Regierung selbst eine Novelle zum Patent- 
gesetz im Nationalrat einbringen werde, war unser Plan be- 
schlossen, alle Energie darauf zu verwenden, bei diesem Anlaß 
auch de Wünsche der Angestellten auf Aenderung 
der Bestimmungen über die Angestelltenerfindung durchzu- 
setzen. Der Bund setzte sich mit dem Verbande der sozial- 
demokratischen Abgeordneten im Nationalrat in Verbindung 
und erreichte dessen bereitwillige Zusage, daß der Verband 
seine parlamentarischen Machtmittel einsetzen werde, um jede 
Aenderung. des Patentgesetzes, die nicht zugleich eine Erfül- 
lung der Wünsche der Industrieangestellten bringt, zu ver- 
hindern. 

Die Wünsche und Forderungen der Industrieangestellten 
wurden im Herbste 1922 in eingehenden Beratungen mit sach- 
kundigen Kollegen der Großindustrie, die selbst erfinderisch 
tätig waren, festgelegt. Große Dienste erwiesen uns dabei die 
wertvollen Vorarbeiten, die auf diesem Gebiete von unserer 
reichsdeutschen Bruderorganisation, dem Bunde der tech- 
nischen Angestellten und Beamten, geleistet wor- 
den waren. Ueber unser Ansuchen hatte uns der Butab bereit- 
willig das gesamte Material, das aus den Beratungen seines Pa- 
tentausschusses hervorgegangen war, zur Verfügung gestellt. 
Die Leitsätze des Butab zum Erfinderrecht 
der Angestellten bildeten die Grundlage für die vom 
Bunde im Einverständnis mit der Kammer für Arbeiter und 
Angestellte in Wien ausgearbeiteten Vorschläge. 

Unsere Vorschläge wurden zunächst der Regierung unter- 
breitet. Die Regierung konnte sich jedoch nicht entschließen, 
diese Materie im Sinne unserer Vorschläge zu behandeln. Sie 
nahm in den Entwurf, der im Winter 1922 vom Handelsmini- 
sterium den interessierten Körperschaften zur Begutachtung 
vorgelegt wurde, lediglich Bestimmungen zum Schutze der 
Erfinderehre auf, in welchem sie den Anspruch des Ur- 
hebers einer Erfindung, der nicht Anmelder oder Inhaber des 
Patentes ist, auf Nennung als Erfinder kodifizierte. Bezüglich 
der anderen von uns gestellten Forderungen - stellte das Mi- 
nisterium den daran interessierten Körperschaften der Dienst- 
geber einerseits und der Dienstnehmer andererseits anheim, 
zunächst zu einem Kompromiß zu kommen, dem die Regie- 
rung dann vollinhaltlich Rechnung tragen wollte. 

Zur Beratung der gesamten Materie des neu zu fassenden 
Patentgesetzes war über Aufforderung der Regierung im Herbst 
1922 eine Zweckvereinigung für gewerblichen 
Rechtsschutz gebildet worden. In diese entsandten die 
Unternehmerkorporationen einerseits, die Arbeiter- und An- 
gestelltenkammer und der Bund der Industrieangestellten an- 
dererseits Vertreter, zu denen noch in großer Zahl Fachmänner 
aus dem Kreise der mit dem Patentrechte besonders vertrauten 
Staatsbeamten, Richter, Rechts- und Patentanwälte hinzutraten. 
Vor diesem Forum fand die erste Auseinandersetzung zwischen 
den Vertretern des Bundes und denen des Hauptverbandes der 
Industrie über unsere Forderungen statt. ier versuchten 
nunmehr die Vertreter des Hauptverbandes der Industrie die 
Angelegenheit auf ein Nebengeleise zu schieben. Sie sprachen 
den Wunsch aus, den Erfinderschutz der Angestellten nicht 
im Gesetze selbst zu behandeln, sondern ähnlich, wie dies in 
der chemischen Großindustrie Deutschlands geschehen sei, 
durch Kollektivverträge zwischen den Organisationen 
der Unternehmer und der Angestellten zu regeln. Diesen Vor- 
schlag, dem die Vertreter des Bundes der Industrieangestellten 
in einem früheren Stadium der Angelegenheit gewiß näher- 
getreten wären, wiesen wir jetzt zurück, wobei wir uns auf den 
bereits einmal gescheiterten Versuch des Bundes, den Erfinder- 
schutz im Kollektivvertrage mit dem Wiener Industriellen- 
verbande zu regeln, berufen konnten. Die übermütige Geste 
der Macht, mit welcher damals der Industriellenverband unsere 
Vorschläge zu diesem Punkte als undiskutabel beiseite gescho- 
ben hatte, erwies sich so als eine sehr kurzsichtige Handlung 
seiner Führung. 

Es kam nun im Winter 1922/23 zu Verhandlungen zwischen 
Dienstgebern und Dienstnehmern, an welchen der Hauptver- 
band der Industrie einerseits, der Bund der Industrieangestell- 
ten und die Kammer für Arbeiter und Angestellte in Wien an- 
dererseits beteiligt waren. Im Februar 1923 schien die Einigung 
vollzogen, 

Am 9. Februar 1923 wurde ein Protokoll der zwischen uns 
und dem Hauptverband der Industrie getroffenen Vereinbarung 
über die Gestaltung des Erfinderschutzes im Patentgesetz der 
Regierung überreicht. Aber da trat ein unerwarteter und wohl 
einzigartiger Zwischenfall ein. Der Patentausschuß des Haupt- 
verbandes der Industrie desavouierte seine Unterhändler, die 
mit uns jene Vereinbarung abgeschlossen hatten; er zwang sie, 
ihre Unterschrift zurückzuziehen; er erklärte die Vereinbarung 
für nichtig. Bei nachfolgenden Unterhandlungen gelang es 


nicht, zu einer Vereinbarung zu-kommen, das Kompromiß: war 


zerschlagen. So wurde schließlich dem Nationalrat die Vor- 
lage der Bundesregierung zu einem „Bundesgesetz über Ab- 
änderung und Ergänzung von Bestimmungen des Patentgeset- 
zes‘‘ (Patentgesetznovelle 1924, Nr. 161 der Beilagen zum Pro- 
tokoll des Nationalrates, II. ee) unverän- 
dert vorgelegt. In den der Vorlage beigegebenen Erläuterungen 
wurde neuerdings auf unsere Forderungen hingewiesen. Aber- 
mals erklärte die Regierung, sie „hätte keine Bedenken getra- 
gen, eine entsprechende Regelung in den Entwurf aufzunehmen, 


schen den Interessentenvertretungen der Dienstgeber und: der 
Dienstnehmer zustande gekommen wäre“, _ 

Die Entfaltung gewerkschaftlicher Machtmittel, um die Ge- 
setzwerdung der von uns vertretenen Forderungen zum Schutz 


der Erfinder durchzusetzen, war erschöpft. Die Patentgesetz- 


Nr. 445 


novelle wurde in parlamentarische Behandlung gezogen. Sie 


wurde einem vom Ausschuß des Nationalrates für Handel und 


| 
wenn eine Einigung über die heiß umstrittenen Fragen zwi- | 
| 
| 
| 


Verkehr eingesetzten Unterausschuß, „Patentausschuß‘‘ genannt, | 


zugewiesen. 
sche Machtmittel, auf dem Boden des Parlamentes entfaltet, 


unseren Forderungen zum Durchbruch verhelfen. Nun trat der | 
Klub der sozialdemokratischen Abgeordneten im Nationalrat im | 


Aktion. Mit voller Bereitwilligkeit griff der sozialdemokratische 
Klub unsere Forderungen auf, brachte sie als seinen Initiativ- 


antrag ein und beauftragte seinen Wortführer im Patentatıs- 
schuß, den Abgeordneten Dr. Wilhelm Ellenbogen, unsere 


Forderungen zu vertreten und für ihre Durchsetzung zu sorgen, 
Der Energie, dem Ansehen und der Ueberzeugungskraft des 
Abg. Dr. Ellenbogen verdanken es die Industrieangestellten 
Oesterreiehs in erster Linie, daß in der vom Nationalrat be- 
schlossenen Patentgesetznovelle unsere Forderungen zum Schutze 
der Angestelltenerfinder, in einem Ausmaß Berücksichtigung 
gefunden haben, das sogar über das am 9. Februar 1923 von 
uns angenommene, vom Hauptverbande der Industrie zurück= 
gewiesene Kompromiß erheblich hinausging. a 


Die Patentgesetznovelle der Regierung enthielt, wie schön 
erwähnt, zu einem Teil sachlich wertvolle Ausgestaltungen des 
Patentrechtes, an welchen die Industrie lebhaft interessiert war, 
zum anderen Teil wichtige verfahrensrechtliche Aenderungen, 
zu denen die Regierung durch die Genfer. Vereinbarungen ver- 
pilichtet war. Dr. Ellenbogen brachte dem Patentausschuß zur 
Kenntnis, daß der sozialdemokratische Klub die Beratung und 
Beschlußfassung der Patentgesetznovelle im Nationalrat so. 
lange nicht zulassen könne, als nicht auch die von den Ange- 
stellten erstrebten Bestimmungen über den Erfinderschutz in 
ihr Aufnahme fänden. Aber Dr. Ellenbogen beschränkte sich’ 
nicht auf diese Ankündigung, sondern er argumentierte so über- 
zeugend für unsere Anträge, er geißelte die Haltung des Haupt= 
verbandes so treffend, daß schließlich die dem Patentausschuß‘ 
angehörenden Vertreter des Hauptverbandes, die Herren Ab 
geordneten Dr. Weidenhoffer und Streeruwitz, selbst zur Ueber 
zeugung kamen, daß ihr Verband auf dem Holzwege sei. Das’ 
Ergebnis der Verhandlung im Patentausschuß war schließlich; 
daß er in seine Beratung unsere Anträge einbezog, aber deren’ 
Behandlung aussetzte, um einer neuerlichen Verhandlung zwi- 
schen uns und dem Hauptverband der Industrie Raum zu’ 
geben, welche Herr Dr. Weidenhoffer vermittelte. In diesen 
Verhandlungen, die auf unserer Seite von Dr. Heindl, Sekretär 
der Wiener Arbeiterkammer, und Lakenbacher, Sekretär des 
Bundes der Industrieangestellten, namens des Hauptverbandes 
von Herrn Rechtsanwalt Dr. Reif, Syndikus, und General- 
direktor Ing. Taussig, Vizepräsident des Hauptverbandes, ge-' 
führt wurden, kam A zwischen den Unterhändlern ein 


In diesem Stadium konnten nur noch politi- | 


| 


; 








| 


| 


Kompromiß zustande. Und abermals drohte es daran zu schei- 


tern, daß der Ausschuß des Hauptverbandes seine Unterhänd- 
ler immer wieder desavouierte und immer wieder neue Forde- 
rungen stellte. Schließlich gelang es dem Abgeordneten Dr. El- 
lenbogen, im Patentausschuß durchzusetzen, daß dem Haüpt- 
verband eine ultimative Frist gestellt wurde. Der Pa- 
tentausschuß erklärte, ohne Anhörung des Hauptverbandes, auf 
Grund der ihm vorliegenden Anträge des Abgeordneten Dr. EI- 
lenbogen die Materie des Erfinderschutzes in Behandlung zu 
ziehen, wenn nicht innerhalb einer kurzen Frist eine Einigung 
mit dem Bunde zustande käme. Nunmehr wurde der 
Abschluß erzielt. In einem vom Hauptverband der 
Industrie einerseits, vom Bund der Industrieangestellten an- 
dererseits unteriertigten Protokoll wurde das paragraphenweise 
formulierte Kompromiß dem Patentausschuß überreicht und 
dieses Protokoll unverändert vom Patentausschuß des National- 
rates zum Beschluß erhoben. Dem Beschluß «seines Unteraus- 
schusses trat der Nationalrat am 2, Juli 1925 bei. 


DerSchutzder Angestelltenerfinderist Ge- 
setzgeworden. In das sozialpolitische Gesetzgebungswerk 
der österreichischen Republik ist damit wieder ein Gesetz ein- 
gefügt worden, das vielen anderen Ländern zum Vorbild dienen 
kann. Es ist die Frucht der klugen Ausnützung aller taktischen - 














Bee! a 2 er u „ehe u E53 
Be BR ; 
| = Kr ’ s 


Möglichkeiten durch den Bund. der Industrieangestellten. Es 
‚ist aber auch die Geschichte der Gesetzwerdung des Erlinder- 
‚ schutzes ein Beweis für die Notwendigkeit des 'Zusammenarbei- 
‚ tens der Gewerkschaft mit denjenigen politischen Parteien, die 
‚ bereit sind, die sozialpolitischen Forderungen der Angestellten 
' vor. dem Forum. der Gesetzgebung zu vertreten. -Die Gesetz- 
gebung ist nun einmal im demokratischen Staate die Tätig- 
‚keitssphäre der politischen, Parteien. Will die Gewerkschaft 
auf diesem Boden ihre Wünsche verfechten, ihre Forderungen 
durchsetzen, dann muß sie eine politische Partei für ihre Wünsche 


und Forderungen interessieren, welche den Willen und .die 
Macht hat, sie. durchzusetzen. : 

| Daß die neuen Bestimmungen über den Schutz der Ange- 
'stelltenerfinder auf Grund einer vorangegangenen Vereinbarung 
mit dem a der Industrie ins Leben treten, birgt 
die Gewähr in sich, daß sie auch wirtschaftlich für die Industrie 
‚tragbar sind. Die Vertreter des Bundes der Industrieangestell- 
ten und der Arbeiterkammer sind im Bewußtsein ihrer Verant- 
wortung für das Wirtschaftsleben der österreichischen Industrie 
an.dieser Frage nicht achtlos vorübergegangen. Uns hat dabei 
auch -der Gedanke geleitet, daß eine günstige Regelung des Er- 
‚Tinderschutzes auf die Erlindertätigkeit befruchtend einwirken 
muß. Im Laufe ihrer Beschäftigung mit den Fragen des Er- 
‚ finderschutzes sind die Vertreter des Bundes und der Arbeiter- 
kammer auch auf die in Fachkreisen nicht unbekannte Er- 
'scheinung des Erfinderschicksales gestoßen. Da waren 
Kollegen, die mit frohen Hoffnungen die erste Erfindung, die 
ihnen geglückt war, dem eigenen Dienstgeber zur Verfügung 
gestellt hatten und sich hernach um alle Hoffnungen betrogen 
sahen. Verbitterung und Verdrossenheit waren das Ergebnis 
‚dieser Erfahrung. Wenn solche Kollegen nach diesem ersten 
‚mißlungenen Versuch überhaupt noch Erfinderideen weiterver- 
folgten, haben sie das Ergebnis ihrer Denkarbeit sorgfältig als 
Geheimnis gehütet. Eine nicht geringe Rolle hat in den Ver- 
‚handlungen über.die Dienstnehmerertindung die Tatsache ge- 
‚spielt, daß ein großer Konzern der tschechoslowakischen In- 
|dustrie gerade zu der Zeit, als diese Verhandlungen liefen, 
sich eine Abteilung für Elektrotechnik zulegte, die mit den 
österreichischen Werken in ihren angestammten Absatzgebieten 
in erfolgreiche Konkurrenz trat. Den Aufbau dieses Werkes 
besorgten Ingenieure, Konstrukteure und Techniker, die das 
tschechische Unternehmer der österreichischen Elektro’ndustrie 
(ausgespannt hatte, und fast jeder einzelne von diesen Angestell- 
ten brachte in das neue Unternehmen eine oder mehrere Kon- 
Struktionen ein,. die er schon während seiner Tätigkeit in dem 
Wiener Unternehmen modeilreif ausgearbeitet hatte, aber dem 
Wiener Dienstgeber nicht zur Verfügung stellen wollte, weil 
ihn dieser erfahrungsgemäß um Erflinderehre’ und Erfinderlohn 
geprellt hätte, ° 

I” . Wenn eines an dem Werden des neuen Erfinderschutzes 
zu bedauern ist, dann ist es nur die Tatsache, daß den Inge- 
Inieuren, Technikern und Werkmeistern diese wesentliche Ver- 
besserung ihrer Position als Erfinder gebracht worden ist, ohne 
daß sie an dem Kampfe um die Erreichung dieses Zieles teil- 
zunehmen genötigt waren. Man schätztambestendas, 
was man erkämpff, am geringsten das, was 
einem als-Geschenk in den Schoß fällt. Für die 
so notwendige Stärkung des gewerkschaftlichen Geistes in den 
Reihen unserer Technikerkollegen wäre es sehr nützlich ge- 
wesen, wenn sie an.der Erringung des Erfinderschutzes unmit- 
telbar Anteil gehabt hätten. Im Deuwischen Reiche, wo der 
Erfinderschutz ein Objekt erbitterten Kampfes zwischen den 
Techniker- und den Unternehmerorganisationen ist, spielt diese 
Frage eine nicht geringe Rolle in der Gewerkschaftsarbeit der 
Technikerverbände. Ihre Bedeutung ist darum auch tief in das 
Bewußtsein der Kollegenschait eingedrungen, die jeden schwer 
errungenen Fortschritt auf diesem Gebiete weit besser zu schät- 
zen weiß, als die österreichischen Techniker die ihnen fert’g 
‚präsentierte Erfüllung aller Wünsche einzuschätzen wissen 
werden. “"E/lakenbacher. 


Be iekrise und Verkehrsprobleme 


Auf dem Gautag des Gaues Rheinland-Westfalen unseres 
Bundes wurde in einer Entschließung zur Bekämpfung der 
Arbeitsiosigkeit von der Reichs- und Landesregierung sowie 
von den-Kommiinalverwaltungen gefordert, „daß sie jede Mög- 
lichkeit ergreifen, um durch Arbeitsbeschaffung der Not der 
Arbeitslosen “zit steuern“. Es heißt in der Entschließungi 
Ber. © 
„Das kann vor allem geschehen durch den’ Ausbau des Verkehrsnetzes 
im Industriegebiet. Die technischen Angestelten und Beamten sehen in 
der Schaffung der schon vor Jahren projektierten und als notwendig 
erkannten Schnelibahn sowie in dem Ausbau des Straßennetzes für das 
Industriegebiet nicht nur “ein Mittel zur Besserung der Verkehrsver- 
| isse, sondern” vor allem auch zur Schaffung. von Arbeitsmöglich- 
en für Tausehde von: Arbeitern und- Angestellten. Sie-fordern- daher, 
Ha. 3 die zuständigen öffentlichen Instanzen,‘ trotz des vom einseitigsten 
* x . 
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Interessenstandpunkte diktierten Einspruchs der Montanindustrie geren das 
Schnelibahnpro,ekt, sofort die Zustimmung zu seiner Durchführung erteilen 
und die für die Ausführung der Projekte erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreiien.‘“ 

‚Infolge des Zusammenbruchs des passiven Widerstandeg 
gegen die Besetzung des Ruhrgebietes ist die Wirtschaftsnot 
im rheinisch-westfälischen Industriegebiet bedeutend stärker 
in die Erscheinung getreten als an anderen Stellen des Reiches. 
Zechen werden stillgelegt, Hochöfen ausgeblasen, Walzen- 
straßen eingestellt, ganze industrielle Unternehmungen oder 
Betriebe werden erheblich eingeschränkt oder gar vollkommen 
stillgelegt; Arbeiter und Angestellte werden entlassen und 
dadurch der Not und dem Elend preisgegeben. Allein die 
Firma Krupp hat seit Beendigung des passiven Wider- 
standes 3800 Angestellte und Zehntausende von Arbeitern ent- 
lassen. Die dadurch entstandene allgemeine Notlage, die sich 
natürlich auch im Konsum von Lebensmitteln und Gebrauchs- 
artikein aller Art auswirkt, kann durch Unterstützungen nur 
in sehr geringen Umfange gemildert werden. Es war daher 
berechtigt, daß unser Gautag von den öffentlichen Körper 
schaften in erster Linie de Beschaffung von Arbeits- 
gelegenheiten forderte. Solche Arbeitsgelegenheiten 
könnten aber auch in einem so wichtigen Industriegebiet, wie 
es das Ruhrgebiet für Deutschland ist, leicht geschaffen wer- 
den, zumal die Verkehrsverhältnisse den heutigen Anforde- 
rungen im industriellen Westen in keiner Weise mehr ge- 
nügen. 

‚Die Reichsbahnverbindungen sind unvollständig 
und viel zu langsam, um den Verkehrserfordernissen gerecht 
zu werden. Das Straßenbahnnetz ist nicht genügend 
ausgebaut und die Verkehrsgeschwindigkeit der Straßenbahnen so 
gering, daß sie nur als Verkehrsmittel für ganz kurze Strecken 
in Betracht kommen können. 

- Neuerdings sind mehrere Kraftomnibuslinien ein- 
gerichtet worden, doch genügen auch sie durchaus nicht den 
Anforderungen. 

Infolge des starken Lastautoverkehrs sind die Verkehrs- 
straßen stark beschädigt, so daß Ausbesserungen ‚überall 
dringend erforderlich sind. Die Verkehrsstraßen reichen aber 
auch zur Bewältigung des Lastautoverkehrs nicht aus, wes- 
wegen ihre Verbreiterung und Neuanlagen dringend geboten 
sind. Das sind Binsenwahrheiten, die jedem Kenner des In- 
dustriegebiets bekannt sind. 

Vor einigen Jahren ist eine „Studiengesellschaft 
für die rheinisch-westfälische Schnellbahn 
m.b.H.‘“ gegründet worden, die sich die Durchführung eines 
großzügig angelegten Schnellbahnprojektes zum Ziele gesetzt 
hatte. 

Während ursprünglich sowohl die Interessenten des Berg- 
batıs, vertreten durch den Bergbaulichen Verein in Essen, als 
auch die Eisen- und Stahlindustriellen diesem Projekt durch- 
aus zustimmend gegenüberstanden, hat sich die Stellungnahme 
der Montanindustriellen in der letzten Zeit geändert, Sowohl 
der „Bergbauliche Verein“ .als auch die „Nord- 
westliche Gruppe des Vereines deutscher 
Eisen- und Stahlindustrieller“ haben sich gegen 
das Schnellbahnprojekt ausgesprochen. 


Nach den ersten Plänen handelte es sich lediglich um eine 


Verbindung zwischen Düsseldorf und Köln, erst später 
ist das Projekt auf das ganze Industriegebiet ausgedehnt wor- 
den. Die Preußische Eisenbahnverwaltung ‚und die Regierung 


lehnten zuerst das Projekt ab, haben aber im Jahre 1923 eine 


andere Stellung eingenommen. Am 8. August 1924 erfolgte 
die Erteilung der Konzession für die Durchführung des Schnell- 
bahnprojcktes. 

Nachdem jetzt die Vorarbeiten für die Durchführung des 
Projekts so ziemlich abgeschlossen sind, erscheinen die Geg- 
ner auf dem Plan und bringen allerhand Gründe gegen die 
Ausführung des Projektes vor. Sie behaupten, der Aufwand an 
Kapital stehe in einem ungünstigen Verhältnisse zu dem Werte 
der Schnellbahn. Vor allem aber glauben sie, daß die vor- 
handenen Verkehrslinien (Straßenbahnen und, Kraftomnibusse) 
dadurch beeinträchtigt werden würden. Die Interessenten des 
Bergbaus weisen auf die angeblich große Bergschädengefahr 
Kin, die eine Schnellbahn für das Industriegebiet nicht geeignet 
erscheinen ließen. 

‘Das sind aber in Wahrheit alles nur die äußeren Gründe, die 
gegen das Projekt vorgebracht werden; alle Versuche, durch 
useinandersetzungen in der „Deutschen Bergwerks- 
Zeitunke in der „Rheinisch-westfälischen Zei- 
tung‘ und in anderen Organen, . die den Schwerindustriellen 
nahestehen, nachzuweisen, daß die Durchführung des 'Schnell- 
bahnprojektes unrentabel und wirtschaftlich unzweckmäßig sei, 
sind "dann auch von der Studiengesellschaft mit zwingenden. 
Gründen widerlegt worden. Der Hauptgrund, der in neuerer 


‚Zeit von Seiten der Schwerindustriellen gegen die Ausführung 


der Schnellbahn vorgebracht wird, ist „Kapitalmangel“ 
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in der Industrie. Gegenüber diesen Argumenten schreibt die 
Studiengesellschaft für den Ausbau der Schnellbahn: 

„Es kann nicht bestritten werden, daß ein Kapitalaufwand von 
350 Millionen Mark in der heutigen Zeit wirtschaftlichen Darniederliegens 
im Inland nicht gedeckt werden kann. Olne Auslandsanleihe ist die 
Schnellbahn in absehbarer Zeit nicht durchzuführen. Auslandsgeld erfor- 
dert hohe Zinsen von 81/, bis 9 Prozent. Das Herauswirtschaften 
solch hoher Zinsen ist für ein Unternehmen nicht leicht. Bei der Schnell- 
bahn liegen aber die Verhältnisse insofern günstig, als zwar für den Bau 
der Schnelibahn ein großes Kapital aufgewendet werden muß, dafür aber 
die Betriebsaufwendungen überaus niedrig sind, so daß bei dem großen 
zu erwartenden Verkehr eine ausreichende Rente herausgewirtschaftet 
werden kann. Mit dieser Ansicht stehen wir nicht allein, sie wird geteilt 
von der Eisenbahnverwaltung (verg!. deren Gutachten vom Jahre 1921) 
und seitens hervorragender Verkehrspolitiker und Wirtschaftskenner. Mit 
der ständigen Wiederholung der Behauptung, die Schnellbahn sei ein 
unwirtschaftliches Unternehmen, läßt sich der Beweis für die Richtigkeit 
der Behauptung nicht erbringen, sie soll aber jedenfalls die Wirkung 
einer Beeinflussung von Behörden und der Allgemeinheit haben.“ 

Es wird in der Entgegnung weiter darauf hingewiesen, 
daß die Schnellbahn keine Siedlungsbahn im Sinne und nach 
dem Wunsche des Bergbaus sein soll, sondern, daß sie den 
in den einzelnen großen Städten zusammenfließenden Verkehr 
nach den anderen»Großstädten leiten und damit die Möglichkeit 
zu einer vollständigen Freizügigkeit im ganzen Indu- 
striegebiet geben soll. 

Das ist es aber, was die Industrie- und Berggewaltigen 
nicht wollen. Es liegt ihnen nichts daran, den Arbeitnehmern 
im Ruhrgebiet Freizügigkeit zu schaften. Ihnen ist es lieber, 
daß die Arbeitnehmer gezwungen sind, in dem Orte oder 
wengistens in dessen Nähe zu arbeiten, wo sie ihren Wohn- 
sitz haben. Würde die Schnellbahn, die die Entfernung von 
Düsseldorf bis Dortmund in 52 Minuten zurücklegt, während 
man heute mit der Eisenbahn für diese Strecke 115 Minuten 
braucht, vorhanden sein,: so wäre es eine Kleinigkeit, an der 
Peripherie des Industriegebietes zu wohnen und im Industrie- 
gebiet, selbst am anderen Ende desselben tätig zu sein. Die 
Arbeitnehmer haben also aus Gründen der Freizügigkeit und 
der Möglichkeit einer. Ausnutzung aller sich bietenden Arbeits- 
gelegenheiten das allergrößte Interesse an der Schaffung von 
Verkehrseinrichtungen, die den Verkehr innerhalb des In- 
dustriegebiets schneller zu bewältigen in der Lage sind, als 
das mit Hilfe der vorhandenen Verkehrseinrichtungen möglich 
ist. Aber das ist nicht der einzige Grund, weswegen wir ung 
für eine baldige Durchführung des Schnelibahnprojektes ein- 
setzen müssen. Von ungleich größerer Bedeutung noch als 
die Sicherung der Freizügigkeit durch bessere Verkehrsmög- 
lichkeiten innerhalb des Gebiets ist die Frage der Arbeits- 
beschaffung. Dabei darf die Angst der Großindustrie, daß 
ihre Kredite infolge der Kreditgewährung an die Schnellbahn 
beeinträchtigt würden, kein Hindernis für die Durchführung 
eines so. bedeutsamen Baues sein. 

Nach den Voranschlägen der Studiengesellschaft würden 
am Ende des ersten Baujahres — es sind vier Baujahre für 
den ganzen Bau von Köln bis Dortmund veranschlagt — 
etwa 8200 Arbeiter für den Bau der Schnellbahn beschäftigt 
werden, davon ‚2700 Eisenarbeiter. Am Ende des zweiten] 
Baujahres würde die Zahl auf 98% bzw. 329, am Ende des 
dritten Baujahres auf 14100 bzw. 4509 gestieren sein, und 
noch im vierten Baujahre würden 8009 Arbeiter, wovon 2600 
Eisenarbeiter sind, Beschäftigung finden können. Es würde 
also bei der Durchführung dieses Projektes ein ganz erheblicher 
Teil der zur Zeit im Industriegebiet vorhandenen arbeitslosen: 
Arbeiter und Angestellte gut bezahlte Beschäftigung finden 
können. 

Die Haltung der Montanindustriellen erweckt den Eindruck, 
als ob es diesen Herrschaften unangenehm wäre, daß die 
Arbeitslosigkeit auf diese Weise eingeschränkt werden könnte. 
Aus der Not der Arbeitnehmerschaft ziehen sie ihre Gewinne 
und hoffen, ihr Ziel, „lange Arbeitszeit bei nied- 
rigem Lohn“ durch Stockschläge auf den Magen der Ar- 
beitnehmer, also durch langandauernde Arbeitslosigkeit, er- 
reichen zu können. 

Gegen dieses geradezu skandalöse Verhalten des schwer- 
industriellen Unternehmertums kann gar nicht scharf genug! 
protestiert werden, und es ist Pflicht der Gewerk- 
schaften, wie aller Arbeitnehmer, mit größter Energie da- 
für einzutreten, daß die Landes- und die Reichsregierung sich 
mit allen Kräften für die Durchführung dieses bedewssamen 
Verkehrsprojektes einsetzt. ‚Reich, Staat und Gemeinden können 
und müssen Mittel für die Schaffung der Schnellbafln bereit- 
stellen und natürlich einen entsprechend großen Einfluß so- 
wohl auf die. Durchführung wie später auf die Erhaltung und 
den Betrieb der Bahn ausüben. Hier bietet sich die Möglich- 
keit zu zeigen, daß unsere verantwortlichen Regierungsstellen 
bereit sind, im wahrsten Sinne des Wortes die Erwerbg- 
losenfürsorge produktiv zu gestalten. 

Heinrich Gramm. 
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XII. Delegiertenversammlung der Inter: 
nationalen Vereinigung für gesetzlichen 


Arbeiterschutz in Bern 


Vom 23. bis 25. September fand in Bern die Delegierten 
versammlung der Internationalen Vereinigung für gesetzlicher 
Arbeiterschutz statt, die meben der Erledigung der Tages. 
arbeiten der Aufgabe diente, ene Verschmelzung deı 
dreiinternationalen sozialreformerischen Ge: 
sellschaften herbeizuführen, nämlich der Internationalen 
Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz, der Internationalen 
Vereinigung zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und des In. 
ternationalen Komitees für Sozialversicherung. Bereits die vor: 
jährige Tagung dieser drei Vereinigungen m Prag hatte den 
gemeinsamen Willen zum Zusammenschlusse gezeigt, zugleich 
aber auch hervorgehoben, daß es notwendig erscheint, neben 
dem Internationalen Arbeitsamt in Genf ein von diesem um| 
abhängiges Organ zur internationalen sozialreformerischen Ar 
beit bestehen zu lassen. Als dieses ist die Internationale 
Vereinigung für Sozialen Fortschritt ins Leben 
gerufen worden, nachdem erhebliche Schwierigkeiten in bezug 
auf die Fassung der Satzung und die Berücksichtigung de 
zahlreichen nationalen Empfindlichkeiten überwunden ' worden 
waren. Die nationalen Sektionen der ursprünglichen Verein 
gungen bleiben als Landessektionen bestehen, so m 
Deutschland die Gesellschaft für Soziale Reform 
und die Gesellschaft zur Bekämpfung der Ar: 
beitslosigkeit. Der Sitz der neugegründeten Veremiguni 
ist Basel, zum Generalsekretär ist Professor Boissard 
(Paris) besteilt worden, Ehrenpräsident wurde der Veteran der 
schweizerischen Arbeiterbewegung, Greulich (Zürich), Vor 
sitzender Staatskanzler a. D. Dr. Karl Renner (Wien). Dem 
Ehrenausschuß der neuen Vereinigung gehören von deutscher 
Seite Präsident von Nostitz und Professor Brentano, 
dem Vorstand Professor Heyde, Paul Umbreit und Ge 
heimrat Freund an. Als Vorsitzender der Fachabteilung 
für Sozialversicherung wurde Ministerialdirektor Dr. Grie- 
ser vom Reichsarbeitsministerium, als Sekretär der Fachabter- 
lung für Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Dr. Bernhard 
gewählt. 

Die Tagung der Internationalen Vereinigung für gesetz 
lichen Arbeiterschutz, an der als Vertreter des Bundes Kollege 
Dr. Pfirrmann teilnahm, leistete ihre Arbeit hauptsächlich | 
in vier Kommissionen, von denen die -erste die Frage der Ver-' 
schmelzung ‘der drei internationalen Vereinigungen zu beraten | 
hatte, während die zweite den Angestelltenschutz, die dritte die | 
Frage der Ruhepausen und. der Ärbeiterurlaube, die vierte de 
Mindestlohnfrage zu bearbeiten hatte. 

Der zweiten Kommission, die die Angestelltenf rage 
zu behandeln hatte, lag ein kurzer Bericht des Generalsekfeta- 
riats vor, aus weichem hervorging, daß das Generalsckretariat 
bezüglich der Bearbeitung der Ängestelltenfragen außer dem 
Ergebnis einer internationalen Enquete über die Lage der An- 
gestellten, das in einer 45 Seiten starken maschinenschriftlichen 
Zusammenfassung. vorgelegt wurde, über keine weiteren An 
beiten berichten konnte. Dies lag an organisatorischen und fr 
nanziellen Mängeln, so daß die Unterkommission in einer 
einstimmig gefaßten Entschließung die entsprechenden prak- 
tischen ‚Vorschläge der Vollversammlung unterbreitete, die 
auch von dieser gutgeheißen wurden. Ebenso wurde dem Ver- 
langen der Kommission auf Einstellung der Summe von 1000 
Franken zur Förderung der Arbeiten auf dem Gebiete des Am 
gestelltenschutzes in den Etat Folge geleistet: 

Die Entschließung hat folgenden Wortlaut: 

„I. Die XIII. Delegiertenversammlung nimmt mit Interesse vonz | 
Ergebnis der Erhebungen über die rechtliche, ökonomische und soziale 
Lage der Privatangestellten Kenntnis. Es liegen wertvolle Angaben aus | 
13 Ländern vor. Diese Erhebungen sind zu vervollständigen und insbe- i 
sondere noch durch Angaben über die Regelung der Anstellungsver- || 
hältnisse in Kollektivverträgen zu ergänzen. Zur Durchführung dieser 
Arbeit wird das Generalsekretariat beauftragt, mit Unterstützung. der | 
Vereinigung schweizerischer Angestelltenverbände, die die Spitzenorgank 
sationen der Angestellten zur Mitarbeit heranziehen. Ferner wird das | 
Generalsekretariat beauftragt, das Internationa’e Arbeitsamt zu ersuchen, 
ihm bei der Beschaffung des Materials behilflich zu sein. 

Die von der XI. Delegiertenversammlung ernannte cn Gau 





Kommission wird ersucht, auf Grund des dann vorliegenden Gesamt- 
materials einen Bericht über diejenigen Bedingungen des Arbeiis- | 
verhältnisses der Angestellten auszuarbeiten, die in verschiedenen Län- | 
dern bereits derart geregelt sind, daß sie zur Aufstellung internationaler | 
Normen für die "Gesetzgebung dienen können. j 
Diese Berichte solen, soweit ihre Feststellungen einzelne Länder 
betreffen, vor ihrer endgültigen Fassung den von den Spitzenorganisa= | 
tionen vorgeschlagenen Vertretern vorgelegt werden. u 
Zur Deckung der erforderlichen Ausgaben nimmt die Delegierten- | 
versammlung einen besonderen Kredit in ihr Budget auf. ; 
I, Die Delegiertenversammlung ersucht erneut die Landessektionen, 
mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln bei ihren Regierungen 
dafür einzutreten, daß in kürzester Frist die von den Internationalen 
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| Arbei'skonferenzen angenommenen Abkommensentwürfe ratifiziert wer- 
den, insbesondere jene, betreffend den Wöchnerinnenschutz und den 
- wöchentlichen Ruhetag. 
; Ill. Die Delegiertenversammlung erklärt, daß sich die internationale 
17 Arbeitsgesetzgebung auch auf die Angestellten erstrecken 
I und der Schutz, den die Abkommensentwürfe betreffend Arbeitsdauer, 
Zulassungsaiter der Kinder und Nachtarbeitverbot für Frauen und 
Kinder gewähren, auf die Angestellten ausgedehnt werden muß. 
I Die Delegiertenversammlung hält es für notwendig,»daß die An- 
 gestelltenschaft bei der Bildung der Arbeitnehmerdelegationen zur In- 
4 ternationalen Arbeitskonferenz eine angemessene Vertretung erhält. 
ID IV. Die Delegiertenversammlung fordert die Landessektionen auf, 
I in Uebereinstimmugg mit den beteiligten Berufsverbänden die gesetz- 
I liche Regelung der Arbeitsbedingungen der Angestellten in Anlehnung 
] an die von der VII. Delegiertenversammlung beschlossenen Richtlinien 
17 zu betreiben. ? 
j Insbesondere ist der Ausbau der Sozialgesetzgebung zugunsten der 
I Angesieliten erforderlich auf folgenden Gebieten: Sozialversicherung, 
Anerkennung der Kol!ektivverträge, Regelung der Kündizungsfrist und 
Einführung einer Abfertigung bei der Entlassung, Anerkennung des 
- Anspruchs auf bezahlten jährlichen Urlaub, Schutz der Erfinderrechte 
der Angestellten, Konkurrenzklausel, Gesundheitsschutz in den Arbeits- 
räumen.‘ 


4° Die Arbeit der dritten Kommission, die die Frage der Ruhe- 
Apausen und der Arbeiterurlaube beraten sollte, und in der die 
Adeutschen Delegierten durch Professor Brentano und 
Pau Umbreit vom A.D.G.B. vertreten waren, war überaus 
Tzeitraubend und zeitigte auch in der Vollversammlung noch 
Feine Diskussion, da die Frage der Ruhepausen natürlich 
Idas ganze Arbeitszeitproblem berührt, das ja wissenschaftlich 
Fdurchaus noch nicht so durchforscht ist, daß Uebereinstimmung 
Jauch in dem Kreise der sozialreformerisch Tätigen erzielt wor- 
den wäre, während die Frage des bezahlten Urlaubs 
Izweifellos längst als geklärt angesehen werden kann. Da die 
FResolution dieser verschiedenartigen Sachlage gerecht werde: 
sollte, ergaben sich Schwierigkeiten bezüglich ihrer endgültigen 
FFassung, die aber dann in folgender, von der Vollversammlung 
‚einstimmig angenommenen Entschließung zum Ausgleich 
kamen: 


„In Erwägung, daß die Frage der Ruhepausen während der Arbeit 
nur einen Teil des größeren Problems der Arbeitszeit im allgemeinen 
darstellt, beschließt die Versammlung, die Regierungen aufzufordern, 

# einwandfreie wissenschaftliche Untersuchungen zu veranstalten über die 
|" Rückwirkung der Anwendung dieser Maßnahmen auf die Produktivität, 
| auf die Gesundheit und das moralische und faniliäre Leben der Arbei'er. 
3 Die Versammlung anerkennt prinzipiell die Notwendigkeit der 
ezahlten Arbeiterferien und wünscht, daß das Pöstulat in der Gesetz- 
|" gebung der einzelnen Länder praktischen Ausdruck findet.“ 


Auch die Arbeit der vierten Kommission, der von deutscher 
Seite Spliedt vom A.D.G.B. und der Vertreter der christ- 
lichen Gewerkschaften beim Internationalen Arbeitsamt in Genf, 
Henseler, angehörten, kam erst nach außerordentlich 
gründlicher Aussprache zum Abschluß, da der englische Dele- 
gierte, Professor Cohen, sich für die Festlegung von Min- 
destlöhnen für sehr weite Schichten der Arbeiterschaft, beson- 
ders auch in der Landwirtschaft, aussprach, während Spliedt 
die Gewähr für Mindestlöhne in erster Linie in der gewerk- 
schaftlichen Organisation erblickte, abgesehen natürlich von 
den Wirtschaftszweigen, wo die gewerkschaftliche Selbsthilfe 
auf absehbare Zeit keinen ausreichenden Schutz zu bieten ver- 
Spricht, wie z. B. bei der Heimarbeit. Die auf Grund dieser 
Erörterungen zustande gekommene Entschließuüg hatte 
dann folgenden Wortlaut: 


u 


E „Die XII. Delegiertenversammlung erinnert die Sektionen an die 
in der Züricher (VII) Delegiertenversammlung im Jahre 1912 er* 
 hobene Forderung nach Festsetzung von Mindestlöhnen für die unter- 
 entlohnten Arbeiter durch paritätische Lohnämter. 

5 Die Dekgiertenversammlung stellt mit Befriedigung fest, daß eine 
Anzahl von Staaten sowohl in Nord- wie in Südamerika und. mehrere 
europäische Staaten, wie das Deutsche Reich, Oesterreich, Groß- 
-britannien, Frankreich, Norwegen und die Tschechoslowakei, dieses 
"Prinzip auf’ gesetzgeberischem Wege durchgeführt haben, sie bedauert 
jedoch, daß viele Staaten, vor allem in Europa, diese Reform noch 
_ aicht verwirklichten. © ® » 
E Sie lenkt die Aufmerksamkeit aller dieser Staaten atıf die dringliche 
Notwendigkeit der gesetzlichen Einführung von Minimallöhnen für die 
umterentlohnten Arbeiter. 

Um die schleunige Verwirklichung dieser Reform “zu erleichtern, 
ersucht die Delegiertenversammlung das Internationale Arbeitsamt 
in Genf, dem Sekretariat der Vereinigung das in seinem Besitze .be- 
indliche Material betreffend die in den verschiedenen Ländern gül- 
ügen Gesetze und ihre Anwendung zugänglich zu machen, 
fordert sie die nationalen Sektionen auf, innerhalb von sechs Mo- 
naten einen eingehenden Bericht zu erstatten über: 
— 1. den derzeitigen Umfang der Heimarbeit unter Berücksichti- 
gung der einzelnen Berufe, der Personenkreise (Männer, Frauen, Kin- 
der) und des Charakters der Arbeit (Saisonarbeit usw.), 
2. den Stand der gewerkschaftlichen Organisationen unter den 
eimarbeitern, 
=. 3. die Höhe der Heimarbeiterlöhne in den einzelnen Berufen und 
Vergleich mit den Löhnen in den Fabrikbetrieben der gleichen In- 
dustrie, 
4. die Erfolge der’ Lohnregelung für die Heimarbeiter durch Tarif- 
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Die Sektionen jener Länder, die schon eine gesetzliche Regelung 
von Mindestlöhnen für die Heimarbeit eingeführt haben, werden er- 
sucht, über die Durchführung dieser Gesetze, über die Schwierigkeit 
ihrer Anwendung und über die Verbesserungen und Erweiterungen, die 
wünschenswert erscheinen, zu berichten.“ 

Bezüglich des Achtstundentages wurde nach langer De- 

batte folgende Entschließung gefaßt: 


;Die XII. Delegiertenversammlung der internationalen 
"Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz stellt anläßlich 
ihrer Tagung in Bern vom 23. bis 25. September 1925 mit 
Bedauern fest, daß zu wenig Länder die internationalen Ab- 
kommensentwürfe, die von den Arbeitskonferenzen vorge- 
schlagen worden sind, ratifiziert haben. ; 

Indem sie die in Prag ausgesprochenen Wünsche wie- 
derholt, fordert sie erneut, daß alle Länder in kürzester Frist 
und bedingungslos diese Abkommen, insbesondere dasjenige 
über den Achtstundentag, nun ratifizieren. 

Die Generalversammlung lädt die Landessektionen ein, 
in ihren Ländern zu diesem Zwecke die intensivste Propa- 
ganda zu entfalten. Sie begrüßt die Initiative des englischen 
Arbeitsministers zu einer neuen Zusammenkunft der Regie- 
rungsvertreter der Industriestaaten.‘“ 


Eine weitere EntschließBung wandte sich gegen die Kin- 
derarbeitin den chinesischen Fabriken und die 
China zugestandene Ausnahme von dem internationalen Arbeits- 
übereinkommen. 

Gegenüber der Prager Tagung war die Berner Versamm- 
lung ohne Zweifel auf einen gedämpfteren Ton gestimmt. Die 
Fortschritte der internationalen sozialpolitischen Reaktion und die 
großen inneren Reibungswiderstände, die bei jeder internationa- 
!en Zusammenarbeit in Rechnung gestellt werden müssen, 
wirkten beide hemmend ein. Andererseits darf wohl erwartet 
werden, daß durch die Zusammenfassung derdrei 
internationalen Vereinigungen deren Arbeitsfähig- 
keit gehoben worden ist, so daß sie, mit dem Internationalen 
Arbeitsamt in innigerer Verbindung stehend, ohne ihre Un- 
abhängigkeit dabei preiszugeben, und nach Neubesetzung des 
Generalsekretariats ihre Aufgaben erfolgreich weiterführen 
werden. pf. 








00 Rundschau oo 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Gefängnisstrafen für Vergehen gegen das Kartellgesetz. 
Um es gleich vorweg zu sagen, nicht in Deutschland sollen 
Kartellsünder ins Gefängnis kommen, sondern in der Tsche- 
choslowakei. Dort wird von der Regierung ein Kartell- 
gesetzentwurf vorgelegt, wodwch die Regierung weitgehende 
Befugnisse erhalten soll. So erlangt ein Kartellvertrag nur 
dann Geltung, wenn er vorher schriftlich niedergelegt und dem 
Handelsministerium unterbreitet wurde. Der Handelsminister 
ist zur sofortigen Auflösung der Kartelle berechtigt, und 
ferner hat er das Recht, deren Bücher, Korrespondenzen und 
Lagerräume einer Durchsicht zu unterziehen. Für Vergehen 
gegen das Kartellgesetz sind neben Geldstrafen auch Frei- 
heitsstrafen vorgesehen. In der Tschechoslowakei faßt 
man also das Problem ganz anders an als bei uns. Hier wurde 
die bekannte Verordnung vom 2. November 1923, die an sich 
Es Baer ist, von der Regierung kaum in Anwendung ge- 
racht. 








Soziale Bewegung 


Eine Massenkundgebung zur Boden-, Siedlungs- und Woh- 
nungspolitik des Reiches, der Länder und der Gemeinden, ins- 
besondere der Stadt Berlin, zu welcher sämtliche Spitzen- 
gewerkschaften, der Bund Deutscher Bodenreformer und die 
übrigen an diesen Fragen interessierten Großorganisationen der 
Mieter, Kleingärtner, Kriegsbeschädigten usw. eingeladen hatten, 
fand am Sonntag, den 18. Oktober, im Zirkus Busch zu Ber- 
!in unter Beteiligung von mehr als 5000 Menschen statt. Die 
Teilnehmer waren zur großen Mehrzahl in geschlossenen 
Zügen mit ihren Bannern und Fahnen heranmarschiert. Nach 
einem einleitenden Referat des Leiters der Kundgebung, Ge- 
schäftsführers des Bundes Deutscher Bodenreformer, Viktor 
Noack, sprachen Dr. h. c. Adolf Damaschke, Dr.-Ing. 
Martin Wagner und Stadtrat Treffert. Die Ausführun- 
gen sämtlicher Redner wurden mit teilweise stürmischer Be- 
geisterung aufgenommen. Im Anschluß an die Referate wurde 
die von den als Einberufer zeichnenden 17 Organisationen vor- 
geschlagene Entschließung folgenden Wortlautes einstim- 
mig angenommen, nachdem die Organisationsvertreter durch 
Zustimmungserklärungen die Dringlichkeit dieser .Forderungen 
scharf betont hatten: 
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„Alle öffentlichen Mittel, die nicht für andere unaufschiebbare Auf- 
gaben erforderlich sind, vor allem aber der volle Ertrag der Hauszins- 
steuer sind für ein verstärktes Wohnungsbauprogramm einzusetzen. Be- 
vorzugung des Kleinhauses bei öffentlich-rechtlicher Bodeneigentums- 
bindung in Erbbau- oder Reichsheinstättenrecht, ‘Ausbau des‘. Mieter- 
schutzes, Reform des, Hypothekenrechts. Erhaltung erträglicher Miete. 
Abgrenzung von Reichsheimstätten- und Reichsheimstättengartengebieten 
(Dauerlaubenkolonien) nach dem Reichsheimstättengesetz. Enteignung 
des hierzu erforderlichen Grund und Bodens zu dem nach Abgrenzung 
der Gebiete verbleibenden gemeinen Wert. Bekämpfung des Baustoff- 
wuchers. Beschaffung billigen Baugeldes für die Träger des gemein- 
nützigen Wohnungsbaus.“ 

Das von den Einberufern gebildete Aktionskomitee (Ge- 
schäftsstelle: Berlin NW 23, Lessingstr. 11, Noack) wurde von 
der Versammlung beauftragt, gleichartige Kundgebungen zu 
veranlassen, die die Regierung in der Richtung dieser Forderun- 
gen vorwärtstreiben sollen. “ 


Sozialpolitik 
Sozialrenten. Aus der Mitgliedschaft erhalten wir zu unserem 


Artikel „Der Dank an die Kriegsopfer‘ in Nr. 35 der „D.T.Z.“ 
folgende beachtenswerte Zuschrift: 


Recht eigenartig mutet die Invaliden- und Altrentner das 
soziale Verständnis der jetzigen Gesetzgeber an. Die fürstliche 
Zulage von ein bis vier Mark monatlich ist, ganz danach an- 
getan, die Wirtschaftsnöte der Aermsten der Armen in jeder 
Flinsicht zu beheben. Ob man den früheren Offizieren 
des aktiven Heeres in der Pensionsbemessung Zulagen ähn- 
licher Höhe anzubieten gewagt hätte, überlasse ich jedem 
Leser selbst zu beurteilen. Als Vergleich führe ich nur die 
Wiedereinführung laufender Gebührnisse für Orden und Eh- 
renzeichen bis zur Höhe von 300 M. an. 

Aber nicht hier allein läßt sich ein Mangel an Verständnis 
und gutem Willen feststellen. Betrachten wir einmal die 
Invalidenrentner, die früher Zwangsbeiträge zur An- 
gestelltenversicherung (R.f. A.) zu leisten hatten und jetzt 
völlig leer ausgehen. Eine unermeßliche Zahl faßt das Heer 
derjenigen, die mit dem Inkrafttreten des Reichsversicherungs- 
gesetzes für Angestellte am 1. Januar 1913 und auch später 
Pflichtmitglieder zur R.f. A. geworden und durch den Krieg 
bzw. .die Auswirkungen desselben früher, als es wohl in 
ruhigen Zeiten der Fall gewesen wäre, nach Erfüllung der 
Wartezeiten Invalidenrentner geworden sind. Sie alle gehen 
in der Anrechnung der Angestelltenversicherungsbeiträge bei 
Bemessung der Invalidenrente, ganz gleich, in welcher Höhe 
die R.f. A.-Beiträge geleistet waren, leer aus, sofern die Ver- 
sicherten vor dem 1. Januar 1923 als Invalidenrentner an- 
erkannt wurden. Mit diesem Tage (also dem 1. Januar 1923) 
war es überhaupt erst möglich, die Bedingung der geforderten 
120 Monatsbeiträge für männliche Versicherte (bei weiblichen 
. 60 Beiträge) zum Bezuge einer Angestelltenrente zu erfüllen. 
Eine Anrechnung der R.f.A.-Beiträge bei Festsetzung der 
Invalidenrente findet also, ganz gleich, von welchem Zeit- 
punkte ‚der Versicherte Mitglied der R.f.A. war, auf alle 
Fälle statt, wenn die Invalidenanerkennung nach dem 1. Ja- 
nuar 1923 erfolgte, und zwar auch dann, wenn erst einige 
Beiträge an die R.f. A. abgeführt waren. Die Steigerungssätze 
von ein bis vier Mark pro Jahr für jede Marke der früheren 
R.f. A.-Beitragsklassen F bis J werden nach dem Ergänzungs- 
gesetz vom 23. März 1925 sowieso nur bis zum 31. Juli 1921 
den empfangsberechtigten Versicherten, nicht aber den 
Hinterbliebenen in Anrechnung gebracht. 

Es stellt nicht nur eine Härte, sondern ein soziales Un- 
recht sondergleichen dar, daß auch vor dem 1. Januar 1923 
als Invalidenrentner anerkannte Kriegsbeschädigte infolge ihrer 
Felddienstbeschädigung aus der R.f. A. ausscheiden mußten 
und dadurch ihrer gesamten in der R.f. A. erworbenen Ar 
rechte beraubt sind. Auch die Möglichkeit, die zum Renten- 
bezuge erforderlichen 120 Monatsbeiträge voll zu leisten, 
ist ihnen genommen. Ein Ueberschlag läßt klar erkennen, daß 
allein die. Zusatzsteigerungsbeträge der R.f.A. höher sein 
können als die ganze Invalidenrente. Geradezu unverständ- 
lich ist es, daß der Gesetzgeber bei der Invalidenrente nicht 
einmal die Anrechnung der R.f. A.-Beiträge bzw. -Steige- 
rungssätze bis zum Tage der Invalidenanerkennung zuläßt. 
Waren die Goldwertbeiträge vom 1. Januar 1913 bis 1. Januar 
1921 etwa weniger wert als das Inflationspapiergeld? Invaliden 
dieser Art haben ihre Gesundheitseinbuße doch nicht vorsätz- 
lich, sondern durch den Krieg und im ‚Interesse des Vater- 
landes erlitten. Besonders verdient erwähnt zu werden, daß 
‚selbst bei. den Kinderrenten der Hinterbliebenen Zusatzsteige- 
. rungsbeträge früherer Beitragsklassen F bis J nicht zur 
Anrechnung gelangen. Auch das ist ein Markstein in unserer 
Kinder- und Jugendfürsorge der R.f. A. 

Vielleicht nehmen. Presse, -Körper- und - Gewerkschaften 
diese Zeilen zum Anlaß, bei den maßgebenden Stellen auf 
schnellste Beseitigung dieses sozialen  Unrechts zu dringen; 
denn auch das Direktorium der Reichsversicherung für An- 
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gestellte denkt gar nicht daran, aus sich heraus eine. Aende 
rung des bewußten Unrechts der in Frage kommenden B& 
stimmung in die Wege zu leiten. Sparmaßnahmen sind em 
wünscht, aber nicht auf Kosten der enttäuschten frü- 
heren Beitragszahler. Die entstehenden Mehrausgaben 
sind nicht so bedeutend, daß sie nicht auch getragen werden 
könnten. Hierbei braucht nicht einmal an eine Erhöhung 
der Beiträge gedacht zu werden. Die Reichsversicherung . für 
Angestellte soll kein Sparinstitut und keine Einnahmequelle 
des Staates werden, sondern eine vom Staate geschaffene 
und überwachte Versicherung auf Gegenseitigkeit für den Fall 
der Berufsunfähigkeit und des Alters und beim Tode des Ver- 
sicherten auch der unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen sein, 
-. Peter Dach 


Verlauf der Leistungsfähigkeit während eines Arbeitstages. 
Die folgende Darstellung, herausgegeben vom Hygiea-Verlag 
in Dresden, gibt ein auschauliches Bild von der Leistungs“ 
fähigkeit des Arbeiters während der einzelnen Arbeitsstunden 
und von den Ursachen abnehmender Leistungen. 
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Berufsfragen 


Eine merkwürdige Empfehlung des „Essener Anzeiger'“ 
Wir haben an dieser Stelle. wiederholt darauf hingewiesen, 
daß die unter Chiffre annoncierenden Unternehmer bei Stellen- 
bewerbungen — wenn sie es überhaupt für notwendig erachten 
zu antworten — sich n doppelte Anonymität hüllem, 
indem sie für die Rücksendung der Papiere nicht nur neutrale 
Briefumschläge, sondern als Einlage einen Blockzettel — in den 
meisten Fällen mit dem Vermerk „Stelle besetzt‘ — ohne jede 
weitere Unterschrift verwenden. Dabei kann der Bewerber 
noch von Glück sagen, wenn nicht wegen ungenügender Fran- 
katur durch die Post Strafporto von ihm verlangt wird. Viel 
fach bringt es diese Sorte von Unternehmern sogar fertig, | 
die Zeugnisabschriften usw. unfrankiert zurückzusenden. 

Welchen Umfang dieser Zustand auf dem Arbeitsmarkt 
angenommen haben muß, zeigt eine Empfehlung, welche der 
Verlag des „Essener Anzeiger‘ in Nr. 112 vom 8. Oktober 1925 | 
‚auf Seite 27 in fetter Schrift veröffentlicht. Sie lautet: 

„Wir empfehlen den Firmen, welche eingereichte Lichtbilder und | 
sonstige Bewerbungsunterlagen ohne Angabe ihrer Firma zurücksenden, 
die Ziffer, auf welche die Bewerbung erfolgte, anzugeben, damit der 
Bewerber Kenntnis davon erhält, welche Anzeige in Betracht kommt. 

Der Verlag.“ 

Der Verlag des ‚Essener Anzeiger“ kann gewiß nicht 
dafür verantwortlich gemacht werden, wenn die bei ihm an- 
noncierenden Unternehmer in dem von uns gekennzeichneten 
Sinne verfahgen. Ob es aber notwendig ist, in aller Oeffent- 
lichkeit diesen Unternehmern noch Ratschläge zu erteilen, was 
sie zum mindesten tun sollen, um den Bewerbern Kenntnis 
davon zu geben, welche Anzeige in Betracht kommt, er 
scheint uns zweifelhaft und läßt die Vermutung zu, daß der 
Verlag gegen diese Art der Erledigung von Bewerbungsschrei- 
ben nichts einzuwenden hat. 2 
Auch bei anderen Zeitschriften mehren sich die Klagen 
darüber, daß den Bewerbern die eingesandten Photographien 
und Zeugnisabschriften nicht zurückgesandt werden. Der Ver- 
lag Martin Boerner, „Braunkohle und Brikettindustrie‘“, so 
wie der Verlag des ',Gesundheitsingenieur‘“ (München) er 
klären 'sich sogar bereit, wenn der Unternehmer die Porto- 
kosten übernimmt, den Bewerbern das_ Bewerbungsmaterial 
diskret zurückzusenden. Beide Zeitschriften unterstützen 
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‚also das Bestreben der Unternehmer, die Anonymität nicht 
Zu erthüllen 

5. Es wird nachgerade Zeit, daß sich der Reichstag ein- 
mal mit diesen Auswüchsen des Unternehmertums auf dem 
Arbeitsmarkt beschäftigt und durch Gesetz das Ausschreiben 
‚offener Stellen durch Chiffreanzeigen verbietet. Anträge nach 
dieser Richtung sind von uns und dem AfA-Bund bei ver- 
schiedenen Gelegenheiten gestellt worden. 

Leider liegen die Dinge heute so, daß der Stellenlose sich 
auch auf Chitffreanzeigen bewirbt in der Hoffnung, wieder 
Stellung zu bekommen. Nichtsdestoweniger können wir aber 
immer nur empfehlen, bei Bewerbungen zunächst nur einen 
kurzgefaßten Lebenslauf unter ausführlicher Angabe der bis- 
herigen Tätigkeit einzusenden. Zeugnisabschriften und Licht- 
bilder erst dann, wenn dazu eine weitere Aufforderung von 
seiten des Unternehmers erfolgt. Hat der Unternehmer an der 
Besetzung der Stelle — was vielfach auch noch anzuzweifeln 
| ist — Interesse, so wird er sich unter den Bewerbern, die ihm 
auf Grund der angegebenen Tätigkeit zusagen, zweifellos die- 
jenigen heraussuchen, mit denen er weitere Verhandlungen 
wegen Anstellung zu führen beabsichtigt. 


'Erlauschtes und Erlesenes 


Sie schreien Va‘erland — und meinen Beute. Der „Metall- 
arbeiter-Zeitung‘“ Nr. 43 entnehmen wir folgende, aus der 


deutsch-amerikanischen Arbeiterpresse stammende Geschichte: 





Berliner Mr Anätrie 


Es bleibt bei der-Ablehnung des Schiedsspruches durch 

is Ber Butab und D.W.V. 

Der in Nr. 41. der „Deutschen Techniker-Zeitung‘‘ teil- 
weise wiedergebene und eingehend erläuterte Schiedsspruch 
vom 29. September ist inzwischen von G.d. A. und Gedag und 
auch vom Z.d. A. angenommen worden. Gleichzeitig haben 


| diese Organisationen, nachdem der Schiedsspruch vom Verband 


Berliner Metallindustrieller abgelehnt wurde, die Verbindlich- 
keitserklärung beantragt. Hervorzuheben ist dabei, daß die im 
Gedag vereinigten technischen Organisationen, und zwar der 
Verband Deutscher Techniker und der Deutsche Werkmeister- 
Bund, die Verbindlichkeitserklärung gleichfalls beantragt haben, 
obwohl sie die. im Schiedsspruch festgelegte Bezahlung früher 
und an anderer Steile gleich uns als skandalös bezeichneten. 


| Wir wissen, daß diese beiden Verbände bedingungslos die Po- 


‚ müssen. 


litik des D.H.V. auch gegen bessere eigene Einsicht mitmachen 
Andererseits ist das Risiko einer solchen Stellung- 
nahme für den V.D.T. und den Deutschen Werkmeister-Bund 
in der Berliner Metallindustrie nicht allzu groß, weil kaum 
mit einer starken Opposition aus „ihren Reihen‘ zu rechnen 
ist, da diese Reihen kaum ein Bäckerdutzend Werkmeister 
und Techniker repräsentieren dürften. 

Die so veränderte Situation hat den Butab-Funktionären 
nochmals Veranlassung gegeben, sich in einer Versammlung 
am 16. Oktober mit dieser Angelegenheit zu beschäftigen. Die 
Versammlung hat einstimmig eine Entschließung angenommen, 
in der die Fachgruppenleitung aufgefordert wird, trotz der 
eingetretenen Veränderung der Situation an der Ablehnung 
des Schiedsspruches festzuhalten und gegen 
die beantragte Verbindlichkeitserklärung mit 
aller acht Einspruch zu erheben. 
Gleichzeitig wird darin zum Ausdruck gebracht, daß die tech- 


nischen Angestellten unter allen Umständen den tariflosen Zu- 


stand einem Vertragsverhältnis, wie es durch den Schieds- 
spruch geschaffen werden soll, vorziehen. Die so gewonnene 
Bewegungsfreiheit soll überall dort, wo die organisatorischen 
und wirtschaftlichen Voraussetzungen gegeben sind, benutzt 
werden, um mit gewerkschaftlichen Mitteln Einfluß auf eine 
bessere Bezahlung der technischen Angestellten zu nehmen. 
Die Bundesleitung wird aufgefordert, die Oeffentlichkeit über 
‚die skandalöse Bezahlung der technischen Angestellten aufzu- 
klären und in diesem Zusammenhang nochmals dringend vor 
‚der Ergreifung des technischen Berufes zu warnen. 

> Am 19. Oktober hat der Schlichter für den Bezirk Groß- 
Berlin, der für die Entscheidung der beantragten Verbindlich- 
keitserklärung zuständig ist, den Butab und den D.W.V. zu den 
solchen Entscheidungen vorausgehenden Besprechungen von 
Amts wegen geladen, obwohl die a eeticlärung 
"von diesen Verbänden nicht beantragt War. Seitens des Butab 
und des. D.W.V. ist in dieser Besprechung gegen die beantragte 
"Verbindlichkeitserklärung auf das entschiedenste Einspruch er- 
hoben worden unter nochmaliger Darlegung der Gründe, die 
.. 


INDUSTRIE UND BAUGEWERBE 
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‚ „Wenn irgend jemand darüber redet, für den Glauben oder 
die Flagge zu kämpfen oder einem Volke Freiheit und Zi- 
vilisation zu bringen, so kannst du sicher sein, daß diese Völker 
irgendetwas besitzen, das der andere zu haben wünscht. Fol- 
gendes Geschichtchen zeigt das deutlicher: 


Ein kleiner Judenjunge prügelte sich einst mit ein paar 


Straßenjungen. Als sein Vater das Gebalge sah, rief er: „Gib 
den Kampf auf, Ikey!“ — „Ich kann nicht, Vater!‘ rief der 
Kleine zurück, „sie schimpfen mich ‚Chinese‘.“ — „Kümmere 
dich nicht um das Schimpfen, du warst ein Narr, dich in die 
Schlägerei einzulassen!“ — ‚Die Jungs haben gesagt, ich sei 
ein ‚Christenmörder‘!“ schrie Ikey, währenddem er weitere 
Hiebe empfing. — „Was geht es dich an, was die Jungs 
sagen!“ rief der alte Aaron. — „Aber, Vater, ich kann nicht 
weg, denn ich steh’ mit einem Fuß auf einem Groschen“, 
kam es darauf von Ikeys geschwollenen Lippen. 


Dieser Groschen unter Ikeys Fuß war die Grundursache 
des Kampfes zwischen ihm und den anderen Jungens. Und all 
die Entrüstungen über „Chinese“ und ‚„Christenmörder‘‘ waren 
nichts anderes als der ‚ideologische‘ Ausdruck für eine „ma- 
terielle‘‘ Sache. 


Es ist dieselbe Geschichte mit den .großen Jungens, die 
wir Erwachsenen „große Männer‘ nennen. Wenn diese Leute 
reden über Kämpfe für Gerechtigkeit, Ruhm, die Flagge, Gott, 
Vaterland — gib acht, ob du den Groschen unter dem Fuße 
sehen kannst. Du wirst ihn stets dort finden können.“ 


die Untragbarkeit des Schiedsspruches für Techniker und 
Werkmeister beweisen. Die Entscheidung selbst muß natür- 
lich abgewartet werden, es darf aber wohl angenommen wer- 
den, daß sowohl der Schlichter für den Bezirk Groß-Berlin 
al$ auch später das Reichsarbeitsministerium diese unwider- 
ES Gründe respektieren und von einer Verbindlichkeits- 
erklärung des Schiedsspruches Abstand nehmen werden *). 


Die vom V.B.M.I. eingenommene Haltung stützt sich wahr- 
scheinlich auf die Vermutung, daß der Beschäftigungsgrad in 
der Berliner Metallindustrie — der als schlecht zu bezeichnen 
ist — die Techniker und Werkmeister von der Aufnahme ir- 
gendwelcher Aktionen abhalten wird. Gewiß sind wir nicht se 
töricht, Streikaktionen in Szene zu setzen in Betrieben, bei 
denen der Beschäftigungsgrad den Erfo!g einer solchen Maß- 
nahme von vornherein zweifelhaft erscheinen läßt. In keinem 
Falle sind wir aber bereit, von uns als skandalös bezeichnete 
Lohnbedingungen mit dem Namen unserer Organisation zu 
decken und als Lohndrücker für die gesamte Kollegenschaft im 
Reiche zu erscheinen. Unsere Koilegen im Reiche machen wir 
auf das nachdrücklichste darauf aufmerksam, Hinweise auf die 
niedrige tarifliche Bezahlung der technischen Angestellten in 
Berlin mit der Richtigstellung zurückzuweisen, daß in Berlin 
zur Zeit eine tarifliche Vereinbarung über die Gehälter der 
technischen Angestellten nicht besteht. 


Industrietarife 


Versuchter Tarifbruch. Durch Schiedsspruch, der seiner- 
zeit von beiden Parteien angenommen wurde, sind die Min- 
destgehaltssätze der Angestellten in der Görlitzer Me- 
tallindustrie mit Wirkung ab 1. August 1925 um 71/,%0 


‚erhöht worden, so daß die Mindestgehälter der technischen 


Angestellten 62 M. bis 329 M. betragen. 


Im September d. J. verlangte de Waggon- und Ma- 
schinen-Fabrik A.G., Görlitz, von ihren sämtlichen 
Angestellten, daß sie vom 1. September ab auf diese Gehalts- 
erhöhung verzichten. Nachdem in einer Betriebsversammlung, 
an der die hauptamtiichen Vertreter der beteiligten Angestell- 
tenorganisationen teiinahmen, einmütig das Ansinnen der Firma 
abgelehnt wurde, verhandelten die Organisationen mit der 
Firma mit dem Erfolg, daß diese die bisherigen Gehälter auch 
weiterhin zur Auszahlung bringt. 


Dieses Vorkommnis zeigt, wie es mit der Vertragstreue 
der Unternehmer bestellt ist. Leider sind an dem einen oder 
anderen Orte ähnliche Angriffe der Unternehmer auf die ver- 
brieften Rechte der Angestellten erfolgreich gewesen, weil ein 
Teil der Angestellten, insbesondere soweit sie nicht organisiert 
waren, nicht den Mut aufbrachte, ihr Recht zu verteidigen. 


*) Wie wir nach Redaktionsschluß erfahren, hat der Schlichter wider 
Erwarten und trotz des Einspruches des Butab und D.W.V. die Verbind- 
lichkeitserklärung ausgesprochen. Zu der dadurch entstandenen neuen 
Situation werden wir in der nächsten Nummer unserer „D.T.Z.“ Stellung 
nehmen, Die Red, 
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Der Vorstoß der Görlitzer Waggon- und Maschinen-Fabrik 
A.-G. zeigt erneut, daß nicht nur zur Erringung, sondern auch 
zur Erhaltung. eines Kollektivvertrages die unbedingte Solidari- 
tät der Belegschaft notwendig ist. Solchen Angestellten aber, 
die noch an das berühmte Wohlwollen der Unternehmer glau- 
ben und hoffen, auf dieses gestützt ohne Gewerkschaft weiter- 
zukommen, enthüllt dieser versuchte Tarifbruch das brutale 
Bestreben der Unternehmer, sich auf Kosten der Angestellten 
zu bereichern. 


Industrietarif Braunschweig. In Nr. 40 der „D.T.Z.“ be- 
richteten wir in einer Notiz „Kein Zuzug nach Braunschweig‘ 
über den damaligen Stand des Tarifstreites. Inzwischen wurde 
von den Angestelltenorganisationen das Reichsarbeitsministe- 
rium angerufen, das zum 22. Oktober eine Verhandiung an- 
beraumte und gleichzeitig die Bildung einer Spruchkammer 
vorsah. Von den Unternehmern war zwar ein Parteivertreter 
aus Braunschweig entsandt worden, für die zu bildende Spruch- 
kammer hatten sie jedoch in Berlin ansässige Herren genannt. 

Wie vorauszusehen, kam eine freie Einigung nicht zustande, 
Die Spruchkammer hatte sich deshalb zunächst mit dem Ein- 
wand der mangelnden Tarifberechtigung der Braunschweiger 
Industriellen zu befassen, die von ihr nicht als erwiesen an- 
erkannt wurde. Trotzdem sah die Kammer davon ab, sofort 
in eine ‚sachliche Beratung des Streitfalles einzutreten, weil die 
Arbeitgeberbeisitzer erklärten, über die Braunschweiger Ver- 


hältnisse nicht unterrichtet zu sein, also nicht über die für- 


den Beisitzer einer Spruchkammer notwendige Sachkunde zu 
verfügen. Es wird deshalb am 30. Oktober unter dem Vorsitz 
des Sachbearbeiters aus dem Reichsarbeitsministerium eine 
Schlichtungskammer in Braunschweig zusammentreten, zu der 
der Arbeitgeberverband aus seiner Mitte Beisitzer namhaft zu 
machen hat. - 

Bis der Streit um einen Tarifvertrag in Braunschweig be- 
friedigend entschieden is, warnen wir alle Mitglie- 
der, sich um Stellung in der Braunschweiger 
Industrie zu bewerben oder eine angebotene 
Stellunganzunehmen. 


Der Schlichter für Gehaltsabbau. - Die seit 1. Juni 1925 mit 


dem Verband der Metallindustriellen Badens, Be- 
zirksgruppe Seekreis, abgeschlossenen Tarifgehälter 


wurden gekündigt und verlangt, daß die Gehälter ab 1. Sep- 
tember 1925 erhöht würden. Begründet wurde die Forderung 
damit, daß selbst der Reichsindex für die Lebenshaltung in der 
Zeit von Juni bis August um sieben Punkte gestiegen ist. Da 
eine ireie Vereinbarung nicht möglich war, wurde der Schlich- 
tungsausschuß angerufen, der eine Erhöhung der Tarifgehälter 
um 6 Prozent festsetzte. Die neuen Gehälter sollten bis ein- 
schließlich Dezember 1925 unkündbar sein, es sei denn, daß 
bereits im November wiederum eine Steigerung des Lebenshal- 
tungsindex um mehr als 5 Prozent festgestellt würde. 

Trotzdem dieser Schiedsspruch erheblich hinter unseren 
Forderungen zurückblieb, wurde er von den Angestelltenorgani- 
sationen ‘angenommen, von der Gegenseite aber abgelehnt. 
Wegen der beantragten Verbindlicherklärung wurde am 12, Ok- 
tober 1925 vor dem Landesschlichter in Konstanz verhandelt, 
der den Parteien von sich“aus einen Vorschlag in Aussicht 
stellte. Statt eines Vorschlages erhielten die Angestellten fol- 
genden Bescheid: 

„Dem Antrag der Angestelitengewerkschaften, den Schiedsspruch 
des vereinbarten Schliehtungsausschusses Konstanz vom 23. September 
1925 für verbindlich zu erklären, vermag ich nicht stattzugeben. An sich 
wäre den Angestellten eine Erhöhung ihrer Gehälter, die übrigens in 
Baden mit an der Spitze stehen, wohl zu gönnen, aber die Lage der 
Industrie des Seekreises ist gegenwärtig so ungeklärt und unüber- 
sichtlich, daß das Vorliegen zwingender Gründe zur Anwendung. staat- 
lichen Zwanges zur Zeit nicht anerkannt werden kann. Eine andere 
Beurteilung der Sachlage müßte dann eintreten, wenn eine Aenderung 
der derzeitigen Lage (Besserung der Konjunktur, Erhöhung der Lebens- 
haltungskosten) eintreten sollte.“ 

Wir stellen fest: Dem Landesschlichter ist bekannt, 
daß der Reichslebenshaltungsindex seit der letzten Festsetzung 


BARIBANI 


Die Knappschaftsnovelie im Reichs- 
wirtschaftsrat 


Der parlamentarische Kampf um die Aenderung, oder 
besser gesagt um die Verschlechterung des Reichsknappschafts- 
gesetzes hat begonnen. Der im Reichswirtschaftsrat gebildete 
Unterausschuß hat mit der, Beratung der von der Reichsregie- 
rung vorgelegten Novelle zur Aenderung des R.K.G. eingesetzt 
und. am 20. und 21. Oktober Sachverständige der Arbeitgeber- 





3 DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 
BE Ai BERNER AUS NERIGHESELRERBENENESE EST HEHE <meta > 2 en ee en nern den 


stein: 


BERGBAU |BARAPART 


AfA-Bund 


Nr. 44 





der Tarifgehälter um sieben Punkte, also wenigstens 5 Pro- | 


zent gestiegen ist. 
Gehaltserhöhung nicht bezahlen könnten, ist ihm unbekannt, 
denn der Nachweis für eine derartige Behauptung ist den Un- 
ternehmern nicht gelungen, weswegen der Schlichter die Lage 
der Industrie als ungeklärt bezeichnet. 


Der Landesschlichter vertritt in der Begründung seiner Ent- 
scheidung den Standpunkt, daß eine. Gehaltserhöhung erst dann 
Platz greifen könnte, wenn die Industriellen selbst zugeben, 
daß die Konjunktur gut sei. Ein solches Zugeständnis werden 
die Arbeitgeber einem Schlichter gegenüber wahrscheinlich nie 
machen. Demnach. hätten nach dem Willen des Landesschlich- 
ters die Angestellten überhaupt keine Aussicht, jemals eine Ge 
haltserhöhung zu bekommen, es sei denn, daß die Lebenshal- 


tungskosten sich derart erhöhen, daß nach seiner Ansicht eine 


Gehaltserhöhung Platz greifen müßte. Bei welchem Maß von 
Teuerung die Voraussetzung für eine solche Entscheidung ge- 


geben sein könnte, ist aus dem vorstehend wiedergegebenen ' 


Bescheid nicht ersichtlich. 


Was für jeden ersichtlich ist, ist aber die Tatsache, und da 
von müssen auch 


schlichters der Reallohn der technischen Angestellten um rund 


5 Prozent abgebaut wird, weil die Lage der Industrie unge- | 


klärt ist, 


Baugewerbetarife 
Bezirkstariiverhandlungen Baugewerbe. 


unsere Mitglieder, die nicht im Badener! 
Seekreis wohnen, Notiz nehmen, daß mit Hilfe des Landes- | 


Daß die Unternehmer eine entsprechende! 
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Groß-Berlin: 


Der in Nr. 42 der „D.T.Z.‘“ mitgeteilte Schiedsspruch zur | 


Schaffung eines Bezirksmanteltariivertrages für das Baugewerbe 
ist von den Unternehmern abgelehnt worden. Die Verbindlich» 
erklärung des Schiedsspruches wurde beantragt. 


Freistaat Thüringen: Auch der dort 
Schiedsspruch ist von den Unternehmerverbänden abgelehut 
und von uns die Verbindlicherklärung beantragt worden. 


Groß-Hamburg, Lübeck und Schleswig-Hol- 


den. 
daß die Gehälter ab 1. April erhöht werden müssen; die Ver- 
handlung über das Maß der Erhöhung wurde jedoch bis nach 
Beendigung der Bauarbeiteraussperrung verschoben. Die dar- 


Im. April d. J. haben in diesen Gebieten: Verhand- | 
lungen über die Erhöhung der bisherigen Gehälter stattgefun- 
Es herrschte zwischen den Parteien Einigkeit darüber, 


gefällte | 


auf im Mai gepflogenen Verhandlungen führten zu keinem Er! 


gebnis, so daß das Tarifamt angerufen werden mußte. Dieses 
setzte dann am 3. Juni mit Rückwirkung ab 1. April neue 


Gehälter fest, .die 15 Prozent höher waren als die bisherigen. | 


Die Tarifgemeinschaft der Unternehmer erklärte auch ihr 
Einverständnis mit dem Schiedsspruch und gab sogar gedruckte 
Rundschreiben mit den neuen Gehaltssätzen heraus. Erst einige 
Tage nach Ablauf der Erklärungsfrist teilten sie mit, daß die 


Annahmeerklärung nur für den- Deutschen Arbeitgeberbund 


— 


für das Baugewerbe und den Reichsverband des Deutschen | 


Tiefbaugewerbes bzw. deren Mitgliedsfirmen gelte, da der 


Beton- und Tiefbauarbeitgeber-Verband für Deutschland den 


Schiedsspruch abgelehnt habe. 

Ein Verfahren zur Verbindlicherklärung des Schieds. 
spruches auch in bezug auf den Beton- und Tiefbauarbeit 
geber-Verband für Deutschland E.V. durch das Haupttarifamt 
war vor Ablauf des Reichstarifvertrages nicht mehr möglich. 


Es wurde deshalb bei der Reichsarbeitsverwaltung die Allge- | 


meinverbindlicherklärung beantragt. 
riges Verfahren unter Zuhilfenahme der örtlichen Polizei- 
organe wurde die überwiegende Bedeutung des Schiedsspruches 
ermittelt. 


E.V. angezweifelt, und es kam deshalb am 23. Oktober zur 
einer Nachverhandlung in der Reichsarbeitsverwaltung. Nach 
dem Ausgang dieser Verhandlung erscheint die Allgemeinver- 


Die Richtigkeit dieser amtlichen Ermittlung wurde 
vom Beton- und Tiefbauarbeitgeber-Verband für Deutschland | 


Durch ein sehr langwie- 


ES ED 


ni 


bindlicherklärung des Schiedsspruches wahrscheinlich. | 


und Arbeitnehmerorganisationen vernommen. Der 
hatte neben der Entsendung des Kollegen Peters als Sach- 
verständigen seine zu den einzelnen Punkten der Novelle aus- 
gearbeiteten Abänderungsvorschläge dem Ausschuß schriftlich 
unterbreitet. 

Die Vernehmung bewegte sich vornehmlich um die Frage 
der Leistungen und Beiträge und die Organisation des Reichs- 
knappschaftsvereins. Scharf platzten die Meinungen der Sach- 
verstäudigen aufeinander. 


Ministerialdirektor Grieser legte 


einleitend die Motive dar, die die Regierung zur Einbringung | 
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der Novelle veranlaßt hätten. Die seit Schaffung des R.K.G. 
der Wirtschaft und in der allgemeinen Sozialversicherung 
eingetretenen Veränderungen bedingten eine Umgestaltung des 
R.K.G. Während die soziale Belastung im Jahre 1923 kaum 
 fühlbar gewesen wäre, sei sie heute infolge des starken An- 
achsens der Zahl der Knappschaftspensionäre für den Beirg- 
Bi auf die Dauer nicht mehr tragbar. Leider unterließ es 
Herr Grieser, für seine Behauptung beweiskräftiges Material 
orzulegen. Wie nicht anders zu erwarten, erklärte Herr 
Generaldirektor Piatscheck als Hauptsprecher der Arbeit- 
ıgebersachverständigen, daß die Novelle die Arbeitgeber nicht 
Befriedige. Anstatt einer Entlastung bringe sie finanzieli eine 
Lastensteigerung. Gegen die Einführung der Familienhilfe in 
der Krankenkasse sei grundsätzlich nichts einzuwenden, aber 
‚dafür müßten die Pensionsleistungen herabgesetzt und die Al- 
tersrente gänzlich beseitigt werden. Sofern die Beseitigung der 
Altersrente jetzt nicht möglich sei, dürfe sie aber erst nach 
| Vollendung des 60. Lebensjahres gewährt werden. Einführung 
der Familienhilfe, dafür Abbau der Pension. Man sieht, die 
Arbeitgeber sind nicht abgeneigt, mit ihrer sozialen Gesinnung 
"Geschäfte zu machen. Dr. Zimmermann von der Ruhr- 
knappschaft behauptete, daß nach seinen Berechnungen der 
'Ruhrbergbau durch die Novelle voraussichtlich um 7,5 Millio- 
men Mark pro Jahr mehr belastet würde. 

E Die Sachverständigen der Bergarbeiterverbände sprachen 
sich mit aller Entschiedenheit gegen eine Verschlechterung 
des R.K.G. aus. Kollege Peters vertrat die Auffassung, daß 
®s gar nicht möglich sei, sich heute ein Urteil darüber zu bil- 
‚den, ob die sich aus dem R.K.G. ergebende Belastung auch in 
der Zukunft tragbar sei. Die große Zahl der Invaliden und 
'"Alterspensionäre vom Jahre 1924’könnte zur Beurteilung dieser 
Frage überhaupt nicht herangezogen werden, weil ihre Ent- 
ı'stehung auf den anormalen Verhältnissen in der Kriegs- und 
'Inflationszeit beruhe. Nicht das R.K.G., sondern die seinem 
‚Inkrafttreten vorangegangene Unterernährungsperiode habe die 
"Zahl der Pensionäre so stark anschwellen lassen. Wenn aber, 
"wie die Arbeitgeber behaupten, die Novelle eine Mehrbelastung 

‚bringe, so müßte die Regierung sie zurückziehen. 

7 Kollege Peters verwies dann noch auf die vielen Mängel, 
‚die die Novelle im allgemeinen und bezüglich der Versicherung 
‚der Angestellten im besonderen enthält. Er begründete hierzu 
‚die vom AfA-Bund vorgelegten Abänderungsvorschläge, z. B. 
|" Beibehaltung und Verbesserung der heutigen Alterspensions- 
'bestimmung, Anrechnung der Angestelltendienstzeiten vor dem 

1. Januar 1924, Beibehaltung des Begriffs der „knappschaft- 
‚lichen Berufsunfähigkeit‘“ auch für die Angestellten, Verbot der 
Ersatzkrankenkassen, Erhöhung der Versicherungsgrenze in 
‚der Krankenkasse usw. ® 
Eine eigenartige Wendung nahm der Streit um die Alters- 
pension durch Angaben von Dr. Zimmermann. Er erklärte, 
daß von den etwa 24000 Alterspensionären der Ruhrknapp- 
‚schaft nach dem Vorschlag der Novelle _ 3 
7 20 Prozent die Alterspension wegen Ueberschreitung der 
neuen Lebensaltersgrenze weiterbezichen würden, 

— 20 Prozent würden die Alterspension wegen Nichterfül- 
lung der neuen Bestimmungen verlieren, 

60 Prozent würden dagegen an Stelle der Alterspension 
‚die Invalidenpension beziehen, weil sie, ohne 55 Jahre alt zu 
‚sein, tatsächlich berufsunfähig wären. E 

_ Diese Prozentzahlen beweisen besser als Worte, daß, wie 
wir schon immer behauptet haben, das Durchschnittsinvalidi- 
tätsalier im Bergbau unter dem 55. Lebensjahr liegt und deshalb 
‚die beabsichtigte Verschlechterung des $ 26 ungerechtfertigt 
‚ist, Man sah auch deutlich, daß die Ärbeitgeber und Re- 
gierungsvertreter von diesen Zahlen nicht gerade angenehm 
berührt waren. 

Recht sonderbar ist die Stellungnahme der anderen An- 
u eensaionen zur Knappschaftsnovelle. Man fragt 
sich, ob man es überhaupt noch mit Arbeitnehmervertretungen 
zu tun hat. Der Gedag-Sachverständige begrüßte die No- 
|velle und erklärte sich im großen und ganzen mit ihrem Inhalt 
einverstanden. Im Gegensatz zur Novelle lehnte er sogar die 
‚gleitende Rente, d. h. die Anpassung der Rente an die Ge- 
hälter der aktiven Angestellten, ab. Der Gedag scheint die 
ächerlich geringen Renten in der Inflationszeit, deren Auszah- 
dung sich mitunter gar nicht lohnte, vergessen zu haben. Der 

G.d. A. stimmt der beabsichtigten Verschlechterung der Alters- 
‚pension zu. Er wünscht nur, daß für die „bergmännisch“ täti- 
gen Angestellten die Alterspension nicht wie vorgesehen 69 Pro- 
zent, sondern 80 Prozent der erdienten Invalidenpension be- 
‚tagen soll. Auch der Vorschlag des R.d.B. zur Alterspension 
bedeutet eine wesentliche Verschlechterung gegenüber dem 
Bergen Zustand. 

- Eine wichtige Rolle spielte bei der Sachverständigenver- 
mung die Frage, ob, wie die Novelle es vorsieht, bei der 
dung der Knappschaftsvorstände die getrennte Wahl 
tArbeiterund Angestellte eingeführt werden soll. 
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Die Vertreter des Gedag, G.d.A. und R.d.B. sprachen sich 
dafür aus. Diese Verbände wollen anscheinend alle, auch 
wenn sie noch so bedeutungslos sind, einen Sitz im Reichg- 
knappschaftsvorstand. Die Arbeitgeber setzten sich gleichfalls 
für die getrennte Wahl ein. Warum nicht auch! Sie wissen, 
was sie an den Vertretern dieser Verbände in der Knappschaft 
haben; siehe z. B. die Zustände in den Bezirksvereinen Thü- 
ringen und Gießen. Außer dem Kollegen Peters traten 
die Vertreter der freien und christlichen Bergarbeiter für die 
Beibehaltung der gemeinsamen Wahl für Angestellte und Ar- 
beiter ein. Das beweist, daß der christliche Bergarbeiterver- 
band seinen Richtungsfreunden im Gedag nicht über den Weg 
traut. Jedenfalls werden auch ihn die Erfahrungen sehend ge- 
macht haben. Man geht wohl nicht fehl, wenn man annimmt, 
daß die Forderung nach Einführung der getrennten Wahl nicht 
sachlichen Beweggründen, sondern verbandsegoistischen Mo- 
tiven entspringt. Ihre Einführung würde, wie alle Keuner der 
Verhältnisse wissen, eine unermeßliche Schädigung der Berg- 
bauangesteilten zur Folge haben. 

Auch die Trennung der Krankenkasse in besondere 
Abteilungen für Arbeiter und Angestellte, wie sie von den ande- 
ren Angestelltenorganisationen gefordert wird, würde den An- 
gestellten auf die Dauer keinen Nutzen bringen. Der AfA- 
Bund hält an der gemeinsamen Kasse fest, wobei den berech- 
tigten Sonderwünschen der Bergbauangestellten durch Sek- 
tionsbildung und andere Maßnahmen auf Grund der R.V.O. 
Rechnung zu tragen ist. Dieser Vorschlag wahrt die im Inter- 
esse eines guten Ausbaues der Krankenkasse notwendige Ein- 
heitlichkeit aller Versicherten. Weiterhin spart er an Verwal- 
tungskosten und bringt außerdem den Angestellten sachliche 
Vorteile in der Krankenfürsorge. 

Die erfolgte Sachverständigenvernehmung ist an sich nicht 
von entscheidendem Einfluß auf die zukünftige Gestaltung 
des R.K.G., wie überhaupt die Beratung der Novelle im Reichs- 
wirtschaftsrat nur als ein Vorspiel zu der entscheidenden Aus- 
einandersetzung im Reichstag zu betrachten ist. Ein brauch- 
bares Resultat haben die Darlegungen der Sachverständigen 
dennoch gehabt. Die gegnerischen Angestelltenorganisationen 
haben ihre Karten aufgedeckt. Die Bergbauangestellten wissen 
jetzt, wo ihre Feinde sitzen, und welche Organisationen die 
Interessen der Angestellten ehrlich vertreten. O;PR, 


Eine unerhörte Anmaßung der tech- 


nischen Grubenbeamtenvereine 


Der Preußische Landtag hat anfangs Oktober d. J. die Ein- 
stellung von Grubenkontrolleuren — Beiräte bei den Bergrevier- 
ämtern — beschlossen. Die Durchführung dieses Beschlusses 
bedeutet eine wichtige Etappe auf dem Wege der Demokrati- 
sierung der Bergbehörde und der Bergbaubetriebe, im Interesse 
einer erhöhten Sicherheit der im Bergbau Beschäftigten. 

Nun hat der „Verband der Vereinetechnischer 
Grubenbeamten‘“, unter der Führung des Grubeninspek- 
tors Schleicher, sich berufen gefühlt, gegen den Land- 
tagsbeschiuß Stellung zu nehmen und mit der ablehnenden 
Stellungnahme in Form einer Entschließung an die maßgeben- 
den Instanzen heranzutreten. Was damit bezweckt werden 
soll, bieibt zunächst Geheimnis der Verfasser der Entschließung. 
Der Landtagsbeschluß ‘ist gefaßt, daran ändert die Entschlie- 
Bung nichts. Die Entschließung wäre demnach als erledigt 
zu betrachten, wenn sie nicht eine unerhörte Verdrehung von 
Tatsachen enthielt und deshalb unseren Widerspruch heraus- 
fordern würde. Nach der Zeitschrift „Der Bergbau“, Nr. 41 
vom 8. Oktober 1925, wird in der Entschließung u. a. folgendes 
gesagt: : 

„Wie unsere Mitglieder bei ihrer täglichen Berührung mit den Ar- 
beitern feststellen konnten, steht die Mehrzahl der Arbeiterschaft den 
Wünschen auf Einführung von Grubenkontrolleuren vollständig fern. Es 
sind lediglich die Gewerkschaften, weiche die Arbeiterkontrolleure zur Stütze 
ihrer Organisation und zur Schaffung einer Reihe gutbezahlter Posten für 
ihre Funktionäre wünschen. Wenn eine gewerkschaftliche Organisation der 
Angestellten sich ebenfalls für die Einstellung von Arbeiterkontrolleuren 
ausgesprochen hat, so ist zu beachten, daß die Mehrzahl der Mitglieder 
dieser Organisation nicht zu den Untertage-Angestellten gehört und so- 
mit weder mit der Sicherheit im Grubenbetrieb noch mit den Arbeiter- 
kontrolleuren etwas zu tun hat und zur Beurteilung dieser Frage mieht 
maßgebend sein kann. Von den im Januar d. J. im Ruhrkohlenbezirk 
vorhandenen 6881 Steigern gehörten, wie wir am 27. Juni 1925 dem Herrn 
Minister für Handel und Gewerbe mitteilen konnten, 5554, also 30 Pro- 
zent als Mitglieder unserem Verbande an. Dazu kommen noch 1577 
obere Beamte, die im Grubenbetrieb tätig sind. Wir können also den An- 
spruch erheben, in dieser Frage als einzig maßgebende Angestelltenorgani- 
sation angesehen zu werden. Wenn andere Organisationen eine größere 
Mitgliederzahl aufweisen können, so handelt es sich um. gemischte Ver- 
bände, deren Mitglieder überwiegend nicht im Bergbau, zum wenigsten 
aber nicht unter Tage tätig sind.“ 

"Endlich ein offenes Wort. Der „Verband der Ver- 
eine technischer Grubenbeamten‘ betrachtet, sich 
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als die einzig maßgebende Angestelltenorgani- 
sation im Bergbau?! So hat man also die technischen 
Grubenbeamten jahrelang belogen und betrogen. Man hat zu- 
nächst das Firmenschild herausgehängt: „Dietechnischen 
Grubenbeamtenvereine sind reine Vergnü- 
gungsvereine.‘“ Dann hat man jedes Jahr ein paar groß- 
zügig aufgemachte Feste gefeiert, Freibier und Freischnaps_ für 
Herren, Freilikör und Freischokolade für Damen auf Kosten 
der „verarmten‘‘ Zechen spendiert, um Stimmung zu machen 
und recht viele Angestellte heranzulocken. Und jetzt, wo man 
angeblich 80 Prozent der technischen Grubenbeamten unter 
diesem täuschenden ‚neutralen‘ Firmenschild eingefangen hat, 
wird die Kehrseite des Schilder ausgehängt: „Der Verband 
der Vereine technischer Grubenbeamten ist die einzig maß- 
gebende Angestelltenorganisation.‘ 


Eine solche Handlungsweise nennt man, wenn man sich 
sehr milde ausdrücken will, eine grobe Täuschung. 


90 v. H. der den technischen Vergnügungsvereinen ange- 
hörenden technischen Grubenbeamten sind in den verschiedenen 
gewerkschaftlichen Angestelltenorganisationen organi- 
siert. Sie denken nich! im entferntesten daran, ihre wirtschaft- 
lichen und sozialen Interessen etwa durch die technischen 
Grubenbeamtenvereine wahrnehmen zu lassen. Ebensowenig 
wie die in „ Zechenverband“ organisierten Zechendirek- 
toren oder die im „Verband oberer Bergbeamten“ 
zusammengeschlossenen übrigen leitenden Angestellten daran 
denken, ihre Interessen durch einen Vergnügungsverein 
vertreten zu lassen. Es ist eine grobe Täuschung der 
Oeffentlichkeit und der Behörden, wenn der „Verband der 
Vereine technischer Grubenbeamten“ sich auf seine Mitglieder- 
zahl beruit und dabei geflissentlich verschweigt, daß mindestens 
90 Prozent davon in gewerkschaftlichen Angestell- 
tenverbänden organisiert sind. Wenn in der Entschließung 
gesagt wird, daß eine gewerkschaftliche Angestelltenorganisa- 
tion sich für ‚die Einstellung von Grubenkontrolleuren ausge- 
sprochen habe, die »zur Beurteilung von Grubensicherheits- 
fragen nicht maßgebend sei, so wissen wir nicht, welche 
Organisation damit gemeint ist. Solite der AfA-Bund damit 
gemeint sein, so genügt wohl die Feststellung, daß der AfA- 
Bund bei den Knappschafts- und Arbeitskammerwahlen die 
weitaus meisten Siimmen der technischen Angestellten des 
Ruhrbergbaues auf sich vereinigt hat. An diesen Wahlen haben 
sich überhaupt nur gewerkschaftliche Angestelltenverbände be- 
teiligt, abgesehen vom „Verband oberer Bergbeam- 
ten“, der als Anhängsel des „Zechenverbandes“ 
zu betrachten ist. 


Wie sicht nun die „einzig maßgebende Angesteiltenorgani- 
sation“ aus? An der Spitze dieser Organisation stehen Direk- 
toren, Inspektoren, Betriebsführer und sonstige 
leitende Zechenbeamte. Den einzelnen Vorständen der teck- 
nischen Grubenbeamtenvereine gehören außerdem auch Ver- 
tre'er der Aufsichtsbehörde, Bergrevierbeamten, Berg- 
revierinspektoren usw. an. Um den Schein nach außen 
hin zu wahren, hat man natürlich auch einige Steiger in die 
Vorstände hineingenommen. Man braicht eben auch Statisten, 
um eine größere Wirkung nach außen zu erzielen. Die leiten- 
den Zechenbeamten werden als Agitatoren für die Vereine auf 
ihre Untergebenen losgelassen, 


Ihre Werbemethoden sind verschiedener Art. Bleibt güt- 
liches Zureden fruchtlos, so wird mit Angestelltenabbau ge- 
droht. In ihrer Angst fügen sich die Angestellten willig der 
an sie ergehenden Aufforderung und treten in einen technischen 
Grubenbeamtenverein ein. Die übrigen werden als Außen« 
seiter betrachtet und demgemäß verfolgt, drangsaliert und 


als dienstlich ungeeignet hingestellt. Die Beiträge — die sehr 
gering sind — werden regelmäßig- vom Gehalt in Ab- 


zug gebracht. Entschließungen, die für die Oeffentlich- 
keit sowie für die Behörden bestimmt sind, wer 
den von den leitenden Personen verfaßt und den Mit: 
gliedern zur Unterschrift vorgelegt. Wer nicht unterschreibt, 
ist reif für den Abbau. Auch gelegentlich der Versammlungen 
und festlichen Veranstaltungen werden Entschließungen zwi- 
schendurch erledigt. Man liest sie vor. Widerspruch erhebt 
sich nicht. — Wehe dem, der es wagt zu widersprechen —, 
er fliegt bei der ersten Gelegenheit. So kommen Entschließun- 
en zustande, deren Inhalt mit den wirtschaftlichen und sozialen 
nteressen der technischen Grubenbeamten oft in direkten 
Widerspruch stehen. So sieht die „einzig maßgebende An- 
gestelltenorganisation‘‘ aus. 


Dieser ‚„Angestelltenorganisation‘ ist es bisher noch nicht 
eingefallen, etwa gegen eine Verschandelung des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes, gegen das ungerechte Revierprämiensystem, 
gegen die menschenunwürdige Behandlung der Bergbauam- 
gestellten, für einen erhöhten Kündigungsschutz der Angestell- 
ten und dergl. einzutreten. Nur wenn Arbeitgeberinteressen 
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auf dem Spiele stehen, rührt sie sich. Das kann auch gar nich 
anders sein, da die führenden Personen als Mitglieder des 
Zechenverbandes oder des „Verbandes oberer Bergbeamten‘y 
die technischen Grubenbeamtenvereine gegründet haben, um 
den Unternehmerforderungen größeren Nachdruck zu verleihen. 


Wenn die Vergnügungsvereine sich ausdrücklich als die 
„einzig maßgebende Angestelltenorganisation‘‘ bezeichnen, dann 
ist aber doch auch die Frage berechtigt: Was tun die Ver« 
treter der Bergbehörde in diesen Vereinen? Wir 
müssen verlangen, daß die Aufsichtsbehörde im Kampf der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer unbedingt neutral bleibt. Darum 
ist die Forderung berechtigt, daß die Bergrevierbeamten, Berg- 
revierinspektoren und sonstige Vertreter der Aufsichtsbehörde 
sich aus den technischen Grubenbeamtenvereinen entfernen. 
Ziehen sie diese Konsequenzen nicht, so muß eine entsprechende 
Verfügung des Preußischen Handelsministers nachhelfen. Jetzt 
wird und muß es sich herausstellen, ob die Aufsichtsbehörde 
im Bergbau über den wirtschaftlichen Interessenvertretungen 
steht oder ob sie sich unter der Führung leitender Zechenbeam- 
ten an den wirtschaftlichen und sozialen Auseinandersetzungen 
beteiligen will. Denn für die Entschließung des „Verbandes 
der Vereine technischer Grubenbeamten‘“ ist ja die Bergbe- 
hörde mitverantwortlich, weil Vertreter der Bergbehörde den 
Vors!änden der technischen Grubenbeamtenvereine angehören, 
Will ‘das Preußische Handelsministerium es 
dulden, daß ein von ihm befürworteter Be- 
schluß des Preußischen Landtages von der 
unteren Aufsichtsbehörde sabotiert wird? 


Für die technischen Bergbauangestellten aber steht die’! 
Tatsache unerschütterlich fest Je stärker die gelbe] 
technischen Grubenbeamtenvereine, um so er=-| 
bärmlicher die soziale La’ge.der Bergbauamsz 
gestellten. Diese Tatsache wird jeder bestätigt finden, der 
nur einen Augenblick darüber nachdenkt, wie die - Behandlung‘! 
der Bergbauangestellten war, als die technischen Grubenbeam- 
tenvereine nicht mehr existierten, und wie es jetzt ist. 

A. Bauer. 

























































Bergbautarife 


Der Tarifschiedsausschuß für technische Angestellte des 
Ruhrbergbauss fällte in der Sitzung am 9. Oktober 1925 fol- 
gende Entscheidungen: 


1. Welches Gehalt erhält ein als Abteilungssteiger ver 
pflichteter Grubensteiger, dem zwar ein bestimmtes Revier 
noch nicht übertragen wurde, der dagegen aber, besonders iu 
der Urlaubszeit, monatelang mit der Vertretung von Abteilungs- 
steigern beauftragt wird? 

Entscheidung: 

„In Vertretungsfällen bei Urlaub und Krankheit wird den 
vertretenden Grubensteigern vom Beginn des vierten Monats ab eine 
Zulage bezahlt, weiche sich errechnet aus der Differenz seines Gruben- 
steigergehalts und dem nächsthöheren Abteilungssteigergehait. Bei der 
Bemessung der Leistungszulagen ist sinngemäß zu verfahren.“ "1 

Folgende Beispiele werden dazu angeführt: 


Bezieht der Grubensteiger ein Gehalt von 205 M., so würde! 
die nächsthöhere Gehaltsstufe des Abteilungssteigers 231 M. 
betragen; beträgt das Grubensteigergehalt 257 M., so käme ein! 
Abteilungssteigergehalt von 269 M. in Frage. 


2. Hat ein Abteilungssteiger Anspruch auf das Gehalt der’! 
Abteilungssteigergruppe vom Tage seiner Verpflichtung ab’! 
oder vom Tage der Uebernahme seines Betriebes? 
Entscheidung: 

„Die Entscheidung des Schiedsausschusses wird dahingehend gefällt} 
daß für die Zahlung der Abteilungssteigerbezüge die Aufnahme der! 
Tätigkeit des Abteilungssteigers maßgebend ist, so-! 
fern es sich nicht um eine Vertretung in Urlaubs- oder Krankheitsfällen 
handelt, für we:che die gleichfalls in der Sitzung vom 9. Oktober 1925! 
gefällte Entscheidung (siehe unter Zifier 1) in Frage kommt.“ 

3. Dürfen Angestellte unter Beibehaltung ihrer: Angestell- 
tentätigkeit aus dem Angestelltentarif' herausgenommen 
werden? 


Mit Rücksicht auf die vorliegenden Einzelfälle fällt der 
Tarifschiedsausschuß folgende 
Entscheidung: 

„Als einheitliche Auffassung des Tarifschiedsausschusses wird fest- 
gestellt, daß ein Arbeitnehmer, der nach den beim Abschluß des Tarif- 
vertrages vom 24. Januar 1921 maßgebenden Bestimmungen des An 
gestelltenversicherungsgesetzes in dem Angestelltentarif für technisch@ 
Angestellte eingereiht worden ist, auch heute noch Anspruch auf Be= 
handlung nach diesem Tarif besitzt, sofern seine für die Einreihung 
maßgebende Tätigkeit dieselbe geblieben ist.“ 

Im übrigen behalten sich die Parteien vor, unter sich Stel- 
lung zu nehmen zu der Frage: Welche Instanz soll für die Be 
urteilung der Angestelltentätigkeit im Sinne des Tarifvertrages 
für die Folge maßgebend sein? ri u 
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"Nr. 44 
"Knappschaftliches 


_ _ . Aus dem Vorstand der Ruhrknappschaft. Am 8. Oktober 
fand eine Sitzung des Vorstandes der Ruhrknappschait in 
Bochum statt. Nachstehend geben wir die wichtigsten,Be- 
 schlüsse des Vorstandes bekannt: 


„Abfindung der Witwen im Falle ihrer Wieder- 
verheiratung. Bisher stand die Verwaltung der Ruhr-Knappschaft 
auf dem Standpunkt, daß nur solche Witwen auf die Abfin- 
‚duig mit dem dreifachen Jahresbetrage ihrer Pension Anspruch hätten, 
‚deren verstorbene Ehemänner noch unter Herrschaft . des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes versichert gewesen sind. :In einer anhängigen Streit- 
sache hat jetzt der. Knappschaftssenat des Reichsversicherungsamtes ent- 
schieden, daß die Abfindung mit dem dreifachen Jahresbetrage der Pension 
‚auch dann zu erfolgen hat, wenn lediglich die Wiederverheiratung der 
Witwen nach dem 1. Januar 1924 erfolgt ist. Der Vorstand der Ruhr- 
" Knappschaft schließt sich dem Urteil des Knappschaftssenats an, so daß 
‚die Abfindung» der wiederverheirateten Witwen mit dem dreifachen Jahres- 
betrage. ihrer Pension auch dann zu erfolgen hat, wenn der Ehemann 
‚vor dem 1. Januar 1924 gestorben ist, Voraussetzung ist, daß die Wie- 
derverheiratung der. Witwe nach dem 1. Januar 1924 erfolgt.. 
Reisekosten bei Heilverfahren. Bei Bewilligung von 
Badekuren und Heilverfahren übernimmt die Ruhr-Knappschaft die 
Fahrtkosten, die dem Versicherten für die Hin- und Rückreise entstehen. 
In der Regel werden solche Kosten erst nach Beendigung der Kur 
vor der: Heimreise gezahlt, jedoch sollen in besonderen Notfällen die 
Kosten durch die Zweig- und Zahlbezirksbüros auch bereits vor der 
‚Hinreise vorschußweise ‚gezahlt werden. 

Angestellten-Kurhäuser.. Die. Angestelltenvertreter im 

| Vorstand haben die Angestellten-Kurhäuser in Helimarshausen und Rothen- 
ielde unvermutet besichtigt und im allgemeinen al!es in Ordnung ge- 
funden, In Rothenfelde war zu bemängeln, daß der für die Frauen, die 
vom 1. Oktober d. J. ab Aufnahme finden können, vorgesehene Pflege. 
ı satz. von 5,50 Mark zu. hoch erscheint. In der. Vorstandssitzung wurde 
‚beschlossen, für die Angestellten-Kurhäuser folgende Pflegesätze zu be- 
‚rechnen: 

1. Kurhaus „‚Weidmannshof“ in Rothenfelde: a) für 
'Zechen- und 'Knappschaftsbeamte bei mindestens achttägigem Aufenthalt 
‚als Seibstzahler 4 Mark; b) bei weniger als achttägigem Aufenthalt sowie 

ohne Rücksicht auf die- Aufenthaltsdauer für andere der Ruhr-Knappschaft 
Nahestehende (z. B. Knappschaftsangestellte, Krankenschwestern, Beamte 
der Berufsgenossenschaften und der Zechen, die nicht einer Kassenab- 
teilung angehören), ferner für Frauen der unter a und b genannten An- 
gesieliten, sofern sie mit dem Manne das Zimmer teilen, 459 Mark; 
c) für fremde, von der Ruhr-Knappschaft überwiesene Personen 6,50 Mark. 
2. Kurhaus in Winterberg. Für die Gruppe a: im 1. Stock 
5 Mark; im 2, und 3. Stock 4 Mark; für die Gruppe b: im 1. Stock 
| 5 Mark; im 2, und 3. Stock 4,50 Mark; für die Gruppe c: im 1. Stock 
7 Mark; im 2, und 3. Stock 6 Mark. 
’ 3. Sanatorium „Haus Kleine“ in Helmarshausen. Für die 
"Giuppe a: 5 Mark; Gruppe b: 8 Mark; Gruppe c: 10 Mark. In diesen 
‚Sätzen sind die ärztlichen Behandlungskosten einbegriffen. Für fremde, 
“von der Ruhr-Knappschaft überwiesene Personen (Gruppe c) werden aber 
auch die Nebenkosten, wie Röntgenbehandlung, Diathermie, Höhensonne 
usw, berechnet, 
Die Angestelltenvertreter haben sich vorbehalten, zu gegebener Zeit 
die Pflegesätze nochmals zu überprüfen.“ 


Grubensicherheitswesen 


Wann werden die Revierprämien verboten? Der Preußische 
| Landtag hat in seiner Plenarsitzung am 3. Juli 1925 beschlossen, 
daß unbeschadet der herbeizuführenden gesetzlichen Regelung 
alsbald die Bergpolizeiverordnungen dahingehend zu ergänzen 
sind, daß die Gewährung von Revierprämien verboten ist. 
‚Da‘es sich um einen rechtskräftigen Beschluß des Landtages 
mit sofortiger Wirkung handelt, nahmen wir an, daß vom Han- 
delsministerium unverzüglich die erforderlichen Schritte zur 
‚Durchführung des Beschlusses ergriffen werden würden. Leider 
geschah nichts dergleichen. Wir wandten uns deshalb mit 
Schreiben vom 18. August an den Herrn Handelsminister und 
wiesen unter Berufung auf den Landtagsbeschluß darauf hin, 
‚daß im Ruhrrevier noch immer das Revierprämiensystem ge- 
'handhabt. würde. Der Herr Handelsminister gab uns auf 
„unsere Eingabe folgende Antwort: 


‚Berufsfragen der Behördentechniker _ 

R Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes bei der 
"Reichsbahn. Aus Mitgliederkreisen haben wir. in .der letzten 
Zeit. wiederholt Anfragen über die Aussichten der Eisenbahn- 
| Ingenieur-Laufbahn erhalten: -Da.uns bekannt war, daß die 
"Reichsbahn: “eine Vereinheitlichung der ‘technischen 'Beamten- 
'“laufbahn beabsichtigt, haben wir, um über den Stand “der 
Dinge etwas Näheres zu erfahren, uns an die Hauptverwaltung 
“der Deutschen Reichsbahn gewandt. Wir erhielten auf’ unser 
"Schreiben folgende ‚Antwort: - tu 7; WN: o 
7% „Für die 'Laufbahnen des gehobenen technischen Dienstes .gelten :noch 
die bisherigen Ländervorschriften (vgl. z. "B.*für\'das. preußisch-hessische 
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„Außer dem Antrage Leid und Genossen, die Revierprämien berg- 
polizeilich zu verbieten, ist noch ein anderer Antrag vom Landtage an- 
genommen worden, nach welchem das Staatsministerium ersucht wird, 
dahin zu wirken, daß Prämien nur in einer Form gewährt werden, bei 
der die Belange der Grubensicherheit zur Genüge gewahrt werden. Da 
es meines Erachtens möglich ist, auch bei einem gemischten Prämien- 
system, wenn es entsprechend ausgestaltet wird, dieses Ziel zu erreichen, 
beabsichtige ich, hierüber Verhandlungen zwischen den in Betracht 
kommenden Arbeitgeber-- und Arbeitnehmerverbänden herbeizuführen. 
Gleichzeitig wird. geprüft werden, ob. eine bergpolizeiliche Regelung der 
Revierprämienfrage möglich und zweckmäßig. ist... .% } 

‚Man: weiß nicht recht, was man zu diesem Antwortschrei- 
ben sagen-soll. Man ist versucht anzunehmen, daß der Handels- 
minister sich weigert, den Landtagsbeschluß zur Durchführung 
zu bringen, andererseits können wir uns aber nicht denken, 
dad der Handelsminister sich. in einen solchen bewußten 
Gegensatz zum gesetzgebenden Parlament stellen will. Wir 
haben auf das Schreiben seinerzeit geantwortet, daß wir grund- 
sätzlich zur Teilnahme an den beabsichtigten Verhandlungen 
bereit sind. Gleichzeitig brachten wir klar zum Ausdruck, daß 
der Landtagsbeschluß ein unbedingtes Verbot der Gewährung 
von. Revierprämien darstellt. Weiterhin haben wir darauf ver. 
wiesen, daß der erwähnte, im Landtag angenommene zweite 
Antrag dem Sinne nach noch weiter geht als der Revierprä- 
mienbeschluß, indem er die Handhabe bieten soll, noch andere 
Prämien als Revierprämien wegen Gefährdung der Gruben- 
sicherheit zu untersagen. Wir blieben auf unser Schreiben 
bis heute ohne Antwort. Wir haben deshalb Wert darauf ge- 
legt, daß die Angelegenheit bei der Beratung des Bergetats 
im Hauptausschuß von den Parteien behandelt wird. Wie- wir 
erfahren haben, hat der Abgeordnete Otter (Soz.) in der 
Sitzung des Hauptausschusses Anfang September folgende 
Anfrage an die Regierung gerichtet: 


„Ich stelle hiermit an die Preußische Staatsregierung die direkte 
Frage, warum sie bis jetzt ‘den vom Landtag angenommenen ' Antrag 
über das Verbot der Revierprämien noch nicht ausgeführt hat. Ich und 
meine politischen Freunde sind der Meinung, daß die Staatsregierung 
das ausführende Organ dessen ist, was die gesetzgebende Körperschait, 
der Landtag, beschließt. Hat es denn: überhaupt noch einen Zweck, im 
Landtag Anträge zu beraten, durch die gesetzgebende Körperschaft Be- 


. schlüsse zu fassen, wenn sie nachher von den auftragausführenden Staats- - 


organen nicht ausgeführt werden? 

Mit aliem Nachdruck fordern wir von der Staatsregierung die Aus- 
führung der Staatsbeschlüsse. Meine politischen Freunde sind auch um 
die Mittel durchaus nicht verlegen, die uns geeignet erscheinen, um ge- 
faßten Beschlüssen gerecht zu werden.“ 

Sonderbarerweise haben die Regierungsvertreter zu dieser 
Kurzen Anfrage gänzlich geschwiegen. Wir möchten deshalb 
die preußische Regierung darauf aufmerksam machen, daß es 
höchste Zeit wird, den Landtagsbeschluß betreffend Revier- 
prämienverbot in die Praxis umzusetzen. Schon heute möchten 
wir, um keine Verzögerung eintreten und keine Unklarheit auf- 
kommen zu lassen, betonen, daß wir die Einführung eines 
gemischten Prämiensystems ganz entschieden ablehnen. In 
Interesse des Lebens und der Gesundheit der Arbeiter und 
Angestellten im Bergbau müssen wir verlangen, daß die Ge- 
währung. von Revierprämien schleunigst und eindeutig - ver- 
boten wird. 


Zur Gefahrenbekämpfung im Bergbau. Die Einrichtung 
eines Versuchsbergwerks wurde am 10. September im 
Hauptausschuß des Preußischen Landtages anläßlich der Aus- 
sprache über den Bergetat einstimmig beschlossen. Dieser Be- 
schluß ist von größter Bedeutung für. die Weiterentwicklung 
des Grubensicherheitswesens und seine Verwirklichung. leicht 
möglich, da hierfür eine der stillgelegten Ruhrzechen nutzbar 
gemacht werden kann. Auf dieser Grube können dann alle 
einschlägigen Versuche vorgenommen werden, welche not- 
wendig sind, die uns drohenden „Gefahren der Tiefe‘ zu ver- 
mindern. 





Netz: Personalvorschriften, Ausgabe 1914). Die Vereinheitlichung der 
technischen Beamtenlaufbahnen wird vorbereitet. Mit der Einberufung 
votı Fachschülern als Dienstanfänger ist bei der gegenwärtigen wirt- 
schäftlichen Lage vorläufig nicht zu rechnen.“ 

Damit wird bestätigt, daß die Aussichten für die Ergrei- 
fung der technischen Beamtenlaufbahn bei. der Reichsbahn 


denkbar ungünstig liegen. Die Arbeiten der Hauptverwaltung 


zur Vereinheitlichung der technischen Beamtenlaufbahn sind 
noch nicht zum Abschluß gebracht,, so. daß anzunehmen: ist, 
daß sich auch in. dieser Frage irgendwelche Schwierigkeiten 
aufgetürmt* haben, - was angesichts der privatkapitalistischen 


- Einstellung . des Verwaltungsrates an. sieh nicht verwunderlich 
"WÄRE. ©. NT; nur? zur CE 
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Berufisschulpflicht der katastertechnischen Angestellten. Der 
Finanzminister_ ordnet mit Erlaß vom 12. September 1925 
— K.V.1.3815 — folgendes an: 


„Nach dem Gesetz vom 31. Juli 1923 betr. die Erweiterung der Be- 
rufs- (Fortbildungs-) Schulpflicht (G.S. S. 367) sind die in der Kataster- 
verwaltung beschäftigten Büro!ehrlinge, und jugendlichen. Büroangestellten 
beiderlei Geschlechts unter 18 Jahren berufsschulpflichtig, soweit nicht 
die Ausnahmen in den 88 2 und 3a.a.©. Platz greifen. Dementsprechend 
können nach 8 16 Abs. 2 des Gewerbe- und Handelslehrer-Dienstein- 
. kommensgesetzes in der Fassung der V.O. vom 22. April 1924 (G.S. 
S. 219) die Katasterämter für die Geltungsdauer der Verordnung zur 
Leistung von Schulbeiträgen für jeden von ihnen beschäftigten Buroan- 
gestellten, gleichviel, ob diese sich im berufsschulpflichtigen Alter befin- 
den oder nicht, herangezogen werden,“ 

Die in diesem Erlaß angezogenen Bestimmungen lauten: 

„Die Pflicht zum Besuche der Berufsschule ruht, solange der Schul- 
pflichtige eine Öffentliche Fachschule oder Innungs- bzw. Fachvereins- 
schule oder eine Privatschule besucht, deren Unterricht von der Schul- 
aufsichtsbehörde als ausreichender Ersatz für den Unterricht in der Be- 
ruisschule anerkannt ist, oder solange er während mindestens 24 Wochen- 
stunden am Unterricht einer anderen Öffentlichen oder einer vom Staate 
genehmigten oder beaufsichtigten Privatschule teilnimmt. 

Wer das Abschlußzeugnis einer nach $2 anerkannten Fachschule er- 
worben hat. oder eine Ausbildung nachweist, die den Besuch der Be- 
rufsschule entbehrlich macht, oder das Zeugnis über die bestandene Ge- 
sellenprüfung vorlegt, wird von dem Besuche der Berufsschule befreit. 

Er kann jedoch durch Satzung verpflichtet werden, in der Hälfte 
der für die Berufsschüler des Schulbezirks festgesetzten Stundenzahl 
an einem anderen für ihn geeigneten, gegebenenfalls vom Schulvorstande 
testzusetzenden Ersatzunterrichte teilzunehmen. Turnen und Jugendspiel, 
fiir Mädchen auch hauswirtschaftliche Unterweisung, sind als Ersatz- 
unterricht zuzulassen. Für Absolventinnen von Fachschulen ohne haus- 
wirtschaftlichen Unterricht ist ‘in den Ersatzunterricht hauswirtschaft- 
licher Unterricht einzubeziehen.“ 

Hiernach sind sämtliche Angestellte der Katasterverwal- 
tung bis zum 18. Lebensjahr befufsschulpflichtig. Leider wer- 
den in der Praxis diese Bestimmungen wenig beachtet. Es 
wird deshalb die Aufgabe der Betriebsvertretung sein, auf die 
Durchführung dieser Anordnungen zu dringen. 


Versorgungsanstalt der Deutschen Reichspost. Der Verwal- 
tungsrat der Deutschen Reichspost hat in seiner Tagung vom 
22, bis 24. September in München u. a. auch zu der Vorlage 
über die Errichtung der Versorgungsanstalt 
Stellung genommen. Bedauerlicherweise ist die Vorlage nicht 
endgültig vom Verwaltungsrat verabschiedet, da im Arbeits- 
ausschuß des Verwaltungsrates, dem die Vorlage zur weiteren 
Bearbeitung überwiesen wurde, erhebliche Meinungsverschie- 
denheiten, nicht zuletzt auch auffallenderweise von dem Ver- 
treter der preußischen Regierung, geäußert wurden. Ueber die 
Behandlung dieser für die im Reichsdienst beschäftigten Be- 
hördenangestellten so einschneidenden Frage durch den Ar- 
beitsausschuß des Verwaltungsrates entnehmen wir der „All- 
gemeinen Deutschen Beamtenzeitung‘“ noch nachstehende Ein- 
zelheiten: 

„Entgegen den Erwartungen des Reichspostministers und zum nicht 
geringen Erstaunen einer ganzen Anzahl Mitglieder des Verwaltungsrates 
wurden in der Aussprache Bedenken auf Bedenken gegen die Errichtung 
cer Versorgungsanstalt gehäuft. Der Grundton schien zwar zustimmend 


zu sein, jedoch glaubten verschiedene Redner die Sache nicht „über- 
stürzen“ zu sollen. Auch schien ihnen der „jetzige“ Augenblick — die 
Anstalt sollte am 1. Januar 1926 ins Leben treten — ungeeignet zu sein. 


Der Hinweis auf die gründliche Vorbereitung und -auch- darauf, daß 
die beteiligten Gewerkschaften unter Zurückhaltung mancher Wünsche 
„Ihre Zustimmung gegeben hätten, verfing nicht. 

Ein Mitglied aus der Gruppe Reichsrat wünschte die Kasse nur für 
die D.R.P, zu errichten. Es war der Meinung, daß bei Einbeziehung aller 
Reichsverwaltungen ein Gesetz notwendig sei, und man könne dem 
Reichstag nicht vorgreiien. Demgegenüber legte der Vertreter des 
Reichsfinanzministers Wert darauf, daß die Anstalt auch für die anderen 
Reichsverwaltungen dienstbar gemacht werde. Darauf wurde seitens eines 
Mitgliedes des Reichstages der Vorschlag gemacht, .für die anderen 
Reichsverwaltungen eine besondere Abteilung der Anstalt zu bilden und 
dies in den Schlußbestimmungen der Satzungen zum Ausdruck zu 
bringen. 

Besonders fiel auf, daß der Vertreter der preußischen Regierung 
sich in sehr langen Ausführungen gegen die Errichtung der Anstalt 
wandte und mit einem erstaunlichen Fleiß alle möglichen juristischen 
und andere Sophistereien gegen sie ausspielte. Den Höhepunkt bildete 
der — später allerdings berichtigte — Satz: „Die Post ist doch ein 
Wirtschafts- imd nicht ein Sozialversorgungsbetrieb !“ 

Ein Mitglied der Gruppe Reichstag hatte Bedenken, ob Deutschland 
in diesem Augenblick weitere soziale Lasten übernehmen könne. Die 
Arbeiter seien auch von ähnlichen Einrichtungen bei der Industrie nicht 
immer entzückt gewesen, weil dies ihre Freizügigkeit beschränkte, 
Schlimmer sei aber die Gefahr, die in der Schaffung einer Arbeiterlauf- 
bahn der Post für die Erhaltung des Berufsbeamtentums liege. Wenn 
bei der Post mehr und mehr Angestellte und Beamte beschäftigt 
werden, vermehre sich ferner im Konfliktsfall die Gefahr der Lahmlegung 
des Verkehrs durch einen Streik. Den Beamten sei hingegen das 
Streiken verboten. Redner könne im Augenblick keine abschließende 
Stellung einnehmen und bitte um Vertagung. Ebenfalls um Vertagung 
bat ein Mitglied der Gruppe Wirtschaft, das der Vorlage zwar persön- 
lich zustimmte, jedoch den Zeitpunkt der Errichtung der Anstalt aus 
Gründen der allgemeinen Wirtschaftskrise nicht für glücklich hielt. Per- 


2 # 
sönlich stimmte auch ein Mitglied des Personals der Vorlage zu. Es” 
brachte aber auftragsgemäß die Bedenken seiner Gruppe dahin zum 
Ausdruck, daß auch sie in der Errichtung der Versorgungsanstalt eine 
Gefährdung des Berufsbeamtentums der D.R.P. sähe und überdies eine 
Mitwirkung des Hauptbeamtenausschusses bei der Errichtung wünsche. 

Inzwischen hatte der Reichspostminister zu der Frage des Berufs- 
beamtentums folgendes erklärt. Er sei entschiedener Anhänger des 
Berufsbeamtentums. Jedoch sei er Gegner einer unabsehbaren : Ver- 
mehrung von Planstellen. Eine Vermehrung von Planstellen könne nur 
gefordert werden, soweit dies berechtigt sei. Dafür erstrebe er aber eine 
qualitativ höhere Beschäftigung der Beamten und eine entsprechend 
bessere Bezahlung. Von einer Gefährdung des Berufsbeamtentums der 
D.R.P. durch die Errichtung. der Versorgungsanstalt könne keine Rede 
sein. 

Ein anderes Mitglied der Gruppe Reichstag konnte feststellen, daß 
sich die Auffassung des Ministers über das Berufsbeamtentum mit der 
Auffassung sämtlicher Parteien des Reichstages vo!lkommen decke. Dies 
sei kurz vor der Vertagung des Reichstags einheitlich gelegentlich der 
Beratung der Personaliorderungen der Post zum Ausdruck gekommen. 
Eine Gefahr für das Berufsbeamtentum der D.R.P. 
sei nicht zu erkennen. Die Stellen, die Beamtenstellen seien, 
müßten und würden nach wie vor mit Beamten besetzt werden. Da- 
neben gebe es auch, wie jeder wisse, eine große Anzahl anderer Per- 
sonen im Dienst der D.R.P. Die Postagenten gehören auch hierzu. Und 
es sei unverständlich, wie man diesen Personen eine Sozialversicherung ” 
verweigern wolle, die man für die Beamten als selbstverständlich hin- 
nehme. Falsch sei es, zu glauben, daß durch Versagung der Versor- 
gungsanstalt man die Verwaltung und den Reichstag zwingen könnte, - 
sämtliche bei der D.R.P. beschäitigten- Personen ohne jede Rücksicht, 
ob der in seiner Stärke oft schwankende Verkehr sie dauernd notwendig 
mache, in das Beamtenverhältnis zu überführen. Ein solches Vorgehen 
würde vielleicht das Gegenteil einer Stützung des Berufsbeamtentums 
sein, Der Unterschied gezen jetzt würde sich praktisch wie fo!gt gesta ten, 
Diejenigen Kräfte, die zur Auffüllung des Beamtenkörpers gebraucht 
würden, nehme man jetzt aus der Zahl der bei der Post beschäftig- 
ten nicht versorgungsberechtigten Helfer. Die Erfahrung zeige, daß 
diese Helfer, da ihnen nichts geboten wird, sehr fluktuieren. Nach Er- 
tichtung der Versorgungsanstalt wird diese Erscheinung zurückgehen. 
Es werde sich ein‘ Stamın besonders zuverlässiger Helfer bilden, und aus 
diesen wird dann der Beamtenkörper ergänzt. Dies führe aber nicht 
zu einem Abbau des Berufsbeamtentums. Darüber hinaus gebe es aber 
im Dienst der D.R.P. auch Personen, die aus irgendeinem Grund, z.B. 
wegen körperlicher Gebrechen, zu hohen Alters usw. nicht Beamte wer- 
den können. Wolle man diesen die Versorgung versagen? Das sei 
ein sehr kleinlicher und egoistischer Standpunkt. 
Wenn Arbeiter sich gegen ähnliche Einrichtungen in der Privatindıistrie 
gewandt haben, so geschah dies, weil man ihnen mit der Versorgung 
tausend Fesseln anlegte. Dieser Fehler sei hier vermieden . worden. 
jeder, der gehen wolle, könne gehen. Er erhalte seine eingezahlten 
Beiträge im Gegensatz zu den erwähnten Privateinrichtungen zurück. 
Und was die Streikgefahr anbetreffe, so sei es merkwürdig, daß die 
Reichsbahn genatt den umgekehrten Weg verfolge und durch Ueberführung 
von Beamten in das Arbeiterverhältnis diese Gefahr angeblich ver- 
größere. Man solle über Streik und .Streikrecht nicht theoretisieren, weil 
dies zwecklos sei. Eine Torheit wäre es, den Beamten das Streiken 
gesetzlich zu verbieten. Obgleich Redner der letzte sei, der sich nach 
einem Beamtenstreik sehne, sei er doch der Ansicht, daß auch ein solches 
Gesetz einen Beamtenstreik im Ernstfalle nicht verhindern könne. In 
einem solchen Kampf spielen andere Kräfte als die, die sich gesetzlich 
umschreiben lassen. Der unterliegende Teil wird natürlich die Konse- 
quenzen tragen müssen. Um aber Beamtenstreiks zu verhindern, dazu 
gibt es andere, einfachere Mittel, nämlich eine gerechte und an- 
ständige Behandlung. ES sei zu bedauern, daß der Vertreter 
der preußischen Regierung eine solch merkwürdige Stellung eingenom- 
men habe. Von dem Vertreter dieser Regierung habe man mehr soziales 
Verständnis erwartet. Wenn die Verabschiedung der Vorlage in Min- 
chen nicht möglich sei, so sei zu empfehlen, eine weitere Sitzung des 
Arbeitsausschusses im Oktober in Berlin abzuhalten und darauf hinzu« 
wirken, daß die Vorlage spätestens im November vom Plenum des 
Verwaltungsrats verabschiedet wird, : 

Hierauf beschloß der Arbeitsausschuß, dem Plenum die Vertagung 
der Vorlage zu empfehlen. 

Am dritten Sitzungstage wurde dem Plenum des Verwaltungsrats 
ein entsprechender Bericht erstattet, worauf die Vorlage bis zur nächsten, 


am 5. November in Berlin stattfindenden Sitzung vertagt wurde. 





Verwaltungsreform 


Der Entwurf zu einer Reichsstädteordaung. Der Deutsche 
Städtetag hat dem Reichstage den Entwurf zu einer Reichs: 
städteordnung vorgelegt. Dieser Entwurf erschöpft allerdings 
die darin behandelte Materie nicht vollkommen, da er nur als 
Mantelgesetz gedacht ist, innerhalb dessen die einzelnen Län- 
der die Rechtsverhältnisse ihrer Kommunen zu regeln haben. 
Auch ist an den Verhältıtissen bei anderen Selbstverwaltungs- 
körperschaften (Kreisen und Gemeindeverbänden) vorbeigegan- 
gen, so daß für diese noch eine Ergänzung vorgenommen 
werden müßte. Trotzdem ist der Entwurf außerordentlich be- 
achtlich, bedeutet er doch einen wesentlichen Schritt zur Be- 
seitigung der vielen Ungleichheiten-in der Gesetzgebung, die 
nicht nur von Land zu Land, sondern selbst noch in einzelnen 
Ländern vorhanden sind. = 

Der Plan, einen Entwurf für eine Reichsstädteordnung aus- 
zustellen, ist beim Städtetag nicht erst neueren Datums. Bereits” 
der Tagung, die 1924 in Hannover stattfand, lag ein Entwurf” 
vor, dessen Verabschiedung jedoch in erster Linie am Wider- 
stand der Mitglieder des Städtetages scheiterte, die den Links- 


W 


ste 





















‚parteien angehörten. Besonderen Widerstand fanden Bestim- 
mungen des Entwurfes, durch die den Gemeindebeamien das 
passive Wahlrecht genommen werden sollte. Der neue Entwurf 
hat nun den DRan en iingen dieser Tagung Rechmung getragen. 

Es würde zu weit führen, den ganzen Entwurf, der 46 Pa- 
ragraphen umfaßt, hier zu veröffentlichen. Wir können uns 
darauf beschränken, die Bestimmungen bekanntzugeben und 
- zu kritisieren, die die Interessen unserer Mitglieder als Arbeit- 









_ nehmer der Städte berühren, und zwar sind das die Bestimmun- 
- gen über die Anstellung von Beamten und über die Führung 
und Verwaltung der Gemeindebetriebe. 
Für die Anstellung von Beamten sieht der $ 29 folgende 
Bestimmung vor: 
„Die Stadt hat für die Erledigung der behördlichen Angelegenheiten 
die erforderlichen Beamtenstellen einzurichten. 

. Die berufsmäßigen Beamten sind mit Anspruch auf Ruhegehalt und 
Hinterbliebenenversorgung anzustellen. Das Nähere wird durch Reichs- 
gesetz bestimmt. 

Die Besoldungen werden durch Gemeindebeschluß festgesetzt.“ 


Die Fassung der Bestimmungen entspricht inhaltlich nicht 
I" den, was wir als grundsätzliche Forderung dem preußischen 
|" Landtag für die Beratung der preußischen Städteordnung 
unterbreitet haben. Sie läßt den Stadtverwaltungen vollkom- 
| mene. Freiheit, in welchem Umfange sie Beamte anstellen 
wollen, da das Urteil darüber, ob eine Stelle eine Beamtenstelle 
| sein muß oder nicht, ob es sich bei ihr um die Erledigung be- 
|" hördlicher Angelegenheiten handelt, in der Mehrzahl der Fälle 
| von der Einstellung abhängig ist, die die maßgebenden Körper- 
|" schaften und Personen dem Berufsbeamtentum gegenüber ein- 
nehmen. Das gegenseitige Treuverhältnis zwischen öffentlicher 
|" Körperschaft und Arbeitnehmer, das sich gerader im Beamten- 
|" tum verkörpert, verlangt, daß, wie unsere Forderung lautet, 
ı alle Stellen, die der Befriedigung eines dauernden Bedürfnisses 
| dienen, als Beamtenstellen eingerichtet werden. Der Versuch, 
objektive Merkmale dafür, ob eine Stelle Beamtenstelle ist 
_ oder nicht, zu machen, ist bisher noch stets gescheitert. Man 
_ hat versucht, die Uebertragung obrigkeitlicher Funktionen als 
Merkmal hinzustellen. .Aber der Begriff „obrigkeitliche Funk- 
tionen“ ist selbst so vieldeutig, daß eine solche Lösung un- 
 zulänglich ist und schon praktisch weiter nichts übrigbleibt, 
als alle Dauerstellen als Beamtenstellen zu betrachten. 
Bi Für die Führung der Gemeindebetriebe sind 
| folgende Bestimmungen vorgesehen: 
, „g 33. Für Gemeindebetriebe (Gasanstalt, Wasserwerk, Elektrizitäts- 
werk, Straßenbahn, Schlachthof, Markthallen, Landgüter usw.) kann durch 
 Gemeindebeschluß bestimmt werden, daß ihre Verwaltung nach beson- 
deren, die Verwaltung erleichternden Vorschriften geführt wird. 

S 34. Die Städte sind berechtigt, sofern es das Gemeinwohl erfordert, 
durch Ortsgesetz vorzuschreiben, daß die Einwohner verpflichtet sind, 
sich an bestimmte gemeinnützige städtische Einrichtungen anzuschließen. 
Insbesondere kann der Anschluß oder Benutzungszwang vorgeschrie- 
bean werden für städtische Kanalisation, Wasserleitung, Müllabfuhr, 
Straßenreinigung und Leichenbestattung. 

E $ 35. Durch Reichsgesetz wird -die Befugnis der Städte geregelt, 
privatwirtschaftliche, gewerbsmäßige Unternehmungen in die Gemein- 
wirtschaft zu überführen und zum Zwecke des ausschließlichen Betriebes 
eines Wirtschaftszweiges durch die Stadt die Errichtung oder Fortführung 
gleichartiger privatwirtschaftlicher Unternehmungen zu untersagen.“ 

Der $ 33 hat den Zweck, die Verwaltung der Gemeinde- 
 betriebe beweglicher zu. gestalten, als es bei Unterstellung 
unter die städtische Verwaltung und bei Anwendung der Me- 
"thoden des kameralistischen Systemes möglich ist. Er ist zu 
begrüßen, da die Ueberführung von Betrieben und Werken 
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52 Aus dem Bunde >> 
E 
| - Vorstandsbekanntmachungen 


| Ausschluß eines Mitgliedes. Mitglied Nr. 253706 ist auf Grund des 
8 13 aus dem Bunde ausgeschlossen worden. 


I 


"Versammlungskalender 


Greifswald. M. 6. XI. (nicht 4. XI.) Lichtbildervortrag. 8%, Rest. 
Berger, Fischstr, 

‚Kiel. M. 5. XI. 8%, Hotel „Stadt Magdeburg“, Bergstraße. 
Saarbrücken, M. 13. XI. 8%, Knipperbräu, 





Bücherschau 


 Berger-Donau: Arbeitsnachweisgesetz. 2. Auflage. Verlag: I.H. W. Dietz 
Nachfl., Berlin. Preis 10 Mark. 

Gesetzgebung und Literatur: Monatsschrift für Behörden und Beamte. 

Wirtschaftsverlag A. Sudau, G.m.b.H., Berlin. Preis 1,299 Mark pro 

‚ Vierteljahr, 

Hertz, Dr. Paul und Rinner, Dipl.-Volkswirt: Die Lohnsteuer und ihre 

Erleichterungen und Ermäßigungen. Verlagsgesellschaft des A.D.G.B. 

‚Preis brosch,- 1,35 Mark. 

ernationale Kulturliga, Prag Xll: Revue des internationalen Lebens. 

Selbstverlag, 
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in Gesellschaftsform und ähnliche Maßnahmen, die zum großen 
Teil den Zweck hatten, diese aus der bürokratischen Verwal- 
tung herauszulösen, überflüssig würden. Die Frage der Ent- 
kommunalisierung kommunaler Werke wäre, wenn die freiere 
Gestaltung der Verwaltung ermöglicht würde, endgültig er- 
ledigt. Inhaltlich deckt sich die Forderung durchaus mit den 
von uns aufgestellten Grundsätzen. 

Von sehr weittragender Bedeutung könnte der $ 35 wer- 
den, da er den Städten eine Art Enteignungsrecht gibt, 
das sich auch auf Betriebszweige erstreckt, die nach der se- 
bräuchlichen Uebung zur Zeit noch überwiegend durch Pri- 
vate geführt werden. Die Gemeinden könnten unter Anwen- 
dung der hier niedergelegten Prinzipien ganze Wirtschaits- 
zweige, die volkswirtschaftliche Bedeutung haben (man denke 
z. B. an die Brotversorgung) in ihre Hand nehmen und damit 
die Entwicklung des Wirtschaftslebens in gemeinnützigem Sinne 
beeinflussen und vorwärtstreiben. 


Besoldungsfragen 


Die Besoldung der Telegraphengehilien des Funkdienstes. 
Das Reichspostministerium gibt zur Einstufung der Telegraphen- 
gehilfen des Funkdienstes folgendes bekannt: ' 


„Nach der Verfügung vom 21. August 1924 — III. Z. 4048 — sind 
die auf Grund der Verfügung des Reichspostministeriums vom 1. März 
1922 — IV. Z. 1031 — angenommenen Telegraphengehilfen des Funk- 
dienstes zu der Obertelegraphensekretärprüfung, wie sie von den Super- 
numeraren abgelegt wird, zugelassen worden, weil sie dieseibe Fach- 
ausbildung wie die Supernumerare genossen haben. Im Hinblick darauf 
aber, daß diese Gehilfen hinsichtlich der schulwissenschaftlichen Vor- 
bildung nicht den Laufbahnvorschriften und nicht den vom Reichs- 
ministerium des Innern erlassenen Richtlinien für den gehobenen mittleren 
Dienst entsprechen, hat es nicht in der Absicht des Reichspostininisteriums 
gelegen, diese Beamten bei der planmäßigen Anstellung anders zu be- 
handeln, als die Post- und Te'egraphengehiifen der übrigen Dienstzweige. 
Demgemäß. können die inzwischen auf Grund der abgelegten Prüfung 
zu Postpraktikanten ernannten Beamten des Funkdienstes ihre erste 
planmäßige Anstellung nur in der Gruppe VI als Telegraphensekretäre 
finden und somit auch ihre Diäten nur nach der Besoldungsgruppe VI 
erhalten. Durch diese Regelung wird nichts daran geändert, daß die Be- 
amten durch Ablegung der Obersekretärprüfung die Antwartschaft auf die 
Stellen des gehobenen mittleren Dienstes erworben haben. 

Wann sie nach planmäßiger Anstellung in Gruppe VI in die 
Gruppe VII überrücken werden, läßt sich zur Zeit noch nicht übersehen. 
Dem Vernehmen nach sind einzelnen Beamten irrtümlich die Diäten nach 
Gruppe VII gezahlt worden. Mit Rücksicht auf die besondere Lage des 
Fal’es ist das Reichspostministerium damit einverstanden, daß bis Ende 
Juli überzahlte Beiträge in Ausgabe verbleiben.“ 

Diese Anordnung des Postministeriums fordert unseren 
schärfsten Widerspruch heraus. Der Funkdienst ist als tech- 
nischer Obersekretärdienst zu werten. Dieses wird auch da- 
durch anerkannt, daß man die Telegraphengehilfen zu der 
Obertelegraphensekretärprüfung zuläßt und ihnen die Anwart- 
schaft auf die Stellen des gehobenen mittleren Dienstes zu- 
erkennt. Umso unverständlicher ist es, daß dennoch die Ein- 
reihung in die Gruppe VI angeordnet wird, nur weil die Tele- 
graphengehilfen hinsichtlich der schulwissenschaftlichen Vor- 
bildung nicht- den allgemeinen Laufbahnvorschriften entspre- 
chen. Diese Einreihung ist aber auch im Zusammenhang 
mit dem Einspruch des Reichsfinanzministers gegen die Ein- 
reihung der preußischen Sekretäre in die Gruppe VI sehr in- 
teressant. Wir haben also auch hier im Reiche die heiß um- 
strittene Eingangsgruppe VI, die der Reichsfinanzminister für 
die Länderbeamten nicht gelten lassen will. 








Lippmann, Otto: Deutscher Jugendkalender 1926. Metall u. Maschine. 
Verlag: ©. R. Becker, Dresden. 1 R.-M. 

Meyer, Gust. W.: Wie bewerbe ich mich erfolgreich um eine Stellung? 
Technischer Verlag, Bodenbach (Elbe). 1,20 R.-M. 

Molitor, Dr. E.: Das Wesen des Arbeitsvertrages. Schriften des Instituts 
für Arbeitsrecht an der Universität Leipzig. Heft 7. A. Deichertsche 
Verlagsbuchhandlung, Leipzig. 

Mombert, Dr. Paul: Einführung in, das Studium der Konjunktur. Han- 
delshochschulbibliottiek. Band 12. Verlag: G. A. Gloeckner, Leipzig, 
Gebd. 10,60 R.-M. 

Müller-Hagen, Dr. B.: Der wirtschaftliche Auslandsnachrichtendienst in 
Deutschland. Verlag: G. A. Gioeckner, Leipzig. Geh. 1 R.-M. 

Müller, Di. Wilh.: Dynamik I. Sammlung Göschen Nr. 903. Verlag: 
Walter de Gruyter & Co. 1,25 R.-M. 

Niekisch, Ernst: Grundfragen der deutschen Außenpolitik. Der deutsche 
Arbeiter in Politik und Wirtschaft. Heft 2. Verlag der Neuen Ge- 
selischaft, Berlin-Hessenwinkel. 0,60 R.-M. 

Pfändner, Dr.: Kriegsopfer und Siedlung. Nr. 4 der Schriften des 
Bundes der Kriegsbeschädigten, Kriegsteilnehmer und Kriegshinter- 
biiebenen. An der Stralauer Brücke 6. (Erscheint nicht im Buch- 
handel) 0,50 R.-M. 

Reich, Rich.: Zahlenanhang. Ergänzungen zum Taschenbuch der Sozial- 

“ versicherung. Fünfte Ausgabe vom 15. Sept. 1925. Verlag für Wirt- 
schaft und Verkehr. 0,85 R.-M. Taschenbuch mit. auswechselb. 
Zahlenanlı. 3,99 R.-M. > 

Reichsausschuß für sozialistische Bildungsarbeit: Kinderland. Vorwärts- 
Druckerei und Verlagsanstalt, Berlin. 1,25 R.-M. 
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Rheinsberg, E.: Republik; Neue lebende Bilder. 
G.m.b.H., Berlin. 2 R.-M. 

Seid®, Rich.: Die Gewerkschaften nach 
Dietz, Nachf., Berlin. 6 R.-M. 
Sieveking, Dr. H.: Grundzüge der Wirtschaftsichre. Handeishochschul- 

bibliothek. Bd. 20. Verlag: G.A.Gloeckner, Leipzig. Gebd. 13 R.-M. 

Schönaich, Freiherr v.: Vom vorigen zum nächsten Krieg. Verlag der 
Neuen Geselschaft, Beriin-Hessenwinkel. 2 R.-M. 

Uhlands Ingenieurkaiender- 1926. Bearbeitet von F. Wilcke. 
Alfred Kröner, Leipzig. Gebd. 4 .R.-M. 

Verband für  autogene Metallbearbeitung, A.-G.: , Merkbuch für den 
Schmelzschweißer. 1926. Mit einem Notizka'endarium und 8 Kunst- 
drucktafeln. © Hanseatische Verlagsanstalt A.-G., Hamburg. Preis 
Ganzl. 2,50 Mark. 

Verband der Fabrikarbeiter: Protokoll über die Verhandlungen des XV. 
ordentlichen Verbandstages zu Leipzig. 5. bis 11. Juli 1925. Verlag: 
Aug. Brey, Hannover. Preis 3 Mark. 

Vorwärts-Kalender 1926. Vorwärts-Druckerei u. 
2 R.-M. 

Wallfisch-Roulin, Paul: Verhandluingstechnik. .100 Ratschläge über die 
Kunst, mit Erfolg zw verhande!n. Verlag für Wirtschaft und Verkehr, 
Stuttgart. Halbl. 4,80 R.-M. 

Warneyer, Dr. u. Koppe, Dr.: Die Aufwertungsformulare. Industrieverlag 
Spaeth & Linde, Berlin. Preis gell. 4 Mark, geb. 5 Mark. 


A. Hoffmanns Verlag, 
dem Kriege. Verlag: I.H.W. 


Verlag: 


Verlagsanstalt, Berlin. 





Technik. 


. Lehrbuch der Physik in elementarer Darsteliung. Von Arnold 
Berliner. Dritte Auflage mit 734 Abb. Beriin 1924. Verlag: Julius 
Springer. 645. Seiten. Preis gebd.. 18,69 Mark. 

Wenn es schon eine Meisterarbeit bedeutet, mit dem Rüstzeug der 
höheren Mathematik einen Ueberblick über das Gesamtgebiet unseres heu- 
tigen phys.kalischen Wissens in einer noch überschaubaren Form zu bieten, 
um wieviel höher muß ‚noch die Leistung gewertet werden, die in einem 
Werke wie dem vorliegenden, mit elementaren Mitiein ein Gesamt- 
bild des physikalischen Stoffes darbietet” ohne dabei jemals wissenschaft- 
liche Präzision und Gründiichkeit außer acht zu lassen! In einem hand- 
lichen Bande hat der bekannte Herausgeber der „Naturwissenschaften“ 
diese Aufgabe in schlechthin mustergü tiger Weise gelöst. Wo immer 
man das Buch aufschlägt und prüft, sei es in der Beschre’bung der Ver- 
suche, in der Ableitung der Gesetze und Formein, der Dariegung der 
Hypothesen oder in der bildiichen Eriäuterung: immer ist knappe, klare 
Darstel ung der Zustände und Zusammenhänge. behutsame Weiterleitung 
vom. Einfachen zum Komplizierten, kurz, Pädagogik. im besten Sinne ‘auf 
Schritt und Tritt zu spüren. Ganz besonders glücklich ist die überaus 
große Zahl der Zeichnungen. gewähit worden. Hier wird fast durch- 
gängig eine vereinfachie, schematische Körm, die das Prinzip veran- 
schaulicht, gebraucht, um so dem Betrachter stets das Wesen und den 
Zusammenhang mit dem Text vor Augen zu halten. Ueberail ist, soweit 
irgend .mög.ich, auch die aktuellste Prob'ematik mit behandelt worden, 
wie. etwa das Relativitätsprinzip, die @xantentheorie, das Bohrsche 
Atommodel! u. a. m. — Wenn ein Wunsch für eine Neuauflage geäußert 
werden darf, so wäre es. der nach einer Berücksichtigung der Magneto- 
Optik und der $o aufschlußreichen Diskussion des Zeeman-Effektes, so- 
weit dies mit elementaren Mittein möglich ist. 

Das Buch nennt sich bescheiden eine „Einführung“. Es ist weit mehr. 
Für jeden, der, ohne Physiker vom Fach'zu sein, sich über den Stand der 
wichtigsten physikalischen -Fragen unterrichten oder sein Gedächtnis 
wieder auffr'schen will, kann das Werk a's Hand- und Nachschlagebuch 
aufs beste empfohlen werden. In. erster Linie aber kommt es a’s Lehr- 
buch zum Selbststudium wie als Ber'eiter des physika ischen Unterrichtes 
in Frage und sol'te gerade den jungen Techniker und Chemiker als einer 
der vortreitlichsten und zuverlässigsten Führer in die Hand gegeben 
werden. 

Ein umfangreiches Inhaltsverzeichnis, eine sehr instruktive synchro- 
nistische Tabele, ein ausführliches Namen- und ein eingehendes Sach- 
verzeichnis fördern und erleichtern die Benutzung. Pf. 

Bestimmungen des Deutschen Ausschusses für Eisenbeton. Vom 
September 1925. Verlag: Ernst u. Sohn. Preis 1,80 Mark. 

Die neuen Bestimmungen, auf welche die Fachweit eine geraume 
Zeit gewariet hat, sind nun im September "erschienen. Sie enthalten 
gegen .die früheren Bestimmungen vom januar 1916 eine Reihe grund- 
legender Aenderungen und Ergänzungen, we.che nicht nur für die Be- 
rechnungsmethoden, sondern auch für die Wirischaftlichkeit der Beton- 
und Eisenbetonbauten von einschneidender Bedeutung sind. 

Die Bestimmungen sind: in vier Teile zergliedert, enthaltend die 
Bestimmungen für Ausführung von Bauwerken aus Eisenbeton, für Aus- 
führung ebener Steindecken, für Ausführung von Bauwerken aus Beton 
und. für Druckversuche an Würfeln bei Ausführung von Bauwerken aus 
Beton und Eisenbeton. Die Eisenbetonbestimmungen bringen vorweg die 


0,30 Gm. für die 6ge- 
Beilagen nach Vereinbarung. 


or! 


'Ein flottgehendes Baugeschäft mit mechanischer 
"Tischlerwerkstatt, Sägewerk und ‚Buhnanschluß, 
‘in grißerer Stadt Nordwestdeutschlands sucht tä- 
tigen. Teilhaber. Bewerber muß die Baugewerk- 
"schüle absolviert haben, tlöft im’ Kechnen und KI- 
"kulation sei , und Selbständigkeit beweisen; ferner- 
ein Ba:vermögen von 6000 — 10 .000- Rm. besitzen 
Selbstangebote erbeten unter D,T.Z, 364 an 


R. Merkel, Berlin W., 35, Potsdamer Straße 111. |. 







Geschäftliche Anzeigen: 


epaltene Millimeterzeile. 











Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahms: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Stra3s 111. 









Jüngerer 


Hochbautechniker 
sofort gesucht. 


Gewandtheit und Erfahrung in Bauabrechnung und: 
örtlicher Bauführung erforderlich. — Anvebote an 
Bauhütte Oppein, G.m. b. H., Oppeln, Blücherstr. 1. 


einheitlichen Bezeichnungen im Eisenbetonbau, womit einem dringenden 
Bedürfnis abgeholfen ist. Unter‘ den Baustoffen ist neu der hochwertige 
‚Zement und der Stahl- aufgeführt; die Verwendung von Stahl, ist jedoch 
an die Bedingung geknüpft, daß er, nur in Verbindung mit Beton aus 


"höchwertigem Zement als Bewehrung genommen werden kann. Die dann 


für diesen Fall zugelassene. Spannung von 1500 ist vorläufig auf Platten 
beschränkt, Schr wichtig sind die Bestimmungen über die Berechnung 
der kreuzweise bewehrten Platten und“ Pilzdecken, welche dazu beitragen 
werden, diese Platten mehr zur Anwendung zu bringen. Bei der Berech- | 
nung der durchlaufenden Platten ünd Ba’ken ist auf den Verdrehungs- | 
widerstand der Träger bzw.- Stützen Rücksicht genommen; erhalten die 
‘durchlaufenden Platten Auflageverstärkungen, so dürfen die positivei 
Feldmomente kleiner als oline diese Verstärkungen angenommen werden, 
eine Bestimmung, Welche dazu führen wird, daß wieder die konstruktiv 
bessere Ausführung der Platte mit Vouten gewählt wird. Wesentlich ist 
auch, daß die Stützkräfte der durchlaufenden "Platten wie diejenigen 


frei aufliegender Platten berechnet werden ‘dürfen. Die zulässigen 
Spannungen sind ‘jetzt nach der "Gefahrenklasse, ‚welcher der Bauteil. 


angehört und nach dem zur Verwendung gelangenden Zement und Eisen 
abgestuit, und sind zum Teil wesentlich erhöht worden. 

-So .bedeuten die .neuen Bestimmungen einen . großen Fortschritt 
und sind geeignet, den Eisenbetonbau- im wirtschaftlichen Wettbewerb | 
nachdrücklich zu unterstützen, Dipl.-Ing. Padler. | 


Verschiedenes. 1 


Tibet einst und jetzt. Von Charles Bell. 335 Seiten Text. Mit | 
91 bunten und einfarbigen Abbildungen und einer Karte. Verlag: F. A. 
Brockhaus, Leipzig., In Ganzl. gebd. 18 Mark; in Halbl. 23 Mark. 

Die Kol:egen, welche die Reisewerke Sven Hedins, sei es nun in des 
Hauptwerken oder in den Volks- und Jugendausgaben gelesen haben, 
werden sch aus den Werken „Durch Asiens Wüsten“ und „Abenteuer in 
Tibet“ der schweren Enttäuschung erinnern, die Hedin empfand, als es 
ihm trotz Verkleidung und‘ allerlei Listen. nicht gelang, die verbotene’ 
Hauptstadt von Tibet, Lhasa und den Dalai Lama zu besuchen. Der Ver- 
fasser des obigen Werkes, der englische Beamte und Diplomat Charles 
Beli, hatte es 19 Jahre. später, im Jahre 1920, leichter; die politischen 
Zustände hatten sich durch die Revolution in China und durch die voraus- 
gegangene Flucht des Dalai Lama nach Indien so stark zugunsten Eng- 
lands verändert, daß Bell’'vom Dalai Lama se:bst nach Lhasa eingeladen 
werden und fast ein Jahr am Hofe „Seiner Heiligkeit“, des Gottkönigs 
der Lamaisten, verweilen konnte. Diese diplomatische Mission hat Bell 
benutzt, um in seinem Buche ein farbenprächtiges Bild von der tibe- 
tischen Sprache, Geschichte, Religion und Gedankenweit, und damit eis 
Kulturdokument von höchstem Range zu geben. Ein reichhaltiges Bi!der- 
material, zum ‚größten Teile nach sehr gut gelungenen photographischen 
Aufnahmen des Verfassers selbst, darunter ein eigenhändig unterschrie- 
benes Bild des Daiai Lama, vervollständigen in sehr gelungener Weise 
den Text. : 

Der Verlag Brockhaus gibt das Buch als erstes einer neuen Bücher- 
reihe heraus, die den Titel: „Länder und Völker“ führen wird und be" 
stimmt ist, aus der Feder erster Fachleute ein geschlossenes Bild zu 
geben von Geographie und Geschichte ferner Länder, Wesen und Art 
fremder Völker. Au 











Der Kleine Brockhaus. Handbuch des Wissens in einem Bande. 
Verlag: F. A. Brockhaus, Leipzig. In zehn Lieferungen zu 1,99 Mark 
oder in einem Bande zu 23 Mark. 

Von dem Werke ist jetzt die neunte Lieferung erschienen, und der 
Text ist bis zum Worte „Trio“ fortgeschritten. Die Lieferung enthält 
ein Preisausschreiben, das für einen Vierzeiler zur Empfehlung des 
Kleinen Brockhaus Preise im Gesamtwert von 5090 Mark aussetzt. Auch 
diese vorletzte Lieferung ist wieder ein prächtiges Zeugnis tadelloser 
Arbeit. Wir können jedem, der Wert auf ein wirklich gutes Naclı- 
schlagewerk legt, die Anschaffung empfehlen. As 


Vom Kampfrekord zum Massensport. Von Ernst Krafft. Ver- 
lag: I.H.W. Dietz Nachfl. Die Schrift enthält eine kurze, aber sehr 
prägnante Darstellung der Geschichte des Sportes. Die. Bedeutung des 
Arbeitersportes in Gegenwart und Zukunft ist treffend gekennzeichnet. 
Die Schrift muß allen Arbeitersport!ern und allen an der Arbeiterbewegung 
Interessierten auf das wärmste empfohlen werden. Günther. 


zen 


Die neuen Aufwertungsgesetze (Hypothekenaufwertungs- 
gesetz und Anleiheablösungsgesetz) vom 16. Juli 1925. 
Für die Praxis erläutert von Dr. Otto Warneyer, Reichsgerichtsrat 
in Leipzig und Dr. Fritz Koppe, Rechtsanwalt in Berlin. Broschiert 
5,30 Mark, gebunden 6,80 Mark. % 

Unter der großen Füle der angekündigten Aufwertungsliteratur ist 
der Handkommentar der bekannten Aufwertungsspezialisten Reichsgerichts- 
rat Dr. Warneyer und Rechtsanwalt Dr. Koppe besonders hervorzuheben. 
"Se. . 







Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin. 
Schluß der Anzeigenannahm> 4 Tage vor Erscheinen. 


Techniker 
flotter Zeichner, guter Sta- 
tiker, für mein Büro sofort 
gesucht: Eintritt I, oder 
15, November. 


Waldenburg i Schl., Peter Erpin ı, Architekt, 
Hermannstraße 8, Bünde i. Westfalen. 


Für den Verkauf von hochwertisem FILTERKIES -ä 
werden gut eingeführte ständige oder gelegentliche Rz 


Vertreter gesucht. 


Gef! Anerbieten erbeten.unter D,T.Z. 368 an 


[Rene Ra W. 35, Pstamer abe tt. IB 













Zweigstelle, 


leichte Heimarbeit 
nach jedem Ort bei gutem 
Verdien«t vergibt 
3. Hauck, 
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Mikroskope und alle Einzelteile, 
Projekt.- 


Astrofernrohre, 
und Photo-Apparate liefert anerkannt erstklassig und unerreicht 
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Prismengläser, 


preiswert Max Heimbrecht, Optik, Berlin-Oranienburg. Preislisten gratis. 
Er ne a FE Try TA ee 


Redlefurcht und Menschenscheu 


f 


Anerkennung aus all. Kreisen, 


sind Hemmnisse, 


beruflichen 


und: überflüssig, Wie aber er 


die schon so manchen tüchtigen Menschen im 
und gesellschaftlichen Leben an 
seines Zieles dauernd behindert haben. 
Redegewandtheit überall we 5 


der 


Erreichung 
Wer aus 


angel an 


n muß, fühlt sich unbedeutend 
bt es dagegen, wie macht es 


groß und erfüllt jeden mit dem reinen Gefühl seines 
persönlichen Wertes, der seiner Meinung durch eine 
schöne, schwungvolle Rede Ausdruck geben, in Unter- 
haltungen und Diskussionen jeden Augenblick das Wort er- 
greifen, schlagfertig reden und die Menschen für seine Ideen ge- 
winnen kann. Hierzu verhilft der von dem Direktor der Redner- 
Akademie F. A. Brecht herausgegebene tausendfach bewährte 
Fernkursus für praktische Lebenskunst, logisches Denken, 


reie V 


Redner-Akademie R. 


Techniker 


sichern sich und ihre Familie durch den 

Abschluß einer Lebens-, Invaliditäts- od. 

Witwen-Pensions-Versicherung bei dem 
gemeinnützigen 


Preußischen Beumten-Verein 
zu Hannover, 


Lehensversicherungsverein 2.6. 


‚Vertragsanstalt verschiedener Standes- 


| 
| 


| 


und Wirtschaftsorganisationen 
Gegründet 1875. 


Geschäftsgebiet: Das ganze DeutscheReich. 


Er unterscheidet sich von sämtlichen 
größeren deutschen Lebensversicherungs- 
gesellschaften durch folgende 
Sondereinrichtungen: 


Keine Agenten, keine Provi- 
sionen, Aufnahmebeschrän- 
kungaufgesundeste Berufs- 
gruppen, daher niedrigere 
Prämien u. grösste Gewinn- 
aussichten. 


Man fordere Drucksachen ein von der 


Direktion in Hannover 
Raschplatz' 13. 


— 


) Dehung 17.-19. Novemb. 


Naturschutzpark- 


beld-Lotterie 


4918 Gew barohneAbzug=M. 
120000 

:60000 
40000 


4 


Porto u. Liste 35 Pfg. extra, 
J empf.u. vers. auch unt.Nachn. 


Emii Stiller m 


Baldig. Bestellung. erwünscht, 
Diese Lotterie ist für 
Idanz Preußen genehmigt! 


| 
| 


:20000 .... 


‚Original-Lose 


3.30 Neueinrich- 


tung von 
Pfeifen- 
geschäften. 


a Mark 


Hamburg, 
Holzdamm 39 


ortrags- und Redekunst.| 


Ausführl. Broschüre versendet vollständig kostenlos 
Halbeck, Berlin 3, Potsdamer Str. 105a. 


ILICHTPAUS 


BIEGSAM, MIT GLASHELLER 
CELLULOIDPLATTE. 
L} 


SINUS 
DRESDEN 62 


ar naturreinen hellen 
ienen- ” 

Schleuder- Honig 
neuer Ernte, 9 Pfd. netto 
fr. Nachn. I. Ausl. hochfein 
Mk. 11,50, II. Ausl. 10,50. 
1/a Dose I. Ausl. 6,25. Gar. 
Zurückn. Imker H. Preut, 
egr. 1850, Thüle 52, bei 
Friesoythe in Oldenburg. 


Schweizer - Fottkäse! 


dänischer Art, saftige groß- 
gelochte Ware, 
9-Pfund-Postkolli M. 10.60 
Y Pfd. Holst. Kugelkäse „ 5.30 
9 „ Holst. Cervelat-, 
Salami-, PlockwurstM.18.— 
9 Pfd. Schweinekleinfleisch M. 4.60 
Postdose Rollmops, Bis- 
marck-, Bratheringe je M.4.10 


liefert in prima Ware, frel- 
bleibend, ab hier Nachnahme 


Chr. Mehrens, Nortorf (Holst.) 


Gesundheiis- 
Pfeife. 


Diese Bruyere-S.- Pfeife, mit ab- 
schraubbarem Bruyere- Abguß, 
weitgebohrter la Kernspitze,hoch- 
feine Ausführung, 18—19 cm lang, 
liefere franko dort, 
für MR. 3.75 Nachnahme. 
Sauberes, angenehmes 
&{ Rauchen, ein reiner, 
EIG anregender u. nerven- 
stärkend., dab. billigst. 
Rauchgenuß f.jsder- 
mann. Erhalte täglich 
Nachbestellung.. Sie 
erhalten eine dauerh., 
dankbare Pfeife. Be- 
stellen Sie deshalb 

heute noch bei 


Lorsbach’s 
Pfeifen - Industrie 
Düsseldorf 60T, 
Aachener Straße 113. 


Land-RBRadio 


& 
Sämtliche 
- unter Ladenpreisen. 


.m.b. H. 


Radioteile, Apparate, 


Alle Welt spart — 


Am Weltspartag (31.Okt.) mahnen die 
Sparkassen aller Länder erneut und 
eindringlich zur Sparsamkeit. Jeder 
Mensch, gleichviel, welchen Berufs 
und welcher Nation, muß sparen, 


wenn 


er vorwärts kommen will. 


| Auch du mußt sparen! 


Aber nicht bei einer Betriebsspar- 
kasse, beieiner öffentlichen Sparkasse 
oder gar bei einer privatkapitalisti- 


schen 


Bank, sondern nur dort, wo 


deinen Interessen gedient ist, bei der 


Industrieheamten-Sparbank. 


Schriftschablonen :: Normograph 


D.R.P. 


Auslandspatent 
! Prosp. kosenfrei! Sa 
BAHR <zZ System »> KASSEBAUM 


Filler & Fiebig, Berlin S 42 


Nierstein a. Rhein 
Vorzüglicher Tischwein, weiß 
und rot, 1 Liter 0,86 R.-M. 
einschl. Steuer, ab Nierstein. 
Preislistegratis.Proben porto- 
frei gegen Einsendung von 
1,— RM. Weingut Heinrich 
Strub 2, Nierstein a. Rhein 
Nr. 29, Fachwerkhaus. Ge- 
gründet 1864. Großer Wein- 
bergbesitz. Leihfässer 30, 
50 u. 100 Liter. 


Ucher, technische. 
Dr. Max Jänecke, 
Leipzig, Hospitalstr. 102 


Honig 
gar. rein. Blüten-Schleuder- 
Posteimer franko, 9 Pfd., 
netto -Mk. 10,50; 5 Pfd., 
netto Mk. 6,60; edel. Qual. 
9 Pfd. Mk. 11,50. Nach- 
nahme 30 Pfg. mehr. Garant. 
Zurücknahme. H,O. Zöllner. 
Imkerei und Honigversand 
Bevensen (Lünebg. Heide) 


Gutes Nebeneinkommen 
d. leichte schrift]. Heimarbeit. 
Unterlagen 30 Pf. Architekt 
Gleich, Mainhardt (Württ) 


Alleinige Anzeigen- 
u. Bellagen - Annahme 


R. MERKEL 
Berlin W35, Potsdamerstr. 111 


Berlin N 39, Boyenstr. 42 
Telephon: Norden 5679 / (Fabrik) 


komplette Anlagen 20-50 °), 
Preisliste kostenfrei. 


Honig 
Blüten»Schleuder, garantiert 
rein, sus Großimkerei, 
10- Pfund - Büchse 10.50 Mk. 
franko, halbe 6.— M., Nach- 
nahme 50 Pfennig mehr. 

D. Plümer, 
Oberneuland 18 b. Bremen. 
Inhaber silb. und gold. Med. 


30 bis 40 Prozent Ersparnis erzielen Sie, wenn 
Sie Ihre Zigarren direkt von der Fabrik beziehen. Ich 
liefere an Beamte auf 30 Tage Ziel meine 


rein Vehersee-Zigarren 


(helle Farben, schneeweißer Brand, hochfeine Qualität) 
pro Stück zu 7, 10, 13, 15, 20 und 26 Pfg. Die Laden- 
preise dieser Spezialmarken sind 10, 15, 20, 25, 30 und 
40 Pfennig! Machen Sie bitte einen Versuch, und geben 
Sie mir einen Probeauftrag; Sie werden dauernd mein 
Kunde bleiben! — Bei Nachnahmesendungen gewähre 
3 Prozent Rabatt. Bei Bestellungen von 300 Stück an 
liefere portofrei. Genaue, deutliche Anschrift mit An- 
gabe des Berufes sind erbeten. — Abgebaute Beamte 
suche noch als Wiederverkäufer. 

Friedr. Scholle, Zigarrenfabrik, Löhne i. W. 


Hundert &. Il. und Ill. Preise 
Eine Qualiiätsmascdiine von höchster Vollendung 
Billig im Preis! Jahre Garanliei 
88” 100000.de Im Gebrauch! an 
enRennfahrer d. Welt benutzten zu denlängsten.n. 


an Arcona, dasbeste Rad 


ä Rennen aur 


Verlangen Sie Katalog gratis u. franko 


ERS A\ ErnstMachnow 


ir N 
Y ZI) BERLIN C 54, Weinmeistessir. 14 


St 


Schutz u. Verwertung Eisenbetonbäu 


von Neuerungen aller 
Art zu gümstig. Bedingung. 
durch Carl Haiduk, Ing., 
Beriin W 57, Culmstr. 18. 
Langj. Erfahr. (Bundesmitg].) 


von H. Schiüter, 
Bd.I Säuleu. Balken, 
950 M 


‚5 E 
Bd. II Rahmen u. Ge- 
wölbe. 9,50 M. 
Ist leicht verständl. 
Ratenzahlung durch 


B. Meusser, Buchh. 
Berlin W 57/4, Potsdamer Str. 75. 
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An die 


Industriebeamten-Sparbank 
Berlin NW 40 


in. der höchsten Vollendung u. Fülle 
Ein Meisterwerk seiner" bildlichen Ausstattung, in der 
anz neuen Methode, ist die neue monumentale en are „Han 1 
er Kunstwissenschaft“, begründet von Univ.-Prof. Dr. Fritz Burger (München), 
herausgegeben von Univ.-Proiessor Dr. Brinkmann (Köln) und in_geistvoller 
volkstümlicher Form bearbeitet Mn einer ee Bein ee ER 

{ . in herrl. Doppeiton- und. Vierfarbendruck. 
10000 Bilder Gegen at RR Teilzahlungen von 8 _Gmk. 
Man verlange Ansichtssendung. Urteile der Prense: „Ein in jeder beziehung 
roßartiges Werk“ (Zwiebellisch). „Ein. Werk, auf das wir Deutsche stolz sein 
Fönnen.” (Chr. Bücherschatz). „Die neue Kunstgeschichte, die bisher so gut 
wie unbekannt war.“ . (Berl. Tageblatt.) 


Artibus et literis, Gesellschaft für Kunst- und Literatur- 
wissenschaft m. b. H., Abt. K. 16, Potsdam. 


Ich sende heute — durch Postanweisung —_durch Zahlkarte 
(Postscheckkonto 13580 Berlin) — durch den Vertrauensmann 
— durch Banküberweisung den Betrag von 


und bitte, diesen für ein zu eröffnendes — Scheckkonto — ge- 
wöhnliches Sparkonto. — regelmäßiges Sparkonto — gesperrtes 


Sparkonto gemäß Sparordnung zu verwenden. In Zukunft 


spare ich regelmäßig monatlich ungefähr 


Enormbillig u 
Fordern Sie gratis und franko KATALOG von der 
SIGURD”- GESELLSCHAFT m.b.H,CASSEL 333 


Garant. rein arantiert rein u. dick, 
Bienen- on Fg-Postdose 6.50M. 
Schleuder- mankes bei ner 
33 $ ’ stellung v. 10 Dosen 

beste Qualität 10-Pfd.-Dose nur 6. M. geg-Nach- 


halbe nahme, empfiehlt Zimmers Obstgarten, Bamberg. 


6.— M. u.7.— M., Nachnahme f\ 
50 Pfg. mehr. Gar.: Zurückn. 1 
Nichtzutreffendes durchstreichen. Krieger, Imkerei, 
- £ Rietberg 36 (Westfalen). 


5 GEETETSEUETN DEZ REES SE DESTTTERETEEN bereiten Sie, ER. Ihren durch unser, Weihnachtspaket, mit 
Trotz Geldknappheit EHRENSACHE ee 


echtem Peddingrohr, mit 1 Roßhaarbesen, 1 Kokosbesen, 








Adresse 








ist jedem ra on Anschaffung eines jedes Deutschen, nur deutsche Weine zu trinken 1 Schrubber, 2 Scheuerbürsten, 1 Schmutzbürste, 1 Glanz- 
wertvollen Mikroskops mit modern. Zubehör 22er Zeltinger p.Flashe 70 Pfg. bürste, 3 Auftragbürsten, 1 Klosettbürste, zusammen für 
RER En - + ee 22er Uerziger  p.Flasche SO Pig. 10.— Mark frei dort. Auf Wunsch auch jede andere Zu- 
möglich! Wir liefern alle Artikel zur Mikroskopie in 22er Kinheimer p.Flasche 90 Pfg. sammenstellung. Alle Arten Bürsten- und Besenwaren, Korb- 
erstklassiger Qualität zu billigsten Preisen, auch 23er Graacher p.Flasche 100 Pig. waren und Korbmöbel können gelixfert werden. Versand 


nur gegen Nachnahme oder vorherige Kasse. Postscheck- 


gegen beuueme Teilzuhlungen. = hen yon I Brenn A h ; Far = Dorunund. 
Spezialhaus für Mikroskopie u. Laboratoriumsbedarf teph. ses-Geller, Weingutsbesitzer, j 
Badin O 27, Aa ER el RL IR Lie BE Zeltingen a. Mosel. ehrwerkstätten Krüppelanstalten 





Volmarstein i.W. 


Uhlands Ingenieur-Kalender 1926 


begründet von W. H. Uhland 52. Jahrgang bearbeitet von F. Wilcke, Obering. 
Mit gegen 1000 Abbildungen 
Erster Teil: Taschenbuch — Zweiter Teil: Für den Konstruktionstisch 
Ausgabe: Jeder Teil einzeln (Teil I geb., Teil II geh. u. beschnitten) — Ausgabe: Beide Teile in einem Band gebunden 
Jede Ausgabe Mk. 4.— 
Neu hinzugefügt sind Kraftwagenbau, Luftfahrt und die neuesten DIN-Tafeln 
Umfaßt alle Gebiete der Technik. Unenibehrlich für ieden Ingenieur, Werkführer, Studierenden und Schüler der Technik. 





































Ferner: €. Bach R. Lauenstein 
Die Maschinenelemente. Ihre Berechnung und Konstruktion, mit Rück- Die Festigkeitslehre. Elementares Lehrbuch für den Schul- und 
sicht auf die neueren Versuche. Unter Mitwirkung von Julius Bach. Selbstunterricht sowie zum Gebrauch in der Praxis. 
Bd. I. 13. verm. Aufl. Geheftet M. 22.—, Ganzleinen M. 27.—, 16. Aufl.‘ Bearb. von C. Ahrens. Mit 158 Abbildungen im Text. 
Halbldr. M. 30.—. Geh. M. 5.—, Halbln. M 6.80. 
Bad. IL 12. verm. Aufl. Geheftet M.32.—, Ganzleinen M. 37.—, Die graphische Statik. Elementares Lehrbuch für. den Schul- und 
Hälbleder M. 40.—. Selbstunterricht sowie zum Gebrauch in der Praxis. 15. Auflage. 
Handbuch des Maschinentechnikers (Bernoullis Vademekum des Bearbeitet von C. Bastine. Mit 363 Abbildungen im Text. 
Mechanikers). Nachschlagewerk für Techniker, Gewerbetreibende Di Geh. M. 5.—, Halblo, My 6.80, 
und Schüler technischer RT, Bearbeitet von Professor ng Mechanik. Ele mentares Lehrbuch für den Schul- ‚und Selbst- 
BR’ Baumann. hiess MS. unterricht sowie zum Gebrauch in der Praxis, 13. Auflage. Bear- 
AT: beitet von C. Ahrens. Mit 235 Abbildungen im Text. 
H. Müller-Br | Geh. M. 5.—, Ganzin. M. 6.80. 
» eslau Die Eisenkonstruktion des Hochbaues. Für deh Schub und Selbst- 


Die geapblens Statik der Baukonstruktionen. unterricht sowie zum Gebrauch in der Praxis. Bearbeitet von 


2 k ra ei neuer Pe im November 1923. PeBastine #2äfele 

. II, Abt. 1. eh. M. 20.—, GanzIn. M. 23.—, Halbldr..M. 28.—, Eı ail: "pn: 4 . . 

Bd. Il, Abt. 2. Geh: M,22.—, Ganzin. M. 25.—, Halbldr. M. 30.—. N rer 

Die neueren Methoden der Festigkeit und der Statik der Bau- Zweiter Teil: Eisen- u. Deckenbau in Ausführung u. nu 
« 1: “ 







konstruktionen. Geh. M. 15.—, Ganzin. M. 18.—. 5, Aufl. Mit 635 Abb. im Text. Geh. M. 5.50, Halbln. M 
Teilzahlungen gestattet. . — Zu beziehen durch den ; 


Indusftriebeamien-Verlag G. m.b.H. 


Berlin NW 40, Werftstr. Z - Postscheckkonto: Berlin 15550, 






ee 
Verantwort!.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH. Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68% 





"Zeitschrift des. Bundes der löchnischen Angestellten und Beamten. 
Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis" — „Sozialwirtschaitliche Rundschau“ — „Bildung und Unterricht“ 


* Erscheint wöchentlich Frege — -Post- Be vierteljährlich 1.20 °R.M. regen - Adresse: Industriebeamte Berlin. - — Fernsprecher: Amt 
oabit 1088, 7810. — Bankkonten‘ Bank für Arbeiter, Angestellte 
erftstraße 7. - und Beamte, Berlin S 14;' Iadustriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40, 


| TER 45 PA 7, Jahrgang Ask: ER : 5 Bein den 6. November 1925 


_ Postacheckkonto: Berlin Nr. 52 100. — in NW AO. We vom Bund:der: 
technischen Angegjellten und Beamten, Berlin NW Au 


In ‚der Nacht vom 1. zum 2. November ist Kollege 


Josef Horn 


im Krankenhaus in Köln, ds er wegen einer Ver lung vor etwa vierzehn Tagen chen 
'. mußte, im Älter von 53 Jahren von einem Schlaganfall getroffen worden, der zum sofortigen Tode 
‚geführt hat. ’ 
| Der Tätigkeit Home in unserem Bunde ging ein langjähriges Wirken in der österreichischen 
ÄAngestelltenbewegung voraus. Er war im Jahre 1907. Mitbegründer. des Bundes der. technischen 
Beamten Oesterreichs und hat in dieser Bruderorganisation des deutschen Bundes der- technisch- 
„industriellen Beamten bis zum Kriegsausbruch die Stelle des ersten Sekretärs bekleidet. Während 
‚des Krieges war er im Felde. Nach dem Kriege wurde er wieder erster Sekretär des während des 
Krieges aus der Verschmelzung des Bundes der technischen Beamten mit dem Bund der kaufmännisch- 
industriellen Beamten entstandenen Bundes der Industrieangestellten Oesterreichs. 
= "Wie sehr es Horn während seiner Tätigkeit in Oesterreich verstanden hat, sich die Anerkennung 
der dortigen Kollegen zu erringen, davon legte das Schreiben Zeugnis ab, mit dem die Leitung des 
-Bundes der Industrieangestellten Oesterreichs im Jahre 1921 seinem Uebertritt in die Dienste unseres 
Bundes zustimmte. In unserem Bunde war Kollege Horn seit Mitte August 1921 hauptberuflich tätig. Am 
1. Juni 1922 wurde er von dem damaligen Bundesvorstand als Geschäftsführer für die Hauptverwaltung 
bestellt und leitete als solcher nacheinander die Abteilungen Industrie und Baugewerbe und Organisation 
und Mitgliederverwaltung. Am 1. Februar 1924 wurde er auf seinen eigenen Wunsch mit der Leitung 
des Gaues Westdeutschland beauftragt. Aus dieser Tätigkeit, in der er noch vom letzten Gautag 
einstimmig bestätigt worden ist, hat ihn nun der Tod jäh herausgerissen. 

Horn war mit glänzenden Fähigkeiten ausgestattet und besaß ein umfassendes Wissen sowohl 
auf volkswirtschaftlichem als auch auf sozial-rechtlichem Gebiet. Mit einer seltenen Urteilsschärfe 
verband er eine ungewöhnliche Kunst der rednerischen und schriftstellerischen Wiedergabe seiner 
Gedanken. Es-ist für jeden, der ihn noch vor wenigen Wochen im Vollbesitz seiner Arbeitskraft 
hat wirken sehen, kaum faßbar, daß seine Kenntnisse und Fähigkeiten unserer Bewegung nun nicht 
mehr zur Verfügung stehen sollen. Wir betrauern in dem Entschlafenen nicht nur den Kollegen, 
der auf den Posten, auf die er gestellt war, sein Bestes für unsere Sache geleistet hat, sondern auch 
den liebenswürdigen und charaktervollen Menschen, als den wir ihn in jahrelanger Zusammenarbeit 
kennengelernt haben. Unser Bund wird dem Verstorbenen stets ein ehrendes Andenken bewahren. 


Bund der technischen Angestellten und Beamten. 
Der Vorstand. 
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Arbeitsrecht oder Juristenrecht? 


Die Art und Weise, wie anläßlich der Beratung des Ar- 
beitsgerichtsgesetzentwurfes der Versuch gemacht wird, ein 
Zuuftmonopol der Juristen zu schaffen, hat die Gewerkschaften 
gezwungen, erneut die Gründe darzulegen, die — aus dem 
Wesen des Arbeitsrechtes heraus — zu einer Ablehnung der 
formal-juristiichen Behandlung zwingen. Zu dieser Frage, 
bei der die Gewerkschaften sich‘ meist defensiv zu verhalten 
pflegen, nimmt nun auch einmal ein Gewerkschafter offen= 
siv Stellung. { 

Wir bringen diese temperamentvol'en Aeußerungen, weil es 
uns durchaus geboten erscheint, der Oeffentlichkeit, insbeson- 
dere auch Regierung und Parlament, keinen Zweifel darüber zu 
lassen, daß die Versuche, das soziale Arbeitsrecht mit Stricken 
oder mit Fäden an das juristische Prokrustesbett zu fesseln, 
auf die Dauer eine Gegenwehr erzeugen müssen, deren Art 
und Maß vielleicht manchen überraschen dürfte. 


Die Redaktion. 
Den Bestrebungen der Gewerkschaiten, Arbeitsrecht und 


Sozialpolitik auszubauen, wirken seit je die Unternehmer und. 


die ihnen nahestehenden Schichten entgegen. Trotzdem ist es 
gelungen, . das Arbeitsrecht weitgehend auszugestalten. Jedoch 
die alten Feinde sind geblieben, und ihnen gesellen sich neue 
Schichten zu, die zwar nicht groß an Zahl, aber um so bedeu- 
tender an Einfluß sind. Es ıst selbst für die mit dieser Ent- 
wicklung vertrauten Gewerkschafter bis zu einem gewissen 
Grade überraschend, wie wenig ‚sich die Einstellung der 
Richter und der Rechtsanwälte, vor allem auch der juristischen 
Wissenschafter gegen früher geändert hat. 

Der Entwurf eines Ärbeitsgerichtsgesetzes 
hat alle Gegner der Arbeitnehmer, darunter auch juristische 
Wissenschafter, Richter und Rechtsanwälte”auf den Plan ge- 
rufen. Die Masken sind gefallen, es geht um die Eroberung 
der Privilegs der Rechtsgestaltung, der Rechtsprechung und 
der Rechtsvertretung. Unter voller Ausschaltung der Selbst- 
bestimmung der Arbeiter, Angestellten und Beamten will man 
diese ‘eben in juristische „Systeme“, „Disziplinen“ und „For- 
mein‘ zwingen. 

Daß die Gewerkschaiten im Kampfe mit den Unterneh- 
mern durch Tarifverträge das Arbeitsrecht den Bedürfnissen 
der Arbeitskraft anzupassen versucht haben, daß es der poli- 
tischen Vertretung der Arbeitnehmer velımgen ist, nach den 
Wünschen und Forderungen derselben staatliches Arbeitsrecht 
zu schaffen, daß die Arbeitnehmer die selbständige Durchfüh- 
rung des Arbeitsrechts und der Sozialpolitik in zu schaffenden 
Arbeitsbehörden erstreben, wird von den Juristen aller Grade 
mehr und mehr vergessen. 

Strafrecht und bürgerliches Zivilrecht sind bis heute unter 
dem fast ausschließlichen Einfluß der Juristen geblieben, worauf 
es z. B. auch zurückzuführen ist, daß diese in amtlicher Eigen- 
schaft noch gegenwärtig die deutsche Staatsforın nach Belieben 
verneinen können. Die Gewerkschaftsbewegung hat sich aus 
diesen Fesseln befreit, sie hat sich nicht nur weitgehend dem 
geltenden Strafrecht entzogen, sondern auch das Schuldrecht 
durch das errungene Personenrecht ersetzt. Die Gestaltung 
dieses neuen Rechtes ist hauptsächlich das Werk der Ge. 
werkschaften.‘ Man hat glücklicherweise von der Hin- 
zuziehung der Juristen Abstand genommen und ist dabei gut 
gefahren. Leider wurde daneben der Arbeitsrechtsausschuß 
im Reichsarbeitsministerium vorwiegend aus Juristen gebildet, 
sogenannten „Fachleuten“, die sich fast nur in „juristischer 
Logik“ übten und auf die praktischen Bedürfnisse der Men- 
schen weder Rücksicht nahmen, noch bisher zu greiibaren Re- 
sultaten kommen konnten. Was inzwischen geschehen mußte, 
erfolgte auf Grund der drängenden Forderungen der Gewerk- 
schaften und ohne weitere Befragung der Juristen. 

So tat sich neben den Juristen etwas Neues auf, mit dem 
sie sich abfinden mußten. Das geschah nicht durch die An- 
passung an das Leben, sondern durch den Versuch, auch dieses 
netie Leben in die erprobten „Grundsätze und Formeln“ einer 
an sich toten Juristerei einzupressen. Doch die Materie war 
zu groß und zu kräftig, sie überschritt immer erneut das 
Bett des gewohnten juristischen Flusses und machte sich ge- 
waltsam Luft. Einige wenige Wissenschafter, wenige Richter 
und wenige Rechtsanwälte begriffen mehr oder weniger diese 
neue Zeit, die übergroße Mehrzahl kann auch heute diese 
Entwicklung noch nicht begreifen und verstehen. 

Die Stellungnahme zu dem Arbeitsgerichtsgesetzentwurf 
findet alle Juristen vereint, ohne großen Widerstand der weni- 
gen Außenseiter. Es gilt der verhaßten Entwicklung den 
Garaus zu machen. 

Die juristischen Wissenschafter wollen wieder: allein die 
juristischen Formeln fabrizieren, die Richter wollen auf Grund 
derselben wieder allein Recht sprechen und die Rechtsanwälte 
auf derselben Grundlage dieses Recht vertreten. Am liebsten 
möchte man alles wieder auf das Bürgerliche Gesetzbuch zu- 
rückschrauben. Erzwingen die Arbeitnehmer trotzdem neues 
Recht, dann wollen die Juristen wenigstens allein dieses Recht 





in seine Worte zerlegen und dasselbe dann unter Ausschaltung 
seines von den Schöpfern gewollten Sinnes in die juristi- 
schen Formeln pressen. 

Vielfach hat man sich in diesen Juristenkreisen ehrlich 
bemüht, das Arbeitsrecht zu übersehen. Es gibt 


heute erst an einer Universität einen. Lehrstuhl des Arbeits- 


rechts (Berlin).. Ministerialrat Flatow klagt in der „Sozialen 
Praxis“ (Nr. 43/1935) über die bewußte Zurücksetzung des 
Arbeitsrechts durch die Juristen an den Universitäten und 
wendet sich, da die Fakultäten offenbar versagen, an die Kul- 
tusministerien, daß diese die Voraussetzungen schaffen sollen. 
Pottthoff sagt im „Arbeitsrecht“ (Nr. :10/1925, Spalte 843), 
angesichts einer mehr als hundertseitigen. Haarspalterei eines 
Professors über das Wesen des Arbeitsvertrages u. a.: 


„so erwünscht es ist, wenn neuerdings die Fachjuristen sich ‘mit 


dem ganzen Rüstzeug ‘ihrer Dogmatik und Schriftenkenntnis dem wer- 4 


denden Arbeitsrechte und. der‘ Kritik seiner Gesetzentwürfe zuwenden, 
so dringend muß davor gewarnt werden, daß den maßgebenden Einfluß 
auf das Gesetz Theoretiker gewinnen, denen die Praxis des Wirtschafts- 
lebens und seiner Kämpfe nicht geläufig ist.“ 

Professor Kaskel, der das Arbeitsrecht zwar in seiner 
ganzen Bedeutung erkannt hat, sonst jedoch rechtswissen- 


schaitlich-dogmatisch geblieben ist, schreibt in dem Vorwort ° 


seines übrigens sehr wertvollen Buches „Arbeitsrecht“, daß 
die Darstellung „unter Ausschaltung aller po- 
litischen Momente und sozialen Phraseny,-die 
beide die größten Feinde einer wissenschaft- 
lichen Erkenntnisdes Arbeitsrechts sind“, von 
genommen worden ist. Glücklicherweise hat Kaskel 
dann doch die „politischen Momente“ und die „sozialen Phra- 
sen‘ berücksichtigt, er hätte anders zu vielen Materien auch 
überhaupt nicht Stellung nehmen können. Aber dieser Aus- 
spruch in dem bedeutendsten modernen arbeitsrechtlichen 
Werke beleuchtet blitzartig die Situation. Dem Leben wird 
jeder Einfluß abgesprochen, man nennt es Politik und soziale 
hıasen. Woraus, wenn nicht aus dem Leben, wollen nun 
eigentlich die Juristen die „wissenschaftliche Erkenntnis“ ge- 
winnen ?! 
Die zahlreiche arbeitsrechtliche Literatur ist mit ganz 


wenigen Ausnahmen, wo es sich vorwiegend noch um Kom- 


mentare handelt, für die Nichtjuristen vollkommen überflüssig 
und auch ebenso unverständlich. Anscheinend schreiben sich 
die Juristen ihre Bücher zu ihrer gegenseitigen Unterhaltung. 
Dieses Vergnügen können wir ihnen gönnen und mit Wilhelm 
Busch zu den Juristen sagen: „Vergebens predigt Salomo, 
die Menschen machen es doch nicht so!“ 

Die Einstellung der Arbeiter, Angestellten und Beamten 
zu. den juristischen Wissenschaftern, Richtern und Rechtsan- 
wälten muß eine Klärung erfahren. Das Leben besteht nicht 
aus ineinandergeschachtelten unzähligen Gesetzesparagraphen, 
die man zu schönen juristischen Figuren zusammenstellt, son- 
dem das Leben erfordert die Befriedigung und. die Sicherung 
der Bedürfnisse der Menschen. Aerztliche Kunst, Technik und 
Chemie sind wichtiger als alle Juristerei. 

Alle Tatsachen des Lebens lassen sich leicht formulieren. 
Jeder Laie kann feststellen, was sein soll, und was nicht sein 
kann. Dazu bedarf es an sich keiner juristischen Kunst. Uner- 
träglich ist es aber, daß die klare Meinung der Laien, nieder- 
geschrieben in Gesetzen, wenn sie in die juristischen Formeln 
einbezogen worden ist, eine ganz andere Bedeutung erlangt, 
weil sogenannte juristische Grundsätze dies so mit sich bringen. 
Dafür kann die Menschheit kein Verständnis haben, aber ge- 
rade darauf gründen die Juristen ihre geffeimnisvolle Macht, 

Es ist zu verstehen, daß die Juristen auf diesen äußeren 
Schein ungern verzichten. Die übergroße Mehrheit der Men- 
schen hat keinen Anlaß, hierauf Rücksicht zu nehmen. Die Ju- 
risten müssen in die Rolle ausführender Organe der Allgemein- 
heit zurückverwiesen werden. Man halte sie vor allem von der 
Gesetzesschaffung fern, wo die Praktiker allein am Platze sind. 
Die Menschheit und vor allem auch die Arbeiter, Angestellten 
und Beamten wollen sich bei ihrem Aufstieg von allem über- 
flüssigen Ballast befreien. Solcher Ballast ist auch. die Juristerei. 

Schwerer Arbeit wird es noch bedürfen, um die von uns 
erstrebten Arbeitsbehörden durchzusetzen, wo alle die 
Wirtschaft und die Arbeit berührenden Fragen von Arbeitneh- 
mern und Unternehmern zu lösen und unmittelbar auch durch- 
zuführen sind. Hierbei werden und können die Juristen keine 
ausschlaggebende Rolle mehr spielen. Alle Arbeitnehmer und 
vor allem die Gewerkschaften sollen unermüdlich klar und 
deutlich sagen, daß sie sich bei ihrem Aufstieg von den Ju- 
risten keine Vorschriften machen lassen werden. Als ehrliche 
Ratgeber sind uns auch die Juristen willkommen, als Diktato- 
ren müssen wir sie entschieden ablehnen. Die Arbeitneh- 
mer schaffen sich ihr Recht selbst, und sie 
werden auch für dessen Durchsetzung selbst 
sorgen. Der feste Zusammenschluß aller Arbeitnehmer in 


den Gewerkschaften muß auch die Antwort auf die Bestrebun- # 


gen der Juristen sein. Clemens Nörpel. 
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_ Der endgültige Reichswirtschaftsrat 


u. 


Bei einer kritischen Würdigung des in Nr. 43 der „Deut- 
schen Techniker-Zeitung‘“ dargelegrten Inhalts der Referenten- 
entwürfe der Gesetze über den Reichswirtschaftsrat muß von 
der Frage ausgegangen werden, ob die Schaffung eines endgül- 
tigen Reichswirtschaftsrates nach den Vorschlägen dieser Ent- 

' würfe als eine Erfüllung des der Arbeitnehmerschaft in Artikel 
165 der Reichsveriassung gegebenen Versprechens anzusehen 
wäre. Der genannte Verfassungsartikel enthält bekanntlich 
neben der grundsätzlichen Erklärung, daß Arbeiter und An- 
gestellte dazu berufen seien, gleichberechtigt mit den Unter- 
nehmern „an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen 
sowie an der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung der pro- 
duktiven Kräfte mitzuwirken“, ganz bestimmte Angaben über 
den Aufbau des wirtschaftlichen Rätesystems. Aus diesen 
Angaben geht mit aller wünschenswerten Klarheit hervor, daß 
die gleichberechtigte Mitwirkung der Arbeiter und Angestellten 
an der Erfüllung der gesamten wirtschaftlichen Aufgaben nicht 
auf die zentrale Spitze der Räteorganisation beschränkt sein 
soll, sondern daß ihnen auch bezirklich in den zu errichtenden 
öffentlich-rechtlilhen Wirtschaftsvertretungen der gleiche Ein- 
fluß wie den Unternehmern zusteht. 

Der Verfassungsausschuß des Vorläufigen Reichswirt- 
schaftsrates ist nach vielmonatlichen Verhandlungen über die 
Errichtung von Bezirkswirtschaftsräten zu dem Ergebnis ge- 
kommen, daß es nicht ratsam wäre, Bezirkswirtschaftsräte zu 
schaffen und die schon bestehenden Industrie- und Handels- 
kammern, Landwirtschaftskammern und Handwerks- und Ge- 
werbekammern als reine Unternehmerverfretungen weiter- 
bestehen zu lassen, sondern daß es zweckmäßiger sei, mit der 
Durchführung des in Artikel 165 ausgesprochenen Verfassungs- 
grundsatzes bei diesen Kammern zu beginnen. 

. In den vorliegenden Referentenentwürfen der Gesetze über 
den endgültigen Reichswirtschaftsrat ist jedoch von einer Aen- 
derung des bestehenden Zustandes bei den Berufskammern mit 
keinem Wort die Rede. Offenbar beabsichtigt also die Reichs- 
regierung, diese Kammern als reine Unternehmer- 
vertretungen weiterbestehen zu lassen und die 
| Heranziehung der Arbeiter und Angestellten zur gleichberech- 
| tigten Mitwirkung an der Entwicklung der produktiven Kräfte 
tatsächlich auf den Reichswirtschaftsrat zu beschränken. Diese 

Absicht, die, wie in den vorstehenden Ausführungen dargelegt, 

mit dem Sinn und Wortlaut des Art. 165 der Reichsverfassung 
in keiner Weise zu vereinbaren ist, fordert um so" mehr zum 

Widerspruch heraus, als der Verfassungsausschuß des Vorläufi- 
gen Reichswirtschaftsrates bereits Ende 1922 Leitsätze für 
eine den Forderungen der wirtschaftlichen Demokratie ent- 
sprechende Umgestaltung der Berufskammern auf- 
gestellt hat, die sehr wohl als Grundlage für eine entsprechende 
Gesetzgebung benutzt werden könnten. Es muß von Ärbeitneh- 
merseite mit aller Entschiedenheit gefordert werden, daß die 
Gesetze über den endgültigen Reichswirtschaftsrat nicht verab- 
schiedet werden, ohne daß gleichzeitig auch die bestehenden 
Berufskammern in Wirtschaftsvertretungen im Sinne des Ar- 
tikels 165 umgewandelt werden. 

Die_Referentenentwürfe lassen aber nicht nur die Absicht 
erkennen, die Durchführung des Artikels 165 — was den 
Gesamtaufbau der Räteorganisation anlangt — soweit als 
"möglich zu sabotieren, sondern sie versuchen auch, dem end- 
gültigen Reichswirtschaftsrat eine Zusammensetzung zu 
geben, bei der von einer wirklich gleichberechtigten Mitwir- 
kung der Arbeiter und Angestellten keine Rede mehr sein 
könnte. Im Vorläufigen Reichswirtschaftsrat bestehen drei 
Abteilungen, von denen die erste die Vertreter der Unterneh- 
mer, die zweite die der Arbeitnehmer, die dritte die der Ver- 
braucher, der Beamten und der freien Berufe sowie die vom 
Reichsrat und der Reichsregierung ernannten Mitglieder um- 
daßt. Das zahlenmäßige Stärkeverhältnis der drei Abteilungen 
ist 128:128:70. Die Abteilung II ist also im Vorläufigen 
"Reichswirtschaftsrat nur wenig mehr als halb so stark 
wie die Abteilungen I und II jede für sich. Im endgültigen 
Reichswirtschaftsrat sollen nach dem Referentenentwurf des 
Ausführungsgesetzes aus den 126 ständigen Mitgliedern vier 
Abteilungen gebildet werden, wobei auf die Abteilungen T (Un- 
ternehmervertreter) und II (Arbeitnehmervertreter) je 41. und 
auf die beiden Abteilungen III und IV, die zusammen der Ab- 
teilung II des Vorläwfigen Reichswirtschaftsrates entsprechen, 
insgesamt 44 Mitglieder entfallen sollen.” Während also im 
"Vorläufigen Reichswirtschaftsrat die Abteilung HI nur wenig 
mehr als ein Fünftel der Gesamtmitgliederzahl umfaßt, 
sollen im endgültigen Reichswirtschaftsrat die beiden Abtei- 
Jungen IH ung IVzusammenmehralseiuDrittel 
der Gesamtzahl der ständigen Mitglieder zählen. Selbstver- 
ständlich würde dadurch der Einfluß der Arbeitnehmervertre- 
‚ter auf die gutachtlichen Entscheidungen des-Reichswirtschafts- 
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rates noch weiter zurückgedrängt, als er es schon im Vorläufi- 
gen Reichswirtschaftsrat ist. 


Es kommt aber noch hinzu, daß nach den Vorschlägen des 


» Referentenentwurfes der Abteilung III eine Zusammensetzung 


gegeben werden soll, die mit der Forderung nach paritätischer 
Zusammensetzung des Reichswirtschaftsrates in keiner Weise 
zu vereinbaren ist. Von den insgesamt 14 Mitgliedern dieser 
Abteilung sollen 6 Vertreter der Städte, der Landgemeiuden 
und der Landkreise sein, 3 Vertreter der öffentlich-rechtlichen 
Versicherungs- und Kreditanstalten, 3 Vertreter des landwirt- 
schaftlichen und,gewerblichen Genossenschaftswesens und nur 
„2 Vertreter der Konsumgenossenschaften. 12 Mitgliedern der 
Abteilung III, von denen nach den Erfahrungen im Vorläufigen 
Reichswirtschaftsrat anzunehmen ist, daß sie mamentlich in so- 
zialpolitischen Fragen Arbeitgeberinteressen vertreten würden, 
ständen also ganze zwei gegenüber, von denen eine Unterstüt- 
zung der Arbeitnehmerforderungen zu erwarten wäre. 

Eine solche Abbiegung ihrer gleichberechtigten Mitwirkung 
im endgültigen Reichswirtschaftsrat kann sich die Arbeitneh- 
merschaft selbstverständlich nicht gefallen lassen. Sie muß 
nicht nur fordern, daß es im endgültigen Reichswirtschaftsrat 
ebenso wie im Vorläufigen bei drei Abteilungen bleibt, und daß 
das zahlenmäßige Stärkeverhältnis der Abteilung II zu den Ab- 
teilungen I und Il zum mindesten nicht zu ihren Gunsten ver- 
ändert wird, sondern sie muß vor allem auch verlangen, daß 
der Abteilung III eine Zusammensetzung gegeben wird, die 
Gewähr dagegen bietet, daß durch sie der Einfluß der beiden 
Hauptwirtschaftsgruppen auf die Entscheidungen des Reichs- 
wirtschaftsrates zugunsten der Unternehmer verschoben wird. 

Ganz besonders fordert neben det bisher besprochenen 
Mängeln der Referentenentwürfe die aus einer ganzen Reihe 
von Bestimmungen hervortretende Absicht zum Widerspruch 
heraus, den endgültigen Reichswirtschaftsrat zu einer Einrich- 
tung zu machen, die sich nüur am GängelbandederRe- 
gierung bewegen darf. Die Regierung will nicht nur einen 
erheblich weiter als im Vorläufigen Reichswirtschaftsrat gehen- 
den Einfluß auf die Zusammensetzung des ganzen Reichswirt- 
schaftsrates und seiner Ausschüsse bekommen, sondern & 34 
des Referentenentwurfes für das Ausführungsgesetz sieht dar- 
über hinaus vor, daß ein Vertreter der Reichsregierung den 
Vorsitz in den Haupt- und Sonderausschüssen führen soll. 
Wenn man weiß, was für einen weitgehenden Einfluß ein ge- 
schickter Vorsitzender nicht nur auf die Arbeitsweise, sondern 
auch auf die Entscheidungen einer Körperschaft auszuüben ver- 
mag, so ist es klar, was mit dieser Bestimmung beabsichtigt ist. 
Der Referentenentwurf will aber auch die Bildung von Sonder- 
ausschüssen und gemeinsame Sitzungen der Hauptausschüsse 
nicht nur von der Zustimmung des Vorstandes, sondern auch 
von der der Reichsregierung abhängig machen. 

Den Gipfel erreicht die Bevormundung des künftigen 
Reichswirtschaftsrates durch die Regierung in den Bestimmun- 
gen über den „Ausschuß zur Untersuchung tatsächlicher Ver- 
hältnisse auf wirtschafts- und sozialpolitischem Gebiet‘. Nicht 
nur, daß dieser Ausschuß nur mit- Zustimmung der Regierung 
eingesetzt werden dari, und daß er zur Hälfte aus Mitgliedern 
bestehen soll, die von der Reichsregierung oder vom Reichsrat 
ernannt sind, darüber hinaus sind so gut wie alle Aufgaben und 
Befugnisse des Ausschusses in der”Hand seines Vorsitzenden 
vereinigt, der ein Beauftragter der Reichsregie- 
rung sein soll. 

Es ist wohl anzunehmen, daß gegen diese Absicht, den 
künftigen Reichswirtschaftsrat zu einer Institution zu machen, 
die ganz und gar von der Regierung abhängt, nicht nur die 
Arbeitnehmer, sondern auch die Unternehmer Einspruch er- 
heben werden. Ein Reichswirtschaftsrat, der nicht die oberste, 
selbständige und nach allen Seiten unabhängige Wirtschaftsver- 
tretung sein soll, sondern lediglich eine Attrappe, hätte über- 
haupt keinen Sinn und würde aller Voraussicht nach von den 
Unternehmern ebenso wie von den Arbeitnehmern abgelehnt 
werden. 

Was schließlich die Vertretung der Angestell- 
ten im künftigen Reichswirtschaftsrat anlangt, 
so vermag die unklare und dehnbare Bestimmung im $ 2 des 
Referentenentwurfes für das Ausführungsgesetz, daß sich unter 
den insgesamt 41 Vertretern der Arbeitnehmer „in angemesse- 
ner Zahl‘ Vertreter der Angestellten befinden müssen, nicht 
eben starkes Vertrauen zu erwecken, daß die verschiedenen 
Berufsgruppen der Angestellten im endgültigen Reichswirt- 
schaftsrat wirklich eine Vertretung bekommen, die ihrer Be- 
deutung für die Volkswirtschaft entspricht. Gewiß ist zuzu- 
geben, daß außerordentliche Schwierigkeiten entstehen, sobald 
man anfangen will, im Gesetz die insgesamt 41 Arbeitnehmer- 
vertreter nicht nur auf die verschiedenen Gewerkschaftsrich- 
tungen, sondern auch auf die verschiedenen Berufsgruppen 
der Arbeiter und Angestellten zu verteilen. Der Referenten- 
entwurf beschränkt sich darauf, für einige wenige Berufsgrup- 
pen der Angestellten und Arbeiter Mindestvertreterzahlen vor- 
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zuschreiben. Dieser Ausnahmebehandlung der betreffenden .Be- 
rufsgruppen muß entschieden widersprochen werden. Ent- 
weuer beschränkt man sich im Gesetz darauf, zu bestimmen, 
daß insgesamt 41 Arbeitnehmervertreter von den Spitzenorgani- 
sationen der drei großen Gewerkschaftsrichtungen gemeinsam 
benannt werden sollen, oder man geht konsequent den Weg, 
im.‘ Gesetz selbst die Verteilung der Arbeitnehmervertreter 
auf die zahlreichen Berufsgruppen der Arbeiter und Angestell- 
ten vorzunehmen. Dann darf man sich aber nicht auf einige 
wenige Berufsgruppen beschränken, sondern muß diesen Weg 
bis zu Ende gehen. Es wird sich dann ‘sehr schnell zeigen, 
ob bei entsprechender Anwendung der im Referentenentwurf 
genannten Mindestvertreterzahlen für die Arbeiter und Ange- 
stellten der Länd- und Forstwirtschaft, der Seeschiffahrt und 
des Transportgewerbes auf. die übrigen Berufsgruppen mit 
insgesamt 41 Arbeitnehmervertretern auszukommen ist. 
Damit, daß wir in den vorstehenden Ausführungen unsere 
Kritik an den Referentenentwürfen auf ‘vier Hauptgesichts- 
punkte beschränkt haben, soll’ keineswegs gesagt sein, daß wir 
mit dem übrigen Inhalt’ der Entwürfe einverstanden sind. Es 
kam uns nur darauf an, das Wesentliche/in den: Vorder- 
grund zu rücken, weil es im gegenwärtigen Stadium der :Bex 
ratungen wenig Zweck ‚hat, sich mit unwichtigen 'Nebenfragen 


zu. beschäftigen. Außerdem ergibt sich auch schon aus unse- 


ren Ausführungen über die Hauptmängel’der Entwürfe, daß sie 
noch einer sehr gründlichen Umarbeitung’ unterzogen werden 
müssen, wenn sie die Zustimmung der Arbeitnehmerschaft 


finden sollen. ' R Otto Schweitzer. 


. Der Ausschuß des Allgemeinen freien Ange- 
stelltenbundes hat in seiner Sitzung am 26. Oktober 
1925 nach einem Referat des Kollegen Schweitzer über 
die ‚Referentenentwürfe der" Gesetze über den endgültigen 
Reichswirtschaftsrat einstimmig folgende Entschließung 
angenommen: 


„Der Bundesausschuß des Allgemeinen. ‚freien Angestelltenbundes 
hat in seiner Sitzung vom 26. Oktober 1925 von dem wesentlichen -In- 
halt der Referentenentwürfe eines Gesetzes über den Reichswirtschafts- 
rat und eines Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes über den Reichs- 
wirtschaftsrat Kenntnis. genommen. Er bedauert, den Referentenentwürfen 
in der vorliegenden Fassung vor allem aus folgenden Gründen nicht seine 
Zustimmung geben zu können: 

1. .In den Referentenentwürfen ist mit keinem Wort von einer 
Aenderung des bestehenden Zustandes in der Unterstufe der öffent- 
lich-rechtlichen .Wirtschaftsvertretungen, .d. h. ‘bei den .Industrie- und 
Handelskammern, .den ‚Handwerkskammern und Landwirtschaftskammern 
die: Rede. Daraus. muß der Schluß gezogen werden, daß die Regierung 
beabsichtigt, diese Kammern als reine Unternehmervertretungen weiter 
bestehen zu lassen. Diese Absicht ist mit dem Wortlaut und Sinn des 
Artikels 165 der Reichsverfassung, der die Arbeiter und Angestellten 
dazu beruft, gleichberechtigt mit den Unternehmern „an der gesamten 
wirtschaftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte mitzuwirken“ unver- 
einbar, Sie fordert um so mehr zum Widerspruch heraus, als der 
Verfassungsausschuß des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates bereits Ende 
1922 Leitsätze für die Umgestaltung dieser Kammern verabschiedet 
hat. Es muß deshalb gefordert werden, daß gleichzeitig mit der 
Schaffung des endgültigen Reichswirtschaftsrates die Umgestaltung der 
bestehenden öffentlich-rechtlichen * Berufsvertretungen im Sinne einer 
gleichberechtigten Mitwirkung der. Arbeiter und Angestellten an der 
Lösung ihrer Aufgaben vorgenommen wird. 

2. Durch die Absicht, neben den Abteilungen der Unternehmer- (I) 
und der Arbeitnehmervertreter (Il), noch zwei Abteilungen (III u. IV), 
die zusammen mehr als ein Drittel der Mitglieder des endgültigen Reichs- 
wirtschaftsrates umfassen sollen, an Stelle der im Vorläufigen Reichs- 
wirtschaftsrat bestehenden Abteilung III zu bilden, würde der Einfluß 
der Arbeitnehmer auf die gutachtlichen Entscheidungen des Reichswirt- 
schaftsrates noch weiter beeinträchtigt als seither. Dazu kommt, daß 
durch die: beabsichtigte Zusammensetzung ‘der künftigen Abteilung IN 
die. Parität im endgültigen Reichswirtschaftsrat entscheidend zuungunsten 
der Arbeitnehmer durchbrochen würde. Es muß gefordert werden, daß 
es auch im endgültigen Reichswirtschaftsrat bei drei Abteilungen bleibt, 
daß die dritte Abteilung im Verhältnis zu den beiden anderen Abteilun- 
gen nicht stärker wird, als sie im Vorläufigen Reichswirtschaftsrat ist und 
daß sie eine Zusammensetzung erhält, die Gewähr dagegen bietet, daß 
die Parität zuungunsten der Arbeitnehmer verletzt wird. 

3. Entschieden muß der aus den Referentenentwürfen ersichtlichen 
Absicht widersprochen werden, den endgültigen Reichswirtschaftsrat voll- 
kommen an das Gängelband der Regierung zu nehmen. Diese Absicht 
tritt nicht nur in den Bestimmungen der $$ 34 (Vorsitz in den Aus- 
schüssen), 26 (Bildung von Sonderausschüssen) und 39 (Abhaltung ge- 
meinsamer Ausschußsitzungen) zutage, sondern vor allem in den. Be- 
stimmungen über den Ausschuß zur Untersuchung tatsächlicher Verhält- 
nisse auf wirtschafts- und sozialpolitischem Gebiet. Diese Bestimmun- 
gen in den Referentenentwürfen müssen. so geändert werden, daß die 
unabhängige und selbständige Stellung des Reichswirtschaftsrats gegen- 
über der Regierung gesichert erscheint. 

Was die Vertretung der Angestellten im endgültigen Reichswirt- 
schaftsrat anlangt, so hat der Ausschuß Bedenken gegen die dehnbare 
und unklare Bestimmung des Referentenentwurfes für‘ das Ausführungs- 
gesetz, wonach sich unter den 41 Mitgliedern der Abteilung II „in an- 
gemessener Zahl“ Vertreter der Angestellten befinden müssen. Es muß 
gefordert werden, daß den Angestellten eine -solche Zahl von Ver- 
tretern im Gesetz gesichert wird, daß wenigstens die wichtigsten Berufs- 
gruppen der Angestellten eine ständige. Vertretung im Reichswirtschafts- 
rat, bekommen, 
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... Der. Bundesausschuß beauftragt den Bundesvorstand; diese- Forde- 
rungen gegenüber .der Regierung und...dem.. Reichstag‘ mit. Nachdruck 
zu vertreten. Er ersucht die freigewerkschäftlichen Angestelltenvertreter ' 
im Verfassungsausschuß des ' Vorläüfigen Reichswirtschaftsrats, darauf 
zu achten, daß diese Gesichtspunkte auch bei der‘ Begutachtung der 
Referentenentwürfe durch‘ den Verfassungsausschuß::berücksichtigt werden.“ 


oo. Rundschau . oa 
Wirtschafts- und Finanzpolitik... 


Die Verteuerung der Lebensmittel.‘ Der „Vössischen Zei-" 
tung‘ vom 1. "November ‘entnehmen wir folgende Uebersicht 
über die Verteuerung der‘ Lebensmittel seit Juli 192%:  ' " 

‘ Am’ 1.:Oktober, also genati "vor einem Monat, ist die Frist 
abgelaufen, ‘ die ‚nach den Erklärungen der’ Reichsregierung - 
das Ende der Teuerung bedeüten 'sollte. An Erklärungen, ‘was 
die. Regierung zu tun-gedenke, um mit allen ihr zür Verfügung | 
stehenden Mitteln auf eine Senkung hinzuwirken, hät es wahr- 
lich nicht. gefehlt.: ‘sogar Einzelmaßnahmen wurden 'veröffent- 
licht. Hier und da wurden sogar, Vorschrifter, gegen gewisse | 
Einzelhandelsgeschäfte, wie ‘Fleischer und Bäcker, erlassen, 
die recht lakonisch klangen und än gewisse Kriegszwangs- 
maßnahmen erinnerten. Es kam der Monat Oktober, es kam 
die: Konferenz ‘von Locarno, dorthin wandte sich das Interesse 
der Reichsregierung sowie des Publikums: das Thema ‚„Preis- 
abbau‘‘ war plötzlich nicht ‘mehr ‘aktuell. ® Be | 

Jetzt ist der Monat Oktober vorbei,’ und 30 Tıge nach der 
Frist des 1. Oktober stellt sich die Lage so dar, daß die Preise 
sich in den letzten Wochen ‘nicht gesenkt, sondern wieder- 
um beträchtlich erhöht haben. ER 

Es soll hier nicht untersucht werden, wie das möglich war, 
es soll auch nicht nach dem Schuldigen gesucht werden. Die 


























liches Bild, daß jeder Kommentar überflüssig ist: 1 


* 


Am deutlichsten stellt sich. die. aufsteirende Kürve. der Er- 
nährungskosten in den Preisen der Lebensmittel.dar. Aus 
der Aufstellung des Statistischen Amtes der Stadt Berlin 
über die Ernährungskosten der Hauptstadt ergibt sich ein psy- 
chologisch sehr interessantes. Bild:. vom Mai dieses Jahres ab 
begann die steil aufsteigende Linie der Preiserhöhung. Wenn 
man die Kosten für die Ernährung im Juli 1924 mit 109 an- 
nimmt, so ergibt sich im Mai 1925 ein Stand.von 113,4, im 
August von 128,7. Da kündigte nun im ‚September die Regie- 
rung Maßnahmen an, und sofort begannen die Preise um ein 
weniges nachzugeben. Ende September betrug die Ziffer: 
123,8, und um den Termin des 1. Oktober herum, als alle Welt 
glaubte, nun endlich würde die Regierung handeln, sarık die. 
Ziffer auf 121,8. Aber das dauerte.nur wenige Tage. - Schon: 
um den 10.. Oktober begannen die: Preise. munter zu klettern: 
und standen am. 14. Oktober bereits wieder auf 124; In der. 
zweiten Oktoberhälfte zogen die Preise weiter an, ‚und es 
dürfte bald wieder ung’efähr der. Höchststand 
vom August erreicht sein. a 

Außer Fleisch, Wurstwaren, Fisch, Käse ist.vor allem 
Gemüse gegenüber dem Frieden außerordentlich gestiegen. 
So ist der Preis des Spinats im Vergleich mit dem Oktoberpreis 
1913 um fast 300 v. H., der von Kohlrüben um 220, der von ° 
grünen Bohnen um 190, der von Mohrrüben um fast 130, der 
von Sauerkohl und Weißkohl um 100 v. H.- gestiegen. Inter- 
essant sind auch die Vergleichszahlen bei Fleisch und 
Wurst. Am meisten verteuert hat sich Schweinefleisch, das 
etwa 60 bis 70 v. H. teurer ist als im Frieden. Geradezu un- 
Ben sind auch die Steigerungen bei Fischen, besonders 

ei den sogenannten billigen Fischen, also bei Schellfisch, 


| 
| 
| 
Tatsachen, in diesem Falle die Zahlen, sprechen ein so deut-, | 


| 


Kabeljau und Heringen, die alle drei als, Volksnahrungsmittel 


gelten. Der Preis für Heringe ist 200 v.H. höher 


als im Frieden, der von-Schollen um 100 v.H, Bar 


der von Schellfischen 107, der von Kabeljau 
um 140 v. H. Auch der Käse hat sich enorm verteuert. Ein 
Kilogramm Käse kostete im Frieden 80 Pf., jetzt genau das 
Doppelte, ein Kilo Limburger 1,20 M., jetzt 2,40 M., ein Kilo 
Tilsiter früher 2 M., jetzt 3,20 M. $-. 

Wenn man den Kostenbetrag für Fleisch und Wurst im 
Juli 1924 mit 100 annimmt, so ist die Ziffer Mitte Oktober d.J. 
auf 145 gestiegen. Fett, Milch, Käse, Eier um dieselbe Zeit. 
von 100 auf 130. 


* | 3a 

Man wird einwenden, daß diese Angaben, die sich ja nur . 
auf Berlin beziehen, durchaus nicht maßgebend für das ganze 
Reich seien. Aber. dieser Einwand ist leider nicht berechtigt; 
Berlin ist nämlich noch eine verhältnismäßig 
sehr billige Stadt. Nach einer Aufstellung des statistis 
schen. Amtes sehen die Indexziffern für Lebenshaltungskosten 
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in Berlin und dem Reiche (wenn. man die‘ Indexziffer für 


- 1913/14 mit 100 annimmt) folgendermaßen. aus: 
Br EEE, Berlin Deutsches Reich. 


. Juli 1995 1298... -1433 
‚August. 134.6 145,0 
September 132,5 144,9 

[5 


Einen Monat also nach den pompösen Erklärungen der 
En slerang ist die allgemeine Teuerung nicht nur nicht zum 
Stillstand- gekommen, sondern weiter fortgeschritten. Die Be- 
ratungen über Locarno, .die Schwierigkeiten im Kabinett sind 
keine Entschuldigungsgründe für das beredte Schweigen der 
Regierung gegenüber dem weiteren Anwachsen der Teuerung. 
Vor dem 1. Oktober: viel Lärm, jetzt, da sich herausgestellt 
hat: um nichts — herrscht Schweigen. i > 
Will man.es dabei bewenden Tassen? Der preußische In- 
nenninister Severing erklärte vor: kurzem, daß wir einem 
Winter entgegengehen, der vielleicht der schwerste seit Kriegs- 
ende sein werde. Bei den großen Massen der Bevölkerung 
herrsche ungeheure Not. 


stehen uns schlimme Zeiten bevor. Will die Reichsregierung 
sich nun nicht endlich entschließen, nach. dem Fehlschlag vom 
1. Oktober noch einmal zu beginnen, und zwar diesmal ener- 
gischer und. an der richtigen Stelle? Denn die kleinlichen Maß- 
nahmen gegen den ‚Einzelhandel, die Strafverfahren gegen 


I Schlächter und Bäcker schaffen höchstens für einige Tage auf 


ewaltsamem Wege eine Besserung, entfernen aber nicht die 
‚Wurzel des Uebels. Die Wurzel des Uebels ist der 
hohe Zoll. Will man nicht endlich die Zölle herabsetzen, 
die die Hauptschuld an der Teuerung tragen? 


Allgemeine Gewerkschaftsfragen 


Uebera'I dasselbe. Ueber die Verhältnisse im holländischen 
Bergbau lesen wir in einem Artikel ‘des niederländischen Berg- 
arbeiterverbandes in „Het Volk“, daß seit 1920 die Löhne der 
Bergarbeiter um 34 Prozent gesunken seien, und neuerdings 
um weitere 5 Prozent gekürzt werden sollten, da es den Un- 
ternehmern angeblich unmöglich sei, die bisherigen Löhne 
weiterzuzahlen. Nur durch Eingreifen des Arbeitsministers 

sei die neuerliche, völlig  ungerechtiertigte Lohnreduzierung 
verhindert worden. Mangel an Initiative und verkehrte Spar- 
samkeit der Unternehmer seien die Ursache, daß kein befriedi- 
Bender Gewinn erzielt werde. Obwohl die Arbeiter der Staats- 
‚bergwerke zwei Gulden mehr die Woche verdienten, würde 
hier ein größerer Gewinn erzielt. Die schlechten Erträge seien 
- die.Folge der Untüchtigkeit einiger Kapitalisten. 

Wie bei uns klagen also auch die Arbeitgeber in Holland 
über Unrentabilität ihrer Betriebe, die angeblich in der Haupt- 
sache auf zu große Belastung durch die hohen Löhne, Sozial- 
abgaben usw. zurückzuführen sei. Leider ist. es selten mög- 


|-lich, den Unternehmern so klar zu beweisen, daß die Ver- 


schlechterung der Wirtschaftslage nur ihr Verschulden ist, wie 
es hier durch die Ueberschüsse, welche die Staatsbergwerke 


| trotz bedeutend höherer Löhne erzielen konnten, geschehen ist. 


Dies zeigt uns wieder einmal, daß von der privatkapitalisti- 


schen Wirtschaft keine Gesundung der Verhältnisse erwartet 





werden kann. - 


- Wo hat der . Abbau zuerst einzusetzen? Heuchelei 
ist alles Klagen der. Unternehmer über schlechten Ge- 
schäftsgang der Industrie. Denn sonst würden- sie gewiß 
endlich dazu übergehen, das Uebermaß an Direktoren 
_ und leitenden Beamten — deren Zahl im Verhältnis während 
‚der letzten Jahre unheimlich gewachsen ist — abzubauen. So 
beschäftigt die Gutehoffnungshütte heute 8300 Ar- 
‚beiter und 10 Direktoren gegen 9000 Arbeiter und 4 Direk- 
toren vor dem Kriege, die Maschinenfabrik Thyssen jetzt 


| 3600 Arbeiter und 7 Direktoren gegen 3800 Arbeiter und 3 Di- 
‚rektoren 1914, de Dortmun 


er Union jetzt 10000 Ar- 
-beiter, 19 Direktoren und 67 leitende Beamte gegen 6400 Ar- 
beiter, 5 Direktoren und 21 leitende Beamte und die Firma 
Krupp gar 28000 Arbeiter, 37 Direktoren und 730 leitende 
Beamte gegen 30000 Arbeiter, 10 Direktoren und 190 leitende 
Beamte. Es ist also eine Zunahme der Arbeiter von 1,4 Pro- 
zent zu verzeichnen gegenüber 70 Prozent bei den Direktoren 
"und 73 Prozent bei den leitenden Beamten. Die an diese 
Herren gezahlten Gehälter sind bekanntlich nicht niedrig. Es 
"wäre also eine viel richtigere Ersparungsmaßnahme, wenn die 
Werke mit dem Abbau statt bei den unteren und mittleren 


Angestellten bei den leitenden Beamten beginnen würden. 


"Angestelltenbewegung 

Der AfA-Bundesausschuß hielt am 26. Oktober in Berlin 
seine erste Sitzung nach dem zweiten AfA-Gewerkschafts- 
kongreß ab. Er: nahm zunächst einen Rechenschaftsbericht 
für das erste Halbjahr 1925 entgegen und stimmte nachträg- 


‚In der Tat: wenn die Teuerungskurve weiter ansteigt, - 
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lich der vom Bundesvorstand -mit Zustimmung der ange 
schlossenen Verbände vorgenommenen Beitragsregelung zu. 
Außerdem, gab er seine Zustimmung zu der vom Bundesvor- 
stand beschlossenen Anstellung eines Volkswirtes 
in der Person des Herrn Dr. Suhr. Auch die vorliegende 
Geschäftsordnung des Bundesvorstandes wurde ohne 
Widerspruch gutgeheißen. Es folgte sodann ein Vortrag des 
Kollegen Dr. Pfirrmann über den Entwurf eines 
Arbeitsgerichtsgesetzes, der eine lebhafte Aus- 
sprache auslöste. Folgende Entschließung wurde angenommen: 

„Das von der Reichsverfassung versprochene und von den freien 
Gewerkschaften geforderte einheitliche Arbeitsrecht verlangt auch eine 
einheitliche Arbeitsgerichtsbarkeit als Teil einer allgemeinen Arbeits- 
behörde auf der Grundlage der Selbstverwaltung und der maßgeben- 
den Mitwirkung der Arbeitnehmer, Der gegenwärtige Zustand der Ar- 
beitsgerichtsbarkeit ist unerträglich geworden. Die. Zersplitterung in Ge- 
werbe- und Kaufmannsgerichte, Innungsgerichte, arbeitsrechtliche Kam- 
mer der Schlichtungsausschüsse, Berggewerbegerichte und ordentliche 
Gerichte muß unter allen Umständen durch eine einheitliche, dem 
Wesen des Arbeitsrechts entsprechende Arbeitsgerichtsbarkeit ersetzt 
werden. Der vorläufige Entwurf eines Arbeitsgerichtsgesetzes weist 
noch eine Reihe von grundlegenden Mängeln auf, ohne deren Beseiti- 
gung er den freien Gewerkschaften nicht. annehmbar erscheint. 

Die AfA-Bundesausschußsitzung beauftragt deshalb die Vertreter 
des ‚AfA-Bundes im Vorläufigen Reichswirtschaftsrat und im Reichstag, 
für die Durchsetzung folgender Mindestforderungen einzutreten: 

1. Lückenlose Ausdehnung der Arbeitsgerichtsbarkeit auf alle mit 
dem Arbeitsverhältnis in Verbindung stehende Streitigkeiten, insbe- 
sondere aus dem Erfindervertrag und in der Seeschiffahrt, Einbeziehung 
des Arbeitsstrafrechtes auf Verletzungen von Arbeitsschutzbestimmungen, 

2. Aufbau der Arbeitsgerichte als Sondergerichte, in der untersten 
Instanz durch Ausbau der bestehenden Gewerbe- und Kaufmannszerichte, 
in der zweiten Instanz durch Anlehnung an die Oberlandesgerichte, 
unter Berücksichtigung wirtschaftlicher Gesichtspunkte. 

‚3. Bekämpfung eines Monopols. der ordentlichen: Richter auf die 
Posten der Vorsitzenden. 

4. Weitgehende Mitwirkung paritätischer Ausschüsse bei den aufsichts- 
führenden Landesbehörden, insbesondere bei der Bestellung der Vor- 
sitzenden und der Handhabung der Dienstaufsicht. Mitbestimmung. der 
Beisitzerausschüsse in allen Instanzen der Arbeitsgerichtsbarkeit. 

5. Erhöhung der Zahl der Laienrichter auf je zwei in erster und 
zweiter, je drei in der obersten Instanz. 

6.. Schutz der Laienrichter aus Arbeitnchmerkreisen vor willkürlichen 
Kündigungen. 

7. Anerkennung der Gewerkschaften als der berufenen Vertretung 
der Arbeitnchmerschaft, Ablehnung von- Versuchen, die Belegschaften 
als parteifähig anzuerkennen und ihnen oder gar dem einzeinen Arbeit- 
nehmer das Recht zur Vereinbarung des Ausschlusses der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit zu verleihen. Parteifähigkeit der Betriebsvertretungen 
in Streitigkeiten aus dem Betriebsrätegesetz. Beschränkung _des Rechts 
zur Parteivertretung auf Mitglieder und Angestellte wirtschaftlicher 
Vereinigungen. f 

8. Herabsetzung der Kosten der zweiten und dritten Instanz auf die 
der ersten. Zulassung der Revision bei Entlassungsstreitigkeiten aus 
dem Betriebsrätegesetz.“ 

Als letzter Punkt der umfangreichen Tagesordnung folgte. 
ein Vortrag des Kollegen Schweitzer über die Referen- 
tenentwürfe der Gesetze über den endgültigen: 
Reichswirtschaftsrat. Die zu diesem Punkte ange- 
nommene Entschließung ist an anderer Stelle dieser 
Nummer wiedergegeben. 


Berufsfragen 


„Deutsche Amateur-Funkausstellung in Leipzig. Der Ar- 
beiter-Radio-Klub Deutschlands e. V. veranstaltet 
in Leipzig in der Meßhalle in der Gohliser Straße vom 14. bis 
22. November cine Ausstellung für die deutschen Radio-Ama- 
teure. Sie soll dem Austausch von Erfahrungen dienen und den 
Außenstehenden einen Ueberblick über die bisherigen Leistun- 
gen vermitteln. Darüber hinaus soll. die Ausstellung demon- 
strieren, wie es schon mit geringen Mitteln möglich ist, auch 
hochwertige Apparate selbst zu bauen. Sie will in jedem Be- 
sucher den Wunsch wecken, sich dieses modernsten Zweiges 
der Technik zu bedienen. Eine gleichzeitige Ausstellung : der 
Radio-Industrie und des Handels soll dem einzelnen die Mög- 
lichkeit geben, sich über die im Handel befindlichen Materialien 
und deren Preise zu isformieren. Jedem Amateur ist fre'gestellt, 
sich zu beteiligen. Die Aussteliungsleitung hat ihr Büro in 
Leipzig, Sternwartenstraße 4, ptr., EEE: HOIE 


Gekündigte Mitglieder 
BERTTR EEE SEAETLIAERT EEE ESEL ET ELEETTEL TORTE SEE TEST TE TEEN STERBEN 
müssen sich innerhalb sieben Tagen nach 
der Kündigung im Stelfennachweis der Haupt- 
verwaltung eintragen lassen. 


Versäumnis der Meldung gefährdet den 
Anspruch auf Stellenlosenunterstüzung. 
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Industrietarife 

Der Schiedsspruch in der Berliner Metallindustrie von Amts 
wegen verbindlich erklärt. Der Schlichter für den Bezirk Groß- 
Berlin hat gegen den entschiedenen Einspruch des Butab und 
des Deutschen Werkmeisterverbandes den Schiedsspruch vom 
29. September d. J. von Amts wegen für verbindlich erklärt. 
Diese Entscheidung muß um so mehr beiremden, als von uns 
gestellte Anträge auf Verbindlicherklärung in anderen kleineren 
Gruppen in der letzten Zeit fast durchweg abgelehnt worden 
sind. Es scheint also im Wesen des sogenannten Zwangstarifes 
zu liegen, daß er dann anzewandt wird, wenn es sich darum 
handelt, eine mögliche gewerkschaftliche Aktion abzuwürgen. 
Wo jedoch solche „Gefahren“ nicht bestehen, lehnt man Ver- 
bindlicherklärungen, die von Arbeitnehmerseite beantragt wer- 


den, mit Begründungen ab, die ein tiefgehendes Verständnis: 


für die „Notlage der Industrie‘ erkennen lassen. 

Die zwangsläufige Bindung der technischen Angestellten 
in der Berliner Metallindustrie bis zum 31. März 1926 wird 
selbstverständlich dazu benutzt werden, alle organisatorischen, 
und sonstigen Voraussetzungen, soweit sie noch nicht vorhanden 
sind, zu erfüllen, um zur gegebenen Zeit gewerkschaftliche 
Maßnahmen gegen die skandalöse Bezahlung der technischen 


Angestellten ergreifen zu können. Seitens des Bundes kann auf, 


Grund der gesetzlichen Entscheidung bedauerlicherweise im 
Augenblick nichts unternommen werden, vielmehr müssen wir 
uns auf die bereits angedeuteten, vorbereitenden Maßnahmen 
beschränken. Nach unserer Information wird der Verband 
Berliner Metallindustrieller die Verbindlicherklärung anerkennen 
und die durch Schiedssprich festgesetzten Gehälter sowie die 
daraus resultierenden Nachzahlungen leisten. 


Vom Erfurter Angestelltentarif. Von jeher zählte der Er- 
furter Angestelltentarit zu den „Notleidenden‘“. Schon bei Fest- 
setzung der ersten Goldmarkgehälter mußte festgestellt wer- 
den, daß das den Erfurter Lebenshaltungskosten angemessene 
Niveau keinesfalls erreicht wurde. Boten doch damals die Ar- 
beitgeber, für den bestbezahlten technischen Angestellten ganze 
180 M. Monatsgehalt. Auch in der Folgezeit konnten die Ge- 
hälter nicht auf eine zureichende Höhe gebracht werden. Zu- 
dem verweigerte der Arbeitgeberverband den Abschluß eines 
neuen Manteltarifvertrages, und nur mit großer Mühe konnten 
unter Inanspruchnahme des Sehlichtungsausschusses sogenannte 
Arbeitsbedingungen vereinbart werden, welche aber nur einen 
Bruchteil der sonst in Manteltarifen üblichen Regelungen ent- 
halten. 


Gelegentlich der Verhandlung über die zuletzt gültigen 
Gehälter im März 1925 machte der Arbeitgeberverband ein 
Angebot von 3 Prozent. Nur mit großer Mühe gelang es, 
dieses Angebot noch um ein geringes zu erhöhen. Die Ange- 
stellten waren der Auffassung, daß bei der Einsteliung der 
Schlichtungsorgane auch durch ihre Inanspruchnahme nicht 
mehr zu erreichen sei, und nahmen das Angebot der Arbeit- 
geber notgedrungen an, um es allerdings sofort wieder zum 
nächstzulässigen Termin zu kündigen. Da der Arbeitgeber- 
verband eine Erhöhung rundweg ablehnte, mußte der Schlich- 
tungsausschuß angerufen werden, der einen Schiedsspruch fällte, 
nach dem die bestehenden Gehälter um 5 Prozent zu erhöhen 
seien. Trotzdem diese Erhöhung den inzwischen eingetrete- 
nen Teuerungsverhältnissen bei weitem nicht gerecht wurde, 
lehnten die Arbeitgeber diesen Schiedsspruch ab. Der Schlich- 
ter in Magdeburg, welcher von den Angestelitenorganisationen 
zur Verbindlicherklärung des Schiedsspruches angerufen wurde, 
lehnte diesen ebenfalls ab, und zwar unter Begleitumständen, 
die mindestens als ungewöhnlich bezeichnet werden miüssen. 
Zur gleichen Zeit hatte er Schiedssprüche in Orten für ver- 
bindlich erklärt, in denen bereits wesentlich ‘höhere Tarif- 
gehälter bestanden, trotzdem diese Schiedssprüche Erhöhungen 
bis zu 10 Prozent vorsahen. Wenn er sich hierbei anerkennens- 
werterweise von der Erwägung leiten ließ, daß die Notlage 
der Angestellten eine derartige sei, daß im öffentlichen In- 
teresse die Verbindlicherklärung eines Schiedsspruches, der 
+0 Prozent Erhöhung bei höheren Ausgangsgehältern vor- 
sieht, notwendig sei, so muß die Ablehnung der Verbindlich- 
erklärung der geringeren Erhöhung bei äußerst bescheidenen 
Ausgangsgehältern für den Erfurter Tarif außerordentlich be- 
fremdend erscheinen. Das um so mehr, als er es nicht für 
notwendig hielt, sich selbst durch Vortrag der Interessenten 
von der Lage Kenntnis zu verschaffen, sondern die Verhand- 
lung mit den Parteien einem Vertreter der Erfurter Regierung 
überließ, dem von den Angestelltenvertretern nicht gerade 
die beste Kenntnis wirtschaftlicher Dinge nachgerühmt wird. 


| INDUSTRIE UND BAUGEWERBE 


Während seiner ganzen. Tätigkeit hat es :der Schlichter noch 
nicht ein einziges Mal für notwendig befunden, sich direkt an 
Ort und Stelle von der Lage der Dinge zu überzeugen. Dieses 





. ganz unverständliche Verhalten des Schlichters hat zu einer 


Beschwerde der Angestelltenorganisationen beim: Reichsarbeits- 
ministerium geführt, in deren Verfolg eine Aussprache ‚eines 
Vertreters dieses. Ministeriums mit den Führern der Erfurter 
Angestelltenbewegung stattfand. Hierbei wurde vom. Reichs- 
arbeitsministerium zugesagt, die Entwicklung des Erfurter An- 
gestelltentarifes aufmerksam zu verfolgen. 

Durch die Ablehnung der Verbindlicherklärung des Schieds- 
spruches war hinsichtlich der Gehaltssätze ein tarifloser Zu- 
stand eingetreten. Um der immer weiter fortschreitenden Teue- 
rung durch ein neues Gehaltsabkommen Rechnung, tragen zur 
können, wurde erneut die Forderung auf Neuregelung der Ge- 
hälter gestellt, jedoch wurde vom Arbeitgeberverband jede 
Verhandlung über diesen Antrag rundweg abgelehnt. Der an- 
gerufene Schlichtungsausschuß fällte einen Schiedsspruch, der 
dem  Arbeitgeberverband auferlegte, im Laufe der ersten Ok- 
toberwoche mit den Angestelltenorganisationen über eine Ge- 
haltsneuregelung zu verhandeln. Aber trotz dieses Schieds- 
spruches lehnte der Arbeitgeberverband wiederum jede Ver- 
handlung ab. In dem nunmehr fortgesetzten Schlichtungsver- 
fahren wurde am 19. Oktober erneut ein Schiedsspruch ge- 
fällt, der eine Erhöhung der im März festgesetzten Tarif- 
gehälter um 10 Prozent vorsieht, jedoch eine Erhöhung der 
Sätze für Lehrlinge ablehnt und außerdem eine Bindung bis 
zum 31. Januar 1926 auferlegt. Trotzdem haben die Angestell- 
ten den Schiedsspruch angenommen. Daß der Arbeitgeberver- 
bind bei seiner bekannten Einstellung auch diesen Schieds- 
spruch abgelehnt hat, ist beinahe eine Selbstverständlichkeit. 

Nunmehr wird wiederum der Schlichter in Magdeburg das 
Wort haben. Es wird sich zeigen, ob ihm die Notlage von 
etwa 6000 Erfurter Angestellten so viel Interesse abnötigt, daß 
er entgegen der bisher von ihm geübten Praxis sich nunmehr 
einmal persönlich um die Dinge kümmert, und ob er das 
Maß von wirtschaftlicher Einsicht, das er bezüglich anderer 
Tarifgebiete gezeigt hat, auch für die Erfurter Angesteilten 
wird erkennen lassen. 

Auf das eine sei nachdrücklichst hingewiesen: Die Dinge 
in Erfurt wachsen sich nachgerade zum Skandal aus, dem ein 
nie zu machen das Öffentliche Interesse allein schon gebieten 
sollte. 


Unterstützt das Reichsarbeitsministerium Tarifsabotage? 
Wir haben wiederholt über die Streitfrage berichtet, die unsere 
in der Braunschweiger Indistrie beschäftigten Kollegen 
auszutragen haben. Es handelt sich um die_ Weigerung des 
dortigen Metallindustriellenverbandes, einen Tarifvertrag ab- 
zuschließen, was dieser damit begründet, daß nach $ 2 der 
Satzung des. Verbandes der Abschluß von Tarifverträgen nur 
mit Zustimmung sämtlicher Mitglieder erfolgen kann. Diese 
Streitfrage beschäftigte, nachdem sie nun die Schlichtungs- 
instanzen sämtlich durchlaufen -hat, eine vom Reichs- 
arbeitsministerium berufene Schlichtungskammer, die 
erstmals am 22, Oktober tagte. Sie kam nach Behandlung 
der rechtlichen Seite der Angelegenheit zu der Entscheidung, 
daß die vorerwähnte Satzungsbestimmung des Verbandes kein 
Hindernis für den Abschluß eines Tarifvertrages bilden könne 
und beschloß deshalb, in die Beratung des materiellen Teiles 
der Streitfrage einzutreten. 
Arbeitgeber mit dem Sieg ihrer eigenen Rechtsauffassung so 
sicher gerechnet hatten, daß sie es gar nicht für nötig hielten, 
in die Schlichtungskammer Beisitzer zu entsenden, die als 
Sachverständige auch für den materiellen Teil hätten mit- 
wirken können. Die Kammer war infolgedessen genötigt, die 





Sofort stellte sich herats, daß die 


Weiterberatung auf einen späteren Termin zu vertagen, der 


zunächst für den 29. Oktober vorgesehen war. Anscheinend 
konnte aber dieser Termin nicht emgehalten werden, sondern 
die Beisitzer erhielten die endgültige Ladung auf den 2. No- 
vember. Beim Wiederzusammentritt der Schlichtungskammer 
erfuhren nun die Arbeitnehmervertreter, daß die Zeit zwischen 
der ersten und zweiten Tagung vom Verband der Braun- 


schweigischen Metallindustriellen benutzt worden war, um den 


$ 2 seiner Satzung dahin zu ergänzen, daß die Weigerung 
zum Abschluß von Tarifverträgen 


gestelltenorganisationen treffen sollte und daß dem Ver- 
band sogar untersagt wurde, an dahingehenden Verhandlun- 
gen überhaupt teilzunehmen. 

Die Notwendigkeit dieser Manipulation scheinen die Arbeit- 
geber. aus dem Gang der ersten Verhandlung. geiolgert zu ’ 
haben. Die Arbeitnehmervertreter erfuhren aber noch zu ihrer 


ausschließlich die An- 
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weiteren Ueberraschung, daß durch den Zusatz in der Satzung 
des Verbandes eine neue Rechtslage geschaffen sei, wo- 
durch die Kammermehrheit nicht mehr in der Lage sein sollte, 
den ‚Parteien den Abschluß eines Tarifvertrages vorzuschlagen. 
7 .. „Mit der gegensätzlichen Entscheidung zu der erstmaligen 
Mi Einstellung der Kammer hat das Reichsarbeitsministerium sich 
‚_ der Auffassung angeschlossen, daß ein Verband, auch wenn 
| er sonst zwar. auf Grund seiner Stellung den Arbeitergewerk- 
schaften gegenüber sich selbst durchaus tariffähig und. tarif- 
|” berechtigt fühlt, durch eine einfache Satzungsänderung, ohne 
ı im übrigen seinen Charakter zu ändern, sich die Tariiberechti- 
gung Angestelltenorganisationen gegenüber nehmen und damit 
die ganze kollektive Vertragsregelung zunächst für Angestellte, 
hinfällig machen kann. Mit dem gefällten Spruch hat zwar 
das Reichsarbeitsministerium auf eine den Arbeitnehmern un- 
günstige Einstellung sich festgelegt, das letzte Wort dürfte 
damit über diese Rechtsfrage aber noch nicht gesprochen 
sein, 










 Baugewerbetarife 


| Bezirkstarifverhandlungen Baugewerbe. Der auffällige Still- 
stand der Verhandlungen bei den Schlichtungsausschüssen oder 
Schlichtern ist, wie wir durch Zufall erfahren, auf das Ein- 
greifen des Reichsarbeitsministeriums zurückzuführen, das durch 
‚ein Rundschreiben sämtlichen Schlichtungsausschüssen mitge- 
teilt hat, daß Verhandlungen über den Baugewerbetarif der 
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Bergbaufragen im Preußischen Landtag 


Am 28. und 29. Oktober wurde im Plenum des Preußischen 
Landtages der Berg- und Hüttenetat für das Jahr 1925 und die 
| damit zusammenhängenden Anträge des Hauptausschusses be- 
handelt. Unter den Anträgen befinden sich verschiedene, die 
die Angestellten im Bergbau besonders angehen. Zu der Frage 
eines erhöhten Kündigungsschutzes für Grubenaufsichtsper- 
sonen, Fördermaschinisten usw. hatte der Hauptausschuß fol- 
gende Anträge dem Plenum unterbreitet: 


B.4. das Staatsministerium zu ersuchen, dahin zu wirken, daß die Gru- 
benaufsichtspersonen und Fördermaschinisten 
in Fällen, wo kein wichtiger Grund zur fristlosen Entlassung vor- 
liegt, einen erhöhten Kündigungs- und Entlassungsschutz bekommen; 

- 5. das Staatsministerium zu ersuchen, ene Novelle zum All ge- 

w meinen Preußischen Berggesetz vorzulegen, in welcher 

die Entlassung der mit der Durchführung bergpoiizeilicher Vor- 

schriften betrauten Angestellten und Arbeiter wegen der gewissen- 
‘haften Beobachtung derselben unter Strafe gestellt wird. 


Der Antrag Nr. 4 ist vom Zentrum und der Antrag’ Nr. 5 
von der Sozialdemokratischen Partei gestellt worden. Der 
weitestgehende Antrag ist der Antrag Nr. 5. Er geht 
von er Erwägung aus, daß es nicht genügt, daß 
die Grubenaufsichtspersonen usw. nur mit Zustimmung des 
‚ Arbeitsgerichts entlassen werden dürfen. Angesichts der un- 
_ sieheren Einstellung der Arbeitsgerichte muß eine Bestimmung 
‚über erhöhten Kündigungsschutz präzisere Bedingungen enthal- 
‚ten. Ein Kündigungsschutz in diesef Form, der dasn auch 
"Praktisch wirksam sein würde, ist nur durch eine Novelle 
zum Berggesetz zu erreichen. Der starke Widerstand, 
der im Plenum “von verschiedenen Parteien diesem Antrage 
 entgegengebracht wurde, beweist, daß damit der richtige Weg 
 beschritten worden ist. Es ist derselbe heftige Widerstand, der 
sich bei den Anträgen über das Verbot der Revierprämien, über 
das Vorschlagsrecht der Angestelltenorganisationen bei der Be- 
‚setzung der Einfahrerstellen, über die Einführung von Gruben- 
_ kontrolleuren usw. geltend machte. Der Herr Handelsminister 
führte zu den beiden Anträgen folgendes aus: 
„Ich halte mich aber für verpflichtet, gegenüber den beiden Anträgen 
Nr. 4 und 5 auf Drucksache Nr. 993 zu B auf folgendes hinzuweisen. 
Beide Anträge gehen offenbar von der Erwägung aus, daß die Betriebs- 
beamten, die über die Durchführung der im Interesse der Grubensicher- 
heit gegebenen Bestimmungen zu wachen haben, sich in ihrer Kontroll- 
pflicht vielleicht durch die Erwägung beeinflussen lassen, daß ihr Arbeit- 
 geber sie entlassen könnte, wenn sie gar zu sorgfältig über die Einhaltung 
der Grubensicherheitsvorschriften wachten. Meine Damen und Herren, 
ich habe schon bei früherer. Gelegenheit zum Ausdruck gebracht, daß 
meiner Ueberzeugung nach jeder wirtschaftlich verständig . urteilende 
 Bergwerksbesitzer selbst sein großes Interesse daran erkennen werde, 
daß auf dem Gebiete der Grubensicherheit nichts versäumt wird. Denn 
wenn irgend etwas auf diesem Gebiete versäumt wird und wenn es zu 
 Unglücksfällen komint, so hat naturgemäß auch der Bergwerksbesitzer 
direkt oder indirekt davon seinen Schaden. Aber immerhin gebe ich zu, 
daß es möglich ist, daß Betriebsbeamte, die über die Einhaltung der 
- Grubensicherheitsvorschriften zu wachen haben, doch vielleicht des Glau- 
"bens leben, daß, wenn sie energisch auf dem Gebiete des Grubenaufsichts- 
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Angestellten vorläufig. auszusetzen seien, weil noch zentrale 
Verhandlungen schweben. 


Wir werden die Richtigkeit dieser Mitteilung nachprüfen, 
müssen aber schon heute feststellen, daß ein derartiges Ver- 
fahren des Reichsarbeitsministeriums schwer vereinbar wäre 
mit der von dieser Stelle wiederholt gegebenen Versicherung, 
daß das Reichsarbeitsministerium sich jedes Versuches zur Be- 
einflussung der Schlichtungsstellen enthalte. 


Bezirkstarifverhandlungen Ostpreußen. In den von unserer 
Gauverwaltung eingeleiteten Bezirkstarifverhandlungen wurde 
Einigkeit darüber erzielt, daß die Bestimmungen des bis- 
herigen Reichs- und Bezirkstarifvertrages zunächst bis zum 
31. Dezember 1925 in Kraft bleiben sollen, falls nicht vorher 
ein‘ neuer Reichstarifvertrag._ abgeschlossen wird. Ueber die 
"Festsetzung der Gehälter konnte eine Einigung nicht erzielt 
werden, es wurde deshalb der Schlichtungsausschuß angerufen. 


Neues Gehaltsabkommen mit dem Bund Deutscher Archi- 
tekten, Berlin. In freier Vereinbarung wurde mit dem Landes- 
bezirk Brandenburg des Bundes Deutscher Architekten mit 
Wirkung ab 1. September 1925 eine Gehaltserhöhung von 
‚13/06 vereinbart, so daß die Mindestgehälter der technischen 
Angestellten ausschließlich der selbständig arbeitenden Archi- 
tekten 104 Mark für Kollegen der Gruppe A unter 20 Jahren 
bis 379 Mark für Kollegen der Gruppe B3 über 35 Jahre be- 


tragen, 


wesens auftreten, ihnen daratıs irgendwie ein Schaden erwachsen könnte. 
(Zuruf links: Das geschieht!) Es wäre interessant, Herr Abgeordneter 
Otter, wenn Sie bestimmte Fälle, die das, was Sie eben gesagt haben, be- 
legen, zur Kenntnis des Ministeriums brächten. — Wie dem auch sei, ich 
halte die Frage immerhin für so wichtige, daß ich es für wünschenswert 
halte, dieser Anregung nachzugehen, und daß man in der Tat so, wie es 
der Antrag unter Nr. 4 vorsieht, prüft, wie man diesen Beamten in er- 
höhten Maße eine Sicherheit gegen unberechtigte Kündigumg und gegen 
einen Mißbrauch des Kündigungsrechts gewähren ‘kam... . 

Dagegen würde ich der Ansicht sein, meine Damen und Herren, daß 
der Antrag unter Nr. 5. so, wie er vorliegt, nicht angenommen werden 
kann.“ 

Nach seinen Ausführungen zu urteilen, kann sich der Herr 
Minister anscheinend schwer vorstellen, daß es Zechenbesitzer 
gibt, die Grubenaufsichtspersonen wegen ‚der gewissenhaiten 
Einhaltung der Bergpolizeivorschrifter entlassen. Sicherlich 
wird dieses Moment niemals als Entlassungsgrund angegeben, 
aber die gemachten Erfahrungen lassen tatsächlich den zwin- 
genden Schluß’ zu, daß die tiefere Ursache für die Entlassung 
einer Reihe von Grubenangestellten in der pflichttreuen Hand- 
habung der gesetzlichen Vorschriften zu suchen ist. Es dürfte 
auch dem Herrn Minister allmählich zum Bewußtsein gekom- 
men sein, daß die Grubenbesitzer alles andere als Engel sind, 
und daß sie mitunter «die Förderung von Kohlen über die Ein- 
haltung der Schutzbestimmungen stellen. 








Ganz besonders scharf sprach sich der Abgeordnete von. 


Waldhausen (Dettschnationale Volkspartei) geven die An- 
träge aus. Seine Partei könnte aus grundsätzlichen Erwägun- 
gen heraus niemals ihre Zustimmung zu den Anträgen geben. 
Wohin kämen wir, fragte er, wenn wir in die Tarifverträge ein- 
greifen, wenn wir für einzelne Kategorien außer den Betriebs- 
räten, die heute diesen: Schutz genießen, diese besondere Stel- 
lung schaffen würden. Es mutet recht merkwürdig an, daß der 
deutschnationale Abgeordnete sich auf einmal zum Beschützer 
der Tarifverträge auiwirft. Sonst wollen diese Herren von den 
Tarifverträgen nichts wissen. Im übrigen ist es eine recht ge- 
waltsame Konstruktion, den erhöhten Kündigungsschutz für die 
a Alschtepersonen usw. mit dem Tarifvertrag ‘zu ver- 
quicken. 
Ein zweiter sehr umstrittener Angestelltenantrag der So- 
zialdemokratischen Partei lautet: 
16. das Staatsministerium zu ersuchen, daß den Angestelitenin 
den Staatsbetrieben des Recklinghauser Bezirks 
das Einkommen um die Differenz, welche bei gleichen Voraussetzun- 
gen bezüglich Beschäftigungsart, Dienstalter usw. zwischen Besol- 
dungsordnung (einschließlich aller Zuschläge) einerseits und dem 
Angestelltentarife andererseits besteht, rückwirkend ab 1. April 
1925 erhöht wird. 

Es ist an dieser Stelle schon des öfteren auf die Notwendig- 
keit der Zahlung der im Antrag vorgesehenen Ausgleichszulage 
eingegangen worden, so daß eine nähere Erläuterung nicht er- 
forderlich ist. Zur Abwechslung war es hier der Abgeordnete 
Krämer von der Deutschen Volkspartei, der sich 
gegen den Antrag aussprach. Nach seiner Ansicht sei die Frage 
von so grundlegender Bedeutung, daß sie erstim Beamtenausschuß 
behandelt werden müsse. Auf verschiedene Zwischenrufe, ob 
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die Deutsche Volkspartei den Antrag annehmen wolle, er- 
läuterte Dr. Pinkerneil die kautschukartigen Ausführun- 
gen seines Parteifreundes Krämer dahingehend, daß seine 
Parteidem Antrag nicht zustimmen werde. 'Da- 
mit wurde klar, daß die Verweisung des Antrages an den Be- 
amtenausschuß ein Begräbnis erster Klasse sein sollte. Die Ab- 
stimmung über den Bergetat und die damit zusammenhängen- 
den Anträge findet am 3. November statt. K. Otter. 


* 


Nach Redaktionsschluß erfahren wir, daß bei der Abstim- 
mung am 3. November die vorstehend behandelten Anträge 
ohne Aenderung angenommen worden sind. 


Bergbauwirtschaftsfragen 


Zur Lage auf den Staatszechen. Am 18. Oktober 
fand in Gladbeck unter der Leitung des AfA-Ortskartells 
eine Versammlung der technischen und kaufmännischen Ange- 
stellten der Staatszechen im Bezirk. Gladbeck statt. Kollege 
Todenhöfer machte in dieser Versammlung über die Ur- 
sachen des Arbeiter- und Angestelltenabbaues bei den staat- 
lichen Zechen Recklinghausen sowie über die Umstellung der 
fiskalischen Zechen u. a. folgende beachtliche Ausführungen: 


„Die Angestelltenvertreter befinden sich in einer wenig be- 
neidenswerten Lage. Auf der einen Seite beschwert sich 
dauernd die Arbeiterschaft, daß sie den Abbau prozentual am 
stärksten zu tragen habe und Angestellte und Beamte fast 
gar nicht abgebaut würden, während auf der anderen Seite‘ die 
Angestellten Vorwürfe erheben, daß die Staatsbeamten von 
dem Abbau nicht berührt würden. Diese Beschwerden und 
Vorwürfe sind zu verstehen. Beide Gruppen (Arbeiter und 
Angestellte) wollen, daß der Abbau von allen Schichten 
gleichmäßig getragen wird. Der Abbau von Staatsbeam- 
ten ist aber. bekanntlich von ganz anderen Voraussetzungen 
abhängig "als der von Angestellten und Arbeitern. Auch. die 
Umstellung der Staatszechen bedingt nicht ohne weiteres den 
Beamtenabbau. Das hat zur Folge, daß der Abbau in der 
Verwaltung zunächst auf Kosten der Angestellten gehen wird. 
Alle Versuche und Bemühungen der Betriebsvertretung können 
an den damit zusammenhängenden gesetzlichen Bestimmungen 
nichts ändern. 

Für die Betriebsräte bestehen neben der reinen Interessen- 
vertretung der Arbeitnehmer auch Mitwirkungspflichten für 
eine wirtschaftliche Betriebsführung, die- eine Erhaltung der 
Werke im Interesse der Gesamtheit sichert. Wie die Regie- 
rung im Landtag mitgeteilt hat, sind seit dem passiven Wider- 
stand 36,5 Millionen Mark an Zuschüssen geleistet worden. 
Dazu kommt, daß. die Produktion der Staatszechen den Ab- 
satz übersteigt und dadurch die dauernd an Wert verlierenden 
Kohlen- und Koksbestände nicht geringer werden. Auf der an- 
deren Seite hat sich in den letzten Jahren die Leistung 
auf den Staatszechen dauernd gehoben. . 

Die heutigen wirtschaftlichen Verhältnisse klagen diejeni- 
gen an, die seinerzeit schuld an der Verstümmelung des Be- 
triebsrätegesetzes waren. Wären das Mitbestimmungsrecht so- 
wie das Einsichtsrecht der Betriebsräte lückenloser und ein- 
wandfreier ausgebaut worden und weiterhin das Verständnis 
der Arbeitnehmer für die Gleichberechtigung im Wirtschafts- 
prozeß Allgemeingut gewesen, so hätte vielem vorgebeugt wer- 
den können, was zuungunsten der Arbeitnehmer geschehen ist. 
Der Gesamtbetriebsrat der staatlichen Zechen hat alle Instan- 
zen bis zum Handelsminister und Landtag hinauf in Anspruch 
genommen, um den Abbau und die daraus sich ergebenden 
Verhältnisse in erträglichen Grenzen zu halten. Für die Abge- 
bauten ist eine verbiiligte Kohlenlieferung und eine Ermäßigung 
der Werkswohnungsmieten durch Fortfall der Hauszinssteuer 
erreicht worden. Weiter sind Schritte zur Verbesserung der 
produktiven Erwerbslosenfürsorge beim Wohlfahrts- und beim 
Reichsarbeitsminister unternommen worden. 

Die Umstellung der westfälischen Staatsbergwerke in eine 
Aktiengesellschaft ist nunmehr durch den Landtag beschlossen 
worden und wird ab 1. Januar 1926 durchgeführt werden. 
Der preußische Staat bringt in die Gesellschaft die bisher der 
staatlichen Bergwerksdirektion in Recklinghausen unterstehen- 
den Steinkohlenbergwerke bei Gladbeck, Buer, Wersterholt, 
Waltrop und Zweckel nebst sämtlichkem Zubehör und ein- 
schließlich der Grubenfelder, Grundstücke und Beteiligungen 
an anderen Unternehmungen und Gesellschaften ein. Das 
Grundkapital der Gesellschaft ist in 57000 Aktien von je 
1000 Mark eingeteilt. Sämtliche Aktien bleiben Staatsbesitz. 
Mit der Bergwerksgesellschaft Hibernia, die zu 95 Prozent im 
Besitz des Staates sich befindet, ist eine Personalunion her- 
estellt, um eine gemeinsame Vertretung im Kohlensyndikat, 

echenverband, Verkaufsvereinigungen usw. herzustellen. Die 
Hibernia und die neue A.-G. Recklinghausen bleiben dabei 
an und für sich selbständige‘ Gesellschaften. Für beide Gesell- 
schaften ist ein Generaldirektor vorgesehen. Zur Zeit fungiert 
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als solcher Generaldirektor Oberbergrat von Velsen von der 


Hibernia. Der Aufsichtsrat besteht aus 18 Personen, darunter | 
Gesamt- | 


3 Vertreter des Landtages und 2 Mitglieder des 


r 


betriebsrates. Der Gesamtbetriebsrat hat in seiner letzten Sit- | 
zung die Auffassung vertreten, daß der Einfluß des Landtages | 


im Aufsichtsrat zu gering ist. Die neue Verwaltung wird stark 
zentralisiert, wodurch die heutige Bergwerksdirektion als zu- 
künftige Hauptverwaltung eine entsprechende Vergrößerung er- 
fährt. Die Berliner amtlichen Stellen haben auf Antrag des 
Gesamtbetriebsausschusses erklärt, daß an den Rechten der 
Arbeitnehmer und Betriebsvertretungen nichts geändert werden 
soll. Der Gesamtbetriebsausschuß der Staatszechen ist un- 
unterbrochen weiter tätig, um die Belange der gesamten Arbeit- 
nehmer des Staatsbergbaues zu sichern und auszubauen. Diese 
Arbeit wird um so hemmungsloser durchgeführt werden 
können, je einiger sich die gesamte Wählerschaft im Be- 
triebe ist.‘ 


Bergbautarife 
Der Wohnungsgeldzuschuß für die technischen Angestellten 


des Ruhrbergbaues ist mit Wirkung ab 1. September 1925 er- | 


höht worden. Es gelten folgende Sätze: 


Für Steiger und gleichgestellte Für die übrigen 
technische Angestelite- Angestellten 


Orte der Ortsteuerungsklasse A 36 Mark. 33 Mark. 
Orte der Ortsteuerungsklasse B 33 Mark. 30 Mark. 
Orte der Ortsteuerungsklasse C 30 Mark. 27 Mark. 


Der neue Kalitarif. Am 2. November wurde vom Reichs- 


arbeitsministerium der Schiedssprach vom 13. Oktober 1925 | 


bezüglich der Manteltarifs-, Arbeitszeit- und Gehaltsfrage in 
der Kaliindustrie mit Geltung ab 1. Oktober verbindlich 
erklärt. 
Trotzdem nicht alle unsere Wünsche erfüllt sind, bringt 
der Schiedsspruch den Angestellten einige Vorteile im Mantel- 
tarif, sowie bezüglich der Gruppierung der Gehaltstafel und 
eine 7prozentige Erhöhung der Gehälter. Auf Grund des 
Schiedsspruches gelten ab 1. Oktober folgende Gehaltssätze: 


Gruppe Anfangsgehalt Steigerungssatz Endgehalt 
Ia 220 M. 10X 12.50 345 M, 
Ib 185 „ 10X 9.90 284 „ 
Ic 1712, 10X 8.709 258 „ 
Ia 2205; 10X1250 345 „ 
IIb 185 „ 10X10.50 290. „ 
Illa 1725 10xX11.20 284 „ 
illb 164 „ 10X 9.30 257.4 
Ile 156 „ 10X 9.40 250 „ 
Id 142 „ 10X 7.50 217 


Weitere Einzelheiten über den neuen Tarifvertrag werden 
wir in der nächsten Nummer der „D.T.Z.‘“ veröffentlichen. 


Grubensicherheitswesen | 


Das Grubenunglück auf Zeche „Holland“. Noch haben” 
sich die Gemüter nicht beruhigt über die furchtbaren Gruben-’ 
katastrophen in den ersten Monaten dieses Jahres, so ertönt” 
schon wieder die Meldung von einem neuen Unglück. Am 
31. Oktober, gegen Ende der Mittagsschicht, ereignete sich’ 
eine Schlagwetterexplosion auf Zeche „Holland“ bei Wat- 
tenscheid, bei der nach den bisherigen Meldungen 18 Berg-' 
leute, darunter 2 Angestellte, ihr Leben lassen mußten. Da 
die Untersuchungen über die Ursachen des Unglücks noch nicht 
abgeschlossen sind, möchten wir uns versagen, heute auf die” 
näheren Umstände einzugehen. Tief erschüttert durch die Ka- 
tastrophe, die eine größere Anzahl braver Menschen so jäh 
aus dem Leben gerissen hat, hat unsere Organisation an den 
Betriebsrat der Zeche „Holland“ folgendes Telegramm 
geschickt: 

„Bitten Hinterbliebenen der Opfer 
unser tieistes Mitgefühl auszusprechen. Butabvorstand.“ N 

Die S.P.D.-Fraktion hat bereits im Landtag eine Anfrage’ 
eingebracht, in der sie über die Ursachen des Unglücks und 
über die von der Regierung zur Vorbeugung ähnlicher Kata- 


strophen zu ergreifenden Maßnahmen Auskunft verlangt. Wir] 


möchten bei dieser Gelegenheit darauf verweisen, daß der? 


Preußische Landtag Mitte dieses Jahres eine ganze Reihe von] 


Beschlüssen zur Verbesserung der Grubensicherheit gefaßt hat. 
Seit der Beschlußfassung sind bereits vier Monate ins’ 
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des schweren Grubenunglücks” | 
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Land gegangen. Leider haben wir bis heute noch nichts ver-7 | 


nehmen können, daß die Regierung die wichtigsten Beschlüsse,” 


insbesondere das Verbot der Gewährung von Revierprä- 


mien, zur Durchführung gebracht hat. Wir erwarten, daß” 
das neuerliche Unglück auf Zeche „Holland“ der Regierung 
den Ernst der Situation eindringlich vor Augen führt, und daß” 
nunmehr mit größter Beschleunigung die gefaßten Beschlüsse,” 
wenn notwendig auch gegen den Widerstand der Zechenbe=" 
sitzer und verschiedener bergbehördlicher Geheimräte, in. die” 
Praxis umgesetzt werden. 5 Be 
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jerggewerbegerichte 





Zeit mehren sich, wieder die.. Versuche. der Unternehmer, den 
Einfluß. der. Gewerkschaften: in den Betrieben. auszuschalten. 






ionär bei der:nächsten sich bietenden Gelegenheit einfach ent- 
lassen. wird. Da eine, Entlassung in ‚der, heutigen Zeit aber ‚eine 
- Verurteilung ‘der gesamten: .Angestelltenfamilie zum . Hungern 


bedeutet, gelingt. es ‚öfter, : die ‚eingeschüchterten. Kollegen. zum 
|" Austritt aus der, Gewerkschaft zu bewegen.. - . 
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“| e .;; Auch „in. „Q,berschles.i:en ‚wird. diese, Methode ver- 
u 





“.tgigenaen:mäll. berichten können: nu. 
17. Kollege "Steiger,W. war bereits..mehrere , Jahre . Vorsitzen- 
- der: des, Angestelltenrates und Mitglied des Betriebsrates.. Wie- 












"mahnt, von den „verrückten gewerkschaftlichen Ideen“ abzu- 


Jrlassen, ohne jedoch dieser liebevollen Aufforderung nachzu-. 
"kommen. Als er nun gar bei der Neuwahl des "Angestellten-' 


rates als-Spitzenkandidat auf ‚der. Vorsehlagsliste. erschien, "war 


“das Maß dessen, was .die, Verwaltung. ertragen: wollte; voll;, 
!" Die nächste Gelegenheit wurde ergriffen, um den Kollegen W..: 


)"zu.maßregeln. Eines Tages wurde. aus seinem. Revier: taube 
"Kohle gefördert und er für dieses Verschulden verantwortlich 
"gemacht, obgleich die Förderung in .der Gegenschicht.. und: 


“entgegen seinen Anweisungen erfolgte. Man .entzog: W., kurzer: ; 
"hand 'sein Revier und versetzte ihn zu Öberhäuerarbeiten in ein : 


Jlanderes Steigerrevier.. Kollege W. ließ .sich das selbstver- 
‚ständlich nicht gefallen, er ‚legte Einspruch gegen diese Be-. 
handlung ein mit dem Erfolge, daß er: nach vergeblichen Ver- 
Bandlungen 13.Tage später seine fristlose Entlassung 
erhielt. 
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19. Landesfachgruppentag „Kataster- 

% “ ._ > > 2 
wesen‘ in Sondershausen 

-. „,Am:31. Oktober und 1. November fand im Erholungs- 
|heim des Bundes in Sondershausen der 5. Landes- 
} fachgruppentag statt. 30 Regierungsbezirke waren durch 26 De- 
|legierte vertreten, und zwar durch 13 Katastertechniker, 6 Ka- 
| tasteranwärter und 7 Beamte. . Ferner hatten sich zahlreiche 
‚Gäste aus’ dem: Bezirk Erfurt eingefunden. Der Obmann des 
Landesfachgruppen-Ausschusses, Koll. Katastersekretär Lem- 
nitz, eröffnete die Tagung mit einer kurzen Begrüßungs- 
ansprache, in der er auch des Ablebens des- verdienstvollen 
} Mitbegründers der Fachgruppe, des Koll. Katastersekretärs 
|Strupowski , (Berlin-Spandau), “gedachte. Nach - Feststel- 
lung der Anwesenheit und Festsetzung der Tagesordnung 
wurde der Geschäftsbericht des Landesfachgruppei- 
1 Ausschusses entgegengenommen, der folgenden Ueberblick über 
die Arbeit des Bundes für den katastertech- 
nischen Berufsstand im Jahre 1924/1925 gewährte: 
“. Auch das Jahr 1924/1925 hat den Bund im Kampf um 
die gerechte Bewertung des katastertechnischen Berufsstandes 
gesehen. Maßnahmen der Verwaltung, die grundsätzliche Be- 
deutung für die Personalentwicklung in der Katasterverwaltung 
hatten, gaben dem Bund wiederholt Veranlassung, seine Stel- 
lungnahme. zu diesen Maßnahmen auf der Grundlage der 
Beschlüsse des 4. Landesfachgruppentages zum- Ausdruck zu 
ringen. Neben der Forderung einer fachschulmäßigen Aus- 
bildung für das technische Personal der Verwaltung und neben 
dem Verlangen ‚nach einer Verwaltungsreform, die den ka- 
tastertechnischen Bürobeamten erhöhte Selbständigkeit und Ver- 
antwortung bringen soll, stand im Vordergrund unserer Tä- 
gkeit, „daß alle aus der bisherigen Laufbahn hervorgegange- 
en Sekretäre, Diätare und Techniker unter den gleichen Be- 
dingungen wie die bisher ernannten Katasterobersekretäre in 
die Obersekretärklasse überführt bzw. als bevorzugte Bewer- 
der. für diese Klasse anerkannt werden müssen, und daß alle 
Maßnahmen der Verwaltung, die dieses Ziel gefährden, auf das 
entschiedenste vom Bunde zu bekämpfen sind; daß ferner an 
der Unterstellung der Katastertechniker einschl. der Anwärter 
unter den Tarifvertrag festzuhalten ist, und daß hinsichtlich 
er Bewertung. die restlose Gleichstellung mit den Kataster- 
rsekretären und -Sekretären zu erfolgen habe.“ 

Das Preußische Finanzministerium hat in den. verflossenen 
ren nicht gezeigt, daß es gewillt ist, diesen berechtigten _ 
derungen der Katasterbeamten und -angestellten Verständnis 
gegenzubringen. Die ablehnende Haltung der maßgebenden 
Negierungsstellen gab den Berufsorganisationen im Frühjahr . 










































Eine Maßregelung und, ihre. Beantwortung. In der. letzten 


Man verfährt. dann ‚gewöhnlich. ‚so, daß.ein Gewerkschaftsfunk-. 


sucht; mitunter . bleibt. aber.: der. erhofite ‚Erfolg aus, wie wir, 


"derholt wurde er. von dem Direktor seiner Grubenanläge.:er-. 
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» Der Bund hat dem .Kollegen W. Rechtsschutz und 
Gemaßregeltenunterstützung zugebilligt in der Er- 
kenntnis, daß sich ‚das. Vorgehen gegen den Kollegen W. 
eigentlich-gegen die Organisation, gegen unseren Bund, richtet, 
Die gerichtlichen Verhandlungen sind zur Zeit noch nicht ab- 
geschlossen, ‚wenn auch das Bergg.ewerbegericht, bei 
seiner: bekannten Einstellung, in der .ersten Instanz die Klage 
des Kollegen W. abgewiesen hat.. Einen der Verwaltung aller- 
dings unerwünschten Erfolg hat die Angelegenheit bereits 
gehabt.. Ber 

„. Kurz nach der Entlassung, die natürlich sehr böses Blut 
unter den Kollegen verursacht hatte, veranstaltete die Verwal- 
tung, angeblich weil die Kopfleistung der jungen Schacht- 
anlage auf eine Tonne gestiegen war, einen Bierabend, 
zu dem außer den Behörden und sonstigen beteiligten Kreisen 
die.. produktiv tätigen Angestellten, vor allen Dingen also 
Steiger und Hilfssteiger, geladen waren. Von den etwa 40 Ge- 
ladenen ‚erschienen ‚jedoch nur 20, die andere Hälfte, die 
Steiger und Hilfssteiger, blieb weg, und der so schön gedachte 
Bierabend, an dem sicher die Versöhnung mit der durch. die 
Entlassung. beunruhigten Angestelltenschaft erfolgen sollte, en- 


dete mit‘ einer, kräftigen Blamage der Direktion. Lediglich. 


zwei. junge Hlilfssteiger, die wohl auf.Beförderung hoffen, waren 
erschienen. Unter den Kollegen dieser Schachtanlage ist die 
Ansicht verbreitet, daß die Kosten des Bierabends besser zur 
Aufbesserung der Gehälter benutzt werden sollten, und daß 
anderetseits gestrichene und nicht ausgezahlte Prämien der 
Verwaltung bald wieder die für Bier und Schnaps auskegebe- 
nen Gelder hereinbringen werden. 


Den. Kollegen der Anlage aber ein kräftiges Bravo! Sie, 


haben gezeigt, daß sie nicht alles .willenlos hinnehmen, was . 


ihnen :der Unternehmer bietet. 





—) 
(O 
d.:-J. "Veranlassung, in einer gemeinsamen. Denkschrift der 
Staatsregierung ünd dem .Parlamente Vorschläge zur Behebung: 
der Schwierigkeiten in der Verwaltung zu unterbreiten. Diese 
Denkschrift ist Gegenstand eingehender Verhandlungen mit den 


Regierungsinstanzen gewesen, die zu keinem betriedigenden 
Ergebnis geführt haben. 


Das Schwergewicht der eingeleiteten Aktion zur Vermeh- 
rung der Katasterobersekretärstellen und zur Anerkennung des 
Anspruchs auf Ueberführung des aus der bisherigen Laufbahn‘ 
hervorgegangenen Personals in die Obersekretärklasse mußte 
nunmehr von uns an den Preußischen Landtag verlegt werden, ‘ 
Wenn auch noch zweifelhaft ist, ob die von uns im Sinne un- 
serer Forderungen gestellten Anträge im Plenum des Land- 
tages zur Annahme gelangen, so hat sich doch schon jetzt 
gezeigt, daß unsere eingehenden Verhandlungen mit den Abge- 
ordneten des Landtages nicht ergebnislos gewesen sind. Nach 
ausführlicher Debatte hat der Hauptausschuß des Landtages 
dıe ‘von uns vorgelegte Denkschrift der Staatsregierung zur 
Berücksichtigung überwiesen. Inzwischen hat auch der 
Preußische Finanzminister auf eine Anfrage des sozialdemo- 
kratischen Abgeordneten Markwald die dienstlichen Schwierig- 
keiten der Katasterverwaltung anerkannt und Maßnahmen zu 
ihrer Behebung in Aussicht gestellt. Es wird die Aufgabe des 
Bundes sein, seinen Einfluß auf diese geplanten Maßnahmen ' 
im, Ssune unserer Forderungen auszuüben. 


. Die Tarifpolitik für den Katastertechniker ist im 
Jahre 1924/1925 vom Bunde mit unbestreitbarem Erfolg ge- 
führt worden. Alle Versuche der Verwaltung, die Position der 
Katastertechniker. bei der Neudurchführung des Tarifvertrages 
zu verschlechtern, konnten von uns abgewehrt werden. Eine 
große Zahl von Streitfällen, die dem Nachprüfungsausschuß 


' vorgelegen- haben, sind zu unseren Gunsten entschieden 


worden. 


_ Es muß allerdings auch gesagt werden, daß die Kataster- 
techniker die gewerkschaftliche Waffe, die ihnen angesichts 
der Arbeitslage in der Verwaltung mit dem Tarifvertrage in 
die Hand gegeben ist, nicht immer mit der Schärfe angewandt . 
haben, die zur Abwehr unbilliger Maßnahmen der Verwaltung 
erforderlich ist. a | 

Ueber die Verfolgung der hier aufgezeigten grundsätzlichen 
Ziele hinaus hat sich der Bund mit Entschiedenheit gegen den . 
Einspruch des Reichsfinanzministers gegen die Einstufung der 
Katastersekretäre in Gruppe VI: gewandt, ebenso wie wir kein 
Verständnis dafür aufzubringen vermögen, daß die Katasterver- : 
waltung einen Einzelfall zum Anlaß nimmt, in einem Erlaß 
vom 3. August d. J. in ganz verallgemeinernder Form auf die 
Unfähigkeit von katastertechnischen Bürobeamten hinzuweisen, 
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Daß sich der Bund wie bisher mitällen übrigen die Ka- 
tasterbeamten und -angestellten interessierenden Fragen be- 
schäftigt hat, ist eine Selbstverständlichkeit. 

Dieorganisatorische Entwicklung derFach- 
gruppe hat im letzten Jahre bemerkenswerte Fortschritte 
gemacht. In aufsteigender Linie bewegt sich die Mitglieds- 
ziiffer. Mehr als 2000 Katasterbeamte und -angestellte sind 
heute in der Fachgruppe vereinigt. Wesentlich zu dieser Ent- 
wicklung hat die besonders im letzten Jahre gepflogene persön- 
liche Fühlungnahme zwischen der zentralen Leitung und den 
Bezirksfachgruppen beigetragen. 

Der gewerkschaftliche Geist in der Fachgruppe beginnt 
sich stärker zu rege. Daß dieser Wille, selbst an der Gestal- 
tung ihrer Geschicke mitzuarbeiten, die Kollegenschaft in der 
kommenden Zeit restlos ergreifen möge, sei als Wunsch am 
Schlusse dieses Berichtszeitraums ausgesprochen. 

In der anschließenden recht regen Aussprache wurde all- 
gemein die Tätigkeit des Landesfachgruppen-Ausschusses und 
des Bundes anerkannt. Der Wille zur gewerkschaftlichen Ar- 
beit und Ausbreitung der gewerkschaftlichen Organisation. des 
Berufsstandes im Bunde kam entschieden zum Ausdruck. Man 
war sich vollkommen klar darüber, daß der gesamte Berufs- 
stand ohne die gewerkschaitliche Aktivität des Bundes schon 
längst ein Opfer der rückläufigen Verwaltungsbürokratie ge- 
worden wäre. Scharf verurteilt wurden die Bestrebungen der 
Katasterobersekretäre, die, obwohl eine gemeinschaftliche Ak- 
tion mit dem Verbande der Katasterdirektoren und dem Ver- 
band der Katasterobersekretäre geführt wird, bei vielen Ge- 
legenheiten eine den gemeinschaftlichen Forderungen wider- 
strebende und dem Berufsstand abträgliche egoistische reine 
Obersekretärpolitik treiben. (Schluß folgt.) 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Die Anstellungsgrundsätze zum Wehrmachtsversorgungs- 
gesetz. Der Reichsminister des Innern hatte den Spitzengewerk- 
schaften einen Entwurf für die zweite Ergänzung der An- 
stellungsgrundsätze und der allgemeinen Ausführungsanweisun- 
gen zum Wehrmachtsversorgungsgesetz zugestellt und für den 
27. Oktober zu einer Verhandlung eingeladen. 

Der vorgelegte Entwurf gab in den meisten Punkten 
den Angestelltenorganisationen wenig Grund zur Beanstandung 
oder wenigstens waren diese nicht allzu schwerwiegender Na- 
tur. Einzelne Bestimmungen forderten jedoch scharfen Wider- 
spruch hervor, da die Formulierungen, die das Ministerium 
gefunden hatte, geeignet schienen, gerade die Vorbehalte, 
die die Annahme des Gesetzes im Reichstage ermöglichten, 
unwirksam zu machen. 

So war von seiten des Reichswehrministeriums die feier- 
liche Zusage gegeben worden, daß technische Stellen von der 
Unterbringungspflicht‘ freibleiben sollten. Der $ 71 des Ent- 
wurfes der Anstellungsgrundsätze nimmt jedoch nur solche 
technischen Stellen von der Unterbringungspflicht aus, „bei 
denen mehrjährige praktische Erfahrung von jedem Bewerber 
gefordert werden muß“. Aus der Betonung der praktischen 
Erfahrung ergibt sich ohne weiteres, daß Stellen, in denen 
sie nicht gefordert wird, also Stellen von Anfängern, mit 
Versorgungsanwärtern besetzt werden können. Vorläufig ist 
zwar die Gefahr, die für die technischen . Angestellten in 
dieser Bestimmung liegt, nicht allzugroß, da die Zahl der 
Versorgungsanwärter gering sein dürfte, die ihrer fachlichen 
Eignung nach Anspruch erheben können, bei der Besetzung 
technischer Stellen, die Fachschulbildung voraussetzen, bevor- 
zugt zu werden., Es ist aber die Möglichkeit nicht von der 
Hand zu weisen, daß mit der weiteren Ausbildung des tech- 
nischen, Unterrichtswesens bei den Heeresfachschulen von dort 
eine große Zahl Anwärter kommt, die, ohne das volle Wissen 
der Fachschultechniker zu haben, den Anspruch auf Anstellung 
in Technikerstellen erheben werden. 

Sehr starke Differenzen zwischen den Parteien ergaben 
sich über die Fassung der $$ 86 und 92 der Ausführungsan- 
weisungen, von denen der erste die Entlassung, der zweite das 
Verfahren bei der Anstellung von Versorgungsanwärtern be- 
trifft. Beide Paragraphen ergänzen sich, so daß, wenn sie in 
der vorgesehenen Form in Kraft treten würden, das eigentliche 
Angestelltenelement bei’ Behörden fast vollkommen verschwin- 
den müßte. So war er als Schutzbestimmung für die vorhan- 
denen Angestellten gedacht, daß zunächst nur jede zweite 
(resp. in den Gruppen 6 und 7 jede dritte) freiwerdende Stelle 
durch Versorgungsanwärter besetzt werden soll. Das Ministe- 
rium will jedoch durch seine Auslegung diese Bestimmung 
zu einer daternden machen; fortlaufend sollen also die frei- 
werdenden Stellen in einem bestinımten Turnus besetzt wer- 


den. Dagegen könnte man an und für sich nichts einwenden, 


solch Verfahren würde sogar im Interesse der Angestellten 
liegen, da es die Gewähr geben würde, daß das prozentuale 
Verhältnis zwischen den beiden Kategorien: der Bewerber ge- 
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wahrt.«bleibt. Ein anderes Bild ergibt sich jedoch, wenn man’den 
$ 92 mit dem $ 86 in Verbindung bringt, der folgenden Wort- 
laut hat: 2 

„Versorgungsanwärter dürfen nur entlassen werden, wenn ein Be- 
dürfnis zur Weiterbeschäftigung nicht mehr vorhanden ist, sich ihre 
Ungeeignetheit ergeben hat oder sonst ein wichtiger Grund vorliegt“ 

Bei der Stellenbesetzung tritt also ein Wechsel zwischen 
Angestellten und Versorgungsanwärtern ein, bei der Entlassung 
dürfen aber Versorgungsanwärter nicht entlassen werden, so- 
lange noch Angestellte in gleicher Tätigkeit vorhanden sind. 
Die Folge würde sein, daß im Laufe der Zeit die Versorgungs- 
anwärter überwiegen und die Angestellten fast vollkommen 
verschwinden würden, 

Das Bestreben des Ministeriums des Innern geht ganz 
offenkundig dahin, den Versorgungsanwärtern eine bevorztgte 
Stellung bei den Behörden zu verschaffen, so daß es dort in 
Zukunft Angestellte verschiedenen Rechtes geben würde. Da- 
gegen haben sich natürlich die Angestelltenorganisationen ge- 
wandt und verlangt, daß die Versorgungsanwärter vom Tage 
der Anstellung an in jeder Beziehung als Angestellte behandelt 
werden, und daß es für sie keine anderen Schutzbestimmungen 
geben darf als für die übrigen Angestellten. Auch für sie 
müßten die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches, des 
Handelsgesetzbuches usw., resp. der jeweiligen Tarifverträge 
allein geltend sein. Letzterer Gesichtspunkt, die Geltung der 
Tarifverträge, fand auch die Unterstüzung der Vertretung der’ 
Versorgungsanwärter, die sich dabei allerdings von dem Ge- | 
sichtspunkt leiten ließen, daß der $ 43 des Reichsangestellten- 
tarifes für sie günstiger sein würde als der $ 86 der An- 
stellungsgrundsätze. Hoffen sie doch, daß das Reichsfinanz- 
ministerium die Dienstzeit bei der Reichswehr als Reichsdienst 
anerkennen würde, so daß jeder Versorgungsanwärter eine 
mehr als zehnjährige Dienstzeit haben und bei der Entlassung 
Schutz genießen würde. Auch das Ministerium war anscheinend 
geneigt, dem beizutreten, wollte dann allerdings den Paragra- 
phen, wie es auch die Organisationen der Versorgungsanwär- 
ter forderten, so fassen, daß die Bestimmung des $ 43 R.T.V. 
für alle Behörden gelten sollten, ohne Rücksicht darauf, ob 
tarifliche Vereinbarungen für sie beständen oder nicht. | 

Wie weit das Ministerium den Forderungen der Organisa- 
tion nachgeben wird, ließ sich in den Verhandlungen nicht 
erkennen. Sicher erkennbar war aber die Tendenz, die Ver-" 
sorgungsanwärter in weiten Umfange gegenüber den anderen 
Angestellten sicherzustellen. Der endgültige Entwurf wird 
ehe er in Kraft tritt, noch den Reichsrat und den Reichstag 
passieren. Dort werden die Organisationen alle Hebel in Be- | 
wegung setzen müssen, um die den Angestellten drohenden 
Gefahren abzuwenden. 




















































Besoldungsfragen 


Zum Kampf um die Beamtenbesoldung. In einer. vom 
A.D.B. einberufenen Konferenz von Vertretern aus allen Teilen’ 
des Reiches wurden folgende Entschließungen einstim- 
mig angenommen: 


„Die am 24. und 25. Oktober itagende Vertreterkonferenz der Landes- 
und Provinzausschüsse des A.D.B. stellt nach eingehender Aussprache 
über die wirtschaftliche und besoldungspolitische Lage folgendes fest: 

I. In weitesten Kreßen der Beanıtenschaft, auch. soweit sie nicht ” 
dem A.D.B. angehört, hat sich auf Grund der jüngsten wirtschafts-, | 
steuer- und lohnpolitischen Vorgänge die Erkenntnis durchgesetzt, daß 
der auf der Arbeitnehmerschaft lastende unerträgliche Druck eine Folge der? 
Machtstellung ist, die sich das Industrie- und Finanzkapital in Politik” | 
und Wirtschaft trotz Republik und Demokratie zu verschaffen gewußt 
hat. Auch die Haltung, die die Reichsregierung — geführt vom Reichs- 
finanzminister, getragen von den Mehrheitsparteien des Reichstags, tmter- 
stützt von der kapitalisierten Reichsbahngesellschaft sowie maßgebenden 
Selbstverwaltungskörperschaften — einnimmt, ist ein unmittelbarer Aus- 
druck des Einflusses dieser kapitalistischen Mächte. Ferner ist erwiesener- 
maßern der wirtschaftliche Niedergang der Beamten und der Arbeiter 
in öffentlichen Betrieben aufs stärkste gefördert worden durch die von” 
der: Reichsregierung — leider mit Zustimmung des Deutschen Beamten- 
a — durchgesetzte Trennung der Besoldungspolitik von der Lohn- 
politik. 8 

Angesichts dieser Tatsachen ist die Konferenz der Ueberzeugüng, 
daß das nicht mehr zu überbietende wirtschaftliche Elend der öffent- 
lichen Arbeitnehmer, insbesondere der Beamten, in den gering besoldeten 
Gruppen nur unter der Voraussetzung behoben werden kann, dab die” 
durch die Gemeinsamkeit der Interessen gebotene Einheitsfront der 
öffentlichen Arbeiter, Angestellten und Beamten wieder hergestellt wird. 

Hl. Die durch die systematische Niedrighaltung der Gehälter und” 
Löhne für die Arbeitnehmer geschaffene Lage ist aufs-äußerste verschärft 
worden ‘durch die Politik, die Reichsregierung und Reichstagsmehrheit 
in Steuer-, Zoll- und Wirtschaftsfragen betrieben haben. Ohne sachlichen 
Zwang, vielmehr lediglich in einseitiger Berücksichtigung der kapita- 
listischen Wirtschaftsinteressen sind die Hauptlasten der aus dem Lon- 
doner Abkommen sich ergebenden Reparationsverpflichtungen auf die 
Schultern der ohnedies durch Kriegs- und Inflationsfolgen aufs schwerste” 
betroffenen wirtschaftlich und sozial schwachen Schichten des deutschen” 
Volkes — auf die Arbeiter, Angestellten und Beamten — gelegt worden. 
Vom Deutschen. Reichstag, dessen Mehrheit für diese Politik verantwort- 
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lich ist, verlangt die Beamtenschaft deshalb, daß er mit der vom Reichs- 
finanzininister betriebenen « Besoldungs- und Lohnpolitik endlich Schluß 


macht. Im vergangenen Jahre wurden die berechtigten Wünsche der Be- 
 amtenschaft mit dem Hinweis auf die schlechte Finanzlage des Reiches 
 abgeiehnt; gleichwohl brachte dieses Etatsjahr einen Ueberschuß von 
_ mehr als 2 Milliarden, 
- minister die Verweigerung jeder Angleichung der Gehälter an die ge- 
 stegene Teuerung mit dem Hinweis auf die angeblich schlechte Finanz- 
lage des Reiches, obwohl die Steuereingänge trotz des Defizits bei den 


Auch jetzt wieder begründet der Reichsfinanz- 


Besitzsteuern schon wieder einen Ueberschuß von. mehreren "hundert 


- Mibionen ausweisen. Nach Ansicht der Konferenz steht der Reichstag 


Pan 7u, 








oo Aus dem Bunde - 2» 
Vorstandsbekanntmachungen 








Der Bundesvorstand hat folgende Ausführungsbestimmung zur 
Satrusg beschlossen: 
S 16, letzter Satz: Hat ein Mitglied unmittelbar vor dem 


Bezug von Stellenlosenmarken Anerkennungsmarken bezogen, so werden 
die Anerkeunungsmonate bei der Bestimmung der Höchstdauer von zwei 
Jahren, „während der nur Stellenlosenmarken _ bezogen werden ‘dürfen, 
als Stellenlosenmonate mitgerechnet, d. Anerkennungsmonate plus 


“Stellenlosenmonate dürfen im unmittelbaren Anschluß aneinander zwei 


Jahre nicht überschreiten. 


Aus den Gauen 


Adressenänderung. Die Gaugeschäftsstelle in Hannover ist von 
der Celler Straße 11 in das vom Industriebeamten-Verlag angekaufte 
Haus in der Hedwigstr, 19 übergesiedelt. Dortse!bst befindet sich jet-t 


‚ auch die Geschäftsstelle der Ortsverwaltung Hannover. Telephon- 


 schaftlich organisierten Angestellten 


nummern beider Geschäftsstellen: Nord 1630. 


Briefkasten Ä . 

"Mitglied F. in Berlin. Sie vermuten ganz richtig, daß die Propaganda, 
die von kommunistischer Seite mit den Vorträgen des Kollegen Marre 
in seiner Eigenschaft als Mitglied. der sogenannten Arbeiterdelegation 
nach Rußland getrieben wird, einen Versuch darstellt, die freigewerk- 
irrezuführen. Abgesehen davon, 


daß M. in einer uns zu Gesicht gekommenen Versammlungseinladung 


ganz zu Unrecht als Vorsitzender des AfA-Ortskarteils Dortmund be- 
zeichnet wird, soll offenbar durch seine Vorstellung als Butabmitglied 
der Eindruck erweckt werden, als ob er vom Butab einen Auftrag 
zur Teilnahme an der Reise nach Rußland bekommen hätte. Tatsäch- 


- Eeh ist Kollege Marre von. keiner irgendwie verantwortlichen Stelle im 
" Bunde beauftragt worden, sich an ‘der Fahrt nach Rußland zu be- 


" Bücherschau 


teiligen. Selbstverständlich muß infolgedessen auch unser Bund jede 
Verantwortung für seine Vorträge ablehnen. 


Technik. 


Handbuch für Mörtel und: Beton. Für die Praxis bearbeitet von 
Arch, Herm. Dick. Verlag: Willy ‚Geißler, Berlin. Preis 9 R.-M. 
Das Handbuch dürfte eine sehr gute Ergänzung der bisher er- 
schienenen einschlägigen Literatur sein. Die leicht faßliche Art der 
Abhandlung ist besonders für den Anfänger wertvoll, aber auch der alte 


1 


Praktiker ‚wird oft Gelegenheit nehmen, nach einem so handlichen Nach- 


 schlagewerk zu 


greiien, Besondere Beachtung verdienen die Abschnitte 
über Mischungsverhältnisse, Ausführungsnormen und Materiaibedarf bei 


_ Maurer-, Gipser-, Dachdecker- und Zimmererarbeiten. Die Beispiele über 


des Werkes ist zu loben. 


tungsiragen 
Kopp. Preis geh. 4 Mark, Halbl. 5 Mark. 


war 


ausgeführte, Arbeiten sind ebenfalls beachtenswert. Die gute Ausstattung 
Eine Anschaffung kann daher nur empfohlen 
werden, Kurt Döberitz, 
Verschiedenes. 

Die Aufwertungsformulare. Eine Mustersammlung der in Aufwer- 
benötigten Formulare. Von Dr. Warneyer und Dr. 


144 Seiten. Industrie- 


verlag Spaeth & Linde, Berlin. 
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"Techniker 


£ 


Be 
@ 


2. 15. November. ‚ 
Peter Erpina, Architekt, 


/ 


FR Bünde i. Westfalen. 
I 


“Junges Mädchen, 


Der Verlag hat die durch ihren Aufwertungskommentar bekannten 
Verfasser gebeten, für den Handgebrauch in Aufwertungssachen ein 
l’ormularbuch zusammenzustellen, in dem alle wichtigen Muster für der- 








Gesehäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 





flotter Zeichner, guter Sta- 
_ tiker, für mein Büro sofort 
gesucht. Eintritt 1. oder 


Reich gefüllt 


erscheine ich recht- 








_ kinderlieb, zur gemein- 
samen Arbeit mit der 








= Wildau, Kreis Teltow, 
_ Schwartzkopffstraße 117. 


Pie 


Harien 5 Ani |Tochniker-Taschenbuch 
| 4926 





Br; 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


zeitig im besten Gewande | 
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jetzt vor der Frage, ob wiederum diese Ueberschüsse auf indirektenr 
‘Wege als Entschädigungen, Kredite usw. für die „Wirtschaft“ ver- 
schwinden sollen, oder ob diese auf Grund der Steuerleistungen der 
breiten Masse verfügbaren Mittel den Beamten, Angestellten und Ar- 
beitern des Reiches, der Länder und der Gemeinden als einem erheb- 
lichen Teil der die Wirtschaft tragenden Kreise durch eine angemessene 
Erhöhung ihres Lohnniveaus zugeführt werden sollen. 

Die Konferenz fordert deshalb vom Reichstag, daß er die vom 
Reichsfinanzminister verweigerte Anpassung der Beamtengehälter an die 
Teuerung durch eine ausreichende Errhöhung der Beamtenbezüge sofort 
nach seinem Zusammentritt von sich: aus beschließt.“ 








artige Anmeldungen. und Anträge gegeben sind, so daß auch derjenige, 
der keine Zeit hat, sich.mit der neuen Materie eingehender zu beschäf- 
tigen, olıne weiteres das für ihn zutreffende Muster übernehmen bzw. 
sich vergewissern kanı, ob seine Anträge in Ordnung gehen. -Se- 


- Vorwärts-Kalender. Vorwärts-Buchdruckerei und Verlagsanstalt, Berlin, 
Lindenstr, 3. Preis 2 Mark, 

Der Abreißkalender für das Jahr 1926 ist bereits jetzt erschienen. 
Er bildet schon rein äußerlich einen freundlichen Zimmerschmuck. Der 
Block ist wieder in Kupfertiefdruck hergestellt, so daß die auf jedem 
Blatt gegebenen Bilder besonders gut hervortreten. Der Kalender hat 
insofern eine Bereicherung erfahren, als die täglich verzeichneten histo, 
rischen Daten: von drei auf acht vermehrt wurden. Auch die von den 
einzelnen Organisationen gegebenen Informationen sind zahlreicher als 
in früheren Jahren, so daß nunmehr nahezu alle zentralen Institutionen, 
der Gewerkschafts-, Angestellten- und Beamtenbewegung vertreten sind. 
Die Butab-Mitglieder finden unter den Bildern auch eine Aufnahme ihres 
Industriebeamten-Hauses.- Die Rückseiten bieten ferner ein reiches stati- 
stisches Material aus den verschiedensten Gebieten, besonders aber eine 
Fülle sorgfältig ausgewählter Verse und Sprüche, Diese Zitate sind in 
der Regel den Werken der Verfasser entnommen, die in den- Daten der 
betreffenden Tage genannt werden. So gibt der Kalender auf mehr als 
700 Seiten Belehrung und Unterhaltung: in. weitem „Maße. 


Geschäftliches 


Schönheit in Alltag. Arbeit ist die Losung unserer Zeit. Wir müssen 
zäh und rastlos arbeiten, um unser Land und unser Leben wieder in die 
Höhe zu briugen. Hart ist das Leben unserer Tage und mühevoll. Da 
ist ein Gegenwert besonders not, etwas, das uns über diesen schweren 
Alltag emporhebt, ein wenig Licht und Freude in die grauen Tage streut. 
Das tut ein schönes Bild, das uns vertraut grüßt, wenn wir müde 
heimkommen, das uns am Morgen ein Stück Schönheit mitgibt auf den 
Weg, der arbeitenden Hausfrau den Tag erhellt. Ein schönes Bild, wie 
kann man sich das so leicht beschaffen? Die Antwort gibt ein Katalog 
„Künstierischer Wandschmuck für Haus und Schule“, 
den der Verlag B. G. Teubner in Leipzig, Poststr. 3, gegen Einsendung 
von 0,85 Mark inkl. Porto verschickt. Der Katalog enthält eine Ueber- 
sicht über Teubners Künstler-Steinzeichnungen; diese wun- 
dervollen farbenfrohen Blätter, die man sich für den Preis von 1. bis 
10 Mark kaufen kann. Es sind keine Nachbildungen, sondern Bilder, die 
der Künstler für die Steinzeichnung entworfen, selbst atıf den Stein über- 
tragen hat. und deren Druck er überwacht: also ÖOriginalkunstwerke. 
Die Auswahl ist reich. Nur weniges einzelne sei hervorgehoben: H. D. 
Wielands Hochgebirgsbilid „Letztes Leuchten“, mit dem war- 
men Abendlicht, F. Hochs klarer „Morgen im Hochgebirge“, 
H. von Volkmanns „Leuchtendes Kornfeld“, Fr. Oss- 
walds „Maientag“, mit den zarten Blütenbäumen, usw, Land- 
schaft, Städtebilder, Tier und Mensch, Arbeit und Rast sind die dargestell- 
ten Stoffe. Die Kinder sind auch nicht ‚vergessen. Wie wertvoll ist es, 
wenn ein künstlerisches Bild, das über dem Bettchen hängt, früh schon 
Hertz und Geschmack bildet. Dem dienen Teubners Künstlerfriese, 
Märchenbilder und frohe Bilder aus dem Kinderland; genannt seien die 
zwei neuen Friese: Die Wanderfahrt der drei Wichtelmännchen. Da 
gibt es reichen Stoff für die Kinder zum Schauen und Fragen, und was 
läßt sich alles. dazu erzählen! 

Ist nicht so ein Bild aus Teubners Verlag, das man durch jede 
Buchhandlung beziehen kann, für klein und groß eines der schönsten 
Weihnachtsgeschenke, das seinen Glanz über das ganze Jahr breitet? 





Gegen Krankheit, Siechtum und Altern kann man sich schützen, 
wenn man den in dieser Nummer beigelegten Prospekt beachtet und 
sich kostenlos von Dr. med. H. Schulze G.m.b.H. Berlin W 62, eine 
Probeschachtel „Fregalin‘“ senden läßt. 





Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin. 
Schluß -der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen, 






















4 in der höchsten Vollendung u, Fülle 
Ein Meisterwerk seiner bildlichen Ausstattung, in der 
anz neuen Methode, ist die neue monumentale Kunstgeschichte „Handbuch 
Kunstwissenschaft“, begründet von Univ.-Prof. Dr. Fritz Burger (München), 
herausgegeben von Univ.-Pro'essor Dr. Brinkmann (Köln) und in geistvoller 
volkstümlicher Form bearbeitet von einer großen, art are 8 Gmk. 
: in herrl. Doppelton- un ierfarbendruck. 
10000 Bilder Gegen BE Teilzahlungen von 8 Gmk. 
Man verlange Ansichtssendung. Urteile der Presse: „Ein in jeder Beziehung 
großartiges Werk“ (Zwiebelfisch). „Ein Werk, auf das wir Deutsche stolz sein 
können.“ (Chr. Bücherschatz). „Die neue Kunstgeschichte, die bisher so gut 
- wie unbekannt war.“ (Berl. Tageblatt.) 


Artibus et literis, Gesellschaft für Kunst- und Literatur- 
wissenschaft m. b. H., Abt. K. 16, Potsdam. 
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gesucht. 





Gegenständen. 


Telephon: 


"bereiten Sie den Ihren durch unser Weihnachtspaket mit 
von Krüppeln und Schwerkriegsbeschädisten hergestellten 


1 Markttasche, Schwarzwälder Form, aus 
“echtem Peddingrohr, mit 1’Roßhaarbesen, 1 Kokosbesen, 


DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1935 


zum Vertrieb eines in 





1 Schrubber, 2 Scheuerbürsten, 1 Schmutzbürste, 1 Glanz- 


bürste, 3 -Auftragbürsten, I. 


Klosettbürste, zusammen für 


10.— Mark frei dort. Auf Wunsch auch jede andere Zu- 


"sammenstellung. Alle Arten Bürsten- und Besenwaren, Korb- 
waren und Korbmöbel können gelicfert werden. 


Versand 


nur gegen Nachnahme oder vorherige Kasse, Postscheck- 
konto 2509, Dortmund. 


Lehrwerkstätten d. Krüppelanstalten 


Volmarstein {. W; 


unter Ladenpreisen. 


Land-Radio 


Bautechniker 


mit Verkaufstalent an allen Plätzen Deutschlands 


Bau- u. Weißbindergeschäften 


unentbehrlichen Artikels bei 


hohem Verdienst 
Ausführliche Offerten erbeten an! 


‚PERPLEX 


Patentverwertungsgesellschaft m. b. H. 


Frankfurt a. Main, Blücherstrasse 31 
Spessart 2726. 


Billig im Preis! 


Zn Arcona, das beste Rad 


az 


Naturschutzpark- 


Geld-Lotterie! =: 


4918 Gew barahneAbzug-M. 


120000 
60000 
40000: 
20000 


Original-Lose 
er 330 

Porto u. ‚Liste 38 Pfg. extra, 

empf.u.vers auch unt. Nachn. 


Emil Stiller nm.) 


Bankhaus, Hamburg, 
Holzdamm 39 
Baldig Bestellung. erwünscht, 
Diese Lotterie Ist für 
vanz Preußen genehmigt! 


Hauptgewina ev, 





} Hundert &, IL und Ik Preise 
Eine Quailtätsmaschime vom Köchzter Vol! 





Jahre Garalle 


59” 1000004 Im Gebrauch! "ug 
Die bsdentendstenRennlahrer .WeNt beautzteseu denlängstene. 


gratis 


Harmon.. Sprechapp. Fabrikation. Großer Katalog 
Fabrikpreise, Reell. Schaltpt. p. St. 2.30 M. 
Erast Heß Nachf., Klinzenthal Ss. 512. 





begr. 1872. 


Berlin N 39, Boyenstr. 42 
Telephon: Norden 5679 / (Fabrik) 


Sämtliche Rauiotelle, Apparate, komplette Anlagen 20-50 °/, 


Preisliste kostenfrei. 









Teilzahlung! Katalog freil 


34 Photographische 


Apparate 


Katalog A 


Uhren, Goldwaren, 
Brillanten 


Katalog B 


fe 1.Römer, Altona-Gthmarschen 9. 





Betten 


Ve Dana Daunenkö- 


er, 1!/sschlirg., groß. Ober- 
tt, Unterbett u. 1 Kissen m. 
14 Pfd. grauen Federn gefüllt 
ä Gebett GM. 43.—; dasselbe 
Gebett mit 2 Kissen u. 16Pfd. 
zartw. Fed. gefüllt GM.63.—. 


Beitfedern 


graue, per Pfd. GM.1.10, zart 
und weich GM. 1.50, graue 
Halbdaun. GM.3.25, Schleiß- 
federn grau GM. 2.25, weıße 
Halbdaun. GM.5.—, Daunen 

au GM.9.25, weiß GM.12.50. 
Beitbezug aus gutem, weißem 
Linon oder geblümt oder 
kariert pro Stück GM. 7.20. 
Metallbetten und Matratzen. 
Alle Aussteuerartikel billig, 
Muster u. Katalog Nr. 247, 


Bettfederngroßhandlung, 
Bettentabrik und Versand 
Th. Kranefuß, Cassel. 





Verantwortl.: 





schutz 0. Verwortu:g 


von Neuerungen aller 
Art zu günstig Bedingung. 
durch Carl Haiduk, Ing., 
Berlin W 57, Culmstr. 18. 
Lang]. Erfahr. (Bundesmitgl.) | 





jedes 


Schriftschablonen :: 


‚Normograph 


Auslandspatent 


Prosp. kosenlrei! 


Deutschen, 


nur 





22er Zeltinger 


22er Uerziger 
22er Kinheimer p. Flasche 
23er Graacher 
alles Qualitäts-Moseiweine mit Lagennamen. 
Flaschen und Kiste leihweise, 


BAHR <& System »> KASSEBAUM 


Filler & Fiebig, Berlin S 42 
EHRENSACHE 


deutsche Weine zu 


p- Flasche 
p. Flasche 


trinken 
7o Pfg. 
so Pfg. 
90 Pfg. 


p Fiasche 100 Pfg. 


tille Vertreter gesucht. 


Proben grgen 2/3 Berechnung. 


Steph. Ehses-Geller, Weingutsbesitzer, 


Zeltingen a. Mosel. 









ei gebeizt M. SI—, 


ey werrgr. Als Beispiel unserer EIERER 
elstungsfählgkeit llefern wir Garnitur 5, beliebtes 
Weihnachtsgeschenk, wie Bild (slatt Sofa auch 2 
: weitere Sessel), bequeme; en 
gule Werkarbeit, in weiß‘ eichtzuw M.55.— 
aus Sitz a. Rückenpolsterun, 
wunderhibsche "Dekora nach Künstlerentwärfen; 
90.— (gebleicht) bzw. M. 98 —.(gebeizt) Segen. 
nur 4, Anzahlung dircki und nur. 


Nr. 45 


Debung 17.-19. Novenb, Worbmiierbehnmuntdedur 















ünteKlubform,garant, 
—, Japan- 


von der Fabrik, Meicedes" 


‚vej: ganzer Vorauskasse 10%, bei ganzer -Näach- 


nahme 5%, Rabatt. Einzelne Tische u. Sessel kosten - 

> Sofas %; des Garniturpreises. Relchh. Katalog 
ber ganze Wohnungseinrichlungen gegen 50 P/. 

 REchguste. bei-Auftrae). Korbmöhelfabri 


KEN SSRaNT, Daiber & Gaiser, 


ürttbg, Postfach 75 








Hütte ... 


Mk. 38,70 


Börner, Dubbel, 

Fischer Gregor, 

Hasder liefert auf 
Raten 


R. Meusser, 


: Buchhandlung 
nn 


LICHTPAUS 
APPARAT 


NE 
<= 2) 
MN. 
u 
% 


= : 


SINUS 


0.R.R 


 sleasam mrausneutee 
CE BEUCNDECANS- 


JINUS 
DRESDEN 62 





Ucher, technische, 
Dr. .Max Jänccke, 
Leipzig, Hospitaistr. 102 


zZeugnis- 
abschriften, mit Schreib- 
maschine, 10% —,50, Dr 
—,75, 33 X 1,— Mk F.W 
Heinecke, Bücherreyisor, 
Remscheid, Siemensstr. 22, 


Garant. Garant. ren Kiuusa 
Bienen- oniY 
Schieuder- 


beste Qualität 10-Pfd.-Dose 
10.50 M., Kiee- und Linden- 
BERRE 12.— M, halbe 
6.— M.u.7.—M,, Nachnahme 
50 Pfg. mehr. Gar.: Zurückn. 


Krieger, Imkerei, 
Rietberg 36 (Westfalen). 





orel, 


MOSELWEIN 


direkt-vom Winzer- 
keller, gut u. preisw, 
zu beziehen durch 


Joh. Goergen,- 
Weineinkaufsgeschäft :: 
Bernkastel-Cues. a d.Mos. 
Vertreter gesucht. 


Honig 


Blüten-Schleuder, garantiert 
rein, aus Großimkerei, 
10-Pfund-Büchse 10.50 Mk. 
franko, halbe &— M., Nach- 
nahme . 50 Pfennig mehr. 

D. Plümer, + 
Oberneuland 18 _b. Bremen. 
Inhaber silb. und gold. Med. 


2 " | 
Schweizer - Fettkä:e 
dänischer Art, saftige groß- 
gelochte Ware, 
9-Pfund- Postkolli M.- 1060 
Y Pfd Holst. Kugalkäse „ 5.33 
9. „ Holst. Gervelat-, 
Salami-, PlockwurstM.18.— 
9 Pıd. Scwelnekleinfisisch M. 4.60 
Postdose Rollmops, Bis- 
marck-, Bratheringe je M. 4.10 
licfert in prima Ware, frel- 
bleibend, ab hier Nachnahme 


Chr. Mehrens, Nortorf (Holst.) 


Nierstein a. Rhein 
Vorzüglicher Tischwein, weiß 
und rot, 1 Liter 0,86 R.-M. 
einschl. Steuer, äb Nierstein, 
Preisliste gratis,Proben porto- 
a. n Einsenduag- von 

Ra. Weingut Heinrich 
Strub 2, Nierste:n a. Rhein 
Nr. 29, Fachwerkhaus. Ge- 
gründet 1864. Großer Wein- 
bergbesitz. Leihfässer ‘30, 

50 u. 100 Liter. 


Mitglieder 
kauft nur bei unseren 


Inserenten! 





REERBRBBEBREBBBRBS 





BRBEBBEBRBEEE 
Alfred Flügsger, 


Berlin. — 


Fernsprecher: Hansa 84 





=== Brund- und Einhruchschadenkusse „Deutscher Postverbund“ U.U.u.G, === 


Berlin NW 21, Bundesratuier 13 
Billigste gemeinnützige Versicherungsanstalt für Beamte, Geistliche und Lehrer. 


einschliesslich Stempelgebühr Einbruch 
« für das Jahr und Tausend der Versicherungssumme 50 Pf. 


Keine Zuschläge für Versicherung in Nebenräumen bis zu 10°/, der Gesamt-Versicherungssumme. — 
Kostenfreie Versicherung von Bargeld bis zum Betrage von M.300.—. — Entgegenkommendste Schadens- 
regelung. — Vermittlung von Gebäude-, Umzugs- und Reisegepäckversicherungen zu niedrigsten Sätzen. 


Näheres und Antragsformulare durch die Vertrauenspersonen oder den Vorstand der Kasse, 


Pauschalversicherung in einer Summe. 
Industriebeamten-Verlag GmbH,., Berlin NW 40, — Rotationsdruck Möller. & Borel GmbH., Berlin SW 68. 
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Postscheckkonto: 26300 Berlin 
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Techniker-Zei 


"Zeitschrift des Bundes der technischen Angestellten und Beamten. 


! Bent 
Beilagen je dreimal vierteljährlich: „Recht und Rechtspraxis" — „Sozialwirtschaftliche Rundschau” — „Bildung und Unterricht” 





— ‚Postscheckkonto: Berlin 52 100. — Herausgegeben vom Bund der . 


| Erscheint ‘wöchentlich Preitagn —. Post-Bezugspreis vierteljährlich 1.20 RM. 
r. 
technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstraßs 7. 


Ä 
"Nummer 46 / 7, Jahrgang 
Das Arbeitsgerichtsgesetz im Reichs- 
 wirtschaftsrat EL aus 

.Der.. Sozialpolitische Ausschuß des -Vorläufigen Reichs- 


|'wirtschaftsrates veräbschiedete am 7. November. in zweiter 


Lesung. den ihm .am 21. Juli zugesandten: Entwurf eines Ar- 


beitsgerichtsgestzes. Er hatte einen Arbeitsausschuß aus 15 
Mitgliedern eingesetzt, der in elf Sitzungen den Entwurf durch- 


ı beriet., Der. Inhalt des Entwurfs darf im Ganzen als bekannt 


vorausgesetzt werden, da ja über ihn seinerzeit ausführlich ge- 


‚schrieben worden ist. Trotz schwerer Bedenken haben sich die 
| freien Gewerkschaften auf ‘den Boden des: Entwürfes gestellt, 
in der Erwägung, daß der gegenwärtige Zustand der Arbeits- 
| gerichtsbarkeit, der rund die Hälfte aller Arbeiter und An- 


gestellten den ordentlichen Gerichten mit ‚ihren kostspieligen 
"und langwierigen Verfahren unterstellt, nicht länger ertragen, 






) 
hi 
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‚ werden kann. Allerdings ließen sie keinen Zweifel, daß diese 
Zustimmung an bestimmte Mindestbedingungen geknüpft ist, 
ohne‘ deren Erfüllung auch den freien Gewerkschaften der 
Entwurf ‚nicht annehmbar. ist. Erfreulicherweise kann schon 
vorab gesagt werden, daß es gelungen ist, diese Bedingungen 
zum größten Teil in das endgültige Gutachten hineinzu- 
| arbeiten. 

Die Arbeitgeber haben sowohl im Arbeitsausschuß wie im 


 Sozialpolitischen. Ausschuß eine Politik getrieben, die nur ge- 
J eignet war,. auch, den letzten Anhänger. des Gedankens einer 


Arbeitsgemeinschafi oder eines berufsständigen Parlaments eines 
besseren zu. belehren. ‘Sie erklärten von Anfang an, daß für 
sie nur de Eingliederung in die ordentlichen 
Gerichte, unter Ausschluß jeder Einflußnahme der Sozial- 
verwaltung und der wirtschafilichen Vereinigungen in Frage 
kommen könne. Lediglich bezüglich der Laienbeisitzer waren 
sie bereit, Zugeständnisse zu machen, während sie im übrigen 
eine Abänderung der Verfahrensbestimmungen der Zivilprozeß- 
ordnung. analog den für das. Arbeitsgerichtsverfahren vorge- 
schlagenen vertraten. 
Diese, Beseitigung der Sondergerichtsbarkeit und die Aus- 
lieferung an die ordentliche Justiz war für die Arbeitnehmer 
sämtlicher Richtungen unannehmbar. Als der Antrag der Ar- 
beitgeber, der unter Darlegung ihrer einzelnen Abänderungs- 
vorschläge zusammenfassend den vorliegenden Gesetzentwurf 
““r ungeeignet erklärte und die Vorlage eines neuen Entwurfes 
"note, abgelehnt wurde, stellten die Arbeitgeber ihre Mit- 
EFF dam. sie sich nicht: mehr an 
a lesten 
ss en "Vorschlag erneut 
| „“ernertsgweachten vor, das mit 16 gegen 14 Stimmen 
\mwgerehnt wurde. 
| Angesichts der Fülle von Anträgen zu den einzelnen Para- 
Igraphen kam der Arbeitsausschuß sehr schnell zu dem Er- 
is, daß es unmöglich wäre, paragraphenweise zu beraten. 
|! wurden die einzelnen Streitpunkte zu Leitsätzen zusammen- 
I gefaßt und zu diesen durch Abstimmung die Mehrheitsmeinung 
(des: Arbeitsausschusses festgestellt. Ebenso wurde dann in der 
ersten und zweiten Lesung des Sozialpolitischen Ausschusses 
| verfahren. 
7 = Nach manchen Zwischenfällen, die sich durch die’ schwan- 
kende Haltung der sogenannten Abteilung III ergaben, liegt 
‚nunmehr folgendes, in der Schlußabstimmung mit 16 gegen 
14 Stimmen angenommene Ergebnis der Arbeiten vor: 
| 
je, F 
7 Der Grundlagedes Entwurfs, wonach die Arbeitsgerichts- 
barkeit unter Ausschluß derordentlichenGerichte, 
jedoch in Anlehnung an diese, "die im Berufungs- und Revi- 
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sionsverfahren enger wird, gebildet werden soll, wird zuge- 
stimmt.. „Auch der Ausdehnung: der Zuständigkeit der 
Arbeitsgerichtsbehörden. auf. Rechtsstreitigkeiten der Tarifver- 
tragsparteien aus Tarifverträgen, aus Streitigkeiten aus 
dem Betriebsrätegesetz, der Landarbeitsordnung und 
dem Reichsversorgungsgesetz. Ausdrücklich abgelehnt-wird 
daß die Arbeitsgerichte in die ordent- 
lichen Gerichte aufgehen sollen. 

Der Anlehnung an die ordentlichen Gerichte und der 
Unterstellung der Arbeitsgerichte unter die Justizbehör- 
den. wird zwar zugestimmt, jedoch wird vom endgültigen 
Gesetzentwurf vorausgesetzt, daß er Bestimmungen enthält, 
die die Mitwirkung der Sozialverwaltung im Reich 
und in den Ländern nicht völlig verdrängt. Die Gewerk- 
schaften waren sich darüber klar, daß der Einfluß der Sozial- 
verwaltung keine ausreichende Gewähr dafür bietet, daß die 
Arbeitsgerichtsbarkeit unter der Leitung der zünftigen Justiz 
nicht. die Fühlung mit dem sozialen Leben verliert, deshalb 
forderten sie. den Ausbau des Systems der Beisitzeraus- 
schüsse und die Errichtung von Beiräten bei den auf- 
sichtsführenden Behörden. Insbesondere diesem letzteren Vor- 
schlage. maßen sie zentrale Bedeutung zu, so daß in Durch- 
brechung des sonstigen Prinzips hierfür auch bereits eine for- 
mulierte Bestimmung für das künftige Gesetz festgelegt wurde, 
Danach wird. beim Reichsarbeitsministerium ein Reichsar- 
beitsjustizbeirat gebildet, dem je vier vom Reichs- 
wirtschaftsrat vorgeschlagene Vertreter der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer unter dem Vorsitz eines vom Reichsjustizministe- 
rium berufenen Sena:spräsidenten des Reichsarbeitsgerichts an- 
gehören. Die Ernennung der Vertreter und des Vorsi.zenden soll 
jeweils auf drei Jahre erfolgen. 

Da nach dem Entwurf die aufsichtsführende Behörde in 
Zukunft die oberste Landesbehörde für die Justizverwaltung ist, 
sollen ferner bei ihr Landesarbeitsjustizbeiräte aus 
mindestens je drei von den wirtschaftlichen Verein’gungen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer vorgeschlagenen Vertretern 
unter dem Vorsitz eines von der obersten Landesbehörde für die 
Sozialverwaltung vorgeschlagenen Arbeitsgerichtsvorsitzenden 
gebildet werden. Auch hierfür soll die Ernennung auf jeweils 
drei Jahre erfolgen. Den Beiräten soll de beratende Mit- 
wirkung bei den in diesem Gesetz den zuständigen Reichs- 
bzw. Landesbehörden übertragenen Aufgaben oblicegen. 

Die freien Gewerkschaften hatten entsprechend ihrer Grund- 
auffassung von der Selbstbestimmung ein Mitbestim- 
mungsrecht dieser von uns Ausschüsse genannten Ver- 
tretungen gefordert. Die vorliegende Fassung ist das 
Ergebnis eines Kompromisses mit den Vertretern der anderen 
Gewerkschaftsrichtungen und der Mehrheit der Abteilung I. 
Wir glaubten aber diesem Kompromisse zustimmen zu können, 
da es’ das Prinzip der Mitwirkung der- Vertreter der Arbeit- 
geber und der Arbeitnehmer in der Aufsicht und Verwaltung 
der Arbeitsgerichtsbarkeit wahrt. Diese Mitwirkung wird im 
wesentlichen in der Beratung vor dem Erlaß von Durch- 
führungsbestimmungen und Richtlinien für die 
nachgeordneten Organe, in der Mitwirkung bei der Bestel- 
lung von. Arbeitsgerichtsvorsitzenden und 
Laienrichtern und in der Prüfung von Beschwerden 
bestehen. Darüber hinaus werden die Beiräte auch die Aufgabe 
haben, eigene Vorschläge in sachlicher und persönlicher 
Hinsicht zu machen. Es wird in erster Linie von der Auswahl 
der in diese Beiräte zu entsendende Vertreter abhängen, wenn 
Se sich gegenüber der, staatlichen Bürokratie durchsetzen 
wollen. 

Um auch äußerlich das Ansehen und das Verantwortungs- 
bewußtsein der Laienrichter der Arbeitsgerichte zu heben, ver- 
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langt das Gutachten, daß für die Richter aus Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerkreisen die Dienstbezeichnung „Arbeitsrichter“, die 
der vorletzte Entwurf des Arbeitsgerichtsgesetzes noch. vor- 
gesehen hatte, geschaffen wird. Analog mußten dann in den 
beiden oberen RR die Bezeichnungen ‚„Landes-“ bzw. 
„Reichsarbeitsrichter‘‘ eingeführt werden. Man sollte solche 
scheinbar bedeutungslosen Fragen nicht unterschätzen, deng 
es handelt sich hier nicht um Titelfragen, sondern um den 
Ausdruck der Anerkennung der Laienmitglieder der Arbeits- 
gerichte als vollgültige Richter. 


Nicht voll befriedigt können die freien Gewerkschaften be- 
züglich der ‚Beschlüsse über die Zuständigkeit der Ar- 
beitsgerichte sein. Es ist zwar gelungen, den vom Entwurf vor- 
geschlagenen Ausschluß von Streitigkeiten aus Erfindungen 
eines Arbeitnehmers und der zur Schiffsbesatzung ge- 
hörenden Personen zu beseitigen, dagegen wurde die Aus- 
dehnung der Arbeitsgerichtsbarkeit auf Rechtsstreitigkeiten auf 
Grund von unerlaubten Handlungen und wegen un- 
gerechtiertigter Bereicherung abgelehnt, ebenso 
die in der ersten Lesung angenommene Ausdehnung auf die 
Festsetzung von Strafen wegen Verletzung der Arbeits- 
schutzbestimmungen. Hier wird es Sache der Arbeitnehmer- 
vertretung im Reichstag sein,. dafür zu sorgen, daß diese 
Rechtsgebiete, die in unlösbarem Zusammenhange mit dem Ar- 
beitsverhältnisse stehen, unter allen Umständen unter die Zu- 
gehörigkeit der Arbeitsgerichte kommen. 

Bezüglich des Personenkreises ist es gelungen klar- 
zustellen, daß neben Lehrlingen auch Volontäre einbezogen 
sein sollen. Ein in der ersten Lesung angenommener Antrag, 
wonach „selbständige Kaufleute, wie Agenten, Makler und 
vergleichen“ von der Arbeiisgerichtsbarkeit ausgenomnien sein 
sollien, wurde in der zweiten Lesung dahingehend abgeändert, 
daß Agenten, Makler und dergleichen, „sofern sie selbständige 
Kaufleute sind“, ausgenommen sind, womit klargestellt ist, daß 
üe vielfach übliche Umgehung des Gesetzes, indem beispiels- 
weise Filialleiter aus Angesteliten zu Agenten gemacht werden, 
für die Arbeitsgerichtsbarkeit rechtsunwirksam sein müsse, 

Fin in der zweiten Lesung noch gestellter besonderer An- 
rag der Arbeitgeber, der die Heimarbeiter aus der Ar- 
Beiisgerichtsbarkeit ausnehmen wollte, würde in besonderer 
Abstimmung abgelehnt. 

Der Entwurf enthält ia seinem 8 3 eine außerordentlich 
bedenkliche Verschlechterung des geltenden 
Rechtes, indem er vorsicht, daß Klagen aus Ansprüchen, 
(he. mit den in $ 2 bezeichneten Rechtsstreitigkeiten in recht+ 
chem oder tunmittelbarem wirtschaftlichen Zusammen- 
hange stehen, nur dann vor die Arbeitsgerichte gebracht wer- 
den können, wenn gleichzeitig beim Arbeitsgericht eine 
Klage aus derartigen Streitigkeiten anhängig ist oder wird. 
Klagen aus Sireitiskeiten, die im Zusammenhange mit dem 
Arbeitsverhältnis stehen, bilden bekanntlich einen sehr großen 
Teil.der Prozesse zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
Man denke an Klagen auf Herausgabe von Kautionen, Ver- 
sicherungskarten, Arbeitskleidung, ferner Klagen aus dem Miets- 
verhältnis in Werkswohnungen, wegen Auskünften des Arbeit- 
zebers und ähnliches mehr. Diese Streitigkeiten $’nd heute 
durch besondere Aufzählung in 8.4 des Gewerbegerichtsge+ 
setzes und $ 5 des Gesetzes betrefiend Kaufmannsgerichte aus- 
drücklich unter die Arbeitsgerichtsbarkeit gestellt. Da der 
Entwurf mit zweifellos anzuerkennenden Gründen von einer 
solchen spezialisierten Aufzählung absieht, besteht die Gefahr, 
daß alle Streitirkeiten, die zwar mit dem Arbeitsverhältnis in 
rechtlichem oder  wirtschaftlichem Zusammenhange stehen, 
aber nicht unmittelbar aus ihm herrühren, unter die ordent- 
chen Gerichte fallen würden, wenn nicht gleichzeitig eine 
Klage aus dem Arbeitsverhältnis selbst anhängig wird. Aus 
diesem Grunde wurde beschlossen, daß in Abweichung von 
dem Entwurf, die Möglichkeit, solche Klagen vor die Arbeits- 
gerichte zu bringen, nicht an die Bedingung der Anhängig- 
machung einer Klage aus dem Arbeitsverhältnis geknüpft wer- 
den darf. 

In einer besonderen Entschließung wendet sich der Sozial- 
politische Ausschuß auch gegen die Entrechtung der sogen. 
Beamtendiensttwer, die weder die Rechte der Beamten 
noch, gleich den übrigen Arbeitnchmern, das Einspruchsrecht 
beim Betriebsrat besitzen und verlangt für diese Personen die 
Unterstellung unter die Arbeitsgerichtsbarkeit. 

Die außerordentlich heiß timstrittene Frage nach dem 
Vorsitzenden bei den Arbeitsgerichtsbehör- 
den wird dahin beantwortet, daß Personen, die sich in der 
seitherigen Entwicklung des Arbeitsrechis Eriahrungen und 
Ansehen erworben haben und nach ihrer Stellung im Erwerbs- 
leben weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer sind, zugelassen 
werden sollen. Juristische Vorbikdung so!! zwar die Revel bil- 
den, aber die Zulassung bewährter Kräfte ohne solche in. Aus- 
nahmefällen nicht ausschließen. 
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Die Bestimmung des Entwurfs, wonach die Gemeinden 
die von ihnen bisher für die Arbeitsgerichtsbarkeit zur Verfü- 
gung gestellten Grundstücke unentgeltlich an die Länder zu 
Eigentum zu übertragen haben, wurde ersetzt durch die Be- 
stimmung, daß die Ueberweisung gegen angemessene Miete. 
erfolgen soll. Auch ist die Möglichkeit der Lieferung geeigne- 
ter Ersatzräume vorgesehen worden. Die Vorschrift des Ent. 
wurfis, darüber hinaus noch einen besonderen Finanzausgleich 
zuzulassen, wurde gestrichen. | 


1. 


Zum Aufbau der Arbeitsgerichtsbehörden 
stellt sich das Gutachten auf den Standpunkt, daß das geplante 
lückenlose Netz von Arbeitsgerichten gutgeheißen wird, daß 
aber der seit langem bestehende räumliche Wirkungsbereich 
der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte tunlichst als Grundlage 
zu wählen ist, da sonst die Gefahr bestände, daß vielfach an 
die Stelle eines einheitlichen Arbeitsgerichtsbezirkes eine Zer- 
schlagung nach Amtsgerichtsbezirken einträte. | 

Die Laienrichter sollen auf Grund von Vorschlags- 
listen der. wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer bestellt werden, so daß in Zukunft keine 
Wahlen zu den Gerichten mehr stattfinden sollen. Zur 
Sicherung des Einflusses der Organisationen wird verlangt, daß 
bei dem Erlaß der Dienstvorschriften für die Berufung der 
Arbeitsrichter nur bei deren Durchführung die beratende Mit- 
wirkung der paritätischen, Beiräte vorzusehen ist, & 17 des 
Gesetzentwurfes sieht die Bildung gemeinsamer Fach- 
kammern für mehrere Arbeitsgerichte vor. Dies ist für be 
stimmte Berufszweige sicherlich angebracht, insbesondere da, 
wo Tarife für größere Bezirke, die sich über den Bezirk eines 
einzelnen Arbeitsgerichts hinaus erstrecken, vorhanden sind. 
Leider macht der Entwurf an der Landesgrenze halt, was 
sicherlich sinnlos ist, da ja Wirtschaftsgebiete und Landes- 
grenzen durchaus nicht zusammenfallen. Ein Antrag, solche 
gemeinsamen Fachkammern auch für mehrere Arbeitsgerichte 
mehrerer Länder zuzulassen, wurde leider mit Stimmenmehr- 
heit abgelehnt. Es ist aber zu hoffen, daß.der Reichstag 
diese Lücke noch schließen wird. | 

Erfreulicherweise ist es aber gelungen, wen’gstens für die 
Seeschiffahrt die Zustimmung zu einer solchen Rege- 
lung zu erhalten, und zwar ist dies einer der wenigen Anträge 
der von den Arbeitgebern nicht bekämpft wurde. Es soll 
demnach für die Seeschiffahrt eine einzigeFachkammer 
mit dem Sitze in Hamburg zuständig sein, während die Regie- 








sung ursprünglich mit der Absicht umging, .die Seemanns- 


ämter späterhin mit der Arbeitsgerichtsbarkeit zu betrauen. 


Der Entwurf sah lediglich für die Beisitzer der Arbeiter 


und der Angestellten getrennte Vorschläge vor. Dies 


erklärt das Gutachten für nicht ausreichend, verlangt vie- 


mehr, daß allgemein für getrennte Kammern die Vorschläge 
für die Arbeitsrichter getrennt eingereicht werden müssen. 


| 


| 


| 


Arbeitsrichterausschüsse verlangt das Gutachten bei 


jedem Arbeitsgericht, Landesarbeitsgericht und beim Reichs- 
arbeitsgericht. Sie sollen auch bei der Festsetzung der Reihen- 


folge tür die Heranziehung der Arbeitsrichter mitwirken. Die 


Zahl ihrer Mitglieder soll nach den jeweiligen praktischen Be- 
dürinissen verschieden sein. 
Bezüglich der Vorsitzenden erinnert der Ausschuß 


1 


an seine grundsätzliche Auffassung bezüglich der Zulassung 


anderer geeigneter Personen neben den ordentlichen Richtern 


und verlangt weiterhin, daß die Berufung der Arbeitsrichter | 


nicht, wie der Entwurf es vorsieht, im Einvernehmen mit dem 
Präsidenten des Landgerichtes, sondern mit dem Vorsit? 
den des Landesarbeitsgerichtes erfolgen satt 7” 

dies für die Ausübung‘ derjenigen Befn--' 

Entwurf sar-* ae 

lich der 
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Reichsindexziffer wieder geiallen! Für den Durch- 
schnitt Oktober wird die Reichsindexziffer für Lebens- 
haltungskosten vom Statistischen Reichsamt auf 143,5 be» 


rechnet, während sie im Durchschnitt September auf 144,9. 
stand. Sie ist somit um ein Prozent geilen was auf die an- 





ist. 
Großhandelsindex 


zurückzuführen 


Auch . der. des. 


im Oktober oder um 1,7 Prozent gefallen. Neuerdings sind 


Rundschau oo 


feln, Fleisch und Zucker 


Statistischen | 
Reichsamts ist von 125,9 im Durchschnitt September auf 123,7. | 


J 
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sogar von industrieller Seite Bedenken gegen die Berechnungs- 
methode des Statistischen Reichsamts geltend gemacht worden. 
FES wurde darauf hingewiesen, daß die von anderen Stellen be- 
f rechneten Großhandels'ndices ganz andere Durchschnittsziffern 
| ergeben. So berechnet die „Industrie- und Handelszeitung“ für 
BOktober einen Gesamtgroßhandelsindex von 134,95, das „Ber- 
Fliner Tageblatt“ einen solchen von 143,3 und die „Frankfurter 
itung‘‘ von 143,98. 


Der Arbeitsmarkt im Monat September. Der im Reichs- 
jarbeitsblatt Nr. 40 und 41 vom 2. November veröffentlichte 
‚Bericht über den Arbeitsmarkt im Monat September kenn- 
zeichnet nach den vorliegenden statistischen Erhebungen die 
FArbeitsverhältnisse zwar als verschlechtert aber noch 
Inicht als ausgesprochen ungünstig. Inzwischen hat sich aber 
Anach allen vorliegenden Berichten die Lage weiter ver- 
Ischlimmert. 

I Krankenkassenstatistik. Der September hat in 
dem Bestand der versicherungspflichtigen Krankenkassenmit- 
‚glieder eine leichte Zunahme gebracht. Meldungen lagen vor 
von 5976 reichsgesetzlichen Kassen; bei diesen betrug die Ge- 
Fsamtzahl der versicherungspflichtigen Mitglieder am 1. Sep- 
Ttember 14301 182, am 1. Oktober 14 334 507; das kommt einer 
Zunahme um 33325 oder 0,2 v. H. gleich. Der Vormonat 
‚hatte eine Abnahme von 0,3, der Juli eine solche ven 0,9 v.H. 
‚ergeben. 
| Arbeitsnachweisstatistik. Bei geste'gerter Inan- 
Fspruchnahme der Nachweise seitens der Arbeitgeber sowohl 
‚wie der Arbeitnehmer ergab sich im Endergebnis für den Be- 
fichtsmonat eine leichte Verschlechterung in der Lage des 
‚Arbeitsmarktes. Gemeldet wurden im ganzen 1193 000 Arbeits- 
gesuche (1113078 im August), denen 577956 (570572) offene 
‚Stellen gegenüberstanden. Die Gesamtandrangsziffer stieg in- 
tolgedessen von 195 im August auf 206 im September. Die 
Zahl der Vermittlungen hob sich von 443741 im Vormonat 
auf 457919 im September. Auf 109 Arbeitsuchende entfielen 
demnach rund 38 (im Vormonat rund 40) und auf je 100 
Stellenangebote 79 (im Vormonat 78) Vermittlungen. Die den 
Stand von Mitte Oktober erfassende Stichtagzählung läßt eine 
‚weitere erhebliche Verschlechterung erkennen. Die Zahl der 
am Schlusse des Stichtages verfügbaren Arbeitsuchenden stieg 
‚gegenüber der Mitte des Vormonats um 14 v. H., während die 
Zahl der verfügbaren offenen Stellen in fast doppelt so starkem 
‚Maße, nämlich um 26,7 v. H. abnahm. 

_ Arbeitslosenstatistik. Die Arbeitslosigkeit unter 
‚den "gliedern der in der Berichterstattung beteiligten Ge- 
werkschaften zeigt im September eine weitere mäßige Steige- 
tung. Anf 40 berichtende Verbände wurden am Stichtage, dem 
26. September, unter 3,7 Millionen Mitgliedern 168657 oder 
‚45 Ku als arbeitslos gezählt (gegen 4,3 im August und 3,7 
im Juli). 

7 Kurzarbeit. Nach der Statistik der Arbeitszeitverkür- 
zungen stieg die Kurzarbeitsziffer weiter an. Bei 35 Verbänden 
mit zusammen 3,15 Millionen Mitgliedern arbeiteten 268 186 
oder 8,5 v. H. mit verkürzter Arbeitszeit (im Vormonat 6,9, 
m Juli 5,8). - . “4 

Statistik der unterstützten Erwerbslosen. 
‚Die Inanspruchnahme der Erwerbslosenfürsorge nahm weiter 
zu, den September hindurch in etwas schwächerem, in der 
ersten Oktoberhälfte wieder in etwas stärkerem Maße. Es 
wurden unterstützt am. 15. September 251530, am 1. Oktober 
266062, am 15. Oktober 297623 Vollerwerbslose. Die Ver- 
schlechterung betrug demnach in der zweiten Septemberhälfte 
58 v. H, in der ersten Okteberhälfte 11,9 v. H. er 
7 Die Ungunst der Lage des Arbeitsmarktes für-tech- 
nische Angestellte hat im Oktober an Schärfe zu- 
genommen, was besonders im Bergbau und in der Metall- 
industrie der Fall war. Infolge der Krise in Betrieben, 
die hauptsächlich auf Lieferungen für das Reich angewiesen 
sind (Lokomotiv-, Waggonbau) aber auch durch den starken 
I ehaftigungsrückgang in anderen Gewerbezweigen (7. 
Eisenkonstruktionen, Transportanlagen, Automobilbau) sind am 
‚Monatsschluß verschiedentlich neue Massenkündigungen erfelgt. 
Im Baugewerbe sind Kündigungen nicht mehr so häufig 
zu verzeichnen, indessen hat mit Beginn der kälteren Jahres- 
zeit die Zahl der Stellenangebote sehr stark abgenormmeır. 
= Formulare zum Stellennachweis wurden im Ok- 
‚ober von 482 Mitgliedern (im September 593) angefordert. 
Neueingetragen wurden in den Stellennachweis der Haupt- 
verwaltung im Oktober 497 (im September 522, im August 405). 
Von diesen waren 242, im September 338, im August 254 in 
‚Bekündigter Stellung, 219 (im September 143, im Augtst 156) 
be eits stellenlos, 36 suchten aus anderen Gründen neue Stel- 
lung. Die 497 neweingetragenen Mitglieder verteilen sich auf 
‚die. Industriegruppen wie folgt: Metallindustrie 320, Bauge- 
|werbe 107, Bergbau 34, Chemische Inditstrie 19, Steine und 
Erden 3, Kunstgewerbe 7, Textilindustrie 1, sonstige 6.° 
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Das Durchschnittsalter der m der Zeit vom 4. Ok- 
tober bis 7. November wieder in Stellung getretenen 93 Mit- 
glieder (im September 93) betrug 30,3 Jahre (im September 
32,3 Jahre), davon waren bis 40 Jahre alt 80 Prozent, über 
40 Jahre alt 20 Prozent. Demnach werden nach wie vor mög- 
lichst nur jüngere Kräfte eingestellt. 


Die Zahl der unterstützungsberechtigten Mit- 

a lieder ist entsprechend der erheblich verschlechterten Ar- 
eitsmarktlage auffällig gestiegen. Sie erhöhte sich 
von 382 Mitgliedern am 1. Oktober auf 6014 am 1. November. 


In den wichtigeren öffentlichen Arbeitsnachweisen 
waren im September 11533 Techniker aller Art, davon 89 weib- 
liche eingetragen. An offenen Stellen waren für männliche 1000, 
weibliche 5 vorhanden. Besetzt wurden 603 männliche, weib- 
liche 1. Auf 100 offene Stellen kamen 1144 Arbeitsgesuche 
(im August 1062, im Juli 832). 


Verschärite Krise, steigende Gewinne. Daß die Verschlech- 
terung der Konjunktur, Rückgang der Produktion und der Aus- 
fuhr nicht unbedingt auch den Rückgang der Profite mit sich 
bringe, dafür zeugen die Bilanzen der englischen Industrie- 
unternehmungen, welche von der Zeitschrift „Economist‘“ ge- 
sammelt und untersucht werden. In dem Ende März beendigten 
Wirtschaftsjahre, das sich durch heftige Krisen mit umfang- 
reicher Arbeitslosigkeit auszeichnete, haben die untersuchten 
492 Industrieunternehmungen einen Nettogewinn von 
57 Millionen Pfund erzielt, gegenüber 51 Millionen im 
Vorjahr; die Steigerung beträgt also 11 Prozent. Für die 
vergangenen 12 Monate wurden vom „Economist‘“ 1443 Bi- 
lanzen untersucht, welche eine 9,7 BrOTEgeRe Steigerung der 
Nettogewinne aufwiesen. Auch an diesem Beispiel zeigt sich, 
daß, während die Arbeitnehmer in der Zeit der Krise durch 
Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit und Lohnherabsetzungen die größ- 
ten Opier tragen müssen, die Unternehmer gut ab- 
schneiden. 


Sozialpolitik 

Der AfA-Bund zur Not der älteren Angestellten. Der AfA- 
Bund hat, wie bereits in Nr. 43 der „D.T.Z.“ bekanntgegeben, 
vor einigen Tagen durch Vertreter im Reichswirtschaftsrat Yem 
sozialpolitischen Ausschuß des Reichswirtschaftsrates einen An- 
trag an die Regierung unterbreitet, diese möge eine Summe 
von 30 Millionen Mark als einmalige Unterstützung für die 
erwerbslosen älteren Angestellten sofort zur Verfügung stellen. 
Eine sofortige Unterstützung der älteren Angestellten ist an- 
gesichts der wachsenden Not unbedingt erforderlich. Der AfA- 
Vorstand hat daher dem Reichsarbeitsministerium eine Ein- 
gabe übermittelt, in der der erwähnte Antrag wiederholt 
wird, und in der es dann heißt: 

„Die Not und das Elend gerade der älteren Angestellten, die zum 
Teil länger als ein Jahr erwerbslos sind, haben einen soichen Höhepunkt 
erreicht, daß wir der Auffassung sind, daß sofortige Hilfe ge+ 
leisiet werden muß. Es ist keine Zeit mehr, um etwa das Ergebnis der 
Beratungen im Reichswirtschaftsrat abzuwarten, sondern es erscheint 
uns erforderlich, daß durch das Reichsarbeitsministerium seitens der Re- 
sierung die Initiative. zur Linderung dieser Not ergriffen wird. Wir 
wissen sehr wohl, daß unter Arbeitslosigkeit heute alle Arbeitnehmer- 
gruppen stark leiden, sind aber der Auffassung, daß die älteren erwerbs- 
losen Angestellten, die zur Zeit weder von einer Erwerbslosenunter- 
stützung, noch bei der künftigen Regelung durch das Arbeitslosen- 
versicherungsgesetz erfaßt werden, ganz besonders “unterstützungsbe- 
dürftig sind. 

Wir sind gern bereit, zu einer Aussprache zur Verfügung zu stehen 
und bitten uns möglichst bald mitzuteilen, weiche Schritte das Reichs- 
arbeitsministerium in dieser Angelegenheit zu tun gedeukt.“ 

Die wachsende Not unter den erwerbsiosen Angestellten 
fordert mit größter Beschleunigung ernste Maßnahmen zu 
ihrer Linderung... Eine Denkschrift des Arbeitsamtes 
Düsseldorf beleuchtet die trostlose Lage des Arbeitsmark- 
tes für Angestellte. Von den 1015 erwerbslosen Angestellten 
beim Arbeitsnachweis Düsseldorf ist der größte Teil länger 
als ein Jahr erwerbslos. Aber nur 309 Angestellte 
erhalten Erwerbslosenunterstützung. Etwa 69,5 Prozent der 
Stellenlosen sind, nachdem sie wahrscheinlich ihre letzten Hab- 
seligkeiten zugesetzt hatten, der Armenfürsorge anheim- 
gefallen. "Ein Bericht des hamburgischen Arbeits- 
amtes ergibt, daß von den erwerbslosen kaufmännischen 
Angestellten nur 45 Prozent Erwerbslosenunterstützung er- 

alten. 
Eine vom Zentralverband der Angestellten in Harburg 
durchgeführte Erhebung hat ergeben, dab von insgesamt 204 
erwerbslosen Angestellten 45 Prozent keinerlei Unterstützung 
erhalten. 

Nr. 41 des „Arbeitsmarktanzeigers“ enthält einen Bericht 
über die Arbeitsmarktlage für Angestellte. Ende September 
waren beim öffentlichen Arbeitsnachweis in Leipzig 834 ar- 
beitsuchende männliche Angestellte vorhanden. Von diesen be 
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zogen 338 Erwerbslosenunterstützung, 242 erhielten Unterstüt- 
zung aus der Armenfürsorge, während 254 Angestellte keiner- 
lei Unterstützung bezogen. 

Angesichts dieser Verhältnisse muß von der. Reichsregie- 
sung gefordert werden, daß sie endlich aus ihrer Passivität 
heraustritt. Es ist ihre Pflicht, sofort die vom AfA-Bund ver- 
langten Mittel bereitzustellen, damit etwas zur Linderung der 
Not der erwerbslosen älteren, Angestellten getan werden kann, 


Allgemeine Gewerkschaftsfragen 


Heuchler! In der „Welt am Montag“‘ lesen wir: 


„Herr Dr. Tänzler von der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände schrieb am 22. Juli einen Aufsatz: „Gegen den Strom“, und 
darin u. a.: „Die Wirtschaft aber, aus der man alle diese Löhne, 
Steuern und sozialen Lästen ziehen will, sie . denkt man sich wie im 
Märchenlande a’s unaufhörlich und mühelos sprudelnde Quelle... .* 

Man muß gestehen, daß die Herren Geschäftsführer der Vereinigung 
selbst sich wie‘im Märchenlande vorkommen müssen, wenn die Angaben 
richtig sind, die da in einer Schöffengerichtsverhandlung 
in Berlin-Mitte über die Zustände bei der Vereinigung der: Deutschen 
Arbeitgeberverbände zutage gefördert worden sind. Seit ‘Jahr und Tagj 
überschwemmen diese Wortführer der. Vereinigung die deutsche Oeffent- 
lichkeit‘ mit. “ihren Aufsätzen, in denen der ewige Refrain wiederkehrt: 
Keine Lohnerhöhung, dafür Lohnherabsetzungen, Mehrarbeit, 
äußerste Sparsamkeit, Verbrauchseinschränkung! Das waren 
ihre Rezepte, nach denen wir gerettet werden sollten. 

Aber die Herren Geschäftsführer der Vereinigung kurieren nur 
andere nach sokher Methode. Sie selbst wissen ganz anders für sich zu 
sorgen: Gehalt der drei Geschäftsführer zusammen monatlich 
6000 M., trotzdem Zahlung von Vorschüssen; „nesondere Zu- 
wendungen‘“, die nicht über Gehaltskonto laufen, um damit nicht 
der ‚Einkommensteuer zu unterliegen (Herr Reichsfinanzminister!), Fähr- 
karten 2. Klasse bei Einstellen des Preises für die 1. Klasse, tägliche 
Sitzungen in renommiertesten Weinrestaurants usw. 

Das sind nun die Wortführer der Vereinigung, die dem deutschen 
Volke die Sparsamkeit predigt; es sind die Leute, die die Oeffentlichkeit 
(Minister, Schlichter, Wissenschaftler) für ihre. Sparsamkeitstheorie ein- 
fingen, . 





Industrietarife 

.. Fusion der Teerfarbenindustrie und die Angestellten. Unter 
der Firma Interessengemeinschaft Farbenin- 
dustrie A.-G. sollen die bisher lose in einer Interessenge- 
meinschaft vereinigten, aber sonst selbständigen elf großen 
Firmen der chemischen Industrie. Deutschlands zu einer. ein- 
zigen Firma verschmolzen werden. Die in Frage kommenden 
Firmen beschäftigen zur. Zeit etwa 100000 Arbeiter und An- 
gestellte. Als Zweck der Fusion. wird Verbiliigung. der Pro- 
duktion. angegeben, . Jeder Wettbewerb unter den fusionierten 
Werken wird ausgeschaltet. Jeder Produktionsstätte innerhalb 
der Gesamtfirma wird die Erzeugung bestimmter Fabrikate 
zugewiesen. 

‚Daß diese Art Planwirtschaft gegenüber der bisherigen 
Produktionsmethode den einzelnen Betrieb übersichtlicher ge- 
stalten, die Generalunkosten herabdrücken und letzten Endes 
die Produktion verbilligen kann, ist nicht zu bestreiten. Es 
soll jedoch an dieser Stelle nicht .die wirtschaftliche Seite 
der in ihrer Durchführung begrifienen Fusion untersucht wer- 
den, sondern die Auswirkung des Planes auf die Arbeitnehmer, 
insbesondere die Angestellten. 

Es liegt die Gefahr vor, daß die Rationalisierung der chemi- 
schen Industrie Deutschlands zum Teil auf Kosten der ‚An- 
gestellten durchgeführt wird. Durch die Umstellung der ein- 
zelnen Werke auf die Produktion nur eines oder weniger Ar- 
tikel, ferner durch die einheitliche Verkaufsorganisation können 
bisher vollbeschäftigte Angestellte entbehrlich und infolgedessen 
gekündigt werden. Eine weitere Schädigung droht den An- 
gestellten durch Verringerung des Einflusses ihrer gesetzlichen 
Betriebsvertretung, der Angestelltenräte. 

Die Generaldirektion. der neuen Firma kann z. B. Anord- 
gen an ihre nachgeordneten Werke erlassen, die für die An- 
gestellten von einschneidender Wirkung sind. Die Angestell- 
tenräte in den einzelnen Werken können zwar gegen die Durch- 
führung von Anordnungen, die.ihnen bedenklich erscheinen, Ein- 
sprich erheben, sie werden jedoch damit wenig Erfolg haben, da 
ie Werksleitung sich auf die Anordnung der Generaldirektion 
beruft. Eine Arbeitnehmervertretung, die beanspruchen könnte, 
von. der. Generaldirektion vor der Herausgabe genereller An- 
weisungen wenigstens gehört zu werden, besteht nicht und ist 
nach. dem Wortlaut. .des Betriebsrätegesetzes auch nicht mög- 
lich, .weil das Tätigkeitsgebiet. der Gesamtbetriebsräte sich .auf 
die Gemeinde,, in der er seinen Sitz hat und eventuell auf 
unmittelbar benachbarte, wirtschaftlich mit ihm zusammen- 
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. ginnen die Unternehmersyndici, wie die Schöffengerichtsver- 
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Ist die unangenehme Veröffentlichung der „tatsächlichen Aktennotizd 
mit dem historischen Schweigen des Herrn Dr. Meißinger, und daneben 
die Schöffengerichtsverhandlung über die liebliche idylie in der Burg« 
grafenstraße nicht ein bißchen viel auf einmal?“ . ..- 

Wir haben schon längst das Geschrei der Unternehmer mäch 
Einschränkung und Sparsamkeit als elende Heuchelei gekenn- 


zeichnet. Denn sie fordern 'sie nur für die Arbeiter und An- 
gestellten, für sich selbst denken sie gar nicht daran. Und wie 
der Herr, so’s Gescherr! Mit dem wirtschaftlichen . Aufbau”be- 


handlung beweist, zunächst — irgendwo muß man doch damit 
anfangen! — bei sich. selbst, Ra 


Betriebsrätefragen ee 

Ein „tüchtiger‘ Angestelltenrat: Auf der Gleiwitzer Grube 
wurde ein Steiger -fristlos: entlassen; er’ legte Einsprüch beim 
Angestelltenrat ein, dessen Obmann Mitglied des‘ Deutsch. 
nationalen Handlungsgehilfenverbandes ist, und der selbst Zum 
größten Teil aus Mitgliedern der genannten Örganisäfion 
besteht. Dieser Angestelltenrat erklärte sich ‘über die ihm 
durch das Betriebsrätegesetz zugewiesenen Rechte hinaus- 
gehend mit der fristlosen Entlassung einverstanden. Von 
dem Berggewerbegericht Gleiwitz wurde auf Grund 
einer Feststellungsklage und eingehender - Zeugefivernehmüng 
nun entschieden, daß die fristlose Entlassung zu Unrecht 
erfolgt sei. nx A 

Wir gratulieren dem Deutschnationalen- Handlungsgehilfen- 
verband zu solchen gesinnungstüchtigen Mitgliedern, .die sich 
zu Richtern in Streitfällen aufwerfen, zu deren Entscheidung 
sie nicht berufen sind, und denen dann vom Gericht bescher 
nigt wird, daß sie in einem so schwerwiegenden Fall — es han- 
delt sich um die Brotlosmachung eines Arbeitskollegen — die 
nötige Sorgfalt vermissen ließen. | 

Die Stellungnahme des Angestelltenrates ist alterdings kein 
Wunder, wenn man weiß, daß er sich aus strammen Stahl» 
helmleuten zusammensetzt. EEE, a 








hängende Gebiete erstreckt, währenddem es sich hier um eine 
Firma handeln wird, deren Betriebe. im ganzen Reiche verstreut 
sind. Wenn also auch am. Sitz der Generaldirektion ein Be= 
triebs- oder Angestelltenrat besteht, so hat: dieser auf die A» 
ordnungen der Generaldirektion, soweit diese die. Außenbetriebe 
betrefien, keinen Einfluß. ; : 


Diese drohenden Gefahren zu besprechen und Mittel zu 
suchen, die geeignet wären, die drohenden Schädigungen zu 
meiden oder . wenigstens in ihrer Auswirkung zu mildern, war 
der Zweck einer Konferenz von Angestelltenräten 
der beteiligten Firmen, soweit diese in AfA-Verbänden organ 
siert sind. Die Konferenz fand am Montag, den 2, November 
1925 in Frankfurt am Main statt, und war von Angestelltenräteg 
aller -1.G.-Firmen beschickt. Aus der Aussprache ging hervor, 
daß die Firmen schon in der zurückliegenden Zeit die Zahl 
ihrer Angestellten durch Kündigung erheblich vermindert haben 
und daß, wenigstens in einem Teile der Betriebe, ein ‚großer 
Angestelltenabbau trotz der Fusion nicht mehr zu. erwarten sek 


Für den Fall aber, daß infolge von Betriebsumstellungen 
oder -einstellungen weitere Angestellte zur Entlassung kommen, 
soll mit den Firmen über die Zahlung eines Abkehrgeldes) 
verhandelt werden. Die Höhe des Abkehrgeldes soll sich nach 
der Zahl der in 1.G.-Firmen nachgewiesenen Beschäftigungs- 
jahre und dem letztbezogenen Monatsgehalt richten. Für jedes 
angefangene Beschäftigungsjahr wird die Zahlung eines Monats- 
gehaltes, mindestens aber drei Monatsgehälter gefordert. E | 


Eine sehr eingehende Aussprache löste die Frage der ge 
setzlichen Angestelltenvertretung aus. Von allen Anwesenden 
wurde der vom G.d.A. propagierte Plan einer Aenderungt 
des Betriebsrätegesetzes mit dem Ziele der Schaffung vom 
Gesamtbetriebsräten, die für allgemeine Arbeitnehmerfragen | 
sämtlicher Werke zuständig sein sollen, als ein Agitations 
trick des G.d.A. erkannt. Es wurde von verschiedenen Sei- 
ten darauf hingewiesen, daß es gerade der Vorsitzende des 
G.d.A.,. der Reichstagsabgeordnete Gustav Schneiden | 
gewesen. 'sei, der bei Beratung des Betriebsrätegesetzes im | 
Reichstage das Zustandekommen einer Gesetzesbestimmung vef- | 

\ 
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hindert habe, wie sie der G.d. A. jetzt propagiert. Die Kon-, 
ferenzteilnehmer waren sich darüber einig, daß.bei der gegen- 
wärtigen politischen Situation eine die Angestellten . befriedi« 
gende Verbesserung des Betriebsrätegesetzes nicht zu erwar 
ten .ist. Auf der anderen Seite ist es notwendig, gegenüber 
dieser neuen Riesenfirma eine möglichst, einheitliche, From 





der Angestellten herzustellen. Mare A 


L 


DEUTSCHE TECHNI 


er 


KER-ZEITUNG 1925 601 


E% 


Neue Tarifgehälter in Goldmark. 


Die Gruppenbezeichnung In den einzelnen Berereagen entspricht nicht In allen Fällen der In nachstehender Tabeile angewan dton 


| 

i 

BR. 

| Dt Gehaltssätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppen 


ezeichnung sind sinngemäss eingesetzt. 


Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Vergleichsmöglichkeit; Kollegen, die sich über Einzelheiten unterrichten woilen, 


müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 


E.+ 
. 
* [DieneuenGe- 


hälterwurden [ 
festgesetzt d. M. | 


Fach. 


.- "Bezirk : für Monat 
gruppe | _ | 


Baden, Rhein- Jab September 1925jverbindl. er] 109—164 
pfalz, Rheinhes j klärten 
‚ Reg -Bez Schiedsspr. 

Coblenz u Trie 
Mecklenburg x | Vereinbg. 100-175 _ 
re ab Oktober 1925 |Schiedsspr.| 73,50—142 

en. 

E ia ab September 1925| Vereinbg. 112—204 

Berlin ab November 1925 = 165— 225 


ab Oktober 1925 ” 74—142 
-jab September 1925| Schiedsspr.| 109—164 


ab Oktober 1925 | Vereinbg. 84—115 
b September 1925 ».. 1 .90-150 
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"Breslau, Büro 


Anfangs- und Endgebalt der Ortsklasse I in Gruppe 


137—186 


165—220 
89,50—184 


164— 204. e: 
230—279 Y 
ab September 1925 en 87—119 92—135 98—179 179—238 _ 

116—189 -168— 221 294 Ans 72422 
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122—168 
130— 220 ° 
258 284 


_90—163 151—225 


w,Betrich  - EHE e181:908 187260 





IH IV V V Soziale Zulage 


M. M. M. M. 


Frau 12,— 
Kind 10,— 
höchst. 5 Kinder 


159—227 252—313 477 


185-260 x: E: X 
131,50—257,501194,50—315 1294 - 362,501323,50-399| Frau 12,— 
Kind 8,— 


222300 326-379 


292—326 -— 


Verheiratete 100%, 


-159—227 252—313 47 Frau 12,— 
" K'nd 10,— 
höchst. 5 Kinder 
176— 244 fr. Vereinbg. _ -- 
170—270 a _ _ En 
310 - _ _ Frau 10,— 
5 Kind 10,— 


mind. 370 € Gr. I .5— 
R a 6; 
7," 


248-321 


273345 


Fachgruppenbezeichnung: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C = Gas-, Wasser- und E!ektr.-Werke, D = Verkehrsbetriebe, E — Baugewerbe, F = Architektur 


= Holzindustrie, H= Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I = Chemische Industrie, K = Steinindustrie, L= Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramische Industrie, N == 
|" Metallindustrie, O = Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q — Seifenindustrie, R = Beieuchtungs- und Installation:geschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereien, 


Du = Wagen- und Karosseriefatriken, V = optische Industrie, W = Uhrenindustrie, 
Es würde deshalb beschlossen, für die in den in Frage 
kommenden AfA-Verbänden (Butab, D.W.H. und Z.d. A.) be- 
stehenden Fachgruppen Chemie eine besondere Untergruppe der 
\1.G.-Teerfarbenfirmen zu bilden. Diese Untergruppen sollen 
‚örtlich, bezirklich und zentral zu AfA-Fachgruppen vereinigt 
‚werden, um so nach Möglichkeit in sämtlichen Betrieben der 
'Gesamtfirma zu bestimmten Fragen einheitlich Stellung neh- 
men zu Können. Die'näheren Richtlinien für diese Zusammen- 
‚arbeit sollen unter den beteiligten Hauptvorständen der drei 
Gewerkschaften alsbald vereinbart werden. 


Damit soll natürlich die grundsätzliche Forderung nach 
einem Ausbau des Betriebsrätegesetzes keineswegs aufgegeben 
‚werden. Die Durchführung. der Konferenzbeschlüsse stelit viel- 
mehr einen Notbehelf dar, der geeignet ist, Schädigungen der 
"Angestellten in solidarischer Zusammenarbeit abzuwehren. 


= Soziale Dokumente aus Bayern. Unter dieser Ueberschrift 
wurde in der Nummer 42 der „D.T.Z“ eine zusammenhängende 
‚Darstellung der Verhandlungen der letzten Monate mit dem 
‚ Nürnberg-Fürther-Arbeitgeberkartell gegeben. - Inzwischen ist 
von den Angestelltenorganisationen der Schlichtungsausschuß 
erneut angerufen worden, mit dem Erfoig, daß derselbe an 
‚Stelle der schon früher mit Recht geforderten Gehaltserhöhung 
won. 15% eine solche von rund 6% festsetzte. Wie beim 
N.F.AK. nicht anders zu erwarten, ist selbst diese durch die 

euerung längst überholte Gehaltserhöhung abgelehnt worden. 


Am 2. November fand wegen der von uns beantragten Ver- 

dlicherklärung des Schiedsspruches im bayerischen Sozial- 

inisterium die übliche Nachverhandlung statt. Nach dem 

erlauf derselben scheint es sehr zweifelhaft, ob der Schieds- 
Spruch für verbindlich erklärt wird. 


Nachdem die mit Pomp angekündigte Preissenkungsaktion 
‚der Reichsregierung »wirkungslos geblieben ist, plant nun an- 
‚'scheinend die bayerische Staatsregierung eine eigene Aktion 
‚dieser Art, die durch Gehaltserhöhung der N.F.A.K.-Angestell- 

n nicht gefährdet werden darf. Schon diese in den Verhand- 
‚lungen geäußerten Bedenken zeigen den Angestellten, daß 
auch von. der bayerischen Staatsregierung nicht beabsichtigt 

ist, gegen die Produzenten- und Händlerkreise energisch vor- 
gehen, um eine wirkliche Preissenkung durchzusetzen. Wäre 
eser Wille wirklich vorhanden, so würden derart faule Aus- 

en, daß eine sechsprozentige Gehaltserhöhung der N.F.A.K.- 
ngestellten die Preise der wichtigsten Konsumartikel beein- 
issen, gar nicht angewandt werden, ganz davon abgesehen, 

! auch mit energischerem Zugreifen, als es von. irgend- 
ner deutschen Regierung zur Zeit erwartet werden kann, 

Wirkung des neuen Zolltarifes und der dadurch heraufbe- 

worenen Zollkriege nicht aufgehoben oder gar in ihr Gegen- 

gewandt werden Können. 


Es hat beinahe den Anschein, als ob das bayerische Sozial«- 
ministerium eine Preissenkung durch eine immer weitergehende 
Verelendung der Arbeitnehmer herbeizuführen sucht, die aller- 
dings info:ge. fehlender Nachfrage dann eintreten würde, wenn 
die Masse der Arbeitnehmer auch die lebensnotwendigsteir 
Konsumgüter nicht mehr kaufen kann. Die andere Frage ist 
nur, ob die Arbeitnchmer und insbesondere die Angestellten 
des N.F.A.K. sich diese Art Preissenkungsaktion widerspruchs- 
los gefallen lassen. 


Kriegserklärung der Mannheimer Arbeitgeber. Nach langen 
Verhandiungen kam im September d. J. ein Schiedsspruch zu- 
stande, der die bisher gültig gewesenen Gehälter für den 
Geltungsbereich des Mannheimer Generaltarifes um 8 Prozent 
erhölite. Nach den neuen Gchaltssätzen beträgt das Anfangs- 
gehalt eines Mittelschultechnikers 147 bis 159 M., also seinem 
Kaufwerte nach wesentlich weniger als in der Vorkriegszeit, 
wo für Anfänger ein Gehalt von etwa 125 M. üblich war. 
Das Gehalt des höchstqualifizierten Technikers in leitender 
Stellung ist in dem Schiedsspruch mit 439 bis 477 M. festgesetzt. 
—- Trotzdem diese Gehälter durchaus bescheiden sind, hat 
das Arbeitgeberkartell zunächst deren Verbindlicherklärung 
durch eine Eingabe an das Reichsarbeitsministerium zu hinter- 
treiben versucht. Als schließlich die Verbindlicherklärung trotz- 
dem ausgesprochen wurde, weigerte sich wenigstens ein Teil 
der Firmen, die Mindestgehälter auszuzahlen, mit dem Hinweis 
darauf, daß über die Angelegenheit im Arbeitgeberkartell erst 
noch einmal Beratungen stattfinden würden. Einzelne Firinen 
erklärten ihren Angestellten, daß sie nicht in der Lage und 
gewillt seien, diese achtprozentige Gehaliserhöhung zu tragen. 
Man versuchte sogar, den Angesteilten, statt einer acht-, eine 
vierprozentige Erhöhung der bisherigen Gehälter schmackhait 
zu machen. Darunter befinden sich Firmen, die nicht uur 
die neunstündige Arbeitszeit eingeführt haben, sonderu auch 
noch die Leistung von Ueberstunden verlangen. 

Als Ergebnis der Beratung im, Arbeitgeberlager wurde ung 
ein Rundschreiben bekannt, in dem den Firmen u. a. auige- 
geben wird: | 5. 

1. Die Leistungszulagen nur da weiter zu gewähren, we 
wirklich ganz hervorragende Leistungen festgestellt sind. 

2. Gehaltsvorschüsse nicht mehr zu geben. 

3, Mit denjenigen Angestellten, die auch weiterhin über« 
tarifliche. Gehälter beziehen sollen, Einzeldienstverträge abzu- 


schließen. ‘ 


4. Das Arbeitgeberkartell setzt voraus, daß die Gehalts- 
erhöhung Entlassungen notwendig macht. Die zu Entlassen- 
den sind darauf hinzuweisen, daß sie ihre Stellenlo-'='ssit der 
Wirkung der Gewerkschaften und Schlichterz-". 2... .ca zu ver- 
danken haben. 
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Es wird also hier den Firmen aufgegeben, nicht nur die 
zweifellos wohlverdienten bisherigen Leistungszulagen erheblich 
abzubauen und damit gegen den Sinn des Tarifvertrages, der 


ausdrücklich Mindestgehälter festsetzt, zu verstoßen, son- 


dern insbesondere auch unter den Angestellten gegen die Ge- 
werkschaften und den Schlichter zw hetzen. 

Schließlich luden die Arbeitgeber die Gewerkschaften zu 
einer Aussprache ein. Sie behaupteten zunächst wie üblich, 
daß die neuen Gehälter für die Arbeitgeber unerschwinglich 
seien. Sie forderten eine Abänderung des geitenden General- 
tariies; insbesondere soll die Kündigungsfrist für die Angestell- 
ten verkürzt werden, so daß jede Firma in der Lage sei, min- 
destens binnen Monatsfrist Kurzarbeit bei entsprechender Ver- 
kürzung des Gehaltes einzwführen. Weiterhin forderten sie, daß 
durch Betriebsvereinbarungen die Wirkung des geltenden Gene- 
raltarifes ausgeschaltet werden könne. 

Die Gewerkschaftsvertreter erklärten sich zu Verhandlun- 
gen bereit, forderten aber, daß derartige Ausnahmebestimmun- 
gen nur in Firmen vereinbart werden, deren finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit solche Maßnahmen auch im Interesse der An- 
gesteilten zweckmäßig erscheinen lassen könnte. Die betref- 
ienden Firmen sollen den Gewerkschaftsvertretern gegenüber 
den Nachweis erbringen, daß die tarifliche Bezahlung die 
weitere Existenz des Werkes gefährdet. 

Das lehnten die Arbeitgeber ab. Sie behaupteten, daß 
durch eine Preisgabe der wirklichen Lage der Firma deren 
Kreditfähigkeit und Existenz vernichtet würde. Daß das nicht 
der wahre Grund ist, geht aus der Tatsache hervor, daß -das 
Arbeitgeberkarte!l selbst einige Tage nach dieser Verhandlung 
die angebliche Leistungsunfähigkeit einzelner Mitgliedsfirmen 
durch die Tageszeitung in das Land hinausposaunte. In der 
Verhandlung seibst unterstellten sie den Gewerkschaftsvertre- 
tern die Absicht, die Kündigung der gesamten Belegschaften 
durch die Unternehmer herbeiführen zu wollen. 

Daß das Rezept des Mannheimer Arbeitgeberkartells von 
seinen Mitgliedsfirmen tatsächlich angewandt wird, beweist 
das Verhalten der Deutschen Steinzetigwaren-Fabrik. Ihren An- 
gestellten, die bisher eine Leistungszulage erhalten haben, 
wurde auch im September und Oktober das fällige Gehalt ohne 
die achtprozenüge Gehaltserhöhung weitergezahlt. In einem 
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Angesielllenverbaide für Rentenahban 


Die Sachverständigenvernehmung im Reichswirtschaftsrat kat 
ie Stellung der einzelnen Gewerkschaften zıur Frage der A nde- 
sung des Reichsknappschaftsgesetzes offenbart. Einkeitlich und 
mit gleicher Intensität kämpfen die freien und christlichen 
Bergarbeiter gegen eine Verschlechterung des R.K.G. Anders 
hegt es leider bei den Angestelitenorganisalionen. Aus der Er- 
xenntnis heraus, daß der Kampf der Arbeitgeber in gleicher 
Weise die knappschaftlichken Rechte der Arbeiter und Ange- 
stellten bedroht, hat sich der AfA-Bund in eine Linie mit den 
Arbeitern gestellt. Die übrigen Arngestelltenverbände nehmen 
eine entgegengesetzte Haltung ein. Am klarsten zeigt sich das 
bei der Frage der Altersrente. Diese Frage steht im Brenn- 
prinkt in dem Kampfe um das R.K.G. Um ihretwillen haben 
die Unternehmer bisher die ordnungsgemäße Durchführung 
des R.K.G. sabotiert. Um ihretwillen haben sie eine Aenderung 
des gesamten Gesetzes verlangt. Die Stellung der einzelnen 
Angeste.lieaorganisationen zur Frage der Al ersrente ist deshalb 
gewissermaßen der Pritistein für die Einstellung zur gesam- 
ten Novelle des R.K.G. 


Die nachfolgende Gegenüberstellung klärt am besten auf: 
t. Der heutige Zustand. 
Der $ 26 R.K.G. bestimmt, daß Berufsunfähigkeit als 
vorhanden anzusehen ist, wenn der Antragsteller 
a) das 50, Lebensjahr vollendet, 
b) 25 Dienstjahre zurückgelegt, 
c) während dieser Zeit mindestens 15 
Arbeiten verrichtet hat, 
d) keine gleichweriige Lohnarbeit mehr verrichtet. 
Die Höhe der Alterspensios ist gleich der bis zur Antragstellung 
erdienten Invalidenpension (100 Prozent). 
2, Die Novelle zum R.K.G. will dagegen: 
A. Altersruhegeld erhält auf Antrag, wer 
a) das 60. Lebensjahr vollendet, 
5) M Knappschaftsdienstjahre zurückgelegt hat, 
ec) aus dem Bergbau ausscheidet. 


-; Das Altersruhegeld sol} in. diesem Falle. 100 Prozent des erdienten 
Ruhegeldes betragen, 


Jahre wesentliche bergmännische 
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besonderen Schreiben teilt die Firma den betreffenden Ange 
steilten mit, daß sie das auch weiterhin so zu halten gedenke, 
sie verlangte von den Angestellten das schriftliche Einverständ. | 
nis, sich mit den bisherigen Gehaltsbezügen so lange zu be- 
gnügen, bis tariflich höhere Mindestbezüge festgesetzt sind: 
Der Empfänger eines solchen Briefes sollte sich innerhalb 
sechs Tagen im Sinne der Firma erklären, andernfalls 
gilt das Schreiben als Kündigung! Die Firma 
stellte in Aussicht, die Kündigung zurückzunehmen, wenn mit 
dem Angestellten eine Vereinbarung über die Neuregelung 
des Dienstverhältnisses und der Einstufung zustande kommt. - 
Die vom Schlichter als notwendig erkannte allgemeine Ge- 
haltserhöhung soll also zu einer Verkürzung der Gesamtein- 
kommen in möglichst hohem Maße umgebogen und gleich- 
zeitig ein raffinierter Feldzug gegen die Gewerkschaften durch- 
geführt werden. Die Kollegen haben zweifellos in den nächsten 
Wochen und Monaten eine ernsthafte Probe ihrer gewerkschaft- 
lichen Zuverlässigkeit zu bestehen. Wir sind davon überzeugt, 
daß dieser Kampf, in den unser Gegner mit vergifteten Waffen 
zieht, letzten Endes eine Festigung der Solidarität unter den 
Angestellten zum Erfolg haben wird. | 


Baugewerbetarife 


Reichstarifverhandlungen Baugewerbe. Vom Reichsarbeits- 
minister. ist Herr Oberregierungsrat Kuttig zum Schlichter | 
in dem Tarifstreit über dem Reichstarifvertrag für das Bau- 
gewerbe ernannt worden. Die Verhandlungen sind für Montag, 
den 16. November angesetzt. Falls eine freie. Vereinbarung 
nicht zustandekommt, ıst die Einsetzung einer Spruchkammer- 
in Aussicht genommen. 


Bezirkstarifverhandlungen Baugewerbe. Groß-Berlin: 
Der durch Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses Groß- 
Berlin den Parteien vorgeschlagene Bezirksmanteltarifvertrag 
für das Baugewerbe wurde von den Unternehmern abgelehnt. 
Ueber die von uns beantragte Verbindlicherklärung wurde 
verhandelt, der Vertragsentwurf aber einiger Formfehler halber 
an den Schlichtungsausschuß- zurlickverwiesen. Dadurch ist auch 
eine Entscheidung über die im Schiedsspruch mit Wirkung 
ab 1. Oktober 1925 festgesetzten neuen Gehälter aufgeschoben. 





RETTEN 





B. Altersruhegeid kann erhalten, wer 
a) das 55. Lebensjahr vollendet, 
b) 25 Dienstjähre zurückgelegt, 
€) während dieser Zeit 15 Jahre wesentliche bergmännische Arbeiten 
verrichtet hat, : 
d) aus dem Bergbau ausscheidet. 

Das Altersruhegeld soll hier nur 60 Prozent des erdienten Ruhe- 
gel&s betragen, | 

Die Bedingungen im Vorschlag A (60 Febens- und 30 
Dienstjahre) sind so schwer, daß sie nur in wenigen Fällen 
erfüllt werden können. Der Vorschlag B ist einmal eine Kann- 
bestimmung und zum andern gewährt er nur 69 Prozent Rente. 
Beide Vorschläge sind deshalb völlig wertlos für die Praxis. 
3. Die Unternehmer verlangen: 

entweder gänzliche Beseitigung der Altersrente, oder sie darf 

erst nach Vollendung des 69. Lebensjahres gewährt werden. 

„Man sieht, daß Noveile und Unternehmerforderung nicht 
weit voneinander entfernt sind. r 
4. Der AfA-Bund fordert 

Aufrechterhaltung des & 26 R.K.G. und Schaffung des fol- 
genden Abs. 2: 

„Bei denjenigen Angestellten, weiche die Bestimmungen des Abs. 1 
erfült haben, ohne daß ihre Tätigkeit als unter den Begriff wesentliche 
bergmännische Arbeiten fallend betrachtet wird, wird auf Antrag Un- 
fähigkeit zur Berufsarbeit nach Vollendung des 55. Lebensjahres a!s vor- 
handen angesehen,“ 
5. Der Gedag erklärt sich mit dem Vorschlag der No- 

veile einverstanden. Er ist also für eine maßlose Verschlech- 

terımg. 


6. Der G.d.A. stimmt dem Vorschlag der. Novelle zu. 
Er verlangt nur, daß bei dem Altersruhegeld unter B nicht‘ 
60 Prozent, sondern 30 Prozent des erdienten Ruhegeldes 

ezahlt werden. — Also auch der G.d.A. ist für die starke 
erschlechterung. Br | 

T. Der R.d.B. schlägt vor: 
Altersruhegeld erhält, wer ” 

a) das 60. Lebensjahr voliendet und 30 Dienstiahre zurückgelegt, 
-b) 50 Jahre alt.ist, 30. Dienstjahre zurückge.egt und während dieser 
Zeit 20. Jahre wesentliche bergmännische Arbeiten. verrichtet hat 
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4 4 ‘Der R.d.B.-Vorschla bedeutet, daß das Altersruhegeld 






nur noch in Ausnahmefällen gewährt wird. — Also auch eine 
_ erhebliche Verschlechterung. 2; 
Es Die Unternehmer wollen, daß die Altersrentenbestimmung, 





das Kernstück des -R.K.G., entweder aus dem Gesetz heraus- 
> gerissen oder so gestaltet wird, daß sie praktisch für die Ar- 
‚beitnehmer ohne Bedeutung ist. Die Novelle kommt dieser 
Forderung weitestgehend entgegen. Die Angestelltenverbände 
außer dem AfA-Bund stimmen mit geringen Unterschieden der 
 Novelte zu. Bewußt oder unbewüßt machen sie sich dadurch 
zum Helfershelfer der Unternehmer und der Regierung. So 
| ist ihre Einstellung zur Alterspension, in der. gleichen Weise 
sind ihre Vorschläge zu den übrigen Punkten der Novelle zu 
I werten. 


' Bergbautarife 


Gehaltsschiedsspruch für den Oberlausi:zer Braunkohlen- 
bergbau. Ueber eine Neuregelung der Gehälter konnte bei 
einer freien Verhandiung mit dem Arbeitgeberverband im 
Oberlausitzer Braunkohlenrevier keine Einigung erzielt werden. 

 Iniolge unserer Anrufung des R.A.M. fand am 17. Oktober in 
Görlitz eine Schlichtungsverhandlung statt, in der nach 
stundenlangen Verhandlungen folgender Schiedsspruch 
gefällt wurde: 
„t. Die Grundgehälter der Angesteliten werden um 6% erhöht. 

2. Die Dienstalterszulagen erhöhen sich: 

a) von 4,50 auf 5 M., b) von 4 auf 4,50 M., e) von 350 auf 4M, 

3. Die Ueberstundenabgeltung für die technischen - Angesteliten be- 

trägt 20 bzw. 17 bzw. 14 M. 
| 4, Im übrigen bleiben die Sätze der bisherigen Gehaitstafel unver- 
IE ändert, x 
|" Diese Regelung gilt für die Zeit vom 1. August bis 30. November d. ]. 

Es bieibt den Werken überlassen, die Nachzahlung in zwei Raten 
| vorzunehmen,‘ N 

Gemeinsam mit den übrigen Angestelltenorganisationen 
sahmen wir den Schiedsspruch an, während der Arbeitgeber- 
verhand ablehnte. 

Ueber die von uns beantragte Verbindlicherklärung des 
‚Sehicdsspruches fanden am 5. November im R.A.M. Verhand- 
kungen statt, die zu folgender Vereinbarung führten: 

\ „ti. Der am 17. Oktober 1925 in Görlitz von dem Schlichter gefällte 
| Sehiedsspruch betreffend den Gehaltsstreit zwischen dem Arbeitgeber- 
| verband des Bergbauvereins Oberlausitz, Görlitz und dem Bund der 

technischen Angesteliten und Beamten, Berlin, dem Zentralverband der 
 Angssteliten, dem Gewerkschaftsbund der Angestellten, dem Deutsch- 
| malionalen Handlungsgehilfenyerband, dem Deutschen Werkmeisterver- 
band wird für das staatliche Braunkohlenbergwerk Hirschfelde vorbe- 
haltlos angenommen, 

2. Für die übrigen Verbandswerke tritt der obengenannte Schieds- 

spruch erst mit Wirkung vom 1. Oktober d. ]J. in Kraft.‘ 








Der neue Rahmentarif im Kalibergbau. In der vorigen 
Nummer der „D.T.Z.“ haben wir mitgeteilt, daß der Reichs- 
arbeitsminister den am 13. Oktober 1925 gefällten Schieds- 
spruch über den gesamten neuen Tarifvertrag in der Kaliindu- 
strie mit Geltung ab 1. Oktober für verbindlich erklärt hat. 
"Nür einige Bestimmungen des alten Tarifvertrages wurden we- 
 sentlich geändert. So wurden z. B. bezüglich des Geltungs- 
bereiches für uns günstige Aenderungen vorgenommen, der- 
gestalt, daß alle Arbeitnehmer, die nach dem Versichefungs- 
gesetz für Angestellte versicherungspflichtig und versicherungs- 
berechtigt sind, unter diesen Tarif fallen, d. h. also, daß viele 
Personen, die man aus dem Angestelltenverhältnis ins Ar- 
beiterverhältnis zurückverseizte, nun wieder nach dem Ange- 
stelltentarif bezahlt werden müssen. — Sehr verschieden behan- 
delten die einzelnen Kaliwerke bisher ihre Angestellten bei Ver- 
seizungen von einem Werk zum anderen. Durch die neue 
Tarifregelung werden die Arbeitgeber verpflichtet, bezüglich 
der Kündigungsfrist die Dienstjahre, die auf dem bisherigen 
Werk verbracht wurden, anzurechnen. — Den Kreis der Emp- 
fänger der Verheiratetenzulage vergrößert die Fußnote zu 
-$ 10, welche besagt, daß auch solche ledigen Angestellten An- 
spruch auf Verheiratetenzulage haben, die als Ernährer von 
nach dem Gesetz unterhaltungsberechtigten Angehörigen mit 
diesen einen eigenen Hausstand haben. — Auch bezüglich der 
Urlaubsbestimmungen für ausscheidende oder neu eintretende 
Angestellte erfolgte eine Verbesserung, wonach für einen Monat 
Tätigkeitszeit ein Zwölftel des zustehenden Urlaubs bean- 
sprucht werden kann. — Die Bestimmung über die Schlich- 
tung von Streitigkeiten erhielt ebenfalls eine neue Fassung, 
die besagt, daß nach ergebnisloser Verhandlung zwischen 
Berksieitung und Angestelltenvertretung nur die zuständige 
Bezirksschiedssteile der Gruppe Kalibergbau der’ Reichsarbeits- 
gemeinschaft angerufen werden kanı. Als letzte Instanz kommt 
die Hauptschiedsstelle in Frage. Hierzu kann auf Antrag ein 
Unparteiischer als stimmberechtigter‘ Vorsitzender hinzugezo- 
en werden. 

, Die bisherigen Bestimmungen über die Regelung‘ der: 
Mehrarbeit bleiben bis zum 30. Juni 1926 bestehen. 
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Im Aufbau der Gehaltstafel treten folgende Abände- 
sungen und Ergänzungen ein: 
A.1. Unter A „Technische Angestellte“: 

In Ha wird eingefügt: 

‘ „Obermeister, soweit ihnen die anderen Meister unterstellt sind.“ 


In I1b ist vor das Wort „Obermeister“ das Wort „sonstige‘ ein- 
zufügen. 
2. In Fußnote } wir der Zuschlag von 5% auf 10% erhöht. 
3. Fußnote 3 zu Gruppe Ila erhält‘ folgendes Wortlaut: 
‚.. Elektromeister, deren Tätigkeit derjenigea von Maschinensteigern 
EUR ua dinenmeittern entspricht, sind diesen im Gehalt gleich- 
zustellen. 


4 In Gruppe lila wird das Wort „erste“ vor „Fabrikmeister“ ge- 
strichen, ebenso die Klammer „Laborat.-Vorst.“ bei den ersten 
Analytikern, ; 

In IIIb werden die Worte „sonstige erste“ gestrichen. 
In Hlc heißt es „Analytiker in Anfangsstellung“. 

B, Unter € „Katıfmännische Angestellte“: 

Die Dienstalterszulagen der männlichen Angestellten in Gruppe H 
sind die gleichen wie die der technischen Angesteilten. in Gruppe Ib. 

. Sämtliche Gehaltssätze der Gehaltstafel gind ab 1. Ok- 

tober um 7 Prozent erhöht worden. Die Alypirkung dieser 

Erhöhung ist bereits in der „D.T.Z.“ Nr. 45 mitgeteilt worden. 
Der neue Tarifvertrag erfüllt nicht alle unsere Wünsche, 

immerhin sind gegenüber dem alten Zustand versch’edene Un- 

klarheiten beseitigt und eine Reihe von Verbesserungen er- 
zielt worden. Wie immer nach Beendigung einer größeren 

Tarifbewegung, so melden sich auch jetzt die gegnerischen Ver- 

bände und erklären, daß die Verbesserungen ein Eriolg ihrer 

angeblich intensiven Arbeit seien. Wir halten-es für Zeitver- 
schwendung, auf diese Anmaßungen einzugehen. Wir hätten 
gewünscht, daß diese Verbände die gleiche Aktivität, die sie 
jetzt nach Abschluß des Tariivertrages entwickeln, auch bei 
den Verhandlungen gezeigt und sich mehr hinter unsere Forde- 
rungen gesiellt hätten. Vielleicht wäre daun ein noch besseres 
Ergebnis erzielt worden, 


Aus den Fachgruppen 


Die Schachtvertrauensmäsnner des Ruhrreviers waren am 
25. Oktober trotz der ungünstigen Verkehrsverhältnisse — die 
Straßenbahnangesteilten in Essen standen gerade im Streik — 
in stattlicher Zahl der Einladung zu einem Vortrag ge- 
folgt, den Kollege Schweitzer über „Die wirtschaftliche 
und soziale Lage der Bergbauangestellten‘ hielt. Der Refe- 
rent beschäftigte sich nach Darlegung der ungünstigen wirt- 
schaftlichen und sozialen Lage der Bergbanangestellten vor 
allem mit der Frage, welche Aussichten auf eine Verbesserung 
dieser Lage bestehen, wobei er eindringlich die Notwendigkeit 
betonte, die Bergbauangesteilten selbst zur aktiven Beteikgung 
an dem Kampf um die Verbesserung ihrer Daseinsbedingungen 
aufzufordern. An den Vortrag schloß sich eine lebhafte Aus- 
sprache, in der drastische Beispiele für die unwürdigen Ver- 
häktnisse angeführt wurden, die heute schon wieder bei vielen 
Zechen bestehen, andererseits aber auch hervorgehoben wurde, 
daß dort, wo die Kollegen nach wie vor fest zusammenhalten, 
die Zechenverwaltungen es bis heute. noch nicht gewagt haben, 
etwas gegen die Organisation und ihre Funktionäre zu unter- 
nehmen. Im ganzen gestaltete sich die Aussprache zır eines 
Kundgebung unerschütterlicher Zuversicht, daß die Bündes- 
bewegung auch im Ruhrrevier die schwere Zeit der gegen- 
wärtigen Wirtschaftskrise trotz allem siegreich überwiuden 
und damit der feste Schutzwall der Bergbauangesteliten gegen 


Zahlt satzungsgemäße Beiträge! 


- Im Monat Oktober mußten wegen falscher Beitrags- 
zahlung 


53 Anträge auf Unterstützung abgelehnt 


werden. i 
Kein Kollege ist heute vor Stellenlosigkeit sicher. 
Darum prüfe jeder, ob er den richtigen Beitrag zahlt. 
Dieser beträgt: 
bei einem Einkommen über 225 R.M. 4 RM. 
» » ” z bis zu 225 „ 3 n 
” ” ” ” ” 125 ” 2 ” 
Uarichtige Beitragszahlung ist sofort durch Kleben von 
rgänzungsmarken auszugleichen. 


Falsche Beitragszahlung verwirkt jeden Anspruch . 
auf die Unterstützungseinrichtungen des Bundes, 
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die Herrschaftsgelüste des Zechenkapitals bleiben werde. Fol- 
gende Entschließung wurde einstimmig angenommen: 


„Die am 25. Oktober 1925 versammelten Schachtvertrauensmänner des 
‚Butab‘ im Ruhrrevier stellen fest, daß der ‚Butab‘ und der ‚AfA- 
Bund‘ auf das eifrigste bemüht sind, die soziale und wirtschaftliche 
Lage der Bergbauangestellten zu verbessern und drohende Verschlechte- 
rungen abzuwehren. Im Gegensatz zu den anderen Angestelitenverbän- 
den — Gedag, G.d.A. und R.d.B. —, die bereit sind, wichtige Rechte 
der Bergbauangestellten aus dem R.K.G. preiszugeben, fordern sie ins- 





5. Landesfachgruppentag „Kataster- 


wesen“ in Sondershausen (Schluß.) 


Am Sonntag, den 1. November 1925, nahm der. Landes- 
fachgruppentagg%u den wichtigsten Berufsfragen Stellung. 


Dem Punkt 1 der Tagesordnung: 


„Die Entwicklung in der Katasterverwaltung 
und die Forderungen des Bundes“ 


lagen folgende Gedankengänge und Feststellungen zugrunde: 


Es gibt keine preußische Verwaltung, die eine derartige 
bedeutsame Entwicklung in den letzten Jahren verzeichnen 
kann, wie die Katasterverwaltung. Durch die Uebertragung 
wichtiger steuertechnischer Arbeiten ist sie ein ausschlaggeben- 
der Zweig der preußischen Finanzverwaltung geworden, und 
sie konnte hierdurch die ihr schon früher innewohnende Be- 
deutung öffentlich dokumentieren. Die nunmehr an die Ka- 
tasterverwaltung herantretenden Anforderungen zeigten aber 
sehr bald viele der von jeher vom Bunde betonten Mängel 
und Rückständigkeiten in der Verwaltungsorganisation und den 
Personalverhältnissen. Nur zögernd beschritt man die zur Be- 
seitigung dieser Mißstände erforderlichen Wege, und man 
‚kann wohl sagen, daß viele sich jetzt sehr nachteilig auswir- 
kende Schwierigkeiten überhaupt nicht entstanden wären, 
wenn man auf diesem Gebiete eine großzüg:ge und weitaus- 
schauende Politik getrieben hätte. Nur langsam folgt man 
den Wegen der modernen Bürotechnik. Sehr zurückhaltend 
folgt man den notwendigen Erfordernissen auf Verselbständi- 
gung der örtlichen Behörden und Einengung des bürokrati- 
schen Einflusses der Aufsichts- und Zentralinstanz. Die Ver- 
messungstechnik, die fachliche Grundlage der Katasterverwal- 
tung, hat eine außerordentliche Vernachlässigung erfahren, die 
auch vom Standpunkt der rechtlichen Sicherung des Grund- 
eigentums und der Grenzen die größten Bedenken in sich birgt 
und in einem sehr merkwürdigen Gegensatz zu den als richtig 
anzuerkennenden Bestrebungen auf Verstaatlichung des Ver- 
imessungswesens steht. Alle Mängel sind offensichtlich, und 
es muß deshalb erwartet werden, daß schnellstens Abhilfe 
geschaffen wird. 

Völlig ungenügend sind die Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Personalpolitik. Vorwiegend aus diesem Grunde 
sind- die allseitig anerkannten dienstlichen Schwierigkeiten, 
die immer mehr ein katastrophaless Ausmaß anzunehmen 
drohen, entstanden. Es ist unbedingt notwendig, die Stellung 
und Bewertung des katastertechnischen Personals der Bedeu- 
tung der Verwaltung anzupassen. 

Der 4. Landesfachgruppentag hatte sich in richtiger Er- 
kenntnis der Sachlage dann auch auf den Standpunkt gestellt, 
daß er in einer systematischen Arbeit zur Erreichung der völ- 
ligen Gleichstellung des gesamten Berufsstandes in seiner Be- 
wertung und dienstlichen Stellung mit den Obersekretären der 
preußischen Staatsverwaltung sowie in der Ueberführung der 
katastertechnischen Angestellten in das Beamtenverhältnis die 
Hauptziele der gewerkschaftlichen Arbeit des Bundes für den 
katastertechnischen Beruisstand erblickt. Außer der Schaffung 
der Obersekretärlaufbahn, die die vermessungstechnische Seite 
der Aa UURE absolut nicht berücksichtigt und die deshalb 
zum Schaden der Verwaltung die Aufnahme von Militäranwär- 
tern enthält, und außer der Schaffung von 459 Obersekretär- 
stellen, die inzwischen auf 425 vermindert sind, ist von der 
Verwaltung, nichts geschehen, was in der Richtung dieser For- 
derungen liegt. Die Regelung der Eingliederung 
des vorhandenen Berufsstandes, deren Not- 
wendigkeit auch verwaltungsseitig wieder- 
holt mündlich und schriftlich anerkannt wor- 
denist, steht heute noch aus. 


Demgegenüber muß darauf hingewiesen werden, daß die 
Verwaltung eine Reihe von Maßnahmen getroffen hat, die 
zum Teil nicht nur nicht im Interesse des Dienstes liegen, sondern 
auch den Angestellten und Beamten gegenüber ungerecht und 
hart sind. Ohne zwingende Veranlassung hat man den Abbau 
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pflichten sich,.. die Kollegen über .die Zusammenhänge aufzuklären und 


BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 
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besondere die ungeschmälerte Aufrechterhaltung und den Ausbau dieser” 
Rechte, Be 

Die Schachtvertrauensmänner sind sich darüber klar, daß Butab 
und AfA-Bund einen Kampf um :die Wahrung. der Interessen der Berg- 
bauangestellten nur dann erfo'greich durchführen können, wenn die Berg#” 
bauangestellten selbst sich an diesem Kampf aktiv. beteiligen. Sie ver- 



























































durch rege Werbearbeit dafür zu sorgen, daß auch die noch abseits 
stehenden Kollegen dem Bund zugeführt werden.“ B 





in der Katasterverwaltung wirksam werden lassen und die 
frühere Berufsprüfung ihres Charakters als Beamtenprüfung 
entkleidet. Obwohl man die Zahl der Obersekretärstellen ver- 
minderte und keine Beamtenstellen schaffte, hat man nun 
Obersekretäranwärter eingesteilt. Trotzdem man angeblich nicht 
im vollen Umfange in der Lage ist, die Ausbildung der Ka- 
tasterhilfstechniker zu Katästertechnikern gründlich , durchzu- 
führen und deren Existenz in der Verwaltung durch Ueber- 
führung in das. Beamtenverhältnis zu sichern, macht sich jetzt 
mit Unterstützung der Zentralbehörde wieder eine unso- 
ziale Bürolehrlingswirtschaft breit. . Mit großer 
Rücksichtslosigkeit hat man die Einreihung: der Diätare in 
Gruppe V durchgeführt und diese Maßnahme weit über den 
notwendigen Zeitpunkt beibehalten. Die wahren Ursachen der 
Schwierigkeiten und der eigenen Mangelhaftigkeit versucht man 
mit Erlassen über Mangelhaftigkeit- der Katasterbeamten zu 
verdecken. Mit einer Hartnäckigkeit, die einer besseren Auf- 
gabe würdig ist, bemüht man sich systematisch, die Stellung 
und Bewertung des Katastertechnikers im Tarifvertrag zu unter- 
graben. 73 

Diese fühlbare Personalpolitik hat nicht nur das vorhan-” 
dene Vertrauen zur Zentralbehörde und zu ihren Versprechun-" 
gen zerstört, sondern auch eine große Unzufriedenheit-und Er- 

itterung ausgelöst. Dennoch setzt sich die Auffassung des? 
Bundes zur Personalpolitik in der Katasterverwaliung immer” 
mehr durch. Ein sichtbares Zeichen hierfür ist das Zustande- 

kommen und der Inhalt der jetzt der Staatsregierung und 
dem : Landtage vorliegenden Denkschrift. Diese Fort” 
schritte können zurückgeführt werden auf die gewerkschaft- 
liche Bewegung der Katasterbeamten und Angestellten im” 
Bunde, Es gilt jetzt auf diesem Wege zielsicher und fest” 
entschlossen weiterzuschreiten und sich zu rüsten, um alle Hin- 

dernisse zu überwinden. j 

Nach einer regen Aussprache über diesen Tagesordnungs- 
punkt wurden einstimmig folgende Entschließungen au 
genommen: 

Organisation der Verwaltung. 

„Die umfangreiche Vermehrung der Arbeitsgebiete der Katasterver- 
waltung, verbunden mit einer wesentäichen Steigerung. ihrer Bedeutung 
im öffentlichen Leben, erfordert die beschleunigte Anpassting der Ver- 
waltungsorganisation und der Personalverhä tnisse an diese Entwicklung, 
Hierbei müssen auch die für die Katasterverwaltung so bedeutsamen Be- 
strebungen auf dem Gebiete der „Verstaatlichung des Vermessungswesens 
mehr als bisher berücksichtigt werden, und zwar einmal durch ent- 
sprechende organisatorische Maßnahmen, die trotz der Arbeitsüberhäufung 
die Ausführung von vermessungstechnischen Arbeiten auf alien Gebieten” 
in weitestgehendem Maße ermöglichen und zum anderen, durch eine den 
vermessungstechnischen Anforderungen gerechtwerdende Heranziehung und” 
Ausbildung des Persona!s. Die derzeitigen Laufbalnvorschriften, die eine 
fachschulmäßige Ausbildung nicht vorsehen, sind nach der fachtechnischen” 
Seite hin zu: ergänzen. 

Die von der Verwaltung bisher getroffenen Maßnahmen sind völlig 
ungenügend und bilden vielfach die Ursache zu den allseitig anerkannten 
dienstlichen und personellen Schwierigkeiten, 

Zur Behebung dieser Schwierigkeiten ist es notwendig, grundsätzlich” 
mit der überspannten bürokratischen, zentralistischen Verwaltung zu 
brechen, die Zuständigkeiten stärker abzugrenzen und das Schwergewicht 
der Verwaltung mit Entscheidungsbetugnis in der Durchführung der Auf- 
gaben in die örtlichen Verwaltungsstellen (Katasterämter) zu verlegen. 
Dem katastertechnischen Personal muß die Stellung, Verantwortung und 
Selbständigkeit zuerkannt werden, die bereits jetzt in der Ausübung des 
Dienstes Uebung ist und die der Bedeutung der Katasterverwaltung im 
Vergleich zu anderen Zweigen der Staatsverwaltung entspricht. Die 
Durchführung dieser Maßnahmen erfordert keine allgemeine Vermehrung” 
des katastertechnischen Personals, nur eine Veränderung ihrer gegenwär- 
tigen Stellung. Eine Einstellung neuer Obersekretäranwärter kann als 
notwendig nicht anerkannt werden. z 

Im einzelnen sind zur Herbeiführung eines geordneten Geschäfts-" 
betriebes und entsprechender Personalverhältnisse iolgende Maßnahmen 
notwendig: Ex 

1. Vergrößerung der Selbständigkeit der Katasterämter, Vereinfachung” 
des Geschäftsbetriebes, er A 

2. UgXertragung voller Selbständigkeit und Verantwortung nach innen 
und außen an die katastertechnischen Bürobeamten im Rahmen ihrer, durch 
Steuerveranlagung, Bewertung der Grundstücke erweiterten Arbeitsge« 
biete sowie auf dem Gebiete des Rechnungswesens, der Bearbeitung vo@ 
Messungssachen und der Führung der häuslichen Dienstgeschäfte, ” 


















eg 
‚akademischen Ausbildung und leitenden Stellung entsprechende Maß. 
4, Gleichstellung der Katasterdirektoren mit den übrigen akademisch 
vorgebildeten Beamten durch Einstufung in Gruppe X als Einganps- 
gruppe. "Schaffung einer‘ ausreichenden Anzahl Stellen für Katasteröber- 
‚ sekretäre und Einreihung unter Zugrundelegung der ailgemeinen Schlüsse- 
lüngsgründsätze in die Gruppen VII, VII und IX. a HE Da 
5 Schaltung neuer Beamtenstellen für den mittleren: katastertech- 
‚nischen Dienst für alle aus der Laufbahn der katastertechnischen Büro- 
 beamten hervorgegangenen voll ausgebildeten Angestellten, wodurch die 
Selbstverantwortung für die übertragene Arbeit herbeigeführt wird. 

‚ Ausführung der einfachen und mechanischen Arbeiten durch angestellte 
_ Bürohiliskräfte, die den jeweiligen Anforderungen des Dienstes angepaßt 
werden können, & 












Personalreform. kn 


, Die dienstlichen Schwierigkeiten in der Katasterverwaltung erfordern 
zwingend die’beschleunigte und weitestgehende Fortführung der im Jahre 
1923 begonnenen Personalreform. Insbesondere ist die Herausgabe 
‚von Uebergangsbestimmutgen für die zur "Zeit von der 

Obersekretärlaufbahn - ausgeschlossenen Beamten und Angestellten drin- 

gend notwendig. : Gerechtigkeit und Billigkeit erfordern es, daß--durch 

diese Uebergangsbestimmungen nicht nur alien aus der bisherigen :Lauf- 
| bahn. hervorgegangenen- oder nach den Lehrverträgen hierfür .angenom- 
menen Kräften. die. Möglichkeit des Aufstiegs in die Obersekretärklasse 
geschaffen wird, sondern daß 'sie auch als Anwärter für freie oder neu- 
zuschaffende Obersckretärstellen anerkannt werden. 5 Fe 
._ Die Uebergangsbestimmungen müssen ferner enthalten: > 
1. Die. Wiederhersteliung der früheren Prüfung der. katastertechnischen 
- Bürobeamten “und die Anerkennung der Katästertechnikerprüfung 
als Beamtenprüfung für alle für -die kätastertechnische  Bürobeam- 
tenlaufbahn "angenommenen Zöglinge und Techniker; 
“2. die Fortführung“ der.. Fachprüfung I; Klasse; :: ».: 
3. die Ausbildung der Katastertechniker von Amts -wegen durch 
- - Unterrichtskurse usw. Re ER 


Hi ee Tarifvertrag. SE 

" Der Landesfachgruppentag lenkt ‘die. Aufmerksamkeit-aller Kataster- 
techniker auf die offenen und versteckten Widerstände der ‚Verwaltung 
gegen die auf dem Grundsatz der Leistung beruhende Bewertung durch 
Einreihung in die Gruppen VII oder VIII des Tarifvertrages. Diese 
Widerstände können aber nur im Kampf um die Druchführung des 
Tarifvertrages gebrochen werden, den jeder einzelne bei Stellenwechsel 
‚und Neueinstellung mit: Unterstützung des Bundes und’ der gesetziichen 
Angestelltenvertretung .: zu . führen - hat. Fr Fe 
Der. Landesfachgruppentag appelliert .an die: Berufsehre alter Kollegen 
und. fordert sie auf, unermüdlich diesen Kampf um die Bewertung der 
katastertechnischen. Arbeit nach Gruppe VII und VIII auf der Grundlage 
‚des Tarifvertrages zu führen. > E | 
- Auf Grund der gemachten Erfahrungen wird dringend gewarnt, Be: 
'schäftigungsverträge abzuschließen, bevor nicht die Frage der 'Bewer- 
tung und Festsetzung des Grundvergütungssatzes endgültig geregelt ist. 


ER EMET Er .  „ Lehrlingsfrage. er 
-. Der Landesfachgruppentag erhebt die größten Bedenken gegen die 
sich wieder bemerkbar machende maßlose Lehrlingswirtschaft. Die Büro- 
lehrlinge kommen für eine Beamtenstellung nicht in Frage, außerdem ist 
auch bei einer normalen Entwicklung der Katasterverwaltung nicht mehr 
mit einer‘ Vermehrung der vorhandenen Bürohilfskräfte zu rechnen, so 
daß für die Lehrlinge nach Beendigung ihrer Lehrzeit keine ausreichende 
Existenz in der Katasterverwaltung besteht. Ferner bietet die Ausbil. 
dung infolge ihrer Einseitigkeit und zum Teil Unzulänglichkeit auch keine 
genügende Gewähr für eine Existenz außerhalb der Katasterverwaltung. 
= Der Landesfachgruppentag erwartet deshalb vom Preußischen Finanz- 
ministerium, daß es ‚dieser unsozialen Lehrlingswirtschaft Einhalt ge- 
bietet und warnt ferner in der. Oeffentlichkeit vor Annahme einer Lehr- 
dingsstelle. Der Kollegenschaft wird. zur Pflicht gemacht, in ihrem 
Wohnbereich für entsprechende Aufklärung zu sorgen. , See 
Ueber die „gewerkschaftliche Organisation im Bunde, Agi- 
tation und Werbung‘ berichtete Koll. Hofmann vom Bun- 
desvorstand. In seinen eingehenden Ausführungen legte er dar, 
daß die wirtschaftlichen und politischen Vorgänge der letzten 
Zeit zur Evidenz erwiesen hätten, daß auch das Schicksal der 
öffentlichen Beamten und der Behördenangestellten genau wie 
‚das aller übrigen Arbeitnehmer bedingt sei von den jeweiligen 
wirtschaftlichen Machtverhältnissen. Den technischen Beamten, 
wie allen Technikern überhaupt, werde der Kampf um die 
Geltung und Wertung ihrer Arbeit noch besonders erschwert 
dürch den Umstand, daß sie überall gegenüber den übrigen. 
Arbeitnehmergruppen in der Minderheit seien. Nur durch die 
Br eitliche Zusammenfassung aller Techniker in der großen 
einheitlichen technischen Berufsorganisation des „Butab“ kön- 
nen ihre Interessen mit Erfolg vertreten werden. 

- - Im Anschluß an das Referat fand nachstehende Ent- 
schließung einstimmige Annahme: 

- „Die Entwicklung insbesondere in der letzten Zeit hat die von allen 
-andesfachgruppentagen zum Ausdruck gebrachte Auffassung bestätigt, 
aß die rechtliche, soziale und wirtschaftliche Stellung des katastertech- 
nischen Berufsstandes, wie aller übrigen Berufszweige, abhängig ist von den 
jeweiligen Kräfteverhältnissen im Kampf zwischen Kapital und Arbeit. 
Der katastertechnische Berufsstand hat deshalb alles aufzubieten, um die 
ung der Arbeitnehmerschaft in diesem Kampfe zu stärken. Dieses 
i nur erfolgen durch organisatörischen Zusammenschluß "aller tech- 
chen Berufszweige in der technischen Berufsorganisation, dem Bund 
technischen Angestellten und Beamten, wodurch gleichzeitig die 
hste Kraftentfaltung der Techniker in Staat und Wirtschaft ermöglicht 
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Be Eee Aufgaben der Katasterdirektoren auf das ihrer 
1 


-- Der Landesfachgruppentag fordert deshalb alle Kollegen auf, in 
verstärktem Maße für die Zusammenfassung aller Berufsgenossen im 
Bunde zu wirken und hierdurch "ihren Willen zur gewerkschaftlichen 
Solidarität zu bekunden.“ Kal A" 


‚Die Tagung beschäftigte sich sodann mit den von den 
Bezirksfachgruppen gestellten Anträgen, die nach einer regen 
Aussprache ihre Erledigung fanden. Nach Vornahme der Neu- 
wahl zum Landesfachgruppenausschuß konnte die arbeitsreiche 
Tagung ihren Abschluß finden. & j 

Die Verhandlungen des Landesfachgruppentages haben er- 
neut den‘ Beweis erbracht, daß die gewerkschaftliche Organi- 
sation des Bundes unter dem katastertechnischen Berufsstande 
rüstig. vorwärtsschreitet. Möge der in der organisierten Kol- 
legenschaft. waltende Geist den noch außenstehenden Kollegen 
ein Ansporn sein, nicht mehr länger abseits zu stehen, sondern 
zu erkennen, daß. nur der einheitliche Wille der geschlossenen 
Berufsorganisation alle die Schwierigkeiten wird überwinden 
können, die sich‘ heute ‘der Aufwärtsentwicklung des Berufs- 
standes entgegenstellen. 


Besoldungsfragen I 
Die Gewährung von Gehaltsvorschüssen an Beamte, An- 
gestellte und Arbeiter in Preußen — eine neue Enttäuschung? 
Mit Runderlaß vom 17. Oktober, ergänzt’ durch Erlaß vom 
19. Oktober, hatte der Preußische Finanzminister angeordnet, 
daß mit Rücksicht auf die Wirtschaftslage Anträge. von. Be- 
amten, Angestellten und, Arbeitern auf Gewährung von Unter- 
stützungen und Vorschüssen durch die nachgeordneten Behör- 
den möglichst entgegenkommend zu behandeln Seien. Ein wei- 
terer..Erlaß des Finanzministers vom 24. Oktober, der zwei- 
fellos eine Erweiterung der bereits früher bestehenden Möglich- 
keiten zur Tendenz hatte, gab leider durch seine Fassung’ zum 
mindesten einer ganzen Reihe von Verwaltungen und Verwal- 
tungsstellen Anlaß, die, Verfügung als eine einschränkende 
Maßnahme anzusehen. “Die dadurch geschaffene Lage hat 
bereits den Abgeordneten Simon, Kleinmeyer und Müller (Han- 
nover) (S.P.D.) im Preußischen Landtag Veranlassung «e- 
geben, folgende Anfrage an den Finanzminister zu richten: 
„Durch die Erlasse des Herrn Finanzministers vom 17., -19. und 
24, Oktober d. J., betreffend Unterstützungen an Beamte, Angestellte 
und Staatsarbeiter, ‘ist eine weitergehende Auslegung ‚des Begriffes 
der „besonderen Umstände ungewöhnlicher Art entsprechend der herr- 
schenden schwierigen Wirtschaftslage“ beabsichtigt. Trotzdem weisen 
Provinzial- und Lokaibehörden Unterstützungsgesuche von Beamten, An- 
gestellten und Staatsarbeitern mit Bezug auf. den Erlaß vom 22. Mai 
1924 — I C 11 2913 — zurück. Z. B. erfolgte beim Amtsgericht Breslau 
die Zurückweisung der Unterstützungsgesuche von 20 Justizbürobeamten. 
Dem Vernehmen nach sind bei Zentralbehörden Unterstützungen gezahlt 
worden. Nach dem Wilien des Finanzministers — Verf. vom 24: Okto- 
ber 1925 — sol!en die Anträge von verheirateten Beamten der: Gruppen 
I bis VI besonders berücksichtigt werden. - u 
Ist. das Staatsministerium bereit, Auskunft zu geben, _ i 
1. ob und inwieweit solche Unterstützungen nicht nur bei den Zen- 
: tral-, sondern auch bei den Lokalbehörden bereits gezahlt werden?, 
2. ob Vorsorge. getroffen worden ist, . daß solche Unterstützungen 
voruehmlich den verheirateten Beamten der Gruppen I bis VI 
zugute kommen? 


Berlin, den 2. November 1925. 


‚Nachstehend bringen wir die in ‚Rede stehenden Erlasse 
des Preußischen Finanzministers zum Abdruck: 


„Der Preußische Finanzminister, Berlin C2, den 17. Oktober 1923. 
Fe C2. 8618. t 
I A2. 42%. 


Mit Rücksicht auf die Wirtschaftslage ersuche ich, die nachgedrdneten 
Behörden anzuweisen, Anträge von Beamten auf Gewährung von Unter- 
stützungen und Notstandsbeihilfen möglichst entgegenkommend zu be- 
handeln, namentlich Anträge kinderreicher Beamten mit besonderem 
Wohlwollen zu prüfen. Ich bin bereit, die im Haushaltsplan 1925 vor- 
gesehenen Mittel für Unterstützungen an Beatnte und für Noötstandsbei- 
hilfen trotz des großen Ernstes der Finanzlage im Bedarfsfalle für einzelne 
Verwaltungen bis zu 100 Prozent zu verstärken. Wegen der Verbuchung 
und endgültigen Verrechnung der Verstärkung bei den Unterstützungs- 
fonds verweise ich auf den Runderlaß vom 12. Juni 1923, betr. Jahres- 
abschlüsse der staatlichen Kassen — 1. A. 2. 1977 (F.M.Bl. 1923, ‚S. 378 ff.) 
Abschn. VB Abs. 9. 

... Ferner will ich mich mit folgenden Erleichterungen in der Ge- 
währung von Gehaltsvorschüssen einverstanden erklären: 

1. Die Rückzahlung der bisher auf Grund der Bestimmungen unter 
V des Runderlasses vom 30. April 1924 (Pr.Bes.Bl. S. 116) und. des 
Runderlasses vom 22. Mai 1924 (Pr.Bes.Bl. S. 215) zinslos gewährten 
und ‘noch zu gewährenden, und der nach Ziff. VH des Runderlasses 
vom 30. April 1924 mit ministerieller Genehmigung gewährten zins- 
losen Gehaltsvorschüsse darf auf Antrag bis Ende Februar 1926 
hinausgeschoben werden. Die nächste Tilgungsrate ist also bei Zahlung 
der Dienstbezüge für den Monat März 1926 einzuzichen. 

2. Bei Prüfung der Anträge auf Gewährung von Gehaltsvorschüssen 
ist auch die gegenwärtige schwierige Wirtschafislage zu berücksichtigen. 
Es. wird . darauf. hingewiesen, daß nach Ziff. VII des Runderlasses vom 
30, April 1924 — Pr.Bes.Bl. S. 116 — in besonderen Fällen mit ministe- 
tieller Genehmigung ein den Monatsbetrag des Diensteinkommens über- 


steigender Vorschuß gewährt werden darf.“ 
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Die in dem Runderlaß erwähnte Ziffer V des Erlasses vom 
30. April 1924 (Preuß Bes.-Bl. S. 116) lautet: 

„Die Vorstände der Provinzialbehörden und der nicht zu den Pro- 
vinzialbehörden gehöreuden. Behörden, die einem Fachminister oder dem 
Staatsministerium unmittelbar unterstellt sind, und ihre ständigen Ver- 
treter — nicht auch andere Beamten ihrer Behörde und nicht auch 
ihre nachgcordneten Behörden oder nachgeordneten Einzelbeamten — 
werden ermächtigt, in Fällen, in denen ihnen unterstellte Beamte vorüber» 
gehend zu Aufwendungen genötigt sind, die sie aus ihren regelmäßigen 
Einnahmen nicht bestreiten können, und die Voraussetzungen für die 
Gewährung von Vorschüssen nach Ziffer IV (bei Dienstreisen in Gren- 
zen der zustehenden Reisekosten, zur "Bestreitung von Umzugsauslagen, 
auf Notstandsbeihilfen in Grenzen des Anteils, an Staatsforstbeamte zur 
wirtschaftlichen Einrichtung) nicht vorliegen, im Einze!falie Gehaltsvor- 
schüsse bis zur Höhe des einmonatigen Diensteinkommens an Grundgehalt 
oder Grundvergütung, Ortszuschlag und Ausgleichszuschlag zum Grund- 


gehalt — zur Grundvergütung — und zum Ortszuschlag (nicht auch 
der Frauenbeihilfe und der Kinderbeihilfe) unter folgenden Bedingungen 
zu gewähren: 


[27 
1. Der Vorschuß ist auf Goldmarkgrundlage wertbeständig zurück- 

zuzahlen, wobei der Goldinarkumrechnüngssatz für die Reichhs- 

steuern maßgebend ist. 

2. Der Vorschuß ist spätestens innerhalb eines Jahres in gleichmäßigen 
Teilbeträgen zurückzuzahlen, und zwar: 

a) wenn das Diensteinkommen in vierteljährlichen Teilbeträgen ge- 
zahlt wird: in gleichmäßigen vierteljährlich fälligen Teilzahlun- 
gen, beginnend mit dem auf die Auszahlung foigenden Vientel- 
jahrsersten; 

b) wenn das Diensteinkommen für einen monatlichen oder noch 
kürzeren Zeitabschnitt gezahlt wird: in g.eichmäßigen monatlich 
fälligen Teitzahiungen, beginnend mit dem auf die Auszahlung 
folgenden Monatsersten. 

3. Von den Beamten kann nach Lage der Sache eine Erklärung der 
Eheirau erfordert werden, worin sie anerkennt, daß der Vorschuß 
mit ihrem Einverständnis erbeten wird, und daß sie ferner damit 
einverstanden ist, daß der Vorschuß von den Gnaden- und Hinter- 
bleberenbezügen in einer Summe einbehaiten. wird, falls der Beamte 
vor ‚der vollständigen Rückzahlung sterben soite,“ 

Im Runderlaß von 22. Mai 1924 heißt es: 

„[. Nach dem Sinne des Runderlasses vom 30. April 1924 (I. C. 2. 
6193) können Gehaltsvorschüsse an Beamte nur gewährt werden, wenn 
besondere‘ Umstände ungewöhnlicher Art einen Vorschuß notwendig 
machen, wenn also Beamte vorübergehend zu Aufwendungen genötigt 
sind, die sie aus ihren regelmäßigen Einnahmen nicht bestreiten 
können, z. B. 

a) Umzug aus einer Wohnung in die andere; 

b) Ankauf von Oeien, wenn der Beamte in einem Hause wohnt, 
in dem bisher Sammelheizung eingerichtet gewesen ist, die nun 
auf Beschluß der Mieter außer Betrieb gesetzt wird; 

c) Ausstattung von Kindern beim Verlassen des Elterahauses oder bei 
der Verheiratung; 

d) schwere Erkrankung. oder Ableben von Familienangehörigen, die 
von Beamten unterstützt worden sind, in Fällen, in denen keine 
Notstandsbeihilfe gewährt werden kann; 

e) Verluste, z. B. Brandschäden, bei ungenügender Versicherung usw. 
2. Gehaltsvorschüsse können nicht gewährt werden zu Aufwendunzen, 

die regelmäßig zu machen und vom Diensteinkommen zu bestreiten sind; 

wie z. B. zur Beschaifung von Kleidung, Schuhwerk und Wäsche für den 

Beamten und seine Familie, zur Ergänzung der Ausstattungsgegenstände, 

zur Beschaffung von Kohlen, Wintervorräten usw., zu einer Sommer- 

reise usw.“ 

Ziffer VII des Runderlasses. vom 30. April 1924 lautet: 


„Zur Gewährung von Gehaltsvorschüssen unter anderen Bedingungen, 
wie zu IV und V angegebeu, ist in jedem Einzelfaiie die Genehmigung 
des Fachministers einzuholen. Handeit es sich ausnalımsios im Falle zu V 
um die Gewährung eines den Monatsbeirag des Diensteinkommens über- 
steigenden Gehaltsvorschusses an einen verheirateten Beamten, so hat 
der Beamte eine Erklärung der Ehefrau — wie unter V,3 vorgesehen — 
beizufügen.“ 

Der Ergänzungserlaß vom 24. Oktober 1925 hat folgenden 
Wortlaut: 

„Der Preußische Finanzminister, 
1. X. 2. 8761. 

Betrifft: Gewährung von Gehaltsvorschüssen. Z. 295. 

Auf den Bericht vom 21. Oktober d. ]J. 

Der Erlaß vom 17. Oktober d. J. — I. C. 2. 6818 — hebt den 
Erlaß vom 22. Mai 1924 — 1. C. 2. 2913 (Bes. VI. S. 215) nicht auf, 

Nach dem Erlaß vom 17. d. M. soll von einer besonderen Prüfung 
des Einzelfalles nicht abgesehen werden. Der Erlaß bezweckt, die Mög- 
lichkeit zu schaffen, den im Eriaß vom 22. Mai 1924 festgeiegten Be- 
griff der besonderen Umstände ungewöhnlicher Art entsprechend der 
herrschenden schwierigen Wirtschaftsiage weitergehend auszulegen. Der 
Erlaß wird daher insbesondere Anträgen von verheirateten Beamten der 
Gruppe I bis VI zugute kommen. Dr. Höpker-Aschoff.“ 


Für die Angestellten ergingen folgende Verfügungen: 
„Der Preußische Finanzminister, Berlin, den 19. Oktober 1935, 
Lo. 1343. 


Gewährung von Unterstützungen und Vorschüssen an Angestellte und 
Arbeiter, 


Berlin C2, den 24, Oktober 1925. 





Zeichnen Sie Ihre Schreiben an den Bund nicht nur 


mit Namen und Adresse, sondern auch mit Ihrer M itg | e d S n u m m e r! | 


Sie schaffen dadurch eine wesentliche Erleichterung in der Erledigung Ihrer Angelegenheiten. 


. 


i 





Die in dem Runderlasse vom 17. Oktober d. J. — 1 C.2. 8618, 
I A.2. 4270. — angeordneie Maßnahme hinsichtlich der Gewährung von 
Unterstützungen und Vorschüssen au die Beamten, hat sinngemäß auch 
für die im Preußischen Staatsdienste stehenden Angesteliten und Arbeiter 
Anwendung zu finden,‘ x 


„Der Preußische Finanzminister, 
Lo. 1393 


Betrifft: Gewährung von Verschüssen an Angestellte und Arbeiter. 


Zur Vereinfachung des Geschäftsganges wird der Erlaß vom 20. No- 
vember 1924 (Pr.Bes.Bl. S. 353), wonach al’e Vorschußarträge ‚der An+ 
gestellten und Arbeiter dem Fachminister vorzuwiegen sind, dahin abge- 
ändert, daß die in dem Absatz V des Runderlasses vom 30. April: 1924 
(Pr.Bes.Bl. S. 116): genannten Dienststellen ermächtigt werden, selbständig 
über diese Anträge unter Beachtung der gegebenen Grundsätze nach 
eingehender Prüfung zu befinden. Der zu bewiliigende Vorschuß darf 
danach für Angestellte den Monatsbetrag der Gesamtbezüge und für Ar- 
beiter den 26 iachen Betrag des tarifmäßigen Tagelohas - (einschließlich 
Sozialiohn) nicht übersteigen. Aushilfsangesteilten und nur stundenweise 
beschäftigten Angestellten und Arbeitern sowie Arbeitnehmern, die sich 
in gekündigter Stellung befinden, können Vorschüsse grundsätzlich nicht 
gewährt werden. 

Soliten Arbeitnehmer vor endgültiger Tilgung des Vorschusses aus 
dem Dienstverhältnis ausscheiden, so wird der ungetilgte Betrag sofort 
fällig, er ist alsdann -in einer Summe zurückzuzahlen bzw. von der Ver« 
gütung usw. einzubehalten.“ 


Berlin C 2, den 27. Oktober 1925. 


Zur Frage der grundsätzlichen Besoldungsreform. Der Aus- 
schuß für Beamtentragen im Preußischen Landtag beschäftigte 
sich in der Sitzung vom 22. Oktober mit den vorliegenden An- 
trägen zur Aenderung des Preußischen Beamtendiensteinkom- 
mensgesetzes. Der Berichterstatter des Ausschusses, Abgeord- 
neter Ebersbach, schnitt bei Behandlung dieser Anträge 
die Frage der grundsätzlichen Lösung des Besoldungsproblems 
an. Nach einem Rückblick über Entstehung und Tendenzen 
der Besoldungsreform des Jahres 1920 und ihrer Mänrigel 'ent- 
wickelte der Berichterstatter Gedanken über ein völlie' neues 
Besoldungssystem, auf die er sich aber gegenwärtig in ‚keiner 
Weise festlegen wollte. Er ging von dem Gedanken aus, die. 
jenigen Beamten, die durch Schul- und Vorbildung, Laufbahn, 
Verantwortlichkeit usw. zusammengehören, zusammenzufassen, 
sowie den Dienst der betreffenden Beamten durch Ueberschrift 
klar zum Ausdruck zu bringen. Auf dieser Grundlage könnten 
etwa folgende 11 Kreise gebildet werden: 2 
Kreis 1: leitende Beamte; dieser Kreis könnte ebenso wie die folgenden 
in verschiedene Besoldungsgruppen unterteilt werden; 
r.chterliche Beamte; Be | 
Schuibeamte; : 

Betriebs- und technische Beamte; a | 
Bürobeamte mit schwierigem Bürodienst; 
Bürobeamte mit einfachem Bürodienst; 
Kassenbeamte; 
Registraturbeamte; :\ 
Kanzleibeamte, die ausdrücklich reine Abschreibearbeit zu leisten 
hätten. Die übrigen seien in Kreis 5 und 6 unterzubringen;: 
„ 10: Beamte mit einfachem Aufsiehtsdienst; 
„ 11: Beamte mit reinem Botendienst, 

In den einzelnen Kreisen könnten geringe und hohe Gehäl 
ter erscheinen. 

In seinen weiteren Ausführungen behandelte der Bericht- 
erstatter noch eine Reihe jener Besoldungsfragen, die in dem 
bestehenden System bisher zu großen Unzuträglichkeiten ge- 
führt hatten, wie z. B. die Festsetzung des Besoldungsdienst- 
alters, die Frage des Ortszuschlages, der Sozialzuschläge, der 
Dienstbezeichnungen usw. Er kritisierte die gegenwärtigen 
Ausführungsbestimmungen zum Beamtendiensteinkommensge- 
setz (Besoldungsvorschriften) und verlangte eine klare und 
übersichtliche Gestaltung dieser Vorschriften. _ i R 

Mit diesen-Vorschlägen wird man sich noch eingehend zu 
befassen haben. Im Augenblick ist noch nicht ersichtlich, ob 
diese Vorschläge der persönlichen Ansicht des Abgeordneten 
Ebersbach entspringen, oder ob sie einen Versuchsballon dar- 
stellen, den bestimmte andere Stellen, damit haben aufsteigen | 
lassen wollen. Im Effekt würde der Vorschlag auf eine außer- 
ordentliche Vermehrung der Besoldungsgruppen hinauslaufen. 


SOON MWDD 





Behördentariffragen 


Zur Frage des ee: an ausscheidende Angestellte 
der Reichsverwaltung. Im Reichstag ist als Drucksache Nr. 1478 
folgender Antrag der S.P.D.-Fraktion eingelaufen: 
„Der Reichstag wolle beschließen, die Reichsregierung zu ersuchen, J 
für ausscheidende Angestellte der Reichsverwaltungen die Verfügung: des 
Reichsministers der Finanzen vom 16. Juni /4. Juli 1923 1.B. 16.072 / 18 001 
(Reichsbesoldungsblatt, Ifd. Nr. 295/329 1923), betr. Vereinbarung. über 
bezahlie Uebergangszeit beim Ausscheiden aus einer. Reichsverwaltung 
(Abschluß von Dienstbeendigungsverträgen) wieder anzuwenden.“ N: 












Nr. 46 
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Aus dem Bunde 


Aus den Gauen ’ 


Gautag von Schlesien. 


Der VI. ordentliche Gautag unseres Gaues fand am 27. September in 
Hirschberg i, Schles., im Hotel „Drei Berge‘, statt. 

Die Ortsverwaltungen Hirschberg und Warmbrunn veranstalteten 
am Vorabend zu Ehren der Delegierten und Gäste eine Begrüßungs- 
feier, die zur vollsten Zufriedenheit aller Teilnehmer verlief. 

Der Gautag, der von sämtlichen De’egierten des Gaues besucht war, 
wurde am Sonntag vom Gauvorsitzenden, Kollegen Stadtbaumeister 
Schwerin, Breslau, eröffnet.. Nach Er’edigung der Formalitäten 
nahm der Gautag die Begrüßungsansprachen der Gäste entgegen. 





„ Für den rg pereigenen von Liegnitz sprach Herr Regierungs- 


und Baurat Stolterforth, für die Stadtgemeinde Hirschberg Herr Stadt- 
rat und Schulrat a. D. Radomski, für den A.D.G.B. Kollege Hölzel 
(Hirschberg), für den AfA-Bund Kollege Lauschner (Hirschberg), für 
den D.W.V. Kollege Mordstein/ (Breslau), für den Z.D.A. Kollege 
Woenneberger (Breslau). 

Darauf erstattete der Gauleiter Engelmann den Geschäfts- 
bericht. Er behandeite die während des ganzen Gaujahres anha!tende 
Wirtschaftskrise, die gekennzeichnet ist durch das konsequente Be- 
streben des Besitzes, die Lasten des Londoner Abkommens auf die 
Schultern der arbeitnehmenden Bevölkerung abzuwälzen, und den ver- 
zweifelten Versuch, die deutsche Wirtschaft allein -auf Kosten der werk- 
tätigen Bevölkerung rentabel zu gestalten. Als Schlagenden Beweis führt 
er die berüchtigte Denkschrift der Vereinigung Deutscher Arbeitgeber- 
verbände vom 12, Mai 1925 an den Reichskanzler an, zu deren Durch- 
führung die Unternehmer die Regierungs- und Schlichtungsinstanzen 
nach unseren Erfahrungen nicht onne Erfolg angerufen haben. Wir 
müssen uns deshalb darüber klar werden, daß wir nur aus eigener Kraft 
weiterkommen können, und hierfür durch guten organisatorischen Aus- 
bau und finanzielie Stärkung unseres Bundes, vor aliem auch :durch Neu- 
werbung noch außenstehender Techniker, die unerläßiäche Voratssetzung 
schaffen, 

Koliege Schweri.n erstattete den Bericht über die Tätigkeit des 
Gauvorstandes und stellte zusammenfassend die gesunde Fortentwicklung 
unseres Bundes fest, 

Kolege Hofmann (Bundesvorstand, Berlin) referierte über das 
Thema: „Der Techniker in der heutigen Wirtschaft“. An Hand von 
zahlreichen Beispie'en und auf Grundtare wissenschafticher Untersuchun- 
pen weist er nach, daß die Wirtschafiskrise ‚nicht durch das Programm 
der Unterzehmer, durch schematische Arbeitszeitverlängerung und ein- 
seitige Belastung ‘der Arbeitnehmer behoben werden kann. Die volle 
Ausnutzung der Arbeitskraft erfordert ausreichende Ergänzung des 
Kräjteverbrauchs und Erholung. Vor allem muß die Freude des Ar- 
heiters an seiner Arbeit gehoben werden und der Mensch mit seinem 
\Werk wieder in Zusammenhang gebracht werden, weil die Arbeitsfreude 
einen wesentlichen Faktor im Produktionsproze8 bedeutet. Wir as 
Techniker haben vor allem die Pficht, uns gegen die Auswertung der 
Technik zur Vernichtung der Kultur zu wenden und den technischen 
Cieist wieder zu einem wahren Kulturförderer im Interesse der ganzen 
Atenschheit zu machen. Hierzu ist aber notwendig, daß der Techniker 
selbst a’s der Träger des technischen Fortschrities sich in der Oeftent- 
Echkeit mehr als bisher durchsetzt, um seinem Berufstiefstand den fım ge- 
bübrenden Einfluß zu verschafien. 

ie Aussprache über den Vortrag bewegte sich auf beachtlicher 
Höhe. Die eingegangenen Anträge wurden in. sachlichster Weise 
criedigt. 

De vorgenommenen Wahlen ergaben die einstimmige Wiederwahl 


| des bisherigen Gauvorstandes, und zwar der Kollegen: Schwerin 


und Lowies (Breslau, Reinecke (Wa’denburg), Rauch (Neiße) 
und Kirsch (Mikultschätz), 
Die Bestätigung des Gauleiters Engelmann erfolgte einstimmig. 
Mit Dankesworten an die Ortsverwaltungen Hirschberg und Warm- 
brunn für die gute Aufnahme des Gautages, und mit der Aufforderung 
an die Delegierten, das Gehörte in allen Kreisen der Mitglieder zu ver- 
breiten, schloß Kollege Scharff (Hindenburg), als Gautaglieiter, die 


glänzend verlaufene Tagung. 
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Bücherschau TR 


‚Modef-Tischlerei. Von R. Löwer. 2. Teil. Verlag: Julius Springer, 
Berlin W9. Preis gebd. 1,50 Mark. Herausgeber: Eugen Simon, Werk- 
stattbücher, ; 


Dieses Buch ist mit seinen. vielen Abbildungen (163) ein gutes Hilfs- 
buch für 'Schwe, Werkstatt und. Büro, ‚gibt vie’e Fingerzeige und dürfte 
bei keinem Fachmann fehlen, Fachschuliehrern sehr zu empfehlen. Wzw. 


Verschiedenes. 


Die Wirtschaft und die Gewerkschaften. Zwei Vorträge von Professor 
Dr, Hermberg, Leipzig und H. Jäckel, Berlin. 68 Seiten. 1925. 
Berlin. Verlagsgesellschaft des A.D.G:B. Preis 1,20 M. 


Der 12. Kongreß der Gewerkschaften Deutschlands in Breslau be- 
handelte neben anderen Tagesordnungspunkten besouders ausführlich 
auch die Stellung der Gewerkschaften zu den a'igemeinen Wirtschafts- 
fragen. Die Verhandlungen hierüber wurden durch ein Referat über 
„Die deutsche Wirtschaft“ eingeleitet, das der bekannte Wirtschafts- 
wissenschafter Professor Dr. Fermberg erstattete. Nach ihm sprach der 
Vorsitzende des Textilarbeiterverbandes, H. Jäckel, über „Die Wirt- 
schaftsdemokratie“. Beide Referate sind in der Broschüre nach der etwas 
ekürzten stenographischen Aufnahme wiedergegeben. Für besonders 
interessierte Leser ist auch ein Auszug aus der Debatte, die nach den 
Reieraten auf dem Kongreß gepflogen wurde, beigefügt worden. 

Die Schrift verfolgt den Zweck, den großen Kreis der Gewerkschafts- 
funktionäre über diese wichtigen Kongreßverhandlungen zu unterrichten, 
gleichzeitig gibt sie aber auch der weiteren Oefientlichkeit einen Einblick, 
wie einige der großen Fragen der Wirtschaft von den Gewerkschaften 
beurteilt werden. Denn natürlich konnte nur ein Teil des umfangreichen. 
Fragenkomplexes behandelt werden, zumal der verfolgte Hauptzweck 
der Kongreßverhandlungen war, die Demokratisierung der Wirtschaft 
zu erörtern, 


Steuerberechnungstabellen. Von Adam Hölzel, Darmstadt. Die 
seit Jahren bekannten und al!seits beliebten Steuerberechnungstabellen 
sind nach den neuen gesetzlichen Bestimmungen, die ab 1. Oktober d. J. 
in Kraft treten, auf Grund amtlichen Materials berichtigt. Eine Tabelle 
ist zum Abiesen des Steuerabzuges bei Entlohnung nacı Stumden-, 
Tages-, Einwochen- und Monatsverdiensten, die andere nach Zweiwochen- 
verdiensten ausgearbeitet, Beide Systeme, das der festen uhd das der 
prozentualen Abzüge, sind. in den Tabeilen berücksichtigt und übersicht- 
lich angeordnet. Der Preis jeder Tabe!!e beträgt nur 1 Mark pro Stück. 
Die Tabelien erscheinen im Selbstverlag: Bestellungen erfolgen zweck- 
mäßigerweise durch Einzahlung des entsprechenden Geldbetrages auf 
das Postscheckkonto 1610097 Frankfurt a. Main, Adam Hölzel, Darmstadt, 





Geschäftliches 


Nicht nur echte Teppiche werden nachgeahmt, Pilsener Bier nach- 
gemacht, sondern auch die bekanntesten und führenden Radiergunmi- 
sorten. Kürz, was den großen Durchschnitt hoch überragt, wird .nach- 
gemacht in der Annahme, die äußere Erscheinung habe den Erfolg ge- 
bracht, Um als überragend anerkannt zu werde durch die Nachähmer, 
dazu gehört aber mehr als ein zufälliger Name, eine zufällige Er- 
scheinungsform, dazu gehört innerer Wert und gleichbieibende Qualität. 

Auch vom Pelikan-Radiergummi und. besonders vom grünlichen 
Gunmi Pelikan-Speziai sind viee Nachahmungen im Handel. Nicht 
aber die Farbe, sondern die unantastbare Girie hat den Erfolg der 
Pelikan-Radiergummi gebracht. Wollen Sie a'so durch Nachahmtungen 
nicht benachteiligt werden, so achten Sie auf Orginal Pelikan. Warum 
auch sollten Sie nicht das Original nehmen, wenn der Mitbewerb 
durch seine Nachahmung Pelikan ais das vorbildliche kennzeichnet, 





Der heutigen Gesamtaufiage liegt ein Prospekt der Firma Willy 
P. Müfter, Berin W 35, bei. Die Firma bringt ein neues, vielseitiges 
Beschriftungsgerät unter dem Namen „Polynorm“ auf den Markt, das 
gestattet, mit nur einer durch Gebrauch unzerstörhbaren Schablone sämt- 
liche Schriftgrößen nach DIN 16 leicht zu schreiben. Wir sehen in der 
Anordnung des Apparates einen Fortschritt und empichlen den. Herren 
Kolegen, den Prospekt zu beachten. 



















Der Deutsche Metallarbeiterverbaud sucht zum Beginn i926 
einenLehrerübertechnische u, 
kaufmännische Betrietslehre 
für seine Wirtschaftsschule. in Bad Dürrenberg (bei Corbeiha- 
Leipzig). Die Schule wird als Internat geführt und dient der 
Ausbildung von Betriebsräten, Funktionären und Angestellten 
des Verbandes. Die Bewerber müssen neben theoretischer 
und praktischer Vorbildung auch über hervorragende, 
dem Internats-Charakter der Schule entsprechende päda- 
gogische Begabung verfügen. 
- „Anstellungsbedingungen nach Uebereinkunft. Bewerbungen, 
unter von Gehaltsansprüchen, sind bis spätestens 
18. November ds, Js. einzusenden an den 

Vorstand des Deutschen Metallarbeiterverbandes, 

00 Stuttgart, Rötestr. 16. 
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Bau- 
techniker 


Ar Neuerungen aller 
: iss. i h-, | Art zı günstig Bedingung 
ee in Floh, | uch Carl Halduk. log, 
Berlin W 57, Cutmstr. 18. 
Langj. Erfahr. {Bundesmitg!l.) 
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(Theorie u. Ausfihrg ). 
sucht sof. od spät. Siellg 
A. Strohmeyer, 


Dorsten I. W., 
Alier Postweg 23. 


Techniker 





| Rietberg 36 (Westfalen). 


MOSELWEIN 


direkt vom  Winzer- 
keller, gut u. preisw, 


-— sun 


Hayes Lexikon 


anzuschaffen 





flotter Zeichner, guter Sta- |] zu beziehen durch a Im Fi ee 
‚tiker, für ırein. Büro sofort > erge A 
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Bestellen Sie 
keine Weihnachtsbücher 


bevor Sie nicht unsern reichhaltigen Prospekt, der der nächsten 


Lungen-, Nerven- 
ballensteinkranke 


verlang. meine Prospekte 

gratis. Erfolg sicher. Fırma 

Melizer, Meißen. 
nis-= 


zeug 
abschriften, mit Schreib- 
maschine. 10x —.50, 20 x 


Nummer dieser Zeitung beiliegt, “durchgesehen haben .. —,75, 3:X 1,— Mk 


Industriebeamten-Verlag G.m.b.H. 





Heinecke, Bücherrevisor, 
Remscheid, Siemensstr. 22. 


schweizer - Fettkä el 


: | Piunos—Hormoniums--Sprechappurate dänischer Art, saftige groß- 






"Kerbschnitt Holzbrand 
in großer Auswahl billigst, 
z.B. I /»[Jm Mahagoni 
.(5-kg-Paket).laQual..tmm 
nur 7:60 Mk. frei ins Haus. 


J. L. Haun. Maxdorf 32 (Pfar). 
Preisliste graris und franko | 












Schriftschablonen :: 






Prosp. kosen'rei! EEERE 


BAHR <& System » KASSEBAUM 
Filler & Fiebig, Berlin S 42 


iroßeWeihnachtstreude 


bereiten Sie den Ihren durch unser Weihnachtspaket mit 
von Krüppela und Schwerkriegsbeschädi ten hergestellten 
Gegenstä:.den. 1 Markttasche, Schwarzwälder For, aus 
echtem Peddingrohr, mit 1 Roßhaarbesen, 1 Kokosbesen, 
1 Sch’uhbe ‚2-Scheuerbürsten; i Schmutzbürste, 1 Glanz- 
eg 3 Auftragvürsten, I Kiosettbürste, zusammen für 
10.—, Mırk frei dort. Auf Wunsch auch jede andere Zu- 
sammenste:lung. Alle Arten Bürsteu- und Besenwaren, Korb- 
waren und Körbmöbel können geli fert w'rden. Versand 
our ‚gegen Nachna':me oder vorherioe Kasse. Postscheck- 

konto 2509, Dortmund. 


Lehrwerkstätten d. Krüppelanstalten 


Volmarstein i. W. 








Sonderofterte! ! 
Direkt ab Fahrik in feinster Facon-Qualität. 


(Garantie: Zurücknahme.) Portufrei-von 3 Liter 
an. Korvflaschen leihweise gıbt ab: 


Prima Spezial-Rum pro Liter M. 3,50 franko 
„Spezlal-Anak „,» „ „A- 


Steinhäger M. 3,0% — Nordhäuser M. 3,15 
Weinbrand-V. M. 3,65 — Magenbitter M. 4,— 
Machen Sie einen Versuch, Sie haben ja kein Risiko, 
aber auch Sie werden mein. Kunde bleiben 
Bestelluugen nimmt entgegen 


Spirituosenfabrik Kappler, Bautzen 9. 
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Harmon., Sprechapp. Fabrikation. Großer Katalog 
gratis Fabrikpreise, Rzell. Schallpl. p. $t. 2.30 M. 
Ernst Heß Nachf., Kiingenthal Sa. ei Legr. 1872. 








Land-Radio 


Sämtliche Hadletelle Apparate, komplette Anlagen 20-50 % 
unter Ludenpreisen. Preisliste kos te nfrei. 


Verantwortl.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH. Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller &. Borel. GmbH. Berlin SUCH, 


EEE EEE EEE 
RA 


gelochte Ware, 


Erstklassig in Ton und Ausführung. | Pfund-Postkolli M. 1060 
Max Horn, Zwickau, Hrmoniumfahrik ce Kaplan 5 030 
Besond, günstige Zahlungsbedingung. < 


Holst. Cervelat-, 
Salami:, Plock wurst M: 18. 
9 Pıa. Scweinekleinfleisch M.4.60 


Kataloge umsonst. 


Angeben, was für ein Instrument | Postdose Rollmops, Bis- 
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Nummer 47 / 7. Jahrgang 


"Außenpolitik, Handelsverträge und 
 Wirtschaftsleben 


Im Mittelpunkt der gegenwärtigen öffentlichen Diskussion 
steht das Vertragswerk von Locarno. Die deut- 
schen Vertreter, die Herren Luther und Streseman 1, 
haben die Abmachungen paraphiert und sich damit persönlich 
‚auf den Boden des Vertrages gestellt. Sie tragen damit sicher- 
|lich zur Befriedung Europas nach Westen hin bei und ver- 
‚folgen eine Außenpolitik, die auf der Linie des von Walter 
Rathenau beschrittenen Weges liegt. Die freien Gewerk- 
(schaften unterstützen jede Politik, die die Machtpolitik der 
einzelnen Völker unterbindet und dafür Wege des Rechts und 
der schiedsrichteriichen Entscheidung vorzeichnet. Sie stehen 
daher den Abmachungen von Locarno aus ihrer politischen und 
außenpolitischen Einstellung heraus nicht entgegen, wenn 
sie auch nicht verkennen, daß damit die osteuropäischen und 

außereuropäischen Probleme und Gefahren für den Welt- 
‚Irieden nicht erledigt sind. Für die Arbeitnehmer und auch 
für die gesamte Wirtschaft sprechen neben den ‚pölitischen 
aber auch wirtschaftliche Verhältnisse für den Abschluß des 
Vertrages. Industrie. und Handel bemühen sich: seit Jahren 
das durch den Weltkrieg verlorene Absatzgebiet zurückzuer« 
obern. Bis heute konnte die Aufnahmefähigkeit. der osteuro- 
äischen Märkte noch nicht wieder hergesteilt werden. 

irtschaftsbeziehungen mit Rußland und dem übrigen Europa 
sind noch immer nicht in genügender Weise auigelebt. Der 
Export der europäischen Staaten einschließlich Deutschlands 
— bei letzterem kommt noch in stärkerem Maße als bei den 
übrigen europäischen Ländern die Abschnürung von dem ge- 
samten Weltmarkt in Frage — entspricht nicht im}entierntesfen 
dem Vorkriegsaußenhandel. Die Situation wird verstärkt durch 
die rücksichtslose Exportpraxis der Vereinigten Siaaten von 
Amerika. Einem sehr interessanten Aufsatz in Heft 10 der 
„Arbeit“ über die Weltwirtschaftskrise entnehme ich den fol- 
genden Abschnitt, der den Bericht der Balfour-Kommission 
‚über die Umschichtung, die auf den Weltmärkten infolge des 
Krieges stattgefunden hat, im Auszuge wiedergibt. Es heißt da: 
E| „Nach den Angaben dieses Berichtes betrug die englische Ausfuhr 
je der Preisbasis von 1913) im Jahre 1923 nur 77 Prozent des Aus- 
| Zuhrhandels-von 1913; der Ausfuhrhandel der Vereinigten. Staaten war da- 
egen um 19,4 Prozent höher als im Jahre 1913, das entsprechende 
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& Verhältnis (ebenfalls auf der Preisbasis von 1913) beträgt für Deutsch- 
"land 52,9 Prozent, für Frankreich 106,1 und für Beigien 62,9 Prozent des 
" Ausfuhrhandels im Jahre 1913. Bei der Steigerung der französischen 
> Ausfuhr muß man den territorialen Zuwachs und bei der Abnahme der 
) deutschen Ausfuhr den territorialen Verlust gegenüber 1913 in Betracht 
"ziehen. Für die Zurückdrängung Europas von den Weltmärkten ist 
I Rückgang des britischen Exports höchst symptomatisch. Aus den 
Angaben des erwähnten Berichts geht hervor, daß die britische Einfuhr- 
quote in Indien im Jahre 1923 nur 59 Prozent gegenüber 65,3 Prozent 
Jim jahre 1913 ausmachte, und dieser Rückgang wurde durch die 
Konkurrenz Japans verursacht, Der Anteil Englands an der Einfuhr Ar- 
igentiniens ist zur gleichen Zeit von 31 Prozent auf 23,8 Prozent zu- 
Tückgegangen, während umgekehrt die Einfuhr aus den Vereinigten 
Staaten nach Argentinien im Steigen begriffen ist. Auch in Kanada weist 
‚die britische  Einfuhrquote im Tale 1923 gegenüber 1913 eine Abnahme 
‚auf, während die Einfuhr aus den Vereinigten Staaten nach Kanada zur 
| Sn Zeit gestiegen ist. Wie sehr die Vereinigten "Staaten in der 
| Nachkriegszeit gerade ihre Ausfuhr an Fertigwaren gesteigert haben, 
geht aus der Feststellung des englischen Berichtes hervor, daß die ame- 
Kikanische Fabrikatausfuhr im Jahre 1923 (auf der Preisbasis von 1913) 
um 48 Prozent höher war als im Jahre 1913. Aus diesen Zahlen kann 
"man ersehen, wie sehr die Vereinigieu Staaten aus einem Rohstoffexport- 
land der Vorkriegszeit sich nach dem Kriege auch in ein Fabrikatexport- 
land größten Stils verwandelt haben. Dre europäischen Exportindustrien 
stoßen nun überall auf die Konkurrenz der Vereinigten Staaten, deren 
‚Industrie mit heimischen- Rohstoffen in Hülle und Fülle versorgt, mit 
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heimischem Kapital europäischen Ursprungs voll gesättigt und technisch 
und organisatorisch der europäischen weit überlegen ist. Während 
Europa die amerikanische Baumwole, das amerikanische Getreide und 
Kupfer und die sonstigen Rohstoffe durchaus nicht entbehren kann, er- 
setzen die Vereinigten Staaten immer mehr die europäische Einfuhr durch 
eigene Erzeugung und schützen die letztere durch hohe Zölle. Die Han- 
delsbiianz zwischen den Vereinigten Staaten und Europa nimmt daher 
einen immer ungünstigeren Verlauf für das letztere. In den zwölf Mona- 
ten von Juni 1924 bis Juni 1925 haben die Vereinigten Staaten aus 
Europa für 1170 Milionen Dollar Waren eingeführt und für 2660 Millio- 
nen Dollar nach Europa ausgeführt, d. h., die Handeisbilanz war mit 
1490 Millionen Dollar nach 11/, Milliarden passiv für Europa.“ 

Kein Wunder, daß unter diesen Verhältnissen die deutsche 
und mit ihr die europäische Wirtschaft immer wieder erschüt- 
tert wird. Man darf freilich nicht verkennen, daß die bloßen 
Exportzahlen noch keine Rückschlüsse auf die Art und Verän- 
derung der wirtschaftlichen Beziehungen der verschiedenen 
Länder gestatten. Insbesondere wird meist nicht beachtet, 
daß der europäische Export schon in der Vorkriegszeit zu 
einem großen Teile nicht dem Warenaustausch, sondern der 
Kapitalsanlage diente, ÜMd daß die Verarmung der krieg- 
führenden Länder diese Art der Ausfuhr eingeschränkt hat. Die 
Folgeerscheinungen sind aber gerade auch beim Rückgang des 
Kapitalexportes;, Stillegung: der Betriebe und damit Arbeits- 
losigkeit und gesunkene Kaufkraft der erwerbslos geworde- 
nen Volkskreise. Der Inlandsmarkt aber hat seitens der 
en Industriekapitäne trotz aller Hinweise, Mahnungen 
und”Vorschläge der freien Gewerkschaften bis heute keine Be- 
achtung gefunden. Die :Unternehmerparole: „Niedrige 
Löhne kögpen uns retten“ unterbindet die Kaufkraft 
der Massenbevolkerung. Dies bedeutet aber einmal Verringe- 
rung des Massenabsatzes zugunsten des Luxüuskonsums, also 
eine schwere Erschütterung des wirtschaftlichen Gleichgewichts, 
sodann aber die Schwächung und Schädigung des wichtigsten 
Produktionsfaktors: der Arbeitskraft. Mit den Löhnen 
und Arbeitsbedingungen chinesischer Kulis kann man keine 
moderne großindustrielle Arbeit leisten, wie denn die weiter- 
blickenden Amerikaner nicht aus Humanität, sondern auf Grund 
nüchternster wirtschaftlicher Ueberlegung die Löhne erhöht 
und die Arbeitsbedingungen verbessert haben. 


Die Auslandsaufträge aber kommen aus den geschilderten 
Gründen nur karg herein oder fehlen ganz, und so ist steigende 
Arbeitslosigkeit eine weitere Folge. In England und 
in den letzten beiden Monaten auch wieder in Deutschland 
ist die Zahl der Erwerbslosen gestiegen. Der vor der Tür 
stehende Winter wird eine weitere Verschärfung der Arbeits- 
losigkeit mit sich bringen. 

Von welcher Seite her ist eine Besserung dieser Zustände 
zu erwarten? Was ist zu tun, um weitere Erschütterungen 
der Wirtschaft zu verhindern? Die Schutzzollgesetzgebung, 
das Errichten von Zollmauern, ein frisch-fröhlicher Zollkrieg 
können das verlorene wirtschaftliche Terrain nicht wieder 
zurückerobern. Die Gewerkschaften haben im Hochsommer 
dieses Jahres in ihrem Zollabwehrkampf auf die schädlichen 
Auswirkungen der Hochschutzzollgesetzgebung hingewiesen. 
Sie haben schon damals erklärt, daß die Zölle zu weiteren 
Verkleinerungen der Absatzgebiete führen müssen. Die Praxis 
hat gezeigt, wie richt!g unsere Annahme war. Deutschland 
bemüht sich seit Monaten vergeblich, zu vernünftigen, unserer 
Wirtschaftslage entsprechenden Handelsverträgen zu kommen. 
Der Handelsverirag mit Spanien ist infolge Kündigung der 
deutschen Regierung am 16. Oktober d. J. abgelauien; in- 
zwischen ist es sogar zum Handelskrieg mit Spanien gekom- 
men, und damit ist der spanische Absatzmarkt gegenwärtig 
Deutschland gegenüber verschlossen. Mit Polen dauert der 


Zollkrieg an, trotzdem der deutsche Auslandskaufmann ein 
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dringendes Interesse an der Beendigung dieses Zustandes und 
an dem Abschlusse von Handelsverträgen hat. Mit Ruß- 
land ist ertreulicherweise im Monat Oktober ein Handels- 
vertrag getätigt worden, von dem wir nur hoffen können, daß 
er die wirtschaftlichen Beziehungen Deutschlands zu Rußland 
lebhaft fördert. Der Abschluß von Handelsverträgen möglichst 
mit allen europäischen und, wo nicht unüberwindliche Hinder- 
nisse entgegenstehen, auch mit den außereuropäischen Län- 
dern ist das Gebot der Stunde. Ein vernünftiger Warenaus- 
tausch zwischen Deutschland, Frankreich, England, Rußland 
und den anderen Staaten unseres Kontinentes, eine Beseitgung 
des bestehenden Mißverhältnisses zwischen Erzeugung und 
Verbrauch muß Grundlage bei dem Abschluß aller Handels- 
vertragsverhandlungen sein. 


Reichsbankpräsident Dr. Schacht hat in einer Rede, 
die er am 5. Oktober vor Vertretern des öffentlichen und des 
Wirtschaftslebens in Karlsruhe gehalten hat, u. a. ausgeführt: 

„Ich kann mir einen Fortschritt Europas nicht denken, wenn jedes 
Land diese Absperrungspolitik gegen seinen Nachbar weiter betreibt, 
und es ist gar keine Frage, daß sie alle gar kein größeres Interesse 
haben als _darauf hinzuwirken, dad aus Europa ein einziges 
Wirtschaftsgebiet gemacht wird. Ich glaube, daß wir unter 
allen Umständen die Propaganda für diesen Gedanken aus uns heraus 
in die Welt tragen müssen, und ich glaube, die Verknüpfung mit den 
ganzen vorhandenen Problemen ist so unbedingt naheliegend, daß wir 
sicht ohne Erfolg eine soiche Propaganda machen würden. Niemals ist 
Gie Gelegenheit für eine Erweiterung der Wirtschaftsmärkte so günstig; 
gewesen und sind die Vorbedingungen dafür so gegeben, ist die Er- 
weiterung so notwendig gewesen wie im Augenblick nach dem ver- 
lorenen Kriege. Wir sollten den ehemaligen Kriegsgegnern sagen: Hier 
ist eine große Maschinerie in Deutschland, die arbeiten kann. Aber 
sorgt auch dafür, daß die Erzeugnisse unserer Arbeit Märkte finden, 
wohin sie billig und gut zu liefern sind, statt daß sich die fremden 
Märkte von uns abschließen und unter ungeheuren Opfern nette Kon- 
kurrenzen aufbauen.“ 

Herr Reichsbankpräsident Dr. Schacht sollte seinen 
ganzen Einfluß auf die gegenwärtige Regierung ausüben, da- 
mit sie nicht durch falsche Zollpolitik Deutschland selbst 
vom Auslande abschnürt. Deutschland ist mehr als alle ande- 
ren Länder auf den Export angewiesen. Die Gewerkschaften 
aahmen seit dem 1. März d. J. durch Stellung eines General- 
sachverständigen an den Handelsvertragsverhandlungen mit 
Polen in sehr bescheidenem Umfange teil. Es ist zu wünschen, 
daß künftig diese Teilnahme in andere Formen gekleidet wird. 
Bei diesen Verhandlungen und bei jeder anderen Gelegenheit 
haben wir auf die Notwendigkeit schneller handelspolitischer 
Vereinbarungen hingewiesen. 


Der Vertrag von Locarno soll die bis heute noch immer 
auf allen Seiten vorhandene unfreundliche Stimmung beseitigen, 
er kaun die Basis für eine freundschaftliche Zusammenarbeit 
der Vertragsstaaten nicht nur in politischer, sondern auch in 
wirtschaftlicher Hinsicht schaffen. Um so bedauerlicher ist es, 
daß die stärkste bisherige Regierungspartei, die Deutschnatio- 
aale Volkspartei, in unverantwortlicher Weise durch ihre nur 
von politischer Demagogie beeinflußte Stellungnahme das Ver- 
tragswerk zum Scheitern zu bringen versucht. Der Zollver- 
ein von 1832 bezweckte die wirtschaftliche Einigung der deut- 
schen Einzelstaaten. Das Ziel der gegenwärtigen Politik muß 
die Schaffung eines europäischen Zollvereins sein. 
Dieser würde die sicherste Grundlage für eine Beiriedung 
Europas bieten, da er die wirtschaftliche Rivalität und Kon- 
kurrenz der europäischen Staaten zu beseitigen in der Lage 
wäre, Bernhard Göring. 


Das Arbeitsgerichtsgesetz im Reichs- 


wirtschaftsrat (Sehluß.) 


Für die Entschädigung der Arbeitsrichter 
hatte der Entwurf eine äußerst unglückliche Form vorgeschla- 
gen. Das Gutachten verlangt einheitliche bindende Bestim- 
mungen unter Ausschaltung der Willkür bezüglich der „Ange- 
messenheit‘ und Streichung der Vorschrift, daß die Entschädi- 
EunE nur „auf Verlangen‘ gewährt werden soll. Auch ist das 

ntscheidungsrecht des Vorsitzenden des Arbeitsgerichts ge- 
strichen worden. Diese Forderungen wurden einstimmig 
angenommen. 


Für die zweite Instanz hatte der Vertreter des AfA- 
Bundes gemäß dem Beschiusse der letzten AfA-Bundesausschuß- 
Sitzung beantragt, statt der Landgerichte die Oberlan- 
desgerichte zur Grundlage zu wählen, da die Zersplitte- 
rung in etwa 200 Landgerichte die Bildung einer einheitlichen 
Spruchpraxis zur Unmöglichkeit macht, und, mit Ausnahme eini- 
ger Großstädte, die meisten Landesarbeitsgerichte sonst gar nicht 
Gelegenheit finden würden, genügend Stoff zur Bearbeitung 
und zur Vertiefung in die arbeitsrechtliche Praxis zu erhalten, 
Beim Vorhandensein besonderer wirtschaftlicher Verhältnisse 
sollte die Möglichkeit der Bildung detachierter Kammern vorge- 
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sehen werden, um dem Einwande der übergroßen Entfernung‘ 
zu begegnen. Leider wurde dieser Antrag mit 12 gegen 10, 
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Stimmen abgelehnt. 


Im übrigen wurde bezüglich der Landesarbeitsgerichte 
auf die Forderungen zu den Arbeitsgerichten, insbesondere be- 
züglich der Zulassung außenstehender Personen ohne richter- 
liche Vorbildung und hinsichtlich der Selbständigkeit gegenüber 
dem Präsidenten des Landgerichts hingewiesen. Ein Antrag, 
für die Landesarbeitsrichter ein Mindestalter von 25 Jahren 
vorzusehen, wurde mit Stimmengleichheit abgelehnt, so. daß 
also, falls der Reichstag dem zustimmt, das 30. Lebensjahr als 
Bedingung bestehen bleibt. 


Die Kammern sollen mit je zwei Arbeitsrich- 
tern aus den Kreisen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
besetzt werden, während der Entwurf nur je einen Beisitzer 
vorsah. Die Amtsenthebung der Laienrichter beim Reichs- 
arbeitsgericht soll dem Reichsjustizminister im Einvernehmen 
mit dem Reichsarbeitsminister übertragen werden. Die Senate 
des Reichsarbeitsgerichtes will der Entwurf mit einem, Vor- 
sitzenden, zwei richterlichen Beisitzern und je einem Bei- 
sitzer der Arbeitgeber und Arbeitnehmer besetzen, das Gut- 
achten schlägt statt dessen neben den hauptamtlichen richter- 
lichen Mitgliedern je drei Reichsarbeitsrichter aus den Krei- 
sen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer vor, 


Einstimmig angenommen wurde auch der Antrag, das Vor- 


schlagsrecht für die Bestellung von Reichsarbeitsrichtern dem ' 


Reichswirtschaftsrat zu geben. 


IH. 


Zum dritten Teile des Entwurfs, Verfahren vor den 
Arbeitsgerichtsbehörden, wurde eine- Reihe von 
außerordentlich wichtigen Abändertngsvorschlägen und Fest. 
stellungen gemacht. So wurde dem Antrag des Vertreters 
des AfA-Bundes zugestimmt, wonach auch der Laienrich- 
ter vor unzulässigen Einwirkungen durch sozialen oder wirt: 
schaftlichen Druck geschützt werden muß und deshalb 
ein Schutz vor willkürlicher Entlassung analog 
dem für Angehörige der Betriebsvertretungen geschaffen wer- 
den soll. Ebenso wurde dem Antrag auf Schaffung von Rechts- 
garantien bei Amtsenthebung der Laienrichter durch 
die Anrufungsmöglichkeit einer höheren Instanz zugesiimmt. 


Der vorgesehenen Gliederung des Verfahrens vor den Ar- 
beitsgerichten in drei Rechtszüge: Urteilsverfahren, Berufungs- 
verfahren und Revisionsverfahren, ebenso dem für Streitig- 
keiten aus dem Betriebsrätegesetz über die Betriebsvertretun- 
gen, ihre Wahl usw. vorgesehenen Beschlußverfahren mit dem 
Rechtsmittel der Beschwerde, wurden zugestimmt. Dagegen 
wurde eine Erhöhung der Berufungsgrenze von 
300 auf mindestens 500 Reichsmark als notwendig erklärt. 
In der zweiten Lesung gestellte Anträge der Arbeitgeber, die 
Berufungsgrenze des Zivilprozesses und die Zusammenlegung 
gleichartiger Klagen zuzulassen, wurden abgelehnt. . 


Um den Mißbrauch der im Entwurf vorgesehenen Zulas- 
sung der Berufung „wegen grundsätzlicher Bedeutung des 
Rechtsstreites‘ zu verhindern, wird verlangt, daß nur bei Zu- 


. stimmung der Mehrheit der Beisitzer eine solche Zulassung 


statthaben soll. Dasselbe wird für die Zulassung der Revision 
wegen grundsätzlicher Bedeutung gefordert. Ein Antrag der 
Arbeitgeber, bei Ablehnung der Zulassung einer solchen Be- 
rufung oder Revision die sofortige Beschwerde vorzusehen, 
wurde abgelehnt. 
Wenn die Arbeitsgerichte in Zukunft auch über Tarif- 
streitigkeiten entscheiden sollen, wäre es unerträglich, 
wenn die wirtschaftlichen Vereinigungen, auch soweit sie nicht 
eingetragene Vereine sind, nicht als klagende Parteien auf- 
treten könnten. Deshalb wird dem Entwurf bezüglich der 
Verleihung der Parteifähigkeit au die wirtschaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zuge 
stimmt, nicht aber bezüglich der Zuerkennung der Parteifähig- 
keit an die Arbeitnehmerschait, Arbeiterschaft und Angestell- 
tenschaft der Betriebe, vielmehr wird vorgeschlagen, daß nur 
in den Streitigkeiten aus dem Betriebsrätegesetz auch die Be- 
triebsvertretungen im Sinne des Betriebsrätegesetzes 
parteifähig sein sollen. Da die Betriebsvertretungen in solchen 
Fällen vielfach als Vertreter der Belegschaften auftreten, wird 
es notwendig sein, eine besondere juristische Form zu finden, 
um den hierin steckenden Gedanken klar herauszuarbeiten. 
Die heiß umstrittene Frage der Zulassung der Rechts- 
anwälte regelt der Entwurf bekanntlich dahin, daß er die 
Anwälte in der ersten Instanz ausschließt, während er sie in 
der zweiten Instanz zwar vorschreibt, aber an ihrer 'Stelle’ 
satzungsgemäße oder bevollmächtigte Vertreter wirtschaftlicher 
Vereinigungen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zuläßt, in 
der dritten Instanz Rechtsanwaltszwang, aber unter Zulassung 
jedes deutschen Rechtsauwaltes vorsieht. Trotz mancher Beden- 
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1 Nr. 47 


ken wurde dieser Regelung zugestimmt, zur Vermeidung vor 


Uingehungen des Gesetzes aber verlangt, daß solche satzungs- 
I gemäßen oder bevollmächtigten Vertreter wirtschaftlicher Ver- 


einigungen Mitglieder oder Angestellte dieser Ver- 
einigungen sein müssen, 


Einstimmig aueh wurde ein Antrag, der bei Ver- 
säumnisurteil statt der im Entwurf vorgesehenen Ein- 


I spruchsfrist von drei Tagen eine solche von einer Woche vor- 
f sieht, 


Auch der Zulassung der vorläufigen Vollstreck- 


barkeit der Urteile von Arbeitsgerichten wurde zugestimmt 


und darüber hinaus auch die vorläufige Vollstreckbarkeit. von 
Urteilen ‚der Landesarbeitsgerichte verlangt. Ein Antrag der 
Arbeitgeber, die vorläufige Vollstreckbarkeit an die Bedingung 
der Hinterlegung einer Sicherheitsleistung zu knüpfen, wurde 


| abgelehnt. 


Um dem Ziele des Entwurfs, nicht nur ein schnelles, son- 


‚dern auch ein billiges Verfahren zu schaffen, Rechnung 
zu tragen, wird verlangt, daß die Gebührensätze auch 


in der zweiten und dritten Instanz denen der ersten Instanz 
er werden, und daß bei Rücknahme der Klage und 
eim Ruhen des Verfahrens keine Gebühren erhoben werden. 


| Diese Anträge waren in der ersten Lesung einstimmig ange- 


men der Arbeitgeber angenommen wurden. 


nommen worden, während sie in der zweiten gegen die Stim- 
Ein Antrag, von 
der Vorschrift der Möglichkeit, das persönliche Erscheinen an- 


zuordnen, Abstand zu nehmen, wurde abgelehnt. 


IV. 


Zum vierten Teile des Entwurfs, der den vereinbarten 
Ausschluß der Arbeitsgerichtsbarkeit vorsicht, 
wurde dem Prinzip des Entwurfs, durch Schiedsvertrag 
auch die Arbeitsgerichtsbarkeit auszuschließen, unter Hinweis 
auf die bisherige Praxis zugestimmt, aber verlangt, daß eine 
Erweiterung auf individuelle Vereinbarungen der 
Parteien des einzelnen Arbeitsverhältnisses abzulehnen ist. 
Schiedsverträge sollen nur zwischen tariffähigen Par- 


teien und nur für Streitigkeiten, die aus dem Tarifvertrag 


entstehen, vereinbart werden können, nicht aber zwischen einzel- 
ven Arbeitgebern und einzelnen Arbeitnehmern oder Beleg- 


| schaften. 





mun 
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Bezüglich des fünften Teiles: VUebergangsbestim- 
en, sind eine Reihe unserer Wünsche unerfüllt 
geblieben, so die Forderung auf Beseitigung der Gerichts- 
barkeit der Versicherungsbehörden. (88 358, 
105; 705a R.V.O.), ferner die auf Uebernahme der bisherigen 
nebenamtlichen Vorsitzenden der Gewerbe- und Kauf- 
mannsgerichte und auf Uebernahme bisheriger haupt- und ne- 
benamflicher Vorsitzenden auch im Nebenamte. Gerade 
diese Bestimmungen sollten im Reichstage wieder aufgegriffen 
werden, denn sie sind Voraussetzung für die Erfüllung des 
Wunsches der Arbeitnehmer, die bewährten bisherigen Vorsit- 
zenden der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte nach Möglichkeit 
der Arbeitsgerichtsbarkeit zu erhalten, da die Mehrzahl bisher 
nicht im Hauptamte tätig war, und bei einer sehr großen Zahl 
von Arbeitsgerichten auch in Zukunft nur’ eine ftebenamtliche 
Tätigkeit in Frage kommen kann. 


Dagegen wird im Gutachten gefordert, daß die im 
Entwurf vorgesehene Zustimmung des Reichsrats für den 
Erlaß von Ausführungsbestimmungen durch die Einsetzung 
eines 28 gliedrigen Ausschusses des Reichstages ergänzt wer- 
den soll, 

„ Aus Zweckmäßigkeitsgründen wird. ferner eine besondere 
Regelung der Zuständigkeit bei Streitigkeiten aus der Entsen- 
dung von Betriebsratsmitgliedern in den Aufsichtsrat 
und bei Streitigkeiten aus den Wahlen für Zentralbe- 
triebsräte (8 61 B.R.G.) verlangt, wonach hierfür das 
Arbeitsgericht des Ortes zuständig sein soll, an dem der Auf- 
sichtsrat bzw. der Zentralbetriebsrat seinen Sitz hat. 


-. Ferner wird die Uebernahme aller Beamten einschließlich 
der hauptamtlichen Vorsitzenden und aller sonst beschäftig- 
ten Personen bei den für ihren bisherigen Amitssitz zuständi- 
en Arbeitsgerichtsbehörden für notwendig erklärt, bezüglich 
der Vorsitzenden selbstverständlich mit Zustimmung der 
Sozialverwaltungsbehörde und unter Mitwirkung 
des Landesarbeitsjustizbeirats, so daß zu be- 
anstandende Persönlichkeiten abgelehnt werden können. 


3 Schließlich wird noch verlangt, daß für die Bildung von 
Arbeitsgerichtsverbänden, insbesondere für den 
Besuch ihrer Zusammenkünfte, für den Bezug von Zeitschriften 
und deren Lieferung an die Vorsitzenden, die Arbeits-, Landes- 
a Reichsarbeitsrichter ausreichende Mittel bereitzustellen 
sind. 


R 
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Für deseemännische Arbeitnehmerschaft ist 
schließlich noch vorgesehen worden, daß diejenigen Bestimmun- 
gen der Seemannsordnung, die im Inlande eine arbeitsgericht- 
liche Tätigkeit der Seemannsämter vorsehen, aufzuheben sind. 

Man wird zugestehen müssen, daß bis auf die genannten 
Lücken, die aber verhältnismäßig leicht zu schließen sein dürf- 
ten, das Mehrheitsgutachten des Sozialpolitischen Ausschusses 
des Reichswirtschattsrates eine brauchbare Grundlage für den 
Gesetzgeber bildet. Es wird nunmehr Sache der gewerk- 
schaftlichen Vertreter im Reichstage sein, auf dieser Grundlage 
weiterzuarbeiten und dem Gesetze diejenige Form zu geben, 
die zur Erhaltung und zum Ausbau der einheitlichen Arbeits- 
gerichtsbarkeit erforderlich ist. Im übrigen betrachten wir das 
Gesetz als eine Etappe auf dem Wege zu unserem Ziele: der 
Schaffung einheitlicher Arbeitsbehörden. rst 
diese werden auch eine wirklich befriedigende restlose Lösung 
der Fragen der Arbeitsgerichtsbarkeit ermöglichen. 

Fritz Pfirrmann. 


Die Stellenlosigkeit der Angestellten 


In Nr. 40 der „D.T.Z.“ vom 2. Oktober wurde von uns 
bereits das Ergebnis der am 16. Juli 1925 vorgenommenen 
Erhebung über die Stellenlosigkeit der technischen Angestellten, 
soweit sie im Bund der technischen Angestellten und Beamten 
organisiert sind, veröffentlicht mit dem Hinweis, daß wir uns 
darauf beschränkt haben, die Zählung unserer Kollegen nach 
einigen für die Organisation wichtigen Gesichtspunkten vorzu- 
nehmen. 

Das Reichsarbeitsblatt veröffentlicht nunmehr das 
vorläufige Ergebnis der Erhebung vom 16. Juli 1925 für alle 
Angestellte. Es darf nochmals kurz darauf hingewiesen werden, 
daß zunächst beabsichtigt war, für die Sondererhebung eben- 
falls den 16. Juni 1925, an dem die allgemeine Volks-, Berufs- 
und Betriebszählung stattfand, zu wählen. Da jedoch die 
Durchführung der Sondererhebung am gleichen Tage aus er- 
hebungstechnischen Gründen unerwünscht war, wurde als Er- 
hebungstag der 16. Juli gewählt. Jeder stellenlose Angestellte 
hatte am Zähltag möglichst unter Vorlegung seiner Papiere, 
aus denen sich die Angestellteneigenschaft einwandfrei beurtei- 
len ließ, einen von der Reichsarbeitsverwaltung gelieferten 
Fragebogen auszufüllen. Die Fragebogen kamen auf doppeltem 
Wege in die Hand der stellenlosen Angestellten, nämlich durch 
die Öffentlichen Arbeitsnachweise (weiße Fragebogen) und, 
soweit die Angestellten organisiert waren, durch ihre Verbände 
(grüne Formulare). Auf diese Weise kamen insgesamt 290 000 
Fragebogen zur Verteilung, eine Zahl, die die zu erwartende 
Beteiligung an der Erhebung um ein Vielfaches übertraf (vom 
Bund wurden 5000 Fragebogen verteilt). Die Einsammlung 
der ausgefüllten Fragebogen geschah in derselben Weise. 

Dieersten Ergebnisse der Erhebung liegen 
nunmehr vor, können aber, da die statistische Verarbeitung 
zur Zeit noch nicht abgeschlossen ist, einstweilen nur als 
vorläufige bezeichnet werden. Nennenswerte Veränderun- 
gen der nachstehenden zahlenmäßigen Ergebnisse sind jedoch 
nicht mehr zu erwarten. Eine eingehende Darstellung soll für 
später vorbehalten bleiben. 

Es wurden am 16. Juli 1925 im ganzen 

53 966 männliche, 
13 019 weibliche, 


‚zusammen 66 985 stellenlose Angestellte gezählt. 


Zahlt satzungsgemäße Beiträge! 


Im Monat Oktober mußten wegen falscher Beitrags- 
zahlung 


53 Anträge auf Unterstützung abgelehnt 
werden. 

Kein Kollege ist heute vor Stellenlosigkeit oder 
sonstigem Notfall sicher. Darum prüfe jeder, ob er den 
richtigen Beitrag zahlt. Dieser beträgt: 


bei einem Einkommen über 225 R.M. A RM. 
” » ” bis zu 225 ” 3 D) 
» » „» » » 125 >} 2 » 


Zu niedrig gezahlte Beiträge sind sofort durch 
Ergänzungsmarken auszugleichen. 


Falsche Beitragszahlung verwirkt jeden Anspruch 
auf die Unterstützungseinrichtungen des Bundes. 
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Ueber den Gesamteingang der Zählbogen gibt folgende 
Uebersicht Aufschluß: Männliche Weibliche 


Personen 


57 769 13734 


Zusammen 


Fragebogen sind eingegangen 





davon gehen ab: 
a) ausgefüllt von Stellenlesen außer- 
halb des Deutschen Reiches . . 34 4 38 








b) doppelt ausgefüllt 2 436 444 2 880 
c) nicht verwendbar!) PRIZE S 257 Es 1591 = 
8,° 0.70, Zusammen: Ss ne RS 2 ER ie ‚5 Bu 4 59 
mithin waren verwendbar . . 2 .2...53 965 13 019 66 985 
Fragebogen, die nur teilweise ausgefüllt waren, wurden 


trotzdem, soiern die wichtigsten Fragen beantwortet waren, 
mit verarbeitet. 


Ob das Ergebnis ein zufriedensteilendes ist, wird sich erst 
mit Sicherheit zeigen, wenn die Ergebnisse der am 16. Juni 1925 
durchgeführten Volks- und Berufszählung vorliegen, da bei 
dieser Zählung nicht nur die Frage nach der Arbeitslosigkeit 
gestellt wurde, sondern auch die Zählung zwingende Vor- 
schrift, die Zählung der stellenlosen Angestellten dagegen 
freiwillig war. 

Stellt man das Ergebnis der Zählung mit dem Durch- 
schnitt der Ende Juni und Ende Juli nach der Monatsstatistik 
der Arbeitsnachweise gezählten stellenlosen Angestellten gegen- 
über, so ergibt sich, daß bei der Erhebung rund 

6900 männliche und 7900 weibliche, zusammen 14800 
weniger gezählt wurden. Eine Erklärung für diesen Vor- 
gang findet die Reichsarbeitsverwaltung einmal darin, daß 
bei der Erhebung Doppelzählungen, die bei der Ar- 
„beitsnachweisstatistik. durch die Meldung der sämtlichen stel- 
lenlosen Angestellten bei mehreren Arbeitsnachweisen (öffent- 
liche und Verbands-Arbeitsnachweise) entstehen, ausgeschie- 
den sind, und zum anderen darin, daß die Zahlen der Arbeits- 
nachweisstatistik alle gemeldeten arbeitslosen Angestellten um- 
fassen, während die Erhebung scharf auf die fällige Arbeits- 
losigkeit am 16. Juli 1925 abgestellt war, d. h., daß alle die- 
jenigen, die infolge vorübergehender aushilfsweiser, auch be- 
rufstiremder Beschäftigung nicht als arbeitslos angesehen wur- 
den. Trotz etwaiger. Differenzen kann zur Beurteilung der 
beruflichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Kreis der er- 
jaßten Personen und das Erhebungsmaterial als völlige aus- 
reichend bezeichnet werden. 


Bei der Verteilung der stellenlosen Angestellten auf die 
3ezirke der einzelnen Landesarbeitsämter für Arbeitsvermitt- 
iung ergab die Zählung, daß ein verhältnismäßig großer Teil, 
nämlich rund !/;, (= 11721), der erfaßten stellenlosen Ange- 
stellten auf Berlin entfällt. Das gilt sowohl im ganzen, als 
auch für das männliche Geschlecht im besonderen. Von den 
weiblichen Angestellten entfällt nahezu !/, (=3239) der ‚Reichs- 
summe auf Berlin. Es folgen hinsichtlich der absoluten Zahl 
der Stellenlosen an nächster Stelie das Rheinland, dann Hessen- 
Nassau, Bayern, Sachsen, Schlesien, Provinz Sachsen, Ham- 
burg, Westfalen und Baden, die übrigen dann mit geringeren 
Zahlen. 


Die Gliederung nach dem Lebensalter ergibt nachstehende 
Tabelle: 


a ———————T————— 


Zahl der stellenlaien Von 109 der stellenlosen 








A v X 
Altersklassen Angestellten cken einen Altersklassen 
m. w. zus m. | w. | zus. 
DET EEE EEE TE 
unter 18 Jahren 1026 884 | 1910 1.9 6.8 | 2.8 
18 bis unter 20 3491| 1525| 5015 6.5 11.7 2.5 
RAN EUT ae 11916 | 3667 | 155831 221 | 282 | 233 
25: r 39 fr 9772| 2558 |12330 1 181 19.6 18.4 
SOSE BI 6736| 1559| 8295] 12.5 12.0 12.4 
BE Ar Ba (4 BRER 4989| 1055 | 6044 9.2 81 9.0 
ER nk 79%8| 1274|. 9242| 14.8 9.8 13.8 
SEO REN 5572 417 | 55989 | 10.3 3.2 8.9 
60 Jahre und darüber. . 2 396 521-2443] 44 0.4 i, 
Alle Stellenlosen von 40 
Jahren und darüber . . 115936! 1743 | 17679 | 29,5 13.4 | 26.4 
Oline Angabe des Lebens- | 
alters. . .... , 100 23 128 02 0.2 0.2 


ee 53 966 | 13 019 66 985 | 100.0 100.0 | 100.0 


Die Tabelle zeigt, daß die Gruppen der 20- bis 25 jähri- 
gen stellungsiosen Angestellten den größten Teil der Gesamt- 
zahl! —= 23,3% ausmachen, von 25 bis 40 Jahren nehmen 
in den einzelnen Gruppen die Zahlen etwas ‘ab und steigen 





!) In der Hauptsache, weil am :16. 7. nicht stellenlos oder wegen Mangel 
an Beweisen der Ängesiellteneigenschaft. 
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bei den 40- bis 50 jährigen wieder. auf 13,8%. Mehr als 1 
(26,4% = 17679) aller stellungslosen. Angestellten . hat dag 
40. Lebensjahr überschritten. Bei den Männern allein ‚beträgt 
der Prozentsatz 29,5% = 15936, bei den Frauen 13,4% =1743, 


Ein Vergleich mit der von uns vorgenommenen Erhebung 
zeigt, daß die technischen Angestellten über 40 Jahre 
über dem allgemeinen Durchschnitt (46,23%) stehen. Ein 
richtiges Bild wird sich erst ergeben, wenn die Reichsarbeits- 
verwaltung das Ergebnis nach den einzelnen Berufsgruppen 
veröffentlicht. ; 

Ueber die Dauer der Stellenlosigkeit gibt nach- 
stehende Tabelle Aufschluß: 
EEE, 

Von 100 der stellen- 


losen Angestellten 
kamen auf die ein- 








Dauer dor Stellenlosigkeit Zahl der stellenlosen 


Ohne Angabe der 
Dauer der Stellen- 


Angestellten ;zelnen Zeitab- 
schnitte der Dauer 
der‘ Stellenl.sigkeit 

seit nach Zeitabschnitten m. w. | zus. m. | w. zus. 
Eee 
18.6. 25 unter 1 Monat 81341 | 2345 | 10486 15.1 118.0 | 15.6 
18.85.25] 1 bis unter 2 Monate 3787 | 1278 5065 7.0 9.8 7.6 
10251 2. 3338 | 1058 4 396 6.2.1 81 6.6 ° 
18.3.2513. ng 5168| 1 228 6 396 9,6 9.4 su 
EB2225| 4,000 an 1924 577 2501 36 44 37 
18.3.2515 7 5,00 1735 488 2223 3.2 3.8 33 
35.10.24] 6..,.7....980 5 6002 | 1329 7331 1.1 |102:| 10.9 
1912 2417:97.50 2 8,0128 6422 | 1199 7621 11.9 92.114 
18.1 24| 1 bisunter 11/, Jahre | 10043 | 1854 | 11 897 18,6 114.3 | 17.8 
18. 7.23) 1!/, bis unter 2 Jahre | 4437 895 5332 8.2 6,9 8.0 
BR 22:2 a 1578 326 1904 2.9 2.5 28 
1 21:8, RL 416 96 512 0.8 0.7 0.8 
DE7. 201 Au: Pe 202 44 246 0.4 120.3 04 
Vordem 
18. 7.20| 5 Jahre und darüber 434 100 534 0:8 0.8 08 


losigkeit . . . 3539| 202 541 06 | 16) 08 
m— DD 
| | 53 966 | 13.019 | 66.985 | 100.0 100.0: | 100.0 


Die Tabelle zeigt die Entwicklung des Wirtschaftslebens‘ 
in den letzten Jahren mit ziemlicher Deutlichkeit. Rund die 
Hälfte aller Stellenlosen = 32 181° oder 48,1% haben ihre Stel- 
lung in der Inflationszeit 1923-1924 verloren und eine Anstel- 
lung bisher nicht wieder gefunden. Im ganzen waren am 
16. Juli 1925 53,6% aller stellenlosen Angestellten bereits 
6 Monate außer Stellung. — Auch hier ergibt sich, daß bei den 
technischen Angestellten der allgemeine Prozentsatz nach unse- 
ren Zählungen überschritten wird. Wir zählten 63,3% mit einer 
Stellenlosigkeit von über 6 Monaten; über die weiteren Teil- 
ergebnisse werden wir später berichten. 


Wir wiederholen aber schon heute, was bereits in Nr. 40 
der „D.T.Z.“‘ gesagt wurde, daß es die erste Aufgabe bei Wie- 
derzusammentritt des Reichstages sein muß, sich mit den 
Anträgen des AfA-Bundes über die Unterbringung der er- 
werbslosen Angestellten eingehend zu beschäftigen. 


Fachwissenschaft im Unternehmerdienst 


Die „Elektrotechnische Zeitschrift“, das fach- 
wissenschaftliche Organ des Elektrotechnischen. Vereins und 
des Verbandes Deutscher Elektrotechniker, ‚befaßt sich. in 
ihrer Nr. 43 vom 22. Oktober 1925 mit einer Abhandlung 
eines Herrn M. Kubierschky (Berlin) über „Teuerung und 
Preissenkungsaktion“. 


Viele in der Elektrotechnik tätige Mitglieder unseres Bun- 
des sind Mitglieder dieser beiden fachwissenschaftlichen Ver- 
einigungen und Leser der „E.T.Z.‘“ Mehrere Bundestage un- 
seres Bundes haben sich mit der Frage beschäftigt, ob unser 
Gewerkschaitsorgan, die „D.T.Z.“, zur Aufnahme fachwissen- 
schaftlicher Abhandlungen erweitert werden soll. Immer hat 
der Bundestag und mit Recht derartige Anträge mit der Be- 
gründung abgelehnt, daß hierfür dje besonderen zahlreichen 
Fachzeitschriften in Betracht kommen. Dieser Standpunkt ist 
um so mehr berechtigt, als die fachliche, oft eng, begrenzte 
spezialisierte Tätigkeit der in unserem Bunde organisierten ” 
technischen Angestellten so vielseitig ist, daß eine einigermaßen 
eingehende Behandlung der einzelnen fachwissenschaftlichen 
Neuerungen usw. praktisch unmöglich ist. 


Wenn sich aber — wie in vorliegendem Falle — eide aus- 
gesprochen fachwissenschaftliche Zeitschrift auf ein Gebiet be- Sl 
gibt, das den Interessen unserer Mitglieder ins Gesicht schlägt, 
daun haben wir die selbstverständliche Verpflichtung, “da- 
gegen Stellung zu nehmen. # 
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Die „E.T.Z.“ fragt eingangs in dem vorerwähnten Artikel, 
was „zur Stabilisierung der Wirtschaft, zur Herstellung eines 
gesunden, gleichbleibenden Preisniveaus der deutschen Güter- 
 erzeugung geschehen“ ist, und beantwortet diese Frage: „Herz- 
lich wenig, ja vielfach weniger als nichts, indem durch Ge- 
- setze und Verordnungen, staatliche Einmischung in 
F Lohnverhältnisse, Auiwertung und Steuerauilagen der 














durch die Währungsstabilisierung zum Wiederaufbau gefestigte 
Boden immer wieder gewaltsam aufgelockert wurde.“ 
f Es wird weiter die Notwendigkeit der Kartell- und Wirt- 
|” schaftsverbände der Unternehmer zu begründen versucht und 
‚- das für uns als Konsumenten bis jetzt noch gar nicht fühlbare 
'" schwache Vorgehen der derzeitigen Reichsregierung gegen die 
‚ tollsten Auswüchse der Unternehmerkartelle schart abgewehrt. 
Die in allen Unternehmerkundgebungen der letzten Zeit immer 
wiederkehrende Behauptung von den „exorbitanten Steuern“ 
wird auch hier vom Unternehmerstandpunkt aus gebührend be- 
handelt, um dann in folgendem Erguß fortzufahren: 


RK „Die öffentlichen Kassen schwimmen großentei's buchstäblich in Geld, 
das letzten Endes der Produktion entzogen worden ist; denn der An- 

gestellte und Arbeiter hat seine Mehrbelastungen meist auf die 
Arbeitgeber abwälzen können, wobei die staatlichen Organisa- 
7 tionen der Schlichtungsinstanzen durch Heraufsetzung 
der Lohn- und Gehaltssätze immer undimmer wieder 
Vorspann leisteten.“ 


; Von keiner Arbeitgeberzeitune kann aber nachfolgender 
 Hieb gegen die Gewerkschaften übertroffen werden: 

ie „‚Es rast der See und will sein Opfer haben‘, und deshalb muß eine 
- Regierung, die das Vertrauen der Parlamentsmehrheit nicht verlieren will, 
 mun mit aller Energie gegen die Kartelle vorgehen, mag sie es selbst 
für zweckmäßig und richtig halten oder nicht. Die schlimmsten 
und gefährlichsten Kartelle aber, die Gewerkschaf- 
ten, die durch Streiks die Wirtschaft vergewaltigen, 
die Produktionherabsetzen und dadurch die Volks: 
 wohlfahrt auf das empfindlichste schädigen, gehen 
bei dieser Hetze lcer aus und spielen mit Erfolg die 
- Rolle des Opfers“ 


| Das Unternehmerprogramm wird weiter durch die Stellung- 
nahme gegen die Erwerbslosenfürsorge entsprechend vervoll- 
 ständigt. Die Regierung . sollte „nicht Millionen für wertlose 
- Verlegenheitsarbeiten hinauswerien, zu Lohnsätzen notabene, 
- die höher. sind als die in der Industrie bezahlten; erst dann 
könnte sie mit Recht an alle Voiksschichten den Appell äußer- 
' ster Sparsamkeit richten, der unter gegenwärtigen Umständen 
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' fast komisch wirkt“. 


IE Der Sparsamkeit wird aber dann doch wie folgt das Wort 
geredet: 


„Des Uebeis Wurzel liegt ganz wo anders. Es liegt in der psycho- 
 dogischen Einstellung der Gesamtheit unseres Volkes, das im Rausch 
“der Milliarden- und Billionenwirtschaft verlernt 
hat den Pfennig zu ehren, und heute ausnahmslos 
Deine Mark leichter ausgibt als früher einen Gro- 
“schen, das für die kleinen Bedürfnisse des Lebens heute ohne 
 Murren den drei- bis vierfachen Betrag gegen früher 
ausgibt und es mit einem Wort noch nicht begriffen hat, daß die unsäg- 
lichen Lasten. des verlorenen Krieges nicht von. den sogenannten Kapi- 
talisten. getragen werden können, sondern abgearbeitet und abge- 
$ darbt werden müssen.“ 

k Den Weg zur Gesundung weist die „E.T.Z.“ im Schluß- 
" satze in einer Weise, die beispielsweise von Henry Ford als die 
 verkehrteste bezeichnet wird, und die für die Haltung der 
meisten deutschen Unternehmer typisch ist: 

© „Erst wenn das Gros des Volkes — und auf dieses kommt es an — 
die hohen Preise für Lebensmittel und Gebrauchsartike! effektiv nicht 
mehr erschwingen kann, weın der Umsatz zurückgeht, wenn der Pro- 
 duzent und der Kaufmann bei der Preiskalkulation nicht mehr mit Sicher- 
 heitszuschlägen zu rechnen haben, wenn die Erkenntnis Allgemeingut 
 geworden- ist, daß nur Mehrleistung uns retten kann, wenn der Staat 
gelernt haben wird, die Sparsamkeit, die er anderen empfiehlt, selbst 
ı in erster Linie zu üben, und wenn wir auf diesem Wege durch inneren 
| Zwang automatisch wieder konkurrenzfähig auf dem Weltmarkt ge- 
worden sein werden, können wir getrost in die Zukunft blicken, sonst 


x 


"sind ale Zwangsmaßnahmen des Staates oder der Straße vergeblich.“ 
= = Die „E.T.Z.“ will den Bezugspreis um fünfzig Prozent er- 


höhen; der weitaus größte Teil ihrer Bezieher sind technische 
 Angesteilte und Beamte. Diese Preiserhöhung reiht sich würdig 


- dem vorstehenden Artikel über Preissenkung an. 


x Für uns war von Anfang an klar, daß die verunglückte 
_ Preissenkungsaktion der derzeitigen Reichsregierung letzten 
© Endes nur die Niederhaltung der Gehälter und Löhne be- 
zwecken würde, was die Schiedssprüche und Entscheidungen 
verschiedener deutscher Schlichtungsinstanzen ‘in letzter Zeit 
deutlich beweisen. 


Wir wollen uns ersparen, näher auf die Abhandlung der 
„E.T.Z.“ einzugehen, und richten an die Schriftleitung der 
„E.T.Z.“ das drinsende--Ersuchen, sich zukünftig auf fach- 
wissenschaftliche Abhandlungen zu: beschränken. Wir würden 
‚sonst im ‘Interesse unserer "Mitglieder der „E.T.Z.“‘ sehr un- 
bequem werden. R H. Strähle. 
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oo Rundschau oo 


Wirtschafts- und F inanzpolitik 


Arbeitsmarkt und Wirtschaitslage. Das Reichsarbeitsblatt 
ht in seinem Wirtschaftsbericht für den Monat Ok- 
ober: 

Weder die Hoffnungen auf eine Besserung der wirtschaft- 
lichen Lage noch die Befürchtungen, daß die allgemeinen 
wirtschaftiichen Schwierigkeiten mit der vorrückenden Jahres- 
zeit zu einer wesentlichen Verschlechterung des Arbeitsmark- 
tes führen würden, haben sich im Oktober erfüllt. Die Lare im 
Ruhrkohienbergbau blieb unverändert. In der Metall- und Ma- 
schinenindustrie hat sich die rückläufige Bewegung nicht in 
dem Maße wie im September fortgesetzt. Andererseits hat sich 
auch der Absatz im Spinn- und Webstoffgewerbe nicht weiter 
so gesteigert wie im Vormonat, immerhin ist aber dort der 
Beschäftigungsgrad unvermindert rege geblieben. Auf dem 
Geldmarkt hat sich die Lage im ganzen im Oktober nicht 
verbessert. Die von der Reichsbank gegebenen Wirtschafts- 
kredite gingen zurück, die Zahl der Konkurse erhöhte sich; die 
Berichte der Handelskammern wie die einzelnen Meldungen 
aus der Industrie lassen eher eine Zunahme als eine Vermin- 
derung der schleppenden Zahlungsweise erkennen. 

Nach den Feststellungen der Landesarbeitsämter ging die 
Nachfrage nach Arbeitskräften im Oktober im ganzen zurück. 
Die unter dem Einfluß der Jahreszeit wie unter dem Druck der 
allgemeinen Wirtschaftslage vor sich gehende Verschlechterung 
vollzog sich aber nur langsam, weil der Arbeitsmarkt der 
Landwirtschaft und der Außenberufe in den ersten drei Ok- 
toberwochen sich verhältnismäßig günst’g gestaltete. Die Zahl 
der unterstützten Erwerbslosen im Reich ist in der ersten 
Oktoberhälfte von 266062 auf 297628 Hauptunterstützungs- 
empfänger gestiegen. 

3739 Unternehmungen mit 1,6 Millionen Arbeitern und An- 
gestellten berichteten über ihre Beschäftigung im Oktober und 
machten gleichzeitig vergleichbare Angaben für den Vormonat. 
Danach ist die Zahl der Beschäftigten in den berichtenden 
Betrieben vom 15. September bis zum 15. Oktober um fast 








1 v. H. vermindert worden. Die Arbeitskräfte in Betrieben mit 


guter Beschäftigung verminderten sich von 26'v. H. auf 24v.H., 
während der Anteil der Betriebe mit schlechtem Geschäfts- 
gang von 36 v. H. auf 39 v. H. anwuchs. 


Fortschreitender Abbau von Konzernen. Wieder wurde eine 
ganze Anzahl von Konzernen abbaureif. Der große Konzern 
von Georg v. Giesches Erben, der zeitweise das größte 
deutsche Unternehmen war, wird abgebaut, neben ihm: der 
Stumm-Konzern und die Rombacher Hütten- 
werke. Auch diese Konzerne wurden während der Intlations- 
zeit übermäßig aufigebläht und haben sich ohne organischen 
Aufbau Unternehmungen angegliedert. Am schlimmsten war 
es in dieser Beziehung beim Giesche-Konzern, der, statt seine 
ursprüngliche Tätigkeit, die Ausbeutung großer Zinkielder, zu 
erweitern, sich auf die entlegensten Gebiete geworfen hat und 
im Oelhandelsgeschäft, in der Kunstseidefabrikation, in der 
Porzellanindustrie, in der Superphosphaterzeugung usw., sich 
betätigt hat. Der Stumm-Konzern benutzte den Erlös aus dem 
Verkauf seines saarländischen Besitzes zum Ankauf rechts- 
rheinischer Unternehmungen. Hier kann man schon weniger 
von einem wahllos zusammengekauften Komplex reden wie 
etwa bei Giesche, dennoch stellt auch er kein einheitliches 
wirtschaft!iches Unternehmen dar. Die Konzerne mußten ihre 
Kreditbasis außerordentlich erweitern und können jetzt ihren 
Verpflich'ungen nicht nachkommen. Dazu kam noch bei Stumm 
die Kündigung einer großen kurzfristigen amerikanischen An- 
leihe im Betrage von 15 bis 20 Millionen Dollar und bei 
Giesche die Kündigung der Vorschüsse von der amerikanischen 
Harriman-Gruppe im Betrage von 8 Millionen Dollar. Nach 
Angaben des „Magazin der Wirtschaft‘ belaufen sich die Ver- 
pflichtungen bei Giesche auf 30 bis 50 Millionen, bei Stumm 
auf 30 bis 40 Millionen, bei den Rombacher Hüttenwerken 
auf 40 Millionen Mark. Die Großbanken haben bei allen 
diesen Konzernen Stützungsaktionen eingeleitet und die ruhige 
Abwicklung sichergestellt; Reichsbank, Seehandlung und Reichs- 
kreditgesellschaft. haben im öffentlichen Interesse mitgeholfen 
(für den Giesche-Konzern hat die Seehandiung 15 Millionen 
als Stützungskredit gewährt). Durch den Zusammenbruch 
dieser Konzerne werden so große allgemeinwirtschaftliche In- 
teressen berührt, daß die Kassen, welche Steuergelder ver- 
walten, herhalten müssen. Früher freilich, als sich diese 
Schwierigkeiten anbahnten, hat die Allgemeinheit nicht mit- 
reden dürfen. Jetzt wurde nun der Abbau der Konzerne durch 
Abstoßung von einzelnen Betrieben von den Banken, welche 
die Stützungsaktion führen, in die’ Wege geleitet, und es. ist 
sehr auffallend, daß bei allen drei Konzernen die Kohlen- 
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bergwerke verkauft werden sollen. Trotz der schlechten 
Kohlenkonjunktur finden die großen Kohlenbergwerke am 
ehesten Abnehmer. Die Rombaser Hüttenwerke werden dem- 
nächst die umfangreiche Concordia-Zeche, welche mit 
sechs Schachtanlagen eine jährliche Leistungsfähigkeit von 
1,40 Millionen Tonnen Steinkohle hat, aufgeben müssen. 


Sozialpolitik 
Die Stufen der Gemeinwirtschaft.e Wie können in einer 
Wirtschaft, in der die Produktionsmittel in Gemeinbesitz sind und 
genossenschaftlich verwaltet werden, d.h. in einer sozialistischen 
Wirtschaft Produktion, Verteilung und Konsumtion ineinander- 
reifen? Wer ist dort Träger der verschiedenen wirtschait- 
ichen Funktionen, d. h., in welcher Weise muß eine sozialisti- 
sche Wirtschaft aufgebaut sein? Diese Fragen versucht Bruno 
Zschätzsch in seinem jüngst erschienenen Buche „Die Ge- 
meinwirtschaft als gesellschaftliches Verfas- 
sungssystem“ (Verlag „Die Gemeinwirtschait‘, Greiz) zu 
beantworten. Nicht in der höchsten Stufe der Volkswirtschaft, 
so führt Zschätzsch aus, kann die gewerkschaftliche Gestaltung 
beginnen. Er versucht zu zeigen, daß Gemeinwirtschait schon 
durchgeführt ist in der reinen Konsumtionswirtschaft der Ar- 
beiterfamilien, daß sie in Erscheinung tritt in den 
Konsumgenossenschaften, und daß auch Gilden- 
bewegung, Bauhütten, gemeinwirtschaftliche Industrie- 
betriebe und öffentliche Unternehmungen Etappen auf dem 
Wege zur Gemeinwirtschaft darstellen. Entsprechend diesen 
heute schon vorhandenen Ansätzen sieht der Verfasser die 
Entwicklung hinzielen auf eine Organisation der sozialen Wirt- 
schaft in drei Stufen: Familienwirtschaft, Genossenschaitswirt- 
schaft und Sozialwirtschaft. Familie, Genossenschaft und So- 
zialwirtschaft besitzen jede die für ihre Tätigkeit erforderlichen 
Produktionsmittel. Sie haben die Reproduktion derselben selbst 
zu übernehmen und sich durch Rücklagen zu sichern. Genos- 
senschaften und sozialwirtschaftliche Unternehmungen schütten 
ihren Profit in Form von Rückvergütungen aus. Auf der 
volkswirtschaftlichen Stufe gewährleistet das Miteinanderarbei- 
ten der Genossenschaften, welche die Verbraucherinteressen, 
der Gewerkschaften, welche die Erzeugerinteressen, und der 
Behörden, welche die Verwaltungsinteressen vertreten, ein plan- 
mäßiges Funktionieren der Wirtschaft. Träger dieser Gemein- 
wirtschaft kann nach Zschätzsch nur eine am Produktionsmittel- 
besitz nicht interessierte Klasse, also die Arbeiterklasse, 
sein, Sie muß daher, da die Gemeinwirtschaft nur durch eine 
dahinzielende Gesetzgebung verwirklicht werden kann, die 
politische Macht erlangen. Die Ueberführung der Pro- 
duktionsmittel aus Privatbesitz in Gemeinbesitz bildet den als 
Katastrophe auftretenden Wendepunkt von der privatkapitalisti- 
schen zur Gemeinwirtschaft. Dieses in kurzen Umrissen das 
System. Einzelne Fragen sind besonders ausgeführt, so z. B. 
die Stellung der Frau in Familie und Genossenschaft und das 
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Problem des sittlichen Inhalts der Gemeinwirtschaftsbewegung. 
Das Neue, das das Buch bringt, ist, daß in der heutigen Familien- 
wirtschaft und in den Konsumgenossenschaften die ‘Elemente 
einer sozialistischen Wirtschaft gesehen werden. 


Veriaufi der Leistungsfähigkeit während eines Arbeltstages. 
Die in Nr. 44 der D.T.Z. unter obiger Ueberschrift veröffent- 
lichte zeichnerische Darstellung ist, wie uns mitgeteilt wird, 
nicht vom Hygiea-Verlag herausgegeben, sondern von der 
Aktiengesellschaft für hygienischen Lehr- 
bedariin Dresden, und zwar innerhalb der Unterrichts- 
sammlung über Arbeiterhyziene — Arbeitersehutz nach Origi- 
nalen des Deutschen Hygiene-Museums. 


Schul- und Bildungsfragen 


Die Aufinahmebedingungen für den neuen Lehrgang des 
Gewerbelehrer-Seminars. In der letzten Nummer ‚von „Bil- 
dung und Unterricht‘ haben wir im Anschluß an den Artikel 
des Herrn Prof. Schindler bekanntgegeben, daß die neuen 
Bedingungen für die Aufnahme in den nächsten Lehrgang des 
Gewerbelehrer - Seminars in einer späteren Nummer der 
„D.T.Z.“ veröffentlicht würden. Es geschah dies in der An- 
nahme, daß uns der Wortlaut des Ministerialerlasses bis zum 
Redaktionsschluß nicht mehr zugehen könnte. Erfreulicher- 
weise war dies aber doch der Fall, so daß sich die Anmer- 
kung der Schriftleitung erübrigte. Unsere Leser werden das 
Versehen wohl schon bemerkt haben. Wir möchten aber noch- 
mals darauf hinweisen, daß die Frist für die Bewerbungen um, 
Zulassung zu dem am 1. April 1926 beginnenden neuen Lehr- 
gang am 15. Dezember abläuft. Die neuen Aufnalimebedinguut- 
gen unterscheiden sich von den früheren dadurch, daß sie hin- 
sichtlich der Art und Teilnahme der Prüfungsfächer ganz 
klare und eindeutige Bestimmungen enthalten. Unseren Leser- 
kreis dürfte es besonders interessieren, daß die Absolventen 
staatlicher und staatlich anerkannter Höherer Maschinenbatı- 
und Baugewerkschulen in den Fächern Deutsch, Geschichte 
und Erdkunde geprüft werden, sofern sie nur die Obersekunda- 
reife besitzen. Sind sie im Besitze des Abiturs, so sind sie 
von der Prüfung in diesen Fächern befreit. Die Absolventen 
von öffentlichen Maschinenbauschulen mit viersemestrigem 
Lehrgang werden in Deutsch, Geschichte, Erdkunde, Mathe- 
matik, Physik und Chemie geprüft. Absolventen von Privat- 
anstalten müssen, gleichgültig, ob sie die Anstalt 4 oder mehr 
Semester besucht haben, die Prüfung in sämtlichen 8 Prüfungs- 
fächern ablegen. 

Im Anschluß hieran müssen wir auch noch einen sinn- 
störenden Druckfehler berichtigen, der sich in der letzten Zeile 
des vorletzten Absatzes im Artikel „Zur Baumeister- 
frage‘ eingeschlichen hat. Es darf dort, wie unsere Leser 
wohl bereits gemerkt haben werden, nicht heißen, daß die 
sächsische Regierung die Prüfungsbedingungen herabgesetzt 
hat, sondern daß sie „heraufgesetzt‘ worden sind. 


INDUSTRIE UND BAUGEWERBE 





Vor Wohlwollen der Unternehmer 


Der „Arbeitgeberverband für den Bezirk der nordwestl. 
Gruppe des Vereins deutscher Eisen- und Stahlindustrieller‘“, 
die Interessenvertretung sowohl der rheinisch-westfälischen 
Schwerindustrie als auch der weiterverarbeitenden Unter- 
nehmungen, gehörte bis zum Kriegsende zu jenen scharif- 
macherischen Unternehmerverbänden, die jede gewerkschaft- 
liche Organisation der Arbeitnehmer ablehnten und aufs 
schäriste bekämpften. Als aber die Vorgänge in den November- 
tagen 1918 den Eindruck erweckten, als ob die Massen der 
Arbeiter und Angestellten aus ihrer Lethargie erwacht seien 
und sich die ihnen bis dahin von kapitalistischer Seite vorent- 
haltene Freiheit der Persönlichkeit erkämpfen wollten, hing 
auch die Nordwesigruppe ein soziales Mäntelchen heraus und 
erklärte sich zur Bildung einer sogenannten „Bezirksarbeits- 
gemeinschaft“ mit den Arbeitern und Angestellten bereit. Be- 
vor jedoch diese Untergruppe der „Zentralarbeitsgemeinschaft“ 
noch zur Arbeit gekommen war, erkannten die westlichen 
Industriellen, daß die Arbeitnehmer gar nicht so schlimm sind, 
wie es in den Novembertagen 1918 den Anschein hatte, Aus 
diesem Grunde fiel es ihnen auch nicht schwer, sich zezen die 
vernünftige tarifliche Regelung der Gehalts- und Arbeits- 
bedingungen der Angestellten zu wehren. Der Arbeitzeber- 
verband lehnte die Schaffung eines Gehaltstarifs ab, und es hat 
monatelanger Auseinandersetzungen, ja sogar eines Streiks, der 
in Gelsenkirchen ausbrach, bedurft, um den Herren zu zeigen, 
daß die Angestelltenschaft Rheinland-Westialens bereit war, 
für ihre Forderungen zu kämpfen. 


Unter dem Vorsitz des damaligen Reichs- und Staats- 
kommissars, heutigen preußischen Ministers des Innern, 
Severing, kam schließlich eine Einigung zustande, in der sich 
die Arbeitzeber mit der Schaffung eines sogenannten Gruppen- 
tarifs für Angestellte einverstanden erklärten. Mit größter’ 
Mühe ist es dann gelungen, ein Gehaltsabkommen zu schafien, 
das zwar nicht ideal war, aber doch den Gewerkschaften einen’ 
gewissen Einfluß auf die Gehaltsentwicklung gab. Diese Ein- 
kommensregelung trat mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft. 
Aber erst nach langen und hartnäckigen Verhandlungen konnte’ 
am 23. Mai 1921 ein Rahmentarif abgeschlossen werden, in’ 
dem in der Hauptsache die Fragen der Arbeitszeit, der Ueber-" 
arbeit und des Urlaubs geregelt wurden. 

Nach dem Zusammenbruch des passiven Widerstandes im 


“ besetzten Gebiet hielten die Schwerindustriellen die Zeit’ offen- 


bar für gekommen, um die ihnen schon lange verhaßte Gehalts- 
regelung aus der Welt zu schaffen. Sie kündigten sie damals’ 
in der Absicht, keinen Gehaltstarif wieder zustande kommen zu’! 
lassen. Allerdings erklärten sie, bereit zu sein, gewisse Grund- 
sätze iür die Gehaltsregelung anzuerkennen, sich aber keines- 
falls auf eine Gehaltsstaffelung einlassen zu wollen. Sie waren | 
bereit, für die vier Gehaltsgruppen ie ein Richtgehalt festzu- | 
setzen, das die untere Grenze der Gehaltsbemessung bilden 
sollte. Im übrigen sollte es dem Arbeitgeber überlassen sein, | 
die Gehälter nach freiem Ermessen festzulegen. Damit hatte” | 
sich die Nordwestgruppe zum Schrittmacher des sogenannten | 
Leistungstarifs gemacht. 

Die Angestelltengewerkschaften traten diesem Versuch 
eines restlosen Abbaus des Gehaltstarifs mit allen Kräften ent- 
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F gegen. Leider waren sie aber infolge der durch den passiven 

F Widerstand entstandenen ungünstigen wirtschaftlichen Lage, 

| die noch verschärft wurde durch die Deflationskrise, nicht im- 

| stande, einen gewerkschaftlichen Kampf mit dem Mittel des 

f Streiks zu führen. Sie mußten sich daher mit einer Regelung 

f abfinden, die schließlich mit Hilfe des Schlichters zustande kam. 
Die neue Einkommensregelung wurde am 16, Februar 1924 unter- 
zeichnet und trat mit Wirkung vom 1. Februar 1924 in Kraft. 
Nach dieser Vereinbarung sind in den Gruppen I und II je 
drei und ia den Gruppen III und IV des Tarifs ie zwei Mindest- 
sätze, für die Werkmeister und Vorzeichner je ein Mindest- 
gehalt festgesetzt. In den allgemeinen Bestimmungen heißt es: 
} „Die in den Einkommenslisten festgelegten Gehälter sind Mindest- 
sätze. In den Gruppen I und II haben einen rechtlichen Anspruch auf 
die vorgesehenen Mindestsätze nur die Angestellten, die das vor- 
geschriebene Alter erreicht oder überschritten haben. Die Bemessung 
der tatsächlichen Bezüge erfolgt, soweit sie über die Mindestsätze 
hinausgehen, durch die Werksleitung lediglich nach dem Grundsatz 
der Leistung.“ 

Ferner bestimmt die Einkommensregelung: 

„Werden die Mindestsätze durch Vereinbarung in der Bezirks- 
arbeitsgemeinschaft erhöht oder erniedrigt, erhöhen oder erniedrigen 
sich die tatsächlichen Bezüge im gleichen Verhältnisse. 

Leider ist von dieser Bestimmung, noch dazu bei der ein- 
zigen, erst mit Hilfe des Schlichters urd des R.A.M. durch- 
geführten Erhöhung der Tarifsätze, die durch Schiedsspruch 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1924 erfolgte, abgewichen worden. 
Nachstehende Gehaltssätze wurden vereinbart: 

Ledige männliche kaufmännische und technische Angestellte erhalten 
monatlich: i 


Vollendetes Gruppe I Gruppe II Gruppe III Grippe IV 
Lebensjahr M. M. F ae 5 5 De 
5 indestsatz (ohne Rücksicht au 
18. Jahr er 59, 7, das Lebensalter) 
21. Jahr 77, — 104,50 154,— 198, — 
Nach 3 Berufsiahren in der Gruppe 
25. Jahr ° 115,50 Tr 203,50 253,— 


Ledige Meister: _ 
i I. Werkmeister in Produktions- und Werkstatibetrieben mit be- 
ruflicher Fachausbildung für ihre gegenwärtige Tätigkeit: 
alHılsmeister. 2... 72270777 7192,56 M. 
b) Werkmeister SH HT 247,50 M. 

Das Einkommen des Obermeisters muß in angemessener Weise 
über das des Werkmeisters hinausgehen. 

II. Meister ohne berufliche Fachausbildung für ihre gegenwärtige 
Tätigkeit erhalten 15 Prozent weniger als die Sätze zu a—b. 

II. Meister in Hüttenwerken, Walzwerken, Hammerwerken, 
Stahlgießereien, Drahtziehereien und verwandten Betrieben erhalten 
6 Prozent mehr als die unter I und II aufgeführten Meister, 

Ledige Vorzeichner nach vollendetem 25. Lebensjahre 187,— M. 

Zu diesen Sätzen kam noch ein Hausstandsgeid von 7,50 M. 
und ein Kindergeld von 10 M. Daß diese Gehälter bei weiten 
nicht ausreichten, war auch den Unternehmern klar. Leider 
erfolgte aber auch die Gewährung der Leistungszulagen viel- 
fach in einer so ungerechten Weise, daß an sich leistungsfähige 
Angestellte ohne Leistungszulagen blieben oder sich mit ganz 
niedrigen Sätzen begnügen mußten, während Lieblinge der 
Vorgesetzten gut abschnitten. Die Angestelltenverbände be- 
mühten sich deswegen, eine weitere Erhöhung der Tarifsätze 
zu erlangen. Es gelang ihnen schließlich auch, durch Schieds- 
spruch des Schlichters eine Erhöhung um 10 Prozent mit 
Wirkung vom 1. Februar 1925 durchzusetzen. Die Arbeitgeber 
erklärten jedoch, den Schiedsspruch nicht annelımen zu wollen, 
weswegen seine Verbindlichkeitserklärung beim Reichsarbeits- 
ministerium beantragt wurde. Obwohl mündlich sowohl als 
auch. schriftlich dem R.A.M. die Notwendigkeit einer Erhöhung 
der Tariisätze von uns nachgewiesen und obwohl von dem 
Vertreter des R.A.M. diese Notwendigkeit auch anerkannt 
wurde, lehnte der Reichsarbeitsminister die Verbindlichkeits- 
erklärung ab. Jetzt hatten die Arbeitgeber freie 
Bahn. Die. Gehaltsvereinbarung war infolge unserer Kün- 
digung am 31. Januar d. J. abgelaufen, und da der Schiedsspruch 
nicht für verbindlich erklärt worden war, bestand vom 
1. Februar ab ein tarifloser Zustand. Der Arbeitgeber- 
verband erhöhte von sich aus die Tarifsätze mit Wirkung vom 
1. März d. J. um 6 Prozent. Weitere Erhöhungen sind nicht 
mehr eingetreten. 
_ Die gegenwärtige Krise veranlaßte eine ganze Reihe von 
Firmen, die früher gewährten Leistungszulagen erheblich, teil- 
weise ganz, abzubauen. Vieliach wurden sogar Angestellte 
mit niedrigeren Gehältern entlohnt, als die Tarifsätze nach den 
Bestimmungen des Arbeitgeberverbandes vorsahen, so daß 
‚heute die rheinisch-westfälische Eisen- und Stahlindustrie die 
niedrigsten Gehälter zahlt. Alle unsere Versuche, zu einem 
neuen Gehaltsabkommen zu. gelangen, scheiterten an dem 
"Widerstand der Unternehmer, die zwar bereit waren, die von 
ihnen mit Wirkung vom 1. März festgesetzten Tarifsätze als 
verbindlich anzuerkennen, aber jede weitere Erhöhung ab- 
lehnten. 
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Anstatt dessen forderten sie von uns bereits im Sommer 
dieses Jahres die Herabsetzung der Urlaubsdauer um ein Drittel 
der seit dem 1. April 1924 geltenden Sätze. Wir lehnten es 
natürlich ab, einer derartigen Forderung nachzugeben, worant 
der Arbeitgeberverband das Rahmenabkommen zum -31. De- 
zember d. J. kündigte. Am 8. Oktober traten wir an den Arbeit- 
geberverband heran, um eine Neuregelung der Gehaltsverhält- 
nisse und eine Aussprache über die Urlaubsfrage herbeizuführen. 
Diese Verhandlung hat am 2. November in Essen stattgefunden. 
Unsere Forderungen waren schr bescheiden, denn wir wollten 
den nicht zu leugnenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten Rech- 
nung tragen, deswegen forderten wir Anerkennung der bis- 
herigen Bestimmungen über den Urlaub und eine Erhöhung der 
Gehaltssätze um durchschnittlich 20 Prozent gerenüber der 
Regelung vom 1. Oktober 1924, Unsere Forderung bewegte 
sich demnach in den Grenzen von 70 M. (Gruppe I, 18. Lebens- 
jahr) bis 310 M. (Gruppe IV nach 3 Berufsjahren). Aber selbst 
diese bescheidene Tariferhöhung lehnten die Vertreter des 
Arbeitgeberverbandes mit dem Bemerken ab, daß die Werke 
auch nicht die geringste Erhöhung der Gehälter vertragen 
könnten, weil sie nur mit Mühe noch über den Winter hinweg- 
zukommen vermöchten und froh wären, wenn sie nicht noch 
eine weitere Einschränkung der Zahl der Angestellten vor- 
nehmen müßten. In der Urlaubsfrage forderten die 
Arbeitgcber eine derartige Herabsetzung des Urlaubs, daß der 
Höchsturlaub für Angestellte der Gruppe IV im Alter von über 
35 Jahren 14 Arbeitstage betragen würde. Da wir auf keinen 
Fall einer Urlaubskürzung zustimmen konnten, scheiterten die 
Verhandlungen. Wir werden jetzt wieder die Schlichtungs- 
instanzen in Bewegung setzen müssen. 

Charakteristisch für die Unternehmer in der rlieinisch- 
westfälischen Eisen- und Stahlindustrie ist, daß sie bei ieder 
Gelegenheit das Wohlwollen, das sie angeblich den Angestellten 
entgegenbringen, betonen; sie triefen geradezu von Wohlwollen, 
nur dürfen die Angestellten keine Verbesserungen ihrer sozialen 
und wirtschaftlichen Lage erstreben, dann ist es mit dem Wohl- 
wollen vorbei. i 

Es soll nicht bestritten werden, daß infolge mangelnder 
Aufträge die wirtschaftliche Lage der Industrie, besonders des 
rheinisch-westfälischen Gebiets, eine schwierige ist, aber die 
Maßnahmen, die in jüngster Zeit von Unternehmerseite gegen 
die Angesteliten getroffen worden sind, der rigorose Abbau von 
Angestellien, die oft 20 und mehr Jahre in den Diensten des 
Unternehmens gestanden haben, die Herabsetzung der Gehälter 
um 10, 20 und mehr Prozent, lassen doch erkennen, daß das 
Unternehmertum die zanze wirtschaftliche Not lediglich auf 
die Arbeitnehmer abzuwälzen sucht. Die Zahl der Direktoren 
und leitenden Angestellten ist nämlich, gemessen an die Ver- 
hälinisse der Vorkriegszeit, immer noch außerordentlich hoch. 
Während die Zahl der Angestellten und Arbeiter fast in allen 
Firmen der rheinisch-westiälischen Eisen- und Stahlindustrie 
auf den Zustand des Jahres 1914 zurückzedrückt ist, beschäftigt 
die Industrie teilweise noch eine über das erforderliche Maß 
weit hinausgehende Anzahl von Direktoren und höheren 
leitenden Angestellten. Näheres darüber in Nr. 45 der D.T.Z., 
Seite 589, 

Meines Erachtens ließe sich an Direktoren und leitenden 
Angestellten noch mancherlei sparen, aber es scheint, daß die 
entscheidenden Persönlichkeiten ängstlich bemüht sind, jeden 
Direktorposten und jeden leitenden Angestellten zu erhalten. 
Allerdings ist die Firma Krupp neuerdings auch dazu über- 
gegangen, die Zahl dieser Beamten abzubauen, doch steht dieser 
Abbau noch immer in einem sehr krassen Mißverhältnis zu dem 
der übrigen. Angestellten. 

Aber auch an anderen Stellen dürfte die Industrie Rhein- 
land-Westfalens noch mancherlei unnötige Ausgaben ersparen 
können. Es kommt ihr nämlich nicht darauf an, bei Reichstags- 
und sonstigen Wahlen erhebliche Geldsummen aufzuwenden, um 
industriefreundliche Abgeordnete in die Parlamente zu bringen. 
Ebenso werden immer noch erhebliche Summen zur Züchtung 
von gelben Sumpfpflanzen in der Arbeiter- und Angestellten- 
schaft ausgexeben. In mehreren größeren Werken erscheinen 
besondere Werkszeitungen, die zur Verdummung der Arbeiter- 
und Angestelltenschaft dienen sollen. Auf der anderen Seite 
aber fehlt es vielfach noch an der zweckmäßigen Orgafi- 
sation der Arbeit. Die meisten großen Werke, allen voran die 
Firma Krupp, leiden unter einem bürokratischen Apparat, wie 
er schlimmer in den öffentlichen Betrieben niemals vorhanden 
gewesen ist. Jeder kleine Bürovorsteher, ieder Betriebsführer, 
und was es sonst für Personen gibt, die sich ungeheuer wichtig 
in diesen Betrieben vorkommen, ist ängstlich bemüht, sein 
kleines Königreich zu erhalten und kompliziert damit den Ver- 
waltungsapparat ganz ungeheuer. 

Unsere „Wirtschaftsführer“, wie sich die leitenden Direk- 
toren der großen Unternehmungen gern nennen, sind in Wirk- 
lichkeit im allgemeinen nur recht kleine Geister. Ihr ganzes 
Streben ist darauf eingestellt, Geschäfte zu machen nach dem 
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Rezept: „Lanze Arbeitszeit, niedriger Lohn.“ Die Entwicklung, 
die der Kohlenberebau und die Schwerindustrie in den letzten 
zwei Jahren genommen haben, mußten wirkliche Wirtschaftsführer 
voraussehen und sich darauf einstellen. Das haben sie aber 
nicht getan, sondern sie haben lediglich die bequeme Gelegen- 
heit, Geld zu verdienen, in der Inflationszeit benutzt, ohne sich 
auf die kommende Krise einzustellen. Jetzt sollen Arbeiter und 
Angestellte erhunzern, was den Herrschaften durch geschickte 
Wirtschaftsführung zu erreichen nicht möglich war. Die Schwer- 
industriellen sind, das werden sie selbst kaum bestreiten, ohne 
jede Einschränkung lediglich vom Gewinnstreben beeinflußt. 
Ihnen geht der Profit über alles. Das spricht auch das Organ 
der deutschen Schwerindustrie. „Die deutsche Berg- 
werkszeitung“ deutlich aus. Sie schreibt in einem Leit- 
artikel unter dem Titel „Kapitalsrente und Wirtschaft“: 

„Selbstverständlich haben die Kapitalgeber einen privilegierten 
Anspruch auf Vorzugsstellune vor allen anderen am Produktions- 
prozeß beteiligten Faktoren, da sie ja durch die Hergabe ihres Kapi- 
tals das Unternehmen erst geschaffen und somit der Arbeiterschait 
ihre Existenzmözlichkeit durch die’ Verwertbarkeit ihrer Arbeitskraft 
zezeben haben.“ 

Unmittelbar daraui folgt der schöne Satz; 

„Es muß mit der marxistischen Vorstellung, als ob eine Fabrik ein 
soziales Wohlfahrtsinstitut wäre, aufgeräumt werden. Ein Wirt- 
schaftsbetrieb ist ein rein privates Erwerbsunternehmen, das ganz 
und ausschließlich des Erwerbes wegen betrieben wird.“ 

Deutlicher kann man wohl die kapitalistische Einstellung 
und die Rücksichtslosigkeit gegenüber den ‚in der kapitalisti- 
schen Wirtschaft tätigen Arbeitern und Angestellten nicht aus- 
sprechen. 

Die Arbeitnehmerschaft wird sich das robuste Gewissen 
des deutschen Unternehmertums merken ‘müssen. Sie wird 
zu der Erkenntnis kommen, daß der Traum von einem soziale 
Frieden in der kapitalistischen Wirtschaft zwar vielleicht ein 
schöner, aber ein unerfüllbarer ist. Der Gegensatz zwischen 
Kapital und Arbeit ist unüberbrückbar, und der den Arbeit- 
nehmern von Unternehmerseite aufgezwungene Klassenkampi 
muß bis zur Ueberwindung des Kapitalismus geführt werden. 
Nicht Wohlwollen, sondern Recht wollen wir, und für 
ihre Rechte zu kämpfen ist die Pilicht aller Arbeitnehmer. 

Heinrich Gramm. 


Baugewerbetarife 


Die Reichstarifverhandiungen im Baugewerbe weiter ver- 
schleppt. Am 16. November, vormittags 10 Uhr, fand unter 
dem Vorsitz des vom Reichsarbeitsminister bestellten Schlich- 
ters, Herrn Oberregierungsrat Kuttig, ein Termin zwecks Ver- 
handlung über den Reichstarifvertrag für die technischen An- 
gestellten im Baugewerbe statt. Als Vertreter der Arbeits- 
Pe alt des Deutschen Hoch- und Tiefbaugewerbes erhob 

err Dr. Schütz Einspruch gegen das. Verfahren über- 
haupt. Er machte geltend, daß in derselben Angelegenheit 
bereits ein Schiedsspruch gefällt worden sei und demnach ein 
zweites Verfahren nur zulässig wäre, wenn das Vorliegen 
eines Öffentlichen Interesses anerkannt werde. In diesem Falle 
aber müßte unbedingt auch der Beton- und Tiefbau-Arbeit- 
geber-Verband für Deutschland E.V. in das Verfahren ein- 
bezogen werden, gleichfalls der Verband Deutscher Tech- 
niker, der früher Vertragskontrahent und auch an dem frühe- 
ren Schlichtungsverfahren im Juni d. J. beteiligt war. Der 
Schlichter stellte fest, daß ein öffentliches Interesse als vor- 
liegend erachtet werde, was schon dadturch dokumentiert sei, 
daß der Herr Reichsarbeitsminister ihn in der Angelegenheit 
zum Schlichter bestellt habe. 

Bezüglich des Verbandes Deutscher Techniker teilte er 
mit, daß derselbe ordnungsgemäß geladen, aber nicht erschie- 
nen sei. Bezüglich des Beton- und Tiefbau-Arbeitgeber-Ver- 
bandes E.V. sei eine Ladung unterblieben; zwar richte sich der 
Antrag des Butab auch gegen diesen Verband, die Ladung sei 
jedoch unterblieben, weil das Reichsarbeitsministerium das Zu- 
standekommen freier Verhandlungen zwischen dem Beton- und 
Tiefbau-Arbeitgeber-Verband für Deutschland E.V. und dem 
Butab noch für möglich halte. 

Nachdem von unserer Seite daran erinnert wurde, daß wir 
dem Reichsarbeitsministerium bereits am 28. Oktober mitge- 
teilt haben, daß unsere Bemühungen zur Herbeiführung freier 
Verhandlungen mit dem Beton- und Tiefbau-Arbeitgeber-Ver- 
band für Deutschland E.V. ergebnislos geblieben sind, emp- 
faııl der Schlichter den Parteien, die Verhandlungen auf einen 
späteren Termin, zu dem auch der Beton- und Tiefbau-Arbeit- 
geber-Verband für Deutschland E.V. geladen werden soll, zu 
vertagen. 

Im Einverständnis. mit dem später noch erschienenen Ver- 
treter des Verbandes Deutscher Techniker forderten wir, daß in 
die. sachlichen Beratungen eingetreten werde, und behielten 
ums vor, zu einem uns geeignet erscheinenden Zeitpunkte den 
Beton- und Tiefbau-Arbeitgeber-Verband für Deutschland E.V. 
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erneut zu Verhandlungen aufzufordern. ‘Die Unternehmerver- 
treter jedoch erklärten, daß sie an sachlichen Beratungen sich‘ 
heute unter keinen Umständen beteiligen würden. 


Darauf vertagte der Vorsitzende die Verhandiung kurzer- 
hand auf den 27. November und stellte in Aussicht, zu diesem 
Termin, unserem ursprünglichen Antrage entsprechend, alle’ 
drei Unternehmerverbände des Baugewerbes zu laden. 


Die Hoffnungen unseres Verhandlungsausschusses waren 
in bezug auf das beim Reichsarbeitsministerium zu erzielende’ 
Verhandiungsergebnis nicht allzu hoch gespannt. Daß aber der 
Termin ohne auch nur den Versuch einer ‚Einigung oder wenig- 
stens sachlichen Beratung enden würde und lediglich eine neue’ 
Verschleppung der ganzen Angelegenheit der Erfolg dieser Ver- 
handlung sein würde, hatten wir trotz der reichlich vorliegen- 
den Erfahrungen mit den Öffentlichen Schlichtungsinstanzen 
nicht erwartet. 

Der Beton- und Tiefbau-Arbeitgeber-Ver-| 
band für Deutschland E.V. hatte das Eintreten in Verhand- | 
lungen davon abhängig gemacht, daß wir den Antrag an | 
das Reichsarbeitsministerium, soweit er sich gegen ihn 
richtet, zurückziehen. Wir erklärten uns damit einverstanden, | 
falls eine zunächst unverbindliche Aussprache die Möglichkeit‘ 
einer freien Vereinbarung eröffne. Es wurde aber auch als 
Voraussetzung einer solchen Aussprache von uns die bedin- | 
gungslose Zurücknahme unseres Antrages beim Reichsarbeits- 
ministerium verlangt. Diese Forderung ließ nur den Schluß 
zu, daß der Beton- und Tiefbau-Arbeitgeber-Verband für 
Deutschland E.V. gar nicht ernsthaft gewilit ist, mit uns zu 
verhandeln, es ihm vielmehr lediglich darauf ankomme, die An-| 
gelegenheit im stillschweigenden Einvernehmen mit den beiden 
übrigen Bauarbeitgeberverbänden weiterhin zu verschleppen. 
Dadurch, daß das Reichsarbeitsministerium es unterlassen hat, | 
den Beton- und Tiefbau-Arbeitgeber-Verband für Deutschland 
E.V. zu dem Termin vom 16. November zu laden, hat es 
den beiden geladenen Arbeitgeberverbänden den zweifellog'| 
sehr willkommenen Anlaß zur weiteren Verschleppung geliefert.‘ 


Für unsere Mitglieder beinahe ebenso interessant dürfte 
das Verhalten des Verbandes Deutscher Techniker 
in dieser Angelegenheit sein. Der V.D.T. war ebenso wie wir 
zu dem Termin rechtzeitig geladen. Wir haben schon eingangs” 
berichtet, daß die Abwesenheit eines Vertreters dieses Ver-'| 
bändchens von den Unternehmern mit zum Vorwand ihres‘! 
Vertagungsantrages benutzt wurde. Die Verhandlungen waren 
zu 10 Uhr vormittags angesetzt, wurden gegen */,1l Uhr er-"| 
öffnet, und eine halbe oder dreiviertel Stunde später erschien 
endlich der in Berlin wohnende hauptamtliche Vertreter des’ 
V.D.T. Daraus können ‘die Kollegen ermessen, mit welchem’ | 
Eifer die Beamten des V.D.T. die Bautechnikerinteressen ver- 
treten. Offenkundig war dem hier in Frage kommenden | 
V.D.T.-Gauleiter der ganze Reichstarifvertrag nicht wichtig 
genug, um sich schon am Montag früh um 9 Uhr von seinem 
Lager zu erheben. 





Fachfragen 


Aus der Bauhüttenbewegung. Einen Beweis für die beacht- 
lichen Erfolge der Bauhüttenbewegung erbringt der Geschäfts- 
bericht der Bauhütte Hessen und Hessen-Nassau it 
Frankfurt a. M. Zu Beginn des Jahres 1924 hat die Bau- 
hütte ihr Gesellschaftskapital auf Goldmark umgestellt und 
mit 20000 M. beziffert. Nach Ueberwindung der in den erstey” 
Monaten des Jahres 1924 im gesamten Baugewerbe beobachte- 
ten Schwierigkeiten in der Hereinbringung von Aufträgen hat’ 
das Unternehmen einen erfreulichen und stetigen Aufschwung” 
genommen. Sehr günstig für die Hereinbringung von Aufträ-" 
gen machten sich die großen Materialbestände der Bauhütte?! 
bemerkbar. Diese Bestände ermöglichten es, die Aufträge zw | 
festen Materialpreisen zu übernehmen, wofür die Auftraggeber” 
als Gegenleistung Anzahlungen leisteten. Die Bauhütte hat’ 
im Verlaufe des Jahres 1924 die Rohbauarbeiten für etwa 160°) 
Wohnungen sowie für verschiedene Geschäfts- und Fabrik-7| 
bauten sowie Umbauten übernommen. Sie beschäftigte im’ 
Januar 106 Arbeiter, welche Zahl in den Monaten Juni und?| 
Juli auf 284 stieg, um bis Ende des Jahres sich auf dieser”! 
Höhe (280) zu halten. Im ersten Vierteljahre wurden 10 bzw. | 
11 Angesteilte, für den Rest des Jahres 9 Angestellte beschäf- | 
tigt. Die ausgezahlten Löhne betragen rund 342000 M,, die” 
Angestelltengehälter rund 31000 M. Es war der Bauhütte”! 
trotz des Konkurrenzkampfes mit dem freien Baugewerbe mög-” 
lich, ihren Arbeitern Sonderzuwendungen zukommen zu lassen.” 
So wurde z. B. an minderleistungsfähige Kriegsverletzte ohne 
Berücksichtigung der ihnen zustehenden Rente der volle Tarit 
iohn gezahlt. Die Arbeiter haben auch durchweg Urlaub er-' 
halten,. trotzdem eine tarifliche Regelung der Ferienfrage7 
zwischen den baugewerblichen Arbeitgeberverbänden und den?’ 
zuständigen Gewerkschaiten nicht bestand. Im September 19247 
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hat der Betriebsvorstand der Bauhütte weiterhin beschlossen, 
die Beiträge zur Krankenkasse, Invalidenversicherung und Er- 
I werbsiosenfürsorge auf den Betrieb zu übernehmen. Im Ge- 
4" schäftsbericht wird die Gesamtsumme der übernommenen sozia- 
len Lasten auf 50000 M. angegeben. NG 
Es war dem Betrieb im Berichtsjahre möglich, aus laufen- 
den Betriebseinnahmen seinen Bestand an Geräten sowie seinen 
""Fuhr- und Maschinenpark sehr erheblich zu verstärken. Zah- 
lenmäßig wird nachgewiesen, daß der Gesamtumsatz für das 
"Jahr 1924 680000 M. betragen hat. Das Stammkapital ist dem- 
ach im Laufe eines Jahres 34 mal umgesetzt worden. Daß 
ei diesem im Verhältnis zum Stammkapital riesigen Umsatz 
keine Bankkredite in Anspruch genommen werden mußten, 
beweist, daß das Unternehmen vorbildlich geleitet wird. Aus 
‚der Bilanz ist zu entnehmen, daß neben dem Stammkapital 
yon 20000 M. die Bauhütte im Besitze von Baumaterialien, 
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|Ein Mißbrauch des Index 


Ein Teil der modernen Wirtschaft befaßt sich mit der Er- 


Werkzeugen, Transportmitteln usw. mit einem Anschaffungs- 
wert von etwa 70000 M. ist. Von dieser Summe sind im jahre 
1924 rund 35000 M. abgeschrieben worden, so daß dieselben 
noch mit rund 35000 M. zu Buche stehen. Trotz dieser sehr 
reichlichen Abschreibungen wird ein Reingewinn von rund 
10000 M. nachgewiesen. Dieser Gewinn wird, dem Bauhütten- 
zweck entsprechend, natürlich nicht dazu verwandt, um den 
Gesellschaftern eine Dividende _von 50 Prozent zu zahlen, son- 
dern um die Betriebsmittel und -einrichtungen zu verstärken 
und zu verbessern und damit eine weitere Verbilligung des 
Bauens herbeizuführen. 

‚Der vorstehend besprochene Geschäftsbericht widerlegt 
mit unbedingter Klarheit die Klagen der Bauunternehmerver- 
bände über die Unrentabilität des Gewerbes, die es ihnen an- 
geblich nicht ermöglicht, ihren technischen Angestellten an- 
gemessene Gehälter zu bewilligen. 
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Zu solchen Schlußfolgerungen kann die Anwendung von 
Indexzahlen führen, womit die Art der Feststellung und die 
Schlüsse, die in dem Buch gezogen sind, aber nicht etwa ge- 


| Technung von Meßaziffern für die Ernährung oder die Lebens- 
‚Jikaltung. Man nennt diese Meßziffer Ernährungs- oder Lebens- 
haltungsindex. Diese Zahlen haben in der Zeit der Geldent- 
\ eine große Rolle gespielt, und sie spielen diese gemein- 


rechtfertigt sein können. Der hier zitierte letzte Passus gründet 
seine Meinung auf den verringerten Förderanteil je Mann 
und Schicht, der nur lose mit der Arbeitsleistung zusammen- 
hängt und auch bei oberflächlicher Betrachtung zu einem Urteil 
über die Leistung der Arbeiter nicht verwandt werden kann. 
Entweder sind hier die Verfasser schlecht beraten worden, oder 
aber sie veröffentlichen als wissenschaftliche Feststellungen 
Dinge, die seibst die rabiatesten Unternehmervertreter nicht zu 
behaupten wagten, weil solche Behauptungen sehr leicht zu 
widerlegen sind. Es ist tief zu bedauern, daß die Bergarbeiter 
selbst nichts davon bemerkt haben, daß ihr Realeinkommen in 
der Nachkriegszeit doppelt so hoch war, als vor dem Kriege, 


Getreu der ersten Meinung wird dann noch ein weiterer 
ebenso gewagter Schluß gezogen, wonach die dauernd von 
Brentano vertretene Meinung, daß Lohnerhöhung leistungs- 
fördernd wirke, durch die Verhältnisse im Ruhrgebiet seit 1919 
widerlegt worden sei. Wie diese Begründung überhaupt in 
dieses Buch hineinkommt, ist unverständlich, sie hat wenig mit 
dem Titel zu tun. Eine Erklärung bringt nur die aus den oben 
angezogenen Sätzen herausleuchtende Tendenz. Denn jeder, 
der sich auch nur oberflächlich mit den Lohn- und Leistungs- 
fragen seit 1919 befaßt hat, weiß, daß diese Zahlen auch nicht 
den geringsten Vergleichswert haben. 


Glänzend wird dann die obige Feststellung der Verfasser 


Are 


sam mit einer anderen Meßziffer, dem Existenzminium, teil- 
gweie heute noch. 
Igegen diese Ziffern wehren müsen, denn in immer größerem 
| Mate wurden sie gegen die Arbeiter- und Angestelltenschaft 
‚mißbraucht. Die Masse des Volkes nahm diese Zahlen als 
{ etwas Zuverlässiges, als eine durch das Wort gekennzeichnete, 
I feststehende, unantastbare Größe auf. In Wirklichkeit be- 
Stehen gegen diese Zahlen die größten Bedenken, da sie immer 
wieder benutzt werden, um die unwahrscheinlichsten Dinge zu 
beweisen. Ernste Wissenschaftler werden durch sie zu gefähr- 
lichen Trugschlüssen verleitet, und es besteht die Gefahr, daß 
| mit den Aeußerungen solcher Wissenschaftler dann die gewag- 
|testen Beweise geführt werden. 

1? Vor einiger Zeit ist ein Buch, ‚betitelt: „Morbidität 
Jund Mortalität der Bergleute im Ruhrgebiet“, 
erschienen, für das als Herausgeber Prof. Dr.BrunoHeymann, 
J Abteilungsvorsteher am Hygienischen Institut der Universität 
I Berlin und Dr. KarlFreudenberg, Berlin, gezeichnet haben. 
1So sehr dieses Buch als umfassendes Werk der betitelten Materie 
zu begrüßen ist, und so sehr es gerade vom Arbeitnehmerstand- 


Längst haben sich die. Gewerkschaften 
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puukte aus: richtig ist, den Krankheiten und Todesfällen und 
Fihren Ursachen nachzuforschen, so muß man doch gegen die 
lAnwendung der Indexziffern, die mit der Lebenshaltung in 
FVerbindung stehen, in diesem Buch größte Bedenken hegen. 


- Doch lassen wir das Buch selbst sprechen. In einem 
IKapitel mit der Ueberschrift „Lohn und Lebenshaltung“ 
wird das Verhältnis von Jahresarbeitsverdienst und Existenz- 
minimum besprochen. Benutzt werden die Teuerungsziffern 
Ivon Jastrow und Calwer und das Existenzminimum eines Ber- 
iner Arbeiters nach den Berechnungen von Kuczynski. Auf 
ie einzelnen Berechnungen, die jede an sich bedenklich sind, 
Bi! ich nicht eingehen, sondern nur die Zahl angeben, die mit 
ilie.der oben genannten Meßziffern als Verhältnis von Ver- 
Adienst und Existenzminimum errechnet werden. Die Zahlen 
lauten: 1909: 1,27, 1910: 1,28, 1911: 1,31, 1912: 1,40, 1913: 1,51, 
14: 1,34, 1915: 1,10, 1916: 1,09, 1917: 1,14, 1918: 1,18, 1919: 
51,47, 1920: 1,79, 1921: 1,83, 1922: 1,26. Wörtlich sagt dann das 
Buch weiter: „Bei diesen Zahlen ist noch zu bedenken, daß 
das Existenzminimum für den Durchschnitt zu hoch ange- 
nommen ist, weil die von Kuczynski berechneten Zahlen für 
den Ledigen sich auf einen solchen mit eigenem Haushalt be- 
ziehen; da die großen Massen Jugendlicher sich aber vornehm- 
ich aus Söhnen von Bergarbeitern zusammensetzen, die meist 
bei den Eltern leben können, vermindern sich die Gesamtkosten 
noch sehr, 
- Alles in allem hat der Ruhrbergarbeiter vor dem Kriege 
mehr verdient als sein Existenzminium, hat dieses auch im 
Kriege trotz Verminderung seines Realeinkommens noch ein 
wenig überschritten und schließlich in der Nachkriegszeit fast 
Doppelte desselben erreicht, bis die gesteigerte Inflation 
Ss Jahres 1922 sein Realeinkommen wieder auf den Friedens- 
stand zurückführte, 


Ferner muß darauf verwiesen werden, daß genau ge- 
nommen das (reale) Existenzminimum der Nachkriegszeit nicht 

eich dem der Vorkriegszeit gesetzt werden dürfte, weil in- 

ge der verminderten Arbeit der Kalorienbedarf des Körpers 
kleiner ist als damals.“ i 


illustriert und gleichzeitig widerlegt durch einige weitere Ta- 
bellen. Bei der Mortalität bei der Gesamtbelegschaft wegen 
Tuberkulose ergibt sich, daß gerade in den Jahren, in denen 
vorher die höchste Verhältniszahl für Lohn- und Fxistenz- 
minimum errechnet wurde und in denen nach Meinung der Ver- 
fasser die Arbeitsleistung geringer war, die höchsten Sterbe- 
ziffern wegen Tuberkulose zu verzeichnen sind. Die Todes- 
fälle wegen Lugentuberkulose betrugen auf 10000 Lebende 
1913: 6,2, 1914: 7,3, 1915: 9,6, 1916: 11,4, 1917: 19,8, 1918: 21,7, 
1919: 17,3, 1920: 10,0, 1921: 8,9, 1922: 10,8. 


In der Zusammenfassung der Betrachtung der Tuberkulose- 
sterblichkeit der Bergleute im Ruhrgebiet während des Krieges 
wird gesagt, daß die Einziehung der Kräftigsten zum Militär, 
die Einstellung minderwertigen Ersatzes, die Einstellung von 
Russen und die Verzögerung der Invalidisierungen die Sterb- 
lichkeit wegen Tuberkulose gefördert haben. Diese Begrün- 
dang muß man gelten lassen. Wenn dann aber weiter gesagt 
wird, daß die auch nach dem Kriege noch vorhandene höhere 
Mortalität darauf zurückzuführen sei, daß aus der Kriegszeit 
noch viele weniger widerstandsfähige Elemente vorhanden 
seien, und daß infolge des größeren Bedarfs die ärztliche Aus- 
lese nicht so streng gehandhabt werden konnte wie früher, so 
stimmt das einfach nicht mit den Tatsachen überein. 


Wie elend die Ernährung der Bergarbeiter auch in der 
Nachkriegszeit war und auch heute noch ist, das weiß am 
besten der Betriebsbeamte, der mehr wie einmal Bergarbeiter 
in der Grube angetroffen hat, die statt Butterbroten kalte 
Salzkartoffeln ohne jede Beigabe zum Frühstück verzehrten, 
Die Behauptung, daß die Ernährung der Bergarbeiter in der 
Nachkriegszeit besser war als vor dem Kriege, wird am besten “ 
widerlegt durch die nie gekannte Höhe der gesamten Krank- 
feierschichten der Ruhrbergarbeiter, über die Unternelmer- 
wie Arbeiterorganisationen beweglich Klaze führen. Wer sich 
einmal eine ausfahrende Belegschaft angesehen hat, der ist 
entsetzt über das Aussehen dieser Leute. Die Folgen der 
schlechteren Ernährung werden sich erst 'später zeigen, und 
wenn dann dieselben Verfasser über dasselbe Thema ein neues 
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Buch schreiben, dann werden sie an Hand der Morbidität und 
Mortalität der Bergarbeiter die ietzige Ausgabe widerlegen 
müssen, wenn — ja wenn sie nicht wieder einen Index finden, 
mit dem sich die gute Lebenshaltung der Bergarbeiter beweisen 
läßt. Steiger Halbfell. 


Knappschaftliches 


Ein Saarknappschaftsverein. Im Saarrevier ist durch eine 
Verordnung vom 16. September d, J. ein Saarknappschaftsverein 
errichtet worden, dureh den die bisher bestehenden drei Ver- 
cine von Saarbrücken, St. Ingbert und Frankenholz zu einem 
Verein zusammengefaßt worden sind. Die Verordnung besteht 
aus zwei Teilen. Der erste Teil umfaßt sieben Artikel, regelt 
die Rechtsgrundlage und sagt im Anfang, daß die Verordnung 
von der Reglerungskommission gemäß den Bestimmungen des 
Versailler Vertrages erlassen wird, Im Artikel I wird bestimmt, 
daß das preußische Knappschaftsgesetz vom 17. Juni 1912 von 
nun an auch für die bisher bayrischen Bezirke Geltung hat. 
Artikel IH begrenzt den betrieblichen Umfang der Versicherung 
und sagt bezüglich der Versicherungsarten:; Der Saarknapp- 
schaftsverein übernimmt: 

die Kranken- und Pensionsversicherung nach den Bestim- 
mungen des preußischen Knappschaftsgesetzes, 

die Angestelltenversicherung nach den Bestimmungen des 
Versicherungsgesetzes für Angestellte, 

die Invalidenversicherung nach den Bestimmungen der 
Roichsversicherungsordnung als Sonderanstalt. 

Die Artikel III bis V regeln die vermögensrechtliche Seite. 

Artikel VI ist der wörtlich aus dem E.G. z. R.K.V. über- 
sommene Ärtikel 29, Abs. 3, der von verlorenen Dienstiahren 
spricht, die unter gewissen Voraussetzungen wieder aufleben. 

Artikei VII bestimmt, daß die Verordnung am 1. Januar 
1926 in Kraft tritt. 

Der zweite Teil der Verordnung ist eine aus 16 Punkten 
bestehende Abänderung zum Preußischen Knappschaftsgesetz 
vom 17. Juni 1912, die bezweckt, die knappschaftliche Versiche- 
rung an der Saar dem R.K.G. anzunähern. Man ist dabei jedoch 
ganz erheblich hinter dem: R.K.G. zurückgeblieben. Im Punkt 1 
wird der 8 19 des R.K.G., der von der Versicherungspflicht der 
Arbeiter handelt, mit der Abänderung übernommen, daß 
Arbeiterinnen von der Mitgliedschaft in der Pensionskasse aus- 
«sschlossen werden können. Im Punkt 2 wird gesagt, daß für 
Cie Angestellten in der Pensionskasse eine Angestelltenabteilung 
errichtet werden kann, deren Leistungen mindestens den 
l.eistungen in der A.V,»gleich sein müssen. Im Punkt 3 wird 
cie Erhaltung der gegenseitigen Anwartschaften in den Ver- 
sicherungen genau so wie im R.K.G. geregelte Im Punkt 4 
wird $ 26 des R.K.G. mit der Maßgabe übernommen, daß an 
Stelle des 50., das 55. Lebensjahr tritt. Punkt 5 bestimmt, daß 
die Rente aus durch die Satzung festzulegenden Steigerungs- 
sätzen besteht, die für Jahre, Monate oder Wochen festgelezt 
werden können. Ferner können Mehrleistungen nach Lebens- 
oder Dienstalter gewährt werden. Die Bestimmung des R.K.V., 
daß die Rente nach 25 Dienstjahren 40 Prozent betragen muß, 
ist nicht übernommen worden. Punkt 6 ist der auf das Witwen- 
seld bezügliche $ 33, Abs. 2 des R.K.V. mit dem Zusatz, daß 
die Rente wieder auflebt, wenn die frühere Witwe in der neuen 
iihe schuldlos geschieden worden ist. Punkt 7 entspricht dem 
8 32 des R.K.V. über Kindergeld. Jedoch kann an der Saar 
cie Satzung das Kindergeld festlegen, ferner darf es nicht 
bis zum 18., sondern nur bis zum 15. Lebensiahr gezahlt werden. 
Punkt 8 bestimmt, daß die Beiträge einer jeden Seite nur 
5,2 Prozent des Hauerlohnes betragen dürfen. Die übrigen 
S Punkte behandeln den Aufbau des Vereins, der sinngemäß 
dem des R.K.V. entspricht. Jedoch ist für die Wahlen der 
Aeltesten die Verhältniswahl nicht zwingend vorgeschrieben. 

Ferner wird bestimmt, daß in die Geschäftsführung drei 
Vertrauensmänner zu übernehmen sind, und zwar zwei Ver- 
treter der Versicherten und ein Vertreter der Arbeitgeber 

Wie aus Vorstehendem ersichtlich, bleibt der Saarknapp- 
schaitsverein ganz beträchtlich hinter den Bestimmungen des 
R.K.V. zurück. 

Die Bestimmungen über die Abänderung des preußischen 
Knappschaftsgesetzes sind bereits am 1. September 1925 gültig 
geworden. Die Durchführungsmaßnahmen waren sofort in die 
Wege zu leiten, während der neue Verein am 1. Januar 1926 in 
Kraft tritt. 


Berufsvertretungen 


Aus der Bergwerks-A.-G. Recklinghausen. Für die neue 
Bergwerks-Aktiengesellschaft Recklinghausen (bisherige fiska- 
lische Zechen) fanden am 10. November die Wahlen der 
Aufsichtsratsmitglieder aus dem Kreise der Arbeit- 
nehmer statt. Es wurden gewählt: Betriebsratsvorsitzender 
Bruno Lawrenz, Zweckel, Angestelltenvorsitzender des Ge- 
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samtbetriebsrates, Bauführer Todenhöfer, Gladbeck. Der’ 
erstgenannte gehört dem alten Bergarbeiterverband, der letz- 
tere unserem Bunde An. 





Grubensicherheitswesen 


Die Einführung des Gesteinsstaubverfahrens zum Schutze 
gegen Schlagweiter- und Kohlenstaubexplosionen. Die Ar- 
eitskammer für den 'Kohlenbergbau des ua 
hat sich mit dieser Frage bereits im Jahre 1921 beschäftigt. 
Die Arbeitnehmergruppen der Arbeitskammer (Arbeiter und 
Angestellte) haben dem Oberbergamt in Dortmund schon da- 
mals entsprechende Vorschläge und Anregungen unterbreitet 
und die Anwendung des Gesteinsstaubverfahrens generell für 
alle Gruben gefordert, weil sie in dem Gesteinsstaubverfahren 
ein wirksames Mittel zur Bekämpfung von Schlagwetter- und 
Kohlenstaubexplosionen erblickten. 


Das Preußische Oberbergamt in Dortmund hat 
nun vor einiger Zeit der Arbeitskammer für den Kohlenbergbau 
des Ruhrgebiets den Entwurf einer Bergpolizeiverord- 
nung über die Anwendung von Gesteinsstaub zum Schutze 
gegen Schlagwetter- und Kohlenstaubexplosionen zur gutacht- 
lichen Stellungnahme zugesandt. 


Hiernach sind alle Gruben- oder Feldesteile mit gefähr- 
lichem Kohlenstaub nach näherer Vorschrift gegen Explosionen 
durch Gesteinsstaub zu sichern. Als gefährlich in diesem Sinne 
gilt der Kohlenstaub, der eine Explosion fortzuleiten vermag. 
Die Ungefährlichkeit des Kohlenstaubes muß durch den Berg- 
werksbesitzer nachgewiesen werden. Als ungefährlich gilt ohne 
weiteres Magerkohlenstaub, der in frischem Zustande nicht 
mehr als 12 Gewichtsprozente flüchtiger Bestandteile enthält, 
und der Staub der Gasflammkohle. Die Sicherung hat auf die 
Weise zu erfolgen, daß durch Gesteinsstaubsperren abzu- 
riegeln sind: 

a) Die Wetterabteilungen im einziehenden. und ausziehenden Wetter- 
strome, 

b) die Ausdichtungs- und Vorrichtungsbetriebe gegen die benach- 
barten Grubenbaue, 

ec) die Abbäuflügel unten und oben sowie 

d) die gegeneinander abgesetzten Abbaubetriebe, wenn der Abstand 
von ae) zu Kohlenstoß mehr als 10 Meter beträgt, gegen- 
einander, 


Mit Gesteinsstaub sind einzustauben: 


Alle zur Förderung, Fahrung oder Wetterführung dienen- 
den Grubenbaue mit Ausnahme der Abbaubetriebe. 


Die weiteren Bestimmungen über die Durchführung des 
Gesteinsstaubverfahrens sind in dem aus 26 Paragraphen be- 
stehenden Entwurf der Bergpolizeiverordnung niedergelegt. 
Die Bergpolizeiverordnung soll am 1. April 1926 in Kraft 
treten. Das Oberbergamt hat den Zechen inzwischen eine An- 
weisung über die Bergrevierbeamten zustellen lassen, wonach 
das Gesteinsstaubverfahren am 1. April 1926 durchgeführt sein 


soll I 


Die Arbeitskammer hat sich mit dem vom Oberbergamt 
vorgelegten Entwurf in mehreren Sitzungen beschäftigt und 
sich einstimmig (Arbeitgeber, Arbeiter und Angestellte) der 
Absicht des Preußischen Oberberganıts, eine Bergpolizeiverord- 
nung über die Anwendung von Gesteinsstaub zu erlassen, an- 
geschlossen, weil sie ebenfalls der Ueberzeugung war, daß 
das Gesteinsstaubverfahren einen größeren Schutz für das 
Leben und die Gesundheit der Bergarbeiter darstelle als das 
bisherige Berieselungsverfahren. Eine übereinstimmende Auf- 
fassung über die eingebrachten Abänderungsvorschläge zu eini- 
gen Paragraphen des Entwurfes konnte jedoch zwischen der 
Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerseite nicht erzielt werden, 
trotzdem große Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden 
Gruppen nicht bestanden. Die Arbeitgeber- sowohl wie 
auch die Arbeitnehmergruppe (Arbeiter und Angestellte) haben 
daher ihre Abänderungsvorschläge dem Oberbergamt getrennt 
übersandt. | 

Die Arbeitgeberseite hat sich noch besonders dagegen aus- 
gesprochen, daß die Bergpolizeiverordnung bereits am 1. April 
1926 in Kraft treten soll. Sie hat vorgeschlagen, als Zeitpunkt 
für die Inkrafttretung der Bergpolizeiverordnung den 1. Ok- 
tober 1926 zu bestimmen, denn es sei unmöglich, daß die Vor- 
bereitungen bis zu dem vorgesehenen Zeitpunkte (1. April 19%). 
von den Zechen durchgeführt werden könnten. 
mit Rücksicht auf die durch das neue Verfahren entstehenden 
hohen Kosten würden unter den augenblicklichen Verhältnissen 
die meisten Zechen nicht in der Lage sein, die Vorbereitungen 
bis zu dem angegebenen Zeitpunkt durchzuführen. 


Eine wichtige Entscheidung des Kammergerichtes für 


Grubenangestellte. Auf der Zeche „Trimonia“ bei Dort- 
mund.war am 21. Juni v. J. ein Hauer in einem im Auf- 
fahren begriffenen Aufhauen durch Einatmen giffiger Gase | 
Da der Verunglückte mit einer elek 


zu Tode gekommen. 
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frischen. Lampe ausgerüstet war, hatte er selbst keine Mög- 
lichkeit, den Betriebspunkt auf schädliche Grubengase zu unter- 
suchen. Das Oberbergamt zu Dortmund hatte aber in Aner- 
keunung dieser Gefahren bei Einführung der elektrischen Gru- 
beulampe eine Reihe von Verfügungen für besonders gefährdete 
Betriebe erlassen. U. a. mußten auf Grund dieser Verordnung 
in Sonderbewetterung stehende Vorrichtungsarbeiten von den 
f Aufsichtspersonen in Abständen von nicht weniger als zwei 

Stunden im der. Schicht zweimal befahren und auf das Vor- 
{ handensein schädlicher Gase abgeleuchtet werden. Da der 

Betriebspunkt des Verunglückten unter diese Verordnung fiel 
#4 und der betrefiende Steiger denselben noch nicht befahren 

hatte, wurde gegen ihn Anklage erhoben. Vor dem Schöffen- 
I gericht wie vor dem Landgericht stellte der Steiger unter Be- 
I weis, daß er von der Verordnung des Oberbergamtes keine 
I Kenntnis gehabt habe. Erst nach dem Unglücksfall sei ihm 
I das Zechenbuch mit der fraglichen Verordnung zur Unterschrift 
vorgelegt worden. Beide Gerichte stellten sich auf den Stand- 
| punkt, daß es dem Angeklagten nicht zugemutet werden könne, 
sich durch Nachfragen fortwährend zu erkundigen, ob neue 
I Verfügungen ergangen seien — durch Eintragung ins Zechen- 
| buch erlange eine derartige Verordnung keineswegs sofortige 

Wirksamkeit, es müsse von der Zechenverwaltung vielmehr 
verlangt werden, daß sie die ergangenen Verfügungen zur 
Kenntnis der Beamten bringe —, und sprach den Angeklagten 
frei. Dieses Urteil wurde von der Staatsanwaltschaft beim 





| Berufsfragen der Behördentechniker 


Zur Sicherung der langjährig beschäftigten Angestellten 
Behördendienst. Unter dem 16. September 1925 war im 
ı Preußischen Landtag folgende kleine Anfrage gestellt worden: 


„Durch den Personalabbau im Reich, in Preußen, in den Provinzen 
nd Gemeinden sind die planmäßigen Stellen für Beamte und An- 
‚gestellte auf ein Mindestmaß zurückgeführt. Angestellte mit zehn und 
| mehr Jahren Dienstzeit sind nach dieser Personalverminderung noch 
|'vorhanden, deren rechtliche Stellung und spätere Versorgung, insbe- 
sondere auch die ihrer Familie, nicht ausreichend gesichert ist. 
| Ist das Staatsministerium bereit, auf die Reichsregierung einzuwirken, 
|daß die Rechtsverhältnisse der langjährigen Angestellten an die der 
| Beamten angeglichen und die Pensionsverhältnisse und Hinterbliebenen- 
| versorgung ausreichend sichergestellt werden? 

Ist das Staatsministerium ferner bereit, für die Staatsangestellten 
in Preußen eine dahingehende Regelung zu treffen und für die Provin- 
zlal- usw, Verwaltungen entsprechende Rahmenvorschriften zu erlassen?“ 


Hierauf erging unter dem 7. Oktober 1935 — Lo. 12330 — 
(1237 E) folgende Antwort des Preußischen Finanzministers: 


„Die Rechtsverhältnisse der im Dienste der Preußischen Staatsver- 
| waltung stehenden Angestellten regeln sich nach dem zwischen der 
| Preußischen Staatsregierung und den Interessenvertretungen der An- 
| gestellten unter dem 30. Juni 1924 abgeschlossenen preußischen An- 
I 3 Fanberirage, in dessen S$ 36 Abs. 1, 43 Abs. 2 und 44 
Für die zehn Jahre und länger tätigen Angestellten besondere Schutz- 
bestimmungen enthalten sind. Insbesondere ist in ihnen zum Ausdruck: 
gekommen, daß Angestellten nach einer ununterbrochenen Dienstzeit von 
zehn Jahren nur bei Vorhandensein eines wichtigen Grundes gekündigt 
werden darf, der sowohl in der Person des Angestellten wie in den Ver- 
|hältnissen der Verwaltung liegen kann und fernerhin, daß Angestellte, 
|'welche zehn Jahre ununterbrochen im Staats- oder Reichsdienst be- 
schäftigt sind, im Falle der Verlegung oder Auflösung der Dienst- 
stelle unter Gewährung einer Umzugskostenentschädigung nach den 
für Beamte geltenden Grundsätzen einer anderen Dienststelle zu über- 
| weisen oder anderwärts unterzubringen sind, soweit es die Verhältnisse 
‚der Staatsverwaltung nach ihrem Ermessen gestatten. 

Hinsichtlich der Alters- und Hinterbliebenenversorgung der An- 
| gestellten im preußischen Staatsdienste steht zur Zeit zur Erwägung. 
welche die Sozialversicherung ergänzenden Versorgungsmaßnahmen ge- 
‚trofien werden können, 
|, Die Provinzial- und übrigen Kommunalverwaltungen unterliegen hin- 
| sichtlich der Besoldung und Versorgung der nicht im Beamtenverhältnis 
‚stehenden Angesteliten keinerlei Anweisung. Das Staatsministerium ist 
‚daher nicht in der Lage, hierfür Rahmenvorschriften zu erlassen. Die 
Regelung wird dem neuen Kommunalbeamtengesetz vorbehalten bleiben 
müssen.‘ 


Gesetzentwurf über die Einstellung des Personalabbaues 
‚in Preußen. Dem Preußischen Landtag ist unter dem 3. No- 
vember durch das Preußische Staatsministerium der Entwurf 
eines Gesetzes über die Einstellung des Personalabbaues und 
"Aenderung der Preußischen Personalabbauverordnung vorgelegt 
"worden. Nach Art. 7 Abs. 8 des Reichsgesetzes über Einstel- 
lung des Personalabbaues und Aenderung der Personalabbau- 
Verordnung vom 4. August 1925 sind die Länder ermächtigt, 
‚eine den allgemeinen Grundsätzen des Abänderungsgesetzes 
‚entsprechende Regelung zu treffen. Der nunmehr vorliegende 
Preußische Entwurf zieht im allgemeinen für Preußen die Fol- 
gerungen, die sich aus dem Reichsgesetz ergeben. Wie in der 
| 
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Kammergericht angefochten, mit der Begründung, daß die 
Wirksamkeit solcher Verordnungen durch Eintragung ins 
Zechenbuch gemäß $ 200 des Allgemeinen Berggesetzes ge- 
geben sei. Pflicht des Angeklagten sei es gewesen, das Zechen- 
buch einzusehen. Das Kammergericht hob die Vorentscheidung 
auf und verwies die Sache zur erneuten Entscheidung an das 
Landgericht. Die Frage, ob eine solche Eintragung in das 
Zechenbuch genüge, wurde bejaht. Es sei Pflicht des Ange- 
klagten gewesen, das Zechenbuch einzusehen, durch die Nicht- 
einsichtnahme des Zechenbuches habe er schuldhaft gehan- 
delt usw. 

Unseres Erachtens kann die nochmalige Prüfung durch das 
Landgericht kein anderes Ergebnis zeitigen als sein erstes Urteil. 
Aber gleichgültig, wie die Entscheidung ausfällt, werden die Gru- 
benangestellten auf Grund der Kammergerichtsentscheidung im 
eigenen Interesse guttun, recht häufig Einsicht in das Zechenbuch 
zunehmen und nicht etwa darauf zu warten, bis sie von der Ver- 
waltung zum Unterschreiben einer Verfügung aufgefordert wer- 
den. Man sieht also auch hier, daß Unkenntnis der Gesetze 
nicht vor Strafe schützt. Von den Zechenverwaltungen aber 
muß gefordert werden, daß das Zechenbuch an einer für jeden 
Angestellten leicht erreichbaren Stelle zu finden ist, und daß 
außerdem die Angestellten von dem Vorliegen neuer Verfü- 
gungen sofort in Kenntnis gesetzt werden. Es kann keinem 
Beamten zugemutet werden, etwa das Zechenbisch auf dem 
Betriebsführerzimmer einzusehen. 





Begründung hervorgehoben wird, wird durch die vollständige 
Einstellung des Zwangsabbaues der frühere Rechtszustand 
grundsätzlich wieder hergestellt. Soweit eine weitere Perso- 
nalverminderung etwa noch möglich ist, soll s’e durch die 
Handhabung der in den $$ 3 und 9 des Entwurfs enthaltenen 
Sperrvorschriften erreicht werden. In diesen Paragraphen ist 
u. a. gesagt, daß zur Einberufung als Beamte oder Beamten- 
anwärter in den unmittelbaren Staatsdienst es der vorherigen 
Zustimmung des Finanzministers bedarf. Diese Zustimmung 
kann unter näheren mit dem Fachminister zu vereinbarenden 
Bedingungen allgemein erteilt werden. Der Zustimmung bedari 
es nicht 


1. zu Einberufungen, deren Umfang durch den Haushalts- 
plan oder durch eine Vereinbarung mit dem Finanzminister 
zahlenmäßig bestimmt ist, es sei denn, daß der Finanz- 
minister im Einvernehmen mit dem Fachminister eine Ver- 
minderung als erforderlich erachtet; 

2. zur Einberufung von Personen, denen eine Planstelle als- 
bald übertragen wird oder nach einer regelmäßig sechs 
Monate nicht übersteigenden kommissarischen oder sonsti- 
gen probeweisen Beschäftigung übertragen werden soll, es 
sei denn, daß sich aus 8 9 etwas anderes ergibt. 


Nach $ 9 aber bedarf es zur Besetzung von Planstellen, 
die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes frei sind, ebenfalls der 
vorherigen Zustimmung des Finanzminister. Zur Besetzung 
von Planstellen, die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes frei 
werden, bedarf es der Zustimmung des Finanzministers nur in- 
soweit, als dieser im Einvernehmen mit dem Fachminister eine 
Va erutg der Zahl der Planstellen als erforderlich er- 
achtet. 

Für die Einstellung von Angestellten bedarf es ebenfalls 
der Zustimmung des Finanzministers, soweit es sich nicht nur 
um eine vorübergehende, zur Erfüllung außerordentlicher und 
zwingender dienstlicher Bedürfnisse notwendige Beschäftigung 
handelt. Dieser Zustimmung bedarf es nicht in den Fällen, 
wo es sich bei der Einstellung um Ersatz eines ausscheidenden 
Angestellten handelt und der Finanzminister im Einvernehmen 
mit dem Fachminister nicht eine Verminderung der Zahl der 
Arbeitnehmer als erforderlich erachtet. Bei der Einstellung 
von Angestellten sind nach Möglichkeit geeignete entlassene 
Angestellte zu berücksichtigen. 

Aehnlich wie im Reich werden mit Inkrafttreten des Ent- 
wurfs auch wieder die Betriebsräteschutzvorschriften bei Ent- 
lassung von Angestellten Geltung haben. 

Die Begründung zu dem Entwurf hebt hervor, daß der- 
selbe folgende wesentliche Verbesserungen zugunsten der Be- 
amten bringt: 

a) Wiederherstellung der Dreimonatsfrist für den Fort- 
bezug des vollen Diensteinkommens bei Versetzung in den 
einstweiligen oder dauernden Ruhestand; 

b) Hinaufsetzung der Mindestwartegeidgrenze und des 
Höchstbetrages des Wartegeldes; 

c) Regelung der re Ra und Pensionsverhältnisse 
von vorübergehend wiederbeschäftigten Wartestandsbeamten; 





- 
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d) Gewährung von Witwen- und Waisengeld an die Hinter- 
bliebenen eines verstorbenen Ruhegehaltsempfängers, der sich 
erst nach der Pensionierung verheiratet; 

e) Bewilligung einer Witwenbeihilfe an schuldlos geschie- 
dene Ehefrauen verstorbener Beamter oder Ruhegehaltsemp- 
fänger; 

$) Gewährung einer Witwenbeihilfe an wiederverheiratete 
witwengeldberechtigte Witwen im Todesfalle des zweiten Ehe- 
mannes; 

g) Einschränkung der Vorschriften über das Ruhen des 
Rechtes auf den Bezug des Witwen- und Waisengeldes für 
den Fall, daß die Witwen oder Waisen ein Diensteinkommen 
oder die Witwen eine Pension aus öffentlichen Mitteln be- 
ziehen; 

h) Beseitigung der Pensionskürzungsvorschriften bei Privat- 
einkommen. 


Versorgungsanstalt der Deutschen Reichspost. Im An- 
schluß an unseren in der Nr. 44 der „D.T.Z.“ wiedergegebenen 
Bericht über eine Sitzung des Verwaltungsrates der 
Deutschen Reichspost, in der infolge erheblicher Mei- 
nungsverschiedenheiten eine Beschlußfassung über die Errich- 
tung der Versorgungsanstalt nicht herbeigeführt wurde, geben 
wir nachstehend einen Bericht über die Sitzung. des Verwal- 
fungsrates am 5. und 6. November, die sich u. a. erneut mit der 
Errichtung der Versorgungsanstalt beschäftigt hat. 

Zunächst folgende Feststellung: Im Verwaltungsrat haben 
die sogenannten Vertreter der Wirtschaft und des Verkehrs 
9 Mitglieder; Reichstag, Reichsrat und das Postpersonal ent- 
senden je 7 Mitglieder. Schließlich wird noch ein Mitglied 
vom Reichstinanzminister gestellt. Auf Grund dieser Zusam- 
mensetzung ist es erklärlich, daß die sogenannten Wirtschafts- 
vertreter einen nicht unwesentlichen Einfluß auf die Beschlüsse 
des Verwaltungsrates ausüben. Wir gestehen, daß wir von 
vornherein die soziale Tatkraft dieses Gremiums nicht beson- 
ders hoch eingeschätzt haben. Trotzdem hat uns die Stellung- 
nahme des Verwaltungsrates, insbesondere aber seine Argu- 
mentation gegen die Vorlage, überrascht. 


Obgleich der Arbeitsausschuß des Verwaltungsrates die 
Vorlage in einer dreitägigen Tagung gründlich durchberaten 
und nur mit unwesentlichen Abänderungen angenommen hat, 
kam es dennoch in der Plenarsitzung des Verwaltungsrates zu 
lebhaften und grundsätzlichen ee ee Arm in 
Arm mit den sogenannten Vertretern der Wirtschaft marschierte 
die Personalvertretung (Hauptbeamten-Rat) als Gegner der 
Vorlage auf. Die Argumentation der Kritiker gegen die Vor- 
lage ging in folgender Richtung: 1. Die Schaffung der 
Zuschußkasse bleibt nicht ohne Rückwirkung 
auf die Verhältnisse der Arbeiter und Ange- 
stellten bei den Ländern und. Gemeinden. 
2. Darüber hinaus ist auch eine Rückwirkung auf die 
gesamte Privatwirtschaft zu befürchten. Würde die 
Kasse für die Arbeiter und Angestellten der Deutschen Reichs- 
post und, was noch bedenklicher sei, für das entsprechende 
Personal bei den übrigen Reichsbehörden eingeführt, so würde 
die unausbleibliche Folge sein, daß auch die Arbeiter und An- 
gestellten bei den Ländern und Gemeinden für sich dieselbe 
Sicherung fordern würden. 3. Unter Umständen könnten hier- 
aus von den Ländern Forderungen an das Reich 
hinsichtlich des Finanzausgleichs hergeleitet 
werden, und 4. schließlich ein Einwand, der bisher stets von 
def Industriellen vorgebracht wurde, wenn es sich um den Aus- 
bau der sozialen Schutzgesetze gehandelt hat. Die Kritiker aus 
den Kreisen der Industrie im Verwaltungsrat führen also an: 
„Sollte die Entwicklung dahin gehen, daß die Zuschußkasse in 
dem vorher angegebenen Umfange gefordert und eingerichtet 
würde als Folge der jetzt geplanten Maßnahme, so würden 
damit Deutschland neue schwere Soziallasten 
aufgebürdet, die die Wirtschaftbei der schwie 
rigen Lage nicht mehr würde tragen können.“ 


Ein Teil der Vertreter der Postbeamtenschaft hat darüber 
hinaus der Besorgnis Ausdruck gegeben, daß durch die Schaf- 
fung der Versorgungsanstalt in der Zukunft immer mehr 
Dienststellen mit Angestellten besetzt wer- 
den. Die „Deutsche Postzeitung‘, der wir diese Gegen- 
argumente entnehmen, sagt darüber folgendes: „Wenn auch bei 
der Stellungnahme des Reichspostministers, der ein Anhänger des 
Berufsbeamtentums sei, eine derartige Entwicklung vorerst aus- 
geschlossen sei, so müsse doch bei einem Wechsel des Reichs- 
postministeriums mit der Möglichkeit eines Abbaues des Be- 
rufsbeamtentums gerechnet werden, fa’ls die Zukunft der Helfer 
bei Dienstunfähigkeit durch die Versorgungsanstalt sicher- 
gestellt werde. Man könne nicht ermessen, wo ‘dann Halt ge- 
macht werde.“ Und nun kommt auch von dieser Gruppe ein 
Haupttrumpf! Eine ‚derartige Entwicklung, sagen diese Kriti- 
ker, sei außerordentlich gefährlich. „Abgesehen davon, 
würde man bei Lohndifferenzen usw. den im 








Br; 


Nr. 47° 


6 


X 


Arbeiter- und Angestelltenverhältnis stehen. 
den Helfern das letzte gewerkschaftliche Mit 
tel, den Streik, nicht verweigern können. Wel 
cher Schaden aber dadurch der Wirtschaft, der Gesamtheit 
entstehen könnte, wenn ein unter Umständen lange andauern- 
der Streik den Postverkehr, vieileicht zugleich mit dem Eisen- 
bahnverkehr, lahmlegt, ließe sich leicht ausmalen.‘“ Also um 
die Vorlage, die eine Existenzsicherung der. invaliden, auf 
Privatdienstvertrag beschäftigten Arbeitnehmer des Reiches be- 
zweckt, unter allen Umständen zu Fall zu bringen, wird das 
Gespenst eines Post- und Eisenbahnerstreiks an die Wand 
gemalt. | 

Der eingangs’ erwähnten Kritik zu einem beträchtlichen 
Teil Rechnung tragend, hat der Verwaltungsrat in seiner Sit 
zung am 5. und 6. November zwar die grundlegenden Para- 
graphen 1 und 2 des Satzungsentwurfes angenommen, damit 
also. grundsätzlich der Errichtung der Versor- 
gungsanstalt zugestimmt, aber die Bestim- 
mung, daß auch Angestellte und Arbeiter an- 
derer Reichsverwaltungen der Versorgungs- 
anstalt als Mitglieder angehören können, gc- 
strichen. Die Paragraphen 3 bis 59 und 61 sollen noch 
einer Einzelberatung unterzogen werden. Diese Beratung sol 
so gefördert werden, daß sie bis spätestens Anfang Januar 1926 
beendet ist, so daß die Versorgungsanstalt am 1. April 1936 
errichtet werden kann. : 

Damit ist über das Schicksal der Versorgungsanstalt das 
letzte Wort noch nicht gesprochen. Aufgabe der verirag- 
schließenden Organisationen, mit denen der ursprüngliche Sat 
zungsentwurf, der die Errichtung der Anstalt für sämtliche 
im Reichsdienst beschäftigten Arbeitnehmer vorsah, vereinbart 
wurde, wird es sein, dafür Sorge zu tragen, daß der frühere 
Zustand wieder hergestellt wird. Wie wir bestimmt erwarten, 
wird sich auch der Reichstag auf Grund der durch die Be 
schlüsse des Verwaltungsrates der Deutschen Reichspost zu- 
ungunsten der übrigen Arbeitnehmer des Deutschen Reiches 
veränderten Sachlage mit der Versorgungsanstalt zu beschäfti- 
gen haben. 





Verwaltungsreform 


Die preußische Verwaltungsreform. Der Minister des Im 
nern hat dem Preußischen Landtage seine Ansichten über die 
Reform der preußischen Verwaltung vorgetragen. Damit ist 
endlich eine Frage in Fluß gekommen,-die schon in Vorkriegse 
zeiten eine Rolle gespielt hat, ohne daß jedoch die Erörterung 
darüber trotz Einsetzens einer besonderen Kommission eit 
nennenswertes Ergebnis zeitigte. Wir müssen uns im Augen 
blick darauf beschränken, die vom Minister vorgetragenen 
Grundsätze bekanntzugeben und in der Kollegenschaft zur 
Erörterung zu stellen. Eine Kritik behalten wir uns für eine 
spätere Nummer vor, ; | 
I. Verhältnis vom Reich zu den Ländern. F 

Im Verhältnis vom Reich zu den Ländern ist zur Verrin- 
gernig von Doppelarbeit eine klare Scheidung der Zuständig- 

eiten anzustreben. Nach $ 42 der 3. Steuernotverordnun 
sollen die Aufgaben der Wohlfahrtspflege, des Schul- un 
Bildungswesens und der Polizei den Ländern nach Maßgabe 
näherer reichsrechtlicher Vorschrift zu selbständiger Regelung 
überlassen werden. Die schleunige Durchführung dieses Pro- 
gramms, das gegenwärtig in einem Ausschuß der Länder im 
Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminister in seinen Einzel- 
heiten durchgearbeitet wird, ist mit allen Kräften anzustreben. 
I. Verhältnis vom Staat zur Selbstverwaltung. 

Im Verhältnis vom Staat zur Selbstverwaltung ist ebenfalls 
zunächst auf eine möglichst klare Scheidung der Zuständig- 
keiten hinzuarbeiten. Auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege 
ist diese Regelung in den letzten Jahren bereits getroffen. 
Sie ist auszudehnen auf alle Gebiete, auf denen heute noch 
Staat und Selbstverwaltung sich mit denselben Aufgaben be- 
schäftigen. Das wird insbesondere möglich sein auf den Ge- 
bieten der Schulunterhaltung und der Meliora- 
tionen. 

Voraussetzung für eine Dezentralisation auf diesen und 
anderen kleinen Gebieten ist der wirklich leistungsfähige 
Selbstverwaltungskörper. Es ist deswegen zu dem bis zum 
1. April 1927 vertagten endgültigen Finanzausgleich eine aus- 
reichende Finanzierung der Selbstverwaltungskörper anzustre= 
ben. Neben der finanziellen Bewegungsfreiheit bedarf ein 
leistungsfähiger Selbstverwaltungskörper auch einer gewissen 
Größe._ Es wird darum erst der Kreis (Stadtkreis oder Land- 
kreis) als geeigneter Unterbau für eine Dezentralisation im 
Betracht kommen. Im Einzelfall wird zu untersuchen sein, 
ob die für die Leistungsfähigkeit des Kreises zu fordernde 
Größe gegeben ist. ‘Wo diese Frage verneint werden muß, 





sind durch Aenderung der Kreisgrenze: (Zusammenlegung klein 
ner Kreise) die erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen = 
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Je mehr die Zuständigkeit von Staat und Selbstverwaltung 
klar geschieden ist, um so mehr wird die Staatsaufsicht ent- 
diernt werden können. | 

Im Verhältnis der Selbstverwaltungskörper untereinander 
"wird der Staat kraft seiner Organisationsgewalt dahin wirken 
" müssen, daß bei der gemeinsamen Arbeit für das öffentliche 
B Wohl die nachbarlichen Verhältnisse nicht über Gebühr bean- 
F sprucht. werden, und. daß: innerhalb der Selbstverwaltungs- 
körper im Wege des Lastenausgleiches der kräftigere den 
"schwächeren unterstützt. Die Konzentration von Aufgaben auf 
Eden Kreis soll die in den kreisangehörigen Gemeinden vorhan- 
‚denen lebendigen Kräfte nicht brachlegen. Es muß dafür Sorge 
E getragen werden, daß durch eine zweckmäßige Dezentralisa- 
‚tion diese Kräfte innerhalb des Kreises zu verantwortungs- 
"voller Mitarbeit herangezogen. werden. 


I. Organisation der Staatsverwaltung. 
Untere Instanz. 
In der Organisation der Staatsverwaltung soll grundsätz- 
Flich die Entscheidung in die lokale Instanz verlegt werden. 
‚Diese Maßnahme würde nicht nur eine Erleichterung für das 
"Publikum, sondern auch eine Verringerung des Bürobetriebes 
Abedeuten, weil an Stelle der Berichte an die übergeordnete 
‚Stelle die unmittelbare Entscheidung tritt. 
a) Landkreise. ‘Der Staat hat sich den Einfluß auf 
‚die Besetzung der Stelle der Kreisinstanz (Landrat) zu sichern. 
‚Es wird dadurch vermieden, daß sich die Tätigkeit der Kreis- 
instanz in Lokalpolitik erschöpft und die allgemeinen Inter- 
‚essen außer acht läßt. Von einer grundsätzlichen 
Kommunalisierung der technischen Lokalbe- 
amten wird abzusehen sein, wobei nicht aus- 
geschlossen sein soll, daß in geeigneten Fäl- 
den die Aufgaben dieser Beamten an Kommu- 
malbeamte nebenamtlich übertragen werden, 
. Die Kommunalaufsicht über die kleineren kreisangehörigen 
"Städte, mindestens bis zur Größe von 5000 Einwohnern, ist 
F auf den Landrat und den Kreisausschuß zu übertragen. 
f b) Stadtkreise. Auch in Stadtkreisen wird die Ab- 
‘gabe von Geschäften der staatlichen Mittelinstanz- an die Ge- 
"meindebehörden durchzuführen sein. 
IV. Mittlere Instanz. 
| Die Bezirksregierungen werden grundsätzlich aufgehoben. 
E Die staatlichen Verwaltungszweige der Provinz mit Ausnahme 
Acer Justiz- und Bergverwaltung sind unter einem Oberpräsi- 
‚denten zusammenzufassen. Wo besondere politische oder geo- 
graphische Verhältnisse es geboten erscheinen lassen, können 
in einzelnen Fällen Bezirksregierungen als örtliche Verwal- 
tungsstellen des Oberpräsidenten bestehen bleiben. 
b Neben dem Oberpräsidenten tritt ein Provinzialverwal- 
tungsgericht, an welches sich die Disziplinarkammer angliedert. 
- „Die besondere Beschlußbehörde (Bezirksausschuß, Provin- 
zialrat) wird abgeschafit und in die Provinzialregierung ein- 
gebaut. 
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Aus den Gauen | 
| Gautag von Hannover-Braunschweig. 

 » Der fünfte ordentliche Gautag unseres Gaues fand am 27. September 
n Bielefeld statt. Den Geschäftsbericht erstattete der Gauleiter, Kol- 
ege Seitz. Obwohl das Gaugebiet als ein Gebiet starker Abwande- 
ing bezeichnet werden müsse (Stillegung des Kalibergbaues, Fertigstel- 
lung des Mittellandkanals usw.), sei die Anzahl der zahlenden Mitglieder 
im 20 Prozent, die Beitragseinnahme um 50 Prozent gestiegen. Infolge 
des Abbaues bei den Behörden als auch bei den Firmen der Metallin- 
dustrie, worunter insbesondere die technischen Angestellten zu leiden 
haben, sei der größte Teil der Abgebauten in andere Gebietsteile ver- 















zogen, 

3 R- Kollege Seitz beschäftigte sich weiter eingehend mit der sogenannten 
Wirtschaftskrise, Er brachte zum Ausdruck, daß das starre Wirtschafts- 
system Deutschlands den Folgen des verlorenen Krieges, insbesondere aber 
den Auswirkungen der fortschreitenden Technik nicht gewachsen sei, worin 
er die Hauptgründe der Krise erblickt. In treffender Weise kennzeichnet 
der Referent die Folgen der fortschreitenden Technik, die notwendige Um- 
stellung der Wirtschaft, die noch notwendigere Umschichtung der Arbeit- 
nehmer, die vom Staat in ideeller und materieller Weise großzügig 
terstützt werden müsse. Der Referent ging dann auf die Lage der 
fechnischen Angestellten und Beamten ein, soweit diese im Bergbau, 
in der Industrie, im Baugewerbe und bei Behörden beschäftigt sind. Den 
Bericht über die Verssltımg des Gaues erstattete der Gauvorsitzende, 
'- Der Gautag beschäftigte sich dann eingehend ‚mit den zahlreichen 
Anträgen, die sehr interessante, geistig hochstehende Debatten aus- 
lösten. — Das Referat des Vorstandsmitgliedes, Kollegen Lu stig 
(Berlin) über: „Die Wetibewerbsunfähigkeit der Deutschen Wirtschaft 
wurde mit großem Verständnis und Interesse aufgenommen, was die 
darauf stattfindende Aussprache bewies. Die Wahl des Gauvorstan- 
des ergab, daß die seitherigen ehrenamtlichen Gauvorstandsmitglieder. 
1 ihrem Amte bleiben, nämlich die Kollegen: Briel (Bielefeld), Hen- 
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V. Zentrale Instanz. 


In der Zestralinstanz wird nach Durchführung der vom 
stehenden Maßnahmen innerhalb Preußens und nach der klaren 
Scheidung der Zuständigkeiten zwischen Reich und Ländern 
auch eine Verringerung der Zahl der Ministerien möglich sein. 

Eine Verringerung der Mitgliederzahl des Landtages und 
des Staatsrates, die zwar mit der Verwaltungsreform nicht in 
unmittelbarem Zusammenhange steht, aber die auf Verbilli- 
gung des Staatsbetriebes gerichteten Ziele der Verwaltungs- 
relorın teilt, bleibt ebenfalls anzustreben. Das ganze Reform- 
werk würde danach bestehen aus: 


1. Stadt- und Landgemeindeordnung mit fol- 
genden Hauptgesichtspunkten: einfache Organisation, Rege- 
lung der nachbarlichen Verhältnisse, Beschränkung der Staats- 
atıfsicht in materieller Beziehung, Uebertragung der Kommunal- 
aufsicht über Städte bis 10090 oder 5009 Einwohner auf den 
Landrat und den Kreisausschuß. 

2. Kreisordnung mit folgenden Hauptgesichtspunkten: 
Ermöglichung der Dezentralisation innerhalb des Kreises, Re- 
gelung des Verhältnisses von Kreis und kreisangehörigen 
Städten. 

3. Provinzialordnung mit folgenden Hauptgesichts- 
punkten: Regelung des Verhältnisses zwischen Provinz und 
Kreisen, Vermeidung eines überflüssigen Verwaltungsaufbaues 
der Provinzialverwaltung. 

4 _Landesverwaltungsgesetz mit folgenden 
Hauptgesichtspunkten: Regelung des Verhältnisses der selb- 
ständig bleibenden Lokalbehörden zueinander, Betonung des 
Grundsatzes, daß die Lokalinstanz im Zweifel entscheidet, 
Zusammenfassung der Mittelinstanz unter dem Oberpräsidenten, 
Einbau der Beschlußbehörde in die Provinzialregierung. . 

5. Verwaltungsgerichtsordnung mit Organisa- 
tion der Verwaltungsgerichte, Kreisausschuß, Stadtverwaltungs- 
gericht, Provinzialverwaltungsgericht, Oberverwaltungsgericht, 
ferner Erweiterung des Verwaltungsrechtsschutzes. 

6. Schulunterhaltungsgesetz mit Uebertragung 
der Schulunterhaltung auf die Stadt- und Landkreise unter 
Ueberweisung entsprechender Generaldotationen. Unberührt 
bleibt die ausschließliche Befugnis des Staates zur Regelung 
der inneren Schulangelegenheiten. 

7. Dienststrafordnung mit Angliederung der Dis- 
ziplinarkammern an die Provinzialverwaltungsgerichte, gleiches 
Verfahrensrecht für mittelbare und unmittelbare Staatsbeamte. 

8. Finanzausgleichsgesetz mit Berücksichtigung 
der Neuregelung der Schul- und Wegelasten. 

9. Mantelgesetz, in welchem die für eine Dezentrali- 
sation und Dekonzentration nötigen Novellen enthalten sind 
und Aenderung der Kreisgrenzen. Dieses Mantelgesetz würde 
das bisherige Zuständigkeitsgesetz ersetzen. 

“10. Gesetz über eine Herabminderung der Zahl 
der Landtagsabgeordneten und der Mitglieder des 
Staatsrats. 





nekens (Celle), Mänz (Hannover, Schumann (Braunschweig), 
Vahle (Schwarmstedt). Kollege Seitz wurde wiederum als Gau- 
leiter einstimmig bestätigt. 

Der Gautagsleiter, Kollege Dettmann (Hannover), sprach zum 
Schluß der gastgebenden O.-V. Bielefeld für ihre Bemühungen, den 
Gautagsdelegierten und Vorstandsmitgliedern für ihre rege Mitarbeit 
den Dank des Gautages aus, indem er feststellte, daß auch dieser Gau- 
tag zur Zufriedenheit aller verlaufen sei, 1 

Eingeleitet wurde der Gautag am Vorabend durch eine von der 
gastgebenden Ortsverwaltung Bielefeld sehr gut vorbereitete Be- 
grüßungsfeier. Das Referat des Kollegen Lustig (Berlin) über: 
„Die Bedeutung der Frau in der Gewerkschaftsbewegung“ löste stür- 
mischen Beifall aus. 

„Mit Stolz und Genugtuung nahm der Gautag davon Kenntnis, daß 
die Geschäftsstellen des Gaues und der Ortsverwaltung Hannover Ende 
Oktober in das eigene Heim, Hannover, Hedwigstr. 19, ver- 
legt werden. 


Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.TZ.“ erfolgen 
in der Regel nur in der 4., 8., 12. und 13. Nummer jedes. Vierteljahres. 
Die Aufnahme der Anzeigen geschieht unentgeltlich. 

‚Die Bekanntgabe der Versammlungen hat den Zweck, den Versamm- 
lungsbesuch zu heben und auch auswärtigen, zufällig am Ort befindlichen 
Bundeskollegen die Teilnahme zu ermöglichen. Keine Ortsverwaltung 
sollte deshalb versäumen, ihre Versammlungen regelmäßig der Redaktion 
der. „D.T.Z.“ mitzuteilen. 

Die Anzeigen dürfen jedoch wegen des beschränkten Raumes nur: 
folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, Da- 
tum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen 
spätestens3 TagevorErscheinenderneuen Nummer 
im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die 
Vorne nen unter Anwendung nachstehender Abkürzung enthalten; 

= Mitgliederversammlung, V = Vertrauensmännerversammlung, 

F = Fachgruppenversammlung, Oe = Oeffentliche Versammlung, 
Arnsberg. M. 7. XII. 8%, Bundeslokal: „Zur Krim“, 
Bautzen. M. 4. XII. 8%, im Bürgergarten. : 
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BedDke Pdn LBeN ED 


Bonn. M. 5. XII. 800, Rest. Jacob, Friedrichstr. 23. 

Cottbus. M. 8. XII. 800, Rest. „Kleine Funkenburg“, 

Dudweiler. F. 13. XII., vorm. 93%, im Lokal Brenner. 

Dudweiler. M. 13. XII., nachm. 3%, im Lokal Grimm. 

Eisenach. M. 2. Xli. 800, „Karthäuser Hof“, Karlsplatz. 

Erfurt. M. 4. XII. 800, Rest. Steiniger. 

Glatz. M. 4. XII. 730, Stephans Brauerei, Roßstr. 

Görlitz. M. 3. XU. 800%, im Hande!skammerhaus. 

Greifswald. M. 2. XII. 8%, Lokal Berger, Ecke Fisch- und Lange- 
fuhrstraße. 

Heidelberg. M. 3. XII. 800, Brauerei Ziegler. 

Hildesheim. M. 3. XII., „Altdeutsches Haus“, Osterstraße. 

Kalkberge. M. 5. XII. 8%, Rest. Jonas, Kalkberge, Friedrichstraße. 

Ladenburg. M. 4. Xil. 630%, Hotel „Zur Rose“, 

Meiderich. M. 3. X. 80, Rest, „Stadtgarten“, Kirchstraße. 

Mühlhausen (Thür.). M. 3. XII. 830%, Rest. „Postkeller“ Steinweg. 

Neuruppin. M. 8. XII. 80, „Restaurant am See“ (Inh. H. Wölk). 

Potsdam-Nowawes. M. 4. XII. 8%, Rest. „Fürst Bismarck“ Potsdam, 
Mammon 1. 

Ratingen. M. 9. XII. 8%, „Zum Adler“, 

Roßwein. V. 26. XI. 800, beim Vorsitzenden; M. 2 XI. 80, „Herkules“. 

Siegen i.W. M. 1. Xil. 73%, Wirtsch. Heiser, Bahnhofstr. 19. 

Waldheim. M. 5. XII. 80, „Vereinshaus“, Waldheim. 

Weimar. M. 2. XII., „Hotel Germania“. 

Wittenberg, Bez. Halle. M. 9. XII. 8%, im Gasthaus „Zur goldenen 
Sonne“, 

Wittenberge. M. 1. XII., Vereinsloka! „Deutsches Haus“, 


Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung“ 
übersandten Schriftwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 
erfolgt nicht. 


Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund: Protokoll der Verhandlungen 
des 12, Kongresses der Gewerkschaften Deutschlands (2. Bundestag 
des A.D.G.B.), 31. August bis 4. September 1925 in Breslau. Ver- 
lagsanstalt des A.D.G.B. Brosch. 5,30 R.-M., Ganzl. 6,80 R.-M. 

Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund: Das Märchen vom Preis- 
abbau, Eine Aufklärungsschrift. Verlagsgesellschaft des A.D.G.B. 
0,65 R.-M. 

Baugewerksbund, Deutscher: Kalender 1926, Selbstverlag (W. Paeplow, 
Hamburg.) 0,75 R.-M. 

Beamten-Archiv, Deutsches: Deutsches Beamten-Taschenbuch 1926. 5. Auf- 
lage. Wirtschaftsveriag A. Sudau, Berlin. Vorzugspreis gebunden 
3,50 R.-M., später 4,— R.-M. 

Brockhaus, F.A.: Dre kleine Brockhaus, Lieferung 10. Verlag F. A. Brock- 
haus, Leipzig, Gesamtlieferung: Ha!bl. 23,— R.-M., Ha:bir, 30,— R.-M. 

Bucharin, N.: Karl Kautsky und Sowjetrußland. Verlag für Literatur und 
Politik, Wien-Berlin, 125 R.-M. r 

Dantz, Karl: Peter Stoll, Ein Kinderleben, von ilım selbst erzählt. Zeich- 
nungen von Max Graeser. Verlag J. H. W. Dietz Nachf., Berlin. 
2,40 R.-M. 

Eschbach, Walter: Kinderelend, Jugendnot. Auch eine Bilanz des Krieges. 
Völlig neubearbeitete Auflage. E. Laubsche Verlagsbuchhandlung 
G.m.b.H,, Berlin. 

Frank, Jos. Maria: Neckarfahrt. In acht Tagen durch ein Jahrtausend. 
Verlag J. H. W. Dietz Nachfl., Berlin. Kart. 250 R.-M., Ganzl, 
450 R.-M. 

Günther, Hanns: Der Weg des Eisens, vom Erz zum Stahl. Verlag 
Dieck & Co, Stuttgart. Kart. 5,50 R.-M., Halbl. 7,50 R.-M. 

Herzka, Leop, Ing.: Schwindspannungen in Trägern aus Eisenbeion. 
Mit 29 Abbild. und zahlr. Tabellen. Verlag Alfred Kroener, Leip- 
zig. Geh. 3,50 R.-M., gebd. 7,50 R.-M. 

Heymann, Prof. Dr. Bruno, u. Freudenberg, Dr. Karl: Morbidität und 
Mortalität der Bergleute im Ruhrgebiet. Verlag G. D. Baedecker, 
Essen. Brosch. 8— R.-M., gebd. 9 R.-M. 

Kallee, Dr. A, u. Gros, Dr. P.: Zahlenanhang, Ergänzungen und Stich- 
wortverzeichnis zum Taschenbuch des Bereehle. Stand vom 
15. Oktober 1925. Verlag für Wirtschaft und Verkehr, Stutigart. 
Taschenbuch mit Zahlenanh. Ganzl. 580 R.-M., Zahlenanhang 
0,95 R.-M. 

Kranold, Albert: Zwang und Freiheit im Sozialismus. Thüringer Veriags- 
anstalt und Druckerei, G.m.b.H., Jena. Halbl. 5,— R.-M. 

Ludwig, Emil: Wilhelm der Zweite: Ernst Rowohlt Verlag, Berlin. 
Gebd. 10 R.-M., Ganzl. 14,— R.-M. 

Müller-Wulkow, Walter: Bauten der Arbeit und des Verkehrs. Aus 
deutscher Gegenwart. Die blauen Bücher. Verlag Karl Robert 

LEUBERSUGHNE: Königstein, Taunus. 2,20 R.-M. 

Neuwirth, Jos: Die Technische Hochschule in Wien. 1815—1925. 
Oesterreich. Bücherei Nr, 10. Verlag A.Hartleben, Wien. 250 R.-M. 

Nexö, M. A.: Kinder der Zukunft. Verlag ]J. H. W. Dietz Nachfl,, 
Berlin. 4— R.-M. 

Salinger, R.: Der Eisenbeton. 5. neubearb. u. erw. Aufl. Mit 480 Abb. 
und 137 Zahlentaf. Verlag Alfred Kroener, Leipzig. Geh. 24 R.-M., 
gebd. 26,— R.-M. 

Simson, Dr. Gerh.: Der Teilstreik und die Lohnansprüche der Arbeits- 
willigen, Verlag Wiedemannsche Druckerei A.-G., Saalfeld. 1,50 R.-M. 

Stadelmann, Ed. Dipl.-Ing.: Gußbeton. Erfahrungen beim schweizer 
rischen Talsperrenbau. Bericht der Gußbeton-Kommission des 
Schweizer, Ingenieur- und Architekten-Vereins. Verlag Hoch- und 
Tiefbau A.-G., Zürich. 10,— Fr. 

Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter: Protokoll über die Verhand- 
lungen des 10. Verbandstages vom 3. bis 8. August 1925 in Fraik- 
-furt a. M., Selbstverlag. 

Zentralverband der Angestellten in Industrie, Mandel und Verkehr, Tep- 
litz-Schönau: Angestellten-Kalender 1926. Verlag Robert Wantoch, 
Turn bei Teplitz. 7 Kr. 





Alle hier genannten Bücker, Broschüren und Zeitschriften sind zu” 
beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. H, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt ‘die Versendung ohne Be- 
rechnung von Porto und Verpackung. s - 


Technik. 


Die Diesel-elektrische Lokomotive. Von G. Lomonossoff, 
V.D.l.-Verlag. Preis 20 RM. 

Das mit einem Geleitwort von Matschoß versehene Buch gibt 
eine Beschreibung der in Deutschland für die russische Staatsbahn 
gebauten Diesel - elektrischen Lokomotive und der mit ihr durch- 
geführten Versuche. 

In einem einleitenden historischen Teil wird in großen Zügen die 
Entwicklung der Dampflokomotive geschildert. Nach Entwicklung der 
Wärmebildung werden die Versuche zur Verbesserung des Wirkungs- 
gerades durch Einführung des elektrischen Bahnbetriebes oder durch 
Lokomotiven mit Explosions- oder Verbrennungsmotoren beschrieben. 
Die Entscheidung des Verkehrs-Kommissariats für den Diesel-elek- 
trischen Antrieb der neuen Lokomotive wird begründet. Die ıwm- 
günstiece Entwicklung der Verkehrsverhältnisse in Rußland. und die 
Ruhrbesetzung verzögerten den Bau der Lokomotive, während 
mehrere andere Projekte von Lokomotiven mit Dieselmotoren oder 
Gasturbinen. nicht zur Durchführung gelangten. 

Die einzelnen Teile der von der Maschinenfabrik Eßlingen ge- 
bauten Lokomotive, insbesondere der von der Maschinenfabrik Augs- 
burg-Nürnberg gelieferte Viertakt - Dieselmotor und die von Browm- | 
Boverie gelieferte elektrische Ausrüstung werden sehr eingehend 
beschrieben. Auffallend ist die verhältnismäßig hohe Spannung von 
1060° Volt, durch welche die Betriebssicherheit der Dynamo und der 
Motoren verschlechter wird, ohne daß eine Begründung für die Wahl 
dieser hohen Spannung gegeben wird. Allerdings ermöglicht die für 
die Steuerung angewandte Leonard-Schaltung mit Hilfserregermaschinen, 
daß die Steuerungsorgane nicht in dem 1000 Volt-Kreise liegen, Ganz 
besonders wird die Wichtigkeit und Schwierigkeit der. Kühlung hervor- 
gehoben. 

Finen sehr großen Teil des Buches nimmt die Beschreibung der’ 
Versuche ein. Von-.den Vorbereitungen an wird der Gang der 
Versuche mit allen Einzelheiten eingehend geschildert und die Ver 
suchsresultate durch zahlreiche Kurven unter sorgfältiger Diskussion 
der Ergebnisse mitgeteilt, während es leider sonst häufig üblich ist, | 
derartige Untersuchungen mit kleinlicher Geheimniskrämerei zu be 
handeln. Durch einen Vergleich mit ähnlichen Versuchen an eines 
gleich starken Dampflokomotive wird der bessere Wirkungsgrad und 
der dadurch veranlaßte geringere Brennstofiverbrauch gezeigt. 

Die Lokomotive bewährte sich während des ersten Betriebs- 
nıonats, Die hierbei gemachten Erfahrungen werden unter Vergleich 
mit ähnlichen Dampflokomotiven im einzelnen geschildert. Interessant 
ist, daß, abgesehen von einem Versagen des die Erregermaschinen” 
antreibenden Glühkopfmotors, die meisten Mängel sich bei dem Kühler” 
zeigten, Die gleichen Erfahrungen dürfte man auch bei Turbo-Loko- 
ınotiven machen, die für die Kondensation. ebenfalls eine große Kühl- 
einrichtung haben müssen. Zum Schluß wird ein wirtschaftlicher Ver- | 
gleich mit gleich starken Dampflokemotiven durchgeführt und gezeigt, || 
daß bei den derzeitigen Brennstoffpreisen der Uebergang zu thermo- 
elektrischen Lokomotiven für Rußland ein Gebot der Stunde ist. 

In der gleichen Lage wie Rußland sind auch alle anderen Länder 
mit großer Petroleumproduktion und geringem Kohlenvorkommen, z. Bi | 
Argentinien. Das Buch kann deshalb jedem Ingenieur, der sich mit 
der Weiterentwicklung der Lokomotiven beschäftigt, dringend empfohlew| 
werden. Frank. ©) 

Verschiedenes. | 


Lindes kaufmännische Bücherei. Band Vil: „Die Einkaufsabteilung“” | 
von Dipl.-Kaufm. Hanns Czekalla, und Band VII: „Handelsbetriebs- | 
iehre“ von Fr. Theodor Sekurius. Industrieverlag Spaeth & Linde, || 
Berlin W 10. Band VII: brosch. 2,80 M., halbl. 3,40 M. - Band VIE 
brosch. 4 M., halbl. 4,80 M. A 
Der Band VH unterrichtet auf 128 Seiten über die Organisation 
des Einkaufswesens, Bestellvorbereitungen, Auftragserteilung, Lieferungs- || 
kontrolle, Rechnungsprüfung, Registratur, Einkaufsstatistik, | 
I 

} 

| 





über den Kauf. Der Band VII behandelt auf 248 Seiten die Arten 
des Handelsbetriebes nach den verschiedensten Gesichtspunkten, nach 
Art der Ware, nach Eigentumsverhältnis zur Ware, nach Form und Um- 
fang des Handels, Wanderhandel, Kleinhandel, Zwischenhandel, Groß- 
handel, Spezialgeschäft, Warenhaus, ferner Rechtsformen des Handelsbe- | 
triebes, Einzelbetrieb und: die verschiedenartigsten Gesellschaftsformen, 
Art, Tätigkeit und Behandlung der Hilfskräfte einschließlich der Agen-| 
ten, Kommissionäre und Makler, Kreditwesen mit allen Einzelheiten, | 
Organisation des Betriebes und im übrigen dasselbe Gebiet wie Band VIl. | 
Beide Verfasser haben die Gabe, in leichtverständlicher Weise dar-| 
zustellen und auch die technische Organisation des Kaufmannsbetriebes 
zu durchleuchten. Die moderne Wirtschaftsorganisation zwingt den 
Kaufmann, immer mehr technisch zu denken und zu gestalten. Die Zu- 
kunft wird dem Organisator gehören, der auch im Verwaltungsbetrieb 
systemvolle, mit den modernsten technischen Mitteln ausgestattete Organis’) 
sation schaffen kann. Außerdem sind technische Materialkenntnisse A 





den zukünftigen Wirtschaftsleiter Voraussetzung. Ob man diesen Zur 
kunftsmann Techniker oder Kaufmann nennt, ist nebensächlich,) 
Uns scheint, daß auch der Techniker, soweit es sich um seine Produkte”) 
handelt, sehr wohl den Anspruch erheben kann, Anwärter für die zus 
künftige Organisierung einer zweckmäßigen Güterverwaltung und. -ver=7} 
teilung zu sein, weil er von seinem Berufe aus die beste Warenkenntnis" 
und gute organisatorische Fähigkeiten mitbringt. Vielleicht würde er] 
dazu beitragen, die ofienbare Buntscheckigkeit in der Behandlung der“) 


selben kaufmännischen Materie — sei es die Organisation der einzelnen) 
Verwaltungsgebiete, Buchführung, Einkauf usw, sei es die Arbeiter] 
einteillung — zu vereinheitlichen, zu normalisieren, ebenso wie er die ! 


Normalisierung seiner Erzeugnisse zuerst in Angriff genommen und ı) 
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U schon weitgehend durchgeführt hat.“ Wir sehen hier ein zukünftiges Ar- dringung der Verwaltung mit technischem Geist Wirklichkeit werden, 
9 beitsfeld für den Techniker, der sich nicht ängstlich daran klammert, So müßte der Techniker auch versuchen, sich kaufmännische Kennt- 
© ein reiner Techniker zu bleiben. Nur wenn die Techniker sich mehr wie nisse anzueignen. Dazu sind die Einzelbände von „Lindes kaufmännische 
© bisher um diese Dinge kümmern, wird die von uns erstrebte Durch. Bücherei‘ sehr geeignet. J. Gröttrup, 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 3srlin 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. | Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 


Zum sofortigen Eintritt 


in unsere Abteilung Tiefbau wird ein 











Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die öge- 
spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 











Schriftschablonen : 


EN D.RP, 


NZ 
Auslandspatent 


: Normograph 








Wir suchen zum baldigen Antritt, 


= 
wenn möglich zum 1. Januar 1926, Techniker . Klasse 
j inan. j für den Innendienst (Rechnungswesen usw.) gesucht 
1. EINEN Maschinen Werkmeister Vorbedingung: Absolvierune abe staatlichen oder 
taatlich aner ewer! i 

mit abgeschlossener Fachschulbildung, @ | 3,.. 35 a ner eis 
gründl. Kenntnissen und Praxis, für B | wünscht. Bewerber mit behördlicher Praxis erhalten 
Ueberwachung von Kesselhäusern, der | den Vorzug. 
elektr. Hauptzentrale nebst Unter- ® | Besoldung erfolgt nach Gr. 7, evtl. später 8 
anlagen, maschinellen und elektr. Be- & | der staatlichen Beso dungsordnung. 
triebe einschließlich Fördermaschine, e , Gesuche mit Zeugnisabschriften sind an die 
sowie für Installation und Unterhaltung =; | unterzeichnete Dienststelle zu richten. 
elektr. Stark- u. Schwachstromanlagen. Bezirksamt Wedding. 


h A Deputation für Bauwesen. E Ei R E 1 S A € 4 E 

2. einen Btrieh' techniker oder jedes Deutschen, nur deutsche Weine zu trinken 
Merkstattmeister Ein beliebtes Geschenk 

mit abgeschlossener Fachschulbildung 


B fürjedermann sind schöne Korhmöhbel. Wir liefern 
und gründlicher, mehrjähriger Werk- geg. de- ms m EEE n 
stattpraxis zur Beaufsichtigung unserer 







Prosp. kosentrei! (EEE Ber 
BAHR «& System B> KASSEBAUM 
Filler & Fiebig, Berlin S 42 
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Bo Harmon.-, Sprechapp.-Fabrikation. Niedrigste Fahrik- 

dran preise. Schallplatten 2.50 M. Ernst Maß Nachf,, 
Lage. 1872. Klingenthal $a. $12. Gr. Katalog gratis. 





22er Zeiltinger p.Flasche 70 Pfg. 
22er Uerziger p.Flasche 80 Pfg. 
22er Kinheimer p. Flasche 00 Pte. 
23er Graacher p Flasche 100 Pig. 
alles Qualitäts-Mose:weine mit Lagennamen. 
Flaschen und Kiste leihweise. Stille Vertreter gesucht. 





queme 







Teil- Proben grgen a Berechnur z 
Reparaturwerkstätten. Derselbe muß zahlg., Steph. Ehses-Geller, W einzutsbesitzer, 
mit den in Bergwerks- und chemischen I ohne Zeltingen a. Mosel. 













Betrieben vorkommenden Maschinen 
vertraut sein, die neuzeitlichen Arbeits- 
vorbereitungen, Arbeitszeitermittlun- 
gen sowie die modernen Werkzeug- 
maschinen kennen und in der Lage 
sein, Werkstattzeichnungen anzufer- 
tigen. 

Schriftliche Bewerbungenmitselbst- 
geschriebenem Lebenslauf, Zeugnis- 
abschriften, Photographie, Referenzen 
und Angabe des frühesten Dienst- 
antrittes erbeten an 


T- 1a. - Gamitie 
spiellos billig. Garnitur Nr. 5a. wie Buld, 4-tertig 
n (statt Sofa auch 2 weitere Sessel), elegante bequeme 
ı Klubform, stabile Werkarbeit, zu nur Mk. 55. - x 

weiss gebleicht, zu Mk. 90.- mit Sitz- und 
Rückenpolster (hübsche moderne Muster). 


Elegante bequeme Klubsessel 
kosten Mk. 11.—, gep. Mk. 16.50, passende Blamen- 
krippen Mk. 16.—, prakt. Bücherständer Mk. 24. -, 
elegante Ständerlampen (1,80 hoch), komplett für 
elektr. Anschluss Mr. 49.-. Sämtliche Stücke 
kosten japan-braun gebeizt 10°, mehr. Versand 
bei nur! Aneahlg. Rest in bequem. Wochenraten | 
Bei Vorauskasse 10%, bei ganzer Nachnahme 
5° Rabatt, Glänzende Zeugnisse aus den besten 
ı $ Kreisen. Bestellen Sie sofort. Reichhaltiger Katalog 

Kauf Wunsch. Korbmöbelfabrik „Mercedes“, 
Daiber & Geiser, Lorch, Württbg., Postfarh 75 










iroDe Weihnakhtsiten 


bereiten Sie den Ihren durch unser Weihnachtspaket mit 
von Krüppeln und Schwerkriegsbeschädi ten hergestellten 
Gegenständen. 1 Markttasche, Schwarzwäider Form, aus f 
echtem Peddingrohr, mit 1 Roßhaarbes-n, 1 Kokosbesen, 
1 Schrubber, 2 Scheuerbürsten, ! Schmutzbürste, 1 Glanz- 
bürste, 3 Auftragvürsten, I Klosetibürste, zusammen für 
!10.— Mark frei der Auf Wunsch auch jede andere Zu- 
sammenstellung. Alie Arten Bürsten- und Besenwaren, Korb- 
waren und Korbmöbel können geli fert w sden. Versand 
nur gegen Nachnahme oder vorherire Kasse. Postscheck- 
konto 2509, Dortmund. 


Deuische Solvay-Worke ‚Lehrwerkstätten d. Krüppelanstalten 


Volmarstein i. W. 
Aktiengsellschaft, olmarstein i 


Abteilung Kaliwerke; Lan y 5. Berlin N 39, Boyenstr. 42 
x d- Radi Telephon: Norden 5679 / (Fabrik) 
& H 
















Bernburg i. Anhalt. m. bi 
Bäümtliche Radioteille, Apparate, komplette Anlagen 20-50 9, 





unter Ladenpreisen. Preisliste kostenfrei. 
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Ä u wissen, daß man statt ausländischer Stärkungsweine die Obstdessert- E 

weine der Obstweinkelterei Otto Bertram, Liegnitz, trinkt. Rein B 

deutsche Erzeugnisse, wohlschmeckend, billig, bekömmlich! 
’ ’ 





Probekiste Nr. I Probekiste Nr. Il 


enth. 12 %/,-Ltr.-Fl. = 15 M. enth. 20 %,-Ltr.-Fl. =25M. 
@ Abrechnung mit nachweisbar bisheriger er- dabei 2 Fl. Fruchtsekt. 


folgreicher Tätigkeit im Kontor und auf der l weni einschließlich Glas, Kiste und Reichsweinsteuer bahnfrei Liegnitz. 


# selbständig im Entwerfen, Veranschlagen und 


© Baustelle sofort gesucht. Angebote an Fordern Sie noch heute ausführliche Preisliste und Merkbuch mit 


| 132 Rezepten über Bowlen, Punsche usw. sowie über d«n Versand 


je: Müller, Baugeschäft, Deutsche in Korbflaschen und Fässern (billiger). Schönste Weihnachtsgeschenke 


Eilenburg b. Lpz. Ostweinkeltereiütto Bertram, Liegnitz, Parkstr.6.g. 
EUEITLETERIEETTTEETTEEENTETE 















Fabrikationsreife 


| Neukonstruktionen 
ı und Erfindungen 


l. Apparaten und Instrumenten des Mess-, Zähl-, 
Kontroli- und Registrierwesens, 

= 2. Benzin-Uhren, 

\ 3%. Spezialitäten in Automobil- u. Motorrad-Zubehör 

| gesucht. Entsprechende Vergütung bei Ankauf 

© wird zugesichert. Offerten unter „F. T. 14955 

an „ALA' Haasenstein & Vogler, Berlin NW6. 





Jeder Kollege | 
bestellt Weihnachtsbücher : 


auf Grund des beiliegenden Prospektes 
beim Industriebeamten-Verlag 
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II Grundwerk für jeden Techniker | 


bildet 


Technisches Praktikum 


von Obering. Arno Hoch 


Vollständig neu berarbeitet. 2 Halbleinen-Bde. 
1200 Seiten Text; über 400 Abb. :M. 20. Auch 


in 7 Raten A 3 M. monatl. sofort lieferbar. 


| A.C.Schroeder, Verlag 


Leipzig-Lößnig. 









y mit beding ngslusem Rücksendungsrecht 
bei Nich'gef- V'en, liefeie Ich soiv, Hef ek» 
tanten meinen erstklassig- n, auch die vere 
wöhntesten An p : che befrledigeuden große, 
echten Eichen-Trichte -Apparat 


„tm“. DieLieferung + 1folgt nebst 
6 Stücken auf doppels. Kün»tler- 
platten nach !hr- r Wahl z Listen» es 
preise gegen Zshı voa nur On. u 

pro Woche bei angemess Anzahl. © 

Musik gehör: in fedes Haus! 

Verlan en Sie sotort kasteı los Ill Preisl, P auch über andere preis 
werte Hauben- und haub.nlosce, Trichter- und trlcuterlose Apparate, 


Walter H. Gartz, Berlin S42 Posıfach 160 P. Alexandrinenstr. 07 





Wir empfehlen folgende Neuerscheinungen: 


Technik 


Hilfsbuch für Wärmetechniker. Von Bähr. Ein Lehr- und Nach- 
schlagebuch der technischen Wärmemechanik für das Selbststudium 
und die Praxis. Mit 51 Uebersichtstafeln, 78 Textfiguren, 3 En- 
tropietafeln und 48 Zahlenbeispie.en. (238) 

Preis in Ganzl. gebd. R.-M. 7,50. 

Elektromaschinenbau. Von Linker. Berechnung eiektrischer Ma- 
schinen in Theorie und Praxis. Mit 128 Textüguren und 14:An- 
lagen. (257) Preis gebd. R.-M. 24,— 

Gasmotoren und Generatoren. Von Haeder. Bd. I: Wirkungs- 
weise, Leistungsberechnung, Hauptabmessungen, Massenwirkung, 
Motorenteile, Kühlung. M.t 615 Abbildungen, 87 Tabelien «und 
vielen Beispie!en. (257) Preis in Ganzleinen gebd. R.-M. 15,— 

Spanabhebende Werkzeuge für die Metalibearbeitung und ihre Hilis- 
einrichtungen. Herausgegeben von Dr.-Ing. Reindl, Technischer 
Direktor der Schuchard & Schütte A.-G. Mit 574 Textabbildungen 
und 7 Zahlentafe.n. 466 Seiten. (237) Preis gebd. R.-M. 28,50 

Vorlesungen über technische Mechanik. Von Föppl. Band I: 
Einführung in die Mechanik, 3. Auflage. Mit 104 Figuren. (255) 

Preis gebd. R.-M. 15,—. 

Die Ford Motor Company, ihre Organisation und ihre Methoden. 
Von Emil Honermeier. Eine  kare, übersichtliche Darsteliung 
der technischen und kaufmännischen Ford-Methoden, unter Be- 
rücksichtigung der gesamten in Buchform sowie in Zeitschriften 
erschienenen Ford-Literatur. Ein unentbehrlicher Leitfaden nicht 
nur für den Kaufmann, sondern für jeden, der sich mit Volkswirt- 
schaft befaßt. Preis in Halbl. gebd. R.-M. 4—. 


Handbücker 


Jahrbuch für ‘den Oberbergamtsbezirk Dortmund 1922 bis 1925. 
Herausgegeben von Alfred Baedeker. 700 Seiten. 
Preis in Leinen gebd. R.-M. 30,—. 


Industfriebeamien-Verlag G. m. b. H. 


Postscheckkonto Berlin 15 550 





Berlin NW 40 - 





u Te = EZ 273 


Werantwortl.: Alfred Flügger, Berlin. — Industr 


icbeamten-Verlag GmbH, Berlin NW 
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Die Cottbuser Tuchindustrie 


Nr, 47 


ist berühmt wegen ihrer vorzüglichen Qualitäten zu soliden Preisen. — Muster 
stehen gegen Rücksendung kostenlos zur Verfügung. Teilzahlung gestattet, 





zZzeugnis- 
abschriften, mit Schreib- 
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| Nummer 49 / 7. Jahrgang 


"Ueberwindung der Wirtschaftskrise 
‘durch Gehaltsabbau? 


| Lage der deutschen Volkswirtschaft Kennzeichuet, 


Die Krisis, die schon seit dem Sommer dieses Jahres die 
hat sich 


unverkennbar in den letzten beiden Monaten wesentlich ver- 


schärft. Aus allen Gebieten des Reiches kommen immer neue 


‚Mitteilungen über Betriebseinschränkungen .und -stillegungen. 


‚ 15. November 


Die ee nimmt dementsprechend in geradezu cr- 
schreckendem Umfange zu. Allein in der Zeit vom 1. bis 
ist de Zahl der Hauptunterstüt- 


zungsempfänger inder Erwerbslosenfürsorge 


von 364000 auf 471000, d. h. um 9,5 Prozent gestie- 


gen, nachdem sie sich schon in der zweiten Oktoberhälfte 


von 299000 auf 364000, d. h. um rund 22 Prozent, erhöht 


hatte. Aus der Rheinprovinz berichtet das Landesarbeits- 


amt, daß die Entlassungen in der eisenschaffenden und eisen- 
verarbeitenden Industrie „fast einen panikartigen Eindruck‘ 


' ınachen. 


| schränkungen die Angestellten betroffen. 


In besonders. starkem Maße werden von den Betriebsein- 
Nach einer 


vor kurzem in der Presse veröffentlichten Mitteilung beträgt 


z. B. bei der Firma Krupp der gesamte Abbau der Beleg- 
schaft in der Gußstahlfabrik seit November 1923 17090 Ar- 
beiter, d. s. 39 Prozent, und 4000 Angestellte, d. s. 52,5 Pro- 
zent. Auch die statistischen. Aufzeichnungen in der Unterstüt- 
zungsabteilung unseres Bundes lassen eine besorgniserregende 
Verschlechterung des Arbeitsmarktes für technische Angestellte 
erkennen. Nach den eingegangenen Meldungen haben allein 
im Laufe des Monats November rund 1300 Bundesmit- 


| glieder ihre Kündigung zum Ende des Monats 


Novemberoderzum Jahresschlußerhalten. 

Die Verschlechterung der Wirtschaftslage spiegelt sich 
auch in der wachsenden Zahl der Konkurse und der Ge- 
schäftsaufsichten wider. .Laut Nr. 21 von „Wirtschaft 
und Statistik‘ beträgt die Zahl der Konkurse im Monat Ok- 
tober 1164 gegenüber 751 im August und 914 im September. 
Dazu kommen im Oktober 633 Geschäftsaufsichten gegenüber 
379 im August und 459 im September. 

In der letzten Zeit mehren sich nun die Mitteilungen aus 
dem Lande, denen zufolge da und dort Massenkündigungen 
von -Angestellten ausgesprochen wurden und die Firmen die 
Zurücknahme der Kündigungen oder eines. Teiles davon von 
bestimmten Zugeständnissen der Angestellten oder ihrer Ver- 
bände abhängig machten. In vielen Fällen handelte es sich 
dabei nur um eine Verkürzung der vereinbarten Kündigungs- 
frist auf die Dauer eines Monats, um auf. diese Weise für aie 
Firmenleitungen eine größere Bewegungsfreiheit zu erreichen. 
In anderen Fällen jedoch wurden die Kündigungen ausdrücklich 
damit begründet, daß der Gehaltsetat zu hoch sei, und es 
wurde die Zurücknahme eines Teiles der Kündigungen davon 
abhängig, gemacht, daß die Angestellten oder ihre Vertreter 
sich mit einer mehr oder weniger hohen prozentualen 
Verringerung der Gehälter einverstanden erklärten. 
Teilweise haben sich die Dinge auch so abgespielt, daß 
Massenkündigungen nur in Aussicht gestellt wurden, um unter 
dem Druck dieser Drohung die Verbände oder die Belegschaf- 
ten den Forderungen auf Gehaltsabbau gefügig zu 
machen. Als ein bemerkenswertes Beispiel dieser Art ist das 
in Nr. 46 der ‚Deutschen. Techniker-Zeitung‘‘ besprochene 
Vorgehen der Mannheimer Arbeitgeber anzuspre- 
chen, das aber keineswegs vereinzelt dasteht. 

Selbstverständlich stellen alle Arbeitgeber, die in der eben 


geschilderten: Weise ‚vorgehen, es. so dar, als ob sie lediglich‘ 


Deutsche - 


Techniker-Zeifui 


Zeitschrift des Bundes der technischen Angestellten und Beamten. 
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durch die Sorge um die- von der Arbeitslosigkeit bedrohten 
Angestellten -zu ihrem: Verhalten getrieben würden. Sie rech- 
nen aber ebenso seibstverständlich damit, daß die Angestell- 
ten, denen gekündigt oder-die Kündigung in- Aussicht gestellt 
ist, in der Regel bereit sein werden, einen Gehaltsabbau in 
Kauf zu nehmen, um der Arbeitslosigkeit zu entgehen. Da- 
durch, daß man die Belegschaften oder die Verbandsvertreter 
vor, die Wahl stellt, sich mit einer gewissen Verringerung der 
Gehälter einverstanden zu erklären oder sich mit der Kündi- 
gung einer größeren Zahl von Angestellten abzufinden, ap- 
pelliertt man außerdem in geschickter Weise an das Mit- 
gefühl mit den Kollegen, denen das schwere Schicksal der 
Arbeitslosigkeit droht, und schiebt denen, die sich gegen den 
verlangten Gehaltsabbau wenden, die Verantwortung für das 
Schicksal der arbeitslos werdenden Kollegen in die Schuhe, 
Kein Wunder, daß sich unter diesem Druck die Angestellten 
da-und dort schon mit einer wenigstens zeitweiligen Verringe- 
rung ihrer Gehälter einverstanden erklärt haben, um umfang- 
reichere Kündigungen zu vermeiden! 


Die Antwort auf die Frage, welche Haltung gegenüber 
diesem Vorgehen der Arbeitgeber am Platze ist, wird erleich- 
tert, wenn man sich zunächst über die Ursachen der ge- 
genwärtigen Wirtschaftskrise klar wird. Es ist dann nicht 
mehr schwer, sich ein Urteil darüber zu bilden, ob überhaupt 
von einem Abbau der Angestelltengehälter in einzelnen Betrie- 
ben oder im ganzen eine Entspannung der Wirtschaitskrise zu 
erwarten ist. = 

Die gegenwärtige Wirtschaftskrise ist zu einem Teil zwei- 
fellos durch eine Reihe schwerwiegender Veränderun- 
gen in der Weltwirtschaft verursacht, die seit denı 
Kriegsausbruch eingetreten sind. Dazu gehört der Aufbau eige- 
ner Industrien in Ländern, die früher nur als Rohstoffl.eferanten 
in Frage kamen, dazu gehört die starke Ausdehnung, die der 
industrielle Produktionsapparat in fast allen Industrieländern 
während des Krieges erfahren hat, dazu gehören technische 
Umwälzungen, wie die Zurückdrängung der Kohle durch Roh- 
öl und Wasserkraft, dazu gehört aber vor allem die gewal- 
tige Entwicklung der Industrie der Vereinig- 
ten Staaten von Nordamerika während des Krieges 
und nach dem Kriege. Diese Industrie ist es in erster Linie, 
die der deutschen Industrie nicht nur auf den ausländischen 
Märkten, sondern trotz hoher Schutzzölle auch auf dem in- 
ländischen Markte als überlegene Konkurrentin entgegentritt 
und damit indirekt die Absatzschwierigkeiten in der deutschen 
Industrie hervorruft. 

Zu diesen weltwirtschaftlichen Ursachen der Wirtschafts- 
krise kommt aber eine Reihe nicht minder schwerwiegender 
innerwirtschaftlicher Gründe. Es handelt sich da- 
bei freilich nicht um die von den Unternehmern immer wieder 
mit Vorliebe in den Vordergrund gerückte steuerliche Ueber- 
lastung und die angeblich übermäßige soziale Belastung der 
deutschen Industrie, sondern um Tatsachen, von denen die 
Unternehmer selbst nur ungern reden, auf die aber in diesem 
Zusammenhange sehr nachdrücklich hingewiesen werden muß, 
Heute rächen sich an der deutschen Volks- 
wirtschaft die Sünden der Inflationszeit. Wenn 
z. B. von den Unternehmern auf den verhängnisvollen Ma n- 
gel an Betriebskapital hingewiesen und über die 
hohen Zinsen geklagt wird, die für Kredite gezahlt werden 
müssen, so ist diese Klage gewiß an sich berechtigt. Es muß 
nur hinzugefügt werden, daß der Kapitalmangel die unaus- 
bleibliche Folge der Vernichtung des nicht in Sachwerten an- 
gelegten Volksvermögens durch die Inflation ist, und daß 
diese Inflation von gewissen Industriegrößen 
jahrelang bewußt gefördert werden ist, ohne daß 
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dagegen von den Verbänden des industriellen Unternehmer- 
tums Einspruch erhoben worden wäre. 


Ebenso wie der Kapitalmangel haben aber auch die zu 
hohen Preise unserer Industrieprodukte, auf 
die doch die Absatzschwierigkeiten in erster Linie zurückzu- 
führen sind, ihren Ursprung in den aus dem Kriege herrühren- 
den und in der Inflationszeit weitergediehenen Verhältnissen. 
In keinem anderen Lande der Welt hat das Kartell- 
unwesen einen solchen Umfang erreicht wie bei uns in 
Deutschland während des Krieges und in der Inflationszeit. 
Es würde zu weit führen, wollten wir in diesem Zusammen- 
hange im einzelnen auseinandersetzen, inwiefern die Inflation 
die Entstehung’ der Kartelle und ihre Preisdiktatur besonders 


begünstigte. Deshalb genüge die Feststellung, daß die Kar- 
tellherrschaft in Deutschland neben der ebenfalls in der In- 
flationszeit entstandenen ungeheuerlichen Ueber- 


setzung desZwischenhandels — die Zahl der Han- 
delsfirmen hat sich gegenüber 1913 um nicht weniger als 
265 Prozent vermehrt — nicht nur die Hauptursache der zu 
hohen Preise der Industrieprodukte ist, sondern daß sie zwei- 
fellos auch einen großen Teil der Schuld an der kaum: noch 


zu bestreitenden technischen und organisatori- 
schen Rückständigkeit der deutschen Indu- 


strie trägt, die in ihrer mangelnden Konkurrenzfähigkeit in 
die Erscheinung tritt. 

In den Schriften der Vereinigung der Deutschen Arbeit- 
geber-Verbände ist der Versuch unternommen worden, nach- 
zuweisen, daß die Wirtschaftskrise auch durch die Höhe der 
Löhne und Gehälter verursacht sei, die von der deutschen In- 
dustrie gezahlt werden müssen. Wie abwegig dieser Versuch 
ist, ergibt schon die einfache Feststellung, daß die Industrie der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, die die deutsche vielfach 
aus dem Felde schlägt, Löhne und Gehälter zahlt, die im 
Durchschnitt vier- bis viereinhalbmal so hoch sind wie die in 
Deutschland gezahlten. Ebensowenig wie mit einer Steigerung 
der Konkurrenzfähigkeit auf den ausländischen Märkten kann 
aber damit gerechnet werden, daß ein Abbau der Löhne und 
Gehälter eine Verringerung der Absatzschwierigkeiten auf dem 
inländischen Markte bewirken werde. Angesichts des schon 
heute zu verzeichnenden Mangels an Kaufkraft der inländischen 
Bevölkerung ist es im Gegenteil sioher, daß eine Senkung 
der Arbeitseinkommen zu einer weiteren starken Verringerung 
der Kaufkraft der breiten Massen für Industrieprodukte führt. 


Aus diesen Ueberlegungen läßt sich ohne weiteres die 
Stellungnahme ableiten, die gegenüber dem oben geschilderten 
Vorgehen gewisser Firmen am Piatze ist. Alle Bemühungen 
dieser Firmen, ihre Handiungsweise als durch soziale Erwägun- 
gen bestimmt hinzustellen, dürfen nicht darüber hinwegtäu- 
schen, daß sie nach dem alten, sozial und wirtschaftlich reak- 
tionären Arbeitgeberrezept versuchen, die Lasten der 
Wirtschaftskrise ebenso wie die sonstigen 
Folgen früherer Sünden auf die Arbeiter und 
Angestellten abzuwälzen. Damit soll keineswegs 
bestritten werden, daß es heute vielen Unternehmungen 
schlecht geht, und daß heute auch mancher Betrieb vom Zu- 
sammenbruch bedroht ist, dessen Grundlagen noch vor kurzem 
durchaus gesund erschienen. Es hat aber keinen Zweck, das 
Uebel der Wirtschaftskrise mit untauglichen Mitteln kurieren 
zu wollen. Steht nämlich ein Unternehmen wirklich unmittelbar 
vor dem Zusammenbruch, dann vermag es zweifellos die ge- 
ringfügige Ersparnis, die sich durch eine Verringerung der 
'Angesteiltengehälter um 10 bis 20 Prozent erreichen läßt, 
auch nicht zu retten, und das Opfer, das die Angestellten 
mit der Annahme eines Gehaltsabbaues auf sich nehmen wür- 
den, wäre umsonst gebracht. 


Vor allem aber ist es für jeden nicht ganz genau mit den 
wirtschaftlichen Grundlagen des Betriebes Vertrauten sehr 
schwer, einwandfrei festzustellen, ob die Lage eines Unter- 
nehmens wirklich so verzwefielt ist, wie sie von Arbeitgeber- 
seite dargestellt wird, oder ob sie nur so verzweifelt dargestellt 
wird, um auf diese Weise die gewünschten Zugeständnisse der 
Angestellten zu erreichen. Es liegen viele Anzeichen dafür 
vor, daß in den letzten Wochen an zahlreichen Stellen Massen- 
kündigungen von Angestellten angekündigt oder atsgespro- 
chen worden sind, ohne daß eine wirtschaftliche Notwendig- 
keit vorlag, nur um unter ihrem Druck die Angestellten den 
Wünschen der Arbeitgeber auf Reduzierung der Gehälter oder 
sonstige Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen gefügig 
zu machen. Einem solchen Vorgehen gegenüber ist natürlich, 
auch wenn es mit geheuchelten sozialen Erwägungen ver- 
brämt wird, kein verständnisvolles Entgegenkommen, sondern 
sehäriste Abwehr am Piaize. 

So sehr wir alle wünschen müssen, den Umfang der Ar- 
beitslosigkeit nicht ohne Not anschwellen zu lassen, so falsch 
wäre es, den Bestrebungen der Arbeitgeber Vorschub zu 
leisten, die die Wirtschaftskrise und die weitverbreitete Angst 
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vor der Arbeitslosigkeit dazu ausnutzen wollen, um den Ars 
beitnehmern die Erfolge aus der Hand zu winden, die sie in 
den vergangenen zwei Jahren auf dem Gebiete der Lohnpolitik 
errungen haben. Otto Schweitzer. 


L 


Rundschau 


Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Die Reichsindexziffer fällt weiter — aber die Preise .. .? 
Nach den Feststellungen des Statistischen Reichsamts ist die 
Reichsindexziffer für die Lebenshaltungs- 
kosten (Ernährung, Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Be- 
kleidung und „sonstiger Bedarf“) für den Durchschnitt 
November mit 141,4 berechnet worden. Sie ist hiernach 
gegenüber dem Oktober mit 1435 um 1,5 Prozentgesun- 
ken. Dieses Sinken soll auf die Verbilligung zahlreicher Le- 
bensmittel in der ersten Novemberhälfte zurückzuführen sein. 

Interessant ist, daß demgegenüber die Großhandels- 
indexziffer des Statistischen Reichsamts im November lang- 
sam ımd beharrlich gestiegen ist. Am 11. November betrug 
sie noch 119,9, am 17. November 121,0, am 25. November 122,7. 
An den beiden letzten Stichtagen wırd vermerkt, daß von den 
Hauptgruppen die Agrarerzeugnisse angezogen haben, das erste 
Mal um 1,5, das zweite Mal um 2,4 Prozent. Jedenfalls ist aus 
diesem Steigen der Großhandelspreise, die in kurzer Zeit die 
Kleinhandelspreise bestimmen müssen, zu erkennen, daß die 
Preisabbauaktion, wenn man ihr überhaupt einen Erfolg zu- 
sprechen will, zum Stillstand gekommen ist. 
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Unternehmer gegen die Senkung der Lohnsteuer, Als der 
neue Steuerraubzug im Reichstag im Sommer d. J. durchgeführt 
wurde, wiesen die Gewerkschaften an Hand der Steuer- 
statistiken nach, daß die Lohnsteuer dauernd höhere Beträge 
erbringt, als im Voranschlag vorgesehen ist. Damals brachten 
die Deutschnationalen, die Deutsche Volkspartei und das Zen- 
trım einen Antrag auf Milderung der Lohnsteuer ein, der fol- 
genden Wortlaut hatte: 

„Uebersteigt das Aufkommen aus der Lohnsteuer in der Zeit‘ vom 
1. Oktober 1925 bis zum 31. März 1926 oder später in einem Zeitraum 
von zwei aufeinanderiolgenden Kalendervierteljahren den Betrag von. 
600 Millionen Reichsmark, so: hat die Reichsregierung einen Gesetzent- 
wurf vorzulegen, der eine Erhöhung der Abzüge bei kinderreichen 
Familien und des steuerfreien _Betrages herbeiführt.‘“ 

Da in den ersten sechs Monaten des laufenden Rechnungs- 
jahres die Lohnsteuer durchschnittlich 120 Millionen Mark auf- 
gebracht hat, das zulässige Höchstaufkommen aus dieser Steuer 
dadurch also um 240 Millionen Mark jährlich überschritten 
werden wird, und schon jetzt tatsächlich über 170 Millionen 
Mark mehr eingegangen sind, als im Voranschlag vorgesehen 
sind, hat die Reichsregierung Ende November dem Reichsrat 
den Entwurf eines Gesetzes zur Senkung der 
Lohnsteuer zugehen lassen. Der neue Entwurf bringt die 
Erhöhung des steuerfreien Lohnbetrages von 
80 auf 100 Mark monatlich. Die einzelnen Teilbeträge sollen 
folgendermaßen erhöht werden: das Existenzminimum 
von 50 auf 60 Mark monatlich, der Pauschbetrag für Wer- 
bungskosten von 15 auf 20 Mark und der Pauschbetrag 
für Sonderleistungen ebenfalls von 15 auf 20 Mark 
monatlich. Diese Erhöhungen sollen mit Wirkung vom 1, Januar 
1926 in Kraft treten. Die von der Sozialdemokratischen Partei 
verlangte Abänderung der Familienermäßigungen 
sieht der Entwurf jedoch nicht vor. 

Die Unternehmerverbände haben auf Grund der monatlichen 
Feststellungen des Einganges an Lohnsteuern vorausgesehen, 
daß die Regierung auf Grund des Reichstagsbeschlusses einen 
Gesetzentwurf auf Ermäßigung der Lohnsteuer einbringen | 
würde, sie gingen deshalb, ehe überhaupt von einem Regie- | 
rungsentwurf etwas bekannt war, nämlich bereits unter dem | 
14. Oktober, an die Sabotierung kommender Gesetzentwürfe | 
heran. Die Steuers‘elle des ReichsverbandesderDeut- 
schen Industrie hat nämlich an die Mitglieder seiner 
Steuerstelle und die landwirtschaftlichen Verbände ein Rund- 
schreiben folgenden Wortlauts versandt: 

„Es besteht die große Gefahr, daß trotz der jetzt im neien Ein- | 
kommensteuergesetz vorgenommenen Erhöhung der einkoınmenfreien Teile | 
die Bestrebungen auf eine weitere Heraufsetzung des Existenzminimums | 
sofort nach Zusammentreten des Reichstages wieder aufgenommen. wer- | 
den. Wie uns zuverlässig mitgeteilt wird, besteht die Absicht, dahin- | 
gchende Anträge im Reichstage einzubringen. Die Tatsache, dad die 
Einnahme aus der Lohnsteuer trotz der Erhöhung der einkommen- 
steuerfreien Teile nur verhältnismäßig wenig zurückgegangen sind, dient 
als Ausgangspunkt der. vorgenannien .Bestiebtagen, die sich weiternin | 
darauf stützen, daß die Einnahmen aus der Lohnsteuer auch zur Zeit 
noch gegenüber den: Einnahmen aus der eigentlichen Einkommensteuer 
einen erheblich höheren Teil des Gesamtaulkommens aus der Ein- 
kommıensteuer ausmachen, Bei diesen Behauptungen wird außer acht 
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gelassen, daß zu den Lohnsteuerpflichtigen auch in weitestem Um- 
fange alle Angestellten in privaten und öffentlichen Betrieben ge- 
hören, und daß die Einnahmen aus der eigentlichen Einkommensteuer 
infolge der ungünstigen Geschäftslage naturgemäß eher eine rück- 
läufige Richtung zeigen. «Es kommt nun darauf an, beweiskräftige 
Unterlagen dafür zu habeh, daß die angebliche Mehrbelastung der 
niederen Einkommen sich ganz anders darstelit, wenn man diese ge- 
sondert von den höheren Arbeitseinkommen betrachtet. Zu diesem 
Zwecke bitten wir, mit möglichster Beschleunigung die nachstehen- 
den Fragen ausgefüllt zurückzureichen. Bei der großen Bedeutung, 
welche diese Angelegenheit für die weitere Regelung der Einkommen- 
steuer hat, dürfen wir wohl mit Bestimmtheit auf Ihre Antwort 
rechnen, Mit vorzüglicher Hochachtung usw. 


Bezeichnung des Betriebes (Firma). 

Sitz (Ort, Straße). 

An Steuerabzug vom Arbeitslohn sind für die Zeit vom 1. Januar 
1925 bis 30. September 1925 einbehalten worden insgesamt M..... 
Hiervon entfallen auf Arbeitslohn mit einem durchschnittlichen Monats- 
lohn von uicht mehr als M. 250.“ 


Das Zirkular ist in vieler Hinsicht interessant. Zwei ‚Monate 
nach dem gefaßten Beschluß. sammeln die Unternehmer Ma- 
terial gegen eine weitere Herabsetzung der Lohnsteuer. Daraus 
wird die Oeffentlichkeit ersehen können, wie die Angestell- 
tenfreundlichkeit gewisser Parteien in Wirklichkeit beschaffen 
ist. Die Angestellten mögen auch aus diesem Beispiel erkennen, 
daß sie den ungünstigen Ausfall der letzten Reichstagswahl mit 
bedeutenden wirtschaftlichen Nachteilen auf Jahre hinaus zu 
bezahlen haben. 


Allgemeine Gewerkschaftsfragen 


Eine wichtige Entscheidung über die Arbeitsnachweise. Wir 
haben in der letzten Zeit in der „D.T.Z.“ des öfteren darauf 
hingewiesen, daß einzelne Arbeitgeberverbände ihre Satzungen 
dahin abänderten, daß sie zum Abschluß von Tarifverträgen 
nicht mehr "berechtigt seien, sich also für tarifunfähig erklärten. 
Nach & 7 des Arbeitsnachweisgesetzes wird der Verwaltungs- 
ausschuß des Arbeitsnachweises zu gleichen Teilen aus Ver- 
tretern der wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer gebildet. Wie wir der „Gewerkschaftszeitung‘ 
Nr. 47 entnehmen, ist nun ein Streit darüber entstanden, was 
in bezug auf die Arbeitgeber unter „Wirtschaftlicher Vereini- 
gung‘ verstanden werden soll. Der Streit wurde durch die 
oben angeführte Satzungsänderung der Arbeitgeberverbände 
Velbert und Mettmann-Wülfrath besonders akut. 
Die vorgenannten Arbeitgeberverbände hatten bei der Bildung 
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heiten des Thüringer Waldes zu erfrischen. 


Gutgepflegte Rodelbahnen, ausgezeichnete Eisba 
gemütlichen schönen Räume des Heimes sind gut geheizt. 


Anmeldungen sind mögli 
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Sondershausen im Schnee. 


Der Winter hat um unser schönes Erholungshelm In Sondershausen ein Märchenidyll geschaffen. Jeder Kollege, 
der es nur einigermaßen möglich machen kann, sollte sich unter allen Umständen zur Kräftigung seiner Gesundheit und zur Aus- 
übung des daselbst vielfach gebotenen Wintersports einige Tage freimachen, um seinen Körper und Geist an den reichen Naturschön- 


hnen und ein weites Skigelände stehen zur Verfügung. Die 
Der Verpflegungssatz einschließlich Wohnung und Heizung 
beträgt bis Ende d. Js. noch M. 4.—, vom 1. Januar 1996 an etwa M. 4.50 (dazu 5% für Bedienung). 

chst umgehend an die Verwaltung des Erkolungsheimes Berlin, Werftstr. 7, zu richten. 





des endgültigen Verwaltungsausschusses des Bezirksarbeits- 
nachweises Vorschlagslisten für Arbeitgeberbeisitzer eingereicht. 
In der Zeit zwischen der Einreichung der 'vorschlagslisten und 
der Bestellung der Beisitzer wurden die Satzungen in vorge- 
nanntem Sinne geändert, gleichzeitig änderten sie ihren Namen 
in „Industrieverbände“. Der Ortsausschuß Velbert legt Be- 
schwerde beim Regierungspräsidenten in Düssel- 
dorf ein und beantragt, die Vorschlagslisten des Industriever- 
bandes Velbert und Umgegend e. V. und des Industrie- und 
Handelsverbandes Mettmann-Wülfrath e. V. seien als unzit- 
lässig zu erklären. Der Regierungspräsident entschied, daß der 
Beschwerde stattzugeben sei. In der ausführlichen Begründung 
wird u. a. gesagt: Eine gesetzliche Auslegung des Begriffs 
„wirtschaftliche Vereinigung‘‘ gäbe es bisher nicht. Der Reichs- 
arbeitsminister habe sich aber auf den Standpunkt-gestellt, daß 
der Begriff so eng wie möglich auszulegen sei. Wöitlich sagt 
die Begründung: 

„Mangels irgendwelcher anderer Anhaltspunkte, die zu einer Aus- 
legung des streitigen Begriffs im Sinne der Industrieverbände führen 
könnten, muß die ‚Tariffähigkeit‘ als wesentliches Merkmal einer ‚wirt- 
schaftlichen Vereinigung‘ im Sinne des Gesetzes angeschen , werden.“ 


Und ferner: 


„Organisationen, die den sich tagtäglich auf dem Arbeitsmarkt 
abspielenden Kämpfen völlig fernstehen und mit-ihnen nichts zu tun 
haben wollen, können auch nicht beteiligt werden, wenn es sich darum 
handelt, jene auszutragen und die Vorbedingungen für einen gerechten 
Ausgleich der Interessen zu schaffen.“ 


Gegen diesen Entscheid des Regierungspräsidenten legten 
beide Unternehmerorganisationen Beschwerde beim preu- 
Bischen Minister für Handel und Gewerbe ein. 
Sie erhielten darauf unterm 25. September d. J. folgende Antwort: 


„Ihre dem Herrn Regierungspräsidenten in Düsseldorf eingereichte 
Beschwerde vom 27. Juli bzw. 5. August 1925, die sich gegen dessen 
Bescheid vom 11. Juli 1925, betreffend die Nichtzulassung der Vor- 
schlagslisten Ihres Verbandes und des Industrie- und Handelsverbandes 
Mettmann bei der Bildung des Verwaltungsausschusses des Arbeits- 
nachweisamtes des Kreises Mettmann richtet, ist an mich zu zuständiger 
Entscheidung gelangt. 

Nach Prüfung weise ich Ihre Beschwerde aus den vom Herrn Re- 
gierungspräsidenten angegebenen, zutreffenden Gründen als unbegründet 
zurück. Ich bin, solange eine abweichende gesetzliche Feststellung des 
Begriffs einer wirtschaftlichen Vereinigung nicht erfolgt ist, der An- 
sicht, daß den Organisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die 
ihre Tariffähigkeit satzungsgemäß ausschließen, nicht die Eigenschaft als 
wirtschaftliche Vereinigung im Sinne des Arbeitsnachweisgesetzes zu- 
erkannt werden kann, da es nicht billig wäre, soichen Vereinigungen, 
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die bei der verbandsmäßigen Regelung ‘der Fragen des Arbeitsvertrages 
eine Beteiligung “abiehnen, bei eng damit. zusammenhängenden Fragen 
in . der Selbstverwaitung der. Arbeitsnachweise. eine entscheidende Mit- 
wirkung einzuräumen,“ 

Nach dieser Entscheidung haben nichttaritfähige 
Unternehmervereinigungen keinen Anspruch 
aufSitzeim Verwaltungsausschuß. Wir empfehlen 
unseren ‚Kollegen,. aus dieser Entscheidung die notwendigen 
Schlußfolgerungen zu ziehen und in den Verwaltungsaus- 
schüssen der Arbeitsnachweise bzw. der Landesämter nachzu- 
prüfen, ob darin Vertreter derjenigen Unternehmerverbände 
sitzen, die es auf Grund ihrer Satzung ablehnen, mit den Ge- 
werkschaften Tarife abzuschließen. 


Soziale Bewegung 


Geheimratstitel für Arbeiter statt — Lohnzulagen, . Die 
bayerische Regierung stellte vor einiger Zeit bei den Gewerk- 
schaften die Anfrage, ob sie bereit wären, einen von der Re- 
gierung neu zu schaffenden Titel für „verdiente Arbeiter“ 
anzunehmen. Vorgeschlagen wurde, an von Behörden für wür- 
dig befundene Arbeiter im Alter von 45 Jahren den Titel „Ar- 
beitsrat“, im Alter von 50 Jahren den Titel „Landes- 
arbeitsrat‘ und im.Alter von 55 Jahren den Titel „Ge- 
heimerLandesarbeitsrat“ zu verleihen, und zwar vom 
l..Januar.1926 ab. Die freien Gewerkschaften in Bayern haben 
auf diesen Regierungsvorschlag sofort die einzig richtige Ant- 
wört erteilt. Sie haben die bayerische Regierung wissen lassen, 
daß die Arbeiterschaft keinen Wert auf Titel lege, diese 
vielmehr in Anbetracht ihrer Not als Hohn empfinde und daß 
die Titelverleihung auch der Reichsverfassung widerspreche. 
Auf der Landeskonferenz des A.D.G.B. ging man in der Titel- 
frage einfach zur Tagesordnung über. Es scheint jedoch, 
daß die bayerische Regierung sich nicht von ihrer Idee ab- 
bringen läßt. Sie sondiert jetzt bei den Städten weiter, Ob 
mit Erfolg, dürfte zweifelhaft sein. In Ludwigshafen hat 
sie jedenfalls beim A.D.G.B. und AfA-Bund eine sehr .deut- 
liche Abfuhr erfahren. Die „Christen“ waren allerdings grund- 
sätzlich dafür, nur die Form paßte ihnen nicht. Jedenfalls ist 
aber damit zu rechnen, daß die bayerische Rechtsregierung 
doch ihren Willen zur Tat werden läßt. Sie hat ja bereits 





Eine neue Arbeitgeberparole? 


Wir haben in Nrn. 46 und 48 der „D.T.Z.“ über das Vor- 
gehen der Arbeitgeber in Mannheim und Frankfurt 
(Main) berichtet. In ‚beiden Fällen weigern sich die Unter- 
nehmer, die Tarifgehälter zu bezahlen. Während die Mann- 
heimer Unternehmer z. T. einfach die tariflich festgesetzte 
Gehaltserhöhung nicht zahlten, haben die Frankfurter Unter- 
nehmer dem Geschäft ein rechtliches Mäntelchen umzuhän- 
gen versucht, indem sie den Tarifausschuß durch Androhung 
von Massenentlassungen zur scheinbaren Legalisierung ihres 
Tarifbruches veranlaßten. 


Von der Firma Vögele A.-G. in Mannheim erfahren 
wir soeben, daß sie Ende November endlich die tariflich fest- 
gesetzte Nachzahlung für Oktober und November gezahlt hat, 
den Angestellten aber gleichzeitig schriftlich mitteilte, daß sie 
im der dauernden Zahlung des Tarifgehaltes nicht zu rechnen 

ätten. 


Die Firma Heinrich Lanz in Mannheim geht 
dazu über, ihre Angestellten zu kündigen. In dem vom 17. No- 
vember datierten Kündigungsschreiben wird von den Empfän- 
gern verlangt, daß sie sich binnen drei Tagen schriftlich mit 
der Kürzung ihrer bisherigen Leistungszulage, und zwar mit 
Wirkung vom 1. November ab, einverstanden und bereit er- 
klären, über den Abschluß eines neuen Dienstvertrages mit 
Wirkung vom 1. Januar 1926 zu verhandeln. 


Das Arbeitgeberkarteil fabriziert weiter Rundschreiben, mit 
denen den einzelnen Arbeitgebern Material geliefert wird, um 
den Angestellten gegenüber die Gewerkschaften herabzusetzen. 


Ein Rundschreiben des Arbeitgeberverbandes des Groß- 
handels in Mannheim beschäftigt sich ‘zunächst mit 
dem Arbeiterstreik in der chemischen -Industrie, dann mit 
einem Arbeiterstreik, der bei einer Mannheimer Firma aus- 
gebrochen ist, um mit. folgendem Satz Zu Schließen: 


„Bei Neueinstellungen von Angestellten bzw. bei Kündigungen, 
Neuabschluß bestehender Arbeitsverträge,’ bitten ‘wir, jeweils: mit der 
Geschäftsstelle unseres Verbandes Rücksprache zu nehmen. Auf: alle 


Fälle" bitten wir, - bei ‘ Neueinstellungen trotz. des 


1 Tarifvertrages beson- 
dere Einzelarbeitsverträge abzuschließen,“ Bern 
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vor gar nicht allzulanger Zeit für die Handwerksmeister des 
Freistaates Titel, wie Gewerberat, Landesgewerberat, Gehei- 
mer Landesgewerberat eingeführt, trotzdem dieser Titelunfug 
gegen die Reichsverfassung und gegen ‘die bayerische Ver- 
fassung verstößt. In Artikel 109 der-Reichsverfassung 
heißt es ausdrücklich: ‚Titel dürfen nur verliehen werden, wenn 
sie ein Amt oder einen: Beruf bezeichnen.‘ Und in 8 15 der 
Verfassungsurkunde des Freistaates Bayern ist festgelegt: 
„Titel, die nicht ein Amt, einen Beruf oder einen akademischen 
Grad bezeichnen, werden nicht mehr. verliehen.“ Es kann 
wohl nicht behauptet werden, daß die in -Aussicht genommenen 
Titel den vorstehenden Verfassungsbes'immiüngen entsprechen. 
Es wäre deshalb Sache der Reichsregierung, in 
Bayern einmal nach dem Rechten zu sehen, denn wir können 
uns nicht vorstellen, daß die Nichtachtung von® Verfassungsbe- 
stimmungen durch ‚eine Landesregierung zur AChtung vor 
der Reichsautorität beiträgt. Was bezweckt wohl die 
bayerische Regierung mit der Verleihung solcher Titel? Wir 
sind der Auffassung, daß diese sogenannte Ehrung von „ver- 
dienten‘ Arbeitern, zu denen gewiß keine freien. Gewerkschaf- 
ter gezählt werden, nur dazu dienen soll, die Arbeiterschaft von 
ihrer Gewerkschaftsarbeit abzuhalten. Die reaktionäre baye- 
rische «Regierung glaubt allen -Ernstes, ‘die "Arbeiter "seien so 
betört, so titelsüchtig, daß sie im Hinblick auf die in Aussicht 
gestellten „Ehrungen“ fürs spätere Alter durch Wohlver- 
halten gegenüber. den Arbeitgebern, durch geduldige 
Hinnahme schlechter Lohn- ünd Arbeitsbedingungen, durch 
Verzicht auf soziale Besserstellung‘ lieber: die Huld’ der baye- 
rischen Behörden erwerben werden. Sie dürfte sich dabei in 
einem gewaltigen Irrtum befinden. Die „Frankfurter Zeitung“ 
hat ganz recht, wenn sie schreibt, daß die Absicht der baye» 
rischen Regierung ein „schallendes Gelächter“ zur 
Folge haben würde. Die. Arbeiterschaft denkt nicht daran, 
sich mit unsinnigen Titeln. zu behängen.'; Sie will keinen Dank 
von „oben“. .Sie bleibt an. der Seite:ihrer Gewerkschaften, 
um mit Hilfe dieser, ohne Rücksicht auf irgendwelche baye- ° 
rische Behörde, ihre soziale. Besserstellung zu erkämpfen. 

Es muß im übrigen einen erhebenden Eindruck hervor- 
rufen, wenn in den bayerischen: Fabriken der -Werkmeister so 
einen braven alten „Herrn Geheimrat‘‘ vom Schraubstock ruft, 
um ihm seine paar Märkeln Lohn in die Hand zu drücken. 


Daraus kann nur geschlossen werden,: daß der Arbeitgeber- 
verband des Großhandels in Mannheim glaubt, gegen die 
Angestellten und deren Tarifvertrag ein neues Kampfmittel 
entdeckt zu haben, das sich zur Mitteilung in schriftlicher 
Form nichtgeignet. 

Wesentlich einfacher begeht die Firma H. Spelleken 
Nachf. in Barmen-R. Tarifbruch. Sie zwingt ihre An- 
gestellten zur Unterschrift eines Reverses, nach dem die Firma 
berechtigt ist, die tariflichen Gehälter nach Belieben zu kür- 
zen. Daß der $ 13 des in Frage kommenden Tarifvertrages 
ausdrücklich bestimmt: „Ausnahmen von dem Tarif- 
abkommen sind unstatthaft‘, :stört den Firmen- 
inhaber anscheinend nicht im: geringsten. 

Aehnliche Mitteilungen über tarifwidrigen Gehaltsabbatuı 
oder den Versuch zu einem solchen liegen aus allen Teilen 
des Reiches vor, so daß der Verdacht nicht von der Hand zu 
weisen ist, daß von höherer Stelle die Parole ausgegeben 
wurde, die augenblickliche Wirtschaftskrise, unter der auf alle 
Fälle die Arbeitnehmer am schwersten zu leiden haben, auszu- 
nutzen, um gegen die Tarifverträge überhaupt, insbesondere 
aber gegen die Angestelltentarifie anzukämpfen bzw. diese kur- 
zerhand durch Vertragsbruch außer Kraft zu setzen. 

Wie schon der.Krieg, dieses größte aller Volksunglücke, 
für die kapitalistischen Unternehmer in erster Linie eine Quelle 
der Bereicherung und Stärkung ihres politischen Einflusses 
war, so benutzen sie auch schwere Krisen, um auf Kosten der 
Arbeitnehmer ihre Macht zu verstärken und wenigstens insofern 
ein Geschäft zu. machen, als sie bei Gelingen ihres Planes 
nach Ueberwindung der Krise über Angestellte verfügen, deren 
Arbeits- und Einkommensverhältnisse durch keinen Tarifver- 
trag miehr geregelt sind. Sie hoffen dann bei ansteigender Kon- 
junktur als Herren im eigenen. Hause die Arbeitnehmer, unge- 
hindert durch gewerkschaftliche Maßnahmen, ausbeuten und 
dadurch ihre Gewinne ins. Ungemessene steigern zu können, 

Diesem Anschlag ‚auf die elementarsten Rechte der Ange» 
stellten kann nur dadurch begegnet werden, daß jeder einzelne 
Angestellte den Zumutungen seines Arbeitgebers gegenüber 





seinen Rechtsstandpunkt wahrt. Es liegt nicht der geringste ” 


Anlaß vor, zugunsten des Unternehmers ‚auf irgendeinen ‚Rechts- 
anspruch aus ‘dem Dienst- oder Tarifvertrage zu verzichten. ° 
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Vor allen Dingen ist davor zu warnen, irgendwelche sogenann- 
ten Reverse oder Werksabkommen zu unterschreiben, ehe nicht 
‚wenigstens von der: zuständigen Gauverwaltung des Bundes 
eine Auskunft eingeholt worden ist. 

Die Angestelltenräte machen wir bei dieser Gelegenheit 
besonders darauf aufmerksam, daß nach $ 31 des B.R.G. Be- 
auftragte der im Betriebsrat vertretenen wirtschaftlichen Ver- 
einigungen der Arbeitnehmer (Gewerkschaften) zu den Sitzun- 
gen des Betriebsrates mit beratender Stimme hinzugezogen 
werden können. Es ist zweckmäßig, bei allen Verhandlungen 
des Betriebs- oder Angestelltenrates mit der Firma, die Ent- 
lassungen, Gehaltsabbau usw. betreffen, von diesem Recht Ge- 
brauch zu machen. 

Diejenigen Kollegen, die aus Unkenntnis der Rechtslage be- 
reits irgendwelche Reverse unterschrieben haben, die eine 
Verschlechterung ihres tariflichen Arbeitsverhältnisses be- 
zwecken, machen wir nachdrücklich darauf aufmerksam, daß 
dieses Abkommen rechtsungültig ist und sie daher nach 
wie vor die im Tarifvertrag umschriebenen Rechtsansprüche 
- ihrem Arbeitgeber gegenüber haben. 

Dem Versuch des organisierten kapitalistischen Unterneh- 
mertums, die Krise zu einer dauernden Entrechtung der An- 

estellten auszunutzen, muß der Wille der Angestellten zur 

rhaltung und Stärkung ihrer Gewerkschaf- 
ten entgegengesetzt werden. Nur in starken Gewerkschaften 
vereint, ist es dem Angestellten möglich, sich vor vermeid- 
baren Opfern der Krise zu bewahren und bei wiederansteigen- 
der Konjunktur das verlorene Terrain in kürzester Frist zurück- 
‚zuerobern. 


Industrietarife 


Eine neue Interessengemeinschaft auf Kosten der techni- 
schen Angestellten. Wie wir der Tagespresse entnehmen, ist 
zwischen der Firma Adolf Bleichert & Co. und der Trans- 
portanlagen-Gesellschaft m. b. H., beide in Leipzig, ein 
Abkommen auf Arbeitsteilung abgeschlossen worden. Die All- 
gemeine Transportanlagen-Gesellschaft hat seinerzeit reichlich 
Reparaturaufträge der Reichsbahn gehabt und die daraus er- 
zielten Gewinne benutzt, um ihre Anlagen so auszubauen, daß 
sie als Konkurrent der Firma Bleichert & Co. auftreten konnte. 
Inzwischen ließen die Aufträge der Reichsbahn nach oder 
blieben gar ganz aus, und es wird vermutet, daß die A.T.G. in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten sei, welche die Firma Blei- 
chert & Co, ausgenutzt hat, um einen lästigen Konkurrenten 
loszuwerden. Zweifellos wird die mit der Verbindung dieser 
beiden Werke immerhin mögliche Verbilligung der Produktion 
nicht zugunsten der Besteller, sondern ausschließlich im Profit- 
interesse der beteiligten Kapitalisten ausgenutzt werden. 
Zunächst. wirkt sich die neue Interessengemeinschaft als 
gegen die Angestellten der beteiligten Firmen gerichtet aus 
Massenkündigungen, insbesondere von technischen Ange- 
stellten, sind bisher das einzige sichtbare Ergebnis dieser Ver- 
einbarung. Mit welcher Rücksichtslosigkeit bei der Kündigung 
vorgegangen wurde, ergibt sich aus der Tatsache, daß zum 
erheblichen Teil hochqualifizierte Angestellte, die bis vierzig 
- Dienstjahre in der Firma verbracht haben, gekündigt wurden. 
ER LeNdE soll diese Kündigungsaktion die in Stellung 
enden Angestellten derart einschüchtern, daß sie einem 
allgemeinen Gehaltsabbau wenig Widerstand entgegenzusetzen 
wagen. 


Hannover. Mit Schreiben vom 27. Juli haben die An- 
gestelltenverbände die ab 1. April 1925 gültigen Gehaltssätze 
mit Wirkung zum 31. August gekündigt. Da die Arbeitgeber- 
verbände sich nicht bereit erklärten, mit uns zwecks Abschluß 
neuer Gehaltssätze zu verhandeln, mußten wir die zuständigen 
Schlichtungsstellen anrufen. Der Schlichtungsausschuß Hanno- 
ver fällte schließlich am 17. Oktober einen Schiedsspruch, 
_ demzufolge die Gehälter der Angestellten vom 1. Oktober ab 
eine Erhöhung um 5 Prozent erfahren sollten. Da die Gegen- 
- seite diesen Schiedsspruch ablehnte, wurde der Schlichter in 
Hannover angerufen, der, wie vorauszusehen war, die Verbind- 
lichkeitserklärung dieses Schiedsspruches ablehnte. Die Gründe 
der Ablehnung möchten wir unseren Mitgliedern nicht vor- 
enthalten. Der Schlichter hat sie uns wie folgt mit 
Schreiben vom 17. November mitgeteilt: 

„Wenngleich die wirtschaftliche Notlage eines großen Teiles der 
Angestellten der hannoverschen Industrie anerkannt werden muß, so 
ist doch auch die Lage einer großen Anzahl von industriellen Unter- 
- nehmungen so ungünstig, daß es nicht angängig erscheint, durch staat- 
lichen Zwang der gesamten Industrie höhere Gehälter aufzulegen, zu- 
mal ein nicht unerheblicher Prozentsatz der Angestellten Leistungs- 
zulagen bezieht, so daß sie ein höheres als das durch den Tarifver- 
trag geregelte Einkommen haben.“ 

Die Auffassung des Schlichters zur Frage der Leistungs- 
zulage ist rechtlich unhaltbar. Im hannoverschen Tarif- 
vertrag ist nämlich wie folgt vereinbart: „Die Gehälter des 
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Tarifes enthalten keine Leistungszulagen. Die Verbandsfirmen 
sollen neben den Gehaltssätzen dieses Tarites Angestellten, 
die besondere Leistungen aufzuweisen haben, Leistungszulagen 
gewähren.‘‘ Trotz dieser klaren Auffassung ist der Schlichter 
der Meinung, daß die Leistungszulage nicht durch den Tarif- 
vertrag geregelt sei, obwohl der einzelne Angestellte, der 
glaubt, daß ihm eine Leistungszulage zusteht, das Recht hat, 
klagbar gegen seine Firma bei der Tarifschlichtungsstelle vor- 
zugehen. 


Braunschweig. Nachdem wider Erwarten das R.A.M. die 
Hilfeleistung zum Abschluß eines Zwangstarifvertrages, der 
von Organisation zu Organisation abgeschlossen werden sollte, 
ablehnte — siehe „D.T.Z.‘“, Nr. 45, S. 590 —, blieb uns kein 
anderer Weg übrig, als die einzelnen Braunschweiger Firmen 
aufzufordern, sich mit uns an den Verhandlungstisch zu setzen, 
um einen Tarifvertrag für die Angestellten der einzel- 
nen Firmen abzuschließen. Die Braunschweiger Industrie- 
firmen, die zweifellos tariffähig sind, zeigten sich ebenso tarit- 
unwillig wie der Verein braunschweigischer Metallindustriel- 
len. dem diese Firmen als Mitglieder angehören. Wiederum 
wurde von uns das R.A.M. angerufen mit dem Ersuchen, 
Hilfe zu leisten, um für Braunschweig sogenannte. Werks- 
tarifverträge unter Dach und Fach zu bringen. Leistet 
uns das R.A.M. die Hilfe, so daß wir in kurzer Zeit für die 
größeren Betriebe der Braunschweiger Industrie Tarifverträge 
zum Abschluß bringen, so wird der Verein der braunschwei- 
gischen Metallindustriellen und auch jedes einzelne Mitglied 
desselben in Kürze einsehen, daß sie sich dem Abschluß von 
Tarifverträgen für Angestellte trotz raffiniertester Satzungs- 
änderung nicht entziehen können. 


Bielefeld. Die zunehmende Steigerung der Lebenshaltungs- 
kosten, die allerdings auf der rückwärtslaufenden Indexuhr 
nicht abzulesen sind, zwangen uns, zwecks Gehaltserhöhung 
an den Bielefelder Arbeitgeberverband heranzutreten. Auch 
dieser war ebensowenig wie die Arbeitgeberverbände an ande- 
ren Orten bereit, eine Gehaltserhöhung eintreten zu lassen. Der 
angerufene Schlichtungsausschuß in Bielefeld fällte dann einen 
Schiedsspruch, demzufolge ab Oktober d. J. eine Erhöhung 
der Gehaltssätze um 5 Prozent Platz greifen sollte. Im letzten 
Moment wurde dieser Schiedsspruch von der Arbeitgeberseite 
angenommen, und zwar deshalb: um endlich den neuen Rah- 
mentarifvertrag zum Abschluß zu” bringen, insbesondere den 
neuen Wortlaut, die Arbeitszeit betreffend. Auf Grund dieses 
Schiedsspruches bewegen sich die Gehaltssätze der technischen 
Angestellten in Bielefeld zwischen 126 M. bis 431 M, zuzüg- 
lich Sozialzulagen in Höhe von 10 M. für die Frau und jedes 
Kind. Die Arbeitgeber sind außerdem verpflichtet, zu diesen 
Tarifgrundgehältern Leistungszulagen zu zahlen. 

Der neue Rahmentarifvertrag wird in den nächsten Tagen 
von allen beteiligten Organisationen durch Unterschriftsleistung 
anerkannt werden. Sowie dies erfo!gt ist, werden wir in einem 
besonderen Artikel unserer „D.T.Z.‘“ die ebenso merkwürdigen 
als auch interessanten Vorgänge, die sich dabei abgespielt 
haben, bekanntgeben. 


Baugewerbetarife 


Unternehmerrezept zum Preisabbau. Der Bayerische Ton- 
industrie-Verband veröffentlicht in seinem Organ folgende Ent- 
schließung: 

„Die Bayerische Tonindustrie anerkennt hierdurch die Forderung der 
Reichsregierung, die Preise der Erzeugnisse zu stabilisieren und womög- 
lich zu senken. Die Bayerische Tonindustrie steht auf dem Standpunkt 
daß die Forderung der Reichsregierung nicht durchzuführen ist, wenn 
nicht zunächst diejenigen Faktoren stabilisiert und gesenkt werden, die 
heute die gesamte Preisbildung überragend beherrschen: Steuern und 
Löhne, einschließiich der sozia'en Lasten. 

Die Bayerische Tonindustrie erwartet von der Reichsregierung, da 
sie die Forderung der Reichsregierung nicht als Abienkungsmittei für 
deren Schutzzol!politik der letzten Monate oder ais eine Geste der 
Oeffentlichkeit gegenüber ansieht, 

daß die Reichsregierung alles daransetzt, um der Industriebesteue- 
tung Einhalt zu tun; 

daß die Reichsregierung al!es daransetzt, um eine Kursänderung alter 
behördlichen Stellen herbeizuführen, die sich mit der Lohnfestsetzung und 
Rechtsprechung in Arbeitsfragen zu befassen haben. 

Die Bayerische Tonindustrie erklärt sich im Hinblick auf die be- 
rechtigten Forderungen der Reichsregierung hiermit bereit, 

a) daß sie schnel'stens in engster Fühlung mit dem Baugewerbe und 
den übrigen baustofferzeugenden Industrien die notwendigen Vorarbeiten 
zur Festpreis-Einführung vornehmen wird; 

b) daß sie ihre Mitglieder auf Grund eines Solidaritätsvertrages 
unter Strafandrohung zwingen will, nie mehr über die tariflich verein- 
barten Löhne direkt oder verschleiert hinauszugehen. 

Die Bayerische Tonindustrie hat zur Durchführung der Ziffer a 
bereits mehriache Besprechungen in der Vereinigung Bayerischer Arbeit- 
geber-Verbände mit dem Baugewerbe und den Baustoff-Industrien ge- 
pflogen. Das Ergebnis wird der Bayerischen Staatsregierung durch die 
Vereinigung der Bayerischen Arbeitgeber-Verbände. zugehen. 
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Die Bayerische Tonindustrie hat zur Durchführung der Ziffer b 
einen Solidaritätsvertrag vorbereitet, der in einer am Montag, den 
21. September 1925 stattfindenden ordentlichen Mitg.iederversammlung 
mit Wirkung vom 1. Januar 1926 zur Annahme gebracht werden wird. 

Die Bayerische Tonindustrie ersucht die Bayerische Staatsregierung, 
unter Hinweis insonderheit auf ihre Eingaben 

B.T.V. Nr, 2639 vom 14. Mai 1925, 

B.T.V. Nr. 3894 vom 16. Juli 1925 
nunmehr auch ihrerseits alles daranzusetzen, damit die Forderungen der 
Reiehsregierung und die Anstrengungen der Industrie nicht wie bisher 
an den parlamentarischen, ressorts- und parteipolitischen Rücksichten 
scheitern,“ 


In gemeinverständliches Deutsch übersetzt heißt das, die 
bayerischen Tonindustriellen ermächtigen die Regierung, be- 
liebig hohe Zölle, insbesondere auf Lebensmittel und Beklei- 
dungsgegenstände, festzusetzen. Sie sind auch bereit, für ihre 
Erzeugnisse feste Preise einzuführen, verlangen dafür aber, 
daß die staatsnotwendigen Steuern nicht von ihnen, sondern 





ERET ES 


Ale dem Reichsknappacharte nd 


Der Reichsknappschafts-Vorstand tagte am 20./21. Nov. in 
Leipzig. Die Sitzung stand sichtlich unter dem Eindruck des nun- 
mehr im Endstadium befindlichen Kampfes um d’e Aenderung des 
Reichsknappschaitsgesetzes. Auf Arbeitgeberseite besteht keine 
Neigung, vor Abschluß der Novelle noch aufbauende Arbeit 
zu leisten oder wichtige schwebende Fragen endgültig zu 
regeln. Man erwartet anscheinend eine Verbesserung der Si- 
tuation der Arbeitgeber bzw. eine Verschlechterung des Ge- 
setzes. Ob und inwieweit die Hoffnungen der Arbeitgeber 
zu hoch geschraubt sind, wird die nahe Zukunft lehren 
oder wird, besser gesagt, von der Aktivität abhängen, die 
die Angestellten zur Verteidigung ihrer Knappschaftsrechte 
aufbringen werden. Von den behandelten Angelegenheiten 
geben wir die wichtigsten nachstehend wieder. 

In der Streitsache über die Bildung der Bezirks- 
vorstände in den Bezirksknappschaften Halle und Mans- 
feld wurde eine Verfügung des Reichsarbeitsministers vom 
3. November zur Kenntnis gebracht, wonach die Arbeiter- und 
Angestelltenvertreter im Bezirksvorstand getrennt von diesen 
beiden Gruppen in der Bezirksversammlung zu wählen sind, 
Die Arbeitnehmervertreter im Reichsknappschaits-Vorstand er- 
klärten, daß sie die Entscheidung des Reichsarbeitsministers 
als im Widerspruch zum Gesetz stehend betrachten. Sie wür- 
den sich durch diese Entscheidung nicht in ihrer Auffassung 
beeinflussen lassen, daß nach dem R.K.G. die gemeinsame 
Wahl durch Arbeiter und Angestellte zu eriolgen habe. Be- 
merkenswert ist, daß der Reichsarbeitsminister in dieser Streit- 
sache bereits Entscheidungen gefällt hat, die im Gegensatz 
zu der obigen Entscheidung stehen. 

Wir werden in der nächsten Nummer unserer Zeitung noch 
näher auf die Angelegenheit zurückkommen. Heute möchten 
wir nur sagen, daß es dem Reichsarbeitsminister anscheinend 
sehr schwerfällt, die gerade Linie bei seinen Entscheidungen 
in gleichgelagerten Fällen einzuhalten. 

Der an Stelle des Kollegen Werner als ordentliches 
Mitglied in den Reichsknappschafts-Vorstand eingerückte Kol- 
iege Peters (Butab) wurde einstimmig als zweiter stell- 
vertretender Vorsitzender des Reichsknappschafts- 
Vorstandes gewählt. 

Von verschiedenen Seiten war Beschwerde erhoben wor- 
den über die Anrechnung der Zusatzsteigerungen aus der 
Angestelltenversicherung auf die Knappschaftspension. Die Ent- 
scheidung über diese Beschwerden wurde bis zu der nächsten, 
im Dezember stattfindenden Reichsknappschafts-Vorstandssit- 
zung vertagt. Bis dahin soll die Angelegenheit im Reichsknapp- 
schaftsverein eingehend geprüft werden. 

Gleichzeitig wurde die Nachprüfung des Beschlusses vom 
12. September über die Errichtung der Klasse V in der An- 
gestelltenabteilung der Pensionskasse bis zur nächsten Sitzung 
ausgesetzt. Die Nachprüfung dieses Beschlusses soll sich dar- 
auf erstrecken, ob die Steigerungsbeträge der Klasse V auch 
für die vor dem 1. Januar 1924 zurückgelegten Dienstzeiten 
gewährt werden sollen. 

Auf Grund einer Beschwerde wurde festgestellt, daß bei 
dem Ausscheiden eines ordentlichen oder stellvertretenden 
Versitzenden im Bezirks- oder Reichsknappschafts-Vorstand 
nicht der nachiolgende Stelivertreter aufrückt, sondern immer 
eine Neuwahl stattiinden müsse, 

Von neun Anträgen auf Grund $ 397 des Angestellienver- 
sicherungsgesetzes betreffend Vermeidung unbilliger Härten 
bei der Erfüllung der Wartezeit wurden zwei anerkannt; 
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von den Arbeitern gezahlt werden, daß außerdem die sozialen 
Versicherungen abgebaut werden, damit die Arbeitnehmer ge- 
fügiger, d. h. vollständig von den Unternehmern abhängig wer- 
den. Außerdem sollen die Reichs- und Landesregierungen ihren 
ganzen Machtapparat einsetzen, um die Löhne und Gehälter 
auf die von den Unternehmern gewünschte Höhe herabzusetzen. 
Sie verpflichten sich, in keinem Falle höhere Löhne zu zahlen, 
als nach ihrem Diktat mit Staatshilfe festgesetzt worden sind. 

Die in der Entschließung der bayerischen Tonindustriellen 
enthaltenen Gedankengänge sind nichts Neues. Trotzdem 
halten wir es für zweckmäßig, auf solche Blüten kapitalisti- 
scher Wirtschafts- und Regierungskunst immer wieder hinzu- 
weisen, bis auch der letzte Angestellte von dem Aberglauben 
der sogenannten Interessengemeinschaft zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer geheilt ist und die Tatsache des unüber- 
brückbaren Gegensatzes zwischen Kapital und Arbeit er- 
kannt hat. 





Au | 


sieben Anträge mußten abgelehnt werden, weil nicht minde- 
stens 100 Pflichtbeiträge geleistet worden sind. ee 

Einen sehr breiten Raum der Sitzung nahmen die Beratun- 
gen über die Aufbringung der Lasten in der Ar- 
beiterpensionskasse ein. Bekanntlich ist am 12. September in 
Godesberg der Beschluß gefaßt worden, daß die Bezirksvereine 
50 Prozent der eigenen Last selbst aufbringen und die: übri- 
gen 50 Prozent gemeinsam von allen Bezirksvereinen getragen 
werden sollen. 

Aus den verschiedensten Gründen heraus wurde in Leip- 
zig beschlossen, den Godesberger Beschluß für die Zeit vom 
1. Oktober bis 31. Dezember 1925 außer Kraft zu setzen und: 
an seine Steile die alte Umlage treten zu lassen. 

Zu den bereits früher als notleidend anerkannten Bezirks- 
vereinen wurde die Halberstädter Knappschaft hinzu- 
genonmen. 

In der im Dezember stattfindenden Vorstandssitzung soll 
die Umlagefrage in der Arbeiterabteilung erneut behandelt 
und möglichst endgültig entschieden werden. 

Zur Beitragsfrage wurde der wichtige Beschluß ge- 
faßt, daß die Steigerungsbeträge in ‚der Arbeiter- und Ange- 
stelltenabteilung der Pensionskasse mit Wirkung ab 1. Juli 1925 
von den Bezirksvereinen an den Reichsknappschaftsverein nicht 
mehr abgeführt werden brauchen. Die Steigerungsbe- 
träge betragen für jede Seite: 


In der Arbeiterabteilung: 





Klasse Männl. Mitgl. Weibl. Mitgl. 
Be en 0,825 R,-M. 055 R.-M, 
ee 1,10 R.-M. 0,825 R.-M, 
3 te dr 1,375 R.-M. 1,10  R.-M, 

In der Angestelitenabteilung: 

Klasse 1 110 R.-M. 

H, BÄREN RE nr SEN a RR REIN ER en ne. 103.65 
BB IE RN er re ee 
» 4 . . . . . 3,30 y br 


Dieser Beschluß bedeutet eine erhebliche Beitrassent- 
lastung. Für manche Bezirksvereine ist diese Entlastung zwar 
nur theoretischer Natur, denn vielfach sind die Steigerungs- 
beträge schon seit dem 1. Juli nicht mehr abgeführt worden. 
Immerhin befreit aber der Beschluß diese Vereine von der 
Verpflichtung, die Steigerungsbeträge ab 1. Juli nachträglich 
zu entrichten. Der Beschluß bedeutet weiterhin, daß in bei- 
den Abteilungen der Pensionskasse das reine Umlageverfahren, 
wie es die Novelle zum R.K.G. vorsieht, schon jetzt zur An- 
wendung gelangt. 

In der Godesberger Vorstandssitzung lag ein Antrag unse- 
res Vertreters in der Ruhrknappschaft vor, zu beschließen, daß 
die bis zum 30. Juni 1925 angebotenen Anerkennungs- 
gebühren, soweit sie nicht länger als bis zum 1. Januar 1921 
rückständig sind, anzuerkennen sind. Die Entscheidung wurde 
damals ausgesetzt zwecks Vornahme von Erhebungen über die 
voraussichtliche finanzielle Auswirkung eines solchen Beschlus- 
ses. Es ist nunmehr festgestellt worden, daß ganz wenige 
Personen in Betracht kommen. Es wurde daher in Leipzig 
beschlossen, daß solchen Anträgen ohne einen besonderen Be- 
schiuß des Reichsknappschaits-Vorstandes stattgereben wer- 
den soll. 

Mehrere Anträge auf Errichtung besonderer Kran- 
kenkassen wurden mit Stimmengleichheit abgelehnt. Des- 
gleichen wurde mit Stimmengleichheit der Antrag des Ver- 
bandes deutscher Knappschaftsbeamten auf Ab- 
schluß eines besonderen Reichstariivertrages für die von ihm 
organisierten Verwaltungsangestellten abgelehnt. Einstimmig 
wurde ein Bezirkstaritvertrag des G.d. A. für die Verwaltungs- 
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angestellten ‚der Gießener Knappschaft abgelehnt. Die Ableh- 
nung erfolgte, weil bereits ein Tarifvertrag, an dem auch der 
G.d.A. beteiligt ist, besteht. 


* Die Angestelltenvertreter der Ruhrknappschaft 
hatten die Entscheidung des Reichsknappschafts-Vorstandes be- 
antragt über die Besetzung des Vorsitzendenpostens in dem 
Angestelltengeschäftsausschuß der Ruhrknappschaft. Der Ar- 
beitgebervertreter, Generaldirektor Wiskott, eiklärte, 
daß in der Ruhrknappschaft eine Verständigung über die Be- 
setzung sämtlicher Geschäftsausschüsse erfolgen werde, so- 
bald die Entscheidung des Reichsarbeitsministers über den 
Vorsitzendenposten im Bezirksvorstand vorliege. Es wurde da- 
nach beschlossen, die Angelegenheit zurückzustellen bis zur 
Entscheidung des Reichsarbeitsministers über die Vorsitzenden- 
frage im Bezirksvorstand. 


oe Die Dienstverträ ge mit den Vertrauensmännern in 
"den Bezirksknappschaftsvereinen Rubr und Süddeutsch- 
| tand wurden genehmigt. 


Die Teilbetriebe Landwirtschaft und Ziegelei der Solvay- 
Werke Bernburg wurden für knappschaftsversicherungspflich- 
tig erklärt, desgleichen die Hauptverwaltung der Werschen- 
Weißenfelser Braunkohlen-A.-G. in Halle (Saale) und die Auf- 
bereitung der Schwarzwälder Erzbergwerke in Kappel bei 
Freiburg. - 


Knappschaftliches 


Eine gesetzwidrige Entscheidung des Reichsarbeitsministers, 

Die Bezirksvorstände in den Knappschaften Halle und Mans- 

feld konnten bis heute noch nicht gebildet werden, weil sich 
die Arbeitgeber entgegen den gesetzlichen Vorschriften weiger- 

ten, anzuerkennen; daß die Wahl der Versichertenvertreter ge- 

meinsam durch Arbeiter und Angestellte zu erfolgen hat. Der 

Reichsarbeitsminister hat nunmehr auf Grund eines Antrages 

von Arbeitgebervertretern im Reichsknappschafts-Vorstand durch 

Verfügung vom 3. November 1925 entschieden, daß bei der 

Bildung der Bezirksvorstände in den Knappschaften Halle und 

Mansfeld die Versichertenvertreter im Bezirksvorstand ge- 

trennt von den Arbeiter- und Angestelltenvertretern der Be- 

zirksversammlung zu wählen sind. Diese Entscheidung hat 
| bei den Kennern des Knappschaftsgesetzes größtes Erstaunen 
hervorgerufen, weil sie im Widerspruch zum Gesetz steht 

und außerdem die paritätische Selbstverwaltung aufs höchste 

gefährdet. Jetzt ist der Weg offen zur Wahl von arbeit- 

 geberfreundlichen Angestelltenvertretern in die Bezirksvor- 
stände. Wie die Praxis in den Bezirksknappschaften Hessen- 
Thüringen und Gießen beweist, wo die G.d. A. - Vertreter in 

vielen wichtigen Fragen mit den Unternehmern gestimmt haben, 
- führt die getrennte Wahl zu einer Beseitigung der Parität und 
zur Schaffung einer fast ständigen Majorität der Arbeitgeber 
im Selbstverwaltungskörper der Knappschaft. Wir wollen dem 

Reichsarbeitsminister nicht unterstellen, daß er bewußt auf die 

Herbeiführung eines solchen Zustandes hinarbeitet. Immerhin 

‚stimmt die Entscheidung sehr bedenklich, weil sie im Wider- 
spruch mit den Bestimmungen des Reichsknappschaftsgesetzes 

steht, und zwar nicht nur nach unserer Auffassung, sondern 

auch nach der bisherigen Einstellung des Reichsarbeitsministers. 


- Der $& 134 des Reichsknappschaitsgesetzes bestimmt: 
„Die Vertreter der Arbeitgeber im Bezirksvorstand’ und ihre Ersatz- 


"männer werden von den Arbeitgebern aus deren Mitte, die Vertreter 
der Versicherten und ihre Ersatzmänner von den Aeltesten in der Be- 


 zirksversammlung nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt.“ 


Unstreitig geht aus dieser Gesetzesbestimmung hervor, daß 
die Vertreter der Versicherten gemeinsam von den Arbeiter- 
und Angestelltenältesten zu wählen sind. Der vorläufige Vor- 
‚stand des Reichsknappschaftsvereins hat dann auch im Vor- 
jahre bei der Bildung der Bezirksknappschaften in folgerich- 
tiger Auslegung der Gesetzesvorschrift die gemeinsame Wahl 
"angeordnet. Auf eine Anfrage beim Reichsarbeitsminister, ob 
diese Auslegung die richtige sei, antwortete derReichs- 
arbeitsminister, daß er die gleiche Meinung 
EBvertrete, 


- Die Angelegenheit kam aber nicht zur Ruhe. Verschiedene 
‚reaktionäre Arbeitgeberverbände, z. B. in Halle und Mansfeld, 
“wollten absolut getrennt wählen, um ihre getreuen Schäflein 
auf Angestelltenseite in die Bezirksvorstände hineinzubekom- 
men. Es braucht wohl nicht besonders hervorgehoben zu wer- 
den, daß die an der Frage interessierten Angestelltenorganisa- 
tionen, G.d. A. und R.d.B., sich hinter die gegen den Reichs- 
knappschaftsvorstand rebellierenden Arbeitgeber stellten. Der 
Reichsknappschaftsverein . richtete deshalb am 
13. August 1924 folgendes Schreiben an den Reichsarbeitsmi- 
nister: 

ge r.. Der vorläufige Vorstand ist nach eingehender Prüfung zu 
dem Ergebnis gekommen, daß der Text des $ 134 Abs. 1 des Reichs- 
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knappschaftsgesetzes keine andere Auslegung zuläßt, daß die Wahlen 
der Vertreter in den Bezirksvorstand in der Bezirksversammlung von 
den Aeltesten gemeinsam erfolgen müssen. 

Seitens der Werksvertreter und eines Versichertenvertreters wurde 
darauf hingewiesen, daß im Gesetz eine Lücke sei und diese bei einer 
Abänderung des Reichsknappschaitsgesetzes berücksichtigt werden müsse.“ 

Der Reichsarbeitsminister antwortete darauf mit folgendem 
Schreiben vom 30. August 1924: 

„Ich trete der Auffassung des vorläufigen Vor- 
standes des Reichsknappschaftsvereins bei Ich be- 
halte mir vor, gelegentlich der bevorstehenden Nachprüfung des Reichs- 
knappschaftsgesetzes zu der angeregten Aenderung des & 194 Abs, 1 
des Reichsknappschaftsgesetzes Stellung zu nehmen.“ 

Zweimal hat also der Reichsarbeitsminister entschiedett, 
daß die Wahl der Versichertenvertreter im Bezirksvorstand 
gemeinsam von den Arbeiter- und Angestelltenältesten zu täti- 
gen ist. Jetzt auf einmal hat er in der gleichen Angelegenheit 
eine genau entgegengesetzte Entscheidung gefällt. In der ergan- 
genen Verfügung heißt es sogar, daß die Entscheidung auf Grund 
der gegebenen Rechtslage erfolgt sei. Das ist mehr als grotesk! 
Wir fragen den Herrn Minister, ob sich an der Rechtslage seit 
der Zeit seiner beiden ersten Entscheidungen irgend etwas ge- 
ändert hat. Unseres Wissens ist das Reichsknappschaftsge- 
setz heute noch unverändert in Kraft. 

Ein Kommentar wäre eigentlich überflüssig. Die Eutschei- 
dung spricht für sich selbst bzw. gegen ihren Urheber. Aber 
die Angelegenheit verdient die ernste Beachtung aller Kreise, 
weil der Reichsarbeitsminister nach dem Reichsknappschafts- 
gesetz die oberste Aufsichtsbehörde gegenüber dem Reichs- 
knappschaftsverein ist. Es entspricht einem alten Grundsatz, 
daß sich die oberste Behörde einer Gleichmäßigkeit in ihren Ent- 
scheidungen zu befleißigen hat, wenigstens solange die Rechts- 
lage unverändert ist, anderenfalls wird das Vertrauen zw ihr 
aufs tiefste erschüttert. Letzteres tritt insbesondere dann ein, 
wenn, wie es den Anschein hat, ein Abgehen von der geraden 
Linie lediglich deshalb erfolgt, um die Wünsche reaktionärer 
Unternehmer zu erfüllen. Wir erwarten, daß der Reichstag den 
Reichsarbeitsminister wegen seines Zickzackkurses als oberste 
Aufsichtsbehörde zur Rechenschaft zieht. 


Grubensicherheitswesen 


Der Handelsausschuß des Preußischen Landtages zum Un- 
glück auf „Zeche Holland“, Im Preußischen Landtag sind aus 
Anlaß des Unglückes auf „Zeche Holland‘ von den einzelnen 
Parteien Anträge und Anfragen eingebracht worden, die der 
Sitzung des Handelsausschusses am 19. November vorlagen. 
Der Urantrag der K.P.D. lautet: 

„Das Antreibersystem ist zum großen Teil eine Folge des herr- 
schenden Prämiensystems, dessen Beseitigung der Landtag durch An- 
nahme des Antrages auf der Druckseite Nr. 316 in der Sitzung vom 
3. Juli 1925 verlangte, 

Bis heute ist. das Prämienverbot nicht durchgeführt. 

- Bo Landtag wolle beschließen: Das Staatsministerium wird anfge- 
ordert, 

1. unverzüglich das im angenommenen Antrage vom 3. Juli 1925 ver- 
langte Prämienverbot durchzuführen, 

2. sofort die für die bisherige Nichtdurchführung des Prämienverbots 
verantwortlichen Personen zur Rechenschaft zu ziehen und sie von 
ihren Aemtern zu entheben.“ 

Von dem Berichterstatter wurde zum Punkt 1 dieses An- 
trages darauf hingewiesen, daß es sich um einen wohl einzig 
dastehenden Fall in der Parlamentsgeschichte handele. Es 
würde um einen Beschluß des Landtages ersucht zwecks Durch- 
führung eines bereitsfrühergetaßten Beschlusses, 
Um der Durchführung des Verbotes über die Gewährung von 
Revierprämien ganz besonderen Nachdruck zu verleihen, stimm- 
ten die Vertreter der Sozialdemokraten, Demokraten, Kommtu- 
nisten und des Zentrums dem Absatz 1 des K.P.D.-Antragcg 
zu. Der Absatz 2 wurde abgelehnt, jedoch wurde von dem 
Vertretern der obengenannten Parteien zum Ausdruck gebracht, 
daß es so nicht weitergehen könnte. 

Nachdem nunmehr die Mehrheit des Preußischen Landtages 
ihren Beschluß vom 3. Juli 1925 erneut bestätigt hat, erwarten 
wir, daß das Handelsministertum unverzüglich ein Verbot der 
Gewährung von Revierprämien erläßt. 

Da festgestellt worden ist, daß das Unglück auf „Zeche 
Holland“ auf die Schlagwetterentzündung an der elektrischen 
Lokomotivförderung zurückzuführen ist, wurde gegen die Stim- 
men der Vertreter der Deutschnationalen Volkspartei, der Deut- 
schen Volkspartei und der Wirtschaftlichen Vereinigung folgen- 
der Antrag angenommen: 

„Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen, 
zur Bekämpfung der Unfaligefahren bei der unterirdischen elektrischen 
Streckenförderung im Bergbau 

1. die Verwendung elektrischer  Grubenlokomotiven im’ ausziehenden 
Wetterstrom . zu verbieten; 

2. zu prüfen, ob die Vorschrilten für die Einrichtung und. den Betrieb 
der elektrischen Stromanlagen im Bergwerksbetriebd vom 4. Juli 1924 




































































644 DEUTSCHE TECHNIKER-ZEITUNG 1925 


im einziehenden Strom noch zeitgemäß sind und sich nicht eine 

Ergänzung in der Weise empfiehlt, daß r 

a) der Einbau automatischer Schalter und Kurzschließer zum schnel- 
len Ausschalten der Fahrdrahtieitungen vorgeschrieben wird, 

b) Vorschriften darüber erfolgen, daß die Kabel in den Förder- 


strecken in eine gegen mechanische Beschädigungen möglichst » 


geschützte Höhe gelegt werden; 





Vermessungssekretäre und Fachschul- 
frage 


Unter dieser Ueberschrift bespricht Herr Freyn (Sim- 

mern) in der Nr. 11 des Mitteilungsblattes des Verbandes der 
Vermessungsobersekretäre usw., Sitz Merseburg, die Verhand- 
lungen des Beirates für das Vermessungswesen vom November 
vorigen Jahres. Auf diese „recht unerfreulichen Betrachtun- 
en“, wie Herr Freyn selbst seine Ausführungen bezeichnet, 
überhaupt einzugehen, verlohnt nur dehalb, weil sich die Lei- 
tung des Merseburger Verbandes in einer Vorbemerkung dem 
Inhalt des Freynschen Artikels voll und ganz anschließt. 


Schon aus der Ueberschrift ist zu ersehen, daß es Herrn F. 
nicht auf eine sachliche Würdigung des unseren Mitgliedern 
aus der „Vermessungstechnischen Rundschau‘ längst bekannten 
Ergebnisses der Beiratsberatungen, sondern einzig und allein 
darauf ankommt, dem verhaßten Butab wieder mal eins aus- 
zuwischen. 


Zu diesem Zweck konstruiert Herr F. aus dem Handgelenk 
einen Gegensatz zwischen den „Technikern des Butab‘“ und 
den „Beamtentechnikern‘“. Die Ausführungen unserer Beirats- 
mitglieder Schulz und Schweißfurth, daß doch zwi- 
schen der: Aufgabe des Beirates, nach rein sachlich-fachlichen 
Gesichtspunkten die notwendige Vorbildung für den Beruf des 
Vermessungstechnikers gutachtlich festzulegen, und der Auf- 
gabe der Gewerkschaften, bei den Besoldungsverhandlungen 
für richtige Einstufung der betreffenden Beamtengruppen ein- 
zutreten, ein Unterschied zu machen sei, wird dahin ausgelegt, 
daß der Beirat nach Ansicht des Butab auf die Beamtentechni- 
ker keine Rücksicht zu nehmen habe. 


Damit ist nach weiteren „tiefgründigen‘ Untersuchungen 
dem bösen Butab wieder mal der Hals umgedreht, und den 
Vermessungssekretären wird dringend empfohlen, sich vor so- 
viel Böswilligkeit schläunigst in die Arme des Merseburger 
Verbandes zu retten. 


Doch bei dem Bestreben, die Unfähigkeit des Bundes zur 

Vertretung der Berufsinteressen der Vermessungssekretäre unter 
allen Umständen und endgültig zu beweisen, ist sowohl dem 
Verfasser als auch der rühmlichst bekannten Verbandsleitung 
ein böses Mißgeschick passiert. Aus der Feststellung des Un- 
terausschusses nämlich, daß der Lehrplan der Fachschulen 
einer weiteren Ausgestaltung bedürfe, um allen Anforderun- 
en des vermessungstechnischen Berufes Rechnung tragen zu 
xönnen — was übrigens unser Ko!lege Schulz durchaus aner- 
kannte, der mit Recht darauf hinwies, daß der weitere Aus- 
bau im Laufe der Zeit ebenso wie bei den anderen technischen 
Lehranstalten bestimmt kommen wird —, wird mit staunens- 
werter geistiger Akrobatik als Meinung des Beirates die „Tat- 
sache‘ gemacht, „daß eine Fachschule für unsere Ausbildung 
nicht geeignet ist!“ Als Kronzeuge für diese „einzig richtige 
Folgerung“ wird das Preuß. Finanzministerium vorsesteifl 
das ja für die Katasterobersekretäre die Fachschulbildung ab- 
lehnt; ja sogar das Landwirtschaftsministerium marschiert für 
diese Ansicht. Daß ersteres bei der Stellungnahme Suckows 
nicht verwunderlich ist, dürfte Herrn F. ebenso zu denken 
geben als die Tatsache, daß die Herren Kummer und Schlitt 
tür den so geschmähten Antrag Schulz gestimmt haben, der 
übrigens, was Herr F., wie so manches andere, verschweigt, 
mit 23 gegen 11 Stimmen angenommen ist. 


Obwohl wir zur Genüge wissen, daß dem Merseburger 
Verband bei der Verfolgung seiner kleinlichen „Standesbestre- 
bungen“ der Zusammenhang mit den allgemeinen Berufs- 
interessen und der Gesamtbeamtenbewegung vollkommen ab- 
handen gekommen ist, gestatten wir uns doch, auf fe!gende 
Tatsachen hinzuweisen: Der Merseburger Verband gehört mit 
großem Stolz der Rateb an. Diese hat auf ihrer Kölner Tagung 
die Fachschulausbildung für Vermessungstechniker gefordert. 
Im Einklang damit hat der Vertreter der Rateb im Beirat leb- 
haft bedauert, daß die Preuß. Katasterverwaltung die Fach- 
schule ablehnt, und ausdrücklich festgestellt, daß sich diese 
ut bewährt hat. Wer schwimmt denn nun eigent- 
ich „gegen den Strom“? Der Bund? — Die Lauf- 
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3. jede Neuanlage von elektrischer Lokomotivförderung mit Fahr” 
draht auf Schlagwettergruben auch im einziehenden Wetterstroni 
nach Möglichkeit unter Berücksichtigung der etwaigen Gefahren- 
momente zu verbieten; $ € 


4. die Einführung der Preßluftiokomotiven an Stelle der elektrischen 
ist mit alien Mitteln zu fördern.“ £ 




























































bahnrichtlinien des Reichsinnenministeriums hat Herr F. offen- 
bar nie gesehen, sonst müßte er wissen, daß sie die Gleich“ 
stellung des Fachschulreifezeugnisses mit der Obersekunda- 
reife enthalten, ja, es den Verwaltungen überlassen, eine andere 
Vorbildung als Fachschule und Obersekundareife zu ver- 
langen. Und Geh. Finanzrat Suckow erklärte im Beirat, daß er 
gegen den Antrag Schulz keine erheblichen Bedenken habe, 
da weder dieser noch sein eigener Antrag praktische Bedeutung 
habe — für die Einstufung der technischen Beamten, wohl- 
gemerkt! 


Das letztere glauben wir allerdings auch. Wir haben schon 
weiter oben betont, daß die Besoldungsfragen nicht vom Bei- 
rat zu lösen sind. Dies ist eine Angelegenheit, die zwischen 
den Verwaltungen und den Beamtengewerkschaften zu regeln 
ist. Dabei wird allerdings der Merseburger Verband nicht 
viel mitzureden haben. Die sogar die so viel gepriesene 
Rateb vermochte nicht den Deutschen Beamtenbund zu einem 
Eingehen auf ihre Wünsche. zu veranlassen, holte sich viel- 
mehr eine glatte Abfuhr, welche weitere Tatsache die Merse- 
burger „Verbandsleitung‘ ihren Mitgliedern vorsorglich vor- 
enthält. Auf die zum Teil geradezu albernen Anzapfungen 
des Herrn F., auf die sich wohl hauptsächlich die „volle 
Zustimmung‘ der Herren Jung und Busch bezieht, einzu- 
gehen, verlohnt wirklich nicht. Da wir aber bis auf weiteres 
des Glaubens sind, daß .Herr F. lediglich aus Unkenntnis 
der ganzen Materie zu seinen vollkommen haltlosen Dar- 
legungen kommt, wollen wir ihm gern Gelegenheit geben, 
sein Wissen zu bereichern. Wir bitten ihn daher, gütigst zu 
bedenken, daß die Beiratsbeschlüsse lediglich die Bedeutung 
eines Gutachtens haben. Der Beirat kann weder Reich noch” 
Länder zwingen, sein Votum zu befolgen. Da uns der Wert 
dieser Gutachten durchaus bekannt war und ist, haben wir 
schon vor mehr als zwei Jahren unsere Richtlinien für die Lauf- 
bahn der technischen Beamten den beteiligten Reichs- und 
Staatsministerien übersandt. Anfang 1924 sind dem Landwirt- 
schaftsministerium bereits unsere Grundsätze über die An- 
nahme und Ausbildung der Bewerber um Vermessungsober- 
sekretärstellen, welche alle Einzelheiten betr. Ausbildungs- 
ziel und -art genau festlegen, mitgeteilt worden. Wir raten’ 
Herrn F. dringend, diese Richtlinien und Grundsätze, über die 
zwischen den betr. Dienststellen und dem Bund mehrfach Ver- 
handlungen stattgefunden haben, eingehend zu studieren. Er 
wird finden, daß wir bei aller grundsätzlichen Einstellung (im 
Beirat handelte es sich nur um diese!) Taktiker genug sind, 
um Vorschläge zu machen, die eine Benachteiligung der Ver- 
messungsobersekretäre gegenüber den anderen technischen Be- 
amten ausschließen. Durch Befolgung dieses Ratschlages und 
seines eigenen, vollkommen überflüssigerweise an unsere 
Adresse gerichteten, die Verhandlungen des Beirates genau zu’ 
verfolgen, wird der Wert seiner schriftstellerischen Betätigung 
nur gewinnen. Es liegt nahe, diese wohlgemeinte Mahnung‘ 
auch an die sonst so „rührige‘“ Verbandsleitung der Merse- 
burger zu richten. Wir sind jedoch überzeugt, daß dieses voll- 
kommen zwecklos ist. Denn auch die letzte Erfahrung in’ 
dieser Frage, die die so heißersehnte Aussprache im Ministe-| 
rium zeitigte, wird die Merren nicht abhalten, sich „unentwegt‘“ 
und „gewissermaßen“ eine Abfuhr nach der anderen zu holen. 


Im übrigen haben wir nicht nötig, unseren Mitgliedern” 
immer wieder unsere „Taten‘“ zu beweisen. Wir halten alle” 
Kollegen zu jeder Zeit über alle Angelegenheiten auf dem lau- 
fenden. Und wenn sich Herr Freyn und seine Verbandskol- 
legen einmal der kleinen Mühe unterziehen wollten, sich an 
die Tätigkeit des Bundes bei der Besoldungsreform 1920, im | 
GutachterausschußB des D.B.B., gelegentlich des Schieds-’ 
spruches, bei Schaffung des Angesteiltentarifes — um nur das 
wesentliche herauszugreifen — und die seinerzeitige telegra- 
phische ee des gesamten Verbändchens zu er- 
innern, wird ihnen schon allmählich der Unterschied zwischen 
der zielklaren, eindeutigen Tätigkeit des Bundes und der 
haltlos zwischen Vorgesetztensympathie, Vorzimmerpolitik und 
Heulmeiertum schwankenden Lächerlichkeit des Merseburger 
Verbandes klar werden. Ein weiteres Ausbleiben dieser Er 
kenntnis dürfte für die „Belange‘‘ des Berufsstandes nicht ge- 
rade förderlich sein. wAdam 
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"Berufsfragen der Behördentechniker 


Lauibahn der Kulturbaubeamten, Seit Jahren bemüht sich 
der Bund, eine den Erfordernissen des kulturbautechnischen 
Dienstes und der Stellung der külturbautechnischen Beamten 
enisprechende Regelung der Vor- und Ausbildung der Be- 
amten und Angestellten herbeizuführen. Diesem Bestreben 
hat sich das Landwirtschaftsministerium bisher immer ab- 
lehnend gegenüber verhalten. Im Preußischen Landtage haben 
nun Abgeordnete nachstehende Anfrage an den Preußischen 
Landwirtschaftsminister gerichtet: 

„Für die Kulturbaubeamten des mittleren Dienstes fehlen immer noch 
klare Bestimmungen über die Laufbahn. Das Fehlen solcher Bestimmun- 
pen hat den genannten Beamten erhebliche Nachteile gebracht. Ver- 
andlungen über die Rege'ung der Laufbahn sind schon seit einer Reihe 
von - Jahren - geführt worden;: der Herr. Landwirtschaftsminister : hat es 
aber bisher für richtig. befunden, die Bestimmungen nicht herauszugeben. 
Die bevorstehende Herausgabe _einheitlicher -Richt!inien -für die Laufbahn 

aller mittleren Beamten braucht ein Hindernis nicht zu sein und kann 
auch im Hinblick auf den Erlaß für die Vermessungssekretäre der 
Landeskulturbehörden und für-die Wässerbausupernumerare als solches 
nicht: angesehen "werden, - E 
Aus welchen Gründen ist der Erlaß obiger Bestimmungen bisher 
nicht erfolgt, und. was gedenkt das Staatsministerium zu tun, um die 
Herausgabe der Bestimmungen endlich zit erwirken?“ 

Das Landwirtschaftsministerium hat sich zu dieser Frage 
„wie folgt geäußert: f 

„1. Bei den Vorbereitungen. zur Durchführung der vom Ministerium 
beabsichtigten. Neuordnung der Wiesenbauschulen haben sich infolge 
der bei den Verhandlungen zutage getretenen. Meinungsverschiedenheiten 
Schwierigkeiten ergeben. Diese Meinungsverschiedenheiten beziehen sich 
namentlich auf die Vorbildung der Schüler der Anstalt. Vor allem im 
Hinblick hierauf erschien es zweckmäßig, die seit längerer Zeit zur 
Verhandlung stehende allgemeine Regelung- der Vorschriften über die 
Vorbildung der Verwaltungs- und technischen Beamten des mittleren 
Dienstes im gesamten Reichsgebiet abzuwarten. 

2. Es sind Bestimmungen über die Einrichtung und. den Betrieb 
der Wiesenbauschulen nebst Lehrplan und eine Prüfungsordnung ent- 
worfen worden und es soll nunmehr über die Art und den Umfang der 

‚Reform der Wiesenbauschulen entschieden werden, trotzdem die im 
letzten Absatz unter 1: bezeichnete allgemeine Regelung wider Erwarten 
noch nicht erfolgt ist. 
- 3. Ueber den Zeitpunkt der Bekanntgabe der Bestimmungen über 
die Neuordnung können bestimmte Angaben noch nicht gemacht werden; 
er wird im wesentlichen von dem Ergebnis der weiteren Verhandlungen 
abhängig sein.“ 

Nunmehr liegt. dem Plenum des Landtages zur zweiten 
Beratung des Etats erneut ein Entschließungsantrag vor, wo- 
nach das Staatsministerium ersucht wird, die Durchführung‘ 
‚einheitlicher Richtlinien für eine Neugestaltung der Laufbahn) 
der Kulturbaubeamten des mittleren Dienstes in Anlehnung an 
die für die Wasserbaubeamten des mittleren Dienstes ge- 
schaffene Neuregelung baldmöglichst in die Wege zu leiten. 

Es bleibt abzuwarten, ob die maßgeblichen Stellen sich 
nunmehr bequemen werden, die geforderten Neuerungen 
schnellstens. herbeizuführen. Der Bund wird mit Nachdruck 
‚darauf dringen und verlangen, daß die von der Fachgruppe 
schoen im Jahre 1921/1922 wunterbreiteten Vorschläge dieser 
-Neuordnung zugrundegelegt werden. 

- Wie unhaltbar die Verhältnisse im Kulturbaudienst sind, 
"beweist noch nachstehende Anfrage des Landtages: 

© „Die Kukurbaubeamten des mittleren Dienstes sind bei Festsetzung 
des Anwärter- bzw, Besoldungsdienstalters ungerecht berücksichtigt. Man 
ist auf Anordnung des Herrn Landwirtschaftsministers davon ausgegangen, 
daß die Zeit der Beschäftigung im Staatsdienste von der Einstellung als 
Techniker ab bis zur Erlangung des Wiesenbaumeisterzeugnisses als Aus- 
bildungszeit anzusehen sei, und daß das Anwärterdienstaiter erst mit 
der Erlangung des Wiesenbatmeisterzeugnisses beginnen könne. Dabei 
ist von allen Technikern vom Eintritt in den Staatsdienst ab stets volie 
"Arbeitsleistung verlangt worden. Bei Ausübung ihres Amtes hat man 
sie. nie als in „Ausbildung“ befindlich betrachtet; Vorschriften über eine 
Ausbildung in der Anfangszeit der Beschäftigung bestehen nicht; auch 
nach Erlangung des fraglichen Zeugnisses werden keine anderen An- 
forderungen mehr gestellt. 

- Was gedenkt das Staatsministerium zu tun, um. diese offenbare Unge- 
rechtigkeit zu beseitigen?“ s 
| Wir machen in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam, 
daß wir uns vor kurzer Zeit erneut an die maßgeblichen 
Stellen gewandt haben, diese unhaltbaren Zustände zu beseiti- 
en und. die Kulturbautechniker dem Tarifvertrag zu unterstellen. 
er Inhalt der Anfrage ist ein Beweis für die Berechtigung 
unseres Verlangens. . Soweit wir orientiert sind, zeigt aber 
das Ministerium wenig Geneigtheit, der von uns geforderten 
"Regelung zuzustimmen. Die über diese Frage geführten Ver- 
-handlungen sind allerdings noch nicht abgeschlossen. Die 
Zentralbehörden. werden, falls: sie den : durchaus: berechtigten 
"Bestrebungen nicht nachgeben, mit der stärksten. Opposition 
unseres Bundes zu rechnen haben. 

Wie oben bereits erwähnt, wirken sich die ungünstigen 
Verhältnisse nach. den verschiedensten Richtungen hin aus. 
So ist, die Zahl der Stellen für nichtplanmäßige 
Beamte im Vergleich zu derjenigen für planmäßige 
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Beamte bei den mittleren kulturbautechnischen Beamten 
schon seit langer Zeit verhältnismäßig sehr hoch gewesen. 
Man hat früher wohl Stellen für diätarische Beamte geschaf- 
fen, um die Kräfte, die schon seit längerer Zeit beschäftigt 
wurden und für deren Weiterbeschäftigung ein dauerndes Be- 
dürfnis bestand, aus dem Angestellten- in das Beamtenverhält- 
n!s übernehmen zu können. Es ist aber unterlassen worden, in 
gleichem Ausmaße auch die Zahl der Stellen für plan- 
mäßige Beamte zu vermehren. Zur Zeit beträgt ‘die Zahl 
der nichtplanmäßigen Beamten 35,8 Prozent der Zahl der 
planmäßigen Beamten. Außerordentlich ungünstige Verhält« 
nisse für die Anstellung als planmäßiger Beamter sind die 
Folge. Unter 40 Beamten, die zunächst zur planmäßigen An- 
stellung kommen müßten, sind mehr als dreiviertel älter als 
35 Jahre. Zur Behebung dieses unerträglichen Zustandes 
haben wir beim Ministerium für Landwirtschaft, 
Domänen und Forsten zur Berücksichtigung im Haus- 
halt für 1926 folgende Anträge eingereicht: . 

„1. Umwandlung einer größeren Zahl von Stellen für nichtplanmäßige 
Beamte (Kap. 106, Tit.4) in solche für planmäßige Beamte der Gruppe A 7 
(Tit. 106, Tit. 1). 

2. Umwandlung von Stellen für planmäßige Beamte der Gruppe A 6 
in solche der Gruppe A-7 (Kap. 106, Tit, 1) in solchem Ausmaße, daß 
alle planmäßigen Beamten, welche die Kulturbauobersekretär- 
prüfungabgelegt haben, in Gruppe A7 eingereiht werden können.“ 

In der Begründung dieser Anträge ist dann noch von 
uns darauf hingewiesen worden, daß mehr als 40 planmäßige 
Beamten vorhanden sind, welche die- Kulturbauobersekretär- 
prüfung größtenteils schon im Frühjahr 1923 bestanden haben, 
en ungeachtet immer noch nach Gruppe A 6 besoldet 
werden. 


Besoldungsfragen 


Die Gewährung von Ruhegeld an die sächsischen Ge- 
meindeangestellten. Nach Aenderung der sächsischen Ge- 
meindeordnung hat das Sächsische Ministerium des Innern 
gemäß 8 7 Abs. 2 des Gesetzes Richtlinien über die Auf- 
stellung von Ortsstatuten für die Gewährung von Ruhestands- 
bezügen an die Angestellten und Arbeiter der sächsischen. 
Gemeinden erlassen. Sicherlich ist der Gedanke zu begrüßen, 
daß durch die gesetzgebenden Körperschaften oder im Ver- 
folg der von diesen beschlossenen Gesetze durch die Ver- 
waltungsinstanzen, die die Ausführung dieser Gesetze zu be- 
werkstelligen oder zu überwachen haben, den. öffentlichen, 
Körperschaften die Pflicht auferlegt wird, soziale Fürsorge 
maßnahmen für ihre Arbeitnehmer zu treffen. Der $ 7 der 
sächsischen Gemeindeordnung verfolgt auch diese Tendenz. 
Leider muß festgestellt werden, daß die Richtlinien des Säch- 
sischen Innenministeriums einen ganz anderen Charakter tra- 
gen, sind sie doch eine reine Sperrverfügung, da sie 
einmal den Willen der Gemeinde zur Gewährung von Ruhe- 
standsbezügen voraussetzen, aber einen Zwang auf sie nicht 
ausüben, und zum anderen festlegen, von welcher Basis 
höchstens ausgegangen werden darf, und innerhalb welcher 
Grenzen sich die Gewährung von Ruhegehaltsbezügen zu 
halten hat. 

Geradezu tungeheuerlich ist aber die Ministerialbekannt- 
machung (Sächs. Gesetzbl. Nr. 25 vom 25. August 1925) in- 
sofern, als sie den Kreis der Ruhegehaltsempfänger ganz eng 
umgrenzt. Die betreffenden Bestimmungen haben tolgenden 
Wortlaut: 

„Ziffer 2° Anderen Angestellten als den dauernd beschäftigten 
(vergl, -Ziff. 4) darf Ruhegeld oder Hinterbliebenenversorgung nicht ge- 
währt werden. 

Ziffer 4: Als dauernd beschäftigte Angestellie im Sinne dieser 
Richtlinien haben zu gelten diejenigen männlichen und weiblichen An- 
gestellten, die zur Deckung eines dauernden Bedürfnisses beschäftigt 
werden, eine beamtenähnliche Tätigkeit ausüben, keinem Tarif- oder 
Sondervertrage unterstehen und nach :den Bestimmungen der Vergü- 
tungsordnung bezahlt werden,“ 

Die Kermmzeichen, die für die Ausschaltung von der Ruhe- 
gehaltsversorgung maßgebend sein sollen, sind in ganz raffi- 
nierter Weise zusammengestellt. Da ist z. B. die Ausübung; 
einer beamtenähnlichen Tätigkeit ein Begriff, der wahrschein- 
lich niemals einigermaßen klar zu, umreißen sein wird, für 
dessen Auslegung allein die subjektive Auffassung maßgebend 
ist, der daher die Möglichkeit bietet, die Grenze für Aud« 
dehnung der Ruhegehältsversorgung recht eng zu halten. Bei 
den meisten Verwaltungen besteht die Neigung, als beamten» 
ähnliche Tätigkeit nur solche zu bezeichnen,. die reinen. Ver- 
waltungsdienst umfaßt, aber nicht solche, bei der es sich um 
Verrichtungen praktischer Art handelt, so .daß für die. An- 
gehörigen der praktischen Berufe, Techniker, Werkmeister usw., 
eine recht ungünstige Situation entstanden ist. Ferner ist da 
die ‚Bestimmung, daß Angestellte, die einem, Tarifvertrage 
unterstehen, ebenfalls von der Ruhegehaltsversorgung ausge- 
schlossen werden. Das ist eine Bestimmung, mit der offen- 
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sichtlich das Ziel verfolgt wird, die kollektive Vertretung von 
Arbeitnehmerinteressen zu erschweren. Unter den jetzigen Ver- 
hältrissen muß damit gerechnet werden, daß immer eine Anzahl 
Angestellter die vage Möglichkeit, Ruhegehaltsberechtigung zu 
erwerben, einer Sicherung des augenblicklichen Dienstverhält- 
nisses durch kollektive Vereinbarung vorzieht, da der Abschluß 
eines Tarifvertrages und die Unterstellung unter solchen die 
Erwerbung einer Ruhegehaltsberechtigung und damit die Siche- 
rung der Anstellung unmöglich macht. 

Die Richtlinien des Sächs. Ministeriums des Innern sind 
wohl eine der unsozialsten Vorschriften, die in den letzten 
Jahren von einer Landesbehörde herausgegeben sind. Es 
scheint, als ob auch hier, wie so häufig, die Angst vor event. 
Auswirkungen — zunächst auf die Staatsverwaltungen und 
dann weiter auf die Industrie — eine große Rolle gespielt hat, 
wie das ja auch bei den Erörterungen im Postbeirat über die 
Gründung einer Ruhegehaltskasse für die Reichsangestellten 
der Fall war. Leider hat wie dort so auch hier die Beamten- 
schaft (im vorliegenden Falle also die Gemeindebeamtenschaft) 
gegen eine Verbesserung der sozialen Lage der Angestellten 
Stellung genommen und der Ausdehnung der Ruhegehaltsord- 
nungen auf die Angestellten widerstrebt. Die Ziffer 4 ist im 
Interesse der Aufrechterhaltung des Berufsbeamtentums und 
seiner Ausdehnung in den Gemeinden bedauerlich. Für die 
sächs. Gemeinden ist gerade durch sie der Begriff Daueran- 
gestellter fest umrissen und verankert. Grundsätzlich wird 
festgelegt, daß Beamtentätigkeit auch durch Angestellte aus- 


Aus dem Bunde 


Bücherschau 


Feuerung mit flüssigen Brennstoffe. Von Lew-Wilcke. Ver- 
Alfred Kröner, Leipzig. In Ganzl. gebd. 7 R.-M. 

Das vorliegende Buch kennzeichnet die Fortschritte auf dem Gc- 
biete der Verwendung flüssiger Brennstoffe. Es enthält erschöpfende 
Angaben über ihre Art, Zusammensetzung, Verwendbarkeit und ihren heiz- 
technischen Wert. Für den Praktiker sind von besonderem Wert die 
übersichtlich zusammengestellten Ergebnisse über Verdampfungsversuche 
und die von wirtschaftlichen Gesichtspunkten aufgestellten Vergleichs- 
berechnungen bei Verwendung fester und flüssiger Brennstoffe. Für 
den Kenstrukteur enthält das Werk Berechnungsformeln der Feuerungs- 
apparate und eine große Anzahl von Skizzen und Zeichnungen über er- 
probte Atisführungen und Anordnungen einzelner Apparate und vollstän- 
diger Anlagen. Statistische Zahlen über Oelerzeugung, gesetzliche Vor- 
schriften über Umgang und Aufbewahrung von Brennölen vervollstän- 
digen den technischen Teil und machen so das Werk zu einem Lehr- 
und Nachschlagebuch über das gesamte Gebiet der Oelfeuerung, ins- 
besondere auch durch die zum Schluß dargestellten und erläuterten 
neuesten Konstruktionen. Gugerich. 

Uhlands Ingenieurkalender für 1926. 52. Jahrgang. 2 Teile. Verlag 
A. Kröner, Leipzig. 

Der von F. Wilcke bearbeitete Kalender darf für sich in Anspruch 
nehmen, ein recht brauchbares Taschenbuch für den Konstruktions- 
ingenieur zu sein. Zu dem bewährten Alten tritt jedes Jahr etwas Neues 
hinzu, diesmal neue D.IN.-Tafeln über Transmissionen, Ergänzungen 
zum Abschnitt Warme und: eine freilich nur knappe Besprechung über 
Kraft- und Luftfahrt. Das gute Handbuch empfiehlt sich von selbst, 
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geübt werden darf. Damit ist die Erreichung des programma- 
tischen Zieles der Gewerkschaften erschwert, das dahin geht, 
daß alle Stellen, in denen Personen zur Befriedigung eines 
dauernden Bedürfnisses beschäftigt werden (wieviel mehr noch, 
wenn kein Zweifel darüber besteht, daß die Tätigkeit dieser 
Personen Beamtentätigkeit ist), in Beamtenstellen umgewandelt 
werden müssen. Eigentümlich ist bei diesem Verhalten die In- 
konsequenz mancher Beamtenverbände, die einmal die Institu- 
tion der Dauerangestellten wegen der Unklarheit und Unange- 
messenheit des Dienstverhältnisses bekämpfen, andererseits wie- 
der dafür, sorgen, daß ein rechtlicher Unterschied zwischen 
AngestelltÄn und Dauerangestellten immer wieder konstruiert 
wird, obwohl sie die Erreichung ihres Endzieles dadurch er- 
schweren. Diese Inkonsequenz ist schwer zu erklären. Man 
muß schon annehmen, daß das Bestreben, die Angestelltenschaft‘ 
zu spalten, dabei eine Rolle spielt. 





Zur Besoldungsfrage. Der Haushaltsausschuß des Reichs- 
tages beschäftigte sich in seiner Sitzung vom 25. November 
mit den vorliegenden Anträgen auf Erhöhung der Beamten- 
gehälter. Das Ergebnis der eingehenden Beratungen war, daß 
die Regierung aufgefordert wurde, bis zum 8. Dezember ein- 
gehendes Material und vergleichende Uebersichten über die 
Möglichkeit und die Höhe der Aufbesserung der Beamten- 
bezüge vorzulegen. Es sollen dann die Verhandlungen des 
Haushaltsausschusses über diese Frage am 9. Dezember erneut 
aufgenommen werden. N 





Gesetzgebung und Literatur. Monatshefte für Behörden und Beamte. 
6. Jahrg. (neue Folge), erstes Heft. Preis vierteljährl. 1,20 R.-M. Wirt- 
schaftsverlag Artur Sudau G.m.b.H., Berlin SW 61, Blücherstr. 3. 

Der neue Jahrgang dieser Monatshefte, die früher unter dem Titel 
„Behörden und Beamte“ erschienen, wird in engster Verbindung mit dem 
vor kurzem im gleichen Verlage erschienenen „Alphabetischen 
Handwörterbuch der Gesetze und Verordnungen“ 
herausgegeben. Neben wertvol'en Aufsätzen und literarischen Abhand- 
lungen und einer Uebersicht über die Rechtsprechung im Verwaltungs» 
wesen enthält das Heft a's Hauptteil in den Abschnitten 4 und 5 eine” 
alphabetische Aufzählung von 430 Gesetzen und Erlassen unter 228 Schlag- 
wörtern, dazu die Anzeige von 94 neuen Schriften in bezug auf die 
Gesetzgebung. Diese Teile bilden gleichzeitig die erste Ergänzung des 
Ende August abgeschlossenen alphabetischen Handwörterbuches. Allen 
Beamten und Behörden können die Menatshefte nur empfohlen werden, 
da ähnliche Zusammenfassungen, die eine schnelle Orientierung über die 
Materie ermöglichen, bisher nicht erschienen sind. 


Geschäftliches 


Es darf keine Hausbibliothek mehr geben, in der nicht Brelhms 
Tierleben vertreten ist, der Klassiker der Naturgeschichte, der einerseits 
reiche Belehrung spendet und den Naturgenuß vertieft, und anderer- 
seits dank seiner herrtichen Sprache und seiner ungemein fesselnden, 
dramatisch bewegten Schilderungsgabe gleichzeitig erbaut und unter- 
hält. Wo immer man die Bände aufschlägt, da ist ihr Inhalt interessant, 
zumal er durch reichen Bilderschmuck, durch prächtige Naturaufnahmen 
und Zeichnungen allererster Künstler wirksame Unterstützung erfährt. 
Die Anschaffung der neuen wohlfeilen, reich: illustrierten Ausgabe .dieses 
berühmten Werkes ist durch ihren billigen Preis und durch die von der 
bekannten Buchhandlung Karl Block in Berlin SW 68 gebotene bequeme 
Zahlungsweise jedermann ermöglicht. Wir machen unsere Leser auf die 
heutige Anzeige besonders aufmerksam, 








Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen, 





Herr Kollege! 


Nicht vergessen! 


die Weihnachtsbücher beim Industriebeamten- 
Verlag rechtzeitig zu bestellen. Der Bücher- 
prospekt lag der Nr. 47 der „D. T. Z.“ bei und 
wird Ihnen auf Wunsch nochmals gern zugesandt. 
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irode Weihnadiisiten 


bereiten Sie den Ihren durch unser Weihnachtspaket mit 
von Krüppeln und Schwerkriegsbeschädi»ten hergestellten 
Gegenstärden. 1 Markttasche, Schwarzwälder Form, aus 
echtem Peddingrohr, mit 1 Roßhaarbesen, 1 Kokosbesen, 
1 Schruhber, 2 Scheuerbürsten, I Schmutzbürste, 1 Glanz- 
bürste, 3 Auftragbürsten, 1 Klosettbürste, zusammen für 
10.— Mark frei dor. Auf Wunsch auch jede andere Zu- 
sammenstellung. Alle Arten Bürsten- und Besenwaren, Korb- 
waren und Korbmöbel können geli: fert w«rden. Versand 
nur gegen Nachnahme oder vorherise Kasse. Postscheck- 

konto 2509, Dortmund. 
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Volmarstein i. W. 
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Zum Arbeitslosenproblem der 
Angestellten 


Es ist das unbestreitbare Verdienst der im AfA-Bund zu- 
sammengeschlossenen freigewerkschaftlichen  ‚Angestelltenver- 
| bände, rechtzeitig auf die drohenden Gefahren der bereits zu 
Begitn des Jahres 1923 einsetzenden Arbeitslosigkeit der An- 
I gestellten hingewiesen und Abhilfemaßnahmen "in - Vorschlag 
gebracht zu haben. Erinnert sei an die Anfang 1923 der Reichs- 
arbeitsverwaltung unterbreiteten Vorschläge für-einen erweiter- 
ten Kündigungsschutz, für Abfindungen im Falle der Kündi- 
gung durch uen Arbeitgeber und tur Anwendung des $ 49 
es ‚Arbeitsnachweisgesefzes. Es kann keinem Zweifel unter- 
liegen, daß. die .rechtzeitige Befolgung dieser Vorschläge die 
später einsetzende Not der älteren Angestellten nicht hätte in 
dem Umfange aufkommen lassen. Leider blieb es. bei dem 
verbindlichsten Dank des Präsidenten der Reichsarbeitsver- 
waltung für -das von uns zur Verfügung gestellte Material. 
Wir haben dann durch den Vertreter des AfA-Bundes im Ver- 
waltungsrat des Reichsamts für Arbeitsvermittlung bei allen 
sich bietenden Gelegenheiten immer wieder versucht durch- 
zusetzen, daß vom $ 49 des Arbeitsnachweisgesetzes Gebrauch 
gemacht wird. Durch die hier vorgesehene Anmeldepflicht 
der offenen Stellen sollten die öffentlichen Arbeitsnachweise 
‚in die Lage versetzt werden, soziale Gesichtspunkte bei der 
Arbeitsvermittlung in Anwendung bringen zu können. Diese 
ı Forderungen stießen nicht nur auf den Widerstand der Ar- 
$ beitgeber, sie wurden ebenso leidenschaftlich bekämpft von 
den gegnerischen Angeste.lienvertreiern, insbesondere von Herrn 
|Diller vom D.H.V. Und doch wird heute immer sicht- 
|barer, daß die wichtigste Hilfeleistung für die Erwerbslosen 
‚in:Form der Arbeitsvermittlung in einem sozial zweckvollen 
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mit einem Melde- und Benutzungszwang, besteht. Wir haben 
diese Forderungen bekanntlich bereits 1922 bei der Verab- 
schiedung des Arbeitsnachweisgesetzes geltend gemacht. Wenn 
sie nicht verwirklicht wurden, so deshalb, weil die gegne- 
rischen Angestelltenverbände in ihrem kurzsichtigen Organisa- 
tionsegoismus die große soziale Bedeutung einer zweckvollen 
Arbeitsmarktorganisation übersahen und. nicht bereit waren, 
I die eigenen Verbandseinrichtungen aufzugeben. Heute wächst 
sich diese Kurzsichtigkeit zu einem tragischen Verhängnis für 
| die erwerbslosen Angestellten aus. Aber selbst die Gegenwart 
| mit ihrer furchtbaren Steigerung der sozialen Not unter den 
© Angestellten hat keineswegs vermocht, den erforderlichen Ge- 
 sinnungswandel bei den gegnerischen Angestelltenverbänden 
ı zu erzeugen. Die Wucht der Ereignisse ist ja nicht ganz ohne 
Einfluß auf ihre Haltung geblieben. Während sie noch auf der 
| Arbeitsnachweistagung im Mai dieses Jahres in Düsseldorf die 
* Forderungen des AfA-Bundes bekämpiten und jeden Zwang 
bei der Arbeitsvermittlung ablehnten, erklärt nunmehr der 

d. A. in seiner. Zeitschrift vom 16. Juni 1925, daß der 
heilsame. Zwang des Gesetzes nicht 'entbehrt werden kann. 
Auch der D.H.V. hat eine ähnliche Hinwendung zu unseren 
Auffassungen vollzogen. Leider sind aber in beiden Fällen 
nicht die vollen Konsequenzen aus der nunmehr neu gewon- 
I nenen Einsicht gezogen. Wäre das der Fall, dann müßten sich 
I alle Angestelltenorganisationen den vom AfA-Bund gemachten 
| Gesetzesvorschlag in der Richtung eines allgemeinen An- 
i melde- und Benutzungszwanges zu eigen machen. Nur durch 
| sung aller offenen Stellen kann wirksame Hilfe geleistet 
werden. 


Neben der hier dargestellten Arbeitsmarktorganisation, die 
allein Arbeitsvermittlung nach sozialen Gesichtspunkten zu 
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Ausbau der öffentlichen Angestelltenvermittlung, ausgerüstet. 
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treiben vermag, ist es dringend erforderlich, die immer wieder 
vom AfA-Bund angestrebte Aenderung der Erwerbs- 
losenfürsorge durchzusetzen. Gerade in einer Zeit wach- 
sender “Arbeitslosigkeit:kann nicht bis zur Verabschiedung des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes gewartet werden. Wir haben 
bereits gleich nach dem Erscheinen :der Verordnung über 
Erwerbslosenfürsorge vom 16. Februar 1924 die Einbeziehung 
aller Angestellten und den sofortigen Unterstützungsanspruch in 
Verhandlungen mit -dem  Reichsarbeitsministerium gefordert. 
Wir haben auch Vorschläge “gemacht, wie” das zu verwirk- 
lichen ist. Die Regelung ‘wurde immer wieder verschleppt, 
weil das Reichsarbeitsministerium noch in einem Schreiben 
vom 2. Dezember 1924 sich damit herausreden :konnte, daß die 
gegnerischen Angestelltenverbände die Einbeziehung gegen- 
wärtig nicht für zweckmäßig halten. Dem-sozialen Ausschuß 
des Reichstages liegen nunmehr Anträge von uns vor, die eine 
Erhöhung der Unterstützungssätze um mindestens 50 Prozent 
und Einführung einer obliga:orischen ee 
die Ausdehnung der Erwerbslosenfürsorge auf alle Angestell- 
ten bei sofortigem Unterstützungsanspruch und. unter Auf- 
hebung jeder Begrenzüng der 'Bezugsdauer ‚fordern. Es wird 
weiter notwendig sein, daß der Reichstag unverzüglich jene 
Bestimmungen streicht, wonach der Unterstützungsanspruch 
abhängig gemacht. wird vony, Vorliegen einer Bedürftigkeit. 
Bekanntlich hat der AfA-Bund schon’ vor langer Zeit die Be- 
reitstellung von ‚30 Millionen zum Zwecke einer einmaligen 
Beihilfe für die erwerbslosen Angestellten gefordert. Achnliche 
Anträge liegen auch dem soziale "Ausschuß des Reichstages 
vor. Nach Zeitungsmeldungen hat sich der vom Reichswirt- 
schaftsrat eingesetzte Unterausschuß in einem einstimmig ange- 
nommenen Antrage des Vertreters des AfA-Bundes, Ucko, 
für eine solche einmalige Beihilfe in Höhe von mindestens 
100 M. für Ausgesteuerte und nicht unter die Erwerbslosenfür- 
sorge fallende Angestellten ausgesprochen. 


Inzwischen ist auch der D.H.V. erwacht und versucht 
mit viel Geschrei die Angestellten über seine hilflose Stel- 
lungnahme hinwegzutäuschen. Die in seiner kürzlich heraus- 
gebrachten Broschüre „Die Stellenlosigkeit der Kaufmanns- 
gehilfen‘ gemachten Vorschläge "sind nichts anderes wie ein 
großangelegter Täuschungsversuch, der praktisch darauf hin- 
ausiäuft, das zu verhindern, worauf es jetzt entscheidend an- 
kommt. Es ist zunächst sehr bezeichnend, daß nur der D.H.V. 
für die Kaufmannsgehilfen in Erscheinung tritt und der Gesamt- 
verband deutscher Angesteiltengewerkschaften anscheinend 
immer noch den Schlaf des Gerechten schläft. Für die Ge- 
meinschaftsarbeit im Gesamtverband ist das insofern ein be- 
zeichnender Vorgang, weil das Arbeitslosenproblem der Ange- 
stellten ja nicht nur ein solches der Kaufmannsgehilfen, viel- 
mehr ein Problem aller Angesiellten,- nicht zuletzt der Büro- 
angestellten, Techniker und Werkmeister ist. In einer solchen 
Situation kommt der eine Bundesgenosse aus dem christlichen 
Lager, in diesem Falle der D.H.V., bei und macht Vor- 
schläge, die sich auf die Kaufmannsgehilfen beschränken. 
Aber auch die Vorschläge für die Kaufmannsgehilfen sind da- 
nach. Um den Eindruck einer ungeheuren Rührigkeit zu er- 
wecken, hat der D.H.V. diese Vorschläge seinen Beisitzern 
bei den Kaufmannsgerichten zugehen lassen mit der Aufforde- 
rung, den Gutachterausschuß anzurufen. - Ausgerechnet jetzt, 
wo der Reichswirtschaftsrat sich seit‘ Wochen mit diesem 
Fragenkomplex beschäftigt und die wichtigsten Entscheidun- 
gen dank unserer Initiative im Reichstage bevorstehen. Und 


wie verhalten sich die D.H.V.-Vertreter im Reichstage? Be- 
kahntlich hat der D.H.V. prominente Führer seiner Organi- 
sation bei den Völkischen, Deutschnationalen, Volksparteilern 
und dein Zentrum. Wenn es wahr wäre, was der D.H.V. 
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seinen Mitgliedern über den Einfluß seiner Abgeordneten in 
den bürgerlichen Parteien erzählt, es wäre eine Kleinigkeit, 
den erwerbslosen Angestellten durchgreifende Hilfe zu brin- 
gen. Statt Einfluß aber auch hier das Bild vollendeter Hili- 
losigkeit. Der Antrag unseres Kollegen Aufhäuser und 
der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion auf Erhöhung der 
Erwerbslosenunterstützung um 50 Prozent wurde mit Hilfe 
der bürgerlichen Rechtsparteien zu Fall gebracht. Aus dieser 
Sozialfeindlichkeit ist es auch nur zu erklären, daß die Vor- 
schläge des D.H.V. leere Gesten sind. Die Parteien des D.H.V. 
sollen nicht in die unangenehme Lage versetzt werden, Farbe 
bekennen zu müssen. Deshalb geht der D.H.V. lieber auf die 
entscheidenden Hilfeleistungen für die Erwerbslosen gar nicht 
ein. Er fordert einen Einstellungszwang für Angestellte über 
40 Jahre, und zwar auf je 5 Angestellte 1 Angestellten. Was 
dazu zu sagen ist, haben wir bereits einleitend dargestellt. Der 
D.H.V. "fordert weiter einen besonderen Kündigungsschutz für 
alle Angestellten über 40 in Es ist nicht einzusehen, 
warum nur diese Angestellten besonders geschützt werden 
müssen. In besonderen Vorschlägen zur Aenderung des Han- 
delsgesetzbuches werden dem Prinzipal je nach Dauer der Zu- 
gehörigkeit des Angestellten zu dem Betriebe, der Unterneh- 
mung oder Unternehmungsgruppe längere Kündigungsfristen 
auferlegt, die beispielsweise nach 15 Jahren 7 Monate zum 
Sehluß des Kalendervierteljahres, nach 30 Jahren 12 Monate 
betragen sollen. Auch die Einführung von Abkehrgeldern wird 
vorgesehen. Die letzteren Vorschläge sind insofern -nicht un- 
bedenklich, weil sie in der Bemessung wesentlich schlechter 
sind wie die Bestimmungen im $ 87 des Betriebsrätegesetzes. 
Ferner werden Vorschläge über die Zahl der zu haltendeit 
Lehrlinge gemacht. Weitere Vorschläge beziehen sich auf: die 
Fortbildung der erwerbslosen Kaufmannsgehilfen, die Prüfung 
erwerbsioser Kaufmannsgehilfen und ihre etwaige Umschulung. 
Kein Wort ist enthalten in den Vorschlägen über die Notwen- 


digkeit der von uns geforderten Einbeziehung aller 


Angestellten in die Erwerbslosenfürsorge und auf ausrei- 
chende Unterstützung aller erwerbslosen Angestell- 
ten. Die vom D.H.V. gemachten Vorschläge sind von den 
deutschnationalen Handlungsgehilfenführern Thiel und Gerig 
in ihrer Eigenschaft als Reichstagsabgeordnete im Reichstage 
eingebracht worden. Die Parteien der Herren Thiel und Gerig 
(Deutsche Volkspartei und Zentrum) haben gnädig die Ein- 
bringung gestattet, damit die Angestellten glauben sollen, daß 
die Angestelltenführer in diesen Parteien etwas für die Ange- 
stellten tun dürfen. Ein Blick in die Reichstagsdrucksachen 
ergibt jedoch, daß die Fraktionen der Herren Thiel und Gerig 
nicht hinter diesen Anträgen stehen, es sich also mehr um ein 
Privatvergnügen dieser beiden Angestelltenführer handelt. 
Einen pikanten Beigeschmack erhalten diese Anträge noch da- 
durch, daß Herr Thiel, der Vorsitzende: des Gesamtver- 
bandes deutscher Angestelltengewerkschaften, nur Vorschläge 
für de Handlungsgehilfien macht; für die Büroange- 
stellten, Techniker und Werkmeister, die ebenfalls dem Gedag 
angehören, hat er im Reichstag keine Vorschläge zu machen. 
Der deutschnationale Handlungsgehilfenführer Lambach hat 
dagegen seine Fraktion für seinen Antrag gewonnen. Dieser 
Antrag ist aber auch danach. Er ersucht die Reichsregie- 
rung um beschleunigte Vorlage eines Gesetzentwurfes, der 
Maßnahmen enthält, die den älteren Stellenlosen zur baldigen 
und gesicherten Wiederaufnahme beruflicher Tätigkeit helfen 
und die langjährig im Dienste einer Unternehmung stehenden 
Angestellten vor unmittelbarer Not als Folge kurzfristiger Kün- 
digung schützen. Mit solchem parlamentarischen Theater- 
donner sollen also die Angestellten darüber hinweggetäuscht 
werden, daß man im Grunde genommen nichts für sie übrig 
hat. Erhöhte Aktivität und Stärkung der freigewerkschaftlichen 
Organisationen muß die Antwort darauf sein, weil nur so die 
Voraussetzungen der Verwirklichung unserer Forderungen ge- 
schaffen werden können. Fritz Schröder. 


Die Stellenlosigkeit der Angestellten 


Wir brachten in Nr. 47 der „D.T.Z.“ vom 20. November 
1925 auf Seite 611 die ersten vorläufigen Ergebnisse der Er- 
hebung über die Stellenlosigkeit der Angestellten. Wir berich- 
teten bereits über die Gliederung der stellenlosen Angestellten 
nach dem Lebensalter und über die Dauer der Stellenlosig- 
keit. Die Reichsarbeitsverwaltung veröffentlicht nun im Reichs- 
arbeitsblatt Nr. 42 und 44 die vorläufig letzten Uebersichten, 
die wir nachstehend kurz zusammenfassend wiedergeben. 


Tabelle: 





Zahlderstellenlosen 
Angestellten 






Vom Hundert 
Familienstand 


männl. weibl, zus, | mönnl. | weibl. I zus. 





Dodig ae 26.640. |11406 !33016 | 49.3 | 87.6 | 56.8 
Verheiratet . 2... .... 25 592 6410 126 232 | 47.4 4.9 39.2 
Davon lebten getrennt . . 492 1:8 630 —_ _ _ 
Verwitwet 22.220... 850 557 | 1407 1.6 4.3 2.1 
Geschieden ..... 2... 842 401 | 1243 16 } 31. 1.3 
Ohne Angabe desFamilien- 

Standes : u... anne 42 15 57 0.1 0.1 04 


Zusammen: | 53966 |13019 |66985 ] 100.0 | 100,0 | 100.0 


Danach waren von den männlichen Stellenlosen 49,3 Pro- 
zent ledig und 47,4 Prozent verheiratet. Ein Vergleich. mit der 
von uns vorgenommenen Zählung der stellenlosen Bundesmit- 
glieder ergibt, daß der Prozentsatz der ledigen technischen 
Angestellten erheblich geringer — nämlich 36 Prozent —, da- 
gegen der Prozentsatz der Verheirateten höher ist — nämlich 
64 Prozent —, d. h., daß allgemein von den stellenlosen 
männlichen Angestellten rund die Hälfte, von den techni- 
schen Angestellten dagegen weit über die Hälfte Unterhalts- 
pflichten zu erfüllen hatten. 2 


Die berufliche Gliederung der stellenlosen An- 
gestellten ist aus nachstehender Tabelle ersichtlich, 





Von 100 der stellenlosen 
Angestellten entfallen 
auf die einzelnen Beruf ;- 
arten 


Stellenlose Angestellte 
insgesamt 


Berufsarten 
(nach der letzten festen 
Stellung) 


männl, | weibl. zus, |} männl. | weibl. | zus, 














1. Land und Forstwirtsch,, 
Gärtnerei-, Tierzucht- u. 
Fischerei-Angestellten . 

2. Kaufmännische u. Büro- 
Angestellte... ..... 

davon waren: 
a) in kauim. u. «nderen 
ewerbl. Betrieb tätıg 
b) bei Behörden, Körper- 
schaften des öffentl 
Rechts, Versicherung . 
Rechtsanwälten tätig 
c) unter2 a und b wa- 
ren Bankangestelite u. 
in bankähnl. Betrieben 





573 23 
43 349 


596 02 


93.2 


0.9 


12129 | 55 978 83 6 


36 403 ! 10798 | 47 201 83.0 70.5 


7446 8777 13.1 


4 687 
6869 


5 202 
6 980 


264 
551 


Bor anlerre 

. Technische Angestellte . 
. Schiffahrts - Angestellte 
(See- u Binnenschiffahrt) 
Musiker. :55% Aw 
. Künstl u. techn Personal 
für Theater, Oper, Licht- 
spiel, Variete, Zirkus u 
sonstige Schaustellungen 
7. Angestellte f. Erziehung, 
Fürsorge, Gesundheitsw., 
Kranken- u. Wohlfahrts- 
pflege 

8. Angestellte f. Unterricht 
9. Beamte im Warte- oder 
Ruhrstande 
10, Alle ubrigen unter 1. 
bis 9. nicht erfaßten 
Angestellten 


In:gesamt | 53966 13019 |66985 | 106.0 }100.0 |100.0 


20.4 


0.4 
"0.8 


264 ij — 
533 13 


an Bw 


31i 152 463 0.7 


122 30 
1404 


179 


“on 0. nes. 





Die Uebersicht zeigt, daß von der Gesamtzahl der Steilen- 
losen 81,3 Prozent männliche und 93,2 Prozent weibliche An- 


gestellte auf die Berufsgruppen der kaufmännischen nd 


Büroangestellten entfallen. Auf die technischen Angestell- 
ten kommen 12,7 Prozent männliche und 0,8 Prozent weibliche. 
Ob diese Zahlen dem allgemeinen Zahlenverhältnis. zwischen’ 
den kaufmännischen und Büroangestellten einerseits und den. 
technischen Angestellten andererseits entsprechen, ob also diese: 
Berufsgruppen gleichmäßig oder unterschiedlich von der Stellen-: 
losigkeit am Zähltage betroffen waren, das läßt sich natur-' 
gemäß nur aus einem Vergleich mit den Ergebnissen der Be- 
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Die Öliederung nach dem Familienstand ergibt nachstehende. 
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rufszählung ihres gesetzlichen Zwanges wegen einwandfreiere 
und vollständigere Ergebnisse zeitigen konnte, als die trotz 
aller Beihilfe der . Berufsorganisationen immerhin freiwillige 
Beteiligung bei der Zählung der stellenlosen -Angestellten. 
Wahrscheinlich ist jedenfalls, daß die Belastung des Arbeits- 
marktes für Angestellte durch die Techniker und Werkmeister 
größer ist, als sie in den angegebenen Prozentziffern zum 
Ausdruck: kommt. Die EEzung dafür liegt in der Art der 
beruflichen -Ausbildung dieser Ängestellten, die fast: restlos 
eine mehrjährige praktische Berufstätigkeit hinter sich haben 
und von der hieraus sich ergebenden Möglichkeit, ihren Le- 
bensunterhalt vorübergehend durch Handarbeit zu verdienen, 
seit Beginn der Wirtschaftskrise in steigendem Maße Gebrauch 
gemacht haben. Solche Angestellte sind aber von der Zählung 
am 16. Juli nicht erfaßt worden. Da ihre Zahl, was die Tech- 
niker anlangt, nach den Beobachtungen in unserem Stellennach- 
weis nicht unbeachtlich ist; dürfte eben die Spanne zwischen 
den durch die Wirtschaftskrise stellenlos gewordenen Kauf- 


‚leuten und Bürobeamten und technischen Angestellten in Wirk- 





lichkeit geringer sein, als sie sich in den oben angegebenen 
Zahlen widerspiegelt. 

Die Gliederung der kaufmännischen und 
Büroangestellten nach dem Lebensalter ergibt, 
daß der Anteil der über Vierzigjährigen an der Stellenlosigkeit 
der Männer in den kaufmännischen und Büroangestelltenberufen 
mit 25,3 Prozent hinter dem entsprechenden Anteil der gesam- 
ten Stellenlosen (29,5 Prozent) etwas zurückbleibt. Dagegen 
waren von den 6869 männlichen technischen Angestell- 
ten 3703 oder 53,9 Prozent, also mehr als die Hälfte, 40 Jahre 
alt und darüber. Bei der von uns vorgenommenen Zählung 


unserer organisierten Berufskollegen hatten wir 46,4 Prozent 


ermittelt. Diese Differenz ist erklärlich, wenn man berück- 
sichtigt, daß wir nur einen Teil der stellenlosen technischen An- 


| gestellten erfassen konnten. 


Rund 54 Prozent aller stellenlosen technischen Angestell- 


ten, also über die Hälfte hätten nach dem Ergebnis der Zählung 


das 40. Lebensjahr überschritten. Unsere Behauptung, daß 


ı die Unternehmer bei der Einschränkung des Angestelltenappa- 


rates in erster Linie die älteren, eingearbeiteten und berufser- 
fahrenen Angestellten, in der Mehrzahl also Familienväter ent- 
lassen haben, wird durch die Zählung bestätigt. Welcher 


| Schaden für die gesamte deutsche Wirtschaft sich daraus er- 
geben kann, das sollten sich auch einmal die ‚anerkannten 


Wirtschaftsführer“ — wenn sie sich- soweit von ihrem kapi- 
ee Interessenstandpunkt freimachen können — über- 
| legen. 


Auch den Arbeitgebern ist bekannt, daß der Techniker, 


‚ wenn er sein Studium beendet hat und 'in den Beruf eintritt, 


sich die notwendige Büro- und Betriebspraxis erst erwerben 
und — wenn er zur selbständigen Arbeit befähigt sein will — 
sich dauernd durch Selbststudium weiterbilden muß. In dem 
Augenblick aber, in dem der Techniker seinen höchsten Berufs- 
wert erlangt hat, wird er für den Unternehmer vorgeblich 
zu alt — in Wirklichkeit zu teuer, Bei passender Gelegenheit 
setzt man ihn auf das Pflaster, ganz gleich, ob er in dem 
Unternehmen '10, 20 oder 25 Jahre tätig -gewesen ist. Und 
warum? Um dafür jüngere Arbeitskräfte einzustellen, die nicht 


I nur billiger arbeiten, sondern denen gegenüber man bei ihrer 


willkürlichen Ein- und Ausschaltung für die Produktion über 
unbequeme soziale Pflichten und Verantwortlichkeiten leichter 
hinwegkommt. Diese Kurzsichtigkeit, die sich schon oft für das 


; Unternehmen bitter gerächt hat, nennen die „anerkannten Wirt- 
| schaftsführer‘“ dann „Gesundung unserer Wirtschaft‘.- - 


t lichen Zwang beseitigt werden. 


Es wird die höchste Zeit, daß’ diese Zustände durch gesetz- 
Der Reichstag hat jetzt Ge- 


I legenheit, eine Aenderung dieses Zustandes herbeizuführen, 
2 wenn er nachstehenden, von der sozialdemokratischen Fraktion 


eingereichten Gesetzentwurf, der sich mit den bereits 
von. uns veröffentlichten Forderungen des AfA-Bundes deckt, 
annimmt: 

„Si. Alle Unternehmen und Verwaitungen des privaten und .öffent- 


i lichen Rechts sind ver flichtet, beim zuständigen öffentlichen Ar- 


beitsnachweis alle offenen Stellen, die mit Angestellten besetzt wer- 


I den sollen, anzumelden. — $ 2, Angestellte im Sinne dieses Gesetzes sind 
ı Personen, die nach $ 1 des Angestelltenversicherungsgesetzes versiche- 


I run 


pflichtig sind. — $ 3. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, offene 
Ste durch den Öffentlichen Arbeitsnachweis zu besetzen, soweit diesen 


| in der: Lage ist, geeignete Bewerber nachzuweisen. Für die Vermittlungs- 


' tätigkeit gelten ‘die Vorschriften der 


88 40 und 41: des Arbeitsnach- 
weisgesctzes.. Ist der öffentliche Arbeitsnachweis nicht imstande, ge- 
eignete: Bewerber vorzuschlagen, so steht dem Arbeitgeber eine ander- 
weitige Besetzung frei, Der öffentliche Arbeitsnachweis hat dem Ar- 
beitgeber binnen einer Woche davon Mitteflung zu machen. — 84. Die 
Ausschreibung offener Stellen durch Chiffreanzeigen 
ist verboten. — 85. 
ahre in einem Betriebe ‚als Angestellte tätig sind, dürfen ' nur bei 


örliegen eines: wichtigen, auf ihr Verschulden zurückzuführenden Grun- . 


Arbeitnehmer, die länger als zehn 
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ı rufszählung vom 16. Juni 1925 feststellen. Auch hierbei wird 
ı mian noch zu berücksichtigen haben, daß die allgemeine Be- 


des entlassen werden. — 8 6. Arbeitgeber, die den Vorschriften dieses 
Gesetzes zuwiderhandeln, werden in jedem Falle mit‘ Gefängnis bis’ zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 3000 Reichsmark oder mit bei- 
den Strafen belegt. — & 7. Das Gesetz tritt am Tage der Verkün- 


dung in Kraft.“ RM. 
Rundschau 


Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Die Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten, A.-G., 
Berlin, hat in ihrer letzten außerordentlichen Generalversamm- 
lung beschlossen, das Kapital noch in diesem Jahre von 
750000 R.-M. auf 4 Millionen R.-M. zu erhöhen. "Die neuen 
Aktien werden von den bisherigen Aktionären, dem Allge- 
meinen Deutschen Gewerkschaftsbund, dem Allgemeinen Freien 
Angestelltenbund und dem Allgemeinen Deutschen Beamten- 
bund sowie von den diesen Spitzenorganisationen angeschlosse- 
nen einzelnen Gewerkschaften übernommen; außerdem hat sich 
die Konzentration A.-G., Berlin und der Hauptverband deut- 
scher Krankenkassen, Charlottenburg, beteiligt. Die Entwick- 
lung der Bank kann als günstig bezeichnet werden, so daß eine 
angemessene Dividende zu erwarten steht. 

Neu eingerichtet hat die Bank im September d. J. 
eine Filiale in Hamburg, Besenbinderhof 57/59, die bisher 
ebenfalls einen erfreulichen Entwicklumgsgang genommen hat. 
Ferner ist eine Sparkasse eingerichtet worden, an der sich die 
meisten Gewerkschaften und deren örtliche Stellen durch tätige 
Mithilfe beteiligen. 


Die Konkursziffer geht nach oben, Der November 
schlägt auf dem Gebiete der Konkurse und Geschäftsaufsichten 
den Rekord. Die Entwicklung in diesem Monat ging, ver- 
glichen mit den beiden Vormonaten, folgendermaßen vor sich: 





DD 00 





September Oktober November 
Konkurse ee ..014 1152 1344 
Geschäftsaufsichten . 452 599 921 


Es scheint also, daß die Krise dem übersetzten Wirtschaftg- 
apparat doch stärker zu Leibe geht als in den Monaten vorher. 
Aber auch wenn sich die Zahl der Konkurse noch mehr heben 
sollte, so vermögen solche Ziffern die stark übersetzte deutsche 
Wirtschaft doch nur Jangsam zu bereinigen, 


Sozialpolitik 

Sind Laboratoriumstechniker angestelltenversicherungspflich- 
tig? Diese Frage beschäftigte am 25. November 1925 das 
Oberversicherungsamt in Dortinund. Das zustän- 
dige Versicherungsamt in Münster hatte durch einen Beschluß 
vom 25. Mai 1925 die Frage nach der Angestelltenversicherungs- 
pflicht verneint. Bereits in einer Notiz in Nummer 30 der 


„Deutschen. Techniker-Zeitung‘ wurde über die Angelegenheit 
berichtet und mitgeteilt, daß unser Bund gegen diese Ent- 
scheidung beim Oberversicherungsaint Einspruch erhoben habe. 

In einem. umfangreichen Schriftsatz haben wir gegenüber 
dem Oberversicherungsamt den.Nachweis geführt, daß nach 





Zahlt satzungsgemäße Beiträge! 


Bei Berechnung von Unterstützungsanträgen stellt 
sich zuweilen heraus, daß die Beiträge nur auf Grund des 
‘monatlichen Nettoarbeitseinkommens entrichtet werden. 


Diese Beitragszahlung ist falsch! 
Für die Höhe des zu zahlenden Beitrages gilt das 


Bruttoarbeitseinkommen einschließlich aller Zulagen 
und auch des Gegenwertes von Naturalleistungen, wie 
freie Wohnung, Licht usw, 

Kein Kollege ist heute vor Stellenlosigkeit oder son- 
stigem Notfall sicher. Darum prüfe jeder, ob er den 
richtigen Beitrag zahlt.. Dieser beträgt: 4 R.M. im Monat, _ 
"sofern das Einkommen den Betrag von 225R.M..überschreitet. 

Es dürfen jedoch Beiträge, entrichtet werden: r 

bei einem Einkommen von 125 bis 225 RM. =3 RM. 

5 » = bis zu 425:2: „= u 
wenn über die Höhe des Verdienstes ein Nachweis erbracht 
















Falsche Beitragszahlung verwirkt jeden Anspruch 
‚auf die Unterstützungseinrichtungen des Bundes. 
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Wortlaut und Sinn des Gesetzes die Laboratoriumstechniker 
versicherungspflichtig sind, was durch die Einbeziehung dieser 
Angestelltengruppe in eine große Anzahl von Tarifverträgen 
belegt werden kann. ‘Dem Schriftsatz waren zwei Gutachten 
über die Tätigkeit der Laboratoriumstechniker beigefügt, deren 
eines von dem Lehrer einer Chemieschule, das andere von 
einem Diplomingenieur, der lange Zeit Leiter eines industriellen 
Laboratoriums war, verfaßt ist. | 

In dem letztgenannten Gutachten ist insbesondere die Be- 
gründung der Phoenix A.-G.,, daß die Chemotechniker deshalb 
nicht angestelltenversicherungspflichtig seien, weil ihre Arbei- 
ten in umfangreichen Arbeitsvorschriften genau präzisiert sind, 
schlagend widerlegt, mit dem Hinweis, daß in ’anderen Ländern, 
insbesondere in Amerika, derartige Anweisungen noch viel de- 
taillierter für die. Chemiker bestehen, daß ferner nach den in 
der Praxis gewonnenen Erfahrungen auch die exakteste und 
umfangreichste "Beschreibung eines Arbeitsvorganges die Ini- 
tiative des 'Arbeitenden weder ausschalten noch entbehrlich 
machen könne, RR TR 

Im ‚Termin selbst, in dem unsere Kollegen durch den Ob- 
mann des Gauberufsausschusses für Rheinland-Westfalen, den 
hauptamtlichen Sachbearbeiter der Gauverwaltung und einem 
Kollegen der Rechtsschutzabteilung. der Hauptverwaltung des 
Burtdes vertreten wurden, würde unsererseits der Antrag ge- 
stellt, die Angelegenheit ihrer grundsätzlichen Bedeutung hal- 
ber zur Entscheidung dem Reichsversicherungsamt zu über- 
weisen. Eine Entscheidung über diesen Antrag wurde nicht 
gefällt, es wurde vielmehr in Anbetracht des vom Bund vor- 
Besen und in, Aussicht gestellten weiteren Materials durch 

eschluß der Kammer Vertagung beschlossen. 

An sich ist die Verschleppung der Angelegenheit bedauer- 
lich, ändererseits aber kommt es bei der grundsätzlichen Be- 
deutung, die diese Entscheidung für den gesamten Berufs- 
stand der Laboratoriumstechniker hat, viel weniger. darauf an, 
eine Entscheidung rasch herbeizuführen, als in einem etwas 
länger dauernden Verfahren die Streitfrage so einwandfrei zu 
klären, daß nur eine Entscheidung möglich. ist, .die tatsächlich 
dem Öesetz entspricht und damit auch die gerechtfertigten An- 
sprüche der in Frage stehenden Berufsgruppe befriedigt. 


Wenn sie sozialisieren wollen .... Die englische Regierung 
trägt sich mit. dem Plan, das gesamte englische Funk- 
wesen zu verstaatlichen. Zu diesem Entschluß kommt die 
englische Regierung aber nicht aus gemeinwirtschaftlichen “Er- 
wägungen, vielmehr hat der Streik der englischen 
Funker diese revolutionären Pläne ausgelöst. 

Also im Kampf gegen die Arbeitnehmerschaft ist selbst der 
Beelzebub der bürgerlichen Wirtschaftsordnung, die Verstaat- 
lichung, das rechte Mittel, 


Allgemeine Gewerkschaftsfragen 


An die Laterne! Der „Gewerkschaftszeitung‘“ Nr. 48 ent- 
nehmen wir folgende Schilderung eines für die Einstellung 
gewisser Unternehmerkreise ungemein bezeichnenden Vor- 
ganges: 

In einer Verhandlung der Zentralschlichtungskommission 
für das bayerische Sägereigewerbe am 30. Okto- 
ber d. J. inMünchen unterbrach ein Direktor Klei n, von 
einer Firma Vohwinkel in Mainz, die bis dahin ruhig 
und sachlich verlaufenen Beratungen durch folgenden Ausfall 
gegen die Gewerkschaften: 

„Wenn die. deutsche Industrie und vor allen Dingen die Sägeindustrie 
wieder gesunden soll, danı! muß sie von allen Fesseln und Vorschriften 
befreit werden. Die Revolutionserrungenschaften müssen verschwinden, 
die Industrie muß es in der Hand haben, solange arbeiten zu lassen, 
wie es die Wirtschaft erfordert und die Betriebe wieder rationell wer- 
den, Leute, die die Arbeiter aufhetzen, gehören an den Laternenpfahl, 
Die größten Hetzer, die herumlaufen, sind die Gewerkschaftssekretäre, 
Wenn von denen mal einige Hundert an die Laternenpfähle gehängt 
werden, dann wird. die Industrie Ruhe haben vor den Forderungen der 
Arbeiterschaft,“ 

Infolge der allgemeinen Entrüstung über diese brutale Pro- 
vokation glaubte Klein sich verbessern zu müssen, indem er 
erklärte: „Ich gebe zu, daß es auch einige vernünftige Gewerk- 
schaftssekretäre gibt, aber der größte Teil gehört an den La- 
ternenpfahl!‘“ 2 

Der Vorsitzende des Arbeitgeberverbandes bayerischer Säge- 
werke bedauerte lebhaft diese Ausführungen “und erklärte, 
daß der größte Teil seiner Arbeitgeberkollegen von der Tätig- 
keit der Gewerkschaftssekretäre eine andere Auffassung habe. 


Vom „Gehaltsabbau“ der Direktoren. Der Wirtschafts- 
statistiker Richard Calwer, dem man gewiß nicht eine 
feindliche Stellung gegenüber dem Unternehmertum nachsagen 
kann, wendet sich jetzt gegen den übersetzten Direktions- 
apparat in den meisten deutschen ‚Betrieben und die über- 
triebene Bezahlung der obersten Angestellten, die nicht nur 


zu der. Entlohnung der übrigen Angestellten, sondern oft auch ' 
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zu ihren Leistungen in einem schreienden Mißverhältnis steht, 
Nachdem Calwer besonders in den Banken auf „die gutbezahlte 
Hierarchie von Bankdirektoren, Prokuristen, Aufsichtsräten‘” 
hingewiesen 'hat, gibt er der Meinung Ausdruck, daß, bei voller 
Anerkennung des Grundsatzes, daß die Tüchtigkeit und die 
Bildung ihre Belohnung finden können, „die Bezüge den 
obersten Angestellten für eine den Zeitverhältnissen entspre- 
chende Herabsetzung reif :wären“. Es habe 'sich- eine büro- 
kratische Hierarchie ausgebildet, „die sich- unter allen Umstän- 
den eine sehr hochgeschraubte 'Lebenshaltung sichern will“, 
während andererseits „die durchschnittlichen Leistungen der 
Prominenten in Bankwesen und Industrie. in’ starkem Miß- 
verhältnis zu ihren Bezügen stehen“, - 
In diesem Zusammenhange sei darauf hingewiesen, daß 
ein bekannter Generaldirektor "des  rheinisch-westfälischen In- 
dustriebezirks sich gerühmt hat, daß: auch :seine Bezüge und 
die der übrigen Direktoren „abgebaut“ 'worden seien. Der 
betreffende Generaldirektor hatte nämlich . sein ' Jahresgehalt 
von ‚650 000. R.-M. auf 600.000. R.-M. und das. Gehalt. verschie- 
dener, Direktoren von 240.000 R.-M. auf 216000 R.-M. herab- 
gesetzt. Bei diesen Gehältern muß berücksichtigt werden, daß 
daneben noch mancherlei andere Bezüge, wie Tantiemen, Auf- 
sichtsratsbezüge u. dgl. eingestrichen werden. Wenn es der 
deutschen Wirtschaft - wirklich so schlecht geht, wie es von 
den Führern immer behauptet wird;-so ist hier die Möglichkeit 
zu weiteren Einschränkungen gegeben, | 


Soziale Bewegung 


Der AfA-Bund zur Wirtschaftskrise, . Die Arbeitslosigkeit 
hat sich in den letzten Wochen immer drohender gestaltet. 
Erinnerungen an die schlimmsten Nachkriegsjahre tauchen wie- 
der auf, wenn man die von Woche zu Woche beängstigend 
ansteigenden Zahlen, der Erwerbslosen betrachtet, wurde doch 
allein in Berlin in einer. Woche :eine ‘Zunahme der -Arbeits- 
iIosen um 10000 festgestellt, wobei beachtenswert ist, daß 3 
männliche, weibliche und jugendliche ‚Kräfte ziemlich gleich- 
mäßig betroffen . werden, .die Wirtschaftskrise sich also nicht 
auf bestimmte Industriezweige beschränkt. Einen Beweis für 
die besorgniserregende Steigerung. der Arbeitslosigkeit im 
letzten Monat gibt der Bericht des Landesarbeitsamtes 
Berlin, wonach in knapp vier Wochen die Zahl von 65 164 
Arbeitsuchenden auf 101758 Personen gestiegen. ist, womit 
aber noch keineswegs die Gesamtzahl der Berliner Arbeitslosen 
erfaßt ist, da ein Teil sich aus verschiedenen Gründen nicht 
auf dem Arbeitsamt meldet. Einen wirklichen Begriff von der 
ungeheuren Notlage der zum unfreiwilligen Feiern .Verurteilten 
bekommt man aber erst, wenn man erfährt, daß noch nicht 
einmal die Hälfte der auf den 'Arbeitsnachweisen ein- 
getragenen Arbeitslosen unterstützungsberech tigt ist. 

Zu den Nichttnterstützungsberechtigten gehört vor allem 
ein großer Teil der kaufmännischen und technischen An- 
gestellten, deren Arbeitslosigkeit sich in den letzten Wochen 
ebenfalls_in ganz. erschreckendem :Maße vermehrt -hat, Am 
härtesten werden die älteren Angestellten getroffen, 
denen die Erlangung einer neuen Stellung oft ganz unmöglich 
ist. Nach den Erhebunger“der Angestelltenverbände werden 
gegenwärtig bereits über 100000 stellungslose Pri- 
vatangestellte gezählt. Weitere umfangreiche Kündigun- 
gen sind-zum 1. Januar 1926 erfolgt. Mehralsdie Hälfte ° 
dieser Stellenlosen ist von der Erwerbslosen- 
fürsorge vollkommen ausgeschaltet. 

Angesichts der wachsenden Beunruhigung in der gesamten 
Angestelltenschaft hat sich dr ATA-Bundesvorstand 
in mehreren Sondersitzungen mit dieser schweren Notlage be- 
schäftigt, und zum 11. Dezember in das Berliner Rathaus eine 
große Vorständekonferenz aller angeschlossenen Be- 
rufsverbände der Angestellten einberufen, um die verantwort- 
lichen Stellen in Reich, Ländern und Gemeinden, die Oeffentk 
lichkeit sowie die Angestelltenschaft über die Lage, die wirt« 
schaftlichen und sozialen Zusammenhänge und die notwendigen 
Maßnahmen zu unterrichten. Das einleitende Referat über die 
Wirtschaftskrise wird Prof. Emil Lederer (Heidel- 
berg) halten, der Vorsitzende des AfA-Bundes, Aufhäuser, ° 
wird über die Not der Angestellten und die erforder- 
lichen sozialen Schutzmaßnahmen sprechen. E 

Die vom Sozialen Ausschuß des Reichstags bisher be- 
schlossene Erhöhung der Unterstützungssätze um 


30 Prozent für die Hauptunterstützungsempfänger muß als ” 


vollkommen unzureichend bezeichnet werden, wird doch, selbst 
wenn angenommen wird, daß die Unterstützung auch für die 
Familienmitglieder beschlossen wird, mit den erhöhten Sätzer ” 
noch nicht einmal annähernd das von Prof. Kuczynski er- 
rechnete Existenzminimum, das bekanntlich auf Hungerrationen 
aufgebaut ist, erreicht. Für einen großen Teil der Angestell- P 
ten bleibt aber selbst diese Hilisquelle verschlossen, da. sie auf. £ 


die Unterstützung überhaupt keinen: Anspruch haben, 
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Industrietarife 


Auf der Profitjagd, Wie bekannt, hat der Verband 
Berliner Metallindustrieller gegen den yom Reichs- 
arbeitsminister für verbindlich erklärten Schiedsspruch vom 
23. Mai 1925 Feststellungsklage erhoben, einmal mit der Be- 


2 Gründung, daß Formfehler vorliegen, und zum anderen, weil 


er Schiedsspruch auch den Angestellten der Gruppen III und 

IV, die unter die sogenannten Uebergangsvorschriften des Ta- 

rifvertrages fielen, gleichfalls Bel eine Erhöhung ihres der- 
rozent zusprach. 

Das Gericht entschied, daß der Teil des Schiedspruches, der 


auf die Uebergangsvorschriften des Tarifvertrages Bezug habe, 


7 


Be | 


rechtsungültig sei. Der Rest des Schiedsspruches jedoch wurde 
als rechtskräftig erkannt. Die Kostenentscheidung soll dem 
Schlußurteil vorbehalten bleiben. 

Den letzteren Umstand versucht nun der V.B.M.. auf 
Kosten der Angestellten geschäftlich auszunutzen. Er hat näm- 
lich in lungen, mit den Angestelltenverbänden das An- 
gebot gemacht, auf eine Berufung gegen dieses Landgerichts- 
urteil zu verzichten, wenn über ‘die Kostenverteilung in freier 


- Verhandlung eine Einigung erzielt werden könnte, so daß sich 
das in Aussicht gestellte Schlußurteil erübrige. 


Normalerweise würde man sich in einem solchen Falle 
darüber zu unterhalten haben, zu wieviel Prozent das Gericht 
dem Kläger und zu wieviel Prozent dem Beklagten recht ge- 

eben habe. Nach solchen Gesichtspunkten eriolgen in der 
Regel Kostenauseinandersetzungen. Der V.B.M.l. hat einen an- 
deren Weg eingeschlagen. Er unterhält sich mit seinen ehe- 
maligen Prozeßgegnern, den Angestelltenverbänden, in erster 
Linie nicht darüber, zu wieviel Prozent die eine oder andere 


- Prozeßpartei bei der Sache hereingefallen sei, sondern versucht 


nicht nur die auf ihn entfallenden Prozeßkosten, sondern auch 
die ihm aus dem Urteil erwachsenden sachlichen Lasten zu 


einem erheblichen Teile auf die Angestellten abzuwälzen. 


Er .hat nämlich den Vorschlag gemacht, die Ange- 


stellten sollen für den Monat August auf die 


ihnen 


| Geha 


See ur 


im Schiedsspruch und im Urteil, des 
rechtes zugesprochene fünfprozentige 

tserhöhung verzichten. In den V.B.M.l.-Be- 
trieben sind 50000 bis 60000 Angestellte beschäftigt. Nimmt 
man die kleinste Zahl an und nur ein Durchschnittsgehalt von 
150 M., so ergibt sich, daß der V.B.M.I. bei dem Geschäft 
von dem Gerichtsurteil zuungunsten der Angestellten wenig- 
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stens 375000 M. abhandeln will. Daiür stellt er dann in Aus- 
sicht, daß die Angestellten für die Zeit vom September bie 
einschließlich Dezember die rückständige Nachzahlung alsbald 
erhalten sollen. So sehr wir davon überzeugt sind, daß die 
Nachzahlung gerade zu Weihnachten geeignet wäre, die Not 
der Angesteilten etwas zu lindern, so wenig sind wir in der 
Lage, einem derartigen „Geschäft“ zuzustimmen. : 

Dieses re zeigt wieder einmal recht deutlich, mit 
welcher Skrupellosigkeit die Arbeitgeber und die von ihnen 
eingesetzten Interessenvertreter versuchen,“sich auf Kosten der 
Arbeitnehmer zu bereichern. Wenn die Industriellen Deutsch- 
lands die Hälfte der zu diesem Zweck auigewandten Energie 
der Verbesserung ihres Produktionsapparates gewidmet hätten, 
so Paide es um die deutsche Wirtschaft wesentlich besser 
stehen. 


Der Verband der bayerischen Zentra'heizungsindustrie hat 
freie Verhandlungen mit den Angestelltenverbänden abgelehnt 
und selbst den Landesschlichter angerufen, der am 27. Novem- 
ber über die Forderung der Angestelltenverbände, die überein- 
stimmend eine zehnprozentige Erhöhung der Gehälter ver- 
langten, sowie über die Forderung: des Arbeitgeberverbandes, 
der einen zehnprozentigen Abbau wünschte, verhandelte. Da 
angesichts dieser Gegensätze die Verhandlungen zu keinem 
Ergebnis führten, mußte ein Schiedsgericht gebildet werden, 
das einen Schiedsspruch fällte, nach welchem die bisher'ge Re- 
gelung über den 30. November hinaus bis auf weiteres bestehen 

leibt. Diese salomonische Entscheidung bedeutet, daß die 
alten Gehälter mit der leichten Kündigungs- 
frist weiterlaufen. 

. „ Aus den Verhandlungen verdient hervorgehoben zu werden, 
daß sich der Direktor der Johannes Haag A.-G. in Augsburg 
mit einem gehörigen Plumps aufs Glatteis setzte. Er behauptete 
nämlich, daß heute schon über 69.009 Mark an Angestellten- 
gehältern, einschließlich der leitenden Angestellten und Direk- 
toren, von seiner Firma monatlich gezahlt: würden. Damit 
kam er aber gehörig in Verlegenheit, als an Hand dieses ‚Bei- 
spieles unser Gauleiter, Kollege Kaufmann, nachwies, daß die 
BE rsduktivitet der deutschen Wirtschaft zum 
Teil mit auf übermäßige Ausgaben für Direk- 
tions- und leitendes Personal zurückzuführen 
sei. Die Firma Johannes at A.-G. beschäftigt in ganz 
Bayern rund 100 Angestelke, die bei einem Durchschnittsgehalt 
von — absichtlich sehr hoch gerechnet — 270 Mark, im Monat 


Ä Neue Tariigehälter in Goldmark. 


Die Gruppenbezelchnung In den einzeinen nameagen entspricht nicht in allen Fällen der In nachstenender Tabelle angewandten. 
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- Die Gehaltssätze aus Tarifverträgen mit abweichender Gruppen 














ezeichnung sind sinngenäss eingesetzt. 


- Die nachstehenden Zahlen geben nur annähernde Ver zieicnsmöglichkeit; Kollegen, die sicen über Einzelheiten unterrichten wollen, 
‚müssen sich bei der zuständigen Gauverwaltung erkundigen. 
ä _— —_— mm nn nn 
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a N. Bielefeld ab Oktober 1925 | Vereinbg. 126— 205 179— 284 mind. 347 mind. 431 = _ Frau: 10, — 
N ; - j Kind 10,— 
© Q Berlin ” Schiedsspr.| 129-194 143—223 190-278 213—318 25722385: a. has 
V | Rathenow 5 Vereinbg. 88—118 122—177 179—229 219—292 _ — _ 
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G = Holzin 


Fo ppeeichüang: A = Gesundheitsindustrie, B= Elektroindustrie, C == Gas-, Wasser- und Elektr.-Werke, D — Verkehrsbetriebe, E— Baurewerbe, F = Architektur 
ustrie, H = Gemischtwirtschaftliche Tarifverträge, I= Chemische Industrie, K = Steinindustrie, L = Nahrungs- u. Genußmittelindustrie, M = Keramisch« Industrie, N — 
„ industrie, O = Textilindustrie, P = Asphaltindustrie, Q = Seifenindustrie, R = Beleuchtungs- und Installationsgeschäfte, S = Papierindustrie, T = Kunst- u. Bauschlossereica, 
- D= Wagen- und Karosseriefabriken, V = optische Industrie, W — Uhrenindustrie, i 2 
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27.000 Mark beziehen. Es bleiben also noch 33.000 Mark für 
rund 12 leitende „Köpfe‘“ übrig, mehr, als die Gesamtzahl der 
beschäftigten Angestellten erhält. Hier muß der Hebel des Ab- 
baues angesetzt werden. 

Vielleicht nimmt Herr Sozialminister Oswald, der erst vor 
wenigen Tagen in einer Versammlung. des. Ortskartells der 
Christlichen Gewerkschaften München über „Wirtschaft und 
Preisbildung‘‘ sprach, und dabei ebenfalls auf die Uebersetzung 
der Industriebetriebe mit Direktoren hinwies, einmal Gelegen- 
heit, auch die zur Zeit besonders zahlreich auf ihn einstürmen- 
den Industrievertreter, darauf aufmerksam zu machen, daß hier 
mit größerem Erfolg für die Wirtschaft abgebaut werden kann, 
als bei den produktiv schaffenden Angestellten und Arbeitern 
der Betriebe, 


Minden. Seit 1. "August 1924 besteht für die Angestellten 
der Mindener Industrie kein Tarifvertrag mehr, durch der 
die Lohn- und Arbeitsbedingungen geregelt sind. In der Zwi- 
schenzeit wurde mehrmals der Schlichtungsausschuß ange- 
rufen, aber leider ohne Erfolg, da er es ablehnte, die piflicht- 
gemäße Hilfe zu leisten, weil der Arbeitgeberbund in Minden 
gemäß seiner Satzung nicht berechtigt sei, Tarifverträge für 
Angestellte abzuschließen. Auch hier lehnten die einzelnen 
Firmen es ab, in Verhandlungen zwecks Abschluß von Tarif- 
verträgen mit den Organisationen zu treten. In dem Streit- 
verfahren gegen die einzelnen Firmen leistete nun der Schlich- 
tungsausschuß in Bielefeld Hilfe, und zwar durch Fäl- 
iung des Schiedsspruches vom 26. September d. J., demzu- 
folge ab 1. Oktober d. J. für technische Angestellte Gehälter 
zu zahlen sind, die sich zwischen 90 M. und 280 M. bewegen. 
In dem uns schriftlich zugestellten Schiedsspruch ist weiter 
vermerkt, daß zu den genannten Sätzen eine Verheirateten- 
zulage in Höhe von 10 M. tritt. Als Gruppeneinteilung kommt 
die des früheren Tarifvertrages in Betracht. 

Auch die einzelnen Firmen, gegen die sich dieser Schieds- 
spruch richtete, erkannten ihn nicht an, so daß der Schlichter 
für den Bezirk Westialen, um den Schiedsspruch für verbind- 
lich zu erklären, angerufen werden mußte. Auf Grund der 
Verhandlung vor dem Schlichter kam es zu einer gütlichen 
Vereinbarung, so daß die Gehaltssätze für die Angestellten 
von sechs größeren Firmen bereits geregelt sind. Gegen die 
übrigen Firmen wird in gleicher Weise vorgegangen. Auch 
diese an dem Mindener Arbeitgeberbund geleistete Erziehungs- 
arbeit wird bald den Erfolg haben, daß er sich mit den An- 
gestelltenorganisationen an den Verhandlungstisch setzen wird, 
uns die Lohn- und Arbeitsbedingungen der Angestellten durch 
Tariivertrag von Verband zu Verband zu regeln. 


Baugewerbetarife 


Da staunt der Laie und der Fachmann wundert sich über 
die Findigkeit, mit der heutzutage Regierungsstellen in Strei- 
ten zwischen Arbeitnehmern und Kapitalisten ihre Unterstützıng 
der letzteren begründen. 

Das Tarifamt für die technischen Angesitell- 
ten des Baugewerbes fällte am 3. Juni d. J. einen 
Schiedsspruch, nach dem den Angestellten mit Wirkung vom 
1. April 1925 eine Gehaltserhöhung von 15 Prozent zuge- 
sprochen wurde. Von den drei beteiligten Arbeitgeberverbänden 
haben zwei den Schiedsspruch angenommen, während der 
dritte ihn ablehnte. Eine Anrufung des Haupttarifamtes zur 
Verbindlieherklärtung des Spruches auch für den dritten Arbeit- 
geberverband war nicht mehr möglich, weil am 1. Juli 1925 
der Reichstarifvertrag für das Baugewerbe ablief und eine ge- 
schäftsordnungsmäßig einberufene Sitzung vor diesem Termin 
siicht mehr stattfinden konnte. Es wurde deshalb am 27. Juli 
bei der Reichsarbeitsverwaltung die Allgemeinverbindlicher- 
klärung des durch Schiedsspruch zustande gekommenen Ab- 
kommens zwischen dem Bund der technischen Angestellten und 
Ban und zwei Arbeitgeberverbänden des Baugewerbes be- 
antragt. 

Endlich, am 23. Oktober, fand dann die übliche Nachver- 
handlung in der Reichsarbeitsverwaltung statt. Der Vertreter 
der Reichsarbeitsverwaltung stellte in der Verhandlung selbst 
fest, daß durch das Ergebnis einer vorgenommenen amtlichen 
Erhebung die überwiegende Bedeutung des Abkommens er- 
wiesen sei. Die Tatsache, daß zwei Verbände den, Schiedg- 


Bergbautarife 


Die mitteldeutschen Arbeitgeber gegen .die Allgemeinver- 
bindlichkeitserklärung. Der am 18. August d. J. gefällte Ge- 
haltsschiedsspruch für den mitteldeutschen Braunkohlenbergbau 
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spruch angenommen und der dritte ihn zwar ablehnt, aber die 
sachliche Berechtigung nicht bestritten hat, ergibt auch ein- 
deutig, daß der Schiedsspruch für die Unternehmerseite trag- 
bar ist. Die an dem Schiedsspruch interessierten Angestellten 


waren also vollauf berechtigt, die beantragte Verbindlicher- _ 


klärung als selbstverständlich zu erwarten. 


Auffallend war allerdings, daß, nachdem in der Verkland- 
lung vom 23. Oktober alle einschlägigen Fragen klargelegt 
waren, die Entscheidung noch’ wochenlang auf sich warten ließ. 
Scheinbar wurde die Zeit von etwa fünf Wochen gebraucht, 
um eine Formel zu finden, unter der man den Antrag der An- 


gestellten ablehnen könnte. Diese Formel lautet folgendem 


maßen: 
„Nach den eingegangenen Mitteilungen der beteiligten Parteien be- 


steht keine Uebereinstimmung darüber, daß die Abkommen über den ° 


30. Juni hinaus. Geltung haben sollten. Da «es hiernach zweifelhaft 
ist, ob die Grundlage für die Allgemeinverbindlicherklärung, das Be- 
stehen einer tariflichen Vereinbarung, vorhanden ist, bin ich zu meinem: 
Bedauern nicht in der Lage, die Allgemeinverbindlicherklärung auszu- 
sprechen, 

Ich stelle daher das Verfahren auf Allgemeinverbindlicherklärung der 
obenbezeichneten Vereinbarungen ein.“ 


Diese Begründung verrät vom ersten bis zum letzten Wort, 
daß sie ein Verlegenheitsprodukt ist, entstanden aus den Wider- 
sprüchen zwischen dem einwandfrei geklärten Tatbestand und 
dem Willen oder der Zwangslage, eine dem Tatbestand nicht 
gerecht werdende Entscheidung zu fällen. In der Verhandlung 
vom 23. Oktober ist über die Frage, ob das Abkommen über 
den 30. Juni 1925 hinaus Geltung häben soll oder nicht, über- 
haupt nicht gesprochen worden. Der Schiedsspruch besagt, 
daß die tariflichen Märzgehälter für die Zeit vom 1. April 
bis 30. Juni um 15 Prozent erhöht werden sollen. Derartige 
zeitliche Begrenzungen von Gehaltsabkommen haben den 
Zweck, daß innerhalb dieser Zeit Verhandlungen über ander- 
weitige Festsetzung der Tarifgehälter von keiner Vertrags- 
parieı verlangt werden können. Wird auch nach Ablauf dieser 
Frist kein neues Gehaltsabkommen getätigt, so bleiben die 
zuletzt vereinbarten Gehälter ais Mindestgehälter selbstverständ- 
lich bestehen. Aber selbst wenn dem nicht so wäre, brauchte 
die Reichsarbeitsverwaltung über die Frage, was mit den An- 
gestellten nach dem 30. Juni wird, sich. keine Sorgen zu machen. 
Es wurde bei ihr ja nur beantragt, den Schiedsspruch des Tarif- 
amtes in seinem Wortlaut für allgemeinverbindlich zu erklären. 


Irgendeine Rechts- oder Schlichtungsstelle, bei der gegen 
Entscheidungen der Reichsarbeitsverwaltung Berufung eingelegt 


werden könnte, gibt es nicht. Die einzig mögliche Berufung 
muß sich an die Adresse der geschädigten Angestellten und: 


die Solidarität ihrer Berufskollegen richten. Die Arbeitnehmer, 
insbesondere aber die Angestellten Deutschlands, müssen es 
sich als aussichtslos abgewöhnen, bei irgendwelchen Behör- 
den und: Aemtern Recht zu suchen, sondern sie müssen, gestützt 
auf ihre eigene Macht, sich selbst Recht schaffen. 


Neue Reichstarifverhandlungen in Sicht. Der Beton- und 


Tiefbau-Arbeitgeberverband für Deutschland E.V., an dessen. 


Widerstand bisher die im Reichsarbeitsministerium angebahn- 
ten Verhandlungen über einen neuen Reichstarifvertrag für 
das Baugewerbe gescheitert sind, hat unserem Vertreter in 
einer mündlichen Unterredung eröffnet, daß er aus praktischen 
und taktischen Gründen, deren wenigstens teilweise Berechti- 
gung nicht bestritten werden kann, nicht gern einen besonderer 
Reichstarifvertrag für die technischen Angestellten abschließe 
und deshalb mit der Arbeitsgemeinschaft für das deutsche Hoch- 
und Tiefbaugewerbe Fühlung genommen habe; Die Verhand- 
lungen zwischen den Arbeitgeberverbänden sind soweit gediehen, 
daß die beiden. anderen Bauarbeitgeberverbände sich bereit 
erklärt haben, gemeinsam mit dem Beton- und Tiefbau-Arbeit- 
geberverband für Deutschland E.V. mit uns in Verhandlungen 
über den Newabschluß eines Reichstarifvertrages einzutreten. 
Es bedeutet das etwa die Wiedereinsetzung in den Stand‘ vom 
Mai dieses Jahres. Für die Verhandlungen sind zwei Tage 
Anfang Januar 1926 in Aussicht genommen. Inzwischen bleibt 


das beim Reichsarbeitsministerium ven uns a gemachte 
renoinmen 


Verfahren in der Schwebe und müßte wieder au 
werden, für den Fall, daß in freier Verhandlung em Reichs- 
tarifvertrag nicht zustande kommen sollte. 


do) 8 2) 8) 


wurde vom Arbeitgeberverband sowie von ‘den in. Frage kom- 
menden Angestelltenorganisationen angenommen. Gegen die ' 
von ıms beantragte -Allgemeinverbindlichkeitserklärung wurde 
“jedoch Einspruch erhoben, nicht etwa nur von: außerhalb des 
Verbandes stehenden Werken, sondern sogar vom Arbeitgeberver- 


















band selbst.. Dieser Vertragskontrahent, der seinerzeit den 
, Schiedsspruch ohne weiteres für die angeschlossenen Betriebe 
‚annahm, erhebt. also jetzt Einspruch dagegen, daß Werke, 
‚welche gar nicht zu seinem Verband gehören, genau so be- 
‚ lastet werden sollen wie seine Mitglieder. Als Veranlassung 
' wird die grundsätzliche Ablehnung gegenüber den Zwangstarifen 
‚ angegeben, sowie notwendig werdende Stillegungen, falls die 
\ geringfügige Gehaltserhöhung gezahlt werden muß. 

® ir sind bei der Reichsarbeitsverwaltung im Interesse 
‚unseres Antrages vorstellig geworden ımd erwarten, daß der 
| Schiedsspruch trotz der „grundsätzlichen Ablehnung von Tari- 
Ten“ seitens der Grubengewaltigen für allgemeinverbindlich 
ı erklärt wird, 

i 















| Die neuen Gehälter im sächsischen Steinkohlenbergbau, 
Nach längeren Beratungen der Tarifkommission kam für den 
‚sächsischen Steinkohlenbergbau. eine Einigung zustande, und 
zwar derart, daß ab 1. November 1925 der Multiplikationg- 
‚ faktor von 1,73 auf 1,82, also um 5,2 Prozent erhöht wird. Die 
' Gehälter in den einzelnen Gruppen sind jetzt folgende: 

| Anfangsgehalt Dienstalterszulsge Endgehalt 

M M M 


| % 
' 





\ Gruppe A: 364,— 8X etwa 9,— -. 437,— 
‚ dazu . 10,90 _ 13,10 Betriebs- Zulage 
| Gruppe B: 255.— 10 X etwa 7,— 328, — 
|; 7,70 — 9,80 7 
Gruppe C: 182,— 15 X etwa 5,— 255,— 
| 5,50 _ 7,70 = 
‘Gruppe D: 155,— 15.X etwa 4,— 209, — 
4,70 u 6.30 f 
Gruppe E: 115,— 24 X etwa 23,— 169, — 
| 3.50 3 5,10 = 
Gruppe F: 102,— - 7X etwe 5,— 137,— 
3,10 —_— 4,10 n 


Die Untertagezulage beträgt monatlich 11 R.-M. 
Das Hausstandsgeld beträgt monatlich 11 R.-M. 
Das Kindergeld beträgt monatlich 9 R.-M. 

Die Gehaltstafel ist unkündbar bis 1. April 1925. 


Gehaltstarif im Mansfelder Bergbau, Für die gewerblichen 
Betriebe und Büros der Mansfeld A.-G. wurde mit Gültigkeit 
ab 1. November 1925 folgendes Gehaltsabkommen vereinbart: 
ı 1.Mit Wirkung vom 1. November.d. J. ab gelten folgende 
Gehälter: 


Anfan gsgchalt aeehalt 


Klasse I! D . . . . ” . 271,50 304,— 
a 210,— 265, — 
I ER 148,— 195, — 
| u LE RR u a 1722 


2. Das Hausstandsgeld und das Kindergeld beträgt 
RE A rn fe FE Re 850 M. 
9. Die Untertagezulage beträgt monatlich . . . .%,— M. 
4. Als Entschädigung für die achtstündige Sonn- 
bzw, Feierstagsschicht wird gezahlt: 
für Angestellte der Gehaltsklasse Iul ....1-M 
= es © ig Br HwuIWV ....8—-M 
8. Das Wohnungsgeld beirägt monatlich 
für Angestellte der Gehaltsklasse 1 .......234-—M. 
„ „ " ”„ „” 1 . . ® . ° . D 20,— M. 
11 u. IV . S . . 16,— M. 
über 21 Jahre. 
6. Der Entschädigungssatz für Lehrlinge, die min- 
‚destens das Reifezeugnis für Obersekunda besitzen, beträgt: 
|#: Bus Lehriahe 32 32 0..0727%.02.:.95/ M, 
h ne © RE NEE N 
dr a . RENT 


Knappschaftliches 

Ein Beitrag zur Entscheidungspraxis des Reichsarbeits- 
ministers, Wie die Entscheidung in der Wahlstreitsache Halle 
und Mansfeld erkennen läßt, scheinen bei dem Reichsarbeits- 
minister keine Bedenken zu bestehen, Anträgen, die von Ar- 
beitgeberseite kommen, stattzugeben. Dabei bringt es 
‚der Reichsarbeitsminister sogar fertig, sich mit sich selbst in 
Widerspruch zu setzen. Anders verhält es’ sich mit der Entschei- 
| über Arbeitnehmeranträge. Wir haben kürzlich 
‚mitgeteilt, daß der Reichsarbeitsminister es abgelehnt hat, in 
der Frage der Einführung der Familienhilfe zu entscheiden. 
‚ Anscheinend ist ihm der besorgniserregende Gesundheitszustand 
der Bergarbeiterfamilien infolge Fortfall der Familienhilfe keine 
‚wichtige Angelegenheit. Am 21. November 1925 hat.der Reichs- 
‚arbeitsminister eine ähnliche Entscheidung gefällt. Das Reichs- 


Er} 2) » „ 












zent des Hauerdurchschnittsiohnes bzw. Reviersteigerdurch- 
Schnittsgehaltes nach 25 Dienstjahren vor. Für jeden vernünf- 
tigen Menschen ist es klar, daß bei mehr als 25 Dienstjahren 
die Rente über 40 Prozent hinaus steigen muß. Der Krhn 
Schaftssenat hat auch so entschieden; er: erklärt sich aber 'außer- 
stande, die. Steigerung‘ zahlenmäßig festzusetzen, weil die Ar- 
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‚knappschaftsgesetz sieht eine Mindestrente in Höhe von 40 Pro-. 


hs Pa 





. * 


 — 


beitgeber im Reichsknappschaftsvorstand sich bis heute gewei- 
gert haben, den Steigerungsbetrag zu bestimmen. Es handelt 
sich für die Arbeitnehmer um eine außerordentlich wichtige 
Angelegenheit, denn man kann von keinem Menschen verlan- 
gen, Versicherungsbeiträge zw zahlen, ohne dafür irgendeine 
Leistung zu erhalten. 

Um den Widerstand der Arbeitgeber zu brechen, haben die 
Versichertenvertreter im Reichsknappschaftsvorstand beim 
Reichsarbeitsminister beantragt, zu entscheiden, daß eine außer- 
ordentliche Hauptversammlung zwecks Festsetzung der 
Steigerungsbeträge für die über 25 Jahre hinaus ge- 
leistete Dienstzeit stattfindet. Mit Verfügung vom 21. November 
hat der Reichsarbeitsminister diesen Antrag abgelehnt, Er 
verweist auf den vorliegenden Gesetzentwurf zur Aenderung 
des Reichsknappschaftsgesetzes, der die strittige Frage regele. 
Die Knappschaftspensionäre können sich also gedulden. Zu den 
bereits entstandenen vielen tausend Mark Rentenverlust können 
noch weitere Tausende treten; wenigstens scheint das die Auf- 
fassung des Herrn Reichsarbeitsministers zu sein. 

Nach allen bisher ergangenen Entscheidungen gewinnt man 
den Eindruck, als ob es der Reichsarbeitsminister darauf an- 
gelegt hat, den Arbeitnehmern im Bergbau das Reichsknapp- 
schaitsgesetz zu verekeln und ihnen jede Freude an der Knapp- 
schaftsversicherung zu rauben. 


Berufsvertretungen 


Nachwahl zur Arbeitskammer des Ruhrgebietes. Die Ar- 
beitskammerwahl am 12. Juni 1925 wurde von mehreren An- 
gestellten der Zeche „Wilhelmine-Mevissen“ insoweit 
angefochten, als es sich um die Stimmenabgabe der Angestell- 
ten dieser Schachtanlage handelt. Das Preußische ÖOberberg- 
amt in Dortmund hat den Wahleinspruch geprüft und festge- 
stellt, daß tatsächlich grobe Verstöße gegen die Wahlordnung 
seitens eines Angestelltenmitgliedes des Wahlvorstandes (Huckel, 
V.d. T.) vorlagen. Da die Liste 5 der christlichen technischen 
Verbände mit einem Vorsprung von 4 Stimmen gegenüber der 
5, Höchstzahl der AfA-Liste, einen Sitz in der Arbeitskammer 
erhalten hatte, demnach also eine wesentliche Verschiebung 
des Wahlergebnisses durch die Verstöße gegen die Wahlord- 
nung angenommen werden mußte, wurde die Stimmenabgabe 
der Angestellten der Zeche „Wilhelmine-Mevissen‘‘ beanstandet 
und eine Neuwahl angeordnet. Die Neuwahl fand für die 
Angestellten dieser. Schachtanlage am 13. November statt. Sie 
zeitigte folgendes Ergebnis: 


Wahl Neuwahl 
am 12. Juni am 13. November 

Liste 1 AfA-Bund 20 Stimmen 32 Stimmen 

» 2 Ob. Bergb, 12 > — 

.3G.dA. 2 \ — 

EN. C. 3 A _— 

»„ 5 V.d.T. und D.W.B. 13 2 9 Stimmen 

» 6 R.d.B. 9 = 37 “ 


64 Stunmen 79 Stimmen 


Die Liste 5 hat demnach 9 Stimmen weniger bekommen als 
bei der Hauptwahl, während die Liste 1 12 Stimmen mehr be- 
kommen hat. Der Verband deutscher Techniker hat durch 
diese Nachwahl seinen einzigen Sitz in der Arbeits- 
kammer verloren. Dieser Sitz ist dem -AfA-Bund: zugefallen 
Gewählt ist Kollege Todenhöfer (Gladbeck). Der Stim- 
menzuwachs des R.d. B. dürfte darauf zurückzuführen sein, daß 
ihm ver allem die Stimmen der oberen BER NN und die 
des G.d. A. zugefallen sind” Die Wahlbeteiligung betrug bei 
der Neuwahl 93%, bei der Wahl am 12. Juni 75%. 

‚Das endgültige Ergebnis der Arbeitskammerwahl für den 
Bergbau des Ruhrgebietes (Angestelltenabteilung) ist fol- 
gendes: 


Zahl der Zahl der 
Stimmenzahl Vertreter Stellvertreter 

Liste 1 7325 5 4 
a 3315 2 2 
sr 1903 i 1 
ER | 5576 3 3 
ES. 1456 11] ı 
0 1609 1 1 


‘Gewählt sind folgende Personen: 
Vom AfA-Bund: Bauer, Rudelph, Schuster, Sichtermann, Todenhöfer, 
»„' V.o.B.: - Schleicher, Bergenthun, 
„ G.d.A.:  Pappert; 
„- V.k.G.:: Melientin, Hindermanı, Knissch, 
» R.d.B.: _ Becker. 


Die Nachwahl entbehrt nicht eines tragikomischen Beige- 
schmacks. Der Verband: oberer Bergbeamten (Liste 2) und der 
G.d. A. (Liste 3) "hatten an ihre. Anhänger die Parole ausge- 
geben, für die Eiste 5 zu stimmen, um zu verhindern, daß der 
Verband deutscher Techniker seinen einzigen Sitz in der Ar- 
beitskammer verliert. Einesteils haben die Anhänger die Parole 
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befolgt, indem sie nicht für die eignen Listen stimmten. Aber 
sie haben nicht, wie befohlen, ihre Stimmen für die Liste 5, 
sondern für die Listen 1 und 6 abgegeben. Die Folge dieses 
„disziplinlosen‘ Verhaltens ist, daß der V.D.T. seinen einzigen 
Sitz verloren und der AfA-Bund einen weiteren Sitz in der 
Arbeitskammer gewonnen hat. Der V.D.T. hat das Nachsehen 
und V.o.B. und G.d.A. werden’ sich: darüber unterhalten 
müssen, wie sie es das nächste Mal geschickter anstellen, um 
die Angestellten irrezuführen. Aber die Bergbauangestellten 
sind klüger als diese Verbände meinen. Sie durchschauen ins- 
besondere die Doppelrolle, die der G.d. A. spielt: Heute Arın 
in Arm mit dem ausgesprochen gelben Verband oberer Berg- 
beamten und morgen radikale Forderungen. 


Gegen das Fahrsteigersystem. Am Dienstag, den 17. No- 
vember, trugen die Vertreter der mittleren und unteren Ange- 
stellten des englischen Bergbaues dem Staatssekretär für die 
Gruben ihre Wünsche vor. Hierbei erhoben sie Einspruch 


gegen die Schaffung von Zwischenbeamten, von Overmens, -- 


die in Durham und Northumberland als neueste Errungenschaft 
eingeführt werden. Der englische Bergbau sucht nach allen 
möglichen Mitteln, um die Kohlenförderung zu ste’gern, und ist 
jetzt auch zur Uebertragung des deutschen Fahrsteigersystems 
eschritten. Hoffentlich machen die dortigen Steiger und Ar- 
eiter zeitig und entschieden genug gegen diese zum größten 
Teil überflüssige Vermehrung der oberen Beamten Front. 


Aus den Fachgruppen 


Wahrheitswidrige Anschuldigungen gegen einen AfA-Ver- 
treter, Die Zeitschrift des Gewerkvereins christlicher Bergar- 
beiter „Der Bergknappe‘“ brachte in Nr. 43 vom 24. Okto- 
ber d. J. eine Notiz „Betriebsratsmitglieder im Aufsichtsrat“, 
die sich mit den Betriebsratsverhältnissen des Phönix- 
konzerns befaßt. Wir stellen fest, daß der Artikel — wahr- 
scheinlich aus Gründen der Propaganda — mit den Tatsachen 
nicht übereinstimmt. Zur Richtigstellung folgendes: Dem im 
Aufsichtsrat tätigen Betriebsratsmitglied der Angestellten wird 
zum Vorwurf gemacht, daß.er die angeblich gesetzwidrige Hal- 
tung der Phönixhauptverwaltung bezügl. der Wahl der Be- 
triebsvertretung zum Aufsichtsrat unterstützt habe. Der Be- 
schuldigte Bundeskollege Schnautz schreibt uns dazu: 

„Ich habe den Artikel „Betriebsratsmitglieder im Aufsichtsrat“ aus 
Nr. 43. des „Bergknappen“ heute (12. November 1925) in Gegenwart 
des 1. Betriebsvorsitzenden Vial vom D.M.V. dem christlichen 
Gewerkschaftssekretär Scheidt und dem vom 1. Oktober d. J. aus 
den Diensten des Phönix ausgeschiedenen 2. Vorsitzenden des Arbeiter- 
rates Hiltenkamp (Christich) vorgelegt und ‚um eine Erklärung 
dazu gebeten. 

Hiltenkamp erklärte wörtlich: „Was da steht, ist unwahr“. 

Verbandssekretär Scheidt erklärte wörtlich: „Der Artikel stellt die 
Tatsachen direkt auf den Kopf“, 

Ein weiteres Eingehen auf die Notiz des „Bergknappen“ 
erübrigt sich wohl. Wir können dem Christlichen Gewerk- 


Die Zulassung Zu den öffentlichen 


Aemtern 


Das Amt ist ein durch das öffentliche Recht begrenzter 
Kreis von Geschäften in dem Organismus des Reiches, des 
Staates und der sonstigen öffentlich-rechtlichen Körperschaften. 
(Urt. R.G., 3. Zivilsen., vom 9. März 1906.) Es hat niemand 
einen Rechtsanspruch auf ein bestimmtes Amt, selbst wenn er 
die hierfür vorgeschriebene Prüfung abgelegt hat. (Preuß. 
Min.-Bl. f.d. in. Verw., 1884, S. 83.) Die Amtsübertragung ist eine 
einseitige Willensentschließung der Anstellungsbehörde. 
selbe hat also freie Wahl unter denen, die zur Anstellung be- 
fähigt sind. Es gibt somit auch kein rechtsverbindliches Ver- 
sprechen oder gar einen solchen Vertrag, daß einer Person 
künftig ein Amt übertragen werden soll. (Entsch. R.G., Zivils., 
Bd. 24, S. 36; Gruchot, Bd. 47, S. 1005; K.R., Jahrg. VI, 
S. 249; Urt. R.G. vom 16. Februar 1903; Entsch. Zivilsen., 
Bd. 53, S. 429.) Das Amt findet seinen etatsmäßigen Ausdruck 
in der Stelle, 


Man unterscheidet Hauptamt und Nebenamt. Mit der An- 
nahme eines neuen Hauptamtes erlischt das frühere Haupt- 
amt, denn die Annahme eines neuen Amtes ist nicht mit einer 
fortlaufenden Wirksamkeit des früheren Dienstverhältnisses ver- 
einbar. (Urt. R.G., 4. Zivils., vom 12. Nov. 1892; von Kamptz- 
Delius, Rechtspr., Bd. I, S. 87; Praxis in Zivils., Bd. 13, S. 339, 
Nr. 604; Urt. R.G. vom 17. Januar 1998, Entsch. Zivils., 
Bd. 68, S. 214.) 
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BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


Die-: 
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verein nur raten, sich künftig vorher von der Richtigkeit en 
hobener Vorwürfe zu überzeugen, anderenfalls setzt er sich 
dem Vorwurf der Ehrabschneiderei aus. z 


Heldentaten der G.d.A.-Stahlhelmleute. Im Ruhrbergbau 
wütet bekanntlich die Stillegungsseuche weiter. Auch die Zeche 
„Fröhliche Morgensonne‘“ wird vom Abbaufieber er- 
griffen. Die Zeche gehört zu dem Rheinstahlkonzern: Still- 
legen will man zwar nicht, aber — sagen wir mal — den Be- 
trieb bereinigen. Von den 61 Angestellten wurden am 15. No- 
vember 10 gekündigt. 5 davon dürfen unter verschmälerten 
Gehalts- und Arbeitsbedingungen wieder bleiben. Unter denen, 
die man unbedingt loswerden will, befinden sich 2 Angestellten- 
ratsmitglieder. (beide vom Butab), darunter auch der Vor- 
sitzende des Angestelltenrats, Kollege B. Letzterer ist 33 Jahre 
lang auf der Zeche „Fröhliche Morgensonne‘ ununterbrochen 
tätig. 10 Jahre als Arbeiter, 23 Jahre als Steiger. Die Kündigun 
ist also der Dank für seine langjährigen Dienste. Aber — un 
darin liegt sein Verbrechen — B. gehört seit Bestehen des 
Betriebsrätegesetzes dem Betriebs- bzw. dem Angestelltenrat an. 
Darum soll er unter dem nichtigen Vorwand: „Schlechte Wirt- 
schaftslage“ zur Strecke gebracht werden. In der Belegschaft 
herrscht große Empörung über dieses unerhörte Vorgehen der 
Zechenverwaltung, da es sich vor allem bei B. um einen be 
fähigten Angestellten handelt, der sowohl als Steiger, als auch 
als Betriebsvertretungsmitglied stets ehrlich und sachlich ge- 
‘arbeitet hat. | 

Zur Kündigung der beiden - Angestelltenratsmitglieder be 
durfte die Zeche aber der Zustimmung der Betriebsvertretun- 
En Zunächst trat sie an den Angestelltenrat dieserhalb heran. 

om Angestelltenrat gehören 3 Mitglieder dem AfA-Bund und‘ 
2 Mitglieder dem G.d. A. an. Die beiden letzteren sind richtig 
approbierte Stahlhelmleute. Bei der Abstimmung über den 
Antrag der Zechenverwaltu stimmten die beiden 
Stahlhelmleute des G.d.A. den Kündigungen zw. 
Als kurz darauf der Betriebsrat wegen der Kündigung des Be- 
triebsratsmitgliedes B. in Verhandlungen mit’ der Zeche ein- 
trat, verlangte das Betriebsratsmitglied Spies, das demG.d. A. 
angehört, von dem anwesenden Zechenvertreter Ablehnung der 
Verhandlungen, weil-nach seiner Auffassung der. Betriebsrat mit 
der Angelegenheit nichts zu tun habe. Das sei lediglich Sache‘ 
des Angestelltenrates. Der Zechenvertreter sah aber ein,-daß 
dem Antrage des G.d.A.-Stahlhelmmannes doch rechtliche‘ 
Bedenken entgegenstehen, deshalb ersuchte er trotzdem den 
Betriebsrat um die Zustimmung zur en des Betriebs- 
ratsmitgliedes S‘eiger B. In namentlicher Abstimmung stimmte 
nun Steiger Spies vom G.d.A. für die Kündigung; alle übri- 
gen Betriebsratsmitglieder stimmten dagegen. — So sehen 

ie Heldentaten der G.d.A.-Stahlhelmleute aus 

Die Zeche wilı nun die fehlende Zustimmung durch das 
vorläufige Arbeitsgericht (Berggewerbegericht) in Wattenscheid 
ersetzen lassen. Ein solches Ansinnen dürfte jedes objektive 
Gericht ablehnen. Aber — abwarten! 





Nebenamt ist jede Stelle neben dem Hauptamte, die 
nicht schon nach der Gliederung und Verfassung der betreffen- 
den Behörde selbst mit dem Hauptamte verbunden ist oder 
verbunden werden kann, und die sich als-öffentliches Amt im 
Reichs-, Staats-, Kommunal- oder anderen öffentlich-rechtlichen 
Körperschaftsdienst darsteilt. Nebenämter liegen außerhälb des 
Dienstzweiges, dem der sie versehende Beamte im Hauptamte 
angehört, und für sie wird, wenn deren Verwaltung gegen Ent- 
gelt erfolgt, die Vergütung aus besonderen Mitteln gewährt, die 
für den Dienstzweig gegeben sind, dem das Nebenamt ange- 
hört. Die Verwaltung von Nebenämtern bildet einen Gegen- | 
satz zu der Wahrnehmung besonderer, im Rahmen des betrei- 
fenden Dienstzweiges liegenden Obliegenheiten, für die be- 
sondere Stellenzulagen als ein Teil des Gehaltes gewährt 
werden können (Urt. R.G. vom 1. Nov. 1912, II 96/12, Entsch. 
Zivils., Bd.80, S.308), und zu der Wahrnehmung einer Neben- 
beschäftigung (Nebentätigkeit). 

Ob zur Uebernahme von Nebenämtern oder Nebenbeschäf- 
tigungen eine Genehmigung der vorgesetzten Dienstbehörde 
erforderlich ist, richtet sich nach der Sondergesetzgebung 
(vgl. u. a. Verord. der preuß. Staatsregierung vom 31. Juli 1920, 
G.S. 1920, S. 417; Verord. des preuß. Min. d. Inn. vom 11. Ok- 
tober 1921, 11J 1509/21; Verord. der sächs. Staatsregierung 
vom 25. Nov. 1921, Fin.-Min.-Bl. Freistaat Sachsen, 1921, 
S. 197). In der Regel wird die Genehmigung nur erteilt, wenn 
ein staatliches Interesse nicht entgegensieht und eine Benach- 
teiligung der mit dem Hauptamte verbundenen Dienstgeschäfte 
nicht zu besorgen ist; die Art des Nebenamtes oder der Neben+ 
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“ beschäftigung muß mit der amtlichen Tätigkeit des Beamten 
vereinbar sein, und mehr als eine Genehmigung soll grundsätz- 


"lich nicht erteilt werden. Während der Beamte ein’ Nebenamt 


- ohne Anspruch auf Entschädigung ausüben muß, kann er die 


Ausübung einer Nebentätigkeit von der Zahlung einer Entschä- 


 digung, die nicht auf die Besoldung angerechnet werden darf, 
abhängig machen. Ob hierfür eine Stellenzulage gewährt oder 


Vergütungen für Nebenämter oder Nebenbeschäftigungen ge- 
zahlt werden können, entscheidet das Besoldungsgesetz (vgl. 
© 3.R.Be&0.). 

Die Zulassung zu den öffentlichen Aemtern 
war bereits nach Art. 3 der R.-Verf. vom 16.. April 1871 un- 

"abhängig von der Staatsangehörigkeit, denn auf Grund des für 
ganz Deutschland bestehenden gemeinsamen Indigenats war der 
Angehörige eines jeden Bundesstaates in jedem anderen Bun- 
desstaate als Inländer und demgemäß in bezug auf die öffent- 
lichen Aemter demselben gleich zu behandeln. Dieser Grund- 
‘satz ist in der neuen R.-Verf. in Art. 128 Abs. 1 und 2 und 


 Ait. 136. Abs.'2 aufgenommen. Diese lauten: 


„Alle Staatsbürger ohne Unterschied sind nach Maßgabe der. Gesctze 
und, entsprechend ihrer Befähigung ‚und ihren Leistungen zu den öffent- 
"lichen Aemtern zugelassen. 7 

Be © Aunakufebesämmingen gegen: weibliche ‚Beamte werden be- 
seitigt, " 

: +. . die Zulassung zu den öffentlichen Aemtern sind unabhängig 
‚von dem religiösen : Bekenntnis.“ 

« Jeder Deutsche ist somit kraft dieses unmittelbaren Rechtes 
wie jeder andere Deutsche zu den öffentlichen Aemtern gleich- 
mäßig .nach Maßgabe der ‚Gesetze und entsprechend der Be- 
fähigung zuzulassen. Die R.-Verf, überläßt der Landesgesetz- 
gebung die Regelung .und somit auch die an einen Beamten 


zu ‚stellenden Anforderungen als Voraussetzung zur Amts- 


beleihung. Allgemein wird nur verlangt, daß der Anzustellende 
im Besitz der Fähigkeit zur Bekleidung‘ öffentlicher Aemter ist; 
die Verurteilung zu Zuchthausstrafe hat die dauernde Unfähig- 
keit zur Bekleidung. öffentlicher Aemter, die Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte. aber .diese Unfähigkeit nur während 
der im Urteil bestimmten Zeit zur Folge. Beide Verurteilungen 
bewirken daher den dauernden Verlust der bisher bekleideten 


 Aemter. (vgl. 88.3135, 81, 83, 84, 87-91, 94, 95 St.G.B.). 





‚Es muß also dem Verurteilten die Fähigkeit zur Bekleidung 


- ‚Öffentlicher Aemter wieder verliehen werden, ‚um ihm: die Mög- 


‚lichkeit einer erneuten Anstellung zu geben (Urt. R.G. vom 
4. Februar 1921, III: 455/20, -‚Entsch. Zivils., Bd. 101, S. 255, 
K.R. Jahrg. XV, S. 120). 

Die Aemtereinteilung und die Beurteilung der Be- 


_ amteneigenschaft der Inhaber von Öffentlichen Aemtern erfolgt 


nach verschiedenen Gesichtspunkten. Man unterscheidet: 


a) -Berufsamt, das Beamten übertragen - wird, deren Verhältnis zum 
Staate usw. ein so enges ist, daß es sich nicht auf ein konkretes Amt 
erstreckt, sondern unabhängig -von der Verwendung in einem bestimmten 
Amte 'als „Eigenschaft“ der Person zusteht, deren Lebensberuf a!so der 
Staatsdienst ist (Berufsbeamte). Die Ernennung zum Berufsbeamten ist 
Voraussetzung zur Amtsübertragung, ein Beamter braucht daher nicht 
Inhaber eines Amtes zu sein. re? 

b) Ehrenamt, das nicht den Lebensberuf des Inhabers ausmacht, 
ihm keine als die Basis seiner Existenz gedachte Besoldung zuführt. 
eder Deutsche hat die Pflicht zur Uebernahme ehrenamtlicher Tätig- 
eit nach Art. 132 R.-Verf. Dieser lautet: 

Jeder Deutsche hat nach Maßgabe der Gesetze die Pflicht zur Ueber- 

nahme ehrenamtlicher Tätigkeit.‘ 


Die einzelnen ehrenamtlichen Tätigkeiten erge- 
„ben sich aus den Verfassungen des Reiches, der Länder tınd der 


‚sonstigen Körperschaften des öffentlichen”Rechts und den Ge- 


setzen. Sie beruhen hauptsächlich auf dem passiven Wahl- 
recht. Der Inhaber eines Ehrenamtes kann Beamteneigenschaft 
haben, wenn ein beamtenähnliches Dienstverhältnis obwaltet. 
(Z. B. preuß. Guts- und Gemeindevorsteher, Entsch. O.V.G. 
vom 23. September 1889, Pr. Verw.-Bl., Jahrg. XI, S. 204; un- 
besoldete Magistratsmitglieder, Mitglieder städtischer Verwal- 


tungsdeputationen, Entsch. O.V.G., Bd. 25, S. 417; Amtsvor- 


stehers-Kreisdeputierte, Mitglieder des Kreisausschusses, Entsch. 
O©.V.G., Bd. 10, S. 3 — aber nicht Gemeindevertreter, Stadt- 
verordnete, Kreistags-, Provinziallandtags-, -Landtags- und 
Reichstagsabgeordnete, Schiedsmänner, Schöffen, Geschworene, 
Mitglieder von Steuereinschätzungskommissionen.) Ehren- 
beamte ohne Amt gibt es nicht, die Amtsbeendigung hat die 
Beendigung der Beamteneigenschaft zur Folge. . (Aßmaınn, „Be- 
amtendienstverhältnis‘, Stenglein, „Wörterbuch des deutschen 
Verwaltungsrechts“, v. Bitter, „Handwörterbuch der preußi- 


schen Verwaltung‘, I.) Die Ehrenbeaämten haben den Dienst- 


eid der Berufsbeamten zu leisten, während die übrigen Inhaber 
von Ehrenämtern nur auf die Erfüllung der ihnen übertragenen 
Aemterobliegenheiten verpflichtet werden, da’ihnen nur spe- 
zielle Dienstleistungen für einzelne konkrete Fälle aufgetragen 
sind. , | Er 

“Die Amtsführung muß eine den Gesetzen entsprechende 


ind parteipolitisch neutrale sein. Das Staatsrecht kennt keine 
Verantwortung von Beamten und Behörden gegenüber. Parteien. 
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‚Nach Art. 130 R.-Verf, sind Beamte „Diener der. Gesamtheit, 
nicht einer Partei“, und dasselbe gilt naturgemäß für die öffent- 
‚lichen Behörden. Beamte und Behörden müssen sich in ihren 
Entschließungen lediglich von der Rücksicht auf das Wohl .der 
Gesamtheit leiten lassen, sie sollen „über‘‘ den Interessen ein- 
zelner Personen und über den Parteien stehen; sie müssen fähig 
sein, das Wohl und Wehe Andersdenkender zu berücksichtigen 
und danach handeln. Ein Gefühl, sich gegenüber Personen 
oder Parteien, die außerhalb des ‚Behördenaufbaues stehen, 
verantworten zu müssen, muß die Unparteilichkeit der Behörden 
und Beamten beeinträchtigen und wird der Gefahr unlauterer 
Beeinflussung Tür und Tor öffnen. Es kann somit keine Rede 
sein von einer Köllision zwischen den Pflichten als Parteiver- 
treter und denen als Beamter oder Mitglied einer. Behörde. 
(Urt. preuß. O.V.G. vom 24. Februar 1921, D.S. 12/20, Entsch. 
Bd. 76, S. 473, vom 1. Nov. 1921, I1.B. 8/21, Pr. Verw.-Bl., 


Jahrg. 43, 5..40.) Bürgermeister Haus Aßmann. 


Berufsfragen der Behördentechniker 


Der Preußische Finanzminister zur: Personalfrage in: der 
Katasterverwaltung, In der Sitzung des Preußischen Landtages 
vom 19. November d. J.: führte der Preußische Finanzminister 
Dr. Höpker-Aschoff bei Beratung des Haushalts des 
Finanzministeriums u; a. folgendes aus: 


„Es könnte als in Widerspruch zu ‘unseren immer wieder betonten 
Bestrebungen auf die unbedingt notwendige Verkleinerung des großen 
Verwaltungsapparates erscheinen, wenn von seiten der Regierungspar- 
teien der Antrag gestellt wird, und zwar, wie ich ausdrücklich sagen 
möchte, im Einvernehmen mit der Finanzverwaltung, in der Katasterver- 
waltung die Zahl der Sekretäre und Obersekretäre um 250 zu vermehren. 

Es ist von allen Parteien der Wunsch geäußert worden, die be- 
amteten Hilfskräfte in der Katasterverwaltung ‘zu vermehren. Es kann 
nicht bestritten werden, daß in der Käatasterverwaltung ein außer- 
ordentliches Mißverhältnis zwischen Hilfskräften und beamteten Kräf- 
ten besteht, Die Katasterverwaltung .hat 3499 Angestellte auf Privat- 
dienstvertrag, ein Vielfaches der Zahl der Beamten. Das Mißver- 
hältnis ist bei keiner. Verwaltung so groß, wie.bei 
der Katasterverwaltüng. In allen Verwaltungen überwiegt 
die Zahl der Beamten die Zahl der 'auf Privatdienstvertrag Angestell- 
ten. In der Katasterverwaltung übersteigt die Zahl der nichtbeamteten 
Hilfskräfte die Zahl der beamteten Hilfskräfte um ein Vielfaches. Dabei 
darf nicht verkannt werden, daß der Katasterverwaltung neue‘ Aufgaben 
übertragen worden sind und noch weiter übertragen werden, insbesondere 
in der Veranlagung der Hauszinssteuer, deren endgültige Regelung be- 
vorsteht und vom Landtag noch vor "Weihnachten vollzogen werden soll. 
Dann werden wieder neue große Aufgaben an die Katasterver- 
waltung herantreten, und ich glaube, daß diese neuen großen Aufgaben 
von der Katasterverwaltung leichter und freudiger erfülit werden können, 
wenn wir einen Teil der Hilfskraftstellen in Beamtenstellen umwandeln, 
Wesentliche Mehrausgaben würden dadurch dem 
Staate nicht erwachsen, da die auf Privatdienst- 
vertrag Angestellten nahezu dieselben Gehälter be- 
ziehen wie die Katasterobersekretäre und -sekre- 
täre. Ich bitte daher, dem Antrage zuzustimmen. Rückwirkungen wird 
dies nicht haben. Auch von den anderen . Ressorts wird die besondere 
Notlage der Katasterverwaltung und die Notwendigkeit der Stellenver- 
mehrung in dieser -Verwaltung anerkannt. Sollte dieser Antrag vom 
Landtag angenommen werden, so würde die Finanzverwaltung die Er- 
nennungen zum 1. Januar 1926 vornehmen, damit, wenn die Arbeiten 
für die anderweite Gestaltung der Hauszinssteuer in die Wege geleitet 
werden, bereits ein größerer Beamtenapparat der Katasterverwaltung zur 
Verfügung stände. 

In diesem Zusammenhange muß ich auf Aetßerungen eingehen, 
die der Herr Abgeordnete Dr, von Brehmer am 14. November in 
seiner Rede gemacht hat. Er hat behauptet, daß die Beamten der 
Katasterverwaltung bei der Bearbeitung der die 
Hauszinssteuer betrefienden Anträge einen ge- 
wissen passiven Widerstand leisteten, die Anträge blieben 
einfach kegen; er wisse zwar, daß die Beamtenzahl zu gering sei, und 
müsse daher eine entsprechende Verstärkung fordern. Meine Damen 
und Herren, die Behauptung, die im ersten Teil dieses Satzes aufgestellt 
wird, daß nämlich die Katasterbeamten einen gewissen passiven Wider- 
stand. leisteten, enthält — ich -weiß nicht, ob Herr. Abgeordneter Dr. 
von Brehmer sich dessen bewußt gewesen ist — einen sehr schweren 
Vorwurf gegen die Beamten der Katasterverwaltung, und zwar, einen 
Vorwurf, den ich mit aller Entschiedenheit zurückweisen muß. (Bravo.) 
Von einem passiven Widerstand kann bei den Beamten der Kataster- 
verwaltung durchaus nicht die Rede sein. (Sehr richtig!) Im Gegen- 
teil, die Beamten dieser Verwaltung verdienen die allergrößte Aner- 
kennung (erneute Zustimmung), weil sie mit einem außerordentlichen 
Fleiß und ohne sich an die Dienststunden zu halten, die großen Auf- 
gaben, die ihnen im vergangenen : Jahre zugewachsen sind, zu bewältigen 
sich bemüht haben.“ 


Um die Dezernate bei den Oberpräsidien, Regierungen usw, 

in Preußen, Im Ministerialblatt für die preußische innere Ver- 
waltung Nr. 46 vom 28. Oktober 1925 ist folgende Verfügung 
veröffentlicht: 
‘ „Bei der Geschäftsprüfung' einzelner‘ Regierungen ist wiederholt 
festgestellt worden, daß eine Reihe von Verwaltungsdisziplinen ' tech- 
nischen Beamten zur Bearbeitung übertragen waren und daß die 
Dezernenten nur wenig miteinander in: Fühlung arbeiteten, ; 

Die Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten usw.- werden deshalb 
ersucht, in ihrem Geschäftsbereich, soweit erforderlich, diese Mängel 
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abzustellen und Anordnung zu treffen, daß die Verwaltungsarbeiten 


künftig wieder: al'gemein von Verwaltungsbeamten 
technischen Angelegenheiten von technischen Beamten erledigt wer- 
den. Ferner ist darauf zu halten, daß die einander verwandten De- 
zernate in enger. Fühlung miteinander arbeiten. Soweit in Grenzge- 
bieten die technische Seite überwiegt, ist der technische Bearbeiter De- 
zernent tnd ‘der Verwaltungsbeamte als Mitdezernent zu beteiligen. 
Ueberwiegt dagegen die Verwaltungsseite, muß dem Verwaitungsbeam- 
ten das Dezernat übertragen werden, während der technische Bear- 
beiter in diesem : Falle lediglich als Mitdezernent heranzuziehen ist. 

Diese Anordnung soll indes nicht bewährte Verhältnisse gewalt- 
sam ändern, sondern nur den erwünschten Endzustand in der Dezer- 
natserteilung feststellen.“ 

Wir können nicht verhehlen, daß diese‘ Verfügung des 
Ministeriums des Innern unser lebhaftes Erstaunen hervorge- 
rufen hat. Die in der Verfügung zutage tretende Auffassung, 
die es als „Mängel“ bezeichnet, wenn technischen Beamten 
Verwaltungsarbeiten übertragen worden sind, muß die tech- 
nischen Beamten direkt vor den Kopf stoßen. Sie können darin 
nur eine gänzlich ungerechtfertigte Kritik ihrer Tätigkeit auf 
dem Verwaltungsgebiet erblicken. Kann es im Ernst als ein 
„Mangel“ in verwaltungstechnischer und verwaltungs-organisa- 
torischer Beziehung angesehen werden, wenn in technischen 
Ressorts’ die Verwaltungsarbeiten, auch im Dezernat, tech- 
nischen Beamten übertragen sind? Die Verfügung spricht selbst 
von „bewährten Verhältnissen‘, die sie nicht gewaltsam ändern 
will, betont aber gleichzeitig noch einmal den „erwünschten 
Endzustand“ in der Dezernatserteilung. Gespannt sind wir auf 
die. Lösung der Frage in den Grenzgebieten. Letzten Endes 
sind es ja wiederum Vertreter der Verwaltungsbürokratie, die 
entscheiden, ob die technische Seite oder die Verwaltungs- 
seite überwiegt. Die Rolle, zu der der technische „Mit‘- 
Dezernent in den weitaus meisten Verwaltungen verurteilt ist, 
ist ja auch seit Jahrzehnten landauf landab bekannt. Ihm 
will'man auch weiter, wie in der zurückliegenden Zeit, lediglich 
die Stelle eines Gutachters zuweisen. Freilich, das kann hier 
nicht unterdrückt werden, hätte nach dieser Richtung hin 
vieles eine andere Entwicklung nehmen können, wenn. bei 
manchen der höheren technischen Beamten sich mehr Rück- 
grat gegenüber den Ansprüchen der Verwaltungsjuristen be- 
merkbar gemacht hätte. Mehr Fühlungnahme mit den übrigen 
technischen Mitarbeitern, den mittleren technischen Beamten 
und den technischen Angestellten, hätte manche Schlappe, 
manche tunverdiente Zurücksetzung vermeiden helfen können. 

Wir wollen in diesem Augenblick nicht die grundsätzliche 
Seite der durch die Verfügung des Innenministeriums aufgerollten 
Frage hier anschneiden, werden aber in Kürze darauf zurück- 
kommen. Auf jeden Fall legen wir gegen die Verfügung Ver- 
wahrung. ein. 


Personalabbau-Abwicklungsgesetz in Preußen. Zu dem vom 
Preußischen Staatsministerium dem Landtag am 3. November 
1935 vorgelegten Entwurf eines Gesetzes über die Ein- 
stellung des Personalabbaues und Aenderung 
der preußischen Personalabbauverordnung 
(Personalabbau-Abwicklungsgesetz) — Drucks. Nr. 1523 — 
haben das Landessekretariat Preußen des A.D.B. für die ihm 
angeschlossenen Beamtengruppen und die Behördenangestellte 
organisierenden Verbände des AfA-Bundes, Butab, Z.d. A. und 
D.W.V., Abänderungsanträge eingereicht, die einige 
dringend notwendige Verbesserungen der Regierungsvorlage 
zum Ziele haben, 


Verwaltungsreform 


Verwaltungsrefiorm und Preußische Bauverwaltung, Ge- 
legentlich der Beratungen im Preußischen Landtag vom 19. No- 
vember d. J. zum Haushalt des Finanzministeriums äußerte sich 
der Preußische Finanzminister Dr. Höpker-Aschoff auch 
zu den Fragen der Verwaltungsreform und wandte sich dabei 
insbesondere auch der Bauverwaltung zu. Unter Hinweis 
auf frühere Darlegungen im Haushaltsausschuß führte er dabei 
u. a. folgendes aus: 

„Bei den Bauarbeiten unterscheide man bekanntlich zwischen 
4-, b- und c-Arbeiten: a-Arbeiten sind kleine Instandsetzun-« 
gen b-Arbeiten Unterhaltungen im Dach und Fach,’ c-Arbeiten 

rgäuzungen und Veränderungsarbeiten. Es würde 
zweckmäßig sein, die a-Arbeiten den nutzenden Behörden vollständig zu 
überlassen und die Fonds für die Geschäftsbedürfnisse bei den nutzenden 
Behörden entsprechend zu erhöhen. Weiter würde es zweckmäßig sein, 





und: lediglich die ° 


‚Behörden .allein den Bedarf beurteilen können. 


die b-Arbeiten nach bestimmten Prozentsätzen des gesamten Gebätde- 
wertes zu veranschlagen, . auf : einem Fonds auszuweisen "und: diesen 


‘Fonds durch die Hochbauämter: unter Aufsicht ‘des ‘ Regierungspräsi- 


denten und unter Oberaufsicht der Hochbauverwaltung zu verwalten. 
Ich habe weiter ausgeführt, daß es zweckmäßig sein. würde, auch die 
c-Arbeiten in einem Fonds auszuweisen und- durch "die Hochbauver- 
waltung und ihre nachgeordneten. Behörden verwalten zu lassen, habe 
aber ausdrücklich hervorgehoben, daß bei den c-Arbeiten eine Mitwir- 
kung der nutzenden Behörden nicht zu entbehren sei, weil die nutzenden 
Es soll der Versuch ge- 
macht werden, diese Zusammenstellung der Baufonds und diese Vereinheit- 
lichung der ganzen Verwaltung zunächst einmal in ‚der allgemeinen \er- 
waltung durchzuführen. Der Landtag hat wiederholt die Forderung ge- 
stelit, daß diese Vereinfachung und Vereinheitlichung ganz allgemein in 
allen Verwaltungen durchgeführt werde. . Ich habe schon erwähnt, daß 
die anderen Ressorts Bedenken gegen eine solche Zusammenfassung 
und Vereinheitlichung haben. Ich: glaube 'daher,. daß es bei diesem 
Stande der Sache richtiger ist, die Vereinfachung und Vereinheitlichung 
zunächst bei einer großen Verwaltung zu erproben und, wenn dieser 
Versuch sich bewährt hat, diese Vereinfachung und Vereinheitlichung 
auf alle Verwaltungen auszudehnen. Ich g.aube, bei der ganzen Reform 
kann das Ziel nicht darauf gerichtet sein, ein neues Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten mit einem eigenen Unterbau zu schaffen. Das 
darf unter keinen Umständen geschehen. Ich bin sogar der Meinung, 
daß man in der Aushöhlung der allgemeinen Verwaltung in den mittleren 
und unteren Instanzen ‚und in der Schaffung selbständiger Spezialbe- 
hörden bereits viel zu weit gegangen ist’ und daß wir jedenfalls auf 
diesem Wege nicht weitergehen dürfen, wenn nicht das Gefüge der ali- 
gemeinen Verwaltung erschüttert werden soll,“ 


Behördentariffragen 


Verletzung der Tariftreue durch Reichsbehörden. Wir 
haben in der letzten Nummer der „D.T.Z.“ unter der Ueber- 
schrift „Ein Kulturdokument‘ ‘einen Dienstvertrag veröffent- 
licht, den das Reichsbauamt Glogau mit einem technischen 
Angestellten getätigt hat, und dessen Inhalt in sozialer Hin- 
sicht brutal, ja, geradezu herausfordernd war. Wir sind ge- 
zwungen, uns heute erneut mit dem Reichsbauamt Glogau zü 
beschäftigen. Uns liegt wiederum ein von diesem Bauamt 
einem stellungslosen Kollegen aufgedrungener Dienstvertrag 
vor, der im wesentlichen den gleichen Inhalt enthält. Wir 
geben nachstehend auszugsweise einige Bestimmungen dieses 
Vertrages wieder: 

„Herr X. wird vom 17: August 1925 ab auf unbestimmte Zeit beim 
Reichsbauamt Glogau als Zeitangestellter angenommen.. Die Kündigung 
kann während des ersten Monats (31 Tagen) seiner Tätigkeit nur mit 
achttägiger Frist durch das Reichsbauamt erfolgen, während in der evtl. 


Folgezeit Herr X. 14tägiges Kündigungsrecht hat und das Reichsbauamt 7 


das alte Kündigungsrecht -behält. 

Die Entlohnung erfo'gt außertariflich .... 

Herr X. wiligt ein, seine ‚Konventionalstrafe von 50 Mark, wörtlich: 
Fünfzig Mark der.Finanzkasse Glogau zu zahlen, wenn er seinen Dienst 
ohne Einhaltung der vereinbarten Kündigungsfristen vorher aufgibt. ..“ 

Ungleiche Kündigungsfristen, wie sie dieser Vertrag 'vor-” 
sieht, verstoßen, weil sie die Zwangslage des Angestellten, 
der diesen Vertrag tätigt, in ungehöriger Form ausmutzen, 
gegen die guten Sitten und sind deshalb vom rein rechtlichen 
Standpunkte aus anfechtbar. . Sozial gerechtfertigt wären un- 
gleiche Kündigungsfristen :angesichts der heutigen Wirtschafts- 
lage nur dann, wenn sie dem Arbeitnehmer als dem wirtschaft- 
lich schwächeren Partner eine kürzere und dem Arbeitgeber 
eine längere Kündigungsfrist auferlegen. Im vorliegenden Falle 
ist aber gerade umgekehrt verfahren "worden. - 

Einseitige Aufbürduing der sozialen Lasten auf den Arbeif- 
nehmer und Bedrohung mit einer Konventionalstrafe fehlen 
auch in diesem ‚Mustervertrage‘ nicht. Si 

Was uns aber besonders auffällt, ist die zeitliche Aufeinan- 
derfolge der beiden vom Reichsbauamt getätigten, uns vor- 
liegenden Dienstverträge. In diesen Handlungen des 
Reichsbauamtes Glogau liegt System. Obgleich 
Arbeitsmöglichkeit in ausreichendem Maße gegeben ist, — 
anderenfalls hätte man den zweiten Dienstvertrag nicht nötig 
gehabt —,: werden kurzfristige Dienstverträge in zeitlicher Auf- 
einanderfolge getätigt. Die Gründe hierfür liegen auf der Hand. 
Das privatrechtliche Dienstvertragsverhältnis auf der Grund- 
lage des R.A.T. ist der betreffenden Behörde zu weitgehend. 
Sie versucht deshalb, auf dem von ihr eingeschlagenen Wege 
den Reichstarifvertrag zu umgehen. Er nr 

Wir erwarten, daß’ das Ministerium hier einmal nach-dem 


"Rechten sieht und dafür Sorge trägt, daß solchen Zuständen 


ein -Ende bereitet wird. 


„>® 
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Aus dem Bunde 


Bücherschau 


Wie bewerbe ich mich erfolgreich um elne 'Anstellung®? Von Ing. 
Gustav W. Meyer. Technischer Verlag Bodenbach a. d. Elbe. 
Preis kart. 1,20 Mark. 





.. ‚Der Verfasser behandelt die Antwort auf die Frage der Titelseite 
eigentlich nur auf den ersten 18 Seiten in dem Kapitel I: „Praktische 
Ratschläge für die Abfassung von Bewerbungsschreiben“, während: die 
übrigen Kapitel im wesentlichen enthalten: Berufsaussichten im. Ausland, 
Wertung der Ingenieürarbeit, das Lebensbild eines erfolgreichen Tech- 
nikers Fedisön). i f Sr Be 

Wir sind der Ansicht, daß die Ratschläge mit Rücksicht auf. die 
Bezeichnung des Buches zu kurz’ gekommen sind. Was über die ‚Ab- 


fassung der Bewerbungsschreibeh gesagt wird, ist“zu dem, was‘ andere 
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Ratgeber bieten, dürftig. Ueber die Behandlung der Zeugnisse, des 
Lebenslaufes, das Verhalten bei persönlicher Vorstellung und anderes, 
sagt der Verfasser so gut wie gar nichts. Von richtiger Orthographie und 
von Satzstil scheint. der. Verfasser nicht. viel zu halten; denn sein 
eigenes Buch geht mit sehr schleehtem Beispiel voran. Fehler wie: 
„Ancktoden“, „Kapitalsnot“, dürften in einem Buch, das Unterricht 
in der richtigen Abfassung von Bewerbungsschreiben geben soll, ‚nicht 
vorkommen. Aber auch sachlich. haben wir Bedenken. Wenn einem 
Angestellten geraten wird, einen Teil seiner. Ausbildung zu verschweigen 
oder sich das Bewerbungsschreiben von einem „berufsmäßigen Brief. 
schreiber‘‘ oder in Maschine_schreiben zu lassen —, so ist das gerade 
das Gegenteil von dem, was geschehen muß. 

Daß der Verfasser auch an der von unserem Bunde herausge- 
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schreitende, in die ‚Zukunft Bauende sind ihm die Söhne und Töchter des 
Proletariats und‘ so nennt er. sein neues Buch „Kinder der Zu- 
kunft‘. Er sagt darin: „Es ist notwendig, daß einer der Gesellschaft 
auch die unbarmherzigen- Wahrheiten sagt; und wer ist geeigneter dazu 
als der, der das. Elend bis auf den Grund kennen gelernt hat?“ Und 
Nexö sagt der Gesel'schaft erbarmungslose Wahrheiten. Ob er nun die 
Geschichte vem Löhnungstag mit der verschobenen Lohnauszahlung er- 
zählt oder das traurige Schicksal eines der letzten Hofsänger Kopenhagens, 
immer fühlt man .die leidenschaftliche Anteilnahme des Dichters am 
Geschick seiner Helden. Aber nichts von Verbitterung. Miterleben ist’s, 
dichterisch gestaltet in der herben und doch so natürlich fließenden 
Sprache Nexös. Der zukunfisfreudige Optimismus des Dichters kommt 
wohl am stärksten in der Erzählung von dem thüringischen Heim- 





| gebenen und: von ihm wiedergegebenen Wärnung vor dem technischen arbeiterjungen zum Ausdruck, ‘den eine Puppe in die Welt hinaustreibt 
' Beruf als einer Uebertreibung Kritik übt, vervollständigt unser Urteil und der von einer Puppe wieder in seine Heimat geführt wird. 
] über das Buch. Da es bessere Ratgeber für Stellensuchende gibt, 








] können wir das Buch nicht empfehlen. 

= Kinder der Zukunft. Von Martin Andersen Nexö. 
1. HM. W. Dietz Nachf., Berlin SW 68. Gzl. Preis 4 Mark. 

Durch das ganze Schaffen des Verfassers dieser: Erzählungen drängt 
| sich. immer wieder das reiche Mitwissen um die Art der Kleinen, das 
| heiße Mitfühlen mit denen, die ein dunkles und sonnenloses Dasein 











Geschäftliches 


Der Gesamtauflage der heutigen Nummer liegt ein Prospekt der 
Volksbühnen-Verlags- und Vertriebs-G.m.b.H., Berlin NW 40, Königs- 
platz 7, über sehr preiswerte Klassiker bei, und. können wir die Werke 
als Geschenkartikel zu dem bevorstehenden Weihnachtsfest ganz beson- 
ders empfehlen, 


Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


Herr Kollege!| Meine Zrau und ich 


Bestellen Sie sofort das find immer einer Meinung. wenn fie 


“ mireinen von ıhr eigens angeterligten 
Te n h n ! k Re r- und twieder wundervoll geratenen Lis 

; 
Taschenbuch 


kör zum probieren vorieht. egal ob der 
feurige Ullarch. der pihante Curacao, 
der feingeiflige a ja Benedihtiner oder 
Ehartreue. der wirzıge Biutorange 
oder Cherrn Brandn. der höfflıhe J 
3 9 2 6. Mararmıno zc.. die durch ıhre immer us 
(Pr. 1.50 M. für Mitglieder) 
beim 
Industriebeamten-Verlag 
Berlin NW 40. 


gleihe Güte untere Bälle fHets ın Er- 
N 0 [ m 1 1 N E 1 0 0 Landsberger Str. 85-86-87 


flaunen teken. Wir verwenden aber 
Gegr. 1836 Lieferant vieler Reichs-, Staats- und Kommunalbeamten. Gegr. 1886 


Fabelhaft hillige WeihntuchtsAngehote 


die m: Drogy. und Apotheken erhältlich find. datelbit auch Dr. Reıheis Neredpte 
büchlein umjonft. tonft Koftenireı durch OTTO REICHEL, Berlin $O. 39, 
Damen-Tarhemden mit 145 
Klöppeleinsatz u. Trägern 


Verlag 


führen. Das prägt sich auch in diesem neuen Werke aus. Vorwärts- 


Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- 
5 spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 3erlia, 


Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 
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Sigmaringen 


I 2 Katastertechniker 


gesucht. 






Bewerbungen umgehend. 





ä 
x 
| 
| Für die Katasterverwaltung der Regierung 
| 
i 
E 





" Sonnige Balkonzimmer 


" heizbar und behaglich eingerichtet, in herrlicher 
Lage am Fuße der Bayerischen und Tireler Alpen 
mit Aussicht auf die Königsschlösser, 
inkl. Frühstück, Abendverpflegung und Bedienung 
3 km. pro Tag und Bett. 

Mittagstisch auf Wunsch. Nordd. Küche. Bad, W.-C., 
elektr. Licht, eigene Landwirtschaft, 1923 erbaut, 
beste Referenzen. Gute Skigelände u Schlittenbahnen. 


| Bauernhof Lehrecke 


2 Brunnen b. Schwangau-Hohenschwangau, Station 
Füssen a. Lech. 










Eijenbahnfir.4, Wohlgemerkt, aber nur Reihel-Eijenzen Marke „Lichtherz” 


Berlin C? 






































Techniker 


Korsett damassiert, mit Seidenflor- rag rhule 5 

























- > 3 Gummieinsatz u. Strampf- E00 | Doppelsohle, Hochferse 
sichern sich und ihre Familie durch-den Wä hatt \ 2 
; idi schegarnitur Hemd u. EN 
Abschluß einer Lebens-, Invaliditäte- od. Hose, Ber u. m. Hohlsaum 370 Büstenhalter een rein 
ee Eersans Yerzickorung bei dem Prinzeßrock aus bestem Wolle un n Kain ee Reinwoll. Frauenstrümpf e 
gemeinnützigen Wäschestoff mit Stickerei- ollgemischte Untertailten 295 
Aarals und Fakgeen N 200 mit langem Aerme) .. . 250 @ztrw Bchwars, ac, 





90 Reinwoll. Kinderstrümpfe 
5 schwars, angl.. hraun. Sisig 0.25 Er. 5 


Eiegante Herren- Anzüge .. Ulster u. Paletots 


ia Schnelderarbelt. Ersatz für Maß, In nur guten wollenen Stoffen, enorm billig! 
Anzüge 11.00, 89.00, 77.00, 34% | Yister u. Paletots 10.00, 154.00. 28.00, 68.00, 4950 
Fesches Tanz- u. Teekleid 1975 Fescher pr. Flausch- non 495 
a.Eolienne u. Helvetiaseide ‚mantel 16850, 14.50. . 5 
nt. 1 aus 
Gapent Mens so | Tül-Bettdecken 2 deuig, nos 
9 RR, 18,50, 1860 
6% schwarz u. nutriafarb, Diwandechen Perser und 
Winterfisusch . ganz. gefütt.79.00;69.00 Gobelin, 25.—, 26,50, 19.50 . 
-Aufträge so sorgfältig aus, ala ob Sie 
die Wahl selbst getroffen hätten. 


Preußischen Beamten-Verein- 


zu Hannover, 


Lebensversicherungsverein a. G. 
Vertragsanstalt verschiedener Standes- 
und Wirtschaftsorganisationen 


Gegründet 1375. 
ebiet:Dasganze DeutscheReich. 


Damen-Nachthemd hand- 


Wollgem. Herrenhem?e 
gestickt, Sohlüpferform . 


00 20 
dopp. Brust, schwere Qualit. 2 ] 






























Madras-Garnitur ap., helle 
Farb, ätek, 1978, 14.50, 7.60 






| Sammetkleid aus Köper- 2375 


velvet . 2... 











Er unterscheidet sich von sämtlichen 

größeren deutschen Lebensversicherungs- 

gesellschaften durch folgende 
Sondereinrichtungen: 









[Beer Bauer Zr Zr Ber 






Keine Agenten, keine Proevi- 
sionen, Aufnahmebeschrän- 
kung aufgesundeste Berufe 
gruppen, daher niedrigere 
Prämien un. grönste Gewinn- 
aussichten. 









“. Br 0 







Velour de laıne, m. 
Pelzkragen 2150 . -» 
00| Füll-Garaltur 3 teilig, 3375 
2 . . 8.76,:5.50 
6% 13% 
Extra-Verkauf erstklassiger deutscher Teppiche, Läuferstoffe, Möbelstofle 
Verlangen Sie bitte kostenlose Zusendung meiner Illustrierten Weihnachtepreielleie 


kenmantel neue- 
Meine Versandabtellung die === 


e I Gloc 
Primareinwoll. Gabardine- 2350 eto Flausch u. Velour 
träge. Nichtgefallendes wird ‘one weiteres zu- | 


kleid elegante Form . . . de laine 59 —, 39.50 
Wollplüsch - Mantel 
Morgenröücke aus warmem 
rückgenommen. Ein besonders für die Versand- 
abteilung geschultes Personal führt Ihre 















Siört Sie augenblicklich die Barausgabe, so bitte 
ioh Sie, von meiner Kreditabteilung ausgiebig- 
sten Gebrauch zu machen; ich gewähre Ihnen 
erteichterte Zahlungsbedingungen trotz billigster 
Preise gegen !/s Anzahlung und 2 bis 3 gleiche 
Monatsraten. Auskunft erleilt Ihnen gern meine 
Rechnungsabtellung. 








Man fordere Drucksachen ein von der 


Direktion in Hannover 
Raschplatz 13. 
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Günstioes Weihnachtsangebot ! 


Solange Vorrat reicht, diese 
11 Aluminlumtöpfe 10.M. franko 


(gegen Vorkasse oder Nachnahme), und zwar ı 
$ Schmortöpfe mit Deckel 
8/1, 2, 3, 4 Liter sowie: 
6 Milchtöpfe mit Zierrand. 
Außerdem liefere auf Wunsch mitı 
Schmortöpfe 5° 6 Ltr. 
pro Stück Mk. 2.30 3.— 
Schmortöpfe mit isolierten Holzgriffen 
pro Topt $ so Pfg. mehr. pen des 25jährigen Fabrikjubiläums gebe ich 
WOW Töpfe zu billigen Preisen als Reklame ab. 


Metallindustrie H. Seuthe,' Holthausen b. Plettenberg Nr. 342 


150 Arbeitsmaschinen — 300 qm Fabrikräume. 


Bedingung: Inserat beilegen. — Eipepi ke wird jeder Sendung beigefügt; 
Lieterant höchster Staatsbeamten. — Postssneckkonto: Frankfurt 994 9. 







mit beding: ngslusem Rücksendungsrecht 
bei Nich'get-lien, llefeie'ich solv, Pef ek- 
tanten meinen erstkiassig- n, auch die ver» 
wöhntesten An p.: che befried!genden große, 
echten Eichen-Trichte.-Apprrat 


„in“ Dielieferung vıfolgt nebst 
6 Stücken auf doppels, Künstler 
platten nach !hr--r Wahl z Listen 2 


preise gegen Zshl von nur Qu. 
S pro Woche bei angeniess Anzalıl. ® 
in Musik gehöri in Jeses Haus! 
Verlan en Sie sotort kastentos Ill ‚Preisi, P auch über andere Preise 
werte Hauben- und haub:nlose, Trichter- und tricuhterlose Apparate, 


Walter H. Gartz, Berlia S$42° Posifach :80 P. Alexandrincastr. 97 


Turin 
Harmon.-, Sprechapp -Fabrikation. Niedrigs*e Fahrik- 


preise. Schalipiattes 2.50 M. Ernst Hei Nachf., 
 Fegr. 1872. Kin‘ 1872. Kinzenthal Sa. 512. Gr. hal Sa. 512. Gr. Katalog gratis. = 


jjMütte ... 


Mk. 38,70 


Börner, Dubbel, 
Fischer, Gregor, 
Haeder liefert auf 
Raten 


N. Heusser, 


Buchhandlung 


elochte Ware, 
9-Pfund-Postkolli' M. 
Y Pfd Hoist. Kugalkäse „» 
9. ,„ Holst. Cervelat-, 










Kerbschnitt Holzbrand | Postdose Rollmops, Bis- 


in großer Auswahl billigst, 
z.B. I /;DJm. Mahagoni | | 
6- ke-fake,iaQual: ‚Am | 


nur 7 frei ins Haus. 


3. L Hann. Maxdorf 32 (Platz). 


Preisliste gratis und franko. 


Große Weihnachtstrende | 


bereiten Sie den Ihren durch unser Weihnachtspaket mit | 
von Krüppeln und Schwerkriegsbeschädi ten hergestellten | ! 
Gegenstäuden. 1 Markttasche, Schwarzwälder Form, aus 
echtem Peddingrohr,..mit.1 Roßhaarbesen, 1 Kokosbesen, 

) 1 Schrubber,-2 Scheuerbürsten, I Schmutzbürste, 1_Glanz- 
bürste, 3 Auftragbürsten, 1 Klosettbürste, zusammen für 
10.— Mark frei dort. Auf Wunsch auch jede andere Zu- 
sammenstellung. Alle Arten Bürsteu- und Besenwaren, Korb- 
waren und Korbmöbel können geli.fert werden. Versand 
nur gegen Nachnahme oder vorherise Kasse. Postscheck- 

konto 2509, Dortmund. 


Lehrwerkstätten d. Krüppelanstalten 


Volmarstein 1. W. 


liefert in prima are, 











Immer 
och 
IU weni 
Deutsche 





MOSELWEIN 
direkt vom Winzer- 
keller, gut u. preisw, | 
zu beziehen 


Fernsprecher: Hansa 84 







durch 
Joh. Goergen, | 
Weineinkaufsgeschäft 
‚Bernkastel-Cues..ad Mos. # 
Vertreter Be 





Ahturlenfoneramen. 


Methode Rustin, vollständig, 
16 Bände, neu. wıgen Todes- 
fall billie zu. verkaufen. 
Ch. Heiland, Bln.- Karls- 
horst, Stolzenfelsstr. 1. 











Verantwortl.: Alfred Flögger, Berlin 








Schweizer - Fettkase! 


dänischer Art, saftige groß- 


10 60 
5.39 


Salami-, Plock wurst M.18. _ 
9 Pid, Schweinekleinfleisch M. 4.60 


marck-, BratheringejeM 4. 10 
frei- 
bleibend, ab hier Nachnahme 


Chr. Mehrens, Nortorf (Holst.) kauft nur bei unseren 





az Brand- und Einbruchschadenktsse „Deutscher postverhand“ Vac® 


Berlin NW 21, Bundesratufer 13 
Billigste gemeinnützige Versicherungsanstalt für Beamte, Geistliche und Lehrer, = 


einschliesslich Stempelgebühr 


für das Jahr und Tausend der Versicherungssumme 





Keine Zuschläge für Versicherung in Nebenräumen bis zu 10°/, der Gesamt- BEREZENEEE _ 
Kostenfreie Versicherung von Bargeld bis zum Betrage von M. 300.—. — Entgegenkommendste Schadens- 
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Barikkonten:: Bank für Arbeiter, Angestellte 


und Beamte, Berlin S 14; Industriebeamten-Sparbank, Berlin NW 40, 


Berlin, den 18. Dezember 1925 





Wirtschaftskrise und Angestelltennot,, 


im Bürgersaal des Berliner Rathauses geladen. Als Redner sprachen Prof. Lederer (Heidelberg) über die Wirt- 
Schaftskrise und Reichstagsabgeordneter Kollege Aufhäuser über die Angestelltennot. 


„Die gegenwärtige Krise der Weltwirtschaft stellt 
sich als unausbleibliche Folge des Weltkrieges und der 
durch ihn bewirkten Zerrüttung des internationalen Güter- 
austausches dar. Für die europäische Wirtschaft erhält 


die Krise ihr besonderes Gesicht durch die Verschiebun- 


gen auf dem Weltmarkt, nicht zuletzt infolge der steigen- 
‘den Vorherrschaft Amerikas. Um so. sinnloser erscheint 
der europäische Zollkrieg, um so notwendiger muß dem 


gung folgen. Die Krise hat in Deutschland ihre beson- 





Unternehmerpolitik während und nach. der Inflations- 


zeit erhalten. Die Kreditkrise, welche die Unter- 


ı des Produktions- un 


nehmer heute beklagen, ist eine Folge der Aufblähung 
Verteilungsapparates, hervorgerufen 


durch falsche Kapitalsanlage und verschwenderische Kre- 


ditpolitik; die Stockung des Absatzes erklärt sich 
aus überhöhten Preisen bei gleichzeitigem Lohn- und 


' Gehaltsdruck. 


Die freigewerkschaftlichen Angestelltenverbände 


je: weiter darauf hin, dab die Krise nicht zuletzt 


ten Zoll- 


| 






eine Folge der von den freien Gewerkschaften bekämpf- 
und Kartellpolitik der Unternehmer und der von 
ihnen getragenen Rechtsregierung ist, eine Wirtschafts- 
politik, welche die technische Rückständigkeit industriel- 

er Betriebe im höchsten Grade begünstigt. Die Orga- 
nisationen der Angestellten wehren sich mit aller Ent- 
schiedenheit dagegen, daß man auf. der Suche nach Schul- 
| digen die Tarif- und Sozialpolitik der Gewerkschaften 
für die Krise verantwortlich zu machen sucht. Gerade 
durch die Erhöhung der Löhne und Gehälter 
"wird vielmehr der Absatz der Massenprodukte 
gehoben und der größte Ansporn zur technischen 
und organisatorischen Verbesserung des Erzeugungs- und 
Verteilungsapparates gegeben. 

Die freien Gewerkschaften wenden sich 
aber dagegen, daß diese Umstellung auf 
Kosten der Arbeitnehmerschaft erfolgen soll, sie kämpfen 
"machdrücklichst gegen die sozialreaktionären Maßnahmen 
der organisierten ee, die die Rationalisierung 

azu ausnutzen, um die Gehälter abzubauen und die Be- 
triebsvertretungen und gewerkschaftlichen Vertrauens- 
leute zu maßregeln. | 

+. Die im AfA-Bund zusammengeschlossenen Verbände 






sind bereit, alle ihnen zu Gebote stehenden Mittel anzu- 
wenden, um den Gefahren ‘der Krise. wirksam zu begeg- 
men. Sie müssen aber von den Angestellten 


Vertrag von Locarno eine handelspolitische Verständi- 


dere Verschärfung durch die verkehrte und kurzsichtige. 





| Der AfA-Bund hatte am 11. Dezember zu einer großen Vorständekonferenz der AfA-Verbände 
| 
| 


Anschließend hieran nahm die Konferenz folgende Entschließungen an; 
Entschließungen: 


erwarten, daß sie sich restlosin den freien 
Gewerkschaften zusammenschließen, um 
gemeinsam den schweren Kampf zu führen und damit 
die Krise zu überwinden.‘ 


II. 


Seit mehr als zwei Jahren hat der AfA-Bund die 
Aufmerksamkeit: der Regierung auf die sich ständig ver- 
DaB nernde Eage der Angestellten gelenkt. Jetzt ist 

t' Hereinbrechen der Krise die Situation katastrophal 
geworden. 

‚ı „Ueber 100000 Angestellte sind bereits arbeitslos, 
zehntausende darunter seit Jahren. Weitere Massenent- 
lassungen von Angestellten sind zum - Jahresschluß aus- 
gesprochen worden. Das Elend ist unerträglich, 
sofortige durchgreifende Hilfe unaufschiebbar. 

Die gemeinsame Vorständekonferenz der 
gewerkschaftlichen Angestelltenverbände 
tordert daher die unverzügliche Durchführung fol- 
gender Maßnahmen: 


1. Aenderung der geltenden Erwerbslo- 
senfürsorge durch 
a) Erhöhung der Unterstützungssätze um mindestens 
50 Prozent, 
b) Einführung einer obligatorischen Kurzarbeiterunter- 
stützung, 
c) Ausdehnung der Erwerbslosenfürsorge auf alle An- 
estellten, 
d) Aufhebung der Bedürftigkeitsprüfung, 
e) Aufhebung der bestehegden Begrenzung der Be- 
zugszeit, Aufhebung jeglicher Anwartschaftszeit. 
2. Einmalige Zuwendung an ausgesteuerte so- 
wie langfristig Arbeitslose, die bisher nicht unterstützt 


‘wurden, abgestuft nach der Dauer der Arbeitslosigkeit. 


3. Schleunige Verabschiedung des Arbeitslosen- 
versicherungsgesetzes unter Einbeziehung aller 
Angestellten. 

4. Benutzungszwang des öffentlichen Arbeits- 
nachweises, Verbot der Chiffreanzeige für Stellen- 
vermittlung. 

5 Erhöhter Kündigungsschutz für die lang- 
jährig im Betrieb beschäftigten Angestellten. 

6. Beschleunigte Vergebung der Aufträge 
der Reichsbahn, der Post und aller Reichs-, Staats- und 
Kommunalbehörden. Förderung der Bautätigkeit 
durch restlose "Bereitstellung der Hauszinssteuer für den 
Wohnungsbau. Einrichtung von tariflich bezahlten Not- 
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standsarbeiten. Beschäftigung von stellenlosen, ins-. 


besondere älteren Angestellten bei der Ausschöpfung der 
Betriebs- und Berufszählung, als Buchprüfer bei den Fi- 
nanzämtern, zur Aufarbeitung von Rückständen bei den 
Verwaltungsbehörden und den Organen der -Sozialver- 
sicherung. 


7. Verschärfte Kontrolle der Stillegungs- 


anträge unter Heranziehung von Gewerkschaftsvertre- 
tern zu den kontrollierenden Instanzen. 


8. Einbringung eines deutschen Arbeitszeitge- 
setzes, das den Achtstundentag festlegt, und Ratifizie- 
rung des Washingtoner Abkommens. 

Den notleidenden arbeitslosen Angestellten kann nur 
Hilfe gebracht werden, wenn unsere Forderungen erfüllt 
werden. Zum Kampf dafür ruft die gemeinsame Vor- 
ständekonferenz alle Gewerkschaften auf: 


Gegen den Versuch der Unternehmer, die Lasten der 
Krise durch Lohndruck und Arbeitszeitverlängerung auf 
die Angestellten abzuwälzen, 

für die Erkämpfung unserer Forderungen — erhöhte 
Aktivität! 


In einer weiteren Entschließung wandte sich die 
Konferenz gegen die heutige Vergnügungssteuer, 
die eine unerträgliche Belastung, insbesondere der Büh- 
nen, gebracht hat und diese wigischaftlich zu vernichten 
droht. 

* * 
ES 


Professor Lederer sprach in seinem überaus eingehen- 
den und wissenschaftlich tiefgründigen Vortrage „über die 
augenblickliehe Wirtschaftslage. Er ging davon aus, 
daß zur Zeit in allen Teilen Deutschlands, insbesondere auch 
im Süden, eine schwere wirtschaftliche Depression herrscht. 
Ein zutreffendes Urteil über Lage und Aussichten der deut- 
schen Wirtschaft kann man nur gewinnen, wenn man von der 
Frage ausgeht: Wie müßte die deutsche Wirtschaft 
aussehen? Die Antwort ergibt sich aus der Ueberlegung, 
daß durch die Vernichtung der auf 30 Milliarden Mark ge- 
schätzten Auslandsguthaben der Vorkriegszeit ein Ausfall der 
Zahlungsbilanz in Höhe des Ertrages dieser Guthaben ent- 
standen ist, und daß für die Zahlungen auf Grund des Dawes- 
Planes und für die Verzinsung und Rückzahlung der Auslands- 
anleihen weitere 3t/, Milliarden jährlich aufgebracht werden 
müssen. Deutschland braucht also einen Exportüberschuß und 
die hierzu erforderliche Größe und Güte der Produktion. 

Wie sieht nun die deutsche Wirtschaft 
heute aus? Produktion und Konsumtion sind seit dem Tief- 
stande im ganzen gestiegen, aber der Absatz ist gehemmt. 
Die Produktionskräfte werden nicht voll ausgewertet, und 
selbst die diesjährige günstige Ernte kann mit den vorhande- 
nen privatwirtschaftlichen Mitteln nicht bewegt, d. h. über- 
nommen, gelagert und dem Konsum zugeführt werden. Das 
Zentrum der Krise sieht Lederer nun nicht in dem häufig ge- 
nannten Mangel an Betriebsmitteln, der durch die übergroße 
Ausdehnung des Produktionsapparates unter Festlegung aller 
flüssigen Mittel entstanden ist, sondern in dem überhohen 
Preisniveau, dessen Ursache sowohl organisch-technischer 
wie psychologisch-ideeller Art ist. Die rein mechanische Kal- 
kulationsweise der Inflationszeit besteht heute noch fort. Sie 
ist dadurch gekennzeichnet, daß ihre Grundlage nicht der erziel- 
bare Preis, sondern die Addition der einzelnen Kostenelemente 
bildet. Und der so errechnete Preis wird dann mit allen 
Mitteln der Kartell- und sonstigen Wirtschaftspolitik hochgehal- 
ten. Ideell fehlt das Bestreben, den Preis durch Anspannung 
des größten Scharfsinnes mit den Mitteln der Produktions- 
verbesserung zu senken. So ergibt sich, daß man in Deutsch- 
land zu teuer produziert und deshalb auf dem Weltmarkt rela- 
tiv unterwertige Leistungen zu überhohen Preisen anbietet. 
Yazıu kommt noch die Depression des Weltmarktes und die 
böse Erinnerung vieler ausländischen Käufer an gewisse un- 
solide Gepflogenheiten der Inflationszeit. 

Aus dieser Erkenntnis des heutigen Zustandes ergibt 
sich auch schon der Weg zur Behebung der Krise; 
denn das Preisniveau ist ja nicht starr, sondern beweglich, 
und zwar ohne daß das Verhältnis der einzelnen Preise zu- 
einander dabei innerwirtschaftlich geändert werden muß. Frei- 
lich, mit den oft empfohlenen Mitteln der Diskontpolitik allein 
kann man das Preisniveau nicht senken. Hierzu bedarf es 
noch einer Reihe von anderen Maßnahmen. So muß der Pro- 
duktionsapparat organisch umgebaut, über- 


große Kostenlasten, insbesondere für die Unterhaltung und» 


Verzinsung des brachliegenden Teiles der Produktionsstätten, 
müssen rücksichtslos ausgemerzt werden, um dadurch auch 
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gleichzeitig die Mittel für. die erforderliche technische Umge- 


staltung freizusetzen. Dagegen muß das, privatwirtschaitlich 


begtiemste, Mittel: Senkung der Löhne und Gehälter und Ver- 
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schlechterung der Arbeitsbedingungen, versagen, da es eine 


Verringeru 
kung des Absatzes und ein Steigen der Kosten in sich schließt. 
Denn eine schlecht beschäftigte Volkswirtschaft arbeitet zu 
teuer, weil die Generalunkosten. sich ziemlich gleich ‚bleiben. 


Freilich ist nicht anzunehmen, daß die Privatwirtschaft 
von selbst dazu kommt, das Richtige zu tun, weil dies mit 
schmerzlichen Einschnitten für sie verknüpft ist und es be- 
quemer erscheint, die Last auf die Arbeiter und Angestellten 
abzuwälzen. Deshalb bedarf es eines Eingreifens der öffent- 
lichen Gewalt. Diese muß Einfluß auf die Wirtschaftsgestal- 
tung nehmen. Die wichtigste Voraussetzung hierfür ist frei 
lich de Kenntn#s der Tatsachen des Wirtschafts- 
lebens. Und in dieser Beziehung ist Deutschland z. B. 
gegenüber den angelsächsischen Ländern, insbesondere Ame- 
rika, ganz außerordentlich rückständig, da wir keinerlei brauch- 
bare Wirtschafts-, insbesondere Produktionsstatistik besitzen. 
Um aber die Krise überwinden zu können, bedarf es daneben 
außerordentlicher sozialpolitischer Anstrengungen, um die von 
ihr betroffenen Massen nicht der Verelendung zu überlieiern. 
Auch muß alles getan werden, um den Ansporn zu einer Ra- 
tionalisierung der Betriebe, der in einem hohen 
Niveau der Löhne und Gehälter liegt, nicht verlorengehen 
zu lassen. Deshalb muß eine ausreichende Unterstützung 
der Erwerbslosen geschaffen und den lohn- und ge- 
haltsdrückerischen Plänen der Unternehmer entgegengetreten 
werden. Es gilt deshalb auch im Interesse der Gesamtwirt- 


schaft, die Widerstandskraft der Gewerkschaf- 


ten zu erhalten. 
Als zweiter Referent sprach der AfA-Bundesvorsitzende 
Kollege Aufhäuser über die dringend erforderlichen so-” 
zialpolitischen Maßnahmen. Er führte aus, daß die gegenwär- 
tige Krise nichts anderes ist als die Liquidation der von der 
Rechtsregierung und dem deutschen Unternehmertum betriebe- 
nen Wirtschaftspolitik. Schon zu Beginn des Sommerhalb- 
jahres war vorauszusehen, daß erneut eine schwere Erschüt- 
terung der Wirtschaft in Erscheinung treten würde. } 
Was hat die -Regierung getan, um einer 
Wirtschaftskatastrophe vorzubeugen? Sie hat\ 
durch ihre falsche Zollpolitik die deutsche Ausfuhr stark 
beeinträchtigt und die Inlandsproduktion und den Inlandsabsatz 
stark vernachlässigt. Trotz der angekündigten energischen 
Maßnahmen gegen die von der deutschen Unternehmerschaft 
geführte Kartellpolitik ist bis heute nichts geschehen. Die 
Wirtschaftskrise selbst aber hat in den letzten Monaten und 
Wochen zu umfangreichen Betriebsstillegungen ge- 
führt. Die Zahl der Arbeitslosen ist ständig im Steigen” 
begriffen. Besonders hart sind auch diesmal wieder die An- 
gestellten betroffen. Der Angestelltenabbau während der 
Deflationskrise umfaßte in der Hauptsache die kaufmänni- 
schen und Bankangestellten. Der gegenwärtige Abbau in der 
Industrie wirkt sich insbesondere auf die Werkmeister 
und Techniker aus. Aber nicht nur wirtschaftliche, son- 
dern auch antisoziale Beweggründe sind auf seiten 
des Unternehmertums vorhanden. Es muß bedauerlicherweise 
festgestellt werden, daß auch hier die Regierung völlständig 


untätig ist. Es ist kein Zufall, daß der jetzige Abbau dazu 


benutzt wird, alle älterem Angestellten zu entlassen. 
Die Statistik des Reichsarbeitsministeriums ergibt, daß der weit- 
aus größte Teil der stellungslosen Angestellten über 40 Jahre 
alt ist; sie zeigt ferner, daß diese- älteren Angestellten über-+ 
haupt nicht die Möglichkeit haben, wieder einer Angestellten- 
tätigkeit nachzugehen. Diese Gruppe von Arbeitnehmern wird 
von der Erwerbslosigkeit um so schärfer betroffen, weil sie in 
der Hauptsache nicht der gegenwärtigen Erwerbslosentinter- 
stützung unterstellt ist (Krankenversicherungsgrenze 225 M.). 
Die Krise wird von dem Unternehmertum ganz allgemein 
dazu ausgenutzt, um alles zu vernichten, was die Gewerk- 
schaften bisher errungen haben. Aus den verschiedensten 
Bezirken Deutschlands sind dem AfA-Bund Mitteilungen zur” 
gegangen, wonach große Unternehmungen die Angestellten 
unter Hinweis auf die Krise kündigten und erklärten, daß eine 
Weiterbeschäftigung nur bei einer Gehaltsreduzierung von 20 
bis 30 Prozent in Frage käme. Das drohende Gespenst der 
Erwerbslosigkeit beeinflußte die Belegschaften, derartigen An- 
geboten zuzustimmen, 


Durchaus interessant ist es, in diesem Zusammenhang die ° 


Lehrlingsausbeutung der Industrie und des Bankunter-" 
nehmertums zu beobachten. Dadurch wird -die trostlose Lage” 


aut dem Arbeitsmarkt verschärft. Im Reichstariffür das 
Bankgewerbe wurde unter dem Druck der gegenwärtigen 
Lage von den Arbeitgebern durchgesetzt, daß die Anzahl der 
Lehrlinge in jedem Betriebe betragen darf: Bei einer Anzahk 
bis zu 10 Angestellten 5 Lehrlinge, bis zu 15 Angestellten 7, 


# 
® 


der Kaufkraft des Innenmarktes, also eine Sen- 


| 
| 
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bis zu 25 Angestellten 10 und bis zu 30 Angestellten 15 Lehr- 
eg Auf je 6 Angestellte kann ein weiterer Lehrling einge- 
' stellt werden. Eine Höchstgrenze ist nicht vorgesehen. Dem- 
‚ nach können also bei 100 estellten 23 Lehrlinge eingestellt 
‚ werden, fast ein Viertel der Gesamtbelegschaft. Wenn man so 
, auf der einen Seite die Handlımgsunkösten durch Herabsetzu 
der Gehälter der beschäftigten Angestellten, durch Beschäftt- 
gung Bnunce Arbeitskräfte, nämlich jugendlicher Angestell- 
ter und Lehrlinge niedrig zı halten versucht, kann man auf der 
anderen Seite feststellen, daß die Qehälter der Direk- 
toren der großen Gesellschaften bisher noch keinem Abbau 
‚unterliegen. Innerhalb der Direktorenschaft ist auch sonst keine 
Einschränkung in Erscheinung getreten. Es wäre einmal inter- 
essant, hier das Verhältnis dieser leitenden Beamten der In- 
| dustrie und der. Bankunternehmen zu den beschäftigten An- 
gestellten gegenüber dem Friedensstand zu vergleichen. 
| ist mit diesen kurzen Darstellungen bewiesen, daß das 
Unternehmertum mit Hilfe der Regierung. die Krise ausnutzt, 
um die letzten Rechte der Angestellten zu beseitigen. 
| Der Referent tritt dann in seinen weiteren Ausführungen 
für eme Rationalisierung innerhalb der Wirtschaft und 
der Betriebe ein, verlangt aber, daß die Beschäftigten ausreik 
chende Gehälter und Löhne beziehen, um dadurch wiederum 
ı die Möglichkeit zu erschließen, den erwerbslosen Kollegen die 
"erforderliche Unterstützung während ihrer Erwerbslosigkeit zur 
ı Verfügung zu stellen. Die gegenwärtige Krise mit ihrer noch 
immer steigenden Erwerbslosigkeit hat ihre Ursachen in der 
schon eingangs erwähnten falschen Wirtschaftspolitik des Un- 
ternehmertums und der Regierung. Beide, Unternehmer und 
| Regierung, haben daher die Verpflichtung, den erwerbslosen 
"Arbeitnehmern über den Winter hinwegzuhelfen. 
) Der AfA-Bund hat dem Reichswirtschaftsrat und dem 
| Reichstag seine Forderungen zur Steuerung der Erwerbslosig- 
keit und zu den bestehenden Erwerbslosenfürsorgebestimmun- 
"gen unterbreitet. Im Reichtag hat sich die Sozialdemokratische 
| Partei diese Forderungen zu eigen gemacht. Der sozial- 
politische Ausschuß des Reichstages hat über Anträge 
verhandelt, denen unsere Leitsätze zugrunde lagen. Es ist 
‚schließlich en Kompromiß zustande gekommen, der eine so- 
‚Tortige Erhöhung der Unterstützungsbezüge um 30 Prozent, die 
' Auszahlung einer einmaligen Beihilfe von 150 M. und 25 M. 
' für die Familie an die ausgesteuerten Angestellten und die 
Einbeziehung aller Angestellten in die Erwerbs- 
losenfürsorge vorsah. Der Kanzler des geschäftsführenden, 
| Reichskabinetts hat daraufhin erklärt, daß das Reichskabinett 
"die Verantwortung für derartige einschneidende Forderungen 
| nicht übernehmen könne. Man hat den Haushaltungs- 
ausschuß mit derselben Angelegenheit beschäftigt und hier 
| hat der Kanzler erklärt, daß er einer Erhöhung der Unter- 
"stützung nur bis zu 20 Prozent zustimme, die Regierung im 
übrigen aber bereit sei, den ausgesteuerten Ange- 
I stellten 5 Millionen M. über den Weg der Wohlfahrts- 
‚pflege zukommen zu lassen. Der Druck der geschäftsführen- 
' den Reichsregierung im Haushaltungsausschuß war so stark, 
daß die bürgerlichen Parteien umfielen und gegen die Stim- 
men der Sozialdemokraten und Kommunisten diesen völlig un- 
zureichenden Vorschlag annahmen. Die Vorschläge des Herrn 
Luther müssen als eine Provokation gewertet werden. Für 
I die Arbeitslosenist kein Geld da. Die ‚Reichsregie- 
rung hat noch nie erklärt, daß kein Geld für die Ruhrindus 
 striellen da sei. Wenn die Regierung sich dahinter versteckt, 
ı daß sie nicht wisse, wie lange sie noch im Amte sei, so hätte sie 
" dem Reichstag die Verantwortung überlassen sollen. Wenn 
die Arbeitslosen unruhig werden, dann wird der Herr Reichs- 
kanzler Luther sicherlich über Vollmachten verfügen, sich 
gegenüber diesen Arbeitsiosen stark zu machen. 
Diese Ausführungen des Kollegen Aufhäuser wurden von 
' den Anwesenden durch lebhafte Zwischenrufe unterstrichen. 
Die vorliegenden Entschließungen wurden von der 
Versammlung nach kurzer Aussprache einstimmig angenommen. 
"Alles in allem, die Kundgebung war ein Alarmruf, der hof« 
fentlich nicht ohne Eindruck auf die Regierung und auf die 
' Oeffentlichkeit bleibt. 


| 
"Eine Gehaltsstatistik für die technischen 
"Angestellten in Württemberg 


Der Bund der technisch-industriellen Beamten und der 
‚Deutsche Technikerverband haben in der Vorkriegszeit der Er- 
forschung der Gehaltsverhältnisse der technischen Angestell- 
ten eine besondere Beachtung geschenkt. Beide haben um- 
‚fassende Gehaltserhebungen en der Bund im Jahre 
"1907 in Groß-Berlin und der D.T.V. im Jahre 1909. 

In der Nachkriegszeit sind ebenfalls wiederholt Versuche 
‚zur Feststellung der Bezüge gemacht worden. Infolge der In- 
| flation konnte aber die Bearbeitung dieser Erhebungen keine 
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praktische Verwert finden. Durch die Inflationszeit hatten 
die Gehälter einen Tiefstand erreicht, so daß zunächst unbedingt 
wesentliche Gehaltserhöhungen eintreten mußten. Nachdem 
nunmehr eine gewisse Stabilisierung eingetreten ist, müssen 
wir wieder versuchen, Aufschluß über die tatsächlichen Ge- 
haltsverhältnisse der Angestelltenschaft zu bekommen. 

Ein besonders geeignetes Gebiet für solche Erhebungen ist 
Württemberg. Während sonst im Reich eine außerordent- 
liche Zersplitterung in der Tarifierung herrscht, gilt für die ge- 
samte württembergische Industrie und für das Baugewerbe der 
Landestarifvertrag für die Angestellten. Die 
Einheitlichkeit des Tarifvertrages bringt auch eine gewisse Ein- 
heitlichkeit der Gehälter. Das gab die Veranlassung, gerade in 
diesem Gebiet erstmalig wieder den Versuch einer Gehalts- 
statistik zu unternehmen. 

Im März 1925 fand eine tarifliche Neuregelung der Ge- 
haltssätze statt. Erfahrungsgemäß gibt es nach jeder Neu- 
festsetzung der Gehälter hier und da Differenzen bezüglich 
der Leistungszulagen. Es wurde deshalb zwei Monate gewartet, 
damit eine gewisse Stabilität eintreten konnte. Auf Grund 
eines umfassenden Fragebogens wurde für den 1: Juni die 
Gehaltserhebung durchgeführt. Leider muß gesagt wer- 
den, daß die Hereinholung der Fragebogen mancherlei Schwie- 
rigkeiten bereitete, weil bei vielen Kollegen das Verständnis 
für die Bedeutung derartiger Untersuchungen noch nicht ge- 
nügend vorhanden ist. 

Um das Bild nicht allzusehr zu komplizieren, soll nach- 
stehend nur das Ergebnis für die wichtigsten Gruppen und 
Altersstufen aufgeführt werden. Diese sind: 

der Zeichner A mit mehr als 26 Jahren, der Zeichnun- 
gen paust und auf Grund gegebener Unterlagen einzelne Maschinenteile 
zeichnet, Zeichnungen aus mehreren Teilzeichnungen zusammenstellt und 
Fundamentzeichnungen anfertigt; 

der Detailkonstrukteur B mit 25 Jahren, der auf 
Grund aligemeiner Angaben und gegebener Unterlagen Maschinenteile, 
Getriebe, Armaturen, Apparate, Werkzeuge, Vorrichtungen, Eisenkon- 
struktionen, Maschinen und Anlagen einfacher Art berechnen und ent- 


werfen kann; 

der Techniker der Gruppe BI, der die Arbeiten der 
Gruppe B mit größerer Selbständigkeit ausführt und über umfangreiche 
Erfahrungen verfügt, und schließlich 

der selbständige Konstrukteur der Gruppe C. 

Zunächst mag für die oben angeführten Gruppen die nach- 
stehende Tabelle eine Uebersicht geben, erstens über. die im 
Tarifvertrage im März festgesetzten Mindestgehälter, 
zweitens über die, sich aus der Statistik ergebenden allerdings 
nur vereinzelt gezahlten Höchstgehälter, und drittens 
über den Prozentsatz derjenigen Angestellten, die nach ihren 
Angaben Leistungszulagen bezogen: 














Tari- | Terit- ‚Leistungszulagen 
Tarifgruppe mindestgehälter höchstgehälter jbezogen v. Hundert 
M. M. der Angestellten 





A 26]. 

B 25]. 220,— 300,— 65 
BI 262,— 365,— 7i 
c 335,— 540, 66 


Wenn wir die Rubrik „Höchstgehälter“ einer Durchsicht 
unterziehen, so könnten wir zu dem Schluß kommen, daß 
wenigstens vereinzelt die qualifizierten Leistungen, einiger- 
maßen aunehmbar bezahlt werden. Sobald. wir aber tiefer in 
die tatsächlichen Verhältnisse eindringen, müssen wir leider 
feststellen, daß vielfach Untergruppierungen vorliegen. Um 
den Angestellten zu halten, erklärt der Unternehmer sich 
bereit, ihm ein Gehalt zu geben, das er gegebenenfalls an 
anderer Stelle bekommen kann, aber eine den’ Leistungen ent- 
sprechende gerechte Umgruppierung wird abgelehnt. Daraus 
Ki sich die zum Teil sehr erheblichen Gehaltsüber- 
schreitungen der nächsten Gruppen. Bei einer gerechten 
Gruppierung würden die Leistungszulagen vielfach um ein 
Wesentliches geringer werden. Die Angaben der Firmen über 
die durchschnittliche Höhe der Leistungszulagen müssen in- 
folge dieser Untergruppierungen vielfach als irreführend be- 
zeichnet werden. 

Beachtlich ist die fetzte Rubrik. Sie zeigt, daß in den 
einzelnen Gruppen etwa zwei Drittel der Angestellten Leistungs- 
zulagen beziehen. Die Arbeitgeber erklären in den Tarifver- 
handlungen immer, daß etwa 90 Prozent der Angestellten 
Leistungszulagen haben. Wir sehen aber, daß selbst in der 
Gruppe der selbständigen Konstrukteure, in die nur ein sehr 
leistungsfähiger Angestellter hineinkommt und in der eigent- 
lich jeder eine Leistungszulage haben sollte, 34 Prozent keine 
solche beziehen. Das ist um so beachtlicher, als nach unseren 
Feststellungen die Bewertung der qualifizierten Arbeit in der 
Vorkriegszeit im allgemeinen wesentlich günstiger war, als 
es heute der Fall ist. 

Um die Frage, welchen Umfang und Wert die Leistungs- 
zulagen haben, die bei den Tarifverhandlungen eine so große 
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Rolle spielen, eingehend nachzuprüfen, ist nachstehend eine 
Tabelle berechnet, in der für die einzelnen Tarifgruppen gegen- 
übergestellt werden:. das Trarifalter und das Durch- 
schnittsalter, dass Tarifmindestgehalt-und das 
Durchschnittsgehalt.: In der letzten Rubrik ist dann 
berechnet worden,: wie hoch die. Durchschnittsleistungszulage 
ist für jedes Lebensjahr über dem Tarifalter: 


























. ; Tarif- r Durchschnitts- [Leistungszulage 
Ücieh: cr mindestgehalt ee gehalt pro Jahr über 
ErOppe sRlerFT: M. E M. Dienstalter 

A 26 ]. 176,— 32,5 J. 195,80 2,95 
B 25 ]. 220,— 28,4 ]. 238, — 5,30 
“BI | 28 ji | ; 262,— 32,2 285,90 5,70 
c 30 ]. 335,— 38,5 J. 374,10 4,60 


Diese letzte Spalte zeigt, daß die durchschnittliche Leistungs- 
zulage pro Jahr über Tarifalter 2,95 bis 5,70 M. beträgt; in 
der Gruppe C. der selbständigen : Konstrukteure ‚hat. sie die 
überaus bescheidene Höhe. von :4,60 M. 


In der Gruppe der Zeichner "beträgt die Tarifgehalts+ 
steigerung pro Lebensjahr 8,50 bis 12 M., eine Gehaltssteige- 


rung, die gegenüber der Vorkriegszeit als überaus bescheiden - 


bezeichnet werden muß, haben wir doch damals im allgemeinen 
jährliche Zulagen: von 10 :bis 20 M. und mehr zu verzeichnen 
gehabt. Aber selbst diese überaus bescheidene Gehaltssteige- 
rung wird in‘keiner Gruppe in dem Uebertarifalter erreicht, 
wiederum ein Beweis, wie kärglich die Leistungszulagen be- 
messen sind. ER 

Ein Vergleich der Gehälter dieser Statistik mit denen der 
früheren Erhebungen ist außerordentlich schwierig, da man in 
der Vorkriegszeit eine Gruppierung nach irgendwelchen Lei- 
stungsgruppen nicht gekannt hat. Es läßt sich nur ein Ver- 
gleich in der Weise dürchführen, daß untersucht‘ wird, bis 
zu welchen Gehaltsgrenzen weisen die Statistiken ungefähr 
prozentual ‘die gleiche Zahl von Angestellten auf. Es ergibt 
sich daraus folgende Gegenüberstellung: 








En BE a a a m EN Zen N BT m TEE Dan re RE ar Tr 
1907 1925 
Vom Hundert | Vom Hundert 
Gehalt der Angestellten . Gehalt der Angestellten 
bis 1800 37 bis 2700 36 
bis 2400 68 bis 3600 69 


Das würde bis zu dem heutigen Gehalt von 3600 M. gegen- 
über 1907 eine Gehaltssteigerung von 50 Prozent ergeben. 
Zweifelsohne hat aber in der Zeit von 1907 bis 1914 ebenfalls 
eine allgemeine Erhöhung der Gehälter der technischen An- 
gestellten stattgefunden. Dafür spricht einmal die Tatsache, daß 
in dieser Zeit nach den amtlichen Feststellungen die Lebenshal- 
tungskosten um etwa 20 Prozent in Stuttgart gestiegen sind, 
des weiteren, daß die. Arbeiterlöhne nach dem Stat. Handbuch 
für das Königreich Württemberg ebenfalls um etwa 20 Pro- 
zent gestiegen sind, der ortsübliche Tagelohn in Stuttgart so- 
gar um 33 Prozent. Da die gewerkschaftliche Organisation der 
technischen . Angestellten gerade um: 1907 einen. erheblichen 
Aufschwung genommen hat und da durfh das Einsetzen der 
Mindestgehaltspropaganda die technischen Angestellten mehr 
als bisher angeregt wurden, auf eine Verbesserung der erheb- 
lich zurückgebliebenen Gehälter bedacht zu sein, dürfte die 
Gehaltssteigerung der technischen Angestellten in der Zeit von 
1907 bis 1914 wahrscheinlich über 20 Prozent liegen. Nehmen 
wir aber einmal nur eine solche von %0 Prozent an, so ergibt 
sich für die oben angegebenen Gehaltsgrenzen seit 1914 eine 
durchschnittliche Gehaltserhöhung um 35 Prozent. Das Ge- 


samtdurchschnittsgehalt betrug 1907: 2228 M. und 1925: 


3120 M. Wenn auch hier mit einer Gehaltssteigerung von 1907 
bis 1914 um 20 Prozent gerechnet wird, so ergibt sich seit 1914 
eine Steigerung des Gesamtdurchschnittsgehaltes um 17 Pro- 
zent. Die Stuttgarter Indexziffer im März bei Festsetzung der 
neuen Gehaltstabelle betrug 129,6. Wir müssen also feststellen, 
daß die- Gehaltsbezüge hinter der allgemein als unzulänglich 
anerkannten Indexziffer noch um 4,6 Punkte zurückblieben, im 
Gesamtdurchschnitt sogar um 12,6 Punkte. Inzwischen ist die 
Indexziffer um weitere 10 Punkte gestiegen, so daß heute der 
Abstand 14,6 bis 22,6 Punkte beträgt. 

Aus. der obigen Statistik geht -zweifelsohne hervor, daß 
die Gehälter in keiner Weise den Friedensstand erreicht haben, 
des weiteren aber .auch, daß die Leistungszulagen als. außer- 
ordentlich bescheiden bezeichnet werden müssen. Trotz 
dieser unzulänglichen- "Gehaltsverhältnisse 
hat die Vereinigung Württ. Arbeitgeber-Ver- 
bände die im September geforderte Gehalts- 
erhöhung abgelehnt, und der Schlichter von. Württem- 
berg, dem obiges Material unterbreitet wurde, hat.es nicht 
einmal für notwendig erachtet, den bescheidenen Schiedsspruch, 
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der eine Gehaltserhöhung von 7 Prozent zugestand, für vers 
bindlich zu erklären. ‚Die Angestellten müssen : hieraus. lernen, 
daß sie für die notwendige Verbesserung. ihrer. Gehaltsbezüge 
sich nur auf ihre eigenen Kräfte durch Schaffung. machtvolleg 
Organisationen verlassen dürfen.. Ganz: besonders sollten aber 
die Kollegen in gehobener Stellung, die da vielfach glauben, 
für die übertariflich bezahlten Angestellten komme die Organe 
sation nicht mehr in Frage, erkennen, wie überaus traurig es 
mit der übertariflichen Bezahlung :bestellt ist und. wie.sehe 
gerade sie des Zusammenschlusses zur nachhaltigen Vertretung | 
ihrer Interessen bedürfen. ehr er | 
“Ewald Bote: 





00 Rundschau‘. oo 
a — mn nn nn mn nennen nn nn nn 5 = 
Wirtschafts- und Finanzpolitik. 


Der Arbeitsmarkt im Oktober, Nach dem Bericht in Nr.45 
des „Reichsarbeitsblattes‘‘ vom 1. Dezember zeigt die Ar 
beitsmarktlage während des Berichtsmonates eine wesentliche | 
Veränderung, die zu einem großen Teil auf das saisonmäßige 
Aufhören der Außenarbeit zurückzuführen war: ‚Diese Abwärts- 
bewegung trat etwas früher ein als gewöhnlich; das Bild der 
Gesamtlage wurde jedoch vorerst nicht erheblich ungünstigeg 
beeinflußt als im Vorjahre. : x 

Krankenkassenstatistik. Hatte der September 
noch eine leichte Zunahme der Gesamtzahl der bei den reichs- 
gesetzlichen Krankenkassen Versicherten gebracht, so schlug 
diese Bewegung im Oktober in entgegengesetzter Richtung um. 
Meldungen lagen vor von 6094 reichsgesetzlichen Kassen; bei 
diesen betrug die Gesamtzahl der versicherungspflichtigen Mit- i 
glieder am 1. Oktober 14 717001, am 1. November 14 546 143; 
das kommt einer Abnahme um 170858 oder 1,2 v. H. gleich. 
Der. Vormonat hatte ‘eine Zunahme von 0,2, der August eine 
Abnahme von 0,3 v. H. ergeben. mr Rn e 

Arbeitsnachweisstatistik. Die Arbeitsmarktlage 
bei den öffentlichen Nachweisen verschlechterte sich. Es wur- i 
den gemeldet 1326 781 Arbeitsgesuche (1193 000 im September) | 
und 521 172 offene Stellen (577982 im September). Die Gesamt- 
andrangsziffer erhöhte sich von 206 auf 355. Die Zahl der 
Stellenbesetzungen sank von 457919 im September auf 433756 
im Oktober; auf 100 Arbeitsuchende kamen 32,7 Vermittlun- | 
gen (im Vormonat 38,4); von je 100 offenen Stellen wurden 
83,2 "besetzt (im "Vormonat 79,2). Die Ergebnisse der Stich- 
tagzählung vom 17. November bestätigten den ungünstigen > 
Eindruck der Arbeitsmarktentwicklung auch für die erste Hälfte 
des November. Die Zahl der am Schluß des Stichtags verfüg- 
baren Arbeitsuchenden stieg gegenüber dem vorhergehenden 
Stichtag (16. Oktober) von 447 666 auf 656929, um 445 v. H, | 
während auf der anderen Seite die Zahl der verfügbaren “| 
offenen Stellen um 49,1 v..H., von 38912 auf 19824 herabging. # 

Statistik der unterstützten Erwerbslosem 
Die Inanspruchnahme der Erwerbslosenfürsorge nahm wei= 
ter in steigendem Maße zu. Es wurden gezählt am 15. Okto- 
ber 298 872, am 1. November 363 919, äm 15. November 471333 
unterstützte Vollerwerbslose (sogen. Hauptunterstützungsemp- 
fänger), die „Verschlechterung machte in der zweiten Oktober- 
hälfte 21,8, in der ersten Novemberhälfte 29,5 v. H. aus. Bi 

Arbeitslosenstatistik. Aus den Meldungen der 
Arbeitnehmerorganisationen über den Umfang der Arbeitslosig- = 
keit unter ihren Mitgliedern ist gleichfalls eine Verschlechte- 
rung zu entnehmen. Bei 40. berichtenden Verbänden waren 
am Stichtage, dem 31. Oktober, von 3682841 Mitgliedern 
214 054 voll arbeitslos, d. h. 5,8 v. H. (im Vormonat 4,5:v. H.). 

Kurzarbeit. Die Zahl der Fälle von Arbeitszeitver- 
kürzungen stieg im Berichtsmonat nahezu um die Hälfte. Für 
den September hatte sich eine -Kurzarbeitsziffer von 85 er- 
geben. Nach den Meldungen von 36 Verbänden arbeiteten von 
3,21 Millionen Mitgliedern 399649 oder 12,4 v. H. mit-ver- 
kürzter Arbeitszeit. . P 





* * 
* 


Die Lage des Arbeitsmarktes der-technischen An« 
gestellten hat sich.im Monat.Novem.ber. durch die 
Verschärfung der. Wirtschaftskrise, die vielfach neue Betriebs-T 
einschränkungen und -stillegungen.. brachte, in hohem Maßqa 
weiter verschlechtert. ‚Die. Zahl der Kündigungen ist ziemlich” 
erheblich. Die Hauptmenge der Kündigungen betraf die Me 
tallindustrie. In zahlreichen Betrieben, und zwar an den E 
verschiedensten Orten, sind Kündigungen erfolgt zum Zwecke 
der Verkürzung der Kündigungsfrist von der sechs- 
wöchentlichen zum Vierteljahresschluß. auf die einmonatliche, 
Einesteils haben .die. Firmen 'auch-.Erklärungen.. abgefordert, 
wonach die "Angestellten bei. einer Verkürzung :der Arbeits” 
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zeit ım 50 Prozent ab 1. Januar 1926 mit einer entsprechenden 
Gehaltskürzung einverstanden sind, zum anderen dahin, 
daß eine Weiterbeschäftigung nur stattfindet, wenn die Ange- 
stellten mit einer Verlängerung der Arbeitszeit mit 
gleichzeitiger Kürzung des Gehalts bis zu 30 Prozent sich be- 
reit erklären. 

Formulare zum Stellennachweis wurden im No- 
vember von 1371 (im Oktober 482) Mitgliedern angefordert. 
Neueingetragen wurden in. den Stellennachweis der Hauptver- 
waltung im November 918 (im Oktober 497, im September 522). 
Von diesen waren 665 (im Oktober 242, im September 338) 
in gekündigter Stellung, 227 (im Oktober 219, im September 
10) bereits stellenlos, 26 suchten aus anderen Gründen neue 
Stellung. Die 918 neueingetragenen Mitglieder verteilen sich 
auf die Industriegruppen wie folgt: Metallindustrie 665, Bau- 
ale 180, Bergbau 21, Chemische Industrie 19, Steine und 
Erden 5, Kunstgewerbe 8, Textilindustrie 8, sonstige 12, 

Das Durchschnittsalter der in der Zeit vom 8. No- 
vember bis 5. Dezember wieder in Stellung getretenen 63 Mit- 

lieder an Oktober 9) betrug 31,3 Jahre (im Oktober 30,3 
Banre ‚ davon waren bis 40 Jahre alt 83 Prozent, über 40 Jahre 
alt 17 Prozent. Auch hieraus ersieht man, wie das Bestreben 
vorherrscht, möglichst nur jüngere Kräfte einzustellen. 

Die Zahl der unterstützungsberechtigten Mit- 
glieder erhöhte sich von 604 am 1. November auf 778 am 
1, Dezember und wird mit Jahresschluß erheblich weiter aı- 
steigen. 

In den wichtigeren öffentlichen Arbeitsnach- 
weisen waren im Oktober 13283 (im September 11533) 
Techniker aller Art, davon 99 weibliche, eingetragen. An 
offenen Stellen waren für männliche. 969, weibliche 12 vorhan- 
den. Besetzt wurden 576 männliche, weibliche 3. Auf 100 
offene Stellen kamen im Oktober 1361 Arbeitsgesuche (im 
September 1144, im August 1062). 


Erstattung von Steuern für 1924/1925. Gemäß $ 10 des 
Steuerüberleitungsgesetzes werden die im Kalenderjahr 1924 vom 
Arbeitslohn einbehaltenen Steuerbeträge auf Antrag erstattet, 
wenn der steuerfreie Lohnbetrag nicht in Höhe von 610 R.-M. 
im Kalenderjahr oder von 155 R.-M. im Kalendervierteljahr 
berücksichtigt worden ist; ferner kann eine teilweise oder volle 
Erstattung der im Kalenderjahr 1924 einbehaltenen Lohnbe- 
träge eintreten, wenn bei dem Lohnsteuerpflichtigen besondere 
persönliche oder wirtschaftliche Verhältnisse vorgelegen haben, 
welche seine Steuerfähigkeit wesentlich beeinträchtigt haben. 
Als Verhältnisse dieser Art gelten insbesondere auch außerge- 
wöhnliche Belastungen durch Unterhalt, Erziehung von Kindern, 
Verpflichtung zum Unterhalt mittelloser Angehöriger, Krank- 
heit, Körperverletzungen, Verschuldung oder Unglücksfälle. Die 
in $S10 des Steuerüberleitungsgesetzes be- 
stimmte Frist zur Stellung des Antrages bis 
zum 31. Juli 195 ist durch $ 113 des Einkommen- 
steuergesetzes zunächst bis 3l. Dezember 192 
verlängert worden. Die Eıstattung für 1925 regelt sich, 
soweit Arbeitslohn in Frage kommt, der für eine bis zum 
30. September 1925 erfolgte Dienstleistung gewährt wird, ge- 
mäß 8 24 des Steuerüberleitungsgesetzes und $ 10 der Durch- 
führungsbestimmungen (Runderlaß vom 30. Mai 1925, IIl., 
C 1 2500). $ 24 des Steuerüberleitungsgesetzes bestimmt, daß, 
wenn auch eine Veranlagung des Arbeitslohnes nicht erfolgt; 
ist, Steuerbeträge, welche vom Arbeitslohn einbehalten wur- 
uw auf Antrag erstattet werden, wenn der steuerfreie Lohnbe- 
rag 

a) für das 1. Kalendervierteljahr 1925 nicht in Höhe von 
180 R.-M., 
b) für das 2, Kalendervierteljahr 1925 nicht in Höhe von 


c) für das 3. und 4. Kalendervierteljahr 1925 nicht in Höhe 
von je 240 R.-M., 
d) für das ganze Kalenderjahr 1925 nicht in Höhe von 860 R.-M. 


berücksichtigt worden ist. 

Uebersteigt der Arbeitslohn eines Arbeitnehmers mit min- 
destens zwei minderjährigen Kindern den Betrag von 750 R.-M. 
im Kalendervierteljahr oder von 3000 R.-M. im Kalenderjahre, 
so ist ihm auf Antrag der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
einbehaltenen Steuerbetrag und dem- Steuerbetrage, der sich 
ergibt, wenn schon für das zweite minderjährige Kind eine Er- 
mäßigung von 2 vom Hundert berücksichtigt wird, insoweit 
zu erstatten, als der Unterschiedsbetrag 20 vom Hundert des 
über den Betrag von 750 R.-M. im Kalendervierteljahr oder 
von 3000 R.-M. im Kalenderjahr hinausgehenden Arbeitslohnes 
übersteigt. Uebersteigt der Arbeitslohn die genannten Beträge 
nicht, so ist der Unterschiedsbetrag auf Antrag in voller Höhe 
zu erstatten. 


Die in 8 93 des neuen Einkommensteuergesetzes enthal- 


|" tenen Vorschriften über die Erstattung von Steuern’ sind erst am 





%, Oktober 1925 in Kraft getreten, sie gelten also erstmalig für 


den Arbeitslohn, der für eine nach dem 30. September erfolgte 
Dienstleistung gewährt wird. Aus Billigkeitsgründen kann je- 
doch die Erstattung von Lohnsteuerbeträgen wegen persönlicher 
oder wirtschaftlicher Verhältnisse, wie sie oben bereits erwähnt 
sind, schon jetzt angewandt werden. Die Anträge sind an das 
Finanzamt des-Wohnsitzes des Steuerpflichtigen zu richten, 


Kartelle und Preissteigerung, Eine „Illustration“ zu den 
Lobreden, die kürzlich auf dem deutschen Kartelltage wieder 
einmal auf die Kartelle gehalten wurden, stellt die Wirkung 
der für de Bromerzeugung getroffenen Konvention dar. 
Durch diese Konvention, die jetzt wieder neugebildet worden; 
ist, wurde, wie die „Betriebsrätezeitschrift für die Metallin- 
dustrie‘ berichtet, die Zahl der in“ Betrieb befindlichen Brom- 
fabriken von 33 auf 12 herabgesetzt und durch die Einschrän- 
kung der Produktionsmenge die Preise von 50 bis 60 Pf. 
auf 2,50 bis 3 Mark, also auf das Fünffache, gesteigert. 
Die Folgen der Kartellierung waren also: 1. Arbeiterent- 
lassungen, 2. Preissteigerungen zum Schaden ‘der Ver- 
braucher, 3. unnatürlich große Profitsteigerungen. An der ge- 
nannten Bromkonvention sind die Mitglieder des Kalisyndi- 
kats beteiligt. 


Die Verordnung über die Geschäftsaufsicht soll verschwin- 
den, Zu den Maßnahmen zur Senkung der Preise, : die die Regie- 
rung Luther während ihres Rücktritts noch glaubte treffen zw 
müssen, gehört auch die Aufhebung der Verordnung über die 
Stellung unter Geschäftsaufsicht. Wenn je ein Umstand, dann 
hat dieser den übersetzten Wirtschaftsapparat über Gebühr am 
Leben erhalten. Die Stellung unter Geschäftsaufsicht bedeutet 
für viele Unternehmungen die unnütze Verlängerung eines un- 
möglichen Zustandes. Meistens wurde die noch vorhandene 
Substanz unter dem Deckmantel der Geschäftsaufsicht von den 
sogenannten Hyänen aufgefressen. Nunmehr soll das Gesetz 
der Vorkriegszeit wieder in. Kraft treten, wonach bei Zahlungs- 
unfähigkeit vor dem Amtsgericht ein Zwangsvergleich unter Bei- 
bringung der Unterlagen, Belege usw. geschlossen werden 
kann, wenn 75 v. H..der Gläubiger dem zustimmen. Sollte 
diese Gesetzesvorlage zur Annahme gelangen, dann wird ein 
wesentlicher Fortschritt nach der Seite der Wirt- 
schaftsbereinigung erreicht sein. Reichswirtschaftsrat und Reichs- 
tag werden sich mit der Vorlage beschäftigen, 


Sozialpolitik 


Der Reichswirtschaftsrat zur Arbeitszeitregelung im Berg- 
bau, Am 1. und 2. Dezember beriet der Sozialpolitische Aus- 
schuß des Vorläufigen Reichswirtschaftrates über die zu er- 
lassenden Ausführungsbestimmungen zu $ 7 der Arbeitszeitver- 
ordnung vom 21. Dezember 1923. Dieser sieht bekanntlich vor, 
daß für Gewerbezweige oder Gruppen von Arbeitern, die unter 
besonderen Gefahren für Leben oder Gesundheit arbeiten, 
insbesondere für Arbeiten im Steinkohlenbergbau unter Tage, 
sowie für Arbeiter, die im außergewöhnlichen Maße der Ein- 
wirkung von Hitze, giftigen Stoffen, Staub und dergleichen oder 
der Gefährdung durch Sprengstoffe ausgesetzt sind, eine Ueber- 
schreitung der achtstündigen Arbeitszeit nur zulässig ist, wenn 
die Ueberschreitung aus Gründen des Gemeinwohls dringend 
erforderlich ist oder wenn sie sich in langjähriger Uebung als 
unbedenklich erwiesen hat und eine halbe Stunde nicht über- 
steigt. 

3: zweite Absatz des $ 7 überträgt dem Reichsarbeits- 
minister die Bestimmung derjenigen Gewerbezweige oder Grup- 
pen von Arbeitern, für welche diese Beschränkung Platz greift. 

Der Sozialpolitische Ausschuß des Vorläufigen Reichswirt- 
schaftsrats hat einen besonderen Arbeitsausschuß zur Unter- 
suchung der in Frage kommenden Verhältnisse eingesetzt, der 
dem Sozialpolitischen Ausschuß bezüglich des Bergbaues und 
einiger Nebenbetriebe desselben seine Vorschläge unter- 
breitete. Sowohl in diesem Arbeitsausschuß wie bei den Be- 
ratungen des Sozialpolitischen Ausschusses ergab sich das 
im Sozialpolitischen Ausschuß des Reichswirtschaftsrats üb- 
liche Bild, indem die Arbeitgeber geschlossen gegen alle Ver- 
suche zur Anwendung der Bestimmungen. des $& 7 stimmten. 

Es wurde demnach mit 15 gegen 12 Stimmen folgendes 
beschlossen: 

1. Der Bergbau unter Tag ist im Allgemeinen in das Ver- 
zeichnis zu $ 7 der Arbeitszeitverordnung aufzunchmen. 

2. In Steinkohlendestillationsbetrieben und Braunkohlen- 
schwelereien sind diejenigen Arbeiter in das Verzeichnis aufzi- 
nehmen, die bei ihrer Arbeit der Einwirkung von Hitze, Gasen 
und Dämpfen ausgesetzt sind, z. B. Düsenwärter, Salzkocher, 
Salzschleuderer, Teerdestillateure, Benzoldestillateure, Gasreini- 
ger, Arbeiter am Gas- und Abhitzkessel und Kokszicher. 

Es ist nunmehr Sache des Reichsarbeitsministers, gemäß 
dem Mehrheitsgutachten des Sozialpolitischen Ausschusses des 
Reichswirtschaftsrats die erforderlichen Bestimmungen zu cr- 
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lassen. Die Untersuchungen des. Arbeitsausschusses bezüglich 
der anderen Gewerbezweige und Arbeitergruppen werden tort- 
gesetzt. Bezüglich des Begriffs „Arbeiter‘‘ ist zu beachten, 
daß hierunter nicht etwa nur Handarbeiter, sondern alle unter 
Titel VII der Gewerbeordnung fallenden Personengruppen zu 
verstehen sind. 


Allgemeine Gewerkschaftsfragen 


Wirtschaftlicher Wiederaufbau durch Gesundhungern, Die 
in den letzten Monaten verschärft auftretende irtschafts- 
krise hat in manchen Teilen Deutschlands zu Massenentlassun- 
gen von Angestellten und Arbeitern geführt. Die verschieden- 
artigsten Vorschläge zur Behebung dieser Wirtschaftskrise wer- 
den von allen Seiten gemacht. Das tollste in dieser Beziehung 
leistete sich vor einigen Tagen ein Großindustrieller und Mann- 
heimer Unternehmer, der Kommerzienrat Lenel, Präsident des 
Badischen Industrie- und Handelstages. Anläßlich einer Präsi- 
dialkonferenz der . genannten Unternehmerorganisation in 
Karlsruhe, erlaubte sich dieser sehr vermögende und in 
den denkbar behaglichsten Verhältnissen lebende industrielle 
Scharfmacher nach dem offiziellen Bericht der obengenann- 
ten Organisation, folgenden Ausspruch: 

„Wenn ein großer Teil der Beamten, Angestellten und Arbeiter 
auf dem Standpunkt ständen, mindestens ebensogut wie im Frieden 
zu kben, so müsse ihnen klargemacht werden, daß dies un- 
möglich sei. Zur Herbeiführung einer Besserung bestehe kein anderes 
Rezept als die Notwendigkeit, uns gesund zu hungern. Die 
Vorraussetzungen für eine bessere Lebensweise sei die Leistung von 
Mehrarbeit. Weniger Arbeit und mehr Verdienst seien zwei unverein- 
bare Begriffe. Es genüge aber nicht, dies zu sagen, sondern die 
Regierung habe die Pflicht, mit aller Entschiedenheit zu erklären, daß 
der von den Arbeitnehmern jetzt beschrittene Weg ins Verderben 
führe... u 

Lawinenartig schwillt das Heer der Arbeitslosen an, die 
jetzt, zumal mit dem beginnenden Winter, sich dem größten 
Elend ausgesetzt sehen. Irgendwelche kulturelle Bedürfnisse 
kann der £inzelne Angestellte nicht befriedigen, zahlt doch. 
die deutsche Industrie den allergeringsten Reallohn. Schon jetzt 
ist ein großer Teil der Angestellten gezwungen, um seinen 
Bedarf an Kleidung usw. zu decken, sich in der Lebenshaltung 
die allergrößten Opfer aufzuerlegen. Dieser Zustand ist seit 
Beendigung des unglücklichen Krieges, bei dem &ine große 
Anzahl Unternehmer riesige Gewinne eingesteckt hat, latent 
geblieben. Das Unternehmertum, das ja von sich behauptet, 
auch in der Frage der Wirtschaft nur rein vaterländische In- 
teressen zu vertreten, hat bis jetzt von einem Dank gegenüber 
der Arbeitnehmerschaft, die zum großen Teil als Frontkämpfer 
vier Jahre lang dafür sorgte, daß die Industrie der Heimat ihre 
Kapitalien anhäufen konnte, nichts verspüren lassen, Jetzt 
wagt es nun ein Unternehmer in ebenso höhnischer wie dreist 
provozierender Weise der deutschen Arbeitnehmerschaft zu- 
zurufen: „Ihr müßt euch gesund hungern.“ Der 
Herr Kommerzienrat und alle ihm Nahestehenden werden sich 
hüten, an dieser Hungerkur teilzunehmen. Sie werden auch 
ferner, trotzdem sie auch scharf auf Abbau des Urlaubs drän- 
gen, auf ihren eigenen Erholungsurlaub und auf ihre Er- 
holungsreisen nicht verzichten. Sie überlassen das „Gesundhun- 
gern“ nur den Arbeitnehmern, die es schon seit Beendigung 
des Krieges in einem ununterbrochenen Leidenswege tun 
mußten, 


Betriebsrätefragen 


„Ein tüchtiger Angestelltenrat,'‘ Zu unserer Notiz in Nr. 46 
der „D.T.Z.“ erhalten wir vom D.H.V. unter Berufung auf 
$ 11 des Preßgesetzes folgende Berichtigung: 


„Die in Nr. 46 der „Deutschen Techniker-Zeitung‘“ unter 
der Ueberschrift „Ein tüchtiger Angestelltenrat“ aufgestellten 
Behauptungen sind unwahr, Unwahr ist, daß der Obmann des 
in Betracht kommenden Gleiwitzer Angestelltenrates ein Mit- 
glied des D.H.V. sei. Wahr ist, daß der Obmann einer anderen 
Organisation angehört. Unwahr ist, daß der Angestelltenrat 
zum größten Teil aus Mitgliedern des D.H.V. bestehe. Wahr 
ist, daß von dem fünfköpfigen Angestelltenrat nur ein Mann 
dem D.H.V. angehört. Unwahr ist, daß der Angestelltenrat' 
sich aus strammen „Stahlhelmleuten‘“ zusammensetze. Wahr 
ist, daß kein einziges Mitglied des Angestelltenrates, wohl 
aber der entlassene Steiger dem „Stahlhelm‘“ angehört, 


Deutschnationaler Handlungsgehilfen-Verband Hamburg.“ 


Unser Gewährsmann war noch nicht in der Lage, seine 
Untersuchungen, ob die in vorstehender Berichtigung gemachten 
Angaben zutreffen, abzuschließen. Wir behalten uns daher vor, 
später noch einmal darauf zurückzukommen. Als Tatsache 
bleibt jedoch auch nach der Berichtigung das unglaubliche 
Verhalten des in unserer Notiz angeprangerten Angestellten- 
rates der Gleiwitzer Hütte und seine Blamage vor dem Berg- 
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gewerbegericht bestehen. Wenn daher der D.H.V. in seiner Be- - 


richtigung die Behauptungen unserer Notiz in ihrer‘Gesamtheit 


für unwahr erklärt, so müssen wir das auf Grund des-Preß-s 


gesetzes zwar abdrucken, können uns aber mit Onkel Bräsig 
damit trösten, daß uns der D.H.V. in dieser Sache zwar an 
Fixigkeit, wir ihm aber an Richtigkeit über sind. 


Aus der Genossenschaftsbewegung 


Die politische und soziale Rolle der amerikanischen Ge- 
nossenschaftsbanken, 
jüngst herausgegebenen Schrift: „Europäische Volkswirtschaft“, 
behandelt Professor Louis de Broucköre aus Brüssel in einem 
lehrreichen Aufsatz die Entwicklung des Genossenschaftswesens 
und erwähnt dabei auch die Rolle der Genossenschaftsbanken. 
Es ist von Interesse, diesen Ausführungen zu entnehmen, daß 
die Genossenschaftsbanken einen vielfältigen Einfluß auszu- 
üben vermögen. In den Vereinigten Staaten haben sie 
manchen Streiks zum Siege verholfen, indem sie Be- 
triebe finanzierten, welche die Forderungen der Arbeiter ange- 
nommen haben und infolgedessen von den kapitalistischen Ban- 
ken boykottiert wurden. Sie haben auch einen recht bemer- 
kenswerten Eingriff in die Außenpolitik gemacht, indem 
sie eine Anleihe der mexikanischen Regierung, die mit 
Unterstützung der Gewerkschaften an die Macht kam und von 


den amerikanischen Börsenmagnaten boykottiert wurde, finan- | 


zierten. 

Die Lehre, die sich daraus für die deutschen Arbeitnehmer 
ergibt, liegt auf der Hand, Auch sie haben alle Ursache, ihre 
eigenen Bankeinrichtungen, die Bank für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte, und für die Bundesmitglieder insbesondere, die 
Industriebeamtensparbank zu stärken. 


Betriebswissenschaft 


Die deutschen Industriellen und die Rationalisierung, Vor 


einigen Tagen hielt der Normenausschuß der deut- 
schen Industrie seine diesjährige Jahresversammlung ab, 
Die Aufgabe des Normenausschusses ist hinreichend bekannt: 
Es handelt sich bei seiner Tätigkeit darum, zweckmäßige ein- 
heitliche Abmessungen — Normen oder Normalien — zu finden, 
um zur Fabrikation von Typen zu kommen, d. h. die Zahl 
der Warengattungen zu ermäßigen. Die Normung ist ‘also 
Voraussetzung für die Typisierung, auf der sich erst eine 
Massenfabrikation, die Verbilligung der deutschen Warenerzeu- 
gung, die Angleichung des Verbrauchs an die Produktionsfähig- 
keit und die Ueberwindung der Zersplitterung in unserer Pro- 
duktion aufbauen kann. Wie wichtig ‘die ganze Normung für. 
die Umstellung unserer Wirtschaft ist, möge folgendes Bei- 
spiel beweisen: Die größte Kugellagerfabrik in Deutschland 
stellt jeden Tag 14000 Lager her, leider aber in 400 verschie- 
denen Ausführungen, so daß auf jede Sorte 35 Lager entfallen. 
Daß hier nicht von Wirtschaftlichkeit und Rentabilität geredet 
werden kann, versteht sich von selbst. Dagegen ist die Ueber- 
legenheit einer ganzen Reihe von amerikanischen Wirtschafts- 
zweigen auf die Normung zurückzuführen; z. B. datiert die 
Ueberlegenheit der amerikanischen Autoindustrie erst von dem 
Augenblick an, als die Gesellschaft amerikanischer Ingenieure 


während des Krieges streng die Normen durchführte, um den 


Bedarf der Entente an Autos zu befriedigen. 
In Deutschland wird die geleistete Normungsarbeit von 
dem Normenausschuß der deutschen Industrie zusammengefaßt. 


In der von der „Frankfurter Zeitung‘ 





Die von ihnen herausgegebenen Normen sind ein Ergebnis 


freiwilliger Gemeinschaftsarbeit der Erzeuger, der Verbraucher 
und des Handels, unter Mitwirkung der Behörden und der 


Wissenschaft. Der Normenausschuß selbst entwickelte sich aus - 


dem 1917 ins Leben gerufenen Normalienausschuß für den Ma- 


fassende Normblattverzeichnis herausgegeben. Eine ganz ge- 
waltige Arbeit ist damit geleistet worden, und man muß sich 


Er hat bis jetzt das nahezu 1100 Blätter um- 


fragen, was jene Betriebe, die jetzt mit wehenden Fahnen zur ° 
Rationalisierung übergehen, machen wollten, wenn der deutsche ° 


Ingenieur auf dem Gebiet der Normung nicht in stiller Be- 
scheidenheit, aber mit größerer Zähigkeit jahrelang für sie 
gedacht und gearbeitet hätte, 

Man sollte meinen, diese Riesenarbeit würde von den deut- 
schen Industriellen anerkannt werden. 


Das ist aber nicht der 


L 


Fall. Wir haben Werke in Deutschland, die den Wert der Nor- 


mung beizeiten erkannt und alles getan haben, um sich deren 


Vorteile zu sichern. Es gibt Werke, die den Konstrukteur bei 
seinen Neuarbeiten bis zu 80 Prozent auf die genormten Teile ° 


am Lager verweisen. 


Es gibt Werke, die die Normung so 


genau nehmen, daß sie sie selbst auf Transmissionen usw, 


ausgedehnt haben. 
Werke, sind in Deutschland äußerst selten. 


Aber diese, dem Fortschritt huldigenden ” 
Das beweist ein 


Vortrag, den der Oberingenieur Gramenz auf der Jahres- 
versammlung des Normenausschusses gehalten hat. Gramenz ü 











den kann, braucht wohl nicht betont zu werden. 
Werk, das eine Belegschaft von 4000 bis 5000 Köpfen zählt, 
hatte ein ähnliches Normungsbüro aufgezogen. 
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hat in letzter Zeit 180 Fabriken besucht, um zu konstatieren, 
inwieweit hier die Normung Eingang gefunden hat. Was er 


| sah, ist direkt niederschmetternd, und kennzeichnet die Geistes- 
‚ verfassung derjenigen Leute, die auf den großen deutschen In- 


dustrietagen die genugsam bekannten Reden über die Notwen- 


‚ digkeit der Rationalisierung in unserer Industrie halten. Die 
ı Feststellung des Oberingenieurs Gramenz ergab ungefähr fol- 


gendes: 55 Prozent der besuchten Werke haben die Normung 
bisher nicht angewandt. Allem Anschein nach glaubt man 
auch hier auf ein Mittel verzichten zu können, über dessen 
segensreiche Auswirkung man sich heute klar sein sollte. Eine 
Großfabrik verweigerte dem Oberingenieur jede 
Auskumft, weil sie. sich keiner Inquisition unterwerfen 


| wolle. (!) Wir nehmen an, daß die in Frage kommende Fabrik 


alle Ursache hatte, einer solchen Prüfung aus dem Wege zu 
gehen. Wie es um die Normung in der Mehrzahl unserer Be- 
triebe heute noch steht, besagen folgende von Gramenz mit- 
geteilte Fälle: In einer Fabrik, die 10000 Arbeiter beschäftigt, 
fand er ein Normungsbüro. Besetzt war dieses Büro, das, wenn 
es Wert haben soll, die Arbeit erfahrener Spezialisten auf dem 
Nörmungsgebiet benötigt, mit einem einzigen Mann. 


Dieser war aber noch als Hilfskonstrukteur tätir. Daß unter diesen 


Voraussetzungen nichts aus den Normungsbestrebungen wer- 
Ein anderes 


Auch hier war 
ein Mann tätig, der zur Abwechslung noch auf dem Gebiete 
der Patentanmeldungen nebenbei beschäftigt wurde. Vielfach 
wird die ganze Normung von unseren Industriellen als über- 


flüssige Spielerei aufgefaßt. Man betrachtet die in der Normung 
beschäftigten 


Personen so etwa wie einen wirtschaftlichen 
Luxus. Welche Rolle dann der Normungsmann spielt, geht 
aus der Mitteilung des Oberingenieurs Gramenz hervor: Ein 
Ingenieur, der mit der Normung beschäftigt ist, sprach Gramenz 





Industrietarife 


Der Gehaltsabbau geht weiter! Bereits in den letzten Num- 
mern der „D.T.Z.“ wurden Beispiele angeführt, die beweisen, 
daß die Arbeitgeber die derzeitige Krise benutzen, um die 
Tarifverträge außer Kraft zu setzen, da sie darin das beste 
Mittel sehen, die Gewerkschaften zu bekämpfen. Wir können 
nicht alle Fälle, die uns bekannt werden, hier registrieren, 
müssen uns vielmehr darauf beschränken, einige ganz typische 
Beispiele, die den eigentlichen Zweck der Maßnahmen ofien- 
legen, zu streifen. 

Die August Thyssen-Hütte in Mülheim kün- 
digte Mitte November sämtlichen Angestellten zum Jahres- 
schluß, um von da ab die monatliche Kündigungsfrist einzu- 
führen. 

Die Firma Baum in Herne, eine in Angestelltenkreisen 
vielgenannte Firma, hat gleichfalls sämtlichen Angestellten zum 


I Jahresschluß gekündigt, aber angedeutet, daß sie zu einer Wei- 


terbeschäftigung bereit sei bei Einführung der monatlichen Kün- 


digungsfrist, einem. Gehaltsabbau von 10 Prozent und einer 


Verlängerung der Arbeitszeit auf 9/, Stunden 


ı täglich. 


In einigen Firmen wird eine Arbeitsstreckung mit gleichzei- 


"tiger Gehaltskürzung fristlos eingeführt; Angestellte, die sich 








dagegen auflehnen, werden gekündigt. 

Die Waggonfabrik Fuchs in Heidelberg hat 
sämtlichen Angestellten gekündigt, jedoch außerhalb des Tarif- 
vertrages mit einem Teil der Belegschaft ein Abkommen auf 
Gehaltsabbau von 10 bis 30 Prozent getroffen. 

Inder bayerischen Pfalz haben‘mehrere Firmen der 
gesamten Belegschaft gekündigt, um nach Ablauf der Kündi- 

Be! Kurzarbeit bis zu 24 Stunden in der Woche einzu- 
ühren. 

Daß wenigstens in sehr vielen Fällen der, von den Firmen 
geplante Abbau der schon heute kaum zur Fristung des nackten 
Lebens ausreichenden Gehälter der Angestellten verhindert wer- 
den kann, wenn die Angestellten jede übertriebene Aengstlich- 
keit vermeiden, beweist der Fall der Gelsenkirchener 
Gußstahlwerke. Diese wollten gleichfalls einen zehn- 
eier Gehaltsabbau vornehmen, mußten es aber unter- 
assen, da die Angestellten sich gegen die Absicht der Firma 
zur Wehr setzten. 

Charakteristisch ist das Vorgehen der Bamag-Meguin- 
Werkein Gleiwitz, die in dem Arbeitgeberverband Ober- 
schlesiens eine führende Rolle spielen. Die Ängestelltengew£rk- 
schaften forderten im Oktober von dem Verband der Metallin- 
dustriellen eine 15 prozentige Gehaltserhöhung, die wie üblich, 
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gegenüber, anläßlich seines Besuches, seine große Freude aus, 
daß er auf diese Art und Weise wieder nach langer Zeit den 
Betriebzusehenbekam, fürdenerdieNormung 
durchführen sollte. Unsere Industriellen haben zur 
Zeit der Inflation, als sie im Gelde schwammen, Normungs- 
büros wohl eingerichtet. Als dann die Krise kam und das Geld 
knapp wurde, baute man natürlich die Normungsbüros zu- 
erst ab — „aus Gründen der Rentabilität“ (!). 

So sieht die Geistesverfassung” der deut- 
schen Industriellen aus, und so steht es um die 
Rationalisierungsbestrebungen. Wenn die Rückständigkeit der 
deutschen Industriellen auf anderen Gebieten auch nur an- 
nähernd so groß ist wie auf dem Gebiet der Normung, dann 
steht es wirklich schlecht um die Zukunft unserer Industrie 
und um die Zukunft unserer Wirtschaft. 

Das muß anders werden. "Was nützt alle gute Vorarbeit, 
wenn die Industriellen nachher fiicht mittun und auf die vom 
deutschen Techniker geleistete Vorarbeit „nicht zurückgreifen? 
Daß hier bald Aenderung erfolgen muß, beweist folgende 
Ueberlegung: Das Ausland interessiert sich heute weit mehr 
für die Normungsarbeit in Deutschland als die deutschen In- 
dustriellen. Es besteht die Gefahr, daß die geleistete Arbeit 
restlos dem Auslande zugutekommt. Das wäre ein großer 
Schade für Deutschland. Vielleicht ist es notwendig, daß wir 
mit gesetzlichen Mitteln die Normungsarbeit in 
Deutschland zur Anerkennung und die Normung zum Durch- 
bruch bringen müssen. 

Oberingenieur Gramenz ließ deutlich durchblicken, daß 
er die Widerstände bei den nichttechnischen Leitungen 
unserer Wirtschaftsbetriebe sieht, denen fürsdie bessere Tech- 
nik in der 'Betriebsorganisation das Verständnis fehlt. Wieder 
ein glänzender Beweis, wie notwendig es ist, die Oberleitung 
unserer wirtschaftlichen Betriebe in die Hände von Tech- 
nikern zu legen. 


abgelehnt wurde, so daß die Gewerkschaften den Schlichtungs- 
ausschuß anrufen mußten. Um auf diese Verhandlungen einen 
Druck auszuüben, kündigten die genannten Werke 75 v. H. 
der Angestellten. In dem Kündigungsschreiben war zum Aus- 
druck gebracht, daß die-Kündigung eine Folge der enorm 
hohen Gehaltsforderungen sei, die die Gewerkschaften gestellt 
haben, Dem Angestelltenrat gegenüber aber erklärt die Fir- 
menleitung, daß die Kündigung auch dann nicht zurückge- 
nommen werden könnte, wenn die Angestellten auf die Ge- 
haltszulage verzichten würden. Man sieht also auch hier, 
daß es den Werken in erster Linie darauf ankommt, die Ge- 
werkschaften zu schwächen, um den einzelnen Angestellten 
nachher um so schamloser ausbeuten zu können. 


Braunschweig, Am 10. Dezember beschäftigte sich eine 
vom Reichsarbeitsministerium berufene Spruchkammer erneut 
mit den Tarifverhältnissen der Braunschweiger Industrie. Die 
letzte Verhandlung im Reichsarbeitsministerium blieb ohne Er- 
folg, weil der Arbeitgeberverband im letzten Augenblick durch 
eine Satzungsänderung dem Reichsarbeitsministerium seine Ta- 
rifunfähigkeit glaubhaft machte. 

In der neuen Verhandlung. erschien als Partei nicht der 
Arbeitgeberverband, es erschien überhaupt kein Arbeitgeberver- 
treter, trotzdem 22 Firmen unter Strafandrohung geladen waren, 
sondern Herr Rechtsanwalt Dr. Semmler aus Braunschweig, 
der-von den beteiligten Firmen mit einer Art Prozeßvollmacht 
versehen war. Der Parteivertreter unseres Bundes war mit 
einer derartigen Vertretung nicht einverstanden. Er führte aus, 
es sei ihm zwar bekannt, daß Herr Dr. Semmler neben seiner 
Rechtsanwaltspraxis für den Arbeitgeberverband als Syndikus 
tätig sei, da aber der Arbeitgeberverband nach seiner Behaup- 
tung und seiner eigenen Satzung mit dem gegenwärtigen 
Streit gar nichts zu tun habe, auf der anderen Seite im Schlich- 
tungsverfahren praktizierende Rechtsanwälte als Parteivertreter 
mindestens nicht üblich seien, könne er den Herrn Dr. Semm- 
ler als Vertreter der Gegenpartei nicht anerkennen. 

Diesen Ausführungen mußten schließlich auch die Arbeit- 
geberbeisitzer sowie der unparteiische Vorsitzende zustimmen 
wenigstens wußten sie ihnen nichts entgegenzuhalten, so daß 
Herr Dr. Semmler es vorzog, die ihm von den Braunschweiger 
Industriellen zugemutete Rolle aufzugeben und sich vom Schau- 
platz zurückzuziehen. 

Die Spruchkammer fällte schließlich einen Schiedsspruch 
nach dem die Techniker der Braunschweiger Industrie in drei 
Hauptgruppen eingeteilt werden, deren jede Steigerungs- 
staffeln nach Berufsjahren aufweist. Die Mindestgehälter für 
die technischen Angestellten bewegen sich nach dem 
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Schiedsspruch zwischen 115 Mark und 345 Mark. Die 
übrigen Bestimmungen des "Schiedsspruches lehnen sich an 
den. seinerzeit vom Arbeitgeberverband abgelehnten Schieds- 
spruch des Schlichtungsausschusses Braunschweig eng an. Die 
so geschaffenen 22 Werkstarifverträge sollen vom 1. Januar 


bis zum 31. Dezember 1926 gelten, die Gehältssätze vorläufig 


bis zum 31. März 1926. Die Parteien sollen sich bis zum 
22. Dezember über Annahme oder Ablehnung des Schieds- 
spruches äußern. x 

Das Verfahren vor dem Reichsarbeitsministerium scheint 
die Unternehmer in Braunschweig einigermaßen beunruhigt zu 
haben. Ein oder zwei Tage vor der Verhandlung bekamen 
die Angestellten ein Schreiben folgenden Inhalts: 

a Fa EN 
im =Hlauise&2 

Trotz der allseits bekannten außerordentlich schwierigen Wirtschafts- 
lage sind Außenstehende, nicht in„verantwortlicher Stellung sich befind- 
liche Personen ständig bemüht, unsere Beamtenschaft aufzuregen, wohl 
hauptsächlich (um?. Red.) ihre Daseinsberechtigung darzutun. 

Wir waren stets bemüht, den Leistungen entsprechende Gehälter 
zu zahlen (siehe „D.T.Z.“ Nr. 29, S. 374.. Die Red.) und sind hierin, 
wie die Vergleiche mit auswärtigen Gehältern zeigen, im Durchschnitt 
weit höher gegangen, als ein Tarif dieses vorgeschrieben hätte, 

Wir bitten Sie nun, uns zu sagen, ob Sie 

1. Wert darauf legen, ein Tarifverhäitnis zu haben, oder 
2. in der bisherigen Weise bei uns weiterarbeiten wollen? 

Ihre Entscheidung wollen Sie uns bis heute... um.... Uhr auf 
diesen Briefbogen unten durch. Unterschrift zukommen lassen, damit wir 
unsere Maßnahmen entsprechend treffen können. Sie wird... Uhr 
abgefordert werden, Hochachtungsvoll! 

DEZW 

In der Regelewurden die Angestellten zusammengerufen. 
Der Firmeninhaber oder einer seiner Vertreter hielt den Ver- 
sammelten eine rührende Ansprache über die schlechte Wirt- 
schaftslage, das unveränderte Wohlwollen der Firmen und die 
Wirtschaftsschädlichkeit der Gewerkschaften. Dann mußten 
die Angestellten die Abstimmung, meist unter Aufsicht ‘wenig- 
stens eines Prokuristen, vollziehen. Das so zustande gekom- 
mene Abstimmungsergebnis ist uns nicht bekannt. Es wäre 
aber. nicht erstaunlich, wenn unter dem. persönlichen Druck 
der Vorgesetzten und bei der Aussichtslosigkeit, während der 
derzeitigen Wirtschaftskrise eine andere Stellung zu bekom- 
men, die in ihrer überwiegenden Mehrzahl verelendeten Ange- 
stellten Braunschweigs so gestimmt hätten, wie es ihnen von 
ihren Firmenvertretern deutlich genug nahegelegt worden ist. 
Da.die Herren Arbeitgeber es verschmähten, der Aufforderung des 
Reichsarbeitsministeriums zur Verhandlungsteilnahme Folge zu 
leisten und ihr bevollmächtigter Rechtsanwalt von derSpruch- 
kammer als Vertreter nicht anerkannt wurde, ist die vor- 
beschriebene Arbeitgeberaktion in den Verhandlungen vor dem 
Reichsarbeitsministerium nicht zur Geltung gekommen. 


Wie wir hören, ist der vorstehend wiedergegebene Brief 
so wie die ganze Aktion überhaupt in einer Versammlung des 
Arbeitgeberverbandes beraten und beschlossen worden. Es 
seht daraus hervor, daß der Braunschweiger Arbeitgeberver- 
and sich nach wie vor zur solidarischen Bekämpfung der An- 
gestellten und ihrer Gewerkschaften für zuständig hält, trotz- 
dem er nach seinen neuesten Satzungen Tarifverträge mit An- 
gestellten nicht abschließen darf. 


Detmold. Dem Lippischen Arbeitgeberbund in Detmold 
wurden die seither bestehenden Gehaltssätze rechtzeitig zum 
30. Oktober d. J. gekündigt. Die Gegenseite lehnte Verhand- 
Jungen mit uns über Gehaltserhöhung ab. Der angerufene 
Schlichtungsausschuß in Bielefeld fällte auch in dieser Streit- 
sache einen Schiedsspruch, demzufolge eine. Gehaltserhöhung 
von 5 Prozent ab 1. November d. J. eintreten sollte. Durch 
die Ablehnung des Schiedsspruches der Gegenseite gezwungen, 
riefen wir den zuständigen '‘Schlichter, den Reichs- und Staats- 
kommissar in Dortmund, an, der die Verbindlichkeitserklärung 
dieses Schiedsspruches aber ablehnte mit der Begründung, daß 
ein allgemeines Interesse, die im Schiedsspruch vorgesehene 
Gehaltsregelung mittels eines staatlichen Zwanges durchzu- 
führen, nicht bestehe. 

Wenn die Schlichter -der Meinung sind, daß sie die Inter- 
essen der Besitzer von Produktionsstätten zu wahren haben, 
ist eine. derartige Begründung verständlich. Daß die’Notlage 
der Angestellten groß ist, wird selbst von der größten Anzahl 
Schlichter nicht bestritten. Die Schlichter sind aber scheinbar 
der Meinung, daß es zweckmäßig sei, die Angestellten im all- 
gemeinen Interesse verhungern und vereienden zu lassen. 


Baugewerbetarife 


Bezirkstarifverträge. Hannover-Braunschweig. Seit 
dem 1. August 1925 schwebt beim Schlichtungsausschuß in 
Hannover ein Verfahren zur Schaffung eines Bezirksmantel- 
tarifvertrages. Es haben mehrere Termine stattgefunden, die 
eriolglos waren, teils weil die Bauarbeitgeberverbände im Ter- 
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min gar nicht erschienen, zum anderen weil sie Verhandlungen” 
mit Bezug auf die schwebenden Reichstarifverhandlungen ab-= 
lehnten. Schließlich hat der Vorsitzende des Schlichtungsaus-” 
schusses die Unternehmer unter Strafandrohung zu einem Ter- 
min am 5. November geladen. Die Vertreter ‘der Arbeitgeber 
erschienen zwar, lehnten es aber ab, sich an den Verhandlun- ” 
gen aktiv zu beteiligen. Es machte deshalb der Schlichter nach 
den Ausführungen unseres Vertreters einen Einigungsvorschlag, 
Nach diesem soll ein Bezirkstarifvertrag geschaffen werden, ” 
dessen Inhalt im wesentlichen dem alten Reichstarifvertrag|” 
entspricht und mit dem Zeitpunkte außer Kraft tritt, von dem 
etwa ein neuer Bezirkstarifvertrag wirksam wird, der auf 7 
Grund eines inzwischen vereinbarten Reichstarifvertrages ver- 7 
einbart wurde. 


Die Begründung der Entscheidung ist so interessant, daß 
wir sie hier im Wortlaut folgen lassen: 


„Zwischen den Parteien hat der Reichstarifvertrag für die technischen = 
Angestellten im Hoch-, Beton- und Tiefbaugewerbe vom 27. März 19237 
bestanden. Dieser Vertrag ist mit dem 30. Juni 1925 ‚abgelaufen. = 

Die Angestellten haben sich bemüht, einen zentralen Rahmenvertrag 
von neuem zu schaffen. Diese Bemühungen sind aber erfolglos ge- 
blieben, 

Mit Rücksicht auf die zentralen Verhandlungen hat der Schlichtungs- 
ausschuß die Verhandlungen über den Rahmenvertrag öfter ausgesetzt. 7 
Auch im letzten Termin ist eine neue Aussetzung mit Rücksicht auf die 
schwebenden Verhandlungen von den Arbeitgebern gefordert. Ob Ver- 7 
handlungsmöglichkeiten zentraler Art gegeben sind und ob Aussicht 
auf eim positives Ergebnis ist, kann der Schlichtungsausschüß nicht ° 
beurteilen. Dieser ist jedenfalls der Ansicht, daß, da die Verhandlun-” 
gen. schon nahezu fünf . Monate gedauert haben, die Angestellten ” 
Grund haben, «einen neuen Rahmentarif baldigst zum Abschluß zu” 
bringen; denn es gilt so viele Verhältnisse zu regeln, daß es unmög« 
lich ist, alle diese Fragen der Festsetzung der ordentlichen Gerichte © 
im -Einzelfalle zu überlassen, z. B. die Eingruppierung, Urlaubsbewilli- 
gung, Ueberstunden usw. ; 2 

Bei der Festsetzung des Rahmentarifes ist der Schlichtungsaus- 7 
schuß davon ausgegangen, daß er alle Anträge, die eine materielle” | 
Aenderung des seit dem 27. März 1923, also länger denn zwei Jahre 
bestandenen Reichstarifvertrages enthalten, abgelehnt hat, daß er mur 
insofern Aenderungen vorgenommen hat, als diese Aenderungen not- 
wendig waren, mit Rücksicht darauf, daß es sich nicht .um einen verein- 
barten, sondern um einen durch Schiedsspruch festgesetzten Rahmen- 





.tarif handelt.“ 


Die zuständige Gauverwaltung unseres Bundes hat bean- 
tragt, den Einigungsvorschlag zum Schiedsspruch zu erheben, ° 
dessen Verbindlichkeitsantrag beantragt werden kann. ® 

Bezirkstarifverhandlungen, Groß-Berlin:-In Nr. 46 
der „Deutschen Techniker-Zeitung‘‘ wurde berichtet, daß der ” 
vom Schlichtungsausschuß Groß-Berlin gefällte Schiedsspruch, 
der eine bescheidene Gehaltserhöhung, vor allen Dingen aber 
die Schaffung eines Bezirksmanteltarifvertrages enthielt, Form- 
fehler halber vom Schlichter nicht für verbindlich erklärt, son- 
dern an den Schlichtungsausschuß zurückverwiesen wurde. 


Inzwischen sind die Formfehler beseitigt worden. In der 
dann beim Schlichter erneut angesetzten Nachverhandlung 
machten die Unternehmer allerlei formelle und’ sachliche Be- 
denken geltend. Der Schlichter machte schließlich einen Ver- 
inittlungsvorschlag, nach dem die Gehälter etwas erhöht, die” 
Staffelung der Gruppe I auf vier Staffeln zusammengedrückt, 
für die Gruppen III und IV aber nur je ein Mindestgehalt fest- ” 
gesetzt werden soll. Dagegen sollen die Uebergangsvorschriften 
des Schiedsspruches vom 6. Oktober 1925 bestehen bleiben, ” 
mit der Maßgabe, daß die kleinste Gehaltszulage nicht 7, son- 
dern 5 Prozent beträgt. Dagegen soll nach dem “Vorschlage ° 
des Schlichters bis auf weiteres von einer Regelung der übrigen 
Arbeitsbedingungen Abstand genommen und die Neuregelung, 7 
nicht wie im Schiedsspruch vorgesehen ab 1. Oktober 1935, 7 
sondern erst ab 1. Dezember 1925 in Wirksamkeit gesetzt 
werden. 4 

Die Parteien hatten sich über Annahme .oder Ablehnung ” 
des Vergleichsvorschlages bis zum 11. Dezember 1925 dem 
Schlichter gegenüber zu äußern. Unsere Mitglieder haben sich” 
in einer Fachgruppenversammlung für Annahme des Vergleichs- ” 
vorschlages erklärt. Auch der Verband der Baugeschäfte von 
Groß-Berlin E.V., der dem Deutschen Arbeitgeberbund für” 
das Baugewerbe E.V. angehört, war bereit, dem Vorschlage | 
zuzustimmen, dagegen verhielt sich die örtliche Gruppe des” 
Reichsverbandes des Deutschen Tiefbaugewerbes ablehnend. ° 
Aus diesem Grunde hat der Schlichter die Erklärungsfrist noch ° 
einmal verlängert, um den beiden beteiligten Arbeitgeberverbän- 
den Gelegenheit zu geben, die. Differenzen innerhalb. ihreg 7 
eigenen Arbeitsgemeinschaft zu bereimfigen und dann zu einer” 
einheitlichen Stellungnahme “gegenüber dem Vergleichsvor« 
schlage zu kommen. x 

Provinz Sachsen und Freistaat Anhalt: Des 
Schlichtungsausschuß in Halle hat nach zweimaligem, vorher- 
gehenden ergebnislosen Verhandlungen am 11. Dezember 194° 
iolgenden Schiedsspruch gefällt: & 
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I „Den Parteien wird. aufgegeben, über einen Bezirkstarifvertrag bis 
zum 8. Januar 1926 in Verhandlungen zu treten. Sollte eine Einigung 
| nicht zustande kommen, so findet. Termin vor der Spruchkammer am 
Donnerstag, den 14. Januar 1926, morgens 10!/; Uhr statt. Die Par- 
teien und Beisitzer erachten sich ‚als geladen.“ 


Fachfragen 


Unbeteiligte zur Unternehmerpraxis, Der „Welt am Mon- 
tag‘ Nr. 50 vom 14. Dezember 1925 entnehmen wir die fol- 
genden Notizen, die beweisen, daß Unbeteiligte zwangsläufig 
zur derselben Be- oder Verurteilung der Krisenmaßnahmen der 
Industriellen gegenüber den Angestellten kommen, wie wir sie 
in der „D.T.Z.“ vertreten. 
| „Soziale Drückeberger. Mit was für Mitteln Ar- 
beitgeber gegen verbindlich erklärte Schieds- 
sprüche vorgehen, geht aus dem Rundschreiben eines ört- 
E: süddeutschen Arbeitgeberkartells hervor, in dem es u. a. 
eißt: 

„Es wird empfohlen, mit sämtlichen Angestellten, denen auf Grund 
ihrer Leistungen übertarifliche Gehälter zugebilligt werden sollen, Ein- 
zeldienstverträge abzuschließen, Bei den durch die neue Belastung not- 
wendig werdenden Entlassungen empfehlen wir, ausdrücklich darauf 
hinzuweisen, daß die Entlassungen mit auf die durch die verkehrte Ge- 
politik entstandene Ueberlastung der Gehaltskonten zurückzuführen 
sind. 
| Weiter wird dringend empfohlen, die Angestellten in geeigneter Form 












| Die Ruhrangestellten gegen die Knapp- 
|schaftsnovelle 


"Gutachten der Angestelltengruppe der Ruhr-Arbeitskammer. 


| Das Reichsarbeitsministerium hat dem Reichstag einen Ge- 
|setzentwurf über Abänderung des Reichsknappschaftsgesetzes 
| vorgelegt. Im Hinblick auf die große Bedeutung, die die knapp- 
j schaftliche Versicherung für die Bergbauangestellten hat, hält 
‚es die Angestelltengruppe der Arbeitskammer für den Kohlen- 
ibergbau des Ruhrgebiets für ihre Pflicht, zu dem Gesetzent- 
\wurt Stellung zu nehmen. Nach eingehender Beratung hat die 

Angestelltengruppe einmütig beschlossen, die nachfolgende Stel- 
‚lungnahme dem Reichstag zur Berücksichtigung dringend zu 
| empfehlen: 


IT. Umfang der Versicherung bzw. Geltungs- 
' bereich. 

' Die bisherige Fassung des ersten Abschnittes des Reichs- 
| knappschaftsgesetzes vom 23, Juni 1923 hat sich bei der prak- 
tischen Durchführung durchaus bewährt. Dahingegen würde 
‚die Fassung des Artikels 1 des Entwurfes leicht zu fort« 
| währenden Aenderungen und Verschiebungen des Geltungsbe- 
reichs der Versicherung Veranlassung: geben. Es liegt jedoch 
ı keineswegs im Interesse einer sicheren und einheitlichen Durch- 
‚führung der knappschaftlichen Versicherung, wenn gerade der 
Kreis der Versicherten unnötigen Schwankungen unterworfen 
| wird. Darum ist es notwendig, daß die bisherige Fassung 
ides Abschnittes 1 des R.K.G. vom 23. Juni 1923 
beibehalten wird. 


12. Gegenstand der Versicherung. 
| Die Unfallversicherung ist im Entwurf ausdrücklich aus- 


| 
geschaltet. Die Angestelltengruppe der Arbeitskammer steht 
KR dem Standpunkt, daß die Unfallversicherung in den Be- 
en des Reichsknappschaftsvereins einzubeziehen ist. Das 


selbständige Nebeneinanderbestehen der beiden Versicherun- 






gen hat sehr oft zu Kompetenzsteitigketten und somit zu uner- 
träglichen Verzögerungen bei Rentenfestsetzungen geführt. Da 
(durch die Einbeziehung der Unfallversicherung in den R.K.V. 
neben einer Vereinfachung des Rentenfestsetzungsverfahrend 
auch eine erhebliche Verbilligung der gesamten Verwaltungs- 
kosten erreicht werden kann, wäre eine diesbezügliche gesetz- 
‚liche Regelung durchaus zweckmäßig. 

8. Krankenversicherung. 

Die Jahresarbeitsverdienstgrenze in der Krankenversiche- 
zung ermöglicht es nur einem ganz geringen Teil der An- 
gestellten, der Krankenversicherung -anzugehören. Der weit- 
‚aus größte Teil der Bergbauangestellten ist in Krankheitsfällen 
ı der größten Not preisgegeben. Die gefahrvolle aufreibende Be- 
|tufisarbeit im Bergbau bringt es mit sich, daß die Bergbau- 
‚angestellten — cbenso wie die Bergarbeiter — häufiger als 
manch anderer Berufsstand gezwungen sind, ärztliche Hilfe in 
‚Anspruch zu nhemen. Da die Krankenversicherungspflicht- 
grenze auch maßgebend ist für die Zugehörigkeit zur Er- 
\werbslosenfürsorge, trifft die Bergbauangestellten auch im Falle 
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auf die Folgen hinzuweisen, die die jetzige Gehaltspolitik der Gewerk- 
schaften und der Schlichtungsbehörden für die Angestelltenschaft selbst 
haben muß.“ 

Das bedeutet nichts anderes, als durch Drohung und Er- 
pressung die Angestellten von der Erkämpfung besserer Ar- 
beitsverhältnisse abzuhalten. Auch ein Beitrag zur Arbeitsge- 
meinschaftspolitik der Arbeitgeberorganisationen. 

Das ist die Wahrheit! Während der Automobik 
ausstellung haben die deutschen Automobilfabrikanten ein 
kleines Heft in Berlin und der weiteren Umgebung verteilen 
lassen:» „Wer ausländische Automobile kauft 
macht Deutsche brotlos“, in dem ein hohes Lied auf 
die Tüchtigkeit der deutschen Arbeiterschaft gesungen wird, 
In der Schrift heißt es gleich am Anfang: 

„Gibt es doch keinen zuverlässigeren, sorgfältigeren Arbeiter, 
keinen gewissenhafteren und gründlicheren In- 
genieur als den deutschen. Gewiß, es gab Zeiten, da nach dem 
Kriege das Material mangelhaft war, die Arbeiterschaft zermürbt und 
entnervt, aber das ist überwunden . . .* 

Man staunt wirklich Bauklötze und freut sich dieser Er- 
kenntnis, die mit einem Märchen aufräumt, das in wirtschaft- 
licher Beziehung wie die Dolchstoßlegende gewirkt hat, denn 
hier wird von den Arbeitgebern als Unternehmer einwandfrei 
ie was die Unternehmer als Arbeitgeber immer geleugnet 
raben. 





der Stellenlosigkeit das Schicksal doppelt schwer. Es ist daher 
eine zwingende Notwendigkeit, daß die Jahresarbeitsverdienst- 
grenze in der Kränkenversicherung gänzlich aufgehoben wird, 
damit alle Bergbauangestellten und ihre Familienangehörigen 
in Krankheitsfällen vor der größten Not geschützt sınd. 


4. Pensionsversicherung der Angestellten. 


Unter den Leistungen der Pensionsversicherung der An- 
gestellten ($ ee des Entwurfs) ist die Krankenhauspflege nicht 
aufgeführt. Es ist notwendig, daß hier de Krankenhaus- 
pfrege als Knappschaftsleistung eingesetzt wird, 

Ferner hält die Angestelltengruppe der Arbeitskammer eine 
unterschiedliche Behandlung der Ruhegeldempfänger und der 
Empfänger von Alterspension hinsichtlich der Leistungen für 
absolut ungerechtfertigt ($-ee Absatz 2). Es müssen vielmehr 
für beide Gruppen die gleichen Leistungen festgelegt werden, 

: Die Bestimmung über den Begriff „Berufsunfähigkeit‘, 
wie sie im & 25 des Reichsknappschaftsgesetzes vom 23. Juni 
1923 festgelegt und für die Pensionsversicherung der Berg- 
arbeiter vorgesehen ist, ist beizubehalten und die diesbezügliche 
Fassung im Entwurf ($ dd) aufzuheben. Eine. verschieden- 
artige Begriffsbestimmung über Berufsunfähigkeit in der Pen- 
siopsversicherung der Arbeiter und der Angestellten würde zu 
einer Verwirrung der Spruchpraxis in den verschiedenen In- 
stanzen der Knappschaft führen, zumal sich im Sinne der alten 
Fassung des $ 25 R.K.G. eine langjährige Spruchpraxis heraus- 
gebildet hat. 

Bezüglich der Alterspension (Altersruhegeld) für An- 
gestellte, de wesentliche bergmännische Arbei- 
ten verrichten, erhebt die Angestelltengruppe der Arbeits- 
kammer gegen die in dem Entwurf vorgesehene, wie überhaupt 
gegen jede Verschlechterung entschieden Einspruch. Sie hält 
in Anbetracht der gefahrvollen, gesundheitsschädigenden Berufs- 
tätigkeit dieser Angestellten die Beibehaltung der Fassung des 
S 26 des Reichsknappschaftsgesetzes vom 23. Juni 1923, ins- 
besondere hinsichtlich des Lebensalters, der Dienstjahre, der 
Dauer der wesentlichen bergmännischen Tätigkeit und der 
Höhe der Rente (Vollrente), für eine unumgängliche Notwen- 
digkeit. Dahingegen bestehen gegen erschwerende Bedingun- 
gen für eine etwaige Weiterbeschäftigung der Empfänger von 
Altersruhegeld in knappschaftlichen Betrieben keine Bedenken. 
Der Einwand, daß bei Rentensteigerungen über 25 Dienstjahre 
hinaus unter Beibehaltung der bisherigen Fassung des $ 26 
R.K.G. die finanzielle Belastung zu groß werden könnte, ist 
nicht stichhaltig. Die Angestellten werden, sofern es die ge- 
sundheitlichen Verhältnisse zulassen, bestrebt sein, ihre Rente 
zu steigern und daher von der Antragstellung auf Alterspension 
nur in dringenden Fällen Gebrauch machen. Die Zahl der 
Alterspensionäre seit Inkrafttreten des Reichsknappschaftsge- 
setzes kanrı daher keineswegs als geeigneter Maßstab für die 
Inanspruchnahme der Alterspension angesehen werden. 


5. Zahlung von Anerkennungsgebühren. 

. Hinsichtlich der Fristbemessung für Anerkennungsgebühren- 
zahler ($ uu des Entwurfs) wird vorgeschlagen, durch eine 
entsprechende Bestimmung die Bezirksvorstände zu ermächti- 
gen, zur Vermeidung von Härten Ausnahmen zuzulassen. 
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6. Abfindung PensionsberechtigterimAuslande, 


Für Pensionsempfänger im Auslande sieht der Entwurf eine 
Abfindung in Höhe der dreifachen jährlichen Rente vor (8 kkk des 
Entwurfs). Es ist notwendig, daß eine Bestimmung aufgenom- 
men wird, wonach die Abfindung im Einverständnis 
mit dem Berechtigten zu zahlen ist. - 


7. Nachprüfung des Anspruches auf Leistungen. 
Die Angestellteugruppe schlägt vor, eine zwingende Be- 
stimmung aufzunehmen, wonach eine neue Feststellung erfol- 
gen muß, wenn durch erneute Prüfung eines Anspruches auf 
Leistungen aus der Pensionsversicherung festgestellt wird, daß 
die Leistung mit Unrecht abgelehnt, entzogen, eingestellt oder 
unrichtig festgestellt worden ist. 
8 Doppelversicherung. 

Die Angestelltengruppe hält es für dringend erforderlich, 
in den Uebergangsbestimmungen festzulegen, daß die auf Grund 
der bisherigen Doppelversicherung (Knappschaftspensionskasse 
und A.V.) in der Angestelltenversicherung erworbenen An- 
sprüche auch nach der Aufhebung der Doppelversicherung 
neben den knappschaftlichen Leistungen bestehen bleiben. Für 
diese Ansprüche muß die A.V. dem Reichsknappschaftsverein 
gegenüber aufkommen, 


9, Versichertenvertreterim Knappschaftssenat. 


Der Entwurf enthält die einschränkende Bestimmung, daß 
als Vertreter der Versicherten an den Sitzungen des Knapp- 
schaftssenats nur Angehörige knappschaftlich versicherfer Be- 
triebe teilnehmen sollen. Diese Bestimmung ist dahingehend 
zu erweitern, daß auch Vertreter der wirtschaftlichen Vereini- 
gungen als Beisitzer zuzulassen sind. 5: 


10. Mehrleistungen und Rentensteigerungen. 


Ganz besonderen Wert legt die Angestelltengruppe der Ar- 
beitskammer auch auf eine Ergänzung der Bestimmungen über 
Mehrleistungen dahingehend, daß Mehrleistungen, über die in 
den Sondervorschriften kein Beschluß zustande kommt, von den 
Versichertenvertretern der Bezirksversammlungen der Bezirks- 
knappschaftsvereine besonders beschlossen werden können, ins- 
besondere dann, wenn die Versicherten die Mittel hierfür auf- 
bringen. 

Weiter wird bestimmt erwartet, daß die Renten über 
300 'Beitragsmonate hinaus um den gleichen Prozentsatz ge- 
steigert werden. 

* * 
x 


Das Gutachten aer Arbeitskammer ist außerordentlich be- 
deutsam. Nicht nur, weil es sich klar und deutlich gegen jede 
Verschlechterung des Reichsknappschaftsgesetzes ausspricht, 
sondern auch deshalb, weil es sich um das Votum von mehr 
als der Hälfte aller deutschen Bergbauangestellten zur Knapp- 
schaftsnovelle handelt. Fast alle übrigen Berbaureviere ha- 
ben sich in der gleichen Weise’ ausgesprochen, und man kann 
ohne Uebertreibung sagen, daß die erdrückende Majorität der 
Bergbauangestellten die geplante Gesetzesverschlechterung als 
eine unerträgliche Maßnahme empfindet. Wir erwarten, daß 
die Reichsregierung und der Reichstag nicht achtlos an dieser 
Tatsache vorübergehen, 

Sehr lehrreich sind die Vorgänge, die sich bei dem Zu- 
standekommen des Angestelltengutachtens der Ruhrarbeitskam- 
mer abgespielt. haben. Wie in solchen Körperschaften allge- 
mein üblich, war zur Ausarbeitung des Gutachtens eine kleine 
Kommission eingeseizt worden, der u. a. auch Herr Pappert 
vom G.d. A. angehörte, Wie alle übrigen Kommissionsmitglie- 
der stimmte Herr Pappert ohne jeden Vorbehalt für den Kom- 
missionsentwurf, so daß dieser ohne Verzögerung der Voll- 
sitzung der gesamten Angestelltengruppe am 24. November vor- 
gelegt werden konnte. In der Vollsitzung revidierte sich plötz- 
lich Herr Pappert und brachte einen Abänderungsantrag ein, 
wonach die Alterspension nicht mit Vollendung des 50., sondern 
dem 55. Lebensjahre, und zwar nur in Höhe von 90 Prozent 
an Stelle der heutigen Vollrente gezahlt werden soll. Herr 
Pappert wollte also eine Verschlechterung des Gesetzes. Glück- 
licherweise wurde, der Antrag abgelehnt; es stimmten nur Herr 
Pappert und der Vertreter des Verbandes oberer Bergbeam- 
ten, Herr Schleicher, dafür. In der Gesamtabstimmung 
stimmten, mit Ausnahme von Herrn Pappert, alle 
Vertreter der Angestelltengruppe der Arbeitskammer für das 
von der kleinen Kommission vorgelegte oben wiedergegebeng 
Gutachten. 

Dieses Votum ist im Interesse der Sache außerordentlich 
erfreulich. Weniger erfreulich wird es für manche Angestell- 
teuverbände sein,-z. B. für den Reichsverband deutscher Berg- 
bauangestellter, den Verband kaufmännischer Grubenbeamten 
und den Verband oberer Bergbeamten, denn deren Vertreter in 
der Arbeitskammer haben sich mit der Zustimmung zu dem 
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Gutachten in Gegensatz zu den Verschlechterungsforderungen 
dieser Verbände zur Knappschaftsnovelle gestellt. Wir hoffen, 
daß die Leitungen dieser Verbände daraus die richtige Konse- 
quenz ziehen und sich. in Zukünft nicht mehr für eine Ver- 
schlechterung des Gesetzes aussprechen. : 


Ein ganz kurioser Herr scheint der G.d.A. - Vertreter 
Pappert zu sein. In der kleinen Kommission stimmte er für 
das Gutachten, und in der Vollsitzung spricht er sich als 
alleiniger Angestelltenvertreter dagegen aus. Ob seine zuletzt 
eingenommene Haltung auf Anordnung der „hochwohl- 
weisen“ G.d.A.-Zentrale in Zehlendorf zurückzuführen. ist, 
wollen wir nicht nachprüfen. Wir möchten nur fragen, wie 
lange sich noch die G.d.A.-Mitglieder das Näarrenspiel ihrer 
Organisation in der Frage der Knappschaftsnovelle gefallen 
lassen wollen. 


Bergbauwirtschaftsfragen 


Vergleichende Angestelltenzahlen der Kaliindustrie,. Wenn- 
gleich die Betriebseinstellungen in der Kaliindustrie mit Ende 
des Jahres 1924 zu einem gewissen Stillstand gekommen vn 
so hielt doch der Angestelltenabbau im ersten Quart 
1925 weiter an, in der Hauptsache wohl durch die erfolgte 
Zusammenlegung von Betrieben. Am 1. April 1925 waren im 
Kalibergbau und in den Nebenbetrieben 3229 Angestellte ein- 
schließlich der technischen und kaufmännischen Direktoren 
und höheren Beamten beschäftigt gegen 3322 am 1. Januar d.J. 
Wir haben also in dieser Zeit eine Abnahme um 2,8 Prozent zu 
verzeichnen. 

Für die Zeit vom 1. April 1924 bis 1. April 1925 sind die 
Angestelltenzahlen für den Kalibergbau, einschließlich Neben-! 
betrieben, in folgender Höhe ermittelt: 


1.4.1924 1. 7.1924 1.10.1924 1.4.1925 9%,” 


Technische Angestellten. . 2066 1700 1463 1363 | — 34.03 
Kaufmännische Angestellten 1787 1488 1305 1271 — 28.88 
Angestellte zur Verrichtung 

einfacher Dienste ..... 53 48 50 43 — 19.0 
Summe der Tarifangestellten 3906 3236 2818 2677 — 31.63 
Direktoren usw. ...... 529 482 508 552 + 43 
Summe aller Angestellten . 4435 3718 3326 3229 — 274 


Die Verminderung der unter den Tarif fallenden Ange 
stellten betrug demnach in den angeführten zwölf Menaten 
1219 = —31,63 Prozent, wohingegen sich beachtenswerterweise 
die Zahl der Direktoren, Prokuristen usw. — also der 
außerhalb des Tarifes stehenden und bedeutend höher bezahl- 
ten Personen — um 23 erhöhte. 


Die Betriebskonzentration und der Abbau der Angestellten 


schreiten munter fort; es scheint sich aber in der Kaliindustrie 
eine Art Direktoren-Inflation breitzumachen. \ 





Bergbautarife 


Die Arbeitgeber zur Lage des mitteldeutschen Braunkohlen- 
bergbaues, Die Angestelltenorganisationen reichten am 24. No- 
vember beim Arbeitgeberverband für den mitteldeutschen Braun- 
kohlenbergbau neue Gehaltsforderungen ein. Die Arbeitgeber 
lehnten jede Erhöhung der Gehälter sowie Verhandlungen dar- 
über ab. Die beteiligten Organisationen haben beschlossen, das 
Reichsarbeitsministerium anzurufen, 

Betrachten wir einmal die übersandte Begründung des ab- 
lehnenden Verhaltens der Unternehmer, deren erster Teil wie 
folgt lautet: 

„Die trostlose Lage der deutschen Wirtschaft ist Ihnen ebenso be- 
kannt wie den Unternehmern. Sie zwingt zu größter Sparsamkeit auf 
allen Gebieten. Auch bei den für den Angestelltentarifvertrag vom 
19. Februar 1921 in Betracht kommenden Werken hat man zu Betriebsein- 
schränkungen und teilweise sogar zu Stillegungen schreiten müssen. Dieses 
Absterben selbst bisher gesunder Unternehmen würde gefördert wer- 
den, wolite man jetzt in der Zeit der Krise durch Erhöhung der Lohn-g 
und Gehaltskonten die Selbstkosten der Betriebe steigern. Das aber kann 
weder der Wirtschaft noch den Arbeitnehmern gegenüber verantwortet 
werden. Von den Arbeitgebern wird vielmehr der Standpunkt vertreten, 
daß es im Interesse der Angestellten liegt, wenn diese sich mit den 
gegenwärtigen Bezügen begnügen, weil sonst die Beschäftigungsmöglich- 
keit vieler Angestellten gefährdet werden könnte. (Hoffentlich denken 
die Arbeitgeber dabei auch daran, die übermäßig große Zahl der Direk- 
toren und leitenden Angestellten mit ihren horrenden Gehältern abzu- 
bauen. Die Red.). In Würdigung dieser Sachlage sehen sich daher die 
Arbeitgeber genötigt, ihren Antrag auf Gehaltserhöhung abzulehnen.‘ 

Ven den Unternehmern wird ja die Wirtschaftslage stets 
möglichst trostlos dargestellt und schon oft ist die Unstimmig- 
keit ihrer bei solchen Gelegenheiten herausgegebenen B£richte 
dangelegt worden. So neuerdings durch einen Artikel des’ 
Herrn Dr. Mezger über „Die Lage des mitteldeutschen Braun- 
kohlenbergbaues“ in Heft 47 des „Wirtschaftsdienstes“, einer 
Zeitschrift, die von den Universitäten Hamburg und Kiel, also’ 
einer durchaus neutralen Stelle, herausgegeben wird, | 
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‚ Der genannte Artikel ist um so wertvoller, als er sich nicht 
auf allgemeine Behauptungen stützt, sondern auf ausreichendes, 
konkretes Zahlenmaterial. 

Es wird u. a. ausgeführt, daß bei der Braunkohlen- und 
Brikettindustrie A.-G., ‚Berlin, auf ein um 14 Millionen Mark 
höheres ep (24,6 Millionen Mark 1924 gegenüber 10,6 Mil- 
lionen Mark 1913) ebenso wie im Jahre 1913 eine Dividende 
von 10 Prozent verteilt wurde. Weiterhin zeigt ein Vergleich; 


für die zehn bedeutendsten Unternehmen des mitteldeutschen 


Braunkohlenbergbaues eine nicht unwesentliche Steigerung des 
Durchschnitt-Reingewinnes, Wird nämlich der durchschnittliche 
Reingewinn für das Jahr 1913 gleich 100 gesetzt, so ist er 
gleich 136 für das Jahr 1924. (Die Zahlen für 1924 sind fast 
ausnahmslos auch für 1925 zutreffend, da die Wirtschaftslage 
der Braunkohlenindustrie nicht nur die gleiche geblieben ist, 
sondern sogar eine nicht unwesentliche Absatzsteigerung ver- 
zeichnet werden muß.) Ferner wurden die Abschreibungen in 
einem stärkeren Maße als das Anlagekapital im Verhältnis zum 
Frieden gestiegen ist, erhöht, also ein weiteres Plus bezüglich 
der Rentabilität der Werke, Auch wird auf Grund des vorhan- 
denen Zahlenmaterials festgestellt, daß die Unkosten je Ein- 
heit geförderter Kohle jetzt nicht höher, sondern eher niedriger 


sein können als im letzten Vorkriegsjahre. 


Die Ausführungen des Herrn Dr. Mezger zeigen, was 
von den Klagen des Arbeitgeberverbandes zu halten ist, denn 
der Artikel gipfelt in dem bemerkenswerten Satz: Der Schluß 


ist, somit berechtigt, daß es dem mitteldeutschen 
"Braunkohlenbergbau im Vergleich zu anderen 


Industrieunternehmungen besonders gut geht. 

Trotzdem versuchen die Unternehmer, die Wirtschaftslage 
als eine sehr schlechte hinzustellen, um sich den Verpflichtun- 
gen einer angemessenen Gehaltszahlung zu entziehen, was 
ihnen so lange gelingen wird, als es ihnen die Angestellten’ 
nicht durch machtvollen Zusammenschluß in den freigewerk- 
schaftlichen Organisationen unmöglich machen. 


Gehaltsbewegung im Ruhrbergbau, Wie bekannt, kündigten 


| die Angestelltenverbände zum 30. November d.J. die Gehalts- 
‚ tafel für die technischen Angestellten des Ruhrbergbaus, die seit 


Januar d. J. unverändert bestand und somit die erhebliche Stei- 


1 Kerung der Lebenshaltungskosten unberücksichtigt gelassen hatte. 


ach ergebnislosen freien Verhandlungen wurde von den Or- 
ganisationen der Schlichter angerufen. In der Schlichtungsver- 





‚|@3| BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 


Vollsitzung des Hauptbetriebsrates im 


"Reichsverkehrsministerium, Abteilung 


für Wasserstraßen 


Am 3. und 4. Dezember fand die 10. Vollsitzung des Haupt- 
betriebsrates statt. Behandelt wurden verschiedene eingelaufene 
Anträge, die in ihrer Mehrzahl" die weitere Bereitstellung von 


| Etatsmitteln zur Grundlage hatten, um bereits erfolgte und 
noch zu erwartende Arbeitseinstellungen und damit im Zu- 





scheidung wird voraussichtlich Mitte 





sammenhang stehende Entlassungen von Arbeitnehmern nach 


"Möglichkeit hintanzuhalten. 


Einen wichtigen Tagesordnungspunkt bildete der Bericht 
über den gegenwärtigen Stand der 


:Verreichlichung der Wasserstraßen, 


Hierzu machte der Vertreter des Reichsverkehrsininiste- 


 Hums eingehende Ausführungen, aus denen als wichtigste her- 
 vorzuheben ist, daß das Reichsverkehrsministerium nach wie 
vor den Standpunkt vertritt, daß auf Grund der Reichsver- 
Sassung die Wasserstraßen in die Verwaltung des Reiches zu 


übernehmen sind, und daß zu einer einheitlichen Gestaltung 
auch die -Verreichlichung in den Provinzial- und Ortsinstanzen 
durchzuführen ist. Die auftragsweise Ueberlassung der Verwal- 
tung der Wasserstraßen in diesen Instanzen bei den Länder- 
behörden wird nach wie vor für unzweckmäßig gehalten. Die 
beim Staatsgerichtshof anhängig gemachte Ent- 
ezember zu erwarten 
Sein. (Diese Entscheidung ist inzwischen gefallen, s. w. u. 
Die Redakt.) Sobald die Entscheidung vorliegt, wird das 
Reichsverkehrsministerium alles daransetzen, mit ‚größter Be- 
schleunigung für einheitliche Gestaltung der Reichswasser- 
Straßenverwaltung in allen Instanzen Sorge zu tragen. Alsdann 
wird auch der Zeitpunkt gekommen sein, endlich in den sehr 
vielseitig gestalteten Versorgungs- und Entlohnungsverhält- 
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handlung wurde gegen die Stimmen der Angestellten- und der 
Arbeitgebervertreter ein Schiedsspruch "gefällt, der das bis 
zum 30. November gültige Gehaltsabkommen wieder in Kraft 
setzte, mit erstmaliger Kündigungsmöglichkeit zum 31. Januar 
1926. Die Arbeitgeber hatten nicht zugestimmt, weil sie eine 
Verlängerung der Frist wenigstens bis zum 1. Mai 1926 ver- 
langten. Im Laufe der Erklärungsfrist haben sie jedoch den 
Schiedsspruch angenommen, die Angestelltenverbände lehnten 
aber ab. Es bleibt also vorläufig bei den alten Gehaltssätzent 
für den Ruhrbergbau. Wir werden in der nächsten Nummer 
unserer Zeitung näher auf die Gehaltsverhandlungen, deren 
Ergebnis eine schreiende Ungerechtigkeit darstellt, eingehen. 


Gehalisverhandlungen im Saarbergbau, Am 1. Dezember 
fanden zwischen dem französischen Minister für öffentliche 
Arbeiten und den Angestelitenvertretern Besprechungen wegen 
einer neuen Gehaltserhöhung statt, nachdem vorher mit 
den Arbeitern verhandelt worden war. Von unserer Seite nahm 
der Kollege Hoffmeister daran teil, der in längerer Aus- 
führung unsere Forderungen begründete, denen sich im großen 
und ganzen die übrigen Angestelltenyertreter anschlossen. Der 
Minister erklärte im Verlauf der Verhandlung, daß die An- 
gestellten die gleiche Erhöhung wie die Arbeiter erhalten 
sollen und darüber hinaus ein Mehr entsprechend dem Zu- 
rückbleiben hinter den Aufbesserungen der Arbeiterlöhne bei 
früheren Gehaltsregelungen. Das zur Feststellung dieser Tat- 
sache notwendige Material erwarte er baldmöglichst vom Kol- 
legen Hoffmeister. Um den ständigen Klagen der Saarangestell- 
ten abzuhelfen, sollte in Zukunft der Index der Stadt Saar 
brücken als Unterlage für die Höhe der Teuerungszulagen be- 
nutzt werden. 

Inzwischen sind die Verhandlungen mit den Arbeitern vor- 
läufig gescheitert; hoffentlich bleibt dies ohne Rückwirkung. 
auf den Gang der Verhandlungen mit den Angestellten. 


Tarifvertrag für die Bernsteinwerke Palmnicken, _ Zwei 
Tage vor dem angesetzten Schlichtungstermin nahm der Ost- 
preußische Arbeitgeberverband die vorher abgebrochenen Ver- 
handlungen wegen eines neuen Angestelltentarifvertrages mit 
den Organisationsvertretern wieder auf. Nach kurzer Verhand- 
lung wurde ein neuer Mantel- und Gehaltstafif 
zum Abschluß gebracht, wodurch eine durchschnittliche Ge- 


haltsaufbesserung um 9 Prozent erreicht wurde, 
‘8 
U 
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nissen der Arbeitnehmer der Reichswasserstraßen Klarheit zu 
schaffen. 

Zu dem Berichtüber die wirtschaftliche Lage 
der Verwaltung wurde ausgeführt, daß die für die Unter- 
haltung der Wasserstraßen dem Reichsverkehrsministerium zur 
Verfügung stehenden Mittel bereits vollkommen an die Mittel- 
behörden verteilt sind und auf weitere Zuschußgewährung so- 
wohl von seiten des Reichsverkehrsministeriums sowie von 
seiten des Reichsministers der Finanzen in Anbetracht des 
mißlichen Standes der Reichsfinanzen nicht gerechnet werden 
könnte. Die Mittelbehörden seien hierüber auch nicht in Zwei- 
fel gelassen worden, und wenn jetzt von mehreren Stellen 
Meldungen über äußerst frühzeitige Arbeitseinstellun- 
gen und Arbeiterentlassungen in größeren Um- 
fange infolge fehlender Geldmittel hier eingingen, dann scheine 
das hauptsächlich auf die nicht zweckmäßige Ein- 
teilung der zur Verfügung gestellten Mittel 
zurückzuführen sein. Bei dieser Sachlage tritt in Erscheinung, 
daß gerade die Reichswasserstraßenverwaltung durch Arbeits- 
einstellung erheblich zur Vermehrung der Arbeitslosigkeit bei- 
trägt. Die Vollsitzung des Hauptbetriebsrats stellte sich auf 
den Standpunkt, daß Reichs-, Staats- und Kommunalverwal- 
tungen in Anbetracht der schon ohnehin täglich steigenden Ar- 
beitslosigkeit verpflichtet seien, dafür zu sorgen, daß nicht 
auch aus Kreisen der ständigen Arbeiter dieser Verwaltungen 
die Zahl der Arbeitslosen noch vergrößert wird 
und diese Arbeiter schließlich ebenfalls der Arbeitslosenunter- 
stützung anheimfallen, womit größere Geldbeträge 
aus Öffentlichen Mitteln für unproduktive 
Zwecke verwendet werden würden. Die Vollsitzung des 
Hauptbetriebsrats beantragte daher, das Reichsverkehrsministe- 
rium möge unter Darlegung vorstehender Gesichtspunkte bei 
den maßgebenden Stellen nochmals versuchen, Mittel für 
die Weiterführung der Arbeiten und Weiter- 
beschäftigung der Arbeiter in der Reichswasserstraßenverwal- 
tung verfügbar zu ‚machen. 
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Einen weiteren Punkt der Tagesordnung bildete die 


Versorgungsanstalt der Arbeiter und Angestellten bei den 
Reichsverwaltungen, 


Die vom Vertreter des Reichsverkehrsministeriums hierzu 
emachten Ausführungen bestätigten im allgemeinen das, was 

den interessierten Arbeieumsrkreisen bereits aus Fachzeit- 
schriften und aus der Tagespresse über die Angelegenheit be- 
kanntgeworden ist. Der Verwaltungsrat der Reichs- 
post hat in seiner Anfang November dieses Jahres statt- 
gehabten Sitzung den vom Reichspostminister im Einverneh- 
men mit den wirtschaftlichen Organisationen der Arbeiter und 
Angestellten aufgestellten Satzungsentwurf, wonach die zu 
gründende Versorgungsanstalt für die Arbeiter und 
Angestellten aller Eh Srwtin pen in Betracht 
kommen sollte, abgeändert. Danach besteht die Absicht, diese 
Kasse zunächst als eine Versorgungskasse für die Bediensteten 
der Deutschen Reichspost aufzuziehen. Da auf solche Weise 
der Anschluß der bisher nicht versicherten Arbeitnehmer der 
übrigen Verwaltungen zum mindesten auf unbestimmte Zeit 
hinausgezögert werden würde, diese Arbeitnehmer auch bei 
späterem Hinzutritt auch in keiner Weise in den maßgebenden 
Körperschaften der Versorgungsanstalt vertreten sein würden, 
glaubt die Vollsitzung des Hauptbetriebsrats diese Lösung 
nicht als im Interesse der Arbeitnehmer der Reichswasser- 
straßenverwaltung liegend ansprechen zu können und hat da- 
her zu diesem Punkt der Tagesordnung folgende Entschlie- 
Bung einstimmig angenommen: 

„Die am 4. Dezember 1925 in Berlin im Reichsverkehrsministerium 
tagende 10. Vollsitzung des Hauptbetriebsrats der Reichswasserstraßen- 
verwaltung fordert, daß seitens der beteiligten wirtschaftlichen Organi- 
sationen der Arbeiter und Angestellten dieser Verwaltung und seitens des 
Reichsverkehrsministeriums, mit allen Mitteln dahin gestrebt wird, daß 
die einzurichtende Versorgungsanstalt für Arbeiter und Angestellte der 
Deutschen Reichspost, in gleicher Weise und mit vollständiger Gleichbe- 
rechtigung auf die Arbeiter und Angestellten der übrigen Reichsver- 
waltungen ausgedehnt wird. 

Der vom Verwaltungsrat der Deutschen Reichspost bei der Beratung 
am 5. und 6. November 1925 aus dem vorläufigen Satzungsentwurf ge- 
strichene & 2, nach dem die Kasse auch für die Arbeiter und Angestell- 
ten der übrigen Reichsverwaltungen in Betracht kam, muß wieder im 
a Umfang wort- und sinngemäß in die Satzungen aufgenommen 
werden, 

Die in der Sitzung des Verwaltungsrats der Deutschen Reichspost, 
im besonderen die von den Beamtenvertretern gegen die Gründung 
dieser Versorgungskasse erhobenen Einwendungen, müssen als gesucht 
und für völlig abwegig befunden werden. Die Arbeiter und Angestellten 
der Reichswasserstraßenverwaltung empfinden diese Kritik im Verwal- 
tungsrat als Herausforderung und weisen sie, weil aus unsozialer Den- 
kungsweise entspringend, zurück, 

Bei etwaiger späterer Ueberführung von Arbeitnehmern der Reichs- 
wasserstraßenverwaltung, die bereits einer Versorgungskasse angehören, 
in eine einheitliche Versorgungsanstalt der Reichsverwaltungen, ist darauf 
Bedacht zu nehmen, daß die von diesen Arbeitnehmern in den bisherigen 
Versorgungskassen erworbenen Rechte in keiner Weise geschmälert wer- 
den und sie gegen den jetzigen Versicherungsstand nicht schlechter ge- 
stellt sein dürfen.“ 

Ferner beschäftigte sich die Vollsitzung mit der falschen 
bzw. engherzigen Auslegung der Bestimmungen der Tarif- 
verträge durch die örtlichen Dienststellen. Die vorge- 
brachten Anstände wurden dem geschäftsführenden Ausschuß 
des Hauptbetriebsrates zur weiteren Verarbeitung im _Reichs- 
verkehrsministerium überwiesen. Die Vertreter des Reichsver- 
kehrsministeriums sagten zu, dafür einzutreten, daß grundsätz- 
lich falsche Auslegungen der -tariflichen Bestimmungen be- 
seitigt würden. Gleiches trifft auf. die Auswirkung des Tarif- 
vertrages für die Angestellten zu. 

Zu der Frage der Gewährung von Unterstüt- 
zungenanArbeiterund Angestellte der Reichs- 
wasserstraßenverwaltung wurde von der Vollsit- 
zung beantragt, beim Reichsverkehrsministerium die Heraus- 
gabe allgemeiner Grundsätze und Richtlinien, in denen auch die 
Mitwirkung der Betriebsvertretungen bei Prü- 
fung diesbezüglicher Anträge von Arbeitnehmern zu regeln 
ist, zu veranlassen. Der geschäftsführende Ausschuß wird in 
entsprechende Verhandlungen mit dem Reichsverkehrsministe- 
rium eintreten. Im allgemeinen wurde Klage darüber geführt, 
daß gerade auch bei Gewährungen von Unterstützungen und 
Notstandsbeihilfen an Bedienstete der Reichswasserstraßenver- 
waltung von den örtlichen Dienststellen und Mittelbehörden 
bisher nicht in der wohlwollenden Weise verfahren worden ist, 
wie. es vom Reichsverkehrsminister gewünscht und hauptsäch- 
lich auch im Erlaß vom 31. Oktoer 1935 — W. II. P. 3. 4350 — 
zum Ausdruck gebracht worden ist. 

Von den Vertretern des Reichsverkehrsministeriums wurde 
weitere Bereitstellung von Geldmitteln für Un- 


terstützungszwecke an die Mittelbehörden zugesagt, 


wobei in den a nochmals darauf hinge- 
wiesen werden solle, daß bei Zuteilung und Bemessung dd 
einzelnen Unterstützungen im Rahmen der den Mittelbehörden 


«erteilten Ermächtigung unbedingt wohlwollend zu verfahren ist, 


‚Stelle des Juristen zu setzen. Aber es scheint doch recht und 










Berufsfragen der Behördentechniker 


Der Techniker in der Verwaltung. In der letzten Numme 
der „D.T.Z.“ hatten wir eine Verfügung aus dem Ministerial- 
blatt für die preußische innere Serwallus Nr. 46 vom 28. Ok= 
tober 1925 veröffentlicht, die sich mit der Stellung der 
technischen Dezernatein derinneren Verwal- 
tung beschäftigte. In Ergänzung unserer an diesen Erlaß’ 
geknüpften Kritik möchten wir heute auf einen Aufsatz in der 
„Kölnischen Zeitung‘ vom 6. November 1925, erste Morgen- 
ausgabe, zurückkommen, der durchaus unsere Auffassung zu 
der Sachlage bestätigt. In diesem Artikel, „Höhere tech- 
nische Verwaltungsbeamte“, weist der Verfasser, 
L. v. Hesse, nach einem kurzen Ueberblick über die geschicht= 
liche Entwicklung des Verwaltungsbeamtentums darauf hin, 
daß gegenüber den früheren Zeiten, wo es nur eine Kategorie 
von Verwaltungsbeamten gab, die die Verantwortung für jede 
Handlung zu tragen hatten, und denen zur Behandlung vom 
Sonderfragen „Techniker“ nur als Hilfsarbeiter und Gutachter 
beigegeben waren, in den letzten Jahrzehnten wesentlich® 
Wandlungen eingetreten sind. Diesen Wandlungen sind aber 
die allgemeinen Anschauungen und auch die gesetzlichen Be= 
nungen noch nicht geiolgt. „Gerade der im Beamtentum 
und in bezug auf das Beamtentum herrschendey sonst sicher 
gesunde und erfreuliche Konservatismus erschwert hier die Um-| 
stellung in tatsächlich schon vorhandene ganz neue Verhält- 
nisse.“ Der Artikel fährt nach dieser Feststellung weiter fort: 

„Der besonders im Verlauf des 19. Jahrhunderts erfolgte 
ungeheure Aufschwung auf allen Gebieten der Wissenschaft 
und Technik konnte auch an den verschiedenen Verwaltungs= 

ebieten nicht spurlos vorübergehen und stellte an die betrei= 
enden Spezialbearbeiter immer höhere Anforderungen. Immer 
mehr mußte daher aber auch der Juristals eigen t- 
licher Bearbeiter zurücktreten und dem Tech“ 
niker Platz machen. Dieser wiederum war gezwungen, dauernd 
sein Wissen zu vertiefen und zu erweitern, um seinen Aufgabe 
gerecht zu werden. Ein technischer Beruf nach dem anderen 
mußte dazu übergehen, für seine Angehörigen die volle akade- 
mische Vorbildung als Grundlage zu verlangen. Der Techniker 
von ehedem ist heute Wissenschaftler so gut als der Jurist 
Seine Vorbildung ist der juristischen durchaus eleichw erg 
Daraus müssen auch Folgerungen für die Stellung der: nicht 
juristischen Beamten in der Verwaltung gezogen werden. Auf 
ihren Schultern ruht jetzt tatsächlich die ganze Last der mo- 
ralischen Verantwortung für die Arbeitsleistung ihrer Fachver- 
waltung, die ja durchaus ein umfassendes Sonderstudium ver- 
langt. Es ist ganz ausgeschlossen, daß der Nichtfachmann, in 
diesem Falle der Jurist, sich demgegenüber mehr als einen zum 
Verständnis der Zusammenhänge hinreichenden Ueberblick er 
werben kann. Andererseits ist aber heute auch der technische 
Beamte gehalten, sich nicht nur auf sein Sondergebiet zu be='| 
schränken, sondern sich ebenfalls einen Ueberblick über die 
sein Fach berührenden Nachbargebiete zu verschaffen. Keim 
Fachbeamter kann z. B. heute einer genauen Kenntnis der im | 
sein Sondergebiet und die allgemeine Staatsverwaltung ein- 
schlägigen Gesetze, Bestimmungen und Verordnungen entraten, | 
will er anders seinen Aufgaben gerecht werden. 

Auf der anderen Seite hat sich der juristische Verwaltungs- 
beamte im Laufe der Zeit, wohl wegen der Ueberfülle des‘ 
Rechtsstoffes, immer mehr auf das reine Rechtsstudium kon- 
zentrieren müssen und hat die breitere Basis der Kameralistik 
verlassen. Seine Vorbildung ist also seinem Berufe gar nicht 
so unbedingt angepaßt, wie dies etwa 100 Jahre früher noch | 
der Fall war. Er muß sich die für die Verwaltung als solche 
nötigen Kenntnisse ebenso hauptsächlich in der Praxis erwer- 
ben, wie dies auch die technischen Beamten müssen. Es fragt 
sich nur, ob hierfür die abstrakte Rechtswissenschaft eine 
bessere Grundlage bietet als die dem praktischen Leben heute 
weit näherstehenden technischen Fächer. | 

Aus allen diesen Gründen ist es nicht mehr gerechtfertigt 
wenn man in weiten Kreisen dem technischen Beamten noch | 
ein-gewisses Mißtrauen bezüglich seiner Befähigung zum prak= 
tischen Verwaltungsdienste entgegenbringt, weil man in ihm 
nur den „Techniker“, Gelehrten oder Künstler erblicken zu 
müssen glaubt. Gewiß muß gerade in der heutigen Zeit der 
Bekämpfung aller Tradition unbedingt anerkannt werden, daB 
dem Juristen eine jahrhundertelange Berufstradition als Ver- 
waltungsbeamter wesentlich zustatten kommt. Ebenso muß 
aber auch anerkannt werden, daß heute der aus einem techni='% 
schen Berufe hervorgegangene Beamte seiner Vorbildung nach 
durchaus die Gewähr dafür bietet, ein ebenso tüchtiger Ver 
waltungsbeamter zu sein. Vielleicht sind ihm sogar noch 
manche günstigeren Vorbedingungen gegeben. Es soll hier 
nicht die Forderung erhoben werden, den höheren technischen 
Beamten der Verwaltung oder, wie er richtiger zu bezeichnen 
i den „höheren technischen Verwaltungsbeamten“ an d 
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tungszweigen - als  vollgültigen Verwaltungsbeamten - bewertet 
und ihn für fähig erachtet, die Verantwortung, die er ja doch 
schließlich für seine Arbeit trägt, und die ihm keiner abneh- 
‚men kann, auch rechtlich zu vertreten. Das würde nur die An- 
_ erkennung eines tatsächlich bereits bestehenden Zustandes be- 
deuten, die ‚durch Schaffung eindeutiger. Verhältnisse id 
‚durch Steigerung der Berufsfreudigkeit nur im Interesse des 
Staates liegen würde.“ 3% 
_ . Wir’ möchten noch hinzufügen, daß der Kampf um den 
Einfluß des Technikers in der Verwaltung in den letzten Jahren 
auch wiederholt Zu: Aussprachen in den Parlamenten geführt 
hat. Fast alle politischen Parteien haben sich damit beschäf- 
tigt. Es ist gefordert worden, daß, wie es z. B. in einer Ent- 
‚schließBung des Ausschusses für Technik der D:V.P. zum Per- 
sonalabbau hieß, der in den letzten Jahrzehnten erreichte Fort- 
schritt, daß leitende Stellen nicht nur durch Verwaltungs- 
beamte, sondern auch durch Fachleute besetzt worden sind, 
beim Abbau nicht gefährdet werden dürfe, sondern daß viel- 
mehr die entscheidenden Befugnisse der Fachbeamten zwecks 
Vereinfachung des Geschäftsganges und Erhöhung des Wir- 
kungsgrades der gesamten Verwaltung nicht zu vermindern, 
sondern sogar noch zu erhöhen seien, und daß in den techni- 
Schen Betrieben und Behörden von Reich, Staat und Gemein- 
| den der technische Einfluß auch ziffernmäßig erheblich über- 
|" wiegeh. müsse. x | 


Versetzung von Baubeamten im Bereiche der Reichsver- 
| mögensverwaltung. Auf Grund der neuen politischen Situation 
‚haben die Verhältnisse im Bereiche der Reichsvermögensverwal- 

tung eine Wendung erfahren. Ab 1. Dez. 1925 wird die erste 
| Zone: seitens der Besatzung geräumt. Damit werden auch die Auf- 
|' gaben der nachgeordneten Dienststellen der Reichsvermögens- 
‚verwaltung in diesem Gebiet erledigt. Wie wir nunmehr er- 
Jahren, beabsichtigt das Ministerium für die besetzten Gebiete, 
|die freiwerdenden Beamten in die Zehn- bzw. Fünfzehn-Jahres- 
zone. zu versetzen und die in diesen Zonen beschäftigten Ange- 
‚stellten entsprechend abzubauen. Diese Art Personalpolitik läßt 
auf "eine bürokratische Erledigung schließen, ohne daß sie 
‚den sozialen und materiellen Interessen der Beteiligten gerecht 
wird. Das Ministerium für die besetzten Ge- 
|biete, insonderheit die Reichsvermögensver- 
iwaltung, hatalle Ursache, eine PersonalpoHli- 
tik zutreiben, dieden Beamten und Angestell- 
ten nach Möglichkeit gerecht wird und über- 
flüssige Härten vermeidet, zumal die Angestellten 
nd Beamten der Reichsvermögensverwaltung in der Zeit der 
schwersten Bedrückung durch Ausharren auf ihrem Posten dem 
| Reiche wertvolle Dienste geleistet haben. In der Personalpolitik 
muß sich daher die Dankesschuld des Reiches diesen Kräften 
gegenüber zeigen. In Wirklichkeit geht die Verwaltung andere 
"Wege. Nach den uns vorliegenden Unterlagen haben wir den 
Eindruck, daß die Tendenz, sämtliche Angesteliten ohne Rück- 
sicht auf ihre Reichsdienstzeit zu entlassen, in den zuständigen 
| Stellen stark bemerkbar ist. Gegen einen solchen Abbau gilt es 
sich mit allen Mitteln zur Wehr zu setzen. Uns ist ferner nicht 
A unbekannt geblieben, daß das Landesfinanzamt Köln bei Be- 
darf von Baubeamten sich ergebnislos an die Reichsvermögens- 
verwaltung gewandt hat. Umgekehrt hat das Ministerium für 
‚die besetzten Gebiete erst in neuerer Zeit Baubeamte bei der 
Reichsbauverwaltung angefordert, obgleich zur selben Zeit 
langjährige Angestellte der Reichsvermögensverwaltung 'ge- 
kündigt wurden. Da uns andererseits auch bekannt ist, daß die 
Liegenschaftsverwaltung im Bereiche der ersten Zone von der 
|Reichsvermögensverwaltung an die” Reichsbauverwaltung ab- 
© gegeben wird, haben wir versucht, auf das Ministerium dahin 
einzuwirken, daß mit der Uebergabe der Liegenschaftsverwal- 
tung zugleich auch die entsprechenden Baubeamten von der 
‚Reichsbauverwaltung übernommen werden. Schließlich haben 
wir die nachstehende Eingabe dem Ministerium für die be- 
setzten Gebiete unterbreitet: 
—_ „Infolge Räumung der Kölner Zone sind u. a. technische Baubeam- 
enstellen entbehrlich geworden. Wie uns mitgeteilt wird, werden die 
entbehrlich gewordenen Baubeamten zur Deckung fehlender Beamten in 
‚den anderen Zonen versetzt. Mit Rücksicht auf das wirtschaftliche In- 
teresse des Reiches erscheint es geboten zu überprüfen, inwieweit eine 
‚Unterbringung dieser freigewordenen Beamtenkräfte innerhalb des Lan- 
sfinanzamtes Köln angängig ist. Durch eine solche Maßnahme würden 
nicht nur Reise- und Umzugskosten erspart, sondern im Interesse des 
‚Beamten angesichts des zu verzeichnenden Wohnungsmangels eine Tren- 
gung von Familie vermieden werden. Es liegt zweifellos im wirt- 
‚schaftlichen Interesse des Reiches, wenn von Versetzungen von Baube- 
‚amten nach Möglichkeit abgesehen wird, um so mehr als nicht feststeht, 
‚ob die Tätigkeit in den noch besetzt bleibenden Gebieten von längerer 
‚Dauer sein wird, und die betreffenden Beamten dann bei einem Abbaıt 
‚oder einer Uebernahme zu einer anderen Behörde erneut einen weiteren 
‚Umzug zu erwarten haben. Außerdem erscheint es in sozialer Hinsicht 
‚angebracht, de Zahl der Beamten jetzt schon durch 
Veberweisung an andere Baudienststellen’ zu ver- 
en und den‘ später etwa notwendig werdenden Abbau vorzu- 
en; rn 
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Wir würden es deshalb begrüßen, wenn die Abteilung IV des- Reichs- 
finanzministeriums (Reichsbauverwaltung) bei weiterem Bedarf an Bau- 
beamten beim Landesfinanzamt Köln und dessen nachgeordneten Dienst- 
stellen auf die im Geschäftsbereich wohnenden und dort entbehrlich 
werdenden Baubeamten 'der. R.V.V, zurückgreifen würde. Dem Ein- 
wand, daß in den übrigen noch besetzt bleibenden Zonen Mangel an 
Baubeamten ‚besteht, könnte u. E. durch Beibehaltung von 
älteren diensterfahrenen Angestellten, deren Kün- 
digung ausgesprochen oder zu erwarten ist, begeg- 
net werden. 

Bei dieser Gelegenheit möchten wir im Namen der bautechnischen 
Beamten dem ‚Ministerium die weitere Bitte unterbreiten, bei bereits not- 
wendigen Versetzungen die persönlichen Wünsche der- betreffenden Be- 
amten hinsichtlich des Ortes ihrer weiteren. Verwendung mehr als. bis- 
her nach Möglichkeit zu berücksichtigen.“ | 

Eine ähnliche Eingabe haben wir an das Reichsfinanzmini- 
sterium gerichtet. : 

Wir wollen nur hoffen und wünschen, daß der Minister 
sich die in der Eingabe enthaltenen Gedankengänge zu eigen 
macht. 


Betriebsräte bei den Behörden 


Betriebsrätewahlen Bezirksbetriebsrat Trier. Auf Veran- 
lassung der AfA-Organisationen fand im. Regierungsbezirk 
Trier eine Nachwahl zum Bezirksbetriebsrat statt. Das Er- 
gebnis dieser Wahl ist ein voller Erfolg der gewerkschatt- 
lichen Arbeit und Einstellung der technischen Angestellten. 
Es waren zwei Vorschlagslisten eingereicht, und zwar eine 
Vorschlagsliste unserer Bundesmitglieder und eine Vorschlags- 
liste der Büroangestellten. Auf die Vorschlagsliste unseres 
Bundes entfielen von 135 Stimmen, 118. Die Büroangestellten 
konnten auf ihre Liste nur 17 Stimmen vereinigen. 


Besoldungsfragen 


Reichstagskämpfe um die Beamtenbesoldung. Die jetzigen 
Verhandlungen im Reichstage über eine Aufbesserung der 
Bezüge der Beamten und Behördenangestellten begannen am 
9.-November. Seitens der Regierung lag wiederum eine aus- 
führliche Denkschrift über die Finanzlage des Reiches nebst 
zahlreichen Anlagen vor, über die vielleicht später noch zu 
reden sein wird. Die Verhandlungen im Haushaltsausschuß 
des Reichstages erstreckten sich über den 9, 10., 11. und 
12. Dezember. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der 
Zeitpunkt für die Behandlung der Beamtenforderungen "ein 
denkbar ungünstiger war. Die außerordentlich ungünstige 
wirtschaftliche Gesamtlage führt zu Forderungen, die von 
allen Seiten auf den Reichstag eindrängen. Der günstige 
Augenblick im Frühjahr dieses Jahres war 
durch die Schuld der Regierungsparteien 'in 
Gefolgschaft des Kabinetts Dr. Luther-Schlie- 
ben gründlich verpaßt worden. Dazu kommt im 
gegenwärtigen Augenblick eine schwierige parlamentarische 
Lage insofern, als nur eine geschäftsführende Regierung vor- 
handen ist, der gegenüber dem Reichstag kein Mittel zur Ver- 
fügung steht, seine Auffassung durchzusetzen. Es würde zu 
weit führen, die einzelnen Phasen im Verlauf der viertägieen 
Verhandlungen im Haushaltsausschuß hier darzustellen. Wir 
verweisen auf die sehr ausführlichen Berichte der „A.D.B.Z.“ 
Es hatte sich zum Schluß folgende Situation ergeben: 

Ein ursprünglicher sozialdemokratischer Antrag auf Er- 
höhung des Zuschlages zum Grundgehalt für die Gruppen I 
bis VI von 121/, Proz. auf 30 Proz. und für die Gruppen VH 
bis IX von 10 Proz. auf 20 Proz. wurde abgelehnt. Schließ- 
lich einigte man sich in der Mehrheit des Haushaltsaus- 
schusses auf einen Zentrumsantrag, der den Zuschlag zum 
Grundgehalt für die Gruppen I bis VI von 121/, Proz. auf 
25 Prozent, für die Gruppen V und VI von 12!/, Proz. auf 
20 Proz. ab 1. Dezember 1925 erhöht wissen wollte, wobei 
die sich hieraus für Dezember 1925 bis März 1926 einschließ- 
lich ergebenden Beträge noch vor Weihnachten ausgezahlt 
werden sollen. Ein sozialdemokratischer Antrag, dem Zen- 
trumsantrag rückwirkende Kraft ab'1. Oktober 1925 zu geben, 
war. abgelehnt worden. Das gleiche Schicksal hatten völkische 
und kommunistische Anträge auf Zahlung einer einmaligen 
Beihilfe von 300 M. bzw. 200 M. erfahren. , 

Am 14. Dezember begannen die Verhandlungen im Ple- 
num des Reichstages über den vorgenannten Antrag des Haus- 
Ei der, um ‘es hier- zu- wiederholen, verlangte, 
derf allgemeinen Teuerungszuschlag für die: Beamten der Grup- 
pen I bis IV von 121/, Proz. auf 25 Proz., der Gruppen 'V 
und VI von 121/, Proz. auf 25 Proz. zu erhöhen. Der Reichs- 
kanzler Dr. Luther gab die Erklärung ab, daß die Regierung 
als lediglich geschäitsführende Regierung dem Antrag des 
Hauptausschusses nicht zustimmen könne, daß sie dagegen 
bereit sei, folgende einmalige Notmaßnahme zu 
treffen: 

Den Beamten, Wartegeld- und Ruhegehaltsempfängern, Be- 
amtenhinterbliebenen und Angestellten der Gruppen I bis IV 
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wird eine ne in Höhe von ein Viertel des ihnen für 
Dezember 1925 zustehenden Monatsbezuges, den Beamten usw. 
der Gruppen V und VI eine solche in Höhe von ein Fünftel 
des Monatsgehaltes noch vor Weihnachten ausgezahlt, min- 
destens aber den Ledigen 30 M., den Empfängern eines Frauen- 
zuschlages 35 M. statt 30 M., den Empfängern von Kinder- 
beihilfen für jedes Kind, für das für Dezember 1925 ein Kinder- 
zuschlag oder eine Kinderbeihilfe gezahlt ist, außerdem je 
3 M., den Vollwaisen insgesamt 10 M., den Kriegsbeschädigten 
und Kriegshinterbliebenen ein Viertel der ihnen für Dezember 
1925 zustehenden Bezüge. 


Die Plenarverhandlungen konnten am 14. nicht zu Ende 
geführt werden und wurden auf den folgenden Tag, den 
15. Dezember, vertagt. 


An diesem Tage fiel dann die Entscheidung. Der Reichs- 
kanzler empfahl erneut Annahme seines auf. einen Antrag der 
Bayerischen Volkspartei beruhenden Vorschlags vom vorher- 
gehenden Tage. Durch Beschluß einer Mehrheit von den De- 
mokraten bis zu den Deutschnationalen wurde zuerst über 
diesen Regierungsantrag abgestimmt, wodurch der Beschluß 
des Haushaltsausschusses in den Hintergrund gedrängt wurde. 
Es wurde noch ein Zusatzantrag angenommen, den Empfängern 
eines Frauenzuschlags statt 35 mindestens 40 M. zu gewähren. 
Das Ergebnis der sechstägigen Debatten im Reichstage ist also, 


daß als einmalige Weihnachtsbeihilfe ge- 
zahlt werden sit den Beamten, Wartegeld- 
und Ruhegehaltsempfängern, Beamtenhinter- 
bliebenen und Angestellten der Besoldungs- 


gruppen I bis IV ein Viertel, den Beamten. 


usw. der Gruppen V und VI ein Fünftel der 
Dezemberbezüge, mindestens aber den Ledi- 
gen 30 M., den Empfängern eines Frauenzu- 
schlags 40 M., den Empfängern von Kinderzu- 
schlägen außerdem 5 M,, wc Vollwaisen ins- 
gesamt 10 M., den Kriegsbeschädigten und 
:Kriegshinterbliebenenein ViertelderDezem- 
:berbezüge. 


250 neue Beamtenstellen in der Katasterverwaltung. Im 
Preußischen Landtag ist bei den Schlußabstimmungen 
über den Etat für das Rechnungsjahr 1925 beschlossen worden, 
die Zahl der Beamtenstellen um 250 zu vermehren. Demzufolge 
sind in der Besoldungsgruppe A 8 statt 170 Stellen für Kataster- 
obersekretäre 270 Stellen eingesetzt und in die Besoldungs- 
gruppe A 7 statt 255 Stellen für Katasterobersekretäre 
405 Stellen. 


Die durch die Besetzung dieser Stellen in der Besoldungs- 

gruppe freiwerdenden Katastersekretärstellen werden durch Ein- 

erufung von Diätaren und Katasteranwärtern besetzt, Mit den 
Einberufungen ist in Kürze zu rechnen. 
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Die übrigen die Personalverhältnisse” der Katasterverwal-” 
tung betreffenden Anträge sind den zuständigen Landtagsaus- 
schüssen überwiesen. Hierunter befindet sich auch folgender‘ 
für die Bestrebungen des gesamten Berufsstandes sehr wich- 
tiger Antrag: » 

„Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministerium zu ersuchen,‘ 
zu der bei der Katasterverwaltung geschaffenen Obersekretärlaufbahn 
grundsätzlich auch alle aus der bisherigen Laufbahn hervorgegangenen‘, 
Katastersekretäre, Diätare und Techniker als Anwärter zuzulassen, wenn 
sie den Anforderungen entsprechen. Gegebenenfalls sind Uebergangsbe- 
stimmungen herauszugeben.‘ 

Hieraus ist zu entnehmen, daß mit der Schaffung der 250: 
neuen Stellen der grundsätzliche Kampf um die Gleichstellung 
des Berufsstandes mit der Obersekretärklasse noch nicht ent- 
schieden ist. Der. Bund wird-in dieser Richtung nachhaltig 


und zielbewußt ‚weiterarbeiten. 
Pr 


Wohnungsgeldzuschüß und Ortsklassenverzeichnis. Die 
Spitzenorganisationen der Beamten und Behördenangestellten 
haben dem Reichstag und dem 5. und 14. Reichstagsausschuß 
nachstehende Eingabe überreicht, in der eine Nachprüfung 
der Grundlage für die Aufstellung des Ortsklassenverzeichnisses 
und eine entsprechende Neuaufstellung gefordert wird: 


„Die Beamtenspitzenorganisationen überreichten dem Reichstag am 
11. Februar d. J. einen Einspruch gegen die durch die 18. Ergänzung 
des Besoldungsgesetzes vom 23. Oktober 1924 erfolgte Einführung des 
Wohnungsgeldzuschusses und wandten sich am 3. Juli in einem Schreiben 
an die Reichstagsfraktionen, in dem sie ausführten, daß durch die Ent- 
schließung des 5. Ausschusses nur wenige der durch das neue Orts-” 
klassenverzeichnis entstandenen Härten beseitigt werden können, weil 
der im Abschnitt a) der Entschließung vorgesehene Rahmen des $ 12a 
Abs. 4 des Besoldungsgesetzes, selbst bei wohlwollender Auslegung, zu 
eng ist, und daß aus dem Grunde der: jetzige Zustand auch nicht, 
wie Abschnitt b) der Entschließung vorsieht, so lange bleiben kann, 
bis die Entwicklung der Mieten die allgemeine ‘Nachprüfung des 
Ortsklassenverzeichnisses gestattet, 

Die inzwischen aut Grund des Abschnittes a) der Entschließung durch 
Verfügung des Reichsministers der Finanzen vom 13. Oktober 1925 
vorgenommenen Abänderungen bestätigen den in unserem Schreiben 
vom 3, Juli vertretenen Standpunkt. Nach wie vor bestehen Härten 
in erheblichem Umfange, die wegen des zu engen Rahmens jener Ent- 
schließung nicht behoben werden können, so daß wir erneut feststellen 
müssen, daß unsere Bedenken gegen die Fassung der Entschließung 
durch diese Abänderungen nicht beseitigt worden sind. 

Wie wir in unserm Einspruch und in dem Schreiben vom 3. Jul? 
än die Reichstagsfraktionen eingehend darlegten, halten wir es für not- 
wendig, daß der Nachprüfung des Ortsklassenverzeichnisses eine Prüfung 
der Grundtage vorausgehen muß, weil die Mieterhebungen bei den gegen- 
wärtigen, unzureichenden Wohnverhältnissen infolge der Wohnungsnofy 
keine gerechte oder nur ausreichende Grundlage bilden. 

Solange die Fraktionen nicht geneigt sein sollten, unserm grund- 
sätzlichen Standpunkt auf Wiedereinführung » des Ortszuschlages bei- 
zutreten, müssen wir jedenfalls die Erwartung aussprechen, daß zu- 
mindest eine EntschlieBung gefaßt wird, die in kürzester Frist eine 
Nachprüfung der Grundlage vorsieht und eine entsprechende Neuauf- 
stellung des Ortsklassenverzeichnisses fordert.“ 
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Aus dem Bunde 


Vorstandsbekanntmachungen 


Neue Gaunebenstele.e Mit Wirkung ab 1. Januar 1926 wird in 
Düsseldorf eine Nebenstelle des Gaues Rheinland-Westialen er- 
richtet, mit deren Leitung der Kollege Nikolaus Mittwich betraut 
wurde, Die Geschäftsstelle befindet sich in Düsseldorf, Stein- 
straße 29. Fernsprecher: Düsseldorf 10165. Telegrammadresse: Mitt- 
wich, Düsseldorf, Steinstr. 29. 


Warnung vor Zuzug. Unter dem Druck der starken Verschlechterung 
der Arbeitsmarktlage in ganz Deutschland macht sich in letzter Zeit ein 
verstärkter Zuzug, vornehmlich aus dem Osten, nach den großen 
Städten und Industriegebieten bemerkbar. Demgegenüber 
muß erneut darauf hingewiesen werden, daß die Arbeitsmarktlage gerade 
in diesen Gebieten sehr ungünstig, und zwar bedeutend ungünstiger 
als durchschnittlich im Reiche ist. Es besteht nirgends die Möglichkeit, 
planlos zuströmende Arbeitskräfte unterzubringen. Im eigensten In- 
teresse der Arbeitsuchenden ist daher vor Zuzug nach den großen Städten 
und den Industriegebieten dringend zu warnen. 


Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung‘“ 
örbereinig Scheiftwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 

is — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 
erfolgt nicht, 


Auerbach, N.: Marx und die Gewerkschaften. Vereinigung Internationaler 
Verlagsanstalten, Berlin. 1922, 150 R.-M. 


ann 





Bauordnung für die Stadt Berlin, vom 3. November 1925. Zu beziehen 

: durch die Geschäftsstelle des Gemeindeblattes der Stadt Berlin, 
Rathaus, Z. 895, 1,20 R.-M. 

Berndt, Prof. O.: Bericht der Vereinigung von Freunden der technischen 
Hochschule (Ernst. Ludwigs-Hochschul-Ges.) über die ersten sieben 





Vereinsjahre 1918 bis 1925, Schriften der Hessischen Hochschule, 
Technische Hochschule Darmstadt, Jahrgang 1925, Heft 4. 

Brockhaus, F. A.: Den Freunden des Verlages. 5. Folge 1925/1926. Ver- 
lag F. A. Brockhaus, Leipzig. 

Damme, Dr. F. u. Lutter, R.: Das deutsche Patentrecht. Ein Handbuch 
für Praxis und Studium. Dritte, völlig neubearbeitete Auflage. Ver- 
lagsbuchhandlung für Rechts- und Staatswissenschaften, Otto Lieb- 
mann, Berlin. Geh. 26 R.-M., gebd. 28 R.-M. Ei 

Delbrück, Dr. H.: Rechtstaschenbuch dür Steuerpflichtige. Verlag für 
Wirtschaft und Verkehr, Stuttgart. 7,80 R.-M. 

Deutsche Industrie-Normen (DIN): Technische Vorschriften für Bau- 
leistungen, Bedingungen für Werkstoffe und Bauausführungen. Beuth-” 
Verlag, G.m.b.H., Berlin. 1,85 R.-M. 

Deutscher Bekleidungsarbeiter-Verband: Protokoll über die Verhandkuın- 
gen des 16. ordentlichen Verbandstages. 3. bis 8. August 1925 zu 
Leipzig. Selbstverlag, Berlin. 

Eildermann, Heinrich: Urkommunismus und Urreligion. Geschichtsmateria- 
listisch beleuchtet. E. Laub’sche Verlagsbuchhandlung, Berlin. 5 R.-M. 

Frankfurter Zeitung: Europas Volkswirtschaft in Wort und Bild. Bei-” 
träge zur Wirtschaftserkenntnis. 1925/1926. Verlag der Frankfurter” 
Zeitung, Frankfurt a. M. Gebd. 5 R.-M. a 

Frick, Dr. D., Heinr.: Gedächtnisrede für die Geiallenen des Weitkrieges. 
Schriften der Hessischen Hochschule, Technische Hochschule, Darn- 
stadt. Jahrgang 1925, Heft 3. 

Frick, Otto, Prof.: Handbuch der Steinkohlenkonstruktionen einschließlich 
des Grundbaues und des Beton- und Eisenbaues. Mit 600 Abbildun- 
gen im Text. 8. bis 10. Lieferung. Verlag Willy Geißler, Berlin, © 
2,40 R.-M. pro Lieferung. 

Heidebrock, Prof. Dr.-Ing. u. Schlinck, Prof. Dr.: Rektoratsübergabe 
am 21. Oktober 1924. Schriften der Hessischen Hochschule, Tech- 
nische Hochschule, Darmstadt. Jahrgang 1925, Heft 1, + 

Hoeck, Henry: Wetter, Wolken, Wind. Mit 31 Abbildungen. Verlag‘ 
F. A. Brockhaus, Leipzig. 9 R.-M. 


Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu” 
beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m. b. H, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ohne Be- 
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rechnung von Porto und Verpackung. 
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von 
‚dag, G.m.b.H., Berlin.) 


"Trotzdem sind seine Werke seit zwei 
| meue, mit einer ausführlichen Biographie und, einem Bildnis versehene 
Lese aus dem köstlichen Schatz seiner 
Webers Andenken neu zu beleben. 


Nr. 51 


Aus dem Reich der Technik. Von Max Maria gon Weber. Novellen. 
Ausgewählt von Dipl.-Ing. C. Weihe. Mit einem Bildnis Max Maria 
ebers. 1925. Preis in Ganzleinen gebunden 7 R.-M. (VDI-Ver- 


Max Maria von Weber, der nur wenige Monate nach der Erstauf- 
führung des „Freischütz“ als Sohn des Tondichters Carl Maria von 
Weber geboren wurde, war, wie Max Eytlı, ein Dichteringenieur, der es 
verstand, den spröden Stoff ‘einer erfolgreichen Berufsarbeit zu Poesie 
zu verklären, Seine Werke sind denjenigen Eyths gleichwertig und 
verdienen weiteste Verbreitung. Schon in seiner Frühzeit widmete sich 
Weber naturwissenschaftlichen und technischen Studien und war bereits 
während seiner Studienzeit als Freilehrling bei Borsig tätig. Später sehen 
wir ihn als Eisenbahnfachmann in verantwortungsreichen Stellungen des 
Eisenbahnwesens und schließlich Als Geheimen Regierungsrat in einem 


| preußischen Ministerium, 


Max Maria von Weber ist ein Meistererzähler technischer Dinge und 
muß als Vorkämpfer einer neuen geistigen Epoche bewertet werden. 


Er öffnete, wie Weihe treffend hervorhebt, gleich Max Eyth die Pforte, 


durch die wir in die Welt der Arbeit hineinsehen und die lange Reihe 


‚der Arbeitsmenschen, vom grübelnden Erfinder und genialen Konstruk- 
 teur bis zum Arbeiter, der die Schraubenbolzen abfeilt, beobachten kön- 


nen, und schuf danrit der Technik und dem : Techniker. ein Denkmal. 


Jahrzehnten vergriffen. Diese 


Novellen ist dazu bestimmt, 
Es sind Kabinettstücke technischer 
Kleinmalerei, Sicher ist niemals die elementare Wucht eines Bergsturzes 
und das atembeklkemmeride Rettungswerk einer verschütteten Arbeiter- 
kolonne mit mehr Liebe, eine Winternacht auf der Lokomotive und ihr 
Kampf mit einem Schneesturm mit feinerer Plastik und mehr - Humor 


‚geschildert worden als in dieser Sammlung. So lebenswahr sieht nur 


Geschäftliche Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- | Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: 
R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. 


spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. 
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ein. Dichterauge das Wüten eines Sturmes und die Räumung des Trüm- 
merberges einer Eisenbahnkatastrophe, 


Neckarfahrt. In acht Tagen durch ein Jahrtausend. Von Josef 
Maria Frank, Verlag: I. H. W. Dietz Nachf., Berlin SW 68. Preis 
kart. 250 M,, in Ganzl. 4,50 M. 

In dem neuen Buche des Dietz-Verlages, das unter dem Uebertitel 
„Erwanderte Geschichte“ erscheint, führt uns der Verfasser auf einen 
der schönsten #deutschen Wanderwege, den Weg, den der Neckar von 
Wimpfen zum, Rhein hin zieht, die Burgenstraße entlang. Dabei er-- 
leben wir nicht nur das Schöne in Natur und Architektonik, nicht nur 
alte, malerische Städtebilder und Burgruinen; der Verfasser läßt all 
die alten Bau- und Kulturdenkmäler vor uns lebendig werden, die da 
künden von vergangenen Kultur- und Geschichtsepochen. In acht 
Tagen wandern wir durch ein Jahrtausend deutscher Geschichte. Vom 
alten Wimpfen mit seinen Zinnen und Türmen, Toren und Mauern 
den Neckar entlang, an Burgen und Burgruinen vorbei. An der Ruine 
der Burg des Götz von Berlichingen, an der Minneburg und an Stolzeneck 
vorbei-kommen wir. nach Eberbach, dessen heutiges Bild noch in 
Ueberresten von mittelalterlicher Blüte erzählt. Die Burgenstraße ent- 
lang geht's nach Heidelberg, dessen. prächtige Schloßruine uns 
leuchtend rot entgegengrüßt. Die wechselvollen Schicksale "all der 
Neckarstädte und Burgen ziehen an uns vorüber, und wir sind noch 
davon befangen, wenn -wir nach Mannheim kommen, das sich zu 
einer modernen Arbeits- und Wirtschaftszentrale emporentwickelt . hat. 
Am Anfang unseres Weges stand noch der arbeitende Mensch als Opfer 
der Unterdrückung, dem Arbeit Raub seiner Freiheit war und am Ende 
unserer Wanderung der arbeitende Mensch, dessen Denken erwacht ist, 
der zwischen sausenden Maschinen und wuchtenden Hämmern hindurch 
sich seinen Weg aufwärts kämpft zu Freiheit und Kultur! 

Das neue Dietz-Buch ist mit einer großen Zahl wohlgelungener 
Photoreproduktionen ausgestattet, 


Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21187 Berlin, 
Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 
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FEN 


die Weihnachtsbücher beim Industriebeamten-Verlag sofort 
zu bestellen. Der Bücherprospekt lag der Nr. 47 der „D.T.Z.‘ 
bei und wird Ihnen auf Wunsch gern nochmals zugesandt. 
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Wir sind keine Hirten ... 


2» Wir sind keine Hirten. auf einsamem Feld 

Und hören im Himmel die Engel nicht singen, 

> © Und sehen den Stern nicht zur Erde sich schwingen . . « 
7 Wir hungern und dürsten und jagen nach Geld. 


Wir sind keine Weisen vom Morgenland 

Und wandern. nicht weit, in dem- Kind uns zu schauen. 
Wir sind nur gigantisch im Schmieden und Bauen 

Und lodern, verlodern in eigenem Brand. 


Wir hören die Botschaft kaum einmal im Jahr 
Und fühlen verborgene Saiten tönen. 

Wir wenden uns ab, um dumpf nicht zu stöhnen, 
Daß ins die Zeit so im Fieber gebar. 


Denn wir-tragen die Last mit zitternder Hast 
Und halten den Tag mit eisernen Fängen. 

. Und peitschen die Nacht'in glutweißem Drängen, 
Daß Stern auf Stern wie ein Schemen verblaßt. 


Wir’ sind keine Hirten, von Engeln umringt. 

Wir hören die Gottheit im Hammerwerk dröhnen 

Und mit ans jubeln und mit uns stöhnen, 

Bis unser Werk den Erdball zwingt. 

Bruno Schönlank. 


| Der Techniker in Südamerika 
I. Klima, Sprache, Sitten. 


Selbst wenn wir mit den Optimisten annehmen, daß uns 
der Locarneser Pakt mit der Entspannung der außenpoliti- 
schen Lage auch eine der Wirtschaftskrise bescheren, und daß 
“damit in Zukunft die Zahl; der aus wirtschaftlichen Nöten zur 
Auswanderung Gezwungenen sinken sollte, so wird doch 
noch eine große Zahl von Deutschen übrigbleiben, die, wohl 
einem unserer Nation besonders eigenen starken Wandertriebe 
folgend, im Auslande ihr Brot zu finden hoffen. Den Tech- 
nikern unter ihnen glaube ich die während meines dreijährigen 
Aufenthaltes in Südamerika gemachten Erfahrungen nicht vor- 
enthalten zu dürfen, sei es, um vor übereilten Entschlüssen zu 
‚warnen, sei es, den Mufigen die Hindernisse deutlich zu 
"machen, die sie zu überwinden haben. -Denn das ist das 
nächste: Es gehört ein überaus starkes Maß von Mut, Wil- 
lensstärke und Selbstvertrauen, ja sogar ein Schuß von Aben- 
teuterlust im Blute dazu, den Entschluß, auszuwandern, zu 
verwirklichen. Ich bin heute fest davon überzeugt, daß wenig- 
|stens die Hälfte auch aller derjenigen, die dieses Maß von 
) Mut zu haben glauben, vom‘ Auswandern abstehen würden, 
I wenn sie die Schwierigkeiten kennten, die ihnen bevorstehen. 
= Diese beginnen bereits in den ersten Tagen nach dem Be- 
treten des’ fremden Landes, besonders weın es sich um tro- 
| pische oder subtropische Gebiete handelt, und’ treten uns zu- 


) mächst im wohl schlimmsten Feind des Emigranten, im 


en U En ul „ni DU > un m bl Luise . 


. 
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1 \ | Klima 

ı gegenüber. Ich bin seit 26 Jahren regelmäßig sportlich tätig 
| gewesen, erfreute mich stets einer ausgezeichneten Gesund- 
I heit — und mußte trotzdem zwei Jahre an der heißen Bucht 
| von Maranhao (Nordbrasilien) um die Erhaltung meines Le- 
| beus kämpfen, zweimal die Rettung nur glücklichen Zufällen 
| verdankend. Die ärztliche Untersuchung vor Autritt der Reise 
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gibt keinerlei Gewißheit, wie sich der Körper den Gefahren 
des Klimas gegenüber in der Praxis verhalten wird. Die Ge- 
fahrenzonen sind durchaus nicht genau abgegrenzt, etwa in 
streng zu vermeidende (Nordbrasilien bis Venezuela) oder un- 
gefährliche (Südbrasilien, Argentinien, Südchile) Gebiete. Je- 
denfalis bildet das fremde Klima eine Gefahr, der durch Mit- 
nahme eirier kleinen Hausapotheke nur schwach begegnet wer- 
den kann, und der Prozentsatz von Nördländern; der den Preis 
für die Bekanntschaft mit dem Lande der roten Erde mit dem 
Leben zahlt, ist nicht gering. Nicht daß alle ’Krankheiten 
so gefährlicher Art wären, aber der Mangel an: guten und 
noch mehr an schnell erreichbaren Aerzten und zweckent- 
sprechender Medizin erhöht die Gefahr. ‘Nur in den seltensten 
Fällen wird die dauernde vollständige: Akklimatisierung 
erreicht. Falls der Emigrant dauernd in, tropischen oder sub- 
tropischen Gebieten leben will, hat er zur Erhaltung seiner 
Gesundheit alle drei Jahre einen mehrmonatlichen. Europaauf- 
enthalt notwendig. be 

Von ungefährlicherer, aber womöglich noch hartnäckigerer 
Art ist der zweite Gegner, den es zu überwinden gilt: 
die fremde 


Landessprache. 


Beruflich degradiert einen dieser Gegner uuweigerlich auf 
lange Zeit zum Lehrjungen, der damit beginnt, die Beschrif- 
tung der Zeichnungen zu buchstabieren. Die Sache kompliziert 
sich noch erheblich, wenn, wie in meinem ‘Falle, der Ar- 
beitgeber etwa eine nordamerikanische Firma im’ südamerika- 
nischen Staate ist. Welches Maß von Kraftentfaltung und 
-verausgabung gehört dazu, weın man nach’ der -Tagesarbeit 
bei 40 Grad im Schatten abends noch über 'Lektionen zweier 
Fremdsprachen sitzen muß. 

Die gesuchtesten Opfer des Sprachkoboldes’ sind diejeni- 
gen, die mit einem kleinen Kapital sich drüben: glauben ;selb- 
ständig machen zu können. Es ist zu bedenken, daß das, was 
wir in unseren heutigen Geschäftspraktiken vielfach als Aus- 
wüchse der Revolution oder Inflation "bezeichnen, in Südame- 
rika durchaus gebräuchliche Gepflogenheiten sind, die bei 
der Weitmaschigkeit der Gesetzgebung jeder rechtlichen De- 
finferung spotten. Deutsche Lieferanten für südamerikanische 
Staaten können ein langes Lied davon singen, wie ihre süd- 
amerikanischen Geschäftsfreunde z. B. Zahlungsverpflichtun- 
gen einlösen, wie sie sich sogar mit den Zollbeamten verbün- 
den, um Minderleistungen zu begründen usw. Daß unter die- 
sen Umständen der sprachunkundige Einwanderer mit Ka- 
pital sich drüben besonders freundlicher Aufmerksamkeit 
erfreut, dürfte verständlich sein. ne 

Jeder Auswandernde muß sich ferner damit abfinden, daß 
er mit dem heimatlichen Kuiturkreise nur durch Schrift und 
Bild in recht losem Kontakte bleibt und in den fremden 
Küulturkreisirerstinach Jahren mit.’dem Schlüssel der 
fremden Sprache Einlaß findet. Und der Naturfreund, 
der sich .aus dem Wechsel, ynd der Verschiedenheit nordi- 
schet;:Landschaften ‚und Yahl&szeiten immer wieder neue Schaf- 
Tenstreude holt, soflte'daran denken, daß der ewige gleißende 
Sommer der Tropen, dessen Glut-in den Monaten der Regen- 
zeit;abgelöst wird. von veiner=dtitmpfen Schwüle, mit der Zeit 
körperlich und geistig recht müde macht. 

: ur schwer findet sich der Eingewanderte mit der Einför- 
migkeit der 
Ernährung 


ab, die in der Hauptsache aus Bohnen, Reis und Fleisch in 
für Nordländer geradezu trostloser Aufmachung besteht. Ge- 
müse verwendet die tropisch-südamerikanische Küche nur zum 
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Garnieren. Bekanntlich hat diese vitaminarme Ernährungsweise 
sehr oft die Beriberi-Krankheit zur Folge. 


Noch recht schlimm bestellt ist es um die 
Hygiene 


in Südamerika. Als Maßstab diene, daß die Latrinenverhält- 
nisse in der ersten Klasse des Lioyd- Brasiliero nicht besser 
sind, als bei uns etwa die eines Neubauabortes. Die große Un- 
reinlichkeit macht besonders das Reisen auf den Küstendamp- 
fern und den Eisenbahnen zu einer Plage für den Nordländer, 
und die überall vorhandene Möglichkeit eines alltäglichen Haus- 
bades söhnt mit den allgemeinen Dreckverhältnissen nicht aus. 
In diesem Zusammenhange sei auch die 


sexuelle Frage 


kurz gestreift. Drüben gibt es nur zwei MÖö lichkeiten: Hei- 
raten oder Prostitution. Was das zweite zu bedeuten hat in 
Ländern, wo das Liebesgewerbe ausgeübt wird ohne jede be- 
hördliche Kontrolle, hat schon mancher mit dem dauernden 
Verlust seiner Gesundheit erfahren müssen. 


li. Der Techniker und seine Arbeit. 


Daß man heute, besonders im Bauberufe, in Süd- 
amerika sehr oft Amerikaner .als Arbeitgeber antrifft, ist die 
Folge der aus dem Kriege resultierenden wirtschaftlichen 
Machtstellung Nordamerikas. Es war das nächstliegende, daß 
sich das nordamerikanische Kapital zunächst die naheliegen- 
den .südamerikanischen Republiken wirtschaftshörig machte. 
Ye diesen Ländern gewährten Anleihen schließen stets die 
Bedingung ein, daß daraus zu finanzierende Bauvorhaben von 
Nordamerikanern geleitet und soweit als möglich Baumaschi- 
nen und Baumaterial aus den Staaten bezogen werden müssen. 
Die ausführenden U.S.A.-Baufirmen sind durchaus anders ge- 
artet als deutsche Firmen, die Bauten im Auslande ausführen. 
Es sind im der Hauptsache nur Finanzinstitute, die 
mit umfassenden Vo!lmachten ausgestattete Techniker auf die 
Baustelle schicken, die ihrer Firma nur in Finanzfragen ver- 
antwortlich sind, die technische Durchführung des Projektes 
aber völlig selbständig tätigen. Mit den Spezialfirmen, 
z. B. für die Lieferung von Kraftmaschinen, Ausarbeitung von 
Montagezeichnungen usw., verkehren sie ohne ihre New-Yorker 
Chefs, was sicherlich eine Vereinfachung des Betriebes be- 
deutet. Dasselbe Maß freier beruflicher Betätigungsmöglich- 
keit gestatten sie nicht nur, sondern erwarten sie von ihren 
Mitarbeitern, von denen sie z. B. beim Stellungsantritt keine 
Zeugnisse vorgelegt verlangen. Man wird als stellungsuchender 
Angestellter nur gefragt, ob man diese oder jene Arbeit selb- 
ständig übernehmen kann, und ebenso schnell, wie dann die 
Einstellung erfolgt, würde die Entiassung eriolgen, wenn man 
sein Wort nicht einlösen könnte. Ich war erst drei Monate bei 
einer dieser Firmen in Stellung und konnte mich mit Mühe 
verständlich machen, als mir die Ausführung von 9 Kilometern 
Straßenbahn einer nordbrasilianischen Residenz angetragen 
wurde. Aus meiner deutschen Berufstätigkeit wußte ich kaum 
mehr von der Straßenbahn, als daß sie geeignet war, mich 
morgens schneller ins Büro zu bringen, als wenn ich hätte 
laufen müssen. Um nicht stellungslos zu werden, nahm ich 
den Auitrag an, weil ich inzwischen gelernt hatte, wie sich 
amerikanische Berufskollegen in einem solchen Falle helfen. 
Ihre berufliche Ausbildung ist viel universeller als die unsrige 
-- sie ist entsprechend natürlich auch oberflächlich. Ein ame- 
rikanischer Techniker lernt in seiner Abend- oder 
Sonntagsfachschule von allem etwas, vom Vermessen, vom 
Hoch-, Tief- und Eisenhetonbau, von der Maschinenkunde, 
vom Eisenbahn-, Wasserbau usw. Tritt an ihn eine Aufgabe 
heran wie die oben erwähnte, so benutzt er zur Ergänzung 
seiner mangelnden speziellen Fachkenntnisse eine vorzügliche 
Hilfe: die vorbildlich für die Praxis ausgearbeiteten Kataloge 
von nordamerikanischen Spezialfirmen, die den beschriebenen 
Verhältnissen in vollem Umfange Rechnung tragen. Jeder ame- 
rikanische Techniker führt eine Kiste solcher Kataloge bei sich, 
aus der er sich von Fall zu Fall bedient. Im übrigen überläßt 
er in seiner aufs rein Praktische gerichteten Art vieles den 
ihm unterstellten Vorarbeitern, und diese wieder beteili- 
gen die ausführenden Arbeiter an der Verantwortung für das 
Gelingen des Ganzen. Ich war erstaunt über die über Andeu- 
tungen nicht weit hinausgehenden primitiven Ausführungs- 
zeichnungen für Eisenbetonbauten für ein umfangreiches Was- 
serwerk. Um bei dieser Art von Bauausführung der Haltbar- 
keit seiner Konstruktionen sicher zu sein, kommt es dem Ame- 
rikaner auf ein Mehr von Materialverbrauch nicht an, und 
damit kommt man auch im technischen Berufe an den Kern- 
punkt aller amerikanisch-deutschen Parallelen: dort -Reich- 
tum an Bodenschätzen und flüssigem Kapital, 
daher großzügige Unternehmungsweisen, begleitet von. der 
Gefahr der Oberflächlichkeit, die immer mit Sattheit verbun- 
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den ist, hier das durch Mangel bedingte Suchen nach 


neuen Wegen und Betriebe, die ihre Liquidität nur zu oft 


auf Kosten der Arbeitnehmer zu erhalten trachten. 
Nach etwa dreijährigem Aufenthalte im fremden Lande hat 


der deutsche Techniker weder seinen. nordamerikanischen, noch 
den eingesessenen Berufskollegen mehr zu fürchten, falls er 


den Vorsprung, den die beiden besonders im Feldmessen 


vor ihm voraus haben, eingeholt hat. Dieser Vorsprung ist 
begreiflich, da die großen Landstrecken der südamerikanischen 
Republiken (außer den wenigen Stadtbezirken) noch nicht ver- 
messen sind, also jedes Bauvorhaben mit gründlicher Ge- 
ländevermessung beginnt, welchem Umstande man an den 
nord- und südamerikanischen Berufsschulen -in weitestem Maße 
Rechnung trägt. Hat er sich in dieser Zeit auch akklimatisiert 
und die Sprache soweit beherrschen gelernt, daß er nicht gar zu 
leicht mehr das Opfer südlicher Geschäftspraktiken werden kann, 
deren Maß von Ehrlichkeit umgekehrt proportional dem ihrer 
gerichtlichen Ahndungsmöglichkeit ist, so kann ein bescheidener 
Aufstieg beginnen, und es gibt genug im fremden Lande, was 
vom Einwanderer und besonders vom Techniker auch freudig 
empfunden wird, wenn er nur erst mal mit den gekennzeich- 
neten beiden Gegnern, Klima und Sprache, ein halbwegs 
annehmbares Kompromiß geschlossen hat. Drei Jahre lang mal 
keine behördliche Zustellung zu bekommen, verschafft ein Ge- 
fühl, wie es ein Konfirmand haben mag, wenn er zum ersten 


Male „Sie“ genannt wird. Weit über dem Ozean weiß man” 


ein im Verhältnis zur neuen Heimat kleines Land, wo sechzig 
Millionen mühsam an der Lebensleiter emporklimmen, an der 
die Monatsersten die Sprossen bedeuten. In diesen verzweifel- 
ten Kampf um das’ Lebensnotwendige ist heute in Deutsch- 
land auch der tüchtige Techniker verstrickt, dem es 
drüben in Südamerika — ich sage das mit aller Vorsicht — 
gut geht, wenn er die ersten großen Schwierigkeiten über- 
wunden hat. Die Art der Bauprojekte bringt es mit sich, daß 
er zumeist auch reiche Freude. an seiner Arbeit haben wird, Die 
Bauherren sind in der Hauptsache die Staatsbehörden, 
die durch umfangreiche Ingenieurbauten die ‚Wasserkräfte der 
Ströme nutzbar machen wollen, Eisenbahn- und Straßen- 
bauten ausführen und -Häfen verbessern oder neu anlegen 
lassen. Die zu lösenden Aufgaben sind also zumeist interessant 
und erfordern ‘das Einsetzen des ganzen Könnens. Ganz anders 
als in der Heimat ist die Reihenfolge der Gesichtspunkte, unter 
denen man die Bauausführung zu betrachten hat, zumal wenn 
es sich um eine im Innern des Landes gelegene handelt. Dort 
läßt z. B. die Billigkeit der Arbeitskräfte die Notwendigkeit 
der Beschaffung von teuren Baumaschinen fraglich erscheinen. 
Die Quelle, aus der die finanziellen Mittel für das Bauvorhaben 
fließen, wird selten in der strengen Weise nach dem Prinzip 
der Sparsamkeit benutzt wie bei uns. Dies wirkt sich u. a. 
in einer nach unseren Begriffen äußerst großzügigen Art der 
Abrechnung geleisteter Arbeiten aus. Ist eine nordameri- 
kanische Firma mit der Ausführung betraut, so stellt sie in 
sroßen Zügen einen Kostenüberschlag. auf. Ein Risiko geht sie 
nicht ein, sondern erhält vertraglich etwa 15 Prozent der nach! 
Rechnungslegung sich ergebenden Ausführungssumme, Sie 
kauft dann alle Materialien und Maschinen selbst ein und über- 
trägt nun die Ausführung an viele kleine Unternehmer, 
die ihre Geschäfte meist erst gründen, wenn-in ihrer Gegend 
ein großer Bau geplant ist. Diese Kleinunternehmer läßt sie 
von timekeepers kontrollieren und gibt deren Lohnrechnungen 
und die Lieferantenrechnungen an die Auftragsbehörde als 
Belege weiter, die ihrerseits die ganze Abrechnung lediglich 
rechnerisch prüft. Es ist danach klar, daß das Prinzip der 
srößtmöglichsten Oekonomie der. Ausführung in den Flinter- 
grund tritt, manchmal soweit, daß die finanzielle Quelle er- 


schöpit ist, lange bevor die Bauausführung zu Ende gebracht 


werden konnte. So ging man vor vier Jahren an ein groß- 
zügiges Projekt der künstlichen Bewässerung der 
drei nordbrasilianischen Staaten Rio Grande do Norte, Ceara 
und Parahyba. In diesen Staaten kommen Trockenperi- 
oden vor, in denen es 15 bis 18 Monate nicht regnet. Da dan 
alles Grünfutter vertrocknet und auch die Bewohner nicht mehr ihr 
ohnedies karges bißchen Reis und Mais bauen können, so er- 
gießt sich ein Strom von Flüchtlingen im elendsten Zustande, 
nach den Südstaaten. Die Idee, das Wasser der normalem 
Regenperioden in zehn großen Staubecken zu sammeln, um es’ 
dann während der Trockenperiode den dürstenden Gebieten, 





die dreimal so groß wie Deutschland sind, zuzuführen, war 


großartig. Von da an war nur noch eins großartig: die Unbe- 


kümmertheit, mit der man die zu dem Bauvorhaben aufgenom- 


mene 40-Millionen-Dollaranleihe verausgabte. Als man 
für die zehn Baustellen alle Maschinen — auch die, die man 
erst nach dreijähriger Bauzeit gebraucht hätte — gekauft, 


Drahtseilbahnen von 600 m Spannweite gebaut, Straßen von 
Hunderten von Kilometern angelegt, Angestelltensiedlungem 
Werkstätten, Krafthäuser von 3000 P.S., Garagen und Autos 
parks geschaffen hatte und mit der Ausschachtung noch nicht 
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fertig war, war das Geld verbraucht. Der neugewählte Bun- 
despräsident stellte kurzerhand alle Bauarbeiten ein, und heute 
sind die Millionen von bewegten Erd-Kubikmetern wieder über- 
wiüchert vom wilden brasilianischen Camp. 


III. Soziales, Rechtliches, Arbeitsbedingungen. 


Also auf eine plötzlich eintretende Stellenlosigkeit 
muß der Techniker in Südamerika immer gefaßt sein, denn der 
beschriebene Fall tritt nicht selten ein. Wer sich bis dahin noch 
nicht mit dem praktischen Sinn des allen Auswanderern als 
Motto voranzustellenden amerikanischen Wahlspruches: „help 
ysurself“ (hilf dir selber!) vertraut gemacht hat, ist schlimm 
dran. Es gibt keine nennenswerte soziale Ein- 
richtung in den südamerikanischen Repuwbliken, die bei 
Krankheit oder unverschuldeter Erwerbslosigkeit schützend ein- 
tritt. Auch den deutschen Konsulaten stehen nicht mehr Mittel 
zur Verfügung, als die, die den Landsmann gerade noch vor 
dem Verhungern bewahren. Es muß also jeder dafür Sorge 
tragen, daB er immer wenigstens etwas an Rücklagen besitzt, 
nämlich etwa 400 Mark nach deutscher Währung. Soviel 


| kostet z, B. die Reise vom Amazonenstrom bis Sao Paulo, ein- 


schließlich 14 Tage Aufenthalt in den Küstenstädten, für das 
Suchen einer neuen Stellung. 

Unter diesen Umständen ist es für den verheirateten 
Techniker ein äußerst gefährliches Wagnis, die Ausreise 
etwa schon mit Familie in eine ungewisse Zukunft hinein an- 
zutreten. Diese Zukunft ist immer ungewiß, wenn die Aus- 
reise nicht auf fertigen Arbeitsvertrag hin erfolgt: ‘Die Fälle, 


"wo man von Deutschland aus für eine südamerikanische Stel- 


lung verpflichtet wird, sind äußerst selten, denn man ist 
dort gewöhnt, Engagements nur auf Grund persön- 


licher Vorstellung abzuschließen und dabei zunächst 


Landessprachkundige zu bevorzugen. In demselben 
Maße, wie mit dem Erlernen der Sprache, Aneignung des Lan- 
desüblichen, Bereicherung der Fachkenntnisse dem deutschen 


Techniker die persönliche Freiheit über alle deutschen Be- 
ıgriffe hinaus wächst, sinken aber auch gegebenenfalls alle die 


Garantien, die wir zur Führung eines geordneten Lebens glau- 
ben nötig zu haben. Wer dort drüben jemals meint, einen aus 
seinem Arbeitsverhältnis entstandenen Konflikt gerichtlich 
klären zu können, wird erfahren, daß diese Länder nur auf 
dem Papier Rechtsstaaten sind. Meist hat der Angestellte gar 
keine Zeit, den Richterspruch abzuwarten, weil das Verfahren 
äußerst umständlich ist und der Angestellte inzwischen in den 
Nachbarhäfen, die selten unter zwei Tagereisen entfernt sind, 
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heiten des Thüringer Waldes zu erfrischen, 
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DES BUTAB, SONDERSHAUSEN IN THÜRINGE 


Sondershausen im Schnee. 


Der Winter hat um unser schönes Erholungsheim in Sondershausen ein Märchenidyli geschaffen. Jeder Kollege, 
der es nur einigermaßen möglich machen kann, sollte sich unter allen Umständen zur Kräftigung seiner Gesundheit und zur Aus- 
übung des daselbst vielfach gebotenen Wintersports einige Tage freimachen, um seinen Körper und Geist an den reichen Naturschön- 


Gutgepflegte Rodelbahnen, ausgezeichnete Eisbahnen und ein weites Skigelände stehen zur Verfügung. Die 
emütlichen schönen Räume des Heimes sind gut geheizt. Der Verpflegungssatz einschließlich Wohnung und 
beträgt bis Ende d. Js. noch M. 4.—, vom 1. Januar 1926 an M. 4.50 (dazu 5% für Bedienung). 


Anmeldungen sind möglichst umgehend an die Verwaltung des Erholungsheimes Berlin, Werftstr. 7, zu richten. 
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sich nach neuem Erwerb umsehen muß. Außerdem ist das 
Gerichtsverfahren teuer und die Anwaltskosten sind sehr hoch, 
so dab jeder billige Vergleich dem Anrufen der Gerichte vor- 
zuziehen ist. 

Die Gepflogenheiten im Arbeitsverhältnis 
sind in den einzelnen Ländern zwar verschieden, werden aber 
überall diktiert von dem einen Gesetz: Angebot und Nach- 
frage. Da das Angebot von Arbeitskräften in den Europa 
nähergelegenen Staaten Brasilien und Argentinien 
größer ist, als in den Republiken der Westküste, so sind die 
Arbeitsbedingungen entsprechend verschieden, Se wird es in 
Brasilien dem Angestellten nur in seltenen Fällen gelingen, ver- 
tragliche Abmachungen “über Kündigung, Weiterzahlung des 
Gehaltes in Krankheitsfällen, Urlaub u. a. m. zu erreichen. Meist 
tritt er die Stellung bedingungslos an und es bestimmen 
über sein Wohl und Wehe drei Faktoren in der Reihenfolge: 
seine Gesundheit, Tüchtigkeit und die Kulanz der 
Firma, bei der er eintritt. Bezüglich des dritten Faktors 
erlebt man drüben weniger Enttäuschungen als bei uns, viel- 
leicht weil der natürliche Reichtum der größten südameri- 
kanischen Länder und ihr vorwiegend agrarischer Charakter 
bisher mäßigend auf die Formen des Existenzkampfes einge- 
wirkt haben. Wo die Industrialisierung sich bereits stärker 
durchgesetzt hat, also z. B. in Sao Paulo, dem Chikago Süd- 
amerikas, und in Buenos Aires, ist das Kopf- und Handarbeiter- 
proletariat in Krisenzeiten bei dem Mangel an jeder arbeits- 
rechtlichen und sozialen Gesetzgebung womöglich schlimmer 
dran als in Europa. 


Natürlich ist auch die Höhe des Gehaltes von den 
erwähnten Faktoren abhängig, jedoch ist der Prozentsatz der- 
jenigen; die über das Existenzminimum verdienen, viel größer 
als in Deutschland, und sehr oft kommt es vor, daß auch der 
Neueingewanderte über dem Existenzminimum verdient. Aber 
vor einem großen Uebelstand sei ausdrücklich gewarnt: Wer 
ohne Mittel ist, vermeide, wenn irgend möglich, den Eintritt 
in die Dienste des Staates, besonders Brasiliens. Die Ge- 
haltszahlungen erfolgen bis zu zwölf Monaten 
verspätet. In Manaos (am Amazonenstrom) haben die 


Staatsbeamten noch für zwei Jahre Gehalt zu bekommen. Bei 
den obenerwähnten Staudammbauten zahlte man den Arbeitern 
und Kleinunternehmern in Vales, das sind Schuld- oder Gut- 
scheine, die sie für ihre Lebensbedürfnisse in Waren umsetzten, 
wobei der Vale aber nicht mit dem Nennwert, sondern nur mit 
30 bis 50 Prozent Verlust in Zahlung genommen wurde. Ein 
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großer Teil der Angestellten, die im März und April 1923 bei 
der Einstellung der Bauarbeiten entlassen. wurden, bekamen 
bei der Entlassung einen. Schuldschein über das ihnen noch 
zustehende Gehalt für drei bis sechs Monate, und waren ge- 
zwungen, diesen Schuldschein in der Hafenstadt für 50 Prozent 
des Nennwertes zu Gelde zu machen, um abreisen zu können. 
Da der Staat als größter Bauunternehmer die meisten Stellen 
zu vergeben hat, so. ist die Zahl der für mittellose Einwanderer 
in‘ Betracht kommenden recht beschränkt und dies um so 
mehr, als für die besseren Stellungen in Privatunternehmungen 
fast ausschließlich Landessprachkundige bevorzugt 
werden. 

Wenn ich zum Schlusse das Wesentliche noch einmal unter- 
streiche, so ist das Auswandern nach Südamerika auch für den 
Techniker ein „Sprung ins Dunkle‘, den: nur der mit bester 
Gesundheit, tüchtigem Können, starkem Mut und Willen Ausge- 
rüstete auszuführen wagen sollte, mit nicht mehr Aussicht als 
günstigenfalls richtig auf die Beine zu kommen; denn wahr- 
scheinlich hat es die Zeiten, in denen man „drüben‘ imühelos 
zu Wohlstand kam, kaum jemals gegeben, wenigstens nicht 
für eine nennenswerte Zahl von Auswanderern. Unbestreitbar 
bleibt aber für jeden der Wert und die Auswirkung des per- 
sönlichen Erlebnisses eines mehrjährigen Auslandsaufenthaltes. 

Das Angewiesensein nur auf die eigene Kraft und die Not- 
wendigkeit, schwierige Situationen meistern zu müssen, bil- 
den die Persönlichkeit, Dazu kommt der tägliche 
Verkehr mit Angehörigen der verschiedensten Nationen, die 
sich in der gleichen Lage "befinden. Das Unvermögen, die 
fremde Sprache wie die eigene zu gebrauchen, schafit etwas 
wie ein Vakuum üm jeden der Eingewanderten, das frei ist 
von den üblen Dünsten des Allzumenschlichen, dem man 
im engen Europa kaum ausweichen kann. Ganz zwangsläufig 
kommt man so im brasilianischen’ Matto zu dem, dem zivili- 
sierten Großstädter ganz unbekannten Genuß dereigenen 
Gesellschaft, entdeckt dabei gewöhnlich mehr Mängel als 
Fähigkeiten und ‘geht (besonders als Techniker) daran, das 
Mißverhältnis durch Selbsterziehung zu ändern. Schließ- 
lich fühlt man sich dem Ziele näher, das wir alle kämpfend 
erstreben: Auswirkung der Persönlichkeit, Freude 
an schaffender Arbeit auf der Grundlage gesunder 
Arbeitsbedingungen. Von dieser Warte aus wird einem so 
vieles deutlich: Das besonders in diesen Tagen markante Un- 
vermögen der heutigen kapitalistischen Wirt- 
schaft, den Menschen Freude am Sein zu geben; denn 
während im engen Europa Millionen mit Aufbietung all ihrer 
Kräfte um die karge Existenz ringen, verfeuert man in Argen- 
tinien Mais in die Lokomotiven, weil sich die Verschiffung 
nicht „rentiert‘, dehnen sich ungeheure fruchtbare Gebiete am 
Amazonas, nur von Nomadenindianern durchzogen, statt deren 
Erschließung man‘in Sao Paulo von Staats wegen lieber den 
Kaffee „valorisiert“, d. h. auf hohem Preisniveau hält, damit 
sich die Kaffeekönige ordentlich die Taschen füllen können. 

Und nicht zuletzt wird einem der Gang der Entwicklung 
vom Agrar- zum Industriestaate deutlich, die Möglichkeit, daß 
sich wohl die Pioniere des letzteren im Agrarstaate durchzu- 
setzen vermögen, daß aber die Industrialisierung völlig die 
Voraussetzungen ändert, die dem einzelnen die Möglichkeit zur 
Entfaltung seiner Persönlichkeit gestatten. Nichts wäre ver- 
hängnisvoller, als das irohe Gefühl der „Vogelfreiheit“ des 
im Auslande tätigen Technikers so zu verstehen, als ob er 
auch daheim alleinstehend sich: durchzusetzen vermöge. Man 
kommt im Gegenteil mit der Ueberzeugung- zurück, daß in 
Industrieländern nur straffer Zusammenschluß die 
Grundlage freier ‘persönlicher Entwicklung und Schaffensfreu- 
digkeit schaffen kann, die in unerschlossenen Tropengebieten 
dem einzelnen noch selbst zu erarbeiten möglich ist. 


Kurt Knauer. 
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Wirtschafts- und Finanzpolitik 


Die Krise der Weritindustrie. Der Zusammenbruch der 
Reiherstieg-Werftin Hambirg war ein Zeichen der 
schweren Krise der deutschen Werftindustrie. © Verschiedene 
Werften, wie z. B. de Germaniawerft in Kiel, haben 
Arbeiterentlassungen bis auf 50 Prozent des Bestandes vorge- 
nommen. Die Hamburger Filiale der Stettiner Vulkan- 
werke soll -bald stillgelegt werden. Es gibt nur wenige 
Werften, die lohnende Auslandsaufträge zu erhalten vermoch- 
ten, so de Deutsche Werft n Hamburg, die dank 
ihrer Spezialisierung auf Motorschiffe zahlreiche Aufträge aus 
dem Ausland bekommen hat (augenblicklich baut ‚sie noch 
die fünf englischen. Motorschiffe von je 10000 Tonnen), und 











ein Interessengemeinschaftsvertrag geschlossen: worden zwie 


die A.-G. Weser in Bremen, die u. a. einen- Dampfer” 
für Frankreich’ im Werte von etwa 10 Millionen Mark auf. Re- 7 
parationskonto herstellt. Das Wiederaufbauprogramm . der 7 
deutschen Handelsflotte nach .der zwangsweisen Auslieferung 
derselben infolge des Friedensvertrages-ist schon seit einiger ” 
Zeit beendet. Nach den Angaben des Deutschen Lloyds besaß ” 
die deutsche Handelsflotte am 1. : Januar 1925 insgesamt 3446 
Schiffe mit 3139528 Bruttoregistertonnen. Dieser Wiederauf- 
bau in Verbindung mit der: Inflation führte zur Aufblähung ” 
der Werftbetriebe. Vor. dem.Kriege lebten :6 von den 35 deut- 7 
schen Schiffbauwerkstätten etwa zur Hälfte von Aufträgen der 
deutschen Kriegsmarine, Diese ‚Bestellungen sind nicht mehr 
vorhanden. Viele Werften konnten-sich: nicht schnell genug auf 
die Friedensproduktion einstellen, und als..der Wiederaufbau ° 
der. Handelsflotte zu stoeken begann, haben: sie sich nicht mit 
genügender Rührigkeit und Anpassungsfähigkeit um neue Auf- 
träge bemüht. Die gegenwärtige Krise der Werftindustrie ist 
um so auffallender, weil im Ausland in den letzten Monaten 
eine Belebung der Schiffbautätigkeit festzustellen ist. -Die 
ausländischen Reedereien lassen zahlreiche neue Schiffe bauen, © 
um: durch Modernisierung ' des Schiffsparks im Konkurrenz- 
kampf der Schiffahrt bestehen zu können. ‘Vor. allem wird im 
Ausland die Umstellung auf Motorschiffe gewaltig 
gefördert, während die deutsche Handelsflotte nur noch 57 Mo- 
torschiffe mit 140000 Tonnen atıfweist. Man beabsichtigte, die 
Rationalisierung der deutschen -Werftindustrie durch eine hori- 
zontale Zusammenfassung von Werften zu fördern. Den letzten 
Berichten zufolge wird aber die erwartete Verschmelzung der 
Werften unterbleiben. 


Sozialisierung auf’ kaltem Wege? Reichsbankpräsident Dr. 
Schacht warnte in seiner Stuttgarter Rede die deutsche Wirt-” 
schaft davor, in ihren Kreditnöten den Staat in Anspruch zw 
nehmen. Die Wirtschaft möge sich mit ‘ausländischen Anleihen 
oder aber aus eigener Kraft helfen. Diesem Wunsche des’ 
Reichsbankpräsidenten kann 'man wohl beistinmen. Dr. Schacht 
begründete ihn jedoch mit der Gefahr der Sozialisierung” 
aufkaltem Wege, der.die Wirtschait anheimfallen müsse, 
falls sie den Staat für Kredite in. Anspruch nehme. Wenn Dr, 
Schacht sich als Feind der Sozialisierungsbestrebungen gebär- 
det, so soll über diesen Punkt nicht gestritten werden, obwohl 
er besser hätte sagen können, warum 'er ‘die Beteiligung des’ 
Staates an der Leitung der Industrie als unerwünscht oder” 
verwerflich ansieht. Für unseren Teil sind wir grundsätz-” 
lich anderer Meinung. Es muß‘ 'aber. hervorgehoben werden, ” 
daß aus den Stützungsaktionen des Staates für notleidende 
Industrieunternehmungen, zu unserem Bedauern, eine Soziali=® 
sierung überhaupt nicht stattfand, wenn man von einigen Beteili-= 
gungen des Reiches oder Preußens in der Elektrizitätsindustrie 
usw. absieht. Es wurde aus öffentlichen Krediten einer An- 
zahl von Unternehmungen auf die Beine geholfen, ohne daß 
die Kreditgeber, welche die Mittel der Allgemeinheit den Unter-” 
nehmüngen zur Verfügung stellten, sich irgendwelche Beteili- 
gungen oder Kontrollrechte ausbedungen hätten. Solche? 
Kontrollrechte wurden unseres Wissens weder in bezug auf die 
Leitung der Produktion noch zum Schutze der Arbeitsverhält- 
nisse gefordert. So blieb bei den bisherigen Sanierungsaktio-” 
nen des Staates für die Sozialisierung auf kaltem Wege nicht‘ 
viel übrig. S 


Die Konzentrationsbewegungen deutscher Unternehmun- 
gen. Während dem Konzernabbau, zunächst nur langsam und 
zögernd, ein neuer Konzentrationsprozeß parallel gegangen’ 
war, hat sich in den letzten Wochen das ‘Tempo dieser neuen 
Konzentrationsbewegung beschleunigt. Außerdem daß die Fu- 
sionsverhandlungen in der Farbenindustrie und in. der westober- 
schlesischen Montanindustrie erfolgreich zum Abschluß ge 
kommen sind und auch die Verhandlungen über die Bildung’ 
eines Ruhrtrusts weitere- Fortschritte gemacht haben, sind atıch 
weitere wichtige Konzentrationen, wenn auch nicht von: so” 
großer Tragweite, zu verzeichnen. In der westdeutschen Müh- 
lenindustrie kam es zum Zusammenschluß mehrerer” 
Großmühlen. Außerdem sind bei den Mühlenbaugesell# 
schaften, die der „Mühlenbau- und Industrie-A.-G.“ (Miag) 
in Frankfurt angehören, die Berätungen über vollständige’ 





‘ Fusionierung mit Erfolg abgeschlossen.worden. In der Elek 


trizitätsindustrie. wurden schon vor einiger Zeit eine 
Anzahl von Werken vereinigt, einerseits durch Erwerbungen 
seitens Preußens, das ‚jetzt die Minderheit der Rheinisch-West-" 
fälischen Elektrizitätsgesellschaft (R.W.E.), die Siemens Elek 
trischen Werke und das Kraftwerk‘ Unterweser im Besitz haty 
andererseits dadurch, daß. die Braunschweigischen Kohlen“ 
werke und die Helmstedter Kraftzentrale vom R.W.E. und vom 
den dem Reich gehörenden ‚Elektrowerken erworben wurden 
und daß neuerdings die Elektrowerke außerdem das Elektrizis 
tätswerk Liegnitz ankauften: In der optischen Industrie ist 
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schen der Optischen Anstalt von Goerz, Berlin, der Ica-A.-G., 
\ Dresden, und der Contessa Nettel A.-G. in Stuttgart. Diese drei 
k Gesellschaften besitzen zur Zeit zusammen ein Aktienkapital 
‚= von 15,2 Millionen Mark. Ferner erfolgten Zusammenschlüsse 

in. der Automobilindustrie zwischen den Koko-Werken G.m. 
eb:H,, Erfurt, mit der Kraftfahrzeugvertriebsgesellschaft in Jena 

— letztere Gesellschaft wird den Vertrieb übernehmen; in der 
ı_ Eisenindustrie zwischen: : der Eisenbau-Schige  A.-G., 
“Leipzig, der Langscheder 'Walzwerke und Vereinigte Zinkerei- 
A.-G. und der Wolff,‘ Netter ‘und Jacobi-Gruppe; in der Bar- 
ı mer Textilindustrie, in der rheinischen Kunstseidenindustrie und 
"im Bergbau. In der Zementindustrie waren — sowohl 
| im Norddeutschen Zementverband, Berlin, wie im Rheinischen 
‚Zementverband, Bochum, und in der Süddeutschen Zentralver- 
kaufsstelle, Heidelberg —- die Syndikatsverträge abgelaufen. 
Da alle diese Werke infolge von Ueberkapitalisation nur ge- 
ringe Rentabilität aufweisen und zum Teil brachliegen, ergab 
sich die Notwendigkeit einer systematischen Zusammenlegung. 
Angesichts dieser schwierigen Lage drohte ein Konflikt wegen 
| der Zuteilung der Produktionsquoten, der aber beigelegt wer- 
| den konnte. Und zwar sind zu den bisherigen Syndikatsver- 
 trägen neue Interessengemeinschaften gekommen, sowohl zwi- 
schen dem Heidelberger. und Wicking-Konzern als auch zwi- 
; schen den bisher nur kartellierten Werken: Dyckerhoff (Amö- 
neburg) Zementfabrik, Bonner Bergwerks- und Hüttenverein 
| (Ober-Kassel), Narjes u, Bender (Kupferdreh), Schenk (Ulm) 
und Roth (Karlstadt). 


\ Sozialpolitik 

Sozialversicherung in der Schweiz. Das Schweizer Volk hat 
laut „Vorwärts“ die Verfassungsänderung auf Ermächtigung 
des Bundesrates zur Einführung einer. Alters-, Hinterbliebenen. 
und Invalidenversicherung mit 406000 gegen 214000 Stimmen 
angenommen. 

| Dagegen stimmten 51/,. Kantone mit .dürchweg katholisch- 
konservativen „oder bäuerlichen Wählern. Von der welschen 
Schweiz verwarfen den Verfassungsartikel der Kanton Waadt, 
während sich in Neuenburg ‚Ja‘ und ‚Nein‘ die Wage hielten. 
In den Industriezentren stimmten die Kommunisten ge- 
gen die Vorlage, weil sie ihnen nicht weit genug ging und 
"nicht dem Staat allein die Lasten überträgt. Die Stimmbe- 
teiligung betrug 70 Prozent. 
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‚Allgemeine Gewerkschaftsfragen 


Korruption im Arbeitgeberlager. Unter der Ueberschrift 
|"„Soziale Vertrauenskrisis“ hat der Generalsekretär des Ge- 
werkschaftsringes, Ernst Lemmer, in der „Frankfurter 

Zeitung‘ vom 6. Dezember einen Artikel gebracht, .der bezug- 
| mehmend auf einen Artikel in der Zeitung der Christlichen Ge- 
"werkschaften „Der Deutsche‘ vom 21. November die Korrup- 

tionsmethoden der „Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände‘‘ kritisch beleuchtet. Vorausschicken möchten wir, daß 
wir die Ueberschrift „Soziale Vertrauenskrise“ für recht wenig 
angebracht, ja, für irreführend halten. Der Ausdruck ist aber 
bezeichnend für die Einstellung der christlichen und Hirsch- 

Dunckerschen Gewerkschaften. Für die freien Gewerkschaften 
‚kann eine Vertrauenskrise gegenüber den Arbeitgeberverbänden 

nicht erst entstehen, da diese nie an Vertrauensseligkeit den 

Arbeitgebern gegenüber gelitten, vielmehr alle ihre Handlun- 
gen mit dem nötigen Mißtrauen betrachtet haben. 
$ Den Kern der Anklagen gegen die „Vereinigung“ bilden 
folgende Feststellungen: 

1. Aus Mitteln der „Vereinigung“ sind an Wissenschaftler 
nicht ‘bloß die üblichen‘ Honorare für literarische Mitarbeit, 
sondern auch besondere Zuwendungen bis in die neueste Zeit 

Igegeben worden. 

2. Unter sozialpolitischem Deckmantel sind Gelder für 
‚dunkle politische Zwecke gegeben worden. 

3. Die „Vereinigung‘‘ hat enge Beziehungen zu angeblich 
‚sozialistischen und arbeitnehmertreundlichen Verlegern ange- 
knüpft, um Tausende von „Aufklärungsschriften“ unter neu- 
tralem Deckmantel in Arbeitnehmerkreise hineinzuschmuggeln. 


j Wie Lemmer nachweist, handelt es sich hierbei um den 
Verleger Karl Erdmann, in dessen Verlag ehemals die 
Zeitschrift „Der Firn‘ erschien und der auch sonst in früheren 
Jahren gute sozialistische ‘Literatur herausbrachte. Der Sozial- 
demokratische Parteivorstand hatte im ‚Vorwärts‘ vom 26. Ok- 
tober bereits vor dem Verlage gewarnt, da dessen dunkle Be- 
ziehungen zur „Vereinigung“ in: weiteren Kreisen kein Geheim- 
nis geblieben waren. Ferner rechnen dazu die Schriften der 
„Deutschen wirtschaftspolitischen Gesellschaft“. Auf diese 
Schriften soll der „Vereinigung“ ein Einfluß dadurch eingeräumt 
‚worden sein, daß ihr die Korrekturen von Arbeiten des Verlags 
ohne Wissen der Verfasser vorgelegt wurden, Ein großer Teil 
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der Auflage dieser Schriften sei von der „Vereinigung‘‘ über- 
nommen und zur Verteilung gebracht worden. 

Die Gelder für „dunkle politische Zwecke“ beziehen sich 
nach Lemmer auf die finanzielle Unterstützung eines in die 
Femeaffären „verwickelten Mitgliedes des christlich-nationalen 
Landarbeiter-Verbandes, und”zwar sollen diese Mittel von der 
„Vereinigung“ aus einer Sammlung entnommen sein, die ‘im 
Frühjahr dieses Jahres durch eine Umlage für Arbeitszeitpropa- 
ganda im Arbeitgebersinne in Höhe von 1/, Million Mark zu- 
sammengekommen ist. 

Die Antwort, die der Vorsitzende der „Vereinigung“, Herr 
von Borsig, auf die Enthüllungen gibt, muß als recht unzu- 
länglich und zweideutig bezeichnet werden. Herr von B. be- 
stätigt, daß die „Vereinigung‘“ Verlagsgesellschaften, die der 
Arbeiterbewegung nahe stehen, finanziell unterstützt hat und 
durch die eigene Organisation deren Flugschriften als „sozia- 
listische‘“ Literatur vertrieben hat. Demgegenüber spielt es 
eine untergeordnete Rolle, daß die Vereinigung auf die Aus- 
wahl der Verfasser und den Inhalt der Broschüren keinen Ein- 
fluß ausgeübt haben will. Zweifelhaft bleibt auch die Rolle des 
Propagandachefs der „Vereinigung“, Herrn von Zengen, 
bei der Herausgabe der Broschüren von Albert und Sozius 
der Deutschen wirtschaftspolitischen Gesellschaft. Sind auch 
diese Broschüren von der Vereinigung weder angeregt noch 
inhaltlich beeinflußt worden, 

Ueber die zu „dunklen politischen Zwecken“ gewährten 
Mittel gibt Herr von B. die Aufklärung, daß es sich dabei um 
ein Dariehn von 5000 Mark für den christlichen Zentral- 
verband der Landarbeiter, dessen Vorsitzender der 
deutschnationale Abgeordnete Behrens ist, handelt. Von 
der Unterstützung eines Fememörders sei „keine Rede“. Ehe 
sich Herr von Zengen und die christlichen Gewerkschaften 
hierzu erklärt haben, wird die Antwort des Herrn von Borsig 
nicht als genügend angesehen werden können. Denn bisher ge- 
hörte die Gewährung von Darlehen an Gewerkschaften nicht zu 
den Aufgaben der Vereinigung. Oder gehörte sie etwa in den 
Rahmen der Arbeitszeitpropaganda der Arbeitgeber? Das 
würde einen tiefen Einblick in die Einstellung der christlichen 
Landarbeiterorganisation gewähren. Was sagt „Der Deutsche“ 
dazu, der ja selbst durch seine Veröffentlichung den Anstoß 
zu dieser Polemik gegeben hat? 


Beginnende Selbsterkenntnis, Im Arbeitgeberlager mehren 
sich die Stimmen solcher Mitglieder, die bei schlechtem Ge- 
schäftsgange nicht zu dem bequemen Wege der Kündigung von 
Arbeitnehmern oder wenigstens deren Gehaltsabbau raten, son- 
dern zur Selbsteinkehr durch Einschränkung des persönlichen 
Aufwandes auffordern. In Nr. 35 unserer Zeitung hatten wir 
unter der Ueberschrift „Ein weißer Rabe‘ bereits auf einen in 
diesem Sinne gehaltenen Artikel aus der „Textilwelt“ hinge- 
wiesen. Erfreulicherweise finden wir jetzt auch im Organ des 
Holzhandels, in Nr. 284 der Zeitung „Der Holzmarkt“, 
vom 27. November, in einem Artikel „Wie hoch dürfen die 
Handlungsunkosten sein?“ Ausführungen, die an Deutlichkeit 
gegenüber einer gewissen Sorte von Unternehmern nichts zu 
wünschen übrig lassen. Wir geben den Artikel im Auszuge 
in folgendem wieder, in der stillen aber nur schwachen Hoff- 
nung, daß auch andere Arbeitgeberverbände, vor alleın die der 
Metallindustrie, zu der gleichen Selbsterkenntnis kommen und 
auf ihre Mitglieder- entsprechend einwirken möchten: 


„Selbstverständlich ist schon seit langer Zeit jeder Geschäftsmann 
verpflichtet, seinen Spesenapparat zu verringern und, soweit es einiger- 
maßen geht, in Einklang mit den erheblich zurückgegangenen Umsätzen 
zu -bringen. Es soll niemand glauben, daß etwa so bald eine bessere 
Zeit kommt, so daß man an Gewohnheiten festhalten kann, in die man 
sich in der Zeit reichlichen Leichtsinns der letzten Jahre so leicht hinein- 
gefunden hat,... Man muß sich Unbequemlichkeiten auferlegen, 
wenn man dadurch Geld sparen kann, aber die Ersparnisse dürfen nicht 
an der verkehrten Stelle gemacht werden, nicht gerade dort. wo man 
andern wehe tut oder gar schlimme Nöte hervorruft. Zunächst ein- 
mal kann jeder Betriebsinhaber mit sich selber einmal zu Rate gehen, 
also die Geschäftsspesen und den Privataufwand an sich selber 

üfen — und die allermeisten werden da die Möglichkeit zu so reich- 
ichen Abstrichen finden, daß schon hier eine nach Hunderten und manch- 
imaı nach vielen Hunderten von Mark monatlich erreichbare Ersparnis zu 
erzielen ist... 

Ganz verkehrt ist es aber, die Sparsamkeit und den Spesenabbau aus- 
gerechnet durch Kündigungen im Personalstande durch- 
setzen zu wollen. Das ist leider dasüblichegeworden, und 
wir wissen Fälle, in denen man es fertig gebracht hat, über 60 jährige 

mte aus großen Geschäften, die bis zum letzten Tage die rechte 
Hand des Chefs waren, und obendrein in Formen‘ wegzuschicken,' die 
einen Skandal bedeuten. Fast hätten wir Lust, besonders auf eine Firma, 
die sich Unglaubliches auf diesem Gebiete geleistet hat, mit Namens- 
nennung hinzuweisen und zugleich zu zeigen, wie dieser Chef im letzten 
Sommer etwa 70000 Mark für einen fast sechsmonatigen Sommerurlaub 
in “seiner Villa an einem der bayerischen Seen aus dem Geschäfte heraus- 
zog, während dort kaum die Mittel zur Löhnung und zur Gehaltszah.ugg 
zurückblieben. Und als er zurückkam, versuchte er schnurstracks unter 
Hinweis auf die schlechten Zeiten, das Gehalt seiner Angestallten auf den 
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dritten Teil herunterzusetzen. Das sind nun Gott sei dank Ausnahmen 
(? Die Red.), aber die Abrechnung mit solchem Manne ist dem noch 
nicht geschenkt, sie wird mit ihm gehalten werden, wenn er demnächst 
wimmernd an seine Gläubiger herantreten wird, und er darf sich schon 
heute auf unsere Begräbnisansprache freuen und versichert. sein, daß 
mas seine beiseite gebrachten Werte und Vermögensübertragungen an 
die werte Gattin aufdecken und finden wird! Geht es einem Chef wirk- 
lich so schlecht, daß nach Durchführung aller anderen Ersparnisse 
schließlich auch im Personalstande Ersparnisse gemacht werden müssen, 
dann ist eine anständige Aussprache notwendig zwischen Chef und An- 
gestellten, und wenn diese gesehen haben, daß der Chef an» allen 
Spesen und vor allem an sich selber spart, was nur denkbar ist, dann 
werden sie sich selber sicher bereit erklären, zur Vermeidung von Kün- 
digungen, in eine Gehaltsreduzierung einzuwilligen, bei der natürlich 
die großen Gehälter stärker getroffen werden müssen als die kleinen, 
die ohnehin kaum zum Leben ausreichen.“ 


Weltverbesserung der Scharfmacher, Herr Wilhelm 
Wolit, Direktor der gleichnamigen A.-G. in Pforzheim, 
verbreitet eine kleine Schrift. Er bricht darin zunächst helden- 
haft eine Lanze für die Kartelle. Dann beklagt er sich bitter 
über die Regierung, die sich, vielzuviel in die Geschäfte der 
Industrie einmische. Er beklagt, daß die Regierung einen be- 
achtlichen Mut zeige, wenn es sich darum handle, Unternehmer- 
kartelle, vielleicht auch Metzger und Bäcker, zu kontrollieren, 
daß dieselbe Regierung aber keine Spur von Mut aufbrächte, 
um gegen die Gewerkschaften einzuschreiten. 

Entweder ist diesem Weltverbesserer nicht bekannt, daß 
Schlichter und Reichsarbeitsministerium, von verschwindenden 
Ausnahmen abgesehen, seit Jahr und ‘Tag die Unternehmer- 
organisationen in ihrem Bemühen, den Reallohn, insbesondere 
der Angestellten, abzubauen, mit Erfolg unterstützen, oder dies 
genügt dem Herrn Wilhelm Wolff nicht, sondern er will 
auch den Nominallohn bei wachsender Teuerung abbauen. Da- 
zu macht er einen neuen Vorschlag. 

Die jetzige Lohnsteuer, die ihm in der bisherigen 
Form zu kompliziert ist, soll abgeschafft werden. Nach seinem 
Vorschlage soll der Arbeitgeber aus eigenen Mitteln volle zehn 
Prozent der von ihm ausgezahlten Lohnsumme an die Finanz- 
ämter abliefern. Diese Ablieferung soli aber immer erst drei 
Monatenach Fälligkeit erfolgen, so daß jeder Arbeit- 
geber von seinem Finanzamt einen laufenden zinsfreien Kredit 
in Höhe von 30 Prozent der von ihm monatlich ausgezahlten 
Lolinsumme hätte, Das würde bedeuten, daß aus dieser neuen 
Art Lohnsteuer ein noch höherer Betrag, wenn auch mit drei- 
monatlicher Verspätung, einkäme als bisher. Vermutlich will 
Herr Direktor Wolff. die Steuerlasten der Industrie um die 
Summe dieses Mehraufkommens aus der von ihm vorge- 
schlagenen Lohnsteuer ermäßigt sehen. 

Herr Wolff ist aber nicht so selbstlos, den Arbeitnehmern 
etwa die Lohnsteuer, die zur Zeit 6 bis 8 Prozent des Brutto- 
einkommens ausmacht, einfach abzunehmen. Er verlangt von 
ihnen vielmehr eine Gegenleistung, und zwar in Form einer von 
438 auf 54 Stunden verlängerten Wochenarbeits- 
zeit bei gleichbleibendem Wocheneinkommen, also eine Ar- 
beitszeitverlängerung von 12!/, Prozent, um etwa 6 bis 3 Pro- 
zent an Lohnsteuer zu sparen. Das wäre erneut ein Geschäft, 
bei dem für den Arbeitgeber glatt 50 Prozent Gewinn abfallen, 

Nach den Vorschlägen des Herrn Wolff müßte demnach 
der Staat 

1. jedem Arbeitgeber ein unkündbares, zinsfreies Darlehen 
gewähren; 

2. hätte der Staat sich jeder Einmischung in die Kartell- 
politik zu enthalten, auch dann, wenn diese durch ihre Preis- 
bildung und -bindung nicht nur die Verbraucher schädigt, son- 
dern letzten Endes auch die ganze Wirtschaft zerschlägt; 

3. wäre es Auigabe des Staates, falls er sich dazu ent- 
schließen sollte, die Gewerkschaften kurzerhand aufzulösen, 
ihnen wenigstens zu verbieten, jemals Lohn- oder Gehaltser- 
höhungen, Ermäßigung der Arbeitszeit und ähnliches zu for- 
dern; 

4. soll die Lohnsteuer in ihrer neuen Form zugunsten der 
Entlastung Besitzender erhöht werden und 

5 sollen schließlich die Arbeitnehmer täglich eine Stunde 
mehr arbeiten wie bisher, dafür aber nur zwei Drittel des bis- 
herigen Stundenlohnes erhalten. 

Derartige Vorschläge wagt ein sogen. Wirtschaftsführer 
zu machen in einer Zeit, in der die große Masse der noch in 
Beschäftigung stehenden Arbeiter und Angesteliten von ihrem 
Arbeitseinkommen kaum die notwendigsten Lebensbedürfnisse 
bestreiten kann, daneben aber Hunderttausende arbeitslos sind. 
Zweifellos wird dieses neue Evangelium in Arbeitgeberkreisen 
Anhänger finden, da es wenigstens scheinbar, Profit verspricht. 

Aufgabe der Arbeitnehmer ist es, durch Stärkung der freien 
Gewerkschaften dafür zu sorgen, daß die Bäume solcher „Welt- 
verbesserer‘ nicht in den Himmel wachsen. 


Nichts gelernt und nichts vergessen! In einer Versamm- 
Jung des Bundes badischer Arbeitgeberverbände in Frei- 
burg i. Br. eröfinete der Vorsitzende die Tagung mit den 
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Worten: Ceterum censeo: der Zwang auf dem 


"Arbeitsmarkt muß beseitigt werden! Dieser 


Schlachtruf hat eine traurige Berühmtheit erlangt, seitdem er 
im vorigen‘ Jahr von einem Arbeitgebersyndikus in etwas 
anderer Fassung, nämlich auf die Gewerkschaften bezüglich, 
in die Oeffentlichkeit geschleudert worden ist. 

Dann ergriff der durch seine Aktennotiz in Arbeitnehmer- 
kreisen bekanntgewordene Dr. Meißinger zu einem Re- 
fefat über die allgemeine Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage 
das Wort. Er gab einen Ueberblick über die Geschäftslage 
der „Firma Deutsches Reich“ und ermahnte in der üblichen 
Weise alle Schichten zur äußersten Sparsamkeit, worunter 
er auch die Arbeitgeber verstanden wissen wollte, die aber 
natürlich schorı von selbst durch ihre ökonomische Lage zur 
Sparsamkeit gezwungen wären (das heißt: aufs Pilasterwerfen 
der Angestellten und Arbeiter! D. Red.). Nacheinander wür- 
den für die gegenwärtige Wirtschaftskrise die- Finanzpolitik 
des Reiches, der Länder und der Gemeinden, die Sozialpolitik 
und schließlich die Gewerkschaften verantwortlich gemacht. 
Interessant ist, daß sich Dr. Meißinger auch gegen eine Er- 
höhung der Beamtenbezüge wendet, nachdem im No- 
vember durch eine Beamtenkorrespondenz die Nachricht ver- 
breitet worden war, gerade er, Dr. M., habe in einer Unter- 
redung die Auffassung vertreten, daß die Arbeitgeberschaft 
sich heute der Notwendigkeit einer Gehaltsaufbesserung, ins- 
besondere für die großen Massen der ‘unteren und mittleren 
Beamten nicht verschließen könne. Allerdings war diese „irre- 
führende Notiz“ in einer kurz darauf folgenden ‚Tagwıg der 
Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände mit aller Ent- 
schiedenheit dementiert worden. 

Zu der Frage der Lohnpolitik führte er aus, daß 
die augenblicklich geltenden Löhne, durch die die Geldentwer- 
tung seit der Vorkriegszeit mindestens ausgeglichen sei, für 
die Wirtschaft untragbar seien. Im Zusammenhang mit einer 
scharfen Kritik an der Tätigkeit der Schlichtungsaus- 
schüsse kommt er zu dem Ergebnis: Vergleiche mit dem 
Friedenslohn, mit dem Lohnanteil an den Praduktionskosten 
und der Lohninternationalismus müssen abgelehnt werden. In 
normalen Zeiten regele sich: die Höhe des Lohines durch An- 
gebot und Nachfrage auf dem: Arbeitsmarkt. Die Ware Ar 
beitsinktan Wertbeigroßer Arbeitslosigkeit, 
Darum: Reform des Schlichtungswesens und ... freie Ver- 
ständigung! 

Daß zum Schluß noch gegen die gesetzliche „schematische“ 
Regelung der Arbeitszeit und gegen eine allgemeingültige Ver- 
gütung der Ueberstunden mit 25 Prozent gekämpft wurde, sei 
nur noch zur Vervollständigung der arbeitgeberlichen Gedan- 
kengänge erwähnt. 

„Die Ware Arbeit sinkt an Wert... .“ Wie die Unter- 
nehmer ihre Waren durch Kartelle und Syndikate sehr er- 
folgreich schützen, müssen auch .die Arbeitnehmer durch 
feste Organisationen den Wert der einzigen „Ware‘% 
die sie besitzen, ihre Arbeitskraft schützen. 


Was nützt mir die Gewerkschaft? Je weniger ein Arbeit- 
nehmer die ökonomischen Zusammenhänge zu überschauen 
vermag, insbesondere je weniger es ihm klar ist, wie unauf- 
löslich sein Schicksal mit dem der übrigen Berufskoliegenr 
verbunden ist, je häufiger stößt man, wenn man ihn zum Ein“ 
tritt in die Gewerkschaft auffordert, auf die skeptische Frage: 
„Was nützt mir die Gewerkschaft?“ | 

Um eine solche Frage zu beantworten, muß man ver- 
suchen, des Fragenden Horizont zu erweitern. Er muß über 
den Zusammenhang aufgeklärt werden, er muß seine Klassen 
lage begreifen und muß erkennen, daß der gewaltigen Macht 
des Arbeitgebertums nur der organisierte Zusammenschluß all 
der vielen kleinen, besitzlosen Arbeitnehmer erfolgreichen Wie 
derstand verspricht. 

Solche Aufklärung ist, wenn man’s nur richtig anfängt, gar 
nicht so schwer. Man "antwortet dem Frager nur mit der 
Gegenfrage: warum denn die Arbeitgeber den Wert der Ar- 
beitgeberorganisation so hoch einschätzen, daß keiner von 
allen sich außerhalb der Organisation stellt? 

Wenn jemand zu der Frage: „Was nützt mir die Organi- 
sation‘ berechtigt ist, so doch der mächtige, reiche, von Exi- 
stenzsorgen nicht bedrohte Arbeitgeber. Wenn Herr von Sie= 
mens oder Herr Thyssen oder Herr Krupp, oder wie sonst die” 
Industriekönige alle heißen mögen, sie, die prächtige Villen, 
schöne Autos und reiche Dienerschaft besitzen, den Wert und 
die Notwendigkeit der Organisation leugneten, das könnte man 
allenfalls verstehen. Aber gerade diese Leute halten fest au 
ihrer Organisation, und je tüchtiger, intelligenter und mächti= 
ger der Arbeitgeber ist, ein um so besseres Mitglied seiner Ge= 
werkschaft ist er. 

Die Arbeitgeber behaupten, daß sie nach der Revolution 
unter dem Druck der Arbeitnehmergewerkschaften gestanden 
hätten, daß ihre wirtschaftliche Initiative von ihnen eingeengt, 
und daß die soziale Gesetzgebung sie in der Entfaltung ge*” 
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hemmt hätte. Für sie — so behaupten sie — war damals 
„schlechte Konjunktur‘. Niemand aber von ihnen hat daran 
gelacht deshalb aus der Arbeitgebervereinigung auszuscheiden. 
ie wußten, daß man umso fester zusammenhalten muß, je un- 
günstiger die Zeiten sind. _ 
Für uns Arbeitnehmer ist gegenwärtig „schlechte Kon- 
, junktur‘‘, Anstatt aber um so enger zusammenzurücken, um 
‚ einen unerschütterlichen Schutzwall gegenüber den. Wirtschafts- 
stürmen zu bilden, reden sich viele ein, daß sie ihren Vorteil 
| 





besser finden würden, wenn sie sich abseits ihrer Gewerkschaft 
stellten. 
Der Frager, von dem wir oben sprachen, wird selbst auf 
seine Frage: „Was nützt mir die Gewerkschaft?“ die richtige 
Antwort finden, wenn er sein Verhalten gegenüber seiner Orga- 
nisation vergleicht mit dem Verhalten seines Arbeitgebers der 
‚= Arbeitgeberorganisation gegenüber. 


Soziale Bewegung 


Der Geburtenausfall durch den Krieg als Enilastung des 
Arbeitsmarktes, Wann‘ werden die Wirkungen des durch den 
Krieg verursachten Geburtenausfalles fühlbar werden? In 
| vier Jahren wird der Jahrgang der Jugendlichen auf den Ar- 





beitsmarkt treten, der im ersten Kriegsjahr geboren ist. Im 

April 1915 begannen die Auswirkungen des Krieges auf 
‚die Geburtenhäufigkeit. Im November 1917 hat die Zahl der 
| Geburten in Deutschland seinen tiefsten Punkt erreicht. Im 
| August 1919 beginnt wieder ein Aufstieg, von 1920 an wird 
die Geburtenhäufigkeit wieder normal. Der gesamte Gebur- 
tenausfall im Vorkriegsgebiet des Deutschen Reiches in den 
Jahren 1915 bis 1919, der 3,3 Millionen beträgt, übersteigt 
weit den Verlust an Menschenleben im Krieg, der auf 2 Mil- 
lionen zu schätzen ist. Oesterreich, Ungarn, die Tschechoslowa- 
kei, Frankreich und”Belgien haben noch stärkere Geburtenaus- 
fälle als tschland zu verzeichnen. Großbritannien hingegen 
ist günstig@ gestellt als Deutschland. Nach den Schätzungen 
des Regierungsrates Dr. Strunden, die im „Reichsarbeits- 
blatt‘ mitgeteilt worden sind, muß man damit rechnen, daß der 
deutsche Arbeitsmarkt für jugendliche Arbeiter gegenüber dem 
Arbeitsmarkt von 1928, der noch als normal angenommen 
werden kann, 1929 bereits einen Ausfall von über 80 000, 
| 1930 von über 500000, 1931 von über 570000, 1932 von über 
640000 und 1933 von 590000 aufweisen wird. Im Jahre 1932, 
das als der stärkste Ausfall dem tiefsten Absturz der Gebur- 
tenzahl im Jahre 1917 entsprechen wird, werden nur etwa 
die Hälfte der Jugendlichen auf den Arbeitsmarkt tre- 
ten, mit denen man bei der Geburtenzahl des Jahres 1913 hätte 
rechnen können. Auf dem Arbeitsmarkt der Vollarbeiter 
werden sich die Wirkungen des Krieges auf die Geburten; 
häufigkeit erst dann äußern, wenn die im Kriege geborenen 
Jugendlichen das 18. Lebensjahr erreichten. Das wird in 
den Jahren 1933 bis 1937 sein. 1937 werden über 2 Mil- 
lionen Vollarbeiter-auf dem Arbeitsmarkt 
fehlen. Von 1938 an wird sich der Zugarig an Vollarbeitern 
allmählich wieder steigern. Wenn Absatzkrisen die Wirkungen 
des Arbeitermangels nicht zum Teil ausgleichen, so wird die 
Lohnbildung und die politische Kraftentfaltung der Arbeiter- 
schaft durch den Einfluß des Arbeitermangels eine günstige, 
"Wendung nehmen, . 


Pi 
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Die parteipolitische Neutralität des „Stahlhelm‘“. Der 
„stahlhelm‘“ ist stets bemüht gewesen, seine Neutralität auf 
politischem Gebiet zu betonen, insbesondere, um auch Mitglieder 
der Gewerkschaften zu gewinnen. “Wir waren nie darüber im 
Unklaren, daß wir es mit einer Organisation der äußersten 
‚politischen Rechten mit der dieser eigenen geistigen Einstellung 
auf politischem und wirtschaftlichem Gebiete zu tun haben. 
Diese wmsere Auffassung findet ihre Bestätigung in einem Be- 
ticht des Rechtsausschusses des Preußischen 
Landtages zu den Anträgen über de Fememorde. Wir 
entnehmen der „Vossischen Zeitung‘ Nr. 597 vom 18. Dezem- 
ber einen Auszug aus dem Landtagsbericht: 

„Das Mitglied des ‚Stahlhelm“, der Bergmann Bube in Buer in 

Westfalen, ist ermordet worden, weil er, von seiner katholischen Welt- 
anschauung ausgehend, glaubte, sich nicht mehr zu dem „Stahlhelm“ 
bekennen zu können. Er ist von anderen Stahlhelmmitgliedern aufge- 
sucht und vor der katholischen Kirche umgebracht worden. Die Leiche 
ist dann in- die katholische Kirche hineingeschleppt worden, um einen 
Selbstmord vorzutäuschen. .. . 
z So ist z. B. in Frankfurt (Oder) der Fall Ney passiert. Ney ist 
ein Leiter des „Stahlhelm“, der an einen Unterführer den Auftrag ge- 
geben hat, gentlich eine bestimmte Zahl von Personen, die er 
namentlich auf eine Liste gesetzt hatte, zu ermorden. Ich bin im Besitz 
dieser Liste und kann sie nötigenfalls einem Interessenten zur Einsicht 
vorlegen. Uebrigens ist dieser Ney ein Kommunalbeamter, der jetzt noch 
in, Frankfurt/Oder Dienst tut. Diese Liste ist von Herrn Ney sogar 
vor Gericht als diejenige anerkannt worden, die er ausgehändigt hat. 

Weiterhin hat bei einer anderen Gelegenheit ein Rechtsanwalt in 
Frankfurt/Oder namens "Landau zur Zeit des Küstriner Putsches von 
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vier Mitgliedern. des „Stahlhelm“ eine Warnung erhalten, sich von 
Küstrin wegzubegeben. Er wurde von vier Mitgliedern des Stahlhelm, 
die zu seinen Klienten gehörten, gewarnt, denn cs sei gegen ihn ein An«- 
schlag geplant. Als darauf ganz bestürzt der Anwalt fragte, weshalb 
denn gegen ihn etwas Derartiges unternommen würde, erklärten ihm 
die Stahlhelmmitglieder, sie würden ihm das im Laufe des Tages noch 
mitteilen. Er erhielt dann die Nachricht, daß er wegen seiner Mitarbeit 
an der sozialdemokratischen „Volksstimme“ auf die Liste der zu Er 
mordenden gesetzt worden sei. Nun erklärte der Anwalt, als er nach- 
mittags diese Mitteilung empfing, ganz erschrocken: „Ja, dann hätten 
ie ja“ — also sein eigener Klient — „unter Umständen mich an die 
Wand stelien müssen!“ Darauf erklärte dieses Stahlheimmitglied: „Nein, 
Sie sind nicht in meinem Bezirk“. Daraus geht also hervor, daß eine 
bestimmte Organisation, eine bestimmte ‚Einteilung vorgesehen ist, um 
solche Taten zu vollziehen.“ 


Angestelltenbewegung 


 „V,d.T. oder Butab?‘ Unter dieser Stichmarke gibt der 
Verband deutscher Techniker ein Flugblatt heraus, in dem die 
von uns längst in ihre Wirklichkeit zurückgeführten Phrasen 
vom „internationalen, marxistischen“ Butab und dem „nationa- 
len“ V.d.T. zum — weiß Gott — wievielten Male wieder- 
gekäut werden. 

Mit der im Lager des V.d.T. üblichen Unverfrorenheit 
setzt man sich über die Tatsache hinweg, daß auch die „christ- 
lich-nationalen‘“‘ Gewerkschaften längst die Notwendigkeit in- 
ternationaler Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem und sozia- 
lem Gebiete erkannt haben und internationale Kongresse eben- 
so veranstalten wie die freien Gewerkschaften. Wir konnten 
in dieser Zeitung berichten, daß auf dem letzten Kongreß der 
„ehristlichen‘‘ Gewerkschaften es gerade der Vertreter des 
Deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes war, der den 
„Erbfeinden“ freundliche Worte der Verständigung zu sagen 
wußte. 

Der V.d.T. ist besonders stolz darauf, Hüter des Berufs- 
gedankens zu sein. Wir brauchen unseren Freunden nicht 
zu sagen, daß der Berufsgedanke die Grundlage unserer 
Existenz als Gewerkschaft ist. Unsere Arbeit im Interesse der 
deutschen Technikerschaft dient — wie wir immer zum Aus- 
druck gebracht haben, einer höheren, materiellen und ideellen 
Geltung des technischen Angestellten und Beamten. Wenn 
die V.d. T.-Führer die notwendigen geistigen Kräfte aufzu- 
bringen imstande wären, müßten sie längst erkannt haben, 
daß die Fesseln, die der Technik auferlegt sind und ihre volte 
Entfaltung hemmen, im Kapitalismus ruhen. Wer wirklich 
Techniker ist, wem technisches Denken in Fleisch und Blut 
übergegangen ist, der muß eine höhere Ordnung in der Wirt- 
schait im Sinne höchster Vollkommenheit auf technisch-orga- 
nisatorischem Gebiete und im Sinne harmonischer Zusam- 
menarbeit aller Volksgenossen in der wirtschaftlichen Arbeit 
erstreben. Um sich und seinen Beruf im letzten Sinne zur Gel- 
tung zu bringen, muß der Techniker auf der Seite derer 
stehen, die eine planmäßige und nur im Dienste der Allgemein- 
heit. geführte Wirtschaft erstreben, also auf der Seite der 
freien Gewerkschaften. Nur in einer solchen Würt- 
‘schaftsordnung ist der Gedanke der Volksgemeinschaft, der 
gerade von jenen mißbräuchlich im Munde geführt wird, zu 
verwirklichen. 

Wenn eine Gewerkschaft freigewerkschaftlich eingerich- 
tet sein muß, dann ist es die Gewerkschaft der Techni- 
ker. Denn zwischen Technik und Kapital besteht noch in 
einem höheren Sinne ein unüberbrückbarer Gegensatz wie 
zwischen Kapital und Arbeit. Wenn so der V.d.T. uns, dem 
Butab, immer wieder den Vorwurf des „marxistischen Klassen- 
kampfes‘ macht, weil wir den Kapitalismus grundsätzlich be- 
kämpfen, so wissen wir daß das auf einen Mangel an wirt- 
schaftlichen Erkenntnissen und an höherem technischen Be- 
rufsempfinden zurückzuführen ist. 

Man hätte aber glauben sollen, daß die Führer im „christ- 
lich-nationalen‘‘ Lager aus dem Verlaufe der letzten Jahre 
etwas .gelernt hätten. Wenn wir heute in den „christlichen“ 
Gewerkschaftsblättern Wutausbrüche darüber finden, daß das 
Unternehmertum einen „rücksichtsiosen Klassenkampf von 
oben‘ betreibt, so ist das der beste Beweis dafür, daß wir 


Achtung! Herr Kollege! 
Vergessen Sie nicht 


den Bezug der 
„Deutschen Techniker-Zeitung‘“ 


für das neue Vierteljahr rechtzeitig zu erneuern] ; 
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Recht haben, wenn .wir programmatisch. den „unüberbrück- 
baren Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit‘ festgestellt 
haben und darauf unseren Kampf gründen. Nur der flauen 
Haltung der christlichen Gewerkschaften und ihrer Zersplitte- 
rungsarbeit haben wir es zu danken, daß das Unternehmertum 
seinen „klassenkämpferischen‘“ Angriff auf die wirtschaftliche 
Lage des Arbeitnehmertums in den letzten Jahren erfolg- 
reich durchführen Konnte. — — — 

Der Butab hat nie bestritten, daß er Mitgliederverluste 
gchabt hat. In: einer Zeit, in der Zehntausende von Tech- 
nikern die Möglichkeit, in ihrem Berufe Beschäftigung zu 
finden, verloren haben, ist es selbstverständlich, daß das auch 
in unseren Mitgliederzahlen zum Ausdruck kommen muß. 
Daß aber der V.d.T., der es trotz unserer wiederholten öffent- 
lichen Aufforderung nicht wagt, über seine Zahl der zah- 
ienden Mitglieder Auskunft zu geben oder auch nur etwas 
über seine Kassengebarung zu veröffentlichen, ‚gehört in das 
Kapitel der Unvertrorenheit, von dem wir bereits sprachen. 
Nach unseren Informationen betragen die Beitragseinnahmen 
des V.d.T. noch nicht 5 Prozent der unsrigen. Wir wissen 
auch, daß die Propaganda, die für den V.d.T. betrieben wird, 
nicht durch seine eigenen Beitragseinnahmen ermöglicht wird. 

Wir zweifeln nicht daran, daß an dem gesunden Empfin- 
den der deutschen Technikerschaft alle : Zersplitterungsver- 
suche an unserer. Berufsstandesbewegung auch in Zukunft zu 
Schanden werden. Ist es doch dem V.d.T. nicht einmal ge- 
lungen, während der nationalistischen Hochkonjunktur trotz 
aller nationalen Phrasen und trotz der Unterstützung seiner 
Wühlarbeit, die er von allen möglichen Seiten erfahren hat, 
vorwärtszukommen. Die letzten Lebenszeichen, die er. jetzt 
noch von sich gibt, sind keine Aeußerungen deutscher Tech- 
niiker, sondern im wesentlichen derjenigen Kreise, die an der 
Zersplitterung der deutschen Technikerbewegung ein Interesse 
haben. Wir haben keine Veranlassung, uns durch sie beunruhi- 
gen zu lassen. 


Aus der Genossenschaftsbewegung 


Ein Kronzeuge für die Konsumvereine, Weite Kreise der 
Angestelltenschaft im allgemeinen und unsere Mitglieder im 
besondern stehen der Genossenschaftsbewegung einschließlich 
der Konsumvereine noch immer gleichgültig oder verständ- 
nislos gegenüber. Diese Kollegen dürften die Ausführungen 
eines prominenten Arbeitgebervertreters anläßlich einer Tarif- 
verhandlung mit dem Kahla-Konzern (Keramik) inter- 
essieren. Nachdem ein D.H.V.-Vertreter anscheinend die Ver- 
handlungen auf das Parteipolitische zu bringen versuchte, in- 
dem er sich 'erkundigte, was die Wirtschaftskreise sich bei 
Annahme des Dawesgutachtens gedacht haben, erklärte Herr 
Direktor Dr. Richter, daß sowohl die Annahme jenes 
Gutachtens als auch der Locarnoverträge für die Wirtschaft 
unbedingt notwendig gewesen sei. Er führte weiter aus, daß 
er durchaus anerkenne, daß. die Preise für den täglichen -Be- 
‚darf außerordentlich gestiegen seien. ‘Es sei ihm z. B. bekannt, 
daß Schalter für elektrische Leitungen im Handel heute das 
Fünffache des Vorkriegspreises kosten. Dazu läge, soweit die 
Fabrikationskosten in Betracht kämen, gar keine Veranlassung 
vor. Die Uebersetzung des Handels sei eine ‚solche, daß man 
sur wünschen könne, die jetzige Krise beseitige einen Teil 
davon. Stets habe er in den Verhandlungen mit den. Arbeiter- 
räten darauf hingewiesen, daß eine Bekämpfung der 
Uebersetzung des Handels nur durch eine Stär- 
kung der Konsumvereine geschehen könne. 

Es kommt nicht häufig vor, daß wir einer Behauptung, die 
Arbeitgebervertreter in.Tarifverhandlungen aufstellen, zustimmen 
können. Hier ist das der Fall, und wir hoffen, daß recht zahl- 
reiche unserer Leser aus dieser Uebereinstimmung der Erkennt- 
nis- die Schlußfolgerung. ziehen werden, sie als unbestreitbar 
richtig anzuerkennen und künftig danach zu handeln. 


Industrietarife 


Wozu die Krise den Käpitalisten dienen soll, Die Fahrzeug- 
werke Lueg in Bochum haben zum 1.. Januar 1926 sämt- 
lichen Angestellten gekündigt. Es handelt sich 
dabei nicht etwa ıım eine Stillegung des Werkes infolge schlech- 
ter wirtschaftlicher Lage, sondern nach Ansicht der Angestell- 
ten darum, vom Tarifvertrage loszukommen, um Einzelverträge 
mit den Angestellten nach dem Diktat der Werksleitung zu 
erzwingen, Ein Kollege schreibt uns darüber wörtlich: 

se.» Es händelt sich hierbei in der Hatüptsache um die Aus- 
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Schul- und Bildungsfragen 


un 


Ein Kursus für Feldmeßkunde wird zum 6. Januar 1926 7 
an der Baugewerkschule in Frankfurt/Oder eingerichtet, 
Die Unterrichtsstunden sind Mittwochs von 4 bis 3 Uhr und 7 
Samstags von 4 bis 7 Uhr nachmittags. Der Kursus’ wird bis 
etwa Ende Februar 1927 dauern, die Staatsprüfung im April 1927 
abgelegt werden. Die Kosten betragen bei etwa 20 Teilnehmern 
10 Mark monatlich für jeden Teilnehmer. Der Lehrplan ist 
aut 162 Stunden Mathematik, 180 Stunden Feldmeßkunde und 
20 Stunden allgemeine Baukunde, zusammen 362 Stunden, fest- 
gesetzt. 


Erlauschtes und Erlesenes 


Eine Monumentalbau deutscher Arbeit, Das Bild der deut- 
schen Großstädte bekommt hier und da bereits ein besonderes 
Gepräge: das Hochhaus beginnt seinen Einzug zu halten. 
Allerdings nicht in jenem gigantischen Ausmaß, wie es ıns ameri- 
kanische Schilderungen zeigen, sondern in der Anpassung an 
architektonischen und städtebaulichen Charakter der deutschen 
Städte. Das Ausmaß der deutschen Hochhäuser wird sich auch” 
immer im Rahmen praktischer Nutzungsmöglichkeiten halten 
müssen, weil das Brachliegen jedes einzelnen Raumes schon 
die Gefährdung der finanziellen Grundlage solcher Unterneh- 
mungen bedeutet. . 


Zu einem kühnen Wagnis holt Hamburg aus. Hier soll 7 
ein Messehaus errichtet werden, das in seinen Höhen- und 
Breitenmaßen einzig in Europa 'dastehen wird. Der Zweck 
dieses Messehauses soll: nicht sein, den vielen bereits bestehen-" 
den deutschen und europäischen Messen. eine neue Hamburger ” 
Messe hinzuzufügen. Es soll vielmehr in Anpassung an die Be- 
dürfnisse des Ein- und Ausfuhrhandels, vor allem des Uebersee- 7 
handels, eine zusammentreffende ständige Werbgmöglichkeit 
geschaffen werden. Dies soll geschehen durch ein®®neue Form, 7 
die diesen besonderen Bedürfnissen in zweckentsprechender 
Weise Rechnung trägt. Es soll also eine fortdauernde Ausfuhr- 7 
und Einfuhrmesse geschaffen werden. Wenn nun gerade Ham-7 
burg dafür auserwählt wurde, so hat das seinen besonderen | 
Grund in der Bedeutung Hamburgs als Hafenstadt. Ein ‚Begriff 
von den Dimensionen des newen Bauwerkes geben uns” 
folgende Einzelheiten: : die Vorderfront "hat eine Länge von 
340 Metern; 100000.qm sollen für Ausstellungsräume, 75 000 qm 7 
für Kontorräume ‚geschaffen werden, dazu ein Versammlungs- 
raum für. 5000 Personen. Eine 121/, Meter breite Messestraße 
durchzieht das ganze Gebäude, so daß innerhalb des Grund- 
stücks Fahrzeuge zum Warten, Einnehmen und  Ausladen von 
Gütern und. Brennstoffen Raum :haben. Außerdem wird 
ein Eisenbahnanschlußgeleis das Grundstück durchziehen. . Um 
den: Riesenverkehr ‘von 40000 Menschen in diesem Hause, ‚mit 
denen man durchschnittlich rechnet, etwas abzulenken, wird in 
das Gebäude unterirdisch eine Haltestelle der Hoch- und Unter-” 
grundbahn eingebaut. Auch sind Einstellungsräume für min- 
destens 500 Automobile in ‚Aussicht genommen. 58 -Aufzüge | 

| 
| 








werden Personen und Lasten: auf und nieder befördern, 60.000 
Glühlampen sind zur Beleuchtung notwendig. Ein. Post- und 
Telegraphenamt, eine Fernsprechzehtrale, Einrichtungen zur” 
selbständigen Versorgung mit Wasser, Elektrizität und Heizung 
sind ebenfalls vorgesehen. Daneben Konferenz- und. Eriri- 
schungsräume, Zimmer für sportliche Betätigung usw. 


F 
Das Gebäude soll in drei Bauabschnitten fertiggestellt. wer=" 
den. Die Gesamtbauzeit ist auf 6 bis 7 Jahre berechnet. Die bei-" 
den Seitengebäude werden neunstöckig, während das Turmge-" 
bäude nicht weniger als 25 Stockwerke aufweisen soll. Wenn? 
dieses Haus deutschen Könnens und Strebens- errichtet. sein” 
wird, steht hoffentlich ein günstigerer Stern über Deutsch-7 
lands und Europas wirtschäftlichem Himmel. ee 
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rottung der Organisation, Ich möchte daher bitten, die einzelnen” 
Gruppenverbände darauf aufmerksam zu machen, daß mit aller Macht” 
und Einiekeit, genau so wie es bei den Arbeitgeberorganisationen ist, da-” 
gegen gekämpft wird.‘ 
Der Arbeitgeberverband der Uhrenindustrie des” 
Schwarzwaldes hat das Gehaltsabkommen zum 31. De-7 
zember 1925 gekündigt und verlangt, daß eine Herab- 
setzung der Gehälter vereinbart werde. Er meint, daß” 
die letzten Gehalts- und  Lohnerhöhungen schwere Fehler” 
gewesen seien, klagt über das schlechte Weihnachtsgeschäft, 
denkt aber anscheinend gar nicht daran, daß das schlechte” 
Weihnachtsgeschäft der Uhrenindustrie in der Hauptsache dar* 








a = 


: 






I& Nr. 52 
auf zurückzuführen ist, daß die deutschen Arbeitgeber durch 
- vermeidbaren Angestelltenabbau, Abbau des Realeinkommens 
- und sonstige Bedrückungen ‚die Kaufkraft der Arbeitnehmer 
derart geschwächt haben, daß in diesem Jahre mehr als 
früher der Einkauf von Weihnachtsgeschenken ein Privileg 
der Unternehmer iind ihrer Klassengenossen geworden ist, 
|“ Trotzdem der Arbeitgeberverband der Uhrenindustrie unter 
' der „Sozialpolitik“ der übrigen Unternehmer selbst leidet, be- 
_ eilt er sich, seinen Angestellten gegenüber dieselbe Politik an- 
zuwenden... Er. will nämlich zum 1. Januar 1926 nicht nur die 
- Gehälter herabsetzen, sondern kündigt zu demselben Termin 
die Bestimmungen des Mantelvertrages über: Arbeitszeit, Ueber- 
stunden, Urlaub, Arbeitsverhinderung, Versicherungen und Für- 
sorgeeinrichtungen, Anstellung und Entlassung. 

Man sieht also auch hier, daß ‘die Arbeitgeber glauben, 
die Krise dazu benützen zu können, um den gewerkschaft- 
lichen Einfluß auf die Arbeitsbedingungen der Angestellten 
einzuschränken oder gar ganz zu beseitigen. Ihr Plan wird 
an der Selidarität der Angestellten zerschellen. 

Der Arbeitgeberverband der Holzindustrie für‘“das 
Wirtschaftsgebiet Groß-Hamburg hatte zum 30. Juni 1925 den 
Tarifvertrag gekündigt. Unmittelbare Verhandlungen führten 

zu keinem Ergebnis, so daß der Schlichtungsausschuß ange- 
rufen werden mußte. Mit Verschärfung der Krisis zeigten die 
Holzindustriellen immer weniger Neigung, sich auf. Verhand- 
lungen vor dem Schlichtungsausschuß einzulassen; einmal war 
der Syndikus des Verbandes aus irgendeinem Grunde abwesend, 
ein anderes Mal hatte ein anderes Mitglied der Arbeitgeber“ 
kommission keine Zeit zu Tarifverhandlungen. Der Schlich- 
tungsausschuß ging verständnisvoll auf diese Verschleppungs- 
taktik ein, so daß erst am 22. September ein Schiedsspruch) 
zustande kam, nach dem der gekündigte Tarifvertrag auf die 
Dauer eines. Jahres verlängert‘werden soll. Ueber die Gehalts- 
höhe sollten die Parteien verhandeln. ' Wie zu erwarten, haben 
‚= die Unternehmer den Schiedsspruch abgelehnt. Die beantragte 
Verbindlicherklärung durch den Schlichter erfolgte am 23. No- 
vember, nachdem die Halsstarrigkeit der Unternehmer dem 
Bean einen anderen Ausweg nicht mehr ‚offen gelassen 
atte, a 


| 





Schlichter für den Gehaltsabbau, Der Schlichtungsausschuß 
| für Gera fällte seinerzeit einen’ Schiedsspruch, nach dem die 
’ Gehälter um ‘acht Prozent erhöht werden sollten. Nach der 
| Ablehnung dieses Spruches durch die Arbeitgeber lehnte :der 
von uns -angerufene Schlichter die Verbindlicherklärung des 
|" Spruches ab. Zur Begründung teilte er mit, daß seine. Ermitt- 
lungen ‘ergeben ‚hätten, daß sich der Geraer Tarif im Rahmen 
| der vergleichbaren Tarife Thüringens usw. halte und ein sehr 
' erheblicher Teil der "Angestellten über Tarif bezahlt werde. 
Er könne aus diesem Grunde ein öffentliches Interesse an der 
Anwendung staatlichen Zwanges zur Durchführung des Schieds- 
spruches nicht anerkennen. | 
Die in Frage stehende Erhöhung sollte auf die im Mai 1925 
festgesetzten Gehälter gewährt werden, die z. B. für einen 
technischen Angestellten der Gruppe I 88 M. und im 11. Be- 
; ruüfsjahre 170,50 M.: betragen. Techniker als Abteilungsleiter 
erhalten nach diesem Vertrage‘ein Anfangsgehalt von 230 M. 
- Der Schlichter aber findet, daß kein öffentliches Interesse vor- 
Se derart skandalöse Bezahlung um wenige Prozent zu 
erhöhen. Acer 


Der Tariikampf in Braunschweig, Bereits in der letzten 
Nummer der „Deutschen Techniker-Zeitung‘‘ haben wir berich- 
tet, daß die einzelnen Industriellen Braunschweigs eine soge- 

nannte Abstimmung für oder gegen Tarif unter ihren An- 
gestellten veranstaltet haben. Wir sind in der Lage, jetz 

‚ Einzelheiten solcher Abstimmungsvorgänge mitzuteilen, die den 

|" Beweis dafür liefern, daß allein der solidarische Zusammen- 
‚schluß in der Gewerkschaft die Angestellten gegen den Terror 
der kapitalistischen Unternehmer schützen kann. 

Bei Amme, Giesecke & Konegen wurde von der 
Firmenleitung in, der Werksversammlung mit einem Abbau 

von 25 bis 30 Prozent der Angestellten gedroht, falls ein Tarif- 
"vertrag zustande käme. 
W Die Firma Max Jüdel & Co. A.-G, wählte einen 
negativen Abstimmungsmodus. Sie erklärte, jeder, der nicht 
innerhalb.5/, Stunden sich für Abschluß eines Tarifvertrageg 
‚erkläre, gelte als Tarifgegner. 
r In der Braunschweigischen Maschinenbau-Anstalt 
_A.-G. wurde den Angestellten zugemutet, ihre Meinungsäuße- 
„ung dem Prokuristen persönlich zu überbringen. 
Diese Beispiele übertraf noch die Dampfkessel- und 
"Gasometeriabrik. .Dort ergab eine gcheime Abstim- 
mung 44 Stimmen für und. 13 Stimmen gegen den Tarif. Diese 
Abstimmung. wurde von. der Direktion für ungültig 
erklärt und es erfolgte nun eine namentliche Abstimmung, 
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die anscheinend so gut „vorbereitet“ war, daß nun alle abge- 
.gebenen Stimmen gegen den Tarif lauteten. 

Bei der Firma Voigtländer & Sohn A.-G. wurde in 
einer Angestelltenversammlung eine Probeabstimmung veran- 
staltet, in der 37 für und 6 gegen den Tarif waren. Die offi- 
zielle Abstimmung scheint dasselbe Ergebnis gehabt zu haben 
und wurde für ungültig erklärt. Am Mittwoch wurde noch 
mals eine Versammlung veranstaltet, die Ergebnisse der er- 
preßten Abstimmungen anderer Betriebe zur Kenntnis gebracht 
und eine neue Abstimmung veranstaltet, in der nun 28 gegen 
und 24 für den Tarif stimmten, 

Bei den Firmen Oppermann & Deichmann sowie 
Schönau & Frölich stimmten sämtliche Angestellten für 
den Abschluß eines Tarifvertrages. Für diesen Bekennermut 
sucht sich die: letztgenannte Firma zunächst an zwei ihrer 
technischen Angestellten zu rächen. Bereits am 9. d. M. wurde 
ihnen mit Kündigung gedroht, falls die Abstimmung der- An- 
gestellten zugunsten eines Tarifabschlusses erfolge bzw. 
wenn der Firma ein Tarif aufgezwungen würde. Die Drohung 
wurde wahrgemacht, und zwar versuchte man, einem der 
beiden Kollegen am 10. Dezember bereits zum 31. desselben 
Monats, also unter Umgehung der kürzesten gesetzlich zu- 
lässigen Frist zu kündigen. Selbstverständlich haben die beiden 
Kollegen gegen die Kündigung Einspruch erhoben und es 
werden somit Braunschweiger Gerichte Gelegenheit haben, 
sich mit der in der Firma Schönau & Frölich beliebten. 
Terrorisierung der- Angestellten eingehend zu. beschäftigen. 


Tarifkampf in Minden, Der Arbeitgeberverband in Minden 
hat seinerzeit die berühmte Satzungsänderung durchgeführt, 
die ihm die Tarifberechtigung nimmt. Es gelang, gegen die 
wichtigsten Firmen Mindens einen Schiedsspruch, der einen 
Tarifvertrag schaffen wollte, zu erwirken, von den Firmen- 
leitungen aber abgelehnt wurde. Die beantragte Verbindlich- 
erklärung des Schiedsspruches lehnte der Schlichter mit .der 
Begründung ab, daß er in die grundsätzlich bestehende Ver- 
tragsfreiheit der Parteien‘ nicht eingreifen wolle, d.h. also, 
daß der Schlichter es für unzweckmäßig hält, die ungehemmte 
Ausbeutungsfreiheit der Mindener Indtistriellen gegenüber ihren 
Angestellten etwa zu beschränken. j : 

Der Schlichter sowohl als auch die beteiligten Firmen stützen, 
sich bei ihrer Haltung zweifellos auf die derzeitige Wirtschafts- 
krise, die den Angestellten die Aufnahme eines offenen Kamptes 
aussichtslos erscheinen lassen könne, Trotzdem haben wir. die 
Tarifakten Minden noch nicht geschlossen. Unsere dortigen 
Mitglieder werden bei der ersten sich bietenden Gelegen- 
heit den Arbeitgebern den fühlbaren Beweis liefern, daß_ sie 
nicht gewillt sind, das ihnen aufgezwungene Leibeigenschaits- 
verhältnis weiter zu ertragen. 


N.F.A.K.-Tarif. Am 7. Dezember fanden erneut Verhand- 
lungen über die von den Angestellten beantragte Verbindlich- 
erklärung eines Schiedsspruches statt, der auf-die im Frühjahr 


-iestgesetzten Gehälter eine Erhöhung von 6 Prozent vorsah. 


Der Vertreter. des Sozialministeriums, Herr Dr. Weiß, eröffnete 
die Verhandlungen mit der Erklärung, daß der Sozialmin:ster 
eine Verbindlicherklärung des Spruches ablehne. Er behauptete 
zur Begründung u. a, daß ‚die Preisabbaubemühungen der 
Reichsregierung und der bayerischen Regierung von Erfolg 
begleitet gewesen seien. 

Anscheinend ist Herr Dr. Weiß oder derjenige, der ihn 
mit der Vertretung dieser Meinung beauftragte, der einzige, 
der nicht nur im Rechnungsergebnis des statistischen Amtes, 
sondern auch in der Praxis die Verbilligung der Lebenshal- 
tung beobachten konnte. Er erklärte weiter, daß, wenn die 
Verbindlicherklärung ausgesprochen ‘würde, umfangreiche Kün- 
digungen erfolgten, die.der Sozialminister nicht: verantworten 
wolle, Schließlich meinte er, daß ein Schiedsspruch, der eine 
bescheidenere Erhöhung als 6 Prozent festsetze, mehr Aus- 
sicht auf Verbindlicherklärung hätte. 

Unserer Ansicht nach war die vom Schlichtungsausschuß 
vorgeschlagene Erhöhung von sechs an Stelle der geforderten 


‚fünfzehn Prozent. schon außerordentlich niedrig. Bei einer 


etwa dreiprozentigen Erhöhung der Tarifgehälter würde beim 
Anfangsgehalt eine Erhöhung von 2,57 M. sich ergeben, die 
keineswegs als Abgeltung der seit dem April d. J. eingetrete- 
nen Teuerung anerkannt werden könnte. Schließlich machte 
der Vertreter des Sozialministers den Vorschlag einer Verein- 
barung, nach der die im April 1925 festgesetzten Gehälter bis 
31. März 1926 Gültigkeit behalten sollen, 


Baugewerbetarife 


Vereitelter Gehaltsabbau, Ende November d. J. fanden in 
Nürnberg Verhandlungen über. die Neufestsetzung der Ge- 
hälter in der keramischen Industrie statt. Die Verhandlungen 
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scheiterten, weil die Arbeitgeber einen Gehaltsabbau um sechs 
Prozent durchsetzen wollten. Es wirde deswegen der Landes- 
schlichter angerufen. Die von ihm gebildete Spruchkammer 
fällte einen Schiedsspruch, nach dem die durch rechtsverbind- 
lichen Schiedsspruch vom 2. Juni 1925 festgesetzte Gehaltstafel 
bis auf weiteres in Geltung bleibt. Diese Gehaltstafel kann 
erstmalig am 1. zum 28. Februar 1926 gekündigt werden. 
Da der Schiedsspruch einstimmig gefällt wurde, ist derselbe 
nach einer in der Vorverhandlung von den Parteien abgegebe- 
nen Erklärung für beide Teile rechtsverbindlich. 


Verhandlungen über Bezirkstariiverträge, Groß-Ber- 
lin: Die Erklärungsfrist für die Annahme des Vergleichsvor- 
schlages des Schlichters für Groß-Berlin wurde erneut bis 
zum 24. Dezember d. J. verlängert, weil die Unternehmerver- 
bände sich auf eine einheitliche Stellungnahme zu dem Ver- 
gleichsvorschlage nicht einigen konnten und deshalb eine Ge- 
samtvorstandssitzung der Arbeitsgemeinschaft einberufen wollen. 

Das Verhalten der Berliner Unternehmer erinnert ımange- 
nehm an die Taktik der Reichsgeschäftsleitungen anläßlich 
der Reichstarifverhandlungen in diesem Sommer, wo mit den 
fadenscheinigsten Begründungen Verschleppungstaktik getrieben 
wurde. 


Verhandlungen über den Arbeiter-Reichstariivertrag. Am 
18. Dezember haben freie Verhandlungen zwischen den Ar- 
beitgeber- und Arbeitnehmerverbänden - stattgefunden. Eine 
Einigung wurde nicht erzielt. Die Hauptstreitpunkte sind Ar- 
beitszeit, Ferien und die Lehrlingsfrage. Im Januar sollen die 
Verhandlungen unter Hinzuziehung dreier Unparteiischer fort- 





Wichtige Aenderung in den Ängestellten- 


pensionen 


In der Frage der Berechnung der Knappschaftspension für 
Angestellte hat der -R:K.-Vorstand in seiner Sitzung am 16. De- 
zember in Berlin folgenden Beschluß gefaßt: 

„Die in der Angestelltenversicherung” für die Zeit vom 1. Januar 
1913 bis 31. Juli 1921 zu gewährenden Zusatzsteigerungen sind ab 
1. Oktober nicht mehr auf die knappschaftlichen Leistungen anzurechnen. 
Der Vorstandsbeschluß vem 28. Januar 1925 über die Berechnung der 
Knappschaftspensionen für Angestellte wird hiervon nicht berührt.“ 

Der Beschluß schafft völlige Klarheit in dem Verhältnis 
der Leistungen aus der Angestelitenpensionsabteilung des 
R.K.V. zu den Leistungen aus der Angestelltenversicherung. 
Als der grundlegende Beschluß über die Berechnung der 
Angestelltenpensionen am 28. Januar 1925 gefaßt wurde, gab 
es noch keine Zusatzsteigerungen in der Angestelltenver- 
sicherung. Diese wurden erst am 23. März. 1925 vom Reichs- 
tage festgesetzt. Eine Reihe von Bezirksvereinen hat dann in 
einer nach unserer Auffassung falschen Auslegung des Be- 
schlusses vom 28. Janıar 1925 die Zusatzsteigerungen auf die 
Knappschaftspension aufgerechnet bzw. die Pension um den 
Betrag der Zusatzsteigerungen gekürzt, Das darfin Zu- 
kunft nicht mehr geschehen. Die Aufrechnung hat 
in allen Fällen zu unterbleiben sowohl dort, wo vor dem 1. Ja- 
nuar 1924 eine Doppelversicherung (in der A.V. und in der 
Pensionskasse eines alten Knappschaftsvereins) vorgelegen hat, 
als auch dort, wo die Pensionskasse eines alten Knappschafis- 
vereins als Ersatzkasse der A.V. (z. B. Ruhrgebiet) galt. Der 
ausdrückliche Hinweis in dem Beschluß vom 16. Dezember 
1925, daß der Vorstandsbeschluß vom 28. Januar 1925 hiervon 
nicht berührt wird, besagt, daß sich weder an der bisherigen 
Berechnung der Angestelttendienstzeiten, noch an der Ver- 
rechnung der Grundbeträge aus der Invalidenversicherung und 
der Angestelitenversicherung etwas ändert. Nachstehendes Bei- 
spiel erhellt, wie jetzt bei der Berechnung der Angestellten- 
pensionen zu verfahren ist: 

25 Dienstjahre in der Knappschafts- 
pensionskasse Gehaltsklasse 3 — 
112,50 M. Pension pro Monat. 


In der Angestelltenversiche- 
rung (ab 1. Januar 1913 
10 Beitragsjahre). 


Grundbetrag 40 M. 
Zusatzsteigerungen v. 1.Ja- 

ntar 1913 bis 31, Juli 

1921 angenommen 20 M. 


Bee Po Monat 00 A 

Die Gesamtsumme beträgt: (112,50 M. gekürzt um 20 M; das 

aus der AV, 60,— M,! ist die Differenz zwischen dem 

aus der K,-Pensionskasse 92,50 M. Grundbetrage aus AV. = 40 M. 
a, eg Te ON. 


insgesamt 152,50 M. pro Monat. 
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esetzt werden. Diese Unparteiischen bilden jedoch nicht ein 
chiedsgericht, sollen vielmehr lediglich vermittelnd wirken. h 

Als drastischer Vergleich zu diesen sich mühsam fort- 
quälenden Verhandlungen wirken die Forderungen, welche 
37 Bauarbeitergewerkschaften in New York ihren Unter- 
nehmern unterbreitet haben. Die Bauarbeiter waren in Ame- 
rika die ersten, die für sich den Achtstundentag durchgesetzt 
haben. Sie forderten und erreichten dann den freien Sonn- 
abendnachmittag und fordern jetzt die fünftägige Arbeits- 
woche, d. h. die 40-Stunden-Woche. Die bisher vierstündige 
Arbeitszeit am Sonnabend ist für den einzelnen Arbeiter un-. 
ökonomisch, da er, wie das auch in Berlin der Fall ist, meist 
zwei Stunden Fahrzeit benötigt, um vier Stunden arbeiten zu 
können. 

Neben der Arbeitszeitverkürzung fordern die Bauarbeiter 
in New York einen Lohn von 12 Dollars pro Tag für die 
Handwerker und 9 Dollars für die Hilfsarbeiter gegen 10,5 
und 7 bisher. Die Maurer verlangen eine Steigerung ihres 
bisher 12 Dollars betragenden Tagelohnes auf 16.Dollars. Sie 
erwarten mit Zuversicht die Genehmigung ihrer Forderungen. 

Wenn diese Hoffnung, woran wir ‚nicht zweifeln, ‘be- 
rechtigt ist, dann kann sich diese aber nicht nur auf die gute 
Baukonjunktur in New York stützen, sondern auch auf die 
Tatsache, daß die Mehrheit der Unternehmer Amerikas nach 
allen vorliegenden Berichten, abweichend von unseren deut- 
schen Kapitalisten, die Einrichtun& und den Betrieb von Pro- 
duktionsstätten nicht ausschließlich als eine rein persönliche 
Angelegenheit des Inhabers zum Zwecke persönlicher Be- 
reicherung, sondern als eine für die Allgemeinheit notwendige 
Einrichtung zur Befriedigung des Bedarfes betrachten. 


BAREAS 


Bei Anrechnung der Zusatzsteigerungen aus der Angestell- 
tenversicherung, wie das heute meistenteils geschieht, würde 
die Gesamtrente im obigen Beispiel nur 132,50 M. pro Monat 
betragen. Der Vorstandsbeschluß gilt rückwirkend ab 1. Ok- 
tober 1925; bei laufenden Pensionen sind demgemäß die etwa 
einbehaltenen Zusatzsteigerungen nachzuzahlen. Unbeschadet 
dieses Beschlusses sind für Dienstzeiten nach dem1. Januar 1924 
die Leistungen der Angestelltenpensionskasse und der Ange- 
stelltenversicherung nebeneinander voll zu gewähren, 


Weiter beschäftigte sich der R.K.-Vorstand am 16. Dezem- 
ber mit der Berechnung der Dienstzeiten in der 
Gehaltsklasse 5 der Angestelltenpensions- 
kasse. Die AfA-Vertreter im R.K.-Vorstand hatten bean- 
tragt, die Klasse 5 genau so zu behandeln wie die übrigen 
Klassen der Pensionskasse, d. h. auch die Dienstzeiten vor 
dem 1. Januar 1924 in der Klasse 5 zur Anrechnung zu brin- 
gen, wenn die in Betracht kommenden Pensionäre in. ihrem 
Hauptberuf heute der Klasse 5 angehören würden. Die Ar- 
beitgeber wandten sich gegen diesen Antrag. Um das Be- 
stehen der Klasse 5 nicht zu gefährden, wurde deshalb be- 
schlossen, den Beschluß vom 12. September 1925, der be- 
kanntlich nur die Berechnung“ der Dienstzeiten nach dem 
1. Januar 1924 in der Klasse 5 gestattet, bis zum-31. März 1926 
zu verlängern. Darüber hinaus wurde aber beschlossen, die 
aus dem Antrage der AfA-Vertreter erwachsenden Lasten zu 
ermitteln, um in der nächsten Sitzung endgültig zu der Frage 
Stellung nehmen zu können. 


Das ablehnende Verhalten der Arbeitgeber im R.K.-Vor- | 


stand ist unverständlich. Wir halten es für unmöglich, daß 
die Gehaltsklasse 5 noch länger schlechter gestellt wird als 
die übrigen Klassen der Pensionskasse. Das Prinzip der glei- 
tenden Rente und die Berechnung der Dienstzeiten nach dem 
Hauptberuf darf nicht mit der Gehaltsklasse 4 aufhören, wenn ° 
nicht das ganze System in der Berechnung der Angestellten- 
pensionen erschüttert werdem- soll. Außerdem bedeutet die 
unterschiedliche Behandlung. eine nicht zu rechtfertigende Härte 
für diejenigen Pensionäre, die Ansprüche aus der Klasse 5 
haben. Natürlich entsteht aus der Gleichstellung eine finan- 
zielle Mehrbelastung, aber sie ist unerheblich. Einmal kommt 
nur ein kleiner Teil von Angestellten in Betracht, zum ande 
ren handelt es sich lediglich um die Differenz zwischen den 
Pensiönen „der Klassen 4 und 5. 


Der schon mehrfach behandelte Antrag des Kollegen 
Bauer von der Ruhrknappschaft betreffend nachträg- 
liche Annahme von Änerkennungsgebühren in 
der Pensionskasse ist am 16. Dezember in der Weise erledigt ° 
worden, daß die Bezirksvereine nachprüfen sollen, ob sich ” 
in den einzelnen Fälleır eine nachträgliche Annahme von An- 
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erkennungsgebühren ermöglichen läßt. Der Wrstand sah mit 


Rücksicht auf die schr geringe Anzahl von vorliegenden Fällen 
von der Fassung eines generellen Beschlusses ab. 


In der Auslegung des Reichstarifvertrages der Knapp- 
schaftsangestellten sind Unklarheiten aufgetreten. Zur Klärung 
der Frage wurde ein Ausschuß eingesetzt, der mit den An- 
gestelltenorganisationen des Reichstarifvertrages in Verhandlun- 
gen eintreten soll. Dem Ausschuß gehören die Arbeitgeber- 
vertreter Bunzel und Wiskott und die Arbeitnehmerver- 
treter Wegener und Peters an. 


Von den gestellten Anträgen zu $ 397 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes wurden zwei genehmigt, einer wurde da- 
gegen abgelehnt, weil weniger als 100 Pflichtbeiträge ent- 
richtet worden sind, 


Der Knappschaftssenat hat kürzlich entschieden, 
daß Witwen, die sich wieder verheiratet hatten und bereits 
vor dem 1. Januar 1924 Witwen waren, bei der Wiederverhei- 
ratung eine Abfindung nach den Bestimmungen des R.K.G. 
erhalten müssen. Von dieser Entscheidung ausgehend, hatte 
Kollege Viktor beim R.K.-Vorstand den Antrag gestellt, 
die Begräbnisbeihilfen für Angehörige von Invaliden, die vor 
dem 1. Januar 1924 invalidisiert worden sind, ebenfalls nach 
den Bestimmungen des R.K.G. zu bemessen. Die Arbeitgeber- 
vertreter wandten sich dagegen und erklärten, daß auch hier- 
über im Rechtswege entschieden werden soll. 


Wir möchten dazu bemerken, daß es an sich richtig ist, 
daß der Vorstand in schwierigen Fragen keine- Regelungen 
treffen soll, die-später von den Spruchinstanzen für ungültig 
erklärt werden. In diesem Falle lag aber gewissermaßen be- 
reits eine Vorentscheidung der obersten Spruchinstanz vor, und 
es hätte nichts geschadet, wenn der. R.K.-Vorstand etwas Ini- 
tiative an den Tag gelegt und nicht auf den langwierigen 
Rechtsweg verwiesen hätte. 


In der Beitragsfrage der Arbeiterabteilung 
der Pensionskasse wurde in Ergänzung des Leipziger Be- 
schlusses eine Erhöhung des Umlagebeitrages von 1 Mark 


‚auf 1,50 Mark pro Monat und Mitglied beschlossen mit der 


Maßgabe, daß der Beitrag der notleidenden Vereine nicht 
niedriger sein darf als derjenige der Ruhrknappschaft ein- 


‚schließlich des Zusatzbeitrages in Prozenten des Hauerdurch- 


sehnittslohnes. Diese Regelung soll bis zum Inkrafttreten der 
Novelle des R.K.G. gelten. 


Die Einberufung der nach Gesetz und Satzung fälligen 
Hauptversammlung des R.K.V. für das Jahr 1925 konnte 
nicht vorgenommen werden, weil seitens der Bezirksverwal- 
tungen die Jahresrechnungen zum Teil noch nicht abgeliefert 
sind und infolgedessen der Gesamtabschluß noch nicht vorge- 
nommen werden konnte. Die rückständigen Bezirksvereine 
werden entsprechend aufgefordert. Neben der Einberufung der 
Hauptversammlung wird es notwendig sein, daß in den Be- 
zirksvereinen in aller Kürze die fälligen Bezirksver- 


_ sammlungen stattfinden. 


In der Vorsitzendenfrage der Ruhrknappschaft hat 
der Reichsarbeitsminister entschieden, daß der Vorsitz vor- 
läufig von der Gruppe zu führen ist, die ihn seit Bestehen der 
Knappschait inne hatte, d. h., daß die Arbeitgeber den Vor- 
sitzenden stellen sollen. Der Reichsarbeitsminister beabsich- 


tigt, in die Novelle zum R,K.G. eine dem $ 328 R.V.O. ähnliche 


Bestimmung aufzunehmen, wonach der Vorsitz abwechseind 
von def Arbeitgebern und den Arbeitnehmern zu führen ist, 
wenn keine Einigung zustande kommt. CP, 


Uebergangsgelder für ausscheidende 
Reichsangestellte 


Der Antrag Müller-Franken und Genossen im Reichstage ist 





‚nicht ohne Erfolg geblieben. Die Reichsregierung hat einen Ent- 


wurf ausgearbeitet, nach dem Angestellten, die nach mindestens 
einjähriger ununterbrochener Tätigkeit aus dem Reichsdienst 


. entlassen werden, Uebergangsgelder gegeben werden sollen. 
- Ueber den Entwurf ist bereits mit den Angestelltenorganisa- 


tionen verhandelt worden, zum Abschluß sind die Verhandlun- 


gen noch nicht gekommen. Nachstehend folgt der Wort- 


 lautder Verordnung: 


„& 1. Volibeschäftigte Angestellte des Reiches mit mindestens ein- 
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Bergbauwirtschaftsfragen 


Die Auslandsanleihe des Kalisyndikats, Der Aufsichtsrat 
des Kalisyndikats ermächtigte den Vorstand zur Aufnahme einer 


-Auslandsanleihe in Höhe von 40 Millionen Dollar und 2 Mil- 


lionen Pfund Sterling als erste Serie eines zulässigen Betrages 
von 75 Millionen Dollar. Die Anleihe soll mit 7 Prozent ver- 
zinst und innerhalb 25 Jahren durch freihändigen Verkauf 
zum Börsenpreis oder durch Auslösung zu 1021/, Prozent tilg- 
bar sein. Gesichert wird sie durch die Bürgschaft der Kali- 
werke, die ihrer Quote entsprechend Anspruch an der Anleihe 
haben, in Höhe ihrer Anteile an der Anleihe, ferner durch 
Sicherungshypothek und durch monatliche Reservierung der be- 
nötigten Summen für Zinsen und Tilgung aus dem Auslands- 
absatz, besonders dem nach Amerika und England. Es ist 
bis jetzt ein Mindestausgabekurs von 93 Prozent vorgesehen. 

Seit langer Zeit ist dies der erste große langfristige Aus- 


landskredit, der der Privatwirtschaft gewährt wird. Von großem 


Einfiuß auf das Zustandekommen der Anleihe war gewiß die 
zur Zeit im Vergleich zu anderen deutschen Industriezweigen 
günstige Lage der Kaliindustrie. Betrug doch der Absatz in den 
ersten zehn Monaten dieses Jahres fast ebensoviel wie im 
ganzen Jahre 1913. Bemerkenswert ist, daß weder die Reichs- 
regierung noch die Reichsbank und nicht einmal der Reichs- 
kalirat von dieser Anleihe amtliche Kenntnis erhielten. Das 
beste Geschäft machen hierbei unstreitig die Banken, die außer 
den erheblichen Forderungen für Verwaltungskosten noch eine 
Uebernahmeprovision von fünf Prozent, also mehr als 10 Mil- 
lionen Mark erhalten. 


Knappschaftliches 
Invaliditätszahlen der Angestellten in der Ruhrknappschaft, 


Durchschnittl. Lebensalter Durchschnittl. Dienstalter Durchschnittliche 
bei Eintritt der Invalidität bei Eintritt der Invalidität Rentenbezugsdauez 
Jahre Jahre Jahre 
1913 52,6 30,5 10,9 
1914 53,1 31,8 10,9 
1915 50,6 28,7 12,0 
1916 448 24,0 10,0 
1917 48,9 26,6 1,3 
1918 49.2 27,5 2,3 
1919 40,4 25,8 2,0 
1920 51,6 28,6 2,8 
1921 50,1 27,0 3:3 
1922 51;9 26,5 4,3 
1923 3,9 32 n 


Die Zahlen über das Durchschnittslebensalter bei Eintritt 
der Invalidität und über die durchschnittliche Rentenbezugs- 
dauer (außerordentlich niedrig) beweisen schlagend die Rich- 
tigkeit der Forderung des AfA-Bundes, die Altersrente für die 
wesentlich bergmännisch tätigen Angestellten nach Vollendung 
des 50. Lebensjahres und Zurücklegung von 25 Dienstjahren, 
für alle übrigen Angestellten beim 55. Lebensjahre und bei 
25 Dienstjahren zu gewähren. 

. Gleichzeitig beweisen die Zahlen, insbesondere diejenigen 
über das durghschnittliche Dienst- ıwnd Lebensalter, die Un- 
haltbarkeit des Vorschlages des Reichsverbandes deutscher 
Bergebauangestellter, der die Gewährung der Altersrente beim 
50. Lebensjahr und 30 Dienstjahren für die bergmännisch täti- 
gen Angestellten und für alle übrigen Angesteliten erst beim 
60. Lebensjahre und 30 Dienstjahren vorsieht. Nach der vor- 
stehenden Tabelle sind in keinem einzigen Falle bei Erreichung 
des 50. Lebensjahres 30 Dienstjahre zurückgelegt. 

Leider liegen von den übrigen Bezirksknapnschaften nicht 
so umfassende Durchschnittszahlen vor. Höchstwahrscheinlich 
weichen dort die Verhältnisse nicht wesentlich ab. 


jähriger ununterbrochener Dienstzeit in einem nicht von vornherein be- 
grenzten Vertragsverhältnis (vgl. $ 47 R.A.T.) erhalten widerruflich 
bis auf weiteres im Falle ihres nicht von ihnen se!bst verschuldeten oder, 
veranlaßten Ausscheidens aus dem Reichsdienst nach den folgenden 
Bestimmungen ein Uebergangsgeld, sofern gegen die, Entlassung kein 
Einspruch gemäß $ 84 Abs. 4 B.R.G. erhoben ist oder die in $ 86 
B.RG. für die Anrufung des Schlichtungsausschusses (Arbeitsgerichts) 
gesetzte Frist verstrichen ist, ohne daß die Anrufung erfolgt ist. 

" Das Ausscheiden gilt, sofern die oberste Verwaltungsbehörde im 
Einzelfall nicht eine Ausnahme anerkennt, als vom Angeste.lten veranlaßt, 


a) wenn der Angestellte das Vertragsverhältnis gekündigt hat, 

b) wenn der Angestellte nach der durch die Dienststeile erfolgten 
Kündigung eine andere ihm nachgewiesene Arbeitsstelle, deren 
Annahme ihm billigerweise zugemutet werden kann, ausschlägt. 


8 2, Das Uebergangsgeld ist nach der im Reichsangestelitenverhält- 
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nis bis zum Tage des Ausscheidens zurückgelegten wnunterbrochenen 
Dienstzeit unter Zugrundelegung der dem Angestellten am letzten Tage 
vor dem Ausscheiden. zustehenden Bezüge (Grundvergütung, Wohnungs- 
geldzuschuß, gegebenenfalls. Frauen- und Kinderzuschlag, örtlicher Son- 
derzuschlag und Ministerialzulage) zu bemessen. Wurde der Angestellte 
bei der Üebernahme eines 'Verwaltungszweiges eines Landes auf das 
Reich mit übernommen, so wird die in diesem Landesverwaltungszweig 
ununterbrochene Dienstzeit ‚mit. berücksichtigt. 


Bei einer ununterbrochenen ‚Dienstzeit - im _Angestelltenverhältnisse 
von weniger als vier Jahren entspricht das Uebergangsgeld einem Mo- 
natsbezug (s. Abs. 1). Mit Voliendung von vier Jahren und weiterhin 
mit Vollendung je eines weiteren Vierteljahres erhöht sich das Ueber- 
gangsgeld je um 1/ı des Monatsbezugs, höchstens jedoch bis zum Be- 
trag von vier Monatsbezügen. 

Für die Berechnung der Fristen gelten die Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuches ‚(abgedruckt im R.B.B. 1924, S. 133 unter A.A. 17 
zum R.A.T.). 

Werden .den ausgeschiedenen Angestellten 


laufende Versorgungs- 


bezüge oder laufende Unterstützungen aus Mitteln des Reiches, eines 


Landes oder einer. sonstigen Körperschaft des öffentlichen Rechtes oder 
aus einer Versorgungsanstalt, zu der die Reichsverwaltung einen Beitrags- 
anteil geleistet hat, gezahlt, so erhält der Angestellte das nach vor- 
stehenden Bestimmungen errechnete Uebergangsgeld insoweit, als die 
Versorgungsbezüge oder laufenden Unterstützungen für den gkichen 
Zeitraum Ainter dem 'Uebergangsgeld zurückbleiben. 

Zu den laufenden Versorgungsbezügen in diesem Sinne gehören 
nicht: Renten oder sonstige  Gebührnisse, die auf Grund des Reichs- 
versorgungsgesetzes, eines anderen Militärversorgungsgesetzes, der Reichs- 
versicherungsordnung, des Reichsknappschafts- oder Reichsangestellten- 


‚versicherungsgesetzes bezogen werden. 


8 3. Eine Unterbrechung der Dienstzeit liegt vor bei Unterbrechun- 
gen anderer Art als 
‘a) Beschäftigung im Reichsdienst außerhalb eines Angesteliten- oder 
Beamtenverhältnisses; 
b) nachgewiesene Kränkheit; 
c) Kriegsdienst; 
d) Ausführung eines Umzugs nach außerhalb; 
e) Urlatb ohne Fortzahlung der Vergütung; 
f) Zeiträume, während deren Uebergangsgeld gewährt wurde. 

Die auf die Unterbrechungen zu a) bis f) fallenden Zeiten sind nicht 
anrechnungsfähig. 

Dienstzeiten, für die schon einmal ein Uebergangsgeld (Abfindungs- 
summe, bezahlte Uebergangszeit) gewährt worden ist, scheiden bei der 
Bemessung des neuen Uebergangsgeldes grundsätzlich aus. 

Angestellten, die früher Beamte waren, ist die im _Beamtenverhält- 
nis verbrachte Zeit "anzurechnen, sofern das Ausscheiden aus dem Be- 
amtenverhältnis nicht’ auf" Antrag des Beamten oder aus einem sonsti- 
gen von ihm zu vertretenden Grunde erfolgt: ist. Soweit diese Angestell- 
ten Versorgungsbezüge erdient haben, ist $ 2 Abs. 4 anzuwenden. 

8 4. Das Uebergangsgeld unterliegt nicht der Einkommensteuer. 

$ 5. Das Uebergangsgeld wird je für einen halben Mönat beim Aus- 
scheiden, weiterhin je für einen halben. Monat im voraus an den für die 
Zahlung der Angestelltienbezüge bestimmten Tagen gezahlt. Vor dem 
Empfange hat der Angestellte zu versichern, daB er seit seinem Aus- 
scheiden’ nicht in ein’ neues Beschäftigungsverkältnis bei der Reichsver- 
waltung getreten ist und anzugeben, ob und welche der im $ 2 Abs. 4 
genannten Bezüge er erhält. Ist der Angestelte- in ein neues Beschäfi- 
gungsverhältnis .bei der Reichsverwaltung getreten, so darf ein Ueber- 
gangsgeld nicht mehr gezahlt werden; das bereits gezahite Uebergangs- 
geld ist nach 50 Abs. 4 R.A.T. anzurechnen. Soweit hiernach die 
bereits zurückgelegte Reichsdienstzeit in dem tatsächlich bezah.ten Ueber- 
gangsgeld nicht zur Auswirkung gelangt ist, ist dies für ein künftig zu 


5 


gewährendes Uebergangsgeld bei Anwendung des & 3 Abs. 3 zu berück- 
sichtigen, 

$ 6.. Gegen den Entscheid über die Gewährung oder. Versagung 
des Uebergangsgeldes ist ausschließ.ich die Dienstaufsichtsbeschwerde zu- 
lässig; die Entscheidung der, obersten Verwaltungsbehörde ist endgültig. 

In. besonderen Ausnahmefällen kann zur Vermeidung offensichtücher 
Härten aus Billigkeitsgründen von der obersten Reichsbehörde im Ein- 
vernehmen mit -dem. Reichsminister der Finanzen eine Abweichung von 
den vorstehenden Bestimmungen zugelassen werden.“ 


Die Vertreter des Reichsfinanzministeriums erklärten von 
vornherein, daß es sich für sie nur um eine vorübergehende 
Maßnahme handeln könne, die als Folgeerscheinung der all- 
gemeinen wirtschaftlichen Not zu betrachten wäre, und lehn- 
ten eine tarifliche Vereinbarung, wie sie die Gewerkschaften 
forderten, ab. Von den Gewerkschaften wurde gefordert, daß 
die UVebergangsgelder nicht nur den vorübergehend beschäitig- 
ten, sondern allen Angestellten gewährt würden, auch wenn sie 
freiwillig aus dem Dienste der Verwaltung ausschieden. Ein 
Verzicht auf die Geltendmachung der Rechte aus & 84 des 
Betriebsrätegesetzes wurde von ihnen abgelehnt. Weiter wurde 
verlangt, daß die Dienstzeit bei Ländern und Gemeinden, die 
der Dienstzeit im Reiche vorangegangen ist, als Reichsdienst 
gewertet werde. Vor allem aber verlangten sie eine Erhöhung 
der Abfindungssummen, die schon nach sechsmonatlicher Tätig- 
keit in Höhe von einem Monatsgehalt gezahlt werden und bis 
zu einer Summe von 15 Monatsgehältern bei über 23 jähriger 
Tätigkeit. steigen solle. Ferner wurde gefordert, daß die Ge- 
samtsumme der: Abfindung: bereits beim Ausscheiden gezahlt 
werde, und daß die Verordnung rückwirkende Kraft bis zum 


8. August, dem Tage der' Außerkraftsetzung der Personalabbau- 


verordnung, erhalten solle. 
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Zugeständnisse von seiten der Reichsregierung konnten nur © 


in unwesentlichen Punkten erzielt werden. So sollen-auch die 
vorübergehend Angestellten die Rechte aus der 
Verordnung erhalten, eine günstigere Staffelung (aber keine 
Erhöhung) der Abfindungssummen wurde zugestanden, auch 
erklärte sich das Finanzministerium damit einverstanden, daß 
in besonderen Fällen die gesamte Abfindungssumme auf ein- 
mal gezahlt werde. Eine Einigung konnte nicht herbeigeführt 
werden. Die Gewerkschaften werden versuchen, in den fol- 
genden Verhandlungen weitere Zugeständnisse herauszuholen. 


Berufsfragen der Behördentechniker 
Versorgungsanstalt der Deutschen Reichspost. Der Ver- 


waltungsrat der Deutschen Reichspost hat sich in seiner am > 


18. Dezember in Berlin abgehaltenen Plenarsitzung mit der 
Satzung der Versorgungsanstalt beschäftigt und den Sat- 
zungsentwurf insgesamt angenommen. Heiß um- 
stritten war insbesondere der & 36 Ziffer 6 der Satzung, nach 
welchem zwei Drittel des Gesamtbetrages der Rente aus der 
Invaliden- bzw. Angestelltenversicherung zuzüglich des Ruhe- 
geldes aus der Versorgungsanstalt die Ruhestandsbezüge eines 
gleichwertigen Beamten mit gleichem pensionsfähigen Dienst- 
alter nicht überschreiten dürfen. 
Gegnerschaft im Verwaltungsrat gegen die Versorgungsanstalt 
hauptsächlich aus den Kreisen der Wirtschaft und. des Haupt- 
beamtenausschusses eine recht erhebliche. Der Arbeitsaus- 


Wie bekannt ist, war die 


schuß des Verwaltungsrates hat sich dann auch alle Mühe ge- 


geben, bei der Einzelberatung der Satzungsparagraphen durch 
das Hineinarbeiten von Verschlechterungen die Errichtung der 


"Anstalt illusorisch zu machen. Obgleich der Vergleich mit den 


Ruhestandsbezügen eines Beamten schon deshalb abwegig ist, 
weil eine ganz andere Rechtsgrundlage. vorliegt, andererseits 
aber auch der Versicherte für seine Versorgung laufend Bei- 
träge aufbringen muß, hat.der Arbeitsausschuß die Auffassung 
vertreten, daß die Rente des ‚Versicherten unter keinen .Um- 
ständen das Ruhegehalt des gleichwertigen Beamten übersteigen 
darf. Wir haben es uns angelegen sein lassen, unseren Ein- 


fluß auf einzelne Mitglieder des Verwaltungsrates geltend zu 7 


machen, damit diese völlig unberechtigten und die Versicher- 


!? 





ten schädigenden Vorschläge des Arbeitsausschusses von der | 


Plenarsitzung des: Verwaltungsrates nicht anerkannt werden. 
Das Plenum des Verwaltungsrates hat, wie uns 
mitgeteilt wird, mit 11 gegen 10 Stimmen die ursprünglich 
mit den Gewerkschaften vereinbarte Fassung angenommen und 


damit die Beschlüsse des Arbeitsausschusses nicht sanktioniert. 


Mıt diesem Beschluß ist aber die Erweiterung der - Anstalt 
auf die übrigen Reichsressorts noch nicht gewährleistet. Unsere 


weiteren Bemühungen werden dieser Frage zu gelten haben. 


Auf die Einzelheiten, insbesondere auf die Stellungnahme der 


Gegner der Anstalt im Verwaltungsrat, werden wir noch be 7 


sonders zurückkommen. 


Berufsprüfung für den mittleren katastertechnischen Dienst. 
Die früher bestehende Prüfung der Bewerber um katastertech- 
nische Bürobeamtenstellen nach der Vorschrift vom 31. Januar 
1910 Anl. C zur Geschäftsanweisung IV ist mit Verfügung vom 


28. Februar 1924 (K.V. 1/183 Fin.-Min.-Bl. S, 40) und Verfügung ° 
vom 15. Mai 1924 (K.V. 1/965 Fin.-Min.-Bl. S, 125) ersetzt ° 


worden durch die Katastertechnikerprüfung. Als Grund für 
diese Maßnahme, die eine Benachteiligung des unter bestimmten 
verträglichen Bedingungen für einen bestimmten Zweck, näm- 


lich für die katastertechnische Bürobeamtenlaufbahn, in. die ” 
Katasterverwaltung eingetretenen Angestellten bedeutet, wurde 
die Auswirkung der Abbaugesetzgebung bezeichnet. Inzwischen ° 


ist der Abbau eingestellt worden. Zudem hat die Personalent- 


wicklung in der Katasterverwaltung eine ganz andere Richtung ” 


genommen als die Abbaugesetzgebung bezweckte. 


Die Ver- 


waltung sah sich überdies genötigt, in einem Erlaß vom 9. No- 7 


vember 1925 (K.V. 1/5410) eine Maßnahme zu-treffen, die von 


der Tendenz der der Katastertechnikerprüfung zugrunde liegen- 
den Anordnung völlig abweicht. Ohne erkennbare zwingende 7 
Gründe ist nun auf dem Gebiet des Prüfungswesens eine Viel- 
gestaltigkeit entstanden, welche die Gefahr einer unterschied- 


lichen Behandlung des zu derselben Laufbahn gehörenden und 
unter gleicheh 


birgt, 


Es .erscheint daher dringend geboten, um für die aus der-. 
-selben Laufbahn hervorgegangenen Angestellten eine gleiche 


edingungen eingetretenen Personals _in sich 7 


Prüfung wieder herzustellen, auf die Grundlagen der alten” | 


rückzukommen und eine. entsprechende einheitliche "Prüfungs- 
ordnung durch das Finanzministerium zu erlassen, In diesem” 


EEE 


- Prüfungsordnung: nach der Vorschrift vom 31. Januar 1910 zu- 
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Zusammenhang darf noch darauf hingewiesen werden, daß die 
Katasterverwaltung auch in Zukunft nicht auf ein. gut durchge- 
wird verzichten können. Die 
Durchbildung wird sich auf alle katastertechnischen 'Arbei- 
ten, auch auf das Kosten- und Rechnungswesen, das mit zum 
Arbeitsgebiet der Katastertechniker gehört, weiterhin er- 
strecken müssen. Es dürfte daher auch für die Verwaltung 
durchaus zweckmäßig sein, wenn auch auf dem Gebiete des 
Kosten- und Rechnungswesens wieder die Möglichkeit der Fest- 
stellung der Befähigung des Angestellten herbeigeführt wird, 


Besoldungsfragen 


Notstandsmaßnahmen des Reichsfinanzniinisteriums für Be- 
amte und Behördenangestellte, Der Reichsfinanzminister hat 
mit II. A. 19729, II. P. 27175, IV. 7676 vom 2: November 1925 
folgendes angeordnet: 

„Im Hinblick auf die schwierige "Wirtschaftslage der Reichsbedienste- 


“ten ersuche ich, die Bestimmungen : über Fürsorgemaßnahmen "während 


der kommenden‘ Wintermonate wohlwollend: auszu.egen und die Anträge, 
insbesondere die, der Kinderreichen, entgegenkommend zu behandeln. 

... Die Notstandsbeihilfemittel, die ich bisher mit Erlassen vom 3. Juni 
1925 — II, A. 11565 — und vom 26. September 1925 — II. A. 16782 — 
zur Verfügung gestelit habe und für das vierte Vierteljahr in dem bis- 
herigen Umfange noch zur Verfügung stellen werde, sind derart be- 
messen, daß sie allgemein eine wohlwollende Behandlung der Anträge 
gestatten--werden. Für den Fall, daß: bei einzelnen Landesfinanzämtern 
außergewöhnlich hohe: Aufwendungen aus diesem Anlaß eintreten: soll- 
ten, so. daß die bereitgestellten Mitter nicht ausreichen, ersuche. ich, so- 
fort zu berichten, * _ En 

Was die Unterstützungsmittel anlangt, so werde ich noch auf eine 

Verstärkung Bedacht nehmen, Auch hier ersuche ich, bei drohender 
Erschöpfung der Mittel zu berichten. | 

Auf dem Gebiete der Vorschüsse in besonderen Fällen (R.B.B: 1924 

S: 337 Nr. 1051) bin ich ‘damit einverstanden, daß die Tilgung der bisher 
auf Grund der Richtlinien gewährten oder noch zu gewährenden Vor- 
schüsse auf Antrag bis Ende Februar 1926 ausgesetzt wird. Die nächste 
Tügungsrate ist also erst bei Zahlung der Dienstbezüge für den Monat 
März einzuziehen, Ueber Anträge auf Aussetzung der Tilgung bei den 
bewilligten Vorschüssen ermächtige ich Euer Hochwohlgeboren, in eigener 
Zuständigkeit zu befinden, : 

. Sollten bei Anwendung der gegenwärtigen Bestimmungen unbillige 
Härten entstehen, zu deren Milderung ein weitergehendes - dringendes 
Hilfsbedürfnis -vorliegt, ersuche: ich,: nachdem gegebenenfalls im Rahmen 
der. dortigen Zuständigkeit geholfen. worden ist, mir solche: Anträge 
wegen einer etwaigen weiteren. Ausnahmebewilligung vorzulegen.“ 


Behördentariffragen 


_ Festsetzung des Grundvergütungssatzes für Fachschultech- 
niker, In einem Einzelfall hatte de Hochbauabteilung 
des Preußischen Finanzministeriums entschieden, 
daß die vor dem Abschluß der Baugewerkschule und nach 


‚dem ‚21. Lebensjahr liegende Tätigkeit sowie die Bauge- 


werkschulzeit selbst nicht höher als nach Ver- 
gütungsgruppe V zu bewerten ist, und daß, sofern die 
Anrechnung der Baugewerkschulzeit erfolgt, die_ Vergütungs- 
gruppe V als Eingangsgruppe anzusehen ist und von hier aus 
die Durchgruppierung vorgenommen werden soll. Der Re- 
gierungspräsident in Breslau hat aus dieser Einzel- 
entscheidung eine generelle Anweisung für sämtliche Hoch- 
und Neubauämter des Regierungsbezirks folgenden Inhalts 

„Aus Anlaß eines Sonderfalles mache ich darauf aufmerksam, ‘daß 
technische Angestellte mit abgeschlossener technischer Mittelschulbildung 
(Baugewerkschule) oder gleichwertige Kräfte mit entsprechender: Tätig- 
keit nach den Bestimmungen ‚des Angestellten-Tarifvertrages vom 19. Juli 
1924 in Vergütungsgruppe VI: einzustufen sind. Hieraus folgt, daß die 
vor dem. Abschluß ‚der Baugewerkschule und nach dem 21. Lebens- 
jahr liegende Tätigkeit, sowie die Baugewerkschulzeit selbst nicht höher 
als nach Vergütungsgruppe ‘V bewertet werden dürfen. Für solche 
Angestellte ist also, sofern die Anrechnung der Baugewerkschulzeit über- 
haupt erfolgen soll, die Vergütungsgruppe V als Eingangsgruppe an- 
zuschen und von hier aus eine eventuelle Durchgruppierung nach 
Gruppe VI usw. vorzunehmen.“ : 

Gegen diese Anordnung haben wir beim Preußischen Ta- 
rifausschuß Einspruch erhoben und zum Ausdruck 
gebracht, daß die Baugewerkschulzeitebenso wie 
die Zeit eines Hochschulbesuches grundsätz- 
lichmachderEingangsgruppe der entsprechen- 
den technischen Beamten zu bewerten.ist, und 
daß im übrigen sämtliche nach dem 21. Lebensjahr liegenden, 
anrechnungsiähigen. Berufszeiten der technischen Angestellten 
im. mittleren Dienst ebenso wie bei den Beamten mindestens 
nach der Gruppe VI der Bemessung des Grundvergütungs- 
satzes zugrunde gelegt werden müssen, 
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* Ueber diese Frage wurde in der. Sitzung des Tarifaus« 
schusses am 10. Dezember verhandelt. und festgestellt, daß 
die eingangs ‘erwähnten Verwaltungsmaßnahmen nicht den 
Bestimmungen des Tarifvertrages entsprechen. Die Anord- 
nungen werdendemzufolge aufgehoben, 

Wir machen die Kollegen hierauf. aufmerksam und emp- 
fehlen ihnen, sofern diese Anordnungen für ‘die Bemessung‘ 
ihres Grundvergütungssatzes maßgebend. gewesen sind, eine 
Neufestsetzung ihres Grundvergütungssatzes zu beantragen. 


Tarifstreit über die Bewertung der Vordiensize‘tzn der Ka- 
tastertechniker. Grundsätzlich sollen die Angestellten nach 
dem Tarifvertrag bezüglich ihrer Einreihung_und der. Berück- 
sichtigung der Vordienstzeiten mit den vergleichbaren Beamten 
gleichgestellt werden. Danach firden die Katastertechniker 
ihre Eingangsgruppe in der Besoldungsgruppe VI, und es 
müssen ihnen in dieser Gruppe auch die Vordienstzeiten an- 
gerechnet werden. Das Preußische 'Finanzministerium - ver- 
tritt aber nunmehr: die Auffassung, daß wohl die Gruppe VI 
als Eingangsgruppe der Katastertechniker anerkannt werden 
müsse, daß aber die Vordienstzeiten, die vor Äblegung der Be- 
rufsprüfung liegen, nach der Gruppe V zu bewerten seien, weil 
die in der Vor- und Ausbildung für den katastertechnischen 
Beruf befindlichen Personen aus der Gruppe V ihre Bezüge 
erhalten. In der Tat wird aber dadurch die Gruppe V prak- 
tisch zur Eingangsgruppe der Laufbahn der. Katastertechniker, 
was dem allgemein anerkannten Tarifgrundsatz widersprechen 
würde. Es ist auch noch in Betracht zu ziehen, daß .dem ver- 
gleichbaren Beamten,alle für die Laufbahn anrechnungsfähigen 
Vordienstzeiten nach Gruppe VI bewertet werden. 


Die bisher mit‘ dem Finanzministerium: über diese strittige 
Frage geführten freien Verhandlungen kamen zu keinen Er- 
gebnis und sind endgültig am 10. d. M. gescheitert. Es ist 
deshalb von uns die Einleitung des Schlichtungsverfahrens be- 
antragt worden. : 


Allgemeine Beamtenfragen 


Siedlungsmöglichkeiten für Beamte, An den Preußischen 
Landtag sind folgende Anträge vom Landessekretariat Preußen 
des A.D.B. gestellt worden, die auch dem Beamtenausschuß des 
Preußischen Landtages, dem Preußischen Wohlfahrtsministerium 
und dem Preußischen Finanzministerium zugingen: 

„I. Es wolie der Landtag genügende Mittel bereitstellen, um im 
Wege der Kapitalisierung eines bestimmten Gcehaltsteils allen Beamten 
aller. Besoldungsgruppen auf Antrag Gelegenheit zu geben, das für 
Gründung eines Eigenheimes nötige Spitzenkapital sich vom Staate zu 
beschaffen. ’ 

.“ 2. Es wolle der Landtag gesetzliche Vorsorge treffen, daß bei Ab 
gang .des Beamten mit Tod vor Erfüllung seiner aus solchem Bauvor- 
haben resultierenden Verpflichtung den Hinterbliebenen entweder der 
bereits erworbene Vermögensanteil sichergestellt bzw. ausgezahlt wird 
oder durch Erstreckung der Amortisationsdauer und Herabsetzung der 
Quote den Hinterbliebenen Gelegenheit gegeben wird, auch bei ver- 
mindertem Einkommen die übriggeblicbene Verpflichtung abzutragen und 
in den Besitz des Grundstückes zu gelangen. 

3. Es wolle der Landtag Vorsorge treifen, daß die öffentlichen 
Gelder, welche den Beamten auf dem Wege der Kapitalisierung eines 
Gehaltsteiles zur Gründung von Eigenheimen gegeben werden, unter er- 
mäßigtem Zinssatz und Erstreckung der Amortisationsdauer auf min- 
destens 20 Jahre gewährt werden.“ 

In der ausführlichen Begründung dieser Anträge wird der 
Nachweis geführt, daß trotz staatlicher Baubeihilfe für aktive 
Beamte und trotz Gewährung der Hauszinssteuerhypothek ein 
Beamter der unteren und mittleren Besoldungsgruppen nur in 
den seltensten Fällen zum Bau eines Eigenheims schreiten kann, 
weil alle öffentlichen Baubeihilfen höchstens drei Fünftel bis 
drei Viertel des Gesamtbaukapitals ausmachen. Eigenes Kapi- 
tal, um den fehlenden Restbetrag. zu decken, besitzeiı diese Be- 
amten nicht. Sich dies Restkapital gegen :hypothekarische 
Sicherstellung zu leihen, ist heute vielleicht den Beamten der 
Besoldungsgruppen von X aufwärts: noch möglich, nicht aber 
den Beamten der unteren und mittleren Besoldungsgruppen. 
Denn in den Fällen, wo heute Hypotheken gegeben werden, 
kann der abnorm hohe Zinssatz bei den verhältnismäßig ge- 
ringen Einkommen nicht aufgebracht werden, 


Zur Milderung der Wohnungsnot, zur Anregung des Spar- 
triebes, zur Mehrung des Volksvermögens und» auch um den 
Beamten wirtschaftlich zu helfen, sollen nun die Anträge des 
Landessekretariats Möglichkeiten "aufzeigen. a, 
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Aus dem Bunde 


Warum geht’s nicht überall so? 


Von der Ortsverwaltung Bielefeld gehen die Ab- 
rechnungen Monat für Monat, Jahr für Jahr, schon vor dem satzungs- 
gemäß vorgeschriebenen Termine in der Hauptverwaltung ein. 


In der Ortsverwaltung Bielefeld zahlen die Mitglieder 
pünktlich und im allgemeinen in der richtigen Höhe ihren Beitrag. 


In der Ortsverwaltung Bielefeld wird der örtliche Un- 
kostensatz von 15 Prozent in der Regel nicht ausgenutzt. Man wirt- 
schaftet sparsam und hat am Schlusse des Monats das. verfügbare Geld 
bis auf einen kleinen Rest nach Berlin gesandt. 


In der Ortsverwaltung Bielefeld gibt es fast keine 
Beitragsschuldner, und die Kollegen, die dennoch mit ihren Beiträgen 
im Rückstand bleiben, werden durch schnelle und energische Mahnung 
bewogen, ihre Schulden abzutragen. 


Ia der Ortsverwaltung Bielefeld wirkt äls Kassierer 
unser Kollege Gustav Frahm, T. 12528; 


er versieht dieses Ehrenamt nunmehr 25 Jahre hindurch. Ihm gelten 
diese Zeilen. Es ist nach vorstehendem aller Grund vorhanden, dem 
Kollegen Frahm den Dank der Organisation und hohe Anerkennung 
für seine mustergültige und langjährige Tätigkeit auszusprechen und 
zu wünschen, daß er noch viele Jahre seine wertvolle Arbeit in den 


Dienst unseres ‚Bundes zu stellen imstande ist. 








Vorstandsbekanntmachungen 


Beschwerden wichtiger Art, insbesondere über nicht erledigte Re- 
klamationen, sind an den Bundesvorstand, z. H. des Vorsitzenden Her- 
mann Waschow, Uhlenhorst b. Köpenick, Ulmenstr. 17, zu richten. 


Beschwerdeausschuß. Beschwerden gegen die Entscheidungen des 
Bundesvorstandes sind an den Obmann des vom Bundestage neu ein- 
gesetzten Beschwerdeausschusses, Herrn Ingenieur Jakob Michler, 
München, Jutastr. 7, zu richten. 


Industriebeamten-Sparbank 


Gesetzliche Revision der Industriebeamten-Sparbank. Am 14, Oktober 
1925 fand die gesetzliche Revision der Industriebeamten-Sparbank durch 
den Verbandsrevisor Herrn Max Haarstark statt, dessen eingehen- 
dem Bericht über die Revision wir folgendes entnehmen: 

Dem 8 63 des G.G. wurde bei der gesetzlichen Revision in allen 
Teilen entsprochen. 

Die Abgeltung der alten. Geschäftsanteile erfolgte nach dem Gold- 
mark-Einzahlungswert in staffeliörmiger Weise. Mit den Abgeitungs- 
auoten können die Mitglieder durchaus zufrieden sein, obgleich die Sper- 
rung derselben bis zum 31. Dezember 1925 vorgesehen ist und außerdem 
zur Zuzahlung auf den Goldmark-Geschäftsanteil verpflichtet. 

Zu der Führung der vorgesehenen Protokolle, welche sehr eingehend 
und sachlich geschieht, fand ich nichts zu erwähnen. . 

Durch Bietung zeitgemäßer Zinsen sowie durch eine in den verschie- 
denen Fachzeitungen betriebene Werbung gelang es der Genossenschaft, 
an Spareinlagen 332 352,70 R.-M. heranzuziehen. Die Zinssätze bitte ich 
möglichst beizubehalten, um das ständige Betriebskapital noch zu er- 
höhen. Die Abgeltung der alten Spareinlagen ist mit etwa 42 Prozent 
des Goldmark-Einzahlungswertes erfolgt, und hat die Genossenschaft 
hierin das möglichste geleistet. 

Der Geschäftsbetrieb, welcher sich auf die Erledigung sämtlicher 
bankmäßigsen Geschäfte erstreckt, ist in sich genügend organisiert. Er 
hat sich im Wiederaufbaujahr, sowie auch im laufenden Geschäftsjahre 
verhältnismäßig günstig entwickelt. Die der Zeit entsprechenden Ge- 
schäftsbedingungen sind vorhanden. An Betriebsmitteln sind der Oe- 
nossenschaft durch Einzahlungen auf den Geschäftsanteil 56 304,30 R.-M. 
(einschließlich des Abgeltungsbetrages) sowie die vorerwähnten Sparein- 
lagen zugeflossen und haben sich bisher als ausreichend erwiesen. 

Die Geschäftsführung ist als g&ordnet anzusehen, insonderheit wird 
Ger Liquidität der Genossenschaft genügende Beachtung geschenkt. Die 
entstehenden Geschäftsunkosten sind als mäßige anzusprechen. 

Die Kreditgewährung, welche seitens der Genossenschaft laufend er- 
folgen konnte, geschieht nach bewährten Grundsätzen gegen genügende 
Sicherheiten, so daß Verluste hieraus nicht zu erwarten sein dürften. 
Die von der Genossenschaft berechneten Zinssätze sind als mäßige zu be- 
zeichnen. Zur Stärkung der vorgesehenen Reservefonds dürfte es sich als 
totwendig erweisen, diesen Zinssatz auch bei Veränderung des Reichs- 
bankdiskontsatzes beizubehalten. 

Die Buchführung entspricht den Bestimmungen des Handelsgesetz- 
buches. Die Bücher sind ordnungsgemäß und laufend geführt. Sämt- 
liche Belege sind aktenmäßig vorhanden. Für die Kassenführung ist das- 
selbe zu sagen, { 

An Kassenbestand lagen 2872,86 R.-M. in bar vor, welcher Betrag 
mit dem Sollsaldo des Kassenbuches übereinstimmt. Die Bankensalden 
sind durch entsprechende Gegenauszüge nachgewiesen. 

Der für 1924 ausgewiesene Reingewinn von 4210,20 R.-M. ist als 
zufriedenstellend anzusehen. Er gestattete die Ausschüttung einer Divi- 
dende von 10 Prozent und eine weitere Stärkung der Reserven. 

Den vorhandener Wechselbestand von 17015,59 R.-M. unterzog ich 
einer Prüfung und stellte die Uebereinstimmung mit dem Wechselkonto 
test, Die sonst vorhandenen Depotkontrollen über die eigenen sowie über 
die von der Kundschaft hinterlegten Effekten und Sicherheiten sind als 
ausreichend anzusehen. 
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Der Aufsichtsrat hat in 35 Sitzungen über das Ergehen der Ge- 
nössenschaft beraten und sich auch sonst durch häufige Revisionen über 
die Geschäftslage der Genossenschaft die erforderlichen Informationen 
verschafft. Er hat also die ihm nach dem 8 38 obliegenden Verpflich- 
tungen in jeder Beziehung erfüllt, was ich anerkennend betonen muß. 

Ebenso erwies der Vorstand in seiner Geschäftsführung die £rforder- 
liche Sorgfalt, um die ideell gesteckten Ziele der Genossenschaft zur 
Durchführung zu bringen. 


-Versammlungskalender 


Bekanntmachungen im Versammlungskalender der „D.T.Z.“ erfolgen 
in der Regel nur in der 4., 8. und letzten Nummer jedes Vierteljahres. 
Die Aufnahme der Anzeigen geschieht unentgeltlich. 

Die Bekanntgabe der Versammlungen hat den Zweck, den Versamm- 
lungsbesuch zu heben und auch auswärtigen, zufällig am Ort befindlichen 
Bundeskollegen die Teilnahme zu ermöglichen. Keine Ortsverwaltung 
sollte deshalb”versäumen, ihre Versammlungen regelmäßig der Redaktion 
der „D.T.Z.“ mitzuteilen. 

Die Anzeigen dürfen jedoch wegen des beschränkten ‚Raumes nur 
folgende Angaben enthalten: Ortsverwaltung, Art der Versammlung, Da- 
tum, Versammlungsbeginn, Versammlungsort. Die Anzeigen müssen 
spätestens3 TagevorErscheinenderneuenNummer 
im Besitz der Redaktion sein und dürfen keine anderen Angaben als die 
vorgeschriebenen unter Anwendung nachstehender Abkürzung enthalten: 


M = Mitgliederversammlung, V = Vertrauensmännerversammlung, 
F = Fachgruppenversammlung, Oe = Oeffentliche Versammlung. 


Baden-Baden. M. 5. I. 1926. Restaurant „Schwarzwaldhof‘“, Gernsbacher 
Straße 13. 

Erfurt. 8. I. 1926. 80, Jahresversammlung. Restaurant Steiniger. 

Halle. M. 5. I. 1926. 8%. Rest. „Zum Schultheiß“, Merseburger Str. 10. 

Kiel. M. 7. I. 1926. 80, Hotel „Stadt Magdeburg“, Bergstraße. 

Potsdam-Nowawes. 8, I. 1926. Hauptversammlung. Rest. „Fürst Bis- 
marck“, Potsdam, Mammonstraße 1. 

Roßwein. V.. 30. XI. 
„Herkules“. 


Bücherschau 


Alle uns zur Besprechung in der „Deutschen Techniker-Zeitung“ 
übersandten Schriftwerke werden nach Verfasser, Titel, Verlag und 
Preis — soweit angegeben — hier aufgeführt. Besprechung bleibt in 
jedem Falle vorbehalten. Rückgabe unaufgefordert eingesandter Schriften 
erfolgt nicht. 


Bartel, A., Stueck, Dipl.-Ing., Ziegler, Prof.: Taschenbuch für den ge- 

samten Straßen- und Wegebau. Stiftungsverlag, Potsdam. 3,50 R.-M. 

Bloch, Dr. Werner: Vom Kienspan bis zum künstlichen Tageslicht. 

Verlag 

Bonn, M. J.: Amerika und sein Problem. Verlag Meyer & Jessen, 
M. 


München. Brosch. 3 R.-M., Pappbd. 3,755 R.- 
Die deutschen Gewerkschaften. I. Werden und 


Ficher-Jelinek, J.: 
Stand. Il. Gewerkschaften und Wirtschaft. Milavida-Verlag, Mün- 
Die Drehbank. Ihre Geschichte, - 


chen. 0,50 R.-M. pro Band. 

Hegek, A. Ing. u. Gewerbeschulrat: 
ihr Aufbau, ihre Handhabung nebst zahlreichen Berechnungstabellen. 
7. Aufl. Verlag Dieck & Co., Stuttgart. 6,50 R.-M. 

Kalender für deutsche Arbeitnehmer auf das Jahr 1926. Das achte Jahr 
der Republik. Verlag Hensel & Co. Friedenau. 1 R.-M. 

Karlemeyer, Dr. Ed.: Neues Verfahren zum erfolgreichen selbständigen 
Einziehen der Außenstände mit gebrauchsfertigen Formularen. Verlag 
Organisator A.-G., Leipzig. 1,20 R.-M. 

Kautsky, Karl: Die Internationale und Sowjetrußland. Verlag J.H.W. 
Dietz Nachf., Berlin. Ganzl. 2 R.-M., kart. 0,75 R.-M. 

Leipart, Th.: Die Arbeit. Heft 11. 


\ 


800° beim’ Vorsitzenden; M..6. I. 1926. - 8%, 


Zeitschrift für Gewerkschaftspolitik 


und Wirtschaftskunde.  Verlagsgesellschaft des A.D.G.B., Berlin, 
1 R.-M. 
Levy, Herm., Prof. Dr.: Die Grundlagen der Weltwirtschaft. Gelh. 


5 R.-M., gebd. 7 R.-M. Die englische‘ Wirtschaft. Geh. 2,60 R.-M., 
gebd. 4 R.-M. Die vereinigten Staaten von Amerika als Wirtschafts- 
macht. Kart. 3,30 R.-M. ‘Verlag B. G. Teubner, Leipzig. 

Internationale der Kriegsdienstgegner: Die Kriegsdienstgegner der ganzen 
Welt. Vertrieb für Deutschland: Pressedienst der Weltjugendliga, 
Berlin SW 11, Möckernstraße 113a. 1 R.-M. 

Lilienthal, J. u. Müller, Wilh.: Fabrikorganisation, Fabrikbuchführung 
und Selbstkostenberechnung der Ludw. Loewe & Co, A.-G. 3. Aufl. 
Verlag Julius Springer, Berlin. 8 R.-M. 

Löser, Prof. B.: Bemessungsverfahren. Zahlentafeln und Zahlenbeispiele 
zu den Bestimmungen des deutschen Ausschusses für Eisenbeton vom 
September 1925. Verlag Wilh. Ernst & Sohn, Berlin. Geli. 6 R.-M., 
gebd. 7,20 R.-M. 

Marx, Karl: Das Kapital. Gemeinverständliche Ausgabe, besorgt von Julian 
Borchardt. E. Laub’sche Verlagsbuchhandlung, Berlin. 3,50 R.-M. 

Meyers Lexikon in 12 Bänden. 3. Band. Verlag Bibliographisches In- 
stitut, Leipzig. Halbl. 33 R.-M. 

Neuburger, Dr. Älbert: Die Technik des Altertums. Mit 676: Abbildungen. 
R. Voigtländers Verlag, Leipzig. 16 R.-M. | 

Nexö, Martin, Andersen: Der Lotterieschwede. Verlag J. H., W. Dietz 
Nachfl,, Berlin. Ganzl. 2 R.-M., kart. 1,10 R.-M. 

Olszewski, W.: Chemische Technologie des Wassers. 
Verlag Walter de Gruyter & Co., Berlin. 1,35 R.-M. 

Persius, L.: Menschen und Schiffe-in der kaiserlichen Flotte. 
J. H.W. Dietz Nachfl., Berlin. 3,75 R.-M. 

Pohlhausen, A, Dipl.-Ing.: Die Kolbendampfmaschinen. 


Mit 42 Figuren. 
Verlag 
Ein "Lehr- und 


Handbuch für Studierende, Techniker und Ingenieure. Mit 23 Tafels 
und 440 Textfiguren. Verlag Otto Spamer, Leipzig. Geh. 25 R.-M., 
gebd. 28 R.-M. 





Dieck & Co., Stuttgart. Geh. 1,80 R.-M., gebd. 2,50 R.-M. 
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Reichsarbeitsverwaltung: Regierungsentwurf eines Arbeitsgerichtsgesetzes 
nebst amtlicher Begründung. 33. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt. 
Als Fortsetzung zum 28. Sonderheft: Vorarbeiten zum Arbeitsgesetz- 
buch. Verlag des Reichsarbeitsblattes (Reimar Hobbing). 3,60 R.-M. 

Reichszentrale für Deutsche Verkehrswerbung: Deutscher Werkkalender. 

Deutscher Werbeverlag, Carl Gerber & Co, München. 2,50 R.-M. 

Riepert, Dr.-Ing., Baurat: Zementkalender 1926. Zementverlag G.m.b.H., 
Charlottenburg. Lein. 2,50 R.-M., Led. 3,60 R.-M. 

Siemsen, Anna: Literarische Streifzüge durch die Entwicklung der euro- 
päischen Gesellschaft, Thüringer Verlagsanstalt, Jena. 6 R.-M 

Spelieken, Karl, Dr.: Die Arbeiterirage im deutschen Handwerk. Band II: 
Das Baugewerbe. Teil I: Die Gewerkschaftsbewegung im deutschen 
Baugewerbe von den Anfängen bis zur Gegenwart. Herausgegeben 
vom Wirtschaftswissenschaftlichen Institut für Handwerkerpolitik. 
Brosch, 480 R.-M., gebd. 6 R.-M. 

Stiasny, Prof. Dr.: Das Institut für Gerbereichemie. Schriften der 
Hessischen Hochschule, Technische Hochschule, Darmstadt. Jahr- 
gang 1925, Heft 5. 

Die Studentische Wirtschaftshilfe, Darmstadt, e. V. Schriften der Hessi- 
ee Technische Hochschule, Darmstadt. Jahrgang 1925. 

eft 6. 

Toller, Ernst: Deutsche Revolution. Rede, gehalten vor den Berliner 
Bapele am 8. November 1925. E. Laub’sche Verlagsbuchhandlung, 

erlin, 

gen der Gemeinde- und Staatsarbeiter: Notizkalender 1926. Selbst- 
verlag. 

Voigt, Heinrich, Dr.-Ing. e. h.: Nachdenkliches und Heiteres aus den 
ersten “Jahrzehnten der Elektrotechnik. Mit zahlreichen Bildnissen 
und 25 Tafeln. R. Voigtländers Verlag, Leipzig. 10 R.-M. 

Weber, Alfred: Die Krise des modernen Staatsgedankens in Europa. 
Deutsche Verlagsanstalt, Stuttgart. 6,50 R.-M. 

Weber, Max, Maria von: Aus dem Reiche der Technik. Novellen. V.D.I- 
Verlag. 7 R.-M. 

Zerfaß, Julius: Die Reise mit dem Lumpensack. Zeichnungen von Max 
Graeser. Verlag J.H.W. Dietz Nachf., Berlin. 2,25. R.-M. 


 Zentralgewerkschaftskommission ‚des "Deutschen Gewerkschaftsbundes in 


der Tschechoslowakei: Bericht an den zweiten ordentlichen Gewerk- 
schaftskongreß in Karlsbad, abgehalten vom 6.bis 10. Dezember 1924. 
Verlag Franz Macoum, Reichenberg. 30 Kr. 


Alle hier genannten Bücher, Broschüren und Zeitschriften sind zu 
beziehen durch den Industriebeamten-Verlag G. m.'b. H, 
Berlin NW 40, Werftstr. 7, Postscheckkonto 15550. Bei Be- 
stellungen im Betrage von über 2 M. erfolgt die Versendung ‘ohne Be- 
rechnung von Porto und Verpackung. 


Technik. 


Die Technik des Altertum. Von Dr. Albert Neuburger. 
570 en 676 Abbildungen. R, Voigtländers Verlag in Leipzig. 1921. 
Preis 16 R.-M. 

Im Vorwort zur ersten Auflage sagt der Verfasser: So eingehend 
und. liebevoll man sich auch seit der Renaissance mit dem Altertum 
beschäftigt habe, so sei doch eine der bedeutendsten Lebensäußerungen 
des Altertums links liegengeblieben: de Technik. Erst in neuerer 
Zeit habe man sich. mehr mit dieser beschäftigt, und dabei habe sich im 
vollsten Sinne des Wortes eine Wunderwelt offenbart. Vordem 
habe sich die Forschung auf die Sprache, Geschichte, die Kunst des 
„klassischen Altertums“ beschränkt. Die Techniker, die sich mit der 
Technik befassen wollten, hätten oft, nicht über die nötigen Sprach- 
kenntnisse verfügt. Erst in neuerer Zeit sei durch eine Menge von 
Einzelarbeiten ein ziemlich umfassender Einblick in die technische Ent- 
wicklung des Altertums gewonnen worden, aber diese Arbeiten seien 
inhaltlich und örtich zersplittert. Ihre Sammiung und Zusammenfassung 
zu einem einheitlichen Werke sei nachgerade unerläßlich geworden. 

Die erste Auflage des Werkes erschien Ende 1919, sie war binnen 
cinem Jahre vergriffen. Ein Beweis, daß die Leserwelt die Bedürfnis- 
frage und die Eignung des Verfassers, sie zu lösen, schnell und entschie- 
den bejaht hat, Bei der Einsichtnahme in die vorliegende zweite Auf- 
jage muß man über die bewältigte Fülle des Stoffes seine Bewunderung 
aussprechen, über alles das, was das in technischer Beziehung oft sehr 
unterschätzte Altertum auch auf diesem Gebiete geleistet hat. Bergbau, 
Gewinnung und. Bearbeitung der Metalle, Holz- und Lederindustrie, 
Ackerbau, Gärungstechnik, Technik der Oele, Seifen und Wohlgerüche, 
Keramik, Glastechnik, Spinnerei, Weberei, Färberei, Maltechnik, Mechanik 
und 'Maschinenwesen, Beleuchtung und Heizung, Baukunst und Städte- 
bau, Schiffahrt und Hafenbauten — das sind so die hauptsächlichsten 
Stichworte, nach- denen der ungeheure Stoff gegliedert ist. Die Dar- 
stellung ist musterhaft klar, durch die Fülle der Abbildungen (676!) aufs 
beste ergänzt. Umfangreiche Literaturnachweise ermöglichen die Weiter- 
forschung in Einzelheiten. — Das Werk wird vor allem Technikern 
jeder Art, Philologen, Historikern, aber auch jedem Gebildeten von 


hohem Werte sein, $ 


Der Spritzguß. Handbuch zur Herstellung von Fertigguß in Spritz-, 
Preß-, Vakuum- und Schleudersguß. Von Alfred Uhlmann, I- 
genieur, Zweite erweiterte Auflage. 344 Seiten mit 261 Abbildungen. 


- Verlag M. Krayn, Berlin W, Preis brosch, 16 R.-M., geb. 18 R.-M. 


Mit der ersten Auflage obigen Werkes, im Jahre 1919, hat der Ver- 


 fasser ein Buch geschaffen, das besondere Anerkennung verdient. Bis 


" Ausnahme bildet eine Firma -E. in 


zum Jahre 1919 war in der deutschen Literatur über Spritzguß wenig 
oder nichts bekannt, trotzdem sich schon seit langen Jahren mehrere 
Firmen mit der Herstellung von Spritzguß befaßten. Die gemachten Er- 
fahrungen wurden streng geheim gehalten. Die einzige mir bekannte 
N., die eine 42 Seiten starke Bro- 
schüre mit einigen Abbildungen über Erfahrungen in der Spritzgußfabri- 
kation, meines Wissens allerdings nur Kolbenguß, herausgegeben hat, 


_ die wohl nur als Propagandaschrift dieser Firma anzusehen ist, aber 


_ kes aushalten kann. 








keinen Vergleich mit der jetzt vorliegenden zweiten Auflage obigen Wer- 
Mit der zweiten Auflage hat der Verfasser sein 
Werk bedeutend erweitert, desgkeichen um viele Abbildungen vermehrt. 


” 
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Sämtliche Arten des Spritz-, Preß-, Vakuum- und Schleudergusses sind ein- 
gend erörtert, sowie die Verwendbarkeit der einzelnen Metalle und 

€ Legierungen ausführlich dargelegt. Gleichzeitig sind die verschie- 
densten Verwendungsgebiete angeführt, in die sich der Spritzguß Ein- 
ang verschafft hat. In einem besonderen Kapitel sind die jeweils er- 
orderlichen Gießformen erläutert, die bekanntlich ganz besondere Sorg- 
falt erfordern und individuell behandelt werden müssen. 

Bei unserer heutigen bis aufs äußerste angespannten Wärtschaits- 
lage wird der Spritzguß immer mehr an Bedeutung gewinnen, und da 
wird der Verfasser mit den praktischen Winken und Ratschlägen seines 
Werkes sehr viel zur Aufklärung beitragen. Das vorliegende Werk 
kann allen Interessenten ganz besonders empfohlen werden. K. A. 


. ,‚Gußbeton. Erfahrungen beim schweizerischen Talsperrenbau. Be- 
sicht der Gußbeton-Kommission des Schweiz. Ingenieur- und Architekten- 
vereins. Bearbeitet von Ing. Ed. Stadelmann. A.G.-Verlag Hoch- 
u. Tiefbau, Zürich. Preis 10 Fres. 

Die mit Gußbeton gemachten Erfahrungen haben dem Baugewerbe 
Wege zu weitgehenden Verbesserungen in technischer wie in betriebs- 
wirtschaftlicher Hinsicht gezeigt, so daß jede Anregung auf das In- 
teresse weitester Kreise zu rechnen hat. Das vorliegende Werk bildet 
ebenfalls eine wertvolle Ergänzung der vorhandenen Literatur. Insbe- 
sondere dadurch, daß es Erfahrungswerte bringt und in Bildnissen die 
Herstellungsweise und die erforderlichen Hilfsmittel veranschaulicht. Ein 
Studium des Werkes kann daher allen Interessenten, auch den Studieren- 
den des Baufaches, bestens empfohlen werden. 


Taschenbuch für Feuerungstechniker. Von Dr. Ferd. Fischer. 
Alfred Kröner Verlag in Leipzig. Preis gebd. 9 R.-M. 

Die vorliegende Neuauflage kann jedem vorwärtsstrebenden Feue- 
rungstechniker nur empfohlen werden. Besonderes Interesse dürfte die 
weitgehende Literaturangabe auf allen vorkommenden Gebieten der 
Feuerungstechnik erwecken. Zahlreiche Tabellen erleichtern und verein- 
fachen sonst lange Berechnungen. Nützliche Angaben über Brennstoffe, 
iır Vorkommen in den verschiedenen Ländern, Heizwerte und andere 
Vergleichszahlen sowie gute Abbildungen mit erklärendem Text ver- 
vollständigen das gehaltvolle Werk. W. Sp. 


Merkbuch für den Schmelzschweißer. Herausgegeben vom Verband 
für autogene Metallbearbeitung e.V. Hanseatische Verlagsanstalt, Ham- 
burg.. Preis gebd. 2,50 R.-M. 

Das Buch gibt in leicht faßlicher Form einen klaren Ueberblick aller 
Neuerungen im Schmelzschweißverfahren sowie sehr gute ‚Anleitungen 
zur Handhabung der verschiedenen Systeme. Wichtige Vorschriften, Be- 
stimmungen, Sicherheits- und Schutzmaßnahmen sowie ein Mitglieder- 
verzeichnis bilden für jeden Schweißfachmann ein empfehlenswertes Nach- 
schlagewerk. W. Sp. 

Verschiedenes. 


Nachdenkliches und Heiteres aus den ersten ‚Jahrzehnten der Elektro- 
technik. Von Dr.-Ing. h. c. Heinrich Voigt. 192 Seiten mit zahl- 
reichen Bildnissen auf 23 Tateln. In Ganzleinen gebd. 19 R.-M. 
R. Voigtländers Verlag, Leipzig. 

Wir, die wir jetzt im besten Lebensalter stehen, erinnern uns noch 
der traulichen, behaglichen, manchmal gut geputzten, meistens aber 
blakenden Petroleumlampe, bei deren Schein wir spie.ten, lasen und Schul- 
arbeiten machten. Nur Bevorzugte konnten dies schon beim Licht der 
Gasflammen tun, aber richtig hell wurde es in der Kinderstube erst, als 
der Glühstrumpf seinen Siegeszug durch die zivilisierte Weit antrat, und 
recht gut erinnern wir uns noch des Zeitpunktes, als die alten Gas- 
kronen abgenommen wurden, um, nach kurzer Zeit als elektrische Be- 
leuchtungskörper zurückgekehrt, im neuen Glanze zu erstrahlen. Wer 
erinnert sich nicht noch der Pierdebahnen, die unter nervenaufregendein 
Gebimmel die Straßen der Großstädte durchtobten, und dann der Ein- 
führung der „Elektrischen“? Das ist noch gar nicht lange her. Und 
doch liegt es schon so weit zurück, daß wir. gewaltsamer Umstellung 
bedürfen, um uns das damalige Leben noch zu vergegenwärtigen. 

Da ist es gut, wenn uns einmal ein Buch, wie das vorliegende, daran 
erinnert und aufzeigt, in welch rasendem Tempo wir marschiert sind. 
Eine Geschichte der Entwicklung der Elektrotechnik ist das Buch nicht, 
Es ist mehr. Es ist ein Rückblick auf die ersten Jahre der Elektro- 
technik und auf die Arbeit der Männer, die an dem Kampfe teilnahmen, 
der zu dem heutigen Stande führte, und ohne die das stolze Gebäude, 
von dem aus heute die Ströme von Licht und Gas sich über das 
Land ergießen, nie hätte errichtet werden können. Es ist ein Er- 
innerungsbuch, wie es sein soll, verfaßt von einem Mitkämpier, der 
ebenso wie die Männer, deren Leben und Werk er schildert, der sich 
entwickelnden Technik den Stempel auch seiner Persönlichkeit aufge- 
drückt hat. 

Hunderte von Namen zeigt das Register auf, Namen, die heute noch 
Klang haben in der Fachwelt, Namen, die jedem Schulbuben etwas be- 


Stierbeiafel. 


Wir betrauern den Verlust folgender Bundeskollegen: 


Otto Brandes (193206), Neustrelitz Wilh. Aug. Müller (86538), Ham- 
3. Esselborn (62772). Berlin burg e 
Gustav Fraubese (91933), Senften- Fritz Pabst (80318), Recklinghausen 
berg Otto Rohrkamp (65842), Waltrop 
Friedrich Gros (183523), Hamburg Max Runge (12707), Lübeck 
Carl vom Höfel (148830), Düsseldorf Karl Scharf (208508), Nürnberg 
Joh. Ivers (T. 83772), Duisburg Wilh. Schatterer (148942), Jagst- 
E. Jenckel (251545), Berlin heim } 
Otto Schmidt (182095), Barmen 
Hermann Teichert (04256), Kray 
P. Weineck (T. 13324), Chemnitz 1. S. 
Kurt Werner (206873), Dortmund 
Joh. Zeiler (241348), Ludwigshafen 


Ehre ihrem Andenken! 


Joh. Jonda (85543), Ber'in 

Hans Lahann (T 21726), Kiel 

Fr. Lehrmann (97241), Stuttgart 

Heinr. Meck (107662), Neustadt 
(Haardt) 
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deuten, aber auch so manche Namen derer, die verschollen 'sind, die im mittleren und oberen Schulklassen. ‘Die Bilder sind Reproduktionen be- 
Kampfe um den Erfole zurückblieben oder in den ‘großen Konzernen  kannter Gemälde, die Beiträge zeichnen sich durch bunte Mannigfaltig- 


aufgingen. Bei vielen kennt ‘nur noch »der- Eingeweihte aus den Er- keit: aus. Sie sind geeignet, die Kenntnisse des Kindes nach den ver- 
. . . . . . z An - . + . “ . . N 2 Lori 

zeugnissen dieser Riesenfirmen ‘die Leistungen einzelner Persönlichkeiten schiedensten Richtungen zu erweitern, Anregung zur Selbstbeschäftigung 
heraus. Auch der ‘Humor :kommt zu seinem’ Recht, Manche Begeben- zu‘ geben, den "Blick für die Zusammenhänge .des Lebens zu vertiefen 


heiten - und Erlebnisse nit heiterem Hintergrund werden erzählt, die und Liebe zu allem Lebendigen zu wecken. Der Brief einer Mutter an 
dem Leser und Rückschatenden Anlaß: zu- befreiendeih "Lachen" sind, ihren Sohn soll das junge Menschenkind in zarter Weise in das Ge- 
hinter denen aber vielfach”ein Kern steckt, der. blitzartig Schlaglichter heimnis .der Entstehung des Lebens einführen. Die ‘Schwierigkeit eines 


auf Anschauungen ‘und Zeitverhältnisse "wirft. - solchen Kinderbuches,,' die darin besteht, dem Begriffsvermögen einer 
Aties in allem ‚ein Buch, dem weiteste Verbreitung zu wünschen ist. bestimmten Reifestufe ‘sich anzupassen, und nicht mit einem Beitrag sich 
Es gehört in die Bücherei jedes Elektrotechnikers und in jede Fach- an die Fassungsgabe eines Sechsjährigen, mit einem andern an einen 
und -Fabrikbibliothek, Vierzehnjährigen zu. wenden, konnte allerdings nicht ganz überwunden 
Kinderland. "Ein Jahrbuch für die "Buben und’ Mädels-des arbeiten- _ werden.. Trotzdem kann das Buch über die sonst übliche Dutzendware 
den Voikes. 1926, Herausgegeben vom Reichsausschuß für sozialistische "mit ihrer oft bedenklich kitschig-sentimertaien Tendenz, wie ıman sie 
Bildungsarbeit, „Verlag. Verwärtsdruckerei. , Preis 1,25 R.-M. leider. in- zu, reichen. Maße auf. dem Bücherinarkt für die "Werdenden 
Ein nettes, reich illustriertes Kinderbuch etwa für die Jugend. der findet, gestellt ‚werden, G.W. 








Geschäftliche Anzeig ‘a: .0,30 Gm. für die 6ge- | Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: " Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Berlin. 
spaltene Millimeterzeile. “Beilagen ‚nach . Vereinbarung. R. :Merkel, Berlin W35, Potsdamer Straße 111. Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor Erscheinen. 
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Die Aufgaben der Berufsschule 


Auf der im Oktober vorigen Jahres abgehaltenen dritten 
Hauptversammlüng des Verbandes preußischer Gewerbe- und 
Handelslehrer in Kassel hielt Gewerbelehrer Wilhelm Giese, 
Berlin, über „Die Frage der wirtschaftlichen Wiedererstar- 
kung Deutschlands als Mahnung zum Ausbau der Berufs- 
schule“ einen sehr tiefgründig angelegten Vortrag, in dessen 
Verlauf er bei der Erörterung der Mittel und Kräfte, die dem 
deutschen Volke für den wirtschaftlichen und kulturellen 
Wiederaufstieg zur Verfügung stehen, auch die Aufgaben 
in den Kreis seiner Betrachtungen zog, die dabei der Berufs- 
schule zufallen. Was Giese zu diesem Teil seines Referates 
ausführte, kann gewissermaßen als eine programmatische Ein- 
stellung zur Frage der Zweckbestimmung der Berufsschule 
überhaupt angesehen werden und steht deshalb auch in schr 
innigem Zusammenhang mit der Frage der zweckmäßigsten 
Vor- und Ausbildung der Gewerbelehrer. Die Stellungnahme 
zur Aufgabe der Berufsschule ist eigentlich der Ausgangs- 
punkt dafür, wie man sich zu der zur Zeit heiß umstrittenen 
Frage der „Eingliederung der Gewerbelehrerbildung in den 
Rahmen des Hochschulstudiums“ zu stellen hat. Ueber dieses 
Thema sprach auf der eingangs erwähnten Tagung der Leiter 
des Charlottenburger Gewerbelehrerseminars, Prof. Schind- 
ler. Wir werden in der beabsichtigten Zusammenfassung 
des zu diesem Thema bisher vorliegenden Materials auf Pro- 
fessor Schindlerss Ausführungen noch näher zu sprechen 
kommen. Heute möchten wir lediglich auf den Widerspruch 
hinweisen, der uns darin zu liegen scheint, daß dieselbe 
Hauptversammlung, die Gieses Ausführungen über die Auf- 
gaben der Berufsschule nach dem Verlauf der anschließen- 
den Aussprache und dem Inhalt der angenommenen Ent- 
schließung zu urteilen sehr beifällig aufgenommen hat, den 
Berufs- bzw. Gewerbeschullehrer, der doch in erster Linie 
zur Erfüllung dieser Aufgaben berufen ist, nur auf dem Wege 
des Vollstudiums an der technischen Hochschule mit dessen 
starren Vorschriften über den Nachweis der Hochschulreiie 
erlangen zu können glaubt. 

Wir gehen mit Herrn Giese vollkommen einig in der 
Aufzählung der Mängel, die der Berufsschule noch in bezug 
auf ihren heutigen Umfang und ihre heutige Organisation, 
die äußere Ausstattung mit zweckentsprechenden Lehrmitteln, 
Modellsammlungen, Schulwerkstätten, die zur Verfügung 
stehende Unterrichtszeit usw. anhaften. Wir schließen uns 
auch durchaus den Forderungen an, die er für die Abstellung 
dieser Mängel und in bezug auf die Ausdehnung der Berufs- 
schulpflicht und die Einführung des gesetzlichen Schulzwan- 
ges herab bis zu Orten mit 3000 Einwohnern erhebt. Wir ver- 
mögen ihm nur mcht in den Gedankengängen zu folgen, daß 
auf Grund dessen, was er recht treffend als die Aufgabe 
der Berufsschule kennzeichnet, und zwar im ersten Abschnitt 
seiner ‚untenstehend wiedergegebenen Darlegungen, nun noch 
als wichtigste Forderung das Hochschulstudium für alle Be- 
rufslehrer sich ergebe. 

Daß die Berufsschule für die Förderung von Handel, Ge- 
werbe und Industrie wertvolle Mitarbeit leiste, wird von Giese 
anerkannt und im einzelnen auch noch weiter belegt. Die 
Förderung wirkt sich aber nach seimer Meinung in der Waren- 
erzeugung vorwiegend qualitativ und nicht quantitativ aus. 
Die Berufsschule tut nichts zur Stärkung des Arbeitswillens. 
Eine der Ursachen hierfür ist, daß die wissenschaft- 
liche Durchdringung der Tätigkeit auch des letzten 
Arbeiters im Produktionsprozeß bisher noch nicht in wün- 
schenswertem Maße erfolgt ist. Also, Gelehrte, auf zur For- 
schung! Die Berufsschullehrerschaft verlangt aber, daß sie'mit 
den Ergebnissen dieser Forschung und ihrer Methoden an 
den Forschungsstätten selbst vertraut g 
werde, das heißt, sie verlangt das Hochschulstudium für alle 
Berufsschullehrer. 

Nun hat zweifellos dieser zur Zeit übermächtigen Forde- 
rung akademischer ‚Berufsausbildung für die gesamte Lehrer- 
schaft überhaupt der Leiter des Charlottenburger Seminars 


‚schon Konzessionen gemacht, wenn er im dritten der von ihm 


aufgestellten Leitsätze zugibt, daß die für den Gewerbelehrer 
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erforderliche wissenschaftliche Bildung allein durch das 
Hochschulstudium gewährleistet werde. Im stillen kann 
Prof. Schindler unmöglich die bisherigen Ausbildungsergeb- 
nisse des von ihm geleiteten Seminars so unbefriedigend ein- 
schätzen, wie es aus dieser Formulierung sich ergeben würde. 
Das geht ja auch aus seiner Feststellung hervor, daß von 
den bestehenden Hochschulen keine ohne wesentliche Er- 
weiterungen und Neueinrichtungen die Gesamtausbildung des 
Gewerbelehrers übernehmen könnte. Prof. Schindler kommt 
deshalb zu der Forderung neuer Abteilungen der bestehenden 
oder selbständigen Hochschulen, damit die Ausbildung 
der Gewerbelehrer den Bedürfnissen der Be- 
rutsschule gerecht wird. Das könnte durch ent- 
sprechenden Ausbau der bestehenden Seminare und ihre Aus- 
stattung mit akademischen Rechten und Würden geschehen. 

Diese Lösung fand aber nicht die Zustimmung der Ver- 
sammlung. Trotzdem u. E. Herr Regierungsrat Woldt vom 
Preußischen Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung sehr zutreffend darauf hingewiesen hatte, daß die 
technische Hochschule technisches Schaffen lehre und den 
Konstrukteur, nicht aber den Lehrer bilde, daß 
der Berufslehrer die Durchdringung der Arbeit von der Seite 
der sozialen Probleme, die er für seinen gesamten Unterricht 
so unbedingt brauche, infolge ihrer grundsätzlichen (und dazu 
noch weitgehend spezialisierten. Die Red.) Einstellung auf 
technisches Schaffen und Konstruieren gar nicht finde, wurde 
dieser Leitsatz dahin geändert, daß die Ausbildung an die be- 
stehenden Hochschulen zu verlegen sei. Es wirkt nicht mehr 
überzeugend, wenn trotz aller für die gegensätzliche Auffassung 
bisher bekanntgewordenen Begründungen immer wieder ver- 
sichert wird, daß das Hochschulstudium nicht aus Standes- 
rücksichten, sondern im Hinblick auf die Aufgaben der Be- 
rufsschule verlangt werde. 

Man vergegenwärtige sich diese Aufgaben doch einmal 
aufmerksam an Hand von Gieses Darlegungen und frage sich 
dann ernstlich, wo denn nun die Verwendungsmöglichkeit 
für so viel aufgepfropftes Hochschulwissen zu finden ist. In 
der praktischen Unterrichtsgestaltung sicherlich nicht. Man 
vergesse doch nicht, daß man es mit Schälern zu tun hat, 
von denen ein geringer Prozentsatz dem sozialen Aufstieg zu- 
geführt werden kann mit Schülern, die keine wissenschaftliche 
Deduktion, sondern nur eine ungekünstelte Sprache und Dar- 
stellung verstehen, Schüler, die wirtschaftspolitische Zusammen- 
hänge und sozialpolitische Probleme nur in elementarsten Be- 
griffen zu erfassen und zu verdauen vermögen, Schüler, die 
dem Lehrer um so williger folgen, je mehr er es versteht, die 
Scheidewand aus ihrem Bewußtsein fernzuhalten, die als sehr 
durchsichtige und zerbrechliche Glaswand die Verschiedenheit 
der sozialen Stellung zwischen beiden aufrichtet, Schülern, 
die mit außerordentlicher Feinfühligkeit das fachliche Wissen 
des Lehrers und das praktische Können des Meisters gegen- 
einander abwägen und ihren Autoritätsglauben danach ein- 
stellen. In all diesen Schwierigkeiten kann technische und 
wirtschaftspolitische Hochschulwissenschaft wenig helfen. Sie 
sind vielmehr zu überwinden auf Grund einer eigenen, mög- 
lichst vielseitigen Berufs- und Betriebserfahrung, gediegener, 
auf praktischwirtschaftliche Betätigung gerichteter Fachkennt- 
nisse, ergängt durch natürliche pädagogische Anlagen und 
Fähigkeiten. 

- Die Ausbildung hat sich in erster Linie darauf einzustellen, 
daß nach diesen Richtungen hin der künftige Gewerbelehrer 
den an ihn herantretenden Anfordernugen gewachsen ist, und 
daß sein Können und seine Fähigkäiten die entsprechende 
Vertiefung erfahren, gleichviel, aus welcher Berufstätigkeit oder 
Vorbildung heraus er sich entschließt, zur Lehrtätigkeit an 
der Berufsschule überzugehen. Daß hierfür nur eine Bil- 
dungsstätte in Frage kommen kann, ‘die in ihren Aufnahme- 
bedingungen auf das heutige Rekrutierungsgebiet des Berufes, 
in ihrem Lehrplan auf die Verschiedenartigkeit der Vorbildung 
der Anwärter, in ihwem Aufbau auf die Eigenart der Berufs- 
schulziele Rücksicht nehmen und sich bei der Veränderlichkeit 
des wirtschaftlichen Lebens auf neue Verhältnisse und Bedürf- 
nisse leicht und schnell wieder umstellen kann, ist für uns 
selbstverständlich. Daß 'sie eine Bildungsstätte von wissen- 
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schaftlichem Rang und Ansehen sein soll, kann auch in dieser 
Form berücksichtigt werden. Nur dessen muß sie sich bewußt 
bleiben, daß sie nicht des äußerlichen Rang- und Titelkampfes 
wegen, sondern zur Ausbildung von Lehrern der Berufsschule 
berufen ist, deren Aufgabe und Beschaffenheit von Gewerbe- 
Ichrer Giese folgendermaßen geschildert wird: 


„Die Aufgabe der Berufsschule haben wir also dahin 
erkannt, einmal dem Schüler die Arbeit nach der technischen 
Seite hin in ihrer Art und in ihrem Verlauf zu begründen, und 
zum andern, sie ihm im Rahmen des Ganzen als sinnvoll- 
sittlich vor Augen zu führen und damit sowohl die Fähig- 
keit als auch den Willen zur Steigerung der 
Leistung zu begründen. Nun kann mir allerdings entgegen- 
schalten werden, daß dieses Ziel der Berufsschule ja schon 
längst feststehe und z. B. auch in den Lehrplanbestimmungen 
von 1911 so formuliert und, was die praktische Seite anbetreife, 
auch schon in weitem Umfange verwirklicht sei, Es kann 
etwa auf folgendes hingewiesen werden: Die Schüler erfahren 
in der Materialienkunde den Wert des Werkstoffes; sie lernen 
seine guten und schlechten Eigenschaften kennen und ziehen 
hieraus Schlüsse auf seine Behandlung und Aufbewahrung. 
Verluste infolge zweckwidriger, gedankenloser Behandlung des 
Materials dürften dadurch geringer werden. Im zweiten Schul- 
jahr sind Werkzeuge und Maschinen zu besprechen. Die Be- 
rufsschule hat sehr schnell erkannt, daß sie hier am besten 
für eine Verbesserung des Wirkungsgrades der Arbeit sorgen 
könne, wenn sie den Arbeitsvorgang in den Mittelpunkt der 
Betrachtung stelle. Der bloße Anschauungsunterricht, der früher 
häufig in bezug auf die zu behandelnden Arbeitsmittel be- 
trieben wurde, ist längst verlassen. Wem das nicht infolge 
Kenntnis des Unterrichtsbetriebes deutlich geworden ist, der 
kann es leicht an dem Titel der Bücher erkennen, die als Lehr- 
mittel für die Berufsschule in Frage kommen. Solche Belehrun- 
gen werden zur Beschleunigung der Arbeit und damit zur 
Herabsetzung der auf das Stück entfallenden Quote an Arbeits- 
lohn beitragen. Sie werden sich aber auch in zweckmäßiger 
Einstellung und Führung des Werkzeuges und in schonender 
Behandlung der Maschinen wirksam zeigen, ihre Abnutzung 
verlangsamen und somit auch die für Reparaturen und Ab- 
schreibungen notwendigen Summen vermindern, also eine Her- 
absetzung der allgemeinen Geschäftsunkosten im Gefolge 
haben. Alle Posten, welche für die Preisfestsetzung eineg 
Stückes in Frage kommen, können also durch den Unterricht 
der Berufsschule erniedrigt und somit eine Verbilligung der Pr>- 
duktion ermöglicht werden. Daß die Berufsschule in diesem 
Umfange Handel, Gewerbe und Industrie durch ihre Mitarbeit 
fördere, wird von allen Einsichtigen anerkannt. Zugegeben 
wird auch, daß sie durch ihre allgemeinsittliche Erziehung 
— zur Aufmerksamkeit, Sorgfalt, Pünktlichkeit — das Ver- 
ständnis für Qualitätserzeugnisse heben und die Notwendigkeit 
der Ueberwachung des Arbeitsvorganges und der Nachprüfung 
der gefertigten Stücke einschränken könne und vielleicht auch 
durch ihren geschmackbildenden Einfluß auf ein gefälliges 
Aussehen der Erzeugnisse hinwirke und hierdurch sowie durch 
die Genauigkeit der Ausführung die Absatzmöglichkeit ver- 
bessere. Selbst diese Freunde der Berufsschule im Wirtschafts- 
leben werden ihr jedoch darüber hinaus kaum noch einen Wert, 
etwa für die Stärkung des Arbeitswillens, zuerkennen wollen 
und vielleicht betonen, daß bei dem problematischen Charakter 
dieser Bestrebungen es durchaus abwegig sei, Umfang und 
Organisation der Berufsschule im Hinblick auf bloße Mög- 
lichkeiten ändern zu wollen. Darauf ist zu erwidern, daß in 
einem Lande, dessen Wirtschaft und Kultur so bedroht sind 
wie bei uns, schließlich auch Möglichkeiten in Erwägung ge- 
zogen werden müssen. Daß es sich aber um mehr als Mög- 
lichkeiten handelt, dafür können wir Kerschensteiner, Hellpach 
u. a. als gewichtige Zeugen anführen. Vielleicht darf ich in 
diesem Zusammenhange hinweisen auf einen Vortrag von Ge- 
heimrat Momber in der Deutschen maschinentechnischen 
Gesellschaft, der mir zu beweisen scheint, daß man auch 
in Wirtschaftskreisen sich ernsthaft mit dem Problem der 
Stärkung der Berufsfreude beschäftigt. (Vgl. „Berufsschule“, 
Heft 19, Jahrg. 1924, S. 299.) 


Nun fragt es sich, ob die Berufsschuleinihrem 
heutigen Umfang undinihrer heutigen Orga- 
nisationdie dargelegten Ziele erreichen kann. 
Beı äller Anerkennung des von einzelnen Gemeinden mit großer 
Opferwilligkeit Geleisteten wird man doch die Frage für die 
ganz überwiegende Mehrzahl der Schulen verneinen müssen. 
Dann müssen wir uns aber darüber klar werden, auf welchem 
Wege denn nun die Berufsschule ein wirksameres Mittel zur 
Linderung unserer Wirtschaftsnot werden könne. Nun, ganz 
gewiß nicht — darüber sind wir uns wohl alle einig — auf 
den Wegen, die Staat und Schulträger in der letzten Zeit ge- 
wandelt sind. Nicht dadurch, daß die Zahl der Lehrer ver- 
mindert und den Verbleibenden ein Arbeitsmaß auferlegt wird, 
bei dem auch der Willigste schließlich, ermüdet und abgestumpft, 





das Streben nach Weiterbildung und nach moderner Gestaltung” 
seines Unterrichts aufgibt. Nicht dadurch, daß die Stunden- © 
zahl der Schüler verringert und die Klassenbesetzung so erhöht 
wird, daß — ganz abgesehen von der häufigen Schwierig- © 
keit, für alle Schüler Sitzgelegenheit zu beschaffen, und von” 
den hierdurch verursachten Störungen — die Bildungsmöglich- A 
keit für den einzelnen Schüler weitgehend herabgesetzt wird, 
Nicht dadurch, daß man egoistische Bestrebungen auf gänzliche” 
Beseitigung der Berufsschule offen oder versteckt unterstützt 
oder zum mindesten hingehen läßt... .. Ich bin davon über- 

zeugt, daß die maßgebenden Männer im H.M., die ja für die 
hier eben berührten Tatsachen bzw. ihre Folgewirkungen die 

Verantwortung tragen, sich nur schweren Herzens zum Abbau 
einer Einrichtung, die zum großen Teil ihr eigenes Werk ist, . 

entschlossen haben. Ich habe aber trotzdem den Eindruck, 
daß sie niederdrückenden Zeiteinflüssen nicht genügend Wider- 
standskraft haben entgegensetzen können, und daß vielleicht ein 
besonders stark ausgeprägtes Gefühl für Staatsnotwendigkeiten | 
— oder vermeintliche Staatsnotwendigkeiten — ihnen den 
Blick für Lebensnotwendigkeiten der Schule getrübt haben, 


Indem wir noch einmal zur Umkehr auf diesem nach = 
unserer Meinung verhängnisvollen Wege mahnen, wenden wir © 
uns nunmehr den positiven Maßnahmen zu, die die 
Bildungsarbeit so zu gestalten vermögen, daß die Berufsschule 
ein Mittel zum Wiederaufbau unserer Wirtschaft werden kann. 
Um zunächst unsere Forderungen in bezug auf die 
äußere Ausstattung der Schule verständlich zu machen, ” 
muß ich einen kurzen Rückblick auf die jüngste Entwicklung 7 
unserer Schulart tun. In der Zeit von 1918 bis 1992 sind alleim 
auf Grund der Demobilmachungsverordnung in 375 preußischen 
Gemeinden Berufsschulen eingerichtet worden. Ihre Errichtung 
fällt mit einer Zeit größter finanzieller Nöte für Staat und 
Gemeinden zusammen. Es ist wohl ohne weiteres einleuch- 
tend, daß unter diesen Umständen bei der Ausstattung der . 
Schule nur das unbedingt Notwendige — und häufig auch 
das noch nicht einmal — getan worden ist. Bei den älteren 
Schulen hat zum mindesten in. der Mehrzahl der Fälle eine, 
Erneuerung und Ergänzung der Einrichtungen nicht erfolgen 
können, wobei noch zu bedenken ist, daß im Anfang der stärke- 
ren Entwicklung des Berufsschulwesens zweckentsprechende 
Lehrmittel kaum vorhanden waren. In dieser Beziehung muß 
also vieles nachgeholt werden. Ganz besonders erwünscht ist 
die Schaffung von Schulwerkstätten, nicht etwa 
in dem Sinne, daß die Lehrer nunmehr auch die praktische 
Ausbildung der Lehrlinge übernehmen wollten. Diese Auf- 
fassung lehnen wir ausdrücklich ab. Es ist doch aber klar, | 
daß, wenn die Schule die Durchgeistigung der manuellen 
Arbeit so stark in den Vordergrund rücken will, der Ausgangs- 
punkt der Besprechungen allen Schülern deutlich vor Augen 
stehen muß. Bei der Unvollständigkeit und Unvolikommenheit. | 
der Werkstatteinrichtungen vieler kleiner Betriebe fehlen aber | 
vielen Schülern die anschaulichen Grundlagen. Es muß daher 

| 
| 


u 





möglich sein, sie ihnen durch Demonstrationswerkstätten zu ver- 
mitteln. Belehrungen allein durch das Wort sind heute in ihrem 
Unwert zu deutlich erkannt, als daß wir nicht versuchen 
müßten, die Unterrichtsarbeit besser zu fundieren. 


Notwendig ist auch, daß die zur Verfügung ste= 
hende Unterrichtszeit zur Bewältigung der 
der Schule zufallenden Aufgaben ausreicht. | 
Bei der heutigen Stundenzahl, wie sie wenigstens in der Mehr- 
zahl der Schulen noch besteht, entfallen auf Berufs- und 
Bürgerkunde in der Regel zwei, auf Rechnen und Zeichnen 
ebenfallls je zwei Stunden. Von den zwei Stunden Berufskunde 
ist noch der Zeitaufwand für regelmäßig anzufertigende | 
schriftliche Arbeiten in Abzug zu bringen. Auch ein Meister im | 
Unterrichten wird es nicht tertigbringen, in einer so karg be- | 
messenen Zeit auch nur die wichtigsten Arbeitsvorgänge in | 
der uns als Ziel vorschwebenden Weise zu behandeln. Ebenso | 
reicht die für den Zeichenunterricht angesetzte Zeit nicht aus, 
um eine fühlbare Unterstützung für die Arbeit in der Werkstatt | 
zu bedeuten. Wir fordern deshalb eine Vermehrung der 
Stundenzahl, und zwar unter Ausscheidung der zur Zeit noch 
strittigen Frage des Turnunterrichts und erwarten hierbei von | 
Staat und Gemeinden ein Entgegenkommen in den Grenzen | 
etwa, wie es Sachsen und Thüringen ihren Berufsschulen. be- 
wiesen haben. Wird die Ueberzeugung von der Bedeutung der 
Berufsschule erst an den entscheidenden Stellen voll vertreten, 
dann werden sich auch bei uns — wie in den genannten Län- 
dern — Mittel für einen Ausbau der Berufsschule finden lassen. 


Bei dem Zustande, in dem sich Staat und Wirtschaft bei uns 
befinden, muß jede einzelne. Arbeitskraft voll eingesetzt und 
darum auch jede Arbeitskraft so ausgebildet werden, daß ihre 
volle Leistungsfähigkeit gesichert ist; Ich habe aber schon 
wiederholt betont, daß sich die Berufsschule noch im Stadium 
der Entwicklung befindet. Wie weit die äußere Organisation 
der Berufsschule von den als einigermaßen befriedigend zu 
bezeichnenden Zuständen noch entfernt ist, zeigten eindrucks- 
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voll die Mitteilungen der Regierung über die finanziellen Folgen 
des Gesetzentwurfs betr. Erweiterung der Berufsschulpflicht, 
die s. Zt. dem verstärkten Ausschuß für Handel und Gewerbe 
bei Beratung dieses Gesetzentwurfs gemacht wurden. Die 
Zahl der Schulpflichtigen ist zwar nicht genau bekannt; man 
kann sie aber einigermaßen zuverlässig aut 11/, Mill. schätzen, 
wenn man die durch die Berufs- und Gewerbezählung von 1907 
/ermittelten Zahlen nimmt und die inzwischen eingetretere 
Volksvermehrung mit den durch Gebietsabtretungen verbunde- 
nen Bevölkerungsverlusten gleichsetzt. Von den insgesamt 
IWP Millionen Jugendlichen sind bisher eingeschult in die ge- 
'werblichen, kaufmännischen und hauswirtschaftlichen Berufs- 
‚schulen 620000, in die ländlichen und gärtnerischen Fort- 
bildungsschulen etwa 100 000, insgesamt 720000 Jugendliche. 
'Es ist demnach noch nicht die Hälfte aller jugendlichen Per- 
sonen eingeschult*). Und selbst wenn man die Berufsschul- 
pflicht nur in den Grenzen des Reichsberufsschulgesetzent- 
\wurfs, d. h. auf Orte bis herab zu 3000 Einwohnern, ausdehnen 
‚wollte, wären immer noch allein für Preußen etwa 190 000 
‚Jugendliche einzuschulen. Eine Schule aber, die infolge mangel- 
haiter gesetzlicher Grundlagen einen großen Teil der zu er- 
fassenden Schüler überhaupt nicht erreicht, ist in der Ent- 
Faltung ihrer vollen Wirkung von: vornherein behindert. Wir 
müssen daher verlangen, daß schleunigst durch gesetzliche 
Maßnahmen der Schulzwang wenigstens für alle Orte bis 
‚herab zu 3000 Einwohnern eingeführt wird. Die leidigen Kann- 
'vorschriften, die Preußen — leider! — in seinen auf das Be- 
'tufsschulwesen bezüglichen Gesetzen in nicht geringer Zahl 
‚und gerade an entscheidenden Stellen aufzuweisen hat, müssen 
endlich verschwinden. 

| Die wissenschaftliche Durchdringung der Tätigkeit auch 
‚des letzten Arbeiters im Produktionsprozeß ist bisher noch 
nicht in dem wünschenswerten Maße erfolgt. Hier steht 
unsern Gelehrten noch eine dankenswerte, für unsern Wieder- 
aufbau außerordentlich wichtige Aufgabe-bevor. Die Lehrer- 
|'schaft verlangt nun, daß sie mit den Ergebnissen dieser For- 
schung und mit ihren Methoden, und zwar an den Forschungs- 
'stätten selbst vertraut gemacht werde, d. h. sie verlangt 
das Hochschulstudium für alle Berufsschul- 
|lehrer. Ich gehe auf diese Frage nicht näher ein, da sie uns 
‚morgen ausführlich beschäftigen soll, betone aber, daß auch 
| für die Berufsschule die Lehrerbildung die Voraussetzung und 
| den Kardinalpunkt jeder reformerischen Arbeit bildet.‘ 


Praktikantenausbildung (Schluß.) 


Es ist aber darüber zu wachen, daß diese Bewegungs- 
| freiheit nicht zu einem Bummeln mißbraucht wird. Gerade 
"weil der Praktikant später einem höheren Berufsstand an- 
gehören will, muß er sich der den Arbeitern auferlegten 
Arbeitsordnung in jeder Beziehung unterwerfen und durch 
"Pünktlichkeit, Fleiß und Selbstzucht sowie durch ernste gute 
Arbeit die Achtung der Arbeiter zu erwerben suchen. Der 
| Praktikant soll unter und mit den Arbeitern leben, damit er 
das Denken und die Sorgen. der Arbeiter kennenlernt und 
später als Vorgesetzter die richtige Einstellung der Arbeiter- 
schaft gegenüber finden kann. 
Der Praktikant ist Ingenieurlehrling, deshalb muß die Für- 
"sorge für ihn auch einem Ingenieur, der die Fabrikation 
unter höherem kritischen Gesichtswinkel betrachtet und zu 
("erklären vermag, übertragen werden. Damit soll nicht etwa 
von allen Betrieben Bezahlung eines eigenen Ingenieurs für 
| diesen Zweck gefordert werden; das ist nur in den größten 
"Werken. durchführbar. Es wird daher in jeder Fabrik ein, 
Betriebsingenieur zu finden sein, der dieser wichtigen Auf- 
gabe das richtige Verständnis zu widmen vermag, und dieser 
soll der Unterweisung ‘der Praktikanten wöchentlich eine be- 
"stimmte Zeit und die notwendige Sorgfalt widmen. Die Hand- 
- fertigkeit im Fräsen, Formen, Schweißen sollen dem Prakti- 
“ kanten die Lehrlingsmeister beibringen; aber die Wirtschaft- 
lichkeit und Anwendbarkeit von Satzfräsern, die Vorbedingun- 
ken für Formmaschinenguß, die Vorbereitung der Werk- 
"stücke zu einer haltbaren Autogenschweißung, ferner die 
" Einrichtungen der Kraftzentrale usw. muß ihm der Ingenieur 
“erklären und begründen. 


Belehrung der Praktikanten außerhalb der 
h Werkstatk. 7 
Diese Erklärungen sind in der "geräuschvollen Beitriebs- 
_ werkstätte, namentlich bei größerer Praktikantenzahl, meist 
_ erschwert. Deshalb ist die Abhaltung solcher Aussprachen zur 
Zeit der Betriebsruhe oder in einem besonderen Raum zu emp- 
fehlen. Stoff ist in Menge vorhanden; dem: Praktikanten ist 
meist alles, was in seinen Gesichtskreis kommt, völlig fremd; 

























































































































*) In der. preußischen Sehulstatistik für 1921. wird auf Grund ein- 
gehender Berechnungen Ihre Zahl sogar auf nur 30% geschätzt. Verf, 


RE FREE 


BILDUNG UND UNTERRICHT 192 3 


er ist deshalb ein dankbarer Zuhörer. Die verschiedenen Er- 
zeugnisse des Betriebes, die Organisation der Auftragbeschaf- 
fung, die verschiedenen zur Verarbeitung kommenden ‚Roh- 
stoffe, die Betriebsorganisation, die Werkzeugmaschinen, die 
Versorgung der Werkstätten mit Licht, Kraft und Heizung, die 
Feststellung der Stücklöhne, die Berechnung der Gestehungs- 
kosten, alles das sınd Gesprächstoffe, die dem in ein Neuland 
eingetretenen Praktikanten erst die Augen öffnen für das, was 
um ihn herum vorgeht; er wird sicher durch erhöhtes Inter- 
esse die Mühe lohnen. Ein Großbetrieb läßt sogar für seine 
Praktikanten durch Konstrukteure und Betriebsingenieure jähr- 
lich besondere Lichtbildvorträge über etwa 24 Gebiete ab- 
halten, um ihnen zu zeigen, was in den Werkstätten alles zu 
sehen und zu lernen ist. 

Da die Einrichtung eines richtigen Werkschulunterrichts 
für Praktikanten vielfach empfohlen wird und auch bereits 
teilweise erfolgt ist, wurden auch hierüber Aeußerungen eill- 
geholt. Nur drei Maschinenbauschulen und zwei Hochschulen 
halten einen Fachunterricht in besonderen Klassen der Werk- 
schule oder Gewerbeschule für überflüssig. Alle anderen 
Schulen empfehlen besondere Praktikantenklassen, die aber 
die Werkstattausbildung nicht kürzen und deshalb außerhalb 
der Arbeitszeit stattfinden sollen. Als Unterrichtsstofi wird 
außer Einführung in die Werkstoff-, Werkzeug- und Bearbei- 
tungskunde vor allem Anfertigung freihändiger Maßskizzen 
nach DI-Norm von Maschinenteilen nachdrücklich empfohlen. 
Einige Hochschulen haben anscheinend Veranlassung zu dem 
Rat, daß dieser Praktikantenunterricht in Händen neuzeitlich 
ausgebildeter Ingenieure liegen muß, weil durch veraltete 
Zeichenverfahren die spätere Ausbildung auf der Schule ge- 
schädigt statt gefördert würde. 

Von einem Zeichen- oder gar Konstruktionsunterricht raten 
sämtliche Schulen ausdrücklich ab. Ebenso findet der in letzter 
Zeit von beachtenswerter Seite wiederholt besprochene Vor- 
schlag, an Werkschulen gemachte Zeichnungen auf die Pflicht- 
zeichnungen anzurechnen, von allen Maschinenbauschulen und 
mit einer Ausnahme auch von den Hochschulen Zurückweisung. 

Wenn man die Ausbildung der Praktikanten fördert, 
dann kann man wohl unter Berücksichtigung der Notwendig- 
keit, daß die jungen Leute möglichst bald zum Verdienen 
kommen, von einer zwangsweisen Verlängerung des prak- 
tischen Jahres absehen. Es kann dann wohl auch die Frage 
besprochen werden, ob die von höheren Maschinenbauschulen, 
die im Herbst beginnen, gewünschte Verkürzung der Vorbil- 
dung auf 1!/, Jahre durchführbar ist, da jetzt der Maschinen- 
bauschüler aus den erwähnten Gründen zwischen Entlassung 
aus der Mittelschule und Eintritt in die Maschinenbauschule 
21/, Jahre älter wird. 


Unterstützung. der Praktikanten. 


Da die Praktikanten meist außerhalb des Elternhauses 
Unterkunft und Kost suchen müssen, sollte man die Bezahlung 
des gleichaltrigen ungelernten Arbeiters als Norm aufstellen. 
Man entgegne nicht, daß das für die Betriebe zu teuer sei. 
Man soll das auch den Praktikanten nicht als Geschenk 
hinwerfen, sondern man soll ihnen möglichst Gelegenheit 
geben, diesen Betrag zu verdienen, indem man für ihre Unter- 
weisung geeignete produktive Arbeiten bereitstellt, oder indem 
man sie als Hilfsarbeiter besonders geeigneten Partieführern 
zuteilt, bei deren Arbeit sich Unterrichtszweck mit nutz- 
bringender Betätigung vereinigen lassen. Es liegt größten- 
teils in der Hand des die Ausbildung überwachenden Be- 
triebsingenieurs, ob aus den Praktikanten Aergernis erregende 
Bummler oder arbeitsfreudige Mitarbeiter werden; wesent- 
lich ist eben, daß man ihr Interesse an der Tätigkeit wach 
erhält. 


Verlängerung der pflichtmäßigen Prakti- 
kantenarbeit — Werkstudenten. 


Wenn wir den Studierenden anraten, ihre praktische Aus- 
bildung über das obligatorische Maß hinaus nach Möglichkeit 
zu ergänzen und zu erweitern, sO müssen wir auch Wege dazu 
öffnen. Eine Gelegenheit hierzu wird schon von vielen . in- 
dustrielen Werken dadurch gegeben, daß sie Studierende, 
die die pflichtmäßige Praktikantenzeit nachweislich eriolg- 
reich abgelegt haben, als Werkstudenten oder Ferienhilfs- 
arbeiter während der großen Sommerferien aufnehmen. Sie 
werden dann auf Prütieldern beschäftigt oder in Betriebs- 
(Aufgabe-, Termin-, Kalkulations-, Werkzeug-, Kraftbetriebs-) 
Büros als technische Bürogehilfen, damit sie hinter die Ku- 
lissen der Betriebsführung sehen können, oder im Konstruk- 
tionsbüro oder im Vorrichtungsbau als Zeichner, damit sie 
sich eine Fertigkeit am Reißbrett erwerben und sich auf eine 
spätere Konstrukteurtätigkeit vorbereiten können. Da bei ernst» 
hafter Absicht in iedem. Betriebs- . und Konstruktionsbüro 
viele Arbeiten zu finden sind, die aus Zeitmangel zurückgestellt 
werden mußten, aber von derartigen intelligenten, arbeitsfreudi- 
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gen Hilfskräften bei geringer Anleitung erledigt werden können, 
erhalten die Studenten dadurch nicht. nur eine gute Ausbil- 


dungsmöglichkeit, sondern durch produktive Leistung atıch 
eine Verdienstmöglichkeit, und die Betriebe können mit 
manchem Arbeitsrückstand aufräumen. Sie können dann 


sofchen Ferienhilfsarbeitern mit gutem Gewissen auch einen 
der Tätigkeit entsprechenden Lohn zahlen und dadurch 
manchem bedürftigen Studenten die Sorgen für das nächste 
Studienhalbjahr mildern. 

Im Zusammenhang hiermit sei 
veralteten Werkzeichnungen erinnert, die 
nach Grundsätzen - moderner Betriebsführung warten. Auch 
sollte grundsätzlich abgelehnt werden, Studenten für gewöhn- 
liche Tagelöhnertätigkeit, bei der sie gar nichts lernen können, 
nur um des Geldverdienens willen einzustellen. Der Zweck 
des Werkstudententums muß stets die Ausbildung bleiben; 
je mehr Werke diese hohe Aufgabe in ihrem eigenen Inter- 
esse verfolgen, um so leichter finden die Studenten ein Unter- 
kommen und einen tatsächlich verdienten Lohn, und um sa 
geringer wird die Inanspruchnahme der einzelnen Betriebe. 

Das in vorstehendem entwickelte Bild, wie die Industrie 
die praktische Vorbildung ihres Ingenieurnachwuchses be- 
treiben soll, ist nunmehr in kurze Richtlinien zusammen- 
zufassen: 

Jeder technisch und wirtschaftlich ausreichend entwickelte 
Betrieb hat zur Selbsterhaltung und Förderung der Industrie 
die Verpflichtung, Praktikanten auszubilden. 

Bei Auswahl der aufzunehmenden Praktikanten soll man 
neben Beachtung der Schul- und früheren Praktikantenzeug- 
nisse versuchen, den Persönlichkeitswert abzuschätzen. 

Den Hochschulpraktikanten ist die Möglichkeit zu geben, 
die Ausbildung in mindestens sechs Monate vor dem Hoch- 
schulbesuch und zweimal drei Monate während der großen 
Ferien zu teilen. Dabei ist Wechsel der Ausbildungsstelle 
ratsam. 

Die Praktikanten sind durch Ausbildungsvertrag der Ar- 
beitsordnung und Betriebsdisziplin zu unterwerfen; sie sind 
als Arbeiter zu behandeln. Die. zur Erfüllung des Ausbil- 
dungszwecks nötigen Sonderrechte sind genau zu umschreiben. 

Die Praktikantenausbildung ist durch einen hierzu geeigne- 
ten Ingenieur zu überwachen. 

Die handwerkliche Ausbildung soll planmäßig in An- 
lehnung an die Lehrgänge des Datsch möglichst an produktiven 
Arbeiten durch die Lehrlingsmeister erfolgen. 

Diese handwerkliche Unterweisung soll durch Belehrun- 
gen durch den Betriebsingenieur über Arbeitsverfahren und 
Betriebseinrichtungen und durch Vorträge über Art, Her- 
stellung und Verwendung der verschiedenen Erzeugnisse er- 
gänzt werden. 

Praktikanten, die noch keinen Fachunterricht hatten, sollen 
angemessenen Unterricht in Fabrikationskunde und tech- 
nischem Skizzieren erhalten. Wo hierzu nicht im Werk Ge- 
legenheit ist, sollte eine Praktikantenklasse in der Gewerbe- 
schule eingerichtet werden. 

Die Praktikanten sind zur Abfassung von Berichten über 
praktische Tätigkeit anzuleiten und anzuhalten. 

In Personalakten sind Ausbildungsgang und periodische 
Beurteilungen über Fleiß, Pünktlichkeit und Führung sowie 
besondere Fähigkeiten oder Mängel zu bemerken. 

Den Praktikanten soll eine Verpflegungsbeihilfe in Höhe 
des Existenzminimums gewährt werden. 

Die Betriebe sollen den Studierenden nach abgelegter Prak- 
tikantenzeit in den großen Ferien Gelegenheit zu weiterer 
Ausbildung in Versuchsräumen, in Betriebs-, Konstruktions- 
und Verwaltungsbüros geben, wobei ordentliche Arbeit ver- 
langt und. der Tätigkeit entsprechende Bezahlung gewährt 
werden soll, 


die vielen 
auf Umarbeitung 


lediglich an 


ihre 


Bürgerlicher Unterricht in der Reichswehr 


Unter diesem Titel veröffentlicht die „Greifswalder Zei- 
tung‘‘ vom 11. Dezember 1924 einen Artikel, in dem der Ver- 
fasser Dr. Möller, Greifswald, über die verschiedenen bei der 
Heeresverwaltung bestehenden Fachschulen berichtet. Unsere 
Leser dürfte der nachstehende Auszug interessieren: 

Wasisteine Heeresfachschule? Im Heere gibt 
es eine Heeresfachschule Für Verwaltung und Wirtschaft, eine 
Heeresfachschule für Landwirtschaft, eine Heeresfachschule für 
Handwerker, eine Heeresfachschule für Gewerbe und Technik, 
eine Heeresfachschule für Forstwirtschaft. Jeder Standort hat 
mindestens eine Schulart. 

Die Schulen stehen unter Leitung eines Studienrats (Re- 
gierungsbaumeisters usw.). Je nach der Größe der Schulen sind 


weitere akademisch oder " seminarisch gebildete Lehrkräfte 
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hauptamtlich oder nebenamtlich angestellt. Der gesamte Schul 
betrieb liegt nur in Händen von bürgerlichen Lehrkräften. ‚Die 
militärischen Dienststellen haben auf Lehrweise und Schul- 
betrieb keinen Einfluß. Allein der Leiter der Schule gehört als 
„Gruppenunterrichtsleiter‘‘ zur Truppe, untersteht dem Stand. 
ortältesten als militärischen, dem Divisionsunterrichtsleiter als 
schulmännischen Vorgesetzten. Das entspricht im bürgerlichen 
Leben etwa dem Verhältnis zwischen Gymnasialdirektor und 
Provinzialschulkollegium. Die Lehrkräfte des landwirtschaft- 
lichen, gewerblichen Systems usw. sind Fachleute, wie landwirk 
schaftliche Lehrer, Gewerbelehrer, Handelslehrer, Regierungs- 
baumeister, Forstmänner usw. Jede Division hat im allgemeinen 
drei Divisionsunterrichtsleiter (Philologen, Landwirt und Dipl# 
Ingenieur). 

Die Schüler der Heeresfachschulen erhalten genau wie in 
den bürgerlichen Schulen Zensuren und Schulzeugnisse; der 
Kopf des Zeugnisses besteht z. B. aus den Rubriken Schuk 
besuch, Fleiß und Interesse am Unterricht. Im übrigen gleichen 
die Zeugnisse der Heeresfachschulen denen der bürgerlichen 
Schulen. Genau wie bei den bürgerlichen Schulen entscheidet 
die Lehrerkonferenz über Versetzung oder Nichtversetzung, 
Bleibt der Heeresfachschüler zweimal während seiner Schul 
zeit „sitzen“, so kann er nicht mehr die obere Abschlußprüfung 
erreichen. Ueber jeden Schüler wird neben der bekannteg 
militärischen Stammrolle noch eine „geistige‘‘ Stammrolle ge 
führt, enthaltend die Jahreszensuren und die geistige Befähk- 
gung. Diese Stammrolle begleitet den Soldaten bei Versetzun- 
gen, steht ihm bei Beförderungen zur Seite. 

Unterbau sämtlicher Heeresschulen ist die 
Heeresfachschule für Verwaltung und Wirtz 
schaft. Ist der Soldat drei Jahre lang. rein militärisch aus- 
gebildet, so ist er vom vierten Dienstjahre ab zum Besuch der 
Heeresfachschule für Verwaltung und Wirtschaft verpflichtet, 
Die Unterstufe besteht aus drei Klassen mit wöchentlich zehn 
Stunden Unterricht. Unterrichtsfächer sind die Elementarfächer 
Deutsch, Rechnen, Geschichte, Erdkunde, Kultur- und Lebens» 
kunde. 

Das Ziel der Unterstufe ist in Anlehnung an die früher 
besuchte Volksschule etwa das gleiche Ziel, vermehrt um den 
Unterrichtsstoff der Fortbildungsschulen. 

Der erfolgreiche Besuch der Unterstufe der Heeresfach- 
schule für Verwaltung und Wirtschaft bringt für den Schüler 
wichtige Entscheidungen mit sich. 

1. Der Pflichtunterricht ist beendet, der weitere Schul- 
besuch ist freiwillig. Ein Verzicht auf weiteren Schulbesuch 
findet selten statt, wird auch erst von höherer Kommando- 
behörde nach eingehender Belehrung durch Truppenunterrichts- 
leiter, Kompagniechef und Fürsorgeoffizier genehmigt. Häufiger 
ist der Ausschluß von Minderbegabten seitens der Schulleitung. 
Scheidet jemand nun nach Besuch der Unterstufe aus, so kann 
er sich nach einem “iu späteren Jahren gelegenen Wieder- 
holungskursus unter Hinzunanme von Maschinenschreiben und 
Kurzschrift als Zusatzfächern im elften bzw. zwölften Dienst- 
jahr der niederen Abschlußprüfung unterziehen. Sie gibt die 
Berechtigung für die Beamtengruppen I bis V. Ueber den 
Prüfungsmodus vgl. die höhere Abschlußprüfung, 

2. Der weiterstrebende Schüler hat sich nach Besuch der 
Unterstufe für die Zukunft zwischen Weiterbesuch der Heeres- 
fachschule für Verwaltung und Wirtschaft oder Uebertritt ia 
einen anderen Heeresfachschulzweig zu entscheiden, sei es für 
das landwirtschaftliche, gewerblichtechnische, forstwirtschaft- 
liche oder handwerkschaftliche System. 

Die Heeresfachschule für Gewerbe und Tech- 
nik. Diese Heeresfachschule bereitet Reichswehrangehörige, 
besonders der technischen Waffen (Pioniere, Kraftfahrer, Nach- 
richtentruppe, Artillerie), auf den Beruf eines Handwerkers oder 
Technikers vor. Die Ausbildung geht teilweise Hand in Hand 
mit der Heereshandwerkerschule. 

Die Heeresfachschule für Gewerbe und Technik verfolgt 
etwa die gleichen Ziele wie die entsprechenden bürgerlichen 
Fachschulen. Die Schule beginnt mit einer handwerklichen 
Ausbildung, an die sich die weitere technische und theoretische — 
Ausbildung anschließt. Die Techniker erhalten auf der Ober- 
stufe oder im Anschluß an eine Tiefbau- bzw. Maschinenbau- 
schule einen Unterricht, dessen Lehrplan den Plänen der 
Preuß. Staatl. Tiefbau- bzw. Maschinenbauschule entspricht. 


Entsprechend der teg@#ischen Waffe, bei der der Soldat dient, 
werden Pioniere un ftfahrer zu Elektromechanikern und 
Elektrotechnikern ausg®Bildet, Angehörige der Nachrichten- 
truppe zu Elektrotechnikern und Feinmechanikern, Artilleristen 
zu Elektrotechnikern und Vermessungstechnikern; für ‘alle 
Schüler der Heeresfachschule für Gewerbe und Technik besteht ° 
aber die Möglichkeit, auch die sonstigen Berechtigungen der 
Tiei- und Maschinenbauschule zu erwerben. Der Prüfungsgang 
ist der der staatlichen Schulen. 
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Die Ziele der Berufsberatung 


Von Dr. F. Syrup, Präsidenten der Reichsarbeitsverwaltung, 
Berlin. 


Die Berufswahl oder richtiger gesagt die verderblichen 
Folgen einer verfehlten Berufswahl haben schon früh die Auf- 
merksamkeit der führenden Köpfe aller Zeiten auf sich ge- 
lenkt. Man verfolge z. B. nur den Briefwechsel Friedrichs des 
Großen mit Voltaire: „Eine Hauptquelle des Elends ist, daß 
die Menschen nicht an ihrer rechten Stelle sind. Mancher 
Kaufmann würde besser ein Pächter, mancher Staatsmann ein 
Stallmeister, mancher Kardinal ein Küster geworden sein.“ 
„Die wenigsten haben sich ihre Stellung in der Welt ausgestcht. 
Geburt oder irgendein anderer Zufall entscheidet über ihren 
Stand; daher gibt es so viele schlechte Schuhmacher, Priester, 
Minister und Fürsten.“ 


Seitdem hat sich Deutschland zum Industriestaat ent- 
wickelt. Der Sohn ergreift nicht mehr in den meisten Fällen 
den Beruf des Vaters. Die Tochter bleibt nicht mehr selbst- 
verständlich bis zur Ehe im Elternhaus. Das Berufsleben hat 
eine derartige Vielgestaltigkeit angenommen, die Berufe haben 
sich im Zeichen der Arbeitsteilung so gespalten und speziali- 
siert, die Anforderungen an den Berufsanwärter sind so viel 
höhere und der Kampf ums Dasein und sozialen Aufstieg ist 
ein so viel härterer geworden, daß die Möglichkeit von Miß- 
griffen bei der Berufswahl weit größer und ihre Folgen weit 
schwerer geworden sind. Die Berufswahl hat sich zum sozialen 
Problem entwickelt. 

Trotz dieser Erkenntnis wird man sich in dieser Zeit der 
Not, die so manche wichtigen Kulturaufgaben zum Erliegen 
gebracht hat, mit allem Ernst die Frage vorlegen müssen, ob 
die Lösung des Problems notwendig und die hierfür erforder- 
lichen Aufwendungen gerechtfertigt sind. Muß man in diesen 
schweren Zeiten, in denen Tausende von Menschen aus ihren 
Berufsbahnen, aus ihrem wirtschaftlich gesicherten Wirkungs- 
kreis geschleudert sind, wohl oder übel in den Kauf nehmer, 
daß weitere tausend aus Unkenntnis, aus Mangel an Beratungs- 
möglichkeit ihren Beruf verfehlen? Darf unter den gegebenen 
Verhältnissen das Berufsschicksal des einzelnen Maßnahmen 
des Staates oder der Wirtschaft auslösen? 

Für die Wirtschafts- und Sozialpolitik, überhaupt für das 
Staatsinteresse ist das Berufsschicksal des einzelnen zwar von 
geringer, die Summe derartiger Einzelschicksale dagegen von 
entscheidender Bedeutung. Mit Recht ertönt in dieser Zeit 
der Not der Ruf nach „mehr Arbeit“. Mit der Quantität der 
Arbeit allein ist es aber nicht getan. Ebenso wichtig ist die 
Qualität der Arbeit und damit die Heranziehung eines guten 
Nachwuchses zur Erzielung von Qualitätsarbeit. 

Dabei ist in erster Linie an gelernte Facharbeiter zu 
denken. Daneben braucht unsere Industrie und besonders 
unsere Landwirtschaft auch angelernte Arbeiter, und es ist 
eine außerordentlich wichtige Aufgabe, auch nach dieser Rich- 
tung die Berufswahl zu lenken und durch planmäßige Er- 


2 ziehung und Anlernung geeigneten Nachwuchses weiterzt- 


kommen. 
Bedeutungsvoll ist die richtige Berufswahl weiter für die 


i unbedingt nötige Erneuerung der gesunden Berufsmoral und 


} des Berufsidealismus. 


Hierbei ist nicht an die Auswüchse 


|"des Zunftwesens, sondern an ein Wiederaufleben der Berufs- 
2 und Schaffensfreude gedacht, die in dem Berufe mehr als eine 
nackte Existenzmöglichkeit sieht. Qualitätsarbeit hat zur Vor- 


aussetzung, daß an die Stelle. jener materialistischen Berufs- 
auffassung, die begreiflicherweise während des Krieges über- 
wucherte, die innere Arbeitsfreude, das Zugehörigkeitsgefühl 
zum erlernten Beruf tritt. Bei der Wahl des Berufes ent- 
scheidet. es sich bereits häufig, ob der junge Mensch in ein 


seelisches Verhältnis zu seiner Arbeit tritt, oder ob er alltäg- 








lich von Beginn der täglichen Arbeit ab bei ungeistiger Ver- 
richtung das Schlußzeichen der Fabrikpfeife herbeisehnt. 

Eine vollwertige Berufsmoral kann sich natürlich nur auf 
einer gesunden allgemeinen Moral aufbauen. Ueber die Not- 
wendigkeit ihrer Hebung und Stärkung besteht kein Zweifel. 
In erster Linie muß diese Arbeit :bei der heranwachsender 
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Jugend einsetzen, und eine ihrer wichtigsten Aufgaben ist es, 
den jungen Menschen, die von der Schulbank ins Erwerbs- 
leben treten wollen, bei der Wahl des Berufes und bei der 
zweckmäßigen Ausnutzung der vorhandenen Ausbildungs- und 
Erwerbsmöglichkeiten mit Rat und Tat zur Seite zu stehen. 
Freude am Beruf ist das beste Mittel gegen die verderblichen 
Lockungen der Straße. Zusammenhänge zwischen Berufs- 
wechsel und der damit meist verbundenen Arbeitslosigkeit 
einerseits und der Kriminalität der Jugendlichen andererseits 
liegen auf der Hand. So waren z. B. in einer Großstadt von 
983 Straftaten 387 von Jugendlichen begangen, die am Tage der 
Tat, und 442, die am Verhandlungstage arbeitslos waren. 

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, dieses große Problem, 
das Deutschland seit Beendigung des Weltkrieges unablässig 
beschäftigt, hat bereits mit der Berufsberatung zu beginnen. 
Betrachtet man die Summen, die von der Wirtschaft und ‘dem 
Staate aufgebracht werden müssen, um den arbeitswilligen und 
bedürftigen Erwerbslosen die unbedingt nötigen Mittel zur 
kärglichsten Lebensführung zu gewähren, so erkennt man, daß 
unabhängig von den moralischen und innenpolitischen Wirkun- 
gen der Arbeitslosigkeit allein die finanzielle Seite der Erwerbs- 
losenunterstützung eine Lebensfrage für Deutschland ist. Zumal 
wenn man sieht, daß selbst in Zeiten umfangreicher Arbeits- 
losigkeit in einzelnen Berufen eine Nachfrage nach Facharbei- 
tern herrscht, und daß die deutsche Landwirtschaft auch in 
diesen Zeiten für ihren Hackfruchtbau noch immer auf aus- 
ländische Arbeitskräfte zurückgreifen muß. 

Welche engen Wechselbeziehungen zwischen der Arbeits- 
losigkeit sowohl in ihrer Häufigkeit wie in ihrer Dauer 
zwischen einer geregelten Berufsausbildung und einem Stellen- 
und Berufswechsel bestehen, zeigt eine Rundfrage, die das 
Berufsamt einer rheinischen Großstadt bei den Berufsschulen 
im Mai vorigen Jahres veranstaltete. Diese Ermittlungen hatten 
folgendes Ergebnis; 
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G Be Stellen- Berufs- | Arbeitslos Dee de 
u | zahl | wechsel Brochueh gewesen losigkeit 
a ET Ver EEE VE TEE TE 
Gelernte Knaben 567 | 415 keinmal | 83 76 Knaben | 20 Jahre 
114 einmal 
28 mehrmals | 
Ungelernte Knaben | 313 81 keinmal | 76 1|196Knaben | 95 „ 
81 einmal | | 
| 151 mehrmals | | 
Gelernte‘Mädchen | 296 | 223 keinmal |. 33 34 Mädchen! 12 „ 
54 einmal | 
19 mehrmals 
Ungelernte Mädchen | 150 56 keinmal 24 82 Mädchen | 30 „ 
37 einmal } 
57 mehrmals | 


Dabei ist zu beachten, daß ein Teil des Stellen- und Be- 
rufswechsels der Gelernten darauf zurückzuführen ist, daß sie 
zunächst Hilfsarbeiterstellungen annehmen und dann, sobald 
sich ihnen die Möglichkeit bietet, in eine Lehrstelle eintreten. 

Aus dem umfangreichen Material, das die Zusammenhänge 
zwischen Arbeitslosigkeit und :Qualitätsarbeit beleuchtet, sei 
nur eine kleine Stichprobe hier wiedergegeben. Die Fachabtei- 
lung eines Arbeitsnachweisamtes machte für die Zeit vom 
1. April 1923 bis 31. März 1924 unter anderen gleichartigen 
Ermittlungen folgende Feststellungen aus der Damenkonfektion: 

In dem bezeichneten Berichtsjahre wurden rund 19 000 
Arbeitslose in der Damenkonfektion gezählt, und zwar 8000 
selbständige Arbeitskräfte und 11000 Teil- und Zuarbeiter. 

Von den qualifizierten selbständigen Arbeitskräften waren 
arbeitslos: 


1000 Musterarbeiter im Durchschnitt 2 Monate, 
3000 erste Kräfte im Durchschnitt 3 Monate, 
4000 zweite Kräfte im Durchschnitt 41/, Monate. 
Von den Teil- und Zuarbeitern waren arbeitslos: 
2000 erste Zuarbeiter im Durchschnitt 4 Monate, 
7000 zweite Zuarbeiter im Durchschnitt 5 Monate, 
3000 ungelernte Näherinnen im Durchschnitt 7 Monate. 
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Die vorstehenden kurzen Ausführungen lassen die Bedeu- 
tung einer planmäßigen Berufsberatung erkennen. Sie gebeit 
auch Fingerzeige für die der Berufsberatung vorschwebenden 
Ziele. Die Aufgabe der Berufsberatung besteht in erster Linie 
darin, Personen, die neu in das Erwerbsleben eintreten oden 
ihren Beruf wechseln wollen, bei der Berufswahl unter Würdi- 
pung der persönlichen Verhältnisse des Einzelfalies und unter 
Berücksichtigung der Erfordernisse der Volkswirtschaft sach- 
gemäß zu beraten. Die Berufsberatung kann und soll, wie ihr 
Name sagt, nur raten, unverbindlich, aber gestützt auf berufs- 
kundliche, - volkswirtschaftliche, arbeitsmarkttechnische und 
psychologische Erfahrungen. Sie soll überzeugen, aber nicht 
überreden. Die freie Entschließung muß bei dieser Schicksals- 
frage dem Ratsuchenden oder seinem gesetzlichen Vertreter voll 
und ganz überlassen bleiben. 


Mit der Raterteilung. bei der Berufswahl sind die Aufgaben 
der Berufsberatung nicht erschöpft. Sie hat auch Sorge zu 
tragen, daß dem Ratsuchenden die Möglichkeit eröffnet wird, 
den erwählten Beruf nun auch praktisch auszuüben. Hierbei 
kommt in erster Linie die Vermittlung in beruflich, sittlich und 
gesundheitlich einwandfreie Lehr- und Anlernstellen in Betracht. 
Die Berufsberatung wird auch in vielen Fällen an der Vervoll- 
ständigung des beruflichen Entwicklungsganges mitwirken und 
bei auftretenden Schwierigkeiten Rat und praktische Hilfe nicht 
versagen. Ein Eingreifen dieser Art ist häufig bei Lehrlingen 
und Anfängern beiderlei Geschlechts in kaufmännischen Betrie- 
ben und Büros am Platze, zumal wenn die Vorbildung auf pri- 
vaten Schnellkursen mangelhafter Art beruht. 


Welche Folgen eine mangelhafte Ausbildung hat, zeigt fol- 
gende Uebersicht, die nach Ermittlungen der weiblichen kauf- 
männischen Abteilung eines großstädtischen Arbeitsnachweises 
aufgestellt ist” Bei 100 in staatlichen oder staatlich anerkannten 
Handelsschulen ausgebildeten Angestellten wurden ermittelt: 


Stellenwechsel . AR 210 Fälle, 
Arbeitslosigkeit insgesamt 24 Jahre, 
Arbeitslosigkeit im Durchschnitt . 2,5 Monate, 
Bezug von Erwerbslosenunterstütz. 41 Fälle. 


Bei 100 in Handelspressen vorgebildeten Angestellten wur- 
den ermittelt: 


Stellenwechsel . . . . Bieit s, 584 alle; 


Arbeitslosigkeit insgesamt 70 Jahre, 
Arbeitslosigkeit im Durchschnitt . 7,5 Monate, 
Bezug von Erwerbslosenunterstütz. 101 Fälle. 


Wie stark bisweilen das Bedürfnis nach Ausbildungsmög- 
lichkeiten ist, zeigt die Zusammenstellung des Arbeits- und Be- 
rufsamtes einer Großstadt mit gutem Fortbildungsschulwesen, 
in der 43 Deutsch-, Rechnen- und Schönschriftkurse mit 4309 
Teilnehmern, 68 Maschinenschreibkurse ‚mit 4430 Teilnehmern, 
64 Stenographiekurse mit 4130 Teilnehmern, 22 Buchführungs- 
kurse mit 2860 Teilnehmern, 2 Schneiderkurse mit 1022 Teil- 
nehmern zum Ausgleich der mangelhaften Vorbildung der Be- 
rufsanwärter veranstaltet wurden. 


Zu derartigen eigenen Ausbildungskursen wird die Berufs- 
beratung allerdings erst schreiten, wenn die vorhandenen Aus- 
bildungs- und Fortbildungsgelegenheiten für die besonderen 
Zwecke nicht ausreichen. Die genaue Kenntnis dieser ver- 
schiedenen Bildungsstätten und die Ausnutzung dieser Kennt- 
nisse im Interesse der Ratsuchenden ist für die Berufsberatung 
unerläßlich. 


Endlich und nicht zuletzt ist eine planvolle Berufspolitik 
Aufgabe der Berufsberatung, die hier Hand in Hand mit der 
Schuie zu arbeiten hat. Der Lehrerschaft liegt es ob, im letzten 
Schuljahr die Gedanken der Schüler immer von neuem auf die 
Wichtigkeit der Berufswahl zu lenken. Nicht häufig genug! 
kann in der Schule betont werden, daß der Beruf nicht allein 
Broterwerb, sondern Lebensinhalt ist. Erst wenn die Bedeu- 
tung der Berufswahl von den Jugendlichen und ihren Elterri 
erkannt und gewürdigt ist, kann die Berufsberatung einsetzerj 
und ganz allgemein die "Berufswünsche in eine Richtung 
EIKE die den Notwendigkeiten der Volkswirtschaft ent- 
spricht. 


Anmerkung der Schriftleitung: Die vorstehen- 
den Ausführungen bilden gewissermaßen die allgemeine Ein- 
führung in das Problem der Berufsberatung. Der Artikel ist 
mit Zustimmung des Herrn Verfassers und des Verlages Reimar 
Hobbing, Berlin SW 61, dem 32. Sonderheft zum Reichsarbeits- 
blatt entnommen. Dieses Sonderheft ist in Wirklichkeit ein 
Buch von 320 Druckseiten und behandelt in weiterem von Be- 
rufssachverständigen bearbeiteten Spezialartikeln zur Berufs- 
beratung noch die Lehrstellenvermittlung, das Lehrlingswesen; 
die Arbeiter- und ‘'Lehrlingsauslese und die Berufsausbildung; 
Diese Dinge liegen scheinbar etwas außerhalb derjenigen Be- 
rufsfragen, die wir sonst in unserer Beilage behandeln. Wenn 
wir es dennoch für wünschenswert halten, auch unseren Leser- 
kreis damit bekannt zu machen, so hat uns dazu die Feststel- 
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lung veranlaßt, die wir aus einer Statistik von Dr. Walter Stets 
in der weiteren Artikelfolge des Sonderheftes machen. mußten, 
daß von den insgesamt haupt-, neben- und ehrenamtlich tätigen 
613 Berufsberatern nur 11 Personen dem Technikerberufe an- 
gehört haben oder noch angehören. Selbst wenn man von den 
19 als Berufsberater tätigen Berufsschullehrern und von den 
beim Arbeitsnachweis beschäftigten und als Berufsberater 
nebenamtlich tätigen 254 Personen eine Anzahl zum technischen 
Beruf rechnet, so scheint uns die Anteilnahme der Techniker 
auf diesem so außerordentlich wichtigen und dem Techniker 
nach der zahlenmäßigen und volkswirtschaftlichen Bedeutung 
der in Frage kommenden Berufe recht naheliegenden Betäti- 
gungsfeld doch eine gar zu bescheidene zu sein. Wienn wir 
immer nur von der Ueberfüllung unseres Berufes lamentieren, 
uns aber an den Stellen, wo ihr wirksam und mit sachkundiger 
Auslese der wirklich Geeigneten entgegengearbeitet werden 
kann, so ostentativ fernhalten, wie dies aus den mitgeteilten 
Zahlen sich ergibt, dann brauchen wir uns nicht bei der All- 
gemeinheit zu beschweren, daß die soziale Lage unseres Berufes 
immer unbefriedigender sich gestaltet. Wir möchten deshalb 
mit der Wiedergabe des von so sachkundiger Stelle geschriebe- 
nen Artikels unsere Kollegen aufmuntern, sich bei ihren ört- 
lichen Berufsberatungsstellen ehrenamtlich zur Mitarbeit zu 
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melden und den einen oder anderen zur Selbstprüfung anregen, 


ob nicht besondere Anlagen und Fähigkeiten ihn für eine solche 
hauptamtliche Tätigkeit geeignet erscheinen lassen. 


Der Baumeistertitel 


‚Seit dem 1. Oktober 1908 sind die Bestimmungen der Ge- | 


werbenovelle vom 30. Mai 1908 in Kraft, die die Befugnis zur 
Führung des Meistertitels regeln. Leider hat es der Gesetz- 
geber damals unterlassen, auch für diejenigen Personen eine 
Begenste, die geistige und wirtschaftliche Bedeutung ihren 

ätiekeit und damit den Umfang der von ihnen geforderten 
Fachkenntnisse klar kennzeichnende Berufsbezeichnung fest- 
zulegen und dieselbe rechtlich zu schützen. 


Daß hierfür en 


tatsächliches Bedürfnis bestand, zeigen mit aller Deutlichkeit 


die Sonderregelungen, die inzwischen eine Anzahl Bundesstaaten 
für ihren Herrschaftsbereich vorgenommen haben. Die Lösun- 
gen, die hierbei die einzelnen Länder (Sachsen, Baden, Würt- 


temberg, einige thüringische Staaten, neuerdings Bremen und 
Oldenburg) wählten, weisen aber eine nachgerade unerträglich 
gewordene Buntscheckigkeit auf, insbesondere, weil Preußen 
auch bis heute zu einer landesgesetzlichen Regelung sich nicht 
hat entschließen können und damit im Gebiete des größten 


Bundesstaates selbst denjenigen die Führung des Baumeistertitelg 
versagt bleibt, die ihn in einem der vorgenannten Länder den 


dort bestehenden landesgesetzlichen Bestimmungen entsprechend 


rechtmäßig erworben haben. 


Der frühere Deutsche Technikerverband und auch unser 
Bund haben es an eindringlichsten Vorstellungen, die Frage 


gemäß 8& 133 Abs. 2 der Gewerbeordnung für das Reich ein- 


heitlich zu regeln, nicht fehlen lassen. Leider sind die bei Aus- 


bruch des Weltkrieges ziemlich vorgeschritten gewesenen Er- 
örterungen zwischen der Reichsregierung und den’ beteiligten 


Berufsverbänden, die verständlicherweise während der Kriegs- 
und der ersten Nachkriegsjahre hinter wichtigeren Angelegem- 
heiten zurücktreten mußten, auch heute noch nicht wieder auf- 


genommen worden, obwohl nicht nur wir, sondern auch der 
Innungsverband deutscher Baugewerksmeister dieserhalb wieder- 
holt bei den zuständigen Reichsbehörden vorstellig geworden 


sind. Wir sind immer wieder auf den Zusammenhang mit | 


anderen Gesetzen verwiesen und vertröstet worden. Wir sind 
aber der Meinung, daß endlich auch unser Anliegen vor- 
dringlich geworden ist und haben deshalb an das Reichs- 


wirtschaftsministerium wieder eine Eingabe gerichtet, von der’ 


wir unsern Mitgliedern und den an der Frage interessierten Be- 
rufskollegen nachstehend Kenntnis geben, . von der wir aber 
vor allem hoffen, daß sie endlich eine positivere Auswirkung 


haben wird. 
* %* 


x 


Berlin, den 7. Februar 1925. 
„An den Herrn Reichswirtschaftsminister. 
Betr.: Regelung der Befugnis zur Führung des Bau- 
meistertitels. 
(Reichsgewerbeordnung $ 133 Abs. 2.) 
Auf eine von dem unterzeichneten Bund der technischen Angestellten 
und Beamten an das Reichsministerium des Innern gerichtete Eingabe 
vom 13. Oktober 1919 haben wir vom Herrn Reichswirtschaftsminister 
unter dem 6. Dezember 1919 die Antwort erhalten, daß die einheitliche‘ 
Regelung zur Führung des Titels „Baumeister“ für das Reich vielleicht 


_—— 





bei einer Umarbeitung‘ der Gewerbeordnung in Erwägung gezögen wer- 


den könne, zur Zeit diese Frage aber vor dringenderen Angelegenheiten 
g g g 


zurückgestellt bleiben müsse. Trotzdem seit dem Inkrafttreten der hierauf | 
bezüglichen Bestimmungen der Gewerbeordnung (Gewerbenovelle vom 
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30. Mai 1908) bei Empfang dieser Antwort bereits elf Jahre verstrichen 
waren, glaubten wir, den geltend gemachten Gründen für ein weiteres 
Hinausschieben der Regelung Rechnung tragen zu müssen. Wir erlaubten 
uns dann am 5. September 1922, also nach reichlich dreijähriger Frist, 
unsere Wünsche dem Reichsministerium des Innern erneut vorzuiragen, 
wurden aber in ‘der vom 2. Juli 1923 datierten Antwort des Reichswirt- 
schaftsministeriums wieder dahin vertröstet, daß zwar die Regelung der 
Berufsbezeichnung „Baumeister“ seit längerer Zeit Gegenstand eingehen- 
der Erörterungen und. Verhand'ungen sei, daß aber vor Erlaß eines 
Reichsrahmengesetzes für die Berufsvertretung des Handwerks und Ge- 
werbes, das mit der Frage des Baumeistertitels in enger Berührung stehe, 
echt möglich sei, zu unseren Anträgen eine bindende Stellung zu 
nchmen, 


Wie wir neuerdings einer Notiz in Nr. 1 der „Baugewerkszeitung‘“ 
vom 8. Januar 1925 entnehmen, hat der Herr Reichswirtschaftsminister 


die letzte vom lunungsverband deutscher Baugewerksmeister unter- 
breitete Eingabe wegen der endlichen Regelung der Befugnis zur 
Führung des Baumeister-- oder. Baugewerksmeistertiteis dahin beant- 


worlet, daß die Absicht bestehe, die in $ 133 Absatz 2 der Reichs- 
gewerbeordnung in Aussicht gestellte reichs:echtliche Rege'ung in dem 
ın Bearbeitung befindlichen Gesetz über die berufliche Ausbildung 
Jugendlicher. zu treffen. Wenn der Herr- Minister gleichzeitig mitteilt, 
daß ein Entwurf zu diesem Gesetz zur Zeit vorbereitet, also an der 
nunmehr über 16 Jahre hingezögerten Lösung dieser. Frage wieder ge- 
arbeitet wird, so nimmt auch der unterzeichnete Bund der technischen 
Angestellten und Beamten von dieser Mitteilung gern Kenntnis in der 
Erwartung, daß das beim. früheren Bundesrat, beim Reichsministerium 
des Innern und an anderen Stellen eingereichte Material die Möglichkeit 
gebe, die endgültige Regelung baldigst zu treffen. 


Die Antwort des Herrn Reichswirtschaftsministers läßt leider noch 
nicht erkennen, in welcher Richtung die Lösung der Frage auf Grund 
der jetzt im Gange befindlichen Erörterungen zu suchen sein wird. Der 
Flinweis, daß das geplante Gesetz über die berufliche Ausbil- 
dung Jugendlicher nicht nur, diese, sondern auch die sich aus ihr er- 
gebenden Rechte, z. B. das zur Führung des Meistertitels behan- 
deln soll, läßt die Befürchtung nicht ganz unbegründet erscheinen, daß 
der berufspolitischen Bedeutung des Baumeistertitels nicht Rechnung ge- 
tragen sein würde, falls die Bedingungen zu seinem Erwerb den Be- 
stimmungen gleichgerichtet werden sollten, wie sie in $ 133 Absatz 3 
u. ff. der Reichsgewerbeordnung bereits für den Meistertitel schlechthin 
seit 1908 in Geltung sind oder falls der Baumeister- bzw. Baugewerks- 
meistertitel gar an Stelle der für das Baugewerbe bisher in Betracht 
Bnenden Berufsbezeichnung — Maurer- bzw. Zimmermeister — 
Ireten soll, 


Eine derartige Lösung würde den Erwartungen derjenige Be- 
ruiskreise, die neben ihrer praktischen Berufsausbildung auf einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten technischen Lehranstalt auch eine 
vollwertige und umfassende theoretische Berufsaus- 
bildung erlangt haben, nicht entsprechen. Wir haben in unseren wieder- 
holten Eingaben an die jeweils zuständigen Regierungsstellen und ge- 
setzgebenden Körperschaften zum Ausdruck gebracht, daß wir uns die 
Lösung der Frage auch für das gesamte Reichsgebiet in der Weise 
denken, wie sie für den Freistaat Sachsen durch die Verordnung des 
sächsischen Ministeriums des Innern vom 12. Februar 1903, also schon 
seit 22 Jahren, geregelt ist und sich dort bestens bewährt und einge- 
bürgert hat. 


Die Begründung unserer Stellungnahme haben wir in unseren früheren 
Eingaben niedergelegt. Da inzwischen nichts geschehen ist, was uns zu 
einer Aenderung unserer Auffassung hätte veranlassen können, dürfen 
wir uns wohl gestatten, unsere Eingabe an das Reichsministerium des 
Innern vom 5. September 1922 in der Anlage nochmals beizufügen, 
Diese Eingabe ist uns seitens des Herrn Reichswirtschaftsministers im 
‘Schreiben vom 6. Dezember 1919 (IIl/4 628) dahingehend beantwortet 
worden, daß die einheitliche Regelung vielleicht bei einer Umarbeitung 
der Gewerbeordnung in Erwägung gezogen werden könne. Wir teilen 
mit dem Innungsverband deutscher Baugewerksmeister die Auffassung, 
daß kein ausreichender Grund vorliegt, die noch in weiter Ferne liegende 
allgemeine Neufassung der Gewerbeordnung mit der Frage der Berufs- 
bezeichnung im Baugewerbe zu verbinden. Wir möchten im Gegenteil 
unter Bezugnahme auf die eingangs erwähnte, dem Innungsverband 
deutscher. Baugewerksmeister gewordene Mitteilung unsere Meinung da- 
hin festlegen, daß die angeregte Frage vor den anderen in dem Öesetz 
über die berufliche Ausbildung Jugendlicher zu behandelnden Ange- 
legenheiten vorweg genommen werden kann. Wir erlauben uns 
‚deshalb zum Schluß noch die dringende Bitte auszusprechen, uns Ge- 
legenheit zu geben, zu dem angekündigten Gesetz nach Fertigsteliung 
des Entwurfes, also noch vor seiner Vorlage an die gesetzgebenden 
Körperschaften uns äußern zu können. Wir halten uns zu mündlichem 


\ 


\ Verhandlungen sowohl bezüglich der gesamten Materie dieses Gesetzes 


als auch der im vorstehenden besonders betonten Frage jederzeit zur 
Verfügung.“ 
* * 
* 


Berlin, den 5. September 1922. 
„An den Herrn Reichsminister des Innern. 
‚Betr.: Berufsbezeichnung „Baumeister“. 


Der unterzeichnete Bund-der technischen Angestellten und Beamten 
hat bereits in seiner Eingabe vom 13. Oktober 1919 gebeten, die Bau- 


‚ meisterirage einheitlich im Deutschen Reiche zu regeln, Die ihm darauf 





erteilte Antwort hat darauf hingewiesen, daß diese Angelegenheit vor 
 dringlicheren Aufgaben zurücktreten müsse. 

Seither sind drei Jahre verflosserr, ohne daß das Problem in Angriff 
‚genommen worden wäre. Wir gestatten uns daher, unsere damals ge- 
„stellte Bitte unter Zugrundelegung der seinerzeit geäußerten Gedanken zu 
wiederholen. 
Die Berufsbezeichnung „Baumeister“ entbehrt im Deutschen Reiche 
noch immer der einheitlichen Grundlage. Im $ 133, Absatz 2 der Oe- 
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werbeordnung (Gewerbenovelle vom 30. Mai 1908) blieb die einheitliche 
Regelung dem Bundesrate vorbehalten. In den Jahren 1913 und 1914 
haben Verhandlungen mit den wirtschaftlichen und sozialen Interessen- 
vertretungen der beteiligten Kreise und eingehende Erwägungen inner- 
halb der Reichsregierung mit dem Ziel der endgültigen Regelung dieser 
Frage stattgefunden. Sie sind aber beim Kriegsbeginn abgebrochen und 
seither nicht wieder aufgenommen worden. 


Wie der Innungsverband deutscher Baugewerksmeister bereits in 
seiner Eingabe vom November 1913 an den Bundesrat hervorgehoben hat, 
schen weite Kreise der deutschen Baufachleute seit dem Erlaß der Ge- 
werbenovelie vom Jahre 1908 der darin dem Bundesrat vorbehaltenen 
Regelung für das ganze Reich mit begreiflicher Spannung entgegen. 
Handelt es sich doch für sie um die Eriedigung entscheidender Standes- 
und. Erwerbsfragen, die mit dieser Regelung verbunden sind, und die das 
Interesse dieser Kreise unausgesetzt so lange in Anspannung halten wer- 
den, bis eine befriedigende Lane Fefunden sein wird. 


Von der Befugnis, die Frage durch Landesgesetzgebung zu regeln, 
haben bisher nur wenige Bundesstaaten Gebrauch gemacht. Es be- 
steht deshalb nicht nür der Zustand, daß im größten Teil des Reiches 
der "Titel gar nicht erworben und geführt werden kann, sondern der 


noch viel widersinnigere, daß der in Sachsen z. B. nach den dort gelten- 


den Bestimmungen ordnungsgemäß erworbene Titel nur innerhalb der säch- 
sischen Landesgrenzen geführt werden darf, und daß sein berechtigter 
Träger auf die Führung des Titels wieder verzichten muß, sobald. er 
die Ausübung derselben Berufstätigkeit außerhalb der sächsischen 
Landesgrenzen verlegt. Schon dieser eigenartige, mit der durch Reichs- 
techt gewährleisteten Freizügigkeit beruflicher Betätigung unvereinbare 
Rechtszustand macht es dringend erforderlich, daß endlich eine einheit- 
liche Regelung für das ganze Reich erfolgt. 


Wenn die an den zuständigen Stellen gepf!ogenen Verhandlungen 
vor, dem Kriege zu keinem Ergebnis geführt haben, so liegt die Schuld 
daran allerdings nicht unwesentlich in dem Widerstreit der Meinungen, 
der in den beteiligten Kreisen selbst über die Art der Regelung herrscht. 
Die Architektenvereinigungen und die Interessenverbände akademisch ge- 
bildeter Techniker fordern, daß der Baumeistertitel nur denjenigen Bau- 
fachangehörigen zugebilligt werden dürfe, die ein regelrechtes Hoch» 
schulstudium nachweisen können. Der Innungsverband deutscher Bau- 
gewerksmeister und die Berufsorganisation der technischen Angestellten 
vertraten dagegen den Standpunkt, daß auch den auf einer technischen 
Mittelschule vorgebildeten Baufachleuten der Erwerb des Baumeister- 
titels oifenstehen muß, wenn sie etwa nach Art der: in Sachsen durch 
die Verordnungen des Ministeriums des Innern vom 12. Februar 1903 
bzw. 22. Januar 1909 und 11. April 1921 getroffene Regelung die für 
die berechtigte Führung des Titels erforderlichen Kenntnisse in einer 
besonderen Prüfung nachzuweisen vermögen. 


Wenn wir im nachstehenden diesen Standpunkt nochmals kurz be- 
gründen, so tun wir dies in der Erwartung, daß auch in dieser Berufs- 
frage die neue Zeit dem wirklich Tüchtigen die Bahn freigemacht hat und 
daß das Ministerium des Innern Veranlassung nehmen wird, baldigst die 
einheitliche und den Berufsverhältnissen allein entsprechende Regelung 
der Angelegenheit durchzuführen. 


Durch die Gewerbeordnung vom 26. Juli 1897 ist den Handwerks- 
meistern die Befugnis zur Führung des Meistertitels geschützt worden. 
Sie können sich damit der Oeffentlichkeit gegenüber als ne 
ausgebildete und vertrauenswürdige Fachmänner ihres Handwerks aus- 
weisen. Die auf einer Baugewerkschule vorgebildeten Baufachleute, die 
nicht nur ein einzelnes Bauhand ae eriernt haben, sondern gerade für 
die Ausübung des gesamten Baugewerbes vorgebildet sind, können 
deshalb folgerichtig auf die Berufsbezeichnung „Baumeister“ Anspruch 
erheben. Ihre Kenntnisse erstrecken sich über alle beim Bau eines 
Hauses mitwirkenden Handwerksarbeiten; sie sind also befähigt, unter 
selbständiger Verantwortlichkeit Bauwerke auszuführen. In der Tat 
wird auch der größte Teil alter Bauten unter Verantwortlichkeit von 
Baufachleuten ausgeführt, die ihre Bildung auf einer technischen Fach- 
schule erworben haben. 


Auch. der allgemeine Sprachgebrauch versteht unter einem „Batı- 
meister“ einen Meister im Bauen, ebenso wie unter einem Handwerks- 
meister ein Meister in seinem erlernten Handwerke verstanden wird. Ein 
Baumeister ist ein Baufachmann, der alle Kenntnisse und Fähigkeiten 
besitzt, die zur, Errichtung eines Baues notwendig sind, der befähigt 
ist, die verschiedenartigen Handwerkskräfte im Rahmen des ganzen Baues 
zu einer einheitlichen, sachgemäßen Wirkung zu vereinigen. Seine 
Tätigkeit: Entwerfen von Bauwerken, statische Berechnungen, Baukosten- 
berechnungen, Bauleitung, kann nicht als Handwerksarbeit gelten, wie 
etwa das Aufführen einer Mauer oder das Abbinden und Aufstellen 
eines Dachstuhls. Der Baumeister ist vielmehr ein technisch gebildeter 
Bausachverständiger, entweder des Hochbau- oder des Tiefbaufaches, 
der zum Entwurf, zur Kostenberechnung und zur Leitung von Bau- 
werken befähigt ist, der mit allen gesetzlichen Vorschriften über das 
Bauen vertraut ist, und der außerdem die nötigen geschäftlichen Kennt- 
nisse der Buch- und Rechnungsführung besitzt, um als selbständiger 
Unternehmer im Baugewerbe tätig zu sein. 


Erfahrungsgemäß genügen die Kenntnisse der Fachschultechniker voll- 
auf diesen Anforderungen. Daß nicht allein die akademisch vorgebildeten 
Baufachleute in der Lage sind, sich zu Meistern im Baufache zu ent- 
wickeln, zeigen am besten die sächsischen Baumeisterprüfungsarbeiten. 
Im Bundesstaat Sachsen ist gemäß $ 133, II der Gewerbeordnung eine 
Verordnung vom Wirtschaftsministerium erlassen worden, wonach auf 
Grund einer besonderen ‘Prüfung die Bezeichnung „Baumeister“ den- 
jenigen zuerkannt werden kann, die eine staatliche oder gleichberech- 
tigte Baugewerkschule mit Erfolg "besucht haben und mindestens fünf 
Jahre als Geselle, Bauführer oder Techniker bei Ausführung von Bauten 
raktisch tätig gewesen sind. In der Prüfung soll der Nachweis der 

efähigung zu selbständiger Ausführung und Kostenberechnung ‚von 
Bauten sowie der zum Betriebe des Baugewerbes sonst notwendigen 
Kenntnisse erbracht werden. 


Diese Regelung hat sich im Verlaufe von zwanzig Jahren ausge- 
zeichnet bewährt und sie hat den Beweis erbracht, daß die auf tech- 
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nischen Fachschulen ausgebildeten Baufachleute allen Anforderungen des 
Staates, der Gemeinden und der Privatwirtschaft genligen. Es liegt.also 
durchaus kein Grund vor, diesen Fachmännern die Berufsbezeichnung 
vorzuenthalten, die ihre Tätigkeit klar und eindeutig kennzeichnet. 

Gegenüber den bereits erwähnten Ansprüchen gewisser akademischer 
Kreise, den Baumeistertitel nur für Akademiker vorzubehalten, verweisen 
wir darauf, daß den Akademikern — neben den an der Hochschule zu 
erwerbenden Titeln „Diplomingenieur* und „Doktoringenieur“ — auch 
die Bezeichnung „Regierungsbaumeister“ zusteht, die mit genügender 
Deutlichkeit ihre akademische Bildung hervorhebt. 

Der unterzeichnete Bund der technischen Angestellten und Beamten 
mit aahezu 100000 Mitgliedern stellt heute unbestritten die Einheits- 
organisation der auf den staatlichen technischen Mittelschulen ausge- 
bildeten Techniker dar. Unter seinen Mitgliedern befinden sich rund 
30000 Bautechniker. In Wahrnehmung der Interessen dieses Teiles seiner 
Mitgliedschaft bitten wir desiralb das Reichsministerium des Innern, da- 
hin zu wirken, daß dem Beschluß über die Führung der Berufsbezeich- 
nung „Baumeister“ die Regelung zugrunde gelegt wird, die sich im 
Bundesstaat Sachsen bisher gut bewährt hat, und daß ein solcher Be- 
schluß möglichst bald von der zuständigen Stelle des Reiches herbei- 
geführt wird.“ 


Was soll unser Junge werden? 


Die Zeit der Schulentlassung stellt viele Eltern wieder vor 
die Frage, was aus ihrem Jungen (oder Mädchen) werden soll, 
Bei der bekannten Neigung der weniger unterrichteten Be- 
völkerung, die Entwicklung der Technik mit der Entwick- 
lungsmöglichkeit des einzelnen Menschen in der Technik zu 
verwechseln, ist es in erster Linie Aufgabe der Techniker 
selbst, für weitestgehende Aufklärung über den technischen 
Beruf und über die Lage im technischen Beruf zu sorgen. Ein 
Vater, der selbst Techniker ist, wird nur dann sein Kind Tech- 
niker werden lassen, wenn dieses eine besondere Veranlagung 
für den technischen Beruf hat, und wenn er in ingenfleinen 
Form bestimmte gute Aussichten für die Lebenslaufbahn seines 
Kindes sieht. Die nachstehenden Zeilen sollen den Kollegen 
das in die Hand geben, was sie für die Aufklärung in den 
ihnen zugänglichen Bevölkerungskreisen brauchen. Aber atıch 
für sie selbst werden einzelne Mitteilungen von Interesse sein; 


Wir leben in einer Zeit, wo wirtschaftliche Bewegungen! 
von ungeheurem Ausmaße durch unser Volk gehen und Er- 
schütterungen bis in die Wirtschaft jedes einzelnen Volksange- 
hörigen bringen. Noch in keiner Zeit ist die Arbeitslosigkeit 
so groß gewesen und sind solche Verschiebungen auf dem Ar- 
beitsmarkt vorgekommen wie in den letzten Jahren. Wer heute 
in irgendeinem Berufe sein Einkommen hat, kann morgen auf 
der Straße liegen, ohne Aussicht zu haben, jemals in seinem 
bisherigen Berufe wieder unterzukommen. In normalen Zeiten 
paßt sich der Zudrang zu einem Berufe wenigstens in gewissen 
Grenzen an die Nachfrage an. Heute ist aber kaum zu über- 
sehen,. welche Wirtschaftszweige in den nächsten Jahren auf- 
nahmefähig sind, und welche Berufe in erster Linie aussichts- 
voll werden. 


Aus diesen Gründen ist die Verantwortung der Eltern bei 
der Entscheidung über die zukünftige Berufswahl ihrer Kinder 
besonders schwer. Schon in normalen Zeiten ist mancher 
junge Mensch ahnungslos in irgendeinen Beruf hineingeschlid- 
dert, der ihm niemals irgendwelche Aussichten bieten konnte. 
Um so mehr ist es heute notwendig, daß sich die Eltern bei 
den Berufsorganisationen und bei den amtlichen Berufsämtern 
Auskunft über die einzelnen Berufe holen. 


Der technische Beruf verlangt zunächst folgende persön- 
lichen Eigenschaften: gute Gesundheit, starke #Widerstands- 
kraft des Nervensystems, gutes Auge und Ohr, Geschicklichkeit 
der Bewegungen, konstruktive und begriffliche Phantasie, 
Fähigkeit zu rascher und selbständiger Entschließung, klares 
Denken und Darstellungsvermögen, organisatorisches Talent, 
Zähigkeit, Gewisserfhaftigkeit und Gedächtnis. (Siehe „Schrif- 
ten des berufskundlichen Ausschusses bei der Reichsarbeits- 
verwaltung“, Heft 3, 1924*). Schülern, die weder guf rechnen 
noch zeichnen können, ist von vornherein die Betätigung in dem 
großen Gebiet der konstruktiven Büroarbeit beschränkt. Sie 
werden es niemals zu einem tüchtigen Konstrukteur und Ent- 
wurfsarbeiter bringen. Schüler, die körperlich schwach sind, 
sind für den Werkstatt- und Baubetrieb nicht zu gebrauchen. 


Sodann muß genau so wie der Künstler auch der Techniker 
„von Hause aus“ eine natürliche Veranlagung mitbringen. Fehlt 
diese, wird er trotz der besten Schulausbildung, trotz vieler 
angelernten Kenntnisse ein mittelmäßiger Techniker bleiben. 
Wem die Gabe fehlt, aus den gegebenen Verhältnissen und aus 
dem abstrakten Schulwissen neue Gedanken zu entwickeln, wird 
in seinem ganzen Leben kein Techniker in der wirklichen Be- 
deutung des Wortes. 


, Eine weitere Eigentümlichkeit des technischen Berufes ist 
die große Mannigfaltigkeit. Sie birgt mehr wie jeder andere 
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keit in sich. Der Kaufmann kann sich in kurzer Zeit von dem 


Handel mit einer Ware in den Handel -mit einer anderen um- 
stellen, nicht aber der Techniker in der Beschäftigung mit 
Es ist dem Laien kaum begreiflich, 
daß ein Elektroingenieur nicht ohne weiteres Dampfmaschinen 


1,7 


x 


bauen kann — ja, daß es einem Elektroingenieur der Schwach- 


stromtechnik nur unter großen AR N möglich ist, 
sich auf die Starkstromtechnik umzustellen. Das erhöht natür- 
lich die Gefahr der Erwerbslosigkeit, wenn Wirtschaftskrisen 


+ 


sich nur auf bestimmte Industrie- und Produktionszweige er- 


strecken. Der Laie glaubt vielfach, daß der Techniker alles 


beherrschen muß, was irgendwie mit der Technik zusammen-” 


hängt. 
Von Zeit zu Zeit gehen Warnungen 


indie Oeffentlichkeit, j 


diesen oder jenen Beruf wegen Ueberfüllung zu ergreifen, ” 


Wir wollen uns im nachfolgenden auf einige zahlenmäßige” An- 
gaben beschränken und es dem Leser überlassen, sich selbst 
ein Urteil darüber zu bilden, daß die Ueberfüllung im tech- 
nischen Beruf einfach katastrophal genannt werden muß. Der 
Zudrang zum Studium an den deutschen technischen Hoch- 


schulen umfaßte in Friedenszeiten 17000 Teilnehmer, während 


in den Jahren 1922 bis 1924 etwa durchschnittlich 30000 Stu- 
dierende und Hörer eingeschrieben waren. Selbst Arbeitgeber- 
verbände, wie der „Arbeitgeberverband für die chemische In- 
dustrie‘ und „Der deutsche Braunkohlenindustrieverein‘‘, war- 
nen „eindringlich vor der Ergreifung der technischen Berufe‘, 
Auch der Zudrang zu den mittleren technischen Lehranstalten 
ist derartig stark, daß die leider zahlreich vorhandenen Privat 
schulen dazu übergingen, bis zu vier Parallelklassen einzurich- 
ten. : Ueber 20000 technische Angestellte und Beamte haben 
in der Nachkriegszeit ihre Stellung verloren, von denen nur ein 


Kliger Teil ‘trotz der jetzt einsetzenden Verbesserung "der 


irtschaftslage wieder unterkommen konnte. Die Arbeitslosig- 
keit im Berufe drückt naturgemäß auf die Bewertung und 
Bezahlung der technischen Arbeit, so daß die Gehälter kaum 
nominell, geschweige denn nach ihrer Kaufkraft an die vor dem 
Kriege gezahlten heranreichen. Eine Erleichterung des tech- 


nischen Arbeitsmarktes in Deutschland durch. Auswanderung” 


ist nicht zu erwarten. Der „Auslandsdeutsche‘“ bemerkt mit 
Recht in einem Aufsatz „Der deutsche Ingenieur im Auslände“, 
daß besondere Voraussetzungen für eine erfolgreiche Laufbahn 
im Auslande, wie Kenntnis der Landessprache, der Gewohn- 
heiten und Vorschriften des Landes und der fehlenden Spezial- 


kräfte wegen vielseitiger Fachkenntnisse aus den verschieden” 


sten Fachgebieten, notwendig sind. In der „Deutschen Tech- 
niker-Zeitung‘“ vom 6. Februar d. J. machten wir schon 
darauf aufmerksam, daß eine Reihe von Staaten die während 
und nach dem Kriege geschaffenen gesetzgeberischen und ver- 
waltungsmäßigen "Erschwernisse für die Niederlassung und Be- 
schäftigung von Ausländern nicht wieder aufgehoben hat. Mit 
Annahme von Stellungen im Auslande ist daher nur in seltenen 
Ausnahmefällen zu rechnen. 
Alles in allem ist zur Zeit der technische Beruf der aus- 
sichtsloseste Beruf. Auf jeden Fall ist jedem zukünftigen Tech- 


niker zu raten, sich die gründlichsten handwerksmäßigen Fer- 


tigkeiten anzueignen. Sie werden ihm nicht nur für den Fall, 
daß es ihm gelingt, den technischen Beruf tatsächlich auszu- 
üben, zugute kommen, sondern auch im Falle längerer Stel- 
lenlosigkeit die Möglichkeit geben, als gelernter Handarbeiter 
durchzukommen. Ur» 


Der Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung veranstaltet 


in Leipzig (1. bis 11. März) eine besondere Meßausstellung | 


„Förderwesen‘“. In dieser Ausstellung soll lückenlos und” 


planmäßig das Gebiet des Förderwesens dargestellt werden, 
so u a. alle Hebe- und Transportmittel auf geringe Entfernun- 
gen, wie sie innerhalb oder zwischen zusammengehörigen 
Betrieben verwandt werden. . Besonderes Interesse dürften die 
Verladeeinrichtungen für Schiffe und Eisenbahnen finden. 


Die Heimvolkshochschule in Tinz in Gefahr. Vor sechs 
Monaten hat die reaktionäre Regierung von Thüringen alle im 


Dienste des Staates stehenden Angestellten der Heimvolkshoch- 


schule in Tinz entlassen, worauf es die Arbeitnehmer von Thü- 


ringen auf sich nahmen, für die Löhne der Angestellten aufzu- 


kommen. Es wird nun mitgeteilt, das Finanzkomitee des thü- 
ringischen Parlaments habe beschlossen, die Hochsehule am 
1. April ganz zu schließen. Dieses Vorgehen muß als ver- 
fassungswidrig bezeichnet werden, da die Hochschule Eigentum 


des Volkes geworden ist und vom Staat, der den Unterhalt” 


übernommen hat, als solches bestätigt wurde. Es dürfen des- 
halb nur auf Gründ eines Beschlusses des thüringischen Parla-7 


ments Aenderungen eintreten, 


*) Industriebeamten-Verlag, Berlin NW 40, Heft 3, 1924, Preis 60 Pfg. ° 
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Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 
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Nummer 3 7.5. Jahrg. 
Drei Jahre Betriebsfachschule*) 


Im Juni 1920 habe ich in der Zeitschrift „Der Betrieb“ 
einen "Aufsatz „Zukunftsaufgaben der Maschinenbauschulen‘“ 
veröffentlicht, der unter anderem den Ausbat einiger Ma- 
schinenbauschulen zw Betriebsfachschulen anregte. 


Im Herbst 1921 kam dann nach längeren Vorberatun- 
"gen im Deutschen Ausschuß für technisches Schulwesen 
und seinen Kommissionen und in der Berliner Deputa- 
tion für Schulwesen ein Beschluß zustande, durch den eine Ab- 
teilung der vierklassigen Städtischen Maschinenbauschule, die 
neben der Beuth-Schule (fünfklassige höhere Maschinenbau- 
schule) meiner Leitung wnterstelit ist, in eine Betriebsfach- 
schule und Versuchsschule des Deutschen Ausschusses umge- 





'“ wandelt wurde. 


Ostern 1924 haben die ersten Abiturienten der Betriebs- 
fachschule die Reifeprüfung abgelegt und in wenigen Monaten 
werden wieder 22 Schüler ihre Ausbildung vollenden. 

So scheint der Zeitpunkt ‘zu einem Rückblick und Aus- 
blick gekommen. 

Um besser beurteilen zu können, welchen Umfang der 
unter die einzelnen Stichworte fallende Lehrstoff annehmen 


"kann, werden zu beachten sein 


.a) die verfügbare Zeit, 

b) die Vorkenntnisse der Schüler, 

e) das Unterrichtsziel. 

Zu b): Für die Vorkenntnisse in theoretischer und prak- 
fischer Beziehung sind die Aufnahmebedingungen maßgebend, 
diese lauten: 

1. Reife für Obersekunda oder gute, genügend erweiterte 

Volksschulbildung und Aufnahmeprüfung. 

2. Besuch von Fach- und Fortbildungsschulen. 

3, Bei Reife für Obersekunda mindestens dreijährige, sonst 
vier- bis fünfjährige, den Zielen der Schule, angepaßte 
praktische Tätigkeit. | 

Sofern die vorgelegten Unterlagen über die Fähigkeiten des 


© Bewerbers nicht genügend Aufschluß geben, hat er sich einer 


' 


Prüfung zu unterziehen, die sich auf Rechnen, Physik, Algebra, 
-Fachzeichnen und auf die in der Praxis erworbenen Kenntnisse 
und Fertigkeiten erstreckt. 


Eine gewisse Schwierigkeit entsteht durch die Ungleich- 


artiokeit der praktischen Vorbildung. Viele Schüler weisen 
d fe} > 


zwar durch die Prüfung in Werkstaitkunde nach, daß sie die 
Werkzeuge und Maschinen, mit denen sie gearbeitet haben, 
leidlich verstehen und kennen, aber sie haben oft nur an ein 
oder zwei Maschinenarten (z. B. Drehbank oder Bohrmaschine) 
längere Zeit gearbeitet und wissen z. B. wenig von Fräs- 
maschinen oder Automaten. Andere wieder hatten keine Ge- 


- legenheit, das Einformen oder das Schmieden selbst zu üben. 


Da es kaum gelingen wird, die Praktikantenausbildung bei 


allen Firmen so zu verbessern, dad diesem Uebelstand abge- 


holfen wird, muß einerseits in der Schule eine Erweiterung der 
praktischen Kenntnisse stattfinden, andererseits muß dies in den 
Ferien geschehen. A: 


Bei der erwähnten Prüfung soli daher auch festgestellt 


" werden, welche Gebiete einer Ergänzung besonders bedürfen. 


Zu c): Das Unterrichtsziel muß natürlich dem Lebensalter 


E {ind dem Gesichtskreis der Schüler angepaßt sein. Der Haupt- 


_ wert muß auf die Uebung und die eigene Arbeit der Schüler 
gelegt werden, das Mahnwort an die Künstler kann man: in 
anderem Sinne auch. auf die Lehrer anwenden; 

Lehrer bilde, rede nicht! 


In der Tat sind die reinen Vortragsfächer auf das geringste 
Maß beschränkt, die Schülerübung ergänzt nicht nur den Vor- 


trag, sondern tritt oft völlig an seine Stelle. 





| Erscheint mit Nr. 1i der D.T. 22 






Berlin, 13. März 1925 


Auf Grund der mehrjährigen Erfahrung mit der Betriebs- 
fachschule kann ich aussprechen, daß nunmehr zwischen den 
Aufnahmebedingungen, dem Lehrstoff,. den Lehrmethoden und 
dem Unterrichtsziel ein richtiges Verhältnis besteht, daß die 
Lehrgebiete .gut ineinandergreifen und eine 
harmonische Ausbildung gewährleistet ist. 


Nun zum Ausblick: 


‚ Zunächst dürfte es erforderlich sein, den Begriff einer Be- 
triebsfachschule noch genauer zu fassen *). 


Eine Betriebsfachschule wäre nach dem Sinne des Wortes 
eine Schule, die ihre Schüler für die Tätigkeit im Betrieb aus- 
bildet. Unter „Betrieb‘‘ wäre dabei ganz allgemein der Kessel- 
und Maschinenbetrieb, der Werkstättenbetrieb, der Fabrik- 
betrieb usw. zu verstehen. Meist wird aber das Wort „Be- 
triebsfachschule“ im engeren Sinne gebraucht und nur auf 
Schulen bezogen, in deren Lehrplan der Werkstättenbetrieb 
und alle mit der Fertigung (Fabrikation) zusammenhängenden 
Fragen einen breiteren Raum einnehmen. 


‚Bei der Doppelbedeutung des Wortes Betrieb empfiehlt 
es sich daher, in Zukunft zwischen Betriebsfachschulen für 
die Fertigung und Betriebsfachschuen für Kraftwirt- 
schaft (Betrieb der Kraftmaschinen, Wärmewirtschaft usw.) 
schärfer zu unterscheiden. 


Denkbar wäre ja auch eine dritte Form, die Fabrikation 
und Kraftwirtschaft gleichzeitig umfaßt. Die Versuchsschule 
in Essen ist derartig aufgebaut. Mitteilungen darüber liegen noch 
nicht vor, ich kann nur über eigene ältere Erfahrungen mit 
einer ähnlichen Schulform berichten, die nicht immer günstig 
waren. 


An der Beuth-Schule bestand früher neben der Abteilung 
für Maschinenbau (Höhere Maschinenbauschule) eine Abteilung 
für Technologie und Gewerbebetrieb, deren Aufgabe 
es war, Leiter und Betriebsbeamte für gewerbliche Anlagen, 
Fabriken, Kraft- und Lichtwerke usw. heranzubilden. 


Während des Krieges war diese Abteilung geschlossen wnd 
wurde nach dem Kriege nicht wieder aufgebaut; dafür war 
auch der Grund bestimmend, daß die Ausbildung nach zwei so 
sehr verschiedenen Richtungen, wie sie z. B. durch den Betrieb 
eines Dieselmotors und die Herstellung eines Kugellagers 
gekennzeichnet sind, schwierig ist, und daß die verfügbare Zeit 
zur Vertiefung nach zwei Richtungen nicht ausreicht.. Das Er- 
gebnis konnte daher unterrichtstechnisch nicht recht befriedigen, 
die Aufgabe der Erziehung durch die betriebstechnischen 
Fächer, die ohnehin schwieriger ist als die Erziehung durch die 
rechnerisch-konstruktiven Fächer, konnte nur unvollkommen ge- 
löst werden. 

Noch wäre zu erörtern, wie weit sich die Betriebsfachschule 
für die Fertigung mit der Konstruktion beschäftigen soll. 


Daß in ihrem Lehrp!an das Entwerfen von Werkzeugen, 
Vorrichtungen und sonstigen Bearbeitungseinrichtungen einen 
breiten Raum einnimmt, ist ja selbstverständlich. Aber die 
künftige Entwicklung in der deutschen Industrie wird sicherlich 
den Trennungsstrich, der heute zwischen dem Konstruktions- 
büro und dem Fabrikationsbüro besteht, derart verschieben, 
daß im Konstruktionsbüro das Projekt, die Berechnung und 
der Entwurf der ganzen Maschine angefertigt werden, während 
der Detailkonstrukteur dem Fabrikationsbüro an- 
gehört**). 

Für diese neue Gruppe von Konstrukteuren wird die Be- 
triebsfachschule für die Fertigung eine Sehr ge- 
eignete Vorbildung darstellen. Sie wird — vielleicht noch in 
höherem Maße als der beiliegende Plan unter „Bearbeitungs- 
pläne“ und „Konstruktionselemente‘ vorsieht —, das Kon- 
struieren an sich pflegen und dafür die heute zum Teil noch 
fehlenden Grundlagen schaffen müssen, 


*) Vergl. C. Volk, DA-Mitteilungen, 1924, Heft 19/20 und Dr. Jahn 
DA-Mitteilungen, Maschinenbau, 1924, Heft 27. Dr. Jahn unterscheidet 
zwischen „Betriebsfachschulen in Richtung des Maschinenbetriebes“ und 


„Betriebsfachschulen in Richtung der Fertigung und des Fabrikbetriebes.“ 
\ *% Aus den Mitteilungen des Deutschen Ausschusses für technisches **) Siehe auch C. Volk, Das Maschinenzeichnen des Konstrukteurs; R 
Schulwesen. 4. Jahrgang. Heft 28/29 vom 11. Dezember 1924. Verlag J. Springer. N 
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Und nun zur Frage, ob die Betriebsfachschulen für 
die Fertigung — von denen.nunmehr ausschließlich die Rede 
sein soll — vier oder fünf Semester erhalten müssen. Die Frage 
kann auch lauten, ob sie ‘den: vierklassigen oder den fünf- 
klassigen Mäschinenbauschulen gleichgestellt werden sollen. 


Es ist nicht zu leugnen, daß die preußischen vierklassigen 
‘aschinenbauschulen neben den Höheren Maschinenbauschulen 
und den Technischen Hochschulen eine nicht gerade erwünschte 
Dreiteilung in die schulmäßige Ausbildung der technischen 
Kräite bringen und daß die Umwandlung der vierklassigen Ma- 
schinenbauschulen 
andererseits in. Betriebsfachschulen an Stelle der Gradunter- 
schiede fachlich begründete Wesensunterschiede setzen 
würde. Von diesem Standpunkt aus wären vierklassige Betriebs- 
fachschulen anzustreben, fünfklassige „Höhere“ Betriebsfach- 
schulen abzulehnen. Aber noch ein anderer Grund spricht für vier 
Haibjahre. Die Betriebsfachschule muß von ihren Schülern unbe- 
diugt eine gründliche drei- oder vierjährige praktische Ausbil- 
dung verlangen. Sie muß daher auf der anderen Seite die Dauer 
der Schulbildung. abkürzen. Ich halte den Beweis für erbracht, 
daß,— gute praktische Vorbildung und sorgfältige Auswahl 
der Schüler vorausgesetzt — eine viersemestrige Ausbildung 
für die Laufbahn eines künftigen Betriebsbeamten ausreicht, daß 
eine längere Ausbildung sogar. die Gefahr in sich birgt, daß 
in der Schule Aufgaben und Probleme behandelt werden, die 
nur vor erfahrenen Betriebsleuten mit wirklichem Nutzen er- 
örtert werden können. Nun könnte man noch einwenden, daß 
wine Betriebsfachschule, die den Höheren Maschinenbauschulen 
gleichgestellt ist, vorwiegend 
Obersekunda besucht würde, so daß sie ein schulmäßig besser 
vorgebildetes Schülermateria! aufweisen wird. Das dürfte nur 
teilweise stimmen und nur so lange, als die Höheren Maschinen- 
bauschulen so stark besucht sind, daß die Aufnahme oft auf 
Jahre hinaus gesperrt ist. 


Wird dieser unhaltbare Zustand durch Vermehrung. der. 


Klassen oder Schulen behoben, so werden sich nur jene Unter- 
sckundaner der Betriebsfachschule zuwenden, die wirklich ihrer 
ganzen Veranlagung. nach für dfe betriebstechnische Laufbahn 
vorbestimmt sind; die andern. werden lieber nach nur zwei- 
jähriger ‚Praxis in die Höhere, Maschinenbauschule eintreten. 
Zwei Arten von höheren Maschinenbauschulen nebeneinander, 
von denen die eine — wie bisher — zwei Jahre Praxis, die 
andere (Höhere Betriebsfachschule) aber vier Jahre Praxis 
vorschreibt, halte iCh für. keine glückliche Lösung. Die uner- 
freuliche, Vielheit auf dem Gebiet des technischen Unterrichts 
wäre dadurch ganz unnötig vergrößert. 


Bedenkt man endlich, daß die heutigen Lehrpläne an den 
staatlichen Maschinenbauschulen vor rund zwanzig Jahren ent- 
standen sind, so wird man verstehen, daß diese Schulen, so 
sehr. sie mit. der industriellen - Entwicklung Schritt gehalten 
haben, nunmehr ‚doch: vor einer stärkeren Anpassung an die 
neuzeitlichen Forderungen der Technik stehen. Bei dieser 
Anpassung. wird man nicht nur auf die Umstellung in Industrie 
und Wirtschaft Rücksicht ‚nehmen müssen, sondern auch auf 
" Fortschritte-im den Lehrlingsschulen und bei der Gehilfen- 

ildung: (Abendunterricht). 


ich komme nach den Erfahrungen mit unserer Betriebsfach- 
schule und nach eingehenden Untersuchungen und Beobachtun- 
gen an vier- und’ fünfklassigen Maschinenbauschulen zu folgen- 
den Vorschlägen, um deren Erörterung in Schulkreisen und 
Industriekreisen ich bitte: 


1, Die preußischen vierklassigen Maschinenbauschulen sind 
umzuwandeln zum Teil in 


a) vierklassige Betriebsfachschulen für Fertigung, 
b) fünfklassige Höhere Maschinenbauschulen. 


Die Schaffung von Betriebsfachschulen wird man überall da 
vornehmen können, wo die örtliche Industrie für betriebstech- 
nisch vorgebildete Kräfte, die mit der Fertigung und den ver- 
wandten Gebieten gut vertraut sind, genügend aufnahme- 
fähig ist. 

2. Die deutschen Höheren maschinentechnischen Lehran- 
stalten müssen den betriebstechnischen Fächern ver- 
mehrte Aufmerksamkeit schenken. Eine grundsätzliche 
Aenderung des bestehenden Aufbaues ist dabei nicht er- 
forderlich,;; doch wäre eine gewisse Uebereinstimmung 
in den Aufnahmebedingungen und im Aufbau der drei 
unteren Halbjahre anzustreben. 


3. Die erwähnten Aufgaben und die Aufgabe der Lehr- 
mittelbeschaffung lassen es erforderlich erscheinen, im 
Anschluß an den deutschen Ausschuß für technisches 


Schulwesen eine möglichst einfache und arbeitsfähige Or- 


ganisation zu schaffen, die sich auf die deutschen ma- 
schinentechnischen Lehranstalten (Staatslehranstalten, 
Höhere Maschinenbauschulen usw.) erstreckt. 


einerseits in Höhere Maschinenbauschulen 


von Schülern mit Reife für. . 
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Anhang. \ = 

Stundentafelfüreine viersemestrige Betriebs. 

fach'schule für die Fertigung. A 

Unterrichtsdauer: 4 Halbjahre zu 20 Wochen; wöchentlich” 

40 Unterrichtsstunden. "2 

Summe der Wochenst, ” 

Technisches-Zeichnem. Ss 1 ER a 

Rechnen- ind- Mathematik 3 2.2 Er 
Chemie, Physik, Mechanik, Festigkeitsiehre . . . 15 

Werkstofflehre, Stoffprüfung, Technol. Uebungen . 14 


Werkzeuge, Vorrichtungen... . ... a 
Werkzeugmaschinen Tassen were cu ee 
Bearbeitungspläne . we he) RIED 
Maschinenkunde Re A EEE 
Konstruktioitselemente. we ne en 
Elektrotechüik; 47. Ar ra en Do 
Werkstattförderung Ss 
Betriebskunde une REN RAR: 
Baukunde ee N LER ee 
Geschäftskunde, Buchführung, Volkswirtschaftsiehre _8 


Zusammen 160 
C. Volk, Berlin. 


Taylor 


Der amerikanische Organisator Taylor kann für sich das 
große Verdienst in Anspruch nehmen, die Fortentwicklung des 
Werkzeuges und des-Arbeitsprozesses auf eine wissenschaitliche 
Grundlage. gestellt zu haben. Bis dahin waren die Fortschritte 
mehr oder weniger planlos-zufällig, gewissermaßen handwerks- 
mäßig, erfolgt. Taylor ging, ausgestattet mit allen vorhandenen . 
Hilfsmitteln der Technik, an die wissenschaftliche Untersuchung, 
der einzelnen. Arbeitsvorgänge. Er. untersuchte in vielen Ver-: 
suchsreihen den Arbeitsprozeß in. allen seinen Einzelheiten, 
wertete die Ergebnisse seiner Untersuchungen wissenschaftlich .. 
aus und zog daraus. dann seine Schlüsse bezüglich der Neu- 
gestaltung. des Arbeitsvorganges. Ziel. seiner Forschungen, 
seiner wissenschaftlichen Betriebsführung, war, .mit einem ge- 
ringeren Aufwande an mechanischer oder menschlicher Arbeits- 
kraft dieselbe oder eine höhere Leistung zu erzielen. 

Seine Untersuchungen, bezogen sich vor allem auf das , 
Werkzeug, und ‚zwar sowohl hinsichtlich der Form. wie des 
Materials. Seine Untersuchungen des. Drehstahls führten zu 
der Erfindung des Schnelldrehstahls und zu der wissenschaft- 
lichen Bestimmung des. günstigsten Schnittwinkels. Der blei- 
bende Erfolg dieser. sich über Jahre hinziehenden Untersuchun- - 
gen ist eine erhebliche Kräfteersparnis bei der Metallbearbeitung 
und eine wesentliche Erhöhung der Schnittgeschwindigkeit. . 

Welche Bedeutung die zweckentsprechende Ausgestaltung 
des Werkzeuges hat, zeigten auch die Untersuchungen der Ge- 
staltung der Schaufel zum Verladen von Massengütern. Er 
hat die Schaufel dem Verladegut und dem Arbeiter angepaßt, : 
so daß im Durchschnitt die Schaufel etwa 91/, kg aufnimmt. 
Erfolg war: Steigerung der Tagesleistung von 16 Tonnen auf 
59 Tonnen. | 

Der. hervorragendste Fortschritt Taylors war aber die 
wissenschaftliche Untersuchung des Arbeitsprozesses und des 
arbeitenden ‚Menschen. Mit Hiife seiner Zeit- und Bewer ın 
studien, mittels Stoppuhr und kinematographischen Aufn 
wurden Arbeitsgänge wissenschaftlich genau in allen L...e! 
heiten untersucht. Zweck der Untersuchung war: Feststellung 
der Arbeitsabschnitte, und durch Arbeitsteilung eine weitgehende 
Mechanisierung des Arbeitsprozesses herbeizuführen. Jeder Ar- 
beiter sollte möglichst nur eine Bewegung ausführen, diese 
Bewegung möglichst aber unter den günstigsten Arbeitsver- _ 
hältnissen mit dem geringsten körperlichen Kraftaufwand. 

Außer dem best gestalteten Werkzeug und dem besten 
Material ist es ferner notwendig, daß Werkzeuge und Material 
handgerecht liegen, so daß jede nicht unbedingt erforderliche 
Bewegung vermieden wird. Jede Bewegung des Arbeiters, 
jedes Bücken, erfordert einen erheblichen körperlichen Kraft- 
aufwand, der für die Förderung des Werkes verloren geht. 
Durch die Verbesserung der Methode und der Arbeitsgeräte 
beim Mauern wurden die Leistungen erhöht, von 120 Ziegel 
auf 350 Ziegel in der Stunde. Die Zahl der Handgriffe beim 
Legen jedes Steines wurde von 18 auf 5 vermindert. N 

Die Durchführung des Taylorsystems fordert aber nicht nür 
das Studium des Arbeitsvorganges, sondern auch des Ar- - 
beiters selbst. Zur Erzielung höchster Leistungen ist die sorg- 
fältigste Auswahl der geeignetsten Arbeiter notwendig. Das 
Taylorsystem nt deshalb die wissenschaftliche Berufs- 
analyse, durch die festzustellen ist, welche besonderen Fähig- 
keiten jeder Arbeitsplatz erfordert. Weiter ist notwendig die 


experimentelle Eignungsprüfung, durch die der sich meldende 
Arbeiter daraufhin untersucht wird, "ob er die für seinen Beruf, : 

für seinen Arbeitsplatz erforderlichen Fähigkeiten besitzt. 
Weiter. Beine das Taylorsystem Normalisierung und Typi- 
assenfabrikation überzugehen. ° 23 
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Das beim Taylorsystem Wichtigste und unter der kapitalis- 
tischen. Wirtschaft vielleicht am. schwersten. Durchführbare ist 
aber die Anpassung, der. Arbeitszeit an die: jeweilige Bean 
" spruchung -des Arbeiters. Verkürzung der täglichen.. Arbeits- 
zeit, gegebenenfalls Einschaltung von Arbeitspausen ist not- 
wendig, um .-jede Ueberanstrengung des Arbeiters zu ver- 
meiden. Beachtenswert sind die Erfolge durch die Taylori;- 
\serung des Sortierens von Fahrradkugeln. Es erfolgte sorg- 
fältige Auslese der Arbeiterinnen, Verkürzung der Arbeits- 
Zeit von 101/, auf 8t/, Stunden, Einschaltung einer Pause von 
‚je 10 Minuten nach je 11/,stündiger Arbeitszeit. Erfolg: 35 Mäd- 
chen lieferten dieselbe Arbeit wie früher 120 Mädchen mit einer 
um ?/, größeren Genauigkeit als vorher. 
| So wesentlich die Erfolge des Taylorsystems bezüglich der 
Erhöhung der Arbeitsleistung sind, so groß sind aber auch 
| die Gefahren, die mit dem Taylorsystem verbunden sind. 
Durch Ueberorganisation, durch Vermehrung der Büro- 
arbeiten kann die erhöhte Arbeitsleistung der Werkstatt voll- 
kommen absorbiert werden. 
| Das Taylorsystem bringt die nahezu restlose Entgeistigung 
der Arbeit. Dabei ist allerdings zu bemerken, daß die Fortent- 
\ wicklung der Technik immer erneut zu einer Mechanisierung 
‚der Arbeit führt. Die Mechanisierung der Arbeit, die völlige 
| Entgeistigung des einzelnen Arbeitsvorganges, ist die Voraus- 
setzung dafür, daß der Mechanismus, die Maschine, die Ar- 
beit übernehmen kann, so daß der Mensch dann wieder als 
\ Aufsichtsführender über die Maschine zum Herrn der Arbeit 
‚ emporsteigt: Durch Verkürzung der‘ Arbeitszeit ist dem Men- 
schen die Möglichkeit zu:geben, nach seiner Arbeit, durch die 
er sein Brot verdienen muß, sich entsprechend seinen Neigungen 
| zu betätigen, genügend freie Zeit zu haben, um Mensch sein. zu 
können. ‘Leider können ‘wir in der kapitalistisch geleiteten 
| Wirtschaft nicht erwarten, daß dieser Gefahr Rechnung ge- 
tragen: wird: Die nur auf den Profit abgestellte kapitalistische 
| Wirtschaft, (die an ‘Stelle des verbrauchten Arbeiters stets aus 
‚ der industriellen Reservearmee einen anderen stellen kann, 
wird die höchsten Leistungen des Taylorsystems zu erreichen 
‚suchen, ohne sich“ aus der Gefährdung der Gesundheit des 
\ Arbeiters ein Gewissen zu’ machen. 
| Die volle‘ Entfaltung‘ des Taylorsystems_ ist daher erst 
möglich in einer Wirtschaft, die nicht um des kapitalistischen 
\ Protits, sondern um des arbeitenden Menschen willen geführt 
wird. Da aber der Kapitalismus zur Erhöhung. des Profites 
die Durchführung des Taylorsystems. heute überall änstrebt, 
müssen Arbeiter und “Angestellte um ihrer selbst und um die 
 Gesunderhaltung unseres deutschen Volkes willen den Ausbau 
des Mitbestimmungsrechtes durchsetzen. Voraussetzung hierfür 
ist die machtvolle Ausgestaltung der gewerkschaftlichen Or- 
 ganisation. Bote. 


Kritik an der Bergschulreform 


In der Beilage „Bildung. und Unterricht‘ der „D.T.Z.‘“ vom 
21. November 1924 ist unter der Ueberschrift „Bergschulreform‘‘ 
| "ein Artikel erschienen, in dem Kollege Bauer im Einverständnis 
|" mit der Abteilung Bergbau unseres Bundes eine Reihe von an- 
strebenden Zielen auistelit. Hierzu schreibt Kollege Dahlhoff: 
- „Gelingt es uns nicht, den Staat zu veranlassen, die Kosten 
Schulbesuches zu tragen — und dazu scheint vorläufig 
keine Aussicht zu ‚bestehen —, so soll man alles vermeiden, um 
| dem Bergmannssohn diese sichere Aufstiegsmöglichkeit zu er- 
schweren. und fast unmöglich zu machen. 
| Um diesen Schaden richtig zu würdigen, weise ich auf die 
Gefahren .des Bergbaues, die Uniälle und Erkrankungen hin, 
"die durch die. Verschlechterung des im Bergbau tätigen Men- 
|" schenmaterials bedingt werden. Die Hauer von heute haben zu 
einem. großen Teil nicht die gute und planmäßige Ausbildung 
‚erhalten, die für den gefährlichen Bergmannsberuf Grundbedin- 
| gung ist. Diese Kriegshauer werden mehr als die anderen 
“durch die Antreibereien beeinflußt, und jeder Grubenbeamte 
‘kennt die Folgen, die sich in einer erhöhten Unsicherheit des 
" Betriebes sowohl durch Unfälle und Erkrankungen als auch 
in bezug auf die gesamte Förderung bemerkbar machen. 
I. ‘Auch die Qualität des Aufsichtspersonals hat sich ver- 
"mindert. Während vor dem Kriege sehr großer Wert auf die 
technische Ausbildung gelegt wurde und der Grundsatz bestand, 
"daß zur Bergschule nur. jene zugelassen werden konnten, die 
|" nach. planmäßiger Lehr- und Gesellenzeit den Hauergrad er- 
reicht haben, harkdieser Grundsatz .nach der Revolution nur 
noch auf dem Papier gestanden. Auch bergmännisch nicht vor- 
gebildeten Personen ist es gelungen, aut die Bergschule zu 
kommen. . Sie sind mit theoretischem Wissen vollgepfropft auf 
die Arbeiterschaft losgelassen worden. Bei diesen Gruben- 
beamten findet man eine innere Unsicherheit, die sich dem 
"Unternehmer gegenüber durch mangelndes Selbstbewußtsein 
äußert, auf. der ‚anderen Seite aber die Autorität bei der Ar- 


beiterschaft sich durch. rücksichtsloses Treiben’ erhalten will... 


BILDUNG UND UNTERRICHT 1925 






Infolge der mangelnden gründlichen Ausbildung haben sie in 
unseren Bergbau ein Unsicherheitsmoment hineingebracht, das 
man nicht gering einschätzen darf, 
Für: unsere gewerkschaftliche Arbeit sind diese technisch 
nicht gut vorgebildeten Kriegs- und Nachkriegssteiger nur sehr 
schwer zu gewinnen. Sie schlagen sich zu den den Unterneh- 
mern genehmen Verbänden, weil sie glauben, ihr Manko an 
Tüchtigkeit durch größere Ergebenheit in den Augen der Unter- 
nehmer wettzumachen. Will man im Bergbau aber wieder 
auf die alte berufliche Höhe kommen, so ist es notwendig, die 
Ausbildung systematisch wie früher, vorzunehmen. Wer zur 
Bergschule zugelassen wird, muß eine planmäßige Ausbildungs- 
zeit von sechs bis acht Jahren hinter sich haben und Vollhauer 
sein. Die theoretische Ausbildung auf der Bergschule ist m. E. 
dahin zu erweitern, daß man neben den rein fachlichen Unter- 
richtsgegenständen auch etwas mehr Allgemeinwissen pflegt. 
Der Kollege Bauer spielt nun mit dem Gedanken, die Be- 
sucher der Bergschule während des Schulbesuches von der 
Arbeit zu befre’en. Ich halte das für eine Gefahr für unseren 
Stand; denn dadurch wird den Bergmannssöhnen, die ja die 
beste bergmännische Ausbildung genossen haben, in den 
meisten Fällen die Möglichkeit genommen, die Schule zu be- 
suchen. Wir entziehen dadurch unserem Stande jene Leute, die 
alle Voraussetzungen in sich bergen, die Gefährlichkeiten des 
Bergmannsberufes voll zu fassen, die aber außerdem die 
Psyche und die Bedürfnisse des Arbeiters am besten kennen. 
Die ‚Befreiung von der Arbeit macht die Bahn frei für alle die» 
jenigen, die finanziell bessergesteilt sind, und ‘die daher auch" 
in der praktischen Tätigkeit die Dinge von einem anderen 
Standpunkt aus sehen würden als der Vollbergmann. Stipen- 
dien von seiten der Unternehmer zum Besuche der Bergschuie 
für Nichtbemittelte — und das sind in der Mehrzahl Berg- 
mannssöhne — tragen wiederum die Gefahr in sich, das ohne- 
hin große Abhängigkeitsverhältnis noch mehr zu verstärken. 


‚Deshalb lelıne ich von meinem Standpunkt aus eine Be- 
freiung von der Berufstätigkeit während des Bergschulbesuches 
ab. Die Bergschulen, die die vollen Schichten von ihren‘ 
Schülern verfahren ließen, haben’ meines Wissens nicht mehr 
Versager aufzuweisen wie die anderen Schulen. tar, 

Eine weitere Frage, die m. E. noch zu erwägen ist, wäre ' 
die, wie der Besuch der Oberklasse von unserer Seite aus" be- 
einflußt werden könnte. Gerade weil zum Besuch der Ober: 
klasse eine ‚Empfehlung des Unternehmers notwendig” ist, ® 
stehen diese Oberklassenschüler dem gewerkschaftlichen Ge 
danken besonders ablehnend gegenüber. ‘Deshalb wäre dei 
Besuch der Oberklasse von Kautelen abhängig zu machen, die 
es tüchtigen Unterklassenabsolventen ermöglichen, die Schule 
zu besuchen, auch wenn ihre gewerkschaftliche Betätigung dem 
Unternehmer unangenehm ist. *7 RER 

Die Schlagwetterkatastrophe auf Zeche „Minister 
beweist mal wieder, daß die Ausbildung‘ der Bergarbeiter eine '. 
viel umfangreichere sein ‘muß, soll ähnliches : verhütet: werden.» 
Sie zwingt uns ‚aber auch die Erkenntnis auf, daß. zu Berg-- 
schülern nur die befähigtesten jungen Bergleute genommen. wer- 
den dürfen, die in einer mindestens sechsjährigen unterirdischen 
Tätigkeit den Hauergrad erreicht‘ und damit‘ den: Nachweis 
einer ausreichenden praktischen Vorbildung ‘erbracht haben, « 
welche sie befähigt, nach ‚Absolvierung der. Bergschule. den 
ihnen unterstellten Arbeitern wirklich Führer und Berater. zu 
sein, was man heute von einer großen Anzahl sogenannter. 
Kriegssteiger leider nicht behaupten kann. Gibt es doch unter » 
ihnen noch welche, denen die schlimmsten Feinde. des Berg- 
mannes, wie Schlagwetter, Kohlensäure und Kohlenoxyd, und 
as drohenden Gefahren nur vom Hörensagen bekannt 
sind. 2 

Im Interesse der Sicherheit des Bergbaues halte ich. auch 
eine Unterbrechung der Praxis während der Schuljahre für 
durchaus unangebracht, ja, sogar gefährlich, ganz abgesehen 
davon, daß dann den Söhnen. der Bergarbeiter, weil mittel- 
los, jede Aufstiegsmöglichkeit genommen und das. Wort „Freie . 
Bahn dem Tüchtigen‘“ zur Farce würde. Die Gefährlichkeit , 
des Kohlenbergbaues bedingt eben eine andere Ausbildungs- 
methode wie bei anderen Berufen. Vergessen wir dieses nicht 
und hüten wir uns vor Experimenten!“ 


Zum -Fachunterricht und zu den Prüfungen der Ver- 
messungstechniker an den staatlichen Baugewerkschulen. Durch 
den „Komba“, Rundschreiben Nr. 3 vom 7. Januar 1925, ist 
zur Kenntnis gebracht, daß der Kollege, Vermessungssekretär 
Schorr, von der Bezirksgruppe Hessen-Nassau und Waldeck 
gegen die Ernennung des Studienrats Professor Brändlein, an 
der Baugewerkschule Neukölin, zum Regierungskommissar für 
die Prüfungen der Vermessungstechniker Einwendungen £r- 
hebt. Er meint, daß für den Regierungskommissar und für die 
Abhaltung des Fachunterrichts an den, Baugewerkschulen nur 
1 also Landinesser, in Frage kommen 
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Dieser Auffassung muß entschieden entgegengetreten wer- 
den, wobei folgendes erwidert sei: 

Der Kollege Schorr kann nicht eindringlich genug daran 
erinnert werden, daß der Landmesser doch von jeher bestrebt 
war, an einer gewissen oft recht eng gezogenen Stelle die 
Grenze zwischen seinen beruflichen Obliegenheiten mit den 
dazugehörigen Kenntnissen und denen des Vermessungstech- 
nikers zu ziehen. Gerade Herr Professor Brändlein als Re- 
gierungskommissar für die Prüfungen der Vermessungstech® 
niker ist, um die Aeußerung der Bezirksgruppe Niederschlesien 
zu wiederholen, der richtige Man an richtiger Stelle. Diesen 
Pionier auf dem Gebiete des vermessungstechnischen Fort- 
schritts kennt der Kollege Schorr scheinbar gar nicht. Oder 
hat letzterer Sonderinteressen, die ihn veranlassen, die für die 
Vermessungstechniker außerordentlich wichtige Angelegenheit 
in dieser Form aufzuziehen und zu betreiben? 

Es ist nicht angängig, von der Art und Weise auszugehen, 
in der bei den Hoch- und Tiefbautechnikern unterrichtet wird, 
weil die Hauptfächer bei diesen Technikern im wesentlichet 
mit Baustofflehre, den Vorschriften und. Bedingungen über 
das Bauen selbst, mit der Behandlung eines Objekts und mit 
der Schaffung eines Werkes, eines Baues ausgefüllt werden. 
Das Hauptfach der Vermessungskunde: dagegen ist einzig 
und allein die Mathematik. Ich denke jetzt aus bestimmtem 
Grunde lediglich an die polygonometrischen und trigono- 
metrischen Vermessungsarten, an diejenigen Aufnahmen, die 
nach staatlichen Vorschriften ausgeführt werden müssen. Herr 
Professor Brändlein ist . bestrebt, aus jedem seiner Schüler 
einen sicheren, auf die katastertechnische Vermessungskunde 
zugeschnittenen Mathematiker zu machen, was ihm bisher auch 
mit jedem Prüfling gelungen ist. Auf Grund dieser Sicherheit 
in den erforderlichen mathematischen Kenntnissen ist denn 
auch jeder durch seine Schule gegangene Vermessungstech- 
niker imstande, nach den Katasteranweisungen und nach den 
vom Kataster an ihn gestellten formellen Forderungen, im Felde 
wie häuslich zu arbeiten. Wünscht Herr Kollege Schorr etwa, 
daß in der Vermessungskunde der Fachschule die Vorschriften 
der staatlichen Verwaltungen, im besonderen die Kataster- 
anweisungen auswendig gelernt werden? Oder glaubt Herr 
Schorr wirklich, daß ein Landmesser die Vermessungstech- 
niker mit jedem kleinsten Detail der höheren Geodäsie, und 
diese beginnt bei vielen Landmessern schon mit der Polygoni- 
sierung, vertraut machen würde? Mit den für die Behandlung 
der Katasteranweisungen vorausgesetzten, auf der Baugewerk- 
schule erworbenen mathematischen Kenntnissen sodann nach 
erwähnten Anweisungen zu arbeiten, ist eine individuelle An- 
gelegenheit eines jeden Geometers selbst. 

Bei seiner Kritik hat Herr Schorr scheinbar ganz über- 
sehen, daß der Vermessungstechniker nach einer dreijährigen 
Lehrzeit und der darauf folgenden kurzen praktischen Tätig- 
keit bereits mit einer ganzen Reihe von geistigen und prak- 
tischen Kenntnissen in die Fachschule eintritt. 

Hiernach ist es unstreitig, daß Herr Professor Brändlein 
dem Vermessungstechniker durch den Fachschulunterricht ein 
wertvolles und vollkommenes Rüstzeug für den späteren Beruf 
in die Hand gibt. Wann und wo der so ausgebildete Ver- 

techniker dieses Rüstzeug anzusetzen hat, besagen 
henden Anweisungen für die Kataster und sonstigen 
ıngswesen. 

Es ist mir unverständlich und wird es auch, wie ich glaube, 
einem großen Kreis meiner Kollegen sein, aus welchem Grunde 
Herr Kollege Schorr in diese für alle Vermessungstechniker 
so wichtige, leider noch schwach verankerte Fachschulange- 
legenheit solche Streitfragen hineintragen kann. 

Auf die Vermessungskunde, soweit sie mit dem Kataster 
nicht in Berührung kommt, wie Tachymetrie, Nivellieren u. a. m. 
näher einzugehen, halte ich für vollkommen überflüssig, da 
es ja jedem Kollegen klar sein muß, daß ein Bauingenieur, 
wie Herr Professor Brändlein, auf dem Gebiet der bautech- 
nischen Vermessungskunde gründliche Erfahrungen und um- 
fassende Kenntnisse besitzt. 

Eine etwa für erforderlich gehaltene Ergänzung der Ver- 
waltungslehre (ich denke dabei an die Aufnahme eines um- 
fassenden Grundstücksrechts, des öffentlichen und privaten 
Rechts, der Grundbuchordnung mit den Auflassungsgeschäften, 
Belastungen, Löschungsbewilligungen und Entpfändtimgserklä- 
rungen in den Lehrplan) braucht Herrn Professor Brändlein 
gegenüber doch nur angedeutet zu werden. Er erwartet und 
begrüßt solche Anregungen. Beerbaum, Verm.-Techn. 


Hochschulstatistik. Einem in den „Berufskundlichen Nach- 
richten‘ vom 25. Januar 1925 veröffentlichten Bericht der amt- 
lichen akademischen Auskunftsstelle, Abteilung Berufsbera- 
tung, Leipzig, entnehmen wir folgende, für die Techniker be- 
sonders beachtenswerte Mitteilungen. 
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Zunächst ist zusammenfassend zu sagen, daß seit. den 
letzten Semestern, etwa seit. Wintersemester 1922/1923, die 
Zahlen der Studierenden in fast allen Studienfächern langsam 
abnehmen. Die Zahlen der Studierenden sind in vielen Fächern 
sogar bereits unter dem Stand des Sommersemesters 1914 ge 
sunken, wenn auch die Gesamtzahl des Sommersemesters 19% 
(86870) noch um ein Viertel größer ist, als die des Sommer- 
semesters 1914 (etwa 69644). Den größten Rückgang weisen 
die Zahlen der Studierenden der Medizin der Zalınheil- 
kunde (50%), der Veterinärmedizin (60%), der evangelischen 
Theologie (20%) sowie der Architektur auf. Der stetige Rück« 
gang der Zahl der Theologen ist nicht allein durch die wirt 
schaftliche unsichere Stellung. der Geistlichen, sondern wohl 
noch vielmehr durch die Wandlungen, die viele junge Leute 
in ihrer Weltanschauung durchgemacht haben, zu erklären 


Aus einem ähnlichen Grunde, nämlich wegen der veränder- 
ten Einstellung der Studierenden, ‘die meistensteils mehr prak- 
tische Berufe bevorzugen, sind die Zahlen der Philologen und 
Historiker und der theoretischen Naturwissenschaftler zurück- 
gegangen. Die Bevorzugung der praktischen Berufe kann 
man- aus der ungeheuren Steigerung der Zahlen der Studieren- 
den der Rechtswissenschaft und Volkswirtschaft (auch die 
Juristen scheinen weniger den Richterberuf anzustreben, als 
vielmehr leitende Stellen in Handel und Industrie), der Chemie 
und der technischen Wissenschaften gegenüber 1914 ersehen. 
Nur Architektur und Bauingenieurwesen machen hier eine. 
Ausnahme, was vielleicht durch die besonders ungünstige 
Lage des Bauwesens nach dem Kriege zu erklären ist; bei 
den Architekten kommt wohl noch :dazu, daß dieser Beruf 
doch nur der immer verhältnismäßig kleinen Zahlvon wirklich 
künstlerisch Begabten Erfolg verheißt. Ist das Anwachsen 
der -Zahl der Studierenden der technischen Wissenschaften zu 
erklären durch die immer noch. wachsenden Anforderungen, 
die die Verfeinerung der Technik an die Ausbildung ihrer. Be- 
rufsträger stellt, so dürfte dagegen die große Zahl der Stu- 
dierenden der Rechtswissenschaft und Volkswirtschaft mehr 
zu Bedenken Anlaß geben. Es ist zu befürchten, daß sich 
gerade in dieser großen Zahl sehr viele befinden, die nicht die 
nötige Veranlagung zum theoretischen Studium mitbringen, und 
ebensoviele, die später in einem praktischen Beruf des Wirt- 
schaftslebens nicht brauchbar sein werden. 


Die folgenden Zahlenreihen sollen das oben esagte ‚ver- 
anschaulichen. Die Zahl der Rechtswissenschaft Studierenden 
betrug 1914: 9375, ihr Höhepunkt war Sommersemester 1923: 
21016, 1924 beträgt sie 17247, steht also immer noch um 
84% über 1914. Die Zahl der Volkswirtschaft Studierenden: 
1914 2089, Höhepunkt Sommersemester 1923 14265, 1924 11028, 
also um 428% höher als 1914. Handelswissenschaft: 1914 
19209, Sommersemester 1923 5923, 1924 4521, um 138% höher 
als 1914. Chemie: 1914 2413, Höhepunkt Wintersemester 1922 
bis 1923 6311, 1924 5349, um 122% höher als 1914. Architektur: ' 
1914 1809, 1924 1067, Rückgang um 41% gegen 1914. Bau- 
ingenieurwesen: 1914 2245, 1924 1765, Rückgang um -21% 
gegen 1914. Maschineningenieurwesen: 1914 2756, 
Höhepunkt Wintersemester 1923/1924 7426, 1924 6730, um 
1420 höher als 1914. Elektrotechnik: 1914 589, Höhe- 
punkt Wintersemester 1922/1923 4520, 1924 3832, um 550% 
höher als 1914 Bergbau und Hüttenkunde; 1014 
etwa 836, Höhepunkt Wintersemester 1923/1924 2382, 1914 
2257, um 170% höher als 1914. Schiffs- und. Schiffs- 
maschinenbau: 1914 175, Höhepunkt Wintersemester 1922/1923 
279, 1924 221, um 26% höher ais 1914. Landwirtschaft: 1914 
2399, Höhepunkt Wintersemester 1922/1923 6902, 1924 5219, 
um 118% höher als 1914. Forstwissenschaft: 1914 418, 1922 
bis 1923 731, 1924 653,-um 560% höher als 1914. 


Die Staatliche Baugewerkschule in Buxtehude, der alten 
ehemaligen Hansastadt in der Nähe der Elbmetropole Hamburg, 
feiert Ende Mai d. J. ihr 50jähriges Jubiläum, auf das 
alle ehemaligen Lehrer und Schüler sowie Freunde und Gönner 
der Anstalt auch durch diese Zeilen besonders aufmerksam ge- 
macht werden sollen. Buxtehude, dessen Name zwar im großen 
deutschen Vaterlande bekannt genug ist, wenn auch mit einer 
für die alte Stadt nicht immer angenehmen Bedeutung, bietet 
dem Jünger der technischen Wissenschaften eine Fülle von 
Anregungen. Der Hochbauer stößt in den guterhaltenen, kunst- 
vollen bäuerlichen Fachwerkhäusern des „Alten Landes“ sowohl, 
als auch in den malerischen Bürgerhäusern des mittelalterlichen 
Buxtehude auf reizvolle Motive, der Tiefbauer und spezieil 
der Wasserbauer findet in den Bauten des nahen Elbstromes 
sowie den‘ Deichbauten des Alten Landes Anregungen und 
Vorbilder genug zum weiteren Studium. Dazu kommt: die 
Nähe des gewaltig vorwärtsstrebenden Hamburg mit seiner 
großen Zahl alter und neuer Bauten vom kieinsten bis zum 
größten Umfange. 
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®. 2 ® 
Neuerungen im technischen Unterrichts- 
wesen 
Anmerkung der Schrüftleitung: Der nach- 
| stehende Artikel ist der „Betriebstechnik“, Jahrgang 1925, Nr. 1 
und 2 mit Genehmigung der Schriftleitung dieser Zeitschrift ent- 

I, nommen. ‚Wir verkeunen nicht, daß die Anregungen, die der als 
| Schulmann erfahrene Verfasser gibt, nicht ohne weiteres aus den 
| Verhältnissen einer nichtstaatlichen höheren Fachschule veralige- 
! meinert und, auf den Organismus des staatlichen Fachschulwesens 
| übertragen werden können. Dennoch sind aber seine Anregungen 
| so beachtlich, daß wir sie auch in unserem Leserkreise zur Er- 
i örterung stellen möchten. 
Der verlorene Krieg, die daraus resultierende wirtschait- 
‚ liche und seelische Not, dauernd verstärkt durch den scham- 

losen Unterdrückerwillen der Feindbundiänder, beraubten das 

deutsche Volk seiner Wettbewerbsfähigkeit auf dem Welt- 
7 markte. Sie wiederzueriangen, dabei müssen die technischen 
ı Bildungsstätten Industrie und Handwerk unterstützen. Erzeu- 
7 gung und Absatz lauten die beiden Grundpfeiler. Für die 
Erzeugung entscheiden technische und wirtschaftliche Gesichts- 
punkte: Vorzügliche Arbeit, bestes Material, geringster Zeit- 
auiwand, erhebliche Produktionssteigerung, angemessene Preis- 
bildung. Der Absatz hängt ab von Art und Form der Erzeug- 
nisse sowie dem Geschick, die Waren (durch vornehme Reklame 
dem Käufer als für seine Bedürfnisse unentbehrlich anzubieten. 
Häufig verursacht der Vertrieb mehr Kopfschmerzen als die 
Produktion. N 


Was tun die technischen Mittelschulen für die Vorbereitung 
7 ihrer dazu befähigten Jugend für das Reklamewesen, also den 
7 Absatz? Nach meiner Kenntnis der Lehrpläne. technischer 
| Mittelschulen — nichts. Die Reklame erfolgt durch Wort und 
7 Bild. Seit Jahren verfolge ich das Bildwerk großer und kleiner 
© Firmen. Gewiß, es gibt Meister der Reklame. Aber viele 
= bringen Schaubilder heraus, die eher abschreckend als ein- 
 ladend zum Kaufe wirken. Hier muß die technische Mittel- 
- schule dem zeichnerisch im Sinne des Kunstgewerbes begabten 
Schüler helfend zur Seite stehen. Da die Pflichtstundenzahl 
eine weitere Erhöhung nicht verträgt, es auch töricht sein 
würde, einen nicht künstlerisch nn Schüler mit einem 
Stoffgebiet zu peinigen, dem er nicht gewachsen ist, so drängt 
die Verlegung dieses Unterrichtes von selbst zum Gebiete der 
Wahlfächer. Wir haben in den letzten Jahren an unserer In- 
genieurschule durch freiwillige Abendkurse die: bildliche Re- 
klamekunst mit erfreulichem Erfolge gepflegt. Behandelt wird 
= die ‚Schrift, ihr Aufbau, das Inserat, Werbeplakat, » Prospekt. 
7 Aufbau, Konstruktion und Zweck einer Maschine müssen aus 
dem Bild klar hervorgehen. Reklametechnisch vorgebildete 
junge Ingenieure nimmt die Industrie gern. Nicht jedes Werk 
- kann eine besondere Reklameabteilung mit einem technisch 
7 begabten Künstler errichten. Wohl aber ist es selbst kleinen 
Werken, die nur wenige Konstrukteure beschäftigen, möglich, 
einen künstlerisch bewanderten Konstrukteur. einzustellen, der 
die Reklameentwürfe nebenher erledigt und in der übrigen 
Zeit konstruktive Arbeiten anfertigt. 


1. 
Die deutsche Industrie bedarf neben den auf den Tech- 
7 nischen Hochschulen und ähnlichen Anstalten vorgebildeten 
© Führern noch einer großen Zahl von Kräften, bei deren Aus- 
bildung nicht das Hauptgewicht auf die Erwerbung der Be- 
fähigung zu technisch-wissenschaftlicher Forscherarbeit, son- 
dern auf die Leistung der technischen Kleinarbeit in mittleren 
Führerstellen gelegt wird. Diesem Bedürfnis haben die tech- 
nischen Mittelschulen zu genügen. Sie müssen die für die 
Praxis notwendigen Erkenntnisse in wissenschaftlicher Ver- 
tiefung bieten. Als Fundament für den Aufbau der Schularbeit 
ist eine vielfältige Werkstattpraxis unerläßliche Bedingung. 
Nur der wird die Güte eines Werkstückes beurteilen können, 
der es selbst zu leisten vermag, wird den Wert eines Materials 
zu schätzen wissen, der es kennt. Freilich ist es sehr bequem 
zu sagen, es muß eine mindestens 2-, 3- oder 4jährige Werk- 
stätt-Tätigkeit von dem künftigen Mittelschulingenieur vor dem 
Besuch einer technischen Schule gefordert werden. Mindestzahl 
und Höchstzahl von Praktikerjahren vor dem Schulbesuch ver- 
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zeichnen namhafte Anhänger. Fest steht: Der durch leichte 
Auffassung und manuelle Fertigkeit ausgezeichnete junge Mann 
wird in kürzerer Zeit befähigt sein, dem Unterricht in der tech- 
nischen Mittelschule mit ersprießlichem Erfolge zu folgen, als 
der schwerfällige und weniger geschickte Jüngling. Von aus- 
schlaggebender Bedeutung wird die Feststellung des Vorteiles 
sein, der dem Praktikanten und der Volkswirtschaft erwächst 
bei längerer oder kürzerer Werkstatt-Tätigkeit vor dem Schul- 
besuche. Die Industrie hat ein Interesse daran, technische 
Kräfte zu erhalten, die bereits in jungen Jahren, in denen die 
Aufnahmefähigkeit am größten ist, sich einarbeiten. Unsere 
große wirtschaftliche Not treibt den Praktikanten zum baldigen 
Schulbesuch, um seinen Ernährer nach möglichst frühzeitigen 
Abschluß des Ausbildungsganges zu entlasten. Beide Faktoren 
sprechen für den Eintritt in eine technische Bildungsstätte nach 
nicht zu langer Werkstattarbeit. Dieser möglichst frühzeitige 
Eintritt läßt sich aber nur rechtfertigen, wenn der Praktikant 
die notwendigen Kenntnisse in der Zeit seiner Werkstattpraxis 
sich aneignete, so daß weder ihm noch der Industrie Nach- 
teile erwachsen. Kurz gesagt, der Praktikant muß jede Stunde 
in der Werkstatt durch ein Maximum an Pünktlichkeit, Arbeits- 
lust und Fleiß ausfüllen. Meldet sich ein junger Mann, der, 
sagen wir, zwei Jahre praktischg Arbeit geleistet hat, so muß 
die Schule eine Möglichkeit besitzen, festzustellen, ob der 
sich Meldende genügende praktische Erfahrungen und hinläng- 
liche Fertigkeiten mitbringt, denn die „genorinten‘“ Zeugnisse 
über die Praxis lassen alle als scheinbar tüchtige Kräfte er- 
scheinen. Die Ingenieurschule Zwickau hat deswegen in ihre 
Prüfungsordnung vom Jahre 1923 für die Aufnahme-Prüfungen 
neben den theoretischen Prüfungsfächern: Deutsche Sprache, 
Mathematik (Algebra und Geometrie), Physik, Chemie, 
Zeichnen (Linearzeichnen und Freihandzeichnen), die Zulässig- 
keit der Prüfung praktischer Tüchtigkeit aufgenommen. Der 
entsprechende Absatz der Prüfungsordnung lautet: „In Fällen, 
die an den praktischen Fertigkeiten und Kenntnissen Zweitel 
aufkommen lassen, hat sich der Aufnahmesuchende einer prak- 
tischen Prüfung in der Werkstatt der Vereinigten Technischen 
Schulen in Zwickau, sind unter dem Sammelbegriff „Vereinigte 
Technische Schulen‘ zusammengeschlossen: Ingenieurschule, 
Maschinenbauschule, Lokomotivführeranwärterschule, Gewerbe- 
schule, Bergleutefachschule, Kunstgewerbliche Fachschule, De- 
korationsmalerfachschule, Porzellanmalerfachschufe, Eisenbahn- 
werkschule — zu unterziehen. Die praktische Prüfung erstreckt 
sich auf Feilen, Meißeln, Schmieden, Hobeln, Drehen, Fräsen 
und Einformen von Modellen.“ Trotz der verhältnismäßig 
geringen verstrichenen Zeit seit Einführung der praktischen 
Prüfungen kann festgestellt werden, daß diese Prüfungen unzu- 
länglich praktisch geschulte Elemente der Ingenieurschule fern- 
halten. 

Sehr nützlich ist es für den technischen Mittelschüler, 
möglichst alle seine Ferien für Arbeiten in der Werkstatt und 
bei’Montagen zu verwenden. Im Interesse ihrer Schüler han- 
deln die technischen Schulen, wenn sie den jungen Leuten 
bei der Erlangung von Ferienarbeiten heliend zur Seite stehen. 
So wächst das praktische Können, vermehrt sich das technische 
Verständnis des Schülers. Der Ferienerwerb stärkt seine heute 
fast’ immer schwere wirtschaftliche Lage. 

1. 

Seit langem herrscht an vielen Technischen Mitttelschulen 
der Brauch, daß die Kandidaten zum Abschluß ihres Studiums 
eine große konstruktive Arbeit durchführen. Da baut man 
Dampfmaschinen, Dampiturbinen, Wasserturbinen, Motoren, 
Kran- sowie Verladeanlagen und allerlei schöne Sachen, zu 
deren Bearbeitung der junge Konstrukteur in der Praxis nicht 
zugelassen wird. „Gute Firmen‘ liefern dann die notwendigen 
Unterlagen. Jedem Einsichtigen leuchtet es ein, daß es un- 
zweckmäßig ist, dem angehenden Mittelschulingenieur Berech- 
nungen und Konstruktionen zuzumuten, die er selbständig zu 
bewältigen einfach nicht in-der Lage ist. Mit diesem Brauch 
der Väter hat die Ingenieurschule Zwickau gebrochen. Wir 
geben heute Arbeiten, deren selbständige Durchführung wir 
wirklich prüfen können. Fast alle Hauptprüfungsarbeiten folgen 
dem Motto: Berechnung, Konstruktion, prak- 
tische Ausführung, ‘in der Schulwerkstatt. 
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Diese Art. der Prüfung. bewährt sich von Semester zu 
Semester mehr. Auch wir mußten auf diesem neuen 
Gebiet erst Erfahrungen. sammeln. ‚Erreicht wird, daß 


der Schüler zu den Arbeiten sich keinerlei Unterlagen von 

Fabriken oder aus Büchern beschaffen kann, daß er zur wirk- 

lich selbständigen Bearbeitung von Aufgaben, die in das Be- 

reich seiner technischen Vorbildung fallen, gezwungen wird, 
also durch. die Arbeit seine Kenntnisse und Fertigkeiten erheb- 
lich vermehrt; besonders auch erkennt, daß das Papier ge- 
duldig, die praktische Ausführung und die Inbetriebnahme der 
gebauten Gegenstände oft viel Ueberlegen und Kopfzerbrechen 
verursachen. Daß diese Prüfungen wesentliche Anforderungen 
an die Kraft des Lehrers stellen, bedarf keiner Betonung. Die 
erbauten Modelle bleiben Eigentum der Schule. Sie gewinnt 
so vorzügliche Demonstrationsmodelle, die die Tafelskizzen der 

Vortragenden ergänzen und das räumliche Vorstellungsvermögen 

der Schüler beleben. Wenige Jahre werden genügen, fast 

ohne Kosten der Ingenieurschule, einen Park vorzüglicher Mo- 
deile zu schaffen, wie ihn kaum eine andere Schule aufweisen 
dürfte, 

Von den bislang gebauten Modellen sollen einige inter- 
essante herausgegriffen und nachfolgend ‚kurz beschrieben 
werden. 

1. Modelleiner Muschelschiebersteuerung mit 
Kurbelschleifenantrieb für Kolben und 
Schieber. | 
Das Modell ist so konstruiert, daß an ihm das Müller- 

Reuleauxsche Diagramm vorgeführt werden “kann, und zwa 

dadurch, daß ein zweiter Schieber, dessen Antriebsstange unter 

dem Winkel 90% gegen die Kolbenstange liegt, direkt von der 

Maschinenkurbel angetrieben wird und dieselben Ausweichun- 

gen zeigt, wie der an dem Zylinder angeordnete Schieber. 

2. Modiellzur. Erklärung: der Schieberellipse. 
Durch Drehen an der Maschinenkurbel werden die rechten 

und die linken Ausweichungen aus der Schiebermittellage bei 

den zugehörigen Kolbenwegen dargetan. Ein. Bleistift zeichnet 
die beschriebene Bahn (Ellipse) auf. Voreilwinkei, sowie Kur- 
belradius sind verstellbar. Auf einer drehbaren Trommel 
können die Kanäle des Schieberspiegels in allen gewünschten 

Abmessungen auf eine übergezogene Papierrolle aufgetragen 

werden. Die Schieberabmessungen sind auf einer sich axial 

zur Trommel bewegenden Stange durch Schreibstifte einstell- 
bar, so daß beim Aufdrücken auf die sich drehende Trommel 
die Bewegung der steuernden Kanten in bezug auf die Kanäle 

im Spiegel aufgetragen wird. 

3. Modell eines Achsenreglers mit schwingen- 
der Exzenterscheibe. 

Das Modell gibt an die Veränderung der Füllung #iner 
Dampfmaschine durch Veränderung des Voreilwinkels und: des 
Schieberkurbelradius. Auf der Maschinenwelle, die von Hand 
drehbar ist, sitzt der Achsenregler mit zwei: Schwunggewichten, 
die die Exzenterscheibe, je nach ihren Ausschlägen infolge der 
Zentrifugalkräfte, dahin beeinflussen, daß diese um ihren Auf- 
hängepunkt schwingt. Die so hervorgerufene Veränderung der 
Schieberausweichungen wird durch einen Zeiger angegeben. 

4. ModelleinesAchsenreglersmitzweiExzen- 
terscheiben. 

Auf der von Hand drehbaren Maschinenwelle befindet sich 
ein fest aufgekeilter Exzenter, auf diesem ein zweiter drehbar, 
der von den Schwunggewichten bewegt wird. Je nach der 
gegebenen Drehzahl wird der Voreilwinkel und die Exzen- 
trizität geändert. Ein Muschelschieber vermittelt deutlich die 
Veränderung der Ausweichungen aus der Mittellage. 

5. Modell eines Doppelexpansionsschiebers 
mit unveränderlichem Expansionsschicber. 
Der Antrieb erfolgt durch Kurbelschleifen. Auf dem 

Grundschieber sitzt eine dritte Kurbelschleife mit den relativen 

Abmessungen. Sie kann mit dem Expansionsschieber gekuppelt 

werden und gibt klar an, daß der Antrieb des Expansions- 

schiebers gleichzeitig von der Maschinenwelle mit den abso- 
luten Abmessungen und vom. Grundschieber mit den relativen 

Abmessungen erfolgen kann. Die Relativkurbel wird durch 

eine verschiebbare Welle von der Maschinenkurbel aus ange- 

trieben. 

6. Modell eines Meyerschiebers. 

Grund- und Expansionsschieber sind als Flachschieber im 
Schnitt ausgeführt. Der Antrieb erfolgt durch Hand. 

7. Modell eines Riderschiebers. 

Grund- und Expansionsschieber sind als Kolbenschieber im 
Schnitt ausgebildet. Der Expansionsschieber ist für vier Kanäle 
im Grundschieber ausgeführt. Die Betätigung geschieht von 
Hand. 

8 Modelleines Dampimaschinenzylinders mit 
Kolben-Doppelexpansionsschieber und kon- 
stanter Füllung. | 
Das Modell ist von Hand anzutreiben. 
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9. Modell einer Nocken-Ventilsteuerung. 
Die Ventilfeder ist verstellbar angebracht, so daß der Ein 


fluß der Ventilbeschleunigung bei zu geringer Federspanming”T 


B 





gezeigt werden kam. 1 
10. Modell eines Gewichtsregulators. EN 
Die auftretenden Zentrifugalkräfte können durch veränder- 


liche Gewichte in der Ruhelage ermittelt werden, so daß die” 
Durch 


C-Kurve ohne Rechnung aufgezeichnet werden kann. 


einen Reibmechanismus ist die Verstellkraft zu‘ verändern und” 
Mit Hilfe eines Heißluftmotors er- 


auch ganz auszuschalten. 


folgt der Antrieb. Eine Bremsvorrichtung gestattet die genaue 


Regelung der Tourenzahl. Die zu einer bestimmten Zentrifugal-" 
kraft erforderliche Tourenzahl kann nach Entfernung der Ver-° 


suchsgewichte ünd nach Inbetriebsetzung an einem Tachomeier 


abgelesen werden. Auf diese Weise läßt sich der Beweis für 3 


R 


richtige Berechnung des Reglers führen. 


11. Apparat zur Bestimmung der Druck-Volumen=- 


diagramme an Zweizylindermaschinen. 
zylinders zum Niederdruckzylinder werden mit Druckluft be-,’ 
trieben. Die Steuerung erfolgt von Hand. Durch eine indikator- 
ähnliche Einrichtung wird der Druck auf zwei bewegliche 
Schieferplatten aufgezeichnet, wobei die Drück-Volumendia-° 
gramme entstehen. Infolge Versetzung der Maschinenkurbeln 
können Tandemmaschine und Verbundmaschine untersucht wer- 
den. Der Aufnehmer entspricht in seinem Volumen dem Hoch- 
druckzylinder. 


12. ModelleinesBekamo-Motors. 

Dieser Motor löst die Frage der Zylinderspülung in be- 
sonders einfacher Weise. Wie bei den üblichen Zweitakt- 
motoren dient auch hier das Kurbelgehäuse als Ladepumpe. 


+ 


Zwei Zylinder mit Kolben im Verhältnis des Hochdruck- 


Um ihr Hubvolumen zu 'vergrößern, ist ein Hilfskolben so an- ” 


geordnet, daß er zur gleichen Zeit im Totpunkt steht wie der 
Motorkolben. Dieser hat ebenfalls eine besondere Ausbildung 


erhalten, indem durch ihn beim Saughub der Kurbelkasten- © 


pumpe Luft gesaugt, wobei der Kolbenboden wirksam ge- 
kühlt wird. Diese Luft lagert im Kurbelgehäuse, in dem sich 
das frische Gasgemisch befindet, zunächst dem Einlaßschlitz, 
so daß beim Oeffnen zuerst Luft in den Zylinder strömt. Da- 


bei wird der Zylinder von den verbrannten Gasen 'gereiniot ” 
> 


und eine Mischung der Restgase mit den frischen Gasen ver- 
hindert. Diese dem Anfänger schwierig vorstellbaren Vorgänge 
werden, durch das Modell veranschaulicht, sofort verständlich. 
Die Bewegung der Kolben, die durch gekröpfte Kurbelwelle 
bzw. Exzenter erfolgt, läßt sich leicht verfolgen ‚und dabei 
das Ueberdecken und Oeffnen der Schlitze zeigen. Der An- 
trieb geht ‚durch Handbetätigung vor sich. 
13. Modell einer Umlaufschleife. 

Der verbesserte Kurbeltrieb (Umlaufschleife, Kulisse, kom- 


binierter Antrieb) findet im: Werkzeugmaschinenbau dann An- i 


wendung, wenn eine fast unveränderliche Arbeitsgeschwindig- 


keit und eine erhöhte Rücklaufgeschwindigkeit des Arbeits- 


schlittens (Stößel) erreicht werden soll. 


Das Modell stellt die Ausführung des Stößelantriebes zu ° 


einer konstruktiv durchgearbeiteten Shapingmaschine von 
600 mm Hub in einem Fünftel der nätürlichen Größe dar. Die 


entworfenen Geschwindtgkeitsdiagramme sind an- der Vorder- 

wand des Modelles, oberhalb und unterhalb der Stößelbahn 

aufgezeichnet. . 
Der Antrieb erfolgt unter Vermittlung eines Stirnräder- 

paares durch eine Aufsteckkurbel. 

14. Modellzum kombinierten Äntrieb. 


Von dieser Vorrichtung, bei der Kulisse und Umlaufschleife 


zu einem Antrieb vereinigt 'sind, ist ein Modell in einem Fünftel 
der Naturgröße angefertigt worden. 


Das Modell stimmt mit der praktischen Ausführung voll- 2 


kommen überein. Es besteht aus einer mit Zahnkranz ver- 
sehenen Kurbelscheibe, einer exzentrisch hierzu gelagerten 
Umlaufschleife, einer Kulisse mit Ausgleichsglied und einem 
Arbeitsschlitten (Stößel) mit Werkzeug. Zum Antrieb dient 
eine Kurbel. Die Geschwindigkeitsschaubilder sind so ange- 
bracht, daß sie einen Vergleich der erzeugten Stößelgeschwin- 
digkeiten mit den aufgezeichneten Geschwindigkeitswerten ge«- 
statten. 


15. Flugzeugmodell. : 

Für den Vortrag in Flugtechnik gilt das Modell als uner- 
läßliches Anschauungsmittel. 
legenheit, ein ausgeführtes Flugzeug zu betrachten und die 


Nur. wenige Schüler haben Ge- 


Bedeutung und Zusammengehörigkeit seiner Einzelteile kennen- ” 


zulernen. 

Während des Unterrichtes wurde ein Rumpf-Einsitzer- 
Eindecker modernster Bauart (30 PS) mit freitragenden Flügeln 
vollkommei berechnet und entworfen. 


Die Ausführung der Konstruktionszeichnungen blieb dem ° 


Schüler überlassen, der später die Herstellung eines Modelles 
von dieser Maschine zu übernehmen hatte. 
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Das Modell: ist mit größter Genauigkeit: im Maßstabe 1:5 
angefertigt. Es gibt ein klares Bild von der vorschriftsmäßig 
konstruktiven Durchbildung sämtlicher Einzelheiten, wie Rumpf, 
"jügel, Fahrgestell, Steuerorgane usw. N 
Sein Wert als Demonstrationsmodeli steigt dadurch, daß 
Rumpf und Flügel nur zur Hälfte mit Sperrholz bzw. Lein- 
1 überzogen sind. Hierdurch : wird die Innenkonstruktior 
Rumpfes und der Flügel, der Einbau der Motoranlage und 
die Anordnung der Rumpfeinbauten, wie Sitz, Steueranlage usw. 
deutlich gezeigt. nr 
16. Steuerungsmodell. 
Das Steuerungsmodell (ein Fünftel der natürlichen Größe) 
soll dem ‘Schüler den Einfluß der Ruderausschläge auf die 
Flugbahn vor Augen führen. Der Steuerungseinbau, bestehend 
aus Knüppel und Seitenruder, ruht in einem Rumpfgerüst. Am 
hinteren Ende des Rumpfes befinden sich außer den 
Dämpfungsflossen die schwenkbaren Seiten- und Höhenruder- 
"klappen. Die Flügel ersetzt ein Stab, der ar seinen Enden die 
ebenfalls En Querruderklappen trägt. Sämtliche Ruder 
sind mit dem Steuerungseinbau durch in Rollen. geführte Seile 
\vorschriftsmäßig verbunden, so daß die Sinnfälligkeit der Steuer- 
(bewegungen;swie bei der großen. Maschine, gewahrt bleibt. 
- Es bedarf wohl kaum noch besonderer Hervorhebung, daß 
lle Zeichnungen und Konstruktionen nach den modernsten 
werkstattmäßigen Anforderungen unter Berücksichtigung der 
"Normung ausgeführt werden, daß also die schönen Bilderbogen 
"zum Hausrat der Urväter”wanderten. So glauben wir, auch an 
| daran mitzuwirken, der Industrie brauchbare 
junge Ingenieure zuzuführen, die in der Jugend die Arbeit als 
köstliches Gut erkennen lernten und wissen, daß nichts mehr 
im Leben ehrliche Freude und Befriedigung erweckt als nie 
\ferlahmende Schaffenskrafit. 
ee .- _  Oberstudienrat Ingenieur H. Weidemann, 
Direktor der Ingenieurschule Zwickau (Sa.). 


nserem Teil 


I: 


D ie Sommerschulen des Internationalen 
ewerkschaftsbundes | 


Der 1.G.B. wird auch in diesem Jahre im August zwei 
internationale Sommerschulen organisieren, von denen die eine 
in Brunsvig bei Stockholm, die andere in Prag stattfindet. 
In Schweden haben der Gewerkschaftsbund und die Arbeiter- 
‚bildungsorganisationen zur Vorbereitung der Schule ein ge- 
meinsames Komitee gegründet. Die schwedischen Kameraden 
hoifen, daß die: meisten Teilnehmer vor Beginn der Schule 
gleichzeitig in Stockholm eintreffen werden, damit vor der 
gemeinsamen Reise nach Brunsvig das Parlamentsgebäude, 
die Stadthalle, der Sitz der Arbeiterbewegung und das Museum 
besucht werden können. Von Brunsvig aus sollen Bergwerke 
und Fabriken der Umgebung besichtigt werden. 
© Auch in Prag arbeiten der Gewerkschaftsbund und die Bil- 
dungsorganisationen in der Vorbereitung der Sommerschulen 
zusammen. Prag bietet für die Besucher der Sommerschule 
‚besonderes Interesse, da es die Hauptstadt eines Landes ist, das 
in neuester Zeit auf dem Gebiete der Sozialgesetzgebung usw. 
"zahlreiche interessante Versuche gemacht hat. Die Stadt birgt 
eine solche Menge von Naturschönheiten ‚und Kunstwerken, 
"daß, abgesehen von Vorträgen, Besuchen in Fabriken usw., 
die freie Zeit angenehm und nützlich verbracht werden kann. 
- In der diesjährigen Sommerschule wird bei der Behandlung 
gzewerkschaftlicher Fragen darauf geachtet werden, daß die 
"Vorträge nicht wie letztes Jahr hauptsächlich referierender 
"Art sind, sondern die Aufmerksamkeit vor allem auf Probleme 
jenken, die verschiedene Ländergruppen ins Auge zu fassen 
haben, wie z. B. Organisierung der Landarbeiter, der Industrie, 
die Wanderungsfrage und das Problem der Arbeitslosigkeit. 
Wir entnehmen den „Mitteilungen über das internationale 
Arbeiterbildungswesen‘‘ das nachstehende provisorische Pro- 
eramm: - ER 

Brunsvig, Schweden: 1. bis 15. August. 

Prag, Tschechoslowakei: 17. bis 31. August. 

; Kurse. 


Allgemeines Programm für beide Sommer- 
schulen. N 

Vorträge über internationale Wirtschaits- 
iragen; Vortragender:- Engelbert Graf (Deutsche Metall- 
arbeiter-Bildungszentrale) : 
1. Die Konzentration des Kapitals und die modernen kapi- 


talistischen Entwicklungstendenzen in ihrer Auswirkung auf die. 


Gewerkschaftsbewegung, 
2. Weltwirtschaftliche Umbildungen und Neubildungen seit 
Beendigung des Weltkrieges. RE 

3, Weltpolitik und Weltwirtschaft in ihrem gegenseitigem 
4. Die Rohstoff- und Verkehrsgrundlagen der europäischen 
Wirtschaft. 2 


A 
re 


"Vorträge über die Ge werkschaftsbewegung:- 

von J. W. Brown (Sekretär des:1.G.B.) usw.: 
1: Die internationale Gewerkschaftsbewegung. 
2. Die Gewerkschaftsbewegung in den verschiedenen 

Ländern. Kr 
3. Die internationale Arbeiterbildung. 


Im Anschluß an die Kurse findet eine Diskussion statt. 
Auch wird Gelegenheit zur Stellung von Fragen geboten wer- 
den. Es finden höchstens zwei Vorlesungen statt, damit die 
Schüler genügend Zeit haben, die mit dem Vortragsgegenstand 
zusammenhängenden Fragen zu diskutieren. Die lettländische 
Zentrale hat bereits den Vorschlag gemacht, im Zusammenhang 
mit dem Problem der gewerkschaftlichen Organisation in vor- 
wiegend ländlichen Distrikten die „Organisation der Landarbei- - 
ter und Kleinpächter‘ zur Diskussion zu stellen. 

Brunsvig. 

Die Sozialisierungsfrage in Schweden (mit 
Diskussion über die Theorie und Praxis der Sozialisierung in 
anderen Ländern). Vortragender: Richard Sandler, schwe- 
discher Ministerpräsident. 

Die Arbeiterbewegung undder soziale Fort- 
schritt in Dänemark, namentlich im Hinblick auf die 
Bildungsarbeit und die landwirtschaftliche Genossenschafts- 
bewegung). 

Die Arbeiterbewegung in Schweden, - 

P E32: ; 

. Vorträge über die. Entwicklung der Tschechoslowakei seit 
der Errichtung der Republik (die Sozialgesetzgebung in der 
Tschechoslowakei usw.). 

Die Namen der Vortragenden sind noch nicht bekannt. 

r Besichtigungen und Exkursionen. 

_Brunsvig. Auf der Reise wird die schwedische Haupt- 
stadt Stockholm besucht werden, wo die Besichtigung der ge- 
nossenschaftlichen Einrichtungen sowie des neuen Rathauses 
und des kulturhistorischen Museums in Aussicht genommen ist. 
Auch das in der Nähe Brunsvigs gelegene Eisenbergwerk sowie 
eine große Papierfabrik sollen besichtigt werden. 

Prag. Auch in dieser durch ihre maierische Lage, ihre 
architektonische Schönheit und historischen Denkmäler be- 
rühmten alten Stadt wird alle Gelegenheit geboten sein, um die 
vielen interessanten Sehenswürdigkeiten zu besichtigen. 


Kursgeld. 

Das Schulgeld für die Brunsviger Sommerschule beträgt 
für 14 Tage einschließlich Unterkunft und Verpflegung Ster- 
ling 3,10, wobei jedoch Exkursionen, deren Teilnahme freisteht, 
nicht eingerechnet sind. 

Das Schulgeld für die Prager Sommerschule wurde noch 
nicht festgesetzt, wird aber keinesfalls den Betrag für die 
Brunsviger Schule überschreiten. 

Der im letzten Jahre abgehaltenen Sommerschule in Oxford 
wohnten Vertreter aus 20 Ländern bei, und es wird damit ge- 
rechnet, daß auch in diesem Jahre Gewerkschaftler aller Län- 
der die Schulen mitmachen werden. Anmeldungsformulare 
können beim Internationalen Gewerkschaftsbund, Tesselschade- 
straat 31, Amsterdam, bezogen werden, 


Die Akademie der Arbeit in Frankfurt 


am Main 

Auf Grund der Vereinbarung des Ministeriums für Wissen- 
schaft, Kunst und Volksbildung mit den Spitzenverbänden der 
Gewerkschaften wurde der Anfang des vierten Lehrgangs vom 
1. Mai auf den 1. Oktober verschoben. Notwendig wurde diese 
Verschiebung, um den Gewerkschaften nach der Inflations- 
periode eine finanzielle Atempause zu gewähren. Außerdem 
gelang es auf diese Weise, die Lehrgänge zeitlich besser den 
Semestern der Universität anzupassen. 

Die Zahl der Hörer beträgt in diesem Jahr 52 (47 Männer 
und 5Frauen). Davon sind 32 Hörer von den dem Allgemeinen 
Deutschen Gewerkschaftsbund angeschlossenen Verbänden ge- 
schickt, 3 von der Stadt Frankfurt a. M.; 17 Hörer besuchen 
die Akademie der Arbeit auf eigene Kosten, d. h., sie sind 
zum größeren Teil auf Nebenarbeit, auf elterliche Unterstüt- 
zung und auf Unterstützung von Freunden der Akademie der 
Arbeit angewiesen. 1 Hörer und 1 Hörerin erhielten ein ein- 
maliges Stipendium von je 450 M. von der Provinz Schleswig- 
Holstein. Der gewerkschaftlichen Zugehörigkeit nach gehören 
47 Hörer zu den freien Gewerkschaften und 5 Hörer zum Deut- 
schen: Gewerkschaftsbund. Im Gegensatz zu den beiden letzten 
Lehrgängen ist die Akademie in diesem Jahre also wieder von » 
Christlichen Gewerkschaftlern besucht. Eine offizielle Be- 
schickung allerdings durch den Deutschen Gewerkschaftsbuntl 
konnte trotz Bemühungen von unserer Seite nicht erreicht 
werden. Nur einer der fünf Christlichen Gewerkschaftler erhält 
von dem örtlichen Christlichen Industriearbeiterverband eine 
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Unterstützung. Das Durchschnittsalter beträgt 30 Jahre, der 
jüngste Hörer ist 19, der älteste 45 Jahre alt. 

Bei den nicht von den Gewerkschaften entsandten Hörern 
handelt es sich mit Ausnahme eines einzigen um jüngere Men- 
schen, die aus der Jugendbewegung kommen oder irgendwie mit 
ihr noch im Zusammenhang stehen. Trotz ihrer Jugend widnien 
sie sich mit großem Eifer und Ernst der Aufgabe, vor die sie 
sich hier an der Akademie gestellt finden. Man kann überhaupt 
ganz allgemein von der gesamten Hörerschaft sagen, dab 
ihre Einordnung in den Lehrbetrieb, ihre Aufmerksamkeit, der 
Eifer, mit der sie auch ihr fremden Gedankengängen folgt, in 
diesem Jahre viel deutlicher hervortritt als in früheren Lehr- 
gängen. Das mag, abgesehen von-einer vielleicht qualifizierte- 
ren Zusammensetzung der diesjährigen Hörerschaft, seine Ur- 
sache darin haben, daß einerseits die stabile Mark dem Hörer 
ermöglicht, mit größerer Ruhe seiner Aufgabe nachzugehen, 
und andererseits Lehrplan und Lehrmethode sich nun in ihrer 
Einheitlichkeit und Geschlossenheit derartig auszuwirken begin- 
nen, daß eine wirkliche Gefolgschaft durch das ganze Jahr ge- 
sichert ist. Man wird behaupten können, daß nun die rechten 
Formen und die innere Ordnung des Lehrgebäudes erreicht 
sind, und daß es sich nur noch darum handelt, die Arbeit im 
besonderen zu intensivieren. 

Der innere Aufbau hat im Vergleich zu den früheren Jahren 
grundsätzlich keine Aenderung erfahren. Die Arbeitsgemein- 
schaften, in denen die Hörer im freien Wechselgespräch mit 
den Dozenten mit den Ordnungen des Volkslebens vertratit 
werden sollen, bilden auch jetzt noch das eigentliche Fundament 
des Lehrjahres. Eine geringfügige Aenderung ist nur insofern 
in diesem Jahr in den Arbeitsgemeinschaften eingetreten, als die 
Gebiete, die hier zur Diskussion stehen, mit größerer Freiheit 
behandelt wurden, d. h., es wurden nicht alle Gebiete nachein- 
ander vorgenommen, sondern es wurde ein Gebiet in den 
Mittelpunkt gerückt und von hier aus die Mannigfaltigkeit der 
Lebensordnungen ins Auge gefaßt. Das hatte den Vorzug, daß 
die Zusammenarbeit lebendiger und anschaulicher wurde. Man 
ging mehr dem Leben nach, statt es schematisch zu zergliedern. 

An einführenden Vorlesungen sind in diesem und im letzten 
Lehrgang neu hinzugekommen „Allgemeine Staats- und Rechts- 
lehre‘“ und „Allgemeine Geselltschaitslehre‘, so daß sich der 
ganze Lehrplan nun methodisch folgendermaßen gliedert: 

1. Arbeitsgemteinschaften (Ordnungen des Volkslebens), 
2, a) Allgemeine Wirtschaftsiehre, 

b) Allgemeine Staats- und Rechislehre, 

c) Allgemeine Gesellschaftslehre, 
3. Seminare und Spezialvorlesungen. 

Es darf abschließend bemerkt werden, daß die Akademie 
der Arbeit in diesem Lehrgang an jenem Punkte ihrer Ent- 
wicklung angekommen ist, wo es sich als notwendig erweist, sie 
organisch mit dem gesamten Bildungswesen zu verbinden. Die 
innere Festigung bedarf schließlich auch einer Festigung des 
institutionellen Charakters der Akademie, mit dem es nicht ver- 
einbar erscheint, daß die Akademie der Arbeit eine Einrich- 
tung auf begrenzte Zeit bleibt. 
Vorlesungen und Uebung 
der:Arbeit im I, Abschnitt des yıerten. Lehr 

gangs (1.Oktober 1924bis 3l. Januar 1925). 
Il. Allgemeine und Einführungsvorlesungen: 

1. Einführung in die Studienaufgaben (Dr. Sturm- 


een an der Akademie 
i 


fels 4 Stunden 
2. Die Ordnungen des Volkslebens; Wirtschaft, 
Gesellschaft, Staat (Arbeitsgemeinschaften) 
(Dr. Michel und Dr. Sturmfels) 002 \,, 
3. Weltgeschichte im Grundriß (Stud.-Assessor 
Mackauer, BO; 


HENMLESCHATT: 


I. Volkswirtschaftslehre im Umriß (Prof, Nölting) 72 - 
2. Volkswirtschaftliches Seminar (Prof. Nölting) 22 R 
3. Wirtschaftsgeographie (E. Graf) 1 ee 
4. Statistik (Prof. Zizek) 844° 5; 
5. Betriebswirtschaftslehre (Prof. Kalveram) 38:74, 
6. Industriebetriebslehre (Prof. Heidebroek) My, 


III. Recht: 


1. Grundbegriffe des Privatrechts und des öffent- 

lichen Rechts (Dr. Fraenkel) 20.2), 
2. Staatsrecht (Prof. Giese) J = 
3. Arbeitsrecht (Prof. Sinzheimer) Be 
4. Arbeitsvertragsrecht (Dr. Fraenkel) ET 
5. Arbeitsrechtliche Uebungen (Dr. Fraenkel) FAIRE 
6. Schlichtungswesen (Magistratsrat Dr. Michel) 6  ,, 
7. Familienrecht (Amtsgerichtsrat Dr. Levi) RER 


IV. Politik: 

Allgemeine Staats- und Rechtslehre (Dr. Michel) 19 
V. Soziologie: 

1. Allgemeine Gesellschaftsiehre (Dr. Sturmfels) 14 „ 








2. Psychologie des Arbeiters (Dr. de Man) ZU, 
Verantwortlich? A, Lenz, Berlin. — Industriebeamten-Verlage GmbH, 
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Eine „fachwissenschaftliche“ Beilage? 


Wer die Anträge zu unseren Bundestagen mit Aufmerksam- 
keit durchliest, wird immer einige darunter finden, die die Ein- 
führung fachlicher Aufsätze in. der „D.T.Z.“ ‚verlangen. Das 


‚Interesse, das jene Antragsteller an der technischen Bildung 


nehmen, ist erireulich und anerkennenswert, aber es scheint 
doch, als ob sie sich über die Tragweite ihres Antrages nicht SO 
klar seien wie die Abseordneten des Bundestages, die ihn fast 
einmütig ablehnten. Es scheint daher nötig, sich einmal dar- 
über auszusprechen. Fa 


Zunächst: Was ist die „D.T.Z.“, was will sie sein? Darauf 
dürfte es nur eine Antwort geben: ein gewerkschaftliches 
Kampforgan der Technikerschaft, eine aktuelle Zeitschrift, die’ 
zu den wirtschaftlichen und sozialen Tagesfragen der Gegen- 
wart kritisch Stellung nimmt, und die in den Wirrungen der 
Zeit die für die Technikerschaft besten Lösungen zu weisen 
sucht. Darüber hinaus ist sie ein Werbeorgan, das die Anhän- 
ger anfeuert und begeistert, die Lauen täglich von neuem auf- 
rüttelt und die noch abseits Stehenden für die Ideen der freien 
Gewerkschaft zu gewinnen sucht. Trotzdem sie als freigewerk- 
schaftliches Blatt vieles mit den Blättern der anderen Bundes- 
genossen gemeinsam hat, vermag sie eine ausgeprägte Eigen“ 
art als Organ der technischen Berufsstände zu bewahren. Man 
darf kühn behaupten, daß die „D.T.Z.‘“ die schwierige Auf- 
gabe, allen Gruppen der in unserm Bunde zusammengeschlosse- 
nen Techniker zu dienen, in geradezu vorbildlicher Weise gelöst 
hat. Aber nur der Eingeweihte weiß, welche Schwierigkeiten es 
namentlich in der ersten Zeit machte, bei der Größe der Auf 
gaben, bei der Fülle des Stoffes, bei der Mannigfaltigkeit der 
Anforderungen allen Gruppen gerecht zu werden. 


Die „D.T.Z.‘“ bekam allmählich die heutige Gestalt als Bei- 
spiel einer Synthese: Wir gehören zusammen, gleichgültig, ob 
wir Maschinen bauen oder Häuser ünd Brücken, ob wir Kohle 
und Erz schürien oder chemische Erzeugnisse liefern, wir ge= 
hören zusammen, welch verschiedene Wege uns auch dazu 
gebracht haben, technische Werte zu schaffen. Es bedurfte 
und bedarf ‘hoher „Temperaturen‘, diesen Einigungsprozeß 
durchzuführen; die „D.T.Z.“ hat ihren ehrenvollen Teil daran. 
Neben dem Hauptblatt, das vorwiegend den Tagesfragen dient, 
erhebt sie sich in den Beilagen in die ruhigeren, leidenschafts- 


‚loseren Gefilde der Wissenschaft. Hier erscheint uns namentlich 


die Beilage „Bildung und Unterricht‘ bedeutsam, weil ihr hier 
die Ueberleitung vom Gewerkschaftlichken zum Allgemein- 
menschlichen gelungen ist: die Weckung technischen Geistes, 
die Beziehungen der Technik zur Kultur, die Anerkennung der 
Technik als Kulturmacht. 


Man könnte meinen, von dieser Beilage zur fachtech- 
nischen Ausgestaltung wäre nur ein Schritt. Das wäre ein Fehl- 
schluß; er wäre der berühmte Schritt vom Erhabenen zum 
lächerlichen. Eine von Technikern herausgegebene fachliche 
Beilage müßte ganz hervorragend sein. Wenn ich auch nicht 
zweille, daß sich in unserem Bunde genügend Mitarbeiter finden 
ießen, so würde doch die schwierige Frage zu lösen sein, wem 
sie dienen soll, dem Akademiker, dem Mittelschultechniker, dem 
Selbstgewordenen, dem Maschinenbauer, dem Elektrotechniker, 
dem Kraftwagenbauer, dem Flugzeugtechniker, dem Architek= 
ten, Chemiker oder Bergbauer und innerhalb dieser Gruppen 
dem Gestalter oder Beiriebsbeamten, geschweige den Spezia= 
listen jedes Gebietes. Die Frage stellen, heißt sie verneinen. 
Eine solche Zeitschrift ist einfach unmöglich, weil sie keinem 
gerecht werden könnte. Dem einen würde sie zu einfach, dem 
anderen zu ‚gelehrt erscheinen, was sollte sie zuerst bringen?” 
Sie dürfte sich notgedrungen kaum von den technischen Bei- 
lagen der Tageszeitungen unterscheiden, denen es obliegt, die 
Leser für technische Probleme angenehm zu interessieren. Was” 
dort rühmend hervorgehoben wird, wäre bei einer Techniker- 
zeitschrift tadelnswürdig. Demn hier erwartet man mit Recht 
etwas Bedeutendes, und da man innerhalb einer etwa monatlich” 
erscheinenden Beilage von beschränktem Umfange keines der 
vielen Gebiete richtig behandeln kann, würde sie genau so 
überflüssig sein wie die „Technische Rundschau“ des Verban- 
des Deutscher Techniker, der seiner kleinen Mitgliederzah® 
ein solches Ragout an sich nicht schlechter, aber wenig bedeu- 
tender Aufsätze und Anmerkungen bietet. Unsere Leser wür- 
den mit Recht eine solche Beilage ablehnen, weil jeder Dilet 
tantismus lächerlich ist, der sich wissenschaftlich gebärdet, aber 
statt viel nur vieles bietet. ’ 
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Ueberlassen wir also ruhig die Fachwissenschaft den dazı# 
berufenen Organen. Wer sein Fach liebt,. wer. vorwärts strebty@ 
wird sich sein Fachblatt ohnedies halten, . Dazu zwingt ihn 
schon sein Fortkommen. Wir aber müssen uns vor Halbheiten? 
und Dilettantismus hüten. . Dipl.-Ing. Fr. $ 
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Zur Eröffnung des Deutschen Museums 


Am 7. Mai d. J. hat in München das „Deutsche Museum 
von Meisterwerken der Naturwissenschaft und Technik‘ seine 
Pforten geöffnet. Die Eröffnung dieser einzig in ihrer Art 
een geistigen Bildungsstätte für alle Schichten der 

evölkerung gehört zu den bedeutendsten Erfolgen deutscher 
Kulturarbeit. 

Dem genialen Schöpfer und Leiter des Deutschen Museums, 
Herrn Geh. Baurat Dr. Oskar von Miller, verdanken 
wir die Entstehung dieser größten technischen Sammlung der 
Welt. Seiner zielbewußten Werbetätigkeit ist es gelungen, 
zahlreiche Gelehrte und Ingenieure zur Mitarbeit zu gewinnen, 
während das Reich, Bayern und die gesamte deutsche Industrie 
das Unternehmen mit- Geld- und Sachstiftungen förderten. 

Das neue Deutsche Museum ist ein ernster gewaltiger 
Eisenbetonbau nach dem Entwurf von Gabriel von Seidl und 
steht auf einem der schönsten Plätze Münchens, umrauscht 
von beiden Armen der Isar. An der Südfront des Baues ragt 
ein 64 m hoher Turm empor, von dessen Terrasse aus man 
eine herrliche Aussicht in die bayerischen Alpen genießt. Von 
der kolossalen Ausdehnung des Museums bekommt man so 
recht erst einen Begriff, wenn man hört, daß die Führungslinie 
etwa 16 km. beträgt, d. h., ein flüchtiger Rundgang durch die 
Sammlungen erfordert etwa 3 bis 4 Stunden; die Ausstellungs- 
fläche selbst umfaßt etwa 360009 qm. \ 

_ In einer im allgemeinen. auch dem Laien verständlichen 
Weise veranschaulicht das Museum in etwa 40 verschiedenen 
Gruppen durch Originalapparate, Maschinen, Modelle, Wand- 
tafeln und schematische Zeichnungen die historische Entwick- 
lung der naturwissenschaftlichen Forschung, der Technik und 
der Industrie. 

Im Gegensatz zı anderen Museen, in welchen alle Objekte 
die Aufschrift „nicht berühren‘ tragen, vertritt das Deutsche 
Museum gerade einen gegenteiligen und dabei doch höchst 
schätzenswerten Standpunkt. Dem Besucher ist es dort er- 
möglicht, den größten Teil der aufgestellten Apparate, Ma- 
schinen und Modelle durch Betätigung eines Druckknopfes 
oder eines Hebels selbständig in Bewegung zu setzen oder 
speziell in den Abteilungen „Mechanik“, „Elektrizität“ und 
„Chemie‘ Demonstrationsversuche zu machen. 

Es wäre unmöglich, in diesem Rahmen all die hier ruhen- 
den Schätze auch nur flüchtig aufzuzählen, doch ist es wissens- 
wert, bei einem kleinen Rundgang durch das Museum einen 
allgemeinen Ueberblick über die Reichhaltigkeit der Samm- 
lungen zu gewinnen. 

Im Erdgeschoß betritt der Besucher zunächst die für die 
Entstehung der Erde und die Ausgangsprodukte der Technik 
bedeutungsvolle Abteilung Geologie, der eine Erdbeben- 


\ station angegliedert ist, Von hier aus führt eine Treppe hinab 


in die Abteilung Bergwesen und zeigt, wie die Schätze der 
Erde gewonnen werden. Voll: von Bewunderung durchwandert 
man die Gänge und Stollen eines naturgetreu nachgebildeten 


alten Erzbergwerkes sowie eines modernen Stein-, - Braun- 


kohlen- und Salzbergwerkes, und man erlebt dabei alle vor- 
kommenden bergbaulichen Arbeitsvorgänge.. Wie die gewonne- 
nen Metalle verhüttet und veredelt werden, veranschaulichen die 
anschließenden Gruppen Hüttenwesen und Metall- 
Die Abteilungen Wasserkraft und 
Dampfmaschinen, Heißluft, Gas- und Oel- 
motoren zeigen die Entwicklung des gesamten Kraftma- 
schinenwesens. Besonders interessant für Laien und Fachmann 
in dieser Abteilung ist die dem Original nachgebildete erste 
Balancier- Dampfmaschine von James Watt 1788, welche, 
wie noch zahlreiche andere historische Masehinen, in Be- 
wegung vorgeführt wird. Der westliche Teil des Erdgeschosses 
enthält weiter das Verkehrs’wesen mit der Entwicklung 
der Wagen, Fahrräder, Automobile und Eisenbahnen, von den 
ältesten Lokomotiven bis zu den ei Riesen von heute. 
Den Abschluß der Sehenswürdigkeiten im Erdgeschoß bildet 
die Entwicklung der Ruder-, Segel- und Dampfschiffe. I 
dieser Gruppe ist das erste deutsche Unterseeboot „U.I“ im 
Original der Länge nach  durchschnitten als einziges uns 
von der Entente belassene U-Boot aufgestellt, welches nähezu 
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die ganze Breite des Baues einnimmt. Die große mittlere Halle, 
die sogenannte Luftschiffhalle, dient der Entwicklung der Luft- 
schiffahrt. Während von der Decke der mächtigen Halle herab 
eine Reihe von Drachen, Luftschiffmodellen und Original- 
flugzeugen bis zum modernsten Metallflugzeug von Junkers 
schweben, ist auf der Galerie der Halle die lückenlose Ent- 
wicklung des Flugwesens sowie der Luftschiffe und Flugzeug- 
motore veranschaulicht. 

Im ersten Obergeschoß durchwandert man der Reihe 
nach die wissenschaftlichen Abteilungen: Physik, Mathe- 
matik, Uhren, Mechanik, Wärme und Meteoro- 
logie, Optik, Elektrizität, Telegraphie und 
Telephonie einschließlich der Wen 
graphie. Ein schöner in Biedermeierstil gehaltener Raum 
enthält eine umfangreiche Sammlung von Musikinstrumenten. 
In der nächstfolgenden Abteilung Chemie und chemische Groß- 
industrie sind verschiedene moderne Laboratorien, ein alche- 
mistisches und ein phlogistisches, sowie das Liebig-Labora- 
torium eingebaut. Eine Gruppe für Riechstoffe und eine mittel- 
alterliche Apotheke beschliehen die chemischen Abteilungen. 

Das letzte Stockwerk führt den Besucher in das Reich 
der Astronomie, in welcher die Entwicklung der Fernrohre 
und Sternwarten gezeigt wird. Die beiden Sternwartkuppeln 
an der Ost- und Westseite des Baues sowie die mittlere große 
Aa UISkuppel enthalten moderne Refraktoren und Spiegel- 
teleskope der Firmen Zeiß & Goerz und werden in den ÄAbend- 
stunden bei klarem Himmel eine außerordentliche Anziehungs- 
kraft auf die Bevölkerung ausüben. z 

Den Höhepunkt erreicht die astronomische Abteilung ganz 
entschieden in den beiden von der Firma Zeiß erbauten 
Riesenplanetarien. Als ein Bildungsmittel für den Laien einzig- 
artig dastehend, dürften sie in dieser Vollendung noch von 
keinem Museum der Welt gezeigt worden sein. Das koperni- 
kanische Planetarium von 12 m Durchmesser ermöglicht es 
dem Beschauer, auf einem kleinen Wagen mit der Erde durch 
das Weltall zu fahren und sich von der wirklichen Bewegung 
der Planeten um die Sonne zu orientieren. Das ptolemäische 
Planetarium ist in der Weise_dargestellt, daß*in einem ver- 
dunkelten Raum auf die kuppelartige Decke der Fixstern- 
himmel, Sonne, Mond und Planeten mit den ihnen eigenen, 
jedoch beschleunigten Bewegungen projiziert werden. 

Schließlich verdient der an der Südwestfront des Gebäudes 
emporragende Turm, welcher für meteorelogische 
Zwecke nutzbar gemacht ist, erwähnt zu werden. Neben einem 
Antennenmast für drahtlose. Telegraphie sind auf der Platt- 
form einige Fernrohre sowie Scheinwerfer aufgestellt. Das 
Innere des Turmes wird zu Fall- und Pendelversuchen aus- 
genützt, während man an den vier Außenseiten wei'hin sicht- 
bare Zifferblätter für einen Barometer, Hygromci.r, Wiad- 
messer und Thermometer erblickt. 

Uin nun auch das Andenken an die hervorragendsten For- 
scher und Techniker unter dem Volke wachzuhalten, hat das 
Deutsche Museum im ersten Stockwerk in würdiger Form 
einen Ehrensaal geschaffen, der die von ersten Künstlern 
gefertigten Bilder, Denkmäler und Büsten dieser großen Mänßer 
enthält. Hans Jungkunst. 


Werkarbeit des amerikanischen und 


deutschen Studenten 


Wir haben in der „D.T.Z.‘“ wiederholt auf die Bedeutung 
einer guten praktischen Ausbildung hingewiesen. Bei dem großen 
Ueberangebot an technischen Kräften wird nur derjenige mit 
einer erfolgreichen Laufbahn rechnen können, der neben den 
theoretischen, gute handwerkliche Kenntnisse aufweisen kann. 
Die Neigung des- Deutschen zu rein geistiger wissenschaftlicher 
Betätigung hat es dahin gebracht, daß in anderen Ländern in 
der Ingenieurausbildung viel mehr Wert auf die Werkstatt- 
ausbildung gelegt wird als in Deutschland. Es läßt sich mit 
Sicherheit voraussagen, daß trotz der Ueberfülle an tech- 
nischen Kräften ein Mangel an. guten Betriebstechnikern 
sei es in der Industrie oder im Baugewerbe, vorhanden sein 
wird, wenn auch nur eine Normalbeschäftigung unserer In- 
dustrie wie in Friedenszeiten einsetzt. 
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18 BILDUNG UND: UNTERRICHT. 1925 ? 


Nach einem Vortrage von Professor Schlesinger, den er 
auf Grund eines Aufenthaltes in den Vereinigten Staaten ge- 
halten hat, arbeiten dort Wissenschaft umd Werkstatt viel mehr 
wie in Deutschland Hand in Hand, so daß die praktische Aus- 
bildung in der Werkstatt als ein wesentlicher Bestandteil in 
der Gesamtausbildung angesehen wird. Der in die Praxis 
€intretende junge Ingenieur bringt im allgemeinen schon mit 
23 Jahren eine vierjährige Werkstattaausbildung mit. Die an 
sich, reizvollere Tätigkeit als Betriebstechniker ‚hat es dahiıt 

ebracht, daß in Amerika umgekehrt wie in Deutschland ein 

Mangel an guten Konstrukteuren vorhanden ist. In Amerika 
arbeitet zum Beispiel eine Universität mit 200 Fabriken in der 
Ausbildungsfrage zusammen. Die dortigen Fabriken lassen sich 
gerne vorschreiben, in welcher Weise der angehende Ingenieur 
praktisch ausgebildet wird. Bei der bekannten Selbstherrlich- 
keit des deutschen Unternehmers müssen wir zu unserem Be- 
dauern feststellen, daß eine solche Auffassung wohl in aller- 
nächster Zeit nicht Allgemeingut des deutschen Unternehmer- 
tums werden wird. 

Neben der reinen Werkstattausbildung wendet sich der 
amerikanische Student neuerdings auch der Verwaltungstätig- 
keit zu. Betriebsführung, einschließlich der „kaufmännischen“ 
Tätigkeiten (Buchführung, Reklame usw.), nimmt das Interesse 
des amerikanischen Studenten viel mehr in Anspruch als es 


beim deutschen der Fall ist. Auch der deutsche Techniker. 


sollte sich den Gedanken zu eigen machen, daß er in erster 
Linie dazu berufen ist, auch die Verwaltung der technisch- 
wirtschaftlichen Betriebe in die Hand zu bekommen. Wieweit 
in Amerika die Studierenden sich auf rein kaufmännische Be- 
schäftigungen geworfen haben, geht aus einer Notiz des „Vor- 
wärts‘ vom 12, April 1924 hervor, wonach bei der Universität 
New York von Arbeitgebern 1838 Stellen für die Studierenden, 
die sich zumeist auf Stellungen im Geschäftsleben Buchhalter, 
Annoncenakquisiteure usw. verteilen, in den ersten vier Monaten 
des Wintersemesters 1923 angeboten wurden. 

Zusammenfassend können wir feststellen, daß der ameri- 
kanische Student, sowohl was Werkstattarbeit wie Verwaltungs- 
tätigkeit anbelangt, viel mehr aus der Beschäftigung mit der 
rein fachtechnischen Wissenschaft heraustritt als der deutsche. 
Die Ursachen liegen einmal in der Abneigung des deutschen 
Unternehmertums, die Studierenden gegen regelrechten Tarif- 
tohn zu beschäftigen, das andere Mal in dem Mangel an Ein- 
sicht und an fehlendem Gemeinschaftsgefühl bei den Uhnter- 
nchmern, das sie verhindert, im Allgemeininteresse der deut- 
schen Wirtschaft, für die Ausbildung der zukünftigen Tech- 
niker auch Opfer zu bringen. Das geht äuch deutlich aus 
einem Vergleich über das hervor, was der deutsche Student 
im Gegensatz ‘zum amerikanischen durch Ferienarbeit ver- 
dienen konnte. Während der Amerikaner im allgemeinen die 
Kosten für das Studium durch werkstudentische Arbeit auf- 
bringen konnte, z. B. Studierende der Universität New York 
im Jahre 1923 601 063 Dollar buchen konnten, kommt die 
„Deutsche Akademische Rundschau“ in ihrer Nr. 12 vom 
1. April 1925 auf Grund eingehender statistischer Feststellum- 
gen über „Stadium und Nebenerwerb“ zu der Schlußfolgerung, 
daß im Jahre 1924 40 Prozent sämtlicher Werkstudenten über- 
haupt keine Ersparnisse machen konnten und, wo solche Er- 
sparnisse gemacht worden sind, sie im wesentlichen darauf 
zurückzuführen sind, daß die Mehrzahl der Werkstudenten in 
der Nähe ihres Elternhauses oder der Wohnstätte von Ver- 
wandten arbeiteten. 

Aus diesen kurzen Streiflichtern erkennen wir die dringende 
Notwendigkeit, daß Wissenschaft und Wirtschaft einen Weg 
finden müssen, um die praktische Ausbildung des zukünftigen 
deutschen Ingenieurs und Architekten in geregelte Bahnen zu 
lenken. Soll Deutschland eine fruchtbare wirtschaftliche Ent- 
wicklung beschieden sein, so muß der größte Wert auf die 
Ausbildung des deutschen Ingenieurs gelegt werden. Nur der 
Qualitätstechniker wird die deutsche Wirtschaft befähigen, 
Qualitätsarbeit zu leisten, die wieder allein imstande ist, 
Deutschland auf dem Weltmarkte konkurrenzfähig zu machen. 

Gröttrup. 


Die Arbeiterbildung in Deutschland 


Anmerkung der Redaktion: In Nr. 4 des 3. Jahr anges 
ser „Presseberichte des Internationalen Gewerkschaftsbun- 
des‘ ist eine umfassende Uebersicht über die gesamten 'So- 
zialistischen und gewerkschaftlichen Bildungsbestrebungen der 
Arbeitnehmerorganisationen gegeben. Wir entnehmen diesem 
Bericht die oe Abschnitte, die für unseren. Leser- 

kreis von besonderem Interesse sein dürften. 

Das gewerkschaftliche Bildungswesen. Die 
notwendige allgemeine Aufklärung über politische, soziale und 
wirtschaftliche Angelegenheiten wird den Funktionären der 
deutschen Gewerkschaften durch die „Oewerkschaftszeitung‘“ 
vermittelt, die in mehr als 70000 Exemplaren erscheint. Die Mit- 
glieder selbst erhalten ihre Information über berufliche und 
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allgemeine Dinge durch die Zeitungen der einzelnen Verbände, 
die meistens wöchentlich erscheinen und bis auf eine Ausnahme” 
den Mitgliedern gratis geliefert werden. Die Verbandszeit« 
schriften versuchen ihren Lesern den Zusammenhang ihres 
Berufslebens mit dem ganzen Gesellschaftskörper aufzuzeigen 2 
und werden mit Recht als wichtigste gewerkschaftliche 
Bildungsmittel angesehen. Die durch die Inflation erzwungenen ” 
Einschränkungen im Erscheinen, Umfang und Ausgestaltung ° 


J 


Sind jetzt fast durchweg überwunden. Man ist wieder auf den 


normalen Stand zurückgekehrt und ist dabei, den Inhalt zu 


erweitern, um den verschiedenartigsten Ansprüchen gerecht 


zu werden. 


Ein besonderes Gesicht dieser Zeitungen sind die Betriebs- | 


A 


räte-, Frauen- und Jugendbeilagen,, die von immer mehr Ver- ® 


bänden eingeführt werden. 
Die Gewerkschaftszentrale, der Vorstand des Allgemeinen 
deutschen Gewerkschaftsbundes (A.D.G.B.) beschreitet den- ° 


) 


selben Weg, zur Gewerkschaftszeitung erscheint seit einiger 


Zeit wieder monatlich die „Arbeiter-Rechtsbeilage“. Sie bringt 
grundsätzlich Entscheidungen und Abhandlungen über alle mit 


dem Arbeitsverhältnis im Zusammenhang stehenden rechtlichen 
Streitfälle und ermöglicht es dem Betriebsrat und gewerk- 


schaftlichen Vertrauensmann, sich bei der Vertretung der In- 
teressen seiner Arbeitskollegen auf einwandfreies Material zu‘ E; 


stützen. 


Für die weiblichen Mitglieder erscheint wieder die Ende = 
gangene „Gewerkschaftliche Frauenzeitung“. Diese 


1923 einge 
monatlich. herauskommende Zeitung nimmt Stellung zu den 


besonderen sozialpolitischen Problemen der Frau und bringt 
ferner wertvolles Aufklärungsmaterial in kulturpolitischer und, 


gesundheitlicher Hinsicht. 

Die allgemeine Bildungsarbeit für die breiten Massen der 
Mitglieder wird von den Ortsausschüssen des A.D.G.B. und. 
von den lokalen Vereinen der Verbände betrieben. Folgende 
Angaben geben ein ungefähres Bild von dem Umfang dieser 
Tätigkeit. 


Nach einer 1923 aufgenommenen Statistik waren Ende 1922 % 


in rund 700 Orten Arbeiterbüchereien vorhanden, die gemein- 


sam für alle am Ort vorhandenen Gewerkschaften bestimmt 
waren. Daneben bestehen eine ganze Anzahl von Büchereien, 
die den lokalen Gewerkschaften gehören, in Berlin z..B. gibt 


es etwa 20 solcher örtlichen Gewerkschaftsbibliotheken, von. 


‚denen mehrere über 10000 Bände umfassen. Eine genaue 


Aufnahme aller Büchereien ist gerade jetzt in Bearbeitung, in 


einigen Monaten wird über die Zahl der Büchereien, deren: 
Bücherbestand und die Ausleihziffer im letzten Jahre näheres 


mitgeteilt werden können. 
In 551 Orten waren im Jahre 1922 sogenannte Bildungs- 


auisschüsse vorhanden, die für die örtlichen Mitgliedschaften 
Theatervorstellungen, Filmvorführungen, Einzeivorträge und ° 


Vortragskurse veranstalten. Ueber die Anzahl der Veran- 
stalttngen und die Zahl der Teilnehmer sind in den letzten 
Jahren keine Erhebungen getroffen worden, ebenfalls ist es 
im Augenblick noch nicht möglich, die im letzten Jahre ge- 
inachten finanziellen Aufwendungen anzugeben. ‚Die Statistik 
betr. 1924 wird jetzt erst zusammengestellt, die für die Vor- 
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jahre, in Papiermark ermittelten Zahlen zu nennen, wäre 


sinnlos. 
Die Berliner Gewerkschaftsschule. Die Ber- 
liner Gewerkschaftsschule ‚ist die von den beiden örtlichen 


Spitzenkörperschaften der. Arbeiter- und Angestelltenorganisa- 


tionen Berlins — dem Ortsausschuß Berlin des Allgemeinen 
deutschen Gewerkschaftsbundes und dem Ortskarteil- Berlin 


dungseinrichtung für die 
liner Gewerkschaften. Ihr Unterricht wird in den Abendstun- 


hi 
k 


des Allgemeinen freien Angestelltenbundes — geschaffene Bil- 


w 


unktionäre und Mitglieder der-Ber- 


den abgehalten. Als Räumlichkeiten dafür dienen mehrere. 


von der Stadtverwaltung Berlin zur Verfügung gestellte öffent- 
liche Schulen. 

Die Tätigkeit der ‚Berliner Gewerkschaftsschule gliedert 
sich in zwei Abteilungen. Die erste Abteilung umfaßt die so- 
genannten Verbandskurse. Es handelt sich dabei, um 
Lehrgänge, die durch die Schulleitung, auf Antrag der ein- 
zelnen Verbände für deren Funktionäre und Mitglieder veran- 
staltet werden. Diese Kurse sind bezüglich der Teilnehmer- 
zahl nicht begrenzt. Es wird auch keine besondere Auslese der 


Hörer vorgenommen. Sie beschäftigen sich vorwiegend mit. 


Gewerkschaftsfragen im ae Sinne und behandeln nur ge- 
legentlich im weiteren Umfange sozialpolitische und wirt- 


‚schaftspolitische Themen. Im letzten halben Jahre haben im 


ganzen 38 solcher Kurse mit zusammen rund 1100 Hörern statt- 
gefunden. Diese Verbandskurse haben einmal den Zweck, 


diejenigen Funktionäre und Mitglieder innerhalb der Verbände 


für die Bildungsarbeit zu erfassen, die durch ihre gewerk- 
schaftliche Arbeit behindert. sind, an einer langfristigen Aus- 
bildung teilzunehmen. Ein zweites Mal dienen sie auch der- 
Vorbereitung und Vorbildung solcher Gewerkschafter, 
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die die: Absicht haben, sichseiner späteren intensiven Bildungs- 
tätigkeit zu unterziehen. _ 
= © ».Diese letzte Aufgabe löst die andere Abteilung, die eigent- 
"liche Gewerkschaftsschule. Ihr Lehrplan: ist systematisch in 
drei ‚Stufen gegliedert. Die Unterstufe umfaßt sogenannte 
allgemeine Einführungskurse ‚soziologischen Charakters, in 
‚denen die gesellschaftliche Stellung der Arbeitnehmer in je 
einem Zyklus von zehn Doppelstunden behandelt wird. 
Die Mittelstufe der Schule gliedert sich in mehrere 
|#Fachgebiete:. Volkswirtschaft, Betriebswirtschaft, allgemeines 
|TRecht, Arbeitsrecht, Gewerkschaftswesen, Sozial- und Kultur- 
|" politik. Jedes dieser Fachgebiete umfaßt sowohl Anfängerkurse 
|@als auch solche für Fortgeschrittene. Die Lehrgänge erstrecken 
|@sich hier auf längere Zeiträume, jeweils nach dem Umfang des 
Gebietes auf ein halbes, bzw. ein ganzes Jahr. Grundsätzlich 
"sollen die Teilnehmer der Mittelstufe vorher mindestens einen 
"Einführungskursus durchlaufen haben. Dieser Grundsatz wird 
|@jedoch nicht streng eingehalten, wenn der Eindruck besteht, 
"daß der sich meldende Hörer eine genügende Reife für diese 
\ Stufe besitzt. 
Die Oberstufe wird aus den Seminaren gebildet. Zur 

Zeit existieren je ein volkswirtschaftliches, ein rechtswissen- 
|"schaftliches, ein besonderes arbeitsrechtliches und ein kultur- 
|" politisches Seminar. Die Arbeitsdauer der Seminare ist nicht 
streng begrenzt. Ihr Lehrplan ist so eingerichtet, daß in be- 
"stimmten ‚Perioden neue Hörer in die bestehenden Seminare 
Teinrücken können. na 
© . Der letzte abgeschlossene Herbstlehrgang 1924 dieser in 
die genannten drei Stufen gegliederten Abteilung umfaßte rund 
570 Teilnehmer. Der zur Zeit laufende. Unterrichtsabschnitt 
"bleibt um ein weniges hinter dieser Ziffer zurück. Er wird sie 
jedoch in kurzer Zeit überschritten haben, weil noch einige 
|" weitere Kurse im Laufe des Monats April eingerichtet werden 
|" müssen, i 
1B Die Kursteilnehmer müssen eine Hörergebühr von 1,50 M. 
"für je zehn Doppelstunden entrichten. In dieser Gebühr ist das 
"Entgelt für die Schulzeitschrift, die „Vierteljahreshefte der 
|" Berliner Gewerkschaftsschule‘‘ eingeschlossen. Dieses Organ 
‚Derscheint in einem Umfange von 48 Seiten und bringt Aufsätze 
|Füber alle Fragen des gewerkschaftlichen Bildungswesens. Zur 
"Ergänzung ihrer Lehrtätigkeit gibt die Schule außerdem eine 
"Sammlung von literarischen Lehrbehelfen heraus, deren erstes 
Heft im März d. J. unter dem Titel „Soziale Bildung‘ von 
Dr. Theodor Tischauer erschienen ist. 
& Die Lehrkräfte der Schule setzen sich besonders für. die 
‚Abteilung „Verbandskurse‘‘ hauptsächlich aus praktisch tätigen 
"Gewerkschaftern zusammen. Für die eigentliche Gewerkschajits- 
‚schule werden nicht nur akademische Lehrkräfte herange- 
zogen, Sondern auch andere Fachleute der entsprechenden 
ebiete, wenn sie die nötwendige sachliche und pädagogische 
ignung besitzen. 

Die Volksbühnenbewegung. Die Volksbühnen- 
bewegung, die die Organisation der Theaterbesucher durch- 
führt und eine Bedarfswirtschaft des Theaters anstrebt, nimmt 
einen immer größeren Aufschwung. Waren es im Oktober 1920 
“erst 17 Volksbühnenvereine in Deutschland mit 190000 Mit- 
| so hatte sich die Zahl im Frühjahr 1923 bereits ver- 

ünffacht. Zur Zeit (Frühjahr 1925) sind es etwa 200 Volks- 
"bühnenvereine mit. rd. 650 000 Mitgliedern, die in dem „Verband 
‚der deutschen Volksbühnen-Vereine‘ zusammengeschlossen sind. 
"Die älteste Volksbühne, der Berliner Verein, der im Jahre 1890 
gegründet wurde, ist mit seinen 150000 Mitgliedern gleich- 
zeitig die größte Organisation. Ein eigenes Theater im Zen- 
trum Berlins gewährt etwa 2000 Personen Platz. Aber auch 
andere Großstädte,. z. B. :-Hannover, Hamburg, Chemnitz, 
Breslau usw. zählen jede Zehntausende von Mitgliedern. Die 

ätigkeit der Vereine ist nicht auf die Vermittlung der Theater- 
vorstellungen beschränkt, durch Kunstabende, Vorträge u. dgl. 
"wird wichtige Erziehungsarbeit geleistet. Dem gleichen Zweck 
“dienen auch die Mitteilungsblätter, die von den einzelnen Ver- 
einen re er werden und zum Teil künstlerisch aus- 
gestattet sind. 
© Der Verband der deutschen Volksbühnen-Vereine selbst 
"unterhält zwei: Wandertheater, die die kleinen theaterlosen 
"Orte mit guten Theatervorstellungen versorgen. Ein eigenes 
"Auto befördert das Personal, Dekorationen und Beleuchtungs- 
“anlage, so daß auf diese Weise auch in entlegensten Orten 
"würdige Bühnenbilder zu stellen sind. Eine Zeitschrift „Volks- 
"bühne‘‘ bringt wichtiges theoretisches und praktisches Material 
(Eine die Bewegung und über allgemeine künstlerische Fragen. 













































"Eine Zeitschrift „Kunstgemeinde‘“ steht den ganz kleinen Ver- 
“einen, die kein eigenes Mitteilungsblatt haben, zur Verfügung. 
Etwa vor einem Jahre wurde dem Verband die „Volksbühnen- 
"Verlags- und Vertriebs-G. m.b.H.“ angegliedert, die im-erster 
"Linie volkstümliche, billige, im modernen Geiste ausgewählte 
"Klassikerausgaben herausbringt. Durch erleichterte Zahlungs- 
bedingungen wird es jedem möglich gemacht, sich eine Biblio- 
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thek 'anzuschaffen. Der Bühnenvertrieb dieses Verlages hat in 
der kurzen Zeit seines Bestehens einige bedeutungsvolle Werke 
erworben und herausgebracht, z. B, eine Verdeutschung von 
Kalidasas „Sakuntala‘“ durch den jungen Dichter Ro!f Lauckner, 
neuerdings eine Uebersetzung von Lunatscharski „Der befreite 
Don Quichotte‘‘, Die Bewegung ist im weiteren Aufstieg be- 
griffen. 

Arbeiterhochschulen. Vor dem Krieg haben die 
deutschen Gewerkschaften regelmäßig sechswöchentliche Kurse 
für Gewerkschaftsfunktionäre abgehalten. Seit 1914 sind diese 
Unterrichtskurse eingestellt, im Jahre 1921 wurde- vom preu- 
Bischen Staat in Gemeinschaft mit den Gewerkschaften die 
Arbeiter-Akademie in Frankfurt a. M. und 1922 die Wirtschafts- 


schule Berlin und Düsseldorf geschaffen. Während die Aka- 


demie in Frankfurt a. M. den Zweck verfolgt, den Schülern 
die Zusammenhänge unserer gesellschaftlichen- Probleme auf- 
zuzeigen, haben die Wirtschaftsschulen die Aufgabe, die Ar- 
beitnehmer über die Zusammenhänge des Wirtschaftslebens 
aufzuklären und sie instand zu setzen, an der Wirtschaftsführung 
mitzuwirken, z. B. als Betriebsräte. 


Der Lehrplan der Frankfurter Arbeiter-Akademie für das 
Schuljahr 1924/1925 ist der folgende: 


Lehrplan des vierten Lehrganges der Akade- 
mie der Arbeit. 


1. Allgemeine Einführungsvorlesungen: 


Einführung in die Studienaufgaben der Akademie. — Die 
Ordnungen des Volkslebens: Gesellschaft, Staat (Arbeitsge- 
meinschaften). — Weltgeschichte im Grundriß. — Geistesge- 


schichte der Neuzeit. 
2. Wirtschaft: 


Volkswirtschaftslehre im Umriß. — Wirtschaftsgeographie. 
— Betriebswirtschaftslehre. — Soziale Betriebslehre. — Finanz- 
politik. — Industriebetriebslehre. — Landwirtschaft. — Ge- 
werbe und Gewerbepolitik. — Lohnpolitik. — Kartelle und 
Trusts. — Statistik. — Psychotechnik, — Volks- und Gewerbe- 
hygiene (mit Führungen). — Bank und Börse. — ' Valuta- 
fragen. — Wirtschaftliche Tagesfragen. — Einführung in- die 
theoretische Nationalökonomie (mit  volkswirtschaftlichen 
Uebungen). — Geschichte der ökonomischen Lehrmeinungen. 
— Heimarbeit. — Aufbau und Probleme der modernen Handels- 
und Industrieländer. 


IeReicht: 3. 

Grundbegriffe des Privatrechts und des öffentlichen Rechts. 
— Recht der Erwerbsgesellschaft. — Strafrecht und Kriminal- 
politik. — Staatsrecht. — Arbeitsrecht. — Schlichtungswesen 
und Arbeitsprozeßrecht. 
4. Politik: 

Allgemeine Staats- und Rechtslehre. — Seminar über poli- 
tische Tagesfragen (fakultativ). — Reichsverfassung (unter Be« 


rücksichtigung der übrigen Verfassungsformen der Gegenwart). 
— Kommunalpolitik. 
5. Soziologie und Sozialpolitik: 

Allgemeine Gesellschaftslehre. — Die Gesellschaftsiehre 
von Karl Marx. — Seminar über Lassalles Arbeitsprogramm 
(fakultativ). — Grundzüge der Sozialpolitik. — Die deutsche 
und die internationale Gewerkschaftsbewegung 'bis zur Gegen- 
wart. — Gewerkschaftspolitik — Seminar über Gewerkschafts- 
politik (Lektüre von Th. Brauer: „Die Krise der Gewerk- 
schaften‘ und andere Schriften) (fakultativ). — Aufbau und 
Politik der Arbeitgeberverbände. — Uebungen zu der Vor- 
lesung: „Sozialismus und soziale Fragen“. — „Sozialismus 
und soziale Frage‘ unter besonderer Berücksichtigung der 
Schriften des englischen Gildensozialismus (Cole: Selbstver- 
waltung in der Industrie) (fakultativ). — Seminar über die 
Probleme von Staat und Gesellschaft (im Anschluß an Lorenz 
von Stein: „Geschichte der sozialen Bewegung in Frankreich 
seit 1789) (fakultativ). — Christliche Soziallehren. — Städti- 
sche Wohlfahrtspflege. 

Wenn Beamte in genügender Zahl an dem Lehrgang 
teilnehmen, werden außerdem noch besondere Vorlesungen für 
Beamte und Behördenangestellte abgehalten. Es sind vorläufig 
in Aussicht genommen Vorlesungen über: Verwaltungsrecht. 
— Beamtenrecht. — Geschichte des Beamtentums. — Ge- 
schichte der Beamtenbewegung. Je nach der Zusammensetzung 
der teilnehmenden Beamten und Angestellten treten weitere 
Spezialvorlesungen hinzu. 

Die Schüler zür Akademie werden von den Gewerkschaften 
gestellt. In der Regel sind es jüngere Verbandsangestellte, 
denen ihre Organisation ein Jahr Hochschulstudium ermög- 
licht. Zur Zeit sind etwa 30 von den freien Gewerkschaften 
entsandte Schüler in der Akademie. 

Von den beiden Wirtschaftsschulen besteht nur noch die 
in Düsseldorf. Die Berliner Schule ging Dezember 1923 ein, 
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weil die Gewerkschaften finanziell nicht in der Lage waren, 
Schüler zu stellen. Die Düsseldorfer Schule hatte sich infolge 
ihres Zusammenarbeitens mit den Provinzialverwaltungen vom 
Rheinland und Westfalen sowie mit fast allen westlichen 
Großstädten erhalten können. Im Schuljahr 1923/1924 haben 
dort 20 Tagesschüler und 70 Abendschüler in drei Klassen 
Unterricht erhalten. Als Lehrgebiete sind gewählt: Wirtschaft. 
— Sozialpolitik. — Recht. — Weltgeschichte. — Weltpolitik. 
— Fremde Sprachen. 


Im laufenden Jahre sind 22 Schüler von den Gewerkschaf- 
ten entsandt. Um eine gründliche Vorbereitung und bessere 
Auswahl der Schüler zu ermöglichen, hat die Schulleitung 
semeinsam mit der Bezirksleitung der Gewerkschaften in 
heinland-Westfalen sogenannte Studienzirkel geschaffen, durch 
deren Vermittlung Schüleranwärter Fernunterricht erhalten. 
Das Unternehmen nahm seinen Ausgang von der Tätigkeit 
früherer Wirtschaftsschüler, die an ihren Orten Gruppen bil- 
deten, in denen Vorarbeit für die Schule geleistet wurde. 
Jetzt ist man planmäßig an die Arbeit gegangen und hat be- 
reits gegen 30 dieser Studienzirkel geschaffen. Die Gewerk- 


schaften unterstützen diese Gruppen. finanziell und organisa-, 


torisch, während die Schule für systematische Lernarbeit An- 
leitungen gibt und auch die Fortschritte der Teilnehmer 
verfolgt. 

Zu erwähnen wäre in diesem Abschnitt noch, daß die 
dem A.D.G.B. angehörenden Verbände wahrscheinlich dem- 
nächst einen sogenannten Kulturbeitrag einführen wer- 
den. Die aufkommenden Mittel sollen vornehmlich für die 
Schülergestellung zu den Arbeiterhochschulen verwendet wer- 
den. Auf diesem Wege glaubt man, die Existenz dieser Schulen 
sicherzustellen, während sie bisher von der finanziellen Tätig- 
keit der einzelnen Verbände abhingen. Wird der Kulturbeitrag 
Wirklichkeit, dann können auch die Verbände mit schwachen 
Kassen Vorschläge machen, ferner werden dann auch direkte 
Bewerbungen von solchen Mitgliedern möglich sein, die in ihrer 
Organisation noch nicht bekanntgeworden sind. 

Bei der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit sind drei Haupt- 
gebiete deutlich erkennbar: 1. Die Schulung von Funktionären 
oder die von Mitgliedern zu Funktionären; 2. die allgemeine 
Biädungsarbeit für die Mitglieder und 3. die berufliche Bil- 
dungsarbeit. 

Organisationen, die keine qualifizierten Berufe erfassen, 
werden fäturgemäß mit dem dritten Gebiet nichts zu tun haben. 
Vox den Berufsverbänden wird der fachlichen Ausbildung große 
Aufmerksamkeit gewidmet. Neben den Buchdruckern haben 
auch die Lithographen, Holzarbeiter, Maler, Bäcker, Gast- 
wirtsangestellte und der Verkekrsbund besondere Fachzeit- 
schriften. In Vorträgen mit und ohne Lichtbilder werden be- 
rıfliche Fragen -behandelt und so versucht, die Verbands- 
mitglieder über ihr Fach zu unterrichten. 

Eine wichtige Rolle spielt die Funktionärschulung. Be- 
sonders die Betriebsräte sind es, denen die Organisationen in 
ihren Zeitschriften und Vortragskursen besondere Aufmerk- 
samkeit widmen. Es gibt leider auch über diese Seite der 
Tätigkeit keine umfassende Zusammenstellung, die zeigen 
ae wie die Gewerkschaften durch ihre Funktionärschulung 
gleichzeitig eine große Anzahl won Arbeitern, die jährlich in 
die Tausende geht, in 
Vergegenständlicht wird diese Bildungsarbeit dureh eine Schil- 
dering der Veranstaltungen des Verbandes der Fabrikarbeiter, 
der in den Monaten Februar bis Mai d. J. 7 Unterrichtskurse 
stattfinden läßt. Jedes Mitglied ist hierbei zur Bewerbung 
zugelassen, muß aber über seme bisherige Tätigkeit in der 
Arbeiterbewegung berichten. Die Ortsverwaltung. begutachtet 
die Bewerbungen und schickt sie an die Gauleitung, die die 
Entscheidung trifft. Zu jedem Kursus werden 30 Teilnehmer 
zugelassen, die einen Teil ihres Arbeitslohnes und eine Aufent- 
haltsunterstützung vom Verbandsvorstand gezahlt erhalten. Der 
Lehrplan sieht 8 Vorträge über das Betriebsrätegesetz und 
das Arbeitsrecht, 3 über den Arbeitsvertrag, 6 über Geschichte 
und Theorie der Gewerkschaften, 7 über Volkswirtschaft und 
6 über Sozialversicherung vor. Der Kursus dauert eine Woche, 
in die 45 Unterrichtsstunden fallen. Daß trotz der harten 
Arbeit, die die Teilnehmer nach diesem Unterrichtsplan zu 
leisten haben, das Interesse groß ist, zeigt die große Zahl 
der geeigneten Bewerber, mehr als das Doppelte der erforder- 
lichen Bewerbungen waren bisher eingegangen. 

Ueber die für die große Masse der Mitglieder getane 
Bildungsarbeit liegen auch keine zahlenmäßigen Angaben vor. 
Es wird auch schwer sein, solche jemals zu beschaffen, denn 
von den vielen Einzelvorträgen, die vor Mitgliederversamm- 
lungen gehalten werden, wird oft nicht gesagt werden können, 


ob sie in das Gebiet der Agitation oder in das der Massen- . 


bildung gehören. In der Regel wird diese Arbeit von den 
oben erwähnten örtlichen Bildungsausschüssen geleistet werden. 








Verantwortlich: A. Lenz, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH, 
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Die Ausbildung desVerwaltungsbeamte ae 
für Staat und Wirtschaft % 


Während bei den öffentlichen Körperschaften die Ver 
waltungsbeamten des höheren» Dienstes sich bisher _ vorwie-’ 
gend aus ehemaligen Studierenden der Universitäten, und” 
zwar entweder Juristen oder Nationalökonomen, rekrutierten, 
bemächtigten sich in der Privatwirtschaft neben einer ge= 
ringeren Zahl von Nationalökonomen und Juristen die Kauf 
leute der Verwaltung der Betriebe. Der Bund der technischen 
Angestellten und Beamten hat wiederholt zum Ausdruck ge- 
bracht, daß er die Rückständigkeit in der Verwaltung der” 
öffentlichen Betriebe wie auch der privaten Unternehmungen” 
darauf zurückführt, daß es bisher nicht gelungen ist, die Ver- 
waltung “mit technischem Geist zw durchdringen. Er beau« 
sprucht infolgedessen für den deutschen Techniker die Leitung 
aller technisch-wirtschaftlichen Betriebe. Aber nicht nur in 
technischen Kreisen, sondern auch in Wirtschaftskreisen wird 
erkannt, daß die bisherige Ausbikdung der führenden Männer” 
eine mangelhafte gewesen ist. Die Universität hat sich als 
nicht geeignet für die Heranbildung tüchtiger Wirtschafts- 
führer gezeigt. Auf diese Erkenntnis ist die Gründung zahl 
reicher Handelshochschulen zurückzuführen. Sie sollen den 
Zweck haben, tüchtige Kaufleute mit praktischen und theereti= 
schen Kenntnissen heranzubilden. Jüngere Universitäten, z. B. 
Köln und Frankfurt, gliederten die Handelshochschule in die 
wirtschaft- und sozialwissenschaftliche „Fakultät ein. Die auf” 
diesem Wege liegenden Bestrebungen erwiesen sich aber als’ 
unzureichend, was sich darin äußerte, daß die Wirtschafts 
kreise Mißtrauen gegen die so herangebildeten Nationalöko- 
nomen zeigen, und zwar hauptsächlich deshalb, weil ihn’ 
die notwendige kaufmännische Praxis fehlt. 


Einen. ganz neuen Weg zeigt die Technische Hochschule 
in München. Diese hat die Handelshochschute sich angeglie- 
dert, so daß eine innige Verbindung zwischen Technik, Be- 
triebswirtschaft und Sozialwirtschaft. besteht. Das wirtschafts- 
wissenschaftliche Fach hat einen technischen Einschlag er- 
halten und umfaßt in den Hauptfächern: Verwaltung wirt- 
schaftlicher Unternehmungen, Tarif- und Schlichtungswesen, 
Rechtswissenschaft und auch Grundfragen der technischen 
Wissenschaften. Neberder Vollreife einer neunklassigen höhe- 
ren Lehranstalt wird eine zwölfmonatige Praxis in Kontor oder 
Werkstatt verlangt. Mit dem Bestehen der Diplomhatpt= 
prüfung wird der akademische Grad eines Diplomwirtschaf« 
ters erworben. 


Im Gegensatz zu der wirtschaftswissenschaftlichen Abtei- 
lung ist auch eine kaufmännische Abteilsng angegliedert 
die sich nicht auf die technischen Wissenschaften erstreckt. 

Wir haben an anderer Stelle bereits darauf hingewiesen) 
daß uns die geringe Praxis im Wirtschaftsleben als ein 
Mangel in der Ausbildung unserer zukünftigen Wirtschaits- 
kräfte, insbesondere des Technikers, erscheint. Dasselbe trifft” 
auch hier auf die nur einjährige praktische Ausbildung zu. 


Die Verwaltung der deutschen Wirtschaftsbetriebe leidet 
in erster Linie daran, daß es an Konstrukteuren fehlt, die 
den Verwaltungsapparat “auf Grund neuzeitlicher konstruke” 
tiver Gedanken wirtschaftlicher gestalten. Wir sind deshalb 
nach wie vor der Ansicht, daß hierzu nur derjenige geeignet 
ist, der konstruktiv zu arbeiten gewohnt ist. Auch aus diesem 
Grunde beanspruchen wir als Techniker das viel stärkere 
Eindringen des Technikers in die eigentlichen Verwaltungs- 
stellen. Die Möglichkeit hierzu wird um so mehr geschaffen 
sein, als bereits auf der Hochschule die Technik in engste 
Berührung mit der Betriebswissenschaft und Volkswirtschafis- 
lehre gebracht wird. Mancher technische Studierende wird 
so Gelegenheit haben, neben dem Studium der eigentlichen 
Fachwissenschaft auch die Verwaltungswissenschaft zu be= 
treiben. Vor diesem Gesichtspunkte aus begrüßen wir die 
Angliederung der wirtschaftswissenschaftlichen und kaufınän- 
nischen Fakultät an die Technische Hochschule in München” 


Sommerschulen des 1.G.B. Wir sind nun in der Lage, 
die definitive. Mitteilung zu machen, daß die Sommerschule 
in Prag (17. bis 31. August) in der Strakova-Akademie statt-" 
finden und sich das Kursgeld (Wohnung, Verpflegung und? 
Unterricht) für die 14 Tage auf insgesamt ungefähr 70° M. 
stellen wird. S 


"| 
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Heimvolkshochschule Schloß Tinz. Die Rechtsmehrheif” 
des Thüringischen Landtages hat sich doch entschlossen 
die Mittel für die Heimvolkshochschule zu bewilligen, un sich” | 
nicht einer Verlassungsverletzung schuldig zu ‚machen. Der 
Bestand der Heimvolkshochschwle ist also für absehbare Zeit 
gesichert. N: 
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versammlungen ist wieder gekommen. 





Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 


Nummer 6 / 5. Jahrg. 


Die Passivität der Regierung in der 


Reichsschulpolitik | 


Die schöne Zeit der Kongresse, Verbandstage und Wander- 
5 Dürch inhaltlich sorg- 
fältig vorbereitete und rhetorisch formvollendete Vorträge wer- 
den einem auserlesenen und begeisterungsfähigen Kreise von 


‚Vereins- und Bezirksdelegierten wieder mal die hohen Ver- 
"bandsziele vor Augen und zu Herzen geführt, in wuchtigen 
‚Entschließungen der großen Oeffentlichkeit die überragende 


Bedeutung des vertretenen Berufsstandes zur Kenntnis und 
damit gleichzeitig den an- und abwesenden Vertretern. der 
öffentlichen Verwaltung und der Gesetzgebung zum Bewußt- 
sein gebracht, wie schwer sich beide durch Nichterfüllung 
der ihnen längst bekannten Forderungen am Allgemeinwohl 
versündigt haben. Lebhafte Befriedigung einerseits, diploma- 


"tisches Augurenlächeln andererseits, ob so mannhafter Aeuße- 
‚rung solidarischen Kraftgefühls, ein frohes „Auf Wiedersehen‘ 


und herzliches Händeschütteln und — im nächsten Jahre in 
den meisten Fäl’en dasselbe Theater. 

Auch die Schulfachmänner halten gegenwärtig ihre. jähr- 
lichen Tagungen ab. Leider gehören ihre Verbände in erster 
Linie zu jenen, die mit starkem und berechtigtem Unmut fest- 
stellen müssen, daß gerade auf dem Gebiete des Unterrichts- 
wesens,. das nach dem militärischen, wirtschaftlichen und mora- 
lischen Zusammenbruch unseres Volkes einer besonders pfleg- 
lichen Behandlung seitens der öffentlichen Gewalten dringend 
bedurft hätte, die Reichsregierung eine absolute Unfruchtbar- 
keit und Unentschlossenheit gezeigt hat. Mit Recht betont 


“die vom Deutschen Lehrertag in Hamburg gefaßte Entschlie- 


Bung, daß der Reichsschwgedanke verblaßt und das Reichs- 
schulgesetz zerstückelt ist, die Verfassungsversprechungen auf 
dem Schulgebiet nicht erfüllt wurden und die Zerrissenheit und 
Uneinheitlichkeit der deutschen Schule stärker denn je ge- 
worden .ist. 

Wenn wir uns daran erinnern, mit welchem Arbeits-, 
Zeit- und Geldaufwand der große Apparat der Reichsschul- 
konferenz im Jahre 1919 aufgezogen wurde, welche Fülle von 
Anregungen in schriftlichen und mündlichen Referaten und 
Diskussionen, in Ausschußberatungen damals gegeben wür- 
den — ein Material, das allerdings dann zu seiner Auswertung 
eines im. Geiste der Weimarer Verfassung zielklaren und ver- 
antwortungsbereiten persönlichen oder körperschaftlichen 
Autors bedurft hätte — und wenn man dagegenhält, was nun 
in den inzwischen verflossenen sechs Jahren gesetzestechnisch 
von der Reichsregierung produziert oder von den Schulver- 
waltungen einzelner Länder geflissentlich sabotiert und unter- 
drückt worden ist, so möchte man die Hofinung aufgeben, 
daß es im Deutschen Reiche noch einmal zu einer fortschritt- 
lichen und einheitlichen Reichsschulpoliiik kommen wird. 


Selbst das einzige in der verfassunggebenden National- 
versammlung noch zustandegekommene Reichsgesetz, das 


Grundschulgesetz vom 2. April 1920, ist durch die angeblich 
unumgänglichen Uebergangsbestimmungen durch Sonderrege- 
lungen zum Zwecke der bekannten Forderung der Begabten- 
förderung, durch Auslührungsverordnungen der Kandesteeie un 
gen und was dergleichen pesetzestechnische ifsmittelchen 
mehr sind, derart durchlöchert und itmgangen, daß die beab- 
sichtigte soziale Auswirkung gründlich verwässert ist, Ebenso- 
wenig wie wir heute eine einheitliche Grundschule, also das 
Fundament einer wirklichen Einheitsschule haben, ebensowenig 
gibt es eine einheitliche Lehrerbildung und damit die Voraus- 
setzung für einen einheitlichen Lehrerstand. Ja, die Wege, 
auf denen der Lehrer die seiner späteren Berufsarbeit zweck- 
entsprechende Berufsausbildung sich aneignen kann, sind heute 
noch viel verworrener, buntscheckiger und planloser, als sie 
es bisher je gewesen sind. Ein Liedchen davon wissen im 
besonderen Maße die Berufsschullehrer zu singen, deren Aus- 
bildungsgang heute beinahe nach ebensoviel Systemen erfolgt, 
als es Länder mit eigenen‘ Schulverwaltungen gibt. An einen 
Ausgleich der mit der Schlußprüfung der besuchten Ausbil- 
dungsanstalt erlangten Berechtigungen bezüglich der Anstel- 
lungs- und Besoldungsmöglichkeiten über das Reich ist schon 
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überhaupt nicht mehr zu denken und bald wird nicht nur der 
sächsische Baumeister, sondern auch der sächsische Gewerbe- 
lehrer seinen Berufstitel einmotten müssen, wenn es ihm etwa 
beikommen sollte, seine Berufstätigkeit jenseits der grün- 
weißen Grenzpfähle ausüben. zu wollen. 

Auch vom Standpunkt des beruflichen und fachlichen Schul- 
wesens aus muß Herrn Oberschullehrer Wolff (Berlin) bei- 
gestimmt werden, wenn er bei der Behandlung seines auf dem 
Deutschen Lehrertag gehaltenen Vortrages „Das Reich und die 
Schule‘‘ ausführte, daß das Reich #s nicht fertig gebracht hat, 
einen Schulaufbau nach den Grundsätzen der Einheit und 
Gemeinschaft, der Staatlichkeit und der sozialen Förderung zu 
errichten. Zum Beleg dafür braucht man ja nur die Verschie- 
denartigkeit der Berechtigungen anzuführen, die an die: Ab- 
schlußprüfungen der verschiedenen Schulsysteme geknüpft s’nd 
und die eine so krasse Minderbewertung der mathematisch- 
naturwissenschaftlichen Lehrfächer gegenüber den sprachlich- 
historischen zeigen, wie sie in der Denkschrift des Preußischen 
Ministeriums für Kunst, Wissenschaft und Volksbildung zur 
Reform des preußischen höheren Schulwesens zum Ausdruck 
sind. Wie sie weiter sich ausprägen in den 

chwierigkeiten und: Hindernissen, die man den Absolventen 
unserer technischen Fachschulen bereitet, wenn sie, und das 
dürfte der regelmäßige Fall sein, im Verlaufe ihrer beruflichen 
Betätigung aus Interesse und Neigung. zu dem erwählten Beruf 
das Bedürfnis und den Drang in sich fühlen, die bereits auf 
der. Fachschule erlangten hochwertigen theoretischen Berufs- 
kenntnisse durch wissenschaftliches Studium an der Hochschule 
zu erweitern und zu vertiefen. 


Die Universitäten sowohl wie die technischen und anderen 
Hochschulen haben doch eigentlich die Aufgabe, den wirklich 
Fähigen und Strebsamen das wissenschaftliche Rüstzeug zu 
geben, das sie zu Pfadfindern und Führern auf dem ihren An- 
lagen und Neigungen entsprechenden Wissensgebiet macht. 
Man treffe die Auslese, und zwar scharfe und rücksichtslose 
Auslese nach diesen Gesichtspunkten. Aber man mache die 
Entscheidung nicht von Merkmalen abhängig, bei denen die 
Art, das Schema des bisherigen Ausbildungsganges das 
allein Ausschlaggebende, der Grad und der Gesamt- 
wert des erlangten Wissens und Könnens und 
nicht zuletzt der Persönlichkeitswert des Anwär- 
ters das Sekundäre und Unmaßgebliche darstellen. Selbst- 
verständlich muß der Entscheidung irgendein Maßstab, irgend- 
ein Wertmesser zugrunde gelegt werden. Man norme diesen 
Wertmesser aber so, daß er. die erlangte Geistesreife objektiv 
und universell zu berücksichtigen und die voraussehbare Ent- 
wicklung des jungen Menschen in Rechnung zu stellen erlaubt. 
Man vermeide in den Zulassungsbedingungen und in den Prü- 
fungsverfahren alles, was in dem Zurückgewiesenen zwangs- 
läufig die Empfindung auslösen muß, seinen Mißerfolg anderen 
als rein sachlichen Gründen zu verdanken. 

Der Anlaß hierzu aber besteht, solange der Abiturient eines 
Gymnasiums oder Realgymnasiums den Freipaß zu jedem 
akademischen Studium, also auch zu dem der tech- 
nischen Fächer hat, gleichviel, ob ihn seine geistigen An- 
lagen und Kenntnisse dafür prädestinieren oder nicht, während 
der Absolvent einer. techuischen Mittelschule bei mindesjeng 
oletcher Alters» um meist größerer ‚Lebensreite, jedenfalls 
aber bei bereits beurteilbaref Eignung für dieses Wissens- 
gebiet sich vor fast unübersteigliche Schranken gestellt sieht, 
Schranken, die nur einseitige Klassen- und Standesinteressen 
errichtet haben und durch alle Mittel aufrechtzuerhalten sich 
bemühen. 

Bei der Eröffunng des Deutschen Museums in München 
sind der Technik allerhand Lobhudeleien wieder dargebrächt 
worden. Ihre Spender iind die breiten Massen haben dabei 
gewohnheitsgemäß die „Prominenten“ im Auge gehabt. Sie 
verdienen die Anerkennung und sie soll ihnen von unserer 
Seite aus gewiß nicht geschmälert werden. Aber der Hoch- 
stand der deutschen Technik ist nicht ihr Werk. allein, Der 
heutige, unseren wirtschaftlichen Wiederaufbau allein tragende 
Hochstand der deutschen Technik ist das Ergebnis einer sehr 
fleißigen, verständnisvollen und planmäßigen Zusammenarbeit 
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der technischen Wissenschaftler und der industriellen und ge- 


werblichen Praktiker, der Akademiker und der Nichtakade- 
miker, der Kopf- und Handarbeiter, die auch künftig trotz 
aller -Verkennung des wissenschaftlichen Gehaltes 
rufsarbeit sich das Bewußtsein nicht werden nehmen lassen, 
durch ihre Arbeit in erster Linie dem deutschen Volke die 
Möglichkeit gegeben zu haben, trotz des militärischen, poli- 
tischen und wirtschaftlichen Zusammenbruches seine Kul- 
turelle Gleichberechtigung mit den anderen Völkern ‚in 
vollem Maße zu bewahren. Hätte bei der Münchener Feier 
die Reichsregierung ihr Lob der Technik in praktische Maß- 
nahmen einer wirklich fortschrittlichen und einheitlichen. Schul- 
politik gekleidet, so hätte sie nicht nur unter dem Jüngern 
der Technik größere Befriedigung ausgelöst, sondern auch 
der Allgemeinheit einen wertvolleren Dienst erwiesen. 


A. Lenz. 


Bericht über die Abschlußprüfungen am 
Staatlichen Gewerbelehrer- Seminar zu 
Charlottenburg im März 1925 


Von Professor Schindler, Charlottenburg. 


In der Zeit vom 2. bis 14, März dl. fanden am Staatlichen ” 


Gewerbelehrer-Seminar. zu Charlottenburg unter dem Vorsitz 
des Ministerialrates, Geh. Regierungsrates Dr. Kühne vom 
Preußischen Ministerium für Handel und Gewerbe, die Ab- 
schlußprüfungen für die Teilnehmer des Kursus 1923/1925 statt. 
Die schriftliche Prüfung dauerte vom 2. bis 7. März, die münd- 
liche Prüfung vom 10, bis 14, März. 


An der Prüfung beteiligten sich insgesamt 121 Teilnehmer, 
von denen. 119 ordentliche Besucher des Seminars waren. Von 
letzteren gehörten 22 Teilnehmer der Abteilung Baugewerbe, 
14 der Abteilung Bekleidungsgewerbe, 10 der Abteilung Kunst- 
gewerbe, 58 der Abteilung Metallgewerbe-und 17 der Abteilung 
Nahrungsgewerbe an. 


‚Im Zusammenhange mit dieser Prüfung legten 14 Gewerbe- 
oberlehrer die Ergänzungsprüfung ab, und zwar 9 für eine Be- 
ruisgruppe und 5 für einen einzelnen Berufszweig. 

Die Handhabung und Durchführung der schriftlichen und 
mündlichen Prüfung erfolgte in derselben Weise und in  dem- 
selben Umfange wie bei den vorhergehenden 
prüfungen. 

A. Die Aufgaben für die schriftliche Prüfung in 
den allgemeinen Fächern Januteten: ° 

lin Pädagogik: 

Die Verwirklichung des Arbeitsschulgedankens in der Be- 

suisschule. .ä 
IH. in Bürgerkunde: 

Das Wesen der reinen und der parlamentarischen Demo- 
kratie ist durch Vergleich der amerikanischen Verfassung mit 
der deutschen darzustellen. 


IN. in Privatwirtschaftslehre: 


Die Bewertung, ihre Grundlagen und ihre Bedeutung für 
die Vermögens- und Gewinnberechnung. 

IV. in Buchführung: 

a) Karl Müller hat am 1. Oktober 1924 einen Handwerks- 
betrieb mit folgenden Werten eröffnet: Kassenbestand 500 RM., 
Bankguthaben 1200 RM., Betriebsvorräte 6000 RM., Maschinen, 
Werkzeuge und Möbel 2300 RM. Er hat doppelte Buchführung 
in der Form der Tabellenbuchhaltung und macht am 31. De- 
zember Abschluß, weil in Zukunft das Geschäftsjahr mit dem 


ihrer Be- 


die Zusammensetzung dieser 


Abschluß- 


lichen, bei Bauten als 


Außer den Beständen auf den reinen Bestandkonten si 
am 31. Dezember noch Vorräte an Materialien, Halb- 


Fertigfabrikaten vorhanden für 7850 RM.; auf die Einrichtung 


sollen 200 RM. abgeschrieben werden; an Unkosten sind zu 
Lasten der abzuschließenden Geschäftsperioden noch 200 R I. 
im Januar zu zahlen. Die Eröffnungsbilanz ist aufzustellen; die 
Konten sind auf einem Abschlußblatt zu eröffnen, auf dem der 
Abschluß bis zum Kontenausgleich durchzuführen ist. Die 


Vermögens-Schlußbilanz ist anzufertigen. - 

b) Freiwillig: ; is ei 

- 1. Karl Müller bezieht am 3. Dezember von C. G.. Her- 
mann, Magdeburg, Rohstoffe, Ziel 3 Monate oder bei Zahlung 
innerhalb 30 Tagen 3 Proz. Skonto für 3000 RM. Be 
2. Karl Müller zahlt Fracht und Rollgeld 40 RM. u 

3. Karl Müller schickt nicht bestellte Materialien’ Zurück 

200 RM. . Rs Eee: Fe 

4. Karl Müller :sendet an C. G.’ Hermann einen Wechsel, 

fällig am 3. April 1000 RM. er 

5. C. G. Hermann zieht auf Karl Müller einen Wechsel per” 

3. Januar 1200 RM. AMT E 

6. Am 3. Januar rechnet Karl Müller ab und überweist 


+ 


unter Berücksichtigung der vereinbarten 3 Proz. Skonto den 

Rest seiner Schuld durch seine Bank. . ee 
Wie bucht‘ Karl Müller in allen Fälen? arme - 
Wie ist das Konto für C.-G. Hermann aufzustellen? Be 
In welchen Fällen von 1 bis 6 bucht C. G. Hermann 

und wie?: Fr a e og u 
B. In der Fachkunde und im Fachzeichnen für? 


| das Baugewerbe wurden folgende Aufgaben gestellt:. 


I. in der Fachkunde für Maurer’ und Zimmerer: 
l.. Woraus besteht Syenit? In der Antwort ist auch die > 
Zusammensetzung dieser einzelnen Bestandteile anzugeben und 
deren Art zu schildern. - SIE ee 
2. Woraus besteht Labrador-Syenit, und welche Färbung 


. Zeigt er? 


3. Woraus besteht Basalt? Inder’ Beantwortung ist auch 
einzelnen Bestandteile anzugeben, 
und der Stein in bezug auf seine Härte, sein Gefüge und seine 
Be zu schildern, sowie anzugeben, wozu er Verwendung 
Hrdet. &°0> A re Bi 
4. Was verstehen wir unter Basaltlava, und wie ist das 
Gefüge, und welche Verwendung findet Basaltlava? Si 
5. Woraus besteht Diorit, und zu welchen Arbeiten eignet 
er sich besonders gut? ’In der Beantwortung sind auch die 
Bestandteile bezüglich ihrer Zusammensetzimg zu schildern. | 
6. Zu welcher Gesteinsgruppe bezüglich der Entstehung ° 
gehört der Sandstein? In der Beantwortung sind seine Bestand- 
teile und Sein Gefüge anzu&eben. ° ER EN. 
Was verstehen wir unter Porphyrgefüge und was unter z 
porphyrartigem Gefüge? De Be 
8. Was verstehen wir ımter der ‚Verwitterung der natür- © 
Verblendung der Fassaden dienenden, 
Steine, z. B. der Sandsteine, und worauf ist diese Verwitterung 
zurückzuführen? a. 
9. Was verstellen wir unter hydraulischem ‚Mörtel, woraus. 
wird er hergestellt, und welche Bestandteile müssen die hier- 
für zur Verwendung brauchbaren Natursteine haben? . 
10. Welche verschiedenen Stufen unterscheiden "wir bei 
der Verwandlung des hydraulichen : Mörtels in. einen festen 
Körper, und wie ist dies zu erklären? s A 
11. Woraus und wie wird künstlicher Zement hergestellt, 
und wie wird er gebrannt und benannt? In der Antwort ist 
sowohl die Aufbereitung der Mischung und das Brennen in 
Schachtöfen und Drehrohröfen sowie das Zermahlen der Masse 
bis zur Verpackung "des fertigen Zementpulvers kurz zu 
schildern. 
12. Wie ist das Feuchtwerden von völlig trocken er- 


- scheinenden Putzflächen der Wände eines Wohnhaus-Neubaues 
zu erklären, welches nach einiger Zeit, nachdem das Gebäude 
bezogen worden ist, emtritt? SCHE ST 

“ ‚13. Was verstehen wir unter dem Ausblühen der Ziegel-- 

Dezember Steine in einer aus ihnen aufgemauerten Mauer, und woratf ist 
ee es zurückzuführen? FE 

Debet | Kredit 14. Was ist Ton und was ist Lehm, und wodurch unter- 
—-—== scheiden sich beide voneinander? a. 

. 15. Woraus besteht Gipsstein? ER Be 
16.. Welche drei Arten von gebranntem Stuckgips kennen 
wir, und was verstehen wir unter Estrichgips, wie werden diese 3 
vier Arten gebrannt, und wie werden sie zermahlen? © 
17. Wie geht das Erhärten des Gipsmörtels vor sich? 2 
18. Wie ist das Kernholz eines Baumstammes im Vergleich . 


Kalenderjahr zusammenfallen soll. 
Die 3- Monats- oder Probebilanzen für Oktober, November 
und Dezember lauten: 


Oktober November 


Konten 
Debet | Kredit | Debet | Kredit 








3000 | 2200 


1000 


3500| 4700 
1200 | 1.000 
7000 | 6000 
1150| 1200 

1500| 2900 

300 


Kassenkonto . . 
Bankkonto . z 
Betriebskonto . 
Kundenkonto 
Lieferantenkonto . 
Einrichtungskonto . 


Unkostenkonto. . . 700 — 800 BI ER . 143 ; -: 
Pt 200 m 390 S zum» Splintholz beschaffen, und welches ist zur Verwendung 


Verik  mmnkonte ERS 00 ’ Re geeigneter, das Splintholz oder das Kernholz? 
SER. 100 MIR 19. Was verstehen wir unter Stamm- und 
Akzeptekonto . — — 309 
—— 1-1 20030 
[12000 12 000 | 11.900 | 11 900 | 16.150 16 150 


. 
. 
. 


1 500 2090 


was unter 
Zopiware beim Handel mit Brettern, und welche Ware ist von 
beiden die brauchbarere, und wodurch “begründet sich die 
Antwort? ER a 


5 oo 
1 5000 | 6000 
se | 700 


















Ben Aus eich Roheisen wird ‚Gußeisen gewonnen, und 
elcher Bestandteil des Eisens bewirkt, daß das Fisen im 
‚Fe euer so leichtflüssig “wird, daß es als Gußeisen brauchbar ist? 
21. Was verstehen wir unter. ‚Flußeisen, und in welchen 
Defen. wird es gewonnen? 


a. im Fachzeichnen, für Maurer und Zimmerer: 


Es sind zu. ‚zeichnen nach Maßgabe der beistehenden Skizzen 
> = mit allen für die Ausführung erforderlichen Maßen zu ver- 


$ Ben: 

F : ‚im.Maßstab 1:1 die Schnitte A—B, CB E-F durch 
ein zweillügliges einfaches Fenster; 

ww 2.:-im Maßstab‘ 1:1 Schnitt A—B durch eine einfache Zim- 
© mertür in-..einer 12. Se: starken Wand mit: Futter und Be- 
> kleidung); RT d 

3. im Maßstab 1: 10 die Verschiedenen Abschlußmöglich- 
| keiten. ‚einer 12cm ‚starken. DESUBISCHEE Kappe a) an Trägern, 
3 'b) an Gurtbögen. 


= il. in "Methodik des Zeichnens Bas Fach- 
4 rechnens für Maurer und Zimmerer: 


| In der Unterstufe einer . gewerblichen . Berufsschule sind 

EMhurer und Zimmerer vereinigt. Der. Lehrer .soll,- um. alle 

|" Schüler gleichmäßig zu fesseln, eine Uebungsaufgabe an. ein 

| kleines Bauwerk anschließen, an dem beide Berufsgruppen vor- 

I wiegend Beteiligt sind. Zur Klarstellung der Aufgabe und ihrer 
"Vorbereitung für den Unterricht sollen nach Maßgabe der bei- 

[E Be Skizzen aufgetragen werden: 

. im Maßstab 1:50 (auf einem halben Bogen) als Ueber- 
BE : 2 Ansichten, 2 Schnitte, Grundriß und Werk; 

2. im Maßstab 1:10 (auf einem ganzen Bogen) der von 

|* den Maurern zu behandelnde Teil; 
8. soweit Zeit vorhanden im Maßstab 1:10 (auf einem 
ganzen, Bogen) der von den Zimmerern zu behandelnde Teil. 

|. “Auf Grund der in der „Methodik des Fachzeichnens“ auf- 

ee Zeichnungen sollen berechnet und listenmäßig zu- 
sammengestellt werden: 

IE 1... der Erdaushub (nach ‚vorheriger genauer Berechnung 
auf cbm abgerundet); 

E == 2.6 Mauermassen (nach vorheriger genauer Berechnung 

" auf cbm abgerundet); 

We. 3. die erforderlichen Ziegel (auf 
rundet). 


_Ww. in: FE elunde ünd- Fachzeichnen für Tischler: 
E Es ist die Werkzeichnung des Oberteiles eines dreiteiligen 
- Schrankes (Türen überfalzt und. verglast) nach Blaupause im 


Maßstab 1:10 anzufertigen. Pie Holz- und Materialliste. ist 
nach der angefertigten Werkzeichnung aufzustellen. 


4 ä 1% in Fachkunde und Fachzeichnen für Bau- 
E.- re 3SsCcCHLOSSer: 


Zum Schutze eines Schaufensters, 1,50 m breit, ist ein 
ERrüstungsgitter aus 20 mm starkem O-Eisen zu zeichnen. 
























halbe , Tausende abge- 


 Verlangt: 
24. die: Entwurfsskizze im Maßstab 1: 10; 
=: 2, die ‚Verbindung des Längs- und Höhenschnitts im Maß- 


. stab 1.21% 
3. der Entstehungsgang einer Lochung' als Skizze. 
Ferner ist der Arbeitsgang des Gitters, der Materialver- 
. brauch mit dem Gewicht ‚(ohne Tabellen) festzulegen. 


j V. in Fachkunde und, Fachzeichne en für 
r Klempner: 


- Eine: Be loshdeckmz ist abzuwickeln und der er- 
Eisrderliche Zinkblechbedarf zu berechnen (Zinkblech Nr. 12, 
- 1m? wiegt 4,62 kg, 1 kg kostet 1,12 RM.). 
E- C. Für die Abteilung OS LaNEeSEE Werne 
£ ten die Aufgaben: 


Il. in Stoffkunde für Schneider: 


Kammgarn und Streichgarn, ihre Gewinnung und: ihre Ver- 
“wendung zu Kleidungsstücken. 


U. im Fachzeichnen und Rechnen für Schneider: 


e Herstellung des Schnittmusters für ein Jackett nach Maßen, 
die am Prüfungstage an einem Teilnehmer genommen werden. 
- Die zur Herstellung des Kleidungsstückes notwendigen Arbeiten 
sind der Reihe nach anzugeben und zu begründen. Die Ent- 
wicklung des Jacketts bis zu den in der Gegenwart gebräuch- 
lichen Formen ist möglichst mit Verwendung einfacher Kostüm- 
 skizzen darzustellen. 

F Das im Schnittmuster dargesteille Kleidungsstück soll in 
- der Werkstatt hergestellt werden bei sparsamstem Verbrauch 
an Stoffen und Zutaten mittlerer Güte zu Tagespreisen. Das 
Stück wird zu den ortsüblichen Löhnen angefertigt. Für Ge- 
schäftsunkosten werden 25% des Herstellungspreises 
für Gewinn 15% der Selbstkosten in Ansatz gebracht. 


‚feuer wird das Kleidungsstück? 


laute- 












Wie 
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Tas 


® Grundmodell 


Ei Ei: 


BORD 
A = 


‚disch so zu ordnen, 


en . , >: PRESSE Me 
ME. Stoffkunde für Schuhmacher: 
<.Die, Oberleder des Schuhmachers. 


EIV. in Fachzeichnen und Fachrechnen für 
Schuhmacher: 


und Ausschnittmodelle für einen Herren- 
Schnürschuh mit Blattschnitt und Galoschen nach Bee 
Ben. 

- Kalkulation eines Herrenschuhes aus Boxkalf. 


v. in Fachkunde für Polsterer und Tapezierer: 


"Werdegang eines Polsterstückes in Federpolsterung. 
=D. Für das Kunstgewerbe wurden folgende Aufgaben 


.. 
"Lin Fachkunde für Maler: 


Er “Die Erdfarben und ihre Eigenschaften. Hierbei sind die 
‚besonderen Vorzüge dieser Farbstoffe für die Dekorations- 
Mesel hervorzuheben.: BEE te 


im Fachzeichnen für Maler: 


Ein’ Ausstellungsraum für Gold- und Silberschmiedearbeiten 
ist anzustreichen und mit dekorativer Malerei zu schmücken. 
Der Raum ist 4 m hoch und hat Öberlicht. An drei Seiten 
stehen Schauschränke, die 1,80.m breit und .ebenso. hoch sind. 
Aufgabe: Für den obengenannten Raum ist ein Entwurf zu 
machen in der Weise, daß drei Wände klar sichtbar sind. Die 
Anordnung. der Malerei ist nicht vorgeschrieben. 


E 2188 Fachzeichnen und Fachrechnen fürs 
er — . . Graphiker: 
eur sein Derndäıs Belanesvolles Inserat in: Schriftsatz 
soll folgender Text verwendet werden: Moderne Friedhofs- 
kunst, H. Lauenroth, Spandau, Falkenhagener Str. 31, Fernruf 
1233. Denkmäler, Erbbegräbnisse, Urnen, Schriftplatten, Grab- 
gitter: und Grabeinfassungen. Verfügbarer Raum 7!/2 mal 11'» 
Konk. Die Schriftgruppe soll durch eine ernste Schmuckform 
(Bleischnitt) belebt werden. Diese Schmuckform ist nicht. als 
Skizze, sondern als Werkzeichnung zu behandeln. . 

Nach weichen Grundsätzen hat der Normenausschuß ‘der 
deutschen Industrie- die neuen Papierformate aufgestellt? 
Welche Rechenaufgaben können im Anschluß an die Behand- 
lung der Dinformate gestellt werden? (Die Aufgaben’ "sind 
methodisch zu ordnen und zu lösen.) 


Bi IV. in Methodik des Zeichnens: 


Es sind eine Anzahl Band- und Flächenmuster im Sa des 
„Methodischen Aufbaues‘‘ zu entwerfen. Dieselben sind metho- 
daß sie im Zeichenunterricht der Unter- 
stufe verwendbar sind. 


E. In der Fachkunde und im Fachzeichnen für 
den Metallgzewerbe waren folgende Aufgaben zu be- 
arbeiten: 


I. in Fachkunde für Maschinenbau: 


* 1. Der Teilapparat zur Universalfräsmaschine (Ausarbeitung 
einer Lehrprobe mit erläuternden Handskizzen). 

2. Im Anschluß an die Behandlung des Teilapparates ist 
us Reihe von methodisch geordneten Fachrechenaufgaben zu 
ilden. : 
3. Zwei Zahnräder vom Modul M = 1,25 und den Zähne- 
zahlen Zı — 70 und Ze = 95 stehen miteinander im. Eingriff. 
Berechne unter Beifügung von Skizzen: a) Zahnhöhe, b) Zahn- 
kopf, c) Zalınfuß, d) Fußgrund, e) Kopfkreis, f) Fußkreis, g) Teil- 
kreis, h) Achsenabstand. 

4. Der Kraftbedarf der -Wanderer-Universalfräsmaschine 
Nr. 1 beträgt 1,5 PS, 1 PS-Stunde kostet im Mittel: 


bei guter Dampifkraftanlage 0,05 RM. 
bei elektrischer Kraft . ; 0,14 Br 
_ bei Gasmotorbetrieb, Petroleummotor usw. 0,10 RM 


- bei Rohölmotorbetrieb 0,04 RM. 


Es sind die Betriebskosten je Tag einer Gruppe von 6 der- 
en Maschinen zu berechnen und graphisch darzustellen. 


I. in Maschinenlehre: 


1. Ein Zapfen von 80 mm Durchmesser ist mit 1500 kg 
belastet. 

a) Wie groß ist der Reibungswiderstand am Umfange des 
Zapfens bei einem Reibungskoeffizienten der Ruhe % = 0,18? 
Welches Drehmoment ist zu seiner Ueberwindung erforderlich? 

b) Welche Leistung wird bei einer minutlichen .Umlaufzahl 


‚von n = 2000 und bei einem Reibungskoeffizienten “2 — 0,008 


durch die Reibung verbraucht? 
2. Die in Stütze und Strebe nach nebenstehender Anord- 


nung und Belastung auftretenden Kräfte sind durch angenäherte 


Zeichnung nach Art und Größe zu bestimmen. Die Ergebnisse 
sind durch Nachrechnen zu überprüfen. 
3. Für den nebenstehend skizzierten I-Träger (NP 20 mit 


Jx = 2140 cm? sind zu bestimmen: 
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24 . BILDUNG UND UNTERRICHT 1935 Nr. 6 
1. die Stützdrücke in A und B, | Zeit: 2. bis 8. August. 3 e % 
2. das Biegungsmoment in B, | Kosten: 4 Mark für Verpflegung und Uebernachtung pro Tag. - 
3. die Biegungsbeansprichung kb in’B, = ee R. Woldt: Die Lebenswelt des ee 
4. die Momentenfläche. Ort: Blankenburg im Harz, „Altes Schützenhaus“, Fe 


II. im Maschimenzeichnen: 


Von dem vorliegenden Stehlager sind Teil 2 in Vorder- 
ansicht, Seitenansicht und Draufsicht und Teil I in Unteransicht 
nebst dem Schnitt A—B In Pfeilrichtung ohne Maße darzustellen. 
Etwa vorhandene Kurven Sind genau aufzuzeichnen. Die: Kon- 
struktionslinien sind stehen zu lassen. Vom Teil 2 ist außer- 
dem ein perspektivisches Bild anzufertigen. Ferner sind die 
Teile 3 und 4 werkstattmäßig in den erforderlichen Rissen im 
Schnitt herauszuzeichnen. 


IV. in Methodik des Zeichnens: 


In der vorliegenden Zeichnung des Support-Unterteils sind 
die eingeschriebenen Maße 1—27 daraufhin zu prüfen, ob und 
wieweit sie als Herstellungsmaße geeignet sind. 

(Fortsetzung folgt.) 


Der Reichsausschuß für sozialistische Bildungsarbeit sendet 
uns sein Sommerferienprogramm 1925, nach dem, gestützt 
auf die günstigen Erfahrungen des Vorjahres, wiederum eine 
recht stattliche Zahl von Ferienkursen und Ferienreisen statt- 
finden. Bei beiden Veranstaltungen kommt es darauf an, Er- 
kolung mit geistiger Vertiefung zu verbinden. 

Die Kurse finden in schönen See- oder Gebirgsstädtchen 
statt, die durch ihre Lage oder kulturhistorische Sehenswür- 
digkeiten lockende Reiseziele sind, die aber gleichzeitig auch 
gute Möglichkeiten zu anschließenden Wanderfahrten geben. 
Die Kursusarbeit soll Gemeinschaftsarbeit sein, die weniger ir 
Vorträgen der Leiter,; als mehr in den gemeinsamen Aus- 
sprachen und der aktiven Mitarbeit der Teilnehmer ihre 
wesentlichste Grundlage finden soll. Je nach Zweck und In- 
halt der Kurse sind Besichtigungen von industriellen Unter- 
nehmungen, öffentlichen Einrichtungen, Museen und Samm- 
lungen geplant, für Wanderlustige wird auch eine größere 
Wanderung nicht fehlen. » 

Die Studienreisen sollen keine gewöhnlichen Wanderfahr- 
ten mit Kilometerfresserei sein, sondern zum sozialen Denken 
und Schauen anregen. Ihr Zweck äst, die Lebens- und Arbeits- 
verhältnisse der Arbeiterschaft, die Arbeiterbewegung und ihre 
Einrichtungen kennenzulernen. Neben den soziotogischen und 
kulturhistorischen Studien werden geologisch-naturwissenschaft- 
liche Betrachtungen gepflogen, ebenso wird das landschaftlich 
Schöne und Charakteristische den Teilnehmern erschlossen 
werden. 

Wir geben nachstehend eine kurze Uebersicht über die 
geplanten Veranstaltungen. Wer sich dafür interessiert, möge 
sich das ausführlichere Programm vom Reichsausschuß für so- 
zialistische ‚Bildungsarbeit, Berlin SW 68, Lindenstraße 3, 2. Hof 
links, 4 Tr., zusenden lassen. 

l. Ferienkurse. 
1. Prof. Anna Siemsen: Sozialismus und Erziehung. 
Ort: Fürstenlager, Auerbach im Odenwald (Bergstraße). 
Zeit: 15.. bis 20. Juni. 
Kosten: 4 Mark pro Tag für Uebernachtung und Verpflegung. 
‚. Redakteur A. Stein (Berlin): Der Sozialismus in Vergangen- 
heit und Gegenwart. 
Ort: Jugendburg Hohnstein in der Sächsischen Schweiz. 
Zeit: 22. bis 27. Juni. 
Kosten: 3 Mark pro Tag für Verpflegung und Uebernachtung (Beit- 
laken muß mitgebracht werden). 
3. Josef Luitpold Stern (Wien): Arbeiterbildung und Arbeiter- 
bewegung. 
Ort: Kurhaus Bad Centnerbrunu 
Zeit: 22, bis 27. Junl. 
Kosten: 4 Mark pro Tag für Uebernachtung und Verpflegung. 
1. Prof, Leo Kestenberg (Berlin): Sozialismus und "Kunst. 
Ort: Eisenach, Hotel „Gute Quelle“, 
Zeit: 29, Juni bis 4. Juli. 
Kosten: 4,50 Mark pro Tag für wolle Verpflegung und Uebernachtung. 
5. Regierungsrat R. Woldt: Die Lebenswelt des Industrie. 
arbeiters. 
Ort: Burg Altena im Sauerland (Westfalen). 
Zeit: 29, Juni bis 4, Juli. 
Kosten: 4 Mark pro Tag für Unterbringung und Verpflegung. 
6. Engelbert Graf (Stuttgart): Moderne Probleme des Sozialismus, 
Ort: Hann.-Münden (Wesergebirge). 
Zeit: 29. Juni bis 4. Juli. 
Kosten: 15 Mark für die ganze Woche für Verpflegung und Ueber- 
nachtung. 
‚ Josef Luitpold Stern (Wien): Arbeiterbildung und Arbeiter- 
bewegung. 
Ort: Freiburg i. B., Hörsaal der Universität. 
Zeit: 27. Juli bis 1. August. 
Kosten: Privatquartier mit Morgenkaffee pro Nacht 1 Mark. 
und Abendessen zusammen 2 bis 3 Mark, 
8, Dr. Karl Renner (Wien): Staat und Sozialismus. 
Ort: Landesjugendheim in Cismar an der Ostsee (Holstein). 


[8 


bei Neurode (Grafschaft Glatz). 
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Mittag- 
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Zeit: 17. bis 22, August. 


Kosten: 5 Mark für Verpflegung und Uebernachtung pro: T ag. 
10. Prof. Dr. Erik Nölting: Einführung in die Politik. a 
Ort: Soltau in der Lüneburger Heide. 


Zeit: 7. bis 12, September. ©. 


Kosten: 3 Mark für Verpflegung und Uebernachtung pro Tag. 


11. Dr. Heller (Leipzig): Einführung in die Poktik. 
Ort: Vitte auf der Insel Hiddensee (Ostsee). 


Zeit: 7. bis 13. September. : \ 


’ Ferienreisen. N 

Sie gliedern- sich in Auslandsreisen, Inlandsreisen und 
Wanderfahrten. Bei den Auslandsreisen sind vorgesehen: eine 
Nordiandreise, England, Holland, eine Reise durch die Schweiz, 


Kosten: 5 Mark für Verpflegung und Uebernachtung pro Tag. 


ı 2 


durch Dänemark und nach der Tschechoslowakei, Oesterreich. 


An Inlandsreisen finden statt: eine Rheinfahrt in der Zeit vom 
14. bis 20. Juni und eine Fahrt Hamburg—Helgoland— Bremen 
in der Zeit vom 19. bis 25. Juli. Die Wanderfahrten sollen 
gehen dürch den Harz, durch das Riesengebirge, den Schwarz- 
wald und außerdem ist eine Städtefahrt Rothenburg, Nürnberg, 

Weißenburg, durch das herrliche Altmühltal in der Zeit vom 
23: bis 29. August vorgesehen. 


Gewerkschaften und Beruisschulwesen. Nach der. Neii- 


ordnung des Berufsschulwesens in Hamburg sind neben den 


Arbeitgebern und Lehrern auch die Arbeitnehmer in den Bei- 
räten von nahezu 40 beruflichen Schulen vertreten. Um ihre 
dort tätigen Mitglieder für die Lösung der daraus erwachsenden 
Aufgaben vorzubereiten, haben die freien Gewerkschaften 
in Hamburg aus ihnen Arbeitsgemeinschaften gebildet, die iu 
vier- bis sechswöchentlichen Zusammenkünften Aussprachen 
über wichtige Fragen des beruflichen Schulwesens (bis Jetzt 
wurden u. a. behandelt: Wesen und Verfassung der Berufs; 
schule in Hamburg. Die Ausbildung der Berufsschulichrer, 
Mandelsvollschule und Handelsvorschule) veranstälten, wobei 


die einleitenden Referate von Mitarbeitern im Berufsschulwesen 


gehalten werden. Auch mit aktuellen Fragen beschäftigen sie 
sich. So haben sie der hamburgischen Bürgerschaft wie auch 
dem Magistrat der Stadt Wandsbek eingehend begründete Gut- 
achten gegen Abbaubestrebungen eingereicht, denen sich der 
Zentralverband der- Angestellten anschloß. Letzterer wirkt auch 


für den Gedanken der Berufsschulgemeinde, zu dessen Ver- 


wirklichung er schon allerlei Ansätze ins Leben gerufen hät. 


Gärtnerfachklassen an gewerblichen Berufsschulen. Ver- 
ordnung‘ des Preuß. Min. f. H. u. G..v. 30. April 1935, Ich habe 
mit dem Herrn Minister für Landwirtschaft, Domänen und 
Forsten vereinbart, daß der gärtnerische Unterricht in den 
Oärtnerfachklassen der gewerblichen Berufsschulen fortan zum 


Zuständigkeitsbereiche der landwirtschaftlichen Verwaltung ge- . 


hört und daß die Staatszuschüsse zu den Kosten dieses Unter- 
richts aus Mitteln der genannten Verwaltung gewährt werden. 
Der Unterricht der Gärtnerfachklassen ist auch weiterhin durch 
die mir unterstellten Regierungs- und Gewerbeschulräte zu 
beaufsichtigen; es empfiehlt sich jedoch, den Schulaufsichts- 
beamten der Landwirtschaftskammern in geeigneten Fällen Ge- 
fegenheit zu geben, an den Schulbesichtigungen teilzunehmen. 


Staatliche Gewerbelehrerprüfung. Vom 12. bis 15. Mai fand 
in der Höheren Fachschule für Textil-Industrie zu Chemnitz 
unter Vorsitz des Herrn Oberregierungsrat Täger vom Wirt- 
schaftsministerium und im Beisein der Herren Gewerbeschulrat 
Prof. Dr. Schubert (Leipzig) und Oberstudiendirektor Prof. 
Gräbner (Chemnitz) eine staatliche Gewerbelehrerprüfung 
statt (Fachrichtung: Textilgewerbe). 


Bücherschau 


Felix Fechenbach: Im Haus der Freudlosen. Verlag 
J. H. W. Dietz Nachf., Berlin 1925. Preis 3,30 M. 

Verfasser des Buches ist der vom : Münchener Volksgericht 1922 zıt 
elf Jahren Zuchthaus verurteilte Sekretär Kurt Eisner, um dessen Frei- 
lassung in der Presse jahrelang gekämpft wurde. Fechenbach. schuf 
aus seinen Zuchthauserlebnissen heraus ein Buch, das tatkräftigstes 
Denken und Handeln aller menschlich fühlenden Zeitwehossen zur Er- 
leichterung des jammervollen, Körper und: Seeie mordenden Loses der 
Zughthausgefangenen förmlich entbinden muß. : Es erreicht das nicht 





durch. rhetorische Kunststücke, nicht durch allgemeine theoretische 
Ausführungen gegen den bestehenden Strafvollzug sondern durch 


schlichte, aber  ergreifende Schilderungen dessen, was ist, . Er 
stellt sein Schicksal nur als einen Teil des allgemeinen Schicksais 
seiner Leidensgenossen dar. 

Das vorzüglich ausgestattete Buch ist auf holzfreiem Papier ge- 
druckt und in Ganzleinen gebunden, der Umschlag und die wirkungs- 
vollen Zeichnungen sind von Hans Windisch ausgeführt, 


ae a ebeet 7 Se 
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Nummer 7 / 5. Jahrg. 
Die Chemotechnikerschule in Berlin 


Bericht über. den ersten und zweiten Lehrgang. 


Die Einrichtung der chemotechnischen Fachkurse eriolgte 
im Herbst 1922 auf die Bemühungen der an einer methodischen 
Ausbildung interessierten Verbände hin, nämlich des Zentral- 
verbandes der chemisch-technischen Industrie und des Bundes 
der technischen Angestellten und Beamten. 

Beide gingen einig in der Auffassung, daß es eine Not- 
wendigkeit sei, auch den Angehörigen der chemischen 
Industrie eine Fachlehranstalt zu schaffen, nachdem die Ma- 
schinenindustrie, das Baugewerbe u. a., selbst die einzelnen 
Handwerkszweige schon längst diese Vergünstigung seitens 
der Unterrichtsverwaltungen genießen dürfen. 

Auf die dahingehenden Anträge der beiden Verbände 
stellte dann auch die Stadt Berlin die chemisch-technischen 
Einrichtungen der Höheren Fachschule für Textil- und Be- 
kleidungsindustrie bereit. An dieser Anstalt sind bekanntlich 
ausgedehnte Laboratorien auch für den allgemein chemischen 
Unterricht vorhanden. 

Zur Aufrechterhaltung des Unterrichts gewährt die Stadt 
Berlin die Benutzung der Laboratorien und sonstigen Unter- 
richtsräume bei kostenfreier Heizung und Beleuchtung. Die 
weiteren Kosten müssen aus den Schulgeldern bestritten 
werden. 

Der erste Kursus begann am 16. Oktober 1922 mit 
92 Schülern. Ihr Alter schwankte zwischen 18 und 40 Jahren. 
Die überwiegende Mehrzahl stand zwischen dem 20. und 
30. Lebensjahre. 

Der Unterricht umfaßte in den einzelnen 
12 Wochenstunden mit folgenden Fächern: 

Fach: 
Anorganische Chemie 
Organische Chemie 
‘Analytische Chemie 


Semestern 


Lehrer: 
Stud.-R. Frankenberg 
Stud.-R. Dr. Dahse 
Stud.-R. Frankenberg 


Präparatenkunde Stud.-R. Dr. Dahse 
‚Technologie Stud.-R. Dr. Dahse 
Physik Rose 

Mathematik Stud.-R. Frankenber 
Zeichnen Stadtbaumeister Wolff. 


Die Form des Unterrichtes entsprach der auf technischen 
Anstalten üblichen. Vorträge und praktische Uebungen wech- 
selten miteinander ab. 

Die Höhe der Schulgelder bewegte sich im 
Rahmen der für die Textilfachschule allgemein gültigen Sätze. 
Es beträgt z. Zt. im Semester 67,50 M. einschl. der Labora- 
toriumsgebühren. 

Mehr als die zweite Hälfte des ersten Lehrgangs stand im 
Zeichen des Währungszerfalls, und es muß als ein besonderes 
Verdienst des Zentralverbandes der chemisch-technischen In- 
dustrie betrachtet werden, daß durch seine Vermittlung vor 
allem von der Vereinigung von Angehörigen der chemischen 
Industrie Groß-Berlins für gemeinnützige Spenden in dankens- 
werter Weise Zuschüsse geleistet wurden. 

Dieser Vereinigung gehören über 30 angesehene Firmen 
der Groß- und Kleinindustrie an, und durch ihren Opfersinn 
wurde vor allem eine laufende Ergänzung. der Lehrmittel 
ermöglicht. 

Den formalen Abschluß erreichte der Lehrgang durch 
die am 18. November 1924 erfolgte Prüfung. 

Da die Frage nach ihrer staatlichen Anerkennung noch 
in der Schwebe blieb, wurde dem Examen zunächst der 
Charakter einer Hausprüfung gegeben. Bei dem Interesse 
jedoch, das die Chemotechnikerausbildung bei dem vorgeord- 
neten Provinzialschulkollegium gefunden hatte, hielten die 
Verbände es für angezeigt, den Fachdezernenten beim P.S.K., 
Herrn Oberregierungsrat Prof. Böhm, zur Prüfung einzuladen 
und ihn zum Vorsitzenden zu bestellen. 

Zu unserer Freude wurde die Einladung angenommen 
und der Prüfungsausschuß wie folgt zusammengesetzt: 
Vorsitzender: Oberregierungsrat Prof. Böhm. 


Vertreter der Verbände: Dr. Doht, Zentralverband der 


chem.-techn. Industtie. 


Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 
Herausgegeben vom Bund der technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstrasse 7 


Erscheint mit Nr.29 der D.T.Z. |] 





Berlin, 17. Juli 1925 


Niezoldi, Bund der techni- 
schen Angestellten und Beamten. 

Prof. E. Flemming, Direktor. 

Stud.-R. Dr. Dahse, Abteilungs- 
leiter. 

Stud.-R. Frankenberg, Rose. 

Die Prüfung umfaßte folgende Fächer: 
Anorg. Chemie Lats Haupt- Quant. Analyse 


Direktor und Lehrer: 


Org. Chemie > Präparatenkunde 

Qualit, Analyse j fächer Technologie als Neben- 
Physik fächer 
Zeichnen 
Mathematik 


Die praktische Prüfung umfaßte eine Aufgabe ats 
der qualitativen Analyse, zwei Aufgaben aus der quantitativen 
Analyse. Ueber den Gang der Untersuchung waren Berichte 
abzugeben. 

ie schriftkiche Prüfung umfaßte vier Aufgaben aus 
der Mathematik. 

Die mündliche Prüfung erstreckte sich auf sämtliche 
Lehrfächer außer Zeichnen. 

Die Zahl der zugelassenen Prüflinge betrug 15; sie be- 
fremdet zunächst angesichts der Tatsache, daß 92 Schüler 
in den Lehrgang eingetreten waren. Es ist aber zu berück- 
sichtigen, daß die Abwanderung vornehmlich in die Inflations- 
zeit fiel, wo gerade vielen von den älteren, zum Teil verhei- 
rateten Schülern die Ruhe und Sammlung für den Unterricht 
geraubt wurden, nicht zuletzt auch die monatlich fällig wer- 
denden Schulgelder für den Besuch der Schule schwanden. 

Auf keinen Fall war die hohe Besuchsziffer im ersten 
Lehrgang eine zufällige, denn augenblicklich bewegt sie sich 
ebenfalls wieder auf beachtlicher Höhe (53 Praktikanten). 

Andererseits darf nicht verschwiegen werden, daß die An- 
sprüche an den einzelnen Schüler recht hohe sein mußten, 
um dem aufgestellten Lehrprogramm gerecht zu werden. 

Die zur Prüfung bestellen 15 Schüler entsprachen solchen 
weitgesteckten Zielen, wie das Ergebnis der Prüfung bewies: 

Sämtliche Prüflinge bestanden. Es erhielten das Gesamt- 
prädikat: „Mit Auszeichnung bestanden“ 3 Schüler, „Gut 
bestanden‘ 9 Schüler, „Bestanden‘“ 3 Schüler. 

Ein äußeres Zeichen der Anerkennung gab der Zentral- 
verband den drei Kandidaten, welche die Prüfung mit Aus- 
zeichnung bestanden hatten, dadurch, daß er ihnen je ein 
Exemplar von -,Prof. Oppenheimer, Kurzes Lehrbuch der 
Chemie‘ zugeeignet hat. 

Inzwischen bewegen sich, wie zu erwarten stand, die Au- 
meldungen zu den Kursen in aufsteigender Linie. Die Zahl 
übersteigt diejenige der verfügbaren Praktikantenplätze. Ein 
Zeichen dafür, daß eine Fachschule für den Chemotechniker 
zu einer beruflichen Notwendigkeit geworden ist. 

Der zweite Lehrgang (Ostern 1923/35) bewegte sich 
hinsichtlich des Unterrichtsprogramms im Rahmen des ersten 
Kursus. Die Zahl der zur mündlichen Prüfung am 26. Mai 
d.J. zugelassenen Prüflinge betrug 11 (von 40, die den Kursus 
begonnen hatten). Von ihnen erhielten auf Grund der Klassen- 
leistungen, praktischen und mündlichen Prüfung das Gesamt- 
prädikat „Gut bestanden‘ 6 Schüler, das Gesamtprädikat „Be- 
standen‘‘ 5 Schüler. 

Vorsitzender der Prüfungskommission war, wie auch "bei 
der Abschlußprüfung des ersten Lehrganges, Herr Regie- 
rungsdirektor Prof. Dipl.-Ing. Böhm. 

Auch diesmal erhielten als Stiftung des Zentralverbandes 
der chemisch-technischen Industrie zwei Schüler eine Buch- 
prämie, und zwar als Anerkennung ihses Fleißes das Werk 
von „Oppenheimer, Kurzes Lehrbuch der Chemie“. 

Der Kursusleiter: Dr. Dahse. 
* 


% 


. 
- Der vorstehende Bericht ist uns von dem Leiter der Kurse freund.» 
lichst zur Verfügung gestellt worden. Er zeigt erfreulicherweise, daß: 
der Versuch, trotzdem. er bisher mit den bescheidensten finanzielleg 
und schultechnischen Mitteln und ohne den Rückhalt staatlicher Föpf- 
derung unternommen und durchgeführt werden mußte, als gelungen 
bezeichnet werden kann. Der Erfolg ist, daß nicht nur die Wider- 
stände, die sich einer geregelten Ausbildung der Chemo- und Laboe 
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ratoriumstechniker ursprünglich aus Arbeitgeberkreisen entgegenstellien, 
wesentlich geringer geworden sind, sondern daß auch der Stadtver- 
waltung Berlin und den staatlichen Schulbehörden der Nachweis des 
Bedürfnisses einer schulmäßigen Berufsausbildung der Laboratoriums- 
techniker erbracht ist. Es konnte leider noch nicht erreicht werden, 
daß den Teilnehmern an den Abschlußprüfungen Zeugnisse mit dem 
Charakter staatlich anerkannter Schulen ausgestellt werden durften. 
Wir hoffen aber zuversichtlich, daß die Uebernahme der Schule auf 
den Etat der Stadt Berlin und damit die Gleichstellung mit den 
übrigen technischen Mittelschulen in naher Zeit erfolgen wird. Jeden- 
falls zeugen sowohl die Frequenzziffern als auch die’ Prüfungsergeb- 
nisse, daß der Butab mit seiner an den Preußischen Handelsminister 
gerichteten Eingabe vom 10.. Februar . 1921 betr. Einrichtung von 
Fachschulen. für Chemo- und Laboratoriumstechniker frei von Ueber- 
schwenglichkeiten sich im Rahmen sachlich vertretbarer Forderungen 
und eines tatsächlich vorhandenen und mit statistischem Material be- 
legten Bedürfnisses gehalten hat. 

Der Bund dürfte sich damit wohl ein gewisses Anrecht darauf 
erworben haben, daß nun auch seine aus den bisher gewonnenen Be- 
obachtungen und Erfahrungen resultierenden Wünsche auf schrittweisen 
Ausbau der Kurse zu einer vollwertigen technischen Mittelschule, auf 
Erweiterung des Lehrplanes und Verbesserung der technischen Ein- 
richtungen der Laboratorien und auf Vermehrung der hauptamtlichen 
Lehrkräfte Berücksichtigung finden. Wie die beiden abgeschlossenen 
Lehrgänge gezeigt haben und wie die notgedrungene Begrenzung auf 
eine von Anfang an zu knappe Stundenzahl ja auch ergeben mußte, 
ist der Lehrstoff in der bisher vorgesehenen Unterrichtszeit nicht mit 
der Gründlichkeit zu bewältigen, wie es das zu erreichende Lehrziel 
und die von den Teilnehmern gebrachten materiellen Opfer erheischen. 
Darin dürften sich unsere Wünsche wohl mit denen des Leiters und 
der Lehrer der Schule begegnen, das begonnene Werk, für dessen 
Förderung und Erhaltung unter schwierigsten Verhältnissen wir diesen 
Herren auch an dieser Stelle unseren Dank aussprechen möchten, nun 
noch zu einem vollkommenen und mustergültigen auszugestalten. 

Denjenigen Kollegen und örtlichen Berufsausschüssen des Bundes, 
die an anderen Orten die Veranstaltungen von Ausbildungskursen be- 
reits geschaffen haben oder auf dem Wege dazussind, dürfte der vor- 
stehende Bericht wertvolle Aufschlüsse über Art und Einrichtung oder 
Ausgestaltung der bestehenden Kurse geben. Vielleicht vermag sie der 
Hinweis auf den in Berlin mit ‚so beachtenswertem Erfolg begonnene 
Versuch zu unterstützen, etwaige Bedenken und Hindernisse, die‘ bei 
den zuständigen Stadtverwaltungen oder staatlichen Schulbehörden der 
Schaffung gleicher Ausbildungsgelegenheiten noch entgegenstehen, er- 
folgreich zu überwinden. Die Schriftleitung. 


Das höhere technische Schulwesen 


Bezüglich der Heranbildung des Ingenieurnachwuchses 
bietet Amerika manche Anregungen für uns, wenngleich wir 
uns vor Uebernahme der dortigen Verhältnisse infolge wesent- 
lich verschiedener Grundlage hüten müssen. Die Freiheit des 
ae in Deutschland sollte unter allen Umständen gewahrt 

leiben. 

Für die gesamte höhere Bildung sind in Amerika 150 
Universitäten vorhanden, denen fast überall technische Abtei- 
lungen (Maschinenbau, Bauingenieurwesen, Elektrotechnik, oft 
auch Chemieingenmieurwesen, seltener Architektur) angegliedert 
sind. In den 'Gemeinschaftsschulen, die die Schüler bis zu 
ihrem vierzehnten Lebensjahre besuchen, bleiben die Schüler 
gegen die unseren um zwei Jahre zurück, so daß sie in den 
high-schools, die sie bis zum achtzehnten Jahre besuchen, 
nicht das Ziel unserer Mittelschulen erreichen. Die Folge 
hiervon ist, daß die Universitäten mit niedrigerer Stufe begin- 
nen als bei uns, und daß daher für den umfangreichen tech- 
nischen Lehrstoff drüben noch weniger Zeit zur Verfügung 
steht als auf den deutschen Technischen Hochschulen. Die 
Ingenieurausbildung geht daher auch bei weitem nicht so ins 
einzelne wie bei uns. 

Beachtenswert ist, daß von Beginn des Studiums an Eng- 


lisch und militärischer Drill betrieben wird. Der militärische 


Drill erstreckt sich auf Uebungen im Exerzieren mit Ge- 
wehren, zum Teil mit Artillerie und Pferden, und soll neben 
dem außerdem sehr scharf betriebenen Sport der Stärkung 
des Selbstgefühls und gewandter Bewegung dienen. Man wirft 
auch in Amerika zum Teil die Frage auf, ob der Sport in der 
jetzigen Durchführung nicht zu viel Geld koste und dem 
Studium zu viel Zeit raube; denn fast jede Universität besitzt 
En ZELLE Stadion, das aus den Eintrittsgeldern unterhalten 
wird. 

Die Ausbildung der Konstrukteure steht hinter der unseren 
zurück, wie auch die ganze wissenschaftliche Ausbildung in 
den normalen Studienjahren nicht auf der Höhe steht wie 


bei uns; Grund genug, unsererseits gerade auf die wissen- 


schaftliche Ausbildung weiterhin besonderen Wert zu legen. 
In einzelnen Fällen folgt zwar noch eine weitere Ausbildung 
in Kursen für Fortgeschrittene, jedoch erscheint eine Ein- 
schränkung der Spezialisierung schon während des Studiums 
sehr zweckmäßig, zumal die Industrie doch die Hauptausbil- 
dung in einem Spezialgebiet geben muß. 
Von besonderer Wichtigkeit für uns sind zwei Fragen: 
# En Verknüpfung des Stüdkund mit der praktischen Aus- 
ildung; 
2. der Uebergang vom Studium in die Industrie, 


Nr. 7 


Die Verknüpfung des Studiums mit der praktischen Ar- ° 


beit wird in Amerika verschieden durchgeführt und auch ver- 
schieden beurteilt. Ein Zwang zur praktischen Arbeit besteht 
allgemein nicht. Zum Teil haben die Universitäten selbst 
recht gute und große Laboratorien mit Gießereien, Drehe- 
reien, Holzbearbeitung usw., zum Teil wird die praktische 
Arbeit, besonders in größeren Industriebezirken, in Fabriken 
geleistet in verschiedenem Wechsel zwischen Studium und 
Werkstattarbeit. In Cincinnati ist dies wohl am weitesten ge- 
trieben, indem dort während elf Monate je ein Monat Unter- 
richt mit je einem Monat praktischer Arbeit wechselt. Dieser 
häufige Wechsel zeigt mancherlei Nachteile, wird “auch in 
Amerika von vielen als nachteilig beurteilt, In einzelnen Uni- 
versitäten hat man nach: Plänen gesucht, die den Studieren- 
den die Wahl zwischen einem geschlossenen Studium und 
einem mit der praktischen Arbeitszeit abwechselnden Stu- 
dium ermöglichen. Solche Pläne sind z. B. in der Ueber- 
sichtstafel 1 wiedergegeben. 


Übersichtstafel 1. Pläne für Studium (S) und praktische Arbeit (A) 


in Amerika. 
2 | 3 | 4 | ER 
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Für uns in Deutschland erachtet Prof. Aumund den 
in Tafel 2 wiedergebenen Plan für die Ausbildung nach 
eigener Wahl des Studierenden als zweckmäßig, damit er 
selbst die Verantwortung für seine Zukunft trägt. 


Übersichtstafel 2. 
und Vorbereitung zum Examen (V) in Deutschland, 
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Die längere praktische Arbeit im vierten Jahre kann. so- 
wohl für den Studierenden -als auch für die Industrie recht 
wertvoll sein, indem die in ihr zutage tretenden Fragen nach 
dem vorhergehenden längeren Studium eingehend studiert und 
im letzten Semester zusammen mit den Professoren geklärt 
werden können. Die praktische Ausbildung muß in engster 
Fühlungnahme zwischen Hochschule “und Industrie erfolgen. 
In Berlin ist dies bereits durch Schaffung einer hauptamt- 
lichen Stelle an der Hochschule angebahnt, des sogenannten 
„Praktikantenvaters‘, der in engster Zusammenarbeit mit In- 
dustrie und Hochschule die Unterbringung der Praktikanten 
in der Industrie und ihre Ausbildung bearbeiten soll. 

Zur Produktionssteigerung sind nicht nur Kapital und Ein- 
richtungen, sondern auch die geeigneten Menschen serforder- 
lich. Hier die besten Kräfte zu gewinnen, haben große Firmen 
in Amerika eine weitverzweigte Organisation geschaffen. Die 
Leiter der Personalabteilungen bereisen die Universitäten und 
suchen sich aus den Studierenden eine größere Zahl aus, die 
angestellt werden. Bei der Auswahl wird ‘besonderer Wert 
darauf ‚gelegt, Menschen zu gewinnen, die Persönlichkeiten 
zu werden versprechen. Die ersten beiden Jahre gelten 
der Probe und der Ausbildung; erst danach entscheidet sich, ob 
der betreffende Ingenieur fest angestellt wird. Diese Art des 
Ueberganges von der Hochschule in die Praxis dürfte auch 
für Deutschland recht zweckmäßig sein, da sie nicht nur für 
die Ingenieurausbildung, sondern auch der Industrie selbst gute 
Dienste leistet. 

Der Verein deutscher Werkzeugmaschinenfabriken ist ge- 
willt, die obigen wertvollen Anregungen der Hauptversamm- 
lung sorgsam zu prüfen. und gegebenenfalls auch durehzufüh- 
ren. Die Mitglieder des Vereins verpflichteten sich durch die 
Annahme einer Entschließung zur Aufnahme von Praktikan- 
ten bis zu 1 v. H. ihrer Belegschaft und zur Befolgung der 
Richtlinien, die demnächst in Zusammenarbeit zwischen 
schule und Industrie aufgestellt werden. 

* * 


Weicken. 


* 


Der vorstehende Artikel ist der Teil eines Berichts über 
die Hauptversammlung des Vereins deutscher .Werkzeug- 


maschinenfabriken vom 15. Mai 1925, soweit sich diese auf 


Grund eines Vortrages über „Anwendungsmöglichkeiten neuer 


amerikanischer Arbeitsmethoden‘“ mit Fragen der Ausbildung - 


befaßte. Der in Nr. 24 der ‚Zeitschrift des Vereins Deut- 
scher Ingenieure‘‘ veröffentlichte Bericht gliedert sich in die 
Abschnitte: Arbeit und Sport, Die Ausblidung des Lehrlings, 
Fürsorge für die Arbeiterschaft, Das höhere technische Schul- 
wesen. Wir geben mit Erlaubnis der Redaktion den letzten 
Abschnitt hier wieder, weil die Schilderung der amerikani- 
schen Ausbildungs methoden ein sehr interessantes Kri- 
terium für die Wertung unserer deutschen Verhältnisse liefert, 
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Pläne für Studium (S), praktische Arbeit (A) 
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eventuelle Uebernahme amerikanischer Auslese metho- 
für die Anstellung von Technikern aber doch wohl noch 
einigen Bedenken begegnen dürfte. Wir möchten, wie dies 
auch der Verfasser des Berichts getan hat, bei dieser Ge- 
legenheit auf den Vortrag des Professors Nägel aufmerksam 
machen, den er auf der diesjährigen Hauptversammlung des 








über den Charakter, ‘die Arbeitsmethoden und die Einrich- 
"tungen technisch-wissenschaftlicher Forschung in Amerika be- 
|" richtete, Die Schriftleitung, 


Außerordentl. Prüfung fürGewerbelehrer 


"Erlaß des Preußischen Ministers für Handel 
9. und Gewerbe vom 9. Juni 193. pr 


j „In dem Erlaß vom 16. August 1924. (H.M.Bl. S. 252) 
"habe ich mir vorbehalten, den Zeitpunkt für eine ausnahms- 
„weise noch einmal abzuhaltende sogenannte außerordentliche 
Prüfung für Gewerbelehrer zu bestimmen. Ich beabsichtige 
nunmehr, diese Prüfung als letzte außerordentliche Prüfung 
für Gewerbelehrer im November d. J. abhalten zw lassen. 
|* Ich ersuche, sogleich eine Liste aller Lehrpersonen, die 
für diese Prüfung in Frage kommen, aufstellen zu lassen und 
"mir unter Beifügung aller nach dem Erlaß vom 7. Mai 1916 
'=(H.M.Bl. S. 149) vorgeschriebenen Unterlagen bis spätestens 
‚zum 1. September d. J. einzureichen. Die im 8 5 Ziff. 4 der 
" Prüfungsverordnung vorgesehene Bescheinigung ist, soweit das 
|" besetzte Gebiet in Frage kommt, in Anlehnung an den durch 


"den Runderlaß vom 21. Juni 1923 (H.M.Bl. S. 251) vor- 
|Beschriebenen Wortlaut (statt 1924 1926) auszustellen. Bei 
‚den Bewerbern aus dem unbesetzten Gebiet ist im zweiten 
"Satz der Bescheinigung an Stelle des vorgesehenen Termins zu 
"setzen: „und nach Aufhebung der preußischen Personalabbau- 
" verordnung‘“, 

 _ Zugelassen werden nur solche Bewerber, die restlos die 
gegebenen Bestimmungen erfüllen, An Stelle der „mindestens 
fünfjährigen nebenamtlichen Unterrichtstätigkeit“ kann auch 
eine „mindestens dreijährige hauptamtliche Tätigkeit“ treten. 
Ferner. muß eine praktische gewerbliche Tätigkeit ausgeübt 
‚sein, die den Zulassungsbestimmungen zum Eintritt in das 
staatliche Gewerbelehrerseminar entspricht (vgl. Erlaß vom 
‚12. Juli v. J. [H.M.Bl. S. 231]). I. A.: ‘Dr. von Seefeld“ 
“ , Mit der in vorstehendem Erlaß angekündigten Prüfung 
bietet sich solchen Berufskollegen, die eine hauptamtliche 
"Anstellung im  Berufsschuldienst anstreben, für den Bereich 
‚der preußischen Schulverwaltung letztmals die Gelegenheit, 
‚die Anstellungsfähigkeit zw erwerben. Zur Information dar- 
„über, welche Voraussetzungen für die Zulassung zu dieser 
"Prüfung erfüllt sein müssen, wiederholen wir nachstehend aus 
den voraufgegangenen Veröffentlichungen des Preußischen Han- 
‚delsministeriums die maßgebenden Bestimmungen. 

7 _ Die Verordnung vom 16. August beschränkt zwar den 
Kreis der zugelassenen Personen auf solche Bewerber, denen 
‚die Zulassung zur außerordentlichen Gewerbelehrerprüfung‘ 
"bereits zugesagt ist, oder die hierfür vorgemerkt sind. In 
"Anbetracht der Anschlußgefahr, die den Absolventen der tech- 
nischen Mittelschulen von der Lehrtätigkeit an den Berufs- 
‚schulen auf Grund der Forderungen der Berufslehrerschaft 
droht, die bekanntlich die Ausbildung an die Hochschulen 
"verlegt wissen will, raten wir auch solchen nebenamtlich täti- 
‚gen Kollegen, ihre Bewerbung einzureichen, auf die die letzt- 
erwähnte Voraussetzung nicht zutrifft. 


Erlaß vom 7. Mai 1916. Prüfungsordnung. 

84. Zulassung zur Prüfung. \ 

-, Zur Prüfung können solche Bewerber zugelassen werden, die mehrere 

fin der Regel mindestens 5) Jahre an einer Fortbildungs- oder Fach- 

schule im Nebenamte mit gutem Erfolg unterrichtet haben und für eine 
bestimmte Stelle in Aussicht genommen sind. Ueber die Zulassung ent- 
cheidet das Landesgewerbeamt. 

85. Meldung zur Prüfung. 

Die Meldung ist bis zum 1. Oktober auf dem Dienstwege der Schül- 

aufsichtsbehörde einzureichen. Der Meldung sind beizufügen: ' 
1. ein selbstgeschriebener Lebenslauf; 

2. Zeugnisse über die Vorbildung und die bisherige Tätigkeit; 

. eine amtliche Bescheinigung, wie lange, in welchem Umfang, in 
welchen Fächern und mit welchem Erfolge der Prüfling an einer 
Fortbildungs- oder Fachschule beschäftigt war; 

4. eine amtliche Bescheinigung darüber, daß er für eine bestimmte 

Stelle in Aussicht genommen ist; 

5. etwaige Veröffentliehungen, Abbildungen von künstlerischen oder 
kunstgewerblichen Leistungen, Zeichnungen. 

Die Schulaufsichtsbehörde übersendet die Meldung mit einer gut- 

ichtlichen Aeußerung dem Landesgewerbeamte. 


86. Gegenstände der Prüfung. 
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a) Fachkunde und Zeichnen eines ‚wichtigen ewerblichen Gebietes 
dx ach. ps: des Prüflings, Zunächst werden Prüfungen vorge- 
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Vereins Deutscher Ingenieure gehalten hat, und in dem er’ 


1. Metallgewerbe, 

2. Baugewerbe und 

3. Kunstgewerbe, 

Prüfungen in anderen Gewerben sind mit Genehmigung des Lan- 

desgewerbeamtes zulässig. 

b) Geschäftskunde: bürgerliches Rechnen, gewerbliche Buchführung, 
Geschäftsaufsatz. 

€) Bürgerkunde; der Prüfling soll die Zusammenhänge des gewerb- 
lichen Berufes mit dem Leben der Gemeinschaft, besonders des 
Staates, erklären können, er soll das Wichtigste über Verfassung 
und Verwaltung von Gemeinde, Staat und Reich, über Gerichts- 
wesen, Sozialversicherung, Heer und Flotte wissen und den Sinn 
der Einrichtungen erfaßt haben, er soll im allgemeinen über die 
Weltstellung Deutschlands, ihre geographischen und geschicht- 
lichen ‚Voraussetzungen, ihre wirtsehaftliche und kulturelle Bedeu- 

. tung unterrichtet sein. 

dd) Aufgabe, Einrichtung und Methoden der gewerblichen Fortbil- 
dungsschulen; der Prüfling soll Kenntnis von der Geschichte des 
Fortbildungsschulwesens, der Stellung der Fortbildungsschule im 
Aufbau unseres Bildungswesens und von den Grundzügen ihrer 
Verwaltung besitzen, die Eigenart des Jugendalters kennen und 
mit den Methoden der Fachkunde und des Zeichnens, der Ge- 
schäfts- und Bürgerkunde vertraut sein. 

e) Lehrproben; es steht im Ermessen des Prüfungsausschusses, ob 
von dem Prüfling eine Lehrprobe zu. halten ist; gegebenenfalls 
ist ihm die Aufgabe mindestens einen Tag vor der Lehrprobe 
mitzuteilen. 


3 


Erlaß vom 12. Juli 1924. Betr. Lehrgänge zur Ausbildung von 
Gewerbelehrern. Zur Prüfung werden zugelassen: 


2. Inhaber von Reifezeugnissen einer staatlich anerkannten Fachschule 
mit fünfsemestrigem Lehrgange, die neben der notwendigen Allge- 
meinbildung eine wenigstens zweijährige gewerbliche Tätigkeit nach- 
weisen. 

3. Inhaber von Reifezeugnissen einer staatlich anerkannten Fachschule 
mit viersemestrigem Lehrgange, die neben der notwendigen Allge- 
meinbildung eine wenigstens vierjährige gewerbliche Tätigkeit nach- 
weisen. 


Den Aufnahmegesuch sind folgende Papiere beizufügen: 

IEDIS 4. =... 

5. selbstgefertigte, mit Namensunterschrift versehene Zeichnungen aus 
einer der eingangs erwähnten fünf Fachgruppen, soweit darin nach 
Zeichnungen gearbeitet wird. Bewerber, die das Zeugnis über die 
bestandene Diplomprüfung an einer technischen Hochschule oder 
das Reifezeugnis einer staatlich anerkannten Fachschule mit wenig- 
stens zweijährigem Lehrgange und staatlich anerkannter Abschluß- 
prüfung besitzen, sind von der Einreichung von Zeichnungen befreit. 

6. Prüfungs- und Studierzeugnisse. 

7. ‚Zeugnisse, Arbeitsberichte und Arbeitsverzeichnisse über die Tätig- 
keit im. gewerblichen Leben. Letztere müssen die amtlich beglaubigte 
Unterschrift des ausbildenden Meisters tragen. Bewerber, die eine 
regelmäßige dreijährige Lehrzeit durchgemacht haben oder das 
Zeugnis der bestandenen Gesellenprüfung beibringen können, sind 
von der Beibringung von Arbeitsberichten und Arbeitsverzeichnissen 
befreit. 


Die Bewerber werden im eigenen Interesse ersucht, keine Original- 
zeugnisse, sondern amtlich beglaubigte Abschriften einzureichen. 


Erlaßvom 16. August 1924. 

Mit dem Erlaß vom 7. Mai 1916 — IV 2624 H.MBl. S. 149 — 
ist die Anstellung von Lehrern und Lehrerinnen an Berufsschulen: von 
dem Nachweis einer bestimmten Vorbildung abhängig gemacht worden. 
Um für die Uebergangszeit auch den Lehrpersonen, die bei Erlaß obiger 
Anordnung schon seit längerer Zeit an Berufsschulen tätig waren, oder 
sich hierfür vorbereitet hatten und denen der Besuch der Ausbildungs- 
anstalten nicht zugemutet werden konnte, die Erwerbung der Anstellungs- 
fähigkeit zu ermöglichen, wurde für diese die Einrichtung einer besonderen 
Prüfung (die sogenannte außerordentliche Prüfung) geschaffen. Da diese 
Uebergangsmaßnahme ihren Zweck nunmehr erfüllt hat, besteht kein 
Anlaß, die außerordentlichen Prüfungen fernerhin noch abzuhaiten. ' Ich 
hebe daher die betreffenden Bestimmungen (Ziffer 4 mit den beiden 
nachfolgenden Absätzen des obengenannten Erlasses) hiermit auf. 

Um aber den Lehrern (Lehrerinnen) an Berufsschulen, denen die 
Zulassung zur außerordentlichen Gewerbelehrerprüfung bereits zugesagt 
ist oder die hierfür vorgemerkt sind, die Ablegung der Prüfung noch zu 
ermöglichen, wird für diese ausnahmsweise noch einmal eine außer- 
ordentliche Prüfung abgehalten werden. Der Zeitpunkt kann aber erst 
bestimmt werden, wenn die Personalabbauverordnung außer Kraft gesetzt 
bzw. die Anstellung von Gewerbelehrern wieder freigegeben ist. 


Die Bauausstellung Essen 1925 


Die Schwierigkeiten, welche durch die Ungunst der Ver- 
hältnisse infolge der militärischen Besetzung der alten Haupt- 
ausstellungshallen und der Nichtvollendung eines durch Bau- 
grundbeschaffenheit und Streik verzögerten Eisenbetonhallen- 
baues entstanden sind, erscheinen jetzt als überwunden. 

Die für die Zwecke der Sportausstellung neuerrichtete 
einschiffige Bohlenbinderhalle wird die Ausstel- 
lungsgruppe I: „Baustoffe für den Auf- und Ausbau“, Gruppe 
III: „Neubaukonstruktionen unter Berücksichtigung der Ge- 
sundheitstechnik und Wärmewirtschaft des Hauses“ und einen 
Teil der los Il: „Baumasehinen, Baugeräte und Baı- 
hilfsmittel‘“ aufnehmen. Der andere Teil dieser Gruppe wird 
auf dem neugepachteten Freigelände zwischen 'Norbert-, 
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Justus- und Wolfgangstraße in schönen gärtnerischen Anlagen 


‘zur Schau gestellt werden. Er befindet sich hier in der Nähe 


des in der Norbertstraße geplanten Einganges. 


Für die Gruppe IV: Ausstellung „Deutsches Bauwesen“, 
veranstaltet von den Vereinen des Verbandes Deutscher Archi- 
tekten- und Ingenieur-Vereine, und Gruppe V: „Industriebau‘ 
ist als Ersatz für die Eisenbetonhalle eine neuzeitliche drei- 
schiffige Holzhalle mit Zollbaulamellendach im Bau begriffen. 
Das nach Art der Basilikaanlagen mit hohem Seiten- und 
Oberlicht versehene Mittelschiff erhält eine Länge von 80 m 
und eine freie Spannweite von 24 m. Die Seitenschiffe wer- 
den je 50 m breit. Außerdem wird eine Reihe künstlerisch 
ausgebildeter, pavillonartiger Aufbauten einzelner Firmen für 
deren Sonderausstellung errichtet. Hierzu gehören die Wicking- 
schen Portlandzement- und Wasserwerke, Münster i. Westf., 
die Deutschen Durumfixwerke, Essen, die Deutschen Luxfer- 
Prismen-Werke, Berlin-Weißensee, die Deutsche Deckenbau- 
Akt.-Ges.,, Essen, Franz Roller, Türen und Fenster, Trier. 
Außerdem wird ein 90 qm großes Gewächshaus mit Palmen 
im Freigelände erstehen. R 


Die Ausstellung „Deutsches Bauwesen“ soll durch Mo- 
dell, Bild und Zeichnung einen vollständigen Ueberblick über 
die neuzeitlichen Bauausführungen und durch umfangreiche 
Schulausstellungen ein anschauliches Bild von der Erziehung 
des Nachwuchses im Baufach liefern. 


Eine große Anzahl von Vorträgen bekannter Fachmänner 
wird nicht nur mit der Tagung des Verbandes Deutscher Ar- 
chitekten- und Ingenieur-Vereine verbunden sein, sondern sich 
über den größten Teil der für die Ausstellung vorgesehenen 
Zeit vom 18. Juli bis 16. August erstrecken. Es kommen, 
voraussichtlich folgende Vorträge in Frage: 

1. Fried, Oberbaudirektor, Barmen: „Müllverbrennung“, 

2. Dr. Veut, R.W.E., Essen: „Installation“, 

Derselbe: „Elektrische Heizung“, 

Derselbe: „Elektrische Küche“, 
. Michaelis, Oberbaurat, Berlin: „Wärmewirtschaft im Wohnungsbau“, 
. Prof. Michel, Techn. Hochschule Hannover: „Raumakustik“, 
Dr. Hein, Düsseldorf: „Dreistoffsystem“, 
. Prof. Otto Junkers, Köln: „Geschichtliche Entwicklung des Bade- 

wesens“, 

. Regierungsbaumeister Wahl, Essen: „Richtlinien im Industriebau‘, 
. Regierungsbaumeister Philipp, Essen: „Unfallverhütung“, 
. Oberbaurat Mahllke, Berlin: „Hausschwamm“, 
. Narges, Kupferdreh: „Moderne Putztechnik“, 
. Dr. Meyer, Duisburg: „Thermosbau“, 

Zeit und «Ort dieser Fachvorträge werden demnächst be- 
kanntgegeben und sind im Büro der Bauausstellung Essen, 
Glückaufhaus, Zimmer 12, zu erfahren. Der gemeinschaft- 
liche Besuch der Ausstellung von Verbänden und Vereinen 
wird zweckmäßig dort angemeldet, damit gegebenenfalls Vor- 
träge und Besichtigungen besonderen Wünschen gemäß 'ge- 
regelt werden. Prof. Heese, Essen. 
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Bericht über die Abschlußprüfungen am 
Staatlichen Gewerbelehrer- Seminar zu 
Charlottenburg im März 1925 (schwus,) 


V. in Fachkunde und Fachzeichnen für Bau- 

schlosser: 

Wie ist das Thema „Feste Verbindungen“ im Zeichnen zu 
behandeln, um die Schüler zur selbständigen zeichnerischen 
Durcharbeit kleiner Schlosserarbeiten für die Werkstattaus- 
führung zu erziehen. (Die Skizzen sind mit Maßen darzu- 
stellen.) 


VI. in Fachkunde und Fachzeichnungen für 
Klempner: 

Eine Sitzbadewanne nach nebenstehender Skizze ist im 
Maßstab 1:5 aufzureißen und abzuwickeln. 

Der Einkaufspreis für das Zinkblech ist einschließlich Ver- 
schnitt zu berechnen. 

(Zinkblech Nr. 13 1 m? wiegt 5,18 kg, Tagespreis für 1 kg 
1,13 RM.) 


VI. in Fachkunde und Fachzeichnen für Fein- 
mechaniker: 
Einrichtung und Wirkungsweise der Zählerwerke. 
VIL in Fachkunde und Fachzeichnen für 
Elektrotechniker: 


1. Gegeben ist der Grundriß eines FEtagenhauses, das für 
Geschäftszwecke verwendet werden soll. 
Verlangt wird: 


a) Einzeichnung der Licht- und Kraftleitung, 


Verantwortlich: A. Lenz, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., 
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b) Berechnung der Leitungsquerschnitte unter Voraus- 
setzung von 1,5 bzw. 5% Spannungsverlust bei einer Netz= 
spannung von 110 V und Verwendung von Kupferleitungen, 

c) Skizze des Schaltbretts. 

Die Beleuchtung der Bureauräume soll 40 Lux, der Werk- 
statt 30 Lux, des Korridors, Lagerräume und der Toilette je 
10 Lux betragen. In den Bureauräumen und in der Werkstatt 
sollen jeweils zwei Steckkontakte angebracht werden, außer- 
dem sind im Korridor, Bureau und Lagerraum Wechselschalter 
anzubringen. Als Beleuchtungskörper sind Metalldrahtiampen 
zu verwenden. 

2. Zur Untersuchung einer auswärts im Betrieb befind- 
lichen Maschine wurde ein Instrument von 1 Ohm Widerstand und 


1° = Milliamper Empfindlichkeit nebst einem Nebenschluß - 


mitgenommen, außerdem ein Instrument zu 100 Ohm und einer 
Empfindlichkeit 1° = 10%, 

3. Bei Benutzung des ersten Instrumentes mit der genann- 
ten Nebenschließung stellt sich heraus, daß der Meßbereich zu 
klein ist. Welchen Wert hat der Strom überschritten? Man 
hilft sich durch Nebenschließung eines Kupferbleches_ von 4 mm 
Dicke. Die Länge des Bleches zwischen den Anschließpunkten 
war so gewählt, daß ‘.der Ausschlag bei maximalem Strom 
140 Skalenteile betrug. Das Instrument wurde später im Labora- 
torium mit einem Normalinstrument verglichen, wobei sich 
herausstellte, daß 100 A einen Ausschlag von. 121,7 Skalenteilen 
entsprachen. Wie groß war der Widerstand des Nebenschlusses? 

4. Eine Drehstrommaschine erzeugt 190 V zwischen je 
zwei Leitungen und soll 180 Glühlampen je 58 W speisen. 

Gesucht wird: 

a) die Stromstärke in den Zuleitungen; 

b) die- Stromstärke in den Lampen, wenn dieselben in 
Dreieck geschaltet sind; - 

c) desgleichen bei Sternschaltung. 

Erlaubte Hilfsmittel: Tabellen von Friedrich. 

F. Im Nahrungsgewerbe waren folgende Aufgaben 
zu lösen: 


I, in Fachkunde und Fachrechnen für das 
Bäckereigewerbe: 


Aufgeschlossene Mehle und enzymhaltige Malzerzeugnisse 
als Backhilfsmittel. (Ihre Wirkungsweise und die Gesichts- 
punkte für ihre Anwendung.) 

U. in Fachkunde und Fachrechnen für- das 

Gastwirtsgewerbe: ; 

An dem nachstehenden Beispiel einer Speisenkarte ist die 
richtige Auswahl der Einzelgerichte und ihre zweckmäßige 
Reihenfolge zu begründen. Dazu ist eine Aufstellung über Aus- 
wahl und Folge der Getränke zu geben. Speisenkarte: Austern, 
Tomatensuppe, Steinbutt mit holländischer Tunke, Rindslende 
mit Gemüse, Schinkenpastete, Masthuhn, Eingemachte Früchte, 
Ananas-Eis. 


II. in Fachkunde und Fachrechnen für das 
Fleischergewerbe: 
1. Das Schlachten eines Schweines. | 
2. a) Kalkulation eines halben Rindes für einen Laden- 
schlächter. 

b) Kalkulation eines Ochsen. | 
Der schriftlichen bzw. zeichnerischen Prüfung schloß sich 
die mündliche Prüfung an, der sich sämtliche Prüflinge unter | 
ziehen mußten. 

Ueber die in den verschiedenen Abteilungen erzielten 
Prüfungsergebnisse gibt folgende Zusammenstellung Aufschluß: 


Abschlußprüfungen: 
Binnen nn a nn nr 














ae Gesamtzahl Es haben bestanden mit Es haben - 
eilung der oe 
Prüflinge Sehr gut Gut |Genügend bestanden 
Baugewerbe . ee 22 1 9 10 2 
Bekleidungsgewerbe . 14 E= 4 8 2 
Kunstgewerbe . . . 10 1 2 6 1 
Metallgewerbe . . . 58 1 19 34 S 
Nahrungsgewerbe . 1 6 ı 
4 





Be, 


Ergänzungsprüfungen: 
a 


Baugewerbe . . . . 1 —_ 1 _ E= 
Bekleidungsgewerbe . 5 — 3 2 — 
Kunstgewerbe . : 2 —_ 1 — 1 
Metallgewerbe . 4 1. — 2 2 — 
Nahrungsgewerbe . 2 —} 1 1 u 
Basar 
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Die Ausbildung des technischen Nach- 


wuchses in Deutschland 


Der in dem Mai- und Juni-Heft der Monatsblätter des 
Berliner Bezirksvereins Deutscher Ingenieure veröffentlichte 
Vortrag des Herrn Prof. Dr.-Ing. Schlesinger, hat über die 
Ausbildung des technischen Nachwuchses in Amerika über- 
raschend viel Neues und Anregendes gebracht. Vornehmlich 
sind es der Wechsel im Unterricht durch Praxis und Schule 
und im Zusammenhang hiermit die Erziehung zu angestrengter, 
vertiefter Arbeit, die aufklärenden Unterweisungen in münd- 
lichen Aussprachen zwischen Lehrern und Studierenden und 

“die Möglichkeit, in der praktischen Ausbildung die zur Fort- 

setzung des Studiums erforderlichen Mittel selbst zu erwerben. 
Die Wechsellehrgänge zwischen Praxis und fachlicher Schule 
sind, wie der Vortragende sehr mit Recht hervorgehoben 
hat, von außerordentlicher Bedeutung für die Umstellung 
unseres deutschen technischen Schulwesens, und zwar nicht 
allein für die Maschineningenieure, sondern auch für die 
Architekten und Bauingenieure. Nachdem seit Jahren auf 
diesem Gebiete bisher leider ergebnisios gearbeitet worden 
ist, wäre es durchaus zu wünschen, daß die hier gegebenen 
Anregungen, soweit sie sich auf deutsche Verhältnisse über- 
tragen lassen, weiter verfolgt und ausgewertet werden. Wir 
sollten nicht übersehen, daß die Wechsellehrgänge in Amerika 
sich aus den hier noch üblichen Ausbildungsarten entwickelt 
und, um ihrer großen Vorteile willen, diese überwiegend schon 
verdrängt haben. Die amerikanische Industrie hat den Wert 
dieser Neueinstellung klar erkannt und sie deshalb in jeder 
Weise unterstützt und gefördert. 

Es ist bedauerlich, daß die an den Vortrag anschließende 
Diskussion das eigentliche Thema nicht weiter ausgesponnen 
hat. Gerade die vielen Anregungen auf dem Gebiete des tech- 
nischen Schulwesens, welches uns so ernst beschäftigt und 
dessen Ausbat: im Interesse unseres Wiederaufstiegs endlich 
einmal in klare und feste Bahnen geleitet werden müßte, hätten 
die Ansichten weiterer Kreise der Technik und Wirtschaft zum 
Ausdruck kommen lassen sollen. Hat es sich in den Ausfüh- 
rungen des Vortragenden ausschließlich um die Ausbildungf 
von Maschineningenieuren gehandelt, so ist doch auch erwähnt 
worden, daß in neuester Zeit die Wechsellehrgänge auch in 
der Schulung der Architekten und Bauingenieure Anwendung 
finden. Leider haben sich bei uns die großen Arbeitsausschüsse, 
die sich die Behandlung des gewerblichen Fachschulwesens 
zur Aufgabe gesetzt haben, bisher gleichfalls eigentlich nur 
mit den Maschinenbauschulen erfolgreich beschäftigt. Das 
ist schließlich der Grund, weshalb eine sehr wichtige Gruppe 

unserer mittleren Fachschulen nur wenig bekannt ist und des- 
halb bei allen Beratungen über die Reform des technischen 
Schulwesens nur selten Erwähnung findet: die Bauge- 
werkschulen. 

Ihre Aufgabe, dem Baugewerbe einen für Büro und 
Baustelle gleichermaßen befähigten Nachwuchs heranzuziehen, 
haben die Baugewerkschulen vielleicht gerade deshalb voll 
und ganz erfillen können, weil sie in steter Fühlung mit den 
Männern der Praxis schon seit geraumer Zeit sich einen 
ARD AuDESgang erarbeitet haben, der mit der amerikanischen 
wechselweisen Lehrweise eine überraschende Aehnlichkeit auf- 
weist, 

Nach den amtlichen Bestimmungen sind neben einer guten 
Volksschulbildung mindestens zwölf Monate handwerklicher 
Tätiokeit vor Eintritt in die Baugewerkschule erforderlich. 
Im Einvernehmen mit der Praxis hat sich jedoch im Laufe 
der Jahre der Brauch herausgebildet, daß den jungen Bau- 
beflissenen die Ablegung einer vollen handwerklichen Lehrzeit 
empfohlen wird, die sie in Zwischenhalbjahren im Wechsel 
mit dem Besuch der Schule fortsetzen und mit der Gesellen- 
prüfung abschließen. Auf diese Weise wird eine gediegene 
und abgeschlossene Te erreicht, die dadurch 
noch besonders an Wert gewinnt, daß sie durch den mit ihr 
abwechseinden Schulbesuch vertieft und geklärt wird. Die 
Schüler werden dadurch, wie Handwerk und Gewerbe es 
stets anerkennen, zu höheren Leistungen in der. Praxis und 


durch die wiederholte handwerkliche Betätigung für die ge- 
steigerten Anforderungen des Schulunterrichts jeweils ein- 
endet vorgebildet. Die allgemein übliche Ausbildung mit 
blegung der gesamten praktischen Tätigkeit vor dem Schul- 
besuch hat den Nachteil, daß sie zu Häufig den richtigen 
Zusammenhang zwischen den Unterweisungen in Schule und 
Praxis vermissen läßt und damit zwecklose Nebeneinander- 
und Doppelarbeit zeitig. Erst bei häufigerem Wechsel 
zwischen beiden findet eine innigere, gegenseitige Befruchtung 
statt. Die tieferen Werte der Praxis werden in den Dienst 
der Schule gestellt und immer wieder weiter dadurch verar- 
arbeitet, daß sie das Anschauungsvermögen und die Verwirk- 
lichung der konstruktiven Erkenntnisse fördern. 

Für die Entwicklung der Baugewerkschulen ist grund- 
legend gewesen, daß sie durch Unterstellung unter das Mini- 
sterium für Handel und Gewerbe eine organische Verbindung 
mit dem Handwerk erhalten haben. Sie verfügen weiter 
über den ausgezeichneten Lehrplan von 1903 mit seinen Er- 
weiterungen von 1919, durch den das Haus als Ganzes in den 
Mittelpunkt des Unterrichts gestellt worden ist, und der zu- 
Beleh jede erwünschte Möglichkeit bietet, die neuzeitlicheng 

edürfnisse der Praxis im Unterricht zu berücksichtigen. Wenn 

auch die Baukonstruktion als Hauptfach das Rückgrat des 
ganzen Unterrichts bildet, erfährt anderseits auch die Fähigkeit 
zur geschmacklich einwandfreien Gestaltung des Aufbaues 
einfacher Baumassen eingehende Schulung. . Von den kon- 
struktiven Unterweisungen lassen sich heute die besonderen 
Erfordernisse der Gegenwart nicht trennen: die modernen 
Zimmerkonstruktionen, die graphischen Darstellungen in der 
bautechnischen Mathematik, die Grundlagen des Stadt- und 
Siedlungsbaues, die Verwertung des Licht- und besonders 
auch des Luftbildes, die Bestrebungen von Heimatschutz und 
Denkmalpflege, nicht zuletzt die für unser gesamtes Wirt- 
schaftsleben ungemein wichtige Wärmewirtschaft und in enger 
Verbindung mit ihr die Gesichtspunkte des neuzeitlichen wirt- 
schaftlichen Bauens überhaupt. 

Die Arbeitsmethode der Schulen beruht unter bewußter 
Abkehr von allen abstrakten Begriffen durchweg auf rein au- 
schaulicher Grundlage. Der außerordentlich umfangreiche 
Stoff dieses Planes wird den Schülern neben den Vorträgen 
durch Uebungen in allen Fächern um so näher gebracht, weil 
Lehrer und. Schüler dabei täglich und fortgesetzt in enger 
Fühlung stehen und ständig jede Unklarheit aus Praxis und 
Vortrag durch Aussprache und Gedankenaustausch aufhellen 
können. Zur Verarbeitung der ganzen Fülle des technischen 
Wissensgebietes ist ein schulmäßiger, des heilsamen Zwanges 
nicht entbehrender Unterrichtsbetrieb von wöchentlich 46 bis 
50 Stunden angestrengtester Anspannung notwendig. Die Er- 
ziehung der jungen Leute zur Pflichttreue, Pünktlichkeit und 
Freude an ordentlicher Arbeit, die durch eine derart straffe 
Organisation der fachlichen Ausbildung und den Lernzwang 
auf den Baugewerkschulen gleichzeitig erreicht wird, findet 
eine wertvolle Ergänzung in dem seit 1919 eingeführten staats- 
bürgerkundlichen Unterricht auf beruflicher Grundlage. 

So wird auf dem heute schon so fortschrittlich eingestellten 
Baugewerkschulen der Schüler und spätere Bautechniker zum 
bewußten Staatsbürger und zum brauchbaren Praktiker heran- 
gezogen. Eine solche Ausbildung mit wechselnder Praxis 
und theoretischer Schulung ist ferner auch die beste Grund- 
lage für die Erziehung zum Architekten, das ist auch von 
Geheimrat Muthesius und anderen Architekten von Ruf schon 
wiederholt betont worden. 

Für die Schulen, die als wahrhaft soziale Einrichtungen 
den aus der Volksschule kommenden jungen Leuten die Mög- 
lichkeit des Emporarbeitens in einem angesehenen technischen 
Beruf geben sollen, ist es von ausschlaggebender Bedeutung, 
daß den Schülern durch den Wechsel zwischen Praxis und 
Unterricht immer wieder neue Gelegenheit geboten wird, 
die Mittel zur Fortsetzung des Schulbesuches sich selber 
zu erarbeiten. 

Die vorgeordneten Behörden und der Lehrplan lassen 
den Schulleitern erfreulicherweise Bewegungsfreiheit genug, 
um, unterstützt von praktisch erfahrenen un berufsfreudigen 
Lehrern, die immer mehr Fachleute als Schulmeister seit 
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müssen, in enger Fühlung ‚mit den Männern der Praxis den 
jeweils am besten gangbaren Weg zur größtmöglichen Er- 
Hüchtigung des baugewerblichen Nachwuchses einzuschlagen, 


Wer sich die Ausführungen von Herrn Professor Dr. Schle- 


singer vergegenwärtigt, wird deutlich erkennen, daß die an, 


den amerikanischen technischen Lehranstalten durchgeführten 
Wechsellehrgänge zur zeitgemäß vertieften Ausbildung der 
Techniker an den deutschen Baugewerkschulen eine Parallele 
finden, wobei hier natürlich den Bedürfnissen des deutschen 
Baubetriebes Rechnung getragen wird. Es ist in gewissem 
Sinne zu bedauern, daß solche in langen Jahren gesammelten 
Erfahrungen mit tüchtigen, die Praxis durchaus befriedigenden 
Erfolgen wenig Beachtung finden und erst durch den Hinweis 
auf gleiche Erfahrungen im Auslande der Anstoß gegeben 
wird, an unserer anderen technischen Lehranstalten derartiges 
zu erproben. Aber besser, als hierüber noch lange Betrach- 
tungen anzustellen, ist es jedenfalls, alle diese Anregungen, 
die für die Umstellung der deutschen technischen Fachschulen 
viel Brauchbares bieten, möglichst schnell auszuwerten, damit 
wir vorwärts kommen. 


Prof. Peters, Baugewerkschuldirektor in Neukölln. 


Freigewerkschaftliche Jugendtagung 


Am Donnerstag, den 5., und Freitag, den 6. August, sind 
in Hamburg die freigewerkschaftlichen Jugendführer zu einer 
„Besprechung von Fragen der gewerkschaitlichen Jugend- 
arbeit‘‘ zusammengetreten. Wenn auch die Konferenz eine 
Veranstaltung des A.D.G.B. gewesen ist, so nahmen auch die 
Verbände des AfA-Bundes, entsprechend der bisherigen Ge- 
pflogenheit engster Zusammenarbeit in den gewerkschaftlichen 
Er nufaer durch ihre Vertreter teil. Der Butab hatte die 
<ollegen Gröttrup (Berlin), Fürst (Hamburg) und Keese (Bre- 
men) delegiert. Die Konferenz war nicht als Kundgebung 
nach außen, sondern in erster Linie als eine Arbeitskonferenz 
der Jugendführer der einzelnen Verbände und Jugendkartelle 
gedacht. 

Anwesend waren etwa 200 Delegierte. Außerdem waren 
als Gäste erschienen: Anton Proksch (Wien) als Ver- 
treter der österreichischen Gewerkschaftskommis- 
sion und der Kammer für Arbeiter und Angestellte 
in Wien, Franz Haim (Wien) als Vertreter des öster- 
seichischen Metallarbeiterverbandes, Hans 
Bujak, als Vertreter des Bundes der Industrieange- 
stellten Oesterreichs, Suderow (Berlin) und 
Hermann Maaß als Vertreter des Ausschusses der 
deutsehen Jugendverbände., 


Unter Punkt 1 der Tagesordnung: 


„Unsere Jugendarbeit seit dem Leipziger Gewerkschafts- 
kongreß‘, 


berichtete der Jugendsekretär des A.D.G.B, Maschke. Er 
wies darauf hin, wie mit der Ermordung Rathenaus die Pe- 
siode politischer und wirtschaftlicher Reaktion angekündigt 
worden sei, die auch über die Gewerkschaften schwere Zeiten 
hereinbrechen ließ. Erfreulicherweise konnte das Ziel des 
Unternehmertums, die Gewerkschaften ganz niederzuringen, 
zuschanden gemacht werden, wenn auch die Arbeitnehmer- 
schaft vor schweren Schädigungen nicht bewahrt werden 
Konnte. 

So haben insbesondere auch die Jugendlichen die Ver- 
fängerung der Arbeitszeit durch die Verordnung vom Dezem- 
ber 1923 ebenso wie die Erwachsenen erleiden müssen. Die 
bewußt herbeigeführte Herabdrückung des Reallohnes hat 
sich in der Bezahlung der Jugendlichen besonders katastro- 


phal ausgewirkt. Die Schwächung der Gewerkschaften 
durch die Inflation, zeigt ihre natürliche Folge in den 


Schädigungen im Arbeitsverhältnis. Auch alle Erfolge auf 
dem Gebiete des Jugendschutzes und Jugendrechtes sind in 
erster Linie von der Macht und der Stärke der gewerkschaft- 
lich organisierten Arbeiterschaft abhängig. Die gewerkschaft- 
liche Jugend kann sich nur unter engster Anlehnung an die 
Gewerkschaft der Erwachsenen durchsetzen. 

Seit ‘der Festigung der Verhältnisse konnten in der Ju- 
gendarbeit wieder einige Fortschritte gemacht werden, Im 
Vordergrund stand die Regelung des Lehrlingswesens auf tarif- 
licher Grundlage, gegen die sich die Arbeitgeber mit aller 
Entschiedenheit sperrten. Es gelang auf dem Wege über den 
Tarifvertrag vielfach, den Jugendlichen einen bezahlten Urlaub 


durchzusetzen. Im Vordergrund stand die Forderung auf 
gesetzliche Regelung des Urlaubes. Sämtliche 


deutschen Jugendverbände stellten sich in dieser Frage ebenso 
wie in der Frage der Arbeitszeit auf den Boden der von den 
freien Gewerkschaften aufgestellten Forderungen. 

Als eine der wichtigsten Aufgaben bezeichnete der Re- 
ferent die Bildungs- und Erziehungsarbeit. In der Gewerk- 
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schaftsjugendärbeit müsse in erster Linie das Verständnis füg 


reale Tatsachen geweckt werden. 





Der Geschäftsbericht löste ‚eine umfangreiche Debatte aus, ” 


in der u. a. die Herausgabe eines Blattes für Jugendführer, 
ein Jugendbeirat und die Errichtung eines Ferienheimes ge& 
fordert wurden. Die offenbar zum Ausdruck gekommene 
Unzufriedenheit der Jugendlichen mit der als zu schwach 


empfundenen Unterstützung durch die Spitzenorganisation ver« 


anlaßte den Vertreter des A.D.G.B, Knoll, darauf hin- 
zuweisen, daß das Wesentliche des gewerkschaftlichen Jugend- 
problems auf geistigem Gebiete liege und die Unzufriedenheit 
ihre natürliche Erklärung darin finde, daß die gewerkschaftliche 
Jugend eine kritische und skeptische Einstellung haben müsse, 


während bei der Jugend aus bürgerlichen Kreisen der absolute 
Glaube an die Autorität der Führer herrsche. Die ganz andere 
1 


geistige Einstellung der Jugend im freigewerkschaftlichen Lager 
verpflichte Alt und Jung zu größter Geduld. 

Den Höhepunkt erreichte die Konferenz durch das Refe- 
rat von Ernst Niekisch vom Textilarbeiterver» 


band über das Thema: 
„Jugend und Beruf.‘ 


Der Redner zeigte die Schwierigkeiten auf, in die der Berufs- 
gedanke durch die moderne 
durch die Spezialisierung der Arbeit gekommen ist. 

Der Mersch wurde immer mehr Maschine und Hand- 


langer, der leicht ersetzt werden kann, und hat dadurch Per-. 
verloren. ». 


sönlichkeitsbewußtsein und Bedeutsamkeitsgefühl 
Die Berufsausbildung scheine ihren Sinn und Zweck zu ver- 
lieren. Niekisch sieht hierin eine tragische Lage, die augen- 
blicklich keinerlei _ Ausweg zeige. Unter diesen Verhältnissen 
leide insbesondere die nach Menschentum und Lebensraum 
hungernde Jugend. Die Arbeit wird ihr zur Qual. Es strömen 
weder die Lebenskräite der - Jugend: in eine solche Arbeit hin- 
ein, noch können an ihr die jugendlichen Daseinskräfte wach- 
sen. Die Jugend verarmt, zersplittert sich ‚und wird seelisch 
entwurzelt. Gegen dieses tragische Schicksal suche man Mittel, 
die aber nur als Notbehelf angesprochen werden könnten: 
Lehrwerkstätten, Freizeitkultur, Werkstattaussiedelung, Jugend- 
schutz, alles Dinge, die nur Negatives schafften, um die Jugend 
vor Ausbeutungen zu schützen, mit denen aber die jugend 
vor der seelischen Entwurzelung nicht gerettet werden könnte. 

So bleibe der Jugend nichts anderes übrig als die Hoff- 
nung auf die Vergesellschaftung der Produktion, die in: ihr 
das Bewußtsein erwecke, daß ihre Arbeit nicht mehr zum 
Nutzen eines einzelnen, sondern der Gemeinschaft ausgeübt 
werden soll, 

Als besondere Aufgabe der Gewerkschaften bezeichnete 
Niekisch die Erhaltung des handwerklichen Berufsstolzes. Der 
sogenannte Gruppenegoismus, der als unerwünschte Auswir- 
kung des Berufsbewußtseins vielfach beklagt wird, sei nur 
die Kehrseite eines an sich durchaus wertvollen Sachverhaltes, 
Die vielfach gerühmte Solidarität der Berufslosigkeit sei "Ie- 


diglich eine Gemeinsamkeit der Verneinung und Leere. Sie 
sei kein schöpferisches Element, sondern letzten Endes un- 


fruchtbar. 


Dieser Standpunkt mußte selbstverständlich starken Wider- 
spruch, insbesondere der Vertreter der ungelernten Arbeiter- 
schaft, - auslösen. Trotzdem wir Techniker Anhänger des Ge- 
dankens der Berufsorganisation sind und uns auch stets für 
die Verbesserung des beruflichen Bildungswesens eingesetzt 
haben, können wir uns nicht mit dem Skeptizismus von Nie- 
kisch gegenüber der modernen technischen Entwicklung &in- 
verstanden erklären. Wir schen in den Wirkungen moderner 
Produktionsart, soweit sie zu einer Entseelung und Entgeisti- 
gung der Arbeit führen, nicht eine an die Methode selbst ge- 
bundene unvermeidbare Folge, sondern nur einen Miß- 
brauch moderner technischer Gedanken. Ebenso wie es falsch 
war, in der Anfangszeit maschineller Entwicklung „die Ma- 
schine zu stürmen“, die Maschine für die wirtschaftlichen 
Folgen einer neuen Fabrikationsmethode verantwortlich zw 
machen, ebenso erscheint uns auch jetzt ein Fehlweg vorzulie- 
gen, wenn man die Neugestaltung des Wirtschaftsmechanismus 
selbst anklagt, statt seinen Mißbrauch. “Gerade als 
Techniker und Bejaher der Technik haben wir vorläufig keine 
Veranlassung, an die Unmöglichkeit der seelischen Wieder- 
geburt der Arbeit durch technische Fortschritte zu glauben. 
Wir können an dieser Stelle uns auf Einzelheiten nicht ein- 
lassen und werden bei späterer Gelegenheit den Nachweis 
versuchen, daß es im Sinne der Technik liegt, vom 
produktionswirtschaitlichen Standpunkte aus die Entgeistigung 
und Entseelung der Arbeit als letzten Endes überwind- 
bar zu betrachten. 

Wir gehen mit Niekisch einig, soweit er die erzieherischen 
Werte einer guten Berufsausbildung auf den Gesamtmenschen 
hervorhebt. Nur scheint uns nicht das Ideal in der Aufrecht- 


industrielle Entwicklung und 
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erhältung.. der auch: in der Aussprache als ‚„‚mittelalterlich‘“ 
- bezeichneten Handwerksspezialausbildung zu : liegen, sondern 
| in einer entsprechend der wirtschaftlichen Entwicklung, liegen- 
den technischen -und wirtschaftlichen Allge- 
meinbildung. Die höchste Fruchtbarkeit der Wirtschaft 
"wird nur dann erreicht werden können, wenn die Ausbildung 
nicht nur die einseitig handwerklich ausgebildeten Arbeiter er- 
faßt, sondern auch „die sogenannten ungelernten Arbeiter. 
Diese Tendenz ist, wie in der Aussprache auch hervorgehoben 
wurde, ja bereits in der bestehenden allgemeinen Fort- 
bildungsschulpflicht zum Ausdruck gekommen. 
Wir hätten gewünscht, daß dieser Gesichtspunkt auch von 
Niekisch in den Vordergrund gerückt worden wäre. Nur so 
„werden wir auch die Gegensätzlichkeiten zwischen den ge- 
lernten und ungelernten Arbeitern überbrücken können. So 
finden wir auch den Weg vom Berufsegoismus der einzelnen 
Gruppen zur Klassensolidarsttät der gesamten Arbeitnehmer- 
schaft, die, wie wir oben gezeigt haben, von Niekisch im Ge- 
gensatz zu uns als „negativ und unschöpferisch‘‘ bezeichnet 
worden ist. hr) 
Während also Niekisch seine Forderung auf bessere Be- 
rufsausbildung vorwiegend aus sozialen. Schutzgedanken gegen 
die Verödung der Arbeit und aus allgemeinen, sittlich-er- 
zieherischen Gründen aufgestellt hat, erheben ‘wir die Forde- 
rung der Neugestaltung der Arbeit als solche, so daß sie 
wieder zum Lebensinhalt des Menschen werden kann. Nur 
damit kann auch der Jugend gedient sein. Jugend will 
Ideale haben; es ist unsere Aufgabe, alle Erscheinungen unserer 
technischen Entwicklung in den Vordergrund zu stellen, die 
auf die Möglichkeit einer Wiederbeseelung der Arbeit nicht 
nur aus sozialen, sondern aus ökonomischen Gesichtspunkten 
hinweisen. 
Trotz unserer Bedenken gegen die Leitsätze von Niekisch 
erkennen wir an, daß er gerade das im Kreise der gewerk- 
ı schaftlichen Jugend angeschnitten hat, was die Jugend beson- 

ders in Schwingungen versetzen kann, nämlich das Menschen- 
| tıtm in der Wirtschaft. So steht zu: erwarten, daß diese Frage, 
die man als die wichtigste Kulturfrage unserer Zeit bezeichnen 
kann, nicht mehr zur Ruhe kommen wird, bis die von uns 
gewünschte Lösung greifbare Formen annimmt. 

Der Vortrag und die anschließende Aussprache hinter- 
Bi bei sämtlichen Konferenzteilnehmern einen tiefen Ein- 
druck. 

Als nächster Referent folgte Paul Koske (Berlin), der als 
langjähriger Berufsschullehrer die 


„Gewerkschaften und Berufsschule‘ 


behandelte. Wir müssen uns auf die Wiedergabe der den 
wesentlichen Inhalt des Vortrages enthaltenden Leitsätze und 
der einstimmig angenommenen Entschließung beschränken: 


Leitsätze zudem Referatvon PaulKoske:,Gewerk- 
schaften und Berufsschulen.“ 


I. Im Gesamtbilde des deutschen Schulwesens nimmt die Berufs- 
schule ihrer wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturelien Bedeutung 
wegen eine besondere Stellung ein. 

II. Der Staat ordnet daher als Schulherr die rechtliche Stellung der 
Berufsschule, ihre innere und äußere Organisation auf dem Wege der 
Gesetzgebung und Verwaltung. 

ıll. Die Berufsschule hat die Aufgabe, die Schüler durch Ergänzung 
und Vertiefung ihrer beruflichen Äusbildung in der leistungsfähigen Teil- 
nahme am Arbeitsleben des Volkes zu fördern, durch staatsbürgerliche 
und geselischaftliche Belehrung und Pflege des staatsbürgerlichen und 
sozialen Gefühls für die Erfüllung ihrer späteren Aufgaben innerhalb des 
etaatlichen Lebens und der beruflichen Gemeinschaft vorzubereiten, durch 
Weckung und Pflege des allgemeinen Bildungsdranges zur Freude an 
geistiger Beschäftigung jeglicher Art zu erziehen und an ihrer körperlichen 

rtüchtigung mitzuwirken, 

IV, Der Berufsschüler ist als werktätiges Mitglied einer Arbeitsge- 
meinschaft zugleich Angehöriger einer Berufsgemeinschaft. Daher ist den 
Gewerkschaften als Organ der Berufsgemeinschaften weitgehender Ein- 
tiuß auf den inneren und äußeren Ausbau der Berufsschwe zu sichern. 

Ihre Mitwirkung erstreckt sich: 

1. auf ‚Beteiligung beim Erlaß aller die Berufsschule betreffenden Ge- 
setze und Verordnungen (gutachtliche Aeußerung, hinreichende Ver- 
tretung in den gesetzgebenden Körperschaften des Reiches, der Län- 
der und Gemeinden), 

2. auf Beteiligung an der Verwaltung der Berufsschule (Berufung von 
Gewerkschaftsmitgliedern in Schulvorstände, Kuratorien, Deputationen, 
Landesgewerbeämter usw.), 

3.auf Mitarbeit bei der Aufsteliung von “Bildungsplänen, 

4, auf Teilnahme und Betätigung bei Veranstaltungen zum Zwecke der 
Jugendpilege, 

5.auf Anregungen zwecks Errichtung weitergehender Kurse, soweit sie 
mit der Berufsschule verbunden sind, 

6.auf Einwirkung und Unterweisung der Betriebsräte gemäß $ 78 
Ziier 2 B.R.G. 

7 7.auf Zusammenarbeit mit der organisierten Berufsschullehrerschaft. 

V. Darüber hinaus haben die Gewerkschaften wie bisher den ‚Berufs- 
schulgedanken durch Errichtung und Unterstützung von Bildungsveran- 
staktungen, die der beruflichen,- geselischaftlichen und wirtschafts-wissen- 
En: Ausbildung und Fortbildung dienen, zu pflegen und zu 
ördern, — 
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Es entspricht dem Wesen ‘der. Gewerkschaften, daß sie die Berufs» 
schule als eine unbedingt notwendige: Bildungsstätte für die heran- 


wachsende. Jugend betrachten. Um die schulentiassene Jugend zur Arbeit 


im Beruf, im Staat. und in der. Geselischaft erziehen zu-können, wie es 
ihre Aufgabe ist, muß die Berufsschule mehr als bisher neuzeitliche Lehr- 
weisen und Lehrmittel zur Anwendung bringen, Dies sowie die ge- 
gebene Rücksichtnahme auf die geistigen und seelischen Eigenarten der: 
im schwierigsten Lebensabschnitt befindiichen Jugendlichen lassen eine 
besonders sorgfältige Auswahl der Lehrkräfte erforderlich erscheinen, 
Ihnen muß weitere Möglichkeit zur eigenen Weiterbildung geboten wer- 
den. Die Konferenz kann aber die Forderung, das 
vollendete Hochschulstudium zur Voraussetzung 
für die Lehrertätigkeit zumachen, nichtalsberech- 
tigt ansehen. Es muß tüchtigen Kräften aus der praktischen Be- 
rufsarbeit der Weg zur voliberechtigten Lehrtätigkeit offen bleiben. 

Dem Unterricht in Staatsbürger- und Lebenskunde' soll genügend 
Raum gegeben werden; bisher mußte jedoch festgestellt werden, daß 
hierbei die Bedeutung der gewerkschaftlichen Organisation sowie der 
neuen arbeitsrechtlichen. Verhältnisse (Betriebsräte, Kollektivverträge usw.) 
noch nicht die verdiente Würdigung finden. Wo die Lehrkräfte für diese 
Anforderungen nicht ausreichen, müssen andere geeignete Personen (Ge- 
werkschaftsführer, Arbeitersekretäre, Gewerbeinspektoren) mit herange- 
zogen werden. 

Die wiederholten Versuche von Unternehmervereinigungen, den Wir- 
kungskreis der Berufsschule einzuengen, z. B. durch die Forderung des 
Abendunterrichts und der Herabsetzung der Ausgaben, würden, wenn sie 
Erfolg hätten, die Unterrichtserfolge stark beeinträchtigen. Die örtlichen 
Gewerkschaftsleitungen werden deshalb aufgefordert, gegen solche Vor- 
stöße ganz entschieden, möglichst gemeinsam mit der Berufsschullehrer- 
schaft Stellung zu nehmen. Die Gewerkschaften halten nicht einen Ab- 
bau, sondern einen weitgehenden Ausbau der Berufsschule für eine volks- 
wirtschaftliche und sozialpädagogische Notwendigkeit. Sie fordern des- 
halb cie reichsgesetzliche Rege.ung des Berufsschu.wesens und unterstützen 
den Entwurf eines Reichsberufsschulgesetzes, der von der Sozial- 
demokratischen Reichstagsfraktion bereits im Februar 
1925 eingebracht wurde, 


Ueber 
„Die Berufsausbildung in der Gesetzgebung‘ 


sprachen Timm vom Holzarbeiterverband, der den 
neuen Entwurf zum Reichsberufsschulgesetz 
im einzelnen behandelte, während Fülle vom Buch- 
druckerverband über die praktische Mitwir- 
kungderGewerkschaftenan.der Regelung:.der 
Lehrverhältnisse sprach. Der ‘Standpunkt der Refe- 
renten kommt in den nachstehend wiedergegebenen Ent- 
schließungen, die ebenso wie die vorhergenannten einstimmig 
angenommen worden sind, zum Ausdruck: 


Der im Sommer 1923 fertiggestellte Referentenentwurf eines Berufs- 
ausbildungsgesetzes stellt gegenüber der bisherigen gesetzlichen Regelung 
des Lehrlingswesens einigen Fortschritt dar. Wohl gibt der Entwurf der 
Arbeiterschaft eine Möglichkeit zur Mitwirkung, jedoch räumt er dem 
Handwerk in "einzelnen Fällen wieder eine Vorzugsstellung ein. Diese 
Sonderbehandlung entspricht nicht den wirtschaftichen Erfordermissen 
und auch nicht dem Grundsatz der Gleichberechtigung. 

Weiter wird als Mangel des Entwurfes angesehen, daß die Regelung 
des Lehrlingswesens durch Tarifverträge oder besondere Lehrlingsordnun« 
gen keine Berücksichtigung gefunden hat. 

Die 3, Konferenz zur Besprechung gewerkschaftlicher Jugendfragen 
fordert von der Regierung die Berücksichtigung der bereits in den Vor- 
beratungen erhobenen Forderungen der freien Gewerkschaften bei der 
Fertigstellung des endgültigen Entwurfs und verlangt weiter, den Ent- 
wurf nunmehr beschleunigt dem Reichstage vorzulegen und zur Ver- 
abschiedung zu bringen. 

Die Konferenz hält es für erforderlich, erneut zu betonen, daß eine 
gründliche Bildungsarbeit an der heranwachsenden Jugend eine Not- 
wendigkeit für diese selbst und ebenso für die Gewerkschaftsbewegung 
ist, Zu ihrer Förderung -muß zentral und örtlich mehr als bisher getan 
werden. 

Vom Jugendsekretariat des A.D.G.B. wird erwartet, daß es den ört- 
lichen Jugendkartellen mit Anregungen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
zur Seite steht. Die Schulung der Jugendieiter muß es sich besonders 
angelegen sein lassen. Wo die organisatorischen Voraussetzungen vor« 
handen sind, erscheinen bezirkliche Jugendleiter-Konferenzen oder auch 
Jugendleiter-Kurse a’s zweckmäßig. Für Propagandazwecke sollten Werbe- 
schriften herausgebracht werden; der Verwendung des Films für Werbe- 
zwecke ist Aufmerksamkeit zu widmen. Als dringend wünschenswert 
erscheint ferner die Schaffung eines Reichs-Ferienheims. 

Den hohen Ernst, mit dem die gewerkschaftliche Jugend 
dem ganzen Leben gegenübersteht, zeigt uns die Wiedergabe 
der nachstehend einstimmig angenommenen EntschließBung 


Gegen den Alkohol. 
Aufruf! 

In dem Kampf um eine höhere Kultur, um Wohlfahrt und Freude für 
alle Menschen, steht die freigewerkschaftliche Jugend mit in vorderster 
Linie, — Sie will die Wegbereiterin sein für ein Geschlecht, daß in brü- 
derlicher Verbundenheit frei und) froh seine leiblichen und geistigen 
Kräfte entfaltet. Darum haßt die -freigewerkschaftiiche Jugend den Alko- 
hol, der die Menschen nmiederzieht, körperlich und seelisch verkümmern 


läßt, der gerade der Jugend die Frische, die Begeisterung und Empfäng« 


lichkeit für alies Schöne und Große nimmt. 
Angesichts der vielen Schäden, die der Alkohol jetzt wieder des 
Arbeiterschaft in. wirtschaftlicher, gesundheitiicher und kultureller Hins 





sicht bringt, ruft die gewerkschaftliche Jugendkonferenz allen Jugend» 


genossen zu: „Meidet den Alkohol und bekämpft die Trinksitten!'* 
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Alles in allem glauben wir über den Verlauf der Tagung 
sagen zu können, daß wohl jeder Teilnehmer das Gefühl mit- 
genommen hat, daß die freie Gewerkschaftsbewegung in der 
heranwachsenden Jugend ein mächtiges Aktivum für die Zu- 


kunft sehen kann, und daß wir eine große Hoffnung mehr in, 


uns tragen können, nämlich die, daß die heranwachsenden 
freigewerkschaftlichen Jungmannschaften das Maß von ge- 
werkschaftlicher Ueberzeugungskraft und gewerkschaftlichem 
Mut mitbringen werden, das wir leider in den letzten Jahren 
bei der älteren Generation vielfach stark vermissen en 


Bericht über den Lehrgang für Berufs- 


berater 


Die Berufsberatung als öffentliche soziale Eimrichtung ist 
eine Begleiterscheinung des wirtschaftlichen Wiederaufbaues. 
Aus den ersten tastenden Versuchen, die die Praxis mit wech- 
selndem Erfolge anwandte, entwickelten sich Richtlinien. Es 
kristallisierte sich im weitesten Sinne des Wortes eine Me- 
thode heraus. Die Summe ihrer Erfahrungen und Beobach- 
tungen war reif geworden, vom Katheder herab vorgelesen 
zu werden. 

So wurde erstmalig in Berlin an der Hochschule für Po- 
litik ein Lehrgang abgehalten, der den Zweck hatte, den Teil- 
nehmern Vertiefung des in der Berufsberatung grundlegenden 
Wissensstoffes und Erweiterung der in der Praxis notwendigen 
Kenntnisse zu bieten. Die Vorlesungen und seminaristischen 
Uebungen erstreckten sich bei wöchentlich 32 Unterrichts 
stunden auf 10 Wochen. Außerhalb der Unterrichtszeit fanden 
in jeder Woche Besichtigungen von Betrieben und Anstalten 
statt. 

Die Hörer waren durch die Landesarbeitsämter oder durch 
die Berufsorganisationen zu dem Lehrgang entsandt worden. 
Ihre Zusammensetzung nach Art ihrer Vorbildung, bisherigen 
Tätigkeit, ihres Lebensalters und auch ihrer Weltanschauung 
war außerordentlich verschiedenartig. Das erwies sich jedoch 
für die gedeihliche Entwicklung des Lehrganges nicht hin- 
derlich. Es wurden vielmehr die Aussprachen — durch die 
Betrachtung der gehörten Vorträge unter verschiedenartigen 
Gesichtswinkeln — anregend und lebhaft. Viel gute Gedanken 
hatten hier ihren Ursprung. 

Der Lehrgang selbst bot zunächst eine einführende 
Vortragsreihe in die speziellen Fragen der Berufsbera- 
tung, die mit den fortschreitenden Vorträgen erweitert und 
vertieft wurden. Darüber wurden abgehandelt: 

1. Berufskunde; 2. Die Psychologie in der Berufsberatung; 
3. Praxis der Berufsberatung; 4. Aerztliche Mitwirkung; 5. Li- 
terarische und archivarische Hilfsmittel. 

Die berufskundlichen Vorträge wurden zum größ- 
ten Teil durch Fachleute gehalten, wodurch das Technische 
des Berufes stark in den Vordergrund trat. 

Die Psychologie in der Berufsberatung. In feiner 
Form wurden die Hörer in dieses Wissensgebiet eingeführt 
und weiterhin rein theoretisch mit den neuesten Richtungen, 
Methoden und Problemen bekannt gemacht, die, vor 
Fachpsychologen vorgetragen, diesen zweifelsohne die um- 
fassende Beherrschung des Stoffgebietes dargetan hätte. Dem 
Hörerpublikum dagegen, das, von Ausnahmen abgesehen, über 
eine mehr laienhafte Vorbildung verfügte, wäre ein Ausschnitt 
aus dem Gebiet, diesen aber gründlich behandelt, willkomme- 
ner gewesen. Insbesondere wurde die Psychotechnik und ihre 
ee Anwendung in der Berufsberatung schmerzlich ver- 
mißt. 

Die Praxis der Berufsberatung wurde durch Beispiele 
aus dem Leben dem Hörer gut verständlich dargeboten. Sehr 
wertvoll war die jeweils sich anschließende Diskussion, in der 
sich die Praktiker, die aus allen Teilen Deutschlands unter 
den Hörern vertreten waren, zu den angeschnittenen Fragen 
äußern konnten. Sie gaben Anregungen und Ergänzungen, 
die von einem kritischen Publikum auf Wert und Unwert 
gesichtet wurden. 

Aerztliche Mitwirkung bei der Bertisberatung. 
Da drei Dozenten zu diesem Thema sprachen, litt seine Be- 
handlung neben Wiederholungen auch an einer gewissen Zer- 
fissenheit. Es wurde der Wichtigkeit der Mitwirkung des 
Arztes bei der Berufsberatung gedacht und auch beachiens- 
werte Fingerzeige gegeben, wie kranke Anwärter zu erkennen 
sınd, und welche vorbeugenden oder heilenden Maßnahmen 
angebracht erscheinen. 

Literarische Hilfsmittel. Ein umspanuender 
Ueberblick über fachliche und schöngeistige Literatur wurde 
unter Mitwirkung der Hörerschaft gegeben, und angedeutet, 
wie berufskundliche Sammlungen und Archive zweckmäßig 





der Jugendlichen eingeführt; es wurde unter kritischer Betrach- 
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Die andere Vortragsreihe, die natürlich auch 
zugeschnitten war auf die Fragen der Berufsberatung, befaßte” 
sich mit den sozialen und wirtschaftlichen "Problemen der’ 
Gegenwart. Zu ihnen zählen: 1. Die Gesetzeskunde; 2. Das’ 
gegenwärtige Erziehungs- und Unterrichtswesen; 3. Berif und’ 
Volkswirtschaft; 4. Betriebslehre; 5. Seminaristische Uebungen, 
Das an sich trockene Gebiet der Gesetzeskunde 
erhielt seine besondere Note durch den Dozenten, dessen von 
lebenswarmem, sozialem Verständnis und von klarer Logik ge- 
tragene Vorträge zu hören allen Teilnehmern ein seltener 
Genuß war. „Mit allen seinen Tiefen, seinen Höhen rollt sich” 
das Leben ab vor deinem Blick.‘ 1 
Man wurde in die bestehenden Gesetze zum Schutze 


tung der Mängel und Lücken der bestehenden Gesetzgebung 
ein Ausblick auf die künftig anzustrebende gehalten. 

In den Vorträgen über dass Unterrichtswesem 
lernte der Hörer zunächst die Faktoren kennen, die das Schul-" 
wesen zu allen Zeiten beeinflußt haben. Köstlich waren die’ 
„Nicht-Werturteile‘“, die der Dozent, sei es aus geschicht-" 
licher Entwicklung heraus oder über die neue Zeit und ihre 
Führer gab. Hier hörten wir aus berufenem Munde von der 
Gleichberechtigung des vierten Standes. Den aus ihm ent- 
sprossenen Führern wurde (auch ohne Berechtigungsschein) 
der Platz zugewiesen, den sie auf Grund: ihrer Fähigkeit und” 
der um Reich und ‘Volk erworbenen Verdienste beanspruchen 
können. 

Beruf und Volkswirtschaft. In Anlehnung am 
Troeltsch und Max Weber sprach der Dozent über die ethische 
Bedeutung der Berufe und hob heraus, daß die ideale Auf- 
fassung des Berufes, die dem Träger innere Befriedigung ge- 
währleistet, zur Voraussetzung das Berufensein in sich tragen 
müsse. Die Volkswirtschaft wurde in kurzen, klaren Strichen 
gezeichnet. Eingehend wurde über den Sozialismus gesprochen 
und seine Berechtigung als Wissenschaft hervorgehoben. 

Die Betriebslehre führte den Hörer in die Welt des 
Arbeiters ein und machte ihn bekannt mit den Kämpfen, die 
er führt, um sein Menschentum zu behaupten. Am Individuum 
und den Faktoren, die es bestimmen sollen, Anlage, Familie, 
Erziehung wurde gezeigt, wie der Arbeiter gewaltsam in der’ 
Masse versinkt. Seine Eigenart wird verwischt. Er wird zum‘ 
Massenmenschen mit Massenpsyche. Die wirtschaftliche Um-' 
welt (Wirtschaftsstruktur, Reifegrad) steht gegen die ge 
sellschaftliche Umwelt (Herkunft, Kulturkreis), und zwischen 
beiden die Masse als Gewerkschaft und Partei, deren Vorzüge 
und Schwächen objektiv gewürdigt wurden. | 

Die seminaristischen Uebungen waren gleich- 
sam ein Läuterungsbecken für die Hörer. In ihnen wurde die! 
Summe der Erfahrungen auf dem Gebiet der B.B. und weiterhin 
der sozialen Probleme der Gegenwart und Zukunft besprochen 
und die Ansichten der Hörer sehr treffsicher korrigiert. | 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, die Vorträge führten 
den Hörer auf eine hohe Warte, von der er einen Blick in die 
Welt der Gegensätze senden konnte. Er sah, wie die Einzele 
schicksale sich unterordnen müssen, ein Zug zur Vergesell# 
schaftung unser Volk in allen seinen Schichten durchzieht, 
Er erblickte Deutschland, seine Wirtschaft und seine Stände. 
Vernahm von dem Herauswachsen der Gesetze aus der wirt 
schaftlichen und gesellschaftlichen Struktur. In den Mittelpunkt 
der Erläuterungen aber war der Mensch gestellt. Sein Men 
schentum zu vervollkommnen und so zu gestalten, daß es sich 
ganz entfalten kann, ist das anzustrebende Ideal der Berufs-" 
beratung. Der Beruf soll das Mittel sein, durch das der Mensch 
sich ganz ausleben und seine besten Fähigkeiten entwickeln 








kann. 

Daraus wird das Wesen und der Zweck der B.B. erkenn- 
bar. Sie ist in erster Linie ein wirtschaftlicher Faktor, in deren 
Mittelpunkt der Mensch steht. Sie soll den Menschen zu der 
Arbeit hinleiten, zu der er den Beruf in sich trägt, d. h. ihn 
dahin führen, wo er unter Berücksichtigung seiner Neigung, 
Veranlagung und wirtschaftlichen Lage hingehört. Nur so 
wird es möglich sein, den so nötigen Facharbeiternachwuchs 
zu fördern, der durch seine Qualitätsarbeit mit zum Wieder- 
aufbau unseres wirtschaftlichen und kulturellen Lebens be- 
rufen sein wird. Weiter aber soll die B.B. eine planvolle Be- 
rufspolitik betreiben. Es ist ihre Aufgabe, die Wirtschafts- 
lage zu verfolgen und ihre zukünftige Gestaltung voraus-’ 
schauend zu erkennen und demgemäß auf den Beruisanwärter 
einzuwirken. Endzweck des Lehrganges war es, dazu geeignete” 
Führerpersönlichkeiten heranzubilden. | 

Der Bund war die einzige Organisation, die unter Würdi-" 
gung der kommenden Bedeutung der B.B. aus den Reihen‘ 
seiner Mitglieder Teilnehmer in den Lehrgang entsandt hat.” 

Ich erlaube mir, an dieser Stelle dafür meinen Dank aus= 
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Die Maschine vor dem Weltgericht 


I 


Die Maschine steht vor dem Weltgericht. Gegen sie wird 
die Anklage erhoben, daß sie dem Menschen großes Unglück 
gebracht hat. Es wird ihr vorgeworfen, daß sie den Menschen 
aus der beschaulichen Ruhe eines friedvollen Lebens und 
genußfrohen Schaffens in die Hast unserer durch Erwerbs- 
gier getriebenen Zeit hineingejagt hat, und daß sie die Arbeit 
des Menschen ihrer besten Werte, der Arbeitsehre, der Arbeits- 
freiheit und der Arbeitsfreude beraubt hat. Es wird gegen sie 
die Anklage erhoben, daß sie die großen Massen der Menschen 
und gerade der arbeitenden Menschen von der Erde und 
ihren Früchten getrennt und sie der bittersten Not ausgesetzt 
hat. Die Maschine wird überhaupt für die Kulturlosigkeit 
unserer Zeit verantwortlich gemacht. 

Die Maschine wird nicht leugnen können, daß mit ihrem 
Großwerden gleichzeitig der wirtschaftliche Mensch in zwei 
Wesen zerrissen worden ist, in den nur von seelenlosem 
Profit- und Machtgeist gehetzten und den zur geist- und 
seelenlosen Fabrikarbeit gezwungenen Menschen. Seit Urzeit 
hat es Herrscher und Beherrschte gegeben. Aber in keiner Zeit 
ist die Arbeit des Menschen so freudelos gewesen, in keiner 
Zeit ist der arbeitende Mensch von dem Zweck und den 
Früchten seiner Arbeit so weit entfernt gewesen, wie in der 
unsrigen. Um das Maß dieses Abstandes zu erkennen, tut ein 
Rückblick in die Wirtschaft unserer Ahnen not. 

In der Urwirtschaft des Menschen, der familiären „Natural- 
wirtschaft‘, beteiligten sich alle Familienaugehörigen an der 
Schaffung des gemeinsamen Bedarfes. Man ging zusammen 
aufs Feld, um es zu bestellen, wirkte zusammen im Heim, jeder 
alles könnend, was die noch so einfachen Arbeiten erforderten. 
Gleiches Können, gleiches Tun, gleiche Bewegungen, gemein- 
samer Genuß des selbst und für sich selbst Geschaffenen, alles 
so recht angetan, um ein harmonisches Zusammenleben ent- 
stehen und die Menschenherzen in gleichem Rhythmus schlagen 
zu lassen. Auch noch im Mittelalter kannte der Mensch un- 
mittelbar den Sinn der Arbeit. Er fand noch in der Arbeit 
einen Lebenszweck und genoß noch im engeren Kreise der 
kleineren Gemeinschaften, Familie, Dorf und Zunft, die Früchte 
seiner Arbeit. Auch wenn der Handwerker für einen anderen 
arbeitete, teilte er die Freude an seinem Werk mit seinem 
Freund und Nachbar. Das persönliche Voneinanderwissen ver- 
band noch Schaffer und Verbraucher. Wie Leid und Freude 
gemeinsam erlebt wurden, ebenso der Genuß des Schaffens und 
des Gebrauchens. Die kleinen Ereignisse des Lebens waren 
noch freude- oder leidvolie Erlebnisse. Der Mensch horchte 
noch mehr auf die Stimme seines inneren Ichs, fühlte noch 
stärker den Pulsschlag seines Herzens und nahm regeren Anteil 
an dem Schicksal seiner engeren Lebensgenossen. Ebenso trug 
die Arbeit den Sinn der Hilfsbereitschaft von Mensch zu 
Mensch. 

So hatte die Arbeit noch sittliche Werte in sich und er- 
freute sich auch einer höheren Wertschätzung. Noch in der 
Zeit, als sich aus der Naturalwirtschaft das Grundherrentum 
herausbildete, legten diese ersten Herrscher mit ihren Sklaven 
bei der Arbeit mit Hand an und waren ebenso wie die Hand- 
werksmeister späterer Zeit stolz auf ihr Können. Ja, man 


verherrlichte den Handwerkerstand in der Religion und in der 


Sage. Die alten Griechen erhoben Handwerker, „Banausen‘“, 
zu Gottheiten. Hephästos hatte im Olymp seine Werkstatt und 
mußte die Aufgabe erfüllen, die Wohnungen der übrigen Götter 
mit prächtigen Kunstwerken zu schmücken. Homer rühmt von 
seinem Helden Odysseus, daß er sowohl häusliche Verrich- 
tungen verstand, Holzspalten, Feueranzünden, Fleischbraten, 
wie auch Zimmern, Bohren, überhaupt, daß er ein in der 
Baukunst geübter Haus- und Schiffserbauer war. Erst die 
späteren Herren der Welt überließen die Arbeit den Hand- 


jöwerkern und Sklaven, während sie selbst nur noch dem 
Imedleren‘“ Handwerk des Krieges nachgingen, sonst aber die 
FArbeit in Verruf brachten. Der römische Junkerführer Scipio 





Nasica, der durch die Ermordung des Tiberius Gracchus, des 
Widersachers der römischen Großgrundbesitzer, „berühmt‘“ ge- 
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worden ist, legte einem ehrsamen Landmann angesichts der 
schwieligen Hände die boshafte Frage vor, ob er „auf Händen 
zu gehen pflege“ — Auch im frühen Mittelalter galt das 
Wort: „Ohne Herd und Ehre, der von der Arbeit lebt.“ 

Im Wandel der Zeiten wurden die Arbeitsgemeinschaften 
der Menschen größer und größer, bei den alten Völkern von 
der familiären Naturalwirtschaft und dem Handwerksbetrieb 
bis zu der mit Sklaven betriebenen Massenwirtschaft. In 
Mitteleuropa dieselbe Entwicklung, nur mit dem Unterschiede, 
daß die Maschine im Gewerbe den menschlichen Sklaven 
ablöste, während auf dem Lande sich das Sklaventum als 
Leibeigenschaft bis in das 19. Jahrhundert erhielt. Die äußer- 
liche Ausdehnung, die die Arbeitsgemeinschaft in der Ent- 
wicklung bis zum industriellen Großbetrieb erfuhr, verwässerte 
gleichzeitig mit der fortschreitenden Arbeitsteilung alle Kräfte, 
die früher einmal arbeitsgeistfördernd waren. Noch im Mittel. 
alter muß es in den Arbeitsgemeinschaften eine hohe Werk- 
freude gegeben haben. Die größten Schöpfungen der Neuzeit 
verblassen vor der Majestät der Kirchenbauten des Mittelalters. 
Der gewaltige Unterschied der Zeiten besteht darin, daB die 
Großschöpfungen der mittelalterlichen Arbeitsgemeinschaften 
als ein Denkmal der edelsten Volkskräfte aufgewachsen sind, 
während heute jedes Werk, und sei es atıch noch so gewaltig, 
vom Wirtschaftsegoismus ergriffen wird und so keine wahr- 
haite Freude in der Arbeit an einem gemeinsamen Werke auf- 
kommen lassen kann. 

Wir stellen somit gegenüber der Arbeit in früheren Zeiten 
fest, daß die Arbeit des Menschen, an der heutigen Industrie- 
arbeit gemessen, die innige Verknüpfung von Arbeit und Ar- 
beitszweck, den unmittelbaren Genuß am Erarbeiteten, die 
Achtung vor der Arbeit, den Geist der Gemeinschaft und der 
Hilfsbereitschaft und die Abwechslung in der Arbeit verloren 
hat. Wir wissen aus der Geschichte, daß die Arbeit nicht immer 
freudlos gewesen ist und fragen uns, ob die Arbeit im moder- 
nen Großbetrieb jemals wieder so gestaltet werden kann, daß 
sie an sich dem Menschen zu einem Lebensgenuß wird. 

Die Arbeit im Großbetrieb wird niemals die unmittelbare 
seelische Verknüpfung mit dem geschaffenen Werkstück 
wiederbringen können, denn der Arbeiter liefert seine Arbeit 
ab, ohne die Menschen zu kennen, denen sie dient. Es fragt 
sich infolgedessen, ob in der modernen Arbeit Anzeichen dafür 
stecken, daß sie — abgesehen vom Geldlohn — als Tätigkeit 
dem Menschen wertvoll werden kann. 

Auch in der Arbeit früherer Zeit hat es Verrichtungen ge- 
geben, die sich ohne Abwechslung immer wiederholten. Selbst 
diese „monotone‘“ Arbeit wurde mit Freude verrichtet ‚denn 
sie wurde von Musik und Gesang begleitet. Die ersten Gesänge 
des Menschen waren Arbeitsgesänge. „Die Welt der fröhlichen 
Arbeit‘, in der „überall Spiel und Lust, Saug und Klang, Ge- 
selligkeit und Hilfsbereitschaft, ein wahres Ökonomisches 
Kinderdasein‘ vorhanden war, nennt K. Bücher in „Arbeit und 
Rhythmus‘ die damalige Menschenwelt. 


IE. 


Ist es möglich, auch die heutige Fabrikarbeit rhythmisch 
zu gestalten? Grausam bestimmt heute die Maschine den 
Rhythmus der Arbeit. Herzlos hat man den Menschen in einen 
inm fremden Arbeitstakt gezwängt. Das Maschinenzeitalter 
weiß noch nichts oder nichts. mehr vom natürlichen, dem 
Menschen innewohnenden Rhythmus der Arbeit. Schon der 
alte griechische Philosoph Aristoteles hatte erkannt, daß die 
Bewegungen des Körpers, Herzschlag, Atem, Schreiten und 
Armschlenkern in Einklang miteinander stehen. Warum kennen 
wir heute nichts mehr von diesem Rhythmus, der uns an- 
geboren ist? Der Mensch gilt eben nichts im Zeitalter des 
Kapitalismus. Auf den menschlichen Körper und die mensch- 
liche Seele wird keine Rücksicht genommen. ‚Der Psycho- 
techniker Dr. Adolf Friedrich hat mit Recht darauf hingewiesen, 
daß viele Maschinen nur deshalb halb fertig sind, weil sie 
dem Rhythmus des arbeitenden Menschen nicht angepaßt 
sind und so in ihm das Gefühl des unbarmherzigen, mit der 
seelenlosen Materie Mitgezerrtwerdens aufkommen lassen. Es 
besteht aber darüber hinaus kein Grund, sich bei der Am- 
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passung des Arbeitsaktes an den menschlichen Rhythmus auf 
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die einzelne Maschine zu beschränken, sondern es erscheint 
technisch durchaus möglich, auch einer ganzen Arbeitsstätte 
einen gleichklingenden Rhythmus zu geben. Auch hier werden 
schon Mitteilungen bekannt, die auf Zusammenhänge zwischen 
der Fruchtbarkeit der menschlichen Arbeitsleistung und den 
Geräuschen in der Werkstatt hinweisen. Man hat versucht, 
dem Getriebe eines ganzen Betriebes einen gleichen Takt zu 
geben, um die Leistung des Betriebes zu erhöhen. Die hierbei 
gemeldeten Erfolge erscheinen durchaus glaubhaft. An regel- 
mäßige Geräusche kann man sich so gewöhnen, daß sie nicht 
mehr störend wirken, während ungeregelter Lärm -ablenkend 
und nervenstörend wirkt. Gleichmäßiger Rhythmus der Ar- 
beitsgeräusche (wie zum Beispiel beim Straßenpflastern) wirkt 
arbeitsfördernd. So scheint es sehr wohl möglich, einer me- 
chanischen Werkstatt im ganzen einen Rhythmus zu geben, 
der auch bei den Menschen wiederklingt und sie ebenso zu 
Gesang und Musik anregt, wie wir es aus früheren Zeiten bei 
der Gemeinschaftsarbeit unserer Vorfahren — wir erinnern an 
die Spinnstuben, an den Gesang der Schifisleute — kennen- 
gelernt haben. 

Es gibt heute noch eine Tätigkeit, bei der der Mensch sich 
aus freiem Willen körperlichen Anstrengungen unterwirft und 
in ihnen einen Genuß findet. Wir sehen beim Sport, beim 
Turnen unter den Klängen der Musik eine Anzahl Menschen 
in wundervoller Harmonie rhythmische Bewegungen ausfüh- 
ren. Die Sport,arbeit‘‘ hat eben noch alle Eigenschaften, die 
der Arbeit des früheren Menschen eigen gewesen sind. Sie 
wird freudig betrieben, trotzdem es sich im einzelnen um 
Wiederholungen ganz gleichmäßiger körperlicher (also: ‚„mono- 
toner‘‘) Anstrengungen handelt. 

Sollte es in aller Zukunft unmöglich sein, die wirtschaftliche 
Arbeit so zu gestalten, daß sie Werte wiedergewinnt, die auf 
den Arbeitsgeist ebenso fördernd einwirken, wie die Werte, 
die den Sportgeist hervorrufen?‘ Es erscheint durchaus mög- 
lich, die Arbeitsstätten technisch und gesundheitlich so zu 
verbessern, daß die Arbeit nicht nur erleichtert wird, sondern 
Lust und Liebe zur Arbeit auferstehen können. Nur die 
Mißachtung des körperlichen und seelischen Menschen hat in 
unserer Zeit Vergleiche zwischen Wirtschaftsarbeit und Sport- 
arbeit nicht aufkommen lassen. Sonst müßte man auch ein 
Weiteres aus der Sportarbeit gelernt haben. 

Die Arbeitsergiebigkeit ist abhängig von dem Maß des 
Geübtseins. Der Grad des Geübtseins ist aber wieder abhängig 
von der Stärke der einzelnen Muskeln, die bei der Arbeits- 
bewegung angestrengt werden. Versagt einer der mitarbei- 
tenden Muskeln, leidet die Ergiebigkeit der Gesamtanstrengung. 
Reicht beim Hammerschlag die Stärke des Schlagmuskels, ver- 
sagt aber der richtunggebende Muskel, so ist der Schlag min- 
deren Wertes, wenn nicht überhaupt falsch. Die Wissenschaft 
zur Untersuchung der Beziehungen zwischen Mensch und 
Werkzeug, die Psychotechnik, hat sich anfangs darauf be- 
schränkt, die vorhandenen Fähigkeiten für bestimmte Tätig- 
keiten zu prüfen. Heute geht man schon einen Schritt weiter 
und sucht die fehlenden Eigenschaften des Arbeiters zu «r- 
gänzen. Das geschieht durch Uebung der mangelhaften Teile 
der gesamten Arbeitshandlung. So kennt die Psychotechnik 
Uebungsgeräte, die nichts weiter bezwecken, als das Aufsetzen 
des Meißels auf den richtigen Punkt oder in die richtige 
Neigung zu üben, wieder ein anderes, das nur die Schlag- 
stärke prüft. Da die Uebungsgeräte durch Diagramme oder 
durch Skalen den Grad der Leistung jedem Beschauer offen 
zeigen, entwickelt sich in den psychotechnischen Lehrwerk- 
stätten innerhalb der lernenden Arbeitsgemeinschaft ein Wett- 
eifer, der an den Wetteifer bei sportlichen Uebungen erinnert. 

Dieses Verfahren der Lehrlingsausbildung wird von vielen 
Wirtschaftsführern als ‚Spielerei‘ angeschen. Man will in der 
wirtschaftlichen Arbeit nicht Selten lassen, was sich beim Sport 
von selbst versteht und als Gymnastik hoch geschätzt wird. 
Der Turner hat seine Uebungen bis ins kleinste zerlegt. Für 
das Springen kennt er seine Einzelübungen: Ferse heben, 
Kniebeugen usw., und er weiß, daß nur diese ihn befähigen, 
die ganze Sportieistung zur höchsten Vollkommenheit zu 
bringen. Wir sind der Ansicht, daß die Pflege des mensch- 
lichen Körpers, die Uebung seiner physischen und psychischen 
Kräfte nirgendwo mehr not tut, als in der wirtschaftlichen 
Arbeit. Das Eingeübtsein auf die Arbeit wird zweifellos die 
Arbeit selbst erleichtern. Sie wird dem Arbeiter mehr von der 
Hand gehen. Damit ist aber der Vergleich zwischen Sport- 
arbeit und. Wirtschaftsarbeit nicht erschöpft. Der Sport gründet 
sich auf das freiwillige Melden zum „Mittun‘, auf frei 
williges Einordnen, das seinerseits wieder auf dem demokra- 
tischen Mitbestimmungsrecht des einzelnen beruht. Die Freude 
iiber die gemeinsame, selbstgewählte und in ihrer Richtung 
bestimmte Sportleistyung und der Gewinn an körperlicher Ge- 
$undung ist der winkende Lohn für den einzelnen. Die Wirt- 
$chaftsarbeit von heute vollzieht sich unter Zwang, ohne 
jtdles Mitbestimmungsrecht bei der Gestaltung des Betriebes 


BILDUNG UND UNTERRICHT 193 








Nr, 9 











und hat im allgemeinen gesundheitsschädliche. Wirkungen, 
Sie bringt dem arbeitenden Menschen keinen Lohn, der für 
sein Leben wertvoll ist. Solange der Arbeiter sich bewußt 
ist, daß er in jedem Hammerschlag den Profit und die Macht 
derjenigen steigert, in denen er seine Unterdrücker sieht, so- 
lange wird die wirtschaftliche Arbeit der Menschen voller 
Reibungen sein müssen und wenig fruchtbar werden können, 
Solange die Arbeit des produktiven Menschen zur Aufrichtung 
einer seelenlosen und kulturlosen Macht mißbraucht wird, 
wird ‘der arbeitsfördernde Gemeinschaftsgeist unmöglich sein. 
Erst wenn die Güterherstellung und -verteilung aus den Klauen 
des Profites befreit ist, werden alle Wege beschritten werden 
können, um die Arbeit auch in den Großbetrieben so zu 
gestalten, daß der Mensch alle in ihm schlummernden Kräfte 
ausgeben kann. 

Die Maschine wird zu Unrecht angeklagt. Die Maschine 
hat den Menschen schon heute instand gesetzt, mit wenigen 
Kräften ungeheure Gütermengen zu erzeugen. Die Kräite- 7 
ersparnis durch die Maschine- ist nur deshalb nicht zur Geltung 
gekommen, weil an anderen Stellen in der Wirtschaft eime 
ungeheure Kraftvergeudung getrieben wird. Es gibt zu viel 
unproduktive Menschen, die alles andere tun, nur nicht dm 
alleinigen Zweck unserer maschinellen Wirtschaft dienen, näm- 7 
lich Güter herzustellen und sie auf dem kürzesten Wege an 
den Verbraucher zu bringen. Nicht die Maschine, sondern 
unser Wirtschaftsapparat sitzt auf der Anklagebank. Dieser” 
ist es, der noch mit vielen Fehlern, mit falschen Widerständen 
und unnötigem Ballast arbeitet. Der technische Geist, der 
in unseren Betrieben bis in den letzten Winkel für Ordnung 
und Einträglichkeit gesorgt hat, muß auch die Unordnung 
in unserem gesamten Wirtschaftsbetriebe beseitigen und die 
Kräfte meistern, die die Maschine zu technikwidrigen Zwecken 
mißbrauchen. 

So deutet alles darauf hin, daß erst in der von den freien 
Gewerkschaften erstrebten, planmäßig und nur um der All- 
gemeinheit willen geführten Wirtschaft die Arbeit des Men- 
schen durch volle Ausnutzung der Technik und durch Wieder- 
gewinnung der seelischen Arbeitswerte früherer Zeiten ihre 
höchste Fruchtbarkeit wird erreichen können. Die Maschine, 
die heute den Menschen täglich zu einem harten Arbeitslos 
ruft, wird in späterer Zukunft zu seiner Freundin werden, 
wenn Mensch und Maschine nur in den Dienst der Allgemein- 
heit gestellt werden. Die Arbeit an ihr wird zu einem Dienst 
der Hilfsbereitschaft für die Mitmenschen werden und so ihren 
ehrenvoöllen Stand wiedergewinnen. Erst nach Beseitigung 
des Profitgeistes der heute zwischen Mensch und Maschine 
steht und sie beide zu selbstsüchtigen Zwecken mißbraucht, 
werden Mensch und Maschine miteinander verwachsen können, 
so daß sie in kürzester Arbeitszeit und mit viel geringerem 3 
Kraftaufwand höchste Leistungen erzielen. 

Auch die Maschine singt heute ein Klagelied: daß man sie 
zur Dienerin einer niedrigen Erwerbssucht herabgewürdigt 
hat. Sie teilt das Los der Erniedrigung mit dem um Menschen- 
würde ringenden Arbeiter, und sie ist deshalb seine Verbündete. 
Nur in der Anfangszeit wurde die Maschine von den Arbeitern 
als Feindin angesehen und verfolgt. Die maschinenstürmenden 
Weber gehören der Vergangenheit an. Es sind nicht die 
arbeitenden Menschen, die heute die Maschine anklagen, son- 
dern Menschen, die sie nicht kennen. Maschine und Mensch? 
tragen es aber schon heute in sich: Die Zeit wird kommen, 
wo Arbeitstakt der Maschine und Pulsschlag des Menschen zum = 
Segen der gesamten Menschheit in Gleichklang klingen 
werden. Johann Gröttrup. 








Verordnung des sächsischen Wirtschafts- 
ministeriums über die akademische Aus- 
bildung und Prüfung der Gewerbelehrer 


| 
| 
| 
(Referenten-Entwurf.) | 
8 1. Prüfungsamt. \ 

1. Das Prüfungsamt für die staatliche Prüfung von Ge= 
werbelehrern, das seinen Sitz in Dresden hat, besteht aus 
drei Mitgliedern. Zwei davon werden vom Wirtschaftsmini- 
sterium und eins wird vom Ministerium für Volksbildung, auf 
je fünf Jahre, ernannt. a 
2. Aus der Reihe dieser drei Mitglieder bestimmt das Wirt“ 
schaftsministerium den Vorsitzenden des Prüfungsamtes und das? 
Ministerium für Volksbildung den Stellvertreter des Vor- 
sitzenden. 
$2. Prüfungsausschüsse, 

1.- Die Prüfungen werden durch Prüfungsausschüsse ab= 
genommen, die nach dem Zweck der Prüfung ($$ 5 und 6) 
und nach der Fachrichtung der Prüflinge zusammengesetzt 
sind. In jedem Ausschuß ist ein Mitglied des Prüfungsamtes? 
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der Vorsitzende. Die Verteilung des Vorsitzes in den einzelnen 
Prüfungsaussehjissen ‚hat das Prüfungsamt vorzunehmen. 
Be. 2. Die Mi glieder des Prüfungsamtes sind Mitglieder aller 
" Prüfungsausschüsse. Die übrigen Mitglieder und die stell- 
vertretenden Vorsitzenden der Prüfungsausschüsse ernennt das 
Prüfungsamt. Ein Rrüfungsausschuß ist nur beschlußfähig, 
wenn der Vorsitzende oder sein Stellvertreter anwesend ist. 


$ 3. Werdegang des Gewerbelehrers. 

Wer Gewerbelehrer werden will, muß 

a) eine der für das gewerbliche Schulwesen wichtigen 
Fachrichtungen gründlich kennen (8 5), 
j b) eine Auinahmeprüfung bestehen, um das für die Zu- 
© lassung.zum Studiengang verlangte Maß der Allgemeinbildung 
U (8 6) nachzuweisen, 

c) an dem viersemestrigen Gewerbelehrerstudiengang pä- 
- dagogischen, methodischen und allgemeinbildenden Inhalts teil- 
= genommen haben ($ 8), 


E d) die Gewerbelehrerprüfung (8 10) bestehen. 





$ 4. Fachrichtungen. 
1. Der Bewerber wählt seine Fachrichtung selbst. Er muß 
ı ein Teilgebiet seiner Fachrichtung vollständig beherrschen und 
außerdem in den übrigen Gebieten seiner Fachrichtung gut 
|” Bescheid wissen. 
2. Als Fachrichtungen kommen zum Beispiel in Be- 
_ tracht: Metallgewerbe — Elektrotechnisches Installationsge- 
werbe — Kohlenfördergewerbe — Baugewerbe — Holzgewerbe 
— Graphische Gewerbe — Malerisch und plastisch gestaltende 
Gewerbe — Textilgewerbe — Bekleidungsgewerbe — Nahrungs- 
mittelgewerbe — Drogistengewerbe — Haus- und Küchenwirt- 
schaft — Wohlfahrtspflege. ' 
5 3. Als Teilgebiet kann zum Beispiel genannt werden: In 
der Fachrichtung -Metallgewerbe: Bauschlosserei, Klempnerei, 
7 Werkzeugmaschinenbau. — Im Holzgewerbe: Möbeltischlerei, 
I Musikinstrumentenbau. — Im Textilgewerbe: Spinnerei, Wir- 
' kerei, Weberei, Sticker- und Posamentengewerbe. 


wm. $ 5. Fachkenntnisse, 


R Die Fachkenntnisse ($ 3a) werden durch praktische Lehr- 
zeit, Fachschulausbildung und berufliche Tätigkeit erworben, 
= zum Beispiel durch den Besuch einer Maschinenbauschule, 
_ einer Textilschule oder einer anderen Fachschule und durch 
mehrjährige praktische Tätigkeit im Beruf, oder zum Beispiel 
|" durch die Meisterprüfung im Tischlergewerbe und den Besuch 
‚7 einer Fachschule (Kunstgewerbeschule). Praktische Lehrzeit, 
> Fachschwausbildung und berufliche Tätigkeit zusammen sollen 
in der Regel mindestens sieben Jahre umfassen. 


$6. Allgemeinbildung. 


In der Aufnahmeprüfung ist vor allem zu fordern eine um- 
fassende allgemeine Bildung, eine geschulte Denk- und Urteils- 
fähigkeit, ein tiefgehendes Verständnis für geistige Werte und 
eine besondere Gewandtheit im mündlichen und schriftlichen 
Gebrauch der deutschen Sprache. Das schulische Wissen und 
Können soll etwa dem entsprechen, was durch die Reife für 
Obersekunda nachgewiesen wird, wobei das etwaige Fehlen 
- von fremdsprachlichen Kenntnissen durch erhöhte Leistungen 
im freihändigen und gebundenen Zeichnen, in technischen, 
naturwissenschaftlichen oder kunstgewerblichen Fächern aus- 
geglichen sein muß. 

S 7. Zulassung zum Studiengang. 

| 1. Das Prüfungsamt entscheidet, ob die Fachkenntnisse 
(8 5) des Bewerbers genügen und ob die Aufnahmeprüfung 
$ 6) bestanden ist, und spricht demgemäß die Zulassung zum 
tudiengang aus. Das Prüfungsamt kann nötigenfalls den 
© Bewerber. auch hinsichtlich seiner Fachkenntnisse (8 5) 
‚prüfen lassen. 
* 2. Die Anzahl der Zugelassenen wird klein gehalten. 

3. Ein Lebenslauf mit eingehender Darlegung des Bildungs- 
‚ganges des Bewerbers, ein Geburtszeugnis, ein Führungs- 
 zeugnis, beglaubigte Abschriften der Schul- und Berufszeue- 
"nisse und in den Fälten, in denen die Staatsangehörigkeit nicht 
“einwandfrei aus den übrigen Unterlagen hervorgeht, ein Staats- 
angehörigkeitszeugnis sind der Meldung beizufügen. 
= 4. Die Bewerber haben ihre Gesuche um Zulassung zum 
Studiengang beim Prüfungsamt bis zum 1. April eines jeden 
= Jahres einzureichen und dabei die gewählte Fachrichtung (8 4) 
"und das gewählte Teilgebiet der Fachrichtung anzugeben. 


$ 8. Studiengang. 


1. Die Leitung des Studienganges liegt beim Gewerbelehrer- 
‚Prüfungsamt ($ 1). Der Ort des Studienganges ist Dresden. 
- 2. Der Studiengang umfaßt vier Semester in voller Bean- 
‚spruchung der Studierenden. Die Lehrweise ist die akademische. 
£ 3. Der Studiengang wird unter Verwendung der Studien- 
 gelegenheiten der Technischen Hochschule, der Kunstgewerbe- 
Akademie und der Gewerbeschule in Dresden eingerichtet. 
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4. Die Studierenden werden: 


a) in Volkswirtschaftslehre, Privatwirtschaftslehre, Be- 
triebslehre, gewerbliche und soziale Rechtskunde, in Unfall- 
schutz und gewerbliche Gesundheitspflege, in allgemeine Be- 
rulskunde, in Wirtschaftsgeographie und Wirtschaitsgeschichte, 
in die sozialen und ästhetischen Gebiete, 

b) in die Erziehungswissenschaften (insbesondere allge- 
meine Erziehungsichre, Berufsschulkunde, Psychologie, Jugend- 
pflege und Berufsberatung) eingeführt, 

c) geschmacklich gebildet, 

d) methodisch geschult (angewandte Unterrichtslehre) und 
in die Lehrpraxis eingeführt, 

€) in ihrer Fachrichtung ($ 3a) weiter gebildet, mit benach- 
barten Fachrichtungen vertraut gemacht (gewerbliche Fach- 
kfinde) und zum seibständigen Einleben in andere Fachgebiete 
angeleitet, so daß sie ihre Gewerbelehrerprütung ($ 10) in 
einem der nachgenannten sechs Hauptgebiete bestehen können: 
Metailgewerbe, Baugewerbe, Kunstgewerbe, Nahrungsmittel- 
gewerbe, Bekleidungsgewerbe, Haus- und Küchenwirtschaft. 


$ 9. Zulassung zur Gewerbelehrerprüfung. 

‚1. Die Bewerber, die die Zulassungsbedingungen (3:3) er- 
füllt und die Ausbildung genossen haben, können, wenn sie das 
24. Lebensjahr vollendet haben, zur Gewerbelehrerprüfung zu- 
gelassen werden. 

2. Die Entscheidung über die Zulassung zur Prüfung fällt 
das Prüfungsamt. Die Bewerber haben ihre Meldungen zur 
Prüfung vier Wochen vor Schluß des Studienganges beim Prü- 
fungsamt einzureichen. 


$ 10. Form der Prüfung. 


1. Die Prüfung besteht aus vier Teilen, einer häuslichen 
schriftlichen Arbeit, drei schriftlichen, zeichnerischen oder prak- 
tischen Arbeiten unter Aufsicht, einer Lehrprobe und einer 
mündlichen Prüfung. Zur besseren Beurteilung des Bewerbers 
kann das Prüfungsamt auch Arbeiten, die der Bewerber (sei es 
schon früher oder sei es eigens für die Prüfung) nachweislich! 
angefertigt hat, einfordern und. über die Art dieser Arbeiten 
Vorschriften machen. Auch diese Arbeiten beeinflussen die 
Zensuren ($ 12). 


2. Die in sechs Wochen anzufertigende häusliche Arbeit 
soll ungefähr den Umfang eines halben Druckbogens (rund 
7000 Silben) haben. Am Schluß sind die benutzten Hilfsmittel! 
mit der unterschriftlichen Versicherung abzugeben, daß keine 
weiteren benutzt worden sind. Fällt die häusliche Arbeit, 
ungenügend aus, so ist der Bewerber von der weiteren Prüfung 
auszuschließen. 


3. Der Prüfungsausschuß bestimmt die Zeitdauer, die für 
die unter Aufsicht anzufertigenden Arbeiten gewährt wird, und 
die Hilfsmittel, die dabei zulässig sind. Die unter 2. und 3. ge- 
nannten Prüfungsarbeiten werden nicht zurückgegeben. 

4. Für die Lehrprobe wird die Aufgabe dem Bewerber 
24 Stunden vorher bekanntgegeben. 

5. Zur mündlichen Prüfung können mehrere, aber höchstens 
sechs Bewerber gleichzeitig gerufen werden. Die Gesamtdauer 
der mündlichen Prüfung soil dann höchstens vier Stunden 
betragen. 


6. Täuschung oder Täuschungsversuch hat Zurückweisung 
von der Prüfung. oder, sofern die Prüfung abgeschlossen ist, 
Versagung des Prüfungszeugnisses oder Ungültigkeitserklärung 
und Einziehung des Prüfungszeugnisses zur Folge. 


$ 11. Prüfungszeugnis. 

1. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses (8 2) bestimmen 
gemeinsam die Zensuren des Prüfungszeugnisses und unter- 
zeichnen dasselbe. Bei Stimmengleichheit gibt der Vorsitzende 
den Ausschlag. 


2. Im Prüfungszeugnis wird die Fachrichtung, in der der 
Bewerber die Unterrichtsbefähigung ($ 8 Abs. 4e) erlangt 
hat, aufgeführt. 

3. Ferner werden vier Zensuren erteilt: 
für die häusliche Arbeit, 
für die Lehrprobe, 
für die gewerbliche Fachrichtung und 
für die Fächer der Allgemeinbildung. 

4. Die Zensuren werden nach den drei Graden „sehr gut, 
gut, genügend‘ abgestuft. 

$ 12. Bestehen, Wiederholen und Erweitern der Prüfung. 

1. Nur der Bewerber, dessen vier Zensuren ($ 11) min- 
destens „genügend‘“ sind, hat die Prüfung bestanden. 

2. Wer nicht bestanden hat, erhält keinerlei Bescheinigung. 
Eine Wiederholung der Prüfung ist nur einmal, in der 
Regel nicht vor einem halben Jahre, zulässig. Das Prüfungsamt 
bestimmt, ob eine vollständige Wiederholung der Prüfung 
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nötig ist oder ob eine teilweise Wiederholung genügt und 
wann die Wiederholung stattfinden kann. 
3, Die Prüfungsgebühren setzt das Wirtschaftsministerium 
fest. 
$ 13. Berechtigung. 
Die bestandene Prüfung berechtigt zur Anstellung an Ge- 
werbe- und Fortbildungs-(Berufs-}schulen. 


$ 14. Allgemeines. 

Die Verordnung gilt für männliche und weibliche Kandi- 

daten in gleicher Weise. 
Erläuterung. 

1. Die Hochschulausbildung der Berufsschullehrer hat in Sachsen 
das Volksbildungsministerium durch seine Verordnung vom 18. De- 
zember 1923 eingeführt. Die in dieser Weise ausgebildeten Lehrkräfte 
werden an Gewerbeschulen und Berufsschulen in gleicher Weise ver- 
wendet werden. Der Wert, der in einer abgeschlossenen Hochschul- 
bildung liegt, wird heutzutage von keiner Seite bestritten. Wenn sich 
trotzdem weite Kreise in Deutschland mit diesen Verordnungen, wie 
sie außer Sachsen auch Württemberg und Baden erlassen haben, nicht 
restlos befreunden können, so liegt das darin, daß hiernach nur noch 
Kandidaten, welche das Reifezeugnis einer neunkiassigen höheren Schule 
haben, in die Laufbahn eines Lehrers beruflicher Schulen gelangen 
können (wobei der Ausdruck „berufliche Schulen“ als Sammelbegriff 
für die Gewerbeschulen und die Berufsschulen gebraucht wird). Das 
ist bedauerlich, weil dadurch den wertvollen Kräften, die schon in 
jüngeren jahren einer Berufsausbildung teilhaft und frühzeitig in Indu- 
strie, Gewerbe und Handwerk angestellt wurden und aus dieser prak- 
tischen Tätigkeit heraus im Vollgefühl einer angeborenen Lehrbefähigung 
dann als Lehrer in die beruflichen Schulen gekommen sind, künitig der 
Zugang verschlossen ist. Doppelt bedauerlich ist das, wenn man sich 
vergegenwärtigt, daß die berufliche Schule nicht nur eine Ausbildungs- 
stätte, sondern ein Mittelpunkt für alles sein soll, was sich auf die 
Gewerbeförderung bezieht. Zwar sind Verordnungen in den einzelnen 
Hochschulländern erschienen, wonach auch Leute ohne die Hochschul- 
reife zum Studium zugelassen werden können, aber leider sind diese 
Verordnungen so eng, daß durch sie, wie aus den Eriahrungen der 
letzten Jahre hervorgeht, nur sehr wenige aus den erwähnten prak- 
tischen Berufen zum Studium gelangen werden. 

Der Wert dieser „Praktiker“ für das berufliche Schulwesen wird 
aliseitig anerkannt, insbesondere hat ihnen Preußen den Zugang zu 
seiner Gewerbelehrerlaufbahn ausdrücklich offen gelassen, und auch 
Württemberg hat die Ausbildungsgänge für die „Praktiker‘‘ trotz seines 
Hochschulstudiums beibehalten. Thüringen verlangt (laut Verordnung 
vom 11. April 1924) für das akademische Studium seiner Berufsschul- 
iehrer nicht ausnahmsios das Reifezeugnis einer neunklassigen Schule, 
sonders nimmt die Kandidaten auch auf Grund des Schlußzeugnisses 
einer Berufsoberschule (Technikum) oder „auf Grund besonderer Zu. 
jassung‘ an und rechnet eine außerhaib der Hochschule erlangte Vor- 
bildung auf die vorgeschriebene sechssemestrige Studiendauer an. Auch 
Bayern will nach dem vorliegenden Referentenentwurf die „Praktiker‘ 
nicht ausschließen. Der Deutsche Ausschuß für technisches Schulwesen 
hat die Gewerbelehrerausbildung auf seiner Tagung 1921 in Casse} 
behandelt und sich namentlich auf Grund eines Vortrages von Fabrik- 
direktor Jurthe (Frankfurt), für die Zulassung der „Praktiker“ zur 
Gewerbelehrerlaufbahn ausgesprochen. In neuerer Zeit sind zwei Ab- 
handlungen von Dipl.-Ing. Beinhofi (Hamburg) und Reichsbaurat 
Gotter (Berlin) viel beachtet worden, die sich ebenfalls für die 
„Praktiker“ aussprechen. Daß diese Abhandlungen in den Mitteilungen 
des Deutschen Ausschusses für technisches Schulwesen (1924, Heft 19 
und 25) und in der „Deutschen. Techniker-Zeitung“, dem Organ des 
Bundes der technischen Angestellten und Beamten (1924, Heft 26 
und 30) abgedruckt wurden, beweist, daß diese beiden wichtiger 
Organisationen, so verschieden sie sonst sein mögen, in dieser Hin- 
sicht übereinstimmen, und die Zulassung der „Praktiker“ zur Gewerbe. 
ichrerlaufbahn für richtig und notwendig halten. Der Deutsche Verband 
für das berufliche Schulwesen hat in seinem Naumburger Programm 
Jie Zulassung der Praktiker zur Gewerbelehrerausbildung ausdrücklich 
ausgesprochen und sein Verbandsorgan, die „Zeitschrift für berufliches 
Schulwesen“, hat auch meuerdings Abhandlungen, die sich für die 
Praktiker einsetzen, ihre Spalten unwidersprochen geöffnet, wobei die 
Abhandlung des Dipl.-Ing. Kellner (Berlin) [1924, Heft 20) und 
die des Ing. Jachmann (Wetzlar) [1925, Heft 5] besonders zu 
erwähnen sind, Auch sonst haben nicht nur die beteiligten Techniker- 
Verbände, sondern auch die Vertretungen von Industrie und Gewerbe 
ferner die Innungen und die dem Kunstgewerbe nahestehenden Kreise 
die Notwendigkeit, daß den Praktikern diese Lehrerlaufbahn offen 
bleiben muß, immer und immer wieder betont. Trefiend faßt die 
Sächsische Landesstelle für Kunstgewerbe diese Gedankengänge in einer 
Entschließung vom 10. April 1924 wie folgt zusammen: „Man kann 
zugeben, daß eine hochschulmäßige Ausbildung für Berufsschuliehrer in 
Fachrichtungen wie Maschinenbau, Hochbau und Chemie eingerichtet 
werden kann, man muß aber betonen, daß sowohl für diese Fach- 
richtungen, als auch vor allem für die Fächer des Handwerks, des 
Kunstgewerbes, des Textilgewerbes und der Nahrungsmittelgewerbe die 
Hochschulausbildung nicht der einzige, nicht der beste und vielleicht 
überhaupt kein gangbarer Weg ist, um Berufsschullehrer zu werden. 
Die. fachlichen Kenntnisse und die beruflichen und kunstgewerblichen 
Erfahrungen, die der Lehrer zur erfolgreichen Durchführung seiner 
Lehrtätigkeit nötig hat, lassen sich nur durch eine regelrechte praktische 
Ausbildung und durch ein langjähriges Weiterarbeiten in verantwortungs- 
volen Stellungen des praktischen Berufes erwerben. Künstlerische 
Begabungen,: die handwerkliches Können mit: kunstgewerblicher Schu- 
iung verbinden, technische Intelligenzen, die ihre Ausbildung auf tech- 
nischen Mittelschulen erhielten und dann in jahrelangem Mitarbeiten 
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Industrie und Gewerbe kennen lernten, ‚ferner Schlosser, Tischler und 


sonstige Handwerksmeister, die nach regelrechter Lehrzeit ihre Fach- = 


schule erledigt und sich seitdem im freien Erwerbsleben mit Erfolg 
betätigt haben, sie “alle sind als Lehrkräfte. in "unseren beruflichen 


% 
or 


ce 


Schulen. so. wertvoll, daß sie ohne Schädigung unserer Schulen nicht 
entbehrt werden können. Da diesen Fachkuten die Hochschulaus= > 


bildung verschlossen ist, weil sie das Reifezeugnis einer neunklassigen 
Schule nicht besitzen, so wünschen wir, daß neben der neuen Hoch- 
schulatisbildung die anderen Wege für die Gewerbelehrerausbildung offen 
bleiben und weiter ausgebaut werden, daß zum Beispiel auch Aus- 
bildungsgänge geschaffen werden, durch welche junge Männer und 
Frauen, die beruflich hervorragend ausgebildet sind und als Menschen 
und Fachleute besonders gut für den Gewerbelehrerberuf befähigt er- 
scheinen, in allen nichtfachlichen Zweigen des Lehrerberufes, also in 
den sogenannten allgemeinbildenden Fächern weiter gefördert werden. 


Alle aus diesen Bildungsgängen stammenden Fachleute dürfen als‘ 


Gewerbelehrer und -lehrerinnen weder gehaltlich noch in sonstiger 
Hinsicht schlechter gestellt werden, als die hochschulgebildeten Berufs- 
schullehrer.“ 


Der obige Verordnungsentwurf will diese berechtigten Wünsche 
erfüllen, bei tunlichster Schonung der Verfechter der ausnalhmslosen 
Hochschulreife. Zunächst ist der neue Ausbildungsgang nur für einige 
wenige Kandidaten gedacht, ihm soll der Charakter des Ausnahme- 
weges, auf welchem nur hervorragende Praktiker gefördert werden 
solien, gewahrt bleiben. Der Zugang ist durch die Forderung, daß der 
Kandidat sowohl ein allgemein gebildeter Mensch, als auch ein Fach- 
mann auf einem gewerblichen Gebiete sein muß, mit Recht erschwert, 
Das Studium ist zunächst viersemestrig nach dem Vorbild der preu= 
Bischen Gewerbelehrerausbildung. Sollte sich zeigen, daß diese Zeif 
zu kurz ist, so steht einer Verlängerung des Studiums nichts im Wege, 
Solange .die für diese Laufbahn in Betracht kommenden Kreise unter 
dem Druck der wirtschaftlichen Notlage stehen, ist es eine soziale 
Forderung, daß. ein Ausbildungsgang nicht unnötig lange gestaltet 
wird. Trotz dieses nur viersemestrigen Studiums werden die auf diesem 
Wege Ausgebildeten den hochschulgebildeten Berufsschullehrern gleich- 
wertig an die Seite treten können; denn was ihnen an schulischer Aus- 
bildungszeit fehlt, ersetzen sie durch bessere praktische Kenntnisse und 
Erfahrungen, durch ein reifes Selbststudium und durch eine tiefere 
Kenntnis des wirklichen Lebens und seiner privatwirtschaftlichen Kämpfe, 
Da die Gewerbelehrerprüfung nicht vor dem 24. Lebensjahr erledigt 
werden kann, kommen sie auch erst im späteren Alter zum Eintritt 
ins Lehrfiach als ihre Kollegen mit normaler Hochschulbildung. Es ist 
erwünscht, daß die Kandidaten als Zuhörer oder Hospitanten. an der 
Technischen Hochschule eingeschrieben werden. 


2. Nun ist die Frage nach dem Ort dieses Studienganges aufzu- 
werfen, für welchen Chemnitz, Dresden oder Leipzig in Betracht 
kommen. Für Chemnitz spricht, daß dort die Gewerbelehrer- 
Bildungsanstali nun schon seit dreizehn Jahren besteht und segens- 
reich gewirkt hat. Ein Ausbauen dieser Anstalt zu einer „Hochschule 
für gewerbliches Schulwesen‘ wäre möglich, würde aber die einmalige 
und dauernde Aufwendung von großen Geldmitteln erfordern, weil 
die Lehrstühle für Pädagogik, Psychologie, Gewerbeschulpraxis, Staats- 
und Wirtschaftskunde, bedeutend ausgebaut oder neu geschaffen werden 
müßten. Da andererseits nach der Gründung. der Pädagogischen In- 
stitute in Leipzig und Dresden ein Bedürfnis nach Gründung eines 
dritten Pädagogischen Instituts in Sachsen nicht anerkannt werden 
kann, so hat obiger Verordnungsentwurf von Chemnitz abgesehen. 
Andererseits spricht für Leipzig das Vorhandensein des Pädagogischen 
Instituts an der Universität und die Handelshochschule, welche bereits 
die Ausbildung der Diplom-Handelsiehrer hat, während der fehlende 
technische und gewerbliche Einschlag durch ein Zusammenarbeiten 
mit den gewerblichen und technischen Schulen Leipziges leicht hätte 
beschafft werden können. Doch sind das Vorteile, de Dresden 
auch aufweisen kann und vor allem spricht für Dresden, daß die 
akademische Ausbildung der Berufsschuilehrer sich bereits an der 
Dresdener Hochschule befindet, daß also die hierfür geschaffenen Ein- 
richtungen auch für den neuen Ausbildungsgang nutzbar gemacht 
werden können und daß ein gemeinsames Studieren der beiderseitigen 
Kandidatenarten für beide Gruppen von großem Vorteil sein muß, 
mindestens insofern, als dadurch von vornherein erreicht wird, daß 
sich die beiden Gruppen als ein einziger Lehrerstand fühlen lernen. 
Denn das braucht nicht besonders erwähnt zu werden, daß auch die 
neue Ausbildung keine einseitigen Fachlehrer, sondern Gewerbelehrer 
schafft, die den fachlichen und den nichtfachlichen Unterricht in ihren 
Berufsklassen erteilen, welche wissenschaftlich zu denken gelernt haben 
und daher an der „Durchsetzung der ganzen praktischen Berufs- 
tätigkeit mit wissenschaftlichem Geiste“ (was Hartmann, Stutt- 
gart, fordert) mitarbeiten. 


3. Die alte Gewerbeiehrer-Verordnung vom 3. April 1922 wird 
hierdurch nicht berührt, sie bleibt bis. auf weiteres in Kraft. 


Erlaß des M. f. H. vom 16. Mai 1925 Nr. IV 7654, betr, 
Semesteranfang für Fachschulen. 


„In teilweiser Abänderung meines Erlasses vom 28. September 1901 
— lilb 7088 — (H.M.Bl, S. 249) bestimme ich hiermit, daß vom 1. Okto- 
ber d. ]J..ab das Sommersemester an den staatlichen oder staatlich unter- 
stützten Maschinenbauschulen und sonstigen Fachschulen für die Metall- 
industrie frühestens am 1. März, das Wintersemester frühestens am 
1. September beginnen darf. Eine Verkürzung der für die Höhere Ma- 
schinenbauschule vorgeschriebenen zweijährigen ‚Werkstattpraxis darf hier- 
durch nicht eintreten. ® 

Sofern die Abschlußprüfung im Sommerhalbjahr bestimmungsgemäß 
nicht vor die Sommerferien gelegt werden kann, verweise ich besonders 
auf die Ziffer 3 des vorbezeichneten Erlasses. 

Auf hier vorliegende Einzelanträge erfolgt kein besonderer Bescheid. 

1.. A.: Jordan.“ 
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Privatberufsschulordnung in Thüringen 


Wir haben an dieser Stelle bereits mehrfach über die 
grundsätzliche und zeitgemäße Reform des gesamten und ins- 
besondere aber. des fachlichen und beruflichen Schulwesens 
berichten können, die das thüringische Ministerium für Volks- 
bildung unter seinem früheren Leiter, dem Minister Geib, ein- 
geleitet hat. Daß auch der jetzige Unterrichtsminister Leut- 
heußer dieses Werk mit Nachdruck fortsetzen und vollenden 
will, davon zeugt in besonders beredter Weise die am 1. Mai 
d. J. in Kraft getretene „Verordnung über private Berufsschulen 
und privaten Berufsunterricht“. In dem Kampf, den der 


“frühere Deutsche Techniker-Verband bereits Jahrzehnte gegen 


die Auswüchse des Fachunterrichts an privaten Schulen ge- 
führt hat, spielten gerade die thüringischen Duodezstaaten, in 
denen jede Stadt von einigen tausend Einwohnern gleichzeitig 
Residenzstadt war und irgendeine Akademie oder ein Poly- 
technikum in ihren Mauern’ beherbergen mußte, eine besondere 
Sorgenrolle. In den größeren Bundesstaaten war nach und 
nach eine für die Heranbildung des technischen Berufsnach- 
wuchses ausreichende Zahl staatlicher technischer Lehranstal- 
ten geschaffen worden, denen nun nicht nur in qualitativer, 
sondern auch in quantitativer Hinsicht die Konkurrenz der 
privaten Technikerfabriken lästig wurde. Die zuständigen Schul- 
verwaltungen und Schulaufsichtsbehörden hatten also in der 
Sicherung einer angemessenen Frequenz der staatlichen Lehr- 
anstalten ein unmittelbares Interesse daran, dort, wo es sich mit 
guten Gründen rechtfertigen ließ, die privaten wieder ver- 
schwinden zu sehen. Ihre Zahl ist tatsächlich auch erheblich 
zurückgegangen, und wo sie im Bereich der größten Schul- 
verwaltung, z. B. in Preußen, noch bestehen, sind sie einer 
strengen Kontrolle unterstellt. In den thüringischen Staaten 
jedoch blühte bisher immer noch ihr Weizen, begünstigt durch 
den kleinstaatlichen Partikularismus und den Ehrgeiz der vielen 
Residenzchen, neben dem obligaten Hoftheater ‚und Museum 
noch irgendein besonderes Kulturinstitut zu besitzen. Bei der 
leider immer noch in starkem Maße bestehenden Vogelfreiheit 
des beruflichen Unterrichtswesens gegenüber der Betonung des 
staatlichen Charakters der allgemein bildenden Unterrichts- 
anstalten verfiel man in erster Linie auf die Gründung von 
Techniken, Ingenieurschulen, Polytechniken usw. 

- In dieses Privatschulparadies ist nun in Form der erwähnten 
Verordnung der Eugel-'mit dem flammenden Schwert getreten, 
und wenn man auch nicht wird erwarten dürfen, daß wie einst 
Adam und Eva all die Nascher an der verbotenen Frucht 
ausgetrieben werden, so läßt der Inhalt der Bestimmungen, 
von deren Einhalt künftig die Regierung Groß-Thüringens den 


. weiteren Verbleib und den künftigen Zutritt zu ihrem Paradies- 


garten abhängig machen will, doch hoffen, daß eine allmähliche 
Besserung auch in Thüringen Platz greifen wird. Es wäre 
allerdings gleichzeitig zu wünschen, daß es nicht bei dieser 
thüringischen Verordnung sein Bewenden behält, sondern daß 
diesem Beispiel unverzüglich die Länder folgen, die sich bis- 
her zu energischen Säuberungsmaßnahmen noch nicht haben 
entschließen können und damit nun der gegebene Zufluchtsort 
für etwa aus Thüringen abwandernde Schulunternehmer sein 
würden. 

Wir geben nachstehend einen Auszug der Verordnung, 
soweit diese sich unmittelbar mit dem privaten techni- 
schen Fachschulwesen befaßt oder die betreifenden Bestim- 
mungen von wesentlicher Bedeutung dafür sind. Wir können 
nur wünschen, daß sie nun auch mit allem Nachdruck in dem 
Geiste zur Anwendung kommen, der den Verfasser bei ihrer 
Formulierung geleitet hat. 

Artikel 1. 
Private Berufsschulen und privater Berufs- 
unterricht. 
“81. I. Wer eine private Berufs-, Fortbildungs- oder Fachschule 
betreiben oder leiten will, in der Unterricht in gewerblichen, kaufmän» 
nischen, landwirtschaftlichen, hauswirtschaftlichen, künstlerischen oder 
technischen Fächern erteilt werden soll (Privatschule), oder wer 
an einer solchen Schule unterrichten will, bedarf dazu der Erlaubnis des 


Schulamts. - 
II. Als Schule gelten insbesondere auch Veranstaltungen, die als 
Lehranstalt, Lehrgang, Unterrichtskurs, Fernunter- 
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riecht oder ähnlich bezeichnet werden oder als solche Veranstaltungen 
anzusehen sind. 


8 2. Wer Privatunterricht in den im $ 1 .bezeichneten Fächern er- 
teilen will, bedarf der Erlaubnis des Schulamtes, wenn den Umständen 
nach anzunehmen ist, daß der Unterricht gewerbsmäßig an Personen er- 
teilt werden soll, die ihre Kenntnisse beruflich verwerten wollen. 


8 3, I. Die Anträge auf Erteilung der Erlaubnis zum Betrieb einer 
Privatschule ($ 1) haben zu enthalten: 

1. den Namen der Schule, 

2. Angaben über Lage, Zahl und Größe der Unterrichts- 
räume sowie ein Verzeichnis der vorhandenen oder noch vor 
Aufnahme des Unterrichtsbetriebes zu beschaf- 
fernden Lehrmittelund Einrichtungsgegenstände. 
Bestimmungen über Aufnahme und Entlassung der Schüler, über 
die Höhe des Schulgeldes und sämtlicher sonstiger Gebühren. 

. den Nachweis, daß der Schulunternehmer die zum Betriebe der 

Schule nötigen Mittel besitzt. 


lH. Den Anträgen sind beizufügen: 

. Lageplan und Bauzeichnung des Schulgebäudes, 

die Lehrpläne und Stundenverteilungspläne, 

ein Verzeichnis sämtlicher Lehrkräfte, 

die Dienstverträgemitdenhauptamtlichen Lehr- 
kräften, 

..ein polizeiliches Führungszeugnis und ein lückenloser 

Lebenslauf des Schulunternehmers. 
$ 4. Die Anträge auf Erteilung der Erlaubnis zur Leitung von Privat- 
schulen und zur Unterrichtserteilung an solchen ($ 1) sind durch den 
Unternehmer der Schule zu stellen. Ihnen sind beizufügen: 

1. die Nachweise und Zeugnisse über die Vorbildung in öffentlich- 

urkundlicher oder öffentlich-beglaubigter Form, 

2. ein polizeiliches Führungszeugnis und ein lückenloser Lebenslauf. 

$ 5. I. Die Anträge auf Erlaubnis zur Erteilung von Privatunterricht 
($ 2) müssen angeben, 

.„ob es sich um planmäßigen Unterricht handelt, 

‚in welchen Räumlichkeiten der Unterricht stattfinden soll, 

. welcher Art die Vorbildung des Lehrenden ist, 

ne sich um Unterricht an einzelne oder mehrere Schüler handelt 
un 

5, wie hoch das vertragsmäßige Entgelt für den Unterricht ist. 

I. . Sofern der Lehrende . eine öffentlich anerkannte Fachbildung 
besitzt, sind die entsprechenden Zeugnisse in öffentlich-urkundlicher oder 
öffentlich-beglaubigter Form vorzulegen. Auf Verlangen des Schulamtes 
hat der Antragsteller ein polizeiliches Führungszeugnis beizufügen. 

II. Bei planmäßigem Unterricht muß ferner die Dauer und Unter- 
richtsstundenzahl sowie das Lehrziel angegeben sein. 

6. I Das Schulamt entscheidet über die Anträge nach Anhören 
der amtlichen Berufsvertretung des betrefienden Berufszweiges (Industrie- 
und. Handelskammer, Handwerkskammer, Landwirtschaftskamer). Fehlt 
es an einer amtlichen Berufsvertretung, so soll das Schulamt vorher 
tunlichst Sachverständige hören, welche das Vertrauen 
der anerkannten Berufsvereinigungen des betrei- 
fenden Berufszweiges genießen. Will das Schulamt ent- 
gegen der Meinung der amtlichen Berufsvertretung die Erlaubnis er- 
teilen, so hat es dieser Berufsvertretung unter Angabe der für seinen 
abweichenden Standpunkt maßgebenden Gründe anheimzugeben, sich 
binnen einer Frist von zwei Wochen zu erklären, ob sie Entscheidung 
der oberen Schulbehörde wünscht. Wird dieser Wunsch innerhalb der 
gestellten Frist ausgesprochen, so hat das Schulamt die Sache der oberen 
Schulbehörde zur Entscheidung‘ vorzulegen. 

li. Die Erlaubnis nach 8$ 1 und 2 muß versagt werden, 
wenn: 

1. Tatsachen vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des Nachsuchen- 

den in sittlicher Hinsicht dartun, 

2. der Nachsuchende die zur Leitung der Schule oder zur Erteilung 

des Unterrichts erforderliche Befähigung nicht nachzuweisen vermag, 

3. der Nachsuchende den Besitz der zum einwandfreien‘ Betrieb der 

Schule erforderlichen Mittel oder Räumlichkeiten nicht nachzuweisen 

vermag, 

4. die Zahl der angesetzten Unterrichtsstunden so klein ist, daß das 

gestellte Lehrziel ($3 112 und $5 ll) offenbar nicht oder nur unge- 

nügend erreicht werden kann. 

IH. Wenn die Schule erst nach dem 1. Januar 1916 errichtet oder der 
Privatunterricht erst nach diesem Zeitpunkt begonnen worden ist, kann 
die Erlaubnis versagt werden, wenn kein Bedürfnis für die Unterrichts- 
erteilung besteht. 

8 7. I. Bei der Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe einer Privat- 
schule und zum Abhalten von Privatunterricht ist der Name der Veran- 
staltung derart festzulegen, daß Mißverständnisse ausgeschlossen sind, 
daß insbesondere nicht der Anschein einer öffentlichen Einrichtung 
erweckt wird, Bezeichnungen, die wie Orts-, Länder- und Landschafts- 
namen (Deutsche, Thüringische, Ostthüringische, Weimarische u. ä.) den 
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Charakter als private Veranstaltung verschleiern oder die wie „Aka- 
demie“%, „Polytechnisches Institut“ „Konservatorium“; 
„Hochschule“ oder dergl. den Eindruck einer hochschulähnlichen Veran. 
staltung erwecken können, sind unzuläßig. 

Il. Die Bezeichnung muß den vollen Namen des Inhabers und das 
Wort „Privat“ enthalten. 

III. Die Beifügung eines Zusatzes zu der Bezeichnung, durch den 
darauf hingewiesen werden soll, daß die Veranstaltung, behördlich ge- 
nehmigt, Konzessioniert, beaufsichtigt oder unterstützt ist, ist unzuläßig. 

IV. Jede Aenderung des Namens bedarf der Genehmigung des Schul- 
amts. 


8 8. I. Die Erlaubnis zum Betriebe einer Privatschule und zum 
Abhalten von Privatunterricht ist unter der Auflage zu erteilen: 


1. daß der Nachsuchende sich hinsichtlich der Privatschule oder des. 


Privatunterrichts der Aufsicht des Schulamtes und der oberen Schul- 
behörde unterwirft, 

. daß dem zuständigen Schulleiter der Berufsschule die Namen der 

Berüufsschulpflichtigen unter den Schülern mitgeteilt und diese 

Schüler auf die Pflicht zum Besuch der Berufsschule hingewiesen 

werden, 

daßdergleichzeitige Betrieb des Gewerbeseines 

Stellenvermättlers unterlassen oder aufgegeben 

wird, 

. daß das leibliche und geistige Wohl der Schüler nicht durch Aus- 
nutzung zu Erwerbszwecken beeinträchtigt wird, 

. daß für den Leiter, die Lehrkräfte und die Schüler keine Bezeich- 
nungen gebraucht werden, die den Anschein einer öffentlichen Schule 
oder einer hochschulähnlichen Einrichtung erwecken, 

6. dB Werbeschriften (Prospekte, Programme) sowie alle 
Aenderungen im Namen, im Lehrplan, in der Höhe des Schulgeldes 
und sämtlicher sonstiger Gebühren, in der Benutzung der Schul- 
räume, in den Schuleinrichtungen und im Lehrpersonal dem Schul- 
amt zur Genehmigung vorgelegt werden, daß die den 
Schülern auszustellenden Zeugnisse nicht als Diplom- 
zeugnisse oder ähnlich bezeichnet oder so gefaßt werden, daß 
der Anschein erweckt wird, als handle es sich um Zeugnisse einer 
öffentlichen Schule, 

. daß die von dem Schulamt festgesetzten Höchstschüler*+ 
zahlen in den einzelnen Klassen n.cht überschritten werden, 

. daß gebundene Schülerlisten der die Privatschule besuchenden Schüler 
geführt werden, gar 

. daß dem Schulamt ein Jahresbericht vorgelegt wird. 


il, Das Schulamt kann weitere Auflagen hinzufügen. Es kann auch 
die Erlaubnis zur Leitung einer Privatschule und zur Unterrichtserteilung 
an einer solchen an Auflagen knüpfen. 

$ 10. I. Die Erlaubnis ($$ 1 und 2) wird nur auf Widerruf erteilt. 

II. Sie gilt nur für den Nachsuchenden, für bestimmte Schulräume 
und-nur für den bestimmt zu bezeichnenden Ort oder Bezirk. 

III. Sollen mehrere Veranstaltungen betrieben. werden, die unter diese 
Verordnung fallen, so ist für jede von ihnen eine besondere Erlaubnis 
eriorderlich, 

Artikel II. 


‚ Privatberufsschulen als Ersatz für öffentliche 
Berufsschulen. 


$-14. I. Soll eine Privatberufsschule als Ersatz für eine öffentliche 
Berufspflichtschule oder Berufswahlschule gelten, so muß sie als solche 
von der oberen Schulbehörde anerkannt sein. Die obere Schulbehörde 
triift bei Unterrichtsveranstaltungen in gewerblichen, kaufmännischen, 
landwirtschaftlichen und hauswirtschaftlichen Fächern ihre Entscheidung 
im Einvernehmen mit dem Thüringischen Ministerium für Inneres und 
Wirlschaft, Abteilung Wirtschaft. 

II. Absatz I gilt auch für von Gemeinden und anderen Körper- 
schaften, Stiftungen und Anstalten des öffentichen Rechts eingerichtete 
Schulen. Bei der Entscheidung über die Frage, ob die Voraussetzungen 
des $ 15 für eine solche Schule vorliegen, kann von den Bestimmungen 
der SS 16 bis 13 abgewichen werden. 

$ 15. I. Privatschulen können als Ersatz für öffentliche Berufs- 
schulen nicht anerkannt werden, 

1. wenn sie in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der Aus- 

GE nn Lehrkräfte hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen 

88 10, Alu) a 

2. wenn sie eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen 
der Eltern fördern (8 18) oder 
3. wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht 

genügend gesichert ist ($ 19). 

II. Stellt dagegen die obere Schulbehörde fest, daß keiner dieser 
Mängel vorhanden ist, so ist die Anerkennung auszusprechen (Art. 1471 
der Reichsverfassung). ° 


$ 16. Eine Privatschule steht in ihren Lehrzielen und Einrichtungen 
hinter der entsprechenden öffentlichen Berufsschule in der Regel dann 
zurück, wenn 
1. mehr als die Hälfte der Unterrichtsstunden von nebenamtlichen 
Lehrkräften erteilt wird, 
2. der Leiter eine größere Stundenzahl erteilt, als die übrigen haupt- 
amtlichen Lehrkräfte, oder 
3. ihre Klassenbesuchsziffern höher sind, als es für die entsprechende 
öffentliche Schule zulässig ist. 
$S 17. I. Eine Privatschule steht in der Ausbildung ihrer Lehrkräfte 
hinter der entsprechenden öffentlichen Schule in der Regel dann zurück, 
wenn 
1. ihre Lehrkräfte nicht den Anforderungen genügen, die an die Lehr- 
<räite der entsprechenden öffentlichen Berufsschule zur Zeit der An- 
erkennung oder, falls Lehrkräfte erst nach der Anerkennung einge- 
stelit werden, zur Zeit der Einstellung gestellt werden, 
. die Lehrkräfte nicht verpflichtet sind, für ihre Weiterbildung in 
gleicher Weise zu sorgen, wie die Lehrkräfte der öffentlichen. Be- 
tuisschulen, . 
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3. der Privatschulleiter nicht verpflichtet ist, die für die Weiterbildung 3 


der Lehrkräfte erforderliche Zeit freizugeben. 


$ 18. Eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der 


Eltern ist in der Regel’anzunehmen, wenn eine Privatschule als Ersatz 


für eine Berufspflichtschule Schulgeld oder als Ersatz für eine Berufs- 


wahlschule wesentlich höheres Schulgeld als die entsprechende öffent- 


liche Berufswahlschule erhebt, ohne in Lehrzielen oder Einrichtungen ver- 


hältnismäßig mehr als die entsprechende öffentliche Berufsschule oder 
statt dessen eine in den öffentlichen Berufsschulen nicht gewährte fach- 
liche Sonderausbildung zu bieten, es sei denn, daß sich die Privatschule 
verpflichtet, mindestens zehn v. H. Freistellen an unbemittelte Schüler! 
zu gewähren. 


$ 19. Die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte ist 
in der Regel dann als nicht genügend gesichert anzusehen, wenn 
1. über das Anstellungsverhältnis kein schriftlicher Dienstvertrag ge- 
schlossen ist, in dem die gegenseitigen Leistungen erschöpfend aufge- 
führt sind, 
2. in dem Dienstvertrage nicht der genaue Betrag der Geldbezüge und 
der Zeitpunkt der regelmäßigen Gehaltszahlungen angegeben ist, 

. der Gehalt nicht in regelmäßigen Zeitabschnitten und bei nachträg- 
licher Zahlung längstens monatlich gezahlt wird, 

. den Lehrkräften zu gewährende Sachleistungen im Dienstvertrag, 

nicht mit einem Geldbetrag oder wenn sie mit einem dem tatsäch- 
lichen Wert überschreitenden Geldbetrag veranschlagt sind, 

5. im Dienstvertrag keine Kündigungsfristen vorgesehen sind oder 
nach dem Dienstvertrage den Lehrkräften in kürzerer Frist als sechs 
Wochen zum Schlusse eines Kalendervierteljahres gekündigt werden 
kann (Bürgerliches Gesetzbuch 8& 622), 

6. im Dienstvertrag nicht die regelmäßige Pflichtstundenzahl und die 
Höchstpflichtstundenzahl angegeben ist, 

7. Art und Maß der von den Lehrkräften verlangten Nebenleistungen 
nicht im Dienstvertrage genau angegeben sind oder wenn die 
Nebenleistungen nach Art und Umfang den Lehrkräften nicht zu- 
zumuten oder mit der Stellung des Lehrers unyereinbar sind, 

8. weibliche Lehrkräfte bei gleichwertiger Vorbildung und gleicher 
RER nicht dieselben Bezüge erhalten, wie männliche Lehr- 

äfte, 

9. der Privatschulleiter sich weigert oder wiederholt unterläßt, die 
Dienstverträge mit den Lehrkräften und ihre jeweiligen Abänderungen 
eweils binnen zwei Wochen. der. Schulaufsichtsbehörde vorzulegen. 


Artikel V. 
® Strafibestimmungen. 


$S 26. I. Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe 
bis zu 10000 Reichsmark oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, wer 
1. ohne die erforderliche Eriaubnis eime private Berufs-, Fortbildungs- 
oder Fachschule betreibt oder die Leitung einer solchen Schule oder 
die Unterrichtserteilung in den im $ 1 genannten Unterrichtsfächern 
beginnt oder fortsetzt, 
2. den nach den $$ 8, 9 und 21 dieser Verordnung gesetzten Auf- 
lagen zuwiderhandelt. 
II. Mit Haft bis zu sechs Wochen oder mit Geldstrafe. bis zu 
150 Reichsmark wird bestraft, wer 
1! nr der nach $ 12 erfolgten Untersagung privaten Unterricht er- 
teilt, 
2. die im $ 27 Ia auferlegte Meldepflicht nicht erfüllt. 


“ Artikel VI. 
Uebergangs- und ar 
r 


8 27. I! Die beim Inkrafttreten dieser Vero nung bestehenden 
Schulen unterliegen den Bestimmungen dieser Verordnung. Es gelten 
jedoch folgende Besonderheiten: 

a) Alle früher erteilten Erlaubnisse zum Betrieb oder zur Leitung 
einer privaten Berufs-, Fortbildungs- oder Fachschule oder zur 

Unterrichtserteilung in einer solchen gelten künftig gemäß 8 10 

als auf Widerruf erteilt. Diese Schulen sind ebenso wie die bisher 

ohne besondere Erlaubnis betriebenen Schulen binnen einem Monat 

‘ nach Inkrafttreten der Verordnung unter Beifügung einer be- 
glaubigten Abschrift der Erlaubnisverfügung dem Schulamt zu 
melden. ! 

Die Auflagen nach $$ 8 und 9 dieser Verordnung gelten in diesen 
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Fällen für die Zukunft auch dann als gesetzt, wenn sie der Erlaubnis 


bei der Erteilung nicht hinzugefügt worden waren. 

Den Unternehmern bereits erlaubter Privatschulen kann durch das 
Schulamt zur Vornahme von Aenderungen, insbesondere auch am 
Namen der Schule, die durch die Bestimmungen dieser Verordnung 
gefordert werden, eine angemessene Frist, längstens bis zu einem 
Jahr, gewährt werden. 
d) Die obere Schulbehörde kann auf Antrag für solche Schulen Aus- 
nahmen von der Vorschrift des & 7 II zulassen. 

Alle bisher als Ersatz für öffentliche Berufspflicht- oder Berufs- 
wahlschulen ausdrücklich oder stillschweigend anerkannten Schulen 
verlieren diese. Eigenschaft nach drei Monaten vom Inkrafttreten 
dieser ‚Verordnung an. Sofern sie vor Ablauf dieser Frist erneut um 
Anerkennung nachsuchen, gelten sie vorläufig bis zur Entscheidung 
über diesen Antrag weiterhin als anerkannt. 


II. Dies gilt entsprechend für Privatunterricht. 
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Die Sommerschulen des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes Amsterdam 


Als eines der wirksamsten Mittel, die internationalen Be- 
ziehungen in der Gewerkschaftsbewegung zu fördern, dürfte 
der vom 1.G.B. in die Tat umgesetzte Gedanke der Sommer- 
schulen sein, wie sich dies auch in diesem Jahre bestätigt hat. 
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, Eine dieser Veranstaltungen fiel in die Zeit vom 1. bis 15. 8, 
"in Brunsvik in Schweden. Dieselbe war von 55 Teilnehmern 
‚aus 14 verschiedenen Ländern. beschickt, womit die Maximal- 
zahl der Schüler erreicht wurde, die überhaupt untergebracht 
‘ werden konnte. Den Bericht über den Verlauf dieser Ver- 
anstaltung stellte uns als Teilnehmer aus Bundeskreisen der 
Kollege Heinr.- Triebels (Aachen) zur Verfügung, den 
"Bericht über den zeitlich anschließenden Sommerkursus in 
"Prag haben wir der Septembernummer der „Mitteilungen über 
| das Internationale Arbeiterbildungswesen‘ entnommen. 


Internationale Sommerschule in Brunsvik. 
"Am 1. August 1925 trafen sich in den Morgenstunden in Stock- 
|/holm, von den dortigen Gewerkschaftsspitzen auf das herz- 
Ilichste empfangen und begrüßt, deutsche, englische, schwe- 
‚dische, dänische usw. Kollegen und Kolleginnen, um unter 
fachkundiger Führung von schwedischen Kameraden gewerk- 
‚schaftliche und genossenschaftliche Gebäulichkeiten und Bil- 
‘ dungseinrichtungen zu besichtigen. Das hier Gesehene wird 
manchem Teilnehmer wertvolle Anregung bleiben, besonders im 
Bildungs- und Genossenschaftswesen. Die Weiterfahrt nach 
'Brunsvik am nächsten Tage, die größtenteils mit Dampfer auf dem 
ı'Mälafsee unter zahlreicher Beteiligung der schwedischen Ka- 
meraden erfolgte, wurde von diesen geschickt dazu benutzt, echte 
Kameradschaft, gepaart mit schwedischer Gastfreundschaft, zu 
i'pflegen. Jede Gelegenheit wurde benutzt, den Teilnehmern 
Land und Leute bekannt zu machen. Das berühmte Schloß 
Gripsholm und der alte Dom von Steirsnäs bildeten beach- 
tenswerte Sehenswürdigkeiten. Das gute Gelingen dieser Be- 
strebungen muß.dankbarerweise anerkannt werden. 


Die Schule war in der bereits 20 Jahre bestehenden schwe- 

dischen Volkshochschule in Brunsvik untergebracht. Die Na- 
turschönheiten der Landschaft Darlikarlien, weit über die 
Grenzen Schwedens bekannt, kamen für die Teilnehmer voll 
zur Geltung. Für Unterkunft und Verpflegung war schlicht, 
aber gut gesorgt. Ordnung, getragen von kameradschaftlichem 
Geist, gestalteten den Aufenthalt recht angenehm, so daß 
Bo der Bereicherung des Wissens auch eine Erholung mög- 
ich war. 


Die Vorlesungen, die in deutscher und englischer Sprache 
gehalten wurden, behandelten die Bewegung sowie akute 
| Tagesfragen in den verschiedensten Ländern. Die Qualität der 
Lehrer, von denen genannt werden sollen: F. Brown, 1.G.B. 
Amsterdam; Rickard Sandler, schwedischer Ministerpräsident; 
C. V. Bramsnaes, dänischer Finanzminister, und die in der deut- 
schen Gewerkschaftsbewegung bekannten Namen: Falkenberg, 
A.D.B., und Graf, D.M.V., spricht an und für sich für gründ- 
liche und ausgiebige Behandlung des Lehrstoifes. .Der Leiter 
des Arbeiterbildungswesens der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika, Spencer Miller, machte die Hörer an Hand ausführlichen 
Materials mit der Arbeiterbewegung und allen dazugehörigen 
Problemen der U.S.A. bekannt. Auch aus den übrigen Län- 
dern waren’ Gewerkschaftler erster Garnitur als Lehrer tätig, 
jeder das Beste gebend. Die Aufmerksamkeit der Schüler 
war, eine gute 


Trotz des zeitweisen babylonischen Wirrwarrs fanden sich 
Lehrer und Schüler recht bald, und die von dem Schulleiter 
vörtrefflich: veranstalteten Abendunterhaltungen, bestehend in 
Musik, Gesang und Tanz, gestalteten sich zu wahren Festlich- 
"keiten. Dem Leiter der Schule gebührt hierfür ganz beson- 
derer Dank. 


Nicht unerwähnt sollen bleiben die Besichtigungen größerer 
industrieller Anlagen, wie Erzbergwerk, Kraftwerke, Stahl- 
werk und Papierfabrik. Auch bei den Unternehmungen war 
die Aufnahme eine in jeder Beziehung aufmerksame, in 
"Deutschland zur Nachahmung bestens zu empfehlen. Bei diesen 
Gelegenheiten wetteiferten die schwedischen Arbeiter, den Aus- 
landsgästen in ihren mustergültig angelegten Gewerkschafts- 
häusern (Volkshäuser) einen . herzlichen Empfang zu bereiten. 
Was in Schweden in bezug auf die Unterbringung und Ein- 
richtungen der Gewerkschaften, gemessen an der zerstreuten 
"Industrie und der verhältnismäßig geringen Zahl der Arbeiter 
“in den einzelnen Wirtschaftsgebieten, geleistet ist, kann nicht 
hoch genug bewertet werden. Auch die Konsumeinrichtungen, 
sowohl Verkaufsstellen wie Produktionsbetriebe, sind muster- 
gültig wıd weitverbreitet. 


3 Es bleibt zu wünschen, daß der beschrittene Weg iort- 
gesetzt wird, einmal der internationalen Aufgaben wegen, die 
für die Gesamtbewegung von allergrößter Bedeutung sind und 
weiter bleiben werden, und zum anderen, um ‘den werdenden 
Funktionären die Kenntnisse und den Weitblick zu verschaffen, 
die unerläßliche Vorbedingungen für eine erfolgreiche Weiter- 
arbeit im Interesse der Arbeitnehmerschaft bilden. Die Gewerk- 
"schaften haben die Pilicht, geeigneten und bewährten Kräften 
die Teilnahme an den großzügigen Veranstaltungen des 1.G.B. 
zu ermöglichen, damit auch dem letzteren für seine dankens- 
FM 
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werten Arbeiten im Bildungswesen der Erfolg als Lorbeeren 
zuteil wird. 

Die internationale Sommerschule des I.G.B. 
in Prag. Vom 17. bis 30. August fand unter der Leitung des 
1.G.B. in Prag (Tschechoslowakei) eine internationale Sommer- 
schule statt. Die Zahl der Schüler, die sich zum größten Teil 
aus Leitern der Gewerkschaits- und Arbeiterbewegung zusam- 
mensetzten, belief sich auf 70. Besonders gut vertreten waren 
Großbritannien, Irland und Deutschland. Ferner waren Schüler 
aus Dänemark und Polen sowie eine ziemlich große Gruppe 
aus der Tschechoslowakei anwesend. Vorträge wurden ge- 
halten von Dr. L. Winter, Sozialminister der Tschechoslowa- 
kei, Prof. Dr. Jos. Macek, Prag; R. Tayerle, Sekretär des 
Tschechoslowakischen Gewerkschaftsbundes; Engelbert Graf, 
Leiter der Bildungsabteilung des Deutschen Metallarbeiter- 
Verbandes; Spencer Miller, Sekretär des Arbeiterbildungsbüros 
der Vereinigten Staaten; John Tuner, Mitglied des General- 
rates. des Britischen Gewerkschaftsbundes, und L. J. Duffy, 
Exekutivmitglied des Irischen Gewerkschaftsbundes. 

Das Schulprogramm zerfiel in zwei Teile: das Studium 
der Verhältnisse in der Tschechoslowakei und der Arbeiter- 
und Gewerkschaftsbewegung dieses Landes und das Studium 
der internationalen Arbeiterbewegung, der Probleme der Welt- 
wirtschaft und der Versuche der Behandlung dieser Probleme 
auf dem Wege der nationalen und internationalen Arbeiter- 
bildung. 

Durch Vermittlung des Tschechoslowakischen Gewerk- 
schaftsbundes und besonders dessen. Sekretärs Rudolf Tayerle 
wurden verschiedene Exkursionen organisiert. Abgesehen von 
Ausflügen nach historischen Plätzen und Besuchen in genossen- 
schaftlichen Betrieben in Prag selbst wurden größere Exkursic- 
nen nach Kladno zur Besichtigung eines Hochofens, von 
Stahlwerken, Maschinenbauwerkstätten und der großen ge- 
nossenschaftlichen Mühle und Bäckerei, nach Teplitz zum 
Besuch von zwei Glaswerken für kunstgewerbliche Produkte 
und die mechanische Herstellung von Fensterglas sowie nacıı 
Pilsen zur Besichtigung der berühmten Skoda-Werke und der 
ebenfalls bekannten Brauerei unternommen. 

Ueberall wurden die Teilnehmer der Sommerschule von 
den Arbeitern herzlich begrüßt. Ferner organisierte der Bür- 
germeister von Prag einen offiziellen Empfang im Rathaus, und 
auch in Pilsen wurde die Schule vom sozialistischen Bürger- 
meister Pick offiziell empfangen. Am letzten Abend wurde den 
Schülern vom Tschechoslowakischen Gewerkschaftsbund ein 
Festessen offeriert, wobei die Teilnehmer der Sommerschule 
wie anläßlich der Exkursionen usw. Gelegenheit hatten, mit 
den örtlichen Führern der Gewerkschaften, der sozialistischen 
Partei und der Genossenschaftsbewegung in Fühlungrahme zu 
treten. Bei all diesen Anlässen wurden zwischen den Schülern 
der verschiedenen Länder und damit auch ihrer Bewegungen 
mit aktiven Mitgliedern der tschechoslowakischen Arbeiter- 
bewegung Beziehungen angeknüpft; 


Die Lehrlingskrise im Bergbau 


Die Entwickelung der modernen Industrie zwingt die Ar- 
beiter aller Kategorien, mehr und mehr Spezialarbeiter zu 
werden. Der Arbeiter stellt nicht mehr das ganze in den Han- 
del kommende Stück der Fabrikation her, sondern nur noch 
einen Teil desselben. Und auch die Herstellung dieses Teiles 
geschieht noch maschinenmäßig, so daß der Arbeiter sehr oft 
nur Maschinenwärter ist. Von der handwerksmäßigen Kunst 
verschwindet ein Teil nach dem anderen. Der Mensch selbst 
wird zur Maschine, die Tag für Tag nur wenige, einfache 
Arbeitsvorgänge ohne große geistige Beanspruchung zu ver- 
richten hat. 

Die Ausbildung von Lehrlingen wird dadurch teilweise 
überflüssig, da man an die Maschinen erwachsene angelernte 
Arbeiter nach ganz kurzer Lehrzeit stellen kann. Die Ausbil- 
dung von Lehrlingen wird hier also überflüssig. Ueber diese 
Tatsache wird aus den verschiedensten Ländern Klage geführt. 
Daneben zwingt die Verarmung in Europa viele Eltern dazu, 
ihre Kinder in solche Wirtschaftszweige in. Arbeit zu bringen, 
in denen vornehmlich jugendliche Arbeiter beschäftigt werden. 
Diese werden im Mannesalter dann zumeist entlassen und ver- 
suchen dann als ungelernte: Arbeiter in anderen Wirtschafts- 
zweigen unterzukommen. Das Problem der ungelernten und 
der angelernten Arbeiter spielt also hierbei ebenfalls eine 
Rolle und bedeutet in der Zukunft für die Gewerkschaften ein 
besonderes und sicherlich schwer zu bearbeitendes Gebiet. Da- 
bei weiß man in der Weltwirtschaft genau und man weiß es 
besonders in Deutschland, daß im Wirtschaftskampf immer das 
Land am besten abschneidet, welches über die geübteste Ar- 
beiterschaft verfügt. In Deutschland ist ja in Verbindung mit 
dem Friedensvertrag und unserer zusammengebrochenen Wirt- 
schaft mehr als genug darüber geredet und geschrieben wor- 
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den, daß wir Qualitätsarbeit Hefern müssen, wenn wir uns 
einen Platz an der Sonne sichern wollen. Zur Qualitätsarbeit 
brauchen wir aber eine gut ausgebildete Arbeiterschaft. 

Was hier über die Arbeiterschaft im gesamten gesagt 
wurde, gilt auch für die Bergarbeiter. Der alte gute Berg* 
mannsstand stirbt aus. Es ist in den alten Bergmannsfamilien 
nicht mehr das Bestreben vorhanden, daß der Sohn ebenso wie 
der Vater ein tüchtiger Bergmann werde, Wer heute Berg- 
mann wird, ergreift diesen Beruf nur noch aus Not. Der Beruf 
des Bergmanns ist von einem hochgeachteten zu einem sehr 
wenig geschätzten herabgesunken, Anreiz zur Ergreifung dieses 
Berufes gibt es keinen anderen, als nur die bittere Not. Löhne 
und Arbeitsbedingungen sind in fast allen Berufen, im Verhält- 
nis zur Schwere und Gefährlichkeit der Arbeit, besser als 
im Bergbau. Das sind die wesentlichsten Gründe dafür, daß der 
Anreiz zur Erlernung der Bergarbeit fehlt. Dies zu betonen 
hat Herr Prof. Heise vergessen, als er auf der Tagung der 
Bergschulfachleute folgende Ausführungen machte: g 

„Die jüngsten Jahrgänge der Bergmännischen Belegschaft 
sind nur sehr schwach vertreten. Dies war schon unter den; 
Vorkriegsverhältnissen der Fall und hat sich nach dem Kriege 
noch verschlimmert. Im Ruhrbezirk zählten z. B.: 


1914 1925 

Jahrgang unter Köpfe Köpfe 

15 Jahren 6500 0904 
16 Jahren . 8800 4100 
17 Jahren . 10300 5200 


Der stärkstbesetzte Jahrgang ist der von 21 Jahren mit 


21 700 Köpfen. Die Gründe für diese Tatsachen liegen zu- 
nächst darin, daß der Bergbau hauptsächlich volikräftige . Ar- 


beiter auf der Höhe ihrer Leistungsfähigkeit braucht, und daß 
Gesetzgebung und Bergpolizei nach dieser Richtung hin wirken. 
Weitere Hemmnisse für die Beschäftigung Jugendlicher sind 
die schlechte wirtschaftliche Lage der Zechen, der Zwang, 
Schwerbeschädigte anzulegen, die über Tage im Wettbewerb 
mit den Jugendlichen beschäftigt werden müssen, der Ausbau 
der maschinenmäßigen Anlagen sowie die hohen sozialen 
Lasten, die den Verdienst der Jugendlichen im Bergbau ganz 
besonders schmälern und sie anderen, minder belasteten Ge- 
werben zutreiben. 

Die mangelnde Beschäftigungsmöglichkeit der Jugendlichen 
auf den Zechen wirkt sich in der Arbeiterfamilie selbst höchst 
unerwünscht aus; sei es, daß der Junge überhaupt keine Arbeit 
findet, oder. daß er zwecks Arbeitsübernahme Familie und 
Ort verlassen muß. Der Bergbau leidet, weil gerade die 
besseren Leute sich an das zuerst ergriffene Gewerbe gewöhnen 
und nicht wieder zum Bergbau zurückkehren. . Die Berufs- 
schulen können ihren Zweck nicht erfüllen, weil nur der 
kleinste Teil der Belegschaft voll am dreijährigen Lehrgang 
teilnimmt. Auch der Nachwuchs der Beamtenschaft leidet. 

Mittel zur Abhilfe sind: Beseitigung der die Jugendlichen 
im Verhältnis zu anderen Gewerben übermäßig drückenden 
Lasten, Einrichtung besonderer Lehrlingswerkstätten über und 
vielleicht auch von Lehrlingswerkstätten unter Tage, in denen 
die Jugendlichen nach Möglichkeit lohnend beschäftigt und in 
regelmäßiger Abwechselung der einzelnen Arbeiten, nament- 
lich im Hinblick auf die zunehmende Mechanisierung des Berg- 
baus, vorgebildet werden.“ 

Gewiß sind einige der hier angeführten Gründe von größter 
Bedeutung, während andere verdächtig nach Arbeitgebermei« 
nung aussehen. So ist mir z. B. bisher kein Fall bekannt ge- 
worden, daß die hohen sozialen Lasten einen Jungen davon 
abgehalten hätten, Bergmann zu werden. Die Bergarbeiter 
tragen, und das ist vielfach nachgewiesen, die hohen sozialen) 
Lasten gern. Die beiden großen Gründe für den Mangel an 
bergmännischem Nachwuchs sind einmal der oben von mir 
beschriebene geringe Anreiz zur Ergreifung des bergmänni- 
schen Berufs und zum anderen die Entwickelung der Technik, 
welche die jugendlichen Arbeiter überflüssig macht. Aber in 
der Grube selbst brauchen wir im Gegensatz zu den übrigen 
Wirtschaftszweigen mehr als bisher tüchtige, gelernte Ar- 
beiter, wenn wir konkurrenzfähig bleiben wollen. Hier befinden 
wir uns in Uebereinstimmung mit Herrn Prof. Heise. Für den 
Versuch, Lehrlingswerkstätten unter Tage einzurichten, scheint 
augenblicklich jedoch die Zeit reichlich ungeeignet. Man wird 
also zunächst den bereits eingeschlagenen Weg weiter gehen 
müssen, d. h. man wird sich mit der Schulung in bergmänni- 
schen Fortbildungsschulen und Lehrkameradschaften begnügen 
müssen. Will man aber darüber hinaus etwas tun, so hat die 
Bergbayunternehmerschaft zunächst einmal an die eigene Brust 
zu klopfen und dafür zu sorgen, daß der Bergmannsstand zu 
einem geachteten wird und Arbeiter und auch Grubenbeamte 
wieder mit Freuden ihre Söhne Bergmann werden lassen 
können. Steiger Halbfell. 
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In 


Nr. 10 : 


Vergütungen für nebenamtlichen Unterricht an den Be- 
rufsschulen und den gewerblichen Fachschulen. : 


Der Minister 3 
für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 23. Juni 1925. 
J. Nr. IV. 8139, Leipzigerstr. 2. 


Da die in den endgültigen Ruhestand versetzten Beamten nicht mehr 
als „beamtet“ anzusehen sind und ihr Ruhegehalt auch nicht als „Dienst- 
einkommen“ im Sinne des Erlasses vom 4. Dezember v. J. (IV. 14 542) 
anzusprechen ist, so bestehen keine Bedenken dagegen, daß auch die 
Ruhegehaltsempfänger als nebenamtliche Lehrkräfte an Berufsschulen und 
gewerblichen Fachschulen den Zuschlag von 25. v. H. erhalten. 

I. A.: von Seefeld, 


Dr.-Ing.-Promotionen. Die „Deutsche Bauzeitung“ brachte eine nach 
mehr als einer Richtung hin bemerkenswerte Zusammenstellung der bis 
Ende Sommer 1924 von den deutschen technischen Hochschulen vorge- 
nommenen Promotionen. Danach sind insgesamt 5949 Dr.-Ing.-Promb- 
tionen erfolgt; von diesen waren rite 4794, ehrenhalber 1154, 


Das Verhältnis ist also fast 4:1. 
der Zahl der. rite vorgenommenen Promotionen, so ergibt sich folgende 
Reihenfolge: München (962), Dresden (814), Berlin (697), Aachen (337), 
Karlsruhe (387), Stuttgart (334), Braunschweig (302), Darmstadt (250), 
Danzig (179), Breslau (109). 

Nach der Zahl der Dr.-Ing. ehrenhalber ergibt -sich folgende Ord- 
nung: Berlin (192), Karlsruhe (136), Aachen (133), München (122), 
Darmstadt (109), Dresden (108), Stuttgart (85), Hannover (82), Braun- 
schweig (74), Breslau (68), Danzig (45). 

Berechnet man das Verhältnis der Promotionen ehrenhalber zu denen 
rite, so erhält man folgendes Bild: Breslau (10:16), Darmstadt (10:23), 
Karlsruhe (10:27), Aachen (10:29), Berlin (10:36), Stuttgart (10: 39), 
Danzig (10:40), Braunschweig (10:41), Hannover .(10:47), Dresden 
(10:75), ‚München (10:80). ‘ 


Bücherschau 


Jugendbuch des Z.d.A. Verlag: Zentralverband der Angestellten, 
Berlin SO26. Gebunden 0,75 Mark. 

Es ist ein guter Gedanke, der gewerkschaftlichen Jugend gkich- 
zeitig mit 60 Jugend-, Wander- und Kampfliedern das für die Jugend 
Wichtigste aus dem Gewerkschafts- und Staatsleben in einem schönen, 
kleinen. Büchlein in die Hand zu drücken. Dem Beispiel werden vermut- 
lich andere Gewerkschaften folgen. 


Jugendseele, Jugendbewegung, Jugendziel. Von Fr. W. Foerster., 
Rotapiel-Verlag, Erlenbach-Zürich, München und Leipzig. 


Ordnet man die Hochschulen nach 


Der bekannte Professor für Philosophie und Pädagogik hat es Uunter- 


nommen, der Welt eine historisch wertvolle Darstellung der deutschen 
Jugendbewegung und ihrer Triebkräfte zu geben. Es gibt immer noch 
Angehörige der älteren Generation, die nicht wahrhaben wollen, daß in 
der heutigen Jugend etwas ganz Neues heraufgewachsen ist, das sich 
geistig nicht so leicht in die bestehenden Gesellschaftsformen und 
Lebensanschauungen eingliedern wird, wie es bei der Jugend früherer 
Zeiten gewesen ist. Die Jugend unserer Zeit hat bewußt „allem ge- 
schraubten, gezwungenen Wesen Natürlichkeit und Gradheit“ gegenüber- 
gestellt. Sie hat sich bewußt „aus der Enge und Verzerrtheit überlebten 
oder nicht vollerlebten Familienlebens herausgerissen und in freies Feld 
gestellt“, Sie hat versucht, dem seelisch verarmten Volksieben ein Eigen. 


leben gegenüberzustellen, das gewiß noch keine feste Grundlage, aber ° 


jedenfalls in allen Richtungen der Jugendbewegung ein großes Maß von 
Selbständigkeit im Urteil und im Handeln gewonnen hat. 


Foerster führt uns durch die Jugendbewegung aller Richtungen. Es 


ist selbstverständiich, daß er seine Richtung als Pazifist und gläubiger 


Christ deutlich werden läßt. Dadurch verliert sein Buch auch für Ans 
dersgesinnte nicht an Wert, insbesondere auch deshalb nicht, weil er 
gegen den herrschenden Dualismus in Religion und Leben in unzwei- 
deutiger Sprache —. im Einklang mit der freichristlichen Jugend — 
Stellung nimmt. Da alle Richtungen im ausgedehnten Maße zum Worte 
kommen und die eigenen Weltanschauungsbekenntnisse der verschiedensten 


Jugendvereinigungen wiedergegeben sind, ist das Buch von Foerster en 


getreues Spiegelbild der aufgeweckteren Jugend unserer Zeit. 


Der Jugend selbst wird das Buch ein Mittel zur Selbsterkenntnis 
werden. Der älteren Generation, aber vor allen Dingen den Eltern, die 
noch immer in ihren alten Anschauungen weiterleben, ohne auch nur ihrer 
Jugend Beachtung zu schenken, sollte man das Buch auf den — Weihnachts- 
tisch legen. Johann Gröttrup, 


Die Intarsia, ihre technische und künstlerische Gestaltung und An- ; 


wendung. Von A. Weinsheimer, Verlagsanstalt des Deutschen Holz- 
arbeiter-Verbandes. Berlin 1925. Preis 4 R.-M. 





Gedrängte Kürze, dabei Klarheit und Vielseitigkeit der Darstellung. 


Die Herstellungsweise ist selbst für den Laien durchaus verständlich be- 


schrieben. Ein besonderer Vorzug liegt-in der angemessenen Würdigung 


von Holzmosaiken und Intarsien aus dem goldenen Zeitalter des Kunst- 


gewerbes, da selbst die hervorragendsten Künstler es nicht verschmähten, 
Entwürfe für kunstgewerbliche Arbeiten zu machen und auch volles Ver- 
ständnis bei den Ausführenden und dem Publikum fanden. Vortreffliche 
Auswahl der Motive verbürgt eine Fülle von Anregung für begabte 
Kunsttischler. Auch der gegenwärtig herrschenden Mode ist — wohl 
notgedrungen — Rechnung getragen durch eine, Gottlob nicht allzu- 
grode Anzahl von ornamentalen Shimmymotiven. Ein spezielles Verdienst 
des Verlages sind: tadellose Ausstattung, einwandfreier Druck und sauber 
klischierte Abbildungen. Die auf den zwei letzten Seiten des Umschlages 
gebrachten Angaben über Bezugsquellen für einschlägiges Material sowie 
die Bibliographie sind aufs wärmste zu begrüßen. =D 
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Zur Baumeisterfrage 


Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes betr. Abänderung der 
Gewerbeordnung vom 30. Mai 1908 enthält der $ 133 der Ge- 
werbeordnung folgende Bestimmung: 


„Die Befugnis zur Führung des Meistertitels m Verbin- 
dung mit einer anderen Bezeichnung, die auf eine Tätigkeit 
im Baugewerbe hinweist, ‘insbesondere des Titels „Bau- 
meister“ oder „Baugewerkmeister‘‘, wird durch den Bundes- 
rat geregelt. Bis zum Inkraftireten des Bundesratsbeschlusses 
darf ein solcher Titel nur dann geführt werden, wenn die 


Landesregierung über die Befugnis zu seiner Führung Vor- 


schriften erlassen hat, und, nur von denjenigen Personen, 
welche diesen. Vorschriften entsprechen.“ 


Der Bundesrat, der bekanntlich eine verfassungsmäßige 
Einrichtung des kaiserlichen Deutschlands war, ist am 9. No- 
vember 1918 selig entschlafen. Ob die nach der neuen re- 
publikanischen Reichsverfassung vom. 11. August 1919 mit 
dem Bundesrat vergleichbare Körperschaft, der Reichsrat, sich 
berufen fühlen könnte, die im $ 133 der Gewerbeordnung 
seinem Vorgänger vorbehaltene Aufgabe in Angriff zu nehmen 
und zu lösen, müssen wir kompetenteren Stellen zu entscheiden 
überlassen. Feststellen müssen wir aber, daß die Reichsministe- 
rien, die inzwischen von den interessierten Beruisorganisat:onen 


für zuständig gehalten und um ihre Initiative zur Regelung der” 


Angelegenheit angegangen wurden, sich entweder ganz in 
Schweigen hüllen oder mit den den republikanischen Regie- 
rungsstellen ebenso wie den kaiserlichen Behörden geläutigen 
Redensarten antworten, also von Fühlungnahme, wohlwollenden 
Erwägungen, nicht abgeschlossenen Erörterungen usw. sprechen. 


Wir haben in der Nr. 2 unserer Beilage vom 13. Febrtar 
1925 schon geschildert, wie der frühere Deutsche Techniker- 
Verband und jetzt unser Bund sich abgemüht haben, die zu- 
ständigen Reichsbehörden endlich zu einer entscheidenden Stel- 
lungnahme zu bewegen. Wir können heute nur erneut wieder 
berichten, daß wir auch auf die in der genannten Nummer 
veröffentlichte Eingabe an den Herrn Reichswirtschaftsminister 
bis jetzt ohne jegliche Rückäußerung geblieben sind. Es mag 
ja sein, daß das zur Zeit sogar verwaiste Reichswirtschafts- 
ministerium ebenso wie im Jahre 1919 immer noch wichtigere 
Dinge zu erledigen hat als die Regelung einer einheitlichen Be- 
rufsbezeichnung zum Schutz des Baugewerbes vor uniauteren 
Elementen. Aber irgendwann muß auch in diesem Ministerium 
sich mal das Bedürtnis geltend machen, die alten Ladenhüter 
so oder so loszuwerden. Daß die Quälgeister sich immer wie- 
der melden, das hat ja der am 21. Oktober in Berlin statt- 
gefundene Delegiertentag des „Ianungsverbandes der deut- 
schen Baugewerksmeister‘‘ gezeigt, der sich seitens des zustän- 
digen Ministeriums zwar einer etwas konzilianteren Bcehand- 
lung erfreuen darf als wir, indem er auf seine Eingabe wenig- 
stens einer Antwort gewürdigt wird, der sich von seinem 
Referenten aber auch berichten lassen mußte, „daß der Schrift- 
wechsel mit der Regierung aus jüngster Zeit immer noch den 
Anschein erwecke, als ob sie, wie schon, seit langen Jahren, 
vertrösten und: hinhalten wolle“. Nach dem in der „Bau- 
BT NE: vom %. Oktober erschienenen Bericht mußte 

er an dem Delegiertentag. teilnehmende Reichskommissar 
für das Handwerk, Ministerialrat Dr. Hoppe, zugeben, daß 
das Baugewerbe reichlich lange auf eine Lösung der Angele- 
genheit warte. Anscheinend wußte er aber zur Begründung 
dieser unangenehmen Tatsache nichts anderes auszuführen, 
als was wir selbst schon im Jahre 1919 schwarz auf weiß zu 
lesen bekamen, daß man im Wirtschaftsministerium alles an- 
dere, was dort während dieser Zeit. erledigt worden ist, für 
wichtiger gehalten hat. SE - 

Erfreulicher-- und doch auch wieder bedauerlicherweise 
ist das nicht allerorts der Fall, denn verschiedene Landesregie- 
rungen haben der Sache inzwischen doch etwas mehr Inter- 
esse entgegengebracht und sind zur einzelstaatlichen Rege- 
lung geschritten, nun aber ohne jegliche Rücksichtnahme 
auf eine künftige einheitliche Regelung für das Reichsgebiet. 
Die mangelnde Initiative der Reichsregierung hat also nun 
den Zustand geschaffen, daß wir in absehbarer Zeit mindestens 


| Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 
Herausgegeben vom Bund der technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstrasse 7 


Erscheint mit Nr. 46 der D. T.Z. 


ein halbes Dutzend verschiedener Lösungen allein 






Berlin, 3. November 1925 


in, den 
größeren Ländern bekommen, deren Rechtsgeltung für das 
betreffende Land dann nicht verhindert, über die, Landesgren- 
zen hinaus aber auch nicht erweitert werden kann, und deren 
Vereinbeitlichung für das ganze Reichsgebiet nun viel mehr 
Schwierigkeiten bereiten wird, als wenn man in den tatenlos 
verflossenen Jahren den Mut zu einer entscheidenden Maß- 
nahme bei der Reichsregierung gefunden hätte. 


Bekanntlich hat das sächsische Ministerium des Innern 
bereits im Jahre 1903 eine „Verordnung, die Baumeisterprüfun- 
gen und den Baumeistertitel betreffend‘ erlassen. Die Ver- 
ordnung bestimmte, daß zu den am Sitze der Kreishauptmann- 
schaften von besonderen Prüfungsbehörden . abzunehmenden 
Meisterprüfungen im Baufache nur zuzulassen sei, wer 


a) die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen ($ 129 der 
Gewerbeordnung) besitzt, 

b) mindestens drei Jahre als Geselle (Gehilfe), Bauführer 
oder Techniker bei Ausführung von Bauten praktisch 
tätig gewesen ist, 

c) eine sächsische staatliche Baugewerkenschule oder eine vom 
Ministerium des Innern ‚als in dieser Hinsicht gleich- 
berechtigt anerkannte andere Bauschule vollständig mit 
Erfolg besucht hat und 

d) im Bezirke der Prüfungsbehörde innerhalb der letzten 
drei Monate seinen wesentlichen Wohnsitz gehabt hat. 


Die sächsische Regierung stellte sich damit auf den Stand- 
punkt, daß der Erwerb theoretischen Fachwissens im Ausmalie 
des Lehrplanes einer staatlichen Baugewerkschule und die An 
eignung praktischer Fachkenntnisse im Rahmen der Anforde. 
rungen einer Gesellenprüfung für sich allein den Anspruch 
auf die Berufsbezeichnung „Baumeister“ noch nicht recht- 
fertigen, sondern daß der Anwärter außerdem durch eine 
mindestens dreijährige entsprechende Berufstätigkeit 
bei der Ausführung von Bauten zu zeigen habe, ob er auch 
befähigt ist, das theoretisch und praktisch Erlernte so anzu- 
wenden tind zu verwerten, daß er als „Meister im Bauen‘ an- 
erkannt werden kann. Wir haben von jeher den Standpunkt 
vertreten, daß die richtige und sinngemäße- Auslegung der 
Berufsbezeichnung „Baumeister“ sich nicht in der Attestie- 
rung einer bestimmten Art oder nur von theoretischen Be- 
rufskenntnissen erschöpfen darf, gleichviel, ob sie mit irgend- 
einer Anzahl von Semestern an der Technischen Hochschule 
oder mit dem Besuch einer staatlichen Fachschule erworben 
sind, sondern daß der Beruisjünger noch auf Werk- und Bau- 

latz, im Büro und im Atelier die Eignung zum Beruf und die 
elehrung in der Berufsarbeit erproben soll, ehe er nach dem 
Höchsten, der anerkannten Meisterschaft im Berufe, greift. 


Diese der ideelten Vorstellung von der Meisterschaft rech- 
nungtragende Auffassung erscheint aber auch noch aus sehr 
nüchternen Erwägungen und Erfahrungstatsachen zweckdien- 
lich. Im Jahre 1914 waren die Beratungen über die dem 
Bundesrat ° vorzuschlagende reichsgesetzliche Regelung im 
Reichsministerium des Innern ziemlich weit vorgeschritten. 
Der Kriegsausbruch hat die von den Akademikern auf der 
einen, von den Mittelschultechnikern und selbständigen Bau- 
werkmeistern auf der anderen Seite hart umstrittene Entschei- 
dung verhindert. Man hat damals klare und positive Erklä- 
tungen der zuständigen Stellen, wie diese Entscheidung aus- 
fallen würde, nicht erhalten können. Es war aber immerhin 
so viel durchgesickert, daß in den zu erwartenden Bestim- 
mungen auf die Gefahr der Verwechslung mit dem akademi- 
schen Titel „Regierungsbaumeister“ und eine davon zu be- 
fürchtende Beeinträchtigung des Standesansehens seiner Träger 
gebührend Rücksicht genommen werden würde. | 

Wenn also damals die sächsische Prüfungsordnung, die 
den Befähigungsnachweis über das theoretische schulmäßige 
Fachwissen hinaus auf die individuelle praktische Berufsbeleh- 
rung ausdehnte, den maßgebenden Reichsbehörden als eine 
kaum genügende Grundlage für die einheitliche Reichsregelung 
erschien, so wird man wohl nicht fehlgeheu, wenn man trotz 
der mit der neuen Reichsverfassung in Kraft. getretenen Ein- 
schränkung betr. Verleihung von Titeln und Orden annimmt, 
daß die eingangs erwähnte Passivität der heute zuständigen 
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Reichsbehörden auf dieselben Hemmungen zurückzuführen ist, 
die vor dem Kriege die Entscheidung immer wieder ver- 
zögerten. Es ist deshalb wenig wahrscheinlich, daß die Rege- 
lung, die in neuester Zeit in zwei anderen Ländern, in Baden. 
und Württemberg, getroffen wurde, der einheitlichen Reichs- 
regelung besonders förderlich sein wird. Die am 24. Januar 
1925 veröffentlichten „Vorschriften über die Staatsprüfung für 
den mittleren technischen Dienst im Hochbauwesen“ bestim- 
men für Baden: 


„Wer zur Prüfung zugelassen werden will, muß 
1. Angehöriger des Deutschen Reiches sein, 


2. in der Regel sämtliche Klassen des Badischen Staats- 
technikums mit Erfolg durchlaufen und die vorgeschrie- 
bene Vorprüfung bestanden oder die entsprechende fach- 
liche Vorbildung an einer anderen, mindestens gleich- 
wertigen Anstalt sich erworben haben, 


3. nach zurückgelegter Lehrzeit im Baufach die Gesellen- 
prüfung bestanden sowie in der ‚Stellung als Bauführer 
mindestens weitere 11/, Jahre in praktischer Tätigkeit zu- 
gebracht und dabei genügende, durch Zeugnisse belegte 
Leistungen aufzuweisen haben.“ 


Hier ist also die nach abgelepter Gesellenprüfung noch 
nachzuweisende praktische Beruistätigkeit auf 1:/, Jahre, für 
Prüflinge mit Obersekundareife gar auf ein halbes Jahr herab- 
gesetzt. Damit ist es den über die Fachschule in den tech- 
nischen Beruf eintretenden Anwärtern möglich, im Alter von 
etwa 22 Jahren die Berechtigung zur Führung des Baumeister- 
titels zu erwerben, denn die badische Verordnung sagt weiter: 
„Wer die Prüfung bestanden hat, ist berechtigt, die Bezeich- 
nung ‚Staatlich geprüfter Baumeister‘ zu führen.‘“ Die badische 
Staatsprüfung erstreckt sich, um das nur nebenbei zu erwähnen, 
nicht nur auf das Hoch- und Tiefbaugewerbe, sondern auch 
auf Elektrotechnik und. Maschinenbau. Ihr Bestehen gewährt 
in diesen beiden Fachgruppen die Berechtigung‘ zur Führung 
der Berufsbezeichnung. als „Staatlich geprüfter Elektro-Bau- 
meister‘ bzw. „Staatlich geprüfter Maschinenbaumeister“. In 
Württemberg gilt die am Schluß des ersten Winterhalbjahres 
vom. Ministerium des Innern abzuhaltende staatliche  Bau- 
meisterprüfung direkt als Abschlußprüfung für die Besucher 
der obersten Klasse der Höheren. Bauschulen. Nach deren 
Programm wird zwar vor dem Eintritt in die oberste Klasse 
eine mehrjährige Praxis auf dem Büro und als Bauführer ver- 
langt, es darf aber wohl angenommen werden, daß es nicht 
jedem Schüler möglich sein wird, in so jungen Jahren ıtnd 
dazu noch vor Abschluß des Fachschulstudiums eine Bau- 
führerstelle zu finden. In Wirklichkeit wird also die württem- 
bergische Prüfungsordnung auch darauf hinauslaufen, daß ein 
nicht ganz geringer Teil der Besucher der staatlichen Bau- 
schulen mit 22. Jahren die Berufsbezeichnung „Baumeister“ 
zu erwerben in der Lage ist. Das steht doch in etwas auffallen- 
dem Gegensatz. zu den Bestimmungen, die seit der am 
11. ‚April 1921 in Sachsen vorgenommenen Aenderung der 
früheren Prüfungsordnung Geltung haben. Ein Blick in diese 
neuen Bestimmungen (vgl. „D.T.Z.“ Fachbeilage „Der Bau- 
techniker‘ vom 2%. August 1921) zeigt, daß das sächsische 
Wirtschaftsministerium, dem Erfahrungs- und Beobachtungs- 
material in reichstem Maße zur Verfügung stehen, sowohl die 
Altersgrenze, als auch die Dauer der praktischen Betätigung 
für Gesellen, Bauführer oder Techniker für die Zulassung zur 
Prüfung erheblich herabzusetzen sich veranlaßt gefühlt hat. 


Daß die badische und württembergische Regelung der 
Frage von den dort in der Ausbildung begriffenen Berufskolle- 
gen mit großem. Jubel begrüßt wurde, ist einleuchtend. Ob 
sie auf die Dauer der öffentlichen Wertgeltung des Baumeister- 
begriffes zuträglich, ob sie vor allem der einheitlichen Rege- 
lung für das Reich dienlich sein wird, die doch im Interesse 
der Berufskollegen in den anderen Ländern, in deren zustän- 
digen Ressorts — Preußen voran — die Lust zum herzhaften 
Zugreifen noch geringer ist als bei den Reichsbehörden, drin- 
gend verlangt werden muß, will uns doch sehr fraglich er- 
scheinen. Die eine große Schattenseite hat unter allen Um- 
ständen heute jede, auch die beste einzelstaatliche Regelung: 
Sie hat nur Geltung bis an die Landesgrenzen, weder der 
sächsische noch der württembergische noch der badische Bau- 
meister dürfen zur Zeit in Preußen diese im Heimatlande 
erworbene Berufsbezeichnung. führen. Der Herr Reichskom- 
missar Dr. Hoppe soll nach dem Bericht der „Baugewerks- 
zeitung“ auf dem Delegiertentag des „Innungsverbandes deut- 
scher Baugewerkmeister‘‘ versprochen haben, dem Herrn Mi- 
nister zu empfehlen, „nunmehr die Angelegenheit im Reichs- 
tag und bei den Ländern aufzurollen“. Es wäre dringend zu 
wünschen, daß diese Empfehlung auf fruchtbaren Boden fällt, 
und wir wollen ihn bei seiner Mühewaltung gern unterstützen, 
wenn erst mal Anzeichen bemerkbar werden, daß unsere 
Eingaben nicht ungelesen zu den Akten wandern. 


A. Lenz, 





Die diesjährige Aufnahmeprüfung des 


Staatlichen Gewerbelehrerseminars 


Berlin 


Vielfach werden Anfragen über die Handhabung der Auf- 
nahmeprüfung an die Leitung des Staatlichen Gewerbelehrer- 
Seminars zu Berlin gerichtet. Es wird deshalb Personen, die 
die Absicht haben, sich der Gewerbelehrerlaufbahn zu widmen, 
erwünscht sein, die Aufgaben, die in der letzten Aufnahme« 
prüfung ‘gestellt worden sind, kennenzulernen und einen Ueber- 
blick über die Gebiete, aus denen Fragen gestellt wurden, 
zu erhalten. 

Bekanntlich gliedert sich die Aufnahmeprüfung nach den 
hierfür geltenden Bestimmungen ‘in eine allgemeine und in eine 
fachliche Prüfung. In beiden Teilen wird schriftlich ind münd- 
lich geprüft; außerdem wird für die Berufe, die des Zeichnens 
bedürfen, eine Prüfung im Zeichnen vorgenommen, 

Die allgemeine Prüfung, an der sämtliche Bewerber +eil- 
zunehmen haben, die nicht das Reifezeugnis einer staatlich 
anerkannten neunstufigen höheren deutschen Lehranstalt oder 
das eines deutschen Lehrerseminars besitzen, erstreckt sich 
auf die drei Lehrfächer: Deutsch, Erdkunde und Geschichte. 

Im Deutschen war für die schriftliche Prüfung 
das Thema zu bearbeiten: „Die Bedeutung: der Zeppelinfahrt 
nach Amerika für das deutsche Volk,“ 

Die mündliche Prüfung nahm im wesentlichen Be- 
zug auf: 


I. im Deutschen einschl. Kulturkunde: 

Bildungsgang und Tätigkeit des Bewerbers; Inhaltsangabe 
einiger Werke, die der Prüfling gelesen hatte; Charakteristiken 
der Hauptpersonen, ‘die in diesen Werken vorkommen; die 
neuzeitliche Jugendbewegung; Eins!ellung der Jugendlichen zum 
Staat; Bedeutung der Familie für den Staat; Unterschied zwi- 
schen Stadt- und -Landjugend; Bildungsprobleme; die ver- 
schiedenen Schularten; Wert des Jugendwanderns; Wesen und 
Bedeutung der Jugendpflege; die Tätigkeit der Jugendlichen 
innerhalb und außerhalb der Werkstatt; die Bedeutung der 
Meisterlehre; 


2. in Erdkunde: 


Verteilung von Land und Wasser; die Meere und ihre Be- 
deutung für den Verkehr; die Hauptgebiete der für die Wirt- 
schaft wichtigsten Nahrungsmittel ind Rohstoffe; die deutschen 
Kolonien; die durch den Versailler Frieden verlorengegangenen 
Gebiete und ihre Bedeutung für das Deutsche Reich; die wich- 
tigsten Eisenbahnlinien und Kanäle der Welt und insbesondere 
Deutschlands; die Gebirgssysteme der Erde und ihr Einfluß 
auf die Verkehrswege; die klimatischen Zonen; die Eisen-, 
Kohlen- und Kalilager Deutschlands; die wichtigsten Industrie- 
gebiete Deutschlands; 


3. in Geschichte: 


Die wichtigsten Epochen der deutschen Geschichte in kul- 
tureller, wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und staatlicher Be- 
ziehung unter besonderer Berücksichtigung der neueren Zeit; 
die wichtigsten Ereignisse des Dreißigjährigen Krieges, des 
Siebenjährigen Krieges, der Befreiungskriege,” des Krieges 1870 
bis 1871 und des Weltkrieges; die Bedeutung des Großen 
Kurfürsten, Friedrich Wilhelms I. und Friedrichs des Großen 
für den preußischen Staat; die Stein-Hardenbergsche Befrei- 
ungsgesetzgebung und ihre Folgen; die Gründung des Deut- 
schen Reiches; Folgen des Friedensvertrages von Versailles; 
der Rhein in der deutschen Geschichte, . 

Die fachliche Prüfung, die für alle Bewerber ver- 
bindlich ist, die kein Diplomzeugnis einer Technischen Hoch- 
schule oder das Reifezeugnis einer fünf- oder viersemestrigen 
staatlichen Fachschule aufweisen, umfaßte die Fächer: Mathe- 
matik, Physik, Chemie und Fachkunde einschl. Fachzeichnen. 
Mit Ausnahme des erstgenannten Faches, in dem nur schriftlich 
geprüft wurde, wurde in allen anderen Fächern mündlich 
geprüft. 

Die Aufgaben in Mathematik lauteten: 


: Vo) VE) = WW 4)- Vu) 


2.32 —4x—- 7 = 
Sartre. 
ax +s37=1. 
4. Von einem gleichschenkligen Dreieck sind gegeben: 


Flächeninhalt #= 12. gcm, Höhe ha=3 cm. 
Gesucht: Seite 5 und Winkel £. 


5. Aus einem zylindrischen Eichenstück von 50 cm Höhe 
und 20. cm Durchmesser soll ein Prisma von quadratischer 
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Grundfläche derart angefertigt werden, daß die, vier Eckpunkte 


des Quadrates auf dem Kreisumfange liegen. Verlangt: das Ge- 
wicht des. Prismas und des Abfalls (spez. Gewicht des Eichen- 
holzes = 0,8). } 

‚ Die Prüfung in Physik und Chemie erstreckt sich 
je nach der Berufsart in der Hauptsache auf folgende Gebiete: 


1. Physik." 


Allgemeine: Eigenschaften der festen, flüssigen und luft- 


förmigen Körper; absolutes und spezifisches Gewicht; Gleich- 


gewicht und Bewegung fester Körper; Hebelgesetze und ein- 
fache Maschinen; Gleichgewicht und Bewegung flüssiger und 
gasförmiger Körper; kommunizierende Röhren; Auftrieb; Archi- 
medisches Prinzip; Ausdehnung der Körper durch die Wärme; 
Wärmeausdehnungskoeffizient; Thermometer; Boyle-Mariotte- 
sches Gesetz; Kalorie; spezifische Wärme; absolute Tempera- 
tur; Kalorimeter; Dampfwärme; gesättigter und überhitzter 
Wasserdampf; Heizwert; Beziehungen zwischen Wärme und 
Arbeit; ımechanisches .Wärmeäquivalent; das Wichtigste aus 
der Lichtlehre; die Linsengesetze; das Spektrum. 


2. Chemre. 

Unterschied zwischen physikalischen und chemischen Vor- 
gängen; chemische Zeichen und' Formeln; Elemente und che- 
mische Verbindungen; Säuren und Basen; die Metalloide, be- 
sonders Wasserstoff, Sauerstoff, Stickstoff, Chlor, Schwefel, 
Phosphor, Kohlenstoff, Silizium ‚und deren wichtigste Verbin- 
dungen; die Metalle und ihre Verbindungen, soweit sie für die 
Technik von Wichtigkeit sind; Grundgesetze der. organischen 
Chemie und ihre Anwendung auf die allgemeine Nahrungs- 
mittellehre. 

In der Fachkunde wurden Fragen: aus folgenden Ge- 
bieten gestellt: ? 

1. für das Baugewerbe: $ 

Verband der Mauern; Mauerbögen und Gewölbe, Balken- 
lagen; Fußböden; Fachwerk, Dächer, Dachrinnen, Dachein- 
deckungen, Türen und Fenster; > 


2. für das Kunstgewerbe: 

Werkstoffe und Werkzeuge des Malers, Arbeitstechniken, 
Stilarten und: Kunstepochen, Richtungen in der bildenden Kunst, 
Entwicklung der Schrift und des Buchdruckes; 


3. für das Metallgewerbe: 

Gewinnung und Eigenschaften der gebräuchlichsten Roh- 
und Hilfsstoffe des Metallgewerbes; Meßwerkzeuge; Verar- 
beitung der Materialien auf warmem und kaltem Wege (Wal- 
zen, Drehen, Ziehen, Feilen, Bohren, Gießen, Fräsen, Hobeln, 
Schleifen)? Aufbau und Bedienung der wichtigsten. Werkzeug- 
maschinen (Drehbank, Hobel- und Stoßmaschine; Fräsmaschine, 
Bohrmaschine, Schleifmaschine); Wiedergabe einiger Arbeits- 
prozesse; 

4. für das Nahrungsgewerbe: 

Ernährungslehre; Rohstoffe und Arbeitsverfahren der ein- 
zelnen Nahrungsgewerbe; ER; 

5. für das Bekleidüngsgewerbe: 

a) Textilgewerbe: Eigenschaften der. textilen Rohstofie; 
Verarbeitung der Gespinstfasern: zu Garnen und Zwirnen; Her- 
stellung der bekanntesten Gewebe; Veredlung der, Waren. in 
der Appretur; 

b) Ledergewerbe: Aufbau und innere Bestandteile der tieri- 
schen Haut. Herkunft der rohen ‚Häute;,Gerbstoffe; ‚die wich- 
tigsten Arten der "Gerbung; Zurichtung der Leder für die 


Werkstätten der. Schuhmacher, Sattler u. a.; Anatomie des, 


menschlichen Fußes; Arbeitsvorgänge bei Herstellung des ge- 
nagelten und genähten Schuhwerks. 


# "— Im Fachzeichnen waren folgende Aufgaben zu bearbeiten: 
& 


1. für das Baugewerbe: 

a) Aufbau von Backsteinverbänden im Maßstab. 1:10; 

b) Anfertigen von Schnitten durch Zwischendecken, im 
Maßstab 1:10; 

ec) Austragen von Knotenpunkten aus einfachen Kehlbalken- 
und Pfettendächern im Maßstab 1:10; \ 

d)' Aniertigen von Schnitten durch einfache Fenster im 
Maßstab 1:1; vr 

2.fürdas Kunstgewerbe: 

Es ist von einem gegebenen Gegenstand eine Zeichnung 


anzufertigen und zu einem Reklameplakat zu verarbeiten. 
Größe des Plakats, Art der. Schrift und Wahl der Farben sind 
freigestellt; Ehre 


3,fürdas Metallgewerbe: 
a) in dem als Skizze gegebenen Kabelschuh sind in der 
Vorderansicht und Draufsicht die Durchdringungskurven einzu- 
zeichnen; is en 
b) aus der Zeichnung einer Bohrvorrichtung sind zwei Teile 
werkstattmäßig herauszuzeichnen. 


\ 


den früheren Aufnahmebedingungen erfahren. 
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An der vom 23. bis 27, März stattgefundenen Aufnahme- 
prüfung nahmen 267 Prüflinge teil, von denen auf Grund ge- 
nügender Prüfungsleistungen 163 Aufnahme in den laufenden 
Kursus fanden. Die Aufgenommenen verteilen sich auf die ver- 
schiedenen Abteilungen wie folgt: 

Baugewerbe 42, Metallgewerbe 80, Kunstgewerbe 9, Nah-: 
rungsgewerbe 17, Bekleidungsgewerbe 15. : 

Prof. F. Schindler, 
Leiter des Gewerbelehrer-Seminars, 
Berlin, Kochstraße 65. i 
* 


Im Anschluß an den vorstehenden Bericht des Leiters des 


Gewerbelehrer-Seminars weisen wir darauf hin, daß Ostern _ 


1926 ein neuer Kursus für die Ausbildung von Gewerbelehrern 
beginnt. Der Kursus dauert vier Semester. Der Termin für die 
Einreichung von Bewerbungen ist bis zur Drucklegung dieser 
Nummer leider nicht zu erfahren gewesen. Er dürite aber 
voraussichtlich auf den 15. Dezember d. J. festgelegt werden. 
Da die nächste Beilage „Bildung und Unterricht‘ erst kurz 
vor diesem Termin erscheinen wird, werden wir die Bekannt- 
machung im Hauptteil: der „D.T.Z.“ erfolgen lassen, und emp- 
fehlen wir deshalb den. Interessenten, die „D.T.Z.‘“ in den 
nächsten Nummern daraufhin durchsehen zu wollen. Die Bedin- 
gungen für die Aufnahme unterliegen zur Zeit der Durchsicht 
im preußischen Handelsministerium." Es ist nicht ausgeschlos- 
sen, daß sie in Einzelheiten kleine Aenderungen gegenüber 
Diese sind in 
Nr. 5 der Beilage „Bildung und Unterricht“ vom 11. August 
1924 abgedruckt. Etwaige Aenderungen werden wir, soweit 
erforderlich, mit der Bekanntgabe der Anmeldefristen gleich- 
zeitig in der „D.T.Z.‘“ veröffentlichen. 
Die Schriftleitung. 


% * 
& 


Berlin W 9, den 28. Okt. 1925. 
Leipziger Straße 2. 


Der Minister 

für Handel und Gewerbe, 
J.-Nr. IV 13750. 

Betrifft Lehrgänge zur Ausbildung von Gewerbelehrern. 


Am „Staatlichen Gewerbelehrer-Seminar Berlin‘ werden 
bei hinreichender Beteiligung am 1. April 1926 Lehrgänge zur 
Ausbildung von Gewerbelehrern für folgende Berufsgruppen 
beginnen: 1. Metallgewerbe, 2. Baugewerbe, 3. Kunstgewerbe, 
4. Nahrungsgewerbe, 5. Bekleidungsgewerbe. 

Die Dauer der Ausbildung beträgt 4 Semester. 

Am Schluß der Ausbildung findet eine Prüfung statt, 
durch deren Bestehen die Anstellungsfähigkeit als Gewerbe- 
lehrer erworben wird. Die planmäßige Anstellung als Ge- 
werbeoberlehrer ist frühestens nach erfolgreicher Ableistung 
‚eines Probedienstjahres möglich. 

Das Studiengeld beträgt 125 R.-M. für das Semester. 
Außerdem wird beim Eintritt in das Seminar eine. Aufnahme- 
gebühr von 30 R.-M. und halbjährlich eine Versicherungsgebühr 
gegen Unfallschäden von 3 R»M. erhoben. Für die zu den 
praktischen Uebungen erforderlichen Werkstofie haben die 
Teilnehmer selbst aufzukommen. Das Studiengeld ist innerhalb 
der ersten 6 Wochen des Semesters zu entrichten. Wirtschait- 
lich. schwachen, würdigen Teilnehmern kann es auf Antrag 
ganz oder teilweise erlassen werden. Hierbei genießen unter 
sonst gleichen . Voraussetzungen Kriegsbeschädigte, die sich 
als Rentenempfänger ausweisen, den Vorzug. 

Die Aufnahme in das Seminar ist von dem Nachweis des 
vollendeten 22. ‘Lebensjahres und dem Bestehen einer Auf- 
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nahmeprüfung abhängig, die in der ersten Hälfte des Febru- 
ars n./J. stattfindet und voraussichtlich eine Woche in An 
spruch nehmen wird. 

Für die Teilnahme an der Prüfung ist eine Gebühr von 
25 R.-M. zu entrichten. 


Die Meldung zur Aufnahmeprüfung ist bis zum 15. De- 
zember d. J. unmittelbar an die Leitung des Gewerbelehrer: 
Seminars, Berlin SW 68, Kochstr. 65, zu richten. 


Zur Prüfung werden zugelassen: 

1. Inhaber von Reifezeugnissen staatlicher oder staatlich anerkannter 
neunstufiger deutscher höherer Lehranstalten, die eine zweijährige 
gewerbliche Tätigkeit nachweisen, 

2. Inhaber von Reifezeugnissen staatlicher oder staatlich. anerkannter 
Fachschulen mit fünisemestrigem Lehrgange, die neben der notwen- 
digen Al’gemeinbildung eine mindestens zweijährige gewerbliche Tä- 
tigkeit nachweisen, 

3. Inhaber von Reifezeugnissen anderer Fachschulen mit mindestens 
viersemestrigem Lehrgange, die neben der notwendigen. Allgemein- 
bildung eine mindestens vierjährige gewerbliche Tätigkeit nach- 
weisen, 

4. Lehrer, die die Anstellungsfähigkeit für den öffentlichen Schuldienst 
erlangt haben: und danach mindestens ein- Jahr ‚gewerblich tätig 
gewesen sind, sowie Lehrer, die die erste Lehrerprüfung bestanden 
haben und danach entweder mindestens zwei Jahre gewerblich tätig 
gewesen oder mindestens ein Jahr gewerblich gearbeitet. haben und 
mindestens ein. Jahr eine staatliche oder staatlich anerkannte Fach- 
schule ais Tagesschüler mit Erfog besucht haben, 

5. andere Personen mit hervorragender fachlicher Vorbildung, die die 
erforderliche Allgemeinbildung besitzen und in der Regel die Meister- 
prüfung mit der Note „Gut“ ‚bestanden haben. 

Die von den unter 1 und 4 aufgeführten Bewerbern ge- 
forderte gewerbliche Tätigkeit ist vor dem Eintritt in das 
Seminar lehrlingsmäßig in einem größeren Handwerks- oder 
Fabrikbetriebe abzuleisten und zweckmäß'g mit der Ablegung 
der Gesellenprüfung abzuschließen. Ueber die Ausbildungs- 
zeit sind in regelmäßigen Zwischenräumen Arbeitsberichte 
anzufertigen, aus denen zu ersehen sein muß, welche Arbeiten 
ausgeführt worden sind, und weiche Stoffe, Arbeitsmethoden, 
Werkzeuge und Maschinen dabei angewandt worden sind. 


Bei Personen mit voller akademischer Bildung wird über 
die Aufnahmebedingung und die Anrechnung von Semestern 
auf das Studium von Fall zu Fall entschieden. Es'kann je- 
doch in keinem Falle von dem Nachweis einer ausreichenden 
gewerblichen Tätigkeit Abstand genommen werden. 


Das Alter der Aufzunehmenden soll das 35. Lebensjahr 
nicht überschreiten. Ausnahmen bedürfen meiner Genehmi- 
gung. 

Dem Aufnahmegesuche sind folgende Papiere beizufügen: 

l. Geburtsurkunde, 

2. ein von dem Bewerber selbst geschriebener und unterschriebener 

Lebenslauf, aus dem sein Bildungsgang ersichtlich ist, 

. lückenlose Führungszeugnisse, 

. ein amtsärztliches Gesundheitszeugnis, 

. selbstgeiertigte, mit Namensunterschrift versehene Zeichnungen aus 
einer der eingangs erwähnten fünf Fachgruppen, sofern darin nach 
Zeichnungen gearbeitet wird, Bewerber, die das Zeugnis über die 
bestandene Diplomprüfung an einer technischen Hochschule oder 
das Reilezeugnis einer Öffentlichen Fachsehu’e mit mindestens zwei- 
jährigern Lehrgange und staatlich anerkannter Abschlußprüfung be- 
sitzen, sind von der. Einreichung von Zeichnungen befreit. 

. Prüfungs- und Studienzeugnisse, 

. Zeugnisse, Arbeitsberichte tund Arbeitsverzeichnisse über die Tätig- 
keit im gewerblichen Leben. Letztere müssen die amtlich beglaubigte 
Unterschrift des ausbildenden Meisters tragen. Bewerber, die eine 
regelmäßige dreijährige Lehrzeit durchgemacht haben oder das 
Zeugnis der bestandenen Gesellenprüfung beibringen könned, sind 
yon, Ser Beibringung von Arbeitsberichten und Arbeitsverzeichnissen 

eit, 

8. eine vom Bewerber selbst ausgestellte Erklärung, aus der hervorgeht, 
daß er imstande ist, die Kosten für die Ausbil ung zu tragen, 
Die Bewerber haben amtlich beglaubigte Abschriften, keine 

Originalzeugnisse, einzureichen. 

Die ara erstreckt sich auf folgende Fächer: 
1. Deutsch, 2. Erdkunde, 3. Geschichte, 4. Mathematik, 
5. Physik, 6. Chemie, 7. Fachkunde einschließlich der in der 
gewählten Abteilung angewandten Mathematik, Physik und 
Chemie und 8. Fachzeichnen. 

Außerdem kann eine Prüfung in den praktischen Pertig- 
keiten und in den Fähigkeiten, die für den Beruf als Ge- 
werbelehrer besonders wichtig‘ sind, vorgenommen werden. 
Die Prüfung in den ersten sechs Fächern wird in dem Um- 
fange Jensen, wie sie für die Obersekundareife einer 
Oberrealschule vorgeschrieben ist; dabei ist auf Lebenserfah- 
rung, Urteilsfähigkeit und ‚Verständnis für geistige Werte 
mehr Gewicht zu legen als auf den Besitz gedächtnismäßig 
ernten Prüfungsstoffes. Die Prüfung in den Fächern 7 
und 8 erstreckt sich auf den Stoff, der an einer gewerblichen. 
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öffentlichen Fachschiile | mit zweijährigen ru ie 
lehrt wird. In Berufen, für die keine öffentlichen‘ Fachschü 
bestehen, sind Kenntnisse nachzuweisen, die den von den 
Fachschulen anderer Gewerbezweige übermittelten gleichwer- 
tig sind. 

Die Prüfung gliedert sich in einen schriftlichen und münd- 
lichen Teil. Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf einen 
‚Aufsatz, die Lösung mathematischer Aufgaben und in den 
Abteilungen Bau-, Kunst- und Metallgewerbe auf die Anferti- 
gung von Zeichnungen. Die mündliche Prüfung kann auf 
sämtliche der vorher aufgeführten Fächer ausgedehnt werden. 
Eine Befreiung von der mündlichen Prüfung auf Grund guter 
Leistungen in der schriftlichen Prüfung tritt nicht ein. Wer im 
Aufsatz oder im Fachzeichnen ungenügende Leistungen auf- 
weist, wird, zur mündlichen Prüfung nicht zugelassen. 


Inhaber von Reifezeugnissen einer staatlichen oder staatlich 
anerkannten neunstufigen deutschen höheren Lehranstalt oder 
eines deutschen Lehrerseminars’ sind von ‘der Prüfung in den 
Fächern: Deutsch, ‘Geschichte, Erdkunde, Mathematik, Phy- 
sik und Chemie befreit. 

Inhaber von Reifezeugnissen einer staatlichen oder staatlich 
anerkannten Fachschule mit mindestens fünfsemestrigem Lehr- 
gange sind von den Fächern Mathematik, Physik, Chemie, Fach- 
kunde und Fachzeichnen befreit. | 

Inhaber von Reifezeugnissen’ einer öffentlichen Fachschule 
mit viersemestrigem Lehrgange sind von den Fächern Fach- 
kunde und Fachzeichnen befreit. 

Am Schluß der Prüfung werden auf Grund der Leistun- 
gen in der schriftlichen und mündlichen Prüfung die Teil- 
ergebnisse ‚der Fächer. Deutsch, Geschichte und Erdkunde, 
Mathematik, Physik und Chemie, sowie Fachkunde und Fach- 
zeichnen zu drei Gesamturteilen zusammengefaßt. Wenn eines 
der- drei Gesamturteile unter genügend ist, ist die Prüfung 
nicht bestanden. 

Wer die Prüfung abgebrochen oder wer sich bei der Prü- 
fungsarbeit unerlaubter Mittel ‚bedient hat, hat die Prüfung 
nicht bestanden. 


Unter denen, die die Prüfung bestanden haben, findet eine 


Auswahl nach den Leistungen entsprechend der Zahl der ver-. 


fügbaren Plätze statt. Wer zum Eintritt in das Seminar aus 
Platzmangel nicht zugelassen wird, kann die Aumeldung für 
einen späteren Kursus wiederholen und wird ohne nochmalige 
Prüfung aufgenommen. 


Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann sie frühestens 
nach einem Jahr wiederholen. Leistungen aus der erfolglos 
abgelegten Prüfung werden nicht angerechnet. 

I. A: Dr. v. Seefeld. 


Schulfragen 


Die erleichterten Prü‘ungen für Vermessungstechniker an den 
staatlichen Baugewerksschulen. Die Errichtung von Vermes- 
sungstechnikerabteilungen an den staatlichen Baugewerksschu- 
lien wird nach dem Erlaß des preußischen Ministers für Han- 
del und Gewerbe vom 9. Juli 1921 — IV 8119 — geregelt. 
Die Aufnahmebedingungen und die Prüfungsordnung werden 
gleichfalls durch diesen Erlaß festgesetzt. Für die ‘bereits be- 
ruflich tätigen Vermessungstechniker ist eine Uebergangszeit 
von fünf’ Jahren vorgesehen, während der erleichterte Prüfun- 
gen als Extraneer abgelegt werden können. In der neuen Prü- 
füungsordnung vom 17. April 1924 — IV 4584 — wird in einer 
Fußnote zu $ 5 ausdrücklich der Ablauf dieser Uebergangs- 
zeit auf April 1927 festgesetzt. Wie 'wir erfahreh, soll’ an 
diesem. Termin endgültig festgehalten werden; eine weitere 
Verläugerung kommt nicht mehr in Betracht. 


Bücherschau 


Die Schiffahrt im Wandel der 
200 Kunstdruckbilder mit erläuterndem Text. 
Stuttgart. Preis geh. 5,50 M., in Halbl. 7,50 M. 

Der Verlag bringt in seiner Reihe „Wunder der Technik“ ein 
neues schönes Buch heraus, das in 200 Bildern einen Ueberblick über 
die Schiffahrt aller Völker im Laufe der Jahrtausende gibt. Der Heraus- 
geber, G. A. Mulach, hat es ausgezeichnet verstanden, in seiner Bilderaus- 
wahl alles Wichtige zu berücksichtigen, so daß der ‚Beschauer: durch 
keinerlei Nebensächliches ermüdet wird. Wir sehen da primitiye Fahr- 
zeuge der Vorzeitmenschen, zierliche Ruderer, stolze Segler und ge- 
waltige Schlachtschiffe, Schiffahrt in tropischen Meeren und” zwischen 
ewigem Eis, Häfen aller Zeiten, und schließlich erfahren wir auch vom 
Bau der Schiffe, von Sicherheitsanlagen und Leuchttürmen, von Unter- 
seebooten und schwimmenden -Passagierpalästen, Maschinenräumen und 
eleganten Salons. : Der -Text ist kurz und beschränkt sich. auf das Wich-. 
tigste, was jeder von den Schiffen an Geschichtlichem, Technischen und 
Nautischemm wissen muß. Zu loben sind außerdem der vorbildliche Druck, 
das atısgezeichnete Papier und das prächtige Umschlagbil. | 


Zeiten. Von G. A. Mulach. 
Verlag: Dieck & Co,., 


Berlia NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH, Berlin SW 68. 
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Das Problem der technischen Arbeiter- 
schulung 


Wir haben die vorstehenden Ausführungen aufgenommen, 
weil sie über an sich recht interessante Vorgänge berichten, 
sodann aber auch, weil bei der geplanten Lösung des Pro- 
blems sich Nebenwirkungen ergeben können und vermutlich 
ergeben werden, von denen auch die technischen Angestell- 
ten, besonders auch die Betriebstechniker und die Werk- 
meister, nicht ganz unberührt bleiben dürften. 

Die Schriftleitung. 





„Die Ausbildungsfragen der Arbeiter in der deutschen In- 
dustrie stehen heute mit im Vordergrund des Interesses.‘ Mit 
diesen Worten eröffnete der Vorsitzende der Vereinigung der 
deutschen Arbeitgeberverbände, Herr v. Borsig, am 23. No- 
vember eine Tagung des Arbeitsausschusses für Berufsausbil- 
dung. Der Arbeitsausschuß für Berufsausbildung (A.f.B.) ist eine 
Gründung des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, der 
Vereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände, des Industrie- und 
Handelstages, des Deutschen Ausschusses für Technisches Schul- 
wesen und ähnlicher Organisationen. Am 6. Oktober wurde 
außerdem in. Düsseldorf das „Deutsche Institut für technische 
Arbeiterschulung‘‘ errichtet, dessen Vorsitzender Herr Dr. 
Vögler ist. Diese rührige Tätigkeit der Unternehmer und 
ihrer Verbände und .die Tatsache, daß sich die besten Köpfe 
ins Zeug legen, beweist, ein wie großes Interesse dort der Be- 
rufsausbildung der Arbeiter entgegengebracht wird. 


In der Korrespondenz „Reichsindustrie‘“, wo über die Sit- 
zung des A.f.B. berichtet wird, heißt es deshalb auch ganz 
richtig: „Wir kommen aus dem Zwang unserer Wirtschaft: Er- 
höhung der Produktion pro Mann, nicht heraus. Ihre Förderung 
durch größte Entfaltung der beruflichen Energien, soweit die 
Arbeiterberufe in der Industrie in Frage kommen, erscheint 
eine bedeutsame Aufgabe des A.f.B.“ 


Erhöhung der Produktion pro Mann, Steigerung der Ergie- 
bigkeit der menschlichen Arbeitskraft, das ist das Ziel, das sich 


{ die Unternehmer gesteckt haben. Man scheint eingesehen zu 


haben, daß dies auf dem primitiven Wege der Arbeitszeitver- 
längerung allein nicht möglich ist, weshalb man das Problem 
der Berufsausbildung mit in den Vordergrund der Betrachtungen 
rückt. Es erscheint auf den ersten Blick eigentümlich, daß die 
Unternehmer mit dem Rufe „Erhöhung der Produktivität der 
menschlichen Arbeitskraft“ in dem Augenblick herauskommen, 
wo Deutschland einer harten Industriekrise entgegeneilt und: 
wir annähernd eine Million Arbeitstose zählen. In Wirklich- 
keit sind diese Vorbereitungen nicht für die Jetztzeit gedacht. 
Die Unternehmer rechnen mit der voraussichtlichen Entwicklung 
in Dettschland, die zur Amerikanisierung der deutschen Pro- 
duktion treibt. Das Hervorstechendste jenseits des Ozeans ist 
der Mangel an menschlichen Händen. Daraus ergab sich die 
Erhöhung der Ergiebigkeit jeder einzelnen Arbeitskraft und die 
Mechanisierung der Arbeit von selbst. 
Hierzulande sind gegenwärtig nicht zuwenig, sondern zuviel 
menschliche Hände vorhanden. Dies wird sich aller Voraussicht 
nach in den nächsten Jahren ändern. Ab 1928/1929 wird sich 
die Geburtenverminderung der Kriegszeit ats- 
wirken. Die Unternehmer haben bereits Berechnungen ange- 
stellt, daß der Mangel an Arbeitskräften in den Jahren 1930 
bis 1935 zur Katastrophe werden wird. Es sei denn, es würde 
bis dahin gelingen, die Ergiebigkeit der menschlichen Arbeits- 
kraft so zu erhöhen, daß der Mangel an Arbeitskräften ausge- 
glichen wird. Die oben skizzierten Anstrengungen Zur Hebung 
der Berufsausbildung sind in erster Linie aus dem Bestreben 
diktiert, die Schwierigkeiten des Jahrzehnts ab 1929 besser 
überwinden zu können. Das Monopol der Arbeitskraft, zusam- 
mengefaßt in starken Gewerkschaften, könnte sich so stark 
auswirken, daß die beherrschende Stellung der Unternehmer im 
Prodiktionsprozeß erschüttert werden könnte. Deshalb will 
man vorbauen. Es sollte hieraus zur Genüge hervorgehen, daß 
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die Gewerkschaften hier ebenfalls nicht tatenlos beiseite stehen 
dürfen. 

Die besonderen Arbeitsgebiete und die nächsten Aufgaben 
des Arbeitsausschusses für Berufsausbildung werden folgender- 
maßen umschrieben: „Erforschung des wirklichen Standes des 
Ausbildungswesens und des Facharbeitermangels in den wich- 
tigsten Fachverbänden. — Arbeitsnachweis in Hinsicht auf 
zweckmäßige Lehrlings- und Arbeitsvermittlung. — Prüfungs- 
wesen. — Abgrenzung der einzelnen industrieberufe für die 
Facharbeiterausbildung, Schaffung der hierzu nötigen Lehr- 
gänge, Organisationsfragen der Berufs- und Gewerbeschulen.“ 
Das Programm ist ziemlich weit gesteckt, man muß abwarten, 
wie die Unternehmerverbände seine Abwicklung in Angriff 
nehmen. 

Die hauptsächlich von der Großindustrie ausgehende, aber 
auch für andere Industrien und Gewerbe gedachte Gründung: 
„Deutsches Institut für technische Arbeiterschulung‘ in Düssel- 
dorf, stützt sich auf bereits seit langem erprobte praktische 
Versuche, die bei der Abteilung Schalke der Gelsenkirchener 
Bergwerks-Akt.-Ges. «vorgenommen wurden. Im Heft 46 der 
„Wirtschaftlichen Nachrichten für Rhein und Ruhr‘ wird hier- 
über berichtet. „Die Werksjugend soll nach drei Gesichts- 
punkten geschult werden: Einmal die Erziehung zu einem hoch- 
wertigen Arbeiter, der mehr kann als der englische und ameri- 
kanische Wettbewerber. Zweitens muß der deutsche Arbeiter 
die Arbeit, die er mit der Hand schafft, mit seinem Geiste 
durchdringen. Unsere alte Arbeiterschaft war auch gut, sie 
hatte aber den Fehler, Scheuklappen zu besitzen. Eine stärkere 
Wendigkeit ist in die Leute hineinzubringen. Zum dritten muß 
man versuchen, den jungen Arbeiter zum Menschen zu erzieh£it, 
das, was früher einmal die beste Seite unseres Militärs war. Der 
junge Arbeiter muß wissen, daß erst die Pflicht und dann das 
Recht kommt. Man muß ihn letzten Endes zu einem „anstän- 
digen Kerl“ machen, der nicht nur arbeitet, weil die Faust des 
Meisters ihm im Nacken sitzt, sondern, der in der Arbeit etwas 
Natfürliches, etwas Lebensnotwendiges sieht, der aus innerer 
Ueberzeugung arbeitet.“ Das sind so die Ziele, die sich die 
Herren Unternehmer des Westens gesteckt haben. 

In dem oben bezeichneten Betrieb, der hier zum Muster 
diente, hat man die Ausbildung der Lehrlinge in Lehrwerk- 
stätten vorgenommen. Losgelöst von der übrigen Arbeiter- 
schaft mußten sie hier zwei Jahre verbleiben. Die Ausbildung 
wurde individuell ‘und gründlich vorgenommen. Nach zwei 
Jahren wurden sie an die übrigen Betriebe, abgegeben. Der 
theoretische Unterricht, der nicht des Abends, sondern in volien 
Tagen vorgenommen wird, wurde aber beibehalten. Nebe: 
Spielen und Turnunterricht wurde ein sogen. Arbeitersport ge- 
trieben, der das Hantieren mit Werkzeugen usw. erleichtern 
sollte. Die Eiziehung „zum anständigen Menschen‘ würde, 
so wird berichtet, in enger Anlehnung an die Familie vorge- 
nommen. Die Eltern wurden zu Eiternabenden usw. zusammen- 
geholt. Auch an die Fraten hat man versucht heranzukommen. 
Man hat Ausbildungskurse in Haus- und Handarbeiten und Vor- 
träge veranstaltet. Auch die erwachsenen Arbeiter versuchte 
man als angelernte Arbeiter vorzubereiten. Als letztes und 
nicht unwichtiges Mittel zu dem Ganzen wird die Herausgabe 
von Werkszeitungen empfohlen. Doch das Ganze litt 
an dem Durcheinander und Nebeneinander der Werke, es fehlte 
der Mittelpunkt, die Organisation. Diese soll nun in dem Deitt- 
schen Institut für technische Arbeiterschulung geschaffen sein. 
Hier hofft man den Mittelpunkt zu finden. 

Man betitelt diese Versuche mit „Praktische Sozialpolitik“. 
Die Gewerkschaften werden sich dieses Problems mit -aller 
Kraft änzunehmen haben. Nicht ‚mit Unrecht befürchten‘ die 
Unternehmer, daß die Stärke der ‘Gewerkschaften bei zıneh- 
mendem Arbeitermangel mit Riesenschritten wachsen wird. Des- 
halb wollen sie früh genug die „Schulung der Arbeitermassen‘“ 
in die Hand nehmen. Nicht allein technisch sollen die Arbeiter 
geschult werden, sondern durch Werkszeitungen usw. will man 
sie auch zu „anständigen Kerlen‘“ erziehen. Hüten wir uns vor 
Pflichtvergessenheiten, es steht viel auf dem Spiel, 
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46 BILDUNG: UND UNTERRICHT 1925 


Die Berufsberatung der Schüler mittlerer 
und höherer Lehranstalten 


Die nachstehenden Ausführungen sind eine schriftliche 
Probearbeit des Verfassers als Teilnehmer des Berliner Be- 
rufsberaterkurses. Wir. haben sie zur Anregung für Berufs- 
koliegen veröffentlicht, die gegebenenfalls sich haupt- oder 
ehrenamtlich auf dem Gebiet der Berufsberatung betätigen, 
ohne uns aber mit der Kritik zu identifizieren, die der Ver- 
fasser im ersten Teil an den Unterrichtsmethoden und -er- 
folgen der höheren Lehranstalten übt. 

Die Schriftleitung. 


Die Statistik zeigt, daß die Schüler der mittleren und 
höheren Lehranstalten nur. zu etwa 12 Prozent die Schule bis 
zum erfolgreichen Abschluß besuchen. Diese Feststellung ist 
weder vom pädagogischen noch vom volkswirtschaftlichen 
Standpunkt aus als ein auch nur annähernd befriedigender Er- 
folg des höheren Erziehungswesens zu bezeichnen und legt die 
Frage nach den tieferen Ursachen nahe. Ich will im folgenden 
versuchen, einige Punkte herauszugreifen, die mir diese Miß- 
erfolge zu erklären scheinen. 


Das Ziel der Bildungsbestrebungen der höheren Schulen, 
eine möglichst breite Wissensgrundlage zu schaffen, ist 
an sich wünschenswert. Sie umfaßt fremdsprachliche, mathema- 
tische, naturwissenschaftliche, literarische und historische Un- 
terrichtsfächer, also Fächer, die ganz verschiedene Anforde- 
rungen an die individuelle Veranlagung des Schülers steilen. Für 
das Absolvieren der Schule wird aber eine genügende Durch- 
schnittsleistung gefordert, d. h. für jeden Schüler werden zu- 
nächst alle diese grundverschiedenen Fächer gleichmäßig ge- 
wertet, Darin dürfte aber wohl in erster Linie die Ursache zu 
suchen sein, daß nur ein verhältnismäßig kleiner Teil zu dem 
wirklichen und damit befriedigenden Schulabschluß gelangt. 
Gerade bei solchen Durchschnitts-Musterabsolventen kommen 
häufig die Fälle vor, daß trotz einer vielseitigen Bildungsgrund- 
lage ganz ausgesprochene Berufsneigungen - nicht - entwickelt 
worden sind, daß trotz einer gewissen Vielseitigkeit sich keine 
ausgesprochenen Anlagen oder Talente zeigen. Dies scheint 
mir als Resultat einer jahrzehntelangen Erziehungs- und Bil- 
dungsarbeit sehr bedauerlich zu sein, da das Ziel jeder Bil- 
dungsarbeit die möglichst scharfe Entwicklung der dem Men- 
schen innewohnenden besonderen Anlagen sein sollte. Die Ver- 
mittlung sogenannter Allgemeinbildung sollte nicht ‚die Haupt- 
aufgabe der Schule sein, denn wirkliche Bildung ist:weder lehr- 
bar noch erlernbar. Sowohl. in der allgemeinen wie in jeder 
Beruisbildung, ähnlich wie bei der künstlerischen Intuition, liegt 
etwas nicht ohne weiteres Uebertragbares, also etwas, was 
bereits im Menschen vorhanden sein muß, 


Aufgabe der Schulausbildung kann nur sein, Anlagen zu 
entwickeln, die sich dann später zu bestimmten Berufsneigungen 
verdichten. Ist nun die gegenwärtige Gestaltung des höheren 
Schulwesens geeignet, solche Anlagen zu entwickeln? Ich ver- 
mag diese Frage nicht mit einem unbedingten „Ja“ zu beant- 
worten, glaube vielmehr feststellen zu können, daß sich sogar 
hemmende ‚Einflüsse auf die volle Auswirkung bestimmter Än- 
lagen zeigen. Man sollte meinen, daß es Aufgabe der höheren 
Schulen wäre, möglichst zu versuchen, sich der voraussicht- 
lichen weiteren Kulturentwicklung anzupassen, um so mehr, 
als der praktische Gebrauch des erworbenen Wissens erst nach 
Jahren voll zur Auswirkung kommt. Es zeigt sich aber im 
Gegensatz zu den höheren Fachschulen, sowie zu den Universi- 
täten und technischen Hochschulen, die dauernd bestrebt sind, 
sich Jortzuentwickeln und möglichst versuchen, :ihrer Zeit 
vorauszueilen, daß die mittleren und höheren Lehranstalten 
sich nur schwer entschließen können, von der Auswahl und Ver- 
teilung des bisherigen Bildungsstoffes abzugehen. Es ist hierbei 
kein Trost, daß das 19. Jahrhundert außer den alten Gymnasien 
noch Realgymnasien, Realschulen und Oberrealschulen schuf 
und so eine ungeheure Zersplitterung herbeiführte. Auch die 
Nachkriegszeit, die die Grundschule und deutsche Oberschule 
hervorbrachte, hat nicht dazu beigetragen, eine Vereinheit- 
iichung des deutschen Schulwesens herbeizuführen. Es liegt 
m. E. keine wirklich begründete Veranlassung vor, daß das 
deutsche Schulwesen an dieser Vielgestaltigkeit festhält; im 
Gegenteil, es scheint mir eine der grundlegenden Ursachen zu 
sein, für die so oft zu beobachtende spätere einseitige Beur- 
teilung der verschiedenen höheren Berufsstände untereinander, 
daß schon von Kindheit an ganz verschiedene Bildungswege 
Begangen worden sind. Die verschiedenen Wege der eigent- 
ichen Berufsausbildung, die naturgemäß nur einige Berührungs- 
punkte haben körnen, sollten aber wenigstens auf einer allen 
gemeinsamen Bildungsgrundlage aufgebaut werden. Es würde 
dadurch zweifellos erreicht werden, daß ein größeres gegensei- 
tiges Beruisverständnis eintreten würde und in Auswirkung 
dessen wohl auch eine Annäherung der verschiedenen Stände in 


r 


politischer Hinsicht möglich wäre, 





Nr. 12 ° 


Die Kulterentwicklung des 20. Jahrhunderts ist so grundver- 
schieden von derjenigen der voraufgegangenen Jahrhunderte, 
daß ich es für unbedingt erforderlich halte, die Bildungsbe«s 
strebungen von Grund auf zu reformieren. Im Zeitalter der - 
fortschreitenden Technik’ und des Rechtsempfindens im Sinne ' 
eines übernationalen Weltrechts, scheint es mir widersinnig zu 
sein, bei der alten Grundlage unseres Erziehungs- und, Bildungs- 
wesens stehenzubleiben. Das Verständnis für neue, kulturför- 
dernde Ideen muß von einer zeitgemäßen Bildungsgrundlage 
ausgehen. Es ist m. E. mit der menschlichen Wesensart unver- 
einbar, ein intensives Einfühlen in vergangene Bildungsepochen 
zu fördern und sie als-Unterlage für das Verständnis unsereg 
Zeitalters und der voraussichtlichen künftigen Entwicklung zu 
benützen. Beispielsweise birgt das eingehende Studium des 
römischen Rechts die Gefahr in sich, daß die einseitige Ein- 
stellung der römischen Rechtsanschauung in bezug auf die Fort- 
entwicklung unseres heutigen Rechtes eher hemmend als för- 
dernd wirkt. Der Abstand unserer heutigen Kultur und Zivili- 
sation von der damaligen, ist derart groß, daß keine zwingende 
Veranlassung vorliegt, die Schulung unserer heutigen Rechts- 
begriffe an der römischen Rechtsauffassung vorzunehmen. 


Die allgemeine Zurückdrängung des fremdsprachlichen Un- 
terrichts und die Beschränkung auf das Lehren nur einer 
fremden‘Sprache, und zwar des Englischen, sowie von Ober- 
sekunda ab fakultativer Unterricht im Lateinischen, dürfte für 
das zukünftige Kulturbedürfnis durchaus genügen. Weiter- 
gehende Sprachstudien müssten der jeweiligen späteren Berufs- 
ausbildung überlassen bleiben. Die Verminderung des sprach- 
lichen Unterrichtsstoffes an den höheren Lehranstalten würde 
mit dazu beitragen, das eingangs erwähnte Ergebnis des Bil- 
dungserfolges des höheren Schulwesens zır verbessern. Der 
Einwand, daß änsbesondere die griechische Kultur- und Geistes- 
welt nur von denen richtig erfaßt werden könne, die die grie- 
chische Sprache beherrschen, ist nicht stichhaltig. Es dürfte 
sehr wohl möglich sein, durch gute Uebersetzungen sämtlicher 
Werke des klassischen Altertums den Geist dieser Kulturepoche 
so darzubieten, daß sie den Urtexten auch in formaler Hinsicht 
an Wert gleichkommen. Im übrigen ist das Verständnis der an- 
tiken Kultur durch die Kenntnis ihrer literarischen Werke nur 
zum Teil erschöpft. Die Werke der bildenden Künste deg 
klassischen Altertums stellen eine unerschöpfliche Fundgrube 
für denjenigen dar, der Willens ist, sich in die alte Kultürwelt 
einzufühlen. 


Als Mittel, nicht nur die antike Kunst, sondern überhaupt 


.den Kultur- und Bildungswert der Kunstschöpfungen aller Art in 


sich aufzunehmen, ist als Grundlage hierfür der Zeichenunter- 
richt an den höheren Schulen anzusehen: Aber nicht nur als 
Grundlage für das Verständnis der bildenden Künste im allge- 
meinen, sondern auch für die Schöpfungen aller Art auf tech- 
nischem Gebiet. Die ästhetische Wirkung von Kunstwerken 
beruht nicht allein auf ihrem geistigen Inhalt; sondern mehr 
noch, wie auf dem Gebiete der Technik, übt die formale Ge- 
staltung des Kunstwerks ihren Einfluß auf den Beschauer aus. 
Zeichnerisches Verständnis im allgemeinen bewahrt auch vor 
einer oberflächlichen Betrachtung der Umwelt, Aber nicht 
nur das; das Zeichnen an sich stellt in erster Linie eine gedank- 
liche Funktion dar. Es ist oft die einzige Möglichkeit, um ge- 
wisse Gedankenvorstellungen verständlich wiederzugeben. Erst 
in zweiter Linie stellt das Zeichnen eine Handfertigkeit dar, die 
übrigens bei dem gebundenen Zeichnen mit Winkel und Lineal 
unerheblich ist. Die bisherige Vernachlässigung des Zeichen- 
unterrichtes hat zwar nicht zur Folge gehabt, daß die Werke 
der Kunst und Technik darunter litten, aber es zeigt sich in 
unserem Zeitalter der Technik immer mehr, daß das Verständnis 
für die Schöpfungen dieses Zeitalters nur sehr oberflächlich 
vorhanden ist, und ich führe dies mit zurück auf die stief- 
mütterliche Behandlung dieses Schulfaches. Die Förderung des 
sogenannten optischen und räumlichen Denkens muß mit eine 
der Hauptaufgaben der künftigen Schulerziehung sein (Prinzip 
des angewandten Unterrichts). 


Mit derart in ihrer individuellen Veranlagung sefördertert 
Schülern der mittleren und höheren Lehranstalten haben wir es 
heute in der Berufsberatung also leider im allgemeinen noch 
nicht zu tun, und ich muß deshalb im folgenden versuchen, 
Vorschläge zu machen, wie für diese obwaltenden Verhältnisse 
die. eigentliche Berufsberatung für höhere Schulen zu gestal- 
ten ist. 


Der Vorteil, den die Volksschüler durch eine möglichst 
frühzeitige Berufsberatung haben, muß auch den Schülern der 
höheren Lehranstalten in irgendeiner Form zugutekommen. Da- 
her erscheint es mir notwendig, im 14. Lebensjahre nicht nur 
die Volksschüler, sondern sämtliche Schüler der mittleren und 
höheren Lehranstalten durch die Berufsämter hindurchzu- 
schicken. Diese Berufsberatung der höheren Schüler möchte ich 
generell mit 13 Jahren durchgeführt wissen, da in diesem 
Alter für die Schüler noch eine letzte Möglichkeit besteht, 
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ohne Zeitverlust von einer Schulart in die andere überzutreten. 
‚Bei der Entscheidung über - einen eventuellen Schulwechsel, 
‚je nach Hervortreten einer besonderen- fremdsprachlichen Be- 
gabung, ausgesprochener mathematisch-technischer Fähigkeiten 





I oder besonderer zeichnerischer oder .malerischer Anlagen, ist 


‚der Berufsberater mit heranzüziehen, An Hand der Schulzeug- 
nisse und sonstigen. Schülerarbeiten dürfte es ihm möglich sein, 
"eine ungefähre Linie der weiteren Entwicklung des Schülers 
'vorauszusehen und ihm Hinweise zu geben, wie es auch unter 
dem heutigen Schulsystem möglich ist, bei Versagen in einigen 
‚Fächern, durch intensiven Ausgleich in -anderen, das Schulziel 
wenigstens bis zur Obersekunda nutzbringend für die spätere 
| Berufswahl zu verfolgen. 


| Die eben skizzierte Beratung des Schülers, die sich also zu- 
nächst noch auf die weitere Schulausbildung: beziehen würde, 
möchte ich darum nicht dem Lehrer allein überlassen wissen, 
weil es schwer sein dürfte, bei der Spezialisierung des 
Lehrkörpers diese Beratung so objektiv durchzuführen, daß 
dem Schüler, besonders dem nur einseitig begabten, nicht jede 
Lust zum weiteren Besuch der höheren Schule genommen wird. 





"Außerdem ist der Berufsberater mehr als der Lehrer in der 


Lage, die möglichst zweckmäßige Schulvorbildung für den 


später zu ergreifenden Beruf festzustellen. Solange das höhere 


Schulwesen an seiner Vielgestaltigkeit festhält, gibt es für den 


U Durchschnittsschüler oder den nur einseitig Begabten nur eine 


Möglichkeit, die ganze Schule erfolgreich zu absolvieren, "wenn 
noch rechtzeitig — also mit 13 Jahren — die für den Schüler 


eeignete Schulart gefunden wird. Das Bestreben des Berufs- 


eraters muß dahin gehen, bei dieser Vorberatung mit 13 Jahren 


‚die späteren Berufsaussichten der mittleren und höheren Berufe 
dem Schüler so klar vor Augen zu führen,-daß bei ihm ein 
nachhaltiger Anreiz zum weiteren Besuch der höheren Schule 


erfolgt. Ein vorzeitiges Verlassen der höheren Schule — etwa 


I'schon in der Tertia — hat für den Schüler den Nachteil, daß 


der bis dahin erworbene Bildungsstoff in qualitativer Hinsicht 
dem einer abgeschlossenen guten Volksschulbildung nicht 
gleichkommt, weil die Zeit, die für den fremdsprachlichen Un- 


‘ terricht aufgewandt wurde, fast wertlos war, da die Sprach- 
kenntnisse um diesen Zeitpunkt noch so gering sind, daß sie 
“für den praktischen Gebrauch nicht in Frage kommen, und 


vor allem alle übrigen Fächer gegenüber der Volksschule zu 


| kurz gekommen sind. 


Den Zeitpunkt der eigentlichen Berufsberatung der höheren 


Schüler würde ich nach dem erfolgreichen Abschluß der Unter- 
'sekunda festlegen, und zwar auch für diejenigen Schüler, die 


beabsichtigen, die Schule noch weiter zu besuchen, Ich gehe 


davon aus, daß diejenigen Schüler, die die Absicht haben, die 


Schule weiter zu besuchen, schon gewisse Wünsche über ihren 
später zu ergreifenden Beruf haben werden. Bei den Schülern, 
die noch keine bestinnmten Berufswünsche zeigeri, halte ich 
es für besonders angebracht, daß von seiten des Berufsberaters 
um diesen Zeitpunkt solche Berufswünsche geweckt werden, 
und die Aussichten und Vorbedingungen der verschiedenen 
Berufe mit dem Schüler besprochen werden. Die Zeit der 


| letzten Schuljahre muß dazu benutzt werden, eine möglichst 


klare Vorstellung der künftigen Berufe zu erzeugen. Die Be- 
schäftigung mit den verschiedenen Berufsmöglichkeiten bereits 


vor dem Abschluß der Schulzeit halte ich für außerordentlich 


fruchtbar, demn es erscheint mir notwendig, auch eine gewisse 


|'geistige Vorbereitung für die Zeit nach dem Schulabgang zu 
"schaffen. Dies alles gehört mit zu den Aufgaben des Berufs- 


|licher sein, wenn er rechtzeiti 


beraters, und der Erfolg seiner Tätigkeit wird um so ersprieß- 
Gelegenheit hatte, die in Frage 
kommenden Schüler eingehend zu beraten. 


Die Aufgabe des Berufsberaters für den Teil des Schüler- 


"materials, der mit der Reife für die Obersekunda die höhere 


Schule verläßt, ist eine sehr vielgestaltige. Bei denjenigen 
Schülern, die bereits mit bestimmten Berufsneigungen zu ihm 
kommen, wird es sich darum handeln, die Echtheit dieser Nei- 


| gungen zu prüfen und, soweit nicht eine negative Auslese er- 
| folgen muß, positive Vorschläge zu machen in bezug auf die 
|"verschiedenen Möglichkeiten des weiteren Besuches der mitt- 


leren Fachschulen, die das erforderliche Wissen für die zahl- 


"reichen mittleren Berufe vermitteln. Er muß auch in der Lage 


"sein, die Uebergangs- und Aufstiegsmöglichkeiten 


| sind. 


zu den 
höheren Berufen zu überschen. Denn häufig sind wirtschaft- 
liche Gründe ausschlaggebend für ein vorzeitiges Verlassen der 
höheren Schule, und die günstige Gestaltung des späteren 
Lebensschicksals des Ratsuchenden hängt mit davon ab, ob es 
der Berufsberater verstanden hat, alle die Wege aufzuzeigen, 
die einer späteren Fortentwicklung im Berufsleben günstig 
Diese kurzen Andeutungen erhellen zur Genüge auch 
die hohe ethische Bedeutung einer mit Liebe und Sach- 
kenntnis durchgeführten Berufsberatung. 

Was nun die Kategorie der Ratsuchenden anbetrifft, die 


"mit dem. Abiturium die höhere Schule verlassen, so würden sie 
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im Falle der Verwirklichung der. vorstehend erörterten Vor- 
schläge bereits zweimal durch die Hand des Berufsberaters ge- 
gangen sein. Der Abiturient selbst würde also in dem Berufs- 
berater nicht mehr nur die Amtsperson, sondern den vertrauens- 
werten Freund erblicken, und der Berufsberater hätte an Hand 
der früheren Aufzeichnungen Material in der Hand, das ihn 
befähigt, die Entwicklung der früher bereits beobachteten An- 
lagen und Neigungen zu überprüfen. Bei inzwischen erfolgtem 
Wechsel des Wohnortes des Schülers wäre eine Auswechslung 
der alten Fragebogen nicht zu vermeiden. Mit deren Hilfe wäre 
dann aber auch ein fremder. Berufsberater in der Lage, sich 
von der Entwicklung des Ratsuchenden ein Bild zu machen. 
Hier wird es nun Aufgabe des Berufsberaters sein, den Abitu- 
rienten auf die besonderen Anforderungen, die die freie wissen- 
schaftliche Arbeits- und Forschungsmethode des akademischen 
Studiums sowohl an die Charaktereigenschaften als auch an 
die geistigen Fähigkeiten der Studierenden stellt, gewissenhaft 
zu prüfen und diejenigen Abiturienten von dem Besuch der Uni- 
versitäten und technischen Hochschulen abzuhalten, die, unbe- 
schadet ausgesprochener Berufsneigung, über einen ausreichen- 
den Fundus dieser Eigenschaften und Fähigkeiten nicht ver- 
fügen. Der entsprechend vorgebildete Berufsberater, der 
selbstredend ein großes Maß von Menschenkenntnis und Welt- 
erfahrung besitzen muß, muß in der Lage sein, durch die Art 
seiner Raterteilung diejenigen vom akademischen Studium fern- 
zuhalten, die nicht wenigstens eine gewisse Gewähr dafür 
bieten, nicht nur ein akademisches Studium durchzuführen, 
sondern auch im späteren Berufsleben durch wirkliche außer- 
gewöhnliche Leistungen auf ihrem Gebiete den Sinn und Zweck 
des akademischen’ Studiums in die Tat umzusetzen. 


Was nun diejenigen Abiturienten anbetrifft, für die aus 
wirtschaftlichen oder aus den oben skizzierten Gründen ein 
Studium an Hochschulen nicht angängig ist, käme in’ erster 
Linie der Besuch der mittleren Berufsausbildungsschulen für 
Technik, Industrie, Handel oder den öffentlichen Verwaltungs- 
dienst in Frage. In den Fällen, in denen ein weiterer Besuch 
von Fachschulen nicht gewünscht“wird, und auch besondere 
Berufsneigungen nicht hervortreten,. wird eine besonders ein- 
gehende Beratung erforderlich sein und eine eventuelle Eig- 
nungsprüfung einsetzen müssen, 

Mit der Beratung der Abiturienten ist jedoch die Aufgabe 
des Berufsberaters noch nicht erschöpft. Denn auch während 
des akademischen Studiums tauchen Berufsfragen auf, so z.B. 
Fragen nach der späteren Spezialisierung in dem betreffenden 
akademischen Beruf oder gar ein Wechsel des Studiums. Auch in 
solchen Fällen dürfte es von Vorteil sein, wenn der Studierende, 
unbeschadet der an den meisten Hochschulen bestehenden Einrich- 
tungen für Auskunftserteilung sich vom Berufsberater über die 
künftigen Berufsaussichten, unter Berücksichtigung der allge- 
meinen wirtschaftlichen Lage, ein Urteil einholt. 


Die sich hieraus ergebenden vielfachen Fragen und Ver- 
antwortlichkeiten, die an den Berufsberater herantreten, zeigen 
zur Genüge, welches Maß von Takt und Umsicht nicht nur in 
der Behandlung von Menschen — vom Jugendlichen bis zum 
Erwachsenen —, sondern auch welche vielseitige Berufskenntnis 
und -erfahrung erforderlich ist für diejenigen, die an der 
schwierigen und umfangreichen Aufgabe der Berufsberatung 
mitarbeiten wollen. Es ist deshalb mit besonderer Genugtuung: 
zu begrüßen, daß mit dem vom Preußischen Handelsministerium 
an der Hochschule für Politik erstmalig abgehaltenen Ausbil- 
dungskursus für Berufsberater (dem bereits ein Lehrgang am 
Landesarbeits- und Berufsamt der Rheinprovinz gefolgt_ ist. 
Die Schriftleitung.) die steigende Bedeutung der Beruisbe- 
ratung anerkannt und die Möglichkeit geschaffen worden ist, 
ihr planmäßig ausgebildete Kräfte zur Verfügung zu stellen. 

W.v. Kurowski. 


Die Chemotechnikerschule Berlin, Am 35. November 1925 
fand an der Chemotechnikerschule in Berlin zum dritten Male 
die Abschlußprüfung der. die Schule verlassenden Schüler statt. 

Die Chemotechnikerschule, die am 16. Oktober 1922 durch 
die Zusammenarbeit des Bundes der technischen Angestellten 
und Beamten und des Zentralverbandes der chemisch-tech- 
nischen Industrie in der Lage war, ihren ersten Kursus zu 'be- 
ginnen, hat von der Stadt Berlin die Hörsäle und Laboratorien 
der Höheren Fachschule für Textil- und Bekleidungsindustrie 
zur Verfügung gestellt erhalten. 

Nachdem sowohl in der ersten Prüfung am 18. November 
1924 als auch in der zweiten am 26. Mai 1925 15 bzw. 11 Prüf- 
linge, die den Abendkursus der Schule besucht hatten, sich der 
Abschlußprüfung unterzogen, kamen bei der_ dritten Prüfung. 
am 25. November 1925 zum ersten Male 3 Schüler zur Ent- 
lassung, die am Tageskursus teilgenommen hatten. Ent« 
sprechend der größeren Wochenstundenzahl, 34 bis 36 gegen- 
über 12 Wochenstunden der Abendkurse, konnten diese Schüler 
das Ziel der Schule schon nach dreisemestrigem Besuch er- 
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reichen. Der Lehrplan der Tagesschule war derselbe wie der 
der Abendkurse, nämlich: Anorganische Chemie, Organische 
Chemie und Qualitative. Analyse als Hauptfächer und Quantita- 
tive Analyse, Präparatenkunde, Chemische Technologie, Physik 
und Mathematik .als Nebenfächer, wozu nun zum ersten Male 
das Handfertigkeitspraktikum kam. In letzterem lernen die 
Schüler an Hobel- und Drehbänkeh arbeiten, so daß sie im 
Fabrikbetrieb in der Lage sind, kleinere Reparaturen selbst aus- 


zuführen. Zwei der Schüler, die sich hauptsächlich für .die_ 


Textilindustrie interessierten, besuchten die Vorlesungen über 
Fasertechnik und das Färbereipraktikum. 

Der Prüfungsausschuß ‚setzte sich, wie auch bei der ersten 
und zweiten Prüfung, wie folgt zusammen: 


Vorsitzender: Regierungsdirektor Prof. Dipl.-Ing. Böhm. 
Vertreter der Verbände: Dr. Doht, Zentralverband der chem.-techn. 
Industrie, 


Niezoldi, Bund der techn. Angestellten und 
Beamten. 
Prof. E. Flemming, Direktor, 

Direktor und Lehrer: { Stud.-R. Dr. Dahse, Abteilungsleiter, 
Stud.-R. R. Frankenberg, Rose. 


Sämtliche drei Schüler bestanden die Prüfung, davon einer 
mit Auszeichnung. 

Der Vorsitzende wies in seiner Ansprache an die Schüler 
darauf hin, daß sie die ersten Chemotechniker in Preußen 
wären, die eine Chemotechnikerschule im ‚Tageskursus ab- 
solviert hätten, daß sie darauf stolz sein könnten, aber auch 
nicht vergessen sollten, daß sie das nur durch die Arbeit des 
Bundes der technischen Angestellten und Beamten und des 
Zentralverbandes der chemisch-technischen Industrie erreicht 
hätten, der beiden Verbände, die ja oft Gegner wären, aber in 
der Schulfrage ein gemeinsames Ziel hätten: Die Verstaat- 
lichung der Chemotechnikerschule. 

Der Andrang zur Schule ist nach wie vor sehr stark, denn 
für das jetzt beginnende Semester haben sich 48 Schüler gemel- 
det, so daß schon Schwierigkeiten in der Zuweisung der Ar- 
beitsplätze auftreten. Also das sicherste Zeichen für die Not- 
wendigkeit der Chemotechnikerschule. O.N. 


Englisch für Ingenieure, Durch die veränderte wirtschaft- 
!iche und politische Lage der Welt müssen wir Deutschen unbe- 
dingt darauf bedacht sein, nach unserer zehnjährigen wirtschaft- 
lichen und wissenschaftlichen Abschließung wieder Anschkuıß 
au die technische Entwicklung im Auslande zu gewinnen. Dazu 
gehört mit als Wichtigstes die Kenntnis und Verarbeitung. alles 
dessen, was sich in den Kriegs- und Nachkriegsjahren im Auıs- 
land auf wirtschaftlichem und technischem Gebiet ereignet hat, 
welche Entwicklung die verschiedenen Industrien genommen 
haben und welche Fortschritte auf den einzelnen Gebieten er- 
zielt wurden. 

Um all das kennenzulernen, muß der deutsche Ingenieur 
entweder ins Ausland gehen oder doch wenigstens die ein- 
schlägige amerikanische und englische Literatur studieren. 
Zum einen wie zum anderen gehört nun aber vor allen 
Dingen die Kenntnis und Beherrschung der englischen Sprache, 
und an dieser Kenntnis mangelt es bei uns in erheblichem 
Maße. 

Diesem überaus nachteiligen Mangel an Allgemeinbildung 
abzuhelfen und dem Ingenieur eine sprachliche Weiterbildung 
ii einfacher verständlicher und anziehender Weise zu ermög- 
lichen, werden vom Deutschen Ausschuß für technisches Schul- 
wesen eine Reihe von „Technischen Sprachblättern“ heraus- 
gebracht. Der Schüler, der angehende Ingenieur, der Tech- 
niker, der englische und ‘amerikanische Fachzeitschriften zu 
seiner Weiterbildung studieren muß, ‘der’ junge Kaufmann tech- 
nischer Einstellung, die Personen, denen Einfuhr und Ausfuhr 
obliegen, alle können’ sie aus diesen „Technischen Sprach- 
blättern“ Nutzen ziehen. In zwangloser Folge erscheinend, 
sollen sie vorerst dem Leser an Hand von Zeichnungen, dem 
internationalen Verständigungsmittel des Ingenieurs, die wich- 
tigsten fremdsprachlichen Fachausdrücke auf den verschiedenen 
technischen Wissensgebieten vermitteln. 

Im Mai d. J. erschien als erster Versuch die Lieferung 1, 
enthaltend je ein Blatt für Werkzeugmaschinen, Kraftwagen, 
Fabrikplan und Eisenbahnfahrzeugen. Wie den neuesten Mit. 
teilungen des „Datsch“ zu entnehmen ist, sind ihm aus In- 
dustrie, Schule und Wirtschaft so viel Ratschläge, Abänderungs- 
vorschläge und Aufforderungen zur. Weiterarbeit zugegangen, 
daß es ratsam erschien, diese..ersten vier Blätter von Grund 
auf umzuarbeiten und neu herauszugeben. Die Blätter werden 
im Entwurf bedeutenden deutschen, amerikanischen und eng- 
lischen Fachleuten zur Durchsicht und Kritik vorgelegt, um 
nach Möglichkeit: den besten und gebräuchlichsten Ausdruck 
zu bringen. . Gegebenenfalls noch notwendig werdende Ab- 
änderungen werden auf Berichtigungsblättern von Zeit zu Zeit 
zum persönlichen Eintragen in die Blätter bekanntgegeben. Es 
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ist somit Vorsorge getroffen und steht zu hoffen, daß auch auf 
diesem Gebiete praktisch gut verwendbare Vorbilder von blei- 
bendem Wert geschaffen werden. #3 Fe 


Gleichzeitig mit der zweiten Auflage der 1. 'Lieferwig er- 


scheint jetzt auch die 2, Lieferüng der „Sprachblätter‘, bei 
der sämtliche Vorschläge und Erfahrı 
den. Die 2. Lieferung umfaßt Blatt 5: Werkzeuge I, Blatt 6: 
Werkzeuge Hl, Blatt 7: Personenverkehrsmittel und Blatt 8; 
Schnitt durch eine Straße. 


Ein wesentliches Merkmal der erschienenen 8 Blätter be- 
steht in der Hinzufügung auch der deutschen Ausdrücke zu 
den amerikanisch-englischen. Diese Aenderung wurde getroffen, 


um auch den technisch weniger Vorgebildeten ein Eindringen 
in diese Materie zu erleichtern. Die erschienenen Lieferungen ° 


en mit verwertet wür- 


BE BEN, 


sind von der Geschäftsstelle des Deutschen Ausschusses für” 
Technisches Schulwesen, Berlin NW 7, Dorotheenstr. 40, zum‘ 


Preise von 1,— Mark, bzw. 0,80 Mark (ohne”Hülse) für jede” 


Lieferung zu beziehen, 
(Aus den „Mitteilungen des Datsch‘.) 


Ein Jubiläum der Schülerwerkstätten. Es sind jetzt 25 Jahre ° 
her, daß der bekannte Münchener Universitätsprofessor Dr. Ge- 
org Kerschensteiner, damals Schulrat in München, den bereits 
vorhandenen freiwilligen gewerblichen Unterricht in der achten 
Klasse in München durch die Einrichtung von Schülerwerk- 
stätten ausgebaut hat, 


Ein Vierteljahrhundert haben sich diese Werkstätten jetzt 
bewährt, und doch sind sie noch eine vereinzelte Erscheinun 
in Deutschland. Die Schülerwerkstätten haben bewiesen, daß 
es kein besseres Mittel zur Erziehung als die Arbeit gibt. 
Gewiß haben die Werkstätten auch einen praktischen Wert, 
Besonders sind sie von großer Bedeutung für die Berufswahl, 
weil sie Gelegenheit zur Erkenntnis der Neigung und des 
Talents geben. Doch ist der eigentliche Zweck dieser Schüler- 
werkstätten ein erziehlicher. Der Arbeitsunterricht soll helfen, 
den Menschen zum sittlichen Charakter zu erziehen. Er soll 
zu Ordnung, Verantwortung, Verträglichkeit, Solidarität bil- 
den und damit durch die Arbeit und aus der Arbeit heraus 
den Gemeinsinn wecken und pflegen. 


Gerade von unserem Standpunkte aus, der gegen die Ver- 


zerrung der Arbeit als Lohnsklaverei gerichtet ist, würdigen ° 


wir -dieses Jubiläum Kerschensteiners als das Jubiläum einer 
sozialen Tat. Schulen mit der Arbeit als erzieherischem Mittel- 
punkte erziehen zu der Erkenntnis, daß die Arbeit auch im 
Leben nicht nur der wirtschaftliche, sondern auch der sittliche 
Mittelpunkt zu sein hat. Und ein Geschlecht, das den hohen, 
sozialen Gedanken der Arbeit in solchen Schulen selber er- 
lebt hat, weiß auch im praktischen Leben die Stelle einzu- 
nehmen, von der aus er das Leben im Sinne einer sozialen 
Ethik der Arbeit gestalten kann. 


Bücherschau 


Jahresbericht der Vereinigten Technischen Schulen zu Zwickau in 
Sachsen. Bericht für die Jahre 1921 bis 1925, erstattet von. dem Ober- 
leiter Ingenieur Weidemann, Oberstudiendirektor. 86 Seiten. Preis 2R.-M. 

Das schmucke Buch gibt wertvollen Aufschluß über die Einzelab- 
teilungen dieser vereinigten Schulen ganz verschiedener Körperschaften. 
Es dürfte noch wenig bekannt sein, daß in Zwickau die folgenden 
Schulen unter der vorstehenden Gesamtbezeichnung zusammengeschlossen 
sind: Ingenieurschule, Maschinenbauschule, Lokomotivführer-Anwärter- 
schule, Kunstgewerb:iiche Fachschule, Gewerbeschule, Berg’eutefachschule, 
Porzellanmalerfachschule, Eisenbahnerwerkschu.e und eine öffentliche Ma- 
terialprüfungsanstalt. Der Inhalt unterrichtet über Einrichtungen tnd 
Veranstaltungen der Schule, ebenso über Aufsichtsbehörden, Schulvor- 
stand und Besucherzahlen. In einem besonderen ‘Teil des -Buches, wird 
über Neuschöpfungen für Arbeit und Versuch berichtet, Abbildungen 
und Zeichnungen erhöhen den Wert, Der Bericht wird. den am der 
Schulung. des Nachwuchses der Ingenieure und. Techniker besonders 
beteiligten Kreisen empfohlen, ‚at, 


Lehr- und Aufgabenbuch der Geometrie. 
Wiegner. 
schulen und verwandte technische Lehranstalten, | ; 

Teil I: Planimetrie und Stereometrie mit 286 Figuren. im Text, 

Fe 271 Seiten. Preis kartoniert 4 R.-M. i 

Teil I: Trigonometrie mit 64 Figuren im Text, 70 Seiten. Preis kar- 
toniert 1,80 R.-M. nn eh 

Beide Teile sind in zweiter Auflage neubearbeitet von Professor 
Dr. Georg Wiegner, Oberstudienrat an der höheren Maschinenbauschule ig 
Leipzig. Verlag von B. G. Teubner in Leipzig und Berlin. Br 

‚Bei-der Neuauflage ist an der Anlage And Stoffauswahl, ‚deren Vor- 
züge weitgehende Anerkennung gefunden. haben, grundsätzlich festge- 
halten ‚worden. Dabei ist das Werk den heutigen Anforderungen des 
Unterrichts in zweckmäßiger Weise angepaßt, und die Anzahl der ange-. 
wandten Aufgaben ist wesentlich vermehrt worden. Der Inhalt beider 
Teile der uns vorliegenden Ausgabe 'B verdient die besondere Wert- 
schätzung der Berufspraktiker. Deswegen ‘ist dem Werk auch‘ die 
weiteste Verbreitung und Nutzanwendung zu gönnen.‘ ie SENT; 


Von Grünbaum- 
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Ausgabe B: Für höhere Gewerbeschulen, Maschinenbau- 
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schaftliche Verwertbarkeit. 


I eine bestimmte 








Bellage zur Deutschen Techniker-Zeitung 


Herausgegeben vom Bund der technischen Angestellten und Beamten, Berlin NW 40, Werftstrasse 7 


Nummer 1 7.5. Jahrg. 
Materielles Recht 


Theorie. der Angestelltenerfindung, Bei jeder wissenschaft- 
lichen Untersuchung ist eine. methodische. Grundlegung nötig, 
d. h. man hat sich die Frage vorzulegen, wie man bei der 
| Untersuchung nach der Natur des zu behandelnden Gegen- 
| standes verfahren muß, um zu einem einwandfreien Ergebnis 
zu gelangen: Wenn wir dieses methodische Grundgesetz auf 
den vorliegenden Fail anwenden, dann besteht: unsere Aufgabe 
| in zweierlei: erstens, müssen wir feststellen, was wir unter Er- 
findung. überhaupt , zu verstehen haben, und zum anderen 
müssen wir, die Merkmale ermitteln, die für die Angestellten- 
| erfindung -und ihre möglichen Arten bestimmend sind. Anders 
(nämlich formal logisch) ausgedrückt, liegt: es uns ob, den 
Gattungsbegriff „Erfindung“ und den Artbegriff „An- 
| gestelltenerfindung‘‘ zu klären, 

Obwohl nach deutschem Patentrecht nur auf, neue Erfin- 

dungen ‚Patente erteilt werden, hat der Gesetzgeber es: doch 
| unterlassen zu sagen, was ‚unter einer Erfindung ‚verstanden 
I werden soll. Es blieb deshalb der Rechtswissenschaft und der 
Rechtsaustegung überlassen, den Begriif „Erfindung“ festzustel- 
len. Dabei hat sich etwa das Folgende ergeben: Zunächst 
beruht jede Erfindung auf einer schöpferischen Idee; 
| sie ist ein Geisteserzeugnis, das bis dahin nicht vorhanden war, 
sondern erst unter Benutzung. ‚der Naturkräfte gewonnen. wer- 
den mußte. Im Unterschiede davon liegt eins Entdeckung 
; vor, wenn ein bisher unbekanntes Objekt oder eine bisher un- 
| bekannte Tatsache in den. Erkenntnisschatz der Menschheit 
| eingeführt. wird. Der Erfindungsgedanke führt aber nur dann 
I zu einer wirklichen Erfindung, wenn er in eine brauchbare 
| technische Gestalt gebracht werden. kann, Die. schöp- 
| ferische Idee muß sich, schon in ‘der gestellten Aufgabe. ver- 
| wirklichen. Trifft dies nicht zu, so liegt nur eine Konstruk- 
tion vor. Indes läßt sich eine absolute Norm für die Unter- 
| scheidung, zwischen Erfindung und Konstruktion nicht aufstel- 
| len; es wird. letzten Endes von dem. jeweiligen. Stand der 
| Technik. abhängen, ob von einer Erfindung oder einer Kon- 
| struktion gesprochen werden darf, Zu den beiden Merkmalen, 
dem Vorhandensein des Erfindungsgedankens und der techni- 
|'schen Durchführbarkeit tritt dann noch als drittes die wirt- 
Esggenügt also nicht, 
i daß das unter Benutzung der Naturkräfte gewonnene Geistes- 
| erzeugnis neu ist, sondern es muß atıch eine Bereicherung 
| menschlicher Bedürfnisse gewährleisten. Nicht entscheidend ist 
an und für sidı für den Begriff „Erfindung“ der gesetz- 
liche Schutz in der Gestalt eines Patentes oder Gebrauchs- 
musters; denn es kommt bekanntlidh 'noch öfter vor, daß Er- 
I findungen niaht zum Patent angemeldet, sondern als Be- 
ı triebsgeheimnisse verwendet werden. Eine derartige, 

nicht‘ geschützte Erfindung hat sogar Vermögenswert, was 
| daraus ‘hervorgeht, daß sie beschlPrahmt werden kann, vor- 
ausgesetzt, daß sie gegenständlich entweder in einer Zeich- 
nung oder in einem Modell niedergelegt ist. Zusammenfassend 
können wir sagen, daß die Erfindung gekennzeichnet ist 
| durch einen bestimmten Erfindung'sgedanken, durch 
technische Erfindungshöhe und 
|" durch einen bestimmten wirtschaftlichen Erfindungs- 
wert. 

Nach deutschem Patentrecht kann nicht jede Erfindung ge- 
schützt werden, sondern nur diejenige, die neu ist, die ins- 
besondere zur Zeit der Anmeldung zum Patentschutz nicht 
schon in Öffentlichen Druckschriften aus den letzten hundert 
Be derart beschrieben oder im Inlande bereits so offen- 

undig benutzt ist, daß danach die Benutzung durch andere 
Sachverständige möglich erscheint. Ferner sind vom Patent 
schutz Erfindungen ausgenommen, deren Verwertung den guten 
Sitten zuwiderlaufen würde, sowie Erfindungen von Nahrungs-, 
Genuß- und Arzneimitteln und von Stoffen, die auf chemischem 
Wege hergestellt werden, soweit die Erfindungen nicht ein 
bestimmtes Verfahren zur Herstellung der Gegenstände be- 
treffen. (Sogenannte Verfahrenspatente im Gegen- 
satz ‘zu den ee 

Wenn auch selbstverständlich alles, was. über die Erfin- 
ı dung als solche gesagt ist, für die Angestelltenerfindung zu- 
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trifft, so ist damit der Artcharakter der Angestelltenerfindung 
noch nicht festgelegt. Vielmehr kommt es darauf an, die spe- 
zifischen Merkmale herauszufinden,. die zur Bestimmung des 
Begriffes. Angestelltenerfindung führen. Wir müssen uns dabei 
bewußt werden, daß wir auch hier wie sonst bei theoretischen 
Untersuchungen nicht alles aus einem Prinzip erklären können, 
sondern daß wir mehrere Prinzipien zur Hilfe nehmen müssen. 
Das An’'gestelltenverhältnis bringt insofern ein neues 
Moment in den Erfindungsbegriff, als die soziale Abhängigkeit 
für die Beantwortung der Frage, ob und welche Rechte der 
Angestellte an dem Arbeitsergebnis hat, entscheidend ins Ge- 
wicht fällt. 

Diese Frage läßt sich aber erst beantworten, nachdem 
man die möglichen Arten der Angestelltenerfindung festgelegt 
hat. Dabei kann man zwei Maßstäbe anwenden, um zu einer 
den Tatsachen gerecht werdenden Einteilung zu ‚gelangen. 
Wirft man die Frage auf, wie die Entstehung einer im Dienst- 
verhältnis gemachten Erfindung verursacht ist, so lautet 
die Antwort darauf, daß die Erfindung entweder atıs der Initia- 
tive des Angestellten entstanden oder das Ergebnis eines Auf- 
trages ist. Im letzten Falle kann es sich wieder um einen all- 
gemeinen, durch das Dienstverhältnis an und für sich gegebe- 
nen Auftrag handeln oder um einen speziellen Auftrag, der 
aus einer besonderen Veranlassung heraus erteilt wurde. Will 
man noch weiter ins einzelne gehen, so kann man beim spe- 
ziellen Auftrag unterscheiden zwischen einem solchen, bei dem 
nicht bloß das Ziel, sondern auch der Weg zum Ziel vor- 
gezeichnet war, und einem solchen, bei dem zwar das Ziel 
angegeben, der Weg aber nicht vorgezeichnet war. Wit 
unterscheiden demnach unter dem Gesichtspunkt der Ent- 
stehungsursache zwischen Initiativerfindungen und 
aufgetragenen Erfindungen und sondern die auf- 
getragenen Erfindungen wieder in solche, bei denen ein gene- 
reller oder spezieller Auftrag vorliegt. Unter die generellen 
aufgetragenen Erfindungen fallen ersichtlich auch diejenigen, 
I Grund eines Erfindungsvertrages zustande gekommen 
sind, 

Fragt man — in Anwendung des anderen Maßstabes — 
nach dem Zusammenhang, in dem der Gegenstand der Er- 
findung mit der regelmäßigen dienstlichen Tä- 
tigkeitdes Angestellten und mit dem besonde- 
renFachgebieteseinesdienstlichen Aufgäben- 
kreises steht, so ergeben sich zwei Gruppen von Angestellten- 
erfindungen. at solche, bei denen ein derartiger Zu- 
sammenhang überhaupt nicht vorhanden ist, und solche, bei 
denen dieser Zusammenhang besteht. Im ersten Falle habeıt 
wir es mit einer freien, im zweiten Falle mit einer Dienst- 
erfindung zu tun. Die freien Erfindungen ihrerseits 
können entweder betriebsfremde oder betriebsverwandte- sein. 
Von betriebsfremden Erfindungen wird man sprechen 
müssen, wenn der Gegenstand der Erfindung des Angestellten 
nicht in das Arbeitsgebiet seines zeitweiligen Arbeitgebers fällt, 
von einer betriebsverwandten Erfindung, wenn der 
Gegenstand der Erfindung in ein Arbeitsgebiet des Arbeit- 
gebers fällt, in dem der Erfinderangestellte nicht beschäftigt ist. 

Die zweite Gruppe, die Diensterfindungen, zerfällt dann 
wieder in die von tns schon näher. charakterisierten, in die 
Initiativ- und in die aufgetragenen Erfindungen. 


Zu den freien und den Diensterfindungen kommen nach der 
in Theorie und Praxis herrschenden Auffassung noch die Be- 
triebserfindungen. Die Klassifikation würde keine 
Lücke aufweisen, wenn die Betriebserfindung nicht mit auf- 
geführt würde. Der Zusammenhang des Arbeitsgebietes des 
Unternehmers mit dem Gegenstand der Betriebserfindung liegt 
bei der sogenannten Betriebserfindung allerdings offen zutage. 
Strittig ist nur, ob für ihren Begriff der Zusammenhang mit der 
Tätigkeit eines oder mehrerer Angestellten notwendig ist. 
Nach tinserer Auffassung muß sich bei der gegenwärtigen Be- 
triebsorganisation der gewerblichen Unternehmungen feststellen 
lassen, ob und in welchem Grade ein oder mehrere Angestellte 
an dem Zustandekommen einer Erfindung beteiligt sind, Han- 
delt es sich dabef um eine Leistung, die auch nur im geringen 
Grade über die durchschnittliche berufliche Tätigkeit des Ar- 
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gestellten hinausgeht, so liegt schon eine, wenn auch geringe 
schöpferische Tätigkeit vor. Der Anspruch des Angestellten, 
auch in solchem Falle als Urheber der Erfindung zu gelten, 
erscheint deshalb durchaus gerrheernge Zum mindesten wird 
man verlangen dürfen, daß unter der fraglichen Voraussetzung 
der oder die Erfinder neben der Firma als Miterfinder 
in die Erscheinung treten. Nur in den seltenen Fällen, wo 
wirklich einmal die persönliche Urheberschaft nicht oder nicht 
mehr festgestellt werden kann, bliebe nichts anderes übrig, 
als den Betrieb als Urheber zu bezeichnen. "Wir sagen. absicht- 
lich „bezeichnen‘, nicht anerkennen, um keinen Zweifel dar- 
über zu lassen, daß es sich um einen gedanklichen Notbehelf 
handelt. 

Neuerdings hat man in den Kartenauskünfteien „Arbeits- 
recht“ und „Betriebsräteschule‘“ die Diensterfindung in die 
„dienstlich beauftragte‘ Erfindung und die „dienstlich an- 
geregte‘“ Erfindung zerlegt. Diese Einteilung ist schief, soweit 
die dienstlich angeregte Erfindung in Frage kommt. Wenn 
nämlich- eine Erfindung dienstlich angeregt ist, dann ist sie 


auch dienstlich aufgetragen. Ein Unterschied zwischen beiden. 


Arten: besteht sonach gar nicht. Außerdem läßt sich mit der 
„Anregung“ als Kriterium für Angestelltenerfindungen über- 
haupt nichts Rechtes anfangen. Die Erfindung bleibt eine 
Diensterfindung, gleichviel, ob sie aus der dienstlichen An- 
regung hervorgegangen ist oder nicht, sofern ihr Gegenstand 
nur in das Arbeitsgebiet des Angestellten fällt. Andererseits 
liegt immer eine freie Erfindung vor, auch wenn die Erfindung 
mit. den Hilfsmitteln und Einrichtungen des Betriebes zu- 
stande gekommen ist, sofern ihr Gegenstand nicht in das Ar- 
beitsgebiet des zeitweiligen Arbeitgebers des Angestellten ge- 
hört. In einem solchen Falle könnte der Arbeitgeber höchstens 
eine Entschädigung. für die Benutzung der Hilfsmittel und 
Einrichtungen des Betriebes verlangen, nicht aber etwa einen 
aus dem Dienstverhältnis abgeleiteten Anspruch auf die Erfin- 
dung erheben. 

Es liegt deshalb für mich kein Anlaß vor, meine seit 1913 
entwickelte Einteilung zugunsten anderer Unterscheidungen 
aufzugeben, Das um so weniger, als sich aus ihr die beiderseiti« 


zen Ansprüche. des Unternehmers und des Angestellten un-. 


zweideutig als aus einer anderen Unterscheidung ergeben. Wo 
tatsächlich einmal die Urheberschaft eines oder mehrerer An- 
estellten nicht ermittelt werden kann, hat der Betrieb das Ver 
ügungsrecht über die Erfindung. Umgekehrt steht das Ver- 
fügungsrecht zweifellos dem Angestellten zu, wenn es sich um 


eine Erfindung handelt, die weder mit der regelmäßigen dienst-. 
lichen Tätigkeit noch mit dem besonderen Fachgebiete des. 


dienstlichen Aufgabenkreises des Angestellten in unmittelbarem 
Zusammenhange steht, gleichviel, ob der Gegenstand der. Er- 
findung in. das Arbeitsgebiet der Firma fällt. Ob dem je- 
weiligen Arbeitgeber des Angestellten bei diesen freien Er- 
findungen gegenüber anderen Unternehmern eine Vorzugsstel- 
lung einzuräumen ist, sollte nicht generell festgelegt, sondern 
der vertraglichen Vereinbarung von Fall zu Fall überlassen 
werden, Letzten Endes wird es ja von dem Interesse des 
Unternehmers an der freien, betriebsverwandten Erfindung ab- 
hängen, ob es zu einer solchen Vereinbarung kommt. Schließ- 
lich liegt es in der Natur der Diensterfindungen, daß die Ver- 
wertungsmöglichkeit der Erfindung hier dem Arbeitgeber in 
erster Linie offengehalten werden muß, 

Bei alledem sind wir von der stillschweigenden Voraus- 
setzung ausgegangen, daß die Erfindung in der Person des An- 
gestellten entsteht, nicht etwa in der seines jeweiligen Arbeit- 
gebers. Sogenannte Besitzdienerschaft wird von uns für die 
Arbeitsergebnisse, die in wirklichen Erfindungen bestelıen, 
abgelehnt, weil sie einer Rechtsauffassung entspringt, die bei 
einer auf Sklavenwirtschaft beruhenden Rechtsordnung immer- 
hin. erklärlich ist, aber auf freie Lohnarbeit nicht übertragen 
werden kann. Daraus ergibt sich, daß die Erfinderehre 
dem Angestellten überall da gewahrt werden muß, wo seine er- 
finderische Tätigkeit unzweideutig feststeht. Anders aus- 
gedrückt, bedeutet das, daß der Angestellte auch bei Dienst- 
erfindungen das selbständige Recht zu deren 
Anmeldung als Patent haben muß. Daß hindert natür- 
lich nicht, daß bei Patenten, die auf Diensterfindungen be- 
ruhen, die Vebertragung alsbald auf den Arbeitgeber 
erfolgen kann, vorausgesetzt, daß die Vergütung des Angestell- 
ten für die Verwertung des Patentes bereits wenigstens grund- 
sätzlich geregelt ist. 

Damit ist zugleich angedeutet, daß dem Angestellten auch 
bei Diensterfindungen ein besonderer Erfinderlohn zu- 
steht. Da dieses Recht auf Erfinderlohn noch immer bestritten 
wird, wollen wir es noch kurz begründen. Selbst derjenige, 
der den Patentschutz. vielleicht aıicht billigt, muß mit ihm als 
einer. gegebenen Tatsache rechnen. Das durch den Patent- 
schutz gewährte Ausschlußrecht stellt dem Patentinhaber be- 
sondere Gewinne in Aussicht. Es ist nicht einzusehen, warum 
aur der Arbeitgeber als Patentinhaber diese Gewinne _ein- 


heimsen soll, nicht aber auch‘ der Angestellte, dem die dem’ 





Patent zugrunde liegende Erfindung verdankt wird. Daraus” 


ergibt sich ohne weiteres, daß eine angemessene Vergütung 


für die Verwertung einer Erfindung niemals in dem jeweils 


dem Angestellten gezahlten Gehalt erblickt werden kaniı. 
Auch eine Gehaltserhöhung 


im Falle einer Dienst+”- 


3] 


erfindung widerspricht dem durch das Patent gewährten Aus-” 


schlußrecht des Patentinhabers, 


Der Hinweis, daß kaufmän- 


nische Angestellte für besondere Leistungen nicht auch be- 7 
sonders entschädigt werden, ist hinfällig. Wenn das wirklich 7 


geschieht, dann liegt eben auch bei diesen eine angemessene” 
Vergütung für ihre Sonderleistungen nicht vor; da es aber 
verschiedene Möglichkeiten gibt, kaufmännische Angestellte‘ 
für solche Sonderleistungen zu belohnen, werden sie nicht" 
hinter technischen Angestellten zurückgesetzt, wenn diesen 


letzteren wegen des Vorhandenseins einer besonderen Patent- 


gesetzgebung Gewinnanteile aus von ihnen herrührenden pa- 
tentierten Erfindungen zugebilligt werden. Das gilt auch schon, 
wenn die Möglichkeit der Erlangung des Patentschutzes nicht‘ 


ausgenutzt wird, wenn also die Erfindung als Geheimverfahren 


angewendet wird, 

Zu dem eben erläuterten Rechtsgrund für den Er- 
finderlohn des Angestellten kommt ein psychologischer. Das 
Streben nach Auszeichnung muß erlahmen, wenn der Angestellte‘ 
sozusagen von Rechts wegen um den Erfinderlohn geprellt‘ 
wird. In einer Gesellschaft, in der sich alles nach dem Reich-' 
tum klassifiziert, fällt der Ansporn zu re Tätigkeit 
fort, wenn diese Tätigkeit nicht mit wirtschaftlichen Vorteilen 
verbunden ist. Die Vorenthaltung des Erfinderlohnes führt 
erfahrungsgemäß leicht zu einer Verletzung der Pflicht des An-° 
gestellten, die Erfindung zu offenbaren. Der Geschädigte ist 
dann gerade derjenige Arbeitgeber, der an der fraglichen Er- 


findung und ihrer vorzugsweisen Verwertung das größte Inter") 


esse hat. 

Schließlich ist noch das Folgende zu beachten. Die volks- 
wirtschaftliche Bedeutung der gewerblichen Rechtsschutzrechte 
besteht darin, daß sie Bestandteile der staatlichen Ge- 
werbepolitik sind. Als solche fallen sie naturgemäß im 
Kampfe auf dem Weltmarkt entscheidend ins Gewicht. Wie 


sehr das der Fall ist, haben die Kriegsmaßnahmen auf dem” 
Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes gelehrt; das gleiche” 


beweisen die einschlägigen Bestimmungen des Versailler Frie- 


densvertrages, auf die hier im einzelnen nicht eingegangen 


werden kann. Für den wirtschaftlichen Wiederaufbau Deutsch- 


[= 


lands ist jedenfalls der gewerbliche Rechtsschutz eines der wirk- ° 
samsten Mittel; denn es sind die produktiven Kräfte, 


die dadurch gefördert und geschützt werden. 


Dieser Schutz ist aber nur dann gerechtfertigt, wenn er ; 


nicht einseitig bloß für die Unternehmer gilt, sondern wenn vom 
ihm auch die Angestellten mit erfaßt werden. Das aber ist’ 
wiederum nur möglich, wenn 


finderlohn gewährleistet werden, Karl Sohlich. 


D) 


Entscheidungen 


Zır Frage der Zwangstarife. In dem bekannten Abkommen 
vom 15. November 1918 hatten sich die Arbeitgeber verpflichtet, 


ihnen‘ Erfinderehre und Er- 


die Arbeitsbedingungen für alle Arbeiter und Arbeiterinnen ° 


den Verhältnissen des betreffenden Gewerbes entsprechend 


durch Kollektivvereinbarungen mit den zuständigen Berufsver- ° 


einigungen der Arbeitnehmer festzusetzen. 


Dieses Abkommen 


sollte sinngemäß auch für das Verhältnis zwischen den Ar- 
beitgeberverbänden und den Angestelltenverbänden gelten, für. 
die nach dem bisher üblichen Abschluß individueller Anstel- " 
lungsverträge dieser Punkt des Abkommens ein besonderes 


Zugeständnis. bedeutete. Den guten Willen,. es nach dem 
Grundsatze von Treu und Glauben korrekt erfüllen zu wollen, 


unterstrichen die Arbeitgeber noch durch den Zusatz, daß die ° 
Verhandlungen hierüber ohne Verzug aufzunehmen und schleu- | 


nigst zum Abschluß zu bringen seien. 


Der gute Wille hielt genau so lange an wie die Revolutions-. 


angst der Arbeitgeber, Da die Gewerkschaften dies von vorn- 


herein angenommen ‚hatten, schien es. geraten, mit Unter-. 


stützung des Gesetzgebers diesen guten Willen über den Rechts- 
boden der freiwilligen Vertragserfüllung hinaus durch ent- 


sprechende, mit Gesetzeskraft ausgestattete Bestimmungen zu 


stärken. Dies geschah durch die Verordnung vom 23. De- 
zember 1918. Die späteren Erfahrungen haben dann gezeigt, 
daß auch diese gesetzlichen Bestimmungen nicht genügten, 
die Arbeitgeberverbände immer zur loyalen Erfüllung der am 


15. November freiwillig . übernommenen Verpflichtungen . zu 


bringen. Dr. Meißinger behauptet zwar in Nr. 17 vom laufen- 





4 


den Jahrgang des „Arbeitgebers“, daß es nicht Sehuld der Ar- 


beitgeber gewesen sei, wenn die Grundlage des freien Tarif- 
vertrages im Laufe der fünf Jahre durch” eine falsche Regie- 
rungs- und Gewerkschaftspolitik immer mehr zugunsten des 
gesetzlichen Tarifzwanges verschoben worden sei, 


‘ 
$ 
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\ Dieses Schuldbestreiten verliert aber erheblich an Beweiskraft 


durch Dr. Meißingers weitere Ausführungen: 

„Was in der ersten Nachkriegszeit und in der Inflations- 
zeit bei einer: unter gesetzlicher. und tatsächlicher Zwangswirtschaft und 
Unfreiheiten arbeitenden Wirtschaft schließlich hingenommen wer- 
den- konnte, muß bei der heutigen Wirtschaftsverfassung und der Not- 
wendigkeit freier Entwicklung mit dem Ziel neuen Aufstieges unerträg- 
lich, ja. gefährlich sein. Soweit reagiert allerdings die Wirtschaft (lies 
Profitwirtschaft. D. Red.) unaufhaltsam gegen den Tarifzwang.“ 

Hier ist wenigstens einmal unumwunden zugegeben, daß 
“man die seinerzeit übernommene Verpflichtung freier Tarif- 
vereinbarung schon gleich in der „ersten Nachkrieg = 
zeit“ als ein Uebel empfunden und angesehen hat, von, dem 
man die Wirtschaft so schnell und so gründlich als möglich 
wieder befreien wollte, Selbst wenn man also in dem gesetz- 


“hchen Tarifzwang nicht das Universal- oder Idealmittel sieht, 


die widerstreitende Vertragspartei zum Abschluß-eines neuen 
oder zur Verlängerung eines bestehenden Tarifvertrages zu 
bewegen — und darüber gehen bekanntlich auch in den Ge- 
werkschaften der Angestellten und Arbeiter die Meinungen aus- 
einander —, so wird man auf sinn- und vernunitgemäße An- 
wendung eines gesetzlichen Zwanges doch insoweit Wert legen 


müssen, als dadurch eine sachliche und objektive Prüfung der-. 


ugen Verhältnisse und Parteibehauptungen gewährleistet 
wird, mit denen die eine Partei das Bedürfnis, die andere die 
Ablehnung des Tarifabschlusses begründet. 

Mit einem Antrage dieser Art hatte sich in einer Sitzung 
vom 29. Oktober 1924 (Akten: A. 48/24. Dr. R./Hg.) der 
Schlichtungsausschuß Leipzig zu beschäftigen. Da das Vor- 
bringen der beteiligten Barteien einige für solche Streitfälle 
direkt typische Argumente enthält, dürfen wir schon aus 
diesem Grunde ein allgemeines Interesse unserer Leser für die 
Entscheidung des Schlichtungsausschusses Leipzig voraussetzen. 


"Andererseits zeigt aber auch die Art, wie der Schlichtungs- 


| ausschuß die Schwierigkeiten einer solchen Gesamtstreitigkeit 


zu meistern und den berechtigten Interessen der Parteien Rech- 
nung.zu tragen versucht und verstanden hat, daß der gesetzliche 


| Tarifzwang sich nicht unbedingt als eine Vergewaltigung der 
ı widerstrebenden Partei auszuwirken braucht, sondern daß auch 
Ü hierbei den Vorzügen der freiwilligen Tarifvereinbarung durch- 


aus Raum gegeben werden kaun. Wir beschränken uns in 
der. nachstehenden Wiedergabe der Begründung auf den die 
Frage 1 betreffenden Teil, da die weiteren Ausführungen zur 
Frage 2 lokale Bedeutung. haben. Bemerkenswert ist aller- 
dings, daß auch in diesem Falle die außerordentlich sachliche 


| und objektive Einstellung des Schlichtungsausschusses Leipzig 
|die Arbeitgeber nicht zu bewegen vermochte, bei den Ver- 
(handlungen über den Inhalt des Schiedsspruches 


mitzuwirken, auch dann nicht, nachdem ihnen mitgeteilt war, 


daß es der Wunsch des Schlichtungsausschusses sei, im ein- 
ı zelnen dem von Arbeitgeberseite geäußerten Bedenken Rech- 
mung. zu tragen, 


Begründung: 
Bei Fällung des Schiedsspruches, der mit Stimmenmehrheit zustande 
gckommen ist, hat der Schlichtungsausschuß in der Hauptsache zwei 


I iisagen zu erwägen: 


1..0b unter den gegebenen Verhältnissen die Wiederanbahnung eines 
‘ Tarifverhältnisses zwischen den Parteien durch Schiedsspruch über- 
haupt zweckmäßig, 
2. bejahendenfalls, wie dieses Tarifverhältnis inhaltlich zu gestalten sei. 
Zu 1. Dem Schlichtungsausschuß lag ein Antrag von vier An- 
gestelltenverbänden vor, zum. Zustandekommen eines Tarifvertrages 
zwischen diesen Verbänden und dem Verein Leipziger Buchdruckerei- 
besitzer 2. V. Vertragshilfe zu leisten. Der Schlichtungsausschuß_ stellte 
sich nicht auf den formell alierdings möglichen Standpunkt, daß das 
bioße Vorliegen eines solchen Antrags, gestellt von tariffähigen Organi- 
sationen, für den Erlaß eines Schiedssprüches mit Tarilinhalt eine aus- 
reichende Grundlage bilde. Vielmehr hieit der Schlichtungsausschuß sich 
für «berechtigt und. verpflichtet, beim Vorliegen eines so'chen:. Antrages 


sachlich zu prüfen, ob die Anbahnung eines Tarifverhältnisses zwischen 
4 den Parteien des Verfahrens zweckmäßig und im öffent:ichen Interesse 





geiegen sei. Verneint der Schlichtungsausschuß diese Frage, so kann er 
zwar nicht jedes Tätigwerden in der Sache, insbesondere nicht ein auf 
Einigung der Parteien gerichtetes Verfaliren ablehnen, wohl aber im 
Falle des Mißlingens eines Einigungsversuches vom Eriasse eines die 
umstrittenen Arbeitsverhältnisse regeinden Schiedsspruches absehen. 
Im vorliegenden Falle wurde von. seiten der antragsteilenden An- 
gestelltenverbände vorgebracht, daß zwischen den Parteien des Veriahrens 
vom 1. Oktober 1920 bis zum 30. Juni 1924 ein Tarifverhältnis be- 
standen habe. Der vorliegende Antrag bezweckte im wesentlichen 
Wiederherstellung der Bestimmungen des Manteltarifvertrages vom 25. 
April 1923. — Zugunsten des Antrags wurde von Angesieilteiseite vor 
allem die Bedeutung ins Feld geführt, die die in dem Manteltarif- 
vertrag enthaltenen Bestimmungen über Arbeitszeit, Urlaub, Zeugnis- 
erteilung usw. hätten.“ Die Arbeitgeberseite verhielt sich gegenüber 
dem Neuabschluß eines Tarifvertrages und gegen den Erlaß eines den 
Manteltarifvertrag ersetzenden Schiedsspruches ablehnend. Zur Begründung 
dieser. Ablehnung wurde angeführt, dab die inneren Verhältnisse der vom 
Tarifverhältnis zu erfassenden Betriebe vielfach untereinander verschieden 
seien, daß vor allem eine große Zahl von gemischten Betrieben (z. B. 
Druckerei und Verlag) in Betracht käme, weiter, daß seit Abiauf des 
Tarifvertrages, also seit dem 1. Juli 1924, Schwierigkeiten aus dem 





Fehlen einer ‚allgemeinen Regelung. der Arbeitsverhältnisse nicht ent- 
standen ‚seien. 

Schließlich wurde angezweifelt, daß ein erheblicher 
für die tarifliche Regelung in Betracht kommenden Angestellten einen 
Tarifvertrag wünsche und das Vorgehen der Angestelltengewerkschaften 


Bruchteil der 


billige. 

Der Schlichtungsausschuß konnte diesem Vorbringen der Arbeit- 
geberseite, das sich, wie in den Verhandlungen. seitens des Vorsitzenden 
wiederholt mit der Aufforderung zur Ergänzung zum Ausdruck gebracht 
wurde, vielmehr gegen den Inhalt einer zu treffenden Regelung im 
einzelnen als gegen die Wiederanbahnung eines Tarifverhältnisses über- 
haupt richtete, keine durchschlagende Bedeutung beimessen. Denn wenn 
auch der Schlichtungsausschuß nicht unter allen Umständen auf einen 
die Arbeitsverhältnisse regelnden Schiedsspruch zukommen muß, so kanıı 
er doch nicht verkennen, daß das geltende Recht grundsätzlich tarif- 
freundlich ist und deshalb die Erledigung von Gesamtstreitigkeiten 
regelmäßig in der Richtung eines tarifanbahnenden Schiedsspruches zu 
suchen ‚ist (vergl. Artikei 165, Absatz 1, Satz 2 der Reichsverfassung, 
$ 8 des Betriebsrätegesetzes, $ 1 der Tarifverordnung, $ 3 der Schlich- 
tungsverordnung und $& 21 Absatz 4 der II. Ausführungsverordnung). 
Nur wenn durchschlagende Gründe gegen einen die Gesamtstreitigkeit 
sachlich erledigenden Schiedsspruch vorliegen, würde der Schlichtungs- 
ausschuß die Fällung eines solchen abzulehnen haben. Die Wiederher- 
stellung, Währung und Sicherung des Gewerbefriedens, die mit dem 
Schlichtungswesen angestrebt wird, ist im Sinne der geltenden 
Gesetze regelmäßig durch Tarifverträge und Schiedssprüche zu ver- 
suchen. enn in den Verhandlungen zum Ausdruck kam, daß die 
Arbeitgeberseite bei Erlaß und Verbindlicherklärung eines tarifanbahnen- 
den .Schiedsspruches den Gewerbefrieden bedroht sähe, so bestand, wie 
ebenfalls aus den Verhandlungen hervorging, bei ab!ehnendem Verhalten 
des Schlichtungsausschusses die Gefahr einer Erschütterung des Ge- 
werbefriedens von der anderen Seite. Von dem sonstigen Vorbringen 
des Arbeitgeberverbandes konnte gegen Erlaß eines Schiedsspruches 
überhaupt nur das in Betracht kommen, daß bezweifelt wurde, ob die 
beteiligten Angestelltenkreise hinter den antragstellenden Organisationen 
ständen. Um dieses Verhältnis, gleichsam die gesellschaftliche Intensität 
des Tarifbegehrens, zu beurteilen, stehen dem Schlichtungsausschuß nur 
geringe und nicht, unbedingt zuverlässige Erkenntnismittel zur Ver- 
fügung. Immerhin konnte eine Aufklärung - dadurch erwartet werden, 
daß der Schlichtungsausschuß beschloß, die Parteien zur Vorlegung von 
Zahlenangaben aufzufordern, aus denen einerseits die Zahl der Mitglieder 
hervorgehen sollte, die die Angestelltenorganisationen in den einzelnen 
in Frage kommenden Betrieben hatten, und andererseits die Gesamtzahl 
der Angestellten der einzeinen Betriebe, die nach der Art ihrer Arbeit, 
ohne Rücksicht : auf ihre Organisationszugehörigkeit für das Tarif- 
verhältnis in ‚Betracht kamen. Auf den dahingehenden Beschluß vom 
21. Oktober 1924 haben die vier .antragstellenden Verbände: nur erklärt, 
daß sie je mindestens 50 Mitglieder hätten, die in solchen Betrieben an- 
gestellt seien, die dem antragsgegnerischen Verein angehörten. Hingegen 
hat der Antragsgegner dem Schlichtunzsauschuß umfassendes und ein- 
gehend durchgearbeitetes Zahlenwerk unterbreitet, aus dem hervorgeht, 
daß rund 40 Prozent derjenigen Angestellten bei Mitgliedern des antrags- 
gegnerischen Vereins, die in den fachlichen Geltungsbereich des etwaigen 
Tarifvertrages fallen würden, auch kraft ihrer Organisationszugehörig- 
keit zum persönlichen Geltungsbereich dieses Tarifvertrages gehören. 
Angesichts dieses Zahlenverhältnisses, an dessen Bedeutung um so 
weniger zu zweifeln war, als es von Arbeitgeberseite vorgeführt wurde, 
glaubte der Schiichtungsausschuß, daß die antragstellenden Angestellten- 
gewerkschaften zu ihrem Tarifbegehren nicht nur formell, sondern auch 
tatsächlich ausreichend legitimiert seien, und daß die Schaffung eines 
neuen Tarifverhältnisses im Interesse eines so erheblichen Teils der 
Angestelltenschaft liege, daß der Schlichtungsausschuß sich dem Be- 
gehren nicht versagen dürfe. Wenn von Arbeitgeberseite weiter ange- 
führt wurde, daß zahlreiche Angestellte trotz ihrer Zugehörigkeit zu 
einer der antragstellenden Organisationen auf einen Tarifvertrag keinen 
Wert legten, so konnte solchen Aeußerungen so lange keine durch- 
schlagende Bedeutung beigemessen werden, als nicht diese Angestellten 
aus ihrer Haltung die Folgerung zogen, daß sie ihre Mitgliedschaft 
bei den Gewerkschaften lösten, daß dies in erheblichem Umfange ge- 
schehen sei, wurde nicht dargetan.. Wenn schließlich aus. dem Zahlen- 
werk der Arbeitgeber hervorging, daß eine erhebliche Zahl von An- 
gestellten trotz fachlicher und persönlicher Zugehörigkeit zum Geltungs- 
bereich des früheren Tarifvertrages nicht nach diesem, sondern nach 
Haustarifen, anderen Tarifverträgen oder freien Einzelvereinbarungen 
bezahlt und behandelt worden sei, so mußte der Schlichtungsausschuß 
annehmen, daß es sich hierbei um Besserstellung dieser Angestellten 
gegenüber dem Tarifvertrage handelte, und daß für diese Besserstellung, 
mindestens zum erheblichen Teil, eben gerade der Tarifvertrag die Grund- 
lage gebildet hat. Es handelt sich hier zwar nicht um eine unmittelbare 
Anwendung, wohl aber um eine mittelbare gesellschaftliche und wirt- 
schaftliche Wirkung des Tarifvertrages. 

Da die weiteren, sachlichen. Bemängelungen des früheren Tarifver- 
trages seitens der Arbeitgeber sich, wie oben erwähnt, nicht gegen einen 
Tarifvertrag überhaupt, sondern gegen die darin getroffenen Begehren 
im einzelnen wandten, und da der Umstand, daß der zuletzt bestehende 
tariflose Zustand zu Klagen nicht oder noch nicht geführt hat, nicht 
gegen die Wiederherstellung eines Tarifverhältnisses sprechen kann, 
schien es dem Schlichtungsausschuß in vorliegendem Falle nach der 
Sach- und Rechtslage geboten und zweckmäßig, durch ‚Schiedsspruch 
ein neues Tarifverhältnis anzubahnen. 


Rechtswirksame Kündigungen — Anwendbarkeit des 

8 193 B.G.B. auf Kündigungsfristen. Betreffs der 
echtswirksamkeit von Kündigungen bestehen, wie aus immer 
wiederkehrenden Anfragen und Rechtsschützgesuchen hervor- 
geht, in der Kollegenschaft noch erhebliche Zweifel, dereıı 
regelmäßige Wiederkehr darauf schließen läßt, daß sie vielfach 
durch mündliche Weitergabe aufrechterhalten werden. Es ei- 
scheint daher notwendig, darauf etwas näher einzugehen. Die 
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seitens der einzelnen Angestellten bei der Begründung ihrer 
Ansicht, daß die ausgesprochene Kündigung rechtisunwirksam 
und anfechtbar sei, herangezogenen Moınente sind beispiels- 
weise, daß 

a) die Kündigung bis 12 Uhr mittags ausgesprochen sein 
müsse (wobei die Kollegen an die diesbezüglichen Kündigungs- 
bestimmungen früherer Mietverträge gedacht haben werden), 

b) die Kündigung nach Beendigung der regelmäßigen Ar- 
beitszeit, d. h..nach Dienstschluß unzulässig. sei, 

c), eine Kündigung während des Urlaubs bzw. in Abwesen- 
heit des Betreifenden nicht erfolgen dürfe, 

d) bei der'gesetzlichen Kündigungsfrist der 8$ 133 a G.O., 
66 H.G.B. (6 Wochen zum Quartalsschluß) die Kündigung big 
zum 15. des vorletzten Quartalsmonats ausgesprochen sein 
müsse. 

Diese Auffassungen sind sämtlich irrig. Es sei im folgen- 
den in kurzen Umrissen dazu Stellung genommen: 

Der Ausspruch der Kündigung ist an eine bestimmte Tages- 
zeit nicht gebunden. Die Kündigung ist rechtzeitig und wirksam 
erfolgt, wenn sie dem Angestellten bis zu dem an sich letzt 
zulässigen Kündigungstermin und zu einer Zeit zugegangen ist, 
bis zu welcher eine ortsübliche Briefzustellung durch die Post 
oder: Boten möglich ist. Die Kündigung ist eine empfangs- 
bedürftige Willenserklärung, die als wirksam. abgegeben be- 
trachtet werden kann, wenn sie dem Angestellten zugegangen 
ist ($ 130 B.G.B.), also dann, sobald sie nach dem Willen 
des Erklärenden in die Verfügungsgewalt des anderen Teils ge- 
kommen ist dergestalt, daß es an diesem lag, von ihr Kenntnis 
zu nehmen oder nicht. Es spielt keine Rolle, ob der gekündigte 
Angestellte von dem Inhalt des Kündigungsschreibens sofort 
oder erst später Kenntnis nimmt, Kündigungen, die in Ab- 
wesenheit den Angehörigen oder der Pensionswirtin in der zu« 
ständigen Wohnung abgegeben werden, gelten als zugegangen 
und wirksam, ebenso Kündigungsschreiben, die in dem am 
Hause oder an der Wohnung für den Empfänger an- 
gebrachten Briefkasten niedergelegt werden bzw. in dem Post- 
oder Schließfach, wo der Betreffende ‚seine, Postsachen ab- 
zuholen pflegt. 

Wenn ein Angestellter beim Antritt eines Urlaubs die für 
diese Zeit ‘eventuell geltende besondere Adresse dem Arbeit- 
geber nicht bekanntgegeben hat und ihm während des Urlaubs 
eine Kündigung unter der bekannten ständigen Adresse recht- 
zeitig zugestellt wird, so ist die Kündigung ebenfalls rechts- 
wirksam. 

Bei der sechswöchentlichen Kündigungsfrist gemäß & 133a 
G.0., 8 .66 H.GiB. muß die Kündigung spätestens bis zum 
43. Tage vor: Ablauf des betreffenden Quartals in Händen des 
anderen Teiles sein, d. h. bis zum 17. Februar (im Schaltjahr 
bis zum 18. Februar), 19. Mai, 19. August bzw. 19. November; 
die Kündigung kann aber rechtswirksam auch schon früher 
ausgesprochen. werden. : Bei der monatlichen Kündigungsfrist 
der.8$8.133aa G.O. 67 H.G.B. muß die Kündigung spätestens 
am Monatsletzten in Händen des Angestellten sein, wenn sie 
zun nächsten Monatsschluß wirksam sein soll. Auch hier ist 
eine frühere Kündigung zulässig. 

An Sonn- und Feiertagen darf nicht gekündigt werden, 
weil dies der Verkehrssitte widerspräche, jedoch kann eine 
an einem solchen Tage erklärte, vom Empfänger nicht be- 
anstandete Kündigung nicht ‚nachträglich a unwirksam be- 
handelt werden. In diesem Zusammenhange sei eine rein jüu- 
sistische: Streitfrage erwähnt, und zwar die, ob and inwieweit im 
einzelnen Falle & 193 'B.G.B. anwendbar ist. Der genannte 
Paragraph lautet: 

„Ist an einem bestimmten Tage oder innerhalb einer Frist eine 
Willenserklärung ‘abzugeben ‚oder eine Leistung zu bewirken und fällt 
der -bestimmte „Tag oder der letzte Tag der Frist auf einen Sonntag 
oder einen am. Erklärungs- oder Leistungsorte staatlich anerkannten 
allgemeinen Feiertag, so tritt an die Stelle des Sonntags oder des 
Feiertags der, nächstfolgende Werktag.“ 

Ob die Anwendbarkeit des & 193 B.G.B. auf die Kündi- 
gungsbestimmungen der Arbeits- und Dienstverträge überhaupt 
gegeben ‘ist, ist in Literatur und Rechtsprechung sehr um- 
stritten. Das Gewerbegericht Plauen hat kürzlich — und zwar 
am 28, November 1924 — in einem Urteil zu dieser Streitfrage 
Stellung genommen. und dahin entschieden, daß der & 193 
B.G.B. auf die Kündigungsbestimmungen der Reichsgewerbe- 
ordnung und des Handelsgesetzbuches keine Anwendung finden 
könne, da diese als Sondervorschriften zwingender Natur, die 
den allgemeinen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches 
vorangingen, anzusehen seien. Wir lassen im nachstehenden 
die Entscheidungsgründe des Urteils folgen: 

„g 193. B.G.B.. bestimmt, daß, wenn an einem bestimmten Tage 
oder innerhalb einer Frist eine Willenserklärung abzugeben ist und der 
bestimmte Tag oder der letzte Tag der Frist auf einen Sonntag fällt, 
a Stelle des Sonntags der nächstfolgende Werktag tritt. Die Willens- 
erklärung, um die es sich in vorliegendem Falle handelt, ist die Kündi- 
gung. Diese ist aber nicht etwa innerhalb der Kündigungsfrist abzu- 
geben, vielmehr wird. die. Kündigungsfrist erst durch die Willenserklärung 
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in Lauf gesetzt. Man. könnte nun zwar sagen, daß die Kündigung, 
wenn sie wirksam sein soll, doch innerhalb einer Frist abzugeben sei. 
nämlich einer Frist, deren letzter Tag der 43. Tag vor Schluß des 
Kalendervierteljahres ist, während sie einen bestimmten Anfangstermin 
nicht hat. Der letztere Umstand dürfte nicht hindern, von einer Frist 
zu sprechen (vgl. Planck, Komm. z: B.Q.B., 3. Aufl, Anm. Ib zu 
193). Auf diese Frist erscheint $ 193 B.G.B. tatsächlich anwendbar, 
ndererseits bleibt bestehen, daß das Gesetz im $ 133a Gewerbe- 
ordnung verlangt, zwischen der Kündigung und dem Schluß des Kalen- 
dervierteljahres müsse ein Zeitraum von sechs Wochen liegen. Dem 
würde nicht genügt, wenn in Anwendung des $ 193 B.G.B. die Kündi- 
gung noch am 42. Tage vor Schluß des Vierteljahres erklärt würde. 
Da mun.$ 193 B.G.B. die allgemeine Vorschrift gegenüber der Sonder- 
vorschrift des $ 133a Gewerbeordnung ist, so muß die "Sondervor- 
schrift der allgemeinen vorgehen. Außerdem ist die Tragweite der 
beiden gesetzlichen Bestimmungen noch insofern verschieden, als $& 133a 
Gewerbeordnung eine zwingende Vorschrift darstellt, während & 193 
B.G.B., wie sich aus $ 186 B.G.B. ergibt, nur eine Aue UNE 
enthält. Nach alledem kann für den vorliegenden Fall $ 193 B.G.B. 
nicht zur Anwendung kommen (im Ergebnis ebenso Horrwitz „Das 
Recht der Hanslu sgehilfen“, II. Auflage, Seite 125, und wohl auch 
Staub, Komm. z. Handelsgesetzbuch, Anm. 11 zu $& 66).“ 


Ist angeordnete Kurzarbeit, wenn sie generell vereinbart 
war, auch zulässig, wenn nur einzelnz Angestellte davon be- | 
troffen werden sollen? Das Gewerbegericht München hat diese” 
Frage verneint und das Verhalten der Firma als Schikane be- 
zeichnet. Die Firma K. hatte zwei Bundeskollegen wegen 
Mangel an Arbeit, nachdem sie sich von diesen einen Revers | 
hat unterschreiben lassen, worin sie ihr Einverständnis zu einer 
jederzeitigen Arbeitszeitverkürzung erklärten, gekündigt. Wäh- 
rend das übrige Personal voll arbeitete, wurden die beiden Kol- 
legen auf Kurzarbeit gesetzt. Sie erhoben beim Gewerbegericht 
Klage und verlangten die Zahlung ihres vollen Gehaltes, Das 
Gewerbegericht hat die beklagte Firma äAntragsgemäß_ ver- 
urteilt. Die Begründung lautet: 


„Was die rechtliche Würdigung. der Angelegenheit anlangt, so ist 
unbestritten, daß Kläger einen Revers unterschrieben,. wonach sie sich 
mit der jederzeitigen Arbeitszeitverkürzung einverstanden erklärt haben. 
Wegen der Zulässigkeit eines solchen Reverses wird auf die zutreffenden 
Ausführungen eines Urteils vom 16. Mai des Kaufmannsgerichtes 
München. verwiesen. Die Frage, in welchem Umfange die ‘Arbeitszeit 
verkürzt werden darf, regeit sich nach :$$ 315, 316 des B.G.B., wonach. die 
Bestimmung hierüber an sich der Beklagten zusteht, diese aber, nach 
billigem Ermessen zu treffen hat. Nur im Falle der Unbiligkeit hat das 
Gericht zu entscheiden. Zur Einführung der Kurzarbeit wird der Arbeit- 
geber sich nur dann verstehen dürfen, wenn ihn die wirtschaftliche Lage 
dazu drängt. Außerdem muß sie im Interesse der Arbeiterschaft liegen, 
damit Kündigungen durch sie vermieden werden. Nun steht fest, ‘daß 
die unbestrittene schlechte wirtschaftliche Lage die Beklagte zür Arbeits- 
zeitverkürzung nötigte und daß diese Maßnahme auch für sämtliche 
Techniker. der Betriebsabteilung in den. ersten Tagen des August. durch- 
geführt wurde, während in der Zeit vom 18. bis, 24. August die 7 
ne nur halbtags und in der Zeit vom 25. bis 31, August der eine 
noch mit 24 und der andere überhaupt nur vier Stunden wöchentlich 7 
beschäftigt wurden, dagegen die übrigen 21 technischen Beamten ihrer 
Abteilung in dieser Zeit vollen Dienst zu leisten hatten. Daß die gleich- 7 
mäßige, weil ordnungsmäßige einheitliche‘ Durchführung der Arbeits- 
zeitverkürzung vom 11. bis 18. August» sowohl den Interessen der 
Arbeitgeberin und der Arbeitnehmer diente und den Grundbestimmungen 
der vom Gesetze geforderten Büligkeit Rechnung trägt, bedarf keiner 
weiteren Erörterung; die Kläger haben auch die Berechtigung ‚dieser 
Anordnung anerkannt. Dies trifft jedoch nicht zu bei einer Maßnalıme, 
die sich einseitig nur auf einen oder einige Arbeitnehmer erstreckte; hier 
wird die Maßnahme, noch dazu bei Gekündigten, zu einer Maßregelung. 
die sich als Schikane im Sinne des $ 226 B.G.B. qualifiziert. Da sich ° 
die Anordnung der Beklagten als unbillige, rein schikanöse darstellte, 
war sie unzulässig und mußte die Beklagte demgemäß zum Ersatze’des 
durch sie angerichteten Schadens, der dem Verdienstentgange für die 
angegebene Zeit entsprach und der Höhe nach unbestritten war, ver- 
urteilt werden.“ 


Bücherschau 


ABmann, Hans, Bürgermeister a. D, Wohlerworbene Be- 
amtenrechte und das Besoldungsrecht der preußBi- 
schen Kommunalbeamten. Zweite durchgeseliene Auflage: 43 $. 
Berlin 1924. Industriebeamtenverlag G.m.b.H. = 

Der durch eine große Reihe praktischer Bücher bekannte Verfasser 
hat im November 1924 die vorliegende Schrift als einen Ratgebei für 
Beamte, Gemeinden, Gemeindeverbände und: sonstige Behörden sowie 
für Beamtengewerkschaften und Rechtsanwälte herausgegeben. Die erste ” 
Auflage war kurz nach ihrem Erscheinen vergriffen, so daß das Vorwort 
der zweiten vom Jantar 1925 datiert werden kann. Aufgebaut ist'.die 
Schrift unter folgenden Abschnitten: Das Anstellungsrecht der Gemein- 
den. Das Recht auf Besoldung. Das kommunale Besoldungswesen, Die | 
wohlerworbenen 'Beamtenrechte. Die wohlerworbenen Besoldungsrechte 
der preußischen Kommunalbeamten. Der Schutz der wohlerworbenen Be- ° 
soldungsrechte. Der Anspruch der Einzelbeamten ‘auf höhere Bezüge. ° 
Es ist die Eigenart des Verfassers, das geltende Recht mit einer großen 
Anzahl von Entscheidungen‘ der Gerichte zu durchsetzen und dadurch mit 
der Praxis in Fühlung zu bleiben. Auf diese : Weise ist auch die vor- ” 
liegende Schrift entstanden und als eine höchst aktuelle und nützliche ” 
anzusehen. Ueber den Begriff der wohlerworbeitien Rechte freilich ist 
die Wissenschaft noch sehr im unklaren, und die Ausführungen des Ver- 
fassers werden noch nicht das letzte Wort bedeuten. Alles in allem 
neh wird die Aufgabe des Biüchleins als eines Ratgebers im 

zeichneten Sinn. als erfüllt zu bezeichnen sein. ri, eH 
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Entscheidungen 


Reaktionäre Regierung — reaktionäre Rechtsprechung. Die 
1. Zivilkammer des Landgerichts Dortmund hatte sich in 
der Sitzung vom 1. Dezember 1924 mit einer Berufungs- 
klage von vier Steigern, zwei Fahrhauern und zwei Förder- 
maschinisten der Zeche Zentrum 4/6 zu befassen. Es handelte 
sich um Stellungnahme zu dem Urteil des Berggewerbegerichts 
Dortmund, Kammer Wattenscheid, vom 5. August 1924, durch 
das die fristlose Entlassung der oben bezeichneten Angestell- 
ten als berechtigt anerkannt worden war, weil sie sich ge- 
weigert hatten, während eines Streiks der Arbeiter Notstands- 
arbeiten zu verrichten. Daß das Berggewerbegericht zu dieser 
Entscheidung kam, war uns weiter nicht verwunderlich; denn 
wir sind in dieser Hinsicht von den Berggewerbegerichten 
nicht gerade verwöhnt worden. Auch daß bei diesem doch 
eigentlich besonders sachverständigen Gericht der Begriff „Not- 
standsarbeit‘‘ eine Auslegung eriahren hatte, die die wirt- 
schaftlichen Zusammenhänge und die arbeitsrechtlichen Grund- 
lagen geradezu auf den Kopf stellt, muß man bei der Be- 
setzung dieser Gerichte eben in den Kauf nehmen. Aber daß 
cine höhere, von drei richtiggehenden Juristen gebildete Recht- 
sprechungsinstanz sich solche vom einseitigsten Interessenstand- 
punkt diktierten Gedankengänge zu eigen und zum Ausgangs- 
punkt einer Entscheidung macht, die in ihrer weiteren Aus- 
wirkung zum krassesten Wirtschaitsfeudalismus zurückführen 
muß, das ist doch eine im „Rechtsstaat“ reichlich harte Probe 
für das Vertrauen zu einer juristisch einwandfreien und objek- 
tiven Rechtsprechung. 

In der Einleitung ihrer Begründung behauptet die er- 
kennende Kammer, die Auffassung der Kläger, zu anderen als 
den vertraglich übernommenen Leistungen auch im Falle der 
Not nicht verpflichtet zu sein, stehe im Widerspruch mit dem in 
Angestelltenkreisen und deren Verbänden allgemein ein- 
genommenen Standpunkt. Das ist eine sehr allgemeine 
Behauptung, und es wäre schon recht interessant zu erfahren, 
woher jeder der drei Herren Richter diese Wissenschaft hat. 
Für die freigewerkschaftliche Arbeiter- und Angestelltenschaft 
müssen wir deren Richtigkeit in dieser allgemeinen Form 
jedenfalls entschieden. bestreiten, und da auch für diejenigen 
Kläger, die einer anderen Gewerkschaftsrichtung angehören, 
Berufung eingelegt wurde, so bleibt als Träger der behaupteten 
alllgemeinen Auffassung nur eine zahlenmäßig wirklich nicht 
ins Gewicht fallende Arbeitnehmergruppe übrig, die blind- 
iings und überall auf Befehl des „Brotherrn‘“ Ördre pariert. 

„Fälle der Not“ und „Notstandsarbeiten“ sind je nach den 
Umständen ganz verschiedene Dinge Daß die Aus- 
führung der Notstandsarbeiten bei Lohnkämpfen, also bei 
Streiks, sichergestellt wird, wollen auch die Gewerkschaften; 
n.ır besitzen sie die Vermessenheit zu verlangen, daß sie in der 
Frage, was als tatsächliche Notstandsarbeit anzusehen ist, 
mitreden. Die Kammer.ist aber der Meinung, daß darüber 
der Arbeitgeber allein und selbstherrlich zu bestimmen habe. 
Das ist eine unter der Rechtsgeltung des Betriebsrätegesetzea 
nicht mehr ganz zeitgemäße Einstellung, die auch ganz all- 
gemein betrachtet zu dem eigenartigen Ergebnis führt, daß 
der Arbeitgeber zunächst jede Arbeit verlangen könnte, und 
erst, wenn sie geschehen wäre, würde sich feststellen lassen, 
daß das Verlangen ungerechtfertigt war. 

Das Gericht gibt seibst zu, daß die Ansicht des Arbeit- 
nehmers für die Frage der fristiosen Entlassung eine Rolle 
spiele, soweit über den Umiang der von ihm verlangten Arbeit 
berechtigte Zweifel bestehen können. Die Kammer 
wird uns schon glauben müssen, daß in den Berufskreisen, 
die mitten drin im Wirtschaftsleben stehen ünd die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse und Zusammenhänge nicht nur aus grauen 
Theorien, sondern aus praktischem Erleben und Einfühlen 
kennen, über die Begriffsbegrenzung von Notstandsarbeiten sehr 
erhebliche Meinungsverschiedenheiten bestehen, je nachdem 
man sich auf dem Wirtschaftsglobus auf den Arbeitgeber- oder 
Arbeitnehmerpol stellt. Wir können der Kammer aber auch 
verraten, daß die Linie, auf der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
selbst einen Ausgleich ihrer Meinungsverschiedenheiten und 
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die Behebung berechtigter Zweifel für möglich halten, wesent- 
lich näher nach der Mitte zwischen den beiden Polen hin liegt 
als der Breitegrad, auf dem sich die Kammer mit ihrer 
Definition der Notstandsarbeit bewegen zu müssen glaubt. 
Das konnte die Kammer aus dem Verhalten der Kläger selbst 
ersehen. Diese hatten bereits Notstandsarbeiten, „so wie sie es 
auffaßten‘, geleistet und erst als sie glaubten, in den Charakter 
und Zweck der von ihnen verlangten Arbeiten als „Notstands- 
arbeit“ berechtigte Zweifel setzen zu müssen, die Aus- 
führung dieser Arbeit — die Herstellung von Briketts — 
verweigert. Waren sie aber nach voraufgegange- 
nerPrüfungnichtdavonüberzeugt, daß es sich bei 
dem über ihre vertraglichen Arbeitsverpflichtungen hinaus an 
sie gestellten Verlangen um reine Notstandsarbeit 
im Sinne des Wortes handelte — und sie konnten es in 
Kenntnis der grundsätzlichen Auffassung ihrer Organisationen 
nicht sein —, dann kann auch kein Ungehorsam, keine 
beharrliche Arbeitsverweigerung im objek- 
tiven Sinne bei ihnen vorliegen. 

Die Kammer behauptet weiter, daß auf Grund langer 
Uebung für Angestellte die ungeschriebene Verpflichtung be- 
stehe, bei Arbeitskämpfen der Arbeiter selbst Hand anzulegen. 
Vielleicht nehmen die Herren Mitglieder der 1. Zivilkammer des 
Landgerichts Dortmund einmal Kenntnis davon, daß das oberste 
deutsche Gericht in der Entscheidung des 3. Zivilsenats vom 
6. Februar 1923 ausdrücklich anerkannt hat, daß dem seiner 
Entstehungszeit entsprechenden individualistischen Standpunkt 
des B.G.B. gegenüber heute der Gedanke der sozialen Arbeits- 
und Betriebsgemeinschaft Ausbreitung und Anerkennung ge- 
funden habe und das Verhältnis zwischen den Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern beherrsche. Ob die Motive des Reichsgerichts 
für eine derartige Feststellung fortschrittlicher Rechts- 
gestaltung sich genau mit denen decken, die den Schöpfer 
der zur Zeit geltenden Reichsverfassung leiteten, als er die 
Artikel 157 bis 165 formulierte, wollen wir hier nicht weiter 
untersuchen. Jedenfalls hat die Feststellung dieser tat- 
sächlichen sozialen Verhältnisse dem Reichsgericht ebenso daz.ı 
gedient, zugunsten des Arbeitgebers zu entscheiden, wie der 
Dortmunder Landgerichtskammer denselben Dienst das Ueber- 
sehen der „tatsächlichen sozialen Verhältnisse‘ geleistet hat. 

Es wäre interessant, wird aber praktisch kaum zu erproben 
sein, wie sich die Herren Richter im Falle eines Streiks der 
Gerichtssekretäre, Gerichtsschreiber und des übrigen Hilfs- 
personals dem Verlangen gegenüber verhalten würden, sich um 
die Besorgung der Akten, den Aufruf der Parteien und Zeugen, 
eventuell sogar um die Heizung der Räume für die abzuhalten- 
den Termine selbst zu bemühen. Wir können uns vorstellen, 
daß die Abhaltung von Gerichtsterminen auch mal „tatsäch- 
liche Notstandsarbeit“ sein könnte, Ob es da nicht Vertagun- 
gen in Menge geben würde? 

Am eigenartigsten aber mutet die Logik an, mit deren Hilfe 
aus der Brikettfiabrikation der Zeche, also dem auf 
Erzielung von Produktionsgewinn gerichteten Betriebs- 
zweck einer besonderen Abteilung des Unternehmens, eine 
Notstandsarbeit konstruiert wird. Die Urteilsbegründung 
stellt zunächst einmal fest, daß zu Notstandsarbeiten außer der 
Bedienung der Pumpen und der sonstigen zur Wasserhaltung 
und Wetterführung erforderlichen Arbeiten auch die Förderung 
von Kohlen gehöre, soweit sie zur Beschickung der Kessel auf 
der Zeche erforderlich ist. Wenn man trotz der Bedenken 
gegen das sehr dehnbare Ausmaß der für diese Zwecke in 

etracht kommenden Förderung hierin dem Gericht noch 
beipflichten will, so wird es aber erlaubt sein, darauf hin- 
zuweisen, daß neben dieser Förderung für den Eigenbedarf 
die Herstellung von Briketts als Notstandsarbeit dann nicht 
mehr in Frage kommen kann. Es bleibt also noch die Beliefe- 
rung der Eisenbahn und anderer Abnehmer übrig. Wegen 
der letzteren werden wir uns mit der entscheidenden Kammer 
nicht auseinanderzusetzen brauchen; denn von einem Streik- 
recht wird man auch am Landgericht in Dortmund schon 
gehört haben. Nun bleibt also noch die Eisenbahn, die bei dem 
Umfang ihres Betriebes nicht in der Lage sein soll, solche Vor- 
räte aufzustapeln, daß sie ohne Beeinträchtigung des Verkehrs 
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ihren Betrieb länger aufrechterhalten kann. Einen Einwand, 
daß die Kohlenförderung einer einzigen Zeche bei diesem 
Riesenbetrieb eine so einschneidende Wirkung gar nicht auszu- 
lösen vermag, versucht ja die Begründung selbst schon, wenn 
auch recht matt, zu widerlegen. Daß man Lokomotiven nicht 
nur mit Briketts der Zeche Zentrum, sondern auch mit solchen 
anderer Zechen, mit nichtbrikettierten Kohlen oder sogar mit 
Kohlen anderer Bergreviere, für die gerade im vergangenen 
Sommer nicht genügend Absatz zu finden war, heizen kann, 
wird vermutlich auch der Landgerichtskammer in Dortmund 
nicht unbekannt sein. Und wenn durch einen Lohnkampf 
größeren Umfanges wirklich einmal eine erhebliche Störung 
? RS u . . . 

in der Lieferung des Brennmaterials eintritt, so muß eben auch 
die Eisenbahn, die mittlerweile selbst ein privates Unternehmen 
geworden ist, ihren Betrieb entsprechend einschränken und 
umorganisieren. Wir sind der Meinung, daß das „Wohl der 
Allgemeinheit‘“ noch gar nicht ernstlich bedroht ist, wenn 
einmal einige Badezüge nach Norderney und Borkum oder 
nach Misdroy und Heringsdorf ausfallen, oder wenn Oberhof, 
Schierke und Schreiberhau vergeblich auf Sonderzüge mit Ski- 
fahırern warten. Bis der Lebensmitteltransport in 
bedrohlicher Weise in Mitleidenschaft gezogen wird, muß ein 
lLohnkampf schon Dimensionen angenommen haben, daß ganz 
andere Stellen als das Landgericht Dortmund sich mit der Frage 
zu beschäftigen haben, was in solchem Falle als Notstands- 
arbeit anzusehen ist. Es hat sich bisher noch immer gezeigt, 
daß in solchen Ausnahmefällen auf der einen Seite die Macht- 
mittel der Regierung, auf der andern die Einsicht und die Auto- 
rität der Gewerkschaftsieitungen weitreichend genug waren, 
„um die Volkswirtschaft vor uneinbringlichem Schaden zu be- 
wahren‘. Bei normalem Verlauf eines Lohnkampfes wird man 
aber den Begriff der Notstandsarbeit auf diejenigen Arbeiten 
beschränken müssen, die notwendig sind, um den eigenen 
Betrieb so weit aufrechtzuerhalten, daß er nach Abbruch des 
Arbeitskampfes wieder aufgenommen werden kann, oder die 
zwecks Aufrechterhaltung anderer lebenswichtiger 
Betriebe erforderlich sind. 


Wenn dann noch das Gericht den Einwand der Kläger; 

daß ihnen die Leistung dieser Notstandsarbeiten mit Rücksicht 
auf die drohende Gefahr nicht zuzumuten sei, nicht durch- 
reifen ließ, so läßt das zwar auf den persönlichen Schneid 
jedes einzelnen der drei Herren die denkbar schmeichelhafte- 
sten Rückschlüsse zu. Hier kommen aber ganz individuelle 
Charaktereigenschaften in Frage, die weder an die rechtliche 
noch an die gesellschaftliche Stellung des einzelnen zwang- 
läufig gebunden sind, und aus denen man, solange sie sich 
nor passiv äußern, dem Betreffenden keinen Strick drehen 
sollte. Als ein besonderes Vergnügen wird es aber von dert 
wenigsten empfunden werden, sich zum Wohl der Allgemein- 
heit oder zur Aufwertung der Gewinnrate des Arbeitgebers die 
Knochen zerschlagen zu lassen. 


Im nachfolgenden geben wir nun auszugsweise den Tat- 
bestand und im Wortlaut die Begründung des vorstehend be- 
sprochenen Urteils (IH. 1. S. 498/24) wieder: 


Tatbestand. 


Die Kläger standen als technische Beamte und Angestellte der 
Schachtanlage Zentrum 4/6 im Dienste der Adler-Aktiengesellschaft für 
Bergbau. Während des Arbeitskampfes in Monat Mai 1924 haben die 
Kläger Notstandsarbeiten ausgeführt. Vom 13. Mai ab wurde auch die 
Berstellung der für die Eisenbahnverwaltung bestimmten Briketts wieder 
sufgenommen, am 17. Mai jedoch, als ein Haufen fremder Arbeiter auf 
die Zeche eingedrungen, die Anwesenden und auf dem Wege zur Zeche 
begriiienen Angesteliten, bedroht, zum Teil mißhandelt waren, wieder 
eingestellt. Vom 17. bis 19. Mai wurden nur die unbedingt erforderg 
tichen Notstandsarbeiten gemacht. Als am 20. Mai auch die Herstellung 
von Briketts für die Eisenbahnverwaltung wieder aufgenommen werden 
solite, weigerten sich zunächst sämtliche Beamte. Erst auf Vorstellung 
des Betriebsführers und des Generaldirektors erklärte sich der größere 
Teil der Beamten zur Weiterführung der Notstandsarbeiten bereit, 
während die Kläger sämtliche Notstandsarbeiten verweigerten, insbe- 
sondere aber auch die Herstellung von Briketts für die Eisenbahnver- 
waltung. Sie. wurden hierauf fristlos entlassen. Sie erhoben Klage auf 
Feststellung, daß die fristiose Entlassung nicht gerechtfertigt sei. und 
auf Zahlung ihres Gehalts bis zum Ablauf der Kündigungsfrist, dem 
30. September 1924. Gegen das abweisende Urteil des Berggewerbe- 
gerichts Dortmund, Kammer Wattenscheid, vom 5. August 1924 haben 
die Kläger Berufung eingelegt. 

Die Kläger leugnen mit der Berufungsbegründung: überhaupt ihre 
Verpflichtung zur Leistung von Notstandsarbeiten an Stelle der Arbeiter, 
da sie nach ihrem Dienstvertrage nur zur Leistung von Aufsichtstätigkeit 
verpflichtet seien und bestreiten vor allem, daß die Herstellung von 
Briketts für die Eisenbahnverwaltung zu Notstandsarbeiten gehöre. Sie 
greiien weiter auch die Ausführungen des Vorderrichters an, daß auch 
solche Arbeiten, die zwecks Erlangung von Geldmitten zur Aufrecht- 
erhaltung des Betriebes nötig seien, zu den Notstandsarbeiten gehören 
und daß über den Umfang der Notstandsarbeiten der Arbeitgeber allein 
zu bestimmen habe. 





Entscheidungsgründe, 
Die Behauptung der Kläger, daß sie auf Grund ilıres Dienstver; 
trages nur zu Aufsichtsdiensten verpflichtet seien, dagegen niemals auch 
iin Falle der Not nicht zur Leistung von Diensten, die an sich den Berg- 


leuten obliegen, setzt sich in Widerspruch mit dem in Angestelltenkreisen 
und deren Verbänden allgemein eingenommenen Standpunkt. Die Pflich- 


ten aus einem Dienstvertrage, namentlich eines Angestellten, erschöpfen 3 
sich für beide Vertragsparteien nicht‘ mit den in dem Anstellungsvertrag 7 
oder der maßgebenden Gesamtvereinbarung aufgezählten Pflichten, sondern “% 
es gibt daneben auch ungeschriebene Verpflichtungen, die ohne weiteres © 
den Parteien obliegen, wie gerade. die Rechtsgrundsätze über positive 
Vertragsverletzungen klar und deutlich ergeben; zu derartigen unge- 5 
schriebenen Verpflichtungen gehört auch auf Grund langer Uebung die © 
Verpflichtung von Angestellten bei Streik und Aussperrungen, also bei © 
Arbeitskämpfen, die sogenannten Notstandsarbeiten zu leisten, also nicht © 
bloß Aufsichtstätigkeit zu üben, sondern selbst Hand anzulegen. Streit 7 
kann nur über den Umfang der Notstandsarbeiten bestehen. Daß zu 7 
diesen Notstandsarbeiten außer der Bedienung der Pumpen und der R 
sonstigen zur Wasserhaltung und Wetterführung erforderlichen Arbeiten 7 
auch die Förderung von Kohlen gehört, soweit sie zur Beschickung der © 
Kessel auf der Zeche erforderlich ist, steht auch außer Zweifel, Dem = 


Vorderrichter ist aber auch darin beizustimmen, daß unter Notstands- 7 
arbeiten auch die Förderung von Kolhlen fällt, die zum Wohle (der 
Allgemeinheit zur Aufrechterhaltung eines lebenswichtigen Betriebes, wie 7 
Elektrizitäts-, Gas- und Wasserwerke nötig sind. Auch der geregelte 
Betrieb der Eisenbahn ist nicht nur, soweit er die Versorgung der Be- 
völkerung mit Lebensmitteln betrifft, sondern die Aufrechterhaltung des 7 
allgemeinen Verkehrs ermöglichen soll, damit nicht der gesamten Volks- 7 
wirtschaft durch den Arbeitskarıpf eines mehr oder weniger kleinen Teiles 
uneinbringlicher Schaden erwächst, so wesentlich, daß die Versorgung 7 
der Eisenbahn mit den Notstandsarbeiten zu rechnen ist. Der geregelte 7 
Betrieb der Eisenbahn erfordert aber, daß auch die Lieferung der 
Kohlen möglichst regelmäßig erfolgen und nicht gänzlich unterbrochen 
wird, da bei dem Umfang des Betriebes die Eisenbahnverwaltung gar 
nicht in der Lage ist, solche Vorräte aufzustapeln und daß sie ohne 
Beeinträchtigung des Verkehrs den Betrieb länger aufrecht erhalten 
kann, wenn die Versorgung mit Kohlen unterbrochen wird. Da bei 
einem Arbeitskampf die Lieferungen sowieso herabgehen werden, so 
kann man sich nicht darauf berufen, daß die Einstellung der Lieferung 
einer einzigen Zeche für die Aufrechterhaltung des Eisenbahnbetriebes "© 
ohne Bedeutung ist, zumal wenn, wie im Mai 1924, der Arbeitskampf das 
hauptsächlichste Kohlengebiet Deutschlands betrifft. Denn wenn die An- 
gestellten jeder Zeche so denken würden, so würde damit die Ver- 
sorgung der Eisenbahn überhaupt unterbunden werden. Der Vörder- 
richter hat daher mit Recht angenommen, daß die Herstellung von 
Briketts für die Eisenbahnverwaltung zu den Notstandsarbeiten gehört. 
Dagegen vermag das Berufungsgericht seine weiteren Ausführungen 
nicht zu billigen. Zu den Notstandsarbeiten können nicht solche Ar- 
beiten gerechnet werden, die dazu dienen sollten, der Zeche Geldmittei 7 
für die Bezahlung der Notstandsarbeiten zu verschaffen. Denn dann 
würde auch der Unternehmer berechtigt sein, die Förderung von Kohlen 
zwecks Absatzes überhaupt zu verlangen und es würde schließlich jede 
produktive Tätigkeit zu den Notstandsarbeiten zu rechnen sein. Ebenso 
ist es nicht zutreffend, daß der Arbeitgeber allein darüber 'zu bestimmen 
hat, was er als Notstandsarbeiten ansehen will oder nicht. Denn dann 
würde der Angestellte gezwungen sein, auch Arbeiten auszuführen, die 
nach allgemeiner Ansicht nicht als solche anzusehen sind, wenn er sich ° 
nicht der Gefahr der fristiosen Entlassung aussetzen will. Es kommt 
vielmehr bei der Verpflichtung zur Leistung von Notstandsarbeiten eben- 
sowenig auf die Ansicht des Arbeitgebers, wie auf die Ansicht des Arbeit- 
nehmers an, sondern entscheidend ist nur das, was von der Allgemein- 
heit als Notstandsarbeiten anzusehen ist. Eine Vertragsverletzung, die zur 
fristiosen Entlassung berechtigt, liegt also nur dann vor, wenn Arbeiten 
verweigert werden, die den eigenen Betrieb soweit aufrecht erhalten 
sollen, daß er nach Abbruch des. Arbeitskampfes sofort wieder aufge- 
nommen werden kann oder die zwecks Aufrechterhaltung anderer lebens- 
wichtiger Betriebe erforderlich sind. Nur soweit über den Umfang dieser 
Arbeiten berechtigte Zweifel bestehen können, kann die Ansicht des 
Arbeitgebers oder der Arbeitnehmer für die Frage der Entlassung eine 
Rolle spielen, nur dann wird eine Weigerung des einzelnen Ärbeit- 
nehmers keine Vertragsverletzung sein.. Auch hier kann es jedoch auf 
die Ansicht eines einzelnen Arbeiters oder Angestellten nicht ankommen, 
sondern er hat, wenn die Mehrzahl seiner Arbeitskollegen, wohl gar 
die gesetzliche Betriebsvertretung, die Leistung der geforderten Ar- ° 
beiten billigt, sich dem zunächst zu fügen. Denn ein ordnungsmäßiger 
Betrieb und sePes auch nur ein Notbetrieb, wie bei einem Arbeitskampf, 
würde nicht aufrecht zu erhalten sein, wenn auf: die Ansicht jedes ein- 
zeinen Rücksicht genommen werden sollte. 
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Vorliegend erfolgt nın aber die Herstellung von Briketts nur zur = 
Versorgung der Eisenbahn, soweit sie nicht im eigenen Betrieb ver-- 7 
wendet wurden und nicht etwa zum Verkauf an andere Abnehmer. © 
Jie Arbeiten fielen also auch bei Zugrundelegung eines objektiven Maß- = 
stabes unter den Begriff der Notstandsarbeiten, selbst wenn die Be- = 
klagte dadurch Geldmittel hereinbekam. Die Verweigerung dieser Ar- 7 
beiten stellte also eine grobe Pflichtverletzung dar und die Beklagte © 
war ‘daher berechtigt, die Kläger zu entlassen, selbst soweit sie nicht | 
mit eigentlichen Notstandsarbeiten für die Zeche selbst, sondern mit der ® 
Herstellung von Briketts zur Lieferung an die Eisenbahnverwaltung © 
beschäftigt werden sollten. 3 

Auch der Einwand der Kläger, daß ihnen die Leistung dieser Not- KR" 
standsarbeiten mit Rücksicht auf die drohende Gefahr nicht zuzu- = 
muten sei, greift nicht durch. Ein unmittelbarer Zwang, durch den sie an 2 
der Leistung der Arbeiten nach dem 20. Mai gehindert worden seien, hat {4 
unstreitig nicht vorgelegen. Auch die Gefahr von Drohungen und Miß- j: 
handlungen war nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme erster In- = 
stanz im wesentlichen beseitigt, wie auch die Tatsache ergeben hat, ’ 
daß infolge des eingesetzten polizeilichen Schutzes irgendwelche erheb- 7 
liche Belästigungen nach dem 20. Mai nicht mehr vorgekommen sind. 
Im übrigen wird bei der Ausübung eines derartigen Terrors erfahrungs- 





gemäß kein Unterschied gemacht, ob eigentliche oder uneigentliche Not- 
standsarbeiten geleistet werden, sondern wenn einmal vom gewissen = 
Kreisen die Notstandsarbeiten zu verhindern gesucht werden, so trifft 
diese Bedrohung alle diejenigen, die überhaupt zur Zeche gehen wollen. 


Weiter ist auch die Leistung von Notstandsarbeiten überhaupt regel- » 











Nr. 2 
mäßig mit einer gewissen Gefahr der Belästigung bedroht, da es radikale 
Kreise gibt, die gerade die Unterbindung von Notstandsarbeiten als 
‚wichtigstes und durchschlagendes Kampfmittel betrachten. Erkennt man 
überhaupt die Verpflichtung zur Verrichtung von Notstandsarbeiten an, 
so muß man auch davon ausgehen, daß die Notstandsarbeiten afıch 
dann zu leisten sind, wenn damit eine gewisse Gefahr der Belästigung 
werbunden ist. Nur dann, wenn diese Gefahr so erheblich ist, daß mit 

ößter Wahrscheinlichkeit eine Gefährdung der Gesundheit zu erwarten 
ist, wird die Nichtleistung und Verweigerung von Notstandsarbeiten 
nicht als eine Verletzung der Vertragspflicht angesehen werden können, 
Diese letzten Voraussetzungen lagen aber, wie gesagt, nicht vor, 

Demnach ist die fristlose Entlassung zu Recht erfo!gt und die Be- 
rufung mußte mit Kostenfolge aus $ 97 Z.P.O. zurückgewiesen werden. 





Die Anfechtbarkeit der Entscheidungen der Arbeitsgerichte, 
In Art. 2 der Verordnung. über das Schlichtungswesen vom 
30. Oktober 1923 sind die Einzelstreitfälle aufgeführt, für 
welche ausschließlich die Arbeitsgerichte zuständig sind. Es 
sind dies die Streitfälle: 
1. der SS 82 bis 90 B.R.G., also 
a) der Streit bei Verstoß gegen die gemäß $ 73 Ziff. 8 B.R.G. 
vereinbarten Richtlinien (Einstellung von Arbeitnehmern $$ 82, 
83 B.R.G.); 

b) der Einspruch gegen eine Kündigung nach Maßgabe des $ 84 
Zih 1 bis 4 B:R.G. (SS 84 bis 90 B.R.G,); 

2. der 88 8, 18, 19 der V.O. betr. eine vorläufige Landarbeitsordnung 
vom 24. Januar 1919 (R.G.Bl. S, 111); 

3. des $ 09 des Reichsversorgungsgesetzes in der Fassung vom 30, Juni 
I923I(R OB. 1,55. .523), 

4. der Antrag des Arbeitgebers oder der Arbeitnehmer auf Enthebung 
eines Mitgliedes der Betriebsvertretung von seinem Amte wegen 
grober Pflichtverletzung ($ 39 Abs. 2 B.R.G.); 

5. der Antrag des Arbeitgebers oder der Arbeitnehmer auf Auflösung 
En ee wegen grober Pflichtverletzung ($$ 41, 441, 56, 60 

6. En ae eines vorläufigen Betriebsrates (8S$ 43°, 444, Satz 2 

.R.G.); 

7. der Antrag des Einzelbetriebsrates oder des Arbeitgebers auf Er- 
richtung eines oder mehrerer gemeinsamer Betriebsräte an Stelle des 
Gesamtbetriebsrates ($SS 521, 53 B.R.G.); 

8. der Antrag der walılberechtigten Arbeitnehmer auf Auflösung des 
gemeinsamen Betriebsrates (vgl. zu 7 $S$ 522, 53 B.R.G.); 

9. die Festsetzung von Strafen in der Arbeitsordnung gemäß $134b 
Ziff. 4 G.O. ($ 80? B.R.G.); 

10. Streitigkeiten über 
a) die Notwendigkeit der Errichtung, die Bildung und Zusammen- 

setzung einer Betriebsvertretung im Sinne des B.R.G.; 
b) Wahlberechtigung oder Wählbarkeit eines Arbeitnehmers; 
e) Einrichtung, Zuständigkeit und Geschäftsführung der Betriebs- 
vertretungen und der Betriebsversammlung; 
d) die Notwendigkeit von Geschäftsführungskosten der Betriebsver- 
tretungen; 
e) die sich aus den im B.R.G. vorgeschriebenen Wahlen ergeben. 
Bei den Unternehmungen und Verwaltungen, wie sie im $ 94 B.R.G. 
näher bezeichnet sind, bleiben die im $ 103 Satz 2 bezeichneten Stelien 
zuständig: 

il. der Antrag des Arbeitgebers auf Ersatz der Zustimmung zur Kündi- 
gung eines Mitgliedes der Betriebsvertretung ($ 97 B.R.G.); 

‘12. der Antrag auf Ersatz der Zustimmung zur Kündigung eines Be- 
triebsobmannes ($ 98 B.R.G.). 


Eine Berufung gegen die Entscheidungen der Arbeits- 
gerichte findet nicht statt, d. h. also, die Entscheidungen 
werden mit der Verkündung rechtskräftig. Es ist num die 
Frage aufgetaucht, ob derartige endgültige Entscheidun- 
gen im Wege einer Klage nachträglich angefochten werden 
können, insbesondere, wenn das Arbeitsgericht formale Mängel 
nicht gerügt oder gerügte Mängel unberücksichtigt gelassen 
hat. Am häufigsten lassen sich in den Streitfäiien aus den 
&8 84 bis 87 B.R.G. Mängel feststellen, wie z. B.: 

a) Nichteinhaltung der in $$ 84, 86 B.R.G. vorgeschriebenen 

Fristen; 

b) Verstöße gegen die 8$ 29 Abs. 3, 32 und 33 B.R.G.; 
c) Anrufung des Betriebsrates anstatt des Gruppenrates; 
d) falsche etinuns der Entschädigungssummen. 


Zur ‘Zeit der Zuständigkeit der Schlichtungsausschüsse 
waren die ergangenen Schiedssprüche ebenfalls endgültig. Aus 
einem Schiedsspruche, in welchem die Verpflichtung zur Zahlung 
einer Entschädigungssumme ausgesprochen war, konnte jedoch 
eine Zwangsvollstreckung nicht betrieben werden. Vielmehr 
war eine besondere Klage beim ordentlichen oder Kaufmanns- 
gericht oder Gewerbegericht notwendig, um einen vollstreck- 
Een Titel zu erlangen. In diesem Verfahren konnte der Be- 
klagte Mängel der oben geschilderten Art rügen. Während das 
angerufene Gericht in sachlicher Hinsicht keine Befugnis 
‚hatte, die ergangene Entscheidung des Schlichtungsausschusses 
nmachzuprüfen, war es aber berechtigt, formale Mängel fest- 
zustellen und die Nichtigkeit der Schiedssprüche auszusprechen. 
- Das Verfahren vor dem Arbeitsgericht regelt sich nach den 
"Vorschriften des Gewerbegerichtsgesetzes und der Zivilprozeß- 
“ordnung. Es ergehen also Urteile, aus denen Zwangsvoll- 
F 
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streckung betrieben werden kann. Die Arbeitsgerichte sind in 
erster Linie verpflichtet, die formalen Voraussetzungen für die 
Zulässigkeit der Klage zu prüfen. Bei Feststellung solcher 
Mängel muß es zur Abweisung der Klage kommen. Ist aber 
dennoch zugunsten des Klägers eine Entscheidung ergangen, 
ohme daß solche Mängel gerügt worden sind, so ist die Ent- 
scheidung dennoch endgültig und kann nicht nachträglich 
mit dem Einwand der Mängelrüge angefochten werden, wie dies 
bei Schiedssprüchen der Schlichtungsausschüsse möglich war. 
Selbst wenn einwandfrei feststeht, daß das Arbeitsgericht in 
sachlicher, rechtlicher und formaler Hinsicht Fehler begangen 
hat, muß sich der unterliegende Teil damit abfinden. 


Rechtskräftig abgeschlossene Verfahren können jedoch 
durch Nichtigkeits- oder Restitutionsklage im Sinne der 88 579, 
580 Z.P.O. wieder aufgenommen werden. Die Nichtigkeitsklage 
ist zulässig ($ 579): 

1. wenn das erkennende Gericht nicht vorschriftsmäßig besetzt war; 

2. wenn ein Richter bei der Entscheidung mitgewirkt hat, welcher 
von der Ausübung des Richteramts kraft des Gesetzes ausgeschlossen 
war, sofern nicht dieses Hindernis mittels eines Ablehnungsgesuches 
oder eines Rechtsmittels ohne Erfolg geltend gemacht ist; 

3. wenn bei der Entscheidung ein Richter mitgewirkt hat, obgleich 
derselbe wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt und das Ab- 
lehnungsgesuch für begründet erklärt war; 

4. wenn eine Partei in dem Verfahren nicht nach Vorschrift der Ge- 
setze vertreten. war, sofern sie nicht die Prozeßführung ausdrücklich 
oder stillschweigend genehmigt hat. 

In den Fällen Nr', 1 bis 3 findet die Klage nicht statt, wenn. die 
Nichtigkeit mittels eines Rechtsmittels geltend gemacht werden konnte. 

Die Restitutionsklage findet statt ($ 580): 

1. wenn der Gegner durch Leistung eines Parteieides, auf welche das 
Urteil gegründet ist, sich einer vorsätzichen oder fahrlässigen Ver- 
letzung der Eidespflicht schuldig gemacht hat; 

2. wenn eine Urkunde, auf welche das Urteil gegründet ist, fälschlich 
angefertigt oder verfälscht war; 

3. wenn durch Beeidigung eines Zeugnisses oder eines Gutachtens, 
auf weiche das Urteil gegründet ist, der Zeuge oder der Sach- 
verständige sich einer vorsätzlichen oder fahriässigen Verletzung 
der Eidespflicht schuldig gemacht hat; . 
wenn das Urteil vgn dem Vertreter der Partei oder von dem Gegner 
oder dessen Vertreter durch eine in Beziehung auf den Rechts- 
streit verübte Handlung erwirkt ist, welche mit einer im Wege des 

richtlichen Strafverfahrens zu verhängenden öffentlichen Strafe 
edroht ist; 
wenn ein Richter bei dem Urteil mitgewirkt hat, welcher sich in 
Beziehung auf den Rechtsstreit einer Verletzung seiner Amtspflichten 
gegen die Partei schuldig gemacht hat, sofern diese Verletzung‘ mit 
einer im Wege des gerichtichen Strafverfahrens zu verhängenden 
öffentlichen Strafe bedroht ist; 

6. wenn ein strafgerichtliches Urteil, auf welches das Urteil ge- 
gründet ist, durch ein anderes rechtskräftig gewordenes Urteil auf- 
gehoben ist; 

7. wenn die Partei 
a) ein in derselben Sache erlassenes, früher rechtskräftig gewor- 

denes Urteil, oder 

b) eine andere Urkunde auifindet oder zu benutzen in den Stand 

gesetzt wird, welche eine ihr günstigere Entscheidung herbei- 
geführt haben würde. 

Diese Bestimmung kommt in dem unter b bezeichneten Falle nicht 
zur Anwendtung, wenn das angefochtene Urteil darauf. beruht, daß .auf 
Grund einer Eidesleistung des Gegners die betreffende Tatsache oder 
deren Gegenteil für bewiesen erachtet ist. 

Andere Möglichkeiten, ein rechtskräftig gewordenes Urteil 
anzufechten, sind nach den Bestimmungen der Z.P.O. nicht 
gegeben. 


In einem im Rechtsschutz. unseres Bundes durchgeführten 
Streitfalle hat sich das Landgericht Liegnitz ebenfalls auf den 
Standpunkt gestellt, daß die Anfechtung einer rechtskräftigen 
Entscheidung des Arbeitsgerichts im Wege der Feststellungs- 
klage nicht zulässig ist. Es handelte sich um folgenden Tat- 
bestand: 


Der betreifende Kollege war seit dem Jahre 1919 bis Ende 
Mai 1924 bei der Firma N.N. in Stellung. Am 30. April 1924 
kündigte ihm die Firma zum 31. Mai 1924. Gegen diese Kündi- 
gung hat er beim Kaufmannsgericht in Liegnitz gemäß $ S4 ff. 
B.R:G. Einspruch eingelegt. Das Kaufmannsgericht hat den 
Einspruch für gerechtfertigt erklärt und der Firma für den 
Fall, daß sie die Weiterbeschäftigung ablehnt, eine Entschädi- 
gungspflicht von 600 M. auferlegt. Da die Firma nicht frei- 
willig zahlte, wurde der Betrag zwangsweise beigetrieben. Sie 
erhob Nichtigkeitsklage und behauptet nun, das Urteil des 
Kaufmannsgerichts sei nichtig, Nach $ 86 B.R.G. sei nämlich 
die Anrufung des Arbeitsgerichts von der formellen Voraus- 
setzung abhängig, daß von dem gekündigten Arbeitnehmer 
zunächst der Angestelltenrat anzurufen wäre und dieser den 
Einspruch für gerechtfertigt zu erklären habe. Diese Anrufung 
sei aber nicht erfolgt. Das Landgericht Liegnitz hat die Klage 
abgewiesen und das Urteil wie folgt begründet: 

„Die Ansprüche der Klägerin sind nicht ‚begründet. Die Ansicht 
der Klägerin, daß das Kaufmannsgericht a!s vorläufiges Arbeitsgericht 
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nur beim Vorliegen der Voraussetzungen des $ 86 B.R.G. eine sachliche 
Entscheidung, wie dies vorliegend geschehen ist, fällen durfte, ist 
allerdings richtig. Die Frage des Vorliegens der Voraussetzungen hat 
nun aber das Kauimannsgericht, wie die Gründe des von ihm er- 
lassenen Urteils ergeben, geprüft, bejaht und eingehend in den Gründen 
seines Urteils erörtert. Diese Vorentscheidung für die sachliche Ent- 
scheidung, mag man sie für falsch oder richtig halten, ist nun zweifel- 
los, wie die Hauptentscheidung selbst, unanfechtbar. Denn wollte man 
diese Vorentscheidung für antechtbar erklären, könnte auf dem Wege 
der Anfechtung dieser Entscheidung in jedem Falle die Nachprüfung der 
an sich unanfechtbaren Hauptentscheidung in die Wege geieiiet werden. 
Dieses will das Gesetz zweifellos nicht. Die Frage, ob etwa eine 
Nichtigkeitserklärung der Entscheidung des Kaufmannsgerichts dann 
erreicht werden könnte, wenn die Nachprüfung der Voraussetzungen des 
$S 86 B.R.G. übersehen worden ist, und ihr Fehlen behauptet wird, 
kann hier unerörtert bleiben, da dieser Fall nicht vorliegt. 

Mußte hiernach die Klage abgewiesen werden, so kann es dahin- 
gestellt bleiben, ob das ordentliche Gericht überhaupt befugt war, die 
Entscheidung des Kauimannsgerichts, a!so einer anderen koordinierten 
Behörde, nachzuprüfen und den erhobenen Anspruch seiner Rechts- 
findung zu unterstelien, da jedenfalls, mag das ordentliche Gericht sich 
für zuständig halten oder nicht, der Anspruch zur Abweisung kommen 
mußte. Hiernach war unter Berücksichtigung des $ 91 Z.P.O. wie ge- 
schehen, zu erkennen.‘ Urteil des Landgerichts Liegnitz vom 27. No- 
veınber 1924, Aktenz. 20 224/24.) 


Wird der Rechtsweg durch 88 16, 24 (Schiedsgerichts- 
vereinbarung) des Tarifvertrages für die Angestellten bei den 
thüringischen Staatsverwaltungen ausgeschlossen? (1. Zivilsenat 
des Gemeinschaftlichen Thüringischen Oberlandesgerichts in 
Jena vom 11. Oktober 1924.) 


Tatbestand Am 16. Juni 1922 schlossen die Parteien einen 
Dienstvertrag ab, nach dem der Kläger vom Verklagten vom 1. Juli 1923 
ab für die Dauer der Durchführung der Auflösung der thüriagischen 
Familiengüter als Auflösungskominissar angestellt wurde. Als Ver- 
gütung sollte er die Bezüge nach Besoldungsgruppe X erhalten. Am 
24. März 1923 hat der Verklagte dem Kläger für den 30. Juni 1923 ge- 
kündigt und hat ihn vom 1. April 1923 ab von seinen Diensten ent- 
bunden. Der Kläger ‘ist am 1. Juli 1923 in seine Stellung als Ober- 
bausekretär der Stadt Erfurt (Besoldung nach Gruppe VII), die er zuvor 
innehatte, zurückgetreten. Er steht auf dem Standpunkt, daß seine Ent- 
lassung aus dem thüringischen Dienste zu Unrecht erfolgt sei, er hätte 
bis zur Beendigung der Auflösung der Familiengüter beschäftigt wer- 
den müssen, und verlangt Schadenersatz wegen der vorzeitigen . Ent- 
lassung. 

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, weil nach 8 16 des 
Tarifvertrages für die Angestellten bei den thüringischen Staatsverwal- 
tungen — dessen Bestimmungen nach III des zwischen den Parteien ge- 
schlossenen Anstellungsvertrages für das Vertragsverhältnis gelten sollten 
— der Rechtsweg ausgeschlossen sei. 


Auf den Schiedsvertrag hat keine der Parteien sich berufen. Der 
Verklagte hat im zweiten Rechtsgang ausdrücklich erklärt, er wolle auf 
den Einwand des Schiedsvertrages verzichten. 

Entscheidungsgründe. Der Anspruch, den der Kläger 
geltend macht, gehört dem bürgerlichen Recht an, denn der Kläger leitet 
diesen Anspruch aus einem Dienstvertrage her, bei dessen Abschluß der 
Staat als Fiskus aufgetreten und der ausdrücklich als Privatdienstvertrag 
bezeichnet worden ist. Die Rechtsstreitigkeit ist also eine bürgerliche. 
Durch Parteivereinbarung kann die Entscheidung solcher Rechtsstreitig- 
keiten einem Schiedsgericht zugewiesen werden. In diesem Falle kann 
jede Partei sich an das Schiedsgericht wenden und, wenn der andere 
Teil die Entscheidung eines ordentlichen Gerichts anruft, die Einrede 
des Schiedsvertrags erheben. Wird aber von dem einen Teil das ordent- 
liche Gericht angeruien und erhebt der andere Teil nicht die Einrede 
des Schiedsvertrages, so muß das Gericht entscheiden; denn von Amts 
wegen ist der Schiedsvertrag uicht zu beachten. Dagegen kann durch 
Parteivereinbarung nicht der Rechtsweg ausgeschlossen werden in dem 
Sinne, daß auch dann das Gericht nicht entscheiden darf, wenn keine 
der Parteien die Unzulänglichkeit des Rechtswegs rügt. Das kann viel- 
inehr nur durch gesetzliche Bestimmung erfolgen. Hier ist das nicht 
geschehen. Es würde nur in Frage kommen können, ob eine soiche 
gesetzliche Bestimmung in dem: $ 24 des Teiltarifvertrages dann zu er- 
blicken ist, wenn die Reichsarbeitsverwaltung den Tarifvertrag für die 
Angestellten der thüringischen Staatsverwaltungen vom 14. Dezember 1021 
für allgemein verbindlich erklärt hat, nach dessen $ 16 bei Streitigkeiten 
aus dem Tarifvertrage zwischen Behörden und Angestellten das nach 
$ 24 des Teiltarifvertrages gebildete Schiedsgericht anzurufen ist. Aber 
diese Frage ist zu verneinen. Wenn ein Tarifvertrag für allgemein ver- 
bindlich erklärt wird, erlangt er innerhalb seines räumlichen Geltungs- 
bereichs für Arbeitsverträge, die nach der Art der Arbeit unter den 
Tarifvertrag fallen, auch dann Verbindlichkeit im Sinne des $ 1 der 
Verordnung über Tarifverträge usw. vom 23. Dezember 1918 (R.G.Bl. 
S. 1456), wenn der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer oder beide an 
dem Tarifvertrage nicht beteiligt sind ($ 2 der angeführten Verordnung). 
Es kann zweifelhaft sein, ob die Allgemeinverbindlicherklärung die 
Normen des Tarifvertrages ihres Vertragscharakters entkleidet und in 
der Weise Gesetzeskraft hat, daß die Normen nunmehr für Tariibeteiligte 
und Außenseiter kraft der behördlichen Erklärung so lange gelten, bis 
die Allgemeinverbindlicherklärung aufgehoben ist (sog. Gesetzestheo-ie), 
oder ob der Vertragscharakter bes hin bleibt, so daß die Rechtslage 
der Tarifvertragsparteien und der. Tarifangehörigen durch die Allgemein- 
verbindlicherklärung nicht berührt wird (sog. Vertragstlieorie). - Jeden- 
falls hat die Allgemeinverbindlicherklärung nicht die Wirkung, daß eine 
Bestimmung des Tarifvertrags, die vor der Allgemeinverbindücherklärung 
überhaupt unwirksam ist, weil durch Parteivereinsarung etwas derartiges 
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nunmehr durch die Erklärung der Allgemeinverbindlichkeit Rechtswi SE 
samkeit erlangt. Also auch wenn — was dahingestellt bleiben kann — 
der $ 34 des Teiltarifvertrages sich nicht nur auf Gesamtstreitigkeiten, 
sondern auch auf, Streitigkeiten aus dem Einzelarbeitsvertrag beziehen 
sollte und wenn ihm wirklich als Absicht der Parteien zu entnehmen 
ist, den Rechtsweg auszuschließen, so würde er doch auch dann, went 
der Tarifvertrag für die Angestellten der thüringischen Staatsverwaltungen 
vom 14. Dezember 1921 für allgemein verbindlich erklärt worden ist, nicht 
die Wirkung gehabt haben, für den vorliegenden Fall den Rechtsweg 
auszuschließen. 


Bezüglich des Begriffs „mit höheren technischen Dienst 
leistungen betraut‘ hatte das Gewerbegericht Berlin in einem 
im Rechtsschutz des Bundes durchgeführten Streitfall die 
sonderbare Auffassung vertreten, ein zu technischer Dienst 
leistung gegen monatliche feste Bezüge angenomme- 
ner Techniker sei dennoch nicht Angestellter im Sinne des 
$ 133a der G.O., solange nicht der Nachweis erbracht sei, daß 
die ihm übertragenen Dienstleistungen den Arbeitgeber befrie- 
digten und nur dann als höhere technische Dienstleistungen 
auigefaßt werden können. Diese Argumentation des Gewerbe 
gerichts ist auf eine offenbare Begrifisverwechslung zurückzur 
führen. In $ 622 B.G.B. ist von Dienstleistungen höherer Art 
die Rede. Dieser Begriff ist aber nicht auf & 133 a G.O. aus« 
zudehnen. Sinngemäß unterscheidet die G.O. technische Dienst- 
leistungen von Arbeitern und Angestellten. Technische Dienst 
leistungen sind zunächst die Leistungen der gelernten Ar 
beiter, wie Schlosser, Mechaniker, Monteure usw., die keine 
höhere Ausbildung haben. Höhere technische Dienstleistune 
gen sind aber regelmäßig solche, die nicht von Arbeitern, som 
dern von Angestellten auf Grund ihrer höheren Vor 
bildung (Besuch von Fachschulen usw.) ausgeführt werden, 
Es genügt für den Begriff „mit höheren technischen Dienst 
feistungen betraut“ allein die Tatsache, daß der Tech- 
niker als Angestellter mit festen Bezügen 
eingestellt worden ist. Die Frage der Befähigung be= 
er der ihm übertragenen Arbeiten ist untergeordnete? 

atur, 


Gegen das Urteil des Gewerbegerichts ist Berufung ein- 
gelegt und in der Berufungsinstanz (Landgericht I Berlin) eit 
obsiegendes Urteil erstritten worden. Dem betreffenden Streit- 
fall liegt folgender Tatbestand zugrunde: 


Der Kläger ist am 7. Januar 1924 bei einer Berliner Firma 
für das Konstruktionsbüro eingestellt worden, ohne daß bezüg- 
lich der Kündigungsfrist oder der Dauer des Dienstverhältnisses 
eine Vereinbarung getroffen war. Seine monatliche Vergütung) 
war mit 145 M. berechnet. Am 31. Januar 1924 wurde Koll. G, 
ristlos entlassen. Die Beklagte behauptet nun, der Kläger habe 
keinen Anspruch auf die im $ 133a G.O. vorgesehene sechs 
wöchentliche Kündigungsfrist zum Quartalsschluß. Das Urteil 
des Landgerichts ist wie folgt begründet: 


„Der Anspruch des Klägers ist dann begründet, wenn er als Be- 
triebsbeamter im Sinne des $ 133a der Gewerbeordnung mit höheren 
technischen Dienstleistungen betraut. war. Das erste Urteil geht mit 
Recht davon aus, daß der Kläger nicht auf Probe angestellt war. Das 
ist durch die Eidesieistung des Klägers erwiesen. Eine fristlose Ent 
lassung des Klägers konnte daher nicht in Frage kommen. Dageze 
geht das Urteil des Gewerbegerichts darin fehl, wenn es annimmt, daß 
der Kläger nur einen Anspruch auf eine Kündigungsfrist von 14 Tagen 
nach $ 122 der Gewerbeordnung habe, weil er zur selbständigen An- 
fertigung konstruktiver Zeichnungen gar nicht fähig und deshalb nicht 
mit höheren technischen Dienstleistungen betraut gewesen sei. Denn es 
kommt nicht darauf an, ob der Angestellte zur Leistung der von ihm) 
verlangten Dienste fähig ist, sondera zur Leistung welcher Art von. 
Diensten er bei Abschluß des Dienstvertrages angenommen wurde. Wie, 
die ver dem Gewerbegericht stattgehabte Beweisaufnahme ergeben hay 
sind dem Kläger zeichnerische Konstruktionsarbeiten übertragen worden; 
er wurde also mit höheren technischen Dienstleistungen betraut. Uner 
heblich ist hierbei, daß der Kläger diese Arbeiten, wie sich herauss 
gestellt hat, nicht ordnungsmäßig auszuführen in der Lage war. Kläger 
ist deshalb als Betriebsbeamter im Sinne des $ 133a der Gewerbeordnung 
anzusehen. Auch spricht der Umstand, daß die Beklagte dem Kläger eine 
monatliche Vergütung gezahlt hat, dafür, daß die Beklagte ihn nicht 
als Gehilfen im Sinne des $ 122 der Gewerbeordnung angesehen hat, 

Kläger hat somit Anspruch auf die im $ 133a der Gewerbeordnung 
festgelegte Kündigungsfrist von sechs Wochen zum Vierteijahresende, 
Sein Anspruch auf Zahlung von Gehalt für Februar und März 1924 ist. 
daher gerechtiertirt. Da über die Höhe des Monatsgehalts von 145 G.-M. 
unter den Parteien kein Streit mehr herrscht, waren dem Kläger außer 
den bereits in erster Instanz zugesprochenen 93 Mk. noch weitere 
197.G.-M. zuzubilligen. Das Urteil erster Instanz war daher unter Ab 
weisung der Anschlußberufung der Beklagten wie geschehen abzuändern.. 
Der Zinsanspruch ist nur in Höhe von 4% begründet (8S 284, 283° 
B.G.B.), Da Kläger sowohl vor dem Gewerbegericht wie in der Be= 
rufungsinstanz Zahlung von insgesamt 372 G.-M. verlangt und erst in? 
der letzten mündlichen Verhandlung seinen Antrag entsprechend einem‘ 
Monatsgehalt von 145 G.-M. ermäßigt hat, also in jedem Falle urs rüng+ 
lich 82 G.-M. zuviel gefordert hat, erschien es angemessen, dem läger‘ 
ein Fünftel und der Beklagten vier Fünftel der Kosten des Rechts+ 
streits aufzuerlegen ($ 92 Z.P.O.). (Urteil des Landgerichts I Berlin Ve. 
15. Juli 1924, Aktenz. 23, S. 89/24.). ; e 
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Nummer 3 7 5. Jahrg. 
| Materielles Recht 


Beamtenabbau und Gerechtigkeit. Wohl keine Maßnahme 
| unserer an Gesetzen so reichen Zeit hat so tief in das Leben, 
(der im Staatsdienst Beschäftigten eingegriffen wie die Gesetz- 
|gebung über den Beamtenabbau. Be Verhältnis zwischen 
| Staat und Beamten, das für alle Zeiten fest geregelt schien und 
den Beamten wohlverbriefte Rechte sicherte, wurde jäh von 
(Grund auf geändert. Die herrschende Theorie des Beamten- 
\'verhältnisses, nach welcher der Beamte kein Angestellter 
| seines Arbeitgebers im gewöhnlichen Sinne, sondern ein Diener 
j'des Staates ist, der sein Leben in den Dienst der Gesamtheit 
‚stellt, wofür diese ihm einen möglichst sorgenfreien Unterhalt 
"während und nach Beendigung seiner Dienstzeit für das ganze 
|Leben gewährt, wurde in ihren Grundfesten erschüttert. Das 
gegenseitige Treuverhältnis, als welches in der Staatsrechts- 
|theorie das Beamtenverhältnis angesehen wird, wurde stark 
| gelockert. Auf diese Weise mußten Beamte aller Dienst- 
|@rade und jeden Dienstalters, wie es in der Begründung heißt, 
jider Not der Allgemeinheit eines ihrer wichtigsten Rechte 
‚opfern, das Recht auf Unkündbarkeit. 


Es soll hier nicht erörtert werden, ob diese Maßnahme 
notwendig war. Man hätte aber dnnehmen sollen, daß we- 
Imigstens bei der Durchführung der betreffenden gesetzlichen 
Vorschriften von jeder unnötigen Härte abgesehen werden 
I|würde. Jedoch auch diese Hoffnung hat sich als trügerisch 
jerwiesen. Auf eine besonders schreiende Ungerechtigkeit soll 
jiu diesen Zeilen hingewiesen werden. 


4 Der Abbaugesetzgebung fiel mancher Beamte zum Opfer, 
ider Zeit seines Lebens seinen Dienst gewissenhaft versehen 
und im Amte ergraut war. Und dennoch wurde bestimmt, daß 
ier nach dem Abbau nicht mehr an Bezügen erhalten sollte als 
| Beamte, die ganz erheblich weniger für die Allgemeinheit 
: hatten als er, ja, die gerade, weil sie weniger lange im 
| Staatsdienst gestanden hatten, in früheren Zeiten in der Privat- 
| wirtschaft viel mehr verdient hatten. Der Grund dieser Un- 
gerechtigkeit ist der, daß die Behörde jedem abgebauten Be- 
| amten Wartegeld bzw. Ruhegehalt nur in der Höhe gewährt, 
I wie es seiner Dienstzeit nicht etwa im Staatsdienst überhaupt, 
sondern nach seiner formellen Anstellung als Beamter ent- 
spricht. Wenn man zu dieser Praxis der Behörden Stellung 
Inehmen will, so wird also zu untersuchen sein, einmal, ob ein 
| solches Vorgehen mit den Grundsätzen der Billigkeit zu verein- 
baren, ein andermal, ob es rechtlich überhaupt haltbar ist. 
ı Es wird zu prüfen sein, ob die Bedeutung, die die Behörden 
der formellen Anstellung als Beamter zulegen, diesem Akt 
wirklich zukommt. 
Was die Frage der Billigkeit anlangt, so kann ein Zweifel 
daran, daß das Vorgehen der Behörden eine außerordentliche 
Härte darstellt, nicht aufkommen. Bei dieser Art der Regelung 
wird völlig außer acht gelassen, daß in einer großen Anzahl 
von Fällen die abgebauten Beamten in gleicher Weise wie 
nach ihrer formellen Einstellung als Beamte ihre Kräfte dem 
I'Wohle des Ganzen gewidmet haben. Auch die Gehälter wer- 
| den allgemein vor wie nach der Ernennung gleich oder ähn- 
lich den Grundsätzen der Besoldung für Beamte bestimmt. Var 
wie nach der Anstellung sind demnach die Bezüge so bemessen, 
daß eine Rücklage für das Alter nicht geschaffen werden 
kann. Es liegen also in der Mehrzahl der Fälle. während der 
Banzen Tätigkeit im Staatsdienst dieselben Voraussetzungen 
vor, aus denen heraus das Institut der Pensiöhierung geschaffen 
worden ist. Nur aus formellen Gründen sollen also die einen 
im Alter Not und Entbehrung ausgesetzt sein, während die 
2 anderen wenigstens die höheren Pensionsbezüge erhalten. 
Diese Regelung muß gerade im Falle des Abbaues als beson- 
ders unbillig empfunden werden, da der Abbau ja keineswegs 
aus Gründen erfolgt, die in der Person oder in der Leistungs- 
fähigkeit des Beamten liegen, sondern ausschließlich aus Um- 
ständen, für die ihn eine Verantwortung nicht trifft, und die 
unter normalen Verhältnissen zu seiner Entlassung aus” dem 
amtlichen Dienst nicht hätte führen können. Es entspricht in 


keiner Weise den Versprechungen, die seinerzeit bei Erlaß der 
Abbaubestimmungen in Anerkenntnis der Härte derselben ge- 
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macht worden sind, wenn man an den Sorgen der Abbau- 
beamten in dieser Weise vorbeigeht. Selbst in Anerkenntnis 
der finanziellen Notlage des Staates, die sich übrigens seit 
Erlaß der Abbaubestimmungen gebessert hat, ist es unver- 
ständlich, warum man nicht wenigstens in diesem Punkte un- 
nötige Härte vermeidet. 

Bei diesen, Ausführungen ist im wesentlichen an solche im 
Staatsdienst beschäftigten Personen gedacht, die während der 
ganzen Zeit der Tätigkeit beamtenähnliche Funktionen aus- 
üben, was in der Mehrzahl aller Fälle, die einem in der Praxis 
begegnen, besonders aber auf die Beamten im technischen 
Dienst zutrifft. Für diese Kategorie formell nicht als Beamte 
Angestellter ist seit langem in Praxis und Gesetzgebung der 
Begriff des Hilfsbeamten aufgestellt worden. Unter Hilfs- 
beamter wird im allgemeinen ein auf Privatdienstvertrag an- 
gestellter Dienstverpflichteter verstanden, der dem Staat gegen 
unmittelbare Bezahlung aus der Staatskasse Dienste geleistet 
hat, insofern er mit Aussicht auf dauernde Verwendung ständig 
und hauptsächlich mit den Dienstverrichtungen eines Beamten 
betraut gewesen ist und diese Beschäftigung zu seiner An- 
stellung geführt hat (vgl. $ 52 Ziffer 4 R.B.G. und die nach 
Muster dieser Vorschrift geschaffenen Gesetze und Verordnur- 
gen der Länder). Da es schon von jeher mit Recht als eine Un- 
gerechtigkeit empfunden worden ist, daß solchen Beamten de 
auf Privatdienstvertrag zurückgelegte Zeit nicht voll angerech- 
net werden soll, obgleich nach der Art ihrer Tätigkeit hierfür 
gar kein Grund vorliegt, hat man sowohl in der Reichs- wie 
einzelstaatlichen Gesetzgebung Bestimmungen getroffen, daß 
diesen Beamten die gesamte Dienstzeit auf das Ruhegehatit 
angerechnet werden kann. Allerdings besteht, wie aus dem 
Wortlaut. der betreffenden Bestimmungen hervorgeht und vom 
Reichsgericht auch in ständiger Rechtsprechumg betont wird, 
ein Rechtsanspruch auf Anrechnung für diese Kategorie von 
Beamten nicht. Dennoch haben wohl kaum jemals die Vor- 
aussetzungen für die Anwendung dieser Vorschrift aus Billig- 
keitsgründen in einem solchen Maße vorgelegen, wie bei den 
abgebauten Beamten der geschilderten Art. Eine Anwendung 
dieser Vorschrift geschieht aber nicht. Der Staat läßt diese 
Möglichkeit außer acht selbst dort, wo die Härte des Falles 
unumwunden zugestanden wird. 

Es sind vielfach auch von Verbänden Versuche gemacht 
worden, dadurch zu einer Anrechnung der Privatdienstzeit zu 
gelangen, daß man darauf hinwies, der Antragsteller habe 
vor seiner formellen Anstellung zu der Klasse der Hilfisbeamten 
gehört. Alle diese Bemühungen müssen aber an der Tatsache 
scheitern, daß ein im Klagewege durchsetzbarer Anspruch auf 
diese Weise nicht besteht, der Staat aber freiwillig zur An- 
rechnung nicht bereit ist. 

Mit Aussicht auf Erfolg kann der Klageweg demnach 
nur von einem Teile dieser Kategorie von Beamten durch- 
‚esetzt werden, für welche noch über die Definition des $ 52 

iff. 4 R.B.G. hinausgehende Voraussetzungen vorliegen. 

Dabei ist davon auszugehen, daß der formellen Anstel- 
lung als Beamter keineswegs die Bedeutung zukommt, die ihr 
gerade bei der Frage der Anrechnung der Privatdienstzeit vom 
Staat zugelegt wird. Die Frage, ob jemand Beamter ist, ist 
unabhängig von den Formalien der Anstellung zu beantwoiten. 
Der Begriff des Beamten ist in Theprie, Gesetzgebung untl 
Rechtsprechung umstritten und keineswegs feststehend. Nur 
das eine ist geklärt, daß die Frage, ob jemand Bearster ist, nur 
durch die Feststellung des Wesens seiner Tätigkeit gelöst 
werden kann. Es ist jemand selbst dann von vornherein als 
Beamter tätig gewesen, - wenn zwar .die Einstellungsbehörde 
nicht den Willen gehabt hat, ihn als Beamten einzustellen, 
wenn ihm nur trotzdem die Ausübung solcher Befugnisse über- 
tragen worden ist, die sonst nur von Beamten ausgeübt werden, 
insbesondere -wenn ihm obrigkeitliche Befugnisse zustanden, 
Es kommt also gar nicht auf den Willen der Behörde bei der 
Einstellung an, und wie sie ihr Verhältnis zum Dienstverpflich- 
teten formell bezeichnet, sondern vielmehr, welcher Art dieses 
Verhältnis tatsächlich ist. 

Darüber. hinaus ist, selbst wenn der Wille der Anstellungs- 
behörde in einem gewissen Zeitpunkt dahin gegangen ist, den 
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Dienstverpflichteten nicht als Beamten zu beschäitigen, und 
wenn :seine Beschäftigung in einem gewissen Zeitraum. auch 
gar nicht die eines Beamten gewesen ist, sehr eingehend zu 
prüfen, ob nicht der Wille der Behörde, auf den nur aus ihren 
Handlungen zurückgeschlossen werden kann, oder die tatsäch- 
liche Art der Beschäftigung im Laufe der Zeit eine solche 
Wandlung durchgemacht haben, daß sieh die Diensteigenschaft 
dies Dienstverpflichteten im Laufe der auf Privatdienstvertrag! 
zurückgelegten Zeit in die eines Beamten gewandelt hat, ohne 
daß formell eine Aenderung eingetreten ist. 

Welcher Art die Tätigkeit des Dienstverpflichteten sein 
muß, um sagen zu können, sie ist die typische Arbeit eines 
Beamten, kann allgemein nicht gesagt werden. Es kann nur 
von Fall zu Fall und durch eingehenden Vergleich mit der 
Beamtentätigkeit und den Dienstobliegenheiten Privatangestell- 
ter gefunden werden, ob Beamteneigenschaft vorliegt. Bei- 
spiele aus der Praxis für typische Merkmale der Beamteneigen- 
schaft sind Gleichheit der Arbeitsraten mit denen der im 
gleichen Dienst beschäftigten Beamten, Recht zum selbständi- 
gen Auftreten nach außen, Recht zur Unterschrift, Fortzahlung 
der Bezüge in Beurlaubungs- und Krankheitsfällen, Stellung 
unter Beamten- und Disziplinarrecht, keine Beitragspflicht Tür 
die Krankenkasse oder Angestelltenversicherung, Gleichstellung 
miit den Beamten in gewissen Spezialverfügungen, Dienst- 
anweisungen usw. Ein wertvolles Zeichen dafür, daß Beamten- 
eigenschaft auch schon vor der formellen Anstellung als 
Beamter vorhanden gewesen sein muß, ist- auch oft darin zu 
schen, daß die Tätigkeit nach der Anstellung sich von der voi- 
her ausgeübten nicht unterscheidet. Diejenigen früher auf Pri- 
vatdienstvertrag Angestellten, bei denen diese und ähnliche 
Voraussetzungen vorliegen, sind auf das Ermessen des Staates, 
ob ihnen die Privatdienstzeit anzurechnen ist, nicht angewiesen. 
Diese Beamten können darauf bestehen, daß ihnen die gesamte 
Dienstzeit angerechnet wird, innerhalb welcher die geschilder- 
ten Voraussetzungen bei ihnen vorlagen. Sie sind nicht an- 
gewiesen auf $ 52 R.B.G. und der nachgebildeten Bestimmun- 
gen, sondern sie haben ein klagbares Recht auf Anrechnung, 
die Reichsbeamten direkt nach $ 45 R.B.G., in dem ausdrück» 
lich bestimmt ist, daß es auf den Tag der Ablegung des Be- 
amteneides nicht ankommt. 

Rechtsanwalt Dr. Kurt Braun. 


Die Pflicht zur Offenlegung von Diensterfindungen. In ‘der 
Zeitschrift „Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht‘, dem 
Organ des Deutschen Vereins für den Schutz .des gewerblichen 
Eigentums, hat. vor einiger Zeit eine Auseinandersetzung 
zwischen dem Präsidenten des Patentsenats am Reichsgericht, 
Dr. Lobe, Leipzig, und dem Patentanwalt Dr. Julius 
Ephraim, Berlin, über die Frage stattgefunden, ob:und unter 
welchen Voraussetzungen der Angestellte berechtigt ist, die 
Offenlegung von Diensterfindungen zu verweigern. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß diese Frage einmal für jeden 
technischen Angestellten praktische Bedeutung gewinnen kann. 
Es dürfte deshalb angezeigt sein, auf den iInhalt der Polemik 
zwischen Dr. Lobe und Dr. Ephraim etwas näher einzugehen. 

Dr. Lobe weist zunächst auf den $ 950 B.G.B. hin. Dieser 
Paragraph handelt von der sogenannten Spezifikation. 
Man versteht darunter die Verarbeitung oder Umbildung eines 
oder mehrerer Stoffe zu einer neuen beweglichen. Sache. 
Das Eigentum an der neuen Sache erwirbt gemäß: $ 050 B.G.B. 
derjenige, der die Spezifikation vorgenommen hat, sofern nicht 
der Wert der Verarbeitung oder der Umarbeitung erheblich 
geringer ist als der Wert des Stoffes. Dieser Grundsatz ist, 
wie Dr. Lobe betont, aber nicht bloß für körperliche Sachen 
anzuwenden, sondern muß in gleicher Weise auch für Er- 
zeugnisse geistiger Art anerkannt werden. Zu solchen geistigen 
Erzeugnissen gehören auch Erfindungen. Das durch die 
schöpierische Tätigkeit eines Angestellten entstandene geistige 
Erzeugnis gibt nun dem Schöpfer ein dem Eigentum an körper- 
liche Sachen verwandtes, absolutes Recht. Dieses Recht, ist 
schon vorhanden, wenn noch kein besonderes gewerbliches 
Schutzrecht, wie etwa der Patentschutz erworben worden ist, 
oder überhaupt erworben werden soll. Der Angestellte behält 
daher auch dann sein Urheberrecht, wenn eine von ihm ge- 
machte Erfindung nur als Geheimverfahren verwendet wird. 

Daraus ergeben sich für die rechtliche Konstruktion der 
Angestelltenerfindung- wichtige Folgerungen. Die Tatsache, 
daß der Angestellte die Möglichkeit besitzt, eine von ihm 
gemachte Ertindung geheimzuhalten, schließt die Auffassung 
aus, daß es sich bei dem von ihm hervorgebrachten Erzeugnis 
etwa um einen Besitz handle, der im 'Sinne des 8855 B.G.B. 
lediglich wegen des Umstandes, daß der Angestellte in dem. 
Erwerbsgeschäft des Unternehmers tätig ist, nun auch diesem 
gehört. Ebenso wie diese sogenannte Besitzdienerschaft, 
schließt die Geheimhaltungsmöglichkeit auch die Auffassung 
aus, daß der Arbeitgeber gemäß $ 868 B.G.B. ohne weiteres 
mittelbaren Besitz an der Erfindung des Angestellten 
ihat, denn wie Lobe wörtlich sagt: „Der durch‘ einen 'Besitz- 





Nr. 3 © 


diener als Werkzeug vermittelte unmittelbare Besitz und dem 
durch einen echten Besitzer vermittelte fingierte mittelbare Be= 
sitz setzen das Vorhandensein einer körperlichen Sache voraus, 
Wer aber ein geistiges Erzeugnis nicht kennt, oder von der 
geistigen Schöpfung nichts weiß, kann über sie weder mittelbar 
noch unmittelbar eine tatsächliche Herrschaft ausüben und eg’ 
kann eine solche auch nicht vom Recht fingiert werden.“ 
Wenn auch das Erfinderrecht grundsätzlich in der Person 
des erfindenden Angestellten entsteht, so bietet doch der 
Dienstvertrag die Möglichkeit, die Entstehung dieses Rechts’ 
für den Arbeitgeber zu begründen. Es kann nämlich durch den 
Dienstvertrag festgelegt werden, daß das Recht an der An« 
gestelltenerfindung beim Arbeitgeber entsteht, oder daß «es 
auf ihn übergeht, ohne daß es eines besonderen Uebertragungs- 
aktes bedarf, oder daß es auf ihn zu übertragen ist, nachdem 
es beirı Angestellten entstanden ist. Bei der sogenannten Be= 
triebserfindung ist, da bei ihr ureigene Erfindungstätig= 
keit nicht festgestellt werden kann, der Arbeitgeber als der 
Verfügungsberechtigte anzusehen; bei der freien Er 
findung dagegen, wenn nichts anderes vereinbärt ist, der 
Angestellte. Wer bei der Diensterfindung Verfügungs® 
berechtigter ist, entscheidet sich nach den vertraglichen 
Abmachungen. 
Wo nun dem Arbeitgeber ein Recht an der Erfindung des’ 
Angestellten entweder unmittelbar zusteht oder ein solches 
von selbst auf ihn übergeht, oder wo er einen Anspruch gegen 
den Angestellten auf Uebertragung hat, da gehört es zu den 
Vertragspflichten des Angestellten, dem Arbeitgeber die Er- 
findung offenzulegen. Diese Offenlegung kann der Arbeit- 
geber sogar nach den Regeln, wie im Zwangsvollstreck ungs= 
verfahren Handlungen erzwungen werden können, vom Anf 
gestellten erzwingen. Auf der anderen Seite kann aber auch 
möglicherweise der Angestellte — und das ist das Wesentliche in 
den Ausführungen Dr. Lobes — nach $ 273 B.G.B. das Zus 
rückhaltungsrecht ausüben. Nach $ 273 Abs. 1 kann 
nämlich der Schuldner, also im: vorliegenden Falle der An 
gestellte als der zur Offenlegung der Erfindung Verpflichtetez) 
die geschuldete Leistung verweigern, bis die ihm gebührende 
Leistung bewirkt ist, vorausgesetzt, daß aus den Vereinbarungem 
über die Angestelltenerfindung hervorgeht, daß der Angestellte 
Anspruch auf. besondere Vergütung für seine Erfindung hat? 
Das Zurückhaltungsrecht ist nach Dr. Lobe zulässig, wenn die 
Vergütung gefährdet erscheint. } 
Hierbei sind zwei Möglichkeiten in Betracht zu ziehen? 
Wenn im Dienstvertrage für die Eriindung keine bestimmte 
Vergütung vereinbart ist, sondern diese von Fall zu Fall fest-’ 
gesetzt werden soll, dann muß der Angestellte in der Lage sein, 
den Arbeitgeber an den Verhandlungstisch zu bringen und zum 
Abschluß eines Vertrages über die später zu zahlende Ver 
gütung zu zwingen. Solange Wiese Vorbedingung nicht er 
füllt ist, steht dem Angestellten das Zurückhaltungsrecht zw 
Mit noch mehr Recht kann der Angestellte das Zurückhaltungs- 
recht ausüben, wenn der Arbeitgeber sich weigert, eine Ver-) 
gütung zu gewähren, obwohl er nach dem Dienstvertrage dazı® 
an und für sich schon verpflichtet ist. Nach $ 157 B.G.B. sind” 
Verträge so auszulegen, wie Treu und Glauben mit Rücksicht‘ 
auf die Verkehrssitte es erfordern und nach 8 242 ist der 
Schuldner verpflichtet, die Leistung zu bewirken, wie Tre 
und Glauben_mit Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern. 
Der Arbeitgeber verstößt gegen diese Rechtsgrundsätze, wenn 
er, in dem ersten Falle keine angemessene Vergütung zubilligt, 
oder wenn: er im zweiten Falle trotz vertraglicher Verpflich-" 
tungen eine Vergütung überhaupt verweigert. In beiden Fällen‘ 
kann der. Arbeitgeber die Offenlegung der Erfindung erst ver- 
langen, nachdem mit dem Angestellten eine Vereinbarung über! 
die Höhe der Vergütung erzielt ist. Pu 
Dr. Lobe macht noch darauf aufmerksam, daß das Zu 
rückhaltungsrecht des Angestellten nach dem Reichstarifver- 
trage für: die akademisch gebildeten Angestellten der che-” 
mischen Industrie zweifellos besteht und empfiehlt zum Schluß” 
immer vorher im Dienstvertrage’ die Vergütung für die Erfin“ 
dung des Angestellten, auf die der Arbeitgeber einen Anspruch” 
erhebt, genau festzusetzen. 8 
Dr. Ephraim erklärt, daß der Vorschlag Dr. Lobes nicht? 
durchführbar sei, und er führt dagegen dreierlei ins Feld. Zu 
mächst könne man es dem Arbeitgeber nicht zumuten, eine 
bestimmte zahlenmäßige Vergütung für etwas zu versprechen, 
das er nicht kennt, dessen wirtschaftliche Bedeutung er wegen 
dieser Unkenntnis nicht beurteilen kann und dessen Erfindungs’ 
eigenschaft nicht feststeht. Ferner würde. die Verzögerung‘ 


der Bekanntgabe der Erfindung :das Recht des Arbeitgebers” 
an dieser, und damit auch das Recht des Angestellten gefähr- 
den. Schließlich würde bei’ Befolgung des von Dr. Lobe er- 
teilten Ratschlages seitens des Angestellten eine Verletzung‘ 
von Treu und Glauben gegen. den Arbeitgeber stattfinden. 
Was den Reichstarifvertrag der ‚chemischen Industrie anbelangt, 
so sieht dieser nach Dr. Ephraim keine bindende, vertrags= 
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mäßige Festlegung. einer angemessenen Vergütung für An- 
gestelltenerfindungen vor. ; 

Ob die-letzte Behauptung Dr. Ephraims zutrifft, kann in 
diesem Zusammenhange auf sich beruhen bleiben, da wir es 
hier nicht mit der. Auslegung des Reichstariivertrages für die 
chemische Industrie zu tun haben. Uns geht hier lediglich die 
Frage an, ob die anderen von Dr. Ephraim erhobenen Ein- 
wendungen. stichhaltig sind. Da fällt zunächst auf, daß Dr. 
Ephraim ganz einseitig von der Gefahr eines Verstoßes gegen 
Treu und Glauben nur redet, soweit der Angestellte in Frage 
kommt. Das Bemerkenswerte an den Ausführungen Dr. Lobes 
war gerade, daß er sehr sorgfältig untersuchte, unter welchen 
Voraussetzungen der Angestellte berechtigt erscheint, das Zu- 
rückhaltungsrecht auszuüben. Dr. Ephraim geht hierauf über- 
haupt nicht näher ein und man darf daraus. wohl schließen, 
daß er Stichhaltiges nicht vorzubringen vermag. Was er sonst 
»och anführt, verliert sofort seine Bedeutung, wenn unzwei- 
deutig feststeht, daß der Angestellte bei Gefährdung der Ver- 
gütung berechtigt ist, mit der Offenlegung seiner Erfindung 
zurückzuhalten. 

Allerdings läßt sich nicht leugnen, daß der Arbeitgeber in 
die Gefahr gerät, der Erfindung und des Patentes verlustig zu 
schen, wenn der Angesteilte sein Geheirinis nicht offenbart. 
Die Schuld daran kann aber dem Angestellten nicht. zuge- 
schoben werden, da er in berechtigter Abwehr gehandelt hat. 
Den möglicherweise entstehenden Verlust des Patentes und den 
damit verbundenen Entgang des Gewinnes aus dessen Ver- 
wertung hat dann vielmehr der Arbeitgeber allein zu vertreten. 

Ferner trifft es nicht zu, wenn Dr. Ephraim ohne weiteres 
unterstellt, daß die Vergütung vorher unbedingt zahlenmäßig 


‚genau festgelegt sein muß, ehe der Angestelite die Erfindung 


offenlegt.. Es genügt, wenn die Vergütung zwar nicht der 
Höhe, aber dem Grunde nach vereinbart ist. In dieser Be- 
ziehung braucht man sich die oben erwähnte Schlußfolgerung 
Dr. Lobes nicht zu eigen zu machen, denn auch wenn die Ver- 
gütung vom Arbeitgeber grundsätzlich verweigert wird, hat 
der Angestellte die Möglichkeit, durch eine Festsiellungsklage 
die Pflicht ‚des Arbeitgebers zur Vergütung zur Verwirk- 
lichung zu bringen. Ob der Angestellte dann noch eine be- 


‚sondere Leistungsklage wegen der Höhe der Vergütung an- 
‚strengen muß, das ist wiederum ein Risiko, mit dem in solchen 


Angelegenheiten gerechnet werden muß. Gegebenenfalls hätte 
der Richter auf Grund von Sachverständigengutachten die 
tlöhe der Vergütung zu bestimmen. (Schluß folgt.) 


Entscheidungen 


Hat die Betriebsvertretung oder ein einzelnes Mitglied der- 
selben das Recht und die Pflicht, an dem gerichtlichen Termin 
im Rechtsstreit eines anderen Mitgliedes teilzunshmen? W ich- 
tig für Betriebsräte! Der Klage, in der diese Frage 
zur Entscheidung stand, lag folgender Tatbestand zugrunde: 
Der Kläger war Mitglied des Betriebs- und Vorsitzender des 
Angestelltenrates. Ein anderes Mitglied des Betriebsrates führte 
gegen die beklagte Firma einen Rechtsstreit wegen fristloser 
Entlassung. Auf Wunsch dieses Mitgliedes und auf Grund 
eines Beschlusses des Angestelltenrates- wollte der Kläger an 
dem Termin vor dem Landgericht am 28.- April 1924 teil- 
nehmen, um etwa erforderliche Auskünfte über die Verhält- 
nisse des Betriebes vor und nach der Stillegung, die für die 
Rechtmäßigkeit der fristlosen Entlassung von ausschlaggeben- 
der Bedeutung waren, geben zu können. Der Kläger bat daher 
am Morgen des genannten Tages unter Angabe des Grundes 
dert Betriebsführer um Urlaub. Als dieser wegen Fehlens 
einer gerichtlichen Vorladung den Urlaub verweigerte, bat der 
Kläger, ihn denselben unter der Bedingung zu geben, daß der 
Tag auf den ihm vertraglich zustehenden Urlaub angerechnet 
werde. Auch dies wurde von dem Betriebsführer verweigert 
mit der. Aufforderung, der Kläger möge sich an die Direktion 
wenden. Er ging jedoch, ohne Urlaub nachgesucht zu haben, zu 
dem Termin. Daraufhin wurde er am 30. April fristlos entlassen. 

In der beim Berggewerbegericht Dortmund erhobenen 
Klage erklärte dieses die Entlassung als unberechtigt, indem es 
anerkannte, daß die Betriebsvertretung als solche ein Recht und 
eine Pflicht habe, an einem gerichtlichen Termin in dem 
Rechtsstreit eines Mitgliedes. von ihr teilzunehmen. Auf die 
von der beklagten Firma beim Landgericht Dortmund ein- 
gelegte Berufung erklärte auch dieses die fristlose Entlassung 
für unberechtigt. Das Berufungsurteil stützt sich aber nicht 
auf die Entscheidungsgründe des Vorderrichters. Es verneint 
die Partei- und Prozeßfähigkeit der Betriebsvertretung in 
Einzelstreitigkeiten mit Ausnahme des einzigen Falles, in 
dem ihr gemäß $ 86 B.R.G. in Verbindung mit $ 4 der ersten 
Ausführungsverordnung zur Schlichtungsverordnung das Recht 
zur Erhebung der Einspruchsklage beim Arbeitsgericht 
eingeräumt ist. Die Rechtswidrigkeit der fristlosen Entlassung! 
ergibt sich ‚nach .der Auffassung. des Berufungsgerichts aber 
trotzdem aus folgenden Erwägungen: 
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„Eine andere Frage ist, ob nicht ein Mitglied, insbesondere der Vor- 
sitzende des Betriebs- oder Angestelltenrates, auf seine Kosten, d. h. unter 
Fortfail des Lohnanspruchs für diese Zeit auf Wunsch eines einzelnen 
Arbeitnehmers an einem Termin teilnehmen kann und ob er sich einer 
groben Pflichtverletzung schuldig macht, wenn er dies tut, ohne daß 
ıhm dazu Urlaub erteilt oder wenn dieser gar verweigert ist. Diese 
letztere Frage ist, falls nicht ganz besondere Umstände vorliegen, zu 
verneinen. Denn wenn auch dem Betriebsratsmitglied nicht unmittelbar 
aus den Vorschriften des Betriebsrätegesetzes eine Pflicht obliegt, einen 
einzelnen Arbeitnehmer in seinen Streitigkeiten gegen den Arbeitgeber 
zu unterstützen, so besteht für ihn doch die allgemeine Staats- 
bürgerpflicht, als Zeuge über die zu seiner Kenntnis gelangten 
Tatsachen, die für den Rechtsstreit erheblich sein können, Bekundungen 
zu machen. Wenn auch ein Zwang zur Erfüllung dieser Pflicht ‘im 
allgemeinen nur bei einer Ladung durch das Gericht besteht, so läßt doch 
die Strafprozeßordnung (?) Ladungen durch die Angeklagten selbst zu 
und gelit auch der $ 357a Z.P.O. von dem Grundsatz aus, daß Zeugen 
auf Wunsch und Aufforderung der Partei mit zur Gerichtsstelle kommen, 
indem er vorschreibt, daß die gestellten Zeugen in der Regel sofort zu 
vernehmen sind. Es ist also gerade zum Zwecke der ‚Beschleunigung den 
Parteien die Befugnis gegeben, selbst Zeugen zu laden und man wird 
aus der. allgemeinen Zeugenpflicht auch mindestens die moralische 
Pflicht für den Zeugen ableiten müssen, einer privaten Aufforderung zur 
Zeugenschaft im allgemeinen nachzukommen, falls seine Bekundungen 
wichtig erscheinen und nicht schwerwiegende Bedenken entgegenstehen. 
Man wird auch gerade mit Rücksicht auf die Aufgabe der Betriebsver- 
tretungen, die gemeinsamen Interessen der Arbeitnehmer wahrzunehmen, 
annehmen müssen, daß den Mitgliedern des Betriebsrats, insbeson- 
dere deren Vorsitzenden, eine erhöhte Verpflichtung in dieser 
Hinsicht obliegt; namentlich wenn er über Tatsachen Auskunft geben 
sol, über‘ die die Betriebsvertretung gerade im Hinblick auf die ihr im 
$ 65 und insbesondere $ 71 B.R.G. gegebene Befugnisse besonders Aus- 
kunft geben kann. Nimmt man aber eine: derartige allgemeine Pflicht, 
auf Wunsch eines Arbeitnehmers in wichtigen Fällen auch ohne Ladung 
zu einem Termin zu erscheinen, an, so wird man andererseits daraus 
folgern müssen, daß. der Arbeitgeber nicht befugt ist, dem betreffenden 
Arbeitnehmer, insbesondere ein Mitglied des Betriebsrates von der Er- 
füllung dieser Verpflichtungen abzuhalten, soweit nicht etwa die Inter- 
essen des Betriebes eine Anwesenheit des Betreffenden in dem Betriebe 
an diesem Tage dringend erfordern. Allerdings entfällt für den Arbeit- 
nehmer, soweit nicht die Bestimmungen des $ 616 B.G.B. oder ‘des 
Dienstvertrages entgegenstehen, für diese Zeit der Anspruch auf sein 
Gehalt oder Lohu, er muß sich vielmehr deswegen an die Partei, die 
ihn zum Erscheinen aufgefordert hat, halten, falls ihm nicht die Zeugen- 
gebühren bewilligt werden. Eine grobe Pflichtverletzung, insbesondere 
ein unbefugtes Verlassen des Dienstes im Sinne des 8 123 Ziff. 3 
Gew.-Ordnung oder $ 89 Ziff. 3 Allg. Berggesetz liegt daher nicht vor, 
wenn ein Arbeitnehmer bei einer plötzlichen Aufforderung ohne Anzeige 
und Erlaubnis von der Arbeit fortbieibt, oder auch# trotz der Weigerung 
dieser allgemeinen Pflicht glaubt nachkommen zu müssen. 

Besondere Umstände, die es im vorliegenden Fall’ erfordert hätten, 
daß der Beklagte diese allgemeine Pflicht seinen Pflichten aus dem 
Dienstvertrage nachsetzte, sind nicht ersicht'ich. Weder hat die Klägerin 
geitend gemacht, daß der Beklagte von diesem Recht übermäßigen Ge- 
brauch gemacht habe, insbesondere in Sachen wo sein Erscheinen nicht 
nötig gewesen sei, noch daß die Betriebsverhältnisse eine Anwesenheit 
des Beklagten (im Betriebe) gerade an diesem Tage unbedingt erfordert 
hätten. Es handelte sich in dem Prozeß St. gegen die Beklagte auch 
gerade um Fragen, über die die Betriebsvertretung ganz besonders unter- 
richtet war, nämlich ob die Verhältnisse des Betriebes vor und nach 
der Stillegung eine Entlassung eines Angestelltenratsmitgiiedes erforderten. 
Auch hat das Berufungsgericht, wie dem Beklagten und seinem Auftrag- 
geber dem damaligen Kläger St. und dessen Gewerkschaft nicht unbe- 
kannt gewesen sein wird, in den zahlreichen ähnlich liegenden Prozessen 
die Betriebsverhältnisse gerade immer mit der Betriebsleitung und Be- 
triebsvertretung zusammen erörtert. Der Beklagte konnte deswegen 
seine Anwesenheit (im Termin) an diesem Tage mit Recht für wünschens- 
wert und erforderlich halten. Auch darauf kann die Klägerin sich nicht 
stützen, daß der Beklagte trotz Verweigerung des Urlaubs und ohne 
die Direktion zu befragen zu dem Termin gegangen ist. Dean ge:-ade 
bei dem Verhalten der Klägerin in dem Prozeß St. konnte er ohne 
weiteres annehmen, daß ihm der Urlaub von der Direktion nicht ge- 
währt würde, nachdem einmal der Betriebsführer ihn verweigert hatte. 
Diese Verweigerung des Urlaubs war im übrigen aber um so bedenk- 
licher, als die Klägerin selbst an dem Rechtsstreit beteiligt war und 
dadurch der Anschein erweckt werden konnte, als wenn der damalige 
Gegner der Klägerin in seinen Rechten benachtei.igt, zum mindes’en der 
Prozeß verschleppt werden. sollte. .Die Verweigerung des Urlaubs kann 
jedenfalls nicht in dem Sinne a!s berechtigt anerkannt werden, daß der 
eklagte sich eines groben Verstoßes schuldig machte, wenn er sich 
über die Weigerung hinwegsetzte und trotzdem zu dem Termine ging, 
zumal der Beklagte ja ausdrücklich anheimgestellt hatte, ihm diesen Tag 
auf seinen Urlaub anzurechnen. Auch darauf kann sich die Klägerin nicht 
stützen, daß üblicherweise eine eigentliche mündliche Verhandlung vor 
dem Landgericht nicht stattfindet. Denn wenn auch die Verhältnisse 
in vielen Fällen leider dazu zwingen, bei den Entscheidungen nur das 
zugrunde zu legen, was in den Schriftsätzen vorgebracht ist und den 
Termin zu vertagen, wenn ein neuer Schriftsatz überreicht wird, weil die 
Parteien selbst nicht anwesend sind und die Prozeßbevollmächtigten sich 
häufig auf das neue Vorbringen nicht erklären können, so besteht doch 
nach wie vor der Grundsatz der mündlichen Verhandlung, dem gerade 
die neuen Vorschriften der Novelle zur Zivilprozeßordnung vom 13. Fe- 
bruar 1924, insbesondere der $ 357a wieder mehr Geltung verschaffen 
wollen. Auch das Berufungsgericht dringt, soweit es ihm möglich ist. 
hierauf und hält es deshalb für durchaus wünschenswert, daß von beiden 
Parteien zu derartigen Terminen Personen gestellt werden, die über die 
allgemeinen Betriebsverhältnisse Auskunft geben können, wenn diese für 
die Entscheidung maßgebend sein können. 

Nach .alledem kann also unter den gegebenen Verhältnissen und 
Umständen daraus, daß der Beklagte trotz Verweigerung des Urlaubs „ 
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zwecks Anwesenheit in dem Termin an diesem Tage nicht zu seinen 
Dienst erschienen ist, ein Grund zur fristosen Entlassung im Sinne des 
$ 89 Ziff. 3 Allg. Berggesetz nicht hergeleitet werden. Die Berufung 
der Klägerin gegen das Urteil des Berggewerbegerichts, das die fristlose 
Entlassung für nicht gerechtfertigt erklärt, ist daher nicht begründet.“ 

Es muß anerkannt werden, daß die vorstehend wieder- 
gegebenen Erläuterungen der Urteilsgründe außerordentlich 
sympathisch berühren und dem natürlichen Rechtsempfinden 
in hohem Maße gerecht werden. Dennoch möchten wir den 
Mitgliedern von Betriebsvertretungen nicht verhehlen, daß die 
getroffene Entscheidung auf des Messers Schneide steht, und 
daß in ähnlich gelagerten Fällen nicht unbedingt und an allen 
Gerichten mit ebensoviel praktischem Verständnis für die zu 
beurteilende Situation gerechnet werden darf. Nicht immer 
setzt sich das freie Ermessen des Richters mit gleicher Groß- 
zügigkeit über formale Paragraphenschranken hinweg, die auch 
in diesem Falle zur Bjegründung einer gegenteiligen Eni- 
scheidung zu Gebot gestanden hätten. Wir empfehlen trotz 
dieses günstigen Urteils in solchen Situationen vorsichtiges und 
besonnenes Verhalten. 


Ausschaltung eines bereits anhängigen Einspruchsveriah- 
rens durch Artikel 16 der Reichs-Personalabbauverordnung vom 
27. Oktober 1923? 


Anwendung der Reichs-Personalabbauverordaung auf 
in Diensten der einzelnen Länder stehende Angestellte vor 
dem Inkrafttreten der Landesabbauverordnungen? 

In der Rechtsbeilage vom 30. Januar 1925, 5. Jahrgang, 
Nr. 2, ist ausführlich die Frage behandelt worden, inwieweit 
die Entscheidungen des Schlichtungsausschusses bzw. jetzt 
des Arbeitsgerichtes auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen 
angefochten werden können. 

In zwei im Rechtsschutz des Bundes durchgeführten und 
auf dem gleichen Sach- und Rechtsverhältnis beruhenden 
Streitfällen war vor dem ordentlichen Gericht Klage auf Zah- 
lung der gemäß $ 87 B.R.G. für den Fall der Ablehnung 
der Weiterbeschäftigung zugesprochenen Entschädigungssum- 
men erhoben worden. Der beklagte Fiskus hatte den Einwand 
erhoben, daß der Schlichtungsausschuß nach dem Inkraittretem 
des Artikels 16 der Reichs -Personalabbauverordnung vom 
27. Oktober 1923 zur Entscheidung des bereits schwebendem 
Einspruchsverfahrens nicht mehr zuständig gewesen sei. Durch 
den Artikel 16 war bekanntlich das Einspruchsrecht der aus 
öffentlichen Mitteln besoldeten Angestellten ($ 84 Ziff. 4B.R.G,, 
unbillige Härte) ausgeschlossen worden, und der Fiskus machte 
geltend, daß diese Verordnung auch für die im Dienste der 
einzelnen Länder stehenden Angestellten sofortige und rück- 
beginnende Wirkung habe. Hierzu ist kurz zu bemerken: 

Im allgemeinen wird in neuen Gesetzen bzw. Verordnun- 
gen, wenn sie auf bereits anhängige Streitsachen keine An«- 
wendung finden, diese vielmehr nach den bisherigen Bestim- 
mungen behandelt werden sollen, das besonders zum Ausdruck 
gebracht. Daraus wird in der Spruchpraxis gefolgert, daß Ge- 
setzesänderungen und neu in Kraft tretende Bestimmungen 
ohne weiteres auch auf die bereits laufenden Angelegenheiten 
anzuwenden seien, wenn eine Anwendung nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen worden ist. 

In der Reichs-Personalabbauverordnung vom 27. Oktober 


1923, die am 31. Oktober 1923 in Kraft getreten ist, ist eine 


Ausschließung der Wirkung auf bereits anhängige Einspruchs- 
verfahren nicht enthalten. Aus der Fassung der Artikel 15, 16 
kann aber ohne Zwang mit Recht gefolgert werden, daß die 
das Einspruchsrecht ausschließenden Bestimmungen nur für 
die nach dem Inkrafttreten der Verordnung eintretenden Kün- 
digungsfälle Geltung haben sollten, nicht aber für die bereits 
ordnungsmäßig eingeleiteten und schwebenden Einspruchsver- 
fahren aus Kündigungen, die vor dem Inkrafttreten und nicht 
auf Grund der Personalabbauverordnung ausgesprochen woar- 
den waren. Auch nach dem Inkrafttreten der Verordnung‘ 
konnte nach diesseitiger Auffassung eine Wirkung für die nicht 
in Reichsdiensten stehenden Angestellten (d. h. die Angestell- 
ten der Länder usw.) nicht in Frage kommen. 

In den oben erwähnten beiden Prozessen sind nun end- 
gültige, jedoch grundverschiedene Entscheidungen gefällt wor- 
den. In dem einen Falle wurde der Einwand des Fiskus so- 
wohl in erster wie in zweiter Instanz zurückgewiesen, der 
Fiskus also zur Zahlung der dem Kollegen vom Schlichtungs- 
ausschuß zugesprochenen Entschädigungssumme verurteilt. In 
dem anderen Falle, in dem mit Rücksicht auf den höheren 
Streitwert ein anderes Gericht angerufen werden mußte, er- 
folgte in erster Instanz ebenfalls die Verurteilung des Fiskus 
zur Zahlung. Auf die eingelegte Berufung hat das Berufungs- 
gericht die Klage des betreffenden Kollegen jedoch endgültig 
abgewiesen. Wenngleich die beiden Streitfälle heute eine be- 
sondere grundsätzliche Bedeutung nicht mehr haben, lassen 
wir im nachfolgenden auszugsweise den Tatbestand und die 
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wichtigsten Stellen der Entscheidungsgründe sowohl des ob- 


siegenden, wie des abweisenden Urteils folgen. 
können als Charakteristikum dafür angeschen. werden, wie 
verschiedenartig auch die Rechtsansichten der höheren Gerichte 
sind, und in welchem Maße die rechtsuchenden Kollegen von 
der zufäligen Besetzung des angerufenen Gerichts abhängen. 

Tatbestand. Die Kläger standen seit vielen Jahren als Hoch- 
bautechniker in Diensten der Verwaltung und erhielten am 18. Sep- 
tember 1923 die Kündigung zum 31. Dezember 1923. Beide erhoben Ein- 
spruch gemäß $ 84, Ziff. 4 B.R.G. beim Angesteiltenrat und nach er- 
gebnislosen Verhandiungen später beim Schlichtungsausschuß. Letzterer 
fälite am 1. Noveinber bzw. 18. Dezember 1923 eine Entscheidung dahin, 


daß die Kläger weiter zu beschäftigen seien, für den Fall der Ab- 


Iehnung aber eine Entschädigung von 500 bzw. 1000 Mark zu zahlen 
sei. Da die Verwaltung eine Erklärung innerhalb der vorgeschriebenen 
dreitägigen Frist nicht abgab, wurde Klage auf Zahlung der zuge- 
sprochenen Entschädigungssummen erhoben. 


1. Entscheidungsgründe des den Anspruch anerkennenden 7 


Urteils des Landgerichts Königsberg vom 24. Juni 1924, H. S. 359/21. 
Das Gericht hat nur zu prüfen, ob die Entscheidung des Schlich- 
tungsausschusses sich im Rahmen des $ 84, Ziff. 4, auf dem sie ge- 
gründet ist, hält. Diese Frage ist zu bejahen. 
Durch _den Artikel 16 der Reichspersonalabbauverordnung 
27. Oktober 1923 — Reichsgesetzblatt Seite 999 
B.R.G. außer Kraft gesetzt, wenn Angestellte entlassen werden, die ihre 


von 


Dienstbezüge aus öffentlichen Mitteln erhalten. Nach Art. 18, Ziff, 2 der- = 


selben Verordnung sind die Länder und Gemeinden verpflichtet, ent- 
sprechende Vorschriften zu erlassen. Dies ist in Preußen durch die 


Preuß. Personalabbauverordnung vom 8. Februar 1924 uk Gesetz- 7 


sammlung Seite 73ff.) geschehen. Diese bestimmt im & 51, Abs. I, daß 


die Vorschriften dieser Verordnung auf Gemeinden und Gemeindeverbände ZI 


entsprechende Anwendung finden. Auf den Kläger, der bei der Provinzial- 
verwaltung, also einem Kommunalverbande, angestellt war, können die 
Vorschriften der Reichs personalabbauverordnung, die nur für An- 
gestellte des Reiches gilt, nicht Anwendung finden. Der Schlichtungs- 
ausschuß war daher zur Entscheidung gemäß $ 84, Ziff. 4 B.R.G. be- 
rechtigt. Der Anspruch des Klägers ist begründet und die Berufung der 


Beklagten daher zurückzuweisen. Im übrigen ist auch den Ausführungen 7 


des Vorderurteils beizutreten, wonach die Reichsabbauverordnung ein 


bereits vor ihrem Inkrafttreten anhängiges Verfahren vor dem _Schlich- © 


tungsausschuß nicht mehr ausschalten kann. 


2. Entscheidungsgründe des die Klage abweisenden Urtei's © 


des Oberlandesgerichts Königsberg vom 15. September 1924, II. S.316/24. 


Die Entscheidung des Rechtsstreites hängt davon ab, ob der Schlich- 


tungausschuß, auf den sich der Klageanspruch gründet, innerhalb der 


Grenzen seiner Zuständigkeit gehandelt hat, ob insbesondere die wesent" 


lichen gesetzlichen Voraussetzungen gegeben waren, unter denen der 
Schlichtungsausschuß zur - Entscheidung berufen ist. Diese Frage i# 
aber zu verneinen. Ebensowenig ist die Ansicht der. Zivilkammer zu- 


treffend, daß die Entscheidung des Schlichtungsausschusses im vorliegen = 


den Falle, weil innerhalb des Rahmens des & 84, Nr. 4 erfolgt, nicht "zu 
beanstanden sei, da die Kündigung nicht auf Grund der Personalabbau- 
verordnung, sondern schon vor ihrem Inkrafttreten erfolgt war. 

Im vorliegenden Falle lag eine zivilrechtiich zulässige Kündigung vor. 
Bereits am 18. September 1923. hatte die Beklagte dem Kläger zum 
1. Januar 1924 gekündigt. 


Schlichtungsausschusses war die Personalabbauverordnung vom: 27. OXk- 


tober 1923 mit dem 31. Oktober 1923 (Art. 22) in Kraft getreten, und 


zwar hinsichtlich des Artikels 16 ohne jede Einschränkung. 
Damit war aber die Vorschrift des $ 84, Nr..4 des Betriebsrätegesetzes 
für nicht mehr anwendbar erklärt, wenn Angestellte entlassen werden, 
die ihre Dienstbezüge aus Öffentlichen Mitteln erhalten. Ein solcher Fall 
lag aber hier vor. 

Der Schlichtungsausschuß durfte daher am 1. November 1923 den 
Einspruch nieht mehr aus 8 84, Nr. 4 für gerechtfertigt erklären; tat er 
dieses, so handelte er außerhalb des Rahmens seiner Zuständigkeit. 

Für die Entscheidungen, welche der Schlichtungsausschuß am 1. No- 


vember und 18. Dezember 1923 fällte, fehlte daher der gesetzliche Boden. 7 
Demgemäß war der Klageanspruch hinfällig, weshalb die Klage — unter? 


Abänderung des angefochtenen Urteils — abzuweisen war. 


Bücherschau 

Rechtstaschenbuch für Gläubiger. Von August Heuß. 2, Aull. 
Stuttgart, Verlag für Wissenschaft und Verkehr. Preis 4,80 Mk. Ein 
Buch, das offensichtlich ein alter Praktiker an Hand zahlreicher und 
sorgfältig geführter Aufzeichnungen -praktisch erledigter Fälle, gleich- 


zeitig aber auch auf der Grundlage einer gründlichen Kenntnis der ein- 


een Gesetze, Verordnungen und Dienstanweisungen geschrieben 
at. 
kaufimann, ebenso wie für den kleinen. Privatmann, Wir nennen aus 
dem Inhalt nur einige wichtige ‘Kapitel; Kreditgefahren und Schutz- 
maßnahmen, Wie wird eine Forderung zum Einzug und zur Beitreibung 
gebracht, Gerichtliches Mahn- und Klageverfahren, Zwangsvollstreckungs- 
verfahren, Verträge, Verjährung, Geschäftsaufsicht und Konkursverfahren 
Besondere Vorzüge des Buches sind die übersichtliche Anordnung des 
Stoffes und. trotz seiner erschöpfenden Behandlung die klare gemeitt- 
verständliche Darstellung, die das berüchtigte Juristendeutsch. ‚glück- 
lich vermeidet. Die dem Wechsel der Verhältnisse unterworfenen .Ge- 
bührenfragen sind in einem auswechselbaren Tabellenanhang besonders 
behandelt. Sie sind im Abonnement zu beziehen, so daß der Inhalt des 
A mit geringen Kosten stets auf dem Laufenden gehalten werden 
ann. 


Berlin NW 40, — Rotationsdruck Möller & Bore! GmbH, Berlin SW 68. 


Es herrscht auch unter den Parteien kein 
Streit, daß die Beklagte aus Arbeitsmangel ımd weil keine Mittel zw 
weiteren Bauten zur Verfügung standen, die Kündigung ausgesprochen 5 
hatte, daß mithin diese der Verringerung des Angestelltenpersonals diente. 7 
Zwischen Einspruchseinlegung des Klägers und der Bntscheidımg des 3 


Das Buch bietet Interessantes und Wissenswertes für den Groß- 
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Mäterielles Recht 


Micumverträge und Arbeitnehmerentlassungen. Als Ende 
September 1923 der passive Widerstand und mit ihm die Lohn- 
‘sicherung durch das Reich .aufhörte, waren die Arbeitnehmer 
genötigt, die Arbeit in den Betrieben aufzunehmen, trotzdem 
diese von der Micum okkupiert waren. Zum Teil geschah der 
Eintritt in die Werke nach Vereinbarung mit den Zechen- 
besitzern. Als die Okkupation der Zechen durch die Micum 
| aufhörte und die Zechen wieder von ihren Eigentümern über- 
Inommen wurden, benutzten diese die Gelegenheit, um sich der 
Arbeitnehmer zu entledigen, die ihnen aus irgendeinem Grunde 
nicht zusagten. Vielfach handelte es sich um Arbeitnehmer, 
die sich in den Arbeitnehmer-Organisationen stärker betätigt 
hatten. Dürfen die von der Micum verlassenen 
|Zechen Angestellte entlassen? 


Eine Gehaltsklage eines Steigers, der in dieser Weise 
‚entlassen war, wurde vom Berggewerbegericht Dortmund 
| zu ungunsten des Arbeitnehmers entschieden. Der Stand- 
punkt des Gewerbegerichts kann jedoch nicht als richtig 
anerkannt werden, Das Gewerbegericht nimmt an, dass durch 
|die Aufnahme des Dienstes bei der Micum der Arbeitsvertrag 





mit den Zechenbesitzern zur Auflösung gelangt sei. Nachdem 
der Arbeitsvertrag einmal aufgehoben worden sei, ermangele 
es nach der Auffassung des Gewerbegerichts irgendeines 


IRechtsgrundes, auf den der Arbeitnehmer seine Ansprüche 
jgegen den Zechenbesitzer stützen könnte, denn die Micum sei 
j nicht Rechtsnachfolgerin der Zechenbesitzer geworden, und bel 
der Rückgabe der Zechen an ihre Besitzer seien diese nicht 
|Rechtsnachfolger der Micum geworden. Auch seien die bis- 
!herigen Arbeitsverträge durch die Micumbesetzungen als Akte 
höherer Gewalt aufgelöst worden. Bei der Uebernahme der 
| Zechen durch die Zechenbesitzer seien neue Arbeitsverträge 
|begründet worden, so dass es den Zechenbesitzern freigestelit 
|gewesen sei, mit wem sie diese neuen Arbeitsverträge 
| Schliessen wollten. 


Die Konstruktion der Urteile ist mit grundlegenden Fehlern 
i ‘behaftet. Wohl kann infolge höherer Gewalt eine Leistung 
| unmöglich und damit ein Vertragsverhältnis beendet werden. 
| Welche Leistungen sind denn aber hier unmöglich geworden? 
‚Die den Arbeitsvertrag bildenden Leistungen sind einerseits 
die Arbeit des Arbeitnehmers und andererseits die Ge!dzahlung 
Ides Arbeitgebers. Die Letztere, um damit zu beginnen. ist, 
wie ohne weiteres ersichtlich, nicht unmöglich geworden, denn 
die Möglichkeit zur Geldzahlung hängt nicht von der Inne- 
habung des Betriebes ab, Und $ 279 BGB. trifft sogar die aus- 
Idrückliche Bestimmung, dass der Schuldner bei Gattungs- 
schulden ein Unvermögen zur Leistung auch dann zu vertreten 
hat, wenn ihm ein Verschulden nicht zur Last fällt. 


Die vom Gewerbegerieht in der Zechenbesetzung der Fran- 
zosen erblickte „höhere Gewalt“ hat jedenfalls die Leistung des 
Arbeitgebers, nämlich die Lohnzahlung, nicht unmöglich ge- 
macht. Insoweit kommt daher auch eine Vertragsauflösung 
nicht in Frage. 

Ebensowenig ist auch die Gegenleistung, nämlich _die 
Arbeitsleistung der Arbeitnehmer, unmöglich geworden. Das 
beweist die Tatsache, dass die Arbeitnehmer im seiben Betrieb 
auch unter der Micum weitergearbeitet haben. Dass die Zechen- 
besitzer nicht mehr in der Lage waren, infolge der Besetzung 
ihrer Zechen durch die Micum ihre Betriebe für die Arbeits- 
leistungen zur Verfügung zu stellen, ist unerheblich. Denn die 
| Bereitstellung der Betriebe ist nicht eine Leistung, die an die 
Arbeitnehmer gemacht wird, sondern eine Massnalıme, um die 
Leistung der Arbeitnehmer, die Arbeitsleistung, annehmen zu 
können. Die Annalhıme also, und keine Leistung ist es, die den 
Arbeitgebern dadurch unmöglich gemacht worden ist, dass 
diese die Betriebe hatten aus den Händen geben müssen. 


- - Hierauf aber können sich die Arbeitgeber nicht berufen, 
da sie insoweit .Gläubiger sind und gemäss $ 293 BGB. ohne 
Rücksicht, ob ein Verschulden vorliegt oder nicht, in Verzug 
geraten, weil sie die angebotene Leistung nicht annehmen. - Es 
war weder die Leistung der Zechenbesitzer noch die der Arbeit- 
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nehmer unmöglich geworden, und auf den Grund der Nicht- 
annahme der Leistung kommt es nicht an. 


Der Hauptfehler in der Begründung der Gewerbegerichts- 
urteile liegt in der Konstruktion, dass durch die Aufnahme der 
Arbeit in den von der Micum besetzten Zechen das Arbeits- 
verhältnis mit den Zechenbesitzern stillschweigend gelöst wor- 
den sei. Eine ausdrückliche Kündigung war nicht erfolgt. Eine 
stillschweigende Auflösung des Arbeitsverhältnises kann in 
der Uebernahme einer Arbeit bei einem anderen Dienstherrn 
liegen. Dies ist aber keineswegs immer der Fall. So sieht 
z. B. der $ 615 BGB. den Fall vor, dass ohne Auflösung des 
bisherigen Dienstverhältnisses der Arbeitnehmer andere Dienste 
annimmt. Ist der Dienstherr mit der Annahme der Dienste im 
Verzug, d. h. kann oder will er nicht-die Dienste entgegen- 
nehmen, so muss sich der Arbeitnehmer auf seine Ansprüche 
anrechnen lassen, was er durch anderweltige Verdienste er- 
wirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt. Es besteht also 
für den Arbeitnehmer in diesem Fall eine gewisse Verpflich- 
tung, seine Arbeitskraft anderweitig zu verwerten, ohne dass 
dadurch das Vertragsverhältnis aufzehoben wird. 


Hier liegt der Fall ganz ähnlich: Die Zechenbestizer 
waren nicht in der Lage, die Dienste der Arbeitnehmer ent- 
gegenzunehmen. Wenn der Arbeitnehmer solange, als der 
Zechenbesitzer nicht in der Lage war, seine Dienste anzu- 
nehmen, seine Arbeitskraft anderweitig verwertete, so ist hier- 
gegen nichts einzuwenden und es ist nicht als die Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses anzusehen. Es ist dies nur dann der Falt, 
wenn die'Uebernahme der neuen Arbeit in einer solchen Weise 
erfolst, dass daraus auf den beiderseitigen Willen, das ur- 
sprüngliche Arbeitsverhältnis zur Auflösung zu bringen, zu 
schliessen ist. Das ist aber gerade hier nicht der Fall ge- 
wesen, denn selbstverständlich wollten beide Teile die gemein- 
schaftliche Arbeit fortsetzen, sobald das Hindernis, die Be- 
setzung durch die Micum, fortzefallen war. Ob die Besetzung 
durch die Micum die Zechenbesitzer berechtigt hätte, das 
Arbeitsverhältnis zu lösen, braucht nicht erörtert zu werden, 
denn die Zechenbesitzer haben das Arbeitsverhältnis nicht ge- 
kündigt, und sie haben dies nicht getan, weil eine Kündigung 
unter den damalgen Verhältnissen weittragende politische und 
soziale Folgen hätte haben können. Das Arbeitsverhältnis 
zwischen den Arbeitnehmern und den Zechenbesitzern ist daher 
nie zur Auflösung gelangt. und als die Besetzung durch die 
Micum aufhörte, lief der Arbeitsvertrag weiter, so dass die 
Zechenbesitzer nicht berechtigt waren, Arbeitnehmer von der 
Laeime auszuschliessen, d. bh. ohne Kündigung zu ent- 
assen. 


Aber auch die Ausführungen des Gerichts bezüglich der 
segenseitiren Rechtsnachfolge treffen nicht das Richtige. Die 
Uebernahme der Zechen durch die Micum bedeutete eine g& 
waltsame Okkupation an den Zechen. Das Eigentum an den 
Zechen ist dadurch nicht geändert worden, ebensowenig der 
Arbeitgeber, sondern nur die Leitung ist gewaltsam won der 
Aicum übernommen‘ worden. Die Arbeitnehmer, die sich 
schliesslich bei der Aufgabe des passiven Widerstandes dieser 
Leitung unterordneten, sind dadurch nicht in einen neuen Be- 
rieb eingetreten, sondern sind im gleichen Betrieb geblieben. 
Es kann hier unerörtert bleiben, inwieweit die Zechenbesitzer 
die Dispositionen der Micum anerkennen mussten, inwieweit sie 
Angestellte, die von der Micum angestellt worden sind, daher 
übernehmen mussten. Dagegen liegt bei den Arbeitnchmern, 
die von den Zechenbesitzern angestellt worden sind, und die die 
Arbeit bei der Micum fortgesetzt haben, irgendeine Disposition 
der Micum, die nicht anerkannt zu werden braucht, nicht vor. 
Wenn die Zechenbesitzer den Arbeltnefimern verboten hätten, 
für die Micum tätig zu sein, und es die Arbeitnehmer trotzdem 
getan hätten, so könnte man hieraus vielleicht ungünstige 
Rechtsfolgen für die Arbeitnehmer : schliessen; da aber ein 
solches Verbot nicht erfolgt ist, im Gegenteil das Arbeiten 
bei der Micum ausdrücklich oder stillschweigend von den 
Zechenbesitzern genehmigt worden ist, so liegt eine Uhnter- 
brechung des Arbeitsverhältnisses nicht vor. Die Arbelt- 
nehmer sind dann in dem gleichen Betrieb tätig gewesen, für 
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den sie engagiert waren, vorübergehend unter einer fremden 
Leitung. Es handelt sich also gar ‘nicht um die Frage der 
Rechtsnachfolge, sondern unseres Erachtens ist der Betrieb 
derselbe geblieben. 

Nach Vorstehendem ist auch die Frage zu beantworten, ob 
der Betriebsrat geblieben ist oder, nach Abzug der Micum, ein 
Betriebsrat überhaupt nicht mehr bestand, sondern hätte neu 
gewählt werden müssen. In der hier vertretenen Auffassung 
handelt es sich um denselben Betrieb, und der Betriebsrat 
besteht daher weiter. 

Jedenfalls stellt die Entlassung von Arbeitnehmern jener 
Zeit eine ausserordentliche Härte dar, so dass ein gesetzlicher 
Schutz hätte erfolgen müssen, wenn die Gerichte den Stand- 
punkt vertreten, dass nach den bestehenden Gesetzen die Ent- 
lassung zulässig ist. Denn es muss die Arbeitnehmerchaft 
natürlich empören, wenn in einer Zeit, wo der Grossindustrie 
hunderte von Millionen bezahlt werden, Arbeitnehmer auf die 
Strasse gesetzt werden, ohne dass sich jemand um sie kümmert. 


R.-A. Dr. Samter, 
Syndikus d. Bundes d. techn. Angestellten u. Beamten. 


Der Kampf gegen den Tarifvertrag. I. Eine Entscheidung 
des Gewerbegerichts Oberlahnstein (abgedruckt in Schlich- 
tungswesen 1924, S. 177), die von Arbeitgeberseite 
begrüsst wird, rüttelt an die Grundlagen des 
Tarifvertrages. Sie gefährdet, ja beseitigt geradezu den 
gesetzlich festgelegten Grundsatz der Unabdingbarkeit 
und zwar in einem der praktisch wichtigsten Fälle auf dem 
Gebiete der Lohnregelung. Da zu fürchten ist, dass sich 
solche Entscheidungen wiederholen, muss ihr scharf ent- 
gegengetreten werden. 

Ein Arbeitgeber schloss seinen Betrieb und erklärte, dass 
er infolge der schlechten wirtschaftlichen Lage bei den 
herrschenden Tarifsätzen den Betrieb nicht fortsetzen könne, 
war aber bereit, seine Arbeiter zu untertariflichen 
Löhnen wieder einzustellen. Die Arbeitnehmer, die natur- 
gemäss mit der äusserst geringen Arbeitslosenunterstützung 
nicht auskommen konnten, sahen sich gezwungen, auf diese 
Vorschläge einzugehen. Den auf Grund dieses Tatbestandes 
von den Arbeitnehmern später erhobenen Anspruch auf Nach- 
zahlung des tarifmässigen Lohnes wies das Gewerbegericht ab. 
Das Urteil wird hauptsächlich auf folgende beiden Er- 
wägungen gestützt, 

1. Es sieht in der Vereinbarung eines untertarif- 
lichen Lohnes eine nach $ 1 TVO. zulässige Abdingung 
des Tariflohnes zu Gunsten des Arbeitnehmers. 


2. In der  vorbehaltlosen Annahme des untertariflichen 
Lohnes liegt ein Verzicht auf die Nachzahlungsforderungen. 
I. Beides ist unrichtig. 


1. Wenn.das Gewerbegericht meint, der $ 1 der Tarif- 
verordnung könne .nicht formaliuristisch dahin verstanden wer- 
den, dass eine Abdingung zu Gunsten nur dann vorliege, wenn 
dem Arbeitnehmer im Einzelarbeitsvertrage bessere Arbeits- 
bedingungen, z. B. höhere Lohnsätze, zugebilligt seien, als im 
Tarifvertrage festgelegt sind, so verkennt es den 
sozialen Zweck des Tarifvertrages, insbesondere des 
Unabdingbarkeitsprinzips vollkommen. Der ein- 
zelne Arbeitnehmer ist dem wirtschaftlich stärkeren Arbeit- 
gcber gegenüber bei der Gestaltung seiner Arbeitsbedingungen 
völlig im Nachteil. Den Ausgleich dieser ungleichen Kräfte 
soll der Tarifvertrag die Vereinbarung der Vereinigungen her- 
beiführen. Durch ihn wird der überwiegende Einfluss des 
Arbeitgebers aufgehoben, es werden für die einzelnen Arbeit- 
nehmer feststehende Arbeitsmindestbedingungen geschaffen, die 
einzelnen Arbeitnehmer vor unterbietender Konkurrenz ge- 
schützt. Um dieses sozialen Zieles willen tragen die Arbeits- 
bedingungen des Tarifvertrags grundsätzlich zwingenden 
Charakter. Der $ 1 TVO. schafft die rechtliche Basis zur 
Verwirklichung dieser Ziele. Der Versuch, die Verwirklichung 
dieser Ziele mit Hilfe gekünstelter rechtlicher Konstruktionen 
zu vereiteln, stellt sich als Umgehung des Gesetzes dar. 


8 1, Abs. 1, Satz 2 VO. bestimmt, dass Abweichungen von 
den im Tarifvertrag festgesetzten Arbeitsbedingungen im 
Einzelarbeitsvertrage dann zulässig sein sollen, wenn sie zu- 
gunsten der Arbeitnehmer erfolgen. In der untertariflichen 
Entlohnung soll nur dann eine Abweichung zugunsten des 
Arbeitnehmers erblickt werden, wenn er — wie’ hier — sonst 
keine Arbeit gefunden hätte und der vereinbarte Lohn immer 
noch höher ist als die Erwerbslosenunterstützung. Das Ge- 
werbegericht sieht in dem Unabdingbarkeitsprinzip eine Aus- 
nahme von der Vertragsfreiheit und glaubt daher, den Grund- 
satz einengender Auslegung dem Unabdingbarkeitsprinzip 
gegenüber zur Anwendung bringen zu müssen. In der Zu- 
lassungsnorm des $ 1, Abs. 1, Satz 2 („zugunsten“) sieht es eine 
Wiederherstellung des allgemeinen Prinzips der Vertrags- 
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freiheit und will daher diese ausdehnend auslegen. Diese Be- 
trachtungsweise ist verfehlt. Im Tarifrecht ist die Unabding-” 
barkeit -zum allgemeinen Prinzip erhoben. Sie stellt” 
die Regel dar, von der die Zulassungsnorm des $ 1, Abs. 1, 
Satz 2 eine Ausnahme bildet. Ausnahmen dürfen aber 
nur eng ausgelegt werden. ‘Die Frage, ob eine Be- 
stimmung eines Einzelärbeitsvertrags gegenüber den Bestim-” 
mungen des  Tarifvertrags für den einzelnen Arbeitnehmer” 
günstig ist, kann nur nach absoluten, nicht nach relativen” 
Momenten entschieden werden. Die Vereinbarung eines unter-” 
tariflichen Lohnes stellt, absolut genommen, stets eine Be-” 
nachteiligung des einzelnen Arbeitnehmers gegenüber” 
anderen nach dem Tariflohn bezahlten Arbeitnehmern dar, 
Wollte man der Ansicht des Gewerbegerichts folgen, so könnte 
man häufig nicht verhindern, dass ein untertariflicher Lohn” 
vereinbart wird. Denn man kann in Krisenzeiten immer sagen, 7 
dass der Arbeitnehmer sich bei Arbeit zu untertariflichem Lohn” 
besser steht als im Falle der Arbeitslosigkeit. Und jeder ge” 
schickt manövrierende Arbeitgeber kann auf diese Weise seinen” 
Vorteil gegenüber dem Tarifvertrag durchsetzen. 2 
2. Das zweite: Begründungsmoment ‘des Gewerbegerichts, ” 
das mit dem nachtäglichen Verzicht des Arbeit-” 
nehmers auf den Tariflohn arbeitet, und leider von der gegen-= 
wärtig in der Theorie herrschenden, Meinung noch immer an-7 
erkannt wird, ist ebenso gefährlich für den Bestand des Tarif- 
vertrags, wie die eben gekennzeichnete Auffassung. .Verstösst = 
die eben dargelegte Ansicht sogar gegen den Wortlaut des $ 1° 
TVO,., so richtet sich die Verzichtstheorie gegen Zweck und 
Sinn des Tarifvertrags mit seinem 'Unabdingbarkeitsprinzip. ” 
Das Gewerbegericht sieht in der Annahme des untertariflichen” 
Lohnes einen stillschweigenden Erlassvertrag ($ 397 BGB.). ” 
Ganz abgesehen davon, dass hier von einem Erlassvertrag der” 
ganzen Lage des Tatbestandes nach gar keine Rede sein kann, © 
da ia die Auszahlung des untertariflichen Lohnes an die Arbeit- 
nehmer -auf Grund vorheriger Vereinbarung stattgefunden” 
hat, dem Arbeitnehmer also bei Entgegennahme des untertarif- 7 
lichen Lohnes das Bewusstsein, einen :Erlassvertrag abzu- 
schliessen, auf jeden Fall gefehlt hat, und ihnen auch nicht” 
nachträglich unterstellt werden kann, soll hier doch wegen der 
allgemeinen Bedeutung der Frage auf die von der herrschenden” 
Meinung vertretene Verzichtstheorie kurz eingegangen werdem. = 
Die herrschende Meinung scheidet scharf zwischen dem 
obligatorischen Arbeitsverhältnis des Arbeitgebers zum Arbeit-” 
nehmer, dem Schuldverhältnis und den einzelnen aus ihm” 
resultierenden Forderungen. Diese Forderungen will sie recht-” 
lich von ihrem kausalen Schuldverhältnisse völlig loslösen und 
so die Wirkung der Tarifverträge und des Unabdingbarkeits-° 
prinzips lediglich auf die Schuldverhältnisse beziehen. Die” 
Forderungen stehen ausserhalb. Diese völlige Scheidung ist” 
unhaltbar. a 
Bei der Trennung de Schuldverhältnisses ‘von den ein- 
zelnen Forderungen beruft sich die herrschende Meinung auf“ 
die Bestimmung des $ 619 BGB., in welchem auch die bereits” 
entstandenen (in der Vergangenheit liegenden) Ansprüche von 
den noch nicht entstandenen (zukünftigen) eine verschiedene” 
rechtliche Behandlung erfahren. Dieses Argument ist insofern ” 
unrichtig, als $ 619 als Sonderbestimmung aufzufassen ist, die” 
eben im Tarifrecht fehlt, und die man nicht analog anwenden” 
kann. Im Tarifrecht muss man an dem Grundsatz festhalten, 
dass bei einem ‚Dauerschuldverhältnis die einzelnen zur Ent-° 
stehung gelangenden Ansprüche organische Bestandteile des” 
Schuldverhältnisses bleiben. Das Unabdingbarkeitsprinzip be-”° 
herrscht das Schuldverhältnis samt seinen aus ihm resultieren-” 
den Forderungen während seiner ganzen Dauer und nicht nur” 
den Begründungsvertrag. 4 
Das von der herrschenden Meinung weiter angeführte” 
Moment, der _ Zweck des Tarifvertrags sei lediglich, die Ent 
stehung des Lohnanspruchs zu sichern, nicht seine Durch-° 
führung, ist völlig abwegig. Denn eine auf einen Zweck ge-% 
richtete Vertrags- bzw. Gesetzesbestimmung, die die praktische” 
Durchführung dieses Zweckes nicht will, ist nicht nur ein un-” 
vollkommenes Ding, sondern ein vollkommenes Un 
ding. Der Zweck des Tarifvertrags geht ersichtlich auf ein 
Verhinderung der Schlechterstellung der einzelnen Arbeiter” 
gegenüber den im Tarifvertrag festgesetzten Bedingungen, also” 
auch auf eine Verhinderung der untertariflichen Entlohnung. 
Durch die von der Verzichtstheorie gebilligten nachträglichen” 
Erlassverträge wird aber tatsächlich die untertarifliche Ent-° 
lohnung durchgesetzt. Diese Erlassverträge stehen in Wider-” 
spruch mit dem Zweck und dem Geist des Gesetzes. 
Hl. Es muss das Bestreben aller Kreise, die an der Erhal- 
tung und dem Ausbau des Arbeitsrechts interessiert sind, sein, 
diesen Kampf gegen die Sabotierung der Taritver 
träge aufzunehmen. Das rechtliche Material für 
diesen Kampf findet man in der arbeitsrechtlichen Studie von) 
Nipperdey, Beiträge zum Tarifrecht, Mannheim 1924 (Ver 
lag J. Bensheimer). Gelingt es der Gegenseite, die Unabding-” 
































































































































































barkeit.. der: Tarifverträge: .zu beseitigen, so bricht die 
wichtigste Säule indem Gebäude des kollek- 
tiven Arbeitsrechts Darum alle Mann an 
Bord! Franz Kaute, 


Werksbeurlaubung und Kündigung. Die sogenannte Werks- 
beurlaubung kennzeichnet Strunden!) richtig dahin, dass bei 
Betriebseinschränkungen und vorübergehenden Stillegungen 
Arbeitnehmer nicht entlassen, sondern ohne Gehaltsfortzahlung 
mit dem: Anspruche: auf Wiederbeschäitigung bei späterer 
Wiederaufnahme der : Arbeit beurlaubt werden. Der Ausdruck 
„beurlauben“ ist nicht ganz zutreffend. Denn er bedeutet eine 
einseitige Befreiung von Pflichten, während es sich hier um 
eine gegenseitige Entbindung von Rechten und Pflichten, also 
um ein Ruhen des Arbeitsverhältnisses handelt. Trotzdem ist 
‚im allgemeinen kein Zweifel über die Natur des Verhältnisses 
entstanden. Vor allem besteht Einigkeit darüber, dass die 
Werksbeurlaubung eine wesentliche Aenderung des. Arbeits- 
vertrages: bedeutet und deshalb einer Vereinbarung des Arbeit- 
zebers mit dem Arbeitnehmer oder ordnungsmässiger Lösung 
des ursprünglichen Vertrags durch. Kündigung bedarf.) Da- 
Sn ist die Frage der Lösung des neuen :Vertrages offenbar 
unklar. 


Wenn nichts anderes vereinbart ist, so bedarf es sowohl 
zur Rückführung des „Urlaubsvertrages“ in den: normalen 
Arbeitsvertrag wie der endgültigen Lösung des Verhältnisses 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer entweder neuer Ver- 
einbarung zwischen den Beteiligten oder der. ordnungsmässigen 
Kündigung. "Die Kündigungsfrist, die nur bei Lösung des Ver- 
hältnisses praktisch in Betracht kommt, ist die ursprünglich 
vereinbarte; denn der alte Vertrag läuft: weiter; er soll auf- 
rechterhalten und nur in seinen Wirkungen zu vorübergehen- 
dem Ruhen gebracht werden. Lässt die Kündigung dieses 
Ruhen unverändert oder bewirkt sie ein Wiederaufleben des 
alten Vertrages mit seinen gegenseitigen Rechten und Pilichten? 
Praktische Bedeutung hat nur eine einzige Wirkung des 
Arbeitsvertrages: der Lohnanspruch des Arbeitnehmers auch 
für den Fall, dass der Arbeitgeber während der Kündigungszeit 
keinen Gebrauch von seinen Diensten machen kann oder will. 
Der Reichsarbeitsminister hat unter dem 4, 9, 1924 in einem 
Beschieide?) erklärt, dass die „Verpflichtung zur Lohnzahlung 
auch nicht nach einer Kündigung von Arbeitgeber- oder Arbeit- 
inehmerseite für die Dauer der Kündigungsfrist wieder auflebt, 
es..sei denn, : dass in: dem. einzelnen Werksbeurlaubsvertrage 
etwas anders vereinbart ist.*) 


Dieser Bescheid kann in seiner Allgemeinheit nicht als 
richtig anerkannt werden. Es wird zu unterscheiden sein: 


1. Wenn .der ‚Arbeitnehmer das ruhende Verhältnis zu 
lösen wünscht, so wird seine Kündigung im allgemeinen keinen 
|Lohnanspruch auslösen. Das Verhältnis bleibt in seinem 
zuhenden Zustande bis zum Ablaufe. 


2. Wenn dägegen der Arbeitgeber kündigt, so verbleibt es 
bei dem, neuen ruhenden. Verhältnisse nur, wenn die Herbei- 
führung dieses Zustandes dem Arbeitnehmer keine Opfer ge- 
kostet. hat. 


a) Wenn der Arbeitgeber den Arbeitsvertrag ordnungs- 
mässig beendet und dann statt der tatsächlichen Entlassung die 
Werksbeurlaubung -eingeführt hat, so hat der Arbeitnehmer 
‚alles erhalten, was er aus dem ursprünglichen Vertrage zu 
fordern hatte. Der neue Zustand ist ein neuer Vertrag, der 
ihm nur die Pflicht auferlegt, sich auf Erfordern wieder in den 
Dienst des Gegners zu stellen, und ihm dagegen nur das Recht 
einräumt, bei’ Wiedereröffnung des Betriebes eingestellt zu 
werden. Wird dieses Verhältnis vom Arbeitgeber gekündigt, 
so verbleibt es auch in der Kündigungszeit bei dem Rechte auf 
"Wiedereinstellung gegen die Pflicht auf Wiedereintritt. 


j b) Anders, wenn der ursprüngliche Arbeitsvertrag nicht 
‚ordnungsmässig ausgelaufen ist; wenn der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer (namentlich dem Angestellten) die sofortige 
Werksbeurlaubung ohne Einhaltung der Kündigungsfrist zu- 
mutet und der Arbeitnehmer sich damit „einverstanden erklärt, 
um die Kündigung zu vermeiden. Hier ist die Vermeidung der 
Entlassung als Zweck in das Abkommen eingeschlossen. Und 
"wenn später statt der Wiederbeschäftigung doch die Kündigung 
eriolgt, so ist der Zweck nicht erfüllt und es wäre eine Un- 
billigkeit, wenn der Angestellte den ganzen Schaden des miss- 
lungenen Versuches tragen sollte. 


Für die richtige Beurteilung des Falles haben wir ein Vor- 
bild in den Verträgen auf Lohnermässigung, die bei Ausbruch 


1) Karte „Werksbeurlaubung“ in Heft 167 der Karten-Auskunftei 
d. Arb.-R. 
- 2) Vgl. Arb,-Rı XI, Sp. 813. 
Ai Veröff. in N. Z.f. Arb.-R. 4, Sp. 696. 
2.4) Ebenso Strunden in Karten-Ausk. d. Arb.-R. Heft 167 und in N. Z, 
#. Arb,-R. 4, Spalte 403. 
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des Krieges vielfach erfolgten, weil die Arbeitgeber sich ausser 
Stande erklärten, die Anstellungsverhältnisse durchzuhalten 
und deswegen die Arbeitnehmer vor die Wahl stellten, ent- 
weder entlassen zu werden oder mit verkürztem Gehalte tätig 
zu bleiben. Damals sind zahlreiche Abkommen auf Gehalts- 
kürzung abgeschlossen worden. Und wenn der Arbeitgeber 
später trotzdem kündigte, so haben die Gerichte meist ent- 
schieden, dass damit die Abmachung hinfällig würde und der 
Angestellte den Unterschied zwischen dem ursprünglichen 
und dem neu vereinbarten Gehalte nachfordern könne?) 


Ganz entsprechend ist hier zu entscheiden. Der Arbeit- 
nehmer verzichtet auf die ihm während der gesetz- oder ver- 
tragsmässigen Kündigungsfrist zustehenden Ansprüche, um die 
Entlassung zu vermeiden. Wird er trotzdem entlassen, so 
leben diese Ansprüche wieder auf; "er wird so gestellt, als 
wenn das Beurlaubungsabkommen nicht getroffen worden wäre. 
Das heisst: er hat für die Kündigungszeit den Lohn zu bean- 
spruchen. Natürlich ist er für diese Zeit auch zur Arbeit ver- 
pflichtet; es lebt eben der ursprüngliche Arbeitsvertrag wieder 
auf. Deswegen hat der Arbeitnehmer den Lohn auch dann zu 
beanspruchen, wenn der Arbeitgeber von der zu seiner Ver- 
fügung stehenden Arbeitskraft keinen Gebrauch macht.®) 


3. Nur unter dieser Voraussetzung hat auch das Ein- 
spruchsrecht des BRG., dessen Anwendbarkeit auf den 
Werksbeurlaubten anerkannt werden muss,’) praktische Be- 
deutung. Die unbillige Härte ist nicht nach dem Zustande des 
Beurlaubtseins, sondern nach dem des Beschäftigtseins zu be- 
urteilen; bei Bemessung der Entschädigung des $ 87 kommen 
die gehaltslosen Monate der Beurlaubung nicht in Betracht. 


4. Eine Aenderung dieser Rechtslage erfolgt nur, wenn die 
Lösung des Beurlaubungsvertrages von der Gegenseite ver- 
schuldet ist. Aber man wird das auf solche Tatsachen be- 
schränken müssen, die einen wichtigen Grund zu fristloser 
Kündigung geben. Wenn der Arbeitgeber sich so benimmt, dass 
dem Angestellten nicht zugemutet werden kann, sich länger 
zu Seiner Verfügung zu stellen, so kann er den Vertrag fristlos 
lösen und Schadensersatz verlangen, der praktisch dem Lohne 
für die: ordnungsmässige Kündigungsfrist gleichkommt. Und 
wenn der Arbeitnehmer sich so benimmt, dass dem Arbeitgeber 
die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nicht zugemutet 
werdefi kann, so kann dieses fristlos gelöst werden, ohne dass 
ein Lohnanspruch erwächst. : 


5. Natürlich kann durch besondere Vereinbarung bei Ein- 
tritt der WerksbeurfAubung etwas- anderes festzelegt werden. 
Und es dürfte sich empfehlen, zur Vermeidung späteren Streites 
die Kündigungsfrage von Anfang an klar zu regeln. In der 
Aenderung der Kündigunzsbedingungen wird ein Verzicht des 
Arbeitnehmers auf Wiederaufleben des ursprünglichen Ver- 
trages bei Kündigung zu erblicken sein. Sache der Gewerk- 
schaften und ihrer Tarifverträge ist es, ihre Mitglieder davor 
zu. Schützen, dass. sie. aus Angst vor Entlassung allzu willig 
auf Rechte verzichten, die ihnen nach dem Arbeitsvertrage 
zustehen. Heinz Potthoif. 


Die Pflicht zur Offentegung von Diensterfindungen (Schluß), 
Der weitere Einwand Dr. Ephraims, daß der Arbeitgeber 
eine Vergütung gar nicht versprechen könne, solange keine 
Entscheidung darüber’ vorliege, daß der Angestelite wirklich 
eine patentfähige Erfindung gemacht habe, schlägt ebenfalls 
nicht durch. Denn erweist sich die Vermutung, daß die Er- 
findung patentfähig ist, als unrichtig, dann kann verständiger- 
weise von einer Vergütung keine Rede mehr sein. Beschließt 
aber das Patentamt die Bekanntmachung der Anmeldung, dann 
darf unterstellt werden, daß Patentschutz erteilt wird, und da- 
mit ist dann die Voraussetzung für die Vergütung gegeben. 
Selbst wenn vor der Erteilung des Patentes die Anmeldung 
zurückgenommen würde, bliebe der Anspruch auf Vergütung 
bestehen, wenn die Erfindung nunmehr als Geheimverfahren 
ausgenutzt würde. 


Ebenso ist der Hinweis Dr. Ephraims, daß sich die wirt- 
schaftliche Bedeutung der Erfindung nicht im vorhinein beur- 
teilen lasse, hinfällig, Wenn man allenthalben nach diesem 
Grundsatze verführe, dann würden wohl schwerlich Verein- 
barungen über die Verwertung von Erfindungen zustandg- 
kommen. Die Vermutung, daß das zu erstrebende Patent ein- 
schlagen werde, muß genügen. Ergibt sich, daß trotz aller 
geschäftlichen Sorgfalt das Patent unrentabel bleibt, dann ist 
damit die Voraussetzung für die Vergütung weggefallen. Will 
der Angestellte das Patent trotzdem nicht aufgeben, dann muß 


5) Vgl. Arb.-R. Jahrg. I—. > 
6) Auf die strittige Frage, wann Annahmeverzug des Arbeitgebers 
vorliegt, kann hier nicht eingegangen werden. Vgd. dazu Arb.-R, X, 
Sp. 673. 

7) Dafür auch Strunden a.2.0, 
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er versuchen, es sich vom Arbeitgeber übertragen oder rück- 
übertragen zu lassen. 


Wenn der Angestellte sein Zurückbehaltungsrecht ausübt, 

dann kann schließlich — darin ist Dr. Ephraim zuzustimmen — 

: die Verzögerung in der Offenlegung der Erfindung dazu führen, 

ji daß die Erfindung inzwischen von einem Dritten gemacht und 

zum Patent angemeldet wird. Der Angestellte wird dadurch 

ohne Zweifel schwer, benachteiligt und auch sein Arbeitgeber 

erleidet unter Umständen dadurch einen beträchtlichen Schaden. 

Diesen Verlust hätte aber der Arbeitgeber vermeiden können, 

7 wenn er den Angestellten nicht durch sein Verhalten zur Aus- 
i übung des Zurückbehaltungsrechtes genötigt hätte. 


j Aus alledem ist wohl zur Genüge ersichtlich, daß die Ein- 
| wände Dr. Ephraims die Auffassungen Dr. Lobes nicht zu 
erschüttern vermögen. 


Wie steht es nun, wenn im Dienstvertrage über Art und 

) Höhe der Vergütung nichts Bestimmtes abgemacht, sondern 
N nur gesagt ist, daß der Unternehmer darüber ‚nach billigem 
i# Ermessen‘ befinden darf. Ueber diese Frage äußern sich 

| 

| 


beide Autoren nicht. Da sie aber erfahrungsgemäß in der 
} Praxis öfter aufgeworfen wird, wollen wir sie gleich beant- 
| worten. Unter dem „billigen Ermessen‘ darf-man nicht ein 
| unbeschränktes Belieben verstehen, denn dann würde es sich 
N um eine unbestimmte Leistung im juristischen Sinne handeln. 
Die Leistung des Arbeitgebers ist aber in diesein Falle insofern 
bestimmt, als ein objektiver Maßstab, eben das billige Er- 
1 messen, vorhanden ist. Daraus folgt zweierlei: 1. Ist die vom 
l Arbeitgeber getroffene Bestimmung wunbillig, so ist sie für den 
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- 
| 
| 
1} 
Angestelkten unverbindlich und kann durch Anrufımg des 
A Me Gerichtes angefochten werden; 2. kann der Angestellte die 
Bestimmung der Leistung des Arbeitgebers ebenfalls durch 
richterliches Urteil treifen lassen, wenn der Arbeitgeber die 
Bestimmung seiner ‚Leistung verzögert. 


Das ergibt sich aus 
8 315 Abs. 3 B.G.B. 


Karl Sohlich. 


Entscheidungen 


Durfien die Zechen die von der Micum übernommenen 
Angestellten entlassen? Zur Ergänzung des diese Frage grund- 
sätzlich behandelnden Leitartikels der vorliegenden Nummer 
hi j veröffentlichen wir nachstehend die bereits vorliegenden Ent- 
ze | scheidungen des Berggewerbegerichts Dortmund, Kammer 
A Herne vom 233. Dezember 1924. Es handelt sich um erst- 

+ instanzliche Urteile, die naturgemäß noch nicht den Abschluß 
des Rechtsstreites darstellen, sondern erst noch der Nach- 
prüfung durch das Berufungsgericht, das Landgericht Dort- 
mund unterliegen. Der Tatbestand für die beiden getrennten 
und auch getrennt verhandelten Klagen-ist bis auf den Um- 
j stand, dad in dem einen Fall der Kläger als Mitglied der Be- 
! triebsvertretung zum Schutz gegen seine Entlassung auch noch 

i den Schutz des $ 96 B!R.G. in Anspruch nahm, derselbe, und 

zwar folgender; 


Die Kläger standen zur Zeit der Besetzung der Zechen Viktor 1/2, 
B Victor 3/4 und Ickern durch die Franzosen (August 1923) als Steiger 
und Mitglied des Betriebsausschusses der Schachtanlage Victor 3/4 im 
j Dienst der Beklagten. Obgleich die Besetzung der Zechen die Beiriebs- 
' stillegung ohne weiteres zur Folge hatte, wurden die Löhne und Gehälter 
ws bis Oktober 1923 weitergezahlt. Nach Aufgabe des passiven Wider- 
standes Ende September kamen aber die Lohnsicherungen durch das 
Reich in Fortfall. Da nun die Micum die inzwischen von ihr in eigene 
14348 Regie genommenen Zechen nicht freigab, sondern deutlich erkennen ließ, 
daß sie dieselben vorab selbst weiterbetreiben wolle, sah sich die Beleg- 
schaft, einschließlich der Angestellten, vor die Frage gesteiit, entweder 
: brotlos zu werden oder zur Micum überzutreten. In dieser Zwangslage 
4 trat mehr oder weniger freiwilig die gesamte Belegschaft, soweit sie von 
u» den Franzosen übernommen wurde, in den Dieust der Micum. 


Die Micum hat dann die drei Zechen etwa ein Jahr lang auf eigene 

Rechnung betrieben, bis sie dieselben auf Grund des Londoner Abkom- 

mens am 27. Okteber 1924 der beklagten Eigentümerin zurückgeben 

mußte. Als die Beklagte dann am 28. Oktober 1924 ihre Zechen wieder 

in Besitz nalım, behielt sie sich vor, nach ihrem Ermessen die für den 

Betrieb benötigten Angestelitan und Arbeiter neu einzustellen. Unter den 

11 08 ER ISER ie nicht wieder eingestellt wurden, befanden sich auch die 
It 0a äger. 


Hiergegen wenden sie sich mit ihren Klagen und fordern auf Grund 
ihrer früheren Dienstverträge zunächst Zahlung der Novembergehälter 
unter Vorbehalt weiterer Ansprüche. Die Dienstverträge seien durch 
den Wechsel in der Verwaltung nicht erloschen, da sie nicht aufgekündigt 
worden seien, Das Betriebsratsmitglied machte außerdem noch geitend, 
daß er ohne Zustimmung der Betriebsvertretung nicht entlassen werden 
könne. Der Wechsel in der Führung. des Betriebes bedeute nicht die 
} Gründung eines neuen Unternehmens, sondern nur eine Rechtsnachfolge, 
” A Die Beklagte beantragt Abweisung beider Klagen. Die Kläger seien 
» aus freien Stücken in den Dienst der Micum getreten, und zwar in dem 
ee) Bewußtsein, daß die Micum die Zechen in absehbarer Zeit nicht räumen 
Bi würde, und daß andererseits die Beklagte, solange dieser Zustand au- 
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dauern würde, nicht in der Lage sein würde, die Belegschaft zu beschäf- 
tigen und zu entlohnen. Der Eingriff der Franzosen in das Vertragsver-” 
hältnis zwischen der Beklagten und der Beiegschaft sei als ein Akt 
höherer Gewalt anzusehen, durch den alle diese Verträge ihr Ende ge- 7 
iunden hätten. Die Wiederinbesitznahme der Zechen nach Abzug der 

Micum am 28. Oktober 1924 bedeute keine Rechtsnachfolge, sondern 
sei als eine Wiedereröffnung des Betriebes nach Beendigung der gewalt-” 
samen Behinderung in der Führung des Betriebes anzusehen. Das” 
Oericht kam in beiden Fällen zur kostenpflichtigen Abweisung der Klage” 
mit folgender Begründung: = 


Als nach Aufgabe des passiven Widerstandes die Lofhnsicherungen 7 
in Fortfall kamen und gleichzeitig die Micum in unzweideutiger Weise 7 
zu erkennen gab, daß die inzwischen von ihr in eigene ger menen 
Zechen vorab nicht zurückgegeben würden, wäre es der Beklagten durch” 
diesen als einen Fall höherer Gewalt zu bezeichnenden Umstand unmög- 
lich gewesen, das Vertragsverhältnis mit ihrer Belegschaft aufrechtzu- 
erhalten. Bevor jedoch von ihrer Seite eine förmliche Lösung des Dienst 
vertrages erfolgte, traten die Kläger zusammen mit dem überwiegenden ” 
Teil der Belegschaft in die Dienste der Micum in dem Bewußtsein, an- 
derenfalls brotlos zu werden. Hiernach war eine Kündigung seitens der” 
Beklagten nicht mehr erforderlich, da sie ja selbst durch das Eingehen 


eines neuen Dienstvertrages ihr bisheriges- Vertragsverhältnis mit der 
Beklagten gelöst hatten. 























































































Unerheblich bleibt unter diesen Umständen die” 
von den Parteien umstrittene Frage, ob der Uebertritt in den Dienst der © 
Micum mit oder ohne Zustimmung der Beklagten erfolgt ist. = 


Die Inbetriebnahme der Zechen durch die Micum kann nicht aß” 
eine Rechtsnachfolge angesehen werden. Die Franzosen haben bei der” 
gewaltsamen Besetzung und Inbetriebnahme die beklagte Verwaltung” 
vollständig ausgeschaltet. Sie haben auch die sich bei ihnen zur Arbeits 
aufnahme meldenden Angestellten und Arbeiter lediglich nach ihrem Er” 
messen angenommen oder abgewiesen. Sie haben zweifellos selbst die” 
Inbetriebnahme der Zechen in eigene Regie nicht als Rechtsnachfolge, T 
sondern als selbständige Eröffnung des Betriebes aufgefaßt. Es lag somit” 
weder auf Seite der Beklagten noch auf Seite der Micum die Absicht = 
vor, eine Rechtsnachfolge zu schaffen. Die Rückgabe der Zechen an die” 
beklagte Eigentümerin auf Grund des Londoner Abkommens sollte aller- 
dings nach Absicht der Micum in Form einer Rechtsnachfolge vor sich = 
gehen. Die Beklagte hat aber schon geraume Zeit vorher jede Ver- 7 
handlung hierüber mit der Micum abgelehnt und keinen Zweifel darüber” 
gelassen, daß sie mit der Wiederinbesitzuahme ihrer Zechen nicht dem” 
von der Micum eingerichteten Betrieb fortsetzen, sondemm nach ihren 
Bedürtnissen und Absatzmöglichkeiten neu eröffnen werde. Hierüber’ 
waren sich auch die Belegschaften der fraglichen Zechen schon lange” 
vorher im klaren (? Die Schriftleitung.). So erfolgte die Wiederinbesitz- 
nahme der Zechen durch die Beklagte am 28. Oktober 1924, nachdem 7 
die Micum dieselbe verlassen hatte ohne jede Uebergabe. Abgesehen” 
davon, daß die Beklagte praktisch gar nicht in der Lage gewesen wäre, 
die von der Micum von 6500 Mann (im August 1923) auf über 100007 
Mann vergrößerte Belegschaft der drei Zechen zu beschäftigen, war sie 
auch rechtlich nicht zu zwingen, die Rechtsnachfolge der Micum anzu-” 
treien. Die hierüber gepflogenen Verhandiungen zwischen den beteiligten 
Behörden, der Zechenverwaltung und den gewerkschaftlichen Vertretern 
der Belegschaften haben hierüber keinen Zweifel gelassen. Beklagte haft” 
somit die Belegschaften gar nicht entlassen. Es handelt sich vielmehr um” 
eine Beendigung des Vertragsverhältnisses zwischen der Micum und den” 
Belegschaften infolge Aufgabe des Regiebetriebes. Diese Betriebseinstel- ” 
lung war aber keine plötzliche infolge eines unvorhergesehenen Ereig- 
nisses, sondern die Micum wußte schon lange vorher, daß sie nach Ablauf” 
der im Londoner Abkommen bestimmten Frist die Regiebetriebe ein- 7 
stellen müsse. Es wäre daher ihre Sache gewesen, die von ihr mit den ” 
Belegschaften eingegangenen Verträge rechtzeitig aufzukündigen. e: 

Da hiernach mit dem Abzug der Micum der Betrieb der Zechen ” 
zunächst aufhörte und dann von der Beklagten neu eröffnet wurds 
bestand zwischen ihr und der Belegschaft der Micum kein Arbeits- oder 
Dienstvertragsverhältnis, mithin bestand auch keine Betriebsvertretung, 
soweit die Beklagte als Arbeitgeberin in Frage kam. Daher kommt 
auch für den einen der beiden Kläger nicht der Schutz des 5 95 des 
B.R.G. in Frage. & 


Ausscheiden aus der Gewerkschaft ist ein Grund für die 
Abberufung von Beisitzern des Schlichtungsausschusses. Die” 
Beisitzer der Schlichtungsausschüsse werden bekanntlich auf” 
Grund der Vorschlagslisten der wirtschaftlichen Vereinigungen” 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer durch die oberste Landes-” 
behörde oder die von ihr beauftragte Behörde berufen. -Die- = 
selbe Behörde kann die Abberufung jederzeit veranlassen; ohne” 
dass in der geltenden Verordnung hierfür besondere Gründe” 
angegeben sind. Nun war in Remscheid ein Beisitzer zu” 
der Oppositionsgruppe des Metallarbeiterverbandes über- 
getreten, weshalb der Regierungspräsident die Abberufung ver-” 
fügte. Auf erhobene Beschwerde entschied der Minister für” 
Handel und Gewerbe im gleichen Sinne. In dieser Verfügung 
von grundsätzlicher Bedeutung heisst es u. a.: „Einen besonders = 
wichtigen Anwendungsfall der Abberufung stellt das Au- = 
scheiden aus derjenigen Organisation dar, auf deren Vorschlag” 
seinerzeit die Berufung erfolgt ist. Da der bisherige Bei- = 
sitzer .... in keinen organisatorischen Beziehungen zum Deut-° 
schen MetallarbeXerverband (Stuttgart) mehr steht, so sind“ 
auch die Voraussetzungen für seine damalige Berufung zum 
Beisitzeramt entfallen; der Regierungspräsident in Düsseldorf 
konnte also mit Recht von seiner Befugnis der Abberufung 
Gebrauch machen (Illa 2020 vom 29. 9. 1924).“ 
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“ Der Kampf ums Recht der Arbeitnehmervereine. 


“ Berufsvereinen, 
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Nummer 5 / 5. Jahrg. 


Materielles Recht 


Neben 
dem Kampf der Vereine und Spitzenverbände der Arbeitnehmer 
m ihre politische und wirtschaftliche Anerkennung geht seit 
er Mitte des vorigen Jahrhunderts ein fast ebenso heftiger 
Kampf um ihre Anerkennung im Rechtssinne einher. Unter 
den Personenvereinigungen unterscheidet nämlich die Rechts- 
ordnung von jeher solche, die sie genau so wie den einzelnen 
Menschen behandelt, also als eine Einheit, und solche, die 
für sie im Rechtssinne — von wenigen Ausnahmen abgesehen 
— als Einheit nicht vorhanden sind, sondern bei denen sie 
sich nur mit den einzelnen ihr angehörigen Personen befaßt. 
Die erstere Art von Verbänden bezeichnet man daher im 
Gegensatz zu dem Menschen, der wirklich eine Person ist, als 
eine juristische Person, da die Rechtsordnung sie wie eine 
natürliche Person behandelt. Zu ihnen gehört im Privatrecht 
der Rechtsfähige Verein (E. V.). Zu der zweiten Kategorie, 
deren Vorhandensein als Einheit die Rechtsordnung nicht aner- 
kennt, gehört der nicht rechtsfähige Verein. Einen solchen 
stellt auch jeder Arbeitnehmerverband, mag er auch noch so 
groß und mächtig sein, dar, welcher sich die Rechtsfähigkeit 
nach den gesetzlichen Bestimmungen nicht verschafft hat. Das 
merkwürdige an unserem geltenden Privatrecht ist nämlich 
der Umstand, daß eine Vereinigung die Persönlichkeit auch 
im Rechtssinne nicht durch ihr Wesen erlangt, aus dem allein man 
doch eigentlich darauf schließen könnte, ob die Vereinigung ihrer 
ganzen Natur und Verfassung nach eine Persönlichkeit dar- 
stellt, sondern einzig und allein durch die Erfüllung bestimm- 
ter, vom Gesetz aufgestellter formaler Erfordernisse. Es kann 
also eine Vereinigung im politischen oder wirtschaftlichen 
Kampfe eine noch so starke Persönlichkeit sein, ohne daß 
die Rechtsordnung als solche von ihr nennenswerte Notiz 
nimmt, während andererseits eine ganz kleine Vereinigung, 
die in jeder Beziehung ohne jedwede Bedeutung ist, durch 
Erfüllung weniger formaler Erfordernisse zu einer juristischen 
Person mit allen ihren Rechten werden kann. 

Aus diesen Gründen ist es verständlich, daß alle großen 
Vorkämpfer der Arbeitnehmerbewegung an den Problemen 
der Rechtsfähigkeit nicht vorbeigehen konnten, ohne zu ver- 
suchen, den tatsächlichen Zustand mit dem rechtlichen in 
Einklang "zu bringen. Alle diese Versuche schlugen jedoch 
fehl, namentlich an dem Widerstand der politisch und wirt- 
schaftlich herrschenden Kreise, da man es für angebracht hielt, 
mit allen Mitteln eine Entwicklung der Arbeitnehmerorganisa- 
tionen zu verhindern. Man konnte das um so leichter, als 
für die Arbeitgeberorganisationen die Frage von minderer Be- 
deutung war. Soweit man äber dennoch in Gesetzentwürfen 
den Berufsverbänden der Arbeitnehmer die Rechtsfähigkeit 
verleihen wollte, wollte man mehr oder weniger die Ver- 
leihung doch nur unter derartigen Bedingungen und unter 
Vorsichtsmaßregeln vornehmen, daß den Berufsverbänden jeg- 
liche Sehnsucht nach solcher Rechtsfähigkeit schnell verging. 
So kam es allmählich, daß im Gegensatz zu der Anfangsent- 
wicklung der Dinge die Berufsverbände nur noch wenig 
Neigung zum Kampf um die Rechtsfähigkeit verspürten, ja, 
daß sie zum Teil sogar den bestehenden Zustand der Nicht- 
Rechtsfähigkeit als den vorteilhafteren empfanden. 

An diesem Zustand wurde auch durch das Inkrafttreten 
des jetzt herrschenden modernen Privatrechts des Bürger- 
lichen Gesetzbuches wenig geändert. Zwar eröffnet dies den 
wie ‘auch allen anderen Vereinigungen, die 
Möglichkeit des Erwerbes der Rechtsfähigkeit durch Erfül- 
lung bestimmter Formeriordernisse, insbesondere der Eintra- 
gung in das Vereinsregister. Diese Eintragung war jedoch 
nicht einfach zu erlangen, da die Verwaltungsbehörde die 
Berechtigung hatte, gegen die Eintragung Einspruch zu er- 
heben, wenn der Verein insbesondere einen politischen oder 
sozialpolitischen - Zweck verfolgte. Es bot natürlich keine 
Schwierigkeit, jeden Arbeitnehmerverband unter diese Defini- 
tion zu bringen, wenn man ihn nicht leiden konnte. Und 
welchen Arbeitnehmerverband mochte die Verwaltungsbehörde 
unter dem alten System leiden? Außerdem aber lohnten sich 
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für die Arbeitnehmerverbände die Bemühungen zur Erlangung 
der Eintragung kaum, da sie sich mit dieser Rechtsfolgen 
aussetzten, die alles weniger als erwünscht waren. Dazu 
zählte insbesondere die Pflicht zur Einreichung des Mitglieder- 
verzeichnisses bei der Polizeibehörde und die Unterordnung 
unter die vereinspolizeilichen Beschränkungen der Vereins- 
freiheit für politische Vereine. 

Wandel schuf hierin, wie überhaupt auf diesem Gebiet, 
erst die Umwälzung des Jahres 1918. Artikel 159 der neuem 
Reichsverfassung gewährleistet ausdrücklich die Vereinigungs- 
freiheit zur Wahrung und Förderung der Wirtschaftsbedingun- 
gen für jedermann und für alle Berufe und erklärt alle Ab- 
reden und Maßnahmen, welche diese Freiheit einschränken 
oder nur zu behindern suchen, für rechtswidrig. Damit ist auch 
die Vorschrift des $ 152 Abs. 2 der Gewerbeordnung aufige- 
hoben worden, nach welcher jedem Mitglied der Rücktritt 
von Arbeitnehmervereinigungen freisteht und nach welcher 
aus einer solchen Vereinigung auch weder eine Klage, noch 
eine Einrede gegeben ist, da diese Vorschrift ebenfalls eine 
Maßnahme ist, welche eine Einschränkung des Koalitionsrechts 
und seiner praktischen Durchführbarkeit darstellt. Jedoch wird 
in Theorie und Rechtsprechung diese Auffassung auch heute 
noch sehr häufig bestritten. Zweifellos sind jedoch mit In- 
krafttreten der Reichsverfassung die oben wiedergegebenen 
Einschränkungsbestimmungen der Eintragung von Deraksurr 
einen gefallen. Artikel 124 Abs. 2 der Reichsverfassung be- 
stimmt auch-noch ausdrücklich, daß der Erwerb der Rechts- 
fähigkeit jedem Verein gemäß den Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuches freisteht, und daß sie ihm nicht aus dem: 
Grunde versagt werden darf, daß er einen politischen, sozial- 
politischen oder religiösen Zweck verfolgt. 

Ohne an dieser Stelle auf die sehr interessante Frage ein- 
zugehen, was sich hieraus für die Frage der Rechtsnatur der 
Berufsvereine überhaupt ergibt *), steht somit jedenfalls fest, 
daß nunmehr auch den Berufsvereinen und Spitzenverbänden 
die „praktische‘‘ Möglichkeit gegeben ist, private Rechts- 
fähigkeit nach den Vorschriften des Bürgerlichen  Gesetz- 
buches zu erlangen. Es ist bisher von dieser Möglichkeit ver- 
hältnismäßig wenig Gebrauch gemacht worden. Die Frage, 
ob ein -solcher Schritt zweckmäßig ist, wird sich allgemein- 
gültig kaum beantworten lassen. Die Antwort auf diese 
Frage hängt von vielerlei Faktoren ab, insbesondere auch 
von Größe und Struktur des betreffenden Verbandes. 

Im übrigen zeigt unsere Rechtsentwicklung und moderne 
Rechtsprechung zweifellos die Tendenz, den Unterschied zwi- 
schen rechtsfähigen und nicht rechtsfähigen Vereinen stärker 
zu verwischen als es früher der Fall war. Diese Entwicklung 
ist vielleicht insbesondere auf die Art zurückzuführen, mit 
welcher das Probleim der Rechtsfähigkeit einer Personenver- 
einigung in unserem Bürgerlichen Gesetzbuch behandelt oder 
besser nicht behandelt wird. Das erhellt besonders deutlich 
aus der Behandlung der Berufsverbände von der Rechtsord- 
nung, wie sie im vorstehenden kurz geschildert worden ist. 
Diese stellen eben ihrer Verfassung und ihrem Wesen nach 
auch ohne Eintragung eine juristische Person dar, so daß 
durch ihre Eintragung an der Verfassung wohl in den seltensten 
Fällen viel zu ändern sein dürfte, während die Beziehungen 
nach außen, von wenigen Punkten abgesehen, auch keine 
großen Veränderungen durchmachen werden. 

Solange der Berufsverein nicht eingetragen ist, untersteht 
er den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die 
Gesellschaft mit den drei Ausnahmen, daß für Geschäfte, die 
im Namen der Vereinigung geschlossen werden, der Handelnde 
persönlich haftet, daß der Verein als solcher verklagt wer- 
den kann und daß über das Vereinsvermögen ein Koukurs- 
verfahren zulässig ist. 

Nach der Eintragung haftet für den Berufsverein nicht 
mehr der Handelnde persönlich, sondern, da der Verein selbst 
dann eine Person ist, der ganze Verein. Dieser handelt stets 


*) Hierüber eingehend Dr. Kurt Bram: „Die Konzentration der Be- 
rufsvereine der deutschen Arbeitgeber und Arbeitneiiwmer und ihre recht. 
liche Bedeutung.“ Berlin 1922, 
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selbst, genau so wie eine natürliche Person, der Arm aber, 
mit dem er handelt, und der Mund, mit dem er spricht, kurz- 
“wm sein Kopf ‘ist der Vorstand. Daher ist es gesetzlicher 
Zwang, daß der rechtsfähige Berufsverin einen Vorstand hat. 
Wie schon oben betont, haftet für dessen Handlungen der Ver- 
hand, was von. den Vertretern des betreffenden ’Berufsverbandes 
‚natürlich angenehm empfunden werden wird. Unangenehmer 
‘für den Verband ist der Umstand, daß er auch für solche 
‚unerlaubten Handlungen seiner verfassungsmäßig berufenen 
Vertreter haftet (das heißt des Vorstandes, eines Vorstands- 
mitgliedes oder eines nach der Verfassung zu bestellenden 
besonderen Vertreters), welche sie in Ausführung, der ihnen 
Kraft ihrer Stellung zustehenden Verrichtungen begangen 
haben. Die Haftung des Verbandes geht sogar soweit, daß 
er atıch wegen schuldloser Handlungen oder Unterlassungen 
verpflichtet wird, wenn diese, was in Ausnahmefällen möglich 
‚ist, eine Schadensersatzpflicht begründen. (Notstand, Selbst- 
hilfe). Diese Haftung kann durch die Satzung auch nicht 
beschränkt werden. Allerdings ist dem Verband dasjenige 
Willensorgan, durch welches der Schaden veranlaßt worden 
ist, wiederum regreßpflichtig. In sehr vielen Fällen wird je- 
doch der Verband auf diese Weise eine Entschädigung nicht 
erlangen können. Gerade diese Bestimmung ist es, die eine 
sehr große Zahl von Verbänden davon abgehalten hat, sich 
eintragen zu lassen. Man darf jedoch auch die Wirkung! 
dieser Vorschriit nicht überschätzen. Es dürfte im allgemeinen 
auch ohne Eintragung üblich sein, daß, falls Vorstandsmit- 
zlieder sich aus irgendwelchen Rechtshandlungen in Ausübung 
ihrer Funktionen eine Verbindlichkeit zugezogen haben, der 
Verband, wenn atıch inoffiziell, einspringt. 

Es besteht auch ohne Rechtsfähigkeit die Möglichkeit, 
selbst bei unerlaubten Handlungen gegen einen größeren 
Kreis von Mitgliedern vorzugehen. Andererseits ist es natür- 
lich. ein nicht zu unterschätzender Vorteil für die Vereinigung, 
wenn ein Zugriff von Gläubigern gegen ihr Vermögen direkt 
sicht möglich - ist. 


Im übrigen tritt durch die Eintragung eine Schwächung 
ecr Rechtsstellung der Vereinigung nicht ein, sondern viel- 
suchr eine Stärkung und in vielen Punkten auch größere Klar- 
heit der Rechtsbeziehungen. Rechtsstärkung beispielsweise in- 
soiern, als der Verband nicht nur verklagt werden kann, 
sondern auch scibst die Klagemöglichkeit erlangt. Die Klage- 
ınöglichkeit gegen Mitglieder auf Beitrag wird allerdings immer 
st der Auffassung von der Gültigkeit oder Nichtgültigkeit 
tes 8 152 Abs. 2 der Gewerbeordnimg verbunden bleiben, 
soweit es sich um Vereinigungen handelt, die unter & 152 
dcr Gewerbeordnung fallen. 


Als Beispiel für größere Klarheit in den Rechtsbeziehun- 
gen soll nicht zuletzt auf die Möglichkeit des ‚Abschlusses 
eigener Verträge, insbesondere atıch des Erwerbes von Grund- 
stücken hingewiesen werden. Zwar läßt sich dasselbe Resultat 
„uch durch einen nicht rechtsfähigen Verein auf Umwegen 
herbeiführen, immerhin wird die Rechtslage nach der Ein- 
tragung eine eindeutigere und stetigere. Ein gewisser Vor- 
teil liegt auch darin, daß die Haftung aus Verträgen auf das 
Vereinsvermögen beschränkt wird, während sonst ‚unter Um- 
ständen ein größerer Kreis der Mitglieder auch persönlich 
haftbar gemacht werden kann. a 

Die Vorschrift, daß das Vereinsregister auch von anderen 
Personen eingesehen werden kann, und daß die Mitgliedszaht 
hei dem Vereinsregister angegeben werden muß, dürfte zu 
hesonderen Bedenken keine Veranlassung geben, auch nicht 
die Verpflichtung, Aenderungen oder erneute Bestellung von 
Vorstandsmitgliedern sowie etwaige Beschränkungen in ihrer 
‚Vertretungsmacht zum Vereinsregister anzumelden. 


} 


Rechtsanwalt Dr. Kurt Brain, ‚Berlin. 


Entscheidungen 


Der jragwürdige Kündigungsschutz der. Betriebsratmit- 
glieder. Das Gewerbegericht in Kiel hatte sich am 8, Januar cr. 
mit einem Streitfall folgenden: Tatbestandes zu befassen: Die 
“auf Zustimmung. des Gerichts zur Entlassung von zwei Betriebs- 
ratsmitgliedern klagende Firma, eine Abwrackwerft, hatte die 
Belegschaft ihres Betriebes, die am 1. April 1924 noch 84 Mann 
‚stark war, im Laufe der Sommermonate bis 3. November wegen 
Einschränkung des Betriebes auf 48 Leute herabgemindert. Sie 
behauptete, am 22. Oktober den Brennereibetrieb völlig still- 
zelegt zu haben, weil der Absatz für den gewonnenen Schrott 
'stockte und es nicht möglich war, neue Objekte zum Ab- 
'wracken zu gewinnen. Am 4. November habe man zur Ent- 
Jassung von sechs Leuten schreiten müssen. Da das Brenne- 
reipersonal zur Gewährleistung jederzeitiger Wiederauinahme 
des Brennereibetriebes behalten: werden sollte, standen 'ins- 
gesamt noch 12 Leute für die Auswahl -der zu entlassenden 
sechs zur Verfügung. Diese wählte der Betriebsleiter nach 
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sorglältiger Prüfung der ‘persönlichen Verhältnisse der Leute 
„und den Bedürfnissen des Betriebes“ aus und griff dabei auch, 7 
nachdem der Arbeiterrat seine Mitwirkung abgelehnt hatte, 
dessen Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden mit © 
heraus. Der Betriebsrat verlangte, dass seine beiden Mitglieder ” 
unter allen Umständen gehalten werden müssten und be- 
hauptete, dass es auch leicht möglich gewesen wäre, für sie 7 
och Arbeiten zu finden. we m 


Das Gericht kam zu der Auffassung, dass die Verhandlung 
keinerlei Anhaltspunkte dafür ergeben habe, dass die Ent- 
lassung der beiden Betriebsratmitglieder irgendwie mit ihrer 
Wirksamkeit sonst in Verbindung zu bringen sei. Es sei auch 
nicht erwiesen, dass bei der Auswahl der zu entlassenden 
Personen von der Betriebsleitung die Grundsätze einer sach- ° 
lichen Auswahl verletzt sind. Es könne nicht anerkannt wer- © 
den, dass erst alle übrigen Leute zur Entlassung gelangen © 
müssten, ehe die Betriebsratsmitglieder entlassen werden. Im 
übrigen würden die Belange der Betriebsvertretung durch die = 
Entlassung von zwei ihrer Mitglieder in keiner Weise beein- 
trächtigt, weil nach dem Sinken der Belegschaft unter 50 Per- 
sonen der verbleibende Betriebsrat von drei Köpfen dem Gesetz 
entspreche. Das Gericht hat dann aus diesen Erwägungen und © 
Feststellungen heraus die vom Betriebsrat versagte Zustim- ” 
mung. ersetzt, darüber hinaus aber auch neth in Anlehnung an 7 
eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Stettin vom 14. Febr, © 
1924 (4 U 25/22) die Rückwirkung seiner Zustimmung auf den 
Zeitpunkt der Klageerhebung seitens der Firma, den 11. Dez. = 
1924, verkündet. N 


Abgesehen von der Stellungnahme zu der in der Literatur 7 
und in der Spruchpraxis immer noch heftig umstrittenen Frage ” 
des Eintritts der Rechtswirkung. der gerichtlichen Zustimmung 
gemäss $ 97 BRG. wird man vom rechtsformalen Standpunkt 
aus die getroffene Entscheidung hinnehmen müssen. Wir können 
uns aber des Eindrucks nicht erwehren, dass die Seitens der ° 
Firnla vorgebrachten Klagegründe, soweit sie die Bedürfnisse ° 
des Betriebes betrafen, unter eine sehr scharfe Lupe sicht 
genommen worden . sind,. zum mindesten einer recht wohl. ° 
woilende Würdigung sich erfreuten. Es mutet doch etwas 
eigenartig an, dass unter 12 zur Auswahl stehenden Personen ° 
das Schicksal der leichtesten Entbehrlichkeit gerade beide © 
Vorsitzende des Betriebsrates ereilen -musste. Ob in die © 
Urteilsbildung nicht auch die Zusammensetzung des Gerichts 
ungewollt und unbewusst eine: subiektive Note. hineingebracht 
hat? Mitgewirkt haben als Arbeitgeberbeisitzer ein Klempner- 
und cin Töpfermeister, auf Arbeitnehmerseite ein Maler und ein ® 
Maurer. Wir können uns wenigstens vorstellen, dass für die © 
3eurteilung der Verwendungsmöglichkeit eines Arbeiters in 
einem industriellen Spezialbetrieb es noch sachkundigere Be- ° 
rufsvertreter als Maler und Maurer gibt und wir können uns = 
andererseits auch vorstellen, dass Handwerksmeister, die bis- ” 
her von den Segnungen des Betriebsrätegesetzes und der Rück- 7 
sichtnahme auf Betriebsratsmitglieder verschont geblieben sind, ” 
auch ihren: minder glücklichen Arbeitzeberkollegen zu ‘den idyl- 
Jischen Zuständen patriarchalischer Betreuung ihrer‘ Unter- © 
xebenen wieder zurückverhelien möchten. Die Gewerbegerichte 
sind ja zwar Laiengerichte, aber es empfiehlt sich vielleicht = 
doch, bei der Auswahl der Beisitzer auf die zur Verhandlung © 
anstehenden Streitiälle insofern Rücksicht zu nehmen, dass zu ° 
der mangelnden iuristischen Sachkenntnis nicht auch noch die ° 
berufliche tritt und damit ein von keinerlei Sachkenntnis 
getrübtes Urteil zustande kommt. 











































































Neue Gesetze 


Zum Patentanwaltsgesetz. Am 21. Mai 1925 rundet sich ein 
Zeitraum von 25 Jahren, seitdem das ‚Gesetz betreffend die ” 
Patentanwälte“ in Kraft getreten ist. Der Umstand, daß dieses 7 
Gesetz in der verhältnismäßig langen Zeit keinerlei Aenderung 7 
oder Ergänzung erfahren hat, könnte zu der Schlußfolgerung 7 
verleiten, daß es sich um ein in allen Teilen vollkommenes ” 
Gesetz handelt, das seiner Zweckbestimmung durchaus gerecht 
geworden wäre. Bei der seinerzeitigen. Beratung im Reichstag —° 
ließ die Regierung erklären, daß dieses Gesetz micht vorgeschla- © 
gen sei, um den Stand der Patentanwälte irgendwie zu privi- ° 
legieren, sondern zum Schutze des Publikums gegenüber den 
erheblichen Mißbräuchen, die sich im Patentwesen heraus- GI 
gestellt haben. : >| 


Wenn das erstere tatsächlich die Absicht: der Regierung 
gewesen ist, so wird man mindestens entgegenhalten können, © 
daß in der Formulierung der Bedingungen über die Zulassung 7 
und Vorbildung der Patentanwälte eine solche Absicht nicht 
ohne weiteres zu erkennen ist. Der Bewerber hat hinsichtlich 
seiner fachlichen Befähigung den Nachweis eines durch eine 
Staats- oder Fachprüfung abgeschlossenen Studiums. natur- ° 
wissenschaftlicher und technischer Fächer .an einer Universität, ° 
technischen Hochschule oder Bergakademie zu erbringen. Dar- ° 
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aus hätte zweifellos. ein Akademikerprivileg entstehen. müssen, 
wenn nicht in der. Berufspraxis selbst sich herausgestellt ‚hätte, 
daß einseitige theoretisch wissenschaftliche Fachbildung allein 
noch keine ausreichende Grundlage für die Betätigung als Pa- 
tentanwalt ist, sondern daß es in noch höherem Grade auf prak- 
tische und geschäftliche Kenntnis, auf möglichst reiche Er- 
fahrungen in der Technik ankommt. Die zwangläufige Folge 
der betreffs der fachlichen Befähigung unzweckmäßig exklu- 
siven Zulassungsbedingungen war, daß das infolge der fort- 
schreitenden Industrialisierung Deutschlands immer stärker 
wachsende Bedürfnis nach sachkundiger Patentberatung von 
der unzureichenden Anzahl anerkannter Patentanwälte nicht 
mehr befriedigt werden konnte und sich deshalb in diese Tätig- 
keit immer mehr Personen hineinschoben, über deren Eignung 
oder Nichteignung zuletzt so gut wie gar keine Kontrolle mehr 
möglich war. Damit kam es aber dann so, daß der von der 
Regierung zugestandene und gewollte Zweck. des Gesetzes, 
Schutz des Publikums vor unsachmäßiger Beratung und ge- 
wissenloser Ausbeutung, nicht Oder nur in den Fällen erreicht 
wurde, wo der ratsuchende Erfinder bemittelt oder verständig 
genug war, sich söfort einem Patentanwalt anzuvertrauen. 
Das Versagen des Gesetzes kommt naturgemäß weniger auf 
dem Gebiete der Vertretung vor dem deutschen Reichspatent- 
amt in Frage, weil dort die fachliche oder moralische Un- 
gceignetheit des Vertreters immerhin erkennbar wird, als auf 
dem Gebiete der voraufgehenden Beratung, des Erwerbes aus- 
ländischer Patente und insbesondere dem für skrupellose Be- 
rater besonders lukrativen Gebiet der wirtschaftlichen Patent- 
verwertung. Hier zeigt sich, wie in der Denkschrift des Ver- 
bandes beratender Päatentingenieure trefiend gesagt ist, der 
Hauptmangel des Gesetzes, daß es zu sehr die anwaltsmäßige 
Vertretung, zu wenig die vorangehende und begleitende Be- 
ratung des Erfinders berücksichtigt. 

Dieser Erkenntnis haben sich auch die zuständigen Be- 
hörden nicht verschließen können und deshalb eine Reform des 
Gesetzes in Erwägung gezogen. Um: Anhaltspunkte für eine 
Aenderung der verbesserungsbedürftigen Bestimmungen zu ge- 
winnen und sich dabei auf sachkundige Meinungsäußerungen 
der am gewerblichen Rechtsschutz interessierten Wirtschaflts- 
kreise stützen zu können, hat der Präsident des Reichspatent- 
amtes an. wirtschaftliche Veremigungen und. technische Be- 
rufsverbände, auch an unseren Bund, einen Fragebogen ver- 
sandt, zu dem unser Patentausschuß in. eingehenden Beratuu- 
gen. Stellung genommen hat. Das vom Bundesvorstand geneh- 
migte Ergebnis der Beratungen ist in nachfolgender Gegen- 
überstellung von Frage, Antwort und Begründung zusammen- 
Bo und dem Präsidenten des Reichspatentamtes übermittelt 
worden: 


Stellungnahme zu den Fragen des Präsidenten des Reichs- 
patentamtes über die Neugestaltung des Gesetzes betr. die Pa- 
tentanwälte vom 21. Mai 1900, 


Frage 1. 


a): Empfiehlt: sich eine Aenderung der Bestimmungen des 
Gesetzes ‚über die Zulassung und Vorbildung der Patent- 
anwälte? 

.-b). Ist insbesondere eine Verlängerung der praktischen ge- 
werblichen Tätigkeit wünschenswert? 
.. *) Soll. vorgeschrieben werden, daß ein Teil der prakti- 
schen Tätigkeit auf dem Gebiete des gewerblichen Rechts- 
schutzes, etwa. ein. Jahr, bei einem. Patentanwaft ausgeübt 
werden muß? 


Antwort, 


a) Eine Aenderung der Bestimmungen über die Zulassung 
und Vorbildung der Patentanwälte wird empfohlen. 

Sie hat darin zu bestehen, daß der Abschluß des Studiums 
an einer mindestens fünfsemestrigen staatlichen oder staatlich 
anerkannten Fachschule zusammen mit mindestens fünf jährı- 
ger praktischer gewerblicher Tätigkeit der bisher geforderten 
achlichen Ausbildung an einer technischen Hochschule zusam- 
men mit anschließender z w ei jähriger praktischer gewerblicher 
Tätigkeit gleichgesetzt werde. Der Nachweis des Besitzes der 

E Rechtskenntnisse ($ 4 des Gesetzes betreffend 
die Patentanwälte vom 21. Mai 1900) ist beizubehalten. 

b) Auch für diejenigen Personen, die den Erfordernissen 
des $ 3 Satz 1 des Gesetzes entsprechen, empfiehlt sich. eine 
Verlängerung der praktischen gewerblichen Tätigkeit von einem 
auf zwei Jahre. 

c) Die praktische Tätigkeit auf dem Gebiete des gewerb- 
lichen‘ Rechtsschutzes sol mindestens ein Jahr betragen und 
entweder beim Patentanwalt oder in einem Industrie-Patent- 
büro oder im Reichspatentamt zurückgelegt werden. Erwünscht 
erscheint die Aufstellung von Richtlinien für den Ausbildungs- 
gang mn gewerblichen Rechtsschutz. u 


Begründung: 


8) Die gegenwärtige Beschsänkung des‘ zur Vertretung vor dem 
Patentamt essen Persosenkreises auf Akademiker hat sich in der 
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Praxis nicht bewährt. Es steht- fest, daß. die -Zahl der Patentanwälte 
außerordentlich gering und im Rückgang befindlich ist und daß das 
Patentamt selbst dazu übergegangen ist, ein besonderes Verzeichnis von 
Personen zu führen, die, ohne Patentanwalt zu sein, das Recht zur Ver- 
treting vor dem Patentamte haben. Es kann auch nicht bestritten 
werden, daß Personen, die über eine gründliche technische Ausbildung 
und mehrjährige gewerbliche Praxis verfügen, auch ohne akademisches 
Studium diejenigen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzen können, die Vor- 
aussetzung für eine erfolgreiche . Interessenwahrung . der Rechtsschutz- 
suchenden auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes sind. Schon 
heute ist der auch von uns als notwendig anerkannte Nachweis der 
erforderlichen Rechtskenntnisse im Gesetz nicht an ein akademisches 
Studium gebunden und es erscheint nur folgerichtig, diesen Nachweis 
auch für die fachlichen Kenntnisse nicht von dieser Bedingung 
abhängig zu machen. Die von uns vorgeschlagene Voraussetzung: Ab- 
schluß des Studiums in einer mindestens fünfsemestrigen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Fachschule dürfte bei dem heutigen Grade der 
Bfftwicklung des mittleren technischen Schulwesens Gewähr für eine 
gründliche technische Ausbildung bieten und der weiter. erforderliche 
Nachweis einer mindestens fünfjährigen praktischen gewerblichen Tätig- 
keit wird die erforderliche HrakBälhe Ergänzung und Bewährung des 
Heoretisch erworbenen Wissens dartun. 

b) Wenn auch grundsätzlich Art und Gesamtdauer des im $ 3 vor- 
geschriebenen Ausbildungsganges der Patentanwälte für diejenigen Per- 
sonen, die den Weg des akademischen Studiums beschreiten, zweckmäßig 
erscheint, so empfiehlt sich doch eine Verlängerung der praktischen ge- 
werblichen Tätigkeit von ein auf zwei Jahren. Um den an sich lang- 
wierigen Bildungsgang nicht um dieses Jahr zu verlängern, wird vor- 
geschlagen, die Mindestfrist der praktischen Tätigkeit auf dem Gebiete 
des gewerblichen Rechtsschutzes dafür um ein Jahr zu verkürzen. Auch 
wird im allgemeinen der Anwärter schon bei seiner praktischen gewerb- 
lichen Tätigkeit bestrebt sein, die spätere Verwendung der erworbenen 
praktischen Kenntnisse und Fähigkeiten auf dem Gebiete des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes am Auge zu behalten und sein Tätigkeitsgebiet 
dementsprechend zu wählen. 

c). Es erscheint angebracht, Richtlinien für den Ausbildungsgang in 
gewerblichen Rechtsschutz aufzustellen, da an sich die Tätigkeit etwa 
lediglich in ciner einzigen Abteilung des Reichspatentamtes keine Gewähr 
für die erforderliche allseitige Ausbildung bietet. Es wird hier verwiesen 
auf: die Erfahrungen im juristischen Ausbildungswesen. 


Frage 2, 


Kann den Patentanwälten das ausschließliche Recht zur 
Vertretung der Beteiligten in dem patentamtlichen Verfahren 
eingeräumt werden: allgemein oder etwa im Beschwerde- oder 
Nichtigkeitsverfahren ? 


Antwort. 


Unter der Voraussetzung einer Erweiterung der zur Pa- 
tentanwaltschaft zugelassenen Personen wird Frage 2 allgemein 
mit ja beantwortet. Ein Anwaltszwang darf nicht eingeführt 
werden. Im Falle der Aufrechterhaltung des gegenwärtigeir 
Akademikerprivilegs müßte die Frage sowohl bezüglich der 
Vertretung allgemein, als auch in der Beschränkung auf das 
Beschwerde- oder Nichtigkeitsverfahren entschieden verneint 
werden. 
Begründung. 

Wir müssen vorab bemerken, daß uns die Erweiterung des Personen- 
kreises in dem gedachten Sinne nicht nur erwünscht erscheint, sondern 
Voraussetzung für unsere Stellungnahme zu den übrigen aufgestellien 
Fragen ist. Sollten die zur Zeit entscheidend berufenen Stellen die 
Beibehaltung ‘des Akademikerprivilegs im: Sine des 8 3 des Gesetzes 
vom 21. Mai 1900 wählen, so müßten wir. mit allem Nachdruck weriangen, 
daß auch die Patentingenieure die Berechtigung zur Vertretung „vor 
dem Patentamte erhalten. Wir gehen also von der Annahme aus, daß cs 
gelingt, einen einheitlichen Berufisstand von Patentanwälten im Sinne 
unserer ‘Vorschläge zu schaffen. Unter dieser Voraussetzung wäre dann 
unseres Erachtens allerdings unbedenkliche Bejahung der Frage 2 mög- 
lich... Seibstverständlich muß die Herbeiführung eines Anwaltszwanges 
sowie jede Beschränkung der persönlichen Vertretungsberechtigung hier- 
bei vermieden werden. Wir können darauf verweisen, daß auch ‚der 
Verband deutscher Patentanwälte, seine Forderungen in der Denkschriit 
vom 3. Oktober 1924, Ziffer 4 nicht dahin verstanden wissen will, daß 
ein Anwaltszwang und ein Ausschluß der Selbstvertretung eingeführt 
werden sollte, 


Frage 3, 

Besteht ein Bedürfnis, daß die Beteiligten ihre Vertretung 
vor dem Patentamt Personen übertragen können, die weder 
Rechts- noch Patentanwälte sind? Ist ein solches Bedürfnis 
insbesondere für Orte oder Gegenden anzuerkennen, in denen 
sich kein Patentanwalt niedergelassen hat? Wie ist der Kreis 
der dazu etwa berechtigten Personen zu umschreiben ? 


Antwort. 

Erledigt sich durch die Stellungnahme zu Frage 2. 
Begründung. 

Es wird auf das bereits zw 1 und 2 Gesagte verwiesen, 


Frage 4. 

a) Soll an Stelle der durch $ 17 des Gesetzes dem Präsi- 
denten . des Reichspatentamtes eingeräumten Ausschließungs- 
befugnis eine Zulassungsbefugnis treten ‚mit der Folge, daß 
alle nicht ausdrücklich zum Vertretungsgeschäft zugelassenen 
Personen von. diesem. ausgeschlossen sind? 
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b) Welches sind die Mindestbedingungen hinsichtlich all- 


gemeiner und technischer Vorbildung, praktischer gewerblicher 


Tätigkeit und Erfahrung auf dem Gebiete des gewerblichen 
Rechtsschutzes, von deren Erfüllung die Zulassung abhängig 
zu machen wäre? 


Antwort, 
a) Diese Frage wird bejaht. 
b) Es wird auf die Stellungnahme zu den Fragen 1 und 2 
verwiesen. 
Besründung. 
Es wird auf das. bereits zu 1 und 2 Gesagte verwiesen. 
Frage 5. 


Ist die zu 4 angedeutete Regelung möglich ohne Gewäh- 
rung eines Rechtsmittels gegen eine ablehnende Entscheidung ? 
Wie ist das Verfahren am einfachsten zu gestalten? In wessen 
Hände soll die Zulassung und die Entscheidung über die 
Beschwerde gelegt werden? Unter welchen Voraussetzungen 
kann dem Zugelassenen die Vertretungsbefugnis entzogen 
werden? 

Antwort. 

Falls nicht ein Akademikerprivileg geschaffen werden soll, 
bestehen von unserer Seite keine Bedenken gegen die Schaffung 
einer Patentanwaltskammer, der dann auch die mit der Frage- 
stellung angedeuteten Befugnisse übertragen werden können. 
Die Frage des Rechtsmittels und Rechtsweges wird von uns 
als in ersier Linie eine den Beruf selbst berührende Angelegen- 
heit angesehen. Sollte eine Kammer geschaffen werden, so 
wäre diese wohl in erster Linie geeignet und befugt, Beschwer- 
den wegen Nichtzulassung oder Ausschließung zu entscheiden. 
Sollte die Bildung einer Kammer unterbleiben, so müßte eine 
Beschwerdeinstanz, paritätisch zusammengesetzt aus Mitglie- 
dern des Patentamtes und der Patentanwälte unter lem Vorsitz 
eines Richters, eingesetzt werden. Eine Aenderung der bisher 
gültigen Regeln für den Entzug der Vertretungsbefugnis er- 
scheint nicht erforderlich. Indessen ist der Entzug der Ver- 
tretungsbefugnis lediglich auf Tatsachen aus der Berufsatus- 
übung des Patentanwaltes zu stützen. 

Begründung. 

Es erscheint auch uns angebracht, die Frage der Schaffung einer 
Paientanwaliskainmer, selbstverständlich unter den zu 1 schen genannten 
Voraussetzungen, im zustiimmenden Sinne einer baldmöglichsten Lösung 
entgegerzuführen. Diese Lösung würde auch die Frage des Rechis- 
mittels und Rechtsweges am leichtesten beantworten. Die Schaffung 
einer besonderen Beschwerdeinstanz ist an sich aber unerläßlich; solite 
es nicht zur Bildung, einer Kammer kommen, so dürfte die von uns vor- 
geschlagene Zusammensetzung der Beschwerdeinstanz allen berechtigten 
Ansprüchen sowohl vom Standpunkte der Patentanwälte, des Patent- 
amtes, wie von juristischer Seite Genüge tun. In der heute gültigen 
Fassung ($ 5 des Gesetzes vom 21. Mai 1900) erstrecken die Anforderun- 
en bezüglich des Verhaltens des Patentanwaltes sich auch auf sein 
>rivatieben. Eine solche Auffassung steht unseres Erachtens mit den 
heutigen Anschauungen nicht mehr im Einklang. Es muß verlangt wer- 
den, daß jede Beschnüfflung des Privatlebens bei der Entscheidung 
über die berufliche Eignung ausgeschaltet bleibt. Es genügt unseres 
Erachtens darum auch, wenn die Gründe zur Nichtzulassung oder zum 
Entzug der Vertretungsbefugnis lediglich aus der Berufsausübung ent- 
nommen werden. 


Frage 6. 


Welche Maßnahmen sind zu treffen, um die Rechtsschutz- 
suchenden in wirksamerer Weise, als $ 17 des Gesetzes und 
$ 35 der Gewerbeordnung es gestatten, gegen Schädigungen 
durch ungeeignete Berater zu schützen? 

Soll das Gesetz denjenigen Personen, die "nicht Rechts- 
anwälte, Patentanwälte oder ausdrücklich zum Vertretungs- 
geschäft zugelassen sind, jede berufliche Tätigkeit für andere 
auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes bei Strafe 
verbieten? 

Antwort. 

An die Stelle der Rechtisgrundsätze des $ 35 der Gewerbe- 
ordnung sind für jede gewerbsmäßige Tätigkeit auf dem Ge- 
biete des gewerblichen Rechtsschutzes die des & 34 zu setzen. 
Es wird empfohlen, die Erteilung zur Erlaubnis der gewerbs- 
mäßigen Tätigkeit auf dem Gebiete des gewerblichen Rechts- 
schutzes vom Nachweis bestimmter Kenntnisse und Fähigkeiten 
abhängig zu machen. Als Mindesterfordernis erscheint der 
Nachweis der bestandenen Abschlußprüfung einer staatlichen 
oder staatlich anerkannten technischen Lehranstalt. Gesuche 
um Zulassung sind, falls eine Patentanwaltskammer geschaffen 
wird, von dieser zu prüfen; solange eine solche Kammer nicht 
besteht, vom Prüfungsausschuß für die Zulassung zur Vertre- 
tung vor dem Patentamt, 

Begründung. 

Das Gesetz vom 21. Mai 1900 hat es nicht vermocht, die Mißstände 

auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes zu beseitigen. Insbe- 
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sondere auf dem Gebiete der Patentberatung durch sogenannte Patent- ” 
agenten, Patentbüros usw., sind nach wie vor Mißstände festzustellen, 
denen mit den bestehenden gesetzlichen Handhaben nicht beizukommen ° 
ist. Da durch die Ausbeutung. der Unkenntnis von Erfindern große 
Schädigungen und die Gefährdung volkswirtschaftlicher Werte eingetreten ” 
ist, halten wir die Einführung einer Konzessionierung für jede gewerbs- 
mäßige Betätigung auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes ing 
Sinne des $ 34 der Gewerbeordnung für geboten. An die Stelle des 

Verbots der Ausübung gewerbsmäßiger Tätigkeit auf dem Gebiete des 





treten. Diese Erlaubnis sollte nur erteilt werden, wenn der Nachweis 
eines bestimmten Mindestmaßes von Kenntnissen und Fähigkeiten unbe- 
schadet der sonstigen Unbescholtenheit und Unbedenklichkeit erbracht” 
wird. Um dem Ansehen des Patentanwaltsberufes und den berechtigten 

Inf@ressen der ihm angehörigen Personen Rechnung zu tragen, müßte 
allerdings diesen ein Mitbestimmungsrecht in Form gutachtli Aeuße- 
rung über die Eignung der Konzessionssucher eingeräumt werden. Wenn 
auch die Gesuche um Zulassung zweckmäßigerweise an .die zuständigen 
unteren Verwaltungsbehörden zu richten wären, so erscheint zum 
Zwecke zentraler Kontrolle er einer Stammrolle beim Reichs- / 
patentamt angebracht. Selbstverständlich kann sich diese Konzessionierung ” 
nur auf die gewerbsmäßige Ausübung des gewerblichen Rechts | 
schutzes beschränken. Wenn etwa Lehramtspersonen oder Berufsverbände 
im Rahmen ihrer Tätigkeit gewerblichen Rechtsschutz gewähren, so be- 
stehen nicht nur keine Bedenken gegen eine solche Tätigkeit, sie hat” 
sich vielmehr sowohl im Interesse eines innigeren Verhältnisses zwischen ° 
Lehrer und Schüler wie in dem der Gewährung einer wirkungsvollen 7 
und zweckmäßigen Beratung der Mitglieder der technischen Berufsver- 
bände als durchaus. erwünscht, ja notwendig erwiesen, Auch sind Miß-” 
stände in der Literatur auf diesem Gebiete nicht zutage getreten. 3 


Frage 7. ) 

Bestehen Bedenken gegem eine Bestimmung, daß im An- 
waltsprozeß des gerichtlichen Verfahrens in der mündlichen 
Verhandlung neben dem bevollmächtigten Rechtsanwalt ein 


Patentanwalt auf Antrag zum Wort zu verstatten ist? 
Antwort. 


Es bestehen nicht nur keine Bedenken gegen eine (derartige? 
Bestimmung, sondern es ‚hat sich nach den bisher gemachten ” 
Erfahrungen die Verstattung zum Worte neben dem bevoll- 
mächtigten Rechtsanwalt direkt als zweckmäßig und erforder-” 
lich erwiesen. 

Begründung. B 

Inden Fällen des $ 73 der Z.P.O. (Anwaltszwang) hat sich schon 
in der gegenwärtigen Dias bei Streitigkeiten auf dem Gebiete des ° 
gewerblichen Rechtsschutzes die Notwendigkeit der Hinzuziehu von 
Patentanwälten ergeben. Formal steht aber der Buchstabe der Z.P.O, 
einer vollgültigen Verstattung zum Worte neben der Prozeßpartei noch 
im Wege. Es empfiehlt sich deshalb die ausdrückliche Schaffung einer ä 
Bestimmung in der Z.P,O. die für Patentanwälte bei Streitigkeiten aus” 
dem gewerblichen Rechtsschutz die selbständige Verstattung@®zum Wort” 


gewerblichen Rechtsschutzes müßte demnach die ausdrückliche Erlaubnis # 
> 
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ausdrücklich vorsicht. 3 
H 
Frage 8, 


Sind Einwendungen dagegen zu erheben, daß der im $ 197 
des Patentanwaltsgesetzes vorgesehene Schutz des Titels Pa-” 
tentanwalt erweitert wird und alle-das Wort Patent enthalten- ” 
den Bezeichnungen, wie Patentagent, Patentberater, Patentbüro, 
Patentingenieur u. ä. verboten werden? ie 


Antwort. 5 


Die Durchführung unserer Vorschläge zu Frage 6 bedingt” 
ohne weiteres, daß nur diejenigen Personen, denen die Aus- 
übung gewerbsmäßiger Tätigkeit auf dem Gebiete des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes gestattet ist, das Wort ‚Patent, Erfinder- 
schutz, gewerblicher Rechtsschütz oder ähnliche, auf dieses 
Tätigkeitsgebiet sich beziehende Bezeichnungen führen dürfen. 
Begründung. 

Die Durchführung unserer Vorschläge. zu 6 bedingt ein strenges’ 
Verbot der Verwendung von Geschäfts- und Firmenbezeichnungen seitens 
nichtkonzessionierter Personen, die in irgendeiner Form die Vermutung 
erwecken könnten, als sei der Betreffende in der Lage, auf dem Gebiete” 
des gewerblichen Rechtsschutzes beratend oder vertretend tätig zu sein. 
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- Materielles Recht 


- , ‚Aufwertung von Pensionsansprüchen*), Unter den zahl- 
reichen Problemen, die durch die Geldentwertung bedingt sind, 
spielt eine erhebliche und für die Beteiligten besonders ein- 
schneidende Rolle die Frage, ob und in welchem Umfange 
Pensionsansprüche, die -sich aus Privatdienstverträgen ergeben, 
aufzuwerten sind. 

Man muß bei der Frage der Aufwertung von Pensionsan- 


ı sprüchen drei ‘Fälle unterscheiden: 


Der erste Fall, der für die Pensionsberechtigten außer- 


; ordentlich ungünstig liegt, ist der, daß ihr Arbeitgeber nicht 


eine unbeschränkte Verpflichtung zur Gewährung einer be- 
stimmten Pension übernommen hat, sondern den Arbeitnehmer 
nur bei einer Pensionskasse eingekauft und für ihn bei dieser 
Kasse die Beiträge‘ gezahlt hat. In solchen Fällen richten 
sich die Ansprüche der Berechtigten lediglich nach dem Statut 
der Pensionskasse und stehen ihnen nur dieser gegenüber zır. 
Wenn — wie das meist der Fall ist — das Vermögen dieser 


"Kassen durch die Inflation weggeschmolzen ist, so daß letztere 


nicht in der Lage sind, irgendwelche Pensionen zur Auszahlung 
zu bringen, dann kann der Arbeitnehmer nunmehr nicht „etwa 
seine Ansprüche gegen den Arbeitgeber geltend machen, da 
dieser’ eine eigene Verpflichtung zur Pensionszahlung niemals 
übernommen hat. Arbeitnehmer, die derartige Pensionsver- 
träge geschlossen haben, stehen nicht besser und nicht schlech- 
ter da, als andere Personen, die bei Versicherungsgesellschaften, 


| Lebens- oder Rentenversicherungen Versicherungen eingegan- 


| gen 


| sprechun 


| die das Reichsgericht in diesen beiden 


Der zweite Fall ist der, daß der Arbeitgeber dem An- 
Erin gegenüber eine unbeschränkte Verpflichtung zur 
ahlung einer bestimmten Pension im Falle der Dienstunfähig- 
keit übernommen hat. Daß ein Arbeitgeber, der eine solche 
Verpflichtung eingegangen ist, die von ihm zugesagte Pension 
aufwerten muß, ist nach dem heutigen Stande der Recht- 
außer Zweifel. Fraglich kann deshalb nur sein, 
welche Grundsätze bei der Aufwertung zu beachten sind. Das 
Reichsgericht hat sich mit dieser Frage bereits mehrfach be- 
schäftigt, und zwar insbesondere in den Urteilen vom 4. Januar 


| 1924 (abgedruckt im „Schlichtungswesen‘ 24 S. 153 ff.) und 
vom %. Oktober 1924 [anEedrie t u. a. ia der „Frankfurter 


Zeitung“ Nr. 945 vom 18. Dezember 1924). Die Begründung 
ällen gegeben hat, 
kann nicht als unbedingt glücklich bezeichnet werden, da das 
Reichsgericht davon ausgeht, daß die Zusicherung eines Ruhe- 
gehaltes auf dem Gedanken beruht, dem Empfänger für die 
Zeit seines Ruhestandes ein bestimmtes, dem Geldwerte ent- 
sprechendes Maß des zum Lebensunterhalt Erforderlichen zu 
verschaffen. Das Reichsgericht geht also davon aus, daß der 
Pensionsvertrag Unterhaltscharakter habe, und unterstreicht 
diesen Ausgangspunkt auch dadurch, daß es sich zur Recht- 
fertigung seines Standpunktes auf frühere Urteile beruft, bei 
denen es sich in zweifelsfreier Weise um — wenn auch durch 
Vergleich fixierte — Unterhaltsverpflichtungen handelte. Dieser 
Pr zausspunkt äst aber, wie schon Krückmann („Jur. Woch.“ 
1924 S. 1428) nachgewiesen hat, verfehlt. Der Arbeitgeber hatte 
und hat niemals die Verpflichtung übernehmen wollen, den 
Unterhalt seines Angestellten: sicherzustellen; der Dienstver- 
trag ist ein gegenseitiger Vertrag, Leistung und Gegenleistung 
stehen sich einander gegenüber und durch Gehalt und das 
Inaussichtstellen einer Pension sollen die Dienste des An- 
Beten lediglich geldlich abgefunden werden. Mag es auch 
ie Regel sein, daß der Angestellte Gehalt und Pension zum 
Lebensunterhalt benötigt — bei ausreichendem eigenen Ver- 
mögen trifft diese Voraussetzung noch nicht einmal zu —, 


"so sind sich beide Parteien doch darüber einig gewesen, daß 





es Sache des Angestellten ist, was er mit dem Gehalt und 
der Pension anfängt, und daß die Gewährung derselben nicht 
die Uebernahme ‘einer Unterhaltsverpflichtung darstellt, wie 
sie sich etwa aus verwandtschaftlichen Beziehungen oder aus 


*) Mit Zustimmung des Verfassers der. Zeitschrift „Gewerbe und 
Kaufmannsgericht“ Nr. 8 vom 1. Mai 1925 entnommen. 


| Erscheint mit Nr. 22 der D.T.Z. | 





Berlin, 29. Mai 1925 


Schadensersatzverpflichtungen ergibt. In dem Urteil vom 4. Ja- 
nuar 1924 sagt das Reichsgericht dann auch zum Schluß ganz 
richtig, daß das Ruhegehalt eine Gegenleistung für die früher 
geleisteten Dienste bildet und mit deren damaligem Wert in 
einem angemessenen Verhältnis stehen muB. 

Treffender als das Reichsgericht hat das Gewerbegericht 
Wien in einem Urteil unbekannten Datums, das vom Landge- 
richt Wien voll bestätigt worden ist, die Rechtsnatur des Pcen- 
sionsanspruches wie folgt bestimmt: 

„Denn an sich ist ein Pensionsanspruch kein Unterhaltsanspruch 
im erwähnten Sinne. Zwar ist der Zweck der Zuerkennung eines 
Ruhegenusses die Ermöglichung der gänzlichen oder teilweisen Deckung 
der tür eine bestimmte Lebensführung notwendigen Bedürfnisse während 
der. Dauer des Bezuges des Ruhegenusses, alleia durch diesen 
Zweck wird die eutiche Natur des bezüglichen 
Vertragsanspruches nicht bestimmt. Würde man den 
Zweck der Verwendung der dem Gläubiger zukommenden Beträge als 
maßgebend für den rechtlichen Charakter des Anspruches des Gläubigers 
ansehen, müßte man allen Ansprüchen aus Verträgen, die ähnliche 
Zwecke verfolgen, z. B. Ansprüchen aus Lebensversicherungen auf Er- 
leben und Versicherungsansprüchen auf Witwenrente usw. den Charakter 
als Unterhaltsanspruch zuerkennen. . . - 

Die Zusicherung einer Pension an einen Dienstnehmer beinhaltet 
aber nichts anderes als die Zusicherung einer besonderen Art 
von Entgelt für die Dienstleistungen und ist daher ebenso wie die 
Zusicherung des Lohnes für die Dauer der Aktivität, falls sie ziffern- 
mäßig fixiert ist, die Zusicherung eines bestimmten Geld-, nicht 
eines Unterhaltsanspruches. 

Es gelten daher für diesen Teil des ziffernmäßig fixierten Entgelts 
die Grundsätze für die Forderungen, die materiell als Geldforderungen 
anzusehen’ sind. Nur dann, wenn die Festsetzung einer Qeldsumme für 
einen solchen Anspruch lediglich die Konkretisierung eines auf Grund 
des Gesetzes oder eines Vertrages bestehenden Unterhaltsanspruches in 
Geld beinhaltet (z. B. bei der geldlichen Fixierung eines gesetzlichen 
oder vertraglichen Unterhaltsanspruchs) ist die Forderung nur formeli- 
rechtlich eine Geldforderung, materiell-rechtlich aber bleibt sie trotz 
dieser Konkretisierung ein nicht als Geldforderung zu behandelnder 
Unterhaltsanspruch.“ 

Die Aufwertung von Pensionsansprüchen läßt sich deshalb 
nur rechtfertigen, und das Maß der Aufwertung läßt sich nur 
bestimmen nach dem Grundsatz der Aequivalenz von Leistung 
und Gegenleistung, wobei auf die Verhältnisse des Verpflichte- 
ten,» wie sie sich durch die Inflationszeit gestaltet haben, ge- 
bührend Rücksicht zu nehmen ist. Je höher die Pension ist, 
desto eher wird man dem Berechtigten zumuten können, sich 
einen gewissen Entbehrungsfaktor aufzuerlegen, während man 
bei niedrigeren Pensionsbeträgen, die gerade nur das Existenz- 
minimum decken, eher zu einer vollen Aufwertung gelangen 
kann. In beiden Fällen ist aber Voraussetzung, daß die Lage 
des Verpflichteten so ist, daß er auch zur Gewährung dieser 
Aufwertung imstande ist. Hat der Verpflichtete durch die In- 
flation sein Vermögen eingebüßt oder so starke Einbußen er- 
litten, daß die Verpflichtung zu einer vollen oder naheru vollen 
Aufwertung eine grobe Unbilligkeit darstellen wür.e, dann 
kann man nur, zu einem Aufwertungssatz kommen, der der 
gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage des Verpflichteten einiger- 
maßen angepaßt ist, wobei die Aussichten des letzteren für 
die Zukunft mit der hierbei gebotenen Vorsicht auch mit 
berücksichtigt werden können. 

Bei der Prüfung der hier zur Erörterung stehenden Frage 
darf man das eine nicht übersehen, daß die Vereinbarung einer 
Pension in gewissem Sinne die Stundung eines Teiles des Ge- 
haltes ist, denn es liegt auf der Hand, daß derjenige An- 
gestellte, dem ein Pensionsanspruch zugesichert wird, sich mit 
einem niedrigeren Gehalt begnügen wird, als wenn ihm ein 
solcher Anspruch nicht zusteht. Während der eine also mehr 
Wert auf ein höheres Gehalt legt und selbst die Verantwortung 
dafür übernimmt, daß er soviel zurücklegt, um in Zeiten der 
Arbeitsunfähigkeit einen Rückhalt zu haben, überläßt der 
andere diese Sorge dem Arbeitgeber und begnügt sich dafür 
mit entsprechend niedrigeren Bezügen.. Da nun der erstere, 
der sein Vermögen regelmäßig in mündelsicheren Werten an- 
gelegt haben wird, es durch die Inflation ganz oder doch 
zum größten Teil eingebüßt hat, ist es im Vergleich zu diesem 
auch für den letzteren keine übermäßige Unbilligkeit, wenn 
man ihn an den Schäden, die die Inflation doch: über die er- 
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'drückende Mehrzahl aller Volksgenossen gebracht hat, ent- 


sprechend “teilnehmen läßt. 

Schließlich sei noch eines dritten Falles gedacht, bei dem 
aber die vorstehend entwickelten Grundsätze in gleicher Weise 
verwendbar sind. Mehrfach sind zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer Verträge geschlossen worden, in denen sich der 
Arbeitgeber zur Zahlung einer bestimmten Rente verpflichtet, 
die aber nicht wie die eigentliche Pension auf Lebenszeit läuft, 
sondern für eine bestimmte Reihe von. Jahren festgelegt war 
und ohne Rücksicht auf ein vorzeitiges oder späteres Ableben 
des Berechtigten bis zu dem von vornherein festgesetzten End- 
punkt lief. Derartige N eise tragen naturgemäß noch viel 
weniger den Unterhaltscharakter in sich als die vorstehend 
besprochenen Pensionsabmachungen, da ihnen das wesentlichste 
Moment des -Pensionsvertrages, die _ Sicherstellung des Be- 
rechtigten auf Lebenszeit fehlt. Hier handelt es sich um reine 
Geldverpflichtungen, die eine Gegenleistung aus dem Dienst- 
vertrage für früher geleistete Dienste darstellen und ledig- 
lich nach dem Gesichtspunkte der Aequivalenz von Leistung: 
und Gegenleistung aufgewertet werden können, wobei der 
gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage des Verpflichteten und 
seiner Leistungsfähigkeit in angemessener Weise Rechnung‘ 
zu tragen ist. Dr. jur. v. Karger. 


Entscheidungen 
Bindung des ordentlichen Gerichts an eine Entscheidung 
des Schlichtungsausschusses. — Beim Fehlen eines Angestall- 


tenrates tritt an dessen Stelle der Betriebsrat $ 78 Z, 9 B.R.G. 
— Nichtbefassung des Betriebsrates mit einem Einspruch und 
Unterlassung der Einigungsverhandlungen begründet keine Nich- 
tigkeit eines Schiedsspruches, — Beginn der Einspruchsfrist 
semäß & 84 B.R.G. Berufungsurteil des Landgerichts in Frank- 
iurt a. M. vom 24. Juni 1924 (2. S. 95/24). Wie unsicher und 
schwankend die . Rechtsprechung heute noch in neuzeitlichen 
Arbeitsrechtsfragen ist, zeigt- ein Urteil, das wir der Nr. 12, 
Jahrgang 1924 der Zeitschrift „Das Schlichtungswesen‘ "ent- 
nehmen und auszugsweise in seiner Begründung hier wieder- 
geben. Das Landgericht Frankfurt kommt hier bezüglich der Ent- 
scheidung der in der Ueberschrift formulierten Fragen zu Er- 
gebnissen, die zwar vom Standpunkt des Angestellten und von 
der Einstellung aus, daß das Betriebsrätegesetz einen wirk- 
samen und nicht etwa erst über juristische Spitzfindigkeiten 
hinweg erreichbaren Schutz dem Arbeitnehmer gewähfen soll, 
durchaus zu begrüßen sind, denen gegenüber aber nicht ver- 
schwiegen werden darf, daß sie mit dem Schrifttum und der 
überwiegenden Zahl der‘ bisher vorliegenden Entscheidungen 
im schroffen Widerspruch stehen. Wir fürchten, daß Enttäu- 
schungen nicht ausbleiben würden, wenn etwa im Vertrauen 
auf dieses Frankfurter Urteil die Angestellten in solchen Be- 
trieben, in denen die Wahl eines Gruppenrates aus irgend- 
weichen Gründen auf Schwierigkeiten stößt, sich nun leichten 
Herzens in; ihrer Initiative um das Zustandekommen ihrer Wahl 
abschwächen ließen. Die derzeitige Tendenz in der Spruch- 
praxis. berechtigt nicht zu Hoffnungen, daß das Frankfurter 
Landgerichtsurteil Schule machen und zu einer allgemeinen 
Umstellung ‘der Kommentatoren und der Richter führen wird. 
Unsere Leser können deshalb aus der Urteilsbegründung zwar 
den Trost nehmen, daß sie im Falle des Fehlens eines Gruppen- 
rates bei Kündigungen nicht mehr hoffnungslos zu resignieren 
brauchen. Aber sie müssen sich doch gegenwärtig halten, 
daß sie den zuverlässigeren Rechtsboden damit schaffen, daß 
sie auch künftig. dort, wo sie gegen eine „wirtschaftsfriedlich“ 
oder „werksgemeinschaftlich‘ eingestellte Kollegenschaft in der 
EICHE sind, auf die Wahl eines Gruppenrates nicht ver- 
ZICHtEenN. 

Der Tatbestand ist kurz folgender: Eine Angestellte hatie 
gegen eine am 17. November 1923 erfolgte Kündigung am 
3. Dezember 1923 selbst beim Schlichtungsausschuß auf Grund 
der $$ 86 und 87 B.R.G. Einspruch erhoben. Die Anrufung 
des Angestelltenrates war nicht möglich, da ein solcher in- 
folge Weigerung der Annahme der Wahl durch die Gewähl- 
ten nicht vorhanden war. Es war deshalb zunächst der Be- 
triebsrat angerufen worden, der aber sich in Uebereinstimmung 
mit der herrschenden Rechtsauffassung zur Vertretung der An- 
Be nicht für berechtigt hielt. Der Schlichtungsausschuß in 

rankfurt erklärte durch Schiedsspruch die Einrede für be- 
rechtigt und billigte der Klägerin im Falle der Ablehnımg 
der Weiterbeschäftigung eine Entschädigung von 606 Gm. zu. 
Zwecks Zahlung dieser Entschädigung mußte Klage erhoben 
werden. Das Kaufmannsgericht Frankfurt hat der Klage statt- 
gegeben, indem es die von der Beklagten gegen die Rechts- 
wirkung des Schiedsspruches vorgebrachten Gründe zurück- 
gewiesen hat. Gegen dieses Urteil hatte nun die Firma beim 
Landgericht Frankfurt Berufung eingelegt, die mit folgender 
Begründung abgelehnt wurde: 

Die Beklagte hat mit der Berufung geltend gemacht, daß der 
Schiedsspruch vor allem deswegen nichtig sei, weil die vorgeschriebene 
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rorausgehende Anrufung des Angestelltenrates gemäß 8 84 B.R.G, 
nicht erfolgt sei. Ein Angestelltenrat. habe nicht bestanden, da die vor- 
geschlagenen Angestelltenratsmitglieder die Annahme der Wahl abge- 
lehnt hätten. Außerdem seien auch die in dem $ 86 B.R.G. vorge- 
schriebenen Fristen nicht eingehalten worden. Dieses Vorbringen war ” 
nicht geeignet, die Rechtswirkung des Schiedsspruches zu beeinträchtigen. 

In Schrifttum und Rechtssprechung herrscht nahezu Einhelligkeit 
darüber, daß das ordentliche Gericht an die Entscheidung des Schlich- ® 
tungsausschusses, die dieser gemäß $ 87 B.R.G. erläßt, gebunden ist, ° 
Das ordentliche Gericht hat lediglich nachzuprüfen, ob der Schlichtungs- = 
ausschuß sich innerhalb der Grenzen seiner Zuständigkeit gehalten ° 
hat. (Vgl. Entscheidung des Reichsgerichts in Bd. 104, S. 244; ferner ” 
J. W. 1922, S. 1721; Oberlandesgericht Frankfurt in J. W. 1922, ° 
S. 593,6; Höniger-Schulz-Wehrle im Jahrbuch für Arbeitsrecht II, © 
S. 190—197 und S. 322; Kaskel in „Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht“ 7 
1923, S. 151ff.). Die Kammer hat sich in ständiger Re 
diese Auffassung zu eigen gemacht, von der abzuweichen kein Anlaß 
vorliegt. a 

Die Prüfung der Entscheidung ‘des Schlichtungsausschusses hat er- 
geben, daß derselbe die Grenzen seiner ‘ Zuständigkeit nicht über- ° 
schritten hat. E- 

Was die Frage anbelangt, ob der Schlichtungsausschuß nicht hätte 7 
entscheiden dürfen, weil die Klägerin nicht zuvor den Angestelltenrat ° 
angerufen habe, und dieser nicht zuvor den Einspruch geprüft 
habe, so war. dieser Umstand nach Lage des Falles-nicht geeignet, ° 
die Rechtswirksamkeit des Schiedsspruches zu beeinflussen. Unstreitig 
bestand ein Gruppenrat für "Angestellte zur fraglichen Zeit im Betriebe ® 
der Beklagten nicht, weil die vorgeschlagenen Gruppenratsmitglieder ” 
ihre Wahl nicht angenommen haben. Die Beklagte folgert aus diesem 
Umstand, daß die Klägerin als’ Angestellte dieserhalb überhaupt nicht 
in der Lage gewesen’ sei, das’ Einspruchsverfahren nach $ 84 B.RG,. © 
einzuleiten. Sie beruft sich dabei auf die im Jahrbuch des Ärbeitsrechts, 
Bd. Il, S. 96 und 143 zitierten Entscheidungen, sowie auf einen Auf- 
satz in „Die deutsche Arbeitgeberkartothek‘ vom 1. Juni 1924. Die 
Kammer hat diese Entscheidungen und. die: letzte Abhandlung geprüft, 
hat sich jedoch nicht der Ansicht anschließen können, daß der Schieds- © 
spruch des Schlichtungsausschusses aus, dem angeführten Grunde der ° 
Rechtswirksamkeit entbehrt. Tatsächlich hat die Klägerin an Stelie des © 
nicht bestehenden Gruppenrates ihrer Gruppe den Betriebsrat angerufen. 7 
Der Einspruch konnte gemäß $ 84 B.R.G. solchenfalls auch beim Be- 
triebsrat eingelegt werden, Das Betriebsrätegesetz hat im $ 78 gerade ° 
den Fall vorgesehen, daß ein Gruppenrat nicht besteht — aus welchem 7 
Grunde kann dahingestellt bleiben. — und. für diesen Fall in Ziffer 9 © 
dem Betriebsrat die Funktionen des Angestelltenrats betreffend die Mit- © 
wirkung bei Entlassungen gemäß 88 84 bis 90 pn N ug 

Wenn sich, wie die Klage. behauptet, der angerufene Betriebsrat ° 
mit dem Einspruch nicht ‚befaßt. und eine Einigung der Parteien nicht © 
versucht hat, so kann daraus keine Nichtigkeit des Schiedsspruches her- ® 
geleitet werden. Dieses Versehen. kann der Klägerin nicht zum Nach- ° 
teil gereichen, da die Vorschrift des $ 86 zum Schutze des gekündigten = 
Arbeitnehmers erlassen ist. Auf keinen Fall ist durch dieses: Versehen ° 
die Zuständigkeit des Schlichtungsausschusses ausgeschlossen. worden. ” 
Die Kammer folgt in dieser Beziehung der zutreffenden Entscheidung * 
des Oberlandesgerichts in Frankfurt a. M. vom 19. Dezember 1921 ° 
(in J. W. 22, S. 593,6) und deren Begründung. Fr 

Wenn die Klage schließlich bemängelt, die im $ 84 B.R.G. vorge- 7 
schriebene 'Einspruchsfrist von fünf Tagen sei nicht eingehalten, so stehen 
dem  gegenüber,. daß der. Schlichtungsausschuß diese Frist geprüft und ® 
die Rechtzeitigkeit des Einspruchs in seinen Entscheidungsgründen tat- ® 
sächlich festgestellt hat. Hiergegen sind keine Bedenken geltend zu 
machen. Was die im $ 86 vorgeschriebene -Frist zur Anrufung des = 
Schlichtungsausschusses. betrifft, so beginnt diese erst zu laufen, wenn 7 
binnen einer Woche ‘ eine Verständigung nicht "herbeigeführt werden ° 
konnte. Da nach der Darstellung der Beklagten eine - Verständigung, 
zwischen den Streitteilen überhaupt nicht versucht worden ist, was 
nach obiger Ausführung der Klägerin nicht zum Nachteil gereicht, ist 
die fünftägige Frist.nicht in Lauf gesetzt worden, keinesfalls also zur 
Zeit der Anrufung des Schlichtungsausschusses mit Schreiben vom 
3. Dezember 1923 verstrichen gewesen, 


Ist die Kündigung eines Betriebsratsmitgliedes ohne Zu- ° 
stimmung der Betriebsvertretung rechtswirksam, wenn der Ge- ° 
kündigte zur Zeit der Kündigun rn lerun noch Be- ° 
triebsrat ist, der Zeitpunkt der Kündigungs wirkung (Ent- 
lassung) aber mit dem Ablauf der Amtsdauer zusammenfällt? ° 


Ist eine nach erfolgter Kladisung eines Betriebsratsmit- © 
guees vorgenommene Wiederwahl unzulässig und ohne Be- ° 
eutung für die Beendigung des Dienstvertrages? 


Die vorgenannten Fragen standen in einem vor dem Berg- ° 
gewerbegericht Dortmund, :Spruchkammer Werden, vom Rechts- ° 
schutz des Bundes geführten Rechtsstreit zur Entscheidung. ” 
Der Sachverhalt war folgender: u 

Ein seit zehn Jahren auf der betreffenden Zeche tätiger ° 
Kollege (Steiger) gehörte seit 1921 dem Angesteliten- und 
Betriebsrat an und erhielt am 15. Februar 1924 die Se 4 
zum 31. März 1924 zugestellt. Am 31. März lief die letzte @ 
Wahlperiode des. Betriebsrats und damit die Amtsdauer ab. © 
Der Kollege wurde aber bereits am 27. März 1924 bei der ° 
Neuwahl des Angestellten- und Betriebsrats wiedergewählt. 
Die Firma hat trotzdem auf Grund der ausgesprochenen ° 
Kündigung die Entlassung vorgenommen und den Standpunkt 
vertreten, daß ein Betriebsratsmitglied zum vorgesehenen Ab- ° 
lauf der Amtszeit ohne Zustimmung der Betriebsvertretung ° 
gekündigt werden könne und eine nach ausgesprochener Kün- 
digung erfolgte Wiederwahl. unzulässig. und unbeachtlich. sei. ° 
Außerdem habe sie gekündigt, ‚weil die Belegschaft sich gegen- ° 
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über dem Zeitpunkt .der vorhergehenden. Wahl derart vermin- 
dert habe, daß bei der neuen Wahl ein Mitglied weniger ge- 
wählt werden mußte, die Verminderung bei den Angestellten 
aber eine größere als bei den Arbeitern gewesen sei. Dies- 
seits ist demgegenüber der Rechtsstandpunkt vertreten worden, 
daß die am 15. Februar 1924 zugestellte Kündigung rechts- 
unwirksam sei, weil. die Kündigung eines Betriebsratsmitglie- 
des während der Amtsdauer grundsätzlich der Zu- 
stimmung der Betriebsvertretung gemäß $ 96 B.R.G. bedürfe 
ohne Rücksicht darauf,-ob ein Ende der Betriebsratseigenschaft 
schon abzusehen sei. Im vorliegenden Falle sei jedoch eine 
Unterbrechung bzw. ein Ablauf der Amtsperiode gar nicht 
eingetreten gewesen; auch habe die. Verringerung der Beleg- 
schaft und der Zahl der Vertreter im neuen Betriebsrat eine 
Zustimmung» der Betriebsvertretung. nicht entbehrlich gemacht. 


Das Berggewerbegericht Dortmund hat unter Billigung 
unseres Standpunktes die Firma zur Wiedereinstellung und 
Zahlung der inzwischen fällig gewordenen Gehaltsbezüge ver- 
urteilt. Die Firma hat den Kollegen nach Verkündung des 
Urteils wieder eingestellt, im übrigen jedoch Berufung ein- 
gelegt. Vom. Landgericht Dortmund ist die Berufung kosten- 
pflichtig zurückgewiesen worden. Aus den Urteilsgründen seien 
im nachfolgenden die markantesten und entscheidenden Stellen 
wiedergegeben. Der Rechtsstreit kann im übrigen als typischer 
Fall"dafür angesehen werden, mit welch’ haltlosen Ben, 
dungen manche Firmen operieren, um die Kündigung und 
FE der, „unbequemen‘‘ Betriebsratsmitglieder zu recht- 
ertigen. 


Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt davon ab, ob die am 
15. Februar zum 31. März 1924 ausgesprochene Kündigung nach den 
Grundsätzen des $ 96 B.R.G. wirksam ist oder nicht. Aus der Fassung 
des 8 96 B.R.G. läßt sich für die hier entscheidende Frage, ob die 
Wirksamkeit der Kündigung verschieden zu beurteilen ist, jenachdem 
der Gekündigte zur Zeit der Wirksamkeit der Kündigung, d. h. des Ab- 
laufs der Kündigungsfrist, noch Mitglied der Betriebsvertretung ist 
oder nicht, nichts herleiten. Denn unter Kündigung kann sowohl die 
rechtsgeschäftliche Willenserklärung, als auch die Folge derselben, näm- 
lich die Aufliebung des Dienstverhältnisses, verstanden werden. Auch 
& 96 B.R.G. unterscheidet ‘nicht genau, da er sowohl das Wort Kündi- 
güng "wie "Entlassung riebeneinander gebraucht, ohne offenbar einen 
Unterschied zu” mächen. Denn während in Ziffer 1 ünd 2, Abs. 2 von 
einer" Entlassung die Rede ist, wird in Ziffer, 3 von Kündigung ge- 
sprochen. Nur. in Absatz 3 ist unter Kündigung zweifellos die Er- 
klärung zu verstehen. Denn. man spricht nur von Zurücknahme einer 
Erklärung, nicht aber von ‘der Zurücknahme der Folgen derselben, 
sondern sagt dann, daß die Folgen beseitigt oder als; nicht geschehen 
zu betrachten‘ seien, namentlich wenn «eine Fiktion wie in Absatz 3 
aufgestellt wird. 


Eine Entscheidung der Frage läßt sich daher nur aus dem. Zweck 
und der Bedeutung der Bestimmung gewinnen, Es ist nun unstreitig, 
daß der Kündigungsschutz der Betriebsratsmitglieder gegenüber dem 
Kündigungsschutz bei den gewöhnlichen Arbeitern verstärkt werden 
sollte. Während es hjer nach den Bestimmungen der $$ 84 ff. bei der 
rechtlichen Wirksamkeit der ausgesprochenen Kündigungserklärung und der 
Aufhebung des Vertragsverhältnisses verbleibt und nur eine Nachprüfung 
der Lösung des. Arbeitsverhältnisses .in sozialer Hinsicht erfolgt, auch. 
bei Mißbilligung der Kündigung dem Arbeitgeber die Wahl überlassen 
bleibt, ob das Arbeitsverhältnis aufgelöst bleiben soll oder nicht, ist bei 
Betriebsratsmitgliedern die Kündigung als solche an gewisse "Voraus- 
setzungen geknüpft, die Auflösung des Arbeitsverhältnisses von. der 
Zustimmung der. Betriebsvertretung abhängig gemacht. Diese Bestim- 
mungen sind .aber nicht allein privatrechtlicher, sondern vor allem öffent- 
lich-rechtlicher Natur, Sie bezwecken: nicht so sehr den Schutz der 
einzelnen Arbeitnehmer, als der Einrichtung der Betriebsvertretung über- 
haupt. Es soll der Betriebsvertretung in ihrer Gesamtheit eine größere 
Unabhängigkeit gegenüber dem Arbeitgeber gegeben werden, damit 
sie einen Teil ihrer Aufgabe, nämlich die gemeinsame Wahrnehmung 
der wirtschaftlichen Interessen der Arbeitnehmer gegenüber dem. Arbeit- 
geber, möglichst vollkommen und frei von dem. Einfluß der Gegenseite 
ausführen kann. Es soll andererseits ihr aber auch eine möglichste 
Stetigkeit in der Besetzung während der Amtsdauer gegeben werden, 
damit das einzelne Mitgled- wie auch die Betriebsvertretung als 
solche sich einarbeiten kann, um auch dem zweiten Teil ihrer Aufgabe, 
der Unterstützung des Arbeitgebers in der Erfüllung der Betriebszwecke 
gerecht werden zu können. Diese Gründe erforderten einmal, daß die 
Beiriebsvertretungen nach ihrer Wahl von der Belegschaft unabhängig 
wurden, weshalb die Möglichkeit einer Abberufung durch die Wählerschaft 
nicht gewährt ist, andererseits aber auch den Ausschluß des Rechts des 
Arbeitgebers, diejenigen, die von der Arbeiterschaft mit der Vertretung 
ihrer Interessen betraut worden sind, jederzeit durch Lösung des Ar- 
beitsverhältnisses aus der. Betriebsvertretung entfernen und damit dieser 
womöglich die tätigsten und tüchtigsten Mitglieder nehmen zu können. 
Darüber, ob ein Wechsel in der. Vertretung der Arbeiterschaft während 
der Amtsdauer ihrer Organe wünschenswert und angebracht sei, sollten 
nicht allein die Interessen des Arbeitgebers und des Betriebs an dem 
Ausscheiden eines: ‚bestimmten Arbeitnehmers, sondern auch die In- 
teressen der. Arbeiterschaft an der Beibehaltung der von ihr einmal 
gewählten Vertrauensleute zwecks einer möglichst guten Vertretung 
ihrer, Interessen entscheiden. 


Im. vorliegenden Falle trifft es aber auch nicht zu, daß das Amt 


e des wiedergewählten Betriebsratsmitgliedes sein Ende erreicht hatte und 





damit die Voraussetzung für die Wirksamkeit der Kündigung gegeben 
ist. Denn nach. 818° B.R.G. ist eine Wiederwahl eines Betriebsratsmit- 
gliedes oder des ganzen Betriebsrates' zulässig. Nach $43 beiben die Mit- 
glieder (des alten Betriebsrates so lange im’ Amt, bis der neue gebildet ist, 
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Der Zweck des $ 43 ist gerade, ein ununterbrochenes Fortarbeiten der 
Betriebsvertretung zu gewährleisten. Durch diese Bestimmung ist in Ver- 
bindung mit 8 18, Absatz 1, der von der Beklagten geleugnete Grundsatz 
der Kontinuierlichkeit aufgestellt (ebenso Dersch Anm, 1 zu $ 43 und 
Flatow Anm. 5 zu $ 18), 

Was nun den letzten Einwand der Beklagten anlangt, daß sie wegen 
Verringerung der Belegschaft und der damit verbundenen Verringerung 
der Mitgliederzahl der Betriebsvertretung zur Kündigung ohne Zustim- 
mung befugt gewesen sei, so kann auch dieser nicht als zutreffend aner- 
kannt werden. Wollte man dem Arbeitgeber ein derartiges Recht ge- 
währen, so würde dadurch die Arbeiterschaft in der ‚Wiederwahl der 
Mitglieder unzulässigerweise beschränkt, da ja ein Arbeitnehmer, der nicht 
mehr im Betriebe beschäftigt ist, nicht mehr wählbar ist. Weiter würde 
aber auch ein derartiges Wahlrecht des Arbeitgebers darüber, ob er ein 
Mitglied des Arbeiterrates oder des Angestelltenrates entläßt, gegen die 
Bestimmung des $ 16 B.R.G. verstoßen, der genaue Vorschriften darüber 
trifft, welchen Einfluß das verschiedene Zahlenverhältnis der Arbeiter und 
Angestellten auf die Verteilung der Sitze im Betriebsrat zwischen Ar- 
beitern und Angestellten hat. Schließlich spricht gegen die Ansicht 
der Beklagten auch noch, daß eine Verringerung der Arbeitnehmerzahl 
während der Wahlperiode und Amtsdauer auf die Zahl der Mitglieder 
ohne Einfluß ist, daß der einmal gewählte Betriebsrat mit der ursprüng- 
lichen Mitgliederzahl bestehen bleibt, auch wenn die Zahl der Belegschaft 
sich verringert. Nur für den Fall, daß die Belegschaft unter 20 sinkt, 
wird von der Rechtssprechung und Rechtslehre in entsprechender Anwen- 
wendung des 8 23, Abs. 2 angenommen, daß das ie des gesamten 
Betriebsrats erlischt und nunmehr ein Betriebsobmann neu zu wählen ist. 
(Vgl. Flatow Anm. 6 zu S 18 B.R.G.). 

Die Kündigung des Klägers war daher nicht zulässig und löste das 
Arbeitsverhältnis nicht. Da der Kläger unstreitig seine Dienste angeboten 
hat, so muß die Beklagte ihm für die Zeit der. Nichtbeschäftigung ge- 
mäßB 8 615 B.G.B. das ihm zustehende Gehalt zahlen. Die Gehalts- 
forderung des Klägers ist daher gerechtfertigt. 


Die Dienstverträge der Zechen-Angestellten während und 
nach der Fortiührung der Zechenbetriebe durch die Micum. 
Fast zugleich mit der am 11. Januar 1923 bewirkten Ruhr- 
besetzung war bekanntlich die Micum eingerichtet worden, die 
für die Besatzungsmächte u. a. auch Bergwerke weiter betrieb. 
Es war die Zeit des passiven Widerstandes, und die betroffenen 
Zechen zahlten die Löhne und Gehälter weiter (was durch die 
steten Reichsunterstützungen leicht möglich war). Als dann 
unter der Reichskanzlerschaft von Stresemann der sogenannte 
passive Widerstand abgestoppt wurde, und die großen Zah- 
lungen durch das Reich mit einem Mal fortfielen, hielt auch die 
Großindustrie. der Pflicht sich enthoben, weiter für die Ange- 
stellten und Arbeiter aufzukommen, die bis dahin immer noch 
ungekündigt waren. 

So sahen die Angestellten und Arbeiter, wenn sie nicht 
von der kargen Erwerbslosenunterstützung „leben“, also 
geradezu hungern wollten, vor die Notwendigkeit sich gestellt, 
das Anerbieten .der Micum anzunehmen und auf den Zechen, von 
denen sie früher beschäitigt - worden: waren, und in . deren 
Kolonien sie. mit ihren Familien ja auch zum großen: Teil 
wohnten, ietzt, nach dem Abbruch des passiven Widerstandes, 
die. Arbeit wieder zw tun. Auch in dieser Zeit regte sich die 
Großindustrie noch nicht, kündigte vor allem nicht, sondern 
sah weiter zu, wie die Dinge sich entwickeln würden. 

Dem passiven Widerstand und der Aufgabe des passiven 
Widerstandes folgte schließlich. das Londoner Abkommen vom 
27. 10. 1924, das die Rückgabe der Zechen anordnete.. Die 
Micum hat dann auch um die letzten Tage des Oktober 1924 
die Zechen ihren Eigentümern wieder zurückgegeben. 

Jetzt aber glaubten die Zechengewaltigen, die Gelegenheit 
insofern sich- zunutze machen zu können, als sie plötzlich’ auf 
den Standpunkt sich stellten, alle früheren Dienstverträge seien 
erledigt. Sie suchten sich also unter den früheren Angestellten 
und Arbeitern die ihnen genehmsten heraus, ließen diese von 
der Stunde an, in der sie selbst den Betrieb von der Micum 
wieder übernommen hatten, für sich wieder arbeiten und 
behaupteten; daß das Neueinstellungen seien, und sie zur 
Weiterbeschäftigung der übrigen Angestellten und Arbeiter 
nicht verpflichtet wären. 

Es ist hierüber begreiflicherweise vielfach zu Streitigkeiten 
gekommen, weil die nicht wieder Eingestellten mindestens zum 
Teil sich auf den Standpunkt stellten, einen Rechtsanspruch 
auf Weiterbeschäftigung solange zu haben, als sie nicht ge- 
kündigt wären. Obere Gerichte haben aber wohl kaum Ge- 
legenheit gehabt, sich mit diesem Streitfall zu beschäftigen; 
denn die Prozesse mußten ausnahmslos in erster Instanz beim 
Berggewerbegericht ängestrengt werden und konnten in die 
Berufungsinstanz, also an das zuständige Landgericht in 
zweiter und letzter Instanz, auch nur kommen, soweit der 
Streitwert über 300 Rm. sich belief. 

Unter diesen Umständen werden vor allem die Urteile 
von Interesse sein, die die für den großen Oberbergamtsbezirk 
Dortmund allein zuständige Berufungs-Zivilkammer des Land- 
gerichts Dortmund erlassen hat. In diesen Urteilen ist dar- 
gelegt: 

Da bei Beendigung des passiven Widerstandes und bei 
dem alsdann folgenden Fortfall der Lohnsicherung durch das 
Reich das Dienstverhältnis zwischen den Parteien mangels 
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vorangegangener Kündigung durch die Zeche noch fort- 
bestanden hätte, so unteriege es „keinem Bedenken, daß die 
gewaltsame Wegnahme der Zeche durch die Micum ein Akt 
höherer Gewalt ist, der zur Folge hatte, daß es dem Kläger 
unmöglich war, für die Beklagte die vertraglichen Dienste zu 
leisten, der Beklagten, solche Dienste anzunehmen, so daß für 
sie die Verpflichtung zur Lohnzahlung fortfiel“. 

Es wird also hier zunächst die Fortdauer des Dienstver- 
trages trotz passiven Widerstandes und auch nach der Aufgabe 
des passiven Widerstandes ausdrücklich vom Gericht fest- 
gestellt, gleichzeitig aber auch richtig dargelegt, daß, nachdem 
die Zeche selbst keine Dienste entgegennehmen konnte und der 
klagende Zechenangestellte der Zeche seine Dienste nicht zu 
leisten vermochte, damit die beiderseitigen Verpflichtungen 
zunächst ruhten. Diese Auffassung steht unbezweifelbar in 
Einklang mit den positiven gesetzlichen Bestimmungen, ent- 
spricht auch wohl durchaus unserem Rechtsgefühl. 


Die Urteile gehen dann weiter zur. Prüfung der Frage über, 
ob infolge dieser beiderseitigen Unmöglichkeit, die mit Rück- 
sicht auf die unabsehbare Dauer der Besetzung durch die 
Micum als dauernde Unmöglichkeit anzusehen ist, der Ver- 
trag der Parteien zur Auflösung gekommen ist. 


Diese schon nicht so ganz einfache Frage wird von der 


Berufungskammer weder bejaht, noch verneint. Sondern die 
Urteilsbegründung sagt, die Frage (gemeint ist eine Beant- 
wortung der Frage) kann „dahingestellt bleiben, weil die Auf- 
lösung des Vertragsverhältnisses der Parteien sich daraus er- 
gibt,. daß der Kläger im Oktober 1923 mit der Micum einen 
neuen Vertrag abgeschlossen und dadurch seinerseits den alten 
Vertrag zum Erlöschen gebracht hat“, 

Solcher — leider mit einem Rechtsmittel an ein oberes Ge- 
richt nicht mehr anfechtbaren — Rechtsauffassung kann aber 
wohl nicht beigepflichtet werden. Denn es handelt sich hier 
doch gerade darum, daß der Angestellte den Dienst auf seiner 
alten Zeche und unter Umständen fortsetzte, die, wie er ohne 
weiteres annehmen durfte, den Interessen der wirklichen 
Zechen-Eigentümer nur entsprach. Diese Zechen-Eigentümer 
haben denn auch in keinem einzigen Falle etwa”eine entgegen- 
gesetzte Auffassung zu erkennen gegeben. 
damals auch kaum gewagt haben, weil eine solche Erklärung 
unter den damaligen Verhältnissen unübersehbare politische 
und soziale Folgen hätte haben können. 

Man wird sogar noch einen Schritt weiter gehen und 
ruhig sagen dürfen, daß die Zechen-Eigentümer es unbezweiiel- 
bar am allerliebsten gesehen haben, wenn ihre alten und mit 
den Verhältnissen vertrauten Angestellten und Arbeiter in der 
Zeche weiter arbeiteten, als wenn Fremde und mit den Ver- 
hältnissen Unbekannte die Arbeit verrichteten. 

Unter solchen Umständen kann aber davon, daß der 
Kläger durch die notgedrungen erfolgte Arbeit für die Micum 
den alten Dienstvertrag seinerseits zum“ Erlöschen gebracht 
habe, ernsthaft wohl keine Rede sein. Und zwar um so 
weniger, als $ 615 unseres Bürgerlichen Gesetzbuches diesen 
Fall geradezu vorgesehen hat, und für ihn bestimmt, daß, wenn 
ohne vorangegangene Auflösung des bisherigen Dienstverhält- 
nisses der Dienstverpflichtete andere Dienste annimmt, er sich 
das durch diesen anderweitigen Verdienst Erworbene auf den 
vom ursprünglichen Arbeitgeber nicht erhaltenen Lohn an- 
rechnen lassen muß. 

Es kommt aber noch hinzu, daß, wenn die Zechenherren 
damals schon, im Herbst 1923, der Auffasung gewesen wären, 
die das Urteil des Landgerichts Dortmund hier ihnen unter- 
stellt, sie ganz gewiß eine Kündigung der derartige Dienste 
Annehmenden ausgesprochen haben würden, was aber nicht 
geschehen ist. 

Gerade angesichts dieser Nichtkündigung von seiten der 
Zeche kann auch die vom Landgericht Dortmund unbeantwortet 
gebliebene Frage, ob nicht bei längerer Dauer der Besatzung 
durch die Micum die alten Dienstverträge automatisch zur 
Auflösung gekommen wären, unter gar keinen Umständen be- 
jaht werden. Denn solche automatische Auflösung „von 
selbst“ gibt es nicht, und wenn die Zechen ihren Angestellten 
hätten kündigen wollen, wären sie dazu jederzeit in der Lage 
gewesen. 

So bleibt es also wohl dabei, daß in dem Augenblick, \als 
die Eigentümer der Zeche den Betrieb von der Micum auf 
Grund des Londoner Abkommens wieder zurückerhielten, die 
alten Dienstverträge sämtlich noch in Kraft waren, soweit 
nicht die Zeche oder der andere Teil ausdrücklich gekündigt, und 
damit das Dienstverhältnis zu Ende gebracht hatten, wobei 
man in Sonderheit einer Auffassung entgegentreten muß, als 
ob durch die nach Abbruch des passiven Widerstandes er- 
folgte Tätigkeit für die Micum diese Dienstverträge wegen 
Vertragsbruchs .des Dienstverpflichteten zur 
kommen wären. 
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Sie würden das. 


Auflösung ge-. 


Nr, 6 


Davon kann um so weniger die Rede sein, als es sich ja 
gar nicht um die Uebernahme einer neuen und anderen Arbeit 


handelte. Sondern die Arbeitnehmer wollten den alten Vertrag . 


fortgesetzt wissen, sobald das in der Besetzung durch die 


| 


Micum bestehende Hindernis fortgefallen war, wollten bis da- 


hin geradezu die Interessen des Zechen-Eigentümers durch 


entsprechende pflichtmäßige Fortsetzung der Arbeit wahren. 


Die Zechenbesitzer selbst haben eine gegentellige Auffassung 
weder zum Ausdruck gebracht, noch haben sie sonst irgendwie 
erkennen lassen, daß sie mit dieser Art der Wahrung ihrer 
Interessen nicht einverstanden seien. Das Arbeitsverhältnis 
ist also, entgegen der m. E rechtlich unhaltbaren 
Auffassung der Berufungs-Zivilikammer des 
Landgerichts Dortmund, nicht zur Auflösung gekom- 
men. Es lief deshalb auch noch weiter, als die Besetzung durch 
die Micum aufhörte, und die Zechenbesitzer waren darnach 
nicht berechtigt, Arbeitnehmer von der Wiederaufnahme der 
Arbeit auszuschließen und fristlos einfach auf die Straße zu 
setzen. n 

Die Kläger hatten, zur Stützung ihrer Ansprüche, auch 
noch die Bestimmung im Londoner Abkommen herangezogen, 
wonach aus der Tätigkeit für die Micum irgendwelche Nach- 
teile nicht entstehen dürfen. Die Berufungskammer meint hier- 
zu, „daß öÖffentlich-rechtliche oder völkerrechtliche Bestim- 
mungen auf die privatrechtlichen Beziehungen unter den Par- 
teren ohne Einfluß sind“. Eine mindestens eigenartige und 
um so mehr anfechtbare Auffassung, als letzten Endes alle 


privatrechtlichen Beziehungen aus den öffentlich-rechtlichen. 


Bestimmungen fließen und in Ihnen ihre Grundlage zu finden 
haben. Im übrigen aber auch eine insofern nicht gerade er- 
freuliche Stellungnahme eines deutschen Gerichts, als aus 
diesem Satz leichthin eine Ansicht herausgelesen werden 


möchte, als ob vom deutschen Staate mitgetroffene divloma- ° 


tische Abmachungen für die deutschen Gerichte nicht bindend 
seien. 

Daß Derartiges mit dem Satz nicht gesagt sein sollte, 
halte ich allerdings für selbstverständlich. 


Der grundsätzliche Fehler der leider unanfechtbaren Ur-. 


teile liegt also wohl in einer Auffassung, als ob eine Arbeit, 


die die Angestellten im gleichen Betriebe demjenigen leisteten, 


der gegen den Willen der Zechen-Eigentümer den Betrieb fort- 
setzte, als bewußte Verletzung der „Treupflicht“ anzusprechen 
sei. Von solcher bewußter Verletzung kann aber wohl um so 


weniger die Rede sein, als diese Arbeit, wie hier dargelegt ' 


wurde, den vermeintlichen und den wahren Interessen der 
Eigentümer der Zechen durchaus entsprach. Man wird nach 
alledem die eingangs gestellte Frage nicht so beantworten 
dürfen, wie sie diese Urteile leider beantwortet haben. 
dern man wird mit dem geltenden Recht wohl 
Standpunkt nur vertreten können: 


Son- 
folgenden 


Die Zechen wurden durch die Besetzung von den Dienst-- | 


verträgen nicht frei, sondern die Besetzung hob nur für ihre 
Dauer die Pflicht zur Zahlung von Gehalt und Lohn auf. 

Sobald die zeitliche Dauer der Besetzung eine unabstfibare 
wurde, erhielt jede der Parteien des Dienstvertrags das Recht 
zur Kündigung. Wurde die Kündigung aber nicht ausge- 
sprochen, so liefen die Dienstverträge weiter und verpflichteten 
darnach auch die Zechen, die alten Angestellten und Arbeiter 
wieder zu beschäftigen, sobald die Zechen die Betriebe selbst 
wieder übernahmen, und sie im alten Umfang fortsetzten. Bis 
zu dieser Wiederaufnahme des vollen Betriebes hatten die 
Zechen das Recht, sich unter ihren alten Angestellten und 
Arbeitern die zunächst wieder Einzuberufenden auszuwählen. 

Die Tatsache, daß nach Abbruch des passiven Wider- 
standes Angestellte und Arbeiter in ihrem alten Betriebe sich 
von der Micum fortbeschäftigen ließen, gab den Zechen ein Recht 
der Kündigung höchstens unter dem Gesichtspunkte der Unab- 
sehbarkeit der Dauer der Besetzung. Soweit die Zechen aber 
von diesem Kündigungsrecht keinen Gebrauch. machten, blieb, 
schon in Anbetracht des $ 615 Bürgerliches Gesetzbuch, der 
ursprüngliche Dienstvertrag bestehen, se daß die alten Ange- 
stellten und Arbeiter mit der Uebernahme des vollen Betriebes 
durch die Eigentümer von diesen auch weiter zu beschäftigen 
waren. 

Eine Verpflichtung dieser Zechen-Eigentümer, aber auch 
etwa von der Micum Neuangestellte zu übernehmen, lag 
natürlich nie vor. Denn diese Leute hatten ja niemals einen 
Dienstvertrag mit der Zeche, sondern nur mit der Stelle ge- 
habt, die vorübergehend statt der Eigentümer die Zeche betrieb. 

Die verfehlte Konstruktion der eine andere Entscheidung 
treffenden Urteile aber liegt in der m. E. unzutreffenden An- 


nahme, daß durch die Arbeit bei der Micum die Angestellten. 
und Arbeiter das Dienstverhältnis zu den Zechen von selbst 


zur Auflösung gebracht hätten. 
Dr. iur. Elias, Rechtsanwalt in Dortmund. 
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Nummer 7 / 5. Jahrg. 


Materielles Recht 


Tariffähigkeit der Arbeitgeberverbände. Die veränderte 
Wirtschaftslage in Deutschland hat zur Folge, daß die Arbeit- 
geber versuchen, zu für sie günstigeren Lohnbedingungen zu 
gelangen. Ein besonderer Dorn im Auge sind ihnen die mit 
den Arbeitnehmerverbänden abgeschlossenen Tarifverträge, von 
denen sich loszulösen eine starke Strömung in Kreisen der 
Arbeitgeber herrscht. Arbeitgebervereinigungen suchen auch 
für die Zukunft dem Abschluß von Tarifverträgen entgegenzur 
treten, indem sie von vornherein in ihre Satzungen den Ab- 
schluß von: Tarifverträgen als nicht zu den Bestrebungen der 
Vereinigungen gehörig ausschließen. - 

Tatsächlich ist auch die von der Arbeitgeberseite vertretene 
Auffassung, daß sie durch Aufnahme der genannten und ähn- 
licher Bedingungen in ihre Satzungen zum Abschluß von Tarif- 
verträgen nicht herangezogen werden können, vereinzelt an- 
erkannt worden. Es scheint mir jedoch diese Auffassung der 
rechtlichen Grundlage zu entbehren. 

Die grundlegende Bestimmung über diejenigen Personen 
oder Personenvereinigungen, die für den Abschluß von Tarif- 
verirägen in Frage kommen, findet sich im $ 1 der Verordnung 
über Tarifverträge vom 23. Dezember 1918. Danach können 
Tarifverträge abgeschlossen werden zwischen ‚Vereinigungen 
von Arbeitnehmern einerseits und einzelnen Arbeitgebern oder 
Vereinigungen von Arbeitgebern andererseits. Hiernach ist der 
Begriff der Tariffähigkeit zu bestimmen. 
| Es sind auf der einen Seite die Arbeitnehmerorganisationen 
| aller Art, auf der anderen Seite sind es die einzelnen Arbeit- 
yeber und, was hier allein interessiert, Vereinigungen von Ar- 
eitgebern. 

Nicht jede Arbeitgebervereinigung ist im Sinne des $ 1 
Tarifverordnung tariffähig, sondern nach der Zusammensetzung 
und Verfassung müssen Vereinigungen von Arbeitgebern irgend- 
eine Beziehung zu den Arbeitnehmern haben. Es ist nicht 
notwendig, daß diese Frage alleiniger Zweck der Vereinigung‘ 
ist, es muß nur ersichtlich sein, daß der Zusammenschluß 
der Arbeitgeber sich auch auf die Erörterung von Fragen, die 
die Arbeitnehmer betreifen, erstreckt. Liegt diese Voraussetzung 
vor, so ist die Vereinigung tariffähig im Sinne des $ 1 der 
Tarifverordnung. Die Tariffähigkeit ist nach allgemein ‚herr- 
schender Ansicht die Fähigkeit einzelner Arbeitgeber oder 
Vereinigungen von Arbeitgebern und Vereinigungen von Arbeit- 
nehmern, Partei in einem Tarifvertrag zu sein. 

Stellt man sich auf ‚den Standpunkt, daß diese Tariffähigkeit 
zum Abschluß von Tariiverträgen ausreicht, dann würde kein 
Zweifel daran bestehen können, daß diese Tariffähigkeit sich 
auch nicht dadurch ‘ändern kann, daß Arbeitgebervereinigungen 
nach ihren Satzungen den Abschluß von Tarifverträgen aus- 
schließen. 

Die Frage gewinnt aber eine außerordentliche Bedeutung 
dadurch, daß in Theorie und Praxis eine Unterscheidung zwi- 
schen der eben erörterten Taritfähigkeit und der Tarifberech» 
tigung gemacht wird. t 

Die Tarifberechtigung ist das subjektive Moment, das als 
|’Erfordernis für den Abschluß von Tarifverträgen verschiedent- 
lich vorausgesetzt wird. Sie ist das Recht einer an sich tarif- 
fähigen Vereinigung, Tarifverträge abzuschließen. Die Tarif- 
fähigkeit ist einer Vereinigung von Arbeitgebern kraft Gesetzes 
verliehen und ist unabhängig von der Parteiwilligkeit und der 
Sich daraus ergebenden Tarifberechtigung der Vereinigung. 
Die Tarifberechtigung dagegen verleiht eine Vereinigung von 
Arbeitgebern sich selbst. dadurch, daß sie arbeitsrechtliche 
Fragen in ihre Satzungen einbezieht. 

Diejenigen, die den Versuch machen, diese Tarifberechtigung 
als zweites Erfordernis für den Abschluß eines Tarifvertrages 
neben die Tariffähigkeit zu setzen, machen praktisch alle 
gesetzlichen Vorschriften, die über den Abschluß von Tarii- 
Verträgen, sowie über die Mitwirkung von Schlichtungsstellen, 
sowie die Verbindlichkeitserklärungen von Tariiverträgen be- 
stehen, illusorisch. Denn jeder Arbeitgeberverband würde je 
nach seinen wirtschaftlichen Interessen-es in der Hand haben, 
sich selbst durch Satzungsänderung die Tarifberechtigung ab- 





zusprechen und sich damit zugleich die Tariffähigkeit nehmen 
und so auch jede Verbindlichkeitserklärung eines Tarifvertrages 
unmöglich machen. 

Diese Konsequenz zeigt bereits, daß die a CHUR UOR 
kein notwendiges Erfordernis für den Abschluß eines Tarif- 
vertrages im Sinne der Tarifverordnung sein kann. 

Die Vertreter der gegenteiligen Auffassung führen ale 
Hauptgrund an, daß es dem obersten Grundsatz der Vertrags- 
freiheit 'entspreche, wenn nur solche Vereinigungen zu Tarif- 
verträgen herangezogen werden können, die selbst tarifwillig' 
sind und ihrer Tarifwilligkeit in ihren Satzungen Ausdruck 
gegeben haben. 

Diese Ansicht ist jedoch nicht begründet. Denn die ge- 
setzlichen Bestimmungen über die Hilfeleistung der Schlich- 
tungsstellen beim Abschluß von Tarifverträgen, sowie die 
Möglichkeit der Verbindlichkeitserklärung eines Tarifvertrages 
sind Vorschriften, aus denen ersichtlich ist, daß bei mangelnder 
Bereitwilligkeit zum Abschluß eines Tarifvertrages ein Zwang 
ausgeübt werden kann. Wenn auch dieser Zwang nur in be- 
stimmten Fällen, nämlich wenn es das soziale oder wirtschaft- 
liche Interesse erfordert, ausgeübt werden soll, so zeigt doch 
die Möglichkeit dieses Zwanges, daß der Wille der Vereinigun- 
gen in derartigen Fällen keine maßgebende Rolle spielen soll 
bei der Frage, ob ein Tarifvertrag abzuschließen ist. 

Gewiß bleibt es dem Ermessen der Vereinigungen über- 
lassen, ob sie den Abschluß von Tarifverträgen zulassen wollen 
oder nicht und insoweit soll auch die Vertragsfreihgit diesen 
Arbeitgebervereinigungen nicht eingeschränkt werden. Nur 
müssen diese Parteiabreden dann zurücktreten, wenn höhere, 
nämlich Öffentlich rechtliche- Gesichtspunkte es erforderlich 
erscheinen lassen, ohne oder gegen den Willen der Vereini= 
gungen zu einem Tarifvertrag zu gelangen. 

Es läßt sich auch nicht entgegenhalten, daß diese_ Auf- 
Tassung allen Grundsätzen des Zivilrechts zuwiderläuft. Denn 
durch die Möglichkeit zwangsweisen Abschlusses von Tarif- 
verträgen, die im Gesetz unter bestimmten Voraussetzungen 
vorgesehen sind, erhalten diese Bestimmungen öffentlich-recht- 
lichen Charakter, hinter denen das Zivilrecht zurückzutreten hat. 

Wenn daher tariffähige Arbeitgebervereinigungen bei ihrer 
Begründung oder späterhin in ihre Satzungen z.B. den Satz 
aufnehmen: 

„Der Abschluß von Tarifverträgen ist nicht gestattet.“, 
so kann dieser Bestimmung nur innere Bedeutung beigelegt 
werden, die sich als Anweisung für die berufenen Organe der 
Vereinigung gegenüber ihren Mitgliedern darstellt (vgl. auch 
Schlichtungswesen 1924 Seite 172). 

Aber auch insoweit kann diese Bestimmung nur eine be- 
schränkte Bedeutung haben, die eben in den Zwangsvorschrif- 
ten des Gesetzes, des Tarifvertrages und der übrigen ein- 
schlägigen Bestimmungen ihre Grenze hat. “Vorstände oder 
sonstige Vertreter tarifiähiger Arbeitgebervereinigungen dürfen 
also, wenn ihre Organisation es nicht zuläßt, freiwillig keine 
Tarifverträge abschließen. Es wird aber dadurch nicht das im 
Gesetz. vorgesehene Verfahren beeinträchtigt, daß die Arbeit- 
nehmerorganisation die Schlichtungsstelle zur Hilfeleistung an- 
ruft, daß ein Tarifvorschlag von dieser Stelle gemacht und im 
Nichtannahmefalle für verbindlich erklärt wird. Diese gesetz- 
lichen Bestimmungen nehmen praktisch solchen privatrecht- 
lichen Vereinbarungen ihre wesentlichste Bedeutung und ver- 
hindern den damit von den betreffenden Organisationen ver- 
folgten Zweck. 

Ob derartige tarifhindernde Bestimmungen in den Satzungen 
von tariffähigen Arbeitgebervereinigungen unsittlich sind ‘oder 
gegen ein gesetzliches Verbot verstoßen, ist eine Frage, die 
nur von Fall zu Fall beantwortet werden kann. Generell wird 
man dies nicht annehmen können. Aber es gibt zweifellos eine 
Reihe von-Fällen, in denen die Unsittlichkeit solcher Verein- 
barungen auf der Hand liegt. Dies ist ganz besonders dann 
der Fall, wenn beim Verlangen einer Arbeitnehmerorganisation 
nach Abschluß eines Tarifvertrages die Mitglieder einer tarif- 
fähigen Arbeitgebervereinigung zusammentreten und gerade 
aus Anlaß dieses Verlangens ihre Satzung in dem Sinne ändern, 
daß. der Abschluß von Tarifverträgen nicht gestattet ist, ob- 
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gleich die Organisation bis dahin Tarifverträge unbedenklich 4 


abgeschlossen hatte. 


In vielen derartigen Fällen wird aber insbesondere die. 


Scheinnatur einer solchen Bestimmung auf der Hand liegen, 


die nach $ 117 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Bestimmung , 


nichtig macht. 


In einem Falle hatte der Schlichtungsausschuß in Minden 


unter dem Aktenzeichen Nr. 73/25 einen Fall zu entscheiden, 
in welchem die Arbeitgebervereinigung in ihre Satzungen 
folgenden Satz aufgenommen hatte: 
„Der Begriff „Arbeitnehmer“ im Sinne der Satzungen, 
umfaßt nur Arbeiter aller Berufsgruppen. 


Angestelite abzuschließen.“ 


Der Schlichtungsausschuß hat- sich in diesem Falle auf den. 


Standpunkt gestellt, daß durch die neuartige Begriffsbestim- 
mung des Arbeitnehmers die Angelegenheiten der Angestell- 


ten aus dem Wirkungskreis der Arbeitgebervereinigung aus- 


geschieden seien. 

Gleichwohl erkennt auch der Schlichtungsausschuß Minden 
an, daß der Arbeitgeberbund zweifellos an sich tariffähig sei, 
nur fehle ihm den Angestellten gegenüber die Tarifberechti- 
gung. Der erste Teil des Satzes. ist zweifellos zutreffend. 


Mit der hier vertretenen Auffassung steht aber der zweite Teil’ 


des Satzes in Widerspruch, daß mangels Tarifberechtigung des 
Arbeitgeberbundes gegenüber den Angestellten der Abschluß 
eines Zwangstarifes nicht erfolgen könne. 


gung ist eben kein Tatbestandsmerkmal der Tariffähigkeit 


und nur letztere wird nach dem Gesetz für den Abschluß von 


Tarifverträgen gefordert. 

Auch läßt eine solche künstliche Begriffsbestimmung des 
Arbeitnehmers, die ganz ungewöhnlich ist, erkennen, daß mit 
dieser Bestimmung nur eine Umgehung des Gesetzes beab- 
sichtigt ist, weshalb sie meines Erachtens nichtig und daher 
unbeachtlich ist. k 

Die in der Literatur mehrfach aufgeworfene Frage nach der 
Nichtigkeit dieser Satzungsbestimmungen kann aber bei der 
hier vertretenen Auffassung ganz dahingestellt bleiben, da 
für die Frage der Tariffähigkeit diese Satzungsbestimmun- 
gen ohne jede Bedeutung sind. 

Die hier vertretene Aufiassung wird geteilt von Joerres in 
„Schlichtungswesen‘“ 1914, Seite 157; von dem Schlichter für 
den Bezirk Westfalen in seiner Verbindlichkeitserklärung vom 
5. September 1924, das „Schlichtungswesen‘“ 1935, Seite 172; 
von Berger, „Blätter für Arbeitsrecht‘ 1925, Nr. 10; Schlich- 
tungsausschuß Braunschweig, Beschluß vom 12. März 1925. 

Aus den vorstehenden Erörterungen folgt, daß tariffähige 
Arbeitgeberorganisationen auch im Schlichtungsverfahren mit 
Unrecht vielfach ihre Passivlegitimation bestreiten. Die Tarif- 
fähigkeit entspricht der Parteifähigkeit im Schlichtungsver- 
fahren. Soweit Organisationen der Arbeitgeber in ihren Satzun- 
gen keine bestimmten Organe zum Vertragsabschluß bestim- 
men, ist nach $ 15 der zweiten Verordnung zur Ausführung 
der Verordnung über das Schlichtungswesen vom 29. De- 
zember 1923 (Reichsgesetzblatt 1924, I Seite 9) mangels anderer 
Bestellung der Vorstand vertretungsberechtigt. 

Der Einwand der mangelnden Parteifähigkeit ist daher 
von dem Schlichtungsausschuß nicht zu beachten, sondern trotz 
dieses Einwandes ein Schiedsspruch zu fällen, der im Falle 
der Nichtannahme auch in rechtsgültiger Form für verbind- 
lich erklärt werden kann. Die Verweigerung der Einlassung 
mit der Berufung auf die mangelnde Parteifähigkeit vor dem 
Schlichtungsverfahren zielt letzten Endes auch nur darauf hin- 
aus, den Abschluß eines Zwangstarifes zu verhindern. 

In seinem Artikel „Die Frage der Parteilegitimation im 
Schlichtungsverfahren‘“ (Blätter für Arbeitsrecht, 1925, Nr. 10) 
sucht Berger einen Unterschied zu machen, je nachdem, ob 
die betreffende Organisation sich überhaupt weigert, auf Tarif- 


verhandlungen einzugehen oder ob sie durch ihre Vertreter 


auf die Tariffähigkeit ihrer Einzelmitglieder verweist. 

Es ist an die Fälle gedacht, in denen die Organisation 
selbst den Abschluß eines Tarifvertrages verweigert, weil sie 
satzungsgemäß zu solchen Verhandlungen und Abschlüssen 
nicht berechtigt sei, dagegen aber darauf hinweist, daß die 
Mitglieder der Vereinigung als solche tariffähig und tarifbe- 
rechtigt seien. In letzterem Falle soll der Einwand der Or- 
ganisation berücksichtigt werden, was zum Ergebnis führen 
würde, daß die Tarifverhandlungen mit jedem Arbeitgeber 
der Organisation einzeln geführt werden müßten. 

Diese Unterscheidung kann ebenfalls nicht anerkannt wer- 
den. Denn wenn zur Tariffähigkeit, d. h. für den Abschluß 
von Tarifverträgen gemäß $& 1 der Tarifverordnung die Or- 
ganisation legitimiert ist, ohne daß-es auf Tarifwilligkeit oder 
auf ihre Tarifberechtigung ankommt, so muß notwendiger- 


weise mit jeder Arbeitgeberorganisation, die die objektiven 


Voraussetzungen für die Tariffähigkeit erfüllt, ein Tarifvertrag 
abgeschlossen werden können, auch gegen ihren Willen. Des- 
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Der Verband ist‘ 
nicht berechtigt, Tarifverträge oder Gehaltsabkommen für 


Die Tarifberechti- 
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R ag ER N = wie a 
halb kann auch eine solche tariffähige Arbeitgeberorganisa-: | 
tion ihre Passivlegitimation nicht wirksam geltend machen," 
gleichviel ob sie die Tarifverhandlungen grundsätzlich ver-' 
weigert oder hierfür auf ihre einzelnen Mitglieder verweist. | 

Im Entwurf eines Tarifgesetzes heißt es im $ 4: R 
„Tariffähig sind Vereinigungen von Arbeitgebern oder‘ 
Arbeitnehmern, deren Satzung den Abschluß von Tarifver- 
trägen vorsieht und Bestimmungen. darüber enthält“ usw. 
Aus diesem Entwurf. ist ersichtlich, daß hier ausdrücklich 
Voraussetzung für die Tariffähigkeit auch die Tarifberechti-" 
gung ist. f 
Da dieser Entwurf bisher nicht Gesetz geworden ist, läßt 
sich als argumentum e contrario folgern, daß bisher nach 
geltendem Recht zum Begriff der Tariffähigkeit die Tarif-' 
berechtigung nicht gehört. 
Es ist zu hoffen, daß bei Schaffung eines newen Tarit- 
gesetzes die eben genannte Bestimmung in dieser Form nicht‘ 
Gesetz wird, da als Folge davon, wie schon jetzt zu sehen ist, 
der Abschluß von Tarifverträgen von Organisation zu Organi- 
sation wohl ihr Ende erreichen würde. 


R. A. Dr. Gottfried Samter, | 
Syndikus des Bundes der techn. Angest. u. Beamten. 





Entscheidungen 


Der wichtigste Grund zur fristlosen Entlassung, In den 
SS 123 und 133c der Gewerbeordnung sind eine Anzahl Bei- 
spiele angeführt, die den Begriffdes wichtigen Grun- 
des erläutern und umschreiben sollen, der den Arbeitgeber 


berechtigt, einen Dienstverpflichteten, Arbeiter oder Angestell- 


ten, fristlos zu entlassen. Das praktische Leben liefert natür- 
lich noch eine Unzahl Fälle, die in den Rahmen dieser Typen 
nur schlecht hineinpassen wollen, bei deren Entscheidung dem-’ 
zufolge dem freien Ermessen des Richters weiter Spiel-' 
raum gelassen ist. Leitmotiv für seine nach Würdigung der ge- 
samten Sachlage zu treffenden Entscheidung soll die Frage’ 
sein, ob dem Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung bzw. die 
weitere Zusammenarbeit mit dem betreffenden Angestellten 
noch zugemutet werden kann. 

Mit einer solchen Tatbestandswürdigung hatte sich die 
9. Kammer des Gewerbegerichts Berlin in der Sitzung vom 
18. März 1925 auf Grund einer Gehaltsklage zu befassen, Der 


' Kläger befand sich als Ingenieur in den Diensten der beklagten 


Firma und hatte zum 28. Februar 1925 die Stellung bereits-ge- | 
kündigt. Am 11. Februar, mittags 121/, Uhr, sollte er als’ 
Zeuge in einem Gerichtstermin erscheinen. Er teilte dies am 
Terminstage um 10 Uhr vormittags dem Arbeitgeber mit und 
gab auf Befragen an, die Ladung erst am gleichen Tage er- | 
halten zu haben. Der Arbeitgeber belehrte ihn darüber, daß er 
einer derart verspäteten Vorladung nicht Folge zu leisten; 
brauche, daß er aber zur Terminsstunde sich bei Gericht ent-' 
schuldigen möge, um 12 Uhr jedoch an der in der Nähe des 
Gerichts befindlichen Arbeitsstelle dringend benötigt würde. 

Der Kläger erschien aber efst um 3 Uhr im Büro, weil er 

doch im Termin als Zeuge aufgetreten war. Sein Chef stellte 
ihn darüber zur Rede und verlangte die gerichtliche Ladung zu 
sehen. Als sich dabei nun aufklärte, daß es sich nicht um eine ° 
schriftliche Ladung aus der Gerichtsschreiberei, sondern un 
eine der Partei vom Gericht aufgegebene und ihm 
durch den betreffenden Kollegen am Abend des vorhergehen- 
den Tages bekanntgemachte Ladung handelte, wurde er frist- 
los entlassen. Der Kläger machte im Termin geltend, daß er 
in Anbetracht der seinem Kollegen vom Gericht aufgegebenen 
Ladung nicht das Bewußtsein gehabt habe, den Dienst unbefugt 
verlassen zu haben, sondern daß er des Glaubens gewesen sei, 
in Erfüllung einer staatsbürgerlichen Pflicht so und nicht anders 
handeln zu dürfen. Das Gewerbegericht hielt trotzdem die 
fristlose Entlassung für berechtigt und wies die Klage auf Fort- 
zahlung des Gehalts bis zum Ablauf der Kündigungsfrist mit 
folgender Begründung ab: 

„Die Berechtigung zur fristlosen Entlassung hängt von der Würdi- 
gung ‘des Gesamtverhaltens des Klägers ab. Das Gericht ist zu der 
Ueberzeugung gelangt, daß es dem Beklagten nach den Umständen des 
Falles nicht zugemutet werden kann, das Dienstverhältnis mit dem 
Kläger fortzusetzen, daß also ein wichtiger, die fristlose Aufhebung des 
Dienstverhältnisses rechtfertigender Grund vorliegt ($ 133b Gew.-O.). ° 

Selbst wenn Kläger als Ingenieur, d. h. als Mann einer höheren " 
Bildungsstufe, geglaubt haben sollte, auf Verlangen eines Bekannten 
vor Gericht erscheinen zu müssen, so mußte sein guter Glaube von da 
ab mindestens erschüttert sein, als ilım Beklagter erklärte, er brauche 
einer verspäteten Einladung nicht Folge zu leisten. Alle Bedenken 
mußten ihm aber schwinden, als Beklagter ihm den Weg zeigte, wie 
er aus einem etwaigen Gewissenskonflikt herauskam. Statt aber nach 
Anweisung des Beklagten sich vor Gericht mit der Dringlichkeit seiner 
Arbeit zu entschuldigen, wartete er stundenlang auf die Erledigung der 
Streitsache seines Bekannten und kam nicht zur Arbeitsstätte, auf der er 
— wie er wußte — dringend erwartet wurde. Sein Verhalten wird be- 
sonders gekennzeichnet dadurch, daß er seinem Arbeitgeber gegenüber 
sich unwahr verhielt. Er verschwieg ihm, daß er gar nicht gerichtlich - 
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geladen war und: gab fälschlich an, erst am Terminstage selbst die 
»|Vorladung. erhalten zu haben. Hierin liegt zugleich ein Mißbrauch des 
Jin ihn. gesetzten Vertrauens, wodurch der Kläger gemäß $ 133c, Ziffer 2 

bereits Grund zur fristlosen Entlassung gegeben hat. Nach alledem 
Jentfällt der Klageanspruch.“ 


Hr. Wir haben in Nr. 3, S. 11 des laufenden Jahrganges unserer 
Beilage ein Urteil. des Landgerichts Dortmund veröffentlicht, 
das als Berufungsgericht in einer fast gleichliegenden Rechts- 
frage die fristlose Entlassung für unberechtigt erklärt hat. 

4Wir empfehlen, die beiden Begründungen einander gegenüber- 

Jzuhalten. Man wird zugeben müssen, daß der Dortmunder 

Richter. wesentlich mehr Lebenswärme in seine Erwägungen 
Jhineinfließen ließ, als der formale Kammervorsitzende des Ge- 

ÜAwerbegerichts Berlin, der anscheinend nur den starren Gesetzes- 
Iparagraphen gelten läßt. Also ungefähr das Gegenteil von 

‚Idem, was der Zweck der Sondergerichte und des unmittelbaren 
mündlichen Verfahrens zwischen den Parteien sein soll. 


Ganz abgesehen davon, daß sich die oben wiedergegebene 
Begründung geradezu wie ein Strafurteil liest, vermögen wir 
den in diesen Ausführungen niedergelegten Gedankengängen 
des Vorsitzenden der 9. Kammer des Gewerbegerichts Berlin 
nicht zu folgen. Auch wir hätten zunächst einmal den Arbeit- 
eber, selbst wenn er auf beruflichem Gebiet hervorragend 
üchtig sein sollte, auf dem Gebiete des Prozeßrechtes noch 
nicht als eine so maßgebende Autorität angesehen, daß wir uns 
durch seine Belehrung über die Unwirksamkeit verspäteter 
gerichtlicher Ladungen in unserem Respekt vor der Erfüllung 
Jstaatsbürgerlicher Pflichten hätten wankend machen lassen. 
“Nun wußte ja allerdings der Angestellte, daß es sich nicht um 
‚Jleine gerichtliche, sondern um die persönliche Ladung einen 
klagenden ‚Partei handelte. Daß er in der Erkenntnis, dem Ar- 
beitgeber gegenüber mit seinem Gesuch um Beurlaubung für 
JJeinige Stunden einen leichteren Stand zu haben, ungefragt sich 
nicht für verpflichtet hielt, über den Charakter und die Art 
‚Ider Zustellung seiner Ladung noch detaillierte Angaben zu 
machen, mag man mißbilligen. Daraus aber ein „un- 
wahres Verhalten“ dem Arbeitgeber gegenüber zu 
Imachen, wie es die Urteilsbegründung tut, erscheint uns doch 
als eine scharf einseitige, zum mindesten recht wirklichkeits- 
fremde Einstellung der ganzen Situation gegenüber, die wir bei 
einem Gewerberichter immerhin befremdiich finden. Daß der 
“Angestellte erst am Terminstage mit seinem Anliegen hervor- 
itrat und angab, die Ladung eben erst erhalten zu haben, mag 
‚lihn..vom Standpunkt des „Strafrichters‘‘ aus vielleicht „hin- 
Jreichend verdächtig‘ erscheinen lassen. Vom Vorsitzendeni 
Jleiner Gewerbegerichtskammer sollte man aber etwas mehr 
Iwohlwollendes Verstehen für einen derartigen „Mißbrauch des 
lin den Angestellten gesetzten Vertrauens‘‘ erwarten dürfen, um 
Iso mehr, als im Termin seibst festgestellt worden war, daß der 
| Kläger die Mitteilung, er werde als Zeuge gebraucht, erst tags 
vorher nach Dienstschluß erhalten hatte, praktisch also 
seinem Arbeitgeber sowieso erst am Terminstage davon ver- 
Ständigen konnte. Worin besteht denn dieser fürchterliche Ver- 
trauensmißbrauch? Etwa darin, daß der Angestellte in leicht- 
fertiger Weise das Büro geschwänzt hat oder gar stundenlang 
kneipen gegangen ist? Nein. Darin, daß er anstatt in das 
Terminszimmer-hineinzuplatzen, seine Entschuldigung an irgend 
wen, vielleicht an diesen Herrn Kammervorsitzenden hinzu- 
prusten und dann im 'Geschwindschritt aus dem Gerichtssaal, 
Richtung Arbeitsstelle, w'eder zu verschwinden, sich nun hübsch 
Jlartig auf dem Flur des Gerichts aufgestellt hat und den Aufruf 
der Sache, zu der er geladen war, abwartete. Dann allerdings, 
aber auch erst dann, hätte er versuchen können, seine 
Entschuldigung beim Vorsitzenden der betreffenden Kammer 
vorzubringen und ob ihm dieser dann nicht seibst geraten 
hätte, dazubleiben, da er nun doch schon mal hier sei, möchten 
wir sehr dahingestellt sein lassen. Oder wie stellt sich der 
Herr Vorsitzende der 9. Kammer den Verlauf der Sache sonst 
wor? Hätte er vielleicht den Gang einer anderen Termins- 
sache unterbrochen, um von irgendeinem plötzlich zur Tür 
Ihereingeschneiten fremden Menschen irgendeine Erklärung ent- 
Igegenzunehmen, die mit dem gerade zur Verhandlung stehen- 
Ben Fall auch nicht das mindeste zu tun hatte? Der praktische 
Und überhaupt mögliche Erfolg der Ausführung der 
vom Arbeitgeber erhaltenen Anweisung wäre also ein recht 
minimaler Gewinn an Arbeitszeit an diesem Tage gewesen 
mit der Aussicht, zu einem eigens anzuberaumenden Zeugen- 
termin nocheinmal und noch vielmehr Zeitver- 
lieren zu müssen. Die vom Arbeitgeber erhaltene An- 
Iweisung war also wirklich nicht der Weisheit letzter Schluß, 
nd es wirkt wie eine Verbeugung nach dieser Seite hin, wenn 
Sie in der Urteilsbegründung so ostentativ herausgestrichen 
wird. 
© Am Kaufmanns- und Gewerbegericht Berlin ist es üblich 
|= und wir halten dies für einen sehr guten Brauch -, daß 
in den Terminen, wenn auf Grund des Klagevorbringens und 
Dach Aktenlage mit der Notwendigkeit der Vernehmung von 
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Zeugen zu rechnen ist, den Parteien aufgegeben wird, der Be- 
schleunigung des Verfahrens und der Kostenerparnis wegen die 
Zeugen zum nächsten Termin gleich mitzubringen. Das An- 
suchen der Parteien an die zu stellenden Zeugen tritt also ge- 
wissermaßen an die Stelle der gerichtlichen Ladung. Wenn man 
diesen gerichtsbekannten und auch von dem Herrn Vorsitzen- 
den der 9. Kammer geübten Gebrauch in Betracht zieht, muß 
man sich wundern, wie er dann in der praktischen Befolgung 
dieses Gebrauchs ein so strafwürdiges Vergehen erblicken kann, 
das nur mit dem sofortigen Hinauswerfen des Angestellten aus 
seiner Stellung angemessen zu ahnden war. Wenn die Befol- 
gung gerichtsseitiger Anweisungen solche Konsequenzen nach . 
sich. ziehen kann, werden es sich die klagenden Angestellten 
künftig natürlich zweimal überlegen, ob sie ihre als Zeugen 
benötigten Kollegen in derartige Gefahren bringen dürfen. Den 
Nutzen hat sicherlich nicht der Angestellte und auch nicht das 
Gericht. Man sollte aber meinen, daß es noch eine andere 
Lösung gibt. 

Und dann zum Schluß die bescheidene Frage: Konnte in 
diesem Fall dem Arbeitgeber wirklich nicht mehr zugemutet 
werden, das ohnehin schon gekündigte Dienstverhältnis noch 
ganze 17 Tage fortzusetzen? 


Verfahren 


Einspruchsverfahren bei fristloser Entlassung *), 1. Jedes 
Arbeitsverhältnis kann von jedem Beteiligten ohne Frist 
aufgelöst werden, wenn eim „wichtiger Grund“ vorliegt (B.G.B. 
S 626). Was als wichtiger Grund anzusehen ist, wird nur 
für gewerbliche Arbeiter mit einer Kündigungsfrist von 
höchstens 14 Tagen in $ 123 G.O. abschließend bestimmt. Die 
in &8 133ce G.O. und in $ 71 H.G.B. für Betriebsbeamte und 
Handlungsgehilfen aufgezählten wichtigen Gründe sind nur 
Beispiele, die hauptsächlich und in der Regel eine fristlose 
Entlassung rechtfertigen, die aber weder immer dazu berech- 
tigen noch andere Gründe ausschließen. 


Wird ein Arbeitnehmer entlassen, ohne daß tatsächlich ein 
wichtiger Grund vorliegt, so ist die fristlose Kündigung un- 
wirksam, weil unberechtigt. Der Arbeitnehmer kann durch 
Widerspruch gegen die Entlassung bewirken, daß das Arbeits- 
verhältnis fortbesteht und er seinen Lohnanspruch behält, auch 
wenn der Arbeitgeber von seiner Arbeitskraft. keinen Gebrauch 
mehr macht (B.G.B. $ 615). 


Will der Arbeitnehmer staatliche Hilfe gegen den säumigen 
Arbeitgeber in Anspruch nehmen, so muß er Lohnklage er- 
heben und kann damit u. U. eine Klage auf Ersatz von weiterem 
Schaden verbinden. Für diese Klage ist für gewerbliche 
Arbeiter und Betriebsbeamte mit mäßigem Gehalte das Ge- 
werbegericht zuständig, für andere Arbeitnehmer das Kauf- 
mannsgericht oder das Amtsgericht, nicht dagegen das „Ar- 
beitsgericht‘‘, das über Kündigungseinspruch zu entscheiden hat. 

2. Aber in einer unberechtigten fristlosen Entlassung liegt 
zugleich in der Regel eine Kündigung zum nächsten zulässigen 
Termin. Denn die Gerichte erklären meist, daß derjenige, der 
seinen Arbeitnehmer sofort entlassen will, auch den Willen 


‚betätigt habe, ihn fristgerecht zu entlassen für den Fall, 


daß die fristlose Entlassung wegen Mangels eines ausreichen- 
den Grundes nicht zulässig sein sollte. 

Diese fristgemäße Kündigung bedarf zivilrechtlich keines 
besonderen Grundes, sie ist unbeschränkt zulässig. Gegen sie 
gibt es nur den sozialen Schutz des Einspruchsrechtes aus 
S 84 B.R.G. S 

3. Es liegen also in der fristlosen Entlassung zwei ver- 
schiedene Kündigungen mit zwei verschiedenen Abwehrmitteln. 
Gegen die fristlose Entlassung als solche gibt es nur den 
Schutz des Gerichtes; denn wenn sie zivilrechtlich berechtigt 
ist, wenn also ein wichtiger Grund vorhanden ist, dann ver- 
sagt der Schutz des B.R.G.; denn dann kann weder eine unbe- 
gründete und daher unbillige Härte noch einer der anderen 
in 8 84 genannten Einspruchsgründe vorliegen. Gegen die 
mitausgesprochene fristgemäße Kündigung gibt es nur das 
Einspruchsrecht; denn zivilrechtlich bedarf sie keiner Begrün- 

*) Anmerkung der Redaktion: Die in den vorstehenden Ausführun- 
gen behandelte Frage ist von uns bereits mehrfach erörtert worden. 
Wir verweisen auf die Nr. 37 des 2. Jahrganges der „D.T.Z.“ und auf 
die- Beilage „Recht und Rechtspraxis“ Nr. 2, Jahrgang 1922. Wenn 
wir dem. uns zur Verfügung gestellten Artikel nochmals Raum geben, 
so geschieht dies aus der Erwägung, daß inzwischen viele Mitglieder 
neu dem Bunde beigetreten sind, die ebenfalls Anspruch darauf er- 
heben können, über die in Kündigungs- und Entlassungsfällen einzu- 
leitenden Schritte sachgemäß unterrichtet zu sein. Außerdem zeigt die 
tägliche Erfahrung in der praktischen Rechtsschutztätigkeit, daß Be- 
lehrungen über die sachgemäße Wahrung der Einleitung von Streit- 
verfahren. nicht oft genug gegeben werden können. Wir möchten 
deshalb die Ausführungen des Verfassers unseren Mitgliedern und ins- 
besondere den Kollegen, denen als Mitglieder von Betriebsvertretungen 
die Wahrung der Interessen ihrer Kollegen übertragen ist, zu ganz be- 
sonderer Beachtung empfehlen. 
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dung und ist daher der Nachprüfung durch das Gericht ent- 
zogen!). 

»4 .Es sind also zwei verschiedene Verfahren gegen 
die fristlose Kündigung möglich: DieLohnklageundder 
Einspruch. Es empfiehlt sich, beide gleichzeitig in Gang 
zu setzen; denn 

a) der Einspruch ist an die kurze Frist von fünf Tagen 
(zur Anrufung des Gruppenrates) gebunden und verfällt, wenn 
zunächst der Ausgang einer Lohnklage abgewartet werden soll; 

b) das Arbeitsgericht kann zwar im Einspruchsverfahren 
über den Rechtsgrund der fristlosen Entlassung entscheiden, es 
kann aber keinen Lohn- oder Schadenersatzanspruch bewilligen, 
sondern nur für den Fall der nicht Weiterbeschäftigung eine 
Entschädigung nach $ 87 B.R.G. Da diese nach oben durch 
die Dauer der Beschäftigung im Betriebe begrenzt ist, so wird 
in der Regel die Tatsache einer Verletzung der Kündigungs- 
bedingungen nicht zur Erhöhung der Entschädigung führen. 

Wenn also der Entlassene sowohl den Lohn für die 
Kündigungsfrist, wie eine Entschädigung wegen 
Ablehnung der Weiterbeschäftigung haben will, so muß er 
beide Wege beschreiten. r 

5. Nach $ 85 B.R.G. kann der Einspruch gegen eine frist- 
lose Entlassung auch darauf gestützt werden, daß kein Grund 
dafür vorliegt. Wenn in einem solchen Falle ein gerichtliches 
Verfahren „ \Lohnklage) wegen unberechtigter Entlassung 
schwebt oder beabsichtigt ist, so muß das Arbeitsgericht nach 
S 86 Abs. 2 sein Verfahren bis zur Erledigung des ordentlichen 
Rechtsstreites aussetzen. Nachdem das Einspruchsverfahren von 
den Schlichtungsausschüssen auf die „Arbeitsgerichte“ über- 
gegangen ist, wird vielfach behauptet, daß eine Aussetzung 
des Verfahrens nicht mehr in Frage komme. Aber zu Unrecht; 
denn in vielen Fällen ist immer noch der Schlichtungsausschuß 
(als arbeitsrechtliche Kammer) zur Entscheidung des Eim- 
spruches berufen. Und auch wenn das für die Lohnklage zu- 
ständige Gewerbegericht zugleich als Arbeitsgericht für den 
Einspruch zuständig ist, bestehen zwischen den Verfahren so 
wesentliche Unterschiede, daß der $ 86 Abs. 2 noch als voll 
wirksam angesehen werden muß (vgl. die Entscheidung des 
Oberlandesgerichts Naumburg, Beschluß vom 22. August 1924, 
S: 31. 223/24). r 

Es empfiehlt sich daher, gegen eine unberechtigte frist- 
lose Entlassung stets sofort 

a) durch Anrufung des Gruppenrates das Einspruchsverfahren 
in Gang zu setzen, 

b) zugleich die Klage beim zuständigen Gerichte auf Fort- 
zahlung des Lohnes während der Kündigungsfrist zu er- 
heben, 

c) beim Arbeitsgericht Aussetzung des Verfahrens bis zur 
Erledigung der Lohnklage zu beantragen. 

6. Wird die Lohnklage vom Gerichte abgewiesen, so ist 
damit die Sache erledigt. Das Arbeitsgericht ist an das Urteil 
des ordentlichen Gerichtes (Gewerbegerichtes) gebunden. Wenn 
dieses die fristlose Entlassung ‚aus wichtigem Grunde als be- 
rechtigt anerkannt hat, so kann keiner der Gründe vorliegen, 
die nach $ 84 den Einspruch rechtfertigen. 

7. Wenn aber das Gericht der Lohnklage nachgibt und 
damit anerkennt, 
war, so entsteht die Frage, ob etwa eine damit stillschweigend 
auch ausgesprochene Kündigung zum nächsten ordentlichen 
Termine berechtigt ist. Darüber kann das mit der Lohnklage 
angegangene Gericht nicht entscheiden; denn die fristgemäße 
Kündigung ist zivilrechtlich immer zulässig, bedarf keines be- 
sonderen Grundes, kann deswegen auch vom Zivilgerichte 
nicht nachgeprüft werden. - 

Dagegen untersteht sie der Nachprüfung durch das soziale 
Gericht, das Arbeitsgericht. Deswegen nimmt nun das Ein- 
spruchsverfahren seinen Fortgang. Die Formvorschriften und 
Verfahrensvorschriften sind genau die gleichen wie bei einer 
Kündigung, die von vornherein fristgerecht und damit zivil- 
rechtlich wirksam ausgesprochen ist. 

8. Das Arbeitsgericht kann zu der Entscheidung kommen, 
daß zwar kein wichtiger Grund zur fristlosen Entlassung vor- 
liegt, wohl aber ein triftiger Grund zur ordnungsmäßigen Kün- 
digung. Dann muß der Einspruch als unberechtigt abgewiesen 
werden. An dem Urteil des anderen Gerichtes, das den Lohn 
für die Kündigungsfrist zugesprochen hatte, wird dadurch nichts 
geändert. 

9. Das Arbeitsgericht kann aber auch den Einspruch für 
berechtigt erklären, weil die Kündigung sich als politische oder 
gewerkschaftliche Maßregelung darstellt oder eine unbegründete 
und darum unbillige Härte enthält. In diesem Falle muß es 
den Arbeitgeber zur Weiterbeschäfligung verurteilen und zu- 


1). Alle Versuche, aus den Vorschriften des B.G.B. über Treu 
und Glauben und gute Sitte oder aus Art. 159 der Reichsverfassung 
die Unwirksamkeit gewisser Kündigungen zu begründen, sind praktisch 
ohne Wert. 


Verantwortlich: 





daß die fristlose Entlassung unbegründet ' 


A. Lenz, Berlin. — Industriebeamten-Verkg GmbH, 


E 
Lan 


gleich für den Fall, daß er sie ablehnt, eine Entschädigung 
estsetzen. Diese Entschädigung. bemißt sich nach der. Dauer 
der Beschäftigung und kann bis zu einem halben Jahreslohne 
steigen. Auf die vom anderen Gerichte zugesprochene Summe 
an Lohn oder Schadensersatz braucht dabei keine Rücksicht 
genommen zu werden. ° B 
Der zu Unrecht entlassene Arbeitnehmer kann also sowohl 

die Entschädigung aus $ 87 B.R.G, wie Lohn für "die Kün- 
ER RSUEN wie u. U. auch Schadensersatz nebeneinander er- 
alten. N 
10. Sehr zweifelhaft und bestritten ist, ob er dasselbe Er- 
gebnis erzielen kann, wenn er zunächst das Einspruchsver- 
tahren nach dem B.R.G. durchführt und erst nach dessen Be# 
endigung die Lohuklage anstrengt. Die herrschende Meinung 
geht dahin, daß mit der Entscheidung des Arbeitsgerichts‘ 
aus dem B.R.G. die Angelegenheit erledigt sei und die Ent’ 
schädigung nach 8 87 B.R.G. alles umfasse, was der Arbeit“ 
nehmer zu beanspruchen habe. Auf diese Streitfrage brauch® 
nicht des näheren eingegangen zu werden; denn die Arbeitnehmer 
haben es in der Hand ihr auszuweichen, indem sie beide VerS 
fahren gleichzeitig in Gang«setzen und zunächst die Lohnklage! 
durchführen. 2 
11. Alles Vorstehende bezieht sich nur auf die fristlos 
Entlassung aus wichtigem Grunde. Wenn durch Tarifvertrag? 
oder Arbeitsordnung oder auch durch Einzelvertrag jede Kün- 
digungsfrist ausgeschlossen ist und num der Arbeitgeber die 
ordnungsmäßige unbefristete Kündigung ausspricht, zu der es 
keines besonderen wichtigen Grundes bedarf, so trifft das’ 
Vorstehende nicht zu, sondern die Kündigung ist zivilrecht- 
lich wirksam und unterliegt nur dem Einspruchsverfahren. | 

Dr. Heinz Potthoftf. 


i 
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Neue Gesetze 


Rentenzusatzsteigerung in der Angestelltenversicherung, 
Durch Gesetz vom 23. März 1925 (Reichsgesetzblatt Teil 
Seite 28) hat 8 56 des Angestelltenversicherungsgesetzes eine 
Aenderung erfahren. Zu dem Ruhegeld von jährlich 360 R.-M? 
und Steigerungsbetrag von 10 vom Hundert der seit 1. Janua 
1924 gültig entrichteten Beiträge tritt eine weitere jährliche 
Zusatzrente, die für jeden in der Zeit vom 1. Januar 1913 big 
31. Juli 1921 entrichteten Beitrag in der Gehaltsklasse F IR.-M, 
Gehaltsklasse G 2 R.-M., Gehaltsklasse H 3 R.-M. und Gehalts= 
klasse I 4 R.-M: beträgt. / 3 

Hat also ein Angesteliter vom 1. Januar 1913 bis 31. Jule 
1921 Beiträge in der Gehaltsklasse G und vom 1. Januar 1924 
bis 31. März 1925 in der Gehaltsklasse E entrichtet, so würde 
ihm folgende Rente zustehen: 

1. Ruhegeld jährlich” Fa, 7, RE a 
2. Steigerungssatz aus Gehaltsklasse E 15x12 
= 180 R.-M, davon 10%. . 5% 13 R.-M 

3. Zusatzsteigerungsrente 103xX2 206 R.-M. 
jährlich 584 R.-M2 

Die Zusatzsteigerungsrente wird rückwirkend ab 1. Januar 1924 
gezahlt. Eines Antrages bedarf es nicht. Sie wird von Amis 
wegen festgesetzt. Ein Rechtsmittel gegen diese Festsetzung‘ 
findet nicht statt. - 

Halbversicherte oder Versicherte, die innerhalb eines Mo- 
nats bei mehreren Arbeitgebern tätig waren, haben Anspruch‘ 


auf die Zusatzsteigerungsrente nur, wenn der tatsächlich ent 
richtete Beitrag mindestens 13,20 Mark betragen hat.  G. Kr. 


Bücherschau 


Schreier: Kontrolle und Revision. Grundriß, Revisions- 
geschäft. Leit- und Erfahrungssätze. Instruktions-, Dienst- und Arbeits 
anweisung. Kontrollrecht. Bücherrevisoren-Ausbildung. Prüfung. Beeidi- 
gung. Vertragsverhältnis. Haftung. Honorar. Verbandswesen. Biblio- 
graphisches. VIII und 344 Seiten. Selbstverlag Schreier, Hamburg, Hohe 
Bleichen 15. Preis broschiert 10,— Mark, gebunden 12,— Mark. h 

Wie der Verfasser im Vorwort selbst sagt, hat das Fehlen einer wirk 
lich instruktiv und wirksam gehaltenen Darstellung des  Revisions-) 
geschäftes ihn veranlaßt, seine langjährigen und vielseitigen wirtschaft“ 
lichen Erfahrungen und Forschungen auf diesem Gebiete zusammenzu 
stellen. Es gehört zweifellos eine: größere Vertrautheit mit dem be 
handelten Stoffgebiet dazu, als sie gemeinhin dem Techniker möglich” 
sein wird, um ein Werturteil über die hier vorliegende Art seiner Be- 
handlung und die Gründlichkeit seiner Ausschöpfung abgeben zu können 
Aber auch wir haben nach Durchsicht des Buches den Eindruck ge- 
wonnen, daß hier nicht nur eine sehr reichhaltige, sondern auch eine von 
Sachkunde und kluger Beobachtung beherrschte Erfahrung ihren Nieder* 
schlag gefunden hat. Wenn wir lediglich unseren Leserkreis im Auge 
behalten, so möchten wir sagen, daß das Buch sowohl, den Kollegen in 
verantwortlichen und leitenden Stellungen privater und öffentlicher Unter- 
nehmungen ein guter Berater, als auch insbesondere den Aufsichtsrats-, 
Vorstandsmitgliedern und Geschäftsführern genossenschaftlicher Betriebe 
ein sicherer- Führer für eine einwandfreie Wirtschafts- und Betrieb 
führung sein wird. Auch. Betriebsrats- und Betriebsausschußmitglieder: 
werden es mit Nutzen für eine wirksame Ausübung des ihnen aus de 
SS 71 und 72 B.R.G. und aus dem Gesetz über die Betriebsbilanz vom 


5. Februar 1921 zustehenden Kontrollrechtes - lesen. 
Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, 


“ 


n 
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Entscheidungen 


Die Nachwirkung von Tarifverträgen, Die Abneigung der 
Arbeitgeber gegen den Abschluß von Tarifverträgen rückt die 
Frage, wie sich die Rechtslage nach Ablauf eines Tarifver- 
trages gestaltet, neuerdings in den Vordergrund. Die Arbeit- 
geber bejahen die Nachwirkung dann, wenn es sich beispiels- 
weise um die Erhaltung eines Ueberarbeitszeitabkommens han- 
delt, das ihnen die Möglichkeit gab, 9 und 10 Stunden arbeiten 
zu lassen; sie verneinen die Nachwirkung dagegen, wenn ihnen, 
durch diese irgendwelche materielle Verpflichtungen aufer- 
legt werden. Sie betonen im letzteren Falle insbesondere die 
Gefahr, welche angeblich der deutschen Wirtschaft drohe, wenn 


sie zur Einhaltung früher geschlossener Verträge angehalten 


werden, Bedauerlicherweise finden sie dabei teilweise die Un- 
terstützung der ordentlichen Gerichte, die sich nicht scheuen, 
in ein und derselben Angelegenheit entgegengesetzte Urteile zu 
fällen. 


Ein besonders krasses Beispiel dieser Art bietet eine Klage, 
die vor dem Gewerbegericht und in der Berufung vor dem 
Landgericht in Nürnberg vom Butab durchgefochten wurde. Da 
diese Klage nicht nur sehr lehrreich ist, wie sich Gerichte und 
Gutachter umstellen können, sondern auch dafür, welcher Mittel 
sich die Arbeitgeber bedienen, wenn es gilt, eine ihnen lästige 
Bestimmung zu beseitigen, sei die Angelegenheit in folgendem 


| ausführlich behandelt. 


Der Sachverhalt war kurz folgender: 
Am 17. November 1921 wurde zwischen dem Nürnberg- 


| Fürther-Arbeitgeberkartell (N.F.A.K.) und den Angestelltenge- 





werkschaften ein Tarifvertrag abgeschlossen, dessen $ 8 folgen- 


| den Wortlaut hatte: 


„In der ersten Hälfte des Dezember wird an die Angestellten, welche 
mindestens seit 1. Januar im Geschäfte sind und sich am 1. Dezember 
noch in Stellung befinden, zwei Drittel des gesamten Monatsbezuges vom 
Dezember ausbezahlt; verheiratete männliche Angestellte und die diesen 
gleichstehenden Angestellten erhalten den gesamten Betrag des Monats- 
bezuges (Gehalt zuzüglich Familienzulage). 

Die Angestellten, die erst nach dem 1. Januar eingetreten oder die 
künftig vor dem 1. Dezember ausgeschieden sind, erhalten die ent- 
sprechende Quote.“ 

Dieser Tarifvertrag wurde vom N.F.A.K. zum 31. Dezember 
1922 gekündigt. Ein Neuabschluß im Wege einer freien Ver- 
einbarung scheiterte, weil das N.F.A.K. eine Reihe von Ver- 
schlechterungen einführen wollte. Ein mit der Angelegenheit 
befaßtes Schiedsgericht legte am 3. und 4. Januar 1923 durch 
Schiedsspruch einen neuen Tarifvertrag fest. Bezüglich des bis- 
herigen 8 8 wurde folgender Beschluß gefaßt: 

„Ueber die Gewährung einer Jahreszuwendung ($ 8 des früheren Ge- 
haltsmantels) kam ein Schiedsspruch nicht zustande.“ 

Die Angestellten lehnten den Schiedsspruch ab; die Ar- 
beitgeber nahmen ihn an und beantragten Verbindlicherklärung. 


| Die Verbindlicherklärung wurde am 28. Februar 1923 mit fol- 


gendem Schriftsatz ausgesprochen: 

„Der am 3. und 4. Januar 1923 beim Landeseinigungsamt, Zweig- 
stelle Nürnberg, in Sachen N.F.A,K, gegen die Angestelltenverbände, 
wegen Abschluß eines Gehaltsmantels für die Angestellten im Tarifvertrag 
des Nürnberg-Fürther-Arbeitgeberkartells ergangene Schiedsspruch wird 
verbindlich erklärt. 

Dabei wird ausdrücklich festgestellt, daß eine Entscheidung über die 
Jahreszuwendung ($ 8 des am 31. Dezember 1922 außer Kraft getretenen 
Gehaitsabkommens) dadurch nicht getroffen wird.“ 

Sowohl aus dem Wortlaut des Schiedsspruches als auch 
aus der Verbindlicherklärung ergibt sich einwandfrei, daß die 
Frage der Jahreszuwendung offengeblieben war und lediglich 
die übrigen Bestimmungen des bisherigen Manteltarifvertrages 
durch einen Schiedsspruch neu geregelt wurden. Es erhob sich 
nun die Streitfrage, ob bei dieser Sachlage diejenigen An- 
gestellten, welche bereits unter der Herrschaft des alten Tarif- 
vertrages in einem der dem N.F.A.K. angeschlossenen Betriebe 
beschäftigt waren, auch weiterhin einen Rechtsanspruch auf 
ahreszuwendung hatfen oder nicht. Ausschlaggebend für die 

jahung des Rechtsanspruches ist das Vorhandensein einer ge- 


| setzlichen Grundlage, welche die Bestimmungen des Tarifver- 





Erscheint mit Nr. 31 der D.T.Z. 





Berlin, 31. Juli 1925 


trages zum Gegenstand eines Rechtsgeschäftes zwischen den 
Parteien des Arbeitsvertrages macht. Ist diese Grundlage vor- 
handen, dann kann eine Abänderung nur im Wege einer gegen- 
seitigen Vereinbarung oder durch Kündigung des Arbeitsver- 
hältnisses gemäß den gesetzlichen Bestimmungen und Abschluß 
eines neuen Arbeitsvertrages unter Ausschluß der strittigen 
Punkte erfolgen. Als einschlägige gesetzliche Verordnung 
kommt $ 1 der Verordnung über Tarifverträge vom 23. De- 
zember 1918 in Frage. & 1 lautet: 

„Sind die. Bedingungen für den Abschluß von Arbeitsverträgen zwi- 
schen Vereinigungen von Arbeitnehmern und einzelnen Arbeitgebern oder 
Vereinigungen von Arbeitgebern durch schriftlichen Vertrag geregelt (Ta- 
riivertrag), so sind Arbeitsverträge zwischen den beteiligten Personen 
insoweit unwirksam, als sie von der tariflichen Regelung abweichen. 
Abweichende Vereinbarungen sind jedoch wirksam, soweit sie im Tarif- 
vertrage grundsätzlich zugelassen sind oder soweit sie eine Aenderung 
der Arbeitsbedingungen zugunsten der Arbeitnehmer enthalten und im 
Tarifvertrag nicht ausdrücklich ausgeschlossen sind. An die Steile unwirk- 
samer Vereinbarungen treten die Bestimmungen des Tarifvertrages.“ 

Diese Fassung besagt, daß alle bei Abschluß eines Tarifver- 
trages bestehenden Arbeitsverträge automatisch den Inhalt des 
Tarifvertrages aufnehmen, soweit dieser für den Arbeitnehmer 
gleich oder günstiger ist, als der Inhalt des bisherigen Arbeits- 
vertrages; Abänderungen sind nur zulässig, soweit sie ausdrück- 
lich vereinbart sind. Mit anderen Worten: Die Bestimmungen 
des Tarifvertrages bilden den Inhalt des Einzelarbeitsvertrages; 
für den Arbeitnehmer günstigere Bestimmungen des Arbeits- 
vertrages aus der Zeit vor dem Abschluß eines Tarifvertrages 
wirken neben dem Tarifvertrag weiter, sofern sie nicht im 
Tarifvertrag ausdrücklich ausgeschlossen sind. 

Daraus folgt für den besonderen Fall der Jahreszuwendung, 
daß diese seit dem 17. November 1921 Bestandteil des Einzel- 
arbeitsvertrages war und bei Abschluß eines neuen Tarifver- 
trages nur durch eine Vereinbarung der Tarifvertragskontra- 
henten (ersetzbar durch den entsprechenden Spruch eines 
Schiedsgerichtes) oder durch Kündigung des Einzelarbeitsver- 
trages und Neuabschluß, ohne die Bestimmung der Jahreszu- 
wendung, beseitigt werden konnte. 

Keiner dieser beiden Wege ist beschritten worden, so daß 
also die vor dem 1. Januar 1923 bei einer Verbandsfirma be- 
schäftigten Angestellten auf Grund ihres Arbeitsvertrages An- 
spruch auf die Jahreszuwendung hatten, und zwar so lange, 
bis eine rechtsgültig abändernde Vereinbarung getroffen wurde. 

Das N.F.A.K. vertrat den Standpunkt, daß der Schieds- 
spruch vom 3, und 4. Januar 1923 den Tarifvertrag vom 17. No- 
vember 1921 lückenlos ersetzt habe und deshalb für die Jahres- 
zuwendung kein Raum mehr sei. 

Diese Auffassung wird zwar durch den Schiedsspruch se!bst 
und vor allen Dingen durch die Verbindlicherklärung desselben 
zwingend widerlegt, führte aber doch dazu, daß die Auszahlung 
der Jahreszuwendung im Jahre 1923 verweigert wurde und die 
endgültige Entscheidung auf dem Rechtswege gesucht werden 
mußte. 

In einer dem Gewerbegericht Nürnberg eingereichten Klage 
wurde der Rechtsanspruch eingehend begründet und außerdem 
wurde je ein Gutachten von Dr. Friediänder (Berlin), Pıof. Dr. 
Kaskel von der Universität Berlin und Prof. Dr. Erdel (Mann- 
heim) beigefügt. Alle drei Gutachter kommen nach eingehen- 
der Erörterung der Rechtsgrundlage unabhängig voneinander 
zu dem übereinstimmenden Ergebnis, daß dem Kläger auf 
Grund der aus dem früheren Tarifvertrag in den Einzelarbeits- 
vertrag übergegangenen und darin fortwirkenden Bestimmung 
ein Anspruch auf die Jahreszuwendung zustehe. Die Beklagte 
vertrat die Theorie des lückenlosen Ersatzes des gekündigten 
Tarifvertrages durch den Schiedsspruch und beantragte Klage- 
abweisung. 

Durch Urteil des Gewerbegerichtes Nürnberg vom 20. März 
1924 wurde die Klage abgewiesen. In den Entscheidungsgrün- 
den sind eine ganze Reihe von Widersprüchen enthalten. So 
wird beispielsweise festgestellt, daß man der Erdelschen Theorie 
über die Nachwirkung von Tarifverträgen zwar zustimmen 
könne und daß das Schiedsgericht sich weder für die Auf 
hebung, noch für die Fortdauer der Jahreszuwendung ent- 
schieden hab (daß also offenbar eine Lücke im Schiedsspruch 





nn en nn 


ne 


ee 
= en A 





u Zah 





\ 


113 
hir 
7 
IET 
W 
141 





- 
EEE 


Br 
N er re eu: 
R 
=T en = 


EWR WB ELITE, r Fr. 
ER 
RW 


u 
a 


m 
Ya 
= 
N 
He) 
Ei 
} 
Er 
Bi 
h: 
Bi 


ni 
Ki 


Kae 


Fe 


.beitge 


30 RECHT UND RECHTSPRAXIS 1925 





vorhanden sei); an anderer Stelle wird die Meinung  ausge- 
sprochen, daß trotzdem der Schiedsspruch den alten Tarit- 
vertrag lückenlos ersetzt hat. Die aus $ 1 der Tarifverordnung: 
sich zwingend ergebende. und auch ausgesprochene Rechts- 
wirkung, daß durch einen Tarifvertrag bestehende Arbeitsver- 
träge mangels besonderer Vereinbarung nur zugunsten der Ar- 
beitnehmer abgändert werden dürfen, wird vollständig ignoriert, 
wie überhaupt die ganze Begründung ein tieferes Eindringen in 
das moderne Arbeitsrecht vermissen - läßt. 

Gegen das Urteil des Gewerbegerichtes wurde Berufung 
eingelegt und im Anschluß daran setzte ein erbitterter Rechts- 
streit ein, der von seiten der Arbeitgeber mit allen Mitteln 
prozessualer Verschleppungstaktik geführt wurde. Im ersten 
Termin wurde behauptet, daß die Zustellung der Berufungsbe- 
gründung erst kurz vor dem Termin erfolgt sei, obwohl der 


Vertreter der Beklagten in einem Schriftsatz acht Tage vor dem 


Termin bereits auf die Berufungsbegründung Bezug genommen 
hatte. Ein Vertagungsantrag folgte dem andern und die Schrift- 
sätze und Gutachten wurden entweder ganz kurz vor oder im 
Termin selbst überreicht und dadurch die Entscheidung hinaus- 
geschoben. Nebenbei erschienen in allen maßgebenden Ar- 
beitgeberzeitungen, in juristischen Zeitschriften usw., Artikel, 
in welchen von Arbeitgeber-Syndici oder von Persönlichkeiten, 
welche der beklagten Firma Gutachten erstattet hatten, die 
Frage der Nachwirkung im Sinne der Arbeitgeber begründet 
wurde.’ Als letzten Endes das Gericht den Vertagungsanträgen 
nicht mehr stattgab, erklärte der Vertreter der Beklagten, daß 
er dann nicht mehr auftrete. Durch ein daraufhin erwirktes 
Versäumnisurteil wurde die Firma zur Zahlung der Jahreszw- 
wendung verpflichtet. In ausführlicher Begründung vertrat das 
Gericht den Standpunkt der Nachwirkungstheorie und wies 
ausdrücklich auf die Widersprüche in den Entscheidungsgründen 
des erstinstanziellen Urteils hin. Wörtlich wird ausgeführt: 

„Das festgestellte Sachverhältnis widerspricht nicht den Behauptun- 
gen des Klägers. Die rechtlichen Folgerungen, die indessen der Erst- 
sichter aus ae Sachverhältnis gezogen hat, gehen fehl. Er hat die 
Klage abgewiesen, indem er sich auf den Standpunkt stellte, daß wohl 
der Schiedsspruch vom 3. und 4. Januar 1923 über die Weihnachtsgrati- 
fikation keine Entscheidung enthielt, daß aber, da der Kollektivvertrag 
vom Jahre 1922 durch die. Arbeitgeberseite gekündigt worden war und 
der Kollektivvertrag vom Jahre 1923 keine Bestimmung über die Weih- 
nachtsgratifikation enthielt, damit die Frage des Rechtsanspruches auf 
eine Weihnachtsgratifikation als solche aus der Welt geschaffen sei und 
dem Kläger ein Rechtsanspruch auf diese Jahreszuwendung nicht mehr 
zustehe. Dieser Rechtsauffassung kann nicht beigetreten werden. Lrst- 
sichter räumt ja selbst ein, daß in dem Schiedsspruch über die Jahres- 
zuwendung, die ja gerade der hauptsächliche Grund zur Kündigung des 
Aröadetanlvertrages für die Arbeitgeberseite war, unzulässizerweise eine 
Entscheidung nicht getroffen wurde. Daraus geht hervor, daß die Frage, 
ob den Arbeitnehmern noch eine Jahreszuwendung zu gewähren sei, in 
Schwebe geblieben ist. Der alte Tarifvertrag stellt einen beiderseitigen 
Vertrag dar, und dieser Vertrag kann, insoweit noch die Jahreszuwen- 
dung in Frage kommt, nur mit beiderseitigem Willen der beiden Parteien 
geregelt werden. Das ist aber nicht der Fall gewesen; insofern mußte 
also der alte Tarifvertrag hinsichtlich der Jahreszuwendung noch weiter 
wirken, und zwar in den ihm zur Zeit seiner Gültigkeit unterworfen ge- 
wesenen Einzelarbeitsverträgen, die automatisch seine Bestimmungen auf- 
genommen haben.“ 

Der hier vertretene Standpunkt deckt sich mit der arbeits- 
rechtlichen Literatur und mit dem Standpunkt aller jener Ar- 
beitsrechtler, die sich mit der Frage der Nachwirkung bereits 
vor Anhängigmachung dieses Prozesses beschäftigt haben. 

Gegen das Versäumnisurteil wurde, wie nicht anders zu 
erwarten war, Einspruch eingelegt und das Gericht in der 
Folge mit Beweisanträgen und Gutachten geradezu bombardiert. 
Insbesondere wurde die Vernehmung der Vorsitzenden des 
Schiedsgerichtes vom 3. und 4. Januar 1923 verlangt, die aus- 
sagen sollten, daß das Schiedsgericht der Auffassung gewesen 
En die Jahreszuwendung sei durch den Schiedsspruch aufge- 
ıoben. 

Nun ist an sich die Auslegung eines Tarifvertrages unab- 
hängig von dem Willen derer, die ihn geschaffen haben. Der 
[Tarifvertrag ist unbestrittenermaßen eine Rechtsquelle und steht 
als solche einem Gesetz in bezug auf die Interpretation seiner 
Bestimmungen gleich. Es wird keinem Gericht jemals ein» 
fallen, bei irgendeinem Reichstagsabgeordneten, der das Gesetz 
mit beschlossen hat, sich etwa über die Auslegung irgendeines 
Paragraphen des B.G.B. zu informieren. Das Gericht ist viel- 
mehr verpflichtet, das Gesetz nach eigenem, pflichtgemäßem 
Ermessen auszulegen. Genau so verhält €s sich mit dem Tarif- 
vertrag. 

Trotz dieser Sachlage ordnete das Gericht die Zeugenver- 
nehmung an. Die Zeugenaussagen bestätigten in allen Punkten 
klie Behauptung des Klägers, daß mit dem Schiedsspruch keiner- 
fe} Regelung der Jahreszuwendung oder gar eine Abschaffung 
derselben bezweckt werden sollte. Ja, einer der Vorsitzenden 
agte aus, daß die Angestellten auf Grund des Schiedsspruches 
im allerungünstigsten Falle einen Anspruch bis zum nächsten 
re haben würden, nämlich dann, wenn die Ar- 

er zum Zweck der Abschaffung der Jahreszuwendung 
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die einzelnen Arbeitsverträge zum nächstzulässigen Kündigungs-" 
termin kündigen würden. le vet 
Die von der Beklagten eingereichten Gutachten bewegten 
sich zum Teil in Widersprüchen; teilweise sind sie als juristische" 
Grundlage überhaupt nicht verwendbar, wie beispielsweise ein 
von Dr. Meissinger erstattetes, das den Wegfall der Jahres-" 
zuwendung nicht so sehr durch rechtstheoretische Beweis- 
führungen begründet wissen will, sondern durch. wirtschaft-" 
liche Erwägungen. ‚Eine derartige Interpretation des Arbeits-" 
rechtes würde für die Rechtsprechung der Zukunft sehr nette” 
Perspektiven eröffnen. Man stelle sich nur einmal vor, wohin 
es führen müßte, wenn die wirtschaftliche Konjunktur für die’ 
Auslegung des Arbeitsrechtes maßgebend werden würde. Im” 
übrigen gibt sowohl Dr. -Meissinger, als auch ein anderer Gut= 
achter, Prof. Dr. Oertmann (Göttingen), zu, daß sie früher den? 
Standpunkt der Nachwirkung abgelaufener Tarifverträge ver” 
treten haben. Im Gutachten selbst aber vertreten beide den 
entgegengesetzten Standpunkt. Das Gutachten von Dr. Meissin- 
ger wurde zwar, weil Dr. Meissinger Syndikus der Vereini-’ 
gung ‚Deutscher Arbeitgeberverbände ist und als solcher be-’ 
rufsmäßig die Interessen der Arbeitgeber zu vertreten hat, auf 
Einspruch des Klägers zurückgewiesen; immerhin befinden sich 
in der Begründung des Endurteiles einige Stellen, die sinngemäß” 
eine ziemlich genaue Wiedergabe der Ausführungen Meissingers‘ 
darstellen. en ı 
Um einigermaßen ein Bild über den Umfang dieses Pro= 
zesses zu gewinnen, sei beiläufig festgestellt, daß Gutachten 
erstattet wurden von Dr. Friedländer (Berlin)), Prof. Dr. Erdel? 
REN Prof. Dr. Kaskel (Berlin), Prof. Dr. Sinzheimer‘ 
Frankfurt), Dr. Meissinger (Berlin), Dr. Nikisch (Dresden), 
Prof. Titze (Berlin), Prof. Dr. Oertmann (Göppingen), Prof 
Dr. Göppert (Bonn). Außerdem lag ein Gutachten des Obersten 
Gerichtshofes in Wien in einer analogen Sache vor. Die ersten‘ 
vier Gutachter sowie. das Gutachten des Obersten Gerichts- 
hofes in Wien stützen den Standpunkt des Klägers, die letzten‘ 
fünf Gutachter verneinen den Anspruch. 1 
Ferner lag an Literatur vor: 
Potthoff, Arbeitsrecht 1924; Herschel, . Arbeitsrecht 192457 
Grünberg, Arbeitsrecht 1924; Herschel, Neue Zeitschrift für’ 
Arbeitsrecht 1924; Kaskel, Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht 192455 
Erdel, Schlichtungswesen, 7. Jahrg. Nr. 3; Sitzler, Tarifvertrags= 
recht; Hueck, Tarifrecht; Pick und 'Weigert, Praxis des Är« 
beitsrechtes 1925; Nipperdey, Beiträge zum Arbeitsrecht, Juri- 
stische Wochenschrift 1924, Heft 15; sämtliche im Sinne der! 
Nachwirkung und Vanselow, Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht! 
1924; Nikisch, Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht; Hardt, - Neue‘ 
Zeitschrift für Arbeitsrecht 1925; Erdmann, Die Rechtslage nach! 
Ablauf ’des Tarifvertrages; letztere im Sinne der Verneinung der’ 
Nachwirkung. E- 
Die Veröffentlichungen der letzteren waren veranlaßt durch? 
den Prozeß, und die Arbeit von Erdmann wurde direkt im Auf= 
trage der Vereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände verfaßt. 
Trotz dieses sehr reichhaltigen Materials machte das Ge 
richt im letzten Termin den Vorschlag, wegen der außerordent= 
lich weitgehenden wirtschaftlichen Tragweite des Urs 
teils zuvor noch ein — Obergutachten einzuholen. Aus dieser’ 
letzten Stellungnahme des Gerichts scheint hervorzugehen, daß’ 
es dem Vorbringen der Arbeitgeber, ein obsiegendes Urteil 
würde wegen der prinzipiellen Bedeutung für etwa 22000 An= 
gestellte eine schwere Schädigung der bayerischen Wirtschaft! 
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darstellen, nicht ganz unempfindlich gegenüberstand. a | 
der Vorschlag, ein Obergutachten einzuholen, durch den Kläger’ 
abgelehnt wurde, fällte das Gericht am 24. Juni 1925 folgen es 


Endurteil: 


I. Das Versäumnisurteil des Landesgerichtes Nürnberg‘ 
vom 24. September 1924 wird aufgehoben. % 
II. Die Berufung gegen das Endurteil des Gewerbege- 
richts Nürnberg vom 17. März 1924 wird zurückgewiesen 


Dieses Urteil ist von dem gleichen Gericht gefällt worden, 
welches das Versäumnisurteil erlassen hatte. Man findet, wen 
man das Urteil objektiv betrachtet, keine Erklärung für die! 
sich völlig widersprechende Ansicht des Gerichtes. Die Unhalt- 
barkeit des Urteils tritt am sinnfälligsten in die Erscheinung” 
wenn man sich die Begründung etwas näher anschaut. Dort 
wird ausgeführt: ? 

„Der $ 1: der Tarifvertragsverordnung vom 23. Dezember 1918° 
statuiert die sog. unmittelbare und anabdingbare Wirkung des Tarif«’ 
vertrages gegenüber den einzelnen Einzelarbeitsverträgen, seine Bestim-' 
mungen gehen automatisch ohne ausdrückliche oder stillschweigende Ver- 
einbarung in den Einzelarbeitsvertrag über, es wird somit der Inhalt ‚des 
normativen Teils des Tarifvertrages Bestandteil des Einzelarbeitsver- 
trages. Nach der heute herrschenden Verbandstheorie, wonach die Wirkun=‘ 
gen des Tarifvertrages gegenüber den  Einzelarbeitsverträgen zwischen 
den Beteiligten nicht Wirkungen schuldrechtlicher Natur sind, schafft def’ 
Wille der Einzelvertragsparteien für das Inkrafttreten der Tarifnormen .die 
tatsächlichen Voraussetzungen, der Wille der Tarifparteien nur den. rein’ 
tatbestandmäßigen Inhalt. Die Tarifsatzung hat gesetzesartige Wirkung 
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"Zweifelsfrei ist. der Wille der Tarifparteien der, durch die: Kollektiv- 
vereinbarung den _ Einzelarbeitsvertrag inhaltich maßgebend: zu  beein- 
Hlussen. und dein Koliektivwillen zu unterwerfen, Aus dem Willen und 
dem.. Zweck des Tarıfvertrages folgt aber, daß die Tariiparteien nur ein 
Interesse daran haben, den Inhalt des Einzelarbeitsvertrages solange zu be- 
einflussen, als der Kollektivwille der Tarifparteien in Gestalt eines rechts- 
gültig vorlandenen Tarifvertrages ausgedrückt ist. Nach dieser tat- 
sächlichen Bedeutung ‘des Tarifvertrages und des in ihm zum: Ausdruck 
gebrachten Kollektivwillens muß aber, da die Grundsätze des Zivilrechtes 
auch für die Auslegung. des Tarifvertrages maßgebend sind, nach Treu 
und. Glauben, insbesondere auch nach der Verkehrssitte we B.G.B.) 
angenommen werden, daß die Tarifparteien die Normenbestimmungen 
des Tarifvertrages unter der stillschweigenden Voraussetzung vereinbart 
haben, daß diese Normen nur für die Dauer des Tarifvertrages Rechts- 
quelle für die Gestaltung des Einzelarbeitsvertrages sein sollen, so daß die 
Vereinbarung unter der Bedingung, die einer auflösenden im Sinne. des 
$ 158 Abs..2 B.G.B. gleichkommt,, getroffen ist. Nach den Grundsätzen 
des S 1 T.V.O,. ist dann. auch die einzelne Normenbestimmung des 
Tarifvertrages unter diesen auflösenden Bedingungen in den Inhalt des 
Einzelarbeitsvertrages übergegangen, sie wirkt ohne weiteres zivilrecht- 
lich zwischen den Einzelparteien des Arbeitsvertrages (Erdmann, Die 
Rechtslage nach Ablauf eines Tarifvertrages, S. 31). 

Die Richtigkeit dieser Rechtsmeinung ergibt sich aus den täglichen 
Vorgängen in der Praxis. Der Arbeitnehmer ‘wird bei seinem Eintritt 
in das Arbeitsverhältnis auf das Bestehen des Tarifvertrages und auf 
seine wichtigsten Bestimmungen hingewiesen, Arbeitgeber und Arbeit- 


| mehmer sind sich dabei einig, daß diese Bestimmungen Anwendung zu 


finden haben, ohne weiter darüber nachzudenken, was sein wird, wenn 


| der Tarifvertrag einmal nicht mehr gilt. Nach diesem Vorgang in der 


| Parteien des Einzelarbeitsverhältnisses enden, nur gerecht. 


Praxis haben die Parteien des Einzelarbeitsvertrages die Abmachungen 
an der Hand des Tarifvertrages unter der stillschweigenden Voraus- 
setzung getroffen, daß der Tarifvertrag während der Dauer der einzel- 
vertraglichen Beziehungen auch gilt und man wird dabei dem Willen 
der Parteien des Einzelarbeitsvertrages, daß die Wirkungen.des abgelaufenen 
Tarifvertrages zu demselben Zeitpunkt auch automatisch ZUERDEN den 
Auch das 
Rechtsleben kennt keine Fortdauer aufgehobener Verträge. Daran kann 


‚ auch der Umstand, daß das Arbeitsrecht ein Rechtsprodukt neuerer Zeit 


ist, nichts ändern. Auch Tarifverträge und die an diese gebundenen 


| Einzelarbeitsverträge sind als Verträge, wie schon oben erwähnt, so aus- 


‚ matisch aufhört. Auf 


zulegen, wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte es 
erfordern ($ 157 B.G.B.), und die Berücksichtigung dieses Rechts- 
grundsatzes zwingt, will man Treu und Glauben keine Gewalt antun, 
erade dazu, anzunehmen, daß der Einzelvertrag stillschweigend unter der 

dingung abgeschlossen ist, daß mit dem Wegfall des Tarifvertrages 
die Bindung des Kollektivwillens für die Einzelarbeitsvertragsparteien auto- 
8 1 der T.V.O. können die Anhänger der Nach- 


ı wirkungslehre diese nicht stützen; denn dies Gesetz ordnet nirgends die 


‚ Nachwirkung an. 


Im Gegenteil, dieser Paragraph setzt sich aus zwei 


| Teilen zusammen, aus einer Voraussetzung und mehreren Folgerungen. 


| erhalten, als eine schriftliche tarifliche Abmachung besteht. 


Der Einzelarbeitsvertrag kann den Inhalt des Tarifvertrages nur ne 
Fällt die 
Voraussetzung — Bestehen des Tarifvertrages —, dann entfallen auch 


| alle an diese Voraussetzung geknüpften Folgen, eine Fortwirkung der 
| tariflichen Bestimmungen in den Einzelarbeitsverträgen ist ausgeschlossen 


| hellt auch aus der Tatsache, daß in 


(Hardt, Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht 1925, S. 79/80). 
Auf welch schwankendem Boden die Nachwirkungslehre steht, er: 
$ 15 des Entwurfes eines neuen Är- 


| beitstarifgesetzes eine Bestimmung vorgesehen ist, wonach nach Fortfall 


eines Tarifvertrages, solange nicht ein anderer Tarifvertrag an seine Stelle 


| Aritt, der alte Tarifvertrag für den Inhalt des Arbeitvertrages maßgebend 


| Regelung getroffen ist. 


sein soll, bis zwischen dem Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine andere 
Ein Beweis dafür, daß die Nachwirkung eines 
Bienen Tarifvertrages in den Einzelarbeitsverträgen aus der T.V.O, 
nicht gefolgert werden kann. 

Soviel in rechtlicher Beziehung. In tatsächlicher Hinsicht kann die 
Bejahung der Nachwirkung des Tarifvertrages im Einzelarbeitsvertrag 
über den Ablauf des Tarifvertrages zu Unerträglichkeiten führen. Man 
denke an den Fall, daß- es sich- um Verträge mit langen Kündigungs- 
fristen handelt. Der Arbeitgeber muß unter Umständen lange warten, 
bis er sich von der Nachwirkung des alten Tarifvertrages befreien kann. 
Aber auch der Arbeitnehmer bleibt in einem solchen Falle auf lange 
hinaus an die Bestimmungen des Tarifvertrages gebunden, die für seine 
Lage nicht mehr zweckentsprechend sind. Aber auch bei kurzfristigen 
Verträgen setzt die gleiche Schwierigkeit mit Rücksicht auf die Bestim- 
mungen des modernen sozialen Rechtes ein. Es sei nur an das Betriebs- 
rätegesetz, das Schwerbeschädigtengesetz und die Bestimmungen der Be- 
triebsstillegungsverordnung erinnert. Handelt es sich um ein Betriebs- 
ratsmitglied, so ist zur Kündigung zwecks Abänderung der Vertragsbe- 


| dingungen die Zustimmung der Betriebsvertretung erforderlich, die oft 


| verordnung ohne Wirkung bleiben kann. 


nicht zu erreichen ist, Oder es handelt sich um einen gewöhnlichen Ar- 
beiter. Diesem steht das Einspruchsrecht nach $ 84ff. B.R.G. zu. Wird 
mehreren Arbeitern bei Kündigung gleichzeitig ein neuer Vertrag durch 
die Arbeitgeber angeboten, die Arbeitnehmer lehnen aber ab, dann bleibt 
nur Kündigung übrig, die aber mit Rücksicht auf die Betriebsstillegungs- 
Oder aber der Arbeitnehmer 


; kündigt, der Arbeitgeber nimmt aber das Vertragsangebot des Arbeit- 





nehmers nicht an, dann tritt für den Arbeitnehmer der Rechtsnachteil ein, 
daß er der Erwerbslosenunterstützung verlustig geht, weil er seine; Arbeits- 
losigkeit selbst verschuldet hat. Die Nachwirkungslehre würde auch die 
einheitliche Behandlung der Arbeitnehmerschaft zunichte machen, da für 
die unter der Herrschaft des alten Tarifvertrages eingestellten Arbeiter 
andere Arbeitsbedingungen gelten würden als für die später eingestellten 
Arbeiter. Es würden Mißstimmung, unproduktive Arbeit und Eifer- 
süchteleien unter den Arbeitnehmern eintreten, eine Folge, die gerade 
durch den Tarifvertrag vermieden werden soll. Aus all diesen Gründen 
ist die Nachwirkungslehre nicht haltbar, sie ist abzulehnen. Auch das Be- 
rufungsgericht kam in Uebereinstimmung mit dem Erstrichter und. den 
Öegnern der Nachwirkungslehre zur Ueberzeugung, daß der. Schieds- 


1 spruch vom’ 3, und 4. Januar 1923 lückenlos ist (Zwangstarifvertrag). 
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Die, Ziffer IV des Schiedsspruches, überschrieben „Beschluß“, ist kein 
Schiedssprueh, sondern ist lediglich die Feststellung, daß hinsichtlich der 
Gewährung einer Jahreszuwendung ein Schiedsspruch nicht zustande kam, 
und diese Feststellung will besagen, daß die Frage der Jahreszuwendung 
nur insofern offengelassen werde, als es den einzelnen Beteiligten über- 
lassen bleibe, eine Jahreszuwendung durch neue Einzelverabredung zu 
vereinbaren (siehe hierzu Aussage des Schiedsrichters Köhler), zumal ja 
eine solche Vereinbarung, weil für den Arbeitnehmer günstig, auch nach 

T.V.O. rechtswirksam getroffen werden kann. Der neue Zwangs- 
tarif sieht keine Jahreszuwendung vor, demnach stand dem Kläger und 
Berufungskläger aus diesem Grunde kein Anspruch auf eine solche zu,“ 
Die Begründung, die von dem gleichen Gericht gefertigt 
ist, wie die des Versäumnisurteils, sagt inhaltlich genau das 
Gegenteil von letzterem. Ein die Sachlage verändernder Um- 
stand, der die Revision des ursprünglichen Standpunktes recht- 
fertigen würde, ist in der Zwischenzeit. nicht eingetreten; im 
Gegenteil, es haben sich namhafte Rechtslehrer und unpartei- 
ische Stellen für die Weiterwirkung ausgesprochen und die 
Zeugenaussagen stützen den Anspruch des ‘Klägers in allen 
Punkten. 


Unter solchen Umständen muß es dem Leser überlassen 
bleiben, sich ein Urteil darüber zu bilden, ob das Gericht bei 
Begründung des Versäumnisurteiles sich nur oberflächlich mit 
der Materie befaßt hat und deshalb zu einem Fehlurteil kam, 
oder ob es die Begründung auf Grund eingehenden Studiums 
des Arbeitsrechtes gegeben hat und im Endurteil dann irgend- 
welchen unkontrollierbaren Erwägungen gefolgt ist. Jedenfalls 
sollte man es bei einem deutschen Gerichte für unmöglich 
halten, daß es innerhalb neun Monaten seine Meinung, über 
BR und denselben Rechtsgegenstand genau in das Gegenteil 
ändert. Dr 


Die Begründung selbst ist außerordentlich schwach. : Das 
Gericht übernimmt im ersten Teil vollinhaltlich die Argumen- 
tation, die in der anläßlich dieses Prozesses im Auftrage der 
Vereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände geschriebenen Bro- 
schüre von Dr. Erdmann vertreten wird. 


Das Gericht macht sich die sogenannte Verbandstheorie zu 
eigen, die in ihren Grundzügen etwa folgendes besagt: . 


Der Tarifvertrag ist eine Rechtsnorm, die zwischen zwei 
Verbänden geschaffen wird. Diese Rechtsnorm beeinflußt wäh- 
rend ihrer Dauer die einzelnen Arbeitsverträge unmittelbar. 
Erlischt der Tarifvertrag durch Ablauf oder Kündigüng, dann 
erlischt damit auch sein Einfluß auf den Arbeitsvertrag. 


Zu welchen Unmöglichkeiten diese Theorie führt, ergibt 
sich am deutlichsten, wenn man. die Frage stellt, was nach 
Ablauf eines Tarifvertrages gilt, wenn seine Bestimmüngen 
nicht nachwirken. Bestimmt dann der Arbeitgeber einseitig, 
den Inhalt des Arbeitsvertrages, oder leben die Bestimmungen, 
die vor Inkrafttreten des Tarifvertrages vorhanden waren, wie- 
der auf? Hat beispielsweise der Angestellte dann nur einen 
Rechtsanspruch auf ein Gehalt von x-Millionen Papiermark, 
oder was sonst? Die Verbandstheoretiker setzen hier die ent- 
sprechenden Bestimmungen des B.G.B. ein und sagen, daß bei- 
spielsweise als Gehalt das ortsübliche zu gelten hat. Was ist 
nun aber das ortsübliche Gehalt eines selbständigen Konstruk- 
teurs und wonach wird es bemessen? Etwa nach dem Grund- 
lohn der Krankenkasse? Oder nach dem Lohn eines Fach- 
arbeiters mit x-Prozent Zuschlag, oder wie sonst? Gerade die 
Frage nach dem Nachher zeigt die Verbandstheorie in ihrer 
ganzen Unhaltbarkeit. Diese Theorie findet auch in den Ge- 
setzen und Verordnungen keinerlei Stütze, aber man kann da- 
mit — und darauf kommt es den Arbeitgebern, die diese Theorie 
durch ihre Syndici eifrig verfechten lassen, ja. wohl an —, alles 
mögliche begründen; man kann die Nachwirkungstheorie be- 
kämpfen und kann eine Schadensersatzpflicht der Arbeitnehmer- 
organisation im Falle eines Streikes damit begründen. 

‚Man kann verstehen, daß Interessenverbände der Arbeit- 
geber sich die Verbandstheorie zu eigen machen, unverständ- 
lich aber ist, wenn das Gericht sagt, diese Verbandstheorie set 
herrschend und wenn es fortfährt, aus dem $ 1 der Tariiver- 
ordnung lasse sich die Nachwirkung nicht ableiten, denn „das 
Gesetz ordnet die Nachwirkung nicht an“. Man weiß in diesem 
Falle nicht mehr recht, was man zu solch tieigründiger Logik 
sagen soll! Die Methode ist freilich sehr einfach: Wenn etwas 
nicht ausdrücklich im Gesetz drin steht, dann ist es eben nicht 
da; sehr geistreich ist sie aber nicht. 

Was in der Begründung des Urteils in sachlicher Beziehung 
noch gesagt wird, nämlich der Vergleich mit dem Betriebs- 
rätegesetz und der Stillegungsverordnung, ist wohl nur als 
Verlegenheitsprodukt zu werten, das besser draußen geblieben 
wäre, weil es die Begründung nicht klarer, sondern nur ver- 
schwommener macht. 


Die Bezugnahme auf die Aussage des Zeugen Köhler 


scheint ein Versehen zu sein, weil dieser Zeuge, wie aus dem 
gerichtlichen Protokoll ersichtlich ist, nirgends und an keiner 
Stelle von Einzelverabredungen über die Jahreszuwendung ge- 
sprochen hat. 
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Und so charakterisiert sich das ganze Urteil als ein voll- 
kommenes Fehlurteil, das geeignet ist, das an sich nicht sehr 
hohe Vertrauen zu der Rechtsprechung der ordentlichen Ge- 
richte in arbeitsrechtlichen Dingen vollständig zu erschüttern. 


Wir verstehen, daß das Richtertum, so objektiv es auch 
zu sein glaubt, nicht heraus kann aus den Anschauungen der 
Gesellschaftsschicht, in der es aufgewachsen ist. Wir verstehen, 
daß infolgedessen die geistigen Bindungen mit den Arbeitgebern, 
die der gleichen Gesellschaftsschicht entstammen, sehr enge 
sind; wir verstehen aber nicht, daß ein Gericht innerhalb so 
kurzer Zeit wie im vorliegenden Prozeß, seine wohlbegründete 
Ueberzeugung so rasch und so restlos ins Gegenteil revidieren 
kann. 


Was unsern heutigen Berufsrichtern völlig fehlt, ist der 
Zusammenhang mit der Praxis, das Hineinfühlen und Hinein- 
leben in die Seele des arbeitenden Menschen und in sein Berufs- 
verhältnis. Hier kann eine gründliche Aenderung nur durch 
eine viel schärfere Heranziehung des berufsvertrauten Laien- 
richters geschaffen werden, F. Behschnitt. 


Haftung der Mitglieder der Betriebsvertretung. Die Frage, 
ob Mitglieder der Betriebsvertretung für Handlungen, die uner- 
laubt sind oder gegen die guten Sitten verstoßen oder für gröb- 
liche Verletzung der ihnen durch das Betriebsrätegesetz auf- 
erlegten Pflichten haftbar sind, ist wiederholt entschieden 
worden. 


So hat das Landgericht Plauen die Schadensersatzpflicht 
für Mitglieder der Betriebsvertretung in einem Falle’ bejaht, wo 
in einer Färberei durch Streik halbfertige Ware verdorben ist *). 
In einem anderen Falle handelt es sich um eimen Schadens- 
ersatzanspruch, weil infolge Streik in einem Elektrizitätswerk 
der Strom abgesperrt worden war. Auch hier hat das er- 
kennende Gericht (Oberlandesgericht Hamburg) die Schadens- 
ersatzpflicht der Betriebsratsmitglieder grundsätzlich bejaht, die 
Klage jedoch abgewiesen, weil die Voraussetzungen der 
88 823, 826 B.G.B. — Verletzung eines Rechts und sitten- 
widriges Verhalten — nicht nachgewiesen werden konnten **). 


Das Oberlandesgericht Breslau hatte sich neuerdings mit 
einem ähnlichen Streitfall zu befassen. In einem Elektrizitäts- 
werk ist ein Streik ausgebrochen. Durch die plötzliche Ein- 
stellung der Stromversorgung während kurzer Zeit ist nach 
Behauptung der Klägerin ein Schaden entstanden, dessen Er- 
satz von den Mitgliedern der Betriebsvertretung gefordert wird. 
Das Landgericht in Gleiwitz hatte die Klage abgewiesen. Die 
gegen dieses Urteil eingelegte Berufung hat das Oberlandes- 
gericht Breslau mit folgender Begründung zurückgewiesen: 


Die Klägerin stützt ihre Schadensersatzforderung zunächst auf $ 828 
B.G.B. Daß die Klägerin durch den Streik Schaden erlitten hat, ist 
unstreitie. Bestritten und deshalb von der Klägerin zu beweisen ist aber 
die Tatsache, daß die Schadenzufügung in einer gegen die guten Sitten 
verstoßenden Weise und von den Beklagten vorsätzlich geschehen ist. 


Der im gewerkschaftlichen Lohnkampfe als Druckmittel angewandte 
Streik ist nicht verboten ($ 152 G.O.). Es ist als erlaubtes Kampfmittel 
nicht unsittlich. Auch der unter Bruch des Arbeitsvertrages erfolgte 
Streik wird, wie das Reichsgericht in ständiger Rechtssprechung annimmt, 
von der abzuweichen kein Anlaß vorliegt, allein durch diesen Vertrags- 
bruch noch nicht zu einem unsittlichen Kampfmittel. Unsittlich wäre es 
aber, wenn das angestrebte Ziel, hier die Lohnzahlung am 31. März, 
statt am 1. April, ihn nicht rechtfertigen würde. Nach den bisher von 
der Klägerin vorgetragenen Tatsachen läßt sich nicht feststellen, daß 
die Forderung der Arbeiter unberechtigt erhoben worden wäre. 
Nach der von den Beklagten überreichten gedruckten Arbeits- und Dienst- 
kleiderordnung der O.E.W., Ziffer 4, hat es sogar den Anschein, als ob 
die Arbeiter das Recht gehabt hätten, am letzten Tage des Monats 
eine Vorschußzahlung von 40 bis 50 Prozent des Lohnes für den nächst- 
folgenden Monat zu erhalten. Es kann daher nicht festgestellt werden, 
daß der Streik unsittlich war, 


Unterstellt man das aber, so müßte ferner nachgewiesen werden, daß 
die Beklagten der Klägerin den Schaden vorsätzlich zugefügt hätten. 
Dieser Beweis ist geführt. In der Streikversammlung vom 30. März 1922 
wurden von verschiedenen Seiten gegen den Streik Vorstellungen erhoben, 
und dabei wurde auch darauf hingewiesen, wie der Zeuge Mandel be- 
kundet, daß die plötzliche Abstellung des Stromes das Leben von Berg- 
arbeitern gefährden könne. Gleichwohl wurde die sofortige Abstellung 
des Stromes beschlossen und durchgeführt, Es war also in der Versamm- 
lung darauf hingewiesen worden, daß durch die sofortige Einstellung 
des Betriebes der O.E.W. bei den Stromabnehmern ein Schaden entstehen 
könnte. Die Arbeiter und ebenso der in der Versammlung anwesende 
Betriebsrat hatten also das Bewußtsein, daß durch den sofortigen Aus- 
bruch des Streiks Dritten Schaden entstehen könne. Trotzdem wurde 
der Streik beschlossen. Der dadurch entstandene Schaden ist also vor- 


*) Urteil des Landgerichts Plauen — Aktenzeichen 2 C. g. 315/23 —, 
abgedruckt in der Zeitschrift „Das Schlichtungswesen‘ 1924, Seite 122. 

**) Urteil des Oberlandesgerichts Hamburg vom 3. Oktober 1923, 
abgedruckt in der Zeitschrift „Gewerbe- und Kaufmannsgericht‘, 29. Jahr- 
gang, Seite 91. 
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sätzlich zugefügt. Denn zu dieser Feststellung genügte, daß der oder 
die. Täter das Bewußtsein hatten, daß ihre Handlungsweise Dritten 
Schaden bringen könnte, auch wenn sie sich im einzelnen nicht darüber 
klar waren, wem Schaden erwachsen würde, und trotzdem von ihrem 
Tun nicht abließen. 


Zur weiteren Feststellung aber, daß die Beklagten für diesen 
Schaden haften, bedarf es des Beweises, daß sie tatsächlich den Streik, 
wie die Klägerin behauptet, verursacht haben. Dieser Beweis ist nicht 
geführt, Hinsichtlich des Beklagten Klee ist sogar das Gegenteil 
bewiesen. Denn der Zeuge Agte gibt selbst an, daß nur durch das 
energische Zureden des Betriebsbeamten Buchholz und des Beklagten 
Klee einige Heizer dazu gebracht werden konnten, die Bedienung des 
Kessels wieder aufzunehmen. Hinsichtlich der übrigen Betriebsrats- 
mitglieder sagen alle als Zeugen vernommenen Arbeiter und der 
Zeuge Gewerkschaftssekretär Zimmer übereinstimmend aus, daß sich 
der Betriebsrat stets gegen den Streik ausgesprochen habe, und daß er 
nach Ausbruch des Streiks für die Verrichtung der Notstandsarbeiten 
eingetreten sei. Nur hinsichtlich des Beklagten Wittek bekundet der 
Zeuge Agte, er habe den Eindruck gehabt, als ob Wittek den geistigen 
Urhebern des Streiks nicht fernstehe, und Buchholz sagt als Zeuge, 
daß es nach seiner Auffassung ganz unzweifelhaft sei, daß Wittek die 
Einstellung der Arbeiten an den Kesseln des Kesselhauses 2 verschul- 
det habe. Aber die immerhin unbestimmten Angaben dieser Zeugen, die 
nur ihren Eindruck, aber keine bestimmten Aeußerungen des Wittek 
bekunden können, genügen, da die übrigen Zeugen das Gegenteil bekun- 
den. Keinem der Beklagten ist also nachgewiesen, daß er zum Streik 
gehetzt oder ihn sonstwie verursacht oder gefördert habe. Die bloße 
Tatsache, daß die Beklagten Mitglieder des Betriebsrates gewesen sind, 
reicht aber nicht aus, um sie aus $ 826 B.G.B. haftbar zu machen. 


Die Klägerin stützt in zweiter Instanz ihre Forderung auch auf 
S 823, indem sie behauptet, die Beklagten hätten selbst mitgestreikt 
und hafteten auch aus diesem Grunde. Eine unzulässige Klageänderung 
liegt in diesem Vorbringen nicht, da neue Tatsachen nicht angeführt, 
werden, sondern nur aus den bereits früher behaupteten Tatsachen neue 
Rechtsfolgen gezogen werden. 

Richtig ist, daß nach ständiger Rechtsprechung zu den nach $ 823 
Absatz 1 geschützten Rechten auch der eingerichtete und ausgeübte 
Gewerbebetrieb gezählt wird. Eine Verletzung dieses Rechtes kann aber 
nur. dann angenommen werden, wenn sich der Eingriff unmittelbar 
gegen den Bestand des Gewerbebetriebes richtet, sei es, dab die 
Betriebshandlungen tatsächlich gehindert werden,, etwa durch Einstellung 
der Feuerung an den Kesseln, oder daß seine Schließung wegen Ver- 
neinung der rechtlichen Zulässigkeit gefordert wird. | 

Es könnte also vielleicht die O.E.W. Schadenersatzansprüche auf 
8 823, Absatz I stützen, nicht aber die Klägerin, die nur mittelbar durch 
Aussetzen der Stromlieferung geschädigt ist (vgl. R.G.B., 823, Anm, 9, 
und J.W. 09, S. 494, 16). 


Auch auf $ 823, Absatz 2 B.G.B. kann sich die Klägerin nicht be- 
rufen. Die $S$ 66, Ziffer 3 und 6. und 68 des Betriebsrätegesetzes vom 
5. Februar 1920 sind zwar möglicherweise als Schutzgesetze im Sinne 
des $ 823, Absatz 2, anzusehen, aber nicht als Schutzgesetze, die den 
Schutz jedes beliebigen Dritten, sondern nur als solche, die den Schutz 
des anderen Vertragsteiles oder ganz bestimmter Dritter bezwecken, 
Nach 8 66, Ziffer 3 und 6, soll der Betrieb vor Erschütterungen ge- 
schützt, das Einvernehmen zwischen Arbeitnehmerschaft und Arbeit- 
geber gefördert werden. Die Berufung gegen das landgerichtliche Urteik 
war zurückzuverweisen. Nach 8 68 B.R.G. hat zwar der Betriebs- 
rat dahin zu wirken, daß Forderungen und Maßnahmen unterbleiben, 
die das Gemeindeinteresse schädigen. Dadurch wird bei Betrieben, 
an denen ein Gemeindeinteresse besteht, nicht nur der andere Vertrags- 
teil, sondern auch ein Dritter, der an der Fortführung dieses Betriebes 
ein Interesse hat, geschützt. Das liegt aber hier nicht vor. Also nur 
der andere Teil, hier die O.E.W., könnte möglicherweise Schadenersatz- 
ansprüche auf Verletzung dieser Bestimmung stützen, niemals aber die 
Klägerin, die hier mittelbar geschädigt ist und durch diese ‚Bestimmungen 
des Betriebsrätegesetzes nicht geschützt werden konnte. 


Auf den den Beklagten über die Tatsache ihrer Befreiung von der 
a und ihrer Teilnahme am Streik zugeschobenen Eid kam es daher 
nicht an. 


Bücherschau 


Rechtsanwalt Dr. Fritz Pick und Regierungsrat Dr. M. Weigert: 
Die Praxis des Arbeitsrechts. Das Handbuch für die prak- 
tische Anwendung des Arbeitsrechts. Berlin, 1925. Verlag: Reimar 
Hobbing. 

Das vorliegende Buch wird sicherlich in allen Kreisen, die sich mit 
der Anwendung des neuen Arbeitsrechts zu befassen haben, aufs wärmste 
begrüßt werden. Es enthält nicht nur eine auf alle Gebiete des Arbeits- 
rechts sich erstreckende knappe Darstellung der arbeitsrechtlichen Be- 
stimmungen, sondern für jedes Gebiet Muster und Vordrucke aus der 
Praxis, und zwar nicht nur für. Wahlschreiben, Wahlordnungen, Statuten, 
Anträge an Gerichte, Gewerbeaufsichtsbehörden usw., sondern sogar Beir 
spiele für Tarifverträge mit den: hierzu gehörigen Vordrucken für An- | 
träge, Einsprüche usw., ferner auch Mustersatzungen für die verschie- 
densten Einrichtungen des Arbeitsrechts, ein Gesamtverzeichnis der | 
arbeitsrechtlichen Gesetze und Verordnungen und ein Verzeichnis der 
wichtigsten arbeitsrechtlichen Zeitschriften. Da jeder einzelne Abschnitt” 
mit einem kurzen, aber für die Praxis zweifellos ausreichenden Literatur- 
verzeichnis versehen ist, das das tiefere Eindringen in das betreffende 
Gebiet gestattet, wird nicht nur der Praktiker, sondern auch der Sozial- 
politiker, der an der Weiterbildung des Rechts interessiert ist, das Buch 
mit Gewinn benutzen. Betriebsräte, Beisitzer oder Vertreter vor Arbeits- 
gerichten und sonstige in der arbeitsrechtlichen Praxis Stehende sollten 
nieht versäumen, sich dieses ausgezeichnete Hilfsmittel zu beschaffen. 


Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68. 
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Die Verwertung von Patenten in Deutsch- 
land und im Auslande 


In Deutschland gilt bekanntlich eine Erfindung nicht als 
neu, wenn sie zur Zeit der Anmeldung in öffentlichen Druck- 
schriften bereits derart beschrieben oder im Inlande bereits 
so offenkundig benutzt ist, daß danach die Benutzung durch 
andere Sachverständige möglich erscheint. Diese Gesetzesvor- 
schrift zwingt aus zwei Gründen zur möglichst baldigen An- 
meldung der Erfindung. Würde man nämlich den Erfindungs- 
gegenstand vor der Anmeldung erst ausprobieren und verwer- 
ten wollen, so kann durch eine Vorveröffentlichung, die unvor- 
sichtigerweise durch die Beteiligten selbst erfolgt, eine neı- 
heitsstörende Tatsache geschaffen werden. Dauern die Vor- 
bereitungen aber zu lange, so kann aach, namentlich bei Er- 
iindungen, deren Entwicklung durch die Zeitumstände ge- 
iördert wird, ein Dritter inzwischen eine Anmeldung für den 
gleichen Gegenstand vornehmen, trotzdem er die Erfindung 
später gemacht hat. In beiden Fällen genießt zwar der erste 
Eriinder unter bestimmten Voraussetzungen, z. B. bei wider- 
rechtlicher Entnahme oder einer Mitbenutzung im Sinne des 
S 5 des Patentgesetzes Vergünstigungen; aber die Voraus- 
setzung nachzuweisen ist häufig nicht möglich. Aus diesen 
Gründen wird es zweckmäßig sein, die Erfindung zuerst an- 
zumelden und sich erst dann an weitere Kreise zu wenden. 
Auffällig ist nun, daß die meisten Erfinder damit zufrieden zu 
sein scheinen, daß sie sich einen Verdienst um die Technik 
erworben haben, und glauben, daß der Gewinn sich von selbst 
einstellen wird. Man überläßt gern das Geschäft, die Erfin- 
dung an den Mann zu bringen, anderen Personen. Die Mittel, 
die diese Beauftragten anwenden, sind keine anderen als die 
des Kaufinanns, der sich mit einer neuen Ware an das Publi- 
kum wendet. Der Vermittler bietet die Erfindung unmittelbar 
an die in Frage kommenden Personen des Gewerbes an oder 
er veröflentlicht Angebote in Tageszeitungen oder Fachzeit- 
schrifien oder er stellt sich auf den öffentlichen Markt, z. B. 
gelegentlich einer Messe oder Ausstellung. Diese Maßnahmen 
kann aber der Erfinder selbst betreiben. Er muß sich darüber 
schon vor der Anmeldung des Patentes klar sein, daß 
Opfer an Zeit und Geld nicht nur für die Erwirkung, sondern 
auch für die Verwertung bringen muß. 

Die Herstellung eines Modells ist in den allermeisten 
Fällen notwendig. Er kann dann wenigstens Personen finden, 





| die den Gegenstand benutzen möchten. Liegen dann Nach- 


fragen vor, so kann man schon eher einen Fabrikanten finden, 
der Kostenanschläge macht. In der jetzigen Zeit der Geld- 
knappheit diesen Rat zu befolgen, wird nicht leicht fallen. 
Beguemer ist es schon zu hoffen, daß ein anderer sich der Be- 
mühungen unterziehen wird. Aber dann ist es schon richtiger, 
Bich ein Los zu kaufen und vom Hauptgewinn zu träumen, 


Auch die Hoffnung auf die Verwertung der Erfindung im 


'"Auslande ist meistens eitel. Wie häufig erlebe ich es, daß 


schon bei der ersten Anfrage wegen der Voraussetzungen für 


die Erteilung eines deutschen Patentes gleich nach den Aus- 


landspatenten gefragt wird. Manche Erfinder versprechen sich 
von der Verwertung der Auslandspatente viel mehr als vom 
deutschen Patent. Man kann häufig nicht energisch genug 


' abwinken. Die erste Bedingung für den Erwerb von Ats- 
 Jandspatenten ist, daß die Aussicht besteht, daß das deutsche 
| Patent erteilt wird. Denn noch immer erfreut sich das deutsche 


Patent einer besonderen Wertschätzung, weil die Neuheits« 
rüfung sehr streng ist. Die zweite Bedingung, daß die Priori- 
ätsfrist von zwölf Monaten (gerechnet vom Tage der An- 
meldung) gewahrt werden müsse, läßt sich nicht immer er- 
füllen. Man kann auch immer noch rechtsgültig nach Ab- 
lauf der Prioritätsfrist anmelden. Die dritte Bedingung ist) 
aber häufig unerfüllbar, weil Auslandspatente in den wicht 
tigeren Kulturstaaten einige tausend Mark kosten. Diese drei 
Punkte bedürfen noch einer näheren Erläuterung. 


Das Verfahren vor dem Patentamt nimmt wegen der Neu- 
heitsprüfung Zeit in Anspruch. Erfindungen, die bereits privatim 
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auf Neuheit durch Einsichtnahme in deutsche Patentschriften, 
Fachzeitschriften, Monographien u. dgl. geprüft sind, sind 
darum doch nicht neu, wenn sie in ausländischen Veröffent- 
lichungen, z. B. in englischen, amerikanischen, französischen 
Patentschriften veröffentlicht sind. Der mit der ersten Ver- 
fügung des Prüfers beginnende Schriftwechsel mit dem Patent- 
amt erfordert Zeit, und selbst wenn der Prüfer die Patent- 
fähigkeit anerkennt sind die Auslegung anordnet, so türmt sich 
vielleicht noch im Einspruchsverfahren ein neues Hindernis auf. 
Die Erteilung eines Patentes innerhalb des Prioritätsjahres 
gelingt selten. Man wird sich deshalb, wenn man Auslands- 
patente anmelden will, schon mit dem Ergebnis zufrieden geben 
müssen, daß der Prüfer die Patentfähigkeit anerkennt. Erst auf 
Grund dieser Begutachtung kann man es wagen, Auslands- 
patente zu nehmen. Da aber schon die Verwertung eines 
deutschen Patents schwierig ist, wieviel schwieriger ist dann 
die Verwertung im Auslande. In der Inflationszeit sollen nach 
Zeitungsnachrichten einige Patente nach dem Auslande ver- 
kauft worden sein. Aber diese Behauptungen sind nicht nach- 
prüfbar, und gegenwärtig treten auch nach meinen Erfahrun- 
gen Ausländer nicht mehr als Käufer auf. Es verbleibt also 
wieder nur der Weg des privaten oder öffentlichen Angebotes. 
Auch hierbei verspreche ich mir nichts von Vermittlungen; 
deutsche Vermittler müssen ihrerseits Agenten im Auslande 
unterhalten, die auch wieder an dritte Personen Provisionen 
zahlen müssen. Für die Verwertung im Auslande sehe ich 
daher den einzigen Weg in der Beschleunigung der Durch- 
führung der Verwertung in Deutschland durch selbstlose Hin- 
gabe von Zeit und Geld für Modelle, Versuche und Vior- 
führungen. Gelingt die Verwertung innerhalb der Prioritäts- 
frist, so kann man auch dem Käufer das Recht zur Inanspruch- 
nahme von Auslandspatenten gegen Entgelt abtreten. Ver- 
streicht das Prioritätsjahr, so kann auch noch angemeldet wer- 
den, sofern die Verwertungshandlungen geheim geführt wurden. 


Ich kann jedenfalls nur warnen, Geld für Auslandspatente 
anzulegen, namentlich wenn es geliehen ist. Im Hochgefühl 
der erfolgreichen Tat vermag wohl der Erfinder häufig einen 
Verwandten oder Bekannten von dem zu erwartenden Erfolge 
zu überzeugen und ihn zur Geldhergabe zu überreden. Bleibt 
aber der Erfolg aus, so stellt sich sicher der Spott ein, der 
sich innerhalb der Verwandtschaft besonders hemmungslos 
zu äußern pflegt. Leiht man sich Geld, so bedenke man daher 
zu allererst, ob man bei einem etwaigen Mißerfolge auch im- 
stande sein wird, dem Betrag wenigstens ratenweise zurückzu- 
zahlen. 

Die Warnung gilt selbstverständlioh nur für Durchschnitts- 
erfindungen, d. h. für Erfindungen, die in der Verbesserung 
yorhandener Maschinen oder Verfahren liegen. Wissenschaft- 
liche Großtaten müssen natürlich mit einem anderen Maß- 
stabe gemessen werden. Sie haben nur das Unglück, selten 
zu sein und — oft verkannt zu werden. 


H. Nähler, Patentanwalt, Berlin. 





Vom Marxismus der Unternehmer 


Zur Frage der Angestellten-Erfindung. 


Je bestimmter die Andeutungen werden, daß im kommen- 
den Winter der Reichstag sich mit dem Entwurfe eines Arbeits- 
vertragsgesetzes beschäftigen soll, desto lebhafter wird die 
Erörterung der Streitfragen. Zu den wichtigsten gehört die 
der Angestellten-Erfindung. Außer Kritiken und Vorschlägen 
der Beteiligten sind im jüngster Zeit zwei beachtenswerte 
Veröffentlichungen von  wissenschaftlicher Seite erschienen. 
Der Erlanger Universitätsprofessor Rietzler hat in einem 
von Molitor herausgegebenen Bande von Abhandlungen 
„Der Arbeitsvertrag und der Entwurf eines Allgemeinen Ar- 
beitsvertrags-Gesetzes‘‘ (Verlag Bensheimer, Mannheim), die 
85 121—132 des Entwurfes einer Darstellung und Kritik unter- 
zogen, die über den Sonderzweck hinaus allgemeine Betrach- 
tungen zum Probleme des erfindenden Angestellten enthält 
und trotz mancher Ausstellung im einzelnen dem Entwurfe 
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zustimmt. Das Schlußurteil lautet dahin, daß ‚dieser Ab- - 


schnitt, als Ganzes betrachtet, rechtspolitisch und gesetzes- 
technisch ein wohldurchdachtes und brauchbares Werk ist. 
Dem Reichstarifvertrag (der chemischen Industrie) ist er an 
Klarheit der Fassung und juristischer Durcharbeitung der 
Einzeliragen weit überlegen; er verdient aber in wichtigen 
Fragen auch den Vorzug vor dem Gegenentwurf des Bundes 
angestellter Chemiker und Ingenieure.‘ Persönlich möchte 
ich’ mich diesem günstigen Urteile wohl bezüglich der Form, 
micht aber bezüglich des Inhaltes anschließen. Gerade hier 
bin ich als Mitglied des Arbeitsrechtsausschusses oft über- 
stimmt worden. 

Auf die Grundfragen geht der Vortrag „Die Angestellten- 
erfindung nach geltendem Rechte“ ein, den Prof. Eng- 
länder am 24. Februar 1925 im Institute für Arbeitsrecht. 
an der Universität Leipzig gehalten hat, und der als 6. Heft 
der Instituts-Schriften erschienen ist (Verlag Deichert, Leipzig- 
Erlangen). Er sieht in dem Kampfe der Angestellten und 
Arbeitgeber, insbesondere um die Begriffe Angestelltenerfin- 
dung und Betriebserfindung, . den Widerstreit zweier Welt- 
anschauungen, den uralten Gegensatz zwischen Kollek- 
tivismus und Individuwalismus. Gerade die Unternehmer, die 
sonst den Wert und die Bedeutung der Persönlichkeit nicht 
hoch genug rühmen können, verfallen hier einem groben 
Materialismus, wenn sie das „Milieu‘‘ den „Betriebsgeist‘ 
für den eigentlichen Urheber der Erfindungen erklären, in 
99 v.H. aller Erfindungen die geistige Urheberschaft be- 
stimmter Angestellter bestreiten, und die Erfindungen als 
Betriebserfindungen für den Arbeitgeber reklamieren. Eng- 
länder findet „einen pikanten Reiz darin zu sehen, wie hier 
die marxistische Auffassung nicht von der wirtschaftlich 
schwächeren Partei der Angestellten, sondern gerade von der 
Großindustrie vertreten wird. Denn es ist bestes Erbgut 
von Karl Marx und Friedrich Engels, das hier die 
Unternehmer ihrem Gedankenschatz einverleibt haben.“ Er 
machte dabei auf einen Satz von Prof. Brandenburg in einer 
Rektoratsrede über die materialistische Geschichtsauffassung 
aufmerksam, der wörtlich in einer der Schriften von 
L. Fischer oder von Kändler über Angestelltenerfin- 
dungen stehen könnte: 


„Wenn das Bedürfnis nach einer neuen technischen Ver- 
besserung hervortritt, so werden die dazu nötigen Ent- 
deckungen und Erfindungen früher oder später gemacht. Ge- 
wöhnlich wirken so viele einzelne Individuen dazu mit, daß 
die Leistung als ein Ergebnis gesellschaftlicher Arbeit 
betrachtet werden kann. Derjenige, der sie zum Abschluß 
bringt, vollzieht nur den letzten Akt eines notwendigen 
Prozesses. Hätte er es nicht getan, so würde sich ein anderer 
gefunden haben.“ 


Solche Abweichungen von der allgemeinen Einstellung 
sind außerordentlich bemerkenswert, denn sie zeigen, wie 
stark tatsächlich die „Ueberzeugungen‘ von den Interessen 
beeinflußt werden. Die Unternehmer, die in diesem Einzel- 
falle marxistisch denken, sollten sich auch bei anderen Fragen 
daran erinnern. Und die Angestellten, die mit Recht hier 
die Bedeutung der Persönlichkeit und ihrer individuellen 
geistigen Leistung betonen, sollten daran denken, daß letzten 
Endes überall der Mensch selbst das Entscheidende ist. 


Auch für die Lösung des Interessenstreites über die Ange- 
stelltenerfindung bietet der Hinweis auf die „gesellschaftliche“ 
Natur der meisten Erfindungen im Großbetriebe den einzig 
möglichen Weg, auf den ich schon zur Zeit der Abfassung des 
Entwurfes eines allgemeinen Arbeitsvertragsgesetzes hinge- 
wiesen und dem ich neuerdings auch in dem Sammelbuche 
über „Die sozialen Probleme des Betriebes“ (Industrie-Verlag 
Spaeth & Linde, Berlin 1925), kurz dargelegt habe: 

Der Betrieb ist ein sozialer Organismus, der nur als 
Arbeitsgemeinschaft aller in ihm Tätigen lebensfähig ist. Er 
braucht neben den anderen Arbeitsleistungen auch die Ver- 
besserungen, Entdeckungen, Konstruktionen, Erfindungen, die 
den Angestellten gelingen. Diese haben sich in den Dienst 
des Unternehmens gestellt. Gegen die Lohnvergütung arbeiten 
sie in fremdem Betriebe, in fremdem Interesse. Aber dieses 
Interesse soll nicht ein rein privates Interesse des Arbeit- 
gebers sein, sondern ein soziales: des Betriebes und 
damit der Volkswirtschaft. Unter diesem Gesichtspunkte allein 
kann gefordert werden, daß der Angestellte seine Erfindung 
dem Betriebe, in dem er tätig ist, überläßt; natürlich gegen 
angemessene Vergütung, unter Wahrung seiner Erfinderehre, 
und nur dann, wenn die Erfindung dem Wirkungskreise des 
Betriebes zugehört. Aber in keiner Weise läßt sich sozial 
rechtfertigen und begründen, daß der Angestellte sein geistiges 
Produkt zum rein privatwirtschaftlichen Nutzen des Arbeit- 
gebers aufgeben soll. Die Gleichstellung des Unternehmers 
mit dem Unternehmen steht jeder verständigen Lösung der 
Frage im Wege. Die Möglichkeit, daß der Arbeitgeber die 





vom Gesetze ihm zugewiesene Erfindung eines Angestellten 
nach Belieben verwerten kann — nicht nur zum Nutzen, son 
dern auch zum Schaden des Betriebes —, daß er das Patent- 
recht an die Konkurrenz verkaufen oder auf Grund des 
Patentes eine nene Unternehmung errichten, den früheren Be 
trieb stillegen und den Erfinder brotlos machen kann, diese 
Möglichkeit, die gar nicht selten zur Wirklichkeit wird, muß den 
Widerstand der Angestellten gegen jede Beschränkung ihres 
Erfinderrechtes durch den Arbeitsvertrag verständlich und ge- 
rechtfertigt erscheinen lassen. 


Es gibt nur einen Weg zur Ueberwindung dieser Schwie- 
rigkeit. Die geistige „Enteignung“ des Angestellten darf nicht 
zum Nutzen des Arbeitgebers, sondern nur zum Nutzen 
des Betriebes erfolgen. Der Betrieb muß eigene Rechts- 
persönlichkeit gewinnen, um selbst Träger von Vermögens- 
rechten, damit also auch von Patentrechten sein zu können. 
Die Angestelltenerfindung muß an den Betrieb gebunden 
sein, in dem sie und für den sie gemacht worden ist, damit 
der Angestellte, der sie gemacht hat, dauernd an der Ver- 
wertung beteiligt bleibt. 

Das Problem . der Verselbständigung des Betriebes, das 
hier besonders nahe tritt, wird uns auch aus anderen Gründen 


nahegebracht und kann uns nicht wieder loslassen. Es ist 
notwendige Auswirkung des Betriebsrätegesetzes. Wie die 


konstitutionelle Staatsverfassung die Lösung des Staates vom 
Fürsten, die Entstehung einer eigenen staatlichen Rechts- 
person, des Fiskus, zur notwendigen Folge hatte, so muß auch 
die Betriebsverfassung zur Lösung des Betriebes von der 
Person des Unternehmers führen. Das ist ein Stück Sozialis- 
mus, Verwandlung von Produktionsmitteln in Gesellschaftsgut. 


Solange das nicht erreicht ist, bleibt zur Wahrung der 
berechtigten Interessen der erfindenden Angestellten nur der 
Weg, daß der Arbeitgeber in der Ausnutzung der fremden 
Erfindung gesetzlich beschränkt wird. Im Betriebe kann die 
Angestelltenerfindung beliebig genutzt werden. Soll die Ver- 
wertung aber außerhalb des Betriebes erfolgen, so muß dem ' 
Erfinder ein Mitbestimmungsrecht gewahrt bleiben. 

Heinz Potthoff, München. 


Patentwesen und Erfinderrecht 


Erfinderrechte in Deutschland und Amerika. Das Mamı- 
skript des Schriftstellers genießt ohne weiteres das gesetzliche 
Urheberrecht. Mit der Tatsache seiner vollendeten Entstehung 
ist auch gleichzeitig. der einschlägige gesetzliche Schutz ge- 
schaffen. Hier ist also das bestehende Gesetz der natürlichen 
Rechtsanschauung vom geistigen Eigentum gefolgt, wie solche 
sich in dem Volksempfinden ausgebildet hat. Anders liegen 
bekanntlich die deutschen Rechtsverhältnisse für technische 
Erfindungen. Wenn auch hier ein Erfinderrecht vor der Patent- 
anmeldung unzweifelhaft gegeben ist, so ist doch dieses äußerst 
beschränkt, und vor allem werden durch eine selbst von dem - 
Erfinder getätigte offenkundige Benutzung seiner Erfindung, 
bevor solche beim Patentamt deponiert ist, alle seine Rechts- 
ansprüche auf Erteilung eines Patentes und damit seine Erfinder- 
rechte überhaupt völlig vernichtet. Wer die Interessen von 
nicht entsprechend gesetzlich vorinformierten Erfindern zu 
vertreten hat, wie solche sich häufig in den Kreisen der ame- 
rikanischen Ingenieure und Firmen, sowie der kleineren oder 
mittleren deutschen Gewerbetreibenden, der jüngeren deutschen 
Techniker und Ingenieure, der deutschen und internationalen 
Artisten usw. vorfinden, wird häufig festzustellen in der Lage 
sein, welche schweren Schädigungen hier oft durch den Verlust 
der Patentrechte wegen eigener offenkundiger Vorbenutzun 
vor der Anmeldung eintreten, und wie gerade natürlich dabei 
die Erträge der in der Praxis am meisten einschlagenden 
Neuerungen den Erfindern verlorengehen. Man darf wohl aus 
der Praxis behaupten, daß insbesondere viele der in Deutsch- 
land arbeitenden Amerikaner zunächst bei der erstmaligen 
Bearbeitung von Neuerungen hier in Deutschland diese unan- 
genehme Erfahrung machen, ganz abgesehen von der großen 
Anzahl deutscher Techniker und kleinerer und mittlerer In- 
dustrieller. Nichts erscheint dem Erfinder natürlicher, als daß 
er seine Erfindung, nachdem sie in der Idee feststeht, zunächst 
nicht nur technisch, sondern auch auf kaufmännischen Erfolg 
auszuprobieren berechtigt ist, um sich erst dann, gewisser- 
maßen als amtliche Bestätigung seiner Rechte, offiziell ein 
Patent erteilen zu lassen. 


Dasin Deutschland undindenmeistenLän- 
dern herrschende „Anmeldeprinzip“ wider- 
sprichtalsodemnatürlichenRechtsempfinden 
weiter Kreise. Um die hieraus entstehenden wirtschaft- 
lichen Schädigungen zu vermeiden, ist es daher immer wieder 
Pflicht aller Beteiligten und: Informierten, insbesondere 5 
der technischen Presse, auf den Umstand hinzuweisen, da 
eben nun einmal das geistige Eigentum an Erfindungen in 





‚Deutschland gemäß der Rechtspraxis: trotz aller gegenteiligen 


"Theorie erst mit der Anmeldung gesichert ist. 


Interessant ist, daß in dieser Richtung die amerikanische 


jFPatentgesetzgebung sich weit mehr dem Volksempfinden an- 


gepaßt hat. 


Nachdem der Gedanke in dem Geiste des Erfinders ent- 
Standen ist, läßt ihm. nämlich das dortige Gesetz volle zwei 


Jahre Zeit, die Erfindung in die Praxis überzuführen, was man 


„reduction to practice‘ nennt. Von dem Augenblick an, wo in 


diesem Sinne an der praktischen Ausgestaltung der Erfindung 
gearbeitet wird, droht dem Erfinder gemäß ‘der Gesetztheorie 
I'keine Gefahr mehr. ‚Keine Vorveröffentlichung, keine spätere 
Erfindung eines Wettbewerbers, ja nicht einmal eine Patent- 
jfanmeldung kann seinen Rechten gefährlich werden. In aller 
Ruhe kann er seine Erfindung ausarbeiten, manchen Gedanken, 
|'der sich nur auf dem Papier schön ausnahm, als praktisch 
"wertlos ausscheiden, dafür neue Möglichkeiten an seine Stelle 


setzen, und über die wirtschaftliche Bedeutung und die Ver- 
wertungsmöglichkeit seiner Erfindung auch in der Oeffent- 
lichkeit Erfahrungen sammeln. 

Es ist klar, daß dieses Prinzip seine Vorzüge hat und ins- 
besondere häufig ausgereiftere Patentanmeldungen -hervor- 
bringen wird, als die oft überstürzten, welche nach deutschem 


Recht und übrigens auch nach den meisten anderen europä- 


ischen Gesetzen nötig sind. In manchen Fällen gewährt auch 


|ferst die praktische Verwertung der Erfindung die Mittel, die 
Kosten der Patenterwerbung zu tragen. 


Immerhin darf nicht übersehen werden, daß auch vom 
Eriinderstandpunkt in anderer Hinsicht das deutsche Recht 


|'seine Vorzüge, das amerikanische seine Nachteile hat. Es hält 
‚die. Anmeldegebühr verhältnismäßig niedrig (gegenwärtig 


M. 15,—), es gestattet ferner jederzeit Zusatzanmeldungen, 
wenn die Umsetzung in die Praxis neue Erfindungsgedanken 
zeigt. Allerdings datieren die Zusatzpatente auch erst vom 
Tage ihrer Anmeldung, nicht etwa vom Tage der Anmeldung 
des Hauptpatentes an. Ihr einziger Vorteil ist der, daß sie nur 
die halben Gebühren erfordern. 

Schließlich kennt das deutsche Recht auch den in fast allen 
anderen Ländern unbekannten, vom Patentschutz ganz unab- 
hängigen, einfacheren und wohlfeilen Gebrauchsmusterschutz. 
Umgekehrt hat das auf den ersten Augenblick so bestechend 


|aussehende amerikanische Recht auch vom Erfinderstandpunkt 


seine sehr großen Schattenseiten. Das Anmeldedatum, das 
nach deutschem Recht für den Anspruch auf Patenterteilung 
bei Streitigkeiten zwischen voneinander unabhängigen Er- 
findern usw. ausschließlich maßgebend ist, hat wenigstens 
den unbestreitbaren Vorzug, einwandfrei festzustehen. Wann 
aber die „reduction to practice“, die nach amerikanischem 
Recht den eigentlich entscheidenden Zeitpunkt bildet, begonnen 
hat, ist nicht immer leicht zu ermitteln. In vielen Fällen bleibt 


I'nur der Eid, das sogenannte „affidavit‘‘, als Beweismittel 


übrig, und daß dies seine schweren Bedenken hat, liegt auf 
der Hand. Auch der Begriff der „reduction to practice‘ selbst 
gibt zu Streitigkeiten Anlaß. Bei unsicherer Rechtslage wird 
jedoch im allgemeinen die kapitalkräftigere Partei — also wohl 
nieht der Erfinder —, die mehr Mittel für den Prozeß aufwenden 
kann, im Vorteil sein. 

Das amerikanische Recht berücksichtigt in erster Linie 
den Erfinder. Der ganzen Sinnesart dieser Nation, die ja zur 
Technik ein ganz anderes Verhältnis hat als alle europäischen 
Völker, erscheint der Besitz an erfinderischen Ideen als ein 
sehr wesentlicher Teil des Reichtums eines Volkes. Das deut- 
sche Patentrecht hingegen denkt in erster Linie an die Industrie, 
von der ein stets wachsender Teil unseres Volkes lebt. Deren 
Bedürfnisse gehen vor allen Dingen darauf hinaus, durch Ver- 
bote — und jedes Patent stellt ja ein Verbot dar — nicht mehr 
als irgend nötig beeinträchtigt zu sein. Eine schwere Behin- 
derung der Industrie wäre es natürlich, wenn beispielsweise 


"eine große Fabrik kostspielige Vorbereitungen für irgendeine 


neue Fabrikation trifft, um dann vielleicht zu erfahren, daß 
in irgendeinem verborgenen Winkel des Landes ein Privat- 
erfinder den Gedanken schon einen Monat früher in die Praxis 
umgesetzt hat und nun entsprechend dem amerikanischen! 
Recht durch Patenterwerbung ein Verbietungsrecht geltend 
machen kann. Nach unserem Patentrecht hingegen kann die 
Industrie nur durch erteilte Patente und Gebrauchsmuster, die 
kennen zu lernen keinem Industriellen schwer sein kann, und 
außerdem noch durch Anmeldungen, die sich im Prüfungs- 


“verfahren befinden, behindert werden. Auch diese letzteren 


erfährt jedermann, wenn er seine eigene Erfindung zum Patent 
anmeldet, da sie ihm alsdann vom Prüfer als eventuell ältere 
Rechte während der Prüfung, allerdings oft erst spät, entgegen- 
gehalten werden. 

Es muß allen in der deutschen Praxis unerfahrenen Pro- 
duzenten von technisch geistigen Werten immer wieder gesagt 
werden: In Deutschland sind Erfindungen vor 
der Anmeldung zu Patent oder Gebrauchs- 
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muster geheimzuhalten Erst wenn .die An- 

meldung erfolgtist, darf die Erfindung in die 

Oeffentlichkeit überführt werden. j 
Patentanwalt Dr. L. Gottscho, Berlin. 


Entscheidungen 


Wird die fristgerechte Kündigung eines minderbeschädigten 
Arbeitnehmers infolge nachträglicher Erhöhung des Grades 
der Erwerbsbeschränkung auf 50 Prozent oder durch Gleich- 
stellung mit den Schwerbeschädigten unwirksam? Diese sehr 
selten zum Austrag gelangende, aber dennoch gewiß inter- 
essierende Streitfrage, stand in einem im Rechtsschutz des 
Bundes vor dem Landgericht in Torgau durchgeführten Pro- 
zesse zur Entscheidung. Der Sachverhalt war folgender: 
Einem seit September 1918 in Diensten der ‚betreffenden Firma 
stehenden, ihr damals als Kriegsbeschädigter (40 Prozent er- 
werbsbeschränkt) überwiesenen Angestellten war unter Ein- 
haltung der tarifvertraglichen dreimonatlichen Kündigungsfrist 
Mitte Februar 1924 die Kündigung zum 30. Juni 1924 zugestellt 
worden. Der Angestellte war Mitglied des Angestellten- und 
Betriebsrates, dessen Zustimmung zur Kündigung nicht vorlag. 
Das von der Firma vor der Kündigung gemäß $ 97 B.R.G. 
angerufene Arbeitsgericht hatte entschieden, daß eine Zu- 
stimmung zur Kündigung angesichts der vorgenommenen .Be- 
triebseinschränkungen nicht erforderlich sei, und demgemäß 
die Erteilung der Zustimmung abgelehnt. Im März 1924 wurde 
der Angestellte bei der Neuwahl des Angestellten- und Betriebs- 
rates wiedergewählt und im April 1924 bei einer Nachunter- 
suchung durch die Hauptfürsorgestelle als 50 Prozent erwerbs- 
unfähig mit Rückwirkung vom 1. März 1924 ab anerkannt. 
Die Firma nahm auf Grund der Kündigung am 30. Juni. 1924 
die Entlassung vor. Auf die seitens des Angestellten einge- 
reichte Klage*zur Zahlung des Gehaltes für die Zeit von zu- 
nächst Juli-September 1924 ist die Firma verurteilt worden. 
Das Gericht hat sich dabei auf den Standpunkt gestellt, daß 
durch die mit Rückwirkung ab 1. März 1924 ausgesprochene 
Feststellung einer 50 prozentigen Erwerbsbeschränkung die im 
Februar 1924 zugestellte Kündigung rechtsunwirksam geworden 
sei. Zu der Frage der Wirkung der Schutzbestimmungen des 
Betriebsrätegesetzes hat das Gericht keine Stellung genommen. 

Bevor wir die Entscheidungsgründe des Urteils bekannt- 
geben, seien noch folgende Bemerkungen gestattet: 

Nach $ 13 des Schwerbeschädigtengesetzes vom 12. Ja- 
nuar 1923, Reichsgesetzblatt I, Seite 58ff., ist zur Kündigung 
eines Schwerbeschädigten- die Zustimmung der Hauptfürsorge- 
stelle erforderlich. Gemäß $ S des genannten Gesetzes kan 
die Hauptfürsorgestelle Kriegs- und Unfallbeschädigte, bei denen 
die Minderung der Erwerbsfähigkeit weniger als 50 Prozent, 
aber mindestens 30 Prozent beträgt, den Schwerbeschädigten 
gleichstellen, wenn sie sich ohne Hilfe des Gesetzes einen ge- 
eigneten Arbeitsplatz nicht zu verschaffen oder zu erhalten 
vermögen. Der letztere Fall (die Erhaltung des Arbeitsplatzes) 
liegt unseres Erachtens dann vor, wenn eine Kündigung bereits 
erfolgt ist, da vor Ausspruch einer solchen eine Bedrohung 
des Arbeitsplatzes nicht besteht. Das Kammergericht Berlir 
hat in einem gleichen Falle durch Urteil vom 21. Oktober 1922 
(abgedruckt in der „Neuen Zeitschrift für Arbeitsrecht‘‘, 
4. Jahrgang, Seite 58) entschieden, daß durch die nachträg- 
liche Gleichstellung eines Minderbeschädigten mit den Schwer- 
beschädigten die Kündigung unwirksam geworden sei. In dem 
hier behandelten Falle war nun nicht nur eine Gleichstel- 
lung mit den Schwerbeschädigten erfolgt, sondern der Ange- 
stellte hatte durch die Erhöhung des Grades seiner Erwerbs- 
beschränkung von 40 Prozent auf 50 Prozent den vollen 
Schutz des Schwerbeschädigtengesetzes erhal- 
ten. Wenn das Gesetz auch die Einwirkung eines auf diese 
Weise erlangten Schutzes auf eine bereits ausgesprochene 
Kündigung nicht ausdrücklich regelt, so kann einer solchen 
Kündigung nach Sinn und Zweck des’ Gesetzes eine Rechts- 
wirksamkeit nicht zuerkannt werden, da das Gesetz die Schwer- 
beschädigten gerade vor dem Verlust ihrer Stellung und vor 
Arbeitslosigkeit schützen will. 

Das Landgericht Torgau hat im einzelnen folgendes aus- 
geführt: 

„Es kann dahingestellt bleiben, ob die Kündigung der Zustimmun 
des Arbeitsgerichts nach $ 96 Abs. 2 des Betriebsrätegesetzes bedurtt 
hätte und ob der Beschluß des Arbeitsgerichts vom 7. Februar 1924 
als Zustimmung zur Kündigung aufzufassen wäre. 

Die Klage ist bereits deshalb begründet, weil die Zustimmung der 
Hauptfürsorgestelle fehlt. 

Der 8 3 des Gesetzes über die Beschäftigung Schwerbeschädigter in 


der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Januar 1923 — A.G.Bl. 1923, 
Teil I, S. 58 — bestimmt, daß ein Schwerbeschädigter im Sinne dieses 


Gesetzes derjenige ist, der in seiner Erwerbsfähigkeit um mindestens 
50 vom Hundert beschränkt ist. Die übrigen Voraussetzungen, die $ 3 
a..a. ©. aufstellt, liegen, wie nicht bestritten ist, vor. Nach 8.13 a.a.O, 
kann einem Schwerbeschädigten nur mit Zustimmung der Haupifür- 
sorgestelle gekündigt werden, Die Zustimmung wird bei dauernder 
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Betriebseinstellung oder -einschränkung nicht entbehrlich. Eine ent- 
sprechende Bestimmung, wie sie das Betriebsrätegesetz für Betriebsrats- 
mitglieder im $ 96 Abs. 2 gibt, fehlt hier. $ 16 des Schwerbeschädigten- 
gesetzes bestimmt nur, daß die Zustimmung der Hauptfürsorgestelle in 
solchen Fällen unter einer bestimmten Voraussetzung nicht versagt wer- 
den darf. 


Der Kläger ist zu 50 vom Hundert erwerbsbeschränkt erst vom 
1. März 1924 ab. Die Kündigung zum 30. Juni 1924 ist bereits vor 
diesem Zeitpunkt am 13. Februar 1924 erfolgt. Daraus folgert die Be- 
klagte, daß die Kündigung rechtserheblich war, daß somit das Ver- 
tragsverhältnis rechtsgültig zum 30. Juni 1924 gelöst ist und die nach 
der Kündigung eingetretene Erwerbsunfähigkeit von 50 v. H. das rechts- 
gültig gelöste Arbeitsverhältnis nicht berühren könne. Diesem Stand- 
punkte kann nicht beigetreten werden. Die Kündigung ist eine Willens- 
erklärung mit der Wirkung, das Dienstverhältnis nach Ablauf der be- 
stimmten Frist zum Abschluß zu bringen. Es endigt in vorliegendem 
Falle im Regelfalle der Vorschriften des B.G.B. am 30. Juni 1924, 
Das Schwerbeschädigtengesetz greift aber in einschneidender Weise in 
diese Regelbestimmungen ein. Es bezweckt den Schutz der Schwerbe- 
schädigten. Es soll nicht von dem Ermessen des Arbeitgebers allein ab- 
hängen, ob das Vertragsverhältnis aufgelöst werden soll, sondern es soll 
die Hauptfürsorgestelle, die in erster Linie die Belange des Schwerbe- 
schädigten wahren soll, die Entscheidung haben, weil nur sie in der Lage 


ist, zu übersehen, ob der Schwerbeschädigte anderweit Arbeitsmöglichkeit 


bekommen kann. Die Zustimmung muß nach dem Sinne des Gesetzes 
deshalb auch in dem Falle erfordert werden, wenn der Arbeitnehmer 
erst am letzten Tage vor Ablauf des Veriragsverhältnisses Schwerbe- 
schädigter nach $ 3a.a.O. wird. Denn dann wäre er des Schutzes 
genau so bedürftig, wie derjenige, der bereits zur Zeit der Kündigung 
Schwerbeschädigter ist. Es mag eine Härte darin legen, in solchem 
Falle das Vertragsverhältnis trotz zunächst ordnungsmäßiger Kündigung 
gegen den Willen des Arbeitgebers weiter a!s fortbestehend zu be 
trachten, Die Interessen des Arbeitgebers müssen aber in solchen Fällen 
hinter denen des Arbeitnehmers zurücktreten. In vorliegendem Falle 
hatte zudem die Beklagte vor dem 30. Juni 1924 noch reichlich Zeit, 
die Zustimmung der Hauptfürsorgestelle einzuho'en und den Kläger der 
Fürsorgetätigkeit der Hauptfürsorge zu unterstellen. Seit Kenntnis von 
der Verminderung. der Erwerbsfähigkeit auf 50 v. H.*im April liefen 
noch über zwei Monate bis zum 30. Juni 1924. Der Umstand, daß die 
Beklagte lange Zeit vor dem letzten zulässigen Termin gekündigt hat, 
ändert nichts, Eine unverhältnismäßig frühe Kündigung bessert die Lage 
des Schwerbeschädigten nicht, denn wenn er dadurch auch mehr Zeit 
gewinnt, sich nach einer anderen Beschäftigung umzusehen, so ist dieser 
Zeitgewinn doch zwecklos. Denn im Februar 1924 ließ sich noch nicht 
übersehen, ob sich zum 1. Juli 1924 Arbeitsgelegenheit bieten würde, 
Der Februar 1924 fiel in die Zeit des allgemeinen Abbaues von Beamten, 
Angestellten und Arbeitern.“ 


Darf eine durch Aufrückung in die nächsthöhere Alters- 
stufe erlangte tariiliche Gehaltserhöhung auf die Leistungs- 
zulage angerechnet werden? Mit dieser Rechtsfrage hatte 
sich das Gewerbegerichtt München in der Sitzung vom 
12. März 1925 ne Reg. Nr. 479/25) auf Grund folgender 
Sachlage zu befassen. Dem Kläger, technischer Angestellter 
bei der beklagten Firma, stand laut N.F. A.K.-Tarif bis zum 
31. Dezember 1924 im Lebensalter von 21-24 Jahren ein Ge- 
halt in der Spannung von 122 bis 142 M. zu. Diese Spannungen 
sind im Tarifvertrage vorgesehen, um dem Arbeitgeber die 
Möglichkeit zu lassen, besser qualifizierte Angestellte nach 
eigenem Ermessen, ihrer Leistung entsprechend höher zu 
bezahlen, im Rahmen derjenigen Spannung, in die sie nach 
dem Lebensalter eingereiht sind. Der Kläger erhielt 
bis zum 31. Dezember 1924 ein Gehalt von 134 M. Er bezog 
also eine Leistungszulage von 12 M., mit der er etwas über 
die Mitte dieser Spannung zu stehen kam. Anfangs Januar 
1925 trat er in das 25. Lebensjahr, rückte deshalb automa- 
tisch in die nächsthöhere tarifliche Gehaltsstufe und zwar 
in die Spannung von 142-162 M. ein. Die Firma zahlte nun 
dem Kläger vom 1. Januar 1925 ab ein Gehalt von 142 M., 
also das Minimum der neuen Spannung, und sie begründet 
diesen Standpunkt folgendermaßen: Der Kläger bezog am 
31. Dezember 1924 ein Gehalt von 134 M. Er war also einen 
Tag vor Vollendung seines 24. Lebensjahres nicht für das 
Maximum von 1422 M. qualifiziert und hätte, wenn 
der Tarifvertrag keine Erhöhung wegen Lebensalter vor- 
sehen würde, solange das Gehalt von 134 M. weiter bezogen, 
bis auf Grund einer Qualifikation eine Erhöhung 
erfolgt wäre. Nur weil der Tarifvertrag nach voilendetem 
24. Lebensjahr ein Minimum von 142 M. vorschreibt, mußte 
die Firma schon vom 1. Januar 1925 ab dieses Mindestgehalt 
von 142 M. zahlen. Die Erhöhung erfolgt also nicht auf 
Grund einer verbesserten Qualifikation, sondern lediglich 
auf Konto Lebensalter. 


” Der Kläger dagegen und mit ihm der Angestelltenrat 
der Firma vertraten die Auffassung, daß ein Angestellter, 
der wegen Ueberschreitung der oberen Lebensaltersgrenze 
aus der seither für ihn geltenden Spannung in eine neue hin- 
überwechselt, innerhalb dieser neuen Spannung wieder so 
eingereiht werden muß, daß die Abstände des neuen Gehalts’ 
von der Minimum- und Maximumgrenze der neuen Spannung 
dieselbe Proportion ergeben wie bisher. Infolgedessen stellte 
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der Kläger seine neuen Gehaltsansprüche auf 142412154 M 
monatlich und verlangte mit seiner Klage Nachzahlung von 
je 12 M. für die Monate Januar und Februar 1925. 


Das Gewerbegericht hat die Firma kostenpflichtig zur 
Zahlung des eingeklagten Betrages verurteilt und seine Ents 
scheidung wie folgt begründet: i 

„Strittig zwischen den Parteien ist, ob die Beklagte durch Einreihun 
des Klägers in die Gruppe III nach Erreichung des 24. Lebensjahres mi 
142 Mark, der ihr nach dem unbestrittenermaßen für die Prozeßparteien 
geltenden N.F.A.K.-Abkommen obliegenden Verpflichtung genügt hat, 
Maßgebend für die Beurteilung dieser Frage ist $ 2 Ziff. 2 und 3 des 
Gehaltsmantels für Angestellte füt die N.F.A.K.-Tarifgemeinschaft und 
der hierzu ergangene, von beiden Tarifparteien angenommene Schieds-| 
spruch des Landesschlichters vom 28. Januar 1925. Nach erster Be 
stimmung erfolgt der Uebertritt in die höhere Gehaltsstufe am ersten 
des laufenden Monats, wenn der Geburtstag, wie im strittigen Falle, in 
die Zeit vom 1. bis 15. des Monats fällt. Außerdem unterliegt die Ge- 
währung von Leistungszulagen und Gehaltsvorsprüngen der freien Verein- 
barung, ebenso deren spätere Erhaltung oder Anrechnung bei Gehalts- 
veränderungen. Nach letzterer Vereinbarung ist bei der Einreihung der 
Angestellten in die neuen Spannungssätze die Stelle maßgebend, an der 
sich der Angestellte bisher befunden hat. Ausıdem Zusammenhange dieser 
beiden Sätze ist als klarer Sinn dieser Bestimmungen anzunehmen, daß 
‚nach dem Willen der vertragschließenden Parteien kein Angestellter bei 
Einreihung in eine neue Gehaltsgruppe und bei gleichbleibender Quali- 
fikation schlechter gestellt werden darf als bisher, d. h. unter den gleich 
günstigen Bedingungen in der neuen Gehaltsgruppe eingereiht werden 
muß, unter denen er in der alten Gehaltsgruppe figurierte. In gleichem 
Sinne spricht sich auch das im Schiedsspruch angeführte Beispiel aus, 
das folgert, daß, wenn ein Angestellter, natürlich bei gleich günstiger 
Beurteilung seiner Leistungen, bislang sich in der Mitte. der Spannung 
befand, er bei den neuen Spannungssätzen wieder in die Mitte eingereilt 
werden muß. Da aber nun unbestrittenermaßen die Leistungen 
des Klägers seitens der Beklagten gleich hoch wie 
bisher bewertet wurden, genügte letztere mit der Einreihung des, 
Klägers nach vollendetem 24. Lebensjahre ab 1. Januar 1925 mit 142 M„ 
also mit dem Mindestgehalt, keineswegs ihren tarifichen Verpflichtungen, 
vielmehr mußte sie antragsgemäß bei Einreihung ‘zur Beibehaltung des 
bisherigen Spannungssatzes über den Mindesttarif in Höhe von 12 M. 
monatlich, also für Januar und Februar zu insgesamt 24 M., verurteilt‘ 
werden. Als unterliegender Teil hatte die Beklagie auch die Kosten 
des Rechtsstreites zu tragen. $ 91 Z.P.O. | 


Darf der Arbeitgeber den Angestellten straflos beleidigen?‘ 
Kollege M. war bei dem Schlossermeister Wilhelm Schulz in, 
Sorau (Niederlausitz) als Techniker tätig. Nach seinem Aus-) 
scheiden, das am 30. September 1922 erfolgte, konnte ein 
Zelluloidzirkel nicht aufgefunden werden. Bei den Einstel- 
lungsverhandlungen mit einem Techniker Lierse äußerte Schulz: 
„Ich möchte mit Ihnen nicht dieselben traurigen Erfahrungen | 
machen wie mit Ihrem Vorgänger, denn mit dem Weggange 
desselben ist auch mein Zelluloidzirkel verschwunden.“ Diese 
Acußerung hat Lierse dem Kollegen M. mitgeteilt, der 
daraufhin Privatklage gegen Schulz erheben ließ, wozu ihm! 
der Rechtsschutz des Bundes gewährt wurde. Das Amtsgericht‘ 
in Sorau verurteilte den Schlossermeister Wilhelm Schulz amı 
29. April 1924 wegen Beleidigung des Kollegen M. zu 25 Mark 
Geldstrafe oder fünf Tagen Gefängnis, unter Auferlegung der' 
Kosten. In seiner Begründung sagt das Amtsgericht u. a.: 


Der Privatkläger hat mit Recht in dieser Aeußerung den 
Vorwurf des Diebstahls erblickt, der sich auch ohne weiteres. 
aus dem Wortlaut der Aeußerung ergibt, denn der Zeuge, 
Lierse konnte die Aeußerung gar nicht anders auffassen, als 
daß der Privatkläger sich den Zirkel des Angeklagten’ rechts- 
widrig angeeignet haben sollte. Den Wahrheitsbeweis 
hatder Beklagte nicht geführt. Die Aeußerung ist, 
was weiter keiner Ausführung bedarf, geeignet, den Privat- | 
kläßer in der öffentlichen: Meinung herabzuwürdigen und ver- 
ächtlich zu machen. Der Angeklagte war daher wegen übler, 
Nachrede aus & 186 R.St.G.B. zu beotrafen und erschien eine 
Geldstrafe von 25 Mark, Ersatzweise fünf Tage Gefängnis, an- 
gemessen. dE: 

Schulz hatte gegen:M. Widerklage erhoben, da M. in einem 
Briefe den Vorwurf des Diebstahls energisch zurückwies und‘ 
folgende Worte wählte: „Es ist mir unbegreiflich, welches 
das Motiv zu einer so schmutzigen Behauptung ist, die doch 
nur von einem ganz niedrigen Charakter zeugt.“ Das Amts- 
gericht Sorau hat die Widerklage abgewiesen und sich auf 
den Standpunkt gestellt, daß M. in Wahrnehmung berechtigter 
Interessen gehandelt hat und daß es sich tatsächlich nur um 
eine, wenn auch scharfe, so doch völlig berechtigte Abwehr- 
maßregel des Privatklägers gegen die völlig beweislos ge- 
bliebene Behauptung des Angeklagten handelt. Schulz hat 
gegen dieses Urteil Revision bei dem Kammergericht einge- 
legt, das aber in seiner Sitzung vom 9. August 1924 die Re- 
vision zurückgewiesen hat. In der Begründung wird ausgeführt, 
daß der Vorderrichter mit Recht in der Aeußerung des Schulz 
eine Beleidigung erblickt habe, die zur Bestraiung führen 
mußte. Die weiteren Kosten sind Schulz auferlegt worden. 
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zu der Frage der Billigkeit der durch den Schiedsspruch 
vorgesehenen Gehaltsregelung Stellung zw nehmen.“ 


‚ „jetzt haben die Angestellten der Siegerländer Industrie 
in ihrer eigenen Angelegenheit das Wort. Der Herr Reichsar- 
beitsminister nimmt nicht an, daß ein staatlicher Zwangsein- 

griff, der den Angestellten ein Mindestgehalt von 76 Mark 
garantieren würde, im Interesse der Allgemeinheit unerläßlichi 
sei, Sollten die Siegerländer Angestellten anderer Meinung 
sein als der Herr, Reichsarbeitsminister, so bleibt ihnen nach 
Erschöpfung aller friedlichen Mittel nichts anderes übrig, alsı 
sich durch Anwendung gewerkschaftlicher Mittel dagegen zur 
Wehr zu setzen, daß der der Siegerländer Industrie drohende 
Profitausfall auf Kosten der Lebenshaltung der Angestellten 
ausgeglichen wird. 


Die Entscheidung des Reichsarbeitsministeriums in dem 
#Falle Tarifstreit Siegerland ist aber nicht nur für die zunächst 
Ibeteiligten Siegerländer Kollegen, sondern für alle jene lehr- 
reich, die glauben, ohne eigene Anstrengung nur mit Hilfe der 
Staatlichen Schlichtungsorgane zur ihrem Rechte zu kommen. 
Die Fassung der oben wiedergegebenen Entscheidung läßt 
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Zum Kampf im Bersbau 


t 
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Die Wichtigkeit des Kohlenbergbaues für unsere gesamte 
Wirtschaft wird allseitix anerkannt. Ohne sie zu über- oder 
unterschätzen, läßt sich sagen, daß die Verhältnisse in der 
JUrproduktion die übrige Wirtschaft weitgehend beeinflussen. 
Wir haben im Laufe der Jahre in der „D.T.Z.“ den Kohlen- 
fbergbau sehr oft, ganz besonders von den wirtschaft- 
(lichen Gesichtspunkten aus, behandelt, weil Mitglieder des 
Bundes nicht nur als Vertreter in allen den Stellen saßen, die 
sich mit dem Bergbau befaßten, sondern die auch die Mit- 
larbeiter waren, die gemeinsam mit den Vertretern des deutschen 
| Bergarbeiter-Verbandes die geistige Richtung der Vertretung 
beeinflußten. Und darüber mußten und haben wir Rechen- 
Sschaft gegeben. Heute stehen wir aller Wahrscheinlichkeit 
nach wiedervoreinem Wendepunkte in der Kohlen- 
wirtschaft. Deshalb erscheint es notwendig, eine kurze Ueber- 
sicht über die Entwicklung zu geben, um zu zeigen, warum 
die gegenwärtigen Vorgänge von so großer Bedeutung werden 
können. 

| Nachdem der Krieg verloren und unsere Wirtschaft in 
den schwersten Zuckungen lag, wollte man durch die Sozia- 
llisierung des Kohlenbergbaues das Fundament un- 
serer Wirtschaft stärken, um einen neuen Bau der Wirtschaft 
zu errichten. Die Widerstände, die sich der Sozialisierung 
lentgegensetzten, im einzelnen zu schildern, ist nicht Zweck 
Idieser Zeilen. Aber schon zu jener Zeit wurde von uns er- 
kannt, daß auch eine Sozialisierung die Rettung nicht bringen 
kann, wenn es nicht gelingt, in den sozialisierten Betrieben 
Iijene wirtschaftlichen Voraussetzungen zu schaffen, die für 
das Gedeihen des Bergbaues unbedingt notwendig sind. Das 
Leben und Sterben des deutschen Steinkohlenbergbaues hängt 
zum größten Teile davon ab, ob es gelingt, im Bergbau jene 
Relation wieder herzustellen, die vor dem Kriege zwischen 
England und Deutschland in Preisen, Selbstkosten und Löhnen 
Ibestanden hat. Der englische und der deutsche Bergbau be- 
jeinflussen sich gegenseitig. Ist der eine billiger, muß der 
jandere nachgeben. Wenn wir also nicht durch den englischen 
Bergbau zugrundegerichtet werden sollten, mußte das Gleich- 
ewicht hergestellt werden. Infolge des verlorenen Krieges 
Bitte sich das Verhältnis in den wirtschaftlichen Unterlagen 
des: Bergbaues gegenüber England so stark zu unseren Un- 
unsten choben, daß wir zugrunde gehen mußten, wenn 
eine Aenderung eintrat. Aus diesen Schwierigkeiten konnte 
uns auch die Tatsache der Sozialisierung nicht retten. Das 
frühere Verhältnis zwischen Preisen, Förderanteil pro Schicht 
und Löhnen mußte mit England wieder hergestellt werden, 
anz gleichgültig, welche Betriebsform der Bergbau erhielt. 
ealisch haben wir versucht, diese Erkenntnis zu förderiı. 
Verschiedentlich haben wir schlagwortartig ausgesprochen, daß 
es gar nicht darauf ankomme, ob man eine oder eine halbe 
Tonne pro Schicht fördere, ob man zehn oder sechs Stunden 
arbeite, sondern allein darauf komme es an, das alte Verhältnis 
in der Leistung mit den übrigen Kohlenländern, vor allem mit 
England, wieder herzustellen. Im englischen Bergbau hatte man 
die Arbeitszeit nach dem Kriege um eine Stunde = 16 Proz.” ver- 
kürzt, die Leistung war jedoch nur um etwa 6 Proz. gesunken. 
Bei uns mußte also alles getan werden, um ebenfalls einen 
Förderanteil pro Schicht zu schaffen, der auch nur 6 Prozent 
unter der Friedensleistung lag, besonders wenn wir auch die 
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durchaus den Schluß zu, daß im Reichsarbeitsministerium die 
Ansicht herrscht, die absolute Verele/llung einiger tausend 
Arbeitnehmer berühre das Allgemeininteresse nicht. Vermut- 
lich würde nach Ansicht des R.A.M. das Allgemeininteresse 
ein Eingreifen unerläßlich erscheinen lassen, wenn durch Kampf- 
maßnahmen der Arbeitnehmer die Profitinteressen der Sieger- 
länder. Industriellen ernsthaft gefährdet würden, 


Baugewerbetarife 


Tarifvertragsverhältnis mit dem Bund Deutscher Archi- 
tekten in Württemberg. Seit April d. Js. bemüht sich unsere 
Gauverwaltung Südwestdeutschland mit dem Bund Deutscher 
Architekten, Bezirk Württemberg und Hohenzollern, zu einem 
Tarifvertrag für die technischen Angestellten zu kommen. 
Die Bemühungen sind insofern erfolgreich gewesen, als der 
B.D.A. in Württemberg im Juli d. Js. der Vereinigung 
württembergischer Arbeitgeberverbände bei- 
getreten ist mit der Wirkung, daß für die bei Architekten 
tätigen Angestellten damit der Landestarif für Württem- 
berg und Hohenzollern zur Anwendung gelangen muß. 


alte Relation zu den englischen Löhnen wieder hergestellt 
haben wollten. Um diese Erkenntnis zu fördern,‘ hat auf 
unsere Anregung hin der Reichskohlenrat eine Untersuchung 
über die Ursachen des Leistungsrückganges im deutschen 
Bergbau vorgenommen, die für das Ruhrrevier von unserem 
Kollegen Halbfell, für Oberschlesien von unserem Kol- 
legen Schirmer und für den Braunkohlenbergbau von 
unserem Kollegen Thiele gemeinsam mit drei Arbeitgebern 
ausgeführt wurde. Die in dieser Untersuchung niedergelegten 
Tatsachen sind, wenn auch zuerst gegen sehr große Wider- 
stände, im großen ganzen als begründet anerkannt worden. 
Die Wichtigkeit des Förderanteiles pro Schicht für die Be- 
gründung und Durchsetzung wirtschaftlicher Forderungen so- 
wie die. Wechselwirkung zwischen englischen und deutschen 
Bergbauverhältnissen ist dann auch im Laufe der Zeit bei uns 
klar erkannt worden. Damit wurde einmal die wichtige Vor- 
aussetzung für den Erfolg wirtschaftlicher Kämpfe geschaffen, 
denn nur die Erkenntnis dieser großen Zusammenhängigkeit 
läßt die Mitglieder der Verbände die Schwierigkeiten er- 
kennen, welche bei Verhandlungen zu überwinden sind. Zum 
anderen ist damit den Arbeitgebern jenes Argument genommen 
worden, welches in der Oeifentlichkeit immer und immer 
wieder gegen die Arbeitnehmer ins Feld geführt wurde. Man 
sagte, den Arbeitnehmern fehle die Einsicht in die wirtschait- 
lichen Zusammenhänge und sie versagen, weil sie alle Dinge 
nur vom kurzsichtigsten Arbeitnehmerstandpunkt aus betrachten. 
Unsere Taktik, bei Verhandlungen mit den Unternehmern 
die wirtschaftlichen Voraussetzungen einer Gesundung des 
Bergbaues auch anzuerkennen, beginnt jetzt ihre Früchte 
zu tragen. 


Von den Unternehmern ist unter dem 31. Juli d. J. aı den 
Kanzler eine Denkschrift über die Lage des Ruhrberg- 
baues' gerichtet worden, die wahrscheinlich Auseinanderset-- 
zungen einleitet, deren Konsequenzen noch nicht abzusehen 
sind. Von dem Bergarbeiter-Verband ist auf diese 
Denkschrift unter dem 20. August ebenfalls durch eine Denk- 
schrift geantwortet worden. Das Material, welches von ihm 
hierbei verwendet wurde, ist zum großen Teil Untersuchungen 
entnommen, bei denen Butabkollegen führend beteiligt waren. 
Es sind u. a. die Gutachten unseres Kollegen Halbiell 
über die Zusammensetzung der Kohlenpreise, die er für den 
Reichskohlenrat erstattet hat, sowie die Feststellungen in der 
Stillegungskommission im Ruhrrevier, die einwandfreie An- 
gaben für die ‘Antwort geliefert haben. In beiden Denkschriften 
ist aber ein großer Unterschied vorhanden, der sich aus- 
wirken wird und muß. Die Denkschrift der Unternehmer, 
also jener Kreise, die nach außen immer beanspruchen, als 
die alleinigen wirtschaftlichen Sachverständigen zu gelten, stellt 
u, a. eine Forderung awf, die wirtschaftlicher Unsinn ist. Die 
Unternehmer fordern die Wiedereinführung der Vor- 
kriegsarbeitszeit, trotzdem sie früher immer und immer 
wieder geschrieben haben, die Verlängerung der Arbeitszeit 
sei für sie nur insoweit von Bedeutung, als durch die Ver- 
längerung unsere zurückgebliebene Leistung gegenüber England 
zu steigern sei. Durch dieses Verlassen des Bodens wirtschaft- 
licher Tatsachen kommen sie ins Rutschen; sie entziehen da- 
mit ihren Forderungen die wichtigste und nachhaltigste Be- 
ründung, die Macht der wirtschaftlichen Tatsachen. Die 
Kan jetzt wir Arbeitnehmer für uns, und das ist eine sehr 
wichtige Verbesserung unserer Position. 
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Beide Denkschriften sind über die weltwirtschaftlichen 
Ursachen der Kohlenkrise der gleichen Meinung. Aber statt 
daß die Unternehmer sich zu der einzig möglichen Erkenntnis 
aufschwingen würden, nachdem die Leistung im deutschen 
Bergbau die Vorkriegsleistung nicht nur erreicht, son- 
dern sogar überschritten hat, eine klare wirtschaftliche Linie 
anzuzeigen und durch einen Vergleich mit England zu zeigen, 
wie man diese Gleichmäßigkeit der Verhältnisse auch bezüg- 
lich der Höhe der Löhne und -der Materialpreise erreichen 
könne, wie man weiter auch in anderen Fragen die unnötige 
und erschwerende Konkurrenz ausschalten könne, stellen sie 
wieder jene Forderungen auf, die in ihrer Nichtigkeit gegen- 
über dem Gesamtproblem gar keine Rolle spielen. Die ganze 
Denkschrift der Unternehmer kommt zu dem Schluß, daß eine 
Wiederbelebung des deutschen Marktes und eine Gesundung 
der Kohlenindustrie nur dadurch zu erreichen sei, daß man 


1. die gegenwärtige Steuerlast ermäßigt; 

2. die Rohstofftarife herabsetzt; 

3. die sozialen Lasten abbaut; 

4. das Zwangsschiedswesen beseitigt und 

5. die Vorkriegsarbeitszeit wieder einführt. 


Wer diese Forderungen liest, denkt an das Wort von dem 
kreißenden Berg, der ein Mäuslein gebar. Durch diese Denk- 
schrift haben die Unternehmer wirklich anerkannt, daß sie 
ven Vorgängen im Bergbau hilf- und machtlos gegenüber- 
stehen. 

Die Denkschrift des Bergarbeiter-Verban- 
des faßt dagegen das Problem ganz anders an. Nachdem 
die Uebereinstimmung über die Ursachen der Krise Test 
gestellt ist, befaßt sie sich mit den Zahlen und sonstigen An- 
gaben der Unternehmerdenkschrift. Hierbei geht sie mit fol- 
genden Worten auf die Forderung der Verlängerung der Ar- 
beitszeit ein: 


„Mit einer in ihrer Unbefangenheit und ihren 
Widersprüchen geradezu beleidigenden Gedanken. 
führung bezeichnet sie stattdessen eine Verlängerung der 
Schichtzeit als „wichtigstes Mittel, den im raschen Fortschritt be- 
findlichen Stillegungsprozeß aufzuhalten und die Belebung des deutschen 
Marktes herbeizuführen.“ Wir haben eingangs unserer Darlegungen 
zahlenmäßig nachgewiesen, daB von seiten des Leistungs- 
effektes der bergmännischen Belegschaft alle Vor- 
aussetzungen für eine wirtschaftliche Aufbesse- 
rung des Reviers als gegeben zu betrachten sind. Wir müssen 
vielmehr der Befürchtung Ausdruck geben, daß bei dem bestehenden 
Mißverhältnis zwischen Schichtförderanteil- und 
Reallohnentwicklung, die Optimalarbeitszeit (also die 
nach jeder Richtung günstigste) heuteschonalsüberschritten 

‘ 


anzusehen ist‘ 
Am Schlusse der Denkschrift heißt es: 


„Abschließend gestatten wir uns festzustellen, daß die Hilis- 
maßnahmen, die die Denkschrift der beiden Unternehmerverbände 
des Ruhrbergbaues beim Reichswirtschaftsministerium anregt, in keiner 
Weise die erforderliche Anpassung unseres Berg- 
bauesan den für dauernd verknappten Weltkohlen. 
bedarf erwarten lassen. Der geforderte Abbau der So. 
zialversicherung, die ferner geforderte Verlängerung der 
Arbeitszeit und die Beseitigung des Schlichtungs- 
verfahrens werden von uns mät aller Entschiedenheit 
abgelehnt, wie wir uns insbesondere einer Arbeitszeitver- 
längerung mit allen Mitteln widersetzen werden. 

Wir regen demgegenüber an: 

Ein sachverständiges Gremium mit der Aufstellung eines 
Umstellungsprogramms für den gesamten Kohlen. 
bergbau zu beauftragen, das eine Steigerung der Wirtschaftlichkeit des 
Bergbaues in wissenschaftlicher, technischer und organisatorischer Hin- 
sicht zum Ziele hat. Auf dieses Programm ist der Bergbau entweder 
gesetzlich oder vertraglich (bei Gewährung von Kredit- 
hilfen usw.) zu verpflichten. 

Den von der Stillegung und Einschränkung betroffenen Arbeitern 
und Angestellten wird nach dem Vorgange der Kaliindustrie eine 
durch Umlage auf die dadurch günstiger gestellten Unternehmen aufzu- 
bringende Entschädigung gewährt. 

Für den gesamten Bergbau wird alsbald unter Beteiligung 
von Arbeitnehmervertretern als Erhebungsper- 
sonen eine umfassende Selbstkostenstatistik einge- 
richtet und der Oeffentlichkeit auszugsweise zugänglich gemacht. 

Die durch den Bau des im Projekt fertig vorliegenden Hansa. 
kanals zu ermöglichende Wasserstraßenverbindung vom Ruhrgebiet 
nach den größten deutschen Seehäfen, wird umgehend unter Hinzu» 
ziehung von Mitteln der produktiven Erwerbslosenunterstützung in An- 
griff genommen. 

Die Ueberführung der durch Stillegungen und Ein. 
schränkung freiwerdenden Arbeitskräfte in andere Be- 
tufe und Wirtschaftsgebiete ist planmäßig zu betreiben, wobei auch 
der Ausbau und die Schaffung neuer Verkehrswege im 
Ruhrbezirk Arbeitsmöglichkeiten erschließen könnten. 

Zur Erhaltung der Leistungsmöglichkeit der 
Bergarbeiter in der Zeitanziehender Teuerung sind 
die ausgleichenden Bemühungen ihrer organisa- 


‚korischen Vertretungen wirksam zu unterstützen“ 


An anderer Stelle der Denkschrift werden interna- 
tionale Abreden über die Befriedigung des Weltkohlen- 
marktes unter Beteiligung der Arbeiterschaft gefordert, 


‚Bergbautarife 


, 
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Vergleicht man die beiden Denkschriften miteinander, s@ 
sieht man, daß jene Zeit im Bergbau vorbei ist, in der die 
Unternehmer siegesgewiß für ihre Forderungen eintraten. Heute 
sind es die Arbeitnehmer, die sich bei ihren Forderungen auf 
die Macht der wirtschaftlichen Tatsachen stützen und hinter 
deren Forderungen die Zukunft steht. Es sind zwar bloß) 
zwei Schriftstücke, wer aber zwischen den Zeilen zu lesen 
versteht, erkennt die Aenderungen, die in den Schlachtlinien 
beider Parteien eingetreten sind. In England wird man 
sich ün den nächsten Monaten sehr eingehend von Regierungs- 
seite aus mit den Voraussetzungen befassen, die zu Schafie® 
notwendig sind, um im. englischen Bergbau eine Gesundung) 
herbeizuführen. Dort hat sich die Regierung vor der Macht 
der Tatsachen gezwungen gesehen, eine Unterstützung zw 
geben, das heißt einen Schritt zu tun, der eine Verleugnung 
ihrer elementarsten Grundsätze darstellt. Bei uns drängen die 
Verhältnisse auf eine ähnliche Situation zu. W. 


Lohnkämpfe im niedersächsischen Steinkohlenbergbau. Ian 
der „D.T.Z.“, Nr. 31, Seite 403, haben wir auf die unhaltbaren 
Zustände in diesem Revier. hingewiesen. Wir brachten zum 
Ausdruck, daß die Arbeitnehmer die seitherige Lohnpolitik 
nicht mehr länger ertragen könnten, so daß das Schlimmste 
Zu befürchten sei, worunter wir Arbeitsniederlegung, Streik usw. 
verstanden. Unsere Mahnungen, gerichtet an das R.A.M,, an 
das Preußische Handelsministerium, an die Generaldirektion, 
der Preußag, einzugreifen, bevor es zu spät ist, sind deshalb 
zu spät erfolgt, weil die Bergarbeiter sowohl in Barsinghausen 
als auch in Obernkirchen bereits früher in den Streik getreten 
waren, als unsere Kollegen von dem Inhalt unseres Artikels 
Kenntnis haben konnten. | 

Der Streik der Bergarbeiter dauerte nur einige Tage. Er 
wurde durch Erhöhung der Bergarbeiterlöhne um 30 Pig. 
pro Schicht beigelegt. Dieselben Werksleiter, die in den Tarif- 
verhandlungen und in den Verhandlungen vor dem Schlichter 
darauf hinwiesen, daß jede weitere Lohnerhöhung, sei.es auch 
nur um einen Pfennig pro Schicht, sie zwingen würde, die 
Werke stillzulegen, haben durch die Tat sich selbst Lügen 
gestraft. Den Angestelltenvertretern wurde anläßlich der Ver- 
handlung am 6. August von dem Geschäftsführer des Arbeit 
geberverbandes wohl die Erklärung abgegeben, daß die von 
den Bergarbeitern erzwungene Lohnerhöhung nur deshalb zur 
Auszahlung gebracht werden könne, weil die Preußag die 
hierzu benötigten Mittel zur Verfügung gestellt hätte. 

Die seitherigen Erklärungen der Arbeitgebervertreter, 
„wenn die Arbeiter mehr bekommen, werden auch im gleichen 
Ausmaß die Angestelltengehälter erhöht‘, lösten die Verhand- 
lung vom 6. August aus, zu der uns die Arbeitgeber zwecks 
Festsetzung neuer Gehaltssätze freiwillig eingeladen hatten. Ab 
1. August erfuhren die Gehälter eine Erhöhung um 7%, so daß 
von da ab das niedrigste Fahrhauereinkommen pro Monat 
134,80 Mark, das höchste Steigereinkommen 301,45 Mark be- 
trägt, wenn die Sozialzulagen unberücksichtigt bleiben. Da 
das Steigereinkommen auch z. B. für selbständige Bauführer 
und gleichwertige technische Angestellte in Frage kommt, 
müssen auch die neuen Gehaltssätze als herzlich schlecht be- 
zeichnet werden, da sie immer noch mindestens 331/,% nied+ 
riger sind als die Tarifgehälter, die für die gleichen An- 
gestellten, sei es in der Industrie, sei es im Baugewerbe, 
schon seit Frühjahr d. J. Geltung haben. 

Interessant ist, daß mit Ausnahme der AfA-Bund-Organi; 
sationen die übrigen am Tarifvertrag beteiligten Angestell‘ 
tenverbände den Schiedsspruch des Schlichters vom 17. Julid. J 
der effektiv nichts brachte, angenommen haben. Die Gedag“ 
Verbände und der G.d.A. haben damit zum Ausdruck ge- 
bracht, daß sie eine Entlohnung der Angestellten in Höhe der 
geradezu hundsmiserablen Aprilgehälter auch ab 1. Juli für aus- 
reichend hielten. Sie haben natürlich freudestrahlend die ab 
1. August gültigen, um 7% höheren Tarifgehälter angenommen. 
Einen Rechtsanspruch hatten sie hierauf nicht, da sie eit 
zweites Mal die ab 1. April gültigen Gehälter noch nicht ge- 
kündigt hatten, während ab 1. Juli für.die Mitglieder der AfA 
Bund-Verbände- eine Gehaltstafel nicht ‘bestand. 

Lediglich unser Vorgehen wurde mit einem Erfolg, wen 
auch mit einem bescheidenen, gekrönt. Hieraus sollten di 
technischen Angestellten im niedersächsischen Steinkohlenberg 
bau die Lehre ziehen, daß ihre Interessen geradlinig und an 
wirksamsten durch den Butab vertreten werden. 











Gehaltsstreit im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau. Nach 
dem die Arbeitgeber jegliche Verhandlung über eine Erhöhung) 
der Angestelltengehälter abgelehnt haben, fanden am 13. Augusi| 
auf Antrag der Angestelltenverbände vor dem Schlichter fü: 
die Provinz Sachsen Verhandlungen statt, wobei im Anschluß 
hieran folgender Schiedsspruch gefällt wurde: g 












i, 3,Mit. Wirkung ‚vom 1. August werden die. Grufldgehälter um 
acht vom Hundert erhöht; 
I, ‚2. vom gleichen Zeitpunkt ab erhöhen sich: die Ueberstundenab- 
findung auf 8,25 bis 12,— Mark, auf 12,— bis 25,— Mark; die Ver- 
pütung für die dritte Sonderschicht auf 11 Mark; die Dienstalters- 
wulage für die Gruppe 
Ia, b, c, d und NH: 1,5,— Mark, 
2. 4,50 Mark, 
3. u. 4, 4,— Mark; 
8. Diese Gehaltsregelung ist erstmalig zum 30. November 1925 künd- 


bar, Erklärungsfrist über Annahme dieses Schiedsspruches bis 
2%. August 1925, 
























IBerufsfragen der Bender 


Drohender Personalabbau bei der R.V.V. Wir hatten uns 
[vor einigen Wochen an das Reichsministerium für die besetzten 
jüebiete beschwerdeführend gewandt und um Abstellung der 
jvon einigen Dienststellen der R.V.V. geübten Methode, das er- 
lforderliche Personal nicht durch Anforderung bei der neu 
jerrichteten Ausgleichsstelle, sondern durch öffentliche Stellen- 
ausschreibung heranzuziehen, ersucht. Wir erhielten darauf: 
hin vom Ministerium die ‚nachfolgende Antwort: 


„Die Reichsvermögensverwaltung für die besetzten rheinischen Ge- 
biete hat auf meine Veranlassung zur Unterbringung der in ihrem Bereich 
'ntbehrlich werdenden Angestellten eine Listenstelle eingerichtet, wie 
jölche nach dem Reichsbesoldungsblatt 1924, Nr. 851, für abgebaute Be- 
imte bei den Landesfinanzämtern usw. vorgesehen sind. 

Auf diese Listenstelle wird sowohl bei Deckung des im eigenen 
W3ereich wieder eintretenden Bedarfs als auch bei Erledigung der zufolge 
jueines Rundschreibens vom 22. Januar 1925 — II 5a/149.25 — von 
inderen Verwaltungen (Reichs-, Staats-, Gemeinde- usw. Behörden) 
lei der Reichsvermögensverwaltung eingehenden Anfragen über verfüg- 
liare empfehlenswerte Angestellte zurückgegriffen. 
| Der Herr Reichsminister der Finanzen hat auf meine Veranlassung 
\tie Herren Präsidenten der Landesfinanzämter noch einmal besonders auf 
‚lie Gelegenheit der Heranziehung geeigneter Bewerber aus der Zahl 
ier bei der Reichsvermögensverwaltung überzähligen Angestellten hin- 
rewiesen. 

Was die in dem dortigen Schreiben vom 27. Januar und 4. April 
! 925 angeführten Fälle anbelangt, so ist es richtig, daß auch von Dienst- 
tellen der R.V.V. in letzter Zeit ireigewordene Stellen noch öffentlich 
ısgeschrieben worden sind. Es handelt sich hierbei jedoch nur um 
olche Fälle, in denen es nicht möglich war, entweder an Ort und Stelle 
ins abgebauten- oder entlassenen Angestellten geeignete Kräfte zu 
Irlangen oder solche aus anderen. Orten heranzuziehen. Vielfach weigern 
ich die Angestellten, bei anderen außerhalb ihres Wohnories gelegenen 
ienststellen tätig zu werden. 

Der Herr Präsident der R.V.V. wird stets bestrebt sein, wirklich 

leistungsfähige und zuverlässige Kräfte bei ihrem Freiwerden 
hhach Möglichkeit an anderen freien Stellen des eigenen Bereichs zu ver- 
ivenden. Dadurch, daß er sich seit Dezember 1921 die Genehmigung zur 
Entlassung und Einstellung von Dauerangestellten in jedem einzelnen 
“alle vorbehalten hat, ist es ihm möglich, die Unterbringung geeigneter, 
reiwerdender Angestellten in seinem Bereich zu überwachen. Dagegen 
äßt es sich in wirtschaftlichem und fiskalischem Interesse nicht vertreten, 
Jiuch auf solche freigewordenen Kräfte wieder zurückzugreifen, die sich 
ıls volı leistungsfähig und nicht als durchaus zuverlässig erwiesen haben. 
Bei dieser Gelegenheit bemerke ich noch, daß an 
wirklich tüchtigen Technikern nach dem Bericht 
ler Reichsvermögensverwaltung zur Zeit ein Man- 
rel im besetzten Gebiet besteht. Allein beim Reichsver- 
nögensamt Crefeld sind noch sieben technische Angestelltenstellen oifen, 
lie aus der Zalıl der bei anderen Dienststellen freigewordenen Angestell- 
en nicht besetzt werden konnten und daher ausgeschrieben werden 
Inußten.‘“ 
An dieser Antwort, die am 28. Mai 1925 erteilt wurde, 
interessiert gegenwärtig die Feststellung des Ministers, daß 
an wirklich tüchtigen Technikern zur Zeit ein Mangel besteht. 
Um so mehr sind wir überrascht worden durch einen Erlaß 
Ider R.V.V. vom 14. August 1925, der uns nunmehr eines 
landeren belehrt. Nach diesem Erlaß ist der Herr Minister 
innerhalb zweier Monate zu einer völlig anderen Beurteilung 
er Sachlage gekommen. Nachstehend geben wir den Erlaß 
in seinem vollen Wortlaut wieder: 


„Dem Herrn Minister ist bei der Einsichtnahme der Nachweisung 
iber das technische Gesamtpersonal aufgefallen, daß immer noch eine 
zu große Anzahl technischer Angestellten bei den Aemtern vorhanden 
st, die verschiedentlich in keinem Verhältnis zu den einzelnen Bauvor- 
haben oder den Abrechnungsarbeiten mehr steht. Er hat daher eine 
Nachprüfung darüber angeordnet, ob nicht eine Verminderung des tech- 
hischen Angestelltenpersonals bei den Aemtern angängig ist. 

Ich ersuche deshalb, sofort eingehend nachzuprüfen, ob Entlassungen 
ron Technikern zum 1. Oktober 1925 außer den durch: die Verfügung 
kom 20. Juni 1925 — Pr. 1.:2975/53a — hierfür in Betracht kommenden 
ngängig sind, gegebenenfalls ersuche jch, die Kündigung spätestens 
m. 19. d. .M. zum 1. Oktober 1925 ohne meine vorherige Genehmi- 
gung auszusprechen. Ueber das Ergebnis ist spätestens bis 25. d. M. 
tu berichten.“ 
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BEHÖRDEN UND ÖFFENTLICHE BETRIEBE 
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Knappschaftliches 


Aus der niederschlesischen Knappschait. In der Vorstands- 
sitzung des Waldenburger Bezirksknappschaftsvereins .vom 
16. Juli wurde beschlossen: Die im Aufsichtsdienst beschäf- 
tigten Reservefahrhauer und Reserveaufseher sind zur Auf- 
nahme in die Angestelltenabteilung anzumelden. Voraussetzung 
ist, daß sie nicht nur vorübergehend und aushilfsweise im 
Aufsichtsdienst beschäftigt sind, und daß sie diese unter 
eigener Verantwortung nach Anerkennung durch die Berg- 
behörde wahrnehmen. Die Art der Bezahlung ist dabei un- 
wesentlich. 


Nachdem das Ministerium in der kurzen Zwischenzeit 
eine völlig gegenteilige Auffassung vertritt, wird damit zu 
rechnen sein, daß der obenerwähnte Erlaß der R.V.V. Ver- 
anlassung zu weiteren Kündigungen von technischen Kräften 
geben wird. Wir unsererseits haben auf den Widerspruch 
der ministeriellen Auffassung vom 28. Mai und derjenigen 
vom 14. August 1925 hingewiesen und um klare Steliung- 
nahme ersucht, Unsere Kollegen, insbesondere aber die Mit- 
glieder der Betriebsvertretungen, müssen auf der Hut sein, 
damit ihre Rechte aus dem B.R.G. gewahrt und ihre Inter- 
essen genügend berücksichtigt werden. Auf alle Fälle hat 
bei der Nachprüfung, inwieweit Entlassungen in den einzelnen 
Dienststellen durchführbar sind, die jeweilige örtliche Betriebs- 
vertretung sich die Mitwirkung zu sichern. Da die Bestim- 
mungen des $ 84 fi. B.R.G. ab 8. August 1925 wieder in Kraft 
gesetzt sind, müssen die Form- und Fristvorschriften, soweit 
das Einspruchsverfahren nach dem B.R.G. in Betracht kommt, 
gewahrt werden. Von jeder auf Grund des obenerwähnten 
Erlasses erfolgten Kündigung ist uns Mitteilung zu machen, 
damit wir über das Ausmaß der Kündigungen rechtzeitig unter- 
richtet werden und gegebenenfalls die erforderliche Abwehr- 
aktion einleiten können. 


Beamtenrecht 


Gesetz über Einstellung des Personalabbaues und Aend>- 
rung der Personalabbauverordnung. Das Gesetz über Ein- 
stellung des Personalabbaues und Aenderung der Personalabbau- 
verordnung vom 4. August 1925 ist im R.G.Bl. 1925 Teil I 
Nr. 37 vom 7. August 1925 verkündet. Es tritt also zum Teil 
am 8. August und zum Teil am 1. September 1925 in Kraft, 
soweit nicht in einzelnen Teilen der Tag des Inkrafttreteng 
auf einen noch früheren Termin (z.B. 1. April 1920) zurück- 
verlegt ist. Damit hat die Verordnung zur Herabminderung der 


Personalausgaben des Reiches (P.A.V. vom 27. Oktober 1923) 


in der Fassung der Verordnung vom 28. Januar 1924 eine er- 
hebliche Veränderung erfahren. 

Grundsätzlich bestimmt das neue Gesetz im Art. 1, daß 
der allgemeine Personalabbau in sämtlichen Reichsverwaltungen 
und bei den Versicherungsträgern. eingestellt wird. Die Ar- 
tikel 3 und 15 $ 1 der P.A.V. werden mit der Maßgabe 
aufgehoben, daß erworbene Rechte bestehen bleiben. Von 
einer allgemeinen Einstellung des Personalabbaues kann nach 
dem neuen Gesetz insofern nicht die Rede sein, als durch den 
Artikel 8 ein verschleierter Abbau nach wie vor betrieben 
werden kann, Nach dem Wortlaut des Artikel 8 ist dem Reichs- 
finanzminister das Recht gegeben, gemeinsam mit dem Res- 
sortminister freiwerdende Planstellen nach Belieben zum 
Zwecke eines weiteren Abbaues zu streichen. Ferner kann die 
verheiratete Beamtin aus „dienstlichen Gründen“ oder „wenn 
ihre wirtschaftliche Versorgung gesichert erscheint‘ nach wie 
vor entlassen werden. Auch die Beamten der Länder und Ge- 
meinden sind in dem Artikel 1 nicht erwähnt, so daß ein Ab- 
bau dieser Beamten wie bisher möglich ist, wenn die in Frage 
kommenden Länder mangels anderer Bestimmungen von der 
bisherigen Personalabbauverordnung Gebrauch machen wollen, 


Die durch das neue Gesetz eintretenden Aenderungen der 
Verordnung zur Verminderung der Personalausgaben des 
Reiches vom 27. Oktober 1923 in der Fassung vom 28. Ja- 
nuar 1924 seien nachstehend wiedergegeben: 


Artikei 1. $ 23 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„Jeder Reichsbeamte muß sich die Versetzung in ein anderes Amt 
von nicht geringerem Range und planmäßigem Diensteinkommen unter 
Vergütung der vorschriftsmäßigen Umzugskosten gefallen lassen, wenn 
es das dienstliche Bedürfnis erfordert.“ 

Satz 2 des $ 27 erhält folgende Fassung: 

„Die Gehaltszahlung hört auf und die Zahlung des Wartegeldes be- 
einnt. mit“dem Ablauf des Vierteljahres, welches auf den Monat folgt, 
in welchem dem Beamten die Entscheidung über seine einstweilige Ver- 
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setzung in den Ruhestand bekanntgemacht worden ist.“ (Tritt am 
1. September 1925 in Kraft.) 


$ 55 erhält folgende Fassung: 

„Die Versetzung in den Ruhestand tritt, sofern nicht auf den Antrag 
oder mit ausdrücklicher Zustimmung des Reichsbeamten ein früherer 
Zeitpunkt festgesetzt wird, mit dem Ablauf des Vierteljahres ein, welches 
auf den Monat folgt, in welchem dem Beamten die Entscheidung über 
seine Versetzung in den Ruhestand bekanntgemacht worden ist.“ (Tritt 
am 1. September 1925 in Kraft.) 

S 60a: , 

„Reichsbeamte treten. mit Ablauf des Vierteljahres in den, Ruhestand, 
das auf den Monat folgt, in dem sie das 65. Lebensjahr volleridet haben.“ 
(Tritt am 1. September 1925 in Kraft.) 

8 07: 

„Die Zahlung des vollen Gehaltes dauert bis zum Ablauf des Viertel- 
jahres, das auf den Monat folgt, in dem die Entscheidung ($ 66) dem 
in Ruhestand versetzten Beamten zugestellt worden ist.“ (Tritt am 
1. September 1925 in Kraft.) 

Artikel 2. 

„Reichsbeamte, die das 58. Lebensjahr voliendet und eine ruhegehalts- 
fähige Dienstzeit von wenigstens zehn Jahren zurückgelegt haben, 
können auf ihren Antrag mit Zustimmung der obersten Reichsbehörde 
ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit unter Bewilligung des gesetz- 
lichen Ruhegehaits in den Ruhestand versetzt werden, sofern ihr Aus- 
scheiden mit den dienstlichen Bedürfnissen nicht im Widerspruch steht.“ 
(Tritt am 31. März 1926 außer Kraft.) 

Bisheriger Absatz 2 Artikel 2 ist aufgehoben. 


Artikel 7. Einstellung von Beamten und Beamtenanwärtern 
in den Reichsdienst. 

„Zur Einstellung von Beamten und Beamtenanwärtern in den Reichs. 
dienst bedarf es der vorherigen Zustimmung des Reichsministers der 
Finanzen. 

Bei Einstellungen sind in erster Reihe Versorgungsanwärter, Schwer- 
beschädigte sowie nach Möglichkeit leistungsfähige entlassene oder in den 
einstweiligen Ruhestand versetzte oder ins Arbeiterverhältnis überführte 
Beamte heranzuziehen. Unter den Wartestandsbeamten sind vorzugsweise 
verdrängte Auslands-, Kolonial-, Grenzdeutsche und ehemalige Beamte 
des Reichslandes Elsaß-Lothringen zu berücksichtigen. 

Die erfolgten Einstellungen sind dem Haushaltsausschuß des Reichs- 
tags unverzüglich mitzuteilen.“ (Tritt am 31, März 1926 außer Kraft.) 


Artikel 8 & 2. 

„In Reichsverwaltungen, in denen eine Verringerung der Planstellen 
zum Zwecke einer Verminderung des Beamtenkörpers notwendig ist, 
dürfen freie Planstellen nicht wieder besetzt werden. Ausnahmen hier- 
von sind nur zulässig, x 

1. wenn durch ihre Besetzung eine andere Planstelle derselben Lauf- 
bahn frei und nicht wieder besetzt wird, oder 

2. mit Zustimmung des Reichsministers der Finanzen, wenn die Be- 
setzung aus dienstlichen Gründen dringend notwendig ist. 

Die Feststellung, ob eine Verringerung der Planstellen zum Zwecke 
einer Verminderung des Beamtenkörpers in einer Verwaltung oder in 
Teilen einer Verwaltung notwendig ist, trifft der Reichsminister der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem für die Verwaltung zuständigen 
Reichsminister.‘“ 


Artikel 11. Aenderung des Besoldungssperrgesetzes. 

Dieser Artikel ist inzwischen durch die vierte Aenderung des Be- 
soldungssperrgesetzes vom 4. März 1925 — R.G.Bl. 1925, Teil I, S.30 — 
geändert worden. Das Besoldungssperrgesetz ist in seiner jetzt gültigen 
Fassung im Reichsbesoldungsblatt 1925, S. 160 veröffentlicht worden.“ 


Artikel 14. 


„Das Dienstverhältnis verheirateter weiblicher Beamter und Lehrer 
im Dienste des Reiches, der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) 
kann beiderseits jederzeit zum Schlusse eines Monats unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von drei Monaten gekündigt werden. Die Kündi- 
gung durch die Verwaltung darf erfolgen, wenn nach dem Ermessen der 
zuständigen Behörde ; 
.a) die wirtschaftliche Versorgung des weiblichen Beamten nach der 
Höhe des Familieneinkommens gesichert erscheint und i 
b) das Ausscheiden aus dienstlichen Gründen erforderlich ist. 
" Der weibliche Beamte kann nicht kündigen, wenn sein Ausscheiden 
den dienstlichen Bedürfnissen zuwiderläuft. Dies gilt auch bei lebens- 
länglicher Anstellung. x 
Bisheriger Absatz 2 aufgehoben. 
$ Den auf Grund des Absatzes 1 Ausgeschiedenen kann eine Abfin- 
dungsrente in Höhe des Ruhegehaltes, das sich nach der beim Aus- 
scheiden zurückgeiegten ruhegehaltsfähigen Dienstzeit ergibt, gewährt 
werden, wenn uns solange die wirtschaftliche Versorgung des ausge- 
schiedenen weiblichen Beamten nach der Höhe des Familieneinkom- 
mens nicht mehr gesichert erscheint. 


Den auf Grund des Abs. 1 Ausgeschiedenen ist unter Verlust der 


Rechte aus Abs. 2 eine Abfindungssumme nach Maßgabe der Voör- 
schriften ‘des Art. 5 zu bewilligen, sofern ein entsprechender Antrag 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Ausscheiden gestellt wird. 
Für verheiratete weibliche Beamte, die nach dem 1. Juli 1925 ausge- 


schieden sind oder ausscheiden, erhöhen sich die vorgesehenei Ab- 


findungssummen auf das Doppelte, sofern sie im Zeitpunkt des Aus- 
scheidens lebenslänglich angestellt waren. E 

Auf eine nach Abs. 3 gewährte Abfindungssumme sind etwa für 
die Zeit nach dem Ausscheiden gezahlte Bezüge anzurechnen. 

Abs. 1—4 finden auf verheiratete 


aß ' 


I. der Berechnung der Abfindungssumme das Diensteinkommen zu- 
grunde zu legen ist, aus dem sich das Wartegekl berechnet und 
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h weibliche Beamte und Lehrer 
ne einstweiligen Ruhestand mit der Maßgabe sinngemäße Anwendung, 
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2, zur Vornahme einer Kündigung durch die Verwaltung die im‘ 
Abs. 1 unter b) aufgestellte Voraussetzung nicht vorzuliegen 
braucht, AURRS 8 


Artikel 15. Entlassung von Angestellten. N 
$ 1 des Artikels ist durch das neue Gesetz aufgehoben. 
Nach dem neuen Gesetz bleibt Artikel 15 $ 1 der P.A.V. 

für Entlassung von Angestellten soweit wirksam, ‘als deren 

Kündigung vor dem Inkrafttreten des Gesetzes ausgesprochen 

ist. Die Bestimmung des neuen Gesetzes lautet: 

„Für Entlassung von Angestellten, deren Kündigung vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes ausgesprochen ist, bleibt Art. 15 $ 1 der 
P.A.V.. wirksam. Die Gewährung !von Entschädigungen an Angestellte, 
deren Kündigung nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt, richtet 
sich nach den Vorschriften des B.R.G.“ = 

Die Einstellungssperre für Angestellte bleibt 
bis zum 31. März 1926 bestehen. Ausnahmen sid nur „ZUR 
lässig, wenn ausgeschiedene geeignete Reichsbeamte nicht 
herangezogen werden können, und es sich gleichzeitig um ein 
dringendes nur vorübergehendes Einstellungsbedürfnis handelt, 
oder in sonstigen Fällen, wenn der Reichsminister der Finanzen! 
zustimmt. Er darf seine Zustimmung nur erteilen, wenn die, 
Einstellung durch zwingende dienstliche Bedürfnisse geboten ist. 

Die von uns mit größtem Nachdruck in wiederholten Ein-| 
gaben an den Reichstag geforderte Beseitigung der Ausnahme-' 
rechtstellung der Behördenangestellten ist durch das vor- 
liegende Gesetz nur zum Teil, und zwar soweit die Wiederein-| 
setzung der Bestimmung des B.R.G. $& 84 ff. in Betracht 
kommt, durchgeführt. Im übrigen stehen die Behördenange- 
gestellten nach wie vor unter Ausnahmerecht. Dieses 
gilt insbesondere hinsichtlich der Einstellungssperre und in 
der Frage der Abfindungssummen beim Abba, soweit dieser 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt. Unsere Kollegen, 
soweit sie auf Privatdienstvertrag beschäftigt werden, habeı 
zukünftig nicht Anspruch auf die im neuen Gesetz für Beamte 
vorgesehenen Abfindungssummen, sondern müssen in Kündi- 
gungsfällen die Bestimmungen des B.R.G., insbesondere aber 
die Form- und Fristvorschriften bei Geltendmachung des Ein- 
spruchs gegen die Kündigung anwenden und beachten. So- 
fern eine unbillige Härte gegeben ist, oder ein anderer Grund 
im Sinne des $ 84 B.R.G. für den Einspruch geltendgemacht 
werden kann, ist künftig nach erfolglosen Verhandlungen des 
Angestelltenrats über die Rücknahme der Kündigung, innerhalb 
der vorgeschriebenen Frist das zuständige Arbeitsgerich t| 
anzurufen. Die Abfindungssumme selbst kann demnach 
nur erwirkt werden, wenn das angerufene Arbeitsgericht den! 
Einspruch des gekündigten Kollegen als gerechtfertigt erklärt! 


_Behördentarifiragen | / 


Einstellung von Angesteliten. Nach $ 24 des P.A.T. haben. 
die Dienststellen nach vorgängigem Benehmen mit der gesetz-' 
lichen Angestelltenvertretung in der Regel vor der vertraglichen 
Verpflichtung der zur Einstellung in Aussicht genommenen] 
Bewerber der obersten Verwaltungsbehörde die Vergütungs- 
gruppe, nach der sich die Vergütung des Angestellten be-| 
messen soll, vorzuschlagen. Nach $ 26 ist dem Angestellten‘ 
mit größtmöglichster Beschleunigung die Vergütungsgruppe‘ 
und der ihm in dieser zustehende Grundvergütungssatz 
schriftlich mitzuteilen. Die Benachrichtigung muß er- 
kennen lassen, daß die Einreihung nach vorgängigem Be- 
nehmen mit der gesetzlichen Angestelltenvertretung erfolgt 
ist und, falls sie deren Zustimmung nicht gefunden hat, ‚den 
Angestellten unter Mitteilung‘ der Stellungnahme der Angs-! 
stelltenvertretung auf die Möglichkeit des Nachprüfungsver-' 
fahrens gemäß & 24 Abs. 4 hinweisen. A 

Trotz dieser klaren Tarifbestimmungen haben wir die Be-t 
obachtung gemacht, daß Dienststellen die Angestelltenver- 
tretung. zur Mitwirkung nicht heranziehen oder, falls eine 
Angestelltenvertretung dem Vorschlage der Dienststelle nich 
beitriit, es unterlassen haben, den stellensuchenden Angestellte 
die abweichende Stellung ‘der Betriebsvertretung mitzuteilen.-| 
Hierdurch sind vielfach für den Angestellten Schwierigkeiteid| 
und Nachteile entstanden. 

Auf Grund einer Einzelbeschwerde teilt uns der preüßischef 
Finanzminister mit, daß er die betreffenden Dienststellen auf- 
geklärt (?) habe, daß die Mitteilung an den Stellensuchenden'‘ 
über die von der Dienststelle beabsichtigte Einreihung auch 
die abweichende Stellungnähme der Angestelltenvertretung 
hätte enthalten müssen. 

Wir machen auf diesen bedeutsamen Vorgang ganz beson- 
ders aufmerksam. Die gesetzliche Angestelltenvertretung mußj 
mit Argusaugen darüber wachen, im Sinne der Tarifbestimmun-)} 
gen bei der Einstellung von Angestellten mitzuwirken und; 
die stellensuchenden Angestellten werden ef 
ablehnen müssen, mit der Dienststelie bin- 
dende Abmachungen über ihre Einreihung zu 
treffen, wenn ihnen nicht zuvor die Stellung-$ 
nahme der Angestelltenvertretung zu dieser} 
Frage zur’Kenntnis gebracht ist. RE 


































































a0 Aus dem Bunde >: 


|Vorstandsbekanntmachungen 


Warnung! Der Techniker Augustin Sieger versucht bei 
einzelnen Ortsverwaltungen unter Vorzeigung eines Mitgliedsbuches des 
„Zentralverbandes der Angestellten in Industrie, Handel und Verkehr“, 
Mitgliedsnummer 19 076, Abt. F, ausgestellt im März 1921, Unterstützungen 
zu erhalten, Wir ersuchen unsere Ortsverwaltungen, aus Bundesmitteln 
Unterstützungen an S, nicht zu leisten. 


Bei dieser Gelegenheit wiederholen wir unsere früheren Hinweise, 
nach weichen Zahlungen von Unterstützungsgeldern nur auf Anweisung: 
der Hauptverwaltung von Orts- oder Gauverwaltungen geleistet werden 
dürfen. 

DERDEgUNg: In Nr. 26 der „D.T.Z.“ vom 26. Juni 1925 wurde 
bei Bekanntgabe der Adressen der Gaunebenstelle Casselund Mann- 
heim-Ludwigshafen versehentlich Gaustelle geschrieben — 
es muß Gaunebenstelle heißen. 
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|Versammlungskalender 


MKalkberge i. d. Mark. M. 5. IX. 8%, Rest. Jonas, Friedrichstr. 
Kiel. M. 3. IX. 3%, Hotel „Stadt Magdeburg‘, Bergstraße. 
HPotsdam-Nowawes. Die Mitgliederversammlung findet nicht, wie in 
Nr. 34 angekündigt, am 4. September, sondern am Freitag, den 
11. September, 8 Uhr, im Restaurant „Fürst: Bismarck“, Potsdam, 
Mammonstraße 1, statt. ö 
Roßwein. M. 2.1X. 8%, Herkules, 


|Bücherschau 


Der Volksverband der Bücherfreunde, Wegweiser-Verlag G.m.b.H,, 
Charlottenburg, Berliner Straße 42—43, hat sich die Aufgabe gestellt, 
seine Mitglieder mit Büchern von hohem inneren Wert und schöner 
gediegener Ausstattung zu einem so billigen Preise zu versorgen, daß 


mit langjährigen praktischen Erfahrungen im Bau von geübter Zeichner, mit Er- 
fahrung auf dem Bauplatze, 


I M 
Fahrzeugen aller Art, zum mög!ichst baldigen Eintritt ET NO 1 San- 


gesuc ht. tember bis 30. Novbr. 1925 
Vergütung nech Gruppe VI bezw VII des Reichstarifver- | eingestellt. Angebote mit 
trages für die Angesteliten bei den Reichs-Verwaltungen | Lebenslauf, Zeugnisabschrif- 
und -Betrieben. Nur Bewerber mit abgeschlossener tech- | tenu. Gehaltsansprüchen sind 
nischer Mittelschulbildung wolien Gesuch mit Lebenslauf, | einzureichen 
Zeugnisabschriften, ie era = Mühlhausen i. Thür., 6. Aug. 1925. 
reichen an das Maschinenbauami (Staatswerft 
Herne i. W. (Postfach 10). Der Vorstand des Landesbauamis. 


fa Präzisions-Reißzeuge 
alle Einzelinstrumente u. Ersatzteile usw. 
Systeme Riefler u. Richter 


Illustrierte Kataloge kostenfrei. 
1 Den Herren Beamten erleichterte Zahlungsweise, 


Camill Wiest, 


| Fabrik techn. Papiere u. Leinen, techn. Kontor- u. Zeichenartikel. 
Frankfurt a. M.- West-E., Leipziger Straße 35. 


| seihetänäiger Schiffbautechniker | Feriger Hachhaufechniker 
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IKREDIE T |Mitglieder 


werbt für 
ae gadeiieen den Bund! 
| ee LUD 


Industriebeamten- Spurbank 6. m.b.H. 


Berlin NW 40 Werftstr. 7 ER 
LICHTPAUS 
- EAPP A RAT} 
Monatliche Ratenzahlung | er 
Hap, 


ı Elegante w S 
| NS a 


17} , 2 
Herren N 
Kleidung||! 


fertig und nach Mass! 


sowie Gummi- u. Lodenmöäntela BIEGSAM. PUTGIASHELLER 
CELLVLOIDPLATE, 


Maßschnelderei Julius Fabian SINUS 


NO 18, Gr. Frankfurter Straße 37, I. Etage. | DRESDEN 624 
Mitglieder erhalten 5°), Rabatt. - S 












Wir geben III ne 
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auch Unbemittelte, die früher nicht an einen Kauf denken konnten, 
sich solchen Besitzes erfreuen dürfen. Zu diesem Zweck gibt der 
Verband im Laufe eines Buchjahres (1. Juli—30. Juni) vier „Jahres- 
bände“ (in Halbleder gebunden) zu je 3,10 R.-M. heraus, und zwar 
ausschließlich Bände von lebenden Autoren, die als Buch noch nirgends 
erschienen sind, nur für die Mitglieder gedruckt werden und im Buch- 
handel nicht erhältlich sind. Durch seine große Mitgliederzahl ist der 
Verband in der Lage, seine Bücher zu einem erheblich niedrigeren 
Preise, als für gleichwertige Werke im freien Buchhandel bezahlt 
werden, zu liefern. Außer diesen „Jahresbänden“ stehen den Mitgliedern 
noch die Bände der „Auswahlreihe“ (schon jetzt über 100 Bände) 
zu besonderen Vorzugspreisen zur Verfügung. Schließlich sind noch die 
Klassiker-Ausgaben (bis jetzt Goethe, Kleist, Schiller und 
Shakespeare) und die Meisterdrucke hervorzuheben. 

Von den „Auswahlbänden“ liegen uns Gottfried Keller, 
Die Leute von Seldwyla, Novelle in zwei Bänden, heraus- 
gegeben von Prof. Philipp Witkop, 333 und 303 Seiten, vor. Die Werke 
des großen Schweizer Dichters haben in diesen Novelien den Höhepunkt 
seines Schaffens gefunden, und sind mit Recht zum Vorbild der modernen 
deutschen Novelle geworden. 


Geschäftliches 


Zur bevorstehenden Herbstsaison sollte jedermann an die Erneuerung 
seiner Garderobe denken. Die Firma Julius Fabian, Spezialhaus für 
moderne Herrenbekleidung, Große Frankfurter Straße 37, bietet ganz 
bedeutende Vorteile durch sehr günstige Zahlungserleichterungen. 
Außer der Maßabteilung unterhält die Firma ein sehr großes Lager 
in fertiger Garderobe. Der große Kundenkreis, den sich die Firma 
während ihres zwanzigjährigen Bestehens erworben hat, ist die beste 
Gewähr für ihre Reellität und Leistungsfähigkeit. Besichtigung ohne 
Kaufzwang empfohlen. 





Eine sorgenfreie Zukunft bietet sich unseren Lesern durch einen 


der vielen Haupttrefier von 2 Mitlionen, 1 Million, 1/;s Million usw, 
Wir verweisen auf anliegenden Prospekt der Firma Beermann, 
Berlin W 62, Kieiststraße 31, und empfehlen sofortige Bestellung, da 
der Losvorrat sehr bald ausverkauft sein wird. 


Geschäftliche. Anzeigen: 0,30 Gm. für die 6ge- Alleinige Anzeigen- und Beilagenannahme: Fernspr.: Lützow 8984, Postscheckkonto 21137 Ber 


spaltene Millimeterzeile. Beilagen nach Vereinbarung. R. Merkel, Berlin W 35, Potsdamer Straße 111. Schluß der Anzeigenannahme 4 Tage vor ES EDER 








RTIIZ Sie gear ind Ai a ann von Fern 
nSIGURD”- GESELLSCHAFT m.b.H. CASSEL 333 
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mein hygien.-kosm. Prospekt 9061 Gewinne 
H. Meusser, Buch. Rückportoerheten. Frau Anthony); bar ohne Abzug = Mark 


75000 
30000 
20000 
10000 


Prospekte kostenlos. Orig.-Lose AM.1,20 
Fillere Fiebig, Berlin 542 Porto u. Liste 35 Pfg. extra 
empf.u.vers. auch unt Nachn, 


Emil Stiller MG naus 












Schriftschablonen 
Bahr’s Normograph 


D.R.P., Auslandspatente. 
Vom Normenausschuß empfohlen. 


Hauptgew. ev. 








e N Hamburg, Holzdamm 39 
Höhere Technisehe Lehranstalt Baldige Bestellg. erwünscht. 
Ingenieur-Akademie ENEESRZNTELDEN 





der Statt Wismar a. d. Ostseo) ati eeterenen 
für zeitgemäße Ausbildung zm HOMNIG 


9Pfd.netto, frko.,1. Ausl. 


Maschineningenieun — Elektroingenieur | sch: hei, tm. Au 
Bauingenieun — Architekt. 6.0 M,, Nachn. EO FF 
Studienbeginn: 20. Okt. zücht., gegr. 1812, Thüle 


b. Friesoythei. ©. Vorm, 
königl. Hofküche belief, 
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Th. Kranefuß, Cassel. | ua ERERNEH Pauschalversicherung in einer Summe, Suengsunannu 
Verantwortl.: Alfred Flügger, Berlin. — Industriebeamten-Verlag Ga 3H,, Beriu NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GinbH., Berlia.SW 2 
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Posters BERLIN NW 40, WERFTSTRASSE 7 Pesbiieriire 
Wir empfehlen: 


Adler, Neue Menschen (Gedanken über sozialistische Erziehung) Luxemburg, Einführung in die Nationalökonomie. , Geb. 
i Kart. M. 2,50, Geb, M. 4— | Marx, Das Kapital (Kritik der politischen Ökonomie) 4 Bände 
Da und Er Marxismus SR x Re Renner, Die Wirtschaft als Gesamtprozeß und die Sozialisierung 
» ufsätze, Reden und Briefe , . .’... . art 22 RER (Populärwissenschaftlich dargestellt nach Karl Marx’ 
Marxistische Probleme . . ....... aaßebi 9 System) 
Ballod, Der Zukunftsstaat . . : » N 2 Reind!, Die deutsche Gewers she Ka 
Bebel, Die Frau und der Sozialismus . ’ Rußland, Offizieller Bericht der englischen Geowerkachafter 
Beer, Allgemeine Geschichte des Sozialismus und der sozialen Delegation nach Rußland (Nov -Dez. 1924) . . 
Kämpfe .. . ‘ u. Geb Tragödie Deutschlands (Im Banne des Machtgedankons bis 
Eckstein, Kapitalismus und Bopiallenus N ae RA zum Zusammenbruch des Reiches) . 
Ford, Mein Toben Sud Wer RE We Geb. „ Winter, Das Kind und der Sozialismus 
Heinig, Die Finanzskandale des Kaiserreichs a RE ” » ? Wilbrandt, Einführung in die Volkswirtsch@ftalehre 
Heyde, Abriß der Sozialpolitik . . . . s Bd. I Die Entwicklung der Volkswirtschaftslehre. 
Jenssen, Marxismus und Naturwissenschaft. Gedenkschrift zum Geb. 
30. Todestage Friedrich age er „ 1! Geschichte der Volkswirtschaft 
ausgabe) . . > nr aRkartı, 27... Zu „Il Theorie der Volkswirtschaft 


PROSPEKTE BESEENLDS: * TEILZAHLUNGEN GESTATTET. 










Reklame-Angebot! 


Keine Lotteriel en Reine Teilung! 


100 Rentenmarkinbar 


zahleich jedem ohne Ausnahme, welcherden „Enftigen 

Gejeltiehafter‘‘ (monatlich A Heft: a25 Pf.) Durch Vor« 

einfendung von M.3,— auf 1 ahr abonniert und folgende 
Aufgabe vihlig töft. 


Tr 2:9 


Die 9 Felder find fo auszufüllen, daß fo viele gerade und 
fchräge. Reihen wie möglich die Summe 15 ergeben. 
Sede3 Feld darf beltebig (aber nicht höher als mit 9) 
bejegt werden, da e3 nur auf die Anzahl der erreichten 
Summen anfommt. &3 genügt daher eine Löjung. Gie 
tft zufanımen mit den M. 3,— in einer Sendung per 
Pojt einzureichen, bet Einzahliing Durch Poltanmetfung 
oder auf mein Poftfchecffonto Hamburg 63830 alfo auf 
dem Abjchnitt.. Die 100 Rentenmarf erhält jeder 
Löfer ohne Ausnahme (aljo Feine Teilung oder Aus- 
fpielung), aber nır, wenn der Abonnementsbetrag von 
M. 8,— beifolgt, alles andere zwmecdlos. Keine weiteren 
Verpflichtungen! Deutliche Unterfchrift und genaue 
Adrejje erbeten. 


3.9deric, Derlag, Hamburg 19, Wiejenike.13 pt. 
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raue, per Pfd. GM.1.10, zart 1 0,» . . BR? 
2 weich GM, 1.50, ee Billigste gemeinnützige Versicherungsanstalt für Beamte, Geistliche und Lehrer. 


Halbdaun. GM.3.25, Schleiß- 
federn grau GM. 2.25, weiße 
Halbdaun. GM. 5.—, Daunen 
rau GM.9.25,weiß GM.12.50. 
ettbezug aus gutem, weißem 
Linon oder geblümt oder 


kariert pro Stück GM. 7.20. Keine Zuschläge für Versicherung in Nebenräumen bis zu 10°/, der Gesamt-Versicherungssumme. — 
Metallbetten und Matratzen, 


Alle Aussteuerarikel bilig, Kostenfreie Versicherung von Bargeld bis zum Betrage vonM.300.—. — Entgegenkommendste Schadens- 


Muster u. Katalog -47,|ggj regelung. — Vermittlung von Gebäude-, Umzugs- und Reisegepäckversicherungen zu niedrigsten Sätzen, 
Bettäiahngrohkandkne; 
Bettenfabrik und Versand 


einschliesslich Stempelgebühr 


für das Jahr und Tausend der Versicherungssumme 






Näheres und Antragsformulare durch die Vertrauenspersonea oder den Vorstand der Kasse. 
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Ein Beamtenabbau und seine Folgen 


| Es Ist hinreichend bekannt, daß der Beamtenabbau nicht 
dem Geiste des Gesetzes entsprochen hat, daß bei dem Abbau 
persönliche und parteipolitische Einflüsse in zahlreichen Fällen 
| bestimmend gewesen sind. Ein besonderer Fall, der im Rechts- 
schutz unseres Bundes behandelt und zu einer gerichtlichen 
Austragung, nicht etwa gegen die den Abbau verfügende 
Behörde, sondern gegen eine Privatfirma führte, beweist, mit 
welchen unlauteren Mitteln ein Beamter nicht nur als solcher 
erledigt werden, sondern. wie auch seine ganze fernere 
Existenz vernichtet werden sollte. Der Rechtsstreit wurde 
durch das Gewerbegericht Berlin- entschieden. Weichen 
Umfang der Verhandlungsstoff genommen hatte, dürfte daraus 
festzustellen sein, daß mehrere Termine mit mehrstündiger 
'Verhandlungsdauer stattfanden und daß das Gewerbegericht 
für den letzten Termin einen besonderen Sitzungstag festsetzte, 
der von 9% bis 4% Uhr in Anspruch genommen wurde. 

Es handelt sich um einen am 27. Juli 1897 geborenen Be- 
amten H., der am 27. April 1914 bei der Reichspostverwaltung 
als Telegraphengehilfe eingetreten ist. Er hatte die Berech- 
tigung zum einjährig-freiwilligen Militärdienst erworben und ist 
am 16. November 1919, nachdem er inzwischen den Weltkrieg 
an der Front mitgemacht hatte, nach bestandener Prüfung zum 
Telegraphen-Praktikanten ernannt worden. Am 18. Februär 
1922 hatte er die Bordtelegraphistenprüfung 1. Klasse und am 
115. Januar 1924 die Verwaltungsprüfung bestanden, so daß ihm 
also der Weg zum Aufstieg frei geworden war. Die Be- 
schäitigung erfolgte bei verschiedenen Postämtern, zuletzt in 
Bad Oeynhausen. 

Zwischen dem Reichspostministerium 
Firma besteht ein Vertragsverhältnis, wonach leistungs- 
fähige Beamte der Reichspostverwaltung, insbesondere 
Telegraphenbeamte zu ihr als Großfunkstelle beurlaubt werden 
Skönnen. In den vom Reichspostministerium herausgegebenen 
Richtlinien heißt es, daß die beurlaubten Beamten während 
ihrer Beschäftigung bei der genannten Firma zu dieser in 
einem privaten Dienstverhältnis stehen, aber Beamte des 
Reiches bleiben und sich zu einer Dienstzeit von drei 
Jahren verpflichten müssen. Der betr. Beamte hat sich 
gemäß dieser Richtlinien zur Dienstleistung bei der beklagten 
Firma aus dem Reichsdienst beurlauben lassen und mit der 
Firma am 17. Mai 1922 einen Vertrag auf die Dauer von drei 
Jahren: geschlossen, er hat seinen Dienst am 20. Mai 1922 an- 
getreten, sein Vertragsverhältnis endigte also am 20. Mai 1925. 
Mit Schreiben vom 24. und 28. Mai 1924 teilte die Beklagte H. 
kurz ohne Angabe von Gründen mit, daß sie ihn ab 31. Mai 
1924 der Oberpostdirektion Minden i. W. zur Verfügung stelle, 
obwohl der Privatdienstvertrag erst am 20. Mai 1925 
beendigt werden konnte. 

Zu gleicher Zeit, am 31. Mai 1924, erfolgte auch der Abbau 
des H., d. h. seine Entlassung als Reichsbeamter. Ausweislich 
der Personalakten, welche dem Gericht vorliegen, ist der Ab- 
bau auf Veranlassung des Beklagten und zwar auf 
Grund eines Schreibens derselben an das Reichspostministerium 
Zvom 4. Januar 1924 erfolgt. Das Schreiben hatte folgenden 
Wortlaut: 

„Iransradio Aktiengesellschaft für drahtlosen Ueberseeverkehr“. 
Berlin, den 4. 1. 1924. 


Nummer 10 “ 5. Jahrg. 

































und der beklagten 


Betrifft: Personalabbau. 


Wir konnten bisher nicht feststellen, ob von den zu uns be- 
urlaubten Reichsbeamten auf Grund der Verfügung über den 
Personalabbau bei der Verwaltung irgendwelche Herren in Frage 
kommen. Damit in dieser Beziehung nichts versäumt wird, ze- 
statten wir uns, dem Reichspostministerium in der Anlage eine 
Liste der zurzeit zu uns beurlaubten Reichsbeamten zu übersenden 
mit der Bitte, zu prüfen, ob und welche Herren von dem Abbau 
betroifen werden. In der Liste haben wir das Datum des Vertrags- 
ablaufes bei jedem Einzelnen eingefügt. Bei den Herren Brewitz, 
Kuhlicke, Korges, Hubert und Honemeyer haben wir in einer be- 
sonderen Spalte die Anzahl der Tage vermerkt, welche diese 
Herren infolge Erkrankung im Jahre 1923 gefehlt haben. Wir 


erklären schon heute, daß wir nach Ablauf der vertraglichen Ver- 
pflichtung diese Herren auf jeden Fall der Verwaltung wieder zur 





Beilage zur Deutschen Techniker-Zeitung 
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Erscheint mit Nr. 40 der D. T.2. 








Berlin, 2. Oktober 1925 


Verfügung stellen werden, da wir im allgemeinen mit ihrer Dienst- 
auffassung nicht einverstanden sind und wir außeriem allen Grund 
haben, die Erkrankung als Ursache der Versäumnis anzuzweifeln. 
Bei den Herren Kuhlicke und Korges einerseits und Hubert und 
Honemeyer andererseits fällt es uns auf, daß die Versäumnis sehr 
häufig und zur gleichen Zeit stattfand. Die Herren Kuhlicke und 
Korges wohnen in Borgsdorf in einem Hause. 

Wir bitten in allen Fällen, uns möglichst umgehend eine Ent- 
scheidung zukommen zu lassen, damit wir unseren Personalbedar. 
für das Jahr 1924 feststellen können, Spätestens erbitten wir 
diese Entscheidung vor dem 1. April, da bis dahin eine Ein- 
schränkung des Europaverkehrs beabsichtigt ist und außerdem eite 
Neubearbeitung unseres gesamten Verkehrsplanes nach wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten durchgeführt werden soll.“ 

In der von der Transradio übersandten Liste ist folgendes ver- 
merkt: 
Lfd. Nr. 

9 





Name 
Honemeyer 


Von diesem Schreiben 


Vertragsablauf Vers. Tage 
19. 5. 1925 92 


hatte H. zunächst keine genaue 


Kenntnis, jedoch ist ihm der ungefähre Wortlaut bekannt 
geworden. 
Dieses, ohne jede Veranlassung an das Reichs- 


postministerium gerichtete Schreiben enthält wider 
besseres Wissen falsche Behauptungen. Die Hand- 
lungsweise der Beklagten verstößt gegen die guten Sitten, 


HM. hat deshalb gegen die genannte Firma Klage erhoben und 
verlangt: ; 
j. Die Zahlung der vertragsmäßigen Bezüge bis zur Beendigung 
des Vertrages, also für die Zeit vom 1. Juni '1924 bis 20. Mai 

1925. 

2. Ersatz allen Schadens, der ihm durch den Abbau als Reichs- 

beamter entstanden ist und noch entsteht. 

3. Zu unterlassen, in Auskünften gegenüber 

behaupten 

a) die Erkrankung des Klägers im Jahre 1923 sei nicht die Ur- 
sache seiner Dienstversäumnis gewesen, 

b) daß es der Beklagten auffällig erschienen sei, daß die Versäum- 
nis des Klägers häufig mit der Versäumnis anderer Angestellten 
zu gleicher Zeit stattgefunden habe, 

c) daß sie mit der Dienstauffassung des Klägers nicht einver- 
standen gewesen sei. 

Die Beklagte erhob die Einrede der Unzuständirkeit des 
Gewerbegerichts und vertrat den Standpunkt, die Erweiterung 
des $ 4 des Gewerbegerichtsgesetzes treffe auf Unterlassungs- 
ansprüche, die au 8 824 B.G.B.. und Schadensersatz- 
ansprüche, die auf $$ 823, 826 B.G.B. gestützt seien, nicht zu. 
Sie behauptete ferner, indem sie zugab, daß sie das 
Dienstverhältnis nicht aus einem wichtigen 
Grunde gelöst hatte, H. habe sich vorgesetzten Reichs- 
beamten gegenüber bereiterklärt, freiwillig aus ihren 
Diensten zu scheiden und diese Erklärung ihrem Direktor 
Herrn Rothscheidt (ehemaliger Postrat) wiederholt und zwar 
zu einer Zeit, als H. gewußt habe, daß er auch seine Stellung 
als Reichsbeamter durch den bereits verfüsten Abbau verloren 
habe. Obwohl diese Behauptung der Beklagten unelaub- 
würdig erschien, sogar noch durch ihr Schreiben vom 
15. März an das Reichspostministerium glatt widerlegt ist und 
einer Zumutung an H. Selbstmord zu begehen zsleichkommt, 
benannte sie ihren Direktor Herrn R. und verschiedene Reichs- 
beamte als Zeugen. Herr R. bot sich, als das Gericht die Ver- 
nehmung der Zeugen für unerheblich hielt und ihm selbst die 
Eigenschaft als Zeugen absprach, zum richterlichen Eide an. 
ein Antrag, dem ebenfalls nach den prozessualen Vorschriften 
über die Beweislast nicht entsprochen werden konnte, Das 
Schreiben vom 15. März, das, wie die Beklagte zurab, nach 
der Zeit, als H. sein freiwilliges Ausscheiden erklärt haben 
soll, abgesandt wurde, hat folgenden Wortlaut: 

„Bil. 205 d.A. Drahtloser Ueberseeverkehr. 
Betrifft: Funkbeamten Karl Honemeyer. 

Die O.P.D. Minden teilt uns mit, daß der Telegraphen-Praktikant 
Honemeyer unter die P.A.V. fällt und so zum 31. 5, 24 gekündigt 
ist.. Der Vertrag des Honemeyer mit uns läuft noch bis zum 
31. 5. 25. Auf Anfordern der Verwaltung kann er jedoch vor 
Ablauf nach Vereinbarung mit uns gelöst werden, falls die Ver- 
waltung HM. zurückberuft. Da in Bezug auf die gegenseitigen Rechte 
und Verpflichtungen aus dem Vertrage nach der. Entlassung des H. 


dritten Personen zu 


1 F 
aut 


15. 3. 1024. 








Te ge nn 
rn Er Zaun mern 


at 


Bu u EEE ae u an 2 
RE rn 


IS 
in 
Ri 
ia 
ul 
IbE 
va 
a 





a 
& 
N 
u, 





nn en nn TE ei 


en Te RE 


eu 





Fe nenne Tee 


38 RECHT UND RECHTSPRAXIS 1925 


Nr. 10 





von der Verwaltung ‘in. rein rechtlicher Beziehung Zweifel ent- 
stehen könnten, so bitten wir das Reichspostministerium, um jeder 
Schwierigkeit aus dem Wege zu gehen, von dieser Bestimmung 


Gebrauch zu machen und den H. vor dem 31. 5. 24 rechtzeitig zur . 


Verwaltung zurückzuberufen. Es dürfte nicht in der Absicht der 
Verwaltung liegen, Honemeyer nach seiner Entlassung. aus dem 
Reichsdienst bei uns noch weiter zu beschäftigen. 

gez. Transradio.“ 


Mit diesem Schreiben macht die Beklagte den Versuch, das 
R.P.M. zu veranlassen, von ihrem Recht der Zurückberufung 
Gebrauch zu machen, so daß sie ohne Rechtsnachteile mit 
Rücksicht auf den noch bis 20. Mai 1925 laufenden Vertrag auf 
diese Weise von’ ihren vertraglichen Verpflichtungen. befreit 
werden sollte. Durch für die Beklagte ungünstige, für H. aber 
in dieser Hinsicht günstige Umstände ist der Abbau mit der 
Entlassung H.s aus den Diensten der Beklagten zusammen- 
zsefallen. 

Beweise für die Richtigkeit ihrer Behauptungen in dem H. 
denunzierenden Schreiben vom 4, Januar 1924 konnte die 
Beklagte nicht erbringen, um so weniger, als H. für sämt- 
liche 92 Tage, 
kassenärztlic 
det wurden. 

Das Gewerbegericht hat folgendes Urteil erlassen: 

I. Der Anspruch des Klägers gegen die east, auf Zahlung 

seines monatlichen Gehalts seit dem, Juni 1924 bis zum 
20. Mai 1925 nebst 1 Proz. monatlicher See vom 1. August 
1924 ab abzüglich seiner Einnahmen aus anderweitiger Tätigkeit, 
Erwerbslosenunterstützung oder dergl., ist gerechtiertigt. 

H. Es wird festgestellt, daß die Beklagte verpflichtet ist, dem 
Kläger dehienigen Schaden zu ?/s zu ersetzen, der ihm durch 
seine, auf Grund der Auskunft der Beklagten an das Reichs- 
postministerium vom 4. Januar 1924 erfolgten Entlassung aus 
dem Reichspostdienst entstanden ist, oder noch entsteht. 

ill. Im übrigen werden Klage und Widerklage abgewiesen. 

IV. Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem Schlußurteil vor- 
behalten. 


Aus den Entscheidungsgründen: 


Was die Zuständigkeit des Gewerbegerichts betrifft, so war sie 
für die sämtlichen Ansprüche des Klägers als gegeben anzusehen. 

Der Anspruch des Klägers auf Zahlung seines Gehaltes vom 
1. Juni 1924 bis 20. Mai 1925 betrifft eine Leistung aus dem gewerb- 
lichen Arbeitsverhältnis und stützt sich auf $ 4, Ziff. 2 des Gewerbe- 
zerichtszesetzes, 

Der weitere Anspruch auf Ersatz desjenigen Schadens, den der 
Kläger auf Grund des Berichtes der Beklagten vom 4. Januar 1924 
und seinen angeblich damit im Zusammenhang stehenden Abbau als 
Beamter zu haben behauptet, ist nach 8 4, Ziff. 1 und 4 des G.G.G. 
begründet, Nach Ziffer 1 ist das Gewerbegericht ohne Rücksicht auf 
den Wert des Streitgegenstandes zuständig für Streitigkeiten über 
Erteilung, Form oder Inhalt einer Auskunft des Arbeitgebers über den 
gewerblichen Arbeiter. Ein solcher war der Kläger aber während 
seiner Beschäftigung bei der Beklagten. Der Bericht vom 4. Januar 
1924 war auch als „Auskunft“ im Sinne dieser gesetzlichen Bestimmung 
anzusehen, denn als Auskunft muß eine Mitteilung des Arbeitgebers 
angesehen werden, auch wenn sie nicht erbeten, sondern aus freien 
Stücken erteilt wird. Nach Ziff. 4 des $ 4 des G.G.0. ist die Zuständig» 
keit des G.G. aber auch gegeben für Streitigkeiten über Ansprüche auf 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung 
der Verpflichtungen, welche die unter Ziffer 1 des $ 41.c. bezeichneten 
Gegenstände betreffen. Es ist der Beklagten zwar zuzugeben, daß es 
sich hierbei nicht um sogenannten vertraglichen, sondern um außer- 
vertraglichen Schaden bzw. Schaden auf Grund außervertraglichen 
Verschuldens im Sinne der $$ 823if. des B.G.B. handelt. Diese An- 
sprüche sind aber eben durch Z. 4 des $4 l.c. gerade der Zuständig- 
keit des G.G. unterstellt. (Vergl. Wilhelmi-Bewer, G.G.G., 1903, 
Note 13, Abs. 1, Z. 2 und Abs.2 zu $ 4 auf Seite 53.) Hieraus ergibt 
sich aber gleichzeitig die Zuständigkeit des G.G.G, für den Anspruch 
des Klägers auf Unterlassung der Beklagten wegen der Frteilung 
angeblich nicht richtiger Auskünfte, 

Der Anspruch des Klägers auf Feststellung des Schadens, ebenso 
wie der Widerklageanspruch der Beklagten, sind als Feststellungs- 
klagen nach $ 256 der Z.P.O. formell begründet. 

Was den Gehaltsanspruch des Klägers in materieller Hin- 

sicht betrifft, so wird er auf den unstreitigen Vertrag vom 15. Mai 
1922 gestützt, nach welchem der Kläger von der Beklagten als Funk- 
beamter vom 20. Mai 1922 ab auf die Dauer von drei Jahren fest 
angestellt worden war. Diesen Vertrag hat die Beklagte gelöst, 
indem sie den Kläger am 24. Mai zum 31. Mai 1924 der Öberpost- 
direktion Minden zur Verfügung stellte. Einen Grund, ‘den Kläger 
iristlos auf Grund des & 133b der G,O. zu entlassen, hat die Beklagte 
nicht angeführt. Entlassungsgründe, die zeitlich entfernt liegen, würden 
auch nicht in Betracht kommen: können. a eine Entlassung nicht 
vorliegt, so war auch für ein Verfahren auf Grund der $$ 84ff. des 
Betriebsrätegesetzes kein Raum. Die Beklagte behauptet vielmehr, 
das Ausscheiden des Klägers sei mit dessen Einverständnis erfolgt. 
ie hat indes hierfür einen Beweis nicht erbracht. Wenn sie sich 
zunächst darauf beruft, daß der Kläger seine Bereiterklärung zum 
Austritt bei der Beklagten dem Telegrapheninspektor Baethge (einem 
Beamten des Reichspostministeriums) gegenüber abgezeben habe, so 
würde eine solche Erklärung, wenn sie überhaupt in dieser unbe- 
schränkten Form abgegeben worden ist, unerheblich sein, denn eine 
solche Erklärung konnte, mag sie nun den Charakter einer Kündigung 
haben oder nicht, als empfangsbedürffige Willenserklärumg nur der 
Beklagten gezrenüber abgegeben werden. 


he Belege einreichte, die nicht beanstan- 


an denen er gefehlt hat, der Beklagten 





Wenn aber die Beklagte unter Berufung auf das Zeugnis ihres” 


Prokuristen Ehrich, 
führers der Beklagten, des Postrats a, D. Rotlischeidt, 


wie dieser aus einer Mitteilung des Geschäfts-” 
wissen soll, 


behauptet, der Kläger habe ihr gegenüber unbeschränkt seinen Austritt 
erklärt und wenn sie hierüber die Eidesleistung ihres Direktors, des 


Postrates Rotscheidt, angeboten hat, so stehen dem verschiedene Um- 
stände entzegen, die die Behauptung der Beklagten von vornherein 
unwahrscheinlich erscheinen lassen. Einmal nämlich erscheint es nicht 
glaubhaft, daß der Kläger, der bei seiner Unterredung mit dem Postrat 
Rotscheidt am 10. März 1924 bereits wußte, daß sein Abbau als Post- 
beamter geplant, verfügt oder auch nur möglich sei, ‚sich ohne irgend 
eine Einschränkung mit seinem jederzeitigen Ausscheiden bei 
der Beklagten einverstanden erklärt haben sollte. Jedenfalls kann er 
dies als vernünftig denkender Mann nicht ohne Festlegung eines be- 
stimmten Termins oder ohne sonstige Bedingungen getan haben. Die 
Behauptung der Beklagten wird aber widerlegt durch ihr zeitlich 
nach der Unterredung liegendes Schreiben an das Reichspost- 
Ministerium vom 15. März 1924, in welchem die Beklagte sagt,’ daß 
der Vertrag des Klägers mit ihr noch bis zum 20. Mai 1925 laufe. 
(Blatt 205 der Pers.-Akten.) Hätte der Kläger seine Bereitschafts- 
erklärung zum “Austritt bei der Beklagten abgegeben gehabt, so würde 


“dieses Schreiben der Beklagten, das auch im übrigen dafür spricht, 


daß die Beklagte der Meinung war, daß sie an den Vertrag mit dem 
Kläger bis zum 20.’ Mai 1925 gebunden sei, nicht zu verstehen sein. 
Wenn die Beklagte dieses Schreiben jetzt damit erklären will, daß sie 
mit den Beamten der Postverwaltung keine Vereinbarung treffen dürfe, 
so erscheint dies unverständlich. War aber hiernach ein Abkommen 
des Klägers mit der ‚Beklagten über seinen jederzeitigen Austritt bei 
der Beklagten nach deren Bestimmung nicht zustande gekommen, 
so war sein Dienstverhältnis bei der Beklagten nicht zelöst. Diese 
Lösung konnte auch nicht dadurch erfolgen, daß das Reichspost- 
Ministerium, das mit der Beklagten in engster Beziehung steht, auf 
Veranlassung der Beklagten (vergl. ihr Schreiben an das Reichspost- 
Ministerium vom 15. März 1924, Blatt 205 der Personalakten) den 
Kläger von der Beklagten zurückrief und zwar für einen Zeitpunkt, 
zu dem die Reichspostverwaltung den Kläger für ihren Dienst des- 
wegen nicht mehr benötigte, weil sie ihn zu diesem Zeitpunkt aus 
ihrem Dienst entlassen hatte. Bestand aber etwa bei dem Abschluß 
des Dienstvertrages mit dem Kläger am 15. Mai 1932 die Absicht, 
daß das Reichspost - Ministerium den 
Prozeßparteien nach Belieben sollte lösen können, 1 
Reichspostverwaltung des Klägers für ihren Dienst bedurfte, 
so hätte letzteres ausdrücklich in dem Vertrage gesagt sein müssen. 
Die Ansprüche des Klägers bis zum Ablauf des dreijährigen Dienst- 
verhältnisses, d.h. bis zum 20, Mai 1925, erschienen hiernach gerecht- 
fertigt. 

Was den weiteren Anspruch des Klägers auf Schadensersatz be- 
trifft, so gründet sich dieser auf das Schreiben der Beklagten an das 
Reichspost-Ministerium vom 4. Januar 1024. Die Beklagte bestreitet 
hier zwar den ursächlichen Zusammenhang zwischen dem Schreiben 
und dem erfolgten Abbau des Klägers als Beamter. Nach dem Inhalt 
der Personalakten des Klägers, mehreren Randbemerkungen, den 
Schreiben der Oberpostdirektion Minden vom 11. und 31. Dezember 
1924, besonders aber dem Schreiben der Oberpostdirektion Paderborn 
vom 12. November 1924 (Blatt 28 d. A.) kann indessen ‘ein. Zweifel 
hieran nicht bestehen. Es-kommt hinzu, daß der Kläger bereits 
mehrere Jahre von der Reichspostverwaltung beurlaubt war und daß 
eine Verwaltung für den Abbau im allgemeinen nicht auf Beamte 
zurückgreifen wird, die sie wegen ihrer Tüchtigkeit in die Privat- 
industrie beurlaubt hat und die daher ihren Etat nicht belasten, und 
daß die Reichspostverwaltung ferner im Jahre. 1924 den Kläger noch 
zu einer höheren Prüfung zugelassen hatte, die der Kläger auch be- 
standen hat. War hiernach das Schreiben des Klägers für den diesem 
entstandenen Schaden ursächlich, so fragte es sich nur noch, ob die 
Beklagte für den dem Kläger dureh seinen Abbau entstandenen Schaden 
verantwortlich ist. Dies mußte indes bejaht werden. 


Dienstvertrag zwischen den ! 
ohne daß die 


Die Beklagte hat unaufgefordert an das Reichspost-Ministerfum | 


die Auskunft vom 4. Januar 1924 über den Kläger und andere Beamte 
erteilt. Sie betont darin ausdrücklich, daß das Schreiben mit der 
angehängten Liste über die Fehltage dieser Beamten erfolge, um 
hinsichtlich des Personalabbaues derin der Liste 
genannten Beamten, darunter den Kläger, nichts zu 
versäumen. Es heißt dort ‚weiter ohne nähere Begründung, die Be- 
klagte sei ‚im allgemeinen“ mit der Dienstauffassung der genannten | 
Beamten nicht einverstanden, und der Kläger wird in der Liste mit 
92 Krankheitstagen vermerkt und daran wiederum ohne jede Be- 
gründung die Bemerkung geknüpft, die Beklagte habe allen Grund, die 
Erkrankung als Ursache der Versäumnis anzuzweifeln. Es falle auch 
auf, daß die Krankheitszeiten der Beamten, darunter die des Klägers 
und eines nen Hubert, sehr häufig zur gleichen Zeit stattfänden. 


In diesen Behauptungen liegen Verdächtigungen, für deren Richtig- | 
Sie hat ledig- | 


keit die_Beklagte einen Beweis nicht angetreten hat, 
lich ihren Prokuristen Ehrich dafür als Zeugen benannt, daß dem 
Zeugen die von ihr, der Beklagten, behaupteten Tatsachen durch dritte 
Personen mitgeteilt worden seien. Dies konnte selbstverständlich ' 
um so weniger genügen, um derart schwere Verdächtigungen zu recht- 
fertigen, als die Krankheitszeiten des Klägers durch ärztliche Be- 
scheinigungen belegt waren, wie die Beklagte nicht bestritten hat. 


Daß aber der Kläger häufig unter Krankheiten zu leiden hatte, die zum 


4 


a 





Teil eine Folge seiner Teilnahme am Kriege waren, geht unzweideutig 


aus seinen Personalakten, insbesondere aus dem Gutachten des Ver- 
trauensarztes der Postverwaltung, des Kreisarztes Medkinalrat 
Dr. Loer (Bl. 122 der Personalakten) hervor. 

Es mag dahingestellt bleiben, ob in der Auskunft der Beklagten 
vom 4. Januar 1924 eine Handlungsweise im Sinne des 
B.G.B. zu erblicken ist, 


8 826 des 
durch die die Beklagte in einer gegen die 
:guten Sitten verstoßenden Weise dem Kläger vorsätzlich Schaden zu- 


Wr. 


gefügt hat und ob die Beklagte ihm deswegen zum Ersatze des’ 


Schadens verpflichtet ist. 


Jedenfalls waren aber die Voraussetzungen” 


N 
R 
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des $ 824 Abs. 1.des Bürgerl. Gesetzbuches für die Schadensersatz- 
pflicht der Beklagten ‚als gegeben anzusehen. Danach hat derjenige, 


j welcher der Wahrheit zuwider eine ‚Tatsache behauptet, die geeignet 


jrist, Nachteile für den Erwerb oder das Fortkommen eines anderen 


herbeizuführen, dem anderen den daraus entstehenden Schaden zu 


IF ersetzen, wenn er fahrlässigerweise die Unwahrheit nicht kennt. Eine 


solche Fahrlässigkeit im Sinne des $ 276 des B.G.B. war auf seiten 


II der Beklagten hinsichtlich ihres Schreibens vom 4. Januar 1924 für 





"worliegend zu erachten, 

B Der Anspruch des Klägers auf Feststellung der Verpflichtung der 
"Beklagten zum Schadensersatz auf Grund der von ihr erteilten Aus- 
" kunft erschien daher an sich gerechtfertigt. Das Gericht glaubte indes 
Deine .Schadensersatzpflicht der Beklagten nicht in vollem Umfange 


| annehmen zu sollen, da der Schaden des Klägers, vor allem der durch 


seinen Abbau als. Beamter entstandene Schaden, zum Teil durch seine 
frühere Dienstiührung und seine angeblich nicht vollwertigen Leistungen 
- im Postdienste entstanden sind, über die ein Urteil zu fällen, dem 
Gericht nicht zustand. Bei der Abmessung des Schadensumfanges 


|" hat das Gericht den auf die Auskunft der Beklagten zurückzuführenden 
I" Schadensanteil im Wege der Schätzung auf zwei Dritteile des e- 


samten Schadens bemessen. Insoweit mußte der Klage entsprochen 
werden. 

Was dagegen den Anspruch des Klägers auf Unterlassung un- 
günstiger weiterer Auskünfte über den Kläger durch die Beklagte 


4’ betrifft, so war dieser nur dann begründet, wenn weitere schädirende 


3 
2 





Auskünfte zu befürchten waren. Dies war nach Ansicht des Gerichtes 
nicht mehr anzunehmen, nachdem die Beklagte dem Kläger zwei 
Zeugnisse ausgestellt hat, in denen sie sich über den Kläger in durchaus 
günstigem Sinne geäußert hat. Insoweit mußte daher die Klage ab- 
gewiesen werden. Zugleich mußte die Abweisung der Widerklage 
erfolgen, die durch die erweiterte Klage auch zegenstandslos ge- 
worden war. 


So hatte der Abbau des H. für die Beklagte eine böse 
Folge, indem sie zu lebenslänglicher Versorgung des H. und 
seiner Familie (zurzeitistH. noch unverlieiratet) verpflichtet ist. 
-. Die Beklagte hat allerdings in der letzten Stunde gegen 

. das Urteil des Gewerbegerichts Berufung eingelegt. Die Aus- 
sichten des H. in der Berufungsinstanz sind jedoch noch 
günstiger geworden, weil er nunmehr unwiderlegbare Beweise 
dafür besitzt, daß sein Abbau im Gegensatz zu der Ansicht 
des Gewerbegerichts und der ursprünglichen Begründung seines 
Abbaues in der Abbauverfügung, sein Verhalten im Dienste 
der euepoirerwaltung sei auch mitbestimmend 
für seinen Abbau gewesen, allein auf Grund des 
Schreibens der Beklagten vom 4. Januar 1924 
erfolgt ist. Kollege H. hat nach Erhalt des Urteils des 
Gewerbegerichts eine Abschrift desselben der Oberpostdirektion 
in Minden eingesandt und darauf die schriftliche Bestätigung 
erhalten, daß sein Abbau nicht erfolgt wäre, wenn die 
Beklagte das Schreiben vom 4. Januar 1924 nicht einzesandt 
hätte. Auf Grund dieser Tatsache darf erwartet werden, daß 
das Berufungsgericht auf die seitens des Kollegen H. erhobene 
Anschlußberufung ihm auch noch das abgewiesene eine Drittel 
des Schadens zusprechen wird. 


Nun zum Verhalten der Abbaubehörde. 


Die Abbauverfügung, die durch das Schreiben der Be- 
klagten veranlaßt worden ist, wie das Gewerbegericht in dem 
Urteil feststellt, hat folgenden Wortlaut: 


- „Dem T.-Prakt., Herrn Honemeyer, wird auf Grund der Ver- 
fügung der O.P.D. in Minden i. W. vom 25. 2. II. 2. folgender Ver- 
fügungs-Wortlaut bekanntgegeben: 

Nach dem Urteil des P.A. Bad Oeynhausen hat die Dienst- 
führung des zurzeit in Diensten der Transradio Aktiengesellschaft 
dort stehenden Telegr.-Prakt. Honemeyer während seiner Beschäf- 
tigung bei dem genannten Postamt mehrfach zu erheblichen Klagen 
Veranlassung gegeben. Namentlich hat er es an dem nötigen Fleiß 
und Eifer sowie an Zuverlässigkeit und Pünktlichkeit fehlen lassen. 
Dies Urteil wird durch die in dem anliegenden Schreiben der 
Transradio Aktiengesellschaft vom 4, 1. enthaltene Mitteilung, daß 
sie mit der Dienst-Auffassung des Honemeyer nicht einverstanden 
sei, bestätigt. Auch scheint Honemeyer’s Gesundheitszustand, der 
schon in Bad Oeynhausen ungünstig war, sich nicht gebessert zu 
haben, da er während des Jahres 1923 bei der genannten Gesell- 
schaft an 92 Tagen infolge von Erkrankungen dem Dienst fern- 
geblieben ist. Nach vorstehendem genügen did Dienstleistungen des 
Honemeyer in seiner Besoldungsgruppe den Anforderungen nicht, 
so daß die Bestimmungen der P.A.V. vom 27. 10. 23 auf ihn An- 
wendung finden, Im Anschluß hieran wird Herrn Honemeyer im 
Namen der O.P.D. Minden das Dienstverhältnis auf Grund der 
P.A,V. Art. III $ 1 zum 31. Mai 1924 gekündigt.“ 


Es wird also Koll. H. vorgeworfen: 


1. er habe während seiner Tätigkeit beim Postamt Bad 
Enaen zu erheblichen Klagen Veranlassung ge- 
geben, 

2. er habe es an dem nötigen Fleiß und Eifer, sowie an 
Zuverlässigkeit fehlen lassen, 

8. auch scheine sein Gesundheitszustand, der schon in 
Bad Oeynhausen ungünstig gewesen wäre, sich nicht 
gebessert zu haben. 


Es Ist nun ein Mißgeschick der Abbaubehörde und ein Pech 
für die Beklagte gewesen, daß die Personalakten des Koll. H 


| 


RECHT UND RECHTSPRAXIS 1935 39 


dem Prozeßgericht und auch seinem Prozeßbevollmächtigten 


zum Studium zur Verfügung standen, eine Arbeit, welche einer » 


Tagesleistung entsprach. Der Inhalt der Personalakte wider- 
legt die gegen Koll. H. erhobenen Vorwürfe und beweist, daß 
ein kleiner Beamtenkreis das Urteil fällte, Das Motiv ist nicht 
schwer zu ermitteln. H. war, wie schon eingangs erwähnt, 
ein sehr befähigter Beamter, der vorwärts strebte und so den 
anderen Beamten eine unerwünschte Konkurrenz geworden ist. 

Einige Feststellungen aus den Personalakten: Im Februar 
1921 sah sich H., um sich taktloser und schikanöser Behand- 
lungen von Beamten, welche eine Rangstufe höher 
standen, züu- erwehren, genötigt, folgenden Bericht seiner 
vorgesetzten Dienststelle zu erstatten: 

„Dem Postamt gestatte ich mir, folgendes zu unterbreiten: 
Gegen 11 Uhr brachte ich Herrn O.P.S. Feldmann eine Verfügung 
der Oberpostdirektion, die nach meiner Ansicht für die Hauptkasse 
bestimmt war, aber zurückgewiesen wurde. Nach Aussprache mit 
Herrn Toelle konnte das Schriftstück nur für die Hauptkasse be- 
stimmt sein. Da ich nun das Schriftstück Herrn O.P.S. Feldmann 
nochmals vorzeigte, faßte mich Herr Feldmann an die Schulter mit 
den ironischen Worten: „Kommen Sie, kommen Sie‘, und wies mir 
mit diesen Worten die Tür. Ich kann mir ein derartiges Benehmen 
des Hern O.P.S. Feldmann nicht gefallen lassen und bitte, den Fall 
zu untersuchen. Als Zeugen gebe ich Herrn P.S. Schwacke an. 
Gleichzeitig bitte ich auf diesen Fall hin mich der Stelle als Auf- 
sichtsbeamter zu entheben,“ 


In der auf diese Beschwerde eingegangenen Meldung des 
Oberpostsekretärs Feldmann werden die Angaben H.’s nicht 
bestritten, Unmittelbar darauf erfolgte ein neuer Angriff auf 
Koll. H. und zwar durch den O.T.S. Kotzenberg, der ihın 
die Vernachlässigung eines Antrages der Nationalbank aui 
Herstellung einer Reifenanlage vorwarf. 

Im: Anschluß an diese Differenzen meldete sich H. krank. 
Hier muß eingeschaltet werden, daß H. sich infolge seiyer 
Kriegsdienste an der Front (er hat an den Kämpfen an der 
Somme, im Osten und Rumänien teilgenommen) ein schweres 
Magenleiden zugezogen hat, was in dem nachfolgenden Gut- 
achten des Vertrauensarztes der Dienstbehörde noch näher zum 
Ausdruck kommt. 

Zu gleicher Zeit erstattete die Postdirektion Oeynhausen 


der O.P.D. Minden folgenden Bericht, der auf die Urteile seiner 


Widersacher Feldmann und Kotzenberg gestützt war: 


„Der T.-Prakt. H. ist am 8. 3. It. anliegender Bescheinigung 
in einem Rückfall an seinem neurasthenischen Leiden mit Störung 
der Verdauungsfunktionen und der Arbeitsfähigkeit erkrankt und 
voraussichtlich 6 Wochen dienstunfähig.. Die Krankmeldung ist 
unter Umständen erfolgt, die eine Untersuchung des H. durch einen 
Potsvertrauensarzt angezeigt erscheinen lassen. Das Nähere ist 
aus der anliegenden Meldung des Vorstehers der Telegraphen- 
betriebsstelld ersichtlich. Danach hat H. nach einer dienstlichen 
Auseinandersetzung mit dem O.T.S. Kotzenberg sogleich den Dienst 
niedergelegt mit den Worten: „Ich melde mich hiermit krank“. 
H. leidet an ganz unangebrachter Empfindlichkeit. Dafür ist ein 
weiterer Vorfall bezeichnend, über den die beiliegende Meldung 
des H. vom 12. 2. und die Auslassung des O.P.S, Feldmann vom 
22. 2. Aufschluß gibt. Es handelt sich um einen ganz belanglosen 
Vorgang, der zur Erregung keinerlei Anlaß bot, Zur Aufrecht- 
erhaltung eines geordneten Dienstbetriebes bei der Fernsprech- 
betriebsstelle ist es erforderlich, sogleich einen erfahrenen dienst- 
tüchtigen Telegraphenbeamten als Ersatz für H. zu überweisen... 
usw. Der T.-Prakt. H. ist nicht die geeignete Persönlichkeit für den 
Aufsichtsdienst. Am Schlusse seiner anliegenden Meldung vom 
12, 2, bittet er ohne jeden Grund, ihn der Stelle als Aufsichts- 
beamter zu entheben. Aus ebenso nichtiger Ursache hat er früher 
schon einmal mündlich um seine Zurückversetzung gebeten. Diese 
Vorfälle und seine wiederholten Krankmeldungen zeigen, daß auf 
ihn kein Verlaß ist, und daß ihm die richtige Dienstauffassung noch 
nicht eigen ist, Dazu fehlt es ihm in letzter Zeit auch an dem 
nötigen Eifer und Fleiß und an der Zuverlässigkeit und Pünktlich- 
keit, die von einem Aufsichtsbeamten verlangt werden müssen, (Zu 
vergleichen die Ausführungen der O.T.S. Kotzenburg am Schlusse 
Seiner anliegenden Meldung.) Unter diesen Umständen ist Hone- 
meyer bei den schwierigen Verhältnissen, insbesondere zur Bade- 
zeit, hier nicht mit Vorteil zu verwenden. Es wird beantragt 
1. den Telegraphenpraktikanten Honemeyer durch den Postver- 

trauensarzt untersuchen zu lassen und ihn demnächst von hier 
zu versetzen; 
2. als Ersatz für ihn einen diensttüchtigen, für den Aufsichtsdienst 
geeigneten Telegr.-Beamten baldigst zu überweisen, 
gez. Toelle.“ 


Man schickte H. zum Vertrauensarzt, offenbar in der Er- 
wartung, daß H. als Simulant gekennzeichnet werde, damit 
seine Entfernung möglich war. Aber — das Gegenteil trat ein, 
Der Vertrauensarzt erstattete folgendes Gutachten: 


„fonemeyer gibt an, im Felde im Herbst 1917 an Ruhr, 
Malaria und Typhus erkrankt zu sein und sei in Rumänien 7 Monate, 
in Deutschland 5 Monate in Lazarettbehandlung gewesen. Seitdem 
leideıer an Schmerzen im Kopfe, welche in die Wirbelsäule zögen, 
an unregelmäßigem Schlaf, an Appetitlosigkeite. Ergebnis: 
Der Untersuchte leidet demnach an Zeichen von Neurasthenie, 
welche wohl noch Folgen der im Felde durchgemachten schweren 
Erkrankuugen sein dürften. Diese Neurasthenie erklärt einerseits 
auch die leichte Erregbarkeit des Untersuchten schon bei geringen 
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Anlässen, andererseits ist sie aber nicht so hochgradig, daß sie 

den Untersuchten plötzlich und für längere Zeit dienstunfähig 

macht. Es dürfte sich empfehlen, p. Honcemeyer in eine ruhige 

Stelle, möglichst auf dem Lande, zu versetzen.“ 

Damit waren die gegen H. in Szene gesetzten Differenzen 
erledigt. H. blieb unbehelligt, insbesondere finden sich in den 
Personalakten keine weiteren Beschwerden über H. mehr vor. 
Im Gegenteil, man schätzte seine Dienstleistungen so hoch ein, 
daß man ihn zu weiteren Prüfungen zuließ und als 
leistungsfähigen Beamten (siehe Richtlinien für die 
Beurlaubung zu Großfunkstellen) zur dreijährigen Dienst- 
leistung bei der Beklagten am 28. Februar 1922 beurlaubte. 

Nun auf einmal, nachdem die Beklagte am 4. Januar 1924, 
also drei Jahre nach den eben geschilderten 
Begebenheiten das den Koll. H. denunzierende Schreiben 
an das Reichspostministerium richtete, glaubte die Dienststelle 
in Bad Oeynhausen eine Handhabe gefunden zu haben, H. zu 
entfernen. Das Verhalten der Dienstbehörde in der Zeit vom 
März 1921 bis zum Eingang des Schreibens der Beklagten vom 
4. Januar 1924, wie es durch die Personalakten selbst fest- 
gestellt ist, beweist zur Genüge, daß H. Intrigen zum Opfer fiel. 

Die Begründungen zu 1. und 2. in der Abbauverfügung sind 


‚ lediglich zur Frisur herangezogen worden. Die Begründung zu 


3., den Gesundheitszustand H.'s betreffend, ist bezeichnend für 
die viel gebrauchte Redewendung ‚Des Vaterlandes Dank sind 
sie gewiß“. Eine Reichsbehörde sucht ein Leiden, das sich H. 
im Felde, im Dienste des Vaterlandes zugezogen, als künst- 
liche Konstruktion zur Vernichtung seiner Existenz zu ver- 
werten. 

Aber noch leuchtender wirken die Anschuldigungen, die H. 
gegen die Abbaubehörde erheben mußte, wenn man bedenkt, 
daß dieselbe Abbaubehörde nach Kenntnisnahme der Ent- 
scheidung des Gewerbegerichts bestätirt, daß nur das 
Schreiben der beklagten Firma vom 4. Januar 1924 den Abbau 
veranlaßte, 

Aus den Personalakten ergibt sich. schließlich noch, daß 
alle Rechtfertigungsversuche und Bitten des Koll. H., seinen 
Abbau rückgängig zu machen, an den Berichten der Post- 
direktion Bad Oeynhausen scheiterten, daß H., als er erwerbs- 
los umherirrte, bat, ihm irgendeine Beschäftigung zu zeben. 
damit er sein Leben fristen konnte, immer wieder abgewiesen 
wurde, während weibliche Hilfskräfte neu ein- 
gestellt wurden. Um die Rücksichtslosigkeit zu vervoll- 
ständigen, hat man auch den Vater und die Schwester des Koll. 
HM. abgebaut. Es ist menschlich nicht verständlich, wie das 
Reichspostministerium trotz dieser feststehenden Tatsachen 
auf alle Eingaben des Koll. H. ablehnend geantwortet hat und 
daß man ein so großes Unrecht bestehen läßt. 


L. Lehmann. 


Die Neuregelung des Steuerabzuges 


vom Arbeitslohn 


Das vom Reichstag beschlossene neue Einkommensteuer- 
gesetz vom 10. August 1924 enthält u. a. eine Neuregelung des 
Lohnabzuges, die mit dem 1. Oktober 1925 in Kraft tritt. Das 
demnächst erscheinende Industriebeamten-Taschenbuch für das 
Jahr 1926 bringt eine eingehende Erläuterung des Finkommen- 
steuergesetzes unter Beifügung praktischer Beispiele. An dieser 
Stelle soll lediglich mit Rücksicht auf die bereits am 1. Oktober 
1925 beginnende Neuregelung ein kurzer Ueberblick zur An- 
leitung für die neue Berechnungsart zexeben werden. 

Der tarifmäßige Steuersatz beträgt für die ersten 8000 M. 
Einkommen 10 v. H. Von dem gesamten Einkommen aus 
Arbeitslohn bleiben steuerfrei: 

1. 600 M. jährlich = 50 M. monatlich = 12,— M. wöchentlich, 

2. 180 M. jährlich = 15 M. monatlich = 3,60 M. wöchentlich 
zur Abgeltung der Werbungskosten, 

3. 180 M. jährlich = 15 M. monatlich = 3,60 M. wöchentlich 
zur Abgeltung der Sonderleistungen. 

Außerdem bleiben frei: 


Als Maximum für die Ehefrau und jedes minderjährige 
Kind je 10 v. H. desienigen Betrages, der nach Abzug 
der vorerwähnten Beträge noch verbleibt, 
als Minimum für die Ehefrau 120 M, jährlich = 10 M. 
monatlich = 2,40 M. wöchentlich, 
für das 1. Kind 120 M. jährlich = 10 M. monatlich = 
2,40 M. wöchentlich, 
für das 2. Kind 240 M. jährlich = 20 M. monatlich — 
4,80 M. wöchentlich, 
tür das 3. Kind 480 M. jährlich = 40 M. monatlich — 
9,60 M., wöchentlich, 
iür das 4. und jedes weitere Kind je 600 M. jährlich 
— 50 M. monatlich = 12 M, wöchentlich. 


Für den Steuerabzug kommen somit zwei verschiedene 
Systeme zur Anwendung und zwar dag zu a) . erwähnte 
prozentuale und zu b) genannte feste System. „2 

Die nachfolgenden Beispiele zeigen, daß für Steuerpflichtige 
mit höherem Einkommen das prozentuale System günstiger ist, 
während Steuerpflichtige mit niederem Einkommen. das feste - 
System anwenden müssen. E 


I. Beispiele: Verheirateter Arbeitnehmer mit drei Kindern. 2 


Prozentuales System: 

Gehalt 7". Sr Re nee Mr 

davon ab: 
a) Steuerfreies Existenzminimum . 50 Mk. 
b) Abgeltung für Werbungskosten 15 „ 
c) Abgeltung für Sonderleistungen- 15... 50. 

520 Mk. 

davon kommen ferner ab: 
10 v. H. von 520 Mk. für Frau und drei 

Kinder, also EBD Mk. nn 


bleibt zu versteuern mit 10 v.H. von . 


Festes System: 


Gehalt: :.:......2 m een a, SEEN 
davon ab: 
wie zu a) bis c) .,.. $ BE SA 


520 Mk. 


208, a 
312 Mk. = 31,20 Mk. 


a 


Es kommen ferner ab: 
1. für die Ehefrau 
2. für das 1. Kind. 
3. für das 2. Kind. Pre 
4. für das: Kid Fa ae 0 . : 
bleiben mit 10 v.H. zu versteuern 440 Mk. = 44.— Mk. 
Bei Anwendung des festen Systems würde also der Steuer- 
pilichtige 12,80 M. mehr zahlen, als bei Berechnung nach dem 
prozentualen System. 3 
II. Prozentuales System: 
Bei niederem Einkommen: 
Gehalt Na er er DE 
davon ab; 
a) steuerfreies Existenzminimum . 50 Mk. 
b) Abgeltung für Werbungskosten 15 „ 
c) Abgeltung für Sonderleistungen 15 „ 80 „ 


bleiben 120 Mk. 
davon ferner ab; 
für Frau und 3 Kinder je 10 v.H. von 120 Mk. 
#4 X 12,MREN 2 ee 
bleiben mit 10 v.H. zu versteuern 


Festes System: 


Gehalt... 27 ee Were N 
davon ab; 
wie ua) bon N 


120 Mk. 


48... 
72 Mk. = 17,20 Mk. 


davon kommen ferner ab: 
I, -für:die Ebeirau. 2.30% 207.10. ME 
2. sur das I.Kind ! 2m 2 2 
3.188. das 2. Kind. SEN Zee 
4: füridas 3 Kind. 2oerr 40 ., 0 . 


bleiben mit 10 v.H. zu versteuern . 40 Mk. = 4.— Mk. 


Dieser Steuerpflichtige würde also 3,20 M. mehr zahlen, 
wenn er das prozentuale System anwenden würde, 

Bei Wochenlohn und Anwendung des festen Systems: 
Wöochenlohn SF 7 Ra DSB 

dayon ab; 
a) steuerfreies Existenzminimum 12.— Mk. 
b) Abgeltung d. Werbungskosten 3,60 „ 
c) Abgeltung d. Sonderleistungen 3,60 „ 19,20 


bleiben 35,80 Mk. 
davon kommen ferner ab: 
3. tür.die Bhefrau Ar za. 1 AM 
2utür..das 3. Kind 12.90, 2 252 AU 


R 3.4tür das 2. Kind 230,2, Eee 


Anfür,das’3: Kind ars 19,20 „ j 
bleiben mit 10 v.H. zu versteuern 16,60 Mk. = 1,60 Mk. 


Sind die Werbungskosten und Sonderleistungen nach- 
gewiesen höher, so kann auch eine Erhöhung der Abzüge ° 
beantragt werden ($ 75 E.St.Ges.) 

Werbungskosten eines Arbeitnehmers sind Aufwendungen 
für Arbeitsmittel (Werkzeuge, Kleidung) und für Fahrten 
zwischen der Wohnung und Arbeitsstätte. Sonderleistungen 
sind Aufwendungen für Beiträge zur sozialen Versicherung, 
Versicherungsprämien und Beiträge zu Berufsverbänden. 

L. Lehmann. 


vVerrmiwortli: L,’ Lehmann, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, 
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Nummer 11 / 5. Jahrg. 
Verfahren 


Zur Frage der Prozeßvertreiung bei den künitigen Ar- 
beitsgerichten. Unter all den Einzeltragen, die im Zusammen- 
hang mit dem Entwurf eines Arbeitsgerichtsgesetzes auf der 
außerordentlichen Tagung des Verbandes deutscher Gewerbe- 
und Kaufmannsgerichte in Stuttgart erörtert wurden, nahm. den 
weitaus breitesten Raum die vorgesehene Ausschließung der 
Rechtsanwälte von der Prozeßvertretung in der ersten Instanz, 
also vor den Arbeitsgerichten, ein. Die Behandlung dieser 
Frage, die schon in der an das Referat von Prof. Dr. Erdel 
über „Organisation der Arbeitsgerichte‘“ sich anschließenden 
Aussprache eine recht unangenehme persönliche Zuspitzung 
erhalten hatte, ließ allerdings nach mehr als einer Richtung zu 
wünschen übrige. Zunächst hätte die Verbandsleitung, wenn 
schon die Bestellung eines als Gewerbegerichts-Vorsitzenden 
tätigen Rechtsanwalts nicht zu vermeiden war, unter 
allen Umständen einen Korreierenten vorsehen müssen. Da das 
nicht geschehen war, hätte dann aber die Verhandlungsleitung 
erst recht alles vermeiden müssen, was als weitere Begünsti- 
gung der anwaltlichen Interessenvertretung wirken konnte. 
Man wird die Verhandlungsleitung ja nicht dafür verantwort- 
lich machen können, daß die ersten vier oder fünf Diskussions- 
redner lauter Rechtsanwälte waren, — man kennt den An- 
spruch dieser Herren auf Vorwegnahme ihrer Sachen aus den 
Amtsgerichtsterminen —, aber daß die Redezeit gerade in dem 
Augenblick von zehn auf fünf Minuten eingeschränkt wurde, 
als der letzte Rechtsanwalt gesprochen hatte und der von 
einem Gewerkschaftsvertreter gestellte Antrag auf Schluß der 
Debatte gar nicht zur Abstimmung gebracht worden war, das 
gab doch der ganzen Auseinandersetzung eine Tendenz, die der 
objektiven Würdigung der für und gegen diesen Abschnitt des 
Entwurfes vorgebrachten Gründe nicht besonders dienlich war. 
Wenn dann noch der Referent selbst, der als Vorsitzender des 
Kölner Kaufmanns- und Gewerbegerichts die Verhältnisse doch 
eigentlich kennen müßte, das Bedürfnis für die Zulassung der 
Rechtsanwälte damit begründet, daß es keine Gewerkschafts- 
sekretäre gäbe, die für Rechtsfragen geschult seien, der also 
von den z. T. sehr umfangreichen und mit wissenschaftlichen 
Beratern besetzten Rechtsschutzabteilungen der Gewerkschaften 
und von deren sehr achtenswertem Anteil an der Arbeitsrechts- 
literatur anscheinend gar keine Kenhtnis hatte, so kann man 
sich vorstellen, daß das Ergebnis dieser Aussprache bei keinen 
der Tagungsteilnehmer Berriedigung auslösen konnte, 

Die Ausführungen der Rechtsanwälte waren in erster Linie 
auf den Ton abgestimmt, daß es mit der Würde des Anwalts- 
standes unvereinbar sei, wenn ihnen als gleichberechtigten 
und gesetzlich anerkannter Faktor der öffentlichen Rechtspflege 
die Ausübung ihrer Funktion auf einem so wichtigen und um- 
fassenden Rechtsgebiet vorenthalten werde. Dem muß selbst- 
verständlich, wie das ja auch auf der Tagung schon geschehen 
ist, entgegengehalten werden, daß die Beweggründe, die für 
den Verzicht auf die Mitwirkung der Rechtsanwälte bei der 
Prozeßvertretung vor dem Kaufmanns- und Gewerbegericht in 
der Hauptsache von den Arbeitnehmerorganisationen geltend 
gemacht wurden, mit der Würde des Anwaltsstandes gar nichts 
zu tun haben. Es sind rein sachliche, vielleicht etwas psy- 
chologische Erwägungen, die die Arbeitnehmer und ihre Ge- 
werkschaften an dem Verlangen festhalten lassen, daß sich 
die Verhandlung und die Behandlung ihrer Arbeitsvertrags- 
klagen möglichst frei von den Fußangeln formaler zünftiger 
Prozeßkunst und -knifflichkeit abspiele. 

Auf der Stuttgarter Tagung kamen Anhänger und Gegner 
der Abschaffung der Kaufmanns- und Gewerbegerichte in ihrer 
bisherigen Form und Organisation zum Wort. Diejenigen, die 
der Angliederung an die ordentlichen Gerichte sich nicht 
länger entgegenstemmen wollen, waren in der Mehrheit. Aber 
auch für sie galt als ganz selbstverständliche und unerläßliche 
Voraussetzung, daß der die Prozeß- und Rechtshandhabung an 
den Kaufmanns- und Gewerbegerichten beherrschende Geist, 
der diesen in nunmehr 30 jähriger Wirksamkeit das Vertrauen 
aller an ihnen Recht suchenden Volkskreise errungen und bis 
heute bewahrt hat, unverfälscht auf die Arbeitsgerichte über- 
gehe. Sinzheimer bezeichnet ihn in der neuen Zeitschrift „Die 
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Justiz‘ als den neuen Lebensgeist, der dem Richter in seiner 
Tätigkeit bei den Arbeitsgerichten aus dem Stoffe der Ver- 
handlungssachen und der Tätigkeit der meist organisierten 
Beisitzer nicht allzu sanft entgegenwehen wird. Wir hören so 
aus berufenem Munde gern die Prophezeiung, daß dieser neue 
Lebensgeist stärker sein wird als der alte Paragraphengeist. 
Wir fürchten nur im Hinblick auf die zahlreichen Persönlich- 
keiten, die als künftige Vorsitzende der Arbeitsgerichte aus 
dem ganz anders gearteten Milieu der Prozeßbehandlung von 
Streitfragen des reinen Vermögensrechts oder gar des Straf- 
rechts kommen, daß es aktivster Mitarbeit und größter Wach- 
samkeit der Laienbeisitzer bedürfen wird, wenn diese gute Tra- 
dition der Kaufmanns- und Gewerbegerichte auch nur an- 
nähernd erhalten bleiben soll. 

Die Gefahr, daß die Optimisten nach dieser Richtung bit- 
tere Enttäuschungen erleben könnten, birgt gerade jenes Ar- 
gument am meisten in sich, das die Rechtsanwälte ‚vornehm- 
lich ins Treffen führen, nämlich die sich immer mehr stei- 
gernde Kompliziertheit des Arbeitsrechts, die ganz natu- 
gemäß einen immer subtileren Formalismus in die Prozeß- 
führung hineintragen müßte. Es darf kühnlich behauptet wer- 
den, daß jetzt schon das Arbeitsrecht vielzusehr den ungekün- 
stelten Gedankengängen natürlichen Rechtsempfindens entfirem- 
det und selbst in seinen elementarsten Formen in das Netz 
wissenschaftlicher Deduktionen verstrickt wird. Wenn nun 
auch noch die Herren Rechtsanwälte Gelegenheit bekommen, 
mit diesen wissenschaftlichen Deduktionen vor den Schranken 
des Arbeitsgerichts Fangball zu spielen, dann dürfte wohl 
manche Lohnklage entschieden werden, wenn der klagende 
Arbeiter samt seiner Familie bereits verhungert ist. 


Warum hat man denn die Wichtigkeit und die Kompliziert- 
heit arbeitsrechtlicher Streitfragen nicht früher entdeckt. Das 
Arbeitsrecht ist infolge seiner Zersplitterung in nahezu ein 
Dutzend von Rechtsquellen immer schon kompliziert gewesen. 
Die Kaufmanns- und Gewerbegerichte sind damit fertig gewor- 
den ohne die Hilfeleistung der Rechtsanwälte. Die Herren 
haben sich ernstlich auch nie in diese Rechtsgeschäfte ge- 
drängt. Es haftete ja der ganzen Materie wie auch den sie 
behandelnden Sondergerichten der Charakter des Bagatellmäßi- 
gen an. Da war nicht viel Ruhm zu ernten und auch sonst 
nicht viel Seide zu spinnen. Vor noch nicht allzu langer Zeit 
hat die Mehrzahl der Richter und Rechtsanwälte den infolge 
der stiefmütterlichen Behandlung des Arbeitsrechts in der ju- 
ristischen Ausbildung vorhandenen Mangel arbeitsrechtlicher 
Kenntnisse noch gar nicht als eine besonders empfindliche 
Wissenslücke empfunden. Aus der Beobachtung des ungenü- 
genden Vertrautseins der Richter mit den Fragen des Arbeits- 
rechts hatten wir noch im Jahre 1922 an die Justizministerien 
der einzelnen Länder den Antrag gestellt, wenigstens an den 
größeren Landgerichten arbeitsrechtliche Kammern einzurich- 
ten, um durch die ausschließliche oder vorwiegende Beschäfti- 
gung dieser. Richter mit arbeitsrechtlichen Streitfragen die 
Gewähr einer wirklich sachkundigen Entscheidung, insbeson- 
dere für Berufungsfälle bei Kaufmanns- und Gewerbegerichts- 
urteilen, zu schaffen. 

Nicht anders lagen und liegen die Dinge heute noch be- 
züglich der Rechtsanwälte. Erst recht heute, wo die forcierte 
Produktion von Verordnungen und Gesetzen sozial- und ar- 
beitsrechtlicher Natur den letzten fünf Jahre kaum von den 
wissenschaftlichen Spezialisten, geschweige denn von solchen 
Richtern oder Rechtsanwälten verdaut werden konnte, die nur 
sehr vereinzelt sich in ihrer Spruch- bzw. Vertreterpraxis 
mit arbeitsrechtlichen Problemen zu beschäftigen haben. Wenn 
deshalb von seiten der Anwälte behauptet wird, daß die 
Rechtsanwaltschaft den Anforderungen gewachsen sei, die mit 
der Zulassung bei den Arbeitsgerichten mit einem Schlage in 
großem Umfange an sie herantreten würden, so ist dabei viel- 
leicht an die juristisch gebildeten Vertreter und: Syndizi der 
Arbeitgeberverbände, der Aktiengesellschaften usw. gedacht, 
Die frei praktizierenden Rechtsanwälte kämen zu einem auch 
nur geringen Prozentsatz bestenfalls in den größeren Industrie- 
orten in Betracht. Ist es doch heute schon mitunter nicht 
möglich, für Arbeitsvertragsklagen an kleinen Amtsgerichten 
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einen Anwalt zu finden, der in Rücksicht auf seine sonstige 
Klientel bereit wäre, einer solchen Bagatellsache wegen mal für 
einen Arbeiter, oder Angestellten aufzutreten. 


Was aber beim Arbeiter und auch beim Angestellten ge- 
radezu als eine innere Hemmung zur Geltung kommt, die 
Wahrung seines Rechts, den Schutz seiner Interessen dem 
Rechtsanwalt anzuvertrauen, das wächst aus dem Wesen d er 
Arbeitsstreitigkeit als einer Auseinandersetzung zwi- 
schen zwei durch eine unüberbrückbare Kluft geschiedenen 
Klassen der Bevölkerung heraus. Er hat naturgemäß den 
Wunsch, falls er sich aus irgendwelchen Gründen veranlaßt 
sieht, sich einen Prozeßvertreter zu bestellen, eine Person zu 
finden, die die formale Seite der Prozeßführung beherrscht 
und schlagfertig etwaige Zwischenfälle im Termin zu meistern 
versteht. Im Vordergrunde seiner Wünsche steht aber nicht 
das Verlangen, einen bloßen Verwalter einer unendlich ver- 
feinerten Rechtstechnik gewonnen zu haben, er sucht in dem 
Schützer seines verletzten Vertragsrechtes den Gesinnungs- 
freund, der zwar nicht immer mit ihm auf derselben Seite der 
unüberbrückbaren Kluft zwischen Kapital und Arbeit stehen 
kann, der ihm aber wenigstens durch seine Einstellung zu der 
ganzen Sache die Gewähr bieten soll, in der eigenen unge- 
künstelten und gefühlsmäßig sich äußernden Rechtsgesinnung 
begriffen und betreut zu sein. Mit einem kurzen Wort, der 
Prozeßvertreter des Angestellten und des Arbeiters muß in 
Arbeitsstreitigkeiten in erster Linie Arbeitnehmer vertre- 
ter sein. "Warum ist denn die Einstellung sofort eine ganz 
andere, sobald es sich beim Arbeiter oder Angestellten um 
eine Streitigkeit aus einem gewöhnlichen Schuldverhältnis, 
aus dem Familien- oder dem Erbrecht handelt? Da geht er 
ohne Bedenken zum Anwalt, nicht etwa ‘des Anwaltszwanges 
wegen, sondern weil er — bei aller Wertschätzung ihres 
wissenschaftlichen Charakters — die Juristerei eben doch nur 
als ein Geschäit sieht, bei dem er Gebühren zahlen muß und 
ver Anwalt Gebühren verdienen will und bei dem er in diesem 
Falle um so besser fährt, je tüchtiger, prozeßgewandter, ge- 
rissener sein Anwalt ist. In diesen Rechtsfragen spielt die 
Klassensolidarität als Arbeitnehmer, die Uebereinstimmung mit 
oder das Verständnis für seine wirtschaftliche, soziale, politische 
Anschauungsweise und Ueberzeugung keine Rolle. 

Es ist doch eine Tatsache, die weder bestritten noch über- 
sehen werden kann, daß die Arbeitnehmer für ihre Ar- 
beitsstreitigkeiten noch niemals, nach Anwaltsvertre- 
tung Verlangen geäußert haben, die unorganisierten so wenig 
wie die organisierten, obwohl sie manchem Kaufmanns- und 
ewerberichter gegenüber, und zwar nicht immer nur in den 
Fällen, wo der Arbeitgeber durch einen juristisch gebildeten 
Verbandssyndikus vertreten wird, einen schweren Stand haben. 
Us genügt, auf die Beurteilung zu verweisen, deren sich in den 
Kreisen der Bergbauangesteliten und Bergarbeiter die Berg- 
gewerbegerichte erfreuen. Es sind also schon recht tiefgrei- 
iende, psychologische Momente, aus denen die strikte Ableh- 
nung der Anwaltsvertretung in Arbeitsstreitigkeiten durch die 
Arbeitnehmer ihre ursächliche Begründung schöpft, und es ist 
schon richtig, wie Prof. Erdel in seinem Referat über die 
Organisation der neuen Arbeitsgerichte sagte, daß man sich bei 
der Sache nach der bestmöglichen Lösung auch von gefühls- 
mäßigen Erwägungen nicht ganz loszulösen vermag. Eins steht 
jedenialls fest: Soll das von der großen Masse der werktätigen 
Rechtssucker den Kaufmanns- und Gewerbegerichten. entgegen- 
gebrachte Vertrauen sich auf die neue Rechtssprechungsinstanz 
übertragen, dann darf an der Art der Prozeßführung und der 
Prozeßvertretung nichts geändert werden. Die Rechtsanwälte 
werden ja an den Landesarbeitsgerichten genügend Gelegen- 
heit haben zu zeigen, ob sie, um mit Sinzheimer zu reden, den 
neuen Lebensgeist bereits erkannt haben und auch in ihrer an- 
waltlichen Tätigkeit wirken zu lassen bereit sind. Wenn sie 
dort durch die Tat beweisen, daß die von den Gewerkschaften 
gegen ihre Zulassung in der ersten Instanz neben den grund- 
sätzlichen Forderungen der Sachkunde, der Schnelligkeit und 
Billigkeit der Rechtsprechung geltend gemachten Bedenken 
psychologischer Natur nicht mehr berechtigt sind, dann wird 
sich über diese anderweitige Regelung der Prozeßvertretung 
wieder reden lassen. Solange aber an den neuen Arbeits- 
gerichten der traditionelle Verhandlungsgeist nicht gesichert ist, 
der sich an den Kaufmanns- und Gewerbegerichten gerade im 
Werden mit dem Arbeitsrecht herausgebildet und bewährt 
hat, solange man mit Arbeitsgerichtsvorsitzenden wird rechnen 
müssen, die nicht von der Erkenntnis sich leiten lassen, daß 
das in den Arbeitsrechtsstreitigkeiten zur Anwendung kom- 
mende Arbeitsrecht nicht in erster Linie das staatliche, sondern 
das autonome Arbeitsrecht ist, wie es sich in den Tarifverträ- 
gen und Betriebsvereinbarungen ausdrückt, so lange können die 
Gewerkschaften und die Freunde einer von dem Vertrauen der 
werktätigen Bevölkerung getragenen Arbeitsgerichtsbarkeit 


einer weiteren Entwurzelung dessen, was sich in der Vergan-, 


genheit bewährt hat, nicht zustimmen. 





Es ist bei der Aussprache auf der Stuttgarter Tagung auch 


wieder davon die Rede gewesen, daß der absolute Ausschluß 


der Rechtsanwälte praktisch auf eine erh Beschrän- 


kung der Koalitionsfreiheit bzw. auf eine unerträgliche Benach- 
teiligung nichtorganisierter Arbeitnehmer hinauslaufe. Diese 
Behauptung hätte einen Schein von Berechtigung, wenn die 
Verhältnisse so lägen, daß für den Arbeitnehmer der Anschluß 


an eine Organisation nicht nur ein materielles, sondern auch 
ein Gesinnungsopfer naturnotwendig zur Folge haben müßte. 
Bei der Verschiedenartigkeit der Organisationsrichtungen findet 


heute aber wahrlich jeder Arbeitnehmer eine Gruppe, der er 
sich ohne Gewissenszwang anschließen kann. Von der Seite 
des materiellen Opfers aus betrachtet, wäre die Zulassung 


* der Rechtsanwälte für den Unorganisierten eine zwangläufige 


Belastung, weil auch die fakultative Zulassung der Rechts- 
anwälte sich doch praktisch als Anwaltszwang auswirken 
würde dadurch, daß die wirtschaftlich bessergestellte Partei, 
der Arbeitgeber, sich durch einen Rechtsanwalt vertreten läßt. 
Dem organisierten Arbeitnehmer steht in solchem Falle der 
Schutz seiner Organisation, die Vertretung durch einen Funk- 
tionär zu Gebote. Der Unorganisierte ist ediglich gezwungen, 
die Ausgabe, die er seiner beruflichen Interessenvertretung 
gegenüber glaubt sich verkneifen zu können, in einem meist 
vielfachen Betrag dem Anwalt zu leisten. Wir würden in einer 
solchen fühlbaren Belehrung des Unorganisierten an sich nichts 
Bedauerliches sehen. Le 


Die Neuregelung des Erfinderrechts in 


Oesterreich*) 


Das neue Erfinderrecht ist durch das „Bundesgesetz vom 
2. Juli 1925 über die Abänderung und Ergänzung von Bestim- 
mungen des Patentgesetzes (Patentgesetznovelle 1925)“, Bun- 
desgesetzblatt Nr. 219 vom Jahre 1925, zur Einführung ge- 
kommen. Es umfaßt 15 Paragraphen, die aber, um die Syste- 
matik des Patentgesetzes, von dem das Erfinderrecht einen 
Teil bildet, nicht zu stören, als $8:5a, 5b usw. bis 51 bezeich- 
net sind. 

Wie im alten Patentgesetz bestimmt 8 5a, daß Dienst- 
nehmer „auch für die von ihnen während des. Bestandes 
des Dienstverhältnisses gemachten Erfindungen den Anspruch 
auf die Erteilung des Patentes“ haben, „wenn nicht durch 
Vertrag etwas anderes bestimmt ist“. Der Angestellte kann 
danach durch einen Vertrag jede Erfindung auf den Dienst- 
geber übertragen. Aber, (8 5b;) „Vereinbarungen zwischen 
Dienstgebern und Dienstnehmern, nach denen künftige Er- 
findungen des Dienstnehmers dem Dienstgeber gehören sollen 
oder dem Dienstgeber ein Benützungsrecht an solchen Erfin- 
dungen eingeräumt werden soll, haben nur dann recht- 
liche Wirkung, wenn die Erfindung eine Diensterfiin- 
dung ist.‘“ Diese Vereinbarungen müssen durch Einzelver- 
trag oder Kollektivvertrag festgelegt sein. 

Damit ist von vornherein jede Nicht-Diensterfindung der 
generellen Uebertragung auf den Unternehmer durch den 
Dienstvertrag entzogen. Nur über die Diensterfindung kann im 
Dienstvertrag verfügt werden. Für die Nicht-Diensterfindung 
ist dem Angestellten das freie Verfügungsrecht unbedingt ge- 
sichert. Er kann sie, muß aber nicht, auch seinem Dienst- 
geber anbieten. 

Den Begriff der Diensterfindung umschreibt $ 5b folgen- 
dermaßen: Eine Diensterfindung ist die Erfindung eines Dienst- 
nehmers, wenn sie 


1. „ihrem Gegenstande nach in das Arbeitsgebiet 
des Unternehmens, in dem der Dienstnehmer tätig 
ist, fällt“, und wenn 

2. a) „entweder die Tätigkeit, die zu der Erfindung geführt 

hat, zu den dienstlichen Obliegenheiten des Dienst- 
nehmers gehört‘, oder 

b) „wenn der Dienstnehmer die Anregung zu der Erfindung 
durch seine Tätigkeit in dem Unternehmen erhalten hat“ 
oder 

c) „das Zustandekommen der Erfindung durch die Benüt- 
zung der Erfahrungen oder der Hiltsmittel des Unter- 
nehmens wesentlich erleichtert worden ist.“ 

Es müssen also zwei Voraussetzungen, die unter 1. mit einer 

der drei unter 2. genannten zusammentreffen, um die Erfindung 

des Angestellten zu einer Diensterfindung zu machen, für 

TE eine generelle Vereinbarung im Dienstvertrag wirksam 

wird. 

Die „Etablissementserfindung“, von der in der 
Literatur über die Angestelltenerfindung so viel die Rede ist, 
kommt im österreichischen Patentgesetz nicht vor. Wir haben 
den Standpunkt eingenommen und durchgefochten, daß das 
„Etablissement‘“ nichts erfinden kann. Erfinden können nur 


*) Vgl. den Artikel im Hauptblatt dieser Nummer: „Der Weg zum 
neuen Erfiinderrecht in Oesterreich,“ 


Nr. 11 




































| Nr. 11 


die in ihm tätigen Menschen, einzeln oder gemeinsam. Wir 
halten den Streit um die. Etablissementserfindung. auch für 
völlig müßig, er ist von den Unternehmern vom Zaun ge- 
brochen, um die Diensterfindung des Angestellten als Etablisse- 
mentserfindung kostenlos an sich zu ziehen. Wenn irgendwo 
eine Erfindung hervorkommen wird, die das ist, was sie als 
Etablissementserfindung bezeichnen — so sagten wir den Un- 
ternehmern —, dann wird eben kein Angestellter behaupten 
können, daß diese Erfindung seine Erfindung sei. Behauptet 
es einer dennoch, und bringt er seine Ansprüche vor den Richter, 
so wird es seine Sache sein, seinen Anteil an der Erfindung, 
Sache des „Etablissements‘, dessen Anteil dem Richter zu be- 
weisen. Was von Unternehmerseite über die Etablissements- 
erfindung vorgebracht worden war, reduzierte sich schließ- 
lich auf den oben unter 2c) angeführten Passus und auf zwei 
weiter unten noch zu erwähnende Weisungen über die Bemes- 
sung des Erfinderlohnes. 

Die Einräumung von Rechten des Dienstgebers an der 
Diensterfindung des Angestellten bedingte die Festsetzung. von 
Normen über den Erfinderlohn des Angestellten im Ge- 
setze, Die Fassung dieser Bestimmungen erfolgte nun in solcher 
Weise, daß damit die angemessene Belohnung des Angestellten 
nicht nur für den Fall gesichert ist, daß der Angesteilte durch 
Dienstvertrag dem Dienstgeber die Diensterfindungen allge- 
mein überträgt, sondern auch für die fallweise Ueberlassung 
einer Nicht-Diensterfindung des Angestellten. Im Dienstverhält- 
nis ist der-Dienstgeber immer der Stärkere, und er kann sehr 
wohl seine Position ausnützen, um den Angestellten, dem eine 
Nicht-Diensterfindung glückt, zu zwingen, sie ihm (dem Dienst- 
geber) zu überlassen. Auch für diesen Fall wollten wir dem 
Angestellten den angemessenen Erfinderlohn sichern. Darum 
bestimmt $ 5c: 

„Dem Dienstnehmer gebührt in jedem Falle für die 


| Ueberlassung einer von ihm gemachten Erfindung an den 


Dienstgeber, sowie für die Einräumung eines Benutzungs- 
rechtes hinsichtlich einer solchen Erfindung eine angemessene 
besondere Entlohnung.‘ : 

Für die Bemessung der Vergütung gibt das Gesetz die 
Weisung, daß „insbesondere Bedacht zu nehmen“ ist „auf die 
wirtschaftliche Bedeutung der Eriindung für das Unterneh- 
men‘; auf „eine sonst etwa erfolgte Verwertung der Erfindung 
im Inlande oder Auslande‘‘ (außerhalb dieses Unternehmens 
z. B. durch Weitergabe von Lizenzen) und schließlich — hier 


| kommt die Etablissementserfindung: — „auf den Anteil, den 


Anregungen, Erfahrungen, Vorarbeiten oder Hilfsmittel des 


| Unternehmens des Dienstgebers oder dienstliche Weisungen 


an dem Zustandekommen der Erfindung gehabt haben“. Eine 
gewisse Einschränkung erfährt auch der Anspruch auf eine be- 
sondere Vergütung desjenigen Angestellten, der „ausdrücklich 
zur Erfindertätigkeit angestellt‘ ist, wenn diese „Erfindertätig- 
keit zu der Erfindung geführt hat“ und „schon in dem ihm im 
Hinblick auf seine Erfindertätigkeit zukommenden höheren 
Entgelte eine angemessene Vergütung für die Erfindung ge- 
legen ist“, 

Da der Wert und der Ertrag einer Erfindung zumeist erst 
später hervorkommt, ist dafür gesorgt, daß eine oder mehr- 
malige nachträgliche Revisionen der bereits vereinbarten Ver- 
gütung je „nach Ablauf eines Jahres nach der letzten Fest- 
setzung der Vergütung‘ erfolgen können, und zwar sowohl 
wenn die Vergütung in einer einmaligen Leistung (Pauschal- 
abfindung) an den Erfinder bestand, als auch wenn eine fort- 
laufende periodische Vergütung bedingt ist. Dieses Recht ist 
dem Angestellten insbesondere auch dann gewahrt, wenn der 
Dienstgeber die Erfindung weiterverkauft und der von ihm da- 
bei erzielte Erlös oder das forilaufende Erträgnis „im auffäligen 
Mißverhältnisse zu der dem Dienstnehmer gewährten Vergütung 
steht‘. (8 5.) 

Gegen die so häufig beobachtete Stillegung einer Erfindung 
schützt $ 5f: „Wenn das Ausmaß der Vergütung von der Be- 
nützung der Erfindung durch den Dienstgeber abhängig ge- 
macht ist“ und dieser es unterläßt, die Erfindung entsprechend 
auszunützen, „so ist die -Vergütung so zu bemessen, als hätte 
der Dienstgeber die Eriindung in dem ihrer wirtschaftlichen 
Bedeutung für das Unternehmen angemessenen Umfange be- 
nützt“. Auch wenn der Dienstgeber die Erfindung an einen 
Dritten weitergegeben hat, ist die Vergütung „in gleicher Weise 
zu bemessen“. Auch wenn „der Dienstgeber aus der Erfindung 
Nutzen zieht, ohne sie auszuüben, gebührt dem Dienstnehmer 
eine angemessene Vergütung.‘ 

Wenn aber dem Dienstgeber „unter billiger Berücksichti- 
gung der Umstände des Falles eine Benützung der Erfindung 
überhaupt nicht oder nicht in einem größeren Umfange, als sie 
stattgefunden hat, zugemutet werden kann‘, kann der Ange- 
stellte den Anspruch aus $ 5f nicht erheben. 

Der Angestellte hat, sofern eine Vereinbarung, Einzelver- 
trag oder Kollektivvertrag über die Diensterfindung besteht, 
jede Diensterfindung „dem Dienstgeber unverzüglich mitzutei- 
en“. Dieser muß binnen vier Monaten erklären, ob er die 
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Erfindung für sich in Anspruch nimmt (8 5g). Dienstgeber 
und Dienstnehmer sind zur Geheimhaltung der Diensterfindung 
unter der Strafsanktion des Schadensersatzes verpflichtet; die 
zum Zwecke der Patentanmeldung erforderlichen Schritte 
stehen außerhalb der Geheimhaltungspflicht ($ 5h). 

$ 5i enthält eine Konzession an die Unternehmer. Die Um 
ternehmerverbände verlangten, daß aus dem Streit zwischen 
Angestellten über eine Erfindung der Dienstgeber ausgeschaltet 
bleiben müsse. Die Angestelltenvertreter mußten schließlich 
einwilligen, daß der. Unternehmer die Vergütung, die _ er 
einem Angestellten im guten Glauben geleistet hat, 
dieser sei der Erfinder, dem anderen Angesteilten, welcher 
später machweist, daß er der Urheber der Erfindung oder 
an ihr beteiligt sei, anrechnen darf. Dieser Erfinder, der durch 
einen mitbediensteten Kollegen um seinen Erfinderlohn geprellt 
worden ist, hat den Anspruch auf Schadensersatz gegen den 
Kollegen. 

$ 5j räumt dem Dienstgeber das Recht ein, „jederzeit 
auf seine Rechte an der (Dienst-) Erfindung ganz oder zum 
Teil zu verzichten“. Er muß die Rechte an der Erfindung, 
auf die er verzichtet hat, auf den Angestellten übertragen. Mit 
dieser Verzichtserklärung hört die Verpflichtung zur Leistung 
der Vergütung an den Angestellten auf; bei Teilverzicht er- 
folgt „eine entsprechende Herabsetzung der Vergütung, sofern 
eine gesonderte Verwertung der auf den Dienstnehmer 
übertragenen Rechte möglich ist‘. 

Die gegenseitigen Rechte aus den Bestimmungen der $$5a 
bis 5j „werden durch die Auflösung des Dienstverhältnisses 
nicht berührt“. ($ 5k.) Die Rechte, die dem Dienstnehmer 
auf Grund dieses Gesetzes zustehen, sind unabdingbar 
($ 51. Für Streitigkeiten ist das Gewerbegericht (Ar- 
beitsgericht) zuständig ($ 5m), doch verjähren Ansprüche 
sowohl der Dienstgeber als auch der Dienstnehmer nach drei 
Jahren ($ 5n). 

Die Erfinderehre wahrt 8 50: „Der Urheber einer 
Erfindung‘ — gleichgültig, ob er Angestellter ist oder nicht; 
dieser Paragraph gilt für jeden, auch für den freien Erfinder — 
„der nicht Anmelder oder Inhaber eines Patentes ist, hat einen 
Anspruch darauf, daß er als Erfinder genannt werde... .Die 
Nennung als Erfinder geschieht auf Antrag durch Eintra- 
gung in “das Patentregister, Anführung in der öffentlichen 
Bekanntmachung der Anmeldung (Aufgebot) in der Patent- 
urkunde, in der Kundmachung über die Patenterteiling und in 
der Patentschrift. Ist die Patenturkunde bereits ausgefertigt 
oder sind die bezeichneten Veröffentlichungen schon vollzogen, 
so ist eine besondere Bescheinigung .... auszufiertigen oder.... 
im Patentblatt zu veröffentlichen.“ 

Den Antrag kann sowohl der Erfinder als auch der An- 
meider oder Inhaber des Patentes stellen. Bringt der Antrag- 
steller die Zustimmung des anderen bei, so erfolgt die Nennung 
ohne weiteres. Soll ein anderer als der bisher als Erfinder Be- 
zeichnete statt oder neben diesem als Erfinder genannt werden, 
so ist auch dessen Zustimmung erforderlich. 

Für den Streitfall, wenn die Zustimmung des anderen (des 
Anmelders, Patentinhabers, Erfinders) verweigert wird, wird 
der Streit vor dem Patentamt ausgetragen. 

So viel in großen Zügen über den Inhalt des österreichi- 
schen Erfinderrechts, von dem wir den hierauf bezüglichen Ge- 
setzestext nachstehend noch im Wortlaut wiedergeben. Nichts 
wünschen die österreichischen Techniker sehnlicher, als ihren 
neuen Besitz recht bald durch die Schaffung der vom Butab 
angestrebten und mit so viel Gründlichkeit und Sachkenninis 
vorbereiteten Schutzbestimmungen für Angestellteneriinder im 
deutschen Arbeitsrecht gesichert zu sehen. 

E. Lakenbacher. 


Bundesgesetz vom’ 2. Juli 1925 über die Abänderung und 
die Ergänzung von Bestimmungen des Patentgesetzes (Patent- 
gesetznovelle 1925). 

„Erfindungen von Dienstnehmern. 


$ 5a. Dienstnehmer haben auch für die von ihnen während des Be- 
standes des Dienstverhältnisses gemachten Erfindungen den Anspruch 
auf die Erteifing, des Patentes ($ 4), wenn nicht durch Vertrag ($ 5b, 
Absatz 1) oder auf Grund des $5b, Absatz 2, etwas anderes bestimmt ist, 

Als Dienstnehmer gelten Angestellte und Arbeiter jeder Art. 

$5b. Vereinbarungen zwischen Dienstgebern und Dienstnehmern, nach 
denen künftige Erfindungen des Dienstnehmers dem Dienstgeber gehören 
solien oder dem Dienstgeber ein Benützungsrecht an solchen Erfindungen 
eingeräumt werden soll, haben nur dann rechtliche Wirkung, wenn die 
Erlindung eine Diensterfindung (Absatz’ 3) ist. Die Vereinbarung bedarf 
zu ihrer Gültigkeit der schrift.ichen Form, welcher auch Genüge geleistet 
ist, wenn darüber ein Kollektivvertrag (Gesetz vom 18. Dezember 1919, 
St.G.Bl. Nr. 16 vom Jahre 1920) vorliegt. 

Ist das Dienstverhältnis ein Öffentlich-rechtliches, so kann der Dienst- 
geber, ohne daß es einer Vereinbarung mit dem Dienstnehmer bedarf, 


dessen Diensterfindungen zur Gänze oder ein Benützungsrecht an: 


solchen Erfindungen für sich in Anspruch nehmen; das Benützungsrecht 
ist auch gegen Dritte wirksam. In diesen Fällen finden’ die Bestimmungen 


.des folgenden Absatzes und der $$ 5c bis 5l und des $ 5n sinngemäß 


Anwendung. 







































en 








44 RECHT UND RECHTSPRAXIS 1925 





En Fe 


TS 





ng 





Eine Diensterfindung ist die Erfindung eines Dienstnehmers, wenn 
sie ihrem Gegenstande nach in das Arbeitsgebiet desjenigen “Unter- 
nehmens, in dem der Dienstnehmer tätig ist, fällt, und wenn 

a) entweder die Tätigkeit, die zu der Erfindung geführt hat, zu den 
dienstlichen Obliegenheiten des Dienstnehmers gehört, oder 

b) wenn der Dienstnehmer die Anregung zu der Erfindung durch 
seine Tätigkeit in dem Unternehmen erhalten hat, oder 

c) das Zustandekommen der Erfindung durch die Benützung der Er- 
fahrungen oder der Hilfsmittel des Unternehmens wesentlich er- 
leichtert worden ist. 
$ 5c. Dem Dienstnehmer gebührt in jedem Falle für die Ueber- 

lassung einer von ihm gemachten Erfindung an den Dienstgeber sowie 
für die Einräumung eines Benützungsrechtes hinsichtlich einer solchen 
Erfindung eine angemessene besondere Vergütung, 

Wenn der Dienstnehmer jedoch ausdrücklich zur Erfindertätigkeit 
im Unternehmen des Dienstgebers angestelit und auch tatsächlich damit 
vorwiegend beschäftigt ist und wenn die ihm obliegende Erfindertätig- 
keit zu der Erfindung geführt hat, so gebührt ihm eine besondere Ver- 
gütung nur insoweit, als nicht schon in dem ihm auf Grund des Dienst- 
verhältnisses im Hinblick auf: seine Erfindertätigkeit zukommenden 
höheren Entgelte eine angemessene Vergütung für die Erfindung ge- 
legen ist. 

$ 5d. Bei der Bemessung der Vergütung ($.5c) ist nach den Um- 
ständen des Falles insbesondere Bedacht zu nehmen: 

a) auf die wirtschaftliche Bedeutung der Erfindung für das Unter- 
nehmen; 

b) auf eine sonst etwa erfolgte Verwertung der Erfindung im Inlande 
oder Auslande; 

c) auf den Anteil, den Anregungen, Erfahrungen, Vorarbeiten oder 
Hilfsmittel des Unternehmens des Dienstgebers oder dienstliche 
Weisungen .an dem Zustandekommen der Erfindung gehabt haben. 
$ 5e. Die Vergütung kann nachträglich auf Antrag eines der Be- 

teiligten nach billigem Ermessen geändert werden, wenn eine wesentliche 
Aenderung der für die Angemessenheit der Vergütung maßgebenden 
Verhältnisse eingetreten ist. Keinesfalls sind jedoch Leistungen zurück- 
zuerstatten, die der Dienstnehmer auf Grund der früheren Festsetzung 
empfangen hat. Ebensowenig sind Leistungen, die auf Grund der früheren 
Festsetzung bereits bewirkt oder fällig geworden sind, nachträglich zu 
ergänzen, es sei denn, daß die Vergütung in einer einmaligen Leistung 
besteht, 

Der Anspruch auf Aenderung der Vergütung steht dem Dienstnehmer 
auch im Falle der Uebertragung der Erlindung durch den Dienstgeber 
auf einen Dritten dann zu, wenn der vom Dienstgeber bei dieser Ueber- 
tragung erzielte Erlös in auffälligen Mißverhä.tnisse zu der dem Dienst- 
nehmer gewährten Vergütung steht oder wenn der Dienstgeber an der 
Ausnützung der Erfindung beteiligt bleibt und hierbei ein Erträgnis 
erzielt, das in auffälligem Mißverhältnisse zu der dem Dienstnehmer 
gewährten Vergütung steht. 

Der Antrag (Absatz 1, 2) kann erst nach Ablauf eines Jahres nach 
cer letzten Festsetzung der Vergütung gestellt werden. 

$5f. Wenn das Ausmaß der Vergütung (83 5c, 5d, 5e) von der 
Benützung der Erfindung durch den Dienstgeber abhängig gemacht ist 
und dieser es unterläßt, die Erfindung in einem ihrer wirtschaftlichen 
Bedeutung für das Unternehmen angemessenen Umfange zu benützen, 
so ist die Vergütung so zu bemessen, als hätte der Dienstgeber die Er- 
iindung in dem ihrer wirtschaftlichen Bedeutung für das Unternehmen 
angemessenen Umfange benützt. 

In gleicher Weise ist die Vergütung zu bemessen, wenn der Dienst- 
geber die Erfindung auf einen Dritten übertragen oder in anderer 
Weise über sie verfügt hat, es sei denn, daß der Dienstnehmer einer 
solchen Uebertragung oder Verfügung zugestimmt hat und der Dienst- 
nehmer nicht beweist, daß diese Uebertragung oder Verfügung nur zum 
Scheine geschehen ist. 

Der Dienstgeber wird von der im Absatz 1 festgesetzten Verbindlich- 
lichkeit zur Leistung der Vergütung befreit, wenn er sich verpflichtet, 
einem vom Dienstnehmer zu bezeichnenden Dritten das Recht zur Benützung 
der Erfindung einzuräumen. Der Dritte, dem das Benützungsrecht ein- 
geräumt wird, hat dem Dienstgeber für dessen unter Berücksichtigung 
der Vorschriften des $ 5d, Buchstabe c, zu ermittelnden Anteil an der 
Erfindung eine Vergütung zu leisten. In Ansehung dieser Vergütung 
kann gemäß $ 5e nachträgliche Abänderung gefordert werden. 

Der Anspruch (Absatz 1 und 2) ist ausgeschlossen, wenn dem Dienst- 
geber unter billiger Berücksichtigung der Umstände des Falles eine Be- 
nützung der Erfindung überhaupt nicht oder nicht in einem größeren 
Umfange, als sie stattgefunden hat, zugemutet* werden kann oder, falls 
eine Uebertragung oder eine andere Verfügung unterblieben wäre, zu- 
gemutet werden könnte. Wenn jedoch der Dienstgeber aus der Erfin- 
dung Nutzen zieht, ohne sie auszuüben, so gebührt dem Dienstnehmer 
eine angemessene Vergütung. 

$ 5g. Wenn eine Vereinbarung besteht, nach der künftige Erfindun- 
gen des Dienstnehmers dem Dienstgeber gehören sollen ($ 5b), so hat 
der -Dienstnehmer jede Erfindung, die er macht, ausgenommen solche, 
die offenbar nicht unter die Vereinbarung fallen, dem ientgeber unver- 
züglich mitzuteilen. Der Dienstgeber hat binnen vier Monaten nach dem 
Tage, an dem er diese Mitteilung erhalten hat, dem Dienstnehmer zu 
erklären, ob er die Erfindung auf Grund der bestehenden Vereinbarung 
als Diensterfindung für sich in Anspruch nimmt. 

Versäumt der Dienstnehmer diese Mitteilung, so’haftet er dem Dienst- 
geber, unbeschadet des diesem zustehenden Anspruches auf die Erfin- 
dung, für den Ersatz des Schadens, der auch den entgangenen Gewinn 
umfaßt. Versäumt der Dienstgeber die Erklärung oder gibt er eine 
verneinende Erklärung ab, so verbleibt die Erfindung dem Dienstnehmer., 

$ 5h. Der Dienstgeber und der Dienstnehmer sind zur Geheimhal- 
tung der Erfindungen verpflichtet, die den Gegenstand der im $ 5g, 
Absatz 1, vorgesehenen Mitteilung und Erklärung bilden. 

Die Geheimhaltungspflicht des Dienstnehmers erlischt: 

a) wenn der Dienstgeber die im 8 5g, Absatz 1, vorgesehene Er- 
klärung versäumt hat oder wenn er innerhalb der Frist eine ver- 
neinende Erklärung abgegeben hat; 
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b) wenn der Dienstgeber die Erfindung rechtzeitig für sich in An- 
spruch genommen ($ 5g, Absatz 1) und die Geheimhaltung aufge- 
geben hat. 

Durch das Erlöschen der Geheimhaltungspflicht nach der vorstehen- 
den Bestimmung wird die Geheimhaltungspflicht, soweit sie sonst dem 
Dienstnehmer obliegt,. nicht berührt. 

Die Geheimhaltungspflicht des Dienstgebers erlischt, wenn er die 
Erfindung - rechtzeitig für sich in Anspruch genommen ($ 5g, Abs. 1) 
und der Dienstnehmer dagegen keinen Widerspruch erhoben hat. 

Die Geheimhaltungspflicht hindert den Dienstgeber und den Dienst- ’ 
nehmer nicht, zur Wahrung ihrer Rechte hinsichtlich der Erfindung die 
Patentanmeldung zu bewirken sowie die sonst erforderlichen Schritte 
zu unternehmen, 

Der Dienstgeber oder der Dienstnehmer, der die Geheimhaltungs- 
pflicht verletzt, ist zum Ersatze des Schadens, der auch den entgangenen 
Gewinn umfaßt, an den andern Teil verpflichtet. 

$ 5i. Wenn der Dienstgeber dem Dienstnehmer für eine Dienst- 
erfindung eine Vergütung geleistet hat und dann hervorkommt, daß 
nicht dieser Dienstnehmer, sondern ein anderer Dienstnehmer desselben 
Dienstgebers die Erfindung gemacht hat oder daß ein anderer Dienst- 
nehmer desselben Dienstgebers an der Erfindung mitgewirkt hat, so 
kann der Dienstgeber dem Berechtigten gegenüber die dem Nicht- 
berechtigten geleistete Vergütung ganz oder in dem dem Anteile des 
Berechtigten an der Erfindung entsprechenden Verhältnisse aufrechnen, 
wenn er im guten Glauben geleistet hat und die Erfindung auch nach 
dem mit dem Berechtigten bestehenden Rechtsverhältnisse dem Dienst- 
geber gehört. 

$ 5j. Wenn der Dienstgeber mit dem Dienstnehmer Vereinbarun- 
gen wegen einer Diensterfindung getroffen hat, so kann er demuoch 
jederzeit erklären, auf seine Rechte an der Erfindung ganz oder zum 
Teile zu verzichten. Der Dienstnehmer kann in einem so’chen Falle 
verlangen, daß die Rechte 
der Verzicht reicht, auf ihn übertragen werden. 

Wenn der Dienstgeber auf seine Rechte an der Erfindung ganz ver- 
zichtet, so hört die Verpflichtung zur Leistung der Vergütung mit dem 
Zeitpunkte der Abgabe der Verzichtserklärung auf. Im Falle eines Teil. 
verzichtes kann der Dienstgeber eine entsprechende Herabsetzung der 
Vergütung verlangen, sofern eine gesonderte Verwertung der auf den 
Dienstnehmer übertragenen Rechte möglich ist. 

Die Verpflichtung zur Leistung einer auf die Zeit bis zur Abgabe 
der Verzichtserklärung entfallenden Vergütung bleibt unberührt. 

$ 5k. Die nach den Bestimmungen der 88 5a bis 5j begründeten 
Rechte des Dienstgebers und des Dienstnehmers werden durch die Auf- 
lösung des Dienstverhältnisses nicht berührt. 

$ 5l. Die Rechte, die dem Dienstnehmer auf Grund der Bestimmun- 
gen der $$ 5a bis 5K zustehen, können durch Vereinbarüung weder auf- 
gehoben noch beschränkt werden. 

$5m. Für Streitigkeiten, die zwischen Dienstgebera und Dienst- 
nehmern oder zwischen Dienstnehmern aus den Bestimmungen der ° 
SS 5b bis 5I entstehen, sind, wenn das Dienstverhältnis auf einem privat- 
rechtlichen Vertrage beruht, in den Ländern, wo Gewerbegerichte be- 
stehen, diese und außerhalb ihres Sprenge's die ordentlichen Gerichte 
zuständig. In den Ländern, wo keine Gewerbegerichte bestehen, ist 3 
das sachlich zuständige Gericht in der Landeshauptstadt für das ganze 


Land, für das Burgenland das sachlich zuständige Gericht in Wien 
zuständig. 

S 5n.. Ansprüche von Dienstgebern und Dienstnehmern nach den 
Bestimmungen der $$ 5b bis 5j verjähren in drei Jahren. 
Anspruch des Urhebers einer Eriindung auf Nennung als Erfinder. 


$ 50. Der Urheber einer Erfindung, der nicht Anmelder oder In- 
haber des Patentes ist, hat einen Anspruch darauf, daß er als Erfinder 
genannt werde, 

Der Anspruch kann nicht übertragen werden und geht nicht auf die 
Erben über. Ein Verzicht auf den Anspruch ist ohte rechtliche 
Wirkung, 

Die Nennung als Erfinder geschieht auf Antrag ‚durch Eintragune 
in das Patentregister, Anführung in der öffentlichen Bekanntmachung 
der Anmeldung (Aufgebot, $ 57), in-der Patenturkunde, in der Kund- 
inachung über die Patenterteilung und in der Patentschrift ($:64). Ist 
die Patenturkunde bereits ausgefertigt oder sind die bezeichneten Vei- 
öffentlichungen schon vollzogen, so ist eine besoudere Bescheinigunz 
über die Nennung als Erfinder auszufertigen oder eine besondere Kund- 
machung im Patentblatte zu veröffentlichen. Die Nennung als Erfinder ist 
auch in die vom Patentamte auszustellenden Prioritätsbelege aufzunehmen. 

Den Antrag kann sowohl der als Erfinder zu Neunende als auch 
der Anmelder oder der Patentinhaber stellen. Im ersten Falle ist die 
Zustimmung. des Anmelders oder des Patentinhabers, im zweiten Falle 
die Zustimmung des als Erfinder zu Nennenden erforderlich. Soll eim 
anderer als der bereits als Erfinder Genannte neben diesem oder an 
seiner Stelle als Erfinder genannt werden, so ist auch die Zustimmung; 
des bisher als Erfinder Genannten erforderlich. 

Verweigert der Anmelder, der Patentinhaber oder der bereits als 
Erfinder Genannte die Zustimmung, so ist der Anspruch bei sonstigem 
Ausschlusse innerhalb der folgenden Frist mit Antrag beim Patentamte 
geltend zu machen: 

a) gegen den Anmelder oder den Patentinhaber vor Ablauf eines 

Jahres nach dem Tage der Kundmachung der Erteilung des Paten- 


tes im Patentblatte ($ 64) oder, wenn der Urheber das Patent auf rs 


einen andern übertragen hat, gegen diesen vor Ablauf eines Jahres 
nach dem Tage des Einlangens des Uebertragungsgesuches ($ 23) 
beim Patentamte; 

b) gegen den bereits als Erfinder Genannten vor Ablauf eines Jahres 
nach der Kundmachung der bereits geschehenen Nennung (Abs. 3). 
Ueber den Antrag (Absatz 5) wird nach den Verfahrensvorschriften 

für den Anfechtungsstreit verhandelt. Die Erteilung des Patentes wird - 
durch die Anhängigkeit des Verfahrens über einen solchen Antrag nicht 
aufgeschoben. Auf Grund der dem Antrage stattgebenden 


vorzugehen.“ 
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Materielles Recht 


Zur Frage der Nachwirkung von Tariiverträgen. DieStreit- 
rage, welche Rechtslage zwischen dem einzelnen Arbeitnehmer 
und dem Arbeitgeber entsteht, wenn ein Tarifvertrag, an den 
‚weide Beteiligten gebunden waren, abgelaufen ist, gehört viel- 
eicht zu den umstrittensten des gesamten Tarifrechts. Die be- 
wdeutendsten Schriftsteller auf dem Gebiet des Arbeitsrechts 
ıaben sich in vielfachen Artikeln mit dieser Frage befaßt, ohne 
laß bisher eine restlose Klärung dieser Frage herbeigeführt 
vorden wäre. 

Ich verweise in dieser Beziehung auf die Zitate von Pro- 
essor Groh im „Schi. W.“, 1925, S. 199. 

Der Ausgangspunkt”der gesamten Streitfrage liegt im $ 1 
ler Tarifverordnung vom 23. Dezember 1918, der folgenden 
Vortlaut hat: 

„Sind die Bedingungen für den Abschluß von AÄrbeitsverträgen 
wischen Vereinigungen von Arbeitnehmern und einzelnen Arbeitgebern 
der Vereinigungen von Arbeitgebern durch schriftlichen Vertrag ge- 
»gelt (Tarifvertrag), so sind Arbeitsverträge zwischen den beteiligten 
ersoneu insoweit unwirksam, als sie von der tariflichen Regelung ab- 
'eichen. Abweichende Vereinbarungen sind jedoch wirksam, soweit sie 
n Tarifvertrage grundsätzlich zugelassen sind oder soweit sie eine 
‚enderung der Arbeitsbedingungen zugunsten des, Arbeitnehmers ent- 
alten und im Tarifvertrag nicht ausdrücklich ausgeschlossen sind. An 
ie Stelle unwirksamer Vereinbarungen treten die entsprechenden Be- 
iimmungen des Tarifvertrages.‘ 

Durch diese Bestimmung ist zunächst einmal klargelegt, 
laß die Vertragsfreiheit der Parteien während der Gültigkeits- 
lauer eines Tarifvertrages erheblich eingeschränkt ist, und daß 
\rbeitsverhältnisse geschaffen werden, die den Inhalt der 
ariflichen Bestimmungen erhalten, ohne Rücksicht auf das, 
vas die Parteien etwa sonst gewollt und bestimmt haben. Je- 
loch ist hier eine Einschränkung zugunsten des Arbeitnehmers 
nsofern gemacht, als diejenigen Parteivereinbarungen von dem 
Caritvertrage nicht berührt werden, die zugunsten des Arbeit- 
ıhmers getroffen worden sind. 

Die Bedeutung dieser Bestimmung der Tarifverordnung 
om 23. Dezember 1918 ist nun in der Theorie und Wissen- 
chaft zu einer grundsätzlichen Streitfrage geworden, von deren 
ntscheidung es abhängt, ob Tarifverträge auch noch nach 
hrem Erlöschen auf die Einzelarbeitsverträge nachwirken. 

Professor Oertmann („Schl.W.“, 1924, S. 181 ff.) vertritt 
len Standpunkt, daß der $ 1 der Tarifverordnung nichts weiter 
‚esagt, als daß ein ordnungsmäßig zustande gekommener Ta- 
ifvertrag wie eine Gesetzesnorm anzusehen sei, die ihre Wir- 
sungen kraft Gesetzes auf die Einzelarbeitsverträge ausübe. 

Nach ihm wird also der Inhalt des Tarifvertrages, soweit 
'r nermativen Charakter hat, nicht Bestandteil des Einzel- 
ırbeitsvertrages, sondern nur die Rechtswirkungen treten kraft 
jesetzes ein ebenso, als wenn die Bestimmungen des Tarii- 
rertrages Inhalt des Einzelarbeitsvertrages geworden wären. 
:r lehnt aber die Auffassung, daß die normativen Tariibestim- 
nungen Inhalt des Arbeitsvertrages werden, mit der Begrün- 
lung ab, daß man dann genötigt sei, einen Vertragswillen zu 
ingieren, der in Wirklichkeit nicht bestehe, da vielmehr 
m Gegenteil vielfach das Rechtsverhältnis auf Grund des 
Tarifvertrages auch gegen den Parteiwillen geregelt würde. 

Im Ergebnis schließt sich dieser Auffassung auch Professor 
Zöppert („Schl.W.“, 1925, S. 99 ff.) an, indem er zwar ZU- 
sibt, daß der Einzelarbeitsvertrag unter der Geltung eines 
Tarifvertrages mit dem Parteiwillen als fingiertem Willen 
nichts zu tun habe, sondern daß diese Beeinflussung des Ein- 
zelarbeitsvertrages gesetzmäßig geschehe, daß es aber unnötig 
sei, die Tarifvertragsbestimmungen als Bestandteil des Einzel- 
arbeitsvertrages zu betrachten. 

Professor Erdel hat diese Auffassungen bereits mit aus- 
führlichen und überzeugenden Gründen widerlegt („Schl. W.“, 
1935, S. 37 ff., S. 118 ff. und S. 162 ff.). Er erklärt, daß für 
die von Oertmann angenommene Fiktion eines Parteiwillens 
die Tarifverordnung keinen Anhalt gebe. Das Gegenteil gehe 
aus der Verordnung selbst hervor, wenn dort gesagt ist, daß 
an die Stelle unwirksamer Vereinbarungen die entsprechen- 
den Bestimmungen des Tarifvertrages treten. 
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Will man dem Gesetz keinen Zwang antun, so kann dies 
m. E. nichts anderes heißen, als daß die unzulässig abweichen- 
den Vereinbarungen aus dem Vertrage herausfailen und an ihre 
Stelle die Tarifvertragsbestimmungen gesetzt werden. Der Ein- 
zelarbeitsvertrag wird also zwangsweise umgestaltet und be- 
steht so abgeändert fort. 

Franke im „Magazin für Arbeitsrecht“, 1925, S. 130, fol- 
gert nun weiter daraus, daß die Bestimmungen des Einzel- 
arbeitsvertrages, die dem Inhalt des Tarifvertrages zuwider- 
laufen, nach der Tarifverordnung nicht für „nichtig“, sondern 
lediglich für „unwirksam“ erklärt würden, daß dies eine so- 
genannte schwebende Unwirksamkeit sei, die nur so lange an- 
dauere, wie der Tarifvertrag selbst bestehe, und daß naclı 
Aufhören des Tarifvertrages die bisher suspendierten Einzel- 
vertragsbedingungen automatisch wieder in Kraft treten. 

Es ist nicht anzunehmen, daß der Gesetzgeber eine der- 
artige Regelung gewollt hat, weil sie zu praktisch unhalt- 
baren Ergebnissen führen würde, wie noch weiter unten dar- 
gelegt werden wird. Man darf auch bezüglich der Gesetzes- 
technik bei den Verordnungen nicht den strengen Maßstab 
anlegen wie bei früheren Gesetzen. Es zwingt nichts zu der 
Annahme, daß in dieser Verordnung zwischen Unwirksamkeit 
und Nichtigkeit derselbe Unterschied gemacht werden sollte, 
wie er z. B. für das Bürgerliche Gesetzbuch besteht. Viel- 
mehr muß aus dem letzten Satz dieser Verordnung entnommen 
werden, daß Tarifvertragsbestimmungen nur dann an Stelle von 
Einzelvertragsbestimmungen treten können, wenn die letzteren 
endgültig beseitigt und aufgehoben sind. Es würde sonst eine 
Wnklarheit und Unsicherheit in den Rechtsbeziehungen zwi- 
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer entstehen, die von dem 
Gesetz keinesfalls gewollt sein kann. 

Erdel (a.a.O0.) hat an zahlreichen Beispielen gezeigt, 
zu welchen unmöglichen Ergebnissen die Theorie derjenigen 
führt, die es ablehnen, daß die Bestimmungen des Tarifver- 
trages zum Inhalt des Einzelarbeitsvertrages werden. Die erste 
und wesentlichste konsequente Folge dieser Auffassung ist die, 
daß die Nachwirkung der Tarifverträge nicht anerkannt wird. 
Denn, so sagen die Gegner der Nachwirkungstheorie, wenn 
das Gesetz, nämlich der Tarifvertrag, der seine Rechtswirkun- 
gen auf den Einzelvertrag ausübt, in Wegfall kommt, so sei 
dem Einzelarbeitsvertrag insoweit die Wirkung entzogen; da, 
wo bisher der Tarifvertrag eingegriffen hätte, entstehe jetzt 
eine Lücke, die ausgefüllt werde entweder durch die allgemei- 
nen Gesetzesbestimmungen, wie Bürgerliches Gesetzbuch, Han- 
delsgesetzbuch, Gewerbeordnung usw., oder durch die für die 
Dauer des Tarifvertrages suspendierten Einzelvertragsverein- 
barungen. 

Bei folgerichtiger Durchführung dieser Grundsätze kommt 
man zu den praktisch unmöglichsten und verschiedenartigsten 
Ergebnissen, die zeigen, daß diese Auffassung nicht die rich- 
tige sein kann. 

Es ist hierbei zu berücksichtigen, daß die ganze Idee des 
Tarifrechts darauf beruht, eine gewisse Vereinheitlichung der 
Arbeitsverhältnisse herbeizuführen und die Willkür wenigstens 
bis zu einem gewissen Grade bei Abschluß von Verträgen aus- 
zuschalten. Diese ganze Idee und dieses ganze System würde 
durch die Auffassung der Nachwirkungsgegner wieder voll- 
ständig über Bord geworfen werden, und man würde wieder 
zu Verhältnissen kommen, wie sie bestanden haben, als das 
Tarifrecht noch nicht diejenige gesetzliche Regelung erfahren 
hatte, wie es seit den letzten Jahren der Fall ist. 

Es ist denn auch auffallend, daß diejenigen, die zwar in 
gleicher Weise gegen die Nachwirkung von Tarifverträgen 
sind, nicht immer zu gleichen Ergebnissen gelangen. So ver- 
tritt z. B. Göppert a.a.O. den Standpunkt, daß Einzelarbeits- 
verträge, die vor Bestehen eines Tarifvertrages geschlossen 
worden sind und durch den Tarifvertrag später ersetzt wur- 
den, endgültig erloschen sind und nicht wieder aufleben 
können. Er sagt auf S. 100 wörtlich folgendes: 

„Es kann übrigens auch keine Rede davon sein, daß etwa vor dem 
Inkrafttreten der jetzt verschwundenen Farifnorm getroffene vertragliche 
Vereinbarungen nun ihre Wirkung ‚äußern können. Denn diese waren 
durch die Tarifnorm nicht suspendiert, sondern unwirksam geworden 
und können deshalb nicht wieder aufleben.‘ 
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Dagegen steht Franke a.a.O. auf dem Standpunkt, daß, 
wenn der betreffende Einzelarbeitsvertrag bereits vor dem 
Abschluß des Tarifvertrages getätigt war, nach dessen Weg- 
fall die früher maßgebenden Bestimmungen des Einzelarbeits- 
vertrages wieder in Geltung kommen. 


Wie man sich auch zu diesem Ergebnis stellen mag, So 
ist jedes der beiden gleich unerwünscht und unklar. Man 
nehme an, daß jemand vor zehn Jahren, also 1915, bei einer 
Firma mit einem Gehalt von 150 M. eingetreten ist und mit 
ihr einen Arbeitsvertrag abgeschiossen hat. Späterhin wurde 
ein für die Parteien bindender Tarifvertrag abgeschlossen, und 
die Tariivertragsbestimmungen traten an die Stelle der damali- 
gen Vereinbarungen. Als Gehalt sah der Tarifvertrag für 
denselben Angestellten 229 M. vor. Der Tarifvertrag erlosch 
durch Zeitablauf oder Kündigung. Nach Franke würde nun 
nach Ablauf des Tarifvertrages der alte Einzelarbeitsvertrag 
aufleben, d, h., der Arbeitnehmer würde 150 M. Gehalt be- 
kommen. 


Es liegt sofort auf der Hand, daß dieses Ergebnis unhalt- 
bar ist. Denn die wirtschaftlichen Verhältnisse vor zehn 
Jahren waren so völlig veränderte, daß sich für einen damals 
abgeschlossenen Einzelarbeitsvertrag inzwischen, nachdem unser 
Land die schwersten wirtschaftlichen Umwälzungen durch- 
gemacht hat, die Gehaltsgrundlage völlig verändert hat. Die 
Sätze von damals können heute nicht mehr gelten, weil die 
Arbeits- und Lebensbedingungen völlig veränderte geworden 
sind. Vor allem aber leidet diese Konsequenz daran, daß das 
Wiederaufleben des alten Arbeitsvertrages zweifellos einen Ver- 
tragswillen der Parteien voraussetzt, der in Wirklichkeit gar 
nicht mehr vorhanden ist. Hier iäßt sich nicht mit der Fiktion 
eines Willens arbeiten, sondern der Inhalt des Einzelarbeits- 
vertrages Kann nach Wegfall der Zwangsnorm, nämlich des 
Tarifvertrages, nur noch durch den Parteiwillen bestimmt wer- 
den, also es muß eine Willensübereinstimmung zwischen den 
Kontrahenten des Einzelarbeitsvertrages vorhanden sein. An 
diesem übereinstimmenden Willen fehlt es aber jetzt, und 
auıs diesem Grunde halte ich es entgegen der Auffassung von 
Franke nicht für zutreffend, den alten Arbeitsvertrag wieder er- 
neut erstehen zu lassen. 


Ich halte die in diesem Punkte von Göppert vertretene 
Ansicht für die richtige. Aber auch seine Auffassung führt 
im übrigen zu außerordentlich unerwünschten und sinnwidri- 
gen Ergebnissen. Die Vorteile, die ein Tariivertrag allen den- 
jenigen bietet, die an denselben gebunden sind, würden nach 
Erlöschen des Tarifvertrages verlorengehen, wenn an Stelle 
der Tarifbestimmungen jetzt die allgemeinen dispositiven Vor- 
schriften dem leeren Arbeitsvertrage Inhalt geben müßten. 


Die Fortbildung des Arbeitsrechtes hat Werte geschaffen, 
die in den irüheren Gesetzen gar keinen Ausdruck gefunden 
haben. So existiert z. B. nirgends eine Bestimmung, die dem 
Arbeitnehmer ein Recht auf Urlaub gibt. Der langjährige Ar- 
beitnehmer würde seiner Vorteile, die ihm der Tarifvertrag ge- 
boten hatte, beraubt sein, und er würde plötzlich von der Will- 
kür des Richters abhängen, der z. B. sein Gehalt nach freiem 
Ermessen angemessen festsetzen müßte. 


Wenn aber der Tarifvertrag keine Nachwirkung für die 
Einzelarbeitsverträge hat und durch einen neuen nicht ersetzt 
ist, so fehlt auch dem Richter jeder Maßstab für das, was 
angemessen ist, weil nach Erlöschen des Tarifvertrages ja 
überhaupt keine bestimmten Gehaltssätze gerade in den frag- 
iichen Arbeitsverhältnissen bestimmter Betriebe vorhanden sind. 


Vielleicht würde sich zwar der Richter an dasjenige halten, 
was zuletzt tarifmäßig bestimmt war, aber hieran ist der 
Richter keineswegs gebunden, Es steht ganz in seinem Be- 
lieben, auch die Gehaltssätze anders zu bestimmen, wenn er 
dies für angemessen hält. Eine solche Rechtsunsicherheit 
aber genügt schon zur Widerlegung der Theorie derjenigen, 
die die Nachwirkung der Tarifverträge ablehnen. 


Wie steht es nun mit Einzelarbeitsverträgen, die wäh- 
rend des Bestehens eines Tarifvertrages abgeschlossen worden 
sind, wenn man die Nachwirkung ableugnet? Hier stimmen die 
Vertreter dieser Theorie darin überein, daß diese Einzelarbeits- 
verträge mit dem Erlöschen des Tariivertrages ihren Inhalt 
nur aus den allgemeinen gesetzlichen Vorschriiten erhalten. 
Soweit Bestimmungen des Tarifvertrages in den gesetzlichen 
Vorschriften nicht eregelt sind, wie z. B. der Urlaub, sollen 
diese ersatzlos fortfallen. 

Diese Folgerung scheint mir in dieser unbedingten Form 
nicht zutreffend zw sein. Wenn z. B. während der Geltungs- 
dauer eines Tariivertrages ein Einzelarbeitsvertrag abgeschlos- 
sen worden ist, der nicht nur Bezug nimmt auf den Tarif- 
vertrag, sondern auch spezielle Punkte besonders regelt, z. B,, 
es wird einem Arbeitnehmer mit Rücksicht auf seine Fähig- 
keiten ein dreiwöchiger Urlaub bewilligt, während der Ta- 
riivertrag nur zwei Wochen Urlaub vorsieht, so müssen doch 


zum mindesten diese Bestimmimgen auch nach Erlöschen des 
Tarifvertrages weiter gelten. Denn sie sind im Verhältnis zum 
Tarifvertrag günstiger, und hier ist ja nur die eine Rechts- 
quelle, die dem Einzelvertrag seinen Inhalt gibt, weggefallen, 
nämlich der Tarifvertrag, während die zweite Rechtsquelle, 
der übereinstimmende Parteiwille, der die Einzelvereinbarung 
herbeigeführt hat, fortbesteht. Insoweit wird man also in 
jedem Falle auch nach Ablauf des Tarifvertrages den Einzel- 
arbeitsvertrag selbst nach der Theorie der Nachwirkungsgegner 
bestehen lassen müssen. 


Jedenfalls ergeben sich aber bei den Gegnern der Nach- 
wirkung so viele verschiedenartige Rechtsgestaltungen mit so 
ungleichem Inhalt und so viel ungerechten Begleiterscheinun- 
gen, daß allein diese Ergebnisse schon dazu führen müssen, 
dem von den Nachwirkungsgegnern vertretenen Standpunkt 
entgegenzutreten. 


Es ist ja gerade ein besonderer Vorteil und liegt im Wesen 
der Tarifverträge, daß eine einheitliche, den wirtschaftlichen 
Verhältnissen angepaßte und gerechte Regelung der gesamten 
Arbeitsverhältnisse einer bestimmten Zeitperiode herbeigeführt 
wird, die mit dem Aufhören eines Tarifvertrages wieder völlig 
in sich zerfallen würde, wenn das Erlöschen des Tarifvertra- 
ges zu einem plötzlichen Ende aller unter ihn fallenden Ein- 
zeiverträge führen würde, 

Das Tarifrecht ist bereits heute in einem solchen Maße 
ausgebildet, daß man im allgemeinen mit einer Kontinuität 
dieser Tarifverträge rechnen kann, durch die die Einheitlich- 
keit in der Regelung der Arbeitsverhältnisse gewährleistet 
wird. Man würde dem ganzen Tarifrecht einen wesentlichen 
Teil seiner Bedeutung nehmen, wenn man ihm die Nachwir- 
kung versagen würde, Die Nachwirkung der Tarifverträge, 
die ganz besonders von Erdel a.a. O., Hueck, Kaskel (,„N.Z. 
f. A.“, 1924, S. 134) und auch in der Rechtsprechung bisher 
überwiegend vertreten wird, scheint mir die einzig richtige 
Lösung für die Regelung der Arbeitsverhältnisse zu sein, die 
nicht nur im Gesetze ihre Stütze findet, sondern auch den 
praktischen Bedürfnissen des Arbeitsrechts gerecht wird. 


Die Verhältnisse der Einzelarbeitsverträge bei Anerken- 
nung der Nachwirkung sind immer klar und lassen keinen 
Zweifel darüber aufkommen, was eigentlich nach Beendigung 
eines Tarifvertrages gilt. Die Rechtstage ist die denkbar ein- 
fachste. Nach Ablauf des Tarifvertrages gilt der Einzel. 
arbeitsvertrag mit dem Inhalt der letzten Tarifnormen, die 
zum Inhalt des Einzelvertrages geworden sind, weiter, bis die 
Auflösung dieses Einzelvertrages durch Zeitablauf oder Kündi- 
gung erfolgt. 


Es ist nicht einzusehen, warum die Arbeitgeber vielfach 
diese Auffassung als eine Beeinträchtigung ihrer Rechte an- 
schen. Praktisch liegt doch die Sache so, daß nach Ablauf 
eines Tarifvertrages in vielen Fällen zwischen dem Arbeit- 
geber und dem Arbeitnehmer eine Verständigung über die 
neuen Vertragsbedingungen herbeigeführt werden wird. Und 
wo dies nicht der Fall ist, hat der Arbeitgeber ja die Mög- 
lichkeit, unter Einhaltung der tariflichen Kündigungsfrist das 
Arbeitsverhältnis aufzulösen, 


Hierbei ist zu berücksichtigen, daß der Arbeitgeber es. ja 
in der Hand hat, wenn er weiß, daß der Tarifvertrag seinem 
Ende entgegengeht, entweder weil er durch Zeitablauf endet, 
oder weil er von einer der beiden Tarifparteien gekündigt ist, 
so rechtzeitig dem Arbeitnehmer unter Einhaltung der tarif- 
lichen Kündigungsfrist zu kündigen, daß entweder der Einzel- 
arbeitsvertrag gleichzeitig mit dem Tarifvertrag endigt oder 
nur ganz kurze Zeit später. Es liegen also für ‘keinen der 
Beteiligten irgendwelche wirtschaftlichen Gründe vor, die gegen 
die Nachwirkung der Tarifverträge sprechen könnten. 


Es ist geltend gemacht worden, daß die Nachwirkung der 
Tarifverträge dann bedenklich wird, wenn nach Ablauf eines 
Tarifvertrages nicht ein tarifloser Zustand eintritt, sondern der 
alte Tarifvertrag durch einen neuen ersetzt wird. 


Oertmann hat das Bedenken ausgesprochen, daß bei der 
Nachwirkung des alten Tarifvertrages in solchen Fällen für die 
Arbeitnehmer eine doppelte Vergünstigung herauskommen 
könnte wenn z. B. in dem erloschenen Tarifvertrage eine 
Weihnachtsgratifikation vorgesehen war, im zweiten aber diese 
weggefallen ist, dafür aber eine allgemeine Erhöhung der Ge- 
hälter eingetreten ist, 

Oertmann meint, in diesem Falle würde der Arbeitnehmer 
infolge Nachwirkung einen Anspruch auf die Gratifikation 
aus dem alten Tarifvertrag haben und außerdem den Anspruch 
auf Gehaltserhöhung aus dem neuen. 

Man muß grundsätzlich davon ausgehen, daß ein Tarif- 
vertrag, der einem früher erloschenen nachfolgt, gänzlich an 
die Stelle des alten tritt, und daß der Einzelar eitsvertra 
statt des früheren Tarifvertrages zum Inhalt jetzt nur noc 
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den neuen Tarifvertrag erhält. Eine Ausnahme könnte nur 
für ganz besonders :gelagerte Fälle bestehen, wenn der neue 
Taritvertrag z. B. nicht eine Fortsetzung des alten ist, son- 
dern nur in einzelnen Punkten eine Neuregelung trifft, oder 
wenn über einen bestimmten Punkt im neuen Tarifvertrag 
eine Regelung nicht getroffen ist, weil z. B. über diesen Punkt 
eine Einigung nicht zustande gekommen ist. 


‚Solche Ausnahmefälle würden trotz der Geltung des neuen 
Tarifs unter Umständen die Nachwirkung einzelner Bestim- 
mungen des alten Tarifs nach sich ziehen können. Jedoch 
würde für die Auslegung immer ein Weg gefunden werden, 
der für den Arbeitgeber keine Unbilligkeit darstellen darf und 
sich vor allem immer in denjenigen Grenzen hält, der dem 
Sinne und den Absichten der taritvertragschließenden Parteien 
entspricht. Da diese Verhandlungen immer sehr ausführlich 
sind, wird auch der Wille der Tarifvertragschließenden immer 
mit zwingender Deutlichkeit in den Tariiverträgen zum Aus- 
druck gebracht, so daß nach dieser Richtung hin eine Gefahr 
nicht erblickt werden kann. 

Die ordentlichen Gerichte sind mit diesen Fragen bisher 
anscheinend noch nicht viel befaßt worden. Den Anlaß zu vor- 
stehenden Ausführungen hat eine Entscheidung des Land- 
gerichts Dessau, abgedruckt im „Schl. W.“, Okt. 1925, S. 198, 
gegeben, und zwar ein Urteil des Landgerichts Dessau vom 
4. Februar 1925. 


In diesem Urteil ist die Weiterwirkung des Tarifvertrages 
olfenbar erstmalig von einem ordentlichen Gericht abgelehnt 
worden. Die Gründe sind dieselben, die schon oben ausführ- 
lich behandelt worden sind, nämlich daß die Tariibestimmun- 
gen nicht Inhalt des Arbeitsvertrages werden, sondern nur ihre 
Rechtswirkungen vom Tarifvertrag empfangen, die aufhören, 
wenn der Tarifvertrag endet. 

Daß diese Gründe nicht durchschlagen, ist dargelegt wor- 
den, Vor allen Dingen aber erscheint mir auch die Anmer- 
kung von Groh, der sich der Auffassung des Landgerichts 
Dessau anschließt, und zwar, wie er sagt, aus praktischen Grün- 
den, nicht durchschlagend.. Seine Gründe bewegen sich in den- 
selben Bahnen wie die der übrigen Schriftsteller, die die Nach- 
wirkung der Tarifverträge abiehnen. 


Hierzu sei bemerkt, daß das Landgericht Leipzig in einem 
Urteil vom 9. Dezember 1924, abgedruckt in „N.Z.1. A, 
Heit 9, Seite 554, die Nachwirkung des Tarifvertrages aus- 
drücklich anerkannt hat. Diese Entscheidung hat offenbar 
Herrn Professor Groh, als er die Anmerkung schrieb, noch 
nicht vorgelegen. 

Dort ist ausdrücklich gesagt, daß die Bestimmungen des 
Tarifes Inhalt jedes einzelnen Arbeitsvertrages werden, auch 
wenn das nicht von den Parteien des Arbeitsvertrages aus- 
drücklich vereinbart ist. In dieser. Entscheidung ist weiter ge- 
sagt, daß die Bestimmungen des Tarifvertrages als Inhalt der 
Einzelarbeitsverträge bei Bestand bleiben, bis die einzelnen 
Arbeitsverträge geändert werden. In diesem Urteil heißt es in 
den Gründen folgendermaßen: 

„Durch die sogenannte Nachwirkung des Tarifvertrages werden die 
Klageansprüche gerechtfertigt. Die Bestimmungen des Tarifs werden 
Inhalt jedes einzelnen Arbeitsvertrages, auch wenn das sicht von den 
Parteien dieses Arbeitsvertrages — etwa im vorliegenden Falle durch 
& 8 der Arbeitsordnung — ausdrücklich vereinbart ist. Die Bestimmungen 
des Tarifvertrages bleiben a!s Inhalt der einzelnen Arbeitsverträge bei' 
Bestand, bis die einzelnen Arbeitsverträge geändert werden; der Aende- 
rung steht, nachdem der Tarifvertrag mit seiner Unabsehbarkeit wegge- 
fallen ist, nichts mehr im Wege.“ 

Hier ist mit erfreulicher Klarheit der Standpunkt der 
Nachwirkung anerkannt, und es darf erwartet werden, daß 
auch die Rechtsprechung weiter sich nach dieser einzig und 
allein praktischen Richtung hin weiterentwickelt. 

Rechtsanwalt u. Notar Dr. Gottfried Samter, 
Syndikus des Bundes d. techn. Angest. u. Beamten. 


Entscheidungen 


Sind die Mitglieder der Betriebsvertretung schadensersatz- 
pflichtig, wenn sie den Einspruch eines gekündigten Arbeitneh- 
mers (& 84 B.R.G.) ablehnen? Diese Frage, die wohl schon 
häufig von gekündigten Arbeitnehmern aufgeworfen worden 
ist, spielte in einer im Rechtschutz des Bundes durchgeführten 
Streitsache eine Rolle. 

8 86 B.R.G. bestimmt, daß der Gruppenrat (Arbeiter- 
oder Angestelltenrat) den Einspruch gegen die Kündigung zu 
prüfen und, wenn er ihn für begründet hält, Verständigungs- 
verhandlungen mit dem Arbeitgeber zu führen hat. Voraus- 
setzung für eine Tätigkeit des Gruppenrats ist also, daß er den 
Einspruch für begründet hält. Die Entscheidung darüber, ob 
der Einspruch berechtigt ist oder nicht, liegt im freien Er- 
messen des Oruppenrats, wobei dieser natürlich die von beiden 
Seiten vorgebrachten Gründe sachlich zu prüfen hat. Der 


Gruppenrat ist bei seiner Entscheidung völlig unabhängig. Hält 
er den Einspruch für gerechtfertigt und verlaufen die vom 
Gruppenrat dann zu führenden Verständigungsverhandlungen 
ergebnislos, dann ist der Weg. der arbeitsgerichtlichen Ein- 


spruchsklage frei. Für den Fall der Ablehnung durch den 
ruppenrat ist der Einspruch des gekündigten Arbeitnehmers 


endgültig erledigt. 
Der eingangs erwähnten, vor dem Amtsgericht Kiel ver- 
handelten Angelegenheit lag folgender Tatbestand zugrunde: 


... Ein kaufmännischer Büroangestellter war nach etwa ein- 
jähriger Tätigkeit wegen Arbeitsmangel gekündigt und nach 
Ablauf ’der Kündigungsirist entlassen worden. Sein an sich 
rechtzeitig erhobener, auf $ 84 Ziff. 4 B.R.G. gestützter Ein- 
spruch wurde vom Angestelitenrat als unbegründet verworfen. 

er Angestelite verlangte nun nach seiner Entlassung im 
Klagewege von drei Mitgliedern des Angestelltenrats Scha- 
densersatz in Höhe des ihm während der Stellenlosigkeit ent- 
gangenen Einkommens, da eine gegen die guten Sitten ver- 
stoßende Handlungsweise ($ 826 B.G.B.) vorliege. 


Das Amtsgericht Kiel hat die Klage durch Urteil vom 
30. September 1925 (Aktenz.: 13. a. C. 522/25) kostenpflichtig 
abgewiesen. Bevor wir die wesentlichsten Stellen der Ent- 
scheidungsgründe des Urteils folgen lassen, sei noch bemerkt, 
daß der Tatbestand des 8 826 B.G.B. einmal das Vorliegen 
einer gegen die guten Sitten verstoßenden Handlungsweise 
verlangt, und weiter, daß die sittenwidrige Handlung den 
Schaden, dessen Ausgleiehung begehrt wird, herbeigeführt hat, 
und daß sie mit dem Vorsatz der Schadenszufügung began- 
gen worden ist. 


„Als erste Voraussetzung für einen Anspruch des Klä- 
gers gegen die Beklagten (Angestelltenratsmitglieder) ist 
zu prüfen, ob jener nicht trotz der Entscheidung des An- 
gestelltenrats Aussicht hat, durch Anrufung des Arbeits- 
gerichts seine Wiedereinstellung und Weiterbeschäftigung 
oder eine Entschädigung gegenüber der Stadt durchzuset- 
zen. Ueber die Befugnis eines Arbeitnehmers in gewissen 
Fällen, d. h. in solchen, in denen der Gruppenrat selbst 
beim Arbeitgeber auf Entlassung eines mißliebigen Arbeit- 
nehmers gedrängt und als Einspruchsinstanz dessen Ein- 
spruch dann kurzerhand verworfen hat, sind die Ansichten 
geteilt. Die Entscheidung hängt von der Auslegung des 
8 86 B.R.G. ab und gipfelt letzten Endes in der Beantwor- 
tung der Frage: „Hat das B.R.G. mit der Einführung des 
Schlichtungsverfahrens bei Entlassungen schlechthin den 
Schutz des Arbeitnehmers im Auge gehabt, also nicht nur 
bei willkürlichen Entschließungen des Arbeitgebers, son- 
dern auch gegenüber den Maßnahmen der zur Wahrung der 
Aıbeitnehmerinteressen eingesetzten Betriebs- bzw. Grup- 
enräte, wenn deren Verfahren eine Willkür zutage treten 
äßt?“ Für die Bejahung dieser Frage, also für die Zu- 
lässigkeit einer selbständigen Anrufung des Arbeitsgerichts 
hat sich eine ganze Reihe von Entscheidungen der Schlich- 
tungsausschüsse, der Vorläufer der jetzigen Arbeitsgerichte, 
ausgesprochen, so beispielsweise der Schlichtungsausschuß 
Kiel in „Das Schlichtungswesen‘“, Bd. 2, S. 74/75, eine An- 
sicht, der sich im Ergebnis auch der Kommentar von Wiet- 
hans-Kantorowicz zu $ 86 B.R.G., Anm. 4, anschließt. 

Das jetzt zur Entscheidung berufene Gericht vermag 
jedoch mit der überwiegenden Meinung in Schrifttum usıd 
Rechtsprechung (vgl. Feig-Sitzler, Kommentar zu 585 B.R.G., 
Anm. la; Flatow, Kommentar zu $ 86 B.R.G., Anm. 2; Be- 
scheid des Reichsarbeitsministers in „Blätter des Schlich- 
tungsausschusses für Groß-Berlin‘“, Bd. 2, S. 292; Land- 
gericht Mainz in „Jur. W.“ 1921, S. 1558; Reichsgericht 
in Bd. 106, S. 239 ff.) diese Auffassung nicht zu billigen, 
denn sie entspricht weder dem Wortlaut des $ 86 Abs. 2 
B.R.G., der ausdrücklich die Einleitung eines Schlichtungs- 
verfahrens davon abhängig macht, daß der Gruppenrat den 
Einspruch für gerechtfertigt hält, noch auch dem Sinne des 
Betriebsrätegesetzes überhaupt. Es darf nicht übersehen 
werden, daß das B.R.G. weniger dem Schutze des einzelnen 
dienen soll als den gemeinsamen Arbeitnehmerinteressen 
($ 1a.a2.0.). 

Ist sonach für den Kläger ein Vorgehen gegen die Stadt 
unmöglich, weil das Arbeitsgericht ein Tätigwerden ableh- 
nen mußte, so kann er, wie er es auch tut, gegen die Beklag- 
ten Schadensersatzansprüche erheben, vorausgesetzt natür- 
lich, daß diese die geistigen Urheber seiner Entlassung sind 
und pflichtwidrig gehandelt haben. Da nun das Verhältnis 
zwischen der Belegschaft bzw. dem einzelnen Arbeitnehmer 
und dem Betriebsrat ötfentlich-rechtlicher Natur ist, so kön- 
nen Schadensersatzansprüche auf rechtsgeschäftlicher Grund- 
lage nicht kommen. Es bleibt lediglich die Möglichkeit, aus 
unerlaubter Handlung Rechte herzuleiten. 


In Frage kann hier nur die Vorschriit des De B.G.B. 
kommen, nicht auch die des $ 823 Abs. 2 B.G.B. Jene läßt 
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die Beklagten nur bei bewußt pflichtwidrigem Handeln in 
der Prüfung des vom Kläger erhobenen Einspruchs scha- 
densersatzptlichtig werden, bei dieser würde bereits Fahr- 
lässigkeit genügen. Nach & 823 Abs. 2 B.G.B. kann Scha- 
densersatz wegen schuldhaften Verstoßes gegen ein (den 
Schutz eines anderen bezweckenden) Gesetz verlangt wer- 
den. Voraussetzung für seine Anwendbarkeit ist aber wieder 
die objektive Widerrechtlichkeit der beanstandeten Handlung. 
Wenn nun der Angestelltenrat einen Einspruch verwirft, so 
tut er nichts anderes, als was ihm gesetzlich zusteht, denn 
wie er seine Entscheidung zu fällen hat, unterliegt seinem 
eigenen Ermessen. Dadurch, daß diese Entscheidung mög- 
licherweise objektiv falsch ist, wird seine Handlungsweise 
noch nicht zu einer rechtswidrigen, so daß von einem „Ver- 
stoß“ gegen die Bestimmungen des Einspruchsverfahrens 
im B.R.G. in keinem Falle die Rede sein kann, selbst wenn 
man 3 84 Abs. I B.R.G. als ein Schulgesetz im Sinne des 
8 823 Abs. 2 B.G.B. ansehen will. (Kaskel in „Neue Zeit“ 
schrift für Arbeitsrecht“, 1921, S. 26.) 


Wohl aber können, wie gesagt, Schadensersatzansprüche 
aus $ 826 B.G.B. hergeleitet werden, wenn der der Klage 
zugrunde liegende tatsächliche Sachverhalt einen vorsätz- 
lichen Verstoß gegen die guten Sitten enthält, $ 826 B.G.B. 
verlangt keine objektive Rechtswidrigkeit. Auch eine Hand- 
lung, die in Ausübung eines formellen Rechtes geschieht, 
verpflichtet unter der angegebenen Voraussetzung zum Scha- 
densersatz. Zur Entscheidung in tatsächlicher Hinsicht steht 
demnach für das Gericht nur die Frage, ob im vorliegenden 
Falle die Beklagten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des 
Angestelltenrats bei Wahrnehmung der ihnen anvertrauten 
Belange der Arbeitnehmer bewußt pflicht- und sitten- 
widrig gehandelt haben. Belanglos muß also für die Ent- 
scheidung bleiben, ob die Zurückweisung des Einspruchs 
zu Recht erfolgt ist. 

Ein gegen die guten Sitten verstoßendes Verhalten aber 
ist den Beklagten nicht nachgewiesen. Bei Anwendung des 
$ 826 B.G.B. ist nun zu prüfen, ob der Täter in der Lage, 
in der er sich befand, seine Handlungsweise als gerecht- 
fertigt ansehen durfte (vgl. Reichsgericht in Bd. 71,:9,.112). 
was — jedenfalls von der subjektiven Seite aus — hierbei 
bejaht werden muß. Ueber den Einspruch des Klägers ist, 
wie glaubhaft dargetan worden ist, eingehend und durch- 
aus sachlich und ordnungsmäßig verhandelt worden. Weiter 
hat auch der sich eingehend äußernde M. nicht das geringste 
darüber bekundet, daß irgendwie ein Druck auf die Behörde 
seitens der Beklagten oder anderer Mitglieder des Betriebs- 
rats ausgeübt worden ist. Die Ausführungen des Klägers, die 
die bewußte Pflichtwidrigkeit der Beklagten begründen 
sollen, beruhen nur auf nicht beweisbaren oder jedenfalls 
nicht bewiesenen Vermutungen. Der Klage konnte nicht 
stattgegeben werden, denn es mangelt an der Feststellung: 
eines sittenwidrigen Verhaltens der Beklagten, die aber allein 
das Klagebegehren zu tragen imstande wäre.“ 


Hat die nach erklärter Kündigung eines Betriebsratsmit- 
Sliedes erfolgte, gemäß $ 96 bzw. $ 97 B.R.G. erforderliche 
Zustimmung rückwirkende Kraft? Diese Frage ist in einem 
am 23. Juni 1925 verkündeten Urteil des Oberlandesgerichts 
Celle (Aktenz. 7. U. 113/25) von dem 7. Zivilsenat dieses Ge- 
ne verneint worden. Der Tatbestand ist kurz fol- 
sender: 


Der Kläger war seit dem 1. Dezember 1917 bei der Be- 
klagten beschäftigt. Er war Vorsitzender des Angestellten- 
rates und Mitglied des Betriebsrates. Die Beklagte kündigte 
das Dienstverhältnis im Februar zum 30. Juni 1924. Nach- 
dem die Betriebsvertretung die nach 8 96 B.R.G. erforderliche 
Zustimmung zur Kündigung am 3. Mai 1924 versagte, ersetzte 
der Schlichtungsausschuß in Celle auf Anrufen der Beklagten 
die fehlende Zustimmung nach 8 97 B.R.G. am 31. Mai 1924. 
Der Kläger ist der Ansicht, daß diese Zustimmung, da sie 
nach erfolgter Kündigung erteilt worden sei, keine rückwir- 
kende Kraft habe, und klagte beim Landgericht Celle auf 
Fortzahlung des Gehaltes. Das Landgericht hat den Kläger 
mit seiner Klage abgewiesen, und gegen dieses Urteil hat 
der Kläger beim Oberlandesgericht Celle Berufung eingelegt 


Entscheidungsgründe. 


Gegenüber der aus dem Dienstvertrage schlüssigen Klage wendet 
die Beklagte ein, das Dienstverhältnis sei auf Grund der Kündigung 
und der dazu am 31. Mai 1924 erteilten Zustimmung des Schlichtungs- 
ausschusses bereits am 30, Juni beendet gewesen. Diese Einwendung 
ist jedoch nicht begründet, da die Kündigung zum 30. Juni nicht wirk- 
sam erfolgt ist. Der nach erklärter Kündigung erteilten Zustimmung 
zur Kündigung ist keine rückwirkende Kraft beizulegen. Die nach 
$S % bzw. $ 97 B.R.G. erforderte Zustimmung ist zu unterscheiden von 





der im B.G.B. 88 182ff. behandelten Zustimmung des bürgerlichen 
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Rechts. Während diese eine rechtsgeschäftliche Erklärung. darstellte und 
dazu dient, Willensmangel zu heilen oder die Mitwirkung rechtlich 
interessierter Personen zu sichern, bildet die nach dem Betriebsräte- 
gesetz erforderte Zustimmung eine Art behördlichen Akts, ‚der als 
konstitutives Mitwirken und damit als eine Voraussetzung zur wirksamen 
Kündigung. anzusehen ist. Auf derartige Willensakte sind die Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts unanwendbar (7. RG.R. Komm. 8 182 Anm. 1). 
Ein derartiges konstitutives Mitwirken findet sich auch in anderen 
neueren Gesetzen, die auf sozialem Gebiete .ergangen sind. So schreibt 
die Bekanntmachung zum Schutze der Mieter vom 23. September 1918 
ausdrücklich vor, daß die Kündigung nur bei vorheriger Zustimmung 
wirksam ist. Wenn auch das Betriebsrätegesetz von vorheriger Zustim- 
mung nicht ausdrücklich spricht, so ist doch nicht etwa durch Gegen- 
schluß unter Hinweis auf jene Bekanntmachung daraus zu folgern, daß 
hier auch eine nachträgliche Zustimmun zulässig sei. Der Gesetz- 
geber hat in jener Bekanntmachung vielmehr durch das Erfordernis 
„vorherige“ Zustimmung etwas Selbstverständliches zum Ausdruck ge- 
bracht. Auch $ 13 des Gesetzes über die Beschäftigung Schwerbeschädig- 
ter (Fassung vom 12, Januar 1923) kann zur Begründung der gegenieiligen 
Ansicht nicht herangezogen werden. - Diese Bestimmung wird verständ- 
lich, wenn das Wort „erst“ im Abs. I Satz 4 gestrichen wird. Der 
Beginn der Kündigungsfrist ist hier nicht hinausgeschoben worden, son- 
dern zurückverlegt. Die genannten Gesetze charakterisieren sich alle als 
Schutzgesetze zugunsten wirtschaftlich Schwacher. Auch diese Erwägung 
spricht dagegen, daß man der Zustimmung rückwirkende Kraft habe 
beilegen wollen, denn die Arbeitnehmer würden in eine recht schwierige 
Lage kommen, wollte man sie darüber im unklaren lassen, ob die Kündi- 
gung, welche ohne gleichzeitig vorliegende Zustimmung erklärt worden 
ist, wirksam ist oder nicht. Sie würden unter Umständen, falls nämlich 
die Zustimmung erst nach Ablauf der Kündigungsfrist erteilt werden 
sollte, gezwungen sein, die Arbeit sofort niederzulegen, und es würde 
ihnen vielfach nur unter Erschwerung möglich sein, eine neue Beschäfti- 
gung alsbald wieder zu finden. Der Gesetzgeber hat aber gerade durch 
die Kündigungsfristen dem Gekündigten die Möglichkeit geben wollen, 
in der Erwartung des demnächst zu Ende gehenden Arbeitsverhält- 
nisses Schritte zur Wiedererlangung einer neuen Beschäftigung zu tun. 
Aus diesem Grunde darf für den Gekündigten kein Zweifel darüber be- 
stehen, ob die einmal erklärte Kündigung wirksam ist oder nicht. Erst 
von dem Zeitpunkte ab, wo die Wirksamkeit feststeht, läuft die Kündi- 
gungsfrist als eine Mindestfrist, die dem Arbeitnehmer nicht beschnitten 
werden darf, 


Aber auch wenn man die Vorschriften des bürgerlichen Rechts für 
die Zustimmungserklärung nach dem B.R.G. anwendbar erachtet, so er- 
fordert die rechtliche Natur der Kündigung a!s eines einseitigen Rechts- 
geschäftes zu ihrer Wirksamkeit stets eine vorherige Zustimmung (Einwil- 
ligung). Das ist zwar im 6. Titel des 3. Abschnittes des 1. Buches 
nicht ausdrücklich bestimmt. Es liegt aber in der Natur der Sache und 
folgt aus dem Sinne einer Zustimmung. Dieser allgemeine Rechts- 
gedanke kommt auch im B.G.B. an anderen Stel!en wiederholt zum Aus- 
druck, So besagt $ 111, daß ein einseitiges Rechtsgeschäft, welches der 
Minderjährige ohne die erforderliche Einwilligung des gesetzlichen Ver- 
treters vornimmt, unwirksam ist. Das gleiche bringen die $$ 1831, 1389 
zum Ausdruck. Aber auch die $$ 182 if. können im Zusammenhange 
nicht anders ausgelegt werden, Hier wird unterschieden zwischen Ver- 
trägen und einseitigen Rechtsgeschäften. Während $ 182 Abs. 1 zu- 
nächst für beide Arten von Rechtsgeschäften allgemein gültige Bestimmitin- 
gen trifft und deshalb von Zustimmung spricht, ergibt sich aus Abs. II 
mit dem Hinweis auf $ 111, daß bei einseitigen Rechtsgeschäften ledig- 
lich die vorherige Zustimmung in Frage kommen kann. Durch die Ver- 
weisung auf $ 111 bringt $ 182 III zum Ausdruck, daß ein einseitiges 
Rechtsgeschäft, auch wenn es mit Einwilligung des Dritten vor- 
genommen wird, unwirksam ist, wenn die Einwilligung bei Vor- 
nahme des Rechtsgeschäftes nicht in schriftlicher Form vorgelegt wird 
und der andere das Rechtsgeschäft aus diesem Grunde unverzüglich zu- 
rückweist, Als notwendige Konsequenz, auch ohne ausdrückliche Ver- 
weisung auf $ 111 S. 1 ergibt sich daraus, daß ein ohne Einwilli- 
gung vorgenommenes einseitiges Rechtsgeschäft unwirksam ist. Hieraus 
ergibt sich, daß & 184 nicht auf einseitige Rechtsgeschäfte, sondern nur 
auf Verträge anwendbar ist. Vergleiche auch Enneccerus-Kipp, Lehr- 
buch des bürgerlichen Rechts, 1924, 1. Bd., S. 537 ($ 191 111 2b). 


Bedenken, welche in Hinsicht auf $ 97 5.3 B.RG. gegen diese 
Ansicht geltend gemacht worden sind, bestehen nicht. Sofern man 
diese Vorschrift dahin auslegt, daß das Dienstverhältnis bis zur Entschei- 
dung des Schlichtungsausschusses fortgesetzt werden soll, scheint diese 
Bestimmung allerdings nur den Sinn zu haben, wenn der Zustimmung zur 
Kündigung rückwirkende Kraft beigelegt wird. Aber der Gesetzgeber 
wollte, wie er durch die Fassung „zu beschäftigen“ zu erkennen gibt, 
für den Arbeitgeber die Verpflichtung aufstellen, den Arbeitnehmer in 
seinem Betriebe wenn auch nicht tatsächlich zu beschäftigen, so doch zu 
dulden, damit er "seiner Aufgabe als Betriebs- bzw. Angestelltenrat 
ungehindert nachkommen kann und in der Lage ist, den zur Ausübung 
seiner Tätigkeit erforderlichen Einblick in den technischen Betrieb 
weiterhin zu gewinnen. Wenn der Regierungsentwurf zum B.R.G. statt 
von „Weiterbeschäftigung‘“ von „Wiedereinstellung“ spricht, so ist ein 
inhaltlicher Unterschied hierin nicht zu finden. Jedenfalls hat der Ge- 
setzgeber, wenn er statt der Ausdrucksweise des Regierungsentwurfes die 
jetzige wählte, damit nicht zum Ausdruck gebracht, daß lediglich eine 
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses erfolgen soll. Daß Zweifel hier be- 
stehen, ist micht zu erkennen, Berücksichtiot man aber, daß das B.R.G. 
in der Hauptsache vom praktischen Standpunkte aus das Arbeits- 
recht gestalten und verdeutlichen will, so kana nicht jeder Satz auf die 
juristisch logische Goldwage ‘gelegt und aus ihm, auch wenn er nur 
Nebensächliches ausspricht, ein unausgesprochenes Prinzip entwickeit wer- 
den, jedenfalls dann nicht, wenn dieses Prinzip dem oben entwickelten 
allgemeinen Rechte und Rechtsgedanken zuwiderlaufen würde, Mit solcher 
juristischen Sublität sind die Gesetze des Arbeitsrechts nicht gearbeitet 
und nicht zu handhaben, 
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Für den Achtstundentag 


Wichtige Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Forschung. 

Das Internationale Arbeitsamt hat im Novemberheft seiner 
„Revue internationale du travail“ die Ergebnisse hochwichtiger 
wissenschaftlicher Forschungsarbeit über Achtstundentag und 
industrielle "Produktion veröffentlicht. Sargant Florence, 
der Verfasser dieser Arbeit, hat die ihr zugrunde liegenden 
Forschungen zum großen Teil selbst in Amerika und England 
angestellt. Sein Augenmerk richtet er ebenso wie Otto Lipp- 
mann ausschließlich auf den Einfluß der Arbeitszeit auf 
die Produktion, und zwar in rein privatwirtschaftlichem 
Sinne. Das heißt, er fragt nicht nach den Wirkungen der 
kurzen Arbeitszeit auf die Gesundheit und Kultur der Ärbeiter- 
schaft. Ja, er stellt nicht einmal die volkswirtschaftlich wichtige 
Frage nach bestmöglichem Schutz der gesamten Arbeitskraft 
gegen vorzeitige Abnützung. Er untersucht die Arbeitszeitfrage 
nur vom Gesichtspunkt des einzelnen Unternehmers aus. 
Um so wichtiger sind die Ergebnisse, zu denen er gelangt. Die 
bisherigen Forschungen über die Wirkung der Arbeitszeit 
; wiesen. verschiedene Mängel auf. Die Auskünfte der Unter- 
nehmer, die sie gelegentlich auf zugesandten Fragebogen er- 
| teilen, muß man, sagt S. Florence, als oberflächlich und ein- 
seitig gefärbt von der Hand weisen. Die Feststellungen der 
Laboratorien, Ingenieure usw. leiden zumeist darunter, daß sie 
den Einfluß anderer Faktoren als die Arbeitszeit oft nicht 
genug berücksichtigen. Treten doch mit der Veränderung der 
Arbeitszeit oft auch andere Veränderungen der Arbeitsmetho- 
den, Bezahlung usw. ein. Es ist deshalb als Ergänzung dieser 
Forschung notwendig, die Arbeitsverrichtung einer größeren 
Anzahl von Arbeitern auf Grund sehr sorgfältiger Beobachtun- 
gen zu untersuchen. Die Ergebnisse einer solchen Unter- 
suchung werden viel zuverlässiger sein als die allgemeinen An- 
gaben, welche über den ganzen Betrieb gemacht werden. Sar- 
gant Florence selbst hat eine große Anzahl „Arbeitskurven“ 
verfertigt, welche die Wirkung der Arbeitszeit auf die Arbeits- 
leistung, das Steigen und Sinken der letzteren in den einzelnen 
Arbeitsstunden zur Darstellung bringen. 


Die vier Arten der Arbeit. 

Fragt man nach den Wirkungen der Arbeitszeit auf die 
Produktion, so soll die Forschung sich in erster Linie nicht 
darauf erstrecken, ob die Arbeit von Männern oder von Frauen 
und Jugendlichen verrichtet wird und auch nicht die Rassen- 
und Nationalitätsunterschiede der Arbeiter besonders berück- 
sichtigen. Den sehr lehrreichen Ausführungen: Sargant Flo- 
rences zufolge treten die Wirkungen der Arbeitszeitverkür- 
zung oder -verlängerung für Männer und Frauen oder Jugend- 
liche in gleicher: Weise ein; auch was die verschiedenen 
Rassen anbelangt, kann man wohl "behaupten, daß sie sich 
in ziemlich gleicher Weise den Produktionsverhältnissen an- 
passen können. Die Art der Betriebsführung, nicht aber die 
Anpassupıgsmöglichkeit der Arbeiter ist bei den einzelnen 
Rassen und Nationalitäten verschieden. 

Große Unterschiede ergeben sich dagegen durch den Ver- 
gleich der verschiedenen Arbeitsverrichtungen. Vier 
Arbeitstypen werden von Sargant Florence verglichen: 1. die 
halbautomatische, mechanische Arbeit; der Arbeiter hat bei 
dieser Art Arbeit als einzige Funktion die Maschine zu be- 
dienen, manchmal auch sie in Bewegung zu setzen oder an- 
zuhalten; 2. Muskelarbeit; 3. Geschicklichkeit erfordernde Hand- 
arbeit; 4. Intelligenz und Aufmerksamkeit erfordernde Arbeit. 
Die Wirkungen der Arbeitszeit sind bei diesen Gruppen ver- 
schieden. Für sämtliche Gruppen stellt Sargant Florence auf- 
schlußreiche Tabellen auf, aus denen hervorgeht, daß die Ar- 
beiter, welche mechanische halbautomatische oder ganzauto- 
matische Arbeit an der Maschine verrichten — Arbeiten, bei 
denen sie‘ während der Arbeitsverrichtung oft aussetzen 
müssen —, gegen eine Arbeitszeitverlängerung am wenigsten 
empfindlich sind, das heißt, daß ihre Arbeitsleistung bis in die 
späten Stunden hinein den verhältnismäßig geringsten Ver- 
änderungen unterworfen ist. Trotzdem kann davon keine Rede 
sein, daß der Produktionserirag selbst beiganz automati- 
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schen Arbeiten bei beliebiger Arbeitszeitverlängerung gleich- 
bleiben kann. Dies ist absolut falsch. Die Wirkungen der 
Ermüdung kommen auch bei der automatischen Bedienung 
der Maschine in sinkenden Leistungen zum Ausdruck. Es gibt 
überhaupt keine industrielle Tätigkeit, bei der der Ertrag voll- 
kommen von der Maschine abhängt und mit der Erhöhung der 
Arbeitszeit im gleichen Maße steigt. Zahlreiche Versuche 
haben bewiesen, daß die Arbeiter selbst bei diesen Ar- 
beiten infolge der Ermüdung an Spannkraft verlieren und der 
Ertrag sinkt. So zum Beispiel in einzelnen Fällen in den Nach- 
mittagsstunden, in der zweiten Stunde um 5,1 Prozent, in der 
dritten um 7,2 Prozent und in der vierten um 12,6 Prozent. 
Als Grundlage des Vergleiches kann am besten die halbauto- 
matische Arbeit an der Maschine dienen. Kann man beweisen, 
daß bei dieser Arbeit der Ertrag bei der 48-Stunden-Woche 
auf dem gleichen Stand bleibt wie bei längerer Arbeits- 
dauer, so folgt daraus ohne weiteres, daß der Ertrag 
bei den anderen Arten der Arbeit (Muskelarbeit, Ge- 
schicklichkeits-, Intelligenzarbeit), wo die Ermüdung viel 
mehr in Erscheinung tritt, durch Verkürzung der Arbeitszeit 
sich unbedingterhöhen muß. 


Arbeitszeitverkürzung — erhöhter Ertrag. 


Selbst bei halbautomatischen Arbeiten an der 
Maschine, worüber gesagt wurde, daß sie die Ermüdungs- 
erscheinüngen in geringerem Grade hervorrufen als die anderen 
Arbeiten, und wo die Rolle der Uebung und des Arbeitsrhyth- 
mus eine große ertragfördernde Wirkung hat, wurde bei Ar- 
beitszetverkürzung in fast allen Fällen erhöhte 
Leistung beobachtet. Forschungen während des Krieges 
in England haben ergeben, daß bei einer solchen Arbeit nach 
Herabsetzung der Arbeitszeit von 66,2 auf 54,8 Stunden der 
Tagesertrag der Arbeit sich um 11 'Prozent erhöht und 
bei einer weiteren Verkürzung von 54,8 auf 45,6 Stunden nur 
um 2 Prozent vermindert hat. Es werden noch drei andere 
ähnliche Forschungsergebnisse mitgeteilt. Das letzte, aus der 
jüngsten Zeit entnommen, zeigte nach einer Herabsetzung 
der Arbeitszeit von 49,5 Stunden auf 46,2 Stunden nach einiger 
Zeit eine Erhöhung des Ertrages um 22 Prozent. Es gibt 
jedoch wenige mechanische Arbeiten, bei denen in den letzten 
Tagesstunden bedeutend weniger erzeugt wird als in den 
früheren. Bei Muskelarbeit war in den beobachteten 
Fällen bei einer Verkürzung der Arbeitszeit von 58,2 auf 51,2 
Stunden die Erhöhung der Stundenleistung um 39 Prozent 
und der Tagesleistung um 22 Prozent. In einem anderen Fall 
der Muskelarbeit bei Herabsetzung der Arbeitszeit von 68,3 
auf 57 Stunden war eine Erhöhung der Stundenleistung um 
42 Prozent, der Tagesleistung um 19 Prozent zu verzeichnen. 
Die Verkürzung der Arbeitszeit hatte nicht nur den früheren 
Ertrag, sondern darüber hinaus noch eine wesentliche Steige- 
rung zur Folge. Die Einschaltung einer Anzahl von Ruhe- 
pausen (5 bis 10 Minuten) kann den Ertrag der Muskelarbeit 
in einem Maße steigern, daß nicht nur der Arbeitszeitausfall 
wettgemacht, sondern darüber hinaus ein bedeutender Mehr- 
ertrag erzielt wird. Die Forschungen des englischen Unter- 
suchungsausschusses für die Ermüdung in der Industrie, wie 
die Taylors, haben dies einwandfrei bewiesen. Auch hierfür 
gibt Sargant Florence eine Anzahl wichtiger Belege. — Bei 
Arbeiten, die Geschicklichkeit, Intelligenz und 
Aufmerksamkeit erfordern, hat die Verkürzung der Ar- 
beitszeit infolge der Verringerung der Ermüdung eine noch 
viel größere Erhöhung des Ertrages zur Folge als bei den 
bisher behandelten Arbeitsverrichtungen. Der Raummangel 
verbietet uns, die hierfür angeführten sehr wichtigen Belege 
hier wiederzugeben. 


Die Mehrzahl:der Arbeiter verrichtet keine 


automatische Arbeit. 

Es herrscht vielfach die falsche Meinung, als ob heute, im 
Zeitalter der Maschine, die meisten in einem Betrieb beschäftig- 
ten Arbeiter eine rein mechanische, automatische Arbeit ver- 
richten würden. Dem ist nicht so, sondern die anderen Arten 
der Arbeit sind gegenwärtig vorherrschend. Sargant Flo- 
rence bringt eine aufschlußreiche Tabelle für eine amerika- 
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nische Munitionsfabrik. Hier wurden beschäftigt mit Intelli- 
genz- und Kopfarbeit 17,6 Prozent der Arbeiter, mit Ge- 
schicklichkeitsarbeit 10,2 Prozent, mit Muskelarbeit 17,7 Pro- 
zent, mit halbautomatischer Maschinenbedienung 16,4 Prozent, 
mit ganzautomatischer -Maschinenbedienung 15,9 Prozent, mit 


verschiedenartigen Arbeitsverrichtungen 22,2 Prozent. Dies 


letzteren Arbeiten gehören zumeist in die Kategorie der Ge- 
schicklichkeitsarbeiten. 


Die Ersparnisse der Arbeitszeitverkürzung. 


Die Unternehmer reden immer von der Verschwen- 
ding, die bei der Verkürzung der Arbeitszeit daraus er- 
wächst, daß die Maschinen nicht voll ausgenützt werden und 
eine Anzahl anderer Unkosten die ganze Zeit weiterlaufen. 
Sie reden aber nicht von den Ersparnissen, die durch 
Arbeitszeitverkürzung erreicht werden. Ein hohes Verdienst 
Sargant Florences ist es, diese Ersparnisse sehr eingehend und 
überzeugend dargestellt und veranschaulicht zu haben. Bei 
verkürzter Arbeitszeit wird die Erzeugung g’Tleichmäßi- 
ger. Die maschinelle Ausrüstung kann dem angepaßt werden, 
während jetzt oft zu viel Maschinen usw. — immer im Hinblick 
auf eine maximale Arbeitsleistung — bereitgestellt werden 
müssen. Oft konnte man bei verkürzter Arbeitszeit, bei der 
die Arbeiter mit mehr Fleiß und Pünktlichkeit arbeiten, die 
Zahl der für die Bedienung einer Maschine nötigen Belegschaft 
reduzieren. So mußten in Betrieben, die vom Zwei- zum Drei- 
schichtensystem übergegangen sind, für die Heizung der Hoch- 
öfen statt 18 Arbeiter 21 (und nicht 27), in einem anderen 
statt 90 Arbeiter 102 (und nicht 135) eingestellt werden. In 
manchen Industriezweigen hat der ununterbrochene Betrieb mit 
drei Schichten pro 8 Stunden riesige Vorteile gegenüber dem 
Zweischichtensystem mit 9 oder 10 Stunden Arbeit für die 
Belegschaft. Der Arbeitsertrag ist bei dem letzteren viel ge- 
ringer, wie dies die Untersuchungen über die Ermüdung dex 
Industriearbeiter klar erweisen. Aus diesem Grunde hat z. B. 
Lord Leverholme den Sechsstundentag mit vier 
Schichten zu sechs Stunden und eine gleichmäßige 
Ausnützung der Maschinenausrüstung befürwortet. Es gibt 
dann eine ganze Anzahl Unkosten, die mit der Arbeitszeit zu- 
sammenhängen und durch deren Verkürzung sinken (Heizung, 
Beleuchtung usw.). Andere Vorteile der Arbeitszeitverkürzung, 
die auch eine wirtschaftliche Bedeutung haben, sind Abnahme 
der Unfälle, die bekannterweise in den letzten Stunden einer 
langen Arbeitszeit am häufigsten sind, die Verringerung der Un- 
ständigkeit der Arbeiter, die der Produktion in großem Maße 
abträglich ist, und auch der Streiks, die oft um die Arbeits- 
zeitverkürzung geführt werden. 


Fürden Achtstundentag! 


Die Schlußfolgerungen Sargant Florences aus seinen 
wissenschaftlichen Forschungen sprechen alle für den Acht- 
stundentag. An der einen Stelle heißt es: „Sämtliche 
direkten Angaben, welche sich auf die halbautomatische Ma- 
schinenbedienung beziehen, sind für die Herabsetzung der 
Arbeitszeit vonneun aufacht Stunden günstig. Noch 
mehr ist dies der Fall für Geschicklichkeitsarbeiten.“ An 
anderer Stelle: „Die 8-Stunden-Woche ist ohne Zweifel 
die beste Arbeitsdauer für einen beständigen Arbeits- 
ertrag. Durch Verlängerung dieser Arbeitsdauer könnte man 
bei einer großen Anzahl von Arbeitsverrichtungen, wo die Ma- 
schinen die Hauptrolle spielen, die Produktion vielleicht 
steigern. In einem bestimmten Betrieb ist es aber sehr schwer, 
je nach den verschiedenen Arbeitsverrichtungen andere Arbeits- 
zeiten einzuführen. Deshalb soll man. ein einheitliches 
System festsetzen und im Betrieb als allgemeine Regel die 
Arbeitszeit annehmen, die der durchschnittlichen Art der Ar- 
beitsverrichtung und dem durchschnittlichen Arbeiter am 
meisten entspricht. Wenn man die industriellen Arbeitsverrich- 
tungen zusammenfaßt und sämtliche wirtschaftlichen Gesichts- 
punkte berücksichtigt, so kann man eine Arbeitswoche mit 
weniger als 48 Stunden mit ebenso guten Gründen befürworten 
wie die Arbeitswoche mit über 48 Stunden. Will man aber 
— was notwendig ist — für den Betrieb eine durchschnittliche 
Arbeitszeit für alle dort beschäftigten Arbeiter bestimmen, so 
bedeutet die 48-Stunden-Woche die wirtschaftlich best- 
mögliche Lösung.“ 


Das Vordringen der Kartelle 


Im Entwicklungsbild der industriellen Organisationen der 
letzten Jahge stand die überall fortschreitende Vertrustung, 
die Schaftüng riesiger Industriekonzerne, Interessengemein- 
schaften usw. im Vordergrund. Die ältere Form der indu- 
striellen Organisation, der Zusammenschluß der Unterneh- 
mungen in Kartelle, das heißt Verbände, die ihren Mit- 
Ben verpflichtende Maßnahmen in bezug auf die Ver- 
saufspreise, Erzeugungsmengen, Absatzgebiete usw. (je nach 
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der Beschaffenheit des betreffenden Kartells) vorschreiben, ” 
schien gegenüber den Vertrustungsvorgängen in den Hinter- © 
grund getreten zu sein: In der Wirklichkeit fielen die letzteren ” 
Erscheinungen nur mehr ins Auge, die Kartellbewegung nahm ” 
aber weiter ihren Verlauf, ja, sie wurde durch die Trust- © 
bildungen insofern noch gefördert, als zahlreiche Unternehmer 


der Mittel- und Kleinindustrie durch die Kartellorganisation 
einen Schutz gegen die Konkurrenz der Truste suchten. In 


den letzten Monaten ist ein neuer kräftiger Zug zur Kar- I 
tellbildung überall zu beobachten. Wie ein hervorragender ° 
Kenner des Kartellwesens, Dr. Tschierschky, in der „Tech- ° 
nik und Wirtschaft‘ schreibt, weisen die jüngsten Erscheinun- ° 
gen „auf eine neue Konsolidierung dieser ÖOrganisationstorm 


hin, ganz im Gegensatz zu der vielverbreiteten Auffassung, daß 
das Zeitalter der Kartelle im Untergang begriffen sei“. Vollends 


trifft dies auf die internationalen Organisationen des 3 


Eisen- und Stahlkapitals usw. zu. Was hier vorbereitet wird, 
und zum Teil bereits verwirklicht wurde, ist nicht eine kapita- 


listisca Verschmelzung der schwerindustriellen Unter- ” 


nehmungen in den verschiedenen Staaten, nicht gemeinsame Be- 
teiligung an den Werken, sondern es sind Kartellverein- 
barungen, welche die Ausschaltung der Konkurrenz und 
die Hochhaltung der Preise auf dem Weg der Preisverein- 
barungen, Bestimmung der Erzeugungsquoten und Aufteilung 


der Absatzgebiete unter den Kartellmitgliedern zum Ziel haben. 5 
Solche internationalen Kartelle sind jetzt wieder im © 
Entstehen begriffen; die Schaffung eines internationalen Roh- | 


stahlkartells wird zurzeit eifrig erörtert. Das internationale 


Schienenkartell soll bald wieder errichtet, das österreichisch- P 


tschechische Stabeisenkartell erweitert werden usw. Aber auch 


die nationalen Kartelle innerhalb der einzelnen Länder 


nehmen in der letzten Zeit überall einen wachsenden Umfang 
an. Aus Deutschland, Oesterreich, Italien, Polen usw. wird 


tagtäglich die Kartellierung eines neuen Industriezweiges ge-@ 
meldet. Eine jüngste Veröffentlichung der englischen Arbeiter- ° 


partei entwirft ein Bild von der geradezu vollkommenen 
Verkartellierung der meisten Industriezweige der eng- 
lischen Industrie. Je kleiner die Zahl der Unternehmer in dem 
betreffenden Industriezweig ist und je mehr die von ihnen her- 
gestellten Waren lebensnotwendig sind, um so mehr wird die 
Schaffung und der Erfolg des Kartells erleichtert. Das Ziel 
der Kartelle ist die Ausschaltung der Konkurrenz. Die Ein- 
griife der Kartelle in die Bewegungsfreiheit ihrer Mitglieder 
sind sehr verschieden. Während der Inflationszeit haben sie 
zumeist nur die Zahlungsbedingungen vorgeschrieben (Kon- 
ditionskartelle), die gegenwärtigen Kartelle haben aber zumeist 
weitgehende Machtbefugnisse für die Preisfestsetzung und Ab- 
satzverteilung. Die Kartelle verfügen über wirksame Wafien, 
um ihren Beschlüssen, sowohl den eigenen Mitgliedern wie 
Außenstehenden gegenüber, Geltung zu verschaffen. Außer 
Geldstrafen gehören Sperren, Entzug der Belieferung an. unbot- 


mäßige Elemente — das deutsche Kartellgericht beschäftigt sich- 


dauernd mit. solchen Fällen —, Bevorzugung der Warenab- 
nehmer, welche die Preisvorschriften. der Kartelle beobachten 
usw., zu ihrem Rüstzeug. 


Was sind die volkswirtschaftlichen Wirkungen der Kar- 


telle? Die Kartelle haben Anhänger auch unter den Volks- ® 


wirtschaftlern. Die unbedingten Verfechter des Organisations- 
gedankens begrüßen die Kartelle als eine Form der industriellen 
Organisation, die unter Umständen einer höheren Organisations- 
form, den Konzernen den Weg bereitet. Sie betrachten die 
Kartelle gewissermaßen als Vorstufe zum Trust. Andere unter- 
stützen die Kartelle aus dem entgegengesetzten Stand- 
punkt, indem sie in diesen Abwehreinrichtungen der Mittel- 
und Kleinindustrie gegen die Großkonzerne erblicken. 
Der dritte und wichtigste Standpunkt, von dem aus die Kar- 
telle oft in Schutz genommen werden, ist die Ueberzeugung, 
daß die Kartelle als „Regulatoren der Wirtschaft“ 
wirken, daß sie in die Anarchie der Produktions- und Absatz- 
verhältnisse eine Ordnung hineinbringen, die der ganzen Volks- 
wirtschaft zugute kommt. Kann aber eine solche Regulierung 
durch Kartelle erreicht werden? Vor der Beantwortung dieser 
Frage müssen wir aber die Behauptung, daß die Kartelle diesen 
geordneten Zustand bereits jetzt herbeigeführt haben, 
als einer geradezu lächerlichen Befangenheit entspringend, zu- 
rückweisen. Und: trotzdem wird dies oder Aehnliches zum 
Beispiel von Prof. W. F. Bruck im „Archiv für Sozialwissen- 


schaft und Sozialpolitik“ (Zur Systematik der Unter- 


nehmungsformen) behauptet. Er scheut sich nicht, in seiner 


“wissenschaftlichen Ueberheblichkeit zu erklären, daß alle Vor- 


schläge, von den radikalen angefangen, welche die Kartelle 
ganz beseitigen wollen, bis zu denen, welche starke staatlichd 
Eingriffe beabsichtigen, aus wirtschaftlicher Unkenntnis er- 
wachsen, während sie das gewünschte Ziel gar nicht treffen. 
Er erklärt, daß es nicht festzustellen ist, inwieweit ein „Mono- 
poldiktat‘‘ der Kartelle auf dem Gebiet der Preispolitik an der 


Preisgestaltung mitgewirkt habe. Der Herr Professor möge E 
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nur die letzten Berichte über Kartellbildungen in Deutschland, 
Oesterreich, Italien, Polen lesen, um zu sehen, daß die Preise 
der 'betreifenden Waren durch die Kartelle ‚gebildet wurden; 
Zucker, Petroleum usw. schon am Tage nach der Kartell- 
bildung sich erheblich erhöht hatten. Andere Beschützer 
des Kartellgedankens, wie der obenerwähnte Dr. Tschierschky, 
behaupten zwar die Möglichkeit günstiger Wirkungen 
der Kartelle für die Volkswirtschaft, wenn sie auf ganz anderer 

. Basis, als es heute geschieht, eingerichtet würden, sind aber ob- 
jektiv genug, anzuerkennen, daß die gegenwärtigen Kar- 
telle nur schädliche Wirkungen haben. So schreibt Tschierschky 
über die Notwendigkeit der „Rationalisierung der Kartelle“, 
die Notwendigkeit der Abkehr vom System der leichten Ge- 
winnversicherung zur wirksamen Produktions- und Absatz- 
Organisation. „Nicht im. einfachen Diktat von Preisen und 
Verkaufsbedingungen, sondern im kollektiven Herauswirt- 
schaften konkurrenzloser Absatzverhältnisse‘‘ mögen die Kar- 
telle ihr Heil suchen. 

Für die Kartelle wird auch oft — wie es auch bei Prof. 
Bruck geschieht — die Tatsache ins Feld geführt, daß ja 
auchder Staat, der Beschützer der allgemeinen Interessen, 
die Kartellbildung oft selbst fördert, ja, sie erzwingt, wie dies 
bei den deutschen Zwangskartellen für Kohle und Kali der 
Fall ist. Der Staat tut dies — meint Prof. Bruck — nicht, um 
die Interessen der Kartellmitglieder zu fördern, sondern wegen 
der wirtschaftlichen und sozialen Vorteile der Kartelle für 
die gesamte Volkswirtschaft, wie Produktionssteige- 
rung, Beschränkung der Konkurrenz, insbesondere bei Krisen, 
Vorbeugimg gegen Arbeitslosigkeit, gleichmäßige und an- 
haltende Preisgestaltung usw. Es ist aber eine grenzenlose Be- 
fangenheit, zu behaupten, daß die Kartellpolitik diese Ziele 
erreicht oder auch nur wesentlich gefördert hätte. Die Ar- 
beitslosigkeit wurde zum Beispiel durch die Kartelle 
überall erhöht, statt verhindert. Die Kartellpolitik gründet 
sich auf eine über die Notwendigkeiten hinausgehende Pro- 
duktionseinschränkung. Da zur Hochhaltung der 
Preise, was der vornehmlichste Zweck der Kartelle ist, ver- 
ınindertes Angebot dieser Waren notwendig ist, so gehört die 
bewußte Produktionseinschränkung zur Politik der Kartelle. 
Sie verfolgen diese Politik nicht, um eine volkswirtschaftlich 
berechtigte Regulierung der Produktion, entsprechend den Mög- 
lichkeiten des Absatzes und der Betriebsmittelbeschaffung her- 
beizuführen, sondern um die Profite zu sichern. In der 
Tat kann festgestellt werden, daß in den letzten Jahren in den 
hochkartellierten Industrien bei geringerer Waren- 
erzeugung auch absolut höhere Gewinne erzielt 

| wurden. In den Inflationsländern kommt dies infolge der In- 
flationsverluste nicht klar zum Vorschein; nach der Stabili- 
sierung der Währung wird sich aber auch in diesen Ländern 
| dasselbe Bild zeigen. 
Was aber den Staat anbelangt, der die Entstehung der 
Kartelle oft auch mit Zwang fördert — die Kriegsorganisationen 
in allen Ländern waren das vornehmste Beispiel dafür —, so 
| geschah die Zusammenfassung der Unternehmer in einem Kar- 
tellverband grundsätzlich weder im Interesse der Unternehmer, 
noch infolge der Ueberzeugung von der Vortrefflichkeit des 
' Kartellgedankens, sondern weil der Staat selbst durch seine 
eigenen Organe die Produktion leiten und kontrol- 
| lieren wollte. Das Gewicht wurde nicht auf das Kartell, 
sondern auf die Staatskontrolle gelegt, zu deren ‚Aus- 
übung die Kartelle erst geschaffen wurden. (Daß dabei die 


Preise hochgehalten wurden, damit die Kartellmitglieder 
reichlich verdienen, gehört auf ein anderes Blatt, ändert 
aber nichts an der grundsätzlichen Einstellung) Die 


staatliche Unterstützung der Kartelle spricht in erster Linie für 
die Notwendigkeit der staatlichen Kontrolle der Pro- 
duktion und Preispolitik. Es wird heute darüber gestritten, ob 
auch die staatlichen und gemischtwirtschaft- 
lichen Unternehmungen, die gemeinwirtschaftlichen 
Betriebe, den in den betreffenden Industrien errichteten Kar- 
tellen beitreten sollen. Insofern sie dies tun, dürfen sie es als 
Vertreter der allgemeinen Gesichtspunkte nur deshalb, um 
innerhalb des Kartells ihren EinfluB zur Wahrnehmung und 
Vertretung des öffentlichen Interesses geltend zu machen. Ja, 
selbst in solcher Form ist ihre Teilnahme an den Kartellen, an 

denen sie auch materiell interessiert sind, nicht unbedenklich. 
Mit der Kartellfrage hängt die der Zollpolitik aufs 
engste zusammen. Hochschutzzoll und Kartelle entstammen 
dem gleichen Mutterschoß. Unter dem Schutz der Zölle ge- 
deihen die Kartelle, durch den Ausschluß der ausländischen Kon- 
kurrenz können sie ihre Preise ohne Mühe, ohne Verbilligung 
der Produktion, durch bessere Organisation der Industrien hoch- 
halten. Selbst ein Beschützer des Kartellgedankens, wie Dr. 
Tschierschky, ist der Meinung, daß die Zölle niedrig ge- 
halten werden müssen, wenn man aus den Kartellen 
produktionsfördernde Einrichtungen machen will, statt ihnen 
im Schatten der Hochschutzzölle ein Faulbett zu bereiten. 
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Wir verkennen nicht die Schwierigkeiten der Kontrolle der 
Kartelle, der Nachprüfung ihrer Preisfestsetzungen usw. Um 
so weniger, da die in den Kartellen zusammengefaßten Unter- 
nehmer auf die Verheimlichung der maßgebenden geschäftlichen 
Angaben glänzend eingerichtet sind. Trotzdem wäre es ein 
Zeichen der völligen Ohnmacht, auf eine wirksamere Kontrolle 
der Kartelle von seiten des Staates und der Oeffentlichkeit zu 
verzichten. Es steht außer Zweifel, daß das deutsche Gesetz, 
welches ein Kartellgericht für die Entscheidung in bestimmten 
Fällen ins Leben rief, gänzlich unzureichend ist. Die Gesetz- 
entwürfe in anderen Ländern zur Kontrolle der Kartelle gehen 
alle erheblich darüber hinaus. Das Schalten und Walten der Kar- 
telle durch willkürliche Preisfestsetzung zum Schaden 
der Verbraucher, durch willkürliche Produktionseinschränkung 
zum Schaden der Arbeiterschaft darf nicht geduldet werden. So 
schwer auch die Durchführung der Kontrolle 
sein mag, sie muß eingeführt und wirksam ge- 
macht werden. 


Referentenführer 


Samuel Gompers. Mitte November tagte der Kongreß 
des amerikanischen Gewerkschaftsbundes in 
El Paso, an der Grenze zwischen den Vereinigten Staaten 
und Mexiko. Auf diesem Kongreß wurde Gompers — nach 
dem uns vorliegenden Bericht des amerikanischen „Vorwärts‘ 
aus Milwaukee — als „König der Arbeiterbewegung‘‘ gefeiert. 
Nach dem Kongreß fuhren die Mitglieder unter Gompers’ Lei- 
tung nach Mexiko, um an den Feierlichkeiten des Präsident- 
schaftsantritts durch den neuen mexikanischen Präsidenten 
General Calles teilzunehmen. Es war dies die letzte Fahrt 
Samuel Gompers’; er ist in Mexiko im Alter von 70 Jahren 
gestorben. 

Der Kongreß in EI Paso war schr bezeichnend für die 
Persönlichkeit, Macht und Politik des verstorbenen Arbeiter- 
führers. Am Kongreß waren 375 Delegierte anwesend, welche 
33 Zentralverbände und 90 nationale Unionen vertraten. Der 
Gewerkschaftsbund selbst ist trotz einigem Rückgang an Mit- 
gliederzahl immer noch eine mächtige Organisation mit mehr 
als drei Millionen Mitgliedern. Auf dem Kongreß konnte 
Gompers seine Anträge fast einstimmig und ohne Wider- 
stand durchsetzen. Gompers war ein hochkonservativer Ge- 
werkschaftsführer. Durch die gewerkschaftliche Organisation 
der amerikanischen Arbeiter erwarb er sich große Verdienste 
um die Arbeiterbewegung. In seiner Politik blieb er aber am 
Ende seines Lebens immer noch an dem Punkt, wo er am 
Beginn seiner Laufbahn angefangen hatte, trotz der riesigen 
Umwälzungen, die in der Wirtschaft und in bezug auf die 
sozialen Fragen eingetreten sind. Er stand durchaus auf dem 
Boden der kapitalistischen Wirtschaft, wollte 
daran nicht das Geringste ändern und war nur bestrebt, die 
Arbeitsbedingungen der Arbeiterschaft durch ihre Organisierung 
und im Notfall durch Streiks und Boykotts zu verbessern. ‘Seine 
Anstrengungen galten aber nicht dem gesamten Proletariat. Er 
hat die Ungelernten, die Einwanderer — er selbst war ein 
solcher — und die farbigen Arbeiter von seinen Gewerkschaften 
ferngehalten, und es lag ihm an der Züchtung einer mit der 
Bourgeoisie verbundenen Arbeiteraristokratie. Er hat 
sich der Schaffung einer selbständigen Arbeiterpartei mit Er- 
folg widersetzt. Bei den Wahlen mußten seine Gewerkschaften 
die Kandidaten der beiden großen bürgerlichen Parteien unter- 
stützen, die dagegen sich durch Versprechungen zur Erfüllung 
gewisser gewerkschaftlicher Forderungen verpflichtet haben. 
Wie diese Versprechungen eingelöst wurden — die Forderungen 
selbst waren schr bescheiden — beweist die ungeheure Rück- 
ständigkeit der amerikanischen Sozialpolitik. In El Paso 
rühmte sich noch Gompers, daß im jüngstgewählten Kon- 
greß wieder 170 solcher Abgeordneten sitzen werden, die mit 
Unterstützung der Arbeiter gewählt wurden, die gleiche Zahl 
wie bisher. Von diesen sind 124 Demokraten, 40 Republikaner, 
drei Farmer-Labour-Leute und ein Unabhängiger. Bei den 
letzten Präsidentenwahlen mußte Gompers auf Drängen der 
Mitglieder die Unterstützung des Gewerkschaftsbundes für den 
Kandidaten der progressiven Partei, La Follette, zusichern. Vor 
den Wahlen hat jedoch Gompers seinen Einfluß dafür geltend 
gemacht, daß die Gewerkschaftler trotz dieses Beschlusses 
ihre Stimmen den bürgerlichen Parteien geben. Auf dem Kon- 
greß von EI Paso, von dem man noch vor. einigen Monaten die 
Gründung einer dritten Partei, die der Arbeiter und der 
Fortschrittlichen erhoffte, hat Gompers diese Hoffnung vereitelt. 
Dank seinem ungeheuren Einfluß konnte er fast ohne Opposi- 
tion das Fallenlassen dieser Idee durchsetzen. — Gompers 
war im Kriege einer der bedeutendsten Organisatoren der 
Kriegsindustrie. Vor einer Umwälzung hatte er eine 
solche Angst, daß er bereits die Sozialisierung einzelner In- 
dustriezweige als eine Revolution auffaßte, die zu verdammen 
sei. Aus diesem Grunde hat er den amerikanischen Gewerk- 
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schaftsbund zum Austrittausder Amsterdamer Ge- 
werksichaftsinternationale, die die Sozialisierung 
einzelner Industriezweige gefordert hat, veranlaßt. Mit dem 
Tode Gompers’ hat ein tätiges und erfolgreiches Leben seinen 
Abschluß gefunden. Den neuen Aufgaben seiner Zeit war aber 
Gompers nicht gewachsen, ja, er stand ihrer Erfüllung hindernd 
im Wege. Seine Persönlichkeit war sehr beliebt; deshalb konnte 
er seinem Willen leicht Geltung verschaffen. Die Arbeiter- 
bewegung der Vereinigten Staaten gehört zu den eigentüm- 
lichsten Erscheinungen, deren Untersuchung immer viel Kopf- 
zerbrechen verursachte. Es wäre töricht, zu behaupten, daß 
die Richtung der Arbeiterbewegung in einem Lande wie die 
Vereinigten Staaten von der Beschaffenheit eines wenn auch 
noch so mächtigen Führers entscheidend abhinge. Trotzdem 
kann man mit Fug erwarten, daß der Tod Gompers’ die Bahn 
zu einer Entwicklung, die durch die großen Umwälzungen der 
letzten Zeit vorgezeichnet ist, freimachen wird. 

Für die amerikanischen Zustände ist es übrigens bezeich- 
nend, daß am Leichenbegängnis Gompers’ alle großen Wirt- 
schaftsführer teilnahmen. 


Niedrige Arbeitslosenunterstützung — gesteigerte Arbeits- 
lust. Ministerialrat Wolz wirbt in den Spalten der „Sozia- 
len Praxis‘ für diese seine Ansicht. Arbeitsverpflichtung und 
geringes Maß der Unterstützung stärken in den Erwerbs- 
losen ganz wesentlich die eigenen Bemühungen, Arbeit zu 
suchen. Die Wohlfahrtspflege soll vor Zubilligung der Unter- 
stützung die „Hemmungsfaktoren“ vermehren, um s) 
die Belastung der Oeffentlichkeit zu vermindern. Der Herr 
Ministerialrat stellt mit Genugtuung fest, daß dieser Grundsatz 
nach den Erfahrungen der letzten Jahre und sogar bei 
einem Massennetstand, der aber im wesentlichen 
junge, gesunde, erwerbsfähige Personen erfaßte, in der 'Er- 
werbslosenfürsorge weitgehend durchgesetzt wurde. Diese Ge- 
sichtspunkte sind besonders notwendig gegenüber allen Per- 
sonen, die leicht geneigt sind, sich auf die noch mögliche 
öffentliche Unterstützung zu verlassen. Nur in den Fällen des 
Massennotstandes erwerbsbeschränkter oder alter Personen 
dürfen Ausnahmen von der Anwendung der „Hemmungs- 
faktoren‘‘ gemacht werden. Diesen „menschenfreundlichen‘“ 
Ausführungen des Herrn Ministerialrates wurde durch Stadt- 
rat Dietz in der gleichen Zeitschrift eine sehr energische 
Abfuhr zuteil. Bisher hat man, so hebt dieser hervor, die Er- 
werbslosen mit Rücksicht auf die Stabilisation mit den ge- 
ringsten Unterstützungen abgespeist, jetzt soll ein neuer Grund, 
cine neue Erklärung dafür aufgetischt werden, warum die 
Unterstützungssätze so unzureichend sein müssen! Die ganze 
Welt weiß — so schreibt Stadtrat Dietz —, daß der deutsche 
Arbeiter zu den fleißigsten und im Gegensatz zu seinen Kol- 
legen in Frankreich, England und Amerika genügsamsten 
Menschen gehört. Wer die Einstellung des deutschen Ar- 
beiters nur einigermaßen kennt, wer sich Mühe gibt, in sein 
Gefühlsleben einzudringen, und wer wirklich Erfahrungen ge- 
sammelt hat, welche Szenen sich’ tagtäglich in den Arbeitsnach- 
weisen abspielen, wenn eine Stelle frei ist, wer tagtäglich Er- 
werbslose oder deren Ehefrauen, Mütter, Geschwister an- 
zuhören hat, die oft mit flehentlichen Worten, mit großer 
Leidenschaft oder unter Verwünschungen oder Drohungen 
die dringlichste Bitte um schleunigste Arbeitsbeschaffung vor- 
bringen, der redet nicht mehr davon, daß die Bemühung um 
Arbeit durch niedrige Unterstützung gefördert werden muß. 


Die verschwundenen Angestellten- und Arbeiterwohliahrts- 
fonds. Vor dem Kriege entfielen im Durchschnitt auf jede 
Aktiengesellschaft 69000 Goldmark auf die Angestellten- ünd 
Arbeiterwohlfahrtsfonds. Die neuen Goldbilanzen zeigen das 
Zusammenschrumpfen, ja Verschwinden dieser Fonds. In den 
Eröffnungsbilanzen der Gesellschaften, die bereits vor dem 
Kriege bestanden und ihre Goldbilanzen bis September 1924 
aufstellten, betrugen diese Fonds 11 000 je Gesellschaft, bei den 
699 Bilanzen von Gesellschaften, die in der Kriegs- und Nach- 
kriegszeit gegründet wurden, im Durchschnitt 1400 Gold- 
mark. Die Inflation hat auch diese Fonds hinweggeschwemmt. 


Der Rohstahlverband. Dem jüngst gegründeten Rohstahl- 
kartell, das zur Regelung‘ der Produktion geschaffen wurde, 
sind 31 Gesellschaften beigetreten. Die zur Grundlage ge- 
nommene Menge Rohstahl beträgt für die Kartellmitglieder 
13641 409 Tonnen im Jahr. Die größten Beteiligungsziffern 
haben die Konzerne Krupp, Phönix und Thyssen mit je 
1580640 Tonnen. Ihnen folgt die Deutsch-Luxemburgische 
Gesellschaft (Stinnes) mit 1006640 Tonnen und die Rheinische 
Stahlgesellschaft mit 940800 Tonnen. Mitglieder des Kartells, 
die in zwei aufeinanderfolgenden Monaten mehr als die ihnen 
zugewiesenen Quoten verarbeitet haben, müssen dem Kartell 
eine Buße von 25 Mk. für jede Tonne Mehrerzeugung. be- 
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zahlen. Für Dezember hat das Syndikat die Grundgquoten für 7 
Stahlplatten auf 80 Prozent, für Halbfabrikate auf 90 Prozent 7 
herabgesetzt. Der Rohstahlverband soll auch den Rahmen für 
die Organisierung der Halbzeugproduktion, Schienen, Draht, 
Röhren usw. abgeben. Sofort nach Schaffung des Rohstahl- 
kartells sind die Preise in die Höhe geschnellt. Die Presse der 
Schwerindustrie stellt mit Triumph fest, daß sofort nach 
Schaffung des Rohstahlkartells sich der Eisen- und Stahlmarkt 
belebte und trotz der erhöhten Preise neue Aufträge vom In- 
land erteilt wurden. Die neuen Bestellungen sind aber nur 


der Angst der weiterverarbeitenden Industrie vor einer noch 4 
größeren Verteuerung der kartellierten Produkte zu- 5 


zuschreiben. Wird doch bekanntlich eine Erhöhung der Eisen- 
zölle um 50 Prozent und darüber hinaus die Schaffung eines 
internationalen Kartells geplant, was die Preise für Eisen und 
Stahl noch weiter steigern wird. 


Die „Deutsche Werke“-Gesellschait. Die „Deutsche Werke“- 
Gesellschaft hat ihre Goldbilanz veröffentlicht. Das Gesamtf- 
kapital wurde sehr vorsichtig auf 28 Millionen Goldmark ge- 
wertet. Die „Deutschen Werke“ sind ein riesiges gemischt. 
wirtschaftliches Unternehmen, das immer. noch, auch 
nach der Beteiligung des Privatkapitals, zum großen Teil dem 
Reich und den Ländern gehört. Es wurden die Heenes- 
betriebe zur Herstellung von Munition in die „Deutsche- 
Werke‘-Gesellschaft umgewandelt und “mit riesiger Mühe auf 
Friedenserzeugung umgestellt. Die übernommenen Reichs- 
betriebe beschäftigten annähernd 200000 Personen. Diese 
Belegschaften mußten herabgesetzt und den Bedürfnissen der 
Werke angepaßt werden: Die Größe der hier geleisteten 
Arbeit wie auch die riesige Ausdehnung dieser Werke ist der 
Oeffentlichkeit vielfach nicht bekannt. Haselhorst, die ehe- 
malige Pulverfabrik, ist heute die größte Motorrad- 
fabrik Deutschlands. In der Werft Kiel, die auch 
dem Konzern angehört, wurden bereits 160 Schiffsneu- 
bauten, darunter zahlreiche Großschiffe, ausgeführt. Bahn- 
brechend konnte durch die „Deutschen Werke“ der Bau von 
Dieselmotoren für Hand- und Schiffsmaschinen wie auch 
der Bau für Benzoleisentriebwagen entwickelt wer- 
den. Diese Triebwagen wurden in den skandinavischen Staaten 
bereits weitgehend in den Verkehr eingestellt. Die Artillerie- 
werkstatt in München und die Munitionsfabrik in Kassel er- 
zeugen vornehmlich [andwirtschaftliche Maschi- 
nen. Die übrigen Werke sind auf die Erzeugung der ver- 
schiedensten Industrieartikel, wie Lokomotiv- und Waggon- 
bau und -Reparaturen, Maschinen, Werkzeuge, Metallwaren, 
Holzmöbel usw. eingestellt. Die Produktionsstätten der ® 
„Deutsche-Werke‘“-A.-G. befinden sich in Amberg, Kassel, 
Dachau, Erfurt, Friedrichsort, Haselhorst, Ingolstadt, Kiel, 
EInPeTaSE, München, Rüstringen, Siggburg, Spandau, Wolfgang 

ei Hanau. : 


Die Entwicklung des deutschen Einzelhandels. Das De- 
zemberheft der „Wirtschaft und Statistik‘ enthält lehrreiche 
Auskünfte über die Entwicklung des deutschen Einzelhandels. 
Die Zahl der Handelsbetriebe hat in der Zeit von 1913 bis 1923 


um insgesamt 13 Prozent zugenommen (bei einer gleich- ® 


zeitigen Zunahme ' der Industrie und des Bergbaues von 
schätzungsweise zehn Prozent). Die große Zunahme der Han- 
delsbetriebe erfolgte zwischen 1913 und 1918 (um 23 Prozent); 
seitdem ist deren Zahl in Abnahme begriffen. Die Zweig- ° 
geschäfte haben sich in den letzten zehn Jahren in einem viel ° 
höheren Maße vermehrt als die Hauptbetriebe. Die Zunahme 

der Zweiggeschäfte erfolgte vornehmlich -bei dn Konsum- 
genossenschaften. Im Einzelhandel war die folgende 
Anzahl versicherungspflichtiger Personen beschäftigt: 


1913 . ... 338 000 1920...) 2 
Fer 1921 .:» 230090 
1918. %:2082.283000 1922 „ . . -391000 
1919 5%. 310000 1923: 5 . 1.933000 


Bei den Angestellten war die Entwicklung umgekehrt: = 
in den Jahren '1913 bis 1918 erfolgte eine Abnahme, in den 
späteren Jahren eine Zunahme der Angestellten. Ihr Abbau 
hat aber bereits Mitte 1922 begounen. 


Bücherschau 


„Weltrundschau“. Unter diesem Titel erscheint monatlich einmal 
ein neues, freigewerkschaftliches Arbeitnehmerorgan, das die Ereignisse 
des Monats auf weltpolitischem, weltwirtschaftiichem und sozialem Ge- 
biet, insbesondere auch die Lage der deutschen Wirtschaft und Sozial- 
politik in knappen Uebersichten schildert. Das Blatt, «dessen Heratis- 
geber Dr. A. Halasi, der Schriftleiter der „Weltwirtschaftlichen Korre- © 
spondenz ist, bietet eine sehr nützliche Orientierung und kann warm 
empfohlen werden. Der Bezugspreis der „Weltrundschau“ beträgt 50 Pig. = 
pro Monat. Bestellungen sind zu richten an die Adresse: Weltrundschau, ° 
Heidelberg. 


Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH.,: Berlin SW 68. 



















Der Zusammenbruch der Zusammen- 
bruchstheorie 


‚„. Der Weltkrieg mündete in eine Weltwirtschaftskrise, und 
diese Weltwirtschaftskrise bedeutet den Zusammenbruch des 
Kapitalismus, so lautet kurzgefaßt die Zusammenbruchs- 


theorie des Bolschewismus, der wichtigste Bestand- 
teil der bolschewistischen Weltrevolutionslehre. „Die konkrete 
Sachlage in der Wirtschaft Europas in den Jahren 1918 bis 
1920“, schreibt Bucharin in der „Oekonomik der Transforma- 
tionsperiode‘‘, „zeigt deutlich, daß diese Zerfallsperiode bereits 
eingetreten ist, und daß Anzeichen für eine Auferstehung des 
alten Systems der Produktionsverhältnisse fehlen. Umgekehrt! 
Alle konkreten Tatsachen weisen darauf hin, daß die Elemente 
des Zerfalls und der revolutionären Auflösung der Verbindun- 
en mit jedem Monat fortschreiten....‘“ Der mächtigste Pfeiler 
er nahen und raschen Weltrevolution ist aber gestürzt. Die 
Weltwirtschaftskrise ‘hat ein anderes Gesicht, als dies die 
bolschewistische Vision sah. 

Wenn wir auch annehmen — was übrigens höchst unwahr- 
scheinlich ist —, daß der europäische Kapitalismus dem Zu- 
sammenbruch nahesteht, so ist der vorausgesagte Tod des Kapi- 
talismus moch nicht da. Die große weltwirtschaftliche Bedeu- 
tung des Krieges und der Krise ist eine Verschiebung innerhalb 
des Weltwirtschaftssystems. Die alten Bahnen der internationa- 
len Arbeitsteilung wurden verlegt, die durch den Krieg herauf- 
beschworene Schwächung Europas, die durch die Cieldentwer- 
tung und die Wirtschaftspolitik der Abschließung hervor- 
gerufene Isolierung der Staaten ging mit einer revolutionären 
Industrialisierung der überseeischen und überhaupt der wirt- 
schaftlich rückständigen Länder Hand in Hand. Die riesen- 
hafte Industrialisierung, das rasche Wachstum Amerikas ist 
nur die bedeutendste Teilerscheinung dieses Vorganges. Der 
Kapitalismus in Europa ist ganz gewiß verwundet, aber der 
Halm des amerikanischen, des japanischen, des indischen, des 
australischen Kapitalismus ist gewaltig emporgeschossen. Die 
Emanzipation der Kolonien, ein Ziel der bolschewistischen 
Außenpolitik, hat in einer anderen Form, als sich die bolsche- 
wistischen Theoretiker dachten, stattgefunden, und alte Mutter- 
länder sind in gewisser Hinsicht ‚Kolonien geworden. 

Die Verarmung der Weltwirtschaft ist zweifel- 
los eine Tatsache, aber diese Verarmung offenbart sich in erster 
Reihe in der großen Verminderung des Anteils Europas 
und insbesondere der Mittelmächte und Rußlands an der Welt- 

roduktion, dem Welthandel und der Ausfuhr von Kapitalien. 

em Rückgang der europäischen Produktion steht das Empor- 
blühen der amerikanischen, asiatischen und australischen Wirt- 
schaft gegenüber. In englischen Weltreich — in dieser 
Weltwirtschaft für sich — ist die wirtschaftliche Bedeutung der 
Doniinions und Kolonien dem Mutterlande gegenüber auch ge- 
wachsen, Aehnliche Verschiebungen sind infolge kriegerischer 
oder iriedlicher Ereignisse auch in vorkapitalistischen Wirt- 
schaftsordnungen eingetreten; die Raschheit und nicht die 
Neuheit dieses Wandels ist es, was in unserer Uebergangs- 
zeit besonders auffällt. 

Der gewaltige Aufstieg des überseeischen Kapitalismus 
bedeutet natürlich keine völlige Unabhängigkeit vom europäi- 
schen. Die häufigen Zuckungen der amerikanischen 
Wirtschaft sind Beweise des Zusammenhanges der Weltwirt- 
schafi. Und die Schwächung des europäischen Kapitalismus 
bedeutet noch lange nicht den Untergang desselben. Das we- 
sentliche Element der bolschewistischen Zusammenbruchstheo- 
sie war de Lockerung der Arbeitsdisziplin. „Der 
Kapitalismus besteht nur so lange, als die Arbeiterklasse still- 
schweigend ihre Einwilligung gibt, und diese Einwilligung hört 
mit dem Kriegsende auf‘, behauptete die kommunistische Lehre 
und wies dabei auf die sinkende Produktion hin. Die Produk- 
tionsergebnisse sind aber in ganz Europa im Steigen, und wo 
sie das Vorkriegsniveau nicht erreichen, dort trägt. nicht die 
fehlende Arbeitslust und Disziplin, sondern der nicht in ge- 
nügendem Maße hergestellte Produktionsapparat und die durch 
die Kriegs- und Nachkriegsentbehrungen geschwächte Arbeits- 
kraft die Schuld. Die Unmöglichkeit der Ueberwindung des 
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Währungschaos und die Unlösbarkeit der Reparationsirage 
im heutigen Wirtschaftssysiem haben sich auch als Hlusionen 
erwiesen. Zwar ist das letzte Wort noch nicht gesprochen, aber 
die Stabilisierung der europäischen Währungen und eine, wenn 
auch unvollkommene, aber doch einen Fortschrittt bedeutende 
Lösung der Wiedergutmachungsfrage innerhalb der kapitalisti= 
schen Ordnung scheint im Bereich der Möglichkeit zu liegen, 
Nicht das jetzige Abilauen der Krise spricht in erster Reihe 
gegen die neue Zusammenbruchstheorie, Die Konjunktur wird 
in unserer Zeit rasch von einer Depression verdrängt. Die stei- 
gende Produktivität, das verschwindende Währungschaos, die 
Vereinbarungen in der Reparationsfrage sprechen dafür, daß 
die sogenannte Währungswirtschaftskrise auch in Europa eine 
Krise, eine scharfe und lange anhaltende Krise, aber nicht der 
Zusammenbruch ist. 

Der Fehler der zusammengebrochenen Zusammenbruchs- 
theorie war nicht nur die unbewußte Uebertreibung der für 
die Weltrevolution günstigen Tendenzen. Die Fehlerquelle liegt 
hier tiefer. Der Grundgedanke des Marxismus ist 
nicht die Zertrümmerung der alten, sondern 
die durch wirtschaftliche Umwälzung be- 
schleunigte Entstehung einer neuen Disziplin 
und Moral. Es ist kein Zufall, daß der Bolschewismus 
sein Gedankensystem auf der Zusammenbruchstheorie aufbaute. 
Darin offenbart sich die rein negative Seite seines Sozialismus, 
Der konstruktive Sozialismus, der natürlich auch das Morsche 
wegräumen, auch zerstörend wirken muß, stellt sich das Ende 
des Kapitalismus nicht so mechanisch vor. Der Kapitalismus 
kann vielleicht durch seine innere Schwäche zusammenbrechen 
und die ganze moderne Kultur mit sich reißen, aber eine sozia- 
listische Weltordnung wird nur durch die innere Stärke, 
durch die sittliche und geistige Höhe der Klassen, die ihre 
Träger sind, -siegen können. Nicht im Zusammen- 
bruch, sondern im Aufbau liegt ihr Schwer- 
gewicht. 


Fordismus made in Germany 


Die Frage der Uebertragung der Fordschen Produk- 
tionsmethoden auf deutsche Verhältnisse: wird gegen- 
wärtig lebhaft diskutiert. Sogar der Generaldirektor der 
A.E.G., Geheimrat Deutsch, hat auf der Generalversamm- 
lung der A.E.G. zu diesem Problem Stellung genommen. 
Deutsch kommt zu dem Schluß, daß eine horizontale Ziu- 
sammenfassung der wesentlichen Industrie notwendig sei, wo- 
durch auch große Ersparnisse erzielt werden könnten. Der 
deutsche Innenmarkt müsse durch billige Produkte aufnahme- 
fähig gemacht werden. Im übrigen seien die Fordschen 
Methoden nicht in allen Teilen übertragbar. In einem Artikel 
der „Deutschen Bergwerkszeitung‘“ wird unter der Ueberschriit 
„Deutscher Amerikanismus‘“ auf die Frage „Wie glaubt man 
das. Vertrauen des Auslandes in die Anlage von Kapital iy 
Deutschland zwingen zu können?“ folgende Antwort gegeben; 
„Um dieses Vertrauen letzter Instanz für Deutschland zu ge- 
winnen, erscheint es nötig, dem Wirtschaftsamerikanismus der 
Vereinigten Staaten und der übrigen Welt einen deutschen Ame- 
Tikanismus gegenüberzustellen, auf dem die wirkliche Leistun 
der deutschen Industrie immer beruht hat, nämlich eine ers 
richtig amerikanisierende und taylorisierende Qualitätsleistung 
der deutschen Mittelbetriebe.“ Damit wird ein Problem zur 
Erörterung gestellt, das für die deutsche Volkswirtschaft sowie 
für die Ärbeiterschaft von gleich großem Interesse ist. In 
diesen Fragenkomplex tritt auch die unter der Nachwirkung 
des Krieges und der Inflation zu großem Ausmaß gesteigerte 
Konzernbildung, durch die die deutsche Großindustrie einen 
bestimmenden Einfluß auf die Mittelbetriebe erhielt. Anzeichen 
deuten darauf hin, daß die unter Führung der Großindustrie 
zustande gekommenen Interessengemeinschaften unter Be« 
tonung der betriebstechnischen Notwendigkeiten eine Umbil- 
dung erfahren, 

Doch wie dem: auch sei, die deutsche Produktion muß 
einer gründlichen Durchbildung unterworfen werden, soll sie 
der ausländischen Konkurrenz gewachsen sein. Eine Fordi- 
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sation made in Germany, wie sie der Artikelschreiber der 
Bergwerkszeitung verlangt, bedeutet vor allem technische 
Vervollkommnung der Betriebe selbst. Dabei wird es sich 
ergeben müssen, ob das von Ford angewandte und von ihm 
gepriesene Transportband, an dem Menschen und Maschinen 
hängen, und das im gleichen Gange durch die Betriebe 
laufend die Tagesproduktion von 10000 Autos hinausschleudert, 
auf unsere Verhältnisse übertragen werden kann. Die deut- 
schen Unternehmer werden hier zu zeigen haben, ob sie Tech- 
niker und Organisatoren mit schöpferischer Initiative sind, 
um die Durchorganisierung der Betriebe bewerkstelligen zu 
können. Bisher kannten sie eigentlich nur zwei Methoden zur 
Erhöhung der Weltwettbewerbsfähigkeit: durch Errichtung von 
lückenlosen Kartellen das inländische Preisniveau hochzuschrau- 
ben, daß sie im Ausland mit niedrigeren Preisen auftreten 
konnten, und die rohen Mittel der langen Arbeitszeit und der 
niedrigen Entlohnung. Gegen solche Maßnahmen muß sich die 
deutsche Arbeiterschaft sowohl als Produzenten wie als Kon- 
sumenten mit aller Heftigkeit wehren. 

Die Arbeiterschaft weiß, daß der deutschen Volkswirtschaft 
nur durch Qualitätsarbeit zu Ansehen und Macht verholfen 
werden kann. Soll sie diese aber leisten, dann kann das Heil 
nicht in überlanger Arbeitszeit gesucht werden. Noch viel 
weniger kann sie sich mit Kulilöhnen begnügen, die ihr heute 
bei übersetzten Warenpreisen geboten werden. Nur ausgeruhte 
und gesunde Menschen sind in der Lage, qualitativ hoch- 
stehende Arbeit zu leisten. Beides ist mit den Zielen der 
deutschen Unternehmer nicht vereinbar, sondern muß durch in- 
tensive Gewerkschaftstätigkeit errungen werden. 


Weltwirtschaft 


Die Entwicklung des Produktionsäpparates und der Pro- 
duktionsmethoden seit dem Krieg. Wir entnehmen einer länge- 
ren Abhandlung des Herausgebers der „Weltwirtschaftlichen 
Korrespondenz‘, Dr. A. Halasi, die unter dem Titel „Die 
neuen Tendenzen der Produktion nach dem Kriege“ in den 
letzten zwei Heften der Zeitschrift „Die internationale Ge- 
werkschaftsbewegung‘“ erschien, folgende Ausführungen über 
die Entwicklung des Produktionsapparates und die Produktions- 
methoden seit dem Krieg: 

Wie hat sich der Produktionsapparat, weltwirtschaftlich be- 
trachtet, seit dem Kriege verändert? Er ist heute jedenfalls 
viei größer als vor dem Kriege. Im Kriege selbst wurde der 
Produktionsapparat überall erweitert. Für Amerika und für 
die Neutralen versteht sich dies von selbst, da sie neben der 
Besorgung ihrer Bedürfnisse im alten Maßstab auch als Kriegs- 
lieferanten auftraten. Selbst in den kriegführenden Staaten 
mußte aber die Produktion erweitert werden, wenn auch die 
Errichtung der Neuanlagen hauptsächlich auf Zwecke der Krieg- 
führung abzieite. Die Hochkonjunktur nach dem Kriege hat 
ebenfalls Betriebserweiterungen größten Umfanges ausgelöst. 
Es gehört zum Wesen der Hochkonjunktur, daß sie die Kapita- 
listen zu übermäßigen Betriebserweiterungen veranlaßt, und 
zwar aus einer Anzahl von Gründen, von denen die Hoffnung 
auf die Beständigkeit der Konjunktur und die dank der Kapi- 
talskonzentration sehr gewachsene Akkumulationsrate des Ka- 
pitals zu erwähnen sind. In Deutschland und in Frankreich 
haben noch besondere Momente zur Erweiterung des Produk- 
tionsapparates geführt. In Deutschland, wo die Konjunktur 
infolge der Geldentwertung bis 1923, dem Jahre der Ruhr- 
besetzung und der vollkommenen Währungszerrüttung, an- 
dauerte, hat sich das Kapital in Sachwerte geflüchtet und seine 
riesigen Einnahmen wie auch die berüchtigten, ihm von Staats 
wcgen geschenkten Kredite zum Teil zum Ausbau seiner Fa- 
brikanlagen benutzt. In Frankreich dagegen wurde der Wieder- 
auibau der zerstörten Gebiete zum Anlaß für die Erweiterung 
der Produktion; die dort errichteten neuen Fabriken wurden 
in der Regel in größerem Umfang wiederhergestellt, als sie vor 
dem Kriege bestanden. Ist demzufolge der Produktionsapparat 
Europas heute größer, als er vor dem Kriege war, so fragt sich 
doch, ob er auch besser ist. Darunter kann man sowohl die 
Ausrüstung der Betriebe mit Maschinen wie auch die Methoden 
der Produktion, ihre bessere Organisierung im Verhältnis zur 
Vorkriegszeit verstehen. Diese Frage läßt sich nicht einheitlich 
beantworten. Zunächst einmal hat die seit dem Kriege so 
mächtig entwickelte Betriebskonzentration nicht unbedingt zur 
Verbesserung der maschinellen Ausrüstung, aber auch nicht 
unbedingt zu verbesserten Produktionsmethoden geführt. Dabei 
sollen die günstigen Wirkungen der Vertrustung, insbesondere 
der vertikalen Konzentration, auf die Produktion keineswegs 
verkannt werden. Es ist aber wahrscheinlich, daß der Ver- 
trustungsprozeß in manchen Ländern, insbesondere in den 
Vereinigten Staaten und in Deutschland, die Grenzen ‘der best- 
möglichen Ausnutzung der Anlagen überschritten hat. Nach den 
Feststellungen des amerikanischen Komitees für industrielle 


Forschung pflegen die Riesentrusts in der Regel konservativ 


zu werden, sind nicht mehr so beweglich wie andere Groß- 
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betriebe, und die zentrale Leitung und Zusammenfassung! 
solcher Mammuttrusts gestaltet sich immer schwieriger. Was 
die während .der Inflationszeit in Deutschland entstandenen 
Trusts anbelangt, so läßt sich von ihnen wohl sagen, daß sie 
zum Teil keine organisatorischen Einheiten darstellen. Wäh- 
rend der Geldentwertung wurden Betriebe vielfach auch ohne 
planmäßigen organisatorischen Aufbau einfach nur aufgekauft 
und stellen nur in bezug auf den Besitzer eine einzige Unter- 
nehmung dar. Es läßt sich sogar feststellen, daßin Deutsch“ 
land die Inflationszeit der technischen Ver- 
besserung der Betriebe sehr wenig günstig 
war. Es wurden zwar, wie oben erwähnt, Betriebe erweitert, 
neite hinzugebaut, doch wurde darüber die technische und orga- 
nisatorische Vervollkommnung vernachlässigt. Solange der 
Warenabsatz dank der Geldentwertung und der billigen Prodik- 
tionskosten ungehindert vor sich gehen konnte, hatten. die 
Unternehmer keinen Anreiz, die Betriebe technisch auf der 
Höhe zu halten oder gar zu verbessern. Dagegen ging der Kon- 
zentrationsprozeß in England, indem er vielfach eine Rück- 
wirkung des deutschen Valutadumpings war, mit dem tech- 
nischen Ausbau der Produktion einher. Die Verbilligung der 
Produktion mußte auch von dieser Seite her angestrebt wer- 
den, wenn es auch in erster Linie Lohnherabsetzungen waren, 
die zur Verbilligung der Produktionskosten während der Wirt- 
schaftskrise herhalten mußten. In Frankreich hat der 
Wiederaufbau, indem die Betriebe ganz neu errichtet werden 
mußten, zu Verbesserungen des technischen Apparates geführt, 
da die neuen Betriebe mit den modernsten Maschinen aus- 
gerüstet wurden. Inwiefern sich die Produktionsmethoden in 
bezug auf die bessere Ausnutzung der Arbeitskräfte entwickelt 
haben, dafür fehlen uns sichere Anhaltspunkte. Wir denken 
dabei an die Arbeitssysteme von Taylor, Ford, Fayol und an die 
Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschungsarbeit auf diesem 
Gebiete. Im großen und ganzen muß man annehmen, daß in 
dieser Beziehung Fortschritte gemacht wurden. Zweifellos ge- 
hören auch die Fortschritte der Sozialpolitik (Achtstunden- 
tag) zu dieser Kategorie, indem sie die Schonung und dadurch 
die bessere Verwertung der Arbeitskraft ermöglichten. Hier 
gab es nach dem Kriege Schwierigkeiten auch deshalb zu über- 
winden, weil die Arbeiter weniger leistungsfähig, beziehungs- 
weise der Arbeit entwöhnt waren. Diese Kriegswirkungen 
sind heute bereits zum größten Teil überwunden; die auf 
den Kopf entfallende Leistungsquote hat fast überall und in fast 
allen Industriezweigen den Vorkriegsstand erreicht. 
Bestrebungen nach Standardisierung der industriellen Produk- 
tion, nach Herstellung von typisierten Waren, die an Stelle 
der gegenwärtigen kostspieligen Mannigfaltigkeit eine Verein- 
fachung der Produktion ermöglichen, sind zwar in manchen 
Ländern vorhanden, zumeist aber nur in Ansätzen und mehr als 
Gegenstand wissenschaftlicher Forschung als praktischer Be- 
tätigung. Die ‚gewaltigen Erfolge Henry Fords in der Auto- 
mobilindustrie seien an dieser Stelle erwähnt; er erreicht sie 
zum Teil dank der Herstellung von Standardprodukten. 


Eine wichtige Untersuchung über die Wirkung der Tem- 
peratur und der Beleuchtung auf die Arbeitsleistung. Die eng- 
lische Gesellschaft für die Erforschung der Ermüdung der In- 
dustriearbeiter hat im Laufe des Jahres 1923 Untersuchungen 
in der Baumwollweberei angestellt, die sich während des Jahres 
auf über 600 Webstühle erstreckten. Es wurden eine Million 
Beobachtungen unter möglichst gleichartigen Bedingungen 
durchgeführt, und zwar vornehmlich in gut geleiteten und 
leistungsfähigen Betrieben. Es ist anzunehmen, daß die auf- 
gedeckten Fehler in weniger gut geleiteten Betrieben noch 
größer sein werden. 

Es wurden die Wirkungen der Feuchtigkeit und der Tem- 
peratur auf die Leistung des Webers untersucht. Gewöhn- 
lich wird angenommen, daß hohe Temperatur und ein ent- 
sprechend hoher Feuchtigkeitsgrad die Produktion, d. h. das 
Material im günstigen Sinne beeinflußt. Die Ergebnisse der 
Untersuchung, die in Statistik und graphischen Kurven zu- 
sammengefaßt wurden, zeigen, daß der Wirkungsgrad von 
beiden Faktoren, von Material und Mensch, abhängt. Sobald zu 
hohe Temperaturen erreicht werden, zeigen sich die ungünsti- 
Be Wirkungen auf den Weber deutlich im Verlauf den 
eistungskurve. Es stellt sich eine hohe Abnahme der Leistun- 
gen gegen Ende der Nachmittagsschicht ein, die nach Ueber- 
steigen der Temperatur von 19 Grad Reaumur infolge der ge- 


steigerten Ermüdung ständig zunimmt. Das gleiche gilt für 


die Feinleinenweberei. Normalerweise ist die Nachmittags- 
leistung größer als die des Vormittags; das Gegenteil tritt ein, _ 
wenn die Temperatur etwa 18 Grad erreicht. Deshalb sind 
hohe Temperaturen unwirtschaftlich und ziehen verminderte 
Produktion nach sich, trotzdem sie auf das Material an sich 
eine gute Wirkung ausüben. Das Richtige ist demnach, dem 
Material durch besondere Vorrichtungen die richtigen Bedingun- 
gen zu schaffen, unabhängig von denen, die der Weber haben 
muß, um seinen vollen Leistungsgrad zu erzielen. 
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In bezug auf die Beleuchtung wurden wichtige Unter- 
suchungen durchgeführt. In der Batist- und Seidenweberei 
wurde das Sinken der Ausbeute bei künstlicher Beleuchtung 
um volle 10 Prozent festgestellt. In der Baumwollweberei, 
wo es sich um gröbere Garne handelt, ist die Wirkung des 
künstlichen Lichtes nicht so hervortretend. Die Abnahme be- 
trägt auch hier 5 Prozent. Da es aber erwiesen ist, daß 
künstliche Beleuchtung, wenn sie den herrschenden Bedingun- 
gen angepaßt wird, in keiner Weise hemmend zu wirken 
braucht, so ist die Notwendigkeit vorhanden, der Verbesserung 
der Beleuchtung die größte Aufmerksamkeit zu widmen. 

Die Forschungskommission hat festgestellt, daß Kurz- 
schichten stets arbeitshemmend wirken, und zwar infolge der 
physischen Einstellung des Arbeiters seiner Arbeit gegen- 
über. Oft ist der Wirkungsgrad stark von der Qualität 
7 des Materials und der Ungleichheit der Fadenstärke abhängig 

und ist aus diesem Grunde den größten Schwankungen unter- 
worfen. 

Bei diesen und ähnlichen Untersuchungen muß ins Auge 
springen, daß die Rolle der Faktoren, wie Temperatur, Be- 
leuchtung, Ruhepausen usw. die nur zu oft vernachlässigt 
werden, eine viel bedeutsamere ist als die Arbeitszeitverlänge- 
rung, selbst wenn diese zu einer zeitweiligen Erhöhung des Er- 
trages führen sollte. 


Der Aufschwung der Eisen- und Stahlproduktion. Die 
Berichte aus den meisten Eisenländern der Welt zeugen von 
einem erheblichen Aufschwung der Eisen- und Stahlproduktion. 
Vor allem erreicht die Eisen- und Stahlerzeugung ‘der Ver- 
einigten Staaten, wo vor einigen Monaten noch kaum 40 Pro- 
zent der Leistungsfähigkeit der Betriebe ausgenutzt wurde, 
wieder sehr hohe Ziffern. Im Dezember waren bereits 75 Pro- 
zent der Leistungsfähigkeit erreicht, was angesichts des Umstan- 
des, daß diese um 50 Prozent höher steht als vor dem Kriege, 
viel besagt. Aus der Tatsache, daß die Aufträge der Stahl- 

esellschaft — des größten Stahltrustes der Welt — im Monat 

ezember von einer halben Million Tonnen auf vier Millionen 
Tonnen stiegen, kann man wohl annehmen, daß die im März 
1923 erreichten Rekordziffern von 71/, Millionen Tonnen bald 
wieder erreicht sein werden. Günstig lauten die Berichte aus 
England, wo die Zahl der Hochöfen unter Feuer in den ver- 
gangenen Monaten ‚erheblich gestiegen ist. So wurden im 
Monat Dezember 5 Hochöfen neu angeblasen. In der Industrie 
herrscht eine sehr zuversichtliche Stimmung für die nächste 
Zeit. In Belgien waren im Dezember 56 Hochöfen vorhanden, 
wovon 50 unter Feuer; nur ein Hochofen weniger als im Jahre 
1913. In Polnisch-Oberschlesien ist die Krise noch sehr scharf, 
trotzdem sind jetzt von den 24 Hochöfen bereits 9 wieder unter 
|" Feuer, während im Herbst nur 3 bis 5 im Betrieb waren. Be- 
" kanntlich hat sich in der letzten Zeit auch die Lage der deut- 
schen Eisen- und Stahlerzeugung erheblich gebessert. 


Ein internationales Glühlampenkartell. 
ganze Welt umspannendes Glühlampenkartell ist vor kurzem 
"zustande gekommen. Auch früher bestand schon ein inter- 

nationales Glühlampenkartell, das sich jedoch nur auf die je- 
weilige Festsetzung der Preise beschränkte (Preiskonvention). 
Das neue Kartell geht viel weiter: Außer der Festsetzung der 
Preise werden den einzelnen Fabriken die Ausfuhrkontingente 
bzw. die Länder, in die sie Lampen ausführen dürfen, zu- 
ewiesen. In Europa ist die „Osram“-Gesellschaft das größte 
nternehmen für Glühlampen. Diese ist durch den seit 1919 
erfolgten Zusammenschluß mit der Deutschen Gasglühlicht- 
Eesellschaft Auer, der A.E.G. und Siemens und Halske ent- 
standen und hat sich seitdem auch Kohlen- und Glaswerke an- 
gegliedert. Der „Osram“-Konzern hat in Norwegen, in Polen, 
der Tschechoslowakei und in Spanien eigene Fabrikanlagen. 
Die amerikanischen Großfabriken nehmen an dem internatio- 
nalen Kartell teil. Durch die internationale Kartellierung wird 
der amerikanische Glühlampentrust an der französischen und 
englischen Olählampenindusirie beteiligt. Gelegentlich der Kar- 
tellgründung wurden auch allgemeine zollpolitische Maßnahmen 
fesigelegt. Das internationale Glühlampenkartell, dem die 
größeren Glühlampenproduzenten der Welt sämtlich angehören, 
wird den Weltmarkt für dieses Produkt unbeschränkt be- 
herrschen. 


Ein neues, die 


'  Gewinnbeteiligung der Arbeiter an der Konjunktur. So 
werden die Lohnerhöhungen bezeichnet, die von den australi- 
schen Lohnämtern, welche Minimallöhne bestimmen, mit Rück- 
sicht auf die gute Konjunktur einzelner Industriezweige gewährt 
wurden. Das Lohnamt soll gewöhnlich Minimallöhne fest- 


setzen, die eine durchschnittliche Konjunktur des Industrie- 
zweiges zur Grundlage nehmen. Die Minimallöhne dürfen je 
nach der Konjunkturgestaltung erhöht bzw. herabgesetzt weir- 
"den. Dieses Vorgehen, zum Prinzip erhoben, hat seine Vorzüge! 
sowie seine Gefahren. Es kann in Krisenzeiten zu Lohnherab- 
setzungen Anlaß geben, die die Lebenshaltung der Arbeiter und 





Angestellten gefährden. Die Minimallöhne müssen deshalb auch 
die Lebenshaltungskosten berücksichtigen und ein auskömm- 
liches Existenzminimum unter allen Umständen gewährleisten, 
Nur darüber hinaus kann die Wirtschaftslage des betreffenden 
Industriezweiges berücksichtigt werden, 


Wohnungsbau durch die Gemeinden. Die private Wohnbau- 
tätigkeit hat überall versagt, sie vermochte nirgends die vor- 
handene Wohnungsnot auch nur teilweise zu beheben. Da- 
gegen haben die Gemeinden in einer Anzahl von Ländern durch 
eigene Bautätigkeit bzw. Zuschüsse die Wohnungsnot weit- 
gehend zu lindern vermocht. In England hat die Arbeiter- 
regierung die Durchführung eines großen Planes zur Her- 
stellung von Kleinwohnungen eingeleitet, die Bauten werden 
erst später in Angriff genommen. Aber auch im Laufe der ver- 
gangenen anderthalb Jahre wurden in London 26000 Wohnun- 
gen mit staatlichen Zuschüssen gebaut. Der Wohnungsbau in 
Deutschland, der im vergangenen Jahre in recht erheblichem 
Umiang einsetzte, wurde ausschließlich aus den Mitteln der 
Länder und Gemeinden durchgeführt. In Oesterreich entfaltet 
die Gemeinde Wien eine großzügige Bautätigkeit; dort werden 
jetzt jährlich 8000 Wohnungen von der Gemeinde gebaut. 
Die größten Erfolge zeigt jedoch die Gemeindebaupolitik in 
Holland. Hierüber schreibt der Berichterstatter der „Frank- 
furter Zeitung‘ aus Amsterdam: „Auf dem Gebiet des Woh- 
nungsbaues ist mit Hilfe. des Staates und der Gemeinden in den 
letzten Jahren Außerordentliches geleistet worden. In drei 
Jahren (1921 bis 1923) wurden 120000 Wohnungen gebaut. 
Allein im August wurden 5572 Wohnungen fertiggestellt; in 
diesem Monat waren 33000 Wohnungen im Bau.“ Die staat- 
lichen Vorschüsse für den Volkswohnungsbau betrugen im 
ae 1919 102, 1920 167, 1921 217, 1922 45 und 1923 24 Mil- 
ionen Gulden. Für Mittelstandswohnungsbau wurden ebenfalls 
sehr große staatliche Zuschüsse gewährt. Für 1925 sieht das 
Budget außer den Zuschüssen für die Privatbautätigkeit 28 Mil- 
liionen Gulden Vorschüsse an Gemeinden und Wohnungsbau- 
vereine vor. 


Der Mieterschutz und das Wohnbauprogramm der Arbeiter- 
regierung in England bleiben aufrecht. Es lag die Befürch- 
tung nahe, daß die konservative Regierung Englands den 
Mieterschutz, den die Arbeiterregierung auf zwei Jahre ver- 
längert hat, aufheben und das große Wohnbauprogramm des 
Wohlfahrtsministers, demzufolge innerhalb 15 Jahren zwei 
Milllionen Wohnhäuser für Unbemittelte gebaut werden sollen, 
umstürzen würde. Die konservative Regierung, die unter ihren 
Wählern auch viele Arbeiterstimmen hatte, wagt dies jedoch 
nicht. Der Ministerpräsident erklärte erst vor kurzem, daß diese 
Maßnahmen weiterbestehen bleiben werden. 


Im Namen des Privateigentums gegen eine genossenschaft- 
liche Gartenstadt. In der Zeitschrift „Arbeit und Wirtschaft‘ 
wird zur Charakterisierung der kapitalistischen Regierung Bel- 
giens folgender Fall. mitgeteilt: „In Floreal bei Brüssel haben 
die Arbeiter Belgiens eine sozialistische Gartenstadt errichtet. 
Die erste rote Stadt des belgischen Landes. Man konnte die Er- 
richtung nicht hindern; denn dazu gab es keine gesetzliche 
Handhabe. Deshalb versucht man nun den Geist zu vernichten, 
der die Idee dieser Stadt geboren hat. Man fordert unter der 
Drohung: sonst stelle man jede staatliche Unterstützung ein, 
daß die Häuser nicht Eigentum der Genossenschaft bleiben 
dürfen, sondern an die Mieter verkauft werden müssen, „da 
sonst die Idee des Privateigentums durch solche Siedlungen 
gestört und in der Vorstellungswelt der Massen vernichtet wer- 
den Könnte‘. So schwach fühlt sich der Kapitalismus heute in 
einem monarchistischen Land, das Militär. und Kolonien hat, 
und mit solchen Mitteln arbeiten klerikale Minister gegen die 
Ideen, die nicht nur sozialistisch, sondern auch christlich sind.“ 


Die Argumente der chinesischen Unternehmer gegen die 
Sozialpolitik. Die Unternehmer in den europäischen großen In- 
dustriestaaten bekämpfen die Sozialpolitik mit der Begründung, 
daß in anderen, zumeist überseeischen Ländern die Tndastre 
keine sozialpolitischen Lasten tragen müsse und deshalb ihre 
Konkurrenzfähigkeit diesen Ländern gegenüber gefährdet sei. 
Hören wir, was ein chinesischeif Unternehmer sagt: Dort wider- 
setzen sich die Unternehmer ebenfalls einer Sozialpolitik, und 
ihre Begründung ist der europäischen gefährlich ähnlich. Sie 
sagen, daß durch Einführung einer Sozialpolitik sie der Kon- 
kurrenz der europäischen Industrie, welche mit größeren Ka- 
pitalien und Erfahrungen arbeitet, nicht standhalten könnten. 
So wird der Ring der Unternehmer von Deutschland bis China 
geschlossen. 


Referentenführer 


Der gesetzliche Stand der Urlaubsfra 
denen Ländern. 
Arbeiter ist 


e in den verschie- 
Der jährliche Urlaub für Angestellte und 
in den meisten‘ Ländern m den Tarifver- 
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trägen verankert, welche zwischen diesen und den Arbeit- 
gebern abgeschlossen werden. Indessen gibt es in einer An- 
zahl von Ländern auch gesetzliche Regelungen der Ur- 
laubsfrage. In anderen, wie in Norwegen, Schweden und der 
Tschechoslowakei, sind die diesbezüglichen Gesetzentwürfe noch 
nicht erledigt. Eine sehr aufschlußreiche Arbeit im Januarheit 
der vom Internationalen Arbeitsamt herausgegebenen „Revue 
Internationale du Travail‘“ entwirft ein außerordentlich klares 
Bild von dem gegenwärtigen Stand der Gesetzgebungen in 
bezug auf die Urlaubsfrage und zeigt sowohl die Lücken der 
Gesetze wie auch die zu lösenden Probleme und Schwierig- 
keiten. Es gibt fünf Länder, welche Urlaubsgesetze von 
allgemeiner Geltung: in dem Sinne haben, daß der Ur- 
laub auf sämtliche Arbeiter oder wenigstens auf die Arbeiter 
und Angestellten der wichtigsten ‘Berufszweige in Industrie und 
Handel sich erstreckt. Diese sind Oesterreich, Rußland, 
Finnland, Lettland und Polen. In elf anderen Ländern, 
darunter in drei Kantonen der Schweiz, gibt es Gesetze, 
welche für einzelne Kategorien die Gewährung von Urlaub 
vorschreiben. In Italien, Luxemburg, in der Tschechoslowakei, 
in Oesterreich und Finnland regeln Spezialgesetze den Urlaub 
der Privatangestellten. Es sind dann die Hausgehilfen 
(Oesterreich, Dänemark, Kanton Zürich), die Bergarbeiter 
(Tschechoslowakei), Seeleute (Spanien), Landarbeiter (Oester- 
reich), Schauspieler (Oesterreich), Bäcker (Tessin) und andere, 
deren Urlaub durch Sondergesetze geregelt wird. 


Die Gesetze bestimmen, seit wie lange der Arbeiter und 
Angestellte in dem betreffenden Betrieb beschäftigt sein muB, 
um Anspruch auf Urlaub zu haben. Der kürzeste Termin wird 
in Rußland verlangt, wo dafür fünfeinhalb Monate genügen. 
In Finnland und Lettland sind sechs Monate, in Oesterreich und 
Polen ein Jahr erforderlich. Die Sondergesetze der erwähnten 
elf Länder schreiben für die Privatangestellten in der Regel 
sechs Monate — nur in Luxemburg drei Jahre! —, für Arbeiter 
ein Jahr vor. Die Arbeitnehmer können infolge Stellenwechsels 
ihres Urlaubsanspruches verlustig gehen. Man hat Vorschläge 
zur Schaffung einer Ausgleichskasse oder Versicherung zur 
Vermeidung dieser Schwierigkeit gemacht. Bisher wurden diese 
aber durch die Gesetze nicht berücksichtigt. Die Dauer des 
Urlaubes ist je nach Kategorien der Arbeitnehmer und der 
Länge ihres Dienstes verschieden, Manche Gesetze gewähren 
für Kopfarbeiter und Jugendliche eine längere Urlaubszeit. Eine 
ausführliche Tabelle der erwähnten Arbeit unterrichtet über die 
Dauer des gesetzlichen Urlaubs in den betreifenden Ländern. 
Sie ist in Rußland am längsten, wo sie zwei Wochen, bei 
Schwerarbeitern vier Wochen, und in Lettland, wo sie zwei 
Wochen beträgt. In den übrigen Ländern mit allgemeinen 
Urlaubsgesetzen ist die gesetzliche Urlaubszeit nach dem ersten 
Dienstjahr auf eine Woche (Oesterreich, Polen, Finnland) fest- 
gesetzt. Die Urlaubszeiten für einzelne Arbeitnehmerkategorien, 
auf Grund von. Sondergesetzen, sind verschieden und bewegen 
sich zwischen fünf Tagen und vier Wochen. Oft wird die Ar- 
beit infolge von Krankheit, Unfällen, Militärdienst oder aus per- 
sönlichen Gründen, oft auch durch Streiks und Aussperrungen 
unterbrochen, und es ist die Frage, wie diese Unter- 
brechungen die Urlaubszeit beeinflussen. Die einzelnen Gesetze 
geben auf diese Frage kaum eine Antwort. Die meisten Gesetze 
schreiben vor, daß die Urlaubszeit ununterbrochen sein 
soll, andere gestatten für den Notfall die Verteilung der 
Urlaubszeit, während manche dem Unternehmer dieses Recht 
für jeden Fall gewähren. Die Untersuchung des Arbeitsamtes 
behandelt ausführlich die diesbezüglichen Bestimmungen, wie 
auch die Frage, wer über den Beginn der Urlaubszeit zu ent- 
scheiden hat. In der Regel hängt dies vom Unternehmer ab. 
Die österreichischen und pölnischen Gesetze schreiben jedoch 
die Mitwirkung der Arbeitnehmervertreter bei der 
Festsetzung der Urlaubstermine vor. Fast sämiliche Gesetze 
bestimmen, daß die Arbeitnehmer während ihres Urlaubes be- 
zahlt werden müssen. Trotzdem ist hier eine Anzahl von 
Fragen ungelöst geblieben: Muß der Lohn auch für die in 
den Urlaub fallenden Sonn- und Feiertage bezahlt werden? 

Aüssen die Lohnzulagen auch für die Urlaubszeit gewährt 
werden? Wie soll man die Entlohnung bei Akkordar- 
beitern bestimmen? Wie bei vorliegender Kurzarbeit 
im Betrieb? Die verschiedenen Gesetze enthalten darüber 
inanche Verfügungen, von denen hervorzuheben ist, daß in zwei 
Urlaubsgesetzen, in dem russischen für sämtliche Arbeiter und 
im spanischen für die Seeleute, besondere Reisevergütun- 
gen für die auf Erholungsreise gehenden Arbeiter vorgesehen 
werden. Es ist oft zweifelhaft, wann der Lohn gezahlt werden 
muß, vor Antritt oder nach Beendigung des Urlaubes. 
Nur das Sowjetgesetz schreibt die Vorauszahlung des Lohnes 
vor, die übrigen schweigen darüber. Die tschechoslowakischen 
Bergarbeiter werden aber dem Gesetz zufolge nach der Urlaubs- 
zeit bezahlt. Einige Gesetze verbieten die Annahme von 





Verantwortl.: Dr. Pfirrmann, Berlin, — Industriebeamten-Verlag GmbH,, 














bezahlter Arbeit während der Urlaubszeit. Die meisten 7 
enthalten aber hierüber keine Verfügung, Es gibt a zwei 
Gesetze, die die Uebernahme einer solchen Arbeit ausdrücklich 
erlauben. Kündigt der Arbeitnehmer den Arbeitsvertrag, so ver- 
liert er nach fast allen Gesetzen sein Recht auf Urlaub. Wird 
ihm aber vom Arbeitgeber gekündigt, so wird das Urlaubs- 
recht des Arbeitnehmers von den meisten Gesetzen anerkannt, 
Nur nach dem italienischen Uralubsgesetz für Privatangestellte 
verliert der Angestellte sein Urlaubsrecht, wenn ihm gekündigt 
wird. Wichtig ist die Entscheidung der Frage, inwiefern die 
Bestimmungen der Urlaubsgesetze durch Vereinbarungen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ausgeschaltet bzw. 
verändert werden können. Die einzelnen Gesetze beantworten 
diese Frage sehr verschieden. In Rußland, Oesterreich und 
Polen dürfen Abänderungen zuungunsten des Arbeitnehmers 
nur mit Einwilligung der Behörden vorgenommen werden. In 
Finnland ist jeder Arbeitsvertrag, der nicht mindestens den 
vom Gesetz gewährten Urlaub zusichert, ungültig. Die Strafen 
für die Nichteinhaltung der gesetzlichen Vorschriften über den 
Urlaub sind sehr verschieden, in der Regel sind sie sehr mild. 
Die oben gegebene Darstellung. über die Urlaubsfrage ist bei 
weitem nicht erschöpfend, sie zeigt aber, welche Fülle von > 
Fragen sich bei der Regelung des Urlaubes ergeben. % 


































































Die Aufhebung des Mieterschutzes. Die Wohnungszwangs- 
wirtschaft ist in den meisten Ländern bereits abgeschafft oder 
wesentlich gelockert worden und nur in bezug auf den Miet- 
zins bestehen noch Schutzbestimmungen. Unter den gegen- 
wärtigen wirtschaftlichen Zuständen und angesichts der überall 
vorhandenen Wohnungsnot sind aber diese Schutzbestimmungen 
unentbehrlich. In Frankreich wird das Mieterschutzgesetz im 
Jahre 1926 ablaufen, das Mehrheitskartell soll aber dem Parla- 
ment bald einen Antrag unterbreiten, die Gültigkeit des Ge- 
setzes bis 1930 zu verlängern, wo voraussichtlich der Wohnungs- 
mangel behoben sein wird. Auch die konservative Regierung 
Englands willigte in die Verlängerung des Mieterschutzgeseizes 7 
auf vorläufig “anderthalb Jahre ein. Die englische Oeffent- 
lichkeit beschäftigt sich mit den Vorfällen in Glasgow und 
anderen Teilen Englands, wo Arbeitslose ihre Miete nicht be- 
zahlen können und deshalb aufs Pflaster gesetzt werden. Die 
Bevölkerung stellt sich überall auf die Seite der Arbeitslosem ” 
und erzwingt die Wiedereinsetzung der Vertriebenen in ihre‘ 
Wohnungen. In Holland, wo die Erhöhung des Mietzinses bis 
zu 50 Prozent über die Miete von 1916 bereits zugelassen ist, 7 
müssen die Arbeitnehmer gegen .die Aufhebung der noch be- 
stehenden Schutzbestimmungen einen energischen Kampf führen. 
Aehnlich ist die Lage in Oesterreich, wo dank dem Einfluß 7 
der sozialdemokratischen Partei immer noch ein weitgehender 7 
Mieterschutz besteht. Die Regierung möchte nun zum weiteren 7 
Abbau des Mieterschutzes schreiten, trotz der außerordentlich 
ungünstigen Wirtschaftslage dieses Landes. Nachdem die bis- 
herigen Argumente für die Aufhebung des Mieterschutzes sich 
offenkundig als falsch erwiesen haben, will man die Zulassung 7 
von Mietserhöhungen damit begründen, daß das ausländische 
Kapital Oesterreich Hypothekenkredite nur dann bewilligen 7 
wird, wenn die Häuser höhere Renten abwerfen und dadurch ” 
die Zahlung der Hypothekenzinsen sichern. Indessen hat aber 
das ausländische Kapital nicht einmal für den Boden, der ja 
große Renten abwirft, Hypothekenkredite gewährt und wird 
dies noch weniger für Wohnhäuser tun. Als Vorwand für die 
Aufhebung des Mieterschutzes ist jedoch auch der ausländische 
Gläubiger willkommen. 3 


Den Untergang der gelernten Arbeit kündigt Professor 
Pare Winston in einer amerikanischen Zeitschritt: „Atlantic 
Monthly‘“ an. Seiner Behauptung zufelge können die Ferti -Z 
keiten für 45 Prozent aller Arbeitsposten in der Automobil- 
industrie in einem Tag eriernt werden. 36 Prozent beanspruchen 7 
nicht mehr als eine Woche Lernzeit, und nur ein Prozent” 
fordert eine Ausbildung von mehr als einem Jahr, daher auch” 
die große Unständigkeit. Die Ablösung der gelernten durch 7 
ungelernte Arbeiter tritt aber in der Stahlindustrie am meisten 7} 
hervor. Die Arbeiter machen kaum mehr als Griffe an Hebeln, 
während das andere durch Dampf und Elektrizität verrichtet} 
wird. ‘Als die Stahlwerke Arbeiter brauchten, haben sie Mexi-” 
kaner und Neger zugezogen. Der Baumwollpflanzer kann 
beinahe sofort in ein Stahlwerk eingestellt werden. Nach Pro-” 
fessor Winston ist der Untergang des Einflusses der Gewerk- 
schaften in der Metallindustrie die Folge wie das Zeichen der 
veränderten Wichtigkeit der Fachausbildung. Für europäische” 
Verhältnisse dürften diese, Behauptungen nicht stimmen; es 
wäre allerdings lehrreich, nachzuprüfen, inwieweit der von Pro- 
fessor Winston geschilderte Zustand in Amerika bereits tatsäch- 
lich eingetreten ist. Bee. 
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Was der Gewerkschafter von der Steuerreform unbedingt wissen muß 


sehenen Entlastung des Besitzes und der großen Einkommen die beabsichtigte Neubelastung der breiten Schichten gegenüber. 


Eatlastung des Besitzes! 2 


Neubelastung der breiten Schichten! 


Einkommensteuer. 


Bei den großen Einkommen tritt eine ganz gewaltige Senkung des 
Tariis ein. Für die Höchstsummen ermäßigt sich z. B. der Steuersatz 
von 60 auf 331/,%. 


Bei der Besteuerung von Spekulationsgewinnen treten wesentliche 
Erleichterungen ein. 


Der Steuerabzug vom Kapitalsertrag aus Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung fällt fort. 
„. Bei den großen Einkommen richtet sioh die Steuer nach Gewinn 
und den Ausgaben. 


Deutschland ist demnach das Land, das von den großen- Ein- 


kommen die geringsten Steuern erhebt. 


Die Vorteie kommen den Großverdienern zugute. 


Die Steuern von dem großen Einkommen erbrachten in den ersten 
zehn Monaten des laufenden Steuerjahres nur 749 909 049 Mk., weil, wie 


F die Regierung zugibt, die Steuermoral der Großverdiener es fertig 


Da ran ll a Ber er 


brachte, die großen Einkommen ganz zu verschweigen oder sie niedriger 
erscheinen zu lassen. 


Die Offenlegung der Steuerlisten, die eine Steuerhinterziehung unter- 
binden könnte, ist wieder nicht vorgesehen. 


Verkehrs- und 


Der Normalatz der Gesellschaftssteuer wird von 5 auf 4%, die er- 


 mäßigte Gesellschaftssteuer bei der Verschmelzung von Aktiengesell- 


schaften von 21/, auf 2% gesenkt. Die Wertpapiersteuer für die Aus- 
gabe von Inmdustrieobligationen wird von 3 auf 2% und die Wert- 
papiersteuer von 5 auf 4% herabgesetzt, die Wechselsteuer von 0,2 
auf 0,1% und die Grunderwerbssteuer von 4 auf 3%. 


Die erhöhte Steuer für Privatbörsenumsätze wird beseitigt. 
‚Lieferungen ‚und Leistungen, die der Gesellschaftssteuer (z. B. bei 
der Einbringung von Sachwerten in eine Gesellschaft bei deren Grün- 


dung oder einer Kapitakerhöhung) oder der Aufsichtsratssteuer unter- 
lagen, werden von der Umsatzsteuer befreit. 


Verbrauchs- und 


- Die Besteuerung der Inflationsgewinne (beim Holzkauf aus staat- 
lichen Forsten, Reichsbankkrediten usw.) unterbleibt. 


Das im Dawes-Gutachten vorgeschlagene Tabakhandelsmonopol, das 
die Handelsgewinne dem Reiche zuführen wollte, wird aicht geschaffen, 


Der Lohnabzug bkibt in seiner ganzen Härte und Ungetechtigkeit 
bestehen. Für das vierte und jedes weitere Kind erhöht sich aber die 
Ermäßigung (bisher 1%) auf 2%. Dadurch steigert sich der steuer- 
freie Lohnbetrag, wenn jemand vier Kinder hat, von 76,99 Mk. monat- 
lich auf 81,24 Mk., bei fünf Kindern von 81,24 Mk. auf 102,49 Mk. 
um bei sechs Kindern lohnabzugssteuerfrei zu werden. Die Erleichterung 
will nichts gegenüber den Ermäßigungen bei den großen Einkommen 
besagen und kommt nur wenigen zugute, 


Der Lohnabzug nimmt keine Rücksicht auf die zur Feistung des 
Lebens notwendigen Ausgaben. 


Deutschland ist also das Land, das von den kleinen Einkommen 
die höchsten Steuern erhebt. 


Die steuerliche Ungerechtigkeit trifft 21 000 000 Steuerzahler. 


Der Lohnabzug erbrachte in derselben Zeit 1079523 847 Mk., d. bh. 
weit mehr als erwartet wurde. 


Umsatzsteuer. 


Die allgemeine, die Produktion hemmende Umsatzsteuer, 
die in den ersten zehn Monaten des laufenden Steuerjahres mit 
1554 785 875 Mk. rund eine viertel Goldmilliarde mehr brachte als 
erwartet wurde, bleibt bestehen und erfährt nicht die zur Belebung 
des Arbeitsmarktes notwendige Milderung. 


Inflationssteuer. 
Die hohe Besteuerung auf Zucker, Leuchtmittel usw. bleibt. 


Die Steuern auf Tabak und Bier werden empfindlich erhöht. 


Die Erhöhung der Zölle ist in Vorbereitung. Man beabsichtigt vor 
allem die Einführung von Einfuhrhochzöllen auf Getreide und Fleisch, 
und einen Eisenzoll in 11/, facher Friedenshöhe. 


Körperschaftssteuer. 


Für die privaten. Erwerbsgesellschaften tritt eine wesentliche Steuer- 
ermäßigung dadurch ein, daß die Zuschlagsteuer fortfält und die 


- 10%ige Kürzung der Gewinne auf die Einkommensteuer verrechnet wird, 
- also auch wegfällt. r 


Die Rentenbank, demnächst das Kreditinstitut der Großgrundbesitzer 


- zur Steigerung der Getreidepreise, bleibt steuerfrei. 


Vermögens- und 
Der Einheitssatz für die Vermögenssteuer beträgt fünf von Tausend. 


3 Die Steigerung, die früher das größere Vermögen traf, fällt fort. 


Bei der Erbschaftssteuer treten wesentliche Erleichterungen ein. 


Für die öffentlichen Sparkassen soll eine Steuerbefreiung dana ein- 


treten, wenn sie sich, auf die Pflege des eigentlichen Sparkassenverkehrs 
beschränken; d. h.: das Geldgeschäft soll Monopol der privatkapitalis- 
tischen Banken werden, deren produktionsverteuernder Zinswucher be- 
rüchtigt ist. Die kommunalen und gemeinwirtschaftlichen Betriebe 
werden damit ausgeschaltet, z. T. lebensunfähig gemacht. 

Besteuert sollen aber die Betriebe und Verwaltungen des Reichs, 
der Länder und Gemeinden werden. Das bedeutet eine wesentliche Ver- 
teuerung von Gas, Wasser, Elektrizität. Steuerfreiheit des großen wer. 
benden Kirchenvermögens. 


Erbschaftssteuer. 


Die öffentlichen Betriebe (Gas, Elektrizitätswerke usw.) werden der 
Besteuerung unterworfen. 


Die ganze Steuervorlage ist von kapitalistischen und wirtschaftsfeindlichem Geist getragen. Sie muß von der Arbeit- 


i nehmerschaft bis aufs äußerste bekämpft werden, 
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10 
Das 700-Millionen-Ruhrgeschenk 


Der Reichstag hat einen Untersuchungsausschuß 
eingesetzt zur Ueberprüfung der Ruhrdenkschrift der Regie- 
rung, durch die sie die Zuwendung von 700 Millionen an die 
Ruhrindustrie zu begründen versucht. Der Ausschuß soll Klar- 
heit verschaffen. Zur Zeit wissen wir noch nicht, ob ihm 
unabhängige Sachverständige mit Fragerecht beigegeben wer- 
den. Wir möchten die wesentlichsten Punkte der Kritik über 
die Denkschrift der Regierung, wie sie in der Presse und im 
Reichstag, besonders in der Rede des Abgeordneten Dr. Hertz, 
zum Ausdruck kam, kurz zusammenfassen. 

1. Die Auszahlung der 700 Millionen erfolgte unter V er- 
letzung des Budgetrechtes des Reichstages ohne 
sein Wissen und seine vorherige Zustimmung, wie Dr. Hertz 
sich ausdrückte, gesetzlos, ja gesetzwidrig. Sie erfolgte auf 
Urund einer Zusage der Regierung, die sich aber eigentlich 
nur auf Steuerstundung und Kreditgewährung, nicht aber auf 
die baldige Zurückerstattung ungeheurer Summen erstreckte, 
Noch im September hat der gegenwärtige Finanzminister im 
Ausschuß erklärt, daß für die Ruhrentschädigurgen 100 Mil- 
lionen erforderlich sein werden. Was hat sich seitdem er- 
eignet, daß diese Summe auf 700 gestiegen ist? 

2. Die Zuwendung an die Schwerindustrie bedeutet eine 
schwere Benachteiligung anderer Beschädigten und eine 
ungerechte Bevorzugung. Der Reichskanzler erklärte, daß die 
700 Millionen nicht nur an die Ruhrkohle A.-G. (das Syndikat 
der Kohlenkonzerne), sondern auch ‘an viele andere Firmen 
bezahlt wurden. Es sind aber allein an die Ruhrkohle A.-G. 
556 Millionen ausgezahlt worden. Die Industrie erhielt 
75 Prozent der Schäden zugebilligt, den Liquidationsbeschä- 
digten bezahlte man zwei Tausendstel der Verluste. Die 
Schäden der kleinen Industrie, der Ausgewiesenen, der Aus- 
andsdeutschen wurden nicht erstattet, noch weniger die der 
Arbeiterschaft. Nach dem Ruhrkampf wurden 7000 
Bergleute und 80000 Eisenbahner entlassen, von denen heute 
noch 30.000 erwerbslos sind. Auch diesen Arbeitnehmern wurde 
voile Ersatzleistung versprochen. Nichts aber ist von diesen 
Versprechungen gehalten worden. 

3. Für die Bevorzugung der schwerindustriellen Magnaten 
iag absolut kein Grund vor. a) Die 700 Millionen erhalten, 
sie jetzt auf Grund der Micumlasten, die nach Aufgabe des 
passiven Widerstandes auf Grund der sogenannten Micum- 
verträge entstanden sind. Sie erhielten aber vor den Micum- 
verträgen, während des passiven Widerstandes, unter dem Titel 
von Lohnvergütungen usw. von der Reichsbank ungeheure 
nicht wertbeständige Kredite, die sie in entwertetem Geld zu- 
rückzahlten, deren größten Teil sie aber zu ihrer Bereiche- 
Dune verwandten. Diese Riesengewinne bildeten bisher nicht 
den Gegenstand einer Sonderbesteuerung, und selbst die neuen 
Steuerentwürfe enthalten keine Vorschläge über die Besteue- 
rung der Inflationsgewinne. Sachverständige erklären, daß 
die Bedeutung dieses Geschenkes, das der Schwerindustrie 
von der Reichsbank großmütig gewährt wurde, noch größer 
sei, als die der jetzt gewährten Zuwendung von 700 Millio- 
nen. b) Die Schwerindustrie hat sich über schlechte Verhält- 


nisse nicht zu beklagen. Sie konnte ihre Substanz trotz der 


Inflationszeit nicht nur retten, sondern sehr wesentlich er- 
weitern, wofür auch ihre Goldbilanzen trotz der offen- 
kundigen Unterbewertung der Aktivposten zeugen. (Vergleiche 
den Aufsatz ‚Nöte und Leiden der Arbeitgeber und — die 
Goldbilanzen‘“ in Nr. 8 der „D.T.Z.“) Phönix, Thyssen usw. 
haben ihre Kapitalien riesig vermehren können. Thyssen selbst 
bezifferte sein Vermögen vor dem Kriege auf 200 Millionen 
und jetzt — gelegentlich der amerikanischen Anleihe seines 
Konzerns — auf 500 Millionen. 

4. Die Presse der Schwerindustrie behauptet, daß gegen- 
über den ausbezahlten 700 Millionen die Besatzungsmächte 
eine Einnahme von 982 Millionen erhielten, ein Beweis dafür, 
daß die Leistungen der Bergindustrie höher waren als die 
Entschädigung. Indessen vertraten 535 Millionen dieser Ein- 
nahmen Posten, die mit den Kohlenlieferungen des Berg- 
baues auf Grund der Micumlasten nichts zutun haben. 


3. Es ist aber die Höhe der Entschädigungs- 


summen, die die Kritik am meisten .herausfordert. a) Die 
Regierung hat den Bergmagnaten 18,43 M. für die Tonne 
Kohle vergütet, während sich der Durchschnittspreis auf 13,96 
Mark stellte. b) Die Schwerindustrie selbst hat seinerzeit ihre 
Verluste aus den Lieferungen auf 7,43 M. pro Tonne berechnet,, 
wobei sie sich sicher nicht durch Bescheidenheit leiten ließ, 


a erstattet die Regierung 818 M. pro Tonne für die 5 


icumlasten zurück. c) Aber noch mehr. Die Regierung zahlt 
noch darüber hinaus 4,35 M. pro Tonne für Kohlensteuer 
zurück. Diese Steuer wurde den Besatzungsbehörden ent- 
richtet. Wären aber keine Rührbesetzung und keine Micum- 
verträge vorhanden gewesen, so hätten die Bergunternehmer 
die Kohlensteuer an das Reich abführen müssen. Deshalb ist. 
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es unbegreiflich, warum diese Steuern jetzt zurückvergütet 
wurden. d) Bei der Entschädigung wurde nicht der Wieder- 
beschaffungspreis der Kohle berlicksichtigt wie bei den 
anderen Arten en Entschädigung, sondern die Preise zur Zeit 
der Ablieferung. Die Kohlenpreise sind aber später zurück- 
gegangen. Hätte man also auch hier den Wiederbeschaffungs- 
preis zur Grundlage genommen, 'so hätten sich die Ent 
schädigungssummen auch aus diesem Grunde erheblich niedri« 
ger stellen müssen. e) Am empörendsten ist aber bei der Be- 
messung der Höhe der Entschädigung, daß dabei voraus 

gesetzt wurde, die Schwerindustrie habe die ganzen Lasten 

aus den Micumverträgen getragen. Indessen konnte sie diese 

Lasten zu einem großen Teil auf die Arbeitnehmer und 

auf die Verbraucher überwälzen. 
betrifft, j 
Micumverträge sowohl von der Regierung wie von der Berg- 
industrie ständig mit den Micumlasten begründet, d. h. im Ver- 

kaufspreis der Kohle waren diese Lasten schon zum guten Teil 

eingerechnet. 
auf die Micumlasten länger arbeiten und zu einem Lohne, der 
um 1,05 M. pro Schicht herabgesetzt war. Es waren 


vo | 
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Die Arbeitnehmer mußten aber mit Rücksicht 


Was das letztere 
so wurden die ungeheuren Kohlenpreise zur Zeit der | 


daher die Arbeitnehmer, die einen erheblichen‘ Teil der Micum- 


lasten getragen haben. Bei der Entschädigung wurde all dies 
nicht berücksichtigt. 


Der Abgeordnete Hertz berief sich auf das Urteil des 


Auslandes, demzufolge jedes Unglück, das das deutsche Volk - 
getroffen habe, sich bisher stets als ein Segen für die Ruhr- 
inagnaten erwies. Angesichts der geschilderten Tatsachen kann 
wohl kein Unbefangener dieses bittere Urteil für unwahr halten. 


Weltwirtschaft 


Die Weltkraftmengen. 


Gelegentlich der in London statt- % 


gefundenen Weltkraftkonferenz wurden aus allen Ländern 3 
Studien über die vorhandene Weltkraft gesammelt. Auf Grund = 
dieser sehr umfangreichen Veröffentlichungen.- stellt varı Heys 


in der „Wirtschaft und Technik“ eine Anzahl aufschlußreicher 


Angaben zusammen, aus denen wir einiges mitteilen möchten. 


Kohlenvorräte der Welt. 
Flächeninhalt Kohlen: Tonnen 
Millionen Quadrat- je Quadrat- 

j kilometer kilometer 
Australien > 60.000 
Alrika, >. ae 60 0C0 
Asien . 60000 
Amerika . A 110000 
Europa "272% 110000 


Kohlenvorrat in - 
Milliarden Tonnen. 


50) 
1800 
2100 
4400 
1100 


nee a ee x 


Die Kohlenvorräte der Erde werden auf 10,8 Billionen 


Tonnen geschätzt. Die jetzige Kohlenförderung beträgt 1,5 Mil- 
liarden Tonnen im Jahr. Die Kohlenvorräte reichen also noch 
für viele tausend Jahre, 
für 200 Jahre, dagegen 


Wasserkräfte der Welt. 


ae, : Leistung der 
Flächeninhalt Wasserkräfte je 
Millionen 


Quadratkilometer Sr ae 


Australien .-.,.: 6 

Alıka Wer ee 5 

Asien 8, iergagiis, 8 

Amerika : 10 430 

Europa 10 100 

‘Daraus ergeben sich im Jahr (mit 3600 Benutzungsstunden) 
rund vier Billionen Kilowattstunden. Die Oelvorräte der Welt 
sollen für 300 Jahre ausreichen und die jährliche Förderung 
300 Milliarden Kilowattstunden entsprechen. 


Arbeitswert der vorhandenen Kraftquellenin 
Billionen Kilowattstunden. 
Kohle.,,7 73% 7, 757000 
“Wasser =". 54 2, 7000° 
Tort EFT RR 
Oel 90 ER 


Leistung d.gesamten 


Millionen Kilowatt 


51. 
150 
360 


Die mittleren Jahresleistungen aller Kraft» 


len. 


Kohle . 400 Millionen Kilowatt + 

Wasser... ve ern 3 r 
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Auf den Kopf der Bevölkerung der Erde entfallen 
0,85 Kilowatt oder bei 2500 Benützungsstunden rund 2100 Kilo- 
a pro Jahr. Gegenwärtig entfallen aber in Deutsch- 
and zum 


den Kopf der Bevölkerung pro Jahr. 
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Die deutschen Kohlenvorräte reichen 
werden die englischen Kohlenlager in 
"einigen Generationen erschöpft sein. P 


Wasserkräfte in 


etwa E 


‚Beispiel noch nicht einmal 200 Kilowattstunden auf | 
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Organisiertes Zurückhalten der Wollvorräte. Die Woll- 


- preise, die im vergangenen Jahre ungeheuer gestiegen waren, 


gingen, in den letzten Wochen erheblich zurück. Daraufhin 
entschlossen sich die australischen Wollexporteure — Austra- 
lien ist das größte Wolland der Welt, das zwei Drittel der 
Welterzeugung. beherrscht —, ihre Angebote an Rohwolle 
um 50 Prozent einzuschränken. Es kann keine Rede davou 
sein, daß die Wollpreise trotz ihres Rückganges niedrig sind; 
iin Gegenteil sind sie auch heute noch enorm hoch. Der 
Preisrückgang erfolgte eben in Rücksicht auf die Unfähigkeit 
der Wollverbraucher, diese Preise zu bezahlen. Es ist deshalb 
unwahrscheinlich, daß das Zurückhalten der Wollvorräte die 
Be unsehe Preissteigerung herbeiführen wird. Allerdings ist 
die Spekulation der Wollkapitalisten geeignet, Störungen in der 
Fr aktion und in der Beschäftigung der Industrie zu be= 
wirken. 


Soziale Chronik 


Die wirtschaftliche Notwendigkeit der Menschenökonomie 
(Arbeitsverluste durch Krankheit). Außerordentlich lehrreich 
sind die Ausführungen des Oberarztes der englischen Kranken- 
versicherung, Sir George Newmans, über die riesigen Arbeits- 
verluste, welche durch Krankheit der Arbeitnehmer entstehen. 
An der Hand der Statistik für das Jahr 1923 läßt sich fest- 
steilen, daß in diesem Jahre nicht weniger als 20,5 Millionen 
Arbeitswochen durch Krankheit und zeitweilige Arbeitsunfähig- 
keit der Arbeiter und Arbeiterinnen verlorengingen. Dabei sind 
die ersten drei Tage der Krankheit bzw. Arbeitsunfähigkeit 
in dieser Aufstellung nicht inbegriffen; außerdem erstreckt sich 
die Statistik nur auf die versicherten Arbeitnehmer. Der er- 
wähnte Arbeitsverlust entspricht 394 230 Jahren oder anders 
ausgedrückt der Jahresarbeit von’ 394230 Personen. Dazıı 
kommen noch der Arbeitsaufwand und die Ausgaben,. die mit 
der Heilung der Kranken verbunden sind. Die Größe dieser 
Arbeitsverluste wird veranschaulicht durch den Vergleich mit 
lem Arbeitsverlust infolge von Streiks oder Aussperrung. Inı 
Jahre 1923 gingen durch Streiks und Aussperrungen 10,5 Mil- 
lionen. Arbeitstage, 1924 8312000 Arbeitstage verloren, un- 
gefähr halb soviel verlorene Arbeitstage, als dort durch Krank- 
heit verlorene Wochen. Andere Wirtschaftspolitiker haben auch 
den durch Krankheit entstandenen Arbeitsverlust in Geld er- 
rechnet und stellten fest, daß der durch Krankheit und zeit- 
weilige Arbeitsunfähigkeit entstandene Verlust der Produktion 
mindestens 150 Millionen Pfund (3 Milliarden Mark) für das 
Jahr ausmacht. Das Land könnte ohne Verlust jährlich 50Mil- 
lionen Pfund oder zu 5 Prozent kapitalisiert eine, Milliarde 
Pfund für die Verbesserung des Wohnungswesens und der ge- 
sundheitlichen Verhältnisse ausgeben, wenn dadurch die Kostein 
bzw. Verluste durch Krankheit um ein Drittel vermindert 
werden könnten. Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß für 
Verbesserungen noch sehr großer Spielraum vorhanden ist. 
Die Menschenökonomie, die Schonung der 
menschlichen Arbeitskraft, ist nicht nur eine 
Forderung der Menschlichkeit und der sozia- 
len Gerechtigkeit, sondern auch für das Ge- 
deihen der Wirtschaft eine unerläßliche For- 
derung. 


Kein Lebensspielraum für ältere Angestelite! Im „Reichs- 
arbeitsblatt‘ vom 1. Februar 1925 entwirft Regierungsrat 
Max Benda ein trauriges Bild von der Lage der älteren An- 
gestellten, die auf dem Arbeitsmarkt keine Unterkunftsmög- 
lichkeit haben. Alle Berichte über die Marktlage stimmen darin 
überein, daß für ältere Kräfte, für männliche wie für weibliche, 
in allen Beschäftigungszweigen und allerorts im Reiche Ar- 
beitsstellen nicht vorhanden sind. Die Altersgrenze ist ver- 
blüffend niedrig. Die Unterbringung von Stenotypistinnen von 
über zwanzig Jahren bereitet schon Schwierigkeiten. An- 
gestellte über 35 Jahre können im allgemeinen, wenn es sich 
nicht um besondere Fachkräfte handelt, nahezu unmöglich 
untergebracht werden. Unter den mannigfaltigen Gründen, 
die für die erzuguus jüngerer Kräfte vorgebracht werden, 
ist, wie Regierungsrat Benda ausführt, entscheidend, daß für 
die jugendlichen Kräfte die Bezahlung in jedem Falle eine 
besonders schlechte sein kann, und daß insbesondere weithin 
bekannte Firmen auch zu ungünstigsten Bedingungen gerade 
jugendliche Arbeitskräfte finden, weil die Beschäftigung bei 
ihnen für das spätere Fortkommen eine wertvolle Empfehlung 
ist. Die weiblichen Angestellten werden den männlichen in 
der Regel vorgezogen. „Rein menschlich und sozial betrachtet,“ 
so heißt es in dem erwähnten Aufsatz, „erscheint die Aus- 
schaltung der älteren und erfahreneren Kräfte schlechthin 
widersinnig und steht in seltsamem Gegensatz zu den mannig- 
fachen Bestrebungen, die natürliche Grenze des Menschen- 
lebens in immer höhere Jahrzehnte hinaufzurücken. Aber 
auch wirtschaftlich muß das Beiseitewerfen von riesigen Werten 
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an gediegenen Kenntnissen und Erprobtheit wohl doch als 
außerordentlich bedenklich angesehen werden.“ 


Bei dem noch immer andauernden Angestelltenabbau sind 
es aber ebenfalls die älteren Angestellten, die in erster Linie 
entlassen werden. Der Allgemeine Verband der Deutschen 
Bankangestellten hat hierüber schon früher Angaben gebracht. 
Eine Statistik des Deutschen Werkmeisterverbandes zeigt, daß 
die von der Erhebung erfaßten, als stellenlos gemeldeten 
1662 Werkmeister sich auf folgende Altersklassen verteilen: 
7,64 Prozent bis 30 Jahre alt; 26,48 Prozent 31 bis 40 Jahre 
alt; 35,07 Prozent 41 bis 50 Jahre alt; 23,71 Prozent 51 bis 
60 Jahre alt; 7,10 Prozent über 60 ‘Jahre alt. Wie soll den, 
älteren Angestellten geholfen werden? Der AfA-Bund fordert 
verstärkten Schutz der Angestellten bei Entlassung bzw. bei 
Kündigung und wünscht die gesetzliche Festlegung erhöhter 
Abfindungen älterer Angestellten im Entlassungsfall. Er hat 
für den Schutz der älteren Angestellten eingehende Vorschläge 
ausgearbeitet. Der erwähnte Aufsatz im „Reichsarbeitsblatt‘‘ 
macht gegen diese Vorschläge geltend, daß ihre Durchführung 
die Neueinstellung von älteren Angestellten noch weiter hindern 
würde. Indessen kann wohl eine Regelung getroffen werden, 
die den Schutz der älteren Angestellten unter Berücksichti- 
gung der Dienstjahre gewährt, ohne den Weg für ihre Neu- 
einstellung zu versperren. 


Referentenführer 


In Deutschland fehlen über eine Million Wohnungen. Re- 
gierungsrat Dr. Rindfuß berechnet die Zahl der in Deutsch- 
land unbedingt fehlenden Kleinwohnungen auf über eine Mil- 
lion. Vor dem Krieg war im heutigen Reichsgebiet ein jähr- 
licher Zugang von’215000 Wohnungen zu verzeichnen. Da 
die Haushaltungen in den Jahren 1914 bis 1924 im Jahres- 
durchschnitt ebenfalls um 215000 zugenommen haben, ist der 
jährliche Wohnungsbedarf ebenso hoch wie vor dem Krieg. 
(Für den Wohnungsbedarf sind nicht die Veränderungen der 
Bevölkerungszahl, sondern die Zahl der Haushaltungen maß- 
gebend.) Statt der benötigten 2150000 Wohnungen in den ver- 
gangenen zehn Jahren sind in dieser Zeitspanne nur 715000 
Wohnungen hinzugekommen, es würden also 1435000 Wohnun- 
gen fehlen. Wenn man auf die früher immer vorhandend 
Wohnungsreserve — 1914 gab es 280000 leere Wohnungen — 
verzichtet, bleiben noch immer 1155000 fehlende Wohnungen. 
Die Teilung großer Wohnungen, die im übrigen nur zwei Pro- 
zent der Gesamtwohnungen ausmachen, ist technisch zumeist 
nicht durchführbar. Wäre sie möglich, so könnten dadurch 
auch nur 280000 Wohnungen gewonnen werden. Regierungs- 
rat Rindfuß zeigt die Lächerlichkeit der Behauptung, daß 
durch die Aufhebung des Mieterschutzes die Wohnungsnot 
behoben werden könne. Die Baukosten betragen das Einein- 
halbfache der Friedenshöhe, Baugeld ist, wenn überhaupt, nur 
zum zwei- bis fünffachen Zinsfuß der Vorkriegszeit erhältlich, 
die privatkapitalistisch gebauten Wohnungen müßten zum aller- 
mindesten die dreifache Vorkriegsmiete erfordern. Bei Frei- 
gabe der Mietpreisbildung hätten die Mieten in den alten Woh- 
nungen zum mindesten die Tendenz, die Höhe der Mieten in 
den neuen Wohnungen, also der dreifachen Vorkriegsmiete, zu 
erreichen, was für mindestens 90 bis 95 Prozent der Mieter 
unerträglich wäre. 


Der Kampf der Hüttenzechen gegen die reinen Zechen 
im Kohlenkontor. Das Kohlenkantor ist die Verkaufsorganisa- 
tion des Kohlensyndikats. Die Kohlen der Syndikatsmitglieder 
werden durch das Kohlenkontor vertrieben. Die großen Hütten- 
zechen streben, ihre Kohlen unter Ausschaltung des Kohlen- 
kontors zu verkaufen. Bei der Erneuerung des Kohlensyndi- 
kats im November wurde den Hüttenzechen nach langem 
Streit erlaubt, ihre Lieferungen nach Berlin, Hamburg, Bremen, 
Holland, Uebersee (nach den sogenannten bestrittenen Ge- 
bieten)_durch die eigenen Handelsgesellschaften zu betreiben. 
Vor kurzem hatten die Hüttenzechen durch den Beirat des 
Kohlenkontors, den sie — wie im übrigen das ganze Kohlen- 
syndikat — beherrschen, durchgesetzt, daß auch die Belieferung 
Süddeutschlands und der Schweiz für Abnehmer, die wenigen 
als 3000 Tonnen im Jahr beziehen, unmittelbar durch die Han- 
delsgesellschaften erfolgen darf. Gegenwärtig ist diese Grenze 
auf 1800 Tonnen festgesetzt. Später hat man die Durchführung 
des Beschlusses mit Rücksicht auf die Einigungsverhandlungen 
im Kohlensyndikat einstweilen ausgesetzt. Das Vordringen der 
Verkaufsgesellschaften der Hüttenzechen bedeutet aber, daß 
der Anteil der reinen Zechen an dem Handelsgewinn des 
Kohlenkontors, dessen Absatz wieder eingeschränkt wurde, 
weiter geschmälert wird. Auch dieser Umstand zeigt, daß 
sich die Lage der reinen Zechen gegenüber den Hüttenzechen 
Schritt für Schritt verschlechtert, weshalb auch die noch ver- 
bliebenen reinen Kohlenzechen auf den Weg der Vertrustung 
gedrängt werden. 
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Arbeitet die Schwerindustrie mit Verlust? Die Presse 
der Schwerindustrie und die Schriften. der Ruhrmagnaten 
pflegen diese Behauptung regelmäßig aufzustellen. Angesichts 
der allgemein bekannten Tatsachen über die gegenwärtige 
Lage der Schwerindustrie wird dieser Behauptung nicht viel 
Glauben geschenkt. Um so erstaunlicher ist es, daß der 
Herausgeber der „Sozialen Praxis‘, Professor Ludwig Heyde, 
von der Richtigkeit dieser Behauptung tief überzeugt ist. 
Obwohl! ein Anhänger der verkürzten Arbeitszeit und des 
Dreischichtensystems, hat er im Reichswirtschaftsrat der Ver- 
längerung des Zweischichtensystems in der Hüttenindustrie 
auf einstweilen noch ein weiteres Jahr das Wort geredet, um 
der in bedrängter Lage befindlichen Schwerindustrie auf min- 
destens noch ein Jahr „Schonzeit“ zu gewähren. „Nach 
meinem Dafürhalten“, schreibt Professor Heyde in der „Sozia- 
len Praxis“, „arbeitet die Großindustrie nicht nur mit keinem 
Gewinn, sondern mit Verlust.“ Er geht aber noch weiter und 
behauptet, „die Angaben der Industrie sind in diesem Punkt 
durch die amtliche Nachprüfung der Preise und der 
Gestehungskosten im großen bestätigt worden“. — Man muß 
über diese kühne Behauptung verblüfft sein. Wäre ein solches 
Beweismaterial vorhanden, so hätte uns das der Schwer- 
industrie sicherlich nicht abgeneigte Reichswirtschaftsministe- 
sium schon lange damit aufgewartet. Bisher ist aber Achu- 
iiches nicht in die Oefientlichkeit gedrungen. Wir sind nicht 
in der Lage festzustellen, wie es um die gegenwärtige Er- 
tragsfähigkeit der Schwerindustrie steht, möchten aber be- 
haupten, daß Professor Heyde, ja, die Reichsbehörden, eben- 
sowenig in der Lage sind, darüber etwas Positives aus- 
zusagen. Hat Professor Heyde die riesigen Unterschiede, 
die zwischen den Produktionskosten der einzelnen Hütien- 
werke bestehen, berücksichtigt? Die Unterschiede, die sich 
aus der verschiedenen Ausrüstung mit Maschinen, der 
Möglichkeit billiger oder teurer Rohstoffe und Kredit- 
beschaffung ergeben? Hat er in die Lohnlisten, welche 
die tatsächlich ausbezahlten Löhne ausweisen, Einblick 
gehabt? Oder aber hat er den von der Schwerindustrie 
unterbreiteten Ziffern, welche durchschnittliche Roh- 
stoffpreise, Kreditzinsen und Löhne enthalten, in Bausch und 
Bogen Glauben geschenkt? Arbeitet ein Werk mit eigenen 
Mitteln oder mit billigem ausländischen Kredit, so wird seine 
Profit- und Verlustbilanz ganz anders aussehen als die der 
mit teurem Inlandskredit arbeitenden Betriebe. Daß die tarif- 
vertraglichen Löhne nicht gleich den tatsächlich ausbezahlten 
sind, ist ebenfalls klar. Ja, sogar die auf die Einheit des 
Produktes entfallende Steuerbelastung ist sehr ver- 
schieden. Wir wissen wohl, daß die vertikalen Truste viel 
weniger an Umsatzsteuer abführen müssen als die nicht 
zusammengeschlossenen Einzelunternehmungen. Auch darf man 
die in den letzten Monaten erfolgte Preissteigerung der Eisen- 
rohstoffe und Halbwaren nicht aus dem Auge verlieren. Die 
Erhöhung der Zölle und die Schaffung von nationalen und 
internationalen Kartelien sollen dafür sorgen, daß diese Ten- 
denz nicht rückläufig gemacht werde. Was aber die Ausfuhr 
anbelangt, so sind auch im Ausland die Preise der Eisen- 
produkte gestiegen. Professor Heyde redet vom Druck des 
Auslandes gegen das Zweischichtensystem in Deutschland. 
Warum glaubt er, daß dieser Druck sich erst nach Ablauf 
eines „Schonjahres‘ geitend machen werde? Der neue Gesetz- 
entwurf der englischen Regierung, der Sondermaßnahmen 
gegen Länder mit zu langer Arbeitszeit vorsieht, zeigt, daß 
dieser Druck bereits heute vorhanden ist. 


Das Agrarkreditinstitut — eine Gefahr. Der Entwurf eines 
Agrarkreditinstituts ist soeben der Oeftentlichkeit unterbreitet 
worden. Das Institut ist bekanntlich heftig umstritten worden. 
Man befürchtet vor allen Dingen durch diese neue Einrich- 
tung eine politische Stärkung der Agrarier, die auch wirt- 
schaftlich in Erscheinung treten dürfte. 

Als Aufgabe des neuen Geldinstituts, das den Namen 
„Deutsche Rentenbank-Kreditanstalt, Land- 
wirtschaftliche Zentralbank“ führen wird, ist die 
Liquidierung der Rentenbank angegeben. Danach hätte die 
neue Bank 1. die 1200 Millionen Rentenmark, die das Reich 
der Rentenbank schuldet, in zehn Jahren zu tilgen und 2. die 
800 Millionen Rentenmark-Kredite, die unsere Landwirtschaft 
von der Rentenbank empfangen hat, innerhalb drei Jahren aus 
der Landwirtschaft herauszuziehen. Dazu tritt die weitere Auf- 
gabe, der Landwirtschaft neuen Kredit zu gewähren. Zunächst 
handelt es sich um einen kurzen Umschlagskredit (Personal- 
kredit), der bei Beginn der Bestellung gegeben wird und nach 
der Ernte rückzahlbar ist. Im weiteren müßte durch Gewährung 
eines weiteren Kredits (Realkredit) die heutige kurzfristige 
Schuld der Landwirtschaft in eine langfristige Schuld über- 
führt werden. Man hofft, die Abtragung der alten Renten- 
markschuld in sieben bis acht Jahren durchführen zu können. 
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Gelingt das, so hört um jene Zeit die Belastung der Land- 
wirtschaft mit der Rentenmarkgrundschuld in Höhe von 2000 
Millionen Mark auf. 
Aufgabe erledigt. Da es aber noch die Aufgabe der Kreditver- 
mittlung hat, soll es dauernd bestehen bleiben. 


Für die Finanzierung seiner Aufgabe stehen dem neuen 
Institut vorläufig 200 Millionen Eigenkapital zur Verfügung. 
Dazu kommen aber die fünf Prozent Zinsen aus der Renten- 
bankgrundschuld der Landwirtschaft, die jährlich 100 Mit- 
lionen ausmachen. Davon sind 60 Millionen für Tilgung der 
Reichsschuld bestimmt und 25 Millionen fallen an das neue 
Geldinstitut, das damit sein Kapital bis auf 500 Millionen Mark 
erhöhen kann. Damit dürfte es aber seine Kreditaktionen 
nicht durchführen können. Deshalb plant man die Aufnahme 
eines Auslamdskredits für die Landwirtschaft, die immer 
voll nationalistischer Entrüstung gegen die Fesseln des inter- 
nationalen Kapitals und die „sozialistische‘‘ Verständigung mit 
dem Auslande gewettert hat. Die Auslandsanleihe, die durch 
Schuldverschreibungen gedeckt wird, ‚soll nach Gerüchten 
100 Millionen Dollar erbringen. 


Schon die Aufnahme des Dollarkredits ist nicht ohne Ge- 
fahr, da die Landwirtschaft keine exportierende Industrie ist 
und mit der Aufbringung der Devisen bei Rückzahlung der 
Kredite die Stabilität unseres Wechselkurses belasten muß. 
Andererseits wird die Landwirtschaft in der Kreditanstalt ein 
Machtmittel in der Hand haben, das für unsere Geldpolitik, 
die für die ganze Wirtschaftsführung wichtig ist, ausschlag- 
gebend sein dürfte. Weiter würde der Auslandskredit die schon 
nicht schlechte Lage der deutschen Landwirtschaft soweit 
bessern, daß diese eine recht unangtenehme Preispolitik treiben 
könnte. Bekanntlich hat die Landwirtschaft im verflossenen 
Jahr nur deshalb mit dem Verkauf von Getreide zurückgehalten 
und die Preise hochtreiben können, weil sie im Besitz von 
großen Krediten war. Dasselbe wird auch auf Grund der 
Auslandsanleihe geschehen. 


Die Gefahren sind so groß, daß es sich wohl von selbst 
versteht, den Gesetzentwurf einer gründlichen Prüfung zu 
unterziehen. Es ist vor allem nachzuprüfen, ob man überhaupt 
zur Bewältigung der im Gesetzentwurf dargelegten Aufgaben 
eines Agrarkreditinstituts bedarf, Unserer Meinung nach soll 
Hr nur ein politisches Instrument werden, deshalb ist es über- 
lüssig. 


F. G. Gilbreth. Vor einigen Monaten ist F. G. Gilbreth, 
ein auf dem Gebiet der Arbeitspsychologie sehr bekansıter 
Wissenschaftler, gestorben. Er wird mit Taylor zusammen 
genannt, seine Bedeutung geht ‘aber nach maßgebenden Ur- 
teilen über die Taylors hinaus. Gilbreth machte seinen Namen 
zuerst durch seine Untersuchungen über das Baugewerbe be- 
kannt. Seine Maurerarbeiten wurden auch in Deutschland be- 
achtet. Früher mußte sich ein Maurer hundertmal am Tage 
bücken, um die Ziegelsteine zu fassen. Gilbreth ersparte ihm 
durch seine Gerüste, Förderanlagen und geschickte Aus- 
nützung der Schwerkraft einen großen Teil der Mühe. Seine 
Arbeiter, die früher den ganzen Tag hart arbeiten mußten, 
um 1000 Steine zu verlegen, konnten jetzt mit geringerer An- 
strengüng 2700 pro Tag legen. Grundiegend waren Gülbreths 
Bewegungsstudien. Die Taylorschen Zeitstudien, die mit der 
Stoppuhr bewerkstelligt wurden, sollten durch die Bewegungs- 
studien Gilbreths verbessert und anwendbar gemacht werden. 
Die Bestandteile einer Bewegung können nämlich von keinem 
Beobachter, selbst wenn er die beste Stoppuhr hat, festgehalten 
werden. Gilbreth- gelang es, mit Hilfe des photographischen 
und des Kinoapparates die 17 Grundelemente eines Bewegungs- 
ablaufes zu ermitteln, die bei jeder Arbeit in veränderter Folge 
wieder vorkommen. Die Bewegungen lösen sich immer wieder 
in die gleichen Elemente und Grundzeiten auf. Diese sollen 
den Grundstock zu wirklichen Zeitnormen geben. Die Be- 
wegungsstudien-Gilbreths und insbesondere die durch ihn ange- 
regte Methode Kann, falls sie nicht zur Ausbeutung der Ar- 
beitskraft, zur Erpressung von Höchstarbeit mißbraucht, son- 
dern zur Vermeidung unnützer und den Körper schädigender 
Bewegungen verwendet wird, für die Arbeiterschaft von 
großem Nutzen sein. Gilbreth schwebte in der Tat ein solcher 
Erfolg vor, er hat die Arbeitsprobleme von dieser Seite her 
betrachtet und war unter den ersten, die sich mit der Er- 
müdung der Arbeiter und der Verhütung der Ermüdüung -be- 
faßten. Er war Vorsitzender des Ausschusses des ameri- 
kanischen Ingenieurverbandes zur Verhütung der Ermüdung 
und gründete ein Museum zur Erforschung und Ausmerzung 
unnötiger Ueberanstrengung. In seinen eigenen Ermüdungs- 


studien hat er den Beweis erbracht, daß je automatischer die ® 


Arbeit verrichtet wird, um so geringer die Ermüdung ist. Im 
übrigen werden seine Forschungsmethoden in der Arbeits- 
wissenschaft hart umstritten. 
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Nummer 4 / 5. Jahrg. 
Die Arbeiterbanken 


Es mehren sich die Berichte aus verschiedenen Ländern, 
die über einen erfreulichen Fortschritt der Arbeiterbanken be- 
richten können. Bekanntlich steht die deutsche Gewerkschafts- 
bank — Bank der Arbeiter, Angestellten und Be- 
amten —, die während der Inflationszeit entstanden, ihre 
Tätigkeit erst nach der Stabilisierung der Mark begann, seit 
dieser Zeit im Zeichen eines dauernden Aufstieges, wie auch 
die Generalversammlung am 30. März wieder erwiesen hat 
(s. anhängende Notiz). In dem Maße, als die deutschen Ge- 
werkschaften, die ihre Fonds bei der Bank anlegen, finanziell 
erstarken, erhöht sich der Einlagebestand der Arbeiterbank. 
Die Sammlung von individuellen Spareinlagen wurde noch 
nicht begonnen, weil dazu die Voraussetzungen noch nicht vor- 
handen sind. Weder erlaubt die gegenwärtige Lohn- und Ge- 
haltslage den Arbeitnehmern erhebliche Ersparnisse, noch ist 
die technische Ausrüstung der Gewerkschaftsbank entwickelt 
genug, um die kostspieiige Sammlung kleiner Sparpfennige auf- 
zunehmen. Mit dieser Tätigkeit kann erst später begonnen 
werden. Uns liegen die jüngsten Mitteilungen der öster- 
reichischen Ärbeiterbank über das zweite Geschäfts- 
jahr, über die dänische Genossenschaftsbank und über die 
amerikanischen Arbeiterbanken vor. Einige Tätsachen 
sollen den Fortschritt dieser Arbeiterbanken beleuchten. Die 
österreichische Arbeiterbank hat ein Aktienkapital von 
fünf Milliarden Kronen, zur Gänze eingezahlt und ausnahmslos 
im Besitz von gewerkschaftlichen und genossenschaftlichen 
Organisationen. Die Rücklagen aus dem vorigen Jahr betragen 
annähernd zwei Milliarden; für den kurzen Bestand des In- 
sütuts ein achtungswerter Erfolg. An fremdem Kapital setzte 
die Bank die Summe von 139 Milliarden in Bewegung; davon 
sind nur 3,5 Milliarden Spareiniagen. Mit dem individuellen 
Spareinlagenverkehr hat die Arbeiterbank erst gegen Ende des 
Jahres begonnen. Die übrigen Einlagen sind Gelder von Ge- 
werkschaften, Genossenschaften und anderen Organisationen. 
Aus den Mitteilungen über die dänische Arbeiterbank geht 
hervor, daß diese 1919 gegründete Bank die große Valuten- 
krise, der die größten dänischen Banken infolge der Geldent- 
wertung zum Opfer gefallen sind, gut überstanden hat. Sie 
erlitt manche Verluste, konnte jedoch ohne fremdes Leihkapital 
ihre Verpflichtungen erfüllen und erwies sich als solid und 
sicher, während Dutzende von Privatbanken zusammenbrachen. 
Seit 1923 ist die Bank in ständigem Aufstieg begriffen; seit 
diesem Jahr ist ihr Kapital zweimal erhöht worden, von 2 auf 
3 Millionen Kronen. Einige Angaben über die amerikani- 
schen Arbeiterbanken, die bekanntlich früher entstanden und 
viel weiter entwickelt sind als die europäischen, sollen hier 
wiedergegeben werden. Gegenwärtig gibt es 33 Arbeiterbanken 
in Amerika mit einem Aktienkapital und Reserven von 125 Mil- 
lionen Dollar. Einige dieser Banken sind im Besitz von bestimin- 
ten Gewerkschaften, wie der Eisenbahner, der Maschinisten, 
Telegraphenarbeiter und Bekleidungsarbeiter. Andere sind auf 
breiterer Grundlage zustande en wie die Federation 
Bank of New York, deren Aktienkapital und Einlagen von 
500 Gewerkschaften aufgebracht wurde. Der Vorstand setzt 
sich atis Mitgliedern, die sämtlich dem Allgemeinen Gewerk- 
schaftsbund angehören, zusammen. 

Die Aninenen, der Wirkungskreis und die Art 
der Geschäftsführung der Arbeiterbanken stehen einst- 
weileu noch nicht ganz eindeutig fest. Es bestehen Unter- 
schiede nach Ländern und wirtschaftlichen Verhältnissen, aber 
auch in bezug auf die grundsätzliche Auffassung vom Wesen 
der Arbeiterbanken. Man kann den Zweck der Arbeiter 
banken am umfassendsten beschreiben, wenn man diesen fol- 
gende drei Aufgaben zuweist: Unterstützung der Arbeiterorga- 
nisationen im gewerkschaftlichen Kampfe, das 
heißt, die Arbeiterbank soll als Wafie bei diesen Kämpfen 
dienen, zweitens: Förderung der gemeinwirtschaft- 
lichen Unternehmungen und Bestrebungen im Gegensatz zu 
den kapitalistischen, das heißt, die gewerkschaftlichen Gelder 
und die Sparsummen der Arbeiter sollen in gemeinwirtschaft- 
lichen Unternehmungen angelegt werden, drittens: Unterstüt- 
zung der sozialen und Kultureinrichtungen der Ar- 
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beiterschaft aus den von den Arbeiterbanken erzielten Gewin- 
nen. Ein vierter Aufgabenkreis, der für die europäischen Ar- 
beiterbanken infolge ihrer Kapitalsknappheit einstweilen noch 
wenig in Frage kommt, in Amerika dagegen im Vordergrund 
steht, ist das Eindringen der Arbeiterschaft in die Pri- 
vatindustrie durch die Arbeiterbanken. In Amerika 
kaufen die im Besitz der Gewerkschaften befindlichen Arbeiter- 
banken Privatunternehmungen auf mit dem Zwecke, die Ar- 
beitsverhältnisse in diesen Industriezweigen zu regeln. Aus 
dieser Tätigkeit der Arbeiterbanken entstehen dort große 
Schwierigkeiten, Die gekauften Unternehmungen werden oft 
unrichtig ausgewählt und führen zu Verlusten, was aber noch 
schlimmer ist, zu Lohnkonflikten mit der Arbeiterschaft, wenu 
nämlich diese einem anderen Berufszweig angehört als die 
kaufende Gewerkschaft. Indessen bieten diese Aufgaben, die 
sich auf die Verwendung des Kapitals beziehen, nicht 
weniger, aber die Probleme der Besch affung des Kapitals 
und der Geschäftsführung große Schwierigkeiten. Diese 
sollen hier behandelt werden. 


Wie soll das bei den Arbeiterbanken liegende Kapital ver- 
wendet werden? Hierbei spielen geschäftsmäßige Gesichts- 
punkte eine nicht weniger wichtige Rolle wie die Rücksicht auf 
die geschilderten Aufgaben der Arbeiterpartei. Die Arbeiter- 
banken, von den kapitalistischen Banken angefeindet, von der 
kapitalistischen Presse mit Mißtrauen verfolgt, müssen mehr 
noch als andere Institute darauf bedacht sein, daß das Ver- 
trauen in sie nicht erschüttert werde. Erst vor kurzem ver- 
suchte man die österreichische Arbeiterbank durch Verbreitung 
falscher Nachrichten in Schwierigkeiten zu bringen, was glück- 
licherweise nicht gelang. Im Jahresbericht der österreichischen 
Arbeiterbank wird auch hervorgehoben, daß die Bank keine 
Spekulationsgeschäfte gemacht hat, was für eine 
Arbeiterbank eine Selbstverständlichkeit ist Schwieriger ist 
aber die Frage der Auleihen an die Privatindustrie 
durch die Arbeiterbank. Diese sind oft aus technischen Grün- 
den notwendig, um das freiliegende Geld der Arbeiterbank 
fruchtbringend anzulegen, in anderen Fällen aber auch aus 
Rücksicht auf die bei diesen Betrieben beschäftigten Arbeiter, 
um Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit zu verhüten. Bei Gewäh- 
rung dieser Anleihen ist aber selbstverständlich die größte Vor- 
sicht geboten. Angesichts der Wirtschaftskrise hat die öster- 
reichische Arbeiterbank beschlossen, Privatkredite überhaupt 
nicht mehr zu gewähren. Große Schwierigkeiten werden da- 
durch verursacht, daß die Gewerkschaften im Falle eines 
Streiks die bei der Arbeiterbank angelegten Summen drin- 
gend benötigen. Mit Rücksicht darauf müssen die Arbeiter- 
banken einen verhältnismäßig großen Teil ihrer Mittel flüssig 
halten, das heißt, sie dürfen diese nur kurzfristig, das heißt, auf 
tägliche oder wöchentliche Kündigung anlegen. So hält zum 
Beispiel die österreichische Arbeiterbank 30 Prozent ihrer Geld- 
mittel flüssig. Bei Lohnkämpfen möchten aber die im Kampfe 
stehenden Gewerkschaften nicht nur ihr Guthaben von der 
Arbeiterbank abheben, sondern auch noch große Anleihen 
bei der Bank machen. Dies wird freilich nur in gewissen Gren- 
zen möglich sein. Im Bericht der österreichischen Arbeiter- 
bank heißt es diesbezüglich: „Die Vorstellung, als sei die Bank 
dazu da, Lohnbewegimgen mit ihren gesamten Mit- 
teln zu finanzieren, beruht auf Unkenntnis ihrer Grundlagen 
wie der bestehenden Vereinbarungen der Organisationen.“ Die, 
Geschäftsführung der Arbeiterbank muß kaufmännisch 
und vielseitig sein. Sie kann sich nicht auf bestimmte Geschäfte 
beschränken, sondern muß die meisten Bankggschäfte in ihren 
Wirkungskreis einbeziehen. Innerhalb der kapitalistischen Wirt- 
schaft und im Konkurrenzkampf mit den Privatbanken aufge- 
stellt, kann sie nicht umhin, sich deren Geschäftsmethoden 
zu bedienen. Die Arbeiterbanken müssen auch Auslands- 
geschäfte abwickeln, bei denen sie die Vermittlung der Ar- 
beiterbanken des betreffenden Landes in Anspruch nehmen 
können. 

Nöch größere Sorgen als die Verwendung des Kapitals, 
bereitet den Arbeiterbanken die Beschaffung desselben. 
Die Arbeiterbanken pflegen die Gelder der Gewerkschaften zu 
verwalten. Indessen können diese Gelder, so hoch auch ihre 
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Summe .sei,. für eine erfolgreiche Geschäftsführung der Ar- 
beiterbanken nicht ausreichen, schon wegen der oben er- 
örterten Notwendigkeit, diese Gelder unter Umständen rasch 
zurückzahlen zu müssen. Zur Zeit der Wirtschaftskrise und 
roßer Arbeitslosigkeit sind die Ansprüche an die Arbeiter- 
ank am größten. Große Kapitalien werden ihr entzogen, ohne 
daß neue zufließen, zumal die Mitgliederzahl der Gewerkschaf- 
ten in Krisenzeiten zurückzugehen pflegt. Deshalb ist es ge- 
boten, daß die Arbeiterbanken auch aus anderen Quellen 
sich Kapitalien verschaffen können. Auf welche Weise aber? 
Vor allem kämen die Spargelder der Arbeitnehmer 
in Frage. Indessen sind aber die Gehälter und Löhne in Europa 
so gering, daß große Kapitalien schwer gesammelt werden 
können, worauf der dänische Bericht hinweist. Dazu kommt 
die Konkurrenz der Privatbanken, die von Arbeitern oft lieber 
aufgesucht werden, und auch die großen Geschäftsunkosten, 
die mit der Sammlung geringer Sparsummen verbunden sind. 
Die -österreichische Arbeiterbank hat mit der Sammlung der 
individuellen Spareinlagen erst im Herbst letzten Jahres nach 
anderthalbjährigem Bestehen angefangen. Es ist daher eine 
Lebensfrage für die Arbeiterbanken, daß sie die Verwaltung 
der Gelder von öffentlichen Körperschaften, die 
bisher von den Privatbanken besorgt wurde (Krankenkasse 
usw.), erhalten. Solange das nicht möglich ist, heißt es im 
dänischen Bericht, wird der Einfluß der Arbeiterbanken auf den 
Geldmarkt ein. geringer bleiben. Ein anderes und noch wich- 
tigeres Kapitel ist das Verhältnis der Genossen- 
schaften zu den Arbeiterbanken. Die Genossenschaften 
haben bereits: ihre Bankeinrichtungen, die sich aber in der 
Regel nur auf die Abwicklung der Warengeschäfte der Ge- 
nossenschaften selbst beschränken. Die für eine Arbeiterbank 
gebotene Vielseitigkeit der Beschaffung und der Verwendung 
des Kapitals ist bei ihnen nicht in genügendem Maße vorhanr 
den. Ohne .auf diese Frage einzugehen, soll hier nur die Not- 
wendigkeit ds Zusammengehens der genossenschaft- 
lichen und der Arbeiterbanken betont werden. "Die öster- 
reichische Arbeiterbank ist gleichzeitig die Bank der Genossen- 
schaften. Die Deutsche Gewerkschaftsbank soll, wie wir hören, 
mit dem Bankinstitut der Großeinkaufsgenossenschaft eine 
Vereinbarung zum Zusammenwirken treffen. In Dänemark 
wird der Geschäftsbetrieb der Arbeiterbank durch das Bestehen 
der Bank der bäuerlichen Genossenschaften sehr geschmälert; 
aus diesem Grunde konnte sie sich außerhalb Kopenhagens 
nicht ausbreiten. 

Die Entwicklung der Arbeiterbanken steht noch in ihrem 
Anfang. Man ‘kann schwer voraussagen, ‘wie weit sie gehen 
wird. Es kann aber keinem Zweifel unterliegen, daß sie im 
Dienste der geschilderten Aufgaben: als Waffe im Gewerk- 
schaftskampf, für die Förderung der Gemeinwirtschaft und der 
Kulturaufgaben der Arbeiterschaft große Möglichkeiten bietet, 
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E) 
Die von den Gewerkschaften des A.D.G.B., des AfA- 
Bundes und des A.D.B. am 31. Mai 1924 gegründete 


Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten, A,-G. 


hat am 1. Oktober 1924 ihre Geschäftstätigkeit aufgenommen. 
Mit Wirkung vom gleichen Tage hat sie den Geschäftsbetrieb 
der mit ihr verbundenen Deutschen Kapitalverwer- 
tungs-Gesellschaft m. b. H. mit allen Aktiven‘ und 
Passiven übernommen. 

Am 30. März 1925 fand die erste außerordentliche Ge- 
neralversammlung stait, in der der Bund durch die 
Kollegen laHaine und Gaedke vertreten war. 

Aus dem Geschäftsbericht, den der Vorstand der 
!Arbeiterbank erstattete, sei folgendes hervorgehoben: 

„Die Gesundungskrise, wie sie landläufig genannt wird, setzte mit 
voller Wucht 1924 ein, das Wirtschaftsieben schleppte und stockte allent- 
halben, die Zahl der Konkurse, Betriebseinstellungen und Verkleinerungen 
schwoll an, und damit stieg die Arbeitslosigkeit, Bis zum Schlusse des 
Iahres konnte eine wirklich durchgreiiende Aenderung nicht erzielt werden, 
weni sich auch, nachdem erst durch die Regelung der großen außen- 
politischen Probleme ein gewisser Boden für sichere Verhältnisse ge- 
schaifen worden war, kleine Ansätze zur Besserung geltend machten. 

Während der Zeit der stetig fortschreitenden Geldentwertung war 
das Kräfteverhältnis zwischen allen jenen öfientlichen und privaten In- 
stitutionen, die hinsichtlich ihrer Finanzierung auf regelmäßig wieder- 
kehrende Beiträge gestellt sind, zu der privaten Wirtschaft mehr und mehr 
zuungunsten der ersteren verschoben worden. Sie alle hatten nicht wie 
die private Wirtschaft die Möglichkeit, die aufkommenden Gelder mit der 
gebotenen Schnelligkeit aufzunehmen und durch wertbeständige Anlage 
zu erhalten, so daß sie nach dem Verlust des früheren Vermögens auch 
keine Wege des Wiederaufbaues vor sich sahen. Darin trat mit der Be- 
festigung der Währung eine entscheidende Wendung ein. Reich und Staat 
als Steuerempfänger, soziale und kulturelle Verbände fanden wieder Boden 
und konnten den Anfang machen mit dem langsamen Aufbau ihrer wirt- 
schaftlichen Steliung. 

Diese Tatsache mußte sowohl für die Deutsche Kapitalverwertungs- 
&,m.b.H. als auch für die Bank der Arbeiter, Angestellten und Be- 
amten A.-G. von ausschlaggebender Bedeutung sein. Nicht nur ihre 
Oründer, die Gewerkschaften, sondern auch die darüber hinaus für sie 
hach dem Gründungsgedanken in erster Linie in Frage kommenden 
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Kunden gehören dem letztbezeichneten Kreise an. Durch die, an den 
Vorkriegsverhältnissen gemessen, freiich sehr bescheidene Kapitalsammlung 
ist die Bank in den Besitz von gewissen Mitteln gekommen, die ihr. dig 
Möglichkeit gaben, einen ersten Anfang mit der Erfüllung ihrer Anfy 
gaben zu machen. Sie konnte, soweit die gebotene Rücksicht auf eine 
unerläßliche Liquidität das gestattete, im Wege der kurzfristigen Kredit- 
gewährung an Konsumgenossenschaften, soziale Bau- und Siedlungs- 
genossenschaften, Kommunalverbänte, sozia'e Versicherungsanstalten u. dgl, 
dazu beitragen, daß das von der Arbeitnehmerschaft zusammengetragen« 
Geld den sozialen Interessen derselben Bevölkerungsschichten zugute kam.“ 

Die der Generalversammlung vorgelegte Gewinn- und 
Verlustrechnung per 31. Dezember 1924 weist einen 
Rohgewinn von 229 061,40. M. aus. Nach Abzug der Handlungs- 
unkosten verbleibt ein Reingewinn von 139556,38 M. Von dem 
Reingewinn werden 75000 M. dem gesetzlichen Reservefonds 
und 25000 M. einem Spezialreservefonds überwiesen. 2056,33 M, 
werden auf neue Rechnung vorgetragen. Die Dividende be- 
trägt 10 Prozent und wird für die Zeit vom 1. Juli bis 31. De- 
zember 1924 mit 37500. M. ausgeschüttet. 

Aus der Bilanz ist ferner zu ersehen, daß sich die Nostra- 
Guthaben bei Banken und Bankfirmen auf 5073 713,33 M., die 
Kassen und fremde Geldsorten auf 153 104,37 M., Wechsel auf 
262 343,39 M. beziffern. Es werden weiter aufgeführt: Schuld- 
ner mit 4441 027,97 M., eigene Wertpapiere mit 376690,25 M. 
Als Passiven werden Gläubiger mit 9417 324,93 M., davon 
5473 926,25 M. laufende Rechnungen, angegeben. Das Ak- 
tienkapital beträgt 750000.M. Die Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung für das: Geschäftsjahr 1924 sowie die Gewinn- 
verteilung wurden einstimmig genehmigt und beschlossen. . Die 
Entlastung des Vorstandes und des. Aufsichtsrates wurde ein- 
stimmig. erteilt und der alte Aufsichtsrat einstimmig. wieder- 
gewählt. ; 

In der. der Generalversammlung folgenden konstituierenden 
Sitzung des Aufsichtsrates. wurden. zum Vorsitzenden Theodor 
Leipart und zum stellvertretenden . Vorsitzenden S. Auf- 
häuser gewählt. - 

Im Anschluß fand die Generalversammlung der Vorgänge- 
rin dieser Bank, der „Deutschen Kapitalverwer- 
tungsges. m. b. H.“ statt. Es wurde beschlossen, .auf die 
Beteiligten 100- Prozent Dividende für das Jahr 1924 zu zahlen. 
Ueber die Liquidation der Gesellschaft schweben zur Zeit Ver- 
handlungen mit dem Handelsministerium. 


Zurück zur sozialen Aufwertung! 


Die Regierung Luther hat der Oeffentlichkeit zwei Gesetz- 
entwürfe über Aufwertung von Markschulden unterbreitet. Der 
Inhalt der Gesetzentwürfe ist ja soweit bekanst, daß wir uns 
auf die Wiedergabe der Grundzüge des Regierungsplanes be- 
schränken. können. Für. die neue Aufwertung kommen: in 
Frage: 1. Mündelsichere. Hypotheken, die von 15 auf 25%, 
aufgewertet werden sollen; 2. die Markanleihen des Reiches, 
der Länder und der Gemeinden. Hier soll eine Aufwertung von 
5% in Kraft treten, soweit es sich um Vorkriegsanleiien und 
Kriegsanleihen handelt, und von 21/,%, soweit die Erzbergersche 
Sparprämienanleihe in Frage kommt. Bei diesen Anleihen soll 
die Umwandlung in eine Anleihe-Ablösungsschuld durchgeführt 
werden. Dabei wird ein Unterschied zwischen Alt- und Neu- 
besitz gemacht. Der Stichtag für die Art ‘des Besitzes ist 
der 1. Juli 1920. Dem Altbesitz werden gewisse Vorteile ge- 
boten, u. a. eine 5Yige Verzinsung vom aufgewerteten Betrag 
und eine Auslosung, wodurch der Besitzer frühzeitiger m den 
Genuß der Auszahlung seines Kapitals käme. Weiter sollen die 
Altbesitzer von Kriegsanleihen ım Falle ihrer Bedüritigkeit 
bis zum Höchstbetrage von 600 Mark pro Jahr eine jährliche 
Rente von 2% ihrer alten Markanleihen erhalten. Dafür sind 
schätzungsweise 40 Millionen Mark vorgesehen. 

Dieser Aufwertungsentwurf hat nirgends ungemischte 
Freude im deutschen Volke hervorgerufen. Demgegenüber 
betont die Regierung, daß sie sich bemüht habe, vor allem den 
kleinen Opfern der Inflation entgegenzukommen und dem 
sozialen. Gedanken durch die Aufwertung gerecht zu werden. 
Betrachten wir aber kurz wie die soziale Aufwertung der Re- 
gierung Luther aussieht; In beiden Entwürfen wird eine rein 
mechanische Aufwertung empfehlen. Nun aber sehen die Leute, 
die vor dem Kriege und während des Krieges ihr Geld her- 
liehen, recht verschieden aus. Es gibt Personen, die durch die 
Inflation alles verloren haben und heute nicht nur arm, son- 
dern auch zu altersschwach sind, um nochmal von vorn zu be- 
ginnen. Dagegen gibt es Kreise in Deutschland, deren Ver- 
mögen, soweit es in Markanleihen festlag, ohne Zweifel durch 
die Markverbesserung reduziert worden ist. Sie waren aber 
während der Inflation und nach der Inflation in der Lage, neit 
zu verdienen. ‘Wenn man eine sozial gerechte Auswertung 
durchführen wollte, hätte dieser Umstand unbedingt berück- 
sichtigt werden müssen. Man hätte aber das Scherfilein der 
armen Witwe gebührend eingeschätzt, wenn man die Auf- 7 
wertung individuell durchgeführt hätte, d. h. es ist unbedingt © 
notwendig, der gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage des In- 
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flationsopfers durch eine. differenzierte Aufwertung Rechnung 
zu tragen. Die Inflation hatte den Zweck, das deutsche 
Reich von seiner Schuldenlast zır befreien. Dafür hatte man 
das Vermögen des Volksganzen benutzt. Die Opfer sind ver- 
schieden in "Mitleidenschaft gezogen. Deshalb ist eine ver- 
schiedene Aufwertung notwendig. Das wäre soziale Auf- 
wertung gewesen. Was soll man aber sagen, wenn der 
Spekulant, der in der Inflation Reichsanleihen aufgekauft hatte, 
die Opfer der Inflation verkaufen mußten, heute in dem 
gleichen Maße eine Aufwertung erhält wie jene? In den 
Debatten über die Aufwertung wird so oft über Treu und 
Olauben gesprochen. : Treu und Glauben kann aber nur ‘ent- 
sprochen werden, wenn die Regierung zu dem Gedanken der 
sozialen Aufwertung zurückkehrt. Wie wird das 
altersschwache Opfer der Inflation über Treu und Glauben 
denken, wenn es hört, daß die Regierung für die Ruhrin- 
dustriellen 720 Millionen, für die Unterlegenen der großen 
Inflation aber nur 40 Millionen übrig "hat. 

Opfer der Inflation waren alle die Sparer in Deutschland, 
die ihr Geld in Anleihen anlegten; dann aber auch die Arbeiter, 
Angestellten und Beamten, die den größten Teil der Mark- 
entwertung mit der Kürzung ihres Reallohnes bezahlten. ‘Da- 
neben hat es Leute gegeben, die an der Inflation verdient 
haben, und für die die Markentwertung ein gutes Geschäft 
war. Man betrachte nur den Substanzzuwachs unserer großen 
Erwerbsgesellschaften, um zu erkennen, in welchem Maße das 
der Fall gewesen ist. Den einfachsten Ansprüchen sozialer 
Gerechtigkeit entspricht es nn, wenn die Regierung die für 
die Aufwertung nötigen Millionen aus den Gewinnen nimmt, 
die an der Intlation erzielt wurden. Diese Besteuerung der In- 
flationsgewinne lehnt die Regierung aber ab. Sie will die 
Mittel aus dem allgemeinen Steueraufkommen nehmen und hat 
zu diesem Zwecke schon vor Wochen eine Steuervorlage ein- 
gebracht, die gerade eine Verschärfung derjenigen. Steuern 
vorsieht, die hart die Massen der Verbraucher und der arbeiten- 
den Bevölkerung belasten. Weiter sollen für die unsoziale 
Aufwertung der Regierung die Erträgnisse der öffentlichen Be- 
triebe, der Länder und Gemeinden herangezogen werden, die 
auch steuerlich stark belastet werden sollen,- obwohl die Wirt- 
schaftssachverständigen im Reichswirtschaftsrat aus rein wirt- 
schaftlichen Gründen die Heranziehung der zenannten Betriebe 
zur Körperschaftssteuer, die vor allem in Frage kommt, abge- 
lehnt haben. Der ganze Plan der Regierung läuft darauf 
hinaus, den hinter ihr stehenden Besitz in Deutschland, der 
sich während der Inflation vergrößert und verstärkt hat, zu 
schonen und diejenigen, die während der Inflation am meisten 
gelitten haben, noch mehr zu belasten, Für die Arbeiterschaft 
kann es nur eine Losung geben: Soziale Aufw ertung, 
Hilfe für die Opfer der Inflation und Aus- 
gleich der Inflationsschäden durch Erfassung 
deriInilationsgewinne, 


Weltwirtschaft 


Welche Länder sind Deutschlands grösste Abnehmer. und 
Lieferanten? Aus den kürzlich bekanntgegebenen amtlichen 
Zahlen ersieht man, dass im Jahre 1924 die Vereinigten 
Staaten von Amerika der grösste Lieferant, 
während Holland der egröste Warenabnehmer 
Deutschlands war. Die Einfuhr aus den Vereinigten Staaten 
nach Deutschland stellte einen Wert von 1750 Millionen Mark 
oder 18,7 v. H. der gesamten deutschen Einfuhr dar; die Aus- 
fuhr von Deutschland nach Holland belief sich auf 650 Millionen 
Mark oder 9,8 v, H. der gesamten deutschen Ausfuhr. In der 
Reihe der Lieferanten folgten den Vereinigten Staaten 
iolgende Länder (Einfuhr nach Deutschland in Millionen Mark): 
England (880), Frankreich (730, wovon aber 510 auf Elsass- 
Lothringen entfallen), Argentinien (520), Holland (460), 
Tschechoslowakei (440), Polen (400, davon Oberschlesien 240), 
Italien (370). In der Reihe der Abnehmer stand Holland, 
wie erwähnt, an erster Stelle; ihm folgten (Ausfuhr aus Deutsch- 
land in Millionen Mark): England (610), Vereinigte Staaten 
(510), die Schweiz (380), Tschechoslowakei (380), Oesterreich 
(320), Dänemark (290), Schweden (290). Man kann im grossen 
und ganzen sagen: Deutschland versorgt sich mit Roh- 
stoffen, Halbzeug und Lebensmitteln in der Hauptsache bei 
einigen wenigen Ländern, die ihm in dieser Form Kredit er- 
teilen (Amerika, England), oder die sich ehemals deutsche Ge- 
biete (Elsass-Lothringen, Oberschlesien) einverleibt haben, 
welche auf Grund des Friedensvertrages. freies Einfuhrrecht 
nach Deutschland behielten; hingegen verteilen sich Deutsch- 
lands Absatzgebiete ziemlich gleichmässig auf die ganze Welt. 
Deutschland ist nämlich der schwächere Partner im Welt- 
wettbewerb, der Besiegte, der. Kreditsuchende. Die stärkeren 
Länder zwingen ihm ihre Waren auf, während sie sich anderer- 
seits vor den deutschen Waren wehren: sei es durch staatliche 
Zölle, sei es in Form. der als Kriegsüberrest gebliebenen pri- 


SOZIALWIRTSCHAFTEICHE RUNDSCHAU 1925 


15 


vaten Angst oder Abneigung (daher vielleicht auch der Vor- 
rang des kleinen Hollands als Vermittler). "Und doch müssen‘ 
die Dawesmilliarden aus dem deutschen Exportüberschuss be- 
zahlt werden! Es bleibt abzuwarten, ob die neuen Handels- 
verträge, die jetzt zwischen Deutschland - und einem 
Dutzend wichtigster Länder hier Wandlung “schaffen, die 
deutsche Ausiuhr erleichtern. 


Soziale Chronik 


Die Belastung der deutschen Wirtschaft durch Sozial 
politik. Die deutschen Arbeitgeber haben bekanntlich in den 
letzten Wochen und Monaten in zahllosen Berechnungen nach- 
zuweisen gesucht, daß das Maß der sozialen Belastung der 
deutschen Wirtschaft ımerträglich geworden sei. Sie haben 
behauptet, daß die Belastung gegenüber der Friedenszeit ganz 
wesentlich gestiegen sei. Die- phantastischen Berechnungen 
hat bereits das Reichsarbeitsministerium im Reichsarbeitsblatt 
auf das richtige Maß zurückgeführt. Erfreulicherweise hat es 
jetzt auch der A.D.G.B. übernommen, durch eine selbständige 
Statistik die tatsächliche Höhe der sozialen Berechnung fest- 
zustellen. Das Reichsarbeitsministerium hatte festgestellt, daß 
gegenüber einer Belastung im Jahre 1913 von insgesamt 
1102 Millionen Mark im Jahre 1924 für Kranken-, Invaliden-, 
Angestellten- und Unfallversicherung 1290 Millionen Mark auf- 
zubringen waren. Die knappschaftliche Pensionsversicherung 
kostete 1913 80 Millionen, 1924 etwa 100 Millionen Mark. Neu 
hinzu kommt die Erwerbslosenfürsorge, die 1924 an Beiträgen 
etwa 220 Millionen Mark erforderte... Die Aufwendungen der 
Wirtschaft für Sozialversicherung sind demnach von rund 
1200 Millionen Mark im Jahre 1913 auf 1610 Millionen Mark 
im Jahre 1924 gestiegen. Das ist eime Mehrbelastung um 
34 Prozent. Zieht man demgegenüber in Betracht wie stark 
der Geldwert und damit die Kaufkraft der Mark gegenüber 
der Vorkriegszeit gesunken ist, so ergibt sich tatsächlich keine 
Mehrbelastung, sondern ein beträchtliches Zurückbleiben 
hinter der Belastung der Friedenszeit. Ueber die. Einzelheiten 
der Berechnungen des A.D.G.B. berichtet Spliedt in der „Ar- 
beit“, 1925, Heft 3. Der Berechnung haben 8332 Lohntüten. 
aus. 71 Orten zugrunde gelegen. Außerdem. waren aus einigen 
Betrieben Gesamtlohnlisten für zusammen 6464 Arbeitnehmer 
eingereicht. Bei der Beurteilung der Angaben ist noch zu 
beachten, daß sich die Zahlen auf die erste Hälfte des No- 
vember 1924 beziehen, also höhere Krankenversicherungs- und 
Erwerbsiosenbeiträge enthalten, als heute in Gültigkeit sind. 
Die von Spliedt veröffentlichten Tabellen und ‚Aufstellungen 
ergeben nun vor allem, daß die Berechnung des Reichs- 
arbeitsministeriums fast bis in jede Einzelheit richtig war. 
Der A.D.G.B. kommt im Durchschnitt für 7594 Arbeiter im 
Reich, ohne Berlin, zu einer durchschnittlichen Belastung des 
Lohnes durch soziale Abzüge von 6,4 Prozent. Dabei ergibt 
sich, daß, je tiefer der Lohn ist, desto höher die Belastung. 
Während die niedrigste Lohnstufe von 10 bis 20 Mark mit 
7,1 Prozent‘ belastet ist, fällt die Belastung für die nächste 
Stufe auf 6,9, dann auf 6,3, auf 5,6 und schließlich für die 
höchste Stufe über 50 Mark auf 5,4 Prozent. Besonders kraß 
zeigt sich dieselbe Entwicklung bei der Invalidenversicherung, 
deren Beiträge die unterste Lohnstufe mit 1,8 Prozent, die 
oberste Lohnstufe nur noch mit der Hälfte, 0,9 Prozent, be- 
lasten. Aus den Berechnungen des A.D.G.B. ergibt sich weiter, 
daß die Angabe, die Dr. Tänzler in seinem Gegenartikel gegen 
das Reichsarbeitsministerium über den Unternehmerbeitrag zur 
Unfallversicherung gemacht hat, vollkommen aus der Luft 
gegriffen ist. Tänzler setzte diese Belastung mit zwei Prozent 
des Lohnes ein. Tatsächlich ist sie keinesfalls höher als 
0,9 Prozent, ein besonders krasser Beweis für die Art, mit 
der die Arbeitgebervereinigung die Oeffentlichkeit zu „umter- 
richten‘ wagt. Eine gesonderte Berechnung, die für 738 Lohn- 
tüten aus Berlin angestellt wurde, zeigt, daß Berlin nicht 
schlechter gestellt ist als das Reich. Die durchschnittliche 
Belastung ergibt für Berlin 6,1 Prozent, also wesentlich weniger 
als die 7,2 Prozent, die Dr. Tänzler errechnet haben wollte. 
Der A.D.G.B. kommt zu dem Resultat, daß die Behauptung 
der Arbeitgebervereinigung, der Gesamtbelastungsfaktor be- 
trage zur Zeit mindestens 13 Prozent des Lohnes, zum min- 
desten eine grobe Uebertreibung ist. Wenn ınan 
alle Beiträge von Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur Kranken- 
versicherung, Invalidenversicherung, Unfallversicherung und Er- 
werbslosenfürsorge zusammenrechnet, dürfte man zu einem 
Betrag kommen, der zu Ende des Jahres 1924 nur ganz wenig 
über zehn Prozent gelegen hat. 


Die Ruhepausen, Neben dem Problem des Achtstunden- 
tages trat die Frage der Pausenregelung in den Hinter- 
grund. Mit dieser stiefmütterlich behandelten Frage befaßt sich 
Gewerberat Derdack in der „Sozialen Praxis“. Die deutsche 
Gewerbeordnung schreibt im großen und ganzen eine einstün- 
dige Mittagspause für weibliche und jugendliche Arbeiter, 
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außerdem für letztere je eine halbstündige Vor- und Nachmit- 
tagspause vor. (Für erwachsene männliche Arbeiter bestchen 
im allgemeinen keine Vorschriften über Arbeitspausen.) Der 
Achtstundentag brachte eine entsprechende Verkürzung der 
Pausen mit sich. Nachdem aber infolge der Ausnahmemöglich- 
keiten der Arbeitszeitverordnung die tägliche Arbeitszeit bei 
dem allgemein üblichen Sonnabenldfrühschluß etwa 9/, bis 
10 Stunden beträgt, hat die Pausenregelung vielfach eine un- 
zulängliche Behandlung erfahren. Die Mittagpause pflegt oft 
auf eine halbe Stunde, bisweilen sogar auf 20 Minuten abge- 
kürzt zu werden. Zum Frühstück und zur Vesper wird eine 
Pause von 10 Minuten eingelegt, vielfach auch diese nicht. 
Es zeigt sich allenthalben das Bestreben, auf Kosten der Pausen 
einen möglichst frühen Schluß der Arbeit herbeizuführen. 
Wenn der gene: von der Aufsichtsbehörde zur Einhal- 
tung der gesetzlichen Pausen aufgefordert wird, beruft er sich 
auf die entgegengesetzten Wünsche der Arbeiterschaft. Da die 
Folgen der rastlosen und intensiven Arbeit auf die Dauer schä- 
digend wirken, steht nach Derdack das Bestreben der Pausen- 
verkürzung ‚mit den hygienischen Interessen der Arbeiterschaft 
in Widerspruch. Nur eine Belehrung der Arbeiterschaft, die 
durch die Gewerkschaften geschehen. sollte, kann hier einen 
Wandel schaffen und die sozialhygienische Bedeutung der 
Pausenfrage zur Geltung bringen. 


Die vorstehenden Erörterungen decken sich mit der Ver- 
öffentlichung der Arbeitsgemeinschaft der deutschen Gewerbe- 
ärzte, die auf die Einschaltung von Ruhepausen für die Er- 
haltung der Arbeitskraft das größte Gewicht legen. Diese Ver- 
öffentlichung stellt in sieben Punkten die Vorteile der Ruhe- 
pausen und die Nachteile der durchgehenden Arbeit für 
Leistungsfähigkeit und Gesundheit zusammen. Der berühmte 
Naturforscher und Biologe France ist zu denselben Ergeb- 
nissen gekommen und empfiehlt die Einschaltung von meh- 
reren Ruhepatsen aufs wärmste. Was die Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit durch Einschaltung von Ruhepausen 
anbelangt, dafür sind die Ergebnisse neuester Untersuchungen, 
die vor kurzem in amerikanischen Betrieben angestellt und in 
der englischen „Manchester Guardian Commercial‘ veröffent- 
licht wurden, sehr belehrend. Durch Einschaltung von zwei 
neuen Ruhepatsen neben den bestehenden konnte der Produk- 
tionsertrag so erhöht werden, daß nicht nur der Zeitverlust 
ausgeglichen wurde, sondern darüber hinaus ein Mehrertrag 
bis zu 9 Prozent erreicht werden konnte. 


Referentenführer 


Die Konzentration und Ausdehnung deutscher Unterneh- 
mungen in den letzten drei Monaten. Im neuesten Heft der 
„Wirtschaftskurve“ der „Frankfurter Zeitung“ finden wir die 
übliche Zusammenstellung über die Konzentrations- und Aus- 
dehnungsbewegungen deutscher Unternehmungen für die 
Monate November, Dezember 1924 und Januar 1925 in der zeit- 
lichen - Reihenfolge ihres Zustandekommens. Bei der Be- 
trachtung dieser Angaben ergeben sich folgende Feststellungen: 
I. Die Grosskonzerne haben wie üblich ihren Macht- 
bereich auch in diesen Monaten erweitert, vor allem die 
Stinnes-Gruppe (Metall-, Motor-, Filmindustrie, Aussen- 
handel), aber auch Haniel, Phönix, Klöckner und Thyssen. Die 
beiden letzteren haben einige Unternehmungen ihres Konzerns 
fester zusammengefügt. Der Michael-Konzern, der in 
dieser Periode besonders übel beleumundet war, hat trotzdem 
einige Erweiterungen im Bank- und  Versicherungswesen 
machen können. Gelegentlich der endlich in Angriff_genom- 
menen Sanierung des zusammengebrochenen Becker-Kon- 
zerns sind einzelne Bestandteile desselben in den Besitz einer 
Züricher Bank bezw. an die Lothringen-Gruppe übergegangen. 
2. Die sehr bemerkenswerte Konzentrationsbewegung in der 
Privatversicherung machte weitere Fortschritte. Die 
Frankfurter Allgemeine Versicherungs-A,-G. hat sich einen 
bedeutenden Konzern, die Intag-Phöbus-Gruppe und noch 
andere Versicherungsanstalten angegliedert. Auch Bank- 
fwsionen kamen in grösserer Anzahl vor, worunter die 
Uebernahme der Württembergischen Vereinsbank durch die 
Deutsche Bank erwähnt werden soll. 3. Die Grosskonzerne 
gründen zum Vertrieb ihrer Produkte eigene Handels- 
organisationen. In den letzten drei Monaten der Haniel- 
Konzern, Rombacher Hüttenwerke und die Zeche Heinrich für 
den Kohlenverkauf; Haniel auch für Oel; Stinnes beteiligt sich 


an ciner englisch-belgischen Kohlenhandelsgesellschaft in Ant- 


werpen. Das deutsche Kalisyndikat gründet in Holland eine 
Handelsgesellschaft. 4. In der Industrie waren die Flektri- 
zitäts-, chemische, Maschinen-, Metall-, Oel-, Kali- und Film- 
industrie von der Konzentrationsbewegung ergriffen. In der 
Elektrizitätsgruppe war der Abschluss einer 






Interessengemeinschaft zwischen dem Konzern Reiniger, Geb- 
bert und Schall und der Siemens & Halske A.-G. am wich- 
tigsten. In der chemischen Industrie die Interessengemein- 
schaft der Rhenania-Köln mit den Fabriken Kuhnheim & Co. 
Die Gemeinschaft wird über 14 Fabriken und viele Neben- 
betriebe verfügen. In der Maschinenindustrie haben 
besonders der Richard-Kahn-Konzern, in der Metallindu- 
strie die Stinnes-Gruppe Neuerwerbungen gemacht. In 
bezug auf die ODelindustrie ist die Machterweiterung der 
Rütgers-Werke, die die Aktienmehrheit der Deutschen Pe- 
troleum-A.-G. erworben hat, hervorzuheben. Auch die Berliner 
Städtischen Gaswerke haben sich eng an die Rütgers-Werke 
angeschlossen. Der Hugo Stinnes-Ribeck-Montan-Oeltrust hat 
mit den Motorwerken Mannheim A.-G. eine enge Interessen- 
gemeinschaft hergestellt, wodurch der Stinnes-Konzern mit 
Phönix einen neuen Berührungspunkt gewonnen hat. Die Kon- 
zentrationen in der Kali-Industrie hängen mit den 
Kämpfen innerhalb des Kalisyndikats zusammen. Der Winters- 
hall-Konzern ist mit seinem früheren Feind, dem Burbach-Kon- 
zern, eine Interessengemeinschaft eingegangen, während seine 
Gegner, der sogenannte Anti-Block, durch die recht teure Er- 
werbung der Quote der Mansfeld A.-G. seine Mehrheit im 
Syndikat mit einer Beteiligung von 54 Prozent fest gesichert 
hat. In der Filmindustrie hat die Stinnes-Wengerow- 
Gruppe (Westi-Filın) mit der französischen Pathe-Gruppe eine 
neue Gesellschaft gegründet. 5. In der Schiffahrt ist 
zwischen der Hamburg-Amerika-, Stinnes-Linie und Nord- 
deutschem Lloyd eine Vereinbarung für den Dienst mit Kuba 
getroffen. Eine Anzahl ähnlicher Vereinbarungen zur Aus- 
schaltung der Konkurrenz wurden bereits im vergangenen 
Jahre getroffen. 6. Auffallend gross war die Zahl aus- 
ländischer Beteiligungen deutscher Unternehmungen und 
umgekehrt. Diese erstrecken sich auf das Bank- und Ver- 
sicherungswesen (Amerika, Holland und Ungarn), Maschinen- 
industrie (Krupp-Jugoslavien), Tabakindustrie (Jasmatzi-Indu- 
strie mit Amerika), Filmindustrie (Stinnes-Pathe), Schiffahrt 
(Köln-Rotterdam). 


Der Anteil der Löhne am Preise des Produktes. Die Zeit- 
schrift „Die Wirtschaftskurve‘“ bringt Veen ee Ermitt- 
lungen über die Kosteneiemente und den Anteil des Lohnes an 
dem Preise des Produktes für einzelne Warengruppen. Die 
Ergebnisse der letzten Mitteilungen über Spinnerei und Weberei 
sind besonders lehrreich. In der Spinnerei und Weberei, wo im 
übrigen der Lohnanteil im Verhältnis zu den Materialkosten an 
sich sehr gering ist (bei der Spitinerei weniger als 4 Prozent, 
bei der Weberei weniger als 7 Prozent der Gesamtkosten), 
ging der Lohnanteil im November und Dezember gegenüber. 
Oktober zurück. Im Oktober erfolgten größere Lohnerhöhun- 
gen, als es der Steigerung der Warenpreise entsprochen: hätte. 
In den folgenden Monaten stiegen umgekehrt die Verkaufs 
preise mehr als die Löhne. Es wird bemerkt, daß, wenn man 
die Verhältnisse am Anfang und am Ende 1924 vergleicht, der 
Lohnanteil im Dezember um über 40 Prozent höher ist als im 
Januar. Man muß sich dabei aber daran erinnern, daß im Ja- 
nuar 1924 der Abbau der damals noch ungeheuer hohen Preise 
erst begonnen hatte und die Preise noch außerordentlich hoch 
standen, während die Lönne einen Tiefstand, der nur für eine 
sehr kurze Zeit zw ertragen war, aufwiesen. Der Anteil der 
Gehälter dertechnischen und kaufmännischen 
Angestellten an dem Warenpreis war aber auch Ende des 
Jahres 1924 nur sehr werig höher als am Jahresanfang, worim 
sich neben den niedrigen Gehältern auch die Wirkung des An- 
gestelltenabbaues zeigt. Die Ergebnisse der Erhebun- 
gen für die Möbelindustrie sind: in der Hauptsache dieselben. 
Die Materialkosten erhöhten sich seit dem Kriege sehr wesent-. 
lich zwischen 29 und 53 Prozent, dagegen bleibt die Lohnhöhe- 
seit 1914 um 1,2 Prozent zurück. Dementsprechend hat sich 
auch der Anteil des Lohnes an dem Produkt vermindert. Im 
letzten Quartal 1924 war auch in der Möbelindustrie ein An- 
steigen des Lohnanteiles zu beobachten. 


Aufwertung von Versicherungen. Durch die neue Auf- 
wertungsvorlage ist über einen strittigen Punkt in der Auf- 
wertung endlich Klarheit geschaffen worden. Es ist : jetzt 


zweifellos festgestellt, daß die Ansprüche aus Versiche- E 


rungsverträgen, zZ. B. Ansprüche auf Kranken-, Unfall- 
und Haftpflichtversicherungen ausdrücklich der Aufwertun 

unterworfen sind. Die Abwicklung geschieht in der Art, daß 
ein Aufwertungsstock aus dem aufgewerteten Vermögen an 


einen Treuhänder überwiesen wird, der die Verteilung dann 


nach einer bestimmten Quote vorzimehmen hat. Von Wichtig- 
keit ist weiter, daß unter dem riff Lebensversiche- 
rung auch ausdrücklich Invaliditäts-, Witwen-, Waisen- und 
Militärdienstversicherungen zu verstehen sind. 


Verantwortl.: Dr. Pfirrmaun, Berlia. — Industriebeamten-Verlag GmbH. Berlin NW 40. — Re*stionsdruck Möller & Borel GmbH., Berün SW68, 
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Nummer 5 / 5. Jahrg. 
Sachsenwerk, Dresden-Niedersedlitz 


(Mit diesem Artikel beginnen wir eine Serie von Mono- 
graphien über gwoße Industriekonzerne Deutschlands. Die 
Redaktion.) 

Die Gründung der Sachsenwerk, Licht- u. Kraft- 
A.-G. in Dresden-Niedersedlitz, erfolgte im Jahre 1003. Zweck 
der Gründung war damals, die Aktien der im Konkurs be- 
findlichen A.-G. Elektrizitätswerke vorm. ©. L. Kummer & Co. 
zu erwerben. Im Laufe der Jahre wurde das Sachsenwerk zu 
einer der größten Unternehmungen der Elektrizitätsindustrie 
in Deutschland. Die‘ großen Gewinne, die die Gesellschaft 
während des Krieges und nachher gemacht hat, wurden ver- 
wendet, tm die eigenen Betriebe auszubauen und zu erweitern, 
neue Unternehmungen zu erwerben und sich an anderen Un- 
ternehmungen zu beteiligen. 

Das Stammwerk befindet sich in Niedersedlitz. Das im 
Laufe der ‚Zeit erheblich erweiterte Werk verfügt über einen 
Grundbesitz von 227000 Quadratmetern mit 28000 Quadrat- 
metern bebauter Fläche. Ein zweites Werk befindet sich in 
Radeberg. Es entstand aus den im Jahre 1920 erworbenen 
Werkstätten des ehemaligen Feuerwerkslaboratoriums. Die 
Gesellschaft besitzt außerdem eine Bau- und Montageabteilung, 
die sich mit der Errichtung von elektrischen Zentralen, Fern- 
leitungen und sonstigen elektrischen Anlagen beschäftigt. An 
allen größeren Plätzen Deutschlands hat die Gesellschaft Ver- 
kaufsstellen mit eigenen Ingenieurbüros. An verschiedenen 
dieser Plätze besitzt sie eigene Hausgrundstücke. 

Im_Jahre 1920 wurde das Elektrizitätswerk Staffelstein in 
Bayern erworben, 1921 die Mehrheit des Aktienkapitals der 
A.-G. für: Licht- und Kraftversoggung in München. 

Im Jahre 1922 wurde die Verbindung mit dem Phönix- 
konzern hergestellt. Das geschah in der Weise, daß das 
Sachsenwerk einen Teil der Anteile der Elektrotech- 
nischen Fabrik Rheydt, Max Schorch A.-G,, die 
bis dahin dem Phönixkonzern angehört hatten, erhielt und 
der Phönixkonzern im Austausch Aktien des Sachsenwerks über- 
nahm. Das Sachsenwerk soll bei diesem Tauschgeschäft die 
Mehrheit der Schorch - Aktien erhalten haben, die Phönix- 
gruppe ungefähr 25 Millionen Mark Aktien .des Sachsenwerks, 
so daß also diese Gruppe gegenüber den übrigen Besitzern 
der Sachsenwerkanteile in der Minderheit blieb. DieaPhönix- 
gruppe machte wiederholt den Versuch, die Mehrheit der An- 
teile in die Hand zu bekommen, es ist ihr aber bisher an- 
scheinend nicht gelungen. Der Phönixkomeern ist eine Unter- 
gruppe des Otto Wolff- Konzerns. 

Im Jahre 1922 übernahm das Sachsenwerk die technische 
und kaufmännische Leitung der Emag, Elektrizitäts- 
und Maschinen-A.-G. Müglitz (Tschechoslowakei), der 
als Generalvertretung des Sachsenwerks der Bau eines großen 
Wasserkraftwerkes seinerzeit in Kaden (Tschechoslowakei) 
übertragen wurde. 

‘Bei der Umstellung auf Goldmark ist das Aktienkapital 
von 350 Millionen Mark auf 8750000 Goldmark umgestellt 
worden, also im Verhältnis von 40:1. Diese scharfe Ermäßigung 
des Nennwertes des Aktienkapitals läßt aber durchaus nicht 
etwa auf „Sübstanzverluste‘‘ schließen. Die Verwaltung hatte 
die Inflationszeit reichlich zur Verwässerung des Aktenkapi- 
tals ausgenutzt. Für die im Jahre 1923 ausgegebenen 100 Mil- 
lionen Mark Aktien, die also fast ein Drittel des gesamten 
Gesellschaftskapitals ausmachen, ist so gut wie nichts bezahlt 
worden, und auch für die übrigen in der Inflationszeit neuaus- 
gegebenen Anteile hat die Gesellschaft keinen Entgelt erhal- 
ten, der dem Wert der Anteile entsprochen hätte. Je mehr also 
das Aktienkapital verwässert worden ist, je geringer die Ein- 
zahlungen der Aktionäre während der Inflationszeit, in Gold- 
mark umgerechnet, gewesen sind, um so mehr muß bei der 
Umstellung auf Goldmark der Papiermarknennwert ermäßigt 
werden. Dabei kann aber auch der neue Nennwert immer 
noch auf einen höheren Betrag lauten, als der Inhaber der 
Aktie wirklich in Goldmark dafür gezahlt hat. Bei den Aktio- 
nären des Sachsenwerks trifft das bestimmt zu, und zwar um 
so mehr, je, mehr sich der Zeitpunkt der Aktienausgabe dem 
Höchstpunkt der Inflation nähert. Die Schärfe der Umstellung 
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ist also zu einem Teil auf die Verwässerung zurückzuführen, 
zum anderen Teil auf die Finanzpolitik der Verwaltung, die, 
ihrer bisherigen Finanzpolitik entsprechend, auf Bildung stiller 
Reserven bedacht ist. Die stillen Reserven werden durch starke 
Unterbewertung der Vermögensteile erzielt. Es werden da- 
durch Abschreibungen vorgenommen, die weit über das Maß 
der üblichen Abschreibungen hinausgehen. Abschreibungen, 
die erst später gemacht zu werden brauchen, werden also 
vorweggenommen. In den Preis des Produkts können als- 
dann die üblichen Abschreibungen einkalkuliert werden und 
die Tatsache, daß die Abschreibungen tatsächlich ganz oder 
teilweise vorgenommen worden eit unberücksichtigt bleiben. 
Auf diese Weise können,» je nach der Konjunktur, entweder 
Uebergewinne gemacht oder die Konkurrenz unterboten wer- 
den. Die Verwaltung kann sich so die Verfügung über große 
Mittel verschaffen, die unkontrolliert von. der Oeffentlichkeit 
und von der Generalversammlung verwendet werden können. 
Der andere Vorzug der stillen Reserven ist, daß sie das Ge- 
sellschaftsvermögen der _Oeffentlichkeit und besonders den 
Arbeitnehmern gegenüber kleiner erscheinen lassen, als es 
wirklich ist. Trotz der offensichtlichen Unterbewertungen zeigt 
die Goldmarkeröffnungsbilanz erheblich höhere Ziftern als die 
Vorkriegsbilanzen, ein Zeichen dafür, in welchem Maße die Ge- 
sellschaft ihren Umfang erweitert hat. Zem Vergleich stelten 
wir die Bilanz vom 31. Dezember 1912 und die Goldmarker- 
öffnungsbilanz vom 1. Januar 1924 in den wichtigsten Posten 
nebeneinander. 


Aktiva. 
1912 1924 
Grundstücke und Gebäude 1 357 826 7 500 000 
Maschinen 262 661 500 000 
Betriebsanlagen, Inventar usw. 391 398 8 
Vorräte 3 164 496 3 319 777 
Beteiligungen 54 533 5 
Kasse 11.883 73 748 
Wechsel 50 935 — 
Wertpapiere 10 863 235 000 
Debitoren 4 516.406 737 854 
Vorratsaktien — 1 
Passiva. 
1912 1924 
Aktienkapital 4 250 000 
Stammaktien 6 100 009 
Vorratsaktien 2 500 000 
Vorzugsaktien 150 000 
Reserve 343-390 1 000 000 
Obligationen 862 200 05 486 
Sonstige Rückstellungen 210 008 314 285 
Rückstellungen auf Steuern == 462 544 
Bankschulden 1 436 556 119 489 
Gläubiger 1 878 070 139 562 
Akzepte 400 372 34 028 
Anzahlungen usw. n— 497 959 
Das Vorhandensein stiller Reserven ergibt sich schon 


daraus, daß eine ganze Reihe hochwertiger Vermögensteile nıer 
mit Merkposten von 1 Mark zu Buche stehen, ein Beweis da- 
für, daß der Gewinn zu groß gewesen ist, als daß er in unver- 
hüllterer Form hätte versteckt werden können. Die Beteiligun- 
gen, die nur mit 5 Mark bewertet sind, betreffen u. a. sämt- 
liche Anteile der Sachsenwerk, Bayerische Niederlassung G. m. 
b. H. in München umd der Gesellschaft für elektrische Schiits- 
ausrüstungen m. b. H. in Dresden. Aber auch die nicht voll- 
ständig A®geschriebenen Posten sind sehr stark unterbewertet, 
obwohl sie um ein vielfaches höhere Ziffern zeigem als von 
dem Kriege. Das gilt besonders für die festen Anlagen. Allein 
der wirkliche Wert der Zugänge seit 1914 st zweifellos erheb- 
lich höher als die für Grundstücke und Gebäude in die Gold- 
markeröffnungsbilanz eingesetzten Ziffern. Die Grundstücke 
und Gebäude der Vorkriegszeit sind also vollständig abge- 
schrieben. Trotzdem entsprechend der Ausdehnung des Unter- 
nehmens sich. auch der Umsatz zweifellos erheblich vergrößert 
hat, zeigen die Warenvorräte ungefähr den gleichen Wert wie 
vor dem Kriege. Auch hier also sicherlich große stille Re- 
serven. Es besteht augenblicklich in Deutschland ein gewisser 
Mangel an liquiden Mitteln, der darauf zurückzuführen ist, 
daß die auf Kosten der Konsumenten und der Arbeitnehmer ge- 
machten Inflationsgewinne in Anlagen gesteckt worden sind. 
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Es hat also eine gewisse Ueberkapitalisierung stattgefunden, 
der auf der anderen Seite eine Unterkonsumtion gegenüber 
steht.: In der Bilanz des Sachsenwerks: ist aber von. einem 
‘Mangel an liquiden Mitteln nichts zu merken, im Gegenteil, die 
Liquidität ist außerordentlich günstig. Zählt man die laufenden 
Mittel, - Kasse, Effekten, Schuldner, Waren, auf der einer 
Seite und die laufenden Verpflichtungen auf der anderen Seite 
zusammen, so ergibt sich, daß die laufenden Mittel rund 4,4 
und die laufenden Verpflichtungen rund 2,5 Millionen Mark 
betragen. ‘ Die Gesellschaft brauchte also ihren Kredit nicht 
voll auszunutzen. Sowohl Forderungen wie Schulden sind 
erheblich geringer als vor dem Kriege; darin kommen die ver- 
änderten Zahlungsbedingungen zum Ausdruck, ebenso wie in 
der Höhe der AÄnzahlungen. 

Die offenen Reserven waren schon vor dem Kriege ziemlich 
hoch und machten insgesamt rund 550 000 Mark, also mehr 
als. 10% des Aktienkapitals aus. Jetzt betragen sie insgesamt 
rund 1800000 M. Die Rückstellungen für Steuern enthalten 
außer den seit 1. Januar 1924 bereits bezahlten Steuern für 
das Vorjahr „auch die uns bisher bekanntgewordenen Forde- 
rungen der Steuerbehörden für Körperschaftssteuer, Mietzins- 
steuer und die später fällig werdenden Obligationssteuern‘. 

Die Vorkriegsobligationen haben sich zugunsten der Ge- 
sellschaft auf rund 1/, entwertet. Eine im Jahre 1920 aufge- 
nommene Anleihe in Höhe von 10 Millionen Mark ist 1923 
zurückgezahlt worden. Die Anleihegläubiger sind ‘also ganz 
oder doch fast ganz leer ausgegangen. 

Die im Jahre 1923 ausgegebenen 100 Millionen Mark 
Aktien sind sogenannte Vorratsaktien, die die Bank der Ge- 
sellschaft zu deren Verfügung hält, die also praktisch der Ge- 
sellschaft gehören. Diese Vorratsaktien, für die keine Ein- 
zahlungen. geleistet worden sind, ‘sind bei der Umstellung 
ebenso behandelt wie die übrigen Aktien, also im Verhält- 
nis 40:1 auf 2500000 Mark umgestellt worden. Sie sind auf 
der Passivseite der- Bilanz besonders vermerkt und stehen, 
da sie zum Besitz der Gesellschaft gehören, auch auf der 
Aktivseite, und zwar mit einem Merkposten von einer Mark. 
Es besteht also hier eine, stille Reserve, die die Gesellschaft 
selbst mit 21/, Millionen bewertet, die aber nach dem augen- 
blicklichen Börsenkurs sich auf 2,9 Millionen Mark beläuft. 
Diese Vorratsaktien können durch Umtausch zu Angliederungs- 
zwecken verwendet werden. Sie können auch veräußert und 
die so gewonnenen Mittel "zum Ausbau der Betriebsanlagen 
verwendet werden. Sie können aber auch zu Schleuderpreisen 
an Verwaltungsmitglieder gegeben werden. Das wäre dann eine 
versteckte Gewinnausschüttung oder vielmehr, da es sich um 
eine Begünstigung nur eines Teiles der Aktionäre handeln 
würde, eine versteckte Aufsichtsrats- bzw. Vorstandstantieme. 
Sollte es so gemacht werden, dann würde zwar eine Preis- 
gabe von Gesellschaftsvermögen vorliegen, es brauchte aber 
trotzdem infolge der Abschreibung auf eine Mark in der 
nächsten Bilanz kein Verlust ausgewiesen zu werden, es könnte 
vielmehr noch ein .Buchgewinn entstehen. Die Vorzugsaktien 
sind nach den Bestimmungen der Goldbilanzverordnung ent- 
sprechend dem wirklich in Goldmark eingezahlten Betrage 
umgestellt. 

Phönix hat in letzter Zeit seinen Besitz an Sachsenwerk- 
anteilen vergrößert. In der letzten OGeneralversammlung vom 
Dezember 1924 entfielen von den 215 Millionen Mark ver- 
tretenen Aktien allein 40 Millionen Mark Aktien auf Phönix. 
In dieser Generalversammlung ist deshalb auch ein Vertreter 
von Phönix in den Aufsichtsrat gewählt worden, und zwar 
das Vorstandsmitglied der Phönix A.-G. Flaccus. 

Ser WwchS 


Wie die Steuerzahler im letzten Steuer- 


jahre herangezogen wurden 


In einer jetzt bekanntgegebenen Denkschrift hat es die 
Reehtsregierung abgelehnt, die Inflationsgewinne zu besteuern. 
Sie begründet dies u. a. damit, daß, wollte man die Umrech- 
nung genau vornehmen, einige tausend Beamte notwendig 
seien, um diese Arbeit zw bewältigen. Demgegenüber muß 
der Arbeitnehmerschaft mit äller Deutlichkeit zu Gemüte 
geführt werden, daß sie es ist, die den Hauptteil der Steuer- 
lasten zu tragen hat. Es gibt keinen besseren Anschauungs- 
unterricht als das Steuerjahr 1924. Auf unserem Schaubilde 
ist eine der wichtigsten Steuerkategorien herausgegriffen wor- 
den, um die Steuerlast der Besitzenden zu zeigen. 

Die fettgedruckten Säulen auf dem Schaubilde stellen die 
Lohnsteuer dar, die von den Arbeitern, Angestellten und 
Beamten allein aufgebracht werden mußte. ie darunter 
beifndlichen kleinen Säulen zeigen den Teil der Finkommen- 
steuer, der von den Besitzenden, Erwerbsgesellschaften usw. 
aufgebracht wurde. Man sieht aus der eichnung, daß im 
ersten Vierteljahrsmonat sieh die Besitzsteuer erhöht. Dies 
ist daraus zu erklären, daß bisher in den betreffenden Monaten 
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Vorauszahlungen zu leisten waren. Hinfort sollen die Voraus- 
zahlungen wegfallen, so daß sich für die Zukunft vielleicht 
ein noch ungünstigeres Bild: ergibt. - Im Monat März -1925, 
wo die Ermäßigung auf :die. Steuern der Besitzenden bereits 
wirksam war, überragt die ‘Säule: der Lohnsteuer diejenige der 
Besitzenden ganz gewaltig. e: ö 
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Eine der schlimmsten Steuern ist die Umsatzsteuwe Fr, 
da diese bei jedem Warenumschlag erhoben wird und somit 
das Preisniveau sehr ungünstig beeinflußt. Da die Geschäfts- 
leute diese Steuer auf die Warenpreise einfach draufschla en, 
muß die Umsatzsteuer in der Hauptsache von der großen 
Masse getragen werden. Von den Besitz- und Verkehrssteuern 
entfallen auf die Umsatz- und Lohnsteuer 57 Prozent. Ferner 
befinden sich in dieser Steuerkategorie noch kleinere, die Fahr- 
kartensteuer u. a., die ebenfalls von der Masse getragen wer- 
den müssen. In dem Schaubild nicht enthalten sind die 
indirekten Steuern und die Zölle. Mehr als eine Milliarde 
mußte als Abgabe bei dem Verbrauch von Tabak, Bier, 
Zucker, Branntwein, Salz usw. geleistet werden. Es bedarf 
keiner Begründung, daß auch diese auf den Massenverbrauch 
beruhenden Steuern von dem arbeitenden Teil der Bevölke- 
rung aufgebracht werden mußten. Dasselbe ist der Fall’bei den 
Zöllen, die eine Einnahme von 356 Mill. M. erbrachten. 
Möge sich -jeder Kollege diese Zahlen einprägen. Das 
Steuerjahr 1924/1925 zeigt auch dem denkfaulsten Staats- 
bürger, wohin die Reise geht ‚wenn die Arbeiterschaft sich 
nicht, ermannt und ihre Geschicke selbst in de Hand nimmt. 
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Die Verbreitung des Arbeiterurlaubs 


Die regelmäßige. 'Gewährung von Urlaub für Arbeiter, 
die vor dem Kriege: zu den: Ausnahmen gehörte, breitet sich 
immer mehr aus. Wie immer folgt auch der Gesetzgeber der 
tariflichen Uebung, so daß in wachsendem Umfange auch be- 
reits gesetzliche Urlaubsregelungen festgestellt werden können. 
Die folgende Zusammenstellung stützt sich auf Angaben des 
„Internationalen Gewerkschaftsbundes‘“, des „Internationalen 
Bundes der Privatangestellten‘‘ und der Zeitschrift „Der Ar- 
beitgeber‘‘ (1924, Nr. 9). Sie ist notwendigerweise lückenhaft 
und unvollkommen, da‘ die Unterlagen von verschiedenem 
Werte sind. Immerhin reicht sie aus, um das Vordringen und 
die bereits erreichte Ausbreitung des. Urlaubsgedankens er- 
kennen zu lassen. Leider fehlen Unterlagen, um die Regelung 
des Urlaubs für die Angestellten gesondert darzustellen. Dies 
sührt zum Teil daher, daß der Begriff ‚Angestellter‘ in vielen 
Ländern weder gesetzlich noch tariflich in ähnlicher Art um- 
rissen ist wie in Deutschland. 


Rußland 
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In Rußland erhalten die Arbeiter in gesundheitsschäd- 
lichen Betrieben einen Ergänzungsurlaub auf den ihnen gesetz- 
lich. zustehenden von zwei Wochen. 

In der Tschechoslowakei sind Saisonarbeiter, land- 
und forstwirtschaftliche Tagearbeiter sowie Heimarbeiter 
nicht gesetzlich erfaßt. 

Sonntage oder Feiertage, die in den Urlaub fallen, werden 
eingerechnet und bezahlt. 

. Tariflich- festgelegt Urlaub - in 
Ländern: 

‚Deutschland: 1921 enthielten 72 Tarifverträge (also 
86: Prozent aller vertraglich gebundenen Arbeiter) Urlaubs- 
bestimmungen, und zwar 56. Prozent drei Tage, etwa -41 Pro- 
zent drei bis sechs Tage. 

England: Auf Grund der „Ministery of Labour Gazette“ 
enthalten 27 Reichsverträge und 85 Bezirksverträge sowie 
eine Reihe von Einzelimternehmen Bestimmungen über be- 
zahlten Arbeiterurlaub von drei bis zwölf Tagen, gebunden 
an sechs- bis zwölfmonatige ununterbrochene Beschäftigung 
in demselben Betriebe. 

Einige Verträge (z. B. Schukindustrie) sehen die be- 
achtenswerte Einrichtung eines Urlaubsfonds vor, an 
den Arbeitgeber. sowie Arbeitnehmer während 
48 Wochen jährlich prozentual der Höhe des Lohnes Beiträge 
entrichten. 

Schriitgießer in London, die während 50 Wochen des 
Jahres 50 Stunden arbeiten, erhalten 48 Stunden entlohnt, der 
Ertrag der beiden anderen Stunden, also für .100 Arbeits- 
stunden, wird für den Urlaub reserviert. 

‚In Italien wird bezahlter Urlaub in den haüptsäch- 
Kchsten Industriezweigen gewährt, und zwar schwankt der Ur- 
laub von sechs Tagen in der chemischen Industrie, der Metall- 
und der Textilindustrie, bis zu 12 oder 15 Tagen in Gas-, Elek- 
trizitätswerken und im Buchdruckgewerbe. _ 

Jugoslavien: Buchdrucker des Belgrader Bezirks er- 
halten 15 Tage vollbezahlten Urlaub, im Sarajewoer Be- 
zirk vier Tage nach einem. Jahre, 14 Tage nach fünf Jahren. 

Gemeindearbeitern des gleichen Bezirks steht ein Urlaub 
von 14 Tagen nach einem Jahre und von vier Wochen nach 
zehn Jahren zu. 

In Norwegen betrug die Länge des Urlaubs fast allge- 
fnein zwölf Arbeitstage, bei Tariferneuerungen der letzten 
beiden Jahre wurde der Urlaub für Arbeiter der Industrien, 
welche der Auslandskonkurrenz ausgesetzt sind, herab- 
gesetzt, für Arbeiter der Bauindustrie blieb er unverän- 
dert. 1923. betrug der. Urlaub durchschnittlich neun Tage. 

In Schweden enthielten 1922 996 (215733 . Arbeiter 
umfassende) Tarifverträge, also 77 Prozent, Bestimmungen 
über Arbeiterurlaub; in 420 Verträgen (64.039 Arbeiter um- 
fassend) war kein Urlaub vorgesehen. 444 Verträge (123 837 
Arbeiter) enthielten . weniger als eine Woche, die übrigen 
Verträge sechs bis zwölf und mehr Urlaubstage. 

In der Schweiz. bestehen für emen Teil der Arbeiter 
auch tarifliche Bestimmungen. 


ist der folgenden 
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In Dänemark ist für. die Tabakindustrie tariflich fest- 
gelegt, daß alle Betriebe des ganzen Landes in einer be- 
stimmten Woche des: Sommers‘ unter Weiterbezahlung: 
des vollen Lohnes bzw. des. durchschnittlichen Akkordlohnes 
geschlossen: bleiben. | 

Die Länder, in denen eine gesetzliche Regelung. des 
Arbeiterurlaubs erfolgte, stehen also zu denen, die nur eine 
tarifliche vorsehen, in einem Verhältnis von 5:8. 

Rußland und Polen gehen in ihren: gesetzlichen Bestim- 
mungen am weitesten. Polen jedoch scheint schon -jetzt 
seine soziale Weitherzigkeit zu bereuen; denn die polnische 
Regierung hat durch Verordnung die bisherigen zweiten Feier- 
tage (Weihnachten, Ostern, Pfingsten) als gesetzliche Feier- 
tage aufgehoben und ihnen den harakter gewöhnlicher, 
Wochentage verliehen. 

Gegen dieses so wenig soziale und arbeiterfreundliche 
Verhalten der polnischen Regierung hat der AfA-Bund Pol- 
nisch-Oberschlesien Einspruch erhoben mit dem Hinweis, daß 
diese Verordnung dem Genfer Abkommen über Oberschlesien 
widerspräche. 

Noch weiter in ihrer Besorgnis um die „Sanierung des 
Staatsgedankens und Verbesserung der Sozialpolitik‘ geht die 
tschechoslowakische Regierung. Ihr gesetzlich geregelter Ar- 
beiterurlaub ist bedeutend schlechter als der der anderen Län- 
der, die eine gesetzliche Regelung haben. Hinzu kommt noch, 
daß die tschechoslowakische Regierung durch das „Gesetz 
über die Regelung der Feiertage“ nur noch neun 
Feiertage und fünf Staatsfeiertage der tschechoslowakischen 
Republik anerkennt, so daß die tschechoslowakischen Arbeiter 
mehr Ruhetage verlieren, als ihnen das Urlaubsgesetz gibt. 

Gegen die praktische Aufhebung des Urlaubsgesetzes durch 
das am. 15. April 1925 in Kraft getretene Feiertagsgesetz hat 


sich der Einheitsverband der Privat- und öffentlichen An- 
gestellten in einer Eingabe gewandt. -at- 
Soziale Chronik 

Veränderungen des Arbeitslosenschutzes. Von der ver- 


schiedenartigen Gestaltung des Arbeitsmarktes hängt in großem 
Maße. die Regelung der Arbeitslosenfürsorge ab. In Oester- 
reich, wo die Arbeitslosigkeit, trotz der schwachen Ab- 
nahme in der letzten Zeit, am drohendsten ist, wurde unlängst 
die Arbeitslosenunterstützung erhöht. In Ländern mit drücken- 
der. Arbeitslosigkeit, in England und in Deutschland, 
steht die Reform der Arbeitslosenunterstützung auf der Tages- 
ordnung. Wo die Arbeitslosigkeit in besonders hohem Maße 
abgeflaut ist, wie in der Tschechoslowakei und in der 
Schweiz, wird die Arbeitslosenfürsorge abgebaut. Es ist 
bemerkenswert, daß die Tschechoslowakei ebenso wie die 
Schweiz sich vom System der allgemeinen Arbeitslosenunter- 
stützung abgewendet und das System der Subventionen, 
dass Genter System, angenommen haben. Der Unter 
schied in. den Machtverhältnissen der Arbeiterschait beein- 
flußte die verschiedenartige Form des Abbaues, den Unter- 
schied im Ausbau des Genter Systems in den beiden Ländern. 
Während in der Schweiz die Bundesbeiträge den öffentlichen 
und es Arbeitslosenkassen gewährt werden und der 
Staatsbeitrag für die Genossenschaftskassen geringer ist als 
für die von Arbeitgebern und Arbeitnehmern gemeinsam ver- 
walteten Kassen, sind in der Tschechoslowakei die Gewerk- 
schaften die alleinigen Organe der Arbeits- 
losenunterstützung. Natürlich ist die Voraussetzung 
des Erfolges des Genter Systems, wie es auch die Begrün- 
dung des tschechoslowakischen Gesetzes betont, die Wieder- 
kehr der „normalen wirtschaftlichen Verhältnisse“. Ob diese 
Voraussetzung bereits gegeben ist, ob die Gewerkschaften, 
deren Fonds während der wirtschaftlichen Krisen sehr in 
Anspruch genommen wurden, imstande sein werden, aus eige- 
nen Mitteln Entsprechendes zu leisten, wird auch in der 
Tschechoslowakei bestritten. Besonders die deutschen .Ge- 
werkschaften der Tschechoslowakei sind es, die gegenüber 
der Einführung des Genter Systems die Notwendigkeit der obli- 
gatorischen Arbeitslosenversicherung betonen. 


Neue Vereinbarungen in der New Yorker Bekleidungs'n- 
dustrie. Eine Verständigung zwischen der’ „Dress Manufacturerg 
Association‘, deren Mitglieder mehr als drei Viertel der im 
den Vereinigten Staaten gebrauchten Frauenkleider herstellen, 
und den Gewerkschaften machte einem Streik ein Ende, der 
eine Woche lang 30000 Angestellte von der Arbeit fernhielt. 

Der neue Vertrag, über dessen. Durchführung in letzter 
Stunde Meinungsverschiedenheiten entstanden, die zur Nieder- 
legung der Arbeit führten, schreibt vor, daß alle Kleidungs- 
stücke ein Etikett tragen müssen mit der Erklärung, daß 
sie von Gewerkschaftsmitgliedern und unter 
sanitären Verhältnissen hergestellt wurden. 
jeder neue Angestellte muß ein ärztliches Zeugnis ‚beibringen, 
daß er an keiner ansteckenden Krankheit leidet. Ein besondereg 
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Arbeitsbüro, das mit den Gewerkschaften in Verbindung steht, 
soll die Unternehmungen mit Arbeit versorgen. Eine Arbeits- 
losenversicherung wird ins Leben gerufen, bei welcher 


der Arbeitgeber 2%, der Arbeitnehmer 1% des » 


Lohnes beisteuert. Die Arbeitslosenunterstützung beträgt 
10 Dollars die Woche tund;soll 120 Dollar im Jahr nicht 
überschreiten. 

Der Mindestlohn für Zuschneider war im Jahre 1923 
44 Dollar und ist jetzt 50 Dollar, für Hohlsaumarbeiter im 
Jahre 1923 25 Dollar, jetzt 30 Dollar, für Nachprüfer statt 22 
jetzt 26 Dollar, Reiniger statt 17 jetzt 20 Dollar. Es wird ange- 
nommen, daß der wöchentliche Durchschnittsiohn bei ständiger 
Beschäftigung 60 Dollar für Bügler, 52 Dollar für Arbeiter und 
32 Dollar für Fertigsteller betragen wird. 

Die jährliche Produktion der 2000 Arbeitsstätten, welche 
an dem neuen Uebereinkommen teilnehmen, wird auf 250 ‚Mil- 
lionen Dollar geschätzt und die Summe der jährlichen Löhne 
auf 50 Millionen Dollar. 


Referentenführer 


Wie hat bisher der Dawes-Plan funktioniert? Das „erste 
Dawes-Jahr‘‘ (September 1924 bis September 1935) ist als eine 
Atempause gedacht worden. Die Milliarde, die Deutsch- 
land im Laufe dieses Jahres zu zahlen hat, wird wohl nicht 
aus den Steuern und der Industriebelastung, wie in späteren 
Jahren, aufgebracht; sondern hauptsächlich ats dem Ertrag der 
Dawes-Anleihe, die Deutschland im Herbst 1924 bekommen 
hat (800 Millionen) und ferner allerdings aus dem Ertrag der 
deutschen Eisenbahnen (200 Millionen). Aus diesen Quellen 
hat nun der Reparationsagent regelmäßig jeden Monat 
eine Summe gleich etwa einem Zwölftel einer Milliarde (83 Mil- 
lionen) zur Deckung der Ansprüche der Alliierten und der 
Verwaltengskosten der verschiedenen interalliierten Kommis- 
sionen geschöpft. Die Kosten der Kommissionen machten etwa 
ein Zehntel der Gesamtzahlung aus. Die restlichen neun Zehn- 
tel verteilten sich zwischen den Alliierten, wobei Frankreich 
das meiste erhielt, ihm folgten England, Belgien, Italien, dann 
Jugoslawien, Rumänien, Portugal, Japan, Griechenland. 

Wichtig ist nun die Frage: oh die Uebertragung der deut- 
schen Vermögenswerte an die Alliierten in Form von Waren 
oder in Form von Geld erfolgte. Denn die Uebertragung in 
Geldform (in Form von fremden Devisen) kann zu großen 
Schwierigkeiten führen, denn sie setzt das Vorhandensein von 
Devisenüberschüssen bei Deutschland voraus, die aber aus dem 
Export erzielt werden müssen, wenn man nicht durch 
Devisenankauf die Markwährung ruinieren will. Hingegen be- 
steht bei der Uebertragung in Form von Waren dieses Pro- 
blem nicht. 

Nun ist die Zusammensetzung der englischen Repara- 
tionseinnahmen in diesem Sinne eine ungünstige: vier Fünftel 
davon stammen aus der Devisen abgabe der Exporteure 
(die sogenannte 26 prozentige Abgabe). Durch das jüngste 
Abkommen zwischen Deutschland und England ist aber diese 
Abgabe verbessert worden: Jetzt kann der Reparationsagent, 
wenn er die Gefährdung der Mark herannahen sieht, den 
Devisenabfluß abstoppen und die angesammelten Exportdevisen 
bei der Deutschen Reichsbank liegen lassen. 

Für Frankreich spielen die Sachlieferungen eine 
viel größere Rolle als für England und bilden die Hälfte der 
Reparationseinnahmen Frankreichs: Es ist hauptsächlich die 
Kohle. Hingegen ist die Bedeutung der französischen 26 pro- 
zentigen Abgabe eine viel geringere. Leider zeigen aber 
die letzten Monate einen allmählichen Umschwung: Die Sach- 
forderungen Frankreichs gehen zurück und dementsprechend 
wächst die Bedeutung s&äner Geldforderungen. Die Ab- 
satzkriseim deutschen Kohlenbergbau (die noch 
andere Ursachen hat) wird dadurch verschärft. Was 
Deutschlandgdemgegenüber unmittelbar erstreben kann und 
von den “Alliierten verlangen darf, ist: 1. Abbau der Zoll- 
matuern zur Erleichterung des deutschen Exports, um die 
Devisenablieferung zu ermöglichen; 2. Erstreckung des Ein- 
grifisrechtes des Reparationsagenten auch auf die französische 
26 prozentige Abgabe. Sonst kann das glatte Funktionieren 
des Dawes-Planes — auch ganz abgesehen von der Frage 
nach der tatsächlichen Leistungsfähigkeit Deutschlands — ge- 
fährdet werden. 


Die Aufwertungspolitik: Der rechtliche, der wirtschaft- 
liche und der soziale Gesichtspunkt im Widerstreit. Die deut- 


‚schen Staatspapiere sind durch die Inflation entwertet worden; 


auf der Börse zahlt man 70 Pfennige für je 1000 Mark Nenn- 
wert der deutschen Kriegsanleihe. Vom rechtlichen Gie- 
Sichtspunkt aus sagt man: „Das Reich hat 1000 Mark geliehen 
bekommen, soll abs 1000 zurückzahlen, um so mehr, als es 
selbst an der Inflation schuld ist.“ Der wi rtschaftliche 
Gesichtspunkt weist aber darauf hin, daß „die volle Befriedi- 
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ung der Reichsgläubiger eine Unmöglichkeit ist, weil das 
Reich mit seinen vier oder fünf Milliarden Einnahmen nicht 
die 70 Milliarden Papierschulden bezahlen kann, da es ja 
außerdem die jährlichen‘ 21/, Dawes-Milliarden zahlen muß. 
Und das Reich sind wir alle.“ Der soziale Gesichtspunkt 
sagt: „Wenigstens die ärmeren Anleihezeichner inüssen, wenn 
auch nur zum Teil, befriedigt werden. Nicht sie, sondern die 
sezialen Umschichtungen durch die Inflation sind an “ihrem 
Elend schuld.“ — Der Regierungsentwurf des Aufwertungs- 
esetzes ist nun vom Reichswirtschaftsamt kritisiert worden. 
ie Regierung glaubt nämlich alle „Anleihe-Altbesitzer‘ (das 
heißt solche, die die Anleihe seinerzeit gezeichnet und 
nicht später spekulativ erworben haben) in einem ge- 
wissen Maße entschädigen zu können, indem ihnen 
cine Verzinsung der Anleihen (zu 1/, Prozent des Pa- 
piernennwertes) gewährt und außerdem die Teilnahme 
an einer Auslosung zugesichert wird. Außerdem sollen die 
Bedürftigen unter ihnen eine Vorzugsrente erhalten. Aber 
auch die Anleihe-Neubesitzer werden — wenigstens 
auf dem Papier — die Zinsen bekommen, sobald die Repara- 
tionszahlungen aufhören. Demgegenüber betont der Reichs- 
wirtschaftsrat noch mehr den sozialen Gesichtspunkt. 
Er will den Kreis der Ansprischsberechtigten nur auf Ba- 
dürftige beschränken, diesen aber dafür mehr geben, als 


die Regierung beabsichtigte, und vor allem zu den Bedürftigen 


alle diejenigen zählen, die ein Einkommeh von weniger als 1000 
(und nicht wie die Regierung fast zum Spott festsetzte: 600) 
Mark jährlich haben. Die Regierung wie der Reichswirtschafts- 
rat stellen den wirtschaftlichen Gesichtspunkt voran; 
aber die Regierung glaubt einen Schein von „Recht‘‘ wahren 
zu müssen, wo der Reichswirtschaftsrat offen höchstens nur 
die sozialen Gesichtspunkte einigermaßen anerkennen will. 
Freilich ebenfalls ganz ungenügend: Denn, zum Beispiel die- 
jenigen, die weniger als 1000 Mark Anleihe gezeichnet haben, 
sollen nach den beiden Entwurfsfassungen ganz leer auskom- 
men. Und das sind ja gerade die kleinen Leute! 


15 Prozent Dividende — aber 500000 Mark gestundete 
Steuern. Die Mal-Kah-Zigarettenfabrik A.-G. in Berlin weist für 
das Geschäftsjahr 1924 eine Roheinnahme von 1075 964 Reichs- 
mark auf. Nach Abschreibungen usw. verbleibt ein Ueber- 
schuß von 451612 Reichsmark. Davon wird eine Divi- 
dende von 15 Prozent gezahlt. 

Die Dividende des Mal-Kah-Konzerns, der stark mit eng- 
lischem Kapital arbeiten soll, gehört mit zu der höchsten Rate, 
die von den deutschen Erwerbsgesellschaften überhatipt für 
das Jahr 1924 gezahlt worden sind. Die hohe Dividende erhält 
eine besondere Betonung, wenn der Zigarettenkonzern in 
seinem Geschäftsbericht ausführt, daß die Produktion im 
Laufe des Jahres 1924 bedeutend eingeschränkt wer- 
den müßte. Wir haben hier ein typisches Beispiel für das 
herrschende Dividendenprinzip in unserer Industrie: ein e- 
schränkter Betrieb, verminderter Umsatz, aber 
Höchstdividende! 

Die Dividende der Mal-Kah-A.-G. verdient aber auch wohl 
das Interesse der Steuerbehörde. Auf der Passivseite dar 
Bilanz finden wir einen Posten von 507818 Reichsmark« Dieser 
Posten stellt gestundete Banderolensteuern mad 
gestundete Zölle dar. (Die Mal-Kah-A.-G. ist Großimporteur 
von palästinischem Tabak.) Diese sehr hohen Steuerstundun- 
gen muten wirklich sehr eigentümlich an, wenn man bedenkt, 
daß der Konzern für die Ausschüttung seiner 15 Prozent Divi- 
dende Sammen benötigt, die zur Deckung der Steuerschuld 
gerade ausgereicht hätten. 

Im Zigarettenhandel ist es Praxis, daß Großhändler wie 
auch Detailhändler bei Abnahme der Ware die Rechnung so- 
fort bezahlen. Damit wird ja-auch wohl die Auslage 
desFabrikantenfürBanderolensteuerund Zoll 
beglichen. Wie kommt es nun,/daß die Stundungen fü 
Banderolensteuer und Zölle einen solchen Umfaag annehmen 
können, wie bei der Mal-Kah und anderen Gesellschaften? 


Wie an Hüten verdient wird, Das größte Unternehmen 
der Hutbranche, die Berlin-Gubener Hutfabrik A-G. 
weist für das abgelaufene Geschäftsjahr einen Reingewinn 
von 1354719 Mark auf. Das ist mehr als ein Viertel 
des mit 5250000 Mark bemessenen Aktienkapitals. Davon 
kommt eine Dividende von 14 Prozent zur Verteilung, 
75000 Mark erhält der Reservefonds, außerdem soll mit 
200 000 Mark ein neuer Dispositionsfonds gebildet werden. 
Die armen Aufsichtsratsmitglieder erhalten für 
ihre Tätigkeit 63000 Mark und für soziale Zwecke werden 
100000 Mark ausgeworfen. Das Betriebsvermögen ist um 
1416628 Mark gegenüber der Golderffinungsbilanz gewachsen. 
An dem überaus günstigen Geschäftsergebnis der Berlin- 
Gubener Hutfabrik kann man sehen, daß 
viel zu hoch im Preise stehen. 


ie Hüte heute noch 
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Die Goldbilanzen des Siemens-Konzerns 


Der Siemens-Konzern, selbst ein Riesengebilde industrieller 
Konzentration, ist ein Glied des Stinnes-Konzerns. Im Jahre 
192] kam ein Interessengemeinschaftsvertrag zustande, der eines 
der gewaltigsten vertikal organisierten Gebilde der Weltindustrie 
in die Taufe hob. Schon vorher hatte unter der Firma Rhein- 
Elbe-Union ein Interessengemeinschaftsvertrag zwischen zwei 
großen Unternehmungen des Stinnes-Trusts, der Gelsen- 
kirchener Bergwerks-Akt.-Ges. und der Deutsch- 
Luxemburgischen Bergwerks- und Hütten-Akt.- 
Ges. bestanden, dem später der Bochumer Verein für 
Bergbau und Gußstahlfabrikation A.-O. einver- 
leibt wurde. Die drei der Rhein-Elbe-Union angehörenden 
Gesellschaften schlossen dann eine Interessengemeinschaft mit 
den drei Spitzengesellschaften des Siemens-Konzerns, der Sie- 
mens-Falske-A.-G., der Eiektrizitäts-A.-G. vormals Schuckert 
u. Co. und der Siemens-Schuckert G.m.b.H. Zur formellen 
Wahrung der Interessen dieses Gememschaftskomplexes 
wurde die Siemens-Rhein-Elbe-Schuckert-Union 
gegründet. Es findet eme Verteilung des gemeinsamen Ge- 
winnes statt. Jede der an der Interessengemeinschaft beteilig- 
ten Gesellschaften erhält einen Gewinnanteil, der sich nach 
der Höhe ihres Gesellschaftskapitals richtet. Damit auch nach 
der Umstellung auf Goldmark das Verhältnis der sechs Aktien- 
kapitalien zueinander und damit auch die auf jede von ihnen 
entfallende Gewinnquote unverändert bleibt, ist die Umstellung 
des Papiermarkkapitals auf Goldmarkkapital bei sämtlichen 
sechs Gesellschaften in der gleichen Weise, nämlich im Ver- 
hältnis von 10:7, erfolgt. Die Produktions- und Absatzverhält- 
nisse liegen bei den sechs Konzerngesellschaften aber denkbar 
ungleich. Wenn trotzdem das Vermögen der sechs Gesell- 
schaften nach dem gleichen Schlüssel bewertet wird, so zeigt 
das, daß nicht die besonderen Verhältnisse jeder einzelnen Ge- 
sellschaft, micht die Gesichtspunkte der Produktions politik, 
sondern die Gesichtspunkte der Fimanz politik den Ausschlag 
gegeben haben. Von der Höhe des Aktienkapitals ist die 
Größe des auf jede Aktie entfallenden Anteils an der Dividende 
abhängig. ‘Der Anteil kann um so größer sein, je kleiner das 
Aktienkapital im Verhältnis zum Wert des Gesellschaftsver- 
mögens ist. Je höher der Dividendensatz, um so höher der 
Kuss, d. h. der Preis, den neu ausgegebene Aktien auf dem 
Kapitalmarkt‘ erzielen können. Je höher der Kurs, um so 
günstiger ist es demnach, finanzielle Mittel durch Neuausgabe 
von Aktien zu bekommen. Die Bemessung des Aktienkapitals 
kommt also nicht so zustande, daß man Vermögen und Schul- 
den bewertet und die Differenz als Aktienkapital einsetzt, viel- 
mehr bestimmt man zunächst den künftig zur Ausschüttung 
kommenden Dividendensatz und stellt darauf die Bewertung 
von Vermögen und Schulden und die Höhe des Aktienkapitals 
ab. Einer, der es wissen muß, Dr. Edmund Stinnes, hat in 
der Generalversammlung des Mülheimer Eergwerksvereins diese 
Bilanzierungsmethode wie folgt gekennzeichnet: 

„Heute stehen wir in der deutschen Volkswirtschaft allent- 
halben vor der Aufgabe, zu sanieren, unter die Vergangenheit 
einen Strich zu Ziehen und eine neue für die Zukunft trag- 
fähige Basis zu schaffen, ein neues Goldkapital aufzubauen 
nach den Vorkriegsgrundsätzen der Rentabilität, wobei infolge 
des teuren Geldmarktes (in Amerika kostet festverzinsliches 
Industriegeld 61/, Proz.) die Höhe der Dividende für einen 
mindesterforderlichen Paristand 8 Proz. sein dürfte, wonach 
also ein Kursstand von 120 bis 130 Proz. einer zehnprozentigen 
Dividende entsprechen würde. Einen solchen Kursstand halte 
ich für geboten, will man genügend kreditwürdig sein oder 
Emissionen früher oder später placieren.“ 

Es ist also angebracht, die Zitfern der Goldmarkeröffnungs- 
bilanzen des Siemens-Konzerns nicht als Offenbarungen hinzu- 
nehmen, sondern sie mit höchst kritischen Blicken zu betrach- 
ten. Es ist zweckmäßiger, weniger auf als zwischen den Zeilen 
zu lesen. Zunächst ist zu unterscheiden zwischen der Siemens u. 
Halske A.-G. und der Siemens-Schuckert G.m.b.H. einerseits 
und der A.-G, vorm. Schuckert u. Co. andererseits. Diese ist 
nämlich im wesentlichen eime sogen. Haltegesellschaft. Bei ihr 
tritt die Produktion in den Hintergrund. Ihr Wesenszweck 
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ist vielmehr, die rechtliche Besitzerin von Anteilen anderer 
Konzerngesellschaften zu sein. Auch die anderen beiden Ge- 
sellschaften sind Inhaber zahlreicher Beteiligungen, aber ihr 
Schwerpunkt liegt in der Eigenproduktion. Die Bilanzen dieser 
beiden Gesellschaftstypen sind also verschieden zu beurteilen. 


, „ Bei der Haltegesellschaft ist das neue Stammkapital erheb- 
lich niedriger, bei Siemens u. Halske dagegen erheblich höher 
als vor dem Kriege, während es bei Siemens-Schuckert unver- 
ändert geblieben ist. Es ist ein Beweis für die finanzielle S ärke 
des Konzerns, daß er darauf verzichten konnte, seine Kapital- 
bedürfnisse durch Erhöhungen des Aktienkapitals zu befrie- 
digen. Wie der Vorsitzende des Aufsichtsrates v. Siemens 
auf der Generalversammlung der Siemens u. Halske A.-G. 
sagte, erfolgten Aktienkapitalerhöhungen während der Infla- 
tionszeit nicht, um ausreichendes Arbeitskapital zu erhalten, 
sondern nur um im Einklang mit anderen Gesellschaften zu 
bleiben, also nur, um den Anteil am Gewinn der Interessen- 
gemeinschaft entsprechend zu regulieren. Der Siemeas-Konzern 
hät es vorgezogen, anstatt das Aktienkapital zu erhöhen, An- 
leihen aufzunehmen. Das gereichte ihm zu großem Vorteit, 
denn die festverzinslichen Verpflichtungen’ haben sich dank 
der Inflation auf Kosten der Gläubiger und zugunsten der 
Konzerngesellschaften entwertet. Die Verwaltung behauptet 
in ihrem Bericht zur Goldmarkeröffnungsbilanz, daß der Be- 
trag, um den die fundierten Schulden entwertet sind, erheblich 
hinter dem Verlust zurückbleibt, den die Gesellschaft unmittel- 
bar durch den Krieg und das Versailler Diktat erlitten hat. Die 
Behauptung wird aber durch die Goldbilanzen nicht bestätigt, 
Das zeigt die folgende Aufstellung: 





Siemens u. Halske A.-G. 
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Bei Siemens-Schuckert ist die Butwertung der festes Geld- 
verpflichtungen am umfangreichsten. Diese Passiven (Anleihen, 
Pensions- und andere Kassen, Spareinlagen und das tunkündbare 
Darlehen von Schuckert u. Co.) haben sich insgesamt um rund 
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97 Millionen Mark entwertet. Die auf diese Weise erzielten 
Inflationsgewinne sind also größer als das Stammkapital. Aber 
gerade bei Siemens-Schuckert sind die. Kriegsverluste zweifel- 
los am geringsten gewesen. Ihre Auslandsinteressen waren vor 
dem Kriege verhältnismäßig nicht allzu groß, daher können 
auch nicht allzu große Verluste durch Besitzbeschlagnahme im 
Auslande entstanden sein. Wenn also die riesigen Inflations- 
gewinne in der Bilanz nicht zum Ausdruck kommen, so wird 
man daraus schlteßen müssen, daß die Kriegsverluste des Kon- 
zerns mehr als ausgeglichen sein müssen. Es hat also eine 
planmäßige Unterbewertung, der Aktiven stattgefunden. Statt 
offene Reserven auszuweisen, hat man vorgezogen, stille Re- 
serven zu bilden. EG 

Bei Siemens u. Halske ist das Eigenkapital (Aktienkapital 
plus Reserven) um etwa ein Drittel höher. als vor dem Kriege. 
Falsprechen ist auch der Wert der festen Anlagen, Grund- 
stücke und Gebäude, erheblich größer als in der letzten Vor- 
kriegsbilanz. Maschinen, Geräte, Werkzeuge usw. stehen wie 
vor dem Kriege nur mit Merkposten von 1 Mk. zu Buche. In 
dem ‚Anleiheprospekt wird ausdrücklich hervorgehoben, daß 
die SR ihre Anlagen vollständig ab- 
geschrieben haben. Obwohl also die Grundstücke und 
Gebäude höhere Werte zeigen als vor dem Kriege, entsprechen 
die Ziffern in keiner Weise dem wirklichen Wert. Das gilt 
natürlich auch für die festen Anlagen bei Siemens-Schuckert, 
die etwas niedriger bewertet sind als vor dem Kriege, und 
ebenso für die Beteiligungen bei beiden Gesellschaften, die 
bei Siemens u. Halske etwas geringer und bei Siemens- 
Schuckert ungefähr doppelt so hoch sind wie 1914. Der Wert 
des Warenlagers ist bei Siemens u. Halske fast doppelt so 
hoch. Das läßt auf eine entsprechende Vergrößerung des Um- 
satzes schließen. Gerade bei Siemens u. Halske liegt aber in 
höherem Maße als bei Siemens-Schuckert das Schwergewicht 
bei dem Export. 


Elektrizitäts-A.-G. vorm. Schuckert u. Co, 
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Jie Entwertung der Anleihen und Hypotheken beträgt hier 
rund 45 Millionen: Mark, kommt also fast dem umgestellten 
Aktienkapital gleich. Um so merkwürdiger, daß das Eigen- 
kapital um rund ein. Viertel niedriger ist als 1914. Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß das unkündbare Darlehen von Siemens- 
Schuckert von 25 auf 15 "Millionen herabgesetzt worden ist. 
Dafür ist keine andere Begründung gegeben worden als die, 
daß die Herabsetzung 'nur aus „formellen‘‘ Gründen erfolgt 
sei. Man hat bei Siemens-Schuckert statt des Stammkapitals 
das Darlehen umgestellt. Der Zweck dürfte sein, die Aktiven 
von Schuckert u. Co. entsprechend niedriger . erscheinen” zu 
lassen. In ihrem Bericht sagt die Verwaltung selbst, daß die 
Beteiligungen zum Teil nur mit Markbeträgen bewertet, also 
vollständig abgeschrieben worden sind. Die übrigen dürfte 
man dieser Methode entsprechend „vorsichtig‘‘ angesetzt haben. 
Der Posten Wertpapiere enthält eine große Anzahl von Be- 
teiligungen. Nach der Bilanz ist sein Wert von 44 auf 5 Mil- 
lionen gesunken. Auf die rechte Seite der Bilanz ist ein 
Posten Wertberichtigungen in Höhe von 5,3 Millionen eingesetzt. 
Die auf dem Konto Wertpapiere stehenden Beteiligungen sind 
also überhaupt nicht bewertet worden. Dieser nicht bewertete 
Besitz - betrifft Anteile folgender Gesellschaften: 

Beldam-Werke Maschinen- und Apparatefabrik A.-G in 
Nürnberg, Beton-Schleuderwerke A.-G. in Nürnberg, Conti- 
nentale Gesellschaft für elektrische Unternehmungen in Nürn- 
berg, Fränkisches Ueberlandwerk A.-G. in Nürnberg, Groß- 
kraftwerk Franken A.-G. in Nürnberg, Hamburgische Elektri- 
zitätswerke in Hamburg, Kraftwerke Westsachsen A.-G. in 
Zwickau, Oesterreichische Siemens-Schuckert-Werke in Wien, 


Rheinsche Elektrizitäts-A.-G. in Mannheim; außerdem Obliga- 
tionen verschiedener Gesellschaften, ferner Staatsanleihen und 
Schatzanweisungen. 

Der Siemens-Konzern hat. während der letzten zehn Jahre 
gewaltige Vergrößerungen und Verbesserimgen seiner Betriebe 
vorgenommen. Das kommt aber in den Bilanzen nicht zum 
Ausdruck. Vor einigen Monaten ist vom Siemens-Konzern eine 
Anleihe in den Vereinigten Staaten a worden. Der. 
in amerikanischen Zeitungen veröffentlichte Anleiheprospekt 
enthält Angaben, die mit den Ziffern der Goldbilanzen in 
Widerspruch stehen und die der deutschen Oeffentlichkeit vor- 
enthalten werden. Die Angaben entstammen einem Brief des 
Dr. Karl F. v. Siemens, sind also wohl verbürgt. Danach 
betrug das Bruttogeschäft im Jahre 1924 über 92 Millionen 
Dollar, also rund 400 Millionen. Goldmark. Der Bruttogewinn 
eines Jahres betrug also. mehr als das Doppelte des Stamm- 
kapitals von Siemens u. Halske und Siemens-Schuckert zu- 
sammen; es wäre also ein Bruttogewinn von 200 Prozent. 
Sicherlich ist aber nicht der Bruttogewinn im Briefe des Herrn 
v. Siemens zu hoch angegeben, sondern die Werte in den 
Bilanzen zu niedrig. Der in der Abschlußbilanz für die Zeit 
vom 1. Oktober 1923 bis 30. September 1924 ausgewiesene 
Rohgewinn beträgt bei Siemens u. Halske 3,3. und bei Siemens- 
Schuckert 1,5 Millionen Mark. Nach den weiteren Angaben des 
Prospektes ist die Siemens u. Halske A.-G. mit 100 Proz. und 
Siemens-Schuckert mit 80 Proz. der normalen Leistungsfähigkeit 
beschäftigt gewesen. 40 Proz. der Produktion seien ausgeführt 
worden; daraus ergibt sich, daß ein großer Teil der durch 
die Beschlagnahme verlorengegangenen Exportpositionen in- 
zwischen zurückgewonnen worden ist. 


.Den Goldbilanzen kann man also keine Aufschlüsse über 
den wahren Stand des Konzerns entnehmen. Sicher ist nur, 
daß durch Unterbewertung enorm hohe stille Reserven gebildet 
worden sind. Das hat den Zweck, der Verwaltung freien Spiel- 
raum in der Verwendung ihrer Mittel und in der Festsetzung 
der Preise zu verschaffen. Es ist also eine finanzielle Rüstung 
für den jetzt wieder voll einsetzenden Kampf um den Welt- 
markt. Außerdem ist‘es auch ein Mittel, die Lage des Konzerns 
in den Augen der Oeffentlichkeit und besonders der Arbeit- 


:nehmer zu verschleiern. 


Nach dem Amerikaprospekt übersteigen die gesamten 
festen Lasten einschließlich Zinsen der neuen Anleihe und 
der jährlichen Dawes-Lasten nicht 941 000 Dollar jährlich ab 
1929. Erst dann also erreichen diese Lasten eine Höhe, die 
rund 4 Millionen Mark, was zwei Prozent der Summe. der 
Stammkapitalien von Siemens u. Halske und Siemens-Schuckert 
entspricht. 

Die Verwendung elektrischer Energie macht in allen Teilen 
der Erde rapide Fortschritte. Gewiß hat während der Kriegs- 
und Nachkriegszeit das Ausland in erhöhtem Maße seine eigene 
Elektrizitätsindustrie ausgebaut. Das Weltmonopol des Sie- 
mens-Konzerns ist daher jetzt schwerer gefährdet als vor dem 
Kriege. Die Konkurrenz hat sich also verschärft, aber gleich- 
zeitig der Markt erweitert. An der Elektrifizierung der Welt» 
wirtschaft hat nach wie vor der Siemens-Konzern einen hervor- 
ragenden Anteil. Nach dem letzten Geschäftsbericht sind 'ge- 
rade in jüngster Zeit umfangreiche Betriebserweiterungen vor- 
genommen worden. Technische Neuerungen sind versucht und 
mit Erfolg eingeführt worden, Im Flugmotorenbau wurden 
z. B. wesentliche Verbesserungen der bekannten Siemens u, 
Halske-Typen erzielt. Der neu zum Bau aufgenommene selbst- 
tätige Schalterfahrkartendrucker hat sich auf mehreren großen 
Bahnhöfen gut bewährt. Das Geschäft in Rundfunkapparaten 
hat sich gut entwickelt. Der Konzern ist an der Telefunken- 
gesellschaft für drahtlose Telegraphie und an der Transradio 
drahtloser Ueberseeverkehr Komm.-Ges. beteiligt. Bei der Aus- 
dehnung des Auslandsgeschäfts spielt Japan eine wichtige Rolle. 
Dort wurde gemeinsam mit dem Konzern der Fusi Denki Seiso 
Kabushiki Kaisha ein großes Werk errichtet und bereits in 
Betrieb genommen. Vor kurzem schloß Siemens-Schuckert 
mit der amerikanischen Westinghouse Co. einen Vertrag, der 
den gegenseitigen Austausch von Patenten, Erfahrungen und 
Arbeitsmethoden vorsieht. Kommerzielle Vereinbarungen ent- 
hält der Vertrag nicht. Der irische Freistaat hat den Konzern 
mit der Ausführung eines großzügigen Planes betraut, der die 
Verwertung von Wasserkräften zur Erzeugung elektrischer 
Energie bezweckt. 


In jüngster Zeit erwarb die Siemens u. Halske A.-G. die 
Mehrheit der Aktien der Reiniger Gebbert u. Schall A.-G. in 
Erlangen. Das ist die Spitzengesellschaft eines Konzerns, der, 
sich auf-dem Gebiete der elektromedizinischen Apparate be- 
tätigt. Mit dieser Erwerbung hat der Siemens-Konzern die 
einzige Konkurrenz auf diesem Gebiete beseitigt und sich ein 
absolutes Monopol verschafft. Die Erwerbung ist dem Konzern 
so wichtig gewesen, daß er für die Anteile mehr bezahlt hat, 
als der Börsenpreis zur Zeit betrug.. 
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Ob die Verbindung mit: dem Stinnes-Trust heute noch dem 
Konzern. große. Vorteile vietet, ist zweifelhaft. Die Verbindung 
ist in einer Zeit der .„ohstoffknappheit hergestellt worden. 
Siemens suchte sich auf diese Weise einen Rohstoffbezug. zıt 
sichern. Heute besteht die Rohstoffknappheit nicht mehr; 
frachtlich hegt sogar Rheinland-Westfalen für Siemens un- 
günstig. Die Beziehungen sind anscheinend ziemlich lose ge- 
worden. Die Zusammenarbeit dürfte sich im wesentlichen auf 
das finanzpolitische Gebiet beschränken. 

. G. Fuchs. 


Die Wirtschaft als Gesamtprozeß 
I 


Der erste Band des Marxschen „Kapital“ ist vielfach 
popularisiert, und seine theoretischen Grundanschauungen sind 
durch eingehende Erörterungen größeren Volkskreisen geläufi 
geworden. Der zweite und der dritte Band des’ „Kapital“ sind 
aber diesen Kreisen durchweg ein Buch mit Siegeln geblieben. 
Daher begrüßen wir freudig das Erscheinen der Arbeit Karl 
Renners: „Die Wirtschaft als Gesamtprozeß und 
die Soztalisierung“*), die die grundlegenden Gedanken 
von Karl Marx über das kapitalistische Wirtschaftssystem 
populär darzustellen versucht. 

Karl Renner setzt eine gewisse Kenntnis des ersten Bandes 
der Marxschen Kapitalkritik voraus. Der Reichtum der Ge- 
sellschaften mit kapitalistischer Produktionsweise erscheint bei 
Marx als eine ungeheure Warensammlung. Die Waren werden 
von Privatkapitalisten unter geschärfter Wahrnehmung ihrer 
Profitinteressen für die Sättigung gesellschaftlicher Bedürfnisse 
hergestellt. In dem Austausch mit Geld haben sich die pro- 
duzierten Waren als gesellschaftlich notwendig zu erweisen. 
Lebten die Menschen im. Schlaraffenland, flögen ihnen. alle 
Bedürfnisgegenstände arbeitslos zu, so würde sich der Waren- 
markt überhaupt nicht entwickeln und der Begriff des Waren- 
wertes würde den Menschen völlig fernbleiben. Erst weil der 
riesige Warenreichtum, ohne den wir heute nicht leben können, 
geschaffen werden muß, verbinden wir mit ihm gewisse Wert- 
vorstellungen. Wenn heute bestimmte Waren keinen gesell- 
schaftlichen Absatz finden, wenn sie kein gesellschaftliches 
Bedürfnis befriedigen, dann allerdings ist die auf sie verwandte 
Arbeit wertlos, dann sind diese Waren nicht gegen Geld um- 
setzbar. Lassen die Kapitalisten „ihre‘‘ Arbeiter Waren mit 
Instrumenten erzeugen, die veraltet sind und technisch unter 
dem Durchschnitt stehen, so ist der Wert der in den Pro- 
dukten verkörperten gesellschaftlichen Arbeit‘ begrenzt. Nur 
die gesellschaftliche Arbeit ist in vollem Umfange Träger von 
Wert, die mit den durchschnittlich in der Gesell- 
schaft vorhandenen Arbeitskräften und Ar- 
beitsmitteln für gesellschaftliche Bedürfnisse 
produziert. Die Arbeitskräfte selbst dürfen bei dem Arbeits- 
prozeß nicht unter dem gesellschaftlichen Durchschnitt stehen, 
sonst vermindert sich ihre wertschaffende Kraft. 

Die gesellschaftlichen Arbeiter, die vielfach in großer Zahl 
in der. Fabrik „gemeinsam schaffen, müssen ihre Arbeitskräfte 
auf dem Markte verdingen. Sie bekommen im Verkauf ihrer 
Arbeitskräfte im allgemeinen nur so viel Geld, nur einen so 
hohen Geldlohn, um sich dauernd auf dem Arbeitsmarkte zu 
erhalten. Sie produzieren aber gesellschaftlich so viele Lebens- 
und Genußmittel, daß sie sich und ihre Familien nicht nur 
allein ernähren, sondern auch ganze Gruppen von Personen, 
die .der Produktion ganz fernstehen. Das beweist schon ein 
Blick auf die Arbeits- und Lebensverhältnisse der heutigen 
Gesellschaft. Die Tatsache nun, daß Nichtarbeiter von den 
Arbeitserzeugnissen anderer leben,- stammt nicht erst von heute 
und morgen. Im Mittelalter tat sich z. B. ein adliger Grund- 
herr gut an den Erzeugnissen seiner hörigen Bauern. Diese 
lieferten Eier, Hühner, Getreide, Gespinste direkt, ohne Be- 
zahlume, an den adligen Fronhof. Der Grundherr lebte von 
seinen Bauern; diese erzeugten Arbeitsprodukte, die weit ihren 
eigenen Unterhalt überschritten, und von denen ihr Grundherr 
meist recht ausreichend zehren konnte. Im Mittelalter stellen 
also schon die gesellschaftlichen Arbeiter ein ihren Lebens- 
unterhalt überschießendes Arbeitsprodukt, ein Mehr- 
produkt her. 

Das gesellschaftliche Mehrprodukt gelangt in der kapi- 
talistischen Gesellschaft durchweg nicht direkt an seine 
eigentlichen Nutznießer und Verzehrer. Der frühere Grund- 
herr ist zum Getreide- oder Viehproduzenten geworden, der 
nur einen Teil seines gesellschaftlichen Arbeitsprodukts selbst 
verzehrt und den übrigen auf den Markt zur Sättigung 
fremder, eselischaftlicher Bedürfnisse bringt. Das ge- 
sellschaftliche Arbeitserzeugnis wird verkauft und erzielt einen 
Wert, der sich zunächst in einer Geldsumme ausdrückt; das 
Mehrprodukt setzt sich in Mehrwert um. Aus dem 
*) Preis Ganzleinen S M. Verlag J. H. W. Dietz Nachf., G.m.b.H,, 
Berlin SW 68. 


SOZIALWIRTSCHAFTLICHE RUNDSCHAU 1925 23 


Grundherrn, dem die Spinn- und Webestoffe von seinen ab- 
hängigen hörigen Bauern geliefert wurden, ist ein kapitalis- 
tischer Textilfabrikant geworden, der abhängige lohnarbeiteride 
Spinner und Weber beschäftigt. Das Produkt. der gesellschaft- 
lich schaffenden Arbeiter geht zu Markt und wird zur Ware, 
Ein bestimmter Wert, Preis, wird für diese bezahlt. Bei dem 
Verkaufe der Ware wird durchschnittlich nicht nur der Wert 
der Lebensmittel für die schaffenden Arbeiter erzielt, sondern 
auch der Mehrwert, von dem der Fabrikant lebt und aus dem 
er die Kosten für die Erweiterung der Produktion bestreitet. 
Jede kapitalistische Unternehmung muß ‘Werte für diese Er- 
weiterung der Produktion aufzuspeichern suchen. Der Still- 
stand würde sie gleichsam in Rückstand bringen, selbst jede 
direkt gesellschaftliche Produktion — eine indirekte gesell- 
schaftliche Produktion haben wir heute schon — zwingt zur 
Aufspeicherung, Akkumulation von Werten, im Interesse einer 
Steigerung der gesellschaftlichen Bedürfnisbefriedigung. 

Wir haben die Entstehung des gesellschaftlichen Mehr- 
werts aus der gesellschaftlichen Produktion gesehen. Aus der 
Produktion erwächst das Mehrprodukt. In dem” Umlauf, in 
der Zirkulation des geseilschaftlichen Produkts: verwirk- 
licht sich aber erst der Wert dieses Produkts und damit auch 
der Mehrwert. 

Die Zirkulation des gesellschaftlichen Arbeitserzeugnisses 
und damit die tatsächliche Verwirklichung des 
Werts und Mehrwerts ist bisher in der sozialistischen 
Betrachtung der kapitalistischen Wirtschaft vielfach vernach- 
lässigt worden — nicht von Marx, wohl aber oft von dessen 
Anhängern. In diese Lücke ököonomisch-sozialistischer Aus- 
einandersetzungen springt nun das Buch Karl Renners: „Die 
Wirtschaft als Gesamtprozeß und die Soziali.- 
sierung“ (Berlin 1925, J. H. W. Dietz Nachfolger) ein. 


HI. 


Die Produktion und Zirkulation des gesellschaftlichen Ar- 
beitsprodukts liegt heute in den Händen von Industrie-, Han- 
dels-Leihkapitalisten oder Gesellschaften dieser Kapitalisten. 
Diese Kapitalisten, obwohl sie privatim und zu ihrem Vor- 
teil das Arbeitsprodukt herstellen und zirkulieren lasse, sind 
Organe einer gesellschaitlichen Wirtschaft. Auch die kapi- 
talistische Wirtschaft ist in ihrem tiefsten Grunde gesellschaft- 
lich, sie produziert gesellschaftlich in dem Zusammenwirken 
von zahlreichen Arbeitern und sie schafft für Massenbedürf- 
nisse, für gesellschaftliche Bedürfnisse. Und Kapitalisten der 
verschiedensten Art sind mehr oder weniger Organe der ge- 
sellschaftlichen Produktion und der Zirkulation des gesell- 
schaftlichen Produkts. So sehr sie sich auch individuell mit 
ihrer wirtschaftlichen Freiheit spreizen mögen, sie hängen von 
dem gesellschaftlichen Aufbau der Wirtschaft selbst ab. Sie 
müssen sich nach den Bedürfnissen der Gesellschaft richten, 
mit technisch vervollkommneten Arbeitsmitteln schaffen ‘und 
die erzeugten Waren in die richtigen Kanäle senden, damit sie 
von der Gesellschaft zweckentsprechend verzehrt (konsumiert) 
werden können. 

Die tätigen Kräfte der gesellschaftlichen Produktion und 
Konsumtion wirken sich nun heute getrennt voneinander aus. 
Sie wissen nicht, ob sie nicht zuviel Erzeugnisse irgendeiner 
Warengattung herstellen und in Umlauf setzen lassen. Je 
feiner sie die Bedürfnisse der Gesellschaft erforscht und je 
technisch besser sie die ganze Herstellung und. Zirkulation 
der Waren organisiert haben, um so vollkommenere Agenten 
der Gesellschaft sind sie unter gewöhnlichen, durchschnittlichen 
Verhältnissen. Sie stecken unter diesen Umständen auch um 
so größere Teile des gesellschaftlichen Mehrwerts ein. 

Der Kapitalist vereinigt nur in seltenen Fällen die Waren- 
produktion mit der Warenzirkulation. Er stellt in diesem Falle 
das Produkt her, verkauft es und speichert den Gelderlös auf; 
um die Produktion auf breiterer Grundlage fortführen zu 
können. Die Zirkulation der Ware überläßt er durchweg 
anderen Wirtschaftsagenten, und das Geld behält er nicht in 
der eigenen Kasse, sondern führt es dem Bankier zu, der es 
anderen Unternehmungen zufließen läßt. Neben dem Produ- 
zenten steht der Kaufmann und’ der Geldkapitalist (der Ban- 
kier). Jede aufgespeicherte Mark. kann durch Bankiers sofort 
produktiv angewendet werden. Der Kaufmannskapitalist wid. 
met sich ausschließlich der Zirkulation der Arbeitsprodukte, 
der Geldkapitalist sorgt für den ständigen Umlauf der Kapitals« 
massen. In der kapitalistischen Zirkulation entsteht so eine 
wirtschaftlich zweckmäßige Organisation. Der Kaufmannskapi-' 
talist zieht die Verkaufsakte vieler Industriekapitalisten zu= 
sammen. Die produzierte Ware setzt sich so in gesteigerten 
Tempo um. Der Industriekapitalist kann so sein auf die Pro« 
duktion verwendetes Kapital bald zurückerhalten. Von dem 
Kaufmannskapital, das die Warenzirkulation und den Kapital. 
umschlag befördert, führt Karl Renner aus: „In der Funktion 
des Kaufmannskapitals, die Warenzirkulation zusammenzüufässen, 
zu vereinfachen und zu "beschleunigen, in dieser Rolle 
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eines Organisators der Zirkulation liegt seine 
soziale Bedeutung und die geschichtliche, vorübergehende 
Rechtfertigung seiner Teilnahme am sozialen Mehrwert.“ 

Der Industriekapitalist, der Geldkapitalist (Bankier), sie 
greiien alle nach dem von der gesellschaftlichen Arbeit ge- 
schaffenen Mehrwert. Sie sind keine uneigennützigen 
Agenten der Wirtschaft, sie suchen möglichst große Teile 
des gesellschaftlichen Mehrwerts zu erhaschen. 
Der Wettkampf aller dieser Empfänger des gesellschaftlichen 
Mehrwerts ist mit der kapitalistischen Wirtschaft selbst ge- 
geben. Dieser‘ Wettkampf, diese Konkurrenz regelt den Mehr- 
wertbezug zwischen den einzelnen kapitalistischen Gruppen. 
Wenn z. B. ein Zweig des Industriekapitals besonders große 
Teile des Mehrwerts verschluckt, sofort wirft sich das in der 
Gesellschaft flüssige Kapital auf diesen Zweig, und der Sonder- 
vorteil, der Sonderprofit ist bald aufgesogen. Es bildet sich 
eine allgemeine Profitrate heraus. 


Der Durchschnittsprofit erfüllt nun in der kapitalistischen 
Gesellschaft wichtige volkswirtschaftliche Aufgaben. Er be- 
stimmt das Hin- und Herwandern der Kapitalien in die ein- 
zelnen Zweige der Wirtschaft. Den Kapitalisten, die nicht mit 
vervollkommneten Arbeitsmitteln produzieren, legt er die An- 
schaffung neuer Produktionsinstramente auf. Funktionierende 
Kapitalien von gleicher Größe, seien sie auch in ihren Bestand- 
teilen aus Produktionsmitteln und aus lebendigen Arbeits- 
kräften sehr verschieden zusammengesetzt, pflegen gleiche Pro- 
fite abzuwerfen. In dieser Richtung wirkt das sich in der Ka- 
pitalkonkurrenz betätigende Gesetz von der gleichen Profitrate 
regelnd und richtend. 


Die Spaltung der Kapitalisten in funktionsiose und fun- 
gierende, den Ursprung und die Bedeutung der Grundrente, 
das Leihkapital und seine Aufgaben verfolet dann Karl Renner 
sehr eingehend. 


Der einzelne Industriekapitalist legte sich in den An- 
fängen der kapitalistischen Produktion eine Geldreserve zu- 
tück, um die Mittel für die Erweiterung seines Betriebes zu 
gewinnen. Diese Reserven der Einzelkapitalisten fließen in 
den Bankinstituten zur gemeinsamen Geldreserve für 
diese einzelnen Kapita'isten, zu einem gesellschaftlichen 
Gesamtkapital zusammen, Das kapitalistische Kredit- 
wesen reckt sich riesenhaft aus. Die Banken werfen z. B. den 
in alten Kulturländern aufgespeicherten Mehrwert in die Ko- 
lonien und rufen dort industrielle Unternehmungen, Häfen, 
Eisenbahnen im größten Umfange ins Leben. Zugleich aber 
lassen sie bedrohliche Konflikte zwischen den ein- 
zelnen Nationalwirtschaften heranreifen (Weltkrieg!). 


Es ist ein besonderes Verdienst Karl Renners, daß er die 
von Marx angedeuteten Entwicklungsreihen weiter fortgeführt 
und das Kredit- und Bankwesen durch eigene Darstellung 
beträchtlich ergänzt und neu beleuchtet hat, 


Die Rolle der Zirkulation für den Ausreifimgsprozeß der 
kapitalistischen Wirtschaft wird sich vielen Sozialisten erst 
durch die klaren Ausführungen Renners erschließen. Das Ver- 
ständnis der kapitalistischen Zirkulation öffnet uns einen neuen 
Einblick in das Sozialisierungsproblem, dem wir noch eine 
besondere Betrachtung widmen wollen. 


Paul Kampffmeyer. 
Weltwirtschaft 


Der vierte Oeltrust der Welt. Neben den drei Riesen- 
trusts für Oelgewinnung und Verwertung, der Standard-Oil 
New Jersey, der Royal Ditch-Shell und der Anglo-Persian ist 
als viertgrößter Oeltrust der Welt eine neue Gruppe mit einem 
Kapital von 548 Millionen Dollar gegründet worden. Diese 
Gruppe setzt sich aus der Standard-Oil Indiana Company, 
— einer Oelgesellschaft, die gelegentlich der Auflösung des 
großen Standard Oil Trusts aus dem Zentralunternehmen aus- 
scheiden mußte — und einer englisch-mexikanischen Gruppe 
zusammen, die sich ihrerseits die Herrschaft über die Pan- 
amerika-Oelgeseilschaft (Dohany) gesichert hatte. Das Ak- 
tionsgebiet des Oeltrusts ist Kalifornien, Lousiana und Mexiko. 


Das Rückversicherungsmonopol in Frankreich, Einen in- 
teressanten Teil des Finanzprogramms von Caillaux bildet der 
Plan zur Errichtung eines staatlichen Rückversicherungsmono- 
pols. Sämtliche Versicherungsgesellschaften sollen 50 Prozent 
der bei ihnen angesammelten Prämien als Anlagekapital für 
die Errichtung der Rückversicherungsgesellschaft abliefern. 
Caillaux erklärt, daß das Versicherungsgeschäft eigentlich einem 
Monopol gleichkommt, deshalb müsse sich der Staat ohne 
Enteignung und ohne bürokratische Form einen Teil der Mehr- 
er aus diesen monopolartig betriebenen Geschäftszweig 
sichern. 


Soziale Chronik en ; 


Das Verschwinden des Index in Oesterreich. Die öster- 
reichischen Gewerkschaften haben ihre Mitglieder aus der 
paritätischen Indexkommission abberufen. Dadurch wurde die 
Lohnpolitik der Inflationszeit in Oesterreich auch formell be- 
seitigt. Eine falsche Indexrechnung verursachte, daß in Oester- 
reich bei steigender Verteuerung der Lebenshaltung sinkende 
Indexe festgestellt wurden. Die Monatsmitte war der fest- 
gesetzte Termin für die Errechnung; vier bis fünf Tage vor 
der Indexrechnung gingen die Preise — und mit ihnen der 
Index — herunter, um zwei Tage nach der Errechnung wieder 
in. die Höhe zu schnellen. Im der Inflationszeit hatte der In- 
dex seine Schuldigkeit getan, während der Stabilisierung mußte 
er einer neuen Lohnpolitik Platz machen. Dank der Krise ist 
die österreichische Unternehmerschaft stark geworden und das 
Ende der Indexkommission wird den Anfang zäher, heftiger 
Lohnkämpfe bedeuten. 


Von Owen bis Taylor. Der Internationale industrielle 
Fürsorgekongreß, der im Juni in Vlissingen abgehalten wird, 
zeigt den Weg, den die Fabrikfürsorge von Robert Owen bis 
zur modernen amerikanischen Rationalisierung der Arbeit zu- 
rückgelegt hat. Robert Owen hat in seinen Spinnereien in 
New Lanark für die Wohlfahrt und Sicherheit der Arbeiter 
Vorkehrungen getroffen, die atich die Steigerung der Produk- 
tivität in günstigem Sinne beeinflußten. Es nahm viel Zeit in 
Anspruch, bis die produktionssteigernde Wirkung der besten 
Ausnützung der Arbeitskraft breiten Schichten der Arbeitgeber 
einleuchtete. Es ist gewiß kein Zufall, daß dies in erster Linie 
in Amerika geschah, wo die teure Arbeitskraft einen besonderen 
Wert besaß. Das Hauptziei der neuen amerikanischen indu- 
striellen Fürsorge ist die bessere Anpassung des Arbeiters an 
seine Arbeit, die Hebung der Leistungsfähigkeit des Arbeiters 
und in zweiter Reihe eine Werkspolitik, die mit Hilfe. ver- 
schiedener Fürsorgeeinrichtungen den Arbeiter an den Betrieb 
fesselt und seine Aufmerksamkeit von der Solidarität der Ar- 
beiterklasse, von der Gewerkschaft ablenkt. Der amerikanisch- 
englische Typ des Betriebsrates, der eine Mitwirkung des Ar- 
beiters im Betrieb unter der Führung des Arbeitgebers gewähr- 
leistet, ist auch ein Ausdruck jener Betriebspolitik, deren Spitze 
gegen die Gewerkschaften gerichtet ist. Nicht die menschen- 
freundliche Fabrikpflege in Owens Sinne, sondern die moderne 
amerikanische Rationalisierung des Betriebes und die beste 
Ausnützung der Arbeitskraft im Interesse des Kapitalisten und 
im Kampfe gegen die Gewerkschaften, sind die Motive, die 
hinter der Arbeit des Vlissinger Kongresses stehen. Unge- 
schminkt und offen werden natürlich diese Gedankengänge 
nicht in Erscheinung treten. Die philanthropische Verbrämumng, 
die Betonung des Owenschen Humanismus, wird in Vlissingen 
höchstwahrscheinlich nicht fehlen, 
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Bücherschau 


Dr. Rudolf Lämmel: Sozialphysik, Naturkraft, Mensch und 
Wirtschaft. Mit 18 Abbildungen im Text, vier Vollbildermn und farbigen 
Umschlagbild. Preis geh. 1,20 M., in Leinen geb. 2 M. Kosmos, Gesell- 
schaft der Naturfreunde, Geschäftsstelie: Franckh’sche Verlagsbuchhand- 
lung, Stuttgart. 


Ein neues Wissensgebiet bezeichnet man jetzt, wie wir 
in dem neuesten Kosmos-Bändchen von Dr, R. Lämmel kesen, mit dem 
von Verfasser neu geprägten Wort „Sozialphysik“ Ilı dem all- 
gemeinverständlich geschriebenen Büchlein werden die Grundlagen dazu 
auseinandergesetzt. Das Wissen, das allein zur Lösung der sozialen 
Frage verhelfen kann, ist Wissen von der Natur und ihren Kräften, 
in erster Linie Einsicht in die physikalischen Bedingungen unseres. Pia- 
neten. Darin liegt ja der Sinn der Physik: sie muß Aufschluß suchen 
und geben über die rein stofflichen Bedingungen des Lebens auf der 
Erde. Die Menschen sind Schatzgräber, sie suchen den Reichtum der 
irdischen Welt, und es ist der Kern der sozialen Frage, diesen Reichtum, 
wenn er gefunden ist, gerecht zu verteilen. . Die Sozialphysik hat die 
Aufgabe, eine Antwort auf die Frage zu geben: Ist so viel Reichtum an 
Naturkräften auf der Erde, daß alle Menschen ein auskömmliches Leben 
führen können? Es ist erstaunlich, was auf dem knappen Raum des 
Kosmos-Bändchens darüber gesagt wird. Die Darstellung mit den vielen 
netten Zahlenbeispielen und den anschaulichen Bildern ist ein Muster- 
beispiel dafür, wie man ein neues Wissenschaftsgebiet sofort einem 
großen Leserkreis volkstümlich darstellen kann. 


Die letzte Nummer der „Weltrundschau“ bringt wie üblich knappe 
und klare Darstellungen über die Ereignisse des vergangenen Monats 
auf dem Gebiet der Weltpolitik, Weltwirtschaft, internationalen sozialen 
‚Bewegung sowie über Wirtschaftskage und soziale Bewegung des Deut- 
schen Reiches für den Gebrauch der Arbeitnehmer. Der Bezugspreis 
beträgt 6 Mark pro Jahr. Wegen Zusendung von Probeexemplaren 
wende man 
Heidelberg, Gaisbergstraße 68. 


Mitglieder, werbt für den Bund! 


sich an die Administration der „Weltrundschau“, 
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Aktiengesellschaft Sächsische Werke 


Der Fall der Deutschen Werke hat die Aufmerksamkeit 
der deutschen Oeffentlichkeit auf den Besitz des Staates an 
Wirtschaftsbetrieben gelenkt, die in der Form der sogenannten. 
gemischt-wirtschaftlichen Unternehmung organisiert sind. Das 
sind Unternehmungen, die zwar ganz oder zum überwiegenden 
Teil im Besitz des. Staates, aber in der privatwirtschaftlichen 
Form der Aktiengesellschaft organisiert sind. Die Unterneh- 
mungen werden auf diese Weise von der eigentlichen Staats- 
verwaltung unabhängig, sie brauchen nicht nach fiskalischen, 
sondern können nach kaufmännischen Gesichtspunkten geleitet 
werden. Die Methode der Geschäftsführung ist also der privat- 
kapitalistischen gleich, aber im Zweck sind sie voneinander 
verschieden. Im Gegensatz ®um Privatunternehmen braucht 
„bei dem als Aktiengesellschaft gegründeten Staatsbetriebe das 
Bestreben nach Profit nicht ausschlaggebend zu sein, es kann 
vielmehr gemeinwirtschaftliche Zwecke verfolgen. Gerade weil 
das gemischtwirtschaftliche Unternehmen zwar eine Aktien- 
gesellschaft ist, aber nicht wie die private Aktiengesellschaft 
auf die Dividendenansprüche der Aktionäre Rücksicht zu neh- 
men braucht, kann sie ihre Initiative freier betätigen. Darin 
zeigt sich, daß das Gewinnstreben nicht der einzige und 
sicher nicht der stärkste Antrieb des wirtschaftlichen Fort- 
schritts ist. Das hat sich bei den Deutschen Werken erwiesen 
und zeigt sich auch bei den Sächsischen. Werken. 

Die Aktiengesellschaft Sächsische Werke ist im vorigen 
Jahr gegründet worden. Der Freistaat Sachsen brachte in die 
Gesellschaft seinen Besitz an elektrischen Kraftwerken, Kohlen- 
bergwerken und sonstigem Grundbesitz sowie seine Beteiligun- 
gen an anderen Unternehmungen ein und übernahm sämtliche 
Anteile, über die er auch heute noch verfügt. Zu dem vom 
Freistaat Sachsen übernommenen Besitz gehören: Großkraft- 
werk Hirschfelde, Kraftwerk Pirna und die zur Stromversor- 
gung des Landes Sachsen und der angrenzenden Gebiete ge- 


bauten elektrischen Uebertragungsanlagen mit den Verteilungs- - 


unternehmungen Elektrizitätswerk Oberlausitz in Zittau und 
Elektrizitätswerk Elbtalzentrale in Pirna, ferner das Braun- 
kohlenwerk Hirschfelde in Ostsachsen mit den Nebenwerken 
Hartau und Olbersdorf und das Braunkohlenwerk Böhlen, das 
bei Leipzig liegt, mit den Nebenwerken Leipnitz und Beucha. 
Das Braunkohlenwerk Hirschfelde mit einem Gesamtgehalt 
von mehr als 1/, Milliarde Tonnen und einer Förderung von 
1,2 Millionen Tonnen im Jahre ist schon seit längerer Zeit in 
Betrieb. Das andere erheblich reichere Braunkohlenwerk im 
Bezirk Böhlen enthält 3 Milliarden Tonnen Braunkohle. Es 
ist eines der größten Tagebaue Deutschlands. Mit dem Auf- 
schluß ist erst im vorigen Jahre begonnen worden. Die An- 
lage ist für eine Jahresförderung von 3 bis 4 Millionen Tonnen 
eingerichtet. Zum Braunkohlenwerk Hirschfelde gehört eine 
Brikettfabrik. Das Steinkohlenwerk Zauckerode fördert wert- 
volle Steinkohle, die bei der Plauener Industrie leicht Absatz 
findet. Die Ausnützung der vom Freistaat Sachsen in Angriff 
genommenen Wasserkraftanlagen ist von den Sächsischen Wer- 
ken übernommen worden. 

Die von der Gesellschaft übernommenen Betriebe hatten 
schon vorher gute Ergebnisse erzielt. Die Stromabgabe hatte 
sich stetig gesteigert. Im - Jahre 1921 sind 144, 1922 243 und 
1924 356 Millionen Kilowattstunden abgegeben worden. Die 
Gewinne dürften in der Inflationszeit durch die Entwertung 
der Strom- und Kohlenpreise Einbußen erlitten haben. Sie 
sind aber ganz oder teilweise durch die Entwertung der Hypo- 
theken wettgemacht worden, die in der Schlußbilanz vom 
31. März 1924 noch mit 4,5 Millionen Mark, in der Goldmark- 
eröffnungsbilanz vom 1. April 1924 aber mit nur 70000 Mark 
verzeichnet sind. 

Bei der Umstellung auf Goldmark ist das Papiermark- 
kapital von 150 Millionen Mark auf 40 Millionen Mark er- 
mäßigt worden. Es sind aber außerdem 4 Millionen Mark 
in. die Reserve gestellt und- ferner eine Erneuerungsrücklage 
von rund 30 Millionen Mark gebildet worden, so daß das 
Eigenkapital der Gesellschaft sich auf 74 Millionen Mark be- 
zitfert. Der wirkliche Wert des Gesellschaftsvermögens ist 
aber erheblich größer, und zwar nicht nur größer als das 
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Aktienkapital, sondern auch als das gesamte Eigenkapital, d. h. 
Aktienkapital und Rücklagen zusammengerechnet. Vor der 
Gründung der Sächsischen Werke ist eine Schätzung der von 
der Gesellschaft zu übernehmenden Vermögenswerte vorge- 
nommen worden. Der Wert wurde damals auf 1321/, Millionen 
Goldmark beziffert. Er ist also fast doppelt so groß wie das 
gesamte Eigenkapital und beträgt mehr als das Dreifache 
des Aktienkapitals. Daraus ergibt sich, daß nicht nur offene 
Reserven, sondern auch durch Unterbewertung der Aktiven 
gebildete stille Reserven vorhanden sind. Die Goldmark- 
eröffnungsbilanz vom 1. April 1924 zeigt folgendes Bild: 











1. 4. 1924 


G.-Mk. 
Aktiva: 

Verwaltungsgebäude . 500 000 
Grundstücke . } 15 750 000 
Koblenunterirdisches . 12 250 000 
Braunkohlenwerke . 15 203 106 
Steinkohlenwerke ; 3335 761 
Elektrizitätsanlage . 39 670 002 
Batkantoge ee ne aa SE 1058 145 
Wertpapiere und Beteiligungen . . . : 2 2 2 2° 2731 216 
Debitoren: 

Bar von Ehale HEBT a ar ae 2 739 583 

Anzahlung auf Bauten i r 1 690 004 

Verschiedene. . . , R 1 355 872 

Kasse 2 68 138 

Vorräte. E 500 009 

Vorauszahlungen 71816 

Passiva: 

Aktienkapital: 

Aktien Lit. A RN EN EEE RZ 20 000 000 

Aktien Lit. Bz, Rn . 20 000 000 
Reservefonds Ne ed 2 ee A an ARREN 4 000 000 
Daricher De le EIER DT — 
Hypotheken . i 70.000 
Erneuerungsrücklage . 30 086 251 
Wohlfahrtsfonds 1 000 000 
Gläubiger: 

Später fällige Verpflichtungen 18 813 30C 

Verschiedene N a WE 1915434 
Uebergangsposten . . . . 458 658 


Der Posten „Kohlenunterirdisches‘ in Höhe von 121/, Mil- 
lionen Mark z. B. ist derart zustandegekommen, daß das ge- 
samte Kohlenunterirdische mit rund 60!/, Millionen Mark be- 
wertet, aber davon 48 Millionen Mark unter der Bezeichnung 
„späterer Abbau vorbehalten‘ in Abzug gebracht worden sind. 
Tatsächlich ist also nur die in den nächsten Jahren für den 
Abbau in Betracht kommende Kohle in der Bilanz bewertet 
worden, während das gesamte übrige noch Jahrhunderte rei- 
chende Kohlenvorkommen unbewertet geblieben, also vell- 
kommen abgeschrieben worden ist. Wertpapiere und Beteli- 
gungen sind mit 2,7 Millionen Mark bewertet. Darin sind 
folgende Beteiligungen enthalten: 

Elektra A.-G. in Dresden, die Kraftwerke Westsachsen A.-G. 
in Zwickau, die Sächsische Elektrizitäts-Lieferungs-Gesellschaft 
A.-G. in Oberlungwitz, die Landkraftwerke Leipzig A.-G. in 
Kulkwitz, die Elektrizitäts-Betriebs-A.-G. in Riesa, die Kraft- 
werke Sachsen-Thüringen A.-G. in Auma i. Th., die Gasversor- 
gung Ostsachsen A.-G. in Dresden, die Kraftwerke Freital A.-G. 
in Freital i. Sa., die Sächsische Luftverkehrs-A.-G. in Dresden, 
die Elektrochemische Gesellschaft m. b. H. in Hirschfelde, die 
Elektrische Licht- und Kraftanlagen-Gesellschaft m. b. H, in 
Nixdorf sowie die Großröhrsdorfer Elektrizitätswerk-Gesellschaft 
m. b. H. 

Selbstverständlich steht der Bilanzwert der Beteiligungen 
in keinem Verhältnis zu ihrem wirklichen Wert. In der Zitfer 
sind Wertpapiere inbegriffen. Die Beteiligungen dürften also 
vollständig oder doch nahezu vollständig abgeschrieben sein. 
Der Bilanzwert des gesamten Anlagevermögens beziffert sich 
auf ungefähr 90 Millionen Mark. Das ergibt also unter Zu= 
grundelegung der Schätzung von 132 Millionen etwa 40 Mil- 
lionen Mark stille Reserven. Addiert. man dazu die offenes 
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Reserven von 34 ‘Millionen Mark, : so ergibt sich eine Gesamt- 
reserve: von ungefähr 74 Millionen’ ”Mark, das ist fast das 
Doppelte des Aktienkapitals. Die stillen Reserven bedeuten, 


‚daß Abschreibungen gemacht worden, sind in einer Höhe, die 


das übliche Maß: weit überschreitet. Die Gesellschaft kann also 
Uebergewinne machen, die sie zu Ausdehnungszwecken. und 
zur .Verbilligung des Strompreises verwenden kann.. Diese 
Methode der Bilanzierung zeigt, wie wenig zuverlässige .An- 
haltspunkte man für die Beurteilung der Lage eines Unter- 
nehmens aus Bilanzen überhaupt gewinnen kann. Das Bilan- 
zierungsverfahren der Sächsischen Werke ist nicht gerade 
lobenswert, denn es bedeutet eine Bilanzverschleierung. Die 
Staatsbetriebe sollten aber für die, privatkapitalistischen Unter- 
nehmungen.ein Vorbild der Bilanzklarheit sein, anstatt ihnen 
im Verschleiern nachzueifern. Diese Methode ist natürlich auch 
geeignet, den Erfolg des Unternehmens den Angestellten und 
Arbeitern gegenüber geringer erscheinen zu lassen, als er 
wirklich ist. Sie ist. also u. a. auch eine Waffe im Lohnkampf. 

Die Politik der stillen Reserven deutet darauf hin, daß die 
Sächsischen Werke in hohem Maße auf Ausdehnung bedacht 
sind. Seit der Gründung ist bereits viel nach dieser Richtung 
in Angriff genommen worden. An das Braunkohlenwerk Böhlen 
ist ein modern ausgebautes Großkraftwerk und eine Brikett- 
fabrik angeschlossen worden. Die Sächsischen Werke sind 
nunmehr in der Lage, ihr gesamtes Bedürfnis an Braunkohle 
billig in eigenen Werken zu befriedigen und sich vom Bezug 
von Kohlen aus der Tschechoslowakei unabhängig zu machen. 
Im Oktober v. J. wurde das dem Braunkohlenwerk Hirsch- 
felde - benachbarte Braunkohlenwerk Weichenheim erworben. 
Das Ueberlandwerk Schandau und die Straßenbahn Schandau- 
Liohtenhainer Wasserfall wurden angekauft. 

Einen Beweis für den Umfang der Ausdehnungspläne und 
gleichzeitig für die Höhe der stillen Reserven bildet die Tat- 
sache, daß die Sächsischen Werke vor kurzem in den Ver- 
einigten Staaten einen Kredit in Höhe von 15 Millionen Dollar 
aufgenommen haben, der vom Freistaat Sachsen garantiert 
wird. Die Anleihe beträgt also das 11/, fache des Aktienkapitals. 

Der Anleiheerlös wird zur Abtragung der verhältnismäßig 
geringfügigen Schuldenlast und vor allem zur Erweiterung des 
Leitungsnetzes und für sonstige Anlagen verwendet. - Die Strom- 
versorgung durch “die Sächsischen Werke ist noch außer- 
ordentlich ausdehnungsfähig, weil in Sachsen bisher der über- 
wiegende Teil des Energiebedarfes der Industrie von eigenen 
Anlagen gedeckt und nur ein kleiner Teil: von den Anlagen 
der Sächsischen Werke befriedigt worden ist. Durch den 
Uebergang der Industrie zur zentralen Elektrizitätsversorgung: 
würden sich deren Kosten erheblich verbilligen und außerdem 
durch die vermehrte Stromabgabe die Kosten der Braunkohlen- 
förderung herabsetzen lassen. In einem Gutachten hat die 
AEG. sich dahin geäußert, daß die Stromverbilligung enorm 
sein würde, wenn der von den Sächsischen Werken geplante 
Ausbau durchgeführt sei. Die Produktionskosten der Industrie 
würden sich also verbilligen, ohne daß sie selbst dafür irgend- 
welchen Kapitalaufwand hat zu leisten brauchen. Man müßte 
also erwarten, daß sie dann auch imstande ist, Gehälter und 
Löhne zu erhöhen und ihre Preise herabzüsetzen. Sonst würde 
die erfolgreiche Arbeit des Staatsbetriebes lediglich den Pri- 
vatunternehmern, aber nicht der Allgemeinheit zugute kommen. 

Der Abschluß für das Geschäftsjahr 1924 ergibt einen 
Reingewinn von 1821 671 Mark, woraus 10 Prozent Dividende 
verteilt werden. Bemerkenswert und für die wirtschaftliche 
Lage Deutschlands bezeichnend ist, daß die für Aufnahme 
fremden Kapitals gemachten Aufwendungen weit größer sind 
als die allgemeinen Unkosten. Die Aufwendungen für Zinsen 
betragen 957502 und für Anleiheunkosten 235854 Mark, die 
allgemeinen Unkosten 839186 Mark. G. Fuchs. 


Der Götze Kapitalbildung 

Wenn der indische Götzenwagen vorbeisaust, werfen sich 
ihm die verzückten Gläubigen vor die Räder, damit sie durch 
solchen Tod sofort ins Paradies kommen! Man wird an diesen 
alles. zermalmenden Götterwagen erinnert beim Anblick des 
neuen Götzen, dem das Volk Opfer darbringen soll, und der 
„Kapitalbildung‘“ heißt. Wenn die Besitzenden keine Steuer 
zahlen, so geschieht es deshalb, damit sie mehr ersparen und 
neue. Kapitalien bilden können. Sind die Kreditzinsen zu hoch, 
so können die Banken eben mehr verdienen- und fördern die 
Kapitalneubildung. Im Namen der Kapitalneubildung kann 
man auch gut für die Schutzzölle eintreten. Sichern doch die 
Schttzzölle den Unternehmern und Landwirten Uebergewinne, 
die ebenfalls zur Kapitalbildung beitragen. Man hat schon — 
dies sei als Kuriosum erwähnt — die Erhöhung der Mieten mit 
der Begründung gefordert, daß die Hausbesitzer dank der er- 
höhten Mieten zu Trägern der Kapitalbildıng gemacht werden 
sollen. Freilich werden auch andere vernünftigere Vorschläge 
zur Kapitalbildung gemacht, worüber noch zu sprechen sein 
wird. Vor allem soll aber der Zweck der Kapitalbildung; fest- 
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‚gestellt :werden. Denn es besteht kein Zweifel, daß die Kapital- 


bildung‘ nicht’Selbstzweck ist, was die Leute,.'die um den'neuen, 
Götzen‘ tanzen, ‘mit oder ohne: Absicht, “oft zu vergessen 
scheinen. i EI 5 EN 
_ Kapital wird gebildet, wenn ein Teil‘der Produktion nicht 
verbraucht, sondern als Produktionsmittel verwendet, zur 'Wei- 
terführung der Wirtschaft auf erhöhter Stufenleiter dient. In 
diesem Sinne ist die: Kapitalbildung die unentbehrliche Bedin- 
gung der kapitalistischen Wirtschaft. Sie wäre aber selbst in 
der sozialistischen unentbehrlich. Auch in einer solchen muß 
angesichts der Bevölkerungsvermehrung und zum Zweck der 
besseren Bedarfsbefriedigung ein Teil des Produktionsertrages 
für die Vorbereitung und Erweiterung der künftigen Poduktion 
verwendet werden. Die Kapitalbildung vollzieht sich nun ent- 
weder auf positive Weise, ‘das heißt es wird mehr als früher 
erzeugt, und kann deshalb ohne Einschränkung des bisherigen 
Verbrauchs ein Teil des Produktionsertrages erspart werden, 
oder aber auf negative Weise durch Einschnürung des Ver- 
brauchs im Vergleich zum bisherigen. Die Einschnürung des 
Verbrauchs kann verschiedenartig erzwungen werden: Es wer- 
den bei gleichbleibenden Einkommen die Warenpreise erhöht 
und dadurch wird der Verbrauch erzwungenermaßen ein- 
geschränkt, oder aber der Staat nimmt einen großen Teil 
des sonst zum Verbrauch bestimmten Einkommens als Steuer 
in Anspruch. Preiserhöhungen können wieder durch Trusts 
und. Kartelle — die durch Organisation und Produktionsein- 
schränkung den Wettbewerb ausschalten, durch Schutzzöle, 
eventuell auch durch Einfuhrverbote, die sämtlich den Verbrauch) 


verteuern, endlich durch hohe, die Waren verteuernde Kredit | 


zinsen am ehesten bewerkstelligt werden. 


Zugegeben also die Notwendigkeit der Kapitalneubildung, 
die in einem durch den Krieg verarmten Lande doppelt nottut, 
muß man sich dennoch fragen, ob nicht die Besonderheiten der! 
Wirtschaftslage der Kapitalbildung, was ihr Tempo und ihre 
Art anbelangt, die Wege vorschreiben, ob es nicht auch ver- 
nünftigere Wege zur Kapitalbildung gibt als die gewaltsame 
Einschnürung des Massenverbrauchs. Und anderseits wie weit 
die sonst notwendige Verbilligung der Produktion zum Zwecke 
der Kapitalbildung — damit die Gewinne aus Mehrproduktion 
und nicht aus der Drosselung des Verbrauchs abgeleitet werden 


‚sollen — in sozialen Gründen ihre Schranken hat. 


Zunächst einmal möchten wir hervorheben, daß in der 


_ gegenwärtigen Lage für die Wirtschaft das neue Kapital in 


erster Linie als Betriebskapital, nicht aber als Anlage zur 
Substanzerweiterung notwendig ist. Neues Kapital muß da 
sein, damit Rohstoffe: gekauft, Löhne -und Gehälter bezahlt, 
nicht aber deshalb, damit die Unternehmungen erweitert werden 
können. Während des Krieges und nachher während. der In- 
flationszeit wurden ja die meisten Industriezweige übermäßig 
erweitert, sie sind hochgradig überkapitalisiert, das heißt, 
sie können ihre Leistungsfähigkeit bei weitem nicht ausnützen. 
Vor allem trifft diese Feststellung auf die Schwerindustrie 
zu. Freilich muß neues Kapital auch zur Modernisierung der 
Betriebe, zur Anschaffung neuer Maschinen da sein, damit die 
Produktion  verbilligt, die Konkurrenzfähigkeit mit ‘dem Aus- 
land erhöht und neuer Kapitalbildung der Weg bereitet wird. 


Indessen gibt es keine Garantie dafür, daß die Gewinne der @ 


Landwirtschaft und der Industrie, die durch Schutzzölle noch 
erhöht werden, zur Steigerung des Betriebskapitals, nicht 
aber durch zur Zeit unproduktive Anlagen zur. Substanzer- 
weiterung verwendet werden. In bezug auf die Landwirtschaft 
haben berufene Fachleute die Tatsache festgestellt, daß die 
Landwirte ihre Erträge aus der Landwirtschaft nicht als Be 
triebskapital verwenden, noch in die Banken tragen und sie 
damit der Volkswirtschaft zur Verfügung stellen, sondern 
daß die überschüssigen _Kapitalien durch unnötige Neuan- 
schaffungen festgelegt: werden. Aber auch bei der Privat- 
industrie besteht keine Gewähr dafür, daß sie die Ueberge- 
winne nicht für zur Zeit überflüssige. Betriebserweiterungen) 
verwendet. Entstehen doch die auf die Konjımktur folgenden 
Krisen deshalb, weil die Unternehmer zur Zeit der Konjunktur 


und in der Hoffnung auf deren. ständiges Steigen übermäßige 


Substanzerweiterungen vornehmen. Nehmen wir aber an, daß 
dies nicht der Fall’sein würde, sondern daß die Industrie ihre 
Uebergewinne, die sie dank ihres Monopols und der Schutz 
zölle hat, auf andere Weise verwertet, nämlich entweder sich‘ 
neue Maschinen anschafft oder aber die Gewinne in andere 
Produktionszweige überleitet. Zum ersteren muß man be- 


merken, daß, so notwendig auch die Modernisierung des Ma- 


schinenparks, insofern diese während der Inflationszeit versäumt 


wurde, auch sei, doch bei einem überschnellen Tempo den 


Anschaffung von arbeitsparenden Maschinen eine Steigerung 
der. Arbeitslosigkeit droht, da die durch die Mechanisierung! 
der Arbeit überflüssig gewordenen Arbeitskräfte vorerst in 'der 
Produktion nicht untergebracht werden können. Dadurch ent- 
steht aber nicht nur eine soziale Gefahr, sondern auch eine 
wirtschaftliche, insofern‘ diese Schichten als Verbraucher aus- 
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fallen und einer Massenproduktion: auf. verbilligter Grundlage 
der Absatz. .untergraben wird. Darüber hinaus wird die Wirt- 
schaft. durch Arbeitslosenunterstützungen für diese Schichten 
belastet. Zum zweiten: Wenn wir annehmen, daß die Unter- 
nehmer die Gewinne ‘nicht in ihrem eigenen, bereits über- 
kapitalisierten Industriezweig anlegen und, sie. auch nicht nach 
dem Ausland tragen, so werden ‚sie diese in Industriezweigen 
unterbringen, wo noch gute Absatzmöglichkeiten vorhanden 
Sind.: Unter der Herrschaft des Monopolkapitals dienen aber 
diese Produktionszweige. vor allem: dem Luxuskonsum der 
Unternehmer und, der Besitzenden. Aus der Drosselung der 
kleinen Einkommen auf der einen, der Erhöhung der Preise 
auf der anderen Seite entspringt nämlich eine Auspowerung 
der Massen und können deshalb die neuen Kapitalien nur in 
Produktionszweige. gesteckt werden, die Waren für die Be- 
sitzenden herstellen. Es. ist sehr richtig, wenn gegen den über- 
mäßigen Tabak- und. Alkoholverbrauch der breiten - Massen 
het wird. Der Luxusverbrauch wird aber unter dem 
ystem der großkapitalistischen Kapitalbildung notwendiger- 
weise nur steigen. Einfuhrverbote für Luxuswaren können sich 
nur in Preiserhöhungen für die im Inland hergestellten Waren 
auswirken, das Problem werden sie aber nicht lösen können. 
Unter solchen Umständen müssen wir sowohl was das 
Tempo wie die Methoden der Kapitalneubildung anbelangt, 
andere Wege einschlagen, als die von der Regierung und den 
Unternehmern geforderten. Erstens müßte man andere Schich- 
ten zum: Träger der Kapitalbildung machen, vor allem die 
Bezieher der kleineren und mittleren Einkommen, die, wie 
Professor Hirsch in seinem lehrreichen Vortrag über das 
deutsche Kreditproblem hervorgehoben hat, in der Vorkriegs- 
zeit mindestens zwei Drittel der Volksersparnisse geliefert 
haben. Dazu gehört aber eine andere Steuer- und Kreditpolitik. 
Der Unfug der zu niedrigen Verzinsung der Spareinlagen) 
seitens der Banken, wo diese doch von ihren Schuldnern 
riesige Zinsen einstreichen, muß aufhören. Die Forderung von 
Professor Hirsch, daß der Enteignung der kleinen Aktionäre 
durch die Aufsichtsräte beziehungsweise Großaktionäre Einhalt 
eboten werden soll, trifft nicht nur deshalb zu, damit jene 
ihre Gelder wieder der Wirtschaft zufließen lassen, sondern 
auch deshalb, weil die Lenkung dieser Spargelder in Betriebs- 
zweige, wo sie als Betriebskapital notwendig sind, eher möglich 
ist, als dies bei dem selbstherrlich vorgehenden Monopolkapital, 
das seine Kapitalien unter Ausschaltung der Banken verwaltet, 
der Fall ist. Noch wichtiger aber zur Förderung der nötigen 
Kapitalbildung ist die Kreditpolitik, eine Polit’k weitherzigerer 
Kreditgewährung für Betriebskapital seitens der Reichsbank, 
wodurch das zur Verteuerung. der Waren führende Zinsen- 
monopol der Privatbanken gebrochen würde, vor allem aber die 
Mobilisierung des Kredits, die Beschleunigung der Umschlags- 
periode des Kapitals. Kann man durch geeignete Produktions- 
und Kreditpolitik die zur Verfügung stehenden Geldmittel 
rascher als heute umsetzen, so wäre die zur Zeit dringendste 
Aufgabe der Beschaffung von Betriebskapital zum guten Teil 
gelöst. Eine Kapitalneubildung, deren Tempo ein zu rasches 
ist und deshalb die oben geschilderten Gefahren der Massen- 
verelendung und der Arbeitslosigkeit heraufbeschwört, durch 
gewaltsame Einschnürung des Verbrauchs die Volksgesundheit 
untergräbt und den Kreislauf der Produktion unterbindet, 
müssen wir von der Hand weisen. Von einer solchen Kapital- 
bildung könnte man mit Recht sagen: Die Operation ist ge- 
glückt — der Patient ist gestorben. A.H. 


Weltwirtschaft 


Amerika als Gläubiger der Weit, Der Schritt der ameri- 
kanischen Regierung, ihre sämtlichen europäischen Schuldner 
zur Begleichung ihrer Schulden an die Vereinigten Staaten 
aufzufordern, hat das gesamte internationale Schuidenproblem 
wieder in den Mittelpunkt des Interesses gerückt. Die nach- 
stehend von der American Bankers Trust Company für 1923 
ausgestellte Tabelle, die im „Berl. Tagebl.“ veröffentlicht ist, 
gibt einen Ueberblick über die Verschuldung der einzelnen 
europäischen Länder, ausgenommen England, an die Vereinig- 
ten Staaten, und zwar nicht nur die Kriegsschulden, sondern 
auch die Wiederaufbauschulden, also alle Kategorien von Ver- 
pflichtungen der europäischen Staaten. ‘Es sind das insgesamt 
nicht weniger als 28 Milliarden Goldmark. 


Kriegs- Wiederaufbau- 

Schuldner: schulden: schulden: Zusammen: 
Frankreich 3 847521 000 143.137 009 3.990 658 000 
Italien 2.015 079 000 — 2.015 079 060 
Belgien 190 013.000 264 450 000 ‚454 463 090 
Polen _ 182 471.000 182 471 000 
Tschechoslowakei _ 110 906 000 110 906 0C0 
Südslawien — 61 587 000 61 587 009 

. Rumänien 15 507 000 28 292 000 43 799 000 
Oesterreich —_ 28 386. 000 28 386 000 
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Kriegs- Wiederaufbau- 

Schuldner; : schulden: schulden: Zusammen: 
‚Estland 4 16 789 000 16 789 000 
Griechenland 16500 000 — 16 500 000 
Armenien _ 14 263 000 14 263 000 
Finnland _ 9 000 000 9 000 000 
Lettland _ 6 032 000 6 032.000 
Litauen _ 5978000 5 978.000 
Ungarn _ 1 989 000 1.989 000 


Soziale Chronik 


Zzhl und Gliederung des Proletariats. Wie hoch ist die 
Gesamtzahl des Proletariats im Verhältnis zu’ allen Erwerbs- 
tätigen? Wie verteilt sich das Proletariat auf die einzelnen 
Beschäftigungszweige? Auf diese bisher statistisch noch kaum 
bearbeitete Fragen versucht Wladimir Woitinsky in der Mai- 
nummer der Zeitschrift „Die Gesellschaft“ Antwort zu geben. 
Unter Proletariern versteht er alle, die vom Verkauf. ihrer 
Arbeitskraft leben und. scheidet das Merkmal des Klassen- 
bewußtseins und der Lebenshaltung absichtlich aus. Da die 
entsprechenden statistischen Angaben meist unvollständig sind 
und oft überhaupt fehlen, können die Ziffern unter Benützung 
einer vom Verfasser ausführlich mitgeteilten Methode nur 
annähernd errechnet werden. Bei der Umrechnung der alten 
Ziffern auf die neuen Verhältnisse wird angenommen, daß eine 
fortschreitende Proletarisierung in den letzten 10 bis 15 Jahren 
nicht stattgefunden habe, da die Zunahme der Bevölkerung, 
die neue Proletariermassen liefern würde, durch den Krieg 
unterbunden war, die vermehrte Frawenarbeit aber nach Auf- 
fassung des Verfassers nicht berücksichtigt werden muß. Die 
Zahl des europäischen Proletariats beläuft sich auf 93 bis 
95 Millionen, ohne Rußland auf 88 bis 89 Millionen. Insgesamt 
beträgt die Zahl des Proletariats in Europa 45 bis 46 Prozent der 
Erwerbstätigen. Nimmt man allein nur Westeuropa, so gehören 
55 bis. 56 Prozent der Erwerbstätigen zum Proletariat. Das 
heißt, nur in Westeuropa (und noch in den Vereinigten Staaten, 
wo 73 Prozent der Erwerbstätigen — 30 Millionen — ihre Ar- 
beitskraft verkaufen) ist das Proletariat in der Mehrheit gegen- 
über den Nichtproletariern. Von einer erdrückenden Mehrheit 
des Proletariats gegenüber anderen Volksschichten, wie es oft 
angenommen. wird, kann demnach nicht gesprochen werden. 
Der Proletarisierungsgrad ist am größten in England mit 
77 Prozent, in Belgien mit 73 Prozent, in Schweden mit 
66 Prozent, in der Schweiz mit 64 Prozent, in Oesterreich mit 
63 Prozent, in Holland mit 62 Prozent, in Deutschland mit 
61 Prozent, in der Tschechoslowakei mit 59 Prozent der 
Erwerbstätigen. Was insbesondere Deutschland anbelangt, so 
gehören hier von 34 Millionen Erwerbstätigen 191/, Millionen 
dem Proletariat an, wovon 3,8 Millionen in Land- und Forst- 
wirtschaft, 10,4. Millionen in der Industrie ‘und im Bergbau, 
2,5 Millionen im Handel und Verkehr, 940000 in freien Be- 
rufen und Öffentlichen Diensten und 1,5 Millionen als Dienst- 
boten tätig sind. In ganz Europa beziehungsweise in 25 euro- 
päischen Ländern (Deutschland inbegriffen) sind als Proletarier 
in der Landwirtschaft 23,5 bis 24 Millionen, in der Industrie 
38,5 bis 38,7 Millionen, im Handel und Verkehr 13 Millionen, 
in den öffentlichen Diensten und‘ freien Berufen 6,7 bis 8 Mil- 
lionen, als Dienstboten 8,2 Millionen beschäftigt. (In den Ver- 
einigten Staaten: Landwirtschaft 4,3, Industrie 12,7, Handel und 
Verkehr 8,3, öffentlicher Dienst 1,6, Dienstboten 3,5). Mehr 
als 50 Prozent des gesamten Proletariats entfallen auf die 
Industrie in Belgien, Deutschland, England und der Tschecho- 
slowakei, 40 bis 50 Prozent in Oesterreich, den Vereinigten 
Staaten und in Holland. Innerhalb der Industrie entfallen auf 
100 Erwerbstätige 82 bis 87 Proletarier in Oesterreich, Deutsch- 
land, der, Tschechoslowakei, Finnland und Belgien; in diesen 
Ländern ist also der Proletarisierungsgrad in der Industrie am 
größten. Die Zahl der staatlichen und kommunalen Ange- 
stellten beziffert sich innerhalb des Proletariats Europas in den 
einzelnen Ländern auf 5 bis 10 Prozent, die der Dienstboten 
auf 10 Prozent. Die Handels- und Verkehrsarbeiter sind in 
Rußland mit 32 Prozent des gesamten Proletariats, in England 
mit 22,7 Prozent, in der Schweiz mit 17,8 Prozent besonders 
zahlreich, was in England der Seeschiffahrt, in der Schweiz 
dem Fremdengewerbe zuzuschreiben ist. Anfang 1923 waren 
noch weniger als ein Drittel des Proletariats organisiert: In 
Europa ohne Rußland 28,5, mit Rußland 33. Millionen. Ver- 
hältnismäßig hoch ist der Organisationsgrad in Deutschland, 
wo 58 Prozent, und in Oesterreich, wo 56 Prozent der Arbeit- 
nehmer organisiert sind. Mehr als 30 Prozent der Arbeitnehmer 
gehören einer Organisation an in Italien (42 Prozent), Tsche- 
choslowakei (37 Prozent), Belgien (35 - Prozent), Holland 
(34 Prozent), Polen (33: Prozent), Dänemark (30 Prozent). In 
der Schweiz sind nur 18 Prozent der Arbeitnehmer organisiert, 
Seitdem ist der Organisationsgrad noch wesentlich zurück- 
gegangen. Nach den letzten Daten im Jahrbuch des Inter« 
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nationalen Gewerkschaftsbundes, die Woitinsky noch nicht 
benutzen konnte, waren organisiert in allen Ländern (die 
überseeischen Länder inbegriffen) Anfang 1924 36,4 Millionen 
gegenüber 40,9 beziehungsweise 46,3 Millionen in den beiden 
vorangehenden Jahren, in Europa allein 29,8 Millionen. Diese 
Ziitern beweisen, daß noch große Reserven für die Organisa- 
tion der Arbeitnehmer vorhanden sind. Die Arbeitnehmer 
sind außerdem in verschiedene Organisationsrichtungen ge- 
spalten, — die Gewerkschaften der Amsterdamer Richtung 
vereinigten anfangs 1924 nur 16%/, Millionen Mitglieder — 
und diese Spaltung ist, wie Woitinsky ausführt, ein wichtiger 
Grund dafür, daß das Proletariat sich nicht seiner wirklichen 
Bedeutung entsprechend Geltung verschaffen kann. 


Die englische Untersuchung über die Brot- und Fleisch- 
teuerung. Die englische Regierungskommission, welche im Auf- 
trag der Regierung ein halbes Jahr lang die Verhältnisse der 
Brot- und Fleischversorgung untersuchte, hat ihren Bericht vor 
kurzem veröffentlicht. Die. Kostenelemente bei der Preis- 
bildung, die Organisation des Verkaufs, die Rolle der Impor- 
teure, des Transports, der Müller, der Bäcker, der Metzger, 
der Truste und Kartelle usw. wurden einer eingehenden Unter- 
suchung unterzogen. Aus der Untersuchung des Brotpreises 
ergibt sich, daß von dem vom Verbraucher gezahlten Brot- 
preis 41 Prozent auf den Farmer, 9,5 Prozent auf den Trans- 
port, 16,7 Prozent auf die Backkosten, 11,7 Prozent auf den 
Vertrieb entfallen. Den Bäckern und Metzgern wird im Bericht 
vorgeworfen, daß sie übermäßige Gewinne einstecken. Die 
Genossenschaften haben zur Verbilligung des Brotes wesent- 
lich beigetragen, die genossenschaftlichen Bäckereien liefern, 
das Brot erheblich billiger als die privaten. Bei der Fleisch- 
versorgung waren aber die Genossenschaften ebenso teuer wie 
die Metzger. Den Trusten und Kartellen wurde im Bericht 
eine preistreibende Tätigkeit nicht zugeschrieben, doch wurde 
mit Nachdruck auf die Gefahr hingewiesen, die aus den Ver- 
einbarungen der Truste, vor allem der englischen mit den 
amerikanischen Preistrusten, sich für die Zukunft ergeben 
kann. Aus diesem Grunde fordert der Bericht die ständige 
Kontrolle des ganzen Lebensmittelgeschäfts. Der Bericht 
schlägt die Einsetzung eiser aus zwölf Mitgliedern bestehenden 
Lebensmittelkommission vor, die über Vorräte, Preise und 
Profite Daten sammeln, diese der Kontrolle der Oeffentlichkeit 
unterbreiten, den beteiligten Unternehmern, vor allem den 
Trusten und Kartellen Mahnungen erteilen und im Falle der 
Nichtbefolgung ihrer „Ratschläge“ von der Regierung Voll- 
macht zum Eingreifen verlangen soll. Die Zeitschrift „Eco- 
nomist‘‘ bezeichnet diesen Vorschlag als außerordentlich wich- 
tig, „da hier zum erstenmal der Versuch gemacht wurde, die 
Waiten der Oeffentlichkeit und der Kontrolle systematisch 
und als Korrektur des gegenwärtigen freien Wettbewerbs an- 
zuwenden“. Sie erwartet davon eine weitgehende Wirkung 
aul die Entwicklung des Wirtschaftssystems. Die Arbeiter- 
vertreter der Kommission haben ein Sondergutachten wunter- 
breitet, in dem sie die Verstaatlichung der Brot- und Fleisch- 
versergung fordern. Die Mehrheit der Kommission steht, 
wie ach ihrer Zusammensetzung ohne weiteres zu erwarten 
war, einer staatlichen Geschäftsführung, ja sogar dem Plan 
einer Vorratssammlung zur Regelung der Preise seitens des 
Staates feindlich gegenüber. 


Referentenführer 


Wer versorgt Abd el Krim mit Flugzeugen und Kriegs- 
mitteln? Seit zwei Jahren führt. Abd el Krim an der Spitze 
der Riffkabylen einen Krieg gegen Spanien und hat vor kurzem 
seine Kriegsoperationen auch gegen die französischen Truppen, 
die ihn von seinem Nahrungsmittelhinterland abgeschnitten 
haben, gerichtet. Aus Flugzeugen werden die framzösischen 
Marokkotruppen mit Bomben belegt. Das große Rätsel ist: 
Wer liefert denn den Riffkabylen, die weiß Gott weder Flug- 
zeuge zu bauen noch zu führen verstehen, die Flugzeuge, 
und überhaupt — wer sorgt dafür, daß Abd el Krim ein Heer 
von 30000 Bewafineten ausrüsten und unterhalten kann? Und 
wer gibt Abd el Krim das Geld für weitverzweigte diplo- 
matische Aktionen und für die bekannten Bestechungsgelden 
für Presseagenten? Aus gut eingeweihten Kreisen wird hier- 
über folgende Antwort erteilt: Die Flugzeuge und ihre Piloten 
stammen aus England, letztere wurden in der Gegend von 
Aldershot ausgebildet, man hat genaue Angaben über die 
verkauften Flugzeuge, über den Kaufpreis und andere Einzel- 
heiten. Auch zwei 'Unterseeboote wurden angekauft. Als 
Bestimmungsland der Ausfuhr wurde ein Balkanland ange- 
geben. Das Geld zur Kriegsführung rührt aber von einem 
englisch-französischen Syndikat, einer Kapitalistengruppe her, 
die in Tanger ihren Sitz hat. Diese haben Abd el Krim zur 
Deckung der Kriegskosten eine Million Pfund gegeben. Als 
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Entgelt hat Abd el Krim einen rechtsgültigen Vertrag mit dem 
Syndikat geschlossen, demzufolge er das Recht zur Ausbeutung 
der reichen Kupferminen der Riffgegend diesem überträgt, 
außerdem aber auch das Monopol zum Bau der Eisenbahnen 
und zur Errichtung einer Notenbank für die zu schaffende 
Republik Riff. Mit dem Druck der Banknoten dieser Republik 
wurde bereits vor einem Jahr begonnen. - Die französischen 
Mitglieder des Syndikats wußten allerdings nicht, daß Abd 
el Krim auch die französischen Truppen angreifen würde und 
daß sie eigentlich den Gegner Frankreichs ausrüsteten. Angeb- 
lich trägt aber das Syndikat die Kriegskosten auch heute noch 
weiter. Unterdessen wird eine Konferenz gegen den privaten 
Waffenhandel in Genf abgehalten, während englische Indu- 
striekönige mit Nachdruck verlangen, daß angesichts der Wirt- 
schaftskrise in der Schwerindustrie fremden Ländern Anleihen 
für Rüstungszwecke gewährt werden sollen. Sieben Jahre 
nach dem Weltkrieg! 


Rasche Kapitalbildung und niedrige Löhne verursachen 
die Wirtschaftskrise. In einem sehr lehrreichen Aufsatz über : 
„Konjunktur und Konjunkturprognose‘“ führt der bekannte 
Volkswirtschaftler Dr. Eugen Altschul in der Zeitschrift „Ma- 
gazin der Wirtschaft“ aus, wie die zu rasche Kapitalbildung 
in Verbindung mit niedrigen Löhnen zur Krise führen muß. 
Die zunehmende Kapitalbildung, die für den Unternehmer 
weit günstiger ist als für den Lohnempfänger, verursacht — 
schreibt Dr. Altschul —, daß diejenigen, die konsumieren 
könnten, nicht konsumieren wollen, sondern sparen, und daß 
diejenigen, die, konsumieren wollen, in ihrer Kaufkraft bei 
ständig steigenden Preisen relativ beschränkt bleiben. Das 
bedeutet aber nichts anderes, als daß die in der Konjunktur 
gesteigerte Produktion zu einer Uebererzeugung führt, denn 
ein Teil der Erzeugnisse findet keine Abnehmer mehr. Das 
hat wiederum eine zunehmende Verstärkung. der Illiquidität 
der industriellen Unternehmungen und gesteigerte Anforde- 
rungen an den Geldmarkt zur Folge. Der Zinsfuß erreicht 
unter solchen Bedingungen eine außergewöhnliche Höhe und 
leitet die Krise ein. 


Steigi oder fällt der Alkoholkonsum? „Der Kämpfer‘ 
(Bielefeld) beantwortet diese Frage in seiner Nummer 3 mit 
einigen Auszügen aus den Geschäftsberichten großer Alkohol- 
produktionsbetriebe. Ueberall wird mit Befriedigung „Steige- 
rung des Absatzes“ konstatiert!! 

Dazu paßt, daß 25 Brauereien, deren Aktien an der Ber- 
liner Börse amtlich notiert werden, ihr Aktienkapital seit 
1913 von 62,9 auf 93,2 Millionen Goldmark erhöht haben. 

Der amtliche Bericht der Branntweinmonopolverwaltung 
verzeichnet einen scheinbaren Rückgang des Trinkbranntwein- 
verbrauchs in 1923/24 gegen 1922/23 um etwa °/,. Auf diese 
Feststellung beruft sich nun das Alkoholkapital, trotzdem es 
doch angeblich auch‘ seinerseits für die „Mäßigkeit‘ ist; trotz- 
dem ferner der handgreifliche Augenschein uns tagtäglich 
jene Statistik als unzuverlässig erweist; trotzdem endlich der 
amtliche Bericht selbst diese Unzuverlässigkeit betont unter 
Hinweis auf die unheimlich zunehmende Schwarzbrennerei, 
auf die Spritschiebungen und auf den Schmuggel im Westen. 
Die Monopolverwaltung verfügt zur Zeit über fast 11/, Millio- 
nen hl Alkohol. Trotzdem damit der „Bedarf“ unseres 
Volkes reichlich gedeckt wäre, muß sich die Monopolverwal- 
tung von den Alkoholproduzenten dazu zwingen lassen, diesen 
noch 2 Millionen hl abzunehmen. Dafür muß sie sich dann 
den Absatzmarkt suchen und hat sich dabei schon mit 50 bis 
60 Millionen Mark Schulden belastet. Nach den sehr vorsich- 
tigen Berechnungen von F. Goesch hat das deutsche Volk 
1924/25 für Alkohol verausgabt 2879962972 Mark. 2500 000 000 
Mark betragen ab 1928/29 die jährlichen Reparationszahlungen. 
Die Gesamteinnahmen des Reiches beliefen sich 1924/25 auf 
7311 748258 M. Die Alkoholsteuern brachten davon, nur 
431 068 635 M. 


Abwanderung gelernter Industriearbeiter in das Handwerk, 


Die niedrigen Löhne in der Großindustrie haben Facharbeiter 


in großer Anzahl zur Abwanderung in das Hand- 
werk veranlaßt. Die Schwerindustrie ist infolge dieses Vor- 
ganges sehr besorgt. Ihr Organ, die „Deutsche Bergwerks- 
zeitung‘, stellt fest, daß die Durchschnittsiöhne des Hand« 
werkes die der Großindustrie weit übersteigen. Sie hält es 
deshalb für erforderlich, daß sich in Zukunft das Handwerk 
„mehr der allgemeinen Lohnpolitik anpaßt“, das heißt nicht 
höhere Löhne zahlt als die Industrie. Insbesondere müssen 
nach der Meinung dieses Blattes die Bemühungen fortgesetzt 
werden, die einzelnen Innungen zu engerem Zusammengehen 
mit der Industrie in „lohnpolitischen Dingen“ (Lohndruck) zu 
veranlassen. Die Verbände der Industrie haben bereits mit 
den Verbänden des Holzgewerbes eine nähere Fühlungnahme 
eingeleitet. 
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Nummer 8. 5. Jahrg. 
Henry Ford 


Der amerikanische Automobilkönig Henry Ford wurde 
am 30. Juli 1863 auf einer Farm bei Dearborn im Staate 
Michigan geboren Schon als Knabe war er ein Bastler, seine 
Spiele waren Werkzeuge und Maschinenteile aller Art. Zuerst 
interessierten ihn die Uhren. Er besaß zeitweise 200 Stück 
davon, die er reparierte und verreparierte. Aber in dem Knaben 
Ford erkannte schon der Geschäftsmann, daß die Uhr ein 
Luxusartikel ist, daß deren Fabrikation deshalb großen Schwan- 
kungen unterliegt, und so wandte er sein Interesse der Schaf- 
fung eines Maschinenpfluges zu, um die Farmarbeit zu er- 
leichtern, und weil mit einem leistungsfähigen Maschinenpflug 
ein ungeheurer Absatz zu erzielen sein würde. Der Scharf- 
blick des Jünglings sah aber, daß die Menschen mehr Inter- 
esse hatten für eine Maschine, mit der sie die Landstraße be- 
reisen konnten, und so wandte er sich dem Bau von Fahr- 
zeigen zu. 

Ford ist ein hervorragender Techniker und ein genialer Ge- 
schäftsmann. Sein Buch „Mein Leben und mein Werk“ ist 
eine glänzende Reklameschrift, die dem Leser, ohne daß er es 
eigentlich selbst merkt, auf jeder Seite einpaukt: Das Ford- 
auto ist das beste und bei weitem billigste Auto, das unter den 
denkbar günstigsten Arbeitsbedingungen hergestellt wird. Wenn 
du dir ein Auto kaufst, so kann es also nur ein Fordauto sein. 


Prüfen wir Fords Bedeutung als Techniker, so müssen wir 
sagen, daß er als Konstrukteur keine überragenden Leistungen 
aufzuweisen hat, wenigstens führt er solche in seinem Werk 
nicht an. Seine überragende technische Befähigung liegt auf 
dem Gebiete der Betriebsorganisation. „Geringster Aufwand 
an Kraft und Material“, ist der Leitgedanke seines technischen 
Schaffens. - Ueberall, wo technische Arbeit geleistet wird, 
sollte dieser Grundgedanke aller Technik in goldenen Lettern 
eingegraben werden. Verwirklicht wird dieser Grundgedanke 
in der Konstruktion des Fordautos durch Vereinfachung: der 
einzelnen Teile, sorgfältige Materialuntersuchung und Material- 
auslese und dadurch, daß alle Teile ausreichend fest, aber 
nicht stärker, nicht schwerer als unbedingt erforderlich kon- 
struiert werden (Materialersparnis). Seine Betriebsorganisa 
tion verkörpert den Gedanken der Kraft- und Arbeitsersparnis 
in der vollendetsten Weise. Ford überragt seinen Lehrer Tay- 
lor, den Vater der wissenschaftlichen Betriebsführung (siehe 
„Ekkehard“, Nr. 3, März 1925) um ein erhebliches Stück. 
Doch ohne Taylor kein Ford. Wenn Ford sich in seinem Buch 
mit Taylor nicht auseinandersetzt, ja ihn nicht einmal erwähnt, 
so muß das den kritischen Leser bezüglich Fords Ehrlichkeit 
bedenklich stimmen. 

Ford hat nach Taylor die Arbeitsvorgänge in ihre einzel- 
nen Teile zerlegt und nicht weniger als 7885 gesonderte Ver- 
richtungen mit der Stoppuhr scharf gemessen. Zu dieser Auf- 
lösung des Arbeitsprozesses in die kleinste einzelne Verrich- 
tung nach Taylor fügt Ford den wandelnden Arbeitstisch, das 
Transporiband, und wenn möglich den mechanischen 
Zu- und Abtransport aller Teile für jeden Arbeitsplatz. Das 
Transportband dient bei allen Montagearbeiten der fließenden 
Zu- und Fortführung des Montagestückes. Die Arbeiter stehen 
neben dem Transportband in zwei Linien. Sie verrichten ihre 
Arbeit an dem auf dem Transportband liegenden, sich weiter- 
bewegenden Werkstück. Sie müssen also das Werkstück wäh- 
rend ihrer Arbeit begleiten. Da die Arbeitszeit nicht für alle 
Verrichtungen gleich lang sein kann, ist der Weg des Arbeiters 
mi dem Werkstück verschieden lang. Er muß ein Vielfaches 
der Zeiteinheit sein, in der die Werkstücke auf dem Transport- 
band einander folgen. Andere Arbeiter verrichten dann die- 
selbe Arbeit an den nächsten Werkstücken. Der Arbeiter hat 
rückwärts eventuell zwei, drei oder mehr Arbeiter zu umgehen. 
Treten Hemmungen auf, so wird von dem Tischführer das 
Band angehalten. Reservearbeiter springen hinzu, damit die 
Hemmung schnellstens beseitigt wird. Die übrigen Arbeiter 
arbeiten inzwischen auf ihrem Platz weiter. Die Reservearbeiter 
müssen auch einspringen, solange ein Arbeiter ausfällt. 

Die Arbeitsverrichtungen sind durchweg einfache, mecha- 
nische Handgriffe, die in kurzer Zeit, meistens in wenigen 
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Stunden erlernt werden können. Der un- und angelernte Ar- 
beiter ist vorherrschend im Fordbetrieb. Die Anlernezeit und 
die notwendigen körperlichen Eigenschaften sind für jeden 
Arbeitsplatz festgelegt. Auch Krüppel ohne Arme, ohne Beine, 
mit einem Arm, mit einem Bein, Blinde usw. finden vollwer- 
tige Arbeitsplätze mit vollem Lohn, sicher die denkbar beste 
Krüppelfürsorge. Für jede Arbeitsverrichtung wird jede nur 
mögliche Kraftersparnis angestrebt. Alle Arbeiten werden 
stehend oder sitzend ausgeführt. Das Transportband wird in 
entsprechender Höhe vorübergeführt, so daß jedes über- 
flüssige, kraftverbrauchende Bücken vermieden wird. 

‚ Jeder Arbeiter ist für seine Arbeitsverrichtung an eine be- 
stimmte Zeit gebunden, da dann das nächste Werkstück auto- 
matisch auf dem Transportband an ihn herankommt und von 
ihm wieder in der bestimmten Zeit bearbeitet werden muß. Die 
Zeit soll der Leistungsfähigkeit eines mittleren Arbeiters ent- 
sprechen und ausreichend sein für die einzelnen Verrichtungen. 
Ford will keine Ueberbürdung des Arbeiters. Er sagt hierzu: 
„Wenn der Arbeiter zu schwer und zu lange arbeiten muß, 
kommt er in einen Zustand geistiger Erschlaffung, der Un- 
glücksfälle direkt herausfordert.“ 

Aber der Arbeiter wird restlos zu einem Rädchen in dem 
großen Maschinengetriebe, täglich acht Stunden denselben 
Arbeitsvorgang, dieselben Bewegungen in derselben, genau fest- 
gelegten, absolut unveränderbaren Zeit. 

Zur Abkürzung der Transportwege sind die Maschinen 
so eng als möglich aufgestellt. Ford zieht aber hieraus die 
weitere Konsequenz: „Diese enge Aufstellung bedingt aller- 
dings ein Maximum an Schutzvorrichtungen und Lüftungs- 
einrichtungen.“ Grundsätzlich fügt er hinzu: „Die absolute 
Voraussetzung für die hohe Leistungsfähigkeit und ein humanes 
Produktionsverfahren sind saubere, helle und gut gelüftete 
Fabrikräume.“ Bei uns brauchen wir eine Gewerbepolizei, 
um Arbeitern und Angestellten wenigstens ein Minimtm an 
Hygiene zu sichern. 

Daß „die für die Arbeiter besten Verhältnisse auch vom 
Produktionsstandpunkte aus betrachtet die besten sind‘, haben 
90 Prozent der deutschen Unternehmer noch nicht begriffen. 

Sehr eingehend beschäftigt sich Ford mit der Frage der 
Arbeitszeit und mit dem Lohnproblem. Seine Erkenntnis ist: 
„Hohe Löhne sind das einträglichste aller Geschäftsprinzi> 
pien, denn der schlechtbezahlte Arbeiter ist von Angst und 
Sorge erfüllt, die seiner Arbeit schaden.“ Scharf geißelt Ford 
die üble Art, die Löhne mit allen Schikanen zu drücken: „Das 
Herabdrücken der Löhne ist die leichteste und gleichzeitig 
die liederlichste Art, um einer schwierigen Situation Herr zu 
werden, von der Inhumanität ganz zu schweigen.‘ Mit Recht 
betont er: „Der höchste bisher gezahlte Lohn ist immer noch 
lange nicht hoch genug.“ Ford hat eben herausgefunden, 
daß kurze Arbeitszeit und hohe Löhne das Höchstmaß an Ar. 
beitsintensität ermöglichen, d. h. aber unter kapitalistischen 
Verhältnissen, das Höchstmaß an Profit und Konkurrenz- 
fähigkeit. 

Trotz höchster Löhne sucht Ford zu den denkbar niedrig- 
sten Preisen zu verkaufen. Er setzt seine Tiefpreishaltung 
der sonst üblichen Hochpreishaltung gegenüber. Er betont 
mit Recht: „Durch eine Herabsetzung der Preise wird ein Ge- 
schäftsmann gezwungen, eine bessere Herstellungsart für den 
betreffenden Artikel zu ersinnen.“ Tiefpreise bedingen tech- 
nischen Fortschritt. Deshalb sind wir Techniker an Tief- 
preisen besonders interessiert. Ford setzte den Preis für sein 
Auto herab.von 950 Dollar im Jahre 1919 auf 355 Dollar im 
Jahre 1921. Das Fordauto wurde dadurch zum Volksauto in 
Amerika. Die Jahreserzeugung von Ford stieg 1923 auf 2.2 Mil- 
lionen oder täglich 7000 Autos. Der Gewinn der Fordbetriebe 
betrug 1924 über 100 Millionen Dollar. Großer Umsatz, 
kleiner Nutzen am einzelnen Stück, großer Gewinn am ganzen. 
Unser Unternehmertum kalkuliert: Höchstpreise — Tiefstlöhne 
= Höchstgewinn. Zur Höchstpreishaltung bilden sie Kar- 
telle, Syndikate und Trusts, fordern Einfuhrverbote, prohibi- 
tiv wirkende Schutzzölle, um sich so bequeme Verdienstmög- 
lichkeiten zu sichern auf Kosten der Lebenshaltung des ganzen 
Voikes. Mit Recht schleudert ihnen Ford entgegen: „steckt 
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Gehirn in eure Geschäftsmethode, Gehirn und noch mehr Ge- 
hirn, macht die Sache besser als bisher, nur auf diese Art 
wird sämtlichen Parteien gedient und geholfen werden.‘ 

Ford geht in seiner Arbeit davon aus, daß er Produktion 
auf der „Verdienstbasis‘, und nicht auf der „Profitbasis‘ treibe. 
„Der Grad der Behaglichkeit der Mehrzahl des Volkes — nicht 


die Höhe des Bankkontos des Produzenten — ist Maßstab für. 


den Wohlstand des Landes.‘ Scharf verurteilt er den profit- 
gierigen Nur-Kapitalismus, den er vergleicht „mit dem .ge- 
meinen Spieler, der die Arbeiter um ihren Lohn betrügt‘, er 
lehnt deshalb auch jede Spekulation ab, weil das die Vernei- 
nung des industriellen Gedankens bedeutet, dient doch die Spe- 
kulation nicht der Güter-, der Reichtumserzeugung, sondern 
nur dem Diebstahl an anderen. Doch die unfähigen und un- 
tüchtigen Unternehmer suchen in erster Linie ihr Heil in der 
Spekulation. Besonders bei uns in Deutschland ist ja seit der 
Inflationszeit das Spekulationsfieber zum großen Schaden der 
deutschen Wirtschait zu einer allgemeinen Volksseuche ge- 
worden, 

Der untüchtige Unternehmer ist es auch, der Arbeiter und 
Angestellte mit allen möglichen Phrasen dumm zu machen 
sucht. In erster Linie dient ihm hierzu die nationale 
Phrase. Dazu sagt Ford: „Man kann den Menschen nicht 
Patriotismus einzutrichtern suchen, nur damit sie stillhalten, 
während sie ausgeraubt werden — und dies Gewerbe auf die 
Dauer betreiben. Man kann nicht die Pflicht der fleißigen 
Arbeit und der reichhaltigen Produktion predigen und dieses 
Verfahren als Schirm benutzen, um dahinter seinen Profit- 
zuwachs zu verbergen.“ Ebenso wandte er sich gegen die 
Irreführung der Oeffentlichkeit durch die Schreibkulis der 
kapitalistischen Presse. „Was wir über die arbeitende 
Klasse in der kapitalistischen Presse zu lesen bekommen, 
ist selten von führenden Persönlichkeiten großer Industrien, 
sondern meist von einer Klasse von Journalisten geschrieben, 
die damit ihren Brotgebern zu gefallen hoffen.“ Wenn die An- 
gestellten und Arbeiter mit derartig niedrigen Mitteln um 
ihre berechtigten Ansprüche betrogen werden, so ist es selbst- 
verständlich, daß die Arbeitnehmerschaft sich zur Wehr setzt 
und um ihre Rechte kämpft. So erkennt Ford an: „Der Streik, 
der rechtmäßige Bedingungen und gerechte Löhne erzwingen 
will, ist durchaus gerechtfertigt. Die berechtigten Streiks 
entstehen zumeist durch die Schuld des Arbeitgebers. Manche 
Arbeitgeber taugen nicht für ihre Posten.‘“ Wer aber die Not- 
wendigkeit des gewerkschaftlichen Kampfes anerkennt, muß 
auch die Notwendigkeit der gewerkschaftlichen Organisation 
anerkennen; denn jeder Streik erfordert ke gewerkschaftliche 
Erziehung und gewerkschaftliche Disziplin der Streikenden 
und vor allen Dingen Kampfreserven, die in ruhigen Zeiten 
angesammelt werden müssen. Da zeigt nun Ford, daß auch er 
durchaus in Unternehmeranschauungen steckt. Er lehnt für 
sich die Anerkennung der ‚Gewerkschaften und jedes Verhan- 
deln mit den Gewerkschaftsbeamten ab mit der fadenscheini- 
gen Begründung, daß er nur mit „seinen‘ Angestellten persön- 
lich verhandelt. Ford ist Autokrat, ausgestattet mit der ganzen 
Ueberheblichkeit, wie wir sie auch bei unseren deutschen 
Scharfmachern hinreichend kennen. Und wenn er seinen Ab- 
solutismus mit den Worten begründet: „Auch die Frage: ‚Wer 
müßte der Herr sein‘, hat mit Demokratie nichts gemein. 
Fast mit der gleichen Berechtigung könnte man fragen: ‚Wer 
müßte in dem Quartett der Tenor sein?‘ Offenbar der, der 
Tenor singt. Niemand wäre es eingefallen, Caruso abzu- 
setzen‘, so ist auch dies abwegig. Auch ein Caruso wächst, 
wenn er sich .der Kritik nicht entzieht, sondern diese "be- 
achtet, und wenn der Tenor die Stimme verliert, so muß ein 
anderer an dessen Stelle treten, und wenn er stirbt, so kann 
meistens nicht in Erbfolge sein Sohn, der vielleicht Baß singt, 
sein Nachfolger werden, sondern ein möglichst gleichwertiger 
Tenor wird sein Nachfolger. 

Wir sind der Auffassung, daß für unsere Wirtschaits- 
führer, für die Leitung unserer großen industriellen Unter- 
nehmungen nicht weniger natürliche Begabung notwendig ist 
als zum Tenorsingen. Gerade deshalb fordern wir die Demo- 
kratisierung der Wirtschaft, damit der jeweils Befähigste zum 
Führer in der Wirtschaft berufen wird, und daß er abberufen 
werden kann, wenn seine Kräfte nicht mehr ausreichen, seinen 
Posten restlos auszufüllen. An dieser Demokratisierung unse- 
rer Wirtschait — die mit dem kapitalistischen Besitzprinzip, 
Erbrecht usw. unvereinbar ist — sind besonders wir Techniker 
interessiert, damit jedem von uns ohne Rücksicht auf Her- 
kunit und Konnexion der Aufstieg zu jedem Führerposten 
ofiensteht. 

Taylor und Ford stellen den Betriebstechniker vor neue 
Aufgaben zur Erhöhung der Produktivität der Arbeit. Schwe- 
rer noch wird die Aufgabe der Gewerkschafter sein, den ar- 
beitenden Menschen vor den Gefahren der neuen Arbeitsweise 
in der Hand profitgieriger Nur-Kapitalisten zu schützen. Das 
Ziel der gewerkschaftlichen Arbeit muß aber sein, unsere nur 


auf der „Profitbasis‘‘ aufgebaute kapitalistische Wirtschaft um« 
zustellen in eine auf der ja auch von Ford geforderten, aber 
innerhalb des Kapitalismus utopischen „Dienstbasis“ beruhende 
demokratische Gemeinwirtschaft. 
Ewald Bote. 


Das Sozialisierungsproblem 


Karl Renner erschließt uns in seinem Werk „Die Wirt 
schaft als Gesamtprozeß und die Sozialisierung*) besonders an» 
schaulich die Rolle der Zirkulation des Waren- und Kapital« 
umlaufs in der heutigen Wirtschaft. In der Produktion werden 
zunächst die ungeheuren Warenmassen hergestellt, von denen 
die bürgerliche Gesellschaft lebt, und die so schreiend un- 
gleichmäßig auf die verschiedenen Klassen der Gesellschaft: 
auf die kapitalistischen Unternehmer, Leihkapitalisten, Grund- 
besitzer und Lohnarbeiter verteilt werden. In reichem Strome 
fließen den kapitalistischen Unternehmern, den Rentiers, Ban- 
kiers und Großgrundbesitzern die Lebens- und Luxusmittel zu, 
tropienweise dagegen den Lohnarbeitern, die durchschnittlich 
von diesen Mitteln gerade nur existieren können. Der Lohn 
arbeiter erhält eben in seinem Lohn nur einen Teil seines in 
Geld umgesetzten Arbeitsproduktes zurück, während der an- 
dere von dem Unternehmer in Geldform eingestrichen wird. 
Die Verwandlung des Arbeitsproduktes in Geld: vollzieht sich 
in der Warenzirkulation. Hier verwirklicht sich der Wert 
des Arbeitsproduktes, erst hier kann der Kapitalist seineni 
Mehrwert und der Arbeiter seinen Lohn in Empfang nehmen. 
Die ‚geschaffenen Werte der gesellschaftlichen Arbeit werden 
in der Zirkulation verteilt. x 

Wenn die einzelnen Arbeitergruppen die heutigen kapita- 
listischen Betriebe, in denen sie schaffen, gemeinsam besäßen, 
so würden sie wohl einen Teil ihres von den Kapitalisten anr- 
geeigneten Arbeitsproduktes in ihre eigene Tasche stecken 
können, nämlich dann, wenn dieses Produkt auf dem Markt zu 
angemessenen Preisen verkauft. würde. Im Austausch gegen 
Geld muß eben dieses Arbeitsprodukt erweisen, ob und in 
welchem Umfange es gesellschaftlich notwendig ist. In der 
Warenzirkulation dürfte es sich nun in vielen Fällen zeigen, 
daß bestimmte Arbeitserzeugnisse unverkäuflich sind oder mur 
recht niedrige Geldpreise erzielen, die sich wenig höher. als 
die Produktionskosten der Waren stellen. Bleibt die Zirkulation 
der Arbeitsprodukte in der heutigen Form erhalten, so werden 
die heutigen Verkaufsschwierigkeiten, die heutigen Preis- 
entwertungen wieder eintreten. Absatzkrisen mit ihren ver- 
nichtenden Wirkungen auf den Bestand der Betriebe werden 
sich weiter austoben und mitunter ganze Zweige der Produk- 
tion lahmlegen. 

„Mit einer sogenannten „Sozialisierung‘‘ der Produktion, mit 
einer Verwandlung der kapitalistischen Produktionsmittel im 
gesellschaftliches Ärbeitereigentum bliebe die Lösung des So- 
zialisierungsproblems sehr unvollständig. Die Sozialisierung! 
muß die Produktion und die Zirkulation der Arbeitsprodukte 
umfassen, muß „den Stoffwechsel mit der Natur“, wie einmal 
Marx bemerkt, „rationell regeln“, „unter gemeinschaftliche 
Kontrolle‘ bringen. Die Regelung der Produktion setzt sich 
heute in der Konkurrenz der Kapitalisten blind und unbewußt 
unter Vernichtung zahlreicher Produzenten durch. In der Zir- 
kulation wird Gericht über die Produktion gehalten, zahk 
reiche Arbeitsprodukte werden „zu leicht‘ befunden, zahk 
reiche Produzenten werden gerichtet und vernichtet. Eine ge- 
waltige Neuverteilung von Eigentum geht jeweilig in der Zir- 
kulation der Waren und der Kapitalien vor. 

Die Zirkulation der Kapitalien, das Zu- und Abströmen 
dieser in die einzelnen Arbeitszweige vollzieht sich heute haupt- 
sächlich durch die Banken. Die Banken nehmen die Kapita- 
lien der einzelnen Eigentümer in Empfang und leiten sie den 
Betrieben zu, in denen sie produktiv arbeiten, d. h. kapitali 
stische Profite abwerien. Die Kapitaleigentümer vollziehen 
hier gar keine wirtschaftlichen Funktionen mehr, ihre Auf- 

aben löst die Bank, und sie stecken einfach nur arbeitslose 

Brofite, Zinsen, ein. Das Kapital streift hier nach Renner seinen 
Charakter „als Individualeigentum‘ ab, es wird „soziale Am- 
stalt‘‘, „die von Funktionären verwaltet wird“, 

Die Bank, zahlreiche Kapitalien zusammenfassend, kann 
nun tatkräftig die hervortretende Tendenz der Vereinigung der 
Betriebe unterstützen. Eine neue Kapitaliorm erscheint als 
Ideal: „Ein Kapital, das vom Rohstoff her alles selbst fer- 
zeugt, keinen Handel mehr braucht, die Produkte direkt an den 
Konsumenten gibt: etwa ein Petroleumkonzern, der die Oel. 
felder in Amerika ausbeutet und das gewonnene Petroleum in 
unseren Städten von Tankwagen an unsere Hausfrauen abgibt! 
Es ist wieder Universaikapital, das allen Mehrwert ungeteilt 
realisiert, aber nicht mehr das armselige Kapitalrudiment eines - 
individuellen Universalisten. Universalkapital auf gesellschaft 


*) Verlag j.H.W.Dietz Nachf., Berlin. Ganzleinen S M. 
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lichem Maßstab, Produkt der automatischen Zirkulation, auto- 
matische Sozialisierung, jedoch abermals ohne Bewußtsein, 
wider Willen, ohne FEB HBHE Sanktion, ohne. Mitbestimmung 
der Menschen, die nur passiv, ohne rechtlich eine aktive Ge- 
meinde zu bilden, sozialisiert sind, als halbschlächtige Sozia- 
lisierung‘‘ (Renner). Ein Kapital von industriell-, kommer- 
ziell- und bankartigem Charakter entsteht, das sich in zahl- 
reichen Phasen der Produktion und Zirkulation auswirkt und 
wegen seiner monopolistischen Eigenart jede Konkurrenz ande- 
rer Kapitalien unmöglich macht. „Nun aber ist die kapitalisti- 
sche Zirkulation nicht mehr die Arena der Freien und Gleichen, 
sondern der Platz, wo die hochgebietenden Kapitalmächte 
ihren botmäßigen Gefolgsleuten ihren Profitanteil zumessen“. 
Der Stinneskonzern, das Haus Morgan strebt empor. Der 
Petroleumkonzern beherrscht die halbe Erde, der Bankkon- 
zern Morgan diktiert „den europäischen Souveränitäten (Frank- 
reich, Deutschland)“ die „Bedingungen der Verständigung‘, 
Wir eilen einer Organisation des Weltmarktes, einer Ordnun 
der Gesamtzirkulation der kapitalistischen Wirtschaft zu. Un 
diese Vergesellschaftung der Zirkulation, schafft nach Renner 
erst die vollen Voraussetzungen für den Weltsozialismus. 


Eine Sozialisierung der Zirkulation hat also unbewußt 
eingesetzt, sie muß zielbewußt und planmäßig im Interesse 
der Gesellschaft zu Ende geführt werden. 


Die kapitalistische Entwicklung trennte die funktionieren- 
den Kapitalisten, wirtschaftliche Aufgaben lösenden Kapitalisten, 
von den bloßen Mehrwertempfängern, von Zinseinstreichern. 
Zins, Rente, Dividende haben schon vielfach reine Titelform 
angenommen. Das ganze arbeitslose Titeleigentum mit seinem 
Gefolge von Mehrwertansprüchen kann durch die Sozialisierung 
in einer zum Uebergang nötigen Zeit zugunsten der organi- 
sierten Gesellschaft eingezogen werden. „Ein solcher Vorgang 
läßt viel mittleres und kleineres Eigentum, das noch fungiert, 
fortbestehen —. genug, daß der Grundeigentümer die volle 
Hypothek seines Grundbesitzes, der kleine ‘Industrielle den 
vollen Kapitalzins seiner Betriebsanlage der Gesellschaft leistet. 
Damit ist der Hauptteil des -Mehrwerts sozialisiert und zur 
produktiven Akkumulation (Kapitalanhäufung) im Interesse 
der Gesellschaft frei‘ (Renner). - 

Das Kapital, das wirtschaftliche ‘Aufgaben erfüllt, be- 
tätigt sich noch fort, das bloß zinsheckende Kapital verschwin- 
det nach und nach. Schon heute wird es von den großen 
Kapitalkonzernen — und zwar mitunter recht gewaltsam — 
verschluckt. Die bereits halböffentlichen Anstalten der Banken 
werden zu öffentlichen, zu gesellschaftlichen gestaltet. Die 
bestehenden Kartelle und Konzerne werden unter die kontrollie- 
rende Leitung des Staates gebracht, „schaffen nur dort, wo 
Konzerne noch nicht bestehen, solche von Staats wegen. Lassen 
wir sie die Mehrwerte mit ihren Methoden zunächst aneignen 
und zusammenfassen, um sie in einem auf den Staat zu über- 
tragen, der sie produktiv verwenden wird‘ (Renner). 


Die Sozialisierung erscheint bei Renner als eine tief- 
greifende Organisationsarbeit, und sie hat „wie jede Arbeit 
ihr Maß an der Zeit, sie ist nicht bloßes Dekret eines diktato- 
rischen Willens, kein Schöpfungswunder des Wortes: ‚Es 
werde — und es ward‘.“ 


Der Träger der Sozialisierung ist im wesentlichen das 
Proletariat, das den Staat in den Dienst der Umgestaltung der 
wirtschaftlichen und rechtlichen Einrichtungen zwingt, in denen 
sich die Oekonomie des Kapitalismus ausprägt. Das Proleta- 
riat hat ein Lebensinteresse an der Gewinnung der wirtschaft- 
iichen Funktionäre, damit die Wirtschaft hemmungslos läuft 
und organisch weiterwächst. Zum Staate selbst, der, wie wir 
gesehen haben, mit seinen Einrichtungen die Wirtschaft be- 
einflußt, muß das Proletariat eine positive Stellung nehmen. 


Die Nationalwirtschaften, so häufig sie auch heute noch 
egeneinanderprallen mögen, verketten sich zur Weltwirtschaft. 
Die Sozialisierung der staatlichen Nationalwirtschaften hat da- 
her ihre Grenzen in den Formen und Einrichtungen des! 
Weltmarktes. Diese Formen können nach Renner nur in den 
Verkehrszentren der großen Weltimperien erfaßt werden. Der 
volle Sozialismus im Wirtschaftsleben hängt daher aufs engste 
mit dem Siege des Proletariats in den Vorländern des Kapi- 
talismus zusammen. 

Karl Renner betrachtet in seinem wegweisenden Buche 
„Die Wirtschaft als Gesamtprozeß und die Sozialisierung‘‘ im 
wesentlichen die sich rein auf dem Boden der Wirtschaft 
vollziehende Sozialisierung. Er zeigt uns nicht, in welchem 
Umfang dieser SozialisierungsprozedB durch politische Maß- 
nahmen im Klassenkampf und durch Aktionen der Gewerk- 
schaften und Genossenschaften bestimmt wird. Dadurch tritt 
die durch die selbsttätige Bewegung des Kapitalismus erzeugte 
Sozialisierung besonders deutlich hervor. Und das ist viel- 
leicht ein besonderer Vorzug seines Buches, weil wir dadurch 
mit um so größerer Schärfe das Sozialisierungsproblem er- 
fassen. Paul Kampfimeyer. 


Feudalherren opfern mußte. 
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Von politischen Grenzen und chinesischen 


Mauern (Zum Kehraus im Reichstag.) 


Es ist vollbracht: Regierung und Regierungsparteien haben 
wieder einmal die vielgerühmte „Deutsche Schicksals-\ und 
Notgemeinschaft‘‘ dahin ausgelegt, daß der Bruder Hand- und 
Geistesarbeiter die Hauptlast eines Krieges, den er nicht ge- 
wollt, und einer völlig verfehlten Wirtschaitspolitik, gegen die 
er von Anfang an protestierte, tragen soll. Brutal und rück- 
sichtslos gebrauchen sie eine zufällige Reichstagsmehrheit und 
ihre parlamentarische Macht für die Durchpeitschung der 
Steuer- und Zollgesetze, also für eine bedenkliche, unheilvolle 
und unmögliche Lastenverteilung. Nach dem zwischen der Re- 
gierung und den Regierungsparteien abgeschlossenen Kompro- 
miß bleibt es bei dem alten Unrecht des überspannten Lohn- 
abzuges. Auch die übersetzte Umsatzsteuer erfährt die not- 
wendige Milderung nicht. Dazu tritt die neue Zollbelastung. 
Zum mindesten 30 Prozent seines Lohneinkommens wird der 
Arbeiter, der Beamte und der Angestellte allein für den Lohn- 
abzug, die Umsatzsteuer und den Zoll auf dem Altar des Vater- 
landes, d. h. für den Geldbeutel. der Interessenten, opfern 
müssen. Aus der Zeit deutscher Leibeigenschaft haben wir: so 
oft mit Erstaunen gelesen, daß der hörige Bauer von damals 
den zehnten Teil von allem, was er hatte, Vogt- und 
Der moderne Lohnsklave gibt 
aber für Lohnabzug, Umsatz und Zoll in Zukunft allein drei 
Zehntel von seinem Lohn, dem einzigen Besitz, den er hat, 
weil der Lohn seine Substanz ist. Wo ist aber in der ge- 
samten Wirtschaft, bei unserem Unternehmer- und Händler- 
tum, ein zweiter Fall, wo 30 Prozent der Substanz gesteuert 
und gezollt werden? 

Wohl kann, muß und wird eine zielbewußte Lohnpolitik 
der Gewerkschaften diese beabsichtigte Minderung der Kauf- 
kraft auszugleichen versuchen. Aber damit sind keineswegs 
jene Bedenken über ganz bestimmte Folgen zerstreut, die, 
wirtschaftsgeschichtlich betrachtet, die gegenwärtige Wirtschafts- 
politik auslösen muß. Es handelt sich hier stark um jene Ent- 
wicklung in der gegenwärtigen Geschichtsepoche, die ein ge- 
schlossenes europäisches Wirtschaftsgebiet gegen den Wett. 
bewerb anderer Wirtschaftseinheiten, z. B. der nordamerikani- 
schen, und eine weitere internationale Arbeitsteilung, durch die 
in der einzelnen Wirtschaft, dem einzelnen Wirtschaftszweig 
und dem einzelnen Betrieb technische Vervollkommnung und 
Höchstleistungen zu Spitzenergebnissen gebracht werden kön- 
nen, notwendig macht. 

Aus den Tagen der ‚„Friedenskonferenz‘‘ zu Versailles im 
Frühjahr 1919 ist uns folgendes Ereignis übermittelt worden: 
Der verstorbene amerikanische Präsident Wilson schickte eines 
Tages, als man wieder einmal hinter verschlossenen Türen 
über die Neuordnung und das Schicksal Europas verhandelte, 
einen Zettel zur sofortigen Beantwortung an seine Sachver- 
ständigen, auf welchem stand: „Wer sind die Jugoslawen? 
Wieviel sind sie? Wo liegt ihr Land? Was wollen sie?‘ 
Man lächelt heute darüber, daß der Mann, der in- Versailles 
über Europa entschied, und der tatsächlich damals das Schick- 
sal Europas war, Europa nur «höchst unvollkommen kannte. 
Man lächelt heute auch mitleidig über sein Werk, den Versail- 
ler Friedensvertrag, der alte Wirtschaftsgebiete auseinanderriß, 
dort ein Uebermaß industrieller Leistungsfähigkeit, wie in 
Polen und in der Tschechei, ohne genügenden Absatzmarkt 
und hier, wie in Deutschland und Oesterreich, kaufkraftärmstes 
Gebiet und insgesamt ein Europa schuf, das, zerrissen und 
wirtschaftlich geschwächt, ohne Plan und System dem Wett- 
bewerb anderer Wirtschaftsgebiete gegenübersteht. 

Wir haben nicht den allergeringsten- Grund, über Wilson, 
den seltsamen Philosophen aus Washington, zu lächeln, denn 
wir haben es auch bis jetzt nicht besser es als 
er. Die Männer von Versailles nahmen den politischen Zirkel 
und teilten Europa, ein ganz bestimmt konstruiertes Wirt- 
schaitsgebiet, gegen seine wirtschaftliche Entwicklung und 
Bedürfnisse auf. Wir aber, d. h. die kapitalistischen Zöllner, 
Faschisten und Protektionisten Europas, bauen auf jenen in 
Versailles gezogenen Linien Zollmauern auf, die die Länder 
weiter voneinander abschließen und wie kulturfeindliche chine- 
sische Mauern wirken müssen. Wir entwickeln in jedem Land 
und Ländchen Industrien und Industriechen, ängstlich wie 
kranke Kinder durch Hochzoll geschützt, feilschen und kämp- 
fen im Fieber unheilbaren Rüstungswahnsinns um den von 
Steuerlast ausgepowerten europäischen Markt, unfähig zu weite- 
rer wirtschaftlicher Fortentwicklung, unfähig zur Schaffung 
und Erschließung weiterer Märkte, aber gepeinigt von Furcht 
vor der mächtigen Konkurrenz der jungen und kräftigen über- 
seeischen Wirtschaften. Gegen sie sperren wir die Grenzen 
durch Zoll und Steuern und verlangsamen so allenthalben den 
Lauf der Produktionsmaschine. Damit hemmen wir aber auch 
das Tempo unserer Konsum- und Exportindustrien und zus 
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leich die Möglichkeit einer notwendigen Rationalisierung der 
Wirtschaft, unterbinden die verbilligenden Höchstleistungen in 
der Produktion, die nur auf wabeschränktem und zunehmendem 
Absatz beruhen. 

Kann das Weiterentwicklung sein? Soll dieser Weg in 
eine bessere Zukunft führen? Europa hat gar kein Interesse an 
dem Fabrikanten X oder Y, der in Hückeskirchen, Ostrowo 
oder Petitville mühselig Tuch webt oder Erz zu Eisen macht. 
Wohl aber hat das politisch befriedete und wirtschaftlich &e- 
einigte Europa, sagen wir einmal: der Staatenbund Europas, 
ein Interesse daran, daß seine Millionen Menschen daheim Ar- 
beit und billige Waren haben. Und wenn die reicher gesegne- 
ten Länder in Uebersee imstande sind, den goldenen Weizen 
billiger zu liefern als wir in Europa, so mögen sie das tun, 
Wirtschaftliches Gebot ist es aber, daß wir ihnen das, was wir 
schaffen können, die landwirtschaftlichen Maschinen, den indu- 
striellen Verbrauchsartikel so billig liefern, wie sie es nicht 
können, daß wir, in Anlehnung an das Prinzip internationaler 
Arbeitsteilung, ihre billige Gerste in unser Land nehmen, um 
auf unseren Feldern, wo wir Getreide nur teuer produzieren 
können, eine großzügige Produktion tierischer Erzeugnisse, 
wie Fleisch, Fett, Molkereiprodukte usw., zu entwickeln. Der 
Fabrikant X oder Y, den man augenblicklich wieder durch 
Hochzoll schützen zu müssen vermeint, ist nichts anderes als 
ein wirtschaftlicher Krebsschaden, weil er wegen Mangel an 
Absatz nur drei Tage in der Woche arbeiten lassen kann, 
Wucherpreise nehmen muß, um die Profitquote zu erzielen, 
weil er dem Ziel moderner Wirtschaftswissenschaft, der bil- 
ligsten und kontinuierlichen Massen- und Qualitätsproduktion, 
entgegensteht. 

Hier scheiden sich die Wege: Der Fabrikant X oder Y 
ist ein Ausdruck des heutigen Kapitalismus, bedeutet Auf- 
teilung eines ausgepowerten und beschränkten Marktes, ist 
Lohndruck und Senkung der Kaufkraft durch Zoll und Steuern. 
Die Erweiterung des Marktes durch Zivilisierung des ganzen. 
Erdballs, dessen Bevölkerung heute fast nur zum vierten Teil 
für die moderne Warenproduktion in Frage kommt, die Stär- 
kung der Kaufkraft durch höhere Reallöhne, die Verbilligung 
der Ware und das größere Bedürfnis nach dem industriellen 
Produkt, das ist zwar noch nicht die Verwirklichung des 
Sozialismus, aber doch Lebensfähigkeit und wirtschaftlicher 
und kultureller Fortschritt. 

Setzt euch nun der heutige Kapitalismus chinesische Mauern 
vor eure Augen, die hungernd den Weg in eine bessere Zur 
kunft suchen, dann reißt sie, wenn eure‘Stunde kommt, nieder! 


Weltwirtschaft 


Die Zunahme der Oelheizung in der Handelsschiffahrt. 
Die nachstehende Statistik zeigt, in wie großem Umfange die 
Handelsschiffe von der Kohlenheizung auf Oelheizung umge- 
stellt wurden, und wie groß die Zunahme der Motorschiffe 
mit Dieselmotoren ist. Die Verschiebung ergibt sich aus fol- 

enden Hundertsätzen: Es waren im Betrieb in Hundertsätzen 


in den Junimonaten: 1914 1923 1924 1925 
in Prozenten 


Dampfschiffe mit Kohlenheizung . UEIRTBB,S 689 66,2 64,8 
Dampfschiffe mit Ölheizung . . .» .. . 26 24,2 26,8 27,5 
Motorsänffen, rc EN 0.5 2,6 31 4,2 


Segelschiffe . . . . . 81 4,3 3,9 3,5 


Die Schiffe mit Oelheizung haben sich diesen Zahlen zu- 
folge in zehn Jahren verzehnfacht, die Zahl der Motor- 
schiffe hat sich fast verzehnfacht. Seit 1923 war die Zunahme 
der Schiffe mit Oelheizung 13,6 Prozent, der Motorschiffe 
67 Prozent. In der letzteren Gruppe sind 2,5 Millionen Tonnen 
Schiffsraum vorhanden. Die englische Tonnage für Motor- 
schiffe beträgt 734000, die norwegische 3235000, die schwe- 
dische 260000, die deutsche 234000, die amerikanische 216000. 
Japan hat merkwürdigerweise keine Motorschiffe. Die hier 
eene Umwälzung macht sich gegenwärtig bei der Welt- 

ohlenkrise fühlbar. Ein Teil der Absatzschwierigkeiten 
des Kohlenbergbaues rührt von dieser Seite her. 


Soziale Chronik 


Das soziale Herz. Sozial sein heißt, dem Menschen am 
ersten helfen, der es am notwendigsten braucht. Von diesem 
Gesichtspunkte haben sich in den vergangenen Jahren beson- 
ders die christlichen Gewerkschaften leiten lassen, 
indem sie sich stets für die Einführung und Erhöhung der 
sozialen Zulagen, wie Hausstands-, Kindergeld- usw., 
einsetzten. Nicht minder setzten sich die Unternehmer dafür 
ein. Auch die Schlichtungsstellen bis zur höchsten Instanz 
haben uns oftmals derartige Zulagen „aufgebrummt‘, obwohl 
die freien Gewerkschaften sie grundsätzlich gar nicht wollten, 
Nur wenige Tarifverträge, wo wir einen überragenden Einfluß 
besitzen, z. B. im Baugewerbe, konnten wir von diesen 





Wohltaten  freihalten. ußten wir doch allzu genau, daß 
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Heute werden auch die christlichen Gewerkschaften zu 
der Einsicht kommen, wie richtig wir das Unternehmertum 
eingeschätzt haben. Die Death Bergwerkszei- 
tung“, das führende Organ der rheinisch-westfälischen Groß- 
industrie, bringt in ihrer Nummer 167 einen Artikel „Schäd- 
liche Vorbelastung“. Darin wird u. a. ausgeführt: 

„In der heutigen Zeit schwerster Krise erhebt sich für den Unter- 
nehmer mit besonderer Schärfe die Forderung ... größter Erfolg mit 
geringsten Selbstkosten. Bei diesen spielen die Löhne eine ausschlag- 
gebende Rolle. Eine Lolnzahlung, welche mehr ist als der Preis für 
die aufgewandte Arbeitsleistung, muß deshalb eine ungerechtfer» 
tigte Belastung der Wirtschaft bedeuten. Daraus folgt, 
daß der Unternehmer jede Zulage, die unabhängig von der Leistung ge- 
währt werden muß, als unvereinbar mit der Wirtschaftlichkeit des Be- 
triebes zurückzuweisen bestrebt sein muß. Bei anhaltender Wirtschafts- 
krise wird er darum in erster Linie dem Arbeitnehmer den Vorrang geben, 
dessen Entlohnung lediglich vom Gesichtspunkte der Arbeitsleistung aus 
erfolgen kann, er wird also dahin wirken, sich möglichst von den 
Lasten zu befreien, die ihm die Zahlungen der so- 
zialen Zulagen auferlegen. Das würde bedeuten, daß der 
Arbeitgeber bei freier Wahl dem Unverheirateten den Vorzug geben 
würde.... Dem Staat erwächst daraus die Pflicht, den sozialen Ausgleich 
zu schaffen.“ (Steuervergünstigungen.) 

Der Artikelschreiber der „Bergwerkszeitung‘“ folgert dann, 
daß die Wirtschaft in ihrem Kampf nicht vorbelastet werden 
darf durch Aufwendungen, die nicht von der Arbeitsleistung 
des einzelnen abhängen. Wer sollte daran zweifeln, daß die 
Unternehmer an Rhein und Ruhr schon längst nach diesen 
Richtlinien verfahren haben? Wo irgendwie Betriebseinschrän- 
kungen erfolgten, hat man die älteren Arbeiter und Angestell- 
ten rücksichtsios auf das Pflaster geworfen, soweit dies auf 
Grund des Betriebsrätegesetzes nicht verhindert werden konnte, 
Wenn früher schon kein Arbeitnehmer über 40 Jahre bei der 
Großindustrie eingestellt wurde, so werden heute sehr oft die 
Fünfzigjährigen zwangsläufig pensioniert. Das sind gewöhnlich 
die Arbeiter, welche die meisten Kinder im erziehungspflichti- 
gen Alter haben. Den Unternehmer kümmert das allerdings 
nicht. So ist es um das soziale Empfinden der Industriegewal- 
tigen bestellt. Ihr Verhalten zwingt uns, entgegen ihren 
schönen Worten, in die schärfste Kampffront. 


Referentenführer 

Der Verlust der Arbeitnehmer während der Inflationszeit 
— 35 Milliarden Goldmark. Ein bekannter Nationalökonons 
schätzt den Ausfall an Lohn- und Gehaltseinkommen der Ar- 
beitnehmer während der Inflationszeit gegenüber der Vor- 
kriegszeit auf 35 Milliarden Goldmark. Nach dieser Schätzung 
betrug das Lohneinkommen von 10 Millionen Arbeitern, die 
vor dem Krieg in Deutschland beschäftigt waren, jährlich 
10 Milliarden Mark (mit 1000 M. pro Kopf gerechnet). Die 
Geldentwertung begann im Jahre 1916, und bis zum Zeit- 
punkt des Währungszusammenbruches 1923 betrug der Real- 
lohn dieser Arbeiter durchschnittlich 50 bis 70 Prozent des 
Vorkriegsiohnes, d. h., war ihr Reallohn jährlich um 3 bis 
5 Milliarden Mark geringer als vor dem Krieg. Rechnet man 
die Löhne und Gehälter der in Handel und Verkehr beschäf- 
tigten Arbeiter und Angestellten und die Beamtenbesoldungen 
hinzu, so haben die Arbeitnehmer jährlich durchschnittlich 
5 Milliarden Goldmark weniger erhalten als vor 
dem Krieg — in sieben Jahren 35 Milliarden Mark. Das war 
das finanzielle Kriegs- und Inflationsopfer der Arbeitnehmer. 
Ungefähr denselben Betrag haben die Rentner durch die 
Geldentwertung verloren. Wöhin verschwand diese ungeheure 
Summe, die dem Verbrauch der Arbeitnehmer und Rentner 
entzogen wurde? Zum Teil wurde sie für unproduktive 
Zwecke, wie Kanonen, Munition usw., verpulvert, zum Teil 
wanderte sie zu den Nutznießern der Inflation, welche diese 
Summen zur Vermehrung ihrer Vermögenssubstanz, d. h. 
zur Erweiterung ihrer Betriebsanlagen, verwendeten. 


Entvölkerung ganzer Gemeinden durch Zechenstillegungen. 
Die Zechenstillegungen im Ruhrgebiet nehmen einen immer 
größeren Umfang an, und zwar werden viele Zechen nicht nur 
vorübergehend, sondern auch endgültig abgebaut. Im südlichen 
Randbezirk fanden — wie in der „Frankfurter Zeitung‘ ge 
schrieben wird — Entvölkerungen der größtenteils auf den 
Zechenbelegschaften aufgebauten Gemeinden statt. So ver- 
minderten sich beispielsweise in der Zeit vom 1. Januar 1923 
bis 1. Juni 1925 die Zechenbelegschaften im Stadtkreis Witten 
um 92 Prozent, im Landkreis Schwelm um 97 Prozent, im 
Landkreis Hattingen um 52 Prozent, im Landkreis Hagen um 
48 Prozent. Was die Zechenstillegungen selbst anbelangt, so 
erfolgen diese in der Regel nicht durch Abbau der veralteten 
und unmodernen Betriebe, sondern nach anderen, oft anarchi- 
schen Gesichtspunkten. Moderne Bergwerke, die aber gegen- 
wärtig wenig begehrte Kohlensorten fördern, werden stillgelegt, 
andere, veraltete, die jedoch absetzbare Kohlensorten fördern 
oder aber frachtmäßig den Hütten günstig liegen bzw. zur 
Versorgung einer bestimmten Konzernhütte dienen, werden 
weiter in Betrieb gehalten. 
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Unternehmer gegen Unternehmer 
Ein meuer Beitrag zum Denkschriftenkrieg. 

Bekanntlich eröffnete die Vereinigung der deutschen Ar- 
beitgeberverbände den Denkschriftenkrieg mit einer geheimen 
Denkschrift an die Reichsregierung, in der sie der Erden 
ganzes Jammertal zurückführte auf die unhaltbare- Belastung 
der Wirtschaft mit Steuern und sozialen Lasten, auf die hohen 
Löhne der Arbeitnehmerschaft und den Achtstundentag. Die 
Gewerkschaften wiesen diese Angriffe auf die Arbeitnehmer- 
schaft zurück und rückten die arbeitgeberlichen Behauptungen 
ins rechte Licht. Die darauf erfolgte Rechtfertigung der 
Arbeitgeberverbände war so fadenscheinig, daß sie im eige- 
nen Lager ohne jeden Eindruck blieb, Verantwortliche Kreise, 
die mehr von der Wirtschaft verstehen als die Borsig, 
Tänzler & Co., wollten und konnten diesem. unwürdigen Spiel 
der Arbeitgeberhäuptlinge nicht länger zusehen. Sie faßten 
den Entschluß, die Schäden der Wirtschaft dort aufzuzeigen 
wo sie sind: im Arbeitgeberlager! 

Die Handelskammer in Hamburg hat jetzt eine 
Denkschrift an den Hamburger Senat gerichtet, in der sie 
sehr deutlich wird. Und. diese Hamburger Unternehmer- 
kammer, die wohl wie keine andere mit der deutschen Wirt- 
schaft und der Weltwirtschaft aufs engste verbunden ist, 
kann und wird wohl nicht ohne “weiteres von der übrigen 
deutschen Unternehmerschaft abgetan werden, es sei denn, 
sie treibt bewußt Vogel-Strauß-Politik. 

Gewiß, auch die Hamburger Handelskaminer erklärt, daß 
neben den Steuern die sozialen Lasten erheblich an einer Ver- 
teuerung der Produktion beitrügen und verschweigt auch 
nicht, dafür ist sie eine Unternehmerkammer, daß auch nach 
ihrer Ansicht bei der Verteuerung der Fertigerzeugnisse der 
Anteil des Lohnes eine wesentliche Rolle spielt. Sie weiß aber 
der. Lohnfrage auch diese Seite abzugewinnen: 

„Bis zu einem gewissen Grade sind die Löhne abhängig von den 
Lebenshaltungskosten, und daher muß die Arbeit der berufenen Stellen 
hier beginnen und mit alien tauglichen Mitteln auf eine Senkung der 
Lebenshaltungskosten hingewirkt werden. Im letzten Juniheft der Zeit- 
schrift „Wirtschaft und Statistik“ ist hänsichtlich der Lebenshaltungs- 
kosten im Deutschen Reich ausgeführt worden, daß die Lebenshaltungs- 
kosten, Ernährung und Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Bekieidung und 
sonstiger Bedarf, gegenüber dem Vormonat Mai, um ein beträchtliches 
gestiegen sind. Die Steigerung sei namentlich auf eine Zunahme der 


Kosten des Ernährungsbedarfs zurückzuführen, die — abgesehen von den 
. ER RE =, .. » . > y > 
jahreszeitlichen Anziehen der Gemüse- und Eierpreise — vor allem in 


der allgemeinen Preiserhöhung von Fleisch- und Fleischwaren ihre Ursache 
hat. Diese andauernde Steigerung des Preisniv@aus, die in der leizten Zeit 
festzustellen ist, muß den gewissenhaften Beobachter mit Sorge erfüllen. 
Die Ursachen der größeren Lebenshaltungskosten liegen teilweise wieder 
auf denselben Gebieten wie diejenigen, die für die Verteuerung der Pro- 
duktion im allgemeinen angeführt worden sind. Da aber, wie erwähnt, 
die Lebenshaltungskosten für die Höhe der Löhne und Gehälter bestim- 
mend sind, so ist es erforderlich, dieser Frage die größte Aufmerksam- 
keit zu schenken.“ 

Sehr viel deutlicher wird die Denkschrift aber nach der 
Seite der Wirtschaitsverbände und, zeichnet deren 
Riesenanteil an der Schuld des Daniederliegens der deutschen 
Wirtschaft schonungslos auf: 

„Die Zahlungsgepflogenheiten der Fabrikanten- 
verbände tragen ihr Teil dazu bei, daß die erwünschte Steigerung 
des Exports und der Absatz der Fabrikate im Inland gehemmt werden. 
Alle Zahlungs- und Licferungsbedingungen finden in der Konkurrenz 
des Auslandes ihre Grenze. Der Exporthandel hat wieder- 
holt erfahren müssen, daßan den Zahlungs- und Lie- 
tferungsgepfilogenheiten der Fabrikantenverbände 
die Ausiührung von Aufträgen gescheitert ist. 

Eine Frage, der von den zuständigen Stellen größte Aufmerksam- 
keit in der Folgezeit zugewandt werden muß, ist die der Preiskon- 
vention der Kartellie, deren Zahl gegenüber der Vorkriegszeit 
außerordentlich gewachsen ist. Wenn auch auf einzelnen Gebieten der 
Industrie ein kartelia r Zusammenschluß volkswirtschaftlich erwünscht 
sein kann, so muß seitens der Regierung mit allen Mitteln dort vorgegan- 
gen werden, wo sich zum Schaden der Gesamtwirtschaft Auswüchse der 
kartellmäßigen Bindung zeigen. Die Handhabe für ein Eingreifen bietet 
die Verordnung über Mißbrauch wirtschaftlicher Machtsteilung, die aber, 
wie es scheint, nicht immer dort angewandt wird, wo es zweckmäßig 
erscheint. Daher sollte zunächst seitens der Regierung in eine allgemeine 
Nachprüfung der bestehenden Kartelle und in eine Erwägung darüber 
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eingeireten werden, welche Maßnahmen zu ergreifen sind, um einem 
weiteren Vordringen ungesunder Preispolitik der Kar- 
telle vorzubeugen. In diesem Zusammenhang: ist vornehmlich auch auf 
die Preispolitik der Innungen aufmerksam zu machen, die 
nach den in der Oeffentlichkeit lautgewordenen Klagen nicht immer die 
ihnen zustehende Macht im wohlverstandenen voikswirtschaftlichen In- 
teresse gebrauchen. Soweit den Mitgliedern von den Innungen Richtpreise 
vorgeschrieben werden, und es ihnen verboten wird, unter diesen Preisen 
zu verkaufen, ist die Handhabe für ein Eingreifen durch den Staat, der 
sie duldet, gegeben. 

„Nach Ansicht der Handelskammer sind als Verteuerungsmomente 
nicht nur Gründe der obengenannten Art, wie Steuern, Soziallasten, 
Zinsen usw. zu nennen, sondern vor allem scheint die Preispolitik ge- 
wisser Verbände und Innungen nicht immer das volkswirtschaftliche In- 
teresse in genügendem Umfange zu berücksichtigen. Nicht zuletzt 
scheint es aber auch das immer noch zu beachtende Bestreben gewisser 
Kreise zu sein, gewohnheitsmäßig das früher vielleicht berechtigte, heute 
zu verurteilende Risiko einer Währungsverschlechterung in die Preise ein- 
zurechnen. Schließlich glaubt die Handelskammer eine weitere Ursache der 
Preissteigerung darin zu schen, daß der Verteilun gsorganis- 
mus der deutschen Wirtschaft in der ungeheuer- 
lichsten Weise aufgebläht ist. Die Zahl der Firmen, die 
zwischen dem Produzenten und Konsumenten sich eingeschaltet haben, 
ist gegenüber der Vorkriegszeit trotz des viel geringeren Güterumsatzes 
und der geringeren Aufnahmefähigkeit des Inlandsmarktes außerordentlich 
gestiegen. Für Berlin ist beispielsweise festgestellt, daß die Zahl der 
ins Handelsregister eingetragenen Firmen um etwa 100 Prozent gestiegen 


ist, Für Hamburg sind von der Handelskammer gleiche Berech- 
nungen angestellt, die zu dem Ergebnis kommen, daß sich hier die 


Zahl der eingetragenen Firmen um etwa 50 bis 60 Prozent erhöht hat. 
Aehnliche Berechnungen sind von dem Statistischen Amt der Stadt 
Offenbach für den Lebensmittelkleinhandel angestellt, die zu dem 
gleichen Ergebnis kommen. Wenn auch anzunehmen ist, daß sich der 
Bereinigungsprozeß durch Ausscheiden überflüssiger Mitglieder der Volks- 
wirtschaft fortsetzen wird, so muß im Augenblick doch gesagt werden, 
daß die absolut wie relativ große Zahl der Groß- und Kleinhandelsbetriebe 
eine Ursache für die Verteuerung der Lebenshaltungskosten sind.“ 

Man muß sagen, daß die Handelskammer in Hamburg, 
die sonst nicht im Rufe einer sozialdenkenden und handelnden 
Unternehmerkammer steht, sich hier bemüht hat, die Schäden 
unserer Wirtschaft objektiv bloßzulegen. Aber alle Kritik 
nützt nichts, wenn seitens der Regierung nicht die Energie 
aufgebracht wird, die deutschen „Wirtschaftsführer‘‘ im Ar- 
beitgeberlager auf ihre Unfähigkeit, die Wirtschaft zu erhalten, 
hinzuweisen, und wenn sie nicht den Mut aufbringt, ernsthaft 
die Verwirklichung der gewerkschaftlichen Forderungen nach 
a llon der deutschen Wirtschaft zu prüfen und durch- 
zuführen. 


Deutschlands Wollversorgung 


Neben der Baumwolle verarbeitenden ist die Woilindu- 
strie der bedeutendste Zweig des deutschen Textilgewerbes. 
Im Jahre 1913 wurde der Produktionswert unserer einhei- 
mischen Wollindustrie mit über 1,7 Milliarden Goldmark be- 
zitiert; diese nahm damit die zweite Stelle ein. Der Anteil 
an der Weltwollindustrie betrug 16,7 Prozent und der Anteil 
an der europäischen Produktion 21,2 Prozent. 

Während die Baumwollindustrie die Rohstoffe ganz aus 
dem Auslande einführen muß, kann die Wollindustrie einen 
Teil des notwendigen Rohmateriales aus dem Inlande beziehen. 
Die Höhe der heimischen Wollproduktion ist abhängig von 
der Anzahl und der Qualität der Wolle liefernden Haustiere, 
von welchen bei uns fast ausschließlich das Schaf in Frage 
kommt. Im letzten Vorkriegsiahr 1913 wurde in Deutschland 
ein Schafbestand von 5521 000 Stück festgestellt, welche rund 
20 000 Tonnen an Wollmaterial lieferten, In den Kriegsjahren 
wurde die Anzahl der Schafe erhöht, doch ging uns ein Teil 
infolge Abtretung verschiedener Landstriche auf Grund des 
Versailler Friedensvertrages verloren. Trotzdem zählte man 
1922 rund 5 566 000 Schafe, deren Produktion an Rohwolle sich 
auf 24000. Tonnen belief. Somit kann man erfreulicherweise 
eine Zunahme der inländischen Wollerzeugung gegenüber der 
Vorkriegszeit um 20 Prozent feststellen. Für 1923/24 hat diese 
Aufwärtsbewegung, wenn auch nür in geringem Ausmaße, an- 
gehalten. Diese Tatsache ist um so bemerkenswerter, als die 
Weltwollproduktion einmal infolge Verminderung des Schaf- 
bestandes, zum anderen infolge zunehmender Bevorzugung 





des Fleischschafes gegenüber dem Wollschafe zugunsten der 
vorwärtsschreitenden Gefrierfleischindustrie erheblich gesun- 
ken ist. A 
Die deutsche Wollproduktion reicht ‘bei weitem nicht 
aus, den Inlandskonsum zu versorgen. Der Anteil der 
Erzeugung am Verbrauch beträgt nur 8 bis 10 Prozent. Die 
Verhältnisse während des Weltkrieges haben zur Genüge be- 
wiesen, daß wir unseren Kleidungsbedarf aus der inländischen 
Produktion nicht befriedigen können. Der größte Teil unseres 
Wollverbrauches muß aus dem Auslande bezogen werden. 
Nachstehende Tabelle gibt eine Uebersicht über Deutsch- 
lands Einfuhr und Einfuhrüberschüsse an Wolle. 
Deutschlands Einfuhr und Einfulirüberschüsse an 

Rohwolle!): 

(in 1000 Tonnen). 


Einfuhr: 
200,8 


Einfuhr- 
überschuß: 
186,0 
190,9 184,2 
1923 132,6 124,6 
Demnach ist der Einfuhrüberschuß für 1923 gegenüber 
dem Jahresdurchschnitt 1909/13 um 33 Prozent zurückgegangen. 
Für 1924 ist wieder ein erhebliches Ansteigen der Einfuhr- 
zitfern zu bemerken, so daß die Vorkriegszahlen nahezu er- 
reicht werden. Man ıersieht aus obiger Statistik deutlich die 
Folgen der Inflation, 
Zum Vergleich sei auch eine Aufstellung über den deut- 
schen Verbrauch wiedergegeben. : 


Wollverbrauch Deutschlands): 
(in 1000 Tonnen). 
1913 1922 1923 
211 193 170 
Auch hier muß auf die allgemeinen Wirtschaftsverhält- 
nisse infolge der schlechten Währung hingewiesen werden. 
Ebenso sei der Vollständigkeit- halber bemerkt, daß 1924 der 
Verbrauch wiederum ansteigt. Weiter muß erwähnt wer- 
den, daß uns inzwischen Elsaß-Lothringen mit seiner 
reichen Textilindustrie verlorengegangen ist. Es ist ein ma- 
gerer Trost für uns zu sehen, daß auch die europäischen 
„Siegerstaaten“ unter ähnlichen Erscheinungen leiden. 
Interessant ist auch die Feststellung der ausländischen 
Wollproduktionsstaaten, welche für unseren Bedarf hauptsäch- 
lich in Frage kommen. Die Ausfuhrmengen der einzelnen 
Länder nach Deutschland zeigt folgende Statistik: 
AusfuhrvonRohwollenach Deutschland): 
(in 1000 Tonnen). 


Jahresdurchschnitt 
1923: 


Jahr; 


Durchschnitt 1909/1913 
1922 


Ausfuhrland: 1009/13: 
Austrahen 53,8 E= 15,4 5) 
Neuseeland 1,6 2,14) — 
Südafrikanische Union 22,0 12,92) — 
Argentinien 39,5 — 34,0 6) 
Uruguay 15,2 —_ 12,4 6) 

Aus der Tabelle geht klar hervor, daß die deutsche Ver- 
brauchsabnahme in den Ausfuhrziffern der Haupterzeugungs- 
länder deutlich in Erscheinung tritt. Vor dem Kriege war 
Deutschland der drittgrößte Abnehmer von Australwolle und 
neben England der wichtigste Käufer von Südafrikawolle. 
1923/24 bezogen wir nur knapp ein Drittel der Vorkrieos- 
mergen aus Australien, und etwas über die Hälfte aus der 
südafrikanischen Union. Dagegen bezieht ımser Vaterland 
augenblicklich seinen Hauptbedarf an Rohwolle aus Siüd- 
amerika, so daß deren Anteil an unserer Einfuhr höher ist 
als vor dem Kriege. Als weitere Wollerzeugungsländer sind 
Großbritannien, Rußland, Spanien und die Vereinigten Staaten 
anzusehen. Doch konnten deren Ausfuhrzahlen ats verschie- 
denen Gründen nicht aufgeführt werden. 

Bei: dieser Gelegenheit ist es angebracht, die Preis- 
entwicklung der Wolle kurz zu erörtern. Die Preise 
für Rohwolle stiegen 1924 gegenüber 1913 um mehr als das 
Doppelte, Besonders gesuchte Wollarten erhöhten sich sogar 
um das Dreifache. Im europäischen Wollhandel nimmt Eng- 
land eine dominierende Stellung ein. Da von dort auch die 
deutschen Wollpreise maßgeblich beeinflußt werden, gebe ich 
die englische Preisentwicklung in folgender Tafel wieder: 

Wollpreis in Großbritannien?): 

Für ein Pfund engl. Kammzug wurden gezahlt (in Pence): 

Juli 1914 Dez.1921 Dez. 1922 Dez.1923 Dez. 1924 
64er Merino 321/, 48 62 65 80 
58er Kreuzzucht 263/; 35 46 51 65 
46er Kreuzzucht 17 143/, 174/5 231/5 35 


!) Siehe „Wirtschaft und Statistik“, Nr. 5/1925. Seite 113. 
2) Siehe „Wirtschaft und Statistik“, Nr. 5/1925. Seite 113. 
3) Siehe „Wirtschaft und Statistik“, Nr. 5/1925. Seite 112, 
*) Rechnungsjahr 1. Januar bis 31. Dezember. 

>) Fiskaljahr 1. Juli bis 30. Juni. 

*) Wolljahr 1. Oktober bis 30. September. . 

‚) Siehe „Wirtschaft und Statistik“, Nr. 5/1925. 
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Die Gründe für die Preissteigerung sind einmal: in ‘der 
Verminderung der Produktion und zum anderen in der Er- 
höhung des Bedarfes zu suchen. Vor allem haben Japan und 
Nordamerika ihre Wollindustrie erheblich ausgebaut. Auch 
sind in verschiedenen Wollproduktionsstaaten, wenn. auch nur 
in ee Ausmaße, Betriebe zur Wollverarbeitung ’ent- 
standen. 7 


Meine Darlegungen dürften jedem Leser bewiesen haben, 
daß Deutschland außerstande ist, seinen inländischen Bedarf 
an Wolle aus eigener Erzeugung zu decken. Vielmehr müssen 
noch rund 90 Prozent des Rohmateriales aus dem Auslande 
bezogen werden. Unsere Wollindustrie benötigt zur Wieder- ° 
erstarkung einen großen Export, da der innere Markt selbst 
bei besserer Kaufkraft der minderbemittelten Bevölkerung nicht 
ausreicht, die heimischen Wollerzeugnisse abzunehmen. Von 
den zuständigen Kreisen wird immer wieder auf die Not- 
wendigkeit der Hebung unserer Ausfuhr im Interesse einer 
‚aktiveren Handelsbilanz hingewiesen. Für die Neueroberung 
der ausländischen Absatzmärkte kommen nur Qualitätswaren 
zu angemessenen Preisen in Frage. Qualitätsware. kann aber 5 
nur von tüchtigen Technikern und Facharbeitern hergestellt 
werden. Leider wird aber :von seiten der Industrie recht kurz- 
sichtig gehandelt, wenn solche Fachleute, wie es heute ge- 
schieht, zu niedrig entlohnt werden. Ob man mit solchen 
Methoden Qualitätsware erzielt? ; { 


Weiterhin sei auch auf die Gefahren hingewiesen, die > 
durch den Hochschutzzoll entstehen. Ein Land, welches ° 
90 Prozent seines Wollbedarfes einführen muß, ein Land, ° 
welches darauf angewiesen ist, den größten Teil seiner Fertig- 
waren auszuführen, kann unmöglich seinen Export heben, © 
wenn es die Rohstoffe mit Zöllen erheblich vorbelastet. Man 2 
wende nicht ein, mit dieser Ansicht ständen die Arbeitnehmer 
allein; haben doch maßgebende Kreise der garnverarbeiten- 
den und der Bekleidungsindustrie ihre Stimme in ähnlichem 
Sinne ‚erhoben. Es scheint aber, als müßten noch härtere 4 
Schläge auf die deutsche Wirtschaft niedersausen, bevor in 
gewissen Köpfen die rechte Erkenntnis dämmert. 


Otto Pennenkamp-Barmen. BE 


Unternehmerprofit, Luxuskonsum und 


industrielle Fehlorganisation Ä 


Der kapitalistische Unternehmer will Profite machen. Kann 
er sie nicht erzielen, so wird er mit seiner Tätigkeit aufhören. 
Deshalb ist er in der Lage, seiner Arbeiterschaft die Pistole 
auf die Brust zu setzen und ihr zu sagen: „Wollt ihr nicht 
billig arbeiten, so werde ich den Betrieb einschränken, zumal 
der hohe Kapitalzins einen großen Teil meines Gewinnes = 
verschlingt. Ich verzichte lieber auf den Kredit und werde 
künftighin weniger erzeugen. Diese Drohmmgen sind ohne 
Zweifel ernst zu nehmen, wenn auch nicht so ernst, wie sie auf 
den ersten Blick erscheinen. Es handelt sich nämlich um die 
Grenze, wo die Produktion für den Unternehmer nicht mehr E 
rentabel ist, und diese ist sehr elastisch. Technische Ver- 9 
besserungen vermögen ihm einen Teil des verlorenen Ge- e 
winnes wieder einzubringen, Verbreiterung der Produktion 
kann die Generalunkosten senken; außerdem hofft er auf die 
aufsteigende Konjunktur in der Zukunft und wird seinen Appa- 
rat nicht vorzeitig abbauen. 


Im folgenden möchten wir aber den Unternehmerprofit in 
einem anderen Zusammenhang betrachten, von der Seite seiner 
volkswirtschaftlichen Rechtfertigung. Die Unterneh- 
mer gebärden sich nämlich — siehe ihre Presse und Ver 
sammlungsreden — als Sachwalter und Hüter der wirt- - 
schaftlichen Kräfte des Landes, indem sie eine unentbehrliche = 
Tätigkeit im Interesse der Gesellschaft entfalten.- In der kapita- 
listischen Wirtschaft ist diese ihre Eigenschaft unentbehrlich. = 
Wenn wir aber näher zusehen, so werden wir bald auch der 
Gefahren inne, welche mit dieser „sozialen Funktion“ der Un- 
ternehmer einhergehen. B,. 


Die Rechtfertigung des Unternehmerprofits geschieht auf 
zweierlei Weise. Wird den Kapitalisten ihr Rieseneinkommen, 
das sie den anderen Teilen der Bevölkerung entziehen, vor- 
geworien, so können sie folgendes antworten: Zugegeben, daß 
uns unser Einkommen — das wir freilich für unsere Initiative 
und Tüchtigkeit reichlich verdienen! — ‘eine Lebenshaltung 
im Ueberfluß gestattet, alle Bequemlichkeiten, Auto, See 
bäder und alle Spielarten eines üppigen Lebens. Trotzdem ist 
dieser Luxusverbrauch N 


$ 


tigung geben — 

weil er nur auf enge Kreise beschränkt bleibt. Immer wiede 
wird die Anekdote von einem Rotschild aufgetischt, der ei 
mal ausgerechnet hat, daß bei der Aufteilung seines Riesen 
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vermögens auf einen jeden Kopf der Bevölkerung nur wenige 
Pfennige kommen würden. Im Vergleich zum Massenverbrauch 
fällt der Luxuskonsum der oberen Schichten — so meinen 
diese Kreise — nicht ins Gewicht. Zunächst einmal möchten 
wir diese Behauptung in Frage stellen. Wir sind vielmehr der 
Meinung, daß der Luxuskonsum der Unternehmer, der ihnen 
dank der großen Profite möglich ist, keineswegs einen nur 
unwesentlichen Teil des Sozialproduktes, der füglich ver- 
nachlässigt werden kann, verschlingt. Nehmen wir zum Bei- 
spiel an, daß in Deutschland eine halbe Million Unternehmer, 
Direktoren, Kaufleute, Grundbesitzer usw. ihren Luxuskonsum 
um jährlich 2000 Mark einschränken müssen, ünd nehmen 
wir weiter an, daß auf der anderen Seite das Einkommen ande- 
rer Schichten um den gleichen Betrag erhöht wird. Dabei 
würde eine Milliarde Goldmark vom Luxuskonsum zum Massen- 
konsum übergeleitet. Auf zehn Millionen “Arbeitnehmer auf- 
geteilt, würde dies eine Erhöhung um jährlich 100 Mark pro 
Kopf dieser zehn Millionen Arbeitnehmer bedeuten, ein Betrag, 
der immerhin zu einer erheblich besseren Versorgung dieser 
Schichten beitragen könnte. Die vielleicht noch wichtigere 
Folge wäre aber die Verbreiterung der Basis für die Massen- 
produktion, sowohl bei der Herstellung der Produktionsmittel 
wie der. Endprodukte für den Massenverbrauch. Dadurch 
könnten die Produktionskosten der Massengüter, auf-die Ein- 
heit des Produktes gerechnet, gesenkt, die Preise dieser 
Güter verbilligt werden — ein weiterer Vorteil, der zur Er- 
höhung des Masseneinkommens noch hinzukommen würde, 
Endlich könnte auf der erweiterten Produktionsbasis die 
Ausfuhr erheblich erleichtert werden. Je breiter der In- 
landsmarkt, um so mehr ist man auf dem Weltmarkt konkür- 
renzfähig. Diese Ausführungen können freilich nicht gegen 
die Arbeiterschaft in den Luxusindustrien ausgewertet wer- 
den. Solange die kapitalistische Einkommensverteilung eine 
so ungerechte und wmrichtige ist, müssen die Luxusindustrien 
bestehen bleiben, und es ist deshalb kein innerer Widerspruch, 
wenn zum Beispiel die sozialdemokratische Partei für die Er- 
mäßigung der Umsatzsteuer auf Luxuswaren kämpfte. Dies 
ändert aber grundsätzlich nichts daran, daß der Luxus- 
konsum der Unternehmer einen wichtigen Faktor darstellt, 
und daß er besser in den Massenkonsum übergeleitet werden 
könnte. 


Die große Kanone der Unternehmer bei der volkswirt- 
schaftlichen Rechtfertigung des Unternehmerprofits ist aber 
die Notwendigkeit der Kapitalneubildung, die aus dem 
nicht verbrauchten Profit erfolgt. Dieser wird Zur 
notwendigen Erweiterung der Produktion verwendet. Kein 
Zweifel, daß diese Kapitalsbildung notwendig ist und in der 
kapitalistischen Wirtschaft nur durch Profite — sei es der Un- 
ternehmer oder des Geldkapitals — entstehen kann. Die Erfah- 
rungen d@® letzten Jahre haben uns aber gezeigt, wie sinnlos 
und unwirtschaftlich die newentstandenen Kapitalien verwen- 
det wurden. Das durch Aushungerung der Bevölkerung er- 
preßte und in einem zu raschen Tempo angewachsene Neu- 
kapital führte überall zu Fehlorganisationen, für 'die 
jetzt die ganze Bevölkerung zu büßen hat. Die Gewinne 
fließen nicht in diejenigen Kanäle der Produktion, wo Sie 
volkswirtsichaftlich am ‚besten angelegt wären. Oft pflegen die 
Uebergewinne der Industrie im Ausland, vor allem in über- 
seeischen Ländern angelegt zu werden. Auß® der Mechanik 
dieser Kapitalsanlage folgt aber, daß diese Kapitalien bzw. 
ihre Zinsen für die Volkswirtschaft des Landes, dessen Kapi- 
talisten die Anlage machten, verlorengehen, da sie zwangs- 
läufig im Ausland stehenbleiben müssen. Für Deutschland 
kommt dieser Fall gegenwärtig nicht in Frage, da namhafte 
ausländische Kapitalsanlagen von deutschem Kapital nicht ge- 
macht werden können. Um so mehr aber besteht die Gefahr 
der Fehlorganisation. Die unkontrollierte Verwen- 
dung der übermäßigen Gewinne verleiht dem Kapital eine 
Macht, die zum Schaden der Volkswirtschaft ausgenutzt wer- 
den kann. Die Reichsbank hat der Industrie riesige Kredite 
gewährt, die Regierung hat der Schwerindustrie eine unge- 
heure Ruhrentschädigung zugeführt. Aber niemand fragte da- 
nach, wie diese Summen verwendet werden. Aus den Gewin- 
nen wurden riesige Waren- und Valutaspekulationen durch- 
geführt, die in der Regel fehlschlugen. Dafür mußte auch 
die ganze Volkswirtschaft aufkommen. Die mißlungene Fran- 
kenspekulation des vorigen Jahres ebenso wie die fehlerhafte 
Warenspekulation des Stinneskonzerns führten dazu, daß das 
kapitalarme Deutschland große Kapitalien an das Ausland ab- 
geben mußte, und daß seine ansonst schon dünne Kapitaldecke 
weiter geschädigt wurde. Diese Beispiele, die beliebig vermehrt 
werden können, sollen nur dartun, wie unwahr die Behauptung 
der Großunternehmer ist, daß sie nur als Treuhänder und ge- 
wissenhafte Sachverwalter des nationalen Kapitals ihre gesell- 
schaftliche Rolle erfüllen, und welche Schädigungen der Volks- 
wirtschaft aus dem willkürlichen Schalten und Walten mit den 
Profiten erwachsen. 
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Soziale Chronik 


Das geringe Lohneinkommen gefährdet die Volksernäh- 
rung. Ein Sozialhygieniker, Dr. Windzinsky, stellt in 
der Zeitschrift „Archiv für soziale Hygiene und Demographie“ 
die Frage: „Findet in der gegenwärtigen Volksernährung 
Deutschlands die Qualität und die Quantität der Nahrung 
besonders hinsichtlich des Vitamingehaltes die genügende Be- 
rücksichtigung?“ In dem Zeitpunkt, wo eine reaktionäre Re- 
gierung und Reichstagsmehrheit die Volksernährung durch 
hohe Zölle verteuert, lohnt es sich, folgende Sätze aus der er- 
wähnten Schrift des Gelehrten herauszugreifen: „An der Tat- 
sache, daß weite Schichten des Volkes, wahrscheinlich der aller- 
größte Teil, fast ihr gesamtes Arbeitseinkommen 
zur Bestreitung der notwendigen Ausgaben für eine richtig; 
zusammengesetzte Ernährung verwenden müßten, kann nicht 
mehr gezweifelt werden. Da jedoch noch andere, nicht 
minder wichtige Ausgaben parallel laufen, so ist die Ernäh- 
rung nur möglich, wenn an den teuren vitaminhaltigen 
Nahrungsmitteln, Milch, Butter, Käse, Eier, Ge- 
müse, Fleisch, gespart und die Sättigung durch volu- 
minöse, magen- und darmfüllend, Magenerweiterung 
verursachende Nahrungsstoffe herbeizuführen gesucht wird. 
Daß die heranwachsende Generation dadurch besonders ge- 
fährdet ist, liegi auf der Hand, da auf diese Weise die wich- 
tigsten Eiweiß- wie Vitaminträger in der Nahrung fehlen. 
Nicht minder wird das recht teure Gemüse, das neben dem 
antiskorbutischen Vitamin zahlreiche Salze enthält, in seinem 
Konsum unter die zu fordernde Norm herabgedrückt werden. 
Ganz unmöglich ist es jedoch, die im Entwicklungsalter not- 
wendigen großen Mengen an hochwertigem Eiweiß zu kaufen, 
die physiologisch dem Körper bereitstehen müssen, wenn er 
nicht Schaden nehmen soll, 


Referentenführer 


Zur Frage der passiven Handelsbilanz. Die Passivität 
der deutschen Handelsbilanz ist im Steigen begriffen. Der 
Einfuhrüberschuß betrug 1924 2,7 Milliarden Mark, in der 
ersten Hälfte 1925 ebenfalls 2,7 Milliarden, das heißt, es 
ergab sich ineinem Halbjahr ein Einfuhrüberschuß, der 
dem ganzen Handelsdefizit des Vorjahres gleichkommt. Es 
ist aber geradezu rätselhaft, wie dieses Defizit möglich ist, 
Daß im Jahre 1924 ein sehr erheblicher Einfuhrüberschuß, 
vorhanden war, ist nicht zu verwundern. In diesem Jahr 
strömten große ausländische Kapitalien nach Deutschland, was 
die Steigerung der Einfuhr nicht nur ermöglichte, sondern 
diese unmittelbar verursacht hat. Diese Kapitalien kamen viel- 
fach in Form von Warensendungen herein. Die Kapital- 
einfuhr führte auch sonst zu umfangreichen Käufen im Aus- 
land, da die eingeströmten Devisen hier nicht zinslos liegen 
bleiben konnten, sondern — von den nötigen Devisenreserven 
der Reichsbank abgesehen — ihren Weg nach dem Ausland 
zur Bezahlung von Einfuhrwaren finden mußten. Das 
Handelsdefizit war demnach nur die Kehrseite der Kapital- 
einfuhr, Wer die letztere wünschte, mußte auch die erste in 
den Kauf nehmen. Volkswirtschaftlich war der Einfuhrüber- 
schuß nur insofern nachteilig, als aus dem Erlös der Aus- 
landskapitalien überflüssige Verbrauchsgüter eingeführt wur- 
den. Zum großen Teil erstreckte sich jedoch die Einfuhr auf 
ee Verbrauchsgüter und Produktions- 
mittel. 


Der riesige Einfuhrüberschuß im laufenden Jahr ist des- 
halb unverständlich, weil in diesem Jahr das starke Ein- 
strömen ausländischer Kapitalien aufhörte. Woraus wurde 
dann der Einfuhrüberschuß bezahlt? Die Kapitalien, welche 
während der Inflationszet nach dem Ausland flüchteten, 
wurden seit der Stabilisierung nach Deutschland zurück- 
genommen und teils zu Rohstoffeinfuhren, teils als hoch- 
verzinstes Leihkapital für Betriebsmittelkredit bereits ver- 
wendet. Es mögen nur noch Reste dieser Kapitalien vorhanden 
sein. Andere Guthaben aus der Zahlungsbilanz, sogenannte 
unsichtbare Exporte, das heißt Erlöse aus Schiffahrt, Ver- 
sicherung usw. hat Deutschland in erheblichem Umfang nicht, 
keineswegs aber in der Höhe des Handelsdefizits. Ein Teil 
der eingeführten Waren dürfte auf Kredit RR worden 
sein, was demnach die Menge der kurzfristigen Auslands- 
kredite vermehrt hätte. Dabei kann es sich jedoch nur um 
einen Bruchteil , des Einfuhrüberschusses handeln, und wir 
wissen also nicht, wie der größte Teil dieser Waren bezahlt 
werden konnte, 


Vor kurzem wurde eine sehr beachtenswerte Aufklärung 
für diesen Widerspruch gegeben. Der frühere Reichsminister 
Gothein hat den Beweis geführt, daß die deutsche Handels- 
statistik in bezug auf die Ausfuhrwerte vollkommen unzuver- 
lässig ist. Aus einfachen Berechnungen, die er angestellt hat, 
ergibt sich, daß der Wert der eingeführten Warengattungen in 
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der Statistik sehr erheblich höher steht, als der Wert der- 
selben deutschen Ausfuhrartikel, So beträgt zum Beispiel der 


Durchschnittspreis für eine eingeführte Schreibmaschine 
525 Mark, für eine ausgeführte Schreibmaschine - nur 


154-Mark, für Glac&handschuhe 16 Mark 
in der Ausfuhr, für seidene- Bänder 468 
für Sensen 400 gegen 250 Mark.. Es ist aber ganz unmöglich, 
daß die deutsche Ausfuhr um so viel unter den Weltmarkt- 
preisen erfolge, zumal Deutschland wegen der hohen Preis- 
lage seiner Ausfuhrwaren auf dem Weltmarkt bekannterweise 
nicht konkurrenzfähig genug ist. Die Einfuhrwerte werden 
von amtlichen Sachverständigen festgestellt, während die Aus- 
fuhrwerte auf‘ Angaben der Exporteure beruhen. Diese 
machen aber offenkundig unrichtige Wertangaben. Die 
Richtigkeit der Handelsstatistik wird auf diese Weise illuso- 
risch gemacht und damit auch die politischen Schlüsse, die 
daraus gezogen werden. Die hohen Industriezölle werden vor 
allem mit dem ungeheuren Einfuhrüberschuß be- 
gründet — die Zölle seien nach dieser Auffassung das wirk- 
samste ‘Mittel, die übermäßige Einfuhr zu drosseln! — Diesen 


gegen 3,50 Mark! 
gegenüber 250 Mark, 


Kreisen treibt der Ausweis eines übergroßen Einfuhrüber- 
schusses Wasser auf ihre Mühlen. Die Verbraucher wollen 
sich aber Klarheit über die wirkliche Größe des Defizits; 


verschaffen und müssen fordern, daß die Ermittlung der Aus- 
fuhrwerte auf dieselbe Weise geschieht, wie die der Finfuhr- 
waren. Statt auf den willkürlichen Angaben der Exporteure, 
muß die Handelsstatistik auf wahrheitsgemäße, sachliche Fest- 
stellungen der Sachverständigen aufgebaut werden. 


Taylorsystem und Arbeitsphysiologie. Taylor war iu 
erster Linie ein kapitalistischer Ingenieur. Den Mechanismus 
der toten Maschine kannte er, nicht aber den des belebten 
Motors. So kam es, daß er sein Hauptaugenmerk nicht auf 
die Bedürfnisse des menschlichen Organismus, sondern auf 
die Ergiebigkeit der Arbeit richtete. Er sucht ohne jede genaue 
Kenntnis des menschlichen Organismus Höchstleistungen zu 
erpressen. Professor Dr. E. Atzler verlangt im Reichsarbeits- 
blatt, im Gegensatz zu Taylor, Bestleistungen. Der Arbeits- 
vorgang müsse so gestaltet werden, daß er der Eigenart des 
menschlichen Motors angepaßt ist. Das sei dann der Fall, 
weni nicht auf dem kürzesten, sondern auf dem be- 
quemsten Wege Höchstleistungen erreicht werden. Jede 
Fabrikarbeit setzt sich nach Professor Atzler aus einer Summe 
von ‚ Elementarbewegungen zusammen. :Er und seine Mit- 
arbeiter, Dr. Herbst und Dr. Lehmann, konnten schätzungs- 
weise feststellen, daß etwa 30 bis 40 solche Arbeitselemente 
bestehen, durch deren siungemäße Zusammenfügung man jede 
noch so komplizierte Bewegung in ähnlicher Weise zusammen- 
eizen kann, wie den Wortschatz einer Sprache aus den ein- 
zelnen Bischstaben des Alphabets. Professor Atzler sucht die 
Arbeitsbedingungen, bei denen eine gegebene Arbeit unten 
geringstem Energieverbrauch durchgeführt wird. Nehmen wir 
zum Beispiel die Aufgabe des Kurbeldrehens. Bei einem 
mittleren Radius in einer Höhe der Kurbelachse von 
14,13 Zentimetern über dem Boden werfen für eine Arbeit 
von 13 Kilogrammetern pro Kurbelumdrehung 11,7 Kalorien 
pro 1 \Kilogrammeter verbraucht. Der Energieverbrauch steigt 
aber auf das annähernd dreifache, wenn die Kurbelachse höher 
liegt und die Arbeit auf 335 Kilogranımeter pro Umdrehung 
erhöht wird. Der absolut günstige Wert liegt für die Versuchs- 
person des Professors Atzler bei einer Höhe der Kurbelachse von 
114,3 Zentimeter über dem Boden, einem Kurbelradius von 
28,4 Zentimeter und einer Arbeitsleistung von 13 Kilogramm- 
metern pro Umdrehung der Kurbel. Wenn in der geschilderten 
Weise alle Arbeitselemente durchuntersucht sind, dann ist die 
physiologische Seite des Problems der Arbeitsrationalisierung 
gelöst. Dantı taucht aber ein neues Problem auf, nämlich die 
Frage, bis zu welchem Grad die Intensivierung ‘der rationali- 
sierten Arbeit getrieben werden darf, ohne daß Schädigungen 
für den Arbeiter zu befürchten sind. Nur ein in dieser 
Weise reformiertes und unter der Kontrolle 
der Gewerkschaften umgearbeitetes Taylor- 
system bildet keine Gefährdung für die Le- 
benskraft der werktätigen Bevölkerung. 


Die Folgen des Hochschutzzolles. Die „kleine Zollnovelle‘“, 
welche von der Rechtsregierung und den Rechtsparteien im 
Parlament unter Ausschaltung der Opposition durchgepeitscht 
wurde, wird zum Teil sofort, zım Teil am 1. Oktober in Kraft 
treten und soll zwei Jahre lang in Geltung bleiben. Die Reichs- 
regierung hat sich die Vollmacht vorbehalten, diese Zoll- 
novelle in beliebigem Maße zu erweitern, weitere Zollerhöhun- 
gen vorzunehmen. Die verlangte Zustimmung des Reichsrates 
und des handelspolitischen Ausschusses bedeutet keine parla- 
mentarische Kontrolle. Im Zollkampf wurden die verhängnis- 
vollen Folgen eines Hochschutzzolltarifes für die Versorgung 
der Bevölkerung genügend beleuchtet, Sie werden verderb- 
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wirken. Einige Hinweise sollen den wahren Charakter der 
Zollnovelle zeigen: 

l, Bereits vor der Verabschiedung der kleinen Zollnovelle 
hatten wir ein Hochschutzzollsystem. Von den insgesamt 046 
Positionen des Zolltarifes wurden seit 1920 239 ganz, 38 zum 
& erhöht, und-zwar oft auf das Vielfache der früheren 

ätze. 

2. Die „kleine Zollnovelle“ verfolgt den Zweck, auch die 
Zölle für die übrigen Positionen zu erhöhen und Getreidezölle 
einzuführen. Damit sollte ein „lückenloser Zolltarif“, der sich 
auf sämtliche Waren erstreckt, geschaffen werden. Ein*lücken- 
loser Zolltarif ist aber ein volkswirtschaftlicher Unsinn, da der 
allgemeine Zollschutz sämtliche Waren verteuert und den 
Vorteil des Zolles durch die verteuerten Produktionskosten 
aufhebt. Der lückenlose Zolltarif hat daher ausschließlich den 
Sinn, durch den langen Prozeß der Zollüberwälzung den letzten 
Verbraucher auszuplündern. Dies hat aber in den Einkommen 


“der Verbraucherschichten seine Grenzen und muß daher zum 


Rückgang der Produktion führen. 

3. Es wurde behauptet, daß die hohen Zölle nur als 
Vertragszölle zu betrachten sind, die auf dem Wege der Ver- 
handlungen mit anderen Ländern herabgesetzt werden können 
und sollen. Dazu soll bemerkt werden: a) Die Viehzölle sind 
als Mindestzölle festgesetzt, können daher nicht herabgesetzt 
werden; b) die Getreidezölle wurden zwar nicht im Gesetz, 
sondern durch stille Vereinbarung der Rechtsparteien als Min- 
destzölle gebunden; c) alles deutet darauf hin, .daß auch mit 
den mächtigen Industriegruppen stilIlschweigende Vereinbarun- 
gen getrofien wurden, daß die Industriezölle nicht unter ein 
gewisses Maß gesenkt werden; d) der Handelsvertrag mit Bel- 
gien gibt eine Kostprobe davon, wie weit die Herabsetzung 
der autonomen Zölle geht. In einer Zusammenstellung der 
„Frankfurter Zeitung‘ wurde gezeigt, daß die Vertragszölie 
der wichtigsten Warengruppen gegenüber Belgien immer noch 
zwei- bis fünfmal so hoch sind wie die Vorkriegszölle, die au 
sich schon hoch waren. 

4. Die jetzt durchgesetzten Zölle werden auch deshalb 


. für lange Zeit in voller Höhe in Geltung bleiben, weil Deutsch- 


land kaum einige Handelsverträge abgeschlossen hat. Die 
wichtigsten bisher zustande gekommenen Handelsverträge mit 
England und den ‚Vereinigten Staaten kommen vorerst des- 
halb nicht in Frage, weil diese reine Meistbegünstigungsver- 
träge sind, d. h. ihren Inhalt von den übrigen Handelsverträgen 
Deutschlands erhalten. Solche sind aber nicht oder kaum vor- 
handen. Im Gegenteil hat Deutschland mit Polen einen Zoll- 
krieg, mit Italien nur einen provisorischen Vertrag. Der Ver- 
trag mit Spanien wurde gekündigt, die Verhandlungen mit 
Frankreich wurden abgebrochen. Das handelspolitische Ver- 
hältnis zu Holland und Rußland ist mehr als problematisch. 
Da mit dem Zustandekommen vorteilhafter Handelsverträge 
für absehbare Zeit nicht zu rechnen ist, werden die neuen 
Zölle voil in Geltung bleiben. 

5. Auf die Entwicklung der deutschen Ausfuhr wird der 
Hochschutzzoll, der die Produktionskosten im Inland verteuert, 
verheerend wirken. Die Behauptung, daß bei hohen Preisen 
im Inland eine billige Ausfuhr möglich sei, enthält mehrfache 
Trugschlüsse: a) Bei den durch die Schutzzölle verteuerten 
inländischen Produktionskosten muß der inländische Absatz 
zurückgehen, und deshalb wird eine Verbreiterung der Produk- 
tionsbasis, welche eine billige "Ausfuhr allein ermöglichen 
würde, nicht geschaffen; b) das beabsichtigte Dumping wird 
zu Vergeltungsmaßnahmen anderer Länder führen, oder es 
werden diese mit ähnlichen Methoden wie Deutschland Dusmn- 
ping treiben und damit den deutschen Dumpingvorteil über- 
springen. Darüber hinaus wird das Ausland infolge des deut- 
schen Dumpings billige Produktionsmittel aus Deutschland be- 
ziehen und kann dadurch seine Konkurrenzfähigkeit auf dem 
Weltmarkt Deutschland gegenüber steigern; c) die Zölle in 
Verbindung mit den Kartellen werden dazu beitragen, die 
nötige Rationalisierung der Wirtschaft zu hintertreiben, indem 
selbst die unter den ungünstigsten Produktionsbedingungen ar- 
beitenden Betriebe auf Kosten der gesamten Volkswirtschaft 
weiter bestehen bleiben. 

6. Unter den Industriezöllen werden die Eisenzölle, die 
in der Inilationszeit um das Dreifache gegen die der Vor- 
kriegszeit erhöht und jetzt unverändert beibehalten wurden, 
eine verheerende Wirkung haben. Die eisenverarbeitende In- 
dustrie, die einem Viertel der Arbeiterschaft Beschäftigung 
gibt, wird in schweren Nachteil geraten. Durch die erhöhten 
Eisenpreise werden auch die Selbstkosten der Eisenbahn er- 
höht, was zu einer Erhöhung der Transportkosten führen muß. 
Was aber die Ausfuhr der eisenverarbeitenden Industrie an- 
belangt, so wird das innerdeutsche Eisenabkommen für die 
Rückvergütung der Differenz zwischen dem Inlandpreis und 
dem Weltmarktpreis des Eisens bei der Ausfuhr von Fertig- 
produkten die Schwierigkeit nicht lösen. Wird doch immer 
nur ein Teil der Gesamtteuerung rückvergütet werden können. 
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Die Stinnespleite und die Gewerk- 
schaften 


Die Grund- und Programmforderung unseres Bundes ist 
die nach der Ersetzung der kapitalistischen Profitwirtschaft 
durch die auf dem Grundsatz der Bedarfsdeckung beruhende 
Gemeinwirtschaft. Begründet ist diese Forderung außer durch 
die Erfahrungen, die wir mit dem kapitalistischen System 
machen, durch eine volkswirtschaftliche Schule, die von dem 
englischen Kanzler Thomas Moore über Lassalle und 
Marx bis zu Franz Oppenheimer und Sinowjew 
reicht. Die Zahl der Bindeskofleren die unsere Grundforde- 
rung aus eigener Ueberzeugung vertreten, ist sicher sehr 
groß. Aber sie wäre noch größer und die Mitgliederzahl auch, 
wenn wir allgemein sichtbar zw machen verständen, in welchem 
Grade die Beschäftigung mit den Problemen des wirtschaft- 
lichen Sozialismus (wie wir trotz der Verwechslungsmöglich- 
keit mit politischen Parteien der Einfachheit wegen sagen) 
die Fähigkeit steigert, die großen Probleme der Wirtschaft zu 
bewältigen und die künftige Entwicklung in ihrer großen Linie 
vorauszusagen. Es sei dabei nur daran erinnert, daß die Ge- 
werkschaften mehr als ein Jahr vor der Stabilisierung das Pro- 
gramm dazu in seinen Hauptpunkten in ihrer bekannten Ent- 
schließung aufgestellt und als ihre Forderung an die Regierung 
herangebracht haben, während noch die ganze Stinnes- und 
Hugenbergpresse diese „völlig wtopischen“ Forderungen be- 
kämpfte und die von den Trustmagnaten ausgehaltenen „Wis- 
senschaftler‘“ ihre Unmöglichkeit bewiesen. Wie sie die Un- 
möglichkeit der Eisenbahnen, des „Schwerer-als-die-Luft“-Flug- 
zeuges, der republikanischen Staatstorm in Deutschland und der 
wirtschaftlichen Demokratie „bewiesen“ haben, und wie sie 
auch künftig alles als unmöglich beweisen werden, was den 
Interessen ihrer Auftraggeber oder ihrer Kaste nicht paßt, oder 
was in ihre verkalkten Gehirne nicht hineingeht. 

Aber was hat das mit Stinnes zu tun, höre ich einen 
ungeduldigen Leser fragen? Gemach, ich komme schon dazu. 

Als der Kohlenmagnat in den Jahren 1921 bis 1923 auf der 
Höhe seiner Macht stand, verlangten seine Pressereptile nicht 
nur die Rückgängigmachung der Sozialisjerungsanfänge, sie 
forderten auch den Vebergang der Reichsbahn an das Privat- 
kapital (sprich: Stinnes), ja, der große Hugo meldete sogar 
seinen Anspruch auf die Führung der Staatsgeschäfte an. Die 
roßindustrielle Rechtspresse verkündete die „Rettung“ Deutsch- 
ands durch die Leiter der Großkonzerne, die durch ihre „Er- 
folge“ die Berechtigung dieses Anspruches bewiesen hätten. 

Und so groß ist die Suggestivkraft des (wenn auch nur 
scheinbaren) Erfolges, besonders wenn das große Blechmund- 
stück der Lokal- und Generalanzeigerpresse _ als Megaphon 
dient, daß vielleicht nur die entschlossene Haltung der freien 
Gewerkschaften Experimente ä la Primo di Rivera verkin- 
dert hat. 

Und deswegen haben wir ein Recht zu beweisen, nicht 
nur, daß Stinnes, wie wir immer behauptet haben, nichts 
weiter als ein eine Zeitlang vom Glück begünstigter Aktien- 
jomgleur gewesen ist, dessen „geniale Konstruktionen‘ nur im 
Gehirn der Zeitungsschreiber bestanden, sondern auch, daß er 
nicht einmal imstande war, die sich aus der Tatsache der 
Stabilisierung mit mathematischer Notwendigkeit ergebenden 
Konsequenzen vorauszusehen, daß er, der die Gesamtwirtschaft 
des deırtschen Volkes leiten zu wollen sich erdreistete, den 
späteren Untergang seines eigenen Hauses herbeiführte, die 
deutsche Volkswirtschaft um Dutzende von Millionen geschä- 
digt und schließlich durch den selbstverschuldeten Zusammen- 
bruch Tausende von Existenzen aufs schwerste in Mitleiden- 
schaft gezogen hat. 

Wir haben es hier nur mit Hugo Stinnes senior zu 
tun. Was seine Söhne taten, war nur Fortsetzun ‚ was 
über sie hereinbrach, nur das Ergebnis seiner Hand ungen. 
— Bei dieser Gelegenheit muß auch der Rolle gedacht werden, 
ie Banken bei der Abwicklung der Liquidation gespielt 

2. 

Es ist zweifellos, daß nur durch die ungeheuren Kre- 
dite, die erst der Staat und später die Banken zur Verfügung 
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stellten, die Möglichkeit geschaffen wurde, die erheblichen 
Sachwerte des Konzerns aus ihren Verstrickungen zu lösen 
und die großen Aktienpakete zu verhältnismäßig günstigen 
Preisen zu verkaufen. Die Verwertung dieser Wertpapien- 
mengen an den Börsen hätte eine Panik sondergleichen hervor- 
gerufen und den ganzen Aktienmarkt deroutiert. Die Befürch- 
tung dieser Katastrophe dütfte es auch gewesen sein, die 
Veranlassung gab, daß die Banken das sehr riskante wurd 
wenig gewinnversprechende Geschäft der Liquidation über- 
nahmen. Es kann trotz des verhältnismäßig guten Ablaufes 
der Aktion auch schon gesagt werden, daß sie keine Ge 
winne dabei gemacht haben, und daß das bankmäßige Ver- 
leihen der ‚Investierten Millionen eine bessere Kapiteln 
gewesen wäre, 


Die von der Rechtspresse aus begreiflichen Gründen liebe- 
voll gepflegte Meinung, die bösen Banken hätten den großen 
Hugo heimtückisch zur Strecke gebracht, ist ako falsch. 

Fiingegen haben wir ihnen vom volkswirtschaft- 
lichen Ep unige aus einen anderen Vorwurf zu 
machen, den nämlich, daß sie den überspannten Expansions- 
plänen keinen Widerstand entgegengesetzt, sondern immer neue 
Millionen für den „guten Kunden“ herangeschafft haben. Daß 
Reichsbank und Seehandlung Stinnes zu Bedingungen Geld 
geliehen haben, bei denen er kaum Zinsen bezahlte und das 
Kapital geschenkt erhielt, ist bekannt und nur darum zu er- 
wähnen, weil es überhaupt das Geheimnis seines „Erfolges“ 
war, 

Also Hugo Stinnes war einer der wenigen, die das wahıre 
Resultat der Marneschlacht kannten, . die erkannten, daß der 
Krieg verloren war, und sich sofort an die Ausmmtzung dieser 
Erkenntnis machten. Er kombinierte richtig, daß es profitabel 
sein würde, mit geliehenem Gelde Sachwerte zu kaufen, und so 
nutzte er, der sein Vermögen im Kriege erheblich vermehrt 
hatte, seinen Kredit zum Erwerb von Industrieanlagen wad 
Aktienpaketen. Es besteht, wenn wir uns das Resultat dieses 
Tuns zur Zeit seiner höchsten Machtentfaltung ansehen, kaum 
noch ein Zweifel, daß mit Ausnahme der Rhein-Elbe-Union, 
die auch keineswegs das sorgfältig konstruierte Gebilde war, 
das “ine gefällige Presse und vom Schein des Erfolges ge 
blendete Zeitgenossen darin sahen, die weitaus meisten Er- 
werbungen lediglich vom Finanzstandpunkt erfolgt sind, d. h. 
nach dem Gesichtspunkt billiger Gelegenheitskäufe. 
Eine Ausnahme macht der Erwerb der Zeitungs-, Papier- und 
Reklameunternehmungen, die seinem ungebändigten und skrut- 
pellosen Machtwillen dienten. Daß er Renegaten aus dem so- 
zialistischen Lager dabei heranzeg und diese umgekehrt seine 
Zeitungen bevorzugten, ist ein Beweis, daß beide Teile einander 
wert waren. Nie und in keiner Lage seines Lebens hat Stinnes 
einen Zug von Vornehmheit gezeigt. Kein Künstler oder Dich- 
ter hat je Förderung von ihm erfahren, keine Stiftung an die 
Wissenschaft hat erkennen lassen, daß er ahnte, daß seine Mil- 
lionen letzten Endes durch die Ausnutzung von Erfindungen 
und Entdeckungen erworben waren, nie hat er einen nennens- 
werten Beträg zur Linderung menschlichen Elends gegeben, 
er, dessen Handiungen so viel Elend verschuldeten. Er hatte 
nicht einmal die verspätete Großzügigkeit amerikanischer Krö- 
susse, die sich durch Riesenstiftungen in ihrem Testament von 
ihren Gewissensbissen loskaufen.. Sein Testament war ein 
letzter, stärkster Betrug am Staat. Er vermachte sein Ver- 
mögen zum Schein seiner Frau und sorgte durch Nebenbestim- 
mungen dafür, daß sein Lieblingssohn trotzdem die Leitung: 
des Konzerns unter Mitregierung des älteren Bruders erhielt. 
Er machte faktisch seine Söhne zu Erben und „sparte“ 
die Erbschaftsstewer. ‘Was gleichzeitig ein vollgül- 
tiger Beweis für die Jämmerlichkeit der deutschen Erbschafte: 
steuergesetze ist. 

Am Ausgange der Inflation stand Stinnes auf dem Höhe: 
punkte seiner Macht. Man schätzte nicht mit Unrecht seinen 
Besitz auf den Wert einer Milliarde Reichsmark. Aber er hatte 
nicht begriffen, was zu verstehen doch so einfach Bewesen 
wäre: daß die Deflation die Umkehrung der In tlations- 
erscheinungen bringen müsse, d. h., daß nunmehr das Geld 
kapital gegenüber dem Sachkapital Trumpf sei, und daß in der 
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Zeit hoher Zinsen unrentable Industrieanlagen sehr schnell 
‚tressendes Kapital‘ darstellen. Und nun zeigte sich, daß der 
Konzernriese auf tönernen Füßen stand. Viele der gekauften 
oder kontrollierten Unternehmungen brachten nicht nur keine 
Erträge, sondern erforderten Kapitalaufwendungen .zum Ma- 
terialeinkauf und zur Lohnzahlung; dazu liefen die Zinsen einer 
etwa 150 Millionen R.-M. betragenden Verschuldung. Trotz- 
dem wurde die bisherige Methode nicht aufgegeben. Es wurde 
weitergekauft mit geliehenem Gelde und den Millionen der 
Ruhrentschädigung, und in dem Augenblick, als die Banken 
energisch auf Ausgleich drängten und mit der Verweigerung 
aller weiteren Kredite drohten, war der Stinneskonzern mit 
185. Millionen R.-M. verschuldet, wozu wahrscheinlich noch 
erhebliche persönliche Verpflichtungen der Brüder Stinnes und 
kleinere Lieferanten- sowie 'sonstige „unsichtbare“ Verpflich- 
tungen gekommen sein dürften. 

Daß aus den normalen Einnahmen ein ordnungsmäßiger 
Zinsendienst sowie eine, wenn auch bescheidene Amortisa- 
tionsquote nicht zu erzielen war, stand schon nach den ersten 
oberflächlichen Prüfungen fest. Doch berichtete die Presse in 
diesem Stadium noch, es sei lediglich eine Rationalisie- 


rung, d. h. eine Abstoßung unrentabler Betriebe nebst Ein- 


schränkung des Verwaltungskörpers notwendig, bei einem 
damals zugegebenen Schuldenstand von 135 Millionen. "Bald 
aber wurden aus diesen 135 Millionen 185, und der Mammut- 
konzern mußte, natürlich mit entsprechender Vorsicht, auf 
Abbruch verkauft werden. 

Und nun ereignete sich etwas, was man als 'ausgleichende 
wirtschaftliche Gerechtigkeit bezeichnen könnte: für einige 
besonders große Aktienpakete gab es nur einen möglichen 
Käufer, den Staat. 

Die Allgemeinheit hat einen wichtigen Teil. des Privat- 
besitzes ErbeH: Die Mehrheit des Riesenunternehmens der 
Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerke, der Siemens-Elek- 
trischen Betriebe sowie schließlich der Braunschweigischen 
Kohlenwerke in Helmstedt sind in Staatsbesitz übergegangen, 
und die Liquidatoren der Stinnesmasse rechnen auf die Öffent- 
!iche Hand als Erwerber der alten Stinneszechen Mathias 
Stinnes und Vereinigte Welheim zur Verbreiterung der Kohlen- 
hasis der Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerke. 

So endet das Lebenswerk des Mannes, der das Ideal des 
deutschen Unternehmertums war, der, vom eigenen Erfolg 
berauscht und von emer feilen Presse geblendet, gemeint hat, 
ale wirtschaftliche und politische Macht in seinen Händen ver- 
einigen, die von ihm besonders gehaßte Arbeiterschaft an die 
Wand drücken zu können. 

Wir haben keine Ursache zur Freude. Tausende unserer 
Kollegen, Arbeiter wie Angestellte sind in ihrer Existenz durch 
diesen Zusammenbrueh bedroht, viele Hunderte liegen schon 
auf der Straße. Wir aber haben die Pflicht, dafür 
zu sorgen, daß es in Zukunft keinem einzelnen mehr möglich 
ist, aus Macht- oder Geldgier unsägliches Elend über tausende 
schuldloser Existenzen zu bringen, wir haben zu kämp- 
fen für die Aufhellung des Dunkels, in dem der schändliche 
Egoismus spekulationswütigen Kapitals die Produktionsbedin- 
gungen hält: wir verlangen die Durchsichtigmachung der 

Virtschaft durch die Kontrolle der Betriebsräte und Gewerk- 
schaften. 

Aber damit ist es nicht genug. Die Macht, die hier in die 
Hände des Staates gekommen ist, mußorganischerwei- 
tert werd.en. Neben den rheinischen Elektrizitätswerken 
sind die bayerischen nnd eine ganze Anzahl anderer in den 
Händen des Staates, dazu eine weitere Anzahl in denen der 
Kommunen. Hier liegt die Möglichkeit, durch den Zusam- 
menschluß über das ganze Reich eine Riesenleistung in der 
Richtung technisch-wirtschaftlicher Vervoll- 
kommnung zu leisten. Emil Rathenau und Professor 
Klingenberg haben diesen Gedanken schon vor längerer 
Zeit anklingen lassen. Jetzt sind nicht nur die wichtigsten 
Werke, sondern auch die nötigen Geldmittel in der Hand des 
Staates. Die Saat ist reif zur Ernte. Aber auch damit dürfen 
wir’uns nicht begnügen: Das nächste Zielist die Ver- 
einigung der gesamten Kraft-, Licht- und Wär- 
mewirtschaftin der Hand des Staates. 

Die Krise des Bergbaues ist eine schwärende Wunde. am 
Körper der deutschen Wirtschaft. Der Kapitalismus kann Krisen 
schaffen, aber nicht beseitigen. Die nötige Stillegung unren- 
tabler Zechen, der Ausgleich zwischen den Absatzgebieten 
der Braun- und der Steinkohle, das alles sind Probleme, die 
ohne Mithilfe des Staates nicht zu lösen sind. Wir verlangen 
ganze Arbeit. Der Staat, der jetzt durch Arbeitslosenunter- 
stützungen, Armenfürsorge, Subventionen und Darlehen unter 
allen möglichen Formen in Anspruch genommen wird, soll die 
wirtschaftlich notwendige Sanierung des Kohlenbergbaues auf 
eigene Rechnung und Gefahr durchführen. Wir verlan- 
gen im Interesse der deutschen Wirtschaft, im 

amen der Hunderttausende in ihrer Existenz 
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ehörigen dieser Industrien den 


bedrohten An 
Zusammenschluß und die Rationalisierung der: 
Produktion und Verwertung schwarzer und‘. 
weißer Kohle auf gemeinwirtschaftlicher Grund. 
lage. "nk. 


Die industrielle Vorherrschaft Amerikas 


Es ist also nun doch Tatsache geworden, daß man von 
einer industriellen: Vorherrschaft Amerikas, wenigstens auf dem 
Gebiete der Eisen- und Maschinenindustrie, sprechen kann. 
Vor 10 Jahren hätte man sicher nicht daran gedacht; Amerika- 
nische Automobile waren vor dem Kriege unbekannt in» 
Deutschland, und wenn, wie es doch zu dieser Zeit: schon 
Tatsache war, gesprächsweise die große Produktionsmöglich- 
keit z, B. der Fordwerke, die in jeder Minute durchschnittlich 
ein Auto fertigstellten, erwähnt wurde, so wurde das in be- 
kannter Weise als amerikanischer Bluff abgetan. Heute reisen 
unsere Ingenieure, Betriebsleiter und sonstige leitende Persön- 
lichkeiten nach den Vereinigten Staaten, um neuzeitliche 
Arbeitsmethoden kennen zu lernen und zu studieren, und wenn 
es auch Ausnahmen gibt, sehr viele derjenigen, die studien- 
halber hinübergereist sind und nach Wochen oder Monaten in 
ihre Heimat zurückkehrten, haben begriffen, daß es mit der 
Vorherrschaft Amerikas auf industriellem Gebiete ernst ist, 
dank der Energie, die das junge Land und Volk entwickelt, 
dank dem Optimismus, der jedem Amerikaner sozusagen in 
die Wiege gelegt wird, dank auch der ungeheuren Energie- 
quellen und Naturschätze des Landes. Wer hat nicht schon 
gelesen, wie stolz der Amerikaner. auf seine Leistungen ist, 
wie er fast nur .vom Größten, vom Bedeutendsten usw, der 
Welt spricht. Es mag uns etwas albern klingen und nach 
Prahlerei aussehen, dem Amerikaner dient es als Ansporn In 
seiner Betätigung. -Er legt Wert darauf, der Welt zu ver-. 
kündigen, daß in seinem Lande .64 Prozent der gesamten: 
Siahlproduktion erzeugt werden und daß es selbst 57 Prozent 
verbraucht; daß es mit der Flußeisenerzeugung ähnlich ist,. wo 
es 54 Prozent. der Weltproduktion produziert und diese bis. 
auf 1 Prozent im eigenen Lande verbraucht. 

Mit seinen Naturschätzen ist Amerika zweifellos schon jetzt 
der erste Industriestaat. der Welt. Man sollte nun meinen, daß 
dies dem Amerikaner doch genügen müßte; nein, keinesfalls. 
Er handelt nach dem Goethewort: „Was du ererbt von deinen 
Vätern hast, erwirb es, um es zu besitzen!“ = 

Und so. sehen wir ihn tagein tagaus am Werk, um die 
während. der Kriegszeit errungene Vorherrschaft zu festigen. 
Die Mittel, deren er sich dazu bedient, sind dabei nicht einmal 
so einzigartig, um nicht auch in anderen Ländern verstanden 
zu werden. Sie sind, kurz zusammengefaßt: hohe Löhne, um’ 
die Arbeiter anzufeuern, kameradschaftlicher Verkehr zwischen 
Vorgesetzten und Untergebenen, Typisierung und Mechani- 
sierung und eingehendes Nachforschen nach alle dem, was 
unter den technischen Begriff „Abfälle“ und in volkswirtschaft- 
lichem Sinne unter den Ausdruck „Leerlauf“ fällt.- Amerika hat 
hohe Nominal- und Reallöhne, das ist bekannt. Der letzte 
Gedanke wäre aber, die Reallöhne herabzudrücken; im Gegen- 
teil: in den Veröffentlichungen wird immer betont, daß der 
Lebensstandard des Volkes nicht herabgesetzt werden dürfe, 
Man legt großes Gewicht darauf, die Arbeiter zufrieden- 
zustellen, sich um ihre kleinen Sorgen zu kümmern und mit 
ihnen in und außerhalb der Arbeitsstätte freundlich-kamerad- 
schaftlich zu verkehren. Begrüßungen, wie sie dort auf der 
Straße zwischen einem Vorgesetzten und einem Werksange- 
hörigen gang und gäbe sind, wird man in Deutschland selten 
oder gar nicht finden. Trotz -der hohen Löhne ist Amerika 
in der Lage, seine Industrieprodukte in der ganzen Welt unter- 
zubringen, 

Bekannt ist weiter seine Vorliebe zur Typisierung und 
Mechanisierung, worauf das Land in ganz natürlicher Weise 
bei der weiten Ausdehnung desselben angewiesen ist, Weniger 
betont wurde bisher sein Sinn zur‘ Einordnung in gegebene 
Verhältnisse, Es würde keinem Menschen bei uns einfallen, 
sich soweit einzufügen, daß er sich mit einigen Einheitstypen 
einer bestimmten Ware, gleichviel welcher, zufriedengibt und 
seine Bedürfnisse darauf einstellt. Bei uns werlangt noch jeder 
eine für seine Verhältnisse eigens zugeschnittene Ware — 
von Stapelartikein abgesehen — und er kann sicher sein, daß 
er einen oder auch mehrere Fabrikanten findet, die sich seinen 
Wunsch zu eigen machen, ja die sogar darin weitteifern, ihm 
zu Wunsch zu sein, um den Auftrag zu erlangen. Ganz anders 
in Amerika. Da setzen sich die Fabrikanten, die Groß- und 
Kleinhändler und selbst die Verbraucher zusammen, prüfen und. 
beraten, wie man die Fabrikation, den Handel und den Ver= 
brauch vereinfachen kann, wie man die unzählig vielen, manch» 
mal nur mit kleinen Abweichungen voneinander bestehenden 
Modelle und Muster auf ein Minimum herabsetzen kann. Der: 
Zweck dieser Vereinheitlichung, wie Ich :es nennen möchte, ist 
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ja nicht der, den. Verbrauch zu beschränken, sondern ihn zu 
heben, und in erster Linie der, allen Kreisen zu dienen, durch 
die einheitliche Massenfabrikation die Selbstkosten zu: ver- 
ringern und dadurch den Herstellungspreis _herabzusetzen. 
un profitiert letzten Endes auch der eigentliche Ver- 
raucher. 


Es ist das Werk des Staatssekretärs Hoover, dem das 
Handelsministerium untersteht, der hier sehr Großes geleistet 
hat und im Begriffe steht, noch Größeres zu vollbringen. Er 
ist die eigentliche. Triebfeder, von dem die Gedanken ausgehen 
und der sie in gemeinsamer Beratung mit allen Kreisen der 
Erzeugung, des Handels und des Verbrauches in die Tat um- 
setzt. Sehen wir uns die Tabelle an, die dem Iron Age vom 
1. Januar 1925 entnommen ist, so sehen wir, wie weit diese 


Vereinheitlichung auf ° einzelnen Gebieten bereits fort- 
geschritten ist: 
Anzahl der früher Ermäßigte 
Warenbezeichnung: gebräuchl, Artikel Anzahl 
Befeches jur se, u, 1 819 263 
Drahtgeflecht Re Senat 552 69 
Drehbänke’für Metallbearbeitung. 125 _ 24 
Feilen und Raspeln . . . .. 31 496 
Schmiedewerkzeuge . . ... 665 331 
Bettstellen und Federn . .°. . 78 4 
Schrauben und Muttern für land- 
wirtschaftliche Arbeiten . 1 500 840 
Hehwassertanks”. 3 2.2; 120 14 
Eiserne Schränke . . . 2... 65 17 
Eisenfässer und Trommeln . . . 66 14 


Diese Liste ist nur eine kleine Auslese, Sie ließe sich 
beliebig verlängern und ausdehnen auf alle möglichen Gebiete, 
In einer späteren Nummer des genannten Fachblattes findet 
man z. B., daß die Zahl der Bürgersteigplatten, die. früher 
66 verschiedene Modelle umfaßte, auf 5 Muster verringert 
wurde. Während es früher in Amerika 78 verschiedene Ziegel- 
steine in Größen und Formaten gab, soll es jetzt nur noch 
2 geben. Von Hotelgeschirr waren früher 700 Muster im 
Handel. Diese Zahl ist auf 160 herabgesetzt. Ebenso ver- 
ringerte man die Zahl der Muster von Milehflaschen, die 
jetzt 9 beträgt, während es früher davon 49 verschiedene 
Sorten gab. Auch die Vereinheitlichung in der Kleineisen- 
waren- und in der Klempnerwarenindustrie wurde durch- 
geführt. — Ferner hat man sich der Typisierung auf anderen 
Gebieten zugewandt. Man hat eine Standardtype von Auf- 
zügen konstruiert und herausgebracht; man hat ferner eine 
einheitliche Sicherheitsöffnung für Gastanks konstruiert und 
zur allgemeinen Anwendung gebracht. Konstruktionseisen ist 
nicht verschont geblieben, — So sehen wir in Amerika einen 
ganz großen Zug zur Vereinheitlichung, der fast alle Gebiete 
umiaßt und alle Kreise in seinen Bannkreis zieht. 


Und was soll das Ergebnis all dieser Nachforschungen, 
Untersuchungen und Anwendungen sein? Nun, Amerika ver- 
spricht sich sehr viel davon. Es erscheint fast keine Nummer 
der ersten Fachzeitschriften, worin. dieses Thema nicht be- 
handelt wird, ein Beweis, welch große Bedeutung man der 
Sache beimißt. Es verspricht sich davon in erster Linie eine 
für unsere Begriffe märchenhafte Ersparnis, die es anderwärts 
nutzbringend verwenden kann. _ Man errechnet sie rund auf 
nicht weniger als eine Milliarde Dollar jährlich, — Man ver- 
spricht sich ferner Bedeutendes davon in wirtschaftlicher 
Hinsicht. 


Wenn man die Anzahl der Warengattungen in den Groß- 
handelslagern von «140 000 auf 78000, also um rund 44 Prozent 
herabsetzt, wenn man in logischer Folge die Lager für Eisen- 
bahnausrüstungen statt für einen Sechsmonats- auf einen Drei- 
monatsbestand ermäßigt, so bedeutet das nach amerikanischen 
Begriffen eine Einsparung an Geldeswert von 180 Millionen 
Dollar jährlich. 


Es ist einleuchtend, daß man nunmehr nicht dieselben Be- 
stände in Vorrat halten. braucht wie früher, Die Fabriken 
können auch bei sinkender Konjunktur weiterarbeiten, ohne 
befürchten zu müssen, daß ihre auf Vorrat verfertigten Fabri- 
kate zu schnell veralten und dadurch unabsetzbar werden. 
Zuletzt geht man darauf aus, den Auf- und Niedergang des 
Wirtschaftslebens nach Möglichkeit auszugleichen, also an 
Stelle von Hoch- und Tiefkonjunkturen ein regelmäßiges gleich- 
laufendes Geschäft zu entwickeln. Dadurch soll der Speku- 
lation im großen Maße Einhalt getan werden, es wird aber 
ferner erreicht, daß die Arbeiter in regelmäßiger Beschäftigung 
viel seßhafter und ruhiger sind, was letzten Endes dem ganzen 
Lande zugute kommt. Amerika hat seine Industrie durch 
Massenfabrikation entwickelt und groß gemacht. Es geht diesen 
Weg unentwegt weiter und wendet unter veränderten Verhält- 
nissen nur veränderte Mittel an, um seine Vormachtstellung zu 
behaupten. Es ist nicht der Zweck vorliegender Abhandlung, 
der amerikanischen Art von Massenfabrikation in Deutschland 
das Wort zu reden, Ungere Stärke liegt ganz wo anders, und 


-gemeinschaft die allein herrschende Macht. Die 
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wenn wir unseren Weg unverdrossen gehen, dann braucht ung 
auch um: die Wiedererstarkung unserer Heimat trotz amerika« 
nischer Vormachtstellung nicht: bange zu sein. Wohl keinem, 
der die amerikanischen Werke aufmerksam besichtigt hat, wird 
es entgangen sein, daß viel deutscher Geist aus ihnen spricht, 
wie ja auch vielfach Deutsch-Amerikaner die leitenden Pers 
sönlichkeiten. sind. A. Wesenen 


Referentenführer 


Die Konzentration in der Schwerindustrie. Während de? 
Abbau einer Anzahl von Konzernen — des Stinnes-, Sichel-, 
Michael-, Barmat-Konzernıs — noch nicht abgeschlossen :ist, 
eröffnet sich uns ein neuer Ausblick; ein neuer Konzentra- 
tionsprozeß der Schwerindustrie in größtem Maßstab. An 
sich liegt kein innerer Widerspruch in diesen Erscheinungen: 
Sind doch sowohl der Konzernabbau wie die jetzt geplanten 
Vertrustungen Folgen einer Kapitalsnot und Absatzkrise, 
welche in dem einen Fall durch die Abstoßung der Betriebe, 
im anderen durch Zusammenballung derselben behoben wer- 
den sollen. Es war vorauszusehen, daß infolge dieser Krise 
eine Beschleunigung der Vertrustung erfolgen würde, 
wenn wir auch nicht eine Konzentrationsbewegung "in dem 
jetzt geplanten Umfang erwarteten. 


Die Etappen der: Konzentration waren die folgenden: 
Gründung von mächtigen Syndikaten für die Kohlen- 
und Eisenindustrie mit ausgedehnten Verkaufsorganisationen. 
Diese bestimmen den Umfang der Produktion wie. auch die 
Preise für die Produkte. Dem folgte die Annahme der 
Schutzzölle im Parlament, wodurch die Hochhaltung der 
Preise im Inland gesichert wird. Die Ausfuhrfähigkeit wurde 
aber noch nicht erreicht, und so konnte die. Schwerindustrie 
nicht umhin, Versuche zur Rationalisierung der Be- 
triebe einzuleiten. Zunächst tauchte der Plan eines Quoten- 
austausches auf, der in einem Fall, nämlich zwischen dem 
Phönix-Konzern und dem Stahlwerk Hoesch, auch in der Tat 
durchgeführt wurde.. Der Phönix, der in seiner Stabeisen-. 
SERREeRT JE Syndikatsbeteiligung nicht gut ausnützen konnte, 
gab an Hoesch 4000 Tonnen dieser Beteiligung. pro Monat 
ab, während .die Hoesch-Werke, die ihre Syndikatsquote in 
Halbzeug und Grobblech nicht gut ausnützen konnten, an den 
Phönix 3000 Tonnen Halbzeug und 1000 Tonnen Grobblech 
monatlich abgaben. Durch den Quotenaustausch sollte er- 
reicht werden, daß die eine oder die andere Abteilung, welche 
nicht zu günstigen Produktionskosten arbeitet, stillgelegt, wäh- 
rend gleichzeitig durch die eingetauschten Quoten eine andere 
Abteilung besser beschäftigt werden kann. Dadurch soll eine 
Spezialisierung auf die Herstellung bestimmter Pro- 
dukte erreicht werden, während heute die großen vertikalen 
Konzerne sämtliche Produkte von Halbzeug bis zu Schienen 
und Blechen und der feinsten Weiterverarbeitung herstellen, 
Es scheint aber, daß man bei dem einfachen Quotenaus- 
tausch nicht stehenbleiben will, weil bei diesem Vorgehen 
finanzielle Gesichtspunkte nicht genug berücksichtigt werden. 
Stellt nämlich ein Betrieb infolge des Quotenaustausches ein 
Produkt in vergrößerter Menge und deshalb billiger her, so 
ist damit noch nicht gesagt, daß er diese vermehrte Produk- 
tion auch vorteilhaft verwerten kann. Mannigfaltigkeit der 
Produktion sicherte dem Betrieb bisher einen Ausgleich ge- 
enüber Absatzschwierigkeiten für das eine oder das andere 
rodukt. Der nächste Schritt wäre also eine Aus- 
leichung der Gewinne zwischen den Konzernen, die 
ortan sich auf das eine oder das andere Produkt spezialisie- 
ren, d. h. die Herstellung einer Interessengemein- 
schaft. Von hier aus ist der letzte Schritt die völ- 
lige Vertrustung der betreffenden Unternehmungen. 


Der jüngst eingesetzte neue Konzentrationsprozeß hat be- 
reits einige neue Vertrustungen hervorgebracht. In der Oel- 
industrie durch die Fusion der Rütgers-Werke mit der 
Dea und der Deutschen Petroleumgesellschaft; in der ober- 
schlesischen Montanindustrie durch die Ver- 
schmelzung der beiden Großkonzerne Oberschlesische Eisen- 
industrie-A.-G. und Oberschlesische Eisenbedarfs-A.-G. Bei 
letzterer kamen außerwirtschaftliche Momente hinzu, da die 
Oberschlesische Eisenbedarfs-A.-G. infolge des Verlustes von 
Ostoberschlesien von ihrer Roh- und Halbstoffbasis abge- 
schnitten wurde, während die Oberschlesische Eisenindustrie- 
A.-G. zwei wichtige Weiterverarbeitungswerke verloren hat. 
Dieser Zustand machte den Zusammenschluß notwendig. In 
der chemischen Industrie war bereits die unter der 
Leitung der Badischen Anilingesellschaft stehende Interessen- 
Interessen- 
emeinschaft soll nun einer völligen Vertrustung der betref- 
enden Unternehmungen Platz machen. In der rheinisch- 
westfälischen Industrie soll es jetzt zu einer Inter» 
essengemeinschaft in der oben geschilderten Weise kommen, 
Es ist eine Anzahl von Großkonzernen, die. Thyssen-, 
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Phönix-, Krupp-, Rheinstahl-Konzerne und die zur Rhein- 
Elbe-Union gehörenden Werke Deutsch-Luxemburg, : Gelsen- 
kirchen und Bochumer Verein, die diese Interessengemeim- 
schaft, die Vorstufe eines neuen Montantrustes in größtem Maß- 
stab, bilden werden. Die neue Gruppe würde über mehr als 
die Hälfte der Gesamtbeteiligung innerhalb des Rohstahl- 
kartells und über ein Drittel aller Beteiligungen im Kohlensyu- 
dikat verfügen. In Ziffern: 7,6 Millionen Tonnen Beteiligung 
in der Rohstahlgemeinschaft und 47 Millionen Tonnen im Koh- 
lensyndikat. Demnach handelt es sich um eine Konzen- 
trationallergrößten Umfangs. 


Wird diese neue Konzentration ihren Zweck der Ra- 
tionalisierung der Produktion erreichen? Kein Zweifel, 
daß ein Trust gegenüber dem Kartell größere Möglichkeiten 
der Rationalisierung zuläßt und in diesem Sinne eine höhere 
Wirtschaftsform darstellt. Die Spezialisierung einzelner Werke 
auf bestimmte Produkte ist in der Tat geeignet, die Produk- 
tionskosten herabzusetzen. Das Kartell kann Prodıuktions- 
einschränkungen einführen und die Preise festsetzen, welche 
letzteren den Produktionskosten der am ungünstigsten 
erzeugenden Werke angepaßt sind. Der Trust konnte da- 
gegen wirklich Ersparnisse erzielen, außer der Spezialisie- 
rung der Produktion auch noch durch eine Zusammenfassung 
des Werkhandels, das heißt der einem jeden Konzern 
angegliederten Handelsorgane, noch mehr aber durch den 
Abbau des heute ungeheuer aufgeblähten Verwaltungs- 
apparates, der einen ungebührlichen Teil der Produktions- 
kosten aufgefressen hat. Es ist nur sehr fraglich, ob sich die 
Konzerne zu diesem Abbau der Direktoren — bei den 
erwähnten Konzernen sind nicht weniger als 82 Direktoren be 
schäftigt — verstehen werden. 


Die neue Konzentration birgt jedoch große Gefah- 
ren in sich, welche zugleich politischer, wirtschaft- 
licher und sozialer Natur sind. 


Die politische Gefahr besteht in der weiteren 


Erstarkung der ER LER Macht der Schwerindustrie. 
Eine Zusammenballung wie die bevorstehende stellt auch 


eine große politische Macht dar, die sich unter Umständen als ° 


Staat im Staate gebärden und ihren Willen dem Staate auf 
drängen kann. emgegenüber kann nur die starke poli- 
tische Organisierung der großen Massen der Ar- 
beiter und Verbraucher, welche ein politisches Ge- 
gengewicht schaffen können, Abhilfe bringen. Die wirt- 
schaftliche Gefahr besteht in der Preisdiktaur der 
Truste. Werden zwar auch heute schon die Preise von den 
Kartellen festgesetzt, so ist doch ein mächtiger Trust noch 
viel mehr in der Lage, seine Monopolstellung aus- 
zunützen, zumal eine staatliche Kontrolle über die Preis- 
politik der Kartelle angekündigt wurde. Richtig wird in der 
„rrankfurter Zeitung“ zu diesem Punkt bemerkt: 


„Es ist bezeichnend, daß die Rationalisierungsbestrebungen in der 
Eisenindustrie erst dann mehr hervortraten, als die Zollschutz- 
gesetzgebung unter Dach und Fach war, die der Schwerindustrie 
den größten Teil des deutschen Marktes als Monopolabsatzstelle sichert. 
Aus diesem Gtunde ist auch nicht damit zu rechnen, daß die durch die 
Rationalisierung sich ergebende Verbilligung der Produktionskosten dem 
Konsumenten des Inlandes in Form von Preisverbilligungen 
recht bald zugute kommen wird.“ 


Man muß hier auf das energischste fordern, daß über die 
Preispolitik des Monopolkapitals die schärfste öffentliche 
Kontrolle ausgeübt werd. Was die sozialen Wir- 
kungen der Großkonzentration anbetrifft, so wird sie die 
Macht der Unternehmer gegenüber den Arbeitnehmern außer- 
ordentlich stärken. Auch ist anzunehmen, daß durch ‚die Um- 
stellung und Spezialisierung der Produktion viele Arbei- 
ter ihre Beschäftigung verlieren werden, be- 
sonders dann, wenn der Trust dank seiner vermehrten Kapi- 
talkraft in der Lage sein wird, die neuen arbeitsparen- 
den Maschinen einzuführen, wodurch Tausende von Ar- 
beitshänden überflüssig werden. Die Gefahr, die in diesem 
Moment liegt, wird insbesondere durch die Lohn- und 
Preisdiktatur des Trustes gesteigert. Dadurch wird 
nämlich die allgemeine Kaufkraft der Bevölke- 
zung herabgedrückt, die Nachfrage nach verschiedenen Be- 
darfsartikeln vermindert. Es wird. nicht möglich sein, daß ‘die 
durch die Schwerindustrie entlassenen Arbeiter in anderen 
Industriezweigen untergebracht werden, weil infolge 
der mangelnden Kaufkraft die übrigen Industriezweige ihre 
Prdouktion nicht ausdehnen können, ja diese einschränken 
müssen. Dieser Gefahr kann neben der erwähnten Preiskon- 
trolfe nur durch den Ausbau mächtiger Organisationen, durch 
die Stärkung der Gewerkschaften begegnet wer- 
den. Nur diese vermögen den Lohndruckbestrebunget des 
Großtrustes, der sowohl die soziale Lage seiner Arbeitnehmer 
verschlechtern, wie auch volkswirtschaftlich verhängnisvolle 
Wirkungen hervorrufen kann, entgegenzuwirken. 





Verantwortl.: Dr, Pfirrmann, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., 


SOZIALWIRTSCHAFTLICHE RUNDSCHAU 1925 


Nr, 10 


Die deutsche Produktion erreichte die Vorkriegshöhel Die 
Unternehmerverbände behaupten, wie aus ihrer jüngst veröf- 
fentlichten Denkschrift hervorgeht, die deutsche Produktion set 
im Durchschnitt auf 70 Prozent der Vorkriegszeit 
gesunken. Aus dieser Tatsache leiten sie die Forderung!’ 
niedrigerer Löhne ab, indem sie sagen, daß bei einer 
verminderten Produktion nur ein geringerer Anteil auf die Ar- 
beitnehmer entfallen könne. Mit ‚dieser Behauptung der Pro- 
duktionsverminderung auf 70 Prozent setzt sich Professor 
Julius Hirsch in einem sehr lehrreichen Aufsatz im „Maga- 
zin der Wirtschaft“: „Ist die deutsche Wirtschaft 
passiv?“ auseinander. Vor allem berichtigt er die falschen 
Angaben über die deutsche Lohnhöhe und führt den. Beweis, 
daß im Zeitpunkt der Veröffentlichung der erwähnten Denk- 
schrift der deutsche Lohnempfänger, gemessen an seiner Kauf- 
kraft, mindestens um ein Sechstel, vielleicht um ein Fünftel, 
unter der Vorkriegskaufkraft stand. Wäre also die Volks- 
leistung nur 70 Prozent der Vorkriegszeit, so wäre die Lohn- 
summe, in Kaufkraft ausgedrückt, auch dann nicht höher 
als vor dem Kriege. 

Indessen stimmt die Behauptung des Pro- 
duktionsrückganges ganz und gar nicht. Der 
Bericht der Reichskreditgesellschaft über utschlands wirt- 
schaftliche Entwicklung im ersten Halbjahr 1925 erklärt: „Die 
Produktion hat in ihrer Gesamtheit allem Anschein nach im 
ersten Halbjahr 1925 die Vorkriegshöhe erreicht.“ Pre- 
fessor Hirsch beweist, daß dieser Anschein in der Wirklichkeit 
gerechtfertigt ist und die deutsche Produktion heute die Vor- 
kriegsproduktion — vor allem, wenn man vom Jahre 1913 
als Hochkonjunkturjahr absieht — bereits erreicht hat. Aus 
„Volksarbeit und Volksentbehrung“ konnte der 
Wiederaufbau in Produktion, Verkehr und Lagerhaltung voll- 
zogen werden. Das Verkehrswesen, die Zahl der Lokomotiven 
und die Verkehrsleistungen haben den Vorkriegsstand erreicht, 
ja teilweise überschritten. (Ohne Berücksichtigung der besse- 
ren Nutzung durch günstigere Wärmewirtschaft.) In dem Tief- 
konjunkturjahr 1924 erreichte die Roheisen- ımd Stahlproduk- 
tion beinahe die Vorkriegshöhe, die der Walzwerkserzeugnisse 
stand sogar darüber. Was aber die Landwirtschaft 
anbelangt, so muß man auch hier der Meinung sein, daß ihr 
Ertrag ihre Vorkriegshöhe bereits wieder erreicht, auf wicht* 
gen Gebieten sogar überschritten hat. Ohne diese Annahme 
könnte man das Rätsel gar nicht lösen, wieso es möglich war, 
eine vermehrte Volksmenge — die Bevölkerung und insbeson- 
dere die Zahl der Erwerbstätigen hat sich sehr erheblich ver- 
mehrt — viel besser als während des Krieges und mit viel ge- 
ringerer ausländischer Einfuhr als früher zu ernähren. Wiese 
ist es möglich, daß der deutsche Viehbestand sich in den letrten 
Jahren sehr erheblich gesteigert hat, trotzdem die Futter- 
mitteleinfuhr gegenüber früheren Zeiten wesentlich gesunken 
ist? Die dieser Auffassung widersprechenden amtlichen Sta- 
tistiken wurden, wie Professor Hirsch meint, dauernd „bit- 
terlich unterernährt“. Die Landwirte, die sieben Jahre lang 
Getreide, zu festgesetzten niedrigen Preisen abliefern mußten, 
wollen auch heute noch, nach Aufhebung der Zwangswirt- 
schaft, ihre Getreidebestände nicht zu hoch angeben. So kommt 
Professor Hirsch zum Schluß: „Wir haben insgesamt in den 
uns verbliebenen Gebieten nicht 70 Prozent der Vorkriegspro- 
duktion, sondern im ganzen fast ihre volle Höhe, an 
einigen Stellen weniger, an anderen fraglos auch mehr.“ Da- 
mit wird aber das Argument der Unternehmerverbände, daß 
der Reallohn entsprechend der verminderten Produktion ge- 
inger als vor dem Kriege sein müsse, hinfällig. 


Bücherschau 


Die Rohstoffgrundlage der Wirtschaftsgesundung. Dr. Georg 
Berger, Beratender Volkswirt des Verbandes der Bergarbeiter Deutsch. 
lands. Heft 3 der Schriftenreihe „Firn“. Preis 0,50 Mark. Verlag der 
neuen Gesellschaft, Berlin-Hessenwinkel. 

Wer sich über Deutschlands Wirtschaftsaussichten unterrichten will, 
lese dieses Heft. Die vor und nach dem Kriege vorhandenen Rohstoffe, 
die Möglichkeit der Erschließung von Ersatzstoffen, die Bedeutung der 
Rohstoffbasis für die Wirtschaft werden behandelt. 

Der Verfasser sieht im Rohstoffbesitz eines Landes den ausschlag- 
gebenden Faktor für den Lebensstandard eines Volkes, so daß die von 
den Verbrauchsstoffen unabhängigen Kräfte als sekundäre Faktoren 
erscheinen. Wir Techniker neigen im Vertrauen zu unserer Technik mehr 
dazu, die vorhandenen Kräfte — Naturkräfte, z.B. Wasserkraft und 
die Arbeitskraft des Volkes — als gleich wertige Faktoren in Berechnung 
zu setzen. Wir sehen nicht nur, wie der Verfasser, den Zwang zur 
Qualitäts- und Leistungssteigerung, sondern in dieser Steigerung auch 
unerschöpfliche Möglichkeiten, so daß das Produkt aus Rohstoff und 
Arbeitskraft sehr wohl die Produktion anderer mit Rohstoffen besser 
versorgten Länder überholen kann. Was vor dem Kriege beispielsweise 
in der Textil- und Elektroindustrie ‚trotz der Notwendigkeit der Rohr 
stoffeinfuhr möglich war, gilt auch für die übrige Industrie. Selbst 
verständlich ist die technische Auswirkungsmöglichkeit nur zu erkeunen, 
wenn man die Basis der Rohstoffe übersicht. Und dazu verhilft uns das 
vorliegende Heft in seiner übersichtlichen, knappen Form. 7.0. 


Berlin NW 40. — Rotationsdruck Möller & Borel GmbH., Berlin SW 68, 
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Die Fusion in der deutschen Petroleum- 


industrie 


Vor einigen Wochen entstand in Deutschland der erste 
Biuse Petroleumtrust mit monopolistischer Tendenz, die neue 
eutsche Petroleum A.-G. (D.P.A.G.). Er kam zu- 
stande durch eine Verständigung zwischen den beiden bedeu- 
tendsten Petroleumkonzernen, „Deutsche Erdöl A.-G.“ 
und „Deutsche Petroleum A.G.“, die jahrzehntelang 
erbitterte Rivalen waren. Da neben diesen beiden nur noch 
der erst 1923 gegründete Stinnessche Petroleumkonzern exi- 
stiert, der aber seit dem Sommer d. J. unter den Einfluß des 
Anilintrusts gekommen ist und an Bedeutung weit hinter den 
älteren zurücksteht, so handelt es sich bei dem Friedensschluß 
zwischen D.E.A. und D.P.A.G. um ein Ereignis, dessen Wir- 
kungen auf die gesamte deutsche Petroleumwirtschaft gar nicht 
hoch genug geschätzt werden können. 

Die zwei Partner des neuen Trusts haben eine lange und 
komplizierte Entwicklung durchgemacht, die reich an inter- 
essanten und politisch wichtigen Einzelheiten ist. Die Petro- 
leumindustrie, die in Allen Ländern stark imperialistisch ge- 
färbt ist, trug auch in Deutschland einen imperialistischen 
Charakter. Die deutschen Vorräte an Erdöl sind so klein, daß 
sie schon lange vor dem Kriege nicht annähernd zur Deckung 
des Bedarfs ausreichten; wieviel weniger konnten sie die Basis 
kapitalistischer Unternehmungen von internationaler Geltung 
werden. Dazu erschien Rumänien das geeignete Objekt, dessen 
Petroleumreichtümer seit der Jahrhundertwende in aller Welt 
bekannt wurden. Damals begann ein Wettlauf der Kapitalisten 
aller Länder um Konzessionen in erdölführenden Gebieten. 
Viermal traten Petroleuminteressenten an die rumänische Re- 
gierung heran, man versuchte sogar, sie mit dem Köder der 
Sanierung des Staatskredits (!) gefügig zu machen; aber jedes- 
mal siegte kurz vor dem Vertragsabschluß die „nationale Oppo- 
sition“, die im Namen des Volkes eine „Verschleuderung 
des. Nationalreichtums‘“ an (wohlgemerkt!) ausländische Kapi- 
talisten verhinderte. Das wäre aber kein richtiger Kapitalist, 
der sich durch nationale’ Grenzen und fremde Gesetze in seinem 
Profitstreben hindern ließe. Nachdem das direkte Eindringen 
in die rumänische Petroleumindustri« durch ein Gesetz ver- 
wehrt worden war, suchte man indirekt einen Zugang: durch 
Beteiligung an oder Sanierung von bereits bestehenden rumä- 
nischen Unternehmungen. Das deutsche Finanzkapital, das 
sich vorher allein oder in Verbindung mit amerikanischen oder 
russischen Interessenten um Konzessionen beworben hatte, wies 
bald die größten Erfolge auf, Sowohl die Deutsche Bank, wie 
die Diskomo-Gesellschaft setzten sich in‘ den ersten Jahren 
des neuen Jahrhunderts in Rumänien fest und trugen wesent- 
liches zum Aufbau der dortigen Petroleumindustrie bei. Später 
folgten ihnen englische, holländische, amerikanische und andere 
Interessenten, aber noch 1914 nehmen die Deutschen unbestrit- 
ten die erste Stelle in dem vom Ausland völlig beherrschten 
Produktionszweig ein. (Nur 7 Prozent des dort investierten 
Kapitals war rumänischer Herkunft!) Die Geschichte ihrer 
Erdölunternehmungen ist darum so besonders interessant, weil 
sie eine hervorragende Illustration für die Behauptung der 
Abhängigkeit des Industrie- vom Bankkapital in der Vorkriegs- 
zeit liefert. Es handelt sich hier um das aktivste Eingreifen 
deutschen Finanzkapitals in die Entwicklung ‘einer Produk- 
tion, das überhaupt bekannt wurde. Höchstens der Bau der 
Bagdadbahn käme dem an Bedeutung gleich. Aber auch 
dieser steht im engsten Zusammenhang mit den osteuropäischen 


‚und vorderasiatischen Petroleuminteressen der Deutschen Bank. 


Im Jahre 1904 wurde die Deutsche Petroleum A.-G. 
gegründet als Holding-Gesellschaft der rumänischen Petroleum- 
interessen verschiedener deutscher Banken, unter denen die 
Deutsche Bank an erster Stelle stand. Sie hatte 1903 
die Steaua Romana saniert, die sich unter ihrer Leitung 
bald zur größten Petroleumunternehmung Rumäniens ent- 
wickelte. Dem Vorbild der Standard Oil folgend, vereinigte 
sie in sich alle vier Produktionsstufen: Rohölproduktion, Ratfi- 
nerie, Transport und Handel. Sie produzierte in den letzten 
Vorkriegsjahren durchschnittlich 400 000 t, die in der größten 


Erscheint mit Nr.45.der D.T.Z. | 


Berlin, 6. November 1925 


und  vollkommensten Raffinerie des Landes, in Campinitza, 
verarbeitet wurden; dem Transport dienten 1914 eigene Röhren- 
leitungen von 180. km Länge und die Donauschiffahrts-Ge- 
sellschaft „Bayrischer Lloyd“, an deren Gründung und Leitung 
die Steaua ausgiebig beteiligt war. Im inländischen Handel 
nahm sie die ihr gebührende Stellung ein, im Export konnte sie 
sich — wie alle anderen — nur Schritt für Schritt durchsetzen 
gegenüber dem Monopol der Standard Oil. Der Kampf um 
das westeuropäische Absatzgebiet konnte nur aufgenommen 
werden, wenn die Steaua bzw. die Deutsche Bank Anschluß 
an andere Gegner der Amerikaner fand. Das wurde zuerst 
versucht durch Anlehnung an die englische Handelsgesell- 
schaft „Shell Transport & Trading Co.“ und die gemeinsame 


‘Gründung der „Petroleum Produkte A.-G. Hamburg & Ba- 


tum‘ im Jahre 1904. Im- Jahre 1906 wurde die Kampffront 
erweitert durch die Vereinigung zwischen der Deutschen Bank 
und den zwei größten russischen Petroleumgruppen, Roth- 
schild und Nobel, nachdem die Shell sich freiwillig vom 
europäischen Leuchtölgeschäft zurückgezogen hatte. Aber auch 
diese mächtige Kapitalgruppe, zusammengeschlossen in der 
„Europäischen Petroleumunion‘“ (E.P.U.) mit 
37 Millionen Mark Kapital und Tochtergesellschaften in sechs 
verschiedenen Ländern, konnte auf die Dauer der rücksichts- 
losen Konkurrenz der Standard Oil nicht standhalten. - Sie 
wurde gezwungen, amerikanische Direktoren in ihre Organi- 
sationen aufzunehmen, die zwar nominell aufrechterhalten blie- 
ben, tatsächlich aber ihre Selbständigkeit einbüßten. Erst 1912 
konnte sie sich aus dieser Fessel lösen, indem sie die Hilfe des 
Reichsgerichts gegen die Unterwerfungsverträge anrief. 

Die Diskonto-Gesellschaft, die lange Zeit ge- 
meinsam mit der Firma  Bleichröder arbeitete, schlich sich 
ebenso wie die Deutsche Bank 1903 durch finanzielle Sanie- 
rung inländischer Unternehmungen in Rumänien ein. Sie ent- 
wickelte eine völlig andere Organisationsform als die Deutsche 
Bank und erlangte dadurch, obgleich ihre Rohstoffgrundlage 
kaum ein Viertel bis ein Fünftel der Steaua betrug, eine ähn- 
lich hervorragende Stellung wie ihre engste deutsche Gegnerin. 
Im Gegensatz zum streng zentralistischen Aufbau der Deut- 
sche-Bank-Interessen von der Rohölförderung bis zum Verkauf 
tragen ihre Unternehmungen einen völlig dezentralistischern 
Charakter. Den größten Vorteil daraus zieht die Verarbei- 
tungsgesellschaft, die „Vega“, deren Raffinationsmengen unab- 
hängig von dem jeweilig zufälligen Förderungsergebnis der 
Produktionsgesellschaften sind. Der Aufbau des Diskonto- 
Konzerns wird allerdings durch die Vielheit von selbständigen 
Unternehmungen besonders kompliziert; er bietet ein einleuch- 
tendes Beispiel für die Verschachtelung von Unternehmungen, 
die für die heutige Periode des Kapitalismus im allgemeinen, 
für die Petroleumindustrie aller Welt im besonderen charakte- 
ristisch ist: Die Bank gründet eine Uebernahmegesellschaft, 
hier die Allgemeine Petroleum-Industrie-A.-G. (A.P.I.A.G.), 
diese wieder eine eigene Finanzierungsgesellschaft, Credit Pe- 
trolifer, diese finanziert die Kontrollgesellschaft, Concordia, die 
ihrerseits die Produktionsgesellschaften — hier die Telega Oil 
Company und die Bustnarii bzw. das Raffinerieunternehmen 
Vega — kontrolliert. Zum Vertrieb und Transport sind dieser 
letzteren wiederum eigene Verkaufsgesellschaften angegliedert, 
z. B. Compagnie industrielle des Petroles. 1911 tritt in, den 
Petroleuminteressen der Diskonto-Gesellschaft eine grundle- 
gende Wandlung ein durch das Aufgehen der A.P.l.A.G. in die 
Deutsche Erdöl-A.-G., die seit 1899 als „Deutsche Tiefbohr- 
A.-G.‘“ bestand. Die Diskonto-Gesellschaft befreit sich dadurch 
von der direkten Leitung der rumänischen Petroleumunter- 
nehmungen und erhält dazu einen bedeutenden Machtzuwachs, 
während sie bisher hinter ihrer deutschen Gegnerin zurück- 


. stand. Deren Vorsprung in Rumänien wird ausgeglichen durch 


die führende Stellung in der deutschen Erdölförderung und her- 
vorragende Beteiligungen an österreichischen und galizischen 
Unternehmungen, die die D.E.A. in das Geschäft mitbringt: 
Den größten Sieg über ihre Konkurrentin erringt die Diskonto- 
Gesellschaft aber im Jahre 1912 durch die kluge Taktik der 
D.E.A. in den internationalen Handelskänmipien. Statt der feind- 
lichen Auseinandersetzungen, bei der alle europäischen Petro- 
leumgruppen schließlich doch von der Standard Oil unterworfen 
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wurden, wählte sie den Weg gütlicher Vereinbarungen; der 
Erfolg war durchschlagend: sie erreichte nicht nur die Garan- 
tie der höchsten bisher abgesetzten Mengen, sondern erhielt 
noch ein Extrazugeständnis für ihre große österreichische 
Handelsgesellschaft ‚Olex“. 


Kurz vor Kriegsausbruch haben wir also zwei deutsche 
Petroleumkonzerne, beides Tochtergesellschaften deutscher Ban- 
ken, die sich um das deutsche und europäische Absatzgebiet 
streiten. Beide stützen sich auf Rohstoffquellen in den zwei 
wichtigsten europäischen Petroleumländern außer Rußland. Der 
Depag-Deutsche Bank-Konzern besitzt die größte und ertrag- 
reichste rumänische Unternehmung mit eigenen Niederlassun- 
gen in verschiedenen -Städten Osteuropas und Asiens und 
den Verkauisgesellschaften der. E.P.U. in sechs westeuropäl- 
schen Ländern. Außerdem ist er an österreichischen, ungari- 
schen und russischen Petroleumunternehmungen, aber nur an 
einer deutschen, beteiligt. Die D.E.A.-Diskonto-Gruppe dagegen 
ruht auf einer Basis deutscher Betriebe, die 90 Prozent des 
inländischen Erdöls produzieren und verarbeiten; außerdem 
besitzt sie die bedeutendsten "deutschen Raffinerien, Benzin- 
fabriken und Handelsgesellschaften. In der rumänischen Pe- 
troleumindustrie bleibt sie zwar hinter‘der Deutschen Bank zü- 
rück, dafür nimmt. sie eine beherrschende Stellung in der ga- 
lizischen Produktion und im österreichischen und galizischen 
Transport und Handel ein. 

Während des Krieges erfuhren die beiden Konzerne große 
Machterweiterung; sie wurden während der Besetzung Ru-, 
mäniens zu Trägern der Organisation „zur Nutzbarmachung 
der rumänischen Erdölquellen für die deutsche Kriegführung“ 
ernannt. Dabei gelang es, trotz aller heftig bekämpften Höchst- 
preise, trotz der Zerstörung weiter Teile der rumänischen 
Petroleumanlagen durch die englisch-rumänische Brandkom- 
mission, schon 1917 wieder Dividenden von 10 und 20 Prozent 
zu verteilen. Darüber hinaus aber erstrebte man die dauernde 
Beteiligung Deutschlands an den gesamten rumänischen Pe- 
troleumschätzen. ,„Man‘ heißt hierbei sowohl die deutsche 
Militärverwaltung, wie das deutsche Finanzkapital. So kam 
es, daß in den Bukarester Friedensvertrag, in dem der An- 
nexionstaumel wahre Orgien feiert, ein eigenes Erdölabkommen 
eingearbeitet wurde. Das Ziel des deutschen Imperialismus im 
Osten schien erreicht, das letzte Hindernis auf dem direkten 
Wege Berlin—Konstantinopel—Bagdad ‘schien beseitigt. Neben 
dem Balınbau eröffneten sich den deutschen Banken ungeahnte 
Betätigungsmöglichkeiten auf Kosten. des „feindlichen“ Kapi- 
tals. Im ganzen bedeutet der Bukarester Friedensvertrag ein 
Versailles mit negativen Vorzeichen. Für die ehrliche nationale 
Entrüstung, die heute sogar noch Teile der deutschen Ar- 
beiterschait über den „Raubfrieden“ der Entente empfinden, 
könnte er als gute Abkühlung wirken. Denn der besiegte Staat 
sollte auch hier zum Sklaven der Siegerstaaten, die Wirtschaft 
auch hier zur Kolonie des siegreichen Kapitals herabgedrückt 
werden. Rumänien ist vor diesem „Frieden“ bewahrt worden. 
Däs deutsche Petroleumkapital erfuhr aber nicht nur keine Be- 
reicherung, sondern ungeheure Verluste durch den endgülti- 
gen Friedensvertrag. 

Nach Versailles standen die beiden Konzerne von den 
wichtigsten Rohstoffquellen entblößt da. Alle ausländischen Be- 
sitzungen wurden beschlagnahmt — sofern sie nicht noch recht- 
zeitig an private ausländische Gruppen gewinnbringend ver- 
kauft worden waren! —, die ergiebigsten inländischen Lager in 
Pechelbronn gingen durch die Abtretung von Elsaß-Lothrin- 
gen verloren. In den großen Welt-Oelkämpfen der Nachkriegs- 
zeit auf den Oelkonferenzen zu San Remo und Genua spielen 
die Deutschen absolut keine Rolle mehr; eine hervorragende 
Illustration für die Ausschaltung Deutschlands aus der Welt- 
politik. Trotzdem haben wir 1925 in Deutschland drei große 
Petroleumkonzerne, die D.E.A., die D.E.P.A?G. und den. Stin- 
nes-Riebeck-Konzern. Schalten wir den letzten, der nie an die 
beiden anderen herangereicht und auch- eine völlig andere Ent- 
wicklung gehabt hat, aus, so erhebt sich die Frage: Wie hat 
das deutsche Kapital diesen neuen Aufbau vollbracht? 
....Um das große Umstellungswerk zu bewerkstelligen, boten 
sich die verschiedensten Wege: gesteigerter „Abbau der inlän- 
dischen Erdölquellen — Uebergang vom Bohrbetrieb zum 
Schachtbau, Abbau von Oel-Schieferlagern —; Konzentrierung 
auf die heimische Ersatzindustrie, d. h. auf Entölung von 
Stein- und Braunkohle und deren Derivaten; Anschluß an kapi- 
talstarke Unternehmungen benachbarter Produktionszweige; 
schließlich Beteiligung an überseeischen Petroleumschätzen und 
evtl. Anlehnung an einen der Welttrusts. Alle diese Auswege 
sind von beiden Gesellschaften versucht worden, die sich aus 
reinen Petroleumkonzernen zu gemischten Petroleum-, Kohlen- 
und Teerdestillationsgesellschaften entwickelten. Eine groß- 
zügige Konzentration wurde vorgenommen, die hinter den 
schwerindustriellen Eroberungen keineswegs zurücksteht. Wo- 
her aber nahmen die durch Kriegszerstörungen und Friedens- 
vertrag so geschwächten Gesellschaften die finanziellen Mittel 
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für ‚so kostspielige Operationen? Die einzige Erklärung gibt 
auch hier wieder die Inflation. ‘Während man noch in der 
Oeffentlichkeit; über die entsetzlichen- Verluste, die brutalen‘ Be- 
schlagnahmungen durch den Feind jammerte, hatten die Pe-' 
troleumgesellschaften ihren Auslandsbesitz längst unter der‘ 
Hand gegen gute Valuta verkauft und konnten nun im Inland 
eine ungeheure Kaufkraft entfalten. Am groteskesten‘ zeigte 
sich die Wirkung der Währungszerrüttung bei der Deutschen 
Bank. Ihre Tochtergesellschaft, _die D.E.P.A.G., schwamm in. 
der Nachkriegszeit so im Gelde, daß sie ohne Benutzung des 
offenen Marktes nicht nur ihr eigenes Kapital von 36 aut 100 
Millionen Mark erhöhte, unter gleichzeitiger Ausschtittung eines 
Barbonus von 80 Prozent, sondern auf dem Wege der Fusion. 
ihrer *Muttergeseilschaft einen Kapitalzufluß von 400 Millionen 
Mark zuführte, d. h., die größte deutsche Bank ließ ihr Käpital 
durch eine ihrer vielen Tochtergesellschaften verdoppeln. Die 
aus der Fusion entstandene neue D.E.P.A.G. verzichtete seit” 
dem auf neue Erwerbungen im Weltgeschäft und wandte sich 
ganz dem Inland zu. Da sie mit der Ausbeutung neuerworbe- 
ner Braunkohlen- und Oelschiefervorräte nicht sonderliches 
Glück hatte, versuchte ‚sie es mit einer engen Interessen: 
gemeinschaft mit dem großen Teerproduktenkonzern der Rüt-' 
gers-Werke. . Dadurch drang sie tiet in einen verwandten Pro- 
duktionszweig ein, der sich auch mit der Herstellung‘ flüssiger 
Brenn- und Triebstoffe beschäftigte. Die Interessengemein- 
schaft D.E.P.A.G.-Rütgers-Werke ruht auf einer breiten 
Grundlage von Stein- und Braunkohlenwerken, von chemischen. 
und chemisch-technischen Fabriken, sie ist interessiert an der 
Mehrzahl der deutschen kommunalen Gaswerke. : ee 


Die D.E.A., die schon während des Krieges die Umstellung 
auf Braunkohlenentölung begonnen hatte, wurde allmählich 
der größte Bergwerksbesitzer im sächsischen Gebiet und ver- 
fügt heute über fünf Prozent der Braunkohlenförderung: 
Deutschlands. Seit 1923 betätigt sie sich auch in -der Stein-. 
kohlenchemie, zu welchem Zweck sie die berühmte Gewerk- 
schaft „Bismarck“ und die Magdeburger Bergwerks-A.-G. an- 
gliederte, wodurch zwei Prozent der deutschen Steinkohlen-,, 
produktion unter ihre Kontrolle kamen. Daneben verfügt sie 
über den größten Teil der deutschen Rohölgewinnung und die 
größten Raffinerien und Benzinfabriken. Im Petroleumhandel. 
Deutschlands und Europas: ist sie — ebenso wie die D.E.P.A.G.—., 
weiter tätig; doch ist es ihr gelungen, der alten E.P.U.-Organi-:. 
sation der Deutschen Bank eine neue internationale Kombina-: 
tion, die Internationale Petroleum-Union (I.P.U.),: 
gegenüberzustellen, die sich keineswegs auf den Vertrieb be- 
eg sondern in Mexiko und Argentinien erfolgreich pro-. 
duzieft. et 

Was bedeutet nun die Fusion der beiden Rivalen? Organi«: 
satorisch betrachtet macht sie den mühsamen Aufbau der letzten; 
sieben Jahre rückgängig: die D.E.A: wird in ihre Bestandteile 
zerlegt, die Interessengemeinschaft D.E.P.A.G.-Rütgers-Werke:. 
wird aufgelöst, alle ölgeschäftlichen Abteilungen beider Kon-“ 
zerne werden in eine neue, die. dritte D.E.P.A.G. eingebracht; 
die anderen Interessen. bleiben bei den Gründergesellschaften.: 
Wie ist dieser Friedensschluß zwischen den zwei Konkurren:'' 


-ten möglich gewesen, da sich doch alle Verständigungsver-': 


handlungen in den letzten Jahren kurz vor dem Abschluß zer- 
schlugen? Die Erklärung dafür gibt der Existenzkampf, den‘ 
ihnen die beiden Welttrusts im letzten Jahre aufgezwungen: 
haben. Getreu ihrer Tradition, die rücksichtsloseste Ausrottung : 
jedes neuen Partners am Weltmarkt verlangt, begannen die 
Standard Oil und die Royal Dutch Shell den Vernichtungs- 
feldzug gegen die wiedererstarkten deutschen Gesellschaften. 
Der Erfolg ist nicht ausgeblieben. Trotz Verdoppelung bzw. 
Vervielfachung des Aktienkapitals, die die beiden Konzerne 
bei der Goldbilanz auswiesen, trotz Ausdehnung und Vervoll- 
kommnung der Produktion, trotz guter Rentabilität in fast allen 
Produktionszweigen im Geschäftsjahr 1924/1925 hat die Preis-. 
politik der ausländischen Monopolträger die Lage der deut- 
schen Gesellschaften so erschüttert, daß sie zu diesem letzten 
Auskunftsmittel greifen mußten. Die Verschmelzung kam dem 
Eingeweihten nicht überraschend; seit Anfang des Jahres 
schwirrten Gerüchte über Einigungsverhandlungen umher, dann 
deuteten Verluste einiger und Dividendenlosigkeit aller deut-: 
schen Petroleumgesellschaften, schließlich „Besitzstandsverein- 
barungen‘ zwischen den alten Unternehmungen und den Par- 
venus der Nachkriegszeit auf die becgohliche Lage im Benzin- 
und Schmierölhandel hin. Wie wird sich die Zukunft des neuen 
Petroleumtrusts gestalten? Wird es ihm gelingen, gestärkt 
durch die Milderung ‘der innerdeutschen Konkurrenz, - seine 
Selbständigkeit zu wahren, oder wird diese Neuorganisation 
nur eine Vorstufe zur endgültigen Unterwerfung unter: das 
Weltölkapital sein? Tatsache ist, daß bereits Verhandlungen 
über den Anschluß an eine ausländische Gruppe schweben. Als 
Begründung wird die Unmöglichkeit der Fortexistenz ohne den 
Rückhalt einer genügend großen Produktionsbasis angegeben. 
Wie aber wird die Enterberdunz ausfallen: Kapitulation vor 
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der Standard Oil, der Royal Dutch ‚Shell oder.dem englischen 
Staatstrust Anglo-Persian oder dauernde Vereinbarungen mit 
Rußland*), dem drittgrößten Produktionsland. der Welt, das 
mit seinen fünf bis sechs Millionen. Tonnen Förderung ge- 
nügende Mengen exportieren kann, um den gesamten Einfuhr- 
bedarf Deutschlands, der. sich im letzten er auf 730000 t 
stellte, zu decken? t£ NS Gröner. 


Die Preiselemente der Ruhrkohle 


Durch Indiskretion war. die „Deutsche Bergwerkszeitung‘‘ 
in der Lage, aus einem vorläufigen Entwurf zu einem Gut- 
achten für den Reichskohlenrat Ziffern zu veröffentlichen, die 
einmal aufs neue den Meinungsstreit über die Selbstkosten der 
Ruhrkohle heraufbeschwören, die zum anderen aber aus ver- 
schiedenen Gründen nicht unwidersprochen bleiben können. 
Der Reichskohlenrat hatte Anfang d. J. einen Ausschuß mit der 
Prüfung dieser Frage beauftragt. Ich erhielt den Auftrag, die 
engere Prüfung für den Ausschuß zu übernehmen, und legte 
den Bericht, nachdem die übrigen Ausschußmitglieder dem- 
selben mit einigen Vorbehalten beigetreten waren, vor einigen 
Monaten vor. Die Zahlen, welche die „D.B.Z.“ veröffentlicht hat, 
stammen aus einem Konzept und weichen um geringe Teile 
von den endgültigen ab. 


Worauf es jedoch heute bei dem Streit um die Denkschrif- . 


ten des Zechen- und des Bergarbeiter-Verbandes ankommt, das 
sind: die Selbstkosten und der Erlös, wie sie sich heute ge- 
stalten. Es ist selbstverständlichh daß sich eine Reihe von 
Aenderungen eingestellt hat. Ich habe in dem früheren ‚Presse- 
streit über die Selbstkostenfrage sehr wenig eingegriffen, weil 
ich nicht auch in den Fehler verfallen wollte, mich mit jemand 
zu zanken, ohne darüber einig zu sein, auf welchen 
Grundlagen die Meinungsverschiedenheiten beruhen. So 
will ich denn auch jetzt nachdrücklich betonen, daß man sehr 
wohl in der Lage ist, geringere oder höhere als meine Ziffern 
herauszurechnen, ohne daß man deshalb böswillig zu sein 


braucht. Die Statistik im Bergbau ist nämlich so mangelhaft, 


daß es absolut richtige Zahlen überhaupt nicht gibt. Selbst 
die Förderziffer ist nicht einwandfrei, und die amtlichen Zahlen 
sind, da sie auch von den Werken und deren Berichten abhän- 
gen, noch ungenauer wie die des Zechenverbandes. Will man 
also Klarheit, so müßte man den Vorschlägen des Butab und 


. der Bergarbeiter-Verbände folgen und eine Aenderung der 


Bergbaustatistik vornehmen, um vielleicht ähnlich wie in Eng- 
land zu Zahlen zu gelangen, über die Einmütigkeit herrscht, 

Im: Nachstehenden will ich eine Wahrscheinlichkeitsberech- 
nung der Preiselemente der Ruhrkohle auf eine Tonne absatz- 
fähige Förderung für Juli vornehmen. Die Berechnung erfolgt 
nach der Methode des von mir erstatteten Gutachtens, die 
auch- die „D.B.Z.‘ sehr interessant findet. Hinweise” will ich 
noch. einmal: darauf, daß. es sich immer — auch bei den Ver- 
öffentlichungen des Zechenverbandes — nur um Wahr- 
scheinlich keitsrechnungen handelt, die je nach der 
Objektivität und der Sachkenntnis des Bearbeitenden mehr 
oder weniger genau sind. Die oben angezogene ‚Veröffent- 
lichung der „D.B.Z.“ läßt sogar in dem Auszug, den sie macht, 
die Objektivität merklich vermissen. 

Der Wert des Gesamteinkommens der Ge- 
samtbelegs.chaft, also einschl. der Arbeiter der Neben- 
betriebe, betrug im Juli, dem letzten’ veröffentlichten Monat, 
7,01 M. je vergütete Schicht. Der Durchschnittsiohn der Ar- 
beiter ohne‘ Nebenbetriebe dürfte um einige Pfennige geringer 
sein. Aus diesem Grunde, und weil der Lohn der Arbeiter 
auf vergütete Schichten bezogen ist, will: ich einen Durch- 
schnittslohn von 7 M. je Schicht annehmen. Der Förderanteil 
je Mann und Schicht betrug für die Arbeiter ohne Neben- 
betriebe im Juli 944 kg. Unter Anrechnung des vom Kohlen- 
syndikate ausgewiesenen Selbstverbrauchs von 8 Prozent ergibt 
sich also ein Förderanteil von 868 kg je t absatzfähige Förde- 
rung. Aus diesen Ziffern errechnet sich ein Lohnanteil von 
8,06 M. 

Die Kosten für Gehälter betrugen bei einem mo- 
natlichen Förderanteil von 326 t für einen Beamten im Juli 
d. J. gegenüber einem solchen «von 320 t im Durchschnitt des 
letzten Halbjahres 1924 unter Anrechnung der verringerten 
Beiträge zur Pensionskasse des Knappschaftsvereins etwa 
0,85 M. je t absatzfähige Förderung. 

Die sozialen Lasten der Unternehmer betra- 
gen bei dem obigen Förderanteil je t Absatz 0,94 M. 

Die Materialkosten werden, solange die bisherige 
Statistik besteht, ’stets ein schr umstrittener Bestandteil der 
Selbstkostenberechnungen bleiben. In dem :von mir erstatteten 
Gutachten über die Preiselemente der Ruhrkohle 
in der Vorkriegszeit habe ich dieselben mit etwa 
2 M. je t absatzfähige Förderung errechnet, eine Zahl, die 


*) Die Benzin- und Schmiermittelverträge der letzten Jahre sind ja 
nur ein ganz zaghafter Tastversuch, 
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auch von den Vertretern der Unternehmer anerkannt wurde, 
Bei einer Ueberteuerung der im Bergbau benutzten Materia- 
lien von 50 Prozent, wie sie die Unternehmervertre’er im 
Bericht des Ausschusses für die südlichen Randzechen für 
richtig halten, und wie sie auch nach den Nachweisen des 
„Glückauf‘“ stimmen, würde man also Materialkosten 
von 3M. je t erhalten, wenn man atnimmt, daß die Menge 
und Qualität der Materialien dieselbe geblieben ist. Die Menge 
ist zweifellos geringer geworden, da wir technisch fortgeschrit- 
ten sind. Die von den Unternehmern dauernd nennenswert 
höher errechneten Zahlen dürften darauf beruhen, daß heute 
unter den Nachwirkungen der Inflation viel mehr hochwertige 
Materialien, wie kleine Maschinen u. dgl., über Betrieb abge- 
bucht werden, d. h. in den Materialkosten erscheinen, statt 
auf Zwischenkonten abgeschrieben zu werden. Tut man dieses, 
so muß man die Abschreibungen entsprechend verringern. 

Die Steuern haben sich, mit Ausnahme der Umsatz- 
steuer, nicht geändert. Sie betragen im Durchschnitt des Be- 
zirks unter Anrechnung von 1 Proz. Umsatzsteuer, die auch 
jetzt noch in Fortfall gekommen ist, 0,53 M. Vermögens 
und Obligationssteuern sind dabei nicht berücksichtigt, da 
man sie nicht auf die Betriebskosten verrechnen kann. Diese 
Steuern dürften im Durchschnitt des Bezirks noch 30 bis 32 Pf. 
betragen. 

Die „Sonstigen Kosten“ oder „‚Generalkosten“ 
sind als Sammelbegriff für alle möglichen Ausgaben natürlich 
verschiedenartiger Beurteilung ausgesetzt. Es ist sogar strittig, 
ob hierunter nicht Ausgaben stehen, die mit den Betriebs- 
kosten überhaupt nichts zu tun haben. In dem von ıder „D.B.Z.“ 
veröffentlichten Teil meines Gutachtens sind diese Kosten mit 
0,42 M. je t absatzfähige Förderung veranschlagt. Ich will 
diese auch hier annehmen, da jede Berechnung genau so an- 
greifbar ist wie die veröffentlichte. 

Die Abschreibungen sind ebenfalls ein dunkles Ka- 
pitel. Ich kann den Unternehmern hier nicht folgen, - die 
10 Prozent der‘'Selbstkosten als den richtigen Satz für Ab- 
schreibungen ansehen, ein Verfahren, dem sicherlich größte 
Bedenken gegenüberstehen. In der Vorkriegszeit betrug der 
Abschreibungssatz in der. Tat etwa 10 Prozent oder 1,20 M., 
womit jedoch micht begründet ist, daß es heute auch so sein 
muß. Bei den gestiegenen Selbstkosten wären danach auch die 
Abschreibungen zu steigern, während im allgemeinen in der 
Wirtschaftspraxis das Gegenteil eintritt. Mit dem Steigen der 
Selbstkosten verringert sich normalerweise .der Bruttoüber- 
schuß eines Werkes, so daß man, um einen geeigneten Netto- 
überschuß zu erhalten, zu geringeren Abschreibungen schreiten 
muß. Bei einem vom Reichswirtschaftsministerium für richtig 
gehaltenen Satz von 1,25 M. je t Absatz dürften die 
Anlagekosten einer Grube in 15 bis. 20 Jahren abgeschrieben 
sein. Ich will an diesem Abschreibungssatz, trotzdem er 
m. E. zu hoch ist, hier festhalten. 

Der Erlös ist in allen seinen Berechnungen ebenfalls ein 
Konstruktion, die angreifbar ist. Der Reichskohlenrat und alle 
Veröffentlichungen haben immer nur die Kohle betrachtet, also 
alle Nebenprodukte ausgeschaltet. Ja, darüber hinaus haben 
sie nicht den Koks eingerechnet, sondern der Grube nur den 
Wert der an die Kokerei gelieferten Kokskohle gutgebracht. 
Daß eine solche Berechnung das Bild sehr zuungunsten der 
Unternehmer verschiebt, d. h., daß die so errechneten Erlöse 
zu gering erscheinen, liegt auf der Hand. Ich gebe zu, daß 
der Reichskohlenrat nicht anders handeln kann, da ihn das 
Kohlenwirtschaftsgesetz bindet. Immerhin soll man nicht immer 
mit diesen Zahlen als dem tatsächlichen Erlös einer Grube 
operieren oder gar mit ihrer Hilfe die Wirtschaftlichkeit. der 
Gruben abschließend berechnen. Für die Wirtschaftlichkeit der 
Gruben gibt eine solche Berechnung kein abschließendes Bild, 
da ja noch Nebenprodukte und Konzernzusammenhänge be- 
achtet werden müssen, wodurch zweifellos das wirtschaftliche 
Ergebnis verbessert wird. Da jedoch über den Erlös einschl. 
der Nebenprodukte keine glaubhaften Zahlen veröffentlicht 
wurden (den letzten theoretischen Betrachtungen des Herrn 
Dr. Jüngst vermag ich keinen Glauben abzugewinnen) und 
ich auch die Betriebskosten der Nebenproduktenanlagen außer 
acht gelassen habe, so muß ich die Nebenprodukte auch hier 
vernachlässigen. Unter Ansatz eines Fettförderkohlenpreises 
von 15 M. ergibt sich unter Benutzung der bekannten Errech- 
nungsmethode des Erlöses und unter Berücksichtigung der Um- 
lage ein Durchschnittserlös von 15,75 M. 

Bringe ich die so errechneten Elemente zusammen, so 
erhalte ich für August 1925 also folgende Zahlenreihe je t 
absatzfähige Förderung: e 
Löhne Gehälter Soz. Vers. Materialien Steuern Sonst. Kosten Abschreibungen 
3.06 0.85 0.94 3.00 0.53 0.42 1.25 
Summe 15,05 M. — Erlös 15,755 M. — Gewinn also 0,70 M. 


Dieses Ergebnis berücksichtigt nicht die Lagermen- 
gen, während der Zinsendienst immerhin in den sonstigen 
Kosten berücksichtigt ist. Die Lagermengen. belasten natür- 
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lich die Werke. So schlimm, wie es immer dargestellt wird, 
ist diese Last jedoch nicht, da man sie ja umrechnen muß auf 
die Zeit, in der sie gelagert wurden. Tut man dieses aber, so 
wird man zu dem überraschenden Ergebnis kommen, daß die 
Belastung hierdurch nur einige Pfennige je t absatzfähige För- 
derung ausmacht. N } 

Betrachtet man die"Dinge also so, wie ich sie sehe, so 
kommt man zu dem Schluß, daß der Durchschnitt des Ruhr- 
bergbaues heute, keineswegs mehr mit Zubußen arbeitet, wo- 
bei selbstverständlich ist, daß einige Werke mit Zubußen, 
andere dagegen mit höheren Ueberschüssen arbeiten, was auch 
daraus ersichtlich sein mag, daß trotz der großen Absatznot 
von guten Gesellschaften immer wieder Ueberschichten ver- 
fahren werden und manche Abschlüsse der letzten Zeit Ge- 
winne ausweisen. 

Um nun noch auf die Frage der Konkurrenzmög- 
lichkeit für die Ruhrkohle einzugehen, seien hier einige 
Zahlen aus dem englischen Bergbau angeführt, die der 
amtlichen Statistik entstammen. Es betrugen je 1 t absatz- 
fähige Förderung im ersten Vierteljahr 1925 die Lohnkosten 
12 s 11,75 d, Materialien 1 s 11,34 d, Sonstige Kosten (Ge- 
hälter, Generalkosten usw.) 2 s 7,30 d, Soziale Lasten 1,10 d, 
Royalties 6,23 d, Gesamtkosten je 1 t absatzfähige Förderung 
also 18 s 1,72 d. Für Deputatkohlen sind 1,55 d abzuziehen; 
bleiben 18 s 0,17 d Nettokosten. Der Erlös betrug 18 s 6,30 d, 
so daß ein Ueberschuß von 6,13 d_ je t absatzfähige Kohle im 
Durchschnitt von ganz England verbleibt. Der Förderanteil 
betrug in der genannten Zeit 913 kg und der Durchschnittslohn 
je Mann und verfahrene Schicht 10 s 7,58 d. Die Zahlen 
werden für den Juli 1925 nicht ganz stimmen, sondern um 
geringe Beträge differieren, ohne daß dadurch das "Gesamt- 
bild im Verhältnis zum Ruhrbergbau verändert würde, 

Steiger Halbfell. 


Wie lese ich den Handelsteil einer Tages- 


zeitung? 
Der Baumwollmarkt. 

Die Baumwolle gehört zu den wichtigsten Gegenständen 
des täglichen Bedarfes. Diese Behauptung wird durch die Tat- 
sache erhärtet, daß der deutsche Verbrauch pro Kopf der Be- 
völkerung im Jahre 1913 über 7,2 Kilo betrug. Durch die 
infolge Krieg und Inflation eingetretene Verarmung der breiten 
Massen ist jene Ziffer noch nicht wieder erreicht worden. 
Trotzdem wird die Baumwolle aus ihrer Rolle als wichtigster 
Faserstoff der Textilindustrie nicht verdrängt werden können. 
Deshalb erscheint es uns notwendig, in unserer Zeitung etwas 
über den Baumwollhandel und seine Gebräuche mitzuteilen, 
damit die Leserschaft in der Lage ist, sich über die Tendenzen 
der Preisbildung auf diesem Gebiete zu orientieren. 

Die Baumwollbörsen bringen den Rohstoff in den Handel. 
Als wichtigste Handelsplätze sind New-York, Liverpool, Bre- 
men, Le Havre, Alexandria und Bombay anzusehen. In 
Deutschland wird die Baumwolle auch in Hamburg gehandelt, 
doch ist Bremen nach wie vor führend. . 

Liverpool gilt in Europa als der wichtigste Stapel- 
platz. Die dortige Baumwollbörse hat nach dem Herkom- 
men folgende Klassen eingeführt, nach welchen sich auch 
die anderen Märkte richten: 

I. Nordamerikanische Baumwolle. 
I. Brasilianische Baumwolle. 

IH. Westindische Baumwolle. 

IV. Peruanische Baumwolle. 

V. Aegyptische Baumwolle. 

VI. Ostindische Baumwolle. 

Daneben sind im Handel noch die Sorten anderer Länder 
anzutreffen: z. B. ÖOstasiatische, Vorderasiatische, Mittelasia- 
tische, Ostafrikanische, Europäische und Südamerikanische 
Baumwolle. 

Nach den Eigenschaften (Faserlänge, Faserfeinheit, Fär- 
bung, Festigkeit usw.) werden nachstehende Standards unter- 
schieden, welche für amerikanische Baumwolle gelten, die 
aber in mehr oder weniger abgeänderter Bezeichnung auch 
auf die anderen Sorten übertragen werden: a fair, b) midd- 
ling-fair, c) good-middling, d) middling, e) low-middling, 
f) good-ordinary, g) ordinary. 

In Bremen sind auch folgende Normen üblich: prima, se- 
cunda, tertia, mit Zwischenbezeichnungen: prima —= Kauf- 
mannsgut oder tertia = Mittelgut. \ 

Die Baumwolle wird in Ballen verpackt und versandt, deren 
Gewichte nach den Herkunftsländern verschieden sind. Es be- 
tragen die‘ Bruttogewichte in Nordamerika 230 Kilo, in Ost- 
indien 180 Kilo, in Aegypten 340 Kilo, in Brasilien 150 Kilo, 
in Afrika 185 Kilo und in China 210 Kilo. Es ist dieses bei 
Beurteilung von Statistiken, die vielfach in.Ballenanzahl wieder- 


Verantwort!.: Dr, 


Pfirrmann, Berlin. — Industriebeamten-Verlag GmbH., 


a ern a yr 
de { Prger 


Kay Nr. 11 


gegeben werden, zu wissen notwendig. Als Tara werden 3 bis 
4 Prozent gerechnet. DAR. a Eur 

Die Preise werden für ein Pfund englisch (lb) gleich 453,6 
Gramm oder abgerundet 450 Gramm festgesetzt. New-York 
notiert deu Preis in Dollarcents, während Liverpool in, Pence 
berechnet. Se u 

Vor dem Kriege geschahen die Notierungen der Bremer 

‚Baumwollbörse auf der Basis, daß der Preis für ein halbes 

Kilogramm der Qualität Upland (Nordamerika) in Piennigen 
angegeben wurde. Heute hat man sich jedoch der New-Yorker 
Börse angepaßt. Hierfür- scheinen nicht allein die Inflations- 
erscheinungen die Ursache zu sein, vielmehr hat sich auch 
das ‘amerikanische Kapital auf dem Bremer Markt interessiert. 
Die Preisangaben geschehen jetzt also in Deutschland per ein 
Pfund engl. in Dollarcents auf der Basis Middling-Universal- 
Standard. 

Nordamerika liefert auch heute noch über die Hälfte der 
Weltproduktion. Deshalb ist die New-Yorker Baumwollbörse in 
bezug auf die Preishöhe tonangebend. Wie überall, so ist auch 
hierbei die Spekulation rege tätig. Die Höhe der Preise ist ab- 
hängig von dem Erntestand, den Vorräten und der Abnahme. 
Da die Ernteschätzungen von privater Seite geschehen, die 


amtlichen kommen imnrer etwas spät, so treibt die Spekulation 


oft ein recht wüstes Spiel. In New-York bestehen zwei. Spe- 
kwantengruppen, von denen die eine, die sogenannten „Bulls“, 
Hausse verursachen und die andere, die „Bears“, auf Baisse 
spekulieren. \ 

Noch im letzten halben Jahre konnte man Preissteigerun- 
gen und Rückgänge erleben, wobei die Ernteschätzungen eine 
nicht unerhebliche Rolle spielten. Die Durchschnittspreise per 
ein Ib. in Dollarcents geben wir an, damit die Leserschaft die 
Wahrheit unserer Ansicht erkennen kann. Zum Vergleich sind 
auch die Bremer Notierungen verzeichnet. 


Rohbaumwollpreise der Qualität Middling-Universal-Standarc; 
in Dollarcents per ein Pfund engl. 

. Mai Jani Juli August September 1925 

New-York 24,46 24,44 24,10 24,70 23733 23,63 

Bremen 26,98 26,02 27,15 27,82 27,37 26 27 


Termingeschäfte kommen in der Weise zustande, daß man 


für spätere Monate Lieferverträge abschließt, die in der Regel 
auf 100 Ballen von je 500 Pfund engl. (insgesamt netto 22500 


April 


Kilo) lauten. Wie aus vorstehender Preistabelle zu ersehen, 


sind die Preise bis auf !/,o Cent angegeben, der einen Punkt 
bedeutet. „Steigt der Preis, wie es in der Börsensprache heißt, 
um 5 Punkte, so ist derselbe um 5/0 Cents erhöht. Für 
einen der vorgeschilderten Kontrakte betrüge demnach die 
Steigerung 25 Dollar. 
Weise auch auf einen Preisrückgang angewandt. 
Zum Schluß noch einige statistische Zahlen über den 
Baumwollverbrawch. Im Baumwolljahr 1912/1913 be- 


zifferte sich der Weltkonsum auf 20,4 Millionen Ballen. Diese 


Menge ist erst 1923/1924 wieder erreicht worden. Im ver- 
gangenen Jahr 1924/1925 (das Balımwolljahr beginnt am 1. 8. 
und endet am 31. 7.) wurde der Vorkriegsverbrauch sogar 
überschritten, " 
Wir geben die Verbrauchsstatistik der Welt und Deutsch- 
lands bekannt: © 


Baumwollverbrauch in 1000 Ballen. 
Welt: Deutschland: 5 

“Herkunft: 1923/24 1923/24 1924/25 
Amerika... 11088 13329 677 916 
Ostindien .. 5404 5435 203 214 
Aegypten . 1027 975 45 » 57 
Verschiedene 2885 3529 21 24 

Insgesamt 20404 23263 946 1211 


Deutschland hat seinen Vorkriegsbedarf von 1702 Ballen 
noch nicht erreichen können.‘ Das gleiche Los teilen die übri- 
gen europäischen Staaten. Trotzdem nehmen wir eine Zu- 
nahme des Weltverbrauches”an Baumwolle wahr. Der Grund 
hierfür liegt darin, daß in manchen Produktionsländern die 
Baumwollindustrie gewaltig vergrößert wurde. Zu nennen sind 
besonders die Vereinigten Staaten, Brasilien, Mexiko, Indien, 
China und Japan. Die Gefahren, die sich hieraus für die euro- 
päische Industrie ergeben, sollen hier nicht zur Diskussion 


1924/25 


gestellt werden. Jedoch behalten wir uns vor, bei Gelegenheit 


diese Dinge zu besprechen. Da die Produktion sich nur lang- 


sam dem wachsenden Konsum angepaßt und zudem in Nord- 


amerika in den Jahren 1919 bis 1922 die Anbauflächen verrin- 
gert wurden, sind die hohen Baumwollpreise leicht zu erklären. 
Vor dem Kriege wurde in Amerika per ein Pfund ‚engl. Midd- 
ling-Universal-Standard mit 12!/, Cents durchschnittlich be- 
zahlt. Somit kann man beim Vergleich mit obiger Preistabelle 
eine 100 prozentige Steigerung beobachten. Fr - 


Otto Pennenkamp, Barmen. ° 
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Aussichten für Kali und Landwirtschaft 


Wir leben in der Zeit der Wirtschaftskrise und des Wun- 
sches nach Abbau der Preise. Während der Scheinbemühun- 
gen der ohnmächtigen Regierung ist es interessant, die ein- 
zelnen Preiskartelle und -syndikate bei ihrem volksschädigen- 
den Tun zu beobachten. Immerhin gibt es auch einige Aus- 
nahmen unter den Syndikaten, die, nicht etwa aus Interesse 
an der Wirtschaft oder der Regierung zuliebe, sondern aus 
anderen Gründen eine Preispolitik zu treiben gezwungen sind, 
die eigentlich zu dem Syndikatsgedanken in Widerspruch steht. 
Ein solches Syndikat ist das Kalisyndikat, das wegen 
innerer Reibungen nicht zur finanziellen Ausnutzung seiner 
Monopolstellung gelangt. Im allgemeinen gilt für die Syndi- 
kate, was Hermann Hecht wie folgt sagt: 

„Einer der wichtigsten Punkte für unsere Exportunfähigkeit sind 
die Syndikate und Kartelle, soweit sie. preiserhöhend wirken. Was 
liegt bei einem Preiskartell vor? 1. Der Leistungsfähige und Starke 
verpflichtet sich, den Preis des Leistungsunfähigen nicht zu unter- 
bieten. 2. Das bedeutet, daß der Preis des Leistungsunfähigen maßgebend 
wird. 3. Dadurch wird als Gegengeschenk der Nutzen des Leistungs- 
fähigen erhöht um die Spanne seiner höheren Leistungsfähigkeit. 4. Mit 
anderen Worten: nicht der Höchstleistende konkurriert gegen das 
Ausland, sondern der Wenigleistende, 5. Da nun bei dem Fertig- 
fabrikat, das ins Ausland gelangen soll, nicht nur das Syndikat oder 
Kartell des letzten Fertigstelienden in Betracht kommt, sondern auch alle 
diejenigen, die diesen mit Halb- oder Vorfabrikaten beiefern, so häufen 
sich im Fertigfabrikat alle die Kartellpreise sämtlicher Vorfabrikate. 

Zur Zeit der Blüte unseres Exports in der Vorkriegszeit waren 
die Preise elastisch, die Industrie, besonders wenn es sich um große 
geschlossene Aufträge handelte, fand Mittel und Wege, der Auslands- 
konkurrenz zu begegnen. Heute ist zum großen Teil alles starr und hart.“ 

Daß das Kalisyndikat im Grunde nichts anderes ist als alle 
übrigen, zeigt de Bromkonvention, die jetzt neu ge- 
bildet wurde, und die sich aus denselben Leuten wie das Kali- 
syndikat zusammensetzt. Brom wird aus der Endlauge bei der 
Carnallit-Verarbeitung gewonnen. Bei einer Verarbeitung von 
100 t Carnallit kann man aus der Endlauge etwa 60 kg flüssi- 
ges Brom gewinnen, das als breiige rötliche Masse erscheint. 
Während man früher 33 Bromfabriken in Betrieb hatte, ar- 
beiten ‘heute nur noch 12 Fabriken, «die sich friedlich in den 
Absatz teilen. Voll Stolz sagt der Bericht eines Bankhauses 
hierüber, daß Brom in den Jahren bis 1910 sehr billig ver- 
kauft wurde, da‘die Produzenten uneinig waren. Es wurden 
Preise von 50 bis 60 Pf. je kg erzielt. Erst später, als !eine 
Verständigung unter den Produzenten, herbeigeführt, d. h. die 
Bromkonvention gegründet war, wurden die Preise auf 2,50 M. 
bis 3 M. gebracht. So sieht ein Syndikat aus, wenn es sich 
normal ausleben kann, was auch unter normalen Umständen 
für das Kalisyndikat gelten würde. 


Die Kaliindustrie hat in Verbindung mit der wissenschaft- 
lichen Betriebsführung in der Landwirtschaft einen bemerkens- 
werten Aufschwung genommen. "Sie hat zweifelsohne nach 
wie vor eine gute Zukunft. Alle Länder sind bestrebt, ihre 
landwirtschaftliche Produktion zu heben, was letzten Endes 
die berechtigte Hoffnung auf eine weitere ‚Vergrößerung des 
Kaliverbrauches stärkt. Das wird auch durch einen Vergleich 
des Verbrauches der verschiedenen Länder vollauf bestätigt. 
Deutschland tınd die Niederlande verbrauchen pro Hektar land- 
wirtschaftlich benutzter Fläche 30 kg Reinkali, Belgien den 
dritten, Frankreich und Norwegen den fünften, Luxemburg 
und die Schweiz den sechsten, Dänemark, Schweden und Eng- 
land den fünfzehnten und die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika sogar nur den dreißigsten Teil”’dieser Menge. 


Die Landwirtschaft arbeitet noch nach Urväterrezept, 
wie die Preisarbeiten der Frankfurter Wirtschaftskurve zeigen, 
und wie jüngst ein namhafter Wissenschaftler in einem rhei- 
nisch-westfälischen Blatte schrieb. Nach diesen und anderen 
Meinungen kann unsere Getreideerzeugung durch entsprechende 
Volldüngung bedeutend gesteigert werden. Zur Volldüngung 
benttzt man Kali, Stickstoff und Phosphorsäure. An einer 
gut entwickelten Getreideähre zählt man 60 bis 80 Körner. 
Gute Hochzuchten liefern sogar 100 bis 120 Körner. Durch 
starke Düngung kann man aber die Triebkraft derart steigern, 
daß ein Samenkorn sich mit 20 bis 30 Halmen bestockt, also 
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tausendfältige Frucht bringt. Der Landwirt streut aber zu- 
meist noch 80 bis 120 Pfund Saatgut auf einen Morgen, um 
davon 8 bis 12 Zentner als Erute zu erzielen. Schlechtes 
Saatgut und der zu geringe Wasservorrat, der für die zahl- 
reichen Kümmerlinge nicht genügt, sind die Ursache für dünne 
Halme mit Zwergähren, die 20 bis 30 Körner enthalten. Durch 
Saatgutveredelung und Dünnsaat kann man diesem Ucbel ab- 
helfen, wenn man gleichzeitig entsprechend düngt. Mit Einzel- 
kornlegemaschinen pflanzt man die einzelnen Körner eines un- 
tersuchten guten Saatgutes in 30 bis 50 cm voneinander ent- 
fernten Reihen bei einem Abstand von 5 bis 10 cm in den 
Reihen selbst, fast wie Kartoffeln. Genau wie solche wird das 
junge Korn mit der Hand oder mit Maschinen behackt. Diese 
Behandlung. bringt es mit sich, daß das Feld bei der Ernte 
genau so aussieht wie ein nach alter Methode bearbeitetes 
gutes Feld, mit dem Unterschied, daß nach der neuen Me- 
thode die Ernte an Stroh und an Körnern wesentlich höher ist. 
Man "hat auf diese Art die Saatgutmenge auf etwa 20 Pfund 
je Morgen herabdrücken können. Durch die Dünnsaat, die 
aber nur in Verbindung mit einer guten Düngung denkbar ist, 
können theoretisch in Deutschland jährlich 15 Millionen Zent- 
ner Brotgetreide erspart werden. Bedenkt man die in Verbin- 
dung mit der Dünnsaat und einer guten Düngung, so wie sie 
den wissenschaftlichen Grundsätzen entspricht, mögliche Stei- 
gerung der landwirtschaftlichken Produktion, so mag es zu- 
treffen, daß man die jetzt in Deutschland lebende Menschen- 
zahl mehr als verdoppeln könnte, ohne daß es notwendig 
wäre, Getreide einzuführen. Daß es sich hierbei um keine 
bloße Theorien handelt, hat der Landwirt und Gutsbesitzer 
Nägel in Krumbach bei Kassel bewiesen. Nach seinen Aus- 


führungen erntete er, als er das 250 Morgen große Gut über- 


nahm, nur 20 Doppelzentner vom Hektar. In kurzer Zeit 
steigerte er den Ertrag durch folgerichtige Anwendung der 
Dünnsaat auf 41 Doppelzentner je Hektar, und er hofft auf 
60 Doppelzentner je Hektar zu kommen. Auf der letzten 
Versammlung der Deutschen Landwirtschaftsgenossenschaft 
konnte er einen Haferhalm mit 560 Körnern vorweisen. Da 
ein Haferkorn auf seinen Feldern durchschnittlich 14 Triebe 
brachte, so hatte ein Haferkorn vieltausendfältige Frucht ge- 
tragen. Er hat die Aussaatmenge auf 20 kg je Morgen herab- 
gedrückt und hofft sie noch weiter drücken zu können. Soweit 
der Sachverständige über die Landwirtschaft, an dessen Aus- 
führungen zu zweifeln für uns keine Veranlassung vorliegt. 

Diese wissenschaftliche Erkenntnis scheint sich immer 
weiter durchzusetzen, und gewiß ist nicht zuletzt darauf der 
gute Absatz der deutschen Kaliindustrie zurückzuführen. Diese 
Entwicklung scheint auch für die nächste Zukunft anzuhalten, 
denn noch ist nicht abzusehen, daß ein ernsthaiter Konkurrent 
gegen das deutsche und lotäringische Kali auftritt. Auch die 
alarmierenden Nachrichten aus Polen können das Bild nicht 
wesentlich ändern. Die dort in der Gegend von Kalusz td 
Stebnik anstehenden Läger sind, soweit bis jetzt bekatnt, 
nicht sehr groß. Die bereits aufgenommene Förderung er- 
brachte im Januar d. J., als bestem Monat, eine Rohförderung 
von 10700 t. Die gewaltigen Lager bei Kujavi, in der Woje- 
wodschaft Posen, sind bisher unerschlossen. Die Solvay-Werke 
haben die Vorarbeiten zur Errichtung von Produktions- . und 
Verarbeitungsstätten in diesem Bezirk begonnen. Der augen- 
blickliche Bedarf Polens an künstlichem Dünger jedoch wird 
zur Zeit auf 600 000 t jährlich geschätzt, so daß selbst bei ciner 
namhaften Eigenproduktion an eine Ausfuhr noch nicht zu den- 
ken ist. 

So scheinen die Aussichten der Kaliindustrie 
nach wie vor gute zu sein, was bis vor kurzem auch die Börse 
scheinbar annahm. Sie hatte aber auch wohl mit Preiserhöhun- 
gen gerechnet, die nicht eingetreten sind, und scheint deshalb 
verstimmt zu sein, was sich neuerdings in Kursrückgängen be- 
merkbar macht. 


Der Maßstab der Börse ist allerdings kein Maßstab für 
die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit von Unternehmungen. 
Aus diesem Grunde kommen auch die neveren Lohnforde- 
rungen der Gewerkschaften absolut nicht zur wn- 
richtigen Zeit. Steiger Halbfell. 
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Ist in Deutschland die Seidenraupenzucht 
rentabel? 


Nach dem verlorenen Kriege macht sich in verschiedenen 
Gegenden Deutschlands eine rege Propaganda breit, welche 
darauf ausgeht, in unserem Vaterlande die Seidenraupenzucht 
einzuführen. In neuerer Zeit wird das Ruhrgebiet von dieser 
Werbetätigkeit heimgesucht. So hat man in Blankenstein, 
Hattingen und Ueberruhr bereits Seidenbauvereine segründet. 
Es ist sehr erklärlich, wenn infolge der. großen Arbeitslosig- 
keit manche Personen sich nach neuen Erwerbszweigen um- 
sehen. Daß hierfür aber der Seidenbau geeignet sein soll, 
muß sehr bezweifelt werden. Im Gegenteil, darf man auf 
Grund von Erfahrungen, die bereits in früheren Jahrhunderten 
und Jahrzehnten gemacht wurden, positiv behaupten, daß bei 
uns die Seidenzucht wohl möglich, aber niemals gewinnbrin- 
gend sein kann. 

Wir halten es deshalb für unbedingt erforderlich, die tat- 
sächlichen Verhältnisse auf diesem Gebiete kurz zu schildern, 
damit unsere Kollegen sich nicht von dieser Propaganda ein- 
fangen lassen und ihre mühsam ersparten Gelder unnütz ver- 
ausgaben. 

Von eingeweihten Kreisen ist wiederholt auf die Tatsache 
aufmerksam gemacht worden, daß man immer in Zeiten wirt- 
schaftlicher Not in Deutschland an den Seidenbau herangeht. 
So wurde nach der Reformation, nach dem Dreißigjährigen 
und nach dem Siebenjährigen Kriege, während des vergangenen 
Jahrhunderts und während des Weltkrieges die Seidenraupen- 
zucht betrieben. Trotzdem die Züchter ihre Arbeiten ein- 
wandfrei erledigten, wie aus hinterlassenen Proben hervor- 
geht, gingen die Zuchtstationen wegen der gänzlichen Unren- 
tabilität wieder ein. 

Sehen wir uns die Gründe für die Aussichtslosigkeit der 
Seidenzucht in unserem Vaterlande näher an. Die technischen 
Arbeiten auf einer Seidenraupenstation können wir hier nicht 
näher schildern, da heute in jeder Volksschule dieselben er- 
örtert werden. Nur so viel sei gesagt, daß der Seidenbau 
ein großes Maß an Arbeit, Aufmerksamkeit und Erfahrung er- 
fordert. Kommen irgendwelche, noch so geringfügige Fehler 
vor, so sind Krankheiten unter den Raupen die Folge, wodurch 
schon die Zuchten ganzer Landstriche eingegangen sind. 

Eine mittelgroße Seidenraupenstation besteht aus 35000 
bis 40000 Tieren, für die man eine Futtermenge von rund 
800 Kilo Maulbeerlaub benötigt, welche von 60 bis 65 hoch- 
stämmigen 20jährigen Bäumen erzielt wird. Der Kokonertrag 
aus einer solchen Station beträgt günstigenfalls 40 Kilo. Der 
Preis für ein Kilo trockener Kokons betrug am 28. Oktober 
1925 in Mailand 13,25 Mark. Die Gesamteinnahme würde sich 
also auf 530 Mark belaufen. Hiervon sind als Unkosten für 
Raupeneier, Zuchtgeräte und deren Abnutzung, Futtermittel, 
Räumlichkeiten, Heizung, Hilfskräfte und für die eigene Arbeit 
mindestens 330 Mark in Ansatz zu bringen. Somit verbleibt ein 
Gewinn von 200 Mark. Die Zuchtperiode dauert fünf Wochen, 
so daß der Wochenerlös sich auf 40 Mark stellt. Kleinzuchten, 
deren Ausbeute 10 bis 12 Kilo Kokons betragen, bringen etwa 
}2 Mark wöchentlich ein. Wohlverstanden, im allergünstigsten 
Falle, also ohne jeden Mißerfolg bei der Zucht. Unbedingt er- 
wähnt muß werden, daß die Kokon- und Seidenpreise augen- 
blicklich sehr hoch stehen. Es muß . bezweifelt werden, ob 
sich dieselben auf der jetzigen Höhe halten lassen. Also sind 
die errechneten Gewinne sehr unsicher. 

Die typischen seidenbauenden Länder können die Seiden- 
zucht deshalb rentabler gestalten, weil erstens das Klima erheb- 
lich günstiger ist, zweitens infolgedessen der Laubertrag der 
Maulbeerbäume größer ist und drittens die Arbeitslöhne be- 
deutend niedriger sind. Das warme Klima Ostasiens läßt jähr- 
lich eine dreimalige Kokonernte zu, was in Europa kaum der 
Fall ist. 

Abgesehen hiervon, nimmt die Kunstseidenindustrie einen 
großen Aufschwung. Die große Masse der Bevölkerung Mittel- 
europas ist heute für einen Luxusartikel, wie ihn die Seide 
darstellt, nicht mehr aufnahmefähig, wo die Kunstseide nur 
rund ein Fünftel der echten Seide kostet. In diesem Jahre wird 
in Italien, dem größten Rohseidenerzeuger Europas, die Roh- 
seidenproduktion durch die Kunstseide überholt. Die deutschen 
Wissenschaftler und Techniker haben an der Verbesserung der 
künstlichen Seidenerzeugnisse einen hervorragenden Anteil. Die 
Zeit dürfte nicht mehr fern sein, wo es gelingt, den Kunst- 
seidenfaden der echten Seide ebenbürtig zu gestalten, besonders 
in bezug auf die Nässefestigkeit. 

Die Propagandisten des Seidenbaues behaupten, daß die 
Zucht der Seidenraupe eine gute Kapitalsanlage sei und großen 
Gewinn verbürge. Zur Stützung dieser Ansicht wird bekannt- 
gegeben, daß das Kilo Kokons mit 20 Mark bezahlt würde. 
Wie die Verhältnisse wirklich liegen, ist von uns bereits ge- 
schildert. Wundern muß man sich aber, daß man es fertig 
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bringt, derartige falsche Angaben zu machen. Ferner wurde 
gesagt, daß, behördliche Stellen den Seidenbau rege unter- 
stützten. Besonders wurde das Reichsbahnzentralamt genannt, 
weiches die Anordnung erlassen habe, die Bahndämme zu 
diesem Zwecke mit Maulbeersträuchern und -hecken zu be- 
pflanzen. Auf unsere Anfrage wurde jedoch mitgeteilt, daß 
von einer solchen Anordnung nichts bekannt sei. Ebenso 
schrieb uns das Reichswirtschaftsministerium, daß es stets 
auf die Schwierigkeiten des inländischen Seidenbaues hinge- 
wiesen und deshalb diese Bestrebungen nicht unterstützt habe, 
Wir führen zum Schluß noch die Aeußerung eines hervorragen- 
den Seidenbaufachmannes an, des Herm Prof. Dr. Harms 
in Königsberg, der feststellte, daß man die Seidenzucht in 
Deutschland nur für solche Leute zulassen könne, deren Feier- 
abend gleich nach dem ersten Frühstück beginne. 
Otto Pennenkamp, Barmen. 


Berichtigung. Bei dem Artikel: „Wie lese ich den Handelsteil 
einer Tageszeitung“ mit dem Untertitel: „Der Baumwollmarkt“ ist ein 
Schreibfehler übersehen worden. Es muß am Anfang des letzten 
Absatzes unmittelbar hinter der Verbrauchsstatistik heißen: „Deutsch- 
land hat seinen Vorkriegsbedarf von 1702000 Ballen noch nicht er- 
reichen Können“ (nicht 1702 Ballen). 


Ein Franzose über Stinnes 


Im Verlage von Reimar Hobbing (Berlin) ist in deutscher 
Uebersetzung unter‘ dem Titel „Hugo Stinnes — der Mensch, 
sein Werk, sein Wirken“ ein Buch eines Franzosen Gaston 
Raphael erschienen (Preis 8 M.), das in Deutschland be- 
trächtliche Beachtung gefunden hat. 

Das Buch ist vor dem Tode Hugo Stinnes’, also auch vor 
den Erkrankungserscheinungen des Stinnes-Wirtschaftsgebäu- 
des gedruckt. Der Verfasser sucht ein lebenswahres Bild von 
Stinnes und seinem Wirken zu zeichnen, hütet sich aber, ein 
vollkommen abgerundetes Urteil über Stinnes zu geben. Als 
französischem Bourgeois imponieren ihm zwar die „kaufmänni- 
schen und organisatorischen Fähigkeiten“ von Stinnes; er läßt 
aber doch wieder durchblicken, daß der höhere Sinn der wirt- 
schaftlich-organisatorischen Zusammenschlußarbeit des Indu- 
striemagnaten, besonders in den letzten Jahren, nicht erkennbar 
ist. .So hat der Verfasser im ganzen keine eigene Meinung, 
Er sagt von Stinnes an der einen Stelle, daß er „kein System 
hat“, und weist auf das Widerspruchsvolle seines Wesens hin, 
um an anderer Stelle zu behaupten, daß „die Gesamtheit der 
Unternehmungen ein Meisterstück der Anordming‘“ sei. Wäh- 
rend der Verfasser durch das ganze Werk seine Begeisterung 
für die „Großzügigkeit“ der Person Stinnes’ zum Ausdruck 
bringt, nennt er ihn an anderen Stellen einen „Kleinbürger‘‘, 
„altmodisch‘“, „gleichgültig gegen das geistige und künstle- 
rische Leben‘ und „in seiner Psychologie primitiv“, 

Der französische Bourgeois hat nicht erkannt, daß er des- 
halb die Widersprüche in Stinnes nicht lösen konnte, weil er 
sich, genau wie ein großer Teil des deutschen Bürgertums, 
durch die wirtschaftlichen Erfolge von Stinnes und seinen Auf- 
stieg hat blenden lassen. Unser Urteil über Stinnes kann nicht 
erschüttert werden. Stinnes ist kein großer Mensch gewesen, 
seine Erfolge sind kein Zeichen seiner Größe, sondern ein 
Zeichen dafür, daß er seinen Wirtschaftsegoismus und -despo- 
tismus, seinen nur aus krassen materialistischen Anschauungen 
geborenen Willen dem politisch willensschwachen und unreiten 
Volke gegenüber mit allen Mitteln durchzusetzen wußte. Wenn 
es galt, sein Wirtschaftsziel zu erreichen, propagierte er in 
Zeiten der Volkserregung die Volksgemeinschaft, Arbeitsge- 
meinschaft, umschmeichelte den Arbeiter, um ihm sein wahres 
Gesicht zu zeigen, wenn er die Macht wieder in Händen hatte, 
Dann war er wieder Despot und lehnte Verhandlungen mit den 
Interessenvertretungen der Arbeiter brutal ab. Ueberall, wo 
Macht rücksichtslos angewandt wurde, hatte Stinnes seine 
Hände im Spiel: Er gehörte zu den Annexionisten des Krie- 
ges, war der Vater der Verschleppung der belgischen Arbeiter 
während der belgischen Besatzungszeit, untergrub in der Nach- 
kriegszeit die staatliche Autorität, zwang der Regierung seinen 
Willen auf, scheute sich nicht, Handlungen der Regierung als 
„verbrecherisch‘“ zu bezeichnen, wenn sie seinem Willen nicht 
gehorchte, nannte die Inflation, das Riesenunglück für das 
deutsche Volk, „eine «Waffe, zu deren Benutzung Deutsch- 
land gezwungen war“, und förderte sie durch Börsenspekula- 
tionen, ließ seine Devisen in ausländischen Banken nieder- 
legen, verhandelte ohne Wissen und Willen mit England und 
Frankreich, scherte sich den Teüfel um die Regierung, wurde 
zum mächtigsten Manne Deutschlands und nannte sich eine 
„durch den Krieg so geschädigte und in allen Grundlagen er- 
schütterte. Existenz, wie kaum jemand“, Seine größten Wider- 
sacher: Erzberger, der ihn bei häufigen Gelegenheiten 
in seine Schranken zurückverwies und auch ihn mit der Er- 
fassung der Sachwerte zum Opfer für Deutschlands Wieder- 
genesung zwingen wollte, Rathenau, der sein System der 
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„Wirtschaftsprovinzen‘, durch das er einen tinumschränkten 
Einfluß zu gewinnen suchte, zu Fall brachte und ein eigenes 
System einer großzügigen Planwirtschaft mit weitgehendem 
Einfluß der gesetzmäßigen Instanzen gegenüberstellie, den 
er in einem offenen Brief in seiner Wut nicht scheute nach 
völkischer Methode als eine „fremdrassige Seele“ zu bezeich- 
nen, Erzberger und Rathenatu fielen Mörderhänden zum Opfer 
“ — und standen ihm ‚nicht mehr im Wege. Stinnes, 
derLudendorf der Wirtschaft! Bei diesem nur 
ein Gesichtspunkt — despotischer Militarismus —, in je- 


nem auch nur eine Weltanschauung — Wirtschaitsdes- 
potie. Vaterland, Volk, Gemeinschaft, ja Religion, alles 
identisch mit „Wirtschaft“ — seiner Wirtschaft. " — 


Das ist und war unser Bild von Stinnes, das Bild, wie 
wir heute, nachdem sich das Stinnesgebäude als morsch ge- 
zeigt hat, annehmen dürfen, der Mehrheit des deutschen Vol- 
kes. Der Verfasser scheint nur Berührungspunkte zu den 
deutschen Kreisen gehabt zu haben, die Gewalt anbeten. 
Sonst könnte er sich nicht zu Aeußerungen verleiten lassen, 
daß Stinnes das „Idol der Deutschen‘ geworden sei, und daß 
„Stinnes den Massen des Proletariats im allgemeinen impo- 
niert“. Stinnes hat beim Proletariat keine Verehrer, weil er 
keine Verdienste hat. Er hat die Wirtschaft aus dem Gleich- 
gewicht gebracht, wenn andere versuchten, das Gleichgewicht 
zwischen Lohn und Gewinn, zwischen Arbeit und Kapital, 
zwischen Produktion und Konsum herzustellen. Ohge Stinnes 
wären wir weiter. Ohne Stinnes hätte das arbeitsame, organi- 
satorisch befähigte deutsche Volk mehr geleistet. 

Stinnes ist tot. Die Geschichte wird ihn als den letzten 
Typus des deutschen Wirtschaftsdespoten einreihen. Stinnes hat 
nach seinem Tode bereits viel von seinem Nimbus eingebüßt. 
Wenn nicht alle Zeichen trügen, werden schon jetzt die Kräfte 
im deutschen Volke wach, die auf eine Gestaltung der Wirt- 
schaft im Sinne des Allgemeininteresses und eines stärkeren 
Einflusses der Arbeiterschaft hindeuten. Stinnes ist tot — für 
immer tot. Rathenau wird wieder auferstehen! 

Trotz unserer Ablehnung der Person Stinnes können wir 
nur jedem empfehlen, das Buch von Gaston Raphael zu lesen. 
Es gibt Aufschluß über viele Dinge, die während des Krieges 
und nach dem Kriege geschehen sind. Es bietet so auch eine 
gute Darstellung der wirtschaftlichen Entwicklung, wenn auch 
die. Lage der breiten Massen ganz und gar nicht gewürdigt 
wird. Das Wertvollste am Inhalt sind die vielen, durch Quellen 
belegten Aeußerungen von Stinnes selbst. So kann man sich 
sein eigenes Urteil bilden. J. Gröttrup. 


Referentenführer 


Ein erschreckendes Beispiel für das Sinken der Kaufkraft, 
Die deutsche Reichsbahngesellschaft stellt für den Monat Ok- 
tober eine Steigerung des Gesamtgüterverkehrs fest. Bei einer 
Mehrgestellung von etwa 422500 Wagen (rund 85 Prozent 
mehr als im Vormonat September) betrug die durchschnitt“ 
liche arbeitstägliche Wagengestellung im Oktober etwa 152000 
Wagen, also10 400 Wagen mehr als im September. Diese Steige- 
rung ist zurückzuführen auf den vermehrten Versand von Brot- 
getreide, Rüben, Schnitzel, Zucker usw. Eine erhebliche Zu- 
nahme zeigte auch der Fischverkehr von den Häfen der 
Wesermündung, zu dessen Bewältigung 127 Fischzüge. mit 
3960 Wagen gefahren werden mußten, gegenüber 110 Zügen 
mit 3370 Wagen im Vormonat. Insbesondere fällt die Steigerung 
im Kohlentransport auf. Die Ursachen der Absatzsteige- 
rung sind nach Auffassung der Reichsbahngesellschaft auf stärkere 
Abrufe für Hausbrandzwecke, auf den Ausgleich der infolge des 
Wirtschaftskrieges mit Polen ausgefallenen Zufuhren aus Pol- 
nisch-Oberschlesien und auf vermehrten Bedarf der Zucker- 
fabriken zurückzuführen. Demgegenüber ist im Verkehr andereı 
Güter ein empfindlicher Rückgang zu verzeichnen. So wur- 
den für den Transport von Zement 7800 und für den Verkehr 
mit künstlichen Düngemitteln 21000 Wagen weniger gestellt. 

Von allgemeiner Bedeutung ist der Ausweis über den ge- 
ringeren Versand von Kartoffeln. Es wurden verladen: 


im Oktober 1925 = 68000 Wagen 
„ ” 1924 = 102 000 „ 
> R 1923 = 108.000 3 

ss 1922 —= 163000 3 


Die Bevölkerung ist im Herbst 1925 sicher nicht unwirt- 
schaftlicher gewesen als in den früheren Jahren. Wenn trotz- 
dem die Eindeckung mit Wintervorrat nicht in dem Maße 
durchgeführt werden konnte, wie z. B. in den sehr schlechten 
Jahren 1923 und 1924, so spiegelt sich darin unverkennbar die 
gesunkene Kaufkraft der deutschen Verbraucher wider. 


Der Kampf um das Zink, Die Vorgänge bei der Bergwerks- 
resellschaft Giesche haben die Aufmerksamkeit der Oeffent- 
ichkeit wieder einmal auf den seit Jahren tobenden Kampf 
um das Zink gelenkt. Wie es scheint, treiben wir hier einem 
internationalen Zinksyndikat entgegen. So haben 
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vor kurzem in Paris Verhandlungen stattgefunden, die sich mit 
der Gründung eines internationalen Zinksyndikats beschäftigten. 
Besonders machen die Belgier, die auf Grund des Zinkvor- 
kommens im Grenzgebiet zwischen Aachen und Verviers eine 
hervorragende Rolle in der Zinkproduktion spielen, die größten 
Anstrengungen, um den bestimmenden Einfluß,‘ den sie vor 
dem Krieg gehabt haben, wiederzuerlangen. Damit treten sie 
zu England in schärfste Konkurrenz. Es hat den Anschein, 
als ob das in Bildung begriffene internationale Zinksyndikat 
eine Spitze gegen Rußland hat, dem die Zinkindustrie das 
Eindringen in den europäischen Markt gern unmöglich machen 
möchte. 

In der.heutigen Zinkindustrie spielen vor allen Dingen die 
Amerikaner eine wichtige Rolle. Der Harriman-Konzern 
und die Anaconda, die als Aufkäufer des Giescheschen 
Zinkbesitzes in Frage kommen, kontrollieren heute schon 13% 
der gesamten Weltproduktion. Wenn der zwischen Giesche und 
dem Harriman-Konzern abgeschlossene Vertrag rechtsgültig 
wird, wird die Stellung der Amerikaner in der Zinkproduktion 
des europäischen Kontinents weiter gestärkt. Andererseits be- 
deutet der Vertrag eineenorme Schwächungderdeut- 
schen Position. Man könnte sagen, daß eine solche Ent- 
wicklung die durch den Krieg notwendig gewordene Wieder- 
errichtung “einer deutschen Zinkproduktion durchaus unmög- 
lich macht. Ueber die Zinkprodtiktion der Welt gibt 
folgende Aufstellung Aufschluß: 


1912—14 1919—21 1922 
Durchschnitt Durchschnitt 
(Produktion in tausend Tonnen) 
Großbritannien 58,1 23 15, 
Deutschland 261,3 56,8 _ 
Frankreich 58,2 20,1 40,4 
Beloien 183,4 56,8 113,1 
V, St. v. Nordamerika 323,5 352,9 320 
Kanada - 17,8 25,2 
Australien E| 6,8 24 
Japan 2,2 15,8 10 


Die Aufstellung ergibt die ungeheure Bedeutung der Ameri- 
kaner in der Zinkproduktion. In den Jahren 1912 bis 1914 
produzierte Europa 623800 Tonnen Zink, Die Produktions- 
ziffer senkte sich in den Jahren 1919 bis 1921 auf 217700 Ton- 
nen. Dagegen konnte Nordamerika seine Produktion an Zink 
in den genannten Zeiträumen von 323300 Tonnen auf 370 700 
Tonnen steigern. Während sich der Anteil Europas an der 
Weltzinkproduktion senkte, und zwar von 65% auf 35,5%, hob 
sich der Anteil Nordamerikas von 34% auf 61%. 

Wie schon oben betont, ist die Zinkproduktion für Deutsch- 
land nach dem Kriege von größter Wichtigkeit geworden. 
Deutschland hat vor dem Krieg in der Zinkgewinnung eine 
ganz hervorragende Rolle gespielt. Mit dem Versailler Vertrag 
haben sich aber die Dinge gründlich verschoben. Wir haben 
1913 an Zinkerzen 313300 Tonnen eingeführt, im Jahre 1922 
aber nur noch 73300 Tonnen. Der Einfuhrüberschuß an Zink- 
erzen betrug in Deutschland im Jahre 1913 268200 Tonnen, 
im Jahre 1922 nur noch 40900 Tonnen. Die Zahlen sprechen 
von einer stark verminderten Einfuhr und natürlich auch von 
einer stark verminderten Weiterverarbeitung in Deutschland. 
Dasselbe besagen die Zahlen über Deutschlands Ein- und Aus- 
fuhr von Rohzink. Wir führten im Jahre 1913 56 000 Tonnen 
Rohzink ein. Die Einfuhr senkte sich im Jahre 1922 auf 
24800 Tonnen. Im Jahre 1913 hatten wir eine Ausfuhr von 
105 200 Tonnen, im Jahre 1922 nur eine solche von 21100 
Tonnen. Es ergibt sich für das Jahr 1922 ein Einfuhrüber- 
schuß von 3700 Tonnen. Wenn wir die Produktion des letzten 
Friedensjahres 1913 zugrunde legen und für das alte Reichsge- 
biet eine Produktion von Zinkerzen in Höhe von 646000 Tonnen 
berechnen, so beträgt unser Verlust infolge des abgetretenen 
Gebiets nach dem Versailler Vertrag und nach der Teilung 
Oberschlesiens nicht weniger als 441000 Tonnen = .68,3%o 
der Produktion des alten Reichsgebietes. Die Verluste wurden 
verursacht durch die Abtretung von Oberschlesien und Eupen- 
Malmedy. Sie betragen nach dem Metallinhalt der Erze be- 
rechnet rund 34% der gesamten europäischen Zinkerzpro- 
duktion. 

Der Vertrag, der zwischen der Bergwerksgesellschaft 
Giesches Erben und dem amerikanischen Harrimann-Konzern 
vereinbart worden ist, liefert zunächst den Besitz der genannten 
Bergwerksgesellschaft an Zinkerzfeldern in Polnisch-Oberschle- 
sien den Amerikanern aus. Darüber hinaus verpflichtet sich die 
Gesellschaft, für längere Zeit die Zinkproduktion in Deutsch- 
Oberschlesien dem Harriman-Konzern zur Verfügung zu 
stellen. Gerade diese zweite Verpflichtung ist von ungeheurer 
Wichtigkeit. Deutschland muß seine Zinkproduktion wieder auf- 
bauen, um sich vom Weltmarkt unabhängig zu machen. Wenn 
es seine durch den Krieg zerstörte Zinkwirtschaft wieder her- 
stellen will, hat es die deutsch-oberschlesischen Zinkfelder unbe- 
dingt notwendig. Der Plan der Bergwerksgesellschaft von 
Giesches Erben, in der besonders der schlesische Adel Einfluß 
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hat, macht also im letzten Effekt den Ausbau einer deutschen 
Zinkwirtschaft unmöglich. Seine Durchführung bedeutet für 
die deutsche Zinkwirtschaft einen zweiten Versailler Vertrag 
eine zweite Teilung Oberschlesiens. 


Die Lage der chemischen Industrie. In der chemischen 
Industrie, wo 35000 Arbeiter wegen ihrer Lohnforderungen 
ausgesperrt wurden, ist eine gute Geschäftskonjunktur vorhan- 
den. Geheimrat Duisberg hat gelegentlich der General- 
versammlung von Bayer u. Co. in Leverkusen, wo die Volt- 
fusion mit dem Anilinkonzern in den „Farbentrust‘‘ ausge- 
sprochen wurde, die gegenwärtige Lage der chemischen In- 
dustrie Deutschlandsals günstig und jedenfalls besser 
wie in den anderen Industrien bezeichnet. Der Auslandsabsatz 
ging zwar nach der Stabilisierung zurück als Folge der Tat- 
sache, daß während des Krieges die Farbenindustrie in einer 
Anzahl von Ländern stark entwickelt wurde. Vor allem sind es 
Amerika, England und Frankreich, die heute viel weniger als 
früher Farben von Deutschland kaufen. Von der Gesamtaus- 
fuhr entfielen vor dem Kriege 22 Prozent auf Amerika, heute 
nur 2 Prozent, auf England vor dem Kriege 14 Prozent, heute 
4 Prozent. Frankreich .erhält heute Farbstoffe nur noch über 
Reparationskonto. Der Absatz nach dem Osten ist ebenfalls 
stark zurückgegangen, Rußland ist auf dem Markt ausge- 
schaltet. Der Gesamtabsatz hat sich nach Duisbergs Aus- 
führungen folgendermaßen gestaltet: Anorganisch verdop- 
pelt, pharmazeutisch: durch nete Produkte den Markt in 
Südamerika und Mexiko erweitert, Stickstoff: der In- 
landsbedarf wird vollständig gedeckt, sowohl für die Landwirt- 
schaft wie für den technischen Gebrauch; hierdurch wird die 
Hälfte der Vorkriegssalpetereinfuhr einge- 
spart. Somit stellt sich die Lage der chemischen Industrie 
trotz des Ausfuhrrückganges als sehr günstig dar. 


Weltwirtschaft 

Der Welthandel im Jahre 1924. Im Jahre 1924 standen, 
wie aus einem vor kurzem vom Völkerbund veröffentlichten 
„Memorandum über Zahlungs- und Handelsbilanzen 1910 bis 
1924° hervorgeht, die Preise der Welthandelsgüter etwa 50 Pro- 
zeut über denen der Vorkriegszeit. Der Wert der 1924 im 
Welthandel bewegten Waren übertraf ebenfalls um ungefähr 
>50 Prozent den von 1913. Der gesamte Welthandel hat also 
dass Ausmaß von 1913 nahezu erreicht. Immerhiu 
war noch eine Unterbilanz von 5 Prozent gegenüber 1913 vor- 
handen. In der Verteilung des Welthandels auf die verschiede- 
nen Länder zeigen sich bemerkenswerte Veränderungen: Es 
ist nämlich Europas Bedeutung im Welthandel erheb- 
lich zurückgegangen. Großbritannien hatte an der Ge- 
samtmenge der eingeführten Waren 1924 einen größeren . Anteil 
als 1913, aber sein Anteil an der Ausfuhrmenge ging zurück. 
Während jedoch von der Gesamtwarenbewegung 1924 immerhin 
noch ein größerer Teil auf Großbritannien kam als 1913, war 
der auf die übrigen europäischen Länder entfallende Pro- 
zentsatz bedeutend kleiner: Mittel- und Osteuropa 
waren 1924 am Welthandel beteiligt mit nur 14,4 Prozent 
gegenüber 21,4 Prozent im Jahre 1913; die übrigen 
europäischen Länder mit 25,8 Prozent gegen 29,3 Prozent 
im Jahre 1913. Deutschlands Anteil am Welthandel 
sank von 13,2 Prozent auf 7,2 Prozent. Unter den europäi- 
schen Ländern haben ihren Ausfuhranteil vergrößert: 
Frankreich (von 73 auf 86 Prozent), Spanien, 
Schweden, Dänemark und Griechenland. Tirotz- 
dem zeigt sich, daß Europas Teilnahme am Welthandel 
geringergeworden ist. 1924 war es nur mit 57 Prozent 
am Welthandel beteiligt gegenüber 66 Prozent in der Vor- 
kriegszeit. Deutlich wird dieser Rückgang auch, wenn man 
Ein- und Ausfuhr mengenmäßig betrachtet. Deutschland 
hatte z. B. 1924 nur 63 Prozent der Einfuhrmengen, 51 Prozent 
der Ausfuhrmengen von 1913 erreicht, Rußland gar nur 16 
bzw. 20 Prozent. Die mengenmäßige Einfuhr nach Großbritan- 
nien war 1924 größer (104 Prozent) als 1913, die Ausfuhr 
dagegen betrug der Menge nach wenig mehr als dreiviertel 
der früheren Ausfuhrmengen. Eine Zunahme in Ein- und Aus- 
ithrmengen zeigen nur Dänemark und Norwegen. Finnland 
hat seine Ausfuhr-, Schweden seine Einfuhrmengen vergrößert. 
Bei den übrigen europäischen Ländern bleiben Ein- und Aus- 
fuhr hinter den Vorkriegsmengen zurück. Statt dessen ver- 
Peg sich die Anteile der außereuropäischen Ge- 
iete am Welthandel (ausgg'nammen Südafrika, das einen Aus- 
fuhrrückgang zu verzeichnen hat, und Südamerika, dessen nie- 
drigere Einfuhrziffer jedoch wahrscheinlich auf statistische 
Fehler zurückzuführen ist), ganz besonders Nordamerikas. 
Die größten Steigerungen der Ausfuhrwerte zeigen für die Zeit 
von 1913 bis 1923: Kanada (von 432 auf 1070 Millionen Dol- 
lar), Japan (von 315 auf 728 Millionen Dollar), China (von 
294 auf 625 Millionen Dollar, Kuba, Mexiko, Neu- 
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seeland, die Vereinigten Staaten (von 2448 auf 
4495 Millionen Dollar). Dementsprechend haben auch Importe 
und Exporte der um den Stillen Ozean gelegenen Länder 
in viel stlärkerem Maße zugenommen (um 92 Prozent) als die 
der atlantischen Länder, bei denen die Vermehrung der Außen- 
handelswerte um nur 18 Prozent angesichts der 50 prozentigen 
Preissteigerung in Wirklichkeit einen Rückgang von 32 Prozent 
bedeutet. 
Asien wurden in der Nachkriegszeit viel lebhafter. So sandten 
die Vereinigten Staaten 1924 11 Prozent ihrer Ausfuhr nach 
Asien, 1913 dagegen nur 5 Prozent. Ebenso stieg in Kanada 
der asiatische Exportanteil auf das Dreitache, und auch japan 
und China bevorzugten in der Ausfuhr in stärkerem Maße die 
amerikanischen Länder. Jedoch ist seit 1924 Europas Bedeu- 
tung im Welthandel wieder im Ansteigen begriffen. 


Die deutschen Auslandskredite. Der „Wirtschaftsdienst‘ 
hat kürzlich mit der vierteljährlichen Veröffentlichung der 
deutschen Auslandskredite begonnen. Aus der ersten Zusam- 
menstellung geht hervor, daß im laufenden Jahre mit größe- 
ren Auslandskrediten in der Hauptsache nur die Städte 
(bzw. das Land Bayern) bedacht wurden. Der Staat Bayern 
erhielt einen Kredit von 25 Millionen Dollar, die Stadt Ber- 
lin 15 Millionet, Bremen 15, Köln 10, andere Städte, 
die in Württemberg und Baden Sammelanleihen aufgenom- 
men habgn, ungefähr 45 Millionen Dollar, zusammen etwa 
110 Millionen. Dagegen erhielten die Privatunterneh- 
mungen, wenn wir von der jüngst abgeschlossenen Kali- 
anleihe im Betrage von 40 Millionen Dollar und 2 Millionen 
Pfund (als erster Teil einer 75-Millionen-Dollar-Anleihe) ab- 
sehen, erheblich weniger. Auch diese Anleihen wurden noch 
zu Anfang des Jahres gewährt, später ist die Kreditgewährung 
an Privatunternehmungen ins Stocken geraten. Es waren vor 
allem verschiedene Werke der Eiektrizitätsindustrie 
und der Krafterzeugung, die Anleihen erhielten, was überhaupt 
der allgemeinen Tendenz der amerikanischen Kapitalsanlagen 
in der Welt entspricht. Diese Gruppe — A.E.G., Siemens, 
Sächsische Werke, Elektrowerke, Rheinisch-Westfälische Elek- 
trizitätsindustrie, Hamburger und Berliner Städtische Elek- 
trizitätswerke — erhielten Kredite im. Betrage von 54 Millio- 
nen Dollar und 30 Millionen Schweizer Franken. Die Kali- 
industrie (Syndikat und Wintershall) erhielt 18 Millionen, 
die zum Teil von der neuen Anleihe abgelöst “werden, einige 
Warenhäuser, Karstadt, Tietz, erhielten ebenfalls Kredite. Aw!- 
fallend gering ist aber die Beteiligung der Schwerindu- 
strie, wo noch am Anfang des Jahres einige Anleihen 
mit nur geringen Beträgen zustande kamen. Der ganzen P::- 
vatwirtschaft wurden etwa 90 Millionen Dollar zur Verfügunz 
gestellt. Kreditgeber war durchweg das amerikanische 
Kapital, vertreten vor allem durch die Bankfirmen Dillon Reakl, 
Harris-Forbes, Speyer & Co., National City Co. Die Morgan- 
gruppe war in diesem Jahre nicht beteiligt. Das Schweizer 
Kapital hat in Verbindung mit“dem holländischen 30 Millionen 
Franken an die Berliner Städtischen Elektrizi- 
tätswerke geliehen, außerdem 1!/, Millionen für die Stadt 
Lindau. Mit geringeren Beträgen war auch das hollän- 
dische Kapital in Verbindung mit dem amerikanischen und 
schweizerischen beteiligt. Die Lauizeit der Anleihen ist sehr 
verschieden. Sie erstreckt sich bei den Kommunen von 10 
bis zu 25 Jahren, bei der Industrie von einem Jahr bis zu 
25 Jahren. Der größte Teil der Kredite ist jedoch langfristig. 
Der Zinsfuß der Anleihen bewegt Sich zwischen 61/, und 7:/, 
Prozent. Die ,Emissionskurse schwanken zwischen 87 und 0, 
Die tatsächliche Verzinsung ist deshalb durchschnittlich um 
1/, Prozent höher. 


Bücherschau 


Das Märchen vom Preisabbau. Eine Aufklärungsschrift. Heratsge- 
geben vom Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund. 24 Seiten. 
Berlin 1925. Verlagsgesellschaft des A.D.G.B. Preis 0,65 Mark. 


Die lesenswerte kleine Schrift stellt in großen Zügen das verhäng- 
nisvolle „Wirtschaitsprogramm“ der Regierung dar, wobei besonders 
die unerträgliche Belastung berücksichtigt wird, die der überwiegenden 
Mehrheit der Bevölkerung (Arbeitern, Angestellten, Beamten, Rentuern, 
Invaliden, Kleinhandel und Gewerbe) aufgebürdet wird. Durch ein- 
drucksvolles Zahlenmaterial, das aus den verschiedensten Denkschriften 
und Eingaben gesammelt und größtenteils noch nicht veröffentlicht ist, 
wird die Wirkung der Industrie- und Agrarzölle, der Aufwertung, der 
Steuern, der Mietssteigerungen veranschaulicht, Das „Abbauprogramm“ 
der Regierung wird kritisch beleuchtet und gezeigt, daß es an seiner 
„inneren Unwahrhaftigkeit“ „scheitern mußte. Die Schrift verfolgt den 
Leidensweg der Regierung, der in einer glatten Bankrotter lärung 
endete, und hebt die — bisher noch zu wenig beachteten — Beschlüsse 
der großen Wirtschaftsverbände hervor, die eine glatte Absage an die 
Regierung bedeuten. Es scheint, heißt es in der Schrift, daß die poli- 
tische Leidenschaft, die beim Abschluß der Zollgesetzgebung hoch auf- 
schäumte, wirtschaftlicher Ueberlegung Platz zu machen beginnt. Schwer 
industrie und Großagrarier bleiben als Sieger auf der Wahlstatt. 
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